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1.  Einleitung. 

1.   Die    Tabakpflanze    und   ihre   Arten. 

Die  Tabakpflanze  [Nicotiana  L.)  gehurt  zur  Fa- 
milie der  Nachtschattenpflanzen  (Soianeae),  in 
der  sich  verschiedene  starke  narkotische  Ge- 
wächse, wie  Bilsenkraut.  Stechapfel  und  Bella- 
donna befinden.  Die  zum  Rauchen.  Schnupfen 
und  Kauen  benützten  Arten  stammen  sämtlich 
aus  Amerika.  Die  für  den  Tabakverbrauch 
aller  Art  bedeutsamsten  Arten  des  Tabaks  sind: 

1.  der  Virginische  Tabak     Nicotiana   tabacum), 

2.  der  Marylandtabak  oder  grossblätterige  Ta- 
bak   Nicotiana  macrophylla   oder   latissima 
diese  beiden  mit  roten  oder  rötlichen  Bluten  — . 

3.  der  Bauerntabak  oder  Veilchentabak  (Nico- 
tiana rusticai  mit  weisslichgelben  Blüten. 
Diese  Hauptarten  zerfallen  in  verschiedene 
Nebenarten,  deren  Beschaffenheit  und  Eigen- 
artigkeit teils  in  botanischen  Bezeichnungen, 
teils"  in  den  üblichen  Handelsbenennungen  Aus- 
druck findet.  Bei  den  vielfachen  Kreuzungen 
der  Unterarten  und  selbst  der  Hauptarten  des 
Tabaks  ist  eine  scharfe  Auseinanderhaltung  der 
letzteren  wegen  der  stets  neu  sich  bildenden 
Spielarten  schwierig.  Aus  demselben  Grande 
fehlt  es  auch  an  einer  durchgreifenden  I 
einstimmung  der  handelsüblichen  Bezeichnungen. 

lieber  die  Verbreitung  des  Tabakhaus  in 
Deutschland  nach  den  handelsüblichen,  lokal 
gefärbten,  und  wie  ersichtlich,  keineswegs  klar 
von  einander  abgegrenzten  Bezeichnungen  ent- 
hält die  jährlich  in  den  Vierteljahrsheften  zur 
Statistik  des  Deutschen  Reiches  erfolgende  \  er- 
öffentlielmng  „Der  Tabak  im  deutschen  Zoll- 
gebiete- aus  den  Denkschriften  der  Drrektivhe- 
hörden  nähere  Mitteilungen. 

Gegenüber  der  Degenenerung  der  labak- 
«orten  sind  die  seit  einiger  Zeit  in  Deutsch- 
land  in  grösserem  Masse  aufgenommenen   \  er- 


Anflage.    VII. 
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suche  mit  direkt  aus  Amerika  bezogenem 
Samen  beachtenswert  Solche  Versuche  werden 
ausweislich  der  Verhandlungen  des  Landwirt- 
schafts Elsass-Lothringen  namentlich 
von  der  Kaiserlichen  Tahakmannfaktur  inStrass- 
bnrg  gefördert. 

Iu  Bussland  werden  unter  der  Bezeich- 
nung „Machorka"  (in  der  Bauptsache  Nicotiana 
rnstTca  gewisse  geringere  daselbsl  gi 
Tahakarten,  welche  seitens  der  Steuergesetz- 
gebung einer  gesonderten  Behandlung  unter- 
zusammengefasst  und  den  besseren 
einheimischen  Tabaksorten,  welche  in  tür- 
kische und  amerikanische  unterschieden  wer- 
den, gi  genübergesteUt  Die  Ernte  an  Machorka- 
tabak macht  mehr  als  die  Hälfte  der  gesamten 

-  hen  Tabakernte  aus. 

■_'.   Geschichtlicher   Rückblick    auf   die 

Einführung  des  Tabaks  in  die  europäische 

Volkswirtschaft.     Entgegengesetzt   der   Ent- 

wickelung   des   Spirituosengenusses   zeigt    sich 

Ler  Verbreitung  des  Tabakgenusses  die 
(Jebertragung  einer  eigenartigen  Genussem- 
pfänglichkeit  von  uncivilisierten  auf  zivilisierte 
Völker.  Ob  sich  in  Asien  selbständig  und  ohne 
Zusammenhang  mit  der  amerikanischen  Sitte 
der  Tabakverbrauch  entwickelt  hat.  mag  da- 
hingestellt bleiben.  Jedenfalls  steht  fest,  dass 
die  europäische  Volkswirtschaft  die  auf  Tabak- 
genuss  gerichtete  Erweiterung  ihres  Bedürfnis- 
kreises aus  Amerika  und  zwar  unmittelbar  im 
Zusammenhange    mit    der    Entdeckung  dieses 


neuen     Welt     heimkehrende     Seeleute     gesehen 

hatte,  welche  gewickelte  und  zerschnittene 
trockene  Tabakblätter  aus  kleinen  trichter- 
förmigen Röhren  von  Palmblättern  oder  Schilf 
rauchten.  In  England  wurde  das  Bauchen  und 
zwar  aus  Pfeifen  durch  Kolonisten  eingeführt, 
welche  der  Admiral  Francis  Drake  im  Jahre 
1586  aus  Virginien  zurückbrachte.  Neben  dem 
Rauchen  kam  in  England  auch,  namentlich  bei 
Seeleuten  und  Soldaten,  das  Kauen  in  Auf- 
schwung. Von  England  ging  die  Sitte  desTa- 
bakrauchens  rasch  nach  Holland  und  Belgien 
Über;  in  Frankreich  wurde  es  während  der  Re- 
gierung Ludwigs  XIII.  bekannt  und  nahm 
unter  Ludwig  XIV.  bedeutenden  Aufschwung. 
In  Deutschland  verbreitete  sich  das  Tabak- 
rauchen während  des  30  jährigen  Krieges.  Eng- 
lische Hilfstruppen  sah  man  zuerst  im  Jahre 
1620  auf  ihrem  Marsche  durch  Sachsen  nach 
Prag  rauchen,  bald  verbreitete  sieb  das  Bauchen, 
wie" auch  das  Kauen,  damals  „Tabaktrinken" 
und  „-saufen-  genannt,  in  Tillys.  Wallensteins 
und  im  schwedischen  Heere.  Von  Deutschland 
aus  wurde  das  Bauchen  in  die  Schweiz,  wo 
der  Tabak  in  den  60  er  Jahren  des  16.  Jahr- 
hunderts sicher  bereits  bekannt  war.  und 
Oesterreich  eingeführt,  und  von  da  nach  Un- 
garn. Von  der  Gunst,  welchen  der  Tabakge- 
nuss  an  Höfen  erlangt  hatte,  zeugen  die  Vor- 
gänge am  preussischen  Hofe,  insbesondere 
unter  Kurfürst  Friedrich  III.  und  König  Frie- 
drich    "Wilhelm     I.     (Tabakskollegium1.       Das 


Erdteils  erfahren  hat.     Die  Spanier  wurden  auf   Schnupfen   wurde   in  Deutschland   durch  einge 


den  westindischen  Inseln  mit  dem  Tabak  be- 
kannt: hatte  doch  schon  Kolumbus  bei  seiner 
Landung  auf  der  Insel  Guanahani  die  Indianer 
rauchend  angetroffen.  Aus  einem  trockenen. 
in  ein  Maisblatt  eingewickelten  Kraut  büdeti  n 
sie  cylinderfönnige  Bollen,  deren  eines  Ende 
~ie  in  den  Mund  nahmen,  während  sie  das 
andere  anzündeten.  Diese  Bollen  nannten  sie 
Cabaco.  Auf  die  einzelnen  Nachweise  über  die 
ursprüngliche  Verbreitung  des  Tabakgenusses 
iu  Mexiko  und  Centralamerika  sowie  in  Süd- 
und  Nordamerika  kann  hier  nicht  eingegangi  n 
werden  Ich  verweise  hierwegen  auf  die  auch 
im  übrigen  diesem  Rückblick  zu  Grunde  gelegte 
lehre  des  Tabaks  etc.  von  Tiedemann 
mkfurt  a.  M.  1854  . 


wanderte  Hugenotten   in  Mode  gebracht :    Frie- 
drich der  Grosse  war  ihm  sehr  zugethan. 

In  der  ersten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts 
fing  mau  an  in  Deutschland  Tabak  zu  bauen: 
Versuche  wurden  zuerst  1620  in  Strassburg  an- 
gestellt. Um  1660  wurde  Tabak  im  Elsass.  iu 
der  oberen  Grafschaft  Hanau,  im  Bistum  Speier, 
in  der  Markgrafschaft  Baden,  im  Breisgau  und 
im  Kanton  Basel  gebaut,  um  1681  auch  (durch 
Pfälzer,  welche  die  vou  Ludwigs  XIV.  Heeren 
verwüstete  Heimat  verlassen  hatten)  bei  M 
bürg,  Halle,  iu  der  Mark  Brandenburg,  in  Thü- 
ringen. Schlesien.  Im  Anfange  des  18.  Jahr- 
hunderts wurden  iu  Deutschland  die  ersten 
Bauch-  und  Schnupftabakfabriken  augelegt,  in 
denen  ausländische  und  inländische  Blätter  ver 


In  Europa   wurde   die  Tabakptiairze  zuerst    arbeitet    wurden.     In  Schweden  und  Norwegen 


nur  als  Zierpflanze  und  sodann  als  Arznei- 
pflanze verwendet.  Nach  Frankreich  kam  die 
Tabakpflanze  durch  Jean  Nicot,  französischer 
dteraui  portugiesischen  Hofe  (1558— l'itil  . 
wehher  Blätter  und  Samen  an  die  Königin 
Katharina  von  Medici  sandte.  Die  erste  Form 
fabakgenusses  war  das  Schnupfen, 
welch  mzösischen   Hofe    aufkam,  nach 

I  ranz    II.    gegen 
auf  denVorscMag   -einer  Mutter  ge- 
erb     Cabakhlätter  zum  Schnupfen  erhalten 
gene   Tabakblätter 
kamen  1565   nach  Deutschland,    wo   der  Tabak 
darauf   als    Arzneimittel    vielfach    in  Ge- 
ii    kam.     Am  Ende   des    IC.  Jahrhunderts 
-  Tabak  in  Italien  bekannt,  gleichfalls 
:.  i '  rl  agal  aus  ;  d 
sich  rasch, 
b    itete    sich   zunächst 
in  Spanien  und  Portugal,    nachdem  man    .  ■ 
lii.   Jahrhunderts    zuerst    aus 


war  das  Tabakrauchen  trotz  des  unter  der  Re- 
gierung Gustav  Adolfs  erfolgten  Verbotes  zu 
Ende  des  17.  Jahrhunderts  "bereits  bis  nach 
Lappland  vorgedrungen.  Nach  Russland  ge- 
langte das  Tabakrauchen  durch  englische 
Schiffer  und  Handelsleute,  nach  zeitweisem  ^*  er- 
bot nahm  es  mit  der  Begierung  Peter-  des 
Grossen  erneuten  Aufschwung.  In  der  Türkei 
heftige    Kopf-    wurde    das    Tabakrauchen    zu   Anfang   des   17. 


Jahrhunderts  gleichfalls  durch  englische 
leute  eingeführt;  es  hat  sich  dort  trotz  zeit- 
weiliger grausamster  Bekämpfung  als  allgemein 
verbreitet,    Lebensgewohnheit  entwickelt. 

3.  Ueberschau  der  gegen  die  Einführung 
des  Tabakverbrauches  gerichteten  Bestre- 
bungen. Die  Verbreitung  des  Tabakgen 
über  Europa  hat  sich  unter  grossen 
Schwierigkeiten,  aber  schliesslich  überall  -  st- 
reich, vollzogen.  Die  geistliche  und  die  welt- 
lii  !,  Macht  suchte  in  verschiedener  Weise  bald 
nach  dem  Eindringen  des  neuen  Genussartikels 
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uYn  Verbrauch  desselben  zu  bekämpfen,     l  apsi 
l'rban  VU1    erliess   im  Jabre   1624  eine  Bulle, 
i„    welcher   alle  mit   dem  Banne  bedroht  wür- 
fen   welche  in  den  Kirchen  Tabak   schnupfen 
würden      Papsl     Benedikt    XIII.,    selbst    ein 
leidenschaftlicher    Schnupfer,    hob    ]ene    Bulle 
hundert  Jahre   später   auf.    Kaspar  Hoffmann, 
Pastor  in  Quedlinburg,  erklärte  den   Cabak  für 
,-in  Seelen  verderbendes  Wesen  und  für  ein  un- 
mittelbares  Werk   des  höllischen  Satans.     Em 
Pfarrherr  in  Hase)  meinte:    „Wenn  ich  Mauler 
sehe    die  Tabak  rauchen,    so  ist  nur,   als  sähe 
ich   lauter  Kamine   der  Holle/     In   Frankreich 
wurde    seitens    der   Regierung    im   Jahre   lbrfo 
der   öffentliche  Verkauf   von  Tabak   ganz   ver- 
boten   nur  in  Apotheken  war  solcher  zu  haben, 
wenn    er   vom  Arzte    verordnet    wurde;    unter 
Ludwig    XIV.    wurde    das   Verbot    aufgehoben. 
In  Deutschland  eiferten  nach  dem  westfälischen 
Frieden  weltliche  und    geistliche  Regierungen 
eine  Zeit    lang   gegen    das  Tabakrauchen   und 
belegten  es  mit  Strafen;    als  Beispiel  seien  die 
kurbayerischen  Mandate'  von  1652  und  1653  an- 
geführt    durch  welche  ..den  Bauers-  und  ande- 1 
reu  gemeinen  Leuten"  das  „Tabaktrinken"  bei 
Strafe    verboten    wurde.     In  Tirol   wurde   1658 
ein     Rauchverbot     erlassen.      In     der    Schweiz 
ächritt  Bern   schon    im   Jahre   1659  gegen  das 
Rauchen  ein:  im  Jahre  1675  wurde  das  Verbot 
verschärft   und   ein  eigenes  Tabakgericht  (Ta- 
bakkammerj    eingeführt.      (Das   Nähere    findet 
sich    in    Milliets   unten  erwähntem   Aufsatz    m 
der    Zeitschrift     der    schweizerischen    Gemein- 
nützigen Gesellschaft.)     In    grausamster  V\  eise 
wurde  in  Russland  und  der  Türkei  gegen  den 
Tabakgenuss    eingeschritten:     dort    unter    dem 
Czaren    Michael   Fedorowitsch    mit    der  Knute, 
Nasenaufschlitzen    und    Verweisung     nach    Si- 
birien,   bis   Peter   der   Grosse    das  Verbot   aut- 
hob,  in   der  Türkei   unter  Murad  IV.  mit  der 
Todesstrafe. 

Dieses  in  den  verschiedenen  Ländern  zeit- 
weilig versuchte  Verbotssystem  konnte  auf  die 
Dauer  wirtschaftspolitischen  Erwägungen  gegen- 
über nicht  stand  halten,  auch  wurde  es  vielfach 
von  der  finanzpolitischen  Ausnutzung  des  Ta- 
bakverbraucb.es  für  Steuerzwecke  abgelöst.  In 
Italien  zoo-  zuerst  die  Republik  Venedig  Nutzen 
vom  Tabakverbrauche:  sie  sab  im  -fahre  ltvx 
die  Fabrikation  und  den  Verschleiss  des  Tabaks 
in  Pacht,  wodurch  sie  schon  in  den  ersten  fünf 
Jahren  46000  Dukaten  gewann;  ihr  folgte  die 
päpstliche  Regierung  mit  der  Erklärung  des 
Handels  und  "der  Fabrikation  vom  Tabak  zum 
1.  In  England  vollzog  sich  zuerst  dieser 
Wandel  vom  Verbotssystem  zum  fiskalischen 
System  unter  Karl  I..  in  Frankreich  nach  einer 
/wischenpause  unter  Colbert.  Karl  I.  führte 
in  England  im  Jahre  1625  eine  Art  Rohtabak- 
monopol ein.  indem  die  Pflanzer  der  ameri- 
kanischen Kolonieeu  ihren  Tabak  an  kömgliche 
Beamte  gegen  einen  bestimmten  Preis  abliefern 
mussten. 

Als  Beispiel  ähnlicher  fiskalischer  Nutzbar- 
machung, wenn  auch  in  abgeschwächter  Form, 
in  Deutschland  sei  der  Vorgang  in  Bayern 
angeführt.  Durch  Generalmandat  vom  28.  Juni 
1669  wurde  eine  ausgiebige  Rohmaterialsti  in  i 
mit  zwei  Wertabstufungen  eingeführt.  Danach 
waren  „von  jedem  Centner  Tabak  (so  viel  in 
i >ber-  und  Niederbayem  eingeführt  und  verzehrt 


wird)  di  -  besseren  zehn,   di  !  fünf 

Gulden   einzufordern'1.     Die  Rücksicht   auf  den 

heu  Tabakbau  nötigte  alsbald  zu  <i 
müderer  Bi  h  uchi  i wies  sieh  beiden  da- 

maligen Territorial  Verhältnissen  di 
Materialbelastung  überhaupt  als  schwer  durch- 
führbar.   Schliesslich  kam  es  zu  dem  sogenann- 
ten „Tabakapaldo",   Verpachtung  des  gesamten 
Tabak-  und  Pfeifi  v  n    Italiener 

auf  20  Jahre  geg  d  i  w  bestimmte  Jahresleis- 
tung Generalmandat  voi  i  2.  Dezember  1675  . 
welches  unter  namhaften  Schwankungen  und 
Schwierigkeiten  bezüglich  der  Person  der 
Pächter  "bis  1692  bestand.  Danach  kam  der 
Tabakhandel  in  staatliehe  Regie.  Bezüglich 
der  weiteren  sehr  interessanten  Gestaltung  des 
Tabakwesens  in  Bayern  verweise  ich  auf 
J.  Michel  er,  Das  Tabakwesen  in  Bayern 
von  dem  Bekanntwerden  des  Tabaks  bis  zur 
Einführung  eines  Herdstättegeldes  1717,  Stutt- 
gart 1887). 

Interessante  Nachweise  über  die  Anfänge 
der  Tabakbesteuerung  in  Württemberg 
enthält  der  Aufsatz  von  Dr.  Oskar  Linckh, 
funktionierender  Finanzamtmann,  ..Das  T: 
monopol  in  Württemberg",  im  Jahre  1893  der 
Jahrbücher  für  Statistik  und  Landeskunde  von 
Württemberg. 

Der  Tabakverbrauch  hat  die  Verbotssysfc 
überstanden  und  sich  auch  gegenüber  ausgie- 
bigster Besteuerung  als  weitverbreitetes  Ge- 
nussmittel  erhalten.  Durch  die  Einführung 
dieses  Verbrauchsartikels  ist  eine,  wie  die  Er- 
fahrung zeigt,  höchst  bedeutungsvolle  Genuss- 
empfänglichkeit der  menschlichen  Natur  g  - 
|  weckt  worden.  Von  unbedingt  allgemeiner 
Verbreitung  ist  diese  Empfänglichkeit  jedoch 
nicht  In  "vielen  Kulturstaaten  ist  vor  allein 
das  weibliche  Geschlecht  am  Tabakverbrauch, 
zumal  nach  dem  vielfach  eingetretenen  Rück- 
gange des  Tabakschnupfens,  wenig  beteiligt. 
Aber  auch  unter  den  Männern  in  den  rauch- 
fähigen Altersklassen  findet  sich  allenthalben, 
wenn  auch  in  einem  nach  sozialen  Schichten 
verschiedeneu  Masse,  eine  Gruppe  von  „Nicht- 
rauchern". So  ist  in  gewissem  Smne  die 
öffentliche  Meinung  über  die  Wesenheit  des 
Tabakgenusses  geteilter  Ansicht,  wenn  auch  im 
ganzen  die  Wertschätzung  dieses  Genusses  unter 
der  männlichen  Bevölkerung  weit  überwiegt. 
Geteilt  sind  auch  wie  in  älterer  Zeit,  bis  auf 
den  heutigen  Tag  die  Anschauungen  der  Aerzte 
wie  Laien  über  die  Bedeutung  des  Tabakge- 
nusses für  die  Gesundheit.  _ 

4.  Die  neuzeitlichen  Wandlungen  in  der 
Art    des   Tabakgenusses.     Die    drei    Haupt- 
gruppen    des    Tabakgenusses     sind     Rauchen. 
Schnupfen.  Kauen.     Dabei  ergeben  sich  weitere 
Unterarten,    und    zwar    für    das    Bauehen    das 
Pfeif enrauchen,    Cigarrenrauchen ,    ' 
rauchen    für   das  Schnupfen  die  Zuführuns 
Tabaks  in  die  Nase  bezw.  an  Lippen  und  Zahn- 
fleisch (beim  amerikanischi 
da-  Kauen    die  Benutzung    festgeformten 
geschnittenen    Tabaks.      Die    einzelnen  Unter- 
arten   gliedern    sich    weiter   nach   der   Art   der 
benutzten   Tabakarten    und    ihrer   Zubereitung 
sowie   nach   der  Bes  haffenheit  der  Hilfsmittel, 

sondere  der  Pfeifenarten,  in  unübersehl 
Weise  aus. 

Der  Anteil  der  einzelnen  Genussarten  z 

1* 
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iphisch  bedeutende  unterschiede  und 
auch  zeitlich  in  demselben  Lande  namhafte 
Schwankungen.  Am  verbreitetsten  ist  im  all- 
.,,.„,,  ü  mchen,  aber  in  den  Unterarten 

des  Rauchens  zeigen   sich   grosse  unterschiede. 
Vis  typen  starken  Verbrauchs  von  Pfeifentabak 
können  beispi  Isweise  Nordamerika  und  Frank- 
reich, als  Gebiete  ausgesprochenen  Cigarrenver- 
brauchs  Südamerika   und  das  heutige  Deutsch- 
land,  als    Länder   der  Cigarette   Spanien,   Ru- 
di. >    Türkei   angeführt   werden.     Der 
Verbranch  von  Schnupftabak  ist  im  allgemeinen 
im  Rü  kgange,  in  einigen  Ländern,  namentlich 
5üdstaaten   von  Nordamerika   und  in  Süd- 
ka,  alier  noch  heute  allgemein,  auch  stark 
unter    dem    weiblichen    Geschlecht    in    seinen 
beiden  oben  erwähnten  Formen  verbreitet   Das 
sich  als  Sondergehrauch  gewisser 
Berufsangehöriger    allenthalben,    in   stark   aus- 
_i.r  Weise   als    allgemeinere   Genussform 
beispielsweise  in  den  Vereinigten  Staaten. 

\\  is   den   zeitlichen  Wechsel   der  Genuss- 
arten  anlangt,   so   ist   darüber   für  Deutsch- 
land   bei   der  Tabakenquete   von  1878  festge- 
stellt, dass  in  den  letzten  25  Jahren  namentlich 
i  igarrenfabriken  vermehrt  und  vergrössert 
worden   seien :   zurückgegangen  sei  dagegen  in 
manchen   Bezirken    die  Rauchtabakfabrikation, 
auch   ein  Zurückgehen  der  Schnupftabakfabri- 
ttion    werde    mehrfach     gemeldet.      Seitdem 
die    Zunahme    des    Cigarrenverbrauchs 
unter  gleichzeitiger  relativ  noch  bedeutenderer 
Zunahme  des  Cigarettenverbrauchs  auf  Kosten 
des   Konsums   von    Pfeifen-    und   Schnupftabak 
irtgedauert    und    das    im   ganzen  in  Deutsch- 
land nicht  bedeutende  Kauen  vielleicht  etwas  zu- 
genommen  haben. 

In  der  Begründung  des  Gesetzentwurfs 
über  das  Reichstabakmonopol  von  188'2  ist  für 
atsche  Zollgebiet  in  der  Hauptsache  auf 
Grund  der  Ermittelungen  bei  der  Tabakenquete 
von  1878  (unter  Ansseraehtlassung  der  Ciga- 
retten  wegen  der  Geringfügigkeit  ihrer  Menge) 
der  \iit<-il  der  einzelnen  Genussarten  an  dem 
i  tesamtgewicht  der  verbrauchten  Rohtabakmenge 
berechnet:  für  Oigarren  auf  40%,  Rauchtabak 
19%,  Schnupftabak  8%,  Kautabak  3°/0.  Nach 
der  Begründung  zum  Tabaksteuergesetzent- 
wurfe  vom  26.  Januar  1895  stellt  sich  der  An- 
teil d.r  einzelnen  Genussarten  an  den  ver- 
brauchten Rohtabakmengen  (bei  sorg- 
Zurechnung  des  Rohtabaks  zu  jener 
Genussart,  in  welcher  er  schliesslich  verbleibt, 
bezüglich  der  Abfälle  der  Cigarren-  und  Kau- 
tabakfabrikation) im  Durchschnitt  der  Jahre 
1888/93  für  Cigarren  auf  44,5°/0,  Cigaretten 
1.1",,.  Kautabak  3,4"/,,,  Schnupftabak  5,3%, 
Rauchtabak  45.7",,:  dagegen  nach  dem  Wert 
(Fakturapreis  der  Fabrikate)  für  Cigarren  auf 
i4.i"„.  Cigaretten  2,5%,  Kautabak  4,3%, 
Schnupftabak  2,8%.  Rauchtabak  15,7%. 

Am    genauesten    lassen   sich   die  zeitlichen 
Veränderungen  im  Anteil  der  einzelnen  Genuss- 
in   den    Monqpolländern    verfolgen,    für 
■    eine    fortlaufende   genaue  Statistik  der 
Fabrikation  und  des  Verschleisses  vorliegt. 
Für    Oe    terreich    ergiebt  eine  Verglei- 
hres    1899    mit    den  Jahrfünften 
1871/75   und    1886/90   folgende  Gestaltung  der 
Erzeugung    von    TaDakf abrikaten    in 
metri  ntnern 


Schnupftabak 
Rauchtabak 
Gespunste 
Cigarren    I 
Cigaretten | 


Durchschnitt  d.  Jahrfünfts  Jahr 
1871/75      188(190        1899 
20046 
210346 
14  S65 


4S539 
225  756 

19551 
6i434 


63398 
9  104 


14  200 
235061 
13964 
63  472 
2  5  954 


Gesamtsumme  der 
Fabrikate 


555280      317759      352651 


Nach  den  Nachweisungen  über  den  Tabak- 
verschlei ss  ergiebt  sich  folgende  Gestaltung 
des  T  a  li  a  k  v  e  r  b  r  a  ü  c  h  s  pro  Kopf  de  r 
Bevölkerung  nach  den  einzelnen 
Genussarten. 

Durchschnitt  d.  Jahrfünfts  Jahr 
1871/75   1886  90       1899 


Schnupftabak  Kilogr. 

0,11 

o,oS 

0,05 

Rauchtabak          ,. 

1,14 

°,95 

o,97 

t  Sgarren          Stück 

46,06 

52,09 

49,4 

Cigaretten           „ 

2,41 

3o,9i 

I03.4 

Gesamtversehleiss  Kilog 

r.  1,50 

1,32 

1,37 

Gesamterlös  Kronen 

5,28 

6,56 

7,89 

Hieraus  ist  für  Oesterreich  ersichtlich  ein 
Rückgang  im  Verbrauch  von  Schnupf-  und 
Rauchtabak  und  zwar  bei  ersterem  ständig  und 
in  starkem  Masse.  Der  Cigarren-  und  Ciga- 
rettenkonsum  ist  dagegen  in  Zunahme,  bei  den 
Cigarren  unter  erheblichen  Schwankungen,  bei 
den  Cigaretten  in  neuzeitlich  sehr  verstärktem 
Masse. 

Nach  den  Ergebnissen  der  französi- 
schen Tabakregie  ergeben  sich  für  die  Jahre 
1861,  1891  und'  1899  nachstehende  Prozentan- 
teile der  verschiedenen  Fabrikationsgruppen 
nach  Gewichtsmengen  und  nach  Erlös. 


1861 

1891 

1899 

a)  Nach  G 

ewich 

smengen 

Cigarren 

11,07 

9,07 

7,98 

Cigaretten 

0,03 

2,63 

3.98 

Rauchtabak 

59,62 

69,61 

72.70 

Tabak  in  Karotten 

1,58 

1,40 

i,4S 

Schnupftabak 

25,80 

15,23 

12,29 

Kautabak 

1,90 

2,06 

i,56 

Zusammen 

100,00 

100,00 

100,00 

b)  Nac 

h  dem 

Erlös 

Cigarren 

19,78 

15,63 

13,90 

Cigaretten 

0,08 

5,8i 

10,71 

Rauchtabak 

47,94 

57,69 

58,48 

Tabak  in  Karotten 

■,85 

i,58 

1.63 

Schnupftabak 

28,50 

16,92 

13,45 

Kautabak 

i,«S 

2,37 

',83 

Zusammen 

1  oo,oo 

100,00 

100,00 

Für  die  französische  Geschmacksrichtung 
der  neueren  Zeit  ergiebt  sich  hiernach  in  üeber- 
einstimmung  mit  der  allgemeinen  mitteleuro- 
päischen Erfahrung  ein  starker  Rückgang  der 
Neigung  zum  Tabakschnupfen  und  ein  verhält- 
nismässig sehr  starkes  Anwachsen  des  Ciga- 
rettenrauchens,  insbesondere  in  der  jüngsten  Zeit. 
Dagegen  hat  in  Frankreich  die  Neigung  zum 
Schneidtabak  nicht  abgenommen;  derselbe 
ma<  lit  vielmehr  heute  einen  viel  stärkeren 
Bruchteil  des  französischen  Tabakgenusses  aus 
als  vor  30  Jahren. 
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II.   Der  Tabak  in  der  Volkswirtschaft. 

A.  Tabakbau. 
:,.    Her   Tabakbau.     Techuiseb.es.     Alle 
Einzelheiten  der  Technik  und  Wirtschaft 
l'abakbau  können  hier  nicht  vorgeführt  werden, 
inige  Gesichtspunkte  sollen  unter  BerucK- 
sichtio-uns   des   deutschen   und  des  nord- 
n  ,11  er  i  ka  n  i  s  c  h  e  n    Tabakbaues     hervorge- 
i  werden.  _       .    , 

Deutscher  Tabakbau.     Der  Anbau 
kommt   gemischt   mit  anderen  Bodengevi 
aur  sehr  vereinzelt  vor.    In  der  Regel  wird  der 
Tabak   rein   angepflanzt,    und   zwar   sowohl  in 
ununterbrochener  Folge  als  im  Fruchtwj 

Der    Tabak    wird    zunächst    —   Mitte   Bis 
Fnde    März    —   in  Saatbeeien   ausgesät,  damit 
die  Pflanzen  von  Mitte  Mai  ab  ausgesetzt  wer- 
den  können.     Das  Saatgut   muss   sehr  sorgsam 
behandelt   werden.    Zweckmässig    isl  das  soge- 
nannte   Pikieren,   bei   welchem   die  Pflänzlinge 
nicht  unmittelbar  auf  das  freie  Feld  yerbi 
sondern  vorerst  auf  Gartenbeeten  m  Abstanden 
etwa  3  cm  ausgesetzt  werden.    Der  Boden 
der  Tabakfelder   muss   tief  bearbeitet  und  mit 
angemessener  Düngung,  bei  der  städtisi 
fnhrstoffe  vermieden    werden    sollten,    versehen 
-ein     Tue  Pflanzen  werden  in  Deutschland,  um 
eine     grössere     Zahl     beschatteter     dün 
Blätter   zu   erzielen,   in   massigem 
bis  40  cm)   von  einander  gepflanzt.    Begiessen 
der   jungen   Pflänzchen    und    wiederholtes   Be- 
hacken der  Tabakfelder  ist   nötig.    ^  fiter  ist 
erforderlich    das    Köpfen,    d.   h.   Entfernen    des 
Blütenstandes  und  das  Geizen,  d.  i.  Ausbrechen 
,1er  Seitensprossen,   beides   zur  Förderun 
Wachstums    der    Blätter.    Ist    der  Tabak   reif, 
,1    h    die   frische    grüne   Farbe   der   Blatter    in 
eine    belle   übergehend,    so   werden  die  Blatter 
einzeln  geerntet,  und  zwar  möglichst  dicht  am 
gel  -weggenommen.    Man  unterscheidet  tol- 
lt Sorten  der  Blätter:  Fettgut,  die  obersten 
ter;  Bestgut,  die  Hauptmasse  der  mittleren 
Blatter:    Sandgut,    die   unteren   bei   der   Ernte 
teilweise    eingetrockneten    Blätter;    die 
Grnmpen   die  völlig  vertrockneten,  unmittelbar 
am    Boden    befindlichen   Blätter.     Die    Blätter 
werden  zu  Büscheln  zusammengebunden. 

Der  geerntete  Tabak  bleibt,  namentlich  bei 
Pfeifengnt,  einige  Tage  an  einem  kühlen 
trockenen  Orte  auf  den  Rippen  stehen.  Als- 
dann wird  er  getrocknet,  und  zwar  meist 
auf  den  Hausböden  und  Speichern.  In  der 
Regel  wird  der  Tabak,  wenn  er  trocken  dach- 
reit' ist.  vom  Pflanzer  in  Büschel  gebunden  und 
auf  dem  Speicher  zusainmeiigehängt  oder  zu- 
sammengelegt. 

Der  getrocknete  Tabak  ist  sodann  vor  der 
Verarbeitung  der  Fermentation  Gärung) 
zu  unterziehen,  welche  in  Deutschland  gewöhn- 
lich nicht  von  den  Pflanzern,  sondern  von  den 
Händlern  besorgt  wird. 

NordamerikanischerTabakban.   An 

Besonderheiten  des  Tabakbaues  in  den  A  •  rei- 
nigten Staaten  ist  etwa  folgendes  hervorzuheben. 
Die  Samenbeete  werden  vorzugsweise  auf  jung- 
fräulichem Boden  im  Walde  hergerichtet:  m 
deu  Bezirken  intensiverer  Kultur  wird  Garten- 
land oder  bestes  Ackerland  benutzt.  Bei  uer 
Pflege  der  Pflanzen  ist  u.  a.  die  Vernichtung 
des   sogenannten  Tabakwurms    der  Raupe  von 


Sphinx   Carolina    zu   erstn  b<  n      Die    Pfla 

in  erheblichen    abständen,  je  2'  2  ins  .. 
Fuss    von    einander,    gepflanzt,     Zwischen    den 
R(  ihen    di  r   Tahakpflanzen    kommt   auss 
Backe    auch    der    Pflug    zur  Ai  Ab- 

kommt   ni 
es   wird   vielmehr  die  ganze  Pflanze  mit  sämt- 
lichen   Blättern    nahe  mit     dem 
Stengel  abgehauen.    '  i 

nicht  benutzt,  sondern  untergepflügl  und  bilden 
srirtschaftung  wegen  des 
-  ausser  in   den  nördlichen,   insbesondere  den 
Neu-Englandstaaten       rorl  iD  ingi  r- 

mangels    eine    erwünschte    Gründüngung.      In 
den   südlich  d  3ta  i1       h  '  bald 

iglich  vom  Felde  in  die        an  geeigneten 
Punkten    im    Freien    errichteten    —    fti 
-.huppen  verbracht.     In  den  nördlichen  Sfc 
lässt    man    den   Tabak    auf   dem   Fehle    unter 
mehrmaliger  ümlegung  der  Haufen  erst  etwas 
abwelken;  doch  Weihen  auch  in  \  irginien  viel- 
lie  Pflanzen   zunächst    auf  einem  Gi 
aem  Felde  :J.  bis  4  Tage  hängen.    In  den 
Trockenschuppen   werden   die   ganzen  Pfl 
in    verschiedener   Weise    aufgehängt    und    g 
i :  auch  ist  mit  dem  Trocknung 
nnentation  unmittelbar  verbunden.     Der 
-s   dauert   bis   in   den  Winter; 
zuweilen    —    insbesondere    in   Virginien 
bei  den  fetteren  Tabaken  auch   I 
durch  Feuertrocknung  üblich.    Wenn  die  I 

let  sind,  werd<  n  dieselben 
bei  feuchter  Witterung  abgeblattet  und  nach 
der    Farbe    iu    eil  ippen    sortiert.     Die 

gleichfarbigen  Blätter  werdi  lelt  und  in 

länglichen  schmalen  Haufen  (bulks)  zu 
schwachen  Fermentation  gebracht. 
diese  im  Gange  ist,  wird  sie  unterbrochen  und 
'  werden  die  Bündel  im  Trocken-  huppen  noch- 
mals aufgehängt  und  gelüftet,  alsdann  in  die 
i  Ki>ten  verparkt.  Dem  sorgsami  rj 
und  zweckmässigen  Fennen I  :  wir« 

vielfach    die    Güte    und    Gleicl 
nordamerikanischen  Tabaks  zugeschrieben. 

Die    Technik    des    Tabakbaues    wird,    .ie 
nachdem   mehr  extensive  oder  intensive  Kultur 
stattfindet,  mit  grösserer  oder  gering 
falt   gehandhabt.    Iu  deu   vormaligen  Sklaven- 
staaten des  Südeus   ist  von  Alters  her  eine  ex- 
tensive  Tabakkultur  üblich,    und   zudem   fehlt 
es   dort   an  Arbeitskräften.     Düngung   und  Be- 
arbeitung;  mit   der  Hand   weiden  des 
möglichst    beschränkt.     Die    Dnzureichendheit 
der  Düngung   sucht   man   durch  Frn 
zu  ersetzen.     Iu  den  nordöstlichen  Staaten,  mit 
inti  nsiverer  Bodenkultur,  wird  auch  der  Tabak- 
bau mit   grösserem  Aufwände   an   Arbeitskralt 
und  Düngung  durchgeführt. 

6  Der  Tabakbau.  Wirtschaftliches. 
Iu  Deutschland  bauen  vorzugsweis 
Kleingrundbesitzer  Tabak  und  ver- 
werten dabei  die  Arbeitskraft.:-  ihrer  Familien- 
angehörigen. Fast  sämtlich.-  Arbeiten,  das 
essen  der  Pflanzen,  das  Be- 
hacken, Häufeln,  Köpfen  ui  wer- 
den durch  die  Frauen  und  Kinder,  das  Aut- 
reihen der  Tabakblätter  unter  Mitwirkung 
altersschwacher  Personen,  besorgt.  _  Die  D  - 
teili°-ung  der  Männer  beschränkt  sich  in  der 
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l    i  der  Ernte  und  das 

und     Abhang  •     Tabakschnüre. 

Unter  i  ä»  Q  wie  dielvlein- 

grund  linlieb  auch  die 

Cabakbau.     Die   genaue   Zahl 

zer  in  Deutsehland  kann  aus 

atnommen  werden,  weil 

hweise    getrennt   für  die   ver- 

en  Formen  derder  Besteuerung  unter- 

Anliaufläehen  llt  und  da- 

ie  Tabakpflanzer,    welche  gleichzeitig 

aen      Steuerformen     unterworfen 

waren,    wiederholt    aufgeführt    sind. 

h    immerhin  aus   der  grossen  Zahl 
der  Pflanz  über  der  bebauten  Fläche 

auch  bei  d      5  trachtung  derSteuer- 

iss  auf  die  starke  Beteiligung 
von  Kleingrundbesitzern  und  Kleinpächtern 
am  Tabakbau  ziehen. 


Für  das  Erntejahr  1898  i  rgiebt  sich  für 

das  deutsehe  Zollgebiet  folget! 

Be-  Auf  einen 

Zahl  der     pflanzte  Pflanzer 

Tabak-        $]&&&  treffen 
pflanzer 

ar  ar 


Gewichtsteuer        73  290 

-  725  0S6 

23.5 

Flächensteuer        6;  S72 

40032 

0.6 

Fixierte  Gewicht- 

steuer                          9 

77 

8,6 

Dass  der  Tabakbau  in  den  daran  be- 
teiligten Betrieben  jeweils  nur  in  sehr 
massiger  Flächenausdehnung  stattfindet,  er- 
giebt  sich  auch  aus  der  folgenden  Abstufung 
der  mit  Tabak  bebauten  Gesamtfläche  der 
Tabakpflanzer  (wobei  allerdings  die  Pflanzer 
je  bei  der  zutreffenden  Steuergattung  ge- 
sondert gezählt  sind): 


Ernte- 
iahre 


Zahl  der 
Tabak- 
pflanzer 


Von  den  Tabakpflanzern  hatten  mit  Tabak  bepflanzt  eine  Gesamtfläche 


- 


1  579 
1381 


In  den  Verein  igten  Staaten  zeig! 
sich  in  den  alten  Tabakgegenden  nach  Auf- 
_  der  Sklaverei  die  Kleinwirtschaft 
dem  Tabakbau  günstiger  als  die  Plantagen- 
wirtschaft der  Sklavenhalter.  Die  Klein- 
kultur liefert  einen  sorgfältiger  behandelten 
Tabak.  Auch  nötigt  die  weitgediehene  Aus- 
saugung der  alten  Tabakländereien  zu  in- 
tensiver  Kultur. 

Der  Ernteertrag  vom  Tabak  ist  nach 
Tabaksorten,  nach  Boden-  und  Kulturver- 
hältnissen  wie   auch  nach  Jahren  sehr  ver- 

Für  Deutschland   (Deutsches  Zollge- 
Jiat  von  1882— 1898  der  Durchschnitts- 
2    auf    1    ha    in    getrockneten    Tabak- 
blättern   zwischen    dem   Minimum   11,6    de 
m  Maximum  von  23,0  (1895) 
iwankt,  als  Durchschnitt  ergaben  sich 
für  1882/91    19,3    und  für  1889/98  20,9  de. 
Der   mittlere    Preis  (einschl.    Steuer)   eines 
Doppi  ckener   Tabakblätter    hat 

sich    von    1883     L898   zwischen  69,2   Mark 
(1887)  und   84,2  Mark   (1894)   bewegt,   mit 

von  76,4  Mark 

Tür  1882  dl  und  von  78,8  Mark  für  1889  98. 

Als    Beispiele    der    Preis  ab  stufungen 

Tabak-  und  Blätterarten  und  in 

territorialer  Hinsicht    sei    aus  den  amt- 

Ermittelungen   ober  dii  Tabak- 

L898  1   zii  Iten    I  'reise     für   1    de  ohne 

5  ndes  angeführt :  Mittelfranken: 

'.    gut  40  U  irk,  Sand- 

nnd    Gl  ■_' 1  Mark. 

Veilcl  iannter  Virgintabak:  Ober- 

irk   Sandblätter   und   Grumpen 


15— 18  Mark.  —  Pfalz:  Obergnt  24— 56  Mark. 
Sandblätter  20—44  Mark,  Grumpen  6—20  Mark. 
—  Baden:  Obergnt  30—49  Mark.  Sandblätter 
17—36  Mark.  Grnmpen  8—18  Mark.  —  El- 
sass:  Obergüt  21—50  Mark.  Sandblätter  24— 56 
Mark.  —  Brandenburg:  Obergut  15—80 
Mark.  Sandblätter  3—60  Mark.  Grnmpen  6—48 
Mark.  Geiz  8— 10  Mark.  —  Pommern:  Ober- 
gut  16—50  Mark,  Saudblätter  6—38  Mark. 
Grumpen  6— 20  Mark.  —  Grossh.  Hessen: 
Obergut  10—62  Mark.  Sandblätter  18—50  Mark. 
Grnmpen  8 — 26  Mark. 

Der  Bruttogeldertrag  der  deutschen 
Tabakernte  nach" Abzug  der  Steuer  schwankt 
seit  1882  zwischen  11541000  Mark  (1888) 
20  145000  Mark  (1895);  im  Jahre  1898  be- 
trug er  nur  12896000  Mark:  geht  man 
weiter  zurück,  so  findet  man  28857  000  Mark 
im  Jahre  1880  (im  Zusammenhange  mit  den 
günstigen  Preisverhältnissen  in  der  Steuer- 
Übergangsperiode),  und  28232000  Mark  im 
Jahre  IST 2.  Der  durchschnittliche  Brutto- 
geldertrag der  Tabakernte  nach  Abzug  der 
Steuer  für  1  ha  ergiebt  seit  1872  für  die 
einzelnen  Jahre  Bruttogeldbeträge,  die  zwi- 
schen dem  Höchstbetrage  von  1190  Mark 
(1880)  und  dem  Mindestbetrage  von  533 
Mark  (1876  77)  schwanken.  Für  das  Jahr- 
zehnt 1882—1891  ergiebl  sich  ein  Durch- 
schnitt von  784  Mark:  für  1889  98  von 
806  Mark. 

Eingehendere  Ermittelungen  über  die 
Rentabilität  de*  Tabakbaues  wurden  bei 
der  deutschen  Tabakenquete  von  1878  versucht. 
Nach  einem  allerdings  nur  als  arithmetisches 
Mitte)  ten    Durchschnitt   ergaben   sich 

201.08  Mark   als    Kosten   des   Tabakbaues  für 
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95    \i-   nnd   zwar  schwankend   zwischen   96,32 
Mark  nnd  442,00  Mark.    Bei  Vergleichung  mit 
Bruttoertrag    wurde    fast    für   die    Haltte 
der    Bezirke   ein   Minusbeteag   als  Nettoertrag 
eefnnden,    speciell   für   das   Jahr  1877   Plusbi 
träge  von  11,65-  653,18  nnd  Minusbeträge  von 
5548—27101.     Daraus    wurde   gefolgert,    dass 
der  Tabakbau    in    der   fraglichen   Zeit    wegen 
[iedrigen  Kulturkosten   in  Ost-  und  West> 
preussen   sowie  in  den  beiden  Mecklenburg  am 
lohnendsten    gewesen     ist    und    dass    m    den 
Rheinlanden    bei    den    daselbst  erzielten  hohen 
Ernteerträgen  und  den  guten  Preisen  trotz  der 
ihmsweise    hohen    Kulturkosten   noch   ein 
höherer  Nettoertrag  erzielt    worden  ist    als    m 
grösseren  Teile  des  Pfälzer  Tabakgebietes 
\urli  hieraus  ergiebt  sich,  dass  der  Vorteil  des 
Tabakbaues    überwiegend   in    der    anderweitig 
nicht  in  gleichem  Masse  zu  ermöglichenden  in- 
tensiven Ausnutzung  und  Verwertung  der  Ar- 
beitskräfte der  Familienangehörigen  liegt.    Da- 
ob  ein  unterschied  in  den  Verkaufs- und 
Pachtpreisen   zwischen  dem  zum  Tabakbau  be- 
nutzten   oder    geeigneten  Boden    und    anderem 
Beden    bei    seilst    gleicher  Güte  und   Lage  dos- 
en  besteht,    waren    die  Meinungen  der  Be- 
zirkskommissionen geteilt.  , 

Was  die  Ertragsverhältnisse  des  Tabaks  in 
den  Vereinigten    Staaten  anlangt,  so  ist 
in    dem   Berichte   der   deutschen   Tabaksteuer- 
kommission (1878)  nachgewiesen,  dass  die  jähr- 
lichen Angaben  des  Ackerbaudepartements  über 
die    Tabakernten    im    ganzen    sowie    für    die 
Flächeneinheit  erheblich  viel  zu  niedrig-  waren 
und    dass    als    wirklicher   Ertrag    etwa  16— 2o 
deutsche    Centner    per    ha    zu    veranschlagen 
waren       Aehnlich    scheint    es    noch    heute    zu 
stehen.    Während  der  Durchschnittsertrag  des 
Tabaks     vom     Acre    in     der    Periode    1863  76 
zwischen    569    und   842   Pfund   (amerikanische  i 
schwankte,   stellt    sich   derselbe   beispielsweise 
für  das  Jahrfünft  1885/89  auf  716  Pfund  und  für 
das   Jahrfünft    1892  96   auf    718   Pfund.      Was 
y  Juras,  hek  anführt,  dass  nämlich  die  Angaben 
des  landwirtschaftlichen  Departements  zwar  in 
den    letzten   Jahren    au   Genauigkeit   sehr   viel 
gewonnen  hätten,  dennoch  aber  von  den  ameri- 
kanischen  Fachmännern    hinsichtlich    der    Pro- 
duktionsmenge noch   immer  für  zu  niedrig  er- 
klärt   würden,    dürfte    den    Thatsachen    ent- 
chen. .,      .    , 
Die    Preisunterschiede   der   amerikanischen 
Tabake    —    je    nach    deren    Qualität    —   sind 
ausserordentlich     bedeutend.       Der     deutschen 
Kommission   wurde   in  Riehmond  (Virginia)   im 
Jahre  1878  mitgeteilt,    dass  als  extreme  Preise 
einerseits    1  Cent,    andererseits    200   Cents   für 
das    Pfund    Rohtabak    vorkommen.     Nach    der 
amtlichen  Statistik  ergiebt  sieh  für  den  Durch- 
schnitt   des    Jahrzehnts    1880/89   ein   Preis  von 
ents  per  Pfund   und   für  jenen    des  Jahr- 
fünft-   1892  96    ein    Preis    von    7.6    Cents    per 
Pfund.    Nach   den   von  Kiessling   mitgeteilten 
Preisnotizen  der  Bremer  Tabakbörse  für  1891 
verhält  -ich  der  Preis  des  billigsten  nordamen- 
kanischen  Tabaks  (Kentucky  gewöhnlicher  Sorte) 
zum    Preise   des   feinsten  Havannadeckers   wie 
1  :  100. 

Einigen  Einblick  in  die  Einzelheiten  der 
Preisunterschiede,  welche  bei  dem  Tabak  nach 
den    Erzeugungsländern    bestehen,    ergiebt    na- 


mentlich die  Hamburgische  and  Bremische  Sta- 

Nach  der  Bremischen  Statistik  für  1892 
bezw.  1899  ergiebt  sich  als  Wert  eines  Kilo- 
o-ramms  Bohtabaks  nach  dem  Dun  hs<  nnitt  des 
Jahrfünft-  1888/92  bezw.  1895/99  für  Sumatra 
322  bezw.  2.7s  Mark,  anderer  ostindischer  0,98 
bezw.    1.12    Mark.    B  1,85    bezw.  2,89 

Mark   Domingo  0,73  bezw.  0,71  Mark.  Kau 
(Varinas)  0,93  bezw.  1,04  Mark,  Cuba  L,48  bezw. 
171    Hark.    Portorico  0,98    Mark. 

Brasil    1,04  bezw.    0,95    M  ml  ia   0,96 

bezw  0,75  Mark.  Kentucky  0,73  bezw.  0,71 
Mark  Maryland  0,57  bezw.  0,41  Mark.  Ohio 
076  bezw.  0,79  Mark.  Seedleaf  0,73  b  zw.  0,6< 
Mark.  Virgini  0,79  bezw.  0,67  Mark.  Stengel 
0,14  bezw.  0,14  Mark. 

In  der  Statistik  des  auswärtigen  Hai 
des  deutschen  Zollgebietes  für  1899  iX.  I". 
Bd.  129)    ist   der  Wert   von    100  kg 
führter  unbearbeiteter  Tabakblätter  als  1  b 
schnittswert,    ermittell    aus    vei     niedenen 
Einheitswerten    für  verschieden..   Herta 
länder,  zu  155  Mark  berechnet  (für  Stengel 
und  Rippen  zu  15  Mark). 

Die  z  e  i  1 1  i  c  h  e  Bewegung  der  Rohtabak- 
preise (Grosshandelspreise)  in  Deutschland 
seit  1882  ist  ans  nachstehender  «lern  Statisti- 
schen Jahrbuche  für  das  Deutsche  Reich 
entnommenen  Tabelle  zu  ersehen. 


■ti 


Jahre 


CO    o 


PS 


netto    mit 
Einball. 
6  Mt.  C. 
unver- 
zollt. 
Bremen 


o  -75  EE 


y    —  = 

5     .  S-< 


CS 


<a""- 


■    , 


<1C5 


6  Mt.  C.  un- 
verzollt 
Hamburg 


3  (bis  1884 
6)Mt.  c. 

Mannheim 
unver- 
steuert 


1SSÜ 

1883 
1884 
1885 
1886 

1887 


1889 
1890 
1891 

1892 
1893 
1894 

1895 
1896 
1897 
1898 
1899 
1900 


66.-, 

80,9 

66,2 

88,8 

82,4 

82,7 

75,5 

79-S 

53,2 

99,3 

49,7 

90,8 

5o,o 

91,4 

39,° 

108.9 

39,« 

124,6 

43,« 

109,7 

49,6 

«7,3 

5»,7 

76,0 

52,1 

65.7 

44,6 

61,8 

39,2 

81,0 

38,4 

98,2 

47,o 

110,2 

47-5 

125.4 

55-3 

114,8 

110,8 

97,5 
100,0 

99,2 
98,7 
86.7 
86,7 
92,1 
92,9 
87,9 
S0.4 

66,3 

62,5 
60.  5 
S1.0 
85.0 
S2.4 
75-5 
69,0 


112,5 

110,0 

107,9 

105,2 

98.0 

qS.7 

106,3 

125,0 

126.7 

110,0 

103,8 

S7,9 

S8,3 

82,9 

117,1 

125,8 

130,0 

136,7 

142. 1 


73,7 
82,7 
88,2 

89,5 
83,0 
«7-7 
92,0 
92,2 

103,0 
95,7 
95,3 

100.0 

97.4 

I02.S 

94.9 
100,9 
101,3 

98,7 

101.S 


65.0 

71  >7 

70,8 
59,0 

52,5 

57,5 

60.0 

57,8 
60,0 

52,1 

53,6 

63.0 

65,0 

70.0 

73i8 
68,6 

53,3 

51.7 

62.3 


7.    Statistik    des   Tabakbaues.     In    der 

von  dem  landwirtschaftlichen  Department  der 
Vereinigten  Staaten  herausgegebenen  Schritt: 
„Productien  and  distribution  pf  the  prini  ipal 
agriculturalproductsofthe  world«,  Washington 
L893     wird    es    als    ..inanitostly  impossibli 
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zeichnet,  eine   bestimmte  Schätzung  der  Welt- 
luktioii  an  Rohtabak  zu  geben.    Auf  Grund 
von    Durch:  ^ebnissen,    in   der    Haupt- 

sache aus  I  dii    europäische  Tabak- 

produktion mir  Ausnahme  der  Türkei,  Spaniens, 
Dänemarks  und  Norwegens)  zu  rund  442  Milli- 
l'iuud  angegeben.  Weiter  sind  an  be- 
merkenswerten  Angaben  für  aussereuropäische 
Länder  anzuführen:  Japan  41  Millionen  Pfund, 
6  Millionen  Pfund.  Java  und  Sumatra 
42  Millionen  Pfund.  Cochinchina  ö  Millionen 
Pfund.  Vereinigte  Staaten  499  Millionen  Pfund, 
Australien  4  Millionen  Pfund.  —  Die  haupt- 
sächlichsten Lücken  dieser  Nachweise  beziehen 
sich  auf  Britisch-Ostindien,  die  Türkei,  Cnba, 
Brasilien  und  die  Philippinen.  [Die  mit  dem 
i'eiisus  von  1890  in  den  Vereinigten  Staaten 
verbundene  Erhebung  hat  ergeben:  205862 
Pflanzer,  692990  mit  Tabak  bebaute  acres,  eine 

mi  oge  vi. n  488255896  Pfund  im  Werte 
von  .54  S44  44H  Dollar.  —  Nach  den  Berichten 
er  of  [nternal  Revenue  für  1899 
und  1900  stellt  sich  die  Jahresproduktion  von 
in  den  Vereinigten  Staaten  im  Durch- 
schnitt der  vier  Jahre  1895/98  auf  63841342t! 
Pfund 

Juraschek  (Uebersichten  der  Weltwirtschaft) 
fand  nach  Ermittelungen   und  Schätzungen  für 

der  80er  Jahre  des  19.  Jahrhunderts  die  ge- 
aussereuropäische  Tabakproduktion 
zu  542,28  Millionen  kg,  darunter  mit  mehr  als  10 
Millionenkg:  Vereinigte  Staaten  221,68  Millionen, 
Britisch-Ostindien  ca.  170  Millionen  kg,  Türkei 
''2  Millionen  kg,  Niederländisch-Ostindien  26,54 
Millionen  kg,  Japan  22.70  Millionen  kg,  Cuba 
10.61  Millionen  kg,  Brasilien  10,50  Millionen  kg, 
Philippinen   10.11    Millionen  kg.  —  Die  euro- 

che  Tabakproduktion  ist  von  Juraschek 
für  denselben  Zeitpunkt  (in  der  Hauptsache 
1889  zu  201.12  Millionen  kg  ermittelt,  jedoch 
mit  dem  Zugeständnis,  dass  der  Normalertrag 
der  europäischen  Ernte  höher  zu  veranschlagen 
sei.  Ein  Gesamtbetrag  von  743  Millionen  kg 
druckt  hiernach  die  Menge  aas.  über  welche 
hinaus  die  Weltproduktion  an  Tabak  zu  schätzen 
ist.  Für  das  Endergebnis  einer  solchen 
Schätzung»  isl  namentlich  die  Gesamtschätzung' 
der  asiatischen  Tabakproduktion  massgebend. 
Neuerlich  hat  Kiessling  in  seinem  Handbuch 
und'-  dir  Gesamtproduktion  der  Erde 
auf  985  Millionen  kg  geschätzt;  davon  sind  für 
Asien  allein  135  Millionen  angesetzt;  für  Amerika 
1  if]  ika50,  Australien 

2  Millii 

in  Europa    sind    als   Tabak    produzierende 
Länder  namentlich  Oesterreich-Ungarn,  Russland, 
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t'talz    bayerisch  .    . 

ol  bringen 

; '  i  :  land 

;  von  Nürnberg  and  Fürth 

Uckermark  und  Odermündung 

Alle  ;  [er. 
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das  Deutsche  Reich,  Frankreich  und  die  Türkei 
zu  nennen. 

Für  Oesterreich-Ungarn  ist  in  der 
oben  erwähnten  amerikanischen  Zusammenstel- 
lung als  Durchschnittsergebnis  pro  1881  90  der 
Betrag  von  133036747  Pfund,  d.  i.  60742288 
kg  angegeben.  Für  Rnssland  fehlen  dorr 
die  Angaben.  Nach  den  Jahresberichten  des 
Departements  der  inneren  Steuern  betrug  die 
Ernte  von  Tabak  nach  dem  Durchschnitt  der 
3  Jahiv  1889/91  (1880  3067  738  Pud.  1890 
3992983  Pud,  1891  3388975  Pud:  3483232 
Pud,  d.  i.  57125005  kg.  Die  Gesamtmenge 
:  des  Tabaks  zerfällt  in  Tabak  höherer  Sorte  mil 
durchschnittlich  1260900  Pud,  davon  türkischer 
967  ISO  Pud,  amerikanischer  239715  Pud  und 
Machorka  mit  2276331  Pud.  Die  Anbaufläche 
hat  im  Durchschnitt  der  3  Jahre  43111  Dess- 
jatinen  oder  47099  ha  betragen. 

Für  die  Jahre  1892  bis  1898  ergiebt  sich 
folgendes  : 


Geernteter  Tabak 

Anbau- 

davon 

Jahre 

fläche 

flessjat. 

im§H  lortf 

Pud            Pud 

Machorka 

Pud 

1892 

55  »i 

4  872  09S 

1  136300 

3  785  798 

1893 

54  3" 

5 437  320 

1  475  545 

3  96i  775 

1894 

4S247 

4  336  380 

1  264  142 

3  072  238 

1895 

48845 

4  377  436 

1  3-2247 

30;;  189 

1896 

56  131 

5016088 

161;  008 

3400  103 

18SJ7 

6l  633 

5051  158 

1  90S  07 1 

3  143087 

1898 

62  029 

5  19S4Ü3 

1  995  73° 

3  202  733 

In  Deutschland  (Deutsches  Zollgebiet) 
stellt  sich  nach  dem  Durchschnitt  des  Jahr- 
zehnts 1882/91  die  Anbaufläche  auf  20032  ha, 
der  Ertrag  au  getrockneten  Blättern  auf 
38570000  kg;  dagegen  im  Durchschnitt  der 
jüngsten  7  Jahre  189298  die  Anbaufläche'  auf 
i  s  51 15  ha,  der  Ertrag  auf  30  066  ( 100  kg.  (Fü  r  das 
Jahrzehnt  1889  98  ergeben  sich  18600  ha  bezw. 
38962000  kg.)  In  Frankreich  hatte  sich  für 
das  Jahrzehnt  1881  OU  die  Tabakproduktion  auf 
jährlich  19838000  kg  gestellt. 

Was  schliesslich  die  Verteilung  des  deut- 
^ilit-n  Tabakbaues  nach  Fläche  und  Ertrag 
auf  die  einzelnen  Produktionsgebiete  anlangt, 
so  ergiebt  sich  nach  dem  Durchschnitt  der 
Jahrzehnte  1882  91  und  1889  08  folgendes : 


Die  Anbaufläche 
ha 


Die  Erntemenge   in 

trockenen 
(dachreifen'    Tabak- 
blättern 


1882/91 

7  307 
2  19t 
4  042 
706 
2984 
2  802 


188998    1882  01 


5S18 

I  ?02 

4717 

509 

3468 

2586 


I3004 

5  204 
8056 

1  173 
5004 

6  129 


1889/98 

11  429 

4  006 
10  617 

S41 
6  161 

5  9°8 


18  600 


5S  570 


3S962 
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B.  Tabakverarbeitung. 


s.  Die  Tabakfabrikation.    Technisches. 

Die  Tabakverarbeitung  hat,    sofern   sie    nicht 
mit  bereits  fernientiertem  Tabak  zutimnhat,  zu- 
D&chst  die  Vorbereitung  des  Tabaks  zur  fabrika- 
torischen  Verwendung  mittelst   der   Fermen- 
tation zu  erledigen.     Dieses  ist  ein  Gärungs- 
prozess,    welcher   durch    Zusammensetzen    des 
Tabaks    zu   grösseren  Haufen  („Stöcken"   oder 
„Bänken"    herbeigeführt   wird  und  mit  starker 
eraturerhöhung   desselben   verbunden   ist. 
Neuere    Untersuchungen    (E.  Suchsland     haben 
i<u.   dass   an  allen  fermentierten  Tabaken 
einige     verschiedene    Arten     von     Spaltpilzen 
haften;   daran   knüpften  sich  Versuche,    durch 
rtragung  der  Reinkulturen  von  den  Spalt- 
pilzen  edler  Tabake    den   minderwertigen  Ta- 
baken   die    Eigenschaften    besserer    Sorten    zu 
verleihen.    Haben  diese  auch  den  Erwartungen 
Dicht    ganz    entsprochen,    so   ist    doch  in  deren 
Gefolge  dem  Fermentationsvorgang  eine  allge- 
meine   grössere    Aufmerksamkeit    zugewendet 
und   dadurch   manche   Verbesserung    der   Pro- 
duktion erzielt  worden.    Bei  der  Durchführung 
der  Fermentation  kommt  es  darauf  an,  skdi  von 
den    Witterungsverhältnissen,     besonders    der 
Lussentemperatur    möglichst     unabhängig    zu 
machen:   wahrend   des   Verlaufs    des   Gärungs- 
prozesses   muss    die    Temperaturentwickelung 
genau    überwacht   und   angemessenes,    häufiges 
i  msetzen   des    Tabaks    vorgenommen    werden 
auch   ist   dafür  zu  sorgen,   dass   der  Feuchtig- 
keitsgehalt der  Luft  stets  nahe  der  Sättigungs- 
grenze liege. 

Ausser  der  Hauptgärung  findet  noch  eine 
Nachfermentation  des  Tabaks  statt.  Die 
Bäuptgärung  wird  im  Laufe,  des  ersten  Winters 
beendet;  im  Frühjahr  aber  priest  eine  _ aber- 
malige Selbsterwärmung  des  Tabaks,  die  so- 
genannte Maifermentation  einzutreten.  Auch 
ilie  nach  dem  amerikanischen  Fermentationsver- 
fahren behandelten  Tabake  machen  gewöhnlich 
eine  Art  Nachgärung  durch. 

Nächst  der  Leitung  und  Ueberwachnng 
des  Fenneutationsprozesses  kommt  zur  Be- 
wahrung der  guten  Eigenschaften  des  Rohstoffs 
die  geeignete  Art  seiner  Lagerung'  in  Be- 
tracht. 

Allgemeine  v o r bereit  e n de  H a  s s n a h - 
men  der  Fabrikation,  welche  nicht  unbedingt 
mit  der  bestimmten  fabrikatorischen  Verwen- 
dung des  Tabaks  zusammenhängen,  sind,  abge- 
sehen von  der  Vermischung  verschiedenartiger 
Rohstoffe,  die  unter  dem  N'amen  der  „Tabak- 
verbesserung" zusammengefassten  Massnahmen 
des  Auslaugens  und  Saucierens  (Zusatz  aroma- 
tischer Substanzen!,  der  Verbesserung  der 
Glimmfähigkeit  durch  chemische  Agenden,  der 
Entnikotmisierung  etc . 

Die  Verarbeitung  der  hiernach  vorbereiteten 
Tabake  zerfällt  in 'die  Herstellung:  1.  von 
Lauchtabak.  2.  von  Cigarren,  3.  von  Cigaretten 
und  Cigarillos,  4.  von  Schnupftabak.  5.  von 
Kautabak. 

1.  Rauchtabakfabriktion.  Vorberei- 
tende Arbeiten  sind  das  Sortieren.  Anfeuchten 
und  Entrippen  des  Tabaks  sowie  das  Plätten 
der  Kippen.  Beizen  Saucieren)  des  Tabaks 
mittelst  Tabakslauge  ist  häufig,  auch  Gelb- 
färben    sowie    Parfümierung    desselben    kommt 


vor.     Der   Rauchtabak   wird  hauptsächlich   als 

Si  hm  .    d.   h.    in    voükoi 

nussben  ifc  i  Form,  ausserdem  aber  auch 
Beibehaltung  der  ältesten  Fabrikationaweise  als 
gesponnener  Rollentabak,  der  noch  die  Zer- 
schneidethätigkeit  des  Verbrauchers  eile 
hergestellt.  La-  Schneiden  des  Tabak-  wird 
durch  Maschinen  mit  verschiedener  An  iei 
m       ,  Eührung   bi  wirkt.     I  I  ti  ae  Ta- 

bak   wird   —  vorzugsweisi     mittelst    grösserer 
oder    kleinerer    Trimme  lapparate    —      ■■  ■ 
sodann  —  gleichfalls  mittelst   m  ellei  Pro- 

,.,.„,.  __  gekühlt  und.  zur  Beseitigung  di 
Staubes,  gesiebt.  Schliesslich  wird  der  Tabak 
gleichfalls  unter  Verwendung  von  Paketierma- 
schinen verpackt,  zumeist  in  Papi 
Der  Rollen-  "der  Karottentabak  wird  mittels! 
einfacher  Spinnhaspeln  oder  Tabäkspinnma- 
schinen   hergestellt.     Der    gesp  fabak 

wird   gepresst,    setrockuet   und   in  Ballen  ver- 
packt.   Karotten  werden  aus  den  Bollen  h 
Art   hergestellt,    dass    eine    Anzahl    Rollen    in 
die  Karottenform   symmetrisch  neben   einander 
gestellt  und  dann  unter  starkem  Druck  gepi 

werden. 

2.  Cigarrenfabrikation.  Der  ange- 
feuchtete Tabak  wird  entrippt  und  sortiert. 
wobei  namentlich  auf  Aussonderung  der  zu 
1 1  kblatt  geeigneten  Blätter  nach  verschiedenen 
Grössen  geachtet  wird.  Bei  der  darauffolgen- 
den Herstellung  der  Oigarre  arbeiten  in  der 
Regel  zwei  Personen  zusammen,  der  Boller  und 
der  Wickelmaeher.  Der  von  letzterem  zunächst 
herzustellende  Wickel  enthält  die  Einlage  und 
das  diese  umgebende  Einblatt.  Die  Umlegung 
des    Deckblatts   durch    den  Boiler  erfolgt-nach 

igiger  Einbringung  und  Pressung 
Wickel"  in  besonderen  Formkästen  Eormen-Cl- 
garren)  oder  ohne  diese  vorgängige  Formen- 
pressung Baudcigarrei.  In  letzterem  Fall  ist 
grössere  Geschicklichkeit  und  mehr  Zeitaufwand 
des  Rollens  erforderlich.  DasDecken,  d.i.  das 
umlegen  des  Leckblatts,  erfolgt  in  der  Art. 
dass  der  Boiler  aus  den  Blättern  sich  die  Deck- 
blätter in  der  erforderlichen  Form  nach  Augen- 
mass  herausschneidet,  alsdann  das  Deckblatt 
unter  Rollung  des  Wickels  um  dieselbe  schlägt, 
und  schliesslich  die  Spitze  klebt  und  den  das 
Schnittende  der  Cigarre  überragenden  Teil  des 
Deckblattes  abschneidet.  Die  fertigen  Cigarren 
kommen  auf  Trockenrahmen  und  werden  als- 
dann sortiert  und.  soweit  nicht  monopöb 
Industrie  in  Frage  kommt,  in  mannigfaltiger 
Art  und  Ausstattung  unter  starker  Benutzung 
von  Phantasienamen  zur  Bezeichnung 
Warenbeschaffenheit  („Havanna"!)  ver] 
Für  maschinelle  Einrichtungen  ist  bei  der  U- 
garrenfabrikation  weniger  Platz:  doch  sind  die 
Hilfsmaschinen  zur  Herstellung  der  V  ickel  zu 
erwähnen.  . 

3.   Cigaretten-   und    Cigarillos- 
f  ab r  ik ati  o  n.     In  der  neuesten  Zeit  hat  der 
Verbrauch    von    Schneidtal 
fabrikatorisch  in   eine  cigarren; 
bracht  ist,   stark   zugenommen.    Bestent.ttaDei 
die  Umhüllung  des  Schneidl    lakes  aus  1  aper, 
so  handelt   es"  sich  um   die  Cigarett* 
steht   sie   aus   einem  Tabakdeckblatt,   so  heissl 
das  Fabrikat  Cigarill  o.  Beide  Fabrikate  nn 
teils   mit    der    Hand,    teils    mittelst    Maschinen 
hergestellt.     Im    letzteren   Fall   kann   die   Ma- 
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schine  nur  |:  Aie  Herstellung 

i   iur  Cigaretten)   Leisten   oder 
den    gesamten    Herstellungsprozess    der    Ware 
Hülsenbildung,  Füllung,  Ablegung  abernehmen. 
Es  i-t  eine  Reihe  höchst  sinnreicher  Maschinen 
der  i  -!'  in  Verwendung. 

5  c  h  ii  upf  t  b  b  a  k  Ea  E  rik  at  i  o  n. 

arbeiten  sind  Sortieren  und  Sau- 

ächnupftabakfabrikation    ist    von 

zweierlei    Art.      Der    Schnupftabak    kann   aus 

gi  ossi  ii  Kassen   aufgi  31  hichteten  und 

der     Selbsterhitzung     unterliegenden      M 

bblättern    oder  aus    Karotten    hergestellt 

ii.     in  letzterem  Falle  wird  der  saucierte 

Tabak  in  stark  gepresstem  Znstand  aoch  längere 

Zeit  gelagerl       Das  Karottieren   ist    wegen  er- 

iien  damit  verbundenen  Zinsverlustes  stark 

..i  Gebrauch  gekommen  .   Je  nach  der  einen 

oder  anderen   Herstellungsweise  sind   verschie- 

Zerkleinerungsmaschinen   in   Anwendung 

Rundmessermaschinen,  Stampfwerke,  Mühlen 

tten-Rapiei  (-Zerreibungs-  lnäschinen.     Der 
/.  rkleinerte  Tabak   wird   mittelst  Siebung  sor- 
g,  beizt         und  eventuell  nach 
chung  eines  Gärungsprozesses  —  ähn- 
lich dem  Rauchtabak  verps 

5.       K  a  ii  t  a  b  a  k  £a  b  r  i  k  a  t  i  o  n.        Es 
kommen  hauptsächlich  in  Betracht  Kautabak  in 
äster  Tafelform   (namentlich    in  Nordame- 
rika neben  feingeschnittenem  Kautabak  üblich), 
Kautabak   in   gesponnenen  Röllchen,   Kautabak 
ächnittenem    and   gekräuseltem   Zustande. 
Die  Fabrikation  geschieht  mittelst  Impräg- 
nierung des  in   vorbezeichneter  Form  zur  Ver- 
wendung  kommenden  Tabaks   mittelst  Tabak- 
lange,  welche  entweder  in  der  Eautahakfabrik 
selbst  hergestellt  oder  von  Tabaklaugereien  be- 
zogen wird.    Ferner  spielt  die  Beigabe  sonstiger 
leschmack   und  Geruch    berechneter  Stoffe. 
in  Nordamerika  namentlich  von  Lakritze,    eine 
bedeutende  Rolle. 

ausser  der  Tabakfabrikation  selbst  sind  be- 
deutungsvoll auch  die  Hilf sge wer be  der- 
selben, namentlich  in  monopolfreien  Ländern,  in 
welchen,  wie  in  Deutschland  und  in  den  Ver- 
einigten Staaten,  auf  die  äussere  Ausstattung 
ein  besonderes  Gewicht  —  vielleicht  im  Grunde 
von  den  Verkäufern  als  von  den  Käufern 
gelegl  wird.  In  Betracht  kommen  unter 
den  Hilfsgewerben  der  Tabakfabrikation  nament- 
lich die  Herstellung  von  Kisten  und  Cigarren- 
kistchen,  von  Wickel-  und  Cigarrenformen,  von 
Papier-  und  ra]>ier\vareii.  Etiketteilanfertigung- 
n.  B.  w. 

it.  Die  Tabakfabrikation.  Wirtschaft- 
liches.    Ein  durchgreifender  Gegensatz  be- 

I  rar  allem  zwischen  den  Monopolländern 

und    den    Nichtmonopolländern.     Auch   bei 

den  letzteren  bedingt  die  Art  und  'las  .Mass 

Cabakbesteuerung  eine  Verschiedenheil 

der  wirtschaftlichen  Bedingungen  der  Privat- 

trie. 

Die  einheitliche  staatliche  Leitung  der 
Fabrikation  in  den  Monopolländern 
führt  laturgemäss  zu  einer  starken  Kon- 
des  Betriebes. 

In  Oestei  r ei  c  h  bestehen  30  Tabak- 
fabril  i      imtzahl    der  ständigen  und 

nichtständig  iti  i   betrug  Kode  I  fezember 


1899  37  361  oder  durchschnittlich  1245  für  eine 
Fabrik.  Von  den  Arbeitern  waren  33  474  oder 
90%  weihlich.  In  Ungarn  sind  21  Fabriken 
vorhanden  mit  zusammen  (Ende  Dezember  1899) 
L9  1 16  \vi..-ir<i  ii.  davon  18 160  oder  93°/0  Weibern; 
auf  eine  Fabrik  treffen  durchschnittlich  926 
Arbeiter. 

In  F  r  a  n  k  r  e  i  o  h  besteben  21  Fabriken 
(manufactures) ;  am  31.  Dezember  1899  bestand 
deren  „personnel"  aus  17184  Arbeitern  (1652 
männliche,  15532  weibliebe)  und  714  „preposes" 
Werkmeister  und  Aufseher,  570  männliche,  144 
weiblii  be). 

Ein«'  starke  Koncentration  des  Betrieb 
ist  auch  durch  die  inRussland  bestehende 
hu ii  der  Fabrikatbesteuerung  veranlasst. 

Es  waren  im  Jahre  1891  vorbanden:  187 
allgemeine  Tabakfabriken,  136  Machorkatabak- 
fabriken, 54  Abteilungen  zur  Verarbeitung  von 
Machorkatabak  bei  allgemeinen  Fabriken;  im 
Jahre  1898:  159  allgemeine  Tabakfabriken 
und  99  Machorkatabakfabriken  mit  zusammen 
38900  Arbeitern. 

Dagegen  hat  die  in  den  Vereinigten 
Staaten  gewählte  Form  der  Tabakbesteue- 
rang  keine  derartige  Koncentration  des  Be- 
triebes berbeigeführt. 

Nach  dem  Stande  vom  30.  April  1891  waren 
nach  der  Statistik  der  für  den  Betrieh  gezahl- 
ten Specialtaxen  vorhanden:  1021  Fabrikanten 
von  Rauch-  und  Schnupf tabak,  21337  Cigarren- 
und  Cigarettenfabrikanten.  Mit  dem  am  1. 
Oktober"  1890  eingetretenen  Wegfall  dieser 
Taxen  (Lizenzgebühren)  ist  auch  diebetreffende 
Statistik  weggefallen.  Doch  wurde  die  Zahl 
der  Tabakfabriken  auch  fernerhin  nachgewiesen 
und  konnte  für  die  Betriebsgestaltung  der  Ci- 
garrenindnstrie  die  Statistik  der  von  der  Steuer- 
verwaltung mit  den  Cigarrenfabrikanten  ge- 
führten Einzelkonten  benutzt  werden.  In 
ersterer  Hinsieht  wirkte  jedoch  der  umstand 
störend,  dass  nach  Wegfall  der  Specialtaxen 
eine  Anzahl  von  Cigarrenfabrikanten  sich  als 
„manufacturers  of  tobacco"  erklärt  hatten,  um 
die  Rückstände  und  Abfälle  (scrapps,  cuttings 
and  clippingsi  der  Cigarrenfabrikation  in  ge- 
setzlicher Weise  als  Rauchtabak  verwerten  zu 
können.  Deshalb  schnellte  mit  Ende  1891  die 
Zahl  der  Tabakfabrikanten  von  978  im  Vorjahr 
auf  2220  empor.  Was  die  Einzelkonten  mit  den 
Cigarren-  und  Cigarettenfabrikanten  betrifft,  so 
ist  deren  Zahl  seither  immer  etwas  grösser  als 
die  Zahl  der  Taxzahler  gewesen.  Nach  den 
Reports  des  Commissioner  of  Internal  Revenue 
waren  solche  Einzelkonten  nachgewiesen  für 
1889  22  837,  für  1899  28  523.  Nach  den  Er- 
mittelungen beim  Census  von  1880  und  1890 
sind  7145  bezw.  10  956  Etablissements  für  Fa- 
brikation von  Cigarren  und  Cigaretten  und  477 
bezw.  395  für  Fabrikation  von  Kau-,  Rauch-  und 
Schnupftabak  vorhanden  gewesen.  (Ausserdem 
sind  für  die  tabakbauenden  Staaten  292  Eta- 
blissements  für  „tobacco,  stemming  and  rehand- 
ling"  nachgewiesen).  Das  Durchschnitts  kapi- 
tal einer  Kau-.  Rauch-  oder  Schnupftabakfabrik 
ist  für  1880  zu  36  074  Dollars,  für  1890  zu 
78079  Dollars  angegeben,  jenes  einer  Cigarren- 
oder  Cigan  tli  nliil.rik  zu  3037  bezw.  5432 
Dollars.  Durch  G.  v.  13.  Juni  1898  sind 
wiederum  Specialtaxen  eingeführt  und  zwar  für 
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Sndler    und     Fabrikanten    abgestuft 
nach  dem  Geschäftsumfang :  6,  12,  24   Dollars, 
für  Händler  mir  Fabrikaten  12  Dollars, 
,lllr    bei    einem    Jahresumsatz    von   mehr   als 
Pfund.    Die  Gesamtzahl  der  Händler  mit 
Fabrikaten   ist    hiernach    nicht    bekannt,    wohl 
der  RohtabakMndler   und  der  I 
Für  das  Jahr   1899  1900  sind  n 
n  als  Zahler  von  Specialtaxi  n    5818 

i.    L278    Händler    mit    fabriziertem 

Tabak.  2436  Tabakfabrikanten,  26329  Cigarren- 

fabrikanten.    Von  einem  Privatmonopol  i  i 

weniger    Fabrikanten    kann    hiernach    in    den 

d  Staaten    nicht   die  Rede   sein;  ins- 

bt  sich  in  Jen   90erJahren  eine 

erhebliche  Zunahme  sowohl   der  Cigarrenfabri- 

u  als  insbesondere  der  Tabakfabriken. 

i  der  Albeiterzahl  der  Fabriken  hat  die 

amerikanische    Steuerverwaltung  keine   Kennt- 

Lnerzeit  den  Mitgliedern  der  deutscbi  n 

Steuerkommission  amtlich  mitgeteilt  wurde;  die 

Statistik  der  nach  der  Arbeiterzahl  abgestuften 

jjschaftssummen   bietet    nur    ungei   if 
Ersatz.   Namentlich  wirkt  der  Umsti 

a  irrenfabrikanten  nur  der  Steuer- 
hriften  wegen  ihre  —  tbatsächlich  einheit- 
Fabrik  —  in  mehrere  gesonderte  Fabriken 
im   Sinne  des  Gesetzes  zerlegen,  um    die  Her- 
ig von  Cigarren  für  einen  Zwischenhänd- 
ler zu  ermöglichen,  welche  nicht  den  Brand  und 
die  Etikette   des   wahren  Fabrikanten,   sondern 

di  in  Gesetze    als  Fabrikanten  ei 
nenden    Zwischenhändlers    tragen.     Bedeutend 
ist  in  den  Vereinigten  Staaten  die  kleinste  Be- 


rri  nindustrie  in  den  ! 
■  • 
in  unmittelbarer  Verbindung    mii  dem  Verkauf 
und   dem  Vi  steht  rikant 

i<t  zugleich  Vei    iufer   seiner  und  fremder  zu- 
gekaufter Ware  und  sucht  die  Zeit,  weh  die  ihm 
\    _  luxen   t  igarren- 

fabrikation  aus!  d 

Uebrigens  ist,  wenn  auch  in  geringem  TJm- 
b   die  Hausindustrie  vertri 
fern  hier  und  da,  z.  B.  in  Pem  sylvanien,  billige 
Cigarreu   auf    dem    Lande    vor 
Benutzung     solcher     &jbeitskräfte    hergestellt 
welche  im  Sommer  Feldarbeit  ti 

Im  ganzen   stehen   jedoch  d  tung 

der    Hausindustrie    in-  dem    Umfange    un 
Art,  wie  >ie  in  Deutschland  besteht,  die  dortigen 
Stenervorschriften    entgegen.      Dies  I    zur 

eigentümlichen  A  i  mg  einer  kasernierten 

Hausindustrie   geführt,   welche  insbes 
New- York  unter  der  Bezeichnung  ..  ! 
häuser"   besteht    und   über  welche   der  Bi 
der  amerikanischen  Steuerkommission  von  1878 
nähere  Aufschlüsse  enthält. 

Eingehende  Nachweisungen  über  die  in  der 
Tabakindustrie  beschäftigten  Personen  ent- 
halten die  Ergebnisse  des  Census  von 
Danach  betrug  die  Gesamtzahl  der  Beschäft 
in  den  Kau-.  Ranch-  und  Schnupftabakbetrieben 
31  267,  in  den  Cigarren-  und  I  ligarettenbetrieben 
98156:   im   ganzen  also  129423.     Der  Gesamt- 

,,d  der  Beschäftigten   i-t   folgendern    - 
gegliedert. 


.      „  ,  .  ,,,  f  Männer  über  16  Jahre  . 

Selbstthätage Unternehmer u. Angestellte.  j^anen  UDer  15  Jahre. 


Gelernte  und  ungelernte  Arbeiter  exkl 
Stückarbeiter ■ 


Stückarbeiter . 


Männer  über  16  Jahre  . 
'  Frauen  über  15  Jahre  . 

I  Kinder 

I  Manie  r  16  Jahre  . 
1  Frauen  über  15  Jahre  . 
I  Kinder 


Kau-  Eauch- 
und  Schnupf- 
tabakbetriebe 

1  45- 

25 

11  274 

6  550 

1  735 

4014 
1  549 


Cigarren-  u. 
1 
betriebe 
10903 

253 
20515 

2  200 

38937 

15 
1  134 


Was  die  Löhne  in  den  Vereinigten 
Staaten  anlangt,  so  findet  sich  darüber  älteres 
.Material  im  Berichte  der  deutseben  Tabakkom- 
mission (nach  den  Ermittelungen  für  1874 1. 
Nach  den  persönlichen  Erkundigungen  der 
Kommission  ergab  sich,  dass  die  Stücklöhne  für 
1  igarrenje  nach  der  Qualität  der  zu  liefernden 
Arbeit  ausserordentlich  verschieden  sind.  In 
New-York  fanden  sich  Stücklöhne  von  nur  2'  ä 
und  selbst  2  Dollars  für  1000  Stück  Cigarren 
in  d-n  Tenementsbänsern  der  geringsten  Art. 
Im  übrigen  waren  in  New-York  Lohnsätze  von 
4  bis  6  Dollars  als  übliche  Bezahlung  für  Ware 
geringerer  Qualität  anzusehen:  für  feinere  Ware 
fanden  sieh  12.  für  hochfeine  Arbeit  vereinzelt 
-gar  30  bis  35  Dollars  per  1000  Stück. 

Seitdem  hat   die  Lohnstatistik  in  den  Ver- 
den   Staaten    insbesondere    durch    die   Be- 


mühungen der  arbeitsstatistischen  Aemter  viel- 
fache Pflege  gefunden  und  sind  daraus  mannig- 
faltige ins  Detail   gehende  Nachweise    über  die 
Lohnverhältnisse  bei   einer   grösseren   od 
ringeren   Zahl   von    Tabakbetrieben   erwachsen. 
so  z.  B.  in  den  vor  kurzem  erschienenen  Nach- 
weisen  im    13.  Jahresbericht   des  Commiss 
of  Labor    1898)  ..Hand  and  Machine  Labor  vol. 
II    General  Table.  Washington    1899  S.  1 
Auf  die  Einzelheiten  dieser  nicht  durchweg  der 
Voraussetzung  erschöpfender  Massenbeobachtung 
entsprechenden  Nachweise   kann  hier  nicht  ein- 
gegangen werden.    Dagegen  muss  in  Kürze  das 
Gesamtergebnis   der  mit  dem  ' 
verbundenen  Ermittelungen   über   die  Lohnver- 
hältnisse     in     der     Tabakindustrie     vorgeführt 
werden.     Dasselbe   stellt   sich   folgendermassen. 
Es  beträgt  der  mittlere  Jahreslohn  der 
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i  bei  Angestellten  etc.    .    . 

in   der  Kau-.  Rauch-  und   Schnupf-  I  bei    den    Arbeitern   (exkl. 

udustrie I  Stückarbeiter)   .    .    .    . 

i  bei  den  Stückarbeitern .    . 

aller  Beschäftigten 

|  bei  Angestellten  etc.     .     . 
neu-    und   Cigaretten-  !  bei   den    Arbeitern    (exkl. 

industrie I       Stückarbeiter)    .     .     .     . 

I  bei  den  Stückarbeitern 

aller  Beschäftigten 


Männer 
über 
16  Jahre 
D 

Weiber 

über 
15  Jahre 
0  1 1  a  r  s 

Kinder 

1110 

375 

322 
2ÖO 

193 

193 

83 

63 

750 

274 
43« 

467 

495 

273 
309 

129 
132 

456 


Zur  Wttrdigung  dieser  Zahlen  ist  die 
Thatsache  zu  beachten,  dass  die  fragliche  Lohn- 
statistik für  die  Gesamtheit  aller  Beschäftigten 
und  Arbeiter  der  Vereinigten  Staaten  ergehen 
hat:  für  Angestellte  etc.  Männer  890  Dollars, 
Weiber  462  Dollars;  Arbeiter  exkl.  Stückarbeiter 
Männer  498  Dollars,  Weiber  276  Dollars,  Kinder 
141  Pellars;  Stückarbeiter  Männer  500  Dullars, 
Weiber  255  Dollars,  Kinder  117  Dullars. 

Audi  die  Preise  der  Fabrikate  (Fakturen- 
preise, d    h.  die  Preise,   zu  welchen  der  Fabri- 

fe i   -.ine  Waren  in  den  freien  Handelsverkehr 

i  .  sind  in  den  Vereinigten  Staaten  sehr 
verschieden:  es  bietet  aber  Schwierigkeiten, 
darüber  Genaues  festzustellen.  Die  deutsche 
Steuerkommission  fand  im  Jahre  1878  nach  All- 
einiger hervorragender  Fabrikanten  in 
v-City,  Baltimore,  Richmond  und  Chicago 
für  das  Pfund 


für 


als  als 
Minimal-  Maximal- 
sätze sätze 
Cts.           t'ts. 

11  Kautabak      34—5°  7° — no 

granulii  rti  a   Bauchtabak  34 — 48  IO° — 25° 

geschnittenen  Rauchtabak        30 — 42  40 — 150 

Schnupf-) braunem. schwarzer  60—75  75 — 110 

tabak    Igelber  60—70  63—96 


In  den  Cigarrenpreisen   wurden   noch  weit 
re   unterschiede  ermittelt.     Cigarren   zu 
ganz    niedrigen  Preisen   wurden   damals   (1878) 
erst  seit  neuerer  und  neuester  Zeit  mit  der  an- 
sehnlichen   Qeberhandnahme   «les    Cigarrenver- 
bes  in  grösseren  Mengi  u    hergestellt.    Vor- 
lildeten   Cigarren-Engrospreise  von   unge- 
tähr  '211  Dollars,  berechnet  auf  einen  Detailver- 
einzelnen    Cigarre  von  5  Cents 
die   untere  Grenze  der  Preise.    Als  Ausnahms- 
minimal preis     wurde     der     Betrag     von     10  '  ., 

Dollars    per   T id     bi  zw     von   9  '  ■<    Dollars 

letzteres   in   Brooklyn   für  Cheerots  in  Manila- 

tgestelll      4.1s    höchste  Preise  von  in 

den  Vereinigten    Staaten    fabrizierten   Cigarren 

wind.  11   80     100  I  »ollars  ermitteil     die   in   den 

igten   Staaten    und  vorzugsweise  in    Key 

mnablättern  gi  fertigten  1  'igarren. 

mit   1  inem    Itohraaterialzoll    \  on   35  1  lenl  -    per 

d:  mal      wie   wohl   auch  beute 

ig    zu   di  1    teuersten  Ware. 

nämli  .in-  der  Havanna  importierten, 


ausser  der  Inlandsteuer  mit  einem  Gewichtszoll 
von  2,50  Dollars  (heute  4,50  Dollars)  per 
Pfund  und  einem  Wertzoll  von  25%  belasteten 
Cigarre. 

Nach  den  Ermittelungen  beim  Census  von 
1890  betrug  der  Bruttowert  der  Jahreserzeugung 
bei  der  Kau-.  Rauch-  und  Schnupftabakfabri- 
kation 68  843  587  Dullars.  bei  der  Cigarren-  und; 
Cigarettenfabrikation  129  693  275  Dollars  und 
der  Nettowert  36  651338  bezw.  79  394  815 
Dollars. 

Für  die  deutsche  Tabakiadustrie 
wurde  an  wirtschaftlich  bedeutsamen  .Mo- 
menten schon  bei  der  Tabakenquete  von  1878 
festgestellt,  dass  im  allgemeinen  die  Schnupf- 
tabakfabrikation mehr  und  mehr  von  den 
Großbetrieben  übernommen  und  koacen- 
triert  werde  und  dass  auch  die  Rauch-  und 
Kautabakfabrikation  sich  vorzugsweise  für 
die  Grossindustrie  eigne.  Dagegen  wurde 
eine  ziemlich  gleichmässige  Verteilung  der 
CigarrenfabrikatiQU  auf  die  drei  Kategorieea 
der  Gross-,  Klein-  und  Hausindustrie  vor- 
gefunden. Die  Bezeichnung  »Hausindustrie 
wird  übrigens  —  wie  im  Eaquetebericht 
dargelegt  ist  —  in  verschiedenem  Sinne  an- 
gewendet. Teils  wurde  darunter  nur  die 
Verarbeitung  von  Rohmaterial  zu  bestimmten 
Fabrikaten  "durch  den  Arbeiter  und  seine 
Fainilienangeliörigen  in  seiner  Wohnung  für 
eigene  Rechaung,  teils  nur  die  Verarbeitung 
für  Rechnung  des  Fabrikanten  verstanden, 
teils  auch  beides  unter  Hausindustrie  zu- 
sammengefasst.  In  der  Regel  sind  es  ge- 
lernte Cigarrenmacher,  welche  neben  der 
Fabrikarbeit  in  freien  Stunden  weiter  ar- 
beiten, oder  lediglich  in  ihrer  Wohnung  mit 
ihren  Faniilienangehürigvn  für  eigene  Rech- 
aung oder  für  einen  Fabrikanten  beschäftigt 
sind.  Dazu  kommt  noch  die  ärmere  Be- 
völkerung in  den  Gegenden,  wo  grössere 
Fabriken  existieren  oder  Tabakbau  in 
grösserem  Umfang  betrieben  wird. 

Bei  der  Bearbeitung  der  Ergebnisse  der 
deutscheu  Berufs-  und  Gewerbe- 
zäalaagea  von  1882  und  1895  ist  leider 
keine  Daterscheidung  der  Rauch-,  Schnupf- 
und  Kaatabakfabrikatioa  einerseits  und  der 
Cigarrea-  und  Cigarettenfabrikation  anderer- 
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aeits    durchgeführt.     So-wohl    die    berufs- 

,  n    wie   die   hier   vorzugswei 
Betracht     kommenden    gewerbestatistis<  b.en 
Nachweisungen    werfen    Betriebe  und   Per- 
sonal   der    gesamten    Tabakfabrikation    zu- 
sammen.1) , 

Die  Gesamt z  ahl  der  <i  ewe  r  b  ebe- 
,  .•  i  e  b  e   il  >■  r  T  a  b  a  k  f  a  b  rika  ti  o  n  ist  für 
L89Ö    angeg,  tten    zn   20933    (19357    Eauptbe- 
1676  Nebenbetriebe)  mit   einer  Gesamt 
von    158  080    'gewerbthätigeii    Personen 
id  li  innerhalb  der  Betriebsstätten  thätigen 
aen,   als.,   mit  Ausschluss   .1er   Hausindus- 
ii)      Gegen    IbS-J    ngi.bt    dies    eine    Zu- 
nahme der  Betliebe  um  4558   4131  Haupt-  und 
4-»7  Nebenhetriehe    und  der  Personen  um  ^9bb4. 
Uleinbetriebe    waren    im    Jahre    1895    10988, 
Gehilfenbetriebe  8369,  in  den  letzteren  wurden 
142  092  Personen  beschäftigt;  gegen  1882  hatten 
ingenommen   die    Alleinbetriebe  um   276..    die 
[fenbetriebe  um  1364  und  die  in  letzteren 
beschäftigten  Personen  um  36917. 

Nach  Grössenklassen  stufen  sich  die  Be- 
triebe der  Tabakfabrikation  im  Jahre  1895 
folgendermassen  ab: 


Fassl  m  tu  als  Kleinbetriebe  jene  mit  bis 
5  Personen,  als  Mitti  Ibetriebe  jene  mit  6  bis 
50  Personen  und  als  Glossbetriebe  jene  mit  oj 
und  mehr  P  asammen,  so  haben  zuge- 

nommen gegen  1882  in  Prozenten 


bei  den  Kleinbetrieb,  n 

bei  den  Mittelbel 

bei  den  Grossbetrieben  . 


Betriebe 
26,9 

43-6 


P<  i  son.  i 

21,3 

31-4 
4^-4 


Betriebe  mit 
Personen : 

1 
2—5 

6—10 

ll~2i) 

21—50 

51—200 

101  n.  mehr  . 


Zahl  der 
['„•triebe   Personen 


n  244 

4  579 

II  151 

742 

907 

678 

56 


u  244 

13  161 
8657 
10901 
29  875 
62  007 
17  235 


Auch  hier  zeigen  die  Grossbetriebe  die  'an- 
sehnlichste Verstärkung  sowohl  nach  Betriebs- 
ais  Personenzahl;    aber   auch    die   Mittel-  und 
Kleinbetriebe  sind  von  rückläufiger  Entwicke- 
luno- weit  entfernt.    Gerade  bei  dieser  Beti 
tung  ist  die  Nichtunterscheidung  der  Cigarren- 
und  der   sonstigen  Tabakindustrie  sehr  z 
klagen  ■   eine  solche   würde  ersehen  lassen,   in 
wie  weit  die  Erhaltung  handwerksmässig 
triebs   gerade  mit   der   Ausgestaltung  der  Ci- 
garrenfabiikation  zusammenhängt. 

pie  o-ewerbthätigen  Personen  der  Haupt- 
betriebe bestanden  im  Jahre  1895  aus  74448 
Männern  und  78632  Weibern,  gegen  1882  hat 
sich  eine  Zunahme  um  9971  Männer  oder 
15,50,',,  uu,i  29713  Weiher  oder  60,7"  0  ergeben. 

Ton  den  in  Gehilfenbetrieben  beschäftigten 
Personen  waren 


Unternehmer 

Angestellte 

Arbeiter 


im  Jahre  1895 

männlich        weiblich  im  ganzen 

S37S               332  87t° 

6  560                126  6  686 

^2108           74s88  126696 


im  Jahre  1882 

männlich        weiblich  im  ganzen 

706;                275  7  34° 

4068                   46  4114 

46812            46909  93721 


')  Dagegen  ist  eine  solche  Unterscheidung 
in   einer   von  den  Bundesregierungen   für  1893 
durchgeführten     und     der    Begründung    zum 
Tabaksteuergesetzentwurf  von  1895  beigefügten 
Erhebung   enthalten.     Die   Ergebnisse   aer   Er- 
hebung werden  allerdings  als  nicht  überall  zu- 
verlässige bezeichnet,  immerhin  aber  bieten  sie 
eine   beachtenswerte    Ergänzung  zur  Gewerbe- 
statistik von  1895.     Die   Zahl   der   Tabak- 
arbeiter   ist   nach    der   Erhebung   von   189d 
1     in    Fabriken:    a)    in    Cigarrenfabnken 
97  615   bi  in  der  Cigarettenfabrikation  20o2,  c) 
in    der   Kautabakfabrikation    2958,    d)    111    der 
8chnupftabakfabrikation  621,    e)  in  der  Kaueh- 
fcabakfabrikation  4362,  zusammen  107  688,  dazu 
summarisch  gezählte  Arbeiter  in  Preussen  4559 
und  ab:  in  Nebenbetrieben  beschäftigte  Arbeiter 
in    Baden    725:    im    ganzen    also    111442.    — 
2.  Ha  ns  arbeit  er:  a)  in  der  Cigarrenfabri- 
kation   22 142.   b)   in   der   Cigarettenfabrikation 
517,  c    in  der'Kautabakfabrikation  42.  .1   in  der 
Schnupftabakfabrikation  485.   e)  in  der  ftauch- 
tanakfabrikation  221;  im  ganzen  23  40.   —  also 
Tabakarbeiter  überhaupt  134  849.     Als  Arbeiter 
in    Nebenbetrieben    der    Tabakfabrikation    sind 
ausgewiesen  3392. 


Von    den    Arbeitern    (ohne    mitarbeitend« 
Familienangehörige)     waren     im     Jahre     1895 
Jugendliche  (unter'  16  Jahre  alt)   14  4,3 
männliche,     8409    weibliche)    und    Erwachsene 
110  481    (45  854    männliche,    64  62,    weibliche 
Von    den    mitarbeitenden   Familienangehörigen 
trafen    auf  Jugendliche    96    ,48   männliche.   48 
weibliche!  und  auf  Erwachsene  1646  (142  männ- 
liche    1504    weibliche:.     Verheiratete    Arbeite- 
rinnen  wurden   16  134  ermittelt,   davon  432  111 
Kleinbetrieben.    1261  in  Mittelbetrieben,   14  441 
in  Grossbetrieben.  . 

Von  den  19  357  Hauptbetrieben  benutzten 
im  Jahre  1895  Windkraft  1.  Wasserkraft  48, 
Dampfkraft  149.  Gas-  oder  Heissluft  loJ. 
Dampfkessel  ohne  Dampfübertragung  9;  im 
o-anzen  359  gegen  243  im  Jahre  18b2.  au.  i. 
hier  ist  die  Nichtunterscheidung  der  Cigarren- 
und  der  sonstigen  Tabakfabrikation  ausser- 
ordentlich störend.  I 

Die  territoriale  Verteilung  der 
in  der  Tabakfabrikation  gfewerbthatigen  Per- 
sonen stellt  sich  für  L8  •  '  Ant 
pTe u  s  s  e  n  treffen  74  362  Personen,  davon  auf 
Westfalen  15117.  Schlesien  10  ^  *"«? 
9098,  Sachsen  7982,  Hessen-Nassau  6868, ,  Bran- 
denburg 5789,   Hannover  5o44.   Scbleswig-Hol- 
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-teiu   3651     E  :;:,:<b    Westpi 

uui    B  a  d  e  n    - 

H  e  s  s  e  n   8838,  B  a  y  e  c  n 

■  links  des  Rheins  .  W  ii  rt  t  em  - 

:  b  d  r  g  2603,  Bremen  2005, 

Elsa  ss-Lothringen     L936,     Sachsen- 

584,   Br  a  u  n  s  c  h  \v  eig  1 L8  I. 

phische    Darstellung    der    Ver- 

_  der  Tabakindustrie  nach  kleinen  \  er- 

waltnugsbezirken  —  Personal  der  Betriebe  — 

Di    Band    119   der   Reichs>tati~tik   beige- 

Waa  die  Hansindustrie  anlangt,  so 
sind  im  Jahre  1895  darüber  Angaben  sowohl 
von  den  Hausindustriellen  seihst  als  von  deren 
Arbeitgehern  den  Verlegern  erholt.  Für  die 
Tabakfabrikation  stellt  sich  die  Zahl  der  haus- 
industriell beschäftigten  Personen  nach  den 
Angaben  der  Hausindustriellen  selbst  auf  15457 
aen  in  9737  Betrieben  gegeu  8313  Per- 
sonen in  6330  Betrieben  im  Jahre  1882.  Nach 
den  Anfallen  der  Unternehmer  (Verleger)  er- 
gaben sich  für  1895  1627  Betriebe,  die  Personen 
in  der  Hausindustrie  beschäftigen  gegen  1125 
im  Jahre  1882,  mit  23  958  Personen  gegen 
l.">no8  im  Jahre  1882.  Unmittelbar  beschäftigt 
wurden  von  diesen  Personen  (im  Jahre  1895) 
20020,  die  übrigen  3938  waren  Gehilfen  oder 
Mitarbeiter  dieser  Personen. 

Als    gewerbliche    Gefängnisarbeit 
■i  der  Gewerbestatistik  von  1895  nicht  die- 
jenige    Arbeit     gerechnet,    welche    für    eigene 
Rechnung  der  Straf-  und   Besserungsanstalten 
.  t.  -Mildern  nur  jene,  welche  in  der  Anstalt 
nderweitige    Unternehmer  geleistet   wird. 
In   dieser   Wei<e    waren    mit    Tabakfabrikation 
ngene    beschäftigt    (2411    männliche. 
eibliche  .    (Bei  der  Ermittelung  von  1893 
waren   ;;«43   Gefangene   [3306    männliche,   537 
weihliche      als     durchschnittlich     täglich    mit 
Tabakarbeiten  beschäftigt  gezählt  worden). 

Aus  dem  Material  der  Unfallversicherung 
(Nachweisung  über  die  Rechnuugsergebnisse 
Berufsgenossenschaften)  ist  für  1899  zu 
dass   die   Tabakberufsgenossen- 
schaft  6247  versicherte  Betriebe  undl40969 
icherte  Personen,  darunter  138075  durch- 
:    beschäftigte  Betriebsbeamte  und 
Arbeiter  zählte.     (Für  lsx«>  waren  seinerzeit 
3641    versicherte   Betriebe   und  89407   ver- 
sicherte Personen  nachgewiesen  worden.) 

Auf  die  L o h  n  v  e r hältnisse  erstreckt 
sich    die    Reii  nicht;    bei 

d.-r  Enquete    von    1878   wurde  festgestellt, 
dass  renfabrikatioii 

schliesslich  die  Entlohnung  nach  Stückzahl 

-  bei  der  I 
Rauch-,  Kau-  und  Schnupftabaken 
■  zw.    Wochenlohn     die 
B 

i  ■  ichte  um 
Ausnahme  eines  eil 

di  ofalla  ';"'ii  höchsten  Sab 

Fabrikarbeiter-      gleich- 
tue,   in    di  '    Fällen    ihi 
'i  übersti  i - 

-  i.  über  die  Wochenverdienste  der 

von  Arbeitern  sind  zur  Er- 


mittelung von  Durchschnittslöhnen  nicht  be- 
nutzt. Die  Minimal-  und  Maximalsätze  sind; 
Wochenverdienst  (in  Mark)  bei  der  Cigarren- 
f  a  brikat  i  on  Sortierer  6 — 30,  Cigarrenmache* 
Keller  9-  -35,  Wickelmacher  3 — 15,  Xeben- 
arbeiter  ii — 15,  Arbeiterinnen  über  lii  Jahre 
bis  15.  Kinder  unter  16  Jahren  1,50 — 6,50, 
Hausarbeiter  (einschliesslich  Familie)  7,50 — 36; 
Wochenverdienst  bei  der  Ranch-,  Kau-  um 
Schnupftabakfabrikation  Männer 
!*-"  —  :  !ti.  Arbeiterinnen  über  16  Jahre  4.5n— 12. 
Kinder  unter  16  Jahren  3—8,  Nebenai 
6 — 15,  Hausarbeiter  (einschliesslich  Familie} 
4,80—36. 

Die  Mannigfaltigkeit  der  Lohnsätze  i-t 
hiernach  bei  der  deutschen  Tabakindustrie 
zweifellos  sehr  gross.  Wenn  die  durch  die  Un- 
fallversieherungsEresetzgebung  gebotene  Mög- 
lichkeit, den  wirklichen  Jahreslohn  aller  unfall- 
versicherten Arbeiter  zu  ermitteln,  seitens  der 
Reichsverwaltung  —  wie  dies  bisher  leider  nicht 
der  Fall  ist  —  für  die  Zwecke  der  Sozialsta- 
tistik ausgenutzt  würde,  so  könnte  für  einen 
ansehnlichen  Bruchteil  der  Tabakarbeiter  nach- 
gewiesen werden,  wie  sich  bei  den  so  verschie- 
denartig abgestuften  Lohnsätzen  thatsächlich 
der  Jahresverdienst  im  ganzen  und  nach  Haupt- 
gruppen der  Arbeiter  gestaltet.  Wie  jetzt  die 
Rechnungsnachweisungen  der  Berufsgenossen- 
schaften aufgestellt  sind,  erscheinen  sie  zur 
Ermittelung  des  Jahresdurchschnittslohnes  un- 
brauchbar, erstens  wegen  Einstellung  nur  der 
sogenannten  ..anrechnungsfähigen"  Löhne,  zwei- 
tens wegen  Mangels  einer  gleichartigen  und 
genauen  Feststellung  des  mittleren  Jahresbe- 
standes an  Arbeitern.  Zur  zeitlichen  Verglei- 
chung  sind  die  Zahlen  wegen  vermutlich  gleich- 
artiger Wiederkehr  der  Fehler  einigermaßen 
verwertbar;  auch  geben  sie  immerhin  einigen. 
Einblick  in  die  Gesamtbedeutung  des  Faktors 
Arbeit  bei  der  deutschen  Tabakindustrie.  Sie 
seien  deshalb  der  jährlich  dem  Reichstag  vor- 
gelegten und  auch  in  den  Amtlichen  Nach- 
richten des  Reichsversicherungsamts  veröffent- 
lichten L'ebersicht  für  die  Jahre  1887.  1892 
und  1899  entnommen  und  nachstehend  angeführt. 

Tabaksberufsgenossenschaft. 


.-  -    ZI 

1—  :—  •  = 

ZI:-. 

Ver- 

■r-'~ 

-u  iß 

zr  zz   zl 

Jahre 

sicherte 
Personen 

I  - 

5  - 

M    « 

—    /.   — 

ZZ 

~ 

<         S 

M. 

M. 

1887 

90  735 

42  222  688 

465 

1892 

107  468 

^3  482  021 

49S 

1899 

140969 

75257781 

534 

Auf  Einzelermittelungen  der  LohnverhäJt- 
ni->e  in  der  Tabak-,  insbesondere  der  t  iiranen- 
industrie  kann  hier  nur  kurz  verwiesen  werden. 

W  e  r  11  e  r  S  0  m  hart  hat  auf  Grund 
einer  Umfrage  bei  einigen  der  weitverzweig- 
ari  iifabrikunternehmungen  bezw. 
aus  Stellenofferten  im  „Gewerkschafter"  Jahr- 
1888,  Lohnermittelungen  angestellt. 
(Archiv  für  soziale  Gesetzgebung  und  Statistik, 
II.  Jahrg.  L889,  S.  113).    ' 


Tabak  und  Taba  rang 


Wörishoffer  Die  soziale  Lage  der 
Ciganenarbeiter  im  Grossherzogtum  Baden, 
Beilage  zum  Jahresbevichl  der  grosshi  i 
badischen  Fabrikinspektion  für  1889)giebt  für 
L889  folgende  Lohnsätze  an  (für  10W  btuck): 
Wickelufacher  1,40  bis  1.7t'  Mark.  Roller  3,20 
Mg  360   zusammen   1,60  bis  5,30  Mark,  verein- 

wJt    bis    zu   1    Ma^.    Sortierer  bei    ge&r 

Tabaken  28  bis  30  Pfennig,  bei  ungefärbten 
Tabaken,  -•  wohnliche  45  bis  50  Pfennig,  bi  -  n 
bis  zu  1  Mark.  . 

Eingehende  m o n o g r a pni  s c he  b e ai  - 
bei  tun  gen  der  Lohnverhältnisse  m  der  la- 
bakindustrie  auf  Grund  von  zur  Verfügung 
««stellten  Lohnlisten'  sind  auf  Anregung 
Böhmerts  in  Sachsen  durchgeführt  worden 
[Lohnstatistische  Untersuchungen  in  der  Ci- 
trarrenfabrikation  mit  besonderer  Rücksicht  auf 
Sie  Methode  der  Lohnstatistik,  von  Alb  an 
F  ö  r  s  t  e  r  .  Redaktionssekretär  des  Statistischen 
Bureaus  Zeitschrift  des  königlich  sächsischen 
Statistischen  Bureaus,  1892  Heft  I  u.  II i. 

In  der  Begründung  der  Tabaksteuergesetz- 
entwürfe von  1893  und  1895  ist.  nach  den  von 
Sachverständigen  darüber  gemachten  Mittei- 
lungen, veranschlagt  der  Lohn: 

1  Bei  Cigarren  für  1  Mille  zu  4— lo  Mark 
i durchschnittlich  9',  Mark);  für  100  kg  (167 
Mille)  66,8  bis  250,5  Mark,  im  Durchschnitt 
158,65  Mark. 

2  Bei  Cigaretten  für  1  Mille  Handarbeit 
2  Mark,  für  100  kg  (81,3  Mille)  162,60  Mark. 
Maschinenarbeit  um  die  Haltte  billiger 

3.  Rauchtabak  für  100  kg-  12  bis  14  Mark, 
durchschnittlich  13  Mark. 

4.  Bei  Kautabak  für  100  kg  45—60  Mark, 
durchschnittlich  52,50  Mark. 

5.  Bei  Schnupftabak  für  100  kg  6-8  Hark, 
durchschnittlich   i   Mark.  . 

Auf  die  Einzelheiten  der  Ermittelungen, 
welche  bei  der  Tabakenquete  von  1879  und 
aus  \nlass  der  Einbringung  des  Reichstabak- 
monopolentwurfs  über  die  Preisverhalt- 
iL  i  -  s  e  der  einzelnen  Tabakfabrikate  stattge- 
funden haben,  kann  —  schon  mit  Rücksicht  auf 
die  Vielgliedrigkeit  des  einschlägigen  Materials 
—  hier  nicht  eingegangen  werden. 

Den  Aufstellungen  bei  der  Enquete  (10  ta) 
sei  nur  folgende  summarische  l  ebersicht  der 
Menge  und  der  Preisverhiiltnisse  (Verkaufs- 
wert) der  im  Zollgebiet  hergestellten  Fabrikate 
entnommen  : 

Durch- 
schnitt- 
licher 
Ver- 
kaufs- 
wert 
( '  i  g  a  r  r  e  n  das  Tausend  zu  M . 

a    30  M.  u.  darunter     2  141  511  Mille  mit  25,3 
iber  30  M.  2868620 


Schnu  pftabak,  das  Pfund  zu 
a)  tu  Pi    i!.  darunter       1S017 
hi  c   10  Pf. 

[67 


Zusammen 


K;i  u  i  abak,  das  Pfund  zu 
a     L00  Pf.  u.  darunter      12208 
b    über  100  Pf. 


74.1 

78,3 
137,4 


Zusammen 


;  22,1 


Zusammen     5010  131  ,, 

Cigarretten                  1S7616  ,, 
Rauchtabak,  das  Pfund  zu 

ai  40  Pf.  u.  darunter      2^2207  Ctr. 

ler  40— 70  Pf.          411  133  „ 

c  1  über  70  Pf. 99  55°  „ 

Zusammen       762  98°  ■, 


35,2 


30,2 
56,7 

92,7 

52:7 


In  den  Anlagen  d<  s  Tal  tzent- 

wurfs  von  1895  isi  „nach  den  Schätzungen  von 
3ai  hverständigi  n"  die  Menge  der  in  dem 
MV..VH  ists  orwcirerteiii  Zollgebiet  jähr- 
lich hergestellten  Fabrikate-  und 
deren  durchschnittlicher  Fakturap 
in  Mark  (Fabrikpreis,  einschliesslich  des 
herin-en  Betrags  von  Zoll  und  Steuer  und  des 
Geschäftsgewinnes  der  Fabrikanten)  folgender- 
massen  veranschlagt : 

Durchsehn.  Fakturapreis 
Menge      für  1  Mille  ins- 

Mille    bezw.lOOOkg    gesamt 

1  Cigawen      ssooooo        39,50        217250000 

2  Cigarretten    600000        12,00  7200000 
D.-Ctr. 

3.  Kautabak        4°  °°°      llo-°°  124000°° 

4   Schnupftabak  55  000      150,00  S  250  000 

5.  Rauchtabak   305206       150,00  45  7»°  9°° 

Zusammen  290  8S0  900 

Eine  Abstufung  nach  Preisgruppen  fehlt. 

Die  Ermittelung  des  jährlichen  Rohtabak- 
verbrauches von  rund  472000  de  (gemäss  dem 
Mittel  des  Zugangs  an  inländischem  und  aus- 
ländischem Tabak  im  Jahrfünft  1888  89  bis 
1892/93)  ist  unter  folgenden  Voraussetzungen 
durchgeführt:  . 

1  Cigarren.  Zu  einem  Mille  sind 
durchschnittlich  8  kg  Robtabak  erforderlich, 
wovon  '  1  als  Abfälle  in  die  Rauchtahakfabri- 
kation  übergehen.  Gewicht  durchschnittlich 
6  kg  per  Mille.  Für  100  kg  fertige  Cigarren 
sind'  sonach  133,3  kg  Rohtabak  erforderlich. 
Die  Cigarren  sind  im  Durchschnitt  ans  4  in- 
ländischem und  3U  ausländischem  Tabak  zu- 
sammengesetzt.    Rohtabakverbrauch  4401/00  de 

110000  inländische,  330000  ausländische),  wo- 
von je  1,'4  in  die  Rauch-  und  Schnupftabak- 
fabrikation übergeht.  . 

2  Cigaretten.  Für  100  kg  sind  110 
kg  Rohtabak  erforderlich,  und  zwar  auslan- 
discher.   Gesamtverbrauch  8100  de. 

3.  Kaut  a  b  a  k.  Für  100  kg  sind  110  kg 
Rohtabak  erforderlich,  wovon  Vs  in  die  Raucn- 
mid  Schnupftabakfabrikation  übergeht;  3  in- 
ländischer, 7,  ausländischer  Roht  äamt- 
verbrauch  37  770  de,  darunter  20  rt>b,  zu 
denen  ausländische  Saucen  verwendet  werden, 
(4722  inländische,  33  048  ausländisch-. 
1 ,  in  die  Lauch-   und  Schnupftabakfabn 

abeThSchnu pftabak.  Für  10p  kg  sind 
72  kg  Rohtabak  erforderlich:  ',  inländis 
>/.  ausländischer  Rohtabak,  u,  samtverbrauch 
39  600  de,  darunter  ca.  10000  de  Fabnk- 
stengel  1  Abfälle  .1er  Kautabak  . ib ■  -  ■ .. brikati-n  . 
5  Rauchtabak.  Für  100  kg  durch- 
schnittlich  111  kg  Lohtabak   erforderlich.     Ge- 
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Tabak  und  Tabakbesteuei  ans 


samtverbranch  sug    der   Verbrauchs- 

mengen  der  4   anderen    Fabrikationsarten   von 

esamtmeng     d  -  Rohtabaks   und  mir  Zu- 

si  in  berrübrenden  Abfälle 

339118  1828  inländische,    182290  aus- 

Berei  bnnns  besteht  di  c  Rauch- 
tabak zu  33,20%  aus  Fabrikabfallen  (Stengeln), 
J,13°  D  inländischen,  25,07  °L  auslän- 
und  uns  66,80%  anderem  Rohtabak 
(Blätter  und  als  solche  verzollte  Stengel)  und 
zwar  38,12%  inländischem,  28,68%  auslän- 
dischem. 

Vorstehende  Beiträge  zur  Beurteilung 
wirtschaftlicher  Verbältnisse  der  deutschen 
Tabakindustrie  mögen  genügen.  Hingewiesen 
sei   nur   noch   auf  die  für  die  genannte  In- 

rie  vom  Standpunkte  des  Arbeiter- 
schutzes bedeutsamen  vom  Bundesrate 
inil  Grund  des  §  120,  Abs.  3  und  des 
§  139a,  Alis.  1  der  Reichsgewerbeordnung 
des  §  I20e,  Alis.  1  der  letzteren  er- 
:i  Vorschriften  über  die  Ein- 
richtung und  den  Betrieb  der  zur 
AnfertigungvonCigarrenbesti  m  m  - 
ten  Anlagen  vom  9.  Mai  1888  bezw. 
8.  Juli  1893  (R.G.B1.  1888,  S.  172;  1893 
S.  218). 

Es  sind  Bestimmungen  getroffen  über  die 
Lage,  anderweitige  Benutzungsweise,  Höhe  und 
Fensterzahl,  Fussböden,  Luftraum  der  Arbeits- 
ränme,  über  das  Lagern  von  Tabak  in  den 
Räumen,  deren  Lüftung  und  Reinigung,  Auf- 
bewahrung der  Kleidungsstücke,  über  die  Be- 
dingungen, unter  denen  Arbeiterinnen  und 
jugendliche  Personen  beschäftigt  werden  dürfen. 
Die  Vorschriften  finden  jedoch  nur  Anwendung, 
sofern  in  den  Anlagen  Personen  beschäftigt 
werden,   welche  nicht  zu  den  Familiengliedern 

Unternehmers  gehören. 

10.  Statistik  der  Tabakverarbeitung. 

Noch  wenig'-r  als  für  di>'  Jeilitabakerzeugung 
kann  bei  dem  heutigen  Stande  unseres 
«xakt'ü  Wissens  über  die  Tabakverarbeitung 
an  die  Vorführung  einer  erschöpfenden 
Weltstatistik  der  Tabakindustrie 
werden. 
Was  zunächst  die  allgemeine  In- 
dustriestatistik anlangt,  in  welcher  auch 
die  Tabakindustrie  ihre  Stelle  zu  finden  hat, 
80  ist  i  nationaler  Gleichartig- 


keit und  Vollständigkeit  noch  weit  entfernt, 
[nsbesonden  vermag  da,  wo  nicht  besondere 
Bei  riebszählunge  n  veranstaltet  wen  Im. 
die  Ausbeutung  des  berufsstatistischen 
Materials  nur  ungenügende  Bruchstücke  von 
Aufschlüssen  zu  gewähren. 

So  erfahren  wir  z.  B.  aus  Grossbritaiiuien 
und  Irland  aus  der  Bearbeitung  des  Census  von 
1891  folgendes.  In  England  und  Wales  sind 
von  der  Bevölkerung  von  10  Jahren  und  da- 
rüber.eingereiht  in  die  Berufszweige:  Tobacco 
manufacturer ;  Tobacconist:  2474  (darunter  441 
weibliche)  als  „Employers",  20  082  (darunter 
12  574  weibliche)  als  ,.Employed",  4361  (da- 
runter 1545  weibliche)  als  für  eigene  Rechnung 
arbeitend,  und  2053  (darunter  1320  weibliche) 
sonstige,  im  ganzen  also  28  970  Personen 
(13090  männliche,  15  880  weibliche).  -■  In 
Schottland  fallen  unter  die  gleiche  Gruppe  3054 
Personen  (darunter  1913  weibliche).  —  In  Ir- 
land sind  nachgewiesen  779  männliche  und  536 
weibliche,  zusammen  1315. 

Anspruch  auf  Vollständigkeit  und  Genauig- 
keit dürfen  solche  berufsstatistische  Nachweise 
kaum  erheben ;  auch  klebt  ihnen  leicht,  wie  dies  bei 
den  vorstehenden  Nachweisen  für  England  der 
Fall  ist,  der  Fehler  ungenügender  Trennung 
der  gewerblichen  und  der  Handelstätigkeit  an 
(tobacconist !). 

Günstiger  liegen  die  Verhältnisse,  wenn 
die  gegebene  Gestaltung  des  Steuer- 
systems die  Notwendigkeit  oder  doch  die 
Möglichkeit  bietet,  die  Tabakfabrikation  ge- 
nau zu  erfassen.  Am  vollständigsten  ist  dies 
beim  Monopol,  in  ausgiebigem  Masse  auch 
bei  der  Fabrikatsteuer,  im  Fall  der  Verbindung 
des  Lizenzsteuersystems  mit  anderen  Steuer- 
arten auch  bei  diesen  der  Fall.  So  sei  hier 
in  letzterer  Hinsicht  beispielsweise  verzeich- 
net, dass  nach  mir  gewordener  amtlicher 
Mitteilung  in  England  für  1900  die  Ge- 
samtzahl der  Tabakfabriken  (aller  Art)  zu 
71 '24,  jene  der  Tabakhändler  zu  88254  und 
der  nur  gelegentlich  mit  Tabak  handelnden 
Personen  zu  792  nachgewiesen  ist. 

Bei  den  folgenden  Notizen  über  die  Sta- 
tistik der  Tabakverarbeitung  in  Monopol- 
und  Fabrikatsteuerländern  inuss  ich 
mich  auf  die  neuesten  mir  zugänglichen 
N  a  c  h  w  e  i  s  e  d  e  r  F  a  b  r  i  k  a  t  i  o  i  i  s  m  e  n  g  e  n 
beschränken. 


Monopolländer 


Oesterreich 
1899 
Schnupftabak  Mtr.-Ctr.  14200 

Rauch!  ,.  235  061 

Gespunsti  ..  13964 


Zusammen  263  225 


Ungarn        Frankreich 


1898 

43i 
1 84  329 


184  760 


1899 
47867 
289  154 
6  160 


343  181 


Italien 

18991900 

26  195 

60178 


36  373 


rren        1000  Stück  1314728  588097 

tten                 ..  2563737  886466 

Cigai                Mtr.-i  ir.  63472  26  503 

etten            „ 25954  12  747 

Fabrikate  überh.  „ 


777  547 

555  854 

31  102 

63  535 

i;  s;e 

34  990 

352651  224010 


389  822 


184898 


Tabak  und  Tabakbestem 
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Dazu  verarbeitet: 
Aasländische  Blätter 
Inländische  Blätter 

Oesterreich 
L899 

12-  024 
250  I49 

Ungarn 

IM  in 

59029 

174  664 

Frankreich 

1899 

168360 
240  52S 

Italien 
L899  1900 

137283 
52  722 

Znsammen  377 173  233693  4088881)       190005  1 

In   die  Betriebsräume  (ateliers)  gelieferte  Rohtabake;   den  letzteren  treten  hinzu  34 
im  Inland    fabrizierter    Tabak,  697  Mtr.-Ctr.    beschlagnahmter  Tabak.      250   Stück 
igarren  bezw.   1000  Stück  Cigaretten  sind  zu  1  kg  gerechnet,     ünt<  bak    äind  oben 

äcaferlati  und  carottes  zusammengefaßt. 

a)  Ausserdem  195  Mtr.-Ctr.   zurückgewiesener  und  24 1  Mtr.-Ctr.   beschlagnahmter  Tabak. 


Htr.-Ctr. 


Fabrikatst  euerländer. 


In  Russland 

gestellt : 


wurden  im  Jahre  1898  her- 


Ranchtabak 
(höherer  Sorte 


I  in. 


Sorte 


in  1000  Pud 

74.1 

376.S 

417-4 


Zusammen 


Schnupftabak 

(höherer  Sorte) 

«.'igarren 


I  111.     . 

Zusammen 


Sorte 


86S.3 


0.3 
10.9 

2.4 

44-S 


Cigaretten 
(Papyros 

Cigaretten 


I. 

II. 


Sorte 


106,1 
142.4 


Zusammen 


1»,5 
1.6 


Im  ganzen  höhere  Sorte 

j   Ranchtabak 
Machorka  Schnupftabak 

\  Gepresst 


1176.8 

2458,3 

223.0 
Ilb.S 


58,1 


Die  Stückzahl  der  Cigarren  und  Ciga- 
retten stellt  sich  für  1898  (in  Millionen  Stück 
folgendermassen :  Cigarren:  I.  35.5:  IL  7.7: 
III.  149.4.  —  Cigaretten:  I.  2936.1!;  II.  3775,8 

In  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  sind  für  1899  folgende  Produktions- 
mengen nachgewiesen: 


Ranch-,  Kau-  und  Schnupftabak 

Kautabak  (Plug  and  twist  tobacc 165  755  390  Pfund 

Feinschnitt    zum  Kauen) 11  687  83S 

Rauchtabak 102468594       •■ 

Schnupftabak 14723392       „ 

Zusammen  294635214  Pfund 

Ci gar r e n  n n d  Cigarette n 

Cigarren    da<  1000      mehr      als  3  Pfund  wiegend      .     .     .  4909566840.-111^ 

nicht  mehr ..            ...  622318245 

Cigaretten.  das  1000  nicht  mehr  als  3  Pfund  wiegend     .     .  3  742  365  163 

mehr       ,.            ■     •  2610240 


Im  ganzen  wurden  362  257  669  Pfund  Roh- 
taliak  verwendet,  davon  90  972  441  für  grosse 
Cigarren,  2  774  2.">7  für  kleine  Cigarren. 
14416  947  für  Cigaretten  und  254  094(144  für 
Kau-,  Rauch-  und  Schnupftabak. 

In  Deutschland  als  bisher  ausschliess- 
lichem   Materialsteuerland    bietet    die    Steuer- 

tzgebung  und  -Verwaltung  keine  Anhalts- 
punkte luv  die  Statistik  der  Erzeugung  an  ein- 


zelnen Tabakfabrikaten.  Was  an  neuerer 
Schätzung  darüber  vorliegt,  ist  im  vorigen 
Abschnitt  bereits  erwähnt. 

Die  für  1897.  vom  Reichsamt  des  Innern 
aus  Anlass  der  Vorarbeiten  für  den  neuen  deut- 
schen Zolltarif  veranlassten  Pr 0 du fctions er- 
heb unsren.  welche  auch  die  Produktion  der 
kleinen  "Betriebe  mit  enthalten,  haben  zu  fol- 
genden Gesamtergebnissen  geführt : 


1  tgarrenfabrikation 

Cigarettenfabrikatiou 
Rauchtabakfabrikation 
Kautabakf  abrikatii  in 
Schnnpftabakfabrikation 


Menge 
6  500  000  Mille 
1  100  000 
270  000     de 

42  500      .. 

41  500      .. 


WVrt 
250  000000  Mark 
1 1  000  000      .. 
40  000  000 
13  j  75  000      .. 
1  o  82 1  000 


Im  ganzen  324996000  Mark 

(Nachrichten  für  Handel  und  Industrie,  zusammengestellt  im  Reichsamt   des  Innern.     Nr. 
35  vom  17.  März  1900.) 

Das   wäre    erheblich    mehr    als    nach    den  C.  Tabakhandel. 

Berechnungen    zu    den    Tabakstenergesetzent-  . 

würfen  von  1873  und  1875:   indessen "flösst  die  11.  Der  Tabakhandel.    Technisches,    in 

grosse  Bunde   der  meisten  Ausätze  dem  Statis-    den   Monopol  landein    tritt    für    den    lnlan- 
tiker  einige  Bedenken  ein '.  '  dischen  Tabak  an   Stelle    des   Bohtabakhandels 

2 

Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.    Zweite  Auflage.    VII. 
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Tabak  und  Tabakbestenerung 


die  amtliche  Einlösung  des  für  die  Monopolver- 
waltung von  den  Pflanzern  gezogenen  Tabaks. 
Nur  in  soweit  Rohtabakausfuhr  nach  dem  Aus- 
land o-estattet  ist .  besteht  in  beschränktem 
Masse  "Handel  mit  einheimischem  Rohtabak. 
Für  die  Beschaffung  des  ausländischen  Roh- 
ueh  die  R«gieverwaltungen  auf 
den  Handel  angewiesen;  nur  nehmen  sie  wegen 
isse  ihrer  Nachfrage  und  der  Möglichkeit, 
in  den  Erzeugungsländern  des  Tabaks  selbst 
mit  Erfolg  als  Kaufer  aufzutreten,  eine  beson- 
dere Stellung  ein.  Von  einem  Handel  mit 
Tabakfabrikaten  dagegen  ist  in  den  Monopol- 
ländern nicht  die  Rede:  an  dessen  stelle  tritt 
,1er  amtliche  Verschleiss  der  Ware.  Nur  in  so 
weit  die  Ke-ie  Fabrikate  ins  Ausland  absetzt, 
wie  z  B.  in  beachtenswertem  Dmfange  die 
österreichische,  die  z.B.  im  Jahr  1899  um  rund 
1400000  Kronen  Fabrikate  ins  Ausland  ver- 
kauft hat.  gelangen  die  Fabrikate  m  die  Kanäle 
des  ausländischen  Detailhandels. 

Yen  den  Verhältnissen  der  Nichtmono- 
po  11  an  der  sollen  hier  in  knappen  Zügen  nur 
jene  von  Deutschland,  von  Russland  und 
den  Vereinigten  Staaten  berücksichtigt 
werden. 

Deutschland,     a)    Roh  tabakhandel. 
Der   Rohtabakhandel    kommt   teils,   und   zwar 
überwiegend,  ausschliesslich  als  solcher,  teils  in 
Verbindung    mit    Tabakfabrikation    und    mit 
Handel  in  "Tabakfabrikaten  vor.     Bei  dem  Han- 
del mit  auslandischem  Rohtabak  ist  der  Handel 
in  erster  und  in  zweiter  Hand  zu  unterscheiden. 
Ausser   der   Einfuhr  selbst   und    dem    Vertrieb 
der  AYare  kommt  bei   den  mit  Rohtabakhandel 
beschäftigten    Firmen    auch    die   Vermittelnng 
der  Geschäfte   als  Makler   und  Agenten   in  Be- 
tracht.   Der  Hauptsitz    des  Handels   mit    aus- 
ländischem  Rohtabak   ist  in   Bremen.     Nächst 
Bremen  hat  Hamburg  für  den  Handel  mit  aus- 
ländischem Tabak  die  grösste  Bedeutung.    Der 
Handel  mit  auslandischem  Rohtabak  in  zweiter 
Hand  wird  in  Berlin  und  Mannheim  in  schwung- 
hafter Weise  betrieben.     Für  inländischen  Roh- 
tabak  ist  Mannheim   der  Hauptplatz.     Dass  die 
inländischen   Blätter   in    der    Regel   erst   beim 
Händler   oder  Fabrikanten   fermentiert  werden, 
ist  bereits  oben  erwähnt.    Auch   das  Streichen 
und    Entrippen   des   inländischen   Tabaks   fällt 
vielfach  dem  Händler  zu.    Fermentierter  Tabak 
wird  vom  Händler  in  der  Regel  nur  bei  Bezug 
aus  zweiter  Hand  oder  aus  einem  anderen  Pro- 
duktionsgebiete    gekauft.      In     Mannheim    und 
namentlich    von   den   Händlern   in   Elsass-Loth- 
riiie.cn   wird  inländischer  Tabak   in  erheblichen 
Mengen  nach  dem  Ausland  verkauft.    Der  aus- 
ländische Tabak  geht  in  sehr  verschiedenartiger, 
di  ii   einzelnen   Produktionsgebieten   bezw.  Ta- 
aer    Verpackung    ein,   so   z.   B. 
nordamerikanischer  Seedleafin  Kisten.  Kentucky, 
Virgin,  Maryland,   Ohio  in  Fässern,  Varinas  in 
Körben,   Cuba   und    Havanna   in  Schüfseronen 
und  Schilfpacken  mit  Leinwand  überzogen,  Ko- 
ischei   Tabak  in   Seronen  aus  Tierhäuten, 
iiel   Sumatra    in   gepressten   Packen  von 
ii  n  Matten  und  Binsen  sowie  in  Ballen 
Bi  i  i]  in  Li  inwandballen,  türkischer 
bischer  Tabak  in  Ballen  von  Leinwand 
,  i,ji  Tierhaaren,  auch  von  Binsen- 

geft 

inländischen    Tabake   werden   in    der 


Rege)   in  Hallen   verschickt:    nur  der  entrippte 
Tabak  wird  in  Kisten  verpackt. 

Ausser  mit  dem  Rohtabakhandel  in  der 
ersten  und  zweiten  Hand  beschäftigen  sich  die 
meisten  deutschen  Rohtabakhändler  (ausge- 
nommen  in  den  Rheinlanden  und  in  Elsassj 
l.i.tbringen)  auch  mit  dem  Detail  verkauf 
sowohl  "  von  ausländischem  als  inländischem 
Rohtabak  an  Kleinfabrikanten  und  Hausindus- 
trielle. 

Eine  Bremer  Specialität  sind  Geschäfte  (die 
Enquete  von  1S7S  ermittelte  deren  82),  welche 
sich  damit  befassen,  von  den  Grosshändlern  die 
nicht  mehr  benutzten  alten  Tabakproben  zu 
kaufen  und  dieselben,  sei  es  lose,  sei  es  wieder 
verpackt,  weiter  zu  verkaufen.  Noch  bedeu- 
tender ist  der  Handel  dieser  Geschäfte  in  be- 
schädigter Ware.  Die  grosse  Menge  seebe- 
schädigter  oder  durch  Fermentation  verdorbener 
Tabake  wird  im  Wege  der  Auktion  oder  des 
Verkaufs  unter  der  Hand  au  diese  Händler  be- 
geben, von  letzteren  sortiert,  getrocknet  und 
"gereinigt,  eventuell  wieder  verpackt  und  dann 
verkauft. 

bl  Handel  mit  Tabakfabrikaten. 
Zu  unterscheiden  ist  der  Grosshaudel  und 
der  Kleinhandel  mit  Fabrikaten.  Haupt- 
formen des  Grosshandels  mit  Fabrikaten 
sind:  a)  Handel  mit  importierten  überseeischen 
Cigarren  (Hamburg  ist  neben  London  der  euro- 
päische Hauptmarkt  für  Havannaimport),  b) 
Exporthandel,  insbesondere  mit  Cigarren  nach 
dem  Ausland  (insbesondere  Bremen),  c)  Innerei- 
Handel  mit  Fabrikaten,  namentlich  Cigarren, 
wobei  Grosshändler  mit  und  ohne  eigenen 
Fabrikbetrieb  vorkommen.  Die  letzteren  be- 
trachten sich  gleichwohl  selbst  als  Fabrikanten, 
da  sie  in  der  Regel  eigene  Marken,  Qualitäten 
und  Facons  führen.  Im  allgemeinen  ist, 
namentlich  für  Bremen,  festgestellt,  dass  die 
Fabrikanten  mehr  als  früher  mit  den  Detail- 
verkäufern in  Deutschland  in  Verbindung  stehen, 
so  dass  der  Zwischenhandel  solcher  Häuser,  die 
den  kaufmännischen  Vertrieb  der  Cigarren  be- 
sorgten, abgenommen  hat. 

Der  Detailhandel  mit  Tabakfabrikaten 
findet  in  der  Hauptsache  in  Verbindung  mit 
anderweitiger  Handels-  und  Gewerbethätigkeit 
statt,  insbesondere  durch  Material-  und  Kolo- 
nialwarenhändler, Krämer,  Viktuahenhandler, 
Kurzwarenhändler ,  Papierhändler,  Gastwirte, 
Restaurateure ,  Friseure  etc.  In  grosseren 
Städten  und  insbesondere  in  den  Grossstadten 
bestehen  selbständige  vorzugsweise  in  Hauptver- 
kehrsstrassen  gelegene  und  elegant  ausge- 
stattete (insbesondere  wegen  des  lange  dauern- 
den Nachtverkaufs  glänzend  beleuchtete)  Ver- 
kaufsgeschäfte, welche  ausschliesslich  den  De- 
tailverkauf von  Tabakfabrikaten  nebst  verschie- 
denen Rauchutensilien  besorgen. 

Der  Verkauf  von  Cigarren  und  Schnupfr 
tahak  geschieht  bezüglich  der  besseren  Sorten 
und  bei  den  kaufkräftigen  Abnehmern  vielfach 
in  Originalverpackung,  eventuell  nach  vort- 
gängiger  Besichtigung'  der  Ware,  im  Massen- 
verkauf an  die  minder  Zahlungsfähigen  dagegen 
aus  der  Originalverpackung,  bei  Rauch-  und 
Kautabak  dagegen  fast  immer  in  der  Original- 
verpackung. 

Bei  den  Gewerbezählungen  von 
L882     und     1895    ist    der     .Handel     mit     Ja- 
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i,ak   mi.l  Cigarren"    ohne   Unterscheidung    tob 

-  und  Kleinhandel  berücksichtigt.     In  den 

einschlägigen  Zahlen   gelangl   jedoch  der  that- 

l'mfang  dies,  t  Handelsthätigl 
auch  wenn  die  Nebenbetriebe  berücksichtigt 
verden  —  nur  teilweise  zum  Ausdruck,  da  ins- 
besondere der  Detailhandel  mit  Tabakfabrikaten 
überwiegend  mit  anderweitiger  Handelsthätig- 
krit  verbunden  i-t.  Im  ganzen  sind  als  Be- 
triebe von  Handel  mit  Tabak  und  Cigarren  für 
1895  nachgewiesen  12471,  darunter  9991  Haupt- 
betriebe und  2480  Nebenbetriebe  mir  1,  315  ge- 
werbthätigen  Personen.  Gegen  1882  haben  zu- 
genommen die  Eetriebe  im  ganzen  um  4358. 
davon  die  Hauptbetriebe  um  4278,  die  Nebenbe- 
triebe um  80,  die  Personen  um  5805.  Diese 
Zahlen  lassen  ersehen,  dass  die  Verselbständi- 
gung des  Tabakhandels  zu  ausschliesslicher  oder 
überwiegender  Handelstätigkeit  seit  1882  er- 
heblich vorgeschritten  ist.  Dabei  haben  gegen 
1882  die  Gehilfenbetriebe  um  85%,  die  Allem- 
betriebe  um  68°/„  zugenommen,  worin  gleich- 
falls eine  Intensivierung  des  Tabakhandels  zum 
Ausdruck  gelangt.  Dfe  Zunahme  fällt  ganz 
Überwiegend  auf  die  Kleinbetriebe,  die  im 
Jahre  1882  schon  95,7  und  im  Jahre  1895  97,2 
aller  Tabakhandelsbetriebe  ausmachen. 

Russland.  In  Eussland  unterliegt  der 
Tabakhandel  infolge  der  Steuervorschriften  ge- 
wissen  Regelungen  und  Einschränkungen,  deren 
nähere  Darlegung  von  Interesse  sein  dürfte. 

Den  Tabakplanzern  und  deren  Genossen- 
schaften ist  gestattet,  temporäre  Engrosnieder- 
lagen auf  die  Daner  von  6  Monaten  zum  Ver- 
k.üit  ihres  T»baks  zu  eröffnen,  ohne  dass  hier- 
zu irgend  welche  Handelsdokumente  zu  lösen 
3ind.  Desgleichen  dürfen  auch  die  Besitzer  von 
Tabakfabriken  und  ständigen  Engrosnieder- 
lagen  von  Blättertabak  Stapelplätze  auf  6  Mo- 
nate in  den  Gegenden  wo  Tabakpflanzungen 
sind,  ohne  Handelsdokumente  einrichten,  unter 
der  Bedingung,  dass  aus  denselben  der  Tabak 
nur  an  die  Fabriken  und  an  die  ständigen  En- 
grosniederlagen des  Besitzers  des  betreffenden 
Stapelplatzes  gelangt.  Ferner  ist  allen  Personen, 
welche  einen  Gildenschein  oder  einen  Schein  für 
den  Kleinhandel  besitzen,  gestattet  „Handels- 
Btapelplätze"  für  die  Dauer  von  10  Monaten, 
unter  Lösung  eines  Tabakpatentes  zum  Preis 
von  5  Rubel  für  jeden  Platz  zum  Ankauf  des 
Blättertabaks  ausschliesslich  von  den  Tabak- 
pflanzungen sowie  zur  Aufbewahrung.  Sortie- 
rung und  zum  Verkauf  desselben  zu  eröffnen. 
wobei  der  Tabak  ans  diesen  Handelsstapel- 
plätzen in  alle  Tabakfabriken,  alle  ständigen 
Engrosniederlagen  und  ins  Ausland  ausgeführt 
werden  kann. 

,  Ausländischer  Blättertabak  darf  nur  von 
Tabakfabrikanten  und  von  Kaufleuten  erster 
Öilde.  welche  ein  Patent  auf  eine  ständige 
Engrosniederlage  für  ausländischen  Tabak  ge- 
löst halien,  eingeführt  werden  :  dagegen  können 
ausländische  Tabakfabrikate  nicht  nur  von 
Kautleuten  erster  und  zweiter  Gilde,  welche  ein 
Patent  für  den  Handel  mit  diesen  Fabrikaten 
besitzen,  sondern  auch  von  Privatpersonen  zu  \ 
eigenem  Gebrauche  aus  dem  Ausland  bezogen  , 
werden.  (Die  Beklebung  mit  Banderollen  wird 
auf  dem  Zollamt  besorgt!. 

Die    ständigen    Engrosniederlagen    können 
s 


1.  Niederlagen  für  ausländischen  und  in- 
ländischen Tabak  mit  Ausnahme  von  Machorka 

Patent  von  250,  170,  85  Rubel  nach  3  Klassen 
der  Ortschaft 

2.  Niederlagen  für  inländischen  Tabak  mit 
Ausnahme  von  M  Patent  von  170,  L10 
50  Rubel  nach  3  Klassen  der  Ortschaften). 

3.  \  i  nur  für  Machorka  Patent 
von  100,  65,  30  Rubel  nach  3  Klassen  der  Ort- 
schaften . 

Der    gesamte    Verkehr    der    Blättertabaks 
unterliegt  der   Beaufsichtig 
hörden.    (Näheres  siehe  unten  sub  35  bei  Tabak- 
besteuerung in  Russland). 

Vereinigte  Staaten.  In  den  Ver- 
einigten Staaten  ist  der  Handel  mit  Rohtabak 
und  mit  Tabakfabrikaten — letzl  i  nur. 

in  -.i  weit  der  Jahresverkauf  50  000  Pfund 
steigt  —  an  die  Zahlung  einer  Specialtaxe  ge- 
bunden, nachdem  das  Gesetz  vom  13.  Juni 
diesi     durch   Gesetz   vom   1.   Oktober   1890 
seitigten  Specialtaxen,  mit  Ausnahme  der  Spi 
taxe"  für   Händler  mit    Fabrikaten,   die    .  ' 
Pfund   und   weniger  jährlich   absetzen,    wieder 
eingeführt  hat.     (Siehe  unten  sub  37). 

Die  deutsche  Tabakkommission  hatte 
übrigens  konstatieren  können,  dass  die  Belegung 
des  Rohtabakhandels  mit  der  damaligen  Special- 
taxe von  25  Dollars  in  den  Kreisen  der  Händler 
nicht  schwer  empfunden  wurde,  weil  die  Lizenz- 
erteilung an  keine  Bedingung  geknüpft  war 
und  von  jedem  jederzeit  erholt  werden  konnte. 
Nach  dem  letzten  Ausweis,  der  überhaupt  über 
die  Zahl  der  Personen  vorliegt,  welche  Special- 
taxen gezahlt  haben  (Jahr  189091]  gab  es  in 
den  Vereinigten  Staaten  3593  Ruhtabakhändler 
zum  Satz  von  12  Dollars.  1266  solche  zum  Satz 
von  5  Dollars  und  3  Kleinhändler  in  Roh- 
tabak. Die  letztere  Specialtaxe  war  prohibitiv 
veranlagt.  [30°/0  vom  Verkauf  über  500  Dollars 
Im  Jahre  1900  ergab  die  Specialtaxe  für  Roh- 
tabakhändler 72030  Dollars.  Der  geographischen 
Lage  nach  ist,  in  der  Hauptsache  entsprechend 
den  Produktionsgebieten  des  amerikanischen 
Tabaks,  der  Rohtabakhandel  am  stärksten  ver- 
treten in  Kentucky,  sodann  in  Nord-Carolina,  in 
Ohio,  in  Virginien  und  New- York. 

Die  Zahl  der  Kleinhändler  mit  Tabak  ist 
in  den  Vereinigten  Staaten  sehr  beträchtlich. 
Die  deutsche  Kommission  fand  im  Jahre  1878 
335  924  Tabakverschleisser  aller  Art ;  die  letzte 
vollständige  Statistik  über  dieselben,  die  es^  bis 
auf  weiteres  überhaupt  geben  wird,  nämlich  jene 
für  1890  91  ergab  611411  Tabakverschleisser 
aller  Art,  also  ein  volles  Prozent  der  Bevölke- 
rung! .  . 

Die  Gesamtzahl  der  Händler  auf  fabrizier- 
ten Tabak  einschl.  Cigarren  ist  aus  der  Steuer- 
statistik nicht  ersichtlich,  weil  die  weitaus  über- 
wiegende Zahl  derselben  (mit  einem  Jahresum- 
satz von  50000  Pfund  und  darunter)  der 
Speeialtaxe  nicht  unterworfen  ist.  In  der  Thar 
hat  die  Specialtaxe  für  Händler  mit  Fabrikaten 
im  Jahre  1900  nur  16  564  Dollars  eingebracht. 
Die  deutsche  Kommission  fand  schon  da- 
mals in  Amerika  einen  grösseren  Aufwand 
der  Ausstattung  beim  Detailhändler  der  sich 
vermutlich  trotz  allmählicher  Debernahme 
gleicher  Sitte  in  einzelne  Verschleissstellen 
.  r  deutschen  Grossstädte,  auch  jenseits  des 
Oceans  nicht  vermindert  hat. 

■>* 
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\n-  ilen  Censusergebnissen  von  1890  is1 
ein  Nachweis  über  den  Umfang  des  Tabak- 
handels nicht  zu  entnehmen,  weil  die  Gewerbe- 
statistik auf  die  Handelsgewerbe  sich  nicht  er- 
streckt und  in  der  Berufsstatistik  der  Tabak- 
handel  ders  aai  hgewiesen  i;-r 

12.    Der   Tabakhandel.      Wirtschaft- 
liches..   Eine   scharfe   Treriming  des  wirt- 
schaftlichen  vom    technischen    Element   ist 
beim  Tabakhande]  nichl  durchführbar.    Ein- 
-    von    wirtschaftlicher   Bedeutung    i.-t 
bereits  berührt.    Andererseits  entziehen  sich 
die  intimeren  wirtschaftlichen  Vorgänge  beim 
del    und    insbesondere    beim    Rohtabak- 
bandel   weit  mehr  der  allgemeinen  und  er- 
pfenden    Kenntnisnahme,    als    bei    der 
ikation.     Erst  wo  bei  dem  Detailhandel 
s    mit   .Irni   grossen  Publikum 
tot]  :  sich  eine,  wenn  auch  nur  in 

massigen  Grenzen  benutzte  Gelegenheit  zur 
Matenalsammli 

Es  \vir.l  hiernach  wohl  Billigung  finden, 
wenn  ich  mir],  auf  Deutschland  beschränke  und 
einige  Punkte  berühre,  welche  seinerzeit  die 
Enquetekomnüssion  berücksichtigt  hatte  und 
.m-  Anlass  .In-  Tabäksteuerpläne  von 
1893  and  1895  in  neuer  Beleuchtung  hervor- 
ten  waren  und  mit  Rücksicht  darauf,  dass 
du-  neuerlich  wieder  dringlich  gewordene  Reichs- 
finanzreform ohne  Btärkere  steuerliche  Heran- 
ziehung  des  Tabaks  nicht  durchführbar  ist, 
auch  heute  \«n  aktuellem  [nteresse  sind. 

den  i;  oh  t  a  ba  k  li  an  del 
anlangt .    so    liegen    mir    wenig   genaue    Fest- 
stellungen   über  wirtschaftlich  bedeutsame  Mo- 
i      Grundsätzlich   kann   über  die  Un- 
entbehrlichkeil eines  gesund  organisierten  Roh- 
tabakhandels kein  Zweifel  sein,    oh  tatsächlich 
unter   bestimmten  zeitlichen   und  örtlichen  Be- 
i    Etohtabakhande)    innerhalb   der 
inken     angemessener    Vergeltung     seiner 
Leistungen  kl. -ihr  oder  ob  er       das  Mittelglied 
ben    Pflanzer   und  Fabrikant  -  nai 

-it.-  hin  Druck  ausübt,  i.-t 

'".»"  i  ächichtlich  genügend  abgeklärter 

u'-'"  zn  fassen.    Auf  den  Unterschied 

muss  hingewiesen  wi  rden,   welcher  in  der 

'■>-   des    Handels    mit    überseeischem   und 

mit    inländischem    Rohtabak    liegt.      Bei    dem 

wtzteren   geht   der   eventuelle   Druck   auf  die 

*tion    zum    Schaden    des    einheimischen 

■■<■■    ans,    während    der    Druck,   .In,   der 

Uer  mit  fremdem  Tabak  allenfalls  auf  dm 

eil  Pflanzer  zu  üben  vermag,  die  heimische 

Volkswirtschaft    nicht    berührt.      Di     Gefahr 

denklichen      üebergewichts       dieses 

-Swischengbedes  liegt  hiernach  mehr  beim  Handel 

J"1,'   l1''1"   ■  '  ben    als    mit    | i.  IM    |  , 

einzelnen    Punkten    wirtschaftlichen 
akters,  welche  der  Konstatierung  sich  nicht 

■  !,,/l'  ""»i.   möchte  zunächst  .li-  - 1  a  rke  Kon 


riernng  des   Roh  taba  k  ha  ndels 
onderi     des    Handels    mit    ausländischem 
labak   an   einzebien    Handelsplätzen   hervorzu- 
heben sein.    Vor  all.-,,,  kommt  hie,-  Bremen  mit 
(Velthandelsstellung  in  der  Tabakbranche 
1  bt     Dabei   ist    bedeutsam,    dass    die 
tpitahen,  welche  dort  dem  Weltmarkt 


für  Tabak  dienstbar  gemacht  sind,  fast  aus- 
schliesslich bremische  Kapitalien  sind.  Auch  ist 
der  Handel  ganz  überwiegend  Eigenhandel 
nicht  Speditionshandel. 

Ein  anderer,  gelegentlich  der  TabakenqueJ 
v..n  1878  geklärter  Punkt  von  wirtschaftliche! 
Bedeutuiiy  liegt  in  dem  Nachweis  des  Nutzens 
welchen  der  seitens  der  Rohtabakhändler  übliche 
Detailverkauf  an  Kleinfabrikanten  und  Hausin- 
dustrie biete.  Dabei  wird  angenommen,  dass 
der  wirtschaftliche  Nutzen  nicht  auf  seite  der 
Rohtabakhändler  (gar  nicht?),  wohl  aber  auf 
seite  der  Kleinfahrikanteii  und  Hausindustriellen 
liege.  Kur  diese  würde,  bei  dem  Mangel  an 
o-eniio-enih -n  Mitteln  zum  Einkauf  en  gros,  die 
selbständige  Weiterführung  ihrer  Geschäfte  un- 
möglich, wenn  ihnen  der  Einkauf  des  Materials 
en  detail  abgeschnitten  würde.  Seither  sei  gel 
rade  dadurch  den  Cigarrenarbeitern  erleichtert 
und  ermöglicht  worden,  sich  selbständig  zu 
machen.  Zum  Beleg  wird  auf  Berliner  und 
Dresdener  Verhältnisse  Bezug  genommen,  wo 
von  Rohtabakhändlern  Tabak  in  Quantitäten 
schon  von  1  bezw.  '/,  Pfund  ah  zur  Cigarren- 
fabrikation  an  solche  Leute  verkauft  werde 
welche  sich  selbst  ihre  Cigarren  machen 
wollen  oder  einen  kleinen  Handel  mit  denselben 
treiben. 

Heber     eine     wirtschaftliche    Hauptfrage 
nämlich   über    die   durch   den   Rohtabakhandel 
bedingte   Stoffverteuerung   und   das  damit  zu- 
sammenhängende  Mass   der   Rentabilität 
desselben,   liegen    allgemeinere    Ermittelungen 
nicht  vor.     Auch  bei  der  Enquete  von  1878  hat 
man  auf  jeden  Versuch  der  Klärung  dieses  Ver- 
hältnisses,   entgegen  dem  Verhalten    gegenüber 
dem  ..Nutzen  des  Detaillisten  ,  verzichtet.   Den 
letzteren   zu  ermitteln,   hat   man   sich  grund- 
sätzlich nicht  gescheut :  freilich  war  die  Technik 
der  Fragestellung  schlecht  und  die  Technik  der 
Zusammenstellung-  nicht  minder  schlecht.  Immer- 
bin   aber  liegen  doch  zahlreiche  Notizen  über 
den  Nutzen   der  Detaillisten   vor.   während  für 
den    Rohtaljakhandel    alle    Anhaltspunkte     zur 
genauen  Beurteilung-   des  Masses  seiner  Renta- 
bilität fehlen.    Als   bemerkenswert  dürfte  her- 
vorzuheben   sein    eine   im   Bericht   der  Bremer 
Bezirkskommission  enthaltene  Indikation  dafür 
dass    der    Rohtabakhandel    wirtschaftlich    von 
einer   besonders   intensiven,   andere  Zweige  des 
u  elthandels  übertreffenden  Bedeutung  ist     Es 
wird  hervorgehoben,   wie  gerade  bei  dem  Han- 
delsartikel Tabak  die  Prüfung,   Sortierung  und 
Bearbeitung  von  besonderer  Bedeutung  sei  und 
dasa  der  Artikel  Tabak,  während  andere  grosse 
bremische   Stapelartikel,  z.  B.  Baumwolle  und 
Petroleum,  ohne   besondere  Manipulationen  mit. 
okbai  geringsten  Handelsgewinn  beiden, 
grössten    Konjunkturschwankungen     die    Hand 
wechseln,  im  Gegensatz  dazu  die  Basis  für  eine 
weit  kompliziertere,  stabüere,  in  sich  gefestigtere 

11 lelsthätigkeil    bilde.    Dies  lässt  allerdWa 

mindestens  für  den  Handel  mit  Übersee, 
ischem  labak  —  auf  ansehnliche  Rentabilität 
.sclili.-ss.-n. 

Eine    wirtschaftliche   Frage  ersten  Ranges 

Teiche    auf    den    Handel    mit    Fabrikaten 

u  "  bezieht  betrifft  das  Mass  der  Verteuerung, 

» '■  ''he  die  1  abakfabrikate  durch  diesen  erfahren 

ädere  die   Frage  des   „Nutzens  des  De- 

taillisteir'.    Bei  der  Tabakenquete  von  1878  ist 
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Äsen  .ler  Enquete  von  1878  der  Nutzen  des 

SSSen.  soweit  es  ,kh  um  Ciganen  handelt, 

,     ,       ,  ■>:>"„    /-u  veranschlage«.    wahrend  be- 

I..,   h   der  Übrigen  Fabrikate  minder  sichere 

Aäaltspunkte  der  Schätzung  erliegen     Nach 

«hebncfgSer;   die   -n  der  Berhner 

beratungskommission    zum     labaksteu ergesew 
,    '„v.  vun  1893  entworfenen,  in  die  B< 
u    ,  dieses  Entwurf,   übergegangenen  Berech- 

„unfen  (siehe  unten,   ergeben   einen  im  aUge- 
n      weit  höheren  Nutzen  de,  Detanhandler, 

"TKo  erheblichen  Unterschiede  zwischen 

"irren-  und   anderen  Tabakverkaufern.    An- 
te der  bei  dem  Auftauchen  der  Frage  der 

Tabaksteuer   herkömmlich   zum   Ausdruck   ge- 
igenden Bedenken  über  die  eventuellen  kunf- 
S    Preisgestaltungen   im    i  igarrengeschaft, 
K  am  Platze,   ad  eine  bedeutungsvolle  Er- 
Uärunff  der  Bremer  Bezirkskommission  bei  dei 
V,, ,     t"    von   1878  hinzuweisen,   dass   nämlich 
K?  die  Verkaufspreise   der  Fabrikanten  die 
hptailOTeise  bestimmen,  sondern  dass  sich  die 
FÖanten  mit  ihren  Preisen  nach  denjenigen 
ffien   zurichten  haben,    welche  im  Detailge- 
«•häft  gewohnheitsniässig  geworden  sind.     Die 
hXrrlgende    Anpassungsfähigkeit  gerade  der 
rimtrre    an    eine    ausgiebige    Steuerernonung 
w&d    ier durch  in  zutreffender  Weise  bestätigt 
Fin  Aufschlag  von  25"  „  auf  die  \  erkanfspreise 
,1,     .  Vur     übrikanten    ist   auch   in    den   von 
£res?eSeiSen  aufgestellten  Berechnnngen 

htodlers  fach  Fabrikaten  und  einzelnen  Pr-i- 

fles  Detailhändlers  bis  zu  B67°/q  %rlenom? 
oane.  für  die  i  bis  6  Ptemng-L ligarre  je 
„ä  den  Fakturapreisen  ein  Nutzen  von  2S 
bTzu 66,7»/ „,  beiden  teuren Sorten  im  allge- 
meinen  ein  Nutzen  von  *»  bis  4o  0- .  ael.^r 
"retten  wachst  der  Nutzen  un  aUge- 
meLn  mit  der  Preislage  von  2o  bis  toh 
ähnlich  bei  Kautabak  ungefahi  von  ■>  „ 
und  beim  billigsten  schon  33,d  „  Bis  «o  0- 
Mm  Rauchtabak  zeigt  der  Nutzen ^ 
rino-sten  Schwankungen  uach  den  IiewWstu 
togen;  im  aUgemen^  aber  ist  hier  derben 

bei  den  gelingen  Sorten    bis  zu  37,o        grosse) 

*S  ^witre^irSh'artliche  Frage  welche 
freilich  nicht  bloss  dem  Tabakgeschäfl 
ist  h trifft  die  lange  Daner  des  vou  denPabri- 
kaii t™  gewährten  Kredits.  Bei  der  Enquete 
von  1878  wurde  festgestellt,  dass  die  kürzeste 
Kreditfrist    -   1   bis"  2   Monate   -   m    Elsass- 

Bezirken  wurde  mindestens  3  bis  b  Monate  una 
v"  Cigarrenfabrikanten  fast  regelinass  ig  6 
Mnnatp  in  Hessen-Nassan  sogar  b  bis  i2  .Monate 
Ä  l  Vüli-t  Von  den  Kauchtabakfabri- 
Ertm  nl  n  einzelnen  Bezirken  au. 
Sctonpftabakfabrikanten    wurde    usancemassig 


nur    auf     3     Monate    kreditiert.      Ausdrücklich 

wurde  hervi 

Kunden  die  Kreditfristen  i  I     "  "'  .)"  " 

länseruii  -"'""•"  MT  " 

lungsfrist  ist   ...  Rundung  des   vorer- 

wähnten Tabaksteuergesetzentwurfes  im  aiige- 

18.    Her    Tabak   als    krtlkel    des   Well 

handeis.    Fast  der  gesamte  Betrag  der   l 
„roduktion  geht  in  di  "  äierten 

Handels  über,  da  verhältnismässig  nur  geringe 
Mengen    unmittelh  ",'11    zum 

Konsumenten  gelangen.     Nu.  -   w£- 

gebung,   insbesondere   die   Mom  ig  de 

fabakläbrikatii  ''  gewisse 

u^d  für  gewisse  Bru  "aftiulg 

den    Privathandel    aus.      Ander.  rseitS    ist    l  m 
gerade  die  Steuergesetzgebung  die  A  eranl^mg 
zu  einem  sehr  intensiven  Eingreifen  des  Tabak 

handeis  und  zwai  iriWagfA?Ä 

aämlich  Stenersysteme    welche  weit 

las  \\  ^  äes  durch  die  natürlichen  Verhall 
gebocU    Umfangs      »»«/»«Ä 
Handel  mit  Tabak,   insbesondere  die   Tabake  n 
utr  begünstigen.     Am    aus  Äla^ 

rlies  dann  der  Fall,  wenn  wie  z.  B.  in  i-ngianu 
Wunsche  Tabakbau  grundsätzlich  ver- 
botenst Dann  muss  der  auswärtige  Handel 
gesamte  Tabakversorgung  des  Landes  uber- 
n  Urnen.  Abgeschwächt  zeigt  ^™^ch 
Wirknne    des   Steuersystems   dann,   wenn   an 

"Ul,ezw.    Zollbei ong    für    den   inl an- 

;,,„  und  den  ausländischen  rabak  dieZu- 
ETesItzteren  begünstigt.  Zuto— *«* 
steuernskalische  Einrichtungen  inst  ™ 

Tr„v,,iv,  veranlassten  Mangel  an  belDStgenug 
^nikek  aefnationalen  Punktion  kommt  beim 
T^af  ein  weiterer  den  internationalen  Han; 
mit  demselben  fördernder  Umstand,  bei  aein 
?!  ? ,11t  das  QuaUtätsmoment  der  Lage  des 
P^uklküisortes  mehr  als  bei  irgend  emem 
anderen  Artikel  in  die  W  agscha  e.    D re  hn  u  n 

Mangel   der  Selbstgenügsamk  einzelnen 

Wir  sbiete   nicht   vor.    Abgesenen ^  vou 

Kn™tbarkeit  der  in  der  Havanna  ,elb 
fabrizierten    Havaunacigarre     kann     « 
durch   die   nationa  e   Ladustm    den  M  m^ 
Bedürfnissen  m  der  Hauptsacni   g       - 
in  den  Monopolländern  wjri *IfS^eSfzoU- 
maxime.     Ueberhanpt  ist  die  >  euei     un 
Gesetzgebung  dem  auswärtigen  Fabnkainanu« 

tausch    des  R1on,f,ff^hXtth*Xl  gegenüber. 

über    den  Tabakhandel   i,  Mmggi 

5  ÄiÄÄS 

|ÄÄÄ^  ^73338 
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reentner:   dieser  stehen  Einfuhren    in  den 
wichtigsten   Ländern    im    Betrag  von    297868 
Mi ■'■  rcenta     _  _  oübi  r,  sodass  sieb  eine  }1  eh  r- 
aus_fuhr  der  anssereuropäischen   Gebiet 
17,.  .i,-ni  ergiebt : 

Die   Einzelnachweisi  li  hen    dieses 

m  -  gewonnen  ist.  sind  folgende. 

A u - s e r europäische  T a  b a k  a n s f u h  r 
(mit  Einschluss  der  Fabrikate 

in  Mtr.-Ctr, 

\  ereinigte  Staaten  .  1889/90 

Niederl.-Ostindien     .    .  1889 

Cuba 1889 

Türkei 1889/90 

Philippinen 1889 

Brasilien ca 

China       1889 

-H..V 1887 

Puerto-Rico 1881 

Algier 1889 

Bntisch-Ostindien     .    .  1889/90 

on 1889 

•i-u ca. 

Domingo  ....      ca. 
FranzSsisch-Ostindien    . 
Cochinchina      ....      ca. 

Columbien [888 

Japan       

Mexiko 1889/30 

Madagaskar  u.  Reunion      ca 

Peru 

Neu-Süd-Wales     .    .    .  1889 

zuela Ca. 

idor 

ntinien      ....  1889 

a-Westindien  1887 

Französisch-Oceanien    .  ca 


Deut  sc  lila  ml  [Zollgebiet 


i  164  167  J) 
149  880 
106065 

104  ;44 
101  105 
100  000 
420S9 
39  434 
35  '74 
3i  336 
3'  17S 
26  615 
26  000 
25  000 
19  000 
1 5  000 

13377 
n  864 
10  147 
10  000 

4000 

3856 

2  000 

1  000 
262 

145 
100 


Diesen  Ausfuhren  aussereuropäischer  Länder 
1     in    den    wichtigsten    dieser 
Einfuhren  zu  Metercent] 
-  te  Staaten    .    .   1889/90 
Argentinien     ....     1889 

Lustralien 

pten     ...'.! 

1889 

":|.v 1889 

Britisch-Ostindien  1889/90 

1 1888 

",k"! 1889/90 

Japan      


136067 

49015 

41  767 

32479 

'5875 

13  961 

6785 

909 

767 

243 


Von     Einzelergebnissen    der    Statistil 
*?■      an? bärtigen      Tabak  handeis 
des  Putschen  Zollgebiets  vorge- 
he  rabeL ler  aäclSten  Spalt! 

Abnahme   der  Ausfuhr,  insl 

todiges    Verschwinden    des 
--    'l"     Fabrikatausfuhr    ein 
Zunahme   der  Bohtabakeinfnhr   ist 
71'    ""  Signatur  der  jüngsten  Entwicke- 
deutschen auswärtigen  Tabakhandels. 

D.  Tabakverbrauch. 

'^TErmittelnng  des  Tabakverbrauchs. 

tproduktion 


Nacbw 


Insbesondere 

duri  li 

tbak  u. 
Tabak- 
fabrikate 

Rohtabak 

(in  falirika- 
tionsreifem 

CO  •  — 

~    -    9 

"*"  ■—  "3 

71       3     dj   ~ 

schnitt 
der  Ernte- 

Zustande) -1 

•3^-J^ 

jahre  ' 

Ein- 

Aus- 

Ein-    Aus- 

7  ;IH 
£   u  S 

fuhr 

fuhr 

fuhr 

fuhr 

-    ~  - ~ 

t 

t 

t 

t 

'  ~~r  ; 

1871  75 

5'  197 

"  543 

49S47 

6297 

2007 

1876/80 

51847 

5  539 

50715 

2642 

974 

1881  85 

32914 

5  389 

3i  877 

34SO 

693 

1886/90 

45  027 

3  163 

44988 

15 11 

465 

1891  95 

5 1  <>-s4 

2  271  ^0952 

905 

280 

1896/99 

60  645 

2275 

59  447 

902 

80 

sowie   über  den  Handel    mit  Rohtabak  und 
Fabrikaten   bieten  das  Material  zur  Berech- 
aung    des   Tabakverbrauchs.     In   Monopol- 
ländern  kommen   dazu  noch  die  Nachweise 
über    den    Tabakverschleiss ,    die    letzteren 
stehen    den    nirgends    vorliegenden    Nach- 
weisen über  den  wirklichen  Verbrauch  inner- 
halb einer  gegebenen  Zeitstrecke  am  nächsten. 
Schon    entfernter   vom  Verbrauch  steht  der 
Nachweis   der   fabrizierten  Mengen,    wie  er 
in  den  Ländern  der  Tabakfabrikatsteuer  vor- 
liegt.    Am    weitesten   davon    entfernt   sind 
I  die   Rohtabakproduktions-   und  -handelsaus- 
Die  Bewegung  der  Rohtabakmengen 
innerhalb  einer  bestimmten  Zeitstrecke  fällt 
keineswegs    mit    der    Gestaltung   der   Ver- 
brauchsmengen   zusammen.      Der    Konsum 
bewegt     sich     stetiger,     die    Rohmaterial- 
affung  ungleichmässiger,   je  nach  dem 
Ausfall  der  heimischen  Ernten,  den  Handels- 
konjunkturen und  insbesondere  den  allenfalls 
dazwisi  hen     fallenden    Steuerspekulationen, 
welche  nicht  ausbleiben,  sobald  eine  in  Aus- 
sicht   genommene  Aenderung  der  Besteue- 
rung dem  Besitzer  des  Rohstoffes  Vorteil  zu 
versprechen  scheint. 

Die  Statistik  der  Rohmaterialbeschaffung 
deckt    sich   hiernach  mit   der  Statistik  des 
■  rbrauchs  um  so  weniger,  je  kürzere  Zeit- 
strecken in  Frage  kommen.    Annähernd  be- 
ende Ergebnisse  geben  nur  die  Durch- 
schnitte langer  Jahresreihen. 

ders  liegt  die  Sache  in  den  Tabak- 
fabnkatsteuer-  und  namentlich  in  den  Mono- 
polländern.      Hier    hat   man  in    den   Nach- 


Qbei    die 


..  ''""    ausgeführte    fremde    War. 


1    Vom  1.  Juli  bis  30.  Juni. 

Her  eingeführte  Rohtabak  ist  ausschliess- 
lich als  fabrikationsreif  angenommen.    Der  aus- 
te  Rohtabak   ist   zur  Hälfte  als  fabrika- 
tionsreif,  zur  Hälfte   als  dachreif   (Abzug  von 
genommen. 

1  Mehrausfuhr  für  Schnupf-  und 
Kautabak  sind  für  beigemischte  fremde  Bestand- 
teile 23%  in  Abzug  gebracht. 
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Weisungen  über  die  fabrizier* 
VPreeWeiss    Bebrachten    Mengen    eine 

ihn   Verbraitchsgestaltung   sehr  nahe 

EÄaÄ«  y^YYYlYY 

.,,,„    effektive,    nicht    blo 
^meue    Gewichtsmengen    gegeben    sind, 

i 

SETS  £ 

Dichtungen  in  einem  gegebenen  Zeit- 

nitte,  andererseits  um  dv  ■f\ 

!;     i,,.    Fabrikationsmengen    handelt 
einheitliche  Erfassung  der  Yerbrauchs- 
™e  ist  aber  bei  derselben  erschwert. 

meZgum  vollständigen  Aufbau  einer  ■  v- 
S(,14^deninten1atKrl^Ta:a,^;™iW 

Statistik  fehlt  hier  der  Batvm.  \ui  einige 
Sher Vorige  Hauptzahlen  sollen  im  fol- 
genden mitgeteilt  werden. 

Sg£££Ss3     sä 

'^biese  Zahlen  bestätigen  das  im  vorigen 
^schnitt  über  die  Unstetfgkeit  der  Matenalbe- 
!  Bemerkte.  Namentlich  mtt  der  Ein- 
«J ™1  Steuersnekulationen  zu  Anfang  un<l 
Ju  Ende  deS  Jahre,  ferner  der  Rückgang 
Z  hehnischen  Produktion,  besonders  Wen 
beiden  jüngsten  Jahren,  hervor .Was  jBgg 
als  deutsche  Tabakverhrauchsstatistik  l f  »anaeit 
«ird     ist   hiernach,    für   kürzere.  Zeitabschnitte 

t,.rllt  i-.     Zweifellos    hat    der    wirkliche    laDah. 
konsr-m  nicht  bloss  die  Einzeljahresbetrage  von 
konsum  mein  ""»»      R    ,    sJondern   auch  das 
^AFjahfÄÄ6nütl,8kgthat-l 
KAemals    erreicht.      Andererseits    sind 
die   Berechnungen   für   die    voi    18  U   negenue 
Zeit   weem   damaliger    unvollständiger   Ernte- 
äsÄ  ein  kleine  zu  niedrig^   Man  wnd 
das  Richtige  treffen,  wenn  man  den  Tabakbe 
brauch    im   deutschen   Zollgebiet    für   die   Zeit 
- ,'      S70  tuf  nahezu  1,4  kg,  für  die  Gegenwart 
ruf    16   Ms    1,7  kg   schätzt.     Seit  einem  Jahr- 
*£„t  ist  der  deutfehe  Tabakverbrauch  zweifel- 
.'n    Zunahme   begriffen:    die  Abnahme   der 
Wen   jüngsten  Jahre   ist  nur  eine  scheinbare, 
ervor^erufen  durch  die  Minderung  der  Lager- 
Snde   hehnischen    Tabaks   infolge    gennger 
Em  ten     Inwieweit  damit  auch  eine  Vg*f™ 
Verbesserung    des    Tabakverbrauchs    Hand    m 


r    Lode 

■SS'. 

Erntejahre l) 

L861 
1866 

1871 
1872 
1873 

IST  4 
Ist;, 

1876 
is,  i 
1878 
1879 
1880 

1881 
1882 
1883 
1884 
1885 

1886 

1887 
1888 
1889 
1890 

1891 
1892 
1893 
1894 


Berechnete!  »  *»»"- 

auf  d.  Kopf  der 


[aupt 
de 

4"=.  49» 
500  3S2 

725217 
1  053321 
6S9  927 
662 

663  i 

675  338 
960  39 1 

1  19S  505 

33IÖ59 

504  1S4 

729  578 
531285 
603  110 

6S9  S07 
631 892 

697621 

725035 
667  669 
754  7S0 

Soo  937 

736  S60 
723111 
750095 
S17363 
93?  812 


Bevölki  ■ 

kg  1 

i,3' 
i,33 

i,57 


1.84 


2,73 
o,75 

1.62^ 

M 
1,32;  1,3 


,39 


1,51 


i.50 

1.49 

1,54 
1,38 

1.54 
1 .6 ; 

1.47) 
1-43 
I,46jl, 
i,57 

1.7s1 


1891 
18!  '7 
1898 
L89 
39jähr.Durchschn. 


937  745 
952  656 
850  94Ö 
831  020 
~6S5  149 


1 

1.55 

1,49 


76) 

-76lu 


1. 


OJ 


Hand  gegangen  ist.  lässt  sich  für  den  deutschen 

«Hs^SstSSiSÄ 

SnVers«hleissunddieRohtabakverwendnng 
in  Oesterreich  klar  hervorgeht. 

nesterreich.    Der  Gesamtverschleiss  an 

Tabakfabrikaten  im  Inland  beträgt 

uiit  einem  Erb",-  von 
Kronen 

pro  Kopf 
im  ganzen  dBevöl. 


1871  (5 
1876/80 
1881  89 
1886/90 


de 

353  807 

342  S9S 

310004 

11381 


1891/95    3H692 


1896 

1s-.iT 
1898 
1899 


33i  49o 
337  549 
34S  378 
353  033 


pro  Kopf 
d.  Bev. 

kg 

1.50 

1.44 
1.42 
1,32 
1.29 
'•33 
1,34 
1,37 
i.37 


123055  19S 
126  480070 
137090854 
154  196276 
170  im  392 
186  40S  93S 
191  232  144 
197  609218 
203719286 


5,28 

5.2S 
6.12 
6,56 

7.00 

7.56 
7-74 
7.S9 


Die 


Rohta-bakverwendung 


-teilt 


i)  Man  vgl.  dazu  auch  die  Ausfubrangen 
m  BTJer  Tabak  im  Deutschen  Zollgebiet  is.M 
(Vierterjahrsh.  z.  Stat.  des  D.  R.  1W1.  1, 
S.  106. 


sieh  folgendennassen : 


1    Besinnend  mit  1.  Juli. 
=)  Kalenderjahre. 
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Es  i-t  verwendet  B  o  h  t  ab ak : 

auf  ii 
de 


320  ooS 

335  5  '3 
330  352 
327  63S 
348  630 

377  174 


Kopf 
dei  Bevölk. 
kg 
1,69 

••49 
1,48 

1-43 
1-34 
1,35 
i,4S 

1.50 
1-45 


Ali  R  0  htaba  k  worden  verwendet : 

auf  den  Kopf 
de 


1881  85 

1886/90 

189]  95 

1896 

1897 

1898 


Ungarn.     Der   Versehlei«    an    Tabak- 
Fabrikaten  stellt  sich  folgendermassen : 


Perioden 

bezw. 
Jahre 

•  - :  85 
36/90 
1891  95 
L896 
1897 
1898 


de 

143  436 
[57287 

•97  5'5 
211  405 

2150-5 
216  542 


auf  den  auf  den 

Kopf  der  Wert  in   Kopf  der 
Bevölk. 


der  Bevölk. 

kg 
°,94 
o.99 
',15 
1,23 
i,35 
i,25 


k< 
0,90 

°,93 

1.11 
1.15 
1.16 
1.16 


Kronen 
6 1  246  000 
70  092  000 
S6  398  000 
97  6S4  000 
9S  416  000 
99  761  000 


3,82 

4.M 
4.S6 
5-3^ 
5-3o 

;-32 


Für   die  Jahre  1892  bis  1899  ergiebt  sieh  folgende; 

T  ,..    ..    ,       „       Sonstiger,  insbesondere 
inländischer  Roh 
Jahre  tabak 


149  049 
167568 
206  658 
226  S09 
250  927 
233  693 

Bosnien  und  Herzegowina.  Die  Ma- 
terialquote von  Fabrikaten  ergiebt  1.2  kg  pro 
Kopf;  die  Verarbeitung  von  22000  Metercenfe 
nern  pro  Jahr  dagegen  einen  Bohtabakverhrauch 
von  1,35  pro  Kopf  der  Bevölkerung.  fVel 
unten  sub  29. 1  " 

Frankreich.  Nach  dem  Durchschnitt 
des  Jahrzehnts  1882/91  beträgt  der  Jahresver- 
scnleiss  an  Tabakfabrikaten  35954420  kg 
bezw.  0,95  kg  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung 
i-iini-r  man  die  Ermittelung  des  Rohtabakver- 
branchs  auf  Grund  der  Nachweise  über  die  von 
den  .Pflanzern  und  vom  Handel  gelieferten 
-Mengen  für  die  Periode  1886/91  durch,  so  er- 
gieht  sieb  ein  durchschnittlicher  Rohtabakver- 
brauch von  37198  500  k-  oder  0,99  kg  auf  den 
Kopf. 


1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 

1899 


kg 
22727  785 
233176S4 
22  932  662 

25  581  343 
26769310 
27  127 251 
29  476  644 
20582771 


vom  Handel  gelieferter   Gesamtmenge  des 

(auch  beschlagnahmter)  Tabaks 
Tabak 

k§'  kg 

•5643757  38371542 

1S417427  4*735111 

21  619206  44s;iS6S 

16305439  41886782 

14292887  41  062  197 

13  294  878  40  422  129 

121S3367  41  660  01 1 

•9145295  3972S066 


auf  den 

Kopf  der 

Bevölk. 

kg 

I.Ol 

1,09 

•,'7 
1,10 
1,07 
1,06 
1.09 
1,03 


.  I  ni  das  Jahrfünft  189599  ergiebt  sich 
hiernach  em  Bohtabakverhrauch  von  107  ke 
auf  den  Kopi  der  Bevölkerung.  '        - 

T  .  J5'1-1''11        lm     Jahresdurchschnitt     des 
£hrl  *&  betrug  die  annähme  Zahl 

der   geerateten  Pflanzen    63842022   mit  einem 

9010286  kg    rabak,    ausgeführt    ü< »4  Ts:5    kg- 
znmheinuschenVerh  bleiben  127509§9 

Kg,  tt.  1.  2.1 1  kg  auf  den  Kopf.    Für    1895/99 
ergiebl  sich  folgendes   als  Jatoesdnr^hschnitt 

,'  iBfuhr  32564  kg,   also 

f^'  kg;     TabakfabS 

j"    '  '  kg,   Ausfuhr   140046  ke 

hr  46811  kg;  demnach  bei  7,1 
von   10    „  zur  Mehreinfuhr  der  Fabrikate  ver- 
fügbar zum  Verbrauch   14868676  kg  oder  231 
l»;l-M,.    (Die  Ernte  von  ?900  erg'fh 
l|;:-l^>;1",    Kebreinfuhr  von    RohtaSak 
-  »<»?2W  kg;  bei  den  Fabril 
sich  cm.-  Mindereinfuhr  von  25127  kg) 
trl,  >  im  Jahrdritt    1890/92  be- 

äi(  Tabakernte:  1319000 
■    B    .  abak    inkl.   St 
mfuhr  vonCigarren  3 
I  abnl  aten  54  700  I  §        da- 


? Hnome  ,Ausfllür  "»  Rohtabak  und  Stengeln 
1822300  kg,  an  Cigarren  692  700  ko-  an 
sonst^en  Fabrikaten  618  000  kg.  BringVman 
für  Fabrikate  10<7„  Zuschlag  in  Ansatz,  so 
stellt  sich  Einfuhr  und  Ernte  auf  17  468  500 
kg.  Anfuhr  auf  :■!  264  111 111  kg;  für  heimischen 
verbrauch   verbleiben   hiernach    14  204500   ko- 

S  -      , £?n  £ß   auf  den   K°Pf  der  Bevölkerung. 

iur    1896  98   ergiebt  sich  als  Durchschnitt  der 

^ernte  1639  300  kg,   der  Rohtabakeinfuhr 

Üf^S00    kg'     der    Einfuhr     von    «garren 
Aä  dOO  kg,  von  sonstigen  Fabrikaten  69  700  ko- 
dagegen   die  Ausfuhr   von   Eohtabak    1  892 700 
kg-   von  Cigarren   1068000  kg,   von  sonstigen 
tfen   865  000  kg.    Hiernach   ist  die  für 
98    durchschnittlich    für    den    heimischen 
' "  ' "      verfügbare  Rohtabakmeuge  zu  verau- 
slagenauf   16  553  800  kg   oder  3,38  kg  auf 
den  K  ° 

Italien.     Der   Verbrauch   an  Tabakfa- 

.'';:,,'  I  «eh  in  der  Periode  1886  87  bis 

v m.'.m,,;"1' ,"-'';"'  ¥'  iu  der  Periode  lS9öcJ6his 
899,1900  gleichfalls  auf  0,55  kg  auf  den  Kopf 

ino,  Bev,:,lke™>g      Bei    einem    Zuschlag     von 
i"    0  ergiebt  sich  hieraus  ein  RohtabakverDranch 

•';;'/    0,61    kg    auf    den    Kopf  der   Bevölkerung. 
(Die   Berechnung    auf  Grund    der   in    den   Pe- 


Tabak  und  Tabakbesteueruag 


rioden  L887/88  bis  1891/92  «»,1  1895/96  bis 
«99  1900  in  die  Fabrikation  übergeführten 
Ebakmensen,  als»  ohne  Berücksichtigung 
Z  (zunehmfnd'en)  Verbrauchs  eingef^r 
Fabrikate  ergiebt  im  Jahresdurchschnitt  0,b4 
i  (  vi  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung.  . 
Manien.  In  d?en  Monopolfabriken ,  srnd 
nach  dem  Durchschnitte  der  fünf  Jatoe  1887/88 
bu  1891/92  verarbeitet  worden  20740Mb  Kg 
it  i,l     und    zwar    ausschliesslich   ausdandi- 

Tabakbau   verboten   ist  ;    dies   ergiebt  auf  den 

Sk     Rechnet  man  da.  D»rchschB^gewicht 

von    1000   Stück   Cigarren   zu    b  kg  u  « 

1000  Stü.k  Cigaretten   zu   1;2   ks>,    so   eiueni 

eine    Jahresmenge    an    Fabrikaten    von 

in  rnL  t»   oder  1  11  kg  auf  den  Kopf.     Im 

Dezember)  sind  verarbeitet  worden  18  m 826 
he  oder  101  kg  auf  den  Kopf  der  für  löHfge 
Sätzten  '  Bevflkerung.  Fabriziert  wurden 
durchschnittlich  3043274  kg  Cigarren  o008867 
fc^Cigaretten,  7198376  kg  ^^_^£ 
kl  Schnupftabak;  im  ganzen  15  254 ,728 ikg  oder 
0$3  kg  Fabrikate  auf  den  Kopf  der  Bevolke- 
rang. 


Schweden.    In.    Durchschnitt    di 
5echsta  1886/91  betrug  die  heimische  Erzeugung 
Boh1   ;,  k  lffi  l0oökg    die  Einfuhr  341985^ 
k     dl,  kg,  die  f iir  den  heums 

Verbrauch  >  Sohl  abakm  enge  hier- 

nach   4491  671    '       and    bei    Zurechnung   aeä 
brikateinfuhr  (für  welche 
mit  Rücksicht  Verbreitung,  des 

Schnupfens   in  Schweden    ein  Zu  chlag    be    Zu- 
rückfuhrung    au)  bak     mchl     geboten 
erscheint       von      LOS  i  im      ganzen 
4612364   kg   oder  0,98  k|       il    i<  a  Kopf  der 
Bevölkerung     Für  1895/99  ich  die  hei- 
mische Rohtabab     i  ft'T 
778640  kg,   die  Einfuhr   aul   3b04  3r9  kg,   dl 
ausfuhr    auf  38  kg,    ferner    die  Einfuhr    von 
Fabrikaten    auf  15§389  kg,    die   ausfuhr  von 
.ehen   auf   L2251  kg.    Hiernach   blieben  ver- 
füghar  zum  Verbrauch    1527119  1  er  0,92 
kl  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung. 

Norwegen.    Nach  den  nur  vom  norwegi- 
schen   statistischen  Bureau  gewordenen  Mittel- 
ungen stellt  sieh  der  „Tabakkonsum«  au 
S   der  Bevölkerung    berechnet ;  aus  der  Ein- 
fuhr nach  Abzug  der  Ausfuhr)  seil   L882  folgen 
dermassen : 


"üuloarien.  Versteuerte  Fabrikatniengen 
durcSffih  im  Jahrdritt  W  bez- 
Jahrfünft  1895  99  1  4o3  519  bez w.  r 4o  1289  kg 
„der  O.4.-,  bezw.  0.4-2  kg  auf  den  Kopf  dei  Be- 
völkerung. Aus  der  Accisezahlung  m  den 
Bleichen  Zeiträumen  berechnen  sieh  1 4bö  <bU 
E  1633  922  kg  Rohtabak  oder  <W;  bez. 
„48  kg  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  (.Es 
wird  fdoch  angenommen,  dass  mch  unerheb- 
ehe  Tabakmenfen,  insbesondere  solche,  welche 
Pflanzer  direkt 'verwenden,  nicht  zur  Versteue- 

mng  gelangen.)  ,,  .       m„ 

K u m änie n.     Gesamtverschleiss    an   Ta 

KoirfArikaten  im  Durchschnitt  der  Jahr- 
hak t  a  o  1 1  k  a  r  t  u  "«  •-"  .  ,  qqqiQQ 
fünfte  1888/89-1892,93 1  bezw  1893/94-189« W 
3431838  kg  bezw.  3  745  548  oder  0,60  kg  bezw. 

0  65  ko'  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung.  Daraus 
findet  man  mit  10%  Zuschlag  einen  Roh - 
Ubakverbrauch    von"  0.67  kg   bezw.  0,72  auf 

den  Kopf.  .  ,     T    ,        .,        t_ 

Grossbritannien    und    Iiland.      in 
TWl-md    ist    der  Tabakverbrauch    neuerlich  m 
fntVü     e       Im    Jahresdurchschnitt     des    Jahi- 
fi St      1878  82    betrug    der    berechnete    Ver 
brauch   an   Rohtabak  (für  heimischen  Ver 
brauch    zurückbehaltene    Menge     der    Einfuhr) 
142  Pfund  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung:,  in 
der  Periode  1883/87  1,45  Pfund,  m  der  Periode 
1888  92  1  56  Pfund  und  in  der  Penode  189o#9 
1  TS  Pfund  (0,81  kg).    Die  Einzelergehui—  mi- 
die' letzten  5  Jahre  sind  folgende  : 

Zum  heimischen  Verbrauch  zurück 
behaltene  Rohtabakmengen 
auf  den  Kopf 
Jahre  im  ganzen  llel.  i;rV;;lk. 

1895  62300282  1,67  Pfd. 

1896  64675183  i-73     n 

1897  66479217  l>p     - 

1898  70 108  751  i,»3    •■ 

1899  73032064  1,09    ■■ 


1882 
1883 
1884 
1885 
1886 
1887 


1,02  kg 
1,00  „ 
0,80  „ 
o,94  » 
0,85  „ 
o.S=;    ., 


1  sss 
1889 
1890 
1891 
1892 

1893 


o,79  kg 
0,78  ,. 
0,80  . 
0,85  . 
0,84  , 
1,1 1  . 


1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 


0.S9  kg 
0,90  „ 
0,89  .. 
0,83  „ 

0.S0   „ 
0,88  „ 

1  kann  hiernach,  da  die  Mehreinfuhr 
hauptsächlich  aus  Cigarren  und  Cigaretten  be- 
steht und  deshalb  ein  Zuschlag  von  etwa 
der  Gesamteinfuhrmenge  von  Rohtabak  bei 
Zurückführung  auf  Rohtabak  geboten lmU Jen 
PnMahakverbrauch  in  Norwegen  hu  IN»/*« 
fuf  086  kg   und   für  1895/99  aui  0,89  kg  pro 

^Ä^aeh   dem   Durchschnitt    der 
Jahre  1889/91  beträgt  die  Ernte  inländischen 
Tabaks    3483  232    Pud,    die   Einfuhr    ausländi- 
schen   Bllttertabaks    57  021    Pud.  ^usgeuhrt 
Sud  208044   Pud  Blättertabak.    Hiernach  ei- 
gSt  Si   wenn  von  der  Ein-  nnd  Ausfuhr  von 
Fabrikaten   abgesehen  wird,   einBo    abak, 
Drauch    von   durchschnittlich   3  332  209  Pud  im 
•    oder   von  0,48  kg   auf  den  Kopf  der  Be- 
e,*      Kr  die  Periode  L893/98  stellt  sich 
der    Äsdurchschnitt    der.  Tabakernte    auf 
4902817    Pud.    der    Tahakeinfuhr    auf  596o0 
pff  der  Tahakausfuhr  auf  290 494  Pud;  daraus 

,    L'.bt      sich     ein     Rohtabakverbrauch     von 
4  In  973   Pud    im  Jahr   oder   von  0,75  kg  auf 

d- ^e"  ÄSnische  Regie  hat im 
jaJ^ffl  verkauft  7  636069  kg  Raiichg 
bak    125258  kg  Cigaretten  (davon  2201<äkg 

^"J  Stö2 tg  fauchtäbak, 
Ät7  lf  Settln  71011  kl  Schnupftabak, 
S'ÄÄ  845f  gg- 

k0.  _  im  Jahre  1899/11 angekauft   8  226  34o 

lk|,  beschlagnahmt  697024  kg.  .ge 

I  über   die  eähfimischen  Ernten   sind  nicht  zn- 


Tabak  und  Tabakbesteuerung 


darauf  bezw.  auf  die 
bände]  n  i  isungen  über  Tabak- 

und   Tabakfabrikat-Ein-   und  Ausfuhr  dii    Sta 
ti^tik  des  Vei  B  'htabak  gegründet 

werdi  Man    muss   deshalb   von  den 

;  abrikatsteuer  ermöglichten 
^  d    über  die   „taxed"  Mengen  der  Fa- 

brik |  lM'11. 

Durchschnitt   der  Jahre  1887/88 
'-  betrug  die  der  Steuer  (welche  neben 
rach  die  Eünfuhr  befa  Im    unterworfene 
e  an 

i-.  Kau-  u.  Schnupf- 
tabak            237640000   Pfund 

Cigarren  und  Cheroots  4104739000   Stück 

■  igaretten 2373004000 

Im  Durchschnitt  des  Jahrdritts  1897'98  bis 
1899  1900  ergiebt  sich  folgendes: 

Ranch-,  Kau-  u.  Schnupf- 
tabak       285170204  Pfund 

en    gri  ssi       .     .    .  47960,4  145    Stück 

Kleine  Cigarren  ....  533329740 

etten 3066243  141 

Nach  den  Ermittelungen  der  Steuerverwal- 
tnng  stellte  sich  im  Kalenderjahre  1891 J)  die 
zur  Verwendung  gelangende  Rohtabakmenge 
durchschnittlich : 


Niederlande      .    . 
Vereinigte  Staat  n 
Belgien    .    .    .    . 
Deutschland 
1  ii  sterreich  .    .    . 
Bosnien  u.  Herze- 
gowina    .    .     . 
Spanien    ... 
Ungarn    .     .     .     . 
Prankreich  .    .    . 
Schweden     .     .     . 
Norwegen    .    .    . 
England  .... 
Rumänien    .    .    . 
ttalien     .    .    .    . 
Russland      .    .    . 
Bulgarien     .     .     . 


aui  den  Kopi  der  Bevölk. 

Ende  der  SU  er  .      TT..,tv 

bezw.  Aman-  .zw«J*e  Halft« 
der  90 er  Jahre  der  Mer  JaM 
kg  kg 

3.0Q 
2,;2 

2,11 

i,55 

1.41 


o-3° 
2.53 

2,3' 

1,64 
1.44 


1,18 

1.14 
0,99 
0,98 
0,86 
0^74 
0.67 
0.61 
0,48 
0.45 


'■35 

I.Ol 

1.23 
1,07 
0.92 
0.89 

0.S1 
0.72 
0.61 

°,75 

0.48 


aui  19,3  Pfd.  Rohtabak  für  1000  St. 
.  1  ügan  n.  n    ..     2.9    „ 

dagegen  nach  dem  Durchschnitt  «1er  drei 
Jahre  1897,98  bis  1899/1900  für  Cigarren 
grosse)  auf  18,65,  bei  kleinen  Cigarren  auf 
4,37,  bei  Cigaretten  im  Jahre  1897/98  auf  3,77 
'ni'l  in  den  beiden  laufenden  Jahren  auf  3,84 
Pfund  Rohtabak  für  gewöhnliche  bezw.  1E91 
für  grosse  nur  in  gering*  Zahl  hergestellte 
1  igaretten  . 

Hiernach  ergab  sich,  wenn  man  weiter  für 

Rauch-,  Kau-  und  Schnupftabak  einen  Zuschlag 

v""     l0"„    zur    Fabrikatmenge    rechnet      im 

Durchschnitt  der  Jahre  1887/88  bis  1891'92  auf 

den    Kopf   der    1;.  yölki  rang    1  !i  asus  von  18901 

ein  \  erbrauch    con    5,56    Pfund,    d.  i.   2,52   kg 

Robtabal    aui  den  Kopf  der  Bevölkerung  .4  17 

Pfund   als    Kau-  und  Schnupftabak,  1,28  Pfund 

1  igarren,   0,11    Pfund   als   Cigaretten)    und 

im  Durchschnitt  der  Jahre  1897  1900  unti  1    B< 

sichtigung    di  t  Ergebnisse  des  Census  von 

,:'""    ein    Verbrauch    von    5,59     Pfund    d     i 

kg    Rohtabak    aui    den    Kopf    der    Be- 

rung     4,22  Pfund  als  Kau-    und  Schnupi 

1,21    Pfund    als    Cigarren,   0,16    Pfund 

Dii    l:<  ihenfolge  der  Länder,   di   ■  a  Rohta- 

rbranch     pro  Jahr)    im  Vorstehende 

"■""  ;  ist.  stellt  si  h  aier- 
Igi  ndermassen  : 


1    die  früheren  Jahre  liegt  die  Dnter- 
lung  der  zu  Cigarren  und  Cigaretti  1 
b  n  Rohtabakmenge  nicht  vor. 


111.  Die  Tabakbesteuerung. 

A.  Die  Tabakbesteuerung  im  allgemeinen. 

16.  Der  Tabakverbrauch  als  Steuer- 
quelle.    Der  Tabak    ist  in   hervorragender 
Weise    zur  Anfügung   einer  Verbrauchsbe- 
steuerung geeignet.     Der  Tabak  ist  kein  un- 
entbehrliches Lebensmittel,  aber  gleichwohl 
der  Träger  eines  in  allen  Schichten  der  Be- 
völkerung   viel    begehrten    Genusses.      Die 
Enthaltung  vom  Tabakgenuss  ist  ohne  Lebens- 
und   Gesundheitsgefährdung    möglich;     er- 
fahrungsgemäss  aber  wird  ein  solcher  Ent- 
schluss    von    dem   an   den   Tabakverbrauch 
Gewöhnten    nur    schwer   gefasst.      Deshalb 
besitzt  der  Tabak  eine  starke  Tragkraft  für 
steuerliche    Belastung.     Vor   anderen    Ver- 
brauchssteuern, namentlich  der  Salz-,  Zucker- 
und seil  ist  1  ler  Spirituosenbesteuerung,  zeich- 
net sich  die  Tabaksteuer  dadurch  vorteilhaft 
aus,   dass   sie  am  weitesten  von  kopfsteuer- 
artiger   Beschaffenheit    entfernt   ist.      Wäh- 
rend bei  jenen  Steuern,   namentlich  bei  der 
Salzsteuer,  fast  jedes  Familienglied  ohne  Rück- 
sicht auf  Alter  und  Geschlecht  thatsächlieh 
ein    Steuerpflichtiger    ist,     der     nur    seine 
Steuerschuld   nicht    selbst  bezahlt,    sondern 
'leren  Abtragung   dem  Familienhaupt  über- 
lässt,  erscheinen  bei  der  Tabaksteuer  in  der 
Regel    nur    Familienhäupter    und    erwerbs- 
tätige    Familienglieder     männlichen     Ge- 
schlechts als  steuerpflichtig.    Der  umstand, 
da      die  Tabakfabrikate  unter  Zuhilfenahme 
wesentlicher  Beträge  ausländischen  Tabaks 
b-erge  teilt    werden,    gestattet    durch   ange- 
ne    Zollbelegung,    insbesondere    durch 

ndung  des  Gewichts-  und  Wertzoll- 
systems, eine  Rücksichtnahme  auf  Unter- 
schiede in  den  Wei-t Verhältnissen  selbst  bei 
einfacher  Ausgestaltung  der  Tabakbesteue- 
rung, während  die  grundsätzlich  durchge- 
te  Form  das  Monopol  —  eine  weit- 
gehende Berücksichtigung  der  Wertverhält- 


lerung 


„isse  der  Fabrikate  iwd  damit  die  erwünschte 
KSwune  an  die  Zahlungsverhältnisse  dei 
Äaüefcr  ermöglicht.  In  technischer ^ 
;,.,„  is1  die  Tabakindustrie  für  den  /"  •  i 
S? AWbmichsbesteuerung    auch    d< 

«m    Tabak    tüv    andere    Zwecke    als    im 
ZsclKenG 

Ertun     -1    und   demgemäss  J 

tod    Schwierigkeiten    entfallt,  die   »H  Mi 

n,  welche  zugleich  als  Roh- 

X  Hilfsstoffe  anderer  Industrieen  vonBe- 

:,  tu  ,'   >h,i.    Bei  steigendem  Steatsbedarf 

f  ■  i,  ripsVialb  der  Ausbau  der  rabafc- 

<*weist  sich  'ad'-  Gebot  rationeller 

iiierune  überall  aa  ais  'n>    i 

Eroolitik,  wo  bishe,  rhC^ntolT 

SS   ^s  Tabakverbrauchs   nnv  unvoll- 
kommen stattgefimden  hat. 

17     Die    Ausgestaltung    der   Tabak- 
besteueruBg   im  allgemeinen       > 
, Ttbe ™ te Tu e r u n  g  des  Tabakverbrauches 
Ä    siel   im  aUgemeinen  mittelst  einer 
Änation  von  Tabat  zoll  und  inm 

jTr     Dem    Zoll   unterliegen  die  vom 
Ausland  eingehenden  Men{  ■  Rohtabak, 

t3 fTabakifbrikaten,  die  i«ere  oder  ln- 
landst e u e r    kann    ausdrucklich    nur    me 
esimlnlande,  Kbg 

oder  darüber  hinaus  auch  die  wertereBe- 

■rung  des  schon  durch denZoll  erta 
Sndischen   Tabaks   bezwecken     Die  Ge- 
samtheit der  auf  die  Besteuerung  des  I 
vXuches  bezüglichen  Einrichtungen  bildet 
das  Steuersystem. 


konkreten    Ausgestaltung     to 
Steuere    kann    die    eme  oder _<•»«£ 

wiegende.  An.  uutu  ™  ^^ 

Xt  m-Ärnurän  ^er^rdneter 
™Sin  Betracht  kommt.  Am  scha  Wen  t im 
dies  hei  dem  sogenannten  englischen  i>3  >t  m 
£rW  bei  welchem  mittelst  des  Verbote  de 
Sehen    Tabakbaues   in    künstheher  W«s 

riMdrt  blosser   Zollbelegung   da   zu  tage    wo 
de"  heimische  Tabakbau  zugelassen   und  einer 
psondeien   Steuer   nicht   unterworfen  ist,   und 
Ali.   Tabakfabrikation   k~±gE 
zur  Einfügung  einer  besonder^  Verbrauchsbe 
^tpiiernno-  bildet,   diese  nelmehi .   wie  z.  x>.  m 
to sÄs, HoÜand  und  Skandinavien    auf  die 
Sehtg   von    Zöllen    bei .der   Anfuhr   aus- 
ländischen   Tabaks    beschrankt   wird ■     ^_ 
Sv<«tpm    welches   m  alterer  Zeit    aucn  im  »™ 
shen  Zollverein  bestand,   ist  bei  allen  zur^ Ta- 
bakkoltur  geeigneten  Landern .-  und  g™™ 
geeignet  dürfte   kaum  eines  sein  -nur unter 
3er  Voraussetzung  Verwiegender  Unteres  ans 
ländischen    Tabaks    und    erstrebtet     mi      - 
Steuerbelastung  durchführbar. 


I     U     and   aus 

.  3schli    SSll 
alte,,    der  inneren  Steuer    ut  be 
freier  Entfaltung  von  l'r...  ukn..n  ...jd  Verkeln 
nicht  gut  denkbar,  da  es  ein«  Wirts^aftepolitik 

vor    dei  !  ldukÜOnM„v 

Sgl       Formel]    I       -  n    ,vird    eme    - 
lusÄltnng  Lm  "  !rT' 

Irofflons-    and    B  ;    J £ 

,,..„.,„  des  M    i  rwuküctat,  wenn 

L^Emruhr  von  Tabak   und  lere  von 

Tlbakfabrikaten    gegen    Z  -       ber- 

itaunt  nur   ausnahmsweise   zu 

",:,!„,  ist,  wie   solch  "!;•>- 

Shef  Staatemonopolen   in  der  Hauptsache  der 

Mist     S    &     Mffl    LT 
Sen^anslÄchen  Tabak;  er  unterhegt  aber 

SS   .  .       ÄÄ 

|ÄSÄ^nopÄ= 
FrankSo  "Ungarn,.  I^n)  nach 

SS 

«SEH  | 

Verbrauchsbesteuerung  des  rabaks  zuvervnr* 

^ÄTdes   Tabak  zolle-  ist   dabei  eine 

m     i 

G6  af   an  Ä  Stelle   des   B^tenP»; 
lltions-  und   Handebvor^nges  dm  Stenerc^ 
kebungsstation    verlegt  jnxA.         - 

zahl    die    Steuerpflicht    hestunmt     n 

etwas  vo, ■  «m  man  den  Rohstoff,     ^  ^ 

rrmet^Ae  Feststellung  der  ver- 


- 


Tabak  und  Tabakbesteuerung 


pffichtendi      '  :i    Steuerhaftung  für 

rwälzung  auf  Händler  oder 
Fabrikanten  hinaus^  es    «vird      Dabei   ist 

die  Steuertechnik   monopolistischen    Eingreifens 
!  i  nannten  Rohtabak- 
mom  .  ;    i.  h    nicht    ausgeschlossen. 

Kin.  le  Annäherung  an   den 

i  in   der  Bemessung  der  Sti  aer- 
lach  dem  Rohstoffe,  sondern  nach 
deui    Fabrikate  und  zwar   unter  angemessener 
Abstufung  der  Steuersätze  nach  den  Arten  und 
rten  di  -  Fabrikates.  Im  einzelnen  kann  da- 
ie  weitere  Heranriickung  der  Steuerpflicht  an 
denKonsum  durch  Begründung  der  Steuerpflicht 
nicht  schon  mit  der  Fertigstellung  der  Fabrikate. 
ern    erst    mit    Abgabi     derselben    an    den 
freien  Verkehr  und  darüber  hinaus  durch  Ein- 
räumung weit   bemessener   Kreditfristen  ange- 
bahnt   werden.    Nächstmöglich   am  Verbrauche 
•   endlich    liegt  die  mittelst  des  staatlichen  Voll- 
monopols   verwirklichte   Tabakbesteuerung,    da 
die   Steuerpflicht   erst  in   dem  Augenblicke  be- 
gründet und  zugleich  erfüllt  wird,  in  welchem 
der  \  erhraucher  die  Ware  au-  dem  staatlichen 
Verschleisse    bezieht.      Hie   Arten   der   Inland- 
r  sind  hiernach  durch  die  Lage  der  Steuer- 
erhebungsstation   bestimmt,    für    die    konkrete 
Form   der   einzelnen   Arten   ist   ausser  dem  be- 
reits erwähnten    staatlichen  Zwischeneingreifen 
mittelst   Etohtabak-  oder  Vollmonopol  namentlich 
der  auch  für  den  Tabakzoll  bedeutungsvolle  Um- 
massgebend,  ob  nur  Gewichts-  oder  auch 
Wertverhältnisse  für  die  Steuerpflieht   entschei- 
dend  si  in   sollen  und   in   welcher  Weise   o-ege- 
benenfalls  die  Berücksichtigung  der   Wertver- 
hältnisse eintritt. 

Ausser  durch  Zoll  und  nach  Rohstoff-  oder 

Jabnkatmengen  bemessene  Inlandsteuern  kann 

der   Dabakverbrauch,  abgesehen  vom  Fall  seiner 

Monopolisierung,  auch  noch  durch  anderweitig 

v"ra!  '  ialsteuern  auf  die  Fabrika- 

schli  issbetriebe  mittelbar  belastet 

werden    Lizenzen).    Diese  Specialsteuern  haben 

m  der  Hauptsache  den  Charakter  von  Kontroll- 

und   Ergänzungssteuern   zur   Tabakverbrauchs- 

nerung,    während    sie    mich   ihrer  eigenen 

steuerlichen    Beschaffenheil     den    direkten   Er- 

U   der  Ge  ■  er  nahe 

stehen. 

18.   Die  Steuersysteme.     Arten  und 
Formen  der  Tabakbesteuerung.    F 
tem:   Zoll  allein.     1.  Mit  V 
des    heimischen    Tabakbau 
kurzweg    als    Englisches    s  ■. 
zeichnet.      Zur    Er:     I  ] 

i—  wie  ich  es  nennen  möchte 

Hochd  idbar. 

-     Mit     Zulassung    steuerfreien 

Tabakb  Nur    bei 

iger    Steuerbelastung,     also    nur    als 

Niederdrucksystem  dbar. 

mittelsl  der  Wert- 
-    oder   mittelsf   einer    Verbi 
durchfühl 
inz  indi  S  |  ecia  Isteuern 
'   '  Fabrikation  und  Verkauf  sind 
an   sich  sowohl  mil  dem  11  i  b.-    ils 


drucksj  stem  vereinbar.  Begreiflicherweisa 
treten  sie  namentlich  im  ersten  Falle  hervd 
und  /war  sowohl  aus  finanziellen  wie  aus 
Kontrollegrimden. 

Zweites  System.    Innere  Steuer 
allein    Inder    doch    fast    ausschliesslich)" 
Dieses    System     ist    verwirklicht    in    dem 
staatlichen  Monopol,  und  zwar  sowohl 
in  dem  Rohtabakmonopol  als  nament- 
lich in  dein  Vo llmonopol.    Bei  dem  Roh- 
tabakmonopol hat  der  Staat  das  ausschliess- 
liche Recht  des  Ankaufs   des   zum  inländi- 
schen   Verbrauche    bestimmten    Rohtabaks 
eventuell  auch  das  Recht  der  Beeinflussung 
der  Ausdehnung  und  Art  des  Tabakbaue-.,  und 
erzielt    die    Steuerbelastung   durch    Weiter- 
verkauf des  eingelösten  Tabaks  zu  erhöhten 
Preisen    (feste  Preissätze  oder  Minimalsätze 
unter  Gestattung  eines  Spielraumes  für  den 
Wettbewerb   der  Kachfrage)   an  die  private 
Tal  lakfal  irikati  in.  Das  Rohtabakmonopol  kann 
hiernach  auch  als    eine    formal  eigenartige 
Verwirklichung  der  unten  zu  erwähnenden 
Materialsteuer  angesehen  werden.     Bei  dem 
Vollmonopol    hat   der  Staat  das  Alleinrecht 
der    Fabrikation    (bezw.    des    Bezuges    der 
fertigen  Ware)  und  des  Verschlusses  unter 
grundsätzlicher  Unterdrückung  jeglicher  Kon- 
kurrenz   des    Inlandes   und   des   Auslandes, 
mit  geringfügigen,  dun  h  Eins,  Faltung  ausser- 
ordentlich hoher  Zölle  unschädlich  gemachten 
Ausnahmen   für    den   Bezug    ausländischer 
Kibrikate  zum  persönlichen  Gebrauch.     Die 
Besteuerung    wird    technisch    in    der   Art 
durchgeführt,  dass  die  Staatsverwaltung  die 
Differenz    zwischen    den    Produktionskosten 
und    den    unter   Auslösung    jeglichen    Ein- 
flusses der  Konkurrenz  festgestellten  Waren- 
preisen  so   weit  greift,    dass  ein  weit  über 
den  gewöhnlichen  Geschäftsgewinn  sich  er- 
gebender Einnahmeübersehuss   erzielt  wird. 

Der  Umstand,  dass  ohne  Eingreifen  der 
Konkurrenz  von  Staatswegen  über'  die  Preise 
der  Fabrikate  entschieden  wird,  gestattet  Ab- 
weichungen von  den  allgemeinen  Normen  aus 
sachlichen  wie  persönlichen  Erwägungen,  so 
z.  B.  in  der  Bestimmung  niedrigerer  Preise  ge- 
wisser Fabrikate  in  den  Grenzzonen  bezw.  bei 
deren  Abgabe  an  die  Armee. 

Bei    dem    starken    Eingriff,    welchen    das 
olsystem   in  die  freie  volkswirtschaftliche 
tung    der    Tabakversorgung    bildet      er- 
es um    als  „Hochdrucksystem"  gerecht- 
fertigt, als  solches  aber  zur  Erzielung  höchster 
Staatseinnahmen  bei  verhältnismässig  geringster 
l.clastung  des  Konsumenten   wie   kein  anderes 
geeignet. 


Was  die  Rücksichtnahme  auf  die  Wert- 

Itnissi    und  damit  die   relativ  stärkere 

ler  leistungsfähigeren  Schultern  an- 

30    i-i    solche  bei    lern  Monopol  mittelst. 

mung  der  Preise  am  leichtesti  n 

r.     Dieselbe  ist  geradezu  im  Wesen 

des  Monopols  begründet. 


Tabak  und  Tabal 


29 


Das  staatliche  Vollmonopol  tritt  in  zwei 

^f^rdafin    eigener    Regie  be- 
lrl,L,,;t.    Fabrikation^-    und    Verschleiss- 

mT°ll  das  verpachtete  Monopol,   wo- 
W,R\,ie  vollen  steuerpolitischen  Vorzüge  bietet 

esssassfes 

Finanzverhältnisse.  d 

n ,. ;  t  t  r.  i  Si  v  s t  fi IH      \ei  uiii^uiib 

vier  Hauptformen.  M 

h  uU  l.r  Flächenausdehmmg  des  mit 
Tabak  bepflanzten  Bodens^  ohne  oder  „n 
Rprücksicbtiguns'  der  Ertragfähigkeit  des 
lodeu  •  die  Fläehensteuer  der ;  ersteren  Art 
Scho  Flachest,.,,-,  stellt  -iu.mm^ 
TTnrm  der  Tabakbesteuerung  dar.  Als _rauo 
Sere  Form   der  Fläehensteuer  stellt  sich 

Ipv    TSrtraesverh  iltuisse    z.    tS.    auren    m 

tfuS   der   Steuer   nach  1ÄJJ de 
Anbauflächen   versucht  wird.    (Verbesserte 

Flächensteuer.)  .  Tr-rtraimmd- 

Die  Fläehensteuer  ist  emeAitEx    a.i 

*  au   selbständige   und   ausschliessliche 

n^te^trf^Vnzensteue, 
Man  hieltet  darauf,  die  eff ektrve Bmta, 
~nge  „ach  dem  Gewicht  zu  ermitteln  und 
bemisst  die  Steuer  nach  der  Zahl  dei  labak 

pQaDZfese  Steuerfonn  steUt  hiernach .den Ueber- 
„ono-  vnn  der  Fläehensteuer  zur  Matenalsteuei 
£5?flSE4S  jedoch  an  Leistungsfähigkeit  nur 

nTvtucUForm-eMate-rialsteue,; 
Die   objektive  Steuerpflicht  wird  .bemessen 
nach    der   Erntemenge,    wobei   ein   be-| 
stimmter  Zustand  des  Tabaks  (insbesondere 
fi fermentierte)    für   die  Best— gjes 
Steuersatzes  massgebend  ist     Die  M**™ 
Steuer  kannmit  oder  ohne  Wertabstufungen 

durchgeführt    werden;    neigt    jedoch    nacU 
ihrem  Wesen    zu    der   letzteren    Art.     Als 


subjekth    -        i-pflichtige   können  m  Aus 
sieht  n  werden:    die  «!»»£  ue 

lau„,  Fabrikanten  mit  Zulassung 

Schledenarl  ebungsmdghch 

leiten    der    Steuerpflichl    zwischen    diesen 
Verschieden  «en    der    subjektive, 

^Äabakmal  teuer   ist    erfah- 

nin.-sniässi»'  su1,.tii        i        nicht     als     alls- 

ThfiesslfchesYerzolluni  «ha  oben 

=ubl  auftritt -zwar  erhebüchleistpgs&MKe 

nicht    viel    über    ein    Niederdrucksystem     Die 
"  1  vieri-keit.  das  Verhältnis  zwischen  Zollund 

IteuTr  meiner  Weise   zu  regeln,  wel einer 

tits  den  -  gewöhnlich  sein-  U ,-, ■,  ..-.,  Inte  - 
Im  »nswärtieen  Handels  und  andererseits 
ITlnteresseTÄämischen  Tabakb ent- 
geht zwingt  zur  Niederhaltung  sowohl  d« 
7  1  als  de  Steuersätze  und  beginn 
dÄeälMsmässigeLeistungsunfähigl 

^Vierte  Form:  Fabrikatsteuer.  Die 
unbeSgmit  Unterscheidung  der  Steue, 

S4bSÄS,onPPde?  Ä 

V  '.uaen  grundsätzlichen  Rücksichtnahme 
1  ?  .WcilunterschiedederFabrikatgruir  . 
am  nie   ue        Ancr.inncü'unu     elei 


3  w  eruinieiäumcu.o  «^  *  — _-    ^    •■•, 
,    noch    besondere    Anschmiegung    den 

(BanderoUe,   geboten,    Von den   m« 
Ergebenden  Kombinationen  sind  ta»  ron       ^ 

derer   Bedeutung:    1.    D£llpe^rtabstufung  mit 
Fabrikatsteuer  ohne  specielle  WertaWUOT j  ^ 

1i,'^l,,,r;;,,,"t1:SfÄn-enfur  Fabrikat  gruppen 
emigen  WertabstuiungBu  die  den  Indi- 

und  mit  Banderolta  k,      ^k     ö     »*  ikatstener 

Steuer    -Aehnicnit  eine  Ein- 

a„eh    die   Fabrikat steue i  ^  ^  .     q  j 

Schiebung  eines   staatUcüen   x  q] 

(Fabrikationsmonopol  ^erhaupt    o  gtaat_ 

gewisser  technische  F™eduren,  fo  Griechen- 
fiche  Schneideanstalten ita Jabak  »*  ht 
land)  steuertechnisch  zur Durcütunrung 

werden.  .  .     ■■    trnchdrucksystem 

i         Die  Fabrikatsteuer  ist  als  H  ^  am 

mit  Erfolg  durchführbar  undfe ba  on        ^ 
Platz,  woBedenkenbestel  er  .eim     «   BwirtodMft 
private  Tabakindustrie  aus  < ler  v oi* 
^zuschalten    J^^^fiU  bei 
oder  geringeren  Grad  de i  Steuerforni  ver- 

I  dem  Pflanzer,,  die  ™*  ™de  Sonderbesteue- 
S^riÄM  Händlern  bei  dieser 
Steiterfönn  eine  erhebliche  Bolle. 


Tabak  und  Tabakbesteuerung 


19.  Dil1  thatsächliche  Verbreitung  der 
Steuersysteme  und  Steuerformen.  Eine 
vollsl  ersieht    der   Welttabakbe- 

er  Dicht  gegeben,  sondern 
nur  eine  knappe  üebersicht  für  europäische 
und  lere  Länder. 

■ .  I    a)  lein    a)  mii    A  n  bauver- 

gtes    Königreich    Grossbritan- 

Legypteu  (Portugal  von  1864     1884), 

ohne    Anbauverbot:     Niederlande, 

Dänemark,    Schweden,   Norwegen,    Finland, 

,veizs)   und  viele  aussereuropäisehe  Ge- 

2.  Rohtabak  monopol  i  Guatemala. 
Nicaragua). 

3.  Vollmonopol.  <  lesterreieb,  Ungarn, 
Bosnien  und  Herzegowina^  Frankreich,  Italien, 
Rumänien,    Serbien,    Spanien,    Türkei    (die 

len    letzteren  Staaten    in   der  Form  der 

Ausübung  dureh  eine  Gesellschaft,  an  welcher 

:   mit  interessiert  ist  (Regie  cointe- 

ressec  |,  Portugal  (Ausnutzung  mittelst  ein- 

facher  Verpachtung). 

4.  Ei  n  f  ach.  'Flächen  st  euer.  Deutsch- 
land bis  1879. 

■  <■  F 1  ä .  ■  1 1 e  ii  s  t  e  n  e  r  bemessen  nach  dem 
Pachtweil  der  Grundstücke  (Cuba). 

6.  P f  lanz  e  n  s t eu er.  (Ehedem  Belgien.) 
Honduras. 

7.  M  a terialst e u e  r.    Deutschland,  Bel- 
■ 

v.   Fabrikatsteuer.     Russland,   Bul- 
'.  Rumelien  (Banderollensystem);  Ver- 
einigte  Staaten    von  Nordamerika,    Canada. 
Brasüien,    Mexiko   (Behälterstempelsystem); 
Diese  üebersicht  zeigt,   dass  die  Ausge- 
ing    der   Tabakbesteuerung   in  grossen 
inwesen,     welche    ohne    angemessene 
Entwickelung   der   indirekten   Steuern  ihre 
Finanzen    nicht   in  Ordnung  zu  halten  ver- 
en    und  welche  zugleich  auf  die  Erhal- 
tung und  Pflege  des  heimischen  Tabakbaues 
Rücksicht  zu  nehmen  genötigt  sind,   nur  in 
swei  Hauptrichtungen  des  Monopols 
der  Fabrikats  teuer  erfolgen  kann. 


B.    Die  deutsche  Tabakbesteuerung. 

20.  Kurzer    Deberblick   der   geschicht- 
lichen Entwickelung.    Im  Zollverein  ist  erst 
~'lir    ']'■"■    nachdem    ,ii,rc.h    ,]ie   Schaffung    des 
Norddeutschen  Bundes  das  Wesen  desselben  be- 
reits   eine    erhebliche    Umgestaltung    erfahren 
eini    gfemeinschaftliche   Besteuerung   des 
kverbraucb.es,    und   auch   diese  nur  in  der 
eiL'-r.-n  Form,   der  Fläehensteuer,  zu 
-    Ummen.     Vorlauter    dieser    gemein- 
ichen   Steuer   war  die  partikulare  preus- 

■  bietet,  allerdings  nicht  mehr 
r.  rastimmung  mit  dem    nunmeh- 
—    Einsteins  unter  Litteratnr 
is  .lern  Jahre  1894. 
Vgl.  hierzu  unten  sub  27. 
'•     inten  snb  iJf>. 


Taliakbestfuerunff.      Zunächst     war     in 
Preiissen  durch  G.  v.  8.  Februar  1819  eine  Ma- 
terialsteuer    Gewichtsteuer    von    1    Thaler 
pro  Centner)  eingeführt  worden.    Infolge   zahl- 
reicher    Beschwerden    und    Cnzuträgliehkeiten 
wurde   dieselbe  mit  Kabinettsordre  v.  29   März 
1828  durch    eine    nach  4  Klassen    der  Ertrags- 
fähigkeit  des    Bodens    abgestufte    F 1  ä  e  h  e  n  - 
Steuer  ersetzt  (sogenannte  fixierte  Produktion© 
steilen.     Die  Steuersätze  waren    6,  .">,  4.  3  Sgl 
für  li  Qnadratiuten.    mit    .lern    Grmide/edaiikeii 
den    Centner   Tabak   mit  20  Sgr.    zu   belasten 
Dieser  preussischen  Tabakbesteuerunn  ~.hl. ,ssen 
sich    allmählich,   jedoch    ohne    Gründung    einer 
darauf     bezüglichen    Finanzgemeinschaft,    die 
nord-    und    mitteldeutschen    Staaten    an;    Süd- 
deutschland  hatte  keine  innere  Tabaksteuer 
_     Wie  wenig  im   alten  Zollverein  die  finan- 
zielle Tragkraft  des  Tabaks  ausgenützt  wurde, 
geht    nicht    nur   aus  der  langen  Beibehaltung 
einer  nur  in  einem  Teile  des  Zollgebietes   gel- 
tenden inneren  Tabakbesteuerimg  der  leistungs- 
unfähigsten  Art.   sondern  auch  daraus   hervor 
dass  noch  im  Jahre  1853  der  Zoll  auf  Rohtabak 
von  o  Vs  auf  4  Thaler  pro  Centner  herabgesetzt 
wurde. 

Erst  durch  den  Zollvereinigungsvertrag  v. 
8.  Juli  1867  war  die  Erstreckung  der  vorher 
schon  für  den  Norddeutschen  Bund  begründeten 
rabaksteuergemeinschaft  für  das  Gesamtgebiet 
des  Zollvereins  verabredet  worden.  Das  mit 
dem  Zollparlament  im  Jahre  1868  vereinbarte 
im  Norddeutschen  Bund  am  26.  Mai  1868  voll- 
zogene Gesetz  behielt  das  alte  preussische  Sys- 
tem der  Fläehensteuer  mit  der  Vereinfachung 
bei,  dass  ein  Einheitssatz  der  Steuer  (der  bis- 
herige höchste  Klassensteuersatz)  festgesetzt 
wurde. 

Das  G.  v.  16.  Juli  1879  brachte  eine  grund- 
satzliche  Aenderung   der    deutschen    Tabakbe- 
steuerung durch  den  üebergang  zur  Material- 
steuer und  zugleich  eine"  ergiebige  Erhöhung 
der    Steuer-    und    Zollsätze.      Dem    steigenden 
Bedarf  des  Reiches  konnte  das  leistungsunfähige 
System  der  Flächensteuer  nicht  genügen.    Eiu 
sofortiger  üebergang  zum  System  der  Fabrikat- 
besteuerung  oder  zum  Monopol  begegnete  in  der 
durch    die   lange    Dauer     geringster    Tabakbe- 
steuerung   verwöhnten    Anschauungsweise    der 
-   zudem   vortrefflich  organisierten  —  Tabak- 
interessenten,   die    einen   starken    Einfluss   auf 
parlamentarischen    Kreise    zu    gewinnen     ver- 
standen,   und  —  soweit   das  Monopol  in  Frage 
kommt  —  auch  im  Hinblick  auf  allgemeine  po- 
litische Bedenken   unüberwindlichen   Schwierig- 
keiten.   So  kam  es  nicht   ohne  Zusammenhang 
mit  der  in  steuerteebnischen  Kreisen  des  preus- 
sischen Finanzministeriums   bestehenden  grund- 
sätzlichen Vorliebe  für  die  Materialbesteuerung- 
zu    dem    oben    genannten,    in    der    Hauptsache 
diese  Steuerform  verwirklichenden  Gesetze,  nach- 
dem im  Jahre  1878  eine  bezügliche  Vorlage  die 
Zustimmung  des  Reichstags  noch   nicht  gefun- 
den   hatte,    und    nachdem    vorher    die    gesamte 
rabaksteuerfrage  in  eingehendster  Weise  durch 
eine    auf    Grund   des  RG.  v.  26.  Juni  1878  be- 
rufene Enquetekommission  erörtert  wurden  war. 
Der  von    dieser    Kommission   erstattete  Bericht 
nebst  .i  Bänden  Anlagen  bildet  eine  reiche  Fund- 
grube vc,  Material  tur  Tabaksteuer-Technik  und 
-Politik.) 


Tabak  und  Tal  ''H'^' 


31 


*»«»ÄMK  iKÄf«*? 


hesteuerung     Nach  dem    zur  Zeit  gütigen G 
,    '     ,  1879  wird   hl  Deutschiana    der  Ta- 
^durchdi,    Kombination  der  im* 


uin  gewann   »cinn.   -.   •  •  ■ , 

a  im  ganzen  beim  T 

Pflanzer  rorhand         I    ■  d 'gewinn  du.,  h  I 
schaden    ror    Lblaui    der    Steuertest    » 

ier  ausserdem  wegen 

"uu'        ,  ■      „  ,,  he  ,„!,..  andei 


/     Guästen  de)    Tabakpflanzer  einige  to  £e ««  ,  ^    alsQeber- 

SeUzaUung    erleichternde  Bestimmungen  ge-   J^^J  flll.  1880  20  U      I  i,    »81  30Mark 

**B.G. Izüge   der   geltenden    dachen  J-f^g»*  'ft  Äfft" 

rroWMiPsteueruno'  sind  folgende  anzusehen.  *■  ■    '     '  Surro- 

SW^diTaÄSS  Ä  der  Gewiss-    «i«%f«ggielll„„ehr, 

;   .„    ~,k>   erzeugten   Tabaks   bemessen  wird.  «» „"Vrollen    beziehen    sich    Easl    aus- 

W Cb(  nformen  sind  gelassen:!  uieFlachen-   t.      bsko n roi         al)akbalL    Während 
f    S   in,  allgemein  nur  bei  den  kleinsten    k  1    ■  ^  lb         „  ,,  irt 

Tabakpflanzungen    -    unter   4   ai    -   ■     -■    Oje    *  d      Tabakbau  in  weitgehende!  W 

,;     Vi  Ut^teuerfixation  .letztere  nm  ganz    v, '  •  '  Monopol,   dal 

a^Äweise  angewendet  ;  ausserdem ^kommt    gg*™    ^mmen  in  Betrfeht:    l   die  An- 
U(llh  1U  Betracht  3.  die  Surrogate«*         in  des  pfl  .,      zum  15    hm  . 

ibiektiv   steuerpflichtig  ist  der  rm    u  e        i  Verlust« ■<  durch  Onglucks- 

flentschin  Zollgebiete  erzeugte  Tabak  mit  Aus-   so  wie  ^zuB  ^  der  Haftmeng.e  „ii- 

ahn    ^ienigen,   der  ausgebt    wBezah-   ^  ™  A2°  die  Vermessung   ■ ler. Pfl an- 
fungder  Steuer  unter  amtlicher  Aufsicht^ ver-   ^"^ '  der  Flächensteuer,  3.  dieBlatter- 
chte    eder  nicht    zum  Verbrauch,   sondern  zu    ™fifä™    ulld     Gewich tsabschatzi 
•i    et^chattlichen.  Unterrichts-  oder  Zierzwecken   "h^n^icht88tener   behufs  amtliche, 
'baut    wird      Letzterenfalls     bei    botanischen   hei   de  Verwiegung   zu   bringenden 

harten  eine  Fläche  bis  zu  80  am,  ^^^^^lo^L  versteuernden  Mindestme 
50  Pflanzen  zugelassen).  ,       Zmammenhanee  damit  stehen  gewisse  Betneo 

Für  die  Besteueruno-  massgebend  ist  das  g™™»  bei  llem  Anbau  Uf  "Si E  ' 
Gewicht  des  Tabaks  in  fermentierten!  oder  '•^'"^^-ioe  gerade  Reihen  der  Pflanzen, 
vollständig  ausgetrocknetem,  fabrikat.oiisrei  em  l^gf^gäwi  vor  der  Blätterzählung, 
Zustande     Da   die    amtliche    \ ennegnng    de>    ko    eu  im  Verwiegung    mit   Vor- 

f  1   ks   schon  vorher   im    Zustande   der  Dach-   tto^mtn  ^  Tatalne^Mtanig. 

reife  erfolgt,  wird  nach  Bestimmung  des  Ge-  ^^  Fehlmenge  5°/0  der  zu  vertretenden 
setzes  das  Gewicht  des  dachreifen  Tabaks  nntei  .^^^^e  übersteigt,  wird  Untersuchung 
Abzug  von  •/.  *  steuerpflichtiges  Gewicht  an-   ^^m^estrafim^tt ein  wenn  besto 

^TTaksurrogate  zu  verwenden  ist  im  g-»-g^Ä  Bestej,- 
allgemeinen   grundsätzlich   verboten     ,1er   Bim-    ^  «u^      ..  Anfsifht,kllBtrolle 

teeffen  Die  letzteren  sind  auf  Verlangen  des  1«^ a^  Kontrolle,  L  sofern  wegen  er- 
Sstages  äusseret  zu  ^zem  ^eb^en  «^e^erer  AusfuhlVergütung  für  <  ägaffin 
sind-   Kirsch-  und   Weichselblatter,    »eW0^»  ausländischen  Blättern   oder  der  Ausfuhr 

bluten    Rosenblätter.  Veilchenwiirzelpulver,  Va-    au>   au  a  Fabrikaten  die  Fabriken 

Xoots,  Huflattichblätter.  Altheebluten  und  ^  »w  ~r  Fahnkauten  selbst  der  Steuerkon- 
Wegebreitblätter.  ,,,.       ^    bei ,     0,ie  unterstellt  sind.  2  bei  den  Fabrikanten, 

.ur^w^hUstJ^rAÄ^  rrr.  .^^^^^^      GeKfx. 

i     de    Inhaber    des   mit    Tabak    bepflanzten  ^  ^  °u"emeinen  bei  der  erstmaligen  Ver- 

Grundstuokes:    im   Fall    der  ^s.ening    de;    ^*Ä,    eventuell   zu  den   oben 

■H-e     Erwerter    steuerpflichtig.    -     Bei    der    deren   ™»F^V    oder   Kreditierung    über 
^henTteuer    ist.  'der   »---*,£   to^l£fcitermin    der   Steuer   hmau, 

amtlicher  Aufsicht   vernichteter   labak. 
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leichteren  als  Ordnungswidrigkeiten  be- 
zeichnet —  Die  Defraudationen  bestehen  so- 
wohl in  materiellen  als  formellen  Verfehlungen 
schwerer  Art,  ,-  i;  Entziehung  von  Blättern 
bei  der  Mengefeststellung,  Unterlassung  der 
Anmeldung  mit  Tabak  beflanster  Grundstücke 
Wird  jedoch  nachgewiesen,  da-  Defraudation 
nullt  verübt  werden  konnte  oderwollte  so  mit 
nnlit  die  Defraudationsstrafe  -  das  Vierfache 
der  TOrenthaltenen  Abgabe  bezw.  im  ersten 
Rückfall  das  Achtfache,  bei  fernerem  Rückfall 
Gefängnis  Ins  zu  2  Jahren  bezw.  Halt  oder 
Geldstrafe  nicht  anter  dem  Doppelten  der  für 
den  ersten  Rückfall  bestimmten  Strafe  son- 
dern Ordnungsstrafe  bis  zu  150  Mark,  ein,  wie 
rdnungswidrigkeiten,  .1.  i    bei 

ngen  des  Tabaks  tzes,  welche  nicht 

als  Defraudationen  erscheinen. 

Deber  die    Verwendung    der    Tabak- 

ererträgnisse  verfügt   zwar   nicht  das 
Labaksteuergesetz  von  187s.».  aher  das  Zolltarif- 
i    i      Juli  1879  insofern,  als  es  gemein- 
schaftlich für  die  Zölle  und  Tabaksteuer  die  Be- 
stimmung  getroffen  hat  (sogenannte  n 
steinsche  Klan-,!  .  dass  der  Ertrag  der<rii„  n    -„- 
I ;"  Millionen    Mark    in   einem    Jahre 
igt,  den  Einzelstaaten  zu  überweisen  ist 

-    die  Modifikation,   welche  diese  Verwen- 

gklause]  durch  die  thatsächliche  Gestaltung 

der  Keichshnanz]1olitik   seit   1896  erfahren  hat 

eiche iman  den  Art.  Reichs finanzen 

Bd.  \  I  S.  369. 

inn  !"  Z"'L     ■V',1'     Ei»S-augszoll    beträgt   für 
WU  kg   netto    rabakblätter    unbearbeitete  und 
«ich  Tabaksaucen    85  Mark,  für  fabri- 
^''\.  Cigarren    und    Cigaretten 

270  Mark    b    andere    lso  Mark.     Die   Tara  für 
bak  beträgt    nach  der  Art  Omsehliessung 
-  -J>'   o  des   Bruttogewichtes,    für  cigarreS 
und  i  igarreten   zwischen  6  und '16  bezw   24% 
steres  für  Waren  in  kleinen  Kisten)  für  sons- 
tige Fabrikate  von  8  bis  16°/, 

Ausfuhrvergütungen.  Steuer- 
Fergütung  und  allgemein  gewährt  bei  der 
Ausfuhr  versteuerten  bezw.  verzollten  Eoh- 
'abaks  aus  dem  freien  Verkehr.  Die  A.us- 
tunrmenge  muss  mindestens  25  kg  betrafen 
ofermentierten  Rohtabak' 
•'.'  Mark  für  fermentierten  40  Mark,  für  ent- 
nppte  Blätter  47  Mark  auf  100  kg  netto. 

foll-   und    Steuervergütunff  bei  der 

SS£»T«»    rabakfabrikagten    wfrd^nter 

Voraussetzungen    und   i„   der  Haupt- 

'     'h"    ""■>'-  t     -teuer    für     '  - 

■  ;'"-  inländisch,,,  Blättern  ist  davon  au - 

Bedingu.        Sender 

^cher    Kontrolle    der    fabriation  zSge- 

|tonden    Die  Mindestmenge  der  Versendungist 

r\k-'  l'"1  '  «S-arettei  kann  dieselbe  auf  1U  kg 

bestomt  werden.     Die  Fergütungssätze   shud- 

l.  für    Fabrikate    aus    inländischen    Blättern- 

-.1-Mn,,d  Kautabak  60  Mark,   b,  u.nX- 

taoaü   o]   Bark,  c    i  ic-arren  <u   \r,,i     ,i    ,  ■ 

*«**     i   ff    Fabr^aÄ^S: 

gS     ;l;'*!'"';    ■',  8clmapf-und   Kautabak 32 

vt    ''    ,:"'"  tfark,   c    Cigarren  50 

'  ««retten  35  Mark;  3   für  Fabrikate 

*chem  Tabak  naSiMassgab 

Mhätaisses.    Für  Surrogate  wird 

rgutung  geleistet. 

erwähnten  Rei  „  kom- 


men von  den  Ausführungsbestimmunge^ 
des  Bundesrates  namentlich  in  Betracht- 
Bekanntmachung  des  Reichskanzlers  v.  25  März 
ISMO  betr.  die  Besteuerung  des  Tabaks  Idenstes- 
vorsehrit'teii  v.  29.  Mai  1880,  Regulativ  betr 
die  Niederlagen  für  unversteuerten  inländische« 
I  abak  v.  29.  Mai  1880.  Bekanntmachung  v  "7 
November  1879  über  die  Verwenduno-  von  Surro- 
gaten, Nachträge  zu  vorstehenden  Bestimmungeai 
nntmachung  des  Reichskanzlers  v  18  Juli 
1888,  1,.  Juli  1895,  4.  Juni  und  31.  Juli  1897 
Regulativ  betr.  die  Kreditierung  der  Tabakg* 
wichtsteuer  v.  16.  Juni  1880,  Regulativ  betr 
d*e00  Ausf«brvergiitung  für  Tabak  v.  28.  Juli 
1888,  Beschluss  v.  5.  Februar  1891  betr  das 
Eutrippen  inländischen  Tabaks  in  Teilungs- 
lagern;  sämtlich  veröffentlicht  im  Centralblatt 
tur  das  Deutsche  Reich.) 

22.  Die  finanziellen  Ergebnisse  der  deut- 
schen rabakbesteuerung.  Auch  nach  dem 
bystemwechsel  und  der  Steuererhöhung  von 
1879  ergiebt  die  deutsche  Tabakbesteüerung 
[durch  Zoll  und  innere  Steuer)  trotz  des  gestiege- 
nen Verbrauchs  nicht  sehr  viel  mehr  als  1  Mark 
aut  den  Kopf  der  Bevölkerung;  dabei  ist  die 
ganze  Zunahme  des  Steuerertrags  in  den  neun- 
ziger Jahren  mit  der  Stagnation  des  heimischen 
iabakbaues  und  der  Mehrverwenduiu-  auslän- 
dischen steuerlich  durch  den  Zoll  höher  belas- 
teten Tabaks  erkauft.  Der  Nettoertrag  der 
labakabgaben  (Zoll  und  Steuer)  zeigt  seit  1869  71 1 
Eolgi  nde  Gestaltung: 


_3  _=  — ■ 
-—  = 


1869 
1870 
1871 
1S72 
1873 
1874 
1875 
1876 
1877 
1878 
1879 
18811 
1881 
1882 
1883 
1884 


05 


MS  3  -  S 

^~   S 


r- 


1000  M. 

,  9018,7 

9676,9 

1.3  984.1 


1 1  092.5 

12  636,0 

13  573,9 
14282,0 
20614,3 
26  384,0 

9  i55,o 
21  6S5.6 

36  665,6 
32  636,0 

37  003,2 
42  2S7,5 


ce  - 
M. 
0.23 
0.25 
0.35 

°,5i 
0,27 

o,3° 
0.32 

o,33 
0.48 
0.60 
0,21 
0,48 
0.S1 
0,72 
0,81 
0,92 


1885 
1886 
1887 
1888 
1889 

IS!  K.I 

1891 
1892 
1SH3 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 


g 

1000  M. 

43921,4 
47  534,5 
47  757,1 
493U,i 
52851,9 
54  S04.6 

54  439,9 
56270.5 
56  030,6 
s7  4S6.9 
59887,0 

63  294,7 

64  582,8 

65  759,7 
65  383,0 


M» 


M. 

°,95 

1.02 
1.01 
1,02 
1.0S 
1.10 
i.oS 
1.1 1 
1,09 

1,11 

1,14 
1,19 
1,19 
1.20 
1,17 


i^-'ufvl  dem,„D«i-dischnitt  der  Jahrfünfte 
188^,91  bezw.  189599  setzt  sieh  der  Nettoer- 
a-ße  1^™  Tabakabgaben  von  .-.183290  1  hez« 
bö  /81400  Mark  folgendermassen  zusammen: 
labaksteuer  (innere)  11 482  700  bezw.  12666500 
.Mark.  Surrogatsteuer  26  600  bezw.  42400  Mark 
E-ingangszoll  40757000  bezw.  51533400  Mark  : 

,zu:;!i;iI,;„"  „""'"«■  ^  zou  52266300  bezw.' 

64231000  Mark  nach  Abzug  der  Tahaksteuer- 
snasse)-  davon  ab  rückvergütete  Steuer  135000 
nezw.  128 /OO  Mark,  rückvergüteter  Zoll  298300 
bezw .321900  Mark:  verbleibt  Nettoertrag 
51832900  bez»  63  ,81400  Mark  oder  1.06  bezw. 
118  Mark  aut  den    Kopf   der  Bevölkerung.     In 
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i«„    beiden    hier    zur   Vergleichung 
SgenÄrfüuften  ist ,  demnach  der 
.,,,.„  Steuer  vom    t'abak  nur  um   HU    ,.. 
Trolls  dagegen  um  26,5»/0  gestiegen. 

•'-,    Reforinfragen.    Die  deutsche  Tabak- 

teuemeseti bung  von  1879  war  ein  in  finan- 

S  wie  volkswirtschaftlicher  tosuAtunhe 
wdTgendes    Kompromiss.     Das    Bedürfnis    de 
es     den    Tabakverbraueh    stärker    zu    be- 
schon    im  Jahre  1882    in   dem  da- 
Sas  Vom    Reichstage    abgelehnten  Ges. 
würfe  betr   das  Reichstabakmonopol   zum  Aus- 
druck      m    weiteren  Verlaufe   der  Zeit  drang 
„nl  nn.hr  die  Erkenntnis  durch,  dass  die 
gestaltung  .1er  Steuergesetzgebung  von  IS 


zugegangen  am  21.  November  1893  und  am  26. 
Januar  L895  _    ,    , 

Der    Eni  »ml     eines     I  abaksteuer- 
gesetzes    vom   21.    November    1893    (B 

laturper.  M.  Session  1893/94 Drucks 
Nr"  531  enthält  den  Versuch,  die  bisherige  Ma- 
terialsteuer durch   .;nr  Art   Fabrikatsteuer   aul 
,""    inländische    and    auslän.  nl  uti    zu  er- 

'    setzen    welche  kurs  i  Fakturensteuer 

l„  ,,  ,,  i,Hl.,  svi  lI.u  kann.  Die  Steuersätze  sollt«  n 
i„  prozentual.  ,  i  \  hältnis  zu  dem  Wert,  des 
-i,  w  rnfli  htig.  n   Objekl  en     als    steuer- 

i.riiehti.'-er  Wert  sollten  .He  Preise  angesehen 
werden!  zu  denen  die  Fabrik  .in-  Erzeugnisse 
verkauft;  die  Fakturen,  zu  .leren  Mjsstellui 

Irund- 


Br  Steuergesetzgebung  von  lb<9  Fabrikan't  Zu  verpflichten  wäre,  sollten 
geht  nur  auf  den  Tabakpflanzer  den  Hauptteil  der  Steuerernebllng  bilden.    Mit  Rücksicht 

fei  Unlust  und  der  Plackereien  akge walzt  In  h  .  ,)ei  den  Hauptgruppen  der  Labakfabri- 

°0„dern  dass   auch  der   einheimische  Tabakbau  ^   an£rleichen.  Anteil   der  Arbeits 
lareb  das  Verhältnis   vou  Zoll   und  Steuer 


nachteilig!  werde.     In   der  ersten  Zeit  wirkten 

i    Su-u.  r-ätze  .l.-r  Lebergangspenode  fordernd 

,,       Tabakbau,    danach    aber    trat    immer 

^hr  ein  Rückgang  desselben   ein.    Wiederhot 

war  der  Ke.el.staa-   durch   Antrage   semer    Mit- 

o     ,1.  r    mit    der    Krage    der  \  erbesserung ,  des 

Itnisses   von  Zoll    und  Steuer  beschäftigt, 

l .  an   te  aber    zu  nichts    anderem    als    zu  uera 

ßhfusse     Sitzung    vom    10.  und   11.  Februar 

s.u     die  verbündeten  Regierungen  zu  ersuchen, 

noch  in   dieser   Session  eine  Vorlage  zu  unter-, 

;»  wonach  die  bestehend,  Tabaksteuer! 
von  4.'.  auf  24  Mark  zu  ermassigen  sei.  Dass 
ta  Finanzlage  in  keinen.  Falle  die  Korrektur 
des  Verhältnisses  von  Zoll  und  Steuer  ledig- 
lieb mittelst  Herabsetzung  der  Inlandsteuer  ge- 
lten würde,  scheint  sich  damals  die  Mehr- 
heit des  Reichstages  nicht  genügend  klar  ge- 
macht zu  haben. 

Ms  im  Winter  1892/93  im  Zusammenhang 
mit  "der  Militärvorlage  die  Frage  einer  A  er- 
mehrung  der  Reichseinnahmen  aufgerollt  wurde, 


aut  tien  uei  ueu  iiani"r-'"ri"  ■■     -- 
kate   ungleichen.  Anteil   der  Arbeit  am    W  erte 
der  Fabrikate  waren  verschiedene  Prozentsatze 
der    Steuer    in    Aussicht    genommen,    nämlich 
33  i    o     bei  Cigarren  und  I  ?t>7o  bei 

Kau- uM  Schnupftabak  und  66  V/o  bei  Rauch- 
tabak    Die  bisherige  Inlandsteuer  von  4o.\laik 
für    100  ke   sollte  in  Fortfall  kommen  und  der 
Zoll     für     ausländischen    Rohtabak    um    den 
gleichen  Betrag  vermindert  werden     Die  Zoll- 
sätze   für    fabrizierten    Tabak    sollten    erhobt 
werten:   bei  Cigarren  auf  400  Mark,   bei  <  iga- 
retten  auf  500  Mark,   bei  anderem  fabrizierten 
KhS  aul  250  Mark  für  100  kg     DerZollfur 
Rohtabak     4ii  Mark   für   100  kgj   sollte  bis   zu 
neun    die  Steuer  für   inländische  Fabrikate  aut 
sechs,    für    ausländische    auf   -Ire.    Monate    ge- 
mundet werden  können.     Die    Kontrolle .sollte 
sieh  auf  den  Tabakbau  in  einer  gegen  die  bis- 
herigen Bestimmungen  abgeschwächten  Weise, 
sodann  vorzugsweise   auf   den   Rohtabakhandel 
und     die    Fabrikation,     in    geringerem    Masse 
auch   auf  den  Handel  mit  Tabakfabrikaten  er- 

eCDer  Gesetzentwurf   von   1893  beruhte,  auf 


war 


lo-  der  Keictiseinnanmen  atuKcio.ii  ..."■>  ■  uer   LTeseiAem»mi-    ,v~   «™-    --  ., 

anscheinend  uicht  ohne  vorhergegangene   dem   weitergreifenden    Programm    der  ™s 
I        ;..         ,-..„    ,w    Hpvmiz  e hnns-    des    fi..„„„,0*„.m      welches     den    Einzelstaaten    4U 


mzreforn.      welches    den    Einzelstaaten    40 

Millionen  Mark   Mehrüber-weisungen    gegenüber 

den    Matrikularbeiträgen    sichern    wollte.      Ms 

der     Gesetzentwurf     vom     26      Januar „1895 

fReichstag    9.     Legislaturperiode    HI.    Session 

m$l  Drucks,   fr.   116)   eingebracht  wurde^ 

war    das    Programm    auf  den   Gleichstand   von 

Ueberweisungen  und  Matrikularb 

ziert.      Demgemäss      waren     die     Ste  uersa  tze 

niedriger  in  Aussicht  genommen    2o  /„  bei  U 

narren    und    Cigaretten       -    40°,,    bei    Kau  . 

Um  1-        d    Scbiupftabak).     Ferner  sollte   die 

Surensteuer  nur  von  inländischen  Fabrikaten 

Sben  werden,  ausländische  Fabrikate  sollten 

nur  durch   erhöhten  Zoll  getroffen  werden    <    - 

o^ren  und  Cigaretten  900  Mark,  andere  Fatal- 

t:t'  Erfahrungen   des    Jahres    1882   SÄ   "es  Ä     mit     Tabakfabrikaten 
hatte  das  Monopol  keine  Aussicht;  man  "iu^e  ,  sollte  wegfallen.  ,  deT    Keichs_ 

deshalb   zu  dem  -  für   die  beteiligten   Mm-  Die   ^iSeJdielätMtni« 

triellen    die.  geringstmöglichste  Jterung^  be-   Ganzen  ™^s  und  to<  _ 

aei    \eioia.n        akp-mssgiff      i  l     tene 

Eis     ^.ää 


Schwankungen   -  von   der   Heranziehung   des  j 
Tabaks  zunächst  nicht   die  Rede.     As  abe    im 
weitereu  Verlaufe  der  Dinge  die  sachlich  durch- 
aus  zweckmässige  Loslösung  der  Deckungsfrage 
von  der  Frage  der  Heeresverstarkung  erfolgt. 
und    naci    dL    in.    August    1893   in  Frankfurt 
stattgehabten  Konferenz   der  deutschen  Finanz- 
minister  die  Frage  der  deutschen  Finanzreform 
in  grösserem  Stile  -  wenn  auch  noch  nicht  in 
erschöpfender   Weise    -   in   Betracht    gezogen 
wurdef  erschien    die  Heranziehung   des  Tabaks 
um  so  unerläßlicher,   als  nach    dem  Gange  der 
Keichstagsverhandlungeu    über    die    Heeresver- 
stärkung  von  den  drei  ursprünglich  vorgeschla- 
genen Finanziellen  nur  die  Borsensteuer  wie- 
|  ,    gebracht  werden  konnte,  auf  die  Erhöhung 
der  Bier-  und  Branntweinsteuer  aber  verzichtet 
werden  musste 


dingenden,  das  Interesse  des  Konsumenten  da- 
eegen  mehr  in  den  Hintergrund  treten  lassen- 
deS  -  Vorschlag  einer  Fabrikatbesteuerung  ge- 
langen. 

Zweimal   sind    dem  Reichstag  —  ohne  Er- 
Eolg   —  darauf    abzielende    Gesetzenti 
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Flottenausgabi  >    wurden  solche  nicht  in-^  Auge 
sst.     Gleichwohl    kann  es   keinem    Zweifel 
unterliegen,    dass    im    Fall    einer    dauernden 
weit  i  i  ozureichendheit  der  zur  Zeit 

fliessendi  n  Quellen  der  Reichseinnahmen  die 
Tabaksteuererhöhung  in  erster  Linie  wiederum 
in  Frage  kommen  muss.  Es  mögen  deshalb 
einige  kurze  Bemerkungen  über  den  in  den 
Jahren  1893  and  1895  in  Aussicht  genommenen 
des  Sti  aersystems  hier  ihre  Stelle 
find 

Der  i  ng  zum  Fabrikatsteuersystem 

int  grundsätzlich  zweckmässig.  Auch  die 
Anlehnung  dei  Steuersätze  an  die  Wertver- 
hältnisse der  Fabrikate  ist  zu  billigen.  Da- 
gegen  bestehen  meines  Erachtens  Bedenken, 
ob  es  steuertechnisch  möglich  ist.  eine  prozen- 
tual' Fakturensteuer  durchzuführen.  Ich  er- 
dii  Wi-niimii:'  der  Steuersätze  nach 
einigen  Hauptpreisgruppen  der  Fabrikate  als 
das  steuertechnisch  allein  mögliche  Zugeständ- 
nis an  den  Grundsatz  der  Wertbesteuerung. 
[ch  halte  es  ferner  für  bedenklich,  dass  auf  die 
Krönung  durch  die  auch  dem  Konsumenten 
einen  Einblick  in  den  Steuerwert  der  Ware 
bietende  Behälterstempelung  (nach  nordameri- 
kanischem Muster  verzichtet  wird.  Auch  geht 
nur  die  Eerabsetzung  des  Zolles  auf  auslän- 
dischen Ruhtabak  zu  weit.  Der  Umstand,  dass 
die  Fakturensteuer  auch  vom  Zollwert  der  aus- 
ländischen Rohtabake  zur  Erhebung  käme, 
bildet  keinen  vollwichtigen  Ersatz"  für  die 
isetzung  um  den  vollen  Betrag  der  bis- 
herigen tnlandsteuer,  weil  das  Verhältnis  der  Ge- 
samtbi  lastunsdes  inländischen  und  ausländischen 
Cabaks      das  schon  jetzt  unbefriedigend  ist — 

-"h   1'  weiter  zu  1'no.uiisten  des  inländischen 

n   würde. 
Bezüglich  der  Einzelheiten  dieser  Bedenken 
bezüglich  der  Würdigung  der  mit  beson- 
derer Eeftigkeit  -euen  das  Tahaksteuerprojekt 
aufgetretenen  Agitation  der  Interessenten  muss 
>cb     aut     du     Ausführungen     llezug    nehmen 
welche   in   meiner  Schrift  ..Zur   Reichsfinanzre- 
Stuttgart  1893,  Cottasche  Buchhandlung 
Nachr.    enthalten  Bind. 

C.  Die  Tabakbesteuerung  ixt  anderen 
Ländern. 
■'     1'  i  l  a  n  Z  e  ii  g  t  i'  ii  i'  r. 
24.    Die    vormalige    belgische   Tabak- 
steuer.   In.'   innere  Tabaksteuer     Geisel   war 
G.  v.  28  Juli  1879  als  Flächensteuer  von 
•■'"    Francs    für    ein    ar    eingeführt    worden. 
'.""•'I',.'';  r.  31.  Juli  L883  trat  an  deren  Stelle 


Per  finanzielle  Ertrag  war: 

Zoll  Vecise 

Francs  Francs 


im  Jahre 


1SSS 

1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 


6  159  272 
6 33°  183 
6485364 
6  6t 6  262 
6378086 
6  282  723 
6  096  010 


810  041 
774  969 
822  607 
855  507 
796  640 
865  546 
1  023  364 


Zusammen 
Francs 
6969313 

7  105  i?2 
730"  071 
7  47 1  769 
7  174  7^6 
7  148  269 

7  119  374 


,l1"'   1  flanzensten  e  r    von   3    bezw    2 ' 

und  2  Centimes  nach   Massgabe  der    Ertr 5- 

Kantone.      Kleine     Pflanzungen 

h,~  '  '"ii  2000  Pflanzen  für 

d  bin  bi  11  steui  rfn  1     Dur  h 

21    Mai  lHss  war  ,,;,.  Pflanzensteuer   inj 

Einheitssatz    von    l  ',    Centimes    für   die 

Pflanze  ermässigt,  St  nerfn  iheit  aber  nur  noch 

b  l  ag   von  «11  Pflanzen    znge- 

■'■■<"•}'■"    worden     Zun,    letzten    Mal    gelanlti 

:   aei    im'  di(    Ernte  ron   1894  zur 

bung. 

Der   Zoll    betrug    TD   Francs   für    100   kg 
"  Cigarren,  100  Francs 
'    Cabakfabrikate. 


Dies  ergiebt  im  Jahresdurclischnitt  auf  den 
Kopl  der  Bevölkerung  1,18  Francs. 

(In  Honduras  besteht  eine  Pflanzen- 
stetter  —  20  Pesos  oder  ein  Centner  Tabak  als 
Abgabe  für  8000  geerntete  Pflanzen.) 

b)  Materialsteue  r. 
'25.    Die  jetzige  belgische  Tabaksteuer. 

Durch  G.  v.  17.  April  1896  wurde  die  Pflanzen- 
steuer aufgehoben  und  an  deren  Stelle  eine 
Material. Steuer  im  Betrage  von  15  Francs 
für  100  Kilogramm  und  zwar  sowohl  auslän- 
dischen Rohtabaks  als  einheimischen  Tabaks  in 
getrocknetem  Zustand  eingeführt.  Der  zum 
häuslichen  Gebrauch  der  Pflanzer  verwendete 
Tabak  ist  steuerfrei.  Ausserdem  ist  bestimmt. 
dass  jedermann,  der  sich  mit  Handel,  Fabri- 
kation oder  Verschleiss  von  Tabak  beschäftigt, 
einer  Lizenzgebühr  unterworfen  werden  kann, 
deren  Minimum  auf  5  und  deren  Maximum  auf 
1000  Francs  für  die  Tabakhändler  und  Fabri- 
kanten und  auf  500  Francs  für  die  Debitanten 
festgesetzt  ist.  Die  Grundlagen  und  Ab- 
stufungen der  einzelnen  Sätze  innerhalb  dieser 
'Mauzen  zu  bestimmen,  ist  der  Regierung  über- 
lassen. Diese  Bestimmungen  sind  bisher  (März 
1901)  noch  nicht  erlassen,  so  dass  die  Lizenz- 
gebühren z  Z.  noch  nicht  zur  Erbebung  ge- 
langen. Verschiedene  königliche  Dekrete  von 
1897  regeln  die  Einzelheiten  des  Niederlage- 
und  Ausfuhrwesens  sowie  der  Deklarations- 
pfiieht  von  Händlern,  Fabrikanten  und  Ver- 
schleissern.  Einzelne  Modifikationen,  insbeson- 
dere hinsichtlich  des  Satzes  der  Gewichtsent- 
iastung  bei  der  Trocknung,  sind  in  den  GG.  v. 
28  Dezember  1897  und  31.  Dezember  1900  ent- 
halten. 

Die  Zollsätze  sind  durch  G.  v.  17.  April 
1896  für  Rohtabak  (abgesehen  von  entripptem) 
bi  rahgesetzt,  für  Tabakfabrikate  erhöht  worden. 
•u  i"  tragen  für  100  Kilogramm  bei  Cigarren 
und  Cigaretten  600  Francs,  sonstigen  Tabak- 
fabrikaten 120  Francs,  bei  Rohtabak,  entrippt 
[0  Francs,  sonstiger  (einschliesslich  der  Rippen 
55  Francs. 

Die  Zoll-  und  Materialsteuererträge  stellen 
sich  für  1897 — 1899  folgendennassen  (wobei  zu 
beachten  ist,  dass  das  Gesetz  von  1896  erst  am 
1.  Juh  189"i  in  Kraft  getreten  ist): 
Accise 


Jahre 

1897 
1898 
1899 


Zoll 

Francs 

5736076 
S  232  746 
5  534  337 


Francs 

697237 
1  783  066 
1  858  508 


Zusammen 

Frans 

6433313 
7015752 
7  392  845 


Jm    Durchschnitt   der   zwei   Jahre    1898  99 


Tabak  und  Tabakbesteuerung 


;  .1,  hiernach  1  11  Francs  auf  den  Kopl 
ÄvötkerS ™    Solange  die  Lizenzgel 
''  \,    /      V  Kng  gelangen,  ist  hierna 
Saks^uerertrag'Uuch  d-ie  Gesetzgebung  von 
gemindert. 
labakbesteuemng  mittelst  aus- 
schliesslicher  Tabakver- 

zolhiii  g. 
Ohne   Ausschluss  des  heimischen 

Tabakbaues. 
•'.:    nie  Tabakbestenerong  in  den  Nie- 
^Händri.iW.emarUS,.^'-^«;'--'' 
und   der    Schweiz.     N  i  ed  ei  1  a  n  a  e.     /.  i 
Stee  für  li«'  kg   ßohtabak    einschliessb 
toi  in  Rollen    und   nngepresste    Stengel     070 
Gniden     -epresst     Stengel    1.50  Gulden      Ge 
Smfcr  und  gebeiztet  Tabak,  Schnupftabak 
^nd  sonstige  Fabrikate,  exkl.  Cigarren,  12  Gul- 

•1*S;.ll,^*:n;W  Gulden;  1889 
ml« I  GuUen-  1890  127240  Gulden;  1881 
\r\$  ftnlden-  1892  129  834  Gulden;  im 
ntcSchStt  W2    33893  Gulden  oder  0024 

?^'S)0  Gulden  oder  0032  Gulden  auf 
den  Kopf  der  Bevölkerung  (0,0o  Mark).  (Im 
Jahre  ^9  hatte  der  au^inführungeme, 
Steuerung  des  inländischen  Tabaks  geiicnrete 
S  des  Finanzministers  Grobbee  sebj 
SÄ  parlamentarische  Aufnahmen 
de£-  seitdem  wird  zwar  alljährlich  beim  Mat 
Sber  gesprochen,  ernsthaft  ist  aber  die  Idee 
nicht  wieder  aufgenommen  wordenO 

D  ä  n  e  m  ark.  Zollsatz  per  Pfund  (  ■:  KgJ 
mit  Einschluss  des  noch  bestellenden  Kr 
Schlags  nach  G.  v  o  August  1864,  tiu  Roh 
tabak  .Blätter  und  Stengel)  14  /15  "ere  ui 
garren  83   Oere.   andere    Tabakfabrikate    20 

ÖereZollertra<r:  1888  1070  301  Kronen:  1889 
1077  342Krl»en;  1890  1 048  548  Kronen ;  1891 
.  7  211  Kronen:  1892  1  124  434  Kronen  im 
Durchschnitt  1888  92  1 081 567  Kronen  oder  0,47 
Kronen  auf  den  Kopf,  der  Bevölkern^  |Oo3 
Mark,  -  1893  119o 3«<  Kronen;  1894  213.-4 
Kronen:  1895  1258145  Kronen:  1896  1393131 
Kronen ;  1897  1296  40ü  Kronen;  1S98  1  4U4  <bö 
Kr  neu-  1899  1452  502  Kronen;  d.  i.  im  Durck- 
Kg  des  jthrfünftsl895  99  1  »»*»« 
oder  0,59  Kronen  auf  den  Kopf  der  Be^lke 
rung  (0,66  Mark).  , 

<  c  h  w  e  d  e  n.    Der  Tabakbau  ist  sehr  un- 
bedeutend   bei  Stockholm.  Gefle  und  Main,,  . 
Zollsätze       1881 
in  Kr.       bis  30.     seit 
per  kg        Juni    1.  Juli 
1872—1878    1888      1888 
o.6S  i.oo 


Jahre 

L88S 

L889 

L890 

L891 

1892 

1893 

1894 

1895 

1896 

1897 

1898 

1899 


Zoll  ert: 


Kinnen 
3  79"  °5° 

-  452 

3  674  4°3 
3  7°; 
3  832  867 

3iv: 

3  937  171 
4269257 

4  3°!  834 
4  4358l5 


B  g. 

Auf  i 

Bi  yölkerung 

Kronen 

o,So 

o,79 
0.79 

o.79 
0.76 

0.7S 


Demna,  h  für  1888  92   durchschnittlicb 
Mark   für  1895/99  0,93  Mark  auf  den  Kopf  dei 

BeVt"'we-gen.    Der  Tabakbau. ist  seh, 
,„.,,,  atend,  der  Ertrag  desselben  ist  fn. 
auf  18  000  kg  geschätzt. 


Zollsätze  per  kg. 
1888    1897 
Kr. 


I,     tabak     (Blätter 

und  Stengel)  ..     . 
irren  und  Ciga- 

retten  .  •  •  • 
Kau-  u.  Rauchtabak 
Schnupftabak .     .     • 

V..r  1888  betrug  der  Rohtobakzoll  1,25,  der 
Citren-  und  Ciglrettenzoll  2,50  bezw.  2,<o 
SnM188o  87),  der  Zoll  auf  sonstige  Fabrikate 
•_•  in  Kronen. 


i,75 

3,6o 
2,10 
2.10     3, 


Kr. 

:.7; 

3,60 

2.10 
.00 


1899 
Kr. 

i,7S 

4,5o 
2.10 
3,00 


1900 
Kr. 

i,75 

5.00 
2.10 
3.00 


Jahre 


Einfuhr- 
zoll 

(Brutto) 

Kr. 


Zollertrag 

kzoll 
für 
ausgef. 
Tabak 

Kr. 


Nettoertrag 
im   auf  d.  Kopf 
ganzen  d.Bevölk. 

^~  Kr.     Kr. 


1889 

1890 

1S91 

1892 

1893 

1894 

1895 

1896 

1897 

1898 

1899 


2  669  643 

3  47i  550 
3  266  792 
3  597  782 

3  607  0S0 

4  7  57  687 

2  679  80S 

3  482  129 
3700712 
3211  313 

3  7-4  980 

3177080 


149  599 
289  229 
304  213 
335  367 
502  239 
212356 

53  464 
90998 
63021 
65  205 

Ö4  4n- 
22913 


2  ?20  O44 

3  lS2  321 

2  902  579 

3  272  415 

3  104  841 

4  545  33 ' 

2  626  344 

3  391  131 
3637691 
3  146  108 
360 

3  I54  1Ö7 


1,28 

1,46 
1.64 
1.55 

1.29 
1,65 

-": 
1.4° 

1.4  = 


Rohtabak  .... 
Cigarren  und  Ciga- 

retteu  .... 
Geschnittener  Tabak 
Schnupftabak .  •  • 
Gedrehter    und    ge- 

presster  .  •  •  • 
Karotten     .     .     .     • 


1.00 


3.06 
1.06  1 
1.1S 

o,87 
1.29  ' 


3,00        4,00 


1.20        1.20 


Im  Durchschnitt  also  fn  ««* 

nnd^  1,81  Mark   auf   den  Kopt  der 

BeVÖ^eb.wgeiz     Von  Bundes  wegen  besteht  in 
LÄkeine  innere ^stou^g  des  Ta- 
baks.   Die  Kau:  ^™elche  jedoch 
bürg  erheben  Verkaufes  bunrei  ^  ^ 

g»ä  Ltf- in  6  Klassen 

|—  vorgesehen. 
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Zolls;;  tze    Francs  per  Bio  kg  : 

1.  Unverarb.    Tabakblätter,    Elippen    und 

25 

2.  Kai  Stangen   für   Schnupf- 

■ 50 

3.  Ranch-,  Schnupf-  und  Kautabak  ...  75 

4.  Cigarren  und  Cigaretten 150 

Zollerti  ag:  1888  1  553052  Francs;  1889 
1531 369  Francs;  1890  2  188739  Francs   Furcht 

Zollerhöhung!  ;  1891  1267  635  Francs; 
1892  1  109921  Francs;  im  Durchschnitt  1650143 

Frani  -   auf  den  Kopf  der  Be- 

rölki  1  ing      0,45     Mark  1893     1  645  745 

Francs;  1894  1706693  Francs;  1895  1772751 
Francs;  1896  1888424  Francs;  1897  2067  709 
Francs  1898  1916880  Francs;  1899  1993726 
demnach  im  Durchschnitt  1895/99 
1  921  898  Francs  oder  0,60  Francs  auf  den 
Kopf  d(  1    Bei  ölkerung    0, 19  Mark). 

In   neuerer   Zeit    stand   in    Volks-   wie  in 

gskreisen    der  Schweiz    das    Tabak- 

inqnopol  zur  Erwägung.  Ein  von  der  orga- 
nisierten Arbeiterschaft  und  einem  Teil  der  De- 
mokraten versuchtes  „Volksbegehren"  (Ini- 
tiativ.- für  unentgeltliche  Krankenpflege  wollte 
die  hierzu  erforderlichen  Mittel  durch  Einfüh- 
rung des  Tabakmonopols  seitens  des  Bundes 
gewinnen.  Der  Bundesrat  hatte  ain  7.  No- 
vember 1893  beschlossen:  ,.Die  Departements 
der  Finanzen  und  Industrie  werden  beauftragt, 
mit  möglichster  Beförderung  dem  Bundesrat 
weiteren  Bericht  und  Antrag  vorzulegen:  a)  be- 
treffend den  mutmasslichen  Ertrag-  eines  eidge- 

Cabal aopols;  In  betreffend  die  Art 

und  Weise  seiner  Einführung  unter  thunliehster 
chtigung   der   einheimischen    Tabakin- 
dustrie."     lieber    die    eventuelle    Verwendung 
des  Monopolertrags  war  dabei  etwas  Bestimmtes 
nicht    in   Aussicht   genommen:   in    Begierungs- 
kreisen    sehien   die  Ansicht    obzuwalten,   es   sei 
:  -; Et    des  Ertrags   zur  Subventionie- 
ier  projektierten  Unfall-  und  Krankenver- 
sicherung,   die   andere    Hälfte    für   allgemeine 
Staatszwecke  zu  verwenden. 

Im  .März  1S95  erstatteten  E.  W.  Milliet 
und  Alfred  Frey  an  die  Delegation  des 
schweizerischen  Bundesrats  in  Sachen  des  Ta- 
bakmonopols ein  eingebendes  Gutachten  be- 
treffend den  mutmasslichen  Ertrag-  eines  cidge- 
chen  Tabakmonopols.  Die  Botschaft  des 
Bundesrats  an  die  Bundesversammlung  vom  26. 
Mai  1899,  als  deren  Beilage  das  genannte  Gut- 
acnten  ausgeteilt  wurde,  befürwortete  im  Hin- 
blick auf  die  in  Aussieht  stehende  Einführung 
der  Kranken-  und  Unfallversicherung  (ein- 
-  h  d.-r  Militäi  m  ii  herung)  die  Einfüh- 
rung d.-s  Tabakmonopols.  —  Inzwischen  hat 
■  in  de,-  Schweiz  infolge  d.-r  durch 
Volksabstimmung  im  Mai  1:11111  bewirkten  Ver- 
werfung    .br    Versicherungsgesetze    für    den 

nblick   an   Aktualität   verloren. 

'     Mi1    A  n  a  ach  In  ss    d.-s   he  i  nii  scheu 

r  .1  ii  a  k  b  a  11  e  3, 

27.    Die    englische    Tabakbesteuerung. 

■  ich     gilt     noch    heute,    mit    gering- 
I  mi  n    I"  süglii  h    des   für  medizi- 
!  abal    .    das  an.  dem 
J'.   Jahrhundert    stammend.-    Tabakbauverbot 


i Heutige  gesetzliche  Grundlage:  1  Section  nf 
Ist  and  i'"'l  William  4tli.  oap.  13).  In  den 
Jahren  1886  bis  1889  war  versuchsweise  der 
Anbau  gestattet,  allerdings  gegen  eine  dem 
hohen  Zoll  auf  Rohtabak  gleichkommende  In- 
landsteuer.  Die  Versuche  waren  —  bei  diesem 
Steuersatz.-  wohl  begreiflich!  — -  nicht  erfolg- 
reich, und  die  Anbauerlaubnis  ist  zurückge- 
zogen worden.  Es  bleibt  hiernach  bei  dem  alt- 
hergebrachten Verbot,  Auch  das  Klima  soll 
sich  als  dem  Tabakbau  nicht  günstig  erwiesen 
haben,  und  das  Verlangen  der  Pflanzer  nach 
Fortsetzung  der  Versuche  kein  allgemeines  ge- 
wesen -ein.  weshalb  seit  1889  die  Erteilung 
d.-r  Anbauerlaubnis  nicht  erneuert  worden  sei. 
Die  in  der  „Customs  and  Inland  Revenue 
A.-f"  vom  5.  Juli  1887  festgesetzten  Zollsätze 
sind,  und  zwar 

1.  für  T  a  b  a  k  f  a  b  r  i  k  a  t  e  per  Pfund : 
Cigarren  5  Sh.,  Cavendisch  oder  Negrohead  I 
Sh.  6  d.,  sonstige  Tabakfabrikate  4  Sh.  — 
Schnupftabak  je  nach  dem  Feuchtigkeitsgehalt 
3  Sh.  9  d.,  oder  4  Sh.  6  d.; 

2.  für  Rohtabak  per  Pfund,  mit  mehr 
als  10%  Feuchtigkeitsgehalt  3  Sh.  2  d.,  mit 
geringerem  Feuchtigkeitsgehalt  3  Sh.  6  .1.; 
blieben  unverändert  bis  .Mai  1898;  gemäss  der 
Bestimmung  von  61  und  62.  Vict.  cap.  10  wurde 
der  Rohtabakzoll  auf  2  Sh.  7  d.  und  3  Sh.  er- 
niässigt,  der  Zoll  auf  Cavendisch  oder  Negro- 
head auf  3  Sh.  10  d.,  für  andere  Tabakfabrikate 
auf  .".  Sh.  5  d.,  für  Schnupftabak  auf  3  Sh.  2  d. 
bezw.  3  Sh.  10  d.:  der  Cigarrenzoll  blieb  un- 
verändert; durch  Finanzgesetz  1900  (63  Vict. 
cap.  71  erfolgte  eine  Erhöhung  des  Rohtabak- 
zolls auf  3  Sh.  bezw.  3  Sh.  4  d.,  des  Zolls  auf 
Cigarren  auf  5  Sh.  6  d.,  bei  Cavendisch  oder 
Negrohead  auf  4  Sh.  4  d.,  für  andere  Tabak- 
fabrikate auf  3  Sh.  10  d.,  für  Schnupftabak  3  Sh. 
7  d.  bezw.  4  Sh.  4  d. 

Die  Lizenzen  betragen:  a)  für  Handel 
mit  Rohtabak  oder  Fabrikaten  5  Sh.  3  d.  per 
Jahr  bezw.  4  d.  per  Tag  bei  Gelegenheitsbetrieb 
bis  zu  nur  3  Tagen:  b)  für  die  Tabakfabri- 
kation 5  f  ."1  Sh.  I)  ,1.  bis  31  e  10  Sh.  0  d.  je 
nach  der  Betriebsgrösse.  (Maximalsatz  bei  der 
Verarbeitung  von  mehr  als  100.000  Pfund  Roh- 
tabak im  Jahr). 


Der  Nettoertrag  des  Zolles  war  : 


Jahre 
1894  95 
1895/96 
1896/97 

1S97  9S 

1898/99 


£ 
10415  139 

10  748  522 

1 1  018048 
1 1  433  909 
10993  727 


1899  1900      10885922 


Jahre  £ 

1888/89        8858781 

1SS9  90  90619S4 

1890/91  9536234 

1891/92  9965221 

1892  93  10  124435 

1893  94  10H9952 

Der  Zollertrag  beträgt  hiernach  im  Jahres- 
durchschnitt 1888/89-92/93  9509331  £  oder 
194275632  Mark  und  im  Jahresdurchschnitt 
1895/96—1899/1900  11016026  1;  ..der  225057  411 
Mark.  Dies  ergiebt  5,13  Mark  bezw.  5,63  Mark 
auf  den  Kopf  der  Bevölkerung. 

Die  Lizenzerträge  betrugen  im  Durchschnitt 
1891  94  für  Fabrikation  7009  ß,  für  Tabakhan- 
del 75850  6  und  6666  £  bezw.  85581  £  im 
Durchschnitt  1895/1900.  Durch  die  Lizenzen 
steigt  d.-r  Kopfertrag  vom  Tabak  je  um  0,05 
Marl;,  also  auf  5,18  bezw.  5,68  pro  Kopf  der 
Bevölkerung.    Trotz  der  Ermässigung  des  Zolls 
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im    Tahre   1898  ergiebt   sich   hiernach   für  die 

S'Ä  SftL.  stärkere  Steige- 
Hing  folgen  wird. 

dl  Tabakinonopol. 
Dasin'eigener  Regie  genützte 

M  o  n  o  p  o  1. 
•>s.    Uns  Tabakmonopol    in  Oosterreirli- 
nne„n      Das    Monopol    b  steht    in  Oesterre  eh 

nrei  getrennte  Staatsmonopole:  das  o 
viehische  (für  die  im  Reichsrate  vertre- 
tenen Königreiche  und  Länder)  nnd  das  unga- 
. \"  "»,  /uv  Bedeck 
tauen  Verwaltung  Kroatien-Slayomens  ist  ein 
Trozentual  und  Jahrespauschal"  aus  den  Ei- 
SSen  des  ungarischen  Monopols  bestimmt. 
1  Oesterreichisches  Monopol.  r_a- 
h  a  k  b  a  u  Derselbe  ist  nur  mit  behördlicher  hr- 
laubnisinbestimnitenLandesteilen  gegen  Abhefe- 
■ i    der   gesamten  B  te   an   die  Mono_ 

Do?verwaltfng  zugelassen.  Für  den  Anbau  und 
gellen  KoÄe  bestehen  genaue  den  ftovin- 
zialverhältnissen.  in  Galizien  and  Bukowina^ 
Südtirol,  Dalmatien,  Vorschnitten. 

Vor  Beginn  der  Tabakhauperiode  werden  m 
jedem  Tabakbaugebiete  die  Bestimmungen  über 
die  Klassifikation  der  Blätter  und  die  Pmse 
hpliannt  gemacht,  zu  welchen  die  Regie  ttie 
Srübfrnehmen  wird     Ab  dnrcbschn^tiiche 

ErnWgebühr  hat  sich  beispielsweise  tu.  die 
Ernte  L899  pro  metr  Centner  ergeben  in 
Sien  und  Bukowina  37,96  Kronen;  inSud- 
,  "rüner  Tabak  8,54.  Kronen,  ^acenertes 
Materill  57,54  Kronen;  in  Dalmatien  112,94 
Kronen. 


i   zun.  Zwecke  der  Ausfuhr  ist  in 

ich  nicht  zugelassen  , 

fabrikat  ion.    Diese  findet  nm 
in   den   I  «ken   statt  ;   jede   privat 

Lrbettunfi  l  '   '    V 

Ifrikaten  ist   r.  VA  auch 

M,-,!,,.     LO).    An  rtiert    die  Kegi 

n  und  Cigaretten. 
Tabak v er  scbleis 
durch     äie    staatli  '     bzenzierten 

Ta  baktrafikanten.     Di  einzelnen 

Fabrikat-   am  1,  i 

als   i„i    Verscbleisstani  !i'   "  " 

Sätzen  des  Ferschleisstarifs  einers  dei 

auch   dem    M 
und   Ciga,  er    einzelnen 

„     zum      Usdl 

ffinsicht    nimmt   das   Orten«  ich 

KÄ    Mom  ätellung 

eS    DasMaximu, 

Ls1    bei    »       ■ 
,-    im   allgemeinen  Fabrikat,-   von   gute. 
schaffenheit  in  reich,  aswahl  zu 

ten  pS  und  zur  Zufriedenheit  der. Konsu- 
ln geüefert  werden,  unter  den  Cgarren 
hat  die  zweitbilligste  Sorte  H  und  Hü.  ge 
nte  ausländer  zum  Verschleisspreis  von  4 
SS  '    leUer   für  .im  *k  j£ 

3atz;  die  bil  ,n  ? 

luUul(1,r  kostet  2  Kronen  70  HeUer.)- Di, 

1,  -,  l-  v  e  r  schl  eis  sm  agazme      sind      im 
Jahre 1896  "       ^taon 

derTabakr  , 
I    ,  den  sie  den  Landesfinanzbehörden. 

onRo  htahak 

und  T  a  b  a  k  f  a  b  r  i  k  a  t  e  n  aus  de  m  Au  s 
and  ist  nur   auf  besonderes  Gesuch  zu 
[Entrichte 
bühren-    für    Rohtabak    betragt    der   Z.ou    *- 
Krönen  ■  bei  Fabrikaten  105  Kronen  für  100  kg 

ate'LlenzpfkgmrBohtabakl4E 
für  Cigarren   und  Cigaretten   22   Kronen,  im 
andere  Fabrikate  16,80  Kronen. 


Durchschnittlicher   Em 


Jahrfünfte 

1881^  1886/90 

Kr.  Kr. 


Einnahmen 
i.usgaben_ 


Ueber- 

schuss 


im  ganzen 
auf  den  1 
Kopf  der  j 
Bevölk-  I 


141  9°3  302 
51  246464^ 

90  656  S98 
4.06 


521878 
57809  154 


Jahrviert 

1891  94 
Kr. 

172680  116 
63  396  494 


Jahrfünft 
j  99 

Kr. 

;6  89S 
69  804  209 


100712  724 
4.28 


109  283  622 


126952  6S9 
4,97 


2     Ungarisches  Monopol.     Bei   Ein- 
führung del  Tabakmonopols  in  Ungarn  wurde 

lern  Kaiserlichen  Patent  vom  29-  »<>«£*£ 
S50  ausser  der  Entschädigung  der  TabaMabn- 
kanten  in  Aussicht  genommen:  1.  die  AutiecM 
n'l  Ituno-  der  Gewohnheit,  dass  die  Grundbe- 
sitzer^ bisher  Tabak  zu  ihrem  eigenen  Be- 
,1,1  und  nicht  für  den  Handel  bauten,  ihr 
«VenefErzeugnis  verbrauchen,  2  die  Schonung 
des  Tabakhandels  und  insbesondere  te 
tabakabsatzes  in   das    Ausland.    Durch  t*   etz 


irtikel  XL1V  v   21.  Dezember  1887  ist  die  Be- 
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für  das  Aerar  oder  nur  für  die  Ausfuhr  erteilt 
len.    Neue  Lizenzen  Milien   im  allgemeinen 
nur  Pf  rteilt  werden,  die  mindestens  ein 

Katasti  lanzen.     Die  Erlaubnis  zum 

Handel    d  iak,   und  zwar   nur   mit  in- 

ländischem,  kann   gegen   Uebernahme  gi 

erteüt    werden.     Der   für   die 
Ausfuhr  in   das  Ausland   gebaute  Tabak    steht 
nach    l  ebergabe    an    den    exportierenden 
Kaufmann    bis    zur    Beförderung    ins    Ausland 
unter  amtlicher  Eontrolle.     Der    Kaufmann   ist 
q  Angestellten  solidarisch  dafür  ver- 
antwortlich, dass  der   durch   ihn  übernommene 
Tabak  in  derselben  Quantität  ins  Ausland  aus- 
üi'i  wird. 

Die   Verkaufspreise   der    Fabrikate  werden 

durch   das  Finanzministerium  im  Verordnungs- 

festgestellt :    seit     1868    traten    zweimal 

rhöhungen   ein   (1.  Juli  1875  und  1.  Juni 

L888 

Ertrag  in  1000  Kronen: 

Einnahme      Ausgabe      Uebersehnss 

7  i  1 50  26  384  44  766 

74  2s,  274  49  104 

1890  7S232  2^714  q4Si8 

L891  82808  28326  54482 

s5  942  32  54-2  53  400 

L°93  91300  34618  566S2 

9490S  39218  55690 

98504  37  2  =  4  61250 

100714  42814  7,900 

\®M  97618  39284  58334 

100040  40906  59  134 


1899 


39  758 


62  941 


Daraus  crgieht  sieb  für  1888,92  ein  Ueber- 
schuss  von  2,96  Kronen  (2,51  Mark),  für  1895/99 
von  3,23  Kronen  (2,74  .Mark)  auf  den  Kopf  der 
Bevölkerung. 

29.  Das  Tabakmonopol  in  Bosnien  und 
Herzegowina.  Am  11,,  August  1880  wurde  die 
berzegow.  Tabakregie  nach  dem  öster- 
reichischen Vorbilde  eingerichtet.  —  Zum  Ta- 
bakbau ist  Lizenz  erforderlich,  und  zwar  giebt 
e-  -lebe  ;,  /,„„  Tabakbau  für  die  Tabakregie 
'""'  >'  für  den  eigenen  Bedarf.  Jeder  Pflanzer 
kann    nur   eine   dieser   Lizenzen   erhalten.     Ta- 

1 >i'  eigenen   Bedarf  ist  nur  noch   von 

untergeordneter  Bedeutung.    Die  Bestim- 
mungen  über  Tabakklassifikation   und   Einlös- 
preise  werden  jährlich  vor  Beginn  der  Tabak- 
emlösperiode  ölfentlieh    bekannt  gemacht.     (Die 
jowmischen    Tabake   stehen    an    Qualität 
-"   gehören   zu  den  feinsten  Cigaretten- 
nnd     rschibuktabaken).      Die    Einlospreise    be- 
wegen   sich    in  der   Herzegowina  zwischen  340 
und  20  Kronen,   in    Bosnien   zwischen    160  und 
f  Kronen   per   100   kg.    Die  Tabakproduktion 
bat   seit    Einführung   des    Monopols   trotz    Be- 
schränkung  auf  die   besten  Produktionsbezirke 
erheblichen    Aufschwung    genommen,    so    dass 
auch   an  die  österreichische  und   unga- 
i:   p>    abgegeben   und   ausserdem  expor- 
tiert werden  kann.    (Im  Jahre  1880  in  Bosnien 
|"(i  Herzegowina  10636  g  eingelöst,  im  Durch- 
I      1895/99     in     der     Herzegowina     allein 
">  q;   im    Durchschnitt    der  Jahre    1N95  9K 
'ort,  inkl.  der  Verkäufe  an  die  beiden 

:     '•    '-»'.Tn  .,i.  -    Es  bestehen  -I   M - 

'"ii    Vi  rarbeitung   von  ca.  22  000 


Meter.entn.r  jährlich.  Private  Verarbeitung 
von  Tabak  ..der  l'mgestaltung  von  Tabakfabn- 
katen  ist  bedingungslos  verboten.  Eingeführt 
wird  nur  Tumbecchio  -  Tabak  für  die  Narghiles. 
und  fabriziert  werden  nur  Cigarettentabake 
und  Cigaretten.  (Tabak  1895  1751162  kg 
IS',19  1  Uli) 888  kg:  Cigaretten  18UÖ  31!  583  847 
Stück,  1899  39  359288  Stück).  —  Der  Verl 
scbleiss  erfolgt  durch  ca.  4300  Tabaktrafikauten  ; 
Rauchtabakpreise  zwischen  40  Kronen  und  2 
Kronen  40  Heller  per  kg;  Verschleiss  erfolgt  in 
geschlossenen  Casetten,  Cartons  und  Paketen  zu 
250,  125,  100  und  25  g  Nettoinhalt.  Cigaretten- 
preise  8  Kronen  bis  1  Krone  per  100  Stück: 
Abgabe  in  Cartons  ä  100  und  50  sowie  in 
Etuis  zu  10  Stück.  Der  Bedarf  an  Cigarren 
wird  seitens  der  Regie  von  der  österreichischen 
und  ungarischen  Regie  bezogen.  Der  Ver- 
schleiss ist  in  ständiger  Zunahme:  1899  im  In- 
land Fabrikate  im  Wert  von  über  8 Omni m 
Kronen  verschleisst.  Geldquote  pro  Kopf  der 
Bevölkerung  5,11  Kronen,  Materialquote  1,2  kg. 

Ertrag  in  1000  Kronen. 

Jahre  Einnahme  Ausgabe  üebersch. 

188S  5  16S  2  941  2  227 

1889  5  400  3  104  2296 

lg*  5  624  3  429  2  195 

1891  5873  5  364  2309 

|s'-'  6627  3646  2981 

1893  6926  3689  3237 

1894  7969  4956  3013 

1895  9212  5263  3949 

lhJb  9014  5294  3720 

18»7       9222      S282      3940 
1NU8        9550      5373      4,77 

1899      9801     5267     4534 

l.KJII  10  163  5254  4909 

Daraus  ergiebt  sich  für  188892  ein  üeber- 
schuss  von  1,66  Kronen  (1,41  Mark),  für 
1896/1900  von  2,61  Kronen  (2,22  Mark)  auf  den 
Kopf  der  Bevölkerung. 

30.  Das  französische  Tabakmonopol.  Im 
Jahre  1674  war  zuerst  ein  (verpachtetes)  könig- 
liches Fabrikationsmonopol  eingeführt  worden 
Dasselbe  wurde  im  Jahre  1791)  aufgehoben.  Zu- 
nächst folgte  blosse  Zollerhebung,  dann  ver- 
suchte man  es  mit  Fabrikat-  und  Verkaufssteuer. 
Durch  Dekret  vom  29.  Dezember  1810  führte 
Napoleon  I.  das  Monopol  wieder  ein:  den 
weiteren  Ausbau  der  Grundlagengesetzgebung 
des  französischen  Tabakmonopols  enthalten  das 
Kaiserliche  Dekret  vom  12.  Januar  1811,  das 
Tabakg.  v.  24.  Dezember  1814  und  Tit.  V  des 
Fiuanzg.  v.  28.  April  1816.  Dasselbe  ist  seit- 
dem trotz  wiederholter  sorgsamster  parlamen- 
tarischer Erwägung  —  zu  welcher  die  jeweils 
für  bestimmte  Zeitdauer  erfolgende  Neubestä- 
tigung der  Einrichtung  Anlass  gab  —  als  in 
eigener  Regie  betriebenes  Fabrikations-  und 
■\  erschleissmonopol  mit  glänzendem  finanziellen 
Erfolg  beibehalten. 

Der  Tabakbau  ist  nur  in  bestimmten 
Departements  gestattet;  dabei  wird  diesen  De- 
partements auf  Ansuchen  Tabakbau  zur  Aus- 
fuhr gestattet.  Die  Förderung  des  Tabakbaues 
wird  u.  a.  dadurch  erstrebt,  dass  für  bessere 
Tabake  besondere  höhere  Preise  gezahlt  werden. 
Der  gesamte  Tabakbau  unterliegt  strenger  Auf- 


Tabak  und  Tab  rang 


r     Pfl„ii7Pr   evTia ■■m    aber  iliesen  durch 

iSS   höheren  Preise  der  Jorzugsware  dafu, 

,       .     .  ,11,  =  Geo-ensewicht  bietet.  . 

mehrFabrTkation    uld    Verschleiss 

lktei-i9iert     Doch  ist  m  m 
die  Auswahl  d  ,,.:mte«  =eine 

SSSäSSS 

SSä      SS' 

hat  dei  ge™£""~      i     Dagegen  werden  Rauch-, 
tauten  ll,oO  Irancs     •   l'-c^,      tronne"     und 

k„t  nnd..  LAS  Ä5S  i 

rd^SPCchtebak  zu  1?50  FranS    abgej 
^SeÄSjderverschi »  g 

IäS?^  !   d 

^f  zur    Entführung   de,   Monopols   verbundene 
A^Ömet   mau   den  Eeincrtrag   des  Mono- 

gsTÄ  £  MTW*  ÄS: 

fünft  folgendes: 

Einnahmen  Ausgaben  Ueherschuss 

Jahre     ?n™  Frc,  1000  Frcs.  1000  Eres. 

ics7         -oiii   '  68020            302091 

188«  o/ul11  o07  g77 

iasa  ^ni;2  6257g  o°7ö// 

Jg         SÄ»  59769  3*4*37 

S         i»S  S«3  3°7S.7 

xojx         0/    t  ,  -10030 

1892         377  7"  *7  67o  j       * 

IQOa  "7^J.d2  71^69  j"j°/J 

lb9d  o7?44-  '    ->  -02646 

1894  377  619  74  97o  o       •+ 

1895  382915  72637  oio|5S 
100c  -n-  K86  726S0  o2o  ^uu 

1896  o93«o  /  322600 
w.,7  397046  74  446  o 
!,s,s  406722  77  793  o2S9  9 
1899  415229  7004&  JO   ° 


"^l^T  tabacs    ordinaires"     haben    muh 
r    -    fflÄ   1872   diesen  Verkaufspreis. 

gSSSSESSSS 

9.  Mai  1811  . 


Der  Emnalmeübeischuss 

wes  auf  den  Kopf  der  Beyölker 

Zieh,  nun,  die  Kapitalbewegnng  be    der  B 
mit    in    Betracht    so    stellt    sich   das  ..1»  1 
^durÄutHchaufSO 
797    Francs    nnd   fü]  ^  ;•'-', 

•  .,„.     oder  s;s  Francs  auf  den  Kopl  dl 

\XnJ.      D 

zugeflosstnen     Ei  '■     ,.,', 

L8B7/91     308 

bezw      1-   '  3 

Frau«  auf  den  E  Bevölkerung. 

.,111Z,.U  stellt  sich  für  die  Penode  1811 
tols^Wn,,,,,,,,i,unl,:.-:     »" 
als    L3  Milliarden  Francs     13  l->-  >*■  '•  -   '■    »- 
•,.»   stand  der  Jahresbetrag    anter  100  M1II1- 

Francs  gestiegen. 

•51      Da*     italienische     Tabakmonopol. 
Der  Betrieb   des   italienischen  Tabakmonopos 

La;  mittel  Konvention  vom  2o.  Juh^» 
der      Italienischen    anonymen    Gesells  hatt    nu 
mitbeteiligte  Tabakregie"  an  eine  Atam- 
Qschaft  uSter  M  £*££ 

SffoSSft™  Betrieb    des    Tabak- 

;,  äs^iÄ 

^V^l/Äm  JanrTlü^f1 £ 
HS  ffkÄSV  -eiche  der  Vggg 
v„u  L868  geschlossen  war,  der  eigene .ggg* 

trieb    des    Staate-    wiederum    in    ^  iik^amlve  t 

StmTJÄDez,  *  der  nur 

rvlbl,     der    „spagnolette    nazionah      vom 
ieNoVembeJ -1891  euTe  Abminderung  erfuhr. 

Ertrag  steüt   sich  Mgenderniassen: 

1.  DurchsclSitt    des   Jahrsechstö  18  b/83^ 

BohertraglöB^Sgl^auf^en Jgg  der 

KSfÄ^LÄer^  Lire  auf 

*,923LiI)eurchscmiitt   des  Jahrfünfts.  1895/96  bis 

.'nAire^  den  Kopf  der  Bevölkerung 
4J8  iSi    das    itaiienische    Mjjj    * 

sShärüs  flsÄ3i?  ^ff*. 

I  gender : 


4(i 


Tabak  und  Tabakbesteueruns 


Jahre 
188889 

IS 


rtrag 
Fii  s. 
;  295  952 

734-  s"7 
•  725 


ßeini  1 

Pres. 
2212445 

4  024  320 
4811 

5  519  243 


die   Verwaltung 
von   einer  Privatge- 
von  der  Regierune 


Si  ii    Mitte    1889   ist 

- 

'ernommen.     Ns  Ergebnis    f 

rtrag  auf  2,55  Francs 
-.'K,  Mark  ant  den  Kopf  der  Bevölkerung 
Die  mir  in  Aussicht  gestellten  Mitteilungen 
aber  die  weitere  Eutwickelnng  des  serbischen 
labakmonopols  sind  mir  nicht  zugekoi 
Jach  dem  serbischen  statist  Jahrbu. 
ivm  .,-  u"''  »nahmen    im    Durchschnitt 

.Mark    am  den  Kopl  der  Bevölkerung 

Ituiiiäni,  n-     Das   Tabakmönopol   best  hl 
seit  1864   mit  Unterbrechung    vorn    1    I 

12.  Juni    1868.    Massgebend    isi   das 
'■  l  7'    '  l887,  vvi  aen  Regie- 

-      tes  vorschreibl  I      rikln 

Für   die   Ausfuhr    ka  ,ak    in    beliebiger 

rebaut    werden,   falls  mindestens  10  ha 


I  di  -  rabakbaues  in  Spanien  —  vorbehalten 
dass  auf  Grund  der  inzwischen  erfolgten  \u- 
bauversuche  der  Tabakhau  (zum  Export  odej 
zum  Verkauf  an  die  Gesellschaft  gestatte! 
werden  soll.  (Eisenbahn-  und  See-Reisenden  ist 
Einfuhr  von  Fabrikaten  bis  zu  10  k"  1 
Entrichtung   der  Regalienzölle   und   der  festo-e- 

n  Pennission  gestattet  .  Der  Rohertrag  und 
Reinertrag  des  Monopols  stellt  sich  seit  187788 
folgendennassen : 


tut  werden. 

188889 
1889  90 
1,91 
1891 
1895 
189 

1894  95 
1895 

1896  97 

1897  98 
-  1  1 


trag  Reinertrag 

Fi.  s. 

31  254  951  2144 
3109.;  2132608S 

32  79"  23219308 
-'  S56  24961209 

3?  670  353  25  580  074 

3739S695  26927753 

004  26107928 

36  189720  25  ;;;o9o 
37414980  270s: 

37  389  305  27  568  540 
39  «67  966  29  J47  488 

'    stellt    sich    hiernach  der 
„den  Kopf  der  Bevölkert 

V,1' ,<■    '  8   Mark,    und    für 

am  4,45  Francs    3,60  V. 

Das  verpachtete  Monopol. 

und   das   portngie- 


Jahre 

1887/88  (Juli  bis  Juni 

1888  89  .       .. 

1889  90  .. 
1890,9] 
189]  92  .. 

93 

l 
1894  95 
1895/96      .. 
1896/97      .. 
1897  98      ..      "       " 
189899      ..       "      " 

ruli  bis   Dezember) 
190  1    Januar  bis  Dezembi  1 


Roh- 

ertrag 

in  1000 

Pesetas 
131  012 

1 43  295 

144  741 
'54  5" 
162  467 
160374 

161  987 

160858 

162  684 

177858 

93681 
'93  476 


Reiner- 
trag 
in    1000 
Pesetas 

77  658 
§3  557 
N(  ,.19 
91  302 
100051 
98689 
96816 
97  190 

96426 

"s473 
10S  228 

57  886 
126774 


_    33.    Das  spanische 
Bische  Tabakmonopol 


Spanien.   Das  Mono- 


CeutHnd^dl?«^      '         'alearischen  Inseln, 

im-  ',  v"'1""    nor^frikanischen  Be- 

Mtzungen     Der  Vertrag  des  Staats  mit  der  im 

•[i,]'" ,  r,,„l,a    • 

•ann-rmn 
In'i     v  ;■.'"'•<  ''•■-<<"•.■>  auf  25  Jahre,  ab 

,"  121      150  Millionen  90«,     von 

'        150    Millionen    ,„:-„,. 

i     erhaltenen 


Der  Reinertrag  stellt  sich  hiernach  für 
den  Durchschnitt  des  Jahrfünfts  1887/88  bis 
1891/92  auf  87  430  000  Pesetas  oder  4,37  Peseta 
o.oi  Mark!  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  — 
und  tnr  di-  .V  ,  Jahre  l.S'Jö!!»;  his  1900  durch- 
schnittlich auf  106500000  Pesetas  oder  588 
Pesetas  4,76  Mark  auf  den  Kopf  der  Bevölke- 
rung. (Bei  der  Reduktion  auf  Mark  ist  der  je- 
weilige Minderwert  der  Papierpesetas  gegen- 
über den  Goldpesetas  nicht  berücksichtigt) 

Portugal.    Bis  18G4  war  das  Monopol  der 
1    tation  und  des  Verschleisses  an  eine  Kom- 
c  erp  a  c  htet  |  Contracto  do  tabaco  l  •  eine 
feste  Rente  für  den  Staat  wurde  perio 

11  Im  Jahre  1864  wurde  das  Monopol 
durch  das  System  der  blossen  Tabakverzollun°- 
111  Verbindung  mit  dem  Verbote  des  Tabak- 
bat ersetzt  Die  Freigabe  der  Industrie  hatte 
rar  I  nt,  in,  Inner  und  Arbeiter  sehr  ungünstige 
folgen;  auf  Krisen  und  Strikes  aller  irt 
folgte  die  Einführung-  des  Fabrik  ations- 
monopoN    mittelst   Betriebes   in  eige- 

Teiri?eg^  ,d!-rch  Q-  v"  "-■  Mai  '888;  der 
rabakhandel  blieb  frei:  nur  die  Einfuhr  von 
Kohtabak  blieb  Privaten  verboten:  die  Privat- 
fabriken wurden  expropriiert;  der  Tabakbau 
am  Duro  gestattet.  Das  Gesetz  traf  zugleich 
sozialpolitische  Fürsorge  für  die  Arbeiter 
Arbeitstag,     angemessener     Lohn 

Hilfskassen).     Die  Regie   war  dadurch  anfa s 

stark  belastet;  der  Stock  wuchs  wegen  zu 
t  Arbeiterzahl  erheblich  an.  bis  teilweise 
bintlassnng  von  Arbeitern  unter  Zahlung  von 
-  3  ihrer  Löhne  erfolgte. 
.  Di  1  Regii  betrieb  dauerte  vom  1.  Juni  1888 
bis  31.  Mai  1891  und  ergab  im  Jahresdurch- 
schnitt einen  Reinertrag  von  3768  Contos  de 
1  a  1000  000    Reis).     Mit    Eintritt    der  Fi- 

nanzknse  im  Jahre  1891  sah  sich  die  Regie- 
rang veranlasst,  zur  Finanzierung  einer  auf 
"j'     fabakrente    fundierten   Anleihe  eine  neue 


Tabak  und  Tabakbesteuei  un 


w 


Pachte-esellschaft  zu  gründen  (Vertrag  vom  23 
\n,  WH  Die  Verpachtung  ist  Cur  3o  Jahre 
Sfrt  *egen  eine  allmählich  von  4250  aal 
ÄoStogsdeKeis  steigende  Jahresrente;  der 

,  ,  Handel  der  Tabakbau  am  Kur...  die  „(*a- 
SSeS?der  Arbeiter  nach  dem  Gesetz  von 
»88  sind  aufrecht  erhalten:  dazu  kommt  Ei- 
Kng  de.  Zölle  auf  Fabrikate  und  Befugnis 
Ser  Gesellschaft,  ihre  Verkaufspreise  um  20% 
zu  erhöhen. 

Der  Jahreskonsum  stellt  sich  für  1891  '.'2 
auf  Tonnen  ,  J79S 

mit  einem  Werte  (Contos)  6771 
Der   Schmuggel    apanischer    Fabrikate    ist 

9tark(Von    mir    erbetene    Nachweise  .über    die 
,„„,„,:  Entwickelang   des   Portugiesen  Ta 


L892  93 

1899 
7402 


Banderollensteuer,    Matenalsteuer  und  in    de 
Haupt   1              h    die    Aasfahrzölle    aelen    als 
Staatseinnahmen   weg.  --  Die  Anbaubedingnn- 
lihll„  „               meinen  die  alten,  doch  ist 
,,„.,,„    jährlich    besondere    Anbauerlaubnis    bei 
4er  Regii     zu    erholen:    auch   muss  jetzt   a 
transportfäl  ig                ;»   die  Siederlager 
Regie   verbracht  werden.     Di  c  Tabak  darf] 
an  die  Etegi  :  verkauf!   wei  ■  - ' 'hän- 

dig gegebenenfalls  anter  Heranziehung  eroei 
Kommission  Sachverständiger,  kauft.  Wieb 
steht  der  Verkauf  ins  Ausland  Er<  1  Uler  zum 
inneren  Verbrauche  bestimmti  Tabak  muss  aus 
den  Fabriken   der  Regie  a;  es   sind 

Maximalpreise  für  den  Verkauf  an  die  Konsu- 
menten festgesetzt.  De]  Verl  ,  durch 
patentierte  Verschleiß  ?esell-scl*£' 
hat   an   den  Verwaltungsral  der  ottomanischen 


ils  sind  mir  bis 


ÄÄK=ÄÄ«rs 


8°/o 


feakmonopo.. 

Artikels  nielit  zugekommen.) 

U    Das   türkische  Tabakmonopol.    Das 
tanäkmonopol  wurde  im  Ottomanischen  »eiche 
im   rahre  1878  eingeführt;  als  eigentliches  Klo 
ZVA        und   zwar   in   der  Form  der  mitbete 
,  ten  Regie     -    jedoch   nur  in  der  Hauptstadt 
lredifprovinzen   gelangte  die  Tabakbesteue 
nm-  als  kombinierte  Pabrikations-   and  Mate 
:„    er   und   zwar  in  der  Hauptsache  in  '-- 
Slfde%abrikatbanderollensteuerzarE 
Ehrung.      Das    hauptstadtische   Jabrikations 
and  Verscbleissmonopol   erwies  sich    nrent  als 

ä,ä ssrr  £ 

1873  und  bestätigt  den  80.  Man  18930  ^ 

\ ns<er  der  Banderollensteuei  Kam 

bei  Ärgabe  des  Rohtabaks  vom  Pflanzer  an 

den   Händler    oder    Fabrikanten ^  eine Mate- 

ria  ls  t  eue  r   (droit  fixe    von  3,   spater  5  Pi- 

aster-genann    „Mourourie"  -  zur  Erhebung. 

KnLste     des     ottomanischen     Reiches 

ffaben    den  Anlass   zur  Aufgabe   der   unnnttel- 
Sar™s«aatl11le.nTa.ulks,eu,.1-verwalt^i);avn 

Ertrag   (730000   Liren   111  Gold  zu  100  Piastei 
im  Jahresdurchschnitt)  gegenüber  den  Tabak- 
"teuererträsrnisseu  anderer  europäischer  Maaten 
Sagend   erschien.     Den   Bemühungen  der 
K  ä       fei    Ottomanischen  Bank   in  Verbindung 
mtt   der  Wiener  Kreditanstalt    und   dem  Hause 
fÄr    gelang    es    die   Losung   der 
Tabakbesteaerung    aus    der    Verwaltung des 
I  onseil    d'administration    de   la  dette   VfWf 
und  die  Gründang  einer   „Regie  co-mte- 
essee  des  tabacs  de  l'empire otto- 
m  ä  n "  ,   also  eines  auf  Verpachtung  und  Bean- 
eüung   beruhenden    Monopols     ähnlich    jenem 
das    eme  Zeit   lang   in  Italien  bestand,    zu  be 
«eiligen.    Das   Lastenheft    wurde   am  18. 
Mai  1883  "sanktioniert   und   das  Statut    am  14. 
Juli  d.  J.  homologiert.  .  . 

Die  Haaptbedingnngen  sind:   Es  v, 


■ag  von°750000  LirerTV18.64  Mark)  zu 
len"   Die  Zinsen   des   Aktienkapitals 


bestimmt,    die  Gründeranteüe  auf  0    0  de» 
,,.,,,,.,,  noch  verbleibenden  Ertrages      Was  als- 

,„.h  als  üeberschuss  verbleibt,    isl 
dteBcrierung.  die  SrhuhU-nvenvaltung  um 
',.. äschaft     n    veränderlichem    Verhältnis    in 
.,.       ,    ,„   verteil,-,.,  dass  der  RegieTUngsantei 
mit   Zunahme    des    Gewinnes    steigt     (bis    zu 
EOOOOO   Liren   35  •/.    der   Schuldenverwaltung, 
30 »/„der  Regierung,  35  »0  der  Gesellschaft  - 
™J  über    500000    Ins    1009000   Liren   bezw. 

8 ^9    27%° von  ^  }mm -hMS  Y^oZ 

-  n  bezw  30  52,  18 o/o,  von  über  loOOOOO 
to  8000000  Liren  bezw.' 20  70  10«/.,  über 
■MHHlll.MI  Liren  bezw.   lo.    ?0,    10 _ /0J.        . 

Die   bisherigen  Ergebnisse  der  Regie  sind 
folgende : 

Üeberschuss 
Liren 


Betriebs- 
iahre 
1884  8.", 
1885,86 
1886/87 
1887  88 
1888/89 
1889  90 
1890/91 
1891  92 
1892/93 
1893/94 
1894/95 
1895  96 
1896/97 
1897/98 


Verkaufe 

Liren 

978  790 

1415  493 

1  410408 

1  579 7°° 
1  676217 
i  651  412 
1  786972 

1  966  434 

2  103337 
2  208  214 
2  232  276 
2  171  4l6 
1  87;  166 
1  652  176 


105  303 
181  120 
136998 
220  164 
298  192 
331842 
351  699 
352007 
28S  199 
144  233 
63  975 


Fehlbetrag 

Liren 
186635 
102  226 

75687 


Für  1892/93  ergab  sieh  hiernach  heispiels- 
reisung  an  die  Sehubien- 
vStung  ^0000  Liren  +  30%  von  331842 
VirPTi  =  116145,  zusammen  86b  14o  wren, 
2^n  die  Regierung  30  °  „  =  f  ■••  - \ / 
3  an  die  Gesellschaft  3o»/„  =  116 14o  Der 
Gesamtertrag  des Ä-fS 
dieses  Jahr    auf 


Juli  a.  J.  nomoio^e  n.              _         i7„  ,,.;,.,!  pbne  dieses   ,la  br    am    iuoiu»        ,.",,.„  ßpi,s. 

Die  Haaptbedingnngen  sind:  Es  wird  eme  a* ob»                                 alier  d     gt  rke   Beias 

anonyme  Gesellschaft    mit    einem  Kapitak  von  20  im ^ ^ rtrageg  iuit  Aktien,insen  wohl 

100  Millionen  Francs,  wovon  fifl ^Millionen  ern^  ^  g^^  ^ 


gezahlt,  unter  dem  verzeichneten  Namen  Hoc 
mitbeteiligten  Regie  gegründet  ^'%^r^ 
Jahre  das  Tahakmonopol  handhabt.  Die 
Seilschaft  hat  das  aussehhesslicbe  W,to 
im  Ottomanischen  Reiche  erzeugten l  und  zum 
inneren  Verbrauche  bestimmten  lab  k  zu 
kaufen,     zu    fabrizieren    und    zu     verkauten. 


e     Fabrikatsteuer. 

•!-.     im«,    rnssische    Tabakbestenerung. 

Diestt^derH^u-ael.^O.iUatsteu» 
mft  B  a nd er 0 11  en-  Kreuzband)  -f  1 1  n  1 1  0 11  e. 
Dieses  Steuersystem  ist  seit  31.  März  1838  em- 


42 


Tabak  und  Tabakbesteuerun« 


urr.     Kis   zum  (..  v.  6./18.  Juni  L877    war 
die   Steuer    in  aen    Preisabstufungen 

nach  den  Wert    der   Fabrikate    bemessen;    das 
genannte  i  -  itigte  die  Abstufung  und 

brachte  mir  für  die  Pabaksorte  „Ma- 

chork  ii    sub    1    S.    2  .    die    bis 

dahii  uerfrei   war.    einen   nied) 

-  Tabaksteuergesetz  v.  15.  Mai  1882 
ilii  bere  Aenderungen:  1.  Vermeh- 
rung der  Kontrolle  über  den  Rohtabak,  di 
her  —  falls  er  nicht  zur  Fabrik  kam  —  für 
Verkehr  und  Verbrauch  vollkommen  frei  war. 
2.  Abstufung  der  Banderollen  nach  drei  Wert- 
Der  durch  das  G.  v.  iss_'  festgesetzte 

Banderollenpreis   wurde  durch    d m   19.  Mai 

st     bekräftigten    Beschluss    des 
Reichsrats  erhobt.    Im  Jahr  1888  brachte    ein 
bsratsbeschluss  vom  17.  Mai  die  Anordnung 
unmittelbarer  Aufsicht  auf  <lie  Tabakpflanzungen. 
Eingehende  Erwägungen   über  Einführung    des 
Tabakmonopols  seitens   einer   dazu  bestü 
Kommission    führten   im  Jahre  1890   zu    einem 
negativen  Ergebnisse      Durch  einem  am  14.  De- 
zember 1892  Allerhöchst  bekräftigten  Beschluss 
des  Reichsrats    ist  vom  1.  Januar  1893  ab  eine 
Ergänzungsaccise    eingeführt    und    die   Patent- 
steuer für  Tabakhandel  um  5°/0  erhöht  worden. 
h  Allerhöchsten  Erlass  vom  19.  (6.)  August 
■  sind  mit  Rücksicht  auf  die  durch  die  poli- 
tischen Ereignisse  in  Ostasien   hervorgerufenen 
Ausgabebedürfnisse  folgende  —  zeitweilige  — 
Erhöhungen   der  Steuer   eingetreten.     Die    Er- 
ingssteuer  auf  Tabakfabrikate    (mit    Aus- 
nahme derjenigen,  welche  mit  einer  ermässigten 
Banderollensteuer  belegt   sind    i-t  von  2  Rubel 
•  hu   ]  Rubel  pro  Pud,  oder  von  5  Kopeken  auf 
10  Kopeken  pro  Pfund  erhöht  worden,  während 
die  Banderollensteuer  im  allgemeinen   unverän- 
dert   geblieben  ist.     Letztere    ist  auf  Machorka 
ringere  einheimische  Tabaksorten, 
n  ässigten   Besteuerung   unter- 
i.  von  8  Kopeken  auf  9  Kopeken  pro  Pfund 
In   worden.    Zugleich  ist  das  Maximum  der 
normierten  Verkaufspreise  des  Rauchtabaks,  der 
'  igarren   zweiter  und  dritter  Sorte  sowie  der 
Machorka  ein  wenig  erhöht  wurden. 

Von  den  Einzelbestimmungen  für  diese 
russische  Tabakbesteuerung  seien  folgende  her- 
vorgehoben. 

Die  Bestimmungen  gelten  für  das  ganze 
Reich,  ausgenommen  Finland;  in  Turkestan, 
Dranskaukasien,  Sibirien,  Polen  sind  Abwei- 
chungen geringerer  Bedeutung  in  Geltung. 

Die  Gesamtbesteuerung  de-  Tabaks  besteht: 

1.  hauptsächlich  in  der  Fabrikatsteuer    der 

'<    Accise    auf   die   Tabakfabrikate, 

welche  entrichtet  wird:    a    mittelst  der  Bande- 

a,   nur   de,,en   die  Fabrikate  versehen  wer- 

on  de,,  Fabrikanten  in  den  Ren- 

teien  gekauft  werden,  b    durch  die  Einzahlung 

v""   barem  Geld  in   die  Renteien   in  Form  der 

muten    Ergänzungsaccisi      ;   G    v 

14  26.  Dezember  1892;    2.  in   der  G  ewerbe- 
i  i  i      Patentst*  iier  .    welcher    die    Tabak- 
fabriken,   die    Engrosniederlagen   und   Handels- 
föi    Blättertabak   und    die    Handlungen 
:  ibakfabrikate    onterworfen    sind:    3    im 
ihrt     i     lakeundTabakfäbrikate; 
4.  in  de,,  Geldstrafen  für  üebertretung   der 

akbau    ist    frei.     Der   Pflanzer 


darf  Tabak  nur  an  die  Tabakfabriken,  Engroa- 
niederlagen ,  Haudelsstapelplätze  für  Rohtabak 
uerh  feuchten  Tabak   auch   an    andere  Pflanze* 
verkaufen.    Zum  Hausgebrauch  darf  der  Pflanzer 
mit  gewöhnlichem  Messer  geschnittenen  Tabak 
steuerfrei  verbrauchen.     Weiteres  über  den  ru* 
sischen  Tabakbau  siehe  oben  sub  11  s.  19;  ,i,,rt 
sind  auch  die  Einrichtungen  zur  Erleichterung 
["abakverkehrs  erwähnt.    Auf  die  einzelnen 
Befugnisse  der  Engrosniederlagen  in  betreff  von 
Tabakabgaben,  insbesondere  von  Machorka,  kann 
hier    nicht    eingegangen    werden.    Alle  Roh- 
tabaksendungen  müssen  mit  Passierzetteln 
oder    Versendungsscheinen    versehen  sein:    die- 
selben   unterli  gen    «1er    Beaufsichtigung    di 
Steuerbehörden.  Die  Niederlagen  haben  Registeü 
zu    führen    und    zum    Teil    auch   Bestandsnach- 
weisungen einzureichen.    Die  Steuerbehörde  re- 
vidiert monatlich:  bei  beständigen  Engrosnieder- 
findet   aus-erdem  jahrlieh    amtliche    Ver- 
legung   des  Vorrats   statt.     Für   das   Manko 
durch   Eintrocknen    sind  gewisse    Toleranzsätze 
festgesetzt.     Für  jedes  Pud  über  diese  Toleranz 
ist  zu  entrichten  von  Machorka  3  Rubel  20  Ko- 
peken,   vom  Tabak   höherer  Sorte   19  Rubel  i\ 
Kopeken. 

T  a  b  a  k  f  a  b  r  i  k  a  t  e  dürfen  nur  in  T  a  b  a  k - 
f  ab  ri  k  e  n  hergestellt  werden.  Zur  Eröffnung  ist 
Erlaubnis  der  Steuerverwaltung  nötig,  welche 
erteilt  wird,  wenn  die  Beschaffenheit  des  Ge- 
bäudes den  bestehenden  Vorschriften  entspricht 
Die  Inhaber  müssen  (Tildenscheine  besitzen.  Es 
giebt  drei  Arten  von  Fabriken:  1.  allgemeine 
Tabakfabriken,  2.,  Machorkatabakfabriken  für 
Rauch-  und  Schnupftabak,  3.  Schnupftabak- 
fabriken (für  feinere  Sorten).  Für  den  Betrieb 
sind  Patent-  und  Ergänzungspatentsteuern  zu 
zahlen.  Die  Fabriken  müssen  ferner  einen 
jährlichen  Minimalbetrag  von  Bande- 
rollen entnehmen  3  Abstufungen:  10000,  6000, 
3000  Rubel 

Rauchtabak  und  Cigarren  werden  für  den 
Besteuerunyszweck  in  drei  Sorten  klassifiziert. 
Papyros  in  zwei  Sorten,  ausserdem  wird  Schnupf- 
tabak höherer  Sorte  und  Rauch-  und  Schnupf- 
tabak aus  Machorka  unterschieden.  Rauchtabak 
III.  Sorte  darf  nur  in  gesetzlich  beschränktem 
Mengeverhältnis  aus  de»  Fabriken  abgelassen 
werden. 

Neben  gewissen  Betriebsvorschriften  sind 
insbi  sondere  die  Verpaekungs Vorschriften 
bedeutsam.  Leitend  für  dieselben  ist  der  Grund- 
satz, dass  alle  Fabrikate,  auch  Cigarren  und 
<  ägaretten,  nur  in  der  durch  die  "Banderolle 
umgebenen  Verpackung  in  den  Konsum  über- 
gehen. 

Die  Fabrikate  sind  in  den  vom  Gesetz  vor- 
geschriebenen Mengenverhältnissen,  nach  dem 
Gewichte  bezw.  nach  der  Zahl  zu  verpacken. 
Firma,  Sorte,  Gewicht  bezw.  Stückzahl  ist  an- 
zugeben,  bei  den  Fabrikaten  IL  und  III.  Sorte 
bezw.  Machorka  auch  der  gesetzliche  Maximal- 
preis im  Detailhandel;  auch  die  Farben  der 
Verpackungen  sind  vorgeschrieben.  Die  Fa- 
brikate für  inländischen  Verbrauch  sind  vorder 
Ausfuhr  aus  der  Fabrik  mit  Banderollen  ge- 
mäse  di  r  Menge  und  der  Sorte  der  Fabrikate 
zu  bekleben,  bei  Cigarren  und  Cigaretten  mit 
der  Massgabe,  dass  bei  üeberschreitung  eines 
gewissen  Stiickirewicht.es  i'lOOO  Stück  Cigarren 
mehr  als  16  Pfund)    zwei    bezw.    mehr    Bande- 
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„.    ;    "  der     Fabrik     iüi    angegebenen 

!BÄ^a,SÄi  nicht  ab, ben 

werden 


kauft  werden,  zu  denen  jedermann  deren  Ver- 
abfolgung verlangen  kann.  p-n«K- 

Tai-if     di  .      Bandi  rollen.       B  : 
tabak  [.Sorte  in   I  Pfund ' ,  '  ,  and -;  1 

BanderoUen  24   12, 
6Kope1  -  HL. Sorte  in     ..  and        I     '  '• 

Banderollen  r  ...  2-  .   I  *         r    ,  i 

tabak,   hob 


( ;,u  anrtere   r  am  ,„.,,.,....    ...—       =„  tabak.    1  '  "„":"" 

■ft lerB Aliens -*"--£    BanderoUen  1824,       >:  ^.  l^U 

^brikaten,  Machorka  ausgenommen    noch  e^    LSor^  ^      .      , 


n 
.  illen 
.   macnorKa  ausgenommen,   nocn ieuw    -  —  •;    £5"'{Ö"5   ä  Kopeken;  D  B    10- 

eTXeUHcheZuschlagacc1Sevon4Rubd   100  |0,|, ^roUen Pi5 

«r  iedes  Pud  oder  1"  Kopeken  für  J'*-"    '      .'.  -  ^5    l0   5   2  Stück,    Ba  i     V* 

K  V ihnen   enthalteneu  Tabakes  und  zwar  UI.^rte^o,  ,m 

SnaffiA,  gegebenenfalls  mit  Stundung  ani    M     ,  &  ^  ,  2?,  5  2  i  £0peten. 

3  Monate,  erhoben  bestimm-   (Eb,  u  -  i  igaretten  und  Pacta«      U.  !  oite  -  >. 

Die  Tabakfabrikanten  habe^  nach  bestimm  u  BanderoUen    1  ■■    ,3 

S?  Pstpeken;   Blä^bak  aus  Machorka 
in  Bündeln        '/•    pfund'    BanderoUen    9 
Kofeken    Blättertabak,    H»      i  **  ™ 

wlfelnWerTafelnlO   5,2   1   ^Kund,Ban- 

derollen  90,  45,  18,  9,  41,,  Kopeken  , 

Maximalpreise    smd    für    Raucta 


Manto  an  Tabak  oder  Tabakfabrikaten,  der  sich  P<^_   .     der  Patente  für  Fabrikation 


ffiabSlanten  statt     Für   jedes    Pud    des  und  *  an    ^   ^ga^gSpatentsteuer :  a) 


;V*nf  t.Z  3  E.W  ä  K"pe5nl ,  b.i  Hede» 1  illg.m«.e  n« »  »f  ;»  ,£' ,™„,lk„„«e 
'""'S' 'v.taf  d«  .»-«olUe,™  Fabrik.«    ^J^AKSt*   »  &*■ 

(soi  in   Klublokalen   sind   An>nakmoi   t  u  n  TOm  ambulanten    Handel  5  Dezw. 

SS? höheren   als   den    Maximalpre^ver-^  ^ 

Strafzahlun- 
gen u.  Kon- 
fiskationen 

Rbl. 
48  532 
51  ?93 
51  175 
44692 
48960 

47  H2 
32029 
27  016 
36S86 
40097 
47°97 


Jahre 


Tabaksteuer   Patentsteuer 


1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
IS!  II', 

1897 
1898 
1899 


Rbl. 
25972  189 

25  437  259 

26  343  799 
269=18310 

28  559  807 

29  573  915 
31  571  562 
31934  472 
32259359 
34214641 

35  442  433 


Rbl. 

1  888  897 
1  994  7S2 

1  9°3  9°3 

2  474  479 

3  1S1  016 
2986  416 
2941  539 
3  °47  425 

2  992  10S 

3203417 

3  385  °8o 


Im  ganzen 

Rbl. 
27  909  627 

27  483  634 

28  298  S7  7 

29  477  481 

31  7S9  783 

32  607  443 

34  545  13° 
34981  S97 

35  2SN  355 
57  458  155 
38874610 


ZoU  vom 
ausländi- 
schen Tabak 
Rbl. 
1  950  845 
1  886  878 
1  665  058 
1  418  240 
1  3-9  373 
13S1  585 
1  372  860 

14-9  773 
1387210 

1  43°  875 
1  490  439 


Zusammen 

29860472 
29370512 
29  963  962 
3089;  721 
33  149  '5° 
33  989  028 
3-917990 
36  468  686 
36675  563 
3S  S95  030 
40  305  049 
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Demi  der  durchschnittliche 

äti  nerung     einschl. 

Zoll     für    die    Perii  I     1889,91    auf  0,31    Rubel 

M     auf   den  Kopf   du-  Bevölkerung,    und 

für  di  lof  0,36  Rubel  0,78  M 

:!ii.  Die  bulgarische  Tabakbesteuerung. 

äs  •     Sj  stem   der  Tabakbe- 

nng:    Banderollensteuer    mit     Abstufung 

na  alität    di  f    Fabri- 

-;    für  die  geringeren  Sorten  der 

gesetzlich  festgestellt.    (Cigarren 

-;  gar  nicht  verbraucht,  nur  <  Sgaretten). 

:    zahlt   der    Tabak   au    Accise    mou- 

I  I  entimes  pi  t  Kilogramm  ohne  Rück- 
aul  die  Qualität.      Im  Jahre   1894    wurden 

"i'  oersätze  verdoppelt,  mau  war  aber  wegen 
finanziellen  Hisserfolgs  genötigt  im  Jahr  1897 
eine  Erniedrigung  derselben  eintreten  zu  lassen. 
Der  Tabakbau    ist  frei,   doch    besteht  Deklara- 

spflicht    und    rin    Minimum   des   Tabakbaus 
für    den    einzelnen   Pflanzer    und    die  Gei 
Da   der  Pflanzer  dm   Tabak   bis   zum  Verkauf 

inen    Fabrikanten    oder    Händler   beliebig 

I  ehalten  darf,  besteht  grosse  Gefahr  der 
Defraude.  Bis  zum  1.  Januar  1900  wurden 
5  Qualitäten    Tabak    und    3  Cigaretten    unter- 

den,    von   da    ah   auch    bei    Tabak    nur  3. 

ik:  12.  s  und  5  Francs:  Cigaretten:  24.12 
und  9.20  Frau 

Die  Gesamteinnahme  von  Tabak  mit  Ein- 
schluss  di  c    Iccise   und   der  besonderen  Patent- 

i  sti  ü!  sich  folgendermassen  in  1000  Francs: 

ls'"         3571  1895  10417 

1891  gsjg 

7  237  1897  10261 

S018  1898  11064 

ls;'^        10517  1899  10156 

]i  ch    im  Durchschnitt  der 

Penoden  189092  bezv,  1895/99  ein  Ertrag  pro 
Kopi  der  Bevölkerung  von  1.78  bezw.  3  Francs 
1.44  bezw.  2,43  M. 

:!7.  Die   Tabakbesteuerung   in  den  Ver- 
einigten stauten    vnn  Amerika.     Die  lnlaud- 
steuer  vom  Tabak   in  den   Vereinigten  Maaten 
ist  infolge  des  Bürgerkrieges  durch  die  Internal 
reyenue  act   vom  1.  Juli  1862  zur   Einführung 
mmen,  und  zwar  als  Fabrikatsteuer,  erhöhen 
dlage  der    periodischen   Deklarationen 
der  Fabrikanten  über   ihren  Verkauf,  mit  zwei 
n  für   fabrizierten   Tabak  (exkl 
•'"     nnd    vier    Wertabstufungen    fi 
11.     Schon    im    Jahre    L863    G.  i    3    M  Lrz 
Einheitssatz  für  fabrizierten  Tabak  an 
stufung.      Durch    G     v.   30.  Juni 
trat  Verdoppelung    bezw.  Verdreifachung 
der  Satze  em.    Für  Cigarren  wurden  noch  zwei 
Wertabstufungen  eingeschoben;  zugleich  wurde 
die  trhebungs-  und  Kontrollm* 

3.  März  1865  brachte  den  Ein- 

■■'"    ,,!l    '  igarren    jedoch    noch    nicht   für 

"   ■•    1:;  Juli  1866  sodann  noch- 

'"■'l?;  '  Wertabstufung      Das  '.    1 

-'.'■  Jl|!'  '   definitiv  auch  die  W<  rt 

»•»stnfung  1  ren    und    1  igaretten    und 

ide     Kräftigung     des 

1    '  igal   rischen 

II  '•  '     '"  Im,.  Wirkung 

rt,    im  Jahr,-   1870  wurden    313 

nnahmtj  gegen   18,7  Millionen  im 

rag,  der.  nebenbei  bemerkt, 


dringend  für  Einführung  des  Stempels  auch  in 
ein  etwaiges  deutsches  Tabakfabrikatsteiv, 
tem  spricht !  .  Im  Jahre  1874  trat  eine  Erhöhung 
für  Kaueli-  und  Kautabak,  im  Jahre  1879  eine 
Herabsetzung  der  Steuer  für  Rauch-,  Kau-  und 
Schnupftabak  von  24  auf  16  Cents  per  Pfund 
,in  während  der  Satz  für  Cigarren  und  Ciga* 
retten  unverändert  blieb.  Der  ..Tarilf  and  in- 
ternal  revenue  act"  von  1883  setzte  dir  Steuer 
von  Rauch-  etc.  -Tabak  weiter  auf  8  Centa 
nnd  jene  für  Cigarren  von  6  auf  3  Dollar! 
per  Tausend  herab,  auch  brachte  sie  sonstige 
Milderungen,  insbesondere  die  Gestattung 
Abgabe  kleiner  Tabakm,  n-,  n  seitens  der  Pflan- 
zer an  Konsumenten;  es  war  die  Zeit  des  Geld- 
überflusses in  den  Kasten  der  Union;  auch  dir 
Lizenzgebühren  der  Händler  und  Fabrikanten 
wurden  herabgesetzt.  Durch  G.  Mc  Kinlej  v. 
1.  Oktober  INI»  wurde  der  Steuersatz  (mit  Aus- 
nahme der  Cigarren)  um  ',.  als,,  von  8  aut  6 
Cents  per  Pfund  herabgesetzt,  zugleich  wurden 
all,'  s|„.,  i;,ltaxrn  und  Lizenzgebühren  aufge- 
hoben. Man  nahm  an.  dass  letztere  zur  In- 
human,m  der  Steuerbehörde  nicht  weiter  nötig 
seien  und  durch  einen  kostenlosen  Registrierungs- 
zwang —  mit  Freilassuiii;-  der  Händler  und 
Fabrikanten    von    die>, m  ersetzt    werden 

könnten.  Durch  G.  v.  13.  Juni  1898  wurden 
du  Specialtaxen  für  Rohtabakhändler,  Tabak- 
und  Cigarrenhändler,  Tabak-  und  Cigarrenfa- 
brikanten  und  zwar  abgestuft  nach  '"  der  Be- 
triebsgrösse  6.  12  und  24  Dollars)  wieder  ein- 
geführt, für  Händler  mit  Tabakfabrikanteil  [ein- 
schliesslich Cigarrenhändler)  12  Dollars,  jedoch 
nur  soweit  deren  .Jahresverkauf  50000  Pfund 
übersteigt.  Durch  dasselbe  G.  v.  13.  Juni  1898 
erfolgte  die  Verdoppelung  des  Steuers 
für  Rauch-,  Kau-  und  Schnupftabak  (12  Cents 
pro  Pfund)  und  durch  G.  v.  24.  Juli  1897  war 
der  Cigarren-  und  Cigarettensteuersatz  festge- 
setzt worden  auf  3  Dollars  (wie  bisher)  per 
Tausend  für  grosse  Cigarren  und  Cigaretten 
und  auf  1  Dollar  für  kleine  Cigarren  und  Ciga- 
retten d.  h.  solche,  die  nicht  mehr  als  3  Pfund  per 
rausend  wiegen.  Durch  das  G.  v.  13  Juni  1898 
wurde  dieser  Satz  für  grosse  Cigarren  und 
Cigaretten  um  20",,  (3,60  Dollars)  und  für  kleine 
Cigaretten  um  50%  (1,50  Dollars)  erhöht,  der 
1-Dollarsatz  für  kleine  Cigarren  blieb. 

Auf  eine  Wiedergabe  der  Einzelheiten  des 
Systems  der  nordamerikanischen  Tabakbesteue- 
rung mnss  ich  aus  Raummangel  verzichten. 
Dieselben  sind  —  abgesehen  von  den  seither 
eingetretenen  und  in  der  Hauptsache  im 
Vorstehenden  erwähnten  Veränderungen  — 
ausführlich  dargelegt  in  dem  Berichte  der 
im  Jahre  1878  uach  den  Vereinigten  Staaten 
vom  Reichskanzler  entsendeten  Kommission,  der 
ich  als  Mitglied  anzugehören  die  Ehre  hatte 
H  Bd.  der  Anlagen  zu  den  Drucksachen  der 
Tabakenquetekommission;  einen  Auszug  daraus 
hat  Schaufle  in  der  Tübinger  Zeitschrift,  L879, 
S.  641  ff.  gegeben;  einen  guten  geschichtlichen 
Gesamtüberblick  bis  zum  Anfang  der  90er  Jahre 
giebt  der  Artikel  von  Frank  L.  Olmsted,  „The 

tob; tax"  in   dem  Quarterly  Journal  of  Eco- 

Vol.  V.    Jan.   1891,    No.  2  Boston  1891. 
Der  deutsche  Gesetzentwurf  v.  1895  enthält  in 
Anlage    19   eine    Darlegung    über   die    Tabak- 
fabrikatsteuer in   den  Vereinigten   Staaten  von 
ika. 


Tabak  und  Tabakbe 


45 


\ul    diese  Quellen   muss   Leb  bezüglich 

-£       ssras 

menüere'Tabakbau    ist  vollständig   frei  und 

; ^5ÄTÄtiÄ 

^VeVRobtabakhantlel    unterliegt    der 

Ausbrino-ung  an  Fabrikaten  wird  aucb von  oei 
;        ■  Stelle   in  Washington  übergeprüft.     Er- 


weitere  Verfolgu,         d    H     Dm  Kendem. 
tltnis    ist  :      oder    veroranung 

nicht  festgesetzt;   doch  werden  de 

,,(,tTi,tt 

ZUirleichdieErhebungsiormderSti 

„der  vorgeschriebe*  ?eÄ3  te 

Seinen  Packung  tob  fabriziertem   rabak,  De- 
.   /■      . elbe  aus  dem  Fabriklokale  Hb 
brlueb    im    Inland  mmen   we rden  darf 

Die  Packungen   sind    vorgeschriebe^  z  B 
Cigarren    Estchen    von   25,   oO,   L00.  2oU 

-,iö    Stück,    ebenso    dii      Ing "    ''"nr  /''" 

; ,     des   Fabrikanten,   den   Ort  der  Fabrik 

ett     Die  Art    der   Stempelverwendung    s    ge- 

,        ,.,.„    ^ufkleben,  Entwertung  durch  ch 
Fabrikanten       Hohe   Strafen   bilden  inVa- 

Steuerbehörden   den   weiteren   Schutz   dei    ße 
Steuerung. 


Die  Steuersätze  sind  zur  Zeit  fol 


Cigarren  (grosse) 

Cigarren  (kleine)     .    ■    ■ 

Cigaretten,  nicht  über  > 
Pfd.  per  Taus,  wiegend 

Cigaretten,  mehr  als3PM. 
per  Tausend  wiegend   ■ 

Alle  übrigen  Tabakfabri- 
kate      


,6o  Doli,  per  Taus. 

1,00       ..  ■■  :• 


3,60     .. 
12,00  i  !ts. 


Pfd. 


Der  Ertrag   der  Inlandsteuer   stellt  sich 
seit  1887/88  folgendermassen : 


iss<  88 

1  SSM. »II 

1889  90 
1890,91 

1891  92 

1892  93 

1893  94 
1891 95 

1895  96 

1896  97 

in, i7  98 

1898  99 

1899  19H0 


ii  ;34iS° 

ii  602  137 

12263670 

13424678 

13646398 

14452  591 

12  900  752 

12  491  9'7 

12  71326S 

12  1S9507 

14031727 

i6  8;4  524 

1978^482 


931  363 
1  075  830 
1  1 16627 

1  342  27° 
1  446  492 
1  5S8  362 
1  592  413 

1  666  924 
2025417 

2  0S0  583 

3  599  7°5 
4213215 

3969191 


16749008 
17  721  99° 
19063  213 
17  806  7S8 
15907603 

15858759 
12  200752 
15  546068 
1 5  972  944 
16440207 
18589146 
30  205  787 
35  267  334 


:92145s1 

30  399  977 
32  443  5 10 
32  573  736 

31  000493 
31  889712 
28617899 
29  704  908 
30711  629 
30710297 
36220577 
51  273526 
59  022  00S 


9  945 

1  219  682 

333  076 


30662431 
31  866860 

33958991 
32796271 
3 1  000  493 
31  889712 
28617899 

29  704  908 

30  711  629 
30710297 
36  230  522 
52  493  208 
59  335  084 


Ein    zeitlicher  Rückblick    ergieb  t   eil     An 
steigen  der  Einnahmen  an  M»*te«erhila 
bak%on  3  Millionen  Dollars  im  ^1863  bi 
zn  47.4  Millionen   Dollars  im   Jahre  1882,    als 
dann  als  Folge  der  Ermässigungen  der ^  Steuer 
8äto    nächst  einen  RucV^ang  auf  26^  Million 
im  lahre  1884    und   nach   dem    Ansteigen  aui 
fest  34  Millionen  im  Jahre  1889/90  ™ta  ™ 
Rückgan»  bis  auf  28,6  Millionen  im  Jahre  1893  94. 
Dielen  folgt  der  neuesten  Steuererhebung  so- 

lM_i^,cu   i«",.1  ,*,,.l-o  Sre  oernn"'  bis  aut 

ü"  Jahre  1899  1900.    ™*™S&& 
keit  der  Fabrikatsteuer  ist  durch  diese  /■■    _ ■ 
War   erwiesen.     Die    deutschen    Finanzpolitrkei 


.verden    gut    thun,   daraus    geeignete    Nutzan- 
WenÄrUdÄndsteuer    welche ^WW«; 

der    Zoll    au    Boht  a  ba  k    uu^irten  Pabri. 

eine  erhebliche  Rolle.    (Die  m«W 

kate  unterUegen  neben  dem  Z^Uder^^ 

landsteuer,  welche  untei  den  ooigeu 

!;11  M      .  ,        1QR7/RR— 91/92   und  für 

<\f  ■•>   -1'  i     899/1900   stellen 

&^S*3Ä^    zum    heimischen 


Tabak  und  Tabakbestenerung 


Verbrauch!  ae  Rohtabake  und  Fabri-   Litteratnr:    Bibliotheca  Nicotiana 


kate  folgende]  n 

Rohtabak 


Fabrikate  Zusammen 
Doli.  Doli. 

0764  9734987 

7075410      4119077  11194487 

9128056      4 189  312  13317368 

;i  .      12137027      4035250  10172277 

3  7:-  311  10205  °6S 

8150095    2477304    Io627  3qq 
687733    2694140    I4  38I873 

Die  Zollsätze  sind  zur  Zeit  folgende:  Roh- 
k,  Deckblatttabak  oder  Einlagetabai    vi 
r    oder   zusammengepackt    mit     mehrmals 
Deckblatttabak,    nicht    entrippt    1  Dollar 
per  Pfund,    entrippt    2,50    Dollars    per    Pfund; 
Einlagetabak  nicht  entrippt  35  Cents  per  Pfund 
entrippt  50  Cents  per  Pfund,  Tabakstengel  frei, 
bakf  abrikate ,  bearbeiteter  Tabak  aller 
Art,  der  ni  In  besonders  aufgeführt  ist.  55  Cents 
per  Pfund;   Schnupftabak  55  Cents   per  Pfund; 
Cigarren,    Cigaretten    un.l    Cheroots    aller    Art 
1,50  Dollars  per  Pfund  und  25%  vom  Wert. 

dem  Durchschnitt  der  5  Jahre  1887/92 
stellt  sich  der  Ertrag  der  Inlandsteuer  auf 
32057069  Dollars,  des  Zolles  auf  12136837 
Dollars;  der  Gesamtsteuerertrag  vom  Tabak 
auf  14 193  906  Dollars  oder  nach  dem  Census 
von  1890  auf  0,70  Dollars  auf  den  Kopf  der  Be- 
völkerung (2,94  Mark  . 

Für  die  zwei  Jahre  1898,99  und  1899  1900 
ergiebt  sich  ein  Durchschnittsertrag  der  Inland- 
steuer  von  55  924146  Dollars,  des  Zolls  von 
12504636  Dollars,  im  ganzen  68428782 
Dollars  oder  0,92  Dollars  (3,86  Mark)  auf  den 
Kopi  der  Bevölkerung  nach  dem  für  Mitte  1899 
berechneten  Bevölkerungsstand. 

:s.">.    Debersichl    der    neuzeitlichen    Ta- 
bakstenererträgnisse  in  verschiedenen  Län- 
dern.    Eine    Zusammenstellung   der    im    Vor- 
aden   nachgewiesenen    Tabaksteuerorti-ä»-- 
auf    den    Kopf  der   Bevölkerung  in  Mark 
bt  folgendes : 

Ende  der  80er 

bezw.  Anfang 

der 

90er  Jahre 

0.46 


Frankreich    .    . 

ml     .       .      .      . 

I  .    .    .    . 
Oesterreich   .    .    . 

ien    .    .  .    . 

inien     .  . 
Verein 

"i     ■     ■  .    . 

ien     .    .  .    . 
. 

Herze- 

.  . 

Bulgarien     .  . 

I  >>  ntschland  .  .    . 

II  .    .  .    . 
Schweden 

»d  .     .     .     . 
aark 
■  iz     . 

le  .    . 


In  der  zweiten 
Hälfte  der 
90er  Jahre 


5,18 

3,99 

3,64 

3,54 

3,38 

2.94  ' 

2,S  1 

2,06 

1.70 

1.66 
1,44 
1,°5 
0,96 

0,62 

0-53 
"■45 
0,04 


6.87 
5.68 
3,87 
4.23 
4,76 
3-6o 
3,86 
3-23 
3-27 
1.81 

2,22 

2,43 

1.1S 

o.95 
0.93 
0,78 
0,66 
0.49 
0,05 


schnitt   der  Jahre  1898/99 


und 


gue    of  books    about    tobaeco  etc.  bij    Wi 
Bragge,    Birmingham.       Pi-ivatebj    printed    1880. 
igt  ich  der  neueren  deutlichen  Litteratnr  sehr 
lückenhaft).    -        Bericht     der     Tabak- En. 
quetckomm lission    über    den    Tabakbau, 
Handel   mit    Rohtabak,   die   Tabakfabrikation   und 
den   Handel   mit  Tabakfabrikaten   sowie    über  dit 
Tabakbesteuerung    im    Deutschen    Reiche,     mit    ä 
Bänden     Anlagen,    1878.    —    F.     Tietlemann 
Geschichte    des    Tabaks    und    anderer    ähnlicher 
G       tssmitlel,  Frankfurt  a.  M.   I854.  —  IC.  /,•/,, 
V.     Bibra,    Die    narkotischen   Genussmittel    und 
de>     Mensch,    Nürnberg    1855.    -      <;.    .1.    //,„_ 
rleck,    Du    Tabac  etc.,   Paris  I864.  —  Nessler 
Der     Tabak,    seine    Bestandteile    und    seine    Be- 
handlung,  Mannheim   1867.   —  L.    v.    Wagner 
Handbuch    der    Tabak-    und  Cigarrenfabrikation 
»■•nun-   1871.  —     Ihr.    Oppel.     Der    Tabak    in 
dem     Wirtschaftsleben     und    der    Sittengeschichte 
dei     Völker,    Bremen    1891.    --   R.  Kiessling, 
Der   Tabak  im   Lichte  der  neuesten   naturwissen- 
schaftlichen Forschungen.      Eurzgefasstes   Hand- 
buch der  Tabakkunde,  Berti,,  189S.  —  Gutachten 
(März  1895)    von    F.    VF.   Milliet   ,,.      1.    Frey 
betr.     den    mutm.asslichen    Erfolg    eines    Tabak- 

" Poli    (Beilage    :ur  Botschaft    des  schweizer. 

Bundesrats  an  dit  Bundesversammlung  vom  26. 
-,/'"'  'v',;  —  '>-',:  mit  sehn  eingehenden  allge- 
meinen Litteraturnachweisen  über  das  Tabak- 
wesen im  allgemeinen,  über  Tabakbau,  Tabak- 
fabrikation und  Tabakhandel',  Hygieinisches 
/■  ialisches,  Diverse).  —  o.  c.  Butterweck, 
i !'■  eulture  of  tobaeco.  1  f.  S.  Dep.  of  Igri- 
cultun  ;  Farmers  Bulletin  Nr.  SS,  Washington 
1898).  —  E  W.  Milliet,  Hie  Beschaffung  der 
Hilfsmittel  zur  Durchführung  der  Unfall-  und 
Krankenversicherung  insbes.  durch  Besteuerung 
des  Tabaks.  (Referat  an  du  Schweiz.  Gemein- 
nützig, Gesellschaft  1899;  in  der  Schweiz.  Zeit- 
schrift fü>  Gemeinnützigkeit  XXXVIII.  Jahrg. 
■:.  Heft,  1899,  S.  859 ff.;  ein  sehr  wertvoller 
Beitrag  nur  Geschichte  des   Tabakwesens  in,    ,<l\. 

."""" '<"'  in  der  Schweiz  im  besonderen,  wie 

auch  specieü  nur    Würdigung    der    verschiedenen 
Systeme     der     Tabakbesteuerung).     —     G.     /.<■- 
winstein,  Die  deutsche  Tabakindustrie.  (Volksw. 
Zeilfragen  Heft  I42JI4S),  Berlin  1896.  —  Plers- 
torff,      leiten    und  neuen    Litteralur  zur  Frage 
der   Tabakbeiteuerung  in   Deutschland,    Jahrb.  f. 
Nat.    u.    Stat.,    XXX.  —  Derselbe.    Entwicke- 
lung  der  Tabaksteuergesetzgebung  in  Deutschland 
seitAnfang  diesesJahrhundt  rts,  ebendas.,  XXX III. 
—  Mährlen,    Di.    Besteuerung    des   Tabaks  im 
Zollverein,  Stuttgart  1878.  —  v.  Aufsess,    Veber 
du     Besteuerung     des     Tabaks     nach    deutschen 
Finanzgrundsätzen,     Leipzig    1878.    —    G.     M. 
(Georg  Uayr),     Das  Deutsche  Reich    und  das 
Tabakmonopol,    Stuttgart  1878.  —  Felser,   Das 
Tabakmonopol    und    die    amerikanische    Tabak- 
steuer,  An,,, il,„  de»  Deutschen  Reiches,   1878. — 
M.  Mohl,  Denkschrift  für  eint   Reichstabakregie, 
Stuttgart  1878.  —  Reinhold,   Das  Tabaksteuerg, 
■     m       179  etc.,    Leipzig   1881.    —    Wle- 
singer,    Das    R.G.,    betr.    du    Besteuerung   des 
Tabaksetc,  Ansbach.  —  Troje,  Anleitung  zum  Stu- 
dium  der  Zoll-  und  Steuergesetze,  II.  Teil.  -     r. 
Aufsess,  Die  Zölle  und  Steuern  etc.  des  Deutschen 
Reiches.  —  Fr.  Graf,    Die  Tabakbesteuerung  in 
bland     innalen  des  Deutschen  Reiches  1898, 
-  G.  Lewinstein,  Der  Tabak  als  Objektfür 
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Fil Massregeln     und    der    jet  S       d    der 

Tabakst frag,     in    V  Wksw    ZeiL 

1     Derselbe.      Lrf        ' 

Finaizlag,    des   Reichs,    in    der  Allgem.  Zeüung 

fundFino 

iff.   -    <;.   Lewinstein,    Vi, 

■ 'ich    geordneten   L «    de, 

.      < Üiehen   Q 

,,    Hechel,    Art.   »Tabak 

II     terl h     der     Volkswirts 

,.,.,„    Tabakzeitung«,  Berlin 
■  i  der     deutschen      1 

■,.;,;,„ „/     .Aä«d?er;      früh< 

Tabakzeitv  0    tan     des     deutscl 

.       r   i  •■■:.'" 

ZoUgebiete,    Besteuerung   des     Tabaks,   Em- 
tt°d  Ausfuhr,  ahrlicheVeröi 
Statist.    Amtes    i„    de,,     Kerteljahrshtften     zu, 
Siatütik   des    Deutschen   Reichs  ,„,d:T,,h,,l- 
l,„„     und     Tabak,  ritte,    jährliche     Ver- 

äffentlichung  el las.   -    Veröffentlichung, 

fät.     sJLl      Amtes      Ober     di,       Erg, 

ier     Berufs d     Gewerbezahlung      v. 

,:d    m    und    Bde.   102-106,     !09.    -    Oester- 
,,.  ,-,./,  .  ünga  ,-  ,,.      Jährliche    Berichte:    1. 

Tai     ,  *    Statistik    des    , 

reichischen      Tabakm pols      (der     m       ■ 

""".,.  /■; 

.   der  k.  k.   General kti Ier  Tabakregie, 

:    im  jährlich:    Statistische  Mit- 

teü len    über    das  österr.   Tabakmonopol. 

Ter  l   k.   G -aldirektion  der  Tabakregu 

aufg men   in  di,   »Mitteüungen   des  k.  k.  t<- 

»aiministeri ,   .   -    B.  Ungarn:  B 

.,,;,„„;„  Statisztikäja  Kiadja:a   Magyar  Kiraly 

Dohänyjövediki      S3fej fi      V  J 

Bot,,, '       Herzegowina     1 <■■<■  ' 

Uitteüungen  von  zuständiger  Stctte.  —  Branas 
8evic,     Statistik    des     österreichisch,         1 

während  der  letzt 

(Statist,  ch,    '/ Isschrift  l8M,ip.  —  Fr< 

,  /,      Jährlicher  Bericht:    LHrecti, 

des  man* tures  A    Vitat.     Co,  | 

ei  en  d -  de  l'exploüation    d mopoU  des 

tabcu hat.fabricathnetventi      -»  »"  " 

Di,    /-7 zverwaltung  Frankreichs,   SlutH 

Yugsburg  1857.  -  K.   v.  Kaufmann,  D 
tZzen  Frankreichs,  Leipzig  1882-         I 
Jährliehe  Berichte:  Minist 

rezion,    g  &     delle  Privative  (früher  g, 

,;„,„;,/  dei  tabaechi.  Relazione  e  bilanno  n- 
tustnale.  -  8«*««**  »W  1  ■ -«  - 
schaftsUxikon    d,       S         b    .  -^  Vi,,vr  ■  .  i 

Ufred  Frey"    GutacAte»,   Mr.    * 
fiel™  Ertrag    eines  allgemein,  «g* 

.„,,.    „,„„,.•_  JJ.  nr.afilliet,    W  Beschaffung 

H       ../«./  :,„■  /M,v/,.,V,7„;»,(:,  ./.v  -■  _ 

Krankenversicherung  etc.  sieh,    ol ->.»»">-. 

IKeÄ Tider  Schweiz,  Stuttgart  1890.  - 

„,■,.„.     JäArfieAe    ÄerfcAie:    -1'" ; 

Ja  J«*ta  jeneraJ  de  «mo,»^(^-  de  Sa  Compawa 


iacos.   -    Com!  ren- 

nstituctön 

..    JA«  ./-■"' 
V- pan, 

Vb  ' 

schriftlicht  Mittei, 

rium   —  !-:„;l" 

tedKin,  ::     '",    ' 

—  r««:/.-r.    Geschieht, 

Reiches,   Lei 

l 
verseil 

chriftlMiti 

ehe,   Tabak-  Inl 
indigen    für 

1 
virtsehafts-Gesellschafi,    Beil.   Ar. 

y        .,,,;,,.    Statistik  der  Produkt, 

du  müder    lecis,    beleg 

St    !■■  '  (russisch).  —    '  "<''■'<■ 

;■„/„- 

_    Statuts    de    la    Ht,    d,    l,      i 

üWffe«     / ischrifüiche   Mitteitunge, 

Vereinigte 
fährlich,    ititteil :■■•   » 

,;         ue-Manual,     H      - 
«    _!■    /.   (Hmusietl,    / 

r"";:,j^       ^  - 

,   Ar.  U6   /•'  -5  '  A,)' 

Geor<7    r.   M(i,J>: 


Taille,  Tallia,  Tallagia. 

1  Ursprung  und  Charakter  der  Taille.  2.  Die 
Taüle  in  Endand.    3.  Die  Taille  in  Frankreich. 

1  Ursprung  und  Charakter  der  Taille 
Die  Taille    (Tallia,  Tallagia,  Tallages 
eine  der  wichtigsten    Formen    der  direkten 
Besteuerung  im  englisch-normannis  -h.  ■«  Le- 
rn,, 1    in    Frankreich  des  Ancien 
™     Der  Name      Taille     seh 
dem    mittelalterlichen,    lateinischen  Worte 
talliare,abschneiden)wegnehTnen(franzo 
taillerl  abeeleitet  zu  sein  und  ist  als  steuer- 
SSdS    Ausdruck    mit    Abgabe 
AtTflaee  leutend.     In   ihrem   Dr- 

A  I,    ;.  sie    mit    den  Verhältnissen 

d^  LehenwLns    und    Kriegsdienstes    zu- 
Smmen  und  ist  wenigst  ggh 

,1er    Bede    eine    Leistung    -  durch. 

Wehe  man  sich  dem  persöidichenWaöen- 

„ienste    entzog    ,H,,;r~t,n,r    IWv-      1    -  ■ 

r  hat  mau  es  mer  mit  dei  Baten*  rang 

gewisser    Personongruppen    zu    Üiun     vor 

ad  der  ländlichen,   unfreien   Bevolke- 

„:    m,.unt,r   auch    der  Städte  und    zwar 

tsächlich   der  kleineren  und  mittleren, 
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während  i                      n  mehr  die  indirekte 
(Vorhraucl                  rang    vorherrscht.     A11- 
im   Laufe    der  Entwickelung 
Znsammenhang  mil  der  I! 
ick  und  zeigt   sich  der  eigentliche 
ärfer.     Mil  dieser  Bes<  i- 
-    Ausgangspunktes    verlier*   die 
auch    ihre    Bedeutung    als    ai 
tliehe  Abgabe  bei  Kriegszügen   zu  des 
-    Schutz    und  Schirm   und  wird   zu 
g<  Imässigi  ii.  ordentlichen  Steuer  für 
allgemeine    Staatszweck ler     sie     ver- 
schwindet   als    Bestandteil     von     and 
Landessteuern  im  Rahmen   der  Erwerl 


i'.  Die    Taille    in    England.     In    der 
äch  -  normannischen     I  tiarchie 

zerfiel  das  I  lora  n  ialland  in  die  K 

.    auf    dem  Städte   und  Flecken   gegen 

Grundzins    angelegt    wurden,    und    in    die 

wirtschaflich    benutzten  Kronländereien, 

■     .in   Kronpächter  (Tenants)    vergeben 

wurden.    Diese  domanialen  Tenants  mussten 

rsönlichen  Kriegsdiensten  beiausser- 

ntlichen   Bedürfnissen   des  Königs,   ins- 

dere   in  Kriegszeiten,    Unterstützungen 

ie   unter    dem  Namen  Talla- 

-    Tailages,    auch   Cutting   (von  to 

schneiden)  genannt,  ein  ganzes  System 

lentlicher    Abgaben    bildeten.     Mit 

dem  eigentlichen   Steuercharaktei 

bei    ihnen   ein   mehr  privatreehtliches 
ent    als    Voraussetzung  zur  Leistungs- 
it.  nämlich  die  Ansiedelung  auf  Doma- 
land.    Danehen    greift    hier  das    Ersatz- 
pnncip   ein.    insofern    diese  Entrichtungen, 
wie  die  Schildgelder  der  Vassalien  (Scutagia), 
Entschädigung  für  nicht  geleistete  per- 
'•'■■  iste  darstellen.    Mit   den 

fliehen  lehenrechtlichen  Abgaben  (aids. 
auxilia,    dona)    nahe    verwandl  .    haben    sie 
M    anderen    rechtlichen    Charakter 
hl  durch  ihren  Zusammenhang  mit  dem 
n    als   auch    durch    die   Belastimg 
eren     Schicht    der    Bevölkerung, 
taille   war  eine  Quotensteuer  vom  be- 
weglichen Vermögen,  die  bis  '  10,  ja  einmal 
',1.-"-|l|   selbsl    '  6   des    Wertes    betrug.     An 
der  Veranlagungen    im  einzelnen 
«veilen    Vereinbarungen  über  Pau- 
mil     Städten    (London)    oder 
tsteilen,    woran    sich    in    der 
mdlungen  der  I 
rmanzoeamter    mil    einzelnen  Bürgern    an- 
■    Und-  des  13.  Jahrhunderts  wer- 
der   Krone   mit    den 
Qtigen    Grafschaften     und    St 
?er.     Im  14.  Jahrhundert 
digkeit     der    Taille     verloren 
n  ehr  von    einem  Syst  m    allge- 
■•       ■  eweglichen 
?en     wird.      Die    alte 
!   t  nur  noch  nach  in  dem     7,  tm- 


tel  .   der    höheren    Quote,   die   Städte    und 

inialbauern    anstatt    des     Fünfzehnte! 
der  übrigen  Bevölkerung  zu  entrichten  ha 
Ihre  Bewilligung  erfolgt  nunmehr  mit  durch 
das  Parlament. 

3.  Die  Taille  in  Frankreich.    In  Frank- 
reich scheint  die  Taille  —  1185  bereits  er- 
wähnt   -      in    die    Periode    der    Kreuzzügd 
zurückzureichen.     Sie    wird    in    der    ausge- 
leneii    Absicht,    für  die   ausserordent- 
lichen Kriegsbedürfnisse  Deckung  zu  schaffen, 
erhoben    und    bleibt    demgemäss    eine    un- 
periodisclie  anssergewöhuliehe  Steuer.    Er.-t 
in    den    schweren    Zeiten   des  englisch-fran- 
zösischen   Erbfolgekrieges    wird     de    unter 
Karl  VII.    eine    bleibende    Einrichtung    des 
französischen     Finanzwesens     und     Steuer- 
systems,  ausdrücklich  bestimmt   zur  Unter- 
haltung der  ersten  stehenden  Truppen  i 
Reiter)  an  Stelle  der  zuchtlosen  Lehenmiliz. 
1482  wird  unter  der  Regierung  Ludwig  XI. 
versucht,    die    Taille    zur   Hauptsteuer   des 
platten  Landes   unter   teilweiser  Aufhebung 
der    Aufwand-    und    Verbrauchssteuern    zu 
machen,  die  Städte   aber  von    der  Taille  zu 
befreien    und    sie    hauptsächlich    den    Ver- 
brauchssteuern    zu     unterwerfen.       Dieser 
steuerpolitisch    wichtige    Plan  wurde   indes 
auf    die    Abänderung    der   städtischen   Auf- 
lagen  und    die  Beseitigung   der  Weinsteuer 
und    anderer   Verzehrungssteuern    auf   dem 
Lande  beschränkt.    Wiederholte  Erhöhungen 
der  Taille   in  Verbindung   mit  der   Solidar- 
haft  der  Kirchspiele    führten   frühzeitig  zu 
Klagen.     Schon   im   15.  Jahrhundert   wurde 
Taille    definitiv    zur  Repartitionssteuer, 
man  einigte  sich  über  die  Steuerkontingente 
und    ihre    Umlegung    auf    die    vertretenen 
Provinzen    und    deren    Bezirke.     Im   Laufe 
des    15.  und  16.  Jahrhunderts  fanden    trotz 
heftigen     Widerstandes     der     Reichs-     wie 
Provinzialstände  erhebliche  Erhöhungen  der 
Steuerlast,  zumal  in  Zeiten  des  gesteigerten 
Finanzbedarfes  im  IG.  Jahrhundert  statt,   in 
welchem  die  Taille  endgiltig  ihren  Charakter 
als    ausserordentliche    Kriegssteuer    verlor 
und  zum  Eckpfeiler    der  direkten   Staatsbe- 
rang  überhaupt  wurde.     Den  Plan  der 
Ständeversammlung  zu   Blois.   157(177  alle. 
auch  die  indirekten  Steuern  in  eine  einzige 
taille  i  galee  in  Form  einer  abgestuften  Herd- 
und  Familiensteuer  mit  Sätzen  von  1  Sol. 
bis    50  Liv.    zu  verschmelzen,    brachte    der 
dritte  Stand  zu  Fall. 

Mit  dem  17.  Jahrhundert  führt  die  starke 
Steigerung    der    Steuersumme,    noch    mehr 
als   die  Höhe  der  Taille    die  Art   der 
ilung  derselben,   die  Willkür  der  Ver- 
lane   i  aus  ).    die    mangelhafte 
I  nterverteilung  der  Steuerkontingente 
I  eberbürdung    des    peuple   taillable  herbei. 
Denn   es   bestanden   zahlreiche  Befreiui 
durch    Stand.    Amt.    Privileg.    Alikauf    der 
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Äfein^ngenen,  vorgeschriebenen  Sum- 

mtl    niiiii    wollte    01ÜI3     oesseie    v. 

,t,,H  für  die  Verteilung  der  Steuer  in 
T  ;  Kivl UV.iol  ■»  *'ben  und  beseitigte  die 
'',,  ,'  WnHl  klangen  Versuche  zu 
N'U  K  i^tn^  'enni  einzelnen  Provinzen 
ffi  :1',  IV.  "nee.  1666  in  Montauban), 
*e£  ^scheiterten  alle  umfang- 
.„.„.!,...■  ten     allgemeinen    Kataster- 

'  iU  au  ,lom  hartnäckigen  ^ iderstanae  aer 

'  .^formierend  einzugreifen  ii.sbeson- 
SS  durch  Milderung  der  luigemer,  ha  ten 
Exokutio,ismassregeln  (lb.U  ■  In  unze  nen 
I  .,n  desteilen    haben     mitunter    weitsicnuge 

neueren  Katastern  veranlasst.  wie  denn  uber- 
haunf  im  letzten  Decennium  des  Ancien 
Sne  durchgreifende  Umgestaltungen  der 
f,ü  fezus  e  eh  mit  weitgehenden  Reformen 
S  tSStion«    und     des     .Zwanzigsten 

^Sr  -Äncnen  steuerpo^nAb-, 
sieht    entsprechend    sollte    die    Ta Ute    eine 
allgemeine  Vermögens-,  Erwerbs-  Personal 
und  Einkommensteuer  sein,  also  eine  Steuer 
ehe  Erfassung   des   ganzen  Erwerbslebens 
darstellen.     Thatsächhch   aber    traf    sie 
dm   primitiven  Wirtschaftsverhältnissen  an- 
.-.i:"1  aber   entgegen   ihrer   reichen 
V   „r  -   steuertechnisch    vornehmlich   die 
Einkünfte  aus   dem  Grundbesitze    der  nmh 
r,vivileo-ierten    Klassen    als    eine    abgestillte 
FamU.en-     Hau.haltimgs-    und    Herdsteue: 
5        bald   gewahren   wir   eine  Zweiteilung 
to    Steuerleistung    in    eine    Haupteumme 
SriS«)    und"  in    Zuschläge   (»Onus«); 
£S  waren   für   specielle,    vornehmhe 
riSSSdhe    Ausgaben    bestimmt- 
der    sogenannte    »Taillon«    als    Geldersatz 
eistuno  für  NaturaUieferungen  erscheint 

Man   unterschied   eine   Taille   personelle 
„nd'eine   TaiUe   reelle,   deren    Emrmhtimg 


nach  Provinzen  verschieden  war.   I  c  ergent 
liehen   Kronländer   (pays    d'electron] hatten 
durchweg  eine  Taille  P^onelte   (nur 
tauban    hatte    eine   Tadle  reelle)      Li 
Provinzen  mit  ständischer  Verfassung 

Handwörterbuch  der  Staatswissenscliat'ten.    Zweite 


a'6tate)  war  die  Taille  reelle  vorherrschend, 
^weilen   findel  sich  auch  eine  Vertan 
Ker  Formen     Taille  reelleund  pe,  i» 
bezeichnen  zwei  fundamentale  s^t-m.-  '  "' 
V^anlämrng,  die  sich  nach  Herkommen  oäer 

andere  geschichtlichen  Momenten  in  den 
verschiedenen  Teilen  Frankreichs  auch  rer- 
schied  .  ckell  hatten.    Die   Dadle per- 

sonelle (oder  mi  h  nj  den  be- 

w liehen    und    unbew.    '  Besitz  und 

traf  das  Steuer  i  emer  Le^ 

tungsfähigkeit  und  nach  seinem  Wohnorte. 
DieEinkünüe  aus  dem  Betriebe  der  Land- 
wirtschaft wurden  nach  Massgabe  d 

'rt,,,   diejenigen  aus  Handel  und  Gewerbe 
auÄnd  ^Deklarationen  der  Pflicht, 
oder   nach  allgemein  iten   Merta 

(commune  renommee)  bewertet     Die II. 
Ueiter    endlich    wurden    nach    dem    pra 
'  u,i  orten  Ertrage  von  '200  Arbeitstagen  em- 
geSzt.     Die  Taille  reelle   war  dagegen 
mehr  eine  wirkliche  Realsteuer  vom  Gründ- 
erHaushesitze  ohne  Rücksicht  auf  die  In- 
!       lualität   des   Wirtschafters  oder  dessen 
Wohnsitz    Trotzdem  findet  sich  im  Geltungs- 
1   'he  der  Taille  reelle  die  Bildung  eines 
;*:,, ten  Kontingente  für  das  bewegliche 

Vermögen  und  für  die  industriellen  Ein- 
nahmen Dieses  Nebenkontingent  betrug  in 
TSseundimBlsaBSVa,indemDauphme 

|is  bis  i/i2,  in  Montauban  >  u  bis  Vis  unü 
'ring  anderwärts  bis  '  u»  oder  1%  zurück, 
■     nach  der  kapitalistischen  undindustneUen 
Blüte  der  einzelnen  Provinzen 

Ton  der  Taille  waren  regelmassig  Aüü, 
Geistlichkeit,  Beamte  und  einzelne  Bevor- 
rechteteT  befreit.  An  diese  sehiiessen  sich 
weitet  persönliche  oder  aachliche  Be- 
^ankuiendorSteuorfro,,!^    wieTaifou 

füT  Kriegszwecke  auf  wirklich  matten 
ragende  oder  dazu  unfähige  Adelige  Der 
&    Leistete    zuweilen  Decimes   als  don 

gnltl!!t'den  Anfängen  der  Taille  wurde  diese 
Steuer  von  den  Baifihsständen  für  bestimmte 
faire  uld  vorgesehene  Zwecke  ^prgeh 
in    einem  Jahresbetrage  von   1,20  Millionen 
v    "  "der   9,56    Mülionen    Francs    (rund 
6S  86  Millionen  Francs  nach  heutigem  Geld- 
S  bewilligt,    em   Botrag,    derohne  er- 
neute Genehmigung   definitiv   wurde  JJer 
ftosamtbetrag  war  bereits  m  den  <Uei  Janreu 
JA  Jahrhunderts  auf  14  Millionen  Livres 
angewachsen.    Im  Laufe  der  fo  genden Jahr- 
hnnderte  stiegen  die  Ertrag  der  Tadle  Je 
deutend,  so  dass  sie  in  den  80er  Janren  ues 
lt  Jahrhunderts    91  M^onen   Livres    er- 

. ,chten     von    welchen   nach   den    Aufcte 
lungen  Vckers  81  bis  89 • o  auf  den  Grund- 

besitz  entfielen.  ._--  , 

Die  Notablenversammhmg  von  1. 87  be- 
Hh-wortete  die  Preisgabe  aller  Vorrecnte 
Un  Bereidie   der   direkten  Besteuerung  und 

4 
Auflage.    VII. 
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für  ein  Lnapöt  territorial  im 
i  Betrage  von  80  Millionen  Francs  aus. 
welches  nach  verbesserten  Katastern  repar- 
tiert werden  sollte.  Ein  noch  im  Jahre 
1781  sinngemäss  erlassenes  Edikt  wurde 
alsbald  wegen  des  Widerspruchs  der  Parla- 
menl  urückgeuommen.    Die  Wogen 

der  grossen    Revolution    spülten    mit    dem 
tteri  Regimente  auch  die  Taille  hinweg, 
<>»i  d    äell  e  bei  der  neuzeitlichen  Gestaltung 
Steuersystems  für  den  Xml.au  als  eine 
ntliche  Stütze  zu  benutzen. 

I.itH'ratur:  -V  Taittes,  Paris  1761. 

Clamageran,   Bisloire   de  l'impSt   en   France, 

S  vol.,  Paris  1867,    1868,    1876,    i.  T,  488 ff.,    II, 

1°-  ,628,    III,    868,  871, 

887,    S9S,    440.   —  Stowrm,     Les  finances    de 

fanden  rigirm   et  de  la  revolution,    '>  vol.    Paris 

71—110,  Hl— US.  —  Esquivou 

de  Pinien,    ffistoin   des    impots  generaux  sur 

op  Ute  et  le  revenu,  Paris  1856,  p.   160  bis 

—  Powell.   History  of  Taxation  and  Taxes 

■'     |     61.,    London  1884,    t.  I,   IS.  

1  '"''•'''•    '  der   Steuern    des   britischen 

Seiches,  Leipzig  1866,  S.  1J6,  1S9.  —  Wagner 
Fin.  III.  Leipzig  1889,  §§55,  58,   71  -und  75.    ' 
Max  von  Hechel. 


Aufl.,    Turin    1886.    S.   LXXII    u.    LXXIII    _ 
Gabaglio,    Teoria    della  statistica,    2.  Aufl 
Bd.  I,  Mailand  1888,  S.  70  77.  ' 

Lippert. 
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I.  Rechtliche  Verhältnisse.  1.  Recht- 
liche Stellung  der  Taubstummen.  2  Taub- 
stummenanstalten. H.  Taubstummenun- 
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Tamassia,  G., 

veröffentlichte  von  staatswissenschaftlichenSehrif- 
tcu :  Del  line  delle  statistiche,  Mailand  1808  — 
Esame  della  confutazione  del  fine  delle  sta- 
tistiche, ebd.  L809.  -  Beide  Schriften  finden 
ach   abgedruckt   in   Gioja,   Opere,    Bd    VII 

Lugi 1834. 

_^  _  Tamassia    gehörte   zu   jener   Gruppe  fran- 
;  her.  deutscher  und  italienischer  Statistiker 
welche  die  Aufgabe   der  Statistik   dahin  präci- 
ii.  -ämtliche  die  Staatskräfte  im  Zustande 
der  Aktivität  betreffende  Daten  zu  verzeichnen 
und  methodisch  zu  klassifizieren.     Als  einer  der 
loseren  Anhänger  dieser  Gruppe  en^te  er 
gen  Kreis  da    Funktionen  der  Statistik  bis  zur 
Hilfswissenschaft   der   öffentlichen   Verwaltung 
am.     Den  entgegengesetzten  Standpunkt    ver- 
trat Gioia  (s.  d.  oben  Bd.  IV  S.   727/28),    der 
als  .schuler  Achenwalls  den  Begriff  der  Staaten- 
statistik  n  a.  dahin  erweiterte,  dass  auch  sämt- 
liche  au    das   Staatswohl   bezügliche  Daten  in 
üieselbe  hineinzuziehen  seien. 

-1.    über    Tamassia:    Gioja,     Indole 
estensione  e  vai  IIa  statistica/ Maüand 

n,i«I  t  rf  8c^  trn'i,t  Gi°Ja  Tamassias 
„Del  fine  delle  statistiche"  (s.o.)  an.  worin  der 

Verfasser  na  jede  statistische  Forschung  nach 

Kausalitatsverhältiiisse   der   Zustände   der 
verderblich  flu  die  Statistik  erklärte. 

Brians     z&z$± 

leitnng  in  die  Wissenschaft  der  Statistik    Ttt- 

1843    8.98/99.        G.  Mayr  nid  G  B. 

»alvioni,    La    staturfnea  e  la  vita  sociale,  2. 


I.  Rechtliche  Verhältnisse. 
1.     Rechtliche     Stellung     der    Taub- 
stummen.    In   frühester   und  früherer  Zeit 
waren  die  Taubstummen  in  rechtlicher  Be- 
ziehung nicht  mir  sehr  beschränkt,  sondern 
ziemlich    rechtlos    und     ohne     gesetzlichen 
benutz.    Auch  die  Kirche  nahm  sich  dieser 
Unglücklichen    nicht    an,    weil    letztere   im 
Glauben     nicht     erzogen    werden    konnten 
Erst   mit   den   fortschreitenden  Erziehung-S- 
und Bildungsresultaten  erweiterten  sich  die 
Rechte  der  Taubstummen,  und  gegenwärtig 
findet   eine    Rechtsbeschränkung    derselben 
nicht   mehr  statt.    Die  jetzt  für  die  Taub- 
stummen  giltigen    besonderen   Gesetze  sind 
nur  zum  Schutze  derselben  erlassen. 

Bis  zur  Einführung  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuches  bestanden  in  den  deutschen 
Bundesstaaten  je  nach  dem  geltenden  Rechte 
verschiedene  gesetzliche  Bestimmungen  für 
die  Taubstummen.  Erst  mit  dem  Inkraft- 
treten des  genannten  Gesetzes  wurden  ein- 
heitliche Rechtsverhältnisse  im  deutschen 
Reiche  auch  für  die  Taubstummen  ge- 
schaffen. Artikel  210  des  Einführunasle- 
setzes  zum  B.G.B.  sagt: 

Auf  eine   zur  Zeit   des  Inkrafttretens   des 
Bürgerlichen     Gesetzbuches     bestehende     Vor- 
mundschaft oder  Pflegschaft   finden   von  dieser 
I  Zeit  an  die  Vorschriften   des  Bürgerlichen   Ge- 
isetzbuches    Anwendung.      Ist     die    Vormund- 
schaft    wegen    eines    körperlichen    Gebrechens 
|  angeordnet,   so  gilt  sie   als    eine   nach    §  1910 
Abs.   1    des    Bürgerlichen    Gesetzbuches    ange- 
ordnete   Pflegschaft.      Ist    die    Vormundschaft 
wegen  Geistesschwäche    angeordnet,   ohne    dass 
eine  Entmündigung   erfolgt  ist,  so  gilt  sie  als 
eine   nach   §  1910  Abs.  2  des  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuches   für    die   Vermögensangelegenheiten 
des   Geistesschwachen    angeordnete  Pflegschaft, 
•i.  bisherigen    Vormünder    und    Pfleger 

bleiben  im  Amte.  Das  gleiche  gilt  im  Geltungs- 
bereichederpreussischen  Vonnundschaftsordnuiu'- 
ir"  i-  i  1875  für  (len  Familienrat  und  dessen 
-Mitglieder.  Ein  Gegenvormund  ist  zu  entlassen 
wenn  nach  den  Vorschriften  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuches  ein  Gegenvormund  nicht  zu  be- 
stellen sein  würde. 

Eines  I 'Hegers  bedürfen  die  Taubstummen 
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sie   durch  ihr  Leiden   an 
um-  dann,  wenn        ,  aeeenheiten   be- 

Besorgung ihrer  ^c^S£ftsbehörde 

Sll«   und  sein  } '   7'\e"  hen    insbesondere  weil 
^'-^lll- l:;1::;;^:™^.  seine  Angelegen- 

■rf*»  ni,;M  ZU  bvSriVeTafer  nicht  unter 
VrrVWF  t>m-ti;       infolge    geistiger    und 

ÄnarVu.^uhdten  einen  Pfleger  er-  | 
haltDie  Pflegschaft  darf  nur  mit  EmwiUipng 

*Sf SügHch  der  Testierfähigkeit  Tauhstnm- 
mer^l,rfrr^ung^Ei« 
oder  des  Notars  stumm ote  «J £■ ^™J- 

verhindert  ist,  t«^^r  mma  die 
Dehergahe  einer  Sctoft  ernsten  ^^ 

Erklärung',    dass    die     ■    ulul,      d,  eigen- 

™U  >'ntlwl^ri,XÄerÄin  besonderes 
S^ete^L  Protokoll  als  Anlage 

Wl^^f,^Ld!gr  Niedersehreiben  der  Er- 
klärung  solle  ^^r^ffiframS^Sen 

^  des  Notars,  dass  de  E  ■ ;  «* >  *™  P  tellt 
verhindert  ist     mussmPi^oue        Lg 

oder  Stummheit  nicht.  , 

Ueber  Eidesleistung  bestimmt  §  483  clei 


ist  etc 


,  ■  p  o   u    S  63  der  Str.PJ  >• 

'  '  Stumme  welche  sehreiben  können 
leisten  Ten  Eid  mittelst  Absehreibens  und 
rnteischreil.ens  der  die  Eidesnorm  ent- 
iSen  Eidesformel.  Stumme .  welche 
S  schreiben  können,  leisten  den  Eid 
SS  Dolmetschers  durch  Zeichen. 
Weitere  Bestimmungen  über   Taubstumme 

sind   in    folgenden    Gesetzesparagraphen    ent- 

h8lte8 1039  d  C  P  0.    Taube  und  Stumme  können  I 
"*  hi^YrtrTÄdlnng   mit 

^„Ä SS**?  zuhieben,  mit  deren 
Hilfe  die  Verständigung  in  anderer  Weise  er 
folgen  kann.  Partei    welche 

des  Gerichts .überlassen.  ^  ^^  wdche  vor 
erster    Instanz    zu    ver- 


dem 


§    140  d.  Str.P.O. 
"Landgericht    in 


ä  258d  StrP.O.   Einem  der  Gerichtsspi 
rf*?  mfchtfien  Angeklagten .  .  *■ 

ertrage    mmdestens    die   An 

Staatsanwaltschaft   and  des  Verl  !     lu"" 

det    Dolmetscher     bekannl     gegeben    werden. 

.,11,,  gut  von  einem   tauben  Angeklagten, 

„iobt  eine  schriftlich   Verständigung  er- 

f0lgti298d  Str.P.O     5a1  ein  Angeklagter  zur 
Zdt  te  Thal    noch   nichl    das   18.  Lebens 

vollendet      SO    raus  *" ''" 

we  d  n    ob   er  bei  Begebung  der  That  die  zur 
WrkPnntnis  ihrer  Strafbarkeit  erforderhche  Ern- 

IcM    besessen   hat.     Dasselbe    gut,    wenn    ein 

^ffVÄI^i«   Turbstuuuner, 

,?        r      ,,,r '  Fvkenntnis    der    Strafbarkeit 

welcher   «"^L^SbHmiU««  erforder- 

" iChSg^7a   d   GO     Der  Wandergewerbeschein 

Ster  nach  der  Ueberzeugung  des  Achters 

,     los   Nutars  taub,   blind,   stumm   oder 

'sonst  am  Sprechen  verbindert   so  mtiss  der 

Ster  einen   Gerichtsschreiber  oder   zwei 

fe^LNotar.einenzweit^X^-der 

-zwei    Zeugen    zuziehen    (§§    lb»,    J-ÖJ    '.l 
££  über   die    to**B%*"   h™- 
*         SffSffwAJfS  siebente 

W°rtWer  das  siebente,  aber  nicht  ^achtzehnte 
£    ^gleiche  gut  von  einem  Taubstummen. 

™°      j;   „™        ',1  '  -  äie  faibstumme» 


.'■-• 
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Taubstumme  können  niemals 
Glauben  empfangen,  Glauben  haben,  denn 
der  Glaube  kommt  au?  der  Predigt  von 
dem,  was  man  hört,  sie  können  weder  lesen 
noch    schreiben    lernen.       Vorübergehende 

i  für   die 

stummen  im  17.  und  Anfang  des  L8.  Jahr- 
hunderts in  Deutschland,  Holland  und  Eng- 
land blieben  ohne  Erfolg,  und  erst  nachdem 
Bildungsfähigkeit  der  Taubstummi 

e  1760  die  erste  Taubstummen- 
anstalt in  Paris  durch  den  Abbe  de  L'Epee 
und    bald  darauf   eine  solch  Samuel 

Beinicke  in  Eppendorf  bei  Hamburg  er- 
richtet. Letzt  tall  wurde  auf  Ver- 
anlassung des  Kurfürsten  Friedrich  August 
im  Jahn-  1778  nach  Leipzig  verlest.  Bald 
nachher  entstanden  Taubstummenans 
i"  V-  rlin,  Prag  etc.  Gegenwärtig 
wendet  der  moderne  Staat  seine  Füi 
auch  der  Erziehung  dieser  Gebrechlichen 
zu,  und  so  finden  wir  zur  Zeit  Taub- 
stummena  in  allen  kultivierten  Län- 
lier"  hes).  Eine  grosse  An- 
zahl ron  Taubstummenanstalten  wurden 
Privaten  gegründet  und  später  vom 
Staate  '..der  von  Provinzialverbänden  über- 
nmen. 

iwohl    es    ausser    den    .Staatsanstalten 

eme  ziemliche  Anzahl  städtische,  private 

Vereins-,  Stiftungs-  etc.  Anstalten  giebt   so 

ü  manchen  Ländern  noch  Taub- 

stummemit  in  d je  Volksschulen  aufgenommen 

werden. 

im  Königreich  -  und  taubstumme 

Kinder  von  der  Volksschule  ausgeschlossen 
für  ihre  Erziehung  ist   anderweit   in  geeig- 
net, -r  Weise  Sorge  zu  tragen.  Für  Ausbildung 
laubstummer  im  Handwerk  können  Prämien 
150  Mark  gewährt  werden. 
Die     Taubstummenanstalten     sind     teils 
teils   Externate,  oft  auch  beides 
zusammen.    Auch  die  Verbindung  mit  Blin- 
Blödsinnigenanstalten  kommt  vor 
?ungs-  und  Erziehun^koste.i 
°   emzelnen  Ländern  verschieden 
-  B.  in  der  königlichen  Taub- 
shjmmenanst^t    zu    Berlin    für    Pensionäre 
480   .Mark,   für   Inhaber    halber    Freistellen 
-1"    -Mark.      |,n    Königreich    Sachsen    sind1 
i      einem     besonderen     Beitrage     für 
tte,  Kleidungund  Wäsche   Üb  Marl 
0-360  Mark  je  nach 

V"  in.    Anzahl 

Di     Zahlung 
,:"•  V*P  in    erster 

iMn'.:    •''•,■.  Älimenl  !(t,,,„,K    m 

Linie   und   in   ,  .,,.,,    tfmen 

0  I  armenver- 

TJ!  ;  unterstehen  die 

laubst"nui  ,!;il „  älog     dem 


königlichen  Provinzialschulkollegium .  ira 
Königreich  Bayern  die  Kreisanstalten  den 
len  Ki.  isregierungen,  die  Privat- 
anstalten ihren  eigenen  Direktionen  (geist- 
liehen Inspektoren  oder  städtischen  Schul- 
renten), im  Königreich  Sachsen  dem 
Kultusministerium. 

II.  Taubstummenunterricht 

Wenn  beim  gesunden  Kinde  der  Schul- 
unterricht mit  mündlicher  Belehruno-  und  An- 
schauung beginnen  kann,  d.  h.  wenn  der  Geist 
des  gesunden  Kindes   die  erste  Schulung  durch 

das  Ixenör   und   das  Gesicht   empfangt    "so  fällt 
beim  taubstummen  Schüler  der  Weg  durch  das 
Gehör  fort  und   es  gut,  mit   alleiniger  Inan- 
spruchnahme  des  Gesichts   zunächst    ein  Mittel 
und  einen  V  eg  herzustellen,  welcher  das  Gehör 
ersetzt.      Das    erste    Ziel    beim    Taubstummen- 
unterricht  ist.   den  Zögling   dahin   zu  bringen 
dass   er  andere  versteht    und    sieh    ihnen    ver- 
ständlich  machen   kann.     Pas   geschieht    durch 
die  natürliche   Zeichen-   und  Geberdensprache 
welche  auch   dem  gesunden  Menschen  eigen  ist 
und  ohne  welche  eine  Verständigung  von  zwei 
verschieden   sprechenden   Menschen   —    denken 
wir  z.  B.  an  die  wilden  Völkeratämme  —  nicht 
möglich   wäre.     Diese   natürliche   Zeichen-   und 
treberdensprache  ist  bei  den  Taubstummen    da 
sie  deren  einziges  Verständigungsmittel  bildet 
besonders   scharf  ausgebildet.     Durch    den   mit 
unermüdlicher  Geduld  und  Ausdauer  bewirkten 
Unterricht   wurde  bei  den  früheren  Lehrmetho- 
den diese  natürliche  Geberdensprache  zur  künst- 
lichen   oder   methodischen    Zeichen-    und    Ge- 
berdensprache ausgebildet,  indem  für  jeden  Be- 
grift  ein  bestimmtes  Zeichen  mit  der  Hand  oder 
eine  Geberde  gesetzt  wurde.    Auf  diesem  Wege 
brachte   der  französische   Abbe  de  l'Epee    1712 
bis    1789)    seine    Zöglinge    endlich    zum    Ver- 
ständnis  der  Schriftsprache.     Wenn   auch  aner- 
kannt werden  muss,  dass  auf  diesem  Wege  sehr 
achtens»,,!.,    Erfolge   erzielt   worden   sind  und 
die  Lage   der  Taubstummen   durch  ihre  Fähig- 
keit des  schriftlichen  Gedankenaustausches  gegen 
früher   sich  wesentlich   besserte,  so  waren  Sud 
blieben  sie  doch  mehr  oder  minder  isoliert  und 
aus  dem  Kreise   der  hörenden  und  sprechenden 
-Menschheit    ausgeschlossen.      Das   grosse    Ver- 
dienst,   diese   bis   dahin  für  unübersteiglich  ge- 
haltene Schranke  gebrochen  zu  haben,  "gebührt 
dem     Begründer     der    sogenannten     deutschen 
Schule,  Samuel  Heinicke  (1729— 1790).  Derselbe 
lehrte  seine  Schüler  nicht  nur  Gesprochenes  vom 
Munde  und  Mienenspiel  anderer  ablesen,  sondern 
auch  selbst  sprechen. 

Durch  aufmerksames  Beobachten  der  Be- 
wegungen der  Lippen,  Zunge  und  Gesichtszüge 
lernt  nach  Hemickes  Methode  der  Taubstumme 
nicht  nur  Worte,  sondern  auch  zusammen- 
hangende Sätze  den  mit  ihm  Sprechenden  vom 
Jlunde  ablesen  und  verstehen.  Aber  nicht 
bloss  Gesprochen-  verstehen,  sondern  auch 
selbst  sprechen  lernt  der  Taubstumme.  Nach 
einem  Vorbüde  des  Schweizer  Arztes  Amman 
lehrte  Hemicke  die  Taubstummen  dadurch 
frechen,  dass  er  sie  gewöhnte,  auf  die  bei 
jedem  einzelnen  Laute  veränderte  Stellung  des 
.Hundes  zu  achten,    sie  mit  dem  Gesicht  auf  zu- 
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fassen  und  vor  dem  Spiegel  nachzuahmen.   Beim 
K,      eines  Tones  Hess  er  den  Taubstummen 
die  Hand  an  seine  Kehle  halt,,.,   dann,  dieser 
eZehende  zitternde  Bewegung  bemerken 
konnte      Heim    Nachahmen    des    lones   liess  e 
dann  den  Taubstummen  die  Hand  an  die  eigene 
&  legen  und   gelangte  so  zum  aussprechen 
Äönln  ^elchf  ein  Taubstummer,  durch  das 
/,    s     Naehahmen   der   mit  dem  Gesich    aufge- 
'Lten  Mundstellungeii  nicht  wurde  haben  her- 
vortrin«en  kennen/Diese  Methode  wurde  von 
Ecke  noch  sehr  vervollkommnet   Die  höchste 
Sah     des  Taubstummenunterrichte  .st  ohne 
Zweifel    den  Schiller  dahin  zu  bringen,  mund- 
M    wie  schriftlich  seine  Gedanken  ."korrekter 
Um  zum  Ausdruck  zu  bringen.    Wenn  auch 
viele    Taubstumme    nur    eine    eintönige    ubel- 
•  utende  Lautsprache  erlangen,  so  sind  sie  doch 
hierdurch     zu     brauchbaren    Mitgliedern    der 
Schlichen  Gesellschaft  geworden  und  unend- 
lich   besser   gestellt   als   ihre   bedauernswerten 
Leidensgenossen  in  früheren  Zeiten. 

Zu   erwähnen   ist  noch,   dass  die   «rings 
geschilderte    sogenannte    tvanzusisclie   Methode 
welche     mit     Erlernung    der    Geberden-    und 
Schriftsprache   ihr   höchstes  Zie     erreicht  siebt 
bis   vor   kurzem   in   unvermitteltem    Gegensatz 
zu  dir  erst  mit  Erlernung  der  Lautsprache  ab- 
blasenden   sogenannten  .putschen    Methode 
.tand     Erst  in  jüngster  Zeit  hat  sich  m  Frank- 
reich und   den   von   der   französischen  Methode 
beherrschten    Ländern   die   Ueberzeugung   von 
Überlegenheit  der  deutschen  Methode  Ulm 
gebrochen,  so  dass  bei  dem  im  Jahre  1880  in 
Mailand    stattgehabten    ersten    internationalen 
TanbTtummenfehrerkongress,  obwohl  derselbe  in 
überwiegender  Mehrzahl  von  Franzosen  besucht 
wai-    doch  unter  lautem  Jubel  aller  Anwesenden 
die  deutsche  Unterrichtsmethode  als  die  zweck- 
mässige proklamiert  und  zur  allgemeinen  An- 
nahme empfohlen  wurde.     Seitdem  ist  te  Smg 
,1er  deutschen  Methode  entschieden  und  letztere 
fast   überall   an    Stelle    der    franzosischen    ge- 

^  Dass  beide  Systeme  sich  bisher  so  schroff 
gegenüberstanden   und    von    der    französischen 
Schule  die  Vorteile  der  deutschen  erst  verhält- 
nismässig  spät  erkannt   wurden,   beruht  darin, 
aaTauch  die  deutsche  Schule   ihre  Entwicke- 
lungsphasen    durchzumachen   hatte..    De l m 
stand    dass  früher   nur    eine   ijahnge    Ausbil- 
dun-  Periode  bestand,  liess  die  Pflege  der  Laut- 
S    nicht    genügend  üi    den   Vordergrund 
treten    und    so    entstand   ein   System     welches 
weaer' deutsch  noch  französisch  war.    Neben,  er 
Geberdensprache  wurde    zwar   auch  die .Laut- 
sprache gelehrt,  jedoch  letztere  nicht  yn dem 
Grade   dass  sie  die  Geberdensprache  vollständig 
Überflüssig  machte,  und  so  kau.  es.  dass  die  ari- 
den   kastelten   Entlassenen   den   Gebrauch   dei 
Ansprache    vernachlässigten    und    verlernten 
Eine  durchgreifende  Reform  erfahr  der  Taub 
stummenunterricht    erst  ...  fester  Zeit  durch 
den  hochverdienten  Vorsteher  der  Taubstummen 
anstalt   in   Weissenfeis    Hill,  welcher -to  Ge- 
berdensprache zurückgedrängt   und   a«rt» 
discher  Beziehung  mehr  Fühlung  und  A     cMuss 
an   die   in    den   Volksschulen   sich   vollziehende 
Arbeit  gesucht  und  gefunden  hat.    Die  l  ntei 
richtszeit    wurde    auf  6   und   in   man*..-     - 
stalten    auf   8   Jahre    erhöht.     Erst    hierdurch 


war  es  möglich,  eine  -rundlichere  and  um- 
fassendere Bildung  de-  taubstummen  Schüler 
zu  erzielen  und  die  Geberdensprache :  vollständig 
zu  verbannen.  Der  für  die  königliche  laub- 
stummenanstalt  in  Berlin  vom  königlich  nrens- 
sischen  Kultusministerium  aufgestellte  Lehrplan 
umfasst  folgende  (Jnterrichtsgegenstände: 

1     Artikulation   und  Sprachunterricht!  [AD- 

sehen.  Sprechen,  Schreiben,  Lesen,  Sprach- 

lel.r 

2.  Religion  ; 

3.  Rechnen  ;  n 
4    Weltkunde     a)    Geschichte,     b.    Geo- 
graphie, c)    Naturgeschichte,   i     Natur- 
lehre) ; 

5.  Schönschreiben; 

6.  Zeichnen  und  Formenlehre; 

7.  Turnen ;  _     ,    .    . 
8     (f    d   Mädchen)  weibliche  Handarbeiten. 
Diesem  Lehrplane  sind  folgende  allgemeine 

Bemerkungen  hinzugefügt:  ,„f„.oil0 

Der    Unterricht   stellt    sich   die   Aufga 
die  taubstummen  Schüler  durch  Erziehung  und 
Unterricht   zu  religiös   sittlichen   und  erwerbs- 
fähigen    Mitgliedern    der    bürgerlichen    Gesell- 
Behaft^uszubüden.   ^  fa  ^  aufsteigenden 

KlaSDenmeSnzen  Unterrichte  wird  die  deutsche 
Methode  zu  Grunde  gelegt,  so  dass  den  tau b- 
stummen  Schülern  die  Lautsprache  zur  Denk- 
und  Mitteilungsform  wird.  rP.,PrdP„ 

Der  Gebrauch  der  künstlichen  Gebeiden- 
snrache  und  des  Hand-  oder  Fingeralphabets 
i!r  gänzlich  ausgeschlossen.  Auf  den  untersten 
Mute,  wird  die  sogenannte  natürliche  Gebeide 
als  erstes  Verständigungsmittel  benutzt  eben- 
so auch  auf  den  höheren  ünterrichtsstufen .in 
den  Fällen,  in  welchen  es  sich  .....  r.rkl.m  im 
innerer  Zustände  and  Thätigkeiten  des  Menschen 

haUdDer  Verkehr  der  Schüler  mit  den  Lehrern 
und  untereinander  geschieht  mittelst  der  Laut- 
sprache." 


III.  Statistisches. 
3    Statistik  der  Taubstummen.     Als 

taubstumm  bezeichnet  man  diejenigen  Per- 
sonen, weiche  zwar  mit  normal  entwickelten 
Sprechwerkzeugen    geboren,     aber,    möge 
Taubheit  stumm  geblieben  sind    Die  infolge 
mangelhafter  Ausbildung   der    Sprechwerk- 
zeuge  oder  Blödsinns  Stummen  rechnet  man 
nicht  zu  den  eigentlichen  Taubstummen    In 
einer  sehr  grossen  Zahl  von  Fällen  ist  die 
Taubheit    nicht    angeboren,   sondern   mto  gc 
ungünstig    verlaufener   Krankheiten  in  den 
ersten  Lebensjahren  eingetreten     Ihn ^  1880 
in    Preussen    gemachter   Versuch,   die ^Ur- 
sachen der  Taubstummheit  durch  die  A  olks- 
zählimg   festzustellen    ist    gescheitert     k* 
wurde    zwar  ermittelt,   dass  bei  9468  Per- 
sonen die  Taubstummheit  angeboren  und  bei 
7196  Personen  später  erworben  worden  ist, 
leider   fehlt   aber  für  11 130  Personen   eine 
diesbezügliche  Angabe.    Dieser  Verbuch  ist 
1895  wiederholt  worden   uud   hat  zwar  ein 
etwas  besseres,  aber  noch  lauge  kein  brauch- 
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bares  Ergebnis  Eert.    Es  wurden    lsü."> 

ermittelt : 

taubstumm  später  ohne 

geboren       geworden  Angabe 

männlich             7  469  5  106  3  218 

weiblich             6270  4166  2492 

zusammen.         13769  9272  5  710 

In    Oesterreich    waren    L897    von    1562 
^.Dstaltsinsassen    624     taubstumm    geboret) 

uml   '.t:;s  später  geworden. 

Dagegen  ist  festgestellt,  dass  die  höch- 
sten Prozentsätze  taubstummer  Einder  unter 

dem  materiell  am  -  n !•  ■■  i  1 1  ■  ■  - 1 . ■  1 1  gestellten 
Teile  der  Bevölkerung,  der  seinen  Kindern 
die  rechte  Pflege  und  Beobachtung,  nament- 
lich in  Krankheitsfällen  nicht  angedeihen 
kann,  verkommen. 

Dr.  v.  Mayr  ermittelte  1 S77  auf  eine 
internationale  Gesamtbevölkerung  von  206 
Millionen  Menschen  152  751  Taubstumme. 
Auf  je  10000  Menschen  entfallen  hiernach 
7. 10  Taubstumme. 

In  den  einzelnen  Ländern  stellte  sich 
dieses  Verhältnis  wie  folgt: 

Deutschland  9,6,  Grossbritannieu  5,74, 
Dänemark  6,20,  Norwegen  9,22,  Schweden 
1 1 1,23, 1  »esterreich  9,66,  Ungarn  13,43,  Schweiz 
2  1.52.  Niederlande  3,35,  Belgien  4,39,  Frank- 
reich 0.26,  Spanien  6,96,  Italien  7.34,  Ver- 
einigte Staaten  von  Nordamerika  4,20,  Ar- 
men 38,01.  Britische  Kolonieen  in 
Nordamerika  8,05,  Westindien  10,52,  Afrika 
L6,01,  Australien  1,83. 

Im  Deutschen  Reiche  wird  die  Erhebung 
der  Zahl  der  Gebrechlichen  bei  Volkszäh- 
lungen vom  Bundesrate  nicht  vorgeschrieben, 
da,  wo  dies  geschehen,  ist  es  nur  der  An- 
ordnung der  Einzelstaaten  zu  verdanken. 
Die  umfassendsten  Erhebungen  dieser  Art 
liegen  aus  dem  Jahre  1871  vor,  welche 
sich  auf  19  deutsche  Bundesstaaten  mit 
37,2  Millionen  Personen  oder  91%  der  Ge- 
samt he rölkerung  erstrecken. 

Es  wurden  hierdurch  im  Jahre  1871 
Taubstumme  ermittelt 


überhaupt 
männliche    19078 
weibliche     16  516 
zusammen  35659 


(1.  i.  auf  10000  Pers. 
I0,5 
8,7 
9,6 


Es  tritt  also  ein  bedeutendes  Ueberwiegen 
de~  männlichen  Geschlechtes  hervor.  Die 
örtliche  Verteilung  ist  eine  sehr  verschieden- 
artige und  schwankt  zwischen  17,8  auf 
10000  Personen  in  der  Provinz  Preussen 
und  6,0  im  Herzogtum  Anhalt.  In  den 
n  Bundesstaaten  entfallen  auf  10000 
überhaupt  Taubstumme  im 


Eüonigreii  fa  Preussen 

171. 
IO,8 

w. 

9,o 

zus 
9,9 

Bayern 

9,5 

8,5 

9,° 

„               lisen 

6,8 

5,9 

6,3 

Spätere  Zählungen  der  Taubstummen 
wurden  u.  a.  vorgenommen  im  Königreich 
Preussen  in  den  Jahren  1880  und  1895, 
ferner  im  Königreich  Sachsen  bei  allen 
Volkszählungen. 

Auf  je  10  000  Personen  entfielen  Taub- 
stumme in  Preussen  1871  9,9,  1880  10.2. 
1895  9,0;  im  Königreich  Sachsen  1871  6,27, 
1875  6,10,  1880  5,88,  1885  5,91,  1890  5.0!i, 
1895  5,25.  Während  in  Preussen  die  Zahl 
der  Taubstummen  auf  je  10  000  Personen 
überhaupt  von  9,9  im  Jahre  1871  auf  10,2 
im  Jahre  1880  gestiegen  und  1895  auf  9,0 
gefallen  ist,  macht  sich  in  Sachsen  eine 
stetige  Abnahme  bemerkbar.  Die  Verteilung 
der  Taubstummen  nach  dem  Alter  in  oben- 
genannten beiden  Läuderu  lässt  sich  aus 
folgender  Aufstellung  ersehen : 

Auf  je  10  000  Lebende  überhaupt  kommen 
Taubstumme  gleichen  Alters 

Kgr.  Sachsen 


im  Alter 

von  Jahren 

0—5 

5—10 
10-15 
15-20 
20-30 
30—40 
40-50 
50—60 
60-70 
über  70 


Kgr.  Preussen  1880 


männl. 

3,3 
10,4 

17,4 
19,6 
11,0 
n,3 
9,8 

IO,5 
10,0 

■6,5 


weibl. 

2,6 

8,1 
13,9 
15,6 

8,8 

8,9 

8,3 

8,8 

8,0 
H,4 


männl.  u.  weibl. 


1890 
1,0 
5,° 
6,5 
7,i 
6,7 
6,2 

6,5 
6,0 

7,2 
7,4 


1895 

i|i 
3,9 

6,2 

5,7 
6,1 
6,0 
6,4 
5,8 
6,5 
6,4 


Dem  Familienstand  nach  waren 

im  Königreich  im  Königreich 

Preussen  1880  Sachsen  1895 

m.          w.       zus.  m. 

ledig           13  395  1I49I  24886  845 

verheiratet  1115       476     1  591  213 

verwitwet       156       272       428  21 

geschieden         14           9         23  1 


w.     zus. 

714  1559 
155  368 

36      57 
4        5 


Stellt  mau  die  Taubstummen  der  Ge- 
samtbevölkerung  gegenüber,  so  ergiebt  sieh, 
dass  die  ersteren  in  viel  geringerem  Grade 
eine  Ehe  eingehen. 

Von  je  1000  Personen  waren  nämlich 

in  Preussen  1880       in  Sachsen  1895 
v.  d.  Ge 


ledig 

verheil-. 

verw. 
gesch. 


samt- 

bevölke- 

rung 

601,8 

338,2 

58,4 

1.3 


von  den 
Taub- 
stummen 

923,6 

59,7 

15,8 

1,0 


v.  d.  Ge- 

samt- 

bevölke- 

rung 

578,i 

365,1 

54,2 

2,6 


von  den 
Taub- 
stummen 

784,0 

185,0 

28,6 

2,5 


Dem  Religionsbekenntnis  nach  entfallen 
Taubstumme  in  Preussen  auf  10  000  Orts- 
anwesende gleichen   Bekenntnisses   bei  den 

1880  1895 

Evangelischen 9,9  8,7 

Katholischen 10,4  9,4 

Juden 14,4  13,6 
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Dieses  Ergebnis  scheint  die  Annahme  zu 
bestätigen,  dass  Heiraten  unter  Verwandten, 

„  Ml.  l„i  den  .luden  am  .».-.sten  v.,r- 
die  Geburt  laubstummer  be- 
lustigen. Noch  mehr  tritt  dies  nervor, 
wenn  man  die  taubstumm  Geborenen  von 
dell  später  taubstumm  Gewordenen  trennt 
Aut   u 0  Personen  gleichen  Bekenntnisses 

kommen  Evang.       Kath.       Juden 

taubstumm  geboren     3,4  3,5  i| 

Später  geworden  2,8  z,°  *, 

Sme  Angabe  3,9  4-3  4,7 

Unter  Ausscheidung  der  Kinder  und  der 
in  Anstalten  Befindlichen  waren  IbSU  in 
Genasen  von  je  1000  Taubstummen  in 
folgenden  Berufsgruppen  beschäftigt 

männl. 

Landwirtschaft  etc 

Bergbau  und  Hüttenwesen  .     - 

Gewerbe 

Handel  und  Verkehr  .  .  ■  • 
Beherbergung;  und  Erquickung 
Persönliche  Dienstleistungen  . 
Kunst.  Wissenschaften,  öffent- 
licher Dienst 

Ohne  bestimmten  Beruf  .    .    • 

Obwohl    fast    alle     Gewerbe    von    den  1 

Taubstummen   ergriffen  werden,   so  werden 

doch    gewisse    Arten    besonders    bevorzugt. 

uä   dies  die  Gewerbe  der  Bekleidung 

und  Reinigung  sowie  der  Holz-  und  Schnitz- 

0fBei    der    Berufszählung    1895    sind    die 
rechlichen  nicht  ermittelt  worden 
Nach  ihrer  Stellung  im  Haushalte  kamen 
1880  in  Preussen  von  je  1000  Taubstummen 

auf  männl. 

Haushaltungsvorstände     .     .     .       I04.3 
Ehesatten  .     .     ■     •     -     -     ■    ■  °' 

Eltern,  Kinder  und  Verwandte 

ohne  Beruf 47»,3 

Fremde  Pfleglinge 44.o 

Dienstboten ^"'9 

Gewerbsgehilfen  und  zwar 

a)  Kinder  und  Verwandte 

b)  fremde  Personen  .    .    . 

Aftermieter 

Sehlafgänger 

ohne  Angabe  


In  Oesterreich  wurden  bei  der  Volks- 
zählung  am  31.  Dezember  1890  3087b 
Taubstumme  (16961  männliche,  1393 
weibliche)  ermittelt  Auf  je  10000  Personen 
gleichen  Geschlechts  entfallen  14..)  männ- 
liche und  11.  i  weibliche,  zusammen  1-3,9 
Taubstumme. 

In    Ungarn    wurden    Taubstumme    er- 

taSL    m.  w.  zus.    auf  10000  Einw. 

1870     11 869  8830  20699             13 

1880     10589  9285  19874 

1890     10310  8714  19024 


145,4 

100.7 

5,8 

29,7 

35>7 


weibl. 

38,7 
36,0 

646.4 
56,8 
59,7 

84,5 
18,6 
6,8 
'4,4 
38,1 


Die  Taubstummen  sind  zuweilen  noch  mit 
anderen    Gebrechen    behaftet.     Es    wurden 

ermittelt 

Taub- 
stumme 
zu- 
gleich 
blind 
im  Königreich  Preussen  1895 
männlich        15 '55  71  544 

weihik'h         12394      .    57  455 

im  Königreich  Sachsen  ltiJo 
männlich         1  080  6  12 

weiblich  9°9  '  ö 


Taub- 
stumme 


Taubst. 

zugl. 
geistes- 
krank 


Taubst, 
zugl. 

blind  u. 

geistes- 
krank 


Eine    auffallende    Abnahme    ist    hieraus 

ersichtlich.  , 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika kamen  1880  18  567  männhcheund 
15  311  weibliche,  zusammen  33  tu*  taub- 
stumme vor.  Auf  je  10  000  Einwohner  er- 
giebt  dies  7,2  männliche  und  6,2  weibliche, 
zusammen  6,7  Taubstumme. 

Auf  die  Einheimischen  entfallen  30  5U7, 
auf  die  Fremdgebürtigen  3371  nach  der 
Basse  auf  die  Weissen  30  661,  auf  die  Far- 
bigen 3217  Taubstumme. 

°4      Statistik    der    Taubstummenan- 
stalten      Taubstummenanstalten    bestehen 
nur  als  Erziehungsanstalten,  welche  die  im 
übrigen  mit  gesunden  Sinnen  ausgerüsteten 
Schüler  soweit  bringen  soUen,  dass  sie  sich 
sKiter   im   Leben   selbst   forthelfen   kennen. 
Die  wenigen  bildungsunfähigen   Taubstum- 
men    deren    dauernde   Versorgung    m    An- 
stalten sich  nötig  macht,  finden  m  Idioten-, 
Schwachsinnigen-     etc..    Anstalten     Unter- 
kommen.    Im   Königreich    Sachsen    waren 
1895  von  1989  Taubstummen  450  =  —  ■ 
in   Anstalten,   1519  =  77,3  »0   in  Familien 
Taubstummenerziehungsanstalten,  von  denen 
einzelne    zugleich   als    Taubstmnmenlehrer- 
bildungsanstalten  dienen,  giebt  es  in  Deutsch- 
land    91     in    Oesterreich    17,    Ungarn.. 
Schweiz   16.  Luxemburg  1,   Frankreich  50, 
1;  Ln    16, 'Grossbritannien    27,    Schweden 
und  Norwegen  21,  Dänemark  3.  Holland     , 
Bdgien   4,  Russland  13,   Spanien  3.  Portu- 
gal 1.    Die  Vereinigten  Staaten   von  Nord- 
Amerika  haben  60.  , 

In  den  erstgenannten  fünf  Ländern  be- 
finden sich  diese  Anstalten  an  nachstehend 
genannten  Orten;  die  beigesetzte  Zrff er  be- 
deutet die  Zahl  der  Zöglinge.  Wo  nichts 
Besonderes  vermerkt  ist,  sind  die  Anstalten 
Staats-  bezw.  Provinzialanstalten : 

Deutschland:  Preussen:  Berlin  83 
(ziigleichTaubstiimmenlelu-erbüdungsanstalt). 

&n  (städtisch)  152  Augerburg  139, 
Königsberg  Provinzial- Anstalt  I  9o,  U  *s, 
§£§ 69,  Danzig  39,  Manenburg  IIa 
Schau  120.  Cösln  88,  Stetttn  74,  ^ 

statt)    206,     Liegnitz    (Veremsanstalt)    91, 


" 


Taubstumme  und  Taubstummenanstalten 


Ratil  insanstalt)    285,    Guben    102, 

Weiss  rivat)   36,    Wriezen   a.   d.  0. 

123,  Eituii  80,   Balberstadt  84,  Halle  a.  S. 

14,    Weissenfeis   tili.    Emden 

■  m  88,  Osnabrück  63,  Stade  58, 

swig   138,   Büren  74,  Langenhorsl  s". 

Pertershagen    80,    Soest    68,    Aachen     49, 

Brühl  00,  Mberfeld  48,    Essen    53,  Hutrop 

(Vereinsanstalt  für  minderbef.  Taubstumme) 

11.  Kempena.  Rh.  40,  Oöln  (Vereinsanstalt) 

Neuwied    69,    Trier   60,    Camberg   95, 

Frankfurt   a.    M.    '.städtisch)    30,    Homberg 

1 1 6. 

Bayern:  Ältdorf  17.  Augsburg 46,  Bam- 
(Vereinsanstalt)  34,  Bayreuth  18, 
Dillingen  53.  Fraukenthal  79,  Hohenwarl 
(Privatanstalt)  53,  München  80,  Nürnberg 
(städtisch)  30,  Regensburg  GU,  Straubing  60, 
Würzburg  103,  Zell  (Privatanstalt)  28. 

Württemberg:  Bönnigheim  54,  Gmünd 
53,  Gmünd  (Filialanstalt  für  katholische 
Zöglinge)  63,  Heüigenbronn  (Privatanstalt) 
11.  Nagold  30,  Nürtingen  36,  Wilhelmsdorf 
(Privatanstalt)  107,  Winnenden  (Privatan- 
stalt) 31. 

Sachsen:  Dresden  197,  Leipzig  142 
Plauen  30. 

In  anderen  deutschen  Staaten:  Bensheim 
69,  Priedberg  43,  Gerlachsheim  100,  Dil- 
lingen bei  Lahr  (Privatanstalt)  13,  Meers- 
burg a.  Bodensee  98,  Ludwigslust  63, 
Rostock  (Yereinsanstalt)  14,  Wildeshausen 
35,  Braunschweig  49,  Detmold  18,  Hamburg 
98,  Lübeck  16,  Bremen  30,  Weimar  38, 
Bjldburghausen  20,  Coburg  11,  Schieiz  27, 
reiler  (katholische  geistliche  Genossen- 
schaftsanstalt) 53,  Metz  47,  Ruprechtsau  bei 
Strassburg  (katholische  Privatanstalt)  72. 
Strassburg  (protestantische  "Vereinsanstalt)  40. 
0 es t er r ei c h.  Brunn,  Budweis,  Döb- 
1mg.  Görz,  Graz,  Elageni'urt  (Privatanstalt), 
Leitmerib  i  Privatanstalt),  Lemberg,  Lemberg 
(israelitische  Privatanstalt),  Linz,  Mills  bei 
Hall,  Pragi  Vereinsanstalt),  St.  Polten  (bischöf- 
lich), Trient,  Währing,  Wien,  Wien  (israe- 
litische Taubstummenanstalt)  mit  zusammen 
1562  Zöglingen.    (887  männliche,  075  weib- 

1   ngarn.       Staatliche:     Taubstummen- 
lehrerbildungsanstall  Budapest  32,  Landes- 
taubstummenan  iah    Vacz    155.    Gemeinde- 
institute:   Arad  10,  Kolozsvar  43,  Temesvar 
51,    Koposvar    10,    Israelitische   Landestaub- 
ilt  Budapest  lü6. 
Schweiz.    Zürich  55,  Münchenbuchsee 
85,  Wabern  45,   Hohenrain  57,  Ganyere  57 
n     11.    Beflingen    12,    Rosenberg    53,' 
Zofingen     19    Landenhof  35,  Liebenfeis  22,, 
>to  St.  Eugenio  35,    Maudon   28,   Ge- 
"!    Petit-Saconny    13,   Cbene-Bouge- 
10. 

["  neuerer  Zeit  hat  .las  Volisbureau  in 
Washington  durch  Fragebogen  Ermittelungen 


über  die  Taubstummen  auf  der  ganzen  Erde 
angestellt  und  gefunden,  dass  "am  1.  De- 
zember 1895  rund  33  000  Schüler  in  500 
Anstalten  von  4000  Lehrern  unterrichtel 
werden.     Diese  verteilen  sich  auf 


Schulen 
357 
loo 

3 

S 

5 
4 


Lehrer 
2  676 
1  117 

13 
1 1 

'4 
24 


Schüler 
21  S52 
10  127 

74 
198 

72 
160 


Europa 
Nordamerika 

Südamerika 
Asien 
Afrika 
Australien 

Litteratur:  I.  Fachzeitschriften.  A.  Für 
Lehrer.  Organ  der  Taubstummenanstalten  in 
Deutschland  und  den  deutschredenden  Nachbar* 
hindern,  Friedberg.  Blätter  für  Taubstummen- 
bildung,  Berlin.  —  Medizinisch-pädagog.  Monats] 
sehriß/,  d.  ges.  Sprachheilkunde,  Berlin  1891m 
American  Annais  of  the  Deaf,  Washington] 
—  Nordisk  Tidsskrift  for  Blinde,  Döfslumme  od 
Aandssvages-Skolen,  Kopenhagen.  —  Tidskri'tt 
för  Döfstumskolan,  utgiven  af  Svenska  Dofstums- 
lärare-Salkkapet,  Skara.  —  Hevue  internal,  de 
l'enseignement  des  sourds-muets,  I'arix.  —  Ke- 
rne franeaise  de  l'education  des  sourds-muets, 
Paris.  stat.    Nachr.    f.     d.     Taubst.  - Anst. 

Deutschlands  u.  deren  Lehrkräfte  v.  J.  l!a- 
domski,  Fasen  1897-ff.  -  Wegweiser  auf  dein 
Gebiete  des  Unterrichts  und  der  Erziehung  der 
Taubstummen,  Waitzen.  —  B.  Für  erwach- 
sene Taubstumme  (nur  deutsche).  Blätter 
für  Taubstumme,  Gmünd.  —  Der  Taubstummen- 
fr,  und,  Berlin.  —  Wegweiser  f.  Taubstumme, 
Balle  a.  S.  —  Deutsche  Mbnatsbl.  f.  Taub- 
stumme, Schwerin.  —  Taubstummenführer  (kath.) 
Trier.  —  Taubstummencourier,   Wien. 

II.  Sonstige  Litteratur.  Georg  v. 
Matjr,  .Statistik  der  Blinden,  Taubstummen, 
Blödsinnigen  und  Irrsinnigen  in  Bayern,  Zeit- 
schrift des  königl.  bayr.  Statist.  Bureaus.  1876, 
S.  WO  ff. :  desgl.,  Jahrg.  1877,  S.  188.  —  Der- 
selbe. Die  Verbreitung  der  Blindheit,  der  Taub- 
stummheit, des  Blödsinns  und  des  Irrsinns  in 
/!a,,ern,  nebst  einer  all/jem.  inlernat.  Statistik 
dieser  Bier  Gebrechen.  München  1877  (XXXV. 
lieft  der  Beiträge  zur  Statistik  des  Königreichs 
Bayern).  Die  Gebrechlichen  in  der  Bevölkerung 
Preussens  am  1.  XII.  1880.  Zeitschr.  des  Egl. 
PreuSS.  Statist.  Bureaus,  1882,  S.  189ß\  — 
Guttstadt,  Verbreitung  der  Blinden  und  Taub- 
stummen. Zeitschr.  des  königl.  preuss.  Statist. 
Bureaus.  1888  S.  101,  Blinde.  Taubstumme  und 
Geisteskranke  im  Kgr.  Pre.usscn,  1895.  Zeitschr. 
d.  Keß.  Preuss.  stat.  Bureaus.  1897,  LXVI.  — 
Treibet,  Vcbersicht  der  geschichtlichen  Ent- 
u-iekclii>uj  des  Taubstummenbüdungswesens,  mit 
besonderer  Berücksichtigung  der  königl.  Taub- 
stummenanstalt zu  Herten,  ebenda,  8.225ff.  Die 
Gebrechliche,,  im  Kijr.  Sachsen  am  1.  XII.  1890. 
Statist.  Jahrb.  f.  d.  Kgr.  Sachsen,  1894.,  S.  57  ff. 
1895,  desgl.  Jahrg.  1898  S.  52.  —  Hill,  Der 
gegenwärtige  Zustand  des  Taubstummenbildungs-  ' 
Wesens  in  Deutschland,  Weimar  1866.  —  Walter, 
Ed.,  (leschiehte  des  Taubstummenbüdungswesens, 
Bielefeld  u.  Leipzig  1882.  —  Verselbe,  Sand- 
buch der  'l'auhstummcubihlumj ,  Berlin  1895. 
—  Letnckc,  Chr.,  Die  Taubstummheit  im 
Grossherzogtum  Mecklenburg,  ihre  Ursachen  und 
ihre      Verhütung,     Leipzig     1892.     —    Neuert, 
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reo,;,      Di,     Taubstummheit    im    Grossherzog- \ 
2    Baden,    ihr,     Ursache*  \       ' 

Wheim    1396  ^f^H 

SS  \.n't:,J:zr    s  ,  ~- 

rsrsÄ         «■  "7- 


Tauschwert 

s.  Wert. 


Taxation,  landwirtschaftliche. 


1   Begriff  und  Gegenstände  der  T     2.  Die 
T.  von  Mobilien.     3.  Die  T.  von  Immobilien. 
1    Reeriff  und  Gegenstände    der  T. 

Das  Wort  Taxation  kommt  aus  dem  Lateim- 
Sfen   (taxatio,   taxare)   und   leitet    sich  m 

;:i1::;U!,cheabvontangerd.1U;;:nn;:; 

Taxare   bedeutet    ursprünglich    »schart   an 

S,       ist     aber     dann    später    in    dem 
toten  bildlichen  Sinne  gebraucht  worden 
von      sUeln,.      tadeln      und    von    »durch 
Be  asten   den  Wert   einer  Sache  ermitteln 
Ssthälzen.    Das  Hauptwort  Taxat^nwd 
;™    T  iteinischen    vorzugsweise    in    Uer   ße 
m  ;;'  Schätzung«,    Wertermittelung« 
angewendet,  und   in  dieser  Bedeutung  sind 
SfSdi&to    »Taxation  .      Taxe«    in   die 
deutsche  Sprache  üborn.Miiinen  ^-.  '1"'1J;°-^ 
BDrune  und  Ableitung  des  Wortes  Taxation 
nicht  ganz  gleichgiltig  für  Feststellung 
des  in  Wiegenden  begrifflichen  Inhaltes. 
Unter  Taxation  versteht  man  eine  Schät- 
zung    die   Ermittelung   des    annähern- 
den    des    ungefähren    Wertes    eines 
Gegenstandes  unter  Berücksichtigung  ader 
den  Wert   beeinflussenden   Punkte.     Damit 
ist   schon   angedeutet,    dass    dem    Subjek- 
tenErmelsen    des    Taxators    ei«    m^hr 
„der  minder  grosser  Spielraum  bleibt      Der 
TaxatKmgegeW  steht  die  Preisermit- 
fcelung     d.   h.   che    Feststellung    aes 
Marktpreises.    Bei  dieser  hau  *;- 
darum,  zu  bestimmen,  wie  hoch  der  Jert 
eines  Gegenstandes   sein   wurde,   wenn ja 
Ziem  Markte  verkauft  "^J**^ 
ermittelung    ist    nur    möglich    bei ^  den    im 
engeren    Sinne    marktgängigen   Waren, 
d.h.  solchen,  die  vorzugsweise  um  de.  N 
kaufe  willen  produziert  «^  ^  ta*  «tag 
in  grossen  Mengen  auf  dem  Maikte  ge  una 


verkauft  werden,  deren  Qualitäl  an  Eesl  be- 
ILimten  Merkmalen  leichl  beurtedtwe, 
kann.    Hierzu  gehören  die  oauptsächhch 
landwirtschaftlichen  Produkte  wie  Getreide, 
Stige     Körnerfrüchte     Handelsgewächse, 

Wolle,   Fleisch,   Milch,  Butter.    Der  G 
wert  aller  dieser  Gegenstände  kann  auf  Grund 

der  vorhandenen  Marktpreise  leicht  in  fes- 
ten Zahlen  bestimmt  werden,  und  es  bleibl 
dabei  für  das  subjektive  Ermessen 
iemli  h  geringer  Spielraum.  Anders  ver- 
äiä  mit  den  im  landwirtschaftlichen 
Betriebe  vorkommenden  Wertobjekten,  die 
man  als  nicht  marktgängige  odei 
marktlose  bezeichnet,    weil  sie  entwedei 

überhaupt  nicht  auf  dem  Mark, ler  doch 

St  so  regelmässig  und* 

weisen,  dals  ein  Marktpreis  erkennl  , 

oder  dass  die  produzierten  Mengen  zu 
fjr  einzelne  Posten    gezahlten     I, 
abgesetzt  werden  könnten.    Zu  diesen  mcht 
■  rängigen  Produkten  gehört  der  Stall- 
Sef    Grünfutter.    Futterrüben,    für    die 
S8£  landwirtechkftlichen ^Betriebe  auch 
Heu  und  Stroh.    In  vielen  Fallen,  z.  B.  bei 
öehernahme    von    gepachteten     öfter    auch 
ÄauftenLanduü..,,.  t ernerbe,  manchen 
Pachtstreitigkeiten,  bei  Hagelschaden  i  b  .  isi 
I  Sg,   den  Geldwert  der  genannten  und 
ähnlicher  Produkte  festzustellen.    Em  Mark  - 
existiert   nicht   oder   kann   doch     falls 
£w£rt,  nicht  zur  Anwendung  gelangen 
Iweü  es  unmöglich  ist.  die  .«■■M..,.r;l.i 
rprSe   kommenden  Gegenstände   zu 
Markrnreise  zu  verkaufen.    Es   muss  oanei 
S^Sfteung,   eine   Taxation    stattfinden 
V  Iva-  \ehnliches  tritt  ein,  wenn  es  sich  bei 
oSSeSen    oder    bei    Subluxationen 
u„f  die    Wertermittelung    des     toten    und 
Hendel  Inventar,,  also  der  Maschinen  und 
,    des    Nutz-    und   Zugvieh,    handelt. 
Die    zu    dem     toten    Inventar     geherenden 
Gegenstände    sind    bereits     gebraucht     und 
2E  oder   wenige,-  abgenutzt     ein  Markt- 
Breis    für    sie    kann    überhaupt    nicht    lest 
B   werden.    Bei    Nutz-   und   Zugvieh 
Läre    dies    schon    eher    möglich;    aber    der 
wSt  der  einzelnen  hierher  gehörenden  Tiere, 
namentlich  der  grösseren,  ist  je  nach  Alter, 
':"  J    Leistungsfähigkeit  individnel  so  ver- 
Senf dass ^anch  seine  Ermittelung   in 
,lis  Gebiet  der  Taxation  gehört. 

m  den  Maschinen  und  Geräten  haben 
die  Gebäude  insofern  Aehnlichkeit,  als  sie 
u  einem  mehr  oder  minder  fbrauchte£ 
l.  .  ..._    ^..^„„Av    cinh    befinden,      ihr 


in    einem    menr   ouei    ium»"    o-  T)  • 

abgenutzten  Zustande  sich  befinden.  Dir 
ScHicher,  ihr  Zeitwert,  is  gennger 
als  ihr  Neubauwert;  letzterer  nst  häufig 
Seht  einmal  bekannt,  sondern musste auch 
erst  durch  Schätzung  ermittelt  werden. 
Ausserdem  bilden  Gebäude  keine  niarkt- 
...  Ware;  sie  sind  unbeweglich  und 
Sennur   an   der  Stelle  benutzt  werden, 
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ihrer  Errichtung  an   sich    be- 
fanden haben.    Ihr  landwirtschaftlich 
brauchswert    ist    ein    sehr    hoher,    in    der 
deutschen    Landwirtschaft    repräsentiert    er 
durchschnittlich  'i     'tedes  gesamten  Wertes 
i  Substanz  eines  Gutes.    Schon 
zum  Zwecke  der  Versicherung  gegen  Brand- 
i     auch  bei  Gutsübernahrnen,"  bei 
üon  ist  die  Ermittelung  des/Wertes 
der  Gebäude  notwendig;   sie   kann   nur  im 
der  Taxation  erfolgen. 
Das   letzter,,   eii,  endlich  auch  von  dem 
Grund   und   Boden    selbst,   mag  es  sich 
um  einzelne  Grundstücke  oder  um  ganze 
Landgüter   handeln.     Von   einem  .Markt- 
preise  des  Bodens   kann  wesentlich   nur  in 
Stallten    die    Rede   sein,    wo   lediglich   die 
Qualifikation     des    Bodens    als    Bau-    oder 
Lagerplatz    in    Frage    kommt,    wofür   dann 
die  räumliche  Ausdehnung  und  die  örtliche 
entscheidend   sind.     Der   Wert  land- 
wirtschaftlich   benutzter  Grundstücke  hängt 
alier   ausserdem    noch    von    vielen    anderen 
I  mständen   ab,   die   selbst   bei  nahe  anein- 
anderliegenden   Flächen    sehr    verschieden- 
artige  sein    kennen,    die    auch    durch    ihre 
gegenseitige   Wirkung  aufeinander  den  Ge- 
samtwert   bald    erhöhen,    bald    erniedrigen. 
Sowohl  durch  die  abweichende  Beschaffen- 
heit   und    damit   die  abweichende   Ertrags- 
Wrrgkert   der    einzelnen    Grundstücke    wie 
auch    durch    das    verhältnismässig    seltene 
Vorkommen  des  Verkaufs  von  Grundstücken 
wird  es  bedingt,   dass  dieselben  keinen  be- 
stimmten,    genau    erkennbaren    Marktpreis 
bähen,  dass  ihr  Geldwert  vielmehr  auf  dem 
Wege  der  Taxation  ermittelt  werden  muss 
-Noch  mehr  gilt  dies  von  ganzen  Landgütern. 
'  •  h.  von  einem  Komplex  von  Grundstücken 
die   zu  ein    und   demselben   landwirtsehaft- 
'      be  gehören. 
Früher    verstand    man    unter    landwirt- 
schaftlicher  Taxation    gewöhnlich    nur    die 
Fixation    des   Grund  und  Bodens,   zu   dem 
map  dann  die  Gebäude  stillschweigend  zu- 
rechnete, also  der  immobilen  Substanz  eines 
'■'""'-"'"V     'lic     meisten    der    zahlreichen 
altr-ren  .Schriften  über  Taxation  beschäftigen 
sich   hiermit  ausschliesslich  oder  rast  aus- 
schliesslich.   Die  Gründe   hierfür  hegen  in 
der  An.  w,e  frühe,-  die  Verkaufe  und  Ver- 
pachtungen   von  Gütern    erfolgten,    indem 
iltmsmässig  geringen  Werte  des  Inven- 
tars,  in  der  primitiven  Form  des  landwirt- 
schaftlichen   Betriebes   etc.     Jetzt    ist   dies 
eworden  und  man  hat  daher,  wenn 
auch  ersl    seil   etwa  zwei  Jahrzehnten,  der 
''i  <m    der    beweglichen     Betriebsmittel 
mehr  Aufmerksamkeit   zugewendet    und    für 
•><"-■  wissenschaftliche  Grund- 
aufzustellen versucht 
.     f-    Die   T.   von   Mobiüen.     Am    wich- 
I  'He  marktlosen 


Futl  e  rin  1 1 1  e  1  wie  Heu,  Stroh,  Grünfuttei 
zur  Verfütterung  bestimmte  Wurzelfrüchte 
und  ,1er  Stalldünger.  Deren  Taxation 
ist  schon  unerlässlich  zum  Zwecke  der  Ver 
.Sicherung  gegen  Brand-  und  Hagelschaden 
sowie  nach  deren  Eintritt  zur  Feststellung 
der  Entschädigungsgelder:  sie  ist  aber  auch 
notig,  um  che  Kosten  und  Erträge  einzelner 
Betriebszweige  oder  einzelner  Wirtschaft. 
lieber  .Massregeln  feststellen  und  um  da- 
durch über  deren  Zweckmässigkeit  oder  Un- 
zweckmässigkeit  ein  Erteil  gewinnen  zu 
können.  Die  Taxation  nicht  marktgängiges^ 
Produkte  wird  am  richtigsten  in  der  Weise 
vorgenommen,  dass  man  ihren  landwirt- 
schaftlichen Gebrauchswert  ermittelt,  diesen 
mit  dem  Gebrauchswert  marktgängige! 
Waren,  welche  einem  ähnlichen  Zwecke 
dienen,  vergleicht  und  dann  aus  dem  Markt- 
preise der  letzteren  den  ungefähren  Geld- 
wert der  nicht  marktgängigen  Erzeugnisse 
berechnet.     Für  die   Taxation    der   Futter- 


mittel bedient  man  sich  dabei  als  Vergleichs^ 
Objekt  am  besten  des  Roggens  oder  des 
Hafers  oder  auch  der  sogenannten  Handels- 
futtermittel (Oelkuchen,  Kleien  etc.);  für  den 
Stalldünger  benutzt  man  die  verschiedenen 
käuflichen  Dungmittel.  Das  gewonnene 
Resultat  ist  ja  nie  ein  ganz  exaktes,  sondern 
das  Ergebnis  einer  Schätzung;  diese  ist  aber 
sicher  genug,  um  als  Anhalt  für  weitere  Kal- 
kulationen oder  für  zukünftig  zu  ergreifende 
praktische  Massregeln  dienen  zu  können. 

Behufs  Taxation  von  Maschinen  und  Ge- 
raten benutzt  man  deren  Neuwert,  der  sich 
ja  leicht  feststellen  lässt.  Durchschnittlich 
kann  man  annehmen,  dass  der  augenblick- 
liche oder  der  Zeitwert  des  toten  Inventars 
etwa  70%  des  Neuwertes  beträgt.  Ist  das- 
selbe zum  grössten  Teile  erst  kürzlich  an- 
geschafft und  sehr  gut  erhalten,  so  steigt 
der  Zeitwert  bis  auf  80%  des  Neuwertes 
im  umgekehrten  Falle  beträgt  er  nur  60% 
und  vielleicht  noch  weniger. 

Eine  ziemlich  sichere  Grundlage  für  die 
Taxation    des  lebenden  Inventars  hat  man 
an  den  für  Zug-  und  Nutztiere,   die  ja  viel 
auf  dem  Markte  gehandelt  werden,  wirklich 
gezahlten  Preisen.  Aber  diese  Preise  schwan- 
ken doch  stark,  auch  bei  Tieren  der  gleichen 
Art,  je  nach  ihrem  Alter,  ihrem  körperlichen 
Gewichte,   ihrer  Rasse  und  ihrer  sonstigen 
Eigenschaften.     Wenn   man    den   Wert   ein- 
zelner Viehbestände  ermitteln  will,   ist  da- 
her eine  besondere  Taxation  derselben  nicht 
zu   umgehen.     Für  jeden  Landwirt  ist  eine 
derartige    Wertfeststellung    alljährlich    er- 
forderlich,    sowohl    der    Feuerversicherung 
wegen    als   um  sich  davon    zu  überzeugen, 
ob  die  Höhe  des  in  dem  Inventare  stecken- 
den  Kapitals  im  Laufe  des  Jahres  zu-  oder 
abgenommen  hat.    Sie  ist  ferner  nötig,  wenn 
es  sich  bei  Pachtung  oder  Kauf  von  Gütern 


Taxation,  landwirtechaftiiche 


59 


^handelt,  dass  der  Pächter  oder Käuf^ 

i  .;,.i, „.iti.v    das    vorhaadene    Inventar    zu 
ÄTaxatio»  zu  ermittelnden  Geld- 
SSmimmt.    Für  all,  Tiere   die  nu 
£a  als  Zuchtvieh  einen   besonders  hohen 
pw  haben   büdet  den  besten,  auch  haut.- 

'Markte  bezahl,  wird,  Uisst ^sich m 
£  Listen  Fällen  mit  annähernder  Ge- 
laniakeit  feststellen.  .    _    . 

rl  Die  T.  von  Immobilien.     Bei  Guts- 

i    , kennt».    Bei  diesem  ist,,  »ne  «*°» 
«     »    unterscheide»    "«^J^ 

aEu  gs  auch  höher  oder  niedriger  s ich 
fteUen  Die  Kosten  für  Verzinsung  und  ta 
K  ,  -Versicherung  der  Gebäude  sind  nach 
d  Se.   die   für  Reparatur   und  to 

iTorSation  nach  dem  Neuwerte  zu  he- 
runter allen  landwirtschaftUcheu  Taxa- 
tionen ist  die  wichtigste,  aber  auch  die 
schwierigste  diejenige  des  Grund _una 
Bo  ens8  Denn  in  diesem  steckt  das  Hau]*- 
■""    „  i    ■  tp„    iiel  c\er  laxation 

vwm  i»'en  des  Lianawuieb,  uci  »" 

£  Rein  tat  einer  Taxation  mit  bedingt 
't,.^  de  Zweck,  für  welchen  dieselbe 
satt!;ndet;dasErgebniseinerExpropnation^ 

taxierung  muss  ein  ganz  andere,  LI  .un 
viel  höheres  sein  als  das  einer  |™n^u 
taxation.  Die  hauptsächlichsten  Zwecke  zu 
denen  Taxationen  vorgenommen  weraen, 
smd  folgende:  Kauf  oder  Verkauf,  Ei- 
X  Verachtung,  Teilung  besonder^ 
Vrbteilung,  Austausch  von  bruna 
An  Äsung  von  Servituten  hypo- 

thekarische    Beleihung,    Besteut 
rung  Expropriation  (Enteignung  .  Wie 
das  Resultat  einer  Taxation,   so  hangt  auch 

Q  rulld-  und  Ertragstaxen,  Einzel 
Gesamttaxen. 


B  :    der  Wertstaxe  soll   der  zeitige  Er- 
tragswert  de   Bodens   festgestellt   wei 
d  h.  der  Kapitalwert,  welchen  derselbi 
Wasseabe  seines  durchsehnitÜichen  Erb 

i„.i  «t.W".hnlicher  liewirtschaftungsweise  be- 
sitztl  im  Kall.-  der  Verpachtung  brauch  so- 
gar de-  Kapitalwert  gar  nicht  ermittell  zu 
werden,     sondern     nur    d  I  he    Ke  n- 

Prtrae      Die  Wertstaxe  is1  anzuwenden  bei 
Kauf  und    Verkauf.    Er-  und    Verpachtung, 
Teilung   oder  Austausch  von  Grün- 
Ablösungen.  Auch  bei  Expropriationen  todet 
sie  statt;  hier  aber  muss  zu  dem  ermitti 
Ertragswerte   noch   ein    Zus<  I  oacht 

Verden.     Die  Sicherheit*- oderKredit- 
taxe  hat  den  Zweck,  denjenigen  Ertrag  oder 
Wert    eines    Grundstückes   oder  Landgutes 
festzustellen,   den  dasselbe  für  eine    an 
Zukunft    und    zwar    auch   bei   Eintritt   un- 
günstiger umstände  mindestens  noch  besitzt 
f  B.  wenn  die  Bewirtschaftung  eine ^mangel- 
hafte   ist,    wenn    durch    wiederholte    Miß- 
ernten  andauernd  niedrige  Preise  derland- 
1  w  Ältlichen  Produkte.  Erlege oder  .sons- 
tige Unglücksfälle   der  Ertrag   stark  herab 
,,edrüekt  wird.    Sie  greift  namentlich  Ilatz 
g  hypothekarischer  Beleihung von  Grund- 
stücken oder  Landgütern,  toQ J.er  Darleiher 
mit  Recht   den  Wert  wissen  will,    den  das 
^  beleihende  Objekt,  für  eme   lange  /e 
dauer  und  unter  ungünstigen  Aeihalt.UßU 
hat    und    behält.      Puter    allen    Arten    von 

auiebildef  und  genau  vorgeschrieben,  wenn 
es  -le  di  bei  den  einzelnen  der  genannten 
Institute  in  verschiedener  Weise  gehand- 
halt wird.  (S.  die  Artt.  Hypotheken- 
naot   wnu.    v  „   q    1250,   Landes- 

banken oben  Bd  1V,  % Lr  \;.>f,   Land- 

St'   ferner    statt     bei    Taxationen    zum 
Zwecke  der  Einschätzung  zur  Grundsteuer. 

Tier  Staat  muss   darauf  Rücksicht   nehmen, 
dlsto  Ertrag  des  Bodens  «Jg 

**  af 55 *S&gaFT*Z?£  S 

dem  Fat  au  die  Steuer  sicher  rechnen 
i  r,  wenn  der  Bodenbesitzer  sich  m  dei 
SS  Se  dieselbe  auch  aus  dem  ge- 
SuS  Bodenertrage  zu  bfanlen^;.n 
Art.  G  r u  n  d  s  t  e  u er  oben  Bd.  IA  b. >b. r ru. 
A  Der  Unterschied  zwischen  Grün dtaxa 
rim  ,lll(i  Ertragstaxation  besteht  darin, 
£  bei  eiterer  direkt  der  Kapitalweit  des 
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Bodens  ermittelt,  bei  letzterer  dagegen  zu- 
nächst der  Reinertrag  festgestellt  und  aus 
■u   unter  Zugrundelegung   des  landes- 


üblichen Zinsfusses  durch  Multiplikation  mit 

ä  37    (3V*%)   oder  33,33 
der  Kapitalwert  berechnet  wird.   Theoretisch 
rtragstaxation  die  richtigere;   denn 
kpitarwert    ergiebt   sich  ans  dem  Er- 
tch1   umgekehrt.     Dagegen   hat  die 
,71'll:  '"    Vorzug    der    Einfachheit: 

man   wendel  sie  daher  häufig  an,    wenn  es 
sich    um    Ermittelung    eines    annähernden 
Wertes,  besonders  eines  solchen  handelt,  der 
grundsätzlich  unter  dem  wirklichen  .Ertrags- 
werte bleiben  soll.     Die  meisten  landschaft- 
lichen Kreditinstitute  bedienen  sich  deshalb 
Grundtaxe.      Gewöhnlich   benutzen   sie 
dabei    den    GTundsteuerreinertrag,    d.  h.   sie 
nehmen  ein  bestimmtes  Multiplum  desselben 
als  die  oberste  Grenze  an,  bis  zu  welcher 
sie   ein    Landgut   beleihen.     Dadurch    wird 
das   Geschäft   der  Taxe   viel   einfacher  und 
deshalb   wohlfeiler,  als   wenn  eine  Ertrags- 
taxe   vorgenommen    würde.     Viele  Kredit- 
institute haben  auch  die  Bestimmung,  dass 
sie  sieh  als  Regel  mit  einer  Grundtaxe  be- 
gnügen,  aber  eine  Ertragstaxe  veranstalten, 
wenn    das    erbetene  Darlehen   über  ein  ge- 
wisses Multiplum  des  Grundsteuerreinertrages 
hinausgeht.     Zur  Ermittelnno-  des  wirklichen 
Ertragswertes  genügt  eine  Grundtaxe  nicht, 
hier    -miss   vielmehr  eine  Ertragstaxe  statt- 
finden;   so    bei   Käufen,    Pachtungen,    Tei- 
lungen etc.,  selbstverständlich  auch  bei  Ab- 
schätzung des  Grundsteuerreinertrages.     Bei 
der  Ertragstaxe   werden   zunächst  die  Roh- 
ertrage,   dann    die    Wirtschaftskosten    er- 
mittelt :  durch  Abzug  der  letzteren  von  den 
teren    ergiebt    sich    der  Reinertrag,    aus 
dem    in    der   bereits  gedachten   Weise   der 

Mpitalwert  berechnet -wird;  die  letztgenannte 
cation    ist    bei    Taxationen    behufs    Ver- 
Itung  oder  behufs  i  irundsteuerreinertrags- 
ernuttelung    nicht   einmal    nötig.     Bei   Zu- 
sammenstellung   der    Roherträge     wie    der 
Wirtschaftskosten    kenneu  alle  Erträge  und 
Aufwendungen  fortgelassen  werden,  die  sich 
aui  1  rodukte  beziehen,  die  in  der  Wirtschaft 
ugt  und  wieder  verbraucht  werden,  wie 
z.  1,  Heu,  Stroh,  sonstige  in  der  Wirtschaft 
"'■'*-u-te    und    wieder    verwendete    Futter- 

I  Brotgetreide,  Stalldünger  etc.    Denn 

deinen  bei  der  Einnahme  wie  bei 
der  Ausgabe  in  gleichen  Mengen  und  Werten- 

^egkssung  aui  beiden  Seiten  ändert 
daher   nichts   an   dem    Resultate  der  Taxe 

'ttert  dieselbe  aber  in  hohem  Grade' 
,       ':;',l!lf1-  unterschied  bei  der  Taxation 

II  .'l'"'"1:  '  Gesamttas ler 

"        ist;    erstere    nennt    man 

'i'-.x...     Jetztere    Grundstückstaxe. 

IJ"...'  •'    kann     nur    bei    der   Ab- 

znng  von  Landgütern  in  Frage  kommen 


also  bei  einem  Komplex  von  Grundstücke! 
die    zu   ein   und   demselben  landwirtschaft 
liehen   Hetnebe  gehören.     Sie  besteht  darin 
dass  man  für  das  ganze  Gut,  nicht  für  d 
einzelne   Grundstücke,   die  Roherträge   und 
Aufwendungen   und   danach  den  Reh» 
bezw.   Kapitalwert    berechnet.     Für  Werte 
faxen    von   Gütern  ist  cües  Verfahren 
schieden    das    richtigere.     Denn    die   Wirt- 
schaft eines  Landgutes  bildet  einen  ein 
liehen  Organismus,  in  dem  ein  Glied  i 
das   andere  in  seinen  Funktionen  und  1  eis 
tungen  bedingt  wird,  bei  dem  sich  also  aucl 
che  Lesamtleistung,  der  Reinertrag,  nur  er- 
mitteln  lässt,    wenn  man  die  Wirtschaft  in 
ihrer  ganzen  thatsächlichen  Organisation  ins 
Auge  fasst.     Die  Gesamttaxe  zerfällt  in  fol- 
gende Abschnitte:  1.  Gutsbeschreibung  odi 
Information:  2.  Entwerfung  des  Wirtsc] 
planes,   der  der  Taxation  zu  Grunde  °ele°t 
werden  soll;  3.  Aufstellung  des  Rohertrages- 
4.  Feststellung  der  Wirtschaftskosten-  .-."Bei 
rechnung  des  Reinertrages  und  des  Kapital- 
wertes.     Bei   Taxation   von  Landgütern  ist 
es  allerdings  auch  möglich,    den  Weg  der 
Einzeltaxe    zu   beschreiten.     Es   wird    dann 
der  Ertrag   bezw.  Kapitalwert  der   zu   der* 
Gute  gehörenden  einzelnen  Grundstücke  i  i- 
mittelt,    aus    deren    Summierung    sich    da 
Reinertrag  bezw.  der  Kapitalwert  deS  ganzen 
Gutes  ergiebt.     Dieser  Weg  führt   aber  za 
keinem   so   sicheren  Resultate   wie  die  i..- 
samttaxe.      Er    ist    daher    nur   anwendbar. 
wenn    es  sich   um   Gewinnung-  eines   bloss 
annähernd  genauen  Resultates  handelt.     Se- 
ches ist  bei  Beleihungstaxen  der  Fall-  des- 
halb  bedienen  sich  manche  landwirtschaft- 
liche Kreditinstitute,  z.  B.  die  ostpreussische 
Landschaft,  bei  Abschätzung  des  Beleihuugs- 
wertes  von  Landgütern  des  Verfahrens  der 
Einzeltaxe. 

Letzteres     muss    angewendet    werden 
wenn  es  sich  um  Ermittelung  des  Ertrages 
oder  Kapitalwertes  lediglich   von  einzelnen 
Grundstücken  handelt,   deren  Verkauf    Ver- 
pachtung.  Teilung,  Beleihung  etc.  in  Rede 
steht     Ferner  ist  bei  der  Einschätzung  des 
Grundsteuerreinertrages     nur     die     Einzel- 
taxation zulässig.    Hier  handelt  es  sieh  da- 
rum, den  Reinertrag  jedes  einzelnen  Grund- 
stückes festzustellen,  gleichgiltig,  zu  welchem 
wirtschaftlichen  Gesamtorganismus  dasselbe 
gehört.     Das  nämliche  Grundstück,  welches 
heute    einen   Teil    eines  grossen  Landgutes 
bildet,  geht  morgen  vielleicht  in  den  Besitz 
eines  Bauern  oder  Tagelöhners   über.    Der 
Staat    muss   aber  wissen,    an    wen   er   sich 
wegen  der  Grundsteuer  zu  halten  hat.   und 
deshalb    muss    der    Reinertrag    von    jedem 
Grundstücke  besonders  abgeschätzt  werden. 
Die  Einzeltaxation  beruht  auf  einer  weniger 
sicheren  Grundlage  als  die  Gesamttaxation 
weü  der  Ertrag  des  einzelnen  Grundstückes 
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,,liivt  wird  durch  den  wirtschaftlichen 
isammenhang,  in  dem  es  mit  anderen 
rondstücken  sich  befindet. 
[tteratur:  Vgl.  hierüber  die  Litteraturangaben 
bei  den  Irtt.  Grundsteuer,  Hypotheken- 
altienbanken,  Landeskreditkass en  , 
Undschaflen.      Ferner:    .1.     Block,      Vit- 

Ufo n   landwirtschaftliche!-  Erfahrungen,     In- 

richten   und  Grundsätze,     :   Bde.,    !.   Aufl.,    ISS: 
Tit.    Frhr.    von  </<•>■  Goltz,    Land- 
wirtschaftliche   Taxationslehre,  2.   Aufl.,  189$. 
E  Lehnet  t.  Landwirtschaftliche  Taxationslehre, 
■    W.    l'obst.     Die    landwirtschaftliche 
Jhxationslehre,  S.  Aufl.,  herausgeg.  von  W.  Hamm. 
-    Albr.    Thaer,     Versuch    einet      tu* 
'„,'iti,  lung  di  s  Ri  in,  rtrages  der  produktiven  Grund- 
ttückc,   Berlin  ISIS. 

Tit.  freiliefe  von   der  Goltz. 


Taxen 

s.  Preistaxe n   oben  Bd.  VI.  S.  224 ff. 


Teilbarkeit  der  Grundstücke 

Bodenzersplitterung    oben  Bd.  II, 
S.  965  ff. 


Teilbau.  Teilpacht 

s.  Pacht  oben  Bd.  VT,  S.  2 ff. 


lieher  '■  a  Grunde.     In  den  Kriegs- 

schriftstellern des  Altertums  werden  Nach- 
richtenvermittelungen     durch     Feuerzeichen 

mehrfai  h    erwi I      I  >ass   sie  auch  in  den 

römischen  Kriegsgebrauch  übergegangen 
waren,  isl  u.  a.  durch  die  Abbildung  eines 
Fackelsignalturmes  auf  den  Reliefs  der 
Trajanssäule  bezeugt.  Reste  eines  dem  dort 
darstellten  ähnlichen  Signalturmes  sind  in 
den  Ruinen  von  Karthago  aufgefunden  wor- 
di  m  sie  bestätigen  die  bei  Livius  erhaltene 
Nachricht,  wonach  die  Karthager  einen  aus- 
gedehnten Feuersignaldiensl  be o  h 

Durch    Feuersignale,   deren   Stationen    man 
u.  a.    noch   in   den  Menhirs  der   Bretagne 
wiederzuerkennen  glaubt,  verständigten  sich 
die  Gallier   zu  dem  Ausbruche  des  gemein- 
samen Aufstandes  gegen  Cäsar.     Spure! 
römischen  Signalnetzes  in  Gallien   scheinen 
in  einzelnen  hochgelegenen  Türmeu  römisch,  .n 
Ursprunges,  z.  B.  der  pile  de  Cinq-Mars  im 
Departement    [ndre    und    Loire,    erhallen    zu 
sein.     Die    im   Mittelalter    weitverbreiteten 
Warten,    deren   Trümmer  an   den   südeuro- 
päischen Küsten  vielfach  sichtbar  sind,  hatten 
den  Zweck,  vor  feindlicher  Annäherung,  im 
Mittelmeer' namentlich   vor  Piratenschiffen, 

zu  warnen. 

Während  durch  Feuerzeichen  entweder 
nur  das  Herannahen  des  Feindes  oder  das 
Eintreffen  eines  bestimmten,  bereits  erwar- 
teten Ereignisses  mitgeteilt  werden  konnte, 
stellte  der  Franzose  Claude  Chappe(geb. 
1763,  f  1805)  im  Jahre  1793  eine  Einrich- 
tung' her,  welche  Nachrichten  jeder  Art 
durch  Zeichengebungin  die  Ferne  zu  über- 
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1.  Geschichtliches.  II.  Die  Tele- 
graphen anlagen.  1.  Die  bewegende  Kraft. 
I.  Die  Apparate.  3.  Leitungen.  4.  Fernspreeh- 
anlagen. 5.  Drahtlose  Telegraphie.  III.  Tele- 
g  r  ap  h  e  n  b  e  trieb.  6.  Staats-  oder  Pnvat- 
betrieb.  7.  Telegraphengebühren.  8.  Nach- 
richtenvermittelung.  9.  Fernsprechverkehr.  10. 
Telegraphie  im  Kriege.  IV.  Telegraphen- 
recht.  11.  Telegraphenregal.  12.  Telegraphen- 
geheimnis. 13.  Haftpflicht  der  Telegraphie 
V.  Die  Telegraphie  in  Deutsehland. 
71.  Die  Telegraphie  im  Auslande. 
VII.  Die  internationale  Telegraphie. 
YIII.  Statistische  Uebersicht. 

I.  Geschichtliches. 

Wenngleich  die  jüngste  der  modernen 
Verkehrsanstalten,  kann  die  Telegraphie  als 
Zeichengebung  in  die  Ferne  ihren  Stamm- 
baum doch  weit  ins  Altertum  zurückver- 
folgen. Denn  der  berühmten  Stelle  in  der 
Orestie  des  Aeschrius,  wonach  der  Fall 
Trojas  noch  in  derselben  Nacht  durch  Feuer- 
zeichen von  Asiens  Küste  bis  zur  Königsburg 
von  Mvkene  gemeldet  wurde,  hegt  sicher- 
lich ein  den  Perserkriegen  entlehnter  wrrk- 


mitteln  vermochte.    Das  von  ihm  erfundene, 
Telegraph  genannte  Instrument  bestand  aus 
beweglichen  Balken,  die   (auf  Türmen,  An- 
höhen u.  dgl.  in  Fernrohrsehweite  befestigt), 
durch  Schnüre  und  Gewichte  in  eine  grosse 
Zahl  von  Stellungen  gebracht  werden  konnten 
und  welche  die  dadurch  hergestellten  Zeichen 
von  verabredeter  Bedeutung  von  Station  zu 
Station  mit  bis  dahin  unerreichter  Schnellig- 
keit weitergaben.    Diese  optische  Tele- 
graphie  (telegraphie  aerienne)  fand  bereits 
in  den  Revolutionskriegen,    namentlich  aber 
unter  Napoleons  Herrschaft  eine  ausgedehnte 
Anwendung :  Frankreich  besass  unter  Ludwig 
Philipp    ein' Telegraphennetz  von  5000  km 
mit   zahlreichen   Stationen.     Dem  Vorgänge 
Frankreichs  waren  die  anderen  Nationen  ge- 
folgt" auch  in  Deutschland  hatte  der  optische 
Telegraph  Verbreitung  erlangt;  insbesondere 
war  er  in  Preussen    L832  durch  Errichtung 
eines  besonderen  Telegraphenkorps  und  An- 
legung   von    optischen   Stationen    zwischen 
Trier  und  Berlin  eingeführt  worden.    Wenn- 
gleich der  optische  Telegraph  bei  günstigem 
Wetter    mit   einiger   Sicherheit   zu  arbeiten 
vermochte,   so  er   bei  Dunkelheit 

völlig    und    war    bei    Nebel.    Höhenrauch, 
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Scli!'.  starkem   Winde   etc.    wenig 

zuverlässig,  zahlreichen  Beschädigungen  aus- 
i  der  Unsicherheit  der  Zeichen 
vielfachen  Irrtümern  unterworfen.  Ueber- 
dies  w;ir  s  in  Gebrauch  bei  der  Kostspielig- 
keit der  Anlagen  und  der  Umständlichkeit 
Bedienung  auf  die  grossen  Heerstrassen 
und  auch  auf  diesen  meistens  nur  für  po- 
litische oder  militärische  Zwecke  beschränkt. 
-  Auch  nach  Einführung-  der  elektrischen 
Telegraphie  ist  der  optische  Telegraph 
beim  Eäsenbahnbetriebsdienste.  ferner  durch 
Flaggen-  und  Lampensignale  im  Seewesen 
sowie  durch  Uebermittelung  von  Sonnen- 
strahlen oder  Fackelschein  vermittelst  schräg 
gestellter  Spiegel  (dioptrisehe  Telegraphie) 
ia   mannigfaltiger  Anwendung  geblieben. 

Die  schnelle  Fortpflanzung  der  Elektrici- 
tät   durch   metallische  Leiter  legte  den  Ge- 
danken nahe,   sich  ihrer  zur  Zeichengebung 
in    die  Ferne  zu  bedienen.     Der  von  Söm- 
m  e  i- 1'  i  n  g  1 81 19  hergestellte  erste  elektrische 
Telegraph    beruhte    auf    den    ehemischen 
Wirkungen  der  von  Galvani  nachgewiesenen 
Berührungselektricität,  indem  die"  durch  die 
Voltasche    Säule    bewirkte    Zersetzung    des 
Wassers   dazu    benutzt    wurde,    um    mittels 
35  Drähten  in  ebenso  vielen,  mit  Buchstaben 
und    Zahlen     bezeichneten    Gefässen    Luft- 
blasen    aufsteigen    zu   lassen.      Oersteds 
Entdeckung    (1820),    dass    der    elektrische 
Strom    eine  in   der  Nähe  des  Schliessungs- 
drahtes befindliche  Magnetnadel  abzulenken 
vermöge,  bot  die  Möglichkeit,  auf  weit  ein- 
facherem  Wege    und  in  grössere  Ferne  zu 
telegraphieren.     Die    eigentliche    Geburts- 
stunde der  elektromagnetischen  Telegraphie 
stellt    die    von    Gauss    und     Wilh. 
Weber  in  Göttingen  1833  hergestellte  Tele- 
dtung  zwischen  der  Sternwarte  und 
■I'  m   physikalischen  Kabinette  dar,  vermöge 
i  auf  nur  zwei  Drähten  durch  die  Ab- 
leitung    der   Nadel    nach  links    und  rechts 
iredete    Zeichen     übermittelt    wurden. 
für   .-eine    praktische  Anwendung  un- 
in   wichtige    Vervollkommnung   erfuhr 
der    elektrische    Telegraph    durch   Stein- 
heils   Entdeckung    (1837),     dass     es    zur 
Stromkreises  nicht  derRüek- 
urch   einen   /.weiten  Draht  bedarf. 
i  nügt  die  Leitung  bis  zur 
Erde   zu  führen,    welche  demnächst,  sei  es 
n  direkte  Rückleitung  des  Stromes,  sei 
mehrfach   angenommen  wird. 
durch  Absorbierung  desselben  und  durch  die 
ihr  beiwohnende    Eigenschaft    eines 

ii     Reservoirs    der     Elektricität,    die 
Schliessung  des  Stromkreises  bewirkt.  G 

hatte  3t  inhei]   einen  Apparat  herge- 

welcher  die  durch   den   elektrischen 

wirkten  Ablenkungen  der  M. 

aadel  in  sichtbaren  Zeichen  aufschrieb.    I  ><  - 

a    Amerikaner  S.  Br.   Morse  schon 


1836  ersonnene,  später  verbesserte  Schrei) 
apparat  stellt  die  übermittelten  Zeichen 
mittelsf  eines  durch  den  elektrischen  Streu 
bewegten  Hebels  dar,  der  auf  einem  durch 
ein  Uhrwerk  vorbeigeführten  Papierstreifen 
die  in  Strichen  und  Punkten  verabredeten 
Buchstaben  des  Morse-Alphabetes  einprägt 
(Reliefschreiber)  oder,  mit  einer  von  Werne  r 
Siemens  angegebeneu  Verbesserung,  in 
Farben  sichtbar  macht  (Farbschreiber). 

Zuerst  im  Anschluss  an  die  in  der  Ent- 
stehung begriffenen  Eisenbahnlinien,  dann 
dem  Zuge  der  Hauptkunststrassen  folgend, 
sind  die  elektromagnetischen  Telegraphen 
seit  der  Mitte  der  vierziger  Jahre  allgemein 
zur  Einführung  gelangt  und  haben  sich  auch 
auf  das  schnellste  über  die  ganze  civilisierte 
Welt  verbreitet,  namentlich  seitdem  es  (zu- 
erst 1851  zwischen  Dover  und  Calais)  ge- 
lungen war,  auch  die  Tiefen  der  Meere 
durch  versenkte  Kabel  zu  überbrücken. 
Seitdem,  freilich  nach  langem  Zögern,  auch 
China  sich  entschlossen  hat,  Telegraphen- 
linien zu  erbauen,  und  auch  die  kleine  Re- 
publik Andorra  ihren  Widerstand  gegen  den 
Anschluss  an  das  französische  Telegraphen- 
netz fallen  gelassen  hat,  giebt  es  kein 
Kulturland  mehr  ohne  telegraphische  Ver- 
bindung. Dem  jüngsten  Transportmittel  ist 
dadurch  eine  Ueberwindung  von  Zeit  und 
Baum  gelungen,  die  man  bis  in  die  .Mitte 
dieses  Jahrhunderts  nicht  geahnt  hatte. 

Eine  ausserordentlich  wirksame  Ergän- 
zung dieser  Leistungen  für  den  Grossver- 
kehr auf  weite  Entfernungen  bildet  die  seit 
1^,  i  inGebrauch  gekommene  Telephonie, 
die  mittelst  des  von  dem  Deutschen  Philipp 
Reis  (geb.  1834.  t  1879)  zuerst  ersonneneäj 
von  dem  Amerikaner  Bell  verbesserten 
Fernsprechers  eine  unmittelbare  Gesprächs- 
verbindung zwischen  den  Teilnehmern  der 
zu  diesem  Behufe  eingerichteten  Fernsprech- 
netze ermöglicht.  Vermöge  der  unersetz- 
lichen A'orteile,  die  sich  aus  dieser  die  Ent- 
fernung geradezu  aufhebenden  Verkehrsver-i 
mittelung  ergeben,  hat  sich  das  Telephon* 
wesen  überall  den  raschesten  Eingang  ver- 
schafft und  seinen  Wirkungskreis,  der  an- 
fänglich auf  städtischen  Verkehr'  beschränkt 
war,  durch  die  Anschliessung  grosser  In- 
dustriebezirke und  durch  Anlagen  in  die 
Ferne  zu  einem  internationalen  Verständi- 
gungsmittel  ausgebreitet. 

II.  Die  Telegraphenanlagen. 
1.  Die  bewegende  Kraft.  Der  durch 
die  Berührung  verschiedener  Metalle  hervor- 
gerufene elektrische  Strom  besitzt  die  Fähig- 
keit, sich  in  leitenden  Körpern,  namentlich 
in  metallischen  Drähten,  mit  ungeheuerer 
Geschwindigkeit  fortzupflanzen.  Wheat- 
stone  hatte  diese  Geschwindigkeit  auf 
62000    geographische   Meilen    in   einer   Sc- 
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feunde  berechnet,  eine  Schnelligkeit,  w< 
He  Bewegung  des  Lichtes  übertrifft.   Wenn- 
deich   sich   nach    neueren    Messungen    eine 
leringere    Geschwindigkeit    ergiebt       ■    in 
Qberirdischen   Leitungen  25—40000  km.    in 

unterirdischen  Kabeln  - km,  in  I  ntersi  e- 

kabeln  etwa  4000  km  auf  die  Sekunde  — .  so 
würde  selbst  die  geringste  dieser  Ge- 
schwindigkeiten ausreichen,  um  den  elek- 
trischen Strom  in  weniger  als  einer  Minute 
rings  um  den  Aequator  eilen  zu  lassen. 

Neben  dieser  ausserordentlichen  Ge- 
schwindigkeit befähigt  den  elektrischen  Strom 
oamentlich  die  Einfachheit  und  Billigkeit 
seiner  Herstellung  und  die  Leichtigkeit  in 
der  Handhabung  zu  einem  der  vorzüglichsten 
Träger  der  Nachrichtenvermittelung.  Als] 
Stromquelle  dienen  beim  Telegraphieren 
Batterien,  welche  aus  soviel  Elementen  zu- 
sammengesetzt werden,  als  zur  Erzengimg 
der  erforderlichen  Stromstärke  nötig  sind. 
1  Stromstärke  ist  bedingt  durch  den  zu 
überwindenden  Widerstand,  welcher  wieder- 
um teils  von  dem  zur  Fortpflanzung  des 
Stromes  verwendeten  Leiter,  teils  von  dem 
Masse  der  Entfernung  abhängt 

Im  Vergleich  mit  der  zur  Lichterzeugung 
oder  zu  motorischen  Zwecken  erforderlichen 
Stromstärke  ist  die  beim  Telegraphieren  aus- 
reichende   geradezu    verschwindend    klein. 
Während   z.  B.   die  von  den  Berliner  Elek- 
tricitätswerken     verlegten     Lichtkabel    auf 
Ströme    von  3000   Ampere  berechnet   sind, 
reichen   für  den  Morse-  und  Hughesbetrieb 
der    Telegraphie    Ströme    von    0,01—0,02 
Ampere,  für  unterseeische  und  Ferns] 
leitungen  sogar  solche  von  0,00005—0,00010, 
also   50—100  Millionstel  Ampere,  aus.     Die 
zur  Erzeugung   des  Stromes  benutzten  Ele- 
mente   (Daniel!.    Meidinger)    sind    von    ein- 
facher Zusammensetzung  und  bedürfen  nur 
in    langen    Fristen   der   Neuansetzung    oder 
Erneuerung.   Die  Unterhaltung  eines  Kupfer- 
elementes "kostet  einschliesslich  des  Arbeits- 
lohnes und  des  zur  Verzinsung  und  Amorti- 
sation der  Anschaffungskosten  erforderlichen 
Betrages  jährlich  50— 60  Pfennig.    Bei  Sta- 
tionen von  grossem  Umfange  ist  man  neuer- 
dings  dazu  übergegangen,  die  nach  Tausenden 
TOD  Elementen    zählenden  Batteneen  durch 
Accumulatoren,    die    den    durch    Dynamo- 
maschinen erzeugten  Strom  aufspeichern,  zu 
ersetzen,  was  bei  bedeutendem  Betriebe  sieh 
billiger  stellt  als  Batterieströme.  —  Die  ^\  er- 
wendbarkeit   des  elektrischen  Stromes  wird 
dadurch  erhöht,  dass  er  nach  Bedarf  durch 
Umschalter   gelenkt,   durch  Beiais   gestärkt, 
durch     entsprechende     Schutzvorrichtungen 
(Blitzableiter)  ungefährlich  gemacht  und  durch 
leicht    zu    handhabende   Instrumente    (Gal- 
vanoskope etc.)  gemessen  werden  kann,  end- 
lieh auch  dadurch,  dass  er  als  Arbeitstrom, 
durch  Hineinsendung  in  die  Leitung,   oder 


abei    als    Ruhestrom,   durch   Unterbrechung 

des   die    Leitung   durcbJli öden  Stromes, 

sieh    je    nach    Dmfang    des    Betriebes   aus- 
nutzen lässt. 

2.  Die  Apparate.     Die  Schnelligkeit  der 
raphischen  Korrespondenz  häng!  wesent- 
on 'lern  Zeitmasse  ab,  in  welchem  ihre 
ii  am    Abgangsorte  abg  isandt  und  bei 
Ankunft    aufgenommen    werden.      Ein 
Telegraphenapparal  ist  um  so  vollkommener 
je  schneller  er  Zeichen  abzugeben  und  auf- 
zunehmen um".  :  he  Zuverlä 
keit  der  Zeichenvermittelung  zu  beeinträch- 
tigen. 

Koch  jetzt  stehen  Apparate,    w< 

auf  ihnen  dargestellten  Zeichen,   ohi ine 

Schrift  zu  hinterlassen,  lediglich  durch  Be- 
wegungen   oder    durch    Klopfen    erkennbar 


machen,  in  ausgedehnter  Anwendung.     Der 

Wheatstonesehe  Nadeltelegraph,  welcher  aut 
dem   europäischen  Festlande   fast   nur  noch 
bei  Eisenbahnen.    Feuerwehren  etc.   in   Ge- 
brauch ist.  wird  in  England,  namentlich  auf 
Stationen  mit  geringem  Verkehre,  noch  viel- 
fach zur  telegraphischen  Korrespondi  i  /  be- 
nutzt.     In    Nordamerika    dient   der  Morse- 
apparat  unter  Weglassung  der  Schreibvor- 
richtung durch  sein  klopfendes  Geräusch  als 
sounder    in    ausgedehntem    Umfange     dem 
Telegraphenverkehre.     Auch  auf  den  unter- 
sei ischen    Kabeln     waren    anfänglich    aus- 
schliesslich Apparate  verwendbar,  die  keine 
bleibenden  Zeichen  hinterliessen,  sondern  bei 
denen   die   schwachen  Zuckungen  des  elek- 
■n  Stromes  am  Widerscheine  der  Be- 
u.-nii"-    im    Spiegelgalvanometer  abgelesen 
werden   mussten.     Sir  Will.   Thomsons 
Heberschreibapparat    (Syphon   recorder)  er- 
möglicht es,  die  auf  Tiefseekabeln  anlangen- 
l  den  Zeichen  in  Kurven,  die  sich  dem  Morse- 
alphabet  anpassen,    auf  Papierstreifen   fest- 
zuhalten. 

Mittelst  des  Morseschen  Schreibapparates, 
welcher  mit  der  von  W.  Siemens  erfundenen 
Verbesserung  als  Farbschreiber  in  der  deut- 
schen Telegraphie  vorzugsweise  angewendet 
wird,  kann  ein  geübter  Telegraphist  iu  einer 
stunde  450— 550  Worte,  d.  h.  30—40  Tele- 
•n-amme    von   durchschnittlicher   Länge  ab- 
geben      Auf     dem    von    dem    Amerikaner 
Hughes  1855  erfundenen  Typendrucktele- 
srraphen    kann    diese    Leistung    bei    flotter 
nuiig   auf    11"    Umdrehungen    in    der 
Minute  oder  etwa  1000—1100  Worte,  d.h. 
7u— vn    Durehsehnittstelegramms    auf    die 
Stunde   erhöht   werden.     Eine  beträchtliche 
Steigerung   dieser  Schnelligkeit  wird  durch 
<      abrangen    erzielt,     welche,     wie    der 
Wheatstonesehe  Automat,    die   zum  Abtele- 
"•raphieren  benutzten  Papierstreifen  mittels 
einer    durch    komprimierte    Luft    bewegten 
kleinen    Maschine   vorlochen    und    dadurch 
nicht  nur  eine  schnellere,  sondern  auch  eine 
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gleichmässigere  und   korrektere  Absendung 
Schriftzeichen  ermöglichen. 

nicht  unwesentliche  Beschleuni- 
gung i  obeförderung  wird  durch 
den  von  dem  Franzosen  Estienne  kon- 
strui«  rten  Schreibapparat  dadurch  erzielt. 
auf  demselben  die  Schriftzeichen  des 
ibets  nicht  wagerechl .  sondern 
senk  aander  erscheinen .  wo- 
durch nicht  nur  eine  schnellere  Abgabe  der 
Zeichen,  sondern  auch  ihr  Lesen  erleichterl 
wird. 

Eine  stärkere  Ausnutzung  der  Telegra- 
phenleitungen wird  endlich  durch  Apj 
erstrebt,  welche,  wie  die  tod  Gintl,  W.  Sie- 
-.    Frischen    und  Preseott   hergestellten 
osprecher,  das  gleichzeitige    Bei 
von  Depeschen    in    entg  tzter   Rich- 

tung auf  demselben  Drahte,  oder  wie  der 
von  B.  Meyer  ersonnene,  von  Baudot.  De- 
lany  und  Mercadier  verbesserte  Multiplex, 
die  gleichzeitige  Abgabe  mehrerer  De- 
peschen auf  einem  Drahte  in  derselben 
Richtung  (Doppel-  oder  Vielfachsprecher) 
itten.  Noch  grössere  Schnelligkeit  in 
der  Beförderung  der  Telegramme  wird  auf 
dein  von  Pollak  und  Virag  konstruierten 
Schnelltelegraphen  erzielt. 

Den  allergrössten  Fortschritt  auf  dem 
Gebiete  der  Telegraphenapparate  stellt  das 
Telephon  dar.  weil  dies  unscheinbare  In- 
strument am  billigsten  herzustellen  fein 
Fernsprecher  kostet  9,75  bis  10,50  Mark, 
ein  Morseseher  Normalschreiber  190  Mark, 
scher  polarisierter  Doppel- 
schreiber    204    Mark,    ein    Hnghesapparat 

1350  Mark,  ein  Syphon  recor  I        Mark) 

und  zu  unterhalten  sowie  weitaus  am  leieh- 
zu    handhaben    ist.      Während    alle 
parate    geschulte    Beamte    zu 
ihrer  Bedienung   erfordern,   kann  der  Fern- 
dem  Publikum  selbsl  in  die  Hand 
und  ohne  jede  telegraphische  Vor- 
ich kurzer  Unterweisung  mit  Er- 
folg benutzt  w    r<|.  n. 

:'..  Leitungen.     Das  Problem  des  Tele- 
graphierens    ohne    Li  itu  ■    ist    trotz 

der  weiter   unten   (sub  5)  zu    berührenden 
wichtigen  Fortschritte  noch  nicht  soweit  ge- 
löst,  dass  die  drahtlose  Tele  Js  ein 
wesentlicher    Faktor    der    Nachricht* 
mittelung    gelten    könnte.     Die   elekti 

de    isl    daher  bis  jetzt,    abgesehen 
Ausnahmefällen,   noch  an   Leitungsvor- 
richtungen     gebunden,     welche     für 

berirdisch,  durch  Befesti- 

-   von  Drähten  an  erhöhten  Stützpui 

nnterirdisi  h   Verlegung  der  in 

I    eingehüllten    Drähte    in    die    Erde. 

äi  li.   durch  Versenkung  ähn- 

Kabel    auf    den   Grund    des   Meeres, 

»berirdischen    Leil  ungen  be- 


stehen aus  metallischen  Drähten,  die  an  den 
Unterstützungspunkten  durch  einen  nicht 
leitenden  Körper  von  den  Stützen,  an 
denen  sie  über  den  Erdboden  erhöht 
und  damit  zugleich  von  der  Erde  selbsl 
isoliert  werden.  Als  Leitungsdraht  bedient 
man  sich  vorwiegend  des  Eisens,  das  an 
Leitungsfähigkeit  hinter  dem  Kupfer  frei- 
lich sehr  beträchtlich  (etwa  wie  1  zu  6) 
zurücksteht,    aber    diesen    Nachteil     durch 

viel  grössere  Billigkeit  und  Dauer- 
haftigkeit aufwiegt.  Nur  bei  internationalen 
Linien  zwischen  grossen  Entfernungen,  z.B. 
Berlin — Rom,  ist  neuerdings  KupferdrahJ 
und  zwar  meist  mit  einer  Mischung  (Alu- 
miniumbronze) zur  Anwendung  gekommen. 
-  Als  Träger  der  Leitungsdrähte  weiden 
vorzugsweise  hölzerne  Stangeu  verwendet. 
weil  sie  preiswürdig  zu  beschaffen,  leiern 
zu  transportieren  und  unschwer  au  den  ge- 
eigneten Stellen  zu  befestigen  sind.  Auch 
kann  dem  an  sich  dauerhaften  Holze  der 
Nadelbäume  durch  Anstrich  oder  Tränkung 
mit  antiseptischen  Stoffen  ein  noch  höherer 
Grad  von  Widerstandsfähigkeit  gegen  die 
Einflüsse  der  Witterung  und  des  Erdb 
beigebracht  werden.  In  Südeuropa  wird 
vielfach  Kastanienholz  zu  Telegraphenstangen 
benutzt,  das  sich  durch  seine  ausserordent- 
liche Dauerhaftigkeit  für  diesen  Zweck  vor- 
züglich eignet.  In  tropischen  Ländern,  wo 
bearbeitetes  Holz  den  Angriffen  der  Feuch- 
tigkeit und  der  Zerstörungswut  der  Insekten 
zu  unterliegen  pflegt,  werden  die  Telegra- 
phenleitungen  entweder  an  lebendigen  Bäu- 
men, z.  B.  in  den  Philippinen  an  Baum- 
wollbäumen  oder  an  eisernen  Trägern  be- 
festigt :  für  letztere  Zwecke  sind  bei  den  iri 
Deutsch-Ostafrika  erbauten  Leitungen  mit 
gutem  Erfolge  Mannesmannsche  Rohrständer 
1  "-nutzt  worden.  —  Als  Isolatoren  dienen 
Glocken  aus  Glas  oder  Porzellan,  die  mittelst 
eiserner  Stützen  an  den  Trägern  befestigt 
werden. 

Oberirdische  Leitungen  sind,  wo  nicht 
besondere  Umstände  ihre  Anlage  erschweren, 
verhältnismässig  leicht  und  ohne  zu  grosse 
Kosten  (1  km  Holzgestänge  mit  i  mm 
starkem  Eisendraht  auf  Landwegen  etwa 
300  Mark,  an  Eisenbahnen  ca.  250  Mark, 
mit  4  mm  Bronzedraht  etwa  700  Mark)  her- 
zustellen. Aber  sie  sind  den  Einflüssen  der 
Witterung,  namentlich  der  Gewitter,  des 
Windes  und  der  Kälte  in  hohem  Grade 
unterworfen  und  überdies  den  mannigfaltig- 
sten Beschädigungen  aus  Mutwillen.  Bös- 
willigkeit, durch  Tiere  etc.  ausgesetzt,  er- 
ieiden  durch  Windbruch.  Zerreissen  der 
Drähte,  Zerstörung  der  Isolatoren  unwill- 
kommene Störungen  und  verursachen  nicht 

buche   Unterhaltungskosten,    die    bei 

den    Gestängen   auf  "ca.  20  Mark,    bei 

Doppelgestängen  50—60  Mark    und  ausser- 
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„   «ir  die  Leitungen  auf  2,50  Mark  für  derselbe  in  anderen  Ländern  durch  Stürme, 

.,„     tili     QU     J.<  Uli,-,'  11     au.  i.„.™f:!ll„     ,,<,.     „,„]    ,li..    .  :ii   live  1      H'! 


km    zu   veranschlagen 


iind.     Stark"    l'n 

Kill      /.u      Mim. o '     ,  ,.    ,1 

etter  oder  anhaltender  Schneefall  setzen 
„.  oberirdischen  Leitungen  aui  weite 
trecken  ausser  Betrieb  und  verursachen 
ich,  selten  ausgedehnte  tagelange  l  nter- 
rechungen  der  Tclegraphenverbmdungen. 
Unterirdische  Leitungen  sind  be- 
ste in  den  Anfängen  der  elektrischen iTele- 
faphie  ais  eine  vor  Störungen  in  höherem 
[aJse  geschützte  Anlage   erkannt  und  aus- 


3,  !,,;,-, ■;,;  :  :  die  dadurch  nervi 

rufenen    Be   hädigungen    der   oberirdis 
Linien  unterbrochen 

Unterseeische  Lei1  ungen,  die  zu- 
erst von  Werner  Siemei  ;  L£  im  Kieler 
ilai'.ii  zur  Anlegung  unterseeischer  Minen 
angewendet    w  ai  i  1    Eür  Zwecke  des 

Telegraphenverkehrs  1850  dun  h  Anlegung 
des  Kabels  zwischen  Dover  und  Calais  in 
Gebrauch  genommen  und  haben  rasche  Ver- 


fem  geschützte  Anlage   •  •>  ua m      .      .;  gefunden.    Im  Jahr..  1852  wurden 

afflhren  versucht  worden.    Nach  dem  Vor    breitung  ..,..„,      -t  .,..„„,_    , 


ange  des  Physikers  Jacobi,  der  1842  in 

ytnxl.ur"'  eine  unterirdisch.'  Leitung  her- 
Lt  und  nachdem  Werner  Siemens 
Guttapercha  einen  zur  Isolierung  der 
Kstungsdrähte  geeigneten  Körper  erkannt 
tatte  schritt  man  in  Preussen  dazu,  aut 
rrösseren  Strecken  unterirdische  Leitungen 
Inzulesren.  Die  Linie  von  Berlin  nach 
Prankfurt  a.  iL  wurde  1849  bis  Eisenach 
mterirdisch  erbaut.     Allein  da  es  an  ti 


England  und  Schottland  mit  Irland,  Bunen 
mit  Seeland  und  Jütland,  England  mit  Bel- 
gien und  Holland,  ferner  1854  Seeland  mit 
Schweden,  Italien  und  Sardinien  mit  Cor- 
sica  verbunden. 

Durch     die     raschen    Fortsein:, 
unterseeischen  Telegraphie  angeregt,   fasste 
im  März  1854  der  Amerikaner  Cyrus  Field 
den  Plan.  Amerika  und  Europa  telegraphisch 
zu    verbinden.      Der    erste    Versuch    einer 


.„terirdisch  erbaut     Allein     a       aunui,   ^^e^ung   zwischen   dem   irischen  Hafen 


Leitungen  bald  zurück;  man  sah  sich  ge- 
nötigt, das  unterirdische  Leitungssystem  zu 
verlassen.  Die  Anwendung  von  Kabeln 
blieb  lange  auf  Zuleitungen  in  grösseren 
Städten  Durchführungen  unter  Tunnels 
,",  derg]  beschränkt,  denen  durch  kost- 
spielige eiserne,  bleierne  und  thöneme 
ren  der  nötige  Schutz  verliehen  werden 
musste. 


1858  zwischen  denselben  Endpunkten  glück- 
lich verlegte  Kabel  versagte  nach  einer  Be- 
nutzung von  wenigen  Tagen  den  Dienst. 
C  Field  Hess  sich  durch  diese  Misserfolge 
nicht  abschrecken.  Der  von  ihm  neu  er- 
richteten Anglo  American  Telegraph  Com- 
pany gelang  es  1866,  ein  gebrauchsfähiges 
Kaberz  wischen  der  alten -und  neuen  Well 
herzusteUen,    welchem    noch   in    demselben 


«nterseeischen  Telegmphenverbindungen  ge-  nka  dmch  1-^^       ^esellsdlaft.  je 

fanden  hatte,  waren  die  Bedingungen  fui  von  aenen Cmnpanv  und  der 
die  technische  Herstellung  und  ^W^äÄleC  ,W  französischen 
der    Kabel    sowie    für    das   Telegraphieren    Western   ™    3e  ^  

auf    Unten    besser    bekannt  gewor,  ;n       In    ™g$«*  Se  Company  gehören. 
Deutschland    ist    ls<<  —  lböl   em  unrein ui  kühnes  Vorsehen  ist  von  nach- 

sches  Telegraphennetz  hergesteUt  wden, L^J^STlrf^S  Ausdehnung  der 
welches   die    wichtigsten  Orte    des  Eeicfe-     alt-  m  r,  gewesen.     Die 

.ebietes  durch  20  Linien  unterirdischer  ^rs™en  I  TeSphengesenschaft  zu 
kab,l  von  insgesamt  5470  km  Lange  und  ^™™X  fe  längfte  üeberland- 
37  420  km  Leitungen  mit  einem  Kostenauf-  Kopenhagen    weicne^  -  ^ 

wände  von  nahezu  30  Millionen  Mark  in  hme  der  «  Vladiwostock  am  Stillen 
Verbindung  gesetzt  hat  und  demnächst  durch   Asjen taa b**       ;a  ^ 

den  Anschluss   der  süddeutschen  Hauptorte    Meer  erbaut  fc£  ^^ 

vervollständigt    worden  ist.    Die   untenrh- 1 A  <,- -  Telegraph 

sehen    Linien    erfordern    zwar    nicht    unbe-   J  ^  !rseetelegraphen    von 

trächtliche  Anlagekosten,  die  Erbauung  von    g°Xd    nlch    Portugal,     Gibraltar,    Malta 

1  km    7-adrigen   Kabels  kostet - W^, 3t,' stellte  1870  durch 

Mark:    allein    die   Unterhaltung  ist .ausser-   und  AI  -  meto  -  ^    ^ 

ordentlich  billig,  1  km  unterirdische  Lei-  <li ™  S  dort  naell  Bombay  die  unter- 
tun, etwa  50  Pfennig  jährlich;  sie  sind  von  V ta  >■  ^  ^^  £  laml  und 
Störungen  durch  Stürme.  Gewitter  und  seeiscne  ^eru  |  Diese  Ver- 
sonstig! atmosphärische  Einflüsse  fast  voll-  «  '"  ■  ^.h  yon  der  Eastern 
kommen  frei,  behalten  ihren  sokt.ons.an  budung  "^tog  and  China  Telegraph 
lange  Zeit  und  haben  wiederholt  den  Tele-  g™ry  durch  zahlreiche  Kabellegungen 
graphenbetrieb    in    Zeiten    ermogheht,    wo   Lompanj  _ 

Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.    Zweite  Auflage.    VII. 
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im  Indischen  Ocean   sowie  in  den  ostasiati- 
n   und  austauschen  Meeren   nach  Ost- 
und   Australien    ausgedehnt    worden. 
Die  Brazilian  Submarine  Telegraph  Company 
hat    1874    durch  Kabel   zwischen  Lissabon, 
Madeira.   St.  Vinzent  und  IVrnambuco  eine. 
unmittelbare   Onterseeleitung  zwischen  Eu- 
ilnd    Südamerika    hergestellt.     Kabel 
. it.  ii     die    "West-     und     die     Ostküste 
Afrikas  und  stellen  Verbindungen  zwischen 
britischen,  deutschen,  französischen  und 
ngiesischen  Kolonialbesitz  auf  dem  dun- 
keln Weltteil  und  Europa  lief.     Durch  zwei 
mächtige     Kabel,     von     denen    das     eine 
Canada    mit    Australien,    das   andere  Nord- 
amerika   mit    Japan   und   China    verbinden 
soll,  ist  eine  sieh  kreuzende  Ueberbrückung 
der  Tiefen  des  Stillen  Oceans  geplant.   Zur 
Zeil    sind    etwa    1500    unterseeische   Kabel 
verbanden,  die  zusammen  rund  170000  See- 
meilen lang-  sind.     Etwa  ein  Zehntel  dieser 
Länge   gehört    verschiedenen  Staatsverwal- 
tungen :  der  Rest,  der  die  weitaus  längsten 
wichtigsten  Dhterseeverbindungen  um- 
i.    befindet    sich    im  Besitz  und  im  Be- 
tri.be    vnn     etwa    30    Privatgesellschaften. 
Das  Gesamtkapital  dieser  Gesellschaften  be- 
trügt   gegen    50   Millionen   £',    wovon    etwa 
75%  englischen  Gesellschaften  gehört.    Die 
grösste    dieser    Gesellschaften,    die    bereits 
vorhin    erwähnte    Eastern    Telegraph   Com- 
pany,   betreibt  Kabel  von  über  50000  See- 
len  Länge,  fast  ein  Drittel  des  gesamten 
Kabelnetzes,    und  verfügt  über  ein  Grund- 
kapital von  200  Millionen  Mark. 

I  '    England,     Deutschland,    Frankreich, 
Italien,  Dänemark  und  China  werden  eigene 
Kabelschiffe   unterhalten,    welchen  die  Auf- 
gabe   obliegt,    das    Kabelnetz    durch    Ver- 
senkung neuer  Unterseeleitungen  zu  vervoll- 
ständigen  und   durch  Ausbesserung  schad- 
Stellen  betriebsfällig  zu  erhalten.   Bei 
i  schwierigen  Arbeiten,  die  regelmässig 
auf  den  belebtesten  Bochstrassen  des  Oceans 
auszuführen    sind   und   oft  auch   bei   Nachl 
nicht  unterbrochen  werden   dürfen,   werden 
die  Ilabeischiffe   durch    die  im  Jahre  1884 
dossene  internationale  Vereinbarung  ge- 
schützt,   welche   auch   den   kostbaren   Tele- 
graphenkabeln  selbst  einen  in  Friedenszeiten 
i'-li"nili-u  Srhutz  gi -gen  fahrlässige  und 
böswillige    Beschädigungen    Vorlieben    hat. 
Zur    Ausführung    des    Kabelschutzvertrages 
i-i  in  Deutschland  das  E.G.  v.  21.  November 
i     .■    rden. 
I.  Fernsprechanlagen.      Da    für   den 
prechbetrieb  eine  ausserordentüch  ■■■■ 
Strommenge    ausreicht,    so    genügen 
für  die  Leitungen  Drähte  von  entsprechend 
Durchschnitt.      An     Stelle     des 
n   Eisendrahtes,   der  in  den  Stadt- 
aanlagen      anfänglich      verwendet 
wurde,  treten  neuerdings  überwiegend  Drähte 


aus  Aluminiumbronze,  welche  wegen  ihrer 
grossen  Leitungsfähigkeit  auch  für  den  Fern- 
sprechverkehr in  die  Ferne  sich  vorzii 
eignen.--  Die  Anbringung  der  Leitungen 
erfolgt,  wenn  sie  dem  Fernsprechverkehr 
über  Land  dienen  sollen,  unter  nahezu  den- 
selben Bedingungen  wie  bei  oberirdischen 
Telegraphenanlagen.  Abweichende  Verhält- 
nisse treten  bei  den  Stadtfernsprecheiurieh- 
tungen  ein.  Als  Stützpunkte  für  die  Lei- 
tungen können  innerhalb  der  Städte  nur  in 
seltenen  Fällen  Telegraphenstangen  benutzt 
werden,  weil  hierdurch  der  Strassenverkehr 
gehindert  und  das  Aussehen  der  Stadt  ver- 
unziert werden  würde.  Auch  die  An- 
bringung der  Träger  an  den  Hauswänden 
mittels  eiserner  Bügel  ist  nur  an  Orten  mit 
geringerem  Verkehr  ausführbar-.  Bei  leb. 
hafterem  Verkehr  bleibt  nur  übrig,  die 
Hausdächer  als  Stützpunkte  zu  benutzen  und 
die  Drähte  nicht  im  Zuge  der  Strassen,  son- 
dern frei  über  den  Häusern,  auf  derei 
Dächern  die  Träger  als .  Rohrständer,  Gel 
rüste  etc.  ausreichend  verankert  werden, 
entlang  zu  führen.  In  den  grössten  Ver- 
kehrsmittelpunkten  ist  die  daraus  sich  er- 
gebende Belastung  eine  so  bedeutende  ge- 
worden, dass  man  sich  genötigt  gesehen' 
hat,  die  Hauptzüge  der  Fernsprechleitungen 
in  eigens  dazu  konstruierten  Kabeln  mit  51) 
und  mehr  Drähten  zusammenzufassen  und 
teils  als  Luftkabel  aufzuhängen,  teils  unter- 
irdisch zu  verlegen. 

5.  Drahtlose  Telegraphie.  Dass  elek- 
trische Ströme  nicht  bloss  den  metallischen 
Leitungen  folgen,  sondern  auch  durch  Erde] 
Wasser  und  Luft,  sich  fortpflanzen,  ist  eine 
Erfahrung,  die  schon  in  den  Anfängen  der 
elektrischen  Telegraphie  gemacht  worden 
und  ihr  durch  die  von  Steinheil  nachge- 
wiesene Rückleitung  durch  die  Erde  von. 
hohem  Nutzen  gewesen  ist.  Ebenso  ist  es 
längst  bekannt,  dass  die  Einleitung  und 
Unterbrechung  von  elektrischen  Strömen 
auch  in  den  dem  Leitungsdraht  benach- 
barten Drähten  Ströme  von  vorübergehender 
Dauer  hervorrufen.  Die  ersten  Versuche, 
ohne  Drahtleitung  zu  telegraphieren,  hatten 
teils  an  die  Leitungsfähigkeit  der  Erde 
und  des  Wassers,  teils  an  die  Induktions- 
erscheinungen angeknüpft.  Es  war  auf 
jedem  dieser  Wege  gelungen,  elektrische 
Zeichen  auf  gewisse  freilich  nicht  erheb- 
liche Entfernungen  ohne  Draht  hervorzu- 
rufen und  dadurch  Nachrichten  zu  über- 
mitteln. Die  Entdeckung  der  elektrischen 
Wellenschwingungen  durch  Heinrich 
II-  it  ■/.  ist  der  Ausgangspunkt  einer  neuen 
r.iphie  ohne  Draht  geworden,  die  sich 
nach  der  Vervollkommnung,  welche  die  da- 
bei angeordneten  Apparate  durch  Guilel- 
mo  Mar coni  erfahren  haben,  in  den 
letzten  Jahren    zu  einer  praktischen  Nach- 
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.rmittelnng  und  /«;;'f.»    ', 
Ergänzung   der  bishengea  Tete- 
apbfe    ^gestalten    beginnt.     Zwiscten 
gn    die   mit    deu   zu  dieser  Telegraph!« 
Serlichen  Absendungs-  und    Empfangs- 
Sen    ausgerüstet   sind,    findet  gegen- 
,rti,,    bereite    auf    Entfernungen    bis    zu 
?km   ein   Nachrichtenaustausch     edighch 
L3T  Versendung  elektrischer  Funken   da- 
"  auch  Funkentelegraphie    genannt)   statt 
f  lange  «oh  die  neue  Telegraphie  nur  auf 
ntKmgen  dieser  Art  erstreckt,  ^»rd  ihre 
JSdung    voraussichtlich   auf  Ausnahme- 
j],  beschränkt  bleiben,    m  denen    die  Be- 
übung metallener  Leitungen  nicht  angang- 
Kfwie  bei  der  Verbindung  von  Feuer- 
ten oder  von  auf  der  Fahrt  begriffenen 
Ken   untereinander  und  mit   dem  Fes - 
mde     In    Deutschland    ist  die   erste   der-, 
riX    Anlage,    die    Funkente  egraphenver- ! 

,!„„■"    zwischen    dem   Leuchtfeuerschiffe , 
torkum  Riff  und  der  35  km  entfernten  See- 
kSienstation  Borkum  Leuchtturm,   im 
l  i    1900    eröffnet    und    sind  dadurch   die 

L,n  Oceandampfer  der  deutscheu  Reede- 
Ln  den  Stand  gesetzt  worden,  bei  der 
Säkrt  wie  bei  der  Heimkehr  auf  der 
3S  Vlissingen -Wesermündung  Tele- 
gramme zu  erhalten  und  abzugeben.  Von 
^  hoher  Bedeutung  die  Telegraphie  ohne 
Draht  für  Herstellung  von  \  erbindungeu 
avischen  belagerten  Festungen  und  der  an- 
rückenden Ersatzarmee,  ferner  imSeek 
mr  Verbindung  operierender  Geschwader 
untereinander  oder  mit  dem  Lande^Ä 
kann  lieet  auf  der  Hand  und  wird  duren 
die  im  Burenkriege  engliseherseits  gemachten 
Erfahrungen  bestätigt 


polizeilichen  und  allgemeinen  Verwaltungs- 
rangsmittel  von    h 
i  ist,  sondern  auch  inre 
erwachung   in   unruhigen   Zeiten  durcü 
agit    (i  ,  geboten    wird. 

Diese  Grund.-  haben  dazu  geführt,  dass  der 
i        raphenbetrieh  in  den  meisten  Ländern 
entwertet   gesetzlich,    wie   z.  B.    in    Frank- 
reich durch  0.  v.  1851,    oder   thatsac 
wie  in  Preussen.  als  ausschliessliches  H 
des    Staates    eingerichtet   worden    ist    und 
dass  auch  in  denjenigen  Landein    wo   man 
den  Telegraphenhetrieb  anfänglich   der  I  n- 
vatunternelunung  überlassen   hatte    d 
kenntnis    der   daraus    entspi  weit- 

ereifenden  üebelstände  meist  bald  die  Ver- 
staatlichung  der  öffentlichen  Verkehrszwecken 
gewidmeten  Telegraphen   zur  Folge  gehabt 


III.  Telegraphenbetrieb. 
6  Staats-  oder  Privatbetrieb.  Der 
Telegraphenbetrieb  erfordert  Anlagen  che 
dch  über  weite  Gebiete  unter  Benutzung 
ofientlieher  Wege  und  mit  Berührung  pri- 
vat.n  Grundeigentums  erstrecken.  Da .der 
artige  Anlagen  ohne  Schädigung  wirtechaft- 
-       ,  äen    nicht    ohne    Not    yemel- 

£ärt  und  da  sie  ihrer  Natur  nach  nicht 
S  mehreren  Unternehmern  zngleieh  be- 
nutzt werden,  können,  so  haftet  dem  lele 
graphenbetriebe  schon  aus  diesem  G  u 
der  Charakter  der  Ausschhesshchkeit  an. 
£  den  Händen  des  Staates  ist  dieser  aus- 
Shhessliche  Betrieb  an  sich  besser  gewahrt 
S  bei  Privatunternehmern,  die  eher  geneigt 
sein  werden,  die  grossen  pressen  die 
ihnen  bei  telegraphischer  Nachrichtenver- 
mittelung  anvertraut  werden,  zu  ei- 
Xutzen  zu  verwenden  Hierzu  kommtto 
nohtische  Gesichtspunkt,  indem  die  lele- 
KEr nicht  nur  durch  ihre  ™*ff>*Z 
Anwendung  zu  Staatezwecken  aUer AJ 
mshesondere  zu  müitärischen,  genchthchen, 


ist    In    England    ist    1869    die   bis  dahin 
durch    Privatunternehmer   betriebene    tele- 
graphie  vom  Staate   gegen  einen  Preis  von 
6,8  Millionen  £  angekauft  und  mit  der  Post- 
rerwaltung  vereinigt  worden.    In  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  ist  che  tele- 
graphie   noch    gegenwärtig    Privatunterneh- 
muno-  •  sie  wird  als  faktisches  Monopol  von 
einer7  einzigen    grossen    Gesellschaft     der 
Western  Union,  ausgeübt,  welche  allen  Mit- 
bewerb  unterdrückt.   Die  Beseitigung  dieses 
Missverhältnisses  wird  seit  Jahren  von  der 
I  öffentlichen  Meinung  verlangt;    doch  i- 
bisher  noch  nicht  gelungen,  dem  Gesetzent- 
würfe   wegen   Einrichtung  von  Bundestele- 
grapheu  che  Mehrheit  im  Kongress  zu  ver- 

"4l  Für"' den  Privatbetrieb  der  Telephonie 
wurde,  namentlich  beim  ersten  Auftreten 
Ses' Zweiges  der  Telegraphie,  vielfach  auf 
che  Aelmlichkeit  lungewiesen,  welche  che 
damals  vorzugsweise  dem  innenstadtischen 
Verehr  dienende  Einrichtung  mit  dem  Be- 
triebe von  Gasanstalten,  Wasserleitungen, 
enhahnen  etc.  haben  sollte.  .  Jedoch 
hat  .ich  bald  herausgestellt,  dass  ein  wirk- 
licher Mitbewerb  mehrerer  Unternehmer 
auch  bei  der  Telephonie  durch  che  Natur 
des  Betriebes  ausgeschlossen  oder .doch  mj 
starken  Uebelständen  für  alle  Beteiligten 
vSmden  ist,  und  dass  bei  der  immer 
Ausdehnung   der   Tragweite   des 


;;:,L  3*  wirksame  f^ 

zung  zwischen  der  Telephonie  und  dem  der 

zubehaltenden  Gebiete  nicht 

treffen   lässt.     Diese   Erfahrungen  haben  in 

vielen  Ländern  zur  Verstaatlichung  des  an- 

fl  n  •  -lfeh  Privaten  Telephonwesens,  zum  Ted 

SS  Frankreich  (1890)  unter  Aufwendung 

Sicher    Abfmdungssummen,   geführt 

Sschland    ist    die  Telephonie,    soweit 

u    Öffentlichen    Verkehre    dient,    von 

Anfang  an  als  ein  Teil  der  staatlichen  Tele- 

^Slau^gefasst  und  ausschliesslich  dnreh 

Ten P Staat  betrieben  worden,  ohne  dass  hier- 
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Sl    itsbetriebe   oft    na> 

irgendwie     eingetreten 
hr    steh!    Deutschlai  < 
Ausdehnung    als    was   die 
Fernsprecheinrichtung  anbe- 
trifft, an  der  Spitze  sämtlicher  europäi; 
Lärn 

Für  den  Elisenbahnbetrieb  bildet  der  Tele- 
graph ein  unerlässliches  Hilfsmittel.  In  An- 
erkennung dieser  Thatsache  ist  von  der  Ver- 
staatlichung der  Eisenbahntelegraphen  auch 
da  abj  worden,   wo  die  Telegraphie 

I   bildet    Auch 
ist  im  Hinblick  auf  die  'lern  Publikum  dar- 
rwachsenden Vorteile  ziemlieh  überall 
die  Mitbenutzung  der  Eisenbahntelegraphen 
allgemeine    Verkehrszweeke    gestattet; 
sie  unterli  dann  meistens  dem  Ver- 

ordnungs-  und    Beaufsichtigungsrechte   des 
Staates. 

Fast  ausnahmslos  ist  dem  Privatunter- 
nehmen bisher  überlassen  geblieben  das 
weite  Gebiet  der  unterseeischen  Telegraphie. 
In  ihren  Anfängen  wegen  des  damit  ver- 
bundenen hohen  Risikos  von  den  Staaten 
von    der   grossen    Privatindnstrie 


hingegen  sehr  bald   als  ein  ergiebiges  Feld 
innbringender    Thätigkeit    erkannt    und 
(fl    mit    glänzendem  Erfolge    betrieben,   ist 
lil    die  Errichtung    der  unterseeischen 
1  -  ihr  Betrieb  von  An- 
an    in    den    Händen    kapitalskräftiger 
-   n.    meistens     grosser    inter- 
national, i-   Gesellschaften  gewesen   und   bis 
jetzt  weit  überwiegend  verblieben,  obgleich 
sich    der    Widerspruch    zwischen   der" nach 
:htspunkten     des     öffentlichen    Wohles 
teten  Verwaltung  der   Landtelegraphie 
und   den,  vorwiegend   privatwirtschaftlichen 
der     unterseeischen    Telegraphie 
erholt    in    empfindlichster    Weise    und 
der  auf  die  Benutzung 
S©  kabel   an. 
!llt'1  acht   hat.    Die  deut- 

henverwaltung    ist    die    erste 
iiungderunter- 
ie  unter  die  Normen  der 
nationalen  Telegraphie  als  ein  Zi 
llt    und    mit    Nachdruck  verfolgt   hat 
Deutschland  hat  sich  demnächst 

ufder  unterseeischen  Ka.be]  von  Borkum 

nach    Lowestofl     u  Greetsiel    Dach 

-  Kabels  nach  Helgoland 

ung  des  6 

B       i   über  Sylt  nach  Arendal  in  Nor- 

-    '  von  der  iütwirkung    . 

nehmungen  für  einige  der  wii  :  ■„,,.,._ 

il    der  englischen   verwaltun 

Errichtung  eines  zweiten  Seekabels 

E     and   (1891)  den    \,,- 

Tele- 
graphenanl 


7.   relegraphengebühren.  Während  dei 

elektrische  Telegraph  anfänglich  (in  Frank- 
reich  bis  1850)  gleich  seinem  Yor-ä 
dem  optischen,  lediglich  Staatszwecken  vor 
behalten  war.  ist  seine  Benutzung  bald  auch 
dem  Privatverkehr  eröffnet  worden  und  steht 
gegenwärtig  gegen  Gebührenentrichtuna  ii  - 
dermann  innerhalb  der  durch  die  Gesetzi 
oder  durch  die  Rücksicht  auf  das  öffent- 
liche Wohl  und  die  Sittlichkeit  gegebenen 
Schranken  zu. 

Das  Princip  für  die  Gebührenbemessuna 
ist  selbstverständlich  verschieden,  je  nach- 
'l'-'-i"  '1'  >■  Üeiriob  als  Piivatuuternehmen  oder« 
als  Staatsanstalt  geführt  wird.  Bei  den  1 
en  wird  das  Bestreben  nach  möglichst! 
grossem  Ertrage,  soweit  es  nicht  durch 
Mitbewerb  gezügelt  wird,  den  Ausschlag 
geben,  bei  staatlichem  Betriebe,  soweit  nicht 
besondere  Rücksichten  dazu  nötigen,  diel 
Telegraphie  zu  einer  Einnahmequelle  zu  ge- 
stalten, die  Rücksicht  auf  das  allgemein« 
Wohl  unter  möglichster  Erreichung  i 
Selbstkosten  massgebend  sein.  Verkehrs- 
reiche Länder  mit  stark  benutzten  Linien 
befinden  sich  eher  in  der  Lage,  üeberschüsse 
aus  dem  staatlichen  Telegraphenbetriebe  zu 
erzielen  als  Länder  mit  schwachem  Veif 
kehre,  die  trotzdem  zur  Unterhaltung  tele- 
graphischer  Verbindungen  sowohl  im  In- 
land- wie  nach  aussen  hin  durch  politischl 
uud  Handelsinteressen  genötigt  sind.  Das 
Deficit,  welches  sich  in  solchen  Fällen  er- 
giebt,  ist  eher  zu  ertragen  als  die  Nach  mV. 
welche  der  gesamte  Verkehr  und  der  Natiol 
nalwohlstand  durch  den  Ausschluss  vom 
Welttelegraphenverkehre  erleiden  würde. 
Der  indirekte  Nutzen,  den  die  Gesamtheit 
vom  Telegraphen  bezieht,  ist  um  so  höher 
zu  veranschlagen,  je  wichtiger  für  das  bei 
treffende  Land  die  Interessen  sind,  welche 
auf  das  Vorhandensein  und  die  Benutzbar! 
keit  telegraphischer  Verbindungen  auf- 
wiesen sind. 

Die  Tarifbildung  hat  bei  der  Telegraphie 
die  Stufen,  welche  der  Posttarif  zurückzu- 
legen gehallt  hat.  schnell  überwunden.  Bei 
der  Geschwindigkeit  und  Billigkeit  der  be- 
wegenden Kraft  konnten  sich  inländische 
Zonentarife  nach  Massgabe  der  Entfernung 
nicht  lange  halten.  Die  Länge  der  Be- 
Eördi  imgsstrecke  wirkt  auf  die  Selbstkosten 
der  Telegrammbeförderung  in  noch  geringe- 
rem Masse  ein  als  bei  der  Briefpost.  Na- 
mentlich in  kleineren  Staaten  (Schweiz  1852 
Sachsen  L852,  Niederlande  1S58,  Belgien 
1859)  ist  man  bald  nach  den  Anfängen  der 
Telegraphie  zu  ESnheitstarifen  ohne  Unter- 
schied der  Entfernung  gelangt.  Für  den 
deutschen  Wechselverkehr  hatte  ein  Zonen- 
tarif nach  3  Entfenmngsstufen  bestanden, 
welchem  das  einfache  Telegramm  von 
-"   Worten  auf  Entfernungen  bis  18  Mi 
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,,  Pfennig,  bis  52  Moil.ni  1  Mark    darabe] 
Lnaus  i,50  Mark  kostete.    An  Stelle  diesei 
■■„:,,  Lsi  vom  1.  März  1876  ab  em  einh  l| 
Tarif  eingetreten,   nach   welchem  für 

.,!,„  Tel ramm  ohne  Unterschied  derEnt- 

ernUng  eine  Grundtaxe  von  20  Pfennig 
nm  eile  Worttaxe  von  5  Pfennig,  in.  ann- 
iesten 50  Pfennig  zu  erheben  sind. 

I enüberden  Wortgruppentarifen,  nach 

ieneii  für  Depeschen  bis  zu  20  (in  einzelnen 
Sern  auch  bis  10  oder  L5)  Worten  eine 
änheitsgebühr  zur  Erhebung  gelangle,  hat 
ler  W  orttarif  den  Vorzug  grösserer Eolge- 
ichtigkeit,  indem  die  feste  Grundtaxe  dem- 
n    Teile   der  Leistung   entspricht    der 
[len  Telegrammen  gleich  gross  ist  (An- 
ialim„    Bestellung,    cüensthche  Vermerke), 
während  che  Worttaxe   sieh  nach  dem  ver- 
änderlichen Teile  der  Leistung,  d.  h.  dem  l  m- 
tange  des  Telegrammes  bemisst.   Noch  wien- 
er   ist    der   praktische  Vorteil,   dass    der 
W.'.rttarif  von  selbst  zu  ai,',, serer  Kurze  der 
Telegramme  auffordert.    Die  Durchschnitts 
wortzahl   der  Telegramme    die  m 'Deutsch 
Sand  vor  der  Einführung  des  Worttarifs  sich 
uif    18,3  Worte   belief,    hat   sieh    auf    16,d 
Worte  vermindert,   so  dass  eine  Verringe- 
,„„...    um    5    Worte    für    jedes    Telegramm 
lt    worden   ist.     Durch    diese    ansehn- 
liche   Kürzung    der    Telegramme    ist    der 
Betrieb    von   überflüssiger  Arbeit   entlastet 
worden;   der  Telegraph  nützt   in  derselben 
Zeit  einer  grösseren  Anzahl  von    Menschen, 
ml,l  der  Worttarif  hat  sich  als  ein  abkürzen- 
ies  und  beschleunigendes  Verfahren  bewahrt. 
Diese    günstigen    Erfahrungen    haben    dazu 
feeführt   dass  der  Worttarif  nach  dem  Vor- 
gänge  Deutschlands   nicht   nur    im   inneren 
Verkehre    der    meisten    Telegraphenverwal- 
tungen   des    Auslandes    ebenfalls    zur    Km- 
führung  gelangt  ist,   sondern   auch  im   Aus- 
landsverkehre,    in    welchem    er   für    grosse 
Entfernungen  schon  früher  galt,  in  steigen- 
dem  Masse    als    Grundlage    der   internatio- 
nalen     Tarifbildung     Anerkennung     getun- 

C6üDie  Wortzählung  wird  bei  der  Gebühren- 
berechnung in  der  Weise  bewirkt  dass  die 
Ssste  Länge  eines  Wortes  in  offener  odei 
TOiabredeter  Sprache  im  europäischen  wie 
im  aussereuropäischen  Verkehre  auf  15  Bucn- 
stahen  (d.  h.  Schriftzeiehen  nach  dem  Morse- 
alphabete) festgesetzt  ist:  bei  Worten  mit 
mehr  als  15  Buchstaben  wird  der  l  eber- 
sehuss,  immer  bis  zu  15  Buchstaben,  für 
ein  weiteres  Wort  gezählt.  Bei  chiffrierten 
Telegrammen  werden  je  5  Ziffern  oder  Buch- 
staben für  ein  Wort  gezäldt. 

Für  besondere  Leistungen,  wie  ver- 
gleichung  der  Telegramme,  Emufangsan- 
leige,  werden  ausser  der  Hauptlaxe  ent- 
sprechende Xebengebühren  bezahlt  *m 
.Irinaende    Telegramme,    welche    auf    Ver- 


i  des  Absenders  vor  den  i  I  j-v 

vattelegrammen    beförderl  werden,  wird  die 

dreifach   G      ihi  deseinfachen  T.  l< ra 

erhohen.  ,  . 

Die  Vorausbezahlui  -   d<  i   Gebühren,  also 

der  FranMei  i  '1''1   ' ''!''" 

ie  für  die  Baupttaxe  und,  soweit  dies 
möglich,  auch  bei  den  IST.  bengebühren  durch- 
aus die  Regel.  .. 

Gebührenfreiheiten  und  Gebuhrenbeguns- 
ti..-ungen    haben     bei    der    Telegraphie 
Anfall-  an  nur  in  geringem  Masse  Ein 
gefunden.    Gebührenfrei  sind   wühl  überall 
die  Telegramme    des    Staal   Oberhauptes,    m 
Deutschland  gemäß  V.  v.  2.  .luni  1^7  die 
Telegramme  der  regierenden  deutschen  bürs- 
ten  ihrer  Gemahlinnen  und  Witwen;  ferner 
Telegramme   in  wichtigen  politischen  oder 
militlrischen  Angelegenheiten    in   Deutsch- 
land in   Bundesrats-  und   Reichstagssachen 

—   ,  ,,.wl      oh      Rdimk.     Inicht 


Telegramme    von 


und     an    Reichs-    (nicht. 


Telegramme    von     uuu     au.    «"»»     v—— 
Staatsbehörden  in    Reiclisdiensteachen   so- 
wie  Telegramme   von   und    an  Militär-  und 
Mariiiebeiir.rden  in  Dienstsachen.    Gebuhren- 
frei  sind  fernerund  zwar  sowohl  im  inneren 
wie  im  internationalen  Verkehre  Dienstl 
gramme  der  Telegraphie.     Gebührenermas- 
sVungen  finden   in  einzelnen   ausländischen 
Staaten   statt    bei    Wettertelegramm.n    lind 
bei  Presstelegrammen.    In  Deutschland  fin- 
den Gebührenermäßigungen  nur  in  der  iorm 
statt,   dass    während    der    Nacht    einzelnen 
Korrespondenten  die  Benutzung  eines  lele- 
graphendrahtes  gegen  Entrichtung  einer  nach 
der  Länge  der  Benutzungszeit  vereinbarten 
Miete    eingeräumt    wird.      Demselben    Ge- 
danken,   die    Telegrapheneinrichtungen    zu 
sonst    verkehrsfreier    Zeit    gegen  .  billigere 
Gebühr  nutzbar  zu  machen,  entspringen  die 
in  Amerika  gebräuchlichen  halfrate  messages. 
deren    Auflieferer    der  Verwaltung    die    Be- 
fugnis einräumen,   das  Telegramm  wann  es 
in?  passt,    spätestens   jedoch   am   nächsten 
Ta°"e  zu  befördern. 

für  die  Telephonie  hat  sich  als  Gel 
eine  Pauschalvergütung  in  Gestalt  eines 
Jahresabonnemente  ohne  Rücksicht  auf  die 
Zahl  der  geführten  Gespräche  von  Anfang 
an  eingebürgert  und  namentlich  im  Urts- 
verkehre  lange  erhallen.  Neuerdings  ist  an 
di-  Stelle  dieser  einheitlichen  Vergütung 
vielfach  eine  Gebühr  getreten,  die  nach  der 
Einwohnerzahl  des  Orts  und  der  Zahl  dei 
Gespräche  abgestuft  ist.  Auch  im  Racte- 
post|ebiete  ist  an  die  Stelle  der  emheitiich 
auf   iährlich   150  Mark  bemessenen  Jahres- 

gebübTseit    dem   1.  April   V- '-;    neue 

lernsprechgebührenordnung  vom  J  t.  ue- 
zembeV  18&  (R.G.B1.  S.  711)  g**V£ 
che  die  Pauschalgebühr  nach  der  Zahl  der 
Teilnehmer  an  den  betreffenden  Neteen  ver- 
Sen,   von  80-180  Mark.  jri 

gleichzeitig  den  Teilnehmern  die  \\  ahl  frei- 
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stellt,  :  der  Pauschalgebühr 

eine  Gebühr  entrichten  wollen,  die  sich  aus 
einer  Grundgebühr  von  60 — 100  Mark  für 
tue  2     und    Unterhaltung    der 

I    i  Bau  und  die  Instandhal- 
ler  Leitungen   und  aus  Gesprächsge- 
Pfennig  für  jede  hergestefite 
adung   zusammensetzt     Doch    ist    es 
bis  jetzt  nicht  gelungen,  eine   Vorkehrung 
effen,    welche  eine  automatische  Zäh- 
lung der  Gesprä  b.e   ermöglicht     Für  den 
Telephonfernverkehr  sind   überwiegend  Ge- 
bühren für  jedes  Einzelgespräch  in  Geltung. 
3.  Nachrichtenvermittelung.  Mit  einer 
Schnelligkeit    wirkend,    vor    welcher    jede 
Entfernung  verschwindet,  ist  der  elektrische 
»raph    trotz    der    kurzen    Dauer    seines 
Bestehens  zu  einem  der  vornehmsten  Träger 
Nachrichtenvermittelung   in    die   Ferne 
geworden.     Für  den  alle  Teile  der  bev 
ten  Erde  umspannenden  Handelsverkehr  der 
Neuzeit,  für  die  immer  engeren  persönlichen 
bungen  zwischen  Bewohnern  verschie- 
Weltteile,  für  das  geräuschvolle   Ge- 
der  Tag  ist- er  nicht  wenitrer 

unentbehrlich  als  für  wissenschaftliche  Uh- 
ichungen,  welche,  wie  die  in  der  Ver- 
vollkommnung begriffene  Wetterkunde,  auf 
dem  Ergebnis  zahlreicher  gleichzeitiger  Be- 
utungen über  weitausgedehnte  Gebiete 
beruhen. 


Schon  Chappe  hatte  für  seinen  optischen 
Telegraphen    auch    Benutzung    zu    Privat- 
zwecken   in  Aussicht  genommen,   die   dem- 
nächst freilich  unterblieb  und  auch  bei  dem 
frischen  Telegraphen  in  Frankreich  erst 
1850    zugelassen   wurde.      Jetzt    steht    die 
itzung  des  elektrischen  Telegraphen  so- 
wohl   im    inneren    als    im    internationalen 
verkehre  jedermann  zu.    Von  der  den  Ver- 
waltungen    vorbehaltenen     Befugnis,     ihre 
Linien   und   Anstalten   zeitweise  ganz  oder 
zum    Teü   für  alle   oder   für  gewisse   Gat- 
tungen   von    Korrespondenz    zu    schliessen 
wird  meistens  nur  in  Kriegsfällen,  bei  Auf- 
ruhr u.  dergl.  und  auch  dann  überwiegend 
nur  für  Telegramme    in    geheimer   Sprache 
auch  gemacht. 
Telegramme   in  offener  Sprache  können 
können  im  internationalen  Verkehre  in  zahl- 
'  benden    Sprachen    und    in    Aner- 
kennung ihrer  früheren  Bedeutung  auch  in 
dscher  Sprache  gewechselt  werden.   In 
ind    im    Telegraphenverkehre 
|    deutsch  und    lateinisch    zugelassen: 
armenisch,   dänisch,  englisch,  flä- 
i  französisch,  griechisch,  h(  bräisch,  hol- 
ländisch,   italienisch,    japanisch,    mala 
norwegisch,    persiBch,   portugiesisch,   rumä- 
schwecBsch,  siamesisch^  slawisch  (böh- 
■    bulgarisch,    kroatisch,   Ulyrisch,   pol- 
*  h.   klanrussisch,  serbisch    sla- 
isch,    slovenisch),    spanisch 


j  ungarisch,  türkisch.  Doch  sind  bei  Nieder 
Schrift  der  in  fremden  Sprachen  abgefasstei 
Telegramme  lateinische  oder  deutsche  Schrift 
zeichen  anzuwenden. 

Geheime  Telegramme  können  entwedei 
in  verabredeter  Sprache  oder  in  Ziffern  auf- 
gegeben werden.  Unter  verabredeter  Spracht 
(langage  convenu)  wird  die  Anwendung  na 
Wörtern  verstanden,    welche   an    sich   eim 
sprachliche   Bedeutung   haben,   denen    aber 
durch    Verabredung     (insbesondere     durch 
W  örterbücher,  Codes)  ein  nur  den  Korrespon- 
denten verständlicher  Sinn  beigelegt  ist.  Tele- 
gramme in  verabredeter  Sprache  sind  nanu  m- 
lich  für  Kabelkorrespondenzen  auf  weite  Ent- 
fernungen in  Uebung,  weil  sich  dem  verab- 
redeten Einzelworte  der  Sinn  eines  ganzen 
Satzes  beilegen  lässt.  Chiffrierte  Telegramme 
werden  entweder  in  den  arabischen  Ziffern 
mit  verabredeter  Buchstabenbedeutung  odef 
in  Buchstaben  von  geheimer  Bedeutung  abgaj 
fasst.    Sie  finden  ausser  im  politisch-diplo- 
matischen Verkehr  namentlich  bei  Börsengel 
Schäften  eine  sehr  beträchtliche  Anwendung 
Nach   der  unten  mitgeteilten  üebersichl 
erreichte   die   Gesamtzahl   der    1898   beför- 
derten  Depeschen  die  hohe  Ziffer  von375J 
Millionen,  wovon  auf  Europa  267.4  Millionen, 
auf    die    aussereuropäischen    Gebiete    Ins.:, 
Millionen,  darunter  auf  die  Vereinigten  Staa- 
ten 61,4  Millionen  entfielen.    Es  wäre  eine 
interessante  Aufgabe,   das  Verhältnis    nach- 
zuweisen,   in   welchem    das   Familienleben, 
die  Gesellschaft,  Handel  und  Industrie,  die 
Presse,    die  Wissenschaft   und   das    Staats] 
leben    sich  an   diesem  Verkehre   beteiligen. 
Für    eine    derartige    Untersuchung   würden 
sich  aus  der  älteren,  aber  noch  heute  treff- 
lichen Schrift  von  Karl  Knies,  Der  Tele- 
graph  als    Verkehrsmittel,    sowie   aus    den 
Schriften   von   George  Sauer,  The  Tele- 
graph  in  Eiu-ope    (Paris  1869),   Sir  James 
Anderson,  Statistics  of  Telegraphv  (Lon- 
don 1872)  und  L.  L.  Madsen,  Becherches 
sur  la  loi  du  mouvement  telegraphique  inter- 
national    (Kopenhagen    1877)    mannigfache 
Anhaltspunkte  gewinnen  lassen.    Die  nach- 
stehenden Ziffern  über    die  Beteiligung  der 
vorgenannten    grossen   Faktoren    am    Tele- 
grammverkehre beziehen  sich  nicht  auf  das 
gleiche  Jahr;   auch  scheint   die  Abgrenzung 
der  Rubriken  nicht  nach  gleichmässigen  Ge- 
sichtspunkten erfolgt  zu  sein. 


Belgien     . 
Italien  .     . 
Niederlande 
I  lesterreich 

Schweiz    . 


,     5= 

DO 

—     — 

SD    — 

—     . 

00 

DO     S 

2  ES 

s  = 

pq-5 

_S  J3 

il  5 

5  ^=  -^ 

cS   ci 

—    rt 

&  g"oä 

cS   '~> 

~    ~ 

-4^  b£ 

r^~  "  — 

£  fii 

.tä  °» 

Si'3  c 

03  ob 

r"3  " 

w 

+3 

Eh  > 

(in 

Prozenten) 

i,i7 

43,29 

54,37 

1,17 

— 

2.65 

38,10 

28,45 

0,33 

30,47 

0.26 

57,82 

— 

2,49 

39.43 

3,39 

54,o5 

21,31 

1,61 

19.64 

0.69 

36,47 

61,12 

1.72 

— 

Telegraphie  und  Telephonie 


71 


So  wenig  diese  Ziffern  zur  Feststellung 

\vinl    und   dass  andererseits  die 

■.',:  n\vei<    g-.gerem   Masse  am 

Kttelegrammverkehre  beteüigt,  als  sich 

SdS  mehrfach  erhobenen  Ansprüchen 

^besondere  Gebührenprivilegien  erwarten 

''"^   Fernsprechverkehr.    Auf  de* Welt 
JSS  Philadelphia  1878  hat  Sir 

S^ÄahÄ^ÄS 
,  Hexenmeister  verbrannt  worden  wäre. 
']'  Wnnderwrkung,  mit  welcher  der  Fera- 
1  ,1er  Sollen  in  elektromagnetische 
iSe  imd  diese  umgekehrt  zurück  in 
s  '  we  len  verwandelt,  entspricht  die  un- 
S  Schnelligkeit,  mit  welcher  dieses 
f,  r  M-leiclüiche  Verkehrswerkzeug  seinen 
lu.veigLeiumcue  vollzogen   und 

EPS?   ÄSches    Hilfsmittel,   des 

,,nen  Verkehrs  allenthalben  eingebürgert 

SsS  Gebranch  übertrifft  au  Häufigkeit 

i    •'      lüom     den    des    elektrischen    Tele- 
,„,    ^eitern    d«iaes  w 

Öden  Ferns^cher  täglich  1,7   lEDt- 

-«i^ehT^lriS 

"ie   enfach  zu  handhabende  Cmschaltevor- 
rielitu n"en,  einen  Verkehr,  von  dessen  Inten 
Stät Ssich   vor  wenig  Jahren   ebenso- 
wenig ehe  Vorstellung  zumachen  vermochte 
W  man  ihn  heute  entbehren  konnte.    Auch 
?•      T    flache    Land   hat    sich    der  Eem- 
SecSr  X    in  ausserordentlich  wirksamer 
E  für  den  kostspieligeren  und  schwere 
Stedeneuden  Telegraphen  »*«£*£ 
Umfange  bewährt,  und  zwar  nicht nur  fm 
1  .  Bedürfnisse  des  gewöhnlichen  VeAehrs 
sondern   auch  insbesondere    für   UnfeUmel 
dino-en    wo  er  bei  Fenersbrunsten    V  assers 

pieussisu  e  vereinigt  worden, 

Sehe  den  Ä\en  der  Eohstoffe,  den 
Fabriken  ihren  Abnehmern  und  den  ver 
nStelnden  Verkehrsanstalten  eme  ununter- 


brochene  persönliche   Erledigung  ihrer  Ge- 

schäfte  ermöglichen.  .  w-„  „:oh 

10.  Telegraphie  im  Kriege.    Wu    smn 

schon  das  Altertum  lei  Feuerzeichen  vorzugs- 
weise zur  1  b  '  '!  cherNach- 
nchteu  bediente  und  wie  Cbappe  einen  op- 
tischen Telegraphen  in  erster  LuuefuxKnegs- 

^Tckeerricltethal  tfürdie, lern 

Kriegführung.  -  „uli.u  m.ht 

geahnten  Halfan        B  7-'1'     ^ 

lung  setzt,  das  stärkste  Bedurfns  tu,  du 
möglichst  schnelle  üebern  long  von 
NacWhten  und  Befehlen.     B  beiden, 

Sehen  Aufstande   (1857)   h  *  die 

Engländer    des    Kriegstelegraphen     dessen 
Materialien    den  Truppen  au    In 
nacheefülirt  wurden,   mit   Erfolg  zm 
Smg  ihrer  oft  durch   weite  Entfernung 
EnntenKolonnenundzurAufrechtha 
K  Herrschaft  bedient.    Sehr-  bedeutende 
Leistungen  hat   der  Kriegstelegraph  so 
ün  nordamerikanischen  Bürgerkriege  (1861 
bis  65)  vollzogen,   indem  durch  seine  Hüte 
eF  hlung  der  verschiedenen  Armeeen  auf 
£    ungemein    ausgedehnten    Operaüons- 
e    et  Ermöglicht  und   die  Einheit   m  der 
I,  .Weitung    wesentlich    gefördert    wurde. 
U  Pre4seugwo  die  Mhrnng ;  der .elek- 
trischen  Telegraphie   bereits   1856  bei   dei 
Armee  in  Angriff  genommen  und  1S59_  die 


*"?£  Hauptquartier  mit  den  Divisions- 
*  ieren  oder  mehrere  Hauptquartiere 
unte  s\ch  in  telegraphische  Kommunikation 
zu  Dringen  oder*  einen  momentan  wich- 
tigen Punkt  z.  B.  ein  Haupt-  oder  Dm- 
Squartier,  einen  bedrohten  Küsten-  oder 
r ',.pn7T.unkt  in  mögl ichst  kurzer  Zeit  mit 
elnÄ^stehlndenSt^tstelegraph^en- 

leitung;  so  zu  verbinden,  dass  von  diesem 
Punkte  aus  mit  jeder  Telegraphenstation 
des    Lides    direkt    korrespondiert    werden 

kanD'ies  Programm  ist,  nachdem   es  in  den 
Feldzü'eu  von  1864  und  1866  sich  erprobt 
ha tt       hu   deutsch-französischen  Kriege  in 
ausgedehntestem  Umfange  zur  Ausf^uhrung 
Sgt       Trotz    des    weiten  Operaüonsge- 
bietes°  gelang  es  der  Telegraphie   das  Ober- 
kommando  mit   den  Armeeabteüungeu  und 
t  Hiermit  dem  Yaterlande  in  mmusge- 
setzter  Verbindung   zu  er ha  ten.     Bei  ** 
rrrwehliessuneen  von  Metz   unci  raiis  uiug 
ST  toch   teWaphische   ^gfatog    der 
p  n7elnen  Truppenteüe  wesentlich  zum  ue 
lüi'en  bei.  indem  sie  nicht  allem  die  samt- 
Shen    Korpskommandos,     Dmsions-    und 
R      ■  le^täbe   der   weiten   Cernierungslinien, 
sondern auch  besonders  wichtige  Vorposten- 
Pirnkte,   Observatorien  und  Batterien  in  im- 
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Fühlung  erhielt  DieLeitungen 

'ltT  r  eri  ichten  bis  Ende  des 

Krl'  -  -'"'i    10930  km  mit    107 

3252  km  wiederhergestellte 

-  »8  km  provisorische  und  L780 

km  Feldleitungen  waren. 

biege    (1899  1900)    hat 
uchf    nur  die   aeliographische    Nach- 
rmittelung  als  eine  wirksame  Ver- 
"'■i-  aen   den  Belagerten  und  den 
anrückenden    Ersatztruppen    mehrfach    be- 
wahrt, sondern  es  ist  auch  zum  ersten  Male 
i    telegraphie  ohne  Draht  für  Kxiegs- 
be     mit     Erfolg     Gebrauch     gemacht 
len.  ° 

Während    früher    in    Friedenszeiten   be- 
>re  Truppenteile  für  die  Feldtelegraphie 
bestanden,  sondern  erst  bei  der  Mobil- 
machung formiert  wurden,  unterhalten  jetzt 
meisten     Staaten,     neuerdings     auch 
ad      bereits     im     Friedensstande 
lelegraphenbatadlone  oder  -abteilungen 


IV.  Telegraphcnrecht. 
11.   Telegraphenregal.      Ob    die    Teie- 
den  Regalien  im  Sinne  des  älteren 
Staatsrechts    beigezählt    werden    darf,    wie 
-;"•;':  Bluntschli  u.  a.  annehmen, 
«eseier  hingegen  verneint,  mag  dahinge- 
steU    bleiben.    Zweifellos  aber  ist,  dass  der 
g™f     ''":"""-"     äeiaes    Hoheitsrechts    das 
W  und  die  Pflicht   hat,   die  Errichtung 
den   Betrieb   von    Telegraphenanlagen 
n    ihrer  hohen   politischen    und    wirt- 
schaftlichen  Bedeutung  seiner  Aufsicht  zu 
unterwerfen.     Teils  die  geschichtliche  Ent- 
wickelung,  teds  die  Einsicht,  dass  die   Aus- 
übung  der  Telegraphie   wegen  des  dir  bei- 
wohnenden Monopolcharakters   in  den  Hän- 
'  eu  '  ~  ;il"  sichersten  beruht,  haben 

dazu    gefuhrt    dass    in   allen   europäischen 
und   der  Mehrzahl    der  aussereuropäischen 
Sfer    'N '"  .  State    das    ausschliessliche 
zur  Errichtung  und  zum  Betriebe  von 
•weit  sie  allgemeinen 
^rkehrszwecien   zu  dienen  bestimmt  sind 
tzhch  beigelegt  worden  ist,  so  in  Belgien 
(<*■    7-   4    Juni    ls;,„    ,„„!    ,     m         g™ 
Frankreich    (Dekr.   v.   27.   Dezember  1851) 
(Q     v.    18.    Dezember    186?) 
bntennien   und  Wand  (G.  v.  31.  Juli 
und  9  August  1869),  Niederlande  (G 
M;'/-^-'-\    .N.'rw^en  (G.  v.    1!,.    Mili 
».Oesterreich  (Dekr.  v.  16.  Januar  1847 
""1    26.   Januar    1847),    Ungarn    (Q     ,     a 

Feststellun      l,     MegraphenregaL 

'  WaSd 

':,.   "  die  Telegraphie  that- 

äonppo]    ausübte,   in   Sachsen 

/-  ^ugvonTelegrapheTohte 

E  laubnis   durch  G    ■     <i    Ser 

55  mii  Strafe  bedroht  wärT  , 


zwar  in  die  Verfassungen  dos  Norddeuts,  I-, 
Bundes   und    später  des    Deutschen    Reichs 
(Art.    isi  die  grundlegende  Bestimmung  auf- 
genommen   ,1a»  ,k,s  Post-  und  Telegraphen: 
für  das  gesamte  Gebiet  des  Deutschen 
Reichs    als    einheitliche    Staatsverkehrsan- 
stalten    eingerichtet    und  verwaltet    werden 
Von  den  laut  Art.  4  Nr.  10  der  Reichs?» 
fessung  dem  Reiche  zustehenden  Rechte  der 
Gesetzgebung    über    das    Post-    und    Tele- 
graphenwesen   ist    indessen    ein    Gebrauch 
dahin   das  TelegraphenregaJ  ähnlich,   wie  2 
bezüglich  des  l',,stregal>dur,h,liol',,stues,.t/, 
vom  2.  November  lsiiT  und  2s.  ukt,,l„.r  ls7] 
ges,  iehen,  gesetzlich  abzugrenzen  und  untej 
.trafrechtlichen  Schutz  zustellen,  lange  Zel 
hindurch  nicht  gemacht  worden.    Dies  hatS 
zur  1*"1-''    ,la-;  ^i'-h  der   von  der  Reichsre- 
gwrang  festgehaltenen  Auffassung,   wonach 
das   ausschliessliche  Recht  des  Staates   zur 
Anlegung  und  zum  Betriebe  von  Telegraphd 
in  demjenigen  Umfange,   in  welchem 
Preussen  thatsächheh  bestanden  hatte,   de* 
^deutschen    Bunde    und     dem    Reich! 
duu-h  die  \  erfassung  rechtlich  zugesprochen 
sei   eine  von   namhaften  Staatsrechtslehrern 
(Laband,  St.  R.  d.  d.  R,  2.  Aufl.  II,  68 ff 
Loening        Verwaltungsrecht      S.      611 
benutze,   Deutsches    Staatsrecht   IT    2011 
rertretene  insieht  gegenüberstellte,   welche 
namentlich  betonte,   dass  es  an  einer  allge! 
mein  geltenden  Strafbestimmung  für  das  aus 
Art.   48    abgeleitete   Verbot    der   Anlegung 
und  des  Betriebes  von  Telegraphen   durefi 
Privatpersonen  m   Deutschland  fehlte      Zu 
praküsehen    Schwierigkeiten     führte    diese 
strafrechtliche  Kontroverse,  als  mit  der  Aus- 
breitung des  Fernsprechers   die  Fälle  sich 
mehrten,   in  denen  Privatanlagen  von  Tele- 
graphen und  Fernsprechleitungen  ohne  vor- 
herige Erlaubnis  der  Telegraphenverwaltung 
oder  trotz  des  von  ihr  veranlassten  polizei- 
lichen A  erbots  auszuführen  versucht  und  in 
denen    gegen    derartige    Polizeiverbote    ge- 
richtliche oder  verwaltungsgerichtliche  Ent- 
scheidung angerufen  wurde. 

Zur  Beseitigung  der  aus  dem  Schwanken 
«er  Rechtsprechung  sich  ergebenden  Miss- 
stande   und     um    jeden    Zweifel    an    der 
Rechtsbeständigkeit    des    Telegraphenregals 
zu  beseitigen,  erging  das  Gesetz  über  das 
lelegraphenwesen    des  Deutschen 
Reichs    v.    6    April   1892.     Dasselbe    hat 
den    Imfang    des    Telegraphenregals    dahin 
festgestellt   dass  das  Recht,  Telegraphenan- 
lagen  für  die  Vormittelung  von  Nachrichten 
zu  errichten  und  zu  betreiben,  ausschliesslich 
dem   Reiche   zusteht.     Unter   Telegraphen- 
anlagen  sind   die  Fernsprechanlagen  mitbe- 
griffen  (s    1).     Wird   durch   diese   grund- 
legende Vorschrift  die  vom  Reiche  bisher 
'''"'    und  durch   den  Erfolg   bewährt, 


v;„i  ■  ■«.  ■      i       .    ,  cu  ^'»'s    ue wanne 

Einheit  in  der  Anlegung  und  dem  Betriebe 


[es    Telegraphen    und    des    Fern 
rechtlich   gewährleistet,   so   hat    das   Gesetz 
r^Htsden  Umfang  des  ausschliesslichen 

Rechts  in  einer  die  berechtigten  Interessen 

leg  Verkehrs  wahrenden  Weise  abg 

indem  es  gestattet,  dass  die  Ausübung  dieses 
Bechts  für  einzelne  Strecken  oder  Bezirfce 
m  Privatunternehmer  verliehen  werden  kann 
und  an  Gemeinden  für  den  Verkehr  inner- 
des  Gemeindebezirks  verliehen  werden 
mtiss  wenn  die  nachsuchende  Gemeinde  die 
genügende   Sicherheil    für   einen   ordnungs 


Telegraphie  und  Telephonie 


73 


massigen  Betrieb  bietet  und  das  Reich  eine 
.  \nlauv  weder  erriehtet  hat  noch  sieh 
mv    Errichtung    und    /.um    Betriebe    einer 
solchen  bereit  erklär!  hat  (§  2).    Ohne  Ge- 
nehmigung des  Eeichs  können  errichtet  und 
betrieben    werden :    1.   Telegraphenanlagen, 
welche  ausschliesslich  dem  inneren  Dienste 
von  Landes-  und  Kommunalbehörden,  Deicn- 
teorporationen,  Siel-  und  Entwässerungsver- 
bänclen   gewidmet  sind;  2.  Telegraphenan- 
Wen    welche   von   Transportanstalten  (also 
m  erster  Linie  vonMsenbahnunternehmungen) 
auf  Uu-en  Linien  ausschliesslich  zu  Zwecken 
ihres  Betriebes  oder  für   die  Vermittelung 
von  Nachrichten    innerhalb    der   bisherigen 
Grenzen  benutzt  werden;   3.   Telegraphen- 
anlagen   a)    innerhalb    der    Grenzen    eines 
Grundstücks,   b)  zwischen   mehreren   einem 
Besitzer   gehörigen   oder  zu  einem  Betnebe 
vereinten   Grundstücken,    deren    keins   von 
dem    anderen   über  25  km  in   der  Luftlinie 
entfernt     ist,    wenn    diese    Anlagen    aus- 
schliesslich   für    den    der    Benutzung    der 
Grundstücke  entsprechenden  unentgeltlichen 
Verkehr   bestimmt    sind    (§    3).     Dass    die 
hiernach  freigegebenen   Telegrapnenanlagen 
sieh    innerhalb    der    gesetzlichen    Grenzen 
halten,    ist    vorbehaltlieh    der    verfassungs- 
mässigen Reichsaufsicht  unter  die  Kontrolle 
der    Landesbehörden    gestellt    (§    4)      Das 
ausschliessliche  Recht   sowie    die  Wahrung 
der    Kontrollvorsehriften    sind    durch    aus- 
reichende Straf bestimmungen  geschützt  (§§ 

Besondere    Schwierigkeiten    verursachte 
bei  der  Beratung  des  Gesetzes  das  A  erhalt- 
nis    der   Telegraphie    zur    elektrischen    In- 
dustrie,   deren    Starkstromanlagen    zu    Be- 
leuchtungs-  und  motorischen  Zwecken  inner- 
halb   der    Städte    und    mehrfach    auch    bei 
Benutzung   der   öffentlichen  Wege   mit   den 
Telegraphen-    und    Fernsprechleitungen    in. 
unliebsame  Berührungen   treten.     Während 
die  Reichstelegraphenverwaltung   verlangte, 
dass     die    Unternehmer    zu    Vorkehrungen 
angehalten   würden,    um    Betriebsstörungen 
des  Telegraphenverkehrs  durch  Starkstroin- 
anlagen  vorzubeugen,  forderten  die  Vertreter 
der  elektrotechnischen  Industrie,  dass  im  lele- 
eraphengesetze  eine  Bestimmung   getrotten 
würde,   wonach   jeder  Interessent    dafür   zu 


habe,    da        -  ine    Lnlagen   in    sich 
geschützt   seien.     I1  ■  tern    des    Ge- 

lang i       di     Mehrzahl 
Reichstages  davon  zu  tibi  rzeugen,  dass  diese 
Formel  dem  wirklichen  Sachverhalte,  insbe- 
;    ,  Unters«  oiede 

zwischen  der  von  der  Telegra]  !'  i  and 
von    der    Industrie    I  o    Stromstärke, 

:,,     keiner     Weise     entspricht.      Es     kam 
schliesslich    ein    Vermit* 
stände,   nach    welchem  elektrische  Ante 

wenn  eine  Störung  des  B inen 

Leitung  durch   die  andere  ei  i  oder 

zu    befürchten   ist,   auf    Costi  d    desjei 
Teils,    welcher   durch   eine   spätere   A 
,      durch  eine   spätere  Aenderung  - 
bestehenden  Anlage  diese  Störung  oder  die 
(Gefahr  derselben  veranlasst  hat.  nach  Mög- 
lii  hkeit  so  auszuführen  sind,   dass  sie  sich 
nicht  störend  beeinflussen  (§  12). 

um   die  Besorgnisse   zu  beschwichtigen, 
als  werde  das  Reich  nach  gesetzlicher  ße- 
Eestigung   des  Telegraphenregals  für  d, 
Ausübung  grössere  Vorrechte  als  bisher  be- 
anspruchen,  war  in  das  Telegraphengesetz 
eine    Bestimmung    aufgenommen    worden, 
wonach  das   Reich   durch  dasselbe   weiter- 
gehende Ansprüche  an  fremden  Grund 
Boden,    insbesondere    an    öffentliche    Wege 
und   Strassen   nicht   erlangen   sollte   (§   14). 
Diese    Bestimmung  erwies  sich  indes    als- 
bald als  ungenügend,  um  der   Telegraphie 
diejenige    Benutzung    des    fremden    Grund 
und  Bodens  zu  sichern,   deren  sie  für  ihre 
Anlagen   und   ihren   Betrieb   unumgänglich 
bedarf.     Insbesondere    ergaben    sich    hin- 
sichtlich   der    Benutzung    der    öffenth 
Wege    für    Telegraphenzwecke    Schwierig- 
keiten, die  durch  die  lediglich  von  privat- 
rechtlichen      Gesichtspunkten      ausgehende 
Rechtsprechung    erhöht    wurden.      Wenige 
Jahre   nach   dem   Erlass    des    Telegraphen- 
o-esetzes  wurde  es  deshalb  notwendig,   das 
Recht  der  Telegraphie  auf  Benutzung  fremden 
Grund     und    Bodens    und    namentlich    der 
öffentlichen  Wege   durch  ein  Specialgesetz 
zu  regeln.     Das   Telegraphenwegege- 
setz    vom    18.   Dezember    1899   hat   diese 


Regelung    im    allgemeinen    von    dem    zu- 
treffenden Gesichtspunkte  einer  gesetzlichen 
Beschränkung    des    Eigentums    zu  Gunsten 
der  Telegraphie  vollzogen,  gleichzeitig  aber 
die  Verpflichtung  der  Telegraphenverwaltung 
anerkannt,    diese    Beschränkung     schonend 
und  unter  Ersatz   des  für  den  Eigentümer 
daraus    entstehenden    Schadens    auszuüben. 
Hierbei     sind     der    Telegraphenverwaltung 
gegenüber  anderen,  auf  die  Benutzung  der 
öffentlichen  Wege   gleichfalls  angewiesenen 
Anlagen,  namentlich  Kanahsations-,  W  asser-, 
Gasleitungen,   Schienenbahnen,    elektrischen 
Anlagen.  Verpachtungen  auferlegt  worden, 
die   über   das  im  Telegraphengesetz    v.    b. 
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April    1892  Mass    erheblich 

hinausgehen  (§§  5  und  6).    In  gleich  seho- 
nender  Weise  hat  das  neue  Gesetz  die  alte 
der  Benutzung  des  Luft- 
raumes dahin  entschieden,  dass  ö  i  Befu 

ii  uverwaltung,  ihre  Linien 
durch  den  Luftraum  über  fremde  Grund- 
stücke zu  führen  und  letztere  zur  Vornahme 
notwendig  ten  zu  betreten,  anerkannt 

worden  ist  (§  12). 

12.    Telegraphengeheimnis.     Da    die 
Mehrzahl  der  Depeschen 
Schriftzeichen  weitergegeben  wird,  welche 
ihren    Inhalt   den   bei   der  Beförderung  be- 
teiligi  irständlich  machen,  und 

i    einer   nicht    geringen    Zahl    von 
i      -rammen  sieh  um  beträchtliche 
finanzielle  Interessen  handelt,  deren  Kennt- 
ihme   durch   Nichtberechtigte    schwere 
Vermögensnachteile    für    die    Berechtigten 
nach  sich  ziehen  kann:  so  ist  die  Wahrung 
Telegraphengeheinmisses    vom    Anfang 
der    Privatbenutzang    des    Telegraphen    an 
unter    die    Grundgesetze     der    Telegraphie 
aufgenommen   worden.     Der  Vereinsvertrag 
inmt    in    Art.    2:    Die    hohen    vertrag- 
iden    Teile    verpflichten    sich,  alle 
notwendigen  Massregeln  zu  ergreifen,  welche 
erforderlich    sind,    um    das    Geheimnis    der 
Telegramme    und    deren    ordnungsmässige 
Beförderung    zu    sichern.      Dieser    völker- 
en  Norm  entsprechend,  wird  durch 
die  Gesetze  der  meisten  Vereinsstaaten  den 
Telegraphenbeamten    jede    Mitteilung    des 
der  Depeschen  an  Unbefugte  streng 
verboten  und  die  Verletzung  dieser  Pflicht, 
deren    Wahrung    überdies    vielfach    durch 
Aufnahmen  in  den  Amtseid  bekräftigt  wird, 
,ii  strafrechtlich  verfolgbares  Amtsver- 
brechen  bezeichnet.    Die  Strafbestimmungen 
knüpfen   in   der  Regel    an  den  gesetzlichen 
Schutz   des   Briefgeheimnisses  (vgl.   d   Art 
Post  sub  25,  oben  Bd.  VI  S.  147  ff.)  an  und 
erklären    sowohl   die    rechtswidrige    Unter- 
drückung und  Eröffnung  als  auch  die  rechts- 
widrige Mitteilung  des  Inhalts  der  Depeschen 
trafbar;  vgL  für  Deutschland  R.Str.G.B. 
§  355,  für  das  Ausland  die  im  Journ.  telegr. 
111.  p.  215  ff.  mitgeteilte  Zusammenstellung, 
die    in    strafgerichtlichen     üntersu- 
«•hunn.-ii.    sowie   in   Konkurs-   und    civilpro- 
lalischen  Füllen  notwendigen  Ausnahmen 
sind    für    Telegramme    dieselben    wie    für 
Briefe;   für    Deutschland  finden  auf  beide 
die    Str.Pr.0.    Ss    99—101    und   Kont-O. 
12]    Anwendung.      Unter    Hinweis    auf 
Bestimmungen   konnten   bei  der  Be- 
des   Tel.-G.   vom   6.  April    1892  die 
rangsvertreter    den    Antrag   auf    Auf- 
nahn  Zusatzes,    welcher   das    Tele- 

graphengel  soweit  nicht  Ausnahmen 

1,11  '"  Rundet  sind,  für  unverletzlich 

erklä)  •      als    ilberflüssig   bezeichnen. 


Indessen    wurde    die    Aufnahme    einer   Be- 
stimmung,    durch   welche  namentlich 

t  Umfang  des  Telegraphengeheimnisses  in 
I  ebereinstimmung  mit  der  geltenden  Praxis 
dahin  erläutert  wird,  dass  dasselbe  sieh 
auch  darauf  erstreckt,  ob  und  zwischen 
welchen  1  \  >r&  wen  telegraphische  Mitteilungen 
stattgefunden  haben,  doch  für  wünschens- 
wert erachtet.  (Telegraphen-G.  v.  6.  April 
1892  §  8).  l 

13.  Haftpflicht   der  Telegraphie.    Im 
Hinblick  auf  die  Schwierigkeiten,  denen  da 
richtige  und  pünktliche  Beförderung  der  De- 
peschen durch  die  Einwirkung  der  Witterung 
auf  die  bewegende  Kraft  selbst  wie  auf  die  An- 
lagen ausgesetzt  ist,  haben  die  Telegraphen^ 
Verwaltungen  von  Anfang  an  jede  Verant W(  >rt- 
lichkeit  abgelehnt.     Nach  Art.  3    des  Verl 
einsvertrages  erklären  die  Vertragschliessen- 
den,    dass  sie  in  Bezug  auf  den  internatio- 
nalen  Telegraphendienst    keinerlei    Verant- 
wortlichkeit übernehmen.   Auch  die  Landes- 
gesetze   scliliessen   jeden  Anspruch   an    die 
A  er  waltung  auf  Ersatzleistung  für  den  durch 
unrichtige    und    unpünktliche    Beförderung 
von    Telegrammen     entstandenen     Schaden 
aus,  z.  B.  französisches  G.  v.  29.  November  1 851  I 
Art.  6,  belgisches  G.  v.  1.  März  ls.V, .  schweize- 
risches   G.   v.   18.  Dezember  1867   Art.  11. 
Wo  keine  Gesetze  bestehen,  kehrt  die  gleiche 
Bestimmung   in    den    im    Verwaltungswege 
erlassenen    Telegraphenordnungen     wieder, 
deren  rechtsverbindliche  Kraft  zwar  von  der 
Theorie  mehrfach  angezweifelt,  in  der  Recht- 
sprechung   jedoch    durchgehends   anerkannt 
wird.    Gleichlautend  schreibt  die  deutsche 
Telegraphenordnung    §   24=   vor:    Die    Tele- 
graphenverwaltung  leistet   für   die  richtige 
Ueberkunft    der    Telegramme    oder    deren 
Ueberkunft    und   Zustellung    innerhalb    be- 
stimmter  Frist    keinerlei   Gewähr    und    hat 
Nachteile,  welche  durch  Verlust,   Verstüm- 
melung  oder  Verspätung   der  Telegramme 
entstehen,    nicht    zu    vertreten.     Doch  wird 
die  entrichtete  Gebühr  erstattet  für  ein  Tele- 
gramm,   welches    durch    Schuld   des    Tele- 
graphenbetriebes   gar    nicht    oder    mit    be- 
deutender Verzögerung   in    die   Hände    des 
Absenders    gelangt    ist.    und    für   ein   ver- 
glichenes  Telegramm,   welches  infolge  von 
Verstümmelung    erweislich    seinen    Zweck 
nicht  hat  erfüllen  können. 

In  der  Theorie  ist  mehrfach  geltend  ge- 
macht worden,  dass  die  Ausschliessung  jeder 
civikechUichen  Verantwortlichkeit  der  Tele- 
graphenverwaltungen eine  Abweichung  von 
den  Grundsätzen  des  gemeinen  Rechtes  ent- 
halte, welche  sich  durch  die  technische  Be- 
sonderheit des  Betriebes  nicht  ausreichend 
rechtfertigen  lasse.  Meili  ist  soweit  ge- 
gangen, das  bestehende  Recht  als  ein  Tele- 
graphenunrecht zu  bezeichnen;  er  will 
die  Telegraphie  für  die  richtige  und  pünkt- 
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Hohe  Beförderung  and  Bestellung  de,  Tele- 
gramme noch  über  das  gemein  RecW 
K?  nach  den  Grundsätzen  von  reoeptum 
X,  assen  und  jede  «^menbmu^e 
Schliessung  oder  Besdtatokro  da*« 
Haftpflicht  gesetzlich  verbieten.  WennMeü 
ffhlerfü^^ederhol.   auf id» HWJJ-J 

^T^/tu^  Urach.,   dassdie 
Ivforb-un«   einer   Haftpflicht   in   dem   von 
mm  beehrten  Umfange  eine  Erhöhung  des 
£SSarifs   und   damit  Nachteile  für 
Me  ffieineinheit   zur  Folge  haben  musste 
welche  die   aus  der  Haftpflicht  in  einzelnen 
BS  to  einzelne  sieb  ergebenden  Yortede 
™nL  weitaus  überlegen.  Andere  haben 
nach    Reyschers    Vorgange     die    Anei- 
Kun"  einer  begrenzten  Haftpflicht  gegen 
Kchtuug  einer  höheren  Gebühr  empfolilen. 
Furden   internationalen  Verkehr  ist,   nach- 
g,    ein     bezüglicher    ^orsch^   m    ^m 
«8711  abgelehnt  worden  war,  in  fct.  reieib 
m'..    ÄTSldie   fakultative  Einführung  von 
rekommandierten     Depeschen  geschlossen 
worden    für  welche  dem  Absender  eine  Ent- 
rcnSing   von    50  Francs    geleistet    wird, 
weZ^Telegramm   eine  erhebhehe  Y^ 
zögerung    erleidet    oder   durch   die  bcnuia 
des  TelegTaphenbetriebes  nicht  an  seine  Be- 
inmunl  gelangt   oder  endlich  infolge  von 
Feuern  bei  der  Beförderung  semen  Zweck 
nicht    erfüllen    konnte.      Im   Bereiche    der 
Sehen  Telegraphie  sind  rekommandierte 
Telegramme  nicht  zulässig. 


durchgreifende  Tarifreformen   aui 
kraftigste  .  i  trebl   worden.     Dazu  kam   die 


V.  Die  Telegraphie  in  Deutschland. 

Seit  1875  ist  die  Verwaltung  der  Tele- 
graphie im  Reichspostgebiete  mit  derjenigen 
des  Postwesens   verbunden;   das  gleiche  ist 

n      -nr.-:_4J.„„,l„-„.n-     Aar     Fflll.        Ue- 


des  rosiweseus,  >auu"-»~!  — -  -j  .. 
in  Bayern  und  Württemberg  der  Fall, 
züeüch  der  Verfassung,  der  Organisation 
unY  der  Finanzergebnisse  der  den  sehen 
TdegShie  darf  deshalb,  ?****>*?%> 
p-en  zu  vermeiden,  auf  das  im  Art.  Post  suo 
§"  ?Bcl  VI,  S.  150  ff.)  Gesagte  ver- 
wiesen werden.  Dagegen  bedürfen  die 
dmtfoen  Mitteilungen  über  den  Wirkungs- 
Sder  deutschen  Verkehrsanstalten  einiger 
Ergänzungen  bezüglich  der  Telegraphie 

Der  Leiter  des  Reichspostwesens  hatte 
sich  bei  Uebemalime.  der  Wffigjjg 
Aufgabe  gestellt,  das  jüngste  Verkehrsmittel 
Ätesten  in  Hinsicht  auf  Zugänghchkeit, 
auf  Wirksamkeit  des  Betriebes  und  Ena- 
fachheit  der  Tarife  im  inneren  wie  im  Ans 
andsverkehre  möglichst  glfhzustellem  Dm 
Lösimg  dieser  umfassenden  Aufgabe  ist 
S  nachhaltige  Vermehrung  der  Verketo- 
anstalten.  durch  Ausdehnung  und Jerbesse^ 
rung    dföä    Telegraphennetzes     und    eturen 


weib  re    ^ufg  fa  ,    das    im    Jahre   1877    in 
Europa  bekannt  gewordene,  bis  dalun  noer- 
wiegend     für    öebertragung    musikalische] 
I    ,  ■       hon  für  dieZwecke  di 

Nachrichtenverl  hi  -  nutzbar  zu  machen  uno 
■m  einer  wirksamen  Vervollständigung 
Teleeraatthi    !  -  zu  verwerten, 

Die  Zahl    der  Tel  !"'"    be" 

trug  im  Reichs] 

1875        1880        1885        1891        1899 
1686        555°        7535       '2  I22       J-5  754 
in  ganz  Deutsclüand  1899  19034    Während 
1875  auf  263  qkm  und   24800  Einwol 
eine   Telegraphenanstalt    entfiel,    war   dies 
Ende  1S99    auf    22:3    <ikm    und  .2204 ^  An- 
wohner   der    Fall.     Diese    Dichtigkeit    de, 
Anstalten  wird   nur  m    der  Schweiz  (1  An- 
i  üt    auf    W,3  qkm   und    1398   Einwol 
um   ein  Geringes  übertroffen,   was  in   den. 
zahlreichen  Fremdenverkehre   und  ■k.'i-W 
breitung  der  Telegraphie   in  den  Gasthöfen 
seine  Erklärung  findet;    sie    übersteigt    da- 
gegen bei   weiten.  Grossbntanmen.  und  Ii- 
fand   mit   29.3    qta   und   3724  Emwohner 
und  in  noch  weit    stärkerem  Masse  Frank- 
reich   mit  43,1  qkm    und  3091  Einwohnern 
auf  je  eine  Telegraphenanstalt. 
Das  Reichspostgebiet  besass 
km  Linien 
1875  35  7°8 

1880  59  960 

INS.".  71  617 

1891  95  339 

1899  104  828 

In  Deutschland   waren  Ende   189? (vor- 
handen 125457  km  Linien  und  460184  Lm 

LelDefeFernsprecher   ist   von    dem  Staats- 
sekretär   von  Stephan   alsbald   in  seiner 
oUen    Bedeutung   für   das   Verkehrswesen 
Sannt  und  in  ausgedehntem  Umfcmge  m 
Benutzung   gebracht  worden.    Zunächst  im 
dt  Herstellung  an  Telegraphenverbmdungen 
auf  dem  Lande,  wo  der  Fernsprecher  wegen 
seiner  Billigkeit  und  der  Einfachheit  seiner 
Betonung  den  kostspieligeren  Telegraphen- 
apparat   vollkommen    ersetzt.     Gerade    dei 
Eernsnrecher   hat   es  ermöglicht,    die  leie 
Stein    solchem  Umfange,    wie   es   ge- 
schehen,  auf   das  Land  vorzuschieben.    Es 
waTeiT  vorhanden  im  Reichspostgebiete 
Telegraphen-  davon  mit 

anhalten  Fernsprechbetneb 

1878  4  HS 

1880  5  55° 

1885  7  535 

1891  12  122 

1899  i5  74i 

Fast    zwei   Drittel    sämtlicher   Stationen 
bedienen  sich   jetzt    des  Fernsprechers;    es 


km  Leitungen 
132  009 
213  327 
252  435 
334  575 
405  177 


287 
1126 
3170 
6405 
96S9 


76 


sind  dadurch  über  ! I  Orte,  die  sonsi  der 

graphischen  Verbindung  entbehren  wür- 
an  das  T         mhennetz  i  blossen 

wordi 

Mit  []  atkrafl    ist   mit  der  An- 

Stadtfernspreclieinrichtungen 

a    worden.     Na  Wem   der   erste 


Städte  mit  Fernspreoheinrichtnng 
Stadtfernsprechnetz  km 
Zahl  der  Sprechstellen 


Die  R  ti  nverwaltung  besitz! 

in     dem      L888     errichteten     Tele'araphen- 

Dienststelle 

welche   alle    Fortschritte   auf   dem    i  i,  i,;.-t, ■ 

fcrol  ichnik    zu   beobachten    und  sie 

■    V.Twrndliarkcit   für  .lie  T ■',•_■  i ■,, , .:,i. ■ 

rufen  amtlich  berufen  ist   und  die  sieh 

nöge  ihrer  wissenschaftlichen  Hilfskräfte 

Bilfsmittel  als  ein  Bindeglied  zwischen 

Verwaltung  einer-  und  der  Wissenschafl 

und  Technik    andererseits   zu   andauerndem 

Nutzen  für  alle  Teile  b  wahrt. 

alt  ist  in  Deutsch- 
land die  Telegraphie  über  ihre  eigentliche 
Aufgabele  Nachrichtenvermittelung,  hinaus 
in    den  Dienst    des   öffentlichen  Wohls  ge- 
stelll    worden.    Die   von  ihr  unterhaltenen 
Zeitballstationen,  imlreihafengebief  von  Bre- 
men, Bremerhaven,  Cuxhafen,  Swinemünde 
Neufahrwasser   dienen    den    im  Hafen 
Qden  und  an  der  Küste  vorbeiführenden 
Efen    zur    Kontrolle  ihrer   Chronometer, 
auf  deren  Genauigkeit  die  Ortsbestimmung 
hohen  Meere  beruht.    Die  Seewarte 
in  Hamburg    ist    durch    unmittelbare    TeJe- 
bindungen  in  den  Stand  gesetzt 
massige 'Wettervoraussagen  und  Sturm- 
telegramme   zu  versenden.    Durch 
graphische  Wasserstandsmeldungen  wer- 
den die  Nachrichten  über  Hochwasserstände 
und   Eisga  [massig  an  die  beteiligten 

Behörden    I    Anwohner    befördert      Der 

L88v      emgeführte    önfallmeldedienst, 

|  den  die  Bewohner  kleinerer  Landorte 

»facht    im    stände   sind,    Hilfe 

er,    bei    Unfällen    z  B 

not,  anzurufen,    hat  sieh  zu  einer 

,  über    das    ganze    Land    verbreiteten 

Wohlfahrteeinrichtung    entwickelt,    die   mit 

II"""»  DnfaUmeldestellen  täglich  etwa 

""  ,    nfal!l  n    vermittelt   und    durch 

reBeschaffung  von  Hilfe,  ärzüichem 

Beistand   u.  dergl.  segensreich  wirkt. 
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Versuch  dieser  Einrichtungen  1880  in  MühÜ 

hausen    im    Elsass    und    in  Berlin  gemach« 

und    mit    ausgefallen    war.    wurde  eine  voa 

Jahr  zu  Jahr  lebhaftere  Thätigkeit  zur  Ein- 
führung  derselben  in  einer  immer  grösseren 

Zahl    von  Städten   entwickelt.     Es  betrugen 
im  Reichspostgebiete 


1881 

1884 

1886 

1888 

1890 

1899 

7 

3'79 

48 

15  760 

i'3 
30  393 

174 
5°  645 

233 
S2330 

900 

632  789 

1504 

S439 

19  151 

32  920 

51  4'9 

183696 

VI.  Die  Telegraphie  im  Auslande. 

^il  Äusnal  \    r,  inij  ten   Staaten 

TOn^ordai  kleinerer  süd- 

Republiken  isl  die  T 

Kulturstaat, •„    als  Staatsver- 

1     ii  rfc     [hre  Verwal- 


tung ist  nach  dem  erfolgreichen  Vorgange 
von  England  und  Deutschland  jetzt  in  der 
weitaus  grössten  Mehrzahl  der  Staaten  mit 
der  des  Postwesens  verbunden.  In  Italien 
ist  für  Post  und  Telegraphie  ein  eigenes 
Ministerium  gebildet;  in  Belgien  unterstehen 
1  ost,  Telegraphie  und  Eisenbahnen  gemein- 
schaftlich einem  besonderen  Ministerium 
In  Schweden  ist  die  seit  Jahren  geplante 
Verbindung  der  Post  und  Telegraphie  noch 
nicht  zur  Ausführung  gekommen. 

Der    rJmfang    der    Telegraphenanlagen 
weisl  in  den  verschiedenen  Ländern  je  nach 
dem   Grade    ihrer  Kultur,    der  Dichtigkeit 
der   Bevölkerung,    des   Handels-    und    Ge- 
werbefleisses   sehr  erhebliche   Unterschiede 
auf.     Während    in    der    Schweiz  auf    19  8 
qkm   und    1398  Einwohner,   in  Belgien   auf 
27,8    qkm    und    6375  Einwohner  eine  Tele- 
graphenanstalt  entfällt,  stellt  sich  dies  Ver- 
hältnis  in  Italien    auf   48,8  qkm  und  5S30 
Einwohner,   in  Spanien   auf   353   qkm   und 
12  688   Einwohner,  in  Russland  auf  4207,0 
qkm  und  24  5(0  Einwohner,   in  der  Türkei 
auf  3352  qkm  und  32714  Einwohner.    Noch 
stärker    sind    die   Unterschiede    in    ausser- 
europäischen    Ländern,    wo    Britisch-Indien 
mit   seinen   üs,    Millionen   Einwohnern   nur 
4699   Telegraphenanstalten,   Niederländisch- 
indien   mit    33,5   Millionen  Einwohner  391 
Anstalten,  Japan  mit  43  Millionen  Einwohner 
1272  Anstalten    zählen.      Dem    entsprechen 
weiter    die    grossen    Unterschiede    in    der 
Ausdehnung    der    Linien    und    Leitungen, 
deren  Errichtung    und    Unterhaltung    durch 
die  klimatischen,  geographischen  und  ethno- 
graphischen Besonderheiten  einzelner  Länder 
beträchtlich  erschwert  wird.    Die  sibirische 
Linie,  die  indoeuropäische,  welche  die  russi- 
sche   Steppe,    Kaukasien,    Persien  und  Be- 
ludschistan  durchschneidet,  die  australischen 
Linien  von  Port  Augusta  nach  Port  Darwin 
und    von  Südaustralien    über    Port   Lincoln 
nach  Eucla-Bay   führen  auf  weite  Strecken 
über  wegloses  Land  und  haben  z.  T.  unter 
[  eberwindung   der  schwersten  Hindernisse, 
welche    Wüste,    Wald,    Wassermangel    und 
;l  le  Bevölkerung  bereiteten,  errichtet  wer- 
den müssen.     Bei  der  Erbauung  des  austra- 
lischen Südwesttelegraphen  mu'sste  Hunderte 
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ron  Meilen    weil    eine    Spur    von      0 

dnrch    den    Wald    gehauen    wei 
Ebenso  war  bei  der  Errichtung  der  kaledo- 
Sachen  Telegraphen  aul  lange  Sti 
SÄhtuSg1  dichtverwachsener    Wikta 
:.,    12   „i    Breite    notwendig.     In   Sumatra 
rer„rsachen    die    Elefanten    häufige    I 

Lungen  des  Telepphenbetnebes,  indem 

sie  die  Stangen  umbrechen  und  che  Draht! 
mit  den  Isolatoren  in  das  Rohrdickicht  ver- 
Bchleppen.     Ausserdem  machen  es  die  aUr 
,;:,!.„    Tiger,    Bären,    wüden    Büffel    etc., 
ret    schwierig,    die    Leitungen   im   Ur- 
walde  zu  überwachen,  während  grosse  und 
Ene   Affen    an    den  Drähten    ihre    Curn- 
tonststticke  ausüben  und  die  Isolatoren  Zer- 
klagen. In  China  hingegen  hat  die  Telegra- 
pbievorallemmitderEigenartderBevolkerung 
Lkänrpfengeliabt,  die  unter  dem  Yorurtei^ 
dass  dir  auf   die  Gräber  fallende  Schatten 
der  Stangen  und  der  Drähte   die  Ruhe  der 
Vorfahren    störe,    anfangs    an    vielen    i 
die  Linien  zerstörte.     Der  im  Journ  telegr 
Bd   XVI   S    31  ff.   mitgeteilte   Bericht    ctei 
brasilianischen    Verwaltung    «äriWort     die 
Schwierigkeiten,   denen  die  Emchtung,  die 
üSSSSg  und  der  Betrieb  der  Telegra- 
phenlinien    in     dem     ungeheueren    Lande 
durch    die    gewaltigen    Entfernungen,    die 
mächtigen  Ströme  und  weiten  Sumpfe  aus- 
gesetzt ist.      Mit   nicht    minderen    Hinder- 
nissen    haben    Deutsche.    Engländer    und 
Franzosen   bei  Ernchtung  der  Telegraphen- 
linien in  Nord-,   Süd-,  West-  und  Ostafrika 
zu  kämpfen.   Die  Energie  mit  welcher  diese) 
Kampf  aufgenommen  und  durchgeführt  wrra, 
spricht  dafür,  a,  ^■aphenyerbin.lungen 

für  die  Beherrschung  und  Besiedelung  der 
Schutzgebiete  von  allen  beteiligten  \  olfcer- 
schaften  als  unerlässlieh  angesehen  werden. 
Das  kühne  Unternehmen  einer  englischen 
llschaft,  welche  vom  Capland  aus  quer 
dnrch  Orange-Freistaat,  Transvaal  und 
Rhodesia  eine  Telegraphenlinie  nordwärts 
errichtet  und  die  Verbindung  mit 

,.bt.   wird  durch  reiche  Zuscbüss 
England     nachhaltig    unterstützt       Geg    - 
wärtig  hat  der  ti-ansafnkamsche  Tel 
bereits    das    Seegebiet    zwischen    De 
Ostafrika  und  dem  Kongostaat  erreicht ;  An- 
s      iisse  nach  beiden  Gebieten  hin  sind  ver- 
tragsmässig  gesichert. 

Seni  gross  sind  endlich  die  Abweichun- 
gen im  Umfange  der  Benutzung  des  lele- 
Iraphen.  Zwischen  Grossbritannien,  das 
mit  210,6  Telegrammen  auf  je  100  üan- 
wohner  den  höchsten  Grad,  und  Rus 
das  mit  11,6  Telegrammen  auf  100  _  lön- 
wohner  den  geringsten  Grad  des  Verkehrs 
darstellt,  ergehen  sich  inEuropadie  mannig- 
faltigsten Abstufungen,  die  nicht  selten  so- 
gar zwischen  nahe  benachbarten  Staaten 
bliche  Unterschiede   ergeben.     So   zahlt 


Norwegen,  wo  der  Telegraph  beui 
fonge  in  sehr  bedeutendem  Masse  be 
wird,  um  das  Heranziehen  von  Fisch: 
zu  signalisieren  sowie  um  die  Bergung 
Zubereitung  des  Finge,  und  endlich 
Absatz  zu  vermitteln.  74,9  Telegramme, 
Schweden    hing  I    '■■  ?ramme 

auf  100  Einwohner;  Gri  i    ;  hat    11,1. 

die  Türkei  nur  13,3  Telegramme  auf  100 
Einwohner.  Deutschland  mit  ,1.-1  Me- 
mmen wird  in  diesem  Punkte  ausser  von 
England  noch  durch  Frankreich  mit  100,2, 
'die  Schweiz  mit  85,6,  Norwegen  mit  ?4,9 
and  Niederlande  mit  72,4  übertreffen, 
aber  in  Europa  mit  seinem  Fernsprecbver- 
kehre  von  621  Millionen  Gesprächen 
aus  unerreicht  da.  . 

Eine    sehr   eigentümliche   Entwickelung 
hat    die   Telegraphie    in    Clüna    genommen, 
wo    sie    sich    seit  den    70er  Jahren,    von 
Sehanghai     und     anderen     den     Euro,, 
offenen  Häfen  ausgehend,  Eingang  vers< 
und  nach  Ueberwindung  erheblicher  bchwie- 

ten  zu  einer  umfassenden  EinrieL 
abgebildet   hat.    Das   chinesische   Telegra- 
,.;„  •      umfasste  vor  Beginn  aer  gegen- 
wärtigen Wirren,   che    starke  Zerstörungen 
seiner  Anlagen    mit    sich    gebracht  h 
etwa  23000  km  Linie  mit  gegen  30  000  km 
Leitungen  und  zählte  250  Anstalten    1  HesNet  z 
ist  erbaut  und  wird  betrieben  von  der  Chinese 
Imperial  Telegraph  Co..   einer  Gesellschaft. 
Aktien  sich  im  Besitz  einflussreicher 
esischer    Mandarinen    und    Kapitalisten 
befinden,  die  aber  mit  der  Staatsverwaltung 
'in   mannigfacher  Weise    verquickt  ist   und 
daraufhin,    wo  es  ihr  passt,   den  Anspruch 
als   Staatsanstalt  zu  gelten. 
I,,   den   Vereinigten  Staaten   werden    die 
aphie    und    die    Telephonie     von    ie 
n| Ut.gen  Privatges( Jls<  Watt  beherrscht. 
Die  Western  Union    hat  in  der  Telegraphie 

klitbewerbung  un 
IrQckt    als    dies   der  Beil-Gesellschaft  auf 
dem  Gebiete   des  Fernsprechwesens   gelun- 
gen   ist.      Beide    Gesellschaften    verfugen 
üUr    Uilagen    von    ganz    ausserordentlicher 
Ausdehnung.    Die  Western  Um      I    stet  ein 
raphennetz    von    305666    km     Lünen 
„ml     1452459    km     Leitungen    mit    --'--■' 
Stationen;  der  Depeschenverkehr  des  Jahres 
L898/99  beüef  sich  auf  mehr  als .61.4  -Miiii- 
enso     riesenhaft    ist    der   Betrieb 
der  American  Bell  Telephon  Co.  welche  in 
orten      Stadtfernsprechanlagen     mit 
einem     Telephonnetze     von     163o994     km 
Leitung.,,  f™      r 

sitzt  und  deren  Bericht  die  Zahl  dei -Ge- 
spräche auf  nicht  wem.  Milli- 
onen angiebt.  Dass  Betriebe  dieser  Art 
wen  über  den  Lahmen  von  Pnvatunter- 
nehmungen  hinausgewachsen  sind,  ist 
- ,    einleuchtend,    als    dass    ihren    In- 
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habern  durch  die  Ausübung  eines  so  wich- 
tigen M  colossaler  Einfluss  auf 
die    gesamte    wirtschaftliche   Entwickelung 


VII.  Dii>  internationale  Telegraphie. 

graphie  ist  ihrem  Wesen  nach 
ein  internationales  Institut,  sie  kann  vor 
don  Grenzpfählen  der  einzelnen  Staaten 
nicht   Halt   machen;    Debereinstimmung   in 

den  An  lauen  und  im  Betriebe  bildet  eine 
ihrer  Lebensbedingungen.  Deshalb  ist  die 
Ausbildung  internationaler  Einrichtungen 
von  den  Telegraphenverwaltungen  frühzeitig 
ine  ihrer  wichtigsten  Aufgaben  erkannt 
und  mit  Erfolg  angestrebt   wurden. 

Dem  Beispiele  folgend,  welches  für  den 
I  'ostverkehr  durch  den  deutsch-österreichi- 
schen   Postverein    gegeben  war,   errichteten 
Preussen,  Oesterreich,  Bayern  und  Sachsen 
1850    den   deutsch-österreichischen  Telegra- 
phenverein, welchem  in  den  nächsten  Jahren 
das    übrige    Deutschland    und   die  Nieder- 
lande beitraten.  In  ähnlicher  Weise  schlössen 
sich    die    westlichen   und  südlichen  Staaten 
Europas  an  Frankreich  an.     Beide  Gruppen 
a   durch  einen  1852  von  Preussen  mit 
Frankreich  und  Belgien  abgeschlossenen  Ver- 
in  engere  Beziehungen. 
Auf    diese    Vorgänge    gestützt    traten, 
dem  schon  1858  in  Brüssel  eine  inter- 
nationale    Konferenz     stattgefunden    hatte, 
1865  die  Vertreter  sämtlicher  europäischer 
Telegraphenverwaltungen,    mit    Ausnahme 
Englands,    wo  die  Telegraphie  damals  noch 
Staatsinstitut  war,   in  Paris  zu  einem 
Knngress  zusammen,    dessen   Ergebnis  die 
Bildung    des    Allgemeinen    Telegraphenver- 
•ni-    war.     In    dem   Vertrage    von    Paris 
welcher  heute  noch  die  Grundlage  der  inter- 
nationalen Telegraphie  bildet,  war  die  pe- 
riodische Wiederkehr  gemeinschaftlicher  Be- 
reinbart  und  damit  die  Weiter- 
entwickelung    des     Vereins     sichergestellt 
worden.     Seitdem  haben  die  Kongresse  von 
Wien  1868,  Rom  1871.  St.  Petersburg  In;, 
>n    1879,    Berlin   L885,   Paris  1890  und' 
pesl   1895  stattgefunden,  an  denen  sich 
in    der  Regel    die  Leiter  der  dem  Vereine 
hörigen   Verwaltungen  persönlich  betei- 
iben. 

'         t   gegenwärtig  sämt- 
ucne  Staaten  von  Europa,    Eerner  in    \ 

'    lüna,    Britisch-   und  Niederländisch- 
llRl,i  Persien  und  Siam,  in  AI 

Capland,     .\,,i;i|.     Senegal     und' 

lunis.   in  Amerika:    Argentinien    und  Bra- 

'     Australien    die    sämtlichen  briti- 

i    Kolonialstaaten.      Von    den    grossen 

Jny;i:  haften,  in   deren  Hände,,   sich 

bärtig  die  wichtigsten  {Job 

h    befinden. 
die   meisten,    darunter  mehrere  der 


grössten,  wie  die  Eastern  Telegraph  Co. 

Indo-Eun.päische,  die  ümsso  Xordische.  die 
i  junmercial  (  able  Gesellschaft,  sich  dem 
Verein  an-e-cH,  — en ;  von  den  übrigen 
'richtet  sich  die  Mehrzahl  nach  den  Fest- 
setzungen des  internationalen  Dienstregle- 
ments. Ein  Stimmrecht  stellt  den  Privat- 
gesellschaften nicht  zu,  ihre  Vertreter  sind 
aber  berechtigt,  auf  den  VereinskonferenzeB 
zu  erscheinen  und  sich  an  den  Beratm 
zu  beteiligen;  von  diesem  Rechte  wird  ein 
unifassender  Gebrauch  gemacht. 

Als  ständiges  Centralorgan  des  Vereins 
fungiert  das  internationale  Bureau  der  Tele- 
graphenverwaltungen (Bureau  international 
des  administrations  telegraphiques)  zu  Bern, 
welches,  von  den  Vereinsstaaten  unter  der 
oberen  Leitung  der  schweizerischen  Verwal- 
tung gemeinsam  unterhalten,  den  ihm  durch 
den  Vertrag-  und  das  Reglement  zugewiese- 
nen Aufgaben  obliegt,  indem  es  die  auf  die 
internationale  Telegraphie  bezüglichen  Nach- 
richten sammelt,  zusammengestellt  und  ver- 
öffentlicht, Anträge  auf  Abänderung  der  Ta- 
rife und  Reglements  übermittelt  und  die 
Arbeiten  für  die  Vereinskouferenzeu  vorbe- 
reitet. Das  von  dem  Bureau  herausgegebene 
Journal  telegraphique  dient  als  Organ  des 
Vereins  in  der  Presse  und  nimmt  durch  so- 
lide und  reichhaltige  Mitteilungen  eine  ehren- 
volle Stelle  in  der  periodischen  Telegraphen- 
litteratur  ein. 

Der  Vertrag,  für  welchen  gegenwärtig 
die  ihm  auf  dem  Kongress  von  St.  Peters- 
burg gegebene  Fassung  vom  10.,  22.  Juli  1875 
massgebend  ist,  ist  auf  unbestimmte  Zeit 
geschlossen.  Er  kann  von  jedem  Teilnehmer 
mit  Jahresfrist  gekündigt  werden :  die  Kün- 
digung kommt  indes  nur  für  den  Staat  zur 
Geltung,  welcher  sie  ausgesprochen  hat ;  für 
die  übrigen  Teilnehmer  bleibt  der  Vertrag 
in  Kraft.  Nichtteilnehmenden  Staaten  ist 
der  Beitritt  zum  Verein  gestattet,  welcher 
bei  demjenigen   Staate,    in  dessen  Bereiche 


die  letzte  Konferenz   stattgefunden  hat.    zu 


erklären  und  von  diesem   den  übrigen  Ver- 

tnii'—tu.ltcu    mitzuteilen    ist. 

Durch  den  Vertrag  und  das  dazu  ge- 
hörige umfangreiche  Dienstreglement  sind 
die  Vorschriften  für  die  Benutzung  der 
internationalen  Telegraphenanlageu  und  für 
den  internationalen  Dienstbetrieb  einheitlich 
geregelt.  Es  bestehen  hiernach  für  die 
technische  wie  für  die  administrative  Hand- 
habung der  internationalen  Telegraphie, 
allerdings  mit  der  wichtigen  Ausnahme  des 
Tarifwesens,  durchaus  übereinstimmende 
Vorschriften.  Der  vertragsmässigeu  Ver- 
pflichtung, für  den  internationalen  Dienst 
be  ondere  Leitungen  zu  verwenden,  und 
zwar  in  genügenden  Anzahl,  um  eine  ra 
1  ebermittelung  der  Telegramme  zu  sichern 
(Art.    1),    sind    die  Vereinsverwaltungen   in 
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WBreichendem  Masse  nachgekommen.    Zwi- 

Xn  den    Bauptstädten    Europas    bestehen 

^      airekte      Telegraphenyerbindungen, 

'„1,1,,    /.    V,    zwischen    Berlin    und    Rom 
M947    km),    Berlin-St.  Petersburg,     Berkn- 
Cis     Berlin-London,   Wien-London,   Wien- 
,>;ms!  einen    ungehinderten    Verkehr    ver- 
^itteln.     Die  Kontrollstaüonen,  auf    welche 
früher    alle    Durchgangstelegramme,    nicht 
selten  unter  Verschiebung    der   natürlichen 
Beförderungswege,  geleitet  werden  mussten, 
sind   L876  aufgehoben  worden;   der  Uurcn- 
o „^svorkehr  1-ewegt  sich  frei  und  ungehin- 
der     an!   den  kürzesten  Wegen  von  Grenze 
Grenze.  —Ebenso  ist  die  Benutzung  der 
toternationalen    Telegraphenanlagen     durch 
das  Publikum   durch  den  Vereinsvertrag ,  in 
, 'in,,-  die  Freiheit  des  Verkehrs  fördernden 
Weise  geregelt  und  geschützt. 

Für  'das  Tarif  wesen  war  eine  gleich  ein- 
heitliche   Ordnung   von    vorn   herein    nicht 
anter  die  Aufgaben  des  Telegraphenvereins 
aufgenommen    worden.      Weich     auf     der 
ersten  Vereinskonferenz  zu  Paris  hatten  sich 
sowohl  über  die  Grundlagen  als  über  die 
Höhe  und  die  Teilung  der  Gebühren  so  ab- 
weichende Ansichten    und    so    entgegenge- 
setzte Interessen  kundgegeben,  da»  auf  den 
Versuch,  diese  Frage  nach  allgemein  giltigen 
Grundsätzen  zu  ordnen,    verzichtet  werden 
musste.    Durch  die  Ausdehnung  der  unter- 
seeischen Telegraphie  wurden  diese  Schwie- 
rigkeiten noch  erhöht,    da   die  PnjatgeseU- 
schaften,  in  deren  Eigentum  sich  die  wich- 
tigsten Unterseekabel  befinden,  vor  allem  die 
Erzielung  eines    möglichst    hohen  Ertrages 
im  Auge  haben.     So  gelangte  man  im  Ver- 
einsvertrage    zu    Bestimmungen     über    .las 
Tarifwesen,    die    einen    gewissen   Anschein 
grundsätzlicher  Regelung  besassen,  m  Wirk- 
fichkeit  aber  die  allgemeinen  Prmcipien  zu 
Grasten  der  besonderen  Interessen  der  ein- 
zelnen Kontrahenten  preisgaben.  Die  Haupt 
saehe,  die  Höhe  des  Tarifs,  blieb  dem  Ein- 
vernehmen  von  Staat    zu  Staat   überlassen 
und    wurde    durch    besondere    Abkommen, 
z.  B.  durch  Telegraphenverträge,  meist  abei 
im  Wege  des  Reglements  zwischen  den  Ab- 
gangs-, Bestimmungs-  und  Zwischenstaaten 
geregelt,    die    sich   auch    über    che  Teilung 
der  Gebühren  untereinander  zu  verstandigen 
hatten.    Die  Folge  davon  war  nicht  nur  eine 
ungemeine   Buntscheckigkeit,    sondern  auch 
eine  vielfach  übertriebene  Höhe  des  inter- 
nationalen Telegraphentarifs. 

Schon  auf  der  Konferenz  von  St  meis- 
burg  hatte  der  Generalpostmeister  Dr.  von 
Stephan  auf  das  Zweckwidrige  und  Be- 
denkliche dieses  Zustande*  mit  Nachdruck 
hingewiesen;  er  hatte  die  durchgreifende 
Reform  des  Tarifwesens  als  eine  Autgabe 
bezeichnet,  welcher  sich  der  Telegraphen- 
verein ohne  Schädigung  der  ihm  anvertrauten 


wichtigen  [nteressen  auf  die  Dauer  o*  W 
.  Nachdem  inzwischen  in 
Deutschland  der  Worttarif  mit  günstigem 
Erfolge  i  Lngeführt  worden  war,  isl  dein 
einheitliche  Regelung  des 
internationalen  Tarifwesens  auf  den  Kon- 
ferenzen zu  London,  Berlin  und  1  ans  mit 
allem  Eifer  betrieben  und  dabei  wenigstens 
,1a-  erreicht  worden,  dass  in  London  de) 
mit  der  Grundtaxe  Worttarif,  in 

Berlin  der  rem.-   Worttarif    als    Grund 
des  Tarifs    für    den    europäischen  VerkeHr 
angenommen   worden   ist.     Die   Festsetzung 
de?  Höhe    der  Gebühr    blieb    fredich   noch 
immer  der  Vereinbarung  von  Staat  zu  Maat 

überlassen.  ,, 

Ein     durchgreifender     Reformvorschlag 
wurde   der  Konferenz   zu  Paris   (1890)  von 
Deutschland    unterbreitet     Er    ging    dahin, 
für    den    europäischen   Verkehr   den  Voit- 
'tarif  für  angrenzende  Länder  auf  12  .,•  Cent 
für   die   übrigen  Länder  auf  20  Cent. 
Festsetzung  der  Mindestgebühr  von  1    ""■ 
für  das  Telegramm  festzusetzen  und  für  die 
Abrechnung  und  Gebührenteilung.  ähnliche 
Grundsätze    wie   im   Weltpostverein    einzu- 
führen,   so  dass  jede  Verwaltung   die    von 
ihr  erhobenen  Gebühren   behalten   und   rar 
den  Transit    nur   an   diejenige  Verwaltung. 
an  welche  Telegramme   zur  Weiterbeförde- 
rung  au  dritte   oder   fernere  Lander  über- 
geben werden,    eine  Gebühr   von    50  Cent 
für    das  Telegramm    verguten    sollte.    Bei 
der    Beratung    wurde    allseitig    anerkannt, 
dass    der    deutsche    Vorschlag    von    einer 
Sossartigen  Idee  getragen  sei  .und  dass  ihm 
die  Zukunft  gehöre,  gleichzeitig  jedoch  du, 
Notwendigkeit    einer    grundlichen   Prüfung 
und  Vorbereitung   betont   und   deshalb  be- 
schlossen,   den    Vorschlag    dem    Internatio- 
nalen Bureau   zu  überweisen    welches  die 
Ansichten  der  europäischen  Telegraphenver- 
waltungen einholen  und  ihnen  das  Ergebnis 
^„er  Studien   vor   der  nächsten  Konferenz 
mitteilen    sollte.    Die  Erwartung,    dass    die 
Konferenz  in  Budapest  (1895)  über  die  Re- 
form  des    internationalen   Telegraphen  an  - 
Beschluss   fassen   werde,   ist    nicht   in  Er- 
fülluno'  o-egangen.  Die  Kommission  hat  sich 
vielmehr0  Sn  Hinblick   auf    die   rmanziel  en 
Bedenken     die    dem    deutschen    Vorschlag 
enSnständen,  lediglich  darauf  beschrankt 
die® Ifschlussfassung   über  die  ganze  Frage 
Hs  zur  nächsten  Konferenz  zu  vertagen,  die 
voraussichtlich    1902    in    London    gehalten 

W6r£  Veivin.vertrag  wahrt  jedem  der 
vertragschliesseiiden  Staaten  das  Recht,  die 
iBeSrung  jedes  Priyattelegramms  ab- 
halten das  für  die  Sicherheit  des  Staates 
Ehrlich  erscheint  und  ebenso  den  in  er- 
!  nationalen  Telegraphendienst  auf  unbe 
!  stimmte  Zeit   ganz    oder  tedweise    zu  sus 


ii  der  betr.  Staat  d    -    Mass- 
rai  titet  (Art.  7  u.  8). 
•    i    li.it  England   wäh- 
rend  des  Krieges   mit   den  Burenstaaten  in 
ganz  ausserordentlich  aus- 
hnten  Gebrauch  gemacht.    Der  Bericht 
»lischen    General-Postmeisters     für 
-    I  bis  31.  März  1900  stell!  fest, 
Regierung  am    17    V,- 
:    !    die    Beförderung    von   Tele- 
grammen   in  Codeworten   und    in    Chiffern 
und  nach  ganz  Süd-  und  Ostafrika  ver- 
Telegramme in  offener  Schrifl 
in  Aden  auszuübenden  Kontrolle  unter- 
worfen   hat.      Diese    Massregeln     sind    bis 
zum  2.  März  1900  in  voller  Kraft  geblieben. 
Von  da  ab  ist  der  Verkehr  von  Privat-  und' 
ammen     in     Codeworten    mit 
Teil  i  Istafrikas,  darunter  mit  Deutsch- 
Ostafrika,  in  der  Weise  zugelassen  worden 

sie  auf  das  Kisiko   des  Absende] 
unter  der  Bedingung  erfolgte,   dass  die  be- 
treffenden  Codes  verlier  in  Aden  deponiert 
und    von   den   Militärbehörden   für   zulässig 
erklärt    worden    sein    mussten.    —    Es    [st 
nicht  bekannt  geworden,  ob  seitens  der  Re- 
der von  dieser  Massregel  betroffe- 
nen Staaten  ein  Einspruch  gegen  dies  Vor- 
ii  Englands  erhoben  worden  ist,  das  ja 
den  Buchstaben    des    formellen   Rechts    für 
sich  hatt-.     Wohl  aber  hat  sich  die  öffent- 
Meimmg   in  Deutschland.   Frankreich 
äland    und    anderen    Ländern     üb 

1    -  g<  a    die    Fortdauer   eine-    Zu- 
Standes erklärt,  der  die  Ausübung  der  inter- 
pMe,   soweit  sie  auf  die 
c  unterseeischen  Verbindungen 
wiesen  ist,  thatsächlich  zu  einem  -rossen 
und  wichtigen  Ted    von    dem  Beheben    der 
rierung   abhängig  macht.     In 
Ländern     macht    sich    eine 

bmdungen    zu  schaffen,    die    sich  weder  in 

Hand.,,,    englis  en    be_ 

"    noch    in   Orten    des  en  Be- 

■'■■  und  demnach  von  der  Be- 

lurchEngland  unabhängig  sind 

Em  wichtiger  Anfang  hierzu  ist  in  D, 

ren  Jahn 
*°™  r  Mitwirkung  des  R 

1896    dt  ltsche    see- 

ches  Kabel 

tum     nach    Vigo    a  West- 

wel- 
deutschen  Telegrammen   den  direkten 
die  Seei  i 

:>     Asien     und   Afrika     sich  '.1        Von 

»  n  i  Bed  atut 

1  ndung 

Di  utschland   und   Amerika 
aas  1900  von  der  deutsch-ati 
-raJ'!  -  'haft  erba  von   Bor- 

i 
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Newyork.  Auch  für  die  Errichtung  einea 
deutschen  Seekabelfabrik  in  Nordenham  und 
die  Erbauung  eines  deutschen  Kabelschiffes 

1 •  ist  das  Bestreben.  Deutsehlands  Unter- 
bindungen  vom  Auslande  unabhängig 
•"  machen,  em  mitbestimmender  Faktor  gel 

Inzwischen    ist    auch   in    Osl 
durch    die    Kabel,     welche    das    deutsche 
bchutzgebiet    von   Kiautsehou   mit    Tschifa 
und  Schanghai  verbinden,  ein  verheissungs^ 
voller    Anfang   zu    selbständigen    deutschen 
L  nterseeverbindungen  gemacht  worden. 
_      Der  Fernsprecher  hat  sich  gleichfalls  als 
lfltemitionales     Verkehrsmittel     in      rasch 
steigendem    Umfange    eingebürgert.    Durch 
\  ertrage   über  wechselseitigen  Fernsprech- 
verkehr   haben     sich    anfangs    benachbarte 
Nationen  für  den  Austausch  von  Gesprächen 
in  den  Grenzgebieten  verständigt:  bald  aber 
sind   darüber  hinaus   telephonische  Verbin- 
dungen    zwischen    den    Hauptstädten    ge- 
schaffen worden,  die  auch  die  unterseeischen 
Leitungen  für  ihre  Zwecke  dienstbar  machen 
Dem  Telephon  zwischen  Londou  und  Paris. 
das  in  dieser  Beziehung  die  Bahn  eröffnete 
sind  Fernsprechverbindungen  zwischen  Ko- 
penhagen-Hamburg,   Kopenhagen-Stockholm 
u.  a.  gefolgt.    Deutschland  steht  zur  Zeit  in 
internationalem      Gesprächsaustausch      mit 
Oesterreich  (Berlin-Wien   auf   mehreren  Li- 
nien), Ungarn  (Berlin-Budapest),  der  Schweiz 
Belgien.  Frankreich,  Holland  und  Dänemark 
Die  Fernsprechlinie  Berlin-Paris,  durch  welche 
ein  Gesprächsaustauseh   nicht  nur  zwischen 
diesen    beiden   Hauptstädten,    sondern  auch 
•■ii  anderen  bedeutenden  Städten  beider 
Lander  (u.  a.  deutscherseits  Frankfurt  a.  IL. 
Hamburg,   Cöln,   Leipzig,    französischerseits 
Bordeaux,  Ha  vre,  Lyon.Orleans.Rouen)  ermög- 
licht wird,   ist   am  6.  August  1900  eröffnet 
worden;    die    Eröffnung    der    Linie    Paris- 
Turin-Rom  stellt  nahe  bevor.     In  kurzer  Zeit 
wird  ein  grosses  internationales  Fernsprech- 
netz nahezu  ganz  Europa  überspannen. 

VIII.  Statistische  Uebersicht 

Der  nachfolgenden  Uebersicht  auf  S.  83 
und   82    über    die   Ausdehnung   der    Tele- 
graphenlinien   und  Leitungen,   die  Zald  der 
Telegraphenstationen    und    der  Telegramme 
Angaben     der    alljährlich     vom 
Internationalen  Bureau  veröffentlichten    weit 
ausführlicheren    Statistik,     und    zwar    der- 
für  das  Jahr  1898,  zu  Grunde. 
üebersichl  ist  soweit  als  thunlich 
durch   Zurückgelien   auf  die  Jahresbericht 
ter  Länder  ergänzt   worden,   gewährt 
aber,    da    auch   diese  vielfach    fehlen,    kein 
es  Bild.    Noch  weniger  ist 

i  Angaben   über   die  Tele- 
worüber   die  Mitteilungen  der  amt- 
tik  ausserhalb  Deutschlands  n 
™mer  äusserst    lückenhaft  sind.    Von    in- 
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Statistische  üebersicht  über  die  Anlagen  and  I, eis! ..,,,„  .1«  Tetop.pl.ie  und  des 
Fernsprechwesens  nach  dem  Claude  \mi   '->-- 

b)  Telephonie 

Zahl  dei 


L  ä  n  d  e  r 


a)  Telegraphie 

Zahl 

Linien 

Lei- 
tungen 

der 

Tele- 
gra- 
phen- 

an- 

km 

km 

stalten 

I.  Europa. 
Deutschland  (1899)     .    .    ■    • 

Belgien 

Bulgarien .    .    .    •    -    ■    ■    ■ 
Dänemark  (mit  den  Färbern). 

Frankreich 

Griechenland  ....•■•• 
Qiossbritannien  und  Irland     -    ■ 

Italien 

Luxemburg 

Montenegro    

Niederlande 

Norwegen 

Oesterreich 

öngarn •    •    •    ■ 

Bosnien  und  Herzegowina  .     .     . 
Portugal   (mit    den    Azoren   und 

Madeira)  1896 

Rumänien 

Kussland 

Schweden 

Schweiz 

Serbien  

Spanien 

1  Türkei  (europäische,  asiatische  u 

afrikanische)  1895 


125  457 

6  379 

S245 

4863 

1278^3 

8  379 

70017 

40513 

611 

575 

5907 

12046 

34804 

22  016 

2822 

7267 

6851 

144  163 

8762 

7  144 

4066 

31992 


57  745 


460  184 

33  396 

10828 

14024 

644676 

9  983 

496  374 

127  236 

1  039 

678 

20  945 
28384 

108  018 
107370 

7  182 

15  123 

17590 

298  608 

25896 

21  083 

8  118 
73  737 

61  833 


19034 

1058 

189 

56i 

12  460 

221 

10816 

5868 

151 

20 

935 

546 

5  172 

3  026 

119 

421 

539 
5  257 
1  622 
2039 

15° 
1  428 


Zusammen:  I  720  457  2592  225 


IL  Asien. 
Jritisch-Indien: 

Indische  Linien ,    03  270 


750 
72  282 


44,5 
6,2 

?,3 

2 

43,9 
1,2 
90 
10,9 

o,1 
0,09 

5 
2 

14,1 
7,5 
°,5 

1,6 

2,5 

17,5 
2,6 

3,9 

1 
5,4 

S.6 


900 

17 

5 

3° 

767 

5 


43 
H3 
219 

41 


632  789 

47  503 
1976 

49  190 

244  661 

5682 


183691-  i 

14076      31 
343 


20624 

51383 
146 
112  840 
Angaben  fehlen 
3201I      15351 
Angaben  fehlen 


31588 

72  464 

103613 

39792 


12  139 

25  571 

26  664 
12  869 


Angaben  fehlen 


9       5  33o      2  737 

S3     60417     23686' 

157I   121  013     60357 

288|     75134     34662 

Angaben  fehlen 

56]     44  991      11 685 

Angaben  fehlen 


v 

42,1 
141,2 
o,37 

2,1 

16,5 

59,5 
102 
26,9 


1 

103,4 

96,5 

20 


ai  -. 

b)  Indo-Europäische  Linien 
Bfiederländisch-Indien     .    .    . 

Japan •     ■     • 

Französisches  Indo-China    .     • 

Persien 

Uebriges  Asien 


257  4S0 

4699 

8689 

21 

12710 

391 

1   84434 

I  272 

6538 

102 

10320 

I04 

Zusammen    130 


4470 

8506 

24063 

3  853 
6650 
Angaben  fehlen 

379  371 


267,4  1 

2763  i539  344| 

605  013 

6 

}  49 

4  396 

2  824 

0,6 

23 

n  483 

2  728 

ig,1 

6 

50  337 

8  137 

0,4    |                   733 

231 

0,14 

1        ' 

? 

15 

4,i 

3-2 

27-7 

0,1 


11  696 

4054 
11  626 

1993 
75° 


tiges  Afrika     :     i     '.     .     .     .     Angaben  fehlen 


ILT.  Afrika 

Algerien 

Aegypten 

<  lapland 

Natal 

Tunis 
Uebri; 

Zusammen  I    32  n9 

IV.  Amerika: 

Vereinigte  Staaten 305  666 

Argentinien  (1896) 40  788 

Bolivia 6641 

Brasilien  1.1895) 16320 

Chile    1897) !    15  819 

Columbien  (1894) ,11003 

Handwörterbach  der  Staatswissenschaften.    Zweite  Autlage.       II. 
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a)  Telegra  ph  ie 


L  ä  11  d  e  c 


Linien 


km 


Mexico  .        .    .    , 

Peru    1897)   .    .    . 

Venezuela .    .    .    . 

brigi  -  Amerika  . 


Lei- 
tungen 

km 


Zahl 

der 
Tele- 
gra- 
phen- 

an- 
stalten 


Tele- 

gram' 

me 

in 

Mill. 


3  a 


Zusammen 


V.  Australien: 

Neuseeland 

5?i  nsüdwales 

Sttdanstraüen     .... 

Victoria 

Debriges  Australien  .    . 


58  409         ? 

31 10         ? 

6  245  ? 

Angaben  fehlen 


0,12 

°,7 


b)  Telephonie 

Zahl  der 


Lei- 
tungen     Teil- 
neh- 


kni 


11.1 


O 


\  Ang 


aben  fehlen 


11  118 
21323 

9  459 
6  179 


30  937 
57  354 
23921 
15  128 
Angaben  fehlen 


915 
916 
268 
782 


3,5 
2,9 

',2 

1,8 


474021    1604S21     24370  [  70,2     1239  1635994  6329461666 


29 

10 


9  337 


18288 


7  162 
7560 
? 

3630 


Zusammen  |     48079]   106370:     28S1    |     9,4    |     34|     27625;     18 


183501 


I.  Europa    . 
11.  Asien.     . 

III.  Afrika    . 

IV.  Amerika  . 
V.  Australien 


Zusammenstellung 


720  457 
130812 

32  119 
474  02 1 

48079 


2592  225 

379  371 

94  Hl 

1604  821 
106  370 


Zusammen  J1406  48SI4776  938 


72282  1267,4 

5  589  22,5 

972  6,4 

24  37o  1  70,2 

2881  i     9,4 


D    über   ilie  Finanzergebnisse   ist  abge- 
sehen worden,   da  in  den  zahlreichen  Län- 
dern,  in    denen  Post   und  Telegraphie   ver- 
!  sind,    über  die  Einnahmen  und  Aus- 
a  der  T.-legraphie  und  Telephonie  be- 
s lere  Zahlen  nicht  vorliegen. 

Litterutur:    Aussei    den     um   Artikel  Post  (Bd. 
v>     s  aufgeführten    Schriften     von    Scuc, 

Koscher,     Veredarius   und  P.  I).  Fischer, 

'"  "''  ""'/'  auf  dit  Telegraphie  beziehen, 
nnd  vu  nennen  an  allgemeinen  Werken:  Zetz- 
selie,  Handbuch  der  elektrischen  Telegraphie, 
■  -87,  i  Bde.  —Schellen,,  Der  elektromag- 
■"'■  ■''<■  Telegraph,  6.  Aufl.  von  Jioreis,  1888. 
-  -I»  Zeitschriften:  Das  vom  Internatio- 
nalen   Telegraphenbureau   in  Bern  herausgegeben, 

■' '""'  ttl&grapkiqu'e  (seit  1869)  und  das 

""  Seiet     /■■   1,1ml  herausgegebene  Archiv  für 
Post  «,(./   Telegraphie  seit  1876. 

Zu    I:    Poppe,    Das    Wesen    und    die    Be- 
deutung der  antiken  Telegraphie,   1867.  —  Bel- 

loc,     /.•'     Telegraphit     historique,     1888.    L. 

Gautier,   //,.,  „,,,   ,/,    <y, ,„,/,.  Chappt ,  1.  9 
11   ■'"■"'     Beiträgt       ,,,     1.,  .,/,„/,/,      ,/, ,     Tele- 
graphü     enthalten    du     Lebenserinnerungen    von 
11  '•''"'•''    '•    Siemens,  Zetzsche's 

'■'"'-■'      "'"'      der    Geschieht*     der    elektrischen 
Telegraphü     U .  |     beseht /./     sie)     au)     Vach- 

1  """'»     übet     du     Entieickehmg     der     Tele- 

phi  napparate. 

Zu    II:     Kollier,     Der    Telegraphenbau,     ',. 
lufl.,   1876.         Uli, ihr.    Nouveau  traiti  de  Te- 
legraphit   eleetrique,    :   Bde.    1867.          I'reece 
Slvewrlght,    Telegraphy,    1876.  Vle- 


2763!i539  344 
66  949 

1  138 

!°35  994 
27  625 


6 
1239 
!4 


605013(1163 

'5  9351     35,i 
3821       0,25 
632  946, 1666 
2  SSi        9,4         34      27625     18350       ? 

106034  (375,9     41453271050112716262804.35 

chelmann.  Unterseeische  Telegraphie,  1859  — 
Wünschendorff,  Traiti  de  Tiligr.  sous-marinei 
1S88.  —  Charles  Briiiht ,  Submarine  Tele] 
graphs.  Their  history,  construetion  and  wor- 
kiiuj,  1898.  --  Thom.  Lenschau  ,  Deutsche 
Kabellinien,  1900.  —  Schenk,  Philipp  Reis, 
der  Erfinder  des  Telephons,  1S78.  Geschichte 
und  Entwickelung  des  elektrischen  Fernsprech\ 
Wesens,  :>.  Aufl.,  1S80.  —  Grawinkel,  Lehr- 
buch  drr  Telephonie  und  Mikrophonie,  J.  Aufl., 
I884.  -  -  V.  Wietlisbach,  Hemdbuch  der  Tel 
lephonie,  1S99.  -  -  C.  Grawinkel  und  K. 
StrecTsßV,  Die  Telegraphcnteclmik,  1889.  —  E. 
Müller,  Der  Telegraphenbetrieb  in  Kabel- 
leitdngen,  1890.  —  o.  Canter,  Der  technisch 
Telegraphendienst,  4.  Aufl.,  1892.  —  Ueber  draht-  ' 
lose  Telegraphie  vgl.  A.  Slaby,  Die  Funken- 
telegraphie,  1897.  —  A.  Broca,  La  Telegraphie 
sans  fils,  1899. 

Zu  III:  K.  Knies,  Der  Telegraph  eds  Ver- 
kehrsmittel, 1857.  —  Schüttle,  Der  Telegraph 
in    administrativer    und    finanzieller    Hinsicht, 

1888.  —  Burhholtz,   Krie'gstelecjruphie,   1S77.  

M.  V.  Flseher-Treuenfeld,  Kriegstclecruphie, 
1S79.  —  v.  Chauvin,  Organisation  der  elek- 
trischen Telegraphie  in  Deutschland  für  die 
Zwecke  des  Krieges,  I884.  —  Wm.  Pliim.  The 
military  Telegraph  during  the  civil  war  in  the 
U.  St.,  2  Bde.,  1882. 

y.u  IV:  Bcyscher,  Telegrdphenrecht,  Zeit- 
■«■■/„■.  /.  deutsches  Hecht,  XIX,  S81  (f.,  1856.  — 
l'll.  Srrajini,  II  telegrafo  iu  relazione  aUa 
gmrisprudenza  civile  e  commerciale,  1862.  — 
''.  Asser,  l>r  telegraphie  in  hure  rechtsgevolgen, 
SteiU,  Telegraphenrecht,  S.  Aufl.,  187S. 
-  La  legislation  teÜgraphique,  publ.  pur  Ie  hu- 
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deutsch,    Telegrapke^eU,  i    ■  >•■     ■ 
Res     ».    Verw.    IS92.    -    •'•    Rohr,   Dm 

,,„„,, ,egeseu       ansfiihrlicher     STomi toi  , 

„.   schelcher,   Dm  Teleg,    | 

,.     D.    FJscher,    Die    Mm- 

,,„,/>'"    ,(,,-  DeatecAe«   fett«    »,.  W*  £G» 

,  r":  r,*,.    WW« 

*>&*£;  «w.  -  o.  <> *■  j*£E 

vertrage  und  7W.,„-,,  -   'i 


TeUkampf  ist   ein   entschiedener  Anhän 
der  Currencyschule  und  verbreitet  ach  in  meh- 
reren  -  angeführten  Schriften    aber 
die  wirtschaftliche   Notwendigkeit,  nur  so 
Banknoten  zu  emittieren,  als  MetaMecknng 
für   vorhanden  ist     Zu  der   von   äer  Erana 

Regierung  über  Geldumlauf  und  BanK- 
wesen  1866  veranstalteten  Eignete  hat  .m<  u 
Teilkampf   sein   i  abgegeben  und   in 

diesem  beton  t  Notenumlaui  ein  durch 

die  Vorräte  an  gemünztem  und  an  b*ld  in 
Buren  "VMrlir..,r  sein  müsse  und  überhaupt 
bei  der  Notenemiss  -   Princip  m  den  Vor- 

dergrund zu  treten  habe,  Banknoten  nicht  zum 
Vorteil  der  Emissionsstelle,  sondern  ledigüch  zu 
dem   des   Publikums   auszugehen.    Er    vertritt 
ferner  in  diesem  Gutachten  die  auch  von  Wo- 
lowsky  geteilte  Ansieht,   dass  nur  eine  en 
vom   Staate    und   der    Volksvertretung,  beauf- 
sichtigte Zettelbank  die  Notenemission  in  H 
der   dafür  deponierten  Metalldeckung    besorgen 
dürfe    -  Tefikampfs  Bankpolitik   ist  teilweise 
a„f  Geld-  und  Kreditkrisen  infolge  übermässiger 
Nutenausgabe   in  den  40er  Jahren  dieses  Jahr- 
geboren  am  28.  I.  1808  in  Büekebur,         t.  am  Unnde^ge^el ^teilweise  steht  siebter 
15   IL   1876  in  Berlin,   studierte ,in Gottogen   J^^^^X,  welche  die  Kreierung 
die    Rechte   und    Staatswissenschafto ^_™e   ÄfeKn  Bankakte  begleitete  oder  ibr  vor- 
t831    Rechtsanwalt    in    HuiiOT^atoblMrte    '  u  äU     Zur  Zeit  des  Erscheinens  semer ^  Schritt 
äch  1835    als  Privatdocent  in  Lounge  .    i  an     a  »-»-;■.  voUer  Metalldeckung  der  Banknote,," 
derte  1838  nach  Amerika  aus.  wo  et  i am  TJ nion     «^««J™^  die  yon  ihm  empfohlenen  Bntnk- 
College  und  später   am   Columbia  College^ zu   frPjjJJ*'™  ^  Cirkulation  ungedeckter 

New-W  als  Professor  der  Staatewissenschaften   gj^aegeing  g  hfi  Berechtigung  noch 

wirkte.     1844  kehrte  er  nach  Deutschland  zu-   Banknoten  *re j >  dfe  beiden  Antrage, 

rück  und  folgte  im  nämlichen  Jahre  einer  JJe  Kö?ffw«SB.=  -T  .->  d  4  Session  der  I.  Legis- 
rüfung  als  ordentlicher  Professur  der  Staats-  -^r^  d^  pe^c\en  Reichstages  (TJrnck- 
wissenschaften  nach  Breslau      1848  sandte  ihn     ■  b  92)  einbrachte,    den  Reichs- 

der   schlesische  Wahlkreis  bchwe^mte-Walden-    sei m  tten  ™    f    d  iu    der   „ä,„ste,.  v-.,n 

verdient  gemacht. 


TeUkampf,  Johann  Ludwig, 


(UeiU    i; ciliar iil.  . 

TeUkampf  veröffentlichte  von  steatewissen- 

schaftlichen  Schriften  in  Buchform:  l  eher  \ei- 
besserung  des  Rechtszustandes  in  den  deutschen 
Staaten.  Berlin  1835.  -  Ueber  die  Besserung>- 
gefängmsse   in  Nordamerika  und  England. 


und  wonioegrunuei.  u«  "■""_. — ,  °-d0„i- 
lan..t  dass  durch  dieses  Gesetz  über  das  Bank- 
wesen die  Zirkulation  nicht  mit  Metall  gedeckte 
Noten  reguliert  und  begrenzt,  dass  dann  über 
die  BeÄ  zur  Ausgabe  vollgedeckter  Noten 
Bestimmttno-  getroffen  und  die  Frage  ob  und 
llT"llen  Begnügen  eine  ^e^^^ 


ontsr-bieden   werde.     Die  Motive  zu 
1844/   -   Beiträge   zur   Nationalökonomie  und   ernch  «,   enteebu  .In  ^    ^  ^. 

Handelspolitik.  2  Teile.  Leipzig  1851-53-  -  «z^tTsatz  dafs  schlechtere  Tauschmittel  die 
Ueber  die  neuere  Entwickeln^  des  Bankwesens  **Wa^Wngffll  Und  dass  in  einem  Lande 
in  Deutschland   mit   Hinweis    auf    dessen   Vor- 


banks,  penitentiaries,  etc.  in  Great Britein ^and   ttottei  un^         hoher  Prozenteate   dessen    was 

the  United  States  of  America,  London  I80J-.  ine ne-    k  j  tf        was   die   in-  und  ausländische 
Anfl.    Berlin  1875.  -  Die  Pnncipien  des  Geld-    die   ._  pekumt i  18„ 

und    Bankwesens,    Berlin    1867.      -   Ueber  Ar-    ^^^^ibtonen  aufgesogen  hat.    d.  1 
beiterverhältnisse  und  Erwerbsgenossenscbaften  |  Doppel^una.^^  ^  ^^  gewMdert . 
in  England   und   Nordamerika,    Halle   1»<U.  — 


Selbstverwaltung  und  Reform  der  Gemeinde- 
und  kreisordnungen  in  Preussen  un d  &&*£ 
ment  iu  England  und  Nordamerika.  Berlin  IHM. 
-Erfordernis  voller  Metalldeckung  der  Bank- 
noten, ebd.  1873.  -  Vorschläge  zur  Verbesse- 
rung des  Aktiengesellschaftswesens,   ebd. 


>el-   und  naiuKiuucu  »u^w-b-  -- -.  , 

ls  davon  bis  1875  ins  Ausland  gewandert  und 
eingeschmolzen  ist.  würde  der  MäntochenC^ 
knlation  nicht  erbaten  geblieben  sem,  wenn 
Ämpm  Anträgen  rechtzeitig  «*£«*. 
worden  wäre!  Die  Gegenwart  hat  die  Miran 
ken  welche  das  Onrrencysystem  gegen  die  Cir- 
küat,n  ungedeckter  Banknoten  anfgenchte 
.  .,i     _i_   uv„-fl;;0oin.  hezeichnet.    sie  nai, 


ang  des  AktiengeseUscnartsweseu»     c «"•-•-  -;.;<e    wül  "ais  überflüssig  bezeichnetr  sie  hat. 
-TeUkampf    übersetzte  m   Gemeinschaft  mit  WKsen  wiu^      QuantitSt5theorie   losgesagt  und 
C.  J.  Bergius:   MacCulloch    A  treatee  on  me-  ich  ^n ^        v       ^           ^    ^      el 
tallic  and  paper   money  and  banks,   u.   d.  I..  ^te^arf^einflch   die  Bewegung   des  Geld- 
Geld  und  Banken.  Leipzig  18oJ.  ,; 


und  Warenmarktes  reflektiert  and  in  eigent- 
lichen Handelskrisen  der  Vorrat  an  Metallgeld 
stärker  iu  Anspruch  genommen  wird  als  der  an 
Banknoten.  Insbesondere  für  Deutschland  hat 
das  durch  das  Bankgesetz  vom  14.  Hl.  1875 
sankt  System     der    indirekten     Kenrin- 

genti        _     ine   aus  schrankenloser  Notenemis- 
ntst«hende  Kreditkrisis  zur  Unmöglichkeit 
ht      Im    übrigen   ist  Teilkampf  ein  ge- 
lter l'rotektionist,  er  verteidigt  die  land- 
wirtschaftlichen Schutzzölle  und  begünstigt  die 
industrielle    Handelsfreiheit.      Seine    Ansichten 
über    Kooperativassociationen    beruhen    auf   in 
Nordamerika  gemachten  Wahrnehmungen. 

Vgl.  über  Teilkampf:  Harm,  Die  deut- 
sche Nationalversammlung,  Teil  D.  Frankfurt 
a.  M.  1849,  S.  237.  —  Illustrierte  Zeitung,  Jahrg 
1876,  Bd.  1.  S.  154  [od.  Nr.  1704  v.  16  ll 
1876),  Leipzig.  —  Walcker,  Geschichte  der 
Nationalökonomie,  ebd.  1SS4.  s.   l:i.">  i;i(i. 

Lippert. 


Tollkampf — Temple 


Temple,  William,  Sir, 

ward    geboren    zu  London    1628,    studierte   zu 
Cambridge,  reiste  1648  nach  Frankreich,  Holland 
und  Deuts,  bland,   wurde  Parlamentsmitglied  in 
Irland,    wohnte   den  Friedensverhandlungen   zu 
Aachen   und  Nimwegen  bei,   erhielt   die  Stelle 
►  iio-    Königl.    Geheimen    Rats,    wurde    später 
Munster  des  Königs  Karl  IL,    trat  16S0  iu  den 
Pnvatstand   zurück  und   starb   am  5.  IL  1699. 
Temple    war  einer  der  angesehensten  eng- 
ischen   Staatsmänner     und    staatswissenschaft- 
uchen    Gelehrten    und    -alt   in   beiden   Eigen- 
schaften als  ein  Muster  von  geradem  und  wahr- 
heitsliebendem    Charakter.       Sein     politisches 
Meisterst»  k   i-r   die  berühmte    im  Jahre  1667 
zu  stand.-  b;i  brai  in-  Tripelallianz  zwischen  Eng- 
land. Holland  und  Schweden.     Bald  darauf  ver- 
öffentlichte remple  sein  staatswissenschaftliches 
Hauptwerk    über   seine  Beobachtungen  in  den 
holländischen  Kolonieen.    Die  Ceberzeuguno' von 
dem  Segen   einer   thunüchst    starken  Volksver- 
mehrung  war  bei  remple  vorherrschend  s  d  \rt 
BevölkernngslehreobenBd.nS  715ff    Er 
meint   in  seinen    Works"!,  S.  162ff.,±71undIII 
S.  2  .  der  beste  Grund  alles  Handels  und  Reich- 
tums hege  in  einer  dichten  Bevölkerung    wo- 
durch   das  \  olk  zu  Fleiss  und  Sparsamkeit  ge- 
zwungen   »erde.      Sein    Landsmann    Ingram 
sagt,    dass    sich    bei    Temple    ..richtige 
Ansichten    mit    merkantilistischen    Vorurteilen 
mischen".    Kautz    -  a.    bemerkt,  dass  Temple 
nieht  frei   von   Irrtümern  der  Handelsbilanz  sei 
dass   aber   in   seinen   Ausführungen   i  ine  Tiefe 
und   eine   Klarheit   der  Anschauungen   I 
trete,   wie   man  sie   in  jener  Zeil  selten  finde 
I  i  mple  i-t   nämlich  einer  der  ersten     di  c 
die  Fundaments  le  Beden  tun;    der  Ar- 
beit   im    Organismus   der   Volkswirtschaft  er- 
das    Wesen    der    Konsumtion    und    des 
richtig   aufgi  fasst,   die  Sparsamkeit  als 
einen  Hebel  nationaler  Bereicherung  gewürdig) 
zugleich  aber  auch  eine  Reihe  von  Bemerkungen 
i"  seinen  Schriften  niedergelegt  hat,  die  zu  dm 


schönsten   Perleu    der   politischen   und   sozialen 
Psychologie  gezählt  werden  dürfen." 

Das  Hauptwerk  Temples  in  staatswissen- 
schaftlicher  Beziehung  ist  betitelt:  Observation 
upou  the  united  Provinces  of  Netherlands 
London  1672.  Fernere  staatswissensehaftliehc 
\\  erke  Temples  sind : 

Essay  upon  the  Origin  and  Nature  of  Go- 
vernment. London  1671.  -  -  Essay  upon  the 
present  State  of  Ireland.  London  1667.  —  Essas 
uii  the  trade  of  Ireland,  London  1673  —  Mi£ 
cellanea.  London  1697,  Vol.  I— III.  —  Memoirs  of 
what  pass'd  in  Christendom  pour  war  begun  in 
1672.  to  the  Peace  concluded  1679,  Vol.  I— III  — 
Answer  to  a  feurrilons  Pamphlet,  lately  printed 
in  tituled:  A  lettre  from  Mr.  du  Gros  to  the 
Lord  .  .  .:  Introduction  to  the  history  of  Enge- 
land; lettres  in  3  Vol.,  London  1680.  —  Mo- 
ralische und  historische  Denkwürdigkeiten  lue 
dem  Englischen,  Halle  1780.  Temples  ,  Works" 
erschienen  London  1750  in  2  Bdu. 

Vgl.  überSir  William  Temple:  Hein- 
rich   Luden,     Sir    William    Temple.      Bio- 
graphie,   Göttingen   1808.  —  Thomas   Pere- 
grine  Court  enay,  Memoiren  von  dem  Leben 
den    W  erken    und    dem    Briefwechsel    des    Sir 
A\  illiam    Temple,    London   1836,   2  Bde.  —  Sir 
W  illiam  Temple  in  den  „Biographieen  berühm- 
ter Männer'.  Bd.  II,  S.  328—452.—  Biogra- 
phie in  der  Gesamtausgabe  seiner  Werke  1814 
—  F.  J.  Herriot,   Sir  Wm.    Temple   on  the 
Origin    and   Nature   of  Government  in  „Annais 
of  the  American  Academy  of  Political  and  social 
Science-,  Philadelphia  1892,  Vol.  III.  No.  2   — 
Memoiren    of   the   life   and  negotiat.'  of  Sir  W 
Temple,  London  1714.  —  Life  and  Char.  of  Sir 
"tt  .  T.,    London   1728.   —   Der  britt.   Plntarch. 
Bd.   4,    S.  249.   —  H.  Taine,    Geschichte   der 
englischen    Litteratnr.     Bd.   2,    bearbeitet    von 
Gustav    Gerth,     Leipzig     1878,     S.    57  ff.     — 
Röscher ,  Zur  Geschichte  der  englischen  Volks- 
wirtschaftslehre,   Leipzig  1851,  S.  63.  —  Der- 
selbe,   Gesch.   d.   Nat..   S.  227,   243.  —  Der- 
selbe.  Kolonieen,  III.  Aufl.,  S.  252   —  Der- 
selbe,   Syst.  I,   §S  41,   57,   92,   104,    115,  157. 
185,   188.   214,   222,   231.  254:    IL    §  101-    III 
SS  13.  34,  38,  147;  IV„  §  114.  — C.  G.  Jöcher, 
Compendiöses  Gelehrten-Lexikon,  Leipzig  1726 
Bd.  2,    Sp.   1225—26.    --    Kautz.    Theorie    u. 
Geschichte  d.  Nat.-Oek.,    Bd.  II,  Wien  1860,  S. 
281.  —  Macaulay,    Geschichte   von  England. 
Kap.   IL   —  Wagen  er,    Staats-    und    Gesell- 
scliattslexikon,  XX.  Bd.,  Berlin  1865.  —  Ingram 
(Roschlau),  Geschichte  der  Volkswirtschaftslehre 
Tübingen  1890,  S  53  u.  64.  —  John  Gort  on 
General  Biographical  Dictionarv.   London  1.S3S. 
Vol.  III.   —  Palgrave.    Dictionarv,  Vol.  III. 
London  1899  p.  528, 

Schmidt. 


Termingeschäfte 
s.    Börsenreeht   und  Börsenwesen 
(Börsengeschäfte)  oben  Bd.  II,  S.  lOOOff 

'"•zw.  1034  ff. 
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Theaterrecht. 


I    Einleitung  (S.   85).     ü.  Das  öffentliche 
Theaterrechl  (S.  86).    111.  Das  private  Theater- 
(S.  93). 

I.  EiHleitung. 

1.  Begriff   und  Geschichte.     2.  Quellen. 

1    Begriff  und  Geschichte.    Neben  die 
wissenschaftlich    schon   seit    Jahrhunderten 

ah    Special  rechte    anerkannten    Disci- 
riinen   des  Handels-,   Landwirtschafts-  und 
Bergrechts    hat    sich   in   neuester  Zeit  das 
Theaterrecht  gesteht  dessen  Anspruch  auf 
Einreihung  neben   jene  älteren  Geschwister 
freilich    noch    lebhaftem    Widerspruch    be- 
gegnet     Allein  Inhalt   und  Geschichte    des 
Theaterrechts    dürften  hinreichend  Mar  er- 
weisen,  dass  hier  nicht    nur  eine  selbstän- 
diger Entwickelung  entbehrende  Gewerbe- 
rechtsart, sondern  eine  jenen  Specialrechten 
bu    koordinierende    Rechtsbildung    vorliegt, 
deren    bisherige    Nichtbeachtung    lediglich 
äusseren,    für  das  Wesen  der  Sache  uner- 
heblichen,    Umständen     zuzuschreiben    ist. 
Das    Theaterrecht     umfasst    die    Normen, 
mittelst   derer   die   im   Theaterverkehr   er- 
wachsenden Lebensverhältnisse  ihre   recht- 
liehe    Regelung    empfangen;    das    Iheater- 
recht  hat  es  also  mit  der  Normierung  von 
Verhältnissen    zu    thun,    die ;  durch   Aus- 
übung   einer    bestimmten    wirtschaftlichen 
Thätigkeit    hervorgerufen    sind    und    zum 
grossen    Teil    so    eigenartige    Gestaltungen 
aufweisen,   dass   für  ihre  Normierung   die 
den    allgemeinen    Rechtsverkehr    regelnden 
Normen   nicht  ausreichen,   sondern  sich  für 
diesen  Zweck  ein  dem  Theaterverkehr  eigen- 
tümlicher Rechtsstoff  gebildet  hat     Gerade 
dieser  Inhalt   des  Theaterrechts  deckt  sieh 
aber  _  mutatis   mutandis  —  mit  dem  In- 
halt der  übrigen  Specialrechte,  bei  denen  es 
sich  ebenfalls  um  einen  durch  die  Eigenart 
des  semer  Anwendung  unterhegenden  wirt- 
schaftlichen    Substrats     eigenartig     ausge- 
bildeten Rechtssloff  handelt. 

Das  Theaterrecht  hat  sich  ferner,  über- 
einstimmend mit  den  übrigen  Special  rechten, 
aus  einem  Standesrecht  zum  Kecht 
objektiv  bestimmter  Lebensver- 
hältnisse umgebildet.  Wie  das  Bergrecht 
ursprünglich  ein  Recht  der  montani,  das 
Handelsrecht  ein  Recht  der  mercatores  war, 
so  erscheint  das  Theaterrecht  der  ältesten 
Zeit  als  ein  Recht  der  histriones,  der  Schau- 
spieler, an  dessen  Stelle  in  langsamer,  durch 
die  Forschimg  noch  nicht  genügend  aufge- 
hellter Entwickelung  eine  besondere  recht- 
liche Regelung  der  Theatersachen,  d.  h  der 
im  Theaterverkehr  üblichen  Rechtsverhalt- 
nisse getreten  ist.  . 

Im  Gegensatz    zu   jenen   Specialrechten 


hat   aber  das  Theaterrecht,    namentlich    in 
Deutschland,  bisher  der  eingehenden  wissen- 
schaftlichen  Durchforschunj    -  atbehrt 
seiner  inneren  Bedeutung  nach    ihm  schon 
längst    hätte  zu  teil   werden   müssen.    Die 
Gründe  für  diese  Vernachlässigung  sind  vor- 
nehmlich in  dem  Dmstand  zu  suchen,  dass 
sich   das  Theaterrecht   in   keiner  Weise  an 
das  die  wissenschaftliche  Jurisprudenz  fast 
ausschhessUch  beschäftigende  römische  Rechl 
anknüpfen    liess     und     dass    die    geringe 
Achtung,    die    dem    Schauspielerstand    ent- 
gegengebracht   wurde,    ebenfall-    nicht    ge- 
eignet war,  das  wissenschaftliche  hrter 

für  das  in  cüesen  Kreisen  heu  Son- 

derrecht  wachzurufen.     Erst   nach  den  ge- 
waltigen   Umwälzungen    der    französischen 
Revolution,    die  mit    der    grundsätzlich   ge- 
forderten Gleichstellung   aller  Staatsbii 
auch    den    Schauspielern    den   alten    Makel 
nahm  und  die,    soweit  sich  ihre  Wirkungen 
erstreckten,  die  Rechtswissenschaft  vielfach 
zum    Betreten    neuer   Bahnen    zwang,    tral 
auch  das  Theaterrecht  aus  dem  bisherigen 
Dunkel    hervor.      An    die   erste,    1829    er- 
schienene, wenig  umfangreiche  Bearbeitung 
von  Vtdpian  und  Gauthier,    che    sich  noch 
kaum   über  eine  unmittelbar  für  die  Praxis 
bestimmte  Darstellung  erhob,   hat   sich  eine 
immer  mächtiger  anschwellende  litterarische 
Bewegung  angeschlossen,    die   sich  freilich, 
bis  vor  kurzem  auf  die  romanischen  Länder 
beschränkte,     nunmehr    aber,     hoffentlich 
dauernd,    auch    die    deutschen    Gebiete   m 
ihren  Bereich  gezogen  hat. 

2    Quellen.      Analog  den  anderen  Spe- 
cialrechten  umfasst   auch  das  Theaterrecht 
Normen     von    öffentlich-rechtlicher 
und  solche  von   p  rivatr  echt  liehe  r  Be- 
deutung, deren  Zusammenfassung  zu  einem 
einheitlichen  Theatergesetz  bisher  noch  nir- 
gends erfolgt  ist,  jedoch  neuerdings  in  dem 
( Burckhardschen)  En twur f  ein e s  oster- 
reichischen  Theatergesetzes  wenigs- 
tens teüweise  versucht   wurde.    Aber  auch 
die  einzelnen  Rechtsnormen  sind  nur  zum 
geringsten  Teü  in  das  ius  scriptum  überge- 
gangen;   ihre  grosse  Masse  büdet  vielmehr 
ein   lediglieh   durch  die  Uebung   bezeugtes 
Gewohnheitsrecht.    Speciell  für  das  deutsche 
Theaterrecht   lässt  sich  das  Verhältnis  der 
Quellen  etwa  in  folgender  Weise  charakte- 
risieren. .      •  . 
Das  öffentliche  Theaterrecht  ist, 
soweit    die    Gewerbepolizei    in    Irage 
steht,  durch  die  Reichsgewerbeordnung  ein- 
heitlich geregelt ;  die  T  h  e  a  t  e  r  s  i  c  h  e  r  - 
h  e  1 1  s  p  o  1  i  z  e  i  unterhegt  dagegen  laudes- 
gesetzheher  Normierung,  die   sich  indes  in 
den  einzelnen  Gliedstaaten  nach  wesentlich 
übereinstimmenden  Gesichtspunkten  gestal- 
tet hat.                                              ,.       •   -, 
Das   private    Theaterrecht    wird 
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in  .'mich  das  R.Gr,  v.  11.  Juni 
1870  teilweis    geregelten   Aufführungsrecht 
abges  I  in.    msschliesslich  vom  Theater- 
gewoh  n  ho  i  i  s  rech  t  beherrscht,  als  dessen 
untnismitte]   die  in  der  herkömmlichen 
er  im  Theaterverkehr  begrün- 
1     atsverhältnisse     sieh     zeigende 
Rechts  ibung  und  die  Theaterrechtsütteratur 
in  Betracht  kommen.    Da  das  private  The- 
iit   nicht    zu  denjenigen  Materien  ge- 
hört, die  das  E.G.  zum  B.G.B.  der  Landes- 
ang vorbehält,  so  fällt  es  seit  dem 
Inkrafttreten    des    B.G.B.   ausschliesslich  in 
Reichskompetenz;   seit   dem  1.  Januar 

1! iiat    daher    da-  partikuläre    The- 

atergewohnheitsreeht  jede  Geltung 
eingebüsst  und  ist  seine  Entstehung  auch 
für  die  Zukunft  ausgeschlossen:  die  Bil- 
dung eines  gemeinen  Theater  gewöhn  - 
li  e  i  t  s  rec  h  t  s  ist  dagegen  auch  nach  jenem 
Zeitpunkt,  mindestens  bis  die  reichsgesetz- 
liche Regelung  des  privaten  Theaterreehts 
erfolgt,    für  durchaus   zulässig  zu  erachten. 

Otto  Opet. 


IL    Das  öffentliche  Tkeaterreclit, 

1.  Einleitung.    2.  Geschichtliche  Entwicke- 
ier deutschen  Gesetzgebung.   3.  Schauspiel- 

unternehmungen     im     eigentlichen    Sinn.      4. 

Theatercensur.     5.   Schaustellungen    und    Auf- 

führungen     ohne     höheres    Kunstinteresse.     6. 

Österreich.     7.  Frankreich.    8.  England. 

1.  Einleitung.  Während  im  Altertum 
die  dramatische  Kunst  eine  hohe  Blüte  ent- 
faltel  hatte,  war  im  Mittelalter  von 
einer  l'fleye  derselben  kaum  die  Rede. 
'  '''tf.'iitli.-li  Darstellungen  fanden  höchstens 
bei  kirchlichen  Festen  statt,  sie  ent- 
nahmen ihren  Stoff  den  kirchlichen  Deber- 
lieferungen  und  dienten  den  Zwecken  der 
furche.  Allmählich  wurden  neben  den 
kirchlichen  auch  Stücke  profanen  Inhaltes 
zur  Auiführung  gebracht  und  das  Schau- 
spiel entwickelte  sich  zu  einer  Volksbe- 
lustigung. Eine  sorgsamere  und  ver- 
ständnisvolTere  Pflege  fand  das  Drama  an 
den  Fürstenhöfen.  Hier  entstanden 
Theater,  d.  h.  bleibende  Stätten  für  die 
Aufführung  dramatischer  und  dramatisch- 
musikalischer  Werke.  Neben  den  Hof- 
theatern und  nach  dem  Muster  derselben 
wurden  auch  städtische  und  Privat- 
theater b.  -rundet.  Mit  der  Gründung  der 
letzteren  nahmen  die  Schauspieluntornoh- 
mungen  den  Charakter  eines  Gewerbe- 
betriebes, an  und  gaben  dadurch  zu  be- 
ren     staatlich. mi     Massregeln     Veran- 

mg,   welche  in  der  Sprache  der  dama- 
'/•■it  als  Theaterjjolizei  bezeichnet  wur- 
den. 

Die  Theater  sollen  Bildungsstätten 
für  das  Publikum  sein  und  haben  die  Pflege 


der   dramatischen   und   dramatisch -musikaj 

tischen  Kunst  zur  Aufgabe.  Sie  verdienen 
daher  seitens  der  Verwaltung  Förderuni 
und  Unterstützung.  Diese  Förderuni 
kann  entweder  darin  bestehen,  dass  die  Ver- 
waltung selbst  Theater  errichtet  und  leitet, 
oder  darin,  dass  sie  vorhandenen  Theater- 
unternehmungen  eiue  Beihilfe  durch  Geld- 
unterstützung, Ueberlassung  von  Lokalitäten 
etc.  zu  teil  werden  lässt.  In  monarchischen 
Staaten  wird  die  Pflege  des  Theaters  in 
der  Regel  als  eine  Aufgabe  des  Monarchen 
angesehen,  die  Ausgaben  für  dasselbe  lasten 
auf  dem  fürstlichen  Hausvermögen  oder  der 
Civilliste.  In  Republiken  tritt,  da  das  Staats- 
oberhaupt die  Mittel  für  derartige  Zwecke 
nicht  besitzt,  statt  dessen  der  "Staat  ein. 
Ausser  dem  Monarchen  und  dem  Staate 
haben  aber  auch  niedere  politische  Gemein- 
wesen, insbesondere  grössere  Städte,  die 
Förderung  und  Unterhaltung  der  Theater 
in  den  Bereich  ihrer  Thätigkeit  hineinge- 
zogen. ■  Diejenige  Verwaltungsthätigkeit, 
welche  die  Unterstützung  und  Leitung  von 
Theatern  zum  Gegenstande  hat,  entbehrt 
einer  gesetzlichen  Regelung.  Es  entscheidet 
hier  in  allen  Beziehungen  das  Ermessen  der 
Ver  wal  t  u  ngsorgane. 

Aber  nicht  alle  Theater  fassen  ihre  Auf- 
gabe  von    dem   hohen    und  idealen  Stand- 
punkte   der    Förderung    der    dramatischen 
Kunst  auf;  vielfach  sind  sie  blosse  Gewerbs- 
unternehmungen.    Dies  gilt  namentlich  von 
manchen   Privattheatern.     Ihre   Leistungen 
entsprechen  daher   keineswegs   den    Forde- 
rungen,   welche  man  an  ein  Kunstinstitut 
stellen  muss.     Solange  dieselben  nur  ästhe- 
tisch mangelhafte  Darstellungen  bieten,   ist 
zu    einem    Einschreiten    des    Staates    keine 
Veranlassung  gegeben.    Aber  es  besteht  die 
Gefahr,  dass  die  Theater  auch  Aufführungen 
veranstalten,    welche    in    sittlicher  oder   in 
politisch  er  Hinsicht  gefährlich  werden  können. 
Aus  diesem  Grunde  macht  sich  eine  Ueber- 
wachung   der    Theater   notwendig.      Durch 
diese    soll    einmal    dafür   gesorgt    werden, 
dass   nur  geeignete  und  befähigte  Personen 
die  Leitung  der  Theater  übernehmen,  ande- 
rerseits dafür,  dass  bedenkliche  Stücke  den 
Bühnen  fern  gehalten   werden.     Sie  äussert 
sich  daher  einerseits  in  der  Theaterkon- 
zession,    andererseits    in   der   Theater- 
censur.     Die    letztere  kann   entweder  so 
gehandhabt  werden,   dass  für  jedes  aufzu- 
führende Stück  eine  vorherige  Genehmigung 
zu  erteilen  ist,   oder  so,   dass   die  Behörde 
von   jedem  Stücke  Kenntnis   nimmt  und  in 
der  Lage  ist,   einzelne  bedenkliche  Stellen 
zu  streichen  oder  auch   die  Aufführung  des 
ganzen  Stückes  zu  untersagen.    Da  bei  der 
Theatercensur   lediglich  das  Ermessen   der 
Censoren  massgebend  ist,    so  besteht  aller- 
dings  die    Gefahr   einer   willkürlichen    Be- 
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mdlung    einzelner    Autoren    und    Sl 

er  öffentlichen  Sicherheit  und  SitUichkeil 

behrt    werden;     sie    ist  in    allen 

.,,n  Kulturstaaten,  namentlich  auch  in 

„1.   als  ein  bestehendes  Rechtsinstitut 

nerkannt.  ,    .     , 

>\.h,>n  den  Theatern  kommen  noch  Aui- 
Bhrungen      und     Schaustellungen 
„derer    Art.    z.    B.    solche    von    Kunst- 
■eitern,   Taschenspielern,   Seütänzern,  Airo- 
3en.   che  Vorträge  in  Singspielhallen  und 
ihnlichen    Lokalen,    in    Betracht      Da    bei 
-    Kunsünteresse    noch   mehr   zu- 
ücktritt    nnd    der    Charakter    der   gpweA- 
Lehen  Unternehmung  durchaus  vorherrscht, 
üe  damit    verbundenen  Gefahren    nan 
lieh   in    sittlicher  Beziehung,   noch  grosser 
-ind   als  bei   den  Theatern,   so  macht  sich 
auch    hier   eine    polizeiliche  Uehexvvachung 
notwendig.    Diese  wird  in  ähnlichen,  jedoch 
meist  noch    etwas    strengeren    Formen    als 
hei  den  Theatern  ausgeübt. 

•>    Geschichtliche  Entwicklung  der 
deutschen    Gesetzgebung       Die    The 
wurden,  seitdem  sie  eine  allgemeinere  Ver- 
breitung   erlangt    und    den    Charakter   ge- 
werblicher    rnternehmungen    angenommen 
hatten,    zu   einem   Gegenstande    polizei- 
licher Thätigkeit.      Da  zu  jener  Zeit 
ein   politisches  Leben  in  weiteren  Kreisen 
der    Bevölkerung    nicht    existierte,    so    be- 
schränkte sich  die  polizeiliche  Ueberwachung 
darauf,   zu   verhüten,   dass  die  Schauspiele 
der  Sittlichkeit    gefährlich   würden.     Diese 
keherwachung  äusserte   sich  in  zweifacher 
Weise.    Zur  Errichtung  eines  Theaters  war 
eine    obrigkeitliche    Genehmigung   erforder- 
lich, ausserdem  unterlagen  die  aufzuführen- 
den   Stücke    einer    polizeilichen    Prüfung. 
Die  Schaustellungen  niederer  Art     wie  sie 
von   Gauklern.    Seütänzern   etc.   dargeboten 
wurden,    sowie  Marionetten-    und  Puppen- 
spiele unterlagen   gleichfalls   einer  Aufsieht 
der  Polizeibehörden.    Eine  gesetzliche  Ord- 
nung dieser  Polizeibefugnisse  bestand  nicht, 
so  dass  in  allen  Beziehungen  das  Ermessen 
der  Behörden  massgebend  war. 

"  Auch     bei    Einführung     der     Ge- 
werbefreiheit    wurde     das    Konzes- 
Bionssvstemfür  Theater  beibehalten.    b<  i 
namentlich  in  Preussen.    Das  Gesetz  uher 
die  polizeilichen  Verhältnisse   der  Gewerbe 
v  7  September  1811  bestimmte,  dass  Schau- 
spiddirektoren  der  Gewerbeschein  mir  auf 
Genehmigung  des  allgemeinen  Po  izeideparte- 
ments  erteilt  werden   dürfe  und  dass ^diese 
Genehmigung  Zeit  und  Ort,  für  welche  sie 
gütig    sein   solle,   genau  bestimmen  müsse. 
Hoftheater  bedurften  keiues  Gewerbescheins 
(S  ST.  88).    Die  Gew.-O.  v.  1«.  Januar  184 h 
S  47  forderte  für  Schauspielunternehmer  die 
Erlaubnis    des    Oberpräsidenten    derjenigen 


Provinz,  in  welcher  dieselben  ihre  Yorsti  I 
Diese  Erlaubnis  sollte   ,, 
nur  nach   vorgängigem  Machweis  gehöriger 
Zuverlässigkeil  und  BUdung  erteül  werden, 
konnte  jedoch  auch  dann,  wenn  dieser  Nach- 
weis erbracb.1  war,  versagt  weiden. 

Der  Entwurf  G  rbeordnung 

Len    norddeutschen    Bund    aus 
dem  Jahre  1868  stellte  t  ispielunter- 

nehmer  gleichfalls  das  Erfordernis  der  poli- 
zeilichen   Genehmigung    auf.      Diese    Vor- 
schrift entsprach  dem  Rechtszustande,   wel- 
r  damals  in  allen  deutschen  Staaten  b 
ad,    und    fand    von    keiner   Seite  Wider- 
spruch    Die  von  einzelnen  G 
bei    Erteüung    der    Konzession    g 
Prüfung    des  Bedürfnisses    wurde    dagegen 
fallen   gelassen.     Die  Erlaubnis   soUte  aber 
nur  dann  erteUt   werden   dürfen,  wen 
Unternehmer    sich    über    gehörige    Bi! 
und   Zuverlässigkeit  in  Beziehimg  auf  den 
I  beabsichtigten   Gewerbebetrieb    ausgewiesen 
hätten.     Da   der   geforderte  Nachweis   der 
Bildung  bei  der  Reichstagskommission  Be- 
denken   erregt  hatte,    so.  wurde  er  in  den 
Entwurf  von  1860  nicht  wieder  aufgenommen 
und   nur  Zuverlässigkeit  in  Bezug   aut 
beabsichtigten      Gewerbebetrieb     gefordert. 
Der  Reichstag  suchte,    wie   überhaupt  bei 
den    Gewerbekonzessionen,    so    auch  _Hiei. 
dem   Ermessen    der    Verwaltungsbehörden 
engere   Schranken  zu  ziehen     Nach  seinen 
Beschlüssen    musste    die   Erlaubnis    erteilt 
werden,    wenn  nicht   Thatsachen  vorlagen, 
welche    die    Unzuverlässigkeit    des    Nach- 
suchenden in  Beziehung  auf  den  beabsich- 
tigen  Gewerbebetrieb    darthaten.     Ausser- 
dem wurden  Beschränkungen  der  Eonzession 
auf    bestimmte    Kategorieen    theatralischer 
Darstellungen   für  unzulässig  erklärt     eine 
Bestimmung,   durch   welche  namenthch  che 
Befugnisse   der  Hoftheater,  gewisse  Stucke 
ausschliesslich  zur  Aufführung  zu  bringen. 
beseitigt   werden    sollte.      Auf   diesen   Be- 
schlüssen beruht   §   32   der  Gew.-O.  v.  21 

JUDIn£  70er  Jahren  hatten  sich  auf  dem 
Gebiete  des  Tkeaterwesens  bedenkliche  Zu- 
stände entwickelt.   Eine  Reihe  neuer  Buhnen 
wS  entstanden,   deren  Leitern  es  teds  an 
der  erforderlichen  Bildung  und  Befähigung 
zur  Theaterdirektion,  teüs  auch  an  den  not- 
wendigen   Mitteln     fehlte.       Wg*-» 
machte    sich  ein  Niedergang  des    lheater* 
Tmerkbar.  Es  gelangten  mannigfache  Stacke 
•/nr  \uffülirung.  welche  nicht  nur  zu  asthe- 
fechefsS  auch  zu  sittlichen  Bedenken 
Veranlassung   gaben.      Zahlreiche    Theater- 
oSerote  4tS  ein.    Diesen  üebelständen 
^innerhalb   des  gehenden. «  *neh 
abzuhelfen,    da   die   Vorschriften    der   txe- 
werbeordnung    über    die    ^Zuverlässigkeit 
der  Unternehmer    zu   unbestimmt   lauteten. 
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Das  preus  rvenvaltungsgericht  hatte 

in   zwei   Erkenntnissen   die   Ansieht  ausge- 
äs    unter    Zuverlässigkeit    nur 
die  sittliche  Qualifikation   des  Betreffenden 
nicht  auch  entsprechende  Bildung  nnd  aus- 
glitte]   zu   verstehen    seien:    und 
■    glaubten   selbsl   solchen  Per- 
die    Eonzession    nicht    versagen    zu 
dürfen,    die   unmittelbar   vorher  an  einem 
1  tte    in    Konkurs   geraten    waren. 
Verhältnisse  gaben  zu  verschiedenen 
Petitionen     an     den     Reichstag    und     zu 
Enitiativant rage n  aus  dem  Hau-    Ver- 
anlassung.    Aus  einem  Initiativanträge  ging 
in  der  Kommissionsberatung  ein  Gesetz- 
entwurf hervor,  der  vom  Reichstage  an- 
nulier, wurde  und  die  Zustimmung  des 
Bundesrates  fand.    Auf  ihm  beruht  das  R.G 
v.    15.   Juli    1880,    welches   den    §   32   der 
1  tew.-l  I.    in    zweifacher  Hinsieht    abänderte. 
Die  Erlaubnis  zum  Gewerbebetriebe  au  Sehau- 
imternehmer  sollte  dann  versagt  werden 
wenn  die  Behörde  auf  Grund  von  Thatsachen 
die  Deberzeugung  gewönne,  dass  der  Nach- 
suchende   die    zu    dem    beabsichtigten   Ge- 
werbe! etriel  i    erforderliche    Zuverlässigkeit 
sondere    in    sittlicher,   artistischer"  und 
zieller  Hinsicht  nicht  besässe.    DieVor- 
ft.    dass    eine    Beschränkung    auf   be- 
stimmte   Kategorieen     theatralischer    Dar- 
stellung unzulässig-   sei.   wurde   in  die  neue 
Fassung  des  Paragraphen  nicht  aufgenommen 
In  dieser  Gestalt    ist   der   §   32  in  die  Re- 
daktion der  Gew.-O.  v.   l/juli   1883  über- 

Die  von  der  R.-Gew.-O.  in   der  Fassung 
von    1880    getroffene  Regelung   des   The- 
rkonzessionswesens    war    jedoch 
nicht  geeignet,  den  Theaterunternehinun«-en 
solide  Basis  zu  gewähren,  die  na- 
mentlich im  Interesse  der  an  ihnen  beschaf- 
fen Bahnenmitglieder  erwünscht  gewesen 
wäre.  Der  t  instand,  dass  die  Konzession lecb>- 
lich  für  emSchauspielunternehmen  als  solches 
für  eine  bestimmte  Art  von  Sehauspiel- 
mehmen,    erteilt    wurde,     hatte     nicht 
selten    die    üble  Folge,   dass  Unternehmer, 
deren    artistische    und    finanzielle    Eignung 
lediglich    für   das    von   ihnen   bei  Empfang 
der  Konzession  begonnene  r/nternehmen  hin- 
reichte, ihr  unternehmen  auf  andere  als  die 
ursprünglich      beabsichtigten     Darstelluno-s- 
n  erstreckten,   worunter  nicht  nur 
künstlerische    Charakter   des    Theater- 
itt,  sondern  was  auch  die  Sicherheit 
ihauspieler  für  die  ihnen  zustehenden  pe- 
Ansprüche  gegen  die  Unternehmer 
die  ihren  Gewerbebetrieb    in  einer  mit  den 
-hhchen    Verhältnissen    gar    nicht   zu 
ibarenden    und  darum  häufig  zu»: 

Rain     führenden    Weise    alls- 
ten,   aufs    empfindlichste    ge- 
fährdete.    Aehnlich   verhängnisvolle  I- 


-to  die  dem  Wortlaut  des  Geseta 
nicht  widersprechende,  wenn  auch  nicht  i 
allen  Bundesstaaten  angenommene  \ul 
fassung,  dass  die  einmal  erteilte  Konzessio 
sich  nicht  auf  den  Bezirk  der  erteilende 
Behörde  beschränke,  sondern  für  das  ganz. 
Reich  Geltung  besitze.  Denn  dadurch  wurd 
es  den  Konzessionsinhabern  niedrigster  Gat 
tung  ermöglicht,  selbst  nachdem  sie  am  Or 
ihrer  früherer  Niederlassung  allen  Kredi 
eingebüsst  haben  mochten,  ihr  Unternehme! 
an  einem  anderen  Ort,  ohne  zum  Nach  wer 
llirer  Eignung  verbunden  zusein,  wieder  zi 
eröffnen  und  damit  die  erneute  Gelegenhä 
zu  gewinnen,  andere  mit  der  Vergangenheil 
ihrer  Prinzipale  unbekannte  Schauspiele] 
zum  Abschluss  schädigender,  weil  der  ver- 
sprochenen Gegenleistung  meist  entbehren- 
der Engagements  zu  verleiten. 

Durch  das  unablässige  Drängen  dei 
Bühnenkreise  veranlasst,  ist  nunmehr  durch 
die  Novelle  zur  R.-Gew.-O.  v.  6.  August  1891 

|  eine  Reform  des  Theatergewerbe^ 
polizeirechts  vorgenommen  worden,  die 

Iden  bisherigen  Rechtszustand  in  wichtige* 
Punkten  änderte. 

Während   die  Verhältnisse   der  Schau-, 
Spielunternehmungen    im    eigent- 
lichen Sinne   durch  die  angeführten  Be-j 
Stimmungen  geregelt  sind,  fehlte  es  bis  zur! 
Gew.-O.-Nov.  von  1883  an  den  erforderlichen 
Vorschriften  über  Schaustellungen  und 
Aufführungen,  bei  denen  ein  höheres 
Interesse    der     Wissenschaft     und 
Kunst    nicht  obwaltete.     Für  letztere 
waren  durch  §§  55  und  59  der  Gew.-!  I.  Be- 
stimmungen mir  für  den  Fall  gegeben,  dass 
der   Gewerbebetrieb  im   Umherziehen    oder 
auf  öffentlichen  Strassen  stattfand.    Im 
teren  Falle  wurde  ein  Legitimationsschein, 
m  beiden  Fällen   eine   besondere   Erlaubnis 
der   Behörde    des  Ortes,    wo  die  Leistung  I 
dargeboten   werden   sollte,   gefordert.     Der  I 
stehende   Gewerbebetrieb,   soweit  er  in  um- 
schlossenen Lokalen  stattfand,   unterlag  da- 
'  gegen  keinerlei  reichsgesetzlichen  Beschrän- 
kungen.   Daraus  hatten  sich  vielfache  Debel-  i 
stände  entwickelt.     Namentlich   erforderten  ; 
die    Verhältnisse    der    sog.    Singspielhall,  n 
(Tingeltangel)    dringend   eine   Abhilfe,    weil 
dieselben    nicht    nur    moralisch    in    hohem 
Grade  ungünstig  wirkten,  sondern  auch  den 
künstlerisch  besser  geleiteten  Theatern  eine 
unerwünschte   Konkurrenz    bereiteten.     Zu- 
nächst   hatten    hier   örtliche   Pölizeiverord- 
nungen  eingegriffen.    Da  aber  dieses  Mittel 
sich  nicht   überall   als  praktisch  durchführ- 
bar erwies,   auch  zu  ungleichmässig  wirkte, 
so  stellte  sich  die  Notwendigkeit  einer  reichs- 
gesetzlichen   Regelung    heraus.      Diese    er- 
folgte durch   Gew.-O.-Nov.  v.  1.  Juli  1883 
welche  im   §  33a  und  33b  auch  die  Vor- 
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Stellungen  ohne  höheres  Kunstinteresse  einer 
Konzessionspflicht  unterwarf.! 

sind  demnach   in    Deutschland   jetzt 
,wei  Arten  von  Gewerbebetrieben  zu  unter- 
!leiden:     Schauspielunternehmungen    oder 
Ti    ■  t  er    m  eigentlichen  Sinne,  d.  h.  solche, 
gfSen    ein    höheres    wissenschaftliches 
,    .,.    Kunstinteresse    obwaltet   einer-,    und 
Schaustellungen    bezw.    Aufführungen,    bei 
,,,,;„   dies   nicht  der  Fall  ist,  andererseits. 
3    Seliausinelunteriieliimingeii  im  ei- 
wmtiichen    Sinne.     Die    Schauspielunter- 
S    im    eigentlichen    Sinne    unter- 
,,::     einer   doppelten   Beschränkung:    der 
Th^terk.mzession  und  der  Theatercensur. 

Einer   Konzession    bedürfen    Sehau- 
mielunternehmer,  d.  h.  Privatpersonen,  wel- 
Se   den    Betrieb:    eines  Theaters  gewerbs- 
mässig ausüben  wollen  Gew. -0.  §34    fer 
Konzessionspflicht    unterliegen    also    nicht 
Etliche  Hofhaltungen  oder  Städte,  welche 
Vh.ator   aus  eigenen  Mitteln  errichten  und 
,ur  ihre  Rechnung  verwalten,  ebensowenig 
Privateufführungen  in  geschlossenen  Gesell- 
schaften  oder   öffentliche  Auffuhrungen  fui 
gemeinnützige  und  wohlthätige  Zwecke.   Da- 
"v-en    ist    eine    Konzession    notwendig   fui 
Liehe  Privatunternehmer,   welche  mHot- 
oder  städtischen  Theatern  bezw.  mit  Unter 
stutzung   des   Hofes    oder   der   Stadt    Vor- 
stellungen veranstalten. 

Die  Konzession  ist  zu  versagen,  d.  h. 
sie    muss    versagt    werden,    darf    aber 
an  eh  nur  dann  versagt  werden, 
"    afwenn  der  Nachsuchende  den  Besitz  der 
zu   dem  Unternehmen  nötigen  Mittel  nicht 
„achzuweisen  vermag  (§  32  in  ^  Fassung 
des  Gesetzes  v.  6.  August  1896).    Ob  der  hier- 
mit beabsichtigte  Zweck,   das  Schauspiele  - 
personal    vor   den  Einbogen   zu  bewahren 
die  ihm  beim  Engagement  durch  einen  nicht 
fertigend      kapitalkräftigen  _    Unternehmer 
drohen,    erreicht    werden    wird     durfte   je- 
doeh  zweifelhaft  sein,    da    der  Konzessions- 
sucher    sich   nicht  über  das  Eigentum  der 
erforderlichen  Mittel   ausweisen  muss   und 
er    doch    stets    der    Gefahr    späterer  Ver- 
luste ausgesetzt  bleibt.    Wirkliche  Sicher- 
heit  böte  den  Engagementsansprachen  der 
Schauspieler   eine  Kau tionsp flicht   der 
Unternehmer,  wenn  die  hinterlegten  Summen 
dem    Burkhärdschen    Theatergesetzentwurf 
entsprechend,    in   erster  Linie  der  Befriedi- 
o-mis  der  Honorarforderungen    des  Buhnen 
Personals  zu  dienen  bestimmt  wären.    Allein 
eine    solche  Massregel   wäre    schweren  Be- 
denken  ausgesetzt,   da   das  Verlangen  der 
Sicherheitsstellung  den  Kreis  der  zum  iüe- 
aterbetrieb  geeigneten  Personen  wohl  in  all- 
zu   grossem  Umfange    einschränken    durfte. 
b)  Die  Konzession  ist  zu  versagen    wenn 
die  Behörde  auf  Grund  von  Thatsachen  die 
Überzeugung    gewinnt,    dass    der    JNacn- 


Buchende   die   zu  dem  Gewerbebetrieb- 
forderliche  Zuverlässigkeit,  insbesondere  in 
sittlicher    artistischer  und  finanzieller  um- 
sieht, aichl   besitzt,    üeber  das  Vorhanden- 
sein der  Znverlässigkeil  entscheidet  also  du 
subjektive  Meinung  der  Behörde,    für  diese 
subjektive    Meinung    muss   aber   eine  that- 
sächliche    Unterlage    vorhanden    sein.      Bei 
der  Prüfung  hat  die  Behörde  namentlich  in 
da«   Auge   zu   fassen:   die   sittliche   Qualifi- 
kation  des   Bewerbers,  die   artistische    Be- 
fähigung,   d.  h.  die  zur  Leitung  des  1  nter- 
nehmens    erforderiiehe    Bildung    und    Ge- 
schäftstüchtigkeit und  endlich  die  finanzielle 
Leistungsfähigkeit. 

Während  die  Schauspielkonz>  äion 
früher  ohne  einen  bestimmten  Inhalt,  ledig- 
lich als  Blankokonzession  erteilt  wurde. 

wird  sie  jetzt  nur  noch  für   das  bei  i.r- 
teiluugder  Konzession  bezeich  n 
Unternehmen  gegeben.    Wechselt  der 
Unternehmer  seinen  Wohnsitz,  so  berechtig 
ihn    der  Besitz   der  alten  Konzession   mcn1 
zum  Betriebe  eines  Schauspielunternehmens 
an  dem  neuen  Domizil,  da  das  neue  Unter- 
nehmen   mit   dem  bei  Erteilung  der  Kon- 
zession bezeichneten  Unternehmen  nicht  als 
identisch   gelten    kann.      Durch   diese    Be- 
stimmung wird  dem  Missbrauch  der  soge- 
nannten Reichskonzessionen  em  wirk- 
samer Damm  entgegengestellt. 

Die  Konzession    wird    ferner   nur   noch 
für  die  beantragten  Darstellungs- 
kat e  °-  0  r  i  e  e  n  erteilt.  Die  konzessionierende 
Behörde  ist  daher  nunmehr  in  der  Lage,  che 
Hgaung  des   Unternehmers   unter  genauer 
Berücksichtigung    der    individuellen     Ver- 
scMedenheiten  zu  prüfen    nicht  mehr,   ww 
früher     gezwungen,    sieh    über    das    Vor- 
landensein  der  Eignung  in  abstracto  allein 
sdüüssig  zu  machen.    Hinzunahme  anderer 
als  der  genehmigten  Darstelhuigskategorieen 
setzt  eine  Neukonzessionierung  voraus. 

Eine  unerhebliche  Veränderung  —ob 
Verbesserung,  bleibe  dahingestellt  —  hat 
endlich  das  Recht  der  im  Umherziehen  be- 
triebenen Theatergewerbe  (M  an  der  tue - 
a t  e  r)  erfahren,  indem  die  konzessionierende 
Behörde  ermächtigt  worden  ist,  jedem,  noch 
nicht  25  Jahre  alten  Gesuchsteller  die  er- 
betene Konzession  zu  verweigern,  wahrend 
früher  einer  grossjährigen  Person  gegenüber 
aus  ihrem  Alter  kein  Ablehnungsgrund  ent- 
nommen werden  durfte.    (Gew.-O.  §  o<  a,  § 

6°CDie  Konzession    darf   nicht   auf  Zeit 

erteilt  werden  (Gew.-O.  §  10).    Dieselbe  er- 

Sh     wenn  der  Unternehmer  eine  ihm  von 

er   Behörde    gesetzte  Frist    oder  ein  Jahr 

verstieklien  lälst,  ohne  den  Gewerbebetrieb 

zl  binnen,  oder  denselben  drei. Jahre  lang 

emS     Diese  Fristen  können  jedoch  von 

\tev  Behörde   verlängert  werden  (Gew.-O.  § 
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Eine    Entziehung   der  Konzes- 
kann  stattfinden,  wenn  die  Unrichtig- 
keit aweise   dargethan    wird,    auf 
Grund   deren   dieselbe  erteilt   wurde,    oder 
wenn  aus  Handlungen  oder  Unterlassungen 
=  der  Mangel  derjenig 
rhellt,    welche  bei  der  Erteilung 
-    setzt    werden    mussten,    ausserdem 
Entziehung  der  bürgerlichen  Ehren- 
te für  die  Dauer  des  Ehrverlustes  (Gew- 

4.    Die    Theatercensur   hat    zwar  eine 
tzliche  Regelung    nicht   gefunden,   aber 
sie  besteht    unbestritten   in  ganz  Deutsch- 
und   ZW;; 

Hof-  und  städtischen  Theatern.    Sie  ist  ein 
Ausfluss    der    allgemeinen    Rechtsstellung 
welche  die  Polizei  im  Staate  einnimmt.    Die 
ei  besitzt  die  Befugnis,  von  den  aufzu- 
führenden    Stücken     vorher    Kenntnis    zu 
nehmen  und  die  Aufführung  derselben  oder 
einzelner  Stellen    aus   Gründen    der  öffent- 
lichen Sicherheit  oder  Sittlichkeit  zu  unter- 
Q.       Während    in    den    Reichstassver- 
handlungen   des   Jahres    1869    die  Theater- 
censur    vielfach.-     Anfechtungen     erfahren 
hatte,    wurde   bei   Beratung    des   G.   v    15 
Juli  1880  die  Zulässigkeit  und  Notwendig- 
keit derselben  fast  allgemein  anerkannt.    So- 
fern   eine   nähere   Ordnung  erfolgt  ist.    be- 
ruht   sie   auf    lokalen    Polizeiverordnungen 
In  Elsass-Lothringen  ist  bei  Einführung  der 
Gewerbeordnung   die    Vorschrift    des    fran- 
zösischen    Rechtes,    wonach   für  jedes  auf- 
zuführende  Stück    die   vorherige   Genehmi- 
gung des  Bezirkspräsidenten  erfordert  wird 
ausdrücklich  aufrecht  erhalten  worden  (R  G  ' 
betreffend   die  Einführung  der  Gew.-O    für' 
Elsass-Lothringen    vom    27.   Februar    1S88 
0 

Die  Frage  nach  der  Rechtmässigkeit  der 
rheatercensur,   die   freilich  von  jeder  nicht 
durch    parteipolitische    Gesichtspunkte    irre 
geleiteten    I  ntersuchung    unbedingt    beiaht 
werden  muss,  ist  in  den  letzten  Jahren  in- 
folge der  schärferen  Handhabung,  iiament- 
lich  der  Preussischen  Theaterpolizei,  häufte 
erörtert  worden;  seltener  ist  man  über  diese 
rein    juristische    Kontroverse    zu    der    viel1 
wichtigeren    Untersuchung   geschritten,    ob 
ach    nacht  eine  Gestaltung  des  Censurinsti- 
tutes  herstellen   liesse,    die  unter  Wahrung 
des  anerkannt  unentbehrlichen  Principes  die 
mit     Recht    beklagten    Mängel    vermeiden 
wurde.    Einen   über  mehr  oder  minder  un- 
Anregungen   hinausgehenden   Versuch 
er    Art    macht    neuerdings    der    Burck- 
hardsche    Theatergesetzentwurf,     indem    er 
die  äussere  Form  der  Censur,  die  Befugnis 
der  Behörde  zur  Einsichtnahme  in  das  Ma- 
nusknpt    des    aufzuführenden    Werkes    und 
Leünahme  an  dessen  Generalprobe   un- 
verändert dt.    den    Ausspruch 


1  ensurverbotes    aber    nur    dann    gesl 
»wenn    die    Aufführung    den    That- 
bestand    eines   strafgerichtlich   zu 
verfolgenden    Deliktes    in    sich 
schliessf  .      Trotz   der  unleugbaren 
teile,  die  diesem  Censursystem  innewohnen 
das  an  Stelle  der  in  den  geltenden  Censur- 
ordnungen  üblichen  Kautsclmkbestimm. 
eine    feste,    an    der  Hand   der   Strafrechts- 
wissenschaft   klarer   Deutung   fähige    ' 
setzt,    dürften  seiner  Erhebung  zum  Geseü 
unüberwindliche  Schwierigkeiten   entgi 
j  stehen.        Der      Burckhardsche      Vor", -hl',.. 
lehnt    mit    Recht    jede    Censurübung    ah 
welche    die    Mögliclikeit    des    Aufführungs« 
Verbots   auf  den  Stoff   des  Dichtwerks  oder 
Erwägungen    sittlichkeitspoHzeihcher   Natur 
gründet;    es   wird    dieser    Vorschlag    indes 
dem  vorbeugend-polizeüichen  Charakter  der 
Ineatercensur  nicht  gerecht,  indem  er  über- 
sieht, dass  auch   diejenige  Aufführung    die 
sich  selbst    nicht    als  Verletzung  des  Straf- 
gesetzes  qualifiziert,    unter  Umständen  ihre 
Zuhoher   in  eine    der  Begehung  von    \u~ 
schreitungen     durch     Lärm     oder     Ruhe- 
störungen   geneigte  Stimmung  zu  versetzen 
geeignet   ist,   die   durch  ihre  Umsetzung  in3 
ihaten    eine    unmittelbare   Gefährdung  "der 
Rechtsordnung  droht.    Ist  eine  solche  Wir- 
kung- vorauszusehen  —  die  Möglichkeit  einer 
solchen    Voraussicht    wird    nur    derjenige 
leugnen,    der  jedes  Operieren  mit  dem  Be- 
griff  der   »Wahrscheinlichkeit«,   dann  aber 
auch    die  Notwendigkeit   einer   Sicherheits- 
polizei   überhaupt    verwirft  —  dann   muss 
auch  die  Polizei  befugt  sein,  in  Bethätigung 
ihrer  Pflicht  zur  Aufrechterhaltung  der  die 
staatliche  wie  che  Einzelexistenz  erst  ermög- 
lichenden äusseren  Ordnung,  den  Eintritt  des 
iriedensbruehes    zu    verhindern,    was    sich 
aber  im  vorhegenden  Fall  nur  mittelst  Auf- 
führungsverbotes   ermöglichen    lässt.     Eine 


gewisse  Willkür  wird  dann  freilich  von  den 
I  Censurentscheidungen  unzertrennlich  sein  ■ 
I  aber  diese  Willkür  liesse  sich  atü  das  ge- 
ringste denkbare  Mass  zurückführen  und 
namentlich  von  jeder  parteipolitischen  Rück- 
sicht lösen,  wenn  die  Censurbehörde  nicht 
ausschliesslich  mit  einseitig  kameralistiseh 
oder  juristisch  geschulten  Beamten  besetzt 
wäre,  sondern  daneben  auch  aus  psveho- 
logisch  und  litterarisch  gebildeten  Personen 
bestände,  deren  Ernennung,  um  jeden  Ver- 
dacht unbefugter  politischer  Einmischung 
fernzuhalten,  vielleicht  auf  Vorschlag  der 
durchaus  gut  bewährten  litterarischen  Sach- 
verständigenvereine erfolgen  könnte. 

5.  Schaustellungen  und  Aufführungen 
ohne  höheres  Kunstinteresse.  Bei  Schau- 
stellungen und  Aufführungen,  mit  denen 
ein  höheres  wissenschaftliches  oder  Kunst- 
interesse   nicht  verbunden  ist,    wird   unter- 

eden,    ob    sie   in    einem    geschlossenen 
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ader  von  Haus  zu  Haus  bezw .auf 
Scheu    Wegen.    Strassen    und    Platzen 

Führungen   in  geschlossenen 
^enunterliegenclerKonzessionspficht, 
",hnM1    Gegenstand    Singspiele,    Ge- 
sund deklamatorische  Vo.*^ 
Xngen  von   Personen    oder  theatralische 
SEgen  bilden  (Gew,0.  §  33  a).    Für 
Sustaltung  blosser  Instrumentalmusik 

,  „■„„.  KonzesM-n  nicht  .M-tunlorln-h. 
ilonSsBionsi-tli-ht  b.->t-ht  fftr  den  Lo- 
„finhaber  und  zwar  auch  dann,  wenn  der- 

KSiÄ^'i iÄ» 

:;-;:„";:-"';;:;;.  ^:=r:r,S!  Sl 

anch   dann   versagt   werden,    wenn 
S        den  Nachsuchenden  Thatsachen  vor 
welche    die  Annahme   rechtfertigen, 

die beabsichtigten  Veranstaltungen  ,  ,,, 

;;,.,„    oder    guten   Sitten    zuwiderlauen 

Ken    °   das  zum  Betriebe  des  Gewerbes 

In  all    von  Personen  die  Erlaubnis  bereite 
S   ist.      Eine   Erteilung    der   Er  aubn  s 
auf  Zeit  ist  unzulässig  (Gew.-0.§  40)     Die 
Vvlnibnis  kann  entzogen  werden,  -\\enn  me 
V £  e  Uungen  gegen  die  Gesetze  oder  guten 
s    .'  i   voltossen  haben    oder   wenn  That- 
Schen    vorliegen,     welche    che  _  Annahme 
;.it  eiligen,   dass  sie  dies  künftighin  thun 
werden.     Aus  demselben  Grunde  kann  Per- 
sonen   welche   den  Gewerbebetrieb  vor  In- 
U    treten    der    betreffenden    Bestimmung, 
a"!    olne   Erlaubnis   begonnen  haben     die 
Fortsetzung     desselben    untersagt    werden 

',leTÄfIh?un,envonHauszuHaus 
oder"  auf  öffentlichen  Wegen, 
Strassen  und  Plätzen  unterliegen  der 
KonzeV.ionspüicht  unbedingt,  einerlei,  ob 
Sedin  Charakter  von  Musikautführungen, 
s;.hausl.llungeu,theatraJischenVo^tehung^ 

oder  sonstigen  Lustbarkeiten  haben  (ög^J 

s  33  h)  Die  Konzession  ist,  da  m  diesem 
Falle  ein  Lokalinhaber  nicht  existiert .von 
demjenigen  nachzusuchen,  der  die  Lustbai- 
ket  darbieten  will.  Die  Erteilung  ge- 
steht durch  die  Ortspolizeibehörde  und 
zwar  durchaus  nach  freiem  Ermessen  sie 
kann  also  auch  auf  Zeit  oder  Widerruf  er 

^Besondere  Vorschriften  bestehen  für  die 
tmfibaiie  der  betreffenden  Gewerbe  im 
ü mh er z i ehe n.  Wer  Musikaufführungen, 
Segnungen,  theatralische  Vorstellungen 
oder  sonstige  Lustbarkeiten,  ohne  dass  ein 
höheres    Interesse    der    Wissenschaft    oder 


Kunst  dabei  obwaltet,  im  umherziehen  dar- 
bieten   will,    bedarf  eines   Wandert 
Scheines    and    swar   auch   dann    «nata 
Darbietung  im  Marktverb  lgt(Gew.- 

S     V»         Dieser    Wa  werbeschein     I"- 

echtigt    zur  Ausübung   d  -  Gewerbes  m» 

ta   deii  Bezirke  der  höh Verwaltu 

behörde,    welche    ihn    erteüt.     Für   andere 
Bezirke    ist   e.    nur  dann  gütig,    wer,, 
Vusdehnung    auf    dieselben     stat 
Jnt       Die    Ausstellung     und 
kann    auch  für    eine  kürze,-,.  Ljaiier.il- 
Kalenderjahr     oder    för    bestiinrnte     rag 
wähiendJdes   Kalenderjahres  erfolgen     sie 
ist  zu  versa«.-...  «"im  bereits  eine  den  Ver- 
hältnissen des  Bezirkes  entepi  Zahl 
von    Personen   Wandergewerbescheine    de. 
betreffenden  Art  erhalte,  hat  (Gew.-O.  §  5/, 
60 Für  die  Ausübung  der  fraglichen 
werbe   von  Haus   zu  Haus   oder  auf  offent- 
■1  en  Wegen.  Strassen,  Plätzen  und  an  all- 
eren   öffentlichen    Orten    ist    ausser    dem 
Wandergewerbescheine  eine  vorgangige  Ei- 
,  BSX   Ortepolizeibehörde  erforderheh 

^i'Cen'ur  unterliegen  auch  die ^Auf- 
führungen ohne  höheres  wissenschaftiiehes 
undKunstinteresse.  Die  Polizeibehörde  hat 
as  Recht  gewisse  Vorstellungen  aus 
Griincfen    der  öffentlichen    Sich^hei^und 

YoSSndes^nzösi.chenR#htesi 


vorscuinic"  —  ■  — —      -  0_    y.Ki-uar 

recht  erhalten  worden   (R.G.  v.  M.  reDiiuu 

188|  Österreich.  In  Oesterreich  hat  eine 
gese^Se  Regelung  des  Theaterwesens  to 
?et7t  nicht  stattgefunden.  lnsbesonaeit 
1  I  t  dTeGew-O.  v.  20.  Dezember  18o9  die 
äl-nehmungen  öffentlicher  Belustigungen 
I  m  fsetustenungen  aller  Art  zu  denjenigen 
Thätigkeiten,  auf  welche  sgi  Jire  Vor 
Schriften  nicht  erstrecken.  So  ist  bis  jetzt 
£    auf    dem    Verordnungswege    geregelt 

W°Iur"die   Theater  besteht   eine  V    v. 
25.  November  1850.     Danach  dürfen  thea- 
tralische   VorsteUungen    nur    in    Tflea}«* 
Sauden    oder  in  hierzu  bestimmten  kon- 
Komerten  Räumen  stattfinden.     Zur  Ei- 
'  riehtun"  eines  stehenden  Theaters  muss  che 
Ä?Schste  Bewilligung  eingeholt  werden. 
^»runternehmerbedürfeiiauss.-; 
einer  persönlichen  Konzession,   welche   aei 
rändesehef  erteilt.     Die   Konzessionen   be- 
ächnen   genau   die   Kategorie«,    der  Da  - 
Z  Wen     für    welche   sie   erteüt  werden. 
Ä'&enproduktion     ***™j£ 
\  „ffiiViTiinp.  von  der  Staunaueiei  ge 
nSnüiSn      Ke  Bewilligung  ist  nur  für 
^e    rnteniehmer    und   cüe    Bühnen    gütig 
tlcif  ausdrüeklieh   in  gelben  geiimm 
sind:   Bühnenwerke,   welche  mit  eriangwa 
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-'  der  Kühne  der  Eronlandes- 

hauptstadt    zur    Aufführung    gelangl    sind 

auch   an    anderen    Bühnen 

beü    Kronlandes    zur   Aufführung   ge- 

—■<■      Die  erteüte  Auffühnmgs- 

ligung    kann     jederzeit    aus    Gründen 

iffenthchen  Ordnung  zurückgenommen 

werden. 

Die  Vorstellungen  ohne  höheres 

Kunstinteresse      unterliegen     ebenfalls 

r  Konzessionspflicht    Für  die  Singspiel- 

isl  i  in  Ministerialerlass  vom  31    De- 

;''"i';:'r.  J-86?    massgebend,    nach    welchem 
Errichtung  eines  solchen  Etablissements 
doppelte    Konzession,    eine    für    den 
ter  und  eine  andere  für  den  Lokalinhaber 
tat    Das  Lokal   muss    die   nötigen 
I  laranüeen    der  Sicherheit    bieten ;    die  Er- 
teilung   der  Konzessionen    ist   auf   den  Be- 
iart zu  beschränken.    Die  Eonzessionierun- 
herumziehender     Schauspieltruppen      Seif 
tanzer     Taschenspieler.     .Marionetten-     und 
Affentheater,  gymnastischer  Künstler,   wan- 
dernder    Musikbanden     und     Eigentümer 
sonstiger  Schaugegenstände  ist  durch  Aller- 
listen   Erlass    vom    15.    Dezember   1835 
gelt.      Derartige    Konzessionen    werden 
von   der  Pohzeidirektion   oder  der  Landes- 
stelle für  ihren  Bezirk  unter  strenger  Wür- 
digung  des  Gesuchsgegenstandes  oder  der 
.Person  des  Nachsuchenden  erteilt 

1 .  Krankreich.  Die  Entwicklung  der 
Theatergesetzgebung  in  Frankreich  hat  des- 
halb   besonderes  Interesse,    weü    dem  The- 

i  ol!tii.T'  T?  1hr.als  ^^-o  anders  eine 
Pouche  Bedeutung  beigelegt  worden  ist. 
bo  hat  denn  auch  die  Gesetzgebung  je  nach 

;:;;:;,  i:';;::i::;tK-ickeiungiPhas^^S 

wefcheder  Staat  vier  grossen  Pariser  & 
f.™-  der  Oper,  Komischen  Oper,  der  ct 

Theaterkonzessionen  bestanden 
-'""V-"'-^"  des  Anoien  Regime,  \ l- 
"'"  '  '"  *  '"  —  "'«"<  der  Provinze,,  und 
ähnlichen  Autoritäten  erteil!  wurden  Das 
g.  v.  16./34  August  1790  über  die  richter- 
liche Organisation  (Tit.  XI,  Art.  4)  abX 
Jj     '-f1""^    >">d    EJeb'erwachung 

nöw*«    Aufführungen    (spectacL    S 
,-    alr   «**   die  Eonzessionierung  der 
Theater,  den  Municipalbehörden     Da- 
gegen   wurden     durch    das     Dekret   'Xa,,o- 
':    ww&JnnJ   LSOOdie  betreffenden 
gmssewiederin  die  Hände  der     taat- 
liehen   Organe  gelegt.    I„  Paris   sollten 
lh"f '<'  "">'  ml  Genehmigung  des  Staate- 
'  -  aupt---.   m  den  Departements   mit  der 

Utei    werde,,  dürfe,,.    Die 
Janser    Theater     winden     auf    bestimmte 


Kategorieeil    von    Darstellungen  beschränk 
die    Auftulirung    v„n     Iiallets    und   die   V 
anstaltung    von    Maskenbällen    allein     £ 
"per   vorbehalten.     Auch   in   den  Deparfe 
raents  sollten  Maskenbälle  nur  in  den  ]a,„, 
stadtischen  Theatern  stattfinden  dürfen.    ]'» 
/ah     der  Theater   wurde  für  die  grössere,. 
Städte  auf  zw«,    fflr  die  kleineren" auf  ein 
beschrankt.    Diese  Torschriften  blieben  aucl 
;>'   der  rolgezeit  zunächst   massgebend.    Da 
G.  v.  9.  September  1835,  über  die  Bestraf,,,! 
der   durch    die    Presse    begangenen    Hand' 
hingen,  Art.  21,  änderte  daran  nur  insofern 
als  die   Konzessionierung  der  Pariser  The 
ater   dem   Minister   des   Innern   Übertrag« 
wurde.     Eine  völlige  Aenderung  der  Grund- 
sätze   über    die    Errichtung    von    Theatern 
brachte   dagegen  das  Dekret  vom  6.  Janua. 
1864    welches  die  Theaterfreiheit   ein- 
rührte.   Aach  den  Bestimmungen  desselben 
wird  eine  Theaterkonzession  nicht  mehr  -,  - 
fordert;    wer    ein    Theater    errichten    wfl] 
braucht   nur   eine  doppelte  Anzeige,    einer- 
seits  an    den  Minister  der  schönen  Künste 
andererseits  in  Paris  an  den  Polizeipräfekten! 
in   den  Departements  an   den  Präfekten  zu 
erstatten.     Die  ausschliessliche  Berechtigunä 
einzelner  Theater,   bestimmte  Stücke  aufzu- 
führen,   jst    beseitigt.      Dagegen    sind    die 
ineaterunternehnier  den  Anordnungen  unter- 
worfen^ welche  die  Verwaltung  im  Interesse 
der   öffentlichen    Ordnung,    Sicherheit    und 
Gesundheit  erlässt.     Diese  Torschriften  sind 
bis    zum    heutigen    Tage    massgebend    ge- 
blieben. ° 

Ausserdem    besteht   in   Frankreich   eine  ' 
weitgehende  Theatercensur.    Diese  war 
durch    das   G.  v.   16.  24.  August  1790    Tit 
AI,    Art    4,    gleichfalls    den    Municipalbe-  | 
norden    übertragen  worden,   im  Jahre  1791    I 
wurde  sie  beseitigt.     Zur  Zeit  des  Konvents    I 
gnttdie  Regierung  sehr  tief  in   die  Ter-    1 
haltnisse  der  Theater  ein.    Die  Aufführung 
solcher  Stücke,  welche   die  republikanisch! 
Gesinnung   zu    verbreiten    und    zu    stärken    ' 
geeignet  erschienen,  wurde   vorgeschrieben. 
Dagegen    sollte   gegen    alle   Theater  einge- 
schritten  werden,   welche  Stücke  zur  Auf- 
führung brachten,    die  den   öffentlichen  In- 
teressen   und    der   republikanischen    Gesin- 
nung  gefährlich  werden   konnten    (Dekrete 
vom   2.  und    14  August  1793).     Eine  neue 
Ordnung   der   Censur   brachte    das    Dekret 
vom  8.  Juni  1806,   welche    dieselbe  in   die 
Hände  eines  staatlichen  Organs  legte.    Kein 
stuck  sollte  ohne  Genehmigung  des  Ministers 
FL  J"nf™  aufgeführt   werden.     In  dieser 
Gestalt   blieb  die  Censur  auch  während  der 
Restauration   bestehen.     Dagegen  wurde  sie 
™    Jhre    1830   infolge    dir  Julirevolution 
beseitigt.     Doch    erfolgte   durch   das   schon 
;. mahnte     Gesetz    über    die    Presse     vom 
9.  September  1835,  Art.  21,  22,  ihre  Wieder- 
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xsteUung;     die    Genehmigung  _war    für 
,,,,,  v„m  Minister  des  Innern,  für  die  De- 
^tements     vom    Präfekten     zu    erteden. 
,„.   Februarrevolution    wirkte   aber    wieder 
„    entgegengesetzten    Sinne.      Das    Dekret 
u   r,  Mar/.    1848  hob  die  Bestimmungen 
l    ,;    v    9    September  1835   auf,   und  da- 
,it  kam  die  Censur  von  neuem  in  Wegfall. 
äerauch  nur  für  kurze  Zeit.      Sie  wurde 
lllvh  ein  G.  v.  30.  Juli  1850  vorläufig  auf 
in  Jahr   wieder   eingeführt  und  diese  Be- 
tonung  durch   ein  G.   v.  30.  Juli  1851 
T  um    31.    Dezember    1852    verlängert, 
Vi.  Dekret  vom  30.  Dezember  1852  ordnete 
lann    definitiv   an,    dass   alle   dramatischen 
Werke    vor   ihrer  Aufführung  in  Paris   der 
Jenehmigung  des  Ministers  des  Innern,   in 
„.„    Departements    der   des   Präfekten   be- 
lürften    und    dass   diese  Genehmigung   aus 
Mnden  der  öffentlichen  Ordnung  jederzeit 
surückgenommen  werden  könne.     Dieselben 
Vorschriften  enthielt  das  Dekret  vom  6.  Ja- 
nuar 1864,  nur  dass  an  Stelle  des  Ministers 
les  Innern  der  Minister  der  schönen  Künste 
trat     Diese    Grundsätze    sind   bis   jetzt   in 
Kraft    geblieben;     die    Entscheidung    des 
Mmisteis    erfolgt   auf  Grund   des  Berichtes 
einer  besonderen  Kominission. 

Die  Vorstellungen  ohne  höheres 
Kunstinteresse  (spectacles  de  curiosites, 
de  marionettes,  cafes  chantants,  cafes  con- 
oerts)  sind  sowohl  durch  das  Dekret  vom 
-  Juni  1806  als  durch  das  Dekret  vom 
ti'.  Januar  1864  von  den  Bestimmungen  über 
die  Theater  ausgenommen,  so  dass  für  sie 
die  Vorschriften  des  G.  v.  16./24  August 
1790  in  Kraft  geblieben  sind.  Danach  be- 
I  dürfen  dieselben  einer  Genehmigung  der 
Ortspolizeibehörde,  welche  nach  freiem  Er- 
messen erteilt  oder  versagt  werden  kann 

S    England.    In  England,    wo  ebenfalls 
von     alters    her    Theaterkonzessionen     und 
Theatercensur  bestanden,   sind  die  Verhalt- 
nisse der  Theater  durch  das  G.  6  &  7  \  ict. 
,  68  (an  act  for  regulating  theatres)  genauer 
eer ,4t   worden.      Hier  zeigt   sich  die  An- 
lehnung der  Theater  an  den  Hof  namentlich 
I  in   der  Stellung,    welche    ein   Beamter   des 
I  königlichen   Hofhaltes,  der  Lord   Chamber- 
lain of  the  household,  auf  dem  Gebiete  des 
!  Theaterwesens  einnimmt.  . 

Theaterkonzessionen,  d.  h.  Jvon- ( 
«essionen  für  die  öfEentüche  Auffuhrung 
von  Bühnenstücken  (the  public  Performance 
of  stage  plavs)  können  entweder  cturcn 
königliches  Patent  oder  durch  den  Lord 
Chamberlain  oder  durch  die  Friedensrichter 
!  erteilt  werden.  Dem  Lord  Chamberlain 
ist  die  Konzessionierung  der  Theater  m 
London  vorbehalten,  er  kann  ferner  ine- 
ater  in  solchen  Orten  genehmigen,  .in  wei- 
chen die  Königin  gelegentlich  residiert  m 
letzteren  sind  ausserdem  auch  von  Friedens- 


richtern    konzessionierte    Theater   zulässig, 
diese  Konzessionen  haben  aber  kemeGiltig- 
keil    für  die   Zeit,    in  welcher   die  Königin 
sich    dort    aufhält.      Alle    anderen    Ihi 
bedürfen    einer    friedensrichterlichen     Kon- 
zession, deren  Erteilung  zu  den  Geschäften 
der  special  sessions  gehört.  Die  Konzessionen 
müssen   von   vier  Friedensrichtern  gewahrt 
und  unterschrieben  sein.     Der  Lord  Cham- 
berlain kann  die  auf  Patent  beruhenden  und 
'die    von    ihm  konzessionierten  Theater   aus 
Gründen  der  öffentlichenSicherheil  schliessen. 
Die  Friedensrichter  sind  befugt,  für  die  von 
ihnen   genehmigten   Theater    Regeln    autz.u- 
stellen,   welche   in  Oxford  und  Cambridge 
sowie  iu  deren  Umgebung  der  Genehmigung 
des  Kanzlers  oder  Vicekanzlers  der  Lmver- 
sität    bedürfen.      Bei    Uebertretung    dieser 
Regeln    und  in  Fällen   des  Aufruhres  sh  W 
den  Friedensrichtern  das  Recht  zu,  die  The- 
ater zu  schliessen. 

Die  Theatercensur  wird  vom  bort 
Chamberlain  ausgeübt.  Diesem  sind  alle 
neuen  Stücke  und  alle  Aenderungen  an 
älteren  Stücken,  welche  in  irgend  einem 
Theater  Grossbritanniens  zur  Darstellung 
|  gelangen  sollen,  sieben  Tage  vor  der  Aul- 
'führung  mitzuteilen.  Er  hat  nicht  nur  das 
Recht,  während  dieser  Zeit  die  Auffuhrung 
zu  untersagen,  sondern  kann  überhaupt 
jedes  Stück  und  jeden  Teil  eines  Stuckes 
aus  Gründen  des  Anstandes,  der  öffent- 
lichen Sicherheit  und  der  guten  Sitten  ver- 
bieten. .         ,  .,  ,  „ 

Für  die  Vorstellungen  ohne  höhe- 
res Kunstinteresse  kommen  die  Be- 
stimmungen des  Gesetzes  25  Geo  II  c.  3b 
in  Betracht,  nach  welchem  Lokale  tut 
öffentliche  Tänze,  Musik-  und  sonstige  Auf- 
führungen einer  jährlich  zu  erneuernden 
Konzession  bedürfen. 

G.  Meyer  (mit  Zusätzen   von   Opel:. 


III.  Das  private  Theaterreclit. 

1    Bühnenengagement.     2.  Theaterbesuch. 
3.  Aufführungsrecht,  i.  Theäteragenturvertrage. 

1    Bühnenengagement.     Das  Bühnen- 
eneagement,'  d.   h.    der   Vertrag    zwischen 
Schauspielunternehmer  und  Bühnenkünstler, 
bei  dem    letzterer  sich  zur  Leistung  schau- 
1  spielerischer  Thätigkeit,  ersterer  zur  Leistung 
'eines  Entgelts  verpflichtet,    bildet  entweder 
einen   Gastspiel-   oder    einen  Bühnendienst- 
vertrag.    Gastspielvextrag  hegt  davor, 
^vo    die    Thätigkeit    des   Schauspielers    sich 
auf  eine  einzige    Leistung   bezw.  auf  meh- 
rere   der   Zahl  nach  fest  bestimmte  Leis- 
tungen bezieht;  Bühnendienst  vertrag 
dagegen,   wo  die  Verpflichtung    des  Schau- 
i  spfelers  eine  unbestimmte,  vom  1  nternehmer 
1  zu   fixierende,    Anzahl  Leistungen   umfaßt. 
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Der  juristische  Charakter  des 
Engagemei  ts,  das  mit  Rücksicht  auf  dir 
künstlerische  Leistung'  des  Schauspielers 
nicht  Bi  griff   des  durch  die  Gewerbe- 

ordnung geregelten   Arbeitsvertrages  unter- 
Kien   kann,    ist  streitig;    es  ist  als 
Dienstrertrag,  Werkverdingung  und  als  eon- 
äui   generis  auch  als  Innominatver- 
trag    im    Sinne    des    modernen    Rechts    be- 
!   worden,   ohne   dass   es   bisher   der 
'•der    anderen    Annahme    den    Rang 
einer    communis    opinio    einzunehmen    ge- 
en  wäre.    Die  Verschiedenheit  der  Auf- 
fassungen   i-t    wesentlich     durch    die    ab- 
weichende Stellung-  veranlasst,  die  von  den 
einzelnen  Theorieen    in  der  Frage  der  dem 
Schauspieler     aus    dem    Engagement    zu- 
aden  Ansprüche   vertreten   wird.    All- 
gemein   wird    dem    Schauspieler   ein    An- 
spruch   auf    Entgelt     zugestanden; 
aber    nur    die  Dienstvertragstheorie 
beschränkt  ihnhierauf.     Die  Theorie  der 
Werk  verdingung  räumt  dem  Schau- 
spieler auch  noch  die  weitere  Befugnis 
ein,     die    ihm    übertragene    Thätig- 
t   nach    eigener    Intention,    nicht 


unter  Anpassung  an  die  Auffassung  des 
I  nt  ernehmers,  vorzunehmen,  damit 
aber  nicht  unselbständige  Arbeiten  zu  leisten 
"•lern  ein  selbständiges  Arbeits- 
produkt, ein  opus,  zu  erzeugen.  Die 
I  nnominats  Vertrags  theorie  billigt 
-udlich  dem  Schauspieler  einen  Anspruch 
auf  Beschäftigung,  ehr  Recht  auf 
Arbeit  zu,  das  ihn  befugt,  vom  Unter- 
nehmer Zuweisung  der  vertraglich  zu  leisten- 
den schauspielerischen  Thätigkeit  zu  ver- 
langen. 

Nur  die   letzte  Theorie  ist  als  mit  dem 
schauspielerischen   Beruf   vereinbar   zu   be- 
zeichnen   denn   die   Thätigkeit   des  Schau- 
spielers, die  sich  die  Verwirklichung  künst- 
lerischer Ziele,  die  Umsetzung  eines  Dicht- 
™"s  der  Sphäre  des  Denkens  in  die 
harbge    Erscheinungswelt,    zur    Aufgabe 
!     aar'    nicht    mit    einer   nur   dem  Er- 
werbszweck   dienende,  Thätigkeit   auf  eine 
e   gestelll   werden,    sundern   sie  gleicht 
der  rhatigkeit    des  Schriftstellers    des  Be- 
amten,   die.    zum    Gegenstand    vertraglicher 
Ausübung  geworden,  nicht  in  dem  Anspruch 
auf  pekuniäres  Entgelt  ihre  Genüge  findet 
sondern  auch  zu  dem  Verlangen  befugt,  wirk- 
lich Gelegenheit  zur  Bethätigung.  zur  Offen- 
barungihres  Könnens  zu  gewinn,,,.    So  wie 
der  Beamte  neben  ,],-,■  <  iehaltsforderung  den 
Anspruch    erheben    kann,    in    einer   seinem 
\mt   entsprechenden   Weise   beschäftigt   zu 
-•Hon,    um   seine    Taugliehkeil    für    seine 
Stellung  zu  erweisen,  so  wie  dem  Schrift- 
•  ausser  dem  Anspruch  auf  das  zuge- 
Uonorar  auch  das  Recht  zusteht    vom 
Verleger  Druck    und  Vertrieb   des   Schrift- 


werkes  zu  verlangen,    um    der  Mitwelt  , 
Autor    bekannt   zu  werden,    ebenso  ist  1 
Schauspieler    die    Befugnis    zuzuerkenl 
wahrend    der    Vertragsdauer    angemedl 
Gelegenheit  zum  öffentlichen  Auftreten  vc 
I  uternehmer  geboten  zu  erhalten.     Gel 
für    den    Schauspieler    ist   die   ZubihVui 
eines    solchen  Rechtes  um  so  mehr  als« 
umgänglich  notwendig  zu  erachten,   da  1 
die  üblichen  Vertragsbedingungen  bei  höh 
Vertragsstrafe    das  Auftreten  auf  einer  al 
deren    Bühne    als    der    seines    Prinzipal, 
während  der  Kontraktszeit  untersagen,  den 
nach  ein  Schauspieler,  dem  nicht  als  Koro  I 
lat  gegen   diese  Bestimmung   ein  Anspruc 
auf  Beschäftigung  gegen   den  Unternehmi 
zustande,  sich   der  Gefahr  ausgesetzt  sah 
durch      »Kaltstellung«     nicht     nur     i 
seinem     Können     beeinträchtigt,      sonder 
auch  dem  Publikum  gänzlich  entfremdet  z 
werden,  dadurch  aber  unter  Umständen  & 
gar  für  die  Zukunft   die  Möglichkeit   eine 
günstigeren   Gestaltung  seiner  Erwerbsvei 
hältmsse  einzubüssen.    In  Verkennung  de 
das  Engagement  charakterisierenden  Eigen 
heiten   hat    freilich  die   deutsche  Gerichts 
Praxis,    die    bei    Beirrteilung    theaterrecht 
lieber   Fragen    überhaupt   nicht   selten   da 
feine  Verständnis,  das  hier  gerade  die  Iran 
zösische   Rechtsprechung   auszeichnet,    ver- 
missen   lässt.    dem    Anspruch    des    Schau- 
spielers  auf  Beschäftigung  meist  ihre  An- 
erkennung versagt;    auch  hier  bedeutet  dei 
Burekhardsehe    Theatergesetzentwurf     eine 
entschiedene      Wendung       zum      Besseren 
indem  er  dem  während  eines  gewissen  län- 
geren Zeitraumes   gar   nicht  oder  nicht  an-i 
gemessen   beschäftigten  Bühnenmitglied  die; 
Befugnis    zum    Vertragsrücktritt     einräumt 
und  damit  indirekt  den  Theaterunternehmer 
zur  Unterlassung  lediglich  als  Chikano  vor- 
genommener »Kaltstellungen-,   zwingt. 

Für   die  praktische  Gestaltung  des   En- 1 
gagementsreehts  ist  übrigens  die  Frage  nach 
seiner  rechtlichen  Konstruktion  ziemlich  un-  I 
erheblich;  denn  fast  sämtliche  Engagements 
werden  unter  Benutzung  üblicher  Vertrags- 
schemen abgeschlossen,    die  den  Inhalt  des 
Engagements    in    so   eingehender  Weise  re- 
geln,   dass   daueben   die  ergänzende  Heran- 
ziehung gesetzlicher  oder  sich  aus  der  Ver- 
txagsnatur    ergebender    Bestimmungen    zur 
Ausfüllung   etwaiger  Lücken    kaum  jemals  i 
erforderlich   wird.     Man    könnte  allerdings 
rersucht  sein,   die  Notwendigkeit  der  juris- 
tischen  Konstruktion   dann   für   unumgäng- 
lich zu  halten,  wenn  es  sich  etwa  um  Ver- 
tragsbestimmungen   handelt,    die  mit  zwin- 
genden Normen    der  das  Engagement  um- 
fassende,,     Vertragsform      in"  Widerspruch 
Standen.     Allein  ein  solcher  Fall  ist  für  das 
i    des  B.G.B.  --  wenn   wir  etwa  von 
dem  seiner  Tragweite  nach  noch  nicht  ganz 
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?  138    abstrahieren  -  kaum 
ial.      Denn    die    einzigen    beiden    • 
typen,  unter  die  das  Bühnenenf 

reiht  werden  könnte,    wenn  man 
cht'  zutreffender   als   einen    contractus 
Deris  (Innominatkontrakt  im  Sinne  des 
men  Rechte)  anffassl      e,    Dienst- und 
Werkvertrag,  bieten  nur  wenig  Bestmimun- 
,,,„  zwingender  Natur    (etwa  g§  618,   b-4), 
Sie  für  das  Engagementsverhältnis  in  trage 
gi  können,  so  dass  für  die  Auslegung 
der   Vertragsbestimmungen   last  ausnahms- 
or   da  beim    Absctüuss   des Engage- 
-  erkennbare  übereinstimmende  Partei- 
wiUe    bezw.    die    im    Bünnenverkehr    nerr- 
schende  Usance  zur  Anwendung  gelangt 

Die    Gestaltung,    die    das    Engagement 
unter  dem  danach  fast  unbeschränkt  gelten- 
den Grundsatz  der  Vertragsfreiheit  im 
allgemeinen  angenommen  hat  muss  als  einei 
aden.    Recht  und  Flucht    der  Kontra- 
henten   gleichmäßig    vertedenden    Rechts- 
ordnung aufs  offenbarste  widersprechend  be- 
zeichnet   weiden.      Die    gleichen  I  rsachen, 
unter   der  Herrschaft   des   Manchester- 
fams    die    schrankenlose    Ausbeutung -des 
«»werblichen    Arbeiters    durch   den    Fabri- 
kanten   begünstigten,    haben    auch    im   Ln- 
teeementsverhältnis  die  ideell  gleiche  Stei- 
Mz  von  Unternehmer  und  Schauspieler  so 
vollständig   verrückt,    dass    der  Vertragsm- 
fialt  thatsächlich  im  wesentlichen  nur  durch 
den  Unternehmer  und  nur  in  dessen  lnter- 
ss      normiert    wild,    während    der   Schau- 
fler, um  nur  irgend  eine  Gelegenheit  zur 
Ausübung   seines   Berufes    zu   finden,    sich 
zur    bedingungslosen    Annahme    eines   ihm 
unter  solchen  Umständen  gebotenen  Engage- 
ments gezwungen  sieht. 

Die  regelmässige  Debereinstimmvmg  in 
den  Verhältnissen  der  einzelnen  Theaterunter- 
uehnmngen  hat  nämlich  zur  Ausbildung 
einer  grösseren  Reihe  von  typi- 
schen, die  Stellung  des  Schauspie- 
lers aufs  schwerste  beeinträch- 
tigenden Vertragbe  st  immun  gen  ge- 
rührt, die  sich  im  wesentlichen  nach  folgen- 
den Gesichtspunkten  ordnen  lassen: 

1.  Benachteiligungendes  Schau- 
spielers    in     den     Kündigungsbe- 
st  immun  gen.      Der   Abschluss    des   En- 
gagements erfolgt  zwar  regelmässig  für  einen  , 
feS  normierten  Zeitraum  (ganzjährig,  Saison,  | 
monatlich),  doch  räumt  der  Vertrag  fast  aus- 
nahmslos  dem  Unternehmer  die  Befugnis  | 
ein,  jederzeit  v  o  m  V  e  r  t  r  a  g  e  z  u  r  u  c  k  - 
zutreten,  sobald  sich  gewisse  kontrakt- 
lich   vorgesehene    Eventualitäten    verroK- 
hchen,  deren  «buche  Aufzählung  »Brand  des 
Theaters,    Krieg,    ansteckende    Krankheiten, 
Landestrauer.    Teilnahmlosigkeit   des  Fubli- 
kums,  Direktionswechsel,  politische  Umwäl- 
zung, bauliche  Veränderungen  oder  sons- 


tige   Ereignisse    (!)      omfasst. 
Sehausi  hl    dagegen    keinerlei   ent- 

ktrittsrechl  zu.  so  dass  der 
r   zwar   stets   in  der   Lage   ist, 

sich  von  den  V In   eines  ihm  unbecp 

gewordenen  Engascniente  zu  befreien,  wah- 
rend  der  Schauspieler  für  die   ganze    ver- 
lauer an    den  K  atrakl    gebunden   ist. 
Die    Ausübui  ses    einseitigen    Kündi- 

gungsrechte   verfolg!    übrigens  w< 
Zweck,    eine    definitive    Entlassung     ■ 
Bühnenmitgliedes    hervorzurufen,    als    viel- 
mehr  den  Schaupieler,    der,    mitfo 
Saison  stellenlos  geworden,  nur  selten  ein 
baldiges  neues  Engagement  findet,  zumAb- 
schluss    eines    neuen    ungünstigeren    Ver- 
trags   mit    seinem    alten    Unternehmer    zu 

I Z™me" fernere  Ungleichheit  besteht  regel- 
mässig  in  der  Ausbedingung  häufige- 
rer Kündigungstermine  und  kürze- 
rer Kündigungsfristen  zu  Guns 
des  Unternehmers,  der  namenthch 
durch  die  einseitig  ihm  das  Recht,  den 
trag  für  verlängert  zu  erklären,  einräumende 
Prolongationsklausel  ein  Mittel  er- 
hält den  Schauspieler  in  der  drückendsten 
.,,,"■„ .i„:*   ,-,-,,;   =;^>,  ■zu  erbaten.      Denn 


natu    uen   oüufluo^w^   ~- ~  T, 

Abhängigkeit  von  sich  zu  erhalten.  Denn 
der  Schauspieler  kann,  bevor  der  Intel- 
nehmer  nicht  auf  Geltendmachung  des  Fro- 
longationsrechts  verzichtet  hat,  kein  neu,-. 
Engagement  schliessen,  während  der  l  nter- 
nehmer  stets  in  der  Lage  ^belieb ig  nu 
en  Schauspielern  in  Verhandlung  zu 
rreten!  da  ihm  die  eventuelle  Benutzung 
der  Prolongationsklausel  seinen  bisherigen 
Mitc-li,  |erl,estand  im  Endfall  sichert. 

o.   Benachteiligungen  des  Scnau- 

spielers  in   der  persönlichen  Frei- 
heit    Während  für  alle  anderen  Vertrags- 
verhältnisse, die  unter  den  Kontrahenten  ein 
unmittelbar    persönliches    Zusammenwirken 
I  begründen    oder  die  Möglichkeit  einer  Ver- 
tretung der  Vornahme  der  zugesagten  Leis- 
tangen    ausschliessen,    jedem    Verfragsteil 
aus  wichtigen  Gruden  ein  Rück- 
tritt «recht    zusteht,   billigt  das   Engage- 
ment   re°-elmässia     nur    dem    Unternehmer 
eine  solche  Befugnis  zu.  spricht  sie  dagegen 
dem    Schauspieler   principieU,   häufig   auch 
noch  in  Einzelanwendungen,  vollkommen  ab. 
Der   hiernach  für  den  Schauspieler  begrün- 
dete   Zwang,    in    einem   Verüagsverlud  n,. 
I   dann  zu  verharren,  wenn  che  \  oraus- 
setzungen,  unter  denen  es  eingegangen  war 
sich  als   unzutreffend   erweisen  oder  in  ihi 
Gegenteü  verwandeln,  ist  aber  mit  dem  1  - 
Seo    Charakter    der     Bchauspieter^chen 
Thätigkeit,    der    in    entsprechenden    Balten 
'auf   anderen   künsHerisch-htteranschen  Ge- 
bieten  den   sofortigen  "\  ertragsrucktritt   ge- 
stattet, unvereinbar. 

Einen   weiteren  Eingriff  in   die  person- 
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liehe  Freiheit  biete*  auch  die  übliche  Ver- 
üdausel,  dass  der  Schauspieler  im 
Krankheitsfall  nur  auf  Grund  eines  theater- 
ärztlichen Zeugnisses  ziu  Erhebung  der 
igt  sein  solle,  wodurch  der  Schau- 
snieJer     in     wwisooin     rrmfonna     .^,v.u    j 


gewissem     Umfange    sich    der 


sln  •"■-->-"'      i  niiaugc     »icn    uer 
eines    bestimmten    Arztes 

aen     zu    müssen    gezwungen    ist.    

Endlich  widerspricht  e>  mich  der  in  analogen 
Verhältnissen  geltenden  Ordnung,  dass  die 
•heiratung  einer  Schauspielerin  nach 
üblichen    Wortlaut   des   Engagements 
nicht     zum      Vortragsrücktritt     berechtigt 
während  dem  Unternehmer  das  Recht   zu- 
steht, auf    Grund   des  gleichen  Umstandes 
den   \  ertrag  einseitig  zu  kündigen. 

3.  Benachteiligungen  des  Schau- 
spielers in  der   Richtung  des   Ent- 
gelts-   Eine  grössere  Anzahl  der  üblichen 
Vertragsbestimmungen    entzieht    oder    ver- 
sagt dem  Schauspieler,  ohne  dass  dafür  ein 
ausreichender  Rechtsgrund  vorhanden  wäre 
das   vereinbarte  Entgelt,  so  dass  das  En- 
gagement auf  seiten   des    Bühnenmitgliedes 
nicht    selten    den     Charakter    einer    ohne 
bchenkungsabsicht    erfolgenden     unentgelt- 
lichen Zuwendung  von  Leistungen  annimmt 
Dahin  gehört  die  Verpflichtung  zur  unent- 
geltlichen Wahrnehmung  der  Vorproben 
«I.  n   derjenigen  Proben,  deren  Termin  noch 
vor  den  Zeitpunkt,    mit   welchem   die  kon- 
traktlichen    Verpflichtungen     des     Unter- 
nehmers  in   Kraft   treten,   fällt   und    deren 
Ab  baltung  der  Vorbereitung  der  die  Saison 
eröffnenden  A  orstellungen  dient.     Dahin  xe- 
hört   auch    die    Verpflichtung    der    Schau- 
spielerinnen, sich  auf  eigene  Kosten  die  für 
die  zugeteilten   Rollen   erforderliche  Klei- 
'1  u  n  g  (ohne  Unterscheidung  des  modernen 
oder   des    historischen    Kostüms)    zu    be- 
*  halfen,  «ne  Bestimmung,  die  thatsächlich 
mmcht   selten    völligen    Entzüge    des 
Entgelts   gleich    kommt    und    deshalb    zu 
schon      oft      beklagten      Missständen     auf 
momhschem    <  ,,1,1,,    geführt    hat.      Innere 
;«  <-"„g    kann    dieser    Belastung    der 
glichen    Bühnenmitglieder    nicht    zuge- 

:  •; 1!.':".w'^  -":    liefert   der   Unternehmer 

;"'-  übrige  Material  für  die  Ermöglichung 
des  Gewerbebetriebes  auf  seine  Körten,  so 
musste  er  auch  zur  Lieferung  der  dem 
;-;  Zweck  dienenden  Frauenkleidun? 
Runden  sein  oder,  wenn  einem  solchen 
»erlangen  unüberwindliche  Schwierigkeiten 
-".'7  >"  entgegenstehen  sollten,  den 
bchauspielennnen     der     notwendigen    Gar- 

■  -1',"' ^sprechende  Gehate- 

e     leisten.  ungerechtfertigte 

*»    Entgeltsentzuges    stützen    sieh 
ei    auf    die     regelmässig,.     Vc-tra^b.. 
»     -dassdie^erpfliehtungdÄter- 

Eptrichl le/pekuKn 

Leistung    ,,„,    Unterbrechung    erleide, 


sobald  eine    zeitweilige    Einstelluu 
des    rheaterbetriebes    erfolgt.     Dab, 
wirt    fast  niemals   eine   Unterscheidung  » 
macht,  ob  die  Einstellung  auf   willkürlich 
Anordnung    des    Theaterunteruehmers    ein 
trat  oder  durch   zwingende,  ihm   nicht   zu 
Last    fallende   Umstände   veranlasst   wurdi 
Was  diesem  Gehaltsentzug  aber  vor  allen 
den    Charakter    des    Unberechtigten    "iebt 
hegt  hauptsächlich  darin,  dass  auch  wahrem 
der    Unterbrechung    der    Gehaltszahlung^ 
der  Schauspieler  zur  Fortsetzung  der  ihm 
vertraglich  obliegenden  Verpflichtungen  ver- 
bunden   ist,    namentlich    das   Auftreten   aul 
jeder    anderen    Bühne    unterlassen    musa 
seinerseits  also   nichts   thun   darf,  um  sich' 
für  den   Ausfall   an   Gehalt  zu   decken.  - 
Ainem  Gehaltsentzuge  kommt  endlich  häufig 
die   ^  erhängung    der    Vertragsstrafen 
gleich,  mit  denen  die  Theaterhausordnungen 
zahllose   Uebertretungen  ihrer  Normen   be- 
drohen.    Soweit   es   sich  hierbei  um  Mass- 
nahmen handelt,   die  der  Aufrechterhaltuno- 
der  in  einem  so  viel  Personen  beschäftigen- 
den Gewerbebetriebe  durchaus  notwendigen 
üisciphn    dienen,    kann    die    Berechtigung 
nicht  in  Frage  gestellt  werden;   eine  offen- 
bare Benachteiligung  des  Schauspielers  liegt 
aber  darin,  dass  nur  seine  Vertragsvergehen 
unter    Strafe    gestellt    sind,    dass    dagegen 
ihm    selbst    gegen    vertragswidrige    Hand- 
lungen  des   Unternehmers    nicht  gleichfalls 
ein  Ersatz  in  der  Aufstellung  von  Vertrags- 
strafen eingeräumt   zu  werden  pflegt    und 
dass    ferner   oft  der  Betrag   der   für  ganz 
geringfügige  Vertragsverletzungen  normierten 
treldstralen   eine   unverhältnismässige  Höhe 
erreicht,    so    dass    der    Schauspieler    nicht 
selten    seine    ganze    Gehaltsforderung    mit 
den  ihm  zur  Last  fallenden  Vertragsstrafen 
aufgerechnet  sieht.     Allerdings   könnte   der 
Schauspieler  nach   §    343   des   B.GB.    eine 
Herabsetzung  der   Vertragsstrafe   herbeizu- 
führen  versuchen;   allein  um  diesen  Erfolg 
zu  erzielen,  wäre  meist   Anstrengung  eines 
Prozesses  erforderlich,  dessen  Durchführung 
dem  Schauspieler,  bei  dem  häufigen  Wechsel 
seines  Wohnorts,  in  zahlreichen  Fällen  that- 
sächlich unmöglich  wäre. 

4.  Benachteiligungen  des  Schau- 
spielers in  seiner  künstlerischen 
Stellung.  Im  Gegensatz  zu  dem  früheren 
Brauch,  den  Schauspieler  nur  für  ein  be- 
stimmtes Rollenfach  zu  engagieren,  ist  in 
den  modernen  Bühnen  vertragen  die  Fort- 
lassung der  Fachbezeichnung  last 
allgemein  Regel  geworden.  Der  Theater- 
unternehmer ist  daher  jetzt  in  der  Lage 
einem  Schauspieler,  ohne  Rücksicht  auf 
dessen  Neigungen  und  Fähigkeiten,  Rollen 
jeder  Art  zu  übertragen,  was  nicht  nur  auf 
die  kuiiMlensclie  Ausbildung  des  Betreffen- 
den   höchst    nachteilig    zu    wirken    pflegt 


irrechl 
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„„!,.,.„  dem   Unternehmer   auch   die    Mog- 
i,   giebt,  das  künstlerische    Renommee 
im    Bühnenmitgliedes   durch   dessen  imge- 
:,„,,,,,,.      Beschäftigung      zu      untergraben. 
jfchl    selten    leiten    die    Unternehmer    aus 
ler  F0rtJassung  dei     Fachbezeichnung  auch 
las    Recht    her,    den    Schauspieler    in    der 
iomparserie  and  Statisterie  zu    verwenden. 
I    |,    ,,i    Beschäftigungen,   die    kernen  oder 
l^ch    mir    sehr    untergeordneten    künstle- 
Charakter  tragen, 
ine  Beseitigung  der  skizzierten 
Wissstände  suchte  der  Schauspielerstand 
mnächst  im  Wege  der  Selbsthilfe   her- 
beizuführeu.      Die    1871    begründete      Ge- 
„ossensrhaft     deutscher     Buhnen- 
ange höriger    .    der    von   den  ca.  lbüUU 
Bühnenkünstlern     deutscher     Zunge     nach 
dem  letzten  Jahresbericht  ca.  3500  Personen 
als   zahlende    Mitglieder   augehören,    stellte 
sich  das  Ziel,  die  geistigen  und  materiellen 


c    Vertragsbestimmungen    ausschliessl 

und    für    d  hing    ,i,i'   •")-    l1''1" 

i     erwachsenden     Streitigkeiten 
ein  obligatorisches   S  rieht  vorsieht. 

Die   Praxi     desselben  hai  mit  Rück- 

sicht   aui   *    »en  mehr  die    I  i  der 

pielunternehm 

;ende  Zusammensetzimg  in  den  schau- 
rischen  Kreisen  ke  n<  Beliel 
wonnen.  (Auf  Grund  neuerlicher  Verhand- 
lungen zwischen  ■Bühnenverein  und  Ge- 
nossenschaft dürfte  der  obligatorische 
Charakter  des  Schiedsgerichts  dem 
fortfallen.) 

Alle    diese     von    privater    Seite    ui 
nommenen  Versuche,   den    Inhalt    des    En- 
gagements  in   einer  auch  die  berechtigten 
Ansprüche  der   Schauspieler  befriedige 
Art  umzugestalten,    müssen  jedoch  ins 
als  aussichtslos  bezeichnet  werden,    als  der 
durch  sie  gewonnene  Vorteil  immer  nur  einer 


Sörigen m  im .  m u£S  dien,  recht-  |  zulassen  g  z, ungen  ist.  ^mewkhche Ab- 


liefen und  sozialen  Verkehr.:.  Auf  dem 
Gebiete  der  Kontraktreform  sind  diese  neuer- 
dings durch  Aufstellung  eines  jene  Mass- 
,.  ausschliessenden  einheitlichen 
Genossen  Schafts  Vertragsformulars 
hethätis-ten  Bemühungen  jedoch  zur  Zeit  im 


ZUiaSSt'U     ^r/.iuiu&vii^..         ~.~- _ 

hilfe  liess  sich  vielmelir  nur  dann  erreichen, 
wenn  die  staatliche  Gesetzgebung 
die  Vereinbarung  der  den  Schau- 
spieler verletzenden  Bestimmun- 
gen unter  zwingende  Verbots- 
normen stellte,    wie  dies  die  Gewerbe- 


mögen  mit  iährüchenDurchschnittsleistungen 

von  HiiimiöO  Mark.,  und  da-  andererseits  die 
absolut  nicht  unerhebliche  Mitgüederzahl 
•doch  nicht  gross  genug  war.  um  als  \  er- 
üretung  des  ganzen  Schauspielerstandes  die 
Unternehmer  zur  Einräumung'  billigerer 
Vertragsbedingungen  zwingen  zu  können. 

In  engeren  Grenzen  hat  die  Thätigkeit 
•des  »Deutschen  Bühnenvereins  <• 
eine  günstigere  Gestaltung  des  Engagements 
—  freilich  nur  für  eine  Minderzahl  der 
Bühnenkünstler    •       angestrebt.      Für     die 


neu    auio    m».uu. 0 w 

der  Arl  n  ätsvi  irhältmsse  erzeugen  muss.  rmt- 
schliesst  sich  die  Gesetzgebung  zu  diesem 
Schritt  wie  es  zum  ersten  Mal  der  Burck- 
hardsche  Theatergesetzentwurf  vorsehlägt, 
so  wäre  damit  wohl  am  geeignetsten  die 
Ausdehnung  auch  der  bereits  be- 
stehenden Sozialgesetzgebung  (Un- 
fall- Kranken-.  Invaliditäts-  und  Altersver- 
sicherung) auf  die  Schauspieler  zu 
verbinden,  die  in  ihrer  grossen  Masse  wirt- 
schaftlich nach  den  gleichen  Gesichts- 
punkten   wie   die   der   Zwangsversicherung 


eia  einheitliche.  Koatraktio,m«la,  s,,,       •     gf^X^easohaft  eich. 

(das   Bühaeavereiasvertragsformu-   l  ""•■••-  ,,cl 

lar)  zar Verwecdueg,  das  inalletdinga»»™-  obstet  _  B(,_ 

Handwörterbuch  der  Staatswissenscbatten.    Zweite  Auflage.    VII. 
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Theaterrechl 


sowi  um    einen    vertragsweisen 

Theaterbesuch    hancl   i      -   der   seitens  des 
ehmersun 
irde    sich   als   Hausfriedensbruch 
feieren    — ,    lediglich    der    Parteinor- 
rlassen;    eine    zwingende   Ge- 
timmung    wäre    jedoch,    um    den 
trahierungszwang     zu     I, asten 
I  lieaterunternehmungen    ausser 
■  «   ifel     zu    stellen,    durchaus    am 
Platzi        Di  im    das    Volksbewusstsein    ver- 
<Vi<>    Anerkenniinn-    des    Keehtssatzes, 
ein     Tlieatei'Uiiternelimer    mit     jedem. 
der   die    generellen    Zulassungsbedingungen 
erfüllt,Theaterbesuehsvi  ]ti'äpe'abzus,-lili,\ssen 
!  d  sei,    da  der  Theaterbetrieb,   wie 
der  von    Eisenbahnen,   Dampfschiffen    etc., 
ein    Massenbedürfnis    befriedigt  und  darum 
für  Quasipublizistische  Unternehmungen 
tehenden    Normen,    mithin    auch    dem 
Kontrahierungszwang ,      unterworfen      sein 
muss.      Zu    dem    gleichen    Resultat    führt 
auch  die  Erkenntnis  der  nationalen    Bedeu- 
tung  des    Theaters,    dessen    Besuch   seiner 
rolkserzieherischen    Aufgabe    wegen     nicht 
von  der  Entschliessung   eines  privaten  Be- 
sitzer, abhängig  gemacht  werden  darf. 

3.  Aufführungsrecht  Bezüglich  der 
reichsgesetzlichen  Grundlage  ist  auf  den 
Art  1  rheb  er  recht  zu  verweisen. 

Das  wichtigste  darauf  gestützte  Rechts- 
geschäft, der  Aufführungsvertrag 
wird  lediglieh  von  der  Parteiwillkür  und 
der  Bühnenusance  beherrscht,  Faktoren, 
deren  letzterer  unverkennbar  die  Tendenz 
''"" ■''  Herabdrückung  der  Ansprüche  der 
Tutoren  in  Bezug  auf  Beteiligung  an  der 
Inscenesetzung  der  dramatischen  Werke 
zeigt.  Ob  die  seit  einiger  Zeit  wahrnehm- 
baren Versuche,  den  Verfassern  eine  an- 
gemessenere Position  zu  verschaffen,  die 
-"■  "'" ■'■  die  Rolle  der  blossen  Entgeltsem- 
pfänger  binausversetzen  und  ihnen  eine  Ein- 
wirkung auch    auf  die   Verkörperung  ihrer 


Arbeiten    selbst    gestatten     würde, 


Erfolg 


haben  werden,  bleibt  abzuwarten;  keines- 
falls bandelt  es  sich  hier  um  Fragen  die 
eine  Anrufung  der  Gesetzgebung  notwendig 
machen,  da  die  Autoren  bei  dem  fühlbaren 
M'"'-  c-hcr  Produktion  Macht- 

mittel genug  besitzen,  tun  ihre  Ziele  durch 
-'  Hand  zu  erreichen. 
Empfehlenswert      wäre     dagegen     eine 
Aenderung   der    Reichsgesetzgebung    durch 
binfuhrung    des    Abgabensj  Btems 
das   einem    jeden   gegen    Entrichtung  eines 
angemessenen    I   i    ,        an   den   Autor   die 
Aufführung    durch    den    Druck   publizierter 
werke  _   vorzunehmen      gestatten      würde 
letzige  Regelung,   die  dem   Autor 
dff    Verfügung   über  das  Stattfinden 
1     Aufführungen  vorbehält,    verkennt  den 
'  '    der  Aufführung    als   einer    selb- 


ständigen Kunstbethätiguiig,  der  das  Autor 
Produkt  nur  als  unerlässliches  und  darun 
zu  honorierendes,  nicht  aber  dem  Verfasse'] 
auch  über  diese  Kunstbethätigung  ein  ab 
solutes  Recht  einräumendes  Substral 
Grunde  liegt;  und  sie  ermöglichl  den 
Autor  ferner,  die  Bühnenverkörperung  voi 
Werken,  die  er  durch  die  Herausgabe  dei 
allgemeinen  Kenntnisnahme  preisgegeben 
nach  Willkür  auszuschliessen,  damit  aba 
die  Wirksamkeit  des  durch  die  dramatische 
Kunst  gebotenen  Kulturfaktors  in  . nun-  dein 
Gesamtinteresse  widersprechenden  Weise 
einzuengen.  (Praktische  Betätigung  haben 
diese  Bedenken  namentlich  in  dem  Bayreuther 
Parsifalmonopol  der  Wagnerschen  Erben 
gefunden.) 

4.  Theateragenturverträge.     Für  ein 

so  grosses   Gebiet    wie   das   der  deutsches 
Buhne,  das  neben  den  geschlossenen  Länder- 
komplexen      von      Deutschland,      Deutsrh- 
Oesterreich    und     der    deutschen    Schweiz 
noch    ausgedehnte    Exklaven    in    Russland 
Finland,      Ungarn,      Holland     und    Nord* 
amenka    umfasst,    ist    die    Existenz     vol 
Iheateragenten,    d.    h.   von    Personen 
die  sich  gewerbsmässig  mit  der  Vermittel 
hing  von   Engagements    befassen    und    ded 
Abschluss  von  Aufführungsverträgen  namens 
der  Autoren  herbeiführen,    eine   Wirtschaft 
liehe  Notwendigkeit.  WennilireEngagenicnts- 
vermittelungsthätigkeit  trotzdem  Gegenstand 
heftigster   Anfeindungen   geworden,    so    er- 
klärt sieh  das  aus  der  Gestaltung  der  En- 
gagementsagenturverträge,   die,   da 
auch     hier     der     Schauspieler      als     der 
schwächere   Vertragsteil   sich   häufig  jeder, 
auch    noch    so    drückenden    Bedingung    zu 
unterwerfen    geneigt   ist,    einseitig  im    In- 
teresse   des    Agenten    abgefasst    zu    sein 
pflegen.     Die  dem  Agenten  für  seine    Ver- 
mittelung  zu   entrichtende   Gebühr   besteht 
meist  in  einer  5—10%  der  im  Engagement 
zugesagten     Gage    umfassenden    Provision 
die  während  der  ganzen  vereinbarten  Dauer 
des   _  Engagements,     auch     während     einer 
etwaigen  Verlängerung,  mitunter  überhaupt 
während  eines  bis  auf  10  Jahre  bemessenen 
Zeitraums  von  allen  in  diese  Periode  fallen- 
den   Engagements    gezalüt    werden     muss, 
auch  wenn  der  Agent  sich  um  das  Zustande- 
kommen   dieser    weiteren    Engagements    in 
keiner  Weise  bemüht  hat,  und  deren  Ent- 
richtung   durch    die    zu    weiteren     Miss- 
bräuchen Anlass  gebende    Abrede   gesichert 
wird,   dass   der  Bühnenvertrag   den  Schau- 
spielunternehmer    ermächtigen    müsse,    die 
Agenturjini vision     von     der    zu    zahlenden 
Gage  vorweg  in  Abzug  zu  bringen  und   an 
den    Agenten    abzuführen.      Dazu     pflegen 
dann     noch     weitere     Verpflichtungen     zu 
Hvten.    wie   das    Versprechen    des    Schau- 
spielers,   sieh    ausschliesslich    der    Dienste 
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ein«  bestimmten  Agenten  zu  bedn 
auf  das  von  letzterem  herausgegebene  Th 
l,hlt  .  -  durchschnittlich  eine  wertlose  fte- 
Üamezusanimenstoppelung  —  in  einer 
Speien  Anzahl  von  Exemplaren  zu 
„,.,.„.  Die  Geschäftsführung  der 
Theateragenten,  die  nach  der   neu 

staltung    der    Gewerl rdiiung,    soweit    sie 

die  Stellenvermittelung  betreiben    für  _  ihren 
aftshetrieb  polizeilicher  hrlauhnis  _be- 
,  „ml  verpfüchtel   sind,  das   Verzeieh- 
,;'    der    von    ihnen    für   ihre    gewerblichen 
ingen   aufgestellten    Taxen   der    Orte- 
Lbehörde    einzureichen    und    in    ihren 
lüiftsräumen    au    einer    in    die    A 
Menden    Stelle    anzuschlagen,    untei 
allerdings    obrigkeitlicher    Kontrolle; 
and  die  Theateragenten  bei  nachgewi.  - 

rblicher  ^Zuverlässigkeit,  wohin  das 
,  „kular  des  preussischen  Ministers  des 
£nem  vom  29.  April  1893  (M.BL  f.  d.  g. 
;  v  1893  S  103)  -wucherische  Ausbeutung 
oder'  unzulässige  Dienstbarmachung  der 
* irtschaftiichen  oder  künstlerischen  Existenz 
der  Vermittehmgssucher,  gegenüber  bchau- 
ennnen  auch  Verletzung  der  Gebote  der 
Sittlichkeit  rechnet,  der  (Tntersagung  ihrer  auf 
Engagementsvermittelunggenchteten  1 
keit  ausgesetzt  §§  34,  38,  53  75a  Gew. 
Ordn  Wirksameren  Schutz  wird  vermutlich 
s  B.G.B.  gewähren,  der  die  ge- 
riclitliche  Herabsetzung  eines  unver- 
hältnismässig hoch  bedungenen 
Mäklerlohns  ermöglicht 


...   Cohn, 

stein,  [ 

Volteniann, 

1,1, „i.  Bd.   3,   v  Rivaita,    - 

8 
Rosmini,   i 

■ 

Salticci,     '.' 

Vivien    ■       Blanc, 

l  lUpian        Gauthii  i  . 
Entiour 

■; 
Opet,    in    Grünhuts    Ze\ 

Sclvultzenstein,    im    I 

archiv,   Bd.  6,    S. 

in    freilich    wissenschaftlich   meist  uns 
itschriften:D 
nschaft.B 
reichischi   Theaterzeitung,  (früher  Oest. 

Bühi 

Schiedsgerichts  dt     D 

fortlaufend  o,       Fetisch 

Zeitschrift     Bü) (»d     Welt,     i 

;..  veröffentlicht.  Otto   Opet. 
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Kründung  des  Eigentumsrechts.  2  Na  urrecht 
und  jus  gentium.  3.  Pflichten  und  Schranken 
ivateigenttuns.  4.  Erwerbstitel,  o.  Maat 
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Wirtschaft.  2.  Beurteilung  des  Handel-  ... 
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Thomas  von  Aquino,  geboren  122a 
1227?     zu     Roi   asicca,    aus    gräflichein,    dem 
staufischen  Kaiserhause  verwandtem  G>  ■ 

trat    in    jugendlichen    Jahren    in    den   neu 
Kündeten  Dominikanerorden,    war  Schuler  von 
Albertus   Magnus   zu   Cöln  und  Paris,   doz 

seH,st  Theol ie  zu  Paris  und  anderen  Städten, 

zuletzt  in  Neapel  und  starb  auf  der  Reise  zum 
Lvoner  Konzil  1274.  Er  gilt  als  der  bedeu- 
tendste unter  den  mittelalterlichen  Scholastikern. 
\\  ,v  er  auch  weniger  vielseitig  und  produkm 
als  sein  Lehrer  Albertus  und  gehört  er  mehr 
zu  den  ordnenden  als  zu  den  schattenden 
Geistern  Eucken  a.  a.  0  S  164)  so  hat  er 
doch  durch  den  systematischen  Aufbau  der 
ganzen  Theologie  sieb  das  Ansehen  I 
Iheologen  der  nachpatristischen  Zeit  errungen. 

Hier   handelt    es   sich   darum,    seine  vj 
schaftlichen  Anschauungen  zu  erheben 
und  klarzuh 

I    -Verhältnis  der  Scholastik  zum  mittel- 
alterlichen Wirtschaftsleben. 
E<   ist    auf   den  ersten  Blick   befremdend, 
_,    der    asketische    Dominikanermönch    dazu 
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kam.  überhaupt  mit  wirtschaftlichen  und  sozi- 
alen Problemen  sich  zu  befassen,  um  so  mehr 
als  das  Int  kon, umsehen  Verhältnissen 

und  i    bis   dahin   der  Scholastik   wie 

überhaupt  der  ganzen  Zeil  völlig  abging.     Ob- 
wohl achen  dei  Güterproduktion,  -ver- 
teile              konsumtion  die  Existenz  des  Ein- 
zelnen wie  der  Völker  sehr  nahe  berühren,  zeigt 
die    Erfahrung,    dass    der   Mensch   in 
issenschaftlichen  Spekulation  häufig  das 
ihm  Näi  hstliegende  übersieht.    Das  ganze  Mittel- 
bindurch  vom  8    bis  zum  13.  Jahrhundert 
mmerte  das  Interesse  an  den  Phänomen*  o 
welche  wir  der  politischen  Oekonomie  zuweisen 
fast  völlig,  —  eine  Thatsache,  die  sich  aus  der 
Itnismässig   geringen    Kompliziertheit  des 
digen  wirtschaftlichen  Lebens  wie  aus  dem 
»  iegend   naturalwirtschaftlichen   Charakter 
Ibenam  ungezwungensten  erklärt.  Diese  ge- 
ringe Entwickeluiia  des  wirtschaftlichen  Lebens 
botdem  Geiste  weit  weniger  Anreiz  und  Stoff  zur 
Reflexion,   als   dem   modernen  Bewusstsein   ein- 
leuchten   will.     Das   Verbot    des   Zinsnehmens 
und    das    Vorhandensein    eines   durchaus   nicht 
atenden  Handels  vermochten  ebenso  wenio- 
"'•     'h'     nur    in    bescheidenem    Umfang    o-e&- 
ae     Vermittelung     von     Tauseha-eschäften 
durch  Geld  die  Aufmerksamkeit  auf  wirtschaft- 
liehe J'.isrlinmumen  hinzulenken.    Die  Vorläufer 
di  r  Scholastik  hatten  dafür  kein  Auge    wie  das 
m   überzeugender  Weise  Charles  Jourdain 
dargethan  hat   ..Memoire  sur  les  commencements 
de  leconomie  politique  dans  les  ecoles  du  moyen 
■!r'\"    P-   :\r  ■      I!ei   Alkuin,    Skotus    Erigena, 
Rabanus    Maurus,     Anselm,    Abälard   u.  s    w 
den  glänzendsten  Namen  auf  dem  Gebiete  vor- 
scholastischer mittelalterlicher  Philosophie    und 
'logie,    linden   siel,   nach   dieser  Seite  keine 
insatze,    wenngleich  in  dem  „Polvkratius"  des 
Johannes  von  Salisbury  einige  moralische 
Ionen  aber  den  Luxus  eingelochten  sind 
11111    u,h  ,|"1  naiven  Erörterungen,   die  Isidor 
!,"."    Sevllla    über  Wesen   und  Funktion    der 
Münzen  angestellt  hatte,  ganz  zu  schweigen 

Dieses  Ihld  änderte  sich  jedoch  mit  einem 
\']'l,'J  -'-'"  E"ide  des  dreizehnten  Jahr- 
hunderts, bis  zu  welchem  man.  wie  Mauren- 
iirecher  mir  K.-.ln  betont  (a  a  0  S  1221 
j"}ch  stmst!  m  Anfänge  modernen  Geistes- 

lebens zuruckzuverfolgen  genötigt  ist  Die 
nuttelalterliche  feudale  Gesellschaftsverfassuns' 
hatte  sich  allmählich  ausgebildet  und  konsoli- 
diert, und  damit  hob  sieh  die  Produktivität  der 
^beit;  der  Boden  war!  reichere  Erträgnisse  ab 
und  verschiedene  Industriezweige  begannen  -iel, 
ron  der  Bauswirtschaft  immer  mehJ  abzulösen 
und  als  selbständige  Gewerbe  zu  entfalten 
Cie  Kreuzzaee    A:lll|l   ,  U]   mächtiger  [mplllsfür 

die  Entwickelung  des  Bandelslebens.  Die  Ent- 
stehung grosser  Reichtümer  bol  dem  philo- 
-,;l'1',1- Dl  aken  ein  weites  Gebiet  der  Be- 
obachtung. Und  am  dieselbe  Zeit  kam  es  auch 
aui  geistigem  Gebiet  zu  einer  neuen  I 
'1'lr',1'     ,i;';-    »'!'  .  aUem     Eifer    aufgenommene 

Studium   des    Aristoteles,    ins fen     seiner 

^komachischen  Ethik,  seiner  Politik  irnd  Oeko- 
nomik  Die  Untersuchungen,  welche  Aristoteles 
den  Nutzen  des  Geldes  und  den  Zins  vom 
Darlehen  angestellt  hat,  dürfen  als  der  Lus- 
gangspunkl  der  ökonomischen  Wissenschaft  im 
Mittelalter  gelten    Jourdain  p.  7).     Sie   haben 
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den    Sinn    für   diese  Seite   des  Lebens   erst  ae 
werkt.      Noch   Albertus    Magnus   hatte";, 
seinen    Kommentaren    zu    Aristoteles    lediglicl 
eine  Paraphrase  zu  dessen  Ausführungen  über  di, 
Funktion  des  Geldes  gegeben.     Das  Geld,    saal 
er,    ist    das   Mass   aller  Dinge,    es   bietet   einen 
Mass.tal,.   um  den  leberduss  des  einen   mit  dem 
Mangel   des   anderen  zu  vergleichen  und  damit 
deren    Ausgleich     zu     ermöglichen.       Xumisimi 
mensurat    oinnia;    mensurat    autem    et    suner 
abundantiam  et  defectum   (Ethic.  Hb   V    tract 
11  c.  X.  t.  IV.  p.  203  ss.). 
_      In  ganz  anderem  Umfang  als  Albertus  bat 
sich  sein  Schüler  Thomas  von  Aquino  mit  wirt- 
schaftlichen Fragen  befasst.    Für  die  Stellung 
des  Aquinaten    zum    sozialen  und  ökonomischen 
Leben    war   es   höchst   bedeutungsvoll,    dass  ex 
zuerst     von     allen    christlichen    Theologen    die 
Politik  des  Aristoteles  in  sein  Lehrsystem  vej 
woben  hat  (Mausbach,  a.  a.  0.  XI.  1653)     Nicbl 
dass    bei   ihm   ein   eigentliches  System   der   po- 
litischen   Oekonomie    auch   nur   versucht   wäre 
Eine  selbständige  Bearbeitung  dieser  Disciplia 
ag  dem  Mittelalter  völlig  fern.  Der  Grund  hiervon 
lag  einmal  m  der  bereits  gedachten  Einfachheit 
der  wirtschaftlichen  Zustände,  sodann  aber  auch 
nicht  zum  mindesten  in  der  fundamentalen  Er- 
kenntnis,   dass   es   sich   bei   den  wirtschaft- 
lichen Problemen  zugleich  um  ethisehe 
*  ragen  handle.    Daher  werden  wirtschaftliche 
und    wirtschaftspolitische    Gedanken    stets    als 
Annex   der  Moral   und    der  politischen  Wissen- 
schaften behandelt.     Diese  beiden  Momente-  die 
Anlehnung    an    Aristoteles    und    die    ethisch- 
philosophische  Auffassung  wirtschaftlicher  Fragen 
geben   nun   der  Litteratur,  die  sich  damit  be- 
schäftigte,  ein  besonderes  Gepräge:   die  Mittel- 
alterlichen  gehen   nicht   sowohl  von   einzelneu 
volkswirtschaftlichen    Fragen    aus,     für    deren 
praktische    Lösung    sie    eine    Theorie    suchen 
.sondern    von    allgemeinen   philosophischen   und 
christlich-sittlichen  Grundanschauungen,  die  dann 
auf  die  einzelnen  Gebiete  des  öffentlichen  Lebens 
angewandt  werden,  d.  b.  ihr  Verfahren  ist  vor- 
wiegend deduktiver  Natur. 

Von  den  zahlreichen  Schriften,  die  Thomas 
hinterlassen   hat,    kommen  für  die   Erkenntnis 
seiner  wirtschaftlichen  Doktrin  ausser  den  Kom- 
in e  n  t  a  r  e  n  zur  Politik  und  Ethik  des  Aristoteles. 
soweit  sie  ihm  zuzuschreiben  sind,  besonders  der 
zweite   Teil   seiner  theologischen   Summa 
s.th...  der  die  Moraltheologie  zum  Gegenstand  hat 
und   der  in  dem  Abschnitt  über  die  Gerechtig- 
keit Thomas  reiche  Gelegenheit  zu  ökonomischen 
Exkursen  bot,  dann  diejenigen  Teile  der  Schrift 
„De  regimine  principum"  in  Betracht,    die  mit 
Gewissheit    ihn    zum    Verfasser    haben.      Die 
sehritt  „Deusuris",  die,  wenn  echt,  freilich  als 
die   grosste  Monographie   des  hl.  Thomas   über 
wirtschaftliche    Dinge    anzusehen    wäre,    wird 
wohl  allgemein  als  unecht  betrachtet. 
,     Die  Benutzung  der  Kommentare  zu  Aristoteles 
wetel  einige  Schwierigkeiten.    Die  Frage  nach 
dem      \  erhältnisse      zwischen     Aristoteles     und 
seraeni  Kommentator  ist  des  öfteren  aufgeworfen 
und  in  verschiedenem  Sinn  beantwortet  worden. 
bat  I  homas  in  diesen  Kommentaren  auch  seine 
Ansicht    ausgesprochen   oder   hat   er  hier  bloss 
als  objektiver  Interpret  aristotelischer  Gedanken 
zu  gelten?   Nun  lag  einerseits  eine  rein  histo- 
nscli-philologische    Erklärung    dem   Mittelalter 
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»anzlich  ferne,  andererseits  würde  es  wohl  zu 
writ  gehen,  di.  Kommentare  nach  üirem  ganzen 
;-,-„.    als    Behauungen    des    Aquinaten zu 

h(  merkt    (Keine    Schritten    S     L61  .    von    aw 
Xns  einer  allgemeinen  Regel  abzusehen  and 
, .,,.    stell,     des    Kommentars    für   sich   zu   be 

^•.°Vsiesichd^StriCand«er 
«ichen  (Uebereinstimniung  mit  Stellen  anaeiei 

„der     Ergänzung     bezw.    Widerspruch 

.,    die    Lehre    des   Aristoteles     oder   durch 

Meiere    innere    Kriterien    als    thomistisch    be- 

^Uebri-ens    sind    die    wirtschaftlichen    und 
aozialen  Anschauungen  des  Aquinatendoch  nicht 
SewSich  durch  Aristoteles  beehiflusst    Die- 
a    sind    vielmehr    -    dann    ist    wohl    der 
Uischen  Untersuchung  Maiirenbrechers(a.a_a 
g    9  ff.     beizupflichten   - .  das  Resultat    eines 
„„,„.,,.,„„    Einflusses.     Eine  Hauptipielle   , 1 
|hll|    die  Kirchenväter  und  das  römische  Recht 
1  trotz  aller  Einkleidung  in  antikes  Gewand 
„,"     der    äusseren    Anlehnung    an   Aristoteles 
deichen    sich    auch    mancherlei   Beziehungen 
,       ii,  Gegenwart   des  Schriftstellers   und  Be- 
LgeS    des    konkreten    Wirtschaftslebens 
L      hu  einzelnen  Fall  lässt  es  sieh  leichl  er- 
,  ttel      welche  Einflüsse  sich  als  die  stärkeren 
.,„    0h    die   antiken  Quellen  oder  die  Zu- 

',ä,tiÄZ^erkt  wurde,  liegt  --Thomas 
kein  selbständiges,  geschlossenes  System  des 
WhWtslebeä  vor.     Ihm  feht  vielmehr   de 

Ii rifi   des  Wirtschaftslebens   als   einer  relati 

Bellständigen,  eigenen  Gesetzen  folgenden  Seit 
olkslebens-'  (Maurenbrecher  a.a.O.  b. -  '■ 
Vir  vermissen  bei  ihm  schon  eine  Behandlung 
der  grundlegenden  ökonomischen  Begriffe  dei 
Produktion  und  Konsumtion  Begriffe  deren 
1  Dtersuchung  in  keinem  modernen  System  dei 
Nationalökonomie  fehlen  dürfen. 

Aus  diesem  Grund,  den.  Mangel  eines 
System-,  ist  es  auch  nicht  möglich, 
oelec entliehen  Erörterungen  über  wirtschaftliche 
Erscheinungen  systematisch  darzustellen.  Doch 
,  L-den  sieh  die  einzelnen  Bemerkungen  in  gros- 
sere Gedankengruppen  zusammenfassen  lassen 
die  aber  freilich  bei  weitem,  mehr das  ganze 
Wirtschaftsleben  in  allen  seinen  Teilen  um- 
spannen und  erschöpfen. 

V  Es  wird  sieh  daher  empfehlen,  die  Ein- 
teilung nach  den  beiden  Hauptkategorieen  oder 
Skleren  des  Wirtschaftslebens,  Arbeit  und 
Eigentum  (bezw.  Kapital,  zu  treffen  und 
dielen  noch  eine  dritte  Gruppe  von  Ausfüh- 
rungen über  den  Wirtschaft  liehen  Ver- 
k  e  h  r  anzuschliessen. 

II.  Die  Arbeit  nach  thomistischer  Auf- 
fassung. 


1.  Arbeitspflicht  und  Arbeitstedung. 
Wies  menschliche  Wirtschaften  beruht  nach 
Thomas  auf  dem  Satze,  dass  der  Mensch  ai  - 
heiten  muss  um  zu  leben.  Das  Tier  findet 
seinen  Unterhalt  in  genussfertigem  Zustande 
vor.  der  Mensch  muss  sich  seine  Nahrung  ers 
noch  zubereiten  (De  reg.  princ.  I,  A  Jf™ 
bedient  er  sieh  seiner  Vernunft  und  Hand,  die 
Leide  er-t  den  von  der  Xatur  gelieferten  Stofl 
/u      Gebrauche  herrichten.    Die  Entfaltung  des 


Menschenwesens  nach  der  physischen  wie  g; 
ol]  sich  durch  die  Arbeit  vollzi 
\  , ,  ssarium    es!     igitui    äeeundum    divinam 
des  aetiones  exerceat  et 
snirituales   intendal  "     Summa    contra  gentues, 

\'.n. 53  lib.  3  o.  L35      Daher  bestand  die 

\,in  Ltspflicht  auch  füi   den   Mi  n»  den  im  1  ara- 
dies    nur    würde   sie   keim  o  idi  ra  eine 

Lust  gewesen  th.  1,  q.  102,  a.  3  c). 

Die  Scheidung  zwischen  körperlicher  and 
geistiger  Arbeit  hat  Thomas  nicht  scharf  durch- 
geführt '  v  esteht  unter  der  Bandarbeit  im 
weitesten    Sinn    jede    Art    des    I  2,    -. 

1S7    ,    3  ,•       Di    Arbeitspflicht   1"  grundi  I  er 
mit  einem  dreifachen  Zwecke     in  erster  Linie 
dient   sie  zum   Erwerb  des   not*  end      i 
Lebensunterhaltes;    daher  ist  sie  für  den, 

er   nichts   zu   leben  hat,    notwendig 
„eitere,    dient     sie    zur    Beseitigung    des 
Müssiggangs,  der  körperlichen    \ 
and  der  Ermöglichung  des  pflichtm  \  L- 

mosens   (2,  2,  q.   l*i 
wird   vor   allem   dann   eintreten,    wenn  da 
mosen  die  Form  eines  dem  Dürftigen  zu  h 
den  Dienstes  hat.     Die  genannten  Zweck* 
sm-echen  wieder  der  Entwickelung  des  U 

-  nach  der  physischen  und  geistigen  - 
Die  Arbeitsteilung,  auf  der  die  Oi- 
ganisation  des  ganzen  Wutsohattslebens  beruht, 
macht  .■<  möglich  dass  ein  Cell  der  mensch- 
lichen Gesellschaft  keine  körperliche  Arbeit  zu 
leisten  braucht,  sondern  für  die  höheren  Be- 
schäftigungen frei  wird.  Der  Mensch  ist  ]a  von 
Natur  aus  ein  gesell.,-  \\  esen  „anima  sociale 
;t  Vliti  I       reg.   princ    I,  1).     Vernunft 

^Sprache  weisen,  ihn  auf .dies,  gesellige i  Zu- 
sammenleben mit  Seinesgleichen  hm.  Auf  diese 
Ausstattung  des  Menschen  mit  V  ernunft  und 
e  führt  es  Thomas  zurück,  dass  die  Art 
seiner  wirtschaftliehen  Bedarfsdeckung  m  ganz 
Ser  Weise  sich  vollzieht  al>  die  de-  I 
Dem  Menschen  ist  statt  der  genussfahigen 
brauchsgüter  die  Vernunft  gegeben,  damit  nach 
deren   Anweisung   er  sich   das   beschaffen  mag 

; a,     Lebensnotdurft   erfordert.    Aber  die 

Bedürfnisse   des  Menschenwesens  sind   so  viel- 
fache   dass  sich  die  Arbeit  des  Einzelnen  nicht 
all  das  beschallen  könnte,  was  er  zum  menschen- 
würdigen  Dasein   braucht.     Hierzu  kommt   ein 
werteres:    Wahrend    das   Tier   kraft   seines  na- 
schen   Instinktes     das   ihm    Nützliche    und 
Suche   unterscheidet,    hat  der  Mensch   eine 
Erkenntnis  des  ihm  Notwendigen  nur  im  allge- 
meinen- er  kann  die  einzelnen  Erkenntnisse  nur 
auf  dem  Wege   des  Vernunftschlusses   aus  den 
dl«  meinen   Axiomen  erlangen.     Nun  wäre  es 
aber   folgert   ricinus,  eine  bare  Unmöglichkeit, 
dass   der  Einzelne   alle   diese   Vernunttschlusse 
allgemeinen  aui  das  Einzelne  wirklich  voll- 
riehen könne.    Darum   ist  da-  gesellschaftliche 
'Lebln   für   den   Menschen   eine    Notwendigkeit^ 
damit    ieder  auf  einem  bestimmten  Gebiet 
Lehens  sich  bethätige  und  die  hier  gewonnenen 
Erkenntnisse  und  Erfahrungen  den  anderen  mit- 
ei  1.       Die    Menschen    müssen    sich  also   einem 
woUgeordneten  System  gesellschaftlicher  Arbeit 
eingliedern,    wenn   die  zur  wirtschaftlichen  Be- 
ffieckung     erforderliche    Arbeit     bewältig 
werden     soll     'De  reg.   princ.   I,    1  ■      -Manien 
breche"    **™   diese  Arbätsteilung  bei  Thomas 
in     Gegensatz    zu    den    Ausführungen     Adam 
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tsleistung    produktiver, 
wird;    bei   Thomas   komme  es 
nur  darauf  an,    „dass  infolge  der  Specialisation 
■    '''i..  it   durch  eine  oder 
di  m  Organismus  der  Ge- 
vertreten  sind;   d.  h.  er  kennt   von 
rrnen   der  Arbeitsteilung, 
an  heute  unterscheiden  muss,  ^tatsächlich 
ifsbildung    bezw.    Berufsteilung" 
Es  wäre  zu  viel  verlangt,  die 
-:  ilung  im  Sil  -         -  ;„.  mjr 

i  mwälzungen    auf    wirtschaftlichem     and 
in  Gebiet   zusammenhing,   bereits   bei 
is  klar  ausgesprochen  vorfinden  zu  h 
Dass  es   vorteilhafter  ist   und  darum  auch  pro- 
duktiver,  wenn  einer  nur  einem  speciellen    \i- 
widmet,liegt  darin  vielleicht  doch 
t,  dass  Thomas  es  für  nötig  erachtet 
du-    Einzelnen  mit    der   Auffindunj 
lener  Kenntnisse  und  Fertigkeiten  sich  be- 
ilud.).    Diese   Differenzierung  innerhalb 
menschlichen    Bhm  härti-uniren    entstammt 
nach  Thomas  im  letzten  Grunde  der  göttlichen 
Vorsehung,  welche  die  Stände  so  verteilte,  dass 
nichts  ron  dem  zum  Leben  Notwendigen  mangelte 
VII.    a.   i  c.  .    und    i-t   auch   in 
der  Natur  insofern  begründet,    als  verschiedene 
bi  stimmen,  diesen  oder 
jenen  Beruf  zu  ergreifen  (ibid  .    So  ist  der  Be- 
ruf,   den  der  Einzelne  ergreift,   eigentlich  von 
\  orsehung  selbst  angewiesen  und 
I  ein  „Gottesdienst". 
Somit    kann,    dank    der    Berufsgliederung 
geistige  Thätigkeit  Quelle  eines   er- 
laubten Erwerbes   -in.    ein   Gedanke,   der  dem 

um    fern   gelegen   hatte.     Für  Arist 
war  der  Erwerb  eistigei  Thätigkeit 

Erscheinung,    wie  ihm  anderer- 
-    die    körperliche    Arbeit    für  Sklavenwerk 
und unwürdig    des    freien   Staatsbürgers   galt 
Wohl  aber  stellt  auch  T  geistige  Be- 

schäftigung über  die  körperli,  i      -    „usus 

uberalram    artium   nobilior  est   quam  mechani- 
carnm,  qru  m  opera  manuali  consistit".    I 
qnodl.  vir.   a    17.     Daher  i-t  das  beschauliche 
vorzuglicher  als  jeder  andere  Beruf   frei- 
/ü:11  an«h.  ü   es  weniger  äusserer 

Uuter  bedarf    Summa   contra   gentües  Lil 
]••■..  ein  i.. -danke,  der  dem  Asketen  nah, 
um-  s 

Körperliche  Arbeitenhi  issen  auch  bei  Thomas 

hklayenwerk,  weil  sie  thatsächlicb  von  Sklaven 

i    verrichtet    werden     Sent.    III     dist     37 

id2   oder,  wie  es  vielleicht  klar,, -an 

j"1""';.1   3telle   heisst,   opera    servilia    secundnm 

hoc   dicuntur  opera  ....  ,!1(1IIM 

alten   servit    2,  2  ,,.  132  ,    i  ad  :;       Die  Be. 

zeichi  ist  bei  Thomas  k,  immer 

en"  im  strengen  Sinn  zu  fassen,  sondern 

ich   die    weiten    Bedeutung   von 

„Dienstboten".    Die  Unterscheidung,  welche  im 

K-ommentarzuraristotelischenPolitik  III  lect  4< 

betreffs  der  Handarbeiter  gemachl  wird  / 

Lohnarbeitern    viles  :  nnarii)  und 

Handwerksmeistern  (artifices  .    in 

i  rnte,   etwa    ländliche  Taglöhner,    und  die 

»eknüpfte    staatsrechtliche    Folgerung 

dafs  man  die  „gemeinen  Handarbeiter"  nicht  zu 

vollberechtigten    Bürgern    machen    solle      dari 

vielleicht    lediglich  als  Gedanke  des  Aristoteles 

rden,  nicht  als  subjektive  Ansicht 
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Lquinaten,    wie    Maurenbrecher     a     a    ( 
S.  69ff.     anzunehmen  geneigt  ist.     Das 

gilt  v l'i"  geringschätzenden  Urteil  über  di 

Bauern    als    ..dem    untersten   Stande'      i  , 
Pol.  II.  lect.  3  . 

2.  Beurteilung  der  Sklaverei.     Um  di 
thomistisehe    Doktrin     über    die     Arbeit 
ständig  zu  würdigen,  bedarl  i  -  no< 
legung    der    Ansicht,     die    Thomas     über    di, 
Sklaverei     vorgetragen    hat.     Es    ist    keh 
Zweifel,    dass   dieselbe   nach  Thomas   zu 

et.    Nicht  ganz  richtig  deshalb  dürfte  dii 
Annahme  sein,    er  habe  bezüglich  des   Institut! 
der    Sklaverei     lediglich     die    Ansi 
Aristoteles    wieder   aufgenommen,    die   für  da- 
13.  Jahrhundert  ja  doch  keine  Bedeutung  mehi 
■ -n   hatten.     Denn  Thomas   hatte   die  In- 
stuütion  der  Sklaverei  noch  sichtbar  vor  Augen 
...Nur     in    Grossbritannien    scheint    thatsä 
seit    dem    12.   Jahrhundert    die  Sklaverei    TOft 
ständig  ausgestorben   zu   sein;   in  Deutschlanl 
hat    sie    und    der    damit    notwendig    gegebene 
Sklavenhandel    wohl   noch   im   15.   Jahrhundert 
bestanden,    in    Frankreich,    vor   allem   noch   im 
suden   des  Land,-,    sogar   bis  zur   Revolution« 
Und    Italien    hat    gerade    im    13.   Jahrhundert 
emen    bedeutenden   Aufschwung   in  dieser    Bei 
Ziehung  erlebt;   die  hier  verhandelten  Sklave» 
waren   ihrer   Nationalität    nach    meist    Mauren 
aus   Wordafrika    oder    Spanien    und   Sarazene! 
aus    dem    Orient:    daneben    wurden   aber   auch 
|  schon   gelegentlich    Kaukasier,    Tartaren    und 
importiert"    (Maurenbrecher,    a.    a     0 
S.  92f.).     Thomas  hatte  also  konkrete  Zustände 
seiner  Zeit   vor  Augen,    auf  welche  er  die    \n- 
sachten    des   griechischen  Denkers,   freilich   mit 
bedeutender    Modifikation,    übertragen     konnte 
Aristoteles   harte   die  gesellschaftliche  Arl 
teilung    und   die    daraus    resultierende   B< 
gliederung  nicht  gekannt.     Die  Hauswirts,  !     r 
bat    die  wirtschaftlichen  Bedürfnisse  allein  voll 
zu  decken.     Damit  mm  ein  Teil  der  Bevölke- 
rung die  nötige  Müsse  rinde,  geistigen  und  po- 
litischen Bestrebungen  sich  zu   widmen,    muss 
es   eine  Klasse   geben,    die    ausschliesslich    zur 
materiellen    Güterproduktion    verwendet    wird 
Dafür    hat   denn   auch   die  „Natur"  selbst  Vor- 
sorge   getroffen;    denn    ..von   Natur"    ist    nach 
teles  ein  Teil  der  .Menschen  nur  zu  körper- 
licher Arbeit  befähigt,  während  ein  anderer  mit 
geistigen  Kräften  ausgerüstet  ist.    Die  ersteren 
I  nur  dieser  wegen  da.  sie  haben  weder  einen 
persönlichen    Daseinszweck    noch    einen   freien 
\\  dien  :  'S  ernunft  eignet  ihnen  nur  soweit,  dass 
sie    die    Anordnungen    ihrer   Herren    verstehen 
können.    Sie  sind  darum  ..von  Natur"  zu  Sklaven 
bestimmt. 

Aehnlich  lautende  Wendungen  rinden  sieh 
auch   bei  Thomas.     Er  begründet  die  Sklaverei 
damit,    das-    ZU1-  Erzeugung   des   notwendigen 
bedarfes   „der  Mensch  Sklaven  braucht" 
s.  th.  1.  2,  q.  105,  a.  4  c),  nnd  im  Unterschied 
Q     freien     Künsten     tragen    auch     die 
mechanischen  Beschäftigungen  die  Bezeichnung 
von   „opera   servilia".   weil  wir  zu  ihrer  Besor- 
gung Sklaven   gebrauchen  (Sent.  III.   dist,  37 
1-    '-.   •'■   ■>   ad   2).      Der    Sklave    i-t    des* 
„gleichsam  ein  Instrument  des  Herrn"  (Sent  IV 
'"■  'l    1    a.  4  ,:.     Während   der  Freie  die 
aer  EntSchliessungen    causa  sui    i-r 
ll'"  "' ;   M"  ü  /weck  in  einem  anderen 
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■■'■••■  Vv-tl:  s-s ';;  Sft ?  it. 

/derethiscS-metaph: 

Si 

£f$ Slnft   «n Änsfreihei.    absprechen, 
^aSTwietogabe  aristotelischer  Gedanken 

SÄ     tÄÄsrwg 

Sklaven:  nur.  „soweit  er  Sklave i*t   hat 
i  r    li  •    Entscheidung   über   seine   Akte 
S   ""n  Ilect  10)     Thomas  schliessl  sich 

,    an,    dass  die  Her, 

,    "  t  der  Sklave  von  seinen.  Herrn  unab- 

„  U«  In     "»..  die  mit  der  allgemein  mens,  h- 
tahen  Nato  de  Leibes  gegeben  sind,  besonders 
ErbaUung  de.  Körpers  und  Fortpflanzung,    dei 
Yük      "des   Herrn   vollständig   entrückt   sind 
S   charakteristischerweise    damit     begründe 
"  „1      dass      alle    Mens  eben     von    Natu1 
rfeich    sind-.      Damit    ist    selbstverständlich 
„tili      Begriff    der    Sklavere     vollständig 
„reisgegeben,    demzufolge    der  Sklave   nur   als 
?ernfnMose    Sache    in   Betracht    kam   und   in 
lefneTkönierlichen  Existenz  ganz  von  der  Wül- 
ki      b-  H      n   abhing.     Bei  Thomas  sind  dem 
Sklaven     gewisse    aus    semer     Menschennatur 
fliesYende   Grundrechte   -f  ^»,  j^'''  ' 
,ln    Herr   zu  respektieren  hat.     Der  öKiave   na 
n      ieeht    auf    Erhaltung    seines    LeAes    und 
Lebens!  auf  Eheschliessung  und  pdererzeugung 
„nd  Bewahrung  des  jungfräulichen  Standes   2  2, 
"  104  Tö  ,     Tta  in  den,,  was  aber  diese  natur- 
LSn'VerhäLisse  hinaus  liege .also  n. £■ 
Dienstleistungen   gelte   der   Satz     ybervus   est 
tps  domini"    Daher  könne  auch  dei  Sklave  gegen 
.n  Willen'  sein,-  Herrn   durch  Eheschliessung 
tner  an dTren  Person  ein  Recht  auf  semenLeib 
l    viunien  iSent.  IV.  dist.  36    <\-  1,  a-  2  ad  1).  | 
Man  Teht:  Christliche  Ideeen  haben  hier  den 
Süss   des    Aristoteles   vollständig    ranwfcm- 
Sgt   und  wenn  Mamenbrecher  nur  durch  di 

S    Phil Phie.  den    Gedankengang    be 

Thomas  hestimmt  sein  lasst    a.  a.  U.  ö.  °-  ■ 
STafan  nu  das  richtig,  dass  Thomas  steh  zum 
Beweise    natürücher  Wahrheiten   gern 
heidnische   Philosophie    bezieht      (Vgl.    VW- 

sophisches  Jahrbuch  1898,  ^-     J  <khverei    als 

\iteh    die    Begründung   dei    SKlayerei    ai= 

einer  "naturalen"  Einrichtung  .ist  bei  Thomas 

dne  wesentlich  andere  als  hei  W*» 


Sklaverei  bestimmt,  gleichsam  dazu  ge bore nist 

..   äie    Wesensgleiclheit  aller 

Mensd  i      Sklaverei   beruht  ihm  auf  dem 

s »nannten  ius  gentium,  welches  iml 

m„h    modernen    Völkerrecht    denjenigen 
,  Rechtes  bildet,  der  sich 

Artigkeit  '    ■'■■'■  ,""1"'' 

,,,.,.,„„  ..-,  und  posmv-burger. 

Uchem  Recht  die  Mitte  hält.     Es  stellt  bald  eine 

nähere  Bestimmung  zu  den  allgemeinen  Sätzen 

..    btld  notwendige.  Schlu 
nir„i    ans  denselben    lar.     Nur  in  diesei 

teten  Sinn  findet  I  ei,  natür- 

lich mit  dm  oben  bezeichneten  Einschrankuu 
,e     Ordnung    der    Natu,  Den 

süTd  alle  Menschen  gleich  und 
tehtunterdi  I    aktkemGrund 

.....    einer   der  Sklave  des   anderen    sei;   in 
reinrMenschenwürdeistd  emHerrn 

,„,r        Nur     um     einer     Nutzln  ttJ 
Ä Malst    sich    dies   als   natürlic 

das   sich  bei  Thomas  zu  einem  lebenslänglichen 
ufenstverbande  abschwächt,  wiesolchedas  Mirtel- 
chiedene  kannte,  ist  ihm  emeri 

?,dieinderfaküschenWirtschaft^dnun| 

%sihr?v$:  8  i  Ute°z» 

meint  Thomi  im  paradiesischen  Zustand  der 
Shuld  Verhältnisse    der    Deberordnung  und 

Abhängigkeit  gegeben.  Aber  da-  ttesen  dei 
SHaTeSi  lW  darin,  das-  einer  nicht ,  sern 
SeiTesVchl.  andern  den  Nrt.  Herrn 

Streben  um»    S.  th    1.  4:  W-«^;  ^i^l 
„nicht   frei   über  seine  Person  vertagen 

nur  dte  leleste  Andeutung  finde,,  die  man  im 

rwSS  "e  nicht  gekommen,  die  Ordnung  der  Ge- 

eben  doch  für  Thomas  etwas  ganz  anderes  ge- 
t«len  als  sie  im  aiitikeiiHeidentum  gewesen  «  - 
WottP    Aristoteles   die   Sklaverei    als   eine  Not- 

liehen  Glaubens  fand. 


III.  Thomas-  Stellung  zum  Privat- 
eigentum. 

™»  ^irivaTef-rtumÄl 
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einen  schroffen  Gegensatz  zwi- 
schen rhomas  und  Leo  XIII.  hinsichtlich  der 
Eigentumsfrage  ausfindig  machen  wollen. 

^""  "  ias    allerdings    keine    sys- 

rentumstheorie    ausgebildet      es 
-■  Qtliche    Bemerkungen  '   die 
biedenartigem  Zusammenhang  über 
des    Wirtschaftslebens    macht 
tumslehre  weist   deshalb  mehrfache 
:;.    so   vermissen   wir  vor   allem     ein 
Doppeltes,   einmal  die  überaus  wichtige  ünter- 
ung   zwischen  den  Gegenständen  des  mi- 
\'!1U;  '  brauehes   und   den    .Mitteln   der 

Stion,    und   sodann  die  geschichtliche  Er- 
nng    der    ganz   abstrakt    gehaltenen    Be- 
^'.'V11^,  rtling,    Kleine    Schriften 

>.  144  .    Immerhin  sind  seine  Darlegungen  voll- 
auf genügend,    um    ihn    als   energischen   Ver- 
teidiger des  Privateigentums  erscheinen  zu  lassen 
1.    Begründung    des    Eigentumsrechts. 
egrundung  des  letzteren  folgt  er  zu- 
meist den  S|„nvn  des  Aristoteles,   er  ist  jedoch 

f  "''  ■'-';■  ,'''"''n  Banken  da  und  dort 
durch  christliche  Motive  zu  erweitern,  in  die 
t>pitze  stellt  er  die  1  nterscheidung  von  zweier- 
lei Beziehungen  des  .Menschen  zur  Welt  der 
äusseren  Güter,  ihren  Besitz  und  Gebrauch: 
Hinsichtlich  der!  erwaltung  und  Bewirt- 
schaftung derGüter  besteht  die  Trennung 
der  privaten  Eigentumssphären  zu  Beehr,  wäh- 
rend die  Konsumtion,  die  Nutzung  usus, 
eine  gemeinschaftliche  sein  soll  s  th  2  2  n 
66  a.  2  ,  Der  letztgenannte  Punkt  war  es 
vvohl,  der  Thomas  den  Ruf  eines  Kommunisten 
^getragen  hat  und  doch  liegt  in  ihm  »i 
die  nähere  Ausführung  dieses  Gedankens  genug- 
beweist,  nur  die  Ablehnung  des  schroffen 
™  ihn  das  römische  Recht 

Im    Anschluss   an   Aristoteles    rechtfertigt 
rhomas  das  Privateigentum  damit,  dass  in  ihm 
ein  intensiverer   Sporn   zur  Arbeit,    eine 
<■'■    Garantie    des    friedlichen    Zu- 
sammenlebens und  eine  grössere  Ordnung 
in    der  Besorgung  wirtschaftlicher   Angelegen- 
heiten   hege,    indem    der  Einzelne   nur  -für  den 
"n    zustehenden    Güterbereich    verantwortlich 
m   demselben  aber  zugleich   vor   fremder  Ein- 
mischung sicher  sei   (S.  th.  2.  2,  q.  66   a   2    1 
»eben     diesen     mehr    ökonomischen    Gründen 
ii  anchethischeundchristlicheMotive  durch 
so  «renn  gesagt  wird,  dass  die  Arbeit,  also  der 
Eigentumserwerb  notwendig  sei,  um  dasnflicht- 
3Si  Almosen  reichen  zu  können  (S  th  2  2 
''        '■  a:  3  '   ■    "'i'1    wenn   die   irdischen  Güter 
zwar  nicht  ah  Inhalt,  aber  doch  als  aäiJSS 
der  ird^chen  Glückseligkeit  bezeichnet  wfrden 


S    th.  2,  2,  q     1    ,,.  ;  c), 

2.  -Naturrecht    „„d  j„s  gentium.     Es  ist 

"V"    bezeichnender    für    die    Stellung,    die 

Bornas  zum   Privateigentum   einnahm,   als  er 

1  "-'  ,,;"'11  scholastischer  Methode  die  etwa 

»  Einwürfe   vorhielt   and   die  Entkräf 

'hen  versuchte.   Der  bedeutsamste ™ 

",■'■   alles   sei    von  Natur  gemeinsam 
'     "     macht    Thomas    geltend     d 
swar  seine  Etichti 

'    äer   Natur  zur   Erhaltung    fa    a 
^   de.   Menschen    als   genus,g bestimmt 
'  ■'"."■  »'  dem  Sinn,    als  ob  der  posi- 
i  >••"<    eme    naturrechtliche   An- 


ordnung sei;  die  naturrechtliche  Gemeinsam*« 
to  Guter  sei   also  lediglieh  eine  negative    i, 
sofern   die    Trennung  der  Güter  nicht  schon 
Naturrecht    ausgesprochen  und   verfügt   sei 
th.  2  2,  ,,.  66,  a.  2  ad  11     Diese  BeStimnnn 
der  Erdengüter,    den  Bedürfnissen  der  3 
heit    zu   dienen     hesse   sich   nun.   abstrakt    * 
•1-i".    -'«-hl  be,  Keine,,,-  als  hei  Privat 
tum  realisieren.     Eine  kommunistische  Ordnuni 
dei  Guter  hatte  sich  wohl  mit  dem  Stande  de 
LnschuJd  ,m  Paradies  vertragen,  da  hier  durcl 
die  Vollkommenheit   der    MeSschen   die   Gefah 
von  Zw» tigk eiten  hintangehalten  werden   *Z 
tu         h     '  q'  98'  a-  l  ad  3-      Aber    der    » 
feUene  Zustand    der  Menschen    und   der    larS 

"    Gesellschaft    hineingetragene   Zwiesp™ 

lassen  es  als  das  Natürliche  erscheinen  d  J,  ' 
Guter  in  privatem  Eigentum  stehen  Die  V '■■ 
nunft  erkennt  es,  dass  aus  den  obengenannte 
Gründen  die  Erdengüter  ihren  Zweck  nu 
privater  t>  erwaltung  «irksam  erfüllen  und  dass 
ein  kommunistischer  Besitz  sich  hei  dem  thatsäch- 
lichen  Bestand  der  menschlichen  GeseUschafl 
als  undurchführbar  erweise.  D  u r c h  S c hl  usT- 
1  olger  ung  aus  dem  natürlichen  Recht 
gelangt  somit  der  Mensch  dazu,  die  Notwendig- 
keit des  1  rivateigentums  einzusehen.  Daher  i-r 
letzteres  nicht  gegen  das  Naturrecht,  sondert 
Mdet  einen  von  der  menschlichen  Vernunft  in 
der  \\  eise  einer  logischen  Folgerung  gemachte! 
Zusatz  zum  Naturrecht  gerade  so  wie  es  auch 
d^em  nicht  widerstreitet,  dass  der  Mensch  siel 
der  Kleidung  bediene,  obwohl  er  von  \,tur 
(nackt  se,    >.  tll    ,.   2]   q.  94a  3;  2  _»   J*0" 

i  iLh  V.  'teni  .?ehÖrt   das    Privateigentum 

|nacn  lhomas  zum  Naturrecht  (S  th  2    2    .,   57 

;  Li  Cj  DaS  Mnde.rt  ihl1  aber  nicht,  dasselbe 
auch  dem  jus  positivum  zuzurechnen  (q  66  a  i 
ifl11  Lle?t  hierin  ein  Widerspruch?  Die 
Erklärung  ist  m  der  richtigen  Auffassung  des 
jus  gentium  zu  suchen,  das  ein,.  Art  Mittel- 
stellmig. zwischen  dem  natürlichen  und  dem 
positiv-burgerhehen  Recht   einnimmt.     Im   in- 

vev  te^Tit nstoteles  lmd  die  römischen  Juristen 
versteht  Thoraas  unter  dem  jus  gentium  not- 
wendige Schlussfolgerungen  aus  «Ten  obersten 
dj  i  \  enmnft  von  selbst  einleuchtenden  Rechts- 
grundsatzen,  Schiassfolgerungen,  die  eben  wegen 
ihres  innigen  Zusammenhangs  mit  dem  Natur- 
recht  diesem  selbst  zuzuzählen  sind  und  darum 

, ''    m   Bewusstsein  aller  Völker  sich   finden 

insofern  diese  ..Schlussfolgerungen  aus  dem 
Naturrechf  auch  in  die  bürgerlichen  Gesetz- 
gebungen übergegangen  sind,  tritt  zur  natür- 
lichen noch  die  staatliche  Sanktion  hinzu. 
Thomas  betrachtet  daher  das  jus  gentium,  wer 
auf  seinen  Inhalt  achtet,    als   zum   Naturrechl 

,it'?',rd  T'  «"«W».  weil  es  auch  staat- 
liche Geltung  hat,  erklärt  er  es  auch  für  posi- 
tives Recht.  In  gleichem  Sinn  hält  er  auch  die 
Vererbung  des  Eigentums  für  eine  Forde- 
rung des  natürlichen  Bechtes.  da  die  Eltern 
bloss  die  Pflicht  haben,  eine  Zeit  lang  für 
JM'ziehuug  und  Unterhalt  der  Nachkommen  zu 

foS  l°nf  e,,V'u;  ,lils  -a,,ze  L"'""  derselben 
1  omm.  Sent  IV,  d.  33.  q.  2.  a.  1  c-   S.  th.  2. 


<i-  KU. 


ad  2). 


3.  Pflichten  und  Schranken  des  Privat- 
eigentums.    Man  missversteht  Thomas  sowohl 
'■  dje  Kirchenväter   (besonders  Ambrosius 
»""    Basilius),    wenn   man,   wie    beispielsweise 
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Hmenbrechei    «    a.  0   S.  L06S.)> 

„i.,l,,n  beiden  zu  konstruieren  sucht   als 
IsttP«   letztere    da?    Privateigentum    als   unbe- 
eSt  bekämpft,   während  jeuer  dafür  einge- 
SrtSrsei.    Wie  schon  oft  hervorgehoben  wurde 
1      1      Ratzinger,    Volkswirtschaft    2.  Aufl.,   S. 
&«)    bezwecken   die    Aussprüche  der  Kirchen- 
rtter    nichts    anderes,    als    in   rethoriscb i  wirk- 
feuriger Form  'den   Reichen  und  Wuche- 
rn ihrer  Zeit   das  Gewissen   zu  scharfen   und 
S"„  die  sozialen  Pflichten  des  Eigentu, 
,,     „      Wenn  sie  von   einer   Gemeinsamkeit 
K,!'e...un,s    reden,    so   bedeutet   das  genau 
datÄe,  wie  wenn  Thomas  die  Gemeinsam 
braUcbes  der  irdischen  Güter  betont 

iter  betonte  auch  Thomas  die  soziale 
gedes  Privateigentums,  und  die  notwendige 
V rM,  m  ml,   Seiuer   Gedanken  über  das  Privat- 
Sum  bildet  die  Erörterung  der  Almosen- 
,~  licht      In    derselben    kommt    gerade    die 
',,-,  z„m  Ausdruck,   die  Thomas  als  aui 
Privltbesitz   ruliend  betrachl   l     i  «s  de 
NuM   desselben   eine   gemeinsame  sein  soü 
EHs  ich  in  der  Lage.  aberAristotee 

bedeutend    hinauszugehen.     Auch  dieser  hart 
«lehrt     dass   der  Gebrauch   der  Güter   ein  all- 
femeiner   sein   soll.     Aber  der  Kreis    auf  den 
icfaTe  Gemeinsamkeit  erstrecken  soU    ist  em 

,„,   gezogener,     unter  Freunden  soü.  durch 
Freigebigkeit    der  Gebrauch   ein  ge- 
meinsamer  sein   (»otv«  t«  jr.to*.    Pol it.  JJ 
1262  b        Thomas   dagegen   stellt   dem  bigen 
tümer  nicht  seine  Freunde,    sondern  die  grosse 
kSlr  Armen  gegenüber,  deren  mHerden- 
tum  verachtete  Menschenwürde  ers  dasChnsten 
tum    zur    Anerkennung    gebracht    ^_Vom 
Deberfluss  Almosen  zugeben,  lehrt  lhomas, 
^flYchl    S    th.  2,  2,  q 32    a   5  ad  2);  da  die 
iche  Bestimmung  der  Erdenguter  die  Er- 
haltung der  Menschheit  ist  (S.  oben),  so  is    .  m  h 
das,    was    überflüssig    ist.      nach    natürlichem 
Recht    dem    unterhalt    der   Armen   geschuldet 
B  2    q.  66,  a.  4  c).     Die   wichtige  Frage  ist 
hier  die:  Was  ist  unter  dem  Ueberfluss  zu  ver- 
stehen?   Mit  diesem  Begriff  des  Ueberflussigen 
Sehnet  Thomas    4a.    —   der    Eigentumer 
weder  nach  seiner    gegenwärtigen  Lage,    noch 
mit    vernünftiger,    mehr    allzu    ängstheher   Er- 
wägung der   Zukunft   benötigt   (S.  th.  £,  f-,  q- 
32  a.  5  ad  3).     Notwendig   ist   für   den  Eigen- 
tümer  vor  allem  das.    was  er  und  seine  Ange- 
hörigen zum  Lebensunterhalt  brauchen.    Davon 
Almosen    geben    wollen    Messe    sich  und   den 
Seinen   das  Leben   schädigen  (ibid.  ad  6).    Da 
Begriff   des   Notwendigen    greift    jedoch    noen 
«euer   und  schliesst   auch  den  des  st  and  es - 
eemässen    Auskommens   in    sieh.     Uiesei 
fetztere   hat  für  Thomas  überhaupt  eine  grosse 
Bedeutung;   denn  er  bezeichnet  ihm  einmal  die 
Obergrenze'    bis  zu  welcher  der  Mensch  im  Er- 
werb'zeitlicher  Güter  gehen   darf    und   welche 
überschreiten   zu   wollen  Habsucht  wäre 
2    2     q    HS.    a.   1   c).      Dass    naturlich    diese 
Grenze  nicht  eng  gezogen  werden  dürfe   ergießt 
sich  schon  aus   der   einfachen  Thatsache,    dass 
wenn  niemand  über  das  mibe,  n.gr  No we ml  ige 
hinaus  erwerben  dürfte,  die  gedachte  P flicht^ m 
.lern  „Ueberfluss"  Almosen  zu  geben    übe. haupt 
illusorisch  wäre.    Andererseits  bietet  das  standes- 
gemässe  Leben  auch   die  üntergrenze  für  die 
Verpflichtung   zum   Almosen.     Man   wird  nicht 


imen  dürfen,  dass,  wenn  auch  dei 

keine    ziffernmässig    testzu- 
le  Höhe   hat    und   recht    wohl   innerhalb 
-     eine    Einschränkung    ■■ 

.  er  Ein  das  Erwerbslebennach 
thomistischer  Auffassung  doch  eine  fundamen- 
tale Bedeutung  besitzt.  Dem  Ligen  nach 
irdischem  lh-sitz.  den.  „Mammonismus  solJ  aa- 
durch  vorgebeugt  werden.  Haurenbreche! 
merkt  hierzu  ...  a.  0.  S.  50  :  „Unter  du 
Lebenshaltung  si  es  soll  ni. 

herabsinken;  aber  darüber  hinaus  an  streben,  ist 
ebenfalls    verboten.      Eine  Hebung  der 

o    Stände,   ..eine   Emporentwickelung  der 
Massen"    kernt    demnach    Thomas    an    t;    sein 
soziales    Ideal    trägt    dun  haus    konservativen 
kter:    auch   darin   entspricht    es  ganz  der 
Auffassung,   die   man  im  Mittelalter  über  diese 
Dinge    hatte.-      Man    dar!    auch   hier 
nicht   mehr   zumuten,    als  ihm   nach 
seinerzeit  zu  leisten  möglich  war.    Die .Staute 
waren  im  Mittelalter  ein  für  allem.  I 
einen    Lrbeiterstand   aber   in  unserem  bmn 
Stand   lebenslänglicher  Lohnarbeiter   gal 
Mittelalter   ebenso   wenig  wie  ein  massenb 
Proletariat.      Das    „Emporsteigen"   bestand  im 
Handwerkerstand    für    den  Einzelnen    in    dem 
Uebereang  vom  Gesellen  zum  Meister.    Die 

Massen    ist  deiner 

Begriff,  der  erst  mit  dem  Dasein  des  modernen 
triats  gegeben  ist. 

OT  es  i-t  noch  nicht  genug,  dass  aui 
selten  des  Almosenspenders  I  eberfluss  über  das 
ztvm  standesgemässen  Leben  Notwendige  vor- 
handen ist,  auf  seifen  des  Empfangers  muss 
auch  wirkliche  Not  vorliegen.  Damit  ist  den. 
Vorwurf    als  begünstige  der  Aqurnate  den  I 

n  Bettel,  der  Boden  entzogen,  um  so  mehr 

man   noch  seine  Aeusserungen  über  de 

allgemeine  Arbeitspflicht  heranzieht.    T  ml  -  bs1 

takt^  Gebot,  Almosen  zu  spenden 

ae   reine  Liebespflicht,    die  dem  Gewissen 

des   Einzelnen  überlassen  bleibt,   kerne. Rechts- 

nflicht    die  mit  Gewalt  erzwungen  werden  durfte 
pnicni  uieiu  Fall 


>.  th.  2, 


66,  a.  7  c). 


sogenannten  ^äussersten  Not"  muss  der  Wille 
dei  Eigentümers  dem  höheren  Recht  dei  Existenz 
Sei  Per  in  solcher  »  ^S 
Befindüche  ist  kraft  Naturrechts  d.  h. .  k  a tt  s 
Rechtes  seine  Existenz  durch  die  hierzu  be- 
ten   an «ter   zu   erhalte,,     b 

:       das  zur  Beseitigung  der  Gefahr  Notwendige 

'  zu  nehmen,  wo  er  es  findet ;  ja  er  kann  es  selbst 

gegen    das   Widerstreben   des   Eigentümers   er- 

ansse]    der  Eigentümer  befände  sich 

in  o-leicher  Notlage.  Dieser  Fall  ist  nai  D 
Thomas  nur  dann  gegeben  wenn  es  offenbar 
ist  dass  die  Existenz  der  Person  bedroht  ist 
und  die  Gefahr  auf  anderem  Wege  nicht  ge- 
hoben werden  kann  (ibid.).  Die  Begrün 
dS   oft   mißverständlich   gedeuteten    I 

,,  sich  dem  vorausgehenden  zufolge  eigent- 
üch   von    selbst:    in, ich   die  Trennung  des  Be- 
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...  nicht  den  de-   Kanins  (ibid.). 

Die  Sache  isi  i  ben  da  wegen  der  Pe  r  -  o  n 

Di     ganze    Unterstützungspflicht,    die   der 

dem  Besitzlosen  zu  er- 

i   der  „gemeinsame  Gebranch  di  r 

nach    von  einer  festen  Ordnung 

dii   4nii  Begehren  der  Menge  gegen 

senden  gewiss  keinen  Vorschub  leisten 

will.     Immer    ist    der  Eigentümer   der    B 

rechtete.     Hat  er  Ueberfluss,  so  isi  er  wohl  im 

Gewissen    gehalten,    dem   wirklich   Armen  mir 

o     aber  dieser  von   Thomas   verlangte 

gemeinsame  Gebrauch    der  Erdengüter  ist  kein 

so  unbedingter  und  weitgehender,  dass  dadurch 

rirtschaftliche  Interesse  am  Eigentum  ver- 


weil du-  Obrigkeit  zur  Hüterin  der  Gerecht« 
kr"    bestellt    ist    ,s.    th.   q.  66,    a.  8  c  DJ 

Fürsten  können  in  zweifacher  Weise  beim'  K- 
hcben  von  Abgaben  sündigen:  1.  wenn  sie  nicl 
auf  dm  Nutzen  des  Volkes,  sondern  nur  ai 
den  Raub  seiner  Güter  bedacht  sind- 


4.  Erwerbstitel.  Einer  kurzen  Ausfüh- 
rung bedürfen  auch  noch  dir  i;  ,■ «  erbsarten 
des  Eigentums.    Der  ursprüngliche  Erwerbs- 

isl  du-  (i.  cupation.  An  einem  au-  dem 
Leben  gegriffenen  Beispiel  erläutert  Thomas 
ihre  Berechtigung:  Wie  derjenige,  der  zuerst 
zum  rheater  kommt,  berechtigt  ist.  sich  seinen 
Platz,  um]  sei  es  auch  den  besten,  auszuwählen 
so  darf  auch  der  Mensch,  der  zuerst  auf  ein 
noch  nicht  von  einem  anderen  angeeignetes 
materielles  (int   stösst,   mit  vollem  Rechte  sich 

die  zu  eigen  machen.  Das  Unrecht  liegt 
nicht  in  der  Aneignung  des  Objektes,  sondern 
in  dir  egoistischen  Ausschliessung  aller  übrigen 
V0JP  Genuss  S.  th.  2.  2.  ,,.  66,  a.  2  ad  2) 
„Was  niemals  Eigentum  eines  anderen  war" 
belehn  nns  Thomas,  „wie  Perlen  und  Edel- 
steine, die  sich  am  Meeresstrande  finden,  und 
ähnliches,  gehl  in  den  Besitz  des  Ordinieren- 
den über"  (ibid.  q.  66,  a.  5  ad  2).  Dem  Ein- 
wand, dass  dann  einige  imstande  gewesen  wären 

diirrh  Okkupati len  ganzen  Grund  und  Boden 

an  sich  zu  reissen,  so  dass  alle  übrigen  nur  die 
„Enterbten"  wären,  begegnet  Thomas  durch 
d'ii  Binweis,  das-  ..im  Anfang  der  .Menschheit 
der  hi-iiz  von  Grund  und  Boden  wegen  der 
geringe,,  Bevölkerung  nicht  so  wertvoll  war 
wie  der  der  Imre  und  besonders  nicht  im 
Unent,  wo  auch  heute  noch  wenige  Bewohner 
sind  im  Vergleich  zur  Ausdehnung  des  Ge- 
biets"   In  .1..),   l.  :; 

u,n  "•"i"   hieraus,  dass  Thomas  weit  ent- 

?,.,nir  ."'"•  » le«i  Standpunkt   jener  modernen 

1 '"•''"■    welche   das    Eigentumsrecht    durch 

','"'   contral   jocial  entstehen  lassen  wollen   wie 
»ea«i   oder   dasselbe   auf    das  Staatsgesetz 
zurückfuhren     wie    die    heute    zahlreiche    An- 
nanger zählende  sogenannte  Legaltheorie  fs   d 
Art  Eigentum  oben  Bd   III  S.  298ft  .ebenso 
,lf   aber  auch  vom  Standpunkt   des  Sozia- 
1|"1""--    welcher  die   Arbeit   als  alleinigen    Er- 
werbstitel anerkennen  will.     Die  Bedeutung  der 
\HM,t    -ll-    Erwerbstitel    ist    nach    dem   oben 
Mer  die   Arbeitspflicht  Gesagten   einleuchtend 
•>.  Staat   und  Eigentum.     Weil  der  Staat 
nach    rhomas        das    Eigentumsrecht    nicht 
*öen    hat.    so    muss  er  dasselbe  auch  re- 
spektieren,   in  waltsame  Eingriffe  in  die  I 
tnmssphäre   der    ünterthanen    sind   ein    Beweis 
Jon  Tyrannei     -    th.   2,  2,   q.  118,   a.  8  ad  51 
('  ■'■  freilich  das  Staatswohl  notwendig  erheischt 
das  von  den  I  nterthanen  zu  erheben,  ist  Recht 
di  i  Obrigkeit ;  was  sie  aber  ohne  diesen  Rechts- 

1    von   ihn presst,   i-t   Raub   und  eine 

1   "     Sündi     als    die    der   Strassenräuber 


•  =■"",    -    wen 

sie  mehr  nelimen,   als  das  Gesetz,  welches  ein 
An   \  ertrag   zwischen  Fürst  und  Volk  ist     hl 

stimmt    und   als   das  Volk    zu  leisten  verii 

(.in   Köm-    13,  7.   cfr.;    S.  th.   2,  2,    q    102 

Damit  hat  jedoch  Thomas  die  Staatsgewa] 
dem  Privateigentum  gegenüber  nicht  zur  Ein 
flusslosigkeit  und  Passivität  verurteilt  Siosol 
dasselbe  nicht  bloss  gegen  unberechtigte  \„ 
griffe  schützen,  sondern  sie  hat  vor  allem  dii 
ganz  allgemein  gehaltene  Forderung  des  Natur 
rechts  (s.  o.  S.  104).  dass  Privateigentum  be 
*telle:  In  I  ebereinstimmung  mit  den  konkrete] 
'■rundlagen  und  der  historischen  Entwickeln» 
des    Wirtschaftslebens    auszugestalten    und    si 

eine  entsprechende  Privateigentumsordnun e- 

setzlieh    zu   fixieren  (Quodlib.    12,   q.  16    a    24 
Omma    sunt   principum   ad   gubernandum       ffi 
wird   also  hier  ausdrücklich   ein  Jurisdiktion* 
recht    der  Staategewalt  gegenüber  dem  Privat- 
eigentum konstatiert.     Hat  doch  Thomas  seil, st 
wie    dargelegt,    das    Privateigentum    auch    als 
einen   Bestandteil   der   bürgerlichen   Rechtsord- 
nung    angesehen.      Mit     weitem    Blick     weii 
rhomas   des    weiteren    die     praktische    Durch- 
führung  des  wiederholt  und  nachdrücklich  von 
ihm    betonten  Grundsatzes,    dass   der  Gebrauch 
der  Güter   ein  gemeinsamer  sein  solle    der  G« 
setzgebung   des   Staates   zu        gewiss  eine  für 
die   friedliche  Regelung  des  Verhältnisses  zwi- 
schen kapital  und  Arbeit  hoehbedeutsume    Auf- 
gabe.     (Cfr.  ( 'eminent,  in  Polit.  üb.  2,    lect    4- 
Quoinodo  autem  usus  rerum  propriarum  possit 
hen  communis,   hoc  pertinet   ad  providentiaü 
boni  legislatoris.) 

Natürlich  handelt  es  sich  hier  neben  der  For- 
derung einer  gerechten  Besteuerung  (s.  ■  d,,,,  i 
vor    allem    um    eine    Regelung    des    Armen« 
wesens.     Ist  auch  das  Almosen  zunächst  dem 
Gewissen  des  Einzelnen  anheimgestellt,    da     es 
viele   giebt,   die  Not  leiden,   und  man  aus  der- 
selben Sache  nicht  allen  zu  Hilfe  kommen  kann" 
(S.  th.  2,  2,  q.  66,  a.  7  c),   so  kann  die  Staats« 
gewalt    doch    die    Armenpflege    in    die    Hand 
nehmen  und  etwa  durch  eine  Armensteuer  ver- 
hüten,   dass  jener  immerhin  kritische  Fall  der 
„äussersten  Not",  wo  die  oben  erörterte  Selbst- 
hilfe erlaubt  ist.  eine  häufige  Erscheinung  werde. 
Daher  stellt  Thomas  die  zwar  allgemeine,  aber 
tiefeinschneidende    wirtschaftspolitische    Forde- 
rung:   „Durch  den  Eifer  des  Fürsten  soll  eine 
genügende  Menge  des  zum  Leben  Nötigen  be- 
schafft werden"  (De  reg.  princ.  1.  1,  c.  14).    Es 
wurde  ja   den  Ruin  jeder  staatlichen  Ordnung 
bedeuten,    wenn  jenes  Recht  der  Selbsthilfe  zu 
einer     dauernden     Einrichtung    würde.       Alan 
braucht   jedoch  bei  dieser  staatlichen  Sorge  für 
die  „Gemeinsamkeit  des  Gebrauches  der  Güter" 
nicht  ausschliesslich  an  die  obrigkeitliche  Rege- 
lung   des    Armenwesens    zu    denken,    so    dass 
Ibomas.    wie    Eucken  (a.  a.  0.  S.  207    meint 
""''  die  Folgen  der  Not,  nicht  aber  ihre  Quellen 
verstopft    wissen    wollte.     Vielmehr  fehlt  es  an 
vielen    Stellen    nicht    an    Andeutungen,    dass 
•■homas   auch   da-  Versinken   ins  Elend,   insbe- 
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„,    schaden    der    \  rm"gÄ  2  2 

1  "«  aMMl  derEigentumsverteilung. 

"':  l  er    -im  Pinne  von  Thomas 

Aufgabe  ue,       im    1""  ßpsetzov 

tonnte  Wenn  nämlich  der  Besitz  allgemein 
rft  werden  kann,  können  alle  Besitzungen 
tefcht  in  wenige  Hände  kommen;  und  dan  n 
ft?  notwendig  ein  Staat  od, 
»Kll.-Prt  werden,  l'aruui  trat  aas  Llt< 
dm  dkse7üefahr  vorzuheugen,  die  Bestimmung, 
feL  einexseite  den  menschlichen  Bedürfnissen 

die  Unordnung  in  der  1^  erteilung  zu  verhindern 
Site  dieselbe  Gebiets*  Ä»  den 
Stämmen  zu  erhalten"    S.  th.  1.  2.  q,  W»>  a-  - 

ad  3  . 

IV.  Thomas  und  der  wirtschaftliche 
Verkehr. 


-     gelang*     I  '"." " 

nicht    eigentlich    zun  ^   M^ 

sohafl     die   Stadtwirtschafl   steht   in   dei    ■ 
;„,),.„   Baus-  und  Volk-, 
S    "felkicht    Anklänge   an    I  iTitaa 

v  1  ,.v..-  ireg.  princl,  1;  regntun,    bid 

1    i:;    finden;      De,   Stadtstaat .  ist  nach  i 
Ansicht    am    besten   El     die  winschafthch 
darfsdeckung  geeigni  I    i  ud.  1.  1  ■     !•'  sou  ai 
halb    in    wirtschaftlich      Beziehung 
unabhängig     dastehen,     sich    -  nugen 

Sclentia       Deshalb 

dS 

vm  bei  ad  eit  sind: 

soll  fruchtbar  sein:  denn-  ist  das  sicherste 
und  würdigste,    wenn   die  Stadt  ihren  Lebens: 
;,rf   Selfst  erzeugt   und  von,  Auslände  mog- 
nnabhängig  dasteht.    Zu  diesem  Z 
;,,„.,,   dfe  bertlichkeiten   indem 
H    werden,    das 
Stände,    Klerus,    Rieht. 


-    -  Das     Gesagte    leitet     uns    über    zu    « 
knr/en  Charakteristik  des  wirtschaft- 
richen  Verkehrs,    soweit   Thomas   sieh  da- 
riiber  ge^ussertuÄe    ^   s^twirtschaft. 
Abweichend  von  Aristoteles    der  die  to»^ 
ai-Viaft    als    eine   in   seh  abgeschlossene   V\ irt 
sttLmheit  betrachtet,  hatte  Thomas,  die  ge- 
5     S    Arbeitsteilung  zum  Orgamsanons- 
prS  des  ganzen  Wirtschaftslebens  erhoben, 
i  .  dureh  war  natürlich  der  Austausch  der  Pro- 
S  der  Handel    etwasUnentbetahches^e- 

worden       Us   Wirtschaftseinheit    gut   Ano ma 
die  Itadt;  er  hatte  ja  die  selbständigen italieni- 


ren    Stande,    ivieiu>.    j...  ».-. 
rker,    Soldaten     De    reg     pru 

i  naselben  ver- 

tret?  Beurteilung  des  Handels.    Hier 

Wh"ie     ,      'ichtlLh.  welche  Steta 
lern  Handel  überweist     E  *«**, 

weTst  ihni  aber   doch  eine  im.  rdnete 

Stellung  zu.     Ganz  könne  man  semer 

ssää 

L'ou  Ware  gegen  Ware    Tauschwirtschaft)  oder 
',     Ware    gegen  Geld  vollzieht.    Sem  Ziel 

fkung.    Die  andere  Art  dagegen 
tot   nkhf  die  Wirtschaftliche   Bedarfsdeckm 

zum  Zweck,  sondern  dient  der  Spekulation,  de, 
"    i„    Ut      Kr  vollzieht   sich  im  Austausch 

ÖeCewinn  dagegen  kann  durch  einen  ehr- 
baren Zweck    wo!   gerechtfertigt   wto», 

,i   •  Stadt  dagegen  kommt  er  nicht  in  Betracnt, 
£  he     Produzent    und    Kons«,  an- 

ndttdbar  gegenüberstehen.    Wie  man  sieh 
Seh  derlaWel   in   lässigen  Grenzen  halten 
sii-u    u<.i    ^  ,r    «,,    ....  i^r  lefli"lieh  ein  un- 

SJ3Ä»  -  »i'""=  *-  ■** 
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i>t.   so  wird   man  doch  zugeben  müssen,   dass 
Tl",,;  Gi  isl   jener  Zeit  den  Handel 

nicht  sehr  _    nstig  beurteilt.    Erbefürchtet  dass 
iusammenströmen  vieler  fremder  Elemente 
M   "'  Isplätzen   die   Sitten  der  Bürger 

inffussen   würde.     Wollten    aber 
Vul1, :  Bürgei  selbst  an  Handelsgeschäften 

-   n,    so   würde  ein  solches  Gemein- 
m  I  atergang  verfallen,  da  durch  die 
jung   der  Gewinnsucht   Treu   und   Glaube 
rgraben,   den    Betrügereien    Eingang    ver- 
schafft und  durch  die  Verweichlichung    wie  sie 
bei    den  Bändlern   üblich  sei,    die  Bevölkerung 
zum    Kriegsdienste    untauglich    würde       iuch 
umere   Ordnung   und    Ruhe    winde   durch 
M  uschenansammlungen  in  den  Städten 
™  I      Dies  wäre  aber  der  Fall,  wenn  die 
Burger  innerhalb  der  Städte  Handel   betrieben 
pereg.  0,8).     Aus  all  dem  geht  hervor,  dass 
der    Handel    überhaupt   nur   Passivhandel 
sein  soll. 

Die  sittlichen  Qualitäten  der  Kaufleute 
gelten  rhomas  als  minderwertig,  die  Gewinn- 
sucht beherrscht  nur  zu  leicht  die  ganze  Hand- 
■ '"-'  !■-  '»••-reht  Gefahr,  dass  im  Eauf- 
aft  die  Gerechtigkeit  verletzt  wird 
Grundgesetz  für  den  Austausch  aber 
ist  die  Aequivalenz  der  Werte 

3.  Thomistische  Wertlehre.    „Kauf  und 
verkaut      sagt    rhomas,    „sind   eingeführt  zum 
msamen  Nutzen  aller,  da  einer  der  Sache 
tnd  ren  bedarf  und   umgekehrt,    wie   der 
Philosoph  lehrt     Was  aber  zum  gemeinsamen 
■Nutzen  eingeführt  ist,  darf  für  den  einen  keine 
isere   Last    sei,,   als  für   den  anderen.-   und 
lb     muss     nach    der    Gleichheit     des 
nstandes  der  Vertrag  zwischen  ihnen 
issen  werden-    S.  th.  ■>   2   n  77   a  1  ei 
ir  zu  sorgen  ist  Aufgabe  der  justitia  'com- 
mutativa.    „Bei   der  anziehenden  Gerechtig- 
keit kommt  wesentlich   die  Gleichheit  der 
Sache  in  Betracht"  (ibid.  3).     Der  Preis  ist 
f«  Ausdruck  des  Tauschwertes:,, Die  Quantitl 
' ?    ]    Gebrauchsgegenstandes    wird    gemessen 
'   '•'    einen   Preis    wozu  das  Geld  erfunden 
wurde        \eui,    daher   der    Preis   die  Quantität 
emer  Sache  übersteigt  oder  umgekehrt  di    3ach 
,'1"'    äem  Preis  ä0  wird  die  Gleichheit 

^erechtigkei1  aufgehoben.     Daher  ist  efan 
;"]l1  fferecEt  und  unerlaubt,  eine  Sache  teurer 

zu 'verkaufen   oder  billige,^,,  kaut si, 

wert  i-t  >  th.  2.  2,  q.  77,  a.  L).  Wodurch 
'•-""'!">  -  nun  der  ^rechte  Preis  oder 
I  anschwerl  einer  Ware?  Mir  grossem 
Scharfsmu  hat  Thomas  die  GrundelemJS  der 
"  f/^ehre  entwickelt.     Kr  bah  Gebrauch 

""''.   atl,Iltaa    undTauscl  scharf 

auseinander.  Der  Tauschwert  ode]  d, 
l"'1""  Pfei:  ,'1-1'  D^ge  ist  uicht  gefall 
punctuahter)  bestimmt,  sondern  hängt  mehr 
u\,:'n7r^""v  pchäteungab,  sotass  eine 
Ueine  Erhöhung  oder  Verringerung  desselben 
•!':"•"-'•  der  Gerechtigkeit  nicht  aufhebt" 
,'1,11-  a".  '■  r1  ■.  h"  Tauschwert  liegl  dem- 
nach   ei„    objektives    und    ein   subjektives   u„_ 

ÄÄS?**«  - «*& 

Man    bar    3chon   bei  Thomas  die  heute  von 

den  Sozialisten  vertretene  Ansicht  linden  wollen 

die  Arbeit    -,-,  die   (,i„e||e  all,-.  Tauschwertes 

«'gl.  Hohoff,   loe  Wertlehre  des   hl.  Thomas 


von   Aquw       Jedoch   ganz  ]llit  Unrecht     D 
rauschwert  einer  Ware  wird  nach  Thomas  n 
allem    durch   ihre  Qualität,    d.  h.  durch  ih 
innere    Güte    und    Vollkommenheit    bestimm 
"'her  kann  ein  dreifacher  Defekt  des  Kaule 
Standes  einen  Verkauf  moralisch  unerlaubt  milche 
je    nachdem  sich  jener  auf  die  Art,  die  Quant 
tat    oder    Qualität    der  Sache    bezieht    fibid 
-.<■■•      Die  Qualität   deckt   sich    jedoch  ni'cl 
im    dem   Begriff    des   Nutzens,    dabei    ist   v,!, 
mehr  an   eine  gewisse   natürliche   Vollkommei 
holt  der  Sache  zu  denken,  denn  Gold  und  Sübi 
haben  ihren  hohen  Wert  nicht  allein  wegen  d 
-Nutzens   der  Gefässe,   welche   aus  ihnen  bei 
gestellt  »erden,  sondern  auch  wegen  ihrer  voi 
nehmen  Substanz    (ibid.   ad  1.      Falschem     vo 
den    Alchimisten    hergestelltes    Gold    dm     m 
i-'';'liforweise   niebt   um   den  gleichen  Preis   m 
echtes  verkauft  werden,    „vorzüglich  deswegen 
»eil    wahres  Gold   und  Silber  ihrer  natürliche! 
Verwendung  nach   manchen  Nutzen    biin<rei 
können,  web  bei,  das  falsche,  alchimistische  uich 
gewahrt'   (ibid.  ad  1).      Hiermit  ist  als  zweite 
wichtiger  Faktor  des  gerechten  Tauschwerte 
die    Nützlichkeit    oder    der    Gebrauchs  wen 
bezeichnet.     Daher  richtet  sich  auch  der  l'ivi- 
„ment    nach    dem  Grade   der   natürlichen  Voll- 
kommenheit,  da   zuweilen   ein  Pferd   um  einen 
höheren    Preis    verkauft    wird    als    ein    Sklave 
sondern   nach  dem  Gebrauche,   zu  welchem  sie 
dein   Menschen   dienen"    .ibid.   ad  3).     Wichtig 
liir  die  Bestimmung  des  gerechten  Preises  oder 
rausch  wertes  ist  ferner  das  Verhältnis  \  ol 
Angebot  und  Nachfrage.     Je  nachdem  an 
verschiedenen  Orten  Uebernuss  oder  Mangel    111 
emerWare  herrscht,  wird  auch  der  Wert  bezw 
1  reis   verschieden   sein  (ibid.   ad  2).      Derselbe 
wird  sohin     verändert  nach  der  Verschiedenheit 
von   Zeit  oder  Ort"    (ibid.  a.  4  ad  2).    Freilich 
wegen  der  besonderen  Nützlichkeit   für 
die  Bedürfnisse   eines  einzelnen  Käu- 
fers darf  der  Preis  nicht  erhöht  werden;  den! 
dieselbe  ist  ja  nicht  auf  seiten  des  Verkäufers- 
„niemand  aber  kann  verkaufen,  was  nicht  -ein 
Eigentum    ist,    obschon    er    den    Schaden    ver- 
kauten  kann,    den   er  selbst   erleidet-  (ibid    a 
1  _c),   d.  h.   die   besondere  Nützlichkeit  für  Be- 
<  urtnisse    die   nicht  allgemein  sind,   senden,  aus 
der   zufälligen    Lage    eines    einzelneu    Käufers 
entstehen,  ist  nicht  als  zu  der  Ware  gehörig  zu 
betrachten,  ist  somit  nicht  im  Besitze  des  Ver- 
käufers  und   kann   daher   auch   den  Wert   und 
Kaufpreis   nicht  steigern.     Damit  ist  die   Not 
von    Ausbeutung    durch    wucherische    Preiser- 
höhung  geschützt.  -  Als   letztes   wirken  end- 
lich   auf    den    rauschwert    ein    Kosten    ver- 
schiedener Art,   wie  Arbeit.   Auslagen,   Gefahr. 
JJass    Thomas    die    Beeinflussung-   des   Tausch- 
wertes   durch   die  Arbeit   nicht  verkannt  habe, 
erhellt   daraus,    dass   er   demjenigen   das  Recht 
zuspricht,  eine  Sache  teuerer  zu  verkaufen    der 
eine  Verbesserung  an  ihr  vorgenommen,  also  ihr 
M  ert  zugesetzt  hat   (ibid.  a.  4  ad  U     Es  kann 
atso  jemand   eine  Sache   teuerer  verkaufen,   als 
er    sie  gekauft   hat,    „entweder   weil    er  sie  in 
etwas  verbessert  oder  weil  der  Preis  durch  die 
Verschiedenheit    des   Ortes    und    der  Zeit  sich 
^ändert   hat,    oder  in  Bücksicht  auf  die  Ge- 
'v"11'-    der   er  sab   bei  ihrer  Übertragung  von 
einem  (irr  zum  andern  aussetzt"    ibid.  a.4ad2 
aii  einerstelle  des  Kommentars  zur  NikomacM- 
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iect.9    nennt  er  neben  d,  ^JP^-JKÄ^Ä 


StES  ilka^en  a'ab7r"ei  eipensae),  die 

l  ,,,.,■■  wert  beeinflussen 

4. Das  Zinsproblem.    Es  wurde  oben  ge 

,.„„    ,U,ss  zu  dem  von  Thomas  als  unnatuiOicb 

Shnetei,    Gelderwerb    das    Vv  echselgeschaf  1 

welche»    Gehl    ans    dem    1  msatze    des 

selbst   gewinnt.     Ans  dieser  Auffassung 

esonders   ans  der  Aequivalenz der  Werte 

r„lrllt    Sich   ganz   folgerichtig   auch  die  Ver- 

,7t eilung  des  Zinsenbezuges  aus  d    m 

Wiehern     In  der  näheren  Begründung  lehnt 

Ä  d.  Gr     hatten  sk"  mit  der- Be  £^EMwffi  Stari 

nfang  auf  Stehen  des  alten  und  neuen  lesu  ^  scharfsinnigen     i  agange    des 

Mit»   begnügt      Thomas  geht  i wt  da.  ^  \    lhuU„„  zurückgreif en ,  -ohne   indes,. wie 

m     tiefer     ein     (Jourdain    !'•    «J-      " \e  Ylaurenbieehrr   ll   a.    0    S.  :>".   Anm.  1      i 

leg  und  die  mittelalterliche  ^ehe  W  ^™\      die    thomistische     Soziallei, 

,,.    di€    Unfruchtbarkeit   des  Geldes      Die  am  ^Xg^  moderner  Sozialpolitik  zu  ma, 

«eisten   charakteristische   Melle   lautet.    ../.in-  £""Hi  5.  ihering  hat  ihm  das  Zeug- 

u,    ausgeliehenes  Geld  zu  nehmen    ist  an    ich  ^  JJKto   dieser   grosse    Geist    das 

Gerecht,  weil  etwa,  verkauft  wird  was  n  cM  w™§2&  Moment des  Sittlicl 


war  ;,„  Mittelalter  sehr  - 
Das  Geld  hatte  noch  nicht  die  I  "  ™n 

Kapital  and  konnte  darum  keinen  Zins  ein- 
bringen Es  handelte  sich  meist  um  Darlehen, 
die   aus   V  l  l    wurden.     Gegen   nichts 

aber  eifert  Thomas  so  sehr  als  gegen  die 
wucherische  Ausbeutung  di  r  IS 

rhomas  von  Aquin  wurde  als  sozialer 
Denker  in  neuester  Zeit  mehr  in  den  \  ordergrnnd 
kr  nichl  nur  dass  aul  katholischer  Seite 
an.  in  der  Enkycüka  „Rerum  nnvarunr 
i rahre  1891  die  Berechtigung  und  Hot- 
wendigkeit  des  Privateigentun  -  n  der  Hand 
der  von  Thomas  dafür  angeführten  Grunde  be- 


Eresellschaftiiche  Moment  des  Sittlichen 

vollkommen  erkannt  habe  (Der  Zweck  im  h 
II     11t;  .     Vielfach    sind   es   ja   die  wirta 
hohen  Ansichten  des  Aristoteles,  die  bei  Thom 
wiederkehren,   aber  es   entstehen   daraus  durch 
die    Einwirkung    der   christliehen    Ideeen. 


„den  ist;   das   ist  offenbar-  eine  ungleich 
heil    die  der  Gerechtigkeit   widerspricht.    I  m 

£Ä~*7£"ÄSS  k v„„„  a«  «*»  a— »-»>«■ 


L    dem    wird    damit    auch   die   Sache   uber- 
i      Wer  darum  den  Wein  verkanten  wollte 
und  getrennt  davon  die  Nutzung  des  Weines, 
würde   dieselbe  Sache  zweimal   verkauten   oder 
er  würde   das   verkaufen,    was   nicht  existiert; 
er  würde  daher  offenbar  eine  Sünde  der  Unge- 
rechtigkeit besehen   ...    Es   riebt   aber    auch 
Dinee    deren  Benutzung  nicht  ihr    ver- 
geh   ist;   so  ist  z.  B.  die  Benutzung  des 
Hauses  seine  Bewohnung,  nicht  aber  seine  /er- 
Btörung     Darum  kann  in  solchen  Dingen  jedes 
von  beiden  getrennt  überlassen  werden,  so,  wex 
einem  anderen  das  Eigentum  an  seinem  Hause 
überträgt   unter  Vorbehalt   des  Gebrauche-    Eui 
eine  bestimmte  Zeit;  oder  umgekehrt,  wer  einem 
die  Benutzung  des  Hauses  überlässt  unter  \  or- 
behalt  des  Eigentums  für  sich.    Desha  b  kann 
mau    erlaubterweise    einen    Preis    für   den   ge- 
brauch   des   Hauses    annehmen    und   ausserdem 
das  vermietete  Haus  beanspruchen,  wie  es  that- 
Bächlich  bei   der  Vermietung   eines  Hauses  ge- 
schieht.    Das  Geld  jedoch  ist  nach  dem  Philo- 
sophen hauptsächlich  zur  Bewerkstel hgung  des 
Austausches  eingeführt;   danach  ist  der  eigent- 
liche  und   hauptsächliche  Gebrauch  des  Geldes 
sein  Verbrauch  .  .  ..  insofern  es  im  Tausch- 
verkehr    ausgegeben  wird.    Aus  diesem  Grund 
ist  es  an  sich  unerlaubt,  für  die  Benutzung  de« 
ausgeliehenen  Geldes  einen  Preis,  d.  h.  Zins  zu 
fordern"    S.  th.  2,  2,  q.  78.  a.  1  c)     Hm  durch 
äussere  Umstände  kann  eine  Berechtigung  zum 
Bezug   eines  Zinses   entstehen.    Thomas   kennt 
den   Zinstitel    des    entstehenden    Schadens   und 
implicite  erkennt  er  auch  den  des  entgehenden 
Gewinns   an    (Funk.    Zins   und   Wucher    1868, 
S    TS.    Schaub  362 ff.-.     Der   Grund  für  diese 
Auffassung   ist    in   dem    damaligen    Stand   aes 
wirtschaftlichen   Lebens   zu   suchen.     Die    aog- 


,,,         Mry    of    Polüical    Economy,    Bd.    I).   — 
intoniades    Basilius,    Entstehung    und    Ver- 

,   _  Baumann.    Die  Staatslehr, 
U.  Thom.  v.  Aquin,   Leipzig  187S.  -Cathrein, 
Das   jus  gentium    im   römischen   Recht  und 
hl     rh  [quin      Philosoph.    Jahrbuch 

geseUschaftBd.il,    mff-)--  Uer.elbe 

Woralphilosophie,    t.   Aufl.,    Freu i       9  ,    II, 

267  ff.    —  Contsen,    Thom.  >-.  Aquvn  als  volks- 
wirtschaftlicher   Schriftsteller,    Leipzig   1861.    — 
Verseihe,    Zur   Würdigung  des  Mittelalters  mr 
B    i   tanj  auf  die  Staatslehre  des  hl. 

T, ,.      Iqui«      <   "'-'    1870.    -    Verselbe, 

Geschichte  der  volkswirtschaftlich      l 
Mittelalter,    Leipzig   1869    -    Costa-Rossetti, 
Hl,,,        G  igen   •'■•'  KaUonalokon u      » 

iV«( '"■  -v""'-  ' 

-       'a^m,  Freiburg  1888. -CraHah 

i     S.    Th i    d'Aqmn,   lov 

1896    —  hndres,  Thom.  v.  Aqui       - 

_    Eucken,     Di*     Philosophie    des     Thom.    v. 

Aguin iddie  Kultur  der  Neu, 

Philo, hie,    BaU>    1885,    Bd.  87,   S.   I61ff. 

f„„k     r  .  ökonomischen   Ansch mgen 

■ 

L    rrln:    r.    llevtli,,,,.     B 

blitik,  Freiburg 

Uettinger,    Tl a    v.    Ar'" 

uropäisch<    dvüüati Frankfv 

desheü.   Th ».    Iguin    KaOwU/c   Man*  1901 

_    Hohoff,     Vi,     Wertlehre    * 

.       dreform,   189S,    XV.  Jahrg.,    He) 
__  Jourdmu.   Mim 
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i      -  ■  . '  ■  '■  s  dtt  nfi/,  ,i 

'Institut  Rational  dt   Fronet . 

VIII,    l—  .  Der- 

seiht  ■     sr.    Thomas  d'Aguin, 

Maurenbreeiter,    Thom.  v.     Iquinos 

Wirtschaftsleben  seiner  Zeit,  l.  Heft, 

selbst     zahlreich,      Litteralur- 

-     //■  rüings    Rect    i 

-     rift  im  Philos.  Jahrbuch,     998,    v  ,  ;i  f.),  

Mausbach,    Thomas  von  Aquin    Kirchen!, 

Aufl.,    Bd.   XI,    1625 ff.,    Freiburg 
Theod.    Meyer,    Institutionen    juris    naturalis 
philosophiae    moralis    universal     seeundum 
a    S.    Thomae    Äquinalis.     Pars    I.     Jus 
""<"  i  1885).   Pars  II.     Jus 

Freiburg   1900).  -       II.  Pesch, 
Do  [um  als  soziale  Institution,  S.  Aufl., 

1900.    -      Schäzler,    Divus    Thomas, 
■  K  us    contra    labt  ralismum  ,    Eomae 
-    Sehaub,    Die    Eigentumslehrt     nach 
Thomas  von  Aquin   und  dem   modernen   Soziaüs- 
mus,  Freiburg  1898.  —  Schneid,  Die  Philosophie 

•  ts  v.  Aquin    und    ihre    Bedt  titung 

für   die    Gegenwart,    Würzburg   1881.    —    f.    .)/. 

Sehneider,  Dit  Grundprincipien  des  hl.  Thomas 

mi,l   der   moderne  Sozialismus  (Jahrb.    für  spec. 

I.    u.  Philos.,   Bd.    Vlllff.).   —   Derselbe, 

ialistischt     Staatsidee     beleuchtet     durch 

Thomas  v.  Aquin,  Paderborn  1894.  —  Thomas- 

.  Heft  7—9.    Der  hl.  Thomas  und 

■  >;■    Sklaverei.   —    TItoemes,    Commenlatio  lite- 

'  et  critica  dt    S.  Thomat   operibus,  Berolini 

.    —Malter.  Das  Eigentum   nach  der  Lehre 

des  hl.   Thomas   von  Aquin   und  des  Sozialismus, 

I  n  iburg  1895. 

V.    Maltet: 


Thomas  de  Vio  (Tommaso  da  Vio), 

mit  dem  Zunamen  Cajetanus. 

geb.   1469  in  Gaeta     Cajetana)  im  Königreich 
Neapel,    -est.    den   (I.  VIII.   1534   in  Rom      Be- 
reita   L484  trat  er  in  den  l>ominikaner,ir,len  ein 
envarli  14!l.)  m  Pndua  den  the, , lugischen  Doktor- 
würde Professor  an  dem  dortigen  Gym- 
nasium    vgl.   ..Papadopoli    Historia    gymnasiae 
-.  n..  alsdann  Prokurator  und  später 
Ordensgenera]    der   Dominikaner.     1517  erhielt 
'■»    Leo  \     den    Kardinalshut    und   wurde 
1518  Verwalter  des  Erzbistums  Palermo     Seine 
Mission    als    Legatus    a     latere,    in    Deutsch- 
land   den  Zehnten   von   den   geistlichen  Gütern 
einzuführen,  verlief  ebenso  resultatlos  wie  seine 
Disputation  mit  Martin  Luther,  den  er  im   \uf- 

1 ,\x    >-'"''  Widerruf  zwingen  sollte,  im 

Oktober  1518  m    Augsburg. 

Thomas    de    Vio    veröffentlichte    folgende 
staatswissi  nschaftliche  Schriften  in  Buchform- 
phpmae  de  Vio  i  ai  tani  Opuscula  omnia,  Monza 
Lt>29    in  der  ersten  Ausgabe  seiner  opera  omnia 
dasselbe,    als    späterer   einziger    Neudruck    der 
1,1 — "  Opuscula,  \  enedig  1596    Dieses  Sammel- 
werk nmfasst    folg  ndi   a  Schriften:    De  monte 
t    L498  zu  Pavia);   de   cambiis 
!    :  199   in  Hailand  ;   de   nsura    verfasst 
J«~0  /!l  \  enedig       i<  ine  gi  sammelten  Schriften 
die  in  den  Kommentaren  zu  Thomas1  vonAquino 
„summa   theologiae"   und  „esse  et  essentia"  II 


in    Kommentaren    zu   den  4    Evangelisten  im 
di  m,    Inhalt    der    opuscula    etc.    bestehe«     ei 
schienen  zu   Monza    1529,   Korn  1570,   Lyon  I.V 
lind    1581.    Venedig  1588    und  Antwerpen   16] 
I  las  der  mittelalterlichen  Lebergangsperiod, 
von  der  Natural-  zur  Geld-  und  Kreditwirtschai 
entstammende    kanonistische   Zinsnehmungsvei 
bot  beruhte  auf  einer  irrtümlichen  Interpretatioi 
der  .Stellen,    die   in   der  Bibel    vom  Zinsnehmei 
handeln,    und    verursachte  bis   zum  Anfan 
15.   Jahrhunderts  in   den    wirtschaftlichen"  Vei 
kehrsverhältnissen  weniger  Schwierigkeiten  im 
die  unteren  Stande  als  für  den  Adel.     Zur  Zeil 
Thomas'  de  Vio  hatten  im  Handel  und  Wände 
bereits  verschiedene  Umgehungsformen  des  ka- 
nonistischen    Gesetzes    sieh    eingebürgert    um; 
behalt'  der  durch  letzteres  beschränkte  Personal- 
und  Realkredit  sich  mit  dem  Zins-,  Gülte-  odei 
Renteverkauf,    welchen   verschleierten   Zinsbe 
wilhgungsmanipulationen     sich     der    trockene 
W  echsel,  auf  dem  Aussteller  und  Acceptant  ein- 
und  dieselbe  Person,  anschloss.     Thomas  de  Vio 
nahm    in   seinen   Schriften   über   Zins.    Wuchst 
und  V\  echsel  ein  dem  kanonischen  Gesetze  nur 
in    Nebensächlichkeiten    opponierenden    Stand- 
punkt ein.    Der  Gegensatz  zwischen  dem  wahren 
Tausch-   oder  Wechselbriefe  (lettera  di  canibio) 
und     dein     trockenen,     damals    unstatthaften 
Wechsel,  weil  das  diskrete  Wuchergeschäft  sich 
gewöhnlich   dahinter  versteckte,    ist   mit  Klar- 
heit  und  Anlehnung  an  juristische  Präjudizien 
in  seiner  Schrift  „de  cambiis-'  zur  Darstellung 
gebracht;    in    seiner    Abhandlung:    „de   usura" 
bringt  er  nichts  bei,  was  über  die  Befürwortung 
einer  milden  Praxis  bei  Beurteilung  der  Wucher, 
geschäfte,    die   von   berufsmässigen   Kamps,, reu 
vermittelt   waren,    hinausginge.     Da   diese  be- 
rufsmässigen Kampsoren  oder  Wechsler  in  den 
romanischen  Ländern  damals  fast  ausschliesslich 
Juden    waren   und   den  Juden   das    stillschweij 
gende  Recht  zustand,  Wucher  zu  treiben,  d.  h. 
Geld   gegen  Zinsen   auszuleihen,   so   will  deren 
Protektion    aus   der  Feder   des  Kardinals  Caje- 
tanus nichts  weiter  besagen.     Gegen  die  muntes 
pietatis  oder  Leih-  und  Lombardhäuser,  welche 
von    Italien    aus  —  das  erste  Leihhaus   wurde 
1463  in  Orvieto  errichtet  —  über  die  anderen 
romanischen  Staaten  und  die  Niederlande  nach 
Mitteleuropa  vordrangen,  verhält  sich  der  Ordens" 
general    der   Dominikaner    in    der    Schrift    ..de 
monte   pietatis"   durchaus  ablehnend;   da  diese 
Abhandlung  bereits  1498  entstand,  also  zu  einer 
Zeit,    wo   die  angegriffenen  Institute  in  Italien 
noch     sämtlich     unter     der    Verwaltung     des 
Franziskanerordens  standen,  liegt  die  Vermutung 
nahe,   dass  Cajetanus   als  Stimmführer  der  Do- 
minikaner in  seiner  Polemik  weniger  die  montes 
pietatis  als  deren  Gründer  und  Beschützer,  die 
mildthätigen   Franziskaner,    treffen    wollte,    die 
den    durch  Beschluss   des  lateranischen  Konzils 
von   1515  sanktionierten  Grundsatz  verteidigten, 
dass  die  Einbusse  eines  geringen  Zinssatzes  für 
das  auf  ein  Pfand  gewährte  Darlehen  der  Aus- 
beutung  durch  den  Wucherer  jedenfalls  vorzu- 
ziehen   sei.      Thomas   de  Vio  forderte  dagegen 
als  Anwalt  der  Dominikaner  eine  zinsfreie  Be- 
leihung   der    Ptandstiieke    des    armen    Mannes. 
Die  Feindseligkeit  seines  Ordens  gegen  die  Ver- 
teidigung   des    massigen    Pfandzinses    wurzelte 
jedoch    mutmasslich  lediglich  in  der  aus  Eifer- 
sucht   hervorgegangenen  Antipathie  gegen  den 
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rifter  and  die  Mitglieder  des  durch  Müdthätig- 
ST«  einer  grossen  Popularität  gelangten 
•ranziskanerordeus        

Vgl   über  Thomas  de  Vio:  Joh.  Bapt. 
.lftVius.     Vita    Cajetani    (s.    I    e.    aj. 
[Rhenus,   Italia  sacra,    IM    I.    1-'"   1644,  EL 

Ciäronio,  Vit rt  res  gestae  Ponti- 

.um    'i    eardinahum,    ebd.    U>«,. 

,>,4    _   Toppi,    Biblioteca    Napoletana. 
Jeanell678,  S.  300  -  V.  L.  v.  Seckendorf 
Cmentariüs   bist,   de    Uitheramsino,    Lei] 
ffi^Miraeus.    De    ^riptonbns  ecc 
,,,    pabricius,  Bd.  U.  Hamburg  lf  18,  S.  160. — 
Bckard      Scriptores    ordinis    praedicatonum, 
5-Jf«  171<1    -    221     -    Papadopoh    Histonae 
^Ätavtae    Bd.  Aenedig 1726.- 
Zedier     1  niversallexikon,  Bd.  XLV111,  Hau 
1746    Sp    164349.  -  Boerner,   p. 
Lutheri  cum  Cajetano.    s.  1.   e.  a     c.  1  .*) .  - 
V o   n-  vi     Dell     teori.    economiche   nelle  pro- 
vfocieNapol  tan,  dal  secolo  XIII  al  1734.  Mai- 

1  iss-l  S.  84  95.  -  Ashley  Introduction 
to  english  economic  history  and  theory,  bd.  II, 
2.  Aul..  London  1893,  S.  450/51. 


Thomasius,  Christian. 


Mb.  am  1.  I.  1655  in  Leipzig    gest   am23    IX 
a  Halle  aS,  studierte  in  Frankfurt  a/O, 
promovierte    1679    und    begann    1687    an .   toc 
Leipziger  Universität   zuerst   im  Auschlus=,e an 
Pufendorf  über  Naturrecht  m  lateinischer,  dann 
1688    in    deutscher    Sprache   Vorlesungen    zu 
halten.    Verdarb  er  es  durch  letztere  Neuerung 
bereits  gründlich  mit  den  Leipziger  Orthodoxen, 
s„  wurde  bald  darauf  sein  Federkrteg  mit  dem 
Stoischen  Hofprediger  H.  G.  Masuts  (s.  u.)  die 
Ursache,  dass  der  gegen  Thomasras  aufgehetzte 
sächsische    Hof    die    Anstrengung    des    lnqm- 
sitionsveriahrens  gegen   den  „Verachter  Gottes 
uud   des   heiligen   Amtes"    guthiess.    Der  mit 
dem    AquTsitiLprozesse    bedrohte    Tho'nasius 
Stete   aus  Leipzig    and   fand   in  Berkn  bei 
dem  aufgeklärten  Kurfürsten  Friedrich  HI.  von 
Brandenburg  ein  Asyl.     Derselbe  verlieh  seinem 
Schützlinge  den  Ratstitel  und  mes  ihm  für  sein 
ferneres   leistiges    Schaffen    und    Dozieren    die 
Kitterakademie  Halle    als  Aula    für   seine  Vor- 
feWen   an,   die   Thomasius   1690   vor   einem 
ferst  kleinen,  dann  immer  zahlreicher  werdenden 
Auditorium    begann,    bis    seine  AnsteUui 
ausserordentlicher   Professor   der  Rechts«issen- 
schaft    an   der  1694  eingeweihten  neuen  luthe- 
rischen Universität   Halle  ihm   einen  grosseien 
Wirkungskreis   daselbst   schuf    worauf  ei  bald 
nun  Ordinarius,   1699  zum  Geheimen  Rat   und 
1710,    nach    Strycks    Tode,    zum    Direktor    - 
Rektor  war  bekanntlich  der  Landesfurst  —  ciei 
Friedrichsuniversität    Halle    avancierte       hin 
Jahr   vor  Antritt   letzterer  Wurde   wurde  lho- 
masius   noch   die  Genugtuung    zu    teil,    einen 
Ruf    au   die   Leipziger  Hochschule    ausschlagen 

Thomasius  veröffentlichte  von  ganz  oder 
teilweise  der  Staatswissenschaft  angehörten 
Schriften  in  Buchform:    Tractaüo   juridica   de 


vagabundo  seu  eo,  <rai  esl 
al    1682     dasselbi       I     Ufl.,    ttalli     L7Ö»-  - 
[nstitutionum    jurisprudentiae  divmae   Hbn  iu 
i„  quibus  Eundamenta   juris  aaturahs  secundiim 
hypotheses    iUns  i      Pufendorfli     p.  g*- 

monstrantui  et.  Frankfurt  und  Leipzig  1688; 
.  :i  Aml.  Haiie  1710;  dasselbe,  7.  Aufl., 
dasselbe,  in  deu  '"-'    '  ' ' 

\uti.  1709.      Es  kommen 

hrifl      i  üch  die  Abs itte: 

De   majestatis    partib  -  dib  «     "Ul1 

:De    officio    imperantium     ei     parentaum      in 

enschaftlicher  Beziehung   in  Beta 
_     Freimütige,    jedoch    vi  rnunft-   und   gl  setz- 
mässige  Gedancken  üb  i  '  ul;,r  "'!, 
,    ßd        Salle    und    Leipzig    1688(89 
Es  war   dies   das  erste  wissenschaftliche  Jour- 
nal  in    dem t   Sprache,    das   allerdings   nur 

ein  zweijährig   i  Das  «*»»* 

Leichwohl   aber   zum  Begründer  der  deutschen 
Journalistik    gemacht    hat      La    den  Nummern 
vom  Mai   und  Juni  des  Jahrganges  1689 
5ich   eine  Abfertigung   des  dänische!    H 
gers,  Professor  Masius,  welcher  in  einer  Schrift 
über  ..das  Interesse  der  Fürsten  an  der  wahren 
B^igion«  die  Behauptung  aufgestellt;  dass  Gott 
I  der  unmittelbare  Urheber  der  fürstlichen  Gewalt 
sei     was    Thomasius    ans  historischen,    staats- 
wissenschaftlichen und  philosophischen  Grün 
für  absurd   erklärte.     Darauf  replizierte  Masius 
oem   Pasquill  n    ^        •   p   ^Äk   anf 
Schipping,    «..rauf    Thomasius    als    Duplik    auf 
'Schmähschrift    diese   selbst,    versehen    mit 
.,.  ns0  beissenden  als  unwiderlegbaren  Glos 
in  seiner  Zeitschrift  abdruckt.     --■"'-';■"     '';.' 
Weiszheit   und   Thorheit«,   3  Bde     Halle  1693 
Darin  „Luthers  Meinung  von  Reformation  de 
fWersitäten"     -  ..Vom  elenden  Zustande  dei 
St 1  en        .    ebd.  1693.  -  „Vom  Rechte  evan- 
S«  Fürsten  in  theologischen  Streiturken.n 
|bd     1696    _   Vindiciae   .iuris    majestatis  circa 
.ebd.   1699.    -    Dreifache   Rettung    des 
hts  evangelischer  Fürsten  in  Kirchensachen 
L701     -    Fundamenta     uns    naturae ,   . 
...    mm  ex  sensu  communi  dedueta    ebd.     <0o; 
1,1,11,,     2     Infi.,    ebd.   1708:    3.   Aufl..    U13: 
4  Tu«     171^7  dasselbe  deutsch,  ebd.  1709.    (In 
LatswissenscUwicherBeziehungkommthieraus 

Sers  der  Abschnitt  „De  prracipio  iuris  na- 
turae et  gentium  et  de  prmcipiis  livsti,  decori, 
Eti"   m   Betracht)   -   De  taten        tau 
christianorum   prosenbenda,   ebd.  l<0o .    -  i  e 
origine   Processus   inquisitorii  conto  sagas.  1 1- 
snrunc  etc.  der  Hexenprozesse,  ebd.  \TU,  aas 
\  Aufl.,  1740.  -  De  regaübns  fisci  prin- 
cSn  Getmaniae,   ,bd.  1713     -  raut-l.c 
praecognita  jnrisprudentia   ebd.  1713.  -_™ 
nlenior   historia    juris   naturalis,   ebd.   1719. 
Csthaffte  aber  Leh  muntere  tmdvernu 
Gedancken  und    Erinnerungen    ubei    a Ueiha ml 
auserlesene    juristische    Handel,     4    Bde.?  eoa. 
lÄ-Bistoriacuntentiomsinterm^rram 

irdotram  ™M  ad  sa*culum iXJ  1.  '• 
1722  —  Vernünfftige  und  ennstlicne,  ao  i 
ni'cjTt   scheinheüige   gedancken    aber ^  altohand 
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nnd  Denkfreiheit    bei    seinen  Unterthanen. 

iure  asyli    legatonun   aedibus    comp 

ebd.  1737.  --  Herausgeber  war  Thomasius  von 

swissenschaftlichen  Schriften  in 

Anmerkungen  über  D.  Ossens  Trak- 

■  3si  rang  des  Justiz-  und  Polizei- 

bd.  1,14.  —  Prudentia  regnativa  etc 

Melchior    \.   Ossa  .    „zum    Gebrauch    des 

i'1"1  \u«lir..rii-.    mit  Einleitung   und 

Kommentar,  ebd.  1  <  1 7. 

I  I    masius     versinnbildlicht    sich    der 
Lebergang   von   der   physischen  und   Mistigen 
laffung    Deutschlands    nach     Beendigung 
»rossen  Religionskrieges  zum  Anbruch  des 
Zeitalters  der  Aufklärung  und  Humanität      Er 
war  einer  der  streitbarsten  geistigen  r 
des    Kulturumschwunges    zu    Beginn    des     18 
Jahrhunderts.     Das   gesellschaftliche    Leben  an 
*eige  des  17.  Jahrhunderts  verdankt  ihm  die 
funfuhrung     philosophischer     Untersuchungen 
ie    di  r    geistigen   Denkart  der   s en    Ge- 
bildeten eine  neue,  die  abstrakte  philosophische 

LJoktrm  bekämpfende  freiheitliche  Richtun tb 

is    bediente  sich   als  erster  unter  den 
deutschen    Universitätslehrern    der    deutschen 
Muttersprache    für    den    gelehrten    Unterricht 
statt  der   bisher  bevorrechteten  und  auf  allen 
rkanzeln  gebräuchlichen  lateinischen  ■  er  be- 
absichtigte damit  insbesondere  auch  in  breiteren 
Volksschichten    die    Teilnahme    an    gelehrten 
lagesfragen    zu    erwecken.     Wie    er    sieh    im 
mannhaften   Kampfe    gegen    die    üeberbleibsel 
lalterhcher  Grausamkeit    Zauberei    Hexen- 
prozesse,  Inquisition)   bewahrt   hat,   gehört  der 
Kulturgeschichte  an,  die  auch  seinem  energischen 
»ber    erfolglosen  Ansturm    gegen    die    Tortur' 
welche  zur  Schande  des  18.  Jahrhunderts  noch" 
zu    dessen    Ende   bestehen   blieb,   die    ge- 
ade    Anerkennung    nicht    versagt       Die 
dii   der  philosophischen  Wissenschaft  hat 
es    ihm   zu    dauk.-n.    dass    er    sie   von  der  ver- 
äeholastischen  Terminologie  reinigte 
*  men  staatsrechtlichen  Anschauungen  geht 
er   von    der  Annahme   aus.   dass  aus  ;>der*mit 
de     menschlichen    Gesellschaft    sich    das  Recht 
7""Y"'   welches   ™\  ihm   ein  angeborene 
erlangtes,  ein  natürliches  oder  ein  positives 
kann     Von   Aristoteles   lässt   er   nur  das 

ZZ?*^^  ln  dessen  Staatstheorie bricht 
nussgestaJtel   hat,    bestehen.    Die  göttliche  TTr 

«*■«   der  Majestät  erkenn    Jr 
-I.rl.el,-,,  Begriff  mit  Pufendorl  ■ 

tber    ''!r    '-'"V1"'1'"    ^Setzung    der    einzelne, 
Monarchen.    Die   Aufgabe   de    Naturred 

^kter.inderHerbeßührungderme™c 

'""^"l'^it.      Ans    der    Rechtswisse 
fheid.et    '•''   *»■    getfliche    Recht    und    die 
''7'   'nneren  Seelenleben   hervorgegangen"  Mo 
-1    "*     Sittenlehre    und    Naturö  werden 
7"  ;I7I    Grundsätze   der    vernünftigen 

'■    ?7?n    ''"'■  Arznei    wider    die    unver- 

SS    •"'"•'"'  r>£le1692    einer  egoisSn 
-  eschmack  verleiht. 

Ajn  djÄ8te«  ist  das  Individualrecht  von 

»mhenandelt,aainseinerGesellschaftstheoriedie 

ügkeitbe, adenmenschli! 

?kemeßerücksichtigunggefunden 
F«dieBeurteilungseinervo!kswirtschar^ 
'igen  liefern  seine  Anmerkt 
/""-"   Pestament   s.  d.  Art.  Ossa  oben  Bd  V 


S.102.  den  bestenSchlüssel.  Seine  aphoristisch hü 
gi  worfeuen  Sätze  enthalten  eine  Reihe  bedeute] 
der.  wenn  auch  teilweise  anfechtbarer  Gedankei 
z.  B. :  Die  Sparsamkeit  soll  nicht  in  Geiz  am 
arten,  da  dieser  der  Hemmschuh  des  Reichtum 
erwerbs  ist:  der  Kopf-  gebührt  kein  Vorran 
vor  der  Handarbeit;  die  Steigerung  des  1  „Mi 
steht  in  keinem  ursächlichen  Zusammen 
mit  de,,,  Niedergange  der  Moral.  Letztere  \n 
schauung  über  den  Luxus  ist  eine  irrtümliche 
Die  mittelalterliche  Luxnsentfaltung  war  in 
wesentlichen  eine  Missgeburt  des  Standeunter 
les,  der  Kleider-,  Hochzeits-,  Tauf-  um 
tsegrabmsordnungen etc. aufbrachte  DieSchrifta 
der  Reformatoren,  insbesondere  Luthers  öffnetet 
dem  Volke  darüber  die  Augen,  und  wenn  i, 
der  Penode  der  sozialistischen  Autstande  des 
Ib.    Jahrhunderts    die    deutschen     und    hollän- 

;' Q  Anabaptisten    neben    ihren   Grundsatz 

dem  Gebote  der  Bruderliebe   nachzuleben    den 
der  Verwerfung  des  Luxus  .teilten,  so  geschal 
es,  weil  letzterer    die   Bruderliebe   gefährdete 
uie  Volksmoral  nahm  also  an  der  Luxusentfal- 
tung als  einem  öffentlichen  Aergernis   \nstos* 
dessen  Portbestehen    musste  demnach   zu  einer 
/-■•it.    wo   namentlich   den    landwirtschaftliche« 
Arbeitern    kein    Vorteil    daraus    erwuchs     die 
Volksmoral   selbst    schädigen.     Einmal  trifft  es 
sich,   dass  Thomasius   seiner  Zeit    weit   voraus! 
eilt,  indem  er  den  Zunftzwang  mit  seinem  Verl 
erbungsgesetz    der    Gewerbegerechtsame     von! 
Vater  auf   den  Sohn    als  Hemmnis   jeder  fort! 
schriftlichen  Entwickelung   des  Handwerks  bei  I 
zeichnet  und   sich   für  Freiheit  der  Berufswahl 
nach  Neigung  und  Geschick,  demnach  also   für 
Gewertefreiheit  ausspricht.  Von  allen  Gewerben 
schätzt  Thomasius  den  Ackerbau  und  zwar  be- 
sonders wegen  der  in  ihm  liegenden  Keime  der 
menschlichen  Veredelung  mit  Recht  am  höchsten 


Vgl.     über     Thomasius:     Pabricius; 
öistona     bibhothecae     Fabricianae,     Bd     in 
Wolfenbüttel  1714.  S.  142tt.  -  Selbstbiographie 
in  seinen  „Emsthafften  aber  doch  munteren  und 
vernunfttigen  Gedancken",  4  Bde..  Halle  1720/21 
—  Acta    erudimrum,  Jahrg.   1829,    Leipzig     >' 
t  ,     ~i-™eue,  z,itu»~'  von   gelehrten   Sachen 
Jahrg.  1,29,  ebd.  S.  829.  -  Walchs  Religions- 
streiögkeiten   in  und  ausser  der   evang?lisch- 
tatherischen  Kirche,  Jena  1733,39.  —  Glafev 
Vollständige   Geschichte    des    Rechts    der   Ver- 
nunft,   Leipzig    1739.    --    Brucker.    Historia 
ciitaca     philosophiae,    Bd.    IV.     ebd.    1744     — 
/edler.  Iniversallexikon.   Bd.  XLVTII    Halle 
1746,  S.  1579/1602.  -- Luden,  Christian  Tho! 
masius   nach    seinen  Schicksalen  und  Schriften 
Berlin    1805-    Hinrichs,    Geschichte    der 

:;:':  ™:  77ats7inHiii™- Bii-  m,  Leipzig 

i  ■■■-.  122/304.  -Gass.  Geschichte  der  ,„■„. 
testantischen  Dogmatik,  Bd.  II,  Berlin  1857 
£    «4  iE  Iholuck,     Vorgeschichte     des 

Rationahsmus i  Bd.  II,  2:  Die  2.  Hälfte  des  17. 
Jahrh  ebd.  1862,  S.  262  ff.  -  Bluntschli 
^eschichte  des  allgemeinen  Staatsrechts,  München 
«»4  &  181  ff.  -  -  Friedberg,  Recht  der 
^Schliessung  Leipzig  1865,  S.  192  93  196 
-bb.  —  Dernburg,  Thomasius  und  die  Stif- 
tung der  Universität  Halle,  Halle  1865.  - 
Munt  sei,    ,,  Christian  Thomasius  in  „St.WJB. 

ml>     ■  ol  -  Wagner.  Chr.  Thomasius 
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„,  Beitrag  zur  Würdigung    semer  \  erdi< 
,   llit.    Putsche   Litteratur,    Ber  in     872.   - 

jnqrher     Gesch.    der    Nat.,    München    1874, 

.    Zeller,    Geschichte    der    Philo 

0i!bentschknd.2.Aiin,ebd..l875,Sn162m 

Tk  empner.    Chr.    Thomasms     ein    Voi- 
::,„.,,,,.   der  Volksaufklärung,  Landsberg   a/W 

?r?7_     Hettncr.  Geschichte   der  deutschen 

Seratuiinil8.Jahrh.,3  An,!..  IM.  1.  Braun- 
' i     •     1881.      -   Franck     Reformkurs  ei 

,,:„!, , ■-    Bd,  XV.    Leipzig    lb8o,    b.    blögi. 

hl,   Geschichte    des    Pietismus,    Bd    II, 
,,s(;    S    171.1.   -   Nicoladom,   Chr. 
...ins.  Dresden  1889.  L;in,rri. 


Thompson,  Robert  Ellis, 


<reb  im  April  1844  unw.it  der  Stadt  Lurgan, 
"halt  Armagh,  Provinz  Ulster  in  Irland 
Seine  Familie  wanderte  1857  mit  ihm  nach 
Amerika  aus.  wo  Thompson  in  ™kdelphm  eret 
Theologie,    später  Mathematik   und  Volkswirt- 

K%tndi..1rt,.  1^/^Vr^S^der 
Volkswirtschaft  in  Philadelphia  1881  an.  der 
nämlichen  Universität  Professor  der  Geschichte 
Litteratur,  1883-85  hielt  er  am  Hary^rd 
fliege  in  Cambridge  volkswirtschaftliche  Vor- 
lesungen und  1892  trat  er  als  akademischer 
Lehrer  in  den  Ruhestand. 

Thompson  veröffentlichte  von  staat>wr.sei,- 
Bchaftlichen    Schriften     in    Buchtom:     Social 
Bcience  and  national  eeonomy.  Phüadelphia  18<6, 
dasselbe    2    Aufl..  1878:  dasselbe.  3.  Aufl.  u.  d. 
T      Political  eeonomy.    1883.  -  Protection  to 
hörne  industry,  ebd.  1886  (Sammlung  semer  am 
Harvard   College   gehaltenen  Vorlesungen).  — 
Governing   Trusts,    ebd.  1889   (auch i  u.  d .T 
Publications   of  the  üniversity  ?f/^Äia' 
1889    No    21    —  Thompson  veröffentlichte  Ar- 
tikel staatswissenschaftlichen  Inhalts  in  Sammel- 
werken und  Zeitschriften:  Political  Eeonomy  in 
Encvclopaedia   Americaua;    Supplemental   dic- 
ttonarv"     Bd    IV,   New-York  und  Philadelphia 
Pg"  -    Er    war    femer    Chefredakteur    der 
Encyclopaedia  Americaua:  Supplemente!  dictio- 
narv    Bd    I  und  IL  ausserdem  Herausgeber  von 
Penn  Monthty'',  Jahrgänge  1868  79  und  Haupt- 
mitarbeiter an  der  politischen  und  litterarischen 
Wochenschrift  „North  American'.  —       .,,„„„ 
Die     von    Thompson    für    die    Darstellung 
seiner  ..Social  science1'  gewählte  Form  entspricht 
einer  mit  politischen  und  administrativen  Daten 
Erschmolzenen  Geschichte   der  Volkswirtschaft 
und  Volkswirtschaftspraxis  mit  sporadischer  Be- 
zugnahme   auf    die    Geschichte    der   \olkswnt 
schaftslehre.     Er  veriasste  das  Werk,  worüber 
«r    sich    in    der   Vorrede    ausspricht .     in    dei 
doppelten  Absicht,  1)  Leuten,  welche  sich  gern 
volkswirtschaftliche  Kenntnisse  aneignen  moch- 
ten, ohne  Zeit  oder  Lust  zu  haben,   dickleibige 
Bücher    darüber   zu    studieren,    ein   anlesendes 
nationalökonomischea  Lesebuch  darzubieten,    i) 
es    als   Kompendium   Lehrern   an  }  olleges   etc. 
dienen  zu  lassen,  welche  die  Pnncipieu  billigen, 
,li,    ,1er  nationalen,  d.  1,  der  protektionistischcn 
Handwörterbuch  der  Staatswissensohaften.    Zweite 


Schuld runde  liegen.    Sieht  man  sich  nun 

besagtes  Buch  mit  seinen  guten  Eigenschaften 
und  -ei„en  Schwächen  etwas  Daher  an,  so  iau 
unter  den  letzt  ren  zunächsl  die  ätiefmutterlicne 
Behandlung  der  deutschen  Wissenschaft  und  die 
[enorierung  ihrer  wichtigsten  Vertreter  unan- 
genehm ins  luge.  In  dem  138  Seiten  starken 
Lande  Thompsons  werden  im  Cexf  neben  eine) 
Unzahl  englischer  und  französi  i  i  rolkswrrt- 
schaftlicher    Schrii  saml     und     soi 

zwölf   deutsche  Staatsmänner   und  N 
nomen    erwähnt,     nämlich     Dül  ring      1  ichte, 
Friedlich    der    Grosse,    Kra  '       I  isl 

Luther    Maurer.   Kasse  und  Schultze-Dehtzscn; 
Viani    Müller      Hermann    und    Nebenius    sind 
schlechtweg  in  einer  Nota,  ohne  Nennung 
einzigen  ihrer  Schriften,  angeführt.    Bereits  m 
den  |ä  14  17    (Schluss    des  I.  Kapitels 
die  „nationalisl  school"  behandeln    worunter  die 
Schule    des  amerikanischen  und  deutschen  1  ro- 
tektionismus    verstanden    wird     entpuppt    sich 
Thompson  als  begeisterter  Schüler  Careys     Di 
Verehrung  für  den  Meister  der  Schule  wird  von 
ihm     auch    auf    dessen    deutschen    Interpreten 
Dühring    übertragen,    dessen    Geschichte    der 
Nationalökonomie  und  des   Sozialismus  er   auf 
S   278   als    ..the   only   severely   scientific  State- 
ment   and    estimate     of    the    -everal     l'-lie-    ,„ 
theory   presented  hy   the  schools  of  economists 
aml  socialists-  bezeichnet.    Nächst  Duhrrnj^ hat 
sieh  List   besonderer  Bevorzugung  zu  erfreuen, 
und    bei    der    Darstellung    der    Geschichte    des 
deutschen  Zollvereins  wird  ausser  der  Bownng- 
schen  Denkschrift  nur  noch  auf  List  Bezug  ge- 
nommen.    Die  Careysche  Bekämpfung  von  Ri- 
cardos Rententheorie  modelt  Thompson  in  eine 
refutation"   um.      Seine   auf  4  Seiten  (135/38 
zusammengedrängte  „bistory  ot    abor".  beschaf- 
tiet  sich  fast  lediglich  mit  den  landwirtschaft- 
lichen   Arbeitern.'    Thompson   holt    zu   diesem 
historischen    Abriss    weit   genug   aus,    denn   ei 
beffinnt  mit  einem  Citat  aus  Homer  und  endet 
mit    einem    solchen    von   J.  St.  M.ll     aber  was 

von  der  Sklaverei  zum  Znstand  des  tie.cn  Ar 
beiters  kaum  hinaus.  I  eher  das  Jahi  1848  mit 
seinen  verunglückten  staatssozialistischen  E\- 
perimenten  geht  Thompson  stillschweigend  hm- 

igUm   auch    ein  Wort   über  die  Vorzüge  der 
„social  science-  etc.  zu  sagen   ist  zunächst  an- 
zuerkennen,   dass   die   Kapitel  2  und  3:    Deve- 
bpment    of   soeietv   und  Wealth  and  nature  ... 
Bender  und  bis  auf  die  Entlehnung  einiger 
Sscher    Gedanken    origineller    Weise    den 
Einfinss   der   biologischen  Gesetze  auf  du 
Schaft,   die  chemisch-physikalische  Formver- 
wandlung  des  Stoffes  und  den  durch  die  mensch- 
liche Unterjochung   der  Naturkraft  regulierten 
\v    deprozJss  de/  natürlichen  Reichtumserzeu- 
gung behandeln.    Die Kapitel  o  und  6:  ..Nato 
nal   eeonomy   of  land"    bringen  eine  historisch- 
demooiapM  ch  -  geographische    sehr    instruktive 
Öfuber  die  I  '1er  Ansiedelung  und 

lÄono^ischen  Bildungsganges  der  Volker 
Die  Kapitel  11  und  12:  ..The  science  and  eco- 
nomy  of  manufactures.  Theory  and  pracUce 
behandeln  die  Zoll-  und  Handelspolitik  samt- 
ücher  europäischer  Kulturstaate.,,  der  englischen 
Kolonieei^und  der  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika.     152  Seiten,    also  der  dritte  Teil  des 
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Thompson 


ganzen  Werkes,  ist  erforderlich  gewesen,  den 
gewaltigen  Stoff  zu  bewältigen,  den  Thompson 
in  diesen  zwei  Kapiteln  für  Doeenten  der  natio- 
nalen :ui  Geschick  and  einer  Dialektik 
präpai  die  von  Careys  protektionistischer 
irii  rl  ist,  deren  Bekämpfung  der 
ausländischen  Konkurrenz  sogar  aus  Adam 
Smith  ihre  Berechtigung  geschöpft  hat. 


Vgl.  über  Thompson:  F.  A.  Walker, 
Pohtical  economy,  London  1883,  s.  41  42.  — 
Jenks,  i  jivv  als  Nationalökonom,  Jena  1885. 
S.  20.  -     Ingram,    History   of   political  eco- 

•■  London  1888,  S.  236.  -- Encyclopaedia 
Americana.  Supplemental  dietionary,  Bd.  IV. 
New- York    und    Philadelphia    1889,    S.   679.  — 

-a,  Introduzione  allo  studio  dell'  economia 
pohtica.  3.  Aul.  .Mailand  1892,  S.  136,  487. 

IAppert. 


Thompson,  William, 


geb.  gegen  1785  in  der  Baronie  Ost-Carbery  der 
irischen  Grafschaft  Cork,  gest.  am  28.  III.  1833 
auf   seiner  Besitzung  Clounkeen  im  Kirchspiel 
Ross  der  irischen  Grafschaft  Cork,   studierte  in 
Dublin,  Oxford  und  London  und  teilte  während 
seines  Londoner  Aufenthalts  die  Wohnung  seines 
Lehrers,  des  berühmten  Demokraten   Jeremias 
Bentham,   der  in   seiner  Verteidigung  des  Sys- 
tems der  natürlichen  Freiheit  dem  Anarchismus 
sehr  nahe  stellt.     Ha   Thompson  sein  sozialis- 
tisches Hauptwerk:   Inquiry  into  the  principles 
M  distnbution  of  wealth  etc.  (s.  u.)  unter  den 
Uigen     Benthams     niederschrieb,     spricht    die 
W  ahrscheinlichkeit  dafür,  dass  ihm  dessen  Rat 
und  geistiger  Einfluss  bei  Abfassung  des  Wer- 
kes nicht  gefehlt  hat.     Unter  den  letztvvillioen 
\erfngiingeu  Thompsons   befand   sich  auch  die 
seinen  Leichnam  von  einem  akademischen   Pro- 
sektor  offentlieh    sezieren    und   das   Skelett   in 
einem    anatomischen    Museum   aufbewahren    zu 
lassen.     Chompsons  selbstloser  Charakter  quali- 
fazierte  ihn  zu  einem   Wohlthäter  der  ganzen 
Mensehheit.   und   da   er  die  aus  den  damaligen 
Vorurteilen  der  Iren  noch  mehr  als  der  Schotten 
und    iingländer    hervorgegangene   Not   kannte 
zur  anatomischen  Präparation  geeignete  mensch- 
liehe  Kadaver  für  die  akademischen  Seziertische 
zu  erhalten,  bot  er  seinen  Körper  den  Jüngern 
der  medizinischen  Wissenschaft  dar. 

Die  fanatischen  Bauern  in  der  Umgebung 
des  Herrensitzes  drohten  jedoch  die  Ueberfüh- 
nui-  ,|!  '  Leiche  nach  der  Anatomie  in  Dublin 
'""  '"»alt  zu  verhindern,  und  die  trustees 
waren  gezwungen,  die  Leiche  ihrer  testamenta- 
rischen Bestimmung  durch  Bestattmi"-  zu  ein 
ziehe,.  Aber  auch  die  übrigen  Punktationen 
von  Lhompsons  letztem  Willen  vermochten  die 
restamentsexekutoren  nichl  zur  Ausführung  zu 
bringen,  [nisbesondere  war  sein  fundierter  Be- 
sitz, bestehend  in  einem  umfangreichen  Güter- 
komplex  der  Grafschaft  Cork,  keinen  bestimm- 
ten Persönlichkeiten  vermacht,  sondern  sollte 
verkauf!  und  der  Erlös  für  dir  sozialistische 
Propaganda  und  zur  Erhöhung  der  Bildung 
BUti  i    den   Arbeitern    und    Proletariern,    um   uiil 

friedlichem     Wege   den    Kapitalismus    zu    be- 


kämpfen, verwandt  werden.  Nachdem  & 
Friedensrichter  sich  für  inkompetent  erklärt  i 
diesem  schwierigen  Falle  eine  Testamentsvöl 
Streckung  vorzunehmen,  klagten  Verwandte  ,le 
Erblassers  auf  Ungültigkeitserklärung  des  Tes 
taments,  und  der  Prozess  kam  vor"  den  Iris 
Chancery  in  Dublin,  der  die  Kläger  mit  ihre 
Klage  abwies.  Ob  nun  auf  Grund  dieses  \  iel 
leicht  in  der  AppeUinstauz  durch  Erkelmtni 
des  „Supreme  Court  of  judieature  in  Irland 
gewonnenen  Prozesses  die  Erbschaftssubstan: 
spater  von  Thompsons  klägerischen  Verwandte! 
gehoben,  steht  dahin;  gewiss  ist  nur,  dass  si, 
zur  Fruktifizierung  der  sozialistischen  [deeei 
des  Erblassers  nicht  verwandt  wurde. 

Thompson  veröffentlichte  von  staatswisse* 
ächafthehen  Schriften  in  Buchform:  An  inquirj 
into  the  principles  of  the  distribution  of  wealth 
most  condueive  to  human  happiness  ;  applied  to 
the  newly  proposed  System  of  voluntary  equ&- 
llty  of  wealth,  London  1824;  dasselbe  2  \un 
herausgeg.  von  Pare,  ebd.  1850  (vom  Heraus- 
geber veranstaltetet  Auszug) ;  dasselbe.  3.  Aufl. 
ebd.  1869.  —  An  appeal  of  one  half  of  the  hu- 
man race,  women,  against  the  pretensions  of 
the  other  half,  meu,  to  retain  them  in  political 
and  thence  in  civil  and  domestie  slavery;  in 
reply  to  a  paragraph  of  Mills  celebratel 
..article  on  government",  ebd.  1825.  —  Labour 
rewarded.  The  Claims  of  labour  and  capital 
concüiated,  or  how  to  secure  to  labour  the 
whole  produets  of  its  exertions,  ebd.  1827  — 
Praetical  directions  for  the  speedy  and  econci 
mical  establishment  of  communities  on  the  prin- 
ciples of  mutual  Cooperation,  united  possessionä 
and  equality  of  exertions,  and  of  the  means  of 
enjoyments,  ebd.  1830. 

Thompson  war  einer  der  befähigtsten  Schüler 
Owens.     Sein  Sozialismus  bat  mit  dem  Godwin- 
schen  manches   Gemeinsame,   nur  hält    er    sich 
frei   von   dessen    anarchistischen   Konsequenzen 
und   legt  den  Schwerpunkt  seiner  Doktrin  auf 
Nachweis   der  durch  den  modernen  Rechtsstaat 
geschützten  ungerechten  Verteilung  der  Güter. 
Er  geht   von  dem  Postulate  aus,   dass   aus  der 
Arbeit  der  Tauschwert  sich  bildet  und  dass  dem 
Erzeuger  dieses  Wertes,  also  dem  Arbeiter,  ein 
rechtlicher  Anspruch   auf  den  vollen  Arbeitser- 
trag zusteht,   der  ihm  in  der  bestehenden  Ge- 
sellsrliaftsordnune.   durch  Grundrente  und   Kapi- 
talgewinn dermassen  geschmälert  wird,  dass  der 
ihm  zu  teil  werdende  Rest  nur  zur  Bestreitung 
der  Lebensnotdurft    ausreicht,     Dass   den   zwei 
Mitzehrern   an  dem  Arbeitsertrag:   dem  Eigen- 
tümer  des  Bodens    und  dem  Kapitalisten,    wel- 
cher letztere  die  Arbeitsstätten  zu  unterhalten, 
die  Maschinen  und  Gerätschaften  sowie  das  be- 
nötigte   Rohmaterial    zu     beschaffen     hat,    ihr 
Anteil   oder    vielmehr   ihre    Vorwegnähme    von 
dem  Produktionsgewinn   nicht  mit  Gewalt  ent- 
zogen bezw.   verwehrt  werden  kann,  erkennt  er 
an,  da  Civil-  und  Gewohnheitsrecht  ihnen  diese 
Abzüge  gestatten.    Aber  auf  Grund  der  Tausch, 
werthervorbringung  durch  die  Arbeit,  ohne  die 
Boden  und  Werkzeuge  zur  unproduktiven  Ruhe 
verdammt  wären,  erklärt  er  die  Abzüge,  welche 
Grundeigentümer  und  Kapitalist  vom  Arbeits- 
reinertrag  sich   aneignen,    weil  beide  nur  un- 
tbatige  Zuschauer  der  Arbeitsbewältigung  sind, 
für  unrechtmässig.     Thompson  schlägt  nun  vor' 
mit    Umgehung   der   Anrufung   der  Staatshilfe. 
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,„f  indirektem  Wege,   durch  Erweiterung   i<  - 
Mildes,  genossenschaftliche  Selbstnil 
Leiter    *.ufh?bnng  der  Monopole,  das  l 

,„,,,,  Klasäe  zu  bessern:  er  fordert  nam- 
'd,  unbeschränkte  Freizügigkeit,  Gewerbe- und 
SSfiSrnsfreiheit,   Aufhebung  ^r  Jagdgesetze 

Sehnti       I  i  '        h',A"!     j 

wen   tritt  in  4er  Schrift  „Practica! 

ürections"  etc.  -  o  mit  einem  kominunis- 
"cheti  Reformprojekt  hervor,  dessen  Grand 
Äeichzeitig  mit  ihm  auch  Fourier  als  sozi- 
Sen  Rettungsweg  zu  erkennen  glaubte,  (vonach 
d«  soziale  keil  nur  von  einer  Kooperatrvasso- 
cUrtiÖn  einer  und  derselben  Gleichheitshebe lan- 
dender Menschen  zu  erhoffen  sei.  Die  Mn- 
SrderartigersoziaUstischerGememscliaften 

:„Ut,u   mit    Zugrundelegung   des    Rechtes   auf 
Eristenz  tu,-  den  Einzelnen  nach    streng 
mnnistischen  Grundsätzen,  aber  nach  Massgabe 
ü"     individuellen     Bedürfnisse      Befriedigung 
ihrer  menschlichen  Notdurft,  bestehend  in  Nan- 
rong    Wohnung   und    Kleidung   erhalten.    Als 
„leistung    musste  jeder  arbeitsfähige  Ge- 
Segenosse    täglich    ein   durchweg   gl 
hm  zugewiesenes  Arbeitspensum  er  edigen   wo- 
ecgen  der  Oeberschuss  aus  dem  vollen  Arbeits- 
eVteag    nach    Abzug    der    Kosten    für   Befrie- 
afeun"   seiner  notdürftigsten  Versorgung,  ihm 
^bestimmten  Terminen   gewährt   oder  gutge- 
schrieben wurde.     Geistige  und  körperliche  Ar- 
M,rden  mit  gleichem  Masse  gemessen,  also 
mch    gleichmässig    bezahlt:    der    Lehrer     die 
Kinder'  wurden    auf    Kosten    der    kommunis- 
tischen  Gemeinschaft   erzogen;,   der   Arzt,    aei  , 
skundige   und  Richter,   der  Kunstler    der 
Rechner   und   Buchführer   und   der   den  Absatz 
der   Gemeindeprodukte  vermittelnde  und  über- 
wachende Kaufmann   standen   auf    einer  Lohn- 
Stufe    mit    dem    Kloakenarbeiter    und   Leich< n- 
trWer    wie   es   die   kommunistische  Gerechtag- 
keit   bedingte.     Als  Thompson   1822   seine  „In- 
„uirv  schneb,    «ar   der   von  Robert   Owen  in- 
spirierte    kommunistische     Genossenschaftshü- 
dunosprozess   noch  in  voller  Enttaltun-. 
183U  -ein  Testament  machte,  hatte  diese  koope- 
rative üebertragung  der  kommunistischen  Lettre 
auf  das   praktische  Leben  für   die  irischen  und 
schottischen    Schwärmer   schon  viel  von   ihrer 
Zugkraft  verloren,  wenn  auch  die  Zahl  solcnei 
Gemeinden    im     Vereinigten    Königreich      ob- 
wohl Orhiston,  Queenwood  und  Motherweü  be- 
reits verkracht  und  New-Lanark  der  Auflösung 
n",he    war.    einschliesslich    der    William   Brien- 
schen  Gründungen  für  jene  Zeit  noch  mtttot 
dreihundert    beziffert    wird      Der   Staat   erhöh 
<re<*en  die  Kooperation   solcher  sozialpolitis 
Sektirer    keinen     Einspruch.      Aus     derartigen 
kommunistischen  Vereinigungen,  deren  freiheit- 
liche    Tendenzen    über    die    gesetzlichen    vom 
Rechtsstaate  errichteten  Schranken  nicht  lunaus- 
irineen    sagte  sich  die  Regierung,  konnten  keine 
staatsgef ährlichen  Konspirationen   hervorgehen. 
Thompson  klassifiziert  die  nationalokonomischen 
Theoretiker   in  intellektuelle  und  mechanische 
Denker.     Die  ersteren  lassen  sich  nach  ihm  nur 
von    den  Eingebungen   ihrer   ethischen  Emphn- 
dungen  und  von  ihren  vrirtschaftsphilosophischen 
Reflationen  leiten,  die  anderen  huldigen  allem 
dem  Realismus  bei  ihrer  Verstandesarbeit  inner- 
halb der   die  Güterwelt   und   das  Gesellschate- 
lehen   beherrschenden    Gesetze.     Zur    mtellek- 


tuellen    Klasse   rechnet   Thompson   Godwin,   zu 
den    mechanischen     D  Malthus,    d 

Vorgänger  und  Schüler.    Der  Sozialwissenschafl 
stellt    er   nun   d  ö    -    si<  b  gegen- 

seitig ergänzende!   Denkergruppen  mit  einander 
zu  vereinigen,  als  wenn  die  Wissens 
von  jeher  alles  zu  ihrer  Entwickelung  Dien 

( iel  ob  von  dieser  oder  jener  I  h  okergruppe 
aneignete. 


Vgl    über  T  l>  m  s     Misere  de 

La  pMlosophie,  Paris  1847,  3.  H  i  i  Pi-tion- 
a,  feconomie  polil  ,  2.  Vufl.  Bd.  II.  ebd. 
1854,  S.  735.  —  Thompson,  fnqui  |  etc.,  ... 
\url  herausgeg.  von  Pari .  Li 
XVI tf  —  Holj  -.1  ke,  i11- 
in  England.  Bd.  I.  ebd.  1875,  -  L09ff.  - 
Held     2  Bücher   zur  sozial 

Leipzig  1881,  >.  378ff.  -  Cohn, 
internationale  Fabrikgesetzgebung,  m 
£.  Nat.  u.  Star..  N.  F.«,  Bd.  111.  Jena  881,  S. 
365f  _  Heinrich  Soetbeer.  Die  Stellung 
der  Sozialisten  zur  Malthusischen  Bevölkerungs- 
lehre, Göttingen  1886,  S.  21.  -Cohn,  Die 
heutige  Nationalökonomie  in  England  und 
.Amerika,  in  „Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.  ,  Jahrg. 
XIII.  Leipzig  1889,  S.  14/15.  -  Menger  Das 
Recht    auf   den   vollen  Arbeitsertrag,   2.   Aufl., 

Stuttgart  1891,  S.  5159  u.  ö. 

Lippcrt. 


Thornton,  William  Thomas, 


geh  am  14.  IL  1813  zu  Burnham  in  der_ eng- 
lischen Grafschaft  Buckingham,  gest.  am  lY  VI. 
L880  in  London,  besuchte  zu  -einer  wissenschatt- 
lichen  Ausbildung  das  Maravian-lnstitut  zu  Ock- 
brook  in  der  englischen  Grafschaft  Derby,  er- 
hielt 1836  eine  Anstellung  im  East  India  House 
In  Calcutta  und  wurde  1858.  bei  Uebergang 
der  indischen  Regierung  an  die  Krone  von  Eng- 
land. Sekretär  der  öfientkehen  Arbeiten  (public 
works)  im  India  House. 

Thornton  veröffentlichte   von  staatswissen- 
schaMichen   Schriften    in    Buchform:    Oyer- 
population    and    its  reme.ly.    London   184b     be- 
sieh lediglich  auf  englische  Zustande  .  — 
A  plea  for  peasant  proprietors;    wirb  outlines 
of  a  plan  for  their  establisbment  in  beland.  ebd. 
1848    dasselbe,   2.   Aufl.,    1874.  -   East  India 
Consulting  railwav  engineersi  return.  ebd.  IHM 
laliotir:  its  wrongfol  Claims  and  nghttut 
dues-  its  actual  present  and  possible  fnture,  ebd. 
2.  Autl..  ebd.  1871):   dasselbe,  in  italieni- 
scher Uebersetzung  von  Sidney  Sonnino  u.«  .Don- 
tanelli.    Florenz    1875;    dasselbe,    in    deutscher 
Oehersetzung   von  H.  Schramm   u    d.    L.:  Wie 
ihre  unberechtigten  Ansprüche  und  ihre 
tagten    Forderungen,    etc.,    Leipzig  18 lü. 
—    ln.lian    public    works    and    cognate    mdiau 
topics,  ebd.  1875.  -  Professor  Cairnes  on  value, 
ebd.    ohne  Jahr  .  , 

Thornton  veröffentlichte  in  dem  Sammel- 
werke- British  Association  of  tue  advancement 
of  scie'nce.  Report  oi  the  32»d  meetang,  Cam- 
bridge 18Ö2"  folgenden  staatswissenschaftkchen 
Artikel:  Injustice  of  the  income  tax. 

Thornton  baut  in  seinem  Hauptwerke  ,.Un 

8* 


116 


Thornton— v.  Thünen 


labour"  etc.    seine   induktive  Widerlegung   der 
Adam  Smithschen  Lehre   von   der  uatur»esetz- 
lichen  Regulierung  zweier  der  wichtigsten  wirt- 
schaftlichen   Faktoren,    des    Arbeitslohnes    und 
des  Pi  ises,    aus  ein  c  Ri  ihe  praktischer  Beob- 
nigen   über  die   Verhältnisse  des   Marktes 
auf,  die   ihn   zunächst  darauf  führen,    dass    \n- 
I    Nachfrage,    da   ersteres  den  Güter- 
Q    der    Regel    übersteigt,    als    Preisbe- 
stimmungsmotore  nicht  gelten  könnt  u,  dass  \  iel- 
mehr  der  Konkurrenz,   aber  wie  sie  nicht  aus 
n  entanen  Lage   des    .Markt.-.    SOnd<  rn 
lessen  voraussichtlicher,    die  Konjunkturen 
Verkäufers   bestimmenden   Gestaltung  sich 
■  ntwickelt,  diese  Aufgabe  zufällt.    Seine  weitere 
itivng   der   Regulierung   des    Arbeitslohnes 
ron   der    Konkurrenz    beruht   auf    dem    umge- 
kehrten   Verhältnisse    des   Verkäufers    von     \,- 
beitskraft   zum  Käufer  derselben,    dem   irbeit- 
erer,  der  Arbeiter,  befindet  sich  .lern 
Kaufer  gegenüber  im  Nachteile,    da  er  keinen 
\  erkauf  auf  spätere  Erfüllung  abschließen  kann 
sondern    für  sein,.   Arbeitskraft   eine   unmittel- 
bare   Verwendung    durch    den    Käufer    suchen 
muss,  was  diesen  zum  Beherrscher  der  Situation 
|  und  folgerichtig  die  Konkurrenz  der  Ar- 
beitgeber auf  die  Gestaltung  des  Arbeitslohnes 
bestimmend  einwirken  lässt:    Zur  Ausgleichung 
■  l"  ses  Missverhältnisses  zwischen  Arbeitsai 
und  -nachfrage  hält   er  die  kooperative  Wirk- 
samkeit  der  Trade  ünions    besonders  geeignet 
I  norntons  antismithianisehe  Bichti"ste]luno;  des 
Gesetzes  der  Arbeitslohnbildimg  involvierte  die 
l  nhaltbarkeit  von  Seniors  Lohnfondstheorie  wo- 
durch auch   deren  bisheriger  harrnäekig-er  Ver- 
teidiger  .7.    sr.  Hill    dieselbe  aufzugeben    (vgl 
Fortnigthly  Review  von  1869)   sich  gedrungen 
tuftite.  LhorntonsoptimistischeVorstellungvonder 
leichten  Verwirklichung  der  Versöhnung  fwischen 
Arbeil  und  Kapital  offenbart  sich  in  seiner  Befür- 
ing  der   Bildung  von  Produktivgenossen- 
ten   welche  den  beteiligten  Arbeitern  den 
Unterm  bim  rgewrnngenuss verbürgen.  Ini  grellen 
nsatze  zu  dieser  fürsorglichen  Teilnahme 
•'in   Lose  der  arbeitenden  Klassen  verirrt  er  sich 
zu  der  manchesterlichen    Behauptung-,    dass  der 
Arbeiter  auch  den  niedrigsten  Lohn  "als  gerecht 
anerkennen  müsse,    da   ihm    ausser  der  (Jnver- 
l"/l,'irl;!'H    sfmer    Person,   der  (Jnantastbarkeit 

!fnes    El£ent 8    und    der   Erfüllung   des   mit 

ihm  geschlossenen  Kontraktes  kein  anderes 
Kecnt  von  de,,,  7-.g-oisn.us  de,-  kapitalistischen 
Gesellschaft  garantiert  sei. 
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Thünen,  Johann  Heinrich  von. 

1.  Thiiuens  Leben  und  Bedeutung-.  2  drum] 
rentenlehre  und  Lehre  von  der  relativen  Nüö 
hchkeit  der  Wirtschaftssysteme.  3.  Die  Lehi 
vom  naturgemässen  Arbeitslohn. 

1.    Thüneus     Leben     und     Bedeutung 

Lhunen    wurde    am    24.    Juni    1783    auf    den 
vaterlichen  Gute  Kanarienhausen ,    in  dem  zun 
Grossherzogtum  Oldenburg  gehörigen  Jeveilandi 
geboren.     In  frühester  Kindheit  schon  verlor  e 
den  Vater.    Seine   Erziehung   leitete   der  Stiel 
vater,    Kaufmann    von    Büttel    in    HooksieJ 
mit    dem    sich    die  Mutter    im   Jahre    1789    ii 
zweiter  Ehe  vermählt  hatte.   Ben  ersten  Unter- 
rieht  genoss  Thünen  in  der  Ortsschule  zu  Hook- 
siel,  einem  kleinen  Hafenort  an  der  Jahde.  Be- 
reits hier,  in   noch  ausgeprägterem  Masse    aber 
auf    ihr    sogenannten   „hohen  Schule"  in  Jeve* 
die    Thünen    seit    seinem    vierzehnten     Leben* 
jähre  besuchte,    trat    die    auch    vom   Stiefvatel 
gepflegte   Vorliebe  für  Mathematik  hervor     Da 
er  die  Verwaltung  des  väterlichen    Gutes  über- 
nehmen  sollte   und   dies   auch   seinen    eigene* 
Neigungen  entsprach,  widmete  sich  Thünen  seit 
1799  der  Erlernung  der  Landwirtschaft:  erst  in 
ziemlieh    roh     unwissenschaftlicher    Weise    auf 
dem   Gut   eines  Jeversehen    Edelmannes,    nach- 
her rationell   an  der  landwirtschaftlichen   Lehr- 
j;*1'  .zu   Gr.  Flottbeck,    zuletzt    im    Sommer 
1803  beim  Landwirtschaftstheoretiker  Thaer  in 
Celle.     Nachdem  er  noch  zur  Vervollständiguna 
seiner  Ausbildung  zwei  Semester   an  der  Uns 
vers, tat    Göttingen    zugebracht    hatte,    trat    er 
einundzwanzigjährig,  ins  praktische  Leben  über' 
Seine  —  am  14.  Januar  1806  erfolgte  -   Verl 
mählung  mit  einer  Mecklenburgerin  bewog  ihn. 
die  Heimat  zu  verlassen  und  nach  Mecklenburg 
überzusiedeln.     Hier  pachtete   er  erst  das  Gul 
Rubkow  bei  Anclam  und  erwarb  dann  im  .lalnv 
1810  das  Gut  TeJJow.  Die  Musterwirtschaft,  die 
er  auf  demselben  einrichtete,  sowie  seine  wissen! 
schaftiiehen    Arbeiten    brachten    Thünen    einen 
stetig    steigenden   Ruf.      1830  wurde     er   von 
der   philosophischen   Fakultät    der    Universität 
Rostock  zum  Ehrendoktor  ernannt.   1848  wurde 
ihm  ein  Mandat  in    die  Frankfurter  Reichsver- 
sammlung angetragen,  das  er  jedoch  mit  Rück- 
sicht auf  sein  Alter  und   seinen  Gesundheitszu- 
stand ablehnen  musste.     Mit  schwerem  Herzen 
..1  nter    den    vielen   Entsagungen",    schrieb    er 
selbst,  „die  mein  körperlicher  Zustand  mir  schon 
im  Leben  aufgelegt  hat,  ist  mir  keine  so  schwer 
gewesen  wie  diese."  Er  starb  am  22.  September 
I8o0  auf  Tellow. 

'I  hünen  gehört  zu  den  interessantesten  Er- 
scheinungen in  der  Geschichte  der  Volkswirt- 
schaftslehre überhaupt  wie  der  deutschen  ins- 
besondere; und  zwar  sowohl  durch  die  positiven 
Errungenschaften,  welche  die  Wissenschaft  ihm 
/N  danken  hat,  als  auch  durch  seine  Irrtümer 
Bis  auf  ihn  hat  sich  Deutschland  den  auf 
tranzösiseliem  „,„i  englischem  Boden  entstan- 
denen  volkswirtschaftlichen    Doktrinen    gegen- 
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,,„.,  durchaus  receptiv  verhalten.  Er  bedeute! 
„dieser  Entwicklung  einen  Wendepunkt. 
Wohl  befindet  auch  er  sich  WJ^^ 
hsneiakeil    von  Adam  Smith,  den   r    im    vei 

ä"  at,\t  nÄss  Wiedergal g 

fremder   Gedanken       Ei 
;        „     düunstimnnVerKojnpilator-'.Vielmeb 
hl    er    ™™re    Erkenntnis    durch    eine    Reih, 
£Stettndi?ei  ideeen  nnd   zudem  die  W  ege  der 
il,."  durch  eine   Methode   erweitert     mit 
ilnffifte   er   in  seiner,    eigenen  .Arbeiten  ein 
l(f  für  volkswirtschaftstheoretische  Special- 
2S  ctangeu  schuf.  -  Seine >  Abstraktion  des 
Vierten   Staates"'    ist    ,.ein    Apparat    zur  Be- 
Ü"  ökonomischer    Kräfte,   wfe   der  leere 
,.,„„.  /m-  Beobachtung  physischer  Kräfte  .   Ei 
derart    in     Funktion    gesetzt     dass    zum 
/ w   -k    exakter    Feststellung     des    Zusa-nnien- 
toges  zwischen  den  einzelnen  wirtschal n  .  o.  n 
Faktoren  and  deren  Wirkungen  jene,]* 
Sh,  betrachtet,   die  übrigen   aber   als .bekannt 
1,,-  ruhend  angenommen  werden.    Die.Beiecn- 
teung  dieser  Methode  ist  zweifellos.    Sieleide 
ieloch    nur    beschränkte    Anwendung    und   hat 
rieht  leicht  erfüllbaren  -  \.  oraussetzung : 
richtige   Trennung    zwischen  Wesentlichem 
£    Nebfnsächlichem   sowie    die   Vertag 
der  gewonnenen  Resultate  mit  der  Wirklichkeit 
n  „-,„    selbst    wurde  der    Rückweg  zu   dieser 
Ls  dem  isolierten  Maat  nicht  wenig. erschwert 
i    ,-.  b  seine    Liebhaberei    für   algebraische  Aus- 
Ssweise  und  die  Illusion   als  ob  mar idurch 
Sendung    der     Mathematik    auf    volkswt- 
Efthche  Vorgänge    diese  nicht    '»^r  eritoenj 

„    sogar   bestimmt. begrenzen  könne 
Dass  auch  Thünen,   wie  jeder  andere  Eoischer, 
!„■  ker  Stellung   der   ihn  beschäftigenden 
Meme  und   deren  Lösung   von   den    wtscnffi 
Verhältnissen    und    den    A^chaimngen 
tiner  Umgebung  nicht  unbeeinflusst.hüeb   ver- 
teht  sich  von  selbst.    Manche  Einseitigkeit  er- 
klärt sich  daraus  und  durch  den  w< 
•an  1    dass  er  mit  der  Stärke  des  Autod* 
Sd  einsamen  Denkers   auch   deren  Schwachen 

gemifeÄer  Forschung  war  vornehmlich  die 
Rruntontenlehre  sowie  die  Theorie  von  dem 
Suchen  Verhältnis  zwischen  Arbeitslohn  und 

^t^runiirentenlehre  und  Lehre  von  der 
relat  veu     Nützlichkeit     der     Wirtschafts- 
systeme.   Obschon  bei  der  Abfassung  des  ersten 
Entwurfes   seines   „Isolierten  Staates     mit  Bi 
cardos    Schriften    noch    vollkommen    unb 
und     aber  von  diesem  nicht  nur  innerlich,  son- 
"ni  aTcl    durch   Methode   und  Ausgangspunk 
der  Untersuchung    durchaus   unabhängig ,    teilt 
doch  Thünen  in  "allen ^wesentlichen  Bez^m, 
die   Auffassung  Ricardos    über   die    Grundrente. 
gto   Uebereinltimmung    zwischen   beiden  tritt 
besonders  klar  hervor,  wenn  Thünen  „das nicht 
bloss  für  den  isolierten  Maat      sondern  auch  m 
,1  ,    Wirklichkeit-    bei     der     Bestimmung    des 
K.u-npreises    wirksame   Gesetz    folg, 
formuliert:  „Per  Preis  des  Roms  muss  so  hoch 
sein,  dass  die  Landrente  desjenigen  Gutta,  wel 
,-hem    die  Produktion    und    Lieferung    de 
re  des    nach    dem    Markt     am    kostspi shgsten 
wird,  dessen  Anbau  aber   zur  Befriedigung  des 


Getreidebedarfes  noch  notwendig  ist,  weht nnte 
Null    herabsinkt."     Während   aber   Ricardo  de 
Entstehung  der  Grundrente  in  erster  Linie  mii 
aus  der  Differenz  der  Bodengüte  erkla 
Thünen  die  i  Bildungsfaktoi 

,.,    Grundrente    in   den    \  i  a    der    Be- 

trachtung. 

Hierbei  operier!  er,  um  die  Potenz  derhnt- 
Eernuna  zu  reinei  Darstellung  zu  bringen,  mit 
der  erwähnten    Abstraktion  des  i  ■   a  Staats 

Er  verlegt    seine  Untersuchung  auf  eine  unbe- 
grenzt   gedachte,   von    dem    f erkehr   mit   der 
Ibrigen    Welt   durch  eine    ankultiTierte  Wüd- 
von  allgemeiner  Kultur- 

fähigki 

bendem  Bodenreichtum  Mitte  sich  eme 

eS  grosse  Stadl   bi  B 

aSgel   Absatzort    fü  Nährstoffe, 

;■!,  „„.     '  ^aft- 

^hen   Gewerbe    vereinigt 
'werke  und  Salinen  sich  in  ihrer  Nahe  1h 
Weitere   Annahme   ist:    der    Mangel  an 

B  and  Kanälen,  so  dass  de) 
verkehr   einzig  auf  die   Achsfracht   angewiesen 
J£-  bei  übrigens  überall  gleicher  Bes.ch, 
heit  der  Wege   und  Transportmittel;   eine 

,,„,    vln    überall    gleicher   Bildung    und 
VeTkXsgewöhnnng;      die     Möglichkeit,     ohne 
an|Sschwierigkeiten     da-      Wirtschafts- 
system zt    wechseln!    „Konsequenz    in   der  Be- 
baftung",  d.h:  aUgemeines  und  alleiniges 
Walten  des  wirtschaftlichen  Prmcips. 

ist  nun  klar:  da  in  dieser  Kombination 
ein  Absatz  für  den  TJeberschuss  über  den Eigen- 
bedarf des  Erzeugers  nur  m  de  (Cen  ra  - 
3tedl  zu  linden  ist.  so  „normiert  dei  Preu in 
,ler  Stadt  fiiv  das   ganze  Land".    Iniolgedt 

der   marktnahe   Produzent    unter    sonst 
ole  eleu  Verhältnissen  einen  Reingewinn,  dessen 
.n  das  Mass  der  Entfernung  vom 
Markt  oder  was  dasselbe  ist:  durch  denünter- 
,;     l'    zwischen    seinen    Transportkosten    und 
denjenigen  marktfernerer  Produzenten  bestimmt 
dfeser  Gewinn   dauernd    ist   und   jahilich 
lerkebrt,  so  giebt . auch  der  Grund  und  *- 
den  sein.-  Guts  eine    ährliche  Rente,   eben  die 
GTundrtnte,   oder    wie   sie  Thünen  im ^  Gegen- 
satz    zur    „Gutsrente"    -    den  Lmkunlten 
des  Gutsherrn  von  einem  verpachteten  Gute  - 
ende   Landr  ent  e.      Danach    ent  springt 
alTc "diese   aus  demVorzug.den  ein  «hu  vor  dem 
rr°ch  ,     oder    durch    seinen    Boden 

tl lechte  teil   Gute    hat.    welches    zur  Betriedi- 
des  Bedarfs  noch 'Produkte  hervorbringen 

ben  der  Lage    zum   Markt    erweist    sich 
abeiauchd1eder%elnenGi^tticke-um 

Huf    von    dem   aus    sie   bewirtschaftet    wi 

ndrentenbMend,  da  die  Entfernung  dieser 

von  jenen  üe  Höhe  der  Bestellungs- und  Erat« 
kosten  bedingt. 

Dasselbe  Princip,   das  .he  Rente  von iland- 
wirtSchaftlich   genutztem  Boden    reihert,    *t 

^Äse^enÄäfnnÄan^ 
erspar^ng,    der    grösseren    Bequemhchkeit 
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•""1  iderung    des    Zeitverlastes    bei 

dei       -  Gesi  hafte 

weitergehen,    ist   festzuhalten 
nach    rhünens     Betrachtungsweis,     der 
•    :  Bodenknltur  nichl  in  der  Pro- 
duktion zum  Zwecke  der  Selbstversorgung  des 
"  Ort  and  Stelle  liegt,  sondern   in 
a  nässigen    Verwertung   des  Produkts 
der    höchste    Rohertrag,     sondern    der 
Reinertrag   ist   und   soll    das  Ziel  des 
Landwirtes  sem." 

[st  dem  so,  dann  muss  im  isolierten  Staat 
von  dem  Entstehung  und  Mass  der  Grundrente 
?enden  Faktor  —  der  Entfernung  zwischen 
Erzeugungsort  und  Markt  -  auch  die  Exi 
der  Bodenbewirtschaftung  wie  die  Art  derselben 
abhangig  sein.  Da  der  für  das  ganze  Land 
normierende  Preis  der  landwirtschaftlichen  Er- 
aisse  in  der  Stadt  und  der  Wert  derselben 
an    marktfernen    Orten     um    di,      Kosten    des 

•    von     .liesen     zur    Stadt    du 
zieren,   so   ..nimmt  der  Wert    des  Getreid 
dem  '"'"•    selbst    ab    mit    der    grösseren    Ent- 
fernung des  Gutes  vom  Marktplatze".  Mit  andern 
Worten:  es  wirkt  „die  zunehmende  Entfernung 
vom  Marktplatz    wie  ein   Sinken   des  (xetreide- 
preises  bei  gleichbleibender  Entfernung"    Fixiert 
man  nun  den  letzteren  irgendwie,  so  muss  es  auf 
"er  Ebene   einen  Punkt   geben,    von    dem   aus 
eine  1  roduktion  für  die  Stadt  nicht  mehr  statt- 
findet, weil  die  Transportkosten  den  Marktpreis 
vollständig   erschöpfen.     Natürlich   wird   jedoch 
ue  landliche  Kultur  schon  der  Stadt  näher  auf- 
hören,  weil  ja    aus   dem    Marktpreis    auch   die 
Erzeugiingskosten  zu  decken  sind  und  überdies 
niemand   aui  jeglichen   Reingewinn    wird   ver- 
zichten   wollen.     Aus    demselben   Grunde    wird 
aber    auch     innerhalb    des    so   umschriebenen 
Kulturkreises   wedei    die  Bewirtschaftung   eine 
gleichartige  noch   die   Art  derselben    dein   zu- 
fälligen   Beheben   der    Produzenten   anheimge- 
febensern.    Vielmehr  ist  „im  allgemeinen  klar 
(1:'"    !"    der  Nahe    der    Stadt    solche  Produkte 
vrerden    gebaut    werde,,    müssen,    die    im  Ver- 
'''""■    ™    ,]":""    \v">'    ein    grosses    Gewicht 
haben    oder    einen    -rosse,,   Rfum    einnehmen 
»'.1     deren   Transportkosten   nach   der  Stadt  so 
""l'"T";"'  -U1;L  dass  sie   aus  entfernten  Gegen- 
°en  weht  mehr  geliefert  »erden  können,  sowie 
auch  solche  Produkte,  die  dem  Verderben  St 

>    -  in  -Mn     de,-   grosseren    Entfernung   von 
>ri      wird  aber  ,,„  ,.,niii  immer  mehr  und 
uo  in    aul    die  Erzeugung  derjenigen  Produkte 
"T  b»   Verhältnis3  zu§ ihrem   wtrt 

wedere  Dransportkosten  erfordern.  Aus  diesem 
,";ul"1"  werden  sich  am  die  Stadt  ziemüch 
«rt*»e  koncentrische  Kreise  büden, 

'"  Gehend, |er  Jen,  Gewächse  das  Haupt 

fT^S   :,":,ll:i"1-"-      Den    innersten   S 

;,'  "V    ,:,,.r|1-";   '  *gebung   der  Stadt,    wird 

"  ,      eV-"1'  -Garten- und  Gemüse- 

Milchwirtschaft   etc.    einnehmen.      \„    3ie 

"    BlchJaB  i     Forstwirtschaf    zu? 

'      '-    ätadt;  drei  Kreise  mit  BW 

»der     Extensität,    nämlich 

^echsel-  Koppel-  und  Dreifelderwirtschaft 

Viehzucht.      „Hinter    de,,  '    k  e£e 

' ■'"    können   nur  noch    einige   Jäger 

r'-";''  ni  den  Wäldern  leben,  welch!  mit  X 

«nd    der  Lebensart    der  Wilden 


auch  die  sine,,  derselben  annehmen  werdei 
Die  einzige  Kommunikation,  weh  he  dies, 
mit  der  Stadt  habe,,,  besteht  dann  ,| 
■  hre  wenigen  Bedürfnisse  für  die  Felle  wilde 
Tiere  eintauschen.  Dies  ist  dann  die  letzt 
Einwirkung,  welche  die  Stadt  auf  diese  Eben 
wird  "übt"  Z"r     menscheuleei'en     Wildni 

Natürlich  sind   Ausdehnung  und   Struktu 
des    Kulturgebietes    in,    isolierten    Staat    ni, 
ein  für  allemal  gegeben,  sondern  mit  den  Preis 
ver  chiebungen  wandelbar.    In  der  Whklichkei 
r1"1^1"'"    slc«    die    Thiinenschen    Wirtschafte 
kreise    unter   dem    weitem    Eintluss   der    Dini 
derTobsi  ^dengüte.  Transportkosten.  Technfl 
dei  Rohstoffverarbeitung,  Abgabensysteinen    so- 
wie   der    Hautun-   von    Konsumtionscentren  I 
demselben   Wirtschaftsgebiet    zu    einem   (,ewi 
von     Zonengruppen,     innerhalb     deren     iedod 
unter  den  einfachen  Verhältnissen,  die  Thünen 
vor  Augen  hatte,  für  den  Standort  jeder   Pro- 
duktion   die  Entfernung   vom    Markt  von  ent- 
scheidendem Eintluss  ist 

Thünen  begnügt  sich  nicht  mit  diesen  all- 
gemeinen Deduktionen,  sondern  weist  die  „tak- 
tische Ausgestaltung  derselben  unter  Zugrunde- 
legung der  Verhältnisse  seines  Gutes  *Tello3 
sowie  unter  Berücksichtigung  des  Einflusses  der 
Entfernung  zwischen  Wirtschaftshof  und  \cker 
auch  rechnerisch  nach. 

Dies  wirkt  jedoch  nur  störend.  Jedenfalls 
m  das  rechnerische  Resultat  für  die  Bedeutung 
des  wissenschaftlichen  ebenso  gleichgütig  wie 
an  sich  Thünens  landwirtschaftliche  Betriebt 
lehre  und  die  damit  zusammenhängende  Frage 
nach  der  Richtigkeit  seiner  Konstruktion  ia 
-Bezug  auf  die  Aufeinanderfolge  der  Wirtschafts 
Systeme  und  die  positiven  Resultate  in  hon,  ff 
des  Verhältnisses  zwischen  den  einzelneu  Wirt- 
schaftssystemen und  ihrer  Rentabilität 

Das  bleibende  wissenschaftliche  Ergebnis 
aiicr  ist  —  obgleich  die  Ausgestaltung  der 
Iransportmitte]  in  unsrer  Zeit  die  Wirksamkeit 
der  Entfernung  von,  Markt  auf  den  Standort 
de;  Produktion  m  ausserordentlichen,  Masse  ver- 
wischt hat  -doppelter  Art.  Es  besteht  einer- 
seits in  der  Festigung  und  Ergänzung  von  Ri- 
cardos Grundrentenlehre  und  andererseits  in  der 
Beststellung  dass  keinem  Wirtschaftssystem  ein 
apsoluter  Vorzug  vor  den  anderen  zukomme 
sondern    dass    allen    nur    relative    Nützlichkeit 

eigne. 

Dieses  zweite  Ergebnis  kann  auch  als 
sehlussel  für  die  Landwirtschaftsgeschichte  be- 
nutzt werden  -  wie  das  Thünen  selbst  schon 
betont  hat  „Der  isolierte  Staat  stellt  (dann)  in 
umsieht  des  Ackerbaues  zugleich  das  Bild 
eines  und  desselben  Staates  in  verschiedenen 
Jahrhunderten  dar." 

i  -t'\'  i1>ic'  Leure  vo»>  natiugemässeii  Ar- 
beitslohn. Im  ersten  Teile  seines  Werkes 
hatte  Thünen  lediglich  die  Entfernung  vom 
Markt  (und  Y\  irtschaftshofj  in  ihre,  Wirkungen 
auf  die  rechmk  des  Landbaues  geprüft  alle 
übrigen  I  mstände  aber  als  bekannt  vorausge- 
setzt War  er  nun  auch  überzeugt,  da-s  da- 
SO  erlangte  Resultat  ..nicht  ein  unwahres  son- 
dern nur  ein  unvollständiges  sei'';  und  zwar 
„letzteres  nur  solange,  bis  alle  anderen  mit- 
wirkende,, Potenzen  einer  ähnlichen  Unter- 
suchung unterworfen  sind":  so  empfand  er  doch 
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ait  BS  sssas;  s 

die   Grundrente   sein  könne     *o  erscheint   inui 
v  „  der  Höhe   jenes  und   dieses  auch   die  Vor 

Säst        iraSs 

für  die  Wissenschaft   gewonnen,   da  „die  jum 

sts£  r',irs4?  «| 

tremässe-    Und  doch  werde  „in  unserer  - 
ITdte  Arbeiter  mehr  und  mehr  zum  Bewusst- 

^UtesÄThünenesklaxaus 


halbes  Jahrtausend  voller  Zanrtfeimg  m 
hpdarf     and    dass    ihn    dies   „mil    mysu  n 

™    Erfindung   des    „natnrgemässen 
^•beitslohnes  treib,  .    desjenigen,  den  de 
beiter  ei    i  »Ute,  wenn  ergere«  hl  em 

l0hntsÄabin  abzielende 

legi  TMinen   an  die  ov    d  .  Kmtnrgebietto 

m  isolierten  i  '     '     l"'l!' 

mehTgiebl  und   der'Gutee,  I»  Z^en 

i  .  inSden  Gebäuden  steckenden  Kapitals  he- 
schränkt  ist"  Dadurch  vereinfacht  sich  ihm 
dt   L  lösende    Probh  — ',»'i'^ 

Erteilung  des  Arbeitse!  «chm  .Al; 

i  ,  ,  ^Snitalisten  and  Grundbesitzer,  und  ei 
';;; "      u'l    V  rnehmerge- 

? 

SS  ■  = 

prÄSnÄren,   ante,  erem  - 

Sf    Jede  dauernde  Lohnsteigerung  er- 

3*        k-üt-a         SS 

ein  Arteiter  entbehrlich   und   brotlos     ™ 
innen  heraus  .  Voraussetzung: 
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rderliehe  Kapital  vor- 
handen ist, . .  sei  .  Dach  einem  Tropenlaude  ver- 
*tUA  coii    gleicher   Fruchtbarkeil 

","1  -    I  hnt  ist,   dass  jeder  Be- 

■  rnst   in  Besitz   nehmen  kann 
'I!"    Metalle    vorhanden    sind' 
p&ische  [ndustrie   zu  ihren  Kr- 
^braucht."  Kapitel  kann  in  diesem 
nstaatBnnr  ein  Produktder  Arbeit 
!1  -  -  nur   gebildi  aus  ,],.,„ 

Arbeiter  mehr  hervorbringt,  als 
Die   Jahressubsistenzmittel    eines    \r- 
-   als    Einheit    s,  und    in   im   Teile    c 
gedacht,  betrügez.  B.  d 
110c    und   die    mögliche    Jahresersparnis    10c 
Dann  kann   nach  10  Jahren    ein  Vorrat    in  der 
:     -  Jahresbedarfs  angesammelt  sein  und 
terbrechung   der  auf  Beschaffung  von 
ismitteln    gerichteten    Thätigkeit    für   ein 
sowie   die   Herstellung   uützlicher   Gen 
ten    während    desselben    möglich     werden 
Letztere  werden  die  Produktivität  der  Lebens- 
tch   deren   Wiederaufnahme 
steigern   z.    B.   aui    150c,   damit    aber 

müsse    und    raschere    Wiederholung    der 

l  ilerzeugung  -  im  konkreten  Falle' schon 

-   Jahren     -  zulassen.     Das  zweite   von 

ihm  hergestellte  und  ihm  selbst  unnötige  Werk- 

"•iid    der  kapitalerzengende  Arbeil 
leihen  und  dafür   vom  Entlehner  den    ganzen 
richtiger  nahezu  ganzen    üeberschuss  aus" 
■■  hierdurch  produktiver  g  Arbeit 

beziehen;  und  zwar  dauernd.  Das  ist  der  Ur- 
sprung der  Zinsen  Ihr  Verhältnis  zum  Kapi- 
Tal   aber   druckt   Hainen   so   aus:    „Wii 

de'Lohn  der  Arbeit  verhält  zu  der 
<<^^f  der  Rente,   die  dieselbe  Arbeit 

llr-     wenn    sie    auf    K  api  taler  - 

Fügung    gerichtet    wird:    so  \er- 

ha'ten  sich   Capital   und   Zinsen-',   im 

Beispiel  also  wie  iL,  :4I,  bezw.  richtiger  ca  40 

,1-"1"  , Inl  'ht'  Arbeit",  den  üeberschuss  über 
denselben  „Lohn  für  die  Anstrengung« 

Die   angedeutete  Entwicklung  nrnss    fort- 
dichznr  Ausstattung  der 
Bevölkerung  mit  Werkzeugen  und    zw£ 
:'»■.»•  ror   all,,,,   mit    solchen 

r-'!'  "<   möglich     -     ._    rung  der   \r- 

;:.^,,n;dukt,vttä,  mit  sich  bringen.  Nachter 
•  •  ■  £apite  «zeugung    sieh  notwendiger- 

L£er  Herstellung  minder  nützlicher  Gefät- 
suwenden,    wofür   sie    also  auch  beim 
Jen i--i;r.-  T,,T,  Rente 

Kapital  '     h?nz  ende 

t  -      ''' 8   "  "  l]  ''''  •'  "  greJ  egte  "     Dies  »bei- 
bringt es  hinwiederum,  infolge  der  K, ,  ; 

^ffKapitelien,^tsich,daTsTde^ 

■"      •    '',"  daa    Kapita     im  ganzen 

beim  Ausleihen  gewährt    beftimm? 

->rddu,,l,di,Xlltzu,l,d'e-/  ,     eVz 

tV  >'"-"  "Kapitalteilch    ns"   wes 

deVeT,  '1 "      Behinderung 

ßente  beim  Anwachsen  des  Ka- 

tala   ■   •     dem      \  rbeiter    zu    o.ute 
»taundden  Lohn  seiner  ArVeiJ 

Aus  ,;  Sätzen  festgelegten  Um- 


stände, dass  „bei  der  Kapitalbeschaffung  zw, 
steh  gegenseitig  beschränkende  Moment!  wiri 
sam  smd,  und  aus  den,  weiteren  Satze:  da- 
„die  Produktionskosten  des    K a „i 

t  als  ungegeben  und  gemessen   «er 
den     kennen     durch     die    Zahl 
J  a  n  r  e  s  a  „  s  r  r  e  n  g  „  n  g  ,,  n  .   d  i  e  z  u  . 
aneung  desselben   erforderlich  sind« 
folgerl      Imne,,    wteder   und  sucht   rechnerisol 
darzustellen  zweierlei.    Erstens:  „dass  es  in  de 
Vergrößerung -des  Kapitals  einen  Punkt  gieta 
bei  welchem  che  kapitalerzeugende  Arb, 
Maximum  der  Rente  giebt.    Zweitens:    dass  dl 
kapitalerzeugenden    Arbeiter    bei    vermehrte« 
Kapitel  und  sinkendem  Zi  bdnrehihK 

Arbeit  eine  grössere  Rente  erwerben  als  hei 
geringem  Kapital  und  hohem  Zinssatz ;  d 
also durch  ihr  eigenes  Int,  -  auftriebe! 
weiden  das  kapital  zu  vermehren,  obgleich  ,h- 
tocbdas  Produkt  ihrer  Arbeit,  d  i.  das  Kant 
tal.  durch  das  Sink,,,  des  Zinssatzes  einen  g? 
nngeren  Kreis  erhält." 

gelangt,  tragt  sich  nun  Thünen.  o| 
auf  diesem  Wege  eine  Verbindung  zwischen 
val,ltal   ""'  Produkt  auch  indem  isT 

lierten  Staat  möglich  ist.  der  nichl 
au  t  erden  Tropen  liegt.  Dies  verneint  eri 
Betrachteter  nämlich  den  Einfluss  von  Fruchtbar^ 
keit  des   Bodens   und  Klima   auf  die  Hol,. 

u  -  und  d„-  Zinsrate,  so  zeigt  siel,  ihm 
»fort   dass  überall   „.Europa  das  Verhau,  en- 
sern    von    Kapital     die    erste     Voraussetzung 
menschlicher  Arbeit   ist   und  nicht   umgekehrt 
Das  Kapital,     das   Erzeugnis    menschliche.    lr-  I 
beit      muss  also  aus  den  Tropenländern  i 
wandert  sein     Dann   ist  aber  auch  das  , 
der  Kapitalbildung   hier  und  dort  verschieden 
nnd  man  muss  es  .aufgeben,  für  die  Entstehung 
der  .«anfänglichen  Kapitale  und  die  der  höh, 
Grade  em  a  d  dasse,b      ,,_,.  ,e   umsch]i        reu 

tresetz  aufsuchen  zu  wollen" 

Die  eitere  Untersuchung  fuhrt  Thünen  im 

ropäischen  Boden,    indem 

er  vor  allem  die  Beziehung  zwischen  Lehn  und 

Zinsfuss     durch     eine     Gleichung     darzustellen 

i  i  Beiuder  Annahme,  dass  Kapital  (,)  und 
Jahresarbeitslohn  einer  (vierköpngen    Arbeiter- 

ainilie  A,  der  sich  zusammensetzt  aus  dem  Not- 

larf   a+  einem   üeberschuss  v,   ..i„  irgend 

einem    Wertmass    angegeben*    und    in    iluer 

Grosse  bekannt  nnd,   ist   das  auf  Jahresarbeiten 

leduzierte  Kapital  ausgedrückt  durch  die  1 

-  ±-  =  u  und  Q  =  q  (a  -f  y).     Wird  , 
Kapital   an   der  Grenze   des  Kuli  ,  BS   im 

Landbau  angelegt  und  1  Arbeiter  angestellt    so 
wird   dessen  Arbeitsprodukt   im   oben  charakte- 
-    rl  „  Sinne   p,  zwischen  ihn.  und  dem  Kapi- 
telisten  zuteilen  sein.   Die  Rente  des  letzteren 

V',"";1    a!; r,J-eu:    P~(a+  v-    und  Z 

"  h.  der  Zinsfuss  abzüglich  der  Lsseknranz- 
pramie,  den  Thünen  mit  dem  Gewinnsatz  des 
Grenzgnts  identifiziert.    ~^—,.    .Sog,, 


man  zn  der  von  Thünen  für*  absolut  gültig  an- 
gesehenen Formel:  S 

z  =  P  —  (»  +  y) 
ij  (a  +  v 
Da  jedoch  diese  Gleichung  beide  Variablen. 
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un,l  v   enthält,  so  sucht  Thünen  im»  ein« 
Xn  Arbeitslohn         zu   bestimmen 

ur,h  mittelbar  auch  die  andere,   Zinsfuss,   be- 
tiuimt  erscheint. 

Die    Lösung   dieser    Aufgab«'   erfolgt    unter 
lg  der  an  der  Grenze  des  Kuli 
[ur  die   Arbeiter  bestehenden   Möglichkeit 
bsttailfe,    «'eil   ihnen   her   Ueberflus 
iemmlosem   fruchtbaren   Boden  die  Wahl   frei- 
Snf  zwischen    Lohnarbeit    oder  Neugrundung 
.  ,„  Gütern   and  Arbeit    für   eigene    Rechnung. 
Die  Neugrundung   eine-   Gutes   denkt  Meli 
rhu,,,.,,  durch   eine  Vereinigung   von  Arbeitern 
urehgeführt,  von  denen  ein  TeU  einstweilen  um 
Lota  weiterarbeitet  und  mit .den  ihren  Notb. 

teigenden    Lohnüberschüssen   he,,    anderen 
^tder  Gutsanlegung  beschäftigten  Teil  unter- 
"ft       Das  neuaugelegte  Gut  kostet  nur  Arbeit 
Sä  nichts  anderes  als  Arbeit",   und  d»  Rente 
v,n  demselben  ist   her  Lohn  dieser  Arbeit     Ist 
:Vll. .,,,„„,  des  Gutes  vollendet,  so  bedarf  die 
- .  butt'   kapitalerzeugender     Arbeiter     zu 
Bewirtschaftung  einer  Anzahl  von  Lohn- 
arbeitern,  deren    ..Lohn   aber   nicht    willkürlich 
mu1  Mch  nicht  nach  dem  in /enteren  Gütern 
üblichen  Lohn  bestimmt  werden  kann"     sondern 
s,    hoch  sein   muss,  I  eberschuss   de 

Deiters  auf  Zinsen  gelegt,  also  yZ,  gleich  dei 
Rente  des  kapitalerzeugenden  Arbeiters  wird  . 
l,,.ull  sonst  würden  die  Lohnarbeiter  augen- 
ich  zur  Kapitalerzeugung  übergehen  „Die 
Bestimmung  des  Arbeitslohnes  is  aiei in 

üe  Hände  der  Arbeiter  selbst  gelegt  ,  und  dei 
ms  derselben  ..hervorgehende  Lohn  ist  nor- 
mierend für  den  ganzen  isolierten  Staat",  da  „die 
Zahl  der  Arbeiter,  der  Voraussetzung  gemäss 
konstant  ist".  .. 

Bei  dieser  Lohnfeststellung  ist  die  Willkür 
der  Arbeiter  lediglich  durch  «leren  Ligenmte- 
resse  beschränkt,  während  hinwiederum  das  Ziel 
.1,,  Kapitalerzeugung  nur  die  Erlangung  dei 
PJchstrente  sein  kann.  Es  muss  daher  auch 
der  Arbeitslohn,  welcher  das  Maximum  de 
Kente  bringt,  das  Ziel  des  Strebens  sein-,  und 
dfeses  Ziel  wird  heim  Mangel  jeder  Hemmung 
erreicht  werden.  Damit  stehen  wir  aber  vor 
der  Frage  ■  ..Bei  welcher  Höhe  des  Arbeitslohnes 
erlangt  der  Ai Leiter  für  seine  Anstrengung  das 
Maximum  der  Rente?"  ,. 

Ist  nun  in  der  Selbsthilfegenossenschaft  die 
Zahl  der  mit  der  Gutsneuanlegung  beschäftigten 
Arbeiter  =  q,  so  ist  die  Zahl  der  anderen,  duich 
die  sie  aus  den  Lohnüberschüssen  y  mit  dem 
Hotbedarf  a  versehen  werden,  um  so  viel  grosser, 
|ls  der  Notbedarf  den  Lohnüberschuss  uberst«  igt. 
-     beträgt  also  q.-,    und    die    Vereinigung 

,   '     a  qja  +  .vi  u,,ei. 

zählt  insgesamt  q  +  q  •  —     —         "  v 

■er.  unter  diese  soll  das  Produkt  des  zur  Be- 
wirtschaftung des  neuangelegten  Guts  ange- 
stellten Lohnarbeiters,  p,  abzüglich  des  Lohnei 
für  den  letzteren  verteilt  werden.  Der  zu  ver- 
teilende Produktrest  macht  p  —  a  +  VI™! 
demnach  der  Anteil  eines  jeden  Genossen* 

_  p  — a  +  y  _  IVr  ;l 
u  =  q  (a  +  y)  ~       4  (a 


Die  mathematische  Behandlung  dieser  For 


unter    dei     Voraussetzung   des    überhaupt 
möglichen  Höchstbelaufes  von  B  i  rgi«  bt 

..    -}-  y   =  Vap: 
und  zum  gleichen  Resultate  gelangt  man.  wenn 
man  den  Zinsbezug  vom  i  eberschuss  des  Lohn- 
arl    iters  ebenfalls  bis  zum  Maximum  anwa« 
lässt  und  den  gefundenen  Wert  in  die  oben  an- 
,  g  für  die  Beziehung  zwi 
D   und  Zinsfn  Zt.  . 

.. I >i,  3i  ,    ,.,.  i  i  aus  dem  Verhältnis  zwischen 
Angebot  und   Nachfrage  entspringenden,  nicht 

nach  dem  Bedürfnis  des  Arbeiters  abg ssen«  n. 

sondern  aus  der  freien   Selbstbestimmung  der 
Arbeiter    hervorgehenden     Lohn     1   ap"    nennt 
a       den    naturgemässen    oder    auch    den 
natürlichen   Arbeitslohn  "     Er    „übers 
Bedürfnis  in  demselben  Ma 
nis  den  Lohn".    Lud  da  bei  seiner  Geltung 

,  Leiter  für  seinen  ["eberschuss  die  höchsten 
Zinsen    bezieht",   so  fallen   die    Interessen   von 
n      und      Lohnarbeitern      zu- 
sammen. „,,...    .  i 
Thünen  hat  dieser  Lehre  die  grosste  —  und 
zwar    nicht    bloss    theoretische,    sondern    auch 
praktische  —  Bedeutung  beigemessen.    I  b 
eh  dafür  ist.  dass  er  die  Formel  1    ft] 
seinen  Grabstein  gesetzt  wissen  wollte,    feie  ist 
iedoch  —  mit  einigen  Ausnahmen  —  allgemein 
abgelehnt  worden/  Mit  vollem  Recht  auch. 

Vor  allem  leuchtet  ohne  weitere  Erwägung 
ein    dass  die    unter  so  anormalen  Bedingungen 
gefundene  Formel  —  auch  wenn  man  sie  nicht 
ichon   deshalb  allein  als   für    die   Wirklichkeit 
jeder   Bedeutung  bar   ansehen   wollte   und   sie, 
um   mit    Thünen    zu    sprechen.    ..mehr    unwahr. 
sondern  nur  unvollständig"  wäre  —  doch   min- 
destens das  letztere  ist.     Sie  bedürfte  also,   um 
Geltung  für   die  Wirklichkeit  beanspruchen  zu 
können,  der  Ergänzung  und  Modifizierung  durch 
Untersuchungen   über  die  Gesetze,   die   alle  im 
isolierten  Staat   gewillkürten  Verhältnisse  od 
aG  ruhend  gedachten  Einflüsse  regeln.  —  AI  ein 
äie    ist     wie    von    vielen    Seiten  —  vornehmlich 
von     Knapp.    Brentano.    Falck,    Knies, 
Schmidt    und   jüngstens    wieder     Komor- 
z  v  vi  ski  —  unter  Heranziehung  verschiedener 
Gesichtspunkte   endgiltig  nachgewiesen  worden 
ist     auch    im    isolierten    Staat    und   unter   den 
Prämissen  Thünens  selbst  unrichtig. 

Von  den  Irrtümern  seien  hier  nur  hervorge- 
hoben-  die  Reduktion   von  ungleichartigem  - 
i  r   des    Kapitals   und   der   geistigen   wie 
manuellen  Arbeit  bei  der  Hervorbringung  eines 
Produkts  -  aufeinander.    Auf  dieser  Reduktion 
beruht    aber   die  Annahme  der  Möglichkeit  zur 
irbeiterselbsthilfe     durch     Neugründung     von 
ie    die  Ausscheidbarkeit  der  Anteile 
für    die   verschiedenen    Produktionsfaktoren    an 
dem    Produkt.    -    -Nicht    minder    verfehlt    ist 
die    Voraussetzung    von     Klassenunterschieden 
,„       Ix, Htalisten      und      Arbeitern      im 
apriorisch    konstruierten     Staat,     in    dem     sie 
ja      angesichts     der     Konsequenz     der     Wirt- 
schaft  "-  -    wenn    nicht    von    vorn  herein    vor- 
handen -  gar  nicht  eintreten  konnte.    Endlich 
ist  es  auch  im  isolierten  Staat  mit  der  Voraus- 
setzung   der    Klassenunterschiede    nicht   wahr, 
dass  der  Lohnsatz  der  günstigste  sei,    der   die 
EEöchstrente  von  den  Lohnersparnissen  verbürgt. 
Vielmehr  werden   ..die  Bestrebungen  ganz  aus- 
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\.  Thünen 


einandergj  i     Vermögendere    und    Spar- 

samere wird  in,  M    [nteresse  an  der  Rentenhöhe, 
der  Aermere  und   weniger  Sparsame   mehr   ln- 
-<■   an  der    Lohnhöhe  nehmen.    In  diesem 
Wirrwarr  gfiebt   es  überhaupt   keinen  naturge- 
-  :i  Arbeitslohn,   der  den  Wünschen  aller 

pricht"  (&  imii.lt'. 
Trotz    der         notwendigen      -   Ergebnis- 
losigkeit   von   Thünens    Versuch,    die   gerechte 
ihöhe  aufzufinden,  wird  doch  derselbe  immer 
-einen    Platz   in    der   Entwicklungsgeschichte 
«  irtschaftslehre  behaupten  :  als  Mani- 
eines  Mannes    von   zugleich  bedeuten- 
dem   Geist,    strengem    wissenschaftlichen  Ernst 
und  warmherzigem   [nteresse  für  die  materielle 
und  sittliche  Hebung  der  Arbeiterklasse;  wegen 
der  einschneidenden   Kritik   an   den    Doktrinen 
der    klassischen    Nationalökonomie     sowie    als 
Protest  gegen  die  „Unterordnung  des  Menschen 
unter    sein    eigenes    Produkt"    und    gegen   die 
isti  il im-  des  Arbeiters  mit  der  „Maschine, 
dir  für  die  Erbauungskosten,  dem  Lasttier,  das 
für  die  Aufziehungskosten   zu   haben   ist";   als 
Problemstellung  mit  dem  Ziel  einer  Versöhnung 
«Irr  widerstreitenden  Interessen  von  Kapital  und 
i  :    als    Anregung   zu    dem    sozialpolitisch 
wichtigen  Gedanken  der  Gewinnbeteiligung,  die 
Thiinen  -  -  nebenbei   bemerkt        seit  1847   auf 
-.nein    Gute    Teltow    einführte;    nicht   zuletzt 
endlich  gerade  durch  die  Ergebnislosigkeit. 

Schriften    Thünens.      Ein    vollständiges    Ver- 

'mis  von    Thünens  Schriften  findet  sicli  bei 

II.   Schuhmacher,  Johann  Heinrich   von    Thü- 

i,   Rostock  1868,  S.  846— 51.    Besonders  hervor- 

'" "     ■•>>-■'    ■'•'■    nachfolgenden,    und    zwai     I. 

/;-"  ' m:     Der    isolierte     Staat    in     /;,  - 

irtschaft  und  Nationalökono- 
;'./.  {hingen    1826  6S  |  /.    V,  il: 
""     isoliert,    Staat   ,.,    /;.   .',  hung    tu)   Landwirt- 
schaft ,ii„l  Nationalökonomie,  oder  Untersuchun- 
'■■      den  X    nfluss,    den  die  Getreidepreis, 
Reichtum    des  Bodens  und  die  Abgaben  auf 
■>,„    I.V..,/../,.   ausüben.     I.  Aufl.,   Hamburg   1836, 
[ufl.    Rostock   1842;    in    französischer  üeber'- 
■         "     "-    d.    '/'..'    aXecherches    sur    Vinfluence 
'!"■   '"  /"''     dei  grains,  la  riehesse  du  sol  et  les 
impöts  ■  cercent  ■  „,   lei  Systemen  de  eulture«    von 
;  '  riere.     Paris  1851.  —   II.    /; ,; 

>','.:   /', ,-  naturgemässe    Irbeitslohn   und 
en    Verhältnil    :,.,„  Zinsfuss    und  -.„■  Land- 
rente.   Rostock  1850J68;  von  der  l.  Abt.   ,  i  ein, 
französische    Ueben  etznng    erschienen    ,,.    ,/.   T.  : 
'■■     "'""■    nalurel   et    son  rapport    ...,  /,,„,■  de 
Ma  Ihi,  u   11'-//.  off.     Pari    ■ 
—  III.    Teil:    Grundsätze    zur  Bestimmung   der 
"■"'""■  nie,  d,  testen  Umtriebszeit  und 

Werl     d,  i     Hol  b,   tänd,     von   Medenem 

Mi,,    für    Sie) ildungen.     Rostock   186S).  — 

/;.  ,',,  Zeitschriften,   und  twai    i.  /„    »Neue 

1 ,/'"  ''"    Mecklenburgischen  Landwirtschafts- 

Gesellschaft« :  Einführung  des  Kreditsystems  in 
Mecklenburg  (Jahrg.  TV/2  von  im;,  n.  ;„/  /,;,. 
545);  Ansichten  über  die  Wirkung  der  engli- 
ehen   A".-,„..l/.„    au)    Mecklenburg   (Jahrg.    VI  > 

'   '"'■    v     ''"  i       0);    1  ebei    einen  erweiterten 

1,,/...,,     der    //,,„,/,/,,,,,,,,/,,      ,,,      Mecklenburg 

Jahrg.   X  i    von    ,      ..   X.   868—79):    I'.  M.   über 

li,    Denkschrift   des  Herrn   Oberhofmeisters    von 

"''  """"'       Eini      1/.//,.,,,     umsonst     „„./     zina- 

9  '"'  Vors,  Mag    .,,,■  Errichtung  einer  De- 


il-Zettelbank  in  Mecklenburg  (Jahrg.  XVIj 
von  1881,  S.  2—10);  Ansichten  über  die  1 
richtung  eines  landwirtschaftlichen  Instituts]  , 
Mecklenburg  (ebd.  S.  «82—822);  Erachten  <$i 
,/,.'  Verbesserung  des  Ackerbaues  der  Städte  (Oi 
'''■'  ""•'  H.  2.  S.  401);  Beantworte 
Fragen,  die  Statu  des  Landbaues  /, 
?'"'   <id     Jahrg.    XIX  1    von    US4,    s.    : 

-  .'.in  »Freimütiges  Schweriner  Abendblatt,'  \ 
145S,  1455  in ,,l  2456:  fragmentarische  Beme 
hingen   über  die  Steuerreform. 

Litteratur:  Wilh.Roscher,IdeeenzurPolitikun 

Statistik  der  Ackerbausyslcme  im  /,'...  1.1  »  [rchi 
der  2'olitischen  Oekonomie«  III.  Bd.,  (1895  ! 
173 ff.).  —  Derselbe.  Geschichte  der  Nationa, 
Ökonomik  in  Deutschland,  München  1874,  s  87 
bis  902.  —  Derselbe,  im  II.  Bande  des  Syi 
tems,  XL  Aufl.,  S.  I4O—4S,  584  f.,  626  .7.  - 
Helferich,  ./.  IL  von  Thünen  und  sein  Gesei 
über  die  Teilung  des  Produkts  unter  die  J, 
beiter  und  Kapitalisten  (in  der  »Zeitschr.  f.  •< 
ges.  Staaten*. „,  VIII.  Dd..  (1852),  S.  193—43$ 
—  .1.  Leymarie,  im  «Journal  des  Econo 
miste»«,  XV.  Bd.  (1857),  S.  250—64.  (Anzeig, 
der  franz.  Uebersetzung  des  Thiinenschen  Werke. 
IL  Bd.,  1.  Abt.  —  Mathieti  Wolkoff,  X,,„ 
velles  Observation^  ,,,,  sujet  de  l'ouvrage  de  .'/ 
./.•  Thünen  sur  le  salaire  naturet  (ebd.  XVI.  Bd 
(1857),  S.  289 — 55  —  gegen  Leymarie's  An 
griffe).  —  l>e>selhe,  Lecture  d'ec'onomie  pnliti 
que  rationelle,  Paris  1861,  Abschn.  X—XIII.  - 
H.  Wiskemann,  Die  antike  Landwirtschafi 
und  das  Thünensche  Gesetz,  Leipzig  1859.  —\ 
EUenne  Laspcyres,  Wechselbeziehungen  zin- 
sehen  Volksvermehrung  und  Höhe  des  Arbeits- 
lohnes, Heidelberg  1860.  —  Herrn.  Itocsler. 
Zur  Kritik  der  Zehre  vom  Arbeitslohn,  Erlangen 
1861.    —  H.    von    Mangoldt,     tlnindriss    './,,■ 

Volkswirtschaftslehre,  Stuttgart  1868  (S.  160ff.). 

Georg  Friedrich  Knapp,  Zur  Prüfung  der 
Untersuchungen  Thünens  über  Lohn  und  Zins- 
fuss im   isolierten  Staate,  Braunschweig  1865.  

Derselbe,   Grundherrschaft  und  Rittergut,  Leip- 
zig 1897,  S.  140f.  —  Lutlw.  Jos.  Brentano, 
XJeber   .1.  II.   von    Thünens    naturgemässen    Lohn 
und    Zinsfuss    im     isolierten    Staate,     Göttingen 
1867.  —  II.  Schuhmacher-Zarchlin,  Johann 
Heinrich   von   Thünen.     Ein  Forscherleben,   Ros- 
tock   1868,    IL    Aufl.    ebd.  1873.    —  Verselbe, 
üeber    Johann    Heinrich    von     Thünens    Gesetz 
vom    naturgemässen    Arbeitslohn     und    dir    Be-  \ 
deutung    dieses    Gesetzes   für    die     Wirklichkeit, 
Rostock    1869.    —    Ed.   Bereits,     Versuch  einer 
kritischen     Dogmengeschichte     der     Grundrente, 
Leipzig    1868,    S.    162f.,    bes.    S.    172—185.    — 
von    Hermann.      Staatswirtschaftliche     Unter- 
suchungen,    II.   Aufl.,    München    1870,    S.  507 ff. 
-  Alb.   Schaffte,    Das  gesellschaftliche  System 
der  menschlichen   Wirtschaft,  S  Bde.,   III.  Aufl., 
Tübingen     1878,    I.   Bd.,    S.    ?6S,    269;    II.   Bd., 
•  .     '74ff.    --    Georg    von    l'aleh:    Dir 
Thünensche   Lehre  vom   Bildungsgesetz  des  Zins- 
undvom  naturgemässen  Arbeitslohn,  Leipzig 
1875.  —  E.  Dühring.    Kritische  Geschichte  der 
Nationalökonomie  und  des  Sozialismus,  IL  An/!. 
Berlin   1875,   S.  314—30.  -      Victor  Böhmer t, 
Die  Gewinnbeteiligung,  2  Bde.,  Leipzig  1878,  I.  Bd. 
S.  1—7.       C.  Knies.  Der  Kredit,  II.  Hälfte,  Berlin 
S.   /.'■"' ff.  —  Eng.  Böhm    von  Bawerk, 
'lichte    und  Kritik-  der  Kapitalzinstheorieen, 
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S  f.;    TL  Aufl.  eh 

Sedley    Taylor,     P 

nd    M r,     tone 

(tost.    Colin,     i  x  , 

'  ...  ,,  e  Conrad 

Schmidt,  Der  natürlich   Arbcilsloh 

-   John   Keils  rngram,    1 

london   1888,    S. 
deutsch     u.    ■!■    •/•.:     «Geschichte    der    Volkswirt- 
E.   Koschlan,    TüUng 
Friedr.    -•'>»    dieser, 
natürlich      Wert,     H  ■    *'■    '*' 

■taut«     '»-•'.'.     &»   progrte 

.;,   Adam   Smith,    ■'   Bdi ,A  « 

,7./;,/..'-  *««.% 

littioi  Cossa,    2 

///.   ...,rf ..    .V.V-. 

Lippert,    Art.    »Thii 

B      dUrterb.    VI.    Bd.,    S  - 

IdolfBMChewoei'ffer,    I         ' 
;"." 'f.  ./;./,,.  y.-,>:/:,  i-,.    I.  Bd    SU,  600.&. 
—  J.il.    lehr.    Grundbegriffe    und   Grundlagen 

folksu-irtscha 
joh.    von    KomorzynsM,     Thüneni    naiurge- 
.        ,.,  ,     inder   »Zeitschr.    I 

,     ///.     Bd       S      — .-■ 
Jos.   /..   Moore, 

S    Law 

/r  4«/:,  i.  *»-.  s  - T"-  ™t°ff 

Schönberg    ebd.    S.    674    <"'•'    ■';;/;    7 
Th     Frh.    von    der  Goltz,    ebd.   TL   Bd.  I, 

—     llfr.    ilarshall,    Principles    oj  eco- 
ncs,  London    1898,  S.       -,    -  8 chö nberg, 
l„.  Arbeitslohn   in  der  IL  Aufl.  B 

wörterb.  der  Staatsiv.  oben  Bd.  I.   S.  888 f.         W. 
Levis,    Art,   Grundrente,    IL    Abi 
,,,    n-  &  t  -   J.   Conrad,   Grün, 

■„,„  Studi  " 

,ym  ,,  1    III.    Aufl.,    Jena  8 

1    Ikswirtschafispohtik)    IL 
S     8/.   -  E.  von   Philippo- 

rich.     G Mm     der    politischen      O, 

I     Bd       TIL    Aufl.,    Freiburg    1.    B.  1899,    h. 

—    <;.   Schmoller,   Grundriss  der  aUge- 

,;  ,     Volkswirtschaftslehre,    L     TeÜ,    Leipzig 

- 'W-  —  ..    , 

Carl  Grunoerg. 


1.  Ausübung  der  Tierheilkunde.    Bis 

,,,  die     v.  ■.    Eälfte   des    18.  Jahrhunderts 
Tierheilkunde,   soweii  sie  nicht  von 
\,.iVi,  Q    1  trieben  wurde,    in 

Hand  von  Hufschmieden  und  Seharfrich.1 

ü    und    Flirten,    d  '  srum- 

,!,,  Quacksalber,  die  Viehdoktoren,  an- 
schlössen. Es  ist  das  Verdienst  von 
Bourgelal    (1713     L77!  '  >'''-' 

Tierarzn  '      o    ge- 

gründet zu  haben,  die  bald  vom  Sta 

,n  wurde    und  '    könig- 

Dierarzneiscbule    zu  Älfort 
zur  Seite  trat   In  den  nächst 

die    meisten    europäis  aaten 

,;,.,,,    TOn  Brankn  ^ebenen  Beispiel  in 

der  Gründung  solcher  Anstalten.  So  wur- 
den Tierarzneischulen  gegründet:  1769  zu 
Turin     1771    zu  Göttingen,  1773  zu   h 

1777  zu  Wien,  177-  zu  1! 
1780  zu  Dresden,  1784  zu  Karlsruhe.  1<8< 
zu  Mailand,  1790  zu  Berlin  etc.  Si<  -Uten 
zunächst  nur  zur  Ausbildung  von  Eossäizten 
für  die  Armee  und  die  Lan  lg  ätüte  dienen 
und  wurden  erst  in  dem  19.  Jahrhundert  zu 
wissenschaftliehen  Lehranstalten  umgebildet, 
.  die  Förderung  der  Tierheilkunde 
und  die  Heranbildung  von  Tierärzten  zur 
kufeabe  hatten.   Jedoch  blieb  in  den  mei 

n   die  Freiheit  des  Betriebs  der  Tier- 
heilkunde   bestehen,    und    nur    in    einig 

■ine  auf  Grand  einer  wissen- 
schaftlichen Prüfung  zu  erteilende  Appro- 
bation hierzu  verlangt  (Bayern,  Edikt  vom 
,  ^bmar  1810,  Tit.  5,  Pohzei-St.G  B.  von 
L861,  Art.  112;  Sachsen  G.  v  14.  De- 
, , ,  |  er  1 358  :  B  a  den,  Polizei-Str.G  B  von 
1863  §  82;  Hannover,  G.  v.  9  Oktober 
1863)  In  Pre ussen  war  nach  dem  Oe- 
werbesteuergesetz    vom  2.  November    1810, 


Thiir-  und  Fenstersteuer 

s.  Gebäudesteuer  oben  Bd.  IV.   S.  6 ff. 


Tiere.  Tierfang 

s.  Jagd  oben  Bd.  IV,  S.  1299 ff. 


Tierärzte. 

1.    Ausübung  der  Tierheilkunde.     2.  Tier- 
ärztliche Behörden. 


*  21    eine   besondere   polizeiliche  Erlaubnis 
erforderlich,    die   jedoch   nach    dem  G.   v. 
PO    M.u   1820   in  Wegfall  kam.     Auch  nach 
der  deutschen  Gewerbeordnung, 
ist  die  Ausübung    der  Tierheilkunde   ]« 
mann  ben.     Aber    nur    solche  Per- 

sonen dürfen  sich  als  Tierärzte  oder  mit 
eleicnbedeutendem  Titel  bezeichnen  oder 
vom  Staate  oder  einer  Gemeinde  als  solche 
anerkannt  und  mit  amtlichen  Funktionen 
betraut    werden,     welche     eine     staatliche 

Kation  auf  Grund  des  Nachweises 
Befähigung  erhalten  haben.  Der  Bundesrat 
hat  die  Vorschriften  über  den  ^aclnv,:;- 
Befähiffung  zu  erlassen  und  die  Behörden 
zu  bezeichnen,  welche  die  Approbationen 
zu  erteilen  befugt  sind.  Die  Approbation 
ist  für  das  ganze  Reich  gütig  und  kann  nur 
zurückgenommen  werden,  wenn  die  Unrich- 
tiekeit  .  1  Nachweise  dargelhan  wird,  auf 
Grund  deren  sie  erteilt  worden  ist,  oder 
wenn  dem  Inhaber  der  Approbation  die 
bürgerlichen  Ehrenrechte  aberkannt  worden 


124 


Tierärzte 


sind,  in  letzterem  Falle  jedoch  nur  für  die 
Dauer  des  Ehrverlustes  (Gew.-O.  §  53).  Die 
vom  Bundesrate  erlassene^  gegenwärtig 
den  Prüfungsvorsehriften  sind  in  der 
Bekai  i  mu     des    Reichskanzlers    vom 

ili    L889    veröffentlicht    worden.     Zur 
fliehen  Fachprüfung,    der  eine  natur- 
-  oaftliche  Prüfung  vorhergehen  muss, 
len  nur  Personen  zugelassen,    die   min- 
'  -  i  Sem  irztliche  oder  andere 

v.  issenschaftliche  deutsche  Lehran- 
stalten besucht  und  auf  denselben  «las 
Studium  einer  Reihe  vorgeschriebener 
Fächer  betrieben  haben.  Wer  ohne  Appro- 
ch  als  Tierarzt  bezeichne!  oder  sich 
einen  ähnlichen  Titel  beilegt,  dun  h  den  dei 
Glaul  .  kt  wird,   der  Inhaber  sei   ein 

Etej    Tierarzt,     ist     strafbar   (Gew.-O 

Die    approbierten    Tierärzte    sind    allein 
berechtigt,    blutige    Operationen    an  Tieren, 
die    an  Milzbrand    erkrankt    oder    der  An- 
durch  Milzbrand    verdächtig  sind, 
'<"<"■■  und  sie  allein  dürfen  zur  Be- 

handlung   von  Einhufern   und  Schafen,    die 
a   Milzbrand  oder   an   der  Räude  erkrankt 
zugezogen  werden  (E.G.  betr.  Abwehr 
und    Unterdrückung    von  Viehseuchen    vom 
1.    Mai    1894,    §§  32,    52).      Sie    sind   aber 
verpflichtet,   wenn    sie  von  dem  Ans- 
einer  der  in  dem  angeführten  Reichs- 
gesetz   bestimmten    Krankheiten    eiler    von 
Erscheinungen,    welche  den  Verdacht  eines 

Ausbruchs  einer  suL-henKl-ankheitlM^TÜliden 

tms    erhalten,    der  Polizeibehörde    \n- 
-     zu  mach 

Aehnlich     ist     der    Rechtszustand     in 

akreich.    Auch  hier  ist  die  Ausübung 

''"      Tierheilkunde     keiner     Beschränkung 

rworfen.     Aber   nur   approbierte    Tier- 

:"."/A"  dürfen    sich  inaires  oder  mit 

leichbed    itenden    Titel    bezeichnen 

;    Pen.  Art.  259)    und    nur   sie   dürfen 

u  a    dei    an    Viehseuchen    er- 

:j''"  '  iere  In  rangi  zi  gen  werden  fVieh- 

s<  uchengesetz   vom  21.  Juli  1881,   Art.  12) 

Dagegen  ist  nur  approbierten  Tierärzten 

'       :  r   Tierheilkunde    gestattet 

'."  "'.:;•  '  &.  betr.  die  Organisation 

"es    offenthchen    Sanität  dienstes    vom    30 

;  l870,    §§    S,   11.   \     de     Mini  teriums 

tonernv.  21.  Juni   1882,  §6),  hauen 

ber  offenUiche  Gesuudheitspfl 

D'  :    mbi  i    1888,  Art.  22,  23)   und   Bel- 
gien (G.  v.   l.  April   1890). 

2.   Tierärztliche    Behörden.     Tierärzt- 
hche   Beamte    sind    in    allen  Staaten 

Sie  haben  den  Verwaltungsbehörden 

in  allen  Angelegenhl  iten   der  Tierheilkunde 

und  der  Bekämpfung    der  Viehseuchen    als 

sachverständiger  Beiral  zu  dienen,  sie  uab  □ 

Vufsichl    über   den   Gesundheitszustand 


'I''1'  Haustiere  zu  führen  und  ein« 
veterinärpolizeiliche  Massregeln  namen« 
bei  Ausbruch  einer  Viehseuche  zu  vollzieH 
tn    Preussen    steht    die    Verwaltung   I 

gesamten   Veterinärwesens    unter   dem   I 
nister    für    Landwirtschaft,     Domänen    1 
Borsten  (Königl.  Erlass  vom  27.  April  1x7' 
Dem.-. -II... n  steht  als  beratende  Behörde  eil 
technische    Deputation    für    das    Veterinä 
wesen  zur  Seite.     Nach    der  Kabinettsordi 
vom   13.  Juli  1817  wird  in  jedem  Regierung 
bezirke   ein  Departementstierarzt,  in   jedei 
Kreise  ein  Kreistierarzt  angestellt.  Sie  müsse 
m  einer  besonderen  Prüfung  ihre  Befäliigun 
zur  Bekleidung  dieser  Aemter  nachgewiese 
haben  (Vorschriften   vom  19.  August    1896 
Aehnlich    ist    die    Organisation    in    de 
anderen  d  e  u  t s  c h e  n  Staaten.   In  S  a  c  h s e 
erhalten  die  approbierten  Tierärzte,    welch 
zweiJahre  nach  dei   Lppropation  die  Staats 
prufnng  für  die  Tierarzneibeamten  ablege! 
den  Titel  Amtstierarzt.     Sie  sind  keine  Be 
amte  (Beamter  ist   der   Hezirkstierarzt),  al.e 
sie  können   mit  veterinärpolizeilichen  Funk 
tjonen    beauftragt    werden    (V.    v.    9.    Mal 
1870,  Instrukt.    v.  16.  Oktober  1877).  —  Ii 
Bayern  (V.  v.  11.  Februar  1877),   \\ Wirt 
temberg    (V.     v.     30.    Dezember     1875) 
Baden    und   Hessen    bilden    die   appro 
bierten    Tierärzte  Kreis-   (oder  Bezirks-)vei 
eine  zur  Vertretung  ihrer  Standesinteressel 
und      zur     Beratung      veterinärpolizeiliehei 
Massregeln.      In   Bayern   hat    jeder    Kreis 
verein  zwei  -Mitglieder  in  die  Veterinärpolizei' 
liehe      Abteilung      des      Obermedizinalaus 
Schusses    zu  wählen.     In  den  anderen  süd- 
deutschen Staaten  wählen    die  Vereine    die 
Mitglieder    eines    tierärztlichen    Land. .saus 
Schusses. 

In  Oesterreich  steht  dem  Minister 
des  Innern  ein  oberster  Sanitatsrat.  dei 
Statthaltern  der  einzelnen  Kronländer  eil 
Landessanitätsrat  zur  Seite.  Veterinärpoül 
zeilicho  Beamte  sind  in  den  Kronländenl 
der  Landestierarzt,  in  den  Bezirkshauptl 
mannschaften  der  Bezirkstierarzt  (G.  v.  30. 
April  L870).  —  In  Frankreich  dient  den! 
.Munster  für  Landwirtschaft  als  beratende 
Behörde  ein  comite  consultatif  des  epizooties; 
Jede  Gemeinde,  in  welcher  Vieh-  oder 
Pferdemärkte  abgehalten  werden,  ist  ver- 
pflichtet,  .'inen  (reineindctierai-zt  anzustellen 
(G.   v.    21.  Juli   1881,    Art.   38,   40).  In 

Hahen  ist  der  Minister  des  Innern  die 
oberste  Verwaltungsbehörde.  Je  ein  Tier- 
arzt ist  Mitglied  des  oberen  Gesundheits- 
rates und  der  Provinzialgesundheitsräte.  In 
leder  Provinz  ist  ein  Provinzialtierarzt  an- 
gestellt. Mü  der  üeberwachung  der  Tier- 
einfuhr sind  Grenz-  und  Hafentierärzte  be- 
auftragt. Die  Präfekten  können,  soweit 
'[i  erforderlich  erscheint,  die  Gemeinden 
zur  Anstellung  von  Gemeindetierärzten  ver- 
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achten  (G.  v.  22.  Dezember  1888,  Art.  1, 
21). 

Litteratnr:      Loening.       Lehrt  Vor- 

G     Wr    Lei,,- 
I  „ngsrechts,    1.    t>.    SU  ff.  .    - 

Wunde,  SchneidemuM,   Das  Tier- 

faneiu-esen    Deutschland*    und    dessen    Exnzel- 

wärtigen   Gestalt,      aacn 

0"'""'/"  Loening. 


Toniolo,  Giuseppe, 

,„.1,    1845,   wirkt    gegenwärtig   als  ordentlicher 
der  politiscl  omie  einschliess- 
lich Statistik  an  der  Universität  Pisa. 
f  Toniolo    veröffentlichte    von    staatswissen- 
lichen  Schriften  in  Buchform:  Dell ]  ele- 
etico  quäle  fattore  intrinseco  delle  leggi 
Sonom'che,    Padua     1874.    -  -    Sulla    econonua 


an. In-.-    nützliche    Dienste    seine    Produktions- 
,,.     Das  Reineinkommen 
,    bei  Toniolo   jener  Bonifikation  auf  die 
rzeugung   welche  letztere  im  I 
abschliesst.    Du   Summe  aller  Einzeleinkos 
bildet    das    Reineinkommen   im   heutigen  Wirt- 
schaftsstaati  I    ;li-  Lohn,  Grundrenti 

Kapitalzins  and  (Jnternehmergewinn  zusammen- 
setzt, inseiner  Li  steht  Toniolo  noch  aul 
,!,.,„  7on  di  t  neueren  W  issi  ns  i  ift  verworfenen 
Viani    Smithschen   Standpunkte,    dass  der   Ar- 
beitslohn  von  Angebot  und  Nai 
werde      Ms   Anhänger  Ri 
in     der    Darstellung     der    Grundrententhi 
Der  Kapitalzins   entwickelt    sich   nach  ihm  aus 
dem    einem   Unternehmer   geliehenen  und   von 
diesem    wirtschaftlich    fruktifizierten    Kapital, 
dessen    Interesse     dem     Kapitalisten     zu« 
während  der  Trnternehmergewinn  von  der 
«eren  oder  geringeren  Nützlichkeit   des  l  nter- 
nehmn                -    und   der   darauf   verwandten 
Opfer   abhängt.     Dass  bei  der  Gesamteinkom- 
mens-  oder  Keichtumsverteilung   unter 
liehe  au  der  wirtschaftlichen  Produktion 


lomia    neue  au  uei    »infiuu""»"-»  -- — -  . 

economic  uc,    J...V.....     ■      -  Rniia   «Sniowniflpn  nach  Befriedigung  der  Grumleigen- 


.  Dei  remoti  fattori   della  potenza  economica 

di  Firenze  uel  medio-evo.     ronseraziom  soeiali- 

economiche,  Mailand  18S2.  -  Scolastica  ed  uma- 

nelle   dottrine  economiche  al  tenipo  aei 

i,nento    in    Toscana,    discorso    «urale 

"eil'  anno  accademico  1886/87,  Pisa  lt*. ,:    da>- 

,e    ■-'.  Aufl.    u.   d.   T.:    Storni   delle   dottnne 

etonömiche  iu  Toseana,  feile  origmi  nel  medio 

evn  fine  al  secolo  XIX.  Florenz  1892.  -  -  . 

Toniolo  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Artikeln  in  Zeitschriften.:  1. 
toArchivio  giuridico,  Bd.  XLI:   Sintes,  ston 


Arbeiter    nur    eine    winzige    Teilquote 
bleibt,  erkennt  Toniolo  an.  auch  weiss« 
Missverhältnis   aus   dem    Werte   der   Beisteuer 
zum  Anwachsen  des  Gesamteinkommens,  welche 
vorstehende    drei    Kapitalistengruppen    leisten, 
zutreffend  zu  begründen.  -  In  der  Einleitung 
zu     Scolastica    ed   umanismo"    (s.  o.)  erwärmt 
sich  Toniolo  für  die  Idee  einer  Verschmelzung 
von  Realismus  und  Idealismus,  von  Wirtschart 
and  i  hristentum.   Er  befürwortet  keine  V\ 
kehr  der  Produktivität  und  Güterverteilung  im 
Wirtschaftsleben    hemmenden    mittelalterlichen 


legli  operai 
April-September  1875, 


delle  donne  e  dei  fanciulli  nelle  Industrie  mam 
fatturiere  di  Venezia  e  sopra  aleuni  enten  di 
Spione  indnstriale  in  Italia  Conclusioni 
dei  rapporto  dei  Comitato  di  stud.  economic!  d. 
„uesta  itta.  IM.  IV.  Oktober  lS,b-Maz  1><  - 
»;  109127  —  Sulla  teonca  della  renaita.  i^et 
bera  al  (Senatore  F.  Lampertico  a  proposito 
dei  libro:  la  proprietä.  Bd.  IV,  Oktober  1876- 
gta  1877,  s!  345  62  und  465/481  -  I  «jta£ 

[Sa io  di  une  esposizione  sistematica  delle  sue 

iegg!       Bd.  VIII.   Oktober-Dezember  IS.- 

'   Toniolo  ist  ein  Anhänger  der  Dreifaktoren- 
theorie.  wonach  zur  Herstellung  wirtschatth. he. 
Güter  Xatur.  Arbeit   und  Kapital   eine  produk- 
tive    Thätigkeit     entwickeln.      und     begreift 
unter  Katar  im  wirtschaftlichen  Sinne  alle  or- 
ganischen Kräfte  und  Stoffe  der  äusseren  Welt 
welche  die  menschliche  Arbeit  unterstütze..  .-1,, 
von  dieser  als  Produktivgüter  gehoben,  werden. 
Das  Kapital   umfasst    nach  ihm  sämtliche  her- 
eestellten    Produktivgüter,     sowohl    Kon-    ais 
HU  Iprodukte.    einschliesslich    der   zur    Hervor- 
bringungsarbeit     erforderlichen    uerat-h.it  ... 
deren  die  produktive  Arbeit   bedarf     I .  a;  Ka- 
Dital  wird  daher  als   produzierter  Produktiou.-.- 
Faktor  gedacht,  der  al   Tauschobjekt  und  durch 


,.n  uereu    >en.icicm  ^^j^~*--~      - 
,  ei  itze  aer  christlichen  Moralphilosophie  als  Rieht 

Sullavoro    schnür  anerkannt,  welche  gegen  da-  .■*■;- "-'';. 


S  des  Stärkeren  in  der  Welt  des  materiellen 
Erwerbs  Front  machen. 

Vff]    über  Toniolo:  Gobbi,   L'economia 
noliticl  '  negli      -  italiani     dei     - 

XVKKVII  Mailand  1889,  S.  334.  -  v  Schul- 
feri-Schrattenhofen,  Theoretische  Natio- 
nalökonomie Italien-  in  n-ue-ter  Zeit  Leipzig 
1891  S  126 ff.,  l94/9o  n.  ö.  —  Cossa,  I 
duziöne  allo  studio  dell'  economia  polrtica.  ä. 
Aufl..  Mailand  1892,  S    524  u.  ö.       ^ 


2.  Di 


Tontinen. 

1    Begriff  und  Wesen  der   1. 
men  der  f.    3.  Geschichtliches. 

1.   Begriff   und   Wesen    der   T. 
Toatin  en   im  weiteren  Sinn.-  des  A\  ortes 

bezeichnet  man  in  Deutsehland  alle  den 
Cdmrakter  der  Versicherung  tragenden  Zu- 
richtungen,   bei    welchen    auf  Grund    statt 
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Tontinen 


gehal  -  imraen    auf    das 

|  ■    'der  mehrerer  Personen 
i  Gruppe  bestimmter  Art  gestellt 
Dabei   fallen   je   den    CJeberleb 

zu,    welche   durch    Absterben 
ren    Mitglieder    der    Gesells,  Haft 
gbar  worden.     Durch  das  Merkmal  d<  r 
ig  unterscheiden   sich  die  Tontinen 
nthch   von  der  auf  .■inen  Kopf  gestell- 
ten   Leibrente,    von    der    auf  das   kii 
Leben  gestellten  Verbindungsrente  und  von 
der   einfachen    Lebensversicherung.     Aller- 
-    kommen    bei   jeder  Gegenseitigkeits- 
versicherung,  welche   richl   den    Charakter 
derTontine  trägt,  auch  Uebertragungen  von 
den    einen  Mitgliedern  auf  die  anderen  vor. 
Doch    ist  hierbei  nicht  allein  die  rechtliche 
Grundlage,    sondern  auch  die  Sache    selbst 
anderer   Art.     Bei    der    Lebensversicherung 
insbesondere  wird  für  die  frühzeitiger  Ver- 
storbenen mehr  gezahlt,  als  sie  an  Prämien 
entrichtet    haben,    und    die    üeberlebenden 
sind  es,  welche  hierfür  aufzukommen  haben  • 
ler  Tontine  ist  das  Verhältnis  das  um- 
gekehrte.    In  Frankreich  freilich  setzt  man 
den  assoeiations   en  cas  de  survie  die  asso- 
ciations  en  cas  de  mort  gegenüber  und  be- 
auch  die  letzteren"  als  Tontinenge- 
chaften,   bei  denen  in  Todesfällen  Ver- 
teilungen auf  die  Rechtsnachfolger  der  Ver- 
den    stattfinden.       Theoretisch     sind 
urfag  eingerichtete  Gesellschaften  in  den 
mannigfaltigsten  Formen  denkbar,  wie  über- 
haupt  die  Tontinen   in  den  verschiedensten 
Gestaltungen  auftreten  können.     Die  Gesell- 
schaft   kann    dabei    eine  echte  Gegenseitia;- 
keitsgesellschaft  seiu  oder  ein  Unternehmer 
nimmt    die  Einzahlungen    in  Empfang   und 
trägt    dann   das  durch  die  Sterblichkeit  be- 
dingte Risiko  au-  den   ihm   vertragsmässig 
auferlegten  Verpflichtungen,    wie  dies  z.  B 
'!"'    ,|''11    '<'"tm.-nani.de.,,    des  französischen 
Staates  der  Fall  war. 

2.  Die  Formen  der  T.    Die  bekannteste 
{"""    der    Tonüne,    welcher    man    diesen 
-V'"1"'1    auch    meist    schlechthin   zu   geben 
I '.»*•-'■  i-ji  diejenige,    bei  welcher  gegen  ein 
«Hutes  Kapital   ...  lange  eine  jährlich 
\  h,,,hc"     Horitens,,,,  ,  ;ih].t    Avh.f] 

uberhaupl    Mitglieder  der  Gesell 
leben     Die  Summe   selbsl    wird   unter  die 
einzelnen    Mitglieder    ,  ,    .   ihrer 

Einzahlungen  verteilt,  so  dass  die  Einnah- 
"1;;11  "er  I  eberlebenden  mit  jedem  T  &, 
falle  yachseii.  Die  Rente  wäre  aach  einer 
Sterbhchkeitstafel  in  folgender  Weise  zu 
berechnen.  Ist  für  eine  l'oon  v„,„  Alter 
Wahrscheinlichkeit,  uach  Verlauf  von 
■■■  Jahren    nicht    mehr   am   Leben   zu 

i  V  ,s"  ,lst  f,"'r  '  Personen  die  Summe 
der  Wahrscheinlichkeiten  aller  möglichen 
I  alle  dass  nämlich  alle  gestorben,  alle  noch 
am    Leben    oder    die    einen    gestorben,    die 


anderen    uoeh   am  Leben   sind,    : 


(l-Wx) 


W, 


=  1.      Die    Wahrscheinlichke 


dass  alle  gestorben  sind,  ist  gleich  W*  ur 
die  Wahrscheinlichkeit,  dass  mindestei 
noch  eine  Person   sich   am  Leben  befind« 

^A  ~~  AV,  bt  m  ,las  höchste,  nach  d, 
Lafel  erreichbare  Alter,  setzen  wir  m  — 
=  n,  bezeichnen  wir  die  Wahrschein  liel 
keiten,  1,  2,  3  . .  .  n  Jahre  nicht  mehr 
leben,  mit  W„  W2  .  .  .  Wn.  sei  fern-,  d. 
Zmsfuss  =o,op,  der  Zinsfaktor  Lop  =  < 
so  würde,  wenn  die  Tontinisten  zusamme 
em  Kapital  100  einschiesseu,  die  jährlic 
zu  zahlende  Rente  r  sich  ergeben  aus  d( 
Formel  • 


100=  rj- 


i  -  wi 


4  qz  qn       || 

Vernachlässigen    wir    die   Potenzen    de 
Grossen  V  .  so  stellt  sich  die  Rente  auf  r 

pqp 

~qVJ_Tj/     Dieselbe   ist   um   so   grösser.   j,: 

kleiner   n   oder  je  höher  das  Alter  der  zi 
einer  Gesellschaft  zusammentretenden  Toi 
timsten    ist.     Sie  ist,    da   sie   nur   eine  b& 
grenzte  Anzahl    von    Jahren    hindurch   ent-i 
richtet    wird,    neben    dem    Zins   also    auch 
einen  Tilgebetrag  umschliesst.  höher  als  da 
der  Rechnung  unterstellte  Zins.    Der  Unter- 
nehmer,   so    der  Staat  als  Schuldner,   hätte 
Gewinn,   wenn   das  letzte  Mitglied  der  Ge- 
sellschaft  früher  stirbt,   als   nach  der  Tafeil 
anzunehmen     war.      im     entgegengesetzten 
Baue    hätte    er    einen    Verlust    zu    tragen 
Allerdings    ist    die    angeführte    abgekürzte 
Formel  für  r  nur  anwendbar,  wenn  die  Zahl 
der  Beteiligten    genügend    gross    ist.     Aus 
derselben   würde  für-  eine  geringere  Anzahl  i 
von  Personen   sich   eine  zu  niedrige  Rente 
berechnen,    weil    dann    die    erwähnten   Po- 
tenzen   nicht   unberücksichtigt   bleiben  dür- 
fen.    Für  eine  einzelne  Person,   für  welche 
die  Wahrscheinlichkeiten,   die  höheren  und 
das   höchste  Alter   zu   erreichen,    sehr   ge- 
ring sind,   wäre  der  Jetztwert  einer  gleich- 
bleibenden Rente    von    der  Höhe   1   gleich 


■V, 


+ 


W,, 


+ 


w„ 


<T  q2  qn 

Ist  aber  der  Einzelne  Mitglied  einer  Y.t- 
erbungsgesellschaft,  so  ist  die  Rente,  auf 
er  Aussicht  hat.  keine  gleichblei- 
bende, sondern  vielmehr  eine  von  Jahr  zu 
Jahr  steigende,  und  zwar  erhöht  sie  sich  im 

Verhältnis    von 


1 


1  -  W, 


w, 


1       \Vn  •    Jeder  Teilbetrag,  auf  welchen  der 

!,l":",|,1'l'  ^ffen  darf,  ist  aber  noch  mit  der 
Wahrscheinlichkeit    zu    multiplizieren,    mit 
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„elchej    i>  i    betr.  ganze  Jahresbetrag    • 
iaUp1  zu  erwarten  ist.     Wir  erhalten  somit: 


1-W. 


1— W 


1 


-■wi 


■1 

jtir  eine  Pers  -nenzahl  von  der  Grösse, 
.1,  :.,,  die  sämtlichen  Potenzen  der 
Wähler  verschwindend  kloin  werden,  erhal- 
;:n  wir  wieder  eine  Reihe,  welche  lediglich 
?om  Zinsfusse  und  vom  höchsten  erreich 
i;n,.n  uter  abhängig  ist.  Für  eine  Rente 
Höhe     der     oben     angeführten 

Grösse  r  wäre  die  Summe  gleich  Q-gp 
,1.  h.  gleich  dem  oben  angenommenen  Ka- 
pital L00.  , ,  .. 

Je  kleiner  die  Personenzahl,  um  so  grosse] 
r  um  so  grösser  aber  auch  die  Wahrschein- 
lichkeit   starker    Abweichungen    der   Wirk- 
,t  vom  wahrscheinlichsten  Werte,    *ur 
eine    sehr    grosso   Anzahl  Tontinisten   wird 
verschwindend  klein. 
Einen  gut  gemeinten,  aber  mit  den  Grund- 
sätzen  des   Versicherungswesens   wenig    über- 
einstimmenden Vorschlag   machte   v.  Justi   in 
seiner    Finanzwissenschaft    (1767).      Den    .inn- 
reren Altersklassen,  meinte  er,  solle  mau  weni- 
ger    den    älteren   mehr   als  den  landesüblichen 
Zins  zahlen  und  zwar  bei  einem  Zinssätze  von 

1—5  Jahren  3    °  0 

10        ..  3-5  - 

10—15         „  4     n 

15-20       .,  4,5  ■■ 

20-25       „  5     „ 


den  Altersklassen  im  Alter  von 


25—30  Jahren  5,5  °/0 
30—40  „  6  ;, 
40—50  „  6,5  „ 
50—70       „        7      ,, 


Justi   liess    sich    dabei  von  dem  Gedanken 
leiten     dass    der  Reiz   zum  Beitritte    doch    hei 
dien   Altern  gross  sein  werde,  indem  jeder  auf 
ein    langes  Leben    und   somit  durch  Sterbefalle 
zu  o-ewinnen  hoffe.    Bei   den  jüngeren  Alters- 
klassen  sei   die  Anzahl    der   noch   in   Aussicht 
Stehenden  Sterbefälle  gross,  darum  genüge  auch 
für  dieselben   ein  geringerer  Prozentsatz,     hin 
Zeitgenosse  Justis,  der  Engländer  A.  Hooke 
machte  deswegen  1750  den  \  orschlag,   die  lil- 
pmg    der    englischen    Schuld    dadurch    zu    be- 
wirken    dass   man   dieselbe  in   99  jährige  Ton- 
tinen verwandele.     Die  Schuldner   würden   sich 
wegen    der    Gewinnmöglichkeit    mit    dem    üb- 
lichen  Zinsfusse    begnügen,    so    dass    für    den 
Staat   nicht   einmal  eine  Erhöhung  der  Janres- 
auso-aben  eintrete.     Auch  A.  Smith   und  nach 
ümT  v.  Jakob    u.  a.   meinten,  wegen   nes    Ver- 
trauens,  welches  jeder  Mensch   auf   sem  GlucK 
setze,   würden  die  Tontinen  höher  bezahlt,   als 
sie  eigentlich  wert  seien.     In  der  Tbat  wurden 
denn  "auch  in  Frankreich  verhältnismässig  nie- 
drige Kenten  gewährt.     Auch  hatte  man  wegen 
jenes  Reizes  die  Tontinen  mehrfach  mit  Lotte- 
rieen  verbunden.  . 

Bei    dem    angeführten    einfachen    Salle 
wurde    unterstellt,     dass     die    Tontn 
gleichalterig    seien    und    eine    geschlossene 
Gesellschaft    bildeten.     Nun    könnten    aber 
auch   die   verschiedenen  Altersklassen   aller 


während  fahres    eintri 

lieder   od  i     lahresgesellschafl 

aui  'n  li  ijenigen  mehrerer  Jahresgesell- 
schaften  in  der  Art  mil  einander  in  Ver- 
,g  treten,  dass  nach  lern  aussterben 
einer  Klasse  die  nächstjüngere  Klasse, 
■  ,,,  Lussterben  einer  ganzen  Gesellschafl 
r]  ,.  des  näehsti  n  Fah  i  -  das  noch  übi 
Venn.fi  !  i         ■  erbindung  isf  frei- 

lich   nur    möglich,    wenn    mit     genügend 
und  mit  einem  verhält- 
nismäs  igen  Zinsfuss  gerechnet  wird, 

da   sonst    von    einem   übrigbleibenden 
mögen  oft  keine  Reo-  irde.     l  ra  zu 

iten,   dass   niohi  eine,-  Altersklasse  ein 
allzugrosser  Vorteil  erwächst,  könnenHöchst- 
e   für   die  Renten   Eestg  rden, 

deren  Erreichung  weitere  Vererbu 
an    andere    Altersklassen   und 
schaffen  entfallen.    Wegen  des  Vorteils  der 
I  Vererbung  wären  die  jüngeren  Klassen 
vorn  herein  mit  verhältnismässig  geringeren 
Renten  auszustatten  als  die  älteren.   Ist  die 
.      ,ui    aller    während    eines    Jahres    sich 
D     denden  Teilnehmer    nicht    gross    genug. 
so    können,    wie    dies    in   der   Wirklichkeit 
mehrfach   eingerichtet    wurde,    die    Alters- 
klassen   mehrerer  Jahresgesellscharten   mit- 
einander vereinigt  worden.     _ 

Einfacher  gestaltet  sich  die  Sache,  wenn 
nicht  das  eingezahlte  Kapital  in  von  der 
Lebensdauer  abhängige  Renten  aufgelost 
wird  sondern  nur  die  üblichen  Zinsen  in 
\nr,  ,  immig  kommen,  so  dass  allenfalls  auch 
Erben  berücksichtigt  werden.  Alsdann  sind 
u    a    folgende  Kombinationen  möglich: 

1     Die    gesamten   Zinsen    werden  unter 
die  jeweilig   noch  lebenden  Mitglieder  ver- 
teilt, so  dass  auf  den  Kopf  ein  mit  der  fei 
steigender    Ani.il     entfällt.      Nach    Ablaut 
einer  vertragsmässig  bestimmten  Frist   oder 
schon  früher,  sofern  die  Auflösung  der  Ge- 
aus  anderen  Gründen  erfolgt,  fallt 
das  Kapital  den  vorhandenen  überlebenden 
oder  diesen  und  den  Rechtsnachfolgern  der 
I    reits    verstorbenen    Mitglieder    zu.     Die 
letztere  Zuteilung  kann  freilich,  zumal  wenn 
der  Vertrag    auf   lange   Zeit   abgeschlossen 
ist    mit  grossen  Schwierigkeiten  verbunden 
'sein    denen  von  vorn  herein  durch  die  fest- 
zusetzenden  Vereinbarungen    zu    begegnen 

'"■'.  Die  Zinsen  worden  dem  Kapitale  zu- 
geschlagen; bei  Auflösung  der  Gesellschaft 
;„,!:>■  ganze  angehäufte  Fonds  unter  die 
Uhrig  gebliebenen  Mitglieder  vorteilt  oder 
es  gelangen  nur  Zins  und  Zinseszins  zur 
Verteilung,  während  auf  das  ursprüngliche 
5  auch  die  Rechtsnachfolger  der  ver- 
storbenen G  hafler  einen  verhal to- 
massigen  Anspruch  haben:  oder  es  erhalt 
WlesMitglied  eme  Rente,  welche  nach  seinem 
Tode' mit   Zins   und   Zinseszins    aufgespart 


Tonünen 


wird,   um    später  unter  die  reberlebenden 

1t  zu  wer- 1. 'ii. 

Es  würde  zu  weit  führen,  hier  alle  denk- 
bar möglichen  oder  aueli  nur  die  in  der 
Wirklichkeit  schon  vorgekommenen  Eil 

i  zu  besprechen.  Nur  sei  noch  be- 
merkt, dass  die  Einzahlungen  nicht  not- 
wendig   immer    in     Kapital    zu    best 

hen,    sondern    auch    in    Jahresprämien 
werden    können.     Die   Höhe    der- 
wäre  alsdann  nach  den  Grundsät:  en 
der    Wahrscheinlichkeitsrechnung     zu    er- 
mitteln. 


Die  eine  der  genannten  Formen  ist  die 
der  A  nssl  eu  e  n  ersi  c  herung.  Eine 
solche  ist  als  G  genseitigkeitsgesellschaft  in 
der  Art  denkbar,  dass  eim  zusammenge- 
schlossene Summe  verzinslich  angelegt  und 
nach  einer  bestimmten  Zeit  unter  die  über- 
lebenden Mitglieder  der  Gesellschaft  verteilt 
wird.  Zahlt  jedes  Mitglied  das  Kapital  1 
und  ist  die  Wahrscheinlichkeit,  das 
Ende  jener  Zeit  ■  -  etwa  n  Jahre  —  zu 
erlebeu,  gleich  Wn,  so  entfällt  später  auf 
jeden    1  eberlebenden    eine   Summe    in    der 


Höhe  V.  .n 


■f" 
Wn  ■ 


Fach  der  deutschen  Sterbe- 


tafel würden,  wenn  gleich  nach  der  Geburt 
für  die  Lebendgeborenen  Einzahlungen    ge- 
'   werden,  nach  Verlauf  von  20  Jahren 
bei    einem    Zinsfusse    von    3^2  °/o    auf    den 
Kopf  entfallen  beim  männlichen  Geschlechte 
der    3,36fache    und    beim    weiblichen    der 
3,29fache  Betra-      In  der  Wirklichkeit  kann 
allerd  n$     dii    Sterblichkeit   unter  den  Mit- 
i'i  der  Gesellschaft  eine  grössere  ecki- 
gere sein,   als  sie  nach  der  zu  Grunde 
gten  Sterbetafel  sein  müsste.    Demnach 
kann   bei  einer  Gegenseitigkeitsgesellschaft 
die   aui   d-ii   einzelnen  Deberlebenden  ent- 
fallende Summe    von  vorn  herein  nur  nach 
Wahrscheinlichkeitssätzen ,    nicht   aber   fest 
,!i'"'    «"iden.     Kine    unbedingt    fest- 
"de    kann    sie    nur    dann    sein. 
•■n"'    dritte    Person,    und    zwar    eine    Ver- 
sicherungsanstalt, da.  Risiko  übernimmt  und 
sich    gegen     eine    einmalige    oder    gegen 
jährliche    Einzahlungen    verpflichtet      dem 
versicherten,   der  das  festgesetzte    Uter  er- 
reicht   (Kinderausstattung)    bezw.    bei   wel- 
:  nem   auch    noch  ander,.  i,n  Vertrage  fest- 
gestellte   Bedingungen     eintreten     (Militär- 
dienstversicherung     etc.),     die     vereinbarte 
Summe  auszuzahlen. 

Das  Tontinenprincip   mit  der  Vererbung 
;'""  Summen  aul  die  Deberlebenden  wurde 

1     !"  ii   Zeit  auch  mit   der   I, 

cherung   in  Verbindung   gebracht    und 
bei  der  amerikanischen     Vet  ii  hei  an 
Ansammlung  des  Gewinns  .     Hin 
ron      mit   Gewinnanteil   versicherten« 
'     ihrem    gleichzei 


(wahrend  der  Dauer  eines  Jahres  erfolÄ 
dem  Kintritte  die  Erklärung  ab,  dassÄ 
auf  unmittelbare  Auszahlung  der  auf  ih 
Policen  entfallenden  Dividenden  verzieht, 
wellen.  Für  diese  zu  einer  Klasse 
nigten  Personen  wird  ein  gemeinsam 
F.nds  »ebildet.  Demselben  wachsen  al 
Dividenden  mit  Zins  und  Zinseszii 
welche  in  der  festgesetzten  Zeit  hatten  zi 
Auszahlung  kommen  sollen.  Dazu  komm, 
in  mehreren  Fällen  unter  bestimmten  Vo 
aussetzungen  auch  die  verfallenden  Police 
in  anderen,  und  zwar  bei  der  Versicheruli 
mit  beschränkter  Gewinnansammlung  .  wen 
nicht  diese,  so  doch  die  Dividende! 
welche  auf  sie  entfallen  waren.  Nach  Vet 
lauf  der  bestimmten  Zeit  wird  der  ganz 
angesammelte  Fonds  unter  die  bis  dahi 
noch  verbliebenen  Mitglieder  verteilt. 

Diese  Einrichtung   hat   den  Zweck,    de 
Reiz   zum  Beitritte   zur  Lebensversieherun 
zu  erhöhen,   nachdem   infolge  der  Erniedri 
gung  des  Zinsf'usses   die  Dividenden  hatte 
ermässigt  werdeu  müssen.    In  Deutschlam 
hat   man    sie  unter  der  Bezeichnung    dhvi 
dendengesellsehaft'    eingeführt.     Dabei  wir. 
auch    wolü   der  Wiederaustritt   aus   der  be 
treffenden    Gesellschaft,    die    ümwandluaj 
der  Versicherung  iu  eine  fernerhin  prämien 
freie  Police   sowie   die  Eeduktion   der  Ve* 
sicherungsumme  freigestellt,  jedoch  mit  des 
Massgabe,    dass    der  Anspruch   auf  die  an 
gesammelte  Dividende    bei    einem    Austritt 
ganz  und  bei  Reduktion  des  Versicherung» 
kapitals    in    einem    dieser    Reduktion      nt- 
sprechenden  Verhältnis  verloren  gehen  -..11 
3.  Geschichtliches.     Die  Tentinen  sind 
ihrem  Wesen  nach  schon  vor  dem   Ki.  .lahr- 
hundert  in  Italien  und  Deutschland,    insb® 
sondere   in   deutschen  Städten   bekannt    e ■•- 
wesen;  eine  grössere  Verbreitung  und  zwai 
vornehmlich    in    den   romanischen   Ländern 
gewannen  sie  erst  seit  dem  17.  Jahrhundert. 
Benannt   wurden   sie  nach  einem  neapolita- 
nischen   Bankier   Lorenzo    Tonti,    nach 
dessen    Plan    1653    Fouquet    unter    dem 
Kardinal  Mazarin  die  Tontine  als  Mittel  be- 
nutzen wollte,   um   durch  ein  Staatsanlehen 
den  zerrütteten  Finanzen  wieder  aufzuhelfen. 
Es  sollte  ein   Kapital  von  25  Millionen Livre 
aufgenommen    und    dafür    eine   Rente    von 
1025000  Livre  gezahlt  werden.     Alle  Teil- 
nehmer   sollten    je    nach    dem   Alter  in  10 
Gruppen    eingeteilt    werden   und  jeder  der- 
selben  i  i„  jener  Rente   zufallen.     Der  Ver- 
geh scheiterte  jedoch  au  dem  Widerspruche 
des  Parlaments,    welches   die  Registrierung 
des  Ediktes    verweigerte.    Pontchartrin 
nahm    1686    den    Gedanken    mit    besserem 
Erfolge  wieder  auf.    Dem  von  ihm  begebe- 
nen Tontinenanlehen  folgte  1696  ein  zweites 
und    1709    ein    drittes.      Darauf  wurden  in 
■"  "     lahren    1731—1759   noch  fünf  weite,-,. 
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,.  i|ltl  ichtot  und  /.war  mit  Sunsti- 

Erfolge.     Die    Rentner    wurden 
.„.,„.     Anlehenform     deswegen 

weil    sie    bei    den    ewigen   Renten 
;    .gewaltsame    Reduktionen    erlieb 
,ssen  erlitten  halten.     Es  bestanden  um 
Jahre: 

17fiu 

,    Reuten      22.4 

Leibrenten  -'A 

Tontinen  1,9 


1771 

47.4  Mill.  Pres 

45,9      n 
6,6     ,, 


Doch    war  die  Tontine  des  Jahres  1759 

letzte    von     bedeutenderem    Umfange. 

en    ,i,.v  durch  sie  geschaffenen  finanzi 

eilen     Schwierigkeiten     verbot     1(63     eim 

Deklaration    des    Königs    diese    Art   Maats- 

,..„.      l'nd    ein    arret    du   conseil    vom 

-,   Juli  1770    verfügte    die  Aufhebung   aller 

ätontinen;  dieselben  wurden  nachher  11. 

Leibrenten  umgewandelt.    Die  späteren  pn- 

TontinengeseUschaften,    deren    wich- 

die    17:>i)    genehmigte.     1.."    unter- 

[te    aber   1791  von  neuem  eingerichtete 

und  bis  1889  bestandene  faisse  Lafarge 

wu     wurden    in  Frankreich   gesetzlich  ge- 

II  am  1.  April  1809,  12.  Juni  1842  und  12. 

November    1S83.     nachdem    vorgekommene 

Missbräuche    ein   Einschreiten    der    gesel 

iulen    Gewalt     nötig    gemacht     hatten. 
I>ic  Errichtung   von  Tontinen    ist    hiernach 
Y11n    der   Genehmigung    durch    die  Verwal- 
al .hängig.     Insbesondere   sind  die  Sta- 
tuten   welche  gewissen  Normativvorschnften 


land  und  Oeste  I  a  sich  Anfang 

und    noch  Mitte   des  L9.  Jahrhunderts  eine 
■  ü  ,,     ifrig    mit  dem 
ontinen.     I 
h.n    sich   derselbe   nicht  in  dem  erwarteten 
Masse  verwirklicht. 

Diejenige    Form    der  Tontinen,    wie    sie 
früher   in  F  war  und   bei 

welcher   die  Ri  ;  '  '  allmäh- 

lich auf  Bunderttau  ■■  uchs,   isl    im 

o    zu    verv  tei  selben 

handelte  es  sich  weniger  um  eine  wirtschaft- 
liche Sicherstellung  als  vielmehr  um  eine 
\rt  Glücksspiel.  Anders  dagegen  lieg!  die 
Sache  bezüglich  der  oben  erwähnten  und 
e  anderer  ihnen  ähnlichen  heute  in  der  Praxis 
mehr  gepflegten  wichtigen  und  wohlthätigen 

Zweige  des  Versieb 

J.  Lehr.     Maas  1.    Heekel. 


Tooke,  Thomas, 

o-eb  177-1  in  St.  Petersburg,  gest.  in  London  am 
26    II    L858  als  Mitglied  der  Royal  Society  und 
ünv,,,„iidi.-reriiles  Mitglied  de?  franz.Vi-.-hen  In- 
stituts.    Im  30.  Jahre  trat  er  als  Teilnehmer  111 
eins  dergrBssten  Handelshauser  Londons,  welches 
in   einem  lebhaften  Produktenaustauschverkehr 
mit  Russland  stand,  und  aus  dieser  Zeit  stammt 
seine   Antipathie   gegen  die  Zollschranken     fir 
wurde  einer  der  rührigsten  Partisane  des  Frei- 
handels,   und    im   Namen    der  Londoner   Kaut- 
leute   reichte    er  1820    die    von    ihm    verfasste 
Merchants'   petition  in   favour    of   free    trade 
renügen    müssen,    zur  Genehmigung  vorzu-  bgeim   pariamente    ein.     Nach    Autgabe    seiner 
l  ten     Ein.-  zu  erri.-lit.aide  Gesellschaft  soll   karJmännischen  Geschäftsthätigkeit   verwertete 
Sgstens    10    Mitglieder    zählen.       Wenn    er  seine   vielseitigen  Kenntnisse   und  Ertahiun- 
dne1  Gesellschaft  Ä  vor  dem  fürdieVer-  ^^^^^^^TZ 
teüung  bestimmten  Termine  durch  Wegfall   < .01 , ,1.  t _k.ii      ^  j      Mitbegründer 

der    Versicherten    oder    der    I  uterzeichner   ^f'^^,  Yerwaltungsratsmitglied    de, 
auflöst,  so  fallen,  wenn  nichts  ander.-  ver-    Eisenbawesellschart  London-Birmingham  et. 
einbart    ist     die    vorhandenen    Fonds    dem    femer    war    er    Commissioner    an    der    ersten 
Staate   anheim.     Den  Statuten   sind  die  er-   gr0ssen    Fabrikenbeaufsicbtigungs.  jnquete    und 
erlichen  Tarife  anzufügen.     Auch  ist  in    |>rasident    der    Untersuchungskomnussion    tui 

äää        :  SraÄftJur- 

zwar   werden   die  letzteren  auf  den  Namen  P1^^  lg23    ._,    Aufl..   1824.  -  Considerations 

der  Anstalt,  insbesondere  auf  denjenigen  der  ^  the   ,t.(tt,  o{  the  eurrency.  1.  u.  2.  Aufl.,  ebd. 

einzelnen  Klassen  eingeschrieben,  denen  sie  lg26    _    Ä   letter   to   Lord   Grenvüle    on   tue 

zueehören.    Dabei  ist  auch   die  Zeit   anzu-  efiects  ascribed  to  the  resumption  of  cash 

S    zu  welcher  die  Verteilung  vorzuneh-  ,  ments  on  the  valne  ot  the  currency    ebb 

„Sn  ist  "  Bis  dahin,  wo  die  Reftentitel  auf  On  the  currency  conn                h  t^corn 

den    Namen    der    einzelnen   üeberlebenden  trade and ^ecof^s  kv&.  ebd.  L829.  - 

übertragen  werden,  sind  die  Fonds  vollsten-  t,  Lord  <  wavm*    ^  ^  ^  ^ 

ftig  immobilisiert.    Die  TontanengeseUschaf-  f^tionfrom  1793-1856,  6  Bde.,  ebd. 


ten  sind  einer  eigenen  Ueberwaehungs 
mission  unterstellt. 

Auch  im  englischen  Staatsschuldenwesen 
spielten  die  Tontinen  eine,  wenn  auch  nicht 
äo    -rosse    Rolle    wie    in    Frankreich.      Die 
letzte  wurde  1779  eingerichtet.     In  Deutsch- 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.    Zweite  Aufläse. 


ebd.  1838- 
1857  Inhalt:  Bd.  1  und  2:  A  bistory  of  pri- 
ces  etc.  from  1793  to  L837,  preceded  by  a  briet 
sketch  of  the  State  of  the  corn  trade  in  the 
last  tU  centuries.  Bd.  3:  A  history  of  pnees 
ete .  ominüation  in  1838  and  1839,  wrtl 
marks    on    the    corn   laws  and   on   some  ot  the 


VII. 


Tooke 


alterations  -  ä    in    our    banking    System. 

Bd.  -I:  Contiiination  from  L839  to  1847,  with  a 
of  the  currency  question,    and 
>   Operation    of   the  Act  7  and  8 
32.      Bd.    5   and   6:    Continuation 
duriug   ihc   nine  years  1848    56,   completed  by 
W.  Newmarch,    with   an   index   to   the   sis  vo- 
-  .  dasselbe  in  deutscher  Uebersetzung  mit 
'■"II    C.    W.   A>licr.   2  Bde.,    Dresden 
\1>  Vorläufer   dieser   Preisgeschichte 
is  Werk  Thoughts  and  details  on  the  high 
and  lowprices,  etc.  [s.  o.]  zu  betrachten.    Wel- 
Anteil  der  beiden  Schlussbände  der  Preis- 
geschichte aufNewmarch  fällt,  den  Tooke  1850  als 
Mitarbeitergewann,  istinderNewmarchschenBio- 
grapl  !!  indwörterb.,2.Aufl.l901,obenBd. 

\'.  S  984  85  genau  angegeben.)  —Au  inquiryinto 
the  currency  principle;  the  connection  of  the 
currency  with  prices,  and  the  expediency  of  a 
Separation  of  issue  from  banking,  l.  u.  2.  Aufl., 
ebd.  1844.  Polemisiert  im  allgemeinen  gegen 
das  Currencysystcni  und  die  IYeische  liankakte  i 
On  the  Bank  Charter  Act  of  1844,  its  prin- 
ciples  and  Operation,  with  suggestions  for  an 
ünproved  administration  of  the  Bank  of  Eng- 
land, ebd.  1856.  —  Vier  der  oben  aufgeführten 
kleineren  Schriften  Tooke*  polemischen  Inhalts 
finden  sich  abgedruckt  in  den  Sammelwerken : 
Tracts  on  currency  and  banking,  13  Bde., 
London  1796—1857  und  Pamphlets  on  currency 
and  banking,  ebd.  1856. 

Tooke    wird    von    J.   Stuart   Mill   als   das 
4  of  the  monetary  science"   bezeichnet  und 
„the   Economist"     s.   u.)    sagt    von    ihm    „in 
many    respects   for   a  long-  period   the  chief  oi 
living  Fconomists".    Tooke  war  der  bedeutendste 
ier   der  Peelschen  Bankakte   von    1844,    er 
war    ferner     der    Führer     jener     ausgewählten 
Gruppe    volkswirtschaftlicher    Theoretiker    und 
Praktiker,    welche    gegen    das    Cui-rencvsvstem 
Front  machten:  Mill.  Fullerton,  J.  Wilson.  Gil- 
barl  etc.  und    sich  durch  diese  Opposition ' auch 
gegen     die    Ricardosehe    Doktrin    auflehnten 
Diese   Doktrin,   welche   bereits   1810   durch  die 
Bouillonkommission   de-  englischen   Unterhauses 
atü    die   uneinlösbaren  Zwangsnoten    der  Bank 
von    England    hinsichtlich    ihres  Einflusses   auf 
die  Schwankungen  des  Wechselkurses  sowie  der 
u  ■'<-«■  and  Goldpreise  übertragen  worden  war, 
wurde    später    von    der   eigentlichen   Currency- 
theorie    in    folgenden   Fundamentalsätzen    adop 
tiert:  „Die  Menge  des  Geldes  ist  für  seine  Wert- 
entwickelung   massgebend:    der   Bouillonhandel 
wird    dunh    die    Edelmetalleinfuhr    einen    zu 
hohen,    durch    die    Edelmetallausfuhr   einen   zu 
niedrigen  Geldwert  ausgleichen,  und  es  ha1  im 
ersteren  lalle  eine  zu  geringe,  im  andi  ren  i  im 
'»    grosse    Geldmenge    den   Geldwert    gehoben 
und    andererseits    gedrückt."     Die    sogenannte 
Quantitätstheorie,   welche   aus  der  Vermehrung 
der    im   Umlauf   befindlichen    Papiergeldmenge 
Sinken  des  \\  echselkurses   und  eine  Steige- 
rung insbesondere  der  Getreide-  und  Gold 
ableitete,  fand  in  Tooke  ihren  befähigtsti  d   Bi 
kämpfer,  welcher  die  Grundlosigkeit  aller  jener 
Konsequenzen  darlegte,  die  von  den  Quantitäts- 
theoretikern     aus     der    Papiergeldvermehrung 
während    der  Restriktionszeit    gezogen  wn 
1  ie  Peelsche  Bankakte  vom  19.  vil.  im  |   Vi., 
folgte  de,,  dreifachen  Zweck,  erstens  dem  Miss- 
he  der  Notenemission  zu  steuern,  zweiten 


eine  Garantie    für  auch  in  Handelskrisen  unge- 
hemmt funktionierende  Einlösharkeit  der  Noteii 
der  Hank  von  England  zu  schaffen  und  drittens 
die  Spekulation,  soweit    sie   in  dem  vermehrten 
Notenumläufe   zum  Ausdruck    kommt,    sich  a\ 
bis  zur  liehe  des  Peckungsfonds  der  Bank  enl 
falten  zu    lassen.     Jede   dieser   drei   Intention* 
hat  Tooke    angegriffen    und    teils    ihre    Grund- 
losigkeit, teils  ihre  Unzulänglichkeit  daru 
Die  neue    sogenannte  Peelsche  Bankverfassuno 
welche,    wie  Tooke    besonders    hervorhebt,    ge- 
reehterweise,  nach   ihrem   eigentlichen  geistigen 
Schöpfer.   Lord  Ovcrstone.  hätte  genannt  w<  rdi 
müssen,    wird    von   Tooke  mit    der  Ueberlegen- 
heit    des  Forschers    bekämpft,    dem    für    keine 
seiner  Behauptungen   die  statistische  Unterlage 
mangelt.     Aus  dieser  Beweisführung  geh 
hervor,    dass  die  Spekulation    den  Notenumlauf 
der  sich  in  England    und  Wales  in  den  Jahren 
1836—1856  stationär  gehalten,    so  wenig  beein- 
tiusste,    dass    z.B.    in  Zeiten    effektiver  Ueber- 
Spekulation  Banknoten  in  einem  geringeren  Be- 
trage umliefen  als  in  einem  normalen  Geschäfts- 
jahre:   dass    ferner   in    den  Handelskrisen    von 
1825    und    1S47    die  Notencirkulation    nur    um 
wenige  Pfund   Sterling    gestiegen,    der    Metall- 
vorrat    dagegen    ganz    bedeutend  zusammenge- 
schmolzen war. 

Tooke  stellt  ferner  gegen  die  Currency- 
theorie  den  Satz  auf:  Die  Geld-  und  Noten- 
menge  hängt  vom  Steigen  oder  Sinken  der  er- 
fahrungsmässig  mit  Banknoten  bezahlten  Ar- 
tikel ab,  der  Notenumlauf  ist  daher  der  Ba- 
wegung  des  Geld-  und  Warenmarktes,  die  Ge- 
staltung des  letzteren  aber  nicht  dem  Noten 
umlaufe  unterworfen,  wonach  auch  der  Satz 
der  Quantitäts-  und  Currencytheoretiker  hin- 
fällig wird,  dass  die  Veränderungen  in  der  No- 
tencirkulation der  Zettelbanken  auf  die  Pri  ise 
hinsichtlich  deren  Veränderung  bestimmend  ein- 
wirken. 

Die  Tookesche  „History  of  prices-'  gehört 
zu  jenen  Büchern,  die  weit  mehr,  als  ihr 
schlichter  Titel  verspricht,  leisten.  Der  Ver- 
fasser beschränkt  sich  darin  nicht  auf  die  blosse 
statistische  Darstellung  der  Preisbewegung,  i 
erforscht  auch  deren  Kausalität  und  ihre  Wir- 
kungen. Die  Preisgeschichte  wird  demnach  in 
seiner  Behandlung  eine  Wirtschaftsgeschichte 
Englands  im  grossen  Stile,  wenn  sie  auch  erst 
den  Beginn  des  amerikanischen  Unabhängig] 
keitskrieges  zum  Ausgange  nimmt  und  mit  dem 
sechsten  Decennium  des  "neunzehnten  Jahrhun- 
derts abschließt 


Vergl.  über  Tooke:  On  Mr.  Tookes  letter 
to  Lord  Grenville  on  currency,  taken  from  the 
London  Magazine,  March  1829,  London  1829. 
M  ac  Gull  och  ,  Literature  of  political  economyj 
ebd.  1845,  S.  57,  179,  184,  196.  —  Torrenl 
(Colonel),  The  principles  of  practical  Operation 
of  Sil-  Robert  Peel's  Bill  of  1844  explained  and 
defended  against  the  objeetions  of  Tooke. 
Fullarton  and  Wilson.  2  Teile,  ebd.  1847/4S 
-  Chevalier,  (ums  d'economie  politique, 
Bd.  III:  La  monnaie,  Paris  1850,  S.  69/7« 
;!  19,  351  52,  421/22  u.  ö.  -  Wagner,  Bei- 
trage zur  l,e],iv  von  den  Banken,  Leipzig  1S.">7. 
S.  85ff.  u.  ö.  ■-  Thomas  Tooke  fobituaryj 
111  »The  Economist",  Nr.  6,  III,  1858.  London. 
Committee    for   raising  a  memoria)    (a    pro- 
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Tooke;    m   ,. Journal    of   th,    _    :;  v    ,„,„,„,„,,,,,- 

'■  of  1-"11;1""  ■    ,"*•  XX1,    £    ,  V  ~M,  „,,.-   ment    to   a    letter  addressed  to  the    Et  Eon. 
.    pickford      Volks^rtschaftliche    Mona*      ment   w  lrne  on  the  causes  of  the 

**$?■  !  i  18utd   Kredittheorie     ■' n    !  it  in  the  ,  i     rij 

afer\X',kt;    Wien  1862    S   23  29,    on  bank  reform,  2  T.  Nie  tad- 

Peelschen  Bankakte,    \\  en j  k       t       series  of  lett(   5  0n  financial,  commerciak 

^61»\  ö\-  Francis     Hi.toiyottne^anKg  ,y  a  momb.  the  Poh- 

1£rland,    NewAork  1862,    -     ibi,   . «•  Econonn  Irrens,    ehd. 

Wolowski,  Question  des  banqnes   Pan ,1864 M^{_f3on        x  th,      Bt  Hoii. 

8,323«       -    Verloren,    De    verhonding g  van  £  qj   E  fl    a]i,, 

den  Staat    tot   hei  bankwezen,    l  trecht  1864   8.  en  R.miivil)£r  the  dist- 

';:";,;-  1;     K-    rhomU?uJ  lärif 1875     S  -    An«-,    ^d.  18  *    to  the 

»n<1    nati0!.lal    TS  IM       n    econömy:    oofections  of  the  >«t  f  to  the 

23/24    n.   o  Vr    &*44   -  Jevo^   In-    goVemment  plan  for  the  regnlation  of  the  cnr- 

London    1883,   -.    1<8,    343,44    —  J(  von;  .  j       s  _  A     üiquiry  into  the  prac- 

.ations    in   currency    and  ■     .  *  „ [ds£rang „ 

1884.  S.   129130,    142.    19  f  Wo??  of   the  renewa    of    the  Chart  i 

Rogers.  Indnstoal  and  commerc, istotfd     '  fte  latioD   ,lt   tlll.  .  ,„., 

England,  ebd.  1892,  S.6o,  32 <,  429      . -™™1  \A  -    2    ^fi     ,.,„,     l844.        klettert.     Lord 

dictionnaire  deeonomie  poMique,  Pai  w    •  ■     ■ -•  —    ■        ^      .]li;i 

r„l    I,    S.   644,   Bd.   II.    S.   1031.   —  L  annan.  -  ,.  and  degree  in  whicb  •    bg 

History   of  the>eories  of  productron  and  d1S-  ^d  on  the  =  r    xj 


auu   011   i"t-   lurtu»"-'    """ — »---  — „ 

wonld  by  reduced  by  the  passing  oi  a  ten 

Bil]     ebd     1844.    -    On    the  Operation   of    the 

Bank   Charter   Act   of  1844,   as    it  affi 

ial  i In.  ebd.  1847.  -  The  piinaples  and 

praetical  Operation   of  Sir  Robert  Peels  Bill  of 

1844    expläined   and   defended  against   the  ob- 

as  of  Tooke,  Fullarton  and  A\  dson  2  reue, 

'ebd     1847  48    —    Neudrucke    seiner    - 

97    V    1864  in    über  Geld-,  Bank-  und  Kreditwesen  rinden  sich 


Lippert 


Torrens,  Robert, 


Colonel"    wie  er  sich  auf  dem  Titelblatte  be 
zeichnet,   an  die  Oeffentlichkeit.    1821 
einer   der   li1  Volkswirte:   Malthus,   Ricardo, 


DgTorrens  erkennt   mit  Adam  Smith  die  Ar- 
beit   weil   sie  alle  natürlichen  Güter   zu  heben 


einer   der   19  Volkswirte:   Malthus    Kicarao  j.    oeit,      u     ^   -^    -^  Kaufkraft  zu  vei- 

ää       d         SSssSS 

Lancaster,  im  engüschen  l  nterhause  1836  wurde  au  Äktionskosten,    also  aus  Lohn 

er  MitgUed  der  ..Royal  Society"  zu  London  ich  am >™*r™^     di      auf    '    , .,„,, .t    werden 

Torrens    veröffent ichte    von    Staatewissen-  und,  Kapital    M i,      n.  den  Vorrate- 

schaftlichen  Schriften  m  Buchform:  mussten^  die   £™htJfs  zu  ,„.,,. 

SS  EHSI  aÄÄSM Kr 

corn  tvad,:   contaaniDg.an  mau iij   mto  the  v      Uebe     ';  ffir  letztere  dadurch  eine 

neral  principles  oi ^that  import  branch ^of  trathc        u n     ^  a.eschaffeu.  die  im  Marktpi 

an  examination  of  the  exceptions  to  wich  tliese    ueweriun^ """«  8  >  ;     .       viun. 

principles  are  Halde;   and   a  coniparaüve  stete-    zum       >        k        nt     «;,  ^l(it,ln^.M.t,  1;. 
ment  of  the  effects  wich  resta  umor-   1  i  uv     .  k   b     m  a|  äich 

tation    and    free    intercourse   aie   calculated   to        ,.  l.nt > ul im ,   m«  ^ 
1  r,;luee  npon  subsistenc,  .  a^cudture,  coninie^    ah       to  ÄJtheori,    deckt  sich 

ÄTTul^bdÄfS:  u".  d.T.':Es-fa,  — n  hnUte- 

s,v  etc.,  4.  edition,  increased  by  a  new  section    preise    der  ter   uno   *         ^  ^^ 

an  the  effects   of  free   trade   upon  the  value  of   ^Erklärung    ^  >.  ^         ital. 

m0ney,   ebd.   1827    -    f  letter  to  thefin fernen    Faktor  in  de i  Witer  ^   neben   den 

-tev  on  the  Petition  agamst  Lord  hm-   gewinn,   aer   mui   «s  Berechtigung  her- 

„inK-s  return  heing  declai  ^  vaxa-    W^^'^  l  hl   SniftiWher  Anhänger 

.,   and   on  the  right   of  the  .  Idest  son  of !  a    leitet  berdts  in  seinen 

g     tch    Peer    to    represent   an   English    .-uno.    des  .Currencysyst em s   u  j   d 

Cor  borough,   ebd.   1819.   -   Essay  on  the    zwei   Bnefen   a»^0 ^el rSSL    der   Bank 

production    of^wealth:    with   an    appendix   in        ;'^«    ^       '^  t,   weshalb   ihm 

W«T&-ÄS  Sfwtdenmusf,deneTAnstoss 
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Torrens    Town 


zu    d  Pei  Isi  tu     Bankakte    be- 

gegi  ben    zu    haben;    im 
«  ie  auch  Topke  ihm  <  01 
!  »okl  rinär,  um  für  die  trotz 
foi  tdauernde    «  irtsi  baftsgesetz- 
ki  nr    gewisser    Bewegungen    des 
I  reldmarktes  sowie  für  die  höheren 
li  d   Gesichtspunkte,    aus   denen   der 
ssh  mdi  I  das  neue  N'otenemissions- 
von     1844     ahfällig     be- 
urtei  tchmännische  Verständnis  zu  be- 

Gleich  Tooke  in  seiner  „Pi  tition  of  the 
ants  of  the  city  of  London  to  the  honou- 
öhe  i  ommons"  etc.  hat  Torrens  den  Be- 
strebungen der  späteren  Anti-Corn-Law-League 
in  seiner  aus  Anlass  der  Kornteuerung  von  1816 
verfassten  Schrift  „Essaj  on  the  externa]  com 
tradi  int   Erfolg  vorgearbeitet.    In  den 

vier  Auflagen,  welche  dieses  Buch  erlebte,  be- 
ciutiii--;.  er  die  öffentliche  Meinung  mit  durch- 
schlagendem und  nachhaltigem  Erfolge  zu 
Gunsten  'Irr  Aufhebung  der  Gesetze  über  den 
Kornhandel,  und  kein  Geringerer  als  Ricardo 
war  es,  'Irr  die  von  Torrens  geltend  gemachten 
Gründe  für  Aufhebung  des  Verbotes  der  Ge- 
|  intuhr  für  nnwiderlegt  und  unwiderlegbar 
erklärt  doch   gehörte  Torrens    Im  ines- 

-    .1.  i    Freihandelspartei    an.    sondern    licss 
in  seiner  Zollpolitik,  die  besonders  für  Re- 
inszölle    eintrat,    durchaus  von  der  Tarif- 
:gebung  der  mit  England  im  Handelsver- 
stehenden Maarm  leiten. 


IWnsend,  Joseph, 


Vgl.  über  Torrens:  MacCulloch,  Lite- 
rature  oi  politica]  economy,  London  1845,  S.  56, 
'9  »•  ö.        Chevalier,   Cours  d'economie  po- 
lit.  ßd.  111:    La  monnaie,  Paris  1850,  S.  42  43. 
W  a  g  n  i  i  .  Geld-  und  Kredittheorie  der  Peel- 
i  Bankakte,    Wien  L862,  S.  1112.  —  Wo- 
lowsky,  Le  colonel  Robert  Torrens,  in  „Jour- 
li  -   Economistes  ",   2.  Serie.   44.  Teil.    Paris 
S.   281.   -■    Wolowski,    Questions   des 
banques,   ebd.    1864,   S.  324  25.   —  Verloren, 
De    verhouding    van   den    staal    tot   het  bank- 
wezen,  I  trechl  1864,  S.  68/69.  —  R.  E.  Thomp- 
son, Social  science  and  national  economy,  Pbi- 
ladelphia    1S7;">.     .    178,   221.    —   Shadwell, 
ai    of  ].■  ,li tii-.il    eennomy.    London   1877     s! 
-  Walker,  Politica]  economv 
ebd.  1883,  S    17:' im»     -  v.  Böhm-Ba-H  erk 
Kapitalzinstheorieen ,   Ennsbruck  1S44.  s.  niff. 
n-    ö.   -     Encyclopaedia    Britannica,   Bd.   XIX* 
London   L885,  S.  377.  -  -  Bonar,    Maltbus  and 
bis  work,  ebd.  bsv,.  .  .  265.        [ngj  a  m,  His- 

tory  of  political v.  ebd.  1888,  S.  140.  146. 

Zuckerkandl,   Zur   Theorie  des    P 
Leipzig  1889,   S    264  65         I  .nmau.    Bistory 
oi    production  and  distribution 
b    politica]  economy,   London  l  $ 
i  58   243/6,  320fi 

Lippert. 


Totgeburten 

tatistik  .dien  ß.l 
S.  :  14  ff. 


IV. 


Geburtsjahr  und  -ort  unbekannt)  gest.  z 
se.v  in    de     engl    (Inifsehaft   Wilts    am    16.  \I 
1816.    wurde    erst    praktischer  Arzt,    dann 
thodistenprediger  und  übernahm  als  solche! 
Rektorat    zu    Pewsev    in    der   englischen    l 
Schaft  Wilts. 

Townseud    veröffentlichte    von    staatswisseft- 
schaftlicheii  Schriften  in  Buchform:  A  disser- 
tation    on    the    poor-laws.    Iiv    a  well-wisbj 
mankind,  London  1786:  2.  Aufl..  ebd.  17s, 

Neudruck,  ebd.  1807.  —  jouniev  throueh 
Spain  in  188687.  wirb  partieular  attention  fc 
agriculture.  manufactures.  commerce,  population 
taxes,  and  revenue.  and  remarks  in  passine 
through  a  part  of  France,  3  Bde..  London  I79fj 
dasselbe,  2.  Aufl..  1792:  dasselbe,  in  fran 
scher  Uebersetzung  von  Pictet-Mallet,  3  Bde 
Paris  1809. 

Der  Townsendschen  Reisebeschreibun»  ver- 
dankt die  Wissenschaft  die  ersten  verlässlichen 
.\ai  hrichten  über  den  nationalökonomischen  Zu- 
stand   des    damaligen    Spaniens.      Hinsichtlich 
des  ünsegens   der  meist   im   Besitze  der 
Hand    befindlichen    Latifundien,    der    Ignoranz 
der    spanischen   Ackerbaubevölkernng    und    des 
Darniederliegens     der    Industrie    decken     sich 
seine  Schilderungen   so  ziemlich  mit  denen  von 
Jovellanos.      Der   Verfasser    der    Reisebeschrei- 
bung verfolgt  aber  weniger  tendenziöse  Zwecke 
als   Jovellanos    und    erkennt    das    Gute   in    be- 
stehenden  wirtschaftlichen   Einrichtungen,    wie 
-'heu  er  es  auch  antrifft,  offen  an.     So  spricht 
er    sich    mit    Anerkennung    und    Sachkenntnis 
über  die  hydrographischen  Verhältnisse  Spaniens 
aus.  weiss  vm  der  Kultur  des  spanischen  Maul- 
beerbaumes sowie   von  den  Erfolgen  der  Seiden- 
raupenzucht in  Valenzia  und  Granada  nur  Güns- 
tiges   zu  berichten  und  verfolgt  sogar  die  spa- 
nische Seidengewinnung  bis  zu  den   Anfängen 
111   China    und   Griechenland   zurück.     Auf   die 
obligatorische  Armenpflege  in  Spanien  ist  Town- 
seud sehr  schlecht  zu  sprechen:  ihre  Wirkung 
äussert  sich  nach  ihm  darin,  dass  sie  mehr  zum 
unwirtschaftlichen  Leben   anreize   als  das  Ver- 
langen erwecke,   sich   dem   Zustande  des  Ver- 
armtseins zu  entziehen,    und  dass  sie  daher  an 
der  \  erniehrung  des  Proletariats  in  Spanien  die 
meiste  .schuld  trage.  Die  richtige  Ziffer  der  Ein- 
wohnerzunahme  Spaniens  wird  nach  Townsend 
bei    statistischen   Erhebungen   aus  Furcht  vor 
Steuererhöhungen   von    der    dortigen   Bevölke- 
rung absichtlich  zu  niedrig  angegeben.  Das  Miss- 
trauen   der    Spanier   schöpfte   aus    einem    kon- 
kreten   Präcedenzfalle    eine    gewisse    Berechti- 
gung:   Unter  der  Regierung  Karls  III.   hatten 
die  zahlreichen   Besiedelungen   der  dünnbevöl- 

Q    spanischen   Provinzen    zur  Folge   ge-  I 
dass  inii  dem  Anwachsen  der  Bevölkerung 
auch    der    Wohlstand    dieser    Provinzen    zuge- 

' ■"    batte,     die    Steuerbehörde    aber    aus 

;  '  Zusammentreffen  den  Schluss  gezogen. 
''  i  Bi  Völkerungszuwachs  mit  wirtschaftlichem 
ivunge  zu  identifizieren  sei,  aus  welcher 
nung  sich  die  Praxis  entwickelte,  die 
fruchtbarsten  Ehen,  soweit  sie  sich  auf  die  be- 
sitzende Klasse  der  Bevölkerung  verteilten,  am 
höchsten  zu  besteuern.  Als  Populationistiker 
■  -'  Lownsend  ein  wichtiger  Vorläufer  von  Mal- 
tbus, indem  ei  erstens  als  die  natürliche  Grenze 


n  Lv 


„iii.,!.,.!,,,.!,.,,  ..„„.«.„„.m^i.;- <•»;«;;•';;; 

b  mit    Bemeaigung 
Spperts  durch  Bezähmung  leren 

m^hteÄt   unterscheidet  er  sich  von  der  Dok- 

Sen  Ahsistenzlehre  .  aur  dann 

,  „e«en  i  hecks  unerwähnt  lasst.      i  m«  u 
erscWedeuen    Ursachen,    «  ,  latnrge- 

Entwiekelung  '*    : 

flSzun-  aufhalten  oder  verlangsamen  fuhrt 
Kd  auch  ungesundes  Klima  auf  und  wer- 
r^onihm  als  in  dieser  Bezi  -  "*«■ 

rlicb  bezeichnet  die  Städte  Ba- 

»ben  sich  die  beiden  ersteren    dank  de   Fort 

sah  ■  =s 

taK« ^nschlnleben  konnte  Townsend  da- 
u,l-  m,-  sonderliche  Üebertreibung  durch  das 
SÄ  Beispiel  erhärten,  dass  eine  Bauerin 
Sfte schottischen  Hochebene  von  zwanzig 
nennen  Kindern  durchschnittlich  nur  zwei 
^  ziehe.  Was  nun  heute,  dani 
|?Len  kultureUen  Wandels  in 
^Wirtschaft    und    den    dorttj  ehrs- 

S«  Vm  damalig. ,,  Sterilen  H^eriande 

reIÄ  Na'ÄÄÄ  die  s 

S^altemnffsstatistik.    wonach  die  dortig 

Am" 

I^eÄte,  auf  1951461  Einwohner,  * 

$91  zählte,  emporgestiegen  ist. 

Vg]     über   Townsend:    Aniiual   Raster 
tnr   the    war    1816.    London    1817,    is.   —  •-    - 
Mae  Cuil...  h.  Literature  of  political  economy 
ebd   1845    S.  281/83.  -  Bonar,  Malthus .and 
ni  fwork    London    1883     -    32    64.         Ber- 
theau.    Essai    sur    les        -    de    la   Pop£atton 
^s  1892,  a?i8,  39. -Schone    HiBb 
la  population  franc,aise,  ebd.  1893,    S.  1 
312   -  Cannan,    History    of    che  tiieo 
prodnction  and  tetribution  inEnghsh  pohtical 
economy,  London  1893,  S.  o29;30. 


Toynbee.  Arnold, 


eeb  am  23.  VIII.  1852  in  London  gest.  in 
Wimbledon  bei  London  am  9.  III.  VffiJgT 
dierte  Geschichte,  Nationalökonomie  mdPhüo^ 
sophie  in  Oxford  und  wurde  187o  Dozent  Mi 
Ralliol  College  in  Oxford,  in  welcher  i 
Ahm Ta  die  ^tswüsenschafthche  Au^ 
büdung  der  -radierenden  für  den  ostendiscnen 
Verwaltungsdienst  oblag. 

Tovnbies    religiöse     Usi  hauungen   waren 
s        l     ,-,,i    jedem    konfessionellen    - 
-    \      Religion  war  -ine   pantheisttsche,  seine 


M,.ral    eine  christlich-soziale,  und  da  ihn  i 
Se,  mit  der  hUfsbedttrftigen  1 

der  arbeitet  -       :'vaut  -'.'"'V, 

hatten,    wai  aehmlich  die   enghsehen 

Arbeiter     die    mit    geistiger  Nahrung  zn 
sorgen  und  denen  wer  ,'  "*«> 

Stützung  angedeihen  zu  la  ™en 

Eühlte.      In    den    i  n 

suchte    er    zuerst    das    schmutzige    und    uber- 
,.     ^rbeiterviet  Londons, 

hapel,   auf,    ve  '  .;  ■*« 

Stützung  der  Charity  Orgamsati       :       tj    und 
hielt  in  einer  ">  der  Commer- 

cial  Boad  sei»  ]     l't 

wtssfnschaftlichen  Vortrag,  d  m  noch  zahlreiche 
andere    in  «  I  ™f  And.tor.nm 

folfften,  dessen  Eüte  die  Mitgln  • 
Set  Radical  Club"  bi   I  I  dieses 

Xtlosen  Wirkens    passte    er   d      Einfachheit 
seiner  Lebensweise  der   der  Whitechapelei  Ar- 
heiterbeTÖlkerung  an,   die    ei   m  ihr 
„ u  i'r-u   Trost  und  Almosen  den  Bedürftigen 
Send%ufsuehte.    Als   Vorläufer :  der    Uni- 
osion  movement«  beschrankte  Toyn- 
-t'it  Januar  1880  seine  populären  Vorlesun- 

"    TUell"wten    Kr"e 

iut  London;    von   einem    a  ten    ürei*e 

jSgerÄorder  Akademiker  begleitet  suchte 

ie    Crossen  Industriecentreu   auf  und   ver- 

^elte  *  B.  in  Bradford  und  Newcastie  um 

rKednerteibüne  Tausende  seinen  Vortragen 

u     \  dibt  und  ai  '   t  Aufmerksamkeit 

folgetto  Arbeiter  tnfdG  -    *^™£ 

vernachlässigte    er   keineswegs    da.     A^nbung 

UadetnisehenLehran,: 
kolleo-    welches   er   im  Wintersemester  1 
Ä  -7-f»  .Auditorium    »« 

industrielle  Revolution  in  England  las,  wurat 
mt  enthusiastischem  Beifall  aufgenommen 
..  dSkeine  nennenswerte  Erholungspause 
unterbrochene  aufreibende  Thätigkeit  zerrüttete 
mel  und  mehr  sein-  Gesundheit  aber  je  hin- 
U  er  körperlich  wurde,  im  so  hoher  wagte 

=ich   der  Flu  -    ruhelosen    Geistes.     JJi« 

£r  :  ehristüchen  Sozialismus   welchen 

er  in  Whitechapel  den  Massen  gepredigt,  hat 
^  bereits  I88f  auf  dem. ChurchCongre^ 

c,    welchem    er    beiwohnte     di      B 
nahe  gelegt,  ob  die  treibende  Kraft  dieser  Jöe- 
^Tung  nfcnt  aus   eine.   Reform  der  englischen 

>^t-kirclie    zu    gewinnen,  wäre     zw«    Ja m 
•,viter   war   er   einig  mit  sich,   dass   die  soziale 
Wfedergeburl   EngÜnds    aus  dem   Schos,    __ 
Mntterkirche  hervorgehen   m  u  -  -  e      r.nd-    i<-   - 
mL  sein  Kräfteveriall  den  Charakter  der  Ab- 
zehrung an.     Abgemagert  zum  -kelett    h  elt  e 
im  lanuar  1883  in  der  st.  Andrew  s  Hall  in  aei 
New n    n    Street    zu    London     in    sechstagigem 
7™enraume   zwei   Vorlesungen    aber 
:,v    mit  Ablehnung  an  . 
-verwandten  Henry  G  <i\^ui^ 

Zweiten  Abend    gestaltete    .nh  g-ist voUer 
und    zündender  als    je  ta    e r    zu  Ln d. 

fühlte  er.   dass  es  in  diesen.  Leben  sein  letztei 

^AkXdem  so  früh  Entschlafenen  -n 
.einen  Freunden  und  Anhängern  gesetztes 
p  nkmal  erhebt  sich  an  der  Stätte  «>*»™£ 
maligen  ethischen  und  P^^I^iSmi 
m  Osten  Londons  die  Toynbee  Hall  als  Kulmi 
Stion^inkt  des  geistige,  a  und  wohl 
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pel.     Alt  mid  Juni; 
lil1'1, '  '■   ■'  gnng     Bi  lehrung  and 

'  a  und  Armen,   unter  di  a 
ken    und   obdachlosen   Arbeitern 
rten     Die  Sanitary  Aid  ■ 
Hauptquartier    darin     aufge- 
Eü  nimissarial  der  <  'hariti  Or°-ani- 
-  tj    ist   in  Toynbee    Hall    vertreten 
-       gegründete    Klub  WMttii 
Wosen    Londoner   Strassenjuno-en 
und  Pflege  bietet,  hat  ä  Js  hier 

issen. 
■    haben  zahlreiche  Arbeiterklubs  für 
geselligen    und    sozialpolitischen    Z .-. 
den  Zusammenkünfte  liier  eine  Heimstätte 
Als   „Universitj    extension"  umfasst 
miversität    T  vnbi  i    Hall    ausser   den 
I  i     Lehr-   und    Lernzwecki 
lenen    Klassen   im  Wadsame   B 

ein    Logierhaus   für  Lon- 
,."1!'  !    und   Hospitanten   von  anderen 

I  ii.  ferner  eine  grosse  Bibliothek  mit 
sälen,  die  „class  of  workingmen  in  political 
my",   die  „sunday   bible   class  of  members 
Juvenile    Association"     i 
englische  Litti  raturklasse  für  Lehrer  an  Primär- 
ichteanstalten,      technische      FJnterrichts- 
a,    Musikinstitute,   Abendschulen   eti 
.  ,   rojnbee    fand    oder    nahm    sich    vielmehr 
Zeit,   zu   seinen  Lebzeiten   etwas  von 
seinen    Schriften    zu    veröffentlichen.     Sein    von 
-'•iiirn    freunden     zusarami  ngi  tragener    hand- 
schriftlicher   Nachlass    besteht    aus    folgenden 
iftlichen  Schriften:   Lectures   on 
rl!';  u  ation   in  England.     P 

"''V'       "  :  other  fragmerits    Tojrether 

"'"'.  r   by  C.  Jowetl     Master   of 

Baihol  1  ollege,  Oxford),  London  1884;  d, 
-.  Aufl.,  ebd.,  1888.  Inhalt:  Memoir.  —  Ri- 
'.'a1;''"  :","'  rl1*'  "i(l  political  economy.  -  The 
iii.lustnal  revohition  pp  27/154).  ■  Populär 
addrases:  1.  Wages  and  natural  law.  2  In- 
dustry  and  demoeraey.  3.  Are  radicals  socialists? 
,: ,  t  ed"cat?011  !"  co-operations.  5 
"'  church    and    Sta  Notes    and 

;''t    ;  ion     ImmortaUty    and    tl 

''  -•  and  poverty,  beins 

'""  V;  r,1.l  Lndrew'a   Hall,    ebd     1883 

,.    ,  A|-    :  steht    Toynbee    aul 

,""1'.  rtschaftsordnun 

durch    seine    Vermittelung 
rhefernngen    dei 
n     und     so; 
der    neuen    Schale    in 

''  ,  r"i!'1  Nur  hinsichtlich  der 

Methodik    unterscheidet   sich    I 

;  :r:  7ertre^i 

n    Mill.    »velcher   den    \i 

•' 

}"MVlrt  "  n   Betrugs,  den  Toyn- 

bee •  ! 

;;';-'  is  reinen  Abstraktion, 

r""  Prämissen,    die  zu  Deduktionen  ver- 
'  »T"den  deren  logische  Schärfe  er  an 
",;'-  |nl,V;";";1    a  ■     '""    !  »ndamental- 

1  Malthusschen  Populationslehre,  dass  die 

[  uter- 
in  arithm  i  ogres- 
^ehmen    erkenn!   Toynl               ,;,,., 


b^'l'-u    de]    ganzen  Erde    und    auf 
liehe  \olkers<  liatten   ausgedehnt    weide,    indem 
dei    Durchschnitt  der  pro  Kopf  in  England  kon- 
sumierten   Lebensmittel    sieh    jährlich    sf, 

l-.Miliee-    Darstellung    der    neueren     ( 
scliattsgeseliichte  oder,   wie  er  sie  nennt,  dei   in- 
dustnellen     Revolution    Englands    umfasst    die 
f.elt  ™",  I,1G0-  ,""    der  Kleingrundbesitz  durch 
itilundienlierrseliaft    noch  nicht  verdränat 
war.  bis  zun,  Erlass  des  Haftprliditges   tzes  von 
im>.     Die    von    jener    Zeit    ausgehende    ivirt- 
'  [che    l  mwälzung    artete    bald    in    einen 
Yenuclitungskaiiipf    der    stärkeren    ge»-e 
schwächeren   Elemente  aus.     Die   alte  engl 
Bauernschaft    wird    von    dem    Grossfarmertun 
aufg    =ogen,   die    letzten  Reste   der  Feldgemein- 
schaft   verfallen   der  Auflösung.     Während    die 

udnahme  des  Grossbesitzes,  welche 
Ketorin    der    landwirtschaftlichen    Technik    be- 
gleitet  Grundrente  und  Kapitalgewinn  steigert 
wird    die    Klein-    und    Hausindustrie    von 

u    industriellen   Betrieben,   den   Manufak- 
turen und  Fabiiken  erdrückt. 

_  Die  Auflehnung  der  den  Interessen  der  \r- 
beitgeber  geopferten  Arbeiter  gegen  den  Egois- 
mus der  neuen  Wirtschaftsordnung  findet  ihren 
Ausdruck  m  der  Bildung  der  Owenschen  kom- 
munistischen Gemeinden  Di  Gesetzgebung 
lasst  auf  die  Lehrlingsbill  von  1802  das  Brous> 
namsehe  Gesetz  von  1825  folgen,  aber  der 
arbeitenden  Klasse  erwächst  daraus  kein  Vorteil 
und  als  Antwort  auf  das  Arbeiterkoalitionsge- 
setz von  1825  lässt  sie  die  lebensfähigste  ihrer 
d  der  sozialen  Selbsthilfe,  die  trade 
umons  sich  konstituieren.  Lue  Fabrikgesetze 
von  lbd3  und  1844  genügen  den  Arbeitern 
f  ]'\:  da  die  möglichste  Schonung  der  Interessen 
der  l-alirikherren  sie  charakterisiert.  Doi 
arbeiterfreundlichen  Zugeständnisse,  hervor- 
gehend aus  dem  Schosse  des  Parlamentes 
mehren  sich,  der  Zehnstundenbill  von  1847 
schliesst  sich  1850  die  Einsetzung  des  Xormal- 
-  an,  und  fast  gleichzeitig  mit  Publi- 

'      iik-    und"  Werkstätteng tzes 

*<  erfolgt  die  legislatorische  Anerkennung 
der  trade  umons. 

E>  wird  Toynbee  vorgeworfen,  dass  ei 
Mazzini  ..den  wahren  Lehrer  unseres  Zeitalters" 
genannt  habe,  doch  spricht  sieh  darin  nur   - 

thie  mir  dem  Karbonarismns  aus.  ausser- 

irfte   er  wohl  auch   nach  den  Vorgängen 

:>   Londoner  Arbeitermeeting  vom  28  IX 

1864    Mazzim     für     den    eigentlichen    Gründer 

der  Internationale   gehalten  haben.    Die  ehrist- 

lich^ozaalen  Arbeiterklubs  in  London  verehrten 

!",  V'  !l    Mann    uach    ihrei»    Herzen, 

Inhalt  und  Gewalt  seiner  Reden  wirkte,,  ge- 
radezu fascinierend  auf  diese  gottesfürchtigen 
und  sittenstrengen  Proletarier,  die  vorgesi  hritte- 
1"'11  Sl  Zli  '  ':  kielten  sieh  von  seinen  Vorlesungen 
tem  und  noch  weniger  verirrten  sich  Anarchisten 
'"  die   Uoynbee  lectures  zu  Whitechapi 

Vergl.   über  Toynbee:    Bonar.   Malthns 

work,  London  1885,  S.  314.  388.  —  W. 

Sas,ba,c,ui    :Toynbee,   Industrial   revolution  in 

England":  Referat  in  „Jahrb.  f.  Ges.  u    Verw " 

1885,    S   332  ff.  -  Encyclo- 

j'^diae  Bntannica    9.  Aufl,   Bd.  XIX.   London 

dpea.    .  its  advant    n  - 

"l""",:  \  report  of  an  inquiry 
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,r 

L.    Gell,     Baltimore    1889.  > 

■    ,".      ,  ;,,      fhe   Economic    Review   , 

Whiti    liapel,    in-tw    i  Toynbee 

i     vi     London   lbv^,    •  ■    *'.1  "■    ..   Re,  ,...,.. 

dltraveUers;   eluo  in  „Kenew  of  Beviews 

rt^SSTi»    Journal  des  Econom.'S  52 

mee.   r-.ins    lSUn  Upper' 


Trade*  unions 
Ge^erkvereine  in  England 
i  Bd.  1\  ■  S.  623  tt. 


Tracy,  Destutt  de, 

auch   dann   noch   torteetzre,    m 
E„3t.aaaritleM.n.tn«lia«»9.Th«,- 

taire  sur  l'Espnt  des  tau    s.  u.)|.        «» 
Ja  volonte  et   ?e  ses  effets  (a  u.^ 

\  ^BSB         Elemente    Ideologie"    betitelt 
als  Staatsgefangener  Ä^Ä 


periodT-Äde^ ^«f 


.     de    Oei 

der  i  ebertra  -,..■    all'  '   - ; 

"7    Ti'!''  dderen 
...      Geistes     (leren 

tunint 

SÄ  C- 

-  Com«    n  ,         ' 

i    ,  deu   suivi  6  >na  medites  di 

du  mfme 

d'un    mei  I      L™": 
OuYÄnt  les  mo3  morale  du 

rXe     ecri  r  ''"-'""r 

neÄre   de 

1817    '1    oni  ge,    d.  h.    *  m    M  ■' 

St  autorisierte^  «<*£ 

massige    Ausgal 

ÄTibd.  Ti9frdaä  V- 

i       iso-'.    dassel  ■  Vus" 

Au5lS98    dasselbe  In  d6B 
fr-         1  Äerzeichnu,  taatender 

-  ifritiscber    Kommentar    über    Montes- 

Erde-     ,Klltr  ,i<M.  (fesetee  etc.,    übersetzt    und 
quieus   Geist    de    b  .l"ia  „,„,.„  L82] 
glossiert  von  Morstadt,    m      "->- ■ 
<.i,,.;tt    entstand    nrsprunglich    aut    aiu- 

m  süsses»  «£ 

^  Sg  der  Sllen  Staatstheorie 

af?n£TsS  vornahm.     Das   Tracyscbe 

SeTusteben,   dem  Beamten  dagegen  ledig- 

^£  aber  die  Ausführung  dieses^  ^  f ^ 

^vÄsetzSiS  des  Thrones  mit  seiner  Person 
SSM  dessen  Occupation  abzuhalten: 

..,  ,    Regiemn.gspoUtik  von 
de      Ansichten   und   Stimmungen  beim 

mm, 

»ÄÄ  BSES 

und  Armee  zu  entziehen.  . 

AI«  Wirtscnaftstheoretiker   gilt    w.1    D« 

äsksssä 
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-    >rf  (Allgemeines) 


T    von    der   Annahme 
•l,1>-  rban  im  Gegensätze  zu  den 

uidnsl  rerben  für  Arbeiter  and  Unter- 

nehmer _-;,  i,    Gewinn   abwerfe    nnd 

pital  auf  Güterkäufe  keinen  he- 
ge,   da   sie   den    Gutsherren 
nur  den  Pachtpreis  des  Bodens  ein- 
1  r  die  eigentliche,   den  K  ipital- 
Bodenrente  lässt  er  sich  in 
Bastaat    vorgreifender   Umschreibung 
un   fonds    de   terre  n'esl   qu'un   capital 
ie    un  autre,    comme    la    somnie    d 
'I'1,11  i  comme  tont  autre  effet  de  meine 

valfur".    wonut    er  sagen  will,   dass  unter  der 
arent«  nur  der  Preis  jener  Arbeit  zu  ver- 
•  i,    du   aul  den  Boden,    welche) 
■   ursprünglich  verwendet  wurdt      In 
seiner  Luxuslehre  unterscheidet  Tracy  zwischen 
produktivem  und  anproduktivem  Aufwände  and 
anter   letzterem    versteht    er  den  Luxus     Die 
Annahme  der  Bereicherung  einer  Nation  durch 
I  usus  bekämpft  er  ebenso  wie  die  Ansicht 
dass  der  Luxus  dadurch,  dass  er  die  Geldcirku- 
lataon  vermehre,  zur  Belebung  des  Handels  und 
zur  Anstachelung  der  Leistungen  der  Industrie 
beitrage,    indem    der    Luxus    nur   einen  unpro-  I 
duküveu  und  vorübergehenden  Gei  iss   «währe 
daher   auch    nur   ephemere,    für  den  Einzelnen 
nnd  das  Gesamtwesen  nutzlose  Werte  erzeuge 
aufwand  des  Luxostreibenden   dient  nach 
!  bhesshch   der  eigenen  Konsumtion, 
der  Konsument,   behauptet  er,  lässt  eine  Reihe 
von  Personen  dadurch,  dass  sie  seinen  Konsum 
erarbeiten,    eine   Bedürfnisbefriedigunff  finden 
nichts   weiter,   da  ihre  desfallsige  Arbeit  keine 
Frucht   trage.     Gegen    diesen    Satz    lässt    sich 
folgendes  einwenden:   Zunächst  entwickelt  sich 
aus    der    transitiven    Beziehung   der  Luxusent- 
faltung zur  Verteilung   und   zum    Umlaut    der 
tater   allerdings   ein   Rückersatzwert,    da   der 
Luxus,    welcher   den  Besitz  des  einzelnen  Indi- 
viduums   ruiniert,    die    wirtschaftliche   Position 
derjenigen    denen  .lieser  Besitz  in   seinen  ein- 
zelnen  Teilen    zufällt,    wenn   >ie    bescheidenen 
Lebensgewohnheiten    frönen,    verstärken    wird 
uer  Luxus   paart   sich  ferner  in  der  Regel  mit 
der  Verschwendung,   deren  Wesenheit    im  Kol- 
lektivkonsum   hegt.     Tracys  Abhandlung  über 
daf  Papiergeld    das   er   mit  Mirabeau   a&ls  den 
ianineltanz    de-  Despotismus    im  Wahnsinne" 
ansieht     verdient    übrigens,    trotz    der    pessi- 
mistischen Behandlung  dieses  Stoffes,    auf  den, 
Tuche   jedes    Finanzministers    zu    liegen,    da 
l  ra.-v   dann   ein   meisterhaftes,   von  Stufe   zu 
^efor^e^tesBiMdesStaatefinanzverfalles 
wV        wa-  ''""  Nacbweis  liefert,   dass  die 
2,™"  ^«rte,  begründete  Zettelfabrikation 
weit  unheilvoller  als  die  MetaUmünzverschlechte- 
rung     auf     de,,     Nationalwohlstand     einwirkt. 
SteUung  zu    den    verschiedenen   Steuern 
rs*  '  •  bnend  wie  zum  Papiergeld  und 

Luxus.     Er    bezeichnet  jede    Abgabe^ als    ein 

dnkth-  Ww  'l""  En»pfönger  aul  unpro- 

duktiv Weise  verwendet  werde. 


!:  "V:!-  X!s:;'K  r.  J-  Schmidt,  Geschichte 
aei  französischen  Litteratur  seit  1789  IM  r 
Leipzig  1858,  s.  5659  u.  ö.  —  Bereu'-  n  '.' 
mengeschichte  der  Grundrente.  Leipzig  i.s,;V 
"  h';u'.''  ~  ■'  Garnier,  Du  principe  de  Ib 
Population.  2.  Aufl..  Paris  1885.  -  Pkave? 
Les  ideologues.  ebd.  1891.  -  Cossa  Intro- 
duzione  aJlo  studio  dell'  economia  politica 
3.    Ufl     Mailand    1892.         H.  Baudril 

"~1""   -de     fracy,     in    Xouveau    dictionnarnl 
'l;-;-i|>..nie    pohtiqne,    Bd.    II,    Paris    1892.    $. 

Lippert 

Transitzölle 

s.  Durchfuhrzölle   und    Durchfuhr« 
verbot  oben  Bd.  II]  s.  255 ff. 
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I.  Transport   im    allgemeinen  (S    136)      II 
\  erkehrsiveseii  im  deutschen  Mittelalter  (S 


Vgl.  über  Destutt  de   Tracy:   Der  Na- 
tionalok.mon,    brsg.     von    Morstadt,     I 
Mannheim    1834,    S.   217  ff,    249  ff.,     U.sff    ± 
önss,  Geschichte  der  Staatswissenschafl    Frei- 
fe?1:  B                  681/56-        Mac   Culloch 
itical  nomy,    London  1845, 


I.  Trausport  im  allgemeinen. 

1.  Wesen.  2.  Geschichtliche  Entwickeluno- 
der  Transportmittel.  3.  Der  Transportverken? 
and  -in  Verhältnis  zur  Produktion  und  zum 
wirtschaftlichen  Fortschritt.  Umgestaltung  d  ' 
Betriebs.  4.  Gesamtproduktivkraft  als  di 
künftige  Ausgangspunkt  der  Nationalökonomie 
o.  Indirekte  Wirkungen.  Verstaatlichung  und 
Internationalisierung:  Umgestaltung  der  Krieg- 
führung und  Politik.  6.  Die  für  die  Gelaml 
kraft  zu  erlegenden  Kautupfer.  ?.  Transnort- 
fortschntt  und  Transportkonsnm. 

1.    Wesen.      Alle    Kultur    beruht    auf 
dem   Ineinandergreifen    der    gesamten    Be- 
ziehungen  der  Menschen   zu   einander,  auf 
dem    ständigen    kontinuierlichen    Austausch 
und    Kreislauf    der    Werte   oder  Produkte 
Weeen   und  schöpferischen    Kräfte     Dieser 
Kreislauf    oder    Umsatz    der     Werte     wird 
unterbrochen   und    gehemmt    in    räumlicher 
Hinsicht  durch  die  Distanz  zwischen  dem 
Erzeugungsort  der  Rohstoffe  und   dem   auf 
den  Bezirk  beschränkten  Konsumentenkreis 
in     «ertlicher    Beziehung    durch     die     Ab- 
hängigkeit  der   Produktion    und   des  Kapi- 
talumtnebes    von     den     Zufälligkeiten    der 
h  irrte.       Die      zeitliche     und     räumliche 
Distanz    wird    verringert    durch    die    Fort- 
I»  wegtrug,  Ortsveränderung  oder  den  Trans- 
port,  sei    es    des    Objektes   -  -    eines   Guts 
einer  Person   oder  einer  Nachricht  —  zum 
Konsumenten  oder  des  Destinatars  zum  Ob- 
jekt.    Das    Wesen   des   Transports   besteh! 
d.-iiigemäss  zunächst  in  der  Himvegräumuii«- 
und    I  eberbrückung  der  Hemmnisse,  in  der 
Abkürzung  der  Zwischenräume,  die  zwischen 
den  Werten  und  ihrem  Destinatar  trennend 
|  liegen,   in  der  Erleichterung  für  die  M 
dass  sie  dem  Destinatar    nachlaufen  .  und 
für  den  letzteren,   dass  er  die  Werte  auf- 
sucht.    Näher  betrachtet  besteht  diese    Be- 
freiung     oder     üeberwindung  der    Hemm- 
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gse    in  di  r  V  ii-iiij    run;     i      i-forderlichen 
mdes  au  Kraft,  Zeit  und  Geld,  d.  Ii.  der 
amkeit  und  Kostspieligkeil  dei  Bi  Eörde- 
Nicht   dii     geographische  Entfernung 
Len    zwei    Plätzen    komml    für    di 
irtschaftliclien  und  kulturellen  Kontakt  iu 
etraeht,    sondern    1.  der  Zeitraum,    in 
..,,,     sicli     iener    Koutakl    ermöglicht, 
,!,.,-    hierfür    >  rfordei  liehe    Kostenauf- 
I  üe  \  i  i  ringenmg  di  ser  Belastungs- 
ite und  ■"..  des  Beförderungsrisikos  be- 
wie    bei    jedem    Fortschritt    eine  Er- 
■   is  an  Zeit,  Mühe  und  Geld.    Wird  die 

,g  billiger,  regelmässiger,  ras' 

vrird  für  das    ein  '  Ine  Produkt  der  Auf- 

seines   \  ersands     aber    auch  der  für 

i        ;  des  Rohstoffs  und  damit  der  für 

p     lutti  >-er.    Vereinigung,  Orga- 

ing    ,[,  s    [neinandergreifens,  Beschleu- 

des  Transportverkehrj    sind  demge- 

cii,       gegebenen     Eutwickelungsmo- 

lente.  , 

Bei  der  Herausentwickelung  des  Lancl- 
ind  Wassertransports  handelt  es  sich  zu- 
äehsl  um  eine  Vervollkommnung  der  tech- 
Lischen  Leistungsfähigkeit  der  Transport- 
rerkzeuge;  sie  erstreckt  sich  wie  bei  der 
Toduktion  auf  den  Motor  (bewegende 
\ raff  |,  i las  A  r  b  ei't s  w  e r k  z  e  u  g  i Fahrzeug) 
ind  sodann  auf  die  Fahrbahn  (Transport- 
reg). 

Schon    auf   der  ürstufe    der  Civihsation 
Uircl    die     Ueberwindung    der    im     Wege 
stehenden  zeitlichen  und  räumlichen  Hemm- 
dsse  dadurch  erleichtert,  dass  die  mensch- 
Kraft  (Träger,  Ruderer)  durch  tierische 
Lasttiere,    Gebirgs-    und    Wüstentransport, 
Earawanenverkehr)   oder  Naturkraft  (Segel) 
Ersetzt    wird.      Später   schreitet    man    voran 
|zn    der    Errichtung    von    Kommunikations- 
Instalten     sowie     zu     der     Mobilisierung 
d.    h.     Verbesserung      der     Beweglichkeit 
der  Person  und   der    Versandfähigkeit 
Transportguts,   wie   letztere   durch   die    ge- 
werbliche    Verarbeitung    und    Veredelung 
der    Produkte    vor    sich    geht.      Sehen    aus 
der   letzteren    Erwägung    ergiebt    sich    der 
innere    Zusammenhang,    in   dem   die    leeh- 
iiük     und    Organisation    der    Gewerbe     mit 
derjenigen  des  Transportwesens  steht.     Sie 
rollzieht   sieh  in   Wechselwirkung  mit    der 
iltung    der    Transportbedürfnisse,    und 
I  zwar,  wie  die  der  Gewerbe,  in  dem  allmäh- 
lichen Uebergang  von  dem  extensiven    und 
Kleinbetrieb  "zum   intensiven   und   Grossbe- 
I  trieb.  , 

Der  Grossbetrieb,  d.  h.  die  A  erwendung 
I  umfangreicher  Transportgefässe,  der  Massen- 
transport, eine  verhältnismässige  Raschheil 
I  der  Lieferung,  die  grosskapitalistisi  heLeitung 
'  fand  sich  schon  in  den  ersten  Anfängen  der 
\  Weltsesellichte,  und  zwar  mit  dem  Seetrans- 
gegeben.     Seinem  Effekt  kam  dann  im 


auf  den  Dampftran 
sich  stützende  1 1  ■  aahe.     v\  as  die 

\i  i  Prod  uK  i 

an  Kräfte-  und  Massen-Erzeugung,  Bi     hl  ! 

[  ß 
keit   der  Le 

das    hat  auch   auf 

i ,.     .i.    dei   Cirkulati 

So  wichtig  wie  di 
ferner  die  <  >rg  a  Es   liegt 

ebenso  in  der  Natur  der  Tra        i    i     talteD 
als    in    ihren    oben  □    Zv  Bei    den- 

jenigen Transportansta  I  i  i    wie 

bei  der  EisenbaJ  dem  Telephon, 

grössere  Kapitalanlage  verbunden  i  I    tiäi    I 
olle  Ausnützung   von   dem   [n 
m  und  der  I  »rganisation  des  Verk 
ab.     Im   Gegensatz   zu  anderen    - 
trefflichen  Vehikeln,  wie  z.  B.  dem  Fal 
Wirten      —     wegen     dieses     notwend 
Ineinandergreifens  diese     Kommi 

kationsanstalten  —  die  Landstrassen,  Kai 
Brücken,      Eisen-      und      Strassenbah 
Dampferlinien,  Telegraphen  und  Fernspn 
—      nur      dann      fmchtbar,      wenn      An- 
lage, Betrieb   und   Preisgestaltung   in  ein 
Hand    vereinigt   liest,    nach   einem   einheit- 
lichen Plane  v.ir  sich  geht     Auchauf  einer 
primitiven    Wirtschaftsstufe    ist    die    Natur 
einer    Strasse    centralistisch.      Darin    zeigt 

irkulation    einen    wesentlichen    Gi 
satz  zur   Produktion:    die   letztere   gewinnt 
durch  die  Konkurrenz  und  individualistische 


Zerstreuung,  die  erstere  ist  von  Anfang  an 
auf  die  Kapital-Koncentration  angewie 
—  Sodann  bildet  den  oberen  Zweck  des 
Transportfortschrittes  die  lebendige  selbst- 
thätige  'Zirkulation  und  Centralisation  der 
Werte  oder  Güter,  Ideeen  und  schöpferischen 
Kräfte,  eine  Summe  von  Anstalten  |  Bebein 
und  Motoren  im  bildlichen  Sinne)  und 
Werkzeugen  (Cirkulationsmitteln  und  deren 
Surrogaten),  durch  deren  Ineinandergreifen 
(0 r gan isatio n)  die  Arbeits-  und  Kapital- 
kraft   sowie   die   Warenvorräte,    die  (neuen) 

b) D  ,md   Nachrichten  auf   selbstthätigem 

Wege  äugt,    in    Kreislauf    gesetzt, 

mn-' trieben     und      »distribuiert       wei 

iss    ist    für    einen   derartigen   un- 
unterbrochenen   Kreislauf    das    Ausrechnen 
und    Ausklügeln,    die   Organisation    de 
einandergreifens     (  der    Kurs  i     beso 
wichtig.  ^r  , 

Demnach  besteht  das  Wesen 
(technischen  und  organisatorischen)  Kom- 
munikations-Vervollkomnung  1)  in  der  quan- 
titativen und  intensiven  Steigerung  der 
Leistungsfähigkeit,  und  zwar  in  Bezug  auf 
Kaum.  Zeit  und  Gewicht  (Masse,  d.  h.  in 
dem  der  Massenfabrikation  entsprechenden 
Massentransport),  ats     2)    m 

der  Förderuns  der  a  u  Fundamente 

für    eine    kooperative    Volkswirtschaft    und 
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Cirkulation,     nämlich 
in    i  chleunigung     und     Ver- 

des   Bezugs   und    Absat- 
hnischen    Masse  n  -  Bewälti- 
Sicherheil  und  Bequem- 
ndlieh  in  der  orgai      I   tischen 
eit,  Pünktlichkeit,    Periodicität, 
i1  inuität  und  StabOität.     Diese  sei  h\s 
sind   zugleich    die    Voraussetzung 
Transportverkehr  und  eine  Cirku- 
lation.   llnv  Entwicklung  und  ihre  Wirkung 
i    auf   der    Weiterbildung    der    Regel- 
i    des    Verkehrs,    Sicherheit     des 

zeitigen    Bezugs  und   der  jed  a  seil  i 

Dispositionsmöglichkeit,   Garantie  der  Stabi- 
imd  des  Fortb  i    des  Absatzes,  wie 

der  ständigen  Weiterentvs  ickelung  der  natio- 
d  Produktivkraft,  Sicherheil  gegen  Fluk- 
tuationen (letztere  gehören,  sagt  Fr.  List,  zu 
[erblichsten  aller  Landplagen;   eine 
mir  kurze  Unterbrechung  wirkt  auf  die 
Manufakturen  lähmend,  die  längere  tödtlich). 
Von   dem   Masse,    in    welchem   diesen   Mo- 
menten   Rechnung    getragen    werden    kann. 
hängt  es  ab,  inwiefern  den  einzelnen  Cirku- 
lationsmittelu  volkswirtschaftliche  Bedeutung 
zukommt.  Auch  das  technisch  vollkommenste 
Verkehrsinstrument,  ■/..  B.  der  Fernsprecher 
In  rad,  ist  insoweit  uicht  vorhanden, 
als   Dicht   diesen   Momenten   Rechnung  ge- 
a   wird,  als  z.  11.  der  Fahrpreis  auf  der 
Eisen  tdie  Massenbenutzung  anlockt 

Anschlüsse  nicht  ineinander  greifen. 
Nur  unter  dieser  Voraussetzung  ist  der 
Transport  das  Mittel  für  die  Produktions- 
steigerung, für  das  wirtschaftliche  Voran- 
kommen und  für  die  Kapitalbildung. 

Cm    Wesen    und   Zweck    des    Transports 
ie  geschichtliche 
Entwicklung  parallel  mit    der   allgemeinen 
Kult  u  et.    Auf  die  Verfeinerung 

ion  i  aui   Wege   und 
räi    I     jecl  r     Kultm  Eon  chritt 
hin,  und  jede  Verfeinerung  |  jede  Strasse  | 
bedeutet    zugleich    auch    einen     Fortschritt 
Kultur.  u    treibt    schon   «las 

Drbedürfnis  nach  geselligem  und  wirt 
lichem  Verkehr   zu  der   Verminderung  des 
an     Mühe    und    Geld    für    die 
■■  i  »rteveränderung,  zu  der  räum- 
a  und  zeitlichen  Ausdehnung  und  Ver- 
ung    der    Beziehungen    zwischen    den 
izenten  und  Konsumenten.    Bauptsäch- 
IdieTrans]  irtvervollkommnung 
b  den  in  der  Preisbewegung  und 
ich    abspielend«  n    taten 
kämpf  vo)  jescht  Darin  werden  sterile 

a  I  on  i  innen     und     Absatz-  Met] 
daraus    ein     ineina 
rganisel  tem  entstellt  und 

in  -   in  die    weltwirtschaftliche 
Die  tre 
nenl       welch 


ung 


beeinflussen    und    heben,    bestehen    in    I 
Steigerung  der  Lebensbedürfnisse    und    d,  , 
Arbeitseffekts,    sodann  in    der    Anspannung 
und    Ausdehnung   der    Verk  ehrsni  i 
in  dem  Ausbau  der    Verkehrsanstalten  | 
Verkehrswege 

2.   Geschichtliche  Entwickelung  (L_ 
Transportmittel.     Wegen  der  Transporte 
lcichterung  bildet  von  Anfang  an  der  Strom 
(diemin    eourant)    eine    naturgemässe    Ver- 
kehrslinie,   und    das   die   Länder  trennende 
Meet    den    direkten    Weg    und    die    verbin- 
dende   Brücke    zwischen    den    sieh    bisher 
fremden    Völkern.     Langsamer  geht    es   mit 
dem  binuenländischen  Verkehre,  da   dessen 
Erleichterung    ausser   der   frühzeitig   erfun- 
denen Teilung  der   Tragleistung  vermittelst 
des    Wagens    (Schöpfgefäss   und   Triebkraft, 
Agens    und    Reagens)    auch    die    Erstellung 
einer  nivellierten    Fahrbahn   erfordert,    eine 
solche  aber,  mit   dem    hierfür    notwendigen 
Kapitalauf  wände,      einen      verhältnismässig 
hohen    Stand    der    Technik,     des     Handels 
und   der   politischen   Konceutration    voraus- 
setzt^    Solange    ein   solcher   nicht  erreich) 
ist,  bietet  die  Wasserstrasse  den  sicher- 
sten   und    billigsten,    oft    den    einzig    mög- 
lichen   Weg;    wenigstens   für    den    Waren- 
verkehr war  die  Benutzung  des  Landweges 
Jahrtausende  lang  im   Verhältnisse    zu    den 
billigen    und    sicheren    Wasserstrassen    mit 
zu    viel    Opfern    an    Zeit,    Geld   und    MüliJ 
verknüpft.       Jahrtausende     lang     war     di« 
Flu.—    und     Seeschiffahrt     die    hauptsäch- 
lichste Bedingung  und  Vermittlerin  für  den 
Austausch    von    Waren,    Kapital    und     Prq 
duktionskraft.     Nur  bildete  gegen  die  Fori 
Setzung  dieses  Schiffahrtsverkehres  das  Bin 
nenland  eine  fast  unübersteigliche  Schranke 
oder    .Mauer.       Die     Wasserstrasse,    diese 
naturgemäss      gegebene      Kommunikationsl 
mittel,   giebt   das  Vorbild   dafür  ab,   wie  i.i 
unseren  Tagen  die  Kommunikation  vorange 
schritten  ist. 

In  der  Kulturgeschichte  äussert  siel 
jeder  Fortschritt  am  frühesten  und  greif] 
barsten  in  der  Weiterbildung  der  Kriegs! 
techni  k .  die  Erfindung  und  Verfeinerung 
der  W.dfc  eilt  derjenigen  der  Pflugschal 
voran.  Noch  mehr  als  für  den  Handel  dienen 
daher    die    Transportmittel    (Reitpferd)   für 

alt 


die    K  riegsführung   (und    Politik 
unmittelbares  Instrument:    hier  entscheide 
ja   die  Raschheit    der    Beförderung   un  . 
M  a  s  m  •  n  I  m  ■  w  ä  1 1 ■  i  g  u  n  g ,  Koncentrat  ion  <  lei 
Kraft    auf   den  entscheidenden  Punkt  alles; 
von       jeher       hat       zum       voraus        de 
Feldherr   die    Schlacht    gewonnen,  der  di 
Ha    eh    am    raschesten    dirigiert.     Den  ed 
wähnten  beiden  Anforderungen  konnten  bia 
in    die  Neuzeit    vor  allem   die  an   der  Sc. 
odi  i    an  einer  Wassersfrasse  gelegenen  Ceti 
tralpunkte    gerecht    werden,  da   nur  sie  in 


Cruj 
Twi  rohten  Punkt  zu  w< 

■ 
läi-t     sich,     dass 
w-ie    T\tus.     Mhen,     '  die 

über  unverliältnismässig  umfang- 
B   und  Gebiete    errii 

rte   lang   behaupten   konnte;   wer 

,  herrschte,  beherrschte   die    Welt. 

n  Vorteüe  sich  auch  für  das 

a  zl,  sichern,  unternahm  zuerst  in 

artiger  zielbewusster Weise  das 

-Kafserreicli.    das    die    Erbauui 

eennel  ;' 

utete  und  ausführte  und  dal 

cursuspublicu  "   v'_ 

und    Rapportdi  inisierte.     Da- 

i:       , :,. ii o    Für    .  inen    mm 


die    Grundlage    für    einen    mih- 
Verkehr  gelegt,  die  in   dei    Folg 
■\x  dem  Handel  und  der  Civihsation  dien- 

tatsverwaltung.      Schon 
1Z     und      Ausdehnung     der     staatlichen 
jrschaft  hängt  von  den    Transportn 
•  von  jeher  haben  zunächst  die  ^  erkehrs- 
fcehungen     über    See     und    «.dann    die 
,.    ,.   B.    Rhein    und    Donau, 
Verkehr  auf  diesen  beiden  Strömen, 
w    Ursprung    (Habsburg,   Konradin 
Chur   schwäbische  Herzöge)  bis  zu  ihrer 
andunV    die    Politik    und   die    Gescto 
sr    Herrscher   bestimmt.      Wie    in    die 
ren  Beziehung,  so  istauchmder  .rnten- 
,        innung  die  staatliche  Herrschaft 
,   Kommimikationsmitteln    abhangig; 
Met  ia  für  sie  die   räumliche    Entfernung 
naturgemässe  Grenze   und   Hemmung; 
ml  Les  Eleaux  de  la  Russie   ; 
.  weiter  der  Sitz   der    Regierung 

ist,    wie    in  den   dünn   bevölb 
um    so   schwieriger   ist   es  füi 
tt  ihre  Autorität  geltend   zu   ma 
aufrecht    zu   erhalten.     Da    in   einem 
Weltreich     wie    z.    B.    Russland,    bis     vor 
,n     Jahrzehnten    die    Berichte     und 
Ablieferungen    aus    der    Provinz. 

Instruktionen.  Inspektoren  aus  der 

ale,  auch  die  gegen»  ügen  Geld-  unü 

lS0     viele    Monate 

Bauchten    um  an  ihre  Adresse  zu  g<  langen, 

ÜB  heute  hierzu  Stunden  nötig  sind,  sc 

in  äch  schon  die  Verwaltung  ein. 

ren     Reiches     sehr     schwierig.       Ä.n 

=  tvwierigkeit    scheiterte    z.    ti 
rangsweise    Kaiser   Karls  V.,    der  alle 
persönlich     geben    wollte 
Die    Jetztzeil    bietet   eine   Analogie   tu 
frühere    Verwaltuno-    in 
t'hina     wo    die    Provinzgouverneure   ; 
der   grossen    Entfernungen    selbständig    ge- 
stellt werden  müssen. 


aügte,   d 
des  C3  ras, 

Carls    V. 

■ 
des  Anfangs  w  anf" 

tauchte  und  ins  ü 
Betrachtel     m 
i 

..  in  das  la  1  ädert 

dem  römischen  Welta 
3  Strasseni 
In   der  Völkerwanderung   * 
sehe    Technik    und    Organisation    wie 

einem  V 

römischer  Gvilisation,  welche  mit  dem  gross- 
metze   gelegt  worden  v. 

den  zur  weiteren  Entwiekelung;   die  >\ 
zeuge    des    Transportes    und    des    Hai 
ähnlich,  wie  auch  die  der  Produkl 

bis  zum  Anbruch  der  Neuzeit  steh 
Das    Bedürfnis    nach   ein  in    - 

irichten-  und  Personen- 
verkehr wie  für  einen  leistungsfähigen 
erverkehr  drang  erst  wieder  im  Ib. 
Jahrhundert  durch,  zuerst  in  Frankreich, 
das  im  Laufe  des  L8.  iahrhu 
Vervollkommnung  der  Landstrassen  tw 
Millionen  Mark  aufwandte.  Nach  .dem 
französ 

Bund    1736   die    erste    Instruktion 
Anlage   der   Landstrassen   aus.     I  ngeac 

Anläufe   waren    in   der  ganzen   Welt 
des   IS.  Jahrhundert.,  in  einem 
ieute   unbegreiflichen   Zustande;    man 
kann  ihn  nicht  besser  kennzeichnen  a 
den     Umstand,     dass     Kaufmannsgut     pro 
Tonnenküometer    12    Mark    kostete    (daher 
l;    Steinkohle,   deren    Fracht   heute    1    2 
Pfennig  pro  Tonnenkilometer  beträgt,  kaum 
transportabel    war,,    dass     dazu     noch    die 
Lieferfrist  4r-6  Wochen  beanspruchte.    La- 
hor beschränkte  sich  der  Güterverkehr   au) 
eSge   Luxusartikel   und    (spärlich) 
Kolonialwaren.     Der   Zeitungs-    und  ] 
verkehr    war    ein    kaum    gekannt 

hrwarnurfürdiehochs 

1      vorhanden    und 
■    auf    kleine    Entfernung    mit    al 
unvermeid] 

Der  andere  technische  Forts 
Jahrhunderts      bestand      im     Kanal  bau. 
J£fo    Italien.    Holland   und   Frankreich  111 
e\ner  für  den  Frachtverkehr  ' 
agen:   dei 

'T~V  äüid  alle  diese  Auf v 
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>'»  '■  den   für  die  Eisenbahnen 

Mi  ringfügig. 

ier  Einsicht   kann  man 
'    rdem  aufkommen  der  Eisen- 
■  ■  •  a   Fortschritte  zusamn 
-  a  die  hernach  in  raschem  Fluge 
in  jeder  Beziehung,  sowohl  nach 
gi  schwindigkeit  als  nach  der  geför- 
Menge    als     nach    den    für    diesen 
:    verwendeten  Werkzeugen,  nicht  den 
Vergleich  aushalten;  sie  bilden  nur  Ansätze 
Keime  für  eine  Frucht,   welch,,  in  un- 
Zeit    in    wenigen    Jahrzehnten     ge- 
reift ist.  b 

Was   in  technischer  Hinsicht,   gilt   noch 
r    in    Bezug    auf   die    Organisation 
-■    d.  h.  die  Einrichtung  perio- 
disch wiederkehrender  Beförderungsgelegen- 
heiten   und   ihres   Ineinandergreifens.      Die 
I  nterlage,  Voraussetzung  und  Grenze  einer 
solchen  Organisation    bildet  der  nach  Kaum 
und  Intensität  sich  steigernde  Gr*  der  Bezie- 
in, welchedie  drei  Faktoren  de>  mensch- 
lichen Zusammenlebens:  Handel.   Staat  und 
Familien  unter  sich  pflegen;  die  Organisation 
c  des  gesamten  wirtschaftlichen 
und  öffentlichen  Lehens.    Auf  der  primitiven 
Wirtschaftsstufe   ist   eine  Organisation  des 
tes  nicht  möglich   und  nicht  nötig: 
genügt    der   individuelle,  von   einem  je- 
weiligen speciellen  Anlass  abhängige  Klein- 
betrieb.    Das    Bedürfnis   nach  einem  inten- 
siveren  Transportbetriebe  ergiebt   sieh  erst 
bei  einer    gesteigerten    Centralisierung  und 
I  niversaherung,  d.  h.  bei  Beginn  desjenigen 
Stadiums  der  Kulturentwiekelung,    das  man 
mit  de,,,  Namen    Geldwirtschaft    bezeichnet 
und  zwar  zuerst  aus  militärischen  oder  Ver- 
waltungsrücksichten,  sodann  aus  dem  kom- 
merziellen Bedürfnisse  nach  einer  ständigen 
Fühlung   mit   de,,   für   die  Handelskonjunk- 
fllJV'"  nias  D   Plätzen    und   Faktoren. 

So  finden   wir  Organisierung   des 

Nachrichtendienstes   hauptsächlich   in    dem 
römischen    Cursus    publicus.      Nur    gingen 
ihm    dazu,    dass    er    zu    einem    ffitb 
Kommunikation  wurdi  .  noch  einig  ■  wesent- 
liche   Voraussetzungen    ab,  ■,,    die 
grundsätzliche  Bestimmung  für  die    \ll-e- 
oeit. 
Beim    Ausgange    des    .Mittelalters    wird 
,|"1'  '' ische    Reitbotendienst,    wahrschein- 
lich zuerst  m  Oberitalieu  um  das  Jahr  l  170 
achgeahmt,   und  komme,,    für  den 
Betrieb  zwei  ,„.,„.  wirtschaftliche 
Pnuopien,    das    organisierte     [n 
andergreifen  des   Transporf  liensfc 
einwirtschaftliche  Beti 
'      h  die  Intensität  war  zunächst  nur 
gweiki  die  Err.  ichung  des  D 

Endzieles,  beschleunigt  und  Verl „1 1 1 •■  t  werde,,. 

Damit    der    Kurierdienst     aber    der    Volks- 
haft von   Nutzen    werde,  andererseits 


auch    eine    .einer    Produktivität 
sprechende  Rentabilität  und   finanziell, 
ständigkeit  erlange.   musste  ersieh  ersl 
in  de,,  Dienst  des  Publikums    bes 
formell    wie  thatsächlich    allgemein  zu 
lieh  gemacht  werden,    und    zwar    ein, 
vermittelst  möglichster  Yerwuhltoilerum 
ttzung,   andererseits    im    Wege    al 
licher    gleichmässiger   Verteilung'"  des    Ve,. 
nel     -    über   alle   Teile    des   Staa 
■      Das  geschah  von  Ende  des  IG.  Jahr-I 
hunderts  an  in  fortschreitendem  Masse :  aberi 
bis  in    die    letzten  Jahrzehnte    herein  feM 
die  folgerichtige  Weiterbildung  des  gemein- 
wirtschaftlichen Charakters:   einmal   di 
gänzende  Hälfte  eines  jeden  Großbetriebes 
nämlich  der  Umtrieb  der  Iva]  .italanlage  nach 
dem   Gesetze    des   Massenumsatzes   (Pemiv-i 
porto),   sodann   das    systematische    In-| 
einandergreifen  d"es  See-  und  Land- 
transportes.   Es  galt  zu  Anfang  de-   19 
Jahrhunderts  für  einen  unerhörten  Fi  >rl  3 
dass  die  Reitposten  von  Berlin  nach  KC 
berg  in   1  Tagen,   von  Berlin   nach  Amster- 
dam   111    8  Tagen    gingen.      Xoeh    im    Jahr 
lv-4  fuhr   d       P^t,,-,,,.,,,,    ,- 
Magdeburg 


1824  fahr  der  Postwagen    von  Berlin   n, 
9  Tage  und    1    Nacht. 


regte  grosse  Bewunderung,  als  der  pi 

Generalpostmeister  Nagle r  ;,,  ;;,.,,.,,, 
Jahr  die  englischen  sogenannten  Schnell- 
posten mit  zahlreichen  Relaisstationen  ein- 
führte und  die  Post  nun  in  IT,  Stunden  v,,u 
Berlin  nach  Magdeburg  gelaugte. 

Wann  nun.  fragt  sich  weiter,  kamen  diese 
neuen  Principien   auch  für  die  binnenländi- 
sche Frachtgutbeförderung  auf?    die- 
selbe erhält  eine  gewisse  Organisation  schoi 
vom  14.  Jahrhundert  an.   hauptsächli  I 
Anlass  der  Messen  (Sammeldienst  im  Franks 
furter  Messgeleit.   Verbesserung    der  Welt- 
Strassen   durch   die  Nürnberger   und  \ 
diger  Kaufleute.     Güterzug«  ■/..  B.  von  Xürni 
berg  über  Hof,  Plauen  nach  Leipzig).   Abel 
wie  allbekannt,    bewegte   sie  sich    bis  zum 
Aufkommen  der  Eisenbahnen   in  den  1 
Grenzen    des    Kleinbetriebes,    während 
Frachtgutbeförderung  ihrer  Natur  nach  ohne 
einen  masclüneniuässigen  Betrieb  keine  Re- 
gelmässigkeit  erlangt:   ruhte   doch  vor  den 
Autkommen    des     Dampfmotors    das    ganze 
Frachtgeschäft,    und   zwar   sowohl   auf  den 
V,  asser-  wie  auf  den  Landstrassen,  während 
des   Winters,  d.  h.  sieben  Monate  lang,  fast 

Dirnen.  Noch  vor  hundert  Jahren ka 
in  England  trotz  des  vorhandenen  Kanalsye- 
lass  Güter,  die  den  Ocean  in  drüa 
Wochen  durchkreuzt  hatten,  in  London  si 
Wochen  Aufenthalt  erlitten,  ehe  sie  nach 
dem  nahen  Manchester  befördert  wurden. 
Wir  haben  sonach  bis  zum  Aufkommen 
der  Eisenbahnen  einen  Xachrichtenverkehr" 
aber  nur  für  die  Hauptstrassen,  einen  Fracht- 
verkehr,    aber     nur    für    einzelne     W( 
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■    lUten     und    Eür 

,,.,..  auch.  wie  gesagt,  einen  fer- 
ner noch  unvollki 
Jrtionierl  und  noch  weniger  ausge- 
bet i-t  als  die  beiden  anderen  brnncl- 
,„.,,  Xur  für  die  erstere  Grundform 
„,„  wir  eine     Kommunikation   derg 

briefliche  Korrespondenz  gleichsam 
Zirkel  iicrum  von  einem  Ort  zum  andern 
,ft't      (Valvassor    1689).      Aber    das    ge- 
mte  Kommunikationswesen  weist  sowoni 
Beiner     Dreiteilung     der     Grundformen 
achrichten-,     Personen-     und     Warenbe- 
■derung)    und    namentlich    m    deren    Zu- 
„imenwirkeu.  als  auch    in  seiner  Ausbrei- 
n...  imd  Verästelung,  wie  in  seiner  Grund- 
lizeitigen    Folge,   nämlich  in 
indieen  politischen  und  kommerziellen 
Udung,  noch  zu  viele  Lücken  und  l  nvoll- 
,mmenheiten  auf. 
Die   Sättigung   der  gesamten  Welt,   uue  , 
[io-e  gleichsam  luxuriöse  Ausstattung  | 
■',    erosskapitalistischen    Verkehrserleichte- 
mEen  —  das   ist  eine  EiTungenschaft   der 
testen    Zeit.       Tauschbeziehungen    aller- 
fnKs  büdeu  sich  ja  schon  in  frühester  Zeil 
wischen    den    Bezirken    und    Völkern   aus. 
her    einen    regelmässigen    rransport- 
.1-1      haben     sie     schon     an     sieh    noch 
,,-,     ■,„■    Folge:    sie   bestanden   auch   nur 
wischen    einzelnen     bevorzugten    Punkten 
ler    Transportverkehr    erfordert    noch    viel 
,ehr   als  dass    ab  und  zu  oder  auch  regel- 
ein (Waren-)Austausch  stattfindet.  Das 
i    bisher    namentüch     m    den    Unter- 


•hungen 


IKJl         iltl-lil'-  in  nv  ...  — - - 

über    die     geschichtliche    Eut- 


,    der    Post    übersehen,    obgleich  es 
^enscheinlich   ist,    dass   die    blosse    lhat- 
der    Lbsendung   von  Briefboten  eben- 
sowenig schon   ein  System,  einen    Postver- 
öBhr  scharrt,  als  z.  B.  die  von  Commis  voya- 
«urs    einen  organisierten  Reiseverkehr 
bedeutet      Ebenso   verhält   es   sieh  mit  den 
Bandeisfahrten  im  Verhältnis  zu  dem  allge- 
meinen   Transportverkehr.      Er    ist    zudem 
Utebt    nur    der    Ausdruck    des    Handelver- 
iehres,    sondern    des    gesamten    wrrtschart- 
,   poütischen,  öffentlichen  undFamüien- 
!„!,,„.•    ...ine    allseitig    Ausgestaltung    hat 
... .„.  rfeichmässige  Ausbüdung  der  spekula- 
iven  Unternehmungslust    nach   der  sub]ek- 
tiven     und    objektiven    Seite     zur    Voraus- 
setzung    Die  Wirtschaftsstufe  also,  die  noch 
I  dieser  Voraussetzung  ermangelt,  kann  auch 
Leinen    allseitig    organisierten    \  erkehr    noch 
nicht  aufweisen.  .  , 

s,.ir  aen  dreissiger  Jahren  breitet  sieb 
,.\a  solcher  Verkehr,  zuerst  im  .Dampf- 
schiff dann  in  der  Eisenbahn,  im  lele- 
n-aph  und  überseeischen  Kabel,  im  Bern- 
sprecher  und  der  elektrischen  Bahn  aus. 
Was  ihn  von  den  früheren  Einrichtungen 
and  Zuständen  unterscheidet,  ist  einmal  die 


diegesamte  I 

i   wie 

i  rherei     von 

Wasser  zu  Land,    von  Land   zu  Wasser  als 

1    und 

die  ein 

ineinandei  nerder 

oaturnotwendige  t  aaral  G    '     -1"'- 

triebs    sowie    äeim     i       ralisierung    und 

üniversalierung,    - 

räumlichen  Ausdehnui  ätzen 

der  Verwaltung    und    Preis-Kalkulation 

dem  Massenumtrii  b    d 

Qüti  i   sowi   'ii  den  Gi  a<  Irückt.  . 

3    Der   Transportverkehr    und    sein 
Verhältnis  zu  der  Produktion  und  dein 
wirtschaftlichen  Fortschritt.    I  mgestel- 
tuiiir  des   Betriebs.     Die   Tran-, 
sind  heute    für  4500  km  so  hoch 
TOr  sechs  Jahrzehnten  Eür  100  km;  man 
demgemäss  die  Produkte  auf  50-  und  beim 
Seeh,  >50mal  grössere  Entfernungen 

endin.  Werden  die  Transportkosten  um 
das  250fache  billiger,  so  ist  es  dasselbe, 
als  ob  die  Distanzen  um  ebensoviel  abge- 
kürzt und  ein  Land  von  25000  qkm  auf 
einen  kleinen  Bezirk  von  100  qkm  zusammen- 
drückt worden  wäre.  Für  die  gesamte 
Volkswirtschaft  also  hat  die  Trans- 
portverbilligung das  Zusammenschrumpfen 
der  Erde  zur  Folge. 

Wenn  ferner  für  das  einzelne  1  ro- 
dukt  der  Aufwand  seines  Versands,  aber 
auch  der  für  den  Bezug  des  Rohstoffs  ge- 
ringer wird,  so  hat  dies  entweder  die  Er- 
leichterungderHersteUungundErmässsigung 

der  Produktionskosten  oder  die  Erhöhung  der 
Versandfähigkeit  zur  Folge:  das  Produkt 
kann  ungehinderter,  leichter  den  vorteil- 
hafteren Markt  aufsuchen  und  auf  wertere 
Strecken  versandt  werden,  bis  sein  Wert 
durch  die  Fracht  aufgezehrt  wird 

DieErsparnis macht  die  ein  zelne  Yv  are 
transport.,    markt-    und     konkurrenzfähiger 
und    bildet     einen    wesentlichen    Teil     des 
Fabrikations-    und    Handelsgewinns    erhöht 
demgemäss    die    Stärke    des    Wettbewerbs. 
Aus  dieser  in-  und  extensiven   Steigerung 
erwächst    für  Bezug    und  Absatz   eine   \  er- 
feinerung    und   Ausbreitung.     Die  Ausbrei- 
tung    erfolgt    der    Menge    nach   und     n  die 
(Erweiterung  des  Bezugs-  und  Ab- 
satz-Radius, Internationalisierung)    die  Ver- 
feinerung in  räumlicher  und    zeitlicher    Be- 
ziehung   (entere  Verknüpfung    des    Netzes 
der  Beziehungen).     Die  ^eitereFolge  davon 
ist    die     Mobilisierung     der   Werte    d.   h. 
die    Befreiung    von    der    Gebundenheit    an 
tenSugungsori   des    Rohstoffes  und  an 
£   innerhalb    des    Bezirkes    befindlichen 
Consumentenkreis.    Die  Mobuisierung  befreit 
Kraft  und  Ware  einerseits  von  der  Gebunden- 
heit   an    die    Scholle,    an    die    Ernte,    an 
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i.    s.    w.,    andererseits    von 
iten   und   Schwantungen   der 
m  der  durch  die  Ernte 
Umtriebsperiode    des    Kapitals, 
wirkt  in  räumlicher  Hinsichl  i 
.     in     zeitlicher     Kontinuität.       Sie 
-  äe  Kräfte  auf  den  Markt,  d.  h.  auf 
i.ngebo1    und  Nachfrage    vereinigenden 
Mittelpunkt,  erhöht  ihren  Werl  (Gebra 
und  Tauschwert)    und   befruchtel  damit  die 
uktion,   erleicliterl  die  Konkurrenz  und 
Preisunterbietung.      Der    Gesamteffekt    von 
all    dem     ist     die     fortschreitende     Ans- 
ehung  i.\  ivel  lierung)  der  Unter- 
de  zunächst  in  Vorrat  und  Bedarf, 
im  Preis,   endlich  in  den  Prodnk- 
tionsbedingungen,     und    zwar   sowohl 
dem    Raum    nach    (territoria]    und     inter- 
national) als  auch  der  Zeit  nach,    die  Be- 
ständigkeit   und     Berechenbarkeit 
dieser  drei  Faktoren. 

Besonders  deutlich  tritt  diese  Wirkung  bei 
Konsum,  Bezug  und  Versand  der  gering- 
wertigen   Rohprodukte    hervor.     Bis 
in  die  vierziger  Jahre  war  ihre  Verarbeitung 
und  Konkurrenz    -  ■    wo    nicht    gerade    das 
Meer  oder    ein  Fluss   den  Fernversand   er- 
möglichte —  auf   kleine  Entfernungen    und 
aui  einen    engen  Bezirk  beschränkt:    heute 
ekt   sie   sich  auf  die  ganze  Erde.    Die 
voluminösen   Massengüter  der  Specialtarife 
namentlich     Kohle,    Eisen     und     Getreide, 
werden    allmählich    zum    Hauptinhalt    des 
Weltverkehrs.    So  giebt  es  heute  kaum  einen 
Artikel,  für  den  jede  auftauchende  Nachfrage 
nicht  sofort   gedeckt  werden  konnte.    Noch 
ror  wenigen  Jahrzehnten  bildete  die  dürftige 
unzureichende  Versorgung  in  Bezug  auf  die 
Rohprodukte,  die  Aermlichkeit  in  Bezug  auf 
imble  Kapital  für  findige  Köpfe  und 
wagemutige  I  nternehmer,  der  Mangel  lohnen- 
'''"'"    \«"-nlien   i.      für  die  Arbeitswilligen   den 
Grundzug   des    wirtschaftlichen   und   gesell- 
schaftlichen Lebens.    Heute  haben  wir  in  all 
dem  auf  Grund  der  jederzeitigen  Disponibilität 
durch  Eisenbahn,  Post,  Telegraph  und  Fern- 
sprecher, einen  gewissen    Deberfluss.     Was 
heutagen  Grundzug  bildet,  ist  das  Wirt- 
scharten ans  dem  Vollen,  eine  gewisse  Ver- 
schwendung. 

Mit  de,-  Ausgleichung  (Nivellierune)  von 
Angebot  und  Nachfrage  j,t  diejenige  der 
V1'*;,1-'  ")!  elbst  gegeben.  Wird  durch 
tue  Iransportverbilligung  der  Vorsprang  des 
^"'lMl'-!  i  äituierten  Konkurrenten  hinsicht- 
;,'''  »er  Produktionsbedingungen  und  des 
Ronmaterialbezugs  ausgeglichen,  so  findet 
1,11  '<■>■■  >"  Beziehuno  auf  die  Selbst- 
statt.    Damit   w,rd   de-  Wettbewerb 

P°rDt     Die    i  nterbietung   ist    o ihin 

,.lj!,|"|v1'  erleichtert,  dass  die  auf  der  fertigen 

■    >    "  a  andkosten    mehr   und 

l"",,,  I  werde,,.    Infolgedessen  giebt 


es  heute  kaum  einen  andere;,  Preisunterschii 
als  den  durch  den  Transport  bedingten,  I; 
'pielsweise  betrugen  die  \Veizeii]ireis-i"nti 
de  zwischen  Ostpreussen  und  der  |;|,,T 
provmz  oder  Süddeutschlaud  im  Jahre  19l 
^'"■o,  im  Durchschnitt  von  1S17-  u 
i;"  °o,  im  IS.  Jahrhundert  12U  "o.  Die  \. 
gleichung  des  rntersdiieds  wäre  m 
grüssc.  wenn  nicht  der  Import  im  Te 
gangenen  Jahrzehnt  so  gewaltig  zugenor 
tuen  und  damit  einen  neuen  Differen 

■    zwischen  Seehafen    und   Binnenland  - 
geschaffen  hätte. 

Der     neuere     Nachrichtendienst     durc 
die     Presse,      Post      und      Telegraph     bi 
schränkt    die    t/ngewissheit    und   damit  tli 
I  reisschwankungen      und      entkleidet      j, 
kaufmännische    Spekulation,    Eskompte  nur 
Arbitrage,      die      Berechnung      der      Ver|i 
schiedenheiten    in  .Menge    oder  Preis    einef 
Ware,     ihres     lotterieühnlichen    Ohara 
Die  feine  Organisation,  die  in  der  täglichei 
Preisangleichung  der  Produktenbörsen  dei|; 
weit  und  ihrer  täglichen  gegenseitigen  Be 
emflussung  liegt,  grenzt  an  das  Wunderbare 
Eine  weitere  Folge  ist,  dass  z.B.  die  Korn 
preise  nicht  allein  von  Ort  zu  Ort  und  von  Lancl 
zu  Land,  sondern  auch  von  Ernte  zu  Erat« 
—     zumal     die     verschiedenen     Getreide- 
heferanten     zu    verschiedenen    Jahreszeiten! 
ernten  —  eine  grössere  Stetigkeit  behaupten. 
Die  Nivellierung  der  Produktions-  und 
Konkurrenzbedingungen  erzeugt  weiter  ver- 
schiedene indirekte  Wirkungen,  z.  B.  die 
Verschiebung    des    Standorts    der    Pro- 
duktion,    der    landwirtschaftlichen    (Pro>- 
d  uk  t  e  n  zonen,     überseeische     Konkur- 
renz)  wie   der  gewerblichen;   Stärkung  der 
Tendenz    zum    Grossbetriebe    und    zur   Be- 
freiung von  der  örtlichen  Gebundenheit  (vor 
der  Eisenbahn  war  der  Gewerbebetrieb  natur- 
notwendig  lokal  gebunden):    Förderung  der 
Specialisierung,    der   territorialen  wie  inter- 
nationalen Arbeitsteilung: 

a)  in  der  Industrie. 

b)  im  Handel:  Export,  Rückgang  des 
Zwischenhandels  und  Messgeschäfts 
(erst  die  Sicherheit  der  Dampftrans- 
portmittel  und  die  Stabilität  der  Fracht- 
kosten ermöglichte  das  Termingel 
schäft), 

c)  in  der  Landwirtschaft  und  im 
Bergbau:  Erhöhung  der  Grundrente. 
Wertsteigerung  fernabgelegener  Plätze. 
der  Forsten  und  Bergwerke,  der 
überseeischen  Kolonieen. 

Deutlich  tritt  diese  indirekte  Wirkung  in 
der  vollständigen  Umgestaltung  des  Charakj 
ters  des  gewerblichen  Lebens  hervor.  Vor 
dem  Dampfverkehr  konnte  man.  wie  z.  B. 
Schmoller  in  sein, an  Aufsatze  von  L873 
hübsch  darstellte,  nur  wenige  Luxuswaren  aui 
weithin  transportieren;  nur  für  sie  war  ein 
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.hafter  Großbetrieb 

[ndustrieorl    (he  W 

5™nze^G  und  Land 

musste    im 
Ibst.  musste  d^  wo  mai 
macht  icht   werden.     Kieme   1 

en  Markt: 
hüesslich    war    die     ganze 

"m Hausral  ]       >hrrr, 

Ä   und    Kleider    «,    I 

.,.-.  te.     All  das  wurden* 

ä.     Je   mehr  di. 
lml,.  zischen  der  Provinz  und  der  G 
S  erleichtert  wurde,  um  so  rascher  wurde 
«te  Grossstadt   zu   einem    Hauptor     (z.  B. 
,.    und    Damenkonfektion).      Der 
imack    und    die    Mode    der    «n 
machten     jetzt     rasch     in     lnrnia 
;n    Kreisen   Propaganda.     -Nun    I 
Steinen,    was  in  den        --  Sfrich- 

Sen  Geschäfte  3tadt  zuhaben 

UV      der      Kleinstädter      od  hnehr 

Je  'Kleinstädterin    wollte     nur    dort     ein- 
"     Aber  auch   für  diejenigen,  ;* 
in    die    '  U     kamen,    and 

,     jsstädtöchen  Waren 

todMeeerTkkmenzu   ihnen    und    wühlen 
Etematisch vertrieben;  sie  konnten  ]a]etet 

oanz    ander,    versandt    werden.    Der 
l^m  wuchs  ms  Gro^e  und  damit  auch  der 

Betrieb.      Die    Existenz-    und    Konkurrenz- 
;keit  eines  einzelnen  Grossbetobes^e 

aie   Gewerbekraft   eines   ganzen   Lande,  ist 
abhängig  von  der  Nähe  der  Feuerung*-  und 
EnSfrialien,  billiger  Arbeitskra 
ger     Verkehrswege     und     Absal 

1  Vorbeding  «  erlangte  das  Binnen- 
land erst  mit  dem  neueren  lern-  und 
Wassenversand.  Erst  damit  war  einmal  die 
K  Smässigkeit  der  Beschäft 
»sichert:  denn  erst  wenn  sich  der  Absatz 
Itoer  Fabrik   auf  versch  B  dturlanda 

""treckt,   hält   er   sich    stetig    in    noi 
Balten:   tritt  je  "in  dem  einen  A 
eine  ungünstige  Konjunktur  ein   so ^wircL sie 
durch  ein.  -      ä1  - ere  m  den  anderen  Absatz 
«retteten  wieder  ausgeghchen. 
~     Erst    mit   Hufe   les  Massen-   und  Fern- 
versands gelangt  das  Binnenland  ferner  in  den 
Be' Uz  der   unentbehrlichen   Rohmateriahen 
insbesondere  von  Fohle  und  Eisern 
ihrem    naturgemässen    A  orham  ei s .        -  *!« 
ihrer  Heranbringung  hängt  die   ^ustaeki^ 

.      ,       -   in  erster  Linie  ab;  da  E 
preis    bildet    auch    heute    noch  ein  *e>ent- 
,ient  der  Produküonskosten. ^  Nun 
igt    die   Fracht    per  Achse    c 
auf    den  tkm.    im    heutigen    Ansnahmetant 
S  noöl  den  23.  bezw    30.  Teil      1 

3t    die  Kohle    das    wichtigste ■   tie 
ranKSgut    der  Eisenbah 

fntfallen    i 
deutschen     Eisenbahnen      - 


Frachtgül   r.      Schon    aus 

bahn    oder  •       ' 

| 

Grossstadt  dar. 

4     Gesamtproduktivkraft     als      uer 
künftige   Ausgangspunkt   der  National- 
ökonomie.    Der    Bauptpunkl 
Vl  se:   w   rin  best  in  die  Rückwi 

die  Entwi 

Volk    im     ganzen,    auf       le    gesa 
.,     Ha1    ü,  Wirkung 

-     Kommunik  tschntts    mit 

Aufkommen      der     Dampfbeförd     ans     nur 
ehre     wenn    auch    ins    Ko 

halten:    Oder    wurd«    damit 
hervorgebracht? 
Zur  Beantwortung 
zwei  Wege   offen:    die  Deduktion  i 
.         11  des  Marktwert 

dem  Wesen   des  1 
munikation  im    ganzen 

Finwirkune    auf    da,    gesamte   Gesell- 
et sieben.      Allgemein     fi 
in      gleichzeitiga      Berücksichtigung      der 
Werttheorie    und    der    Entwickelungs-Kon- 
tinnit;it.    in     dem     heutigen     fi  a 

Produktion     nur  =     des    all 

mählichen    Anwachse    -     ■■  -    Transport- 

efoflä äss   der   S 

Sie  erblickt    man    in  da  Dam, 
rung  ebenso    nur    eine  -  wenn 

üb  an  den  Trans, 
vie  in  der  Ausbildimg  der  Trans- 
nortntittel  in  h-üheren  Jahrhunderten.  Um 
g  Rückwirkung  durch  -las  Medium  der 
billigeren  Preisgestaltung  zu  veransciiau- 
S    wendet  man  zugleich  fast  e    - 

SwS  Vagleiche  an,  nämlich  einen  Vag 
mit  dem  Produktionskreis  und       - 
"ai-klaov   rThünensche  Formel)    und  einen 
S-iimit  der  Weckung     lal  toch 

;  lCkten  Konsums 
B    Isseh  Formell.    Knies  führte  die Fik 

es  schlafende  Triebe  anes  Vei^ 

rachstums      - 

die     Transporthanmmsse     zuru 

halten  werde.     Diese  Hemnu 
nur  in    den  Tra 

d  ermässigt,so    .schiessen aHß Tnebe 

es   wird    latenter  Vei 
S    »-  Sebnnden^    aber    umneriun 
schon  vorhanden  war.  entfesselt.   Herrmann 

aach    ihm  F.  Sax    fanden    lernet 
Grund    der  Thünenschen  l';™elv" 
dratischen  Verhältnis    zu    dem    Grafc 
TransportverbiU 

sogen     kommerziellen  *        =      "W*J  »" 
osmittels)  Lbsatzkras 

?  Gutes  .  , 

Diese  Beweisführung   habe  ich  —a  - 

sehen  ass  die  angewandten  Tropen 

Fiktionen    alles    eher   als    anwandfrei 


Hl 
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i  -  hleiuiigung    des    Om- 
ksichtigi  n        andernorts 
fahi-zehnl    als  nicht  stich- 
v,  iesen 

bi  iden  Begriffe     Transport      und 

uktion     in  einem  rersi  hiedenen  Sinne 

engt.    Das  Ergebnis   von 

m  ist,    dass  man  das  Wesen  der  mo- 

Kommunikation  ebensowenig  als  das 

der  11  Volkswirtschaft  scharf  erfasst. 


den  üblichen  Seh]  ungen  wer- 


meinen  und  nicht  von  je- 
ist,    wie    ich    immer    wieder    t 
muss,  der  Tr,  in    selbständiger  und 

I      tor  im  Volkshaushalte, 
lern  nur  als  Ü  rossbel  rieb  und  nur 
ine  gewisse  Stufe  der  Volkswirtschaft, 
und   zwar   in  der.    in  welcher  der  Gn 
trieb  vorherrscht. 

Erst    mit    dein  Aufkommen    der  Eisen- 
bahn     nimmt      der    Transportverkehr     die 
Doppelrolle  an,  die  ihm  im  allgemeinen  zu- 
blieben wird:    erst  von  da  an  dient  er 
'   mehr  bloss  als  Mittel  zum  Zwecke  der 
sdigung   der  Produktion   und  Konsum- 
tion,   vielmehr    wird    der   Diener    zugleich 
zum   Herrn.     Erst   auf   der   intensiven  Ent- 
wickelungsstufe    tritt   das  Kommunikations- 
wesen aso  wie  der  Kredit- und  Geld- 
umlauf —  zu  dem  Volkshaushalte  und  dem 
ganzen  Gesellschaftsleben  in  die  dualistische 
gegenseitig    bedingende  und  fordernde 
\\  echselbeziehung. 

^     Erläutert  habe    ich  dies  mit  folgendem- 
«  irtschaftliche  Entschritt  derMensch- 
die  primitive  Entwickelung  ebenso  «j.. 
<ue    neueste    zum    Industriestaat,    vollzieht 
")    Kausalreihe,    in    der    sich 
die   Entwickelungsfaktoren    gegenseitig    be- 
einflussen.    DieseFaktoren  sind:  bestimmte 
tnik    der  Produktion,    der  Transport- 
I',m"1.  Ul111  des  Gi  Idverkehrs  -  bestimmte 
Betriebsform  (Quaütätsproduktion),  Ge- 
rafl    und    wirtschaftliche     Kon- 
isation     -    bestimmter   Abhängig- 
tsgrad     der     Einzelwirtschaft     bezw 
eines  Volkes    von   der  Gesamtwirtschaft  — 
bestimmte    Verwertungsgelegenheit, 
'  mmter    Vermittelungs-    und    Absatz- 
I;1'11;-  bestimmte    Expansion    der 

Produktion  und  Verdrängung  -    bestimmte 
»»Verstaatlichung      da    Produktion 

mmte    Bevölkerungs  -Eapa 
und  -A-l-  lomeration. 

Durch  die  Ortsveränderung  an  sieh  kann 
mag    auch    die   Summe  der    ein; 
Iransportakte    noch    so    gross   sein 

■  ■    ;    o  luktion    1  Konsumtion 

Qicht  l influsst  werden.  Dies  vermag 

td,  um.  wenn  sie  — vermittelst  des  i 
Grossverkehrs    -    eine  Cent  ral  i- 
und    allgegenwärtige  Schlagfertie- 
le-'t-    von   Kraft,    Geld,    Kapital   und  Ware 


und    eine    Kontinuität    der    materi 
geistigen    und    ]iolitisohen  Beziehungei 
bereitet.     Letzterem  Ziele   dient  d 
port    ers1    dann,    wenn   ein    Transporti 
IVansport  verkehr,    d.  h.    zunächsl 
lische    Wiederkehr    der   Befürden 
e»l    it.    geregelt  ist.     Zu    d 
ganisierung   muss  noch  ein  weiteres   ti 
und    zwar    1.    der    Grossbetrieb,    2 

ig  für  samtliche  Grundformen  des 
kehre.  ■'!.  ihre  Verbindung  unterem 
wie  mit  der  Mamifakturkraft  des  Volkes. 

a)    Zunächst    genügt   nicht    die    Ol 
sierang  nur  einer  der  Grundformen  (mirdi 
Personen-    oder  der  Nachrichten-  odei 
Güterbeförderung),    um    eine    Produkt 
Steigerung    herbeizuführen,    sondern 
zumal   bei  ihrer  gegenseitigen  Abhänd 
und  Bedingtheit,  wesentlich  notwendig- 
die  Organisierung  s  a  m  1 1  i  c  he  d  r  e  i  G  r 
formen  nmfasst. 

Vor  ,i,.m  19.  Jahrhundert  erstreckte 
Kommunikationsfortschritt  nur  au 
eine  oder  die  andere  der  drei  Transj  >ortg 
formen  oder  nur  auf  einen  der  drei  Faktor 
menschlichen  Zusammenlebens  (Staat, Ha  i 
Familie)  oder  nur  auf  einzelne  hervorrag 
Inseln     desselben,    nicht   auf  die  gesamte 
Hache.     Vor  dem  Aufkommen  der  neuzeit- 
lichen Kommunikationsmaschine    waren    zu 
dem    Gewebe   oder    Verkehrsnetz    wohl 
Zeddel   da,   aber  noch  felüte  der  Einscl 
noch  fehlte  der  allgemeine   und  stän- 
dige Pap  port.     Solange,   namentlich   für 
den  Frachtverkehr,  das  Transportsystem  nur 
auf   den  Weltrouten  und  nur  zwischen  den 
Haupt-    und    Seeplätzen    bestand,    mangelte 
das    erste    Erfordernis,    nämlich    die  Allge- 
meinheit der  Transportanstalten,   das  Inein- 
anderfliessen  des  Eand-  und  Seetransports 
und     die    Regelmässigkeit    des    Trausport- 
i    nstes:  eine  allgemeine  Produktionssteige- 
rung ist  daher  für  diese  Zeit  nicht  denkbar, 
demgemäss   der  Satz,    dass   die   Transport- 
verbilligung latenten  Verkehr  wecke,    nicht 
für  diese  Zeit,  also  nicht  allgemein  anwend- 
bar.    Was    in   technischer,    gilt  aber  noch 
mehr  in  volkswirtschaftlicher  Hinsicht:   das 
Kommunikationswesen  macht  mit  dem  Auf- 
kommen   der    maschinenmässigen    Beförde- 
rung   einen    unvermittelten    Sprung. 
mit  welchem  die  Fortschritte  früherer  Jahr- 
tausende   einen   Vergleich    nicht   aushalten. 
Mit   der  gleichmässigen  Organisation  treten 
die    Grundformen    des    Transports   in   eine 
Wechselwirkung  zueinander,  diederjenige 
ähnlich  ist,  in  die  ein  neuerbauter  Schienen- 
oder Wasserweg  zu  den  bestehenden  Linien 
eintritt. 

1  Nicht    minder   wichtig  ist  die  andere 
Seite   dos  gemeinwirtschaftlichen  Principes, 
nämlich  die  allgemeine  Verbreitung  i 
gleichmässige   Verteilung    der    Am. 
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-b  der   neuen  Transportmaschine.     \  ■■; 
S|  derselben  werden  die  Menschen 
„\  durch  einen  kontinuierlichen  Strom  mit 
,    Wie  mit  einem  Schlage 
1   nun  die  Schiffahrtslinien   die 

■„.    di^te    Fortsetzung   auf   dem 
■nte   wwie  ihre  bisherigen  Endpunkte, 
Hafenplätze,    ein    unbegrenztes  Hinter- 
ewonnen.    Wie    früher  die  einzelnen 
'lätze,  so  treten  nunmehr  die  Stationen 
>r  Blsenhahnen,Dampfseltiffe,  Posten  Tele- 

„  uUd  Fernsprecher  in  gleichem  Grad 
Welchem  die  Regelmässigkeit  desXurses 
oh    verfeinert,    in    eine    Art  elektrischer 
tronüeitung    oder    ständiger    Kundschafte- 
eziehnng  oder  in  ein  ^totorrentverhaU- 
s     ,  einander,  insofern  jeder  Versand  ei. 
,,.!„.,.  einen    Empfang,  und  jeder     Import 
r  einen  Export«  hervorruft. 
Dies    dürfte    durch    folgende    Erwa- 
noch    klarer    gestellt     werden:     Das 
Transportwesen    Lüdet    begriffsgemass    nur 

f.  w-:i A~c-    nllnomeinen     \  er- 

ane 


gliedern  der  Kommunikation  (Kredit,  Geld- 
umlauf) ein  Vi  weh  nichl  bestand, 
so  konnte  er  auch  für  den  Transport  m<  tu 
vorhanden  sein  und  könnt.'  nicht  di 

elwirkung  zwischen 

ihnen  stattfinden. 

Nebenbei   wirft    d  B       v  btuug    ein 

Licht    auch    auf    den    Ausgangspunkt     der 

Nationalök mie:    nich  B    Blkerungs- 

menge  an  sich,  sond  n    neuzeitliche 

Verdichtung,  nicht  d  i  i  der  der  Kredit 
an  sieh,  sondern  erst  die  Organisatioii  des 
Geld-  und  Kredit-Verkehrs,  mcht  das 
Transport-  und  Manufakturwesen  an  sich, 
sondern  erst  dessi  o  ■- ■  g  -•;  Durch- 


Unterabteilung    des  allgemeinen    \  er- 


Uli-     l  n;eruoieuuug    v.^    ^0~~ 

cehrs  der  Arbeitsvereinigung  oder  der  ste 
ie-en  befruchtenden  Verbindung  der  in> 
liktivkräfte.  Dieser  Grundgedanke  des 
Verkehrs  umfasst  mit  dem  Trausport  auch 
n,,U  den  Geldumlauf,  den  Kredit 
und  die  Association,  andererseits  die  Ver- 
achtung der  Bevölkerung. 

Wie  z.  B.  heutigentages  die  Börse  nicht 
ohne    den    Telegraphen   oder   ein    Seehafen 
S     ohne    die*  Börse,    ohne    Eleva 
Bankierkredit  etc.  existieren  kann,   so  kann 
auch  in  abstracto  keines  der  genannten  Ge- 
feete  für  sieh  bestehen,  noch  weniger  durch 
allein  den  Anforderungen   der   arbeits- 
teiligen   Wirtschaft    genügen.     Es    ist    (las 
Kommunikationswesen    nicht    ohne    l  miaut 
und  Kredit,  der  Umlauf  nicht  ohne   Kredit. 
Lokomotion  und  örtlichen  Verkehr  und  der 
Kredit  nicht  ohne  jene  anderen   Hebe)   der 
Entwidmung    fähig:    alles,    was    für 

Gebiete  geschieht,  ist  durch  das  be- 
dingt, was  die  anderen  fordern  und  was  sie 
leisten  können.  .  .   . 

Demgemäss  fragt  sieh  in  erster  Linie, 
o-ah  es  'vor  der  Eisenbahn  einen  ^  erkehr, 
der  für  die  gesamte  [Gesellschaft  von  Be- 
deutung war?  Eine  solche  allgemeine  Zir- 
kulation war  bekanntlich  bis  vor  wenigen 
Jahrzehnten  überhaupt  nicht  vorhanden 

Ebenso  verhält  es  sieh  mit  der  anderen 
Seite  der  Verkehrssteigerung,  welche  — 
neben  der  Verkürzung  der  Kommunikation 
—  im  Wege  der  Verdichtung  der  Be- 
völkerung stattfindet.  Es  gab  bis  zum 
Eisenbahnzeitalter  wohl  an  dem  Meere 
einige  Grossstädte,  wie  Amsterdam.  London 
ete ;  nicht  aber  —  da  man  von  Paris  und 
Wien  wegen  ihrer  politischen  Ausnahme- 
stellung absehen  muss  —  im  Binnenlanüe. 
Venu  nun  bei  den  übrigen 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften 


sonueni  01.01   urao»  6vb»  — 

dringung  und  gemeinwirtscharthcne  Aus- 
dehnung und  Betriebsweise,  b  die 
Wechselwirkung  zwischen  sämtlichen 
Untergliedern  des  Verkehrs  erbi 
,1a-  Gesellschaftsleben  umgestaltenden  Ein- 
fluss,  welchen  die  Merkantilisten  allem  von 
dem  Seehandel,  die  Manchesterleute  allein 
von  dem  Freihandel  erwarteten. 

,D  Ganz  dasselbe,  und  zwar  sowohl  be- 
züglich der  geschichtlichen  Entwicklung 
als  der  wechselseitigen  Abhängigkeit,  gilt 
auch  von  dem  anderen  Onterghede,  näm- 
lich der  maschinenmässigen,  >kapitaJisti- 
schen  Produktion.  Man  hat  bisher  an 
ihr  bezw.  der  Stoffveredelung  im  allge- 
meinen, zu   wenig   die   mit  dem   Transport 


meinen,  zu   wenig   mc  **•«.   —~    ---    ± 
konkurrierende  Eigenschaft  gewürdigt,  das 
sie  nämlich  in  gleicher  V  eise  für  das   ein- 
zelne Erzeugnis  wie  für  ein  einzelnes   Bro- 
duktionsgebiet    eine    grössere       nabhangig- 
k"lt    voii    den    räumlichen    und     zeit  hohen 
Distanzen  und  Grenzen ^erbringt     Und  doch 
liegt    eben    in    dieser  Eigenschaft   der  Er- 
Sung  der  Transport,  und   Absatzin higkeit 
der  Ware  und  der  ümsatzfahigkeit  des  An- 
lagekapitals   sehen  an   sieh  die  dualistische 
\\v,  hs^lbeziehung  zwischen  dem  technischen 
und    Transportfortschritt    begründet:    jeder 
Transportfortschritt,    der    neue    Absatzwege 
über  die  bisherige  Bezirksgrenze ^  hinaus  er- 
ffnet  und  die  Transportabihtät  der    Waren 
erhöht    fördert  die  Industrie,  welche   ihrer. 
SS  lediglich  für  den  Transport pro^rt, 
also  damit  ihn  fördert;  ^umgekehrt  ver- 
mittelt jeder  technische  Fortsehritt   fiu    die 
Cmunikation    neuen     .Konsum«,     neuen 

BedSSsta?efürdenjewfgenSSd 
der  Kommunikation  -  wie  auch  der  Indus- 
mlHerung  -  eines  Landes  gewinnt  man, 
Ü  man  klarlegt:  wie  gross ist .die  Ab- 
Sgkeit,  wi,  W    hselwirkung, 

Ue  zwischen  den  Konsumenten  und  Pro- 
duzenten, den  wirtschaftlichen  Energie- 
quellen Arbeit  und  Kapital),  den  Erwerbs- 
5L>  und  Einkommensarten,  den  Ei- 
wer&ppen,  den  einzelnen  Berufen  und 
Berfeben  beseht?     Inwieweit  ist  von  dein 
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jeweiligen  Stande  der  allgemeinen  Pro- 
duktivität und  von  der  nationalen  Produktiv- 
kraft die  Rentabilität  der  Einzelarbeit  ab- 
hängig? In  welchem  Grade  übt  die  von 
List  innte      Nationalarbeitsteilung 

oder  der  nationale  Vorkehr,  d.  h.  die  enge 
Verknüpfung-  und  ständige  Fühlung  der 
Einkommensarteii  und  '  Erwerbsgruppen 
unter  einander,  als  Gesamtkraft  eine  selb- 
ständige Rückwirkung  auf  Preise,  Besitz 
und  auf  die  Einkommensverhältnisse  aus? 
Wa.hst  unter  dieser  Rückwirkung,  wie  es 
bei  normalen  Verhältnissen  der  Fall  sein 
-  die  Grundrente  und  der  Konjunkturen- 
gewinn? 

Diese  wechselseitige  Beeinflussung  zwi- 
schen den  Produktions-  und  Konkurrenzbe- 
dingungen einerseits  und  andererseits  i 
Gesamtverkehr  und  der  Gesamtkraft  sowie 
die  Rückwirkung  auf  das  Wohl  und  Er- 
i  des  Einzelnen,  das  sollte  den  Kern- 
und  Austran  gspunkt  der  Volkswirt- 
scha  ftslelire  bi  Iden. 

Diesen    Satz    haben    wir    im    folgenden 

näher  auszuführen. 

•I  Wann,  tragt  sieh  zunächst,  wurde  die 

Arbeitsteilung    aus    dem    Stande,    auf    dem 

sie   Jahrtausende   verharrt  hatte,   emporge- 

n?    und    zwar   su.    dass    >ie   auch    den 

Sportverkehr   hätte    wesentlich    umge- 


stalten können'.-  Eine  solche  Wandelung 
machte  sich  erst  Ende  vorigen  Jahrhunderts 
in  England  bemerklich.  'Die  maschinen- 
mässige  Ortsverändening  fällt  zeitlich  mit 
dem  Aufkommen  der  maschinenmäss  g 
Form  Veränderung  zusammen.    Dieses  Zu- 

nentreffen    ist    nicht    zufällig    - 
in   dem    Wesen  der  Arbeitsteilung, 
Verhältnis   derselben   und  der  Stoffvi 

-   zum  Transport,  in  dem  weiteren  Ver- 
hältnis der  Quantität  (d.   h.  der    M  tt 
wältigung  und  der  allgemeinen  Zugänglich- 
keit   und  Bestimmung   für  die   Masse)    zur 
tat  begründet.     Es  erwuchs  —  in  den 
Jahren    -  -   die   Verbindung   der 
mit   dem    Grossverkehr 
der    Keim    des    Industriestaates     in 
weiterer    Folge    die    nationale    und     inter- 
Koneentration,    Gesamtwirtschaft 
und     Gesamtkrafl  . 

if  den   ersten    Blick  mag  es    m< 
rscheinen 
eine  Lokomotive,  eine  1 
bahn  eine  solche  revolutionierende  Wirkung 
auf   da>    Leben    de.    Menschen   hat.     Aber 
i  oraussetzung  steht    immei    die  Manu- 
irkraft    und    der  kapitalistische   ünter- 
■    -  -  Qualität    durch   die 

esenl  aften    Quantitäten     verändert 
wird.     Die  wagend-  Spekulation  konnte  die 
Massenausbeutung     der    neuen     Mas 
und  Erfindungen  erst  dann  aufnehmen,   als 
ein    weiter    Eonsnmentenkreis    sowie    die 


Zufuhr  von  Rohmateria]  und  Arbeitskra 
gesichert  war.  Schon  die  bloss.-  Möglic] 
keit.  z.  ]!.  Steinkohlen  und  Eisen  aus  weit« 
Entfernuni;-  zu  beziehen,  hat  Fabriken  all. 
Art    m    Gegenden    erzeugt,    die    ohne    di« 

ihren  bisherigen  Charakter  des   vorwi n 

landwirtschaftlichen  Betriebs  noch  lana 
nicht  abgelegt  hätten.  Es  war  die 
grenzte  Leistungsfälligkeit  der  neuen  Trans 
portmaschine,  welche  einen  Bezugs-  um 
Absatzkreis  schuf,  der  für  die  Maschinen 
Produktion  breit  und  sieher  genug  war  im. 
welche    damit    auch    die   Massenfabrikatioi 

der   eine   Grossbetrieb   den   and. 
ermöglichte. 

Aus  diesem  Grunde  wirken  die  Eisenbahn 
lmien  wie  ein  befrachtender  Wasserlauf;  ihna 
entlaug  erwachsen  neue  Industrieen,  sie  wer- 
den zu  einer  »Industriestrasse« .   Wie  die  3. 
häfen    die   natmgemässen   Mittelpunkt, 
die  Verarbeitung  der  überseeischen  Rohpro- 
dukte, Korn,  Reis,  Jute.  Leder,  so  bilden  nun 
auch  die  Eisenbahnstationen   gleichsam    be- 
lebende Kolonieen,  imi  die  sich  der  Gross- 
betrieb koneentriert.    Die  bauliche   und   in- 
dustrielle Entwicklung  einer  Handelsstadt 
|z.    B.    von     Mannheim,     Frankfurt.     Mainz' 
-    assburg.   Cöln,    Krefeld,   wird  einen   an- 
deren Zuschnitt  erhalten,  sobald  dort  ein  In- 
dustriehafen  mit  den   erforderlichen   Lage« 
häusern  für  Getreide,  Holz,  den  Tanks  fü| 
Petroleum,  mit  den  Dampf-  und  elektrische« 
Erahnen    und    Aufzügen.    Werft-  und  Zoll! 
hallen,   mit   weiterem   für  die  Anlag.-    v«3 
Fabriken    geeignetem    Gelände,    in    gleich] 
zeitiger   Nähe   der  Bahn   und   des  Wassers 
ausgebaut  ist.     Was  greifbar  bei  der  Eis.  w 
bahn  vor  Augen  tritt,  gilt  von  allen  anderen 
Verkehrsmitteln.    Die  Wirkung  einer  neuerf 
billigen   Schiffahrtsstrasse  z.  B.  odei 
Kanals   tritt    sofort   in   der    Steigerung 
Wertes    der  am   Kanal  anliegenden  Grund- 
stücke   vor    Augen.      Fünf    Sechstel    del 
Massen,   die   z.  B.  auf   dem    Rhein-Marne] 
Kanal    bewegt    werden,    gehören    den     In- 
dustrieen an,  die    erst    nach   seiner  Erbau- 
ung  entstanden  und    durch  ihn  selbst  her- 
vorgerufen werden  sind. 

Bekannt  ist  die  planmässige  Hervor^ 
lockung  von  Verkehr,  wie  z.  B.  in  den 
amerikanischen  Grossstädten  Tramlinien 
meilenweit  in  die  noch  unbebaute  Um- 
gebung hinausgeführt  werden,  um  zur 
rascheren  Oeberbauung  anzuspornen  (ähnlich 
n  Deutsch-Ostafrika,  Indien.  China. 
Sibirien  der  Hau  von  Eisenbahnen  das 
hauptsächliche  Kultivationsmittel  ist). 

s.-li.,n  durch  den  Grossbetrieb  und 
mit  der  Anwendung  der  Maschine  (d.  h. 
der  Lokomotive)  wird  der  Transport  ein 
selbständig  i  I-  kktor  d«  r  Produktion  und 
ihrer  Steigerung;  von  da  an  dient  er  nicht 
mehr  bloss  als  Mittel  zum  Zwecke  der  Bi  - 
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Produktion  und  Konsumhon, 
■hr    wird    der    Diener    zugleich    zum 
Nun   kommt    dazu   die  einheitliche 
Zusammenfassung  des  Grossbetriebs,   einer- 
der  drei  Grundformen    der    I  ransport- 
mstalten,    andererseits     des    Grosshandels 
Grossindustrie  und  der  Grossstadt,  und 
I,     wird     eine     Gesamtkraft    ge- 
,  ,,.  fleren  Leistungsfähigkeit  eine  weit 
..    ist    als    die    Summe    der    isolierten 
Einzelkräfte.     Es    ist    die   Wechselwirkung 
iir  den  Transport  und   die   Produktion 
«meinsamen    Grossbetriebes,    des   gemem- 
;,    Umti-iebes    des    Grosskapitals    nach 
dem  Gesetze  des    Massenumsatzes,    welche 
die  Grundlage  für  den  modernen  Fortschritt 
i^t.     Durch  diesen  kausalen  Zusammen- 
der  modernen  Gewerbekraft  mit    dem 
Dampfverkehr    fällt    auf    das    Fragethema, 
aber  auch  auf  die  Auffassung  der  modernen 
Volkswirtschaft    ein    neues    Licht:   in   ihm, 
öge   des    Einflusses   der   Quanütät    aut 
l  utalität,  ist  die  Spar-  und    Werttheorie 
mein,   nicht   nur   für  die  Wirkung  des 
Transportwesens,     sondern    auch    für    die 
reu     Unterglieder    des    Verkehrs,    wie 
z.  B.  für  die  Entstehung  des  Kapitals, 

überholt.  ^T 

Schon  1867  wandte  auf  diese  Neuerung 
E  Wiss  die  Erfahrung  aus  der  organischen 
l  ihernie  an,  wonach  in  der  Wechselbeziehung 
Qualität  —  hier  des  schaffenden  und 
sinnenden  Menschen  -  -  zum  Modus  der 
<  luantität  ein  tiefes  inneres  Gesetz  der  -Na- 
tur liegt.  Eine  Million  von  Menschen  stellt 
eine  Million  der  allerverschiedensten  Kräfte- j 
summen  dar;  wird  diese  Million  vonKräften 
durch  ein  schachbrettartiges  Netz  von  Eisen- 
bahn- und  Telegraphenlinien  unter  sich  m 
eine  so  rasche  und  billige  Verbindung  ge- 
ht dass  Zeit  und  Raum  kein  Hemmnis 
für  die  Stromleitung  mehr  bilden,  so  müssen 
bei  diesen  Konduktoren,  gleich  elektrischen 
Strömungen,  die  reichsten  und  manmgfaltig- 
inregungen  und  Auslösungen  von 
foaft  auftreten.  Zugleich  bilden  sieh  '  lenta  n 
der  Industrie  und  der  Geldmacht,  die  den 
Verkehr  belebenden  Mittelpunkte,  die  mit 
Centrifugal-  und  Centripetalkraft  ausge- 
rüsteten Exhaustoren,  welche  in  Gestalt  der 
Akkumulation  von  Kapital  und  Kraft  und 
des  Exportes  von  Waren  die  gleich-'  1  unk- 
Üon  in  der  Cirkulation  und  Erneuerung 
(Reproduktion)  von  Kraft.  Kapital  und 
Waren  ausüben  wie  die  Herzkammer  in 
der  Cirkulation  und  Erneuerung  des  Blutes 
: ii  Mikrokosmus  im  Makrokosmus.  Zwi- 
schen diesen  gleichsam  belebten  l  Irgamsmen 
hen  Verkehrsadern:  wie  früher  das 
Meer  eine  Brücke  zwischen  den  riaten- 
en  so  bilden  die  Eisenbahnen  und  die 
telegraphischen  Sprachrohre  eine  Verbin- 
dungslinie, ohne  welche  mau  nie  dazu  käme. 


Li  i  ii     hinzu- 
tiinzusenden  . 
n  Her  durch  die  Transportvervollkoram- 
nung  ■  mg,  die  d 

grössei  |  "  eh  nde  Stär- 

kung der   Volks-  und    Einzelkraft, 
aus    der   oben    ges-  Mobilisii  i 

i  entralisierung  und  Nivellierung  der  Werte 
erwachst,  tritt  rein  zu  taue  z.  1!.  an 
den  Produktionsstätti  iwerwieg 

aber   verhältnismässig    m  Roh- 

erzeugnisse    i   M .  i    enartil 
Kohle,  Eisen  und  Petrol,  landwirti 
Roherzeugnisse),  insbesondere  a 
nannten    "  jungfräulichen       Kolonialgeb 
auf    welchen    nun    erst    in    durchgi 
Mass,-    die    Kultivationsarbeit,   die    Eebung 
ihrer    Produktivkraft    unternommen    w 
kann.    Daraus  erklärt  sieh  das  rasche  Empor- 
blühen der  Geberseeländer,  namentlich  Nord- 
amerikas, aber  auch  Argentiniens,  keg} 
u.  s.  w.      Nicht    nur     das     Produkt. 
dem    auch    der    Produzent    und    der 
duktil msfaktor    oder    die    Kraftquellen, 
Natur.   Kapital  und  Arbeit,  werden  mobiler; 
es    wird  eine  immer  grössere  .Menge  dieser 
drei    Kraftquellen    ausgelost,     allezeit    und 
allerorts    disponibel,    verwendbar:    es    \Mrd 
ihnen    mehr    Gelegenheit    zur    Befruchtung 
der  Gütererzeugung,  vornehmlich  dem  Kapi- 
tal   mehr  Gelegenheit  zur  rentablen  Anlage 
geboten.     Kapital   und  Arbeitskraft    wird  in 
keil    gesetzt,   damit  die  Naturschätze, 
wie   z.  B.   die  Goldfelder  in  Transvaal,   die 
Weizenfelder  im  fax  west.  die  Erdölquellen 
am  Kaspischen  Meer  und   in  Rumänien  er- 
schlossen und  für  die  Konsumenten  verwertet 
werden. 

In      der     Fols;e      werden      neue-      und 
mehr     wirtschaftliche    »Hebel   .    Interessen 
und     Kundschaftsbeziehungen      geschaffen, 
immer    inniger    miteinander    verknüpft.     Es 
bildet    sich   die    Kooperation    und   Koncen- 
tration   von    Produktion    und    Konsum,    ein 
Absatz-    aber  auch  ein  Bezugskreis  aus,  von 
Rentabilität  eines  einzelnen  Berufs 
bezw.    die    Einkommenshöhe   der   einzelnen 
Erwerbsgruppen  abhängt.     Auf   der  primi- 
Wirtsehaftsstufe    ist    der    Produzent 
selbständig,    der    Konsument    von   ihm    ab- 
ig.      Allmählich    wird    der    Produzent 
kehrt    von    letzterem,    aber    auch    von 
dem    Gange    des     gesamten     Wirt- 
schaftslebens    abhängig. 


hängigkeit  wifd  von  A.  Wagner.  Oldenberg 
„  a  als  ein  Zeichen  der  Schwäche  beklaut. 
Sie  ist  aber  thatsächlich  nur  ein  Zeichen  für 
die  innige  Verknüpfung  mit  dem  Gesamt- 
verkehr. 

Das    Schulbeispiel    für  den    Zusammen- 
des   wirtschaftlichen  Fortschritts  mit 
dem  Transportverkehr  triebt   von   jehet 

.erkehr  auf  dei  See  und  an  den  Strom- 
10* 
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roündungen   ab.     Die  konkurrenzlosen    und 
natürlichen  Verkehrswege  der  Ströme    und 

-  waren  schon  auf  der  primitiven 
Wirtschaftsstufe  die  Hauptträger  des  Giross- 
und Völkerhandels.  Dessen  Anfänge  fallen 
mit  denen  der  Weltgeschichte,  seine  •  rrenzen 
mit  denen  der  Civilisation  zusammen;  die 
Entdeckung  des  Seewegs  nach  Amerika  be- 
deutet den  Anbruch  einer  neuen  Zeit,  die 
vollständige  Verschiebung  aller  Handels- 
und Machtverhältnisse.  Seit  den  Tag 
Sidon  und  Tyrus  stellen  die  Seewege 
zugleich  die  Spuren  der  Kultur,  der  Städte 
und  Gewerbe,  die  von  Reichtum  und  Macht 
dar.  1  len  inneren  Grund,  auf  dem  dies  beruhte, 
hat  man  heute  noch  nicht  ganz  klar  erfasst. 
Lange  Zeit  galt  der  Seehandel  sogar  als 
die  einzige  Reichtumsquelle.     Was  aber  die 

itliche  Reichtumsquelle  ist,  darüber 
wurde  uns  ersl  durch  das  neuere  Zusammen- 
gehen der  Massenindustrie  und  des  Dampf- 
transports und  die  damit  gegebene  schritt- 
weise Herausgestaltung  der  »Gesamtpro- 
duktivkraft« eine  Art  Anschauungs- 
unterricht erteilt;  dadurch  erlangte  nun 
auch  das  ]! ;  q  q  ,-■  n  l  a  n  d  eine  dem  Seehandel 
ähnliche  Reichtumsquelle.  Worauf  die  Pro- 
duktivität und  der  belebende  Effekt  des 
3  -  und  Weltverkehrs  beruht,  konnten  wir 
mit  eigenen  Augen  an  der  allmählichen 
Mobilisierung  und  der  damit  gegebenen  Um- 
gestaltung der  gesamten  Kultur  durch  die 
modernen  Verkehrsmittel  verfolgen. 

1  h<.-  wertrrhöhende  Kraft  dieser  Organi- 

;  trat  im  Kinnenland  zuerst  am  Liegen- 
schaftswert  und  an  der  Grundrente  zu  Tag. 
Dupin  z.  B.  (Grossbritanniens  Handelsmacht, 
S.  20)  betonte  1825,  dass  der  englische  Han- 

"i"   im    Verein   mit   den   Hafen-   und 

n    in    dem  kurzen   Zeiträume 

von    60   Jahren    den    Wert    des    Grund- 

ntums    um    Milliarden    erhöht    habe. 
Worin  diese  Rückwirkung  auf  den  Liegen- 
schaftswert   beruhte,    konnte    man    ilamals 
noch  night  erklären.     Anscheinend  lag  darin 
Bestätigung     der    merkantilistischen 

.    welche   dem   Bevölkerungsquantum, 
dem  Seehandel  und    dem   Manufakturwesen 
eine  übermässig  hohe  Bedeutung  als  Wohl- 
standsquellen   beilegte.     Da   aber   Spanien, 
welches    doch    auch    Kolonieen  und    einen 
Handelsfleiss      hatte,    das    Gegenteil    der 
Blüte    Englands    zeigte,   so   wurde         und 
wird  auch  heute  noch        dem  Manufaktur- 
wesen    das     Hauptverdienst      zugemi 
Man  erkannte  damals  —  und    mal 
auch    heute   noch   nicht   die  Bedeutui  ; 
Verbindung  des  Grossbetriebs  sowohl  in 

i  der  Gewerbe  als  in  der  des  '!'■ 

.Nun  konnte  man  schon  einige  Jahre 
na'-h  dem  Erscheinen  der  Dupinschen  Ab- 
handlung eine  auffallend  rasche  Steigerung 


des  englischen  Ausfuhrhandel-,  aber  auch 
gleichzeitig  eine  nicht  minder  staunen. 
Hebung  der  Gesamtwirtschaft  and 
n  Kontinentalstaaten,  namentlich 
Belgien  und  in  der  Schweiz,  veri 
Etwas  später,  in  den  sechziger  Jahren.  Hess 
sich  auch  für  Deutschland  das  gleiche  wi 
1825  von  England  konstatieren,  dass  näm- 
lich der  allgemeine  Wohlstand,  und  i 
sondere  der  Wert  des  Grund  und  l; 
um  mehr  als  das  Doppelte  gestieg 
Was  war  hier  die  Ursache?  Die  genannte!. 
Industriestaaten  standen  einander  in  dei 
Technik  so  ziemlich  gleich:  alle  kannte! 
die  neuen  grossen  Erfindungen  auf  dem 
Gebiete  der  Physik.  Chemie,  der  Mechanik 
und  Technologie;  in  der  Spinnmaschini 
z.  B.  oder  in  der  Drucktechnik  war 
seit  Jahrzehnten  bezw.  Jahrhunderte] 
Potenz  oder  Kraft  gegeben.  Man  hatte  bis- 
her nur  noch  nicht  vermocht,  die  volle 
(Multiplikations-)  Wirkung  zu  erzielen  und 
auszunützen.  Auch  die  Dampfschiffahrt 
hatte  schon  lange  vor  1830  und  vor  dem 
grossen  Aufschwünge  des  Handels  existiert. 
Aber  sie  vermochte  nicht  das  bis  1830  für 
die  Güterbeforderung  unüberwindliche  Hin- 
dernis zu  bekämpfen,  nämlich  die  Langsam- 
keit, Kostspieligkeit  und  den  ungenügenden 
Zusammenschluss  von  See-  und  Landtrans- 
port. Es  folgt  daraus,  dass  die  Eisenbahnen 
für  diese  Entwickelung  von  Handel  und 
Industrie,  wie  sie  fast  plötzlich  Ende  den 
dreissiger  Jahre  begonnen  und  binnen  der  fei- 
genden Jahrzehnte  mit  fort  und  fort  wachsen- 
der Schnelligkeit  über  alle  Kulturstaaten 
sich  ausgebreitet  hat,  die  Haupttrieb- 
feder, die  thätige  und  unmittelbare  l'r- 
sache  gebildet  haben  müssen.  Dieser  Schlusg 
wird  zur  Gewissheit,  wenn  wir  an  der 
Hand  der  Statistik  finden,  dass  die  rasche 
Entwickelung  des  Handels  in  jedem  der 
heutigen  Industriestaaten  mit  einer  ebenso 
raschen  Entwickelung  der  Eisenbahnen  der 
Zeit  nach  zusammenfällt,  ja  dass  sie  im 
Verhältnis  zu  dem  Zuwachs  an  Eisenbalm- 
kilomelern  stand,  in  der  Weise,  dass  jeder 
Erweiterung  des  Eisenbahnnetzes  sofort 
eine  bedeutende  Vermehrung  der  Aus- 
und  Einfuhr  gleich  einem  Schatten  nachge- 
folgt ist. 

Typisch  für  den  Einfluss  der  Neu- 
erung ist  das  amerikanische  Ansiedelungs- 
1  da  elbe  nimmt,  wie  schon  List  an 
den  pennsylvanischen  Kohlenlagern  beobachj 
teti  zum  Ausgangspunkte  fast  immer  und 
systematisch  das  ausnutzungsfällige  Vor- 
kommen eine-  Naturproduktes;  zu  dessen 
Ausbeutung  wird  eine  Transportgelegenheit 
geschaffen,  worauf  dann  erst  die  "mehr  oder 
minder  re  ilmässige  Besiedelung  folgt. 
Komplizierter  war  die  Wirkung  in  den 
alten  Kulturstaaten;  Rudolf  Meyer  (  ■Ameri- 


Transport  (All 


149 


che  Konkurrenz«,  1883,  S.  260ff.)  kon- 
j    ;.,.,    möglich    des   schöpferischen     .;..- 
1.  der  Eisenbahn   geradezu   einen   Ge 
Aschen  der  Alten  und  .der  Neuen 

mu    in  Nordamerika,  meinl    ei 
;;„  die  Eisenbahn  lohnende  Produktion 
^rkehrscentren    schaffe,    m  Bmg 
ei    sie    lediglich   die    Dienerin;    dei    batz, 
»Lach    jede    Verfeinerung   der   Kommuni- 
f  den  Transportbedarf  vermehre,   habe 
Sde  Union,  für  das  Land  der  st, 
^Produktivität,    Geltung..   Das    war    zu 
;„,.,.     Auf    unserm   Kontinente  war  flui 
ie  *  Art.  wie  du-  .Menschheil   Raum  für 
£e  Schaffenskraft  gewinnen  kann,  namkch 
.  Veredelung   der    Produkte,  .^angegan- 
.„       Vermittelst    der    Fernwkung    und 
senbeförderung    der    Eisenbahnen    aber 
es  nunmehr  dem   Konünente   möglich, 
„••'    diese    \ii  der  Raumerbreiterung,  ahnlicü 
5fe  ,,  den   Kolonieen  die    Verwertung  noch 
Eit    ,„,h..l,.,i,,r  Naturschätze,    so  nun  eine 
;Upation«  anderer  Art,    nämlich  che  dei 
S  Verkannten  Naturkräfte,  zu  untemeb- 

Sn    und    die    neuen    gr n    'f™^ 

voll  auszunutzen.  Das  war  ebenfalls  einei 
Occupaüon  gleich,  und  dadurch  wurde  eben- 
es eine  Neuschaffung  hervorgebracht;  che 
Neugestaltung  der  Wirtschaftsbedingungen 
w^ur  anderer  Art,  aber  im  Wesen  näm- 
lich in  d-r  Ermöglichung  des  kollektiven 
SS  Grossbetriebes,  dem  TÖlhgen  Neubau 
iin  amerikanischen  ürwalde  gleich 

Noch  bedeutsamer   als   die   quantitative 
Steigerung    ist    die    qualitative.     Nachdem 
I    „  mlicli  alle  Entfernungen  für  den  Personen- 
und  Gütertransport    auf    den    dritten    Teil 
für    die    Nachxichtenvermittelung    auf  Nrd 
reduziert,  nachdem  die  Verkehrsbeziehungen 
immer   mehr  befestigt    und   verfeinert  wor- 
"  4i.  ,    sind    auch    die  Beziehungen   der 
Nationen  zueinander,  insbesondere  auch  die 
eesrenseitigen    Importbeziehungen .   in 
Ewelen  umgestaltet,  der  Einlas  der 
internationalen    Gesamtwirtschaft    auf    che 
einzelneu    Existenzen     und     Klassen     ganz 
wesentlich  verstärkt  worden. 

Luf    Grund    dieser    Erfahrung    können 
wir    die    volkswirtschaftliehe   Wirkung   des 
Transportverkehrs    dahin    zusammenlag  a. 
Er    ist     die     Grundlage     und     che    Trieb- 
feder   des    Grossbetriebes     und     dei 
Internationalität   zunächst  in  de    Wo 
duktion.   dann   aber   in   der  Kriegsfuhrung, 
in  der  Staatsverwaltung,  m  Bezug  auf   den 
territorialen    Umfang    der    Staaten     in   den 
anderen   Untergliedert!    des ^erkehrs näm- 
lich   der    Städtebildung     Grossstadt],    des 
Kredits  (Grossbank),    des   Geldumlaufs,  der 
Lsociation,  schhesshch  im  gesamte^ rffent^ 
liehen    Leben,    in    Fresse    und    Börse,    im 
Parlament  und  Vereinswesen.    Hieraus   er- 
wächst eine  graduell  sich  fortsetzende,  eng- 


m  i      fiigi     Verknüpfung   and    —   im 
ununterbrochenen    Anschluss    und    Rapport 

die  v,  e    h    'i    -n-'  Abhängigkeit 
und    Förderung  der  n  erschiedei 
,-1,1,  B  Is-,     Erwerhs- 

Fannlien-  und   1 
teressen.      Fernei    erg  au 

Ulgegenwart  und  Schlagfertigkerl  der  I  ro- 
duzenten  und  K  ten  die  wirtschaft- 

liche   Zusammenschliessung    -  c    Standort 
der    Rohproduktion   und   der   Absatzgel 
zu  einem  Ganzen   und  die   dadurch  herbe* 
geführte  Steigerung  der  produktiven  uralte 

dieses  Ganzen. 

Nicht    die    Ermässigung    der   Waren- 
preise (Werttheorie)  und  nicht  das  /.u- 
sammenrüeken  von  Kaum   und 
(Thünensche  Formel)  ist   der  ent- 
Faktor des  Transportfortschrittes,  sende, 
sich   gegenseitig   dienende    und   erganz, 
Sandige,   zeitlich  und  räumlich   unun 
brochene,  internationale  Wechselbeziehung 
des  Familien-,    Erwerbs-    und  Kulturlebens 
und    die   Rückwirkung    dieses    Gesamtpro- 
dukts auf  die  ünterglieder.     Das  ist  etwas 
Neues    vorher  noch  nie  Dagewesenes.  . 
"    \WnW    wie    vor    Jahrhunderten    wirken 
dieselben  Grundkräfte    des    wrrtschafthehen 
„,-.-hritts:  nämlich  dieAxbeitsteüung,  die 
[nnige    Verknüpfung     der     ^ndschaftsbe. 
z  ehnm-en  u.  s.  w.    Aber  diese  Grundkrafte 
stndin ihrer  Leistungsfähigkeit  nach  Menge 
_  Massenindustrie  und  Massentransport  — , 
nach    Raum    -       Internationahsierung    — 
und  Zeit  -  Ausgleichung  der  Preise  s; .wie 
des  Vorrats    und    des   Mangels    an   Gütern 
tl    Kapitalien    -       so    enorm   gesteigert 
worden,    dass    heute    che  Gesamte i     e ine 
wesentlich  andere  est,    dass  damit  auch  «he 
Mehr etn fuhr    für    che   Gaamtwirtechaft 

1     . -.        «   I  c       n  A  !'•  h        \    I  )  1 


Jlenreiniuni    nu    w    — — 

etwas    ganz    anderes    als   noch  TOi 

sechs    Jahrzehnten    bedeutet    und 

n r o duk ti v  w i r k t.  . 

1     Für  die  heutige  Weltwirtschaft  kann  das 

Ideal  der  Entwickelung  nur  in  der  voll kom- 

menenWeiterbildungallderobenaufgezaUten 

Faktoren  der  Kausalreihe  nach  Menge,  hau 
und  Zeit  bestehen,  so  dass  sie  gleichsam  in 
Sm  kontinuierlichen  Wechselstrom  mit  ein- 
ander stehen.    Aus  der  immer  innigeren  Ver- 
Sung    der    verschiedenen    Produküons- 
zwdge   Betriebe,  Preise.  Interessen  und  Be- 
z iehungen  -  und  zwar  der  nationalen  und 
MeSnalen  -,    aus   der   zunehmenden 
Stabilität  und  Kontinuität,  d    h.  clei 
SiSerung  des  Absatz«  und  seiner  dauern- 
den Fortentwiekelung,  sowie  aus  der  Kon- 
stanz    und     internationalen    Ausgleichung 
der  Preise  erwächst   die  von  uns   so. ge- 
mannte »Gesamtkraft.  .     Sie  besteht  in  einer 
vollkommenen  Vereinheitiichung    der.mter- 
nationalen Beziehungen;  sie  begreift  m sieh 
die  räumliche  Ausdehnung  auf  alle  Nationen, 
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auf    alle    Produkte    und    Produzenten     die 
mässigkeit  und  Kontinuität    ihrer 
u       tselbeziehungen,     die     zeitliche 
die    Verfeinerung     des 
takts     und      der      rlivthmi- 
chmässigkeit. 
_   Unddiese    Gesamtkraft   erwächst,  sobald 
sich   t  nternehmermut   mit   der  maschinen- 
mässigen,  organisierten  Kommunikation  ver- 
t.     nicht    nur    auf    dem    Gebiete    der 
^Wirtschaft,    sondern  auch  aui  dorn  der 
tliehen  Bildung,   der  politischen  Macht 
und     Staatenbildung,     dei     Kriegsführung 
Gerade  auf  dom  pohtischen  Gebiete,  nament- 
lich  in    dem  Emporkommen  der  Macht  der 
tliehen  Meinung  und  des  Einflusses  der 
unteren    Massen,    traf    zuerst    hervor,    was 
1  resamtkraft  bedeutet. 
Der  geschilderte  Entwickelungsgang  und 
die  Berausgestaltung  der  Gesamtproduktiv- 
kraft giebt  dem  Staatszwecke  einen  weiteren 
Inhalt  und    für   die  Regierungspraxis    neue 
Gesichtspunkte. 

In  Wenn  nicht  mein-  in  der  Verbilligung 
in  der  Minderung  des  Selbstkostenpreises 
tue  Hauptfrucht    des  wirtschaftlichen 

"  erblicken  ist.   so   ist  damit  die 

ßmithsche)    Werttheorie,     aber    auch   zum 

die     frühere    Anschauung     über    die 

ing  der  Konkurrenz  im  Volkskaus- 

haite  überholt;  denn  ebenso  befruchtend  wie 

Preisausgleichung  wirkt   der  Transport- 

r,,1l"-,,i!,"11'-    ,  D"d    was     man    gewöhnlich 

lediglich  der  Konkurrenz    nachrühmt,    dass 

sie    nämlich    die    I  nteraehmungslust    und 

technische  Fertigkeit  ansporne,  das  gilt  vor 

auem  nicht    minder  auch  von   dem  wirt 
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!"1'""     Erfolge    und    dem     ihn 
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Wie  ferner  mit  der  Konkurrenz, 
f  •,;1';|1'  es  sich  auch  mit  der  befruchten- 
den Preisausgleichung  durch  den  Frei- 
handel: ebensowenig  wie  dio  Konkurrenz 
ausschhesshch  produktive  und  anspor- 
nende Faktor  ist.  ebenso*  enig  kommt  auf 
dem  Weltmärkte  dom  Freihandel  die  aus- 
schliesslich befruchtende  Punktion  zu     Der 

Wettbewerb  und  der  freie  Handel  ist  nur 
die  regelmässige,  aber  nicht  wesentlich  not- 
wcndigeBogl. •it-r,,-h,.i,lun^  d,i  Erweiterung 
des  \orkehrs-  und   Wirtschaftsgebiets 
Ferner   erhält    man    ein    Licht    auf    die 
ibstische  Lehre,    wonach     die  neuzeit- 
liche i  mwälzung  nebst  ihren  tausendfachen 
Wirkungen    nicht    durch    die    Bewegungs- 
äurch  dieWerkzeugsma  -Inno,,  her- 
vorgerufen worden  sei  .  Mit  mehr  Recht  warf 
kehrt  Ad.Held  die  Frage  auf,  ob  nicht  die 
mit  der  Einbürgerung  der  Maschinen  gleich- 
rergrössorten     Verkohrsdimonsiono,, 
■  "i    sie    den  maschinellen  Grossbetrieb 
ermöglichten    und    so   zu   den   Erfindu 


den  Anstoss  gaben,  als  die  primäre  Ur 
anzuseilen  seien.  Beide  Unterseheidu 
sind  unzutreffend. 

Der  Transportfortschritt  durch  die  Dampf 
und    hloktnoituts- Anwendung   hat    für    di. 
Grossindustrie    eine    ähnliche     Rolle     uni 
Punktion  wie  z.  B.  das  Kapital  im  privaten 
Betriebe:    auch    hier  streitet   man  darüber, 
ob   das  kapital    oder   die  Arbeit   produktiv 
ist.     Die  Lösung  ist   hier  wie  dort:    keine- 
ohne    das    andere,    beide  wirken,    einander 
ebenbürtig,    in    der   beide  leitenden  Unter- 
nehmerthätigkeit    zusammen.    In    ähnlicher 
Weise    sind   Eisenbahn-   und    Produktions- 
fortschritt   nur    zwei    sieh   ergänzende      □ 
einander   voraussetzende   Hälften    desselben 
Agens.     Man    kann    den    Eiufluss    der    Be- 
wegungsmasehinen    auch    mit    demjenigen 
vergleichen,    den   die    Isothermen    auf    die 
Flora    ausüben:    wird    jemand    abzumessen 
versuchen,  wie  viel  die  Tropen-  oder  Treib, 
hausluft,   wie  viel  die  Bodenkraft  zur  Reife 
der  Traube  beisteuert? 

Demgemäss  giebt  für  den  modernen 
\  olkshaushalt  und  für  die  moderne  Volks- 
wirtschaftslehre nicht  mehr  die  Konkurrenz 
sondern  deren  Negation,  die  fortschreitende 
Koncentration,  auch  nicht  das  Kapital  oder 
die  .Maschine  den  .Mittelpunkt  ab,  sondern 
die  »Gesamtkraft«,  dasjenige,  was  man  sonst 
die  »nationale  Wirtschaft«  oder  die  »Gesell- 
schaft« heisst,  d.  h.die  ebengenannte  Wechsel- 
beziehung des  Familien-,  Erwerbs-  und  Kul- 
turlebens und  die  Rückwirkung  dieses  Ge- 
samtprodukts auf  die  Unterglieder. 

5.    Indirekte    Wirkungen,    Verstadt- 
iichung.  Internationalisierung:  Umgestal- 
tung der  Kriegführung  und  Politik.    Die 
.Beobachtungen  über  die  Einzelwirkungen  der 
modernen  Verkehrsmittel  auf  eine  allgemeine 
-tormel  zu  bringen,  ist  bei  der  Mannigfaltigkeit 
der   Erscheinungen    unmöglich,  aber  auch 
wenn    man    den   wechselseitigen  Dualismus 
der    beiderlei    Grossbetriebsarten    der   Pro- 
duktion und  der  Kommunikation   genau  er- 
fasst,    unnötig.     Wollte   man  che  geschicht- 
i    wie    die    allgemein-abstrakten   Wir- 
kungen des  Transport-  und  Kommunikations- 
wesens auch    in  Beziehung   auf  Preise  und 
Krisen,  auf  das  Bevölkerungswesen  und  auf 
das  soziale  Zusammenleben,  endlich  auf  die 
anderen    Unterglieder    des    Verkehrs,    wie 
Kredit,    Geldumlauf  und  Association,  unter- 
gehen, so  gäbe  dies  nichts  anderes  als  ein 
Handbuch   der  modernen  Nationalökonomie 
So  erübrigt    uns    nur   noch,   darzulegen 
wie  nicht  nur  Gewerbe  und  Handel,  sondern 
auch    das    Verhältnis    zwischen    Stadt    und 
Land,    sowie  die  beiden   anderen  Paktoren 
des  gesellschaftlichen  Zusammenlebens,  Staat 
l1";1  Bamihe,  eine  völlige Neubüdung  erfahren 
haben     Nah,  „,„■  ,ias  Güterleben  wurde  in 
neue  Bahnen  gelenkt,  sondern  auch  das  po- 
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Anschauungsweise,    der    Inte 


•uk-     und 

ssenkreis.  ,.    ,. 

\,„  folgenschwersten    ist  wohl  die  Vei- 

liiebuna     die    in   den    letzten  Jahrzehnten 

dem    Verhältnis   zwischen    Stadt    und 

and  eingeleitel  worden  ist.    Ende  des  LS. 

lhrhunderts  glaubte  man  von  allen  grösseren 

„,  dass  ihre    Bevölkerungszahl,  schon 

sie     sonst     das    erforderliche     Holz 

mehr  zu  beschaffen  vermöchten,  die 

ste   Grenze    erreicht    habe.     -Mit    ttei 

bahn     dehnte     sieh,    wie    im    allge- 

a    so  auch  ihr  Bezugs-  und  \ersand- 

ladius   namentlich  auch  für  die  Approvisio- 

mächtig  aus;  die  Verdienstgelegen- 

I    imd   dei    Liegenschaftswert    hob    sieh 
mid  und    damit  zugleich  die  Bevölkerung, 
fe  Kapital-  und  Arbeitskraft  wanderte  vom 
ande  ab  und  der  Stadt  zu;    in   drei  Jahr- 
en erstanden  im  Reich  20  Grossstädte 
uit    über  100000  Einwohnern.     Dazu    kam 
,n   vergangenen  Jahrzehnt    die  Umwälzung 
.    städtischen  Verkehrs    durch    Telephon 
,]    elektrische  Strassenbahn.     Auf   einmal 
das  Kleid    zu    eug.    die  Stadt    dehnt 
md  reckt  sieh,  die  Entfernungen  schrumpfen 
lusammen,  die  Peripherie  schiebt  sich  hin- 
His     das    ganze    Bild    der    Stadt    und    ihr 
Wzer  Zuschnitt    nimmt    binnen    nur  eines 
Jahrzehnts  einen  grösseren  Zug  an. 

Wie  früher   die  Vereinigten  Staaten,    so 
üben  die  durch   die  Eisenbahnen  näher  ge- 
rückten Städte  und  die  in  die  Höhe  schiessen- 
den Industriecentren  eine  starke  Anziehungs- 
kraft   auf  die  Dorfbevölkerung  aus:    in  der 
Folge  ist  das  alt-patriarchalische  Verhältnis 
wischen  Gutsherrn    und  Tagelöhnern    auf- 
elöst      die    zwischen     ihnen    bestandene 
Iraturalwirtschaft    in  Geldwirtschaft   umge- 
wandelt, der  landwirtschaftliche  Grossbetrieb 
lum    das   Doppelte    verteuert    worden. 
allerdings    eine    Grossstadt    oder    ein 
dustriecentrum    in  der  Nähe   liegt,    ist 
Ausgleich    in    dem     erhöhten    Absatz 
Heisch    und    der   Wochenmarktartikel, 
Mileh.    Gemüse    aller   Art,    Obst    u.    s. 
möglich.  T      ,    .  ,    ,    n. 

Zugleich     erstand     der     Landwirtschaft 
'die    überseeische    Konkurrenz,    die 
mit    einem    viel    niedrigeren    Anlagekapital 
arbeitet      und      deshalb      billigere      Her- 
!  Stellungskosten     hat.      Daraus     erwuchsen 
die  Weltmarktkonjunkturen   mit  ihren    hei- 
ligen Schwankungen  und   gewagten  Speku- 
1  lationen,  in  weiterer  Folge  die  Ausgleichung 
i  und    damit    die  Senkung    der    Bmuenland- 
preise     die  Minderung  der  Grundrente  und 
I  der  —  durch  die  Eisenbahnen  sowie  durch 
spekulative  Gutsübernahmen  —  in  die  Hone 
getriebenen  Güterpreise. 

Eben  so  gross  wie  im  Punkte  der  inter- 
nationalen Konkurrenzfähigkeit  ist  die  lnka- 


Volksbedarfs.      Di      I  mährung   des  Volkes 
und    die    1  ja  der  Landwirtschaft- 

liche Betrieb  selbst,  bedarf  mehr  Rohpro- 
dukte, als  die  I  i  i  hafl  zu  liefern  ver- 
mag. Unsere  Lndu  b  ab  jährlich 
7,  H  allein  an  ausländischer  Wolle  und 
ausländischem  Holz  für  je  300,  zusammen 
für  600  Milli n  Mail  (ausserdem  an  Baum- 
wolle für  200-  250,  Rohseidefür  L00,  Flai  hs 
und  Hanf  je  25,  Jute  30—34  Millionen  Mark). 
In  Bezug  auf  die  Volksernährung  so- 
dann ist  der  Bedarf  nach  Menge  und  Quali- 
tät namhaft  erhöht  worden. 

An  ausländischer  Brotfrucht  hat  sich 
I  Bedarf  Deutschlands  in  den  letzten  drei  Jahr- 
zehnten um  das  Aehtfaehe.  von  211 I    :  •■ 

auf  2  Millionen  Tonnen,  gleich  einem  - 
teil  der  binnenländischen  Getreideproduktion 
(von  121/«  Millionen  Tonnen),  gesteigert.    In 
gleicher  Weise    stieg    das    Deficit    an    < 


In- 

ein 

von 
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anderen  Nahrungsmitteln,  namentlich  z.  B. 
an  Eiern  (Einfuhrwert  85  Millionen  Mark), 
Fleisch  (72),  Schmalz  (60),  Margarine  (18), 
Butter  —  obgleich  sich  die  einheimische 
Produktion  im  vergangenen  Jahrzehnt  ver- 
doppelt hat  — (23),  Käse  (20;  so  1900, 1895 
rest  9)  Millionen  Mark. 

Die  Landwirtschaft  selbst  bezieht  vom 
Ausland  z.  B.  Jungvieh.  Kleie  ferner  an 
Mais  allein  für  12:,  Millionen  Mark  sowie 
an  Futtermitteln,  wie  Roggen  und  Uel- 
kuchen,  je  für  50,  an  Leinsaat  ebenfalls  für 
50  Millionen  Mark. 

Neben  der  wirtschaftlichen  \  erschiebung 
vollzieht  sich  eine  deich  bedeutsame  in  so- 
zialer und  politischer  Richtung. 

ys    die    nächste    Folge    des  Kommuni- 
kationsfortschritts haben  wir  die  rneinander- 
■m  dfi  aide,      kontinuierliche,     u  n  u  Ver- 
brochene Cirkulation  von  Gutern  und 
Ideeen    kennen    gelernt.    Bis    vor    wenigen 
Jahrzehnten   standen  der  Cirkulation  räum- 
liche    und     zeitliche     Hemmnisse,     Inter- 
valle   und  Grenzen  im  Wege,    insofern   sie. 
wie  die  Produktion,    in    der  Hauptsache  an 
die  mit  der  Ernte  gegebene  rmtriebspenode 
gebunden    war  und    nicht  über    den  Bezirk 
hinausging.      Insolange    das    Gros    der  Be- 
völkerung fast   ausschliesslich    vom   Ackei- 
tall  Lebte  waren  die  Produkte  an  die  Stelle, 
wo    sie    hervorgebracht    wurden,    und    die 
Menschen  an  die  Verhältnisse,   unter  denen 
sie  aufgewachsen  waren,    örtlich   gebunden 
der  Handel  auf  die  nächste  l  mgebung  und 
einige    Messplätze    beschränkt;     »ein    jeder 
»Bauer).,  sagt  Seh.  Münster,    »ist    von  dem 
'anderen    abgeschieden    und    lebt    fo r    sich 
|  seihst  und    mit    seinem  Gesind    und  Tat 
Zu    einem    Orts-    und    Platzwechsel    hatte 
Iman    kein    Bedürfnis    und    keinen    Anlass, 
aber   auch   keine   Möglichkeit.    Die   Iran»- 
|  portkosten  waren  ■  im  Verhältnis  zum  Werte 
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Transportgutes  zu  hoch;  schon  deshalb 
mnsste  ein  Oeberschuss  an  Kraft  oder  Pro- 
duktion verkümmern,  eine  überreiche  Ernte 
li  rben  etc.  Solange  nun  die 
eine  Cirkulation  derarl  ge- 
hemmt war,  war  es  naturgemäss  auch  der 
Transportverkehr.  ein  solcher  also  noch 
nicht  vorhanden. 

Welche    Distanz    uns    hierin    von    frü- 
a    fahi  sehnten  trennt,  dafür  haben  wii 
'■inen    Massstal.    au    der      Landflucht«. 
Man  hält  dieselbe  für  eine  direkte  Folge  des 
hterten  Verkehrs,  und  die  Agrarier  sind 
deshalb    auch     die    erklärten    Feinde    des 
R    -  luxns  .     Dabei   aber   wird  die  tiefere 
I  rsache    übers«  hen,    und   die   liest   in  dem 
Streben,    bessere   Lebens-    und  Erwerbsbe- 
dingungen zu  erreichen;  wo  dieses  Wander- 
mutiv   fehlt,    werden   auch  die  Eisenbahnen 
niemand    zur  Ab-   oder  Auswanderung   ver- 
anlassen. 

Die    nächstliegende    Folge    der    Mobili- 
sierung  der  Arbeitskraft  ist  die  Erleichte- 
rung des  Erwerbs  und  Verdienstes,  Hebung 
des  Wertes   der  individuellen  Geschicklich- 
keit   und    Tüchtigkeit,    der    gesamten   Pro- 
duktiv-   und    Konsumtivkraft.     Die   »Mobili- 
sierung    der  Kräfte  ist  der  direkte  Gegensatz 
zu   der    bäuerlichen    Gebundenheit    und 
lierung;   sie  bedeutet:  immer  mehr  Pro- 
duzenten, Betriebe,  Gewerbezweige,  Erwerbs- 
ppen    werden    verstadtlicht    und    inter- 
malisiert,   allmählich    erhält   das    ganze 
wirtschaftliche   und  soziale  Leben 
einen    städtischen     und    weltwirt- 
schaftlichen   Grundzug.      Allmählich 
werden  die  arbeitenden  Klassen  dem  »Idiotis- 
mus    des  Landlebens  entrissen.    Im  neuen 
Jahrhundert  scheint  auch  nach  und  nach  die 
Schmutzkonkurrenz    der  vom  Lande  ständig 
römenden  Reservearmee  mit  ihrer  niedri- 
Lebenshaltung,    die   wie   ein    »ehernes 
Lohngesetz    drückte,  nachzulassen. 

In  dieser  sozialen  Hinsicht  tritt  nament- 
lich auch  die  mit  der  Entwicklung  der 
Eisenbahn  parallele  Wirkung  der  Post  und 
Telegraphie  zu  Tage.  Balten  wir  uns  den 
früheren  und  heutigen  Stand  des  Reisens 
sowie  der  Gedanken-  und  Nachrichtenver- 
mittelung  vor  Augen!  Schon  im  vorigen 
Jahrhunderl  wollte  man  bemerken,  dass  die 
Welt  durch  die  Erleichterung,  Beschleuni- 
gung und  Verbilligung  in  der  gedachten 
Kichtung  m  manchen  Sachen,  wie  J.J  Moser 
(Deutsches  Staatsrecht,  Bd.  V)  sich 
drückte,  in  eine  andere  Komi  gegossen  wor- 
den Sei;  die  Post  sei  eines  der  wichtigsten 
Mittel  zur  Erweckim-  und  Erhaltung  der 
Lebenswärme  emsiger  Thäligkeil  der  Staats- 
genossen. Es  bezog  sich  dies  auf  die  kom- 
merzielle sowie  anf  die  politische  und  gei  tig- 
mteUektuelle Rückwirkung;  und  doch  waren 
von  ihr  nur  einzelne  begünstigte  und  bevor- 


rechtete Städte  liezw.  Gesellschaftskreise 
griffen  worden.  Die  Erwerbung  einer  Ri 
düng  und  der  (briefliche)  Kontakt  mit  dem  \ 
lande  war  nur  dem  Adel  und  der  ( relehrtenwe 
möglich.     Ebenso  zeigte  sich  nur  an  ei 
Wellplätzen    der   Kausalzusammenhang   de 
Reise-    und    Nachrichtenverkehrs    mit    der 
Güteraustausche,    mit    Kredit    und    Speku 
lation   sowie  ihrer  Quintessenz   der  Börse 
nur    dort    wurde    jede,    auch    die    kleinst. 
Schwankung,    sei    es    in   der    Politik   ode 
in    der   Preisgestaltung,    zu    einem    bedent 
samen  Anlasse  des  Reise-  und  Nachrichten 
Verkehrs. 

Nun  kam,  gleichsam  über  Nacht  dii 
\  erallgemeinernng  und  Vervollkommnung 
der  Transport-  und  Bildungsmittel,  welch 
bisher  nur  der  Diplomatie,  dem  Gross 
handel  und  sonst  bevorzugten  Kreisei 
zugänglich  gewesen  waren.  D,i 
wurden    die   beiden   Hebel  der  Spekul 

und     der     öffentlichen     Bildung.     Pr 

und  Reiseverkehr,  »demokratisier! 
und  in  ähnlicher  Weise  wie  das  Heer- 
wesen gänzlich  umgestaltet;  sie  wurden  ir 
ihrem  Wesen  etwas  ganz  anderes  als  sir 
vorher  waren  und  gewannen  eine  Ausdeh- 
nung, für  welche  etwa  die  Steigerung  des 
militärischen  Massenaufgebotes  von  30  000 
auf  3  Millionen  Mann  eine  Analogie  bietet 
Schon  in  den  50  er  Jahren  bemerkte  mm 
(s.__Cottas^  »Teutsche  Vierteljahrsschrift«, 
1855,  S.  284),  wie  ungemein  sieh  der  Ge- 
sichtskreis der  Völker  und  der  Individuen 
erweitert  habe:  die  Menschheit  gewann  neue 
Ziele  und  die  mannigfaltigsten  Anregungen; 
es  entstand  ein  neues  Interesse  au  den  ver- 
schiedensten Seiten  des  öffentlichen  Lebens 
und  an  den  internationalen  Vorgängen:  es 
waren  nicht  mehr  bloss  die  Preisscli 
kungen  und  die  Spekulation,  welche  de! 
Nachrichtendienst  alimentierten;  bei  dem 
unermesslich  gesteigerten  und  über  den  Erd- 
ball verflochtenen  Verkehr  machten  sich  in 
allen  Lebensverhältnissen  neue,  wichtige 
Faktoren  geltend;  die  geistige  Regsamkel 
und  Strebsamkeit  wurde  vervielfacht:  wir 
handeln  entschlossener,  werden  präciseffl 
arbeiten  und  gemessen  rascher  und  inten- 
siver. 

_  Diese  Um  wandelung  und  Auffrischung  des 
geistigen  Und  sozialen  Milieus  wurde  für  die 
unteren  Klassen  verhältnismässig  am  wicht 
ügsten,  aus  demselben  Grund  wie  z.B.  der 
Massentransport  für  die  geringwertigen  Roh] 
Produkte.  Nun  erst  wurde,  was  vordem  ein 
Privileg  der  oberen  Klassen  war,  die  Land- 
bevölkerung reisefähig  und  mit  den  neu. 
-Nachrichten   bekannt. 

Immer  mehr,  namentlich  aus  den  unteren 
Klassen,  rissen  sieh  von  der  alten  Gebunden^ 
heil  im  engeren  nachbarlichen  Verband,  dd 
Beschränktheit   des  Landlebens,    der  klein- 
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«duschen    Stickluft    los.      Die    bisherigen 
■;      nk,.:,    dienten    nur   der  Erhaltung 
Sschnitts-Mittehnässigkeit.      Die  M 
Lt   des  Volkes    war   an   .-inen    engen    & 
irhts.    und    tnteressenkreis    und    an 

entsprechend e  Denk-  und  Em] 

L^sweise  gefesselt.  Die  freiere  Luft, 
Ssere  Zu,,  die  anspornende  Konkurrenz 
Entwickelt  "nunmehr  Kräfte  und  Fähig- 
keiten die  Ellbogenraum  genug  zur  Be- 
tätigung erlangen;  sie  wirkt  befruchtend im 
™en?,  cfes  technischen  Fortschritts,  des  Er- 
de,. Bildung  und  Erholung,  der  tort- 
..,  Verstadtlichung  des  wirtsj 
liehen  und  ,  Lebens,  sie  erbringt  eine 

kulturelle  Weckung  der  Volksmassen. 

Vermittelst  des  Grossbetriebes  imTi 
„,,  wurde  auch  aul  geistigem  Gebiet*    dei 
betrieb:    Erweiterung    des    Lnteressen- 
die  Massenwirkung   sowie  die 

Y iätion,   näinlich  che  Assimilierung  und 

die   befruchtende    Wiedergabe   des   Ideeen- 
kapitals,    ermöglicht      Wie     sieh    für    che 
Volkswirtschaft    infolge   der  neuen  * 
nnd    räumlieh    ununterbrochenen    Wechsei- 
beziehung  ein  anderer  Mittelpunkt   hi 

Met 'hat.    so   verschieben   sieh   die   jur 
tik    und    Lebenshaltung    tonangebenden 
|    Faktoren:    der     Kern  der  Nation     wird  ein 
anderer 


Daneben   verbreitete    sieh,    zum  leil  in- 
fol°e  der  allgemeinen  Einwirkung  und  Kennt- 

les  Auslandes,  der  feinere  Lebensgi 
ein  geläuterter  Geschmack,  derEmflus 
zwei    ewigen   untrennbaren  Mächte :    Kunst 
und   Wissenschaft,    unter   welche    sieh    das 
geistige  Leben  einreiht;  infolgedessen 
lieht   die   unsichtbare   Gemeinde  der  Be- 
sitzer der  sozialen  Macht,  der   Pach- 
ter des  guten  Tones  .     rette  supenonte  de 
sentir  hon  et  de  bien  vivre    weitere  Kreise, 
erhält   eine   breitere   Basis,     unter  den 
einzelnen    Klassen    bildet    sich    eine    inter- 
nationale Gemeinschaft  der  Interessen.    An 
schauungen,    des    guten    Geschmacks    und 
der     Lebenshaltung     aus,     die     ausserlien 
in    der    allbezwingenden   Macht    der    üocle 
hervortritt     und    allmählich    für    die    be- 
sitzenden Klassen  einen  festeren  Zusammen- 
halt   bildet    als    die    Staats-    und   Ea 
Kemeinschaft.    Während  bis  in  die  dreissiger 
Jahre  ausschliesslich  nur  der  Adel  die    Ge- 
sellschaft«   bildete,    gewannen   im   gleichen 
Schritte   mit   dem   prompteren  Bestelldienst 
der   Nachrichten,    der    billigeren    Zeitungs- 
',  Förderung  und  der  neueren  Entviekelung 
Telegraphen    und    der    überseeischen 
Kabel   die  schon  vorhandene  Presse  und 
Börse,    das   Parlament  und   das    V  er- 
e  i  n  s  w  e  s  e  n  auf  das  öffentliche  Leben  einen 
mit  dem  Adel  rivalisierenden  Ednfluss.   I  nter 
der  Massenwirkung  dieser  vier  neuen  rak- 


i  etwas  ganz  neues :  die  ö  f  l  e  n  I  - 

•      i      i    i 
M  Geradi  ■  •'' 

Politik  i-i        wie   die  in  der  Kriegführung 
atlicb.es    B  dafür,   wie  der 

,   in  der  Weise  auftritt, 
dass   er    se  die   Leistungsfähi 

;  durch  den  Grossl 
1ternationalität   nicht  mehr  eil 
Fortsetzung   ran  b  reits  1 
dern    eine   völlige   Neuschaffung 
(auch   auf  entsteht 

e  vorher  unbekannte     Gesamtkrafl  . 
Noch    vor   wenigen  Jahren    nätti  aü 

schlagenden  Thatsachen  für  diese  Tl 
m  i,  «it      Heute   sind   sie,    zumal 
Aufkommen  des  Neu-Merkantilisn 
sehen  jedermann  geläufig. 

Eine   ungeahnte  Verstärkung  erhiell 
koneentrierende    Kraft    der    Kommunik 
durch  den  organisierten  Grossbetrieb.    I1 
Wirkung  erfasste  man  gleich  1 
aufkommen    der    Eisenbahn:    sofort 
erhoffte    man   davon  in  Deutschland  wie  in 
ftaüen     dass  dadurch  das  Volk  zur  Einheit 
zusammengeschmiedet     werde       »Mrr     le 
nicht    banse,    dass    Deutschland    m 
werde      so  prophezeite    schon   m  den  = 
Jahren,   als   die   ersten  Eisenbahnen  erst  in 
waren,    der    greise    Dichterfürst    zu 
Weimar       gute    Chausseen    und     kunJ 
Eisenbahnen  werden  schon  das  ihrige  th 

In  der  That  wurde    auch  das   pohtis< 
Leben   rascher  revolutioniert    als   das  wirt- 
schaftliche. ,         ,    , 

Solange     der    Transport    noch    auf    der 
Stufe   des    Kleinbetriebs    stand     umfas 
^n    den   Motoren    des   öffentlichen    Lei 
die  einen,   wie   die  Presse  und  Börse,  nur 
eine    in    sich    abgeschlossene    kleine    Well 
und  bewegten  sieh  auf  der  Schnecken; 
von    den   anderen   Faktoren,    wie    Landtag 
und    Vereinswesen,    waren    nur    sehwache 
Keime  vorhanden.     Zu  einem  selbständigen 
politischen  Urteil   waren   nur  wenige  fähig 
politischen  Einfluss   hatte   nur  der  adelige 
Grossgrundbesitz:   mit   Absehen   sah  er  die 
Zeit  herannahen,  da  »jeder  Bauer  so  sehneil 
wie  einer   vom  Adel   einen  bestimmten  Ort 
erreichen  könne«. 

Die  Welt  reckte  sich,  als  die  < 
und    noch    mehr,    als  Eisenbahn    und  le e- 
Sph  aufkamen:    die  Stadtmauer    und    f 
Abschliessung      nützte     nichts     mehr      die 
KeSateref   verlor    zuerst    innerhall 
SSg  alle    Berechtigung     die 

der  Partikularismus  wird  in  den  Tagen 
,  ...  s,e-  und  Weltpolitik  zum  Anachroms- 
mTis  die  altüberkommenen  Gegensatze 
Aschen  Nord  und  Süd,  welche  -DeStaaftg 
vor  aUem  Indien  und  Spanien,  zum  Ted 
noch     Deutseldand     und     Frankreich 
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trennen,  gleichen  sich  allmählich  aus.  Alt- 
überkommene Vorurteile  fallen:  das  po- 
pulsierf  lebhafter,  dei 
i  wird  ein  Machtfaktor,  die  Hauptstadt 
giebt  wie  in  der  Mode  so  auch  in  der 
Politik  den  Ton  an,  Parlament  und 
Fraktion  erlangen  einen  früher  ungeahnten 
Einfl 

Die  Philosophen    des   klassischen   Alter 


tums    glaubten,    die   Grenzen    eines    [deal- 
staates  dürften  sich  nur  so  weit  erst 
als  eine  Stentorstimme  reiche;    für  die  Re- 
ling über  Massen  freier  .Männer  bestand 
physiologische  Frage   darin,    wie    der 
Herrscher    in    Mitte    von    auch    nur  Zehn- 
nd  sieh  allen  verständlich  machen  und 
wie    in    einer    Versammlung    alle    zugleich 
5]  o  chen    könnten.      Die    Verbindung     des 
Transportgrossbetriebes    mit    dem    Grossbe- 
triebe    in    der  Buchdruckkunst    hat    dieses 
Problem  spielend  gelöst.    Bedeutsame  Reden 
z.B.  des  Kaisers  werden  am  gleichen  Tage 
in    etwa     1200    Depeschen    bis    in     ferne 
Weltteile  befördert;    es  vergeht   kaum  eine 
Woche    darüber,    bis   der  grösste  Teil    der 
Wähler  Deutschlands    ihren  Inhalt    kennen 
gelernt    und    der  Kaiser   von   dem  Wieder- 
hall,   den    sie    gefunden,    sich  vergewissert 
hat.     Keine  Regierung  hatte  früher  so  sehr 
die  Mittel,   um    die   öffentliche  Meinung  zu 
Q,     keine    andere    aber    wurde    auch 
so  sehr    von    ihr  getragen.    Nicht  nur  ein- 
Akte,   sondern  die  ganze  Haltung  derj 
rang  werden  heute  täglich  kommentiert 
und  finden    in    dem  Börsenkurse   eine  täg- 
liche greifbare  Kritik. 

Hand    in   Hand    damit    vollzog  sich  eine 
Umgestaltung    der    Anschauungen    in    dei- 
ne   und  öffentlichen  Meinung  und  da- 
nach  der  Regierungsmaximen. 

Für  den  Staat  entstand  gegen  früher 
da  alles  überzeugt  war,  dass  er  1 . ■.  1 , ■  ■  - 
für  die  Erfüllung  der  negativen  \.u- 
a  der  blossen  AI. wein-  von  Angriffen 
(auf  Eigentum.  Freiheit  und  Leben)  geeignet 
und  berufen  sei,  eine  neue  positive  Aufgabe 
■"  'l'-r  Hebung  der  produktiven  Kräfte  des 
Land.-.  er  gewann  einen  weiteren  Inhalt 
seines  Zwecks  und  frisches,  pulsierendes 
Leben,  aber  auch  neue  Mittel  und  neu,.  Ein- 
nahmen. 

Sodann  gab  die  Dampf-  und  FJektricitäts- 
beförderung,     kaum     dass    sie    eingeführl 
war,  den  Ausgangspunkt  ab  für  eine  Fehde 
in  welcher  die  alten  Gegensätze  des  allge- 
ui. sinen   Verkehre  und  der  Konkurrenz,   des 
laissez-faire«    und   der  Regii 
tion,  unter  neuer  Beleuchtung  zum  Austrage 
gelangen  sollten.   Sofort  nämlich  fragte  man 
sich:  lässt  Bich  überhaupt  noch  eine  künst- 
Erschwerung     des    Verkehrs    recht- 
■  "■    wenn    sich    die    Nation    zur    Be- 
ding  der   räumlichen  Sei, ranken   einen 


bis  dahin  unerhörten  Aufwand  an  Geld  und 
Mühe  auferlegl  - 

In  der  ersten  Zeit  war  alles  von 
völkerverbindenden  Kraft  der  neuen  Trans- 
portmittel so  sehr  begeistert,  dass  es  als 
selbstverständlich  galt,  dass  jede  Regierungs- 
massregel, welche  dem  entfesselten  Ver- 
kehre im  Wege  stehe,  insbesondere  die 
protektiiini.-ti~.lie  Abschliessung  ebenso  wie 
Censur-  und  Passzwang  weder  Sinn  noci 
Berechtigung  mehr  habe. 

Bis  in  die  fünfziger  Jahre  hatte  man  den 
Einfluss  des  Seehandels  (und  der  Regierung} 
auf  Handel    und  Gewerbe,    unter  der  Nach- 
wirkung der  merkantilistischen  Lehre,  über- 
schätzt;  von   da    ab    wurde   er,    angesichts 
des     staunenswerten      Emporblühens      de! 
englischen    (und    schweizerischen)    Export- 
industrie,    unterschätzt.     Nun     begann    de| 
Aufschwung    des    englischen    Handels    im 
Jahre  1834,   also  vor  dem  Freihandel,   aber 
gleichzeitig     mit     den     Eisenbahnen.      Nun 
einige  Jahre  später  begann  auch  der  gleiche 
Aufschwung  in  Frankreich,  den  Vereinigtet 
Staaten,    Belgien   (Deutschland    und    in  de* 
Schweiz).     Wir  haben  hier  Länder  vor  uns, 
welche  damals  dieselben  mechanischen  Kräfte 
und  Erfindungen    zur  Hand   hatten;    da  ist 
der    Schluss    gerechtfertigt,    dass    dieselbe 
grosse  Ursache    den    Grund    zu    ihren    Er- 
folgen legte.    Und  was  war    diese  gemein- 
same     Ursache?       »Der     Freihandel 
führte    schon     1866    Dudley    Baxter    aus. 
»kann  es  nicht  sein,  denn  unreines 
von    den     vier    Ländern    hatte     die 
Freihaudelspolitik  angenommen:  aber 
es  besteht   allerdings    eine    solche   gemein- 
schaftliche  Ursache,  die  jedes  der  vier  Län- 
der vorzugsweise    entwickelt   hat,    nämlich 
die  Dampfbeförderung.« 

Im  gleichen  Sinne  hatte  schon  ein  Jahr- 
zehnt vor  Baxter  ein  (freihändlerischer)  fran- 
zösischer Nationalökonom  ausgeführt,  dass 
nicht  der  Freihandel  die  Exportindustrie, 
sondern  umgekehrt  letztere  den  Freihandel 
in  die  Höhe  gebracht  habe:  wäre  Frank- 
reich nicht  schon  1860  ebenfalls  von  Nord 
nach  Süd  und  von  Ost  nach  West  mit 
Si  •hienen,  den  belebenden  Arterien  des  Wirt- 
schaftskörpers, durchzogen  gewesen,  so  wür- 
den die  damaligen  Befürworter  des  eng- 
lischen Handelsvertrages  gezögert  haben, 
die  franzosische  Industrie  der  Gefahr  einer 
Konkurrenz  mit  England  auszusetzen. 

Ein  Jahrzehnt  später  wurde  der  gleiche 
Transportfortsehritt  für  die  entgegengesetzte 
Forderung  verwertet 

Mit  der  Ausbreitung  der  Weltwirtschaft 
wurde  der  politische  und  materielle  Inter- 
essenkreis erweitert,  dessen  Reibungsfläche 
zwischen  den  verschiedenen  Wirtschafts- 
zweigen und  Nationen  vergrößert.  Die 
Schwächeren  sehnen  sich  nach  Schutz  und 
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:,    die    scharfe    Weltmarkt- 

nnknrrenz,    die    Stärkeren    nach    weit 

|inuI1g    ihrer    Absatzgebiete   und  poh- 

„     Grenzen.        Als      die      Landwirte 

ürten,   dass   ihnen   mit   der  Eisenbahn 

lie  Konkurrenz   hart    auf   den  Leib   rückte, 

a  sie  aus  enragierten  Freihändlern  eben- 

,e    Prohibitionisten.      Infolge 


naturgemässen    Einwirkung    der   inter- 
»tionalen    Beziehungen    und  der  Handels- 

„-,liiik    auf    die     internen    wirtschaftlichen 
Zustände  und  auf  die  Gewerbepolitik  wurde 
lie  Zollfrage  zum  Crystallisationspunkte  für 
ü-teigruppiemng  überhaupt,  namentlich 
Js   die   konservative   Partei   mit  Erfolg  die 
n  den  60er  Jahren  von  Carey-Dühring  aus- 
,eue  Losung  aufnahm:    nicht  der  Zoll- 
sondern die  regelnde,  koordinierende 
rhätigkeit  des  Staat.--  sei  das    Wesentliche, 
Sollsehutz    nur    eines    der    Hilfsmittel 
r  Thätigkeit.  . 

Es    erwuchs    daraus    'lie     kommerzielle 
lUng,   «leren  Intensität   der   politischen 
nachgiebt,  und  eine  V  e r  s  c h  ä  r  f  u  n  g 
der     gegenseitigen     Preisunterbietung 
auf    dem    Weltmarkte,     welche     man    als 
Produktion     bezeichnet.       Die     Folge 
r    Leiden    Neuerungen    besteht    dann, 
jss    die   Industriestaaten   in   den   näcl 
Jahrzehnten  ausser  stände   sind,   unter  sich 
Einigung  gegen   Provokationen    seitens 
3  prohibitionistischen  Kolonialstaates  zu 
erzielen.     Für   sie   ist  der  Freihandel  nicht 
ein  Luxuspräsent  an  das   Ausland,    sondern 
eine     Art    Kaufseid    für    die    Einbürgerung 
der    Grossindustrie;    nicht    der    Freihandel 
,i.i   60er  Jahre  hat,  wie  man  damals  lehrte, 
£e   Grossindustrie   erzeugt,   sondern   umge- 
kehrt-   die   durch   den    Transportfortschritt, 
dann  durch  die  Zollerhöhung  emporgezogene 
.  Grossindustrie    ist    es.     welche    in     konse- 
quenter   Weiterbildung    in    einigen     Jähr- 
ten  den   Freihandel   (zuerst    gegenüber 
den     Agrikulturstaaten   I  erzwingen  wird. 
Die  neueste  Wendung  erbrachte  die  see- 
I  und    Weltpolitik,    der    neumerkantilistisehe 
I  Imperialismus.    Die  ebeu  erwähnten  beiden 
I  Tendenzen,  das  Isolierungs-  und  Expansions- 
bedürfnis, stehen  in  einem  Widerspruch  zu 
einander,    für   den   man   die   Lösung   durch 
Erwerb  von  Kolonialbesitz  zu   finden  sucht 
Eine   derartige  Erweiterung   der  politischen 
Macht   soll  zugleich  die  wirtschaftliche  1  n- 
»bhängigkeit    erbringen   und    gewährleisten. 
Diese  neueste  Wendung  zur  Expansions- 
Politik  hat  dem  Streit   um   die   Phasen    der 
Entwicklung     des     Industriestaates     eine 
andere   Spitze   gegeben.     Heute   handelt  es 
sich    nicht    mehr    bloss    um   den  ln- 
!   dustriestaat,auchnicht  mehr  allein 
I   um    den    Auteil    an    der    Weltwirt- 
schaft oder  um  cüe   Zollpolitik   gegen   die 
nächsten  Nachbarn,    sondern  um  eine   Han- 


dels- und  Schiffahrtspolitik  im  g  i 
Stil,  um  die  Erlangung  und  Bi  I  i 
derSte  weltexpansi    i    Gross- 

maeht.  als  Kolonialmacht,  alsinter- 
nat  ionaler  G  läubigerstaat. 

c)  B  i  ihrung.     Di  •  Analogie  de 

volkswirtschaftlichen    Wirkung   der    Trans- 
p  ,rtvi  rvollkommung     mit     derjenigen     auf 
dem   Gebiete  des   Heerwesens,  d  c   M 
und    der   Verteidigimg    wun  1832 

gleichzeitig  von    List    und    dem    beka 
Fabrikanten       llarkort       zu      int 
Schlüssen    verwertet      Sie    trifft    zunächst 
auf  die  geschichtliche  Entwickelung  z 


die    Weltgeschichte    kennt    auch 
tärische  wie  für  die  wirtschaftlichen  Zv 
nur    zwei    Systeme    der    pla  n  g    m 
Ausnutzung  '  des     Kommunikationswesens, 
nämlich    das    römische    Strassen-   und    das 
moderne  Sehienennetz.    Ebenso  ferner  wie 
die  Produktionstechnik  war  auch   die  mili- 
tärische   Technik   mit  der  Wende  des 
gen    Jahrhunderts    durch    das    Princip    des 
I  Hasse  nbet rieb s,    und  zwar    in    G< 
des  (französischen)  Massenaufgebots,  erwei- 
tert worden.     Die  volle   Anwendung   dieses 
Princips  jedoch  war  deshalb  nicht   möglich, 
weil  eine  Beförderung  und  rasche   Koneen- 
trierung    der    Massen    technisch   nicht   aus- 
führbar war.     Vielleicht,    fragte    man    sich, 
konnte  man  für  diesen  Zweck  —  bei  dem  von 
jeher  alles  von  der  Koncentration  der  Kraft 
auf  den  entscheidenden  Punkt  und  Tag  so- 
wie   von    der   Schnelligkeit   der   Bewegung 
abhängt  —  die  vorhandenen  Wasserstrassen 
ausnützen :  dieses  Problem  behandelte  z.  B. 
1817  eine   Denkschrift   des  österreichischen 
Feldmarschalls    Maillard.      Auf    eine    neue 
Lösung   wies   das  Aufkommen   der  Dampf- 
beförderung hin;    mit    ihr   wurde   nun    der 
Transport,  der  bisher  nur  für  die   Mut 
und  Bagage  bestimmt  gewesen  war.  für  die 
Operationen  selbst  angewendet.     >oeh  W- 
wurdeLists  Vorschlag  bespöttelt,  die  Bahnen 
systematisch  als  militärische  Operationslimen 
zu  benutzen  und  auf  ihnen  rasch  die  Truppen 
an  den  Ausschiffungs-  und    Zielpunkt    her- 
anzubringen.     Nun    aber    veränderte     sieh 
binnen  nur  drei  Jahrzehnten  der   Charakter 
der   gesamten  Kriegsführung.     Namentlich 
in   Preussen   erkannte   man   bald    die    mili- 
tärische Bedeutung  der  grossen  durchgehen- 
den Bahnlinien,  welche  zwischen  den  be 
damals    getrennten    Hälften    der  Monarchie 
möglichst  schnelle  und  direkte  Verbindungen 
herzustellen    berufen    sein    könnten.      tl.en 
so    wenig    wurde   die   Wichtigkeit   der  von 
Berlin  nach  Nordwesten  und  Südosten  aus- 
strahlenden Verbindungen   verkannt  (Jüect, 
Die    ersten    Eisenbahnen    von  Berlin  nach 
I  dem  Westen  der  Monarchie,   im  Archiv  für 
Eisenbahnen  XVIII.  1895).    Der  erste,  der  ein 
Eisenbahnnetz   als  NatL  .ualverteidigungs-ln- 
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strument  rühmte,  war  Fr.  Last;   es  erleich- 
Zusammenziehung  und   Verteilung 
Streitkräfte.     Bekannt  ist.  wie  sehr  sich 
hon  vor  1866  die  Verwertung  der 
Bahnlinien  für  die  rasche  Eoncentration  der 
Armee  und  hernach  die  Hebung  der  Eisen- 
bahnwehrkrafl  gen    sein    Hess    und 

zur    grösstmöglichen    Vollendung    brachte. 
Hält  Bayern,    legte   er  in  einer  Denkschrift 
1866  dar.     zu   Oesterreich,   so  ist   es 
seine  Armee  als  die  Benutzung 
c  Bahn  Regensburg-Pilsen-Prag,  welche 
uns  nachteilig  wird,  da  solche  die  "eben  an- 
geführte Koncentration  um  etwa  15  Tage  ab- 
kürzt, ategische  Eisen- 
bahnnetz für  die  Schlagfertigkeit  einer  Nation 
i{    wie  die  militärische 
Kraft.      Von    ihr    hängt   die   ständige    Ver- 
bindung   mit    dem    Hinterland    und    seinen 
Hilfsquellen,    der   richtige   Aufmarsch,    die 
ordmi       _       isse  Truppen- Verpflegung,   die 
Nachfuhrung  der  Mnnition  und  der  Ersatz- 
Mannschaften,    die   volle   Ausnützung  eines 
3    -  3,    die    rasche    Sammlung   nach    einer 
Schlappe,  auch  die  Wegführung  der  Kranken 
und  Verwundi            I   Fangenen   ab.     Schon 
Einflusses   der   Eisenbahnen 
sind       iwch      alle      Versuche,       Kussland 
auf    grossem    Massstabe    angriffsfähig    zu 
machen,    bis  jetzt   gescheitert     Die   Wich- 
it    der    Transportmittel    für    die    neu- 
zeitliche   Kriegführung    trat    noch    nie    so 
deutlich    zu    Tage     wie    im     chinesi 
und  südafrikanischen  Krieg.     Beide   führen 
deutlich     vor    Augen,     wie     rasch    unsere 
Zeit    in-    Riesenhafte    wächst      Noch    vor 
einigen    Jahrzehnten   war   es   ein   Ding  der 
ge  hunderttausend  Mann 
über    See    an    den     Feind     heranzubringen. 
T  ud    die    von    der   Küste    in    das    Binnen- 
land                   Eisenbahn    leistet    den   eng- 
■uppen  die  gleichen  Dienste  \i 
transrhenanus  den   Römern. 
:    ■'■    '        fortschreitende  Vervollkomm- 

-  lesTransportwi  sens  mit  den  gesteigerten 

heutigen   Kriegsführung 
und      Waffenwirkung     in      Zusammenhang. 
Die  Erfindung  des  Sohiesspulvers  hat  nicht 
der    --wirkt  als  die  Ausdeh- I 

-  des   Eisenbahnnel  B     der  unbe- 

ichkeit,    eine    beliebige    Zahl 
der  i  eldschlacht   disponiblen    Kom- 

battanten heranzubringen,musste  von  denNati- 
itigenw  ■  .    Lufge- 

der  Masse  immer  weiter  gefasst  wer- 
den, schliesslich  so  weit,  dass  jeder  waffen- 
fähige ."Mann  wehrpflichtig  ist.  Noi 
kaum  100  Jahren  zogen  nur  30000,  vor  drei 
Jahrzehnten  300000  Mann  (auf  jeder  Seite] 
ins  Feld;    heute   sind  es  i  Millionen. 

Wie    innerhalb    des    einzelnen    Staates   das 
Leben  ■    so  wird   im   Ernst- 

fall   d       ■        inck   eines   Landes   mit  einer 


Schnelligkeit,  die  an  das  Wunderbare  gi 
nicht  mehr  in  Jahren  und  Jahrzehnte;; 
dem    in    Wochen    und    Tagen    entschi 
Mit    dieser    Abkürzung    wird    zuglei< 
\  i  i  wildernde,  kulturfeindliche  Xebenwii 
grosser   Kriege,    die  sich   erst    bei  längere 
Dauer  entwickelt,  gemildert.     Sodann  wir 
dmvh     die     Eisenbahn     die    Grenze 
an    den    Mittelpunkt   des  Landes,   die  Cenl 
trale    der     Grenze     näher     gebracht      D 
Grenzdeckung     ist     erleichtert,     weil 
jedem     Grenzpunkt     blitzschnell    zu    Hilf, 
eilen   kann:    in    gleicher   Weise    aber  aucl 
die  Ueberrumpelung.  da  ebenso  rasch  die  in 
Innern     angesammelten     Truppen     ai 
Grenze  geworfen  werden  können. 

Die  Wache  vor  dem  eigenen  Thor*  .   I 
es  im  Binnenlande  oder  an  der  Küste,  hol 
eine  blosse  V  e  rt  ei  d  i  g  u n g s  stellun u-  zu  s-in 
Für  Heer  und  Flotte  gilt  es,  eine  mög 
grosse    Anzahl   Streiter  bezw.  Schiffe  ras 
an    einen    Punkt    zu   dirigieren,    wem 
noch     die    Mobilisierung    des    Gegner-    e\ 
stören.      Wer    sich    verteidigen   will,    mus 
den  Krieg  an  die  feindlichen  Küsten  b  zw 
Landesgrenzen  tragen  und  den  Macht.]1 
des  Gegners  näher  rücken ;  es  handelt 
heute   nicht   mehr  nur   um   ein  Ersel 
vor  den   Thoren   des  Gegners,   sondern  nir 
dauernde,    häusliche    Einrichtung    vor    den- 
selben. 

Durch  die  Transportvervollkommnung  ist 

—  wie  auf  dem  Gebiete  des  Zollwesen  -  — 
eine  ständige  Kriegsbereitschaft  nötig  _  - 
worden,  wenigstens  für  alle  kontinentalen 
Grossmäehte.  — 

Das  Aufgebot  und  die  Wehrhaft- 
machung  der  Völker  der  europäischen  1 1 
Staaten  legt  schliesslich  den  Grund  zu  einem 
Prozess  der  friedlichen  Erziehung 
der  Nationen,  der  sich  allerdings  viel  lang- 
samer abspielt,  als  man  gewöhnlich  an- 
nimmt. Hier,  wie  bei  der  Frage  der  Be- 
seitigung der  veralteten  Zollgrenzen,  blieb 
der  Effekt  der  Eisenbahnen  hinter  den 
Mitte  des  19.  Jahrhunderts  allgemein 
gehegten  Erwartungen  zurück:  während 
sich  in  den  wirtschaftlichen  Beziehungen 
ein  Plus  ergab,  stellte  sich  in  den  inter- 
nationalen ein  Minus  heraus.  Warum? 
Der  Grund  lag  gerade  iu  der  weitreichen- 
den wirtschaftlichen  Umwälzung.  Einmal 
sind  die  Konkurrenz-,  die  Besitz-  und 
Machtverhältnisse  noch  zu  unfertig,  als  das! 
die  Transportvervollkommnung  ihre  fried- 
liche Mission  heute  schon  vollbringen  könnte. 
in  hat  das  europäische  Gleichgewicht 
die  Wendung  genommen,  dass  eine  Land- 
macht, wie  das  Deutsche  Reich,  im  Hin- 
blick auf  die  bevorstehende  »Liquidation! 
oder  Nen-Aufteilung  der  Welt,  es  unter- 
nimmt,   seinen    Konkurrenten    auf    ihrem 
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ten   Element,   auf  der  See,  entgegen- 

"Vl.ie  fih.  die  Gesamtkraft  zu  erle- 
senden Kaufopfer.   Jede  Evolution  erfolgt 

■;,,,  ,1a.  Alte  hinweg  im  V\eg  der  \  er- 
ung  „„1  Ersetzung,  keine  kann  ohne 
ffizung  im  Wege  stehender  Existenzen 
„,  ,.  [nteiees8en  herauswachsen.  Demgemass 
sich  auch  .11,.  Ausdehnung  und  die 
Ausbildung  der  eben  erwähnten  Gesamtkraft 

ohne  <  Ipfer.  ,  ..        v 

Für  diese  Seite  ist  in  der  vulgaren  Na- 
tionalökonomie sogar  ein  Schema  berkomm- 
JJ      Khrv  diese  Aufzählung  der  »Schatten- 
seiten des  Kommunikationswesens,    (s.  z.  J>- 
...,-.     Nationalökonomik    des     Handels, 
n'och     lu     der    Auflage    von     1899, 
68-478,    und    Wagner,    Aphoristische 
Grundlegung,   noch  in  der  dritten  Mflage 
v,,n    1901     S.    17:    »a)    Gutes,   b)  lebles«) 
trifft  nicht  den  Kern  der  Sache. 

Was    von   dem   Standpunkt    des    allge- 
meinen Volkshaushalts  aus  allein  einen  ver- 
nünftigen   Sinn    giebt,    das    ist     die    Ver- 
ehärfune    des   Konkurrenz-    und    Existenz- 
gSs.8     Für     die     wirtschaftliche     und 
geistige     für  die  industrielle  und  pohtische 
Inferiorität    bilden    die    trennenden    grossen 
Zwischenräume     einen     gewissen     benutz 
Dieses     Schutzes    geht,    ähnlich    wie    im 
Kriegsfall,       so       im      Erwerbsleben      der 
wenigei  Gewandte  oder  Kapitalschwachere 
verlustig,  sol  .ald  ihm  derStärkere  näher  auf  den 
Leib  gerückt  wird,  sobald  speciell  die  Lrans- 
portkosten  so  sehr   ermässigt  werden,    dass 
uas  Erzeugnis  auch  aus  weiterer  Ferne  her- 
ebracht    werden    kann.      Dem    Schlag- 
fertigeren   und  Kapitalkräftigeren    wird    es 
durch    die    Transportverbilligung    leichter, 
seinen   Konkurrenten    niederzukriegen,    das 
Grosskapital  findet  an  der  Transportvervoü- 
mnung   eine  Hauptstütze,    der   gewerb- 
liche  (und  landwirtschaftliche)  Kleinbetrieb 
kann  geaen  die  billige  Fabrikware  und  gegen 
den  Uebersee-Weizen  nicht  mehr  aufkommen 
er   verliert   den   lokalen   Absatz   und   damit 
seine    Grundlage    und    Nahrungsquelle,    — 
ebenso     wie     jede     primitive     Wirt- 
schaftsstufe  und  Produktion,   die  natur- 
gemäß   an    der    Scholle    haftet.      Em    be- 
deutsames   Ergebnis    der    modernen   Ver- 
kehrsmittel  ist:    die  Kalkulation  auf  Grund 
de,  Massenumsatzes    und  Weltmarktpreises, 
damit    der  Kampf    um  die  wohlfeilsten  Ei- | 
zeugungskosten,  erfasst   von    der   Mitte  des 
vorigen  Jahrhunderte  an  alle  Gewerbezweige 
und  von  Mitte  der  achtziger  Jahre  an  aueü 
die  landwirtschaftlichen  Betnebe. 

Wie  den  einzelnen  Produzenten,  so  er- 
geht es  auch  den  einzelnen  Orten  und  Be- 
zirken: aus  solchen  die  keinen  }  erkehl 
haben,  wandern  die  jüngeren  Arbeitskräfte 
di,.  tuchtigeren  Gewerbetreibenden  und  die 


untern.  '        ■  '    &*Pl1  disi  n  denver- 

kehrsre  n  zu:  Orte  und  Bi 

die   weniger  Verkehr  haben,   bleiben 
allein  .tili,-  stel  i  I  am  werden  d. 

weiter  zurückgeworfen,  je  höher 
sich  andernorts  der  Verkehr  entwickelt 
Säftestockung,  R  und  Verarmung  rsl 

die  Stiafe  für  die  Isolierung.        Da 
mit  von  ganzen  Reichen  und  ihrer  Stel 
lumW  eltverkehr.  VonJahrzuJal  i  trittes 
deutlicher  hervor,  wie  diejenigen   Verkehrs- 
mittelpunkte,   di,.   rin,.   direkte   und  billige 
Verbindung  mit   dem   Meer  haben,   <h 
deren  überflügeln,  deneneine  solche  direkt 
Beteiligung  am  Weltmarkt  versagt  ist.    Lhe 
einen  Plätze  erhalten  von   dem    Welthandel 
eine  ungeahnte  Expansionskraft,  die  an 
verfallen   -    an   sich    und    noch    mehr   im 
Vergleich    zu   ihren   Konkurrenten    und 
Pole!    deren   verstärkter   Machtstellung    und 


IOlgC     ueieu     ra..,<»»^-     — ; .     " 

Anziehungskraft    -    in    eine    gewisse 
lierung;    sie  bleiben  stationär  und   komi 

au.    den    engen.    Kleinliehen    Yerhältm 

nicht  heraus. 

Die  erwähnten  Nachteile  finden,  wie  be- 
kannt,  ihren   Ausgleich   durch   die   Hebung 
der     Gesamtkraft  .     Fasst   man   die   Nach- 
teile als  die  Keime  und  Kaufopfer  für  einen 
unumgänglichen    Fortschritt    auf,    so   wird. 
das   Gesetz   des   ewigen   Fortschreitens  der 
Menschheit  nirgends  heller  ms  Lieh ;  gesetzt 
als  durch  die  Opfer  des  Transportfortschritts. 
So  sehr  die  Klagen   der  einzelneu    in    ihrer 
Existenz  Bedrohten  die  Fürsorge  des  Sozial- 
politikers  verdienen,  eine  Umkehr  ist  ausge- 
schlossen.  Sonst  hätte  man  noch  nicht  einmal 
eine    Post,     von     der    Eisenbahn    ganz     zu 
schweigen-    denn   schon   vor  Jahrhunderten 
machte   man    gegen   die  Post    und  Binnen- 
schiffahrt   die"  gleichen    Bedenken    geltend 
wie  heute  gegen  den  Industriestaat 

Auf  welche    Weise    nun    die    Benach- 
teiligung der  einzelnen  Produzenten 
einzelnen    und     nächstbeteüigten    SrMto- 
kuppen  (des  ■  weitergebrachten  Stadt-  und 
öotenwesens  ,    und    einzelner    Klasse 
lhlvn    Ausgleich    findet,     bildet    ein    noch 
dunkle,     Kapitel    der    Sozialpolitik 
generalisiert  noch   zu  sehr,  ähnlich  wi. 
fineni  anderen  Ausgleich,    nämlich  bei  dem 
Ines    erhöhten    Veikehrs-Aufwands    durch 
ein,-  erhöhte  Frequenz.  _ 

Wohl  war  es  z.  B.  zu  Liste  Zeiten  ver- 
kehrten der  Produktivität  dieses  doppel- 
seSn  Fortschritte  der  Eisenbahnen   und 
ff  Industrialisierung  zu  zweifeln     Damals 
war   der   Verkehr   noch  gering,   der   Fort- 
schritt vollzog  sich  nur  langsam  nach  Kaum 
und    Zeit    die    Verschiebung    in    dei    Koii- 
kurren?  die   mit   ihm   verknüpft   war    war 
,    „überstürzt   und   nicht   so   tief ein- 
schneidend  wie  in   dem  heutigen    Zeitalter 
der   Elektricität.      Heute    dagegen    hat    dei 
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Verkehr    einen     gewissen     Sättigungs- 
punkt erlangt:  ob  heute  ebenso 'wie  früher 
;  de    Verkebjsvervollkomranung    auch 
ine  und  eine  dem  A  u  Ewand 
rechende  Produktivität  für  jeden  Land- 
strich, ffi:  k  ßse  und   für  jeden  Pro- 
duktionszweig erbringt,   das   hängt  von  den 
einzelnen  Umständen  ab.    Der  Chausseebau 
nützt  der  Landwirtschaft  und  [ndustrie 
'   iss  S      der     Hau    von     Kanälen,    auf 
i   im    Grossbetrieb  in   der  Hau]  I 
nur    Sohlen     und     Getreide     transportiert 
werden,   kommt  überwiegend  den  G  c 
Städten    und    Industriebezirken    zu 
gut    Ganz  ebenso  verhält  es  sich,  nachdem 
re    Volkswirtschaft   den   Charakte 
rossbetriebs    erlangt    hat.    wohl    mit    der 
breitenden  Industrialisierung:  die  M 
der    geschädigten    Interessen    wird    immer 
zahlreicher     und     die    Verletzung    immer 
indlicher.     Es  liegt   im    Wesen   dieses 
ebs  der  Volkswirtschaft,  da-  si<  h 
im  gleichen  Schritt  mit  seiner  Ausdehnung 
Konkurrenz  näher  rückt  und  verschärft, 
lie  Ausgleichung   der  Kräfte   und  die 
Verstrickung  in  den  Weltmarkt  und  in  seine 
Konjunkturen,  durch  welche  dir  Selbständig- 
deineren  Produzenten  empfindlich 
-    wird,  unaufhaltsam  voranschreitet. 
Dabei  wird    sich  dm  Differenz  zwischen 
•hm  Standpunkt  des  Politikers,  der  nur  auf 
Ganze   schaut,    und    dem    des  einzelnen 
ten,    mehr    und    mehr    erweitern. 


7.    Transportfortschritt    und    Trans 
portkonsum.      lim    der   Untersuchung   dei 
Wirkungen  des  Transportverkehrs  gehöi 
sich  diejenige   in   Bezug  auf  den  Tran 
bedarf  an  die  Spitze.      Jedoch   ist  das 
hältnis    zwischen     dem    Transportbedürfnfc 
und    -nicr  Befriedigung    so   eigentüml 
Natur,  dass  es  erst  am  Schlüsse  dargestellt 
werden    kann. 

Sehen  die  Hebung  der  Produktion  hat 
uaturgemäss  hinwiederum  eine  Vermehrung 
der  zu  befördernden  Güter  und  Nachrichten 
zur  Folge.  Zugleich  wird  z.  B.  durch  die 
Führung  eines  Kanals  oder  einer  Eisenbahn 
zu  abgelegenen  Wäldern,  Steinbrii 
Bergwerken  der  Rapport  zwischen  Bedarf 
und  Befriedigungsmittel  verbessert  oder  erst 


Wir  halten   an   der  wechselseitigen   Rück- 
wirkung   zwischen     Gesamt-    und    E 
interesse  unverbrüchlich  fest:  wir  sehen  voll 
lass  jeder  Fortschritt  der  Industrie  wie 
des  V  rkehrs  dem  Ganzen  nützt,  dass 
i    di.-   etwaigen   Debergangsleiden   auf 
Dauer   immer   wieder  ihren  Ausgleich 
o,   ferne,-  dass  diese  Hebung  der  Ge- 
der    Nation    und    der    Triebkraft 
Produktion     schliesslich     auch    jedem 
Einzelnen    zu   gute    kommt.     Der  Einzelne 
itigt,    de,,    Grund     dies*  i 
iselseitigen  Rückwirkung  und  der  Zeit 
Eintritts   zu    prüfen    und   zu    fra  ren 
"  dieser  l  für  ihn  zu  erwarten 

noch  zu  di  ;   Zoit.  da  er  noch  lebt 
und   webt,    und    ol,   „ieht    der  Schaden,    den 
H   "i'   durch   die    Eonkurrenzverschie- 
-    erleidet,    grösser  ist    als  der  zu  er- 
wartende indirekte  Nutzen. 

1  ",|  tod  diesen  Einzelinteressen  werden 
dem  Fortschritt   der  Industrie  um    i 
:  i  i  immi  i 

■  mpfindlicher  berühr!  und  sich  in  Gea 
m  Fortschritt   steUen.     Ob  i 

rerst  nicht  doch  geschont 

q  und  könm  i  ichl  zu  viele 

'    3i  b    ligungen  zu  befürchten 

bzuwägi        t  Sa  he  der 

ipolitik. 


hergestellt,     damit    die      Gesamtkraft 
stärkt,    eine   Steigerung  des  Konsums    und 
eine    verkehrschaffende   Wirkung    erwächst 

Ferner  erklärt  sich  aus  der  »Gesamtkrafl 
dass  jeder  rationelle  Mehraufwand  für  eine 
entgegenkommendere  Lieferung  und  Leistung 
seinen  Ausgleich  in  der  gesteigerten  Frei 
quenz  (Penny-Porto-System !)  findet.  Ef 
»schiesst«  etwas  empor,  wie  Knie.  Mrn 
ausdrückt,  aber  es  ist  dies  nicht  ein  bishd 
gefesselter  Trieb  des  Verkehrswachstums 
sondern  der  spekulative  Unter! 
nehmungsgeis  t.  Vor  der  Eisenbahn 
war  letzterer  nur  durch  den  Handel  repräsen- 
tiert und  bestand  die  Volkswirtschaft  in 
der  Hauptsache  nur  in  der  Waren-  und 
Preisausgleichung  durch  den  Handel.  Nun- 
mehr erweitert  sich  die  Unternehmeithätig- 
keit  sowohl  in  der  subjektiven  als  in  dei 
objektiven  Richtung  (über  den  preisaus- 
gleichenden  Handel)  hinaus,  die  Folge  ist 
neuer  Transportbedarf. 

W  ie  die  Transportvervollkommnung  eine 
Zunahme  des  Transportbedürfnisses  hervor 
bringt,  dafür  bietet  die  Ausdehnung  z.  B. 
der  Ansichtspostkarte  oder  des  Fünf-Kilo- 
ts  oder  das  Aufkommen  der  kauf- 
männischen Reisenden  einen  Beleg.  Bis 
ins  19.  Jahrhundert  herein  bestand  das 
ganze  kaufmännische  Reisen  in  dem  Auf- 
suchen der  Messen  durch  den  Prinzipal. 
Mit  der  Ausbreitung  der  Fabriken  begannen 

'■•  '■■■" ■     "ach    englischem     Vorgang    ihre 

.Muster  durch  ihre  Handlungsgehilfen,  die 
nun.  nach  Art  der  Hausierer  das  ganze  Jahr 
auf  der  Strasse  liegen  mussten,  den  Grossisten 
anbieten    zu    lassen.     Bald    nach   der 
breitung  des  Telegraphen-   und  Eisenbahn- 
netzes (Ende  der  fünfziger  Jahre)  fand  man 
heraus,    dass    der   rasche   und   zuverlässige 
Bestelldienst    das  Halten    grösserer  Vorräte 
i   |  are,     insofern     die     Vermittelung    der 
■  ten  überflüssig  mache.    So  begannen 
dieFabriken    -  zuerst  die  Hüttenwerke,  dann, 
Jahren,  auch  dieBaumwoll- 
webereien  —  immer  zahlreicher  direkt  an 
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Detaillisten  heran  zutreten   und  die  I 

[es    Magazinhaltens    auf    sich    zu    nehmen. 

beträgt   die  Zahl    der    lediglich    dei 

Reklame   und  'lern  Inkasso   dienenden  Rei- 

„.,„1,11    in    Deutschland    nicht    weniger   als 

ü l!  ,       ,,..  . 

■\[i,    dieser   verkehrschaffenden  Wirkung 

triff!  die  oben  erwähnte  Seite  der  Organi- 
äation  zusammen,  so  dass  die  Berechnung 
mf  den  Massenumsatz  und  die  Neigung 
zur    Akkumulation    und   Expropriation,    wie 

m  Grosskapital  allgemein  zugeschrn 
wird     am    frühesten    und    heute    noch    am 
schärfsten    und    reinsten    bei    dem    in    den 
Transportanstalten    angelegten    Grosskapital 
m  Tage  tritt.     Beim  Transport  kam   zuerst 
die  Kalkulation  auf  den  Massenkonsum  und 
Massenumsatz  auf.  vorauf  der  heutige  Gross- 
eb    überhaupt    beruht.      Die   a-e--i-; 
Tendenz  gegen  den  kapitalschwächeren  und 
ers,  htterten  Kleinbetrieb    ist    nur  eine  an- 
,    Seite  der  centrahstischen  Tendenz  der 
Sportanlagen;    auf    diesem    Gebiet.'   er- 
standen ja  auch  die  ersten  Kartelle  und  die 
mächtigsten  Aktiengesellschaften.  Diese  Teu- 
denz  beruht  hauptsächlich  darauf,  dass  ähn- 
lich   wie  der  Dmtrieb   des   Kapitals   so   die 
Organisation  des  Umlaufs  der  Betriebsmittel 
nm    so    vollkommener   ist.    je    grösser    das 
Verkehrsgebiet,  und  um  so  mangelhafter  ist, 
kleiner    es    ist.    dass    ferner    der    unge- 
lene  Wettbewerb   zu   zweckloser   Preis- 
schleuderung   und  Verzettelung  der  Kräfte 
und  Betriebsmittel  führt. 

Eine  weitere  Konsequenz  ist  z.  B. : 
^us     der    gemeinwirtschaftlichen    Pro- 
duktivität    der     Vorkehi-- Anlagen      ergiebl 
sich,     dass     hierfür     in     Bezug     auf     die 
Preiskalkulation     und     Konkurrenz    andere 
Regeln  selten   als  für  die    privatwirtschaft- 
liche    Produktion.       Beispielsweise     sollen 
leistungsfähige  Wasserstrassen  bestimmungs- 
i,ss  Konkurrenten  der  Eisenbahnen  sein. 
Aber  erfahrungsgemäss  ist  jeder  neue  plan- 
i  massig  angelegte   Verkehrsweg     Zubringer 
J  für  diejenigen  Verkehrslinien,  die  er  durch- 
eidetund  an  die  er  anschliesst,  wie  um- 
gekehrt   diese  mitberührten    Verkehrslinien 
:  Für  ihn    selbst    den  Wert    haben,    dass 
ihm  Güter  zubringen;  auf  diese  Weise  ver- 
zweigt   und    verästelt     sieh    die     nützliche 
!   Wirkung  eines  neuen  Verkehrsweges  derart. 
:   äass  sich  unzählige  solche  Wirkungen  nicht 
I   unmittelbar     fühlen.       auch      nicht      ohne 
weiteres     nachweisen    lassen.      Zieht     man 
nun    für    das    Verhältnis    zweier    konkur- 
rierender  Verkehrswege    eine    längere    Pe- 
riode  in  Betracht,    so  ergiebt  sich  ächhess- 
lic-h  eine  Hebung  der  Produktion,  der  Kon- 
-    sumtiou.  des  Umschlags,  des  Verkehrs  und 
Austauschs,    überhaupt    ein   stärkerer  Piüs- 
seldag    des    wirtschaftlichen    Lebens.     Die 
Schiffahrtsstrassen  schaffen  neues  wirtschaft- 


lich,- Leben,    bringen   bisher    inbi  oul  I  u 
Produktivkräfte  zur  Hebung,  vermehren 
verzweigen    den  Absatz,    erhöhen    also 
überha  i  ,,;1  &  '   V,M_ 

kehrswegen  zube  I    tnsportmeni 

und  dieser  \  erwachs  kommt  je  nach 

seiner  Art   allen   Verkehrsstrassen   zu   gute. 

s,,  besteht  zvs  i  i  Schiffahrtsstra 

und  der  Eisenbahn  ei  a  sich  för- 

derndeWechselwirkung.  1  >ie  Furcht  der  E5i 
bahnverwaltungen    vi  Konkurrenz    ist 

nach  den  neueren  Erfahrungen  gar 
nicht    haltbar.      In   Frankreich   z.   1!.   hat 
sieh  seit  1882  der  Verkehr  auf  den  Wasser- 
strassen  mehr   als  verdoppelt:   trotzdem  er- 
reicht die  Gesamteinnahme,   die  d< 
bahnen  durch  die  konkurrierende  Schiffahrt 
entzogen    worden    ist,     kaum    10%.      Die 
gleiche  Wechselwirkung   bietet    si  b 
Entwickehmg     des     Rhein  Verkehrs     dar. 
Beispielsweise  betragen  die  Transporte* 
ober-   und   unterhalb  Ruhrort   über  8  Milli- 
onen Tonnen.   Trotzdem  wird  dieser  enorm 
Flussverkehr  den  ganzen  Rhein  entlang  von 
wenigstens  zwei  gleichlaufenden  Eisenbahnen 
begleitet,    welche    eine    sehr   starke  Güter- 
bewegung haben.     Diese    ist  viel  lebhafter. 
als  sie  sich  voraussichtlich  ohne  Vorhanden- 
sein des  si  hifibaren  Stromes  entwickelt  hätte. 
Ein    weiteres    überzeugendes    Beispiel    für 
Wechselwirkung    zwischen   Schiffahrts- 
strasse und  Eisenbahn  bietet  der  Verkehrs- 
wung,   den  Frankfurt  nach  Eröffnung 
der  Mainkanalisierung  genommen  hat. 

Litteratur:   Huber,    Deutsc)  Tndusln 

Stuttgart,    Colta  1901.  —  Derselbe,     Ge- 
Entwickelung    da     modernen     Ver- 
■,.,.   —   v.  (I.  Borght,    ' 
Verkehrswesen,   I  S  '■'>■      "   M; 

/„/-.      Verl    ! tu  u  '  in     Deutschi 

;     .  ■„,,      G.      Teulme,       S.     118— W-     —     <■'■ 

Schmoller,    Der  moderne    Verkehr  im    Verhall- 

„,„   wirtschaftlich!  i  -   <"•"  sittl 

Zut    Sozial '   Gewerbep 

\0,  S.  U—37).  —  Kaufmann, 
,.    Frankreiel         196,  II    B 
667—670    u.     73g— 780.    —    Colin.     > 
yali  ;. .   III.  Bd.    —    Hotelier.      \ 

.,„,!:  des  Bandeis-  und  Gewerbefl, 
VII.    Aufl.,    1899,  S.    168.    —    Eediff,    Ev 
der    Eisenbahnen    auf    Kultur    und     Voll 
sc}taf  Engelmann,1898.  —  PMUppson, 

II      ,.  |     Verkehr,    Berlin    1899,    S. 

Foville,   /er  tn 

Iquences  econorniques  et  soci 
0.   —  F.  List.    Das 

mtel  :»/    VervoUkomn ng 

Industrie,    des    deutschen    / 

■      \ 
m-  —  Knies,    r 
U  ng  /'  '•"" 

nesch,    II 

Wi  Schulte, 

—  A.  F.   Weber,    1 

'■    ~~ 
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Emil    Sax,    Die    Verkehrsmittel    in    TW/.-.*-    mul 
Ismrtschafl.       Bde.,  Wien   1878179.    Endlich 
.-;'•  cü  llen  StichivorU  »  angegi  '<•  nen 
isenbahnen  (oben  Ilil.  Il[  S.  }87ff. 
s  ch  iffah  ri    Bd.  II  S.861  f.),  s  <  l 
Jährt  (Bd.  VI  S.SS9ff.),  Post  (Bd.]  rS.  U8f.), 
p  h  ie    n  n  d    Telep  h  o  n  i  ■     .  Bd.     VII 
■    Wege.  Iliibrr. 


IL  Verkehrswesen  im  deutschen 

Mittelalter. 

1.  Verkehrswege.  2.  Verkehrshemmnisse. 
3.  Ursprüngliche  Verkehrsfördernisse.  4.  Trans- 
portmittel und  ßotenwesen.    5.  Ergebnis. 

1.  Verkehrswege.  Ans  dem  Nebel 
orgeschichtlicher  Zeiten  tauchen  nur  in 
flüchtigen  umrissen  die  Handelsstrassen  auf, 
die  dem  Verkehr  zwischen  den  Griechen 
von  Massilia  und  Etruskern  und  den  Ger- 
manen dienten.  Wir  erfahren  nur.  dass 
Deben  der  Nordsee  die  Ostsee  wegen  ihres 
hochgeschätzten  Produktes,  des  Bernsteines, 
von  südlichen  Kaufleuten  und  nordischen 
Zwischenhändlern  vornehmlich  auf  drei 
Wegen  aufgesucht  worden  ist:  einer  zog 
vom  Schwarzen  Meer  die  Weichsel  ab- 
wärts, ein  zweiter  von  der  Mündung  des 
Po  an  über  die  Donau  die  Oder  abwärts, 
ein  dritter  von  Massilia  aus  das  Rhonethal 
hinauf  durch  Gallien  nach  dem  Gebiet  der 
Teutonen  an  der  Nordsee1).  Wir  wissen 
jetzt,  dass  in  vorrömischen  Zeiten  und  na- 
mentlich während  der  Handelsherrschaft 
Massilias  über  die  Poebene,  also  bis  ins 
zweite  vorchristliche  Jahrhundert,  der  Ver- 
kehrszug die  Alpen  umging  und  dass  erst 
seit  Festsetzung  der  Homer  im  Ehein-  und 
ebiel  auch  da-  mittlere  Alpengebiet 
Verkehr  erschlossen  worden  ist2).  In 
geschichtlicher  Zeit  haben  die  Kömer  sieh 
um  Anlage  und  Ausbau  von  Strassenzügen 
in  Deutschland  verdient  gemacht,  ein  aus- 
gedehntes Netz  von  Strassen,  die  in  erster 
Linie  Heerstrassen  mit  Tosten-  und  Nach- 
richtendienst und  staatliehen  Quartier- 
stationen waren,  unter  staatlicher  Strassen- 
verwaltung  standen  und  meist  in  ziemlicher 
Höh.:    angelegt    wurden,    breitete    sieb   über 

Provinzen  Germania  superior  und  Ger- 
mania inferior.  Wir  erfahren,  dass  den 
Rhein  entlang  von  Bingen  bis  Xanten  meist 
drei  II.  erstrassen  gezogen  sind8),  die  sich 
weiterhin  aach  Wiesbaden  und  von  Kastei 
Tiber  Friedberg  aach  Hessen  und  Thüringen 

1  Vgl.  Jahrb.  de  \  i  r.  ins  ron  Altertums- 
Ereunden  im  Rheinland,  Heft  64,  von  Sadowski 
Die  Handelsstrassen   der  Griechen   und  Römer 

'lellt-rli    voll   Cohn,   1877. 

I.  v.  I  nihil.  Die  Benutzung  der  Alpen- 

iim     Utertum.      Neue    Henli  II  .  ryci   Jahr- 
i    II  (1892  .  öö— 92. 
Schneider,  Die  alten  Heer-  und  Handels- 


und von  Aschaffenburg  durch  das  Maintha 
nach  dem  Süden  fortsetzten.     In  den  Zeiten 
des    sinkenden   Römertums    war   Trier   dei 
Knotenpunkt  von  4  gallischen  Strassenzügen 
die  die  Stadt   mit   Mainz,    l'öln  und  Rheims 
und    mit    dem  Süden  über  Lyon  verbunden 
haben1).      Auch    dem    Limes*  entlang,    dei 
bekanntlich  von   der  Maingegend  bei  Hanau 
nach  dem  mittleren  Neckar  und  der  unteren 
Altmühl    ging,    verlief   eine  Handelsstrasse. 
Die  Rheinstrassen  verzweigten    sich  ebenso 
nach  Leyden  und  Nymwegen  hin  wie  nach 
der  Ems    und    über  Soest    zur  Wesermün- 
dung, während  andererseits  von  Siegen  über 
den   Westerwald   und   durch    die    Wetterau 
die  Verbindung  mit  der  am  Limes  verlauten- 
den Handelsstrasse  hergestellt  war.  Als  Alpen- 
pässe dienten  der  Römerzeit  der  Grosse  St. 
Bernhard,     vielleicht    der    Shnplon     (dieser 
jedenfalls   nur  von  lokaler  Bedeutung),   und 
von  den  Bündnerpässen  der  Splügen  und  dei 
Julier,    während    es    fraglich    ist,    ob    auch 
Septimer,  Bernhardin  und  Lukmanier  sehen 
vor  dem  Mittelalter  benutzt  wurden2).     Er- 
wähnt  seien    von   grossen  Strassen  in  Süd-' 
deutschland:    die  via  Claudia  vom  Po  über 
Trient    nach  Augsburg  und  die  Strasse  von 
Mailand  über  Vevey,    Solothurn,  Angst  und 
Basel    nach  Windisch    oder  Strassburg    und 
Mainz.      Götz  hat  ausgerechnet3),    dass   iu 
der  Römerzeit  ein  Packetfuhrwerk  von  dem 
mittleren    Oberitalien    in    7—8    Tagen    den 
Bodensee,   in    10—11    Tagen   Augsburg   et? 
reichte,    während    Regensburg    von    Verona 
aus  in  15  Tagen,    Salzburg  von  Aquileja  in 
11  Tagen  erreicht  wurde.     Nach  Mainz' kam 
man    in   gleicher  Weise   von  Basel   in  5—6 
Tagen,  nach  Cöln  in  weiteren  2  Tagen  und 
an  die  Weser  von  Bonn  aus  in  7 — 8  Tagen, 
die   ganze    Strecke    von    Rom    bis    Leyden 
konnte    iu   34  Tagen   zurückgelegt   werden. 
Gegenüber    den    Landstrassen    wurden    die 
Wasserstrassen    zur  Römerzeit   weniger   im 
Dienste    des    Verkehrs    benutzt,    noch    am 
meisten    der   Rhein    iu    seinem   Unterlaufe, 
auch  die  Weser,  aber  noch  weniger  als  de] 
obere    und    mittlere   Lauf   des   Rheines   die 
Donau.     Seit    dem   dritten  nachchristlichen 
Jahrhundert    stockte    dann   auch    die    Fort- 
bildung   des   Landstrassennetzes,    das     die 
Römer  über  die  Rheingegend  und  das  süd- 
liche und  nordwestliche  Deutschland  ausge- 
spannt hatten,  wenn  auch  freilich  viele  der 


Strassen   der   Germanen,   Römer  und  Franken, 
Bd.  3,  S.  19. 

J)  Hauck,  Kirchengeschichte  Deutschlands 
I,  26. 

2)  Vgl.  Schulte,  Geschichte  des  mittelalter- 
lichen Handels  und  Verkehrs  1900  I,  39—53. 

1  Die  Verkehrswege  im  Dienst  des  Welt- 
handels, S.  362—377.  S.  über  die  Alpenwege 
nach  Italien  v.  Inama-Sternegg,  D.  W.<i.  Bd. 
LS.  4öl). 
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m  und  soüd  gebauten  Anlagen  sich 
Zeit    und    bis   in   die   Neuzeit    hinein 

S?n  haben.  So  beispielsweise  |ene 
brasse     von     Bacharach     nach     der 

B%on    der  Sebastian  Münsters  Kosmo- 

,n.a,,hie     im    Jahre    1.44    «igte    (N  • 
ffin  findet  auch  in  diesem  ranen^e  eine 

alterhabene    und    gepflasterte    Strasse    die 

;_  gegen  Berneastel,  und  von  dannen 
' ,.     bis  len  Trier   und   also   forthin  durch 
Land   Lützelburg.    die    ist    so   richtig, 
..  U  wäre  sie  mit  einer  Schnur 
,,.  ist  etwann  Tisches,  etwann  Baumes- 
etwann  höher  zu  beiden  Seiten  er- 
haben       Ungleich    härter   als   die    Romer- 
i  ,.tn  litten  indessen  die  mancherlei  Feld-, 
Wald-    und    Dorfwege,    die   meist  in  ziem- 
Hch    mangelhafter    Art    von     den    Dorfge- 
;„,!„    |er    Germanen    angelegt    worden 
-a  ,.„.  unter  den  verheerenden  Stürmen  der 
.  n  Wanderung.  Erst  seit  den  Tagen  der 
garolinger,   kann   man   sagen     hat  ochdu 
Grundform^   der  mittelalterlichen   Verkehrs- 
linien in  Deutschland  im  grossen  und  ganzen 
tigt.       Es    haust    dies    wiederum    zu- 
Jn    mit   dem  Eintritt  Deutschlands  m 
aas   System   des  Welthandels,    das   bis  ms 
15.  Jahrhundert  hinein  Bestand  hatte   wenn 
auch    die     verschiedenartige   Entwiekelung. 
die   der  Welthandel   während   dieser  Jahr- 
hunderte genommen  hat.   nicht  ohne  Buek- 
Kung    auf  die  Ausbildung  der  Verkehrs- 
linien im  einzelnen  geblieben  ist. 

Man  kann  unter  den  Landstrassen 
Deutschlands  im  Mittelalter  ein  System  von 
9  Hauptlinien  unterscheiden1),  die  von 
Süden  nach  Norden  und  von  Osten  nach 
Westen  verliefen:  Die  Donaustrasse,  die 
Reenitzstrasse,  die  Magdeburgerstrasse,  die 
Erhirterstrasse  und  die  niederelbische  Strasse 
Die  Donaustrasse  ging  von  Salzburg 
nach  Ulm  und  Regensburg,  dann  weitei 
über  Wien  nach  Konstantinopel,  die  Keg- 
nitzstrasse    von    Nürnberg     über    Sulz- 


»1  Mit  dem  folsenden  vereinige  ich  die 
scheinbar  entgegengesetzten  Ansichten  von 
Gasner     Zum  deutschen  Strassenwesen   S    10 

j  .■>  ■■+      o    ■>   n    S    550—552.    S.  auch  noch 

und  (Tntz.  a.  a.  u.  o.  oou    ■"'•"■  Q 

zu  Gasner  Deutsche  Litteraturzeitung  1890  >!■ 

1844   u   Lit.  C.   Bl.  1890  Sp.  790.   Im  übrigen 

1^   erwähnt:    Blinzer,    Notizen    über    das 

gewesen    insb    die   alten Landstraße« i   un 

Herlogtum  Lauenburg   (Archrvd .  V    ti.b. 

<l     "H7     T  auenbimr  V    -•    1 — -^h    luelL,J 

Die     alten    Verkehrenden    tato 

Archiv  f   Post-  und  Telegr.  25.  569),   Rodel. 

Die  Verkehrswege  zwischen  Villingen und  dem 

B  ei-au    ZeLchr.  f.  d.  Gesch.  des  Oberrheins 

NF  "9  505),  Heller,  Die  Handelswege  Innei- 

dentschlands  im  16..   17.   und   18.  Jahrhundert. 

Di "er :1884.    Wilhrand,  Verkehrswege  der 

B  elender  Gegend  in  der  Urzeit    Jahresber d. 

bist.  Ver.  f.  d.  Grafschaft  Ravensberg  14.  1-1-  ■ 

Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.    Zweite 


bachund  P  v  ;    Pi  ig    die  Erfui 

Strasse    kam  von  Braunsclrweig  und 

über  Erfurt  und  Suhl  nach  Bamberg  und 
Nürnberg,  die  Magdeburgerstrasse 
zog  nach  Leipzig  und  dann  entweder  uoei 
Hof  nach  Nürnberg  oder  über  Hof  und 
Eger-Waldsassen  nach  Regensburg,  die  nie- 
Stra  -Mief   von  Braun- 

schweig    nach    Bar  nördlich     von 

Lüneburg.  Dazu  kommen  die  zwei  nord- 
südliclien  Rheinstrassen,  deren  eine 
von  Utrecht  und  Cöln  her  über  Mainz  und 
Basel  oder  über  Cannstadt  nach  l  Im.  die 
zweite  durch  das  Wes  "fh 

Hersfeld     Fulda   und  Würzburg 

irg,  Priedberg  nach  Frankfurt  kam; 
von  Würzburg  ätrebte  dann  eine  überNord- 
liuo-eu  ziehende  Strasse  bei  Donauwörth 
ein!  Bereinigung  mit  der  Strasse  an  die 
von  Nürnberg  her  über  Bamberg  und  buhl 
nach  Erfurt  verlief. 

Schliesslich  sind  die  Hand  n  zu 

erwähnen,  die  Mainz  über  Frankfurt,  Ful- 
da Eisenach,  Gotha  und  Erfurt  mit  Leipzig 
und  Görlitz  und  Cöln  über  Soest  und 
Paderborn  mit  Wolfenbüttel  verbanden. 

In  Pfortaer  Urkunden   erscheint   in  den 
Jahren     1140     und     1157     eine    .hohe 
Strasse   ,    die   sieh    von    der   von  Erfurt 
ostwärts   ziehenden   Weinstrasse  abzweigte, 
über  den  Orlas,  bei  Karsdorf  über  die  Un- 
strut   nach  Querfurt   und  ms  Mansfeldische 
führte   und  die   bis   zur  Schlacht   von  Jena 
von    den   Kärrnern    benutzt   worden 
&      die    zwischen  Leipzig   und  dem  Rhein 
fuhren/   Frühzeitig  führt  diese  Strasse  auch 
den   Namen    »Kupfer Strasse   ,   weil  sie 
dem    Transport     des    Mansfelder    Kupfers 
nach   Augsburg    und  Venedig   hin  diente  M. 
Die    meisten    dieser    Strassenzuge    sind 
Völkerstrassen,    die   von   der  Natur   i 
schrieben   sind,    so  auch  beispielsweise  die 
SSe,    die  durch  das   westliche  Sachsen 
und  Vogtland   über   den  Frankenwald   von 
Nürnberg  nach  Leipzig  verlief -'>. 

E^  ist  selbstverständlich,  dass  die  Lnt- 
wickelung  des  Welthandels,  die  in  der  Be- 
gründunj  der  Handelssupreraatie  der  italie- 
nischen Seestädte  über  den  Süden  seit  den 
Kreuzzügen  gipfelt,  die  besondere  Ausge- 
staltung8dieser  Handelsstossen  im  einzelnen 
,lussen  musste.  Nicht  mehr  auf  der 
Dcmaustrasse  kamen  die  W  areu  des  I  taente 
S  Deutechland,  an  die  Stelle  RegeosbaigB 
Sen  Wien.  Augsburg  und  Ulm;  Nürnberg 
,Y,  oberschwäbisehen  und  oberrheinischen 
Stldte   erwuchsen   jetzt   erst    zu  Sitzen  des 


il    V<*1    Poppe    in    Mitteilungen    des    Ge- 
.chiehtUcfrNaturwissensel^l.  Veränj  von  S«i- 

gerhausen  und  Umgegend  III,  '»T'ftakSS« 
lirchhoä  in  Mitteilungen  d.  Ver.  t.  Erdkunde 
zu  Halle  a.  S.  1899,  S.  142 

*\  Kutzen,  Das  deutsehe  Land  I  .  Ao.  t. 

,-rr  11 

Auflage.    ^  II- 


162 


Transport  (Verkehrswesen  im  deutschen  Mittelalter) 


Ulm  und  Augsburg  verzweig- 
ten ihre  Handelsbeziehungen  bis  nach  i 
Böhmen  und  bildeten  eine  Durch- 

i  dieKaufleute,  die  aus  Flandern 
Brabant    kamen,    jetzt    erst    gewann 
die  ästrasse  des  Rheines  Bedeutung 

im  System  der  deutsehen  Handelsstrassen. 
Drei  Strassen  benutzten  die  deutschen 
Kaufleute,  um  von  Oberdeutschland  nach 
Italien  zu  gelangen:  die  tiroler  Strasse 
an  Innsbruck  vorbei  durch  die  Klause  nach 
it  und  der  Lombardei,  eine  west- 
liche schweizer  Strasse  von  Basel  über 
Luzern  und  den  Vierwaldstädtersee,  dann 
weiter  durch  das  Schöllenen-  und  Urseren- 
thal  über  den  St.  Gotthard  und  den  Lago 
maggiore,  schliesslich  eine  östliche 
schweizer  Strasse,  die  mit  der  tiroler 
Strasse  in  Verbindung  stand,  von  Basel 
über  Zürich,  Chur,  Chiavenna,  Riva  über 
den  Lago  di  Como l).  Eine  eingehende  und 
ziemlich  te    Geschichte    der    Ver- 

kehrsbedeutung der  Alpenwege  im  Mittel- 
alter   hat     Aloys    Schulte    gegeben.      Die 
Carolingerzeit    bevorzugt    den    Grossen    St. 
Iiard,   ohne  die  Bündner  Pässe  zu  ver- 
nachlässigen.     Einhards    Weg    von    Paria 
nach    Michelstadt    führt    über   St.   Maurice. 
den  Genfer-See  entlang  über  Solothurn  nach 
Strassburg.      Die  Hauptverkehrsstrasse   für 
den  englischen,    flandrischen   und  französi- 
Verkehr   geht  im    10.  und  11.  Jahr- 
hundert über  den  Grossen  St.  Bernhard  und 
im     wesentlichen    der    alten   Römer- 
strasse  mit   ihren  Etappen  Piacenza,  Pavia, 
elli,    St.     Maurice,     Vevev,     Lausanne. 
Bar-sur-Aube,    Chalons    >.    M., 
ns,    Arras.      I  i  bei    den    Grossen    st. 
Bernhard   ging  auch  der  Siedelungszug  der 
Normannen  nach  Unteritalien.    Ebenso  blieb 
im    Hochmittelalter  dieser  Pass   die  wich- 
tigste Alpenstrasse  für  Kaufmann  und  1 
während    als    sein    Nebenbuhler    für    den 
schwäbischen    Verkehr    der   Septimer    und 
für  politische  Unternehmungen  der  Brenner 
auftrat.    Erst  deutsche  Ansiedelungen  haben 
die  Pässe  Splügen  und  Bernhardin  und  die 
Pässe  von  Oberwallis  nutzbar  gemacht,    die 
Eröffnung  des   Simplonverkehrs  ist  wie  die 
des  Gotthardverkehrs  eine  Folge  deutscher 
Einwanderung    in    den    Centralalpen.      Die 
Chronik    des   Albert    von  Stade   zeigt,    dass 
der  st.  Gotthardpass    schon  im  Jahre  1236 
atzl  worden  ist 2). 


')  Vgl.  Hüllmann,  Städtewesen,  Bd.  1    S. 
348  ff. 

-Vgl.   Schulte    a.  a.  0.    I.    56,    67,    102, 

l69\J'-  '*7-  217-  229  »■  '••  Gittz  •'.  a.  o! 
5  meinte  noch,  der  Gotthard  sei  erst  im 
späteren  Mittelalter  erschlossen  worden.  Rich- 
tiger ist,  dass  erst  zu  dieser  Zeit  der  Gotthard- 
verkehr  aufblüht.  Vgl.  Heyd,  Die  Alpenstrassen 
im  Mittelaltei     Ausland  55,  1882)   S.  461—467 


In  das  System  des  orientalischen  an 
italienischen  Handels  gliederte  sich  auc 
die  Hanse  ein,  aber  nicht  vermittelst  ihre 
Handels  mit  Russland,  sondern  mit  Hilf 
der  niederländischen  Marktplätze,  damit  den 
auch  teilweise  wiederum  durch  die  Vei 
lmttelung  der  Städte  an  der  oberen  Donai 
Wie  sich  die  Warenzüge  im  einzelnen  be 
wegt  haben,  ist  trotz  der  Bienenarbeit  de 
Strassenforschung  noch  keineswegs  hinläne 
lieh  geklärt,  es  bestanden  z.  B.  Handels 
Verbindungen  von  Hamburg  und  Lübecl 
über  Lüneburg,  Braunschweig  und  Gott 
mit  Frankfurt  a.  M.  und  über  Magdebun 
und  Dresden  mit  Böhmen. 

Der  italienische  und  süddeutsche  Han- 
delsverkehr lenkte  auf  dem  Rhein  und  dei 
rheinischen  Landstrassen  nach  Flandern 
auf  der  Donaustrasse  nach  Böhmen  unä 
Mähren.  Charakteristisch  bleibt  es,  das? 
der  kaufmännische  Verkehr  zwischen  Ober- 
und  Niederdeutschland  bei  dem  Mangel 
einer  beide  Landesteile  einigenden  Wasser- 
verbindung und  der  Anziehungskraft  dea 
beiden  Ströme  Rhein  und  Weichsel  allen- 
falls durch  Vermittelung  der  Thüringisches 
Städte  sich  vollzog,  häufig  aber  sogar  dei 
Umweg  über  Brügge  bevorzugte1). 

Gruppieren    wir   etwa   um    Cöln,    .las 
sich    gerade    seit   dem    13.  Jahrhundert   in- 
mitten   des    deutsch-italienischen    Handels! 
Systems  zu  einer  Herrscherstellung  im  Ves 
kehrsieben  emporgeschwungen  hat,  die  rhei- 
nischen   Handelsstrassen     damaliger    Zeit. 
Den    Rhein    abwärts    zogen    Verkehrsweg! 
bis  nach  Holland  und  weiter  nach  Norwegen, 
westlich  von  Cöln   die  Eifel   und  Ardennen 
entlang     zur    Maas     nach    Maastricht     und 
Luttieh,  wo  wiederum  die  Linien  sieh  längs 
der  Maas  und  Sambre  und  längs  der  Scheide 
hin   verzweigten.     Diese   Strasse   hatte   mit 
dem   mittelrheinischen   und   oberrheinischen 
Gebiete  gleichfalls  Zusammenhänge.    Denn 
von   Mainz  aus  bewegte  sieh  der  Landtrans- 
port über  den  Hunsrück  nach  Trier,  von  da 
über  Merzkirchen  nach  Metz  oder  durch  die 
Eitel   über  Bidburg,  Junkerath,   Marmagen 
und  Zülpich    nach  Cöln.     Auf   dem  rechte? 
Ufer  des   Rheines   führte   die    diohe<.   oder 
•cölnische«  Strasse  durch   den  Westerwald 
über  Limburg   nach   Frankfurt2)  —  es   isi 
die  Strasse,   die  weiterhin    nach   Strassburg 
und  Nürnberg  verlief  und  auf  der  die  Pro- 
dukte des  Nordens,  namentlich  Tücher  und 
getrocknete  Fische,   gegen   Weine,   Seiden- 
stoffe und  die  Erzeugnisse  der  Levante  um- 
gesetzt worden  sind  :). 

)  Vgl.  dazu  Lindner,    Die  deutsche  Hanse 
2.  Aufl.  1901,  S.  171  f. 

Mittelrheinisches  Urknndenbuch,  II,  Ein- 
leitung S.  219. 

Vgl.    Wallraf,     Beiträge  zur  Geschichte 
von  Cöln,  S.  5. 
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In  dem   Reiseführer    eines    isländischen 

btes  aus  der  Mitte  des   12.  Jahrhunderts 

int   Main/,   als   ein  Knotenpunkt    für 

ms     Norden     verlaufenden     Strassen. 

der  Wasserstrasse   von  I  trecht   und 

iter  über  Cöln  füliren  zwei  Wege  dort- 

,;„  -     diese  beiden  gehen  von  Aalborg  nach 

Stade    von  wo  ans  die  beiden  Linien  Minden. 

'aderbom    und    Hildesheim,    Fritzlar    nach 

lainz  führen1). 

Wollen  wir  uns  ein  Bild  des  Warenver- 

Mhrs  mach™,  der  auf  den  rheinischen  Laud- 

a  vor  sieh  ging,   so  erseheinen  in  ihm 

insser  dem  Wein  und  Getreide  vornehmlieh 

Snn  aus  England,  die  Produkte  der  hollän- 

:,  Viehzucht  und  Fischerei,  die  farbigen 

■nzeuge    aus    Flandern.    Brabant    uud 

Lüttich,  Kupfer   und  Metallgeräte  aus  Huy. 

Dinant  und  Namur,  Bier  uud  Schweine  aus 


tfalen.    Waffen    und  Wachs    ans   Cöln 
Bonig  und  Wachs  aus  Neuss  und  Duisburg-). 
Genau  können  wir  nicht  entscheiden,  für 
Segenstände  der  Landweg  und  für 
welche  der  Wasserweg  gewählt  worden  ist: 
wenn    es  anging,    gab    man    allemal 
lern  letzteren   den  Vorzug  —  gerade 
umgekehrt  als    in    der   Römerzeit,    zu    der 
die   Landstrassen   in   Deutschland    eme    be- 
eutendere     Stelle    im    Verkehrsleben    em- 
:iK    di.-    \Ya— .-r-trassen. 
Nur  eine  einsehende  Durchforschung  der 
lahflosen    lokalen   Quellen    des   Mittelalters 
könnte  den  Anspruch  erheben,  im  einzelnen 
-'sichert   den  Verlauf  der  Verkehrs- 
strassen zu  erkennen.     So  können  wir  z.B. 
is     lern   8.  Jahrhundert  einen  der  sogen. 
Königswege     genauer  bestimmen,  der  von 
1  Mainz    herkam,  "sieh   am  Himmelsberg  vom 
•   -.weg  trennte,   bei  dem  Dorf e  Hemmen 
die   Fulda    schnitt   und   dann   über  das  Ge- 
birge nach  Norden  in  die  Hersfeider  Gegend 
und    nach   Thüringen   verlief.     Dass   dieser 
W eine  Handelsstrasse  war.  ist  ausdrück- 
lich   dadurch    bezeugt,    dass    der    auf   ihm 
ziehende    spätere    Abt    von   Fulda,    Sturm. 
!  hier    Slawen   findet,    die  zum   Zwecke    des 
H  Handels  einen  Dolmetscher  bei  sich  führten"). 
i  Nicht  immer  sind  wir  in  so  günstiger  Lage, 
und  es  wird  wohl  kaum   jemals  vollständig 
:  gelingen,   die    Strassenzüge ,    deren   Anlage 
durch  Fürsten  und  Grundherren,  Stadt-  und 


Landv.  i  Genossenschaften  und  Corpo- 

uid    ^istlii  her   \i'  be- 
zeugt ist,  einwandfrei  zu  lokalisieren. 

Ueber  die   fl                   Wegebaues,  die 
Breite  und   Ausstattung  i        Strassen,   das 
,i:        aJ .  die  Zweckmässigkeit  der 
[Jage  sind  wir  in  mittelalterlicher  Zeit  nicht 
[gehend  nnterrichtel  wie  über  die  römi- 
schen Strassenanlagen.    Jed :  Us   -'  W  fest, 

dass  die  fahrbaren^  Thälern  selte- 

ner waren  als  diejerdgi  i  Böhenzüge 

,!,.[■(  tebirge.  Dieselben  Gründe,  die  Völker  auf 
verhältnismässig  primitiver  Kulturstufe  zum 

Ackerbau   auf   Berghänge    führen,   1 

auch  diese  Höhenanlage  derm 
Landstrassen  l);  vor  allem  wirkt 
Sicherheit   gegen    verkehrsstörende  widrige 
Naturereignisse   und   WitterungsverhäH 
dabei  mit.     Statt   aller  Anführungen  i 
oer   Veränderungen   und   Erlasse   mag   hier 
die  für  die  deutsche  Auffassung  der  Dinge 
überaus    bezeichnende    Stelle    des   Sach 
spiegeis   folgen2):      des   koninges  strat 
sin  also  breit,  dat  en    wagen  deme  anderen 
gerinnen  möge.  --   die  idele  wagen   sal  ru- 
men  deine  geladenen,  und  die  min  geladene 
deme  sverren;  die  ridene  wike  deme  wagene 
die    gande    deme  ridene.      Sin   sie   aver  in 
enem    engen    wege    oder   np    ener    bru<  ge, 
unde  jaget   man   enen   ridenen   oder  to  vot, 
so  sal   die  wagen  stille  stan.   bit  sie  mögen 
vore    komen.      Svelk    wagen    erst    up    die 
bruegen  kumt   die  sal  erst  overgan,   he  sie 
idel  oder  geladen. 

Der  Schwabens]. ieee]  setzte  dann,  viel- 
leicht im  Ansehluss  an  römische  Bestim- 
mungen3), die  St  rassenbreite  auf  16  Fuss 
&  st  l),  al  «r  auch  mit  Beachtung  dieser  Vor.  ird- 
nung  ist  für  die  Kenntnis  der  Durchschnitte- 
breite,  der  Herstellung  und  Bauart  aller  Land- 
ätrassen  natürlich  nicht  viel  gewonnen.  Denn 
es  ist  methodologisch  unstatthaft,  in  der 
I  früher  beliebten  Weise  Stellen  des  Sachsen- 
und  Schwabenspiegels  ohne  anderweitige 
quellenmässige  Bestätigung  ohne  weiteres 
zur  Erkenntnis  des  mittelalterlichen  V  irt- 
schaftslebens  heranzuziehen.  Man  wird  im 
allgemeinen  nicht  fehlgehen,  wenn  man 
sich  von  den  Landstrassen  des  mittelalter- 
lichen Deutschland  wie  ebenso  von  den 
Strassen  der  Städte  keine  allzu  rosigen  "\  or- 


a)  Vgl.  Schulte  a.  a.  0.  I.  99.  Die  Fluss- 
lauie  im  Mittelalter  sind  übrigens  nicht  immer 
Sie  gleichen  wie  in  der  Gegenwart  S.  dazu 
n.  a~.  ,.Die  Hauptveränderungen  des  unteren 
Kheinbettes  Annalen  d.  hist.  Vereins  f.  d. 
Niederrhein  1859,  VII.  133  ff.  i. 

*)  Mittelrheinisches  Urkundenbuch,  II.  Ein- 
leitung S.  219.  Lacomblet,  Urkundenbnch  II, 
72s.  III.  174.  538.  582,  IV,  50. 

3)  Eigili  vita  Sturmii.  M.  G.  S.S.  II.  370ff. 
Vel.  Schwarz.  Fnldaer  Gymnasialprogramm 
1586,  und  Falk.  Xass.  Annalen  Bd.  XII.  2. 


')  Oben  sind  zwei  „hohe  Strassen"  erwähnt 
worden:  im  Osten  die  hohe  Strasse,  die  auch 
Kunferst  lasse  heisst,  und  im  Westen  die 
hohe  Strasse,  die  auch  CSlnische  Strasse 
genannt  wurde. 

-  Des  Sachsenspiegels  erster  Teil  oder  das 
sächsische  Landrecht,  herausgegeben  von  Ho- 
meyer  18613,  LT.  59.  3  und  A.  lo,  S.  28 i. 
"  3,  L  8  D.  Vm.  3. 
i  Wabe  v.  Lassberg,  1841».  S.  103,  Art. 
221.  Landau  in  Zeitschrift  für  deutsche  Kultur- 
geschichte, 1856 

11* 
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Stellungen  macht:  nur    der  Not  gehorchend 
habe  ier   und    Grundherren    Wege 

hergestellt  und  gepflegt,  ausgefahrene  Land- 
Reisig   und  Steinen  ausgefüllt, 
und  'las  noch  sehr  häufig  unter  der  schärfsten 
m  der  zunächst  Beteiligten. 
Auch    für   die    Bemessung   des   Yerhält- 

s,  in  dem  die  Benutzung  der  Land- 
strassen zu  der  der  Wasserstrassen  während 

Mittelalters  gestanden  hat.  fehlen  ge- 
nauere quellenmässige  Unterlagen.  In  der 
Vorzeit  bilden  die  grossen  Flüsse  die  Ver- 
mittler des  Handelsverkehrs,  die  Kömerzeit 

igen  bevorzugte  die  Landstrassen.  Erst 
nach    der   Römerzeit    sind    die    natürlichen 

äsen,  die  Flussläufe  der  grossen  Ströme 
Deutschlands,  von  dem  Verkehr  in  stärkerem 
Masse  aufgesucht  worden.  Tausend  Schiffe 
>ah  im  Jahre  1252  Erzhischof  Konrad  zu 
Cöln  am  Seile  hangen  M.  bis  dann  seit  dem 
Beginn    des    14.    Jahrhunderts    die 

rgrosse  Belastung  der  Schiff- 
fahrt den  Verkehr  von  den  "Wasser- 
strassen weg  auf  die  Landstrassen 
hinlenkte2).  Li''  Neuzeit  weist  dann 
allmählich  wieder  den  Wasser  Strassen 
die   ihnen    gebührende  Stelle   im  Yerkehrs- 

n  an.  Vom  Ehein  wissen  wir  zum 
Beispiel,  dass  er  erst  im  17.  Jahrhundert 
wieder  einiüerma-sen  seine  verkehrfördernde 
Bedeutung  erlangen  konnte3),  und  zwar  hängt 
das  nicht  nur  mit  mancherlei  Leistungen 
des  Landesfürstentums  für  die  Flussschiffahrt 
zusammen,  sondern  auch  mit  der  heillosen 
Verwüstung  und  dem  Zerfall  der  deutschen 
Landstrassen  währei  'jährigen  Krieges. 

Quetsch   eitiert   (S.  20)  jene  Yerse  des  17. 
Jahrhunderts : 

„Unmöglich  ist.  wer  eine  ferne  Reyss 
Thim  will,  dass  er  könnt  treffen  das  recht  (^eleyss. 
Die  Strassen,  die  gebaut  warn  vor  der  Zeit* 
Mit  Hecken.  Dornen.  Unkraut  seyn  bekleidt." 

Im  allgemeinen  schliesst  sich  zumeist, 
das  zeigt  auch  die  Strassengeschichte  des 
Mittelalters,  das  Strassennetz  den  Natur- 
'  an,  aber  mit  zunehmender  -wirtschaft- 
licher und  vorzüglich  technischer  Kultur 
treten  die  natürlichen  Gebilde  zurück  und 
das  System  der  Kunststrassen  und  Kanäle 
kommt  zur  Entfaltung.  Der  Hauptmotor  der 
Verkehrsgeschichte  ist  stets  die  Erzielung 
der  kürzesten  Verkehrslinie  gewesen. 

2.  Verkehrshemmnisse.    Alle  die  Fak- 
m.    die    wir    heute    als    die    belebenden 

1  Siehe  Niederrheinisches  Jahrbuch  für 
te,  Kunst  und  Poesie,  1843,  I,  141. 
äiehi  Sommerlad,  Rheinzölle  im  Mittel- 
alter, S.  141.  Basel  ergriff  bereits  im  Jahre 
1262  Massnahmen  gegen  die  Umgehung  der 
zollbelasteten  Rheinstrasse  (Geering,  Handel  und 
Industrie  der  Stadt  Basel  S.  ir>:u. 

Handel  und  Industrie  der  Stadt 

S.     iL')    ff. 


Grundkräfte  des  Verkehrswesens  anzusehe 
gewohnt  sind,  fehlten  dem  Mittelalter.    I 
Zeitungswesen  mangelte  dem  Mitte 
ebenso  wie  grosse  Büchersammlungen  fehlte 
(die  Bibliothek  der  Abtei  Hirschau  zählte  h 
12.  Jahrhundert  nicht  mehr  als  60  Bä 
und   entwickelte  sich  erst  seit  dem  Anfauj 
des  16.  Jahrhunderts,  die  erste  wöchentlich 
erscheinende  Zeitung  ist  sogar  erst  1609  i 
Strassbnrg  herausgegeben  worden ' ).    Natur 
lieh,     vor    der    Erfindung    der    Kunst    de 
Druckes  mit  beweglichen  gegossenen  Letten 
und    vor  der  Einführung   eines   geregelte! 
Postverkehrs  war  die  Ausbildung  der  Fresst 
nicht  möglich,  aber  damit  fehlte  eine  Haupt 
stütze   des  Yerkehrslebens,    die  sich  ebensi 
wie   der   Mangel  einer  schriftlichen  Korrei 
spondenz  recht  fühlbar  machen  musste.    Da 
Münz wesen    war  in   einer  Zeit,    wo   di 
Münzherren  an  fast  500  voneinander  völli< 
unabhängigen  Münzstätten  zum  Zwecke  perl 
sönlicher   Bereicherung   nur   auf   Münzver-I 
schlechterung  und  Münzvorrat  bedacht  waren  I 
ein  Verkehrshemmnis  sondergleichen,  weder 
die  Qualität   der  Münze  noch  die  Stetigkeit 
des    Münzfusses    konnte    einem    steigender 
Vriki'hrsbedürfnis,    einer    Zeit    lebhaftere! 
Handels  und  der  fortschreitenden  Geldwirt- 
schaft  genügen.    Erst  im  Jahre  1325  sind 
Goldmünzen    in    deutscher   Münze    geprägt 
worden-').     Vom    Bankwesen,    der    not- 
wendigen Vorbedingung  für  ein  ausgiebiges 
Handelskapital,    gab    es    nicht    einmal    di 
kümmerlichsten    Anfänge,    und    auch    die 
mangelhafte    Entwickelung    des    Geldleihe- 
geschäfts  bot  nicht  die  geringste  Möglichkeit 
zur  Befriedigung  der  beständig  anwachsende! 
Geldnot.     Und  über  alledem  die  unvollkom- 
mene   Gestalt    der    Rechtspflege,    die     nur 
kümmerlichen  Versuche  einer  Reichshaudels- 
politik,  die  Unsicherheit  der  Verkehrsstrassen 
zu  Wasser  und  Land,  die  Mängel  des  Spe-j 
ditions-  und  Kreditwesens,  die  ungemeinen 
Schwierigkeiten    des    Warentransports,    der 
ganze  monopolistische  und  antikapitalistische 
Geist  des  mittelalterlichen  Handels,  die  seä 
dem  13.  Jahrhundert  auftretenden  obrigkeit- 
lichen Preistaxen  mit  ilu'er  gegen  den  Handel 
und   Grosshandel  gerichteten  Tendenz,   dafi 
kanonische  Zinsverbot   der  Kirche   und    das 
Institut  des  Rentenkaufs,  das  lediglich  dem 
Grundbesitz    Kredit    gewährte   —  alles  i be- 
trug nicht  gerade  dazu  bei,  einen  schnellen 
Aufschwung   des   Verkehrslebens    und    i-im- 


")  Vgl.  Weller.  Die  ersten  deutschen  Zei- 
tungen.  Gregor  XIII.  schleuderte  im  Jahre 
ir> sii  gegen  die  Zeitungsschreiber  den  Bann. 
der  Speyerer  Reichstag  von  1575  wollte  die 
Druckereien  auf  die  grösseren  Städte  beschränkt 
wissen.  S.  Stephan  im  historischen  Taschen- 
buch, 1869.  IV,  10,  S.  410. 

2)  Lamprecht,  Deutsches  Wirtschaftsleben 
IL  463.    Kruse.  Cölnische  Geldgeschichte  S.  4H. 


Transport  (Verkehrswesen  im  deutschen  Mitteli 


L65 


Basti»«  Gestaltung  der  mit  ihm  zu^mmen- 

",,,„    sozialen    Verhältnisse    herbeizu- 
'     Vornehmlich   haben  aber  drei  tho- 
,,!    Rechtsgewohnheiten   des  Mittelalter 
iztenlätoendeuD^k^e 

hrsverhältiiisse  ausgeübt:   das  Strand 
LGrundruhrreeht  und  das  Stapelrecht. 

,  Strand  recht  haben  sich  wog nv- 
J£  Uch  die  Strandbewohner  als  ein  Recht 

'las 'out  der  Schiffbrüchigen  angem 
ton   erscheint  der  König  oder  das  Reich 
entsprechend   den   Grundsätzen    de 
scheu  Rechts    bis   ^  13.  Jahitandert 
.      igentümer  von  herrenlosem  Gut),  das 
;  Meeresküste  oder  Flussufer  vorfindet, 
Ch  dieses  königliche  Recht  von  dem 
Jentlichen    Strandrecht    der  Strandherren, 
flndesheri-en  und  Städte  überwuchert  wirrt. 
KancherKüstedehntesichdasStrandrecht 

fach  auf  die  Schiffbrüchigen  selber  aus  und 
SSite  sie  zu  Leibeigenen  des  Strandherrn 
hmlich  die  städtischen  Einungen   und 
fe  Sondere  die  Hans,,,  haben  al lerhand 
&Z- und  Milderungseinrichtungen  dagegen 
abm",  und  wemlstens  so  viel  meistens 
ixt    class   entweder  nur  das  herrenlose 
-        lernt  der  Konfiskation  verfiel  oder  aber 
ggenrümer  auf  seine  Reklamation  hm 
zur  Zahlung  eines  Bergelohnes  an   die  Ar- 
r  verpflichtet  war8),    ludessen  die  Ab- 
Ehaffung  des  Strandrechtes  ist  erst  unsag- 
i    langsam    vor    sich    gegangen     und   in 
hem  biederen   Ost-   und  Nordseestadt- 
hat  bis  in  unsere  Tage  hinein  der  Pastox 

ST  sonntäglichen  Kirchengebet  den  Himmel 
,  in  gisegnetes  Strandrecht  angefleht 
Dem    Strandrecht    entsprach    auf    dun 
Lande  das  G  r  u  n  d  r  u  h  r  r  e  cht :  die  Ladung 
rines  Wagens,   der  den   Boden  des  Orand- 
berährt  hatte,    war  diesem  verbalen. 
Von  Reichs  wegen  ist  die  Grandruhr  wieder- 
holt  abgeschafft   worden,  doch  haben   sich 
Z  Grandherren  ebensowenig  wie  am  andere 
reichsrechtliche  Bestimmungen,  um  die  Ver- 
bote der  Grundruhr,  gekümmert. 

Das  Stapel  recht  ist  ursprünglich 
immer  ein  natürliches  Ergebnis  der  geo- 
l  -bischen  Lage  einer  Stadt  ')■  besondere 
Schwierigkeiten  der  Gegend,  Strudel  und 
Wirbel  im  Fluss  oder  unwegsame  Fe Leu  m 
der  Nähe  u.  a.  m.  zwangen  die ^Kaufl eute 
und  Reisenden  dazu  an  dieser -Stelle  ihre 
Waren  abzuladen  und  mit  Hilfe  dei  Orts 
bewohner  weiterzuschaffen.  Ans  dieser  an- 
sehen Gepflogenheit  entwickelte  sab 
allmählich  durch  Usurpation  ein  Recht  cirei- 


\rt.    1.  Fremde  Waren   düi 

durch   Fuhrleute    ui  '     '"'    i"1',;"rh" 

erden  (Omschlags- 

ich   bäufig   dei 
Zw   '    /UI  Benutzung  der 

durch  ,i  ,    ■   ,  führenden Handclsroute 

verknüpft.     2.    I  Waren    müssen   an 

dem  ümladeplat;    i  ; 

ffestelH  und  Eeilgebot  i  Niederlage- 

recht) und  3.  häufig  besitzet  Bewohner 

der  berechtigten  Stadt   da  bhessliche 

Recht    des  Kaufs   der  importierten    Waren 
(Vorkaufsrecht)*).     Mit    dies*  i    Stadt- 

bürgern  vor  fremden  Kauf!  nxten 

Befugnis  des  Vorkaufs  nicht  zu  vei 
ist  der  sogenannte    F  ü  rkauf«.     Dnter  ihm 
versteht  man  1.  den  Kauf  de,  *t 

aufbehaltenen  Waren  seitab  vom  Mark 
2    \nkauf  im  grossen  oder  Kaut  nicht  zum 
Eigenbedarf,   sondern   zu   späterem  Verkaut 
auf    dem    Markt.     Gegen. diese   Gepfl 
heiten   mit  ihrer  preisst 
£   die    städtische    Wirtschaftspohtik 
Mittelalters    immer    aufs    neue    energis* 
Protest  erhoben-). 

W  der  anderen  Seite  ist  es  aber  etwas 
dem  Stapelrecht  ganz  Aehnliehes   wenn  etwa. 
.Venedig  die   in  ihm  verkehrenden  fremden 
Kaufleute    voneinander   absperrte    und    den 
Deutschen   nur  Handel  mit  Venetianern  er- 
laubte   dagegen   unmittelbaren  Handel   mit 
Orientken^nntersagte.     »Es  ist  das  ein  von 
allen     kräftigen     mittelalterlichen     Sta 
tochgeführtlr  Grundsatz,  dem  Burger  den 
Handel  zu  wahren   und  die  Stadt  nicht  zur 
Rolle   eines  Hauses   herabsinken   zu  lassen^ 
in    dem  zwei  Fremde  einkehren,    um     In 
Geschäfte  zu  erledigen«    (Schulte  a.  a   ü   1, 
;-,'i      V-rschieden   von   dxesem  Brauüi  er- 
scheint es  aber  wieder,  wenn  ^ssoge^nnte 
Gästerecht,    das   zwar  auch .den ^Handel 
der   Fremden    qualitativ,    quantitativ,    lokal 
und  zeitüch  beschränkte,  den i  Bürgern Kom- 
pagniegeschäfte    mit    den      Gasten     uutei 
,     Begreiflicherweise  Hefen  denn  auch 


')  Waitz.  Deutsche  Verfassungsgesdnchte, 
Bd  IV.  S  135.  Bd.  VIII.  S,  275.  Der  Bestand 
eines  königliehen  Strandregals  musste  m.  h. 
erst  eingehend  bewiesen  werden 

-i  S   Schröder,  Rechtsgeschichte,  S>.  olb. 
Vgl  Kohl.  Der  Rhein.  I.  22o. 


n  S  über  die  einzelnen  Stapelrechte  Roseher. 
-pi  tu  S21    <tieda  Handwörterbuch  der  btaats- 

gen,  Wörterbuch  d.Volk^techaftBd.nS.618L 
Eckert  Das  Mainzer  Schiffergewerbe  S.  43.  von 
RpIow  Jahrbücher  für  Nationalökonomie  III.  i. 
1^°21    i>    1     S.  460   und  in  Heycks  Monogra- 

vdrieen   IV     103.      Zöpfl,    Fränkische    Handels- 

fe  Gesetzgebung,    Verwaltung  und  Volkswirt 

schaft,  8.  Jahrg,  4.  Heft).  sj,    ,.,   ,;4 

»    v.  Below  in  Histor.  Z»tscnr.  8b ,  4|,  o», 

7-_>    in  Conrads  Jahrbüchern  3.  R  21^ o93  und 

in  Heycks  Monographieen  zur   Weltgeschichte 

VL  Jj°£  Bek,w  in  Heycks  MonograpHeen  VI.  103 

„.Jahrbücherfür  Nationalökonomie  HI.  F.-l.  45/. 
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verkehrspolitische  Bemühungen  hanseatischer 
Stadtg  q  darauf  hinaus,  dass  Bürger 

einer  Hansestadt  in  Bundesstädten  nicht  als 
galten  und  damit  von  dem  örtlichen 
Gästerecht  ausgenommen  blieben1).     Im  all- 
hat  der  Stapelzwang,  der  anfäng- 
lieh,  solange  noch  kein  Vorkaufsrecht  ihm 
anhaftete,    Warenzusammenfluss   und  Preis- 
minderung    brachte,     später     immer    nur 
einer  Gegend  und  einem  Gewerbe  Unter- 
stützung gebracht  auf  Kosten  derEntwieke- 
lung    des    Strassennetzes    und    auf    Kosten 
anderer  Gegenden  und  Gewerbszweige,  mit- 
hin  der   Lokalisierung    des    Reichtums  be- 
denklichen  Vorschub   gehustet   —  und  das 
bis  in  eine  Zeit,  die  immer  mehr  sich  dem 
Daturalwirtschaftlichen  Gängelbande  zu  ent- 
winden suchte.    Erst  in  unserem  Jahrhundert 
ist   eine  Besserung  eingetreten,   indem   der 
Artikel  114  der  Wiener  Schlussakte  die  Neu- 
emführung  vi  >n  Stapel-  oder  Umladerechten  an 
den  mehreren  Staaten  gemeinsamen  Flüssen 
untersagte  und  die  Fortdauer  bereits  bestehen- 
der derartiger  Rechte  von  der  Erkenntnis  ihres 
allgemeinen     volkswirtschaftlichen    Nutzens 
seitens  der  Dferstaaten  abhängig  machte2). 
3.     Ursprüngliche     Verkehrsförder- 
nisse.   Eine  Mittelstellung  nimmt  das  mittel- 
alterliche Zoll wesen  in  Deutschland3)  m- 
!i    ein,   als    es   aus  einer  ursprünglich 
verkehrfördernden  Institution   allmählich  zu 
einer   grossen    Verkehrsbelastimg   geworden 
Das   Salische  Vblksreeht   schon,   dann 
weiter  Karls  des  Grossen  Kapitular  von  805 
und  zahllose  spätere  Verordnungen  enthalten 
die  Bestimmung,   dass   das  Recht   der  Zoll- 
erhebung   eine    Gegenleistung    erforderlich 
mache :  eine  Beseitigung  der  Verkehrshemm- 
aisse.    Alle  Zolleinnahmen  dürfen  ursprüng- 
lich nur  erhoben  werden  als  ein  Aequivalent 
für  die  Leistung  von  Verkehrs-  und  Sicher- 
heitsdiensten.   Es   herrschte  das  Gebühren- 
princip    und    entfaltete    immerhin    einiger- 
massen   segensreiche  Kraft   für  Fortschritte 
und  Ausdehnung  des  Verkehrslebens.    Die 
öffentliche  Gewalt  und  das  vollfreie  Grund- 
eigentum hatten  für  das  Verkehrswesen  auf 
ihrem  Gebiete   Sorge   zu    tragen,  und   auch 
der  König  hatte  lediglich  als' Grundbesitzer 
das  Recht  der  Zollerhebung,  wenn  er  auch 
Beil    dem   8.  Jahrhnnderl    durch  seine  Ver- 
ordnungen in  besonderer  Weise  sich  um  die 
Aufrechterhaltung  des  Gebühreuprincips  be- 
müht  zeigte.     In   den,  Zolltarifsy 
jener  Zeiten  tritt  zumeist  eine  Stabilität  der 
Produktenpreise   zu   Tage,   und  es  war  so 


zunächst  bei  dem  Mangel  eines  Seltenheit». 
preises.  bei  der  ungefähren  Gleichmässigkeil 
der   Produktionskosten   und   der   namhaftei 
Höhe  der  Durchgangszölle  selbstverständlich 
dass  der  Produzent  des  Ortes  wirtschaftlieh 
besser  gestellt   war  als  der  Händler.     Eine 
kapitalfeindliche    Tendenz,    die   ,,'.- 
Eigentümliclikeit  der  Zunftverfassung  öfters 
hervorgehoben  worden  ist.  und  die  auch  in 
der  stets  nur  bedingten  Erteilung  der  mittel- 
alterlichen Zollbefreiungen  zur  Erschein  uno- 
kommt,    bildet     die     wirtsenaftspolitisehe 
Grundlage  des  mittelalterlichen  Zollwesens- 
ein  Zwischenhandel,  der  das  Verhältnis  von 
Konsument   zu  Produzent  hätte  verschieben 
müssen,  lag  nicht  im  Charakter  eines  Zeit- 
-.  das  in  Recht  und  Brauch  lange  Zeit 
die    rein    naturalwirtschaftliche    Grundstim- 
mimg zum  Ausdruck  brachte.     In  der  Zolfc 
tanfieruug.  die  im  früheren  Mittelalter  ein- 
fach  nach    dem    Transportmittel    festgelegt 
war.  kommt  dasGebührenprincipz um 
Ausdruck,  das  allein  zu  einer  Gliederung  de> 
Transportmittelveranlagungssystems    Veran- 
lassung   bot.      Unter    sonst   günstigen    Ver- 
hältnissen  musste   dieses    Tarifsystem  Fort: 
schritte  des  Verkehrslebens  befördern :  denn 
indem  man  sich  bemühte,  die  Höhe  der  Zoll- 
belastung  des  Transportmittels   durch  mög- 
lichste Ausdehnung  der  Ladung  zu  mim  lern. 
gelangte  man  zu  einer  Vervollkommnung  der 


'  Stein,  Beiträge  zur  Geschichte  .1er  deut- 
~<Mu  Hanse  bis  mn  die  Mitte  des  15.  Jahr- 
hunderts S.   112.   136. 

;    Klfiber,  Oeffentl.  Recht,  II.  22. 

'  8.  über  das  folgende  .Sonimerlad,  Die 
Rnemzölle  im  Mittelalter. 


Fahrzeugtechnik,  die  sich  schon  im  13.  Jahr- 
hundert bemerkbar  machte,  wenn  auch  viele,    i 
Kaufleute  nichts  von  grösseren  Fahrzeugen 
wissen  wollten1). 

Diese  für  den  Verkehr  im  wesentlichen 
günstige  Entwickelung  des  Zollwesens  wurde 
seit  dem  10.  Jahrhundert  unterbrochen,  als 
sich  die  Vergabung  der  Zolleinnahmen  er- 
weiterte. Daran  vermochte  auch  die  Usur- 
pation eines  königlichen  Oberzollregals,  das 
im  Anfang  des  12.  Jahrhunderts  aus  römisch- 
rechtlicher  Grundlage  sich  entfaltete,  nichts 
zu  ändern.  Und  gerade  während  des  that- 
sächlichen  Bestandes  eines  Königlichen  Ober- 
zollregals vom  Jahre  1111  bis  zu  Friedrichs  II. 
Confoederatio  cum  pirincipibus  ecclesiasticis 
vom  Jahre  1220  erwuchsen  die  Zölle  zu 
einer  Verkehrsbelastung  sondergleichen.  Die 
Zald  der  Rheinzollstätten  betrug  Ende  des 
12.  Jahrhunderts  19,  des  13.  Jahrhunderts 
44.  des  14.  Jahrhunderts  64,  die  Zahl  der 
Ue  35,  in  Unterösterreich  gab  es  77 
Donauzöile.  Die  fortwährende  Neuanlage 
von  Zollstätten,  che  höchstens  zu  einer  Be- 
günstigung der  lokalen  Produktion  führte 
(Rheinzölle  zählt  man  um  1400  etwa  62, 
Eibzölle  um  1600  etwa  47)  -),  die  zunehmende 


,,,    1.  V-L    v-  Below  in  Conrads  Jahrbüchern 
HI.  F.  21,  615  A.  195. 

Weissenliurn.  Hie  Elbzölle  und  Eibstapel- 
plätze 1901  S.  188. 
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Verpfändung,    die    für    die    Gläubige]    des 
ßfonn  das  Befriedigungsmittel  in  Bargeld 

i     änzliehe  Mangel  einer  einheitlichen 

i    und    die    wachsende   Zahl   von 

rangen,   die   eine  Unmenge  Mono- 

im  Verkehrsleben  begründeten1),; 
i.w  waren  Moment..-,  die  zur  Steigerung 
.ngeheuereu  Verkehrsbelastung  beitrugen. 
,,„:  lunsländliche  Verwaltung  der  verpfan- 
leten  Zollstätten,  die  ganze  ßaubwirtschaft 
m  Finanzwesen,  die  Belastung  des  Verkehrs- 
ebens  (der  Rheinzoll  z.B.  betrug  Mm-  des 
lahrhunderts  zischen  Bingen  und 
Koblenz  etwa  53  bis  67  %  des  verzollten 
Wertes)  führten  zu  einer  Fmgehnng  dei 
Wasserstrasseu.  zu  dem  sogenannten  »Ab- 
iahren  der  Zölle«,  aber  auch  zu  allerlei  Ver- 

,,     um    die    unerträglichen    Verkehrs- 

■reien  zu  beseitigen.  Allein  weder  die 
taiiEriffe  der  deutschen  Könige  und  Papste 
B0Ch  die  Selbsthüfe  städtischer  Einungen 
eitifften  dauernde  Ergebnisse,  gerade  die, 
Einrichtung  von  Laudfriedenszöllen  undGe- 
Leitsgeldern  bedeutete  eine  neue,  freilich  zu- 
nächst unbeabsichtigte  Belastung  des  ge- 
samten Verkehrswesens. 

iuchdas  Geleit  (praesidium,  conductus) 
bildete  ursprünglich  eine  verkehrfordernde 
Institution.  Das  Geleit  war  von  Anfang  an 
ebenso  wie  der  Zoll  eine  Obliegenheit  der 
erundherrlichen  Gewalt,  die  dem  Fremdling. 
und  besonders  dem  Kaufmann,  der  ihr  Ge- 
ltet betrat,  Sicherheit  und  Schutz  gewahren 
sollte  Weder  mit  dem  Königsfrieden  noch 
mit  dem  Marktfrieden  hat  das  Geleitsrecht 
zunächst    etwas    zu    thun-'K     Im    12.   Jalu- 


i)  Schulte  a.  a.  0.  I.  434  erscheinen  die  Zoll- 
befreiungen als  Verkehrserleichterung;  ohne 
sie   wäre  der  Zustand   völlig  unerträglich  ge- 1 

K  »V  Uhlinann.    König    Sigmunds    Geleit   für 
Hus    Halle   1894).    stellt   das  Geleit   mit    dem 
Köme-sfrieden,  Sohm,  Entstehung  des  deutschen 
Btädtewesens.  mit  dem  Marktfrieden  zusammen. 
Geeen  Sohm  mit  Recht  v.  Below.  Ursprung  der 
äeutschen    Stadtverfassimg,     S,   95.      Hummel 
Die  Mainzölle   S.  20  meint,   wie  Falke.  Gesch. 
des  Zellwesens   S.   135,    in    ältesten   Zeiten  sei 
(Jap    Geleit    «die    Pflicht,    die    Kautleute    zu 
schützen)   mit   der  einfachen  Zollerhebung  ver- 
bunden gewesen.    Vgl.  im  allgemeinen  Warte, 
Deutsche    Verfassungsgeschichte     MIL    ölbB. 
Bchröder,  Rechtsgesch.  S.  504  512, 51  ?f,  57o  5/9, 
585   605,  617.     Bodmanu,  Rheingauische  Altei- 
tümer  I  49f.  spricht  von  den  Land-  und  ^  asser- 
strassen  als  ursprünglichen  Reiehsstrassen,  dem- 
zufolo-e  von  einem  ursprünglichen  Reichsgeleit, 
und  auch  Hummel  a.  a.  0.  S.  20  meint   zunächst 
hätte  Kaiser  und  Reich   die  Pflicht    obgelegen, 
den    Kaufmann    zu    schützen.     Es   ist  indessen 
wohl   ähnlich   wie  beim  Zolllegal  gewesen,   ur- 
sprünglicher Besitz    der   GrundherHchaft    gb» 
auch  lies  Königs,,    dann   kurze   Zeit  Anspruch 
des  Königs,  ohne  dass  andere  Grundherren  aut 
conductus  oder  pedagium  verzichtet  hatten. 


hundert     -  das    Geleitsrecht     als 

Hoheitsrechl    des    Königs,   aber    seh..,,    im 
Schwabenspiegel1)  ""    swaz  dem 

koufman  schad  chicht,  den  so!  im  dei 

gelten,  der  in  da  gel  '  erpflich- 

tung  des  lokalen  iers,  durch  Stellung 

einer   Begleitung   d  i  iden    und    den 

Warentransporl  ille  zu  sichern, 

ist  damit  bereits  festgi  b  gt,      Das  Geleil  ist 
ein  Vertrag  zwis  tu  i  des  Ger 

I  leitsrechts  und  dem  Geleitsem]  (Uhl- 

mann a.  a.  0.).     Das  Geleil   wurde  entweder 
[n    der    Fenn    des    Geleitsbriefes   oder   als 
lebendiges  Geleit<    durch  bewaffnete  Ge- 
leitsmänner erteilt.     Land  Räuber, 
Landläufer,  herrenlose  Knechte  and  Zigeuner 
waren    davon     ausgeschlossen,    die    Juden 
standen    im    Geleit    des    Königs    oder 
Landesherren  und  hatten  dafür  ein  im  Einzel- 
falle   lest   normiertes  Fixum   zu   entrichten. 
Z,-,U   1111H,   jeder  Reisende  an  rechtmässigen 
Zollstätten   zahlen,   Geleit   braucht   er  nicht 
zu   nehmen.     Allein  die  Gebietsherreu   des 
ausgehenden    Mittelalters    unterwarfen     die 
Reisenden  ihrem  Geleitszwang  und  suchten 
sich  durch  Erhebung  und  Verpfändung  der 
Geleitsgelder  ebenso  wie  durch  die  gleichen 
Verfahren    bei   den  Zöllen   ihre  Taschen  zu 
füllen       Namentlich    schloss    Zollbefreiung 
nicht   etwa  Befreiung  vom  Geleitsgeld  ein, 
so    dass   häufig  gerade  dieses  letztere  den 
Geleitsinhabern   genug  Anlass  bot,    zollfreie 
Korporationen  und  Individuen  doch  zu  ^an- 
hingen heranzuziehen'-).     Was  wollten  dann 
„ilehe  Entschuldigungen  besagen,  wie  etwa 
die  des  Elekten  Heinrich  von  Trier,  der  im 
Jahre  1267  Clemens  IV.  in  Viterbo  erklärte, 
er   habe    zu  Koblenz    keinen  Zoll,    sondern 
Geleit    erhoben3).     Es   ist  begreiflich,    dass 
das  Geleitsgeld  den  reisenden  Kaufmann  um 
'so   mehr  belasten  musste,   je  zerstückelter 
und  vielgestaltiger  die  Territorialverhältnisse 
in  Deutschland  wurden,  je  weniger  es  dem 
Geleitsherrn    überall   gelaug,   den    Geleits- 
brueh   zu  verhindern,    und   je  mehr  er  sich 
der  Zahlung  eines  Schadenersatzes  entziehen 
konnte,    wenn    der    Kaufmann   einen   unge- 
wöhnlichen  Weg  eingeschlagen  hatte     Zahl- 
reiche Reichsabschiede  aus  neuerer  Zeit  be- 
weisen   es.    wie    wenig   ernst    die    Geleits- 
herren ihre  Schutzverpflichtung  nahmen,  aber 
wie  emsig  und  genau  sie  mit  der  Einziehung 
der    Geleltsgelder    verfuhren.      1^  oii    einer 
Haftpflicht   des   Geleitsherrn   zum  bchaden- 

i)  Gengier.  Stadtrechtsaltertümer.  S.  459. 

>  Voi:  Lamprecht,  Deutsches  A\  ntscharts- 
Leben  IT  "289  ff.  Weissenborn,  Elhzülle  S.  EBt. 
Im  Jahre  1241  erteilt  Herzog  Albrecht  den  Lü- 
beckern Zollfreiheit,  fordert  aber  für  äie  Zu- 
sicherung des  Verkehrsschutzes  zwischen  Ham- 
burg und  Lübeck  Geleitsgeld 

»)    Goerz.    Mittelrheinische    Regesten    111, 

2227. 
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ersatz  war  Im  allgemeinen  ebenso  wenig  die 
■    einem   Rechtsanspruch  des 
Weissenböm    (Eibzölle 
riffl    wohl   «las  Richtige,    wenn   er 
meint,   mit   den.   Versprechen   sicheren   Ge- 
habe der  Geleitsherr  eigentlich  nur 
heil  vor  sich  selberund  seinen  eigenen 
Räubereien  versprochen.     Wie  das  Zollw  i  isi  in 
zu   einem  Verkehrshemmnis   wurde,    als  an 
die     Stelle    des    Gebühren prineips    finanz- 
politische  Gesichtspunkte  traten,    so    offen- 
barte das  Geleitswesen  eine  verkehrsschäd- 
liche Wirkung,    je   häufiger  von   der   Seite 
des    Geleitsinhabers    der    Vertragscharakter 
r  Institution  u-ehr<>chen  und  die  aus  der 
nseitigkeit     des    Vertrags    erwachsene 
eigene  Haftpflicht  oder  der  Rechtsanspruch 
des  Geschädigten   übersehen  wurden.    Ent- 
schuldigungsgründe,  die   etwa   darin  hätten 
gesucht    werden    können,    dass  eine   solche 
Veränderung  in  der  beiderseitigen  Situation 
eingetreten  wäre,  dass  der  gedachte  Zweck 
unerreichbar  geworden  wäre1)  — m.  E.  der 
einzige    Grund,    der   Vertragsbruch    recht- 
fertigen könnte  —  werden  wohl  nur  in  den 
seltensten  Fällen  vorgelegen  haben 


Es  soll  und  kann  freilich  keineswegs  ge- 
leugnet werden,    dass  die  Grundherren  im 
mittelalterlichen  Deutschland   zuweilen  ihre 
Verkehrseinnahmen  verwendeten,  um  that- 
sächliche     Verkehrserleichterungen     einzu- 
richten.   Vereinzelt  bleibt  das  Beispiel  Karls 
des   Grossen,    der   bei  Mainz   eine   hölzerne 
Rheinbrücke  gebaut  hatte  und  im  Jahre  789 
zwei  Brücken  über  die  Mittelelbe  geschlagen 
halien  soll-).     .Mehr  als  die  weltliche  Grund- 
herrschaft   hat   hier    die  Kirche    ihre    Ver- 
dienste.     Indem     sie     den    Brückenbau 
ebenso  wie  den  Kirchenbaü  als  gottgefälliges 
Werk    anpries,    hat    sie   seit  dem  10.  Jahr- 
hundert den  Bau  steinerner  Brücken -wesent- 
lich in  Deutschland  gefördert,   so  besonders 
über  Elbe   und  Main.   Nahe  und  Altmühl3). 
Namentlich   die    Cistercienserklöster   haben 
vom    Rheinland    bis    nach    Danzig    hin   in 
□  Stücken  dem  Verkehrswesen  Nutzen 
tet.     Wie  sie  im  Rheingau  ihre  Schutz- 
n    htungen  gegen   Hochwa-ser   und   Eis- 
gang anbrachten,   so  haben  sie  auch  an  der 
Düna    durch    Kanalisationsunternehmungen 


mannigfaltigster    Art     verkehrfördernd     Be- 
wirkt M. 

Für  das  Kanalisati o n s  w e s e n  hal «l 
unter  den  mittelalterlichen  Herrschern  eigent- 
lich nur  Karl  der  Grosse  und  Karl  IV.  ein 
lebhafteres  Interesse  bekundet.  Die  gesainte 
Einrichtung  des  karolingischen  Einnahme- 
Systems  war  ja  auf  eine  Benutzung  d\a 
Wasserstrassen  hingewiesen2),  und  es  ist 
bekannt,  dass  Karl  den  Bau  eines  Donau- 
Main-Kanals  unternommen  hat,  nicht  nur, 
wie  Einhard  ad.  a.  793  sagt,  »um  von  der 
Donau  in  den  Rhein  zu  Schiffe  fahren  zu 
können«,  sondern  vermutlich  um  dem  levaa- 
tinischen  Warentransport  einen  Weg  ine 
Rhein-  und  Donaugebiet  zu  bahnen,  den 
Warenzug,  der  vom  Schwarzen  Meer  iibai 
Dniepr  und  Weichsel  nach  der  Ostsee  sich 
bewegte,  in  sein  Reich  zu  lenken.  Der  Bau 
des  Kanals,  der  zwischen  der  Altmühl  und 
Regnitz  angelegt  wurde  und  dessen  Spuren 
heutzutage  noch  zwischen  Treuchtlingen  und 
Weissenburg  bemerkbar  sind,  ist  freilich 
durch  Regengüsse  in  seinem  Fortgang  ver- 
hindert worden. 

Nächst  Karl  dem  Grossen  hat  Karl  IV. 
bis  ins  einzelne  sich  des  Verkehrslebens  an- 
genommen s)  und  auch  dem  Kanalisations- 
wesen seine  Aufmerksamkeit  zugewandt. 
Aber  wie  Karls  des  Grossen  Plan  nicht  zur 
Ausführung  gelangte,  so  ist  auch  die  Ab- 
sicht Karls  IV.,  die  Elbe  mit  der  Donau  zu 
verbinden,  gescheitert. 

Vor  allem  aber  sind  hier  die  Bemühungen 
hanseatischer  Städte  um  die  Kanalisation 
des  mittelalterlichen  Deutschlands  gebührend 
zu  würdigen.  Drei  künstliche  Wege  sollten 
die  I  istsee  mit  der  Nordsee  verbinden.  Ende 
des  14.  Jahrhunderts  wurde  der  S  t  e  c k  n  i  t  z  - 
kanal  erbaut,  wodurch  die  Schiffe  aus  der 
Elbe  in  die  Trave  und  Ostsee  gelangen 
konnten,  ein  zweiter  Kanal  zog  sieh  aus  der 
Elbe  bei  Dömitz  in  die  Eide  und  den 
Schwerinersee  nach  Wismar,  ein  dritter  vofl 
der  Elbe  durch  Sude  und  Schaale  gleichfalls 
nach  Wismar.  Im  Widerstreit  mit  dem 
Wettbewerb  der  englischen  Schiffahrt  ver- 
suchte Lübeck  immer  wieder  die  dänischen 
Gewässer  zu  umgehen,  aber  seine  Pläne  ge- 


')  Vgl.  Härtens,  Internationales  Recht.  Bd.  I 
S.  427. 

-)  Die  Rheinbrücke  bei  Einhard,  Vita  Karoli 
c.  17,  32.  Die  Elbbrtteken  bei  Einhard,  Annales 
M.  G.  S.S.  1.  175.  Schulte  a.  a.  0.  I,  53  stimmt 
i.  Strassenwesen  S.  48,  zu,  dass  ein  eigent- 
licher Wegebau  selbst  von  Karl  dem  Grossen 
nicht  ausgegangen  sei 

;    Im  Jahre  1319  verspricht  die  Kirche  Ab- 
i  Gunsten  der  Dresdener  Brückenbaus 
\\  ei8senborn  a.  a.  0.  S.  241. 


')  Vgl.  Somnierlad,  Die  wirtschaftliche 
Thätigkeit  der  Kirche  in  Conrads  Jahrbüchern, 
III.  F.  Bd.  VII.  S.  664. 

°)  Vgl.  Xitzsch.  Geschichte  des  deutschen 
Volkes  1892,  Bd.  I,  S.  238;  nach  Schulte  I.  75 
A.  2  übertreibt  Inama-Sternegg,  Deutsche  Wirt- 
schaftsgesch.  I,  435  ff.,  Karls  Interesse  für  den 
Handel.  S.  übrigens  auch  Peez,  Die  Reisen  Karls 
desiiressen   Schindlers  Jahrb.  XV,  1891,  S.  11  ff.  i. 

:  Vcl.  Wic-aihl,  Das  Fcincericht  West- 
falens 1S25.  S.  247.  Lindner.  Deutsche  Ge- 
schichte unter  den  Habsburgern  und  Luxem- 
burgern Bd.  II,  S.  95.  v.  Treitschke,  Deutsche 
ttte  im  19.  Jahrhundert  I,  11. 
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>i  Deutsche  Städtechroniken,  Bd.  IX.  S.  836. 
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auch  die  Wassertransportmitte]  im  Mittel- 
alter weit  mehr  und  besser  entwickeH  als 
die  Landtransportmittel. 

Kehrichten,  die  über  die  mittel- 
alterlichen Wassertransportmitte]  er- 
sind,    und   ans  den  vereinzelten   \h- 
bildungen,  die  wir  besitzen,   gewinnen  wir 
die   I  eberzeugung,   dass  bis  zur  Mitte  des 
12.  Jahrhunderts  die  Schiffsbautechnik  noch 
meht  derartig  entwickelt  war,  dass  grössere 
Ladungen    zu    Schiff,,    verfrachtet    werden 
konnte,,.      Seil    dieser   Zeit    befahren   z.  B 
den    Rhein     »einspannige  .      zweispannige< 
und    vierspännige    Schiffe  —  so  ureprüng- 
heh  genannt  nach  der  Zahl  der  Pferde,  die  zu 
ihrer  Fortbewegung  stromaufwärts  erforder- 
lich waren.     Ein    einspanniges   Schiff  war 
8U*uss  lang  und  6  Fuss  breit  und  lud  500 
|  entner,  ein  zweispanniges  war  90— 95  Fuss 
lang-  und  8  Fuss  breit  und  lud  1000  Centner 
"in    vierspänniges   war   100-110  Fuss  lang 
und  9-10  Fuss  breit  und  lud  2000  Centnet 
Vielleicht   enthält   die  Unterscheidung   des 
Koblenzer  Eheinzolltarifes   von  1209  (Floss 
Vollschiff  und  Naehen)i)  .eine  gewisse  Be- 
gehung  zu    diesen   drei  Arten   von  Rhein- 
schiffen.     In  der  Hauptsache  begegnet  man 
nur    in    Ausnahmefällen    grösseren    Fluss- 
schifien  während  des  Mittelalters,  da  solchen 
die  Kaufleute  keine  besondere  Neigung  ent- 
gegenbrachten.     Und    noch    im    16.    Jahr- 
hundert    wo   am   Rhein   der  Bau  grösserer 
Schiffe   m   weiterem  Umfang  unternommen 
wurde  2),  waren  gerade  die  Kaufleute  wenig 
mit     dieser    Entwicklung     einverstanden 
Kegelmassige  \  erbindungen  waren  zwischen 
den   Hauptverkelu-splätzen   an   den   grossen 
Sfe  ■  toendurch  Marktschiffe  hergestellt.   Das 
älteste  Marktschiff  Deutschlands   war  nach 
ton  l  ntersuchungen  wahrscheinlich  das 
Mainz-Frankfurter^).     Stephan  giebt  an,  dass 


,1,  i..  i  ' "V ,U11C1  )•  .oiepnan  gieot  an,  dass 
das  Fahrgeld  auf  einem  Marktschiff  im 
Durchschnitt  4  Kreuzer  für  die  Meile  be- 
en  habe  und  dass  man  im  Anfange  des 
ff  Jahrhunderts  von  Frankfurt  nach  Mainz 
\i Heller  zahlt,.,  also  etwas  über  das  Doppelte 
™  dem  Preise  eines  Pfundes  guten  E- 
Qeisches  in  dieser  Zeit.  Ausser  den  Markt- 
schiffen  befahren  die  Flüsse  auch  AVacht- 
schiffe,  die  namentlich  in  der  Herbstzeit  bei 
der  Verfrachtung  der  neuen  Ernte  für  die 
Sicherheit   des  Betriebes  Sorge    zu   tragen 

lo.^fNavicula'  1?ae  "%ariter  vocatur  Wo- 
i!  /' iq"ae  re*mir  re»»S-io  de  manu  viri 
SS*  »  *Pa  »'■>'.  Ugato  ad  naviculZ: 
Havicula  ex  solo  hgno  exnsa,  quae  vul«  Naeho 
vocatur.  De  quSibet  massa  lignorun.  q,  ae 
vulg^vocatur  Vloze.     MittelÄ  Urk,„„l!'n!I. 

'    Gotherö,  Westdeutsche  Zeitschrift  14  241 

U.rLt  i^'"1"1"^.'  Die  Mail,i;- Frankfurter 
Markts,  Inffa hrt  im  Mittelalter  (Leipziger  Studien 
aus  dem  Gebiet  der  Geschichte  1896   U    | 


hatten.  Dass  diese  Wachtschiffe  ziemlin] 
gut  ausgestattet  waren,  zeigt  eine  Notiz  übe 
dasEhrenfelser  Wachtschiff  aus  dem  Jahn 
184,  ;  dieses  war  mit  Glasfenstern  und  ein«, 
Schindeldach  versehen  und  wurde  für  I 
Pfennig  Heller  ==  60  Gulden  verkauft!) 
Bezüglich  des  deutschen  Seeschiffbaues  se 
hier   erwähnt,    dass    im   14.   und   15.  Jahr. 

STS*  ^aUZlg  Uud  Liibeck  de"  meisten 
Scluttbau  hatten  und  erst  in  zweiter  Lini, 
Mettm,  .Stralsund,  Rostock  und  Hanibure 
kamen  bis  seit  dem  16.  Jahrhundert  Ham- 
burgs Bedeutung  zunimmt  und  das  sinkende 
-Uibeck  zu  überflügeln  beginnt-) 

Stromaufwärts  wurden  die  Schiffe  meist 
durch  Menschenkraft  oder  Tierkraft  fortbe- 
wegt    Die  Stellung  der  Leute  zum  Treideln 
und  die  dazu  notwendige  Instandhaltung  der 
Leinpfade,  der  schmalen  Uferwege,  auf  deneS 
die  schaffe  an  langen  Leinen  bergwärts  aS 
zogen    wurden,    war   die  Pflicht   derjenigen 
Uferherren,  die  im  Besitze  des  Zollerhebungs* 
reentes  waren,  wenn  auch  selbstverständlich 
*eit  |ea  Fortscliritten  der  Schiffsbautechnil 
che  Schiffer  selber  oft  genug,  um  unnötige 
Scherereien     zu     vermeiden,     die    nötigen 
Ireicler   mit  sich   führten.     Inwieweit   die 
Pferdekralt    zum  Ersatz    der   menschliche! 
Arbeit   hierbei    herangezogen    wurde,    lässt 
sich    für  das  Mittelalter  kaum  entscheiden 
Im  allgemeinen  setzte  man  die  Zuskraft  eines 
Pferdes   der   von    7   Menschen    gleich  und 
brauchte   zur  Bergfahrt  eines  vierspännigen1 
Schiffes  auf  dem  Rhein  etwa  10  Pferde  oder 
65   Menschen,    doch    wechseln   auch    diese 
Pallien    im   einzelnen  je   nach  der  Gegend 
und  der  grösseren  oder  geringeren  Schwierig- 
keit des  Transportes,  je  nach  der  besseren 
oder  schlechteren  Beschaffenheit   der  Lein- 
pfade.    Quetsch   bemisst  (S.  64)   den  Preis 
eines  Ziehpferdes   von  Cöln  bis  Mainz   auf 
ö— 10  1  haier.  bei  hohem  Hafer  auf  12—17 
x  iiciiGr. 

Um  die  Entwickelung  des  Bo  teil- 
te sens  und  der  Post  im  Mittelalter  haben 
sich  m  Deutschland  kirchliche,  gewerbliche 
und  gelehrte  Korporationen,  vornehmlich  aber 
die  Klöster,  Städte  und  Universitäten,  hohe 
Verdienste  erworben.  Die  städtischen  Boten- 
anstalten sind  seit  dem  Aufblühen  der  Hanse 
seit  dem  14.  Jahrhundert  emporgekommen 
von  Brügge  bis  Hamburg,  Stettin,  Danzig 
und  Riga  und  von  Brügge  über  Cöln,  Soest 
und  Gassei  nacli  Braunschweig  zogen  sich 
regelmässige  Botenkurse,  Nürnberg  stand 
mit  Frankfurt  und  Cöln,  Breslau  mit  Krakau 
und  rtag   m  allwöchentlicher  Verbindung 


*)  Dahl.  Panorama  des  Eheinstromes,  S.  50. 
)  Baasen,    Beiträge    zur   Geschichte    des 

«ÄS11  frrscHffbaUe*   md  (ler  Sehiffbaupolt- 
35  Sp  1448^aZ™  Lltterar>  Centralblatt  1900  Nr. 
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ün,   die   Schnelligkeit   des  Verkehrs  im 
Hrfalter  riclitig  bemessen  zu  können,  oe- 
Seman  zunächst  einige  Nachrichten  über 
.daner.     Es  ist  nicht  häufig,  dass 
i  bestimmte  Angaben  über  die  an  emem 
rückgelegten  Wegstrecken  begegnen, 
auch  diese   können  keineswegs  immer 
,    rrosse   Genau  gkeil    Anspruch  machen, 
teiseführer  über  die  Alpen 
■  dem  12.  Jahrhundert  giebt  3  Tagereisen 
,n  Cöln  Ms  Mainz,  dann  1  Tag  bis  Spe 
,:     seiz     i    bis  Strassburg,    3  bis  Basel. 
„  c»ln  bis  Basel  11  Tagereisen.    In 
en  langsamer  Reise  kommt  man  ua- 
K-h   von  Rom   au  die  Alpen  und  von  dort 
3  weiteren  nach  Schleswig  *).    Nachdem 
ericht   venetianischer  Gesandten  vom 
■hre  1492  brauchen   diese  9  Tage  für  die 
trecke    von   Lindau   las  Como    und  1  lag 
Como  bis  Mailand  ?>.    Boten  von  Rom 
i  mtschland  brauchten  im  Durchschnitt 
i  |  Monate*).     Friedrich   Ludwig  hat  für 


a  der   Deutschen  im   12.  und  13 
Huhundert*)  als  normale  R^segeschwindig- 
nft  .inen  Durchschnitt  von  20-30  km  auf 
■,.    berechnet.     Es   giebt    aber  auch 
Einzelleistungen.  so  hat  Friedrich  1. 
„  ii ,  bis  2  Tagen  90  km  und  in  3  Tagen  | 
■  S      .  m  zurückgelegt.     Bei  den  Fahrten  der 
Päpste  bewegt  sich  der  Durchschnitt  zwischen 
40  und  60  (62)  km   fOr  den  Tag.   wahrend 
i  *   100  km  au  einem  Tage  bei  Gelasius  11. 
mi8— 11191   und    95—115   km    an    einem 
SS  bei   Innocenz    IV.    (1243-1254)    be- 
rechnen lassen.     Bezüglich  der  Schnelligkeit 
der   Flussschiffahrt   sei  die   Erzählung  von 
dem    Luzerner    Schiffer    erwähnt,    der   im 
Jahr..  127S  wettete,  mau  könne  (einer  weit- 
verbreiteten Annahme  folgend)  zu  Schiffe  ans 
der  Schweiz  in  einem  Tage  nach  Strassburg 
kommen,  der  aber  seine  Wette  verlor  %   Im 
16.    Jahrhundert    berichtet     Hermann    von 
Weinsberg  von  seiner  Holländer  Reise  155«, 
ferTei  zu  Schiff  von  Cöln  bis  Kaiserswerth 
am  15.  Juli,  bis  Grietharnie,  bis  Nym- 
vveoen  am  17.  und  bis  Gorkuin  am  18.  Jub 
gelangt   -   und    ähnlich    lang   dauert  auch 
seine' Reise  im  Jahre  1569 '1.    Noch  im  18. 


Jahrhundert  brauchte  man  für  die  B 
Mainz  qz  .'inen  ganzen  Soi 

ein    l"  :  ™um 

nach   l  '  h    ttamz  b   -S 

i  :/.    nach    Strassburg  1« 

,,,i,  Strassburg  nach  Mainz  1    -5Ta 

lauer  hat  Schult« 
a  a,  O.  1.  387f.  aus  dem  Briefbüchlein 
einer  Nürnberger-Ma  Firma  ans  dem 

Anfang   des    16.  Jahrhunderts   Mitteilui 
gemacht      Die  schnellste 
sind    1"  Tage     eine    Na  lacht    für 

gewöhnhch  den  Weg  von  Mailand  nach 
Nürnberg  in  15  Tagen,  ein  Bote  brauchte 
äogai  für  Hin-  und  Rückweg  nur  2.  rag 
Nach  Schuhes  Vermutung  S.  501  ist  etwa 
der  Ritt  des  Jakob  Krawss,  der  i.  J.  1494 
die  Entfernung  von  Nürnh 
in  4  Tagen  1";  i  Stunden  zurücklegte,  ohne 
Vorhandensein    von    Pferdewechseln    nicht 

denkbar.  .  n      , 

Hier  sei  bemerkt,  dass  eigentliche  tras t- 
hä us er  dem  Mittelalter  fehlten  und  damit 
ein  sehr  wesentlicher  Zweig  des  Verk 
Nicht  in  staatliehen  Starionen  an  den  Strassen 
konnten  wie  zur  Römerzeit  Reisende  unter- 
gebracht    werden.       Anstalten    chnstheher 
Mildthätigkeit   nahmen   Arme   und   franke, 
Zunftherbergen  Handwerksgesellen  auf-).  Be- 
'  mitteile  fanden  bei  Geschäftsfreunden  l  nter- 
kunft.   am    Rhein  haben  häufig  Zöllner    m 
Brügge    die    Makler    Fremde    beherbergt). 
iucH  die  Kauffahrerhöfe  und  Fondachi  ha- 
ben   als    Fremdenherbergen    gedient*}       bo 
hat  denn  auch  das  Wort    Hostel    im  Frank- 
reich des   12.  und  13.  Jahrhunderts  durch- 
gängig   die    konkrete    Bedeutung    »Haus  , 
leiten,   die    abstrakte     Haushaltung    Unter- 
kommen .  und  erst  vom  Ende  des  17. .Jahr- 
hunderts an  haben  die  Gasthäuser  che  Be- 


»)   Werlauf;    Symboiae    1821.      Oehlmann, 

Jahrbuch   für  Schweizer   Geschichte   III.   -o<  lt. 

^^onsfSdNSÄ  f.  Kulturgeschichte 

i    Foloe  II    272  ff. 

5)  Menzel,   Deutsches   Gesandtschaftswesen 

im  Mittelalter  S.  200. 

*  Ludwig,  Untersuchungen  über  die  Keise 
und  Marschgeschwindigkeit  im  12.  und  13.  Jahrh. 

1897.  .  »r    r-     O  Q     VTTI 

5)  Annales  Cohnanenses.    M.  h.  &.&.  a-vxj., 

*%  Höhlbaum,  Buch  Weiusberg  II.  106,  "; 
192  S.  auch  eine  Berechnung  von  Tas^ne.  k  n 
einer  Botenreise  bei  Alwin  Schultz,  Das  hofische 


Leben     z.    Z.    der   Mrnnes.    2.   Aufl.    1889    - 

519'  >)  Biedermann.   Deutschland  im  18    Jahrh 
1880.  I.  328.     Zöpfl,  Fränkische  Handelspolitik 

S-  ^Vgl.   Stieda.    Schrägen   der    Gilden   und 

T  ,-  *t>,it  F'io-i  S   29   der  es  bedauert. 
iSS  n ÄÄ Untersuchung  über 

t  Entwickeln«?  dieses  Verkehrszweiges  m 
Deutschland  fehlt.  S  auch  Schulte  a.^  O  ^ 
<U     Bruder     Die  Wirtshauser   des   Mittelalters 

\:,,/^;:Monat.clu,tt.nr,hnstl(rzrah.t^t 

886  und  von  Liebenau,  Das  Gasthof  untt 
Wirtshauswesen  der  Schweiz  1891.  Das  Bucn 
vonG.  Krause,  Ludwig.  Durst  zu  Anh^™ 
und  sein  Land  vor  und  während des  30  jahngen 
KViPws  I  1579—1614,  Köthen  18<<,  teilt  yieie 
Sie  which^ichen  Zustände  des  damaligen 
Ochsen  wichtige  <->f tn^nmk    Bci- 

30   1-66  und  Pappenheim  ebendort  -'.  - 
'    &  hulte  a.  a.  O.  I,  521. 
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Transport  (Verkehrswesen  im  deutschen  Mittelalter) 


Zeichnung     Hotel      für    sich    beansprucht 
und    ihr   damit  die   heute  allgemein   herr- 
schende Bedeutung  gewonnen1).    Interessant 
gaben    des   um    die    Wende 
l  l.  Jahrhunderts  lebenden  Ni- 
is  von  Bibera  über  Erfurter  Verhältnisse 
c    Zeit.      Während    die   Kaufleute   ein 
Jahr   lang    den   Detailkäufera    Kredit    gaben, 
heisst  .v-  bei   den  Wirten:     erst  das  Geld. 
dann  das  Getränk  2). 

Die    Hanse    hatte    in    den    Jahren    von 
1540—1554  für  Boten  und  Briefe  1810  Mark 
verausgabt,    von    1554—1579    bereits    4274 
Mark,  von  1570—1604   weiter  2604  Mark3). 
Der  Botenlohn  betrug  im  Jahre  1503  durch- 
schnittlich 12  Heller  für  die  .Meile,  also  im 
Monat    bei    5   .Meilen    täglicher    Wegstrecke 
3'       Gulden1)    —    es    war    keine    schlechte 
Bezahlung,  wenn  man  bedenkt,  dass  dieser 
Betrat:    mm.  fahr    dem    Monatsgehalt    eines 
städtischen    Rottmeisters    gleichkam'1).      Es 
noch  erwähnt  werden,  dass  im  Beginn 
des    17.    Jahrhunderts    das    Briefporto    von 
Frankfurt  nach  Cöln  und  Nürnberg  6  Kreuzer, 
nach    Hamburg    und    Bremen    S    Kreuzer' 
nach    Wien    und    Prag   10  Kreuzer  betrug! 
So   imponierend    auch    das  Botennetz    war, 
welches  die  deutschen  Städte  des  ausgehen- 
den .Mittelalters  hergestellt  hatten,   und   so 
weit  auch  Deutschland  damals  allen  Nachbar- 
staaten   vorausgeeilt   war,    dem   mittelalter- 
lichen Postwesen  war  ebenso  der  politische 
Charakter   der  Post   des  Altertums  verloren 
rogen  wie  ihm  die  Grundzüge  des  mo- 
dernen  Postwesens  mangelten  —  die  unbe- 
dingte   Zugänglichkeit   für    jedermann,    die 
Lmässigkeif   der  Transportakte  und  da- 
mit die  Zu v.rlässigkeit,  die  naturgemäss  nur 
oin  starker  Staat  gewähren  und  gewährleisten 
kann.     Jene   Zwitter   von  Staatenbund    und 
Bundesstaat,    wie    sie    das    mittelalterliche 
'""•|l    '"">   auch   die  deutsche  Hanse   dar- 
ii.   waren  nicht  imstande,   die  weitere 
Ausgestaltung    des    deutschen    Postwesens 
zeitgeniäss    zu     beeinflussen.       Vom    Jahre 
1505  an  datiert  die  Staffetenverbindung  zwi- 
schen de,,  Niederlanden  und  dem  Hoflager 
Maximilians:    die  Taxis,    halb  Beamte,  halb 
i  Ute,-,,, .i,,,,er    (Schulte)  haben   diese  ersten 
wirklichen  Posten  angelegt.    Als  Grossunter- 
nehmen   einer  Reihe   von  Postmeistern    die 


derselben   Familie  angehörten,   zunächst  h 
Interesse  dynastischer  Zwecke   und   in 
mählieh  privater  Benutzung  zugänglicl 
eine   der   wichtigsten   Grundlagen    des 
n   Verkehrswesens  ins  Leben.'. 
5.  Ergebnis.     Dem   starren  Widerstan 
der   Germanen,   dem   trotzigen   Eigenwill 
des  jedweder  Institution  feindseligen  Natur 
volkes.  sind  nur  mit  Mühe  die  unverii 
liehen  Grundbedingnisse  des  Verkehrs; 
abgerungen   worden.     Lag  in  manchen  di 
noch  formlosen  und  unfertigen  Einrichtung 
wie  in  dem  Zoll  und  dem  Geleit,  ein  durcl 
aus    richtiger  Grundgedanke   verborgen 
Wahrnehmung,    dass   alle   Institutionen    i, 
erster    Linie    dem    Wohle    der    Gesan 
dienen    müssen,     so    mangelte    es    freili,-] 
wiederum  an  der  faktischen  Macht,  die  nacl 
dem   übereinstimmenden    Urteil    aller   dazu 
berufen  schien,  dieses  Wohl  der  Gesamtheit 
in  erster  Linie  zu  wahren  und  zu  bestimmen 
Em  Zeitalter  des  Verkehrs  ist  nicht  denk- 
bar,   wenn   die  Einzelnen    und    die    Vülkei 
einander   gewaffnet    gegenüberstehen,    aber 
ein  wirtschaftlich  oder  politisch  zerklüftetes 
Volk  kann  auch    nicht  an  den  Fortschritte., 
des  Verkehrswesens  erfolgreich  teilnehmen. 
Der  deutsche  Einheitsstaat,  der  aus  dem 
Kampf  der  Jahrhunderte   erstanden  ist,    hat 
unserem  Volk   die  lang  ersehnte  Verkehrs- 
einheit und  Verkehrsfreiheit  gebracht,  unter 
seiner  Einwirkung  schwinden  allmählich  die 
überlebten   Partikularrechte    und   Verkehrs- 
monopolien    vergangener    Tage    dahin    und 
erweitert  sich  die  Anschauung,   dass  jeder 
Staatsbürger  die  Pflicht  hat,   zur  Erhaltung 
des  Gemeinwesens  nach  Kräften  beizutragen. 
Darum   dienen   nur  die  Institutionen    wahr- 
haft  den  Interessen   des  Verkehrs,   die   zu- 
gleich  dem   Staate   dienen,   sofern    er  eine 
Anstalt  zur  Pflege  der  Wohlfahrt  aller  sein 


i0t./j  Fl,,l;rnifcr-  Histoire  des  Enseignes  de  Paria 
i«84  p.  132  Oschmsky,  Der  Ritter  unterwegs, 
Hall.  Dus.  1900  S.  1!),  21. 
_  -i  Nicolai  de  Bibera  Carmen  Satiricum  Vers 
1749,  1985  93,  1944f.  Vgl.  I!,i  lrd,  3] 
l  rkundenbnch  435  nr.  4.s7  a.  i:;i.,  i,,Mll  y,  j, ,. 
Zeitschr.  i.  deutechi  Philologie  XXIV  544' 
1  eber  Nicolaue  vgl.  Lorenz,  Deutschlands  Ge- 
tttsquellen  II.  1:11  f. 

Stephan  a.  a.  O.  S.   412. 

1    damals        216  Heller. 
Stephan  a.  a.  0.  S.  437. 


Bürger  ist.  Je  stärker  unser  Staat  ist.  desto 
stärker  wird  die  Stellung  unseres  Volkes 
im  hochentwickelten  Verkehrsleben  der 
Gegenwart  sein  und  bleiben. 
Litter atnr:  Fischer,  Geschichte  des  deutschen 
Sand,  -   Klödeii,    Die  Stellung    dd 

Kaufmanns  im  Mittelalter,  I84S.  — Hoffnniuii, 
Geschichti  des  Bandeis,  der  Erdhund»  „,„'1 
Schiffahrt  aller  Völker  und  Staaten,  I847: 
-  Hellerer,  Allgemeim  Geschichte  des  Wett\ 
handeis,  185S—185S.  —  Kiesselbach,  Ein- 
leitung   in    die    europäische    Handelsgeschichie, 

—  Wackernagel,   Gewerbe,  Handel  I 

Schiffahrt  der  alten   Germanen,  in   Haupts  Z,ii- 

f.  das  deutsche  Altertum,   Bd.  9,   1858,  S. 

Falke,   Der  deutsche  Handel  im  Mittel- 

.    /.■  itschr.    für    deutsche    Kulturgeschichte, 

—  Flegler,    Zur    GeschiclUe   der  Posten, 
-   Mime.   Die  Rheinschiffahrt  vom   IS.  bis 

Tahrhundert    und:   Die  ßheinschiffahrt    vom 
IS.    bis    16.   Jahrhundert    (Zeitschr.    f.  d.   G, 


')  Schulte  a.  a.  O.  I    500—507.     S.  d.    Vit. 
Post  oben  Bd.  TL  s    I20ff. 
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,    ,     .     .  ,     Geschichte    II,    V,    <■  ■  ' 
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Dsport<  Verkehrswesen  ™  deutschen  Mtteküter)-Transportsteuern 


™      :  f-BericA<    des    Gyw 

'/,„•/,■„  Becfeei-,  /,/,  /».viotfoe 
Rheinischen  Bundes 
Poppe,    Ceber  Bändel  und  Il„ 
in  frühere,  /.,  it   ,.v. 
VUteü.    des  GeschichÜ.^naturwissensch 
d   Umgegend   III. 
■    ~     '••    Below,     Grosshändler     und 
mhandler   im    deutschen   Mittelalter  (Conrads 
•"''  -  Verselbe,    Art.    »Unter- 

P    istaxen«   im    Wörterbuch  der  Volks- 
,chafl.   -    Derselbe,    Die   Entsi 
idwerks  ,,,  Deutschland.     Zeitschr.  f.    8 
",,d     Wirtschaftsgesch.    Bd.    5.    —    Lot-      r,  ,- 
ickebing    in    Deutschland 
i     eint      Uebersicht     über     die    Hauptfort- 
schrote    in    den    VerkehrnnitteU  ,    1500 

chaftlichen    Wirkungen. 

-  Aloys  Schulte,    Geschichte    des    mittelatter- 
lull,,,    Handels    und    Verkehrs    «wischen     West- 

,e"!  ul  Italien,  1900.  —Sommerlad 

Art-  -  '■"■  ■    oben    Bd.    II,     s 

—  Jl  eissenbom,    Du   ElbzölU   und  ElbstapeU 

**!**  •    1901.       Vgl sserdem 

du    zahlreiche    LiUeratur    über   di,     Entstehung 

Ischen    Stadtverfassung    und    über    di, 
Lamprecht,    Deut 
Wirtschaftsleben    im    Mittelalter,     v.     Inuma- 
sternegg,    Deutsch,    Wirtschaftsgeschichte,    und 
Gothein,      Wirtschaftsgeschicht» 
■  ■  hiedenert   Stellen. 

Theo  Sommert  ml. 


Transportsteuern. 

1.  Allgemeines.    2.  Gesetzgebung. 

1.    Allgemeines.       Die    Abgaben     vom 

Transportverkehr   Ti-ansportsteulrn  im  we? 
Q   Smne,   sind   ursprünglich  und   prin- 

'•'l:1-11  ""•'  eigentümliche  lorm  ,1er  Ver- 
kehrsteuern    Dle  Durchführung  einer  der- 

ff  ryP?n  ^  Verkehrs  erfSfenden 

£u.JrtL':  -'"-'  «loch  auf  eine  Reihe  zum 
Feil  unüberwindlicher  Schwierigkeiten  Vor 
$em  **  es  ka"<"  d^bar;  alle  Güter  als 
IT*  "T  •■'■'■■  '       Sätzen™  treffen 

S,,,la""  alrr  T3  ''■.•  den  TransportsteS 
erwachsenden  Aufgaben  thatsächlich  ESta 
:"'"-'h  ^dere  Steuerformen  gelöst,  wie  de 
rransport  ausländischer  Produkte  nachdem' 
Mand   durch    die   Zölle    „„1    der   bn'en 
fische  Verkehr  durch  die  verechiedenen 
Aufwandsteuern.     Om    das   Problem 
,a,:''f    m   ,a-'"-    ^    man   genötie 
^^bereicheinzuschränkeu^undfuide^ 

'  ^  n^  |,0i  ."'k"llls  «^beziehen. 
Man  knüpfte  nämlich  an  den  äusseren  An- 
,  dea  Transportes  an,  welcher  si.-f,  i„  d-r 
taanspruchnahme  nnd  Benutzung  von  V.  r 

1       I"      ",„1     Verkehrswege,, 
■'!,,■      Allerding.,    hat    man    mi,  diA, 
Menswerten  Vorgange  wenigstens^" 


weise  den  Ausgangspunkt  verlassen  un 
neben  der  \  erkehrssteuer  auch  andere 
öteuereharakteren  Einlas»  gewährt 

Dieser    Gruppe    von   Auflagen 'sind    di 
Brücken-,  \Vege-,  Flusszölle  etc.  zuzuzählei 
welche  in  früheren  Zeiten  in  grösserem  um 
fange    erhoben   zu    werden  pflegten,    dem 
\\  rrisamwerden  aber  heutzutage  wesentlicl 
eingeschränkt    ist.     Das   wichtigste  Beispie 
dieser    Art    ist    unstreitig    der'  sogenannt, 
bundzoll  .  welchen  m  Kronenburg  alle  der 
Sund  passierenden  Schiffe  an  Dänemark  ent- 
richten mussten.     Derselbe  wurde  im  Jahr, 
utv    V°nJ.e?  beteiligten   Staaten    mit   31 
Millionen  Thaler  abgelöst.     Auch  in  Spanien 
und    iortugal   sind   derartige  Abgahen    vor- 
gekommen, namentlich  als  diese  Länder  im 
Zenith     ihrer    Handelssuprematie     standen; 
Weich,.    r alle    m   Frankreich,    Deutschland 
Uesterreieh,     den    Niederlanden     und    de, 
nordischen    Reichen.      Bei   diesen   Abgabel 
konkurriert  liier  mitunter  auch  die  Gebühf 
mit  der  eigentlichen  Steuer. 
.     Von    grösserer    praktischer    Bedeutung 
sind   diese  Abgaben  in  denjenigen  Länder! 
geworden,    wo    sie   in   systematischer  Ver- 
knüpfung nut  den  Verkehrsmitteln  und  deren 
Abwickelung  auftreten.     Sie  erscheinen  als 
^schlage   zu  den  Aufwendungen  (Preisen) 
der  Fahrt  und  Fracht  und  lehnen  sich  pro! 
POftional   an   die  Fahr-  und  Fuhrkosten  an. 
Allerdmgs   geht   gerade   hier  bei  dieser  be- 
sonderen   Abart    der    Transportsteuern    der 
eigentliche    und     ursprüngliche    Verkehrs! 
Steuercharakter    ganz    oder   zum   Teil    ver- 
loren.    Die  Transportsteuer  empfängt  dabei 
regelmässig  das  Gepräge  einer  Lizenzabgabe 
(Frankreich,   England)  "und   wird  wiederum 
teilweise  eine  Art  Ertragssteuer  vom  Ein- 
gang  (Erwerb)    aus    dem    Personenverkehr 
oder  der  Güterfracht  (England)  oder  sie  wird 
andererserfs  in  Wesen  und  Wirkung  zu  eine] 
indirekten  (von  der  Bahnvenvaltung  ausge- 
legten) (xenuss-  und  Gebrauchssteuer  (Frank- 
reich)     Für  endgütige  Beurteilung,  inwie- 
weit   der    Erwerbs-    oder    Aufwandsteuer- 
gesichtspunkt   vorherrscht,    entscheiden   in 
letzter  Linie   die  specieUen  Ueberwälzungs- 
verhaltmsse. 

.  2.  Gesetzgebung  (Transportbesteuerung 
i.  e.  S.).  1.  England.  Ursprünglich  be- 
standen in  England  drei  ältere  Steuern 
aul  Stadtdroschken,  Landkutschen, 
-Uietpferden  und  Mietkutschen.  Im 
Laute  der  Zeit  wurden  diese  Abgaben  ent- 
spre,  shend  den  Veränderungen  der  Verkehrs- 
""d  Transportmittel  und  der  Verkehrsbe- 
durfnisse des  Publikums  sowie  unter  dem 
Banüusse  der  Konkurrenz  der  Kommuni- 
kationsmittel untereinander  zuerst  ermässigt 
erändert,  um  schliesslich  ganz  aufge- 
hoben zu  werden.  Ihr  Ertrag  erreichte  1870 
je  106000,  49000  und  144000  £  in  Gross- 
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, .;,.,„„■,..„.    Die  Stadtdroschken   auterliegen 
.,!,.,  Wagensteuer,   und  die  Abgabe  der 
Sdkutschen     »1     1853    in    eine    höhere 
tenzsteuer   verwandelt    worden     nachdem 
';,.'  steuertechnischen    Schwierigkeiten    der 
VTeilensteuei     deren  Beseitigung  notwendig 
Lhten      Mit    dem    Eintritt   der   Eisen- 
Xee'n   in   das  öffentliche    Verkehrsleben 
die    Einbeziehung   .Urses    rransport- 
dttels  in  die  bestehende  Transportbesteue- 
„„...  eine  historisch  begründete  Notwendig- 
st    Anfltaglich  nach  dem  Grundsatze  eines 
Qgeldes(1832  ■  .■  d.  für  je  4  Personen 
,,.  j  Ingusche  Meile)   erhoben,   wurde  die 
jteuer    L842   in   eine   5%  ige   Abgabe   vom 
.-.,,,,.,.  des  Personenverkehrs  umgewandelt. 
L844    wurden    dann    die    gesetzlich    einge- 
ghrten    billigen   Züge  OL  Klasse  von   der 
äteuerpfliont  befreit.    Diesen   Lmstand   be- 
izten die  Eisenbahngesellschaften  zur  Aus- 
lehnung   der  Steuerfreiheit  durch  \ermeh- 
rang  dieser  Kategorie  von  Zügen     wodurch 
1863  eiue  in  der  Hauptsache  erfolglose  Be- 
.„Mi/un-    und    Beschränkung 


et  ■- 


und    Beschränkung    der    Steuer 
Befreiung   durch  die  Gesetzgebung  versucht 
wurde      Seit  1883  sind   die  Fahrten  unter 
„„,1  bis  1  d.  steuerfrei  gemacht  und  für  die 
städtischen  Züge  wurde  der  Steuersatz  auf 
20/0  herabgesetzt.     Dieser  Vorgang  schliefst 
ein  ungerechtfertigtes  Geschenk  an  die  Eisen- 
1  Wmkompagnieen  in  sieh.     Das  Gepräge  der 
Abgabe  ist  dasjenige  einer  Eisenbahnsteuer,  | 
einer    Ertragssteuer    vom    Beinertrag    der 
Eisenbahnunternehmungen.     Vom  Waren- 
transport   wird  in  England,    ähnlich  wie 
in     Frankreich,     eine    Transportsteuer     als 
gtempelabgabe   von  Frachtbriefen,    Schiffs-, 
jüet-   und   Verfrachtungsverträgen   im  Be- 
trage von  6  d.  erhoben.    Ertrag  der  Eisen- 
lumsteuer    war:    1836   0,010; ,1840   0112 
1865   0,445,   1885   0,392,    189o  0,2o9,   lb98 
030S,  1900  0,328  Millionen  £. 

2  Frankreich.  Die  Transportsteuern 
in  Frankreich  sind  in  der  Revolutionsära 
entstanden  und  hervorgegangen  ans  den 
Verhältnissen  des  öffentlichen  Fuhrwerks 
aus  älterer  Zeit.  1797  wurde  die  Abgabe 
wesentlich  aus  fiskalischen  Gründen  einge- 
führt um  den  Einnahmeausfall  der  damals  aui- 
Uhobenen  Personen-  und  Packetpos  (Feme 
nationale  des  Messageries)  zu  decken  die 
infolge  mangelhafter  Organisation  der  Fahr- 
kurse  und  Fahrzeiten  an  einem  dauernden 
leficit  litt.    Man  überliess  die  Messageneen 


Drittels   der  Steuer  für     Leere  Plätze 
tattet.     L804  wurde  auch  der  regelmässige 
Warem  Steuer  einbezogen.    Die 

Doppelsätze  der  Proportional-  und  festen 
Abgabe  wurden  beibehalten,  im  übrigen  aber 
traten  im  Laufe  der  Zeit  mancherlei  Ver- 
änderungen im  Tarife  und  in  ihrer  Be- 
rechnungsweise ein.  1811  wurde  eineLizenz- 
abgabe  von  jedem  eii  '      rzeuge  hin- 

zugefügt, um  dii  off  '  liehen  Fuhrwerke  in 
das  wesentlich  Kontrollzwecken  dienende 
Lizenzsystem  der  indirekten  Besteuerung 
einzugliedern.  Das  G.  v.  2.Julil83  dehnte 
die  Steuer  auf  den  Personentran  porl  der 
Eisenbahnen  aus  und  unterwart  der  I  ro- 
portionalsteuer  ein  Drittel  des  Tarif  betrage. 
Ein   weiteres  G.  v.  14.  Juli  1    i  altete 

die  Besteuerung  des  Eisenbahnverkehrs  am 
und  erhob  eine  10o:oige  Proportionalabgabe 
vom    ranzen   tarifmässigen   Preise   des  Per- 
sonen- und  Eilgutverkehrs.  Nach  den  K  a  :gs- 
mhren  lsTD-71    fanden  starke  r.rhnlmug-,, 
in  Form  einer  10°/oigen  Zuschlagstaxe  vom 
EUgüterverkehr  statt  (G.  v.   16.  September 
1871)     Eine  weitere  Reform  im  Jahre  !>•>- 
(G  v.  1.  April  1892)  beseitigte  den  10°/oigen 
Zuschlag  auf   den  Preis  der  Plätze  der  aui 
Eisenbahnen,   mit  öffentlichen  Wagen  oder 
Dampfschiffen   oder  anderen  für  das  Publi- 
kum  bestimmten    Schiffen    fahrenden    Per- 

»  ,    ,-\    t\l      '  _       '7...-.^l,     nn>     nur     I  \  l-»tl 


oige 


Lieiicu  im.     -"■»"   uuu.™---     .  ~ 

der  Privatindustrie  und  erhob  eine  1U 
Proportionalabgabe  vom  Ertrag  der 
Personenfahrzeuge  mit  regelmassigem  ^  er- 
kehr zwischen  verschiedenen  Orten  mit  be- 
stimmten Abgangszeiten  und  eine  feste 
Lbzabe  von  anderen  öffentlichen  auf  be- 
sondere Bestellung  verkehrenden  Personen- 
fahrzeuger.  Bei  ersterer  ^r  urfrungheh 
ein   Abzug   eines  Viertels,    seit   1819   eines 


suninneu     mui"""     — — ■—  . 

sonen.    Auch  der  10 "oige  Zuschlag  auf  den 
Preis  der  Gepäckversendungen,    einschliess- 
lich 10  Cts.  Registrierungsabgaben,  und  der 
Eilfracht  der  Kaufmannsgüter  auf  den  glei- 
chen  Wegen    wurde    aufgehoben.     Enülicii 
kamen    in   Wegfall    die   proportionalen   Ab- 
gaben, welche  bisher  auf  che  Nettopreise  der 
Eilfracht  der  Kaufmannsgüter,  der  Esswaren 
,m,l  des  Viehs  lasteten.    Für  Uebergewicht 
und  Hunde  ist  auch  ferner  noch  die  12  'oige 
Tax,,    zu   entrichten.     Bei   den  ^  egen   von 
Lokalinteresse    und    den    Lokomotivbahnen 
wird  ohne  Rücksicht  auf  deren  Lange  eine 
Proportionaltaxe  von  3%  auf  den  Preis  der 
Plätze    der  Reisenden    und   der  Gepaekeil- 
fracht   erhoben.     Die  Unternehmungen  von 
Emotivbahnen,  auf  deren  Netz  der  Preis 
der  Plätze  30  Cts.  nicht  übersteigt    können 
auch    weiterhin    die    Pauschalabgabe    ent- 

L  Nach  diesen  Reformen  wurden  die  Steuer- 
sätze vom  Personen-  und  Gepäckverkehr, 
'ferner  für  die  Transportpreise  von  Geld- 
sendungen und  Hunden  um 12%  ermassig 
und  dir  übrige  Eilgut-  (Lebensmittel und 
Viehverkehr  von  der  Proportionalste^ r  be 
freit  Die  Transportsteuer  für  Iah  zeuge 
auf  Bestellung,  Omnibus-  etajg*£ 
steht  in  einer  festen  Jahresabgabe  für  Wagen 
von  i_6  Plätzen  im  Betrage  ™n°0— lrf<-* 
Franes  nach  der  Grösse  der .^n  für 
i  grössere  Wagen  nach  der  Zahl  dei  Platze 
|foH!l25  Francs   bis   12,50  Francs.     Dazu 
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kommen  bühren    von    6,25   Francs 

Für  den   Waggon,  Wagen,  Schiff  etc.  und  2 
Fi;.:  Klappenkontrollmarke  (estam- 

pille).  Die  Frachtbriefe  haben  eine  Stempel- 
11  Cts.  für  Güterzugsrecipisse 
und  35  Cts.  für  Eilgutsrecipisse  zu  erlegen. 
Aehnliche  Bestimmungen  bestehen  für  Fahr- 
empfangsscheiiie  beim  gewöhnlichen  Land- 
transporte und  für  Seefrachtbriefe  oder 
Kbnossemente,  für  welche  als  Minimum  das 
kleinste  Stempelpapier  von  60  Cts.  hin- 
reicht. Die  Enrwickelung  der  Eingänge  aus 
der  genannten  Steuer  zeigt  folgende  Skala: 

von  Eisen-    von  anderen      Summe 
bahnen        Fahrzeugen 
Mill.  Frcs. 

istw  52.9S0  5,210  38,190 

ist:-)  64.360  5420  69,770 

1883  90.100  4,720  94,880 

1891  100,380  5.290  105,670 

1893  47.2S0  5,130  52,410 

1896  50.790  5,no  55.900 

1899  ".304  5.295  60,599 

1900  63.741  5.427  69;i6S 


Diese  Abgabe  wurde  gleichzeitig  durch  ei 
Registersfeuer  von  Eiseubahnbillets  ergän 
und  auf  den  Verkehr  mit  anderen  Transpot 
mittein  einschliesslich  der  Küstenschiffan 
bezogen.  Die  Erhebung  erfolgt  auf  Gitu 
eines  ausgebildeten  Staffeltarifs  (Reglemen 
vom  2«.  und  2s.  Dezember  1872  und  1 
Oktober  IS73).  1874  wurde  die  Transpor 
Steuer  für  den  Personen-  und  Güterverkel 
um  die  Hälfte  zur  Deckung  der  ausse 
ordentlichen  Ausgaben  erhöht  (G.  v.  ° 
Juni  1874).  Durch  G.  v.  30.  Juli  1883  war 
die  10%ige  staatliche  Transportsteuer  ah 
geschafft  und  den  Eisenbahngesellschafte 
übei-las>en.  Dagegen  fliesst  die  heute  b 
stehende  lö°oige  Abgabe  ganz  in  den  Staat 
schätz:  bei  Vergnügungszügen  wird  sie  ai 
■    ermässigt.      Von    der    Registerabgal 


^ 


Die  französische  Transportsteuer  ist 
äusserlich  eine  Ertragssteuer  vom  Eisenbahn- 
verkehr, thatsächlich  aber  in  Wesen  und 
Wirkung  eine  indirekte  durch  die  Bahn  Ver- 
waltung ausgelegte  Gebrauchs-  oder  Genuss- 
steuer. 

3.  Ungarn.    Die  ungarische  Transport- 
r  vom  Eisenbahn-  und  Dampfschiffver- 
kehr  iG.A.    20:75,    61:80,    14:87)   wurde 
1875  eingeführt    und  1880  und  lss;  mehr- 
fach erhöht.    Die  Steuersätze  betragen:  18% 
der    Fahrtaxe    des    Personenverkehrs, 
18%  für  alles  das  Freigewicht  übersteigende 
Gewicht    des  Reisegepäcks,    18%   von   der 
Trans] « rtgel  iühr  für  Separatzüge  und  Separat- 
ffe  und   ,  %  bei  Eilgütern  und  5%  bei 
bigütern  von  der  Transportgebühr.     Er- 
trag: 1,490  Millionen  Kronen. 

I.  Italien.     Die   durch   G.  v.   6.  April 
1862  eingeführte  Abgabe  für  Personen  und 
Eilgüter  wurde  durch  G.  v.  14.  Juni  1874 
auf    13%   der  Transportkosten  erhöht,   und 
die  Frachtgüter  wurden  mit  2%  derFracht- 
U-1.11    besteuert.     Dazu  kommt  für  Billette 
und    Frachtbriefe    noch    eine  Stempelabgabe 
von    5  Cts.     Ertrag:   21,030  Millionen  Lire. 
5.  Spanien,     im  Jahre  1864  wurde  in 
Spanien    ein    I0%iger   Aufschlag    auf    den 
Preis   der    Eisenbahnbilletts    für    Personen- 
beförderung eingeführt,  dessen  Ertrag  zwei 
Jahre  (später  (G.  v.  26.  Dezember  1866)  den 
nbahngesellschaften     unter    dem    Titel 
vorübergehender    Subventionen     überlassen 
wurde.      Durch    G.   v.   26.   Dezember   1872 
wurde   eme   Qeue    I0%ige   Steuer  auf  die 
Ei  enbahntarife   für  die    Passagiere   kreiert, 
welche     zugleich    auf    die     Ho'nut/.iing     von 
Dampfschiffen   und  anderen  mit  Dampf  be- 
wegten Verkehrsmitteln  ausgedehnl  wurde. 


sind  befreit  die  Trausporte  von  Mineraliei 
der  Einfuhr-  und  Ausfuhrhandel  (V.  v.  2! 
Januar  1S78). 

6.  Russland  hat  eine  Auflage  auf  di 
Plätze  der  Passagiere  der  Eisenbahnen  sc 
wie  auf  die  mit  der  Eisenbahn  beförderte 
Eilgüter  (GG.  v.  30.  Dezember  187S  uni 
lit.'31.  März  1894).  Ertrag:  11,500  Millinnei 
Rubel. 

7.  Oesterreich    und   Deutschland 
In    Oesterreich    besteht    ein    Gebühren 
Stempel    von   2  Hellern   für  je  1  Krone  bi 
zum  Höchstbetrage   von  50  Heller  für  Per- 
sonenfahrkarten.    Der  Stempel   der  Fracht 
briefe  beträgt  10  Heller   von  jedem  Bogen 
über  Sendungen  bis  zu  5  Meilen  oder  38  kn 
2  Heller.     Ebenso    bei   Frachtkarten    (Em- 
pfangs- und  Aufnahmescheine  des  Frachters 
sowie  Recipisse  über  Reisegepäck,  zu  dessea 
freier    Mitnahme    die    Fahrkarte    nicht    be- 
rechtigt,  je   10  Heller.     In  Deutschland 
sind    durch    das    Reichsstempelgesetz    vom 
14.  Juni  1900  die  obligatorisch  vorgeschrie- 
benen Urkunden  bei  Beförderung  von  Güte» 
zwischen    inländischen    und    ausländische! 
Seehäfen  oder  zwischen  inländischen  Fluss- 
häfen   und    ausländischen    Seehäfen    einer 
Stempelabgabe  unterworfen  worden.  Die 
Abgabe  beträgt  von  der  einzelneu  Urkunde 
(Konossement,  Frachtbrief),  wenn  sie  im  In- 
lande  ausgestellt,   vorgelegt  oder  ausgehän- 
digt   wird,    je    1    Mark,    und    im   Verkeil 
zwischen  inländischen  Hafenplätzen  und  aus- 
ländischen Hafenplätzen  der  Nord-  und  Ost- 
see, des  Kanals  oder  der  norwegischen  Küste 
im  gleichen  Falle  je  0,10  Mark. 
Litteratur:  Schall,    in  Schönberg  III,  4.  Aufl\ 

S.  734— so.  —  Leroy-Beaulieu,  Traue  de  la 
Seiend  des  Financee,  5  ed.,  Paris  1900,  Bd.  I. 
—  Vocke,  Steuern  des  britischen  Reiches,  Slutä 
gärt  1866,  S.  4SI.  —  Powell,  History  of  Taxa\ 
Hon  and  Taxe»,  .',  vol.,  London  1S8.'„  Bd.  I,  S. 
64—70.  -  ||  'agner,  Fin.  III,  §  121,  S.  W5 
66  England  und  III,  ii  jss  und  2S9,  S. 
>79  Frankreich).  -Colin,  ^EngMscht 
Eisenbahnpolitih,  1874,  I,  S.  8i  und  II,  S.  S04  bü 
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11S    _  Colin.   Archiv  für  Eüenbal 

,.    N.  -"■'■   -      Sonnenschein, 
Dil    /'•'  Berltn 

lilurl.        D  ' 

—    I>>'»n    -S""-       ' 
lChemins    *    ''"'•    "" 
_  K«W.. 

a**.*  »57,  s  .  -  '•  ','""; 

,„„„„     /  f„   Frankreichs,  Leipzig   tSJ 

,,,  rf-  _  Fignes,    Trau  France, 

\    fd.   tpar  i'eigni ,    P  «       l     S 

%,     ii      s     SSS.    —     ll.nbiilot.     Frankreichs 

r         u 
archiv,  Bd.  K  ~      .,_.•._  .i..s.- J/. 

Pie.-nas  Huvtado,    Tratado  d,    Hacieno 

l  ■    Madnä 

J/o.r  1011   Hechel. 


Inen  genau  und  eng  umgrenzten 
rewährl  wird, 

eine   u  '  l/;iil''  ('''1 

u  Gefahren,   nämli  alle, 

die  einem  Transp  rl  dr  inen. 

Von  ■'  ■  "■  : 

die    Güterbeförderung    zur    s  c    im 

olande    bewer  snrd.      Danach 

unterscheid^  man  die  zv  '  iruppen 

aerg  rung  und  der  Binnen- 

-  i  c  h  e  r  u  n  g .  die  zweck- 
mässigerweise getrennt  dargestellt  werden. 


L  Seeversicherung. 
1.  Entstehung  und  Entwickeln^ 


Die 
Gesi  hichte    der    Seeversichei 

die  Geschichte  der  Versicherung-  über- 
haupt.    Denn   die   Seeversicherung    ist   nicht 
nur  die   älteste   richtige  Versicherung,   die  wir 
kennen,    sondern    auch    .1er    Gedanke    einer 
Versicherung  hat  gekeimt  und  ist  gewachsen 
als  Gedanke  der  Seeversicherung.         , 
Das  Altertum  kannte  keine  \  er-i 
Man    schloss    nur    Rechtsgeschäfte,    die    neben 
ihrem  Hauptzweck,  zunächst  den  Parteien  viel- 
leicht unhewusst,    einen  versicherungsahnlicnen 
Zua    autwiesen.     Sehr  frühe  schon  scheint  man 
aber  diese  wirtschaftlich  vorteilhafte  Natur  er- 
kannt zu  haben.     Den  Griechen,  vor  allem  aller 


Transportversicherung. 

S       .  ersicherung  und  Biuiien- 
transport  Versicherung.) 

Begriff  und  Arten  der  Transport 

[eEn,ihnr  und^nJwicketog1 "  2°  Heutigl    den" Rimrern'. ".diente neben  G  e  t  a jh  r  .    ;  m e in - 
.Ln^teliun     un  ^^        haften   em    e^entumliches  Kreditgesc^t, 

taftsergetmisse.  ,    v„rviit,u*  mr  See-    Sniple  zu  stehen  pflegen,  war  ein  genossen- 

po  r  t  y  e  r  si  c  h  e  r«  ^-  J-^^%  «^J*j   Sprite  «u  sfc  ^PS^  ^  fl   ^   g,^ 

listen  zur  gemeinsamen  üehernahme   etv, 
Verluste  der  menschlichen  Natur  nach  äusserst 


-  herung  und  Geschichtliches.  2.  Begriff 
und  \rten  ~~  3.  Versicherungshedmgungen,  Prä- 
mien und  Risiken.    4.  Statistisches. 


Begriff  und  Arten  der  Transport- 
versicherung. 

Herkömmlich  wird  als  T ran  sporty  e r - 


naheliegend.    Die  griechische  *■■••<»•  ■•  ^5  eine 
der   ältesten    Formen   einer  solchen  Gefani 
meinschaft,  die   näher  bekannt   ist.    Damit  ist 
schon   der  Grundgedanke  der  Gegenseitig- 
keitsversicherung gegeben,  wahrend  der 

•»-   .       te  zur  prämienversichernng  in  dem 

Sicherung  bezeichnet  che  Gesamtheit  |eedarlehen  zu  nnden  ist.  Dies  ist  ein  Dar- 
|er  Rechtseinrichtungen,  die  den  Mien  an  eiae  person.  die  ini  Begnöe  steht,  mit 
| Te c k  haben ,  Gelder  sat z  d er  S  c  h  a  -   ,lem  empfangenen  Gelde  oder  mit  dafür  ange- 

1S6"»SÄ S  bu,fÄ^=  «SS 

Gefahren  einer  Beise  nicht  unter  die  eigent-    ^       hafften  Ware  Jjebenbedingung.    Hier  ist 
lirhe  Transportversicherung:  man  konnte  sie   ^-     ^  ue    Vmkehrung    der    Pia- 

theoretisch    unter    diesen    Begriff    bringen,       .         ersicherung    vorhanden:    d?r    .Ver- 
aUein   die  Praxis   subsumiert   die  Versiehe-   slcherte    verspricht    eine    eventuelle    kunfüg« 
rtg   v?n  Menschenleben   gegen    Transport-   u«   *L2"SE  £2*   -£^r 
gefahren  durchweg  unter  die  Unfallversiche-   «nie     n   »«&  ZU£lei,.U 
rung.   und  diesem  Brauche  kann    sich   auch   g-jg^™*«  Ersatssumme    nur    bei 
die   Theorie   mit   Recht    anschliessen       Die   dt hu ^al       ^ft  erfolgt     Del  Hauptzweck 
Transportversicherung  ist  also  niemals  I  er-    |F       Beohtsinstitut3   war  die  Beschämung  von 
sonenversichenmg.   vielmehr   stets   Saehver-   Kapital  ffir  den  Schmtoer  sogleich  hei  Verteags- 
sicheruno-    m    ^wissen    Beziehungen    auch     ^         Der  Versichenmgsgedanke  ist  also  hier 
Srftr  üchtversichening.      Weiter   folgt    aus    norh   nWlt    r„„   vorhanden.    Wie  er  sni  „r 
der  Begriffsbestimmung,  dass  bei  der  Trans-  Reinheit    durchrang     lehrt    o«t    He    spat 
Sicherung     im    Gegensatz     zu     allen   Entwrckelniig  ^M      ^^  ^  prämleuver. 
übrigen  Yersicheruneeu  nicht  gegen  dieFolgen  .         boU  au.   aem  o  ^ 

Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.    Zweite  Auflage.    VII. 
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Sicherung  hervorgehen,  so  müssen  zwei  Momente 
eine  Aenderung  erfahren.    Die  von  dem  Schuld- 
ner zu  leistende  Zinszahlung  muss  sieh  von  der 
darin  versteckten  Risikoprämie  loslösen,  und  die 
Prämie     muss     unbedingt     geleistet     werden  • 
its    dari    die    Ersatzsumme   nicht    vor- 
schussweise,   sondern    nur    bedingt,    erst    nach 
■  hadenseintritt  ausgezahlt  werden.  Nach 
der  ersten  Seite  hin  ist   die  Entwickelung  ge- 
ert    worden    durch    die    kanonistische 
etzgebung,  insbesondere  durch  das    De- 
kretale  Papsl   Gregors    IX.   von   1230,   welches 
Sei  darlehenszins  und  damit  das  Seedarlehen 
selbst   als   wucherisch   verbot.     Dies  gab  eiuen 
\iist.. ss   zur  Trennung   von   dem  Vorschussge- 
schäft und  der  entgeltlichen  Gefahrsübernahme, 
und  damit  auch  zur  Trennung  der  Rollen    von 
Darlehensgeber  und  Gefahrsübernehmer.  Die  an- 
Seite fand  Förderung  durch  die  Kreditierung 
des  Kapitals  bis  /um  etwaigen  Schadenseintritt, 
dessen    Vorliegen    aHein  die  Leistung  der 
Ersatzsumme    zweckentsprechend    ist.     in    der 
Stundung  dieser  .-summe  liegt  der  entscheidende 
Wendepunkt.     Andere  Einflüsse  kommen  hinzu: 
Seedarlehen   wird  häutig  nicht  mehr  unter 
Verpfändung   des  Warentransports   genommen, 
das  Schiff  wird  verpfändet,    also   neben 
der  6  icherung  zeigt  sieh  die  Kaskover- 

rung,  wozu  ungefähr  zur  deichen  Zeit 
auch  Ansätze  der  Rückversicherung  und  der 
Konjunkturversicherung  auftauchen.  Andere 
mittelalterlii  he  Seegesohäfte,  wie  die  commenda, 
die  süditalische  colonna,  das  katatonische  ager- 
manament,  enthielten,  wenn  auch  sehr  versteckt. 
den  Assekuranzgedanken;  man  sprach  allge- 
mein in  Kauf-  und  Transportverträgen  von  der 
1  refahrsübertragung. 

Deber  den  Zeitpunkt,  wann  die  moderne 
Prämien  Versicherung      zum       ersten 
M;ilc    in    ihrer   heutigen    Gestalt    auf- 
getaucht   ist    und    damit    die    eigentliche    Ge- 
schichte  der   Versicherung   und    des    Versiche- 
rungsgewerbes beginnt,   herrschen    verschiedene 
Ansichten.  Richtig  dürfte  die  auf  Grund  neuent- 
deckter 1  rkunden  gegenüber  Bensa  und  Gold- 
schmidt  von   Schaube   vertretene    Meinung 
sein,    dass    sie    ans     der    Mitte     des     vier- 
zehnten  Jahrhunderts   stammt.     Schaube 
das  Verdienst,  nachgewiesen  zu  haben,  dass 
die  I  rkunden  aus  dem  Anfang  des  vierzehnten 
Jahrhunderts,    die    los    vor    wenige    Jahre    als 
Zeugnisse   der   echten  Versicherung   angesehen 
wurden,    anders  zu  erklären    sind    und  dass  die 
ersten    materiell    reinen    Versicherungsverträo-e 
äischen  Notariatsarchiv  stammen 

und    \ Jahre    1347   herrühren,   während  die 

auch  formell  reine  Versicherungsurkunde 
pisanische,    aus   dem  Jahre  1384   stammt' 
in.    florentinische    von    1397  folgt.    Auch 
Gesetzgebung   greift    schon    in    dieser 
frühen  Zeit  ein.  EinDekret  des  Dogen  von  Genua 
ans    dem  Jahn-   1369  spricht   zum  ersten  Male 
issei  arämi  ntum  im  Sinne  von  Vei  Li  berung 
indem   es    festsetzt,   dass  Einwendungen     ■  ■■ 
Versicherungsverträge   unzulässig    seien 
ei  irdnung  genuesischer  Consuln  von  1401   be- 
ut, dass  die  bei  der  Abfertigung  von  Waren 
zu  entrichtenden  Gebühren  in  allen  Fällen  einer 
Versicherung  zu  leisten  seien. 

In     langsamem    folgerechtem    Werdegang 
neb   so   der  Versicherungs  vertj  i 


entwickelt,  war  seine  Form  entstanden.   Ihm 
in  Hand  damit  ist  auch  die  allmähliche  GestaJ 
tum;-    der    erforderlichen    Organisation     ; 
Versiehoningsgeschäfts  zu  verfolgen:   die  ratii 
nelle  ßefahrsverteilung  auf  eine  Mehrheit   vui 
Personen,    die  Vergesellschaftung  des  Versiehe 
rungsunternehmens.    Schon  bei  den  Seedarlehei 
Ende'  des  14.  Jahrhunderts  pflegten  eine  ganzi 
Reihe  von  Geschäftsleuten  an  den  Risiken  "eine 
Schiffsladung  sich  zu  beteiligen.     Eine  Urkundi 
aus  dieser  Zeit  weist  schon'  elf  Versicherer  anl 
Der  Einzelne   beteiligt   sich   nicht  mehr    allen 
an    einem    Risiko,    hingegen   nimmt  er   häuft 
quotenweise  Teil    an   einer  Mehrheit    von    v,r 
sicherten     Transporten.      Die     Vereinigung 
von    Versicherern    ist    jedoch    noch    kein" 
ständige.     Sie   entsteht   von  Fall  zu  Fall.     Di 
Versicherungsübernahme      geschieht      zunäi  bat 
auch   noch  neben  anderen  Geschäften.     Dei    o 
sonderte   Handelsbetrieb   entsteht  erst  mir    der 
fortschreitenden     Arbeitsteilung;      ebenso     die 
dauernde  Vereinigung  mehrerer  Versicherer  zu 
rationellem,  von  der  gewagten  Spekulation  siel 
mehr  und  mehr  entfernendem  Betrieb.     Die  Er- 
richtung einer  Zwangssocietät  zum  Zwecke  der 
Seeversicherung  in  Portugal  unter  Ferdinande. 
1367—1387   blieb  eine  vereinzelte  Erscheinung. 
Diese  umfasste   alle  portugiesischen  Schiffe  von 
über  50  Tonnen.     An  Beiträgen  waren  2°/'0  der 
Nettofracht  zu  leisten;  dazu  kamen  Nachschüss8, 
bemessen    im    Verhältnis    zum    taxierten    Werf 
des    Schiffes.      Die    Leistung    der  Societät    im 
Schadensfall    beschränkte    sich    im  wesentlichen 
auf    Ersatz    hei    Totalverlust   der   Schiffe    oder 
bei  grosser  Haverei. 

Da  schon  heim  Seedarlehen  die  Höhe  der 
sogenannten  Zinsen  abgestuft  zu  werden  pfleg 
te,  je  nach  der  Dauer  der  Reise  wie  auch  nach 
dem  Reise  weg  und  dem  Beförderungsmittel, 
also  nach  dem  Umfang  der  Gefahr,  so  war 
hiermit  sogar  schon  eine  gewisse  Erfahr  ungsl 
statis  tik  vorhanden,  auf  der  die  Versicherung 
hinsichtlich  der  Prämienbemessung  weiterbauel 
konnte.  Die  Zuhilfenahme  der  W  a h  r s  c  h  ein! 
lichkeitsrechnung  rindet  sich  bei  der  Verl 
Sicherung  erst  im  18.  Jahrhundert. 

Der    Betrieb     der    Seeversicherung    durch 
Einzelunternehmer  hat  sich  bis  in  die  Neuzeit 
erhalten.     Allein    weitaus    die   meisten   Seever- 
sicherungen werden  von  Gesellschaften  ab- 
geschlossen.    Deren  Entstehung  fällt  in  das  Zeit- 
alter  der  grossen  Kompagnieen.     1729  wurden 
in   England   zwei   Seeassekuranzkompagnieen 
als    Monopolanstalten    genehmigt,    die    London 
Assurance  Corporation  und  die  Royal   Exchangd 
issurance  Company.     Neben  diesen  durften  nur 
Einzelversicherer   thätig   sein.     Erst   das  Jahr 
1825  brachte  die  Gewerbefreiheit  im  Versiehe! 
rungsbetriebe,  und  sofort  wurden  zwei  mächtig« 
Konkurrenzunternehmen  von  Baring  und  Roth- 
bild   ins    Leben   gerufen.     In   den   Nieder- 
landen   entstand    1782    die    Flandrisch-öster- 
reichische  Assekuranzgesellschaft    zu    Ostende. 
in    Dänemark    1726  die   königliche    Seeassfr 
kuranzkompagnie    und     1786    der    Privatver- 
sichererverein   zu     Kopenhagen,    in    Schwe- 
den 1739  die  erste  Seeassekuranzkompagnie  zu 
Stockholm,    in    Frankreich    1818    die   Com- 
pagnie    d'assurances    maritimes,    welcher    1836 

,'1'1'  Ll">'l    Fr aus    folgte,    beide    zu  Paris,    in 

Malicn  1818  la  Societa-Napolitana  zu  Ne 


Transportversichei 
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Bn  knien  L838  la  Corapania  Barceloni 
1-,  i;,  Compania  Iberica  und  la  Compania 
in  friesi  endlich  1824  die  Azienda 
Enrat'rice,  1831  die  Assicnrazioni  s 
,1  1838  die  Riunione  Adriatica,  welche  aus 
,  1896  begründeten  Adriatico  banco  dassicu- 
bildete.     Der  erst!    norwegis* 

zu     Lang  rd.     eine 

schalt  fürLasco,  trat  1W< 

te  Aktiengesellschalt 

.-    i  -47   zu  Christiania    entstand.    In  Kuss- 

'„,1  missglückten  alle  Versncl -   LB4b. 

[n  Deutschland  ist  die  ex-steSeeverache- 

ktiengesellschaft   1765  zu  Hambui  . 
ditet   worden.     Hier  war  schon  Lude  des  16 
Jnhiinderts  die  S(  eversickerung  aus  denNieder- 
^en  eingeführt  worden:   die  älteste  deutsche 
Sice   stammt   ans  dem  Jahre  1531  und  ist  in 
Siwerpen    von    44    Versicherern   ausgesteü^ 
,i-t    Italienern   und    Spaniern     Versuche    die 
a  Beginn  des  18.  Jahrhunderts  in  Hamburg 
Bmacht  worden  waren,  eine  VersicherungsgeseU- 
•katt  zu  errichten,    seheiterten  an  dem  ^  erbot 
,.    Rats    der    gewitzigt  durch   den  Lawschen 
ktienschwindel,  vorsichtig  zu  Werke  ging  und 
7-5,1  den  Befehl  erliess,  „dass  keine  Pnvata  sich 
ehen    sollten,   unter   dem    Prätext   einer 
..       ranzkompas  Lei  zu  imK-h"      1'l- 

Kd    gegründete    Ges  Uschaft   ist    das   Mu 
U,.r   folgenden   geworden.    Im   In«-'   and  be- 
ute siebtn  Hamburger  G  Eten  vorhanden, 
r]u,u                   Gründungen  in  Bremen  folgten, 
reite  vier  zu  zählen  sind. 
Nun  ein  Blick  auf  dieRechtsges 
fezenot  von  der  eminenten  Bedeutung  der  - 
ierung  für  den  Handel,  dass  sie  sich  mit 
.  hender  Schnelligkeit  ausbreitete,  sobald 
luv  Grundformen  einmal  vorhanden  waren.   Die 
fällige   Notariateurkunde  kam  schon  im 
U.   Jahrhundert    in   Wegfall.      Au    ihre   Stelle 
ie  meist  unter  Vermittelung  von  Maklern 
^gestellte  Privaturkunde  der  S  i  ■  die 
Police   polizza.    Sie  enthielt  erschöpfend  alle 
sbestimmnngen.     Auf  ihr   baute   sieh   die 
=     zgebung   auf.     Diese   lag   im    lo.  und   Ib. 
Jahrhunderten     deu     Händen     Spaniens     und 
as.    In  den  nördlichen  Landern  fasste  die 
s    herung  er>t  Wurzel,    als  der  Handel  der- 
i    im    Zeitalter    der   Entdeckungen    trans- 
Eüantische     Wege    einschlug.      So     kam     die 
Besetzgi     u  -      rst   im    17.  Jahrhundert   in   die 
Hände   der   Niederlande.    Im    18.  Jahrhundert 
trug  sie  an  England  über,   im   19.  an  Deutech- 
7U1,T,    _  pie  Entwickelung  schliesst   sich 
zunächst   an   die   Handelsgebräuehe   an. 
,  |s    Versicherungsrecht    von    Barcelona    14M 
nichts    anderes    als  eine  zu  absoluter  Norm   er- 
hobene    Musterpolice.      Diese     Stadt     hat     den 
Kniini    die   erste    umfassende   Kodifikation  dei 
Materie  gegeben  zu  haben.    Die  Statuten 
anderer   Städte    regelten    nur    einzelne  Funkte, 
gaben    bis    zum    17.    Jahrhundert    vorwiegend 
prozessualische    Bestimmungen:    Genua    14b/, 
L49J    L588,  Savonna  1610.  Albengo  151», 
Florenz  1522.  1528,  Venedig  1468    1586,  Lucca 
1610.    Neapel   1622.    1623,    1637,    1660  i 
Von  Interesse  und  Bedeutung-  ist  der  umstand, 
«ass  die  Seeversicherungspolicen  aus  den  Letzten 
Decennien  des  14.  Jahrhundert-  in  ihren  Grund- 
züo-en  keine  wesentlichen  unterschiede  gegen- 
über den  heutigen  aufzuweisen  haben. 


Kino    vorzügliche    Kodifizierune    des 
Seeversichi  G    md   der   Verab- 

redungen und  B  i   Assekura 

hat   im  Jahre   1731  Hamburg  in  der  Asseku- 
ranz- und  Havi  i  zu  standi 

im   Ausland   Uerkeni 
und    wurde    die    Grundlage    der  Gesetze    von 

Ion.    Holland.      Im    Laut,-    der 

Zeit   wurden  Zusätze  zu   !  von  1(31 

v    ii    verschiedenen    No         i  ers  duen 
L847  ein  Allgen 

Versicherungen,  1853  ein  Revidierter  Plan, 
schliesslich    wurden    nach    dem    Hi  rauskommen 

von  1861  die  noch  heute  bestehenden,  aul  einem 
Entwurf  von  Voigt  beruhenden  Allgemeinen 
Seeversicherungsbeding  von 

11867    mit    Zusätzen    von    1881 

ruiv-  in  Deutschland.    Dan 
die   'Bremer     Se  ev  er  Sicherungsbe- 
dingungen     von      1875.      beruhend 
ihren    V   rgängi  rn    aus    den   Jahren    1818 
1854      I  B        jungen  hab 

nur  einen  verhältnismässig  unbedeutenden  Wir- 
reis     vornehmlich    das    Bremer    G 
während  die  Hamburger  Bedingungen  die  . 
deutsehe    Küste  en.      Im    deutschen 

Binnenland,  in  der  Schweiz  und  Oesterreich- 
Ungarn  herrscht  die  Rheinische  Police, 
die  von  den  grossen  Versicherungs  aften 

am   Rhein    geschaffen   wurde.     Von   Bedeutung 
für    das    Ausland   sind   die   Konvention   der 
:  Kopenhagener    Seeassekuranzkompagnieen    von 
nkonditionen    von    Amsterdam 
von  1876  und  1891,  die  von  Rotterdam  ai  - 
Jahren    1881    und    1891,    schliesslich   der  allge- 
icherungsplau  von  1891. 
In  England  herrscht  die  Lloyds  Police  von  17 1 9 
tte.     Italien.  Frankreich,  Ungarn,  Russ- 
land haben  wieder  ihn 

Wohl   in  keinem  Wirtschafte-  oder  Rechte- 
«rebiet  ist  die  merkwürdige  Ersehe:  d  ;  rk 

ausgeprägt  vorhanden   wie  bei  der  Seeversiche- 
rung, dals   von  privater  Seite  allgemein  aner- 
kannte '       -  -       'V       den,  die 
der  Staat    in    seiner  erst   später  folgenden  Ge- 
-i.oktieren  muss,    weil  er  Besseres 
nicht  an  die  Stelle  setzen  kann,  und  dass  neben 
dorn    Staatsgesetz    auch    heute    ein    mindestens 
ebenso   strikt  wie   dieses   beobachtetes,   formu- 
Vertragsrecht  herrseht. 
2    Heutiger  Umfang.     Leber  die  Em  - 
wickelung  der   -     rersicherung     und  lliren 
g      -     bd     die     I 
ischen  Bei.-  Auskunft.  -  Dab 
aber    zu    beach  a    die    mitgeteilten 
Zahlen  sich  auf   die   gesamte  Transportver- 
sicherung   beziehen,     nicht    allem    auf    die 
I  Seeversicherung.       Die     4,     .deutschen 
A k  t  i e  n s  ■                taf  t en  weisen  für  E  n  d  e 
1S99  folgende  Bilanzzabien  auf. 

Gründungskapitalien  94  941  1S1  Mark. 
Passiva: 

Mark 

Eingezahltes  Gründungskapital  .    .    20  17 1  505 
Vermös  -  rven    .    •    ■    -.    -..  •     15°»**/" 

rschüsse,  die  an  die  Aktionare 

verteilt  wurden 2600,0;, 

12* 


180 


Trau  sj  iort  Versicherung 


Mark 

Prämienreserven [4524879 

n 18  344  [28 

Sonstige  Passiva 709;  125 

Summa  78  555  378 

Aktiva: 
Kassen-  und  Bankeinlagen     ...      7  232  334 

Hypothekar-  und  Grundbesitz    .    .  24183849 

Werteffekten 23  363  953 

_re  Aktiva 23775242 


Summa    78  555  378 

Einen  Einblick  in  die  Bedeutung  der 
Hansestädte  Hamburg  und  Bremen 
für    die    Seeversicherung    gewähren 

-  ade  Tabellen: 


Hamburg : 

Jahr 

\  ersicherte  Summen 

Mark 

-40 

330  429  030 

1856—60 

764  437  341 

1866—70 

931  354  »7 ; 

1876—80 

1  6;6  707  500 

1886—90 

1  344  873  973 

1895 

23i2749  339 

1896 

2  734  540  701 

;mi, 

3292015095 

1898 

4  625  390  609 

Bremen : 

1890 

470153800 

1891 

499  75°  7oo 

L892 

495  836  400 

1893 

466  324  800 

1894 

?37  869  600 

1895 

;So  01 1  300 

1896 

513  79^  600 

IM '7 

557S13700 

1898 

631  418  500 

3.    Unternelimungsforinen.      Die    ge- 
htliehe    Betrachtung  hat  gelehrt,   dass 
Lerst    von  Einzel- 
v  e  i-  s  1  c  h  e  rer  a   betrieben  wurde.    Diese 
Betriebsform  findet  sieh  noch  heute  in  aus- 
gedehntem  Masse    vorwiegend    in  England 
ferner  in  Beiden  und  Holland;  in  Deutsch- 
land    ist     sie    in    Hamburg     und    Bremen 
vertreten.      Auch    wenn    statt    eines 
Einzelkaufmanns   mehrere  Personen   in    der 
Form      einer     offenen     Handelsgesellschaft 
Kommandit-    oder    stillen    Gesellschaft    die 
Versicherung    betreiben,  so  ist  von  Einzel- 
versicherern    zu    reden.      Die    englischen 
Einzelversicherer   sind    unter   dem    Namen 
Lloyd's  ünderwriters  in  der  ganzen 
Welt    bekannt     Sie   bilden   eine   mächtige 
ppe,  die  namentlich  auf  die  Gestaltung 
de,-    Prämien    einen    erheblichen    Einfluss 
übt      Der    Einzelbetrieb     ist    zweifelsohne 
der   billigste;    er   erfordert    die    geringsten 
•iltungskosten,    da    er    den   geringsten 
Beamtenapparat,  die  geringste  Kontrolle  |„- 
':  diese  werden  noch  mehr  verringert, 
wenn    eine    Anzahl    Einzelversicherer    das 
Geschäft  gemeinsam  betreiben,   wie  es  vor- 


kommt.    Aber  andererseits  muss  ein  Einzel 
Unternehmer  eine  hohe  Kreditfähigkeit,  eirn 

-r Vertrauenswürdigkeit   gemessen,   im 

einen  grossen  Kundenkreis  sich  zu  en\ 
und   zu  erhalten.     Für  diese   Erfordernis 
sorgen  die  Lloyds  Ünderwriters  selbst, 
bilden  eine  geschlossene  Vereinigung-;   Mit- 
glied kann  nur  werden,    wer  von  sechs  an- 
deren Mitgliedern  vorgeschlagen  und,  nach- 
dem sein  Name  sieben  Tage  lang  öffei 
bekannt  gemacht   war.    durch  Majoriti 
wählt    wird.      Jedes    Mitglied    hat   alsdann 
Kaution   zu    stellen.     Eine    Solidarhaft   dei 
Mitglieder   besteht    nicht,    vielmehr    haftet 
jeder  Underwriter  nur  für  seine  eigene  Per- 
son.    Diese    Verfassung    beruht    auf    e 
Vertrag  vom   25.   Mai  1871.     Ein   weiter« 
wichtiges  Moment  für  die  Aufrechterhaltung 
der  Kreditwürdigkeit  der  Einzelversichero 
ist  der   Umstand,   dass  fast   alle    Yei- 
rangen  von  Versicherungsmaklern 
vermittelt  werden,  und  der  Makler  wird  31  ■■*- 
nur  die  kreditfälligen  bevorzugen.   Die 
scheu    Einzelversicherer   besitzen   kein-      - 
hervorragende  Organisation  wie  die  Lloyd.-. 
deren    Einrichtungen    in    jeder    Beziehung 
musterhafte  sind.     Die  Lloyds-Agenten  sind 
über  die  ganze  Erde  verbreitet:  sie  melden 
der   Londoner    Centrale   jedes  Vorkommnis 
zur    See.     Auf   Grund    dieser   Nachrichten 
werden    Register    geführt,    eins    über    die 
Schiffe,  eins  über  die  Kapitäne.  Jedes  Kauf- 
fahrteischiff,  jeder   Kapitän   hat   sein   Blatt. 
aui    dem   jede  Notiz   über   sie   eingeti 
wird. 

Die  Hauptbetriebsform  der  Seeversiche- 
rung ist  jedoch  für  alle  Länder,  abgesehen 
von  Norwegen,  die  durch  Aktiengesell- 
schaften. Diese  prävalieren,  soweit  sich 
übersehen  lässt,  sowolü  ihrer  Zahl  nach  als 
auch  bezüglich  der  bei  ihnen  versicherten 
Summen.  Insbesondere  wird  auch  in 
Deutschland  die  eigentliche  Seeversicherung, 
abgesehen  von  Einzel  Versicherern  an  den 
Seehandelsplätzen,  nur  von  Aktiengesell- 
schaften betrieben;  Russland  hat  bis  in  die 
allerneueste  Zeit  nur  Aktiengesellschaften  auf- 
zuweisen,  ebenso  Japan.  Diese  eignen  sich  be- 
sonders dazu  schon  aus  dem  Grunde,  weil  es 
sich  in  der  Regel  um  Versicherungen  von  kurzaj 
Dauer  handelt:  je  kürzer  aber  die  Versiche- 
rungsdauer,  desto  veränderlicher  der  Per- 
sonenbestand der  Versicherten,  desto  schwie- 
riger die  Möglichkeit  der  Anwendung  von 
Gegenseitigkeitsprincipien.  Nachteilig  für 
die    V  rten    sind    hingegen    die    bei 

der  Transportversicherung  nicht  geringen 
Verwaltungskosten.  Zur  Verringerung  von 
diesen  haben  in  Holland  und  Belgien  Aktien- 
gesellschaften mit  kleinem  Kapital  sich  in 
der  Weise  zusammengethan.  dass  für  vier 
oder  fünf  Gesellschaften  nur  ein  Direktor 
fungiert.   Häufiger  findet  sieh  ein  Zusammen- 
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q  von  AMiengesellschaften  zwecks  ge- 
meinsamen Geschäftsbetriebs  im  Ausland: 
meh)  Uschaften  nehmen  die  gleichen 

Vertreter.       Eine    allgemeine    Organi 

a  die  Aktiengesellschaften  in  dem  seit 
1874  bestehenden  Internationalen 
Transporte ersi cherung-  Verband 
"ut  Sil     in  Berlin,  dem  1899  81  Trans- 

P°rtl  Gesellschaften    angehörten, 

welche  ihr  Geschäfl  über  den  grössten  Teil 
Erde   ausdehnen.     Von   diesen   sind   41! 
deutsche,  38  ausländische  Firmen,  die  jedoch 
zum  grossen  Teil  in  Deutschland   ihr 
;aft  betreiben.    Der  Verband  hat  die  Auf- 
:    Wahrung   und   Förderimg  des  allge- 
meinen Interesses  des  gesamten  Transport- 
versicherungswesens,     Verbesserung      der 
Prämien,    Aufstellung    angemessener    Ver- 
sieh- lingungen,  Durchführung  ange- 
messener      Schadenregulierungsgrundsätze 
Förderung  der  Statistik    Nach  dem  Muster 
der  Lloyds-Statistik  führt  der  Verband  eine 
Unfallstatistik  ;  über  jeden  Seeunfall  wird 
eine   Karte  angefertigt    Die  Grundlage  zu 
einer  weiteren    internationalen   Organisation 
ist    auf  einem   1900  in  Paris  abgehaltenen 
Kongresse  geschaffen  worden,   der  die  Ein- 
setzung  von  Kommissaren   in  jedem  Lande 
ins  Leben   gerufen    hat.     Die   Kommissare 
sollen  mit  einander  in  ständiger  Berührung 
bleiben    und   sich   gegenseitig   Mitteilungen 
über  die  wichtigen  Vorgänge  innerhalb  des 
Iransportversicherungswesens  ihrer  Länder 
zukommen  lassen.    Diese  Nachrichten  sollen 
dann  zur  Kenntnis   der  Mitglieder  gebracht 
v  •  rden. 

Von  hohem  Interesse  ist  der  Konkur- 
renz kam  j.f  zwischen  den  Einzelversiche- 
rern    und  den   Gesellschaften,  der  sich   in 
England    abspielt.     Das  Ergebnis  ist,    dass 
man    ach    gegenseitig    durch    fortgesetzte 
Qienherabsetzung  schwächt.     Den   Sie°- 
müssen     schliesslich   die    Lloyds    erringen 
deren  Verwaltungskosten,    namentlich  wenn 
sie  Syndikate  bilden,  weit  geringer  sind  als 
die  der  Gesellschaften,   bei  welchen  wieder 
verschiedenen    Formen    mit    einander 
konkurrieren. 

Die   Seeversicherung   in   der   Form    der 
Gegen  s  eiti gk  ei ts verein e  beschränkt 
sich  im  allgemeinen,  namentlich  in  Deutsch- 
land, auf  lokale  Vereinigungen  an  See] 
Meist  sind  es  nur  Kaskoversicherungen,  die 
diese  Vereine  betreiben.   Die  Mitglieder  sind 
in  der  Regel  Reeder   von  Segelschiffen,  die 
nur   ungern    und  gegen   hohe   Prämien  als 
ungünstiges  Risiko  von  Aktiengi  jellscl 
versichert  worden.    Da  die  .Mitglieder  dieser 
auf   ein    enges    Gebiet   begrenzten    Vereine 
Sich     gegenseitig     zu    kennen     pflegen     und 
ae    Kontroll,,    anter    einander  ausüben 
die    Verwaltung  auch  eine  billige 
und  einfache  ist,  so  erscheinen  diese  kleinen 


oseitigkeits-Kasko-  Vereine  wirtschaft- 
lich ebenso  praktisch  wie  wertvoll  für  weite 
Kreise  von  weniger  kapitalkräftigen  Ree 
Freilich  kann  liier  trotz  dieser  Vorteile  die 
Häufung  von  Veilusten  zu  gewissen  Zeit- 
punkten äusserst  drückend  worden.  s0  dass 
der  Ersatz  oft  nur  unvollkommen  ,■,■ 
zu  werden  vermag. 

_  In  grosser  Blüte  stehen  die  Gegenseiti  - 
keitsversicherungen  in  Norwegen:  auch  j.. 
anderen  Ländern  sind  sie  in  ansehnliche! 
Zahl  vertreten. 

Schliesslich  ist  noch  die  S  e  1  b  s  t  v  e  r  - 
S  i  c  h  e  r  u  n  g  zu  erwähnen,  die  bei  gri 
Dampfergesellschaften  durch  Rücklage 
Beträgen  in  eigene  Kassen,  statt  Zahlung  von 
Prämien  an  fremde  Assekuradeure  nicht  un- 
beliebt ist,  aber  bei  der  Cnberechenbarkeit 
der  Seegefahren  trotz  der  Möglichkeit  von 
nicht  unerheblichen  Ersparnissen  im  Einzel- 
fall das  ganze  Unternehmen  in  seinem  Ge- 
samtbetrieb  äusserst  gefährden  und.  wenn 
auch  auf  zuverlässiger  Erfahrungsstatistik 
aufgebaut,  dennoch  recht  bedenklich  sein 
kann. 

4.  Staat  und   Seeversicherung.    Von 

der  weittragendsten  Bedeutung  für  das 
ganze  Gedeihen  einer  Versicherungsbranche 
ist  die  Stellung,  welche  der  Staat  zu  ihr 
nimmt.  Dies  gilt  auch  insbesondere  für 
die  Seeversicherung,  die  mehr  als  die 
meisten  übrigen  Versicherungszweige  schon 
aus  dem  Grunde,  weil  jeder  Seeversicherer 
zugleich  auch  Rückversicherer  zu  sein  pfleg! 
ein  internationales  Gepräge  hat.  Auf  die 
internationalen  Wettbewerbverhältnisse  ist 
es  aber  von  ausschlaggebendem  Einfluss, 
wie  das  öffeutliche  Recht,  namentlich 
das  A  erwaltungs  recht  sich  zur  See- 
versicherung stellt. 

Die  Seeversicherung   ist   wohl   der  ein- 
zige  Zweig  aller  Versicherungen,   bei  dem 
man    kaum    jemals    an   eine   Verstaat- 
lichung gedacht  hat.     Die  Seeversiche- 
rung ist  und  darf  dies  vor  allen  anderen 
Versicherungsarten  sein :  reines  Spekulations- 
geschäft.     Aber    sie    ist    ein    solches,    bei 
welchem  die  beiden  in  Betracht  kommenden 
V  ertragsparteien  an  Macht.  Einfluss  und  Er- 
fahrung sich  in  vielen  Beziehungen  ebenbürtig 
gegenüberstehen.   Hier  ist  nicht  der  einzelne 
Versicherungsnehmer    isoliert    und    hilflos 
gegenüber  einer  mächtigen  Gesellschaft.  Hier 
and  die  Versicherten  Fachleute  und  Kapita- 
listen, ja  an  Kapital  und  Kenntnissen  sogar 
manchmal  den  Versicherern  überlegen.    Eine 
Ausbeutung  der  Versicherten  ist  also  hier  so 
gu1  wie  ausgeschlossen,  eher  ist  das  Gegenteil 
dl.     Ein   Eingreifen  des  Staates  mit 
verwaltungsrechtlichen   Massregeln,  die  die 
Errichtung    und    den    inneren    Betrieb    der 
Seeversicherungsgesellschaften      normieren. 
ist  mithin  nicht  erforderlich,  wäre  vielmehr 
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,  lu  der  Ruin  des  Seeversicherungsge- 
,     betreffende  Land.      Usser- 
„      staatlichen    Beamten    eine   aus- 
.„,,..    Kontrolle    bei   dem   äusserst  yer- 
en      Geschäftsgang      kann,     möglich, 
che    kleinen    Gegenseitigkeitsvereine 
,,,    keiner   Staatsaufsicht      Hier  üben 
•rSieder   selbst    die  denkbar  schärfste 
Sfe    Der  deutsche  Gesetzentwurf 
,  „     irivaten    Vei-sicherungsunterneh- 
,..,,?  ha    in   seiner  zweiten    Fassung  (§ 
S-Son  auch  die  Transportve^cherungs- 
jDtemehumugen    als    nicht    unter   die    Be 
Einigen    des    Entwurfs   fallend   erklärt 
Für  3ie  gilt  mithin  nach  dem  Entwurf  volle 
Q^-erbefreiheit   im  ganzen  Reichsgebie*  m 
^en  Landesteilen.    Der  erste  Entwrni  hatte 

ip    liino-eaen    miteinbezogen.     Ob    die    ae 
SmÄ,  die  der  Entwurf  nur  tag 
rnternehmungen,  soweit  sie  nicht  Versiehe 
Sg  "Sie  ^uf  Gegenseitigkeit  sind    no^ 

n'^-r  in  dieser  begrenzten  Fassung  Gesetz 
Sn  steht  dahin8  Je  nach  Bedürfnis  soll 
Eens  der  Bundesrat  das  Recht  haben   em- 

5Ee  Bestimmungen  des ;  Gesetze* .auf  die 
Transportversicherungsunternehmen  im ^  An- 
Wendung  bringen  zu  können  (§117).  Auch  die 
erübrigen  Staaten  geben ^durchweg 
der  Seeversicherung  unbeschränkte  Freiheit, 
fchweiz  und  Oesterreich-üngaxn  haben 
ae  hingegen,  sehr  zum  Nachteil  des  <ae 
schäfts.  den  allgemeinen  gesetzlichen  Be- 
ätimmuugen  unterworfen. 

\uf  die  Besteuerung  kann  hiei  nm 
fcur    eingegangen  werden.    Zunächst  unter- 
en die  Unternehmen   als  solche  den  ge- 
wichen    Gewerbe-     und     Emkommen- 
'rn  nach   dem  Recht   der  Einzelstoaten 
£  Reichs.     Nach   Reichsrecht   ist  ferner 
bei  der  Emission  von  Aktien  1  %o  des  Nenn- 
werts  Zu   entrichten.     Schliesslich  bestehen 
I    die  verschiedensten  einzelsteathchen  Nonnen 
über    die    Besteuerung    der    Policen.      In 
Preussen  ist  das   Stempelsteuergesetz    vom 
!    fi     Juli    1895    massgebend.     Danach    sind 
!    die  Transportversicherungsverträge  steuerfrei. 
Dass  aber  die   Seeversicherungspolicen   ein 
erSbiges    Finanzobjekt    bilden     zeigen   die 
Einnahmen    Hamburgs    aus _  den    Policen- 
Btemneln      1898  wurden  69  (lo  rplicennui 
tSm  Mark  besteuert,  1S99  70  159  Policen 

""'länSÄ«  strafrechtlichen 
S,,hutzes  bedarf  die  Seeversicherung^ 
Staates     Dies  beweist  schon  der    umstand, 
dS de    Geschichte    des.  Tersiclieriuigsbe- 
trugs   genau  so  alt  ist   wie  die  der  Seever- 
s  cherung.     In  den   Strafgesetzbücher!    allei 
l«Lten  finden  wir  daher  einschlage 
allerdings  nicht    immer    glücklich    gefasste 
Bestimmungen.     Unter  Versiehe r u n g.s 
Jetru?  werden  allgemein  gewi sse  gemein- 
gefährliche Handlungen  verstanden,  die  nicht 


schon  selbst  einen  Betrug  au  dem  Versichere! 

darstellen,  vielmehr  die  I'— >g  "'"■     ' 

truges   an   diesem   ersl    wrbereiten    sollen. 
Der  8  275d     Reichs  trafgesetzbuches  regell 
diese  Materie.    Er  lautet:     Wer  in  beta 
rischer  AbsicW  .  .  .  ein  Schiff,  welches  als 
solches  oder  in  seiner  Ladung  oder  m  seinem 

Frachtlohn  versichert  ist,  sinken  oder  stran- 
den macht,  wird  mit  Zuchthaus  bis  zu  zehn 
Jahren  und  b  mi :  Geldstrafe  von ^150 

bis   6000    Mark    bestraft.     Sind    mildernd 
Umstände    vorhanden,    so    tritt    Gefängnis- 
strafe nicht  unter  sechs  Monaten  ein,  neben 
welcher  auf  Geldstrato  bis   zu  3000  Mark 
erkannt    werden  kann«.    Ferner  komml  da 
Delikt  der  üeb  erver  Sicherung, 
allgemein   mit    Strafe   bedacht    ist,  hier 
Betracht. 
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raent.  t-, 

5     Der    Versicherungsvertrag.      i 

Privatrecht  hat,  wie  schon  die  histo- 
rische Betrachtung  lehrte,  sich,  stets  den 
Geschäftsgebräuchen  der  Seeversicherer  au- 
fschlössen. Aber  eine  staatliche  Kodi- 
fikation de,  Seeversicherungsrechts  kann 
nie,  wenigstens  auf  die  Dauer  nicht  er- 
schöpfend sein,  da  der  in  steter  Weiterbil- 
dung begriffene  internationale  Handel  immer 
S  Änderungen  an  dte  Seeversicherung 

stellt.    So  wird  eine  E  r  g  a  n  z u  n g  d er  G e 
«etzesbestimmungen  durch   private 
dingungen    stets    erforderlich,     und 
die  Versicherungsverträge  gehen 
aus  diesen  beiden  Rechtsquellen  hervor 

Die  Seeversicherungsverträge  beruhen  in 
Deutschland  in  ihrer  Mehrzahl  auf  den 
Normen  Tes  deutschen  Handelsgesetzbuchs 
vom  10  Mai  1897,  Buch  IV  Abschnitt  10,  in 
Verbindung  mit  den  Allgemeinen  Seever- 
sicherungsbedingungen  von  186 1,  aut  weicne 
n  dem  Vortrag  Lediglich  Bezug  genommen 
/u  worden  pflegt  und  die  im  Zweifel  dem 
Handelsgeseta  vorgehen,  wozu  einzelne  Zu- 
Itze   in    den    Poücenbestimmungen    üblich 

^Gegen  die  wirtschaftlich  nachteiligen 
Foken  aller  mit  der  Seefahrt  verbundenen 
Gefahren,  sofern  diese  Schiff  oder  Ladung 
ode  die  von  diesen  getragenen  Werte  ve^ 
Sten  können,  durch  Bereitstellung  einer 
Geldsumme  Ersatz  zu  gewahren  ist  die 
Aufgabe  der  Seeversicheiun,,. 
Da  mm  die  Interessen  zahlreicher  Personen 
°  ei,  Seid«  und  seine  Güter  geknüpft 
uud  diese  Interessen  wieder  ^mannig- 
fachsten  Art   sind.   Jedes  in  Geld  schätz 

werden\ann.  ferner  die  einzelneii^etahren 
o-eo-en  deren  Fo  gen  versichert  wird,  von 
iSrV^iede'nheitsmd,  so  ergebt -ch 

dass  die  Seeversicherung  in  eine  ganz, 
Sie  von  G  r  u  p  p  e  n  zerlegt  werden  kann, 
fe  nach  dem  versicherten  Interesse,  je  nach 
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der  in  Betracht  kommenden  Gefahr.    Weitere 
Einteilungen  sind  möglich  je  nach  der  Art 
ade   liegender   Vertragsbe- 
stimmungen.    Die  allgemein   in  der    Praxis 
übliche    Einteilung    in    Versicherung    des 
Schiffskörpers,  d.  i.  Kaskoversicherung,  und 
der   Ladung   sowie  der   Fracht   ist.  da   sie 
mein    erschöpfend    ist,  für  die  Darstellung 
nicht  zu  verwenden.     -G  ege  nsta  ml  der 
ierung    ist    stets   ein    Inter- 
im   Einzelnen    sind    die    Interessen 
unmittelbar    mit    dem    Körper    des 
der  Ladung  verbunden,   teils 
mir  mittelbar  durch    Verbindung   mit    den 
Produkten    des    Schiffes  oder  der   Ladung 
teils  mit  Accessionen  derselben  oder  schliess- 
3urrogaten.     Danach  bilden  eine 
Gruppe    die    SuUtanzinteressen.    wozu    das 
Interesse  nicht  nur  des  derzeitigen,  sondern 
auch  des  künftigen  Eigentümers  gehört,  das 
des  wiessbrauchers,  das  Gebrauchsinteresse 
das  Besitzinteresse  des  an  Schiff  oder  Ladung 
R  lentionsberechtigten.     Andere    Interessen 
stehen  mit  Schiff   oder  Ladung  nur  mittel- 
bar in  Verbindung,  insofern  sie  Erzeugnisse 
des  Schiffes   oder  der  Ladung   zum  Gegen- 
stand    haben:    Interesse    an    Fracht-    und 
Ueberfahrtsgeldern,  an  Frachtlohii,  an  ima- 
ginärem Gewinn.   Schliesslich  die  Interessen 
an     Accessionen:     das    Gläubigerinteresse, 
falls  für   Forderungen  Schiff.   Fracht   oder 
Ladung    verpfändet   ist.    das    Interesse   an 
Bodmerei-    und   Havereigeldern,   ferner  das 
Hatt|illichtmteresse,   wozu   vornehmlich  das 
des     Rückversicherers     gehört.      Das    In- 
teresse    an     der    Summe     für    den    Ver- 
kauf des  versicherten   Schiffes  oder  Gutes 
isf    ebenfalls    versicherbar;    als.,    auch    als 
Kreditversicherung    erscheint    die    Seever- 
sicherung.    Nur  ein  Interesse  ist  von  der 
Versicherung   ausgeschlossen:    das   an    der 
üeuerforderung     bestehende    des    Schiffers 
".'"!    der    Schiffsmannschaft.    durch    dieseg 

:."'''"''  soll   die  äusserste  Kraftanstrengung 
dieser    Personen   zur   Rettimg  des  Schiffes 
bei  einem    Unfall  erreichl    werden,    da   bei 
einem  solchen  die  Eeuer  nur  nachVerhält- 
us    de,-  zurückgelegten  Heise  und  der  °'e- 
!""    Dienst      b  rechnet     wird       Eine 
andere  Unterscheidung  der  Interessen,  nach 
ü    Subjekt:     Interesse    der    Transport- 
unternehme]      lei    Ladungsbeteüigten,   der 
Gläubiger  u.  s.  w.,  hat  Ehreuberg  versucht 
\  ersicherungsnahme  ist  die  Art 
der  versicherten  Interessen  anzugeben    Dies 
Igt   meist   durch  kurze   Formeln      Luch 
einer  Angabe   der  Person  des  Interessenten 
'   •-  naturgemäss.    Hier  giebf  es 
|  iten:  Versicherung  für  eigne  Rech- 
Vereicherungsnehme]     ,  i  ■  ,  solche 
""'  fremde  Rechnung,   und   in  diesem  Fall 
entweder  mit  oder  ohne  Bezeichnung   der 
Person    des    Versicherten.     K,    kam,    »bei 


auch  unbestimmt  gelassen  werden,  fii 
die  Versicherung  genommen  wird:  Ver 
rung  für  Rechnung  wen  es  angeht 

Die  Ver  mitte  hing  des  Abschlusses  de. 
n  v>  eraicherungsvertrages  erfolgt  meist  durch 
Assekuranzmakler.  In  Hamburg  besteht  für 
diese  ein,.  Mäklergebühren-Taxe  vom  2« 
Dezember  1874.  Während  der  Agent  nur 
im  Interesse  seiner  Gesellschaft  tliätis 
darf  ist  es  Sache  des  Maklers,  das  Risiko 
welches  ihm  angetragen  wird,  zu  möglichst 
billigen  Bedingungen  bei  irgend  eine,,,  Ver- 
sicherer unterzubringen. 

Eine  Beurkundung  der  Versicherung  ist 
üblich,  aber  keine  zwingende  Vorschrift    In 
den  Versicherungsurkunden,  den  Police,, 
nehmen   die  Vereinbarungen    über  die  Ge- 
fahr, gegen  deren  Folgen  Schutz  gewährt 
wird,  einen  breiten  Raum  ein.   Denn  die  au 
und   für  sich   bei   der  Seeversicherung  un- 
beschränkte     Krsatzpflicht      für     alle 
möglichen    Schäden   wird  stets   mehr    oder 
minder      beschränkt.       Die      einschlägigen 
Pohcenbestiramungen  unterscheiden  bei  dem 
umfang  der  Ersatzpflicht    zwischen  Güter- 
transport-   Fracht-   und   Kaskoversicherung 
Lmen    allgemeinen    Begriff    der    Seegefahi 
kann  man  nicht  aufstellen ;  es  ist  nur  mög- 
lich,    einzelne     Ursachen     der     See- 
schäden  aufzuzählen.    Diese  sind  insbe- 
sondere :     specieüe    Seeunfälle,     wie    Vei> 
schollenheit,  grosse  Haverei,  Schiffskollision: 
nautische    Ereignisse,    Elementarereignisse 
wie   Stürme,  Feuer,  Blitz,   Explosion    Erd- 
beben,  Eisgang;   staatliche  Massregeln    wie 
Krieg,  Verfügungen   von  hoher  Hand.   Qua* 
rantäne;    strafbare    Handlungen     wie    Seer 
raub     Plünderung,    Diebstahl,    Baratterie; 
Ausbringung     eines     Arrests;     Haftpflicht. 
Dazu      kommt      der       vom       Versicheret 
ganz    oder    zur    Hälfte    zu    leistende    Er- 
satz  der    erheblichen    Kosten    für   Ermitte- 
lung  und  Feststellung   des  Schadens.     Von 
den    autgezählten   Ursachen    der  Seeschäden 
sind  jedoch  in   der  Regel  eine  ganze  Reihe 
vom  Ersatz  ausgeschlossen.    Doch  enthalten 
die  Policen   für  den  Gütertransport  durch- 
weg andersartige  Beschränkungen  der 
Er  s  a t  z  p  f  1  i  c  h  t,  wie  die  Policen  für  Kasko 
oder  1  rächt. 

Insbesondere  wird  kein  Ersatz  geleistet 
für  Schäden,  die  durch  das  Auslaufen  des 
^V"11"-  m  seeuntüchtigem  Zustand  er- 
folgen; ferner  nicht  für  Schäden,  die  ent- 
stehen aus  üeberladungen,  oder  weil  die  er- 
orderichen  Papiere  fehlen;  nicht  für  die 
Uaftpfhehl  des  Reeders  für  seine  Leute, 
ausser  bei  Zusammenstössen  und  bei  Have- 
l'"':  ficht  für  Schäden,  die  aus  der  ge- 
wöhnlichen Abnutzung  des  Schiffes  her- 
luhien  oder  aus  der  natürlichen  Beschaffen- 
,l"1".  '  '■'■  Güter  „.  dergk  m.  üeberhaupt 
geht  das  Bestreben  allgemein  auf  den  Aus- 
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,-hluss  gewisser  Schäden,  insbesondere  des 
lisin  die  50er  Jahre  nicht  gedeckten  Dieb- 
lahlsrisikos  und  des  Kriegsrisikos. 

Wegen    seines    besonderen     wvrtscnatt- 
ichen  b  Interesses    bedarf    die    Behandlung 
las   Kriegsrisikos  einiger  Worte.    Der 
nationale    Kongress    der    Transportver- 
rer  /u  Paris  1900  hat  denBeschluss  ge- 
aast, dieses  nur  noch  gegen  ein.- besondere 
.,,•■„„;,.  unter  Versicherung  zu  nehmen,    tte- 
c     misslich   ist    die   Kriegsgefahr    tur 
Englands  Reeder.   Denn  England  gehört  der 
'ariser  Seekonvention  nicht  an,  so  dass  rur 
üe  euglischen   privaten  Schiffe   die   Gefahr 
ler  Wegnahme  in  einem  Seekriege  besteht, 
Eine    solche    Aufbringung   haben    che    eng- 
lischen  Reeder,  als  sie  zufolge  der  Fascho- 
laang-'legenheit      eines      Kriegs      gewartig 
waren     sehr   befürchtet    und    daher  in   der 
Chamber   of   Shipping   den  Antrag   gestellt, 
äer  Staat    solle   die  Handelsflotte  vor  Weg- 
nahme gegen  eine  von  den  Reedern  zu  ent- 
richtende Abgab.-  übernehmen:  vielleicht  der 
einzige    Beleg    für    das    Aufkommen   eines 
Verstaatlichungsgedankens   bei   der  Seever- 
sicherung. , 

Erwähnt    zu  werden    verdienen   von  der 
Strossen  Anzahl  von  Fachausdrucken 
änige  besonders  übliche.     Die     Franchise«, 
,1    h    Ausschluss   kleiner  Schäden   von  5,  o 
oder   10%     wird    für  jede  Warenart  m  der 
Police  genau  fixiert.     Die  Klausel     frei  von 
Beschädigung  resp.  Bruch  ausser  im  Stran- 
dungsfaU«,  d.  h.  Ausschluss  der  Haftung  des 
Versicherers  ausser  bei  offensichtlicher  bee- 
gefahr     wie    Stranden,    Scheitern,    Sinken. 
Kentern   u.   dergl.   m..   aber    auch  hier  nur, 
felis   der  Schaden   einen  gewissen  Prozent- 
Sitz  des  Versicherungswertes  beträgt,  findet 
Sich    ebenfalls    in    den    Seeversicherungs- 1 
Policen.      Weitergehend    sind    die    Klauseln 
frei   von  Beschädigung  oder   Bruch-,    und 
nur  gegen  Totalverlust«.   Die  Versicherung 
auf   behaltene  Ankunft,    hat  u  a.  die   tSe- 
|   aeutung    dass  der  Versicherer  nicht  hattet, 
wenn  Schiff  oder  Güter  am   Bestimmungs- 
ort überhaupt  eintreffen.  . 
Um    dem    Versicherer    die     Moghchkeit 
'    einer    genauen    Risikenbemessung    vor    Ab- 
schluss  des  Vertrags  zu  geben,  ist  eine  aus- 
führliche Anzeigepflicht  normiert.   An- 
zeigepflichtig   sind    alle    erheblichen    lhat- 
Bachen,  die  das  Urteil  des  Versicherers  beim 
Vertragsabschlüsse      beeinflussen      können. 
Welche   Thatsachen    im  einzelnen  erheblich 


sind  ist  sehr  eingehend  bestimmt.  Eine 
Verletzung  der  Anzeigepflicht  ist  mit  er- 
heblichen Nachteilen  für  den  »■  ersicherten 
verknüpft.  . 

Je  nach  der  Dauer  der  Gefahr  ist 
die  Zeitversicherung  und  die  Reise- 
vers ich  er  uns  zu  unterscheiden.  Ersten? 
ist  in  Kraft  für  einen  gewissen  Zeitabschnitt 


ohne  Rücksicht  auf  die  Zahl  und  bisweil  n 
Art  des  Transports,  letztere  nur  für  eine  ein- 
zelne   Reise.     1 ! 1 1    \ii--iilu-s  an    diese  Ein- 
teilung  ist  iral-  und   die  Pauschal- 
Versicherung  zu  erwähnen,  über  die  bei  dei 
Binuentransportversicherung  das  Nähere  er- 
örtert   wird.    Häutig  find  eine  Ver- 
bindung   der   Seeversicherung    mit    dieser. 
Man   spricht    dann    von    Versicherung    mit 
durchstehendem    Risiko.     Für   die   an   das 
Schiff    geknüpften    Intere  int    bei 
der  Seeversicherung  die   Gefahr   mit    dem 
,      Mick  der  Einnahme  der  Ladung,   für 
die  an  die  Güter  geknüpften  [nten 
dem   Scheiden   vom  Land.    Wird  die  R 
aufgegeben   oder  aus  anderen  Gründen   die 
versicherte  Sache  den  G'    i   n 
Versicherung    genommen    ist.    meht    an 
setzt  sofindet  Ristorno  statt,  d.  i.  Zui 
erstattung  der   Prämien.     Die  Gefahr 
für    das    Schiff    mit    der    Beendigung    dei 
Löschung, für  die  Güter,  imaginären  Gewinn, 
Kurtage  etc.    mit   dem  Augenblick,  wo   die 
Güter"  ans  Land  gelangen. 

Die  Normen  über  die  Art  und  den  L  m  - 
fang    der    Ersatzleistung,    den    Ver- 
sicherungswert und  die  Versicherungssumme 
sind  ans  der  Seeversicherung  in  alle  and( 
Versicherungen     eingedrungen.       N  ersiche- 
rungswert    ist    der    volle    Wert     des    ver- 
sicherten Gegenstandes.    Die  Versicherungs- 
summe darf  denVersicherungswert  nicht  ubi  r- 
steigen.  sonst  liegt  üeberversieherung 
vor   die  keine  rechtliche  Geltung  hat.    Bleibt 
umgekehrt  die   Versicherungssumme  hinter 
dem    Versicherungswert     zurück,    so    hegt 
Unter  Versicherung  vor  und  bei  einem 
Schadensfall  tritt  nur  verhältnismässiger  Er- 
satz em.    Doppelversicherung  ist  die 
Versicherung   desselben  Interesses  an  dem- 
selben Objekt  gegen  dieselben  Gefahren  für 
dieselbe  Dauer  bei  einer  Mehrzahl  von.  Ver- 
rern;  hier  ist  in  der  Regel  nur  die  zu- 
erst genommene  Versicherung  gütig:   denn 
der  Versicherte   soll   nur  einmal  Ersatz  er- 
langen, aber  keinen   Gewinn.    Die    .Ersatz- 
leistung   des    Versicherers    kann    aber    che 
Versicherungssumme    übersteigen,    da 

derer  "die   zur  Rettung   oder  zur  Ab- 
wendung sonstiger  grösserer  Nachteüe  not- 
wendig ""  oder    zweckmässig    aufgewendeten 
Kosten  zu  tragen  hat.  selbst  wenn  die  Mass- 
Ireo-eln  vergeblich  angewendet  wann. 

SDer  Schaden  kann  ein  totaler  oder  ein 
partieller  sein.  Auch  ein  fiktiver  Total- 
ichaden ist  der  Seeversicherung  eigentümlich  : 
es  ist  dies  der  Abandon.  Der  Versicherte 
ist  nämlich  bei  Verschollenheit  oder  bei  ge- 
wissen dem  Schiffe  drohenden  Gefahren 
befugt  die  Zahlung  derVersicherungsssumme 
in  voller  Höhe  zu  beanspruchen,  wenn  er 
in  betreff  des  versicherten  Gegenstandes 
dem    Versicherer  alle   Rechte   abtritt.     Bei 
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der  Feststi  Llung  der  Schäden  haben 
wie  bei  jeder  Versicherung  Sachverständige 
mitzuwirken.  Eigentümlich  ist  der  Seever- 
sichei  [nstitut  der  Dispacheure; 

dies  sind  meist  durch  Gesetz  berufene  Per- 
i,   bei  Baverei  eine  Schadensrechnuiig. 
die  Dispache,  aufzumachen   sowie  die  Ver- 
teilung  der  Schäden  auf  die  einzelnen  Be- 
vorzunehmen ;  deren  Gutachten  ist 
für  Versicherer  und  Versicherte  rechtsver- 
bindlich.    l'm  Bezahluiii;'  des  Schadens  zu 
erlangen,  hat  der  Versicherte  sein  Interesse, 
den  Seeunfall,  die  Schadenshöhe  und  den  Um- 
stand   nachzuweisen,    dass   das  geschädigte 
,i  den  Seegefahren  ausgesetzt  war.    Die 
Erklärimg  des  Versicherten  gegenüber  dem 
Versicherer,   dass  er  ihn  auf  Schadensver- 
gütung   in    Anspruch    nehme,    wird    An- 
die  n  u  n  g  genannt. 

Die  Hauptverpflichtung  des  Versicherten 
neben  der  Unfallanzeigepflicht,  der  Rettungs- 
pfhchtundderSchadensfeststellungspflichtist 
die  Leistung  der  ausbedungenen  Prämio, 
die  im  Zweifel  sogleich  bei  Vertragsschluss 
fällig  ist. 

ti.  Prümienbildung  und  Risikenbe- 
messung.  Notwendiger  Bestandteil  jedes 
Versicherungsvertrags  ist  die  Vereinbarung 
einer  P  r  ä  m  i  e. 

Die  Geschichte    der   Prämienhöhe    weist 
eine    stark     fallende    Tendenz     auf. 
Bekannt    sind    uns    aus    der   Mitte    des  15. 
Jahrhunderts  die  Prämiensätze  für  den  See- 
transport    von  London    nach   Pisa   und    von 
Brügge  nach  Pisa :    sie  betrugen  12—15  %. 
Im  Anfang  des  17.  Jahrhunderts  war  der  Satz 
für  europäische  Fahrten  3—9  %  ;  beispiels- 
weise betrug  er  für  den  Seetransport  Hani- 
burg-Lissabon  7  °o.  Hamburg-Bordeaux  5  % 
Hamburg-Archangel  8—10%.    Das  zu  die- 
5en    Zeiten     weitverbreitete    Gewerbe     der 
Seeräuberei  bedingte  solch  hohe  Sätze.    Die 
Erhöhung  der  Seesicherheit,  die  Wandelung 
im  Schiffhau  im  Laufe  der  Zeiten,  das  Auf- 
kommen der  Dampfschiffe,  die  Verwendung 
von  Stahl  und  Eisen  anstatt  Holz :  das  sind 
alles   Moni. 'iite.  die  ein  Sinken  der  Prämien 
herbeiführen   mussten.     Allein    andererseits 
wuchs     das    Bedürfnis,     möglichst     grosse 
Ladungen   auf  einmal  befördern   zu  können, 
und  dieses  Bedürfnis  veranlasste  die  wach- 
sende Ausdehnung   der  Grössendimensionen 
der  Schiffskörper.     Dadurch    sind    allmäh- 
lich die  Risiken  auf  demselben  Schiffsboden 
ms  I  ngehenere  gestiegen,  und  da  eine  ent- 
sprechende Prämienerhöhüng  bei   der  wirt- 
schaftlichen Macht  der  Versicherungsnehmer 
und  der  starken  Konkurrenz  nur  sein-  schwer 
möglich   ist.    so    ist  es  Aufgabe    der  ratio- 
nellen Seeversicherung,  zweckentsprechende 
Ma  x  i  in  ii  zu  fixieren. 

I'i"    WeltmarHtspreise    für    die   Seever- 
rung  werden  in  der  Gegenwart  wesent- 


lich durch  das  Verhalten  und  die  Prämien 
notierungen    der   englischen  Assekuranz  he 
stimmt,    und  zwar   gilt    dies    nicht  nui     i 
den  Kontinent,  sondern  auch  für  die  ausser 
europäischen   Länder,    wie  Ostindien,  (lim;, 
Japan,    Australien,    Nordamerika.     Da   abei' 
die  Lloyds   als   Einzelversicherer    nur    ver 
hältnismässig     geringe     Verwaltungskosten 
benötigen,  so  müssen  sich  die  Gesellschaften 
wenn    auch     widerwillig,     schliesslich    det 
niedrigen    Sätzen    der    Lloyds   anbequemen 
Der  Versuch   zur  Bildung 'von   Prämien- 
kartellen  ist  zwar  schon  häufig  gemacht 
worden;  aber  ein  dauernder  Erfolg  wai.  da 
in    der    internationalen  Seeassekuranz    nicht 
immer      ein      wohlgesitteter      Wettbewerb 
herrscht,    sehr    zum    Unheil    des    gesamten 
Gewerbes,   kaum  zu  verzeichnen.     Die  .Mit- 
glieder   der  Kartelle  hatten  scheinbar  aller- 
dings die  gleichen  Prämiensätze,  aber  durch 
Bewilligung    höherer   Rabatte,    Provisionen, 
Kurtagen,     Kommissionsgelder     und     dergl. 
machten  sie  die  Gleichheit  doch  illusorisch. 
Die    richtig     bemessene    Prämie     musa 
decken:     die    Schäden,     die    Kosten     der 
Schadenfeststellungen     und     ähnliches,     die 
Verwaltungsunkosten,  den  Geschäftsgewinn, 
der  sieh  aus  freiem  Reingewinn,    den  Divi- 
denden, und  dem  gebundenen,  den  Reserven,  I1 
zusammensetzt.    Dabei  ist  aber  zu  beachten, 
dass    die    gefährlichsten    Risiken    im    Ver- 
hältnis  zur  Gefahr  zu  niedrig,   die  minder- 
gefährlichen   entsprechend    höher  angesetzt 
werden  müssen,  da  sonst  die  Prämien  für  die 
gefährlichsten  Risiken  unerschwinglich  hoch  i 
werden   würden.     Das   Princip   des   Durch- 
schnitts hat  hier  als  Grundlage   zu  dienen. 
Dennoch    geht    man    bei    der   Prämienbel 
messung  von  den  günstigsten  Risiken,   den 
sogenannten    Kardinalrisiken    aus    und    bei 
misst  im  Wege   des  Zuschlags  die  anderen 
Risiken.      Bei   der  Tarifierung   des  Risiko,, 
kommen    zahlreiche  Momente    in    Betracht, 
vornehmlich  das  Objekt,  das  Transportmittel, 
der    Reiseweg,    die    Reisedauer,    die    Ver-   i 
packung,  die  Jahreszeit,    auch  atvf  die  Per-  j 
son  des  Versicherten  und  des  Kapitäns  wird   j 
Gewicht  gelegt.    Berechnet   wird  die   See- 
prämie  meist    in   Prozenten    der   Versiche- 
rungssumme;   sie  ist    bedeutend   höher  als    I 
die  Landprämie.     Von    den   Objekten    wird 
als  besonders  gefährlich   sehr  hoch  tarifiert 
z.  B.  die  Baumwolle.    Bezüglich  der  Trans- 
portmittel haben  Segler  eine  höhere  Prämie 
zu    zahlen   als    Dampfer.      Im   aDgemeinen 
zahlen    die    Güter    am    wenigsten    Prämie. 
Für  Kasko   wird   durchschnittlich  die   drei- 
fache Prämie    bezahlt  als  für  Güter.    Auch 
die    Fracht     kann     ein     sehr    bedenkliches 
Risiko  sein,    falls    sie  nur   nach  Ablieferung 
der  Güter    vereinbart   ist.     Was  den  Reise- 
weg anbelangt,   so  sind  das  mittelländische 
Meer  und    die  Nordsee    günstig  tarifiert  im 
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ich    zum    nordatlantischen    und    zum 
i  indischen  '  '''''au.  . 

Sehr  gefährlich  ist  das  Kriegsrisiko 
„1  dalier  äusserst  hoch  tarifiert;  abei 
«eliclikeit  der  Zahlung  einer  hohen  Knegs- 

js,    auch  vorhanden,   da    bei  Kn 
,sbruch    eine    Preissteigerung    der    Waren 
ten  pflegt.  . 

Eäeentümlich  istderSeevei         i     ig  die 
[engl  kleiner  Schäden.    Von  diesen  suchen 
1  die  Gesellschaften  daher  nach  Möglichkeit 
Aalten.     Die   bereits   erwähnten  Iran- 
,1a,  hierfür  geeignete  Mittel.    Sie 
,en  als  Totalfranchisen  wie  als  Prozent- 
ranchisen  vor.    Die  langjährigen  Erfahrun- 
ekuranz  haben   gezeigt,    das 
•hernähme  eines  unbeschrankten  Kisi- 
;is  ,U1.  beide  Vertragsteile   einen  ungünsü- 
en  Erfolg  bat.  dass  ein  beschränktes  Kisiko 
lei  niedrigen  Prämien   dem  unbeschrankten 
oit    bohen    Prämien    durchaus    vorzuziehen 
,,     dass    als,,   die  Risikenveinninderung  fül- 
len  Versicherten   wie   für  den  Versicherer 
[harter  ist  als  die  Prämienerhöhung. 
Von  wesentlichem  Einfhiss  auf  die  bee- 
ßsekiu-anz    sind    die  Maximaltabellen. 
Jnter  Maximum    ist  die  Beschränkung  hin- 
sichtlich der  Versicherungssumme  bei  einem 
Risiko  zu  verstehen.    Dieses  wn-d  pro  Schiff 
fixiert,   und   das  Interesse   des  Versicherers 
nrass    sieh    darauf    richten,     eine    ßisiken- 
häufung  zu  vermeiden.    Die  rationell-  Ver- 
teilung  der   Risiken    ist    ein    massgebender 
Punkt"   für    den    Gc>..-häft>gewinn       50000 
Mark   auf   einen  Dampfer,    30000  Mark  auf 
ein    Segelschiff    dürften    die    durchschnitt- 
lichen Maxima  darstellen.     Die  Maxima  sind 
jedoch  im  Sommer  und  Winter  meist   ver- 

Ein  wichtiges  Hilfsmittel  für  die  Tari- 
fievnu"'  der  Schiffe  sind  nautische  In- 
stitute, "die  sieh  mit  der  Klassifizierung 
aller  Schiffe  der  Welthandelsflotte  befassen. 
Das  älteste  dieser  Art  ist  das  Bureau  A  eritas 
in  Paris,  neueren  Datums  ist  der  germanische 
Lloyd  in  Hamburg,  im  Entstehen  begi 
ist  ein  russisches  Bureau,  das  sich  jedoch 
nur  auf  Russland  beschränken  soll  Von 
diesen  Anstalten  wird  jedes  neue  Schiit 
sei  es  Dampfer,  sei  es  Segler,  durch  Sach- 
verständige abgeschätzt  und  in  eine  Laste 
eingetragen,  die  den  Prämienberechuungeu 
aller  Versicherer  zu  Grunde  gelegt  wird. 

Dass  che  heutigen  Prämien  viel  zu 
niedrig  sind  und  ein  gewinnbringendes  be- 
sehäff unmöglich  machen,  lehren  die  tre- 
schäftsergebnisse. 

-,.  Geschäftsergebnisse.     Protz  des  ge- 
rade   in    dem    letzten    Decenmum    so    un- 
geheuer    gewachseneu     Seeverkehrs     unttl 
Schiffsbaues  befindet  sich  die  gesamte  See-, 
versieherunosbranche.   wie   die  aUjahrhchen , 
Geschäftsberichte     beinahe     aller     Lanüeri 


iner    dam 
lurch  d 
.,.,,  Prämienstand,  aber  auch. durch  die 
öebernahme     zu     gewagter     Risiken.     Die 
Vermutimg,    dass  die  Seeprämien   mit 
Erhöhi  I     :  '  ■  wachsen- 

den Vi  -,,|l  1>r  un2U" 

treffend.  _,     .  , 

Die  Prämien  der  Ham  ersicherer 

im  Durchschnitt  b   i 


1845 

1 855 
18G5 

ist:, 


i.47", 
1,57% 

1,24% 


1885 
1899 


- 


|       ressant  ist.  da-  sich  selbst  in  Ja 
die    deiche    Erscheinung    zeig  hier 

vorhandenen     vier     einheimischen     Gesell- 
schaften haben  eine  30-40 prozentige    Re- 
duktion   ihrer  Tarifprämien    in    den    Lei 
Jahren    zu   verzeichnen.      Allerding 
auch   die  Schäden  abgenommen,   aber  nicht 
im  gleichen  Verhältnis.  _ 

Dass  jedenfalls  nicht  von  einer  Blut- 
Gewerbes  gesprochen  werden  kann,  zeigt 
schon  die  Thatsache,  dass  z.B.  die  Zahl  dei 
Hamburger  Seeassekuranzkompagmeen  \  in 
23  im  Jahre  1845  auf  IG  im  Jahre  187o  und 
auf  9  im  Jahre  1895  zurückgegangen  ist. 
1899  beträgt  sie  allerdings  wieder  12. 

Von  dem  Gesamtgüterverkehr  auf  der 
Erde  wird  70°/o  durch  See-,  30  »/o  durch 
Binnentrans]  ■  irt  I  lewerkstelkgt.  Die  folgende 
Tal, eile  versucht  einen  Einblick  in  die  Ver- 
luste und  Beschädigungen  zu  gewahren,  üie 
in  den  letzten  Jahren  im  Seeverkehr  zu  ver- 
zeichnen waren. 

Beschädigungen 
T)a^ferT~Segler    1  Dampfer  ,     Segler 


3354 
392S 
43'° 

4557 


2;oo 
2618 
270S 
2524 


Uebei-  den  Gewinn  der  dem  inter- 
nationalen Transportversicherungsyerbandan- 
gehöri-  Gi  äeUschaften  giebt  die  folgende 
Tabelle  Auskunft. 


Zahl 

Jahr 

der 
Gesell- 
schaf- 
ten 

Gewinn  in  "  „  der  Nettoprämie 

1893 

SS 

4-77 

1894 

88 

i.73 

L895 

S6 

—  1,21 

1896 

89 

0.41 

1897 

89 

0,91 

i    1898 

92 

I.IO 

!    1899 

89 

0.91 

L8S 


'Die  Seerückversicherung   hatte  1898  so- 
gar  2,42%,  L899  2,32%  Verlust 

Von    den  '.'  grössten   englischen  Gesell- 
schaften igende  Zahlen  vor. 
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Jahr 

Prämie  iu  £ 

Gewinn  bezw 

Verlust 

0 

0 

1896 

L897 
898 

1899 

2  127  OOO 
2  1  75  OOO 
2  15S  OOO 
-:  J  j2  000 

2  266  OOO 

—  90  000 

—  5  000 
-\-  80  000 

—  10  000 
-j-21  OOO 

4', 
1 
J 

I      -.3 

T^  J     1 

1 

+  1  2 

cvaure     10950000  —    4000  —    1i 

I  »iese  Zahlen  geben  zu  denken  und  zeigen 
auf  der  einen  Seite,  dass  das  sünstiue  Bild, 

lies  die  oben  mitgeteilten  Tabellen  über 

Umfang    des    Transportversicherungs- 

Qäfts    gewähren,    nicht   auf   die   Ergeb- 
zutrifft,    andererseits,    dass   die   wirt- 
schaftliche    Uebermacht     der    Versicherten 

die  Versicherer  ebenso  nachteilig  wirken 
kann  wie  die  der  Versicherer  über  die  Ver- 
sicherten in  anderen  Branchen  :  sie  mahnen 

auch    zu   einmütigem  Zusammengehen 
Seeversicherer    zur    Wahrung    ihrer 

nsinteressen,  ferner  zur  Beschränkung 
in  der  Annahme  allzu  gefährlicher  Bisiken, 
zur  Selbstbeherrschung  gegenüber  der  Ver- 
suchung    durch   die   grossen   Ziffern!    Dass 

auch  die  Seemakler  und  -agenten  einen 

äsen  Teil   der  Schuld  an  der  Niederlage 

dys  S.M.verMcherungsgeschäfts  tragen,  indem 

nicht  etwa  aus  Ehrgeiz,  eine  grosse 
Prämieneinnahme  zu  erzielen,  sondern  aus 
höchst  trivialem  Provisionshunger  die  Ge- 
sellschaften  zu  Geschäften  drängen,  die  nicht 
lohnen  können.  .  kann  hier  nicht  weiter  er- 
örtert werden. 

II.  Binnentransportversichernng. 

1.  Verhältnis  zur  Seeversicherung 
und  Geschichtliches.  Die  Binnentransport- 
versicherung  hat   sich  aus  der  Seeversiche- 

-  entwickelt    Die  erste  verbürgte  Kunde 

ihrem  Bestehen  rührt  aus  dem  Jahre  1424 
her.  Die  Annahme  Goldschmidts,  dass 
sie  sch.-n  1318  im  (lange  war.  hat  Schaube 
widerlegt.  In  einem  Genueser  Societäts- 
vertrag  von  1424  werden  zum  ersten  Mal 
Waren  zur  See  wie  zu  Land  versichert; 
mittis  per  mare  vel  per  terram«  heissl  es  in 
der  Police.  Schon  aus  dieser  Art  ihrer  Ent- 
stehung, wie  auch  aus  ihrer  sonstigen  nahen 
Verwandtschaft  mit  der  Seeversicherung, 
folgt,  da>s  im  allgemeinen  die  für  die  See- 
versicherung geltenden  Grundsätze  auch  auf 
die  Binnentransportversicherung  anzuwi 
smd.  um  so  mehr  als  die  Seeversichen  1  in 
überwiegender  Zahl   ebenso  wie   die  1 

herung   auch   die   Binnentransportver- 
sicherung  betreiben.     Die  Darstellung  dieses 


Versicherungszweiges   kann    sich   daher  h 
allgemeinen     auf     die     wesentlichen      \  I 

weichungengegenüberderSeevei 
si eher un  g  beschränken. 

In  Deutschland   entwickelte  sich  al 
Gewerbe  zu  Anfang  des  vorigen  Jahrhun 
zunächst  die    Flussversicherung,    di 
an     die    Stelle     alter    Schifferkorporatione 
trat.    Die  erste  Schiffahrtsassekuranzgesell 
schaff  wurde  1818  in  Mainz  gegründet,  al 
bald  aber  mit  der  Rheinsehiffahrtsassekuranj 
gesellschaft  in  Köln  vereinigt  und  1841  da 
selbst   erneuert.      1819    folgten   Magd- 
L82«    Breslau,    182S    Leipzig,    1832.     L83; 
1841     und     1842    Berlin.     1839    Prag    un 
Wesel,  1833,  1838  und  1851  Hamburg,  184 
Stettin  dem  gegebenen  Beispiele. 

Die  ersten  Landtransport  versieh! 
ringen  schloss  in  Deutschland  seit  1819  dii 
Leipziger  Feuer  -  Versicherungsgesellsi  liaft 
Dann  kamen  1820  Triestiner  Gesellschaft.'! 
sowie  seit  1824  eine  Wiener  Gesellschaft  um 
seit  1825  die  Aachen-Münchener  Feuerven 
Sicherungsgesellschaft.  In  den  40  er  Ja 
entstanden  dazu  neue  Gesellschaften  in  Wi  isel 
Köln,  Düsseldorf,  Berlin,  Frankfurt  a.  M 
etc.  etc. 

2.    Begriff   und   Arten.      Die   Binnen- 
transportversicherung  hat  die  Interessen  an 
Gütern  während  ihrer  Beförderung  zu  Lande, 
auf  Flüssen   oder  Binnenseeen  zum  Gegen- 
stand,   ebenso    die  an  gewissen   Transport- 
mitteln.    Danach  ist   die  eigentliche  Land- 
transportversicherung,   die    gegen    die    Ge- 
fahren auf  Eisenbahnen,   Posten    und   sons- 
tigen Fuhrwerken  schützt,  von  der  Binnen- 
wassertransportversicherung zu  scheiden,  die 
gegen    die    Gefahren    des    Transports    auf 
Flüssen  und  sonstigen  Gewässern  des  Binnen* 
landes  Sicherheit  bietet.    Aus  dieser  Differenz 
zierung    folgt   weiter   diejenige    nach    de» 
Transportmittel.     Bezüglich  des  Transporl 
Objektes   ist  die  Valorenversicherung 
hervorzuheben,    d.  i.   die   Versicherung   von 
Geld  und  Wertsachen,  die  freilich  auch  als 
Seeversicherung  auftreten   kann.     Die   Ein- 
teilung in   Kasko-,    Fracht-    und    Güterver- 
sicherung   findet  sich  auch  bei  der  Binnen- 
versicherung, ebenso  die  Einteilung  nach  der 
Dauer  der  Gefahr  in  die  Einzel-  und  in  die 
Abonnementsversicherung.     Letztere    weist 
vornehmlich     bei     der    Biimentransportver- 
sicherung   interessante   Gebilde  auf.     Diese 
Abonnements-    oder    Generalver- 
sicherung ist  in  zwei  ganz  verschieden. -11 
Gestaltungsformen  üblich,   einmal  als  Pau- 
\''lial    <  rsicherung  oder  als  laufende 
Versicherung.    Bei  ersterer  wird  mit  dem 
Vertragsabschluss  eine  Gesamtversicherung« 
summe  und  entsprechend  eine  Gesamtprämie, 
festgesetzt,  und  zwar  entweder  in  der  Form 
der     T  a  g  1  ■  s  -  1 '  a  u  s  c  h  a  1  v  e  r  s  i  eher  un  g, 
kurz    Tagespolice    genannt,    wobei    alle   an 
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m  T-,.v   unterw.  *   befindlichen  Trans  ;     "l"1     ^ultativ.-. 

;!',m  ,la--  Einheit betrachtel    G  *£- 

eSUDdTobe    d rVersicherte  von  der  «mcl   Bta  Generalver- 

len    Anmeldung    der    einzelnen    Ver-   Sicherung  stete  obligatorisch  ist 
,0Il  entbunden,  jedoch  verpflichtet  ist.         3.    Versicherungsbeuingungen,    Pra- 
'«hnW-    tädich  in  seine  Geschäfts-   ,Miel,   und    Risiko.     Die   a  1   ver- 

,„,,„,,„      Bei   jedem  Unfall   ist   sicherungsbedingungen       entsprechen       im 
atität  de?  verlorenen  Waren  und  ihr   wes, 

,  Wert  nachzuweisei  "rie  dei    Von   Bedeutung  ist   der   umfang 

wert  aller  an  dem  betreffenden  Tage   f  a  h  r  .  für  welch.  w  ud.     I ' 

.«  befindlichen  Waren.    Cebersteigt    schlägigen  Po)  n(n** 

»mtwert   die    Versicherungssumme,  den  Formularen  des  Ehemisch-WestfaL 


,  wird   nur  verhältnismässiger  Ersatz    ge 
Da    die    Versicherungssumme    den 
5ten  Ersatz  der  Gesellschaft    für   sämt- 
im  Laufe  des  Vertrages  vorkommenden 
-     anspräche     darstellt,     so     gilt    jede 
Lenvergütuug   in   Abrechnung    auf    diel 
aerte    Summe    und.    wenn    diese    in 
ihrem  vollen  Wert  bleiben  soll,  so  niuss  sie 
durch  nachträgliche  Prämienzahlung  im  V  er- 
zählten Vergütung,  sogenannte 
Nachzeichnung,   ergänzt  werden.     Die :  Ver- 
sicherungsart   hat    offensichtlich    erhebliche 
teile       namentlich     für    langdauernde 
sparte.    Diese  Nachteile  sind   wei 

bei     der    Jahres-Pauschalver- 

e  r  u  n  g  mit  Abschreibung.    Hier  gi<  jl  il 

-     ine   zweifache   Verwendung:    entweder 

len   die   gesamten  Monats-  oder  Jahres 


Lloyds)  wie  folgt. 

'Die    Gesellschaft    hattet    Lei    den     rrans 
porten  von  Eil-  und  Frachtgütern  aller  Art  auf 
den   Eisenbahnen    sowie    von    Gütern   aul 
Posten  tui  allen  Verlust  oder  Schaden,  welchen 
der  versicherte  Gegenstand,  während 
dem   Gewahrsam   der    betreffenden    Eisen 
resp   Postverwaltungen  befindet,   wie  und   au! 
welche  Weise  es   sein  mag,  nach  Qualität  oder 
Quantität  erleidet,  soweit  nicht  durch  die  nach- 
stehenden Bestimmungen    ein    anderes    verein- 

Inshesondere    sind    Beschädigungen    jeder 

\vt  teilweise  oder  gänzliche  Vernichtung •und 
die  Gefahren  des  Feuers,  der  Nässe,  des  Dieb- 
stahls  und  Abhandenkommens  m  die  Ver- 
sicherung eingeschlossen. 

Die  Gesellschaft  vergütet  auch  Ins  zu 
Wert.-     der    geretteten    Gegenstände    di 

«stallen  entstandenen  Rettungs-  und  uu- 


Sporte    als    Einheit    gedacht,     so     dass   ggJ^^g^^SlWäSnr^ 

wenigstens  der  tägliche  Nachweis  wegfallt     J£™«g*^  'E  Libahn-  resp.   Postverwal- 

bier   besteht    aber    che   Versicherung    auch   ™  J*™™    nlfh  ,Pll„lliraen  wird. 

nr   solange,   als    der    Gesamtwert    der    für         ^^  Ge,Vllschaft   hattet   nicht  für  Schaden 

Versicherten    ausgeführten  Einzeltrans-   0ller  Verlust,  entstanden  durch  Kriegsereignisse, 

die    Höhe    der    Versicherungssumme   unrechtmässige    Gewalt    oder    Verfügung    von 

SSÄ^S   die  entstandeneu  Schäden  **J^SS2±ätt   £  £ 

.rücksichtigt  und  solange  voll  bezahlt  bis  «*m   1       .^  ^      ihn,.h  A,           odel 

e  Versicherungssumme  erschöpft  ist,   eme  v     s      vermöKe  der  eigentümlichen  Natur  oder 

im  Versicherungsgewerbe,   die 


mangelhaften    Beschaffenheit    der    Guter, 
durch  unzweckmässige  Verpackuni:,  mangelhafte 
Fastage  und  Emballage,  Selbstentzündung.  I  n- 
.,-.    Rost,    Bruch,   Gärung.    Fäulnis.    Ver- 
stecken    Auslaufen,    üntermass.    1  ntergewicht 


Verirrung« 

enge  an  Spiel  grenzt.  Aber  weit  vorteil- 
hafter als  diese  Pauschalpolicen  ist  die 
Generalpolice  mit  Eintragung,  die  V  ersi'  he- 

-imune    festgesetzt    und    die    Prämie 


oraus   entrichtet. 


sondern  sie     enthalt    nur    ans        Eintrocknen.  Verdunsten   u.  s.w  .noch 


Hitze   Eintrocknen.  Verdunsten   n.  s 
,    _, -meine  Bestimmungen  über  die  Alt  des 


ersetzt   sie   die  Kosten,    welche   zur  Verhütung 
Risikos.    Der  Generalversicherte  ist  zur  im-    lei.    eben    genannten    i 
bezüglichen    Anmeldung    aller    unter 


aer  euen  geuimui™«  ^v,™—  ---- 
verzüglichen  Amueidung  auer  ««^  ;-  haftet  auch  nicht  für  Schaden,  welche  1.  -u.uk 
Versicherung  fallender  Objekte  verpflichtet  UIld  ,,ei  Kolli  von  geringerem  Y\  erte  als  lou 
2TÄT3S  vTrsh£ung]en  in  ein  beson-  Mark  10  j™-^™.  %*££«£ 
deresYersicherungsjournal  einzutragen.  Die  J}^^^X^v^in^: blossen  . 
Prämie  wird  später  vierteljährlich  oder  g^nf  Luxemburg.  Belgien:  Fralkreich  and 
jährlieh  gemäss  dem  Wert  der  versicherten  ""»»"^  hinauä.  ferner  bei  Waa-entransporten 
Objekte  berechnet,  und  zwar  wird  reget-  ^  offenen  Wagen  haftet  (lie  Gesellschaft  nicht 
massig  eine  Durchschnittsprämie  zu  Grunde   {ftr  DiebätaU  un,i  Abhandenkommen,  bei  \\  aren- 
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Unfall    oiler    anderweit    in   dem   Versand    der 
Güter   verursacht«  Verzögerung   und   den  hier- 
an?   erwachsenen    Nachteil.     Aufenthalte    der 
r,   welche    durch  Verfügung   eines    der  In- 
r  dadurch  herbeigeführt  «erden, 
lii    Weiterbeförderung  der  Güter  während 
der  Reise   durch    einen  der  Interessenten,    ohne 
r  Natur  der  Heise  liegt,  verzögert 
wird,  sind  von  der  Versicherung  ausgeschlossen. 
Danein  solche  Aufenthalte  länger  als  acht  Tage, 
so  tritt  die  Versicherung  der  betreffenden  Gegen- 
stände  überhaupt  ausser  Kraft  und  die  Prämie 
bleibt  verfallen. 

Möbel  und  Umzugsgegenstände,  Glas.  Por- 
zeJan,  Maschinen  und  .leren  Teile  wie  über- 
haupt ihrer  natürlichen  Beschaffenheit  wegen 
leicht  zerbrechliche  Objekte  gelten  mir  als  „frei 
ven  Bruch  und  Beschädigung"  versichert. 

Alle  schweren  Körper  werden,  insofern  sie 
ein  Gewicht  von  mehr  als  2500  Kilo  haben,  per 
Eisenbahn  nur  frei  von  den  Gefahren  der  Ein- 
uinl  Ausladung  versichert. 

ustände  und  Kolli,  deren  Einzelgewicht 
1000  Kilo  übersteigt,  sind  per  Postfuhre  von 
der  Versicherung  ganz  ausgeschlossen. 

Gemünzte,    ungemünzte    oder    verarbeitete 
edle  Metalle.    Pretiosen,  Edelsteine,  Papiergeld, 
Wertpapiere  und  Dokumente  aller  Art,    Kunst- 
werke   der    Skulptur    oder   Malerei    sowie    alle 
sonstigen   Gegenstände,    die  einen  Kunst-  oder 
Liebhabereiwert    haben,   sind  an   sieh  von  der 
Versicherung    ausgeschlossen   und   können    nur 
Grund   einer  vor  deren  üebergabe  an  die 
ibahn    oder   Post    mit   der  Gesellschaft  zu 
aden   besonderen  Vereinbarung  versichert 

werden. 

Diese    Bestimmungen    gelten    für    den 
Transport  von  Gütern  auf  Eisenbahnen  und 
n.     Entsprechen  des  gilt  für  den  Land- 
transport per  Fuhre.    Für  den  Flusstransporl 
eversicherungspolice, 
der    Flusstransport   mit    der   Seefahrt 
unmittelbar   zusammenhängt,   oder  aber  die 
Flusspolice.     Bei  dieser  isl  der  Umfang  der 
ihrshaftung  viel  beschränkter,  mit  Rück- 
sicht   auf  die   strengen    Bestimmungen  des 

n    deutschen    Binnenschiffahrtsg 
Wied<  rändere  Gefahrshaftung  besteht  bei  der 
Binnen-Kaskoversichera 

Besondere  gebräuchliche  Policen  sind  die 
lise-Effekten-Versiche- 
e  Versicherung  des  \:  ia 
von  Handlungsreisenden  sowie  dei 
verwandl 
I'  ür    die    Valo  re  n  v  e  rs  i  ch  eru  n  g 
b<  ein  internationaler  Verband,  di 
;i  aöi   .1.   welche   di 
Haftung  übernomm    i  Hier 

wird   die    Valorenversicherung    binnenwärts 
äeewärts  unterschie 
Schliesslich   bestehl  auch  eine  Versiche- 
rung für  die   richtige  A  blieferu  ngs    ei 
'    i  ern. 

D  Eisenbahnen    und   Posten 

üblichen     Wertdeklarat  innen    werden 
mit  Unrechl   Versichern  i  int. 


Bezüglich     der    Prämien    ist    zu    be 
merken,    dass    der    Landtransport    na 
mäss  weit  sicherer  ist  als  der  Seetransport 
Dem    Landtransport    fehlen    vor   allem    di, 
in  kleinen  Schäden  der  Seeversicherung 
Schon    in    dem    Inistand,    dass    die    I 
prämie   meist    in    Promille    berechnet 
während   die  Seeversicherung  in  Pro, 
berechnet    zu    werden    pflegt,     zeigt     sich 
dass   die   Landrisiken   weit   günstiger 
sehen  werden.  Innerhalb  der  Landgefahren  ist 
das  geringste  Risiko  der  Eisenbahntransport, 
Sehr    ungünstig    ist    dagegen     bei    durch- 
stehendem Risiko,  d.i.  der  Verbindung 
Fluss-oder Landtransportversicherung  m 
Seeversicherung,  die  Quai-  und  Haiengefahr. 
Namentlich  die  Feuersgefahr  in  Lagerhäusern 
ist  eine  hohe,  ebenso  die  Gefahr  beim  Sai  i 
ladeverkehr.     Ein   nicht  ungünstiges  Risifc 
bildet   die  Flussversicherung,   deren  Haupt 
gefahr  der  Eisgang  und  die  Ueberwinterung 
ist.     Diese  Gefahren    werden   nur  gegen  50 
bis  100%  Aufschlag  versichert.     Das  I 

icherungsobjekt  bilden  bei  der  grossi 
Sicherheit  der  Posten  die  Valoren. 

Die  M  a  x  i  m  a  werden  nach  verschiei  1 
Faktoren  berechnet.     Auf  einem  Eisenbahn- 
zug ist   das   Maximum  für  trockene,   i 
leicht   zerbrechliche  Güter  im  Durchschnitt 
90000   Mark,   für    Flüssigkeiten,    Por 
und     andere     leicht     zerbrechliche     W 
45  000   Mark,    desgleichen   auf   einer  Fuhre 

■i 1.7.1V,   Im ii io  Mark. 

4.    Statistisches.      Eine    Statistik    der 
Binnentransportversicherung    besteht    nicht, 
da  gesonderte  Berichte   über  diese  und 
Seeversicherung    von     den     Gesellschal 
welche   regelmässig   beide  betreiben,    nicht 
veröffentlicht    werden.      Weder     über    den 
Umfang  noch    über   die  Geschäftsergebi 
lassen    sieh   daher   für  die  Binnentrans] 
Versicherung   im    allgemeinen    Ziffern 
schaffen.    Die  einzigen  einschlägigen  Zahlen- 
angaben     betreffen      eine     Anzahl     kl 
Flussfahrzeug-  Versicherungsanstalten 
weisen   nach,    wie   gering   die  Veränderung 
bei  diesen  kleinen  Instituten  und  wie  miss- 
lich  ihre  finanzielle  Lage  ist  (s.  folg.  Seite). 
Auch  diese  Tabelle  zeigt,  dass  das  Trans- 
]"irtversicherungsgewerlie  trotz  seiner  gross-: 
artigen    internationalen  Organisation  zu  den 
1  reschäftszweigen  der  Versicherungsbra 
zählt,  bei  denen  glänzende  Resultate  zu  den 
Ausnahmen    gehören.      Eine    solche    Lage 

volkswirtschaftlich  eminent  wichl 
Gewerbes  ist  in  Anbetracht  der  schwieri 
und  fleissigen  Arbeit,  die  auf  dasselbe  ver- 
,"1"'1      '  ird     im    höchsten    Grade    zu    be- 
dauern und  eine  Besserung  ist  dringend  zu 
hen. 


Litteratur:  E  ■■  B  i  bl  iographii  di  r  Tran 

'  m  Ja  i,  i  •     1894  'i'-hl   '-'/'- 
pert    in    dt  m    Brämi  r  i|.    (  .•    Das    Ver- 
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Gesell- 
schaften 


Landsberg 

-  li  hsen- 
hausen 

Riesa 

Zarpen- 
schleuse 

[Jeusalz  a. 

Berlin 


\  ersicherungs- 
äummen 

1890/91      1898/99 


Prämien 
L890/91       1898/99 


i  lewinn 
resp.  Verlust 


ä  baden 
1890/91       L898/99      1890/91       1898/99 


2  406  020 

2  228  4IS 

3  899  281 

I  I  423  IOO 
27785IO 

4  502  605 


2  369  OOO 
3OO3  I50 

3  639  37 1 

2  7.; 7  900 

3  ÖOO  OOO 

4  196  030 


-4  4-' 

20  466 
626S3 

IO  90I 
je  752 
62  677 


30  009 
68  072 

17448 
35710 
57  S20 


37  667  12  664       —  13  4' 5 


22  2^S 

oo  534 

10363 

13  443 

57  625 


23  037 
71  720 

23960 
40591 
52  161 


6  168 
628 

1   17" 

97 

5  531 


-f-    1  116 

+      45t 

—  I3  39S 

—  10047 

—  10  039 

—  2  591 


r mvese n,  Leipzig  1894-        Es  bedarf  dahe, 

,„,.  Anfährung  der  dort  nicht   verzeich- 

n  Schriften.'  1.  Ueber  di,   Geschichte  der 

■     Schaube,      Die     wahr,      Beschaffenheit 

'terung  in    ler  Entstekungszcit  des  Ver- 

rieher ,sweseus,  Jahrb.  f.  JVo/.   it.   Stat.,  Jahrg. 

—   Derselbe,    Der    Vebergang    vom     ver- 

mngsdarlehen  zur  reinen  Versicherung,  ebd. 

,;.    _  Verselbe,    Der    Versiehe 

in    den    Verträgen    des    Seeverkehrs  vor 

Entstehung    des    Versicherungswesens.     Arcli. 

Wirtsch.-Gesch.,  Jahrg.   1894-       Ueber 

dieselben    Themata    TAonti    im     Irchivio   stonco 

1 Bd.   .V/r.    Jahrg.  1894-         Richard 

Ehrenberg,   In:  Hamburg  vo>     00  Jahren,   Ges. 

ei ;.  ..        ll.i ,,.],// rn       1892.      — 


Tratrangen 

s.  Heiratsstatistik  oben  Bd.  IV  S.  1184  ff. 


Trinkerasyle 

s  T  r  u  n  ksu  cht  u  n «1  i  h r  e  B e  k  ä  mpf  u  n  g 
unten  S.  199  ff. 


Trödelhandel. 

Dei  Trödelhandel  im  Sinne  der  Gewerbe- 


tHamburgvo,    WO Jahren    Ges.  ^  ^   ,,,.,„   I,,mls,.h,echt- 

,..,„,„     ,.„„    Kräder,    BamburgJ^    -    »™^£J£ntell  Trödelverträge  zusammen 

Colli 


y^T Von     mrader,-   Bamburg     189^    -    £«„Sm  ^  — en 

^££Ä1Ü  -^-   fcSa^Ämatorius),    gemL  welchem 

ffÄÄ    issinram-Jahr.    emand    eine    zu    einem    bestammten  Preise 

In,,,,    flfer   b(  «H/aMfc*   ein,    Ueber-   »     chatzte   Sache    zum   Verkaufe    mit    der 

;,•/„ ,    die   Transportversicherung   in   allen    v,.V|,fli.'htnna'  übernimmt,   entweder  diesen 

Länden :i     <•  W< <<<     statistischen    Material    Pre£  oder  die  Sache  selbst  zurückzugeben ; 

vorhanden.       Zahlreiche     statistische     Angaben  vielmehr  lediglich    durch  die   Gegen- 

len    sich    ferner     tut gestellt    m    der  \  f~A    bestimmt    mit  denen  er  sich  befasst 

Zeitschrift   für    Versicherungswesen     von    Neu-    ^aeJ**£^    die  Gewerbeordnung    an- 

Baumgar  ners  Handwörterbuch    des    Versiehe-    brauchte  Wäsche  und    soweit  mirKlemhan 

!z::z,,  m.  /.  s«*?^      *  del  betneben  ^^^jWawSä 

..„/■<■    Artikel    über  di,    Seeversiel ig,    meis  brueh  und  dergl.     Die  beide ?1 etzten  Worte 

tischen  Inhalts.  -  Brusehettim,  Die  Wertr         d   ^   (1,uvh   das   (l.v.  L  Juli  1883  hinzu- 

larati md  die  Transportversicherung,   m  beziehen  sich  aber  nur  auf  die  vorher 

Ehrenzweigs  Jahrbuch,  t>. —  Moldenhauer,  g      -  ■    ■      Metallgegenstände.     Soweil    du 

belaufend,    Versicher Göttinger  I mral-  a  "  J   1        1         -,  £    ;   ,        ,  d  mit  aaderen 

J»n'M 2S99,  a«e*  i„  der  f"^,/*  *!  TlCtSa   wie  Möbeln.  Porzellan- 
ware    ta.to»j«« - -."    '■■■'"'     ' alten  Sachen taeib  o,  *i 

„hnedruekt       -       Girtanner,      Das      Kriegs-  geraten,  Bildern  etc.,  tauen  Sie  nam  uci 

St    Ehren, ig.    Jahkueh     190* I  brechenden  Ansicht  nicht  unter rden .%Mto 

—    Durieux,    L'assurance    maritime,    ce  Qew.-0.  Jedenfalls  gehören  die Antiquitäten 

qu'e'lle  est,  ce  qu-elle   devrait  etre      1  '■■  handler  nicht  hierher.    Das  öffentliche  Jnte- 

,.„,  politiqu,   ,1  parlementair,     Bd.  is.  u.  14,  berührt  der  Trödelhandel  nur  deshalb, 

Paris  1S99.  -   Viktor  Ehrenberg,    Das    In-  1     .         .       yerkaufsgegenstände     möglicher- 
teresse    bei    der  Seeversicherung,    in    I  J«   »      §«    ^rechtmässiger  Be- 

.,„,,,,„„,,  ,,„;.  _  .w„„,s.  Bo.*«d  a»s  TttüS;lladen     gelangt     -  ü 

«««„riwrtenrer.fcÄerwv ternehmunaen,  Leip-    sitzer     m     den     ÜJ    ■>  ^ 

/,,;,-  J..I/'./-". ■■i,,cAhha„dl„„,je„:    kunnen.     Sei     es     OM 

;■;*  '„ r,-.,«.;,-/,-,,,-,-/»,-,-.:,.  Pri«    i  „m-,   ganz  unschuldig  ist,  sei  «    du«  er 

Auflage    dieses    II Iwörterbuchs.      Der  ,,        ,l;,„      nur     als     Deckmantel     dei 


IrtiieJ    ,,,„    <•.     J/cc;.-f(     im     Wörter6«c/i 

Volkswirtschaft,  Jena    V. -   Artikel   »B« 

transportversicher »    FVcwdensteti 

Ba«)«?artnerä     Haj^wörteritte/     Bd.    /■     ~ 

;59Ö.  .    „ 

Alfred  Mones. 


G       träft     nur     als  Deekmantel     der 

Hehlerei     benutzt.      Eine  gewisse    Beaut- 

jung  des  Trödelham  ,  ,nt  daher 

im   ifterlsse  3ic^ 

nicht  unberechtigt    Nach  dei- Preussischen 
ßev  -0    v  17.  Januar  1^-1. •  sollte  der  Crodel- 

a   nur   denjenigen  gestattet    werden. 


102 


Trödelhandel 


von  deren  Unbescholtenheit  und  Zuverlässig- 

örden    sieh    überzeugt    hätten. 

Die  norddeutsche  Gew.-O.  v.  21.  Juni  1869 

bestimmte    nur   (§  35),    dass    der 

lhandel    in    dem    oben     bezeichneten 

Sinn.-   (wie  auch    der  Handel    mit  Garnab- 

i  und  Dräumen  von  Seide,  Wolle, 
Baumwolle  oder  Leinen)  demjenigen  unter- 
sagt werden  könne,  der  wegen  aus  Ge- 
winnsucht  begangene]  Verbrechen  oder  Ver- 
gehen gegen  das  Eigentum  bestraf]  worden 
sei.  Nach  der  gegenwärtig  auf  Grund  des 
G.  v.  1.  Juli  1883  geltenden  Fassung  des 
§  35  der  Reichsgewerbeordnung  soll  die 
Cntersagung  des  Betriebes  stattfinden,  wenn 
Thatsachen  vorliegen,  welche  die  ünzuver- 
lässigkeit  des  Gewerbetreibenden  in  Bezug 
auf  diesen  Betrieb  darthun.  Jedoch  gilt 
auch  für  dieses  Gewerbe  der  in  das  G.  v. 
•■  Augusl  1896  aufgenommene  neue  Absatz: 
[st   die  Cntersuchui  -<.    so   kann  die 

Landescentralbehörde  oder  eine  andere  von 
ihr  zu  hest  im  inende  Behörde  die  Wieder- 
aufnahme des  Gewerbebetriebs  gestatten, 
sofern    seit    der    Ontersagung     mindestens 

lahr  verflossen  ist.  Personen,  die  den 
Trödelhandel  oder  eines  der  übrigen  vom 
;  35  bezeichneten  Gewerbe  beginnen,  haben 
bei  der  Eröffnung  ihres  Betriebs  der  zu- 
ständigen Behörde  hiervon  Anzeige  zu 
machen.  Ausserdem  enthielt  der  §  3S  der 
Gewerbeordnung  schon  in  der  Fassung  von 
1869  die  Bestimmung,  dass  die  Centralbe- 
hörden  befugt  seien,  Vorschriften  darüber 
zu  erl  n  welcher  Weise    die  Trödel- 

händler und  die  übrigen  in  den  Absätzen  2 
und  3  des  §35  angeführten  Gewerbetreiben- 
den ihre  Bücher  führen  sollen  und  welcher 
polizeilichen  Kontrolle  über  den  Umfang  und 
die  Art  ihres  Gi  Schäftsbetriebes  sie  sich  zu 
unterwerfen  haben.  Solche  Vorschriften 
sind  in  Preussen  zuerst  durch  ein  Ministerial- 
reskript  vom  22.  Juni  1870  und  dann  mit 
Abänderungen  und  mehreren  Erweiterungen 
um  18.März  1885  erlassen  worden.  Eine  neue 
Fassung  dieser  Vorschriften  ist  am  1.  Juni 
1903  in  Kraft  getreten.  Hiernach  sind  dir 
Trödelhändler  verpflichtet,  sofort  alle  ihre  Ein- 
kaufs- und  Verkaufsgeschäfte  mit  fortlaufen- 

\  ummer  und  genauer  Angabe  der  Gegen- 

I"  nach  Art.  Zahl.  Mass  und  Gewicht 
in  ein  nach  einem  vorgeschriebenen  Schema 
eingerichtetes,  von  der  Ortspolizeibehörde 
gestempeltes  Buch  einzutragen.  Zugleich 
sind  auch  Namen.  Stand,  Wohnort"  und 
eventuell  auch  die  "Wohnung  desjenigen  ein- 
zutragen,   mit    dem    der  Trödler    das  Ein- 

-  -der  Verkaufsgeschäft  abschliesst,  und 
letzterer  hat  sieh  über  die  Richtigkeit  dea 
gemachten  Angaben  in  glaubhafte]-  Weise 
zu  versichern.  Mit  minderjährigen  Personen 
darf  der  Trödler    sich    ohne    ausdrückliche 

omigung   dej    Eltern   oder  Vormünder 


in  Geschäfte    einlassen.     Er    ist    vor 
pflichtet,    alle  ihm   von  Behörden  oder  l'i 
vatpersouen    zugehenden    Nachrichten    übet 
verlorene     "der     entfremdete     Gegenständ, 
nach  der  Z.atlnlur  aeerdnet  aufzubewahren 
er  hat  nachzusehen,  ob  die  Gegenständ.,  siel 
bei  ihm   befinden  und  eventuell  davon  1. 
21  Stunden  bei   der  Polizeibehörde  Au 
zu    machen.     Die    im  Betriebe   des  Trödel- 
handels   erworbenen    Gegenstände    müssen 
mit  einer  dem  Geschäftsbuche  entsprechen 
den  .Nummer  versehen,  in  vorgeschriebene] 
Weise  auf!. .'wahrt  werden.    Nicht  mehr    .. 
nutzte    Geschäftsbücher    sind     zehn    Jahr, 
nach    dem  Abschluss   aufzubewahren.      Di, 
Polizeiorgane  sind  befugt,  jederzeit  von  dem 
gesamten    Geschäftsbetriebe     des     Trödler 
Einsicht    zu    nehmen,    die  Lager-   und   Gi 
schäftsräume    zu    betreten,    die  Bücher    zu 
prüfen,    sich    die    vom  Trödler  angekauft.] 
Gegenstände  vorlegen    zu    lassen    und   jede 
gewünschte  Auskunft  zu  verlangen. 

In  Oesterreich  gehört  der  Trödelhandel 
nach  der  Gew.-O.  v.  20.  Dezember  1859 
und  der  Nov.  v.  15.  März  1883  zu  den  kon- 
zessionspf lichtigen  Gewerben;  als  Bedingung 
der  Erteilung  der  Konzession  werden  allge- 
meine Verlässlichkeit  und  Unbescholtenln.it 
verlangt,  für  das  Trödelgewerbe  aber,  wie 
für  mehrere  andere,  sind  überdies  die  Lokal- 
verhältnisse und  die  Bücksichten  der  poli- 
zeilichen Ueberwachung  ins  Auge  zu  fassen. 
Nach  dem  ungarischen  Gewerbegesetz  vom 
18.  Mai  1884  kann  das  Trödlergewerbe  in 
gewissen  Gassen  untersagt  werden  und 
können  solche  Geschäfte  zu  jeder  Zeit  durch 
die  Polizei  untersucht  werden. 

In  Frankreich  gilt  für  das  Trödlerge- 
werbe noch  eine  Polizeiordonnanz  vorn  8. 
November  1780  nebst  einigen  späteren  Er- 
gänzungen. Der  Gewerbebetrieb  als  solcher 
ist  frei,  aber  die  Trödler  (brocanteurs)  sind, 
einer  strengen  polizeilichen  Ueberwachung 
unterworfen.  Sie  müssen  über  ihre  Ein- 
kaufe  ein  genaues  tägliches  Verzeichnis  inj 
einem  gestempelten  Register  führen,  mit 
Angabe  des  Namens  und  der  Wohnung  des 
Verkäufers.  Von  Minderjährigen  dürfen  sie 
nichts  kaufen  ohne  schriftliche  Erlaubnis 
von  seifen  der  Eltern  oder  Vormünder. 
Von  Soldaten  dürfen  sie  keine  Waffen  und 
Montierungsstücke  und  überhaupt  keine  ver- 
botenen Waffen  und  keine  Kriegswaffen 
kaufen.  In  Paris  bestehen  für  das  Trödel- 
gewerbe noch  besondere  verschärfte  Vor-  , 
Schriften  auf  Grund  einer  Polizeiverordnung' 
vom  31.  Juni  1831.  Wer  dasselbe  betreiben 
will,  muss  sich  auf  der  Polizeipräfektur  in  j 
ein  Register  eintragen  lassen.  Das  Ge- 
schäftsbuch des  Trödlers  wird  jeden  Monat 
von  dem  Polizeikommissar  seines  Viertels 
geprüft  und  visiert.  Sie  dürfen  sich  nur  zu 
bestimmten  Stunden    an    einer    bestimmten 
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eile    am    Tempelmarkt    versammeln    and 

m  ,,111).   Waren  auszustellen.   Die  omher- 

,,    Trödler    müssen    in    sichtbare.- 


Namen,  aber  doch  aul         i     Rechnung   ihr 
Unwesen  treiben. 

im   engsten    Zusammenhange    mit    i 


eine 


=-"w*=  5ÄT.5  »ä 


111.  "»^"  ......  ----  A 

ei-te  Medaille  tragen,  die  ihren  Namen 

ul   ihre  Nummer  angiebt.  —  In  England 

es  zwar  Strafbestimmungen  gegen  die 

ehlerei,  aber  keine  präventiven  Pohzeivor- 

•hriften  inbetreff  dos  Trödelhandels. 

itteratur:  v.  Landmann-Bohmer,  Gewerbe- 
,.,„.,  für  das  D.  K.,  i.  Aufl.   (Manchen  1897) 
v  —     Kolisch,     Dil     G 

'etc.,    Ham      ■  \     l:J-    '■     v 

"    _     Marcinoiesky,     Die    deutsche    Ge- 
,cordnung,     (.    Aufl.,    Berlin    1888,    S. 

Illing,     Dil    deutsch    Gewerbeordnung, 

ß,  •■  .    v  *d   187.     Preussi- 

" Ministerialblatt    1870,    S.  199.   —  Block. 

l'administr.  francaise,  Art.  bro- 

/.(VIS. 
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1  Wesen  des  T.  Cottagesystem;  Schank- 
2  Die  Entstehung  des  T.  3.  Beur- 
eilnno-    des    Systems.      4.    Die    Gesetzgebung 

en  das  T.:  in  Deutschland,  England,  Belgien 
,nd  Oesterreich. 


1.  Wesen  des  T.  Cottagesystem; 
ichankbetrieb.  Einer  der  empfindlichsten 
md  gefährlichsten  üebelstände  dos  heutigen 

triewesens  ist  die  Auslohnung  der 
Arbeiter  in  Waren  aller  Art  statt  in  barem 
—  das  sogenannte  Trucksystem. 
Der  Lohn  wird  den  Arbeitern  nicht  voll- 
ständig  in  der  Landesmünze,  überhaupt 
rieht  in  (leid  ausgezahlt,  sondern  ganz  oder 
teilweise  in  Lebensmitteln,  in  Erzeugnissen 
ler  industriellen  Anstalt,  in  der  die  Ar- 
beiter beschäftigt  sind,   in   Wohnungen 

Mannigfaltigkeit,  in  der  diese  Form  der 
iblohnung  sich  abzuspielen  pflegt,    ist  eine 

.,  .  Es  kommt  vor.  dass  der  Unter- 
nehmer einen  Laden  eröffnet,  indem  er  die 
Arbeiter  verpflichtet,  ihren  Bedarf  bei  ihm 

utnehmen,  und  ihnen  Kredit  gewährt. 
Efe  kommt  aber  auch  vor.  dass  unmittelbar 
in  den  Erzeugnissen  der  Fabrik,  unabhängig 
vom  Bedarfe  des  Arbeiters,  ein  Teil  des 
Lohnes  verabfolgt  wird.  Oder  der  Unter- 
nehmer zalüt  einen  bestimmten  Teil  des 
Lohnes  in  gestempelten  Marken  aus.  die 
mir  bei  gewissen  Bäckern.  Metzgern, 
Krämern  und  Wirten  des  Ortes  eintaus.  b- 
bar  sind.  Wenn  ein  förmlicher  Laden  er- 
t  wird,  so  ist  entweder  der  Besitzer 
der  Fabrik  selbst  der  Ladenhalter  oder  er 
weiss  sieh  für  dieses  Geschäft  der  Hilfe 
von  ihm  nahestehender  Personen  zu  be- 
dienen,   .lie    dann    allerdings    unter    ilu-em 


iiörige.     Dei 

Unternehmi  -  'l1'     ocler 

einen  Bierausschank,  lockl  beiter  da- 

,1,,,,  h  an  das  er  ihnen  kreditiert,  und 
bringt  bei  der  1  ihlung  die    gestun- 

deten   Beträge    in    Abzug.      Nach    di 
Richtung  sind  die   neuerdings  laut    gewor- 
denen   Klagen   der   Dockarbeiter    in    G 
dass  ihre  Arbeitgeber  grö  Schank- 

wirte seien,  besonders  charakteristisch. 
Einer  von  ihnen  setzte  innerhalb  zweier 
Wochen  11  Tonnen  Bier  ab  nebst  einer 
erheblichen  Menge  Genievre. 

unschuldiger,  obwohl  es  schliesslich 
pichen    knechtenden    Wirkungen    für   den 
Arbeiter   hat.   erscheint  das    Cottages   stem, 
ae  Zeit  lang  in  den  ländlichen  Efabrik- 
distrikten  Englands   häufig    war.      Es    be- 
darin,  dass  der  Fabrikant   Wohnhäus- 
chen erbaut  und  seine   Arbeiter   unter   An- 
drohung der  Entlassung   dazu  anhält,  sie  zu 
mieten.     Durch   dieses   System   sind  ganze 
i  in-,  uafteu  neu  ins  Leben  gerufen,   und  es 
schien    für   den    Arbeiter    günstig,    insofern 
ihm    eine     gesunde,     seinen     Verhältnissen 
entsprechende    Unterkunft    geboten    wurde. 
In    Wahrheit    wurde    der    Unternehmer    zu 
diesem    Vorgehen    veranlasst,    weil    das    in 
die    6    iäu  Le    bim  ingesteckl      Kapital    sich 
regelmässig  gut  verzinst..'.    Die  M  ohnnäi 
standen  eben  nie  leer,  und    das  Risiko,   das 
andere    Häuservermieter    sonst     zu    tragen 
pflegen,    fiel    weg.      Noch    grösser    wurde 
tler  Vorteil,   wenn,   wie   es   nach  den  \  er- 
mgen     von     Engels     oft    genug    ge- 
schehen  sein  soll,   die  Arbeiter   zur  Bezah- 
lung   einer    höheren    als    der    ortsüblichen 
Miete      veranlasst     oder     gar     gezwungen 
wurden,  Miete  für  ein  Haus  zu  zahlen,  das 
sie  nicht  bewohnen  wollten.     Wo   die   Ort- 
schaft nur  aus  Häusern  der  Fabrik  gebüdef 
brauchte  der  Vermieter  seine  Miete 
überhaupt     nicht    nach    den    Forderungen 
anderer    einzurichten,    sondern    konnte    sie 
ig  hoch  ansetzen.     Bei    Zerwürfnissen 
len    Arbeitern    verleiht    dieses    System 
dem  Unternehmer  die  grösste   Macht.     Bei 
Arbeitseinstellung    hat    er    nur    nötig,     die 
W  ihnung  zu  kündigen  —  die  Kündigungs- 
frist ist  meistens  eine  Woche  — .  und  binnen 
kurzem  sind  die  Feiernden  brotlose  und  ob- 
daehl  mnden,  die  dem  Gesetze  ver- 

fallen. „,       „ 

2  Die  Entstehung  des  T.  Das 
heutige  Trucksystem  ist  nicht  geradezu 
ein  Ausfluss  der  modernen  Fabriken.  Es 
handelt  sich  vielmehr  um  ein  alteinge- 
wurzeltes Uebel,  das  im  Bergbau,  wie  es 
scheint,  zuerst,    dann  in    der  Hausindustrie 
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auftrat   und   in   letzterer  noch  gegenwärtig 
einen  viel  breiteren  Raum  einnimmt  als  im 
Fabrikwesen.     Ja   es   mag   wohl   eine   der 
Entsteb.ungsursacb.en  des  Trucksystems  efe- 
iu  6.em  Aufkommen  der  Hausindustrie 
Bei  ihr  liefert  bekaimtlich  der  Ver- 
leger vielfach  den   zu   verarbeitenden   Roh- 
stoff,  und  indem  er  ihn  zu  böheren  Preisen 
als  ortsüblich  anrechnet,   streicht  er  einen 
besonderen  Gewinn  ein.     So  sollen  z.  B.  in 
der    fränkischen    und    koburgischen    Korb- 
warenindustrie der  Kaufleute  den  Arbeitern 
Esparto,  eine  Rohrart.   von   der  der  Ballen 
zu   zwei  Metercentnern  etwa   53  Mark,   das 
Pfund  mithin,   selbst  wenn   8  für  Packung 
abgerechnet  werden,  noch  nicht  15  Pfennig 
kostet,  zu  3s— 4n   Pfennig  das   Pfund,  und 
der  Metereentner  Palmblatt,  der  für  26 — 27 
.Mark   im    Einkaufe   zu   haben,    mit   38 — 40 
Mark     ansetzen.       Die     bei     solchen     Ge- 
schäften    erzielten     Gewinne     mögen     den 
Unternehmer    veranlasst    haben,    zum    Ver- 
kaufe auch  anderer  Ware  zu  schreiten   und 
die    langen    Lohnzahlungsfristen    die    Aus- 
breitung dieses  Strebeus   begünstigt   haben. 
Wenn  der  Arbeiter  erst  6—8  Wochen  nach 
Beginn  der  Arbeit  für  seine  Thätigkeit   be- 
zahlt   wird,    so    ist    er    häufig    gezwungen, 
sich  um  einen  Yorschuss  zu  bemühen.  Diesen 
statt  in  barem  Gelde  in  Lebensmitteln  und 
Waren    aller    Art    zu    gewähren,   mag  der 
Arbeitgeber,  der  natürlich  zuerst  angegangen 
wird,  im  Interesse   des   Arbeiters   liegend, 
später  auch  für   sich   vorteilhaft    gefunden 
haben  und  auf  diese  Weise  zur  Einbürgerung 
des  Systems  gebracht  worden  sein.     Immer 
aber  erscheint  doch  bei  den   Fabriken   früh 
der  Track.     Ein  Beispiel   dafür  liefern   die 
thüringischen     Porzellanfabriken,    die    seit 
den  60er  Jahren  des  18.  Jahrhunderts   auf- 
kamen.    Oft  einsam  gelegen,    in   der   Nähe 
nur  bescheidener  Ansiedelungen,  wird  in  den 
Privilegien  derselben  dem   Gründer  in  der 
Regel  das  Hecht  des  Backens,   Schlachtens 
undBrauensfürdenBedari  seiner  Arbeiter  ver- 
liehen.    Dazu  kam  nicht  selten  der  Betrieb 
einer     Gastwirtschaft,     vermutlich     später 
auch     der     eines     Materialwarengeschäfts. 
Offenbar   um    die    Entnahme    dieser  Kon- 
Bumtibilien  besser  regeln  zukönnen,  gaben  die 
Fabriken  Marken  (aus  Messing  oder  Kupfer) 
ab,    die   auf   dem    Avers    den    Namen    des 
Fabrikanten  oder  eine  Abbildung  des  Fabrik- 
gebäudes,  auf  dem    Revers   den    Betrag  (3, 
6,    12    Kreuze]-,    oder   die  Aufschrift    »ein 
Mi-    Hier      aufwiesen.      In    ihnen  ist  dann 
der    Geber     teilweise     ausgezahlt     worden. 
Den   Zwang,    genötigt  zu  sein,  sie  in  Kauf- 
laden   oder   der  'Wirtschaft  ihrer    Brotherrn 
wider  ausgeben  zu  müssen,  empfanden  die 
Arbeiter  allmählich  als  einen  lästigen  Druck 
und  rächten   ach,   in    dem    sie    den    .Marken 
die     Bezeichnung    von      Wanzen      gaben, 


unter  welchem  Xanten  sich  ihr  Gedächti 
bis  auf  den  heutigen  Tag-  in  den  Kreis 
der  Arbeiterschaft  erhalten  hat. 

3.    Beurteilung    des     Systems. 
scheint  in  der  That  kaum  bezweifelt  werd 
zu   können,   dass   das   System   ursprüngli 
in  guter  Absicht  Eingang  fand.     Gerade  [ 
oben      berührten     Verhältnisse     auf     de 
Thüringer    Walde    sind    ein    Beleg    dafi 
Indem  der  Unternehmer  dort   einen  Lad 
errichtete,    wo    noch    kein    Kaufmann    d< 
Unternehmungsgeist      gehabt      hatte      sr 
niederzulassen    und    indem    er    Nahrungl 
mittel    selbst  herstellte   oder  eu  gros    eil 
kaufte,   um   sie  en  detail  zu  Engrospreise 
zu    verkaufen,    erwies    er    seiner    Arbeit, 
schaft  einen  Dienst.    Ja  wenn  er  seine  A 
heiter  teilweise   mit  den  Erzeugnissen   d 
Fabrik  ablohnte  und  die  Preise  dafür  niedr 
ansetzte,  so  konnte  ihn  der  Gedanke  leite 
dass  auf  dem  Wege  des  Hausierbetriebt 
etwa  durch  die  Frau  oder   Angehörige,   d 
Möglichkeit    für    sie    gegeben    war. "  kleii 
Extragewinne  zu  erlangen.     Die  erwähnt! 
Porzellanfabriken  in  Thüringen,  grossen  Eise 
bahiiunteriiehmungen  in  England,   thaten  <\ 
jedenfalls  zunächst  ohne  Nebengedanken.    ]| 
dem  Masse,   als  im  letzteren  Falle  der  B; 
vorwärts  rückte,  mussten  eben  die  Arbeite 
schalen  von  Ort  zu  Ort   ziehen.     Da   seil 
ihnen    dann    Gelegenheit    geboten    werde 
in  den   ihnen   fremden   Gegenden  sich    1» 
quem   und   wohlfeil    mit  den  erforderliche 
Lebensmitteln     versehen     zu     können.      ]j 
allen    solchen    Fällen,   bei   den    einsam    ai 
dem  Lande,  entfernt  vom  städtischen  Marli 
gelegenen  Fabriken,  wird  der  Track   sie 


eine  wirkliche  Erleichterung   für   den   AiR 
heiter  bedeutet  haben. 

Aber  leider  streifte  das  System  de 
Charakter  einer  Wohlthat  allmählich  ab  im 
verwandelte  sich  in  nackte  Ausbeutunt 
Die  Vorzüge,  die  ihm  ankleben  mochtei 
befauden  sich  von  vornherein  in  Yerbindun 
von  Nachteilen,  die  nach  und  nach  über 
wogen,  so  dass  die  Einrichtung  zur  voll 
kommenen  drückendsten  Tyrannei  wind. 
Als  der  gemeinsame  Zug  aller  dieser  Ver 
anstaltungen  stellte  sich  heraus,  dass  de 
Arbeitgeber  aus  seiner  Machtstellung  deil 
Arbeitern  gegenüber  noch  einen  besonderen 
Gewinn  erzielte,  der  sein  ohnehin  grosse 
Uebergewicht  verstärkte.  Die  im  Lade; 
verabfolgten  Waren  sind  höher  im  Preist 
angerechnet,  als  es  sonst  der  Fall  zu  seit 
pflegte,  sie  werden  zu  Ungunsten  den 
Käufer  dargewogen,  sie  sind  von  geringen'] 
Güte  oder  minderwertiger,  als  sie  im  Wegi 
der  freien  Konkurrenz  zu  haben  sind,  und 
sie  werden  den  Leuten  verabfolgt  ohm 
Rücksicht  auf  deren  Bedürfnisse.  Als  in 
den  30er  und  40er  Jahren  dieses  Jahr- 
hunderts der  Truckunfug  in  Solingen  kräftig 


Tracks 


Uflhte    wurde  ein  Kittelchen,  das  im  Klein-  die    du  chterdings   oicl  den 

tandei 14  Silbergroschen    kostete,    den    Ar-   konnten,    wieder    zurücknahmen,    aber    zu 

. ,   Vu       Thaler  ÖSÜ1 ,    ein   einem    Preise,    der    bei    weitem     n 

"chm  Werte  v,u>  4U.  Silbergi-oseheu   war,   als  ■    bei   der  Lohnzahlung 

ö  k]Wik"schen.    eine  Jagdtasche  im   angesetzt    hatten.     Durch  alle  diese  Mam- 

te  von  ■'  Thaler  "H   Silbergroscheu   für   pulationen    erfährt   der   Lohn  Lrbeiters 

Thik     ; erechnet.       Bei     einer    der  eine   Verkü  Serr   Monsseaux, 

,      Vu-,  ^    n   de,    Korbwarenbranche   Verfassereines  Ben  belgische 

SS  bekam  noch   vor  wenigen   Truckw,  J» 

Ä    hausindustrielle    Korbmacher,   bekannt  «wordenen    >    -  ■      '  :"  i'^W 

er      .eine     Erzeugnisse     ablieferte. '  zu    de!  &    m    g* 

kl   Kaffee    1  Pfund  Zucker,  2  blaue   Flinteulaufmdustne    die    Verj  des 

„Je  kr   1    Pfund)   Cichorie,    ohne   Arbeiters,  be,  seinem  Ar 
ot  zu  weraen    auf  seinen    Lohn   ange-   eine  Verringerung  d. 
-  f  ;,    p,,iU    wofür   ihm    1    M.   um    mindestens    20%    bedeute.     Statt    der 

t    Pf  Tn    Abzug    Äit    wurden,    versprochenen  3  Frcs  äter 

Heinere  Su.SltnSinuSten  wenigstens  au,    diese    Weise    nur   2  jghck 

-,u  -r      '  ort  on    für  75  Pf,  entgegen-   Dazu    kommt,    da»    mit    Hilfe   des  Tracks 
men      In    BeMen    ergab    sich    bei   der   der    Lohn   willkürlich   und   unauffällig  ge- 
.        Enkiete  ÜDer  die  Arbeiterzustände   ändert    werden    kann,    indem   man  nur  im 
.  £  VorlegAmg  von  Büchern,  in   denen   Truckladen    die   Preise    etwas   zu   erhol  en 
Schattenden  Arbeitgeber  die  geliefer-   die  Güte  der  Waren  zu  verschlechtern   das 
\V  „"ein'  etragen  hatten,  dass  Zucker   Gewicht  herabzusetzen   braucht     Auch  in- 
\_aieu  em     ua  ,         .,v_s-„       IVtl,,_   ,lirekt  ,vlr,i  der  Arbeiter  geschadigt,  sofern 
Sm   w  Ä  teurer,   als  diese  Ge-   durch    das    Trucksystem    eme    verstandige 
täude   sks     zu  haben  waren,    den  Ar-   Führung    des    Haushalts    unmöglich    wnrd, 
"     em  verS   worden  waren.     Kann  es   Er  wird   zu  unnötigen    A  verfuhrt 

■    bei   der    Verabfolgung   von    Leben-   er  gewinnt  überhaupt   von   dem    Verhaltes 
~       k  vorkommen    dass die  Arbeiter  mehr   seiner  Einnahmen  zu  seinen  Ausgaben  kein 
den    als  ^gerade  brauchen  und  da,  Bild    und    wird   durch   die   Er- 

len   müssen,    den    Ueberschuss     loszu-   leichterung  des  Kredits  im  Trackladen    da 
kn     so    wird    dieses    Verkaufen     zur   zu  bewogen,  wenig  sparsam    zu  leben u     Je 
X  kv,  l^keit.  falls  sie  mit  Tabak,  Cigarren,   nachdem  womit  er  ausgdohntwdund^wm  er 
W     ktükern     Tuchen.  Blechartikeln  und   die  en  aen  Gegenstande  hat  absetzen 

•it     mein    bezahlt     werden.      Entweder  können,    muss    er   bald    seinen    Bedarf    an 
werden    dk     S  er    zu     unnützem    Auf-   Kaffee   und    Zucker,   bald  an  Kleidung  und 
.    k     "rleitet    der   mit  ihren  Einnahmen    Wäsche     oder     gar     den     Verbrauch     an 
hkmMnkSngesteht,  oder  sie  verlieren    geistigen   ;  -      -   £  ^   rf^ 


lungspfüchtiu  n  Ai'beii--be:~  zurückbleiben 
sieht,  bedingt,  dass  er  in  den  Tag  liinein- 
Lebt    und    an    Ersparnisse    niemals    denken 

Somit     gerät     durch     das    Trucksystem 


(Jas  für  den  Arbeiter,  der  keine  Zeit  zu  ver- 
lieren hatte,  geradezu  grausam  war.  In 
Sem  Bezirk  "der  Strumpfwirkerindustrie 
ven  Nottingham  waren  die  Arbeiter  z.  B. 
cezwungenr  erhaltenen  Zucker  gegen    Apo- 1  "_,,,„„     »Dv 

Eä  s«lä  Äff::  ü|StftP*S 

sich  einen  Zalm  ziehen  zu  lassen,  und  dass  entweder  ein  duckte  •  ^  «  ^ lrd  ^™ 

ein    Totengräber   für   das    Ausgraben  eines  Beginn     des     afbJS^rb^SSier   d.  h. 

Grabes    Thee    und    Zucker    empfing^     In  Zungen    oder- £  ist  a^,  e  er    w  -d    nicht 

Belgien  aber  war  in  neuerer  Zeit  der  Track-  der    sich   .^^^^^Schaden     gesellt 

Waren    die  sie  nicht  gebrauchen   und  nicht  zufangen  weiss,   oder  er  zueö :   g le vsanwg 
Szen    konnten,    in"  die   Leihhäuser   der   to**J*y»^  ^"^Sstock 

g     er  die  den  Arbeitern  gegehenen   Stoff«      I       -         fernst  ^ 
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4.   Die  Osetzgebung  gegen  d^  T. :  konnten  der  Ausbreitung  des  Systems  so  wenk 

in  Deutschland,    England,   Belgien   und  Einhalt  thun,  dass  im  Jahre  1724  ein  Ausschius 

Oesterreich.       Die     Versuche,     den     mit  zur   Untersuchung  der  Missbräuehe   eingesetzt 

dem    Trucksystem    getriebenen    Missbrauch  .u.'!ir.de-    . Die .  von   diesem    verhängten    Strafen 
durch  gesetzgeberische  Massregeln  aus  der 


Well  zu  schaffen,  stossen  auf  besondere 
Schwierigkeiten.  Zunächst  ist  an  die  That- 
sache  zu  erinnern,  dass  die  ohnehin  über- 
bürdeten  FabrLkaufsich.tsbeam.ten  nicht  ge- 


nügende 


blieben  jedoch  bei  dem  ungeheuren  Gewinne 
den  der  Warenwucher  ergab,  wirkungslos. 
Karl  Philipp,  Pfalzgraf  bei  Rhein,  verbot  dam 
unter  dem  4.  Dezember  1742,  dass  ,.den  Tage- 
löhnern und  Handwerksleuten  statt  ander« 
Zahlung    Kaffee,    Thee,    Zucker  u.   dergl.   zum 


Zeil      halien.     alle      Oebertreter  menschlichen    Unterhalte   nicht  nötige  Sachen 


etwaiger  Truckverbote  aufzustöbern.     Wenn 

man  auch  das  Vertrauen  in  sie  setzen  darf, 
dass  sie  ihrer  Pflichten  nach  Kräften  ein- 
gedenk sein  werden,  so  haben  diese  Kräfte 
eben  Grenzen.  Sie  können  nicht  regel- 
mässig alle  ihnen  überwiesenen  Fabriken 
besuchen,  geschweige  denn  die  haus- 
mdustrieüen  Gegenden.  Weiter  aber  ist 
die  Aufdeckung  von  Truckfällen  erschwert, 
weil  die  unter  der  Alternative  Be- 
schäftigungslosigkeit  oder  stilles  Dulden 
stehenden  Arbeiter  an  der  Geheimhaltung 
äelbsl  interessiert  sind.  Endlich  verbietet 
kein  Gesetz  einem  Fabrikanten,  einen  Laden 
zu  eröffnen;  feiglieh  kann  man  keinen  Ar- 
beiter  hindern,  beim  Unternehmer  einzu- 
kaufen. Selbst  wenn  dieLohnzahlung  wöchent- 
lich in  barem  Gelde  erfolgte,  so  würde  ein 
Teil  der  Arbeiter  nach  wie  vor  sich  an  die 
im  Unternehmerladen  gebotenen  Waren 
halten.  Das  Einschneidendste  wäre  zweifel- 
los ein  Verbol  für  Gewerbeunternehmer, 
Schankstätten  oder  Läden,  in  denen  Waren 
aller   Art    feilgehalten  würden,   zu  eröffnen. 

In  Deutschland  finden  sich  die  ältesten 
Verfügungen  gegen  den  Track  in  den  Berg- 
banordnungen.  Die  joachimsthalsche  Bergord- 
nung  von  1548,  die  hennebergische  von  1566, 
die  kursächsische  von  1589,  die  kölnische  von 
1669  weisen  die  Schichtmeister  an,  richtig  zu 
lohnen,  mit  dem  Gelde  keine  Wechslerei  zu 
treiben  und  den  Arbeitern  anstatt  Geldes  keine 
\\';ii.ii  anzuschmieren.  Der  Kurfürst  Maximilian 
Franz  dehnte  auf  Vorschlag  der  westfälischen 
Landstände  durch  Verfügung  vom  7.  August 
1787  dieses  Gebol  auf  alle  auf  Berg-,  Hütten- 
nnd  Hammerwerken  wohnenden  Faktoren  aus 
und  untersagte  ihnen  gänzlich  den  Handel  mit 
Viktualien  und  Krämereiwaren.  Den  gleichen 
Gesichtspunkt  nimmt  das  allgemeine  preussische 
Landrecht  auf,  wenn  es  (Teil  2,  Titel  16,  §  13) 

r-te  Pflicht  gegen  die  Bergleute  hinstellt, 
ihnen  den  Lohn  in  barem  Gelde,  nicht  in  Erzen, 
Materialien  und  Lebensmitteln    zu    •.  .  ,  ..i ifol ■■■  . 

In  der  Industrie  erscheinen  Verbote  des 
Tracks,  soviel  bekannt,  zuerst  in  der  Solinger 
Sehwert-.  Messer-  und  Stahlfabrikation.  Bereits 
Verordnungen  ans  den  Jahren  1654  und  1687 
verbieten  den  Gebrauch,  mit  „Winkelwaren" 
statt  mir  barem  Gelde  zu  bezahlen,  mit  Aus- 
nahme der  Materialien.  ,lie  der  Arbeiter  nötig 
hatte,  wie  Stahl,  Eisen,  Kohlen,  Gel,  Schmirgel] 
Pockholz,  Knochen  etc.  Solche  Gegenstände 
durfte  der  Unternehmer  zu  billigen  Preisen 
dem  Handwerker  auf  den  verdienten  Lohn  in 
Abrechnung  bringen.    Aber  diese  Massnahmen 


verabreicht  würden  bei  Strafe  von  25  Gold- 
gulden, wohl  aber  der  verdiente  und  bedungene 
Lohn  mit  barem  Gelde  verabreicht  werden 
sollte".  In  dem  gleichen  Fahrwasser  bewegte 
sich  die  von  Karl  Theodor  am  23.  November 
1757  bestätigte  Ordnung,  dass  dem  Handwerks- 
mann „dieser  Lohn  anders  nicht  als  in  barem 
Gelde,  dergestalten,  dass  kein  Gold-  oder  Silber- 
münz demselben  höher  nicht  als  bei  dem  Brot- 
bäcker zu  begeben  oder  gewechselt  bekommen 
kann,  zn  zahlen  noch  aufzudringen  sei".  Alle 
diese  Anordnungen  verschlugen  so  wenig,  dass 
in  Solingen  1772  abermals  ein  Untersuchungs- 
ausschuss  ernannt  und  in  den  Statuten  für  die 
Messermacher  von  1777  und  1789  (Messersatz- 
ordnungen) das  Recht  des  Warenzahlens  wieder- 
holt wurde. 

Die  erwähnten  Verbote  waren  einzelne 
Bestimmungen  in  den  Satzungen  gewisser 
Handwerke.  Als  die  Gewerbefreiheit  eingeführt 
wurde,  kamen  sie  daher  einfach  in  Wegfall 
Bezeichnenderweise  ertönte  aber  gerade  im 
laufenden  Jahrhunderte  vom  Rhein  und  von 
Westfalen  aus  der  erste  Ruf  über  die  Be- 
drückung der  Arbeiter  durch  den  Track. 

Es  war  im  Jahre  1831,  als  die  preussischa 
Regierung  veranlasst  wurde,  sich  mit  der  ge- 
setzlichen Regelung  der  Trackfrage  zu  bei 
fassen.  Die  Bezirksregierung  zu  Aachen  hatte 
mit  den  Handelskammern  von  Aachen,  Krefeld 
und  Elberfeld  sowie  mit  den  Bezirksregierungen 
zu  Köln  und  Düsseldorf  darüber  Verhandlungen 
gepflogen,  ob  den  Lohnverkürzungen  der  Ar- 
beiter, wie  unverständige  und  habsüchtige 
Fabrikanten  sie  sich  zu  schulden  kommen 
liessen,  vorgebeugt  werden  könne.  Hierbei 
war  der  Erlass  eines  unbedingten  Verbotes  aller 
nicht  in  barem  Gelde  erfolgenden  Lohnzahlungen 
angeregt  und  das  darauf  bezügliche  Protokoll 
vom  Oberpräsidenten  der  Rheinprovinz  dem 
Ministerium  für  Handel  und  Gewerbe  einge- 
sandt worden.  Doch  musste  die  Angelegenheit 
auf  sieh  beruhen  bleiben,  weil  die  Ansichten 
der  Minister  nicht  übereinstimmten.  Vol 
neuem  wurde  sie  angeregt  durch  den  Solinger 
Fabrikanten  Peter  Knecht,  der  im  Jahre  1833 
eine  Immediateingabe  beim  Könige  machte,  und 
als  diese  den  gewünschten  Erfolg  nicht  erzielte, 
im  nächsten  Jahre  abermals  vorstellig  wurde. 
Er  bat  wenigstens  die  alte  Verordnung  von 
1789  über  den  Track  aufleben  zu  lassen.  Da 
indes  die  frühere  Zunftverbindung  der  Messer- 
macher mit  den  Kaufleuten  dafür  als  Voraus- 
setzung galt,  die  nicht  mehr  zu  erfüllen  war, 
so  verhielt  sich  das  Ministerium  ablehnend. 

funige  Jahre  später  wurde  sowohl  auf  dem 
westfälischen  als  auf  dem  rheinischen  Landtage 
die  Frage  abermals  erörtert.  In  Westfalen 
hatten  die  Kaufleute  mit  den  Hansindustriellen 
einen  förmlichen  Tauschhandel  von  groben  Eisen- 
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wen  gegen  andere   Waren   begonnen.    Dem- 

,'.,„:;.<  petitionierte  der  Landtag  um  eine  Ver- 
,,,„„„..,   ,lurch   die    jede   andere    Lohnzahlung 
,    barem     Gelde    verboten    würde.       Der 
heroische  Landtag  aber  hatte  in  den   Entwurf 
allgemeinen    Geweibepolizeigesetzes    die 
n'mung    aufgenommen:     „Jeder    Brotberr. 
iberfiiiirt    wfrd.    seinen    Gesellen   oder   Ar- 
,    statt    des    Lohnes   in   Geld  Waren  auf- 
,,lnu]".u   zu    haben,    soll  zu  10-100  Thalern 
verurteilt  weiden.'     Die    Petition   indes 
li  r   Entwurf   hatten    nur   umfassende    Er- 
irternugen  zur  Folge.     Entscheidende   Schritte 
heu   nicht,    und    man  eröffnete  den  west- 
fälischen   standen    im    Landtagsabschiede    von 
dass    über    die    Zulässigkeit    der    vorge- 
uen  Massregel  erhebliche  Zweifel  hervor- 
getreten wären.    Auch  vier  Jahre  später  hatte 
•  m   erneutes    andringen  der  Landtagsabschied 
mir  die   Antwort,  dass  es   sehr   zweifelhaft   sei, 
„b   auf   legislativem    Wege    die    Absicht    die 
Fabrikarbeiter  gegen  Bedfüekung  der  Fabnb- 
herren    zu    schützen,    erreicht    werden    könne, 
ohne     durch  zu  tiefes  Eingreifen  in  die  privat- 
rechtlichen    Verhältnisse     die     Existenz     der 
ersteren  id.  h.  also  der  Arbeiter)  zu  gefährden. 

Hielt  die  Regierang  es  demnach  nicht    rar 
«telieh  einzuschreiten,  so  halfen  sich  die  wohl- 
meinenden Fabrikanten  an  einigen  Orten  seilet. 
In  Lennep  z.  B.,  wo  unter  50  Tnchfabnkanten 
i  sich   befanden,    die   ihre  Arbeiter  mit  selbst- 
fcbrizieitein  Tuche  ausziüohnen  pflegten,  bildete 
-ich    ein    Verein,    dessen    Mitglieder   sieb    ver- 
nichteten,  ihre   Arbeiter  nur  in  barem  beide 
zu  lohnen.     Doch  die  Verhältnisse   lagen  nicht 
überall  =o  o-ünstig  und  viel  konnte  auf   diesem 
Wege  nicht  erreicht  werden.     So  wird   man   es 
rständlich  rinden,   dass  die   Handelskammern. 
die  im   Auo-ust  1845  zur  Berichterstattung  auf- 
gefordert   wurden,    sich    für   den    Erlass    eines 
Truckverbotes   aussprachen   und   ungefähr   um 
die  gleiche  Zeit  von  der  Düsseldorfer ■Regierung 
»wie    von    dem    Oberpräsidenten    der    Rliein- 
provinz    dieselbe    Massregel    beantragt   wurde 
Diesem  nachhaltigen  und  allseitigen  Druck  gab 
das    Ministerium    endlich   nach   und    hatte    bis 
zum  Januar  1848  den  Entwurf  einer   „V  erord- 
nuno-    zur    Abstellung   von   Missbräuchen   beim 
».Wohnen    der    Arbeiter"    fertig    gestellt.     Die 
■  nun  folgenden  Märzereignisse  Hessen  zwar  eine 
schnelle  Erledigung  wünschenswert   erscheinen. 
ahn-  die  Auflösung  der  konstituierenden  National- 
versammlung trat  hindernd  dazwischen. 

Er*t  in  der  Gewerbenovelle  vom  9.  Februar 
1849  erschien   in   den  SS  50—55.  75  die  längst 
ersehnte    Anordnung.      Nach    ihr    waren    die 
Fabrikinhaber  verpflichtet,  die  Arbeiter,  die  sie 
beschäftigen,  in  barem  Gelde  auszulohnen,  und 
durften   ihnen   keine   Waren   kreditieren.     Da- 
gegen  konnten  sie  ihnen  Wohnung.  Feuerungs- 
Bedarf,  Landnutzung,  regelmässige  Beköstigung, 
\rzeneien.     ärztliche    Hilfe,     Werkzeuge     und 
Stoffe  unter  Anrechnung  bei  der  Lohnzahlung 
verabreichen.       Diese     Bestimmungen     galten 
;    nicht  nur  für  die  im  geschlossenen  Räume    be- 
«chäftio-ten   Arbeiter,    sondern   auch   für  solche, 
die    in    ihren    Behausungen   im    Auttrage   von 
,    Fabrikanten  mit  der  Anfertigung   gewerb h.  her 
Erzeugnisse   beschäftigt    waren.     Auf   Arbeiter 
I    in  Bergwerken.  Saunen  etc.  wurde  die  veror*- 
I    nung  durch  das  Berggesetz  vom  21.   Mai   low 


hat.  Von  hier  aus  fand  das  rruckver- 
bot  zunächst  in  einzelnen  deutschen  Gewerbe- 
ordnungen Eingang,  so  in  die  sächsische  von 
imi!  §  69),  in  die  württembergische  von  l»fa>9 
An.  43  .  und  ging  dann  in  die  Gewerbeord- 
nungen des  norddeutschen  Bundes  §§  143  -136 

des  B  iches    §§  115    119    aber.     Durch 
die   Novelle    vom    1.   Juni    1891   ist  das  Tru./k- 
verbot    etwas    genauer    begrenzt    worden.      Es 
bestimmt  geg   nwärtig:   Die  Gewerbetreibenden 
sind  verpflichtet,   die   Löhne  ihrer  Arbeiter  in 
Reichswährung    zu   berechnen    und    bar   auszu- 
zahlen.    Sie  dürfen  ferner  den  Arbeitern   kerne 
Waren    kreditieren.      Doch     ist    es    ihnen    ge- 
stattet,   den    Arbeitern    Lebensmittel    für    den 
Betrat  der  Anschaffungskosten,    Wohnung  und 
Landnutzung  gegen  die  ortsüblichen  Miet-  und 
Pachtpreise,    Feuerung.     Beleucbtun. 
mässige    Beköstigung,    Arzneien   und   ärztliche 
Hilfe  "sowie  Werkzeuge  und  Stoffe  zu  den  ihnen 
übertragenen    Arbeiten    für    den    Betrag    der 
durchschnittlichen    Selbstkosten    unter   Anrech- 
nung   bei    der    Lohnzahlung    zu     verabfolgen. 
Nur   bei   Verabfolgung  von  Werkzeugen   und 
Stoffen    für    Akkordarbeiten     ist     ein     höherer 
Frei-  erlaubt,  weil  die  Selbstkosten   sehr    ■ 
sich  verändern,   bei  niedrigen  Selbstkoten    die 
Gefahr    vorliegt,    dass    der    Arbeiter    mit    den 
Stoffen  Handel  treiben  könnte,  und  scbliesslicn 
bei    \blieferung   der  Arbeit   das    Mass   der_  ge- 
brauchten Stoffe  nicht  im  einzelnen  genau  fest- 
gestellt  werden  kann.     Doch  ist  auch  bei  dieser 
Erlaubnis   höherer   Preise  vorgesehen,  dass  der 
ortsübliche    Preis    nicht    überstiegen   wird   und 
überhaupt  im  voraus  vereinbart  ist. 

Pen    Schankbetrieb     der    Fabrikanten    zu 
erschweren    hat    im    Jahre    1843    der    rheini- 
sche  Landtag  angeregt .   indem  er  an   die  Ke- 
oieruno-  die  Petition  richtete,  dass  den  iabrik- 
meistern  eine  Eonzession  zur  Errichtung  einer 
Schankwirtschaft  künftig    nicht    erteilt   werden 
dürfe     Dem  entsprechend  stellte  der  Landtags- 
abscnied vom   30.   Dezember  desselben  Jahres 
eine    Verfügung    in    Aussicht,    wonach    diesen 
Personen  die  Erlaubnis  zum  Schankbetnebe  nur 
ausnahmsweise  erteilt   werden   solle,   wenn   das 
Bedürfnis  auf  anderem   Wege   nicht  befriedigt 
werden  könne,   jedenfalls   aber   mit   Ausschluss 
des   Branntweinschankes.     Durch    Cirknlarver- 
füeung    vom    13.    Februar    1844  wurden  diese 
Grundsätze  in  der  That  den  Bezirksregierungen 
der     Rheinproviuz     eingeschärft     und     durch 
Kabinettsordre  vom  16.  November  1846  auf  das 
o-anze  Staatsgebiet  ausgedehnt.  Hiernach  warder 
Betrieb    des^  Sehankgewerbes   und   des    Mein- 
handels   mit    Getränken    durch    Fabrikinhaber 
und  Fabrikanten    sowie  durch   deren   Familien- 
angehörige oder  von  ihnen  abhängige  Personen 
Werkmeister.  Faktoren,  Komptoirgebilfen  etc.) 
verboten     Damit  waren  auch   die   bereits   kon- 
nierten    Schankstaben    dem    Untergange 
beweibt.    Eine  Ausnahme  von  diesem  A  erböte 
konnte  nur  zugelassen  werden,  wenn  nach  dem 
übereinstimmenden    Urteile    der    kommuna  be- 
hörde,  des  Landrates   und  der   Regierung   dem 
in  der  isolierten  Lage  einer  Fabrik  begründeten 
Bedürfnisse  auf  anderem  Wege  nicht  abzuheilen 
war       Am   21    Dezember   1846    wurde    dieses 
t  des  Ausschanks  auf  die  Aufseher  und 
Schachtmeister    und    deren   Familienmitglieder 
den   Handarbeitern    gegenüber,    die  beim    Kau 
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von  Eisenbahnen  beschäftigt  waren,  ausgedehnt. 
Auf  die  Besitzer  von  Brauereien  und  Berg- 
werken fand  es  keine  Anwendung, 

In  der  Gewerbeordnung  von  1869  für  den 
norddeutschen  Bund  wurde  der  Betrieb  einer 
Schank-  und  Gastwirtschaft  von  der  vorher 
einzuholenden  Erlaubnis  abhängig  gemacht 
und  damit  in  Preussen  jene  ältere  Ka- 
binettsordre  für  aufgehoben  erklärt.  Allein  es 
blieb  doch  sehr  fraglich,  ob  durch  den  Nachweis 
eines  vorhandenen  Bedürfnisses,  der  die  Kon- 
userteilung  rechtfertigte,  wirklich  alle 
früheren  Missstände  als  beseitigt  gelten  können. 
Befürchtung  wurde  denn  auch  in  den 
Berätungen  über  die  Gewerbeordnung  geäussert. 
Ja  es  wurde  der  Antrag  gestellt,  den  Inhalt 
jenes  Erlasses  von  1846  ui  die  Gewerbeordnung 
aufzunehmen  und  ihn  dahin  auszudehnen,  dass 
das  Verbot  für  Schichtmeister  und  Steiger  in 
Bergwerken,  für  Aufseher  und  Schachtmeister 
bei  Eisenbahnen  ebenfalls  gelten  sollte.  Man 
betonte  —  auch  von  Seiten  des  Bundeskommissars 
— .  dass  das  Schankgewerbe,  wenn  es  in  den 
Händen  der  Arbeitgeber  "der  der  Aufsichts- 
beamten sei,  in  Fabrikdistrikten  zur  Demora- 
lisation der  Fabrikbevölkerung  führen  könne. 
Indes  diese  Auseinandersetzung  war  vergebens, 
die  freiheitliche  Strömung-  trug  den  Sieg  davon, 

Zuwiderhandlungen  gegen  alle  diese  Be- 
stimmungen kommen  leider  immer  noch  vor. 
So  seltsam  es  klingt,  so  finden  sieh  doch  muh 
Arbeitgeber,  die  den  verhältnismässig'  geringen 
Vorteil,  der  ihnen  aus  der  ungesetzlichen  Hand- 
lung erwachst,  sich  um  jeden  Preis  zu  erhalten 
bemüht  sind.  Auszahlungen  des  Lohns  in 
Blechmarken  oder  Anweisungen,Lohnauszahlung 
in  Wirtschaften,  Verabfolgung  von  Waren  zu 
einem  zu  hohen  Preise,  unzulässiges  Kreditieren, 
Verabreichung  von  nramttw-einu.dergl.m.  seheinen 
nicht  völlig  aus  der  Welt  geschafft  werden  zu 
können.  Insbesondere  das  Kantinen wesen 
zeitigt  gewisse  Missstände,  indem  zwischen 
Anschaffungskosten  und  Selbstkosten  kein 
Unterschied  gemacht  wird  und  die  Betriebs- 
inhaber  sich  berechtigt  glauben,  für  Deber- 
lassung  und  Instandhaltung  des  Lokals 
bestimmte  Beträge  in  Anrechnung  bringen  zn 
dürfen.  Fälle,  wo  in  einer  Fabrik  mit  300  Ar- 
beitern der  Kantinenhalter  bei  deu  ortsüb- 
lichen Wirtshauspreisen  für  die  abgegebenen 
Lebensmittel  einen  jährlichen  Reingewinn  von 
aber  3000  .Mark  aus  der  Tasche  der  Arbeiter 
erzielte,  sollten  nicht  möglich  sein.  Hier  wird 
nii  bts  hellen  als  eine  Ergänzung  des  §  115  der 
G.O.  in  den,  Sinne,  dass  erschöpfend  festgestellt 
wird,  was  unter  Selbstkostenpreis  zu  verstehen 
ist.  unausrottbar  scheint  nach  der  Enquete 
von  1895  über  die  Ziegeleien  gerade  in  dieser 
Industrie  das  Trucksystem  zu  sein. 

In  England  wurde  das  erste  gegen  den 
Truck  ankämpfende  Gesetz  bereits  im  Jahre 
1464  erlassen,  für  das  Tuchmachergewerbe. 
Die  ZU  beseitigenden  Mjssbräuche  bestanden  in 
der  1'nsitte.  die  Arbeiter  zu  zwingen,  einen 
n  Teil  ihres  Lohnes  in  Stecknadeln, 
Gürteln  und  anderen  unnützen  Waren  anzu- 
nehmen, und  in  der  Zuteilung  der  zu  i 
arbeitenden  Wolle  mit  zu  hoher  Gewichtsan- 
rechnung. Seit  jener  Zeit  folgten  bis  ISST 
nicht  weniger  als  IS  Verfügungen,  die  alle  dem 
Trink  Einhalt  thun  wollten,  die  meisten,  näm- 


lich   12,   im  Laufe  des  vorigen    Jahrhunderts 
d.   h.   in    der    Periode   der  Entstehung  von 
briken. 

Das  hauptsächlichste  Gesetz  gegen  den 
Truck  wurde  am  15.  Oktober  1831  erlassi  D 
Es  gipfelte  darin,  dass  in  allen  künftighin  zu 
schliessenden  Verträgen  bei  Anstellung  i 
eines  Arbeiters  in  einem  der  bezeichneten  Ge 
werbe  oder  Verrichtung  einer  Arbeit  durch  ihn 
der  Lohn  nur  in  kouranter  Landesmünze  und 
nicht  in  anderer  Weise  zahlbar  sein  sollt! 
Alle  Verträge,  die  darauf  abzielen  würden 
diese  Bestimmungen  auszuschliessen,  und  über- 
haupt Anordnungen  treffen  würden,  an  welchem 
Orte  oder  in  welcher  Art  und  Weise  der  Lohn 
ganz  oder  teilweise  gegeben  werden  sollte,  wur- 
den als  ungiltig  und  nichtig  bezeichnet.  Wenn 
der  Arbeiter  gegen  seinen  Arbeitgeber  Klagen 
wiegen  Zahlung  irgend  einer  Summe  Geldes 
die  seinen  Lohn  repräsentierte,  anstrengte,  bo 
war  dieser  nicht  befugt,  eine  Gegenforderung 
vorzubringen  in  Bezug  auf  Sachen.  Waren  od«) 
Handelsartikel,  die  er  vielleicht  dem  Kläger 
geliefert  haben  könnte.  Möglich  blieb  dagegen 
die  Lieferung  seitens  des  Arbeitgebers  von 
Medizin,  Feuerungsmaterial,  Werkzeugen.  Ge- 
rätschaften, Heu,  Getreide,  selbstbereiteten 
Lebensmitteln  etc.  sowie  dafür  Lohnkürzungen 
vorzunehmen,  „vorausgesetzt  immer,  dass  solche 
Lohnkürzungen  oder  Abzüge  den  wirklichen 
und  wahren  Wert  der  gelieferten  Gegenstände 
nicht  überstiegen". 

So  wohlthätig  die  Absieht  dieses  Gesetz* 
war,  so  war  es  doch  von  geringer  Wirksamkeit. 
Sobald  der  erste  heilsame  Schrecken,  den  es 
den  Unternehmern  einflösste,  überwunden  war, 
sannen  diese  darauf,  wie  ihm  direkt  oder  auf 
Umwegen  Trotz  geboten  werden  könnte.  I)ies 
führte  allgemein  zu  Klagen  und  im  Jahre  1870 
durch  Parlamentsbeschluss  zur  Einsetzung  eines 
Ausschusses,  der  über  die  Bedeutung  des  Ge- 
setzes von  1831  sowie  der  vorhergehenden  ähn- 
lichen Gesetze  Nachforschungen  anstellen  sollte. 
Da  zeigte  sich  nun  als  grösster  Mangel,  dass 
keine  Behörde  und  kein  Beamter  mit  der  Hand- 
habung des  Gesetzes  speciell  beauftragt  worden 
war.  Der  Arbeiter,  der  gegen  den  Unternehmer 
im  Prozesswege  vorging,  riskierte  selbstver- 
ständlich brotlos  zu  werden  und  wurde  dafür 
nur  unvollkommen  durch  einen  Teil  der  Geld- 
strafe, die  dem  Unternehmer  auferlegt  werden 
konnte,  aber  über  2U  £  nicht  hinausging,  ent- 
schädigt. Die  Kosten  einer  gerichtlichen  Ver- 
folgung waren  zu  hoch,  die  angedrohten  Geld- 
bussen gegenüber  dem  erheblichen  Gewinn  aus 
dem  Truck  zu  niedrig.  Endlich  standen  viele 
wichtige  Industriezweige  ausserhalb  des  Ge- 
setzes und  war  der  Umgehung  einzelner  Be- 
stimmungen Thür  und  Thor  geöffnet.  Trotz 
dieser  einschneidenden  Kritik  liess  man  noch 
lti  Jahre  hingehen,  ehe  mau  sich  entschloss, 
energische  Massregeln  zur  Abhilfe  zu  ergreifen. 
Eine  Ausnahme  bildete  nur  das  Strumpfwirker- 
lohngesetz von  1874.  Wachgehalten  wurde 
das  öffentliche  Interesse  durch  einen  Bericht 
über  das  Trucksystem  im  Fischereibetriebe  auf 
den  Shetlandinseln  von  1882  und  einen  Bericht 
über  das  Trucksystem  in  Schottland  von  1887. 
So  kam  es  denn  schliesslich  am  16.  September 
1887  zu  einem  Truekergäuzungsgesetze. 

Dieses    ist   dadurch  wichtig,    dass    es    die 
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;,,,,,„„„..   aes    Wortes   „Handarbeiter^  naher 
Sfthrt  und  damit  die  Wohlthal    des  G 
Sktisch  auf  alle  Gewerbe  und  Beschäftigungen 
„dehnt.     Bemerkenswert    ist    ferner   die    Er- 

linc.  das..  wo  Abzüge  für  Schuluutei 
ffin.     ärztlichen      Beistand     etc.     gemacht 
,erd(  u   die  betr.  Re<  huungsführung  des  Aibeit- 
<  mindestens  einmal  im  Jahre  durch  zwei 
den    Arbeitern   zu    ernennende    Revisoren 
»nriift   weiden  soll.      Ein  weiterer  Artikel  be- 
-    1,  mir  der  Regelung  der  besonderen 
i     „de  auf  den  Shetlandinseln  und  in  anderen 
um   Distrikten  Schottlands.     In   B 
urf  die  Strafandrohungen  ist   es   wichtig,  dass 
,  Ahnten.   Geschäftsleiter,   An»  »teilten  nnd 
Infseher  eine-  Unternehmers  in  gleicher  i 
ne  die  Unternehmer  selbst  strafbar  sind  wenn 
de  irgend  eine  Handlung  begehen    für  die  der 
Unternehmer  -trafbar  ist.     Dadurch   wird   ver- 
mieden    das-    die    Angestellten    mit   der    Stül- 
sehweigenden    Zustimmung    des    Arbeitgebers 
einen  Druck  ausüben  und  ungesetzliche  Hand- 
lungen   begehen.      Endlich    ist    als    ein    ent- 
schiedener ^Gewinn    zu    bezeichnen,    dass    den 
Fabrik-   und   Bergwerkinspektoren   zur   Pflicht 
eemacht  wird,  die  Durchführung  des  Gesetzes 
zu   überwachen,    freilich    nur   soweit     ..als   ta- 
taiken    Werkstätten  und  Grubenwerke  in  Be- 
tracht  kommen,  die  jeweilig  von  ihnen  inspiziert 

Dieses  Gesetz  hat  nicht  vermocht,  den 
Trink  ganz  zu  beseitigen.  Immerhin  l-t  mit 
-einer  Hilfe  eine   wesentliche  Besserung  erzielt 

In  Belgien  hat  das  G.  v.  16.  Dezember  1887 
über  die  Regulierung  der  Lohnzahlungen  dem 
Trink  zu  steuern  gesucht.  Es  verfügt,  dass 
die  Löhne  den  Arbeitern  iu  klingender  Münze 

„der  in  Papiergeld,  das  gesetzliehen   Kur-   hat. 
Bezahlt  werden  müssen.    Doch  sind  verschiedene 
Ausnahmen    von    der    Barzahlung'    vorgesehen 
unter  der  Voraussetzung,  dass  die  Gegenstande 
den    Arbeitern   nicht   höher   als   zum  Emkauts- 
.     angerechnet  werden  dürfen  und  dass  da, 
!  wo  ein  Industrie-  und  Arbeitsrat  besteht,  ihm 
die  Bedingungen,  unter  denen  jene  Gegenstande 
verabfolgt  werden  sollen,   vorher  bekannt    ge- 
macht werden.    Die  Ausnahmen  sind  notig,  um 
Einrichtungen  zu  ermöglichen,  die  von  einzelnen 
Unternehmern   in    reinster    Absieht    angeordnet 
werden  und  zur  wirtschaftlichen  Erziehung  der 
Arbeiter  beitragen  können. 

In  Österreich  verpflichtet  die  Gewerbe- 
ordnuno-  (§78)  ebenfalls  die  Gewerbsinhaber. 
Löhne  der  Hilfsarbeiter  in  barem  beide 
auszuzahlen,  und  untersagt  die  Vornahme  der 
Auszahlung  in  Wirtshäusern  und  Schank- 
lokalitäten.  Forderungen  für  kreditierte  Waren 
n  von  den  Gewerbsinhabern  und  den  ihnen 
gleichgestellten  Personen  weder  eingeklagt  noch 
durch  Anrechnung  oder  in  anderer  Weise  geltend 
gemacht  werden.  — 
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Trunksucht  und  ihre  Bekämpfung. 

I    Die    Trunksucht    des   Einzelnen. 
1     Charakter     der    T.       2.    Näheres    über    die 
Alkoholisten.     3.   Weiteres  über  die  Ursachen. 
i  Begleiterscheinungen  und  Folgen.  IL  iiuiik- 
s'ncht  als  soziale  Erscheinung.    5. 
rakter  und  Ausdehnung.  6.  Begleiterscheinungen 
und  Folgen.  T.Ent-tehm.g.   HI.  Bekämpfung 
d e  r  T  r  u nksucht     8.  Geschichtlicher  I  eber- 
hlick     9   Heutiges  Vereinswesen.    10.  Lue  Be- 
handlung der  Trunksüchtigen.     11.  Aufklärende 
Propaganda.      12.   Darbietung   tou   Besserem. 
13     Ersatz    für    das    private    Wirtshaus.      14. 
Konzessionierung    und  Besteuerung   der  Wirt- 
schaften.     15.    Prohibition    und   lokale    Option 
te     Schankstätten-Polizei.     17     Steuern     Zolle 
nnd     Behandlung     der    Produktion.      Ib.    Das 
Studium  der  Alkoholfrage. 

I.  Die  Trunksucht  des  Einzelnen. 

1.  Charakter  der  T.  Vater  Trunk- 
sucht versteht  man  bald  einen  Zustand 
einzelner  Personen,  bald  wendet  man  das 
auf  ganze  Volksklasseu  oder  Volker 
oder  Zeiten  an,  und  dann  5  iesst  man  auch 
das  Trinken  solcher  Leute  mit  ein.  die  au 
sich  nicht  trunksüchtig  sind,  sich  aber  au 
o-emem-.iuolhehenTrmksitten  beteiligen.    Ist 

von  Einzelnen  che  Rede,  so  meint  man  Per- 
sonen    die    sich    dei     -    stigen    Getränken 
über    nicht    beherrschen    können,    die 
dann  trinken,  wenn  Vernunft  oder  Ge- 
msen sie  zurückhalten  sollte    die  für  ihre 
,schaft     unverantwortliche    Opfer     an 
wirtschaftlichen  oder  anderen  Gütern  bringen, 
Leibliche  und  gi  lesundheit  unter 

dem  Trinken  leidet:  Als  Probe,  ob  jemand 
trunksüchtig  sei  oder  nicht,  kann  man  seine 
Fälligkeit  zu  völligem  Verzicht  auf  alko- 
holische Getränk-  betrachten:  kann  er  sie 
31  heu  vom  Zwang  der  Sitten  überhaupt 
nicht  oder  nur  unter  schwerer  Entbehrung 
meiden,  so  ist  er  mehr  oder  minder  trunk- 
süchtig Eine  deutliche  Scheidung  zwischen 
Trunksüchtigen  und  anderen  Trinkern 
es  freilich  nicht:  dieser  Umstand  halt  den 
Gesetzgeber,  Verwaltungsbeamten  und  Kien- 
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tar  oft  von  wünschenswerten  Massregeln  zu- 
rück, und  das  hat  in  der  Regel  zur  Folge, 
dass  man  überhaupt  nur  die  schlimmeren 
Falle  der  Trunksucht  behandelt,  die  leich- 
teren, d.  h.  aussichtsvolleren  Fälle  dagegen 
vernachlässigt  Noch  viel  schädlicher  für 
eine  zweckmässige  Behandlung  ist  jedoch 
der  CTebelstand,  dass  über  den  Charakter  der 
Trunksucht  unter  ihren  Beurteilen)  manche 
falschen  Anschauungen  bisher  herrschten  und 
dass  mau  auch  jetzt  noch  von  Einigkeit  weit 
entfernt  ist.  Ob  sie  ein  Laster  oder  eine 
Krankheit  sei.  ist  eine  viel  umstrittene  Frage, 
die  je  nach  der  Weltanschauung,  dem  reli- 
giösen Glauben,  dem  Bildungsgange  und  Be- 
rufe verschieden  beantwortet  wird;  beson- 
ders   die    Theologen    suchten    die  alte  An 


schauung,  dass  die  Unmässigkeit  eine  Sünde 
und  als  solche  mit  geistlichen  Mitteln  zu 
bekämpfen  oder  von  Staats  wegen  zu  be- 
strafen sei,  aufre.ht  zu  erhalten;  besonders 
die  Mediziner  sehen  dagegen  in  ihr  einen 
krankhaften  Zustand,  den  man  ebenso  wie 
andere  Krankheiten  ohne  Moralisieren  und 
Strafpredigten  inwohlwollendePflege  nehmen 
sollte.  Im  allgemeinen  hat  jetzt  in  der 
Wissenschaft  diese  tolerante  Ansieht  gesiegt, 
aber  im  Volke  herrscht  der  alte  Glaube,  der 
im  Saufen  ein  Laster  und  eine  Schmach 
sieht,  der  die  Trunksucht  bestraft  wissen 
oder  sie  nicht  als  Strafmilderungsgrund 
gelten  lassen  will,  der  die  Trunksüchtigen 
zur  Leugnung  und  Verheimlichung  ihres 
Lasters  verführt,  uoch  vor.  So  lange  wie 
dieser  Zwiespalt  der  Ansichten  besteht,  ge- 
schieht weder  für  die  Bestrafung  noch  für 
die  Heilung  der  Trunksüchtigen  etwas  Durch- 
greifende-,. 

Allgemein    wird    jetzt    von    den    Unter- 
richteten    anerkannt,     dass     nicht     wenige 
Trinker  von    Haus   aus  Psychopathen  sind, 
bei  denen  die  Trunksucht  nichts  weiter  ist 
als  eine  Erscheinungsform  ihres  allgemeinen 
kranken    Zustandes.        Die   Zahl   dieser  In- 
dividuen   ist    sehr   gross.     Sie   gehören   zu 
jener    die    ganze    menschliche    Gesellschaft 
durchsetzenden  Psychopathengemeinde,  deren 
Mitglieder  einen    ni. -Kt  unbeträchtlichen  Pro- 
zentsatz   der    Künstler,    Erfinder,    Dichter, 
Politiker  und  Geistlichen,  aber  nicht  minder 
der    Verbrecher,    Vagabunden    und    Prosti- 
tuierten bilden    (A.  Grotjahn).   Die    Ouaitals- 
ääufer     betrachtet    man   jetzt   als  Personen, 
bei  denen  eine  periodisch  auftretende  Geistes- 
störung durch  unsinniges  Trinken  zum  Aus- 
druck kommt.     Viele  Personen,   die  an   Me- 
lancholie, Altersblödsinn,  Manie  oder  anderen 
l-'ormen  des  Irreseins   leiden,   zeigen  dieses 
Leiden  auch   durch  alkoholische  Unmä 
keit    Andere  werden  plötzlich  Säufer,  weil 
sie    durch    einen   Fall   oder  Stoss  auf  den 
Kopi    eine  Gehirnverletzung  erlitten  haben, 
weil   sie-  an  Sonnenstich  erkrankt   sind,  weil 


ihr  Gehirn  durch  übergrosse  Aufregunee 
gesi  liwächt  ist.  Auch  sonst  finden  wir  di 
Trunksucht  oft  mit  geistigen  und  kö 
liehen  Leiden  verbunden  —  unter  dei 
letzteren  sei  Herzschwäche  und  periodisch 
Herzerweiterung  genannt  —  und  es  ist  ol 
schwer,  zu  entscheiden,  was  da  Ursache  m, 
Folge  ist  oder  ob  beide  Erscheinungei 
schwisterlich  auf  weiter  zurückliegende  Oj 
sachen   zurückgehen. 

Der  Fachmann  gelangt  bei  dem  Studiun 
dieser  Zusammenhänge   zu   mildester  Bern- 
teilung  des  einzelnen  Trunksüchtigen,  aucl 
wenn  er  die  Trunksucht  als  soziale  Erschei 
nung  energisch  bekämpft;    im  Volke  finde] 
wir  leider  umgekehrt  eine  grosse  Duldsam 
keit  gegen  die   schlechten  Sitten    und  eini 
ungerechte  Härte  gegen  die  kranken  Trinker 
2.    Näheres    über   die    Alkoholisten. 
Die  Trunksucht   finden   wir  bei  beiden  Ge- 
schlechtern,  in  allen  Lebensaltern  nach  der 
frühesten    Kindheit,    in   allen   Ständen    und 
Berufen,    aber    eine    Statistik    hierüber   ist 
nicht   möglich.      Statistisch  erfasst   sind  in 
Deutschland  nur  diejenigen  gröberen  Fälle 
von  Alkoholismus   bei  den  zumeist  ärmeren 
Leuten,    die   in    öffentliche   Krankenhäuser 
und  Irrenanstalten  gelangen.     Da  finden  wir 
für  Preussen   (nach   Georg  Heimann),    dass 
unter    diesen   Alkoholisten   der  allgemeinen 
Heilanstalten  die  Männer  etwa  94,  die  Frauen 
6  v.  H.   ausmachen,   dass   von   1000   männ- 
lichen   92    unter    30  Jahren    standen,    27s 
zwischen  30  und  40,   320  zwischen  40  und 
und  50,  191  zwischen  50  und  60 ;  101  waren 
älter,  18  unbekannten  Alters.    Auch  bei  den 
Frauen   fällt   das  Maximum  auf  das   vierte 
und  fünfte  Jahrzehnt  des  Lebens.    Den  Be- 
rufsarten  nach  waren  1895  39  v.  H.  Hand- 
werker, 39  Arbeiter,  6  Landleute,  4— .0  Kauf- 
leute,   3    Wirte    und    andere    Alkoholinte- 
ressenten  u.   s.   w.       Bei    den   Alkoholdeli- 
ranten    der  Irrenanstalten  finden  wir,    dass 
Wirte,  Brauer,  Kellner  und  die  in  den  Ver- 
kehrsgewerben beschäftigten  Leute  verhält- 
nismässig hohe  Zahlen   stellen.     Unter  den 
Frauen  sind  Wirtinnen,  Kellnerinnen,  Prosti- 
tuierte   häufig.     Dem   Familienstande   nach 
waren  von  den  1895  in  Zugang  gekommenen 
Säuferdeliranten  2G0  Männer  ledig,  713  ver- 
heiratet, 50  verwitwet,  16  gesclüeden.     Erb- 
liche   Belastung    wurde    bei   4   v.    H.    der 
Männer  und  8,7  der  Weiber  nachgewiesen, 
doch   waren   nur  0,8  und   2,6  v.  H.  Kinder 
von   Säufern.     Der  Prozentsatz   der  Säufer- 
deliranten von  allen  Anstaltspfleglingen  der 
Irrenhäuser  war   1886—95  in   Ostpreussen 
7,4,  Westpreussen  5,6,  Berlin  14,7,  Branden- 
burg, das  viele  Patienten  an  Berlin  abgiebt, 
2,0,  Pommern  0,9,  Posen  2,8,  Schlesien  3,6, 
Sachsen    2,1,    Schleswig-Holstein  8,5,    Han- 
iiovcr  3.0,   Westfalen  0,3,  Hessen-Nassau  1,0. 
Rheinland  1,7.    Zum  ersten  Male  wurden  in 
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m  Jahrzehnt  an  Säuferdelirien  behan- 
delt 87  v.  H..  zum  zweiten  Male  8  v.  11.. 
mm  dritten  und  öfteren  Male  5  v.  11. 

In  verschiedenen  Teilen  Oesterreichs  hat 
,„.„,  eine  Trinkerstatistik  versucht.  Danach 
atte  Niederösterreich  unter  2600000  Ein- 
wohnern 2546  Tranksüchtige,  Wien  allem 
Von  diesen  waren  11  unter  20  Jahren. 
897  '20—40,  1344  40—68.  276  über  60. 
-in  von  ihnen  waren  Weiber.  Von  den 
Mannern  fröhnten  1766  vorwiegend  dem 
Schnaps  386  dem  Wein.  63  dem  Bier.  254b 
waren  durch  den  Trunk  erwerbsunfähig. 
IT,  in  der  Armenpflege,  219  um  ihren  Be- 
sitz gekommen,  528  in  dauernder  Notlage. 
914  haben  öffentliches  Aergernis  gegeben 
oder  die  Ordnung  gestört,  3S2  waren  111 
Anstalten  untergebracht.  37  sind  entmündigt, 
IST  werden  als  Arbeitsscheue  oder  Land- 
streicher bezeichnet.  Für  Tirol  ergab  die 
Trinkerzählung  2,3  auf  1000  Einwohner,  für 
Vorarlberg  1,28.  .     . 

Für  die  Schweiz  besitzen  wir  eine  l  nter- 
suchung  über  die  Alkoholisten  in  der  Irren- 
anstalt Burghölzli  und  der  Trinkerheilanstalt 
EUikon   von   Dr.  Friederike   Oberdieck,    na- 
mentlich   aber   haben    die    15  grössten  Ge- 
meinden    des    Landes   eine    Todesursachen- 
statistik,  aus   der  die  stärkeren  Trinker  er- 
kennbar werden.     Als  Berufe,  bei  denen  die 
Trunksucht   che   meisten  Opfer  fordert,    er- 
seheinen   danach   für  1898  die  Handwerker 
und  Fabrikarbeiter  (194).   Handelsleute  (06), 
Verkehrspersonal    (49).    Wirtschaftspersonal, 
(30);  dann  kommen  Landwirte.  Landarbeiter, 
Dienstboten,    Tagelöhner.    Von    1894—1898 
betrafen  hier  18931  Todesfälle  Männer  über 
20    Jahre;    bei    2036    war    Trunksucht    als 
primäre  oder  mitwirkende  Todesursache  an- 
gegeben   d.  i.   bei    10.8%.     In   der  Alters- 
klasse 40—59  Jahre   der  Männer   fand  man 
sogar  15,7%,  die  durch  das  Trinken  vor  der 
Zeit  gestorben  waren. 

3.  Weiteres  über  die  Ursachen.    r,s 
ist  bereits  angedeutet,  dass  gewisse  Kranke 
und    von   Geburt   an   Belastete   schnell   zur 
Trunksucht  gelangen,  während  andere  recht 
lange  mit  der  Gefahr  spielen  können.    Lin- 
zelne   Fachmänner   betrachten    nur   wenige 
Prozent  der  Trunksüchtigen  als  erblich  be- 
lastet, andere  geben  bis  zu  90%  an.     Nicht 
immer   sind   dann    die  Eltern   oder  Gross- 
eltern starke  Trinker  gewesen,  oft  tritt  auch 
Epilepsie  oder  irgend  eine  Form  der  1  ieistes- 
störung  bei  den  Nachkommen  als  die  ver- 
wandte  Krankheit   Trunksucht   wieder  auf. 
Aber  bei  aller  Anerkennung  der  ohne  eigene 
Schuld  erworbenen  physischen  und  psychi- 
schen   Anlagen    zur   Unmässigkeit     m 
wir   doch    daran   festhalten,    dass    niemand 
trunksüchtig   werden    oder    bleiben    muss. 
Am   nächsten   liest   den  Gefährdeten  selbst 
der  Gedanke:    wenn  es  keine  alkoholischen 


wenn  die  Sitte,  sie  zu  ge- 
.  nicht  bestünde,  so  wäre  auch  • 
äuch1    möglieh.      Dieser  Gedanke    isl 

zum  Fundament  der  radikalen  Abstinenz- 
bewegung und  der  radikalen  Gesetzgebung 
gegen  den  Alkoholhandel,  wie  wir  sie  be- 
sonders in  Amerika  I  »eworden.    Die 

Igegner,   Guttempler  u.  s.  w.  wi 
zuerst    die   Trinksitte   in  kleineren  \\< 
absi  halfen  und   -  n  durch  die  Gi 

o-ebuus  ganz  ausrotten.     Auch   wei   solch 
Aufgaben    für  phantastisch  hält,    muss   zu- 
geben, dass  die  Abstinenzvereine  oft  solche 
alkoholfreie  Inseln  bilden,  in  denen  auch  der 
Gefährdete  vor  der  Trunksucht  geschützt  is 

Hält   man   es   für   unmöglich   oder  auch 
für   gar   nicht   wünschenswert,    die     Trink- 
sitte    ganz  auszurotten,    so  muss  man  doch 
zugestehen,  dass  es  viele  verderbliche  Aus- 
artungen   dieser   Sitte   giebt.     Gegen  Ende 
des  Mittelalters  war  in  Deutschland  das  An- 
trinken  ein   solcher  Unfug,   in  Amerika   ist 
es   das  Treaten    (das  gegenseitige  Runden- 
bezahlen I   in  Schweden  und  anderwärts  das 
Trinken  bei  jedem  Geschäftsabschluss.  Unsere 
deutschen   Uebelstände   sind  besonders  fol- 
gende:  dass  in  der  Geselligkeit,  an  Wirts- 
tafeln,   bei    Festen    u.   s.   w.    ein    gewisser 
Trinkzwang  herrscht,  dass  das  Recht,  Bier 
Wein  und  Schnaps  abzulehnen,  nicht  überall 
als    etwas    Selbstverständliches    und    Unan- 
tastbares gut:  dass  man  schon  Kinder  d 
Getränke  mitgeniessen  lässt ;  dass  die  Jugend 
der  besitzenden  und  gebildeten  Hassen  mit 
starkem  Trinken  nach  dem  Comment  einen 
Kultus  treibt  und  ein  elendes  Vorbild  giebt, 
dass   die   Arbeiter  Branntwein  und  Bier  ort 
ds  Kraftsteigerungsmittel  gebrauchen,   statt 
besser    zu   essen   und   genügend    zu  ruhen: 
dass    die    kleineu    Geschäftsleute    des    Ge- 
schäftes  halber  viel   die  Wirtschaften    auf- 
suchen :  dass  überhaupt  die  Alkoholschanken 
für  unser  öffentliches  Leben  eine  hohe  Be- 
deutung  bekommen  haben,  die  sie  bei  einer 
vernünftigen    haushohen    Geselligkeit      bei 
■er  Sorge   für  andere  Versammlungs- 
stätten   und   für   Restaurants   ohne  Alkohol 
nicht  erlangt  härten. 

Oft  liest  die  Ursache,  dass  die  lrunk- 
sucht  sich  herausbildet,  an  sozialen  Zu- 
ständen und  am  persönlichen  Schicksal. 
Sorgen  und  Kummer,  häuslicher  Aerger.  un- 
befriedigende eheliche  Verhältnisse,  schlech- 
tes Gewissen,  geschändete  Ehre  u.  dgl. 
treiben  an  die  Flasche  und  in  die  Kneipe. 
Kinder,  die  in  verrohender  Umgebung  sich 
entwickeln,  sind  innerlich  nicht  gewappnet. 
In  manchen  Berufen  liegt  eine  ^  ersuchung, 
der  viele  nicht  gewachsen  sind:  Wirte, 
Brauer.  Kellner.  Kellnerinneu  kommen  leicht 
an  den  Trank,  ebenso  ^einreisende.  U- 
garrenreiseade,  Bierfahrer,  ferner  Maurer, 
Fuhrleute.   Dienstleute.   Erdarbeiter,  Heizer. 
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i   Arbeiter,   die  allen  Witterungs- 
einflüssei  setzt    sind    oder    die    ab- 

wechselnd sehr  angespannt  arbeiten  müssen 
und  dann   wieder  Stunden   und  Tage  lang 
.im  leben  können,  werden  schneller 
zu   Trinkern   als   andere,   die    regelmässige 
Zeiten  arbeiten  und  vor  übermässiger  Hitze, 
Kälte  und  Nässe  geschützt  sind.     Unsicher- 
heit im  Erwerb,  Furcht  vor  Arbeitslosigkeil 
n  auch  mit,    Trinker  zu  bilden,  ebenso 
ist   schnelle  Verschlechterung  oder  schnelle 
Verbesserung  der  Vermögensverhältnisse  ge- 
fährlich.   Kine  bekannte  Erfahrung  ist,  dass 
Wohlhabende     seltener     zu    offenkündigen 
Säufern  werden  als  Arme:  sie  können  phy- 
sisch und  psychisch  mehr  vertragen,  sie  ge- 
ere     Alkoholika     zu     besseren 
Speisen,    kennen  sich  auch  besser  kurieren, 
sie  mir  gesundheitliche  Schade;,  be- 
merken.     Auch  der  Wein  führt,  im  üeber- 
masse   genossen,  zur   Trunksucht;   aber  es 
isi  immer  etwa-  anderes,  ob  man  einem  ge- 
sunden Körper,   der   nicht   zu    wem-  Nähr- 
stoffe  hat,   Alkohol    in  Wein   oder  Bier  zu- 
führt,  oder  ob  man  einem  Körper,  der -wenig 
Nahrung  hat.  nun  auch  solche  Giftstoffe  zu- 
führt, wie  sie  im  Branntwein  enthalten  sind. 
Im    letztere,,    Falle   sind   die  Erkrankungen 
viel    schneller    und    viel    intensiver      (Dr. 
Schmitz-Bonn).     Die  Getränke  zwischen  den 
Mahlzeiten   oder  aar  auf  nüchternen  Magen 
gelten    mil    Recht    als    besonders  gefährlich. 
Leute,  die  sich  kr,,-] icrlieli  ausarbeiten,  können 
mein-   vertragen    als  andere;    Personen  von 
kräftiger    Konstitution     und     sonst     guter 
Lebensweise    mehr  als  Schwache  und   un- 
Imässig   Lebende,  Aussenarbeiter  mehr 
als  Stubensitzer. 

Us  wichtige  Ursache  der  Trunksucht  ist 
ferner    die    Unwissenheit     des    Volkes    in 
Alkoholsachen   zu   nennen;    man   kennt   die 
Gefahren  der  Getränke  wie  der  Trinksitten 
zu  wem-    mau  behandelt  ernsthafte  Dinge 
-■herz,    man    sieht   sieh   nicht   schnell 
genug  nach  Eeilung  um,    wenn  die  gefähr- 
lich,. Krankheit   sich   anmeldet,   man  weiss 
ren  keinen  Ral  oder  nur  schlechten  Bat 
ben. 
4.  Begleiterscheinungen  und  Folgen. 
Gewöhnlich  pflegt  man  nur  von  den  Folgen 
der  Trunksuchl    zu   sprechen;    wir   wollen 
orheben,   dass  viele  Mängel   und  üebe] 

der    Trinker     nicht     immer    als    Folgen    des 

Trünke,-  aufzufassen  sind,  sondern  vielleicht 

mit   die,-,. in   einen  gemeinsamen  Nährboden 

haben:   wirtschaftliche,  Elend,   siechen  Leib 

schwachen  Geist,  sittliche  Unbildung  u.  dg] 

Die  wichtigste  Wirkung  des  Alkohols  ist 

lui  den  Geist,  daher  der  Name    geistige 

Getränke<     ein    wohlberechtigter    ist.     Der 

Hauptgrund,   weshalb  die  .Mensehen  sie  ge- 

n.  ist,  weil  sie  bewusst  oder  unbewusst 

angenehmere   Stimmungen,    Gedanken    und 


Gefühle  suchen,  als  sie  in  vollständig  nüch- 
lenieiu  Zustande,  bei  rein  realistischer  [V- 
trachtung  ihrer  Verhältnisse,  Aussichten  un,j 
Umgebungen  haben  würden.  EinigePli 
logen  wie  Sehmiedeberg  und  Bunge  halten 
auch  die  Wirkungen  des  Alkohols,  di 
wohnlich  als  Erregung  gedeutet  werden,  fr,, 
Lähmungserscheinungen. 

Zuerst  wiiil  das  klare  Urteil,  die  Kritik 
gelähmt,  infolgedessen  überwiegt  das  (ö-müts-' 
leben.  Weiter  werden  die  Gefühle  des  Schmerzes 
und  Missbehagens  betäubt,  auch  das  Müdigkeits- 
gefühl, das  Bewusstsehi  der  Schwäche,  dir 
Kälte  etc.  Werden  diese  Wirkungen  häufig 
und  in  starkem  Grade  hervorgerufen,  wie  bei 
den  Trunksüchtigen  meistens  der  Fall  ist  .,, 
werden  sie  zu  grossen  Gefahren  für  ihn,  seine 
Umgebung  und  die  ganze  Gesellschaft.  Im 
Rausche  selbst  begebt  er  Vergehen  und  Ver- 
brechen, die  ihm  nüchtern  ganz  fern  liegen 
würden,  besonders  leicht  kommt  er  zu  ge- 
schlechtlichen Ausschreitungen  und  zu  Gewalt- 
thätigkeiten.  Aber  auch  abgesehen  vom  Rausche 
zu  dem  es  bei  vielen  Trinkern  gar  nicht  kommt' 
ist  die  geistige  Wirkung  des  Alkohols  eine  ent- 
setzliche. 

Tuczek  nennt  folgende  Charaktereigen- 
schaften der  Trinker:  Reizbarkeit,  Heftig- 
keit der  Affekte,  leichte  Ermüdung.  Unfähig- 
keit zu  angestrengten  intellektuellen  und 
ethischen  Leistungen,  ferner  Zornmütigkeit, 
Brutalität,  Mangel  an  Selbstbeherrschung 
Willensschwäche ,  Gemütsstumpfheit .  Ver- 
logenheit, Unzuverlässigkeit ,  Arbeitsscheu, 
Feigheit,  Interesselosigkeit,  Gewissen!,  ®ig- 
keit,  Egoismus,  Cynismus,  Mangel  an  Eh'r- 
und  Pflichtgefühl,  ^Eigenschaften,  die  nicht 
minder  gefahrbringend  sind,  wenn  sie  unter 
der  Maske  einer  gewissen  Jovialität  er- 
scheinen. Von  der  sittlichen  Versumpfung 
und  gemütlichen  Verödung  des  ethisch  der 
fekt  gewordenen  Trinkers  bis  zu  den  tiefsten 
Graden  des  geistigen  Verfalls  sind  die 
Uebergänge  füesseiid.«  Verschiedene  Formen 
des  Irreseins  und  besonders  der  Säufer- 
wahnsinn (Delirium  alcoholicum  s.  tremensj 
sind  häufige  Folgen  der  Unmässigkeit. 

Aber  auch  die  Wirkungen  auf  den  Körper 
sind  bösartig.  Wir  folgen  wieder  Tuczek, 
der  folgende  aufzählt :  Rachenkatarrhe,  Dys- 
pepsie und  Magenkatarrhe,  Kehlkopf-  und 
Lungenkatarrh,  parenchymatöse  und  inter- 
stitielle Erkrankungen  der  Leber  und  Nieren, 
fettige  Entartung  der  Herzmuskulatur,  Herz- 
hypertrophie  und  -dilatation  (besonders  bei 
reichlichem  Biergenuss),  Arteriosklerose  mit 
ihren  Folgen,  Fettsucht,  Akne,  kapillare 
Ektasien  der  Haut,  Impotenz  beim  Manne, 
Neigung  zu  Abortus  bei  der  Frau. 

Aus  dem  Bereiche  des  Nervensystems 
nennt  er  lerner:  die  Hyperämieen  des  Cent  ral- 
uervensystems  und  seiner  Häute,  die  Ent- 
zündungen der  harten  und  weichen  Rücken- 
markshäute, die  blutigen  Apoplexieen  in  die 
Substanz    des    Gehirns    und   die   Meningen, 
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nencephalitis  aiffusa.  ilie  Hhyatrophie. 
i  ■    Erkrankung  bestimmter  Absi  b 
,,.    Hintersttänge   des    Rückenmarks,    eine 
vi-t  Mvelitis  Augenmuskellähmung,  Alkoliol- 
leuritis.  Atrophie  der  Sehnerven  ete 

sonders  wichtig  ist  noch,  dass  iiunk- 
aucli  an  anderen  Krankheiten  und 
fällen,    die   an    sich  mit  dem  A  koho 
-  zu  thun  haben,  erheblich  leichtei  zu 
frunde  gehen  als  andere,  deren  Körper  i 
-eschwächt  und  vergiftet  ist 

Eine  der  schlimmsten  böigen  ist,  dass 
rrunksüchtige  Kinder  erzeugen,  die  korper- 
Soder  geistig  oder  sittlich  defekt  werden. 
Glücklicherweise  ist  die  Eruehftarkei  tm 
Trinkerehen  geringer,  die  Kindersterblienkeit 
als  sonst. 

es  durch  alle  diese  Wirkungen,  wenn 

bei  jedem  Einzelnen  nur  ein  kleiner!  eil 

ben  auftritt,  ausserordentlich  viel  Elena 

i  Trinker  und  seine  Angehörigen  erzeugt 

wird,  bedarf  keiner  weiteren  Ausführung. 

II.  Trunksucht  als  soziale  Erscheinung. 
5    Charakter  und    Ausdehnung.     So- ' 
bald   die   Zahl   der  Trunksüchtigen  in  der 

inde  oder  dem  Staate  eine  erhebliche 

wird    1  nlden   sie   ein   bedenkliches   soziales 

Sie  verbrauchen  mehr  Güter  als  sie 

,.,     sie   machen    ihren   Mitmenschen, 

iders  auch  den  Behörden,  viel  Last,  sie 

zu  den  öffentlichen  Kassen  wenig  bei 

^T       ,  -i  i „    „;«  c^llict  mlpi-  ihre 


[rasen  zu  utu  uurauiu.,»  „„™__     -    „ 
and  nehmen  viel  heraus,  sie  seihst  oder  ihre 
ingehörigen  und  Nachkommen.    Der  1  rinker 
ist  in   der  Regel   ein  Schmarotzer,    der  das 
.  | ,  Wachst  um  des  Gemeinwesens  hemmt. 
irlich   werden   dem  Gemeinwohle  aber 
tach  diejenigen,  die.    ohne  Trinker  zu  sein, 
anormal  auf  "den  Alkohol  reagieren  und  doch 
nicht   darauf   verzichten:    unter   den  wegen 
Vergehen  oder  Verbrechen  \  erklagten,  also 
inch    unter   den    Pfleglingen    der   Strafan- 
stalten   sind  viele,  die  nur  den  Alkohol  nicht 
vertragen  können,  den  sie  trinken  zu  mus 
riauben-   es  sind  oft  Leute,  die  schon  nach 
kleinen  Quantitäten  zu  Krakehlern,   M 
Stechern.    Dieben    u.   s.   w.   werden       Aber 
auch  diejenigen,  die  unter  dem  Einflu- 
Getränke  allmäMich  massig  roh.  massig  faul, 
massig  charakterlos,    massig  krank  werden, 
Uten  einen  grossen  Verlust  für  das  tre-, 
meinwesen.      Und    endlich    bedeutet    alles 
Trinken,  das   dem  Trinkenden  schlechl 
kommt   oder  ihn  von  nützlicher  Arbeit  ab- 
hält     eine    thörichte    Versehwendung    von 
Stoffen,  von  Zeit  und  Kraft.    Je  mehr  soziale 
Einrichtungen     ein    Staatswesen    bekommt, 
desto    wichtiger   werden   sozialpolitisch  aie 
Trinksitten    der  Bewohner:    nach   der  Ein- 
führung der  staatlichen  Arbeiterversicherung 
hat    das  Deutsche  Reich  mehr  Interesse  an 
der  Massigkeit  der  Arbeiter  als  früher,  und 
in   einem  sozialistischen  Staatswesen  durfte 


eine  Verderbung  der  Staa  -  >n   durch 

den  Mkoholgarnicht  geduldet  werden,  tleuti 
.  ß  Trinken  oichl  mehr  eine  blosse 
Privatsache:  da  Gemeinde,  Provinz  und  Maat 
an  den  Fol  i   Trinkstättep  und 

Trink-'.  sver  zu  tra  ".  ist  ihr 

Recht,    solchen    -  lg  "-    ""'' 

ihre     Pflicht,     die  Bürf  :r    vor 

Schmarotzern  zu  schützi  streitbar. 

F.-  wird  oft  vers  ':  aer 

i  zahlenmässig zu  schildern:  wirun 
lassen  es  hier,  da   -  Jene  Zahlen  mehr  irre- 
führend   als    belehrend     sind.     Auch    die 
Zahlen  über  den  durchschnittlichen  Konsum 
der   Getränke    pro   Kopf    der    Bevölkerung 
sagen  uns  wenig.     Ersten,  sind  sie  oft  un- 
zuverlässig und  unvollständig;  es  kann  nir- 
gends festgestellt  werden,  was  wirklich  ge- 
trunken wird,    sondern  nur.   was  versfc 
wird     Sodann  sagen  sie  uns  nichts  über  die 
l  Alkoholstärke    und    sonstige    Quatitäl 
Weines,  Bieres  oder  Branntweins :  Bio 
|  bedeutet  z.  B.  in  England  etwas  anderes 
in  Deutschland.    Drittens  sieht  man  diesen 
Zahlen  nicht  ab,  ob  z.B.  10  Liter  Bier  auf 
emnn  Sitz  getrunken  werden  oder  innerhalb 
eines  Monats  in  kleineu  Mengen  :  die  Russen 
ei    einer    vergleichenden   Statistik 
als  ein  sehr  massiges  Volk    erscheinen    die 
vielberufenen    alten  Deutschen  ate  an  Ideal 
vor    Nüchternheit.      In   Deutschland   ist   in 
den  letzten  Jahrzehnten  die  Bierziffer  erheb- 
lich gestiegen,    obwohl   das  deutsche    \  olk 
durchaus    nicht    unmässiger   geworden    ist. 
Wachsender  Wohlstand,  guter  \  erdienst  der 
'Massen,  bessere  Verkehrsvei-hällnisse,  Ver- 
besserungen in   der  Brauerei   und  im  Bier- 
be  waren  hier  die  Ursachen   und  ahn- 
lich   finden    wir  in   der  ganzen  \l  elt  hohe 
Konsumziffern,    wo    die   Massen    gute   Ein- 
nahmen  haben,    wo  sie  v  äig  trinken 
und   meht   Feiertagssäufer    nach  russischer 
Art  sind,  wo  der  Verkehr  lebhaft  ist     Ganz 
thöricht   ist  das  bei  den  Temperenzlern  be- 
ümrechnen    von    Bier.    Wem    und 
Schnaps  in  reinen  Alkohol    wobei  man  noch 
dazu  über  den  Alkoholgehalt  der  Getränke 
mangelhaft  unterrichtet  ist:  Bier  und  Wem 
sind   etwas  anderes  als  verdünnter  Alkohol. 
Mehr  als  die  Konsumstatistik  belehrt  uns 
die  vorurteilslose  Beobachtung  der  Volker 
1    eine   Form   der  Berauschung  findet 
überall    auf    d       I        i    der  Alkohol- 
eenuss  ist  besonders  bei  Germanen,  Romanen 
Kelten    und    Slawen   beliebt,   ohne   sich  auf 
sie  zu  beschränken.    Am  stärksten  zeigt  sich 
der   Hang    zum    Trünke    in    kälteren   und 
feuchten  Ländern,  besonders  auch  in  Niede- 
rungen    und    Küstenstrichen:     er    tritt 
Schnaps-  und  Bierländern  stärker  aufals  n 
Weinlandern.   Besonder  herrscht  die  Trunk- 
sucht    zur     Zeit     in     Belgien.     Dänemark. 
Deutschland,  Grossbritannien  und  seinen  ho- 
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een,  Holland.  Oesterreieh,  Russland,  der 
Schweiz.    Schweden    und    den    Ven  ü 
Staaten.     Auch  Frankreich  hat  seineu  Ruf. 
ein   massiges  Land   zu  sein,    in  den  letzten 
Jahrzehnten  eingebüsst    Norwegen  und  Fin- 
land   sind  viel  nüchterner  geworden  als  sie 
lerwaren.    Ebenso  wiedas«  Ipium  wirken 
i    die    verschiedenen  alkoholischen   Ge- 
tränke in  jenen  Landern  oder  Volksschichten 
am  giftigsten,  wo  sie  neu  sind;    allmählich 
richten    sich  die  Konsumenten  auf  da-  Ge- 
tränk  ein.    sie    werden   massiger    und    vor- 
sichtiger  und  vertrauen  es  besser,    die  ün- 
mässig       st  eben  aus;  in  alten  Weinländern 
sind    die   Bewohner   ziemlich   massig.     Die 
Naturvölker  pflegen  in  neuen  Berauschungs- 
mitteln sehr  auszuschweifen,  ihre  Entartung 
nach  der  Berührung-  mit  den  Europäern  je- 
doch   hängt  auch  mit  anderen  Neuerungen 
in    der  Lebensweise  zusammen,   nicht  bloss 
mit  dem    Feuerwasser  .    .1.-  gebildeter  und 
wohlhabender  .-in   Volk  wird,   desto  mehr 
tritt  an  die  Stelle  gelegentlicher  wilder  Be- 
ächungen   ein   regelmässiges  vorsichtiges 
Trinken. 

6.  Begleiterscheinungen  und  Folgen. 

Aus    Gründen,   die    schon    angegeben    sind. 
verdienen  fast   alle  Zahlen  über  die  Folgen 
Trunksucht  Misstrauen.    Sie  gehen  fast 
alle  auf  Schätzungen   zurück,    die  sehr  ver- 
schieden ausfallen   je  nach    dem  Gutachter. 
Der  eine  Armenpfleger  betrachtet  10%  der 
1  nterstützungsfälle  als  Folgen  des  Trunkes, 
der   andere    90;    der   eine   Kriminalist  be- 
trachtet   den    Rausch    als    den    Thäter   des 
Verbrechens,    der    andere    als    Komplizen, 
der  dritte  als  Vorwand;    und  wo    man  den 
Alkoholgenuss  sicher   als  die  Ursache  eines 
eis  erkennt,  entsteht  erst  noch  der  Streit 
-   die  letzte  Drsache  sei.    Die  Zahl  der 
wegen  Trunkenheit  Verhafteten,  der  wegen 
Trunksucht    Entmündigten,    der    mit     ;  m 
W  irt8hausverbot     belegten      Trunkenbolde.. 
I  von  der  Verwaltungspraxis  erheblich  ab 
die  standesamtliche  Zahl  dieser  Todesursache 
dem  Masse  der  Vertuschung  dieser  Todes- 
iche,  und  so  sind  viele  Zahlen,  mit  denen 
oft  operiert  wird,  von  recht  geringem  Werte. 
Allgemeine  Angaben    sind  hier  in  Wahrheit 
genauer  als   bestimmte  Zahlen.     Zweifellos 
i>t  zunächst,    dass   die  Herstellung   der  Ge- 
tränke   eine  Onmenge   Nahrungsmittel    ver- 
schlingt   und    zerstört,    dass    sie    eine    Dn- 
-■  Arbeil    erfordert,    die  gleichfalls  viel 
angi  randt    werden    könnte.      Dazu 
kommt  dann  die  Arbeit  und  die  Kosten  des 
i  iebs  und  viel  HUfsarbeit  für  die  nötigen 
Geräte,   Maschinen,   Kehlen  etc.    Nach    An- 
rieht   der  Temperenzler   sind   die  Getränke 
ungeheuren  Opfer  nicht  wert.     Dazu 
aen    dann    die  Geldopfer  der   Trinker: 
schätzt,  dass  in  Deutschland  pro  Kopf 
und  Jahr  50    60  Mark  für  geistige  Getränke 


ausgegeben  würden  (nämlich  für  13,5  Lit, 
Trinkbrauntwein  zu  33%.  124  Liter  Bii 
und  6—  7  Liter  Wein),  d.h.  für  eine  Durch 
Schnittsfamilie  250—30(1  Mark,  für  das  deul 
sehe  Volk  rund  3  Milliarden.  Das  Kni 
und  seine  Nachwirkungen  erfordert  vi, 
Zeit,  nimmt  viel  Arbeitskraft  und  Arbeite 
lust,  bewirkt  viel  Pflichtversäumnis,  vie 
\  ernachlässigung  der  Geschäfte,  viel  mindei 


wertige 
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schwächt  die  verschiedensten"  Organe  de 
Körpers,  lässt  Krankheiten  leicht  aufnehmei 
und  schwerer  überwinden,  verkürzt  di 
Lebenszeit.  Die  Familiengenossen  leidet 
unter  den  geringeren  Mitteln,  untei 
schlechteren  Behandlung,  dem  schlechterer 
Vorbilde.  Dass  die  Kinder  der  Trinker  un- 
gesunder und  minderwertiger  werden,  kann 
man  oft  an  einem  Vergleiche  der  älteren 
und  jüngeren  erkennen.  Oft  kommt  es  zu 
Selbstmord,  zu  Irrsinn,  zu  Verbrechen  ent- 
weder bei  dem  Trinker  selbst  oder  bei 
seinen  Familienmitgliedern.  Und  wie  schon 
angedeutet,  dürfen  wir  hier  nicht  bloss  ai 
die  eigentlichen  Alkoholisten  denken:  die 
halben  Trinker  sind  wegen  ihrer  grossen 
Zahl  ebenso  schädlich. 

7.    Entstehung.      Die    Trunksucht    als 
soziale    Erscheinung    wird    in    erster   Linie 
durch  ein  neues  oder  übermässiges  Angebot 
berauschender  Getränke  erzeugt.    Am  deut- 
lichsten   wird  uns  das  heute  an   den  Ein- 
geborenen fremder  Erdteile,   die   dem  euro- 
päischen  Import   anheimfallen.     Aber  auch 
die     Branntweinpest«,  unter  der  namentlich 
Norddeutsehland  im   ersten  Drittel   des  19. 
Jahrhunderts    litt,    war    durch    die    Ueber* 
schwemmung   mit  billigem  Schnaps  hervor- 
gerufen: man  hatte  gelernt,  Kartoff elbranut- 
wem  billig  herzustellen,  und  auch  der  Preis 
des  Kornbranntweins  war  von  70  Thaler  auf 
f  18  Thaler   das   Fass   gesunken    (so    in   den 
Fürstentümern  Göttingen   und   Grubenliagen 
von    1805—1842).    während    der    Kartoffel- 
schnaps   nur    noch    14—15    Thaler   kostete. 
Am   gefährlichsten    wurde   der   Schnaps  in 
den    Ländern,    wo    man   jedem   Ackerbauer 
die   Hausbrennerei    und  den  Verkauf  seiner 
Ware    freigab,    vielleicht   auch  noch  jedem 
Stadtbürger   den   Schnapshandel;   auf  diese 
Weise  kamen  Schweden   und  Norwegen   zu 
einem    anderwärts    unerhörten   Branntwein- 
konsum;   in  Schweden   sollen  1830  auf  den 
Kopf  40  Liter  zu  50  %  getrunken  sein.  Wenn 
an   die   Stelle    unzähliger  häuslicher  Bren- 
nereien     wenige      fabrikartige     Grossbren- 
nereien traten,  so  ist  das  für  die  Nüchtern- 
heit des  Volkes  zuträglich;  nur  entsteht  hier 
die   neue  Gefahr,    dass   die  Besitzer   dieser 
Grossbi  ii  in  Gesetzgebung  und  Ver- 

waltung sein-  mächtig  sein  können.  So  ist 
es  für  Deutschland  und  Oesterreicii  ein 
I  nglück,   dass    der  Branntwein    gerade  von 
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..„  adeligen  Grossgrundb  bishinauf 

L  Landesfürsten  oder  auf  Kirchen  gutem 
•,-.  hergestellt  wird.  . 

Uch  au,  Biere  Hesse  sich  zeigen,  dass 
er  Bierkonsum  viel  mehr  von  der  An  der 
Erstellung  und  ,1-  Vertriebes  hervorge- 
K  wird  als  umgekehrt  die  Bestellung 
S? der  Nachfrage.  Als  Ausgangs  des 
Stelalters    das   norddeutsche  Braugew 

,  l   Wiuvn  Nord-  und   Mitteldeutschland 
fe  eigentlichen  Bierü-inklande   während  zu 
Lher   Zeit   .las   Bier    in    Süddeutschland 
anz  unbedeutende  Rolle  spielte  Spater 
;]  das  Braugewerbe  in  Norddeutschland 
.,1  „i  Bayern  gedieh  es.  beides  ohne  dass 
üe  Ursache  bei  den  Konsumenten  zu  suchen 
Der   Hierkonsum  verminderte    sich    in 
.„tschland  so.  dass   1752  Cnger  (Han- 
:elehrte  Anzeigen)    behaupten   konnte. 
!,  wero-Uden  würden   nicht  den  fünften 
deren  los,    was    sie    vor    100    Jahren 
«kauft   hätten,    und    in  Bayern    stieg   der 
onsum   zu    der  bekannten  Hohe,     Erst 
der    Mitte    des    19.  Jahrhunderts  ge- 
das    Biertrinken    in  Norddeutschlancl 
:  er  zu  grosser  Bedeutung,  besonders  in- 
er  Fortschritte.     Das  Neueste 
m  Gebiet   sind   die   überraschende 
-  lehnung   der  Flaschenbiere   nach  Ertin- 
-     bekannten     Patentflaschenver- 
schlusses   und    die    hall ler    ganze    An- 

ing  der  Wirtschaften  durch  die  Braue- 

der  Staat   auf   die    Produktion    einen 
amenden    Einfluss    ausübt    (durch    die 
■rbegesetzgebung,     Stenergesetze    etc.), 
irken    -ehr    oft    staatliche    Massr 
öfter    staatliebe    Unterlassungssünden 
Ktichterzeugend.      Verhängnisvoll    war 
für  manche  Länder,   dass  die  bequem«  und 
etliche  Einnahme  aus  der  Branntwein- 
r  den  Finanzpolitiken!   bald  notw 
=    den    dass  man   sie  nicht   als  Danaerge- 
schenk   erkannte.      In    Russland    ist    diese 
Steuer  _  bezw.  der  Monopolgewinn  —  der 
wichtigste    Posten     unter    den    staathchen 
Einnahmen,   und  auch  in    anderen    Landern 
,     Minister     eine     Verminderung     des 
Branntweintrinkens  zuweilen  gefurchtet  statt 
sie   zu   begünstigen.    In  Deutschland  leidet 
Kampf   gegen    die    Unmässigkeit    auch 
unter   dem    in    massgebenden  Kreisen    ver- 
ten  Glauben,  dass  die  Landeskultur  der 
chen   Provinzen    der    Kartoffelbrennerei 
•lieht  entraten  könne. 

Die  Zahl  der  Wirtshäuser  und  sons. 
Alkoholverkaufstätten  ist  von  grossem  Eiu- 
fluss  auf  die  Trinksitten,  noch  mehr  ist  ■ 
ihre  Beschaffenheit.  Auch  liier  erzeugt  oft 
das  Angebot  die  Nachfrage;  ist  in  einem 
ieu  Dorfe  keine  Wirtschaft,  so  wird 
weniger  getrunken,  als  wenn  eine  besteht, 
und   in    zwei   Schenken    trinken    die    Em- 


:    wieder   mein-  als   in   einer;    steW 
einer  Kohlengrube  odei    einem  industo 

•  ein  Wirtshaus  gegenüber,  so  fa 
die  Arbeiter  mehr,  als  wenn  es  füni  Mini 
entfernt  wäre.    Besonders  schlimm  ist  aber, 
dass  bei  einei  überm  Zahl  von  Wirt- 

schaften die  Wirte  verführt  und  durch  ihre 
'finanzielle  i 

auf  alle  mögliehe  Weise  Gäste  heranzulo 
und  sie  zum  Geldausgeben  zu  reizen.  Viele 
Schänken    zulassen    heissl    viele    Voll 
führer  beständig  wirken  lassen.    Durch  die 
schlechteren  Elemente,  die  erfahrui 
in    diesem    Gewerbe    ihr    Glück    versu 
■wird  der  ganze  Wirtsstand  heruntergezogen; 
durch  die  allzuscharfe  Konkurrenz  werden 
auch  bessere  Wirte  schlechten  Praktiken  ge- 

Eine    blosse    Verminderung    der    \\  irt- 
schaften  wird  freilich  wenig  bessern     Demi 
dann  bekommen   die   verbleibenden  Kon 
Monopolpreise;    die    Wirte    koi 
nicht  mehr  mit  eigenen  Mitteln  Wirtshaus« 
erwerben,  sie  werden  zu  Pächtern   Sehuld- 
blossen  Zäpflern   der  Brauereien 
Cer   Getränkelieferanten,  und 
Verzinsung  des  Monopolpreis-   muss  durch 
starken  Getränkeabsatz  herausgewirts 
werden      Für  England  haben  Rowntree  und 
Sherwell  folgende  schnelle  Wertsteigerungen 
dureh  die  Schankkonzession  festgestellt:  ein 
,äude  von  Tött  £   Wert  kostet  als  Wirt- 

drittes    \l :  24500  ein  viertes (900 L  lo 80 

o    -   w.     Auch  in  Deutschland    baben   wu 
dieselbe  Umwandlung  der  Wirtschaften 

emeinnützigere  Aufgaben  haben  konnte, 
in  Getränkeabsatz-Agenturen. 

Zuweilen    sind    andere    Vertaebsforn 

für  die  Alkoholgetränke   noch  bedenk!; 

al.  die  öffentlichen    Wirtschaften,^  von 

lizei   und    dem   Publikum   überwacht 

o       Die    Kramläden    werden    oft    zu 

r.sen   Winkelkneipen;    Schuapsk^inos  und 

-         pskonsumyereine  haben  zeitweilig  v^el 

i.let:  Fabrikkantinen    sind  nicht 
fthrli.-h.  namentlich  wenn  die  Besitzer  oder 
xitienäre  Gewinn  an  den  dort  angebotenen 
Getränken  haben  ;  der  Getränkeverkauf  durch 
Geister,  Poliere,  Vorarbeiter  isl 
lieber:   wo  Landleute   von  Reisenden 
Verden,  kleine  Fässchen  ^n^s 
m   kaufen,    gehen    sie    an    diesei    Emquar 
tierung  nicht   selten  zu   Grunde.     Das  Ein 
nn,e„  des  Flaschenbiers   in    die    Familien 
S  von    den  Wirten    mit. harten  Worten 
gebrandmarkt,  von  anderen  jedoch  nicht  als 
grosser  Notstand  empfunden 
j°    Aber  naturgemäss  ist  auch  bei  den  Kon- 
sumenten  aeltat    vielfach  die   Ursache  .des 
starken    Trinkens    zu    suchen.      In    Zeiten, 
wo   der  praktische   Materialismus   die  herr- 
schende Geistesrichtung  ist    oder  wo  eine 
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allgemeine    Verwilderung    der    Sitten    ein- 
;.    wird    auch   das   Trinken    zunehmen. 
Wie  die  individuelle  Trunksucht,  so  Est  auch 
die  soziale  ebenso  oftSymptom  als  Ursache 
der    Degeneration.      In    Kriegszeiten    wird 
stark  gezecht,   von   den  Kriegern    gerät   ein 
grosser  Teil  an  den  Trunk:   der  30jährige 
Krieg  hat  das  Branntweintrinken  in  Deutsch- 
land   erst    recht    bekannt   gemacht     Aehn- 
uches    gilt    von     Revolutionszeiten.     Aber 
auch  solche  friedliche  Zeiten     in  denen  der 
Zeitgeist  puritanischen  [deeen  und  sittlichen 
Anstrengungen  spöttisch  odei   feindlich  ent- 
nsteht,   in  denen   Sparsamkeit    und  Be- 
fnisarmut    offen    für    schädhch    erklärt 
werden,   wirken   trunkvermehrend.    Das  ist 
in  Deutsehland    und   anderwärts    besonders 
i"    den   70er  Jahren    des    19.  Jahrhunderts 
deutlich  erkennbar  gewesen. 

Steigerung  des  Wohlstandes,    Erhöhung 
der  Löhne   und  Gehälter  wirken    oft,   wenn 
sie  schnell  i  intreten,  trunkbefördernd,  wenig- 
stens eine  Zeit  lang.    Von   sozialdemokrati- 
scher   Seite    wird     gerade    umgekehrt    die 
soziale  Misere  als   Hauptursache  des  Alko- 
lismus  hingestelll ;   aber  das  Wachstum  des 
Konsums  an    Branntwein  und  Bier  im  ver- 
flossenen Jahrhundert  erklärt  sich  nicht  zum 
Qgsten  dadurch,  dass  mit  dem  wachsen- 
den Wohlstande  jährlich   Tausende  neu   in 
che    Lage    gesetzt  wurden,   diese  Getränke 
überhaupt    oder   häufig  zu  kaufen;   zu  glei- 
cher Zeil    ist    der  Konsum    anderer   .Artikel 
in   gleichem   Masse   gewachsen.     In   guten 
Jahren,    z.  B.  in    der  Gründerzeit,    ist    der 
Trunk  ausserordentlich  gestiegen.    In  man- 
Ländern,    z.  B.  in  Holland,    hat    man 
-eM.    dass    in   den    ärmeren  Provinzen 
weniger  getrunken  wird  als  in  den  reicheren. 
Damit  soll  natürlich  nicht  zurückgenommen 
werden,  was  oben  gesagt  ist,    dass  schlecht 
genährte  Menschen,  die  schlechten  Schnaps 
trinken,  leichter  an  Alkoholismus  erkranken 
als  Wohlsituierte.   Auch  boU  r,i.-hi  geleugnet 
werden,  dass  der  durch  wachsenden  Wohl- 
;     vielfach     hervorgerufene    fJebergane 
*  "  Schnaps  zu  Bier  in  der  Regel  ein  Fort- 
!'  i-t  und  dass  bessere  Einnahmen  mit 
der    Zeit    eine    höhere    Bildung    nach    sieh 
ziehen,    die   dann   auch   als    Mässigung   im 
Trinken  erkennbar  wird. 

Verbreitete  [rrtümer  über  den  Wert 
dieser  (ietränke  |„.j  Gesunden  und  Kranken 
bei  Erhitzten,  Frierenden,  stark  Arbeitenden 
Ermüdeten  etc.  haben  von  jeher  trunkhe- 
Eördernd  gewirkt.  Hierin,,  gehört  besonders 
das  ärztliche  Verordnen  von  Wein  und 
Bier  zur  Kräftigung  und  die  Verwendung 
des  BranntweinB  als  Medizin,  was  teils  an 
sich  sehen  auf  Missverständnissen  beruhte 
doch  bei  Laien  Missverständnisse  nur 
zu  leicht  hi 

Von   sehr  grossem  Einflüsse   waren    im 


19.  Jahrhundert  ferner  der  wachsende  Y,. 
kehr,    die  wachsende  Heim-   und  Fan 
losigkeit,  die  Entartung  der  Gastfreundsoha 
und   häuslichen    Geselligkeit,   die   Zunahm 
des    \ rereinslebens ,   der  politischen    Bi 
Innigen.     Das    Wirtshaus    muss    von 
viel    grösseren   Teil   der   Bevölkerung 
gelegentlich  ..der  täglich  aufgesucht  w 
als  vor  hundert  Jahren,    und   das   bedeute 
wie    unsere   deutschen   Wirtshäuser  einnu 
sind,    viel  unfreiwillige    der    gedanl 
Aufnahme    von    Alkoholgetränken.    Gewöl 
nun-  daran.    Unsere  Wirtshäuser  sind  leidi 
an  Stelle   der  Privathäuser  die   Stätten   g, 
mütlicher.  nicht  allzu  kostspieliger  Geseiht 
keit   geworden:    für    das  Vereinsleben 
politische    Versammlungen,    auch    für   Kon 
zerte.  \"  orträge  u.  dergl.  sind    in  der  Rege 
andere  Räume  nicht   zu  haben,    so  das.  bi 
allen    diesen    Dingen    das   Biertrinken   ein 
ziemlich     unabwendbare   Pflicht     geworde 
ist.     Immer  mehr  Leute  können  nicht  meh 
in  ihrem  Heim  arbeiten  und  müssen  aussei 
halb    Mahlzeiten    einnehmen,    immer    meh 
Leute  sind  auf  Reisen,   immer  mehr  Leul 
leben  fern  von  Familie  und  Verwandtsehat 
und  wagen  nur  in  den  Wirtshäusern  freund 
lieh  Aufnahme  zu  suchen. 

So  waren  gerade  im  19.  Jahrhunder 
viele  I  rsachen  zu  häufigerem  und  stärkeren 
Trinken  am  Werke;  wenn  trotzdem  dit 
Trunksucht  eher  ab-  als  zugenommen  hat 
so  zeigt  das.  dass  es  auch  an  kräftiget 
Gegenwirkungen  nicht  fehlte. 

III.  Bekämpfung  der  Trunksucht. 
8.  Geschichtlicher    Ueberblick.      Füi 

Deutschland  kann  man  die  alte  Zeit  der 
Truukhekämpfung  bis  1830  rechnen  di. 
mittlere  von  1830—1883:  auch  in  andere, 
Ländern  finden  wir  ähnliche  Wendepunkte; 
die  neuen  Perioden  sind  leicht  erkennbai 
als  Reaktionen  gegen  die  Schnapspest  im 
ersten  Drittel  und  gegen  den  grob-materia- 
listischen Geist  der  70  er  Jahre  des  19.  Jahr- 
hunderts: sie  sind  aber  auch  den  langen 
Friedenszeiten  zu  verdanken,  die  gemein- 
nützige Unternehmungen  und  wissenschaft- 
liehe Fortschritte  begünstigen. 

In  der  alten  Zeit  fehlt  es  nicht  an  Er- 
mahnungen und  Predigten  wider  die 
Trunksucht,  aber  von  einer  Litteratur  über 
die  Frage  ist  keine  Rede,  obwohl  es  einig.' 
Bücher  wie  das  1528  verfasste  von  dem 
greuwlichen  laster  der  trunkenhayt  des 
Sebastian  Franek  giebt.  Man  kommt  über 
ein  blosses  Warnen  vor  der  Sünde  und  ein 
Wetten,  über  das  Laster  nicht  hinaus. 
Ebenso  fehlt  es  nicht  an  landesväter- 
lichen  Verordnungen,  z.  B.  von  Karl 
den.  Grossen  und  Karl  V„  aber  geholfen 
nah  n  sie  wenig.  Vereine  und  Gelübde 
1     die     ünmässigkeit     finden    wir    in 
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,    u„„i    »M43Q  nnd  der  Orden  Tempe-  raten   Mass  urbeit:    es    fehlt  ihr 

ÄÄ«     Ä   von    Hessen  Dauer.    Eh,  hwinden  zwai 

St.    verdient    ficht  soviel  Spott     «rie  ne  C™ 

^Ähnlich   findet    derT  es  w   eine  die     erste* 

*  £T  ALS -egeraeQ  Zwang  des  wiedei  erste™ 

'.""'f-'-m               v  dfe4  Vereine  der  Vor-  meis  I    die  Führer  versa 

"'1                         •    , ,,,i    das  Volk  be-  oder  das  öffentli  he    btln  est    sich  and 

■' ,      C    h     :  Jübde  Ein-  Dingen  zuwendet,  wi  -  in  Deu1 


tte  keinen  Einüuss. 
Ein  vereinigtes   Handeln,  eine  dauernde 
üsation   der  Massigkeitsfreunde    finden 


von  600—7« hm  in  d  ahren  auf 

! L848)   und    1207  (1858),  während    die 

Mitgliederzahl    der    Mäs    -  reine    auf 


1830  etwa;  seitdem  erst   einige  Hunderte  herab*  reich 

—  "J     ^^t  ssr^r^fi  aar    ss 

Verbot  des    Brennen,  und    Branntwemve^-    «dnarafota.  .e<pu_     Die  üeue 

in  Irland   in  wenigen  Jahren  Millionen   zur  scUen _verein J^g                     niau,.Kl,nlz  , 

Enthaltsamkeit;  1839 ^begann  er  seine  Wirk-  J*^'"JÄ    bn    Reiche   seit 

Bamkeit,  damals  wurden  in  Irland  11g  Md-  m    G<  ,       1 .  .     ,e         -                               in 

a  Gallonen  Schnaps >  verzapft^  1841 ^  1-,.     ■               ^entstanden,    aber    erst 

■       •  t  i, .-  ,1^11,  -.Hiiiiiiii  Männer   und    konfessionelle    und    rauweieme     geurcrai, 

,         „,n:    45000    Eimer   wurden  weniger  ^^^^Ltfgfin  verschiedenen 

.     rannt,    «»«^^Ä8^  Ä  namentlich    durch    die 

Brennsteuer  brachte  2o4 489  Inaler  weniger  iui.i  - L'  J    -     Sekten,   z.   B.  die 

ein  als  frühe.    Diese  Zahlen    sind  von  der  g™*J«f  SdfS  Vereine    für 

tischen  Regierung  festgestellt,    lata  £  ^«mee         ^beiterwohlfahrt,  für  Volks- 

Sta.lt  Osnabrück    gewann  der  Enthaltsam;  \  - lk  sword,  tm  ^£™  t  Naturheil. 

sum  hatte  in  der  Stadt  1839  1M1J»-  ynari  ^                                      a)er  auch  Jarubei. 

betragen,  1840  betrug  er  nur  noch  113424  Ve reu u.  ^\^      M    (               in        gen  das 

Quart!     In    dem    einen    Jahre    wurden   an  klar    Ä^flEui  ÄÄche  Be- 

Sdinapsgeldern    15000  Thaler  gespart.     Im  ^^JglS&b^  dass  auch  an 

Königreich  Hannover  betrug  J^  ^  fahl  ZuSdenf  Einrichtungen  und  Gesetzen  ge- 

SS  g=&2?  ^  Ä  5C6SS   S  Äeo  ,1er  scharfe  Trunk- 
^SkZJ^r^rSchwS^-    ^Äen    genannte  Verein    gegen    den 
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Missbraui  .  er  Getränke  (12000  Mit- 

fr,  Sitz  Hildesheim)  schreibt  seinen 
titgliedern  kein  bestimmtes  persönliches 
\  erhalten  gegen  die  <  {«tränke  vor,  er  ar- 
aamentlich  auf  eine  bessere  Volks- 
aufklärung, auf  wirksame  Gesetze  und  prak- 
tische. Einrichtungen  hin.  Das  Blaue  Kreuz 
(in  Deutschland  6000  Mitglieder,  Sitz  Essi  n) 

a   christlicher,   evangelischer  Tri 
rettungsverein,  der  als   solcher  von   seinen 
Mitgliedern     völlige    Enthaltung    von    allen 
gen  Getränken  fordert  ohne  sie  Aussen- 
aden  zur  Pflicht  zu  machen.  Der  ( Irden 
■ler   Guttempler  (Deutschredende   Grossloge 
300  Mitglieder   in   260  Logen,    sitz   Ham- 
burg) tritt  für  völlige  Beseitigung  der  geis- 
tigen Getränke  ein  und  fordert  sie  von  seinen 
Mitgliedern;  den  letzteren  bietet  er  nament- 
lich   mannigfachen    Ersatz    für    das    a 

i     mit    dem    Trinken    verknüpfte    ge- 


sellige und  Vereinsleben.  Der  Alkohol- 
gegnerbui  hi  Bremen) 

hat  in  der  Älkoholfrage  den  gleichen  Stand- 
punkt wie  dii  i  .vi  m]  ler,  1  ethätig«  -  i  b 
al.er  besonders  in  der  htterarischen  Propa- 

■  Der  Vi  rein  abstinenter  Aerzl  -  l 
Heidelberg),  der  Verein  abstinenter  Lehrer 
Kiel)  und  der  Deutsche  abstinente 
Frauenbund  (Sitz  Bremen)  wirken  in  be- 
stimmten Kreisen:  Vereine  abstinenter  Stu- 
ten in  Deutschland  noch  nicht 
recht  gedeihen,  ein  Verein  abstinenter  (so- 
zialistischer) Arbeitet  ist  Ende  1900  in 
ßerhn  entstanden.  Auf  katholische  Seite  hat 
der  Charitasverband  (Freiburg  i.  Br.)  Mässig- 
jreits  i_  und  Westdeutsch- 

!and  £  ein    Kreuzbündnis«  hat  - 

11       ef  a.  Eh.,  hie  und  da  bestehen 
noch  alte    Mässigkeitsbruderschaften 

In   Oesterreich  sind  der  österreichische 
Vere      s  Trunksucht    und  die  Anfänge 

absünenter  Vereine  erheblich  schwächer  als 
,ll':"1'    '  Brud        reine.    Die  Schweizer 

,,a-"-  '    viel  mehr  Interesse  für  die 

Sa,'h  ädeutschen;  Blaues  Kreuz 

mpler  und  Alkohol^  md  blühen 

30  ein  katholischer  Abstinenzverein 
unter  Führung  des  Bischofs  von  St.  Gallen 
m'h  Veri  tnenter  Schüler  und  Stu- 

denten bestehen.     In  den   übrigen  germani- 
schen   Ländern    finden    wir  ebenfalls   zahl- 
blühende Vereine   gegen   den  Alko- 
hol, in   romanischen   Ländern  sind   sie  da- 
Lten. 
10.  Die  Behandlung  der  Trunksüch- 
tigen ist  namentlich  unter  dem  Einfluss  dieser 
ine  viel  freundlicher.,    und  zweck- 
geworden.   Allgemein  erkannt  ist 
von    .Jen    Sachverständigen,    dass    Trinker 
-    werden   können,  sondern  zur 
l-.nthaltung  übergehen  müssen.  Am 
bewährt  als  Helfer  zu  solchem  neuen 
d  sind  die  Vereine   zum  Blauen  Kreuz 


und  die  Guttempler-Logen.  Vielen  thm 
aber  auch  die  Trinkerheilanstalten  gut 
Dienste.  Die  Entmündigung  der  Trunksüeh 
tigen  ist  durdi  §  6  des  B.G.B.  möglich  ge 
worden,  die  Zwangsheilung  ohne  Entmün 
digung.  d.h.  Ueberweisung  in  eine  Trinker 
Heilanstalt,  wird  angestrebt;  im  Kam 
Gallen  ist  sie  eingeführt.  England  hat  sii 
seit  1899  für  solche  Trinker,  die  im  Rauscl 
Strafthaten  begangen  haben  oder  in  einen 
Jahre  dreimal  wegen  Trunkenheit  verur- 
teilt sind. 

1  Die  Vorstände  der  deutschen  Trinket 
heilstätten  haben  seit  1900  eiue  Konferenz 
im  Ausclüuss  an  die  Jahresversammlung 
des  Deutschen  Vereins  gegen  den  Miss- 
braueh  geistiger  Getränke. 

11.  Aufklärende  Propaganda  durch 
Schriften,  Vorträge.  Bilder.  Plakate  und 
dergl.  wird  im  deutschen  Sprachgebiete 
fast  nur  von  den  genannten  Vereinen  be- 
trieben; in  Schweden,  Russland  und  ander- 
wärts bewilligen  Regierung  oder  Reichstag  i 
Mittel  dafür.  Neben  der  allgemeinen  Pro- 
paganda richtet  sich  eine  besondere  zu- 
teilen an  Studenten,  Aerzte,  Lehrer,  Ar- 
beitgeber, Arbeiter,  Soldaten  u.  s.  w.,  aucS 
an  Gefangene.  In  den  englischen  Ländern 
zieht  man  schon  die  Kinder  in  die  Enthalt- 
samkeits-Vereine hinein  oder  sammelt  sie 
finungsscharen  .  In  Deutschland  cab 
es  in  der  ersten  Mässigkeitsbewegung  auch 
ein  solches  Hoffnungsheer  und  jetzt  gründen 
die  Guttempler  >KindertempeJ  ,dochherrsehf 
bei  den  deutschen  Pädagogen  die  Ansicht 
vor,  dass  solche  V.  reine  "und   Gelübde    für  | 

r  nicht  taugen,  dass  auch  ein  be- 
sonderer Tempei enzunterrieht.  wie  er  in 
amerikanischen  Staaten  offiziell  erteilt  wird, 
nicht  wünschenswert  sei:  wohl  aber  solle' 
der  Lehrer  in  anderen  Fächern  jede  Ge-i 
legenheit  ergreifen,  der  Mässigkeitssache 
zu  dienen.  —  Auch  jetzt  noch  sind  unter 
den  Berufen  die  Geistlichen,  besonders  die 
evangelischen,  und  unter  diesen  wieder  in 
erster  Linie  die  freikirchlichen,  die  eifria- 
sten  Vertreter  der  Mässigkeitssache. 

12.  Darbietung  von  Besserem.  Er-  ' 
satz  für  alkoholische  Getränke  wird  zwar 
von  solchen,  die  im  Alkohol  nur  ein  teuf-  ! 
lisches  Gift  oder  einen  naturwidrigen  ' 
Fremdstoff  sehen,  nicht  für  nötig  gehalten, 
in  der  Praxis  aber  ist  oft  ein"  Bedürfnis 
nach  Ersatz  vorhanden.  Die  erfolgreichsten 
Nebenbuhler  der  Alkoholgetränke  waren  in 
Europa  Kaffee  und  Thee,  in  zweiter  Linie 
Kakao.  Schokolade,  Bouillon,  natürliche  und 
künstliche  kohlensaure  Wässer.  An  der 
feineren  Kultur  des  18.  und  19.  Jahrhun- 
derts haben  die  Aufgussgetränke  einen 
nicht  genngen  Anteil.  Die  regere  Mässig- 
keitsbewegung bewirkt.-  sodann  die  Erfin- 
dung   oder    das    verstärkte    Angebot    von 
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ilkoholfreien  Weinen  und  Bieren  (seit  1896), 

[ei    Fruchtsäften    aus    Limonaden, 

Theesorteu,     Ingwerbier    u.    s.     w. 

Man    fordert    aber   auch    mit    Recht    mehr 

Gelegenheiten    zum   Wassertrinken:    in   den 

sen  der  Städte,  an  Plätzen,  in  Anlagen, 

;ui  Laudstrassen.     Weiter  verlangt  man  von 

Genn  lindevi  irständen      oder     anderen 

Stelleu,  dass  sie  Aussenarbeiter,    Wanderer, 

■rende    mehr   als   bisher   vor   den  ün- 

,1  des   Wetters  schützen,  die  so   oft   in 

Kneipe     treiben.      Praktische    Schutz- 

liiltteu  in  Anlagen  und  auf  Plätzen  kommen 

tracht,   namentlich  aber  auch    die    in 

England     längst    eingeführten     Sohutzhäus- 

in     Dn  schkenkutscher,    Dienstleute, 

^gestellte  von  Strassenbahnen.    Viel  haben 

Lrbeitgeber  noch  zu  leisten,  namentlich 

diejenigen,   die   im   Freien  arbeiten    lassen : 

,  besser  als  bisher   Schutz    ü-egon 

Kälte.   Nässe,  Hitze  gewähren.  Gelegenheit, 

Mahlzeiten    im    Trocknen  einzunehmen. 

ollten  zuweilen  auch  für  warmes  Essen, 

warmen  Kaffee  und  dergl.  sorgen  ;  atis  Mangel 


an 


solcher  Arbeiterfürsorge  werden  jetzt 
Ercl-  und  Bauarbeiter  zu  Schnapsern; 
auch  der  Staat  und  die  Gemeinden  ver- 
nachlässigen diese  Pflicht  noch  arg.  Da 
alle  Arbeitgeber  ein  grosses  Interesse  an  der 
Leistungsfähigkeit  ihrer  Leute,  die  Gesell- 
schaft  aber  ein  eben  solches  Interesse  an 
der  Gesundheit,  Arbeitskraft  und  Lebens- 
dauer ihrer  Glieder  hat,  so  wird  man  f Til- 
de Arbeitsbedingungen  und  gute  Er- 
nährung allmählich  viel  besser  sorgen  als 
bisher,  und  damit  arbeitet  man  dem  Alle. lml 
entgegen,  der  jetzt  das  Gefühl  der  Wärme, 
der  Sättigung,  Kraft  und  Behaglichkeit 
zeitweilig  vorspiegeln  muss. 

Gasthäuser,   die   nicht   auf   den   Gewinn 
an  Alkoholgetränken  berechnet  sind,   haben 
wir  in  Deutschland   erheblich  weniger,   als 
and    sie   hat;   namentlich   fehlt    in  den 
meisten   Orten   das   alkoholfreie    Restaurant 
ohne  mildthätigeu  Beigeschmack,  das  leichte 
Mahlzeiten  neben  Kaffee.    Thee,  Kakao  und 
verschiedenen  Arten  Milch  bietet.     Von  den 
Kaffeehallen,     die     gemeinnützige     Gesell- 
schaften für  die  ärmeren  Klassen  gegründet 
haben,    sind    bemerkenswert    diejenigen    in 
Berlin.     Hamburg.      Heilbronn,      Stuttgart, 
Zürich  :  die  Volksheime  in    Dresden    haben 
ianeben  den  Charakter  von  Vereinshäusern 
für    Mitglieder.      Die    wichtigste    deutsche  I 
Leistung7  auf  diesem  Gebiete  sind  die   Her- 
bergeu  "zur    Heimat    und    die    katholischen 
gesellen-     oder     Vereinshäuser.       An     sie 
Schlössen    sich    einerseits    die    christlichen 
Yereinshäuser  au,    die  für  die  einheimische 
Bevölkerung    bestimmt     sind,    andererseits 
die    von   der   Sozialdemokratie   begründeten 
ptewerkschaftshäuser.    Ueberhaupt  regt  sich 
in   den   verschiedensten   Vereinen   die   Nei- 
Randwörterbuch  der  Staatswissensehaften.    Zweite 


gung,  eigene  Wirtschaften  zu  besitzen;  be- 
w  ussl    odei  "  -i    löst    man    sich    so 

allmählich  vom  Trinkzwang  der  l'nter- 
nehmer-Kneip  los.  Besonders  fehler!  jetzt 
noch  grossen  and  fc  leiht  re  Säle  für  \  or- 
träge,  Konzerte,  I  nterrichtskurse  und  dergl. 
ohne  Trinkzwang,  und  weiter  ebensolche 
Billardstuben,  Kegelbahnen,  Vergnügungs- 
gärten.   —    Auch   die    S  •  iivBuden, 

die  besonders  in  Wi  dand  sehr  ge- 

diehen sind,  haben  sich  als  nützlich  er- 
wiesen. 

Die  Fürsorge  für  edlere  Unterhaltungen 
(Volksunterhaltungsabende .  Volksvorlesun- 
gen, Volkskonzerte)  und  die  Eröffnung 
öffentlicher  Lesehallen  ist  oft  mit  der 
Mässigkeitsbowegung  persönlich  und  -ach- 
lich verbunden. 

13.   Ersatz   für    das    private    Wirts- 
haus    ist     ferner    möglich,     indem     ent- 
weder das  Eigentum  oder  die   Verwaltung 
der  Wirts. 'haften  oder  beide   an  den   Staat 
die      Gemeinde      oder     andere      öffentliche 
Körperschaften    übergehen.      Die    Verstaat- 
lichung des  Branntwein  Verkaufs  hat  Russ- 
land   seit    1895   allmählich   eingeführt:    der 
Verkauf    aller    alkoholischen    Getränke    ist 
Staatssache  in  Süd-Carolina  seit  1893<  auch 
in  Teilen  von  Nord-Carolina.   Alabama   und 
Georgia:  in  allen  diesen  Ländern  ist  jedoch 
der  sofortige  Genuss  in  den  amtlichen  Ver- 
kaufsstätten   nicht   gestattet.      Die   wichtig- 
sten   dem   Staate  gehörigen    Restaurationen 
sind    die    Bahnhofswirtschaften    der    deut- 
schen und  sonstigen    Staatsbahnen   und   die 
Militärkantinen.      Die    Gemeinden    besitzen 
häufig  (Tasthäuser  (Ratskeller,  Schlachthaus- 
Restaurationen.  Restaurants  in  Anlagen)  und 
verpachten  sie.  Im  allgemeinen  finden  wir  bei 
diesen  nicht-privaten  Sehankstätten  wohl  aller- 
lei Mängel,  da  sie  sich  den  in  der  Mehrzahl 
befindlichen     privaten     anzupassen    streben 
und  da  eine  verkehrte  Fiskalität  oft  reform- 
feindlich    wirkt,    aber    die    gröbsten    Miss- 
stände der  privaten  Wirtschaften  sind   hier 
nichl  denkbar.    Als  bestes  System,  um  sowohl 
die    Gewinnsucht    des    Privatunternehmers 
wie  die  fiskalische  Habsucht  auszuschliessen, 
hat  sich  das  »Gothenburgische  System     be- 
währ!   (s.  d.  Art.   Gothenburger  Aus- 
schanksystem  oben   Bd.   IV    S.  ?65ff.), 
das  nicht  nur  in  Schweden.  Norwegen  und 
Finland    für   den    Branntweinhandel   einge- 
führt  ist,    sondern   in  neuerer  Zeit  auch  in 
England  Boden  findet.     Für  deutsche   Ver- 
hältnisse schlägt    Schreiber   dieses   gemein- 
nützige  Gesellschaften   vor.    die    ihre   Teil- 
gleichfalls auf  4  oder  5%  Dividende 
beschränken   und    vor  allein   das   Eigentum 

mit     Schankberechtigung     vi  rsel 
Häuser  erwerben,  um  als  Eigentümer.  Ver- 
pächter   oder    Verwalter    Reformen    einzu- 
führen,   die    nie    erreicht    weilen,    solange 

Auflage.    VII. 
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die  Alkoholinteressenten  Besitzer  oder  Mit- 

tzer  .sind. 

14.  Konzessionirmig  und  Besteuerung 
der  Wirtschaften.  Vorläufig  herrscht  in 
Deutschland  und  vielen  anderen  Ländern 
Behörden  das  Bestreben  vor,  die 
Zahl  der  Schankstätten  und  Branntwein- 
kleinhandlungen  möglichst  niedrig-  zu  halten 
und  die  schlechtesten  Elemente  vom  Wirts- 
stande fernzuhalten.  In  Europa  benutzt 
man  dazu  vorwiegend  das  Eonzessions- 
system, in  Amerika  die  Hochlizenz.  Diese 
High  Licence  bedeutet  eine  durchschnittlich 
etwa  500  Dollar  betragende,  aber  oft  noch 
höhere  jahrliehe  Sondersteuer  für  Schank- 
wirtschaften; sie  vermindert  deren  Zahl 
erheblich,  beseitigt  die  kleinen  Spelunken, 
macht  verkehrsarm''  Stadtteile  ganz  kneipen- 
Frei  und  liefert  Städten  wie  Philadelphia. 
Chicago  und  Boston  eine  erhebliche  Ein- 
nahm". Sie  wurde  1881  in  Nebrasca  zu- 
ingeführt  und  hat  sieh  schnell  ausge- 
breitet. In  Europa  hat  Schweden  als 
Eigentümlichkeit,  dass  die  Zalü  der  für 
befundenen  Konzessionen  alle  drei 
Jahre  von  den  Stadtverwaltungen  festge- 
stellt wird  und  dass  die  Eonzessionen  dann 
auf  drei  Jahre  versteigert  werden,  wenn 
man    sie    nicht    alle    einer    gemeinnützigen 

inkgesellschaft  übergiebt,  was  die  ßegel 
ist.       In     Deutschland     werden     die    Kon- 
zessionen    auf    Lebenszeit    verliehen,    theo- 
h    an    bestimmte   Personen ;    praktisch 
gelten    sie    für    Gebäude,    die   dadurch   vor 
in.'  grosse  Wertsteigerung  erfahren. 
Einer  übermässigen  Zahl  entgegenzuwirken 
dient    die     »Bedürfnisfrage«,    die    für    den 
Branntweinsehank  und   Kleinhandel  überall 
gilt,  tiir  den  Ausschank  von  Bier  und  Wein 
in   allen  Orten  mit  weniger  als  15000  Ein- 
wohnern.    Grössere  Orte  können  sie  durch 
i  Irtsstatul  einführen  ;  75 "  o  dei  selben  haben 
(1898)    solches    Ortsstatut.      Aus    den    Er- 
i    von    Tenius    geht    hervor,    dass 
diese  Städte  weniger  Schänken    haben   als 
die    '  nie    ohne    Bedürfnisfrage,    dass    ihre 
Wirte '"kl. nomisch  besser  und  moralisch  höher 
stehen,  dass  unsaubere  Mittel,   Gäste  anzu- 
locken   und   auszuplündern,    weniger   ange- 
wandt   werden.     Von    der  Gefahr  bedenk- 
licher   Verteuerung     der    wenigen    privile- 
i   Häuser  war  oben  die  Rede.    Einige 
Behörden    schreiben    sieh    ein    bestimmtes 
Verhältnis  der  Wirtschaften  zur  Einwohner- 
zahl vor.  so  Elberfeld  l  :300,  Würzen  ]  :250, 
Crimmitschau    1:400;    die    Mässigkeitsver- 
rerlangen  vielfach,  dass  solche  Zahlen 
bi  rall    obligatorisch    werden,  und    berufen 
dabei    auf    Holland,     wo    durch     das 

kwet    von    1881    als    Ziel    Eestgi  ab  ih 
wurde:    in   Orten    über   50000    Einwohner 
1    Eonzession   auf   500,   in   <  Irten    zw  ischi 
2 md     501 1:300,    in    kleii 


Orten  1:250.     Massachusetts   hat   1:500 
Boston    und    1:1000    im     übrigen     Land 
Andere      Bestrebungen      richten     sieh 
Deutschland    darauf,    dass    die    mora 
und  namentlich  auch  die  finanzielle  Qualiti 
der      Konzessionssucher      schärfer     geprü 
werden    müssen,   als   jetzt  die  Gewerbeori 
nung  gestattet. 

15.  Prohibition  und  Lokale  Optio) 
Wichtige  Versuche  machten  amerikaniscl 
Staaten,  indem  sie  den  gesamten  Verkai 
geistiger  Getränke  und  in  der  Regel  auc 
ihre  Herstellung  durch  Gesetz  verböte) 
Diese  Prohibition  gilt  in  Maine  seit  IM 
(mit  einer  zweijährigen  Unterbrechun 
1856—58),  vierzehn  andere  Staaten  folgte 
di  .eh  sind  ausser  Maine  nur  New-Hampshin 
Vermont,  Kansas  und  Nord-Dakota  dabi 
geblieben.  Es  sind  das  sehr  dünnbevölkert 
Staaten,  in  denen  grosse  Städte  ganz  fehle 
und  die  Landleute  durchaus  überwiegen 
auf  dem  Lande  soll  sich  das  Schänkenvei 
bot  gut  bewähren,  und  die  ländlichen  AI 
geordneten  halten  es  aufrecht :  in  grössere 
Orten  ist  es  eine  Posse:  der  Schankbetrie 
ist  in  der  Regel  ganz  öffentlich,  die  Stadt 
besteuern  ihn  unter  dem  Namen  vo 
Strafen,  und  auf  300—800  Einwohne 
kommt  einer,  der  die  Bundessteuer  für  de 
Alkoholhandel,  obwohl  dieser  verboten  isi 
freiwillig  zahlt.  Viel  besser  bewährt  sie 
dagegen  die  Lokale  Option,  da  sie  nur  tu 
solche  Kreise  oder  Ortschaften  gilt,  ii 
denen  die  Mehrheit  sie  beschlossen  hat, 
Sie  gilt  in  der  einen  oder  anderen  Form  ii 
37  amerikanischen  Staaten  und  dortzumeis 
auf  dem  Lande  oder  in  kleineren  Städtehen 
in  grösseren  Städten  nur  dann,  wenn  sii 
dicht  neben  Städten  liegen,  die  den  Hände 
gestatten,  wie  in  der  Universitätsstadt  Cam 
bridge  neben  Boston. 

Eine  Art  Prohibition  finden  wir  auf  de 
Nordsee,  insofern  dort  der  Branntweinhande 
an  Fischer  durch  ein  Uebereinkommeu,  den 
das  Deutsche  Reich  im  Dezember  1893  bei 
getreten  ist,  verboten  wurde,  ferner  ii 
einigen  englischen  und  deutschen  Kolon ieei 
und  durch  internationale  rehoreinkunft  ii 
einem  afrikanischen  Gebiete  zwisehei 
dem  20°  nördlicher  und  dem  22"  südliche! 
Breite.  In  Norwegen  steht  das  Land  untffl 
Prohibition  des  Branntweins,  die  Stadt. 
haben  das  Lokale  Veto;  in  Schweden  und 
Finland  ist  das  Gesetz  ähnlieh;  in  England 
ist  eim:'  von  der  Regierung  beantragte  Ein- 
führuug  der  lokalen  Option  1893  nur  daran 
gescheitert,  dass  die  Temperenzler  keim 
Entschädigung  für  die  Aufhebung  der  Kon- 
zessionen gewähren  wollten.  Durchführbar 
ist  die  Ausschliessung  der  Schänken  in 
Grossbritannien  dort,  wo  das  Grundeigen- 
tum einem  Besitzer  oder  einer  Gesellschaft 
gehört,    die    keine    Wirtshäuser    duldet;    S 
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wir    sie    in    einem    Teile    Lc 

\  orstadl   von  Liverpool,  den  Industrie- 
städten  Saltaire  und   Bessbrook.     Anch   die 
5,  hen   Bauerngemeinden    haben   oft   die 
ken  ©mz  ansschliessen  dürfen. 
(6.   Schankstätten-Polizei.     Wo   man 
Lolverkaui    und    Gastwirtschaft   duldet. 
erachtet    man   doch  in  allen    Kultursta 

waehung    und     mannigfache 
liränkung  des  Betriebs  flu-  nötig.     Es 

n     da     in    Betracht:    a)    frühzeiüge 

essung  für  die  Nacht,    b)   späte   Eröff- 
morgens.  c)  Schliessung  an  Sonn- und 
Feiertagen  für  den  ganzen  Tag  oder  einige 
Stunden.  Schliessung  bei  grossem    Vakehr, 
.ui  Markttagen,   Wahltagen,  bei  Aushebun- 
gen, bei  Feuersbrünsten,  bei  Gefahr  von  Re- 
volten   d)  Ausschliessung  bestimmter  Gäste : 
Kinder.    Minderjährige.    Schüler    von    Fort- 
bildungsschulen oder  höheren  Lehranstalten, 
trunkene,    namhaft  gemachte  Trunken- 
,       sei  empfänger,  schlechte  S1 
Fallite,  namhaft  gemachte  Bestrafte, 
en  dem  Alkohol  zuzuschreiben 
u.   a.   m.:   auch    Frauen  und  Mädchen 
sind    zuweilen    aus    den    Schänken    ausge- 
5sen:    e)    Verbot    des   Verkaufs   gegen 
er    Androhung,     dass    Borgen    als 
ur  Konzessionsentziehung  betrachtet 
;       f)     Verantwortlichmachung      der 
für    Unordnung    und    Vergehen    in 
Räumen    oder    für    die    Folgen    der 
kenheit;  g)  Verbot  der  weiblichen  Be- 
ing:      h)    Vorschriften,     welche    eine 
ilizeiliche  und  öffentliche  Kontrolle 
=    Wirtshaustreibens    bezwecken.    —    In 
skandinavischen   und   englischen    Län- 
finden  wir  viel  schärfere  Vorschriften 
a    Deutschland,   z.   B.   ist  der  Brannt- 
ischank     in     Schweden     verboten     vor 
'.i  Uhr  morgens   und  auf  dem  Lande  nach 
B    Uhr    abends   und   in    den    Städten   nach 
10    Uhr:    an    Sonn-    und    Feiertagen    darf 

-  laps  nur  zu  Mahlzeiten  gegeben  werden. 
In    Norwegen   ist    der   Branntwein   an    den 

en  Sonn-  und  Feiertagen  verboten  und 

len   Tagen   vorher  von   1    Uhr  mittags 

an.    In  Schottland,  Irland  und   Wales    sind 

Schankstätten  Sonntags  ganz  geschlossen. 

in     nahezu     allen     der     Vereinigten 

-  ten,     wo    freilich    das    Gesetz    in    den 

,-iel  übertreten    wird.      I1 
Angehörige   einen   Ersatzanspruch  an 
Qigen     Wirt,     der     eine     Berauschung 
oder   teilweise   herbeigeführt   hat.   die 
[od    oder   einen    erheblichen    - 
Trinkers  zur  Folge  hatte.  —  Li  Deutsch- 
leidet   die    Schankstättenpolizei    daran, 
i      Massregel   lokal    und    persönlich 
Easst  wird  und  dass  politische    x 
zwecke  vermutet  werden;    Gesetze,    che  für 
alle  Wirtschaften,  feine   und   einfache,    und 
flu-  ganze  Staaten  gelten,  die  .len  einzelnen 


Wirt  nicht  abhängig  werden  on  der 

Gunst     hol  ■      ■  Polj 

araten,    würden    leichter    ertragen    w< 
als    die     jetzigen     vereinzelten     Vorstösse. 
Das  Streben  nach  einem   deutschen   Trunk- 
suchtsgesetz war  allerdings  auch   erfol 
Ehren    Entwur:  Polizei-Verordnung 

tili-  grössere  G  i  Anschütz 

veröffentlicht. 

17.    Steuern.    Zölle    und    Behandlung 
der  Produktion.     Indem    wir  auf   d 
sonderen  Art ikel  (Branntweii  best 
rung   u.  s.  w.i  verweis  der  nur  im 

Zusammenhange    erwähnt,    dass    alle 
hchen  Massregeln,    die    die   Produktiv 

i ler  i  i  schweren  und  die  Produkte 

verbilligen    oder   verteuern,   für    ■ 

des  Volkes  von  der  allergrössten  Bedeutung 

sind.    Wenn  man  die  Thatsünden  und  I  nter- 

igssünden  der  Regierenden  zusami 
nimmt,   erscheint   namentlich  das  vom 
toffelbranntwein  angerichtete  Eilend  in  b 
Masse  als  ein  Werk  des  Staates.     Deutsch- 


land folgt  auch  heute  noch  nicht  dem  Vor- 
bilde anderer  Staaten,  die  viel  erheblichere 
Steuern  auf  den  Alkohol  legen.  Doch  ist  an- 
zuerkennen, dass  die  Führer  der  landwirt- 
schaftlichen Brennereien  sich  sehr  bemühen, 
andere  Verwendung  der  Kartoffeln  und  be- 
sonders andere  Verwendung  des  Spiritus 
in  die  Wege  zu  leiten.  Der  Anteil  des 
Trinkspiritus  an  der  gesamten  Alkoholer- 
zeugung sinkt  denn  auch  mit  jedem  Jahre. 
—  Beim  Biere  wird  von  den  Mässigl 
freunden  I  ine  starke  Begünstigung 

ächten  Hausliiere  vor  den  berauschen- 
|  den   und  Luxusbieren    vorgeschlagen,    nach 
dänischem    oder    englischem    Muster.      Bei 
den  Weinen   ist    es  nötig,    jene  kunstweine 
die  leicht  an  Stelle  des  Brannt- 
weins treten.    Für  die  Mässigkeitssaehe  sind 
aber  auch  besonders  die  staatliche  Behand- 
lung   des  Kaffees,    Thees,    Kakaus.    di 
treuen    und    anderer    ausländischer  Früchte 
und  namentlich  auch  des  Zuckers  wichtig: 
|  jede  Verteuerung   durch    Steuer    oder    Zoll 
Begünstigung    des   Alkohols. 
Und"    weiter   ist    jede  Verschlechterung 
Volksernährung    infolge    von     Zöllen 

:n   auch   eine  staatliche  Versündig 
an  der  M  ■  des  Volkes. 

is.   Das    Studium    der   Alkoholfrage 
s   unentbehrlichste  Mittel   im  Kampfe 
o-eo-eu    den    Alkokolismus ;    denn    wenn    es 
daran    fehlt,    wird    die  Kraft  der  Ein 
i  und  der  Bi 

verbraucht  und  mau  erzielt  U  -■■•  die 

ganze    Generationen    entmutigen,    die    die 

jtsarbeitdiü  en.  Leider 

|iebt    e~    im    Deut;  :: 

3    i  rhaupt  keinen  A  er- 

eiu.    keine    amtliche    oder    freie  Anstalt   zu 
vorurti  Studium    dieser     Fra 

14* 
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iiniii   ist  _ -.in/  den  Partei- 

len    und    ji  nen  Gelehrten,   die  gerade 
si  -  Fach  haben,  anheimge- 
strllt   und   kann   von  diesen  nur  sehr  man- 
;t  erfüllt  werden.    Thatsächlich  Italien 
utschland   nur  die  Mediziner  einiger- 
en   eifrig    ihren    Auteil    zur    Alkohol- 
ischaft   beigetragen,   dagegen   ist  von 
rolkswirtschaftlichen  und  staatswissen- 
schaftlichen  Fakultät    die  Materie  sehr  ver- 
nachlässigt 

Im  Ausland  finden  wireinige  Institutionen, 
die  vorbildlich  sein  kniinen:    so  in  Amerika 
das    Committee  of  Fifty  for  the  Investigation 
of    the  Drink   Problem.,    in    Russland   eine 
grosse      Kommission      zum     Studium     des 
Alkoholismus      innerhalb    der      Russischen 
ilsehaft    zum   Schutz    der   öffentlichen 
it  .  in  England  die    Society  for  the 
Study   of   Inebriety  .     In   Amerika  hat   na- 
mentlich    auch     das     Lahor     Department 
-  ires  für  die  Sache  geleistet  als  unsere 
staatliehen     und     städtischen     statistischen 
Äemter.     England    hat  grosse  parlamentari- 
äionen   gehabt,    die  Jahre  lang 
Fachleute  angehört  und  Thatsachen  gesam- 
melt   haben,    30   die  Royal  Licensing  1  !om- 
mission    unter  Lonl  Peel  <  1 S96 — 1899)  und 
das  Select  Committee  of  the  House  of  Lords 
on  Intemperance  (1877—1879).    Der  schwei- 
zerische   Bundesrat    liess    und   lässt  in  Zu- 
sammenhang   mit    seinem    Alkoholmonopo] 
ausländische   Gesetze    und   ihre  Wirkungen 
studieren.    —    Manche    wertvolle 
Abhandlungen    finden    sich    ferner   in    den 
iton     der     internationalen    Kongresse 
■  n    Alkohohsmus,    doch   sind  auch 
-  -  zu  Kampfplätzen  gewot 
wo    die  Fanatischsten    am    lautesten    und 
rührigsten  sind  :  eine  internationale  Veranstal- 
tung   zum    Studium    der  Alkoholfragen   ist 
nicht  vorhanden. 
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mus  und  ionelten   Behandlung,     Irchiv 

■-   P  Bunge,    D 

Kraepelin,    Ukohol 
1,  ./■„■.  189S.   —  Verselbe, 


\      -       l'ntersuchungen   iilier  die  psychuloq 
Wirkungen      des     Alkohds,       1/ 
Wocheuschr.     1809,   J,J.    —    TiuzvU.    Das 
logisch- Element   in   der  Trunksucht,   t  Vi»«, 

—  Kommerell,    Aerztlichrs  über  das    j 
Hildesh  im 

II.  Baer,    Der    Alkoholismits,    Berh 
Verselbe.     Die     Trunksucht    und    il,rt       1 
Wien   und   Leipzig  1890.   —   Hoppe.     Di 
sach  n     übt  e     den     Alkohol,     D  ■ 

Bode.    Die  Müssigkeitssarhe  und  die  Gefant 
Halle  1809.   —Derselbe.    Die   deutsch     I 
frage,   Leipzig   1892.    —  Strtive,    Di.    Em 
hing  ich  n  Drang 

—  Trefz.    Das  Wirtsgeu-erbe   in   Mün. 

gart  1890.  —  Herkner,   Alkoholismus  unü  A 
beiterfrage,  HU  ■■;.  —  Economii   .1 

of   the    Li.  P     Wem,    1 :.     I;.  rieht   des    (um 

missioner  of  Labor.    Washington 

III.  Bode.    Kürzt    Geschichte  der  Tri 
und     Mfissigkeitsbestrebungen      in     Deut... 
München   1806.    —  French.   Xineteei     < 

of    /'■  ■  England,    London.    —    Datcsm 

Bums,  Temperance  History,  London.  —  4  Ulla 
Du     Trinkerversorgung    unter    dem    Bürgt 
Gesetzbuche,    Hildesheim    1899.    —    Bode.     D 
Trunksucht  als  Krankheit   und   ihre  Behamt 
Weimar  1001.  —  Droste,   Die  Srh.de.  der  i 
und  U      igkt  itssach  .  Hildesheim 

—  TU.    Ziegler,    Der   Kampf   gegen    dit     !'■ 
mässigkeit    auf   Schult     und   l'nirersität,    h 
heim  1898.    —  Denis- Marthaler,    Temp 
handbuch  für  Primär-  und  Sekundarlehrcr,    l: 

>.  —  Egget-,  Der  Klerus  und  die,  AI 
Ireiburg  1898.  —Martins.  Ersah 
Branntwein  und  andere  starke  Getränke,  II 
heim  I89J.  —  Bode,  Arbeiterschutz  gegen  AI 
Berlin  1808.  —  Derselbe.  Wirtshausrefot 
England,  Nortcegen   und  Schweden,  Berlin 

—  Derselbe.    Das    Gothenburgischt    S 

■   ■  reden,    Weimar    1901.    —    Roicntree 
Sherwell,    The    Temperanet    Problem   and  S'oct 
Reform,   ;.  Aufl.,  London  1000.  —  Tentus,   D 
Gast-    und  Schankwirtschaflen    in   den  d. -.. 
landen  mit  mehr  als  15000  Einw.,  Doi 

—  Fanshawc,   Lirjuor  Legislation 
fniled    States    and  Clanada,    London   (1893).    — 

Wittes    and   Koren,     Th,     Liquor    Probt 

its    Legislative    Aspects,    Boston    und    Sew-Yorl 

—  Anschütz,  Dir  Bekämpfung  der  Trunk 
sucht  .int  d.n.  Verwaltungswege,  Hildesheim 

—  Milliet.    Orientierendes  über  dit  Alkoh. 
it,  der  Schweiz,  Ztschr.  f.  Schweiz.  Statistik 

—  Derselbe,   /.<    monopole  fiscal  des  Spir, 
distilles,    Brüssel  1808.   —   Wittelshöfer,    D 
Schweiz.    Alkoholmonopol,    Berlin    1805.    —   Zm 
Alkoholfrage.     Vergleichendt    Darstellung  dei    Ge- 
lt id     Erfahrungen     einiger     ausländi 

ttn.     Zusammeng 
Bureau,   Bern  188i. 

Wichtigste  Ze  itschrifte  ,,.    p,-,,, 
of  ihr  Society  for  the  Study  of  Inebriety,  1. 

—  Der  Alkoholismus,  eine  Viertcljahrsschrii 

Erörterung  der  Alh ihol frage.     Herat 
Baer,    Böhmert,    r.    stranss    und    Tornen 
und     Waldschmidt,     Dresden     seit    1900.    — 
Internationale  Monatsschrift  zur  Bekämpft«, 
ksitlcn,  IIa  Mässigkeit 

l'creii       g.    d.    Missbrouch 
Hildesh.  ■   .    —    Vgl.    aus. 
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Trusts. 

auch  Kari. 'IN'  (oben  Bd.  V  S.  39ff.), 
«onopol  (ebd.  S.  SöOff.),  Grossbetrieb 
Kleinbetrieb    (Bd.    IV    S.  788  ff.), 
Maschinenwesen  (Bd.  \    b.  7 10 rt-jj 
1    Seit  Mitte  der  achtziger  Jahre    haben 
lie    amerikanischen   Trusts    in    steigendem 
Masse  von  sich  reden  gemacht.  Der    Trust« 
„,    ursprünglich    eine   Institution    des   eng- 
n  Rechts  i    Verwahrung  zu  treuen  Hän- 
im  Deutschen),   mit  dem  Zweck,    das 
^fbewahrungs-     und     Verwaltung-      und 
Verfügungsreeht  —    nicht   aber   das   Eigen- 
das   dem  Cebertragenden    »cestui   que 
trust     verbleibt  --   über  irgendwcl.hr  Ver- 
asteile in   die  Hände   eines  mit  beson- 
deren Rechten  und  Pflichten   ausgestatteten 
Verwalters     Trusten    zu  übertragen.    Diese 
Form  der  Verwaltungsübertragung  hat  man 
in    den    Vereinigten    Staaten    von    Amerika 
eilig  benutzt,  um  eine  neue  Form  wirt- 
schaftlicher Organisation  einzuführen,  nach- j 
eine    Anzahl    von    Versuchen    andere 
Ire  inisationsformen  zu  wählen  sich  als  un- 
s  i   _  i  ■  ,■  1 1-  erwiesen  hatte. 

Die    Krisis    der    siebziger   Jahre    hatte 
gewisse   Unternehmer    zur   Erkenntnis    der 
hren   der  unbeschränkten,    freien   Kon- 
kurrenz in  zahlreichen  Einzelunternehmungen 
geleitet,   und   es   wurden   ständig   Versuche 
gemacht,  die  Nachteile  durch  Vereinigungen 
von    Unternehmergruppen    zu   Kartellen   zu 
i  -  itigen.      Im     Eisenbahnwesen,     in     der 
Eisen-    und     Kohlenindustrie     etc.     waren 
vielfach   Vereinbarungen    über    die    Vertei- 
lung   der  Förderung  und   Beförderung    und 
die  Preise   vorgenommen.    In   anderen   Ge- 
bieten    des    Transportgewerbes,    wie    dem 
Telegraphen-  und  Packetbeförderungsdienst, 
und  gleichfalls  den  Eisenbahnen   hatte  man 
sich  schon  früher  durch  Verschmelzung  und 
Aufkauf  oder   Pachtung   zu  helfen    gesucht. 
Unter  den   Praktikern   brach   sich   die  Ein- 
sicht immer  mehr  Bahn,    dass   das  Princip 
unl  leschräukter  Konkurrenz  für  gewisse  Ge- 
werbszweige,  wenn  nicht  unmöglich,  so  auf 
alle   Fälle  unökonomisch    sei,   wie  es  Ste- 
bhenson  schon   ein   Menschenalter  früher 
ausgedrückt  hatte:    -wo  Vereinigung   mög- 
lich ist.  ist  Konkurrenz  unmöglich«.. 

Die  öffentliche  Meinung  des  Landes 
war  von  der  Anerkennung  der  Richtigkeit 
dieses  Grundsatzes  indes  weit  entfernt. 
Die  Grundanschauungen,  auf  denen  sich  das 
gesellschaftliche  und  wirtschaftliche  System 
dar  Vereinigten  Staaten  aufgebaut  hatte, 
legen    in    der    entgegengesetzten    Richtung. 


Die  Rechtsordnung  wie  die  Rechtsauifassung 
standen  im  entschiedenen  Widerspruch  mit 
jedem  Versuch,  durch  Verabredungen  und 
Vereinbarungen     den     -Markt     oder    irgend 

welche    Teile    desselben    z\ mopolisieren 

und    die    Bestimmung    über    Angebot    und 
Nachfrage  hinsichtlich  der  Menge  oder  Preise 
i    Hände  einzelner  konkurrenzloser  In- 
dividuen "der  Orga  zu  leg        D 
Anschauungen   des    vom    Mutterland 
kommenen  gemeinen  englischen  Rechts  über 

die  Schädlichkeit  der  Vorkäufer  and   M - 

polisten   (forstallers,   enhancers,    engrossers, 
regraters)  fanden  ihre  Unterstützung  in 
Bestimmung  der  amerikanischen  Vi 
die    jedermann    die    gleichen    Chancen    auf 
allen   Gebieten   sichern   will   und   Mon 
und  Privilegien  ausdrücklich   ?erbi 
Aufhebung  der  speciellen  Gesetze  \ 
Monopolisten  in  England  (7  &8  Vict.  ca] 
fand   in  Amerika  keine  Nachahmung.     Der 
Grundsatz    der   Gewerbefreiheit    galt    allge- 
iu. 'in.    und    so    wurden    Versuche,    in    ihr 
Walten  einzugreifen,   als   ungesetzlich,   dem 
öffentlichen  Interesse  (public  policy)  wider- 
sprechend angesehen.    Theoretisch  herrschte 
andererseits    um   jene   Zeit    die   Auffass  i 
vom  mangelnden  Recht   des  Staates,   m  die 
Entwickelung    des   wirtschaftlichen   Lebens 
einzugreifen,    und    führte    wenigstens    vor- 
übergehend  dazu,    dass   manche  wirtschaft- 
lich   liberalen    Elemente    die    Berechtigung 
eines  Vorgehens    gegen   die   neuen   Gebilde 
der    Kartelle   etc.    logischerweise    als    nicht 
sulässig   erklärten.     Praktisch   aber   lag  auf 
dem   Gebiete    der    Rechtsprechung    und    m 
der  Handhabung  des  Aktienrechtes  von  vorn 
herein  bis   zu   einem   gewissen  Umfang  die 
Handhabe  zum  Einschreiten,  und  allgemein 
kam  der  Grundsatz  zur  Geltung,   dass  Ver- 
einbarungen   über    die    Beschränkung    der 
Konkurrenz    ungesetzlich   seien    und    dem- 
gemäss  in  keiner  Richtung  rechtlichen  Schutz 
gemessen  könnten.     »Ungesetzliche  Verein- 
barungen existieren   nicht   für   den  Richter, 
das  Gericht  lässt  die  Parteien  wo  sie  sind 
Speciell  da,  wo  die  Mitglieder  eines  Kartells 
Aktiengesellschaften    waren,   lag    auch   die 
\        nkeit  vor,  die  Gesellschaft  gerichtlicn 
aufzulösen,    weü    sie    Handlungen     vo 
nominell   hatte,   welche    den    ihr    in    ihrem 
Freibrii  :f  1 1  iharter)  gewährten  Befugmsbereieh 
überschritten. 

Es  handelte  sieh  nun  für  die  Interessen- 
ten der  einzelnen  Gewerbe  darum,  im 
Rahmen  der  vorhandenen  Rechtsnormen 
eine  Organisation  zu  schaffen,  welche 
Bedürfnissen  entsprach  und  ihnen  alle  er- 
strebten Vorteile  gewährte,  ohne  sie  Ge- 
fahren auszusetzen.  Letztere  waren  im  lall 
der  freien  Konkurrenz  die  Möglichkeit  der 
Vernichtung  ihrer  Unternehmung  durch 
übermächtige    Mitbewerber,    im    Falle    der 


214 


Trusts 


Abschliessung     von     Kartellverträgen     die 
K  tung    seitens    ander."-    Kartell- 

■■.    sobald    es  diesen    nicht    passen 
Die    Thatsaehe     der    gesetzlichen 
tanerkennung   von    Kartellen    war    Eür 
Skrupellose  ein    bequemes  Mittel,   die  Vor- 
teile  von   Vereinbarungen   so  lange  zu  ge- 
-11.  als  es  ihnen  nützlich  erschien ;  so- 
bald  sie   aiier  rineii   vorübergehenden   Vor- 
teil ausserhalb  des  Kartells  erkannten,  konn- 
ten sie  die  Verabredungen  ungestraft  hintan- 
setzen. 

Eine  Möglichkeil  war  nun  die  Ver- 
schmelzung von  verschiedenen  Unterneh- 
mungen in  einer  Centraluiiteniehmung. 
Hierfür  war  indes  mit  Ausnahme  einzelner 
Gebiete  des  Personen-,  Güter-  und  Nach- 
richtentransportdienstes, der  örtlichen  Gas- 
und  Wasserversorgung  u.  dergl.  das  Ge- 
werbe  im  ganzen  ebensowenig  vorbereitet 
wie  die  öffentliche  Meinung.  Seit  der 
idenl  .1  ackson  die  Hank  der  Vereinigten 
Staaten  im  Jahre  L836  oiedergi  brochen 
hatte,  wann  in  Finanz  und  Industrie  noch 
keine  grossen  I  lentralunternehmnngen  wieder 
biaffen  worden.  Auch  lag  auf  dem 
Gebiel  des  Aktienrechtes  eine  nennenswerte 
Schwierigkeit,  da  es  in  ilen  Machtbereich 
der  einzelnen  Bundesstaaten  gehört  und 
nieln  Vereinigte  Staaten-Rechl  ist;  Ge- 
sellschaften, die  in  verschiedenen  Staaten 
begründet  sind,  können  sieh  nicht  ohne 
weiteres  verschmelzen.  Für  die  Form  der 
offenen  Handelsgesellschaff  alier.  welche  be- 
liebig Filialen  in  den  verschiedenen  Staaten 
schaffen  kann,  eigneten  sieh  die  Riesen- 
unternehmungen, um  die  es  sich  handelt. 
Beim  ersten  erfolgreichen  Ver- 
such der  Verschmelzung  verschiedenartiger 
[ndustriegesellscbaften  im  ganzen  Lande 
wählte  man  nun  im  Jahre  1881  die  eigentüm- 
liche Form  des  Trust.  Verschiedene  mit 
der  l:  und  dem  Transporl   des  Pe- 

troleums und  der  Verarbeitung   von  Neben- 
i    aus    den    Abfällen    beschäftigte 
Gesellschaften,  die  in  der  Hauptsache  bisher 
kartelliert  waren,   wurden  unter  eine  gemein- 
Verwaltung   gebracht,    indem  sie  ihre 
Aktii  ii   oder    wenigstens   die    Hajoritäl  der- 
selben, in  die  Hände  eines  Rates  von  Treu- 
tiändi  im  (Board  of Trust»    I  legten,  welcher 
nach  einem    bestimmten   Salz    dafür  Treu- 
handscheine (Trusts  i  lertifii  ata    |  au  gab.  Da- 
mil  waren  die  früheren  Gesellschaften  vom 
l-'inanzmarkt  verschwunden  und  ein  einheit- 
i  -  neu.v-  Unternehmen  mit  seinen  Werten 
an    die    Stelle    getreten,      hie    bishe 
Aktionäre  der  einzelnen  Gesellsi  haften  wur- 
den,   soweit    ilne   Aktien   deponier!    waren, 
Teilhaber  an   allen   in   der  Verwaltung  de 
einbegriffenen    Unternehmungen    pro 
ihres   Anteilscheinbesitzes,     hie    Ver- 
waltung aber  der  Unternehmungen,  welche 


dem  .Namen    nach   in   ihrer   bisherigen    Ge- 
stalt    fortbestanden,    wurde   thatsächlii 
den  Händen  des  Rates  centralisiert,  dii 
zelnen  Institute  nur  als  Zweige  eines 
sen     Oentralunternehmens     technisch 
waltet.      Rechtlich    betrachtet     war    es 
kompliziertes    Gefüge,    wirtschaftlich    hatte 
man  mit  einem  Schlage  eine  grosse  Vei 
fachung  erreicht.    In  ersterer  Hinsieht  schien 
allen    formalen   Anforderungen    der  Ge 
entsprochen  zu  sein:  in  letzterer  hatte  man 
den    Anforderungen     des     wirtschaftlichen 
Interesses    der    beteiligten  Unternehmer    in 
weitestem  Umfange  Rechnung  getragen  und 
verfocht   dabei   den   Standpunkt,   dass   man 
dem   Ziel    der   Wirtschaftlichkeit   in   erheb- 
lichem   Grade    näher   gekommen    sei,    weil 
die    Vereinheitlieliung    eine    ständige    Ver- 
besserung und  Yerbilligung  der  Produktion 
und  Verteilung   und   eine  Ausnützung  allei 
Nebenvorteile  kapitalistischer  und  technisi  :hei 
Art  zuliesse. 

Auf  dem  Gebiet  des  Petroleums  war  die 
Begründung  des  Trust  im  Jahre  1882  aller- 
dings im  wesentlichen,  soweit  die  Produk- 
tion und  Verwertung  des  Produktes  in 
Frage  kam.  ein  formales  Ereignis.  Hier 
hatte  der  überwiegende  Einfluss  des  Vat  « 
dm-  grossen  Oelindustrie  John  D.  Roeke- 
feller  und  seiner  Leute  bereits  lange  ver- 
lier den  Markt  beherrscht.  Die  Wirkungen 
waren  wichtiger  in  finanzieller  Beziehung, 
insofern  der  neugeschaffene  Wert,  das  Stan- 
dard Oü  Trust  Certificate,  bald  zu  einem 
begehrteren  und  marktgängigeren  Papier 
wurde  als  verlier  die  Aktieiianteile  der  Ein- 
zelunternehmungen. Am  wichtigsten  aber 
wurde  das  Ereignis  dadurch,  dass  es  im 
Laufe  der  nächsten  Jahre  in  einer  Anzahl 
anderer    Industrieen    zum    Muster    genoml 


men  wurde   und   bald   füf*  Zucker,  Alkohc 
Blei,     Baumwollsaatöl,     Leinsaatöl,     Stärke! 
Tauwerk    und    Bindfaden,    Cigaretten    etd 

gleichartig  geformte  Unternehmungen  ins 
Leben  gerufen  wurden. 

Hatte  Klein  Wächter  seiner  Zeit  zu- 
erst die  Aufmerksamkeit  der  Welt  auf  die 
neue  gewerbliche  Organisationsform  der 
Kartelle  gelenkt,  so  konnten  zu  Ende  des 
achtziger  Jahre  Aschrott  und  Jenks 
zum  erstenmal  das  Aufkommen  einer  höhe- 
ren industriellen  Organisationsform  in  den 
Trusts  wissenschaftlich  erörtern. 

Vermittelst  einer  für  ganz  andere  Zwecke 
ursprünglich  geschaffenen  Rechtseinrichtung 
hatte  man  in  Amerika  den  anscheinend 
erfolgreichen  Versuch  unternommen,  die 
Versorgung  der  gesamten  Natio- 
nal Wirtschaft  durch  einheitlich 
organisierte  und  verwaltete,  für 
die  Interessen  einzelner  Kapi* 
talistengruppen  arbeitende,  eine 
grössere    Anzahl    von    Fabriken    in 
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hiedenen    LancL  "     k""- 

rollierende  Centralunternehniun- 
,,„   ZV1   bewerkstelligen.     Man  hatte 

rechtliches  M pol,    war  al 

«tagender  Machtfaktor   dassesg 

,  unerwünschter  Konkurrenz  tnat- 

h  anszuschliessen.    Die  grossen  1  nter- 

;,  waren  allerdings  nicht  absolute 

besitzer  aller  Produktionsmittel  ihres 

pudern  beschränkten  sich   darauf, 

nügend    grosse    Anzahl    der   Lnter- 

a.    um    den    Markt    wirksam 

zu  können,  aufzusaugen,     b 

ten     bald,     dass    die    Verfügung    über 


der'  nationalen  Produkt! 


M  dafür  ausreichte,  die  Produktionsm* 

lie  Preise  zu  kontrollieren,   indem  die 

Fabriken    sich    ihrer  Pohtik    dann 

w.igend  anschlössen. 

II    Die"  Trusts    zu   Ende   der   achtziger 

lahve   waren  rechtlich   eigenartig   geformte. 

ilistische    Grossunternehmungen     zum 

die  Versorgung   der  amerikam- 
ä-irtschaft    mit   bestimmten   Indusl 
ten  einheitlieh  zu  bewerkstelligen.    Su ' 
die  freie  Ausgeburt  des  Pnncips  des 
Wettbewerbs  unter  dem  Regime  der 
I  laftlichen  Freiheit  für  den  Einzelnen,  die 
-  ,  weit  zu  treiben,  wie  ihm  gut 
:     eint     In  ihnen  hatte  aber  die  Entwicke- 
le freien  Wettbewerbs  eine 
form  erreicht,  und  das  Princip  schlug 
m   sein  Gegenteil   um.     Der  wirtschaftliche 
Kampf    ums    Dasein    mit    dem    Leberleben 
-  Stärksten   hatte   sich  einer  Anzahl  von 
Stärkeren  und  Schwächeren  als   so   gefahr- 

aerausgesteUt,  dass  sie  es  vor:  - 
ihn  nicht  zu  Ende  zu  kämpfen.  Da  ihnen 
ein  Vergleich  auf  dem  Vertragswege  nicht 
ich  wurde,  benutzten  die  Stärksten 
ihre  Deberlegenheit,  die  Schwächeren  zu 
s  bieren.  Aus  der  Not,  vom  Kartell 
(Combination,  Coalition.  Syndicate,  t  o> 

i  zu  müssen,  machte  man  eineTug 
i         äderen    Ländern,    vor    allen     Dingen 
.  bland,    blieben    die    Unternehmt 
orer    Stellungnahme    gegen    die 
der      freien     wirtschaftlichen     Konkurrenz 
iwischen    maschinenbenutzenden     Grossbe- 
Jiieben  wesentlich  auf  der  niedrigeren  Stute 
Kartells  stehen.    In  Amerika  war  man 
l    die   gesetzliche  Situation  gezwi 
weiter  zu  gehen  und  erkannte  bald  die  für 
nternehmer  bezw.  Kapitalisten  m  einer 
höheren  Form   liegenden   weiteren  Vorteile. 
.Man   bildete   den     Trust     bewusst  und  ab- 
sichtlich in  seinen  Eigenarten  aus. 

Die  verschiedenen  Vereinigungen,  welche 
Irisher  stattgefunden,  hatten  alle  dasselbe 
Ziel  im  Auge :  Kontrolle  der  A  ersorgung 
-  Marktes  mit  einem  bestimmten  Gut. 
um  damit  eine  Einwirkung  auf  die  Preisge- 
staltung   zu  erringen,  welche   den  beteilig- 


ten Unternehmern   einen    sicheren    Kapital- 
gewinn bringen  musste.     Das  Mit* 
weilig  gewählten  gewerblich!  i    i ' 

erwies  sich  für  die  einzelneu  B 
in    verschiedenem    i  a  -  vorteilha 

Im  K  ■  Produkl    a.  in  den 

einzelnen  Unternehmungen  anabhängig.    I 
Produktionsergebnis  ist  in  ihnen  hinsichtlich 
des  Reinertrages  verschieden.    Mit  veralte- 
ten Betriebsmitteln  ausgerüstete,   - 
geleitete,     ungünstig 
geben   einei  eren  Ertrag  als  die  vol- 

Unteraehmungen.     Man  mit    ver- 

dener    Technik,     nach     verschiedenen 
Grundsätzen,  mit  verschiedenen  Li 
verschiedenen  Finanzgebarungen.     Man  er- 
hält nur  eine  bestimmte  Produkl 
einen   bestimmten    Bruttopreis    für 
zuliefernden    Waren   gesichert.     Der   Tr 

lehnte     seine    Thätigkeit    w 
aus  "   seine     Mitglieder     hat* 
gemeinsames     Interesse    am    Gesamt.: 
und    damit    den    Wunsch,    che    Produktion 
in   allen  Betri  -     chmässig  möglichst 

wirtschaftlich  zu  gestalten.     Die  Mnheitlich- 
keit  der  Verwaltung,  des  Arbeitsplanes  und 
der  Arbeitsordnung,  der  Betriebseinrichtung, 
der     FinanzgebaTung,     der    Einkäufe 
Rohmaterialien  und  Maschinen  etc..  die  -   - 
meinsame    Verarbeitung   von    Abfälle!.. 
Einrichtung    von    einheitlicher    Versorgn   - 
mit  Nebenbedarf,    wie  Verpackungsmaterial 
und    dergl.,    gestattet  thatsächlich,   die  Pro- 
duktion   ökonomischer    zu    gestalten.      Der 
e  Verteilungsprozess  sodann  konnte  un- 
gleich billiger  bewerkstelligt  werden  als  im 
Kartell     wo    nur    gewisse    Missstände    der 
freien    Konkurrenz     durch    Vereinbarungen 
ä  itigt    waren.     Die   Ausgaben    für   \  er- 
kauf sstellen .    kostspielige   Reklameanze  \ 
Handlungsreisende   und    sonstige    Reklanie- 
mittel  wurden  vermindert,    die  Verkau 
dino-ungen  nicht  nur  für  Qualität  und  Liefe- 
rn auch  für  Kredite  einheit- 
lich geregelt.    Zahlreiche  Missstände  speku- 
lativer  Verkäufe.    Lieferung    an    unsu 
Kunden    konnten     vermieden     werden.    — 
Schliesslich    wurde    man    .ganz    wesentlich 
noch  dadurch  begünstigt,  dass  man  r.r 
herunternehmen    nur   noch    die    technisch 
bestausgestatteten,   günstigst   gelegenen  Fa- 
briken    arbeiten     liess,     die     übrigen    aber 
vorübergehend    oder    dauernd    senloss.     im 
KarteU    hatte    man    gelegentlich    einzelnen 
Mitgliedern    für   zeitweilige  Betnebseinstel- 
lung     Entschädigungen     gezalüt.      In     den 
neuen   Trusts    ging  man   ganz  systematisch 
vor  und  sclüoss  zahlreiche  Fabriken  zu,  um 
den    ganzen    Bedarf    an    den    betreffenden 
Waren  mit  Leichtigkeit  in  einer  wese  ' 
kleineren  Anzahl    von  Fabriken   mit    einem 
viel  geringeren  Personal   herzustellen.    Das 
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charakteristischste  Beispiel,  wie  sehr  die  Er<  i< 

Konk  .  i    der    richtigen    Beurteilung 

wärtigen  und  zukünftigen  Bedarfs 

e   Menge  volkswirtschaffc- 

rfehlte    Verwendung 

liatte,  war  die  Alkoholproduktion; 

Whiskeytrust    schloss    von    80    ange- 

Bi   an  ceien  68,  um  dann  in  iL'  bald 

mehr  zu  produzieren,  als  vorheralle  80  ije- 

:  t  hatten. 

Die  Ivu  •  tetenin  dieser  Hinsicht 

.in  wesentlichen  nur  eine  Ahmilderung    : 
ungünstigen    Folgen    für  die   einzelnen  Be- 
teiligten, die  Trusts  in  gewissem  Sinne  eine 
nische  Remedur  für  die  Volkswirtschaft; 
:h   nur   in  gewissem  Sinne!     Denn  da- 
i.  dass  die  Trusts  genötigt  waren,   zur 
tigung    der    Konkurrenz     eine    ganze 
Reihe    von    ans    Produktionsgründen    nicht 
erforderlichen  Unternehmungen  aufzukaufen. 
erhöhten     sie     das    zu    ihrer    Finanzierung 
i  ildkapital     ganz     ausserordentlich. 
Wolll  -    dann  eine  ei  I 

de  Verzinsung  erzielen,   so  musste  der 

Preis  des  von  ihnen  auf  den  Markt  gebrach- 

iktes    wesentlich   höher   sein,   als 

sie   von    vorn    herein    mit  dem  allein 

nötigen  Kapital  hätten  arbeiten  können. 

Die  Hinübernahme  bedeutete  nicht  immer 

-in-  Rettung   volkswirtschaftlichen  Kapitals 

die     geschlossenen    Fabriken      wurden 

-      ine   wieder  in  Betrieb  genommen 

-  sondern    die    Erhaltung   der   Genussan- 

iie  der  früheren  Eigentümer  in  privat- 

•  distiseher  Hinsieht.'  Es  war  eine  Ent- 
schädigung,  welche  sowohl  aus  Gründen 
der  Billigkeit,  da  die  bisherige  Lage 
natürliche  Folge  der  volkswirtschaftlichen 
Einrichtungen  gewesen  war.  als  aus  Not- 
wendigkeit, weil  man  sonst  eben  der  Kon- 
kurrenz nicht  hätte  Herr  werden  können, 
zu  zalüen  war. 

III.  Dass  man  aber  bei  der  Finan- 
zierung der  Unternehmungen  sich  nicht 
allem  auf  die  Berücksichtigung  des  that- 
sächlichen  Wertes  der  früheren  Ei 
Unternehmungen  beschränkte,  sondern  das 
Eüesenunternehmen    gleich    mit  einem 

•  d    finanziert-,    welches    die    thatsäch- 

Werte  weit  übertraf,  zeitigte  alsbald 

-  artige    und    bedenkliche    Folgen.     Bei 

indung   der   neuen  grossen  Trusts 
'i     sich    die    Beteiligten    naturgemäss 
dem    volkswirtschaftlich    Nütz- 
lichsten, sondern  sahen,   wie  sje  ihr  privat- 
äches  Enteresse  am  besten  verti 
'   ".     und     legten    ihren     I: 
deshalb,  anstatt  .1er  normalen  Ertragswahr- 
lichkeit,  Ertragsmöglichkeiten  für  eine 
rrenzlose  Produktion  zu  Grunde;  ja  sie 
bei  noch  hinaus  und  finanzierten 
•  neuen  Unternehmungen  teilweise  mit  Ka- 
pitalien,    welche  ledighch  spekulative  Tit.-! 


nicht   alier   irgend  welche  ernster..  \Y 
rechnungen   zur  Grundlage   hatten.     D 
\  orgehen    der  Trusts    war   keine    neu 
finduug.    sondern  eine  Anlehnung  an  . 
Vorgänge.     Bei  dem  Bau  der  grossen  1 
bahnsysteme   des  Landes   war  es  von 
üblich    gewesen,    das    thatsächliche  Ai 
kapital,   die  Baukosten  etc.  durch  Hyj 
kenobligationeu  (Bonds)   oder  Vorzugsal 
(preferred     stock)     aufzunehmen,     dai 
hinaus  eine  ungemessene  Menge  von  AI 
(Common,     Stock,     Shares)     zu     eraitti 
welch».     Jer     zukünftigen    Ertragsfähig 
der  Wertsteigerung  des  Land- und  Material- 
-    der    Hahn    Rechnung    tragen    soll- 
ten,    zur     Zeit    aber    keine    substantielle 
Grundlage    vertraten:    man    nannte   si. 
zeichnend :      Wasser.       Thatsächlich 
dies  Finanzsystem    zu   anderen    Folge 
führt.     Die  Eisenbahnen,  welche  !. 
sie    irgendwelche,    geschweige    dem, 

Rentabilität    erreichten,    erhebli 
weiterer  Kapitalien  zur  Betriebsausi: 
bedurften,  konnten  diese  meist  nur  dadurca 
erhalten,   dass   sie   in  Konkurs  gingen. 
Aktienkapital   auf   einen   kleinen    Bruchteil 
leiten,    für    die    ursprünglichen  Hypo- 
theken Aktien  ausgaoen  und  neue  Prioritäts- 
Obligationen  aufnahmen. 

Waren  sie  in  ihren  wilden  Konkurrenz- 
kämpfen   und    alsbaldigen    Kartellieningen 
und  Amalgamationen    überhaupt  vorbildlich, 
so    war  ihre  Finanzgebarnng  für  die  Neu- 
gründungen   typisch,    die    Ausbildung 
neuen  Trusts  in  ihrer  finanziellen  Seite  war 
die  Cebertragung  der  Vorgänge  vom  Eisen- 
bahnmarkt auf  das  Gebiet  der  Grossindustrie. 
Hier    wie    dort    bediente    man    sich    dann 
auch    in     der     Geschäftsgebarung    vielfach 
der  gleichen  Methoden.    Im  Kampfe  um 
haft    in    gewissen    Verkehrsgebi 
hatten  die  Eisenbahnen  Tarifherabsetzu 
bis    auf   nominale  Sätze   gelegentlich  ange- 
Sie    versuchten,    den   Gegner,    der 


den  Verkehr  zwischen   gleichen  Orten  ver- 
mittelte, zu  ruinieren  oder  zur  Unterwerfung 
und    zum   Anschluss    zu    bringen.      Wareö 
ihnen    aber    Vereinbarungen    gelungen 
dass  sie  den  Verkehr  in  gewissen  Geg. 

d.-r   da.  wo   überhaupt 
Konkurrenz  bestand,   setzten   sie  die  Tarife 
willkürlich    wieder    herauf   und   Hessen  die 
i   .»der  das  Publikum  die 
ung  für  die  früheren  Kämpfe  bezahlen  ; 
Vorgänge,  die  in  ihren  Folgeerscheiniu  a 
der  willkürlichen  Bewegung  grosser  Fracht- 
mengen  zu  gewissen  Zeiten  in  bestimmten 
Richtungen  und  der  tiefgehenden  Erschütte- 
rung  des    Finanzmarktes  mehrfach  zu  Pa- 
niken und  weitgehenden  Krisen  führten. 
Die  Produzenten   in  Landwirtschaft  und 
trie    fühlten   sich  angesichts  des  Wir- 
kens  der   grossen  unwiderstehlichen  Kräfte 
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ihwer  beunruhigt,  zumal  man  häufig  wahr- 

u„.|i ii  glaubte,  dass  von  den  kämpfenden 

,l  5ich  verschmelzenden  Eisenbahnen  eine 
nliche    Politik    getrieben    wurde, 
1  nternehmer  gegenüber  dem  anderen, 
inem  <  Irl    gegenüber   dem  Nai  hbarorl    Be- 
änstigungen    zukommen    liess.     Gegen   die 
Kombinationen     der  Getreide   verfrachten- 
n  Eisenbahnen  bildete  sich  vor  Mitte  der 
iebenziger  Jahre  im  Westen  eine  politische 
isation,   die     Grangers  .     Eine   grosse 
ete   des   Staates  New-York    vom  Jahre 
37g  suchte    in    die    Geschäftsgebarung  der 
"ränsportgewerl inzudringen.    Die   Stei- 
ne der  Einzelstaaten  zur  Union  ermöglichte 
ber    auch,    nachdem    man    die  Grundlagen 
lancher  Uebel    erkannt  hatte,   nicht,    wirk- 
;un    und    durchgreifend    gegen    die   Eisen- 
ahneu    vorzugehen,   weil    sich   ihre   Linien 
ielfaeh    durch    mehrere    Staaten    hindurch 
[Streckten     und     somit     einer     wirksamen 
önzelstaatsüberwachung     entzogen    waren. 
während  die  Cnion  keine  genügende  recht- 
iche    Handhabe    /.um    Einschreiten    besass. 
issungsmässig  gehört  der  Verkehr  und 
[ande!    zwischen    den     einzelnen    Bundes- 
taaten    in     das    Bereich    der    Vereinigten 
i;taaten-Geselzgebnng.     So  entstand  nament- 
nach     der    durch    Eisenbahnmanipula- 
t  hervorgerufenen  Krisis  des  Jahres  lssi 
i li.     Bewegung    nach    gesetzlicher    Ueber- 
Lrachung  der  grossen  Eisenbahnsysteme  des 
jandes  "durch  ein  Centralorgan,  die  ihr  Ziel 
,i  der     Interstate  Commerce  Act    des  Jahres 
H.887   fand. 

Die  Untersuchungen  über  die  Eisenbah- 
ien    hatten  aVier  noch  einen  Nebenerfolg  in 
ler    Enthüllung    einer    grossen    Reihe    von 
Thatsachen,   die  mit  den  Fragen  der  indus- 
;  riellen    Verbände    und    der    neuen    Trusts 
zusammenhingen.     Es    stellte    sich   heraus, 
Uass    zwischen    beiden    enge   Verbindungen 
i/.u    bestehen     schienen.      Namentlich     der 
Standard    Oil    Trust    hatte    durch    geheime 
Verträge    mit    den    Eisenbahnen    seine   be- 
eilende   Stellung    für    die    Petroleum- 
raffinerie gewonnen.    Bewiesene  Thatsachen 
hinsichtlich   vom   Standpunkte   der   Gesetz- 
lichkeit   und    der   Anschauung    über    kauf- 
männischen Anstand  zweifelhafter  und  ver- 
werflicher Praktiken   vermischten   sich    mit 
dunklen     Gerüchten,     die     leicht     geglaubt 
wurden.     In   der  Oeffentlichkeit   erhob  sich 
ein  Schrei    gegen   die   neuen   geheimnisvoll 
gefährlichen  Gebilde,  die   ebensowohl   dem 
]  Wohlergehen  des  einzelnen  konkurrierenden 
Unternehmers  wie  den   Interessen  des  kon- 
sumierenden Publikums,  den  Anschauungen 
\  der    gesunden  .  orthodoxen  Yolkswirtschafts- 
!  lehre   und   den  Grundprincipien   des  ameri- 
ächen  Staats-  und  Gesellschaftsideals  zu 
;  widersprechen   schienen.     Die    -Trusts     be- 
drohten die  Freiheit  und  Rechte  des  einzel- 


ne   i  h  werbetreibenden,    sie  erlaubten  ihm 
nicht,   in  dem  7011   ihnen  beherrschten  Gel  Li  I 
als  Mitbewe  ber  aufzutreten,    sondern  such- 
ten ihn  zu  Linterdrüi  I  rn  sie  es  oichl 
geratener  und  möglich  fanden,  ihn  zum  An- 
schluss  zu  bewegen.    Sie  erhöhten,  wie  man 
meinte,  die  Preise  für  die  Konsumenten  be- 
liebig,   was    ihnen    nach    Beseitigung    der 
Konkurrenz    nur    allzu     leicht     würde,     be- 
schränkten  die  Menge    tob  Gütern,   die  sie 
auf    den    Markt    brächten,    bestrebten    sich 
nicht  mein-,  die  Qualität  zu  verbessern,  und 
hätten    nicht   mehr  nötig,   die  Produktions- 
kosten zu  verbilligen.     Sie  wären  ein  Wider- 
spruch   gegen    die    herrschende    volkswirt- 
schaftliche   Auffassung,    dass     •'Konkurrenz 
das    Leben    des    Wirtschaftsverkehrs       ist, 
dass  nur  unter  deren  Regime  die  wirt- 
lichen  Kräfte  sich  zur  Vollkommenheit  ent- 
falten können,   und  je  mehr  und  je  bil 
Güter  auf  den  Markt  gebracht  werden,  di 

p  der  Verteil  für  die  Gesamtheit  und 
den  Einzelnen  ist.  Schliesslich  aber  war 
die  Aufhäufung  grosser  Macht  und  grossi  d 
Vermögens  in  den  Händen  Einzelner 
bestimmter  Gruppen  für  die  populäre  Auf- 
fassung ein  direkter  Angriff  auf  das  Natio- 
nalideal der  Freiheit  und  Gleichheit,  der 
Unabhängigkeit  des  Individuums,  der  Ab- 
wesenheit "von  herrschenden  Gruppen  und 
Klassen,  kurz  der  entwickelten  Demokratie. 
Man  glaubte  Wahrzeichen  zu  sehen,  dass 
die  Eisenbahnverbände  und  Trusts  mit  ihrer 
Geldmacht  Richter  und  Politiker  unrecht- 
mässig beeinflussten 

Wie  in  der  Eisenbahnorganisation,  so  war 
auch  bei  den  Kartellen  und  Trusts  das  Ge- 
heimnisvolle ihrer  Wirksamkeit,  der  Mangel 
an  greifbaren  und  ganz  zuverlässigen  Nach- 
richten .  das  Fehlen  von  verantwortlichen 
Persönlichkeiten,  etwas  in  den  Augen  der 
Oeffentlichkeit  besonders  Gehässiges. 

Mehr  als  in  irgend  einem  Lande  herrscht 
in  Amerika  die  Ueberzeugung  von  der  Wirk- 
samkeit der  Oeberwächung  durch  die  ( »effent- 
,  liebkeit,  des  Einflusses  der  wohl  unterrich- 
teten öffentlichen  Meinung  gegenüber  ün- 
rechtmässigkeit  und  Gefahr.  Die  thatsäch- 
lichen  Nachrichten,  die  man  aber  nach  n\v\ 
nach  in  Enqueten  und  auf  privatem  Wege 
zu  sammeln  vermochte  und  die  von  unter- 
legenen Konkurrenten,  sensationslustigen 
Publizisten,  erfolgsuchenden  Politikern  und 
überzeugungstreuen  Theoretikern  nach  Kräf- 
ten ausgebeutet  wurden,  schienen  in  der 
That  in  "allen  obigen  Richtungen  höchst  be- 
denklich. 

Es  ist  im  Wesen  aller  Völker  begründet, 


dass  ganz  neue  Erscheinungen  zunächst  un- 
verständlich und  unverstanden  bleiben  und 
daher  unwillkommen  sind.  Gefühle  der 
Abneigung  und  des  Widerspruchs  hervor- 
rufen."   Man     erkannte    instinktiv     in    den 
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u.;:  Organisationen  Elemente   <i: 
im    ■  dsten    Widerspruch    mit    den 

i    letzten  Idealen  standen.     So  ge- 
sbald,  einen  Sturm  der  öffentlichen 
lie    Trusts    zu    entfachen. 
.Mit    den    wohlmeinendsten    Patrioten    wett- 
ten    die    verworfensten    Politiker;    im 
äs    setzte  man    eine  Untersuchüngs- 
kommission  ein.  und  Tammany  Hall  in  New- 
■  •    die    zur   Ausbeutung  des    Stadtein- 
kommens geschaffene  korrupte  Vereinigung, 
schuf  ein  eigenes  Autitrustkomitee. 

IV.  Ein  grosser  Strom  von  Litteratur  in 
Zeitungen,  Broschüren  und  Büchern  ent- 
stand, und  zwischen  1889  und  1894  erli n 

die  Bundesregierung,   22  Einzelstaaten   und 
1  Territorium  Antitrustgesetze.    Es  warin- 
ächen  mit  dem  Namen    Trust    eine  er- 
hebliche   Veränderung    vorgegangen.      Der 
ursprünglich  ein  gewisses  Rechtsinstitut  be- 
dnende  Ausdruck   hatte  eine  viel  allge- 
meinere Bedeul  ?elegt  erhalten.     Man 
sich    bald    daran,    alle    den   oben 
angeführten  Zwecken  dienende  Vereinigungen 
und  Amalgamationen    mit   «lern  Namen   der 
ilig  prominentesten  und  erfolgreichsten 
sationsform  zu  belegen.     Damit  wurde 
das  Wort     Trust     (Vertrauen    oder  Treue) 
-  Charakters  entkleidet,    in  den  Ohren 
:•  zur  Kakophonie. 
In    Amerika    vollziehen    sich    die    wirt- 
schaftlichen   Ereignisse    im    grossen    Raum 
unter  verhältnismässig  geringem  Druck  mit 
vielfach  ungleich  gi         •     Schnelligkeit  und 
Gewaltsamkeit  als  in  der  enger  besiedelten, 

i    und    gesetzlich 
alten  AVeit.     So    war   es   auch   ein    grosses 
Sündenregister  von  Gewalttätigkeiten  und 
Unterdrückungen    verschiedenster  Art.   das 
die   Gegner  den   Trusts  in   gesetzgebenden 
Versammlungen     und    Gerichten    vorhalten 
ten.     Nicht    nur  mit  Ueberredung  und 
Nötigung,  mit  wirtschaftlichen  Machtmitteln) 
hatten    sie   widerstrebende  Gegner  und  un- 
ii  in-  Konkurrenten  niedergekämpft,  zur 
brer  Beschäftigung  genötigt,  ihnen 
gesetzwidrig  die  Zufuhren    abgesperrt,    die 
Kunden    abspenstig   gemacht,    die    Arbeiter 
und  Angestellt  bäfteführer  und  Tech- 

niker weggelockt    Sie  waren  zudem  Mitte] 
des  Boykott  übergegangen  und  lehntei 

mit    Dritten   ab,    die  mit 
den    Konkurrenten    irgendwelche    Ges 
machten.    Ja,  es  fehlte  nicht  an  Beisj 
■  ffener   und    versteckter  Gewalt :   eine  Ver- 
einigte Staaten-Enquete  brachte  Material  zu 
äs   der   Whiskeytrust    einen   Aich- 
raeisterzu  bestechen  suchte,  eine  gegnerische 
Fabrik  in  die  Luft  zu  sprengen;  das  I 
tum    der    Konkurrenten    des    Standard    i  u 
Trust    wurd.-.    oach    Lloyd,   mehrfach 
waltsam  angetastet. 

Die  Klag  en  dahin,  dass  dieTi 


die  Preise  des  Rohmaterials  gewaltsam 
unterdrückten,  die  Konkurrenz  und  die  Ge- 
werbefreiheit vernichteten,  zahlreiche  l *ni.  i - 
nehmer  und  Arbeiter  brotlos  machten.  Fort- 
schritte   der    Produktion    und    Produkt 
technik   hemmten,    willkürliche   Preise 
derten,  ständig  das  Recht  verletzten.     Wäh- 
rend damals  die  Auffassung  war.  dass  man 
gegen    die  Konkurrenz   des  Einzelnen  nicht 
wohl  das   Recht  habe  einzuschreiten,  waren 
Verabredungen     zwischen     mehreren     über 
Kohkurrenzl — itigung  eine    Konspiration 
das    Aktienrecht    aber,    welches    bestimmt 
Berechtigungen  durch  die  Gewährung 
Charter  übertrug,   wollte  man  nicht  In 
Erreichung  derartiger  ungesetzlicher  Zwecke 
benutzt  sehen,  und  dass  die  gewählte  Form  de- 
Trust eine  ungesetzmässige  sei,  wurde  alsbald 
gerichtlich   entschieden.     Es  wurde  erklärt, 
dass  die  Einrichtung  der  Institution  des  Trust 
andere  Ziele  gehabt  habe  als  die,  zu  welchen 
sie  nun  verwandt  weide.     In  der  vorliege! 
den  Anwendung   sei   sie   nichts  anderes  als 
der  Versuch   einer  Umgehung  des   Aktien- 
rechts;   um   so  bedenklicher,    als  mau  nun- 
mehr gewisse   Sicherungen   und  Einschrän- 
kungen des  Aktienrechts  im  Trust  vermiede, 
der    in   seiner  ganzen  Verwaltung  und  <  re- 
schäftsgebarung    vollkommen    jeder     wirk- 
samen Kontrolle  und  Einsicht  entzogei 
Die  Haftpflicht! leselnänkung   der  Aktioi  i 
die   sonstigen  Befugnisse   der  mit  Charten 
ausgestatteten  Aktiengesellschaften  verlaute- 
ten als  Gegenleistung  für  die  erteilten  Pri- 
vilegien gewisse  öffentliche  Verpflichtungen 
von  Aktieimc'sellx •haften.    Es  sei  unangängig, 
durch  formale  Umgehung  sich  diesen  Pflichten 
zu  entziehen. 

Die  verschiedenen  Antitrustgesetze  zu 
Anfang  der  neunziger  Jahre  stellten  nun 
folgende  Grundsätze  auf:  in  16  Staaten 
wurde  es  als  eine  kriminell  strafbare  Hand- 
lung für  2  oder  mehr  Personen  oder  Gesell- 
schaften erklärt,  die  Preise  irgend  einer 
Ware  zu  regulieren  oder  festzusetzen,  die 
Menge  irgend  eines  Produktes  des  Gewerbes 
der  Minen,  der  Industrie  oder  die  vonirgenq 
einem  Gut  zu  verkaufende  Menge  für  einen 
Gewerbszweig  durch  Uebereinkommen  zu  be- 
stimmen. Sowohl  hinsichtlich  der  Erhöhung) 
wie  Erniedrigung  von  Preisen  wurden  Verab- 
redungen  verboten.  In  C  Staaten  wurde  es 
Für  ein  Verbrechen  für  2  oder  mehr  Per- 
sonen oder  Gesellschaften  erklärt,  irgend 
welche  Verabredung  zutreffen,  durch  welch«! 
die  volle  und  freie  Konkurrenz  im  Verkauf 
und  der  Produktion  verhindert  wurde.  In 
aska  wurden  2  'der  mehr  Personen  für 
eiuer  Konspiration  schuldig  erklärt,  wenn 
sie  sich  dahin  einigten,  den  Verkauf  irgend 
eines  Fabrikates  aufzuschieben  oder  einzu- 
stellen oder  sich  über  die  Zusammen- 
schiessung   und   Verteilung    irgend    welcher 
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re  der  Industrieproduktion  vereinig 
sas  und  Mississippi  durfte  niemand 
welche  Preise  mit  anderen  zusammen 
eehen  [n  New-York  wurde  bestraft, 
kontraktlich  die  Konkurrenz  hinsichtnen 
Slenge  und  Preise  des  für  Leben 
iesundheit  nötigen  Bedarfs  beschränkte 
,  erabreclungen   über  Preissteigerungen 

Die^Oeffentliehkeit  war  gegen  die  Trusts 
,unmehr  derartig  voreingenommen,  dasswe- 
liffstens  äusserlich  etwas  geschehen  musste, 
„,inl  einige  gerichtliche  Entscheidungen  die 
mdung  '  für    Befürchtungen     lieferten. 
5j    die   Gerichte    möglicherweise   die  Ge- 
hkeit    der    Trustabmachungen    (Trust 
■ment),  d.  i.  der  Urkunden,  welche  die 
Hage    der    Kontrakte    für    die    Leber- 
cagung    der   Verwaltung    an    die    Trustees 
[ten,    nicht    anerkennen    würden.     So 
flau  es  für  geraten,  nachzugeben,  und 
nists   wurden  formal  aufgelöst  und  m 
agesellschaften  verwandelt. 
Es    giebt    heute    keine   Industrieorgani- 
ien    von    Belang    in     der    Trustform 
sie    ist    vollständig    beseitigt,    und 
m     ihre     Stelle     sind     Korporationen    ge- 
weiche   entweder    grosse    amalga- 
Einheitsgesellschaften  mit  einer  Reihe 
D  Filialen  darstellen  oder,    wo  nach  dem 
Aktienrechte   einzelner   Staaten  Amalgamie- 
Formal  unzulässig  ist.  kaufte  eine  grosse 
ralgesellschaft   die  Werte  oder  die  Ma- 
der Werte  einer  entsprechenden  An- 
von    Gesellschaften   auf,    wodirrch   ihr 
thatsächlieh  die  Verwaltung  zufiel  und  auch 
selbständigen  Wirtschaftsfunktionen  der 
hiedenen    Einzelunternehraungen    voll- 
kommen verschwanden.     Die  neuen  Riesen- ] 
Unternehmungen  kontrollieren  die  Produktion 
in   ihrem    Geschäftszweige    und    sind   auch 
I  finanziell    nach    aussen    hin    allem    verant- , 
ich,    da   ihre  Aktien   an  die  Stelle  der 
in  ihrem  Portefeuille  befindlichen  W  erte  der 
lunternehmungen  im  Verkehr  befindlich  i 
(sind       Per    Standard    Oil  Trust   hatte   eine! 
Zeit  lang  nach  seiner  freiwilligen  Auflösung 
vorgezogen,  keine  Centramnternehmung  zu 
eg]  finden,    diesen   Plan    aber   bald   wieder 
aufgegeben  und  ist  dem  Beispiel  der  anderen 

gefolgt  ,  .  , 

V  In  richtiger  Würdigung,  dass  es  sieh 
nur  um  eine  formale  Veränderung  handelte, 
gewöhnte  sieh  die  öffentliche  Meinung  als- 
bald daran,  das  Wort  Trust  für  alle  Ver- 
einigungen und  Amalgamationen  auch  weiter- 
hin zu  gebrauchen. 

Seither  sind  vier  Entwiekelungsreihen 
na.-h  aussen  zu  Tage  getreten. 

\     Eine    weitere    Anzahl    von    Staaten 

I  haben    Antitrustgesetze     erlassen.      Audere 

Italien    ihre   Bestimmungen    verschärft    und 

ialisiert.    Heute  haben  29  Staaaten  und 


Territorien  Antitrustgesetze;  drei  weitere 
Staaten  haben  Specialgesetze  gegen  bestimmte 
Kombinationen    angenommen.     Die    Bestam- 

n gen    sin     "    "•     i  ntlichen   nicht  erheb- 

li,  ,;  ilteren  Gesetzen  verschied 

obgleich  i    hr  als  30  Staaten  e neue 

Regelung  seil   1895  stattgefunden  hat. 

B.    Im    Gegensatz    zu    diesen     ges 
geberischen   Versuchen    haben    eine    R 
TOn    anderen    Staaten    ihre    Aktien-Gesetze 
den  Bedürfnissen  der  Riesenunternehmungen 
bestmöglichst  durch  liberal.'  Bestimmungen 
anzupassen  versucht. 

Neben  West -Virginia  i.-t  namentlich  1  lela- 
ware  hierin  weit  über  die  Grenze  des  Zu- 
lässigen hinausgegangen;  New-Jersey,  all- 
mählich zum  Hauptsitz  der  grossen  Kombi- 
nationen geworden,  hat  sieh  durch  eine 
liberale  Aktien-  und  Steuergesetzgebung  die 
Vorteile  verschafft,  welche  dem  Staat  durch 
das  Domizil  zahlreicher  grosser  Gesell- 
schatten erwachsen  können;  seine  Lage  vor 
den  Thüren  von  New- York,  dem  Hauptsitz 
der  -rossen  kapitalistischen  Kombination 
hat  sieh  besonders  günstig  erwiesen. 

c  Die  Konsolidationsbewegung  hat  nach 
den  üblen  wirtschaftlichen  Erfahrungen  in 
der  Krisis  von  1893—96  ein  ungeheuer  be- 
schleunigtes Tempo  angenommen;  man  hat 
sich  um  die  Anti-Trustgesetzgebung  und 
eine  kleine  Anzahl  sie  stützender  Entschei- 
dungen nur  insoweit  bekümmert,  als  die  Ge- 
fahr0 von  Verlusten  in  besonders  trustfeind- 
lichen Staaten  vorzuliegen  schien  -  lli'-i 
sind  die  Centralunternehmen  nicht  seihst 
aufo-etreten,  sondern  haben  ihre  Zweigan- 
staften  äusserlieh  selbständig  auftreten 
lassen  oder  ihren  Handel  durch  Agenten 
und  Agenten  von  Agenten  betrieben. 

Das  Land  hat  sich  aber  mit  einein 
mannigfaltigen  Netze  verschiedenartigste] 
Einheitsunternehmungen  bedeckt 

I)    Die  Politik  hat   sich   der   Trusttrage 
mit   weit   grösserem  Nachdruck   bemächtigt 
als    früher  und   sie   bis  zu  einem  gewissen 
:  Grade   zur  Parteifrage    gestempelt.     In  den 
Präsidentschaftskampagnen    von    1S9C    und 
1.900  haben   die  Demokraten   die  Trusts  als 
Bundesgenossen  der  Republikaner  bezeichnet 
und   diese   daraufhin   angegriffen.     Die  Re- 
publikaner  aber    haben  nicht   gewagt,    jene 
direkt  zu  verteidigen,  sich  immerhin  je 
wohlwollend   verhalten.   —   Eine   besondere 
Phase   der  Öffentlichen  Erörterung    trat  mit 
dem  Moment  ein,  wo  in  der  republikamschen 
Partei  der  mögliche  Nutzen  der  Trusts  für 
die  Förderung  des  Außenhandels  hervorge- 
hoben winde:    Eine    ganz    ausserordentlich 
lebhafte  Erörterung  der  Frage  wurde  unter 
weiter    ausschauenden  Gesichtspunkten   na- 
mentlich   seit    1898    wieder    aufgenommen, 
umfangreiche    Enqueten    aufgestellt      zahl- 
reiche^ Bücher   veröffentlicht.     Hierbei 
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langte  man  allmählich  zu  besserer  Ein- 
lud Unterscheidung.  Es  wurden 
Gebiete  ausgesondert  und  getrennt 

lt. 

VI.  unter   den   industriellen   Trusts    im 
Sinne  versteht   man  heute  gewisse 
ätrielle  Riesenunternehmungen,   die  die 
luktion  und  den  Absatz  gewisser  Güter 
rrschen.     .Man    beginnt    sich    daran   zu 
ihnen,   die   Eisenbahnen   in    ihren    Kar- 
imd   Verschmelzungen,   ferner  die  so- 
anten     Municipalmonopole,    d.    i.    die 
Wasser-,    Gas-   und  Elektricitätsversorgung, 
d  Gesichtspunkten  anzus 

denn  dies  gegenüber  den  auf  Patent  und 
Urheberschaft  begründeten  Monopolen  von 
jeher  der  Fall  gewi  31  a  ist.  Für  die  eigent- 
i  industriellen  Riesenbetriebe  hat 'man 
Einteilungen  und  Namen  ge- 
wählt. Namentlich  Ely  widmet  der  Ein- 
teilungsfrage einen  erheblichen  Raum. 

Man  hat  allgemein  anerkannt,  dass  die 
Eontrolle  über  den  Markt  in  zahlreichen 
Zweigen  von  Einheitsunternehmungen  aus- 
t  wird,  die  über  75  bis  90%  der  Pro- 
duktion verfügen.  Einheit  ist  noch  nicht 
erzielt  über  die  Gründe,  aus  welchen  die 
Vereinigungen  ihre  Macht  schöpfen,  und 
über  ihre  Wirkungei  . 

Als  Hauptgründe  für  die  erfolgreiche  Be- 
sen 0    tralgesellschaften 
wird     neben    der    besonderen"  Tüchtigkeit 
der  Leiter,   ihrer  Fähigkeit,  die  Mitwirkung 
rer  heranzuziehen,  dem  Besitz  von  Pa- 
en,  Fabrikationsgeheimnissen  und  natur- 
al  1    |  ölen,  wie  Quecksilber-,  Kohlen- 
Kupferminen,  Schwi  Ei  Igruben  etc.  we- 
sentlich   1.  auf   die  Verbindung   der  Unter- 
ner  um    den    Eisenbahnen;    2.   auf  die 
Schutzzollpolitik;     3.    auf     die    finanziellen 
Manipulationen  der  Börsenleute  und  Bankiers 
ewiesen. 

Die  Eisenbahnen    sollen    nach  wie   vor, 
setzliehen   Verbote,    gewissen 
i  nternehmungen  geheime  Vorzugstarife  be- 
willigen   und     ihnen     dadurch     lokal    oder 
lal    d^n  Sieg    über  all-   Eonkurrenten 
ermögliche  ehen,    sii  u 

.    zu  1  rgeben. 


Dei    Schutzzoll,   der  die   Uebersichtliel 
keit    ein.',     geschlossenen    Marktes    -. 
soll  ja  nach  Ansieht  einzelner  Verfechter  im 
zur  Erziehung  von  jugendlichen  Industrieei 
dienen:    in  Wahrheit  gelingt   es  dem  Kapi 
talisten  nur  dann,  die  vollen  Segnunge 
Zolls  zugemessen,  wenn  er  auch  im  Ii 
der  Konkurrenz  Herr  ist. 

Die  grossen  Mengen   des   an    der  Bora 
von  Xew-York  zu  Spekulationszwecken  odi 
beim   Suchen    nach   Anlage    zur  Verfüeui 
stehenden  Kapitals,  die  Möglichkeit,  markt" 
gängige    Sicherheit    zu    schaffen.     Grii 
und   Einanzierungsprofite    in  Grüudersyndi- 
katen  zu  machen,  die  vom  Standpunkte  des 
Kapitalisten   auf    der  Hand   liegenden 
teile   des    Riesenunternehmens  haben   zahl- 
reichen spekulativen   Verschmelzungen    zun; 
Leben    verholfen.     Von    15  im  Jahre    1393 
bis    1894    hat    sich    die  Zahl    .1 
marktgängigen    Trustwerte    auf    weit    über 
400  gehoben.  — 

Die    neueste  Phase    der  Amalgama 
bewegung   seit    lsn:  9s   ist    noch    so 
dass  sie  sieh   in  ihrer  Wirkung  I-. 
sehen    lässt.      In    der    Zeit    einer    gr 
stetig  steigenden  Konjunktur  sind  eine  gn  ssi 
Anzahl  von  Industrieen  ungeachtet  aller  Pro- 
!  ste    konsolidiert.     Die    nachstehende 
giebt  nach  Baker  die  wichtigsten  Gm 
der  fiü-  Konsolidationen  bis  zum  1.  Juli 
in  Frage  gekommenen  Gesellschaften. 

Daraus  ergiebt  sich  zugleich  das  Feld, 
welches  die  heutigen  Trusts  sich  gesteckt 
liab  q,  ebne  dass  indes  ohne  eine  Detail- 
prüfung  im  Einzelnen  gesagt  werden  kana 
inwieweit  die  verschiedenen  e,n  ^kapitalisti- 
schen Unternehmungen  vollkommen  di| 
Macht  von  Trusts  ausüben. 

Es    handelt    sich    um    alle   Gebiet- 
Industrie.    Urproduktion,   Halbfabrikate    un4 
Fertigfabrikate  mit  einer  stützenden  Teudena 
dei  betreffenden  Trusts,  sichauchauf  dem  Feld 
der  von  ihnen  verarbeiteten  Materialien  und 
der    ihre    Fabrikate    weiter    verarbeite 
Industrieen  auszudehnen.     Ferner  ist  zi 
merken,  dass  da-  Nominalkapital  nicht  immer 
vollkommen  zur  Emission  gelangt  ist. 
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Nominalkapital 
Millionen  $ 

487,2 
241,2 
185,0 

175.0 
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en  in  der  Nahmngsmittelindustrie 

Brennerei-,  und  Brauereiindustrie 
..    Tabakindustrie 
..    Papierindustrie 
Textilindustrie 
..    Leder-  und  Gummiindustrie 
Holzindustrie 

'das-  und  Töpferwarenindustrie 

■.    Chemikalien,  Oele,  Farben  etc. -Industrie  526,9 

..    Bisen-  und  Stahlindustrie  1114,0 

Maschinen-  und  Eisenwarenindustrie       357,8 

Elektrischen  Industrie  97,8 

11  Metallverarbeitungsindustrie    237,5 

äamtsumme    4188,3 


300,1 

48,5 

114.0 
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üntei    diesen    IT:'.  Gesellschaften   waren 

i  „„,  einem  Kapital  von  über  100  Millionen 

,    21    mit  einem  Kapital  von  50  Ins  100 

,en    Dollar.    :'.■-'    mit    einem    Nominal- 

tapital  von  25  bis  50  Millionen   Dollar. 

Hauptgründungsperiode   hatte   indes 
.  erst  besonnen,  eine  Liste  des  Journal 
Commerce  vom  »'>.  September  1900  bringt 
■'■„.    Periode    vom    1.   Januar   1899    bis 
Septembet     1900    allein    eine   Liste 
117  Gesellschaften    mit    einem    autoh- 
Kapital  von  3545,3  Millionen  Dollar, 
:sen  dürften    etwa  l1  ••  Milliarden    in 
,beren    Liste    enthalten    sein,    so    dass 
Summe   von   '2  Milliarden   Dollars   auf 
i-ünduugeu  und  Konsolidationen  für  die 
!i   Sonate  nach  dem  1.  Juli  1S99    kommen 
.    —    Nach    den    Berechnungen    von 
ii  t  sind  von  den  gesamten  31  2  Milliar- 
Gründungen    von    Gesellschaften     mit 
1    Million    Dollar   Kapital    in    diesem 
mm    von    '-'11    Monaten     700    Millionen 
Kapital  in  Neugründungen  angelegt  —  teil- 
weise   neue  Konkurrenz    für   alte  Onterneh- 
_   .,  und  Trusts,  die   übrigen  2850  Mil- 
aber    repräsentieren    das   Kapital    in 
\makamationen.     Miller  Collier  schätzt 

ä    ,. -amtkapital  der  bis  zum  1.  Januar  li 

-    Form   von  Aktiengesellschaften   ent- 
standenen Riesenbetriebe  auf  ^  3  Milliarden 
Dollar,   was   auf     einen    heutigen    Kapital- 
-    ad  von  9  bis  10  Milliarden  Dollar  hin- 
-  11  würde. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  nicht 
alle  die  grossen  Unternehmungen  als  Trusts 
im  Sinne  der  gegebenen  Definitionen  be- 
aet  werden  können,  vielfach  handelt 
es  sich  nur  um  Gross-  und  Riesenbetriebe, 
wie  denn  überhaupt  die  Frage  in  der  öffent- 
lichen Debatte  hin  und  her  schwankt. 

Eine  einsehende  Prüfung  der  Liste  der 
gp  -ei,  Gesellschaften  und  ihrer  Zunahme 
im  Laufe  der  letzten  zehn  Jahre  lässt  indes 
deutlich  erkennen,  dass  im  Gesamtgebiete 
der  Industrie  die  Zahl  und  der  Machtb 
der  -'ine  Kontrolle  ihres  Zweiges  erstreben- 
iind  erreichenden  Riesenunternehmungen 
händig  zugenommen  hat.  Diese  eigentlichen 
Trusts  im  engeren  Sinne  (ausschliesslich 
städtischer  Elektricitäts-,  Gas-  und  Verkehrs- 
anlagen) weisen  folgende  Kapitalisierung 
Endo  1900  nach  Conant  auf  (in  Millionen 
Dollar): 


sei  abzuflauen,  1  äwegs  erfüllt.     \  - 

i!  von  ungeheuren  im  Werden  befind- 
Üchen    oder    du  arten    neuen    Eisen- 

bahnverschmelzungen, die  unzweifelhaft 
binnen  weniger  Jahre  dazu  führen  werden, 
dass,  wie  in  anderen  Ländern,  eine  Teilung 
des  Verkehrs  nach  geographis  den  Zonen 
zwischen  wenigen  nicht  konkurrier! 
Gesellschaften  stattfinde  ist  namentlich 
der    Eisen-     und     Stahlindustrie     die 


Vorzugsaktien  .     .     ■     1414 

Aktien 2545 

Prioritäten    ....       484 


Gesamtsumme    4443 


Die  Bewegung  hat  seither  keines- 
falls stillgestanden,  vielmehr  sind  um  die 
Wende  des  Jahres  1900  wieder  erhebliche 
Verschmelzungen  durchgeführt  und  die 
Prophezeiung,  dass  die  Tendenz  im  B 


All  \JL\JA.  JJIUV,  L.  w*u<w.  - 

Konsolidation  nahezu  bis  zu  Ende  durchge- 
führt, indem  entsprechend  einem  Plan 
Carnegie  s  und  Morgans  äi  i""1' 

Centralgesellschaft  mit  1100  Millionen  Dollar 
oder   nahezu   41  2    Milliarden    Mark   Kapital 
und   304  Millionen  Dollars    '.der    1220  Mil- 
lionen Mark  Prioritätsobligatipnen  begrii 
hat.  welche  die   8  einzelne  Zweige  d< 
dustrie    betreibenden,    bisher   verschiedenen 
Eisen-   und  Stahltrusts  aufgesogen  hat 
den  gesamten  Eisenmarkt  des   Landes   von 
der   Mine   bis   zum  Fertigfabrikat   nunmehr 
thatsächlich  beherrschen  wird. 

Auch  auf  anderen  Gebieten  hat  sieh  zwar 
vorübergehend  die  Neigung  zur  Begründung 
neuer  Konkurrenz,  dann  aber  wieder  eine 
Ständige  Abschwächung  derselben  gezeigt. 
und  die  neuen  Unternehmungen  sind  immer 
nur  eine  vorübergehende  Erscheinung.  Vor 
einigen  Jahren  z.  B.  entstand  die  Konkurrenz 
gegen  den  Zuckertrust.  Die  American  Sugar 
Refining  Company  ist  aber  neuerdings  zu  einem 
Uebereinkommen  mit  ihren  beiden  Haupt- 
konkurrenten,  welche  eine  Zeit  lang  geneigt 
schienen,  ihr  wirksam  entgegen  zu  treten. 
gelangt,  und  so  geht  es  überall. 

VII.    M it  der  Amalgamierungsbestrel mng 
in   einzelnen  Industrieen    und   ihrem  Erfolg 
sind   die  Phänomene   der  Erscheinungsreihe 
im   vorliegenden    Problem    noch    nicht    er- 
schöpft:   weitreichende  Bank-  und    Börsen- 
spekulationen   sind    daraus    hervorgegangen 
und  haben  an  den  Hauptplätzen,  namentlich 
New-Vork,  eine  Klasse  von  Kapitalisten  ge- 
schaffen, die  nunmelir  angesichts  des  ras 
Wachsens  ihrer  Einnahmen  und  Vermögens 
unausgesetzt   darauf    1" 'dacht    sein    müssen. 
sich  neue  Gebiete  der  Kapitalanlage   zu  er- 
schließen.     Zu   den  durch  Eisenbahn-  und 
Grundstück-,     Bank-    und    Börsengeschäfte 
reich   gewordenen  Männern  sind  die  Petro- 
leum-, "Eisen-,   Zucker-,  Vieh-  und  Fleisch- 
magnaten u.  s.  w.  getreten  und  diese  Gruj 
oder  die  einzelnen  Hauptkapitalisten  derse 
haben   begonnen,   ihre  Beteiligung   über  die 
Sphäre   der    eigenen    ursprünglichen  Unter- 
nehmungsgebiete   hinaus   auszudehnen.    Sie 
verteilen  Ihre  Risiken   in    industriellen  An- 
lasen   auf   verschiedene    Industrieen,    was 
alsdann  weiterhin  dazu  führt,  die  betreffen- 
den   Gewerbe     zu    einem    geschlosseneren 
ssenkomplex  zusammenzufügen. 
Hier  tritt  dann  das    finanzielle   und  pn- 
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vatkapitalistische  Interesse    in   den  Vorder- 
und  macht  die  verschiedenen  Unter- 
biete seinem  einheitlichen  Zweck 

So  haben   sich   um  die  grossen  Lebens- 
versichernngsgesellschaften  hemm  eine  An- 
von    Binanzinstituten,    Grundkreditan- 
stalten etc.  gruppiert,  welche  einheitlich  für 
l.i-  [nteresse  der  ihre  Sicherheiten  besitzen- 
den Muttergesellschaften  zur  Besorgung  und 
Deberwachung  von  deren  Investierungen  in 
Anspruch    genommen     werden.    -       Einige 
Bankhäuser,    namentlich    von    New- 
irork,    sind    die   finanziellen  Leiter  und  da- 
mit  die    massgebenden  Persönlichkeiten   in 
>T~.-hiedeiKirtigen    industriellen    Unterneh- 
mungen und  Eisenbahnen.    Die  ganz  grossen 
Stahikönige    haben    ilrre    eigenen    Bankinte- 


1.  Technisch  können  sie  unzweifelha 
etwas  Besseres  leisten  als  die  Einzelunte 
nehmungen,  die  Produktion  Volkswirts 
lieh  billiger  gestalten;  sie  gestatten  ein 
bessere  Ausnützung  des  Materials  wie  di 
Produktionsmittel  und  der  gesamten  v*ei 
teilungsmasehiuerie.  In  dieser  Hinsicl 
haben  sie  anscheinend  bisher  wesentjic 
Gutes  geleistet.  —  Solange  ihnen  kein  g, 
setzliches  Monopol  zur  Seite  steht  und  si 
auch  nur  mit  der  entfernten  Mögiichkei 
innerer  und  äusserer  Konkurrenz  zu  reime 
haben,  ist  eine  Erstarrung,  eine  Feindlich 
keil  gegen  den  Fortschritt  kaum  zu  fün  hti 

2.  Auch  für  die  kapitalistische  i  trgä 
sation  der  Produktion  haben  sich  die  Trust 
als  ungemein  nützlich  erwiesen,  sie  habet 
die  FinanzR-ebarung  verbessert  und  verbillig 


ressen;    sie    erwerben  Minen,    Kohlen    und  '  und  sind  darüber  hinaus  infolge  der  stärk, 


Kapitalinteressen  in  den  Eisenbahnen,  dann 
alier  gehen  sie  mit  ihrem  Anlagekapital  an 
die  Börse  und  beteiligen  sich  an  anderen 
Unternehmungen.  Das  markanteste  Beispiel 
für  die  Eutwickelungstendenz  giebt  die 
i  ig  der  Hauptinteressenten  des  ältesten 
Trusts,  der  Standard  i  lil  Co.,  welche  nicht 
nur  sieh  Hu,-  eigenen  Banken  und  Bankiers, 
Agenten  und  Makler  auf  dem  New- Yorker 
Finanzmarkl  verschafft  und  diesen  zu  einer 
führenden  Rolle  verhelfen  haben,  sondern 
mit  ihrem  Anlage  suchenden  Kapital  ebenso- 
wohl benachbarte  Industrieen  allmählich 
aufsaugen   wie  sporadisch  in  fremde  Gebiete 

irgreifen.  —  Die  Namen  derselben  Kapi- 
talisten, welche  grosse  Standard  Oil-Inte- 
ressen  darstellen,  finden  sich  z.  B.  in  den 
I  eilenden  Stellungen  alier  Beleuchtungs- 
ini r  Anzahl  der  Transporte!- werbe  der 
Stadt  New-Ti  irk  wieder.  I  )ie  <  raskompagnieen, 
eli  ktrisi  he  Beleuchtungsanlagen,  Strassen- 
bahni  □  etc.  «  urdi  d  von  diesem  [nteressen- 
komplex  aufgesogen.  —  Durch  den  Erwerb 
ganzer  E  steme  und  die  Einrich- 
tung gr r  Dampferlinien    hat  man   nicht 

in  h     eig u     betrieb    vergrössert, 

lern  sich  auch  au  anderen  Gewerben  um 
ihrer  selbst  willen  beteiligt.  Minen  und 
Eisenwerke  grössten  Umfanges  sind  in  den 
Händen  der  Standard  i  iil  Cc-Kapitahsten  — 
kurz,  hier  hat  die  Entwickelung  ein  Stadium 

■  ht,  wo  es  sieb  nicht  mein'  um  indus- 
trielle Trusts,   sondern    um    reine   kapitalis- 

Vermögenszusammenballung    bandelt : 
Erscheinung   ist,    wie   gesagt, 
der  Trustbeweiriuig  allein  eigentümlich,  wird 
'    dun  e,,tiieh  beschleunig!  und 

tärkt.  — 

Dm   zu   einer   richtigen  Würdigimg  der 
Trusts    zu   gelangen,   muss    man    de    unter 
dem  vierfachen!  resichtspunkt  der  technischen, 
a     I  dei 

■  i  '  ohäng  odei  politi  chen  Wirkung 
betrachten : 


ihrer  Stellung  imstande,  zu  verhindern,  daß 
zwecklos  in  den  verschiedenen  Unterneh 
mungen  volkswirtschaftliches  Kapital  ange 
legt  wird,  welches  in  absehbarer  Zeit  siel 
nicht  rentieren  kann.  Unter  dem  heutige) 
Produktionssystem  ist  nicht  jede  Einfiihrmif. 
von  technischer  Verbesserung  unter  allei 
umständen  volkswirtschaftlich  rentabel,  viel- 
mehr nur  dann,  wenn  die  neuen  Produktions- 
mittel einen  soviel  höheren  Ertrag  liefen 
als  die  alten,  dass  dieses  nicht  niu  ihn 
eigene  Verzinsung  und  Reproduktion,  sondern 
darüber  hinaus  auch  diejenige  der  vorhat 
vorhandenen  nicht  bis  zu  Ende  ausgenutzten 
Produktionsmittel  mit  deckt.  Durch  ihre 
finanzielle  Machtstellung  sichern  sieh  die 
Trusts  einen  Teil  der  Begünstigungen,  welche 
sonst  nur  durch  gesetzliche  oder  natürliche 
Monopole  erzielt  werden,  und  in  diesem 
Sinne  sind  sie  als  »kapitalistische  Monopole 
mit  Recht  zu  bezeichnen. 

In  ihrer  finanziellen  Stellung  aber  lieg  h 
gleichzeitig  jene  Momente,  welche  als  i  h  finde 
des  Angriffs  im  Konsumeuteninteresse  gegen 
die  Trusts  benutzt  sind.  Sie  kontrollieren  den 
Markt  technisch  und  kapitalistisch  und  können 
infolgedessen  die  Preise  der  von  ihnen  er- 
zeugten Güter  zwar  keineswegs  beliebig^ 
wohl  aber  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
bestimmen.  Von  den  in  ihrem  Betrieb  durch 
verbesserte  Technik  erzielten  Ersparnissen 
nehmen  sie  einen  erheblichen  Teil  als  Er- 
höhung des  Unternehmergewinnes  in  An- 
spruch. In  der  gewaltigen  Ueberkapitali- 
ation  aber,  mit  welcher  sie  eingerichtet 
sind,  liegt  einer  der  Hauptgründe,  weshalb 
die  technischen  Verbesserungen  keineswegs 
auch  nur  annähernd  entsprechende  Ver- 
billigung  der  Preise  zur  Folge  haben.  Wie 
oben  gezeigt,  müssen  eine  Anzahl  voll 
l  nternehmungen  mit  aufgekauft  werden, 
weil  man  sie  nicht  als  Konkurrenten  be- 
stehen lassen  kann:  das  erfordert  erhebliche 
Kapitalinvestierung,  vielfach  ist  letztere  aber 


im  Vergleich  mit  der  Leberkapitali- 
.    ,  .samten    ruternehmens.     Di. 
,,.„     Untersuchungen     haben     es  _  als 
Qos  festgestellt,  dass  bei  der  Kapitah- 
lg    ,i,,.    grossen   Trusts   in    der  Regel 
nicht  der  Buchwert  oder  dei  Neubeschaffungs- 
wert der  Betriebsmittel  zuschläglieb  des  Wer- 
er  Patent  und  Geschäftsgeheimnisse  etc. 

aild  des    g 1  will  ,  das  ist  der  Thatsache 

gesicherten  Kundenkreises  etc.,  zu 
QruDde  gelegt  ist,  dass  man  vielfach  nicht 
11U1.  einen  Aufschlag  entsprechend  dem  zu 
rteuden  höheren  Profit  nach  der  Amal- 
eamation  hinzugefügt  hat.  sondern  sogar 
öfter  darüber  hinaus  noch  grosse  Mengen 
von  Aktien  emittiert  sind. 

Früher   war   es    manchmal    üblich,    den 

eigentlichen    Kapital-    oder    Buchwert    des 

in  Obligationen  —  Bonds  - 

au   emittieren,    darüber   hinaus   ein    Menr- 

s    in    Aktien   auszugeben,    heute    zieht 

es   meist    vor.    den  Wert    des   Lnter- 

aehmens  durch  Vorzugsaktien  zu  reprasen- 

und   darüber  hinaus  den  ehemaligen 

Einzelunternehmern   gewöhnliche  Aktien  in 

mindestens    gleicher    Höhe    als   Prämie    zu 

geben     Prioritätsobligationen    nur    zur    I  '*  - 

Schaffung  von  Betriebskapital  zu  verwenden. 

In    beiden    Fallen    aber    sind    die    meisten 

Unternehmungen  2— 5— 7— lOmal  und  mehr 

Über     ihren    Neubeschaffungswert     hinaus 

kapitalisiert    und    müssen    dann    versuchen, 

durch   möglichst   hohe   Preise  und    grossen 

Umsatz    ein-    Verzinsung    des    Kapitals    zu 

erzielen    —  Eine   weitere   Kapitalerhohung 

wird   notwendig,   um   die  Gründer  (Promo- 

und    ihre    Konsortien,    die     \- 
die  Bankiers   und  die  Juristen  zu  bezahleu. 
welche  die  Vorverhandlungen  für  die  Trust- 
bildung   führen.     Ferner    verschlingen    die 
Banken  und  Treuhandgesellschaften,  w. 

echnischen  Teil  der  neuen  Gründung, 
die  Emissionen,  Konvertierungen  etc.  be- 
sorgen und  da-  nötige  Kapital  zur  Durch- 
führung der  Transaktion  vorstrecken,  ge- 
waltige Summen.  Man  hört  von  Gründer- 
und  Bankiergewinnen  von  1— IM  Millionen 
Dollars,  die  teils  in  bar,  teils  überwiegend 
in  Aktien  bezahlt  werden,  von  Provis 
und  Rechtsanwaltsgebühren  m  der  Hohe 
von  vielen  Hunderttausenden.    Das  Grunder- 

äortium   der   Stahlgesellschaft   hatt. 
Kapital  von  100  Millionen. 

Diese  gewaltigen  Gewinne  sind  es,  welche 
die  Amalgamationsbewegung  seit  189"!  we- 
sentlich beschleunigt  und  eine  Reih 
Gründeresistenzen  gross  und  mächtig  ge- 
macht haben.  Die  Werte  werden  auf  den 
Markt  gebracht  und  zu  höheren  oder  niedri- 
geren Preisen  tosgeschlagen.  Grossartige 
Spekulationen  beginnen  alsdann. 

Die  Trusts  sind  von  vorn  herein  in  i 
-     dität  m.-ht  gleichmässig  angelegt,  der  Stan- 


dard Oil-Trust  war  z.  B.  von  jeher  das  ttu 
solider  Geschäftsgebarung;  die  alt. 
Carnegi  •■'  -    ieii  :  troti  ihres  hohen 

Kapital-  auf  Grund  einer  sehr  konservativen 
Bewertung  errichtet  gewesen  zu  sein.  An- 
seits  hat  der  Zuckertrust  sein  Geschäft 
zwar  stets  in  mustergiltig  solider  Weise 
geführt;   es   ist    al  I  ""-' 

Leiter  vielfach  die  Politik  ihres  Betriebs  zu 
Börsenspekulationen  gemissbrauchl  lial.cn. 
Ein  gleiches  Manöver  brachte  1900  die 
American  Steel  and  Wire  Co.  beinahe  zum 
Ruin,  als  verlautete,  dass  ihre  eigenen  Leiter 
grosse  Baissespekulationen  dur  und 

darum   die  Preise   und  Produktion  plöl 
heruntersetzten;  der  Whiskeytrust  ist  ' 
Jahre   ein   Gebiet   wilder  Spekulationen   im 
Innern    gewesen:    manche    Trusts    mussten 
wegen   ihrer   schlechten   Finanzierung   oder 
äftsgel  larung  reorganisiert  werden,  z.  B. 
4er  Cordagetrusf  (Bindfaden),  während  ein- 
zelne so  mangelhaft  eingerichtet  und  verfehlt 
kapitalisiert  wurden,   dass  ihre  Werte  trotz 
nominell  vielfacher  üeberkapitalisation  that- 
sächlieh    heute    nicht    einmal    hoch    g. 
quotiert    werden,     um    die    ursprüngh 
Buchwerte     der     sie      zusammensetzenden 
Einzelunternehmen    zu    decken,    z.    B.   der 
Tapetentrust.    Schliesslich  sind  einige  über- 
haupt nicht  über  das  Anfangsstadium  hinaus- 
•.  Erüh   ges.  heitert,  wie  der  Viehtrust 
und  der  Mühlentrust. 

Das    Spekulations-Element,    die    Börsen- 
jobberei    hat  das  Ansehen  zahlreicher  Trusts 
erheblich  geschwächt,  und  viele  Kapitalisten 
sind    heute   ebenso    vorsi.  htig   ihnen  gegen- 
über   wie  sie  vor    1"  bis  20  Jahren    gegen- 
über   den    Eisenbahnpapieren   waren.     Am 
günstigsten    schneidet   auch   hier   die   Stan- 
dard Oil  Co.  ab,    .leren   Aktien   mit  nahezu 
notiert    werden.     Im   ganzen   haben 
lie  Trusts  noch  nicht  das  Stadium  er- 
reicht,   in   dem  sie  als  eine  so  sichere   An- 
...  zeichnet  werden  können,  wie  sl 
selbst    behaupten  und  wie  theoretisch 
wahrscheinlich  erscheint.  _ 

Der  Geist  der  Spekulation  in  den  Irust- 

ler   vielfach   die  Leiter  beherrscht 

und  nicht  durch  gesetzliche  Massregeln  em- 

ränkt  wird,  hat  jedoch  auch  dazu 
führt    dass  ein  anderer  Vorteil,  den  sie  ihrer 
Betriebsform   nachrühmen,    nicht    durcl  ?    - 
zu   Tage    getreten   ist.    Die  Preise 
Trusts   hergestellten  Waren   schwanken   er- 

,L   und   heftig,  wie   namentlich  n. 
Untersuchungen    von   Jenks  für  den 
missioner   of  Labour  und  für  die  Industrial 
oission      zeigen,     eme     Stabilität      ist 
weder  für  die  Werte   noch  für  die  P 

Es'  wird   allerding  "-    dass   dieses 

S.hwanken    alsbald   ebenso    vorüber    gehen 
wird   wie  im   Gebiet  der  Eisenbahnei 
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-  Ben-  und  Frachttarife  und  die  Aktieu- 
-■•   allmählich   ständiger   geworden  sind. 
ht  unmöglich,  dass  die  ganze 
ron   Gründern,    von    Fondsmaklern, 
Bankiers  und  Spekulanten,  die  heute  eine  so 
Rolle    spielen,   nach   und    nach    zu- 
rücktritt  und   dass  die  Leiter  der  verschie- 
denen Unternehmungen   sieh  allmählich  da- 
von  entwöhnen,   die    Oeffenthchkeit   durch 
Spekulationen  eines  der  grossen,  zu  Grünsten 
der  Trusts  ins  Feld  geführten  Vorteile,  der 
Ständigkeit,  zu  berauben.    Bisher  i>t  das  aber 
nur  hypothetisch  anzuerkennen  und  sind  die 
ssen  Trustgründungen  wesentlich   unter 
dem  Gesichtspunkt  der  Fondsspekulation  mit 
zu  betrachten. 

Doch    selbst    in    der    Form    der    wilden 
Spekulation,  welche  der  Trustgründung  und 
Finanzierung    bisher    meist    noch    anhaftet, 
hat  sich  für  den  amerikanischen  Geldmarkt 
ein    nennenswerter    Verteil    ergeben.      Die 
Zusammen  ballung  der  Riesenunternehmungen 
und  Kapitalien,    deren   Aufhäufung,    als  De- 
positen    bei    den    Banken   und    Bankiers   in 
New- York,  die  Vereinheitlichung'  der  Finanz- 
gebarung    der     grössten    Unternehmungen 
en  den  amerikanischen  Geldmarkt  in  un- 
ältnismässig     rascher    Frist     zu    einer 
grossen     Verstärkung   seiner    Stellung    mit- 
Lolfen. 

Noch    vor    wenigen   Jahren   vollkommen 
von     Europa    abhängig,    ist    mau     1900    im 
stände  gewesen,    als    Kapitalverleiher   nach 
i  n  aufzutreten.     Das  ist  durch  die  Auf- 
sammlnng  des  Kapitals  in  New-York  ermög- 
licht.    Eine  andere  Nebenwirkung  der  kon- 
solidierten     Finanzwirtschaft     der    grossen 
Trusts   an    wenigen   Stellen,   namentlich    in 
New-York,  ist  ein  gewisser  Umschwung-  im 
Bankwesen   des  Landes.    Anstatt  der  zahl- 
kl(  inen  Einzelunternehmungen,   die 
mit     dem     Lokalbankier    erheblichen    Ge- 
schäftsverkehr  unterhielten,  bei  ihm  ihr  Geld 
oierten,    seinen     Kredit     in    Anspruch 
nahmen,   tritt    jetzt    das    Grossunternehmen 
auf,   das   an   den   einzelnen  Industrieplätzen 
geringe    Geldsummen     arbeiten    lässt, 
Hanptdepositen  Ihm  einer  kleinen  An- 
zahl von   Banken,    namentlich  in  New-York, 
hält,  von    ihnen    einen    zehn-  bis    zwanzig- 
n     Kredit    in    Anspruch      nimmt     als 
früher    jedes    der     Einzelunternehmen    im 
Lande.      Die   Lokalbanken    werden   zurück- 
äugt,   die    New-Yorker    drängen     vor. 
Daraus  ergiebl  sieh,  wie  im  technischen  so 
im    l.i  -he,,     Gebiete,    ein,,    ständig 

dmende  Neigung  zur  Vereinigung,    zur 
Verstärkuni     i       Gro    betriebes,    und  New- 
York.    der    eigentlii  he    Geschäftssitz    dei 
meisten  grossen  Korporationen,  isl  mehr  als 
Eühri  nden  Fmanzmarkl   des    Landes 
di  q.     Die    mächtigste    Bank   dorl    ist 
m   Standard   Oil    [nteresse   dienende 


City-Bank;    mehrere    audere    nehmen    fn 
weitere  Industrieen  ähnliehe  Stellungen  eil 
und  siehern    sich  durch  Aktienerwerb  Koi 
trolle    über   ähnliche    Institute   in    andere] 

Städten. 

."..  An  sieh  betrachtet  niüsste  der  seine: 
Absatzes  und  Gewinnes  sichere  Trust  natur 
gemäss  ein  mein-  begehrtes  Gebiet  für  Ln 
lagen  werden.  Her  Standard  Oil-Trust,  de 
Tabaktrust,  einzelne  Metalltrusts  dürftei 
auch  bereits  unter  diesem  Gesichtspunkt  an 
gesehen  werden :  andere  dagegen  sim 
noch  in  der  Sturm-  und  Drangperiode  b& 
findlich. 

Wenn  die  Trusts  thatsäehlich  bestimm* 
sind,  dauernd  zu  bestehen  und  noch  weilen 
Gebiete  in  ihren  Bereich  zu  ziehen,  so  isl 
diese  Erwägung  nicht  nur  als  eine  Betrach- 
tung vom  Standpunkte  des  Geld-  und 
Börsenmannes  anzusehen,  sondern  greift  tifli 
hinüber  in  die  Frage  der  zukünftigen  <  >rga- 
oisatiou  der  volkswirtschaftliehen  Klassen 
und  der  Einkommenverteilung. 

Die  Gegner  der  Trusts  betonen,  das.-  ä 

a)  die  Grosskapitalisten  stärken; 

b)  die  aufstrebenden  Unternehmer  da 
Entwickelungsmöglichkeit  berauben,  grosse 
Seharen  von  untergeordneten  Organen 
schaffen:  wer  immer  nicht  von  ihnen  her- 
angezogen wird,  bleibt  von  weiten  Gebieten 
wirtschaftlicher    Thätigkeit   ausgeschlossen : 

c)  dass  sie  zahlreiche  Existenzen  zerstört 
und  Persönlichkeiten  aus  gesichertem  und 
wohlverdientem  Wirkungskreis  herausgetrie- 
ben haben ; 

d)  dass  sie  eine  souveräne  Macht  über 
die  Arbeiter  ihrer  Gewerbe  ausüben. 

Für  all  dies  werden  zahlreiche  Beispiele 
angeführt,  und  es  liegt  auf  der  Hand,  wie 
die  soziale  Machtverteilung  in  einem  mit 
zahlreichen  Trusts  behafteten  Gemeinwesen 
eine  verschiedene  gegenüber  der  Konkurrent- 
Wirtschaft  sein  muss.  "Wenn  die  zukünftige 
Firm  grosser  Betriebsgebiete  das  einheit- 
liche Riesennnternehmen  ist,  so  wird  von 
der  Verteilung  der  Kapitalbeteiligung  an 
ihnen  der  Aufbau  der  Vermögenspyramide 
wesentlich  abhängen,  da  Ersparnisse  zum 
grossen  Teil  in  ihren  Titeln  angelegt  werden 
müssen.  Diese  Ersparnisanlage  ist  aber  in 
dem  auf  privatkapitalistischer  Wirtschaft  be- 
ruhenden Staat  eine  der  Hauptgrundlagen 
'\<-r  sozialen  Klassenbildung',  und  in  gewissem 
Sinne  ist  dieser  Punkt  der  Kapitalbeteiligung 
an  den  Trusts  somit  wichtiger,  als  der 
Punkt  h  und  c  .  Denn  was  den 
zweiten  Punkt  angeht,  so  haben  sich  bis- 
her die  Angestellten  der  grossen  Unter- 
nehmungen gegenüber  den  kleinen,  mühsam 
um  ihre  Existenz  ringenden,  sogenannten 
selbständigen  Unternehmern  keineswegs  als 
in  eine,-  ungünstigeren  oder  sozial  weniger 
geachteten  oder  sozialpolitisch  weniger  wün- 
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werten  Stellung   bei I  :       sind 

er  verhältnismässig  gesicherten   I 
■     andererseits    keineswegs 
nis     zur     Bethätigung    der     grössteu 
.    beraubt,    sofern    sie    nach    Ver- 
-     ung    ihrer   Stellung    im    Unternehmen 
ten    und    .-ich   nicht   der   Gefahr  einer 
isung    aussetzen    wollen.      Abgesehen 
|eu   Leitern  der  Eiuzelfabriken,  die  nun 
nugsvorstände     werden,    ändert     sich 
Stellung   kaum,    sofern   es   sich  bereits 
i  um  grössere  Betriebe  gehandelt  hat  — 
ir  diese    können   hier  bei  maschinen- 
,11,1.11  Gewerben  in  Betracht  kommen. 
die    Zwergbetriebe    von    Einzelunter- 
i-n  ohne  Hilfspersonal.    Und  die  Klage 
itlassenen  oder  ihres  Brotes  beraubten 
teren    Angestellten  oder   Hilfskräfte   der 
[Unternehmungen     ist    drittens    nichts 
als  eine  Wiederholung  der  alten  Ankla- 
ngen die  Maschinen,     welche  zahlreiche 
neu  ihrer  Nahrung  beraubten  .    Natür- 
sverden  die  wirtschaftlich  weniger  Tüch- 
zuerst    aus   ihrer    Stellung    entlassen, 
,    auch  bei  den  indirekt  Beteiligten  sind 
.  ineswegs  immer  die  volkswirtschaftlich 
wünschenswertesten  Elemente,  die  in  Wegfall 
nen,     wie     z.    B.    Handlungsreisende, 
Limoncen-  und  Reklameagenten.  Am  schwer- 
ndsten  neben   dem  Kapitalproblem  ist 
dieser  Richtung  hin  das  Arbeiterprob- 
Allerdings    nicht,    insofern    die    Ent- 
-■   agen     bei    der     Gründung     in     Frage 
mmen;   wohl  aber  hinsichtlich  der  unge- 
rn in    vergrößerten   Macht   des   den  ganzen 
■roduktionszweig     kontrolherenden     Trusts. 
Eine  unorganisierte  Arbeiterschaft  gegenüber 
i   ssen  Gruppen  von  Trusts  ist  eine  soziale 
iinl  politische  Unmöglichkeit.    Der  Umstand. 
BS  die  Antitrustgesetzgebung   bisher  nach 
Graham  Brooks    häufiger    gegen 
u     Arbeiter   als   gegen    die    Trusts   ange- 
wandt   ist.   obgleich  dies  nicht    iu  der  Ab- 
sicht der  Gesetzgeber  lag.  zeigt  deutlich  die 
schlummernde  Gefahr:     Die  Geset. 
esen  sich  als  stark  gegen  die  Schwachen 
lind  als  schwach  gegen  die  Starken. 

Thatsächlich    haben    sich     bisher    nach 

illem  beigebrachten   Material  die   Trusts  in 

er    Lohnpolitik    und    in    ihrem    Verhalten 

.  _  q  die  Arbeiter   sehr  vorsichtig  gestellt, 

im  nicht  von    dieser  Seite  politisch  gefähr- 

d     Angriffen     ausgesetzt     zu     werden. 

loch  spricht  kein  Anzeichen  dafür,  da--  äie 

a     Macht   benutzt  haben,   um   eine  reifere 

md      fortgeschrittenere      Sozialpolitik      zur 

Durchführung  zu  bringen.    Tor  der  jung 

:te- Kommission.  Industrial  Commis- 
>iou  zu  Waslüngton,  haben  die  Trust- 
leiter sich  teils  zu  Gunsten,  teils  aber 
weh  entschieden  gegen  Arbeiterorgan  i- 
len  ausgesprochen.  Im  ganzen  haben  sie 
lach  zurückgehalten.  Es  scheint  kein  Fall 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.    Zweite 


vorzuliegen,    in  welchem  die  Trusts   erheb- 
liche sozialpolitische  Verdienste  sieh  zu  er- 
strebt  waren.     Von  den  bei   ein- 
zelnen Eisenbahnen  und  Werken  gemachten 

Versuchen    der    lUranzi 

ler  Festsetzung  der  Löhne  und  Ai 

oend  nichts 
zu  übernehmen  für  richtig  befunden. 

Nun    kommt    al  esslich    (d)    in 

Amerika  mehr  noch  als  in  anderen  Industrie- 
Staaten  ein  Moment  wesei  B  tracht, 
das  politische.  Beziehungsweise  hat  das 
soziale  Element  eine  erhell  Lusche 
Bedeutung.  Die  Demokratie,  die  individu- 
alistische Richtung,  das  Bestreben 
gleicher  Bethätigungsmöglichkeit  des  Indi- 
viduums für  jedermann,  sind  im  amerikani- 
schen Staatswesen  Selbstzwecke,  und  wenn 
auch  nicht  immer  die  thatsächliche,  so  doch 
aid'  alle  Fälle  die  ideale  Grundlage.  Dies 
erklärt  die  instinktive  Feindseligkeit  der 
breiten  Schichten  gegen  die  Trusts  zum 
mindesten    ebenso    sehr     wie     die     markt- 


gängigen Angriffe  wegen  der  Preissteige- 
rung und  des  Brotlosmachens  zahlreicher 
Existenzen.  Für  gigantische  Unterneh- 
mungen und  Profite,  für  den  alle  Gegner 
schlagenden  Sieger  im  Konkurrenzkampf  hat 
der  Amerikaner' im  ganzen  stets  den  gröss- 
ten  Respekt.  Indes  fürchtet  er  im  Trust 
die  Xegation   aller  seiner  bisherigen  Ideale. 

Klassenbildung,  Organisationen.  Schich- 
1  tungen  und  Gliederungen  müssen  durch 
jenen  festgelegt  werden,  und  nirgends  zeigt 
sich  deutlicher  der  krasse  Widerspruch,  iu 
dem  die  Staats-  und  Gesellschaftsideale 
mit  den  Anforderungen  des  Lebens  und  mit 
den  Thatsachen  stehn. 

Die  Trusts  haben  selbst  mehrfach  er- 
klärt, dass  sie  keine  Parteipolitik  betreiben, 
sie  sind  aber  gleich  allen  anderen  Kapita- 
listen und  Gesellschaften  wichtige  Faktoren 
in  der  Politik.  Manchmal  brauchen  sie  die 
Politik  zu  ihren  Gunsten,  und  ständig  be- 
nötigen die  Politiker  ihres  Geldbeutels  für 
teikasse  und  die  eigene  Tasche. 

Die  unsauberen  Elemente  in  gewissen 
Staatsämtern  benutzen  sie  wie  andere  Gesell- 
schaften als  Einnahmequelle  und  sie  müssen 
notgedrungen  mit  erheblichen  Geld-  und 
Machtmitteln  in  der  Halle  der  Gesetzgeber, 
bei  den  Beamten  und  auch  öfter  in  den 
iiten  auftreten,  wenn  sie  nicht  sich  der 
Gefahr  aussetzen  wollen,  von  den  betreffen- 
den Instanzen  übel  behandelt  zu  werden. 
Einzelne  Gesetze  sollen  nur  eingebracht  oder 
nomrnen  sein,  um  nachher  als  Grund- 
lage zur  Gelderpressung  zu  dienen. 

Es  sind  nicht  allein  wirtschaftliche,  son- 
dern auch  soziale  und  staatspolitische  Ge- 
sichtspunkte, unter  welchen  die  Partei  der 
Demokraten  neuerdings  die  Trusts  angegriffen 
haben,   und  aus  diesen  Erwägungen   heraus 

Auflage.    VII.  U 


226 


Trusts 


wagen  die  Republikaner  es  eben  nicht, 
für  die  Trusts  einzutreten.  Immerhin 
haben  letztere  aus  wirtschafts-  und  macht- 
politischen Erwägungen  heraus  neuerdings 
>ieh  zu  einem  energischeren  indirekten  Ein- 
treten, für  ii'  pressen  Geldgeber  zu  ihrem 
Waldfonds  verstanden.  Sie  betonen  die  Nutz- 
liehkeil der  Trusts,  den  amerikanischen 
Aussenhandel  zu  fördern,  und  führen  Bei- 
spiele  dafür  an.  wo  dies  thatsäehlich  dieser 
vereinigten  Kapitalkraft  gelungen  ist.  Sie 
tlmn  dies  gleichzeitig  unter  dem  Gesichts- 
punkt iles  volkstümlichen  Imperialismus  , 
der  politischen  und  wirtschaftlichen  Macht- 
bethätigung  der  Vereinigten  Staaten  nach 
aussen :  wie  denn  naturgemäss  die  Trusts 
einer  imperialistischen  nach  aussen  drän- 
genden Politik  die  natürlichen  Stützen  sind. 
VIII.  Es  steht  ausser  Zweifel,  dass  gegen- 
über einer  in  grossen  Kombinationen ,  in 
einer  organischenVoIkswirtschaft  mit  Kapital- 
anhäufung. Zusammenballung  der  Industrie 
in  sich .  Abhängigkeit  aller  Angestellten 
eines  Zweiges  von  einem  Unternehmen, 
Fähigkeit  dieses  Unternehmens,  das  Angebot 
von  Waren  und  Diensten  zu  regulieren,  die 
Preise  für  Ein-  und  Verkauf  nicht  unerheb- 
lich zu  beeinflussen,  die  heutige  amerika- 
Staats-  und  Gesellschaftsverfassung 
sich  als  unzulänglich  erweisen  wird.  Die 
vollkommene  Unmöglichkeit,  irgendwie  auf 
I  rusts  einzuwirken,  hat  das  klar  gezeigt. 
Da  aber  an  eine  revolutionäre  Umgestaltung 
nicht  so  bald  zu  denken  ist,  hat  man  be- 
gonnen, der  Frage,  was  man  mit  den  Trusts 
thun  soll,  einster  zu  Leibe  zu  gehen.  Die 
Einsichtigen  haben  die  früheren  Versuche 
des  blossen  Verbots  als  vernunftwidrig  offen 
anerkannt  Wer  heute  derartige  Vorschläge 
wird  sich,  abgesehen  vom  Beifall 
gewisserVolksversammlungen  und  Zeitungen, 
dem  Vorwurf  gegenübersehen,  dass  er  nur 
-  'ii  die  Trusts  auftrete,  unter 
der  Hand  aber  deren  Geschäfte  betreibt. 

Ein  grosser  Strom  von  Litteratur  hat 
sich  in  den  letzten  _'  Jahren  abermals  der 
Trustfrage  zugewandt,  und  unter  anderen  hat 
im    Si  l     1899    eine    von    zahlreichen 

Delegierten  und  Fachleuten  bi  suchte  Kon- 
ferenz in  Chicago  die  Frage  ausführlich, 
wem,  auch  nicht  allzu  fruchtbar  erörtert. 
Das  Ergi  bnis  dies«  c  wie  ähnlicher  Be- 
sprechungen ist  indes  anscheinend  die  Er- 
dass  die  zukünftigen  Massregeln 
von    den    bisherigen     erheblich     abweichen 

■iL  soweit  man  beabsichtigt,  der  Ti  a  te 
Herr  zu-werden.     Nur   eine    kleine    Schar 

laisser  faire  -Anhängern  ist  noch 
die  Trusts  ganz   äcl 
und  unterstützt   die'    natürlich   diese  Politik 

-.  -i  tenden  [nt  re  ei  en.  Die  konser- 
vativsten Reformvorschläge  dürften  die-  von 
der     [ndu  mmission     in  ihrem  vor- 


läufigvn    Bericht   beigebrachten  Anregi 
sein,    welche    nunmehr    amtlich    beke 
dass      industrielle    Kombinationen     ständigi 
Einrichtungen  des  Wirtschaftslebens  gewoi 
den  sind.« 

Sie  will  gesetzliche  Massregeln  in  ver- 
schiedenen  Richtungen  durchgeführt  wi 

1.  In  der  Richtung  des  Aktienrechtes  bei 
der  ( Windung.  Dieselben  Reformen,  wel<  ibj 
in  anderen  Ländern  in  den  letzten  Jahren 
oder  Jahrzehnten  hinsichtlich  der  Haft- 
pflicht der  Gründer,  ihrer  Verpflichtung, 
die  volle  Wahrheit  über  das  zu  begründend« 
Unternehmen  zu  veröffentlieheu,  einer  mög- 
lichst genauen  Festlegung  der  Pflichten  dei 
Beamten  und  des  Aufsichtsrates  und  dei 
Rechte  der  Aktionäre  eingeführt  sind,  seilen 
für  die  Gewährung  des  ursprünglichen  Frei- 
briefs vorgeschrieben  werden.  Dies  so]] 
dazu  dienen,  sowohl  dem  Gründungs- 
schwindel  abzuhelfen  als  auch  zu  verhin- 
dern, dass  später  die  Aktionäre  den  Direk- 
toren und  Verwaltern  auf  Gnade  und  Un- 
gnade preisgegeben  sind. 

2.  Um  zu  erzielen,  dass  die  Geschäfte 
der  Trusts  ohne  Schaden  für  die  Oeffentlich- 
keit  und  zu  Gunsten  der  Beteiligten  und 
unter  ihrer  gesetzlichen  Kontrolle  gehand- 
habt werden,  soll  die  Herausgabe  von  Be-! 
richten  über  die  Finanzlage,  über  die  Ge- 
schäftsgebarung etc.  und  den  Statu-  obli- 
gatorisch gemacht  werden. 

3.  Eine  Kontrolle  soll  über  die  Eiseu- 
bahnen  eingeführt  werden,  um  sie  von  der 
Gewährung  von  Vorzugstarifen   abzuhalten. 

Weiter  ist  die  Kommission  bisher  noch 
nicht  gegangen.  Sie  hält  sich  im  Rahmen 
der  Vereinigten  Staaten-Gesetzgebung  oder 
leicht  möglicher  Reformen.  Sie  erörtert  -  ■_■.■ 
vorsichtig  bisher  noch  nicht  einmal  die 
Frage,  welche  nach  dieser  Richtung  ent- 
scheidend sein  dürfte,  inwieweit  es  mög- 
lich sein  wird,  sie  im  Rahmen  der  Einzel- 
staatgesetzgebung zu  lösen.  Es  scheint 
unzweifelhaft,  dass.  solange  nicht  alle  Staaten 
der  Union  zu  einer  Gleichmässigkeit  der 
Aktiengesetzgebung  und  ihrer  Handhabung 
gelangen,  eine  Regelung  des  Teils  der  Trust- 
frage, welcher  mit  den  Fragen  des  Emissions- 
wesens,  des  Aktienrechts  und  der  Börsen- 
spekulation zusammenhängt,  nicht  möglich 
ist.  Lud  da  diese  Einheitlichkeit  nicht  zu 
erzielen  sein  dürfte,  wird  das  Eingreifen 
der  Bundesgesetzgebung  schliesslich  das 
alleinige  Mittel  sein,  vielleicht  allerdings 
erst  nach  Erweiterung  der  Machtbefugnisse 
der  I  Hion  durch  ein  Verfassuugsamendement 

i  nachdem,  nach  Bryans  Vorschlag,  der 

Kongress  allen  Aktiengesellschaften  verboten 
hat.  ausserhalb  ihres  Staates  ohne  eine  Ver- 
te  Staaten-Lizenz  Geschäfte  zu  treiben. 
(Letzteres  i  resetz  würde  allerdings  unzähl  gen 
i  mgehungen  die  Wege  offen  halten.) 
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Bb  giebl  zahlreiche  konservative  P 

.  die  anerkennen,  dass  all  dies  nur 

i]  der  Frage  lösen  wird,  viel  weiter- 

iende  Probleme  aber  für  die  Zukunft  ge- 

llt    bleiben.     Wenn    der   Trust    wirklich 

iQ  erhebliche  Machtbefugnis  auszuüben  im- 

ade  ist,   wird  er  auch    im    Interesse  der 

schaftsweit    uuil    der   Sozialpolitik    ganz 

lare     Pflichten    zu    übernehmen     haben. 

ie  Nationalökonomen   sind    geneigt, 

i  und  die  Pflicht  einer  öffentlichen 

■  gegenüber  den  Trusts  anzuerkennen, 

•lit  in  der  Form  der  Verstaatlichung  aller- 

BB.     Hätte    schon  bei  den   Eisenbahnen 

in  Amerika  aus  politischen  Gründen 

■  so  ungeheuren  Schwierigkeiten  zu  rech- 
n.   dass"  sie   für   absehbare   Zeit   als  aus- 
sen   gelten  kann,   so  gelten  die  Be- 

auf  industriellem  Gebiet  durch  wirt- 

I itische  und  politische  Momente  noch 

lieblich  verstärkt. 

Keine    ernsthaft     zunehmende     gri 

■ompe  verlangt  in  Amerika  Verstaatlichung 

Produktionsmittel.    —    Neben    besserer 

■utrolle  zwecks  Erzielung  einer  Gleichheit 

i   Behandlung  im  Transportwesen  erfreut 

ireu  der  Vorschlag  der  Aufhebung 

itzzölle  in  kombinierten  lndustrieen 

gewissen  Kreisen  erheblicher  Popularität. 

Bglicherweise    werden    hier     gelegentlich 

Igi     erzielt    werden,    ohne    indes    den 

DBtS  alsdann  gefährlich  werden  zu  können. 

■  winden  rasch  versuchen,  zu  interna- 
.nalen  Vereinbarungen  zu  gelangen.  — 
ahrscheinlieher  jedoch  ist  es,  dass  es  soweil 
•ht  kommen  kann  und  sie  eine  ihnen  erust- 
;  na  chteilige  Veränderung  der  Zollpolitik 

it    Geld    und    guten    Worten    verhindern 


Zahlreich  aber  und  für  die  Zukunft  wohl 
sächtsreich  sind  die  Befürworter  einer  wei- 
Lenden  Kontrolle    als    oben   angeführt, 
,    mir  im  Interesse  der  Aktionäre  und 

,    Gewerbes,    sondern    der    gesamten 

tf.-ntlichkeit.  Veröffentlichung  ül « 

häftsgebarung  der  Trusts,  Kontrolle  durch 

Immissionen  wie  bei  den  Eisenbahnen 

nvh  staatsseitig  ernannte  Kontrolleure  wie 

a  Banken  oder  durch  staatlich  ernannte 

immberechtigte  Mitglieder  < ler Verwaltung: 

.    sind   Vi  rsi  bläge,    die    ben  sthaft 

it  werden.     Die  Trusts    sträuben   sich 

lieh  auf  das  erheblichste,  erklären,  dass 

ad    ein  Recht    habe,   in   ihre    Privat- 

genheiten  einzugreifen,  und  jeder  Ein- 

in  ihr  Inneres,   da   sie   keine   ges 

n  Monopole  seien,  zur  Begründung  von 

irrenzuntemehmen      benutzt      werden 

Unter  dem  heutigen  Regime  würde 

Ernennung    von    staatlichen    Aufsi 

-  nen    zunächst  auch  erhebliche  Korrup- 

on   verursachen.    —    Noch    weitergehende 

rschläse  z.  B.  von  John  B.  Clark  fa 


aher  bereits  die  Mitwirkm ij    d  i  Oeffentlich- 
beil  31  ler  Preisbestimmung  mil   ins 

■  •  und  verwaltei 

sondern  reguli  in  adi  =  Eil  greifi  -  d(  c  An 
aden. 
In  der  nächsten  Zukunft    wird   von    den 
mehr  oder  weniger   radikalen    Programmen 
aber  kaum  allzuviel  zur  Durchführung 
langen.     Die    Pei  iode    des    Be  tehens    der 
Trusts  ist  immer   noch  zu  kurz,   die  Erfah- 
rungen  zu    neu   und   unbestimmt,    die  Er- 
örterung' in  der  Oeffentlichkeit  zu  weit  ent- 
fernt von  den  eigentlichen  Kernpunkte 
Problems.     Da  behalten  die  Trusts  und  ihr 
Geldbeutel   che  Oberhand,  die  ihnen  Hand- 
lungsfreiheit sichelt. 

1\.    Die    ganze   Darstellung  der   Trust- 
bewegung  im   engeren  Sinne   hat   sich  auf 
die  Vereinigten  Staaten  beschränken  können, 
weil  nur  liier  in  nennenswertem  umfang  die 
gedachten  Einheitsunternehmen   entsl 
sind.      Die    neuesten    Berichte    der    ameri- 
kanischen Consuln  über  Trusts  und  Kartelle 
in  allen  Ländern  der  Erde  lassen  erkennen, 
dass  mit  ganz  verschwindenden  Ausnahmen 
die  industriellen  Vereinigungen  der  übrigen 
Länder,  -.wen  nationalelndustrieen  inFrage 
kommen,  nicht  über  das  Kartellstadium  hin- 
ausgekommen    sind.       Der     grösste     inter- 
nationale  Trust,    nach  dem   Untergang  des 
grossen  Kupfertrustversuchs  1888,  abgesehen 
von  dem  Petroleumtrust,  dürfte  der  Dynamit- 
|trust  der  ehemaligen  Nobelgesellschaf  1 
Deberhaupt  siebt  "es  im  Gebiete  der  Spreng- 
industrieen    und    der   Waffenfabrikation 
ganze   Rattenkönige   von  Kartellen,    Kombi- 
nen und  tatsächlichen  Monopolen 
ruhend   auf   Patenten,    geheimen    Verfahren 
etc.),  die  einander  in  die  Hände  arbeiten.  — 
Teilmonopole  thatsächlicher  Art  besteh 
nen  lndustrieen,    während  a 
wie    Kampher,    Borax.    Salpeter    etc.    den 
Formen  des  internationalen  Trusts  sehr  nahe 
zu  sein  scheinen.    Ein  besonderes  Phänomen 
i    in   Deutschland  die   grossen    neuer- 
dings entstehenden,  in  England  schon  etwas 
älteren     Banken     für    verschiedenartige    in- 
dustrielle Unternehmungen,  welche  hier  und 
da  versuchen,  sich  (he  Kontrolle  über  einzelne 
nktionszweige    zu    sichern,    indem    sie 
Unternehmungen  begründ 
deren    Aktien    autkaufen,    welche    gewisse 
Patente   oder  Verfahren   anwenden   wollen; 
namentlich    in  der  elektrischen  und  e 
Zweigen  der  chemischen  Industrie,  wie  Kali. 
sind    sie    von    erheblicher    Bedeutung    \ 


worden.  —  Amalgamationen    in   beschränk- 
tem Umfang  gehen  fortwährend  vor  sich. 

Es  ist  nicht  zu  übersehen,  inwieweit  die 

eigentliche    Trustgründun  ?ung    auch 

in  anderen  Ländern  fortschreiten  wird.    Be- 

...  d  ist  dass  neuerdings  in  dem  frei- 

händlerischen    England    zahlreiche    Kartelle 

15* 
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wahrend     das    hoGhschutzzöll- 
nerische  Frankreich  bisher  verhältnismässig 
Erei  geblieben  ist. 

In  den  Vereinigten  Staaten  ist  es  der 
Geist  der  grossen  Spekulation,  der  vor  nichts 
zurückschreckt,  ferner  die  Thatsache,  dass 
gische  Persönlichkeiten  in  der  Trust- 
leitung eine  ihrem  sozialen  Ehrgeiz  besonders 
erwünschte  Stellung  schaffen  können,  die 
Lussichl  nicht  nur  auf  hohe  Profite,  son- 
dern auch  auf  hohes  Ansehen,  welche  die 
Trustbegründung  wesentlich  beschleunigt  hat. 
Die  Gefahr,  von  der  Konkurrenz  am  Ende 
ihres  Weges  zerschmettert,  von  einem 
Monopol  über  den  Haufen  gerannt  oder  von 
neuer'  Konkurrenz  in  den  Hintergrund  ge- 
schoben zu  werden,  förderte  die  Geneigtheit 
zum  Anschluss  an  grosse  Kompagnieen, 
nachdem  die  Ungesetzlichkeit  loserer  Ver- 
einbarungen ein  für  alle  Mal  entschieden 
war.  --  In  Amerika  stand  mehr  nach  An- 
lage suchendes  Kapital  im  Lande  und  von 
auswärts  zur  Verfügung,  das  nur  zu  rasch 
bereit  war,  sich  neuen  Gründungen  zuzu- 
wenden. Hier  begannen  die  industriellen 
Amalgamationen,  ehe  man  zu  grossen  finan- 
ziellen Verschmelzungen  schritt;  zahlreiche 
Gruppen  von  Gründern  waren  geneigt,  hie 
und  da  agressiv  vorzugehen,  während  es  an 
Centralbanken,  an  einem  einheitlich  und 
übersichtlich  geordneten  Finanzmarkt,  der 
kontrolliert  werden  konnte,  fehlte. 

In  Europa  war  mau  durch  grössere  Ge- 
schäftsvorsicht  und  Zurückhaltung  des  Kapi- 
tals ein  wenig  besser  geschützt,  und  durch 
centrale  Bankinstitute  wurden  die  Interessen 
des  neu  anzulegenden  Kapitals  vorsichtiger 
abgewogen.  Immerhin  ist  in  Europa  die 
Tendenz  zu  einer  Vertiefung  und  weiteren 
Ausgestaltung  der  Kartelle  unverkennbar, 
während  in  Amerika  die  Schaffung  grosser 
einheitlicher  Finanzinstitute  und  Banken,  die 
sich  den  Finanzgeschäften  gewisser  Zweige 
wesentlich  zuwenden,  gezeigt  wurde. 

Der  Hauptgrund  der  bisherigen  Ver- 
schiedenheit i.-t  zweifellos  die  Frage  der 
uliohkeit  und  Ungesetzlichkeit  der  Kar- 
telle in  den  einzelnen  Ländern ;  in  Deutsch- 
land, wo  sie  allgemein  als  etwas  Unver- 
meidliches gelten  und  von  den  Gerichten  in 
ihren  Bestimmungen  beschütz!  werden 
haben  sie  sich  noch  als  hinreichend  wirk- 
sam gegen  die  Debel  der  Konkurrenz  be- 
wiesen.  Ihr  Vorteil  ist  gewesen,  dass  sie 
von  den  üebeln  der  Ueberkapitalisation,  der 
Fondsspekulation,  des  Machtmissbrauchs  im 
[nnern  und  auf  dem  Finanzmarkt  viel  freier 
geblieben  sind;  ob  sie  den  produktions- 
tei  1 1 1 : i  - c  ■  ] i . ■  1 1  Vorteilen  der  Trusts  in  der 
Konkurrenz  auf  dein  Weltmarkte  in  ihrer 
jetzigen  Form  die  Spitze  werden  bieteD 
oder  zu  engerem  Zusammenschluss 
-  ;i"ii'jt    äehen  werden,    muss  die  Zu- 


kunft lehren.  Zur  Aufrechterhaltung  de 
Ordnung  auf  dem  inneren  Markt  scheine 
sie  bisher  zu  genügen,  an  der  Versorgun 
des  Weltmarkts  beteiligen  sie  sich  liäufi 
als  solche  nicht,  sondern  überlassen  de 
Aussenhandel  in  manchen  Fällen  dem  Gut 
dünken  der  einzelnen  Mitglieder.  Ein 
Ausnahmen  siud  zu  verzeichnen  z.  [].  i 
der  westdeutschen  Kohlenindustrie,  die  da 
Exportquantum  festsetzt,  im  Schienenkartei 
und  den  sonstigen  internationalen  Kartellei 

Das  merkwürdigste  Beispiel  kotnpli 
zierter  Unternehmungen  dürfte  in  Deutsch 
fand  das  Kruppsche  Werk  bilden,  das  ein 
führende  oder  teilnehmende  Rolle  in  mehrere] 
Kartellen  der  Eisen-  und  Kolüeuindustri 
spielt,  zahlreiche  Fabriken  und  Bergwerk' 
besitzt,  in  der  Panzerfabrikation  neben  einen 
zweiten,  kleineren,  eng  verbundenen  Wer 
die  Rolle  eines  Trusts  einnimmt,  ständij 
neue  vielgestaltige  Unternehmen  erwirbt  um 
aufsaugt,  in  der  Waffenfabrikation  zum  Tei 
eine  Monopolstellung  ausübt,  dabei  abe 
seiner  äusseren  Form  nach  noch  nicht  ein 
mal  eiue  Aktiengesellschaft,  sondern  ein 
rein   private,   offene  Handelsgesellschaft  ist 

X.  Eine  Kritik  der  Trusts,  soweit  si' 
nicht  schon  aus  der  Darstellung  selbst  her 
vorgeht,  muss  zugeben,  dass  in  den  neuei 
Unternehmungsformen  prochiktionstechnisi  I 
erhebliche  Vorteile  liegen,  welche  überall 
zur  Durchführung  gekommen  sind,  wahrem 
sich  bisher  noch  keine  Anzeichen  dafür  er 
gaben,  dass  die  Verminderung  der  Kon 
kurrenz  zu  einer  Erschlaffung  der  tech 
nischen  Fortschritte  führt.  Auch  vom  Stand 
punkt  des  kapitalistischen  Betriebes  sini 
grosse  Verbilligungen   und    Ersparnisse   er 

zielt   und   vielfach  anscheinend   die  Gr 1 

läge  für  eine  weitere  Sicherung  geboten 
Auf  diesem  Gebiete  haben  die  Vorteile,  di 
etwaigen  Nachteile,  die  zum  grössten  Tei 
temporärer  Natur  waren,  überwogen,  um 
hier  liegt  die  Begründung  für  die  voraus 
sichtliche  Dauer  der  Trusts.  Dagegen  ha 
sich  die  bisherige  Finanzpolitik  keinesweg 
stets  als  günstig  erwiesen.  Die  Gefahren 
welche  eine  Missverwaltung  auf  irgend  einen 
der  in  Frage  stehenden  Felder  für  da> 
ganze  Gewerbe  haben  kann,  ist  offenkundig 
und  hiergegen  gewähren  die  bestehenden 
Institutionen  noch  nicht  in  genügendem  Um- 
fange Schutz.  Die  grossen  maschinenbe- 
triebenen Iudustrieen  sind  nicht  auf  dii 
Dauer  für  das  freier  Konkurrenz  offene  Ge- 
biet anzusehen;  einerseits  verlangt  die  Zer- 
legung des  Produktionsprozesses  in  ver- 
schiedene Stadien  mit  der  Zeit  die  Schaf- 
fung festerer,  mathematischer  Verhältniss* 
zwischen  den  Produktionsmitteln  und  An- 
lagen in  den  einzelnen  Stufen  des  Gewerbes 
und  das  sind  Probleme  von  einer  Grösse, 
wie   sie  der  einzelne  Konkurrent  nicht  hin- 


i  kann.     A  its  ver- 

linenwirtschaft   mit    grossen 

Kapitalien  eine  andere  Regulie- 

;  als  in  unbeschränkti  i  K   i- 

ein     einmal     eingerichtetes 

ntemehmen    seinen  Betrieb   nicht    bei  Zu- 

a   der  Konkurrenz  umgestalten  kann. 

mdern    solange   im    Kampfe    bleiben    und 

Zeit    dauernd   mit   Verlust   ar- 

muss.   bis  es  selbst  oder  der  G< 

■  i   Felde  getrieben   ist. 

äation  zur  Regulierung  dei   Pi 
tig:  und  sie  kann  im  Trust  besser  er- 
Jgeu   als  im  Kartell,   weil  in  Amerika 

las  letztere  nicht  anerkennt: 
rilt  von  den  Produktionsmengen. 
,    [nteresse    der    Oefientlichkeit 

der   Trust    nur   soweit  wahr,   als  es 
m  seinen,  der  Erzielung  des  grössten 
>,   identisch  ist.    Da  Mer  die  Schran- 
■r  Konkurrenz   gefallen  sind,   kann  er 
Profite  erzielen  als  unter  dem  alten 
:ieh,   inwieweit   man 
D    alleinigen    Urteil    die    Bestimmung 
trolhert  überlassen  darf. 
In    keiner  Richtung  haben    die    Ti 
irgend   etwas   für    die   Arb 
.  inj   passives  Nichtübelwollen  du 

-  auf  die  Dauer  genügen,    si    -  - 

i  rechtfertigen:  es  hegt  aber  nicht  in 

Wesen,    weiter    zu    gehen,    denn   sie 

•  •ine   rein    privatkapitalistische    Unter- 

ngsform. 

Auch  den  etwaigen  Verbänden  ihrer  Ar- 

gegenüber  haben  sie  durch  die   Kon- 

über  die  gesamten  Prodiiktionsmitte) 

-  betreffenden    Zweiges    ein   erhebliches 

gewicht.  —  Dieses  ist   schon  für  die 
Ue  recht  erheblich,  mehr  noch  für  die 
•inheitlich  arbeitenden  Trusts. 

Nach   dieser  Richtung  hin  ist  das 
te     Smith  sehe     Trades     Combination 
ment  in  England,  welches  den  Arbeitern 
Beteiligung    an    der    Festsetzung    der 
lingungen    und    Preise    und    dann 
i  Erträgen   gewährt,    erheblich   wirk- 
samer.     Hier    kommen    die    Arbeiter    und 
Jnternehmer    gemeinsam    zur    Festsetzung 
Produktionsleistimg  und   des  Produkti- 
5g  winnes  zusammen:    das  Konsumenten- 
]  nteresse  aber  fällt  auch  hier  weg  haupt 

dasjenige     der    Öffentlichkeit     nicht 
wahrgenommen  :  im  Gegenteil  hal 

ischen  Unternehmen  auch  alle  Arl 

-  grösste  Interesse  an  höheren  Preisen. 

merhin     aber    halten    die    Trusts    in 
Amerika     einen     derartigen      Umfang     er- 
t.    dass   sie    in    Gemeinschaft    mit   Ar- 
rorganisationen    unzweifelhaft    die    be- 
uten   Grundlagen     der    Formen     wirt- 
tlicher  Organisation   in  der  Zukunft  in 
schliessen.    Der  aggressive  Charakter 
wekhen   die   amerikanische   Industrie 


nunmehr    als    Exporteur  wird. 

findi  ine 

kr,:i!'  und     hierin     dürfte    die 

Notwend  Trusts 

in  anderen  Ländern    liegen,    in  Kampf  und 

llicher  Vei  :    k>er- 

einkünften    und   zur  Verteilung  der  Markt 
der    Welt   für  die  Vei  mil  gewerb- 

lichen   Rehmaterialien.    Halbfabrikaten    und 
Fabrikationen  zu  gelang 

Der  Trust   kann   mein   die  Endform  für 
die   zukünftige  I  (rganisation   sein,   dafür   ist 
h    zu    unfällig.  i    zu 

gefährlich,    er   ist    aber   das   für   zahlr 
G  he  unvermeidliche  1 '         -  lium 

zu  höheren  Formen  gewerblich 
rden.  — 
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Tucker,  Josiah, 

.  geboren  im  Jahre  1711  zu  Langhan  Car- 
martenshire)  in  England,  erhielt  seine  Erziehung 
im  St.  Johns  Colleg  in  Oxford,  widmete  sich 
dem    geistlichen  Studium    und    wurde    Kaplan, 

später  Diak -  in   Bristol.    Der  Aufenthalt  in 

dieser  hervorragenden  Handelsstadt  lenkte 
Tuckera  Aufmerksamkeit  auf  die  volkswirt- 
schaftlichen und  politischen  Vorgänge,  deren 
Studium  er  sich  von  nun  abeingehend  widmete. 
1758  wurde  Tucker  als  Dechant  nach  Gloucester 
versetzt,  woselbst  er  am  4.  XI.  1799  starb. 


Tucker  ist  als  einer  der  selbständigst 
scharfdenkenden  Nationalökonomen  und  ;Us  i 
direkter  Vorläufer  Adam  Smiths  zu  betraoM 
Wenn  die  meisten  seiner  Schriften  auch  Frte 
seiner  Zeit  betrafen,  insbesondere  durch  der 
Hinweis  auf  die  grossen  Vorteile  der  Yereii 
gung  zwischen  Irland  und  England,  so  evr.rtci 
er  doch  auch  in  denselben  zahlreiche  prineipie 
Fragen,  namentlich  solche,  die  sich  auf  dl 
Weltverkehr,  die  Kolonisation,  das  Gewerl 
den  Lohn  etc.  beziehen.  Er  war  ein  eifrig 
Verfechter  freihändlerischer  Lehren,  welche 
auf  die  Gemeinsamkeit  der  Interessen  d 
Nationen  begründete.  Tucker  zählte  im  übrig 
zu  den  Populationsschwärmern,  deren  Schi 
um  die  Mitte  des  achtzehnten  Jahrhuudi 
blühte. 

Röscher  spricht  (Gesch.  d.  Nat.  S.  Eü 
von  dem  ..Tücke  rschen  Gesetze",  „wona 
mit  dem  Steigen  der  Kultur  die  Bodenprodul 
im  engeren  Sinne  teuerer,  die  Kapitals-  ui 
Arbeitsprodukte  wohlfeiler  werden".  Weit 
bezeichnet  Koscher  als  Tuckersche  Lehren  ebi 
da  S.  414  :  die  Lehre  von  der  Gegenseitig^ 
der  Absatzwege,  von  der  natürlichen  Yerteilui 
der  Gewerbe  zwischen  reichen  und  armen  Li 
dem  sowie  von  der  Harmonie  aller  rechtmässig 
Interessen.  —  Am  eingehendsten  wird  Tuck 
von  Kautz  (II,  S.  400)  gewürdigt.  Dies 
rechnet  ihn  (S.  304)  mit  dem  ihm  geistesve 
wandten  Hume  und  mit  Ad.  Smith  zu  den  ..dr 
grossen  Ahnherren  der  modern-europäischen  tu 
neu-englischen  Nationalökonomik''.  „Die  eigen 
liehe  Glanzseite  der  Deduktionen  Tuckers  (Kuul 
S.  401)  bildet  seine  wahrhaft  grossartige  A 
schauung  der  ökonomischen  Völkerverhältnis 
in  internationaler  Beziehung,  andererseits  d 
Klarstellung  jener  theoretischen  Fundament» 
sätze.  auf  weichen  die  Handels-  und  Verkehr 
freiheit  beruht  und  durch  welche  Tucker  zi 
gleich  der  wahre  Almherr  der  heutigen  Mai 
chesterschule  geworden  ist." 

Die  hauptsächlichsten  wirtschafts- p h 
losophischen  G  e d a n k e n  T u c k e r s  sind  i 
seiner  Schrift  „Four  tracts  and  two  sermoi 
on  political  and  commercial  subjeets,  Gloucesti 
1774  ;  third  Editiou  1776"  niedergelegt.  In  dei 
ersten  dieser  ..Four  tracts",  welcher  nach  Hell 
(s.  u.  S.  155)  bereits  1758  (also  ein  halbes  Jah 
hundert  vor  Ad.  Smith)  geschrieben  wurde,  ve 
ficht  Tucker  den  Satz,  dass  jede  Nation  im 
durch  Arbeit  und  Fleiss  reich  wird,  und  In 
leuchtet  klar  unter  Verteidigung  hoher  Löhn 
die  Vorteile  der  Arbeitsteilung. 

Er  sucht  hier  den  innigen  notwendigen  Zv 
samineuhang  zwischen  Staat,  Wirtschaft  un 
Moral  nachzuweisen,  beurteilt  klar  die  Natu 
und  die  mannigfachen  Beziehungen  der  mensel 
liehen  Bedürfnisse,  vorzüglich  aber  auch  (Kaut; 
S.  400)  die  Erscheinungen  der  nationalen  Gütei 
konsumtion,  wobei  er  von  der  masslosen  An 
preisung  derselben  abrät.  Bei  dieser  seine 
Lehre  von  der  sozialen  Verteilung  des  Volks 
einkonnnens  stellt  Tucker  folgende  beachten« 
werte  i  n  d  i  \  idual-  wirtschaftliche  Be 
geln  auf  (Röscher,  Syst.  I,  §  102):  Ein  jede 
muss  folgende  Rücksichten  nehmen:  a)  nieh 
sein  Einkommen  zu  überschreiten:  b)  für  sein 
Familie  und  Dependenz  zu  sorgen;  c)  für  Not 
fälle  zu  sparen;  d)  sich  zur  Armenpflege  et» 
instand  zu  setzen:  e)  keinen  Geuuss  zu  wählen 
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Ig  Leib  vind  81  'le  schaden  kann ;  f  kein  schäd- 
Beispiel  zu  gebeu. 
\.,„   den    vielen    anderweiten    Schriften 
Dückers    führen    wir    in   cbrom 
i,,lo,.    folgende   auf.    welche    viele  staats- 
-.     schaftliche  Ansichten    enthalten:    A  briet 
11  thr  advantages  anddisadvautages  which 
ä       nvelvattendI>anceandGreat-Bntainwith 
totrade,  London  1750:  2.  ed.  1751;  3. ed. 
In  diesem  Werke  fordert  Tucker  weit- 
dste  Handelsfreiheit,  Lnsnsstenern,  d 
rjchtnn"- von  Warenmagazinen.  Verbessi  rui 

;,.     _  Qneries  on  the  naturali- 

Londou    1751:    2.  ed.    l/o2.  —  Re- 

xpedieney  of  a  law  for  the  na- 

tnralization  of  foreign  protestants,  2  vol.,  Lon- 

id  1752.     Cebersetzt  ins  Franzosische 

mit  Einleitung  und  Nuten  von  Turgot    unter 

i'stel:    „Questions  importantes  snr  le  com- 

-     ppositions  an  dernier 

bill  de  naturalisation.  London  1755  i  —  Lett-r- 

te  a  friend  concerning  natnralizations,    Lo 

-  [mportant  questions  on  commerce, 
t_VIII.  London  1755.  —  The  elements  of  com- 
«erce  and  theorv  of  taxes.  Bristol  1755.  —  Be- 

-  on  the  expediency  of  opening  the  trade 
irk.-v.    London    1755.    —   The    respective 

■  and  argumenta  of  the  mother-country  and 
ie>  distinctly  set  forfh  etc..  London 
;         -   \   letter   to    Edmund   Eurke.    I. 

-  in  humble  address  and  earnest  appeal 
louded  interest.    whether  a  connection 

,r  Separation   froin  the  american  ci 

would  be  most   for  the  benefit  of  these  King- 

Gloncester  1775.  -     A   series  of  ans 

tain  populär  objections  against  sepai 

.,,.  colonii  s.  ai  d  discording them 

v    Gloncester    17,6.    —  Letteis    to    Dr. 

■     London   1780.   —   Treatise   concerning 

Government,  London  1781.    (Bekämp 

lieh   die  Theorieeil   Lockes.)  —  Letter-  to 

Kecker.  1781.  —  Reflections  on  the  present  low 

t  coarse  wools,  its  immediate  canses  and 

.      robable    remedies.    London    1782.    —    Cui 

iter   1782.  —  Reflections  on  the 

t  matters  in  dispute  between  Great  Bntatn 

[reland  etc..  London  1785. —  Sketch  oi  I   i 

advance   and   decline   of  nations.    London  179o. 

ndelt  n.  a.  die  Theorie  des  Verkaufs  und 

Sie   U.satzkriseii.  —  Clark e.  A  survey  ofthe 

Btrength  and  opnlence  of  Great-Britain.    With 

pbservations    by    Dean   Tucker    and   D. 

Huine.  London  1801. 


Disconrses,  London  1800.  — H.  v.  Mangoldt, 
Die    Lehre   vom   Dnternehmergewinn,    Leipzig 
1855,   S.  L2.  —  John  Gorton,  General  Bio- 
graphical  Dictionary,  Vol.  III.  Londoi    1838 
Leroy-Beaulieu,    De    La   i  olonisation 
Les  Peuples  Modernes,  2.  ed.,  Paris  L882    - 
•     j  -Chailley,  Nouveau  Dictionnaired'Eco- 
.    L892,    S.    1121.    — 
Mc'  Cnlloch,  The  Principles  of  Political  Eco- 
ii-iu \.  4.  ed.,  Edinburgh  1849,  S.217.  ■  -  Kautz. 
Theorie  n.   Geschichte  d.  Nationalökonomik,  I. 
Wien   1858,  -    141:  II.  Wien  1860,  S.  131,  304, 
108     II >2,  41 N I,  162,  521 .  —  1  u  g  r  a  m  -R os  c  h  1  a  u . 
Geschichte  der  Volksv  ■    hre,  Tübingen, 

1890    S.  69,   115—116.  — 
narv.  Vol.  111.  Londo  590. 

Schmidt. 


Vol.  über  Josiah  Tucker:  Bosoher- 
Jainnasch,  Kolonieen.  III.  Aufl..  S.  53,  54,  5o, 
69' 63  75  118  122.  223,  227.  292.  —  Rosi 
[Wsf..'Bd.I,  §§  1.  16,  54.  57,  91,  93  102  130. 
800  216.  219.  254.  256.  263:  II.  §  40:  III.  SS 
36  79a  93.  -  Derselbe.  Gesch.  der  Nat., 
B  414  n  594.  —  Derselbe,  Zur  Geschichte 
der  englischen  Volkswirtschaftslehre.  Leipzig 
1851.  S.  39  u.  66.  —  Derselbe.  Unter- 
suchungen über  das  Kolonialwesen,  in  Rau- 
Hanssens  ..Archiv  der  politischen  Oekonomie  , 
N  F.  Bd.  6.  Heidelberg  1847,  S.  39 ff.  — 
R e u  s  s .  Gelehrtes  England.  —  Samu el  Baur, 
Historisch-biogr.-litterarisches  Handwörterbuch, 
V.  Bd..  Ulm  1810.  S.  478.  —  Adolf  Held. 
Zwei  Bücher  zur  sozialen  Geschichte  Englands, 
Leipzig    1881.    S.   155   u.    507.  -    D.    Hu  nie, 


Turl)olo.  Gian  Donato, 

i  .Liren  1575  in  Neapel,  gest.  daselbst,  To- 
desjahr unbekannt,  widmete  sich  dem  Handels- 
stande, machte  sich  frühzeitig  selbständig  und 
betrieb  bereits  16  Jahre  ein  Handels- und  Wech- 
selgeschäft in  seiner  Vaterstadt,  als  er  v 
seiner  Kenntnisse  im  Geldwesen  1607  zum  Münz- 
direktor  des  Königreichs  Neapel  ernannt  wurde. 
Turbolo  hatte  in  dieser  Stellung  derRegii 

iber  einen  schweren  Stand,  er  sollte  durch- 
greifende uionetalische  Veränderungen 
nehmen,  und  die  Regierung  erwies  ihm  zu  der-".. 
finanzieller  Deckung  ein  so  unzulängliches  Ent- 
gegenkommen, dass  er  die  Intervention  der 
anrief,  welcher  Schritt  1622  seine  Ab- 
setzung zur  Folge  hatte.  Hierauf  folgte  ein 
sechsjähriges  Interregnum  ohne  Müuzdirektor. 
und  da  die  Regierung  einen  Ersatzmann  für 
Turbolo  nicht  fand,  wurde  dieser  1629  in  sein 
Amt  wieder  eingesetzt. 

Turbolo    veröffentlichte    von    staatswissen- 
schaftlichen Schriften  in  Buchform:    Discors 
della  differenza  ed  ineqnalitä  delle  mone: 

no  di  Napoli,  con  altre  mouete  di  potentata 
avicini,   e   "della    causa   della  penuria   di  ess 
Con  l'espediente   per    lo  aggiustamento ,   et  ab- 
bundanza  si  delle  monete   di  Regno,   come   di 
forestiere,   Neapel  1616.  —  Nuovi  carnchi  data 
alli  officiali  della  E.  Zecca  carcerati.   Contenuti 
nelle  cinque  ultime  relationi  fatte  dal  Magnifico 
Rationale   Luca  Laudato.   oltre  le    due   antece- 
denti.    Con  le  risposte  e  discarichi  adverso  dette 
relationi.    e    pretendente •     et    altri    discarichi, 
ebd  1623.   (Widerlegung  der  gegen  ihn  zur  Be- 
gründung    seiner     Entiass      _      irhobenen    An- 
klagen .  —  Discorso  sopra  le  monete  del  Reg 
di  Napoli.     Per   la   rinnovatione    della   lega    dl 
esse  monete,    ordinata   ed  eseguita   nell    anno 
16°-'     E  de  li    effetti    da  quella   procednti.     E 
se  il  cambio  alto  per   estra  Regno-  sda  dütile. 
ö  dann...  ai  Regnicoli.     Con    diverse  relationi   e 
copie  d'altri  discorsi  dati  fuora  nell    anni  lbl», 
1619  et  1620.  pertinenti  alla  medesima  matena. 
ehd     1629        Teilweise    abgedruckt    in    Bd.    I 
(parte   antica    des  Custodischen  Sammelwerkes: 
Scrittori-classici    italiani    di    economia   politica, 
Mailand  1803-16  . 

Das    Hauptverdienst    Turbolos    besteht    in 
seiner  hartnäckigen    Opposition   gegen  das  Be- 


Turbolo— T 


streben  der  Regierung,   den  Wechselkurs  durch  vollständig  darnieder,  die  Steuerkatasterbeaintei 

ein  Gesetz  zu  regeln  und    den  Münzfuss  herab-  hatten  seit  Jahrzehnten  die  im  Besitzstan 

zusetzen.    Bei  jung  der  Nationalmünze  Ländereien    vorgegangenen    Veränderungen   h 

war  es  sein  Bestreben,   deren  Wertrerhältnisse  den     Grundbüchern    nicht    nachgetragen ,    dii 

denen  des  ausl  im  Königreich  Neapel  Grundsteuer  wurde  daher  wegen  Unzuverlässig 

kursierenden  Geldes  anzupassen,  da  der  Metall-  keit  der  Hebelisten  in  der  denkbar  langsan 

gehalt  der  älteren   neapolitanischen  Münze  ein  und    ungerechtesten    Weise    eingezogen 

rer  als  der   ihr  nominell    gleiehbewerteten  wirtschaftliche    Lage    der    grösstenteils    kleini 

anderen  italienischen    und  ausländischen  neapo-  Kultur   betreibenden  Bauern    war  eine  üb. 

litauischen    Umlaufsmünze    war.    welcher    Um-  traurige;   bares   Geld    bekamen  die   Steuei 

Staatsschatze    so    verlustreiche  kutoren   selten  zu  sehen,    sie  waren    häuri 

starke   Ausfuhr    mehrwertigen   neapolitanischen  nötigt,     Vieh     und     Wirtschaftsinventar    abzu 

-  alter  Prägung   hervorrief.    Seine  in  der  pfänden  oder  sich  die  Steuersumme  vom  Ertni 


ersten,  1616  publizierten  Schrift  s.  o.  gebrachte 
Erklärung  über  die  wahre  Ursache  der  Knapp- 
der  Kontanten  im  Königreich  Neapel  spricht 
sich  am  klarsten  über  die  Schwierigkeit,  eine 
dem  Metallgehalte  angemessene  Parität  zwi- 
schen der  Landes-  und  der  ausländischen  Münze 
-  und  rechtfertigt  auch  Turbolos 


der  nächsten  Weinernte  cedieren  zu  lassen.  Di 
es  ferner  zur  Unterhaltung  der  Landstrasseu 
und  Vicinalwege  an  einem  Begierungsf.  adf 
fehlte,  mussten  die  zur  Grundsteuer  veranl 
Bauern  die  erforderlichen  Arbeiten  unentgelt- 
lich als  Wegfronde  leisten.  Industrie  auf  den 
platten   Lande    war    nicht   vorhanden,    nur     in 


Opposition  gegen  eine  gesetzliche  Fixierung  des   der  alten  Handelsstadt  Angouleme   gl 


We 


Vgl.  über   Turbolo:    Pecchio.    Histoire 
n  mie  polit  en  Italic,  traduit   pai   Ga  ■ 
Paris  1830,   S.  8283.  —  Foruari.   Delle 
teorie  economiche  nelle  proyincie  Napolitane  dal   werbe   seufzte  unter  hartem  Steuerdruck     Zu 
•  XIII  al  1734,  Mailand   1882,  S.  280ff.  —    nächst   setzte  Turgot   alle   ihm   zur  Verfüguns 
ibbi.  L'economia  politica   negli  scrittori  ita-   stehenden  Beamten  und  sonstige  eine  öffentlich] 


eine 
Anzahl    fabrikmässiger   Betriebe   und    ui.".--..i-e 

Handel-;  ,,.1-1       in    den   Bischofssitzen    Li] 
und  Tuelle  fanden   sich  nur  Fabriken  von  I  8  &- 
ii    und    kirchlichen   Gerätschaften.    Licht- 
giessereien   und  Seifensiedereien.     Das  Kli 


liani  del  secolo  XVI  XVII. 


889  -    18892 
Lippert. 


Turgot,  Amte  Robert  Jacques,  Baron 
d'Aulne, 

ni  Paris  am  10.  V.  1727.  gest.  daselbst 
am  18.  III.  1781,  als  Mitglied  der  Academie  des  restantenstatistik 
inscriptions  seit  1.76.  besuchte  das  Collegi 
Louis-le-Grand  und  später  das  Priesterseminar 
St.-Sulpice,  sattelte  von  der  theologischen  zur 
staatswissenschaftlichen  Laufbahn  über,  wurde 
1752  Parlamentsrat  und  1753  Requetenmeister 
maitre  des  requetes).  Die  Mussezeit,  welche 
ihm  in  dieser  Stellung,  die  er  8  Jahre  inne 
hatte,  blieb,  benutzte  er  zu  seiner  Vervollkomm- 
nung auf  3taatswissenschaftliehem  und  philo- 
sophischem Gebiete.  Im  Salon  der  Mademoi-  er  die  drückende  Einquartierungsiast  durch  de 
,espinasse  machte  er  die  Bekanntschaft    Bau  von  Kasernen  für  das  stehende  und  durcl 


Stellung-  bekleidenden  Personen,  die  Geistlicnea 
und  Aerzte  nicht  ausgeschlossen,  in  Bewe< 

über  die  vorhandenen   amtlichen  Hilfs- 
quellen,  die   hygieiuischen  Zustände,   die  agra- 

I       werblichen  Verhältnisse  in  i    n 
Wirkungskreise  Auskunft  erteilen  mussten.   Er ' 
liess    u.    a.    durch    seine  Vertrauensmänner   den 
Viehstand    ermitteln,    den    Durchschnittsei  trag 
der    Kornernten    abschätzen,    eine    Vermögens- 
statistik    der    Besitzenden     und     eine     Steuer-  , 
aufstellen.      Die    ungerechte 
Verteilung    der   Abgaben  und   die    Steuerüber- 1 
bürdung  der  Bevölkerung  griff  er  als  schreiendste  l 

zuerst  mit  .Massregeln  an,  welche  den 
dreifachen  Zweck  verfolgten,  die  Lasten  auszu- 
gleichen, zu  mildern  und  für  die  wirtsi 
schwächsten  Elemente  ganz  aufzuheben. 
Beweis,  in  wie  vielseitiger  Weise  er  -ich 
ausserdem  um  das  Wohl  der  Bevölkerung  ver- 
dient machte,   soll   hier   nur  erwähnt  sein,  dasi 


ii  deutendsten  Encyklopädisten  und  anderer 
Bitter  des  Geistes   des  damaligen  Paris:   Dide- 
rot. d'Alembert,   d'Holbach,   Galiani 
Heivetius,   Marmontel    etc.     Zu    gleicher    Zeit 
lernte  er  den  Leibarzt  Ludwigs  XV.  und  Grün- 
der   der     physiokratischen    Schule,     Quesnay, 
freundete  sich  mit  Gournay,   der 
der  Aufforderung  Turgots  entsprach,   ihn 
hysiokratischen  Schule  als  Neophyt   zuzu- 
i      Im    August    1761    wurde   Turgot    zum 
danten   der  Generalität   Limoges  ernannt, 
welche  die   damaligen  Provinzen  Limousin  und 
imois    oder    die    heutigen    Departi  o 
Haute- Vienni  .    i  ha  ente   und    Creuze 
Durch    Unwissenheit,    Trägheit   und 
Demoralisal  ■■    Bewohner   sowie    durch 

Unfähigkeit,  Eigennutz  und  despotisi  he  Willkür 
d.r  Beamten  befanden  sich  diese  Provinzen  da- 
n  einem  Zustande  der  tiefsten  wirtsi 
Zerrüttung.     Die    Landwirtschaft    lag 


ziehende  Militär  von  dem  Einzelnen  auf  die 
Gemeinde  abwälzte,  dass  er  zur  Herstellung 
billigen  Baumaterials  die  Limousin.  i  in  del 
Ziegelbrennerei  unterrichtete,  dass  er  Sümpf« 
zur  Gewinnung  von  Ackerland  austrockne« 
liess  und  den  Anbau  der  Kartoffel  und  die 
rationelle  Kultur  der  Futtergewächse  eint 

i  kam.  trotz  .-einer  energischen  An- 
spannung aller  ihm  im  Dienste  der  Humanität 
zur  Verfügung  stehenden  Hilfskräfte,  nur  lang- 
sam in  seinem  Kefonnwerke  vorwärts,  und  dasJ 
selbe  drohte  gänzlich  zu  scheitern,  als  Miss- 
wachsend  Teuerung  in  den  Hungerjahren  177u 
und  1771  die  Generalität  Limoges  heimsuchte. 
Die  vor  keinen  Schwierigkeiten  zum.  k- 
Bchreckende  Titanennatur  eines  so  ausser^ 
ordentlichen  Menschen  wie  Turgot  kam  jetzt. 
wo  so  viele  hilfesuchende  Arme  sich  nach  ihm 
ausstreckten,  zur  vollen  Geltung.  Eine  über 
beide  Provinzen  sich  ausdehnend.',    mit  Mitteln 


dortigen  Bekämpfung  der  aussersten  Not 

Irerüstete  Armenpflege  wurde  von  ihm  oiga- 

,-,.,      deren     Leistungsfähigkeit    der    Wohl- 

hstUeitssinn   der    Begüterten    und   nicht  zu- 

"tet  die   von   ihm    bewilligte  Inanspruchnahme 


dass    die    Zollsehianken    im     Luslandsverkehr 
faUen    und   mit    ihnen   die    Scheffelsteuer,    der 
Mühlenzwang  und  die  Privilegien  des  Bä 
ffewerhes.         Nachdem   Turgot    auf   eine  drei- 
zehnjährige überaus  mühe-  und  sorgenvoUe,  aber 


-■>  von   ihm   *%p%lffifl£*!^Z  anch^ldliT^dlenstoeiche  Verwaltank  der 

«bes  eigenen  ^^^JÄgS  Generalität  Limoges  znrückblicken  konnte  starb 

„„I  Kartoffeln,  als  Ersatz    "g»m  hinterliess   seinem  Nachfolger 

rides,  kamen  an  die  erwerbau  t ..1  g        -  k  '    iferen  Staatsschatz  andeine  1600  Millionen 


,  zur  Verteüung.  Unterstützungen  ohne 
wenleistung  wurden  nur  alten  und  gebreeh- 
.,„,,  gewährt,  wer  arbeitsfähig  war, 
„  J„.  die  ihm  auf  Marken,  welche  seinem 
Ansätze  entsprachen,  verabfolgten  ^ta* 
mittel  durch  Arbeit  bezahlen.  Albeltslose 
durfte   es   unter  seiner  Verwaltung,   da  Turgot 


einen  leeren  Staatsschatz  and  eine  1600  Mill 
Livres   betrag!  adi    Schuldenlast.    Turgot    batti 
als     Intendant     von     Limoges     keine     and 
Schätze  als  den  Klang  eines  ruhmvollen  Namens 
erworben      Als    Maurepas    daher    nach     Lud- 
wigs   XVI     Thronbesteigung    \  ollmai  al 

5    ,.,   Qnter  seiner  Verwaltung.      ,   lurgot    ggj^«£ä  ,  ScKaSn  £ 

Recht   aui  Arbeit   ohne Einsendung ^  an-    ^b~ne,  i  p^^ 

'""■   T>   m   EmrtSt  zu verÄ  Uebem!hmegdes    Port: 
mil,  jeder  Privatmann,  der  A  bei    zu     l  ke  Mallrepas  sich   I  I    «  rs1 

hatte,    war   von   ihm    verpflichtet,    Aioeiwos.  ii  [ntendant  von  Limoges  -''!- 

Seren  Verwendung  zu  Wegebauten  odei •  anderen    \'       ' '^1      K  Mannemnuster    in   das   Kabinett 

Glichen   Arbeiten    wegen   den  Bedait  über     \±i.   »  Wochen   später,    am    24. 

endein    Angebote    nicht    statthaft   wai     in    ein    ab"n°        leichzeitig    mi,     der    Vera. 
Zeiten    der    Not     gegen    Löhnung     odei      Vei-    vin.     e      i-         s^_     1K„°„„m;„4ctB,.0       \i,b, 
!,„„,,,  zu  beschäftigen.    Einen  schweren  Stand 
hatte  Turgot    der  Unbotmässigkeit    der  grossen 
turbulenten  Volksmasse  gegenüber,  die  m  J«ot- 
iahren    die    (Getreidespeicher    der    kornhandler, 
die   gefüllten  Scheunen  der  Grossgrundbesitzer 
hei  Gelegenheit  ebenso  plünderte  wie  die  Korn- 
bransporte    zwischen  Stadt  und  Land,   zwischen 
Provinz  und  Provinz:  auch  die  eigenmächtigen 
Anordnungen    städtischer    Behörden,    wie    de 
Schöffen    von   Turenue,    welche    kein   Getieide 
während   der  Hungersnot    aus   der  Stadt  1 


scMe'dung^es'    alten  "FinSnzministers ,     Abb, 
Terrav    Turgots  Ernennung  zum  „beneraLkon- 
trolleur     der     Finanzen-.      Was    er    in 
SteUung    als   französischer   Finanzminister   ge- 
leistet, gehört  der  Geschichte  an  und  kann  hier 
nicDt    eingehend   erörtert    werden.     Pas    Porte- 
feuille    der    Finanzen   nahm   er  m  einem  Bliete 
an     Ludwig    XVI.     nur     unter    gewissen    Be- 
togungen0  an.       In     diesem     denkwürdigen 
Scheiben    erklarte    er   sich    gegen  jede 
E3    der"  Hungersnot        ,   der  Sta«    ^^^^^SJ^^^ 

totfmcht   für  die  Bürgerschaftarüzu.peKheni   ^J^Z;,V  ^eanleihe  SAber  er be- 

zeichnete dem  Könige  nicht  nur  das,  was  untei 


IUI       Ulf      IHlli,'-'^"»-      — 1 

len,  hatte  er.  um  notleidenden  Nachbar 
beizustehen,  durch  seine  Gegenbefehle 
gebenden  Ordonnanzen  aufzuheben  Mit  dem 
zunehmenden  Mangel  mehrten  sich  auch  die 
Brotrevolten,  infolgedessen  im  April  17*0  eine 
zuständige  Stockung  des  Getreidehandels  ein- 
trat indem  die  Gutsbesitzer  und  Händler  die 
Kornmärkte  nicht  mehr  beschickten  und  die 
Transporte  von  in-  und  ausländischem  Getieide 
hn  Binnen-  und  Aussenhändel  der  Generalität 
Mfhörten.  Erst  als  Turgot  (Gewalt  gegen  Ge- 
walt   aufbot   uud   die   Marechausee    gegen    die 


seiner  Verwaltung  des  Finanzministeriums  nicht 
vorkommen   dürfe,   er   trat    auch  mit   positiv  en 
Forderungen     an     Ludwig     AM.     in     diesem 
Schreiben   heran    hinsichtlich    der    Ersparnisse 
die  unverzüglich,   um   das  Staatsschitt   vor 
Unterfange  zu  bewahren,  in  die  richtigen  Wege 
geleitet    werden  müssten.     Der  König; ;  wa, 
dieser  Sprache  nicht  eben  angenehm  *i     ^; 
zumal    ihm    zugemutet    wurde,    als   Erstei    im 
Staate    den    Höflingen.   Beamten    und    Bin  •gern 


imimriri    .u.^^—    :  -,         Patriotismus    tue    \einri£ciiuc  ±v±x±±.     • ■—- 

der    Rückkehr    geordneter    Zustande  Ge     f  ^er  mv^Uiihnlichen  Beantwortung  der  kbnig- 

fceidespeicher  wieder  zur  Aussendung  und  Auf    dieser  ™««w  ^    Am  meisten    ,, 

nähme  von  Kornaus-  und. -zufuhren  ™te  aber  Ludwig  XVI.  dass  sein  neuer  Fi- 

Das  Turgotsche  Pnncip  der  ^beschränkten   stf n  J  -  •_>,,  Millionen  Livres.  welche  er 

Handelsfreiheit,  was  er  theoretisch ^schon 17o9m   nan  er    gareriordernis  dekretierte    nicht 

seiner  ..eloge  de  tGournav''verfoditen,t.atm^     a      J  Verstärkung    der    Leistungsfähigkeit 

Hexe  der  Ereignisse,  welche  m: eh  in  ^r  Geneiahtat     W    iiu  i         ^  hauptBächhch  zu 

von  Limoges  im  Laufe  der  Jahre  1<70  und 1771   von q^™  Menden   wollte,   da   nach 

abgespielt    nach    der  Meinung  der   Anhänger   |^™Xhalten  die  Ersparnisse   sich   nur 
del   Physiokratismus  durch  die  Praxis  al     t.        inrg  .  Volkswohlfahrt,   die   abei 

haltig  erprobt  und  gestählt  hervor,  welche  An-  &tar     ß  steuerdrucke  nicht  ge- 

Bicht  auch   von   Turgot   geteilt  wunto.     Diese      ntei     te  ^  gtaatswoül       t  ,     .  W^. 

Zuversicht  auf  den  bevorstehenden  universellen   d       »^  ll„..,       dass   eine  Vermeh- 

Trinmph  der  Freihandelsidee   spricht  sich  auch    feung         StaaUeiuküufte  erzielt  werde.   Bereite 
in   seinen   berühmten  ..lettres   sur  la  bberb      n    rung  ae  ^   r^  o1    demissioniert. 

commerce   de   grains"     s,  "•) -ans,  welche    der    ai  FinaUzminister   nachzurühmen. 

Intendant    von  Limoges    im  Dezember   1(70  an  -  Vermehrung    der    >taatseinkuntte 

den   Finanzminister    Ludwigs    XV.    den    AI  be    dass   ™  der  Staatsschuldenlast    und 

Terrav.   richtete.     Er   fordert  «>  ^  »^  ^      ™    HertSunI  einer  gerechten  Besteuerung 
SSE  IranSsTef  ^Ä    3.    einer    Leihe    finanzpolitischer    Massregeln 
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unter  Zugrundelegung   der  Maxime,   dass  das 
[ndividuafinteresse   sich   stets  dem  des  Staates 
unterzuordnen  habe,  hervortrat.  Er  beschränkte 
den   bisherigen   dreissigjährigen   Verpachtungs- 
termin   der   DomSnen   auf  b  Jahre,  ermässigte 
den  Bi  trag  der  Pensionen  und  unternahm  einen 
:rt  auf  die  Privilegien  des  Feudaladels,  der 
ralpächter   und  der  bevorrechteten  stände 
überhaupt,  deren  Feindschaft   er  sich  besonders 
durch   Umwandlung   der   Wegfronde    für   ganz 
Frankreich  in  eine  Steuer,  welche  die  Privile- 
gierten aufzubringen  hatten,  zuzog.    Her  neue 
Finanzminister  errichtete  ferner  die  Diskonto- 
kasse (caisse   d'e'scompte),  als   Vorläuferin   der 
Bank   von  Frankreich.    Er  erzielte  gegen   den 
Voranschlag  der  Staatsausgaben  auch   Erspar- 
nisse, aber  was  wellten  diese  wenigen  Millionen 
Livres   bei   einem   staatlichen  Finanzwesen   be- 
sagen, in  welchem  Jahr  um  Jahr  die  ausgaben 
die  Einnahmen  um  durchschnittlich  30  Millionen 
Livres  überstiegen ! 

Von  denjenigen  Neuerungen,  in  denen  sieh 
sein     physiokratisches    Ideal    der    allgemeinen 
Bandeisfreiheit    verkörperte,    steht    als    bedeu- 
tendste^ der    durch    Conseilbeschluss    vom     13. 
IX.     1774    ins    Lehen     getretene    freie    Ver- 
trieb   von    Getreide    durch   das   Innere    Frank- 
reichs und  die  freie  Korneinfuhr  vom  Auslande 
"hei, an.     Mit   dieser  Massrege]   verband  er  ein 
\  erbol  der  Aufspeicherung  grosser  Kornvorräte 
durch  die  Behörden.    Hätte  Turgot  die  Ereig- 
nissi    im  Hungerjahre  17!.").  den  „Semmelkrieg" 
'orhergesehen,   er  würde  mit  dem  Verbote 
der    Kornmagazinierung    wohl    noch    gewartel 
hahen.    Jedenfalls  war'  die  Stichprobe  auf  die 
Zweckmässigkeit   unbeschränkter   Kornhandeis- 
freiheil  für  ganz  Frankreich  in  einem  Notjahre 
als  misslungeu  zu  betrachten,   denn  was  in  der 
Generalität    Limoges,   damals  kaum  dem  fünf- 
undzwanzigsten Teile  von  ganz  Frankreich,  der 
.h.itkratt   Turgots   in   siegreicher  Verfechtung 
freien   Koruhandelspriiicips   gelungen    war 
das  scheiterte  in  dem  Gesamtstaate  an  der  Ent 
fesselung  des  allgi  meinen  Volksunwillens  gegen 
lurgot    durch   die   mächtigen    mit    Vorrechten 
und  Monopolen  ausgestatteten  Korporationen  in 
den  grossen  Handelsstädten,  durch  die  Tausende 
von  Kapitalisten  aus  den   Kreisen  der  ( letreide- 
produzenten  und  -händler,    welche  in  der  Frei- 
gabe   des    Kornhandels    eine    Vergewaltigung 
ihre,     kapitalistischen     Machtstellung     sahen 
obgleich    I  nrgots  Massregeln    /„erst    statt  des 
Sinkens  ein  Steigen  der  Getreide-  und  Brotpreise 
herbeiführten.     Aber  neben   der  Handels-  trat 
er  auch   mit   aller   Energie   für  die   allgemeine 
Verkehrs-  und  Gewerbefreiheit  und  für  Aufhe- 
bung   aller    Hemmungen    derselben    ein     und 
unter  den  sechs  Edikten,   deren   Einzeichnung 
er  am  12.  V.  1776  durch  ein  lit  de  justice  vom 
i  anser  1  arlamente  erzwang,  befinden  sich  rier 
m  diesem  Sinne  vm,  ihm  entworfene     Von  den 
anderen  zwei  Edikten  cerfügte  das  eine  die  \,u- 
bebung   der  Zünfte   und  Innungen,   das  andere 

die    Aufhebung    der     Fronden.       Von     Tui ts 

rungen,  welche  de,  Charakter  dei  i  eber- 
sturzung  trugen,  hatte  die  Einführung  des 
yuesnaysenen  impöt  unigne,  dieses  all.'  Abgaben 
in  eine,-  einzigen  Grundsteuer  vereinigenden 
Projektes,  auf  dessen  Verwirklichung  alle  seine 
Steuerreformen  abzielten,  Frankreich  dem 
Staatsbankerott   in  beschleunigtem  Tempo  ent- 


gegentreiben müssen,  wenn  Turgots  DemisB* 
seine  praktische  Uebertra-une'  jener  falsch, 
Theorie  auf  den  Grundbesitz  nicht  in  den  ersl 
Stadien  inhibiert  hatte.  Immerhin  machte  sii 
das  m  physiokratiseher  Verblendung  von  ih 
angerichtete  l  nheil.  welches  einen  empfindliche 
Ausfall  am  indirekten  Steuerertrage  verursacht, 
mehrere  Jahre  hindurch  im  Budget  fühlba 
Turgots  Sturz  beraubte  nicht  allein  den  Stau 
eines  an  Lauterkeit  des  Charakters  und  a 
selbstlosem  Patriotismus  seine  Vorgänger  uu 
Nachfolger  im  Finanzministerium,  Necker  nicl, 
ausgeschlossen,  weit  überragende,,  Mannes  ,- 
vernichtete  auch  seine  von  edelster  Menschen 
liebe  und  wirtschaftlichem  Freiheitsdrauge  dik 
tierten  Schöpfungen,  indem  seine  sechs  Edikt 
vom  12.  V.  1776  durch  einen  vom  Könige  ge 
nehmigten  Parlamentsbeschluss  im  August  de 
nämlichen  Jahres,  darunter  auch  das  der  \uf 
liebung  der  Fronden,  annulliert  wurden. 

Turgot  veröffentlichte  von  Staatswissen 
schaftlichen  Schriften  a)  in  Buchform 
Lettre  ä  1  abbe  de  Cice  (depuis  eveque  d'Auxerre 
sur  le  papier  supplee  ä  la  monnaye,  Paris  1749 

—  Eloge  de  Gournay,    ebd.  1759.  —  Plan  d'un 

,llr| re  sur   les   impositions   en   general,    am 

1  imposition  territoriale  en  particulier,  et  sur  le 
projet  de  cadastre,  ebd.  17(14.  —  Reflexions  sur 
la  formation  et  la  distribution  des  richesses,  1. 
Abdruck  in  „Ephemerides  du  citoyen",  herausg 
von  Dupont  de  Nemours,  ebd..  November  176S 
dasselbe,  2.  Aufl..  1774:  3.  Aufl.,  1778;  4.  \ufl 
1784;  5.  Aufl.,  1788:  dasselbe,  in  englischer 
L  ebersetzung,  London  1793  ;  dasselbe,  Neudruck 
in  Overstone.  colleetion,  Bd.  IV,  ebd.  I859j 
dasselbe,  deutsche  ("ebersetzung  u.  d.  T.:  Un- 
tersuchung über  die  Natur  und  den  Ursprung 
der  Reichtümer  und  ihre  Verteilung  unter  den 
verschiedenen  Gliedern  der  mens,  blichen  Ge- 
sellschaft. Aus  dem  Englischen  von  Mauvillou. 
Lemgo  1775.  —  Valeurs  et  monnaies  (c.  1769 

-  Lettres  (ä  l'abbe  Terray)  sur  la  liberte  du 
commerce  des  grains,  Paris  1770.  —  Corrä 
spondence  avec  M.  Trudaine,  sur  les  encouragej 
meiits  reclames  pour  une  manufacture  de  la 
generalite  de  Limoges,  et  sur  les  faveurs  qu'of 
peut,  en  general.  aceurder  ä  ces  sortes  d'etab- 
hssements  (c.  1771).  —  Extension  de  la  liberte 
du  commerce  des  colonies  (c.  1772).  —  Lettres  1 

|'*J Terray    sur    la   niaroue    des   fers,    Paris 

W73.  —  An  posthumen  Schriften  Turgots  er- 
schienen in  Buchform,  bezw.  in  seinen  geJ 
sammelten  Werken:  Administrations  provinJ 
ciales.  Memoire  presente  au  roi  par  Turgot 
(compose  par  Dupont  de  Nemours),  suivi  des  ob- 
servations d'un  republicain  (Brissot),  Lausanne 
1788.  -  -  Memoire  sur  le  pret  ä  interet  et  sur 
le  commerce  des  fers,  Paris  1789  (geschrieben 
1769).  —  Travaux  divers  sur  les  impositions: 
Comparaison  de  l'impöt  sur  le  revenu  des  pro- 
prietaires,  et  de  l'impöt  sur  les  consommations. 

Observations  sur  le  memoire  de  M.  de  St.- 
Peravy,  en  favem'  de  l'impot  indirect.  [Cou- 
rönne  par  la  Societe  royale  d'agriculture  des 
I, in, eye,  |  _  Observations  sur  le  memoire  de 
M.  Graslin  en  fayeur  de  l'impöt  indirect,  auquel 
la  Societe  royale  d'agriculture  de  Limoges  de- 
eerna  une  meiition  honbrable.  —  Observations 
sur  un  projet  d'edit  portant  abonnement  des 
ringtiemes  et  2  sous  pour  livre  du  dixieme 
pour  tout  le  royaume,  avec  un  reglement  pour 


h  repartition  des  dkes  iinpositioBS  Jbezie ht  sich 
ouf  di-  Bertinsche  Edikt  von  17641).  —  L.ettr 
„  contrölem-  general  Bertin,  sur  la  Situation 
n"Ineralite  de  Limoges,  relativement  a 
{Lsiettf  de  la  taiUe.  -Seine  gesam, 
Werke  erschienen  in  folgenden  Ausgaben. 
sdeT  e(,ees  et  «cmg 

.  ,,.  .    ,  ,  de  notes  sur  sa  vie,   son  aami 
.  ,,     es   ouvrages    par  Dupont  de  V- 

9   Bde..   ebd.    f809/U.    -  Oeuvres  de 
,t    „ouvelle   edition.   elassee  par  ordre  de 
re's  avec  les  notes  de  Dupont  de  Nemours, 
Sementee  de  lettre*  inedites,  .1-  question   nu 

.  e,  et  d-observationset  de 
....n..-.    nar    Eu«     Daire   et    Hipp.   Bussard,   et 
deldiine^noticesurlavieetlesouvrag« 

„eot.   par   E.    Daire.   2  Bde     ebd 
■  gd    III  IV  des  Guillauminschen  Sammel- 
,ä.  CoUection  des  principaux  econon, 
ü  Die  kleinen,   fast   ausschliesshcb   einen  amt- 
lichen Charakter  tragenden   Schriftstück, 

.  atE.  Daire  in  dir  vorstehenden  letetenGe- 
:  (ausgäbe  nach  folgenden  Kategorteen  ge- 
or  «  1.  Avis  annuels  sur  Vimposition  de  la 
Sdüe  pendant  son  intendance  de  Limoges -^  j 
T#ttres  circulaires  aux  eures  de  la  generauxe 
dt  Lünog^  ^cfur  leur  demander  leur  concours 
dans   diverses    Operation?    administratives 

3   Travau  ^."««"Ä 

dans  la  generalite  de  Limoges.  -  4.  Lei  l 

Äleu?   s  ^Jttlli 

.  ..  „s  mihtaire,       .*■>  et  1  769  .   • 
me  des  droits  d'octroi    1772),  sur  les  mines 
tiTieres,    et    sur    la    milice,    adressee    au 
«in    ne  de  la-uene.  -  5.  Actes  du  ministere 
Tl;  Eons,   edits.  lettr, 

ordonnalces  etc.,  relatifs  ä  la  hberte  du  coni- 
S  des  gS  ä  Industrie  agricole  manu- 
Kriereetcommerciale,auxfinanc^arim^t 
aus  travaux  publics  et  a  la  charite).  —  Haue 
SLSS  ö*  bedeutendsten  Schriften  und 
Edikte  Argots  findet  -ich  ferner  m  Rol 
Turg.u.  administration  et  oeuvres  «wOT«, 
££g  Jggo,  _  Turgot  veröffentlichte  bl  m  dem 
Srmmdwerke:,L%ydopedie)P^folgende 

Artikel-  Existente;  Etymologie;  Expansibüite , 
lÖires  et  manches;  Foidation.  -  Turgot  über- 
setz« J    luckers   ..On  the  expediency  ot  natu- 
rali7ino-  foreioners".  London  lioo. 
iahZLäs  hS  „Biflexions«  beobachtete  System 
eroiebt  sich  aus  dem  Ideeenga    .      welchen  die 
Ueberschriften  vorgezeichnet,  womit  er  die  100 
Jl    aus"  denen    die    Schrift    besteh. 
Sert  hat.   Die  Hanptgrundsätzeder p^ysm- 
fci-arischen  Schule  in  Bezug  aut  Keichtumsnr 
™g, Kapitel!  Münze.  Handel.  Geldeirkulatiou 
d\l     Tkunomistische   Dreiklassensystem    sind    m 
den   ersteTffinfzig   Paragraphen   niedergelegt 
S   fflckelung8  seiner-  Anschauungen i^abe 
Kapitalbüdung,  Kapitalrente  und  die  V™™» 
des  Geldkapitels  im  Wirtschaftsleben   aber  Zins 
und "  Wucher    sind    die   anderen    fünfzig   Para- 
phen   eingeräumt.      Der    Nationalreichtum 
ene1'  Landet  bestimmt   sich   bei  Am  aus  dm 
Resultate  folgenden  Exempels:  Zum  Lemertra^e 
^ni      d  er  öfundstücke.  multipliziert  mit  ihrem 
mSmässigen  Verkaufepreise  und  dmtort  mit 
ihrem  Bruttoerträge,   wird  die  das  gesamt  he 
wegliche  Vermögen  fj^df^deSunme  nut 
der  Einschränkung  addiert,  dass  derBetrag^ 
ausgeliehenen   Kapitalien  nicht   in   Berechnung 


kommt      Als    Definition    der    Entstehung 
Sram9   substituiert   er   als  Quelle 'desselben 

die    F.rd ler    ■■  Ire    1  ■'■'"!,V,"",t    ■ 

für  den    Reichtum   selbst      l 
STerwechseluns 
Beenffe   liegt  bekanntlich  auch  die  physiokra- 
tische    Ueherschätznng     der    I 
Ackerbaues,   der  nach  ihn  allen,    ein 

Reineinkommen  gewährt,  zu  Grunde  und  beruht 
auf  dievm  Grundirrtume  folgerichtig  auch  die 
ökonomistische  I  m  der  einzigen  Steuer, 

dem  impöt  unique.    Dei   produit   net  oder  di, 
ienrente  ist   nach  Turgots  streng  Pbysjokra- 
tischer  Auffassung  dasjenige,    was  nach  Abzug 
des   Kapitalzinses  und  der  Betriebskosten,   , 
Lohnes   seiner    Arbeit    und    des    Abnutzung 
SSL    d  r  Gerätschaften   dem    ] 
Ertrage  der  Bodenerzeugnisse  ubng  bleibt,  mit 
diesem      Reste      dem      Grund.   -  die 

NSgsmiete   seiner   bebauten  L  zu 

bezahlet      Aus   der   Summe    der   einzelnen  Er- 
,ar    o'en  Lüden  sich   bei   ihm  di,  ien, 

eteToltelat,    was   aber   nur   dem    Begrifte   der 
indiviSen     nicht    der    volkswirtechaftlichen 
ifSSng  gerecht  wird.    Seine  Lohnt! 
S  der  Arbeitslohn  nur  dein  E-^— 
„mm  entspricht,  da  nach  ihn.  die  sterile  Kl. 
der  Handarbeiter   nur   das  konsumiert,   was 

ihre    Arbeit    erzeugt,    stempelt   ihn    zu 

.     Vorläufer  Ricardos.     Turg  «- 

uu'en  über  da-  Geld  weisen  eine  in«     i     ;"- 

Erweiterung   der  physiokratischen  Lehre 

,.,.    dasSelbe   als  Ware  und  mehr  mehl 

ff  blosses    W    rtzeichen    betrachtet,  _  als    eine 

n  Wert   je   nach   den  Konjunkturen 

.welcher  die  Metellpreise  beherrscht 

tiilr'  oder   steigt.    Die   Bedeutung 
"     Wem ue-er- der  Waren,  führt  er  weiter  au-, 
it.     in    einer  leichteren  Abgrenzung  der  ver- 
tliiedenen  Arbeiterklasse,,,  also  in  ier  BriaJ- 
terung  der  Arbeitsteilung,  sowie  in  dem _U eher 
4noe"  der  Ersparnisse  der  Grnndeigentume    m 
GdSmlagen    also   in   der  leichteren  Kapitelbil- 
duna     Di,.  Kapitalrente  identifiziert  er  mit  dem 
T  eihnreise   der  Kapitale   oder    mit   dem  tiu  die 
KlpStzung  Zahlten  Kaufprffi  da  abe 
nach   -einer,   d.   h.   der   physiokratischen    aui 
,    nur    der    Bedenreinertrag    der   Grund- 
~  unterliegt,    ergiebt    -ich    nach  _  Turgot- 
Fo lo^rm  -   die  Steuerfreiheit    der  Kapitalrente. 
".,   Vereidigung   er   auch   daraut  begrundeL 
dasT  die    vom'  produit    net    der    Grundstücke 
unterhaltenen  Gewerbe  einer  Kapitekteuer  eben- 
m-  indirekt  unterworfen  sein  würden,  was  auf 
e    ;  <  d  a  Ugung  des  Nationalwohlstendes  lim„ 
liefe      Als  Zinstheoretiker   steht  er  entschieden 

S  Seite  deTKapitels.     Das  tz  von  Ange- 

S    und    Nachfrage   g-gg,»*    ^r£ 

ruht  nach   ihm  auf  dem   Eigentumsrechte  des 

Stäs 

Stte\  kursierende  War*,  deren  Wer^ 

dieser    Beute    steht    da-    Kapital,    das 


' 
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schaffen.  Der  Mietp  •  d  -  Geldes  wird  daher 
davon  abhängen,  wie  hoch  das  Kapital,  um 
seinen  Besitzer  zu  ernähren,  sich  rentieren  inuss. 
-  Zinsfnsses  erklärt  er  aus  der 
H<  nge  .  rsparter  Geldkapitalien  und  der  geringen 
Anzahl  der  Borger,  aber  er  lässt  dabei  ausser 
Berücksichtigung,  dass  die  verringerte  G 
dürftigkeit  ans  dei  gestiegener  Produktion 
hervorgeht  In  Paragraph  73  beleuchtet  er  in 
einer  geistreichen  Rekapitulation  seiner  zins- 
treundhchen  Grundsätze  die  irrtümliche  Inter- 
tion  seitens  der  Scholastiker  jener  Stelle 
im  Evangelium,  worauf  Bich  ihr  Zinsneh- 
mungsverbot  stutzt:  „Mutuum  date  nil  inde 
rantes  ■■ 

Dass  Adam  Smith  als  Denker  keine  hervor- 
rig    teile  Kraft  war.   ist  bekannt,  und 
auch  die  „Beflexions"   liefern   dafür  die  Belege 
Q      Turgots    Lehren     von     Geld,    Kapital' 
Arbeitsteilung  und  Grundrente  in  ihren  Grund- 
-   ii   in  den  Wealth   of  nations  iib        ganj  i  n 
sind.    Smiths   Grösse   als  Systematiker,   als  un- 
übertroffener  Architekt    von    Lehrsätzen,   deren 
1  nanfei  btbarkeit  auf  den  umfassendsten  Studien 
-   ■  mten  Erscheinungsgebietes   der  Unter- 
welt beruht,    wird   aber  dadurch,   dass  einzelne 
wirtschaftliche    Wahrheiten     schon     I  m    oder 
m  seiner  Vorläufer  eingeleuchtet,  nicht  ab- 
iwächl      Smith  ist  der  Vater  der  Disciplin 
politischen  Oekonomie  und  zwar  riichl 
lität    wegen,    sondern   auf    Grund    seines 
Lehrbuches  gi  ivorden,  das  in  seinen  wirtschaft- 
I  ntersuchungen  die  pbil  , ,  viel- 

fai  ii   an  Kant   erinnernde  Weltanschauung  und 
den   weitblickenden   Geist   eines  in   -einem  Ge- 
dankengange langsam  aber  sieher  fortschreiten- 
Denkers    aufweist.      Im    Gegensatze    zu 
Smith,    der    während    der    Entstehung    seines 
Manuskriptes   die   logische  Denkarbeit  niemals 
ruhen    Hess,    überdachte    Turgot,    wie   Morellet 
erzählt,    erst  da-,    was  ei    -bleiben    wollte  und 
dann,  nachdem   er  es  gründlich   in  sieh  aufge- 
nommen, brachte  er  es  zu  Papier.    Das  Grübeln 
und  Kombinieren   wahrend  des  Schreibens    wai 
seine    Sache.    Deshalb   sucht   mau   aucdi 
aftlii  lie  Spi  kulation,  analytisches  aus- 
feilen  der    einzelnen  Denkformen    -einer  Theo- 
reme,   Empirie    und    Synthese   in   seinen      Re- 
flexions"    vergebens.     Kr   förderte   sein   Manus- 
kript  mehr    in   der  Weise-   eines  Essayisten  als 
'">'--  Fachgelehrten,   und  bierin   liegt  auch  die 
Erklärung  im-  seinen   Stil,   der  in   seiner   ele- 
-nif.-n    Diktion    sich    von    der    schwerfälligen 
Schreibweise     der     damaligen    Zeit     vornehm 

abheilt. 

Iu  Turgots  unvollendet  gebliebener  Schrift 

Mi-  et  monnaies"  vervollständigt  er  seine 

•■ii  Ausführungen  über  den  Wert  dadurch 

•'''7;'''  'ü''  Güter  nach  dem  Nutzen  betrachtet 

und  bew<  rtet,  den  sie  ihrem  Besitzer  gewähren 

oder   den   .-ich   der  zukünftige  Erwerber  davon 

icht.       Zum     Kriterium    der     Nützli 

macht    er    die    Fähigkeit    der    Bedürinisbefrie- 
diL'uim'   durch  die  Erwerbung  eines  Gutes    wo- 
Leichtigkeit   odei   Schwierigkeit  di 
fang,  Häufigkeit   oder  Seltenheit  des  Vor- 
kommens einesins  Auge  gefassti  d  Gi  gi  nstandes 
aul   Erhöhung    oder  Verminderung  des  Wertes 
einwirken  lässt,    wodurch  er  zu  einer  individu- 
Svertschätzung  gelangt.    Dieser  von  ihm 
valeur    estimative    genannte    Wert    fiibrt    zu 


seiner  Tauschwerttheorie  hinüber.    Die  Menee 
der    Produkte,   welche   für   ein.     andere    M 
von  Produkten  im  Tausehe  zu  erhalten  ist 
stimmt   da-  Mittel  zwischen  den  beidersi 
Forderungen    der    zwei   tauschenden    Personen 
und  den  daraus   gewonnenen  mittleren  Tausch- 
wert, oder  valeur  estimative  movenne.  bezeichnet 
Turgot  als  valeur  appreciative.-   Anknüpfend  an 
diese  Definition   gelangt  er  eben  so  um,,. 
scharfsinnig  zur  Bestimmung  des  Preises    11 
dem    er    dasjenige    Produkt   verstanden    wissen 
will,   was   jemand   im    Tausche,   auf  Grund 
des  ermittelten  valeur  appreciative,  für  ein  Gut 
erhalt. 


vgl.    über    Turgot:   Necker.    Sur   la 
legislation    et   le   commerce   des   grains,    Para 
1775.    —    (Graf    von    Provence,    später 
Ludwig  XVm.),  The  dream  of  M.  de  Maurepas 
ebd.  1776.  —  Dnpuy,   Eloge  de  Turgot,  ebd 
1781     in  Memoires  de  l'Academie  des   inscrim 
tions  1  i  bi  lies  lettres,  Bd.  XL).  —  Dupont  de 
Nemours.    Notes    et    memoires    sur    la     vie 
1  administration  et  les  ouvrages  de  Turgot,  ebd 
178ä    —    (de   Condorcet),  Vie  de  Turgofi 
London  ltS6.  -     Soulavie,   Memoires  histo- 
nques  et  politiques  du  regne  de  Louis  XVI 
4  Bde  .   Paris   1801.    (Die  Bde.  II.  in  und  IV 
enthalten  Mitteilungen  über  Turgots  Leb. 
dessen    Bruder    Etienne    Francois   Turgot.]    — 
Lemontey,    Memoires  de  1' Abbe  Moreliet    9 
IBde.,   ebd.  1823.   —   Weis-.    Turgot,   in  ..Bio- 
graphie universelle,    ancienne  et  moderne"    Bd 
XLVH,  ebd.  1827.  —  Eiselen,  Oekonomisten, 
in    „Ersch    und    Gruber,    Encyklopädie",    III 
Sektion,  2.  Bd.,  Leipzig  1832,  S.  17ff.  —  Mon- 
jean.   Notice   sur   la   vie   et  les  ouvrages   de 
rurgot,    Paris    1844.    —    Dupont    de   Ne- 
mours,  Observations   sur  les  points  dans  les- 
quels  Adam  Smith  est  d'accord  avec  la  theorie 
de  Turgot,  et  sur  cenx  dans  lesquels  il  n'en  est 
ecarte.   in  „oeuvres   de  Turgot.    edition  Daire", 
Bd.  I.  ebd.  1844,  S.  67/71.  -  Bouchot,  Eloge 
de    Turgot.      Discours.    ebd.    1846.    —   B  au- 
drillart,    Eloge    de   Turgot,   ebd.   1846.   — 
Lite  and  correspondence  of  David  Hume.  Edin- 
burg  1846.   —  Kellner,   Zur  Geschichte  des 
1  hy-iokrati-mus.      Quesnav.    Gournay.    Turgot 
Göttingen  1847.  —  Letters  of  eminent  persona 
addressed    to    D.    Hume.    Edinburg    1849.    — 
D   Hu  au  es,     Essai     sur     l'administratioii     de 
lurgot  dans  La    generalite   de   Limoges.    Paris 
1859.  —  Batbie,  Turgot   philosophe,    econo- 
miste,   administrateur,   ebd.   1861.  —  Tissot, 
Turgot,  sa  vie,  son  administration,  ses  ouvragesj 
ebd.   1862.  —  .Mastier.    Turgot.  sa  vie  et  -a 
doctrine,  ebd.   1862.  —  Derselbe.  De  la  Philo- 
sophie de  Turgot,   ebd.   1862.  —  Laspeyres, 
'  ' "  -  ol  und  die  Physiokraten,  in  „St. 
W.  B.    von  Bluntschli   und   Brater",   Bd    VIII 
Stuttgart     1864,    S.    445/55.    —    v.    8  c  h  e  e  1 .' 
!    als   Nationalökonom   in    „Zeitschr    für 
Staatsw.",  Bd.  XXIV.  Tübingen  1868.  S.  243  7a 
D  n  P  u  y  n  0  d  e  .   Etudes  sur  les  principaux 
economistes:   Turgot;  A.  Smith;  Ricardo:  Mal- 
thus;   J.    B.   Say;   Bossi,  Paris  1868.  —  Re- 
11  and.    Les    martyrs    de    l'economie    politiuue, 
Vanban    et    Turgot,    Paris    1870.    —    de    La- 
vergn e.  Les  economistes  francais  au  XVIII 
aech    ebd.  1870,  S.  219/78.  -  Cadet,  Turgot, 
1/27—1781,   ebd.  1873.  —Chevalier,   Tur- 


I 
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.,„,    ei    la    liberte    du    travail,    ebd.    IST.'.. 

!  ers    Turgots  Stellung  in  der  Geschichte 
.,    Nationalökonomie,    in  Jahrb.    tur    Nor.   u. 
Kit       Bd     XN.II  .    Jena    1874,    S.    14b,A)ö. 

,.     Essa    sur  le  ministere   de  Turgot, 

877!   -   Jobe«.   ^  Fmnce  sous  Lud- 

KV1..    Bd.    I.    Turgot,   ebd.    18",  -   •• 

■  frlei     Turgot.   in  Critical  niiscellanies   2nd 

•  i,    London  1ST7.  -  Dtthring,   Kritische 

GeschWe  der^ati.nal .kononne  ^  Aufl. 

Sn/con'doÄ1  de  Tirt>adsg| 

K730    -   Xevniarck.   Turgot  et  ses  doc- 
tfi.es/ 2  Bde..  Paris  1885.  -^ourm.on, 


Trois  revolutionnaires,   Turgot,   Necker,  Bailly, 
ebd.    1886.         L.  Say,  Turgot,  ebd. 1887 
Schell.'.    Du    Ponl    de    Nemours   ei 
physiocratiqui     ebd    1888.        Ingram  .HiBtary 
of  political  economy,  London  1888,  S    6^68/70 
u   b   _  Z  uck erkan dl ,  Theone  des  Preises, 
Leipzig  1899,   S.  53  55.  —  B  o  b  i  n  e  au,   J  ui 
o-ot     Administration    et    oeuvres    economiq.ues 
Paris  1889.     -  Schelle,  Turgot  mNouveau 
dictionnaire  d'economie  polit.,  Bd.  II,  ebü.  iw  -. 
S    1122/34    —  Feilbogen,  Smith  und  Turgot, 
Wien  1892.  -  Lipper t,  An   Neckei 
Bd    V     S    968.     An.  Say,  oben  Bd.  M       5Ub 
Besprechung  der  Schrift  Say,   Curgol 

Li/'/"''  '• 
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Uebergangsabgaben. 

i-  t.  *"  Be§'rirtuui1  Wesen  der  De.  2.  Geschicht- 
liches. 3.  Der  geltende  Kechtsstand  im  Deutschen 
Reiche. 

1.  Begriff  und  Wesen  der  Ue.   üeber- 
»aben   oder  üebergangssteuern  sind 
Binnenzölle,    die    innerhalb    des    Deutschen 
Zollgebietes    von    Waren    erhoben    werden, 
wenn    diese    dir    Grenzen    gewisser    Ver- 
brauchssteuergebiete   verlassen    und  in  an- 
dere   Steuergemeinschaften    verbracht   wer- 
den.    Ihre  Eiurichtung  stehl  daher  im  eng- 
Zusammenhange   mit   der  Aufwandbe- 
rung   und  beruht  auf  der  Unterschei- 
dung zwischen  Zollgebiet  und  Steuers-ebiet 
Innerhalb      eines     von     gemeinschaftlichen 
Grenzen   umschlossenen  Zoll-  und  Handels- 
ets  findet  grundsätzlich   freier  Verkehr 
Besteht  dieses  Gebiel  nicht  aus  einem 
einzigen  Staate,  sondern  aus  einer  Mehrzahl 
v..n  solchen,    die   mehr   oder  weniger  selb- 
ständig und  unabhängig  sind,  so  gilt  gleich- 
falls   die    ungehemmte  Verkehrsfreiheit  als 
ip  des  wirtschaftlichen  Verkehrs    Eine 
Ausnahme  bildet  nur  der  Fall,  wenn  inner- 
halb   des   Zdl-    und    Handelsgebietes    ver- 


erhoben   beim    Eingang'   in    das    Zollgebiet 
wenn  das  betreffende  Land  au  das  Zollaus- 
land grenzt,  wie  z.  B.  bei  Fleisch  in  Baden 
2.    Geschichtliches.      Die    Zollvereins- 
verträge   vom   22.  März    1833   und   vom    8 
Juli  1S6<    haben   zwar   für  das  Gebiet  des 
ZollvereinsdirV.'rkehrsfivilieitimallsvniinnen 
hergestellt,  aber  nicht  die  finanzteehnischen 
\  erschiedenheiten    der  inneren  Verbrauchs- 
besteuerung    der     einzelnen     Staaten     be- 
seitigt.   Indessen  gaben  die  Vertragsschlies- 
senden Teüe   der  Absicht  Ausdruck,    durch 
A  ertrag     übereinstimmende    Besteuerungs- 
gruudsätze  herbeizuführen,  soweit  noch  Ver- 
9  hiedenheiten      der     inneren     Verbrauchs- 
steuern   vorhanden    und    nicht    durch    den 
Zollvereinsvertrag    selbst    die   künftige    ge- 
meinschaftliche  Besteuerung,    wie    bei   Salz 
und  Tabak,  vereinbart  worden  war.     Aliein 
während    der  ganzen   Zollvereinsepoche   ist 
dieses  Ziel    überhaupt   nicht   und   heute  im 
Deutschen   Reiche  nicht  vollständig  erreicht 
worden.     Man  hat  jedoch  durch  eine  Reihe 
von  Massnahmen,  die  bereits  im  Zollvereius- 
vertrag  vom  22.  März  1833  erscheinen,  den 


Rechtssatz   entwickelt,    dass    das  Erzeugnis 
gen  deutschen  Staaten  besteuert  werde.    Zu 


erheben,    diese    abgaben    uieht  für 
e  Gebiel  v  irksam  sind.    Die  üeber- 
aben,    die    hier    erhoben    werden 
Zweck,    den    vollen  Kin- 
\  erbrauchssteuern  zu  sichern,  und 
m,  wodie inneren  Verbrauchssteuern 
hieden  organisiert,  gewisse  Verbrauchs- 
stände   mit   verschiedenen  Sätzei 
sind.    Demgemäss  stellen  sie  sieh  dar 
Ausgleichungen    zweier    Produktionsge- 
mi  Einblick  auf  die  St  uerdifferenzen 
wie     im    Deutschen    Reiche    zwischen    der 
leutschen  Brausteuergemeinschaft    und 
üddeutschen  Staaten  (Bayern,  Württem- 

Bade nd  Easass-Lothringen,  di    ai 

geartete    und    selbständig     Bi 
•    Ebenso  werden  Heb  rga 


diesen  Massregeln  zählte  die  Einführung 
von  Binnenabgaben,  Ausgleichung* 
gaben  genannt,  die  erhöhen  wurden,  wenn 
ein  Verbrauchsgegenstand  zur  Einfuhr  in 
einen  Staat  oder  eine  Staatengruppe  mit 
einer  Sonderverbrauchsabgabe  gelangt.  Eine 
Kuckvergütung  im  Ausfuhrlande  war  unter- 
sagt, im  Einfuhrgebiete  durfte  aber  die  ib- 
g^be  mir  insoweit  erhoben  werden,  als  in 
•'  die  Innere  Auflage  höher  war  als 
1'"  Herkunftslande.  Durch  den  Zollver- 
ertrag vom  8.  Mai  1841  wurde, 
uisgleichungsabgaben  durch  das  System 
•' er  I  ebergangsabgaben  und 
°  '  "  u  "  |  <  !  '"-  3 1  u  n  ge  n  abgelöst,    nach- 


dem   sich 


das  Verfahren  mit   den  Ausglei- 
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abgaben    nichl  bewährt    und zu  end- 

Klasen  auf  allen  Seiten  .gefuhrt  hatte. 

,,Ätzt  bestimmt,  dass  in  den  Staaten 

maatenenippen  mit  besonderen  inneren 

..',.„    der    gesetzliche    Betrag 

^ehen  Steuer    Lei    der    Einfuhr   aus 

.„    Zollvereinsstaaten    in    das    Steiiei- 

-    V0n    „hoben    und    bei    der  Ausfuhr 

X  diesen  Staaten  las  zum  vollen  Betrage 

urückerstattet  worden  kann.   Dieses  System 

ä   heut,   noch   das   herrschende   im   Deut- 

Reich,    wiewohl   es   lediglich  auf 
Wwikateteuera    zugeschnitten   ist    und    die  | 
iiftevn/iello    Ausbeute    bei    den    Material- , 
„  nicht  genügend  berücksichtigt  wird. 
i  Der  geltende  Rechtsstand  im  Deut- 
schen   Reiche.      Der  Schutz    innerer  Ver- 
Sssteuem     durch    Uebergangsabgaben 
treckt   sich  teils  auf  Reichssteuern,     eds 
„f   die  einzelstaatiichen  Biersteuern,   teils 
uif    einzelstaatliche    Schlachtsteuern.      Die 
geltenden    uebergangsabgaben    sind: 
l.Uebergangsabgab_en^umSchutz 

und    zui- 
st e  uern: 


Ergänzung    von    Reichs 
n :    Es  werden  von  der  Norddeut- 
■n  Brausteuergemeinschaft  vom  Bier  rar 


wird.  Die  Milch- 
lälber  bleiben  steuerfrei  und  ebenso  sinu 
Wurstwaren    und    Waren    aus    gehac) 

Kl,.;-,  b  üb  rg  tngsfn 

Für  die  Durchführung   dei        '    !   angs- 

rt   und  zur  Sicherung  ihres  Eingangs 

,,,inll,;    au,      ,-i-  Massregeln,    Vorschriften 

mv\  Strafandrohungen  zur  Anwendung,   die 

für  das  Zollwesen  massgebend  sind. 

Litteratnr:  Kiecfce,   Di*    Hei de» 

Verkehrs    im    h •    da    D  ZoUverein», 

II    j,,,    Ueberg mt>  «  ™  Zeitschr.  j 

,,„7     -    Delbrück,    Art  chsver- 

„„,     Berlin    1881.    -     »■    A«/secs -  Wie- 

'*;«<;<»•     XM«  28B.     und   S< ■■■:■     ; 

'//.„*■/,.    .".    Aufl.,    München-Leipzig       00 
Main-.    Art.    i  ?7e&<    |  '""    '"     v 

'„-    d.    D.   v.   Bd.  TI,  S.    SSO-Si,    Eg.-B 
S    96    —  ie'.r.    -!<<•   »Üe6erfl 
//,..,......;,  ,7,  der  Staats*.    1.  Aufl.,   Bd.    I 

...      ,    ,.    die   Ära.    Bierbrauerei 

Bierbest,  uerung  oben    Bd.  II  S.  801  #; 

"-•'  Mahlsteuer  Bd.  I  /  >• 

_■)/„.,    BOM  Hecieei. 


2  Mark  als   üebergangsab 
Diejenige   für    Branntwein 


je   1  Hektoliter 

erhoben.  r" .■ 

96  Mark  vom  Hektoliter  reinen  Alko- 
hols) "ist    jetzt   vollständig   in   Wegfall   ge- 
kommen, nachdem  seit  1887  sämtliche  deut- 
sche  Staaten   der  Reichssteuergenieinsehatt 
,  treten  sind  und  durch  das  Abkommen 
Deutschlands    mit  Luxemburg  vom/—  Mai 
1896di     i    bergangs-  bezw  Ausgleichungs- 
abgaben   im  Verkehr   zwischen  dem  Reiche 
Luxemburg  aufgehoben  wurden, 
■j     reber  san  gsab  g  aben'    zum 
B     ",'utz   und  zur  Ergänzung  ein- 
lelstaatlicher   Biersteuern:    he 
ben  für  Bier  und  Malz ,  an Ueberg 
ben:  a)  Bayern  3.2o  Mark  vom  Hekto- 
liter,  Württemberg   3  Mark  vom  Heki 
Braünbier   und    1,65  Mark    vom  Rollte 
Weissbier.  Baden  3,20  Mark  vom  Hektoliter 
Elsass-Lothringen    3    Mark    vom   Hektohtei 
:em  Bier  und  1 1,58  Mark  vom  Hekti  hter 
Dünnbier.     Für   geschrotetes   Malz   w 
an   Uebergangsabgaben    erhoben    in   Bayern 
650  Mark    .zur    Hier-    und   Essigbereitu 
in   Württemberg    5   Mark    für    je 
o-ramm  und  2,80  Mark   für  die  gleiche  6   - 
Wichtseinheit   von   gequetscht        i        malz 
3     Uebergangsa  °     '<-  n  m 

Schutz  und  zur  Ergänzung  ein- 
zelstaatlicher Schlachtsteuern. 
Von  Sachsen  werden  erhoben  jomvereins- 
ländischen  Rind-  und Schweinefleisch  -Mark 
für  100  Kilogramm  und  vom  übrigen  1 
m  Mark   für   100  Kilogramm.      Die 

äabgabe   betraut   in  Baden   8  Mark  im 
00  Kilogramm    vereinsländisches  und  aus- 
ländisches Fleisch,  wenn  es  frisch  oder  aus- 


Ueberproduktion. 

1  Begriff  und  Ursachen.  2.  Möglichkeit 
einer  allgemeinen  Fe.  3  (i..-g«i Wirkung  gegen 
mV  IV.  4.  Die  üe.  und  die  Arbeitslöhne,  a. 
Ue.  durch  Geldverteuerung. 

1  Begriff  und  Ursachen.  Ueberpro- 
duktion  eines  Gutes  würde  im  objektiven 
oder  naturalistischen  Sinne  nur  dann  vor- 
banden   sein.    , n     von    demselben   eme 

grössere  Menge  angeboten  wurde   als  ubei- 
haupt    verbraucht    oder    gebraucht    worden 
...    selbst    wenn    der   Preis   auf  Bull 
sänke    und   jedermann    also    sein   Bedürfnis 
völlig  unbeschränkt  befriedigen  konnte    Eine 
Urproduktion    in    diesem    Sinne    kommt 
aber  nur  lokal   in  seltenen  Ausnahmefallen 
vor   z   B    bei  ungewöhnlich  reichen  Ei 
von  rasch  verderbendem  Ohst  oder  bei  ausser- 
ordentlich reichen  Erträgen  der  Seenschere 
hter    Verbindung    der   Küste  mit 
dem  Binnenlande.   Im  wirtschaftlichen 
oder  genauer  im  kapitalistischen  Sil 

da n   vorsteht   man    unter 

.  Oebergewichl 
Ware    über   die   Nachfrage 
durch   der  Preis   auf   einen  Punkt  her; 
drückt  wird  auch  nicht  im 

aUe,    so  doch  für  einen    I  "Y   .-\  \ 

der  Produzenten   kein    Gewinn   mehr 
bleibt    vielleichl  iHerstellui 

Schtmeh  55 

Ansatz   zur   Deberproduküon  dieser  Art  ist 

wohl  fast    innm  ,: 

zweigen  vorhanden;  denn  da  larf  dei 

,..dls,hait  nicht  im   voran,  Eest  bestimmt, 

son£  nur  annähernd  bieren 

ermittelt    werden    kann,    so    geht    die  Kon- 


-'4M 


üeberproduktion 


kurrenz  in  der  Kegel  so  weit  vor,  dass  die 
ten  Mitbewerber  sich  nicht  mehr 
halten  können  und  verdrängt  werden.  Be- 
deutende unterschiede  in  der  Stellung  und 
Konkurrenzfähigkeit  der  Produzenten  des- 
'     ges  sind  stets  vorhanden,  selbsl 

mau  die  Ware  zu  den  beliebig  und 
gleiehmässig  vermehrbaren  zu  rechnen  pflegt 
Denn  es  kommt  nicht  allein  auf  die  Technik 
der  Produktion   an,  sondern   auch  auf  die 

Imung   des  Betriebes  und   namentlich 


aucn  auf  die  Grösse  des  Kapitalbe- 

-  <l<^  Produzenten;  ist  dieser  zu  einem 
":    '"'1  auf  fremdes  Kapital  angewiesen 
oder  mit  Hypothekenschulden   belastet,   so 
kann  ihm  eine    ungünstige  Konjunktur  sehr 
verhängnisvoll    werden,    die   ein  mit    mehr 
Vermögen   ausgestatteter  Mitbewerber  ohne 
-keit    übersteht.     Aber    diese    fort- 
dauernde  Anpassung    des  Angebots   an  die 
Nachfrage  durch  Wegräumung  der  äussersten 
hl    der   schwächsten   Mitbewerber   <nlt 
nicht  als  eigentliche  üeberproduktion,  son- 
dern   von  einer  solchen  ist  erst  die  Rede 
o    auch    Unternehmungen,    die    früher 
aale  Erträge  liefert«  n,  infolge  des  Sinkens 
Preise    aufhören    rentabel   zu  sein.     Sie 
-   n  übrigens  Kapital  genug  besitzen,  um 
ihren   Betrieb    auch    ohne    genügenden    Ge- 
winn oder  selbst   mit   Zubussen  noch  fort- 
n  zu   können.    Gerade   diese  Aufreeht- 
erhaltung   unrentabler   Unternehmungen    ist 
für    die    üeberproduktion    charakteristisch: 
''••uii    wenn   diese  Betriebe  eingestellt  wür- 
den, könnte  in  vielen  Fallen  leicht  das  rieh- 1 
erhältnis  zwischen  Angebot  und  Nach- 
-     rasch  wieder  hergestellt  werden.    Da- 
sind   in  der  neuesten  Zeit   die  Erschei- 
nungen der  1  eberproduktion  besonders  stark 
hervorgetreten,   weil   der   Konkurrenzkampf 
zwschen  grossen,  nicht  leicht  zu  verdrängen- 
den Unternehmungen  geführt  wurde      Na- 
mentlich die  Aktiengesellschaften  setzen  ihren 
Betneb  oft  Jahre  lau-   ohne  Dividendenver- 
teilung  und    sogar  mit  Kapitaleinbusse  fort 
weil    die    leitenden    Persönlichkeiten    mehr 
nur,-.,,   an   der   Fortsetzung  als    an    der 
Einstehung  desselben  haben. 

Es  wird  häufig  als  ein  besonders  Meiler 

mische,-    Widerspruch    hervorgehoben 

zeitweise   allgemein    über    Üebe 

dukhon  geklagt  werde,   während  die  grosse 

Masse    ler  Bevölkerung  an  den  angeblich  in 

er   Menge    erzeugten    Verbrauchs- 

aständen  Mangel  leid ler  wenigstens 

nur  unzulänglich    damit    vei  Es 

ist  dies  aber  eine  natürliche  Folge  der  auf' 
itwirtschaftlichen,  selbständigen  uud  auf 
je  Gefahr  handelnden  Unternehmungen 
enden  Produktionsweise.     Eine 
1  nternehmung    kann     eben    nur    bi 
wenn  sie  mindestens  einen  gewissen   Mini- 
malpreis für  ihi  Produkt  erhalt:   dass  viele 


Konsumenten   zu   diesem  Preise   nur  weni 
oder  gar  nichts  kauten  können,  ändert 
an  dieser  Existenzbedingung  der  Produzi 
In   einer  kommunistischen   Idealgeseils 
würde  allgemeine  Fehei-produktion  . 
dings   nicht   auftreten  können,   da   die  Vei 
teilung  der  Güter  nicht  durch  Vermitteluni 
einer   im    freien,    oder   wie  Rodbertus  sagt 
anarchischen,    Verkehr  sich   vollzieh 
Preisbildung  erfolgen  würde.    Es  war 
lieh,  dass  durch    eine   falsche  Statistik  odei 
ander,.  Fehler  in  der  Vorausberechnuni 

'-ehaf fliehen  Bedarfs   an   den  verschie- 
denen   Gütern    einige    in    grösserer    JJ 

-teilt  würden,  als  für  die  Bedürfnis- 
befriedigung der  Konsumenten  erforderlii  I 
wäre,  aber  selbst  wenn  die  Produktivita 
der  Arbeit  in  so  enormem  Grade  gesti 
werden  könnte,  wie  manche  moderne  Uto- 
pisten es  sich  vorstellen,  so  wäre  doch  nicht 
zu  erwarten,  dass  allen  alle  Güter  im  üeber- 
mass  dargeboten  werden  könnten.  Das  ist 
einfach  durch  die  natürliche  Seltenheit  vie- 
ler Rohstoffe  ausgeschlossen,  die  es  in 
Gesellschaftsform  unumgängHch  macht.  das« 
der  Verbrauch  gewisser  Erzeugnisse  auf 
irgend  eine  Art   beschränkt  werde. 

2.  Möglichkeit  einer  allgemeinen  Ue 
Eine  wichtige  Frage  ist  nun  die.  ob  auol 
m  der  bestehenden  Produktionsordnung  die 
wirtschaftliche,  d.  h.  die  kapitalistische 
Leberproduktion  immer  nur  in  einzelnen 
Zweigen  vorkommen  könne  oder  ob  es  mög- 
lich sei,  dass  zu  gleicher  Zeit  für  alle 
Guter  ein  Uebergewicht  des  Angebots  über 
die  Nachfrage  und  infolgedessen  ein  ab- 
normer Preisdruek  bestehe.  Sismondi,  Chal- 
niers  und  andere  behaupteten  die  Möglich- 
keit einer  allgemeinen  üeberproduktion  und 
leiteten  daraus  unhaltbare  Ansichten  über 
che  unproduktive  Konsumtion  ab.  Mill  da- 
gegen  glaubte   auf   streng  logischem  W , 

die  1  nhaltbarkeit  dieser  Annahme  beweisen 
zu    können.      Zur    Bezahlung    von    Waren, 
meint    er,    dienen    schliesslich    immer    um- 
ändere   Waren.      Alle   Verkäufer   siud     zu 
gleicher  Zeit  auch  Käufer:  wenn  plötzlich  die 
produktiven  Kräfte   eines  Landes   sich   ver- 
Iten,  so  würde  sich  auf  jedem  Markte 
gleichzeitig    mit    dem    Angebote    auch    die 
Kaufbefähigung   verdoppeln.     Für    einzelne 
Waren  könnte  dann  vielleicht  ein  üebermasa 
von  Angebot  entstehen,  weil  die  Konsumen- 
ten   vielleicht    ihre    vergrösserte    Kaufkraft 
diesen    Waren    nicht  gleiclmiässisr   wie  den 
übrigen  zuwendeten,  sondern  gewisse  ani 
in  höherem  Masse   bevorzugten;   aber  dann 
sei  eben  die  üeberproduktion  nur  eine  par- 
tielle   und    nicht    eine   allgemeine,    und    es 
stehe    ihr    eine    desto    grössere    Nachfi 
nach     anderen    Waren     gegenüber.       Auch 
es  in   Wirklichkeit  nicht  vorkommen. 
dassalle  Produzenten  mit  jedem  Konsumtion^ 
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I|llk,.l  vollständig  versehen  seien,  weil 

Phatsaehe.    dass    sie    ihre    Produktion 
Zwecke   des    Austausches    fortsei 
....  dass  sie  noch  weitere  Bedürfnisse 
Und    selbst    wenn    sie    solche    Be- 
[ilrfnisse  für  ihre  Person  nicht  mehr  hätten. 
.,„„!,,,,,    ih,,.„    Betrieb   gewissermaßen  nur 
_  Gewohnheit  fortsetzten,  so  beschäftigten 
beiter,    die   ihrerseits   jedenfalls  noch 
edeuteml  vermehrbare  Nachfrage  nach 
.ständen  des  gewGhnliclien  Bedarfs  und 
. ilk-lu\H~  repräsentieren.     Noch  präg- 
.,;„.■!■  drückt  sich  v.  Mangoldt  aus.     Wenn 
wei  Gütern,   die   sieh   regelmässig  im 
lien    Verhältnis    austauschen,    von  dem 
V  tausend  Stück  produziert  werden,  so 
.  trin  eine  Sachfrage  nach  tausend  Stuck 
ndeivn  B;  es  kann  daher  das  Angebot  von 
rtnl  gleichen  Betrage  nicht  zu  gross  -'in. 
,,i  aber  auch  diesen  Betrag  nicht  uber- 
n    wenn   nicht   auf   Seiten  des  Produ- 
v .  ,n  B  ein  entsprechend  höherer  Be- 
,'hrf  in  \  sich  geltend  macht,  dann  aber  ist 
wieder  das  Angebot  von  A  kein  übermässiges ;   mebes),  so 
aals    kann    mithin    das    Angebot   beider)  der  älteren 


beitskraft  zum  Austausch  gegen  Geld 
bieten    aal    und    dass    die    I  eberprodul 
i eli  n  auch  verminderte  Nach- 

frage nach  Arbeit,  dadurch  verminderte  Kauf- 
kraft der  Arbeit  ■  '•'•  wieder  wei- 
tere   Verbreitung    der    Erscheinungen 
üeberproduktion         u      hl       Denn    es    isl 
wohl  zu  beachten, 

nur  durch    i  sohlte    "der   aktive    \  er- 

mehrung  der  Produktion  über  das  normale 
Mass  hinaus,  sondern  auch  durch  eine  Ver- 
minderung der  Nachfrage  bei  gleichbleiben- 
der oder  seil, st  sinkender  Produktion  ent- 
stehen   kann,   da   sie  ja  eben    nur  ein 

tives  öeberwiegen  des  Angebotes  I eutet. 

Es  ist  also  hiernach   eine  positive  und  eine 
relative   üeberproduktion    zu   unterscheiden. 
Erwägt  man  auch  noch  die  bereits  erwähnte 
Thatsache,    dass   die  Konkurrenz    der    mo- 
dernen gn  ^kapitalistischen  Unternehmungen 
'häufig 'auch   bei   schon   abnorm  gedrückten 
Preisen  noch  fortdauert  (was  relativ  vorteil- 
hafter   sein   kann    als   Einstellung    des   Be- 
wird  man  zwar  den  Ansichten 
Schriftsteller    über   die   Deber- 


i  [er'äligemein  gesprochen  aller  Güter, .  Produktion 
gegeneinander  austauschen,  zugleich   Stellungen 


die   teilweise  auf  falschen  Ver- 
ven der  Wirkung  des  Masehinen- 


e  Nachfrage  übersteigen. 
Diese  Argumentationen  leiden  aber  otten- 
.  einem  Uebermasse  von  blutleerer  Ab- 
tion und  an  gänzlicher  Vernachlässigung 
der  Rücksicht   auf  die  thatsächhehen   Ver- 
isse    in    der    geldwirtschaftlichen    und 
kapitalistischen  Produktions-  und  Verkehrs- 
ordnung.     Die   Güter   werden    mcht    gegen 
bestimmte  andere  ausgetauscht,  jedes  wird 
ohne    Rücksicht    auf   die    übrigen    auf   dem 
Markte    verkauft    und    an    den   letzten   Ab- 
.    gelangt  es  erst  durch  Vermittelung 
des  Handels,  dessen  Mitwirkung  zwar  nütz- 
lieh und  nötig  ist.   aber   nicht  mehr  zu  der 
materiellen  Produktion   gehört.     Audi  wird 
||e  Produktion  keineswegs  immer  erst  ver- 


wesens"  beruhten,  nicht  beitreten,  wohl  aber 
im   Gegensatze   zu  den   optimistischen   An- 
sichten Mills  und  anderer   sieh  überzeugen, 
dass  eine   auf   alle   erheblichen .  .  von   dem 
oTossen    volkswirtschaftlichen    Getriebe    ab- 
h'iird"-en    Produktion-/ weige    mcIi    ausdeh- 
nende   kapitalis tis c  h e   üeberproduktion 
unter   gewissen    Umständen    als    zeitwei- 
lige  Erscheinung    in    der    That    auftreten 
kann      Den  äusseren   Beweis   dafür   liefert 
schon   der    fortschreitende    Niedergang   der 
'preise    aller   Waren    des   Grossverkehrs   in 
der  Periode  von  1873—1879.    Als  \  orläufer 
der    üeberproduktion    erscheint    häufig    ein 
wirtschaftlicher      Aufschwung      mit    unge- 
wöhnlicher  Steigerung    der  Produktion _aut 


minor  erst   ver-    wuiiuiruli     '-'^io,ji  - — o     _       ...        -r-,- 

ist,    sondern    sehr   häufig  geht  die  Au*.  Uli     meß '™o         luktionsmittei      Durch  die  Mit- 

Sa5SS«S5g||    !    ?as 

Stockung  und  Deberfüllung  des  Marktes 
ein  die  Preise  sinken  unter  ein  gewisses  Ni- 
veau die  üeberproduktion  ist  da  und  si< 

!    sieh    von    den    Produktionszweigen, 
in    denen    sie  aktiv,    d.    h.    mit    absolutem 


der  arbeitsteiligen  Gesellschaft 


nnass,    ,..  s    Angebotes,  begonnen  hatte. 


sind  die  in   ,. 

-eibständigen  Unternehmern  auf  üen 
Markt  gebrachten  Güter  zu  einem  sehr  be- 
ieutenden    Teile     nicht    Konsumtionsgüter, 

ern  Produktions-  oder  Verkehrsmittel, 
wie  Werkzeuge.   Maschinen,   Schienen  etc., 

;  Absatz"  also  auch  nicht  von  einem 
unmittelbaren  Konsumtionsbedarfe,  sondern 
vi  n  den  Anschauungen  der  Käufer  über  die 
Möglichkeit  und  Zweckmässigkeit  einer  wei- 

Ausdehnung    der  Produktion  abhängt.   ^*£™g£  "     ,  werden,    aber    sie 


und  melir  als  relative  auch  auf  an- 
dere aus  infolge  der  Verminderung  der 
kauffähigen  Nachtrage.  Die  neuen  stehenden 
Kapitalanlagen  sind  einmal  da  und  können 
zurückgezogen« 
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tand  zunächst  eine  ungewöhn-   herabgedrückt,  als  der  Preiserniedrig 
ifrage  nach  Schienen   und    Eisen-   ünterhaltsmittel     der    Arbeiterklasse    m 
bahmnaterial,  daher  auch  nach  Kohlen,  ausser-   sprach. 

auch  nach  vielen  anderen  Waren,         3.  Gegenwirkung  gegen  die  Ue.    IL 
äl  alle  Vorräte  sehr  vermindert  waren:   drängt  sieh  nun  freilieh  die  Frage  auf:  | 
Preise,    die    Kapitalgewinne    und    die   ist  eine   solche    unbefriedigende  Reu;. 
Löhne  es   wurden   neue  Hochöfen   der  gesamten  Produktion  möglieh,  da  m 

imd  Fabriken  angelegt  mit  einer  Produktions-  die  Billigkeit  der  Konsumtionsgegeustäad 
kraft,  als  wenn  die  damalige  ungewöhn-  der  Rohstoffe,  die  durch  die  Lebei-pi-odu] 
liehe  Nachfrage  dauernd  bleiben  würde,  tum  auf  einzelnen  Gebieten  entsteht.  &  v 
Auch  ohne  die  1873  in  Wien  ausgebrochene  der  Gesamtheit  '1er  Konsumenten  als  au. 
akute  Krisis  würde  ungefähr  um  dieselbe  den  Produzenten  an  anderen  Zweigen  wie! 
der   Umschlag  begonnen  haben.     Der   zu  gute  kommt    und  auch  die  Erniedriguli 


der  Löhne  den  Unternehmern  auf  allen  '•■ 
bieten  wieder  mehr  Gewinn  übrig  , 
In  der  That  wird  sich  auch  schliesslich  au 
diesen  Gründen  ein  neues  Gleichgewichts 
System  der  Preise  bilden,  aber  dieses  kau 
nur  nach  und  nach  und  durch  Vermitteln  n 
\mi  Uebergangsprozessen  erreicht  werdei 
die  eben  die  Erscheinungen   der  Deberr 


aussergewöhnliehe  Bedarf  war  gedeckt,  aber 

heneugegründeten  Aktiengesellschaft.- n  stell- 
ten ihren  Betrieb  nicht  ein.  auch  wenn  sie 
keine  Dividenden  erhielten.  Die  Produk- 
tion wurde  zwar  in  manchen  Zweigen  be- 
schränkt, blieb  aber  dennoch  mehrere  Jahre 
immer  gegenüber  der  noch  mehr  gesunkenen 
Nachfrage   gross  genug,   um  eiuen  weiteren 

Druck  auf  die  Preise  auszuüben:  die  Nach-   duktion    mit   sich  bringen.     Kohlen,    Eise 
trage    aber    nach    allen    Konsumtionsgütern    .Maschinen    und     andere    Produktionsmitte 
wie    nach    Produktionsmitteln    sank   sowohl   mögen  sehr  billig  sein,  aber  wenn  zugleicl 
infolge   der  verminderten  Gewinne  der  Ka-   die  Nachfrage  nach  Baumwollzeugen.   Tue] 
pitalisten    als   auch    der   Erniedrigung    der   und    anderen    Fabrikaten    nachgelassen    ha 
Löhne    und   der  Entlassung  von  Arbeitern,   und  Mangel  an  Vertrauen  auf  dem  ganzei 
wurden     im    Deutschen    Reiche     1873   Markte  herrscht,    so    wird   trotz  der  Billig 
2  240  600  Tonnen,   1876  aber  nur  1846  400    keif    der  Produktionsmittel    die  Fabrik. 
Tonnen  Roheisen   hergestellt  und    der  Ter-   von  solchen  Konsumtionsgegenständen 
brauch  von  roher- Baumwolle,  der  sich  1872   erweitert   und   noch  weniger   werden   neu. 
auf   126782   Tonnen    belief,   war    1878   auf   Fabriken  angelegt  werden.    Ebenso  we 
111  068  Tonnen  gesunken.    Die  mittlere  Be-   neue  Eisenbahnen  trotz   der  billigen  Eisen- 

:-  hart    der  Steinkohlenbergwerke   betrug   und    Kohlenpreise    in    solchen    Zeiten    dei 
185  544,    dagegen    L878   nur   168  068   Stagnation   in   geringerem   Umfange    als   in 
Köpfe,  und    die    Belegschaft   der   Hochöfen   normalen  Jahreu  gebaut  werden.  "An 


war  von  28  281  vom  Jahre  1873  auf  16202 
im   Jahre    1878    zurückgegangen.     Die    uu- 
tige  Lage  der  industriellen  Unternehmer 
und  Arbeiter  wirkte  aber  natürlich  auch  auf 
die    Preisbildung   der   nicht    zu    den    unent- 
lichen   gehörenden    landwirtschaftlichen 
Lukte   zurück:   das   Getreide   würde   als 
notwendigstes  Lebensmittel  seinen  Preis  aul 
a   der    übrigen   Erzeugnisse   vielleicht 
behauptet  haben,  wenn  für  dieses  nicht  die 
Erschliessung  fruchtbarer  übers»  ischer  Län- 
der, namentlich  des  Westens  der  Verei 


Staaten  und  Indiens,  durch  die  Eisenbahnen   waren  dieHerabsi  I    mg  der  Löhne  befördi 


.  mit  geringeren  Produktionskosten 
arbeitende  Konkurrenz  aufgetreten  wäre. 
Der  starke  Druck  auf  die  Getreidepreise 
entwickelte  sich  allerdings  erst  in  den 
achtziger  Jahren,  nachdem  1880  und  1881 
in  der  Industrie  eine  Besserung  eingetreten 
war:    jedoch    gii  a    dii  se    in    der   nächsten 


Arbeil  kommt  vom  Standpunkte  des  Unte 
nehmers  nur  als  Produktionsmittel  ii  B ■- 
tracht:  er  wird,  solange  die  allgemeinen 
Marktkonjunkturen  für  die  nächste  Zukunft 
ungünstig  erscheinen,  keine  neuen  Arl  j 
llen,  wenn  auch  die  Löhne  gesunken; 
sind.  Die  Verminderung  der  Preis.-  de] 
von  ihm  selbst  und  seiner  Familie  ver- 
brauchten Konsumtionsgüter  kommt  für  die 
geschäftliche  Lage  eines  grösseren  Unter?* 
nehmers  so  gut  wie  gar  nicht  in  Betracht; 
soweit    die   Yerbilligung   der  Konsumtionst 

rt. 


hat    sie    nach    dem    eben   Gesagten    in    de- 
Periode der  relativen  Ueberproduktion  eben? 
falls   keine  Wirkung  auf  die  Belebung 
Geschäfte;  nur  die  Kaufkraft  derjenigen,  die 

ein  festes  Einkommen  beziehen,  ist  relativ 
gewachsen,  aber  dies  gleicht  bei  weitem 
nicht    den    Ausfall    in    der    Kaufkraft 


Zeil    wieder   verloren,    und    in   den  Jahren   Produktionsunternehmer  und  der  Arbeil 

6  und  lS8"i  konnte  mit  Recht  von  einer 

meinen  Ueberproduktion  in  dem  hier 

■  en  Sinn.-  geredel  werden,  d.  h. 

Unternehmungen  in  allen  Produk-   kommen'   da  nicht   nur  die  Dividenden  d< 

?en     brachten  aden    Ge-  Aktien,  sondern   auch  der  Ertrag  der  fes 

ind  di.   Löhne  waren  noch  stärker    verzinslichen    Kapitalanlagen    sinkt     Den 


klasse  aus.     Debrigens  erleiden  die  Rentner 

in    den    Stockungsperioden    meistens 

falls  empfindliche  Einbussen  an  ihrem  Eil  - 


üeberproduktion 
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ig    neue     Produktionsunternehmungen    aus 
Vfance]    an  Vertrauen    fast   gar   nicht  mehr 

werden  und  die  Erweiterung 
Bender  ebenso  selten  ist,   so  wendet  sieh 
.    auch    in    schien  hten    Zeiten    nicht 
neu  angesammelte  Geldkapital 
bst  ausschliesslich  der  Anlage  in  staatlichen 
;,„!    anderen    öffentlichen    Schuldverschrei- 
en und  in  Hypotheken  zu  und  bewirkt 
|,  eine  Herahdrückung  des  Zmsfusses. 
ist  dies  unzweifelhaft  wieder  ein  Vor- 
. ;;  tiir  die  produktive  Klasse,  der  aber  nur 
und    nach    ausgenutzt    werden    kann. 
Kur/,     die    Üeberproduktion    charakterisiert 
ibergangsperiode    zu    einem    neuen 
ialzustande,  in  der  die  allgemeine  Preis- 
drigung    nicht   die   von   der  abstrakten 
Cheorie  erwartete  Reaktion  bewirkt,     Lnese 
jangszeit    kann    aber    mehrere    Jahre 
,.  wenn  es  sich  um  allgemeine  durch- 
ade     Fortschritte    der  -Technik    od  i 
mde  Verschiebungen  der  weltwirtsehatt- 
Verteilung   der   Produktion    handelt. 
I  lesserung  aber   wird   endlich   dadurch 
erzielt,  dass  die  Produzenten  sich  unausge- 
setzt bemühen,  die  Herstellungskosten  ihrer 
oisse  so  weit  herabzndrüeken,    dass 
bei    len  gesunkenen  Preisen  wieder  ein 
aler  Gewinn  übrigbleibt.    So  wird  also 
i   That  die  Verbilligung  der  Rohstoffe, 
Transportes,   der  Löliue,  des  Zinsfusses 
zu    Gunsten     der    Unternehmer    verwertet, 
man     spart     durch    verbesserte    Maschinen 
Kohlen  und  Arbeitskraft,  wendet  wu-ksamere 
iktionsmethoden    an    etc.     Diese    Ver- 
k  SS'  rungen    dringen    aber    erst    nach    und 
Dach  durch  und  den  weniger  leistungsfähigen 
Produzenten  bleiben  sie  oft  ganz  unerreich- 
bar    Wenn  aber  auch  nur  bei  einer  erheb- 
:    Anzahl    der    grösseren   Unternehmer 
durch  solche  Mittel  der  Gewinn  wieder  auf 
einen  befriedigenden  Stand  gebracht  ist.   so 
wird    der    Markt    lebhafter,    das    Vertrauen 
kehrt   zurück,   die  Nachfrage   nach  Produk-  , 
tkmsmitteln  und  Arbeit  steigt,  die  Zunahm.' 
der    Kaufkraft    verbreitet    sich    auf    immer 
weitere  Kreise,    und   wie   früher  die  Nach- 
vor  dem  Drucke  des  Angebotes  längere  ! 
Zeit  hindurch  trotz  der  niederen  Preise  zu- 
rückwich, so  kann  jetzt  die  Nachfrage  trotz 
ender  Preise  längere  Zeit  hindurch  das 
rgewieht    über   das   Angebot    behalten. 
In  der   Periode   des  Druckes   ist   eben    der 
richtige  Gleichgewichtspunkt  der  Preise  nach 
unten"  überschritten    worden;    es   tritt   also 
jetzt    eine   berechtigte    Hebung    des    Preis- 
niveaus   ein,    die    freilich    leicht    ihre: 

ler  über  den  Normalstand  hinausgehen 
kann    was   dann  wieder  eine  Reaktion  ver- 
ursacht.     Die    Grossbetriebe    haben    in   der 
ren  Zeit  mehr  und  mehr  versucht    die 
('eben  Induktion     durch    gemeinschafl 
nbarungen  über  die  Beschränkung 


Produktion    und   die    Besthaltung    gew: 
Preise  zu  bekämpfen  (s.  d.  Am.  Kartelle 
oben    Bd.    V    S.   39  ff.    und    Trust-    oben 
Bd.  V LI  S.  213ff.).     Es  isl  dies  indes  immer 
,,ur  ein   Notb  helf  für  schle  hte  Zeiten 
zwar  nicht  unberechtigt    ist,    wenn  er  nur 
die  den  neuen  Verhältnis 
normalen   Preise  erreichen  will,  aber  volks- 
wirtschaftlich  schädlich  wirkt,  wenn  er  die 
Benutzung  der  oben  ange  latürlichen 

Heilmitte]    gegen   die    I  eb  q  f  duktion    be- 
einträchtigt. 

Die  Üeberproduktion  ist  also  im  wesent- 
lichen nichts  anderes  als  der  Vermittelungs- 
prozess,  durch  welchen  bei  der  planlosen 
Konkurrenz  der  selbständig  produ 
Einzelunternehmungen  die  Preise  der  V 
von  einem  den  volks-  und  weltwirtschaft- 
lichen Produktions-  und  Verkehrsverhält- 
nissen und  namentlich  auch  dem  vorband 

Bestände  an  verfügbarem  flüssigem  Kapital 
nicht  mehr  entsprechenden  Stande  herab- 
gedrückt werden,  wobei  die  richtige  Grenze 
:  meistens  überschritten  wird,  schliesslich  aber 
wieder  ein  den  neuen  Bedingungen  ange- 
haltbares Preissystem  zu  stände 
kommt.  Sie  ist  in  erster  Linie  ein  die 
Unternehmer  und  Kapitalisten  treffendes 
Hebel,  jedoch  haben  die  Arbeiter  mit  da- 
runter zu  leiden. 

Die    Üeberproduktion    führt    keineswegs 
immer  zu  einer  akuten  Krisis.     Eine  solche 
tritt    im   allgemeinen   nur  dann   ein,    wenn 
eine     übermässige    Preissteigerung     durch 
die  Handelsspekulation  hervorgerufen 
worden  ist,  die  dann  auch  eine  Ausdehnung 
der  Produktion  veranlasst  hat.    Die  Üeber- 
produktion ist  dann  meistens  nur  von  kurzer 
Dauer,    die  Spekulanten    werden   bald   zum 
Verkaufe  der  aufgespeicherten  oder  auf  Uete- 
!  rung  gekauften  Waren  gezwungen,  die  i  reise 
werden  dadurch  gewaltsam  auf  einen  über- 
mässig  niedrigen  Punkt  herabgeworfen,  und 
es  tritt  dann  in  der  Regel  bald  wieder  eme 
Aufwärtsbewegung  ein,   wenn   auch   häufig 
die  Nachwehen  der  BCirsis  noch  längere  /Vif 
fühlbar    bleiben.      Ist    dagegen    die   üeber- 
produktion die  Folge    einer  Aenderung  der 
alleemeinen   Produktions-    und  Konkurrenz^- 
igungen,    so    hat    sie   einen  mehr  chro- 
in    Charakter.     Krisen    können    a 
,    aber  diese  sind  dann  nur  sekundäre 
Erscheinungen.     Die  Handeisspekulation  hat 
■111   dieser   Art   der  Oeberproduktion   keinen 
Anteil-  sie  wird  vielmehr,  wenn  sie  die  Ver- 
hältnisse   richtig  übersieht,    ihre  Rechnung 
auf    das   Sinken    der   Preise    stellen.     Eine 
,1  'reissteigerung  braucht  m  diesem 
Falle  aar  nicht  voranzugehen:  die  best 

konnten  bis  dahin  ganz  normal 
sein  al.er  sie  sind  jetzt  zu  hoch  mit  Kuck- 
sicht auf  die  Herstellungskosten  der  Waren 
unter   den   neuen  Bedingungen.     Die   unter 
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diesen    Bedingungen    produzierenden  Onter- 
dehnen    ihr   Angebot    zu   berabge- 

en  Preisen  aus,  und  für  die  übrigen  ent- 
dadurch  schon  privatwirtschaftlich  der 
Zustand  der  Ueberproduktion;  der  erste  Zu- 
lauf der  neugestalteten  Konkurrenz  kann 
aber-so  heftig  sein,  dass  die  Preise  auch  für 
die  genügend  ausgestatteten  Produzenten 
zeitweise  unzulänglich  werden.  Eaben  sich 
aber  schliesslich  die  Preise  den  neuen  Ver- 
hältnissen angepasst,  so  ist  das  Endergebnis 
für  die  einfach  kapitalistisch  produzierten 
Fabrikate  häufig  ein  wesentlich  anderes  als 
für  die  Bodenerzeugnisse,  die  mehr  oder 
weniger  Grundrente  abwerfen.  Die  ersteren 
können  nach  allgemeiner  Einführung  der 
verbesserten  Produktionsmittel  trotz  des  er- 
niedrigten Preises  wieder  den  früheren  nor- 
malen Kapitalgewinnergeben;  wenn  dag 
lim  erschlossene  Länder  mit  fruchtbarem 
und  sehr  billigem  Boden  oder  anderen  be- 
sonderen Vorteilen  auf  dem  Weltmarkte  zu 
ständigen  Mitbewerbern  in  den  landwirt- 
schaftlichen Erzeugnissen  geworden  sind,  so 
wird    die    Grundrente    in    Europa   dauernd 

igstens  auf  Jahrzehnte,  solange  sie  nicht 
durch  eine  bedeutende  Vermehrung  der  Be- 
völkerung  wieder  gehoben  wird)  um  einen 
gewissen  Betrag  herabgedrückt  und  die  der 

imtheit  der  Konsumenten  zu  gute  kom- 
mende Verbilligung  der  Lebensmittel  in  dem 
neuen  Beharrungszustande  erfolgt  also  we- 
nigstens teilweise  auf  Kosten  des  Renten- 
einkommens der  Grundbesitzer. 

4.  Die  Ue.  und  die  Arbeitslöhne. 
Wenn  also  die  Deberproduktion  unter  ge- 
wissen Umständen  als  eine  fast  unvermeid- 
liche, wenn  auch  nur  vorübergehende  Folge- 
erscheinung der  kapitalistischen  Produktions- 
weise und  der  kapitalistischen  Konkurrenz 
betrachtel  werden  mu>s.  so  ist  man  gleich- 
wohl nicht  berechtigt,  sie  wir  auch  die  mit 
ihr  zusammenhängenden  Krisen  im  Anschluss 

an  die  Etodbertussche  Th ie  als  eine  Folge 

der  Thatsache  aufzufassen,  dass  dir  auf  den 
Arbeitslohn  fallende  Quote  des  jährlichen 
Nationalproduktes  nicht  im  gleichen  Masse 
wir   dir  Produktivität    der    Arbeit   zunimmt 

oder  dass,  wie  Pr Ihon  sagt,  dir  Arbeiter 

mit  ihren  Löhnen  da-  Produkt  ihrer  Arbeil 
nicht  zurückkaufen  können.  Ulerdings  trag) 
in  der  .Stockungsperiode  auch  die  vermin- 
derte Kaufkraft  der  Arbeitsklasse  mit  zur 
\  et  3chärfung  des  Uebels  bei ;  aber  man  darf 
nicht   vergessen,    dass   der  grösste  Teil  des 

mteinkommens  von  der  Minderheil  be- 
zogen wird,  dir  uichl  zu  der  eigentlichen 
Arbeiterkla  i  hört.  In  Preussen  z.  B. 
entfallen    bi  wei  Drittel  des  Gesamt- 

einkommens auf  die  Einkommen  von  mehr 

I  00    Mark.      Die    Verminderung    der 

Kaufkraft   in   ungünstigen  Zeiten    wird  sich 

tatsächlich    in    den  Schichten   der 


bemittelten    Bevölkerung   zeigen,    zumal   i 
eine    bedeutende    Beschränkung    der    Ko 
sumtion    der    am    ungünstigsten    gestellt 
Schichten  überhaupt  nicht  möglich  ist.  selb 
wenn   sie   der  Armenpflege  verfallen.    Mi 
kann    sich    auch    nicht  darauf  berufen,    da 
die  Hauptmasse  der  Produktion  nur  aus  dt 
gewöhnlichsten  und  billigsten  Waren  besteh 
die    eben    für   die   Arbeiterbevölkerung   1« 
stimmt  seien,   und   dass  sich  bei  diesen  d 
grösste  Wirkung  der  Stockung  zeige;   den 
soweit   diese  Thatsache   zutrifft,    würde  s 
durch  eine  Lohnerhöhung  nicht  aufgehobe 
werden.      Angenommen,    alle   Arbeiter   e 
hielten    50  Prozent   mehr  Lohn,    so   würdl 
sich    sofort   gerade   bei   den  gewöhnlichste 
Waren   eine  Ueberfüllung  des  Marktes  he;fl 
ausstellen,   da   die  Arbeiter  nicht  etwa  ein 
grössere  Menge  von  diesen  kaufen,  sonder 
zu    besseren    und   feineren  Qualitäten  übei 
gehen  würden,  ebenso  wie  sie  auch  wenige 
Kartoffeln  und  mehr  Fleisch  kaufen  würdet! 
Was   würden  aber  die  Kulten  dirser  Luhi 
erhöhung    für    die    produzierenden    Kapita! 
besitzer  sein"?     Ihr  Einkommen  würde  sie 
um    den    Betrag    des    Lohnzuschusses    vei 
mindern,   die  Nachfrage  nach  den  für  dies 
Klassen  bestimmten  Konsumtionsgittern  als 
abnehmen,  wodurch  die  angenommene  Mehl  i 
konsumtion    der   Arbeiterklasse    wenigsten 
teilweise    wieder    aufgewogen    würde;    vo  j 
allem  aber  würde  die  Nachfrage  nach  neue 
Kapitalgütern   abnehmen,    denn   ein  grosse 
Teil    des    Einkommens    der    wohlhabende) 
Klasse  —  in  England    schätzt   man  ihn  fü 
die  einkommensteuerpflichtige   Bevölkerung 
auf   ein  Drittel  —  wird  nicht  für  die  Kon 
sumtion    der    Besitzer   verwendet,    sonden 
kapitalistisch,   d.  h.  hauptsächlich  zur  Her 
Stellung  neuer  Produktions-  und  Transport 
mittel   verausgabt.    Darauf  aber  beruht  dii 
Beschäftigung  eines  sehr  bedeutenden  Teile: 
namentlich   der  grossgewerblichen  Arbeite] 
in    den    Bergwerken,    Hüttenwerken,    Ma  , 
schinenfabriken    etc.     Hört    in    diesen    Be 
trieben   der   normale  Zugang   neuer  Bestel- 
lungen auf,   so   treten   bald   zahlreiche  Ent 
lassungen   von   Arbeitern   ein.   der  Arbeits 
markt  wird  überfüllt  und  die  angenommen* 
Lohnerhöhung   erweist    sich   als   unhaltbar 
Wenn   also   durch  eine  Lohnsteigerung   di 
Ueberprodnktion     nicht     bekämpft     werdet 
kann,   so   kann    auch  in  dem  thatsächlichen 
Stande  des  Lohnes,  wenn  auch  aus  anderen 
Gründen  eine  Erhöhung  desselben  wünschens- 
wert sein  mag,  nicht  die  Ursache  der  Uebep- 
Produktion    und    der    Krisen    liegen.      Ver- 
mehrter Lohn  auf  Krstni  ilrs  Kapitalgrwiiuis 
und    nicht  als  Folge  vermehrter  Produktion 
unter   normalen  Bedingungen    verursacht  in 
der    Volkswirtschaft    vermehrte    Nachtrag! 
nach    Konsumtionsgütern,    dagegen    verinin- 
m  Kapitalaufwand  für  Produktionsm 
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1    uuter    -  Umständen    kann    kein 

;l,l     entstehen.      Allerdings 

■rmehrumr  d.  r  Produktionsmittel 

-    über    Jas    Jen    I 

anitalbesitzer   entsprechende  Mass  hinaus- 

icht  der  Arbeiterkla 
■mächst    infolge  "der  vermehrten  Xaeb.fi 
Vrbeit    zum  Voiteü.     Wird  dann 

he  Ueberproduktion  fühlbar, 
f'ckt    diese   zeitweilig   allerdings  auch 
,„{   die    Arbeiter,    aber  im  Laufe   längerer 
ird     die     wenn    auch     mit    l  nter- 
ogen  fortdauernde  starke  Vermehrung 
■roduküonsmittel    eine    dauernde   Ver- 
Jes  normalen  durchschnittlichen 
rewinnsatzes  herbeiführen.   Denn  jene 
.  ,    .        leutet  nichts  ander  - 
sonehmenJe  Intensität    der  Konkurrenz  der 
Kai  italbesitzer,  und  da  der  gesamte  nationale  l 
iktionsertrag  unter  solchen  Umständen, 
abnimmt,  sondern  zunimmt,   so  bi 
lauernde    Verminderung    des    Anteiles 
les    Kapitals    an   demselben    eine   ebenfalls 
de  Vergrössermig  des  Anl     -    ler  Ar- 
beiterklasse mit  sich. 

Die  Meinung,  dass  Ueberproduktion  durch 
re  Luxuskonsumtion  der  wohlhal  « 

■kämpft  werden  könne,  ist  eben- 
lurehaus  irrig.  1  »as  Einkommen  dieser 
.i  ist  ja  in  ter  s  -'         "  Se" 

Üert   und    viele  Angehörige   derselben, 
icht  zu  den  sein- Reichen  gehören 
tende   fremde  Kapitalien  zu  verzinsen 
.    werden    sogar    genötigt     sein, 
sausgaben  zu  beschränken.    Eine  \  er- 
■uiv  derselben  wäre  also  geradezu  un- 
haftiich  und  leichtsinnig.    Die  Bei 
aber    die   ihre  gevrohnte  Lebensweise  ohne| 
nken    fortsetzen    können,    würden    bei: 
Ausdehnung  ihres  Luxus  noch  wi 
5  Kapital,   als   ihnen   bei   dem  Ausfalle 
in   ihrem  Einkommen   übrig  bleibt,    für  die 
rhaltung   der   Produktion   von   Pmdnk- 
smitteln  verwenden  können,  und  dadurch 
würde   volkswirtschaftlich  mehr   geschadet, 
i    Mehrabsatz   von  Luxusartikeln   auf 
wideren   Seite   nützen   könnte.     1 
haupt    wird     durch    die    Vermehrung 
Luxuskonsumtion  die  Entwicklung  der  Kon- 
kurrenz des  Kapitals  verlangsamt,   die  naen 
dem  oben  Gesagten  bei  «o- 

äuktionsordnuug    das    einzige    Mittel    dar- 

•    um  den  relativen  Anteil  der  Arl 
Hasse  an  dem  Produktionsertrage  allmahncn 
zu  vermeinen.  . 

5.  DieUe.  durch  Geldverteuerung.  Als 
einen  besonderen  Fall  hebt  v.  Mangoldt  her- 
dasseine  Ueberproduktion  al 
aüber  einem  bestimmten  einzelnen  Gute, 
nämlich  dem  Gelde.  möglich  sei.  E?  « 
dann  alle  Preise  zurückgehen .  weil  der 
innere  Wert  der  Geldeinheit  als  des  allge- 
meinen   Preismasses    gestiegen    wäre. 


privatwirtschaftlich    würde   sich   dieser  Zu- 
stand   in    deicher  Art   fühlbar    mache, 
eine    posil  tion  von    » 

Ein   so  ;  des  allg«  Preis- 

niveaus   infolge    der    Cnzuläi 
baren    "  -    kann    a 

kommen,  aber  '  Organisation 

des  Umlaufs   isl  r  schwer,    zu  ent- 

scheiden,  ob    die  allgemeine    Preiserniedn- 
in  einem   g  g  e  wirklich  auf 

dies     Ursache  zurückzuführen   -der  ol 

B        _  .   _       .ler  Produktion  und  des 
-  -  Lcher,  unabhängig  vom  Gelde, 
ihren  Grund   habe.     Das   Metall- 
wir  s]  das  Gold,  hat  in  der  heul  - 

Volkswirtschaft  hauptsächlich  nur  die  mehr 
passive   Funktion   des  Wertmasses;    n 
aktiven   Rolle    als  ümlaufsmittel  wirke 
normalen  Zeiten  mit  völlig  gleichem  Ergeb- 
nis  Kredithilfsmittel   in    -ehr   grossem  Um- 
fange  mit.     Auch   das   freie,    zu  neuen  An- 
lagen   verfügbare    Kapital    wird    nur    zum 
kleinsten    Teil    durch    Metallgeld,    sondern 
hauptsächlich  durch  Bankdepositen  i 
Üert     Solange  das  Vertrauen  unerschuttert 
bleibt    lässt  sich   die  Kreditcirkulation  (die 
heutzutage  nur  zum  kleinsten  Teile  au; 

Noten,    vielmehr  hauptsächlich 
m  Cheeksystem  und  den  zugehörigen 
Giro-  und    K  impensationseinnchtungei 
ruht  i  leicht  dem  Bedürfnis  -        -  -  irweitexn : 
bares    Geld    kann    also   uuter   solchen  I  m- 
Q    verhältnismässig    mehr   und    mehr 
acht  werden   und  selbst  bei 
I  einer  Abnahn  -  »raucht  also 

ein  Mangel  daran  nicht  fühlbar  zu  werden 
Tritt  aber  eine  Krediterschütterung  ein.  wu-ü 
die   Wirksamkeit   der   Bankorgamsation  ge- 
lähmt   wird  das  bare  Geld  auch  wieder  all- 
gemein   als    der   allein    sichere    Werttrager 
lesucht  und  verlangt,  so  entsteht  eine  Krisis. 
in   der   alle  Preise   in  der  That  infolge  der 
inneren  Werterhöhung  des  Geldes  zun 
meistens  übermässig  tief  herabgedrückt  wer- 
den •   ist  nun  aber  wirklich  der  vorhandene 
Geldvorrat  zu  klein,  um  als  sichere  Grund- 
lage für  den  Kreditumlaufsmechanismus  zu 
dienen,   so  werden  sich  auch  nach  }\  leder- 
lung  des  letzteren  und  der  Rückkehr 
ertrauens  die  Preise  nicht  mehr  voll- 
ständig auf  den  früheren  Stand  erheben,  und 
ist    dann    allerdings    aus 
einem  früher  schon  latent  vorhandenen,  al.er 
[ureh  die  Krisis  an  den  Tag  gebrachten 
relativen  Geldmangel  zu  erklären.    Die  ruck- 
länfige  I'  mg  in  der  neuesten  Zeit 

wird  bekanntlich  von  manchen  ebenfalls  auf 
eine  Appreciation  d  sG        -  gefuhrt. 

In    Wirklichkeit    aber   beruht    sie    aul 
durch  die  Fortschritte  der  Technik  und  der 
Verkehrsmittel    und   die   Eutwickelung 

.      -  hen    Länder     verursachteB 
minderung  der  Produktionskosten  der  \\  areu, 
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der  gegenüber  der  Werl  des  Geldes  relativ 
ungeändert  geblieben  ist  Daher  hat  sieh 
diese  Entwiekelung  auch  ohne  ■wesentliche 
Mitwirkung  akuter  Krisen  vollzogen,  und 
auch  die  Erisis  von  1873  geht  derselben 
gewissermassen  mir  äusserlich  voran;  sie 
würde  für  sich  nicht  imstande  gewesen  sein, 
eine  lange  dauernde  tiefgehende  Wirkung 
auszuüben. 

Litter atur:  um.  /;.  in.  Kap.  TV.  v.  u<n>- 
(ji>l<lt.  Ghimdrüs  (1.  I  ■■.-■/  S.  68.  Ricardo, 
Principles,  Kap.  XXI.  — Say,  Coun  d'ec.  pol. 
pratique   (ed.    <■  ,    I,    S.    '86.  —   \rn- 

rtttli,    Die   wahren   Ursachen    der  üeberproduk- 
tionskrisen,      Wi  S.    auch    den     Art. 

Krise  n  oben  Bd.    V.   S.    , 

Lexis. 


Ueberwälzung  der  Steuern 

-    Steuer  eben  Bd.  VI  S.  1106. 


Ulloa,  Bernardo  de, 

Geburts-  und  Todesjahr  nicht   bekannt.    Nach 
tti  denen  Ehrenämtern,  welche  er  seit  1730 
idet,    wurde    er    174U  erster  Prokurator  in 
Madrid. 

Er  veröffentlichte  folgende  staatswissen- 
schaftliche Schrift  in  Buchform:  Restable- 
edmiento  de  la  fäbricas  v  comercio  Eäpaüo], 
2  TeUe,    Madrid    1740   (Teil  I:    Que  trata  que 

-' aercio   etc.;    Teil   II:   Que  trata    de  el 

comercio   y   trafico  maritimo  que  tiene  Espana, 
t,  las  aaciones  etc.);  dasselbe,  2.  Aufl.,  1765; 
dasselbe,     in    französischer    Uebersetzung    von 
Plumard  de  Dangeuil,  Amsterdam  1753." 

Olloa  legt  bei  seiner  Untersuchung  der 
wirtschaftlichen  Zustande  Spaniens  unter  der 
bi'L'ieruiur  Philipps  V.  den  Schwerpunkt  auf  den 
auswärtigen  Handel,  der  von  seiner  früheren 
Bedeutung  im  15.  und  IG.  Jahrhundert  bedeu- 
tend heruntergekommen  war.  Die  Schuld  daran 
tragen  nach  Ulloa  ungünstige  Handelsverträge 
und  die  amerikanische  Konkurrenz,  welche 
letztere  die  spanischen  Kolonieen  so  reichlieh 
mir  überseeischen  lOrzeugiiissen  versorgt,  dass 
der  Warenaustausch  mit  dem  spanischen  Mutter- 

I;    dadurch    für   letzteres   nur    auf    wenige 

speeifisch  spanische  Industrieprodukte  beschränkt 
ist.  Dlloa  entwirft  hierauf  eine  Schilderung 
der  Lage  des  einheimischen  Gewerbfleisses, 
dessen  Leistungsfähigkeit  für  den  Exporthandel, 
durch  den  Steuerdruck,  der  auf  der  Industrie- 
bevölkerung  laste,  durch   die  hohen  Preise  der 

nsmittel,  notwendigen  Bedarfsartikel  und 
Fabrikate  sein-  herabgedrückt  sei.  Analog  der 
misslichen  Lage  der  Industrie,  folgert  er  weiter, 
geht  auch  die  Bevölkerungsziffer,  da  nur  in 
I.. Meiern  mit  blühendem  Gewerbe,  mit  lebhaftem 
Manufakturbetrieb  die  wirtschaftlichen  Voraus- 
setzungen zu  ihrem  Wachstum  gegeben  seien, 
zurück.  Das  Hanptert'ordernis  zur  lielmnu  des 
auswärtigen    Handels   sieht    Ulloa   in   dei    Vej 


minderung  der  Produktionskosten  der  Ausflfi 
artikel,  und  dies  ist  nach  seinen  Vorschlag 
nur  dadurch  zu  erreichen,  dass  die  einheimiseh 
Rohstoffe  der  Fabrikate,  Flachs,  Hanf.  Seh; 
wolle.  Seide  etc.,  von  Steuern  befreit  wem 
und  die  aus  dem  Auslande  zu  beziehende 
Baumwolle  etc.,  zollfrei  eingehen.  Auch  Uli 
ist  ein  Anhänger  der  inerkantilistischen  Ford 
rung,  den  Betrieb  der  einheimischen  Edelimf» 
vor  jedem  Stillstände  zu  bewahren,  irfdem  d. 
Betriebskapital  dem  Produktionslande  erhalt* 
bleibe  und  das  aus  dem  Betriebe  neu  g 
wonnene  Geld  eine  Bereicherung  des  Nationa 
Wohlstandes  bilde.  Dieses  Festhalten  an  dl 
inerkantilistischen  Geldzurüekhaltungssyste 
zeigt  sich  auch  in  seiner  Handelspolitik,  d 
dem  gegenseitigen  Austausche  von  Bodene 
Zeugnissen  und  Fabrikaten  im  Aktivhand. 
bezw.  im  „comercio  reeiproeo",  bloss  weil  die 
Transaktion  keine  Ausgleichung  durch  Geh 
oder  Edelmetallabgang  bedingt,  zustimmt.  M 
bitteren  Vorteil  tadelt  er  die  wirtschaftlich 
Verblendung  Spaniens,  das  nach  der  Entdeckun 
der  Neuen  Welt  und  Besitzergreifung  der  doi 
tigen  Goldminen  im  Grossmachtsdünkel  sein 
-Manufakturen  verkümmern  liess  und  dadurc 
im  Laufe  eines  Jahrhunderts  von  seiner  dorn: 
liierenden  Stellung  im  Welthandel  so  herabgi 
sunken  sei.  dass  es  im  18.  Jahrhundert  meb 
nur  Rohprodukte,  die  ihm  früher  für  seine  in 
posaute  Textilindustrie  unentbehrlich  gewesei 
exportierte. 


Vgl.  über  Ulloa:   Kautz,   Geschichtlich 
Entwiekelung  der  Nationalökonomik,  Wien  186CJ 

5.  295.  —  Wirminghaus,  Zwei  spanisch 
Merkantilisten,  G.  de  Uztariz'  und  B.  de  Ulloa 
Jena    1886        •    Röscher,    System,    Bd.    III 

6.  Aufl..  Stuttgart  1892,  §§  34,  179.  —  Cossa 
Introduzione  allo  studio  dell'  economia  politica 
3.  Aufl.,  Mailand  1892,  S.  229  u.  ö.  —  Nouveai 
dictionnaire  d'economie  polit.,  Bd.  II,  Pari; 
1892.  s.  1135. 

Lippert. 


rnilageverfahren 

Arbeiterversicherung   oben  Bd. 
S.  607  und  Unfallversicherung 
unten  Bd.  VII  S.  285. 


Umpfenbach,  Karl  Friedlich, 

wurde  am  5.  VI.  1832  zu  Giessen  geboren,  stu- 
dierte anfangs  Naturwissenschaften,  widmete 
sieh  dann,  auch  im  praktischen  Betriebe,  dem 
Bergbau-  und  Hüttenfach  und  ging  (seit  1850) 
zu  staatswissenschaftlichen  Studien  über.  Nach 
absolvierter  Fakultätsprüfung  als  Accessist  bei 
der  Ohersteuerdirektion  in  Darmstadt  einge- 
treten und  dann  auch  im  ortlichen  Kataster- 
und  Zolldienste  thiitig,  verblieb  er  im  Staate* 
dienste  bis  Frühjahr  1856.  Nachdem  er  sieh 
alsdann  an  der  Universität  Giessen  als  Privat- 
dozent habilitiert  hatte,  folgte  er  Ostern  1864 
einem  Kufe  als  ordentlicher  Professor  der  Staats- 


Umpfenbach— Uneh 


nuchaften   nach   Würzburg   und    ging   im 

873    in    deicher    Eigenschaft    an    die 

Rrsit8,  Königsberg-    Seit  IST.  zog  er  auch 

..,,,,,1,1..    in    den    Kreis    seiner    Vor- 

„    Bi„    denen    er    schon    frühzeitig    die 

i|"keit    des    sozialen     Moments    tur    wirt- 

,  i'he    und  ^tische   Kragen  hetont  hatte 

entsche    Kolonialpolitik    inangiinerte    e 

S        -  akademischen  Lehrgegenstand  und  hat 

,   zur   jüngsten    Zeit    erweiternd    vorge- 

,,  den  unter  seinein  Namen  erschienenen 
entlichungeu  sind  zu  nennen: 
das  Wesen  des  i 
Lehrbuch   der    Finanzwissenschaft ,    -    '•'; 
m™    1859  60.     2.  Aufl.    in    einem    Bande, 
'-tu   '   al    1887     -    Die    Volkswirts, 

Sationalokunoiuik,  Würzburg  18b  <.  -  Ue» 

.Erbe.    Berlin    1874.   -   Das  Kapital   in 

Kulturbedentung .    ^  urzburg     18<y;   — 

^«Versorgung  "und    der    Staatssoziahs- 

.    Stuttgart  1^^  B<,d 


Umschlagsrechte 

Btapelrecht  oben  Bd.  VI.  S.  992  ff. 


Uneheliche  Geburten. 


1  Statistik  der  unehelichen  Geburten .  Zer- 

ung  in  bevölterungsstatistischer  und  sitt- 

Hiüsi.ht      2.  Lehenslauf  der  unehelichen 

r   hierbei  Sterblichkeit.    3.  Fürsorge  durch 

Gesetz  und  Wohltbätigkeit. 

1  «<tati*tik  der  unehelichen  Geburten; 

ZersUedening  in  bevölkerungsstastisti- 

"h!r  und    sittlicher  Hinsicht.     Gewisse 

welche    der    Geburtsstatistik    uber- 

anhaften,    verstärken    sieh    bei    der 

Statistik  der  unehelichen  Geburten:  In 

•t  das  Unterlassen  der  standesamtlichen 
Anmeldung  von  totgeborenen  Kindern  unter 
dem  V  rwande.  dass  sie  noch  nicht  lebensfähig 
gewesen  seien.     Die   Zahl  der  unehehchen 

■r  wird  ausserdem  in  einem   gev< 
Grade  dadurch  gefälscht,  dass  im  Ehebruch 
eezeugte  Kinder  als  ehelich  ausgegebei 
uneheliche  Witwenkinder  als  eheliche  post- 
hume   Kinder  angemeldet  werden.     Ferner 
werden   alle  Findelkinder  den  unehelichen 
•ählt.    obgleich    in    einzelnen    Landern 
,      ,■  ein  erheblicher  Ted  von  ihnen    ehe- 
ist      Die  erwähnten  Felder  in  der   LSe- 
urkimdung  der  Geburt  treten  freilich  gegen- 
den  Fehlern   zurück,   welche   sich   bei 
der  Berechnung  der  Bewegung  der  unehe- 
:n  Bevölkerung  einstellen:  Zu-  und  Ao- 
durch  Ortswechsel  sowie  Abgang  durch 
I,  ktimation   sind    immer  ungenügend    be- 
kannt   und    überhaupt    nur    selten    beruek- 

-     -igt.  _  .  ,    , 

Ladet    schon   das    Crmatenal    der    Sta- 
tistik an  gewissen  Mängeln,   so  ist  es 

ältlicher,  wenn   sich   die    zahlenmäßig 


zusann  unehelichen    Gebui 

diese  Getani 
wie  wir  sehen  werden,  nicht  nur  bei  inter- 

Schli  der!    eine     statistiscne 

I  |    -urteil  mit 

den  eh  '•     Man , 

hierbei    die    Zahlen    dei    in    gebärfäl 
yter  stehenden   verheirateten   bezw. 

[rateten    Brauen   berücksichtigen.      K- 
wäre  also  die  Zahl   der  Geburten    w« 
bei    100     E  i    in    einem    Jahre    vor- 

kommen, mit  der  Zahlreich,  0  Un- 

verheiraten  (Ledigen,  Witwen,  i  kmen 

und  Eheverlassenen)  im  -  Zeitraum 

rorkommen,   in    Vergleich   zu    stellen 
es     sich    nicht    um    die    Berechnung 
Fruchtbarkeit  handelt,    d.  h.  nichl 
wie   viel    Kinder    in    dem    geschl 
Verkehr    der   einen    oder   and 
erzeugt    werden,     so    ergiebt    diese    Me- 
thode  eine   ausreichende   Aufklärung.    Wn 

eine    solche    Berechnung    für  i      - 
!        «und  zwar  (nach  Bulletin)  nnfe 
nutzung  de  ählungen  von  1880 

1881    für  den   Durchschnitt   der  (meist)    in 
,!,,,  Jahren  1*74—1*91  Geborenen: 

Auf  1000   Auf  1000    gliche 
Ehe-        Unver-     Gehurten 


trauen      heiratete      uneue- 
Geburten  Geburten       ]iche 


Irland .... 
Schweiz  .  ■  ■ 
land  U.Wale 
Schottland  .  . 
Belgien  .  .  - 
Schweden  .  ■ 
Deutschland  . 
Italien  .  •  • 
Frankreich  .  . 
Österreich  .    . 


240 

4.1 

236 

10,2 

-5° 

12. 1 

269 

19-9 

265 

19.S 

240 

21.2 

270 

251 

24,6 

163 

" 

250 

44-4 

;-. 
4,3 
4,8 
7-4 
7,5 
8,8 

9,8 

9,8 
10.2 
17,8 


Da   diese   Berechnung   sieh   nur  für  g  - 
Länder   und    Kalenderjahre    machen 
lässt    so    zieht    man    es  m  der  Kegel   vor, 
oen  Anteil  der  unehelichen  Geburten  an  allen 
Geburten   zu   berechnen.     Allerdings    setz, 
man  bei  Benutzung  dieser  Zahlen,  zur  ver- 
™"iehsweisen      Würdigung      verschiedener 
Zeiten.  Länder  und  Menschengruppen    vot- 
auTdass  das    Zaldenverhältms  der  verhei- 
rateten zu  den  ledigen  gebärfähigen  Frauen 
immer    das    deiche    gewesen    sei    —    eine 
Annahme.   d   sich  in  der  Regel ^rncht  auf 
ihre  Richtigkeit   prüfen    lasst     Wenn  wti 
oie    uneheliche    Geburtsfrequenz   auf   diese 
Irt  im  folgenden  nur  für  ein  Kalenderjahr 
£  so  sei  bemerkt.  dass  sich  die  Re.hen- 
folo-e    der    Staaten    seit    den    80er    Jahren 
nicht  geändert  hat.    Es  kommen  nach  dem 
Bulletin 
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Uneheliche  Geburten 


Ort 


Zeit 


saehusetts 1893 

i  'onnecticut 1892 

Enron.  Russland  ohne  Polen  .  1893 

Irliiml 1894 

Holland 1894 

England  und  Wales     .    .    .  1894 
Schweiz     einschl.    Todtgeho- 

rene .  1894 

Pinland 1894 

Italien lyi| 

Rumänien 


auf  100 

Lebend- 
ig borene 
Unehe- 
liche 


o.So 
1.03 
2.66 

2-73 
3,12 
4.3i 

4./0 
6,39 

"-77 
6.06 

7.17 
7.29 

8,94 

9,26 

9,35 

9.50 
10.62 

14.73 
2.5,0;; 


Norwegen 1894 

Schottland 1394 

Frankreich 

Belgien .    .    .  1894 

Deutschland [894 

Ungarn 1894 

Dänemark 1894 

1  eden 1894 

Oesterreich 1894 

Uruguay '.'.'.  1894 

Im    ganzen  sind  die  Prozentangaben  für 
■    Länder    um-    mit    Vorsicht    zu    ver- 
werten:   sie   sind    Mittelzahlen,    von   denen 
sich    die    Zahlen   für   einzelne   Landesteil 
wenig,     bald     sehr     weit     entfernen 
können.     Auch   sachlich   können    selbst   in 
dem   gleichen    Lande   die   Zahlen    verschie- 
dener Bezirk.-  sehr  verschiedene  Bedeutung 
haben.    So  findet  sich  z.  B.  in   Oesterreich 
die  grösste  Zahl   unehelicher   6      irten   bei 
aeliten   in    Galizien    und    der  Buko- 
wina,   doch    entstammen     diese    Geburten 
en,  also  kirchlich  gültigen 
die  nur  infolge  der  besonderen    Ver- 
hältnisse der  dortigen  jüdischen  Bevölii 
standesamtlich    nicht    gemeldet   und    daher 
Uich  nicht  gütig    sind;   die  Kinder  ans 
diesen  Ehi  m  im  Jahre  1897  _'; 

mten  unehelichen  Lebendgeboi 
und    es    würde   Dach   Abzug  dersi 
der    Anteil    der    lebendgeborenen     Fnehe- 
lichen  von  allen  Li  1  st.lU  143 

nur   11.4   für  Oesterreich    betragen.     Nicht 


nur   um   derartige   gröbere   Fehler  zu    v,- 
raeiden,  sondern  überhaupt  um  die  Bei 
hing    der    unehelichen    Geburten    frm 
zu  machen,  sind  besser  kleinere  Bezirk 
politischer  oder  geographischer  Abgrenzun 
einer    Analyse    zu    unterziehen.      I"m 
Notwendigkeit    zu    zeigen,    geben    wii 
nächst    einen    Feberbliek    der    uneheliche 
Geburten     für    die    grösseren    Staaten    d, 
Deutschen  Reichs;    in   ihnen   waren  ,, 
Jahren  1890—99   unter   100  überhau: 
borenen  unehelich  in 

Preussi  n  7.76     Baden 

Bayern  13.99     Hi 

^"i'-en  12.6;     Hamburg 

Württemberg       10.2S     Elsass-Löthringei 
im  ganzen  Deutschen  Reich  q.; 

Viel  grössere  Gegensätze  in  der  Fi 
lichkeit     zeigen    die     im     öslerreicliis 
Reichsrate     vertretenen     Königreiche 
Länder:    hier  findet  sich  (für  das  Jahr  1S97 
/..  B.  ein  Prozentsatz  von  3,81ebendgeb 
1  nehelicher    in     Dalmatien,    von     6.3     in 
Küstenland,    von    6,8   in   Krain.    von    6.9  ii 
Tirol   und    Vorarlberg    gegenüber    Prozent 
Sätzen    von    22,8    in    Steiermark.     25 
Nieder-Oesterreich,    26.7    in    Salzb 
41,9  in  Kärnten. 

igleicht    man    Stadt    und    Land,     sc[ 
I     sich    mit    grosser    Regelmässig 
eine  verhältnismässig  höhere  Zahl  unehelii  hei 

Mten     in    den    Städten    als     auf 
Lande:  z.  B.  waren  in  den  Jahren  1893     97 
unter    100    Geburten    überhaupt     in     uanz 
Preussen  unehelich  in  den  Städten  9,5.  aul 
dem    Laude    6.8:    in    einzelnen    Bezirken1 
waren    die    Gegensätze    noch    viel    gr< 
Besonders    lehrreich    ist    eine    Zusammen- 
stellung für   oesterreich   (1897).   die    einen 
Vergleich  mit  der  Verteilung  der  ehelichen 
Geburten  gestattet  und  auch  erkennen  lässt 
wie    trotz    der    stärkeren    Belastung    de* 
Städte  mit  unehelichen  Geburten  doch  etwa 
die  Hälfte  der    Fnehelichen   in    Ortschaften 
bis  zu  2000  Einwohnern  geboren   sind      Eis 
entfielen  nämlich  von  je  1000  ehelich  bezwJ 
unehelich    Geborenen    auf   Ortsehaftei 
Einwohnern 


bis  500         501     2000      2001—5000   5001—10000     10ü01  bis        melu  ■''■• 


_'l  II  H  HJ 


■>{  II    I. . 


eheliche 
uneheliche 


272.2 
224.2 


424.2 
269.4 


138.6 

142.S 


42.1 
62.9 


30.9 
44.9 


92.1 
255,8 


uieXilche^GeKnÄ^f  ^GnstUch    erhöht     Der  Anteil   *<* 

liebnrten  als  das   Land    haben,  unehelichen     Lebendgeborenen     an     allen 

sc    entspricht   darum   die  p,  y  nich  Lebendeeborenen  war  7    p   L  ,iJ    „■■    < 

ständen  durch  starken  Zuzug  Schwan- 


eliche  Gel 


249 


Prozent- 
Ein-       satz  der 
wohner-    unehelii  b 
zahl        Lebend- 
geborenen 


von    Tirol   und    Vorarlberg    sowie    Gahzien 
,  ,   \  von    allen   weiblichen    Per- 

sonen   (im   Älter  von  1  I     15  Jahren)  ledige 


11 ll-S9l. 

6?7f° 

München 434>>9o 

ig -*'9;^ 

au 39*>  957 

lell 577  5oo 

a.  Rh 34^0° 

kfurt  a.  M -44  00O 

i.ver 22642° 

hur-- 22°  57o 


5,6 

2.1 
18,4 
8,3 
6.9 
9,9 
1,2 
■,7 
5,8 
2,3 


Im  Durchschnitt 
1881-  90  kamen  auf 
.  bärfähige 


Vi  r- 
heiratete 

eheliche 
1  reburten 


Yi.iitver- 
heiratete 
unehe- 
liche 
1  reburten 


Es    können    aus    den     zahlenrnässigen 
Unterlagen  nur  mit  Vorsicht  Gesetze  für 
die  uneheliche  Fort  pflanz  uns  ab- 
leitet   werden.     Im    allgemeinen    muss  che 
der    »inehelieh.il    (..'Muten    mit     d. 
der    ledigen    Gebärfähigen      steigern. 
Wenn    die   Zalil   der  letzteren   durch    Ehe- 
ssung  verkleinert  wird,  so  ergiebt  sich, 
trotzdem    nicht    regelmässig   mit    den 
,me     der    Heiratsfrequenz     eine     ab- 
üneheliclikeit.    Da  das  Alter  '.■!  ei 
,1  Mütter  am  häufigsten  zwischen  20 und 
a    beträgt,    50    müsste    besonders 
-     Utersklasse  durch  die  Ehefrequenz  ver- 
rt     werden.      Thatsächlich     ist    auch 
w. miger  die  H ei r a t sf  r eq  u  e  11  z  von  Bedeu- 
deutung   als   das   Heiratsalter   (im    be- 
reu der  Mütter),  wenn  auch  eine  gewisse 
Beziehung   zwischen    beiden    nicht    zu    be- 
streiten   ist     (Wappaeus,     von    Zwiedinek- 
-       ahorst    u.    a.i.      Um    wieder    auf    die 
reichischen  Verhältnisse  Bezug  zu  neli- 
stehen  in  jenen   Kronländern,  die 
Prozentsatz  der  unehelichen  Geburten 
mein-  als  20  ausweisen,  nämlich  Nieder- 
und  Ober-Oesterreich.  Steiermark,    Salzburg 
und    Kärnten    unter    1000    Bräutigamen   in 
einem    Alter   unter   30    Jahren    nur    300 
sveniger,  in  allen  übrigen  Ländern,  die 
weniger  als    15   Prozente    unehelicher    Ge- 
burten haben  (mir  Tirol  und  Vorarlberg  aus- 
immen),    stehen    400—650    unter    1000 
Bräutigamen  in  einem  Alter  unter  30  Jahren 
(von   Zwiedinek-Südenhorst).     Hiermit,  ver- 
dichen   zeigt    auch    die    folgende    Tabelle, 
iss  mit  steigendem  Heiratsalter  die  Zahl  der 
übrigbleibenden  Ledigen  und  die  Zalü  der  un- 
ehelichen Geburten  zunimmt:  es  waren  jiacli 
der  Volkszählung  von  1890  (mit  Auslassung 


Kärnten  .  .  ■  . 
Salzburg  .  .  •  ■ 
Sti  iermark  .  ■ 
Oberösterreieh  . 
Niederösterreich 
Krain  .... 
Schlesien  .  •  • 
Mähren  .  .  . 
Buhmen  .  .  ■ 
Küstenland  .  . 
Dalmatien  .  . 
Ganz  Oesterreich 


68,8 

25,1 

63.9 

20.3 

60.6 

25,5 

58,0 

26.9 

24.1 

54,8 

33-3 

51,7 

29-9 

49,3 

28,8 

48.2 

27-4 

47,5 

30,2 

4i.3 

29,5 

50.5 

28,1 

8,8 

5.5 
5-3 
4,3 

:  : 
2.2 

2,7 


1,0 

4-2 


>     Von    den    123  295   Ledigen,    welche  in 

lesterreich    (1897     tote    oder    Lebende    Kinder 

aren,    waren    alt:    bis    IT    Jahre   0,7,   über 

17-20  Jahr.,  10,7.  über  20-25  Jahre  40,5,  über 

25-30    Jahre    25.7.    über    30-40   Jahre    19,9, 

über  40  Jahre  2.4  Prozent. 


Diese  einfachen  Beziehungen,  die  uns 
die  österreichische  Statistik  besonders  klar 
Wt  geben  für  viele  zeitliche  und  örtliche 
Schwankungen  in  der  Oneheliehkeit  den 
Schlüssel.  So  kann  z.  B.  gesteigerte  An- 
forderung an  die  Führung  eines  eigenen 
Haushaltes  das  Heiratsalter  hinaufsetzen 
und  damit  im  Lauf  der  Jahre  an  dem 
gleichen  l  Irt  oder  etwa  in  der  Stadt  gegen- 
über dem  Lande  die  Zahl  der   1  nehelichen 

Le  Höhe  treiben.  In  dem  glen 
Sinn  wirkt  vielerorts  eine  Ehebeschränkung, 
wie  sie  etwa  durch  Ehekonsense,  Nieder- 
lassungsbeschränkungen oder  besondere  Be- 
wirtschaftungsformen des  Landes  auferlegt 
wird  und  wieder  umgekehrt  l-t  es  z.  B. 
für  Deutschland  wahrscheinlich,  dass  der 
Wegfall  der  mannigfaltigen  Schranken. 
vor  dem   Inkrafttreten   der    Reichs- 

a-ewerl rdnung    und    des    Freizügigkeits- 

^esetzes   der   Eheschliessung  entgegenstan- 
\nlass   zu   der  Verringerung  der 
unehelichen     Geburten     pb      (1866     1 
L87  1  _80     8,8,    1881—90    9.31,     1891—99 
9  i6»/o  uneheliche  Geburten)  (Linckelmann). 
Trotzdem  darf   man   das   Wechselverhi 
zwischen    Heiratsalter    und    Dnehehchkert 
nicht    zu    starr    fassen:     Kriegsbereitsehart 
and  Krieg,  Misswachs,   Seuchen,   überhaupt 
ungünstige     Verhältnisse     wirtschaftlicher, 
politischer   und    sozialer    Art    können    zwar 
clem  unehelichen   Geschlechtsverkehr   unter 
Verminderung  der  Heiraten  Vorschub  leisten, 
unter  umständen  lähmen  sie  ihn  aber  auch, 
Lass    sich    gleichzeitig    die    unehelichen 
äo   wie    die    ehelichen .  Geburten    ver- 
mindern. 
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Uneheliche  Geburten 


Abgesehen  davon,  dass  die  Zahl  der 
Beiräten  die  Zahl  der  Ledigen  bestimmt, 
können  auch  (vorwiegend  aus  wirtschaft- 
lichen Gründen)  in  der  Masse  der  Ledigen 
örtliche  Verschiebungen  eintreten:  wo  sie 
sich  anhäufen,  wächst  die  Wahrscheinlich- 
unehelicher  Geburten  und  umgekehrt 
Es  findet  daher  z.  1!.  die  grössere  Zahl 
unehelicher  Geburten  in  grösseren  Städten 
und  Indnstriecentren  schon  in  der  grossen 
Menge  der  dort  thätigen  jungen  ledigen 
Arbeiterinnen  und  Dienstboten  an  und  für 
sich  ihre  teilweise  Erklärung.  Unter  um- 
ständen {■/..  B.  in  Garnisonen)  lässt  auch 
die  grosse  Zahl  lediger  Männer  einen  Ein- 
fluss  nicht  verkennen. 

Nach    diesen     Bemerkungen     über    die 
Statistik    der    unehelichen    Geburten    wäre 
eine     Würdigung     ihrer    sittlichen    und 
eil  schaftlichen  Bedeutung  zu  ver- 
suchen.    Für  die   sittliche    Würdigung  des 
ausserehelichen    Geschlechtsverkehrs    über- 
haupt   genügt    nicht    die    Betrachtung    der 
unehelichen    Geläuten.      Denn    wir    kenneu 
nicht  die  Fruchtbarkeit  des  ausserehelichen 
Verkehrs      und       können      dieselbe      nicht 
ohne  weiteres  der  ehelichen    Fruchtbarkeit 
gleich    setzen;    ■/,.    B.    ist    bei    der   kleinen 
Gruppe   der    Prostituierten    die  absichtliche 
Verhinderung    der    Empfängnis    sowie    die 
unabsichtlich    durch    Erkrankung   hervorge- 
rufene,   ferner  die  Häufigkeit    des   willkür- 
lichen   oder    unwillkürlichen    Abortes    eine 
erhebliche.     Andererseits  dürfte  die   unehe- 
liche Fruchtbarkeit  von  der  ehelichen    dort 
wenig  abweichen,  wo   der  uneheliche    Ver- 
kehr in  den  ehelichen  fast  unmerklich  über- 


geht.    Wenn   wir  also  aus  dem   Sinken    der 
unehelichen   Geburten   nicht  ohne  weiteres 
aui  eine  Abnahme  des  ausserehelichen   Ge- 
schlechtsverkehrs schliessen  können,  so  kann 
i   Umständen  ein  Steigen  der  Geburten- 
zahl einfach    von   einer  zunehmenden   Zahl 
Lediger  abhängen,   ohne   dass  der  Verkehr 
verhältnismässig    häufiger    geworden    wäre 
oder  auf  weitere  Ereise  übergegriffen  hätte. 
Die  sittliche  Würdigung  des  unehelichen 
Geschlechtsverkehrs  wird  oft  durch  die  be- 
sonderen wirtschaftlichen  und  sozialen  Ver- 
hältnisse l influsst  werden.     Um  ein    Bei- 
spiel vom    Lande    zu    wählen,    so    wird   zu- 
weilen   Haus    und    Hof    von    dem    Besitzer 
■  rst    m    spätem    Lebensalter   an    eines    der 
Kinder    übergeben;     gleichzeitig    wird    den 
Töchtern    das    Wegheiraten    möglichst    er- 
schwert,   um    ihre    Arbeitskraft    der    Wirt- 
schaft zu  erhalten;   wenn  sie   infolgedessen 
in  ausserehelichen]    Verkehr  leben,   so  er- 
scheint dies  der  Umgebung  nur  natürlich; 
die  unehelichen  Kinder,  die  diesem  Verkehr 
i't  priessen,   werden   als   erwünschter   Zu- 
wachs künftiger    Arbeitskraft    betrachtet    (s. 
für  Steiermark   Zwiedinek-Südenhorst).     In 


der  Stadt  ist  andererseits   ein   grosser  Teil 
der    unehelich    verkehrenden    jungen    Mail- 
eben  ortsfremd  und  ohne  FamilienauschluSB, 
in    Schlafstellen    untergebracht,    welche  das 
Schamgefühl     verletzen     und     seitens 
zahlreichen    jungen    Männer    Verführunge 
in  einem  Alter  ausgesetzt,  in  dem  die   ver- 
mögenderen Kreise  für   ihre   Töchter    noch 
sorgfältigen    Schutz    für   nötig   halten.     Voi 
allem    stammt   der    überwiegende    Teil    dei 
ausserehelichen  Mütter  aus  "den   wirtschaft- 
lich  schwächsten   Kreisen,   die   nicht   Gele- 
geilheil   halieu.    mit    Hilfe    von    Vermögen, 
gesellschaftlicher    Stellung    und    ähnlichem 
dem  Hafen  der  Ehe  zuzusteuern.      Im    Ge- 
genteil findet  sich   in    diesen   Kreisen   statt 
dessen  —  mindestens  im  Bereich    des    ger- 
manischen Volksstammes  —  der  ausserehe- 
liche  Verkehr  als  gewöhnliche  Vorstufe  des 
ehelichen,    sei    es   dass   er   an  und  für  sich 
in  Absicht  auf   Heirat  gepflogen  wird,   sei 
es,  dass  erst  der  Eintritt  einer  Schwängerung 
al>    Zwang    in   dieser  Hinsicht    empfunden 
wird.    Hier  ist  der  aussereheliche    Verkehr 
geradezu  eine   historisch   begründete   Sitte,  i 
die  zum  Teil  geradezu  als  notwendig,    zum  i 
Teil   mindestens  als   berechtigt  gilt/ jeden- 
falls  aber   nicht    in    dem    Masse    unsittlich  I 
erscheint,   wie  dies  bei  den  kulturell  höher 
stehenden  Bevölkerungskreisen  der  Fall  ist. 
Hingegen  wird  als  unsittlich   auch   in   dem 
Volke    ein    Verkehr     zwischen     Vertretern 
sozial    entfernter    Gruppen    erachtet,    weil 
hier  nicht  eine  Absicht   auf   spätere    Heirat 
anzunehmen     ist.       Wir     hätten     demnach 
ausser  dem  wilden  Geschlechtsverkehr  noch 
einen  vorehelichen,  und  dieser  kann  für 
den  Civilstand  des   Kindes   folgenden    Aus- 
gang nehmen :  das  unehelich  erzeugte  Kind 
bleibt    unehelich,    indem    Tod,    Krankheit, 
Untreue  und  andere   Verhältnisse  der   ver- 
schiedensten  Art   die   Eingehung    der   Ehe 
hindern,    --  oder  es  wird  vor  der  Geburt 
des  Kindes  die   Ehe  geschlossen,   so    dass 
das    unehelich    erzeugte    Kind    ehelich    ge- 
boren wird,  —  oder  es  wird  nach   der  Ge- 
läut des  Kindes   die   Ehe  geschlossen   und 
das    Kind    -       meist    schon    hierdurch    — 
legitimiert.    Ebenso  wie  über  die  Sitte  des 
vorehelichen  Umgangs  neuerdings  genauere 
Studien    vorliegen   (Umfrage  der  Konteren/ 
u.  s.  f.),  mehren  sich  auch  die  Zahlenangaben 
über  die  vorehelich  erzeugten  aber  ehelieh 
geborenen    oder    legitimierten    Kinder.      So 
berichtet  Schneider  aus  Sachsen,  dass  bei 
allen  ehelichen  Erstgeburten  etwa  40%  auf 
vorehelicher  Schwängerung  beruhen;    dabei 
is1    der  sogenannte  4.  Stand  mit  reichlich 
-7s  vertreten;    ein  sehr  grosser  Teil  solcher 
Ehen     wird     erst      nach     Erkenntnis     der 
Schwangerschaft,  meist  kurz  vor  der  Geburt 
geschlossen;     vielleicht     1 .-,     dieser    Ehen 
schlieft     gleichzeitig     unehelich      erzeugte 


leliche  Geburten 


Bnder    mit    ein,    wobei    sich    wieaer 
l    Stand   mit    über   -  i    beteiligt.      Vu- 

schen  Sa-beil  von  Rubin  und  Wester- 
;  ,  riberdie  dänische  ^dberolkermig 
:.,  nur  erwähnt,  dass  etwa  die  Hallte  der 
Erstffehorenen  vor  der  Hochzeit  gezeugt 
Dienstmädchen  waren  besonders 
stark  beteiligt);  andererseits  hat  sich 
wenigstens  bei  der  Hälfte  dei  unehelichen 
Ki,„l,,-  die  Mutter  später  verheiratet,  und 
mar  war  bei  mehr  als  der  Hälfte  d 
Ehen  der  Bräutigam  der  Vater  des    K.inües 

sen.      In    Oesterreich    gab    es    im 
fahre     1S97     neben     14,3%     unehelichen 


Verhältnisse  giebl  au 

tistik  von  Böckh  Auskunft:  es   machten   m 

B        :  n  die  in  den  ersten  ,   Monaten    i 
der    Eheschliessung   stattfindenden    Ei 
burten    15%    aller    Erstgeburten    aus; 
fasi    der  Hälfte  der  mit    Legitimation  ver- 
knüpften   Ehen    lag 
einer  vorehelichen  Sclvwängerung  vor. 

Um  die  Legitimationsaussichten  für  ein- 
zelne   Gruppen    der    l  •  ■ 
kennen   zu  lernen,  haben   wir    zunächst 
sozialen    Stand    und    den    Berui 
unehelichen    Mütter    zu    untersu 
In     Preussen    entfiel    von     100     um  he- 
lichen  bezw.  ehelichen   Kindern   (auch  tot- 
geborenen) im  Jahre  1898  auf  die    wi 
sten    Formen    sozialer    Stellung    (herechnet 
aus   Zeitschr.  d.   Kgl.   Preuss,   -tat.  Bd.  39 
Jahr-.  1899)  folgende  Anzahl: 


<D 

ÖÄ 

— 

p 

fendgeborenen    2,9%,     welche   in    den 

n  6  Monaten  nach  Eingehung  der  Ehe 

o-eboren  waren:  für  Niederösterreich 

beti-u°-eu  die  entsprechenden   Prozentzahlen 

25,4    bezw.     ."..1    (berechnet   aus   der   oster- 

schen  Statistik).     reber   die  Zahl   der 

.    100   Trauungen  legitimierten  Kincler 
(den  Legitimationsertrag  der  Ehen)  in  Oest  a 
Lebt  Seutemann  Genaues.  Der  Ertrag  | 

a  grössten  in  Ländern  mit   vielen   vm- j 

•ben  Geburten  (z.  B.  in  Kärnten).  Hei 
Betrachtung  der  Sozialklassen  ist  er  dort 
am  grössten,  wo  der  voreheliche  Verkehr 
ron  Seiten  des  Mannes  häufiger  mit  der 
wirklichen  Braut  stattfindet.  In  den  Jahren 
189".  und  189G  kamen   auf    100   Trauungen 

hen  8,2  und  12,0  Legitimationen 
durch  Eheschliessung  bei  Angestellten. 
mischen  9,1  und  15,2  bei  den  Selbständigen, 

n   zwischen    19,9   und   27.4  bei  der 

terbevölkerung.     üeber  grossstädtische 

Nach   dem   Berufs-   und  Erwerbszweig  kommt    hierbei  die   Hauptzahl    der    unehe- 
;,  Mütter  auf  folgende  Klassen: ^^^_^_^_ 


Selbständige  in  Besitz.  Beruf  und 
Erwerb .•     ■     •     -     • 

Gehülfen,  Gesellen,  Lehrlinge,  F  abnk- 
arbeiter •     •     ■ 

Tagarbeiter,  Tagelöhner,  Lohndiener 

Dienstboten,  Knechte,  Mägde,  Ge- 
sinde aller  Art -    ■ 

Alle  nicht  in  den  amtlich  autge- 
führten Klassen  gehörige  Personen 


5,5 

13,6 
1S.9 

38,5 

12.2 


3°-5 

33,3 
22.5 

3,2 

0.2 


Von  100  un- 
ehelichen Ge- 
burten   kom- 
men auf 
folgende 
Klassen 


Von  100  ehe- 
lichen Gebur- 
ten   kommen 
auf  folgende 
Klassen 


Von  100  Ge- 
burten in  den 
einzelnen 

Klassen  wa- 
ren unehelich 


Ländliches  Gesinde  .Knechte.  Mägde    .    .     ■    ■ 

Ländliche  Tagelöhner,  Arbeiter 

Bekleidung.  Reinigung,  Barbiere 

Fabrikanten,  Gesellen.  Gehüten 

Fabrikarbeiter  ohne  nähere  Bezeichnung  .     .     . 
Häusliche  Dienstboten    .ohne   das  landliche  ^e- 

Lotoarbeiter  wechselnder   Art'    ohne   die  länd- 
lichen        •     •     •    '     ' 

Ohne  Beruf  und  Berufsaugabe 


In  beiden  Tabellen  ist  eine  Anzahl  Be- 
rufspositionen weggelassen,  weil  sie  nicht 
für  unser  Thema  erheblich  sind  Aus  üer 
Verteilung  der  gesamten  unehelichen  tre- 
burten  auf  die  einzelneu  Berufszweise  lasst 
sich    ohne     weiteres     erkennen,     dass    die 


24,9 

11. 5 
8,4 

O.  I 

5,4 
20.1 


1,7 

14.5 
4.6 

4,6 


6,5 

0.6 


54.4 
o.3 

13-3 
0.4 

8.9 
9,6 


meisten  unehelichen  Mütter  in  den  wirt- 
schaftlich schwachen  und  abhängigen  Kreisen 

zu  suchen  sind.  Wenn  in  einzelnen 
Berufen  die  unehelichen  gegenüber  den 
ehelichen  Geburten  auffällig  stark  vertreten 
siad     .  lies    zum    Teil   verwickeitere 


uneheliche  Geburten 


Gründe,    zum    Teil    ergiebl    es    sich    ohne 
aus  der   Berufsart,   die   z.  B.  bei 

istboten    und    bei    den    Pers sn 

Berufsangabe    fast  um-  ledige  W  eibei 
lim    lel  ten    Fall    wesentlich     Baustöchte]  I 
asst 

Die  Kenntnis  der  Legitimationshäufigkeil 
len  einzelnen  Berufen  führt  ans  in  der 
Listatistischen  Würdigung  etwas  weiter; 
freilich  ist  uns  über  die  endgiltige  Legiti- 
mationsziffer nichts  bekannt  and  selbst  für 
lie  ersten  Lebensjahre,  für  die  wir  sie 
allenfalls  können,  lä-st  sieh  nicht  die  wirk- 


liche   Legitimationsgrösse   angeben;    I 
müsste  gleichzeitig  die  Sterblichkeil  bei 
sein,   da   dieselbe   Zahl   von  Legitimai 
'inen  hohen  oder   niederen   Prozentsatz   er 
giebt,  je  nachdem  sie  sich   auf  wenig  od« 
viele    Debeiiebende    bezieht.      Es    komm 
dieser    Umstand    besonders  bei   der   Klasst 
der  Dienstboten  in   Betracht,   deren    Kinds 
eine  hohe  Sterblichkeit  haben.     Wir  gebei 
nach  Seutemann  für  Oesterreieh   (ohne  Ga- 
lizien    und    Bukowina)    eine    Tafel    für    da 
stärker  mit  rnehelichen  besetzten  Berufe. 


Beruf  'l.r  Mutter  zur  Zeit  der 
Geburt  des  Kindes 


In  den  ueben- 
bezeichneten  Be- 
rufen wurden  in  den 
Jahren  1895—1896 
unehelich  lebend  ge- 
hören 


von  ihnen 
legiti- 
miert 
in  Proz. 


1.  lianern 

4.  Landwirtschaftliches   Gesinde,    in   festem  '  Dienstverhältnis 

stehende  land-  oder  forstwirtschaftliche  Arbeiter 

5.  Land-  und  forstwirtschaftliche  Tagelöhner 

!».  Hilfsarbeiter  in  der  Industrie  der  Steine  und  Erden 

17.  Hilfsarbeiter  in  der  Textilindustrie 

21.  Hilfsarbeiter  in  der  Industrie  der  Getränke,  Genüssmit'tel' 

Beherbergung  und  Erquickung 

Selbständige  m  der  Bekleidungsindustrie!    !    . 

Hilfsarbeiter  in  der  Bekleidungsindustrie 

Fabrikarbeiter   und   industrielle  Tagelöhner   ohne   nähere 

l.i'zeirlinune'  ,les  Betriebszweigs     .     . 

Lohnarbeit  wechselnder  Art 
33.  Dienstboten    ausschl.  des  landwirtschaftlichen  und'ffewerb- 

■  i  (esindesl 

40.  Personen  ohne  Berufsangabe    !    !    !    !    ! 
Gesamtbevölkerung  •    . 


09 

23! 

i'T. 

32. 


i  429 

59074 

21  162 

1  362 

362S 

1639 
1  182 
6  610 

27  352 
1  044 

34  241 
24561 

1S7392 


30.6 

24.2 
32,7 
36.7 
34-5 


40.7 
23,0 

28.6 
21,2 

11. 6 

49,7 
27, 1 


1  'hne  m  1  in.-  Analyse  dieser  Zahlen  ein- 
zutreten,  nehmen  wir  nur  von  den  erheb- 
lichen Schwanbangen  um  27,1%  der  Legi- 
timationen    Kenntnis:     hei     den     Personen 
"Im.-  Berufsangabe  (wesentlich  Haustöchtern). 
.  Kinder  L3,l  %  der  unehelichen   aus- 
sen,   i-t    schon    die    vorläufige    Legiti- 
ahl     sehr    hoch;    ihnen    zunächst 
stehen  die  selbständig  in   der  Bekleidungs- 
industrie Arbeitenden  (Schneiderinnen   Putz- 
rinnen  11.  s.  f.);     Zahlen    wie    in  Nr 


9     hängen    von    örtlichen     Besonderheiten 
al>. 

Hier  sei  noch  der  Einfluss  der  Gross- 
stadt  auf  die  Legitimationszahl  für  ein- 
zelne Berufe  nachgewiesen  (berechnet  nach 
Seutemann).  Die  Zahl  der  1895  und  1896 
in  Wien  (A)  und  dem  übrigen  Oesterreieh 
("hne  Galizien  und  Bukowina)  (B)  lebend 
geborenen  Unehelichen  und  der  Prozentsatz 
ihrer  Legitimation  war  für  die  am  stärksten 
beteiligten   Berufe  folgender: 


ohm    Bilfsarbeiter  der  Be- 


Hilfsarbeiter in   der  Indn  h  ii 

kleidungsindustrie 
Hilfsarbeiter  dir  Bekleidungsindustrie  !    !    !    ! 
Dienstboten    -Im.-  landwirtschaftliche  und  gewerbliche^ 

"hu.-  Berufsangabe 

Gi  -.'int.    1  aeheliche     .    .    . 


Besonders  ungünstig  erscheinen  die 
Legitimationsverhältnisse  der  Dienstboten- 
kinder, -Min  Teil  vielleicht  infolge  ihrer 
höheren  Sterblichkeit,   zum   Teil    mag  auch 


I  I   4'J2 

2372 

13634 

6075 

34  594 

28.4 

13.7 

5,1 
48,2 
21,2 


23930 

4238 

20  607 

18486 

152798 


29.5 
2S.4 
16,3 
50.1 
28.4 


der  I  ebergang  der  Kinder  in  Findelfür- 
;"'-'  '[i'  Beziehungen  im  ausserehelichen 
Verkehr  leekern.  Ausserdem  dürfte  es 
sieh   aher  bei   den   städtischen  Dienstboten 


Unehelich 


"SÄ*; 

,    n      Sie  esfandinner- 

„    ,,,,   oder   ^XÄern^Ä 

|,    würdigen:    in    Berlin    ver-   statt: 


Antei 

ife  an 
der  Gesamt- 
zahl 


:  imiert 
in  den 

Berufen 


2  574  35,8  S.o 

1    Persönlicher  Dienst s;s  25.8 

0.  Arbeiterin  ••••.: 1  ;;  :  23.S 

Leidung  und  Hemmung £yg  3.9  6.8 

4  Handel ., 107  1,5 

5  Gastwirtschaft  und  SchansteUung 66^  g,  u.3 

6!  Rest  .     .     • ■ f— r- 

Ueherhanpt  7192  IOO-°  IO'3 

Die  Legitimierung  ist  bei  den  Kindern  der  ^J^K  SielfäiaS 

Dienstboten   auch   ^r  genug ;   im  tjngen  n"-        _     ^       ,,.lche  iu  Pnva, 

äich  die  sozialen  Verhältnisse  in™  ]  mg       -  d        ülr  Kind   ln    p^rter 

and   Berlin    nicht  ganz  decken.    Man  tam  ^»S^  Pfl    '    j^en  und  die  öffent- 

übrigens  die  Angehörigen  der  emzelnenBe-  ,  g       ^  ^  q 

fctli^  Ä£  Beruf  und  0,  der  Entbindung: 

In  öffentlichen  jn  privater  Wohnung- 

Anstalten 

hiervon  hier™» 

geboren         kgjjj  '^  ™ert 

Proz. 


1.  Persönlicher  Dienst 

2.  Arbeiterin 

3.  Bekleidung  und  Reinigung  .     .     • 

4.  Handel ,  •    1  „'    ' 

5.  Gastwirthschaft  und  SchansteUung 

ü.  Rest 


I  202 

,7 

1  230 

14,8 

12.9 
8,3 

: :.: 

429 

378 

52 

2.1 
2,4 
5,8 
0.0 

1  39? 

I  711 

1S1 

54 

113 

4-4 

467 

13,9 

Schon     die    Legitimationszahl    für    das 
-•      Lebensjahr    (in    der    letzten    Rubrik 
dieser  Tabelle)  deutet  darauf  bin,  dass  wir  in 
Berlin    Hei    einem    grossen    Teil    der     Ar- 
beiterinnen und  der  in  der  Bekleidung 
Reinigung    Beschäftigten,     zum    Teil     aucn 
der    Dienstboten    einen    Geschlechtsverkehr 
haben,  Lei  dem  die  Absicht  oder  wenig 
die  Aussicht    auf   Eheschliessung    vorhegt. 
Nach  einer  Berechnung  von  Böckh  für  aas 
Jahr  1885,  welche  Sterblichkeit  und  Abzug 
in  Anschlag  bringt,  werden  sogar  (ohne  be- 
rücksichtigung  dieser   besonderen  Gru 
ganz    allgemein    im    Vergleich    mit     üen 
gleichzeitig  in  Berlin  lebenden  1  nehehchen 


bis    zum    vollendeten    5.   Lebensjahre 
1  ä  aller  unehelichen  Kinder  b^itinne,- 
Wir    werfen   noch   einen  Blick   am 
Wert     welchen    die    unehelichen    Geburten 
auf    den  "  B  e  v  ö  lker  u  n  esst  a  n  d     haben. 
Unsere  Kenntnisse   entbehren   allerdings   in 
dieser    Richtung    einer 
1  nuY.-k.--it.     Nach   der   Österreichischen    Ste- 
ffi (für  1897)    sollen   die  Dienstboten   in 
w£   fast  ebensoviel  zur  Volksvermehrung 

beitragen    als    z.  B.   der 

^y  Für  Berhn  weist  Böckh  (Stat  Jahrb. 

3    58)  darauf   hin.    das* 
unehelichen  Müttern   am   zahlreichsten  ver- 
tSnen  Berufsklassen  dieselben  sind,  welche 


Uneheliche  Geburten 


aiii-ii  in  der  Zahl  der  Eheschliessungen  am 
aber    den    Durchschnitt    hinaus- 
:   wenn   man   mm  bedenke,   das 
Eheschliessungen    etwa    : :  ^ " . .    solche 
sind,  durch  welche  entweder  Kinder  legiti- 
miert   oder  die  Ehelichkeit  des  erwarteten 
Kindes  vor  der  Geburt  sichei  gestellt  wird, 
-     sei   der  Zusammenhang   beider  Verhält- 
oicht    zu   bezweifeln.     Es  trete  also 
durch    die    häufigen    Verheiratungen     eine 
Sanierung  ein,  welche  der  in  g     - 

■  anzureichenden  Fortpflanzung  de]  Be- 
völkerung zu  gute  komme. 

2.  Lebenslauf  der  unehelichen  Kin- 
der: hierbei  Sterblichkeit  Wenn  man 
auch  den  unehelichen  Kindern  schon  lange 
ein  moralstatistisches  Interesse  zuwendet, 
so  blieben  ihre  Lebensverhältnisse  trotz- 
dem wenig  bekannt  l'm  die  auf  dem 
Lande  lebenden  Unehelichen  hat  man  sich 
überhaupt  wenig  bekümmert;  je  nach  den 
sozialen  Zuständi  n  scheinen  ihre  Verhält- 
mehr  oder  weniger  von  denen  dei- 
nen Kinder  abzuweichen.  Bei  den 
en  der  Grossstädte  pflegt  man  sehr 
mit  Unrecht  wesentlich  an  die  in  entgelt- 
licher Pflege  lebenden  unehelichen  Ki 
zu  denken.  Sehen  bei  früherer  Gelegi 
erwähnten    wir,    dass   es   —  mindestens   in 


Berlin   —  eine   grosse   Klass  unehe 

liehen  Müttern    (im  Jahre  1896  etwa  63     i) 

'-   die  in   mancher  Beziehung  erl 
lässt,    dass      ■    äich  um  einen    festen   und 
;i  Geschlechtsverkehr  handelt:  hier 
sind   die  Mütter   in  privater  Wohnung  ent- 
bunden, dem  Stand.-  nach  meist  Arbeiterinnen 
iind    mit   Bekleidung  und  Reinigung  sowie 
in    persönlichem    D      ••     Bes     aitigte 
ihren  Kindern  blieb  a  32  -  '  o  ausschlii 
in  unentgelüicher  Pflege  und  wurden  nicht 
on  im  1.  Lebensjahr 
>90  3i  Ich  s  ,  die 

I  bi  Milden. 

len    im    Konkubinat    lel  Eltern, 

weit<  bei  der  Mutter,  die  in  14% 

mg,    in    36%    bei    ihren 
den  Verwandten,  in  17% 
und   in  7%   in  unbekannter 
I 
getrennt,   in 
ber  Pflege.     Dass   die  Mütter   häufig 
iben,  bei  dem  sie  mit 
dem    Kind    oder    das    Kind    allein    bl 
kann,    geht  am 


Kinder  nur  sehr  selten  nach  ausserhall 
ziehen. 

Während  die  diskreten  Entbindung 
Hebammen   (für   Berlin)   nur   wenig    ü    Be- 
tracht   kommen,    sind    die    öffentlii 
Entbindungsanstalten  in  Berlin  eh 
wie  in  allen  i  rrossstädteu  für  die  Entbin 
Ledigschwangerer  von  grosser  Wichtig 
diese    Anstalten    sind    wesentlich    von    den 
letzteren   belegt,   im  besonderen  \ 
die  unbemittelt  oder  ortsfremd  sind.     Da  in 
der    Kegel   übersehen    wird,    dass   die   An- 
stalten trotzdem  nur  einen  kleinen  Teil  dei 
^schwangeren  aufnehmen,  so  führen  w;r 
an,    dass   in  Berlin  z.  B.  von  den  im 
L896  geborenen  Unehelichen  nur  31%  dort 
zur  Welt  kamen  und  zwar  ans  der  Gruppe 
der   unehelichen    Dienstboten    47.    dej 

innen  23,  der  in  Reinigung  und  Be- 
kleidung Thätigen  22.  des  Handels  19,  der 
Gastwirtschaft  und  Schaustellung  49 
de-  Restes  17%.  Ton  allen  dort  Entbun- 
waren  über  die  Hälfte  (54%)  Di  ist- 
boten. Die  Klasse  der  in  öffentlichen  An- 
stalten Entbundenen  steht  in  jeder  Hinsicht 
im  Gegensatz  zu  der  Klasse  der  privatim 
Entbundenen:   in   ihr  finden  sich  beson 

moralisch  Minderwertige,  welche 
-eben    auch   in    ihrer  Geistesverfassum;- ab- 
norm sind:  liier  sind  die  Kinder,  welche  am 
schwersten  ihre  uneheliche  Geburt  zu  tragen   I 
haben.      Besonders    in    dieser    (Truppe/ in 
'einem  erheblichen  Grade  aber  überhaupt  bei 
den  unehelichen  Kindern,  wird  die  Mutter  ge-    I 
zwungen,  sich  sehr  bald  wieder  ihrem  Berufe    I 
zu  widmen  und  die  Pflege  des  Kindes  mehr 
oder   weniger    anderen   zu  überlassen,     Bei 
den    in    Anstalten   geborenen  Kindern  giebt 
es  oft  noch  eine  kurze,  aber  Verhängnis 
Zwischenzeit:  wenn  nämlich  die  Mutter 
ihrer  Entlassung,  etwa  am  10.  Wochen  betts- 
tage    vorläufig  arbeitsunfähig  oder  mit'. 
mit    ihrem    Neugeborenen    in    Schläfst 
oder  im  Obdach  Unterschlupf  sucht.     Ui 

weiterhin  die  uneheliche  Mutter  die 
Pflege  ihres  Kindes  gegen  oder  ohne  Ein- 
teile eise  Fremden,  so  stellt 
sich  die  Hauptgefährdung  des  Säugling 
der  Versagung  der  Mutterbrust  dar.  Nach 
Böckh  (Berliner  Volkszählung  von  1885)  er- 
hielten von  1 i  ehelichen  bezw.  unehelichen 

Kindern   in    den   einzelnen   Lebensmonaten 
bezw.  zusammen   in  den  ersten   11  Mon 
Brustmilch: 


762      682      628 

601       356      366 


573 
3*7 


im 

5  6  7. 

M  ona t 


321 


10. 


11. 


über- 
haupt 


537 
280 


502       470       440 
324       2S5       270 


576 

353 


uneheliche  Geburten 


■_',... 


,,,  rade  bei  den  künstlich  ernährten  Säug- 
die    Abwartung    für    seine   Ge- 


lingen   ist 
sundheit  besondei 


wichtig. 


Mag   sie 


auch 

;el- 


Handwerker 27>7 

1 1  nid  li  beiter "■-' 

Maurer  und  Zimmerleute 5>] 

Fabrikarbeiter 9,A 

Kaufleute  und  Bändler °i9 

Markthelfer ?-6 

Kutscher ;-' 

Oekonomen l>7 

Diener  und  Kellner 3.7 

Soldaten 7S 

Restaurateuve °-7 

Beamte 2-7 

Künstler °,7 

Studenten 2-~ 

Aerzte °-7 

Lehrer °>2 

Offiziere J" 

Rentner °:7 

unbekannt 2-+ 

Bei  den  Kindern,  die  einem  leichtferti 

Verkehr  entsprangen,  suchen  sieh  die  zah- 
lungsfähigen Väter  ebenso  wie  die  wenig 
oder  nicht  bemittelten  der  Aliinentierung 
bäufig  zu  entziehen;  manche  Mütter  können 
auch  nicht  die  Anerkennung  der  Vaterschaft 
beanspruchen.  Schliesslich  findet  bei  manchen 
Müttern  —  schon  durch  die  nur  flüchtige 
Berührung  mit  dem  Kinde  —  die  Mutter- 
liebe keine  Gelegenheit  zur  Entwicklung, 
51 1  dass  ihm  sn  wonig  daran  liegt,  die  Kosten  für 
den  Unterhalt  des  Kindes  aufzubringen.  Auf 
der  anderen  Seite  sehen  wir  sehr  häufig, 
da—  die  Väter  gern  freiwillig  oder  auch  auf 
:i  liehen  Zwang  hin  zum  Unterhalt  des 
Kindes  beisteuern. 

Die  abnormen  Lebensverhältnisse  der  un- 
ehelich Geborenen  drücken  sich  überall  auch 
in  ihrer  abnormen  Sterblichkeit  aus: 
dieselbe  ist  allerdings  nur  für  das  1.  Lebens- 
jahr und  auch  hier  nur  ungenau  —  mit  zu 
niedrigen  Zalüen  --  bekannt,  insofern  der 
Abgang  durch  Verzug  und  vor  allem  durch 
Legitimation  fast  nirgends  Berücksichtigung 
findet.  Regelmässig  und  überall  ist  schon 
der  Satz  der  unehelichen  Totgeburten 
grössei  als  derjenige  der  ehelichen:  z.  B. 
n  in  Preussen  in  den  Jahren  1892  bis 
1894    auf   L00  iche  Kinder  3,2,   auf  100 

liehe  4,5  Totgeburten:  es  wären  dies  aul 
100  uneheliche  Ti  itgeburten  71  eheliche.    Auf 


anentgeltlicher  Pflege  ofl   sehr  mans 
sein,     so    ist     sie    es    dm-chschnitt- 

h    mehr    in   der    entgeltlichen 

Pflege    (Zieh-,    Kost-,    Haltepflege).     Die 
.  tere    tritt    z.  B.    in   Berlin    (ebenso  übn- 
in    Dortmund)    bei   etwa    '  3    der   l  n- 
ehelichen  in  ihrem  1.  Lebensjahr  für  durch- 
Bchnittlieh  4  Monate  ein  und  erstreckt  sieh 
iu  unbekannter  Häufigkeit  auch  auf  die  fol- 
,  Jahre.     Cm   von    der  wenigstens  in 
,    nur   spärlichen   Zahl   der   in   Privat- 
anstalten    geborenen   Kinder  abzusehen,    so 
kommen   verhältnismässig  viele  (28%)   von 
den  m  öffentlichen  Anstalten  geborenen  Un- 
heil in  Haltepflege  und  zwar,  wie  be- 
lich,  schon  früh  (am  15.— 30.  Tag  über 
die  Hälfte).    Obgleich    von  den   in  privater 
Wohnung    Geborenen    verhältnismässig   nur 
wenig     in    Haltepflege    kommen    (in 
unserem  Fall  15%),  so  sind  es  doch  in  An-, 
ht    der    grossen    Zahl    privatim    Ge- 
borener   noch   immer  mehr  als   die  Kinder 
ler    anderen     Kategorie    (47  °o    gegenüber 
41  o/o    der   Haltekinder).     Dem  Berufe  nach 
sind     mindestens     die    Hälfte    der    Mütter, 
welche  ihr  Kind  in  entgeltliche  Pflege  geben, 
ffiei istmädchen.     Da  die  entgeltliche  Kinder- 
flege  zunächst  eine  Geschäftssache  ist,  um 
h  oft  genug  zu  einer  Herzenssache  zu 
werden,    so   hängt   ihre  Güte   besonders  im 
Beginn   von   der  Hübe  und  Regelmässigkeit 
Entlohnung    ab.      Es    haben    aber    die 
tfertigen  Mütter  kein  Geld   oder  keine 
Neigung,    hiermit    die    Pflege    zu   bezahlen, 
and  selbst  die  besseren  Mütter  vordienen  in 
der  Regel  nicht  soviel,    um   das  Pflegegeld 
allein    aufzubringen,     von    Krankheit     und 
Arbeitslosigkeit  ganz  zu  schweigen:  auf  be- 
sondere   Schwierigkeit    stösst    die    Zahlung 
heim    Wiederbeginn    der    Arbeit.      I  m    zu 
beurteilen,   in   welcher  Ausdehnung  die  na- 
türlichen Väter  zum  Unterhalt  der  Kinder 
beitragen    können,    betrachten    wir   diesen 
Stand'  isoweit    er    von    mir    in   Berlin    für 
ärmere  Uneheliche  erfragt  wurde):  vi       !    i 
Vätern    waren   30    Dienstpersonen    (hiervon 


werken  und  anderen  Berufen  (11  Soldaten), 
86  gemeine  Soldaten,  17  Angestellte  der 
Post,  Pferdebahn,  ldeine  Beamte.  13  Kellner 
und  bei  Schaustellung  Beschäftigte.  21  ab- 
hängige Kaufmänner  (1  Soldat),  24 
Ständige  Kaufmänner  (auch  Haushesit, 
akademisch  Gebildete,  auch  in  Vorbereitung, 

verteilten 


entfielen  auf  100  uneheliche  Totgeburten  auf 
dem  Lande  78,  in  den  Städten  62  eheliche; 
man  bringt  dies  mit  der  schweren  Arbeit 
der  Fabrikarbeiterinnen,  der  geringeren  s,  b.o- 
nung  im  städtischen  Treiben  in  Beziehung; 
hierzu  kommt  die  Einwirkung  der  Syphilis. 
die  in  der  Stadt  verbreiteter  als  auf  denn 
Lande  ist. 

Die    Sterblichkeit    der    unehelichen 
ersten    Lebens- 


7  Berufsmilitärs.     Im  besonderen  v 

liehen    erhöht;    der    folgende   interna! 


die  einzelnen  Berufe : 
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Bulletin)  ist   von  [nteresse,  zeichnend    sind    auch  die   Verhältniszahta 

obgleich    die    Sterblichkeit  der  unehelichen  die  wir  für  einige  deutsche  Städte  gebä 

_  n  der  ehelichen,  sondern  viel-  wobei   die   letzteren  nach  ihrer  uneli 

mehr  aller  Saud.  _     a  genübergestellt  ist.  Geburtenfn  Luenz  geordnet  sind: 


Beobach- 
tungs- 
p<  riode 


E>  starben  auf 
II«)  Säuglinge 


über- 
haupt 


anehelich 


1893 


Eheliche 


Italien  .     .  . 

Frankreich  . 

iveiz     .  . 

Belgien     .  . 

Holland     .  . 

Preussen   .  . 

Bayern  .    .  . 

isen  .  . 
Württemberg 

Oesterreich  . 

Schweden  .  . 

Norwegen  .  . 

Finland     .  . 

Spanien     .  . 


1 383—93 

198 

L883— 92 

168 

1883  93 

160 

1883  59 

160 

385—93 

172 

1883—93 

208 

L883  93 

280 

1883—93 

283 

1 883—93 

263 

1883—93 

218 

1891-93 

106 

1883—92 

97 

L883— 93 

149 

1878—82 

192 

204 

2S6 
230 
247 

200 

357 
355 


302 
174 
155 
191 

303 


Frankfurt  a.  M.  13.S 
Hamburg  u.Vorort 

Berlin  23.0 

Breslau  27,5 

Leipzig  23.5 

München  ^0.2 


Un- 
eheliche 

32.2 
34.o 
40.7 
38,6 
3622 
32,2 


AufleMj 
starben 
unehel 

2.33 

2.17 

1.77 
1.40 

1-54 
1.06 


Eine  gesetzmässige  Beziehung  zwischen 
der  Zahl  der  unehelichen  Geburten  oder  der 
Sterblichkeil    der   ehelichen   Kinder 

-  und  der  Sterblichkeit  der  unehelichen 
Kinderandererseits  lässt  sich  kaum  aufstellen ; 
immerhin  ist  sowohl  bei  hoher  Sterblichkeit 
der    ehelichen    Kinder    sowie    bei    grossi 
Häufigkeit    der    unehelichen    Geburt' 
beides    trifft    häufig   zusammen   —   zu    be- 
merken, wie  sich  der  unterschied  der  - 
hchkeit  zwischen  Ehelichen  und  Unehelichen 
lir  ausgleicht. 

Ebenso    wie    bei    den    unehelichen   Tot- 

febiirten  sieht  man  bei  den  unehelichen 
a;lingen  in  der  Regel  eine  höh  1 
hchkeit  in  der  Stadt  als  auf  dem  Lande: 
allerdings  kann  sieh  die  Sterblichkeit 
Städten  für  den  Säugling  —  auch  für  den 
unehelichen  -  -  infolge  hygieinischer  Ver- 
besserungen bis  zur  Verwischung  jenes 
Gegensatzes  vermindern. 

Eine     Verminderung     der     allgemeinen 
lingssterbliehkeit  an  irgend  einem  l  Irte 
braucht   nicht  das  Verhältnis  der  Sterblich- 
keit  der  Ehelichen  zu  derjenigen  der  Un- 
zu  beeinflussen,  es  sei  denn,  dass 
die  Verbesserungen 

Notstand  <}■■>■  1  ,  ,,  entsprechend  be- 

rücke umgekehrt  kann  sich  übi 

am-li    die    Verhältniszahl    dadurch    □ 
halten,    das-   auch    bei    den    Ehelichen    die 
Lebensverhältnisse     ungünstig     liegen.      So 
sserte  sich  in  Berlin  die  Verhältniszah] 
des  hygi  Aufschwungs 

tarben  dorl  nach  den  m 
Sterbhchkeitsziffern  1876-  80  1,76  L86 1 
1,72,  1886—90  1,72,  1891—95  1,81  mal 
uneheliche  .  eheliche. 


Die  Sterblichkeit  ist  bei  den  unehelichen 
Kindern,  entsprechend  den  Verhältniss 
allgemeinen  Sterblichkeit,   nach   di 
am    höchsten   und   fällt    im    weiteren   -    ig 
liugsalter  etwas  ab.  um  jedoch  erst   jenseits 
desselben  eme  niedrigere  Stufe  zu  erreichen. 

3t,    wie  allein  Böekh  durch  exakt- 
rechnung  für  die  ersten  5  Lebensja 

hierbei  jederzeit  höher  als  bei  den 
eheliehen;  im  besonderen  ist  sie  aber  im 
1.  Lebensjahr,  mit  derjenigen  der  letzteren 
verglichen,  sehr  hoch,  und  zwar  tritt  dieses 
Missverhältnis  am  stärksten  in  den  erstei 
Lebensmonaten  hervor;  wenn  z.  B.  in  Berlii 
im  ganzen  ersten  Lebensjahr  (im  Jahr.'  1898) 
2,06  md  mehr  Uneheliche  als  Ehelich« 
starben,  so  stellte  sich  diese  Zahl  für  de:. 
1.  Lebensmonat  auf  2,75,  für  den  2.  auf 
2,78.  Die  hohe  Sterblichkeit  der  unehe- 
lichen Säuglinge  folgt  aus  dem  geringeren 
Grad  von  Lebensfähigkeit  (wie  es  schon  nach 
der  höheren  Zahl  der  Totgeburten  zu  er- 
warten war)  einerseits  und  aus  dem  3Iang 
normalen  häuslichen  Pflege  durch  die  Mutter 
andererseits.  Es  werden  daher  zahlreich 
Kinder  an  denjenigen  Zuständen,  welche  mit 
der  Lebensschwäche  in  Verbindung  stehen 
und  sich  in  verschiedener  Weise  äussern 
können,  zu  Grunde  gehen:  andere  K 
an  den  Folgen  ungünstiger  Pflegeverhält- 
nisse, die  vor  allem  —  bei  der  vorwii  a 
künstlichen  Ernährung  —  in  der  Form  von 
Verdauungsstörungen  zu  Tage  treten.  Vi 
sonderen  Todi  sursachen  beansprucht  ausser- 
dem die  angeborene  Syphilis  bei  den  Un- 
ehelichen    eine    grössere    Bedeutung;    doch 

m  wir  im  übrigen  verzichten,'  auf  die 
ugehen,  weil  ihre  Kennt- 
nis  in   mancher  Hinsieht   unzureichend    ist. 
Hier  wäre  eine  kritische  Bemerkung  von 

1    Bedeutung  am  Platze.     Um  den  Eiu- 
fluss    der  Üneheliohkeit  zu  erkennen,    wäre 

ig  dass  1  leichsobjekte  —  ■     - 

ind  uneheliche  Kinder  —  im  übi  a 

rmassen    übereinstimmten.     Wenn  sie 
dies    z.   B.    bei    der    sozialen    Stellung 
Eltern  nicht  thun.  so  niuss  es  dahingesl 
bleiben,    welchen  Einfluss   die  verschiei 

Gliederung  als  solche  ausübt.     S 


liehe  Gebm-ten 
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das   statistische  Material  die  Berück- 
o-ung  der  sozialen   Verhältnisse  ermög- 
so    wäre   es   trotzdem  sachlich  nicht 
iitfertigt,     in     der    einzelnen    sozialen 
>rUppe  die  ledige  Frau  mit  der  Gesamtheit 
,.,.  [n  der  Gruppe  vorhamleneu  Männer  und 
i    in  Vergleich   zu   bringen.     Auch  in 
öderer  Hinsicht  müssen  Irrtümer  entstehen, 
wir  eine  feinere  Gliederung  innerhalb 
ler  Gesamtheit    der   Unehelichen   durchzu- 
,äumen  oder  nicht  in  der  Lage  sind. 
'  ß  wissen  wir  ans  den  Anstaltsentbindungen, 
lass  die  unehelichen  Kinder  durchschnittlich 
■twas  zu  früh  und  mit  zu  leichtem  Körper- 
vwicht  geboren  werden  :  es  hängt  dies  wahr- 
nlich  mit  Entbehrungen  oder  zu  lange 
äetzter  Arbeit  am  Ende  der  Schwanger- 
zusammen.     Wenn    wir  die   soeben 
egte  Thatsache   auf   die   viel  grössere 
"der   unehelichen  Kinder  übertragen. 
reiche    in    privater  Wohnung  geboren  wer- 
50  ist  diese  Annahm.'  zwar  wahrschein- 
utreffend,  jedoch  nicht  erwiesen.    Wie 
die  Sterblichkeit  noch  innerhalb   der 
Qrnppe   der   unehelichen   je   nach  Verhält- 
lissen,   die  ihnen  eigenartig  sind,   wechselt, 
ist   aus  der  Untersuchung  lt.  Neumanns  zu 
ersehen,    obgleich    sie   nur    einen   Geburts- 
iahrgang  umfasst:  von  den  in  privaten  Woh- 
nungen  geborenen  Unehelichen   starben   im 
1    Jahr  327  pro  Mille,  von  den  in  Anstalten 
renen   -171,   also  1,4  mal  mehr;   in  der 
2.  Hälfte  des  1.  Monats  bezw.  im  2.  Monat 
war   die   Sterblichkeit  sogar  2,6   bezw.  2,3 
mal  so  gross :  ein  Vergleich  dieser  letzteren 
Gruppe   mit   der  Sterblichkeit   der  Gesamt- 
it  der  Eheliehen  (die  wir  weder  ausführen 
n    noch   können)    ergäl inen    unge- 
heueren Gegensatz. 

Vom  statistischen  Standpunkte  aus  muss 
übrigens  zugegeben  werden,  dass  die  Gruppen 
I  mit  "sehr  hoher  Sterblichkeit  zu  klein  sind. 
ils  dass  sie  auf  die  Sterblichkeitszahl,  die  äich 
bei  den  günstigeren  und  grösseren  Gruppen 
ergiebt,  erheblich  einwirken  könnte.    Ebenso- 
wenig reicht  die  gegenüber  den  Ehelichen  sehr 
hohe°Sterblichkeitsziffer  der  Unehelichen  in 
Regel  aus.  um  die  gesamte  Sterblichkeit 
■  Li  Säuglinge  beträchtlich  zu  steigern:  z.B. 
starben  im  Jahre  1898   in  Berlin  (nach  der 
B      chnung  im  Stat.  Jalvrb.)  von  den  unehe- 
lichen  Säuglingen  43,1,    von   den  ehelichen 
20.9.  von  allen  Säuglingen  24,0%. 

Nach  dem  1.  Lebensjahre  schmilzt 
die  Zahl  der  Unehelichen  schnell  weiter  zu- 
sammen: nach  einer  Berechnung  von  Böckh 
für   die   in  Berlin   in  den  Jahren  1880  und 
1881    Geborenen    vollendeten    ebendort    ihr 
:.    Jahr    nur    182,4   bezw.    192,2   auf   1000. 
'    Das    militärpflichtige   Alter   von    20   Jahren 
ächten  (nach  Neumann)  von  1000  in  den 
:    Jahren    1869   bezw.  1870   in  Berlin   ehelich 
reuen  Knaben  539  bezw.  507,  von  1000 
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unehelichen  in  den  Jähret  L868,  1869,  1871 
mir    136,    1  10,    135;    von    letzteren    feai 
übrigens,    um    an    die    Böckhschen    Zahler 
einen  gevi  i  aluss  zu  versuchen,  l0°/i 

ausserhalb  Berlins  zur  Stellu 

Der  Beruf  war  bei  den  sb  Uungspflicb:- 
tigen  unehelichen  Berlinern  in  10,2%  Pro- 
fessionist, in  22,  i  %  Arbi  iter  (ohne  nähere 
Angabe),  in  10,4%  Handels-  und  Hausier- 
gewerbe, in  7,4%  Nahrungsmittel,  Beher- 
bergung, Erquickung,  Schaustellungen,  Ver- 
kehr, während  der  aende  Prozent- 
satz für  die  ehelichen  38,7  -  9,8  -  -  16,4 
—  7,0  war.  Demnach  überwiegen  bei 
Unehelichen  die  Arbeiter  ohne  berufsmässig! 
Vorbildung  und  treten  alle  Berufe,  welche 
eine  längere  Vorbereitung  erfordern,  im  be- 
sonderen die  sogenannten  freien  Beruft.-,  zu- 
rück. 

Während  es  nicht  sicher  ist.  ob  sich  die 
Unehelichen    im   reifen  Lebensalter   körper- 
lich von  den  Ehelichen  unterscheiden,  steht 
es   anders    mit   i lirer    moralischen  Ent- 
wickelung;    hier   wirken   die   mannigfachen 
Mängel    im   Familienleben    und   in   der  Er- 
ziehung,   verstärkt    durch   Armut   und   sitt- 
liche Missstäude.    häufig  ungünstig  ein.     H. 
Neumann    vergleicht    die    moralische    Ent- 
wickeluug  von  ehelichen  und  unehelichen  in 
Berlin   geborenen   Knaben   bis   zum  Eintritt 
in    das    militärpflichtige    Alter:    schon    von 
Beginn   der  Strafmündigkeit  an   hatten   die 
Unehelichen  eine  grössere  Kriminalität,  und 
zwar    waren    zwischen    12    und   '22   Jahren 
wegen  Vergehen   und  Verbrechen   von    den 
Unehelichen    19,5%    gegenüber   9,6%    der 
Ehelichen  (wegen  Uebertretungen  4.3  gegen- 
über 3.9)  bestraft:  ausserdem  hatten  die  Un- 
ehelichen ein  viel  längeres  Strafregister  (fast 
i  ,    der   bestraften  Unehelichen   war   bis  zu 
seinem  22.  Jahr  schon  4—13  mal  verurteilt 
worden):    die  Zahl   der   einzelneu  Verurtei- 
lungen   wegen    Verbrechen    und    Vergehen 
war  daher  2.64  mal,  die  der  Uebertretungen 
226   mal   so  gross  bei  den  Unehelichen  als 
bei    den    Ehelichen.  —  Alle   sonstigen   An- 
gaben   über    die   Moralität   der  Unehelichen 
leiden   darunter,   dass   die  Zalüen  nicht  auf 
die  Summe  der  überhaupt  lebenden  Unehe- 
lichen   bezogen    werden    können.      Bei    der 
geringen  Zahl   erwachsener  Unehelicher  ist 
trotzdem   z.  B.  die  stärkere  Beteiligung  der 
unehelichen  Mädchen  an  der  P  r  o  s  titu t i  o  n, 
hei   der  sieh  in  Berlin  im  Jahre  1870  12,5, 
im   Jahre    1874   15.7%    Uneheliche  fanden. 
zweifellos   (Huppe,    Schwabe).     Wenn    sich 
uneheliche  Knaben  und  Mädchen  besonders 
häufig  in  Erziehungs-  und  Rettungsanstalten 
finden,   so   kommen    hierfür   zum  Teil  noch 
,dere  Gründe   in  Betracht,    aber   selbst 
unter  Berücksichtigung  derselben  deutet  es 
auf    eine    hohe  Verwahrlosung   der   1  n  ehe- 
lichen, wenn  z.  B.  unter  430  in  den  Jahren 
Anflage.    VII.  " 
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1894  L899  der  Stadt  Berlin  wegen  Ver- 
gehen zur  Zwangserziehung  überwiesenen 
Kindern  nicht  weniger  als  68  i  L5,8°/o) 
uneheliche  waren.  Schliesslich  sind,  wiees 
nach  dem  bisher  Gesagten  zu  erwarten 
war.  auch  in  den  Zuchthäusern  die  Unehe- 
i  unverhältnismässig  stark  vertreten  (in 
Preussen  waren  unter  dem  Zugang  an  männ- 
lichen wie  weiblichen  Zuchthausgefangenen 
im  Jahre  1898  99  11,2%  unehelich). 

3.  Fürsorge  durch  Gesetz  und 
Wohlthätigkeit  Bei  dei  Fürsorge  für 
das  uneheliche  Kind  stehen  sich  von  alters 
her  zwei  Gesichtspunkte  gegenüber:  beson- 
ders bei  den  romanischen  Völkern  erbarmte 
man  sieh  des  unehelichen  Kindes  als 
solchen  ohne  Rücksicht  auf  die  Mutter  und 
den  Vater,  die  festzustellen  man  verzichtete  (s. 
auch  d.  Art.  F i  n d  e  1  h ä  use r  und  Findel- 
anstalten oben  Bd.  111.  S.  1034ff.).  Auf  der 
anderen  Seite  hall  man  mindestens  die  Mutter, 
in  wechselndem  .Masse  auch  den  Vater,  für 
verpfliehtet,  das  Kind  zu  versorgen.  Ist  die 
Mutter  hierzu  nicht  imstande,  so  erscheint  sie, 
nicht  unmittelbar  das  Kind,  unterstützungs- 
berechtigt. Hier  wäre  nur  auf  den  zweiten 
Standpunkt  genauer  einzugehen. 

In  Deutschland  hat  das  uneheliche  Kind 
(im  Gegensatz  zu  einigen  anderen  Staaten) 
im  Verhältnisse  zu  der  Mutter  und  zu  den 
Verwandten  der  Mutter  die  rechtliche  Stel- 
lung eines  ehelichen  Kindes  (B.G.B.  §  1705) 
und  wenn  auch  der  Mutter  nicht  die  elter- 
liche Gewalt  zusteht,  so  hat  sie  trotzdem 
da-  Recht,  und  die  Pflicht  für  die  Person 
des  Kinde,  zu  sorgen  (B.G.B.  §  1707). 
Während  das  uneheliche  Kind  nach  deut- 
schem Rechl  mit  seinem  Vater  nicht  als 
verwandt  gilt  und  (abgesehen  von  der  An- 
nahme an  Kindesstatt)  nur  durch  Legitima- 
tion zu  dem  Vater  in  ein  Familienverhält- 
nis tritt,  kann  nach  französischem 
Rechl  durch  die  Anerkennung  seitens  des  un- 
ehelichen  Vaters,  auch  ohne  Eingehung  der 
Ehe,  ein  solches  in  beschränktem  Masse  herge- 
stelll  werden  (vgl.  d.  \rt.  Uneheliche  Ge- 
burten in  Suppl.-Bd.  I  der  1.  Aufl.  S.  754). 

Bei  der  schwierigen    Lage,  in  der  sich 

das  uneheliche  Kind  unter  Umständen  nicht 

nur  dem    Vater,   sondern  auch   der   Mutter 

li  c    den     zum     Unterhall     verpflichteten 

mütterlichen  Verwandten   oder  den    Behör- 

-"  genübi  i    befinde!,  ist   die   Wahrneh- 

iner    Interessen    aichl    der    Mutter 

übertragen ;    wie  ein  Waisenkind  untersteh! 

i  Fürsorge  des  \  ormund  y  hafl  sgerichtes 

und    seinei    Organe   (Vormund,  Geraeinde- 

i  nratj;     die     Fürsorge    erstreckt     sich 

wie    aui    das    körperliche  auch   aui 

das  sittliche  i  ledeihen. 

Den    zum    Leben    nötigen    Unterhalt 

Kinde   zu    gewähn  o     ist    je  nach  der 

len  Gesi  tzgel -  di<   Mutter  und 


ihre    Anverwandten    und   der    Vater   -     n 
Du  Vermögensfalle     der    Vorgenannten     di 
Armenbehörde  —  verpflichtet.     Es  ist  Sach 
des  gesetzüchen  Vertreters  des  Kindes,  da 
für  zu  sorgen,  dass  diese  Verpflichtung  ei 
füllt  wird.    Die  Bedingungen,  unter  denen  d 
l"  n  t  erhaltspflicht  seitens  des  Vaters  b. 
steht,  wechseln  in  den  einzelnen  Staaten  eben 
si '  wie  der  rmfang  des  Unterhalts.   Nach  den 
Bürgerlichen  Gesetzbuch  steht  nicht  mehr  di 
Bescholtenheit  der  Mutter,  wie  dies  früher  i 
Preussen  der  Fall  war,  sondern  nur  die  l'n 
mögliehkeit,    einen    bestimmten    Manu    al 
Vater  des  Kindes  zu  bezeichnen,   dem   Au 
spruch   entgegen.     Die   Beweisführung  de 
Vaterschaft  kann  allerdings  zu  unleidlich« 
Zuständen    führen;     der    französische    i.'odi 
civil  untersagte  infolgedessen  geradezu  di 
Nachforschung  nach  ihr.    Nachdem  Bürger 
beben    Gesetzbuch  ist  der  Vater   vor  da 
Mutter   und   den   mütterlichen    Verwandte! 
unterhaltspflichtig.      Die    Höhe    der    väter 
liehen  Leistung  bemisst  sich  nach  den  Ver 
mögensverhältnissen  des  unehelichen  Vaters 
(z.   B.   in    Schweden   und  Norwegen)   oder 
wie  in  Deutschland,  nach  der  Lebensstellung 
der  Mutter:    hier  hat  der  Vater  den  Unter 
halt   bis    zur    Vollendung  des   IG.   Lebens 
Jahres  —  bei  Gebrechlichkeit  des  Kindes  noch 
unbeschränkt  darüber  hinaus —  zu  gewahrer 
und  zwar  in  einem  Umfange,    der  den  ge- 
samten Lebensbedarf  sowie  die  Kosten    dffl 
Erziehung  und  der  Vorbereitung   zu   einem 
Beruf   umfasst.     Häufig  genug  ist   freilich 
der  Vater  unbekannt,  unauffindbar,  tot  od« 
zahlungsunfähig,  oder  die  Mutter  widersetzt! 
sich   durch    Verschweigung   des   Vaters   — 
etwa  in   der  Hoffnung  auf    spätere    Heirat 
oder  ans  sonstigen  in  den  Umständen  liegen- 
den Gründen  —  der  Erhebung  der   Klage. 
Ist    unter    solchen    Umständen    die    Mutter 
lacht   in   der  Lage,   das  Kind  genügend  zu 
unterhalten,    so    hätte    der    Vertreter    des 
Kindes  dafür   zu   sorgen,   dass   die   Armen-, 
pflege    ergänzend    mit   einer   Unterstützung 
der    Mutter    eintritt    oder    dass,    wenn    die 
Mutter  überhaupt  nicht  für  die  Person   desj 
Kindes    sorgen    kann,    die     Waisenbehörde 
Sorge  und  Unterhalt  des  Kindes  übernimmt 
Die    vormundschaftliche    Fürsorge     und 

ar npflegorische  Versorgung  hat   bei   dem 

unehelichen  Kinde  in  dem  Masse  stattzu- 
finden, als  es  das  Bedürfnis  erheischt:  ditj 
Lage  der  unehelichen  Kinder  kann  hierbei 
in  einzelnen  Richtungen  grössere  Autor- ; 
derungen  an  die  Behörden  stellen  als  die 
Lag  der  Waisenkinder:  die  Erfüllung 
dieser  Anforderungen  ist  von  dem  Gesetz- 
geber gewollt  und  könnte  durchaus  nicht 
al-  eme  Bevorzugung  der  unehelichen  Kin- 
di  i  aufgefasst  werden.  Thatsächlich  niusa 
dem  germanischen  System  der  Fürsorge 
im    Gegenteil    vorgeworfen    werden,     dass 
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..,-.■    wirkliche   Ausübung      -    vor  allem  in 
sstädten   —   sogar  noch  sehr  weit 
unter    den     Absii  Iiten     des     Ges  I 
orückzubleiben  pflegt.     Am  leicht 

iir  ilie  Zeit  vor  und  nach  der   b< 
weisen.      Das    Interesse    des    k. 
eine  Schonung  der  Hochschwang 
ler    Wöchnerin  verlangen;    es  uvüsste 
:    Neugeborene    einige   Wochen   bei     ler 
r  bleiben  und  womöglich  von  ihr  ge- 
stillt   werden,     raii  tber    in    eine 
übergeführt     werden,     welche    der 
L-ordenthch    gr n    Lebensgefähi 

-  Neugeborenen  Rechnung  trägt.    Soweit 

im-  Mutter  und  Kind  die    Mittel   zum 
halt  vorhanden  sind,  müsste  sie  ihnen 

-  Vormundschaftsgericht    mittelst  seiner 
ie  vi  rschaffen.  während  dies  thatsächlieh, 

überhaupt,    mit  einer   Verspätung      u 
hen     pflegt,      deren     Sehaden     nicht 
r    gut    zu    machen     ist.      Inzwisi 
-  der  Mutter   überlassen,   selbst   für 
ihr  Kind   zu   sorgen,   was  ihr,   selbst  wenn 
i   "Willen   hätte,   sehr   häufig 
oicht    ausreichend    möglich    ist.     Hält  nun 
etwa  die  Armenbehörde  an  dem  Grundsatze 
.     auch  eine  an  und  für  sich  notwendige 
Stützung  nur  da  zu  gewähren,  wo  sie 
ugt  wird,  oder   ist  sie  überhaupt  nicht 
gr.    den    Notstand    hier   anzuerkennen. 
a    bildet    sieh   u.  a.   jener   unleidliche    Zu- 
jl      ;     aus,     wo     das    Kind    zunächst    mit 
Mutter  zusammen    darbt   und   schhess- 
wenn    es   hierbei   nicht   schon  erhegt, 
tdwohin   in    eine   schlechte   Pflege  ge- 
lit  wird:    wie  ungeheuer  unter   solchen 
ähnlichen  Umständen  die    Kindersterb- 
eit    in    den    ersten    Lebenswochen   ist, 
wir    früher   nachgewiesen,    als    wir 
die  Kinder  derjenigen  Frauen  sprachen. 
sozial    am  tiefsten    stehen.     Besonders 
.     Klasse  von   Kindern   ist   das   rao- 
Findelhaussystem.  wie   es    in 
besteht,  von  unschätzbarem  Wert,  m- 
I   dem    es   die   Fürsorge    für   die   unehelichen 
Kinder    in    einheitlicher    und    folgi 
Weise  durchführt;   nach  der  Geburt 
Gebäranstalt  kommt  das  Kind  in  das  I 
s,  um  von  dort   bei   zufriedenstell 
-   ndheitszustand    in    ländliche    A 

g,  geben  zu  werden:  in  ihr  bleibt  es 
mehr    oder     weniger     lange     (in     N 

rreich   bis    zum    1".   (bezw.  6.)   Jahre) 
uud    wird    dann,    wenn    nicht    anderweitig 
für   dasselbe    Vorsorge    getroffen    ist,    von 
der      Zuständigkeitsbehörde      übernommen, 
sgenüber    entbehrt    das     germanische 
m  der  Fürsorge  dieser  wichtigen  Kon- 
tinuität (die  allerdings  in  den  Ländern    mit 
dem  Findelsystem  nicht   immer    - 
ausgebildet  ist  und  auch  nur  einem  kleinen 
Teil    der    Unehelichen    zu    ante     kommt). 
■ine  wertvolle  Bestimm-:1  -  !    An- 


sätze zur  I  i  hätten  wii 

auch  aus  d  mischen  Ländern  zu  er- 

währn 

Je  I 
leichter   ist   die    Vi  nachzuwi 

und  in  hter  für  die  Entbii 

das  Kind  voraus*  rgen.     Es   lässt   daher  die 
igebung  der   u  S  hweizer   Kan- 

dezu  nur  v  3  hwanger- 

;u ;  in  England 
nw\  Ai  i   und  nach  der 

Entbindung   erlaubt,   und  in   Massachusetts 
kann    ein    vor]  Vollstreckungsbefehl 

erlassen  werden.     Aehnlich  kann  jetzt  auch 
in   Deutschland   (B.G.B.  §    1716)   schon  vor 
der  Geburt    di  -  Bandes  durch  einstv 
Verfüg      -        ie    Hinterlegung    der    K 
für  Entbindung  und  Wochenbett    sowie   für 
den  ersten  Unterhalt  des  Kin 
werden,  um   zur  geeigneten  Zeit  ausgezahlt 
zu  werden.     In  der  Mehrzahl  der  Fälle  wird 


sich  allerdings  die  Klage  erst  nach  der  Ge- 
burt anstrengen  lassen,  so  da--  die  Entsi 
gun«   für  die    Kosten  der  Entbindung, 

nbetts  und  die  Kindespflege  keinen  un- 
mittelbaren Nutzen  mehr  stiftet.  Indenjei... 

q,    welche    zur    Krankenversicherung 
verpflichtet  sind,  ist  in  einer  gewissen  W 

sorgt,   indem    der  Wöchnerin  für  4—6 
en  durch  i  rbeordnung  die  Be- 

ugung untersagt  ist  und  während  d 
Zeit    ihr    ein   kleines  Krankengeld   von 

gewährt  wird.    Abgesehen   von   der 
iitlichen    Gebäranstalten 
o-iebt    es    ferner    in    Deutschland    und 

:iz   und  sonst   einige   kleine  Anstalten 
■ivou  meist  konfessioneller  Färbung),  w 
Schwangere  aufnehmen,    entbinden  und  mit 
ihren  Kindern   längere   Zeit  verpfli  -      .so- 
wie andere  Anstalten,  welche  nur  die  V 
nerinnen    mit    dem         -        enen   auf 
schieden  lange  Zeit  verj  I    -  I 

tung  dieser  Zufluchtstätten  und  Unterkünfte 
ist  in  Deutschland  gering;  s  leisten  zu- 
sammen wohl  nicht  soviel  wie  die  Asyle 
für  Schwangere  und  Wöchnerinnen,  die  z.  B. 
in  Pari-  besl  -     '      ■  ■  *  et  Bonnaire). 

Em  Zeichen  dafür,  wie  mangelhaft  die 
gesetzliche  Fürsorge  für  die  Unehelichen 
arbeitet,  ist  ä.  dass  die  Polizei  durch 
Konzessionierung  und  Ceberwachung  der 
Haltefrauen     wenigstens    die     seh! 

der    meist     unehelichen    Haltekinder 
-sern     sucht.       Obgleich     die    hier- 
mit verbundene  Beaufsichtigung   «ler  Pflege 
nicht  immer  ausreichend  ist.    auch  solange 
nur    von   beschränktem   Nutzen    bleibt,    als 
von   keiner    Seite    für    entsprechende    Ent- 
lohnte -'  wird,  ist  doch  die  polizeiliche 
Ceberwachung  mangels  einer  systematischen 
anderweitig  i  wachung  nicht   zu  ent- 
behren •  es  finden  sich  jederzeit  und  all- 
-  sich  durch  schlechte  1 
17* 
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von  Kindern  irgendwie  zu  bereichern  suchen 
(Engelmacherinnen).     Abgesehen    von    der 
Unterstützung,     welche    in    dieser    Ceber- 
wachung   an    einigen    Orten   Frauenvereine 
rillig    leisten,    findet    sich   ein    wesent- 
licher Fortschritt  in  diesei   Hinsicht  in  Leip- 
dort    wird    von    dem    dem    Armenamt 
untergeordneten  Ziehkinderamt  die  Aufsichl 
mittelst  eines  Arztes  und  besoldeter  Pflege- 
rinnen   in  wohlgeordneter   Weise   durchge- 
führt.     In    weiterem    Verlaufe   der   Bestre- 
ben für  das  Wohl  der  unehelichen  Fander 
hat  aber  ausserdem  in  Leipzig  der  Vorstand 
des   Armenamts    die   Generalvormundschaft 
über   diese    Kinder   übernommen    und  hier- 
durch in  unerwarteter  Welse  eine   schnelle 
Heranziehung  zahlreicher   natürlicher  Väter 
zum  Unterhalt  erreicht.     Diese  Möglichkeit, 
der  Armenbehörde   die  Vormundschaft  über 
alle     unehelichen    Kinder     anzuweisen,     ist 
später   durch    das    Bürgerliche   Gesetzbuch 
für  ganz   Deutschland  gegeben,    so  dass  es 
jetzt   für  jene  Behörde  keine  Schwierigkeit 
hätte,    sieh  rechtzeitig  und    ausreichend  der 
unehelichen  Kinder  anzunehmen.    Auch  die 
Einschränkung,  dass   die  Voraussetzung  zur 
Bevormundung    die    Unterstützung     durch 
itliche    Armenpflege     sei    (Art.   78    §  4 
LG.  z.  B.G.B.),    hindert  nicht   die  Ein- 
hung   aller    unehelichen    Kinder    oder 
mindestens  derer,  für  die  es 'wenigstens  auf 
eine    gewisse    Zeit    von   Nutzen   wäre.     So 
hat  sich    z.  B.  in  Dortmund   der  Decerneut 
des     Armenwesens,     der    gleichzeitig'    Ge- 
meinde-Waisenrat    ist,    die    Vormundschaft 
über    solch.'    Kinder    zuweisen    lassen,    und 
zwar    zunächst  wesentlich,    um   die  Rechte 
der  unehelichen  Kinder  gegen  ihre  Erzeuger 
auf  friedlichem  oder  prozessualem  Wege  zu 
verfolgen;    andere    deutsche    Städte    gehen 
neuerdings  ähnlich  vor(Cuno),  doch -wesent- 
lich   erscheint    hierbei   nur  eine  eng.'  Ver- 
bindung  zwischen   vormundschaftlicher  und 
armenpflegeriseker     Fürsorge,    wobei     ein 
elles  Eintreten   für   das   Interesse   aller 
unehelichen    Kinder  (nicht  nur  der  Halte- 
kinder) gesichert  sein  muss.    Ob  diese  Für- 
äorge    in    einer    besonderen    Abteilung    der 
Armenverwaltung  centralisiert  wird,  ob  sie 
mit  der  Waisenpflege  zusammengelegt  wird, 
muss   von    örtlichen    Umständen    abhängen, 
nfalls    sollte    durch    geeignete    Organe 
li    I  i  ig    der  Verpflegung  und   des   i  nter- 
halts    rechtzeitig    geprüft    und    gemäss  den 
gesetzlichen  Vorschriften    zum   Austrag  ge- 
ht! und.  von  dei  Geburl  bis  zur  Volljährig- 
keil   das  körperliche  und  sittli  ae  ■■  r& 
der    unehelichen    Kinder    zuverlässig    über- 
■  rden.     In   letzte]-  Hinsicht  können 
die  Fürsorgegesetze   (z.  B.  in  England 
eil  1.  April  1901  in  Preussen)  wi 
iche    Bilfe    gewälrren.     Vermutlich    wurde 
il    diese  W  i         i  Bg  ii  h  die  Min- 


derwertigkeit, die  den  unehelichen  Kill 
im  ganzen  anhaftet,  zu  einem  Teil  zu  be- 
lieben. -  Die  unehelichen  Geburten  selbst 
lassen  sieh  nur  insoweit  vermindern,  als  es 
gelingt,  in  wirtschaftlicher  und  sittliche! 
Hinsicht  diejenigen  Kreise  zu  heben,  welche 
hierin  am  meisten  rückständig  sind. 

Litterat Iir:   Bulletin   de  ['Institut  internatur, 
Statistique     I.   X,   F.   I,    Bonn    ISO".  I 

jahrshefte  zur  Statistik  d.  Deutschen  Rei< 
Jahrg.  (1900),  10  Jahrg.  (1901).  —  Oesterrei, 
Statistik  Bd.  LIV.,  II.  1,  Wien  1900.  —  lt: 
Vrinzing,  Die  Kindersterblichkeit  in  Stadt  a. 
Land,  Jahrb.  f.  Nationalökonomie  und  Stat, 
III.  1 '..  Bd.  XX.  —  Otto  v.  Ziciedinek- 
Südenliorst,  Dir  Illegitimität  in  Steiermark, 
Stat.  Monatsschrift,  XXI.  Jahrg.,  Wien  1S9S. 
—  Wappäiis,  Allgemeine  Bevölkerungsstatistik, 
II.  Dil.  Leipzig  1861.  -  Karl  Linchel- 
tnann  II,  Die  Unterhaltungspflicht  des  uneh. 
Vaters,  Gutachten  aus  dem  ■Anwaltstande  u.s.f,, 
Berlin  1890.  —  i\  Jnraschek.  Die  uneh.  Ge- 
burten in  Gestern  ich  seit  d.  J.  ISSO,  Statistische 
Monalsschr.  1883.  —  Schimmer.  Du  unehelich 
Geborenen  in  Oesterreieh  1831 — 1874,  Statist. 
Monatsschr.,  Wien  1S76.  —  Schneider,  Jahrb. 
f.  Nationalökonomie  u.  Stat.,  3.  F.  m.  Bd., 
Jena  1895.  —  Umfrage  d.  Allgem.  Konferenz  da 
deutschen  Sittlichkeitsvereine,  in  .'  Bänden 
herausgeg.  von  I'.  Wagner,  P.  Wittenberg,  P. 
Glückstädt,  Leipzig  1895,  1890.  —  Wagner, 
Dil  Sittlichkeit  auf  d.  Laude,  .;.  Aufl.,  1896.— 
Rubin  it.  Westergaard,  Statistik  d.  Ehen, 
Jena  1890.  —  Böckh,  Stat.  Jahrb.  d.  Stadi 
Berlin.  —  Karl  Seutemann,  Die  Legitimation 
uneh.  Kinder  nach  d.  Berufe  u.  der  Berufsstellung 
der  Flu  rn,  Stat.  Monatsschi:  X.F.  5,  Wien  1900.  — 
Taube,  Das  Haltekinderwesen.  Vorberichte  für 
die  Konferenz  am  15.  u.  16.  Mai  1899  in  Stutt- 
gart, Berlin  1899.  —  Das  Sanitätswesen  d. 
prevss.  Staates  während  d.  J.  1892,  1893,  1894, 
bearbeitet  von  der  Medizinalabteihmg  des  Minis- 
teriums,  Berlin  1899.  —  S.  E.  Huppe,  Stadt. 
Jahrb.  .',.  Jahrg.,  Berlin  1870.  —  H.  Schirabe. 
I',:  itirier  städt.  Jahrb.,  1.  Jahrg.,  Berlin 
—  ('anbei  de  Bonnaire,  Ferne  d' Assistance, 
Arril  1900.  —  (Unit.  Die  Organisation  der 
Gemeindewaisenpflege,  Schriften  d.  1>.  Vereins  f. 
Armenpfl.  und  Wohlthätigkeit ,  II.  ;,",  Leipzig 
1900.  —  H.  Neumann,  Die  Jugendlieben  Berliner 
unehelicher  Herkunft,  Jahrb.  f.  Nut.  u.  Stat. 
■  :.  F.,  Bd.  VIII,  189S.  —  Derselbe,  Die  un- 
ehelichen Kinder  in  Berlin,  de  na  1900.  —  Der- 
selbe, Uneh.  Gel, urteil,  in  Suppl.-Bd.  I  d.  !.  Aufl. 
dieses   Werkes. 

H.  yetimann. 
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ich.  1.  Jahresübersichten  2.  R 
,,.r  1  ,   :     renklassitikaticnr  und  „Berti 

i.irif  liiedenes. 

I.  Deutschland. 

1    Wesen    der  1.      Die    CnfaUstatistik 
■ckt    Anzahl.  Ursachen  und  Folgen  der 
bsunfälle  festzustellen,    um    das  erfor- 
|  .     Material    einerseits    für    die    \  e r- 
hötlHlg    der    rufälle   und    die   AbnuHerung 
Ihrer  Folgen,  and         eits   für  die    Berech- 
nung   der    finanziellen    Belastung    und    die 
Verteilung  dieser  Lasten  Zugewinnen.    L  n- 
f al  1  verh  üt u ng    und      1 1 efa hrentari- 
me    sind  daher   die  Angelpunkte   der 
Unfallstatistik.     Auf   beiden   Gebieten   kann 
,     eine    auf    thatsächlichen    Erlahm 
ifend  aufgebaute  Statistik  zuverlässige 
mtnisquellen  liefern.    Die  Einführung 
der  Zwangsversicherung  gegen  Betrieosun- 
hatte    daher    bei    dem   Mangel    einer 
,n   Statistik    zur   Voraussetzung,  dass 
dst   statistische  Sondererhebungen   an- 
lt    wurden,   um    die    voraussichtlichen 
-    n    einer  allgemeinen   Zwangsvers 
rung   einisermassen    klarzustellen.     Zu  dem 
Zwecke  veranstaltete   die    Reichsverwaltung 
.durch    Rundschreiben     des    Reichskanzlers 
11.  Juni  18S1)   eine   besondere    Lniali- 
Btatistik,   welche   die   Zahl   und   die  Folgen 
werblichen   Betriebsunfälle,    da-    bre- 
Qverhältnis  der  verschiedenen  Gewerbe- 
be und  neben  der  Berechnung  der  aus 
Unfallversicherung  sich  ergebenden  Be- 
:  lastuna:    der    Betriebe    zugleich    klarstellen 
-     te    in    welchem  Verhältnis    die    I  nfall- 
.     ,    zu    den   Krankenversicherung^-1 
■i    würden,    wenn    den    Kranken, 
i  Infallfürsorge  für  eiuen  gewissen  ersten 
räum    (sogenannte    Wartezeit)    belassen 
bliebe   (siehe  den   Art.  U nfal  l_v  er  Siche- 
rung   zu    A   I    3    unten    S.    286 ff.).      Es 
wurden     entsprechende    Fragebogen     au  s- 
eesandt,    welche  von    93  5:4    gewerblichen 
Betrieben    mit    1615253     männlichen    und 
34-i  -'9:,   weiblichen  Arbeitern    für   die   teils 
!    in    das    Sommer-,   teils  in  das  Winterhalb- 
iahr    fallende    Erhebungszeit     (August  Sep- 
tember und    Oktober/November   des  Jahres 
1881)     ausgefüllt    an    das    Reichsamt     des 
Innern  zur  Bearbeitung  zurückkamen.     Auf 
.anze  Jahr  berechnet  ergaben  sich  für 
1957  548  Arbeiter   8S722  Unfälle,    dar- 
unter 1986  mit  tödlichem  Ausgang.  1680  mit 
dauernder  und  85056  mit   vorübergehender 
Erwerbsunfähigkeit,  oder  in  Prozenten:  aul 
je  100*  I  Arbeiter  45.3  Unfälle,  darunter  2,2 
tödliche,    1.0""   mit  dauernder    und  95,9_   i 
mit  vorübergehender  Erwerbsunfähigkeit.  Uas 
Endergebnis  war.  dass  die  Unfallversicherung 
vi  .n  rund  2  Millionen  gewerblichen  Ai 
(einschliesslich  etwa  '  ••  weihlicher  Arbeiter) 
eine  Jahresbelastung  von  rund  14  Millionen 


Mark  hervorrufen  wü 

schnittsverd  c    mäunlii  nen    Arl 

zu  75ii    Mark,    der   weiblichen    zur   Hälfte 
Betrags  '    'u'-'    uu 

Gesetzentv 
gezahlt    würden.     Auf    den    Kopf    der  Ar- 

ächafl  mach!  -  das 
V    Mark.     Als  B 
falls  ihnen  die  Fürsorge   für 
\\     ■ 

stellte   sich   ein   Jahi  i  19295 

Mark    oder    16,5%    der    Gesamtunfalla 
heraus,  mithin,  da  ein  Drittel  der  Krai 

„■iträge    von     den    Ar  zu 

ist.  als  Anteil  der  Arbeiter  1 
Vgl  das  Nähere  bei  Bödi k e  r .  Die  1  'nfall- 
statistik  des  Deutschen  Reichs  nach  der 
Aufnahme  vom  Jahre  1S81  (Ergänzungsheft 
zu  Bd.  53  der  Statistik  des  Deutschen  Reichs) 
Berlin  1882.  . 

Auf    Grund    dieser    statistischen    Vorar- 
beiten  konnte   die    neue   Gesetzgebung    um 
iufg      tut  werden,  als  die  weiteren 
Entwürfe     nicht     mehr    an     dem    Kapital- 
deckungs-(prämien-)verfahren  des  ersten  Ent- 
wurfs  festhielten,    vielmehr   das    einfachere 
Umlage  verfahren    wählten,    welches    mü- 
den jedesmaligen  Jahresbedarf  aufbringt  und 
sich  so  den  thatsächlichen  Erfahrungen  ganz 
von  selbst    anpasst.    Die  Wahl   dieses 
sicherungstechnisch  freilich  minderwertigen 
ms   war.    für  den  Anfang    wenigstens, 
um  so  mehr  geboten,  als  die  zur  Aufstellung 
eines  richtigen  Prämientarifs    erforderlichen 
Unterlagen  (Gesamtzahl  der  jährlich  zu  er- 
wartenden   Unfälle.    Kapitalwert    der    ver- 
schiedenen Arten    von  Unfallrenten.    I  nfall- 
rlichkeit    der   verschiedenen    Beta     ä- 
zweige  und  -arten)   sich  erst  im   Laut.'  der 
Jahre    durch    genaue    statistische    Fesl 
hingen  gewinnen  liessen  —  ganz  abgesehen  da- 
dass    bei    Annahme    des    1  mlagever- 
fahrens    der    Industrie    die    sonst    für    die 
Kapitaldectung    der   Renten    sofort    festzu- 
legenden Kai  Italien  zunächst  zur  \  erfugung 
:.   auch    die   Beitragslasten   ganz    all- 
mählich anstiegen  und  damit  die  Einfuhi 
der  Zwangsversicherüng  wesentlich  erleich- 
tert wurde.    Dass  man  in  Deutschland  den 
richtigen  Weg  eingeschlagen  hatte,  bewiesen 
sehr    bald    die    Verlegenheiten    der    öster- 
reichischen Unfallversicherung,  welche  trotz 
unzureichender  Unterlagen  sofort  das  Pramien- 
verfahren  einführte  und   deshalb   sehr  bald 
zu    versicherungstechnischen     Deficits    und 
erhebliehen  Tarifschwierigkeiten  gelai.- 

miten  sub  H).  ...  u 

1 ,  i  liglieh  für  gewisse  B  a  u  betriebe  wählte 
die  deutsche  Gesetzgebung  (Bau-U.Wfar.  v. 
11  Juli  1887)  im  Hinblick  auf  die  Unbe- 
ständigkeit solcher  Betriebe  ein  Kapital- 
,1  e  c  k  u  n  g  -  verfahren,  welches  sieh  aber  im 
Grund-    als    ein    modifiziertes    Umlagever- 
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fahren  darstellt,  da  die  Zahl  der  Unfälle 
and  ihre  Belastung  nicht  im  voraus  ver- 
anschlagt, vielmehr  am  Ende  jedes  Jahres 
der  Kapitalwert  jedes  rentenpflichtig  gewor- 
[Jn  falls  berechnet  und  die  so  gefun- 
dene Rentenlast  des  abgelaufenen  Rech- 
nungsjahres (einschhesslich  der  sonst  ent- 
standenen Entschädigungsleistungen  und  7er- 
waltungskosten)  nach  Massgabe  der  Lohn- 
summen  und  Unfallgefahren  auf  die  Be- 
teiligten  umgelegt  wird,  so  dass  auch  dieses 
S;  ätem  die  Anpassungsfähigkeit  an  die  that- 
sächlichen  Verhältnisse  dem  österreichischen 
(Prämien-)  System  gegenüber  voraus  hat.  Vgl. 
hierzu  die  Bekanntmachung;  des  Reichs-Ver- 


>i'-henintrsamt>    v.    26.   Januar  1889    lAmtl. 
ISTaclrr.  1889  S.  78  ff.),  betreffend  dieBerechnung 
des  Kapitalwerts  der  von  der  Tiefbau-Berufs- 
ssensehaft  zu  zahlenden  Renten,  wonach 
das  Rentendeckungskapital  jedes  Rechnungs- 
jahres   aus    der   Summe    der   Kapitalwerte 
der  im  Rechnungsjahr  festgesetzten  Renten 
ermittelt  wird,  und  die  Bekanntmachung  v. 
5.  Februar  1894  (Amt!  Nachr.  1894  S.  141, 
151,  Wi  ff.),  betreffend  die   (auf  Grund   der 
inzwischen  gewonnenen  Erfahrungen  mittelst 
statistischer    Bearbeitung   von    18007   Zähl- 
karten   ausgeführte)   Revision    des   Kapital- 
deekungstarifs   der  Tiefbau-Berufsgenossen- 
schaft, wonach  das  bisherige  Verfahren,  das 
Deckungskapital  für  jede  Rente  nur  einmal 
(für  den  Rentenbeginn  geltend)  zu  berechnen 
und  im  Rentenfeststellungsjahr  aufzubringen, 
dahin  erweitert  worden  ist,   dass  alljährlich 
für   sämtliche  am  Jahresschluss   laufen- 
den (nicht  bloss  für  die  im  Rechnungsjahr 
festgesetzten )  Renten  das  erforderliehe  (Soll  -) 
Deckungskapital   ermittelt,   dieses  dem  vor- 
handenen (1  st-i  Deckuimsknpital  gegenüber- 
111  und  der  Mehrbedarf  aufgebracht  wird, 
lass    jedesmal    die    Differenz    zwischen 
Soll-1  li  ickungskapita]  und  Ist-Deckungskapital 
lufzubringende  Deckungskapital  des  be- 
treffenden    Rechnungsjahres    darstellt    und 
demgemäss  etwaige  Abweichungen  zwischen 
den    tatsächlichen   und    den   rechnerischen 
Rentenwerten   sich   von    selbst  ausgleichen. 
Bei  dem  Prämiensystem,  welches  die 
voraussichtlichen  Gesamtkosten  (durch  Ver- 
anschlagung der  einmaligen  bezw.  vorüber- 
gehenden   und    durch    Kapitalisierung    der 
dauernden  Verpflichtungen)  im  voraus   fest- 
zustellen und  diese  durch   feste,   im  voraus 
tarifmässig     berechnete    Beiträge   (Prämien) 
zu    'lecken     sucht,    müssen    aber    etwaige 
Fehlerquellen    in    der    Rechnungsgrundlage 
sich   um   so  schärfer    geltend    machen,  als 
hier    nicht    der    thatsächliche   Jahresbedarf, 
sonden,    die  kapitalisierte  Rentenlasl  aufzu- 
bringen ist.    Daher  wählte  die  deutsche  Ge- 
setzgebung bei  Einführung  der  [uvaliditäts- 
iind    Altersversicherung    (R.G.   v.    22.  Juni 
1889),    wo  das  Pmlageverfahren   mit  seinen 


ansteigenden  Beitragslasten  schon  wegen  da 
Arbeiterboitrünv  ausgeschlossen  war.  im  Hin- 
blick auf  die  immerhin  noch  mangelhaften 
Reehnungsuuterlagen  ein  modifiziertes  I'rä- 
miensystem.  welches  die  Vorausberechnung 
der  entstehenden  Gesamtlasten  auf  bestimmte 
Perioden  beschränkte  und  auf  Grund  dei 
inzwischen  gewonnenen  weiteren  statistisch,., 
Erfahrungen  für  jede  neue  Periode  ent- 
sprechende Neuberechnungen  und  damit  die 
Ausschaltung  etwaiger  Fehlerquellen  versah. 
Erst  bei  der  Revision  der  Invaliden-  und 
Altersversicherung  im  Jahre  1899,  als  schon 
sicherere  Unterlagen  zur  Verfügung  standen 
und  sich  hiernach  ergab,  dass  "die  erstmalig- 
berechneten  Beiträge  infolge  Ueberschätzung 
der  Invaliditätswahrscheinlichkeit  und  Unter- 
schätzung der  Invalidensterblichkeit  im 
Durchschnitt  des  Reichs  dauernd  ausreichten, 
um  die  Lasten  der  Versicherung  dauernd 
zu  decken,  ging  man  zum  Prämiensystem 
(mit  dauernd  gleichen Durchsehnittsbeiträgenj 
über  (R.G.  v.  13.  Juli  1899). 

In  ähnlicher  Weise  wurde  dann  bei  der 
Revision  der  Unfallversicherung  im  Jahr 
1900,  schon  im  Interesse  einer  späteren  Ver- 
schmelzung der  verschiedenen  Arbeiterver- 
sicherungszweige unter  Einbeziehung  dei 
Witwen-  und  Waisen  Versicherung,  innerhalb 
derReichstags-Eommissionangeregt,aufGrunq 
der  seit  1885  gewonnenen  statistischen  Erfah- 
rungen vom  Umlageverfahien  zur  Kapital- 
deckung überzugehen :  da  jedoch  die  Mehrheit 
der  Kommission  im  Hinblick  auf  die  reichere 
Gliederung  und  die  grössere  Beweglichkeit 
der  (gewerblichen)  Unfallstatistik  die  zur 
Verfügung  stehenden  Rechnungsgrundlagen 
dazu  noch  nicht  für  ausreichend  hielt  und 
der  unmittelbare  rebergang  zum  Prämien- 
system eine  sofortige  Steigerung  der  Bei- 
träge um  etwa  60%  bedingte,  so  einigte 
man  sich  dahin,  durch  weitere  Verstärkung 
der  Reserve-Rücklagen  dem  späteren  Unter- 
gang zu  dem  au  sich  richtigeren  Kapital- 
di  !ckungs-(prämien-)verfahren wenigstens  vi  >r- 
zuarbeiten.  Vgl.  hierzu  den  Art.  Unfall- 
versicherung zu  HI  4e  und  den  Bericht 
derReiehstags-Kommission  vom  27.  April  1900, 
Reichstags-Drucksache  Nr.  703  a,  10.  Legis- 
laturperiode, I.  Session  18981900  S.  62  ff. 
nebst  den  dort  angezogenen  Anlagen,  bezw. 
Reichstags-Drucksaehe  Nr.  93  (Invalidenver- 
sicherung), 10.  Legislaturperiode,  I.  Session 

1898  1899  S.  264ff.  nebst  »Denkschrift  be- 
treffend die  Höhe  und  Verteilung  der  finan- 
ziellen Belastung  aus  der -Invalidenversiche- 
rung    und    Kommissionsbericht  vom  6.  Mai 

1 899  i  Nr.  27i  n  S.  64  ff.,  sowie  meine  Schriften : 
Leitfaden     zur    Arbeiterversicherung    des 

Deutschen   Reichs  .  Berlin  1900  S.  28 ff.  und 
l'.e    Arlieiterversieherung     im    Auslande  , 

Berlin  1! Heft  XII  S.  35  37  bezw.  die  dort 

angeführte  Litteratur. 
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■>    Ergebnisse  der  l .     a)  Die  jährli- 

•hen  Rechnungsergebnisse  der  Beruf s- 

renossenschaften    etc.,     welche    alljabr- 

dem   Reichstag  in    einer  vom    Reichs- 

rsi  iiernngsauit      aufzustellenden      »acn- 

;    ,c   voranlegen   sind,   geben  neben  den 

iellen  Abschlüssen  (s.  d    fc*  '  nfall- 

|   cherunsunten  S.  2S5  f  f .)  f ortlaii 

Ufcchluss  über  die  Zahl.  Ursachen  undFolgen 

t^chädisimgspflichtigen  Betriebsunfälle 

u„l  werden  regelmässig  in  der  ersten  Jahres- 

aer  der     Amtlichen    Nachrichten  des 

,-Versieherunsrsamts  veroffentlicht(vgl. 

die   statistischen  l'eberaichten  in  den 

hhl.,-    1895   11    S.  73,    1391    S.    231,    1899 

Ei  |  „nd  die  mit  Verliältnisberechnungen  j 

[iene  Zusammenstellung   für  che  Jahre  | 

!$$-,  bis  1898  in  dem  1.  Beiheft  zum  Jahrg. 

: Die  Hauptergebnisse    zeigen  die    ta- 

I  bis  III  S.  264-267. 
Um  den  t  hat  sächlichen  Verlaui 

genüber   den  bei   der  ersten 
des  I  iifalls  vielfach   nur  schat- 
,weise  zu  treffenden  Annahmen  für  die 
ickliegenden   Jahre    festzustellen,   veran- 
äs       das    Reichs-Versicherungsamt    durch 
schreiben  vom  10.  Februar  189o  bezw 
20.  Februar  1S97  lAmtl.  Nachr.  189o S.  131 
L897  S  243ff.).  dass  im  Jahre  189o  für 
sämüichen     rückhegenden    Jahre     und 
9  •  lern  alljährlich   für   die  drei  dem  Rech- 
-lahr    vorhergehenden    Jahre    die    dem 
ihat'ächliehen  Verlauf   entsprechenden  Ein- 
traguno-en  gemacht  wurden.    Hiernach  ergab 
sich  im  allgemeinen  eine  Ab  seh  wachung 
in   den  Unf  all  folgen,  wie  sich  aus  der 
5    >68  folgenden  Tabelle  ersehen  lasst   i 
(AmtL  Nachr.  1899  S.  666  ff.). 

b)  Sonderstatistiken  sind  vom  Ken  Hs- 
Versicherungsamt  wiederholt  veranstaltet 
worden  um  die  inzwischen  gesammelten 
Erfahrungen  statistisch  festzustellen  und 
SO    für   den    weiteren   Ausbau    der   b 

n«  und  Verwaltung,  insbesondere  der 
all  Verhütung,  nutzbar  zu  ma 
Hierher  gehören  vornehmUch  die  staös- 
I  tischen  Bearbeitungen  der  gewerblichen 
(landwirtschaftlichen)  Betriebsunfälle  fur 
me  Jahre  1887  und  1897  (1891  und  1901), 
welche  im  wesentlichen  nach  gleich 
Sichtspunkten  erfolsrten  und  durch  statistische 


;;  m  ZäMjahr  erstmalig 

schädungspffichl  rdenen    Betnel 

falls    (mittels!  :  rer    Zäblkarl 

wissenswerten  umstände  des  Unfalls,  in 
Bondere  Crsache  und  Fol;  klm'" 

zustellen  bezweckten.  _ 

M       gewerbliche    Unfallstatistik 
die   beiden  Jahre    1887  1897    wurde    d 

Runds,  hreil  i  '•  -    "'    '  aerungs- 

amts  v,  ,n  4.  Juni  1887/22.  März  1897  (Amt- 
liche Nachrichten  1887  1897  Seite   to3  -  '■ 
welche  den  Genossenschaftsvorständen  die  i 
forderlichen   Anleitungen    zur   einheitlich 
Behandlung  der  .Unfallzählkarten    (Schema: 
S    155  279  a.  a.  0.)  sahen,  eingeleitet,  nach 
Eingang    der    ausgefüllten    Zahlkarten    im 
Reichs-  Versicherungsamt     eingeh 
arbeitet    und    demnächst    in    umfassenden, 
nach  ~  Gebieteteilen    und     Gewerbszweigen 
aufgestellten   Tabellen   veröffentlicht  (AmtL 
L890    S.    199  ff.    und    Beihefte    zu 

den  Jahrg.   1899  1 -    ^MBwawmde 

Kr  die  Jahre  1887  1897    15OT0/4o971 .\ 
karten    bearbeitet    bei    319 .453/4oo .417 ^  ge- 
werblichen Betrieben  mit  3861560/6042618 
versicherten  Personen:    dabei  wurde  beson- 
derer Wert  darauf  gelegt,  den  Hergang 
Unfalls,    die    Art    der    Verletzung    und  die 
I  Luldungsfrage  klarzustellen.    \l  ahn  ra  I 
;,    L887er  Unfallstatistik   sich   nur  mit  die 
damals  bestehenden  62  gewerblichen  Beruts- 
SSI  D  bezieht,  umfasst  die  189/ er 

Unfallstatistik     sämtliche     6o    gewerbliche 
Berufsgenossenschaften,  die  13  T  ersichernngs- 
anstalten     der    Bau -Berufsgenossenschatten 
und  354  Ausführungsbehörden  und  verwertet 
für    die    Verhältaisberechnungen    auch    die 
y.M    der     Vollarbeiter     .zu    300    Arbeits- 
tagen);   auch    sind    die    Tabellen    einerseits 
nach  Reichs-Gebietsteilen,  andererseits  nach 
Beruf;  stippen  und  Versicherungsträgern  ge- 
ordnet'"   Die    Hauptergebnisse    führten    im 
rächen    zu    folg    den    Feststellungen 
Was  zunächst  die   I  nfallhaufigkeit 
betrifft,    so    lassen    schon   tojfljtotoauw 


>  Die  Todesfälle  haben  naturgemäss ,  da 
auch  noch  in  den  späteren  Jahren  Falle  des 
Ablebens  in  ursächlichem  Zusammenhang:  mit 
den  Unfällen  vorkommen,  durchweg  eine  ge- 
ringe Vermehruns-  erfahren,  wogegen  die 
dauernde  Erwerbsunfähigkeit  und  zwar  Q- 
wohl  völlige  als  teilweise  i  zu  Gunsten  dei 
vorübergehenden  Erwerbsunfähigkeit  abnimmt 
Im  übrigen  zeigen  beiderlei  Kolonnen,  dass  die 
schweiel  Unfälle  Tod  und  Invalidität  zu  Gunsten 
der  leichten  Unfälle  mit  nur  vorhergehend« 
Erwerbsunfähigkeit    durchweg  zurückgehen. 


I  hemm,    so    lasbcu    ötuwu    ~~    -— , — 
Rechnungsergebnisse     der    Berufsgenossen- 
fchaften  ei  setzte  Zunahme  der  ge- 

werblichen Betriebsunfälle  erkennen  denn 
vom  Anfangsjanr  der  Onfallversichernng 
i  lim)  ab  beträgt  die  Zalü  der  Verletzten 
auf  1000  versicherte  Personen  für  die  mu- 
rinen Jahre:  2,80;  414;  4Jto;  4,71;  o,36; 
-,-,-,-  564:  6,03;  6,25;  6,24;  6,72;  6,91, 
?'S'nnd7,39  (für  1899).  Diese  (keines- 
wees  in  Deutschland  allein  hervorgetretene) 
EÄinung  wird,  neben  der  durch  die 
Unfallversicherungsg  -  tze  jersebarften  Un- 
fallmeldekontroUe  und  erleichterten  Rechts- 
verfolgung von  Entschädigungsansprüchen, 
ün  wesentlichen  auf  die  (gerade  für  Deutsch- 
im  verflossenen  Zeitraum  besonders  hervor- 
eetxetene)  Fortentwickelung  der  modernen 
Industrie  zmückzuführen  sein,  deren  erhöhte 
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I.   Anzahl  ,1er  Jurchsrl.mttlu-h  versicherten  Personen  und  Zahl  der  gemeldeten  an, 


jnt-Ergebnis 


Jahr       Vrr- 
äicherte 


Unfälle 


gemeldete  g( 


Auf  1000  Ver- 
sicherte kom- 
men  Unfälle        Ver- 
se.   |    ,,,„.      sicherte 
mel-       scha- 
dete      digte 


Gewerbliche  Berufsgenossenschaftea 


Unfälle 


Semelde%chadi"gte 


Auf  1(  II " 
sicherte  kom- 
meu  Unfälle 

ge-  cm- 
inel-  schä 
liefe         digie 


6 


l(i 


11 


38i 

38 
388 

•- 

1891 
1892 

IS! '4 

1895 


3  725  313 

4  i2i  537 

103431  ;v 

'3  374566 

13619750 
18015  -N[ 
18014280, 
18  118  850 

18  IQI  747 

18  3V 


S9619 
»5  475 
137447 
'73  785 
198  706 
223057 
234  726 
262  339 
280  842 
307  S33 


1895 


10  540 

24,06 

2,83 

17  102 

28.02 

4.15 

21057 

13.29 

2,04 

31  019 

12,99 

2.32 

41  420 

'4,59 

3,04 

50  507 

12,3s 

2,80 

54  827 

'3,03 

3,04 

61  874 

14,48 

j.41 

68677 

15,44 

0./8 

74467 

16.74 

4,05 

3  473  435 

3  861  560 

4  320  663 

4  742  548 

4  926  672 

5  093  412 
5  078  132 
5  168973 
5  243  965 
5  409  218 


82  596 
105  897 
121  164 

1 39  549 
149  188 
161  674 
165003 
182  120 
190744 
205  019 


13591447: 


2  023  829 


431  490 


9723 

23.7S 

15970 

27,42 

18809 

2S.04 

22340 

29.42 

26403 

30,28 

28289 

31.74 

28  619 

32,49 

31 171 

35,23 

32797 

36,37 

33728 

37,90  1 

2.S0 

4.14 

4,35 

4.71 
5,36 
>.-'? 
5,64 
6,03 
6.25 
6,24 


J4,S9  3-17  47  3iS  578  1  502954  247849  I  31,76 


5.24 


1896    17605190  34938S  85272 

l    '47  447  379  367  01  171 

1898    18246013  404  S20  90774 

lttiy    is  604  124  440432  ;  104811 


19,98  4.84 

21.29  5.0S 

22,19  5-3° 

2q 


;3,»4     3.63 
')  Ohne   die    Versicherungsanstalten,    da  die 


5  734oSo  233319 

6042618t  252382 

6316834  270907 

6658571]  298918) 


38  538 
41  746 
44SS1 
49  175 


40,69  6,72 

4L77  6,91 

42,89  7. 11 

44,89  7:39 


Anzahl  der  bei  ihnen    versicherten  Personen 


Gesamt-Ergebnis 


Jahr       7=  3  = 


tot 


II.  Folgen  der  Unfallverletzungen 


dauernd  erwerbs- 
unfähig 


völlig 


teil- 
weise 


ü ,  ^ 


Gewerbliche  Berufsgenossenschaften 


.«P-S  - 


|  l  » 

*-  h*  — 


tot 


dauernd  erwerbs- 


unfähig 


völlig 


teil- 
weise 


-=11 

'§ü 

>   V  — 


10 


11 


1886 

INS? 

388 

IWI 

L890 
1891 
1892 

IS!  14 
1895 

2.83 
4.'=. 
2,04 
2,32 
3,04 
2,80 
3.04 
3,41 
3.78 
4,05 

o,73 
o.-79 
0,35 

0,39 
°,44 
o,35 
0,32 
o.34 
o,34 
o,35 

0.4S 

o,77 
0,21 
0,22 
0,20 
0,14 

0,15 
0.14 
0,10 
0,09 

1,06 

2^5 
1,07 
1.22 
i.66 
'■54 

2,00 

2,H 
2,20 

0,56 
°,54 

0,41 

o.49 
o,74 
o-77 
0,88 

1.20 
1,41 

2,80 

4.14 
4-35 
4,71 
5> 
5-55 
5,64 
6,03 
6,25 
6.24 

0,70 

o,77 
0,68 

0,71 
o.73 
0.71 
0,65 
0,69 

0,65 
0,67 

o,44 
o,73 
o,43 
o,49 
0,38 
0,32 
0.30 
0,27 
0.16 
o,i5 

1,09   0,57 
2.11   0.53 
2,38   0.86 
2.70   0.81 
3-27    0^8 
j.42    I.IO 

3,55    1,14 

3,82    1.25 
3,82    1.62 
3.57    1.S5 

1895 

3,i7 

o,33 

0,17 

',74 

0,88 

5.24    0,70 

o,35 

3.08  •   i.ii 

1896 
1897 

1899 

4,84 

5.08 

5,3o 
5.63 

o,39  1 
0.41 

0,43  1 
o,43  1 

0,09 
0,08 
oio6 

0,07 

2.52 

2,59 

2.62 

2,75 

1,84 
2,00 
2,19 
2,38 

6,72 
6,91 
7,n 
7,39 

0.71 
0,70 

o,73 

0,72 

0,10 
0,10 
0,09 
0,09 

3,53 

3,52 
3,54 
0.58 

2.3S 
2.59 
2.75 
3.00 
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«Bhädigten  Unfiüle  bei  den  Berufsgenoasenschaften «    und  An<fiihmuir>U-h.".nki.. 


unwirtschaftliche  Bi  rnfsgenossi  aseh; 

UflOOOVer- 
ünfälle  sicherte  kom- 

V...  nien  I 


Ausfiihrangsbehörden 


entr 
gemeldet,   .  *  | 


Ver- 
sicherte 


Unfälle 


AntlOOO  Ver- 
sicherte kom- 
men Unfälle 


entr 


o-piiipiflptp     ,  e",l~ 
gemewew  ?rh;i[ 


ge-         ent- 
mel 


Jahr 


13 


14 


15 


IS 


19 


20 


21 


-     - 

189  41 ; 

I 

189  415 

189  4-- 


3  IU-: 

ig  =  42 
32  "186 

4J  20e 

50136 
^9006 
68751 
S059S 


SoS 

6631 

12  573 

19  359 
23231 

27  555 

32   4"- 


0.92 

0.14 

2,42 

0,82 

3,98 

i,5S 

5-44 

[,58 

4.08 

1.89 

4.S0 

2,24 

5,59 

2.64 

6,56 

3-°4 

251878 

259  977 
446  250 

543  5-° 
604  3S0 
632  459 

646  733 
660  492 
65S  367 
690  835 


023 

578 

694 
332 

087 
587 

213 
547 
216 


817 
I  132 

1  440 

2  04S 
2  444 
2  859 

2  977 
3'5° 

3  3S9 
3  356 


S36     557617      160029      4-3° 


1.92      5394661     163258        23612 


27.88 1 

5.24 

V-'>4 

4-55 

2;. 00 

3-23 

3-77 

28.68 

4.04 

50.1 8 

4,25 

30,29 

4.60 

32.12 

4-77 

32,42 

5,15 

32,16 

4.S0 

10.26 


4-  "54 
45  45s 
47  683 
51287 

M  feststeht.    2)  Wegen  der 


S9071 

Ol  DUO 

Ml  07: 

98  363 

' 

103  159 

8907I 

107  S6l 

68 1  439  24970 
715758  28622 
740  10S       30760 


S.14  3,84 

8,79  4-c6 

9.22  4.26 

9.04  4-5S 

Zahlen  in  Spalte  12  vergl.  Note  3 


75'  482      33  6^3 


3  800 

3  987 

4  210 

4  349 


36,64 

39.99 

41.56 

44-?i 


zu  Tabelle  ITI. 


1--,; 
1887 

1889 
1890 

1891 

1894 
1895 


4.38 


5,58 

5-57 
5,69 

5,75 


1886 

1895 


1896 
1897 
1898 
1899 


1000  Versicherte  berechnet). 


3,84 

0.21 

0,06 

4.06 

0.22 

0.0; 

4.26 

0.23 

0.03 

4.5S 

0.23 

0.04 

1.99 

2.0S 

2.0Q 
2.20 


1,58 

5,5» 

-■:- 

:  :" 

1,91 

- 

2.0; 

5,75 

0.80 

0,78 

0.S6 
0.S2 


0.45 

2,79 

i,4» 

0.40 

1.62 

0.52 

1:73 

0.36 

2.76 

1.S0 

1886— 
1895 


1896 
1891 
1898 
L899 
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III.  Ursachen  and 


Entschädigte    Unfälle   (Zahl    der    Verletzte 

Rechnungs- 
jahr 

Im  Laufe  des 

Rei 

a    Zahl,  Älter  und  Geschlecht  der  Vorletzten 

li    Gegenstände  und  \,„_ 

werb- 

— 

1 

-^-  • 

— 

liche    Be-      Durch_ 

& 

a*.S! 

— 

9 

senslhaf-       8chmtt- 
ten                   liehe 

,     T      ,    .         Zahl  der 
li.    Landwirt-            .  , 
schaffliche    ™™&**- 

Be- 
stand 
aus 

Erwachsene 

Jugend- 
liche 

Zu- 

SS." 

_x 

w  - 

V-    2 

— 

< 

-  - 

- 
c 

-= 

ce 

a 

a  3; 

-  j. 

-  P 
~  c 

•     X 

Ö  "z. 

-  — 

> 

ad 

-.-  a 

~  5 

-  - 

N    - 

Berufsge-       ten  Per- 
nossen-            sonen- 
schaften 

i       Ausfüh- 

Vor- 
jahren 

(unter 
16  Jahren) 

sam- 
men 

0» 

ansmissioi 
ra  aschinen 

hie,  Aut'zü 

Hebezeu 

1  lampfleil 

(Explosic 

> 

^2    CJ 

k  e 

rungsbe- 
hörden 

• 

II 

EH 

s     -  g 

03             50    ;- 

S-,                QQ     — 

-3             1)    03 

- 

X 

ii 

C 
- 

--  -— 

:i  - 

-f  ^ 

männ- 

weib- 

männ- 

— - 

0 

^      3.r 

35 

-  v. 

H  ~~ 

liche 

liche 

liche 

X  - 

S 

0 

CD 

/. 

<i 

s 

—  '•- 

N 

x 

1                    2               3 

1 

5 

6 

7 

8 

9 

10 

11       12 

13      14 

tfi 

1886  |  ;i.            —             —      236699   8520 

7522 

947  253  688 

5,24         59  ^97 

I  371 

12  357 

46  |i 

b.    1        —             — 

11762936362 

4  436 

1  402  160  029 

1.92         18  223 

29 

1  241 

1  :  92 

181t.)1    [ 
Zusammen 

—             — 

2j2~?5       342          4S 

9    23  654 

4,38  :         1  157 

91 

3  3* 
61541 

-      377783I4S  224  12006 

2  358  437  371 

78997       1  491 

13831 

fa. 

5  734  680 

164  134 

37  127     1  332 

1  064 

146 

39669 

6.72 

8  096 

1  260     167 

384  1  ;2j    7  0;:, 

1896       b.     n  1 89  071 

107  029 

30  286  11  220 

1  067 

361 

42  934    3-S4 

3  7i8 

14        8 

145 

19;     5 oj- 

1  c. 
Zusammi  n 

oöi  439 

17  119 

3  735          53 

1      3  Soo    5.5S          94 

37        6 

15 

41 

17  605  190    28S  282  ' 

71  148  12  605 

2  142 

50S    86  403    4.S4 

11  908 

13"     181 

544 

1  560  10737! 

|  a.       6  042  618 
1897       b.    'ii  1S9071 

186736 

39910 

1593     1217 

181 

42901    6,91 

906S 

1  576     189 

436 

1  334    7  + 

'31983 

3i  351 

12  602 

1  091 

394 

45  438    4.00 

3834 

'3 

; 

12?. 

180 

[e. 

Zusammen 

715  75»       I9»I4 

3  912 

87 

8 

— 

3  987    5.57 

105 

42 

I  I 

26 

25       619 

17  947  447    338  533   7515.1   142S2     2316 

575 

92326    5, öS  13007 

1  631     205 

5S4 

1  539  iJ 047 

|  a.      6  316  834  210906 
1898      b.     11  189071)  155  165 

42  7<jS     1  676 
32831    13237 

1  519 
1  1S1 

167 
434 

46130    7.10 
47683    4.26 

9  795 
4078 

1  670 

21 

136 
16 

424 
137 

1  797 

32:! 

7  973  t 
;  o&-. 

1  c. 
Zusammen 

740  ios      22  541 

4  109 

78 

22 

1 

4210    5,69 

121 

39 

8 

14 

29      04: 

iS  246  013    388622  79708 

14991 

2  722 

602 

98023    5,30 

13  992 

1  730 

160 

575 

2  149  1 

1  a- 
1899      b. 

1  e. 

6658571    234  S30  46830 
11  189  071,  178042  34945 

1  740 

14526 

1  644 
1  394 

1S6 
422 

50400    7,39 
51  287    4,58 

10  561 

4  3m 

1  860     169 

20|        23 

47i 
1  ti 

[  721    S610 
368     528a 

756482      24982     4245 

93 

1 1 

— 

4  349  '  5,75 

13S 

38         16 

14 

26       624 

Znsammen 

18  604  124    4 

■37854J86020 

3  049 

608 

106036    5,63 

15094 

I  918J     208 

,90. 

115  12  51« 

Bezüglic 
R<  ii  hs-Versichern 

1  der  einzelnen  Jahre  de*  ersten  Jahrzehnts  HX8ti     ls'.l.V  s.  die  1.  iumve   2 
igsamts.                                                                                                         s  ' 

|2  Während    im  iibrigen    die  Eintragungen   für  die   gewerblichen  Berufsgenossenschaften 
m  Spalte  2  unter  a  die  bei  den  Versicherungsanstalten  versicherten  Personen,  da  deren  Anzahl 
nicht  auf  die  Versicherungsanstalten  beziehenden  Unfälle  auf  das  Tausend  hereehnet 

nossei 

'    1  >ie   1  lui. 
ischaften  in 

reklamn 
den  An 

erteil 

tlichei 

Zahlen 
Nachr 

in  Spi 

eilten 

lte  2 

des    } 

beruhei 
eichs-Ve 

auf 
rsichf 

Schätz 
rungsa 

angei 

nits. 

1  (vgl 

.  di( 

•  ..Vo 

rbe 
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lle. 


tschädigungen  festgestellt  worden  sind) 
jugekommene  Fälle 


5=.< 


a     -       -  -    5 

■=    I     Sa   S  t-' 

-       'S  .5      5: 


Dauernde 
Erwerbs- 
unfähigkeit 


Vor- 
über- Zahl 
gehen-    der  entschädigungsl 
de  Er-    tagten  Hinterbliebenen  der 
werbs-      '    Getöteten    8p.  24 

Un- 
fähig- 
keit 


Zahl 

aller  Ver 
letzten, 
für  »  eb  he 
im    Laufe 
des  Rech- 
nungs- 
jahres Un- 
fall- 
anzeigen 
erstattet 
wurden 


- 

■ 

Z 


58066 

60219 
II  287 


«821  16764  148480  54623  21  555  4üoj3 

o2oo9         OJ°-'  !•*]    3-.  fi>  810      S993    1=5780        113 

25287       14394     4071    76745     61*19    »993     >'          267 
4  567  4  522     3  107  J2_045_  _jj>9^  _.,_44l_  _ooz4  / 

33  989  |6g  35"  2419 


32 


/0  347 
25  086 
10332 


105  765 


1  515004    31.76 

357617     4.3o 

1632,8 


2  035  879 


260        45 
91      745 


124  43°      494  2  833  2  102     4  15- 
;o  575636873706     2363 


27     449 


,770   1  914515  iD277  6969 


618    20860       4  039     2627     5  793      185      8605 

6,~  22222   17  726   I466   2  0O9    29   4  104 

So      1900       ;L^_Ji2__I91_iO__^44 

254    13953 


!3o815io!526     49,31232158  H-836     16004    278t     5954     202     8937 

7479       41    21  6091  37314003     24,4        --44  „Rfi 


I J4   902  45  24  4'  1 


9941  2  453  592  660Ö  7205 


36       1  235 


462        56i  ^rtl^i^^J^L^lL-l^-^- ^ 

6^  ^6     .507    47  078    36  325     4802    9  575  U67_i4j644 


235  720  !  40.69 
91  099  8,14 
2497° 

351  789    19,98 


255  i?2  4:-:; 
98  363  8,79 
28672    39-99 


382  117    21,29 


24^  1736503   583  3  290  3=510  4,49 

7  886   60  32  665139403831  2.>98 

134  1031I  3?   22  44Ö1  495 


;6S  22940  17873  300S 
332  23366  213S7  1652 
239   2  050   1  2S4 


6830 

2951 
S20 


0^2^  fo7  25Ö  7^6  ^836  7984  i^l^J^^P^ 


202  10040 
3S   4641 
1  323 


67L 
3o7  16004 


273  603 

103  159 

30760 


407  522 


42.S9 
41,56 


22.19 


2S;7  1  Q92622   6343  781 
53  20  70S94193 


136  1071 


54 


n  764  3  116 


549 
702  7  74S  8  423 


2715  4897 
4  299  2  60S 
;66   619 


610 
440 
276 


2443-  2045S 

25313  22926 

2  090  ;  1  364 


,  •  -,  6qo3   219  to2;6   301  799  4i  - 
too   299°4   16   4  537   .07861   0.04 
424   795   54   1  283    33  653_  +±21 


:66         019         270       a  >JV"  1      '  j-t 2L_?_ --^l — — ,,c. 

^ra"T^|l^i"    4474.     5165   10622      289    16076       4433.,    Z3.84 


5uppl  -Bd.  diese,  We.,  S.  900  ff.,  bezw.  1.  Beiheft  zum  Jahrg.  1900  de,  Amtlichen  Nächsten  des 

„Hen  der  Bau-Beruf sgenossenschaften  mit  erstrecken,  sind 
^^^tS££EBg££££?&  S  Spalten  9  und  3,  bei  a  nur  die  stob 
merkung«   unter  Z    2  zu  den   alljährlich  verbuchten  Rechnungsergebnissen  der  Berufe- 
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-Nach  den  Rechnungsergebnissen 


Abgeschlossene  Beurteilung 


Zahl  der  Verletzten,  für  welche  im  Rechnungsjahr  erstmalig-  Entschädigungen  festgestellt 
worden  sind,  nach  den  Unfallfolgen  "S«ieui 


auf  100  Verletzte 


Jahr 


dauernde  Erwerbs- 
Tod  Unfähigkeit 

völlige       teilweise 


vorüber- 
gehende 
Erwerbs- 
unfähig- 
keit 


auf  100  Verletzte 


Tod 


dauernde  Erwerbs- 
unfähigkeit 

völlige      teilweise 


vorüber- 
gehende 
Erwerbs- 
unfähig, 
keit 


1886 
1887 

1889 
L890 
1891 
1892 

- 
1894 


1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
L894 


1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 


a)  Gewerbliche  Berufsgenossenschaften 


.8,5! 

15.05 
15.14 
13-62 
12,85 
11.47 
11.51 
10,48 


43,8i 
20,63 

M.93 

11,12 

8,72 

7,77 

6,96 


25-77 

10,12 

17,39 
16.73 
14,38 

12,55 

10,62 

10.10 

9,14 


17.70 
10.03 

10.43 
7.08 

5,55 
5,26 

4.42 
2.61 


38,8S 
50,88 
54,6o 

57.24 
61,01 

6179 
63.07 

63,33 
61,06 


20,29 
12,91 
19,72 

17,19 
18,29 
19,81 
20,20 
20,74 
25,85 


2S,S9 

3,5o 

39,65 

19,49 

3.i  1 

40. öS 

16,68 

3,25 

^0,67 

15,93 

2,80 

52,21 

14,22 

2.30 

55,63 

13.39 

2,06 

56,20 

12,05 

2,12 

56,28 

12,24 

2,01 

51,54 

11,04 

1,85 

5I,8l 

30,96 

30.42 
20.40 
29.06 

27^5 
28,35 
29,55 

34.21 
35.30 


b    Landwirtschaftliche  Berufsgenossenschaften 


5.32 
3,92 
3.4S 
3*33 

3,38 
2,80 

1.72 


22,28 
40,16 
42,98 
45,83 
47.40 
54.07 
52.S9 


28,59 
35,29 
38,61 
39,72 
40,50 
35,36 
38,43 


44,73 

3,22 

2S.01 

24.04 

21.20 

2,93 

43,59 

32.28 

15,47 

2,27 

45,34 

36,92 

1 1,42 

i,9i 

49,19 

37,4S 

9.19 

1,85 

52,45 

36.;  1 

8,27 

1,42 

5l,4o 

38,91 

7,21 

1.32 

49,45 

42,02 

16.87 

18.51 

10.43 
9,25 

6,44 
5.07 
4-79 
4,oo 
2.56 


c)  Unfallversicherung  insgesamt*) 


37,58 
49,48 
52,26 
52,61 
54,49 
54,87 
55,69 
58.46 

56,72 


19,78 
12,89 
19,92 
21,41 
24,67 

27,51 
28,90 

27,44 
31,58 


26,83 

4,64 

38,84 

20,13 

4,07 

46,28 

1S.50 

3.95 

49,09 

17,54 

3,3i 

49,82 

15,03 

2.76 

52.11 

13,05 

2,39 

53,2i 

11,16 

2,36 

54,37 

10,73 

2,08 

5i,53 

9,53 

2,00 

50,67 

29.69 

29.CJ2 
28,46 

29,33 
30,10 

31-35 
32.ll 

37-So 


*)   Einschliesslich 
Berufsgenossenschaften. 


der   Ausführungsbehörden    und   der  Versicherungsanstalten    der  Bau- 


Gefahren  (intensiver  Betrieb,  Heranziehung 
noch  umgeschulter  Arbeitskräfte,  neue  undge- 
Betriebsarteii  etc.)  sich  durch 
entsprechende  DnfaUverhütungsmassnahmen 
keineswegs  sogleich  und  durchweg  paraly- 
sieren lassen  (vgl.  hierzu  :  Die  Arbeiterver- 
•  rang  im  Auslande  .  Berlin  1900,  Heft 
IV.  S.   11,  VI.  s.  17,  v[|.  s.  29). 

Bezüglich  der  örtlichen  Verteilung 
atschädigungspflichtigen  (am  Sitze  des 
Betriebes    gezählten)     Unfälle    ergiebl    die 
S91  •  r    Statistik    (für   die    Bernfsgenossen- 
schaften),    dass    auf    100    qkm     Boden- 
fläche   berechnet   grossstädtische    Bezirke 
Berlin  und  Hamburg  die  höchsten,  vor- 
end  ländliche  Bezirke  dagegen  wie  die 
Regierungsbezirke  Gnmbinnen   und  Marien- 
'  die  niedrigsten  Unfallziffern  ergeben 
währei  d   di<    Berei  nnung  auf  1000  V,,|  [. 


arbeiter  gerade  das  umgekehrte  Ergebnil 
liefert ;  in  ersterer  Beziehung  stehen  sieh  bei 
dem  allgemeinen  Durchschnitt  von  7,93  Ver- 
letzten auf  je  100  qkm  des  Deutschen  Reich! 
Berlin  Hamburg  mit  3427,09  228,21  und 
Marien werder  Gumbinnen  mit  1,54/1,64  L'nj 
fällen  auf  100  qkm  gegenüber,  wogegen  bei 
dem  allgemeinen  Durchschnitt  von  8,2« 
Verletzten  auf  1000  Vollarbeiter  Berlin1 
diesen  Durchschnitt  kaum  überschreitet  (8,66M 
Gumbinnen  gerade  das  Doppelte  aufweist 
und  beispielsweise  Nieder-Bayern  nur  drei- 
mal höhere  Unfallziffern  als  das  industrielle 
Königreich  Sachsen  (18,99:6,36)  zeigt. 

Die  Verteilung  der  Unfälle  auf  die 
Betriebe  ergiebt  für  die  gesamten  Berufs- 
genossensehaften  ebenfalls  eine  Steigerung, 
da  vm,  100  Betrieben  1887  nur  3,20 
189i     aber    5,32    von     Unfällen    betroffen 
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.„,.„    so  dass   in   dem   zehnjährigen  Zeit- 
en,   nicht    nur.    wie   oben   dargelegt 

[zahlen    gestiegen,    soudern    diese   ver- 
ehrten  Unfälle   auch    -inen   grösseren     eU 
,,.'  Begebe   al>    im    Jahr    1887    betroffen 
Die  sogenannten  Massenunlaiie 
dabei  ganz  zurück,    da  im  Jahr  189 < 
insgesamt     15444    Unfällen    mit  45971 
ten  (440S3  Männern  und  1888  Frauen) 
;8  i  „au  ■  oder  0,74%  aller  entschädi- 
ansspöichtigen  Unfälle   mehrere    Personen 
etroffen  hatten:    die  höchsten  Prozentsätze! 
die  Seeschiffahrt   (4,82),  die  Staats- 
be  für  Schiffahrt  etc.  (1,79),  der  Berg-  j 
i  70)    und    die    Chemie    (1,43).      Je   1 
,  ,  rnfall  betraf  bei   der  See-Berufsge- 
5<w>n*chaft  28  bei  der  Berufsgenossenscnatt 
temischen  Industrie   12   und  bei  der 
nnschafts- Berufsgenossenschaft   10  fer- 
Von  den  einzelnen  Betriebsgruppen 

aben    auf  1 Vollarbeiter  berechnet,   die 

ten  Unfallziffern  Spedition,  Lagerei  und 

•■uhnveseii     (14.15),     Bergbau    (12,00)    und 

j       briiche    (11,94),     die    niedrigsten    aber 

[Industrie  (3,25),   Nahrungsmittel.  Flei- 

,-ei  und  Tabak  (3,12)  und  Leder- und  Be- 

nngsindustrie(3.07):  während  derUurch- 

chnitt  für  die  gesamte    Unfallversicherung 

*0S  | Berufsgenossenschaften  8,20  und  Aus- 

fflhrungsbehörden   6,79)   beträgt.     Auch  bei 

Lct  einzelnen  Berufsgenossenschaften  stehen 

der     Müllerei-Berufsgenossenschatt 

13  51)    die  Fuhrwerks-Berufsgenossenschaft 

(1697)  Speditions-,  Speicherei- und  Kellerei-] 

sgeuossenschaft    (12,36),    Knappschatts- 

B.  a-ufs]  cenoss*  aischaft  ( 12,1 19 I  und  Steml  rrucns- 

BenifsSenossensehaftt  11.941  obenan,  wogegen 

Bekleidungsindustrie  -  Berufsgenossen- 
aft    (2 18)     Seiden -Berufsgenossenschaft 


i  a ..  ,  ;1  ergeben  die  Verhältnisbe- 

\n.i;diiu.'.   dass  auf  _  1 

bezw.  au|  i.   im   Durchschnitt 

Unfall  enthält 

die  gewi  rl      b  sn  Berufsgenosse  ischaften  und 

I  ir  Eauptsache 
folgendes: 


1887  1897 


1887    1897 


Januar 

Februar 

März 

April 

Mai 

Juni 

Sonntag 
Montag 
Dienstag 
Mittwoch 


o,94 
0,95 


0,92 
0,90 


0.94  0.90 
o,99'i.oi 


Juli 

\  1 1  - 1 1  - 1 

September 

Oktober 

\m\  -  ml"-!' 

Dezei 


0.90 


Nach    der   Art    der    Verletzungei 
ergiebt  sieh  folgende  Verteilung  der  Unfälle: 

Verbrennungen,  Verbrühung, 

Aetzung •    ■    •    • 

Wunden .     Quetselrangen,Knocnen- 

brüche  

Erstickungen 

Ertrinken 

Sonstige   tödliche  Verletzungen      . 


5,33    3-74 

92-93  94.46 

0.71     0.47 


0,92 


0.S.1 


o.  11    0.50 


,1  'V,i  und  Tabaks-Beruf sgenossenschaft  (0,42) 
di..  geringsten  Unfallziffern  aufweisen.  Im  all- 
.„.„    lässt    diese    zum   ersten  Mal   auf 
Inno    Vollarbeiter    berechnete    Statistik    er- 
dass    die  vorlegend  mit  mechani- 
.     ,  |    Vorgängen  sich  befassenden  Betnebe 
.Fnhnverkoivi.  Müllerei.  Spedition  und  >| 
cherei)   in   der  Unfallhäufigkeit    die    unter- 1 
h    sich  voUziehenden  und  mit  elemen- 
feren  Gefahren  verknüpften  Betriebe  (Berg- 
bau und  Steinbrüche  bezw.  Schiffahrt)  über- 
treffen  und   dass    gerade  Maschinenbetriebe 
(Eisen-   und    Stahlindustrie    mit   8,92),    nur 
eine  mittlere  Unfallhäufigkeit  aufweisen. 

Hinsichtlich  der  Folgen  der  Unfälle 
zeigen  (auf  100  Vollarbeiter)  die  meisten 
chen  Unfälle  Binnenschiffahrt  (2,99), 
Seeschiffahrt  (2,77),  Bergbau  (2,06),  Stein- 
te (1,75),  Spedition  etc.  (WS)  da 
die  wenigsten  Feinmechanik  etc.  (0,14),  lextil- 
uidustrie  (0,14)  und  Nahrungsmittelindustrie 

lezüglich  der  Verteilung  der  Unfälle  auf 
die  einzelnen  M  0  n  a  t  e .  Wo  c  he n t  a  g  e  um  l 


Den    Betriebseinrichtungen   und 
Vorgängen,    bei    welchen    sich    entschä- 
digungspflichtige Unfälle   ereigneten,    wird 
in  beiden   Statistiken   eine    ganz  beson 
Aufmerksamkeit  gewidmet,  weil  solche  Fest- 
stellungen   für    den    weiteren    Ausbau    der 
U  n  f  a  11  v  e  r  h  ü  t  u  n  g  v<  m  grösster  V  lchtig- 
keit    smd.     in    ausführlichen    Tabellen   wird 
für  die  gesamte  gewerbliche  Unfallversiche- 
Iruns    für   die  verschiedenen  Berufsgruppen 
und  für  die  einzelnen  Versicherungsti 
die   Verteilung   der   Unfälle   auf   die   in   16 
Gruppen    und    83  Unterabteilungen    geghe- 
,ll>r1,;,    1;,  tri.  1  .seinrichtungen    etc.    gegeben 
und    in    dem  beigefügten   Text    eingehend 
erläutert,    um    die   Unfallgefährlichkeit    der 
einzelnen  Maschinengattungen  und  sons 
1  Betriebseinrichtungen  klarzustellen  und  An- 
haltspunkte   für   sachgemässe  Vorbeugungs- 
massnahmen  zu  bieten.     Auch  hie 
sieb    die    schon    oben    erwähnte   Thatsache. 
dass  die  Maschine  nun  fälle   keineswegs 
die  zahlreichsten  und  gefährlichsten  smd,  da 
sie    bei     di  aten    Unfallversicherung 

1887/1897    nur   26,84/24,76 »/« >   aller  Unfälle 
lur15S7  14,07  tödlichen  Unfälle 
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Dachten;  die  tödlichen  Maschinenunfalle 
sind  lsv7  im  Verhältnis  zu  den  ge- 

samten Unfällen  von  _'.:i±  auf  1,.~>1  und  im  Ver- 
hält; i  Maschinenunfällen  von  10,94 
zurückgegangen  —  ein  Ergebnis, 
in    erster   Linie    auf   die    bessere 
iführung   der  Dnfallverhütung  zu 
•  cd  niiil  auf  die  Wichtigkeit  dieser 
deutlich  hinweist    Nach  den  verschiedenen 
&ruppei           Maschinen  entfallen  auf: 


1887    1897     1887     1897 


Arbeitsmaschinell 
Hebemaschinen    . 

Transmissionen    . 
Motoren  .    .    .    . 


65.39  70.26  17.55 

20.97  19.62 

S.00     6.28 

5.04     3.84 


5,63 

2,31 

i,3S 


17.40 
4,86 

i,SS 
o,95 


ioo»0  100%  26,S4»0  24,76°., 


der 
Maschinen- 
:    Unfälle 


aller 
Unfälle. 


Die  durch  andere  Betriebseinrichtungen  (als 
Maschinen)  veranlassten  Unfälle  sind  gegen 
L881  insgesamt  von  73,1(3  auf  75,24%  ge- 
stiegen, dagegen  hinsichtlich  des  tödlichen 
Verlaufs  von  21,29  auf  12,22%  zurückge- 
en,  so  dass  auch  hierin  die  Wirkung 
der  besseren  Unfallverhütung  zur  Erschei- 
nung kommt. 

Eine    landwirtschaftliche    Unfall- 
statistik wurde  zum  ersten  Mal  für  das  Jahr 
1891  durch  Kundschreiben  des  Reichs -Ver- 
s  -amts  v.  31.  Juli  14.  Noveml .er  1891 
(Ainti.  Nachr.  1891 S.  351  352)  veranlasst,  nach 
gleichen  Grundsätzen    wie   die   gewerbliche 
I  nfallversicherung   durchgeführt   und  unter 
Hinweis  auf  die  Notwendigkeit,  auch  hier  der 
erheblichen  DnfallgefährHchkeit  der  Betriebe 
-  ichgemässe  Unfallverhütung  zu  be- 
1  dttelst  Rundschreibens  vom  2i  1  S, •>  ,t 
1893    veröffentlicht    (Amtl.   Nachr.    1893   S 
231  ff.).  Im  ganzen  wurden  19  91S  Zählkarten 
bei    1-  Berufsgenossenschaften  mit  4776520 
Betrieben  und  12  289  415  versicherten  Personen 
'"«1  50  jändliehen  Ausführungsbehörden  mit 
218  586Versicherten,  also  insgesamt  12508001 
Versicherten  bearbeitet.    Ton  den  19892  Un- 
fällen (mit  19918  Verletztem  betrafen  4329 
21,73%  weibliche   Personen;    2236   TJn- 
:        hatten  den  Tod,  685(3,44%) 
dauernd  völlige    9108  (45,73 %)  dauernd  teil- 
weise   und    7863  (39,60%)    vorüberg 
Erwerbsunfähigkeil    zur   Folge;   durch    Ma- 
en  waren  2783  (13,97%)  Unfälle  (dar- 
1,990/0   mit    tödlichem   Aus- 
durchandere  Ursachen  17  135(86,03%) 
:"  (darunter  2098     -  12,24%  mit  töd- 
0  Ausgang)   veranlasst     Die  Ursachen 
chwerer  Unfälle  wurden  di  ben 
rfter  Arbeitsbeaufsichtigung    tnsbe- 
mfUn  olikommenheiten  und  Man  r« 
"  Beti  :■  Spei- 


eher,  Scheunen  etc.),  Wege  und  Arbeitsinitl 
zurückgeführt,  so  dass  der  Einfühlung  a 
ordneterer Verhältnisse  und  wirksamer  Sciui 
vorkelirungen  hier  noch  ein  weites  Fi 
offen  stand.  Ob  und  welche  Fortschril 
nach  dieser  Richtung  inzwischen  gemac 
worden  sind,  wird  erst  der  Abschlus 
durch  Rundschreiben  des  Reichs -Versieh 
rungsamts  vom  3.  Januar  liJul  eingeleitet 
Unfallstatistik  für  das  Jahr  1901  ergebe 
(Amtl.  Nachr.  1901  S.  16G). 

Wieviel  auf  dem  Gebiet  der  U 11  fall 
Verhütung  von  der  Einwirkung  der  B, 
teiligten  selbst  abhängt,  lässt  sich  daraus  ei 
sehen,  dass  nach  den  vorbesprochenel 
Statistiken  von  allen  entschädigungspflicl 
tigeu  Unfällen  (abzüglich  der  unaufgeklärt. 
Fälle): 


auf  Verschulden 


Land- 
wirtschaft 

1887    L897         1891 


der  Unternehmer 
der  Arbeiter  .  . 
beider  Teile     .     . 


2o,47  17-30        18,61% 

26,5629,74  24.09",, 

8,01    IO,I4  23.3Q",, 


also  die  grössere  Hälf- 
te aller  Unfälle     . 

auf  Verschulden  der 
Beteiligten,  und 
nur  die  kleinere 
Hälfte 


55.0457,18        66.99°, 


44.96 


42.S2 


auf    unvermeidliche    Betriebsgefahren    und 
andere  Ursachen    zurückzuführen  waren. 

Besondere  U  u  f  a  1 1  v  e  r  h  ü  t  u  n  g  s  -V  0  r- 
schriften  haben  bisher  von  den  Gü  ge- 
werblichen Berufsgenossenschaften  60,  vm 
IS  landwirtschaftlichen  BerufsgenosseiL- 
schaften  nur  8  eingeführt.  Vgl.  auch  dl 
vom  Reichs -Versicherungsamt  im  Einverneh- 
men mit  den  Berufsgenossenschaften  etc.  zu- 
sammengestellten Xormalunfailverhütunga- 
Vorschriften  für  gewerbliche  bezw.  land-  und 
foi  sl  wirtschaftliche  Betriebe«.  Amtliche  Nach- 
richten 1896  S.  431  bezw.  1895  S.  199  fL 
welche  entsprechende  Anhaltspunkte  zur 
Aufstellung  vonUnfallverhütungsvorschriftefl 
bieten  sollen,  sowie  die  vom  Verband  der 
Deutsi  hen     Berufsgenossenschaften     (Berlin 

11 herausgegebene    Systematische  Ueber- 

sicht    d.-r    v..n    den     gewerblichen    Berufs- 

enschaften     des     Deutschen     R. 
erlassenen        Unfallverhütungsvorschriften 
welche  auf  Grund  der  bisherigen  Erfahrungen 
den    gegenwärtigen  stand   der  Unfallverhü- 
tungstechnik darstellt. 

Nach  den  Zusammenstellungen  in  dein 
(z.  Z.  noch  unter  der  Presse  befindlichen) 
2.  Beiheft  zum  Jahrgang  1900  der  Amtl 
Nachr.   des  R.V.A.  (Gewerbl.  Unfallstatistik 
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J97   2   Teil)  verteilen  sich  die  Unfälle  der 

.;,;„„,,,,    gewerblichen    Unfallversicherung 
fsgeiiossenschaften.      Versicherungsan- 
i,       ^isführungsbehörden)    hinsichtlich 
\  erschuklens    nach  ihrer  Zahl  und 
etung   (durch   die   dafür  gezahlten  Ent 
,,„,.,.111    ui    Prozenten    (für    die    Be- 
ttung in  Klammer) -wie  folgt:  Lnternehmer 
681    (10,77),    Arbeiter  29,89  (27,o'2),   beule 
«le  994  (1028),    zusammen  oo,64  (o4,o<), 
lhj;  nllr  43,36  (45,43)  auf  unvermeidliche 
(etriebsgefahren  und  sonstige  1  rsachen  ent- 
Jlen       Andererseits     machen     die    M.a- 
chinenunfälle    kaum    '  i    (23,85%)    aller 
letriebsunfälle    aus    und    haben     nur       6 
L6,80%)  der  gesamten  Belastung  erfordert. 
Jd.  das  Nähere  a.  a.  0. 

;;.  Gefahrentarifwesen  (g§  29,  49 
iCVti  §§51,52  L.U.V.G,  §13  B.U.V.G 
:g  50  ff  S  Ü.V.G.  und  Rundschr.  des  R.\  .A. 
•s4  J„ni  1887,  21.  März  1888,  20  Juni  1889 
,,„l  ls  Mai  1896,  Amtl.  Nachr.  1^«  b.  to3, 
ISJSS  S  199  lssü  S.  331  und  1*90  s-  -';'- 
jezw  Handbuch  der  Unfallversicherung  . 
i  \nfl  S  244ff.,  Leipzig  1897,  und  »Das 
Sefato  ntarihvesen  der  Unfallversicherung 
les  Deutschen  Reichs  von  Geh.  Reg.  Rat 
Prof.   Hartmann.   Berlin  1900,    Verlag   von 

Eine  Hauptaufgabe  der  Unfallstatistik  ist 
66   für  eine  gerechte  Verteilung  der  1  ntall- 
lasten  au*  die  Mitglieder  der  Berufsgenossen- 
schaften den  richtigen  Massstab   zu  liefern. 
Nach  den  Bestimmungen   des  Gewerbe- 
unfallversicherungsgesetzes (§  29)  sollen  die 
rar  Deckung  der  Entschädigungs-  und  Ver- 
I  waltungskosten   erforderlichen   Beiträge  auf 
'■  die    Genossenschaftsmitglieder    nach    Älass- 
«be  der   in   ihren  Betrieben  von  den  Ver- 
.       >rten   verdienten  Löhne  (Gehalten  so- 
wie der  statutenmässigen  Gefahrentanie 
jährlich  umgelegt  werden.  Zu  diesem  Zweck 
|  Ist  jedes   Genossenschafts-  Mitglied  binnen 
6  Wochen  nach  Ablauf  des  Rechnungsjahrs 
dem    Genossenschaftsvorstand    eine     Nacb- 
weisung«  einzureichen,  welche  einerseits  die 
während  des  abgelaufenen  Rechnungsjahres 
|  im  Betriebe   beschäftigten  versicherten  Per- 
sonen mit  den  verdienten  bezw.  anrechnungs- 
1   fälligen    Löhnen,    andererseits    die   für    den 
1   Betrieb  bestimmte    Gefahrenklasse«  ergeben 
muss(§  99).    In  ersterer  Beziehung  kommen, 
■prechend  dem   auf   das  Notwendige  ge- 
!    richteten  Charakter  der  Zwangsversicherung, 
Löhne    und  Gehälter,    welche  während   der 
Beitragsperiode   den   Jahresbetrag  von  loUU 
Mark  übersteigen,  mit  dem  überschiessenden 
Betrage   nur   zu   i.s  in  Anrechnung  (sofern 
nicht  das   Statut    abweichende  Vorschriften 
!    enthält    §  30).  während  die  hinter  demdOU- 
fachen  Betrag  des   ortsüblichen  Tagelobnes 
gewöhnlicher  erwachsener  Tagearbeiter  zu- 
rückbleibenden Löhne   mit  diesem  höheren 


Betrag  einzusetzen  sind  (§  10).  Pur  die 
Gefahrenklassifikation  dagegen  ist  der  von 
der  Genossenschaftsversammlung  aufzu- 
stellende und  vom  Reichs- Versicherungsami 
,ehmigende  Gel  a  h  r<  atarii  mass- 
gebi  nd,  welcher  Em  die  sur  Genossenschaft 
gehörenden  Betriebe  je  nach  dem  Grade  der 
mit  denselben  verbundenen  Unfallgefahr  ent- 
sprechende Gefahrenklassen  und  für  diese 
den  Beitragsmassstab  (Gefahrenziffer)  festzu- 
setzen hat. 

Zuverlässige    Unterlagen     für    die    Aut- 
stellung   eines    richtigen    Gefahrentarifs 
lassen  "sich  naturgemäss  erst    im  Laufe  der 
Zeil  durch  fortgesetzte  statistische  Auf  Zeich- 
nungen gewinnen,  welche  über  die   beiden 
Rechnungsfaktoren  (Arbeiterzahl  bezw.  Lohn- 
summe  und   Unfallzahl  bezw.  ünfallkc 
in    den   einzelneu   Betrieben    und   Gewerl 
zweigen    genauen    Aufschluss    geben.      Be 
Einführung  der    Unfallversicherung   musste 
man  sich,    in  Ermangelung   besserer  Unter- 
lagen, damit  begnügen,  die  Zahl  der  in  den 
einzelnen     Betrieben     beschäftigten     ver- 
sicherten   Personen    und  die  Zahl  der 
darin  vorgekommenen   entschädigungs- 
pflichtigen    Unfälle    einander    gegen- 
überzustellen.   Dabei  musste,  um  einen  ein- 
heitlicher, Massstab   Zugewinnen,   die  Zahl 
der   Arbeiter  auf     Vollarbeiter,     (a  300  Ar- 
beitstage   zu   je  10  Arbeitsstunden)   zurück- 
geführt und    bei  der  Zahl  der  Unfälle  auch 
deren   bchwere    berücksichtigt   werden,    da 
z  B  2  Halbtagsarbeiter  nicht  das  doppelte 
fnfallrisiko  eines  T a g e arbeiters  bieten  und 
ein   Unfall   mit  lebenslänglicher  Rente  un- 
gleich  schwerer  wiegt   als    ein    Unfall    mit 
nur  vorübergehender  Rente.    In  letzter  Be- 
ziehung entnahm  man  aus  der  1881  er  bonder- 
statistik  (s.  oben  zu  I  1,  bezw.  Statistik  des 
Deutschen  Reichs,   Erste  Reihe,  Bd.  53,  Jfic- 
gänzungsheft),    welche    die    Betriebsun  alle 
nach  ihren  Felgen  in  vier  (auch  bishei   fest- 
gehaltene,  Urunpen    geteilt   hatte ■      o gende 


ae naiiene     um  ■  ■>:"    5^^^.    — .,        „ 
Belastungsziffem:  a)  Tod  =  IC    b]  dauernd 
völlige  Erwerbsunfähigkeit  =  30,  e)  dauernd 
teilweise  Erwerbsunfähigkeit  =  lo,  d)  vor- 

liende  Erwerbsunfähigkeit  =  1,  soüa 
z  B  ein  tödlicher  Unfall  die  Berufsgenossen- 
schaft   zehnmal   so  schwer  belastet  wie  ein 
leichter  Unfall  mit  nur  vorübergehender  Er- 
werbsunfähigkeit.    Unter   Benutzung  ;i 
I !,  .lastungsziffern  (ünfallgefahren-^  erhaltms- 
ziffem)  kennte    daher    auf    Grund   der    ror 
den    Berufsgenossenschaften    zu    führenden 
•UnfaUverzeichni         (bchema:  Amti.  Ni 
des   RV.A.  1889  S.  339)    unschwer    festge- 
stellt    werden,      welches     Untallnsiko     in 
einzelnen  Gewerbszweigen  durchschnitt- 
lich auf  je  1000  Vollarbeiter  entfiel    da  die 
Summe  der  Produkte  aus  der  Zahl  der  \  er- 
letzten  und   der,  Belastungsziffern    die  ent- 
sprechende    .Gefahrenziffer       ergiebt. 
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Wenn    z.B.    in   einem    Gewerbszweig   mit 

8000  Yollarbeitern  18  Unfälle  zu  a.  13zub, 

c  und   7  zu  '1  vorgekommen   sind,  so 

sich     die    Unfallgefahrenziffer    auf: 

;       10  +  9X15  +  7X1:     712 

auf    1( Vollarbeiter         ',~'1 

VI  Hill 

d.  h.  89. 

diese  Methode  immerhin  insofern  un- 
tommen  war.  als  die  aus  der  1881  er  Un- 
fallstatistik abgeleiteten  Belastungsziffern  nur 
allgemeinen  Durchschnitt  der  Gesamt- 
industrie, alier  nicht  den  besonderen  Verhält- 
aissender verschiedenenBerufsgenossenschaf- 
tspra  uen,  auch  die  Ermittelung  derVoll- 
arbeiterzahlen  in   manchen  Gewerbszweigen 
erheblichen    Schwierigkeiten    begegnete,    so 
ging  man  nach  Ablauf  des  ersten  Jahrzehnts 
der  I  ofaUversieherung  (Kundschr.  desRV  A 
v.  18.  Mai  1896  a.  a.  0.)  aui  Grund  des  in- 
zwischen bei  den  einzelnen  Berufsgenossen- 
schaften gewonnenen  statistischen  Materials 
dazu  über,  nicht  mehr  die  Zahlen  der  Ver- 
sicherten und  der  Unfälle,  sondern  die  Summen 
ler    Löhne  (Gehälter)    und    der   Entschädi- 
ir.    den    einzelnen   Gewerbszweigen 
gegenüberzustellen,  sei  es  dass  mau 
für  die  ganz.;-  riiekliegende  Zeit  der  gesam- 
ten Lohasumme   den   gesamten  Belastungs- 
wert (d.  h.    die    bis    dahin    gezahlten    Ent- 
schädigungen und  den  Kapitalwert  der  noch 
laufenden  Renten)  oder  einfach  nur  die  Ge- 
tsumme   der  gezahlten  Entschädigungen 
(ohne   Kapitalisierung  der  Beuten)    gegen- 
überstellte.    Das   letztere  Verfahren    wurde 
seiner  Einfachheit    wegen    zur   allgemeinen 
1,     nachdem    verschiedene    Verglei  ae 
■       ergeben   hatten,    dass   sie 
bei     hinreichend     grossem     Beobachtungs- 
ria] (mindestens  5  Millionen  Mark  Jah- 
ane)    zu    gleichen    Ergebnissen   führen 
Benutzung  der  jährlichen    Lohnnaeh- 
weisungen      der   Betriebsunternehmer   und 
der  von  den  Berufsgen Qsehaften  im  In- 
teresse der  Unfallverhütung   geführten 
I  nfallzalilkaii.il     (Schema:    Amt!     Nachr 
des  K.v.\.  1896  S.  279),  welche  unter  iort- 
laufender  Nummerfolge  jeden  entschädigungs- 
pflichtigen   Unfall    nach  Ort,   /...it.  Ursache 
Kolgen    u.  s.  w.    statistisch    behandeln   und 
der    Rückseite)    all.-    gezahlten    Enfr- 
8chädigungsbel  i                           t   sicn  ,la_ 
bei    für    jeden   Gewerbszweig    leich 
stellen,   wie   viel  Entschädigt 
1000  Maii,  Löhne  entfall               danach  die 
ihrenziffer  bestimmen.     Haben  z   11   die 
Gewerbszweige   A.  B,   C    für   die  Zeit' von 
1880—1896    an     gezahlten    Löhnen 
1000   und   500  Millionen  .Mark  und   an  ge- 
zahlten Entschädigungen  24,  20  und  i  Milli- 
Mark   aufzuweisen,    so    entfallen   auf 
Mark     Lohn     an     Entschäi 
16,  20   u„.|  8  Mk.  —  Zahlen,   welcl hne 


weiteres     als    Gefahrenziffern    Verweil 
i    könnten:    da    jedoch    in    der  Pi 
sich    meist  Bruchteile   ergeben,    so    j 
die     Berufsgenossenschaften     zur    Vi 
fachung  der  Berechnung  der  Umlagebeiträgi 
diese  Ziffern  umzurechnen,  indem  "für  einet 
&>  werbszweig  (mit  der  grössten  Lohnsummi 
eine  runde  Zahl  angesetzt  und   die  anden 
Ziffern    hiernach   reduziert  werden,   so  dass 
dann    erst    die     reduzierten  Unfallgefahren- 
Ziffern      (nach    entsprechender  Abrundung 
in  deu  Gefahren tarif  eingesetzt  werdei 

Auf  Grund  der  vorbezeichueten  Ermitte- 
lungen    erfolgt     die    Aufstellung    des    & 
fahrentarifs  derart,  dass  für  die  zm- Berufs- 
äsenschaft    gehörenden    Gewerbszweia 
verschiedene       Gefahrenklassen      (A,    1!.   I 
u.  s.  w.i   mit    steigenden     'Gefahrenziffern 
(10,  20,  30  u.  s.  w.)   festgesetzt  werden,   ii 
welche   die   einzelnen   Betriebe   nach  Mass- 
gabe    der    ermittelten    Unfallgefährliehkeil 
durch  die  < »rgane  der  Berufsgenossenschaften 
eingereiht  werden.     (Schema:   Amtl.  Nachr 
des  R.V.A.,   1888,  S.  205.)    Da  die  im  Ge- 
fahrentarif festgesetzten  Gefahrenziffern  aus 
den   für   die  Gesamtheit   der  in  jedem  Ge- 
werbszweig vorhandenen  Betriebe  geltende! 


Zahlen  ermittelt  werden,  also  nur  Durch 
Schnitts  Verhältnisse  betreffen,  so  kön- 
nen   die    normalen    Gefahrenziffern    dl 
Tarifs   unmittelbar  nur  auf  solche  Betriebe 
Anwendung  finden,   welche  (nach  Massgabl 
:  der    vou    den   Betriebsunternehmern  auszu- 
füllenden   Fragebogen«  oder  sonstigen  Fest- 
stellungen der  Berufsgenossenschaften)    aofl 
I  male  Betriebsverhältnisse«  und    regelrecht! 
Einrichtungen     (insbesondere  zur  Unfallver- 
hütung)  aufweisen.      Ergeben    sich    für  ein- 
zelne  Betriebe  Abweichungen    hiervon,    9g 
kann   eine  der    erhöhten  oder  verminderte! 
Gefahr  entsprechende  prozentuale  ErhöhunJ 
oder  Herabsetzung   der  normalen  Gefahren! 
Ziffer  vorgenommen  werden.    In  allen  Fällen 
darf   die     Veranlagung,    der  Betrieb,.  (Ein! 
schätzung    in    die    Gefahrenklassen),   gegen 
welche  jedem  Betriebsunternehmer  die  Bei 
schwerde  an   das  Rei^-VersicherungsajM 
offen  steht,  nur  auf  sachliche,  äusserlich  er- 
kennbare Merkmale  des  Betriebes,  nicht  auf 
Merkmale    persönlicher  Art    (wie    schlechte 
Aufsicht,   mangelndes  Interesse  für  Unfall- 
verhütung,   Verstösse  gegen  die  Unfallver- 
hütungsvorschriften   u.    s.    w.)     gegründet 
rden,   da  für  Fälle  der  letzteren  Art  das 
Gesetz    anderweite   Handhaben  giebt   (s.u.. 
sowie   Amtl.   Nachr.    des    R.V.A.    1898    S 
262  /..  1708). 

Von  Zeit  zu  Zeit,  mindestens  alle  5  Jahre, 
lie  Berufsgenossenschaft,  um  den  iu- 
aen  etwa  veränderten  Verhältnissen 
nung  zu  tragen,  den  Gefahrentarif  unter 
iksichtigung  der  in  den  einzelnen  Be- 
il  vorgekommenen  Unfälle  einer     !,',- 
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vision  zu  unterziehen,  deren  Ei 
,!,.,-  Genossensehaftsversammlnng  zur  Be- 
schlußfassung über  die  Beibehaltung  oder 
Abänderung  der  bisherigen  Gefahrenkla 
oder  Gefahrenziffern  vorzulegeu  sind;  ein 
•vidierter  Gefahrentarif  ist  mit  den 
statistischen  Unterlagen  (ünfallverzeichnis) 
,!,.,„  Reichs -Versicherungsamt  zur  Geneh- 
migung vorzulegen. 

Auch  kann  die  Genossenschaft*- \ersamm- 
!„„.'■  (§  4ii)  den  Unternehmern   nach  Mass- 
der  in  ihren  Betrieben  vorgekommenen 
Unfälle    für   die   nächste  Periode  Zusei 
auferlegen    oder  Nachlässe    bewilligen    und 
damit   der    durch   subjektive   Betriebsmerk- 
male  («   o)  sich  kennzeichnenden,  erhöhten 
oder   verminderten   Gefährlichkeit   einzelner 
Rechnung   tragen:    jedoch    dürfen 
derartige  Abweichungen  die   Differenz   zwi- 
schen    der    normalen     Gefahrenziffer    des 
5    und    der  besonderen   Gefahrenziffer 
des  hetreffendenBetriebes  nichtÜberschreiten, 
da   sie  lediglich   den  Zweck  haben,   die  im 
[eich    zur  thatsächlichen   l  nfallgefaiir- 
liclikeit  der  Betriebe  für  die  laufende  Tarif  - 
zu  hoch  oder  zu  niedrig  geweseneu 
Beiträge  auszugleichen   und  so  etwaige  Un- 
billigkeiten des  Tarifs  zu  beheben. 

ausserdem  kann  der  Genossenschaftsvor- 
stand  (§  112)  Betriebe,   deren  Unternehmer 
den  von  der  Berufsgenossenschaft  erlassenen 
Unfallverhütungs-Yorschriften  zuwider  han- 
deln  (für   je   ein  Rechnungsjahr    bezw.    bis 
zur  Abstellung  der  Mängel),   in  eine  höhere 
Gefahrenklasse   einsehätzen    oder,    falls    sie 
si,h  bereits  in  der  höchsten  Gefahrenklasse 
befinden,  mit  Zusehläsen  bis  zum  doppelten 
ler    Beiträge    belegen;    da    jedoch 
e    Massnahmen    zu  geringfügigen  Ver- 
stössen   oft    in    keinem    rechten   Verhältnis 
len,    hat    die   Novelle   wahlweise  Geld- 
strafen  bis  zu  1000  Mark  zugelassen. 

Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  alle  diese 
Massnahmen  dazu  beitragen  müssen,  nicht 
nur  1  lei  jeder  Berufsgenossenschaft,  sondern 
auch  bei  jedem  Genossenschafts-Mitgliede 
das  Interesse  an  einer  planmässig  geförderten 
Unfallverhütung  auf  das  schärfste  an- 
zuspornen, da  jede  Vernachlässigung  dieser 
vornehmsten  Aufgabe  der  Unfallversiehe- 
rung  sich  in  der  Steigerung  der  Unfall- 
lasten  alsbald  fühlbar  macht. 

Um  den  Umlagebeitrag  für  den  einzelnen 
Betrieb  festzustellen,  wird  von  der  Berufs- 
genossenschaft alljährlich  für  jeden  Betneb 
das  Produkt  aus  der  Lohnsumme  und  der 
Gefahrenziffer  und  damit  die  Zahl  der  so- 
genannten Beitragseinheiten  jedes  Be- 
triebes ermittelt,  sodann  der  gesamte  Um- 
lagebeitrag der  Berufsgenossenschaft  durch 
die  Summe  sämtlicher  Beitragseinheiten  der 
Betriebe  geteilt  und  der  hiernach  auf  eine  ■ 
Beitragseinheit  entfallende  Betrag  für  jeden  ] 

Handwörterbuch  der  Staatswissensehaftcn.    Zweite 


i  er   Zahl    -  iner    Be  b  i 

heiten    vervielfältig!   (vgl.  Näheres  mit  B 

d  bei  Hartmann,  Di  B  n  i  bnung 
Umlagebeiträge  für  die  Uniallversichi 
bei    dl  :  bl.   Berufsgenossenschafl 

Berlin  1896). 

Von  den  65  gewerblich« 
schatten  ba1 

schaff    keinen    Gefahrentarif,    da   das    See- 
Unfallversicherungsgesetz   (§ 
chen  nicht   vorschreibt    und   das  Bedürfnis 
zur    statutarischen    Einführung     desselben 
bisher  nicht  hervorgetreten  ist. 

Von    den    4s    landwirtschaftlichen    Be- 
rufsgenossenschaften  haben  bisher  nur  5  Ge- 
fahrentarife eingeführt,  während  die  übrigen, 
bei  welchen  eine  erhebliche  Vi 
der  Unfallgefahr  in    den   zugehörenden  Be- 
trieben nicht  vorlag  (gemäss  §  52  L.U.V.G.) 
von    der    Aufstellung    eines    Gefahrentarifs 
Abstand  genommen  haben.    Nachdem 
aber  die  Novelle  (§   1  a.  a.  <  K  der  landwirt- 
schaftlichen   Unfallversicherung    gewerb- 
liche   Nebenbetriebe    in    erweitertem 
Umfang    zugewiesen     hat.     wird     die    Ein- 
führung eines  Gefahrentarifs   oder  die  Eiu- 
führung  besoi   Lerei   Zuschlagsbeiträge  zum 
Ausgleich   des    erhöhten  Risikos    unahw 
lieh    werden,    da   sonst  die  nicht  mit  sol- 
chen   Nebenbetrieben    verbundenen,    insbe- 
sondere die  kleinen  Landwirtschaftsbetriebe 
im  Nachteil  sein  würden. 

Wie  sehr  das  vorstehend  skizzierte 
System  seinen  Zwecken  entspricht,  ergiebt 
sich  u.  a.  auch  daraus,  dass  nach  dem 
letzten  Geschäftsbericht  des  Reichs-Ver- 
ungsamts  (für  das  Jahr  1899,  Amtl. 
Nachr.  1900  S.  420)  aus  den  65  gewerb- 
lichen Berufst;  haften  mit  fast 
i  ■>  Million  vorsicherten  Betrieben  nur  385 
Beschwerden  gegen  die  Veranlagung  der 
Betriebe  zu  deu  Gefahrenklassen  der  ranfe 
beim  Reichs  -Versieherungsaint  eingingen 
und  dass  kaum  ein  Viertel  derselben  als 
begründel  anerkannt  werden  konnte. 

4  Verschiedenes.  Auch  über  ver- 
schiedene Streitfragen  auf  dem  Gebiet  der 
Unfallversicherung  hat  erst  die  Statistik 
durch  die  thatsächlichen  Erfahrungen  klären- 
den Aufschluss  gebracht. 

So  bestanden  erhebliche  Meinungsver- 
schiedenheiten über  die  Abgrenzung  der 
sogenannten  W artezeit  < Karenzzeit i.  der 
ben  Scheidegrenze  zwischen  Kranken- 
und  Unfallversicherung.  Während  man  in 
Deutschland  bei  Einführung  der  Unfallver- 
sicherung in  Anlehnung  an  die  historische 
Entwickelung  des  Krankenkassenwesens  und 
aus  rein  praktischen  Gründen  die  ru> 
für  die  Unfallverletzten  während 
13  Wochen  nach  dem  Unfall,  also  im  wesent- 
lichen die  grosse  Zahl  der  leichteren 
Unfälle  (mit  rasch  vorübergehende    !     - 
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nach  wie   vor  den  örtlich  organisierten  und 
db   leicht   erreichbaren  Krankenkassen 
beliess   und    nur   die  weniger   zahlreichen, 
finanziell     schwerwiegenden    Unfälle 
mir  dauernder  Erwerbsunfähigkeit  oder  töd- 
Ausgange  den  über  das  gar  e  B 
et.  bezw.   grössere  Bezirke  organi 
und   deshalb    leistungsfähigeren   Unfall-Be- 
—  aschaften  zuwies,  glaubte  man  in 
Oesterreich    sich    angesichts   der    mehrfach 
ungünstigen  Finanzlage  der  Krankenkassen 
mit  einer   nur    vierwöchentlichen  Wartezeil 
zu   können,    zumal    die    Arbeiter 
zur  Unfallversicherung   einen  direkten 
Beitrag    von    10%    beisteuern   sollten.     In 
Praxis  bewährte   sich   aber  diese  kurze 
ätung  keineswegs,    vielmehr    ergab  die 
Erfahrung  alsbald,  dass  die  für  die  centrali- 
sierte    Organisation     der     österreichischen 
A  rbeiter  -  Versicherungsanstalten       überaus 
schwierige  und  kostspielige  Behandlung  der 
zahlreichen  leichteren  Unfälle,  deren  Folgen 
sich  zwischen   dem  Ablauf  der  4.  und  dem 
Beginn   der   14.  Woche  erledigen,   allein   an 
ekosten    nahezu   r>0  %    des   bezüglichen 
.  igserfordernisses  und  insgesamt 
23  %  aller  Yerwaltungsfcosten  verschlangen. 
Es    zeigte    sich    daher    mehrfach    das   Be- 
streben.     bei    der    geplanten    Revision    des 
reiehischen       Unfall -Versicheruugsge- 
setzes    die  Wartezeit    nach  deutschem    Vor- 
bilde auf  13  Wochen  auszudehnen,  erforder- 
lichen   Falles    unter   Schadloshaltung    der 
Krankenkassen  seitens  der  Unfall -Versiche- 
rungsanstalten   für   die   bezügliche  Mehrbe- 
lastung,   um    dadurch    dem   auf   gänzliche 
Aufhebung    der  Wartezeit    gerichteten   Ver- 
der    Krankenkassen     zu    begegnen. 
(Vergl.   hierzu  v.  Wödtke,  Kommentar  zum 
Ischen    O.V.G.,    4.   Aufl..    Berlin    1889 
S  21,53,  115,  123 ff.;  Ergebnisse  der  österr. 
tatistik    im    Jahre    1892/1896,    Wien 
L894  1898,  S.  4  17  ff.;  Geschäftsberichte  der 
Niederösterr.    V.A.    für    die  Jahre    1891  92 
Wien   1892/93,    S.  7.  30  bezw.    36,  r,9-62; 
Stenogr.     Prot,     des     Abgeordnetenhauses, 
XI.  Session  L893,  S.  11  74:. ff.:   Denkschrift 
des  rr.    Gewerbevereins    zur   Re- 

form des  U.V.G.,  Wien  lsn;,.  s.  24  ff.- 
Mitteilungen  der  Arbeit«  r-Unfallversiche- 
tall  für  Niedi  ri  ät«  rreich  in  Wien 
Nr.  15  v.,m  io.  Januar  1894  S.  LO ff.,  bezw! 
Berichl  des  Vorstandes  derselben  \'.A..  betr. 
die    zur    Beseitigung     des    Betriebsdeficits 

dienlichen  Massnal n.   Wien   L896,  S.  60 ff., 

Protokoll  über  die  Verhandlungen  des 
Versicherungsb»  irats,  Wien  1896,  S.  1 1  98 
103  ff.) 

In   Deutschland    wollte  dagegen  die  mit 
der  Beratung  der  ersten  Onfallver 
novelle    (vom    17.  November  1896)    b 
Keic)  .  ■!  ■■■  ra  li    im  ;  ib  hrl  die 

Wartezeit     nach     österreichischem     Mustei 


von  13  auf  4  Wochen  herabsetzen,  in 
wesentlichen  mit  der  Begründung,  das 
die  Krankenkassen  die  allermeisten  Unfall 
selbst  zu  tragen  hätten  und  dadurch  unge 
bührlich  belastet  würden.  Die  gewerblich. 
Unfallstatistik  ergab  aber,  dass  die  finan 
zielle  Belastung-  der  Krankenkassel 
durch  die  Unfälle  während  der  ersten  l: 
Wochen  zu  der  Belastung  der  Berufsge- 
possenschaften  durch  die  übrigen  Unfall 
in  einem  geradezu  umgekehrten"  Verhältnis 
steht  wie  die  blosse  Anzahl  der  dei 
Krankenkassen  einerseits  und  den  Berufs- 
genossenschaften andererseits  zufallenden 
Unfälle: 


Unfallstatistik 


1881 


s: 


Krankenkassen 
Berufsgenossen- 
schaften .    . 


^  ja 


•|93,40/o  i6:5lVo 
6.6«  0  83,5% 


1886—1895 


H                    —     21 
2  — 

■sie     gl 


:« 


83,5%    '-\ 
'6,S°/o    880/J 


Hiernach  tragen  die  Berufsgen  ossent 
schatten  nur  '  .,  aller  Unfälle,  aber  7  -  der 
Unfalllasten,  die  Krankenkassen  zwar  ~°  e  den 
Unfälle,  aber  nur  Va  der  Unfalllasten.  Da 
ferner  die  Beiträge  zur  Krankenversicherung 
zu  ]  3  von  den  Arbeitgebern  aufgebracM 
werden,  so  tragen  die  deutschen  Arbeitel 
selbst  zu  den  Unfalllasten  nur  -3  von  12% 
=  8%  bei,  wofür  sie  bei  der  Unfallunter- 
suchung-,  Unfallverhütung  und  Unfallrech« 
sprechung  zu  gleichen  Rechten  mit  den 
Arbeitgebern  beteiligt  sind.  Demnach  konaä 
von  -nie:-  Deberlastung  der  Arbeiter  durcH 
die  13  wöchige  Wartezeit  der  deutschen 
Unfallversicherung  umsoweniger  die  Rede 
sein,  als  in  Oesterreich  die  Arbeiter 
einen  direkten  Beitrag  von  10  %  zur  Un- 
fallversicherung zu   leisten    und  ausserdem 

*    indirekt    d.  h.    mittelst  der  Kranken! 

kassen  alle  Unfälle  während  der  4 wöchigen; 
Wartezeit  oder  %  sämtlicher  Unfälle  mit 
zu  tragen  hatten.  Eine  Verkürzung  des 
Wartezeit  von  13  auf  4  Wochen  würde  viel- 
mehr nach  den  derzeitigen  Erfahrungen  der 
beiderseitigen  Unfallstatistiken  (1886  bis  1895, 
390  bis  1894,  s.  11.  sub  II,  1)  die  Zahl 
ntschädigungspflichtigen  Unfälle  über« 
uaupl  verdoppelt,  die  der  leichteren  Unfälle 
(mit  nur  vorübergehender  Erwerbsunfähig^ 
kein   sogar  auf   das  Siebenfache    gest< 
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auf  U ge- 
meldete Un- 
fälle 


anf  1000  ver- 
sicherte Pi  r- 
äonen 


i,  i  .  im  c  Wartezeit 


ädignngsprl 
Unfälle  überhaupt 
Onfälle  m.  vorüber- 
gehender Erwerbs- 
nnfähigkeit .    .    . 


IM. 


3iS 


«.8 


«3,8 


- 


5,24 


10.7 


i .  1 1    ;   7-°9- 


Besondere    Interessen    der    Versieh 
oder  '1er  Berufsgenossenschaften  Hessen  ach 
für  eine    solche    Verkürzung   der  Wartezeit 
weniger  geltend  machen,  als  den  letz- 
durch    §    76c    der    Ki^enversiche- 
rungsnovelle  vom   10.  Apnl    1892  (R.G.B1. 
g     '79  tl7)  bereits  die  Befugnis  eingeräumt 
war    in  UnfaH-Erkrankungsfällen   das  Heü- 
verfahren    sofort    auf    eigene    Küsten    zu 
nehmen  —  eine  Befugnis,  von  welcher  in 
den   dazu   geeigneten   Fällen   im  allseitigen 
Interesse  immer  häufiger  Gebrauch  gemacht 
wird  (vgl.  Rundschreiben  des  R.V.A.V.  6.Marz 
1897  5.  Januar  1899,  Amtl.  Nachr.  1891  99  S 
279  162ff.).  Eine Uebertragung sämtlicher 
Unfälle  vom  Beginn  der  S.Woche  ab  auf  die 
darin  in  ihrer  Organisation  ganz  ungeeigneten 
Berufsgenossenschaften  würde  lediglich  wie 
in  Oesterreich  sehr  erhebliche  Verwaltungs- 
Q  verursacht  haben,  ohue  den  Kranken- 
kassen  eine   nennenswerte  Entlastung  oder 
Versicherten    selbst    greifbare    Vorteile 
zu   bringen.     Lest   man   z.  B.  die  Zalü  der 
durch  Betriebsunfall  verursachten  Kranken- 
tege    zu  Grunde,   so   würden   die   Kranken- 
kassen, da  mich  einer  Sonderstatistik  für  das 
Jahr   1885  (Statistik   des   deutschen   R 
Neue  Folge.  Bd.  24.  Berlin  1887)    auf  100 
Kassenmitglieder  überhaupt  607,5  Kranken- 
tage    aber    nur    40,4    durch    Betriebsunfall 
herbeigeführt  i    Krankentage    entfiele]  i , 
Aufhebung  der   ganzen   Wartezeit  6-/s"/o 
der  Gesamtbelastung  -der  noch  nicht  4,0 /o 
der     Arbeiterbeitiagslast    ersparen,     welche 
Sätze    sich  bei  Begrenzung  der    Wai 
auf  4  Wochen  sogar,  noch  weiter  ermass 
würden,   da  nach   der   gewerblichen  Unfall- 
statistik von   1881    sich   über    '  i  aller  Un- 
fälle  innerhalb   der   ersten  4   Wochen  erle 


ledigen 


im  übrigen  war  den  Unfallverletz- 
:,  Abs.  9  des  U.V.G.  v 


ten  bereits   nach   s 

0  Juli  1884  vom  Beginn  der  ...  Wochenach 
Eintritt  des  Unfalls  ein  auf  mindi 
des  bezüglichen  Arbeitslohnes  zu  erhöhendes 
Krankengeld  zu  gewähren,  so  dass  erheb- 
Unterschiede  zwischen  dem  bis  zum 
Ablauf  der  Wartezeit  zu  gewährenden 
Krankengeld    und    der    dann    einsetzenden, 


Unfallrente    im    all 
-i  waren.    Andererseite 
hatte   die   österreichische  Unfallstatistik   er- 
dass   die  blossen  Verwaltungsk 

für  die  ln.~trui.riHi-  der  zwischen  den 
lauf  der  4.  und   13.   v  !  dem  l  n- 

faüstage    sich    erledigenden    Unfälle 
mehr  ausmachten,  als  die  schliessliche  Diffe- 
renz  zwischen    dem    Krankengeld   und   der 
Unfallrente  zu  Gunsten  der  \ 
gab. 

Auf  Grund   dieser  Erwägungen 

_>.  Lesung  dei  Rei  ih  ■■  ..   fe  mmissiop 
(Mai  1897)  ein  Kom]  i  dahin,    das 

zwar  bei  der  bestehenden  Wart 
Wochen  verbleiben,  aber  die  ent 
Pflichtige  Berufsgenossenschaf!  der  Krank 
kasse    für    die   Dauer   der  vom  Ablaui   der 
4.  Woche   nach  Eintritt   des  Unfall-   al    g  - 
währten  Fürsorge  den  gesetzlichen  Mindest- 
betrag  des  Krankengeldes  vergül  Ute. 

Kommissionsbericht  kam  jedoch  wegen 
Sessionsschlusses  nicht  mehr  zur  Beratung 
und  die  mit  der  2.  Novelle  (vom  3.  Januar 
befasste  Reichstagskommission  nahm 
(angesichts  der  ablehnenden  Haltung  der 
Reii  hsregierung  von  weiteren  Fordern 
Abstand.'  nachdem  die  bisherige  Lücke 
zwischen  Kranken-  und  Unfallversicherung 
durch  §  5e  des  Entwurfs  (§  13  G.U.V.G.) 
zu  Lasten    der  Berufsgenossensi  hafb  □ 

war   und   andererseits  für  die  Revi- 

der   Krankenversicherung    in   Aussicht 

ninen  wurde,  die  Beitragslasten  wie  bei 

er  Invalid  ■    lierung   zwischen  Aj 

gebern  und  Arbeitnehmern  zu  halbieren  und 

dadurch    eine    noch    weitere   Entlastung  der 

Arbeiter    herbeizuführen.      Vgl.    hierzu    die 

i;        ätags-Drucksachen:  9.   L  jisL-Per.,  IV. 

97,   Nr.  '• a  S.  26«,  und  ad 

I09a  S.  13  §  5.  bezw.    10.  Legisl.-Per, 

[    Session    1898  1! ,    Nr.  523  Bear.   S.  13 

bis  15  und  Nr.  703a  S.  22-23.  39— 4o. 

Auch  bezüglich  der  Höhe  der  \  erwal- 
tung  der   Beruf-- enos 

tten  haben  die  früheren  Klagen  nach- 
nachdem   die   statistischen    Erfah- 
ien  haben,    dass    die  lau! 
Verwaltungskosten   der  B 

,  issenschaften    kaum    n-  h 
samtausgabe  betragen,  kemeswegs  hoher  als 
'bei  der    territorialen    Organisation    der 
ijsten  !,  Unfallversicherung  sind  und 

,  rt  nur  '  3  soviel   als    b 
privaten     Vers  ■  --■  -  ^schatten 

en,  welche  schon  wegen  der  — 
-Versicherung    ganz 
fallenden  —  hohen  Anwerbekosten  erb 
teurer  als   dies-  wirtschaften   und  als    Er- 
werbs -Gesellschaften    überhaupt    nicht    so 
Versicherungsbedingungen     stellen 
en       Vgl.    hierzu:    Amtl.    Nachr. 

18* 
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K.Y.A..  Jahrg.  L900  1.  Beiheft  S.  138ff.  und 

ii  sten-eich,  sowie  die  in  meinem 

Sammelwerk     Die  Arbeiterversicherung  im 

rlin  1900,  Hefl  IV  s.  41  und 

VII  35  angezogene  Litteratur. 

Endlich  wird  auch  die  Wirkung  der 
Unfallversicherung  als  Zwangsver- 

rung  gegenüber  dem  System  der  Frei- 
willigen Versicherung  erst  durch  die  sta- 
llen Feststellungen  klargelegt,  zumal 
wenn  man  die  praktischen  Ergebnisse  beider 
Systeme  einander  gegenüberstellt  (vgl.  hier- 
zu die  Internationale  Uebersicht  im  An- 
meines      Leitfaden    zur   Arbeiterver- 

arung  des  Deutschen  Reichs  .  Berlin 
1! i.  Nach  den  im  Art.  Unfall  Versiche- 
rung (sub  [V,  unten  S.  299  ff.)  mitgeteilten  Ta- 
bellen sind  in  Deutsehland  von  1885 — 1899 
(einschl.)  für  820159  Betriebsunfälle  insge- 
samt sclion  516,5  Millionen  Mark  an  Entschä- 
digungen ausgezahlt  worden  (Unfallrenten 
367,4,  Hinterbliebenenrenten  98,1,  Austalts- 
pflege  23,5,  Beilverfahren  18,3,  Sterbegeld 
4.1.  Witwenabfindung  4.3  und  Ausländerab- 
findung   LS   Millionen   Mark)    und    mittelst 

r  Aufwendungen,  deren  Lasten,  neben 
der  ehrenamtlichen  Verwaltung,  die  Ar- 
beitgeber   ganz    allein    tragen,  haben 

r  insgesamt  über  1  Million  Personen 
Hilfe  und  Trosl  gefunden,  davon  u.  a,  im 
letzten  Rechnungsjahr  (1899): 

479  593  Verletzte 
44923  Witwen      , 
77316  Kinder  Getöteter 

267S  Eltern        / 

11640  Ehefrauen  »  als  Angehörige   4er  in 
25  073  Kinder  Krankenhäusern  unter- 

220  Eltern        J  gebrachten    Verletzten 


641  436  Personen  zusammen 

ein  Ergebnis  der  ausgleichenden  Gerechtig- 
keil  gegen  die  Opfer  der  Arbeit,  wie  es 
kein  anderes  Land  der  Welt  aulzuweisen 
hat  und  welches  dem  sozialen  Pflichtbe- 
wusstsein  der  deutschen  Arbeitgeber  das 
ehrendste  Zeug  .    teilt. 

II.  Oesterreich. 

1.  Jahresübersichten.  Die  seit  1891 
vom  Ministerium  des  [nnern  zu  Wi 
mäss  §  »in  des  Unfallversicherungsgesetzes 
alljährlich  veröffentlichten  Berichte  iibi  r 
Die  Gebarung  und  die  Ergebnisse  der  Un- 
fallstatistik dei  Arbeiter-Unfall-Versii  ae- 
rungsanstalten     enthalten    m  1  ,    Ri  1  h- 

nungsabschlüssen  der  Versicherunj 
ausführüche    Tabellen    über  dir   Zahl, 
Ursachen  und  Folgen  der  1  ot  ,,  1:,- 

triebsunfälle.      Um    die    Vergleichung 
Ergebnissen    der    deutschen    Unfa 
ben  sub  1. 2)  zu  erleichtern,  sind  auJ 
Seite  _\  -  ff.  den  Hauptergebnissen  •  i-r  öster- 


reichischen   Versicherungsanstalten,    v 

abgesehen    von  den   landwirtscliafth 
Motorenhetrieben    ■   ■    nur    gewerbliche 
Betriebe  umfassen,  diejenigen  der  deutschen 
ge-n  erblichen        Berufsgenossenscha 
gegenübergestellt     (vgl.    Anitl.    Nachr.    des 

R.V.A..  Jahrg.  1897  S.  231  ff.,  1! S.  T  d 

1.  Beiheft).  Beide  Statistiken  zeigen  im 
wesentlichen  die  gleiche  Erschein 
einerseits  eine  (durch  die  zunehmend,.  Ge- 
fährlichkeit der  modernen  Industrie  be- 
dingte) andauernde  Steigerung  in  der  Ge- 
samtzahl der  Betriebsunfälle,  andererseits 
eine  (der  Zwangsversicherimg  zu  dankende) 
zunehmende  A b s c h w ä c h u n g  der  Un- 
fallsfolgen d.  h.  ein  Zurücktreten  der 
schwereren  Fälle  (Tod  und  Invalidität  I  gegen- 
über den  leichten  Fällen  (mit  nur  vorüber- 
gehender Erwerbsunfähigkeit  I.  was  in  der 
umfangreicheren  deutschen  Unfallstatistik, 
namentlich  unter  Berücksichtigung  der  re- 
vidierten Ergebnisse  (s.oben  subl,  2a),  bereite 
schärfer  hervortritt  und  vornehmlich  auf  die 
intensivere  Unfall  Verhütung  und  Un- 
falltrankenbehandlung der  deut- 
schen Berufsgenossenschaften  zu- 
rückzuführen  ist—  beides  gewichtige  Selbst- 
verwaltungsbefugnisse, welche  den  öster- 
reichischen Versicherungsanstalten  versagt 
sind.  Wie  in  Deutschland  (s.  oben)  stellte 
sich  auch  in  Oesterreich  das  Bedürfnis 
heraus,  im  Interesse  der  nachträglichen; 
Richtigstellung  der  Tabellen  bezw.  deren 
Verwertung  für  die  Revision  der  Gefahreu- 
klassifüVation  Erhebungen  über  den  (tat- 
sächlichen Verlauf  der  Unfallfolgen  an- 
zustellen: dieselben  wurden  durch  Erlasa 
des  Ministeriums  des  Innern  vom  18.  De- 
zember  IM),  ( Anitl.  Nachr.  1898  S.  17)  an- 
geordnet und  führten  nach  ihrem  Abschlusa 
zur  Veröffentlichung  der  »Ergebnisse  dal 
zum  Zwecke  der  Revision  der  Gefahren! 
Idasseneinteilung  überprüften  Unfall-Statis- 
tik der  Jahre  189m— 90.  Wien  1899  (s. 
Näheres  unten  zu  2). 

2.  Revision  der  Unfallstatistik: 
..Gefahrenklassifikation-'  und  ..Beirrags- 
tariP'.  Das  Finanzsystem  der  öster- 
reichischen Unfallversicherung  ist  grundver- 
schieden von  dem  der  deutschen  Unfallver- 
sicherung, da  es  nicht. wie  dieses  sich  den 
tatsächlichen  Jahresausgaben  (durch  all- 
mählich steigende,  im  nachhinein 
berechnete  Um  läge  beitrage)  anpasst,  son- 
dern durch  versicherungstechnische  Voraus- 

hnung  der  zu  erwartenden  Unfallbe- 
lastung diese  mittelst  fester,  im  voraus 

bneter  Ve  r  sich  er  u  n  g  s  beitrage 
(Durchschnittsprämien)  zu  decken  bezweckt 
(Ü.V.G.    SS    14—16).     Hierzu    bedurfte 

its  der  Vorausberechnung  der  Unfall- 
lasten bezw.  Kapitaldeckung  (Rententafeln) 
und  andererseits  der  Festsetzung  eines  Ver- 
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gsmassstabes.  um  die  jährlich  aufzu- 
Mittel  auf  die  versicherungs- 
fliehtigen  Betriebe  nach  Massgabe  ihrer 
fofallgefährliehkeit  (Gefalirenidassilikation) 
ind  ihres  Arbeitsbedarfs  (Lohnsumme)  neh- 
ig  Zu  verteilen  (Beitragstarif).    Bei  solcher 

biedenheit  der  Finanzsysteme  konnten 
lie  zur  Ausführung  erforderlichen  Mass- 
umni.-Mi  iii.-Ht  wie  in  Deutschland  der 
Selbstbestimmung    der   Versicherungsträger 

ifsgeu uschaften)  überlassen  werden, 

..,    mussten   der  staatlichen  Aufsichts- 
ehalten   bleiben.     Demgemass 
das  Ministerium  des  Innern  noch  vor 
Inkrafttreten  des  ünfallversicherungsgesetzes 

(1.  November  1889)  gemäss  §§  H  16  ™ 
Verordnungswege  (durch  Erlass  vom  22. 
Mai  1889,  Amtl. Nachr.  1888  89  S.389  L06Ö.) 
den  ersten  Beitragstarif  samt  Gefahren- 
klassifikation fest,  wonach  die  versiche- 
rungsrflichtigen  Betriebe  aach  Prozentsätzen 
(höchstes  Unfallrisiko  =  100)  in  1'2  Gefahren- 
klassen geteilt  und  bei  jedem  Gefahrenpro- 
aent  der  für  je  100  Gulden  Lohn  zu  ent- 
ernde Gesamtversicherungsbeitrag  be- 
stimmt   wurden:     demgemass    begann    der 


önfallsgefahren     gebührend     Rechnung    zu 
seits  eine  Dreil  ei  I 
i-efahrenklassen  mit  denRubriken: 
bei    gi  ringer   Gefahr  .     bei    gewöhnlicher 
Gefahr     und     bei   erhöhl      Gi     tir    vorge- 
,     auch     innerhalb    der 
aämlichi        I        ebsgattung 
fahrenunterschi  :  •     welche 

über  den    in  di  '   Ge- 

fahrenklasse  gebotenen    S         i  im    binaus- 
zn    u  rücksii  Ver- 

sicherungsanstalten die  Möglichkeil  zubieten, 
die    bezüglichen    Erfahrungen    im    ei{ 
Bezirk  entsprechend  zu  verwerten;  zugleich 
len    für   das   bei  Anwen  I  i    Ge- 

fahrehklasseneinteilung  zu  beobachtende  Ver- 
fahren bestimmte  Vorschriften  erlassen,  um 
die  Einhaltung  gleichmässiger  Grum 
beiden  einzelnen  Versicherungsanstalten  her- 
beizuführen. Diese  Vorschriften  traten  mit 
der  revidierten  Gefahrenklassifi- 
kation, welche  für  viele  Betriebsarten 
namhafte  Erhöhung  der  Gefahrenklasse 
mit  sich  brachte,  am  1.  Januar  1895  in 
Kraft.    Da  diese  Massnahmen  keine  wesent 


Beitragstarif   in  Klasse  1  mit  dem  Prozent- 
satz 5  bezw.  Beitragssatz  0,28  Gulden  und 
stieg    allmählich   bis    zu    den    Eöchstsätzen 
von  100%  bezw.  5,67  Gulden  in  Klasse  XU. 
Auch    gab    das    Ministerium    (durch   Erlass 
vmn  S.  Oktober  1889,  Amtl.  Nachr.  1888  89, 
Suppl.-Band    S.    29  ff.)    den    UnfaUversiche- 
pü,  sanstalten    .Rententafeln     zur   Berech- 
der  Deckungskapitalien  (für  Invaliden-, 
Witwen-,    Kinder-.     Elternrenten  I    bekannt 
welche   für   die  Aufstellung   der  nach  §15 
.  i  a  g i  schriebenen     versicherungstechmsehen 
Jahresbilanz  zu  benutzen  waren.     Diese  Bi- 
lanzen ergaben  alsbald  eine  völlig  ungleiche 
und  im  ganzen  ungünstige  Entwickelung  der 
Versicherungsanstalten  (mit  steigendem  ver- 
acherungstechnischem  Deficit,  s.  d.  Art.  I  n- 
lall  v  er  sich  erung)  und  weisen  darauf  hin, 
oass   die   mangels   eigener  Erfahrungen  mit 
anderweiten     Behelfen    gewonnenen    Rech- 
nungsgrundlagen  des  Tarifs  mancherlei  1  ehler- 
quellen  enthielten  (vgl.  Amtl.  Nachr.  a.  a.  1 1. 
S    27    und      Sozial.-  Verwaltung    m  Oester- 
reich«,  Wien  1900,  Bd.  I  S.  l'-Mf.i.    1  m  Ab- 
hilfe  zu   schaffen,   wurde    zunächst    gemäss 
§  U    die    dem    Tarif    zu    Grunde   liegende 
ihrenklassifikation  durch  Erlass  vom  20. 
Juli    1894   (Amtl.  Nachr.  1894   S.   755)    auf 
Grund    der    in   den   ersten  beiden  Betriebs- 
jahren 1S90  91  und  sonst  gesammelten  Er- 
fahrungen   dahin    revidiert,    dass    einerseits 
vor     der     Gefahrenklasse     I     noch     zwei 
Unterklassen  A  und  B  mit  den  Prozent- 
sätzen   1—2   bezw.  3—4  (Versicherungsbei- 
trag:   0,06:    0.11:    0.17;    0,23    Gulden    pro 
100  Gulden  Löhne)    ein-' •».•hoben   wurden, 
um  auch  Betriebsgattungen  mit  so  geringen 


liehe  Besserung   brachten  und  die  über  die 


Zulänglichkeit   der  Rententafeln  (auf  Grund 
von  Unfallzählkarten  für  den  Zeitraum  vom 
1.  November    1889   bis   1.  Juni  1895)  ange- 
stellten   Erhebungen    ergeben    hatten,    dass 
Material    für   die  Aufstellung  neuer 
Rententafeln   zwar    noch    nicht     ausreichte, 
I  dass    aber    eine   über   das  (tatsächliche  Er- 
fordernis hinausgehende  Kapitaldeckung  zu- 
folge   zu   hoher  Bewertung   der  Deckungs- 
iien    nicht    stattgefunden    hatte,    so 
wurde  der  Beitragstarif   bei   den    besonders 
en    Ausfallen   (Wien    vom    1.   Juli 
1897,    Prag    und    Lemberg   vom    1.   Januar 
L898  ;im    um    je    10%   erhöht  (vgl.  Unfall- 
statistik.   Jahrg.   1894    S.    15,    1895    S.   16, 
1896  S.   14). 

Inzwischen    hatte    das    Ministerium    be- 
hufs   Klarstellung    der    Ursachen    der    un- 
günstigen    Gebarungsergebnisse    der    Ver- 
rungsanstalten    und    zur   Vorbereitung 
der   nächsten  (zum  1.  Januar  1900  fällig 
Gefahrenklassen-Revision  (durch  Erlass  vom 
18.  Dezember    1897,   Amtl.  Nachr.  1898   S. 
17i    eine  Revision   der  gesamten   Unfallsta- 
tistik   (1890—1896)    angeordnet,    zumal   die 
alljährlich     unmittelbar     nach    Ablauf     des 
Geschäftsjahrs  aufgestellten  Nachweisungen 
über   die  Folgen  und  die  Belastung  der  im 
I  Vorjahr  vorgekommenen  Unfälle  von  i  lern  that- 
säehlichen  Verlauf  der  Unfallstellen  vielfach 
abwichen.     Zur  Vereinfachung  der   statisti- 
schen Arbeit  derYersieherungsanstalten  wur- 
den   daher   diese   unsicheren    Rubriken   aus 
der  Jahr  es  Statistik  (seit   1897)  ausgeschie- 
den und  die  bezüglichen  Feststellungen  der 
für   die  Zwecke    der  Gefahrenklassen-Revi- 
sionen (§  14i  in  Aussieht  genommenen  fünf- 
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Österreichische  Unfallstatistik. 

meldeten  und  entschädigten  Unfälle  bei  den  österreichischen  Versicherungsanstalt^. 


Gemeldete  Unfälle 


Jahr 


Zahl 


auf  1000 
Vollarbeiter 


Binnen  4  Wochen  erledigte 

Unfälle 
(zu  Lasten  der  Kranken- 
versicherung) 


Zahl 


1891 1 
1891 
1892 
1893 

IM  14 
1895 
1896 


1 6  04 1 
213]  6 
26298 

32917 
40  259 

54  562 
64655 


18911—96 
1890-94 


256  04S 
136  831 


19.5 
24,9 
29,4 
35,° 
40.7 
44,8 
50.4 


35:° 

29,9 


1897 
1898 


69283 
75  146 


52,0 
53-8 


9300 
12  =532 
16876 
22  016 
27707 
38167 
46  111 


1 72  709 
88431 


49  622 
54  170 


auf  1000 
Vollarbeiter 


n,3 

14.6 
18,9 

23,4 
28,0 

3>,4 

35,7 


23,4 
19.2 


37-2 
3S.2 


Entschädigte  Unfälle 

(zu  Lasten  der  Unfall 

Versicherung) 


Zahl 


6741 

8784 

9422 

10901 

12552 

16395 
1S544 


83  339 
4S400 


19  661 
20Q76 


auf  1000 
Vollarbeitei 


8.2 
10,2 

I0,5 
11,6 
12,7 
13,5 
'4,4 


(42,1 

(41.0) 
35,7] 

135.il 
(31,2 

130.0) 

12S.71 


11.6  132.5) 

10.7  (35,8] 


'4,7 
i5,o 


(35,i) 
(28,0) 


Die  eingeklammerten  Zahlen  in  Spalten  7  bezeichnen   das  Prozentverhältnis  der  entschj 


IL  Folgen  der 


Jahr 

Tod 

dauernde  Erw 
völlige       teilweise 

jrbsunfähig 

Töllio-e 

keit 
teilweise 

Vorübergehende 

Erwerbsunfähigkeit 

(von  mehr  als 

4  Wochen) 

Zald  der 
Unfälle 

aul  1000 
Voll- 

.11  beiter 

L 

Zahl  der 
Unfälle 

auf  1000 

Zahl  der  Unfälle 

auf  1000  Vollarbeiter 

Voll- 
arbeiter 

1 

2 

3 

4 

5 

6        |         7 

8 

9 

1890  548 

1891  565 

1892  574 

1893  "i'< 

1894  670 

1895  83 ^ 

1896  929 

0.67 
0,66 
0,64 
0.69 
o|68 
0,68 
0.72 

100 
105 
120 

115 

i  \i, 
203 
200 

1  493 

2  046 

2  410 

3  129 
3  585 
4721 
5  199 

0,12 
0,12 

0,13 
O.I2 
O.I2 

0,17 
0,16 

i.Si 

2.39 
2,70 

3,33 
3,62 
3,88 
4,05 

4  600 
606S 
6318 

7  008 

8  181 
10636 
12  216 

5,59 
7,08 
7,07 
7,45 
8.26 

S,74 
9,52 

1890-96 
1890—94 

4  77° 
3  006 

0,67 
0,67 

959 

556 

22583 
12  663 

0,13 
0,12 

3,H 
2,77 

55  027 
32  175 

7.67 
7,09 

IM  IT 

L898 

929 

977 

0,70 
0,70 

5  ( 
5  : 

546 

•82 

3i 
3, 

79 
?8 

13686 
H717 

10,27 
10,55 
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Deutsche  Unfallstatistik. 

I.    Zahl  .1er  gemeldeten  und  entschädigten  Unfälle  bei  den  deutschen  Bi  haften. 


Jahr 


Gemeldete  Unfälle 


Zahl 


auf  1000 
Versicherte 


Binnen  13  Wochen  er- 
ledigte Unfälle 

zu  Lasten  der  Rranken- 
r  ersichei 


-• 

1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 

1894 
1895 


v  596 

121  164 
139  549 
149   l88 

l6l  674 
I65  003 

1S2  120 
190  744 
20;  019 


23,78 
27,42 

28.04 
20. 42 
30.2S 
3: -74 
32,49 
35,23 
36;37 
37,9° 


--      95      15020:4 


51.76 


1896 

233319 

1897 

2^2382 

1898 

270  907 

1899 

298918 

40.69 
41.77 
42,89 
44,89 


digten  zu  den  gemeldeten  Unfällen. 


Zahl 


72873 

89909 
102  355 
117  209 
122  785 
'33  3S5 

150949 

=  57  947 
171  291 


1  255  105 


:947Si 
210  636 
226  026 

-  JA 


auf  1000 

horte 


20.98 
23,28 
23.69 
24,7" 
24.92 
26.19 
26,85 
29.20 

31.66 


26.  ;2 


33,97 
34,86 
35,79 
57.VJ 


Entsi  I  nfälle 

zu  Lasten  der  Unfall- 
ücherung) 


Zahl 


"723 
1 5  970 
1S809 
22340 

20  403 
28289 

3-  -:- 


auf  1'-"' 

iierte 


2.S0 

1 

4.14 

4,35 

^.^  > 

;.<-.4 

6.03 

I7-: 

' 

0.24 

:o.4 

247849  ?■— 


38  538 

6,72 

4:  74" 

6.91 

448S1 

7  ■  1  ° 

49  175 

7,39 

[6,5 

UnfallTerletzungen. 


Jahr 


1886 
1887 
1888 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 


Tod 


Zahl  der 
Unfälle 


auf  1000 

Ver- 
sicherte 


3 


2  422 

0.70 

2  o;o 

°,77 

2  943 

0.68 

33S2 

0.71 

3  597 

o.73 

3634 

0.71 

3282 

0.6; 

3  589 

0.69 

3  43* 

0.05 

3  644 

0.67 

1886-95      32  SS7 


0.70 


1896 

4040 

0,71 

1897 

4-5- 

0.70 

1898 

4613 

o.73 

1899 

477- 

0.72 

dauernde  Erwerbsunfähigkeit 
völlise        teilweise      völlige        teilweise 


Vorübergehende 
Erwerbsunfähigkeit 

von  mehr  als 
13  Wochen 


Zahl  der  Unfälle        auf  1000  Versicherte 


„  , ,    ,        anflOOO 
Zahl  der        yer_ 

Unfälle      sicherte 


1548 
2S27 
18S6 

2  331 

1  S69 

1  570 

1  ,07 

1377 

855 

7  So 

10  550 


S  120 
10  270 

16  109 

19740 
20  225 
19312 


145  6S0  0.35 


595 

20  251 

0.10 

02; 

21  247 

0.10 

^8 

22  348 

0.09 

581 

23*37 

0.09 

i.oS 


000 
3,52 

3  ;- 


0.44 

1.09 

1973 

0.57 

0-43 

2.38 

2  061 
3710 

o.53 

• 

0.4Q 

2.70 

3  839 

0.S1 

0,38 

3-27 

4S2S 

0.9S 

0-5- 

3,42 

5604 

1,10 

0.30 

3-55 

- 

0.27 

3,82 

646; 

1.25 

0.16 

3,82 

1.62 

0.15 

3-57 

9  992 

1,85 

:-  73- 


'3  652 
IS  622 

1  7  3S- 
19  9S5 


i.li 


2.59 
3.00 


2g 
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III.  Ursachen  und 


Anzahl  der  Personen,  welche  im  Rechnungsjahr  von 

sinem  eine 

<  nach  Alter  und  Gesohl  echt 

b)  nach  der  Veranlassung  der 

iST 

cT 

ö  i: 

~ 

_'  -' 

werb- 
liche 

Zahl 

X 

=  - 

— 

■f  —  ; 

3  cä  ö  4: 

-  S4 

—  — 

-   - 

.2  = 

■-  c 

b  Landwirt- 
schaftliche 

der 
Voll- 

Erwachsene 

Jugend- 

Zu- 

0 

OS  - 

=  "Jü 
i  7. 

2  l!  a  z- 

1-z 

—  zi.   =.2 

Motoren- 

arbeiter 

liche 

sam- 

~ "n 

-  -  •  -  —  -.  ~,  - 

—  - 

Sämtliche 

men 

£> 

-"53 

--;: 

1  | 

~~  J> 

Betriebe 

—  z 

-•£ 

5    5  > 

Zf  z. 

„^  -~ 

~  ■"■ 

~  B 

•H  5 

0 

OG 

_ä  -  =  - 

X  — 

m. 

\v. 

m.  I  w. 

s 

■s 

|ro 

A 

33 

IR  «| 

v- 

1 

2 

3 

4 

5 

•5 

7 

9   |  10  11  |  12  13   14   15 

1  ''■ 
1890  {  b. 

Ic 

795  7;S 
27  40S 

5616 
194 

453 
93 

2S4 
27 

64 

10 

6417  S.06  2204  169 
324  11,82  2S2 

45 

50 

273 

939  584 

4   15 
943  S99 

823  166 

5S10 

546 

557 
123 

3" 

74 

6741  8,19 

2486 

169 

45 

50 

273 
439 

|a. 
1891  b. 

1  <-•• 

S32  702  7  361 

24581    235 

391 

31 

68 
18 

8377  10.06 
407  16,56 

2469 

17s 
2 

40 

61 

1405  12S9 
7   ,T 

857  284  7  596 

680 

422 

86 

8  784  10.25 

2832 

1S0 
213 

40 
28 

61 

77 

439 

47  = 
1 

[412 

1576 

1300 

fa. 

-  12  b. 

Ic. 

S66  836  7  964 
27  046   242 

55i 
111 

422 
28 

92 
12 

9029  10.41 
393  '4,53 

2567 
SS2 

1396 

18 

893  8S2  S  206 

662 

672 
102 

450  104 

9422  10.54 

2919 

216  2S 

77 

476 

1577  14H 

1893  b. 

915083  9215 
25  860    2;o 

501 

21 

122 
18 

10  510  11,49 
391  15,12 

2767 
348 

213 

42 

80 

554 

1956 
6 

1637 
26 

Ic 

940  943  9  465 

774 

522 

140 

10  901  11.59 

31 15 

213 

42 

80 

554 

721 
2 

1962 

2377 
6 

1663 

fa. 

1894  b. 

Ic. 

962877  10692 
27  110   280 

790 

151 

491 
32 

102 
14 

12075  12.54 
477  17,60 



3"4 
414 

238 

2 

23 

57 

'935 

989987  1 

1  189  14s  1 
27  583 

0  972 

941 

523 

116 

12  552  12.6S  3528 

246  23 

57 

723 

2383 

190S 

1895  b! 

4  151 
337 

927 

155 

631 

39 

133  15842  13,32  3455  216  14 
22    55320,05   494    1 

7^ 

79S 

2913 

n 

-517 
^7 

-:44 

U- 

1  216  731  14488 

1082 

670 

155  16  375  13.47  3949 

217 

14 

7S 

798 

•s3- 
2 

2924 

3516 
10 

1896  b. 
(c. 

1257  551  16  180 
25  883   321 

1049 
16S 

641  123 
44   18 

17  993  14.31,  3683 
551  21,29   494 

260 

1 

41 

99 

2993 

2; 

1  2S3  433  16  501 

1217 

685  141 

18544  14,45  4177 

261  41 

99  834 

3526 

34*9 

1 1 

3018 

1897  -  b! 

1  304  476  17  227 

27481    364 

IIIO 

188 

624 
06 

89 
2.3 

19  050  14,60 
61 1  22.23 

3762 

3" 

57 

96  877 

1 

2S31 

I.e. 

'331  957  17  59i  1298 

660 

1 12 

19  661  1 

4.76  4295 

311 

57 

96  ,  878  !343o  2S66 

|a. 

1898  b. 

1  c. 

1  369  4°o  18  199  1190 
26309   386   179 

S41 
43 

117 
21 

20  347  1 
629  2 

4,86 
3,91 

4019  359 
497 

32 

135 

899 
2 

3614 
13 

2S01 

50 

2851 

395  7io  18585  1369 

884 

■38 

20  976  1 

:.<->3 

45i6  359 

32 

'35 

901 

5627 

1890 

36,9 

2.5 

0.7 

°,7 

4.1 

14.0 

13,3 

IM  11 

32,2 

2,1 

0.5 

o,7 

5.0 

IU.I 

"4,8 

1892 

31,0 

2.3 

0.3 

0,8 

5,0 

16.7 

:5,o 

Aut  100  . 

ntschädigte  Unfälle  ka 

men  im 

1893 

1894 
1895 
1896 

28,5 
28,1 

24,1 
22.5 

2.0 
'.9 
1,3 

M 

o,4 
0,2 

0,1 

0.2 

°,7 
°,5 
o,5 
°,5 

5,1 
5,7 
4,9 
4,5 

1S.0 
19.0 

17,9 

IQ.O 

'5-3 
■5,7 

'S>5 
16., 

IN'.I, 

21,8 

i,6 

o,3 

o,5 

4,S 

17.4 

'4.6 

18 

SB 

2I,5 

i,7 

0.2 

0.7 

4-3 

17-3 

'3.9 

')  EinschliessEch  der  Witwer    §  7  U.V.G. 

I  1887  nicht  mehr  getrennt    I  nfallstatistik  1897  S    4 
)  Das  Ausdehnungsgesetz  vom  20.  Juli  1894  trat  erst  am  1.  Januar  1895  in  Kraft. 
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,-n  der  Unfälle. 


1760  1214   i?1 

7      10 
1767  1224    171 


207 . 
6 


35,34 

22.50 

34j98 

1247     39  571    4'-10 

58  688    25,3s 

1286     40  2  59|4°.67 

1412     53  763  145,21 
27  799  |  28,97 

1439     54  362  |  44,84_ 

76k     63So8|50,74 

17  847  I  32,72 

50.38 

52,36 
35,59 
52,oz_ 

54,i4 

38,73 


1631     64655 


ö 
2077  1287    2003 


1679 

19 

1698 


68305 

978 

69283 


74127 
1  019 


75  146    53,85 


9, 

8,7 

8,7 
8.4 


5-4 
5,3 

5,2 

5-7 


8,4  5-4 

0.2  5,4 

8,7  6.5 

9,0  6,2 

10.0,  6,1 


*) 

*) 

6,4 

6,9 

S.i 

6.8 

7,8 

0-4 

6,8 

8,2 

6.1 

7-3 

8.6 

b.o 

7-o 

8,1 

5,3 

5.2 

0.1     6,5 

9,3 

5,1 

6,7 

0.2     5.7 

7,8 

5,0  | 

9,5 

0,1     5.8 

9.4 

4,7 

8,7 

0.2 

0.0 

9,o 

4.6 

23,7 
24.5 
26.9 
29,7 
29,5 
30.0 
29.1 
25.7 
25,2 


68,2 

69,1 
67,0 

64,3 

65.2 

64.9 
ö5,9 
69,6 
70.2 


2S-2 
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jährigen   Unfallstatistik   vorbehalten  (Unfall- 
-1.   s.   i  ii.  Amt].  Nachr.  1899  S 
11  rüfung  der  Unfallstatistik 
596  vollzog  sich  (mittelst  Ausfüllung 
er  Formulare)  für  die  einzelnen  Be- 
btungen   durch    die    Versicherungs- 
ilten  im  Jahre  1898  imd  beschräntl 
auf  "die  für  die  Zwecke  der  Gefahren], 
revision  erforderlichen  Daten,  d.  h.  die  Zu- 
sammenstellung derrichtig  gestellten  Ziffern 
über  die  Zahl  der  Betriebe  und  Vollarbeiter, 
die  Summen  der  Löhne  und  Versiche- 
über   die    Zahl    der    Unfälle 
nach  ihren  Polgen  (mit  vorübergehend! 

rader  Erwerbsunfähigkeit  i  idertödlichem 
Ausgang)  und  über  die  Belastung  (Summe 
und  Lohnprozent)  durch  die  ein 
(  ntälle  des  Rechnungsjahres.  Das  Ergebnis 
r  Arbeiten  wurde  1899  vom  Ministerium 
Innern  in  umfangreichen,  nach  den 
verschiedeneu  Betriebsgattungen  und  An- 
stalten bezw.  Jahrgängen  gegliederten  Ta- 
bellen veröffentlicht  i  Ergebnisse  der  zum 
Zwecke  der  Revision  der  Gefahrenklassen- 
einteilung    ül  Unfallstatistik    der 

Jahre  1890—1896«,  auf  Grund   der  bezüg- 
lichen Vi  rlagen  der  Arbeiter-Unfallversiche- 
rungsanstalten   zusammengestellt   im   k.   k 
Ministerium   des   Innern,   Wien    1899).     Im 
wesentlichen  ergab  sich,  da-  die  Zahl  der  Be- 
«unfälle  und  die  Bezugsdauer  der  ünfall- 
a  sowie  das  bnfalMsiko  vieler  Betriebs- 
ingen (insbesondere  der  landwirtschaftli- 
Maschinenbetriebe,  der  Baubetriebe  imd  ! 
der  Holzbearbeitungsmaschinen   verwenden- 
de) und  die  Beitragseinnahmen  sich 
in    Wirklichkeit     vielfach     ungünstiger    als 
nach    den   ursprünglichen   Voraussetzungen 
men   stellten,    und    dass   diese  Er- 
ls   auf  objektive    Imstande 
(Betnebsemnchtungen    etc.),    teil-    ,,.,,    au) 
Gründe  d.  h.  die  verschiedene 
Verwaltungs-und  Spruchpraxis  der  einzelnen 
\  ersicherungsanstalten  zurückzuführen  war 
Das     letztere    kam.     unter    Annahme     der 
Qschnitüichen  Belastung  =  l.  bei  den 
einen     Versicherungsanstalten     in    den 
Qden  Verhältniszahlen   zum   Ausdruck- 
Prag  1.1s.  Wien  L,07,    Lemberg  0,94,  Salz- 
biu-g  0,84,  Tnest  -  i  und  Brunn 

"..•>.    während   in    ersterer  Beziehung  sich 
u.  a.  ergab,   dass   mehrfach   die  näm 
Betnebsgattungen    bei    den    einzelnen   Ver- 
sicherungsanstalten  ganz   verschiedene   Un- 
talhi.-ik.ii    zeigten,    was   in    der   bisher  für 
i  ersicherungsanstalten  ei  aheitlichen 
Gefahrenklassifikation  keinen  Ausgleich 
Demgemäss  wurde  die  Abhilfe  in  doppelter 
>ung  angebahnt,   indem   die    objektiven 
territorialen    Gefahrenunter- 
schiedi    bei  den  einzelnen  Befa 

<    den    fhatsächlichen    Erfahi 

äten  Gefahrenklassifikation,  die  sub- 


jektiven Momente  alier  (die  Gebarui 
eigi  Qtümhchkeiten  der  einzelnen  Anstal 
in  dem  jeder  Versicherungsanstalt  ai 
passenden  Beitragstarif  Berücksicht3 
Qfden  sollten  (vgl.  Amtl.  Nachr.  1898 
112  u.  475ff.). 

Die  neue  Gefahrenklassifikation,  wel 
nach    der    bereits    oben    beschriebenen    M 
le     die    Summen    der    Entschädig-una 
lasten    und    der    Löhne    der   Betriebe   ei 
ander    gegenüberzustellen,    aufgestellt    U1 
durch    Erlass    vom    23.    August    1899    m 
dem     1.    Januar     1900     in    Kraft     gesel 
wurde,    suchte    den    hervorgetretenen    B. 
dürfnissen    dadurcli    Rechnung    zu    tra<*e 
mo  -  unter  Aufhebung  der  bisherige 
bei    der    praktischen    Handhabung    vielfac 
auf  Schwierigkeiten  gestossenen  Dreiteüun 
der   Gefahrenklassen   —  einerseits    die   es 
zeluen  Gefahrenklassen,  um  innerhalb  dies« 
den    erforderlichen   Spielraum   für  die  Eü 
Schätzung    der    zugehorenden    Betrieb,.    z 
bieten,  hinsichtlich  der  Gefahrenprozentsätz 
ubi  remander    übergreifen  lässt  (untei    I 
Setzung  eines     mittleren«   Gefahrenprozent 
für    »normale      Unfallsgefahr),    andererseit 
aber  bei  gewissen  Betriebsgattungen  für  ein 
izelne    Versicherungsanstalten    vot 
der  allgemeinen  Einteilung  abweichend« 
Gefahrenklassen  vorsieht  (so  z.B.  für  Mahl 
miihlen  im  allgemeinen  Klasse  VII.  da»-egei 
bei  den  Anstalten  in  Wien  und  Salzburg  Clasa 
VI,   in  Brunn   und   Graz  Klasse  Villi:    die 
Einreibung    eines   Betriebes    in    einen    "-e- 
nngeren  oder  höheren  als  den  mittleren  Ge- 
fahrenprozentsatz soll  u.  a.  insbesondere  dann 
erfolgen,    wenn  die    UnfaUverhüttuigs-   und 
sonstigen    Betriebseinrichtungen    bes,  u 
gute  oder  mangelhafte  sind,  wobei  elektrischer 
Antneb  von  Maschinen  (ohne  Transmissionen 
allgemein  als  ein  die  Unfallgefahr  verringern? 
di  -  ibunentgeltensoll.  Hiernach  stellt  sieh  da- 
Schema  der  neuen  Gefahreuklassifikation  mit 
den  bezüglichen  Gefahrenprozentsätzen  (daf 
mittlere   in  Klammer)  wie  folgt:  Unterklasse 
A  1—3  (2),    B  3—5  (4).   Klasse  I  4—8  (G), 
117-11  (9).  0110-14(12),  IV]:; -.in  dm 
V  16-24  (20),  VI  20-30  (2m.  VII  2.V-37 
(31),   MII  31-47  nun.    ES  39-57  (48);    X 
48-70(59)  H  59-87  (73),  XH  73-100(871 
Gleichzeitig    mit    der    neuen   Gefahren- 
klassifikation    traten   zur  Ausgleichung    der 
oben    erwähnten    Gebarungsverschiedenhea 
ten  bei  den  einzelnen  Versicherungsanstalten 
neue,  ihren  eigenen  Gebarungsverliältnissen 
angepasste  und  daher  von  einander  verl 
schiedene  Beitragstarife  in  Kraft  (Erlass 
30.  Dezember  1899,   Amtl.  Nachr.  I90ä 
b.   l.tt.i.    welche   von   dem   bisher   einheiw 
sich   zwischen   0,06  und  5.67%  des 
Lohnsumme  bewegenden  Beitragstarif,  in  den 
>i     lest-  und  Höchstsätzen  bei  den  einzelne^ 
\  ersicherungsanstalten  wie  folgt  abwei 
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Jen  und  Prag  0,08-7,81,  Salzburg  OSfi rbfe 
,,     ,U,-Uill    o.tiß    6,10,    Graz    0,06     d,67, 

,|  0,06     6,02,  Lernberg  0,01 10. 

,    wurden    (durch    Erlass    vom   23 
10110    Amt!.  Nachr.   L900  S.  206 ff. i  «ui 
ichführung    der    oben   erwähnten     tanf- 
•i,  Unfallstatistik     (zunächst    tur  l»J< 
l"ml)    welche  vornehmlich  sozialstatisti- 
Zwecken     (Revision     der    Gefahren- 
ä  [ikation  und    der  Kenteutafeln,  Lnfall- 
llllu  etc.)  dmi.ru  soll,    besondere  (Un- 
[tenten-    und    Betriebs-)    Zählkarten 
eschrieben,   deren  Aufarbeitung   im  Mi- 

ium  dos  Innern  erfolgen  soll. 

Endlich    erfolgte    zur   wirksamen  torde- 

der   Unfallverhütung   und   damit 

bminderung  der  Unfalllasten  (durch  kaiserl. 

irlass  vomö!  Januar  1899,  bezw  Ministenal- 

,,    ,,,„,  L3.  Mai  1900,  Amt!.  Nachr.  1900 

-öl      'Toi    die    Einsetzung    einer    (dem 

lan'lelsinini-teriuni  angegliedert. -n)    1  ntaU- 

erhütunsre-Kommission«,   welche    ans    dem 

:entralgewerbeinspektor  und  16-20  (der  in- 

i      Jko  Technik,  der  Hygiene,  den  Ver- 
icherunes-Änstalten  und  den  Unternehmern 
iiwie  Versicherten  der  imfallversicherungs- 
'io-en  Betriebe  zu  entnehmenden)  ordeut- 
Mitgliedern  besteht  und,  ähnlich  wie  der 
Ministerium  des  Innern  angegliederte) 
Versicherungsbeirat.      auf     Versicherung*- 
echnischem  Gebiet,  der  Regierung  in  allen 
ai    den  Schutz   des  Lebens    und    der  fce- 
äundheit  der  Arbeiter  bezüglichen  Angelegen- 
sten  als     beratendes  und  begutachtendes 
fcchtechnisches    Organ<     zur    Seite    stehen 
soll-  die  konstituierende  Versammlung  tauet 
Vorlegung  eines    Entwurfs  der  alJge- 
,i   Schutzvorschriften   für   gewerbbehe 
Betriebe     am  12.  Juni  1900  statt. 

angesichts  des  noch  vielfach  expernuen- 
fauen  Charakters  des  österreichischen  1  anl- 
as   machte    sich    im  Hinblick    auf    die 
eenlaute   Reform   des  Unfall- Versicherungs- 
tZes    (s.    den    Art.    Unf  allversiche- 
i  u  n  g)    unter     den     österreichischen    ln- 
:  du-t neben    eine    starke    Strömung   für   die 
Einführung      des      deutschen     Magever- 
fahreus    geltend,    welches    aUe    Schwierig- 
keiten   vermeide,    der   Industrie    nicht    un- 
nötigerweise Millionen   werbenden  Kapitals 
1  entziehe   und   den    Versicherten  gleichwohl 
I  die  nämliche  Sicherheit  biete,   wogegen  das 
Bsten-eichische  Kapitaldeckungsverfahren  bei 
flen  noch   ganz  unsicheren  statistischen  M- 
,   fahrunseu  die   unvermeidlichen  Irrtumer  in 
1   der  Gefahrenklassifikation,  Beitragstarif  lerung 
und    Rentenkapitalisierung    ungemein   jer- 
schärfe,  auch  der  Einführung  der  Invaliden- 
versicherung   durch  Vorwegnähme  der  ver 
ffloV.aren  -Mittel  geradezu  entgegenwirke. 

Vonversicheruugstechnischer  Seite  wurde 
dieser  Vorschlag  lebhaft  bekämpft,  da  man 
dann    vorübersehend    ermässigte    Beitrage 


(etwa  für  die  nächsten  10  Jahre)  mit  m 
„1     (im    Beharrungszustand    um 
„       .    erhöhten     Beiträgen     zu 
hätte   also  weder  eine  Verbilligung  dei 
Eallversich  h  eine  Verbesserung 

Emauzsystems  würde. 

Seitens  der  Versit  herungsanstall 
wurde   die   Auffassung  em 

richtiger    Prämienl  arif,   welche] 
Deckung  der  entstehenden  Verbindli  :hfo 
thatsächüch  gewährleiste  und  cüese  Last 
die   verschiedenen    Betriebsgruppen    gerec™ 
verteile,  in  Ermangelung  ausreichender  Erfah- 
rungen sich  überhaupt  noch  nicht  aufstellen 
lasse     Es  wurde  deshalb  vorgeschlagen,  zur 
Vermeidung   weiterer  Betriebsabgänge  (ver- 
sicherungstechnischer Deticits)  bei  den  Ver- 
sicherungsanstalten   einstweilen    nach 
VorcranK     des     deutschen     Bau  -  UnfaUver- 
sicherun,sgesetzes    vom   11.    Juli   1 38 . 
ieder     Versicherungsanstalt     (ähnlich 
bei    der   berufsgenossenschafthehen    Intall- 
versicherungsanstalt     der     österreielrischen 
Eisenbahnen)    alljährlich    das   durch  die  er- 
waehsenen   Verbindlichkeiten    bedingte   Ge- 
samtentschädigungserfordernis    (Barentsclra- 
dieunsen  .     1  leckungskapitahen ,    Entschadi- 
irungsreserven  und  Verwaltungsauslagen)  auf 
die    versicherten    Betriebe    nach    Massgab 
der  gezahlten  Löhne  und  der  thatsachto 
ünfallgefahr    (Gefahrenziffern)     umzul 
und    erst    bei  Erreichung    des  Beharrungs- 
zustandes auf  Grund  der  bis  dahin  gewon- 
nenen festen  Unterlagen  zu  dem  grundsätz- 
lich richtigen  Prämiensystem  des  bestehen- 
den   Gesetzes    zurückzukehren,    ausserdem 
aber  behufs  Abminderung   der  Unfalllasten 
selbst  den   österreichischen   Versicherungs- 
anstalten eine  ähnliche  Einwirkung  auf  das 
Unfall -Heil  ver  fahren    wie    den   deut- 
sehen    Berufsgenossenschaften     beizulegen 
und   vor   allem   die  bisher  noch  wenig  ent- 
wickelte   Unfallverhütung     unter    Zu- 
ziehung der  beteiligten  Kreise  systematisch 

1  Ob  und  inwieweit  diese  Anregungen  bei 
der" Rension    des    Unfall -Versicherungsg  - 
setzes    Berücksichtigung     finden     werden. 
durfte  im  wesentlichen  von  den  Wirkungen 
?£    flu-    den    1.   Januar   1900   emge  uhrten 
Reformmassuahmen  abhängen.    (Vgl.  nierzu. 
Bericht  des  Gewerbeausschusses  des  Abge- 
ordnetenhauses, XI.  Session   1893,  Nr.  b4 
a   14  ff  •  Denkschrift   des  Niederosterr.  <ae- 
werbevereins  vom  4.  Januar  1895,  betr.  Re- 
form des  U.V.G.;    Protokoll   über   die  Ver- 
edlungen   des  Versicherungsbeirats    vom 
25    September   bis  5.  Dezember  189o,   betr. 
Sän£ngdesU.V.G;dieReformber^e 

der  Wiener  V.-A.  vom  23.  Juni  1893/26  Man 
1896  bezw.  der  Prager  V.-A.  vom  Jahr  1891 

und    die   vom  Vorstand    der   TJ  lenei   \  .-A. 
herausgegebene  Schrift    Kapitaldeckung  und 
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Umlaj  \      iter-Unfallversicherung 

ach  .  Wien  1899.) 
3.    Verschiedenes.      Hinsichtlich    der 
■  altungst osten  bestätigen  dienach- 
iden    Zusammenstellungen    die    schon 
erwähnte  Erfahrung,    dass    die  terri- 
toriale Organisation   der    Unfallversicherung 
keineswegs    billiger  arbeitet  als  die  berufs- 
ssenschafüiche,  dass  aber  die  7.  wan  gs- 
aerung    in    beiderlei    Form    erheblich 
billiger    wirtschaftet    als    die    Privatver- 
sicherung. 

Verwaltungskosten  '    a    der  deutschen  gewerb- 
lichen ünfall-Berufsgenossens(hatr.~ii. 


Nach 


dem     Protokoll    über   die   in   di 
Zeit    vom    25.   November    bis   5.   Dez 
1895  abgeführten  Verhandlungen  des  dur 
Experte    verstärkten    Versichenmgsbi 
betr.  augeregte  Abänderungen  des   Aj 
anfallversicherungsgesetzes   .     Wien     istöi 
(S.  20)  kamen: 

durchschnittliche  Verwaltungskosten 

a)    auf  1  fl.  der  ausgezahlten  Entschädig! 
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1886 
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26.09 

186.46 
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0,92 
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12,0; 

l,0O 
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38 
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i,63 
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13.29 
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i,73 

13.75 
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1893 
1894 
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13.S4 
H.40 
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15.66 
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1,27 

1895 

2,OI 
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',54 

i,7o 
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15.02 

46,57  1 

2S.49 

12,13 
13,60 

o,97 
4,09 

im 
Jahr 


bei  den 
deutschen  Be- 
rufsgenossen- 
schaften 
kr. 


im 
Jahr 


bei  den 
österreichisdfl 
VersicherunjB 

anstalten. 
kr. 


1886 
1887 
1888 
1889 
1890 


369 
64 
43 
33 
26 


1890 

1891 
1892 

1893 
1894 


'44 
64 

48 
37 
31,9 


b     auf  1  rl.  der  eingezahlten  Prämien 


1890 
1891 
1892 
1893 
1894 


1  'rager  Ver-  bei  den  privaten  Ver- 
sicherungsanstalt   sichernugsanstaltäi 


kr. 


kr. 


29 

33 

32 

30,1 

31 


die  Verglek-hung  der 


b)  der  österreichischen  Unfallversicherungs- 

anstalten. 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 


Kosten  derTJnfallfeststellnng.derScl 
/■'■■.  Jei    I  nfallverhütung    Deberwa 
der  Betrieb,      und   allgemeine     laufende     Ver- 
waltnngsk08ten. 

Bei  Benutzung  der  österreichischen  Dnfall- 

nk   ist  1  Golden  gleich  1  Mk.  70  Pf   -.- 

rechnet  und  in  den  Spalten  5  und  6  die  Gruppe 

der   landwirtschaftlichen    Motorenbetriebe   aus- 

g(  schieden. 

üeber  die  ESnwirkimg  einer  zu  kurzen 
Wartezeit  aui  die  Höhe  der  Verwaltungskosten 
vgl.  oben  sub  iL  4. 


Einen  Anhalt   für 
Beitrags-    und   Entschädigun 

I  ungen  auf  seiten  der  österreichi  sehen 
Versicherungsanstalten  einerseits  und  der 
deutschen  Berufsgenossenschaften  anderer-  *' 
seits  gewährt  die  Gegenüberstellung  dieser 
Leistungen  und  der  versicherten  Lohn- 
summen. S.  die  erste  Tabelle  auf  folgender 
Seite. 

Bezüglich    des    Umfangs    der   Ver- 
sicherung steht    die   Österreichische  Ar- 
beiterversicherung   der  deutschen   noch  er- 
heblich  nach.     Gemäss   der  letzten   Volks* 
Zählung  (1890)   hatte   Oesterreich  23.9  VtiU 
(IL,  männliche  u.  12.2  weibliche) Einwohne* 
wovon  13,3  auf  Land-  und  Forstwirtscharf 
6.1    auf   Industrie    und    Gewerbe.    2.1    auf 
Handel    und   Verkehr   entfielen.      Von    den 
8084814    Arbeitern    und     1102656    Tage! 
ern   =   9187470  wirtschaftlich  unselb- 
ständigen   Personen   entfielen   5615133  Ar- 
und   824894  Tagelöhner  =  644002TJ 
Personen  auf  die  Land- und  Forstwirtschaft 
"n-2  1  1 1006  Arbeiter  und  99 122  Ta  ... 
löhne]         2243734  Personen  auf  Industrie 
:'1"1  .«'cw.-rbe.    >,,   ,ia,-s   die   r,stei-reir--his,-he 
Arbeiterversicherung,    welche    in    Kranken^ 
und    Unfallversicherung    rund    2    Jlillioneü 
Versicherte  umfasst  (vgl.  Amtl.  Nachr.  1900 
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Entschädigungen  in 
•1,.  0/     der  Lohnsummen  bei  den 

u,1-~"       österreichischen      deutschen  ge- 
jalir         Versichernngs-      werbl.  Berutsge; 
anstalten  nossenschaften* 


6. 


1890  : 
1891 
1892: 
1893 : 
1894  - 
1895: 
L896 
1897  : 
1898 


0,76 
2.2; 
3,i7 

4- 1-? 

;.2o 

5,i7 

6.65 
7,82 
S.92 


ins»; 

1887  : 
1888 
L889 
L890: 
1891 : 
1892 : 

IS'.  13: 

1894  . 


0,60 

1 .04 

2.Q  I 

3,75 

4-7o 

^,64 
6.86 

7,39 
S.24 


Beiträge  in 


Jahr 


1890 
1891 
1892 

1893 
1894 
1895 
1896 
1891 
1898 


„  der  Lohnsummen 
bei 

Bsterri  ichischen       deutschen  ge- 
berungs-     werb!    Berufsge- 
anstalten  nossi  nsi  haften 


t,39 
1,36 
i,37 
1,36 

1,36 
[,52 
1,56 

;-7- 
1.00 


Jahr 


1,00 

1890 

1,15 

L891 

1892 

1.2  1 

1893 

1894 

[,26 

1895 

1,20 

1896 

1897 

l.OÖ 

1898 

ngsffps 


Ohne 
ietz  den 


die  Knappschafts-Berufsgenossenschaften, 
11  Bergbau  nicht  mitumfasst  iS  1  Abs.  5 


,1.1    -l:i-  Ssterrei 


shische  Onfall-Vi 


Im;  u    d.  Art.  Unfallversicherung), 

(, Qsatz    zur    deutschen    Arbeiteryer- 

lerung  noch  nicht  einmal  die  gewerbliche 
leiterschaft  ganz  deckt,  von  den  gesamten 
Knarbeitera    aber  kaum   ein  Viertel    um- 


fasst.  (Vgl.  die  internationale  üebersicht  im 
Anhang  meines  Leitfaden  zur  Arbeiterver- 
sicherung des  Deutschen  Reichs»,  Berlin 
1900,  und  Wokurek  Die  österr.  Unfallver- 
sicherung», Leipzig-Wien  Ws.  >>  3ff.) 


Unfallrenten  bezogen  am  Ende  des  letzten  Rechnungsjahres  (1898): 
llls  dauernd  gänzlich  Erwerbsunfähige   im  Jahresbetrag   von     394074  J- 

21424        ..        teilweise  „  -  »  £§  fl 

3506  Witwen  Getöteter  •■  -22  9S7  fl. 

5  850  Kinder  „  •■  °2Qd6;  fl 

489  Eltern  ■•  


Zus.  32  717  Personen 

Die    Cnfallgesetzgebung    in   den 

brigen   Staaten   ist   noch  zu  jung,  um 

Bhon    jetzt    eine    besondere    Unfallstatistik 

iefern  zu  können  (s.  den  Art.  Unfallver- 

er  u  n  g). 

Ätteratur:    I.    Deutschland.     Amtlit  h, 

y„,  hrichten  dt  s  Reichsv  er  sicher I 

"amts     Berlin  seit  1885  (Verlag  von  A.     I 
insbesondere   die    jährlichen   Rechnungsergebmsse 
,;,,.  Berufsgenossenschaften  etc.  (Nr.  1  a.  a.   O.), 
,,,„■/.    die   mit   Verhältnisberechnungen   vcrsehent 
Zusammenstellung  fiir  die  Jahre  188 

Gewerbliche 
1.  Beiheft,  Jahrg.  1900;  ferner  '''v /^7^wT. 

1887  1897      ,     ,,.  , 
Unfallstatistik  für  die  Jahre 


Nachr. 


1890  S.   199 


bei 


1S91 1901 
r.   Beihefte    zu    Jahrg 


im  Jahresbetrage  von  2  730  927  fl. 

Berlin  1900.  —Zacher.  Leitfaden  zur  Arbeiter- 
versicherung des  Deutschen   Reichs,  Berlin   1900. 
II     Ocsterreich.      Amtliche    Nach- 
richten   des    k.    b.    Ministeriums    des 

1 :,  n,    betr.    die   Unfallversicherung   und 

Krankenversicherung  der  Arbeiter,  II  ien  seit  1889, 
,,.„■;,     die    Gebarung    und    die    Ergebm 

Unfallstatistik  der  Arbeiter-Unfcdl-Versicl gs- 

dten,   Wien    seit 

- Zwecke   der   Revision   der  Gefahrenklassen- 

,,„,,,;„,<„    überprüften    Unfallstatistik   der  J 
1890—1896,   Wien  1899.  —  Kapitaldeci 
I  UmlagebeiderArbeiter-ünfallversid 
;„    Österreich,    Wien  1899.   -    Soziale  1  er- 
in    Oestt  rreich  a?n  En 
rts,     Wien    1900.    -    Xnchcv.     »Du, 
I       üerversicherung    im    Auslande«,    Heft     1  u 
0     erreich)   und  die  daselbst  S.  >6  >/  angt 
IMteratur.  , 


189S   S.    SSI 
189911900.  —  Bödiker,    Die   Unfallstation 
Deutschen  Reichs  nach  der  Aufnahme  vom  Jahn 
1881  (Ergänzungsheft  zu  Bd.  5S  der  Staltsti 
D.  /.'-!.  Berlin   1882.   —  ran  der  Borght,   Du 
Statistik   der   deutschen   Arbeiterversicherung 
v.    ifayrs  Allg.  Statist.  Archiv,    Bd.  -',  S.   W# 
—  Hartmann,    Die  Berechnung   der    Um 
beitrügt    für  die   Unfallversicherung    bi 
werbl.  Berufsgenossenschaften,  Berlin   1896,    D 
Gefahrentarifwesen    der    Unfaüversicherun 
Deutschen  Reichs,   Berlin   1900.  -  Klei».    Du 
Leistungen    der  Arbeüerversicherung    des   D.  K., 
Berlin  1900.    —  Lass  und  Zolin.    1 
und  Wirkung  der  deutschen  Arbeitern 


Unfallversicherung. 


i  Die  D  iu  Deutschland.  I.  Vor- 
geschichte. 1.  Begriff.  2.  Privatrechtkche 
Haftpflicht.  3.  Oeffentiichrechtliche  Fursorg 
1  Unfallversicherung  .  IL  Die  r eichsgese tz- 
iche  U  1.  Die  ältere  Gesetzgebung.  2. 
onderU.  DJ.  Bestehendes  Recht. 
IG  v.  30.  Juni  1900.  betr.  die  Abänderung  der 
Ünfallversichernngsgesetze  (B.G.B1.  -v  •■><•>'■  - 
Gewerbe-Unfallversicherungsgesetz  1  E.Cx.bi.  t . 
585  3.  ünfallversicherungsgesetz  für  l.antt- 
und  Forstwirtschaft  (G.G.B1.   S.  641).    4.  tau- 
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Unfallversicherungsgesetz    RGBl.   S.  698).    5. 
berungsgesetz     R.G.B1.   S.   716). 
IV.  Statistisches  Organisation,  Verwaltung, 
I  sprechung  .  V.  A  d  li  a  n  g.  I.  Reichsversiche- 
rungsamt.  -.  Das  Beamten-Unfallfürsorgegesetz 
v.    Lö.   Mära  1886  (R.G.B1.  S.  58).     2.  Das  Ge- 
l  afallfürsorgegesetz  v.  30.  Juni    1900 
-      '     B.DieUnfallversicherung 
in  Oesterreich.     1.  Privatrechtliche  (persön- 
Haftpflicht.  2.  Oeffenüichrechtüche  (soziale) 
rge.     3.    Unfallversicherungsgesetz   v.  28 
i,i»  r  Ins,    R.G.B1. 1888  Nr.  1).    4.  Ausdeh- 
ägesetz  v.  20.  Juli   1894  [R.G.BL   S.  168: 
Gesetzeskraft  vom  1.  Januar  1895).    5.  Reform 
der  U.     6.   Statistisches.     0.  Die  1".    in   den 
übrigen   Staaten. 


I.  Vorgeschichte. 

A.  Die  Unfallversicherung  in 
Deutschland. 

1.  Begriff.    Unfallversicherung    ist    die 
rstellung  von  Personengegen  die  wirt- 
schaftlichen    Folgen    von     Betriebsunfällen, 
welche  zufolge  Tötung  oder  Körperverletzung 
die  Erwerbsfähigkeit  dauernd  oder  vorüber- 

■1  aufheben  oder  beschränken.  Sie 
i  i  einen  Zweig  der  Personenversicherung 
und  hat  mit  der  Entwickelung  der  modernen 
Produktion  —  ähnlieh  wie  die  Kranken-, 
Invalidität:--  und  Altersversicherung  — eine 
erhöhte  Bedeutung  namentlich  für  diejenigen 
B  ilkerungsschichten  erlangt,  welche  auf 
die  Verwertung  ihrer  Arbeitskraft  im  Dienste 
md  cö  angewiesi  d  sind  (Arbeiter,  Betriebs- 
beamte) und  bei  plötzlicher  Einbusse  dieser 
Erwerbsquelle  in  Ermangelung  anderer  Für- 
isl    der  Armenpflege   anheimfallen. 

2.  Privatrechtliche  Haftpflicht:  a)  Ge- 
meines Recht.  Nach  den  Grundsätzen 
>'  -  römisch-ge inen  Rechts   stand  den  in 

Gewerbebetrieben     Verletzten     bezw.    den 
Binterbliebi  aeni  h  töteterein  Entschädigungs- 
anspruch   ausschliesslich    gegen    den    un- 
mil  telbaren      Urheber  "zu,    insoweit 
ii    eine    vertretbare  Schuld    nachge- 
en    werden    konnte.      Der   Arbeilgeber 
Betriebsunternehmer)   haftete  hiernach  nur 
für  eigenes    Verschulden,    für  das   seiner 
Angestellten  nur  dann,  wenn  ihm  eim 

keil  bei  der  Auswahl  dei  selben  (culpa 
ligendo)    nachzuweisen     war.      1 1 
3i  tiuldbi  v  i        egen  einen  sozial  übe]  legenen 

wi  gi  zu  er- 
bringen, war  für  den  Arbeiter  ,  di  r  i  ine 
ilmt,  rblii  benen  um  so  schwerer,  als  \rt 
und  < Irt  des  Unfalls,  wie  gi  radi  bei  ele- 
aren  tfassenun  fällen  in  Bergwerken 
Dampfkesselanlagen,  Spn  .  brik  d  etc 

die  Beweisführung  durch  Augenschein  und 

chl n  waren.    Ueber- 

;he  Prozesse  lediglich  da 

chi  ii    Arbeitgebern    und 
.  ■  -  n  zu  trüben. 
Da    mit    der   zunehmenden  Ausdehnung 


des    maschinellen  Grossbetriehes   die   dun 
die    Industrie    hervorgerufenen    Betri 
fälle    die    Armeulasten    der   Gemeinden 
sehends   steigerten    und    die   Lage    der    1„ 
troffenen  Arbeiter   immer   mehr  verschied 
terten,    so    suchte    die    Reicltsgesetz.gel.nn] 
diesen    Uobelständen    zunächst     durch    K 
Weiterung   der  persönlichen  Hafti (flicht   , 
Unternehmer  abzuhelfen. 

b)  Das  R.G.  v.  7.  Juni  1871  (R.G.B 
S.  207)  legte  .lern  Unternehmer  für  die 
seinem  Betriebe  vorkommenden  Unfall,,,  in- 
besondere für  alle  Vernachlässigungen  seine 
Angestellten  eine  selbständige  Yeranl 
wortlichkeit  auf. 

Danach  hatte  der  Unternehmer  den  dun 
Tötung  oder  Körperverletzung  eines  Mensch 
entstandenen  Schaden  voll  zu  ersetz,')),  im 
zwar:    1.    bei    Unfällen    im    Betriebe    eine 
Eisenbahn,    sofern   er   nicht   höhere    Gewal 
oder  eigenes  Verschulden  des  Verunglückte! 
als  Ursache  des  Unfalls  nachweisen  konnte 
2.  bei  sonstigen  Unfällen  (im  Betriebe  einei 
Bergwerks  oder  Steinbruchs,  einer  Gräbere 
oder  Fabrik),  wenn  der  Verunglückte  seiner 
seits  ein  Verschuldendes  Unternehmers  odeil 
der  Betriebsbeamten  nachzuweisen  vermochte! 
Bei  dieser  Unterscheidung  ging  der  Ge-l 
setzgeber  von  der  Auffassung  aus,  dass  di 
Präsumtion  der  Unternehmerschuld  sich  nuil 
für  Eisenbahnbetriebe   rechtfertige,  weil  nui 
hier  nach  dem  Stande   der  Technik  Unfälle! 
in  der  Eegel  zu  vermeiden  seien,  nicht  aber! 
bei  Bergwerken  und  Fabrikbetrieben,  wo  diejf 
Naturkräfte   und   die  Selbstbestimmung  derB 
Arbeiter    bezw.    Mitarbeiter    weit    mehr   in  ! 
den  Vordergrund  treten. 

Das  Gesetz  übte  nicht  die  erhoffte  Vir-  1 
kung:  es  liess  die  übergrosse  Mehrzahl  der I 
Unfälle  (bei  Zufall,  eigenem  Verschulden,! 
Schuld  der  Mitarbeiter),  nach  wie  vor  un-1 
gedeckt,  vermehrte  nur  die  beiderseits  ver-1 
bitternden  Prozesse,  beliess  es  im  wesent-B 
bellen  bei  der  für  den  Arbeiter  so  schwie- 
rigen Beweislast  und  verwies  diesen  bei 
Zahlungsun  fähigkeit  des  Entschädigungs- 
pflichtigen wiederum  auf  die  öffentliche 
Armenpflege.  Näheres  s.  d.  Art.  Haft! 
pflicht  oben  Bd.  IV,  s.  946 ff.). 

3.  Oeffentlichrechtliche Fürsorge  (Un- 
fallversicherung). Eine  wirksame  Abhilfe 
war  nur  zu  beschaffen,  wenn  es  gelang 
alle  Unfälle  zu  entschädigen,  ohne  die  In- 
dustrie zu  überlasten,  d.  h.  beiden  Teilen 
(Arbeitgebern  wie  Arbeitnehmern)  gerechi 
zu  werden.  Auf  dem  bisherigen  Wega 
durch  weitere  Verschärfung  der  Haftpflicht! 
war  dies  nicht  möglieh.  Selbst  wem,  man, 
im  Widerspruch  mit  den  thatsächlichea 
Verhältnissen,  die  ausnahmsweise  für  des 
Eisenbahnbetrieb  angenommene  Präsumtion 
der  Unternehmerschuld  zum  all-,, meinen 
Grundsatz  erhoben,  d.  h.  die  Beweisla 
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„jBten  desArbeiters  durchweg  umj 
.      .    ,  |        [ies  gleichwohl  in  der  Sache 
inderl   liabeu,    da    dann  der 
,ehmer  das  deiche  Interesse  wiefruhei 
Arbeiter   daran    gehabt    hätte,    em  Ver- 
hulden  des  Gegners  nachzuweisen,  und  die 
lurch    Zufall    oder  Ver- 

lüden   herbeigeführten)    InfäUe     immer 
;  Freie    gefallen    wären.    Gerade  in 
rer    Beziehung    musste    es    besonders 
•     rscheinen.   Arbeiter,   welche  auf  ihre 
i,  |   Geschicklichkeit  vertrauend  und 
-    impft  dun  Gewohnheit  der  Be- 

cfahren  diesen    zum  Opfer  fielen    tur 
m    Dienste   anderer    erlittene   Unglück 
«  olil  ohne  jode  Entschädigung  zu  lassen  . 
„r  bei  vor s ä  t  zli  c  h  e r  Herbeiführung  des 
war  dies   gebot  a. 
Eine  befriedigende  Lösung   verhiess  Um- 
setzung der  privattechthchen  Haftpflicht 
entlichrechtliche  Für- 
auf   Grund    allgemeinen    A  er- 
rungszwanges. 
Von  dem  Grundsatze  aussehend,  dass  die 
den  Gewerbebetrieb  hervorgerufenen 
;nfalllasten  wie  andere  Geschäftsunkosten  als 
•in  Teil  der  Produktionskosten  zu  behandeln 
und  dass  bei  der  Verschiedenheit  der 
leefahr  in  den  einzelnen  Gewerbszwei- 
Qligerweise  jede  Branche  das  ihr.-. 

n  ■nrisiki  >  zu  tragen  habe,  schien 
is  am  natürlichsten  und  gerechtesten  (ausser 
orsatz  des  Verunglückten)  alle  Be- 
triebsunfälle  zu   entschädigen   und 
fersickerungslasten   der  Gesamtheit 
«treffenden    Gewerbeunternehmer  auf- 
:;.    also    die     persönliche    Haftpflicht 
der  °Einzelunternehmer  in  ein.:'   Wirtschaft- 
Belastung  des  ganzen  Gewerbszv, 
umzuwandeln,     an     welcher     der     einzelne 
i,    nach     dem    Masse    -eines    Risikos 
|  Ai  I  «itsverbrauch  und  Gefährlichkeit  beteiligt 

Diesen  Weg  1  leschritt  zuerst  die  d  e  u  t  - 
Unfallversicherungsgesetzgebung. 

a)  1     Gesetzentwurf     v.     8.    März 
1881  (R  T  Dr.S.  Nr.  41).    Nach   diesem   Ent- 
würfe -Uten  die  Unternehmer  haftpfli 
Betriebe  (abgesehen   von   den   Eisenbai 
verpflichtet  sein,  ihre  Arbeiter  und  Beb 
ten    gegen   die  wirtschaftlichen    1 
Betriebsunfällen  kollektiv  zu  versi 
!  Die    Versicherung    sollte    mit    vierwö 
Warte-(Karenz-)zeit  bei  einer  Reichs-^  er- 
Bicherungsanstalt  nach  festen  Prämien- 
,,.  unter  Berücksichtigimg  der  Gefahren- 
klassen und  Zidassung   genossenschaftücner 
img  i  innerhalb  dersell 
I    und  Gebietsabgrenzung)  erfolgen    und  zwar 
:.    sten  der  nunmehr  von  der  Hartpfücnt 
eitenUnternehmer.jedoclnmterBeteihguug 
Arbeiter  und  des  Reiches  an  der  Pramien- 
rahliro°--gegei  di«  Entschäd  -  Setzung 


der    Reichs-Versichei  tall    sollte 

Rechtsv  '    ■■  n    Privatgesellschaften 

weil  sol- 
Beaulsichtigung  keine 
unbedingt  die  Un- 

fälle  di  unterlag' 

Dividenden  dienen  d  Die  Gewähi 

eines  Reichs-Znschusses  schien  dm 
erwartende  Verminderung 

itfertigt,  auch  sozialpolitisch  a 
:  Arbeitern  die  Fürsorg.  B 

für  ihr  Wohl  desto  deuthcher  zu  mach 
Der  Reichstag  nahm   am  15.  Juni  1 
den  Gesetzentwurf   unter   Bei 
\  |  rsi  m,  •  ;.._  -  •■ ,,.  _.  -     .  id  anderer  w.  - 

Grundlagen  an,  hatte  ab. 
Zusehuss  verworfen  und  die  Reichs-Vers 
nu,  sanstalt  durch  Landes-Yersicherung 

ersetzt,    so  dass   die  R 
so  veränderten   Entwürfe   ihre   Zus 
versaste  (RT.Dr.S.  Nr.  159  und  260). 

Statistische    Vorarbeiten.     Es 
erfolgt.,   nunmehr  die   Beschaffung  des  für 
die  Fortsetzung  der  Arbeiten  erfordernden 
statistischen   Materials   in   betreff   der   Zahl 
der  Unfälle  und  deren  Folgen  (Tod,  dau 
oder     v<  irübergehende    Erwerbsunfähigkeit  i 
sowie  hinsichtlich  der  voraussichtlichen  Be- 
Unfallversicherung  an  sich  und 
im  Vergleiche    mit  der   den  Krankenkas 
zufallenden  Belastung,  falls  diesen  die   I 
sor°-e    für    einen    gewissen    Zeitraum    (sog. 
Wartezeit)    übertragen  würde  (s.  darüber  d. 
\rt.  Unfall statisi  ih  oben  S.  260 ff.). 

c)  Die    kaiserliehe    Botschaft    v. 
i:   x.  1881  (R.A.Nr.270).  Inzwi- 

schen wurde  die  neue  Legislaturperiode  des 
Reichstages  mit  der  Allerhöchsten  Botschaft 
Kaiser  Wilhelms!  vom  17.  November  18S1 
eröffnet  welche  für  die  weitere  Behandlui 
nicht  nur  der  Unfallversicherung,  sondern 
der     gesamten     Arbeil  aerung     von 

grundlegender  B  '-'      '■"' 

darin :  T  ,         .    , 

S.hon  im  Februar   dieses  Jahres  haben 
Wir  Unsere  Ueb  äprechenlassen, 

dass  die  Heilung   der  sozialen  ^  e  ha  - 
■    .    ischliesslich  im  Wege  dei 
ialdemokratischerAusschreitiii 
■ueleichmässiganf  dem  derpositiven 
Förderung  des  Wohles  der  Arbeiter 
zu   suchen   sein  werde.     Wir  halten    es  für 
Unsere  Kaiserliche  Pflicht,   dem  Reichs 

.  on  neuem  aus  Herz  zu 
und  Wir  würden  mit  um   »  >'"'- 

auf  alle  Erfolge,  mit  d 
B  t     ung    sichtlich  hat, 

zurückblicken,    wenn    es  Uns 
einst    das   Bev;    ■  mitzunehn 

leund  dauernde  Bürgschaften 
-    inneren   Friedens   und   den  Hi 
dürfti  Sicherheit  und  Erg 

keit  des  Beistandes,  auf  den  sie  Anspruch 


■--- 


Unfall  Versicherung 


haben,  zu  hinterlassen.    In  unseren   darauf 
shteten  Bestrebungen  sind  Wir  der  Zu- 
stimmung   aller    verbündeten     Regierungen 
äs  und  vertrauen  auf  die  Unterstützung 
ostages   ohne  Unterschied  der  Par- 
ellungen. 

fa  d    -        Sinne  wird  zunächst  der  von 
den  verbündeten  Regierungen  in  der  vorig 

■  vorg  legte  Entwurf  eines  Gesel  es 
über  die  Versicherung  der  Arbeiter  gegen 
Betriebsunfälle  mit  Rücksicht  auJ  die 
im  Reichstage  stattgehabten  Verhandlungen 
über  denselben  einer  Umarbeitung  unter- 
i.  um  die  erneute  Berat  hu-  desselben 
vorzubereiten.  Ergänzend  wird  ihm  eine 
Vorlage  zur  Seit*  treten,  welche  sich  eine 
gleichmässige  Organisation  di  3  gewerblichen 
Krankenkassenwesens  zur  Aufgabe 
stellt.  Aber  auch  diejenigen,  welche  durch 
Alter  ck  1er  1  n  v  ali  d  i  t ä  t  erwerl isunfähig 
werden,  haben  der  Gesamtheit  gegenüber 
einen  begründeten  Anspruch  auf  ein  h< 
Mass  staatlicher  Fürsorge,  als  ihnen  bisher 
hat  zu  teil  werden  können. 

_  Für  diese  Fürsorge  die  rechten  Mittel  und 
Wege  zu  finden,  ist  eine  schwierige,  aber 
auch  eine  der  höchsten  Aufgaben  jedes  Ge- 
meinwesens, welches  auf  "den  sittlichen 
Fundamenten  des  christliehen  Volkslebens 
steht.  Der  engere  Anschluss  an  die  realen 
Kräfte  dieses^  olkslebens  und  das  Zusainmen- 
n  der  letzteren  in  der  Form  korpora- 
tiver Genossenschaften  unter  staat- 
lichem Schutze  und  staatlicher  Förderung 
werden,  wie  Wir  hoffen,  die  Lösung  auch 
von  Aufgaben  möglich  machen,  denen  die 
Staatsgewalt  allein  in  gleichem  Umfange 
nicht  gewachsen  sein  würde.  Immerhin 
wird  auch  auf  diesem  Wege  das  Ziel 
nicht  ohne  Aufwendung  erheblicher  Mittel  | 
zu  erreichen  sein. 

iJur.h  diese  Botschaft  wurde  die  Lösung 
der  sozialpolitischen  Aufgaben  auf  den 
Boden  geno  Ei  Gliederung  ver- 

wiesen. 

dl  2.  Gesetzentwurf  v.  2.  Mai  hv1 

(R.T.Dr.S.  Nr.  19).      Dersell rsetzte    die 

Reichst  ersicherungsanstalt  durch  Gefahren- 
und    Betriebsgenossenschaften,   die  Kapitai- 
mg der  jährlich  erwachsenden  Renten- 
'■'•-'     durch    Qmlegung    des    thatsächlichen 
Jahresbedarfs,    die    Arbeiterbeiträge    durch 
[Erweiterung   der    Wartezeil    von  4  auf  13 
Wochen  zu  Lasten  der  Kran!     1         n,  den 
ntlichen  Rechtsweg  gegen  die  Entschä- 
igsfestsetz  et   l.  aführung  der 

Berufung     an     besondere    Schiedsgerichte. 
Hiernach  sollten   an  Stelle  der  bureaukrati- 
,    Reichs-Versicherungsanstall    für    alle 
aerungspflichtigen  Betriebe  1 
ahrenkla&een   gebildel    werden   und 
innerhalb    jeder    Gefahrenklasse    die 
wand  aftlich  zuBetriebs - 


g>  ao  —  nschaften  bezw.  zu  subsidiär 
Betriebs  verbänden    vereinigt    werde 
an  den  u   Selbstverwaltung  eine  Bete 
der   Arbeiter  durch   besondere   Arbe 
a  u  s  s  c  h  i'i  s  s  e    vorgesehen    war.      Von 
zu  leistenden  Entschädigungen  sollt. m 
der  Gesamtheit   aller  l'uternehmer  de) 
treffenden  Gefahrenklasse.  15"  0  der  Beti 
ssenschaft  bezw.  dem  Betriebsverl 
und  25°  11  dem  Reiche  zur  Last  fallen. 

Die  Reichstagskommission    verwart   wi. 
derum  den  Reichs-Zuschuss,  desgleichc 
Organisation,    weil    diese    zu    schw.  1 
auch    unzweckmässig   sei.   da   sie   Bei 
zweige  zusammenlege,  welche  kein-  . 
sameu    wirtschaftlichen     Interessen    hätte 
grössere  Betriebszweige  aber   ohne  N 
einanderreisse.       Der      Kommissionsb 
konnte   jedoch   wegen  Sessionsschlussi 
12.  Juni  1883  nicht  mehr  zur  Verhandluni 
gelangen  (R.T.  Dr.  S.  1882,  Nr.  372). 

e)    3.    Gesetzentwurf     v.    6.    Mär 
1884    (R.T.  Dr.  S.  Nr.  4).      Nunmehr    ein- 
schlössen sich  die  verbündeten  Regierungei 
auf  den  in  der  A.  B.  v.  17.  November  1881 
ausgesprochenen     Grundlagen     (unter     |;. 
nutzung  der  am  5.  Juni  18S2  aufgenommen! 
Beruf sstatistik)   einen    neuen   Entwurf   vor 
zulegen,   in   welchem   die   Organisation   an 
berufsgenossenschaftlicher    Grund- 
lage  durchgeführt   und    der  wiederholt    ab- 
gelehnte Reichs-Zuschuss  durch  eine    sub- 
sidiäre   Reiehsgarantie    ersetzt    war.     Der 
Entwurf  wurde  vom  Reichstage  ohne  grund- 
sätzliche Aenderungen  (gegen  die  Stimmen 
der  Sozialdemokratie  und  Fortschrittspartei 
mit  grosser  Mehrheit  angenommen   und  au. 
ti.  Juli   18N4   als   Gesetz    publiziert   (HJ. .Hl. 
S.  69).    Im  allgemeinen  beschränkte  sieh  der 
Entwurf    auf   die   nach   §   2  des  R.G.  v.  7. 
Juni    1871    haftpflichtigen    Betriebe   (B 
werke.   Steinbrüche,   Gräbereien,  Fabriken), 
weil  bei  diesen  die  Regelung  der  Unfallver- 
sicherung am  dringlichsten  erschien,  während 
die  Ausdehnung  der  Unfallversicherung  auf 
weitere   Betriebszweige   späteren   Sonderge- 
setzen vorbehalten  blieb.  Ein  solches  schritt- 
weises   Vorgehen     der    Gesetzgebung    war 
nicht  nur  durch  die  Neuheit  der  Sache,  son- 
dern auch  zur  Vermeidung  unzweckmässigei 
Schablonisierung  geboten. 


II.  Die  reichsgesetzliche  Unfall- 
versicherung. 

1.  Die  ältere  Gesetzgebung  umfasste 
1  resetze:  a)  Das  Stammgesel  1 
vom  6.  Juli  1884  (R.G.B1.  S.  69),  welches 
den  Versicherungszwang  für  die  Ar] 
beiter  (ohne  Rücksicht  auf  Lohn)  und  die 
niederen  Betriebsbeamten  (bis  2000  Mark 
Jahresverdienst)  in  den  bis  daliin  haftpflich- 
der  Industrie,  den  mit 
Motoren     arbeitenden     liandwerksmässigea 


Baube-   gangbarer  Weg  dazu   noch   nicht  - 

unil  .....  m  Versuch,  in  einem  eia- 

i  haftlichen  Grund- 
sätze  der   Onfa  erung   zusammi 

,    und   dai  rbestimmungen 

tnzelnen  Gebiete:    '•  Land- 

Seewesen   in    Schlussa 


etrieben  und  gewerblichen  (Hoch 

iebei  •  ''■ 

Usdehnungsges«  tz.     v. 

M;,    1885    (R.G.B1.    S.   159),   w 

:   Lovelle    zum    Stammgesetz    den    Ver- 

cherungszwang  auf  die  (Land  und  Wasser-) 

Wt£Äi  setz  einerseits  z,  «*. 

?raphen-,      Eisenbahn       uai  Ar. 

[eeresverwaltungen)   und    die    V    ' ;  '  '  ;,      ,  -tei.   lW  in  der  Heg 

Spedition,  Speicherei,  Kellerei  etc.)   beiter^u  ünfaUversi(|erung   in    Berührung 

«treckte.  ,.  v  .     km        zu  scbwer  verständlich    sein  würde. 

,.,  Das   landwirtschaftliche  U.V.ÜT.  der  grundsätzhchen    Ausdehnung 

;,   Mai    1886    RG.B1.  S.  132),   welches    v  ucn    <.';;,.,  ü   Handel    Hand. 

i"f '1   Saft  miff^zaM-  wirk  unf  ÄeÄ  (mi1  etwa  i  Million 

afod-  und  Forstwirtschaft  mit J™n»ni  ;                 a    ,  Mimnl,„u   Arbeitern,   wie 

vi,.h„„  Kernbetrieben  durch  Verengung  Betrieben                       Reichsanzeigers  vom 

ler  Organisation  und  VerwaU     gj  <J ™ >"r  -    ^      lg94  ver5ffelltiichfc    i             ntwüri 

"    ,1;l""     ^""^t U   \    "   I  V         über    Erweiterung    der    Unfallversicherung 
touar  1885^1886  RTDr.S.  Nr.  81    •  o  one g  ^     war  abgesehen 

d)  Das    Bau-U.V.fc  un    \,'         -,,„    fE,»^™L»nhnirf  bezweckte  im 


R.G.B1.S.  287),  welches  wie  das 
nungsgesetz      eine    Novelle    zum 


Ausdeh 

Stamm- 
sera t'lLlC-      j.,«..^™      -- 

Idete  und  die  bis  dahin  noch  nicht 
en  Bauarbeiten  (vgl.  §1  des  Stamm- 
bezw  Vusd.-(U  insbesondere  die  gewerbs- 
mässigen Tief  hauten  und  die  Re  g  le  bauten, 
ih.  lolche  Hauarbeiten,  welche  der  Bau- 
lu,n.  tTll.  eigei  Rechnung  durch  unmittel- 
bar angenommene  Arbeiter  ausfuhren  lasst, 
der  Versicherungspflieht  unterwarf 
e)  Das   See-UV.G.   *.   13.    Juli 


rasen  iianc,    «m  uu0v.^"- —        ■  - 

Der  Abänderungsentwurf  bezweckte  im 
fliehen eineErweiterungdesT  er- 
rungskreises,  Vereinfachung 
der  Verwaltung  und  Vervollkomm- 
nung des  Entschädigungsverfah- 
rens (vgl  im  einzelnen  die  Zusammen- 
stellung in  der  Zeitschrift  Die  Berufsge- 
aossenschaft  .  Berlin,  Nr.  1  v.  10.  Januar  1897, 

S.  5 ff.).  -,      ,- 

a)  Durch  die  Erweiterung  des  Ver- 
s  i  e  h  e  r  u  n  g  s  k  r  e  i  s  e  s   sollten  vornehmlich 


nVn    v    13     Juli    188<    sicneruugbivie^cc   ^.^   ■—---     . 


(R.G.B1.  S.2S7;,  .»»■■"  +-7wmYh.  <? 
eine  eigene  Kodifikation  bildete  (R.l.Dr.b. 
Nr.  6)  und  die  U.V.  für  die  Seeschiff- 
fahrt  s  b  e  t  r i  e  b  e  regelte,  einschliesslich  der 


aus  der  nur  teil  weisen  Versicherung  ge- 
v,  isser  Betriebe  und  Personen  ergeben  hatten. 
ler    Ferner  wurden  die  Leistungen  der   Un- 
fl1'^-  -"» — :  ,    fall  Versicherung  zu  Gunsten  der  Versicherten 

Lotsen-,  Rentings-.  Bergungs-  Haf^ en-  und    aU  .        ;      ■  ..h  mveitert_     ^besondere 
Dochbetriebe, aber ausschliesslich der Fn5cher-   nun  zwischen   der  Krankenver- 

und    kleinerer    Seefahrzeuge     wdche   sollte  die  im         Un&Uvereicherungi  welche 
nicht  mehr  als  o0  Kubi kme er  Bin       a  Krankenfürsorge  wah- 

gehalt  haben  und  dabei  weder  Zubehör  eines  sg  eingestcllt  wurde,  aber 

seren   Fahrzeuges    noch  auf  Fortb  <w  ^  Erwerbsbeschränkung    noch 

|ung  durch  Dampf  oder  andere  Maschinen-     ^...^'y /u  Lasten   der  Berufsgenossen- 
kräfte eingerichtet  sind)  ausgefüllt  werden,    dass  diese 
2.  Revision  der  l.   Bei  der  Revision  der    scüatt oraaw ^    o  h   [m  Anschhlss 
Unfallversicherung  handelte  es  sich  vornehm-  die  ^^^orge    schon    vor    der 
lieh  darum,  ähnlich  wie  bei  der  Revisi     du    an     die     M  ^           fMtt       auch    . 
Krankenversicherung  (vgl  den  Art.  oben  Bd.   14.  Wog»«    g«             der   ^^   der   eflt 
Y    S.    360ff.)    auf    Grund    d                                                     echtigten  Hinterbliebenen  auf 
praktischen   Erfahrungen  die  bisherig     i;-    ^igung  ^    ^  ^^  ^  h 
setzgebung  zu  vervollkommnen      Der  un                  ^uenspersonen    und    elternlose   Enkel 
dem    17.    November    1896    den     Reichstag   «J*™*      ^       wodurch  zugleich  eine 
(Drucksache    Nr.   570)    vorgelegt« 


\ b ander ung 
äicherungsgesetze 


die 


Entwurf .     betreffend 

der      UnfallversD . 

beschränkte     sich    demgemäss     nach 

der     Novelle     zum    Krankeuve 


lusoeaenni  weiuen,  ^.j.mi^.i  «-D — ■-— 

^Einschränkung  der.  privatrechthehen 
Haftpflicht  der  Unternehmer  erreicht  wurde. 
bi  Die    auf   die    Vereinfachung  der 
Verwalt  ung    bezüglichen    Abänderungen 


t-,     !':            betwIcMen  .un.  zwischen  den 

sicherun-sgesetz  v.  10   Apnl  1892  (B.GJJL   be^wec  rversieherungsgesetzen, 

S.379)   am    die  Vernähme  einer  Sonder-  ve  ^^  A 

revision;  er  nahm  Abstand  von i  emer  Ver-  ,  Gesetze  gelten Pi^is 
Schmelzung  der  verschiedenen  Zweige  der      m              N,  . . 

ÄSEtfSSSäS^Ä  em  lastung  des  letzl  aUen  unwichtigeren 
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Unfallversicherung 


den 
der 


chäften,  insbesondere  den  sehr  zahlreichen 
Kataster-  und  Strafbeschwerden,  ein  verein- 
fachtes Wahlverfahren  bei  Bestellung  der 
Äxbeitervertreter  und  verschiedene  Erleichte- 
rn die  berufsgenoasenschaftliche  Ver- 
waltung bei  der  Einziehung  der  Beiträge, 
Anlegung  von  Geldern.  Auszahlung  der 
Heilten  etc. 

c)  Eine     Verbesserung     des    Ent- 
s  c  h  S  d  i  gu  11  g  s  v  e  r  f  a  li  re  n  s  wurde  nament- 
lich nach  der  Richtung  angestrebt,  dass  der 
Versicherte  auch  in  solchen  Fällen,  in  welchen 
es   zweifelhaft  ist.    welche  Berufsgenossen- 
schaft einzutreten  hat.   rasch  und  sicher  zu 
em  Recht  gelangt    Auch  wurde  wider- 
sprechenden Entscheidungen    /.wischen  dem 
Reichs-Versicherungsamt   und  den  Landes- 
ächerungsämtern    bezw.    zwischen    den 
Instanzen   der   Unfallversicherung  und 
etlichen     Gerichten    vorzubeugen 
-ucht. 

Im  übrigen  sollte  die  Feststellung  , 
Entschädigung  sobald  wie  möglich  erfolgen, 
und.  wenn  die  endgiltige  Feststellung  nicht 
sofort  angängig  war.  jedenfalls  eine  vor- 
läufige Entschädigung  zugebilligt  werden, 
auch  die  Verjährungs-  und  Rechtsmittel- 
in Berücksichtigung  der  geringen  Ge- 
schäftsgewandtheit  der  Arbeiter  selbst  dann 
-■wahrt  sein,  wenn  der  Entschädigungsan- 
spruch oder  das  Rechtsmittel  Lei  ein,. in 
nicht  zuständigen  Genossenschaftsorgan  oder 
bei  einer  anderen  als  der  zuständigen  Be- 
rufsgenossensehaft  bezw.  Behörde  angemeldet 
wird. 

Der  Gi  setzentwurf  erfuhr  in  der  Reichs- 
kommission mehrfache,  nicht  unerheb- 
liche Abänderungen  (vgl.  Reiehstags-Druck- 
Nr.  909),  konnte  aber  wegen  des  am 
25.  Juni  1897  erfolgten  Sessionsschlusses  im 
Plenum  des  Reichstags  nicht  mehr  zur 
2.  Lesung  gelangen. 

Nachdem  inzwischen  auch  die  Revision 
der  Invalidenversicherung  in  dem  [nva- 
liden-Versicherungsgesetz  v.  i;i.  Juli  L899 
(R.G.B1.  s.  463)  ihren  Abschluss  gefunden 
hatte,  wurde  unter  dem  3.  Januar  1900  dem 

Reichstag  ein    neuer   Gesetzentwurf    voi - 

legt,  welcher  im  wesentlichen   die  gleichen 

Ziele     wie     de,'    uLell      sl<  izzierb  ■     Entwurf    VOU 

L896    erfolgte   und  die   meisten  Beschlüsse 
!  wähnten  Reichstagskommission  sich 
zu  eig  i  nie.     Die  Vorlage  (Reich     i 

Drucksache  Nr.  523,  10.  Legislaturperiode 
I.  Session  L898  1900)  bestand  aus  einem 
Hauptgesetz,   weich,-   die  organisatorischen 

11     behandelte    ue    Berufsgenossen- 
schaften, territoriale  Schiedsgerichte,  Reichs- 

-  rung  ■  urit).  und  -I  Anlagen,  betreffend 
die    I  nfallversicherung  in   Gewi  rbe.    Land- 

liaft,    Bauwesen    und    Seewesen.     Die 

zentwürfe    wurden    nach    eingehender 

Kommissii  osberatung(Reichstags-Drucksache 


Nr.  703)  im  Reichstag  am  26.  Mai  1900  ein 
stimmig  angenommen,  am  30.  Juni  190i| 
als  Gesetze  publiziert  und  nach  dem  Vor 
gange  des  I.V.G.  durch  Bekanntmachung  de 
Reichskanzlers  vom  5.  Juli  1900  unter  fürt 
lautender  Nuinmerfolge  der  Paragraphei 
je('es  Gesetzes  bekannt  gemacht  (R.G.B1 
S.  335  und  573). 

III.  Bestellendes  Recht. 
1.  G.  v.  30.  Juni  1900,   betr.  die  Ab-ll 
anderung     der     ünfaJlversicherungsee. 

setze  (R.G.B1.  S.573).  Das  Abändern  n£s-! 
gesetz,  auch  Haupt-  oder  Mantel-Ge-I 
setz  genannt,  behandelt,   neben  der  Bestim-1 
mung  über  die  Abänderung  der  bisherigen  Ge-, 
setze  und  das  Inkrafttreten  der  neuen  Gesetze  l| 
vornehmlich  die  Organisation  neuer  Berufs- 
genossenschaften,    der   Schiedsgerichte    und 
des    Reichs- Versicherungsamts    bezw.    derij 
Landes- Versicherungsämter   (s.   das  Nähere 
weiter  unten  bei  den  einzelnen  Abschnitten) 
2.Gewerbe-Unfallversicherungsgeseta 
(R.G.B1.  S.  585).     a)  Umfang   der  Un- 
fallversicherung  (§§  1—5).     Das    Ge- 
werbe-Unfallversicherungsgesetz umfasst  vor- 
nehmlich  das  Grossgewerbe   (nicht  das 
Handwerk  als  solches  und  das  Kleingewerbe 
deren  Einbeziehung  nebst  dem  Handel  nach 
w-ie   vor  einer  späteren  Sondergesetzgebung 
vorbehalten  bleibt),  einschliesslich  der  (frühe? 
in    dem    »Ausdehnungsgesetz«    v.    28.    Mai 
18S5  behandelten)  Staatsbetriebe   der  Post- 
Telegraphen-,    Eisenbahn-,     Marine-     und 
Heeresverwaltungen;  insbesondere  sind  ver- 
sicherungspflichtig:    Fabriken    und    fabrik-  I 
massige  Betriebe  (mit  mechanischer  Trieb-   I 
kraft    oder  mindestens  10  Arbeitern)   sowie 
besonders  gefährliche  Betriebe  (Bauarbeite,, 
Sprengstoffbetriebe  etc.),     Der  Umfang    des 
Versicherung     ist    gegen    früher    insofern 
erweitert,    als    bisher    nur    zum    Teil    ver- 
sicherte Betriebe  nunmehr  gänzlich  und   bis- 
her unversicherte,  aber  versicherungsbedürf- 
tige Betnebe  neu  in  die  Unfallversicherung 
einbezogen  sind  (vgl.  insb.  §  1  Z.  2. 7  des  G.> 
Die  Z  w  a  n  g  s  versichert  mg  u  mfasst  grund- 
sätzlich alle  Arbeiter  (ohne  Rücksicht  auf 
Lohn )  und  niedere  Betriebsbeamte  bezw 
Werkmeister    und    Techniker    (mit   Jahres- 
arbeitsverdienst bis  3000  —  bisher  2000 
Mark),  wenn  sie  in  versicherungspflichtigen 
Betrieben  beschäftigt  sind  oder  (neu)    aeben 
der   Beschäftigung   im   Betriebe    von    ihren 
Arbeitgebern    oder    deren   Beauftragten    zu 
häuslichen    und   anderen  Diensten  herange- 
zogen  werden  . 

Durch  dies,,  doppelte  Ausdehnung  der 
l  nfallversicherung  (nach  Betrieben  und  Be- 
schäftigungen) seil  den  bisherigen  Oebel- 
ständen   einer  nur  teilweisen  Versicherung 

'    ■    "'"'"    Mlb     ||     ea)    a|,u,.h,  ,|f,.n    wel,len. 

Höhere    Betriebsbeamte  und  Betrieh,- 


ünfallversii 


atemehmer  bleiben,  wie  in  den  Uta 

rbeiterversicheruugsgesetzen,  an  sich  vom 

wang  auch  fernerhin  frei,  docü 

lem  Versichernngsbedürfnis  in  erwei- 

Cmfang  dadurch  Rechnung  getragen, 

es  die  Versicherungspflicht  durch  Statut 

;.,    werden   kann   auf:    1.  Kleinunter- 

ehmer  (mit  Jahresarbeitsverdienst  bis  3 

[ark  oder  mit  nur  2  Lohnarbeitern),  2.  Haus- 

rbetieibende   (ohne  Rücksicht  auf  die 

'ahl  ihrer  Lohnarbeiter),  3.  höhere  Betnebs- 

te  (mit  J.A.V.  über  31 Mark).  Anderen- 

ill-   sind   die  vorbezeichneten    Kleinunter- 
er   kraft    Gesetzes     zur    Selbstrer- 
erung  berechtigt,  welche  durch  Statut 
lUCh     auf    Unternehmer     mit    höherem 
ahresarbeitsverdienst  erstreckt  werden  kann. 
Endlich  gestattet   die  Novelle  die  statu- 
arische Regelung  der  freiwilligen  Ver- 
sicherung: 1.  im  Betriebe  beschäftigter   aber 
rieht    zwanesversicherter    Personen  _  durch 
len   Betriebsunternehmer,    2.   nicht  im  Be- 
beschäftigter,   aber  die  Betriebsstätte 
suchender  Personen   durch   den  ßetnebs- 
unternehmer  oder  den  Genossenschaftsvor- 
stand,    3.    von   Organen  und  Beamten    der 
fsgenossenschaft  durch  deren  Vorstand, 
b)  Träger  der  Unfallversicherung 
8«    28     35  ff.).      Die    Versicherung   erfolgt 
anter  Garantie  des  Reichs   (Bundesstaates) 
auf  Gegenseitigkeit  der  Unternehmer  durch 
Berufsgi    .  ossensc haften,   welche 
lunter  Mitwirkung  des  Reichs-Versicherungs- 
amts)  auf  Beschluss  der  durch  gemeinsame 
Wirtschaftsinteressen  verbundenen  Gewerbe- 
,  aden   bezw.   nach  Anhörung  von   Ver- 
tretern derselben  durch  den  Bundesrat  nach 
grenzte  Wirtschafte- 
te  oder  für  das  ganze  Reich  gebildet 

werden. 

Die      Berufsgenossenschaften       besitzen 

tsfähigkeit  und  haben  volle  Sei 
Verwaltung,  welche  sie  durch  das  (vom 
Beiehs-Versicherungsamt  zu  genehmigende) 
Statut  näher  regeln,  insbesondere  durch  Er- 
richtung von  ^Sektionen«  und  Bestellung 
von    »Vertrauensmännern«    decentrahsieren 

können. 

Jede  Beruf sgeuossen  schaft  umiasst  inner- 
halb ihres  Bezirks  kraft  Gesetzes  alle  Be- 
triebe der  zugehörigen  Gewerbszweige,  wo- 
bei Nebenbetriebe  regelmässig  dem  Haupt- 
betriebe folgen ;  doch  gestattet  die  Novelle 
8ie  statutarische  Ausdehnung  der  l  ntall- 
versicherung    auch    auf    landwutsehaftücne 

ii  betriebe,  wenn  in  diesen  überwiegend 
die  im  Hauptbetriebe  verwendeten  gewerb- 
lichen  Arbeiter  beschäftigt  werden  .  AN 
Unternehmer  gilt  derjenige,  für  dessen  Kecn- 
niuig  der  Betrieb  erfolgt. 

I  Gegenstand  der  Lnfailver- 
Bicherung    (§§  8-24)  ist  der  Ersatz  des 

lens,  welchen  versicherte  Personen  ln- 


tzung  oder  Ktung 
erleiden,    sofern   der  Verletzte    ni 

äätzlich  herbeigeführt  hat. 

lurch    die  Novelle 
erheblii  h  ei 

1    bei    S  ■■  :■•    Beginn 

der   14.  Woche    nach    Eintritt    des    Unfalls, 
d.  i.  im  Anschluss  an    LL<  Siche- 

rung:  freie  Heilbehandlung  nebst  den 
forcier  i  l-  und  Hilfsmitteln  and 

für  die   Dauer  der    Erwerl  sunfäh 
gewährende  Rente  (Vo  11  n 
Jahresarbeit sverdienstes  bei  völliger,   I 
rente  bei  teilweiser  Erwerbsunfähig 
1  sprechend  dem  Mass     di  r  durch  den  1  nfall 
herbeigeführten  Einbusse   an  Erwerbs! 

nder:  freie  Anstaltspflege  bis  zum  be- 
endigten Heilverfahren  und  eine  Rente  für 
Angehörige  wie  im  Todesfall: 

2.  bei  Tötungen:    als  Sterbegeld   den 
15   Teil  des  Jahres  "hei  stes,  jedoch 

mindestens  50  Mark  und  eine  den  Hinter- 
bliebenen vom  Todestage  d  -  S  rst  ebenen 
ab  zu  gewährende  Rente  (Witwen  oder  er- 
infähige  Witwer  und  Kinder  unter  16 
Jahren  ferner  bedürftige  Eltern  oder  Gl 
eitern  und  elternlose  Enkel  je  20%  bis 
LesJahresarbeiteverdienst  s). 

er    diese    Normalleistungen     hinaus 
m„ss  bei  völliger  HilfslosigkeitdieVerletzten- 
rente   bis  zum  vollen  Jahresarbeitsverd 
und  kann  bei  unverschuldeter  Arl 
keit  die  Teilrente  (durch  den  Gi  tafts- 

vorstand)  bis  zur  Vollrente  erhöht  wei 
auch  sonst  hat  die  Novelle  —  i  r  Er- 

weiterung der  Zwangsleistungen  —  noch 
mehrfach  fakultative  Leistungen  der  Berufs- 
gen,  ..  ften  zu  Gunsten  der  Versicher- 

ten eingeführt  (§§  13  Ab,.  2.  16  Abs.  3,  1. 
Ab,.  2:22  Abs.  4.  24.  86,  93 

Ms  Jahresarbeit  s  v  erdien  s  t  gilt  in 
der  Regel  das  300fache  de,  eigenen  Durch- 
schnittstag  wobei  dei         -  früher  4 

_  Mark   übersteigende  Betrag    nur  mit      t 
in  Anrechnung  kommt),  abermind«  -' 
300fache    des    ortsüblichen    1  -   - 

wohnlicher  erwachsener  Tagearbeiter;  im 
letzteren  Fall  ist  bei  Berechnung  der  Rente 
für    bereits    vor    dem  Unfall  teilweise    Er- 

äunfähige     derjenige   Teü  des 
liehen  Tagelohns  zu  Grunde  zu  legen,  wel- 
cher  dem    Masse   der   bisherigen   Erw      -- 
fähigkeit    entspri 

grenzung   der    Rente   für   völlig-   Erv 
Unfähigkeit    auf    V»    dos    Jahresarbeits      - 
dienstes.    wie    bei    den    meis  unten- 

pensionen,   rechtfertigt    sich  dadurch 
'lie     für    jeden    Arbeiter    anvermeidl 
Zeiten  der  Arl  ^  die  für  .Ion 

Invaliden   fortfallende  Unterhaltung  der  Ar- 
beitskleidung,   dos   Arbeitsgeräts  e 
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I  nfallversichernne 


reehuen  sind,  auch   selbstverschuldete  Un- 
fälle mitentschädigt  werden. 

Wahrend  der  sogenannten  Warte-(Karenz-) 
.  ii.  der  ersten  13  Wochen  nach  dem 
haben  bei  Verletzungen  die  Krai 
i     und   in    Ermangelung    solcher   die 
oehmer  selbst  einzutreten,   wobei  vom 
.   der   ö.  Woche  ab  das  Kranke] 
für  R  les  Betriebsunternehmers  auf 

mindestens    -  :  des   massgebenden    Arbeits- 
■■'••   erhöhen    ist     Im  Interesse  einer 
einheitlichen   und   zweckdienlichen  Behand 


-    der   Unfallverletzten   isl  aber  den  Be- 
naften    freigestellt,    die    Für- 
für   den    Verletzten    entweder    der 
Krankenkasse    auch    über    die    13.    Woche 
hinaus    bis    zur    Beendigung    des    Heilver- 
fahrens   gegen    Erstattung    der   Kosten   zu 
übertragen   oder   selbst  schon    während  der 
ersten  13  Wochen  gegen  Rückerstattung  des 
ler  Krankenkasse  auf 
zu    übernehmen    sowie    den 
Em]  fäi  _<t  einer  Dnfallrente  jederzeit  einem 
neuen    Heilverfahren   zu  unterziehen,  wenn 
solches  eine  Erhöhung  der  Erwerbsfähigkeit 
verspricht;  doch  ist  Vorsorge  getroffen,  dass 
Wahl    oder   Wechsel    der  Heilanstalt   nicht 
willkürlich  erfolgt  (vgl.  §§  11.  12.  23). 
Die   bisherige  Lücb    zwischen  Kranken- 
cherung     und     Unfallversicherung     in 
solchen  Fällen,   wo  innerhalb  der  Wartezeit 
Krankengeld  (wegen  Wiederherstellung 
Verletzten)    wegfiel,    aber   die    ünfall- 
teilweiser  Beschränkung  der 
Erwerbsfähigkeit)    noch   nicht  einsetzte,   ist 
durch  die  Novelle  dahin  ausgefüllt,  dass  die 
tfl    die    Dnfallrente  auch 
für   die   bisher  ungedeckte  Zwischenzeit  zu 
ähren  hat  (§  13). 

Feststellung   der   Entschädi- 
-         (§§  69ft).     Wie  die  Novelle  den 
-    der  Entschädigungen  erheblich  er- 
weitert,  sucht   sie  auch  deren  Feststellung 
7,1,1  herten  wesentlich  zu 

verbessern,  insbesondere  dadurch,  dass: 

l.inaJlen  Fällen  ein    beschleunigtes  Ver- 
fahren von  Amts  wegen     bezw.  bei  nicht  so- 
Eeststellbarer   Entsi  ;    dem   Be- 

rechtigten  eine  vorläufige  Fürsorge  °-e- 
währleistet  wird  (§§  71.  :.;.  7s.  81); 

2.  der  stroit  zvi  ■  denen  Ver- 

fehl 1  gl  ra  aber  die  Entschädigungs- 

pfliehl  die  Gewährung  der  Entschädigung 
an  die  Berechtigten  nichi  verzögern  darf 
(§§  73,  -2     - 


durch    spätere  Anmeldung   gewahrt  w 
(§§  72.  76,   30 

5.  die    Rechtsmittelfristen,   ein  - 
dem  Iuvaliden-Versieherungsgesetz  un 
< 'ivil-Prozessordnung,  auf  1  Monat  verlii 
sind  (§§  76,  80); 

6.  die   Wiederaufnahme   des  Verfahrais 
gemäss    den  Vorschriften  der  Civil-Pr 
Ordnung  ausdrücklich  zugelassen  wird  (§84); 

7.  die   Abänderung   rechtskräftig 
sprochener   Entschädigungen    wegen 
änderung    der    Verhältnisse,     mit    erli 
Garantieen    umgeben   ist:    a)   Mitteilung 
der   Unterlagen  vor  Herabsetzung  oda 
Aufhellung   der  Rente,    b)  zwei  Jahr. 
erster    endgiltiger    Feststellung    der 
Schädigung  deren  Abänderung  nur  in  jähr- 
lichen   Zeiträumen   zulässig,    c)  nach    Ab- 
lauf   der    ersten    5  Jahre  Abänderung   da 
Rente      nur      auf     Antrag      durch     das 
Schiedsgericht,  d)gleichzei 
urteilung  verschiedener  noch  schwi 

der  Rentenansprüche  in  nämlicher  Sache 
durch  das  Schiedsgericht  bezw.  Versiche- 
rungsamt  statthaft  (§§  88—92). 

Die  Feststellung  der  Entschädigung 
folgt  nach  polizeilicher  Cnfalluntersuchung 
von  Amts  wegen  durch  die  '  >r-ai  1  d<  r  Be- 
rufsgeiiussenschaft.  in  deren  Betrieben  der 
üufall  sich  ereignet  hat  (je  nach  Art  de* 
Fälle  und  Bestimmung  des  Statuts  durch 
die  Genossenschafts-  oder  Sektionsvorstände 
bezw.  durch  Ausschüsse  oder  besondere 
Kommissionen  derselben  oder  durch  ön 
Beauftragte.     Vertrauensmänner«). 

Gegen  den  »Bescheid«  des  Feststellunga- 
organs  stand  dem  Entschädigungsbereclh 
tigten  bisher  die  Berufung  an  das  für  jeden 
Genossenschafts-  oder  Sektionsbezirk  zu  er- 
richtende    Schiedsgericht     offen     (be- 


stehend   aus    2    Mitgliedern    der    Berufs- 
genossenschaft    und   2    Vertretern   der  ver- 


•   Mitwirkung  chädigungs- 

berechtigten  sowie  der  Aerzb 
des  Indi  n    Arztes  .    erheblich    er- 

weitert ist  (§§  69,  70,  B9  und  §8  H.G 

ihlussfristen  seitens  der  Ver- 
auch   durch  Anmeldung  des  Ent- 
ihs      bei      unzuständ 
bezw.   in  gewissen  Fallen  auch 


sicherten  Arbeiter  unter  Vorsitz  eines  öffent- 
lichen Beamten),  gegen  dessen  Entscheidung 
in  den  schwereren  Fällen  (dauernde  Renten) 
beiden  Parteien  noch  der  Rekurs  au  das 
R  ei  eh  s-V  er  si  eher  ungsam  t  zustand. 

Durch  die  Novelle  (vgl.  H.G.  ss  3fn 
sind  jedoch  diese  beruflichen  Schieds- 
gerichte als  solche  (seit  1.  Januar  1901)  he- 

"  worden,  weil  ihre  durch  die  räum- 
\  l  ig  renzung  der  Berufsgenossenschaften 
(Sektionen)  und  Ausführungsbehörden  (für 
Staatsbetriebe  etc.)  bedingten  Bezirke  sich 
teils  als  zu  gross,  teils  als  zu  klein  er- 
wiesen hatten,  und  diese  Organisations- 
i.  die  Vielheit  der  Schi,  ds-erichte  und 

äufige  Wechsel  der  Vorsitzenden  einer 
'i  Abwickein,,-  der  UnfaUstreitigkeiten 

den  Interessen  der  Versicherten  enfc 
gegenstanden.  Daher  lässt  die  Novelle,  auch 
im  Interesse  einer  Vereinfachung  und  Ver- 
büligung  der  Organisation   der  Arbeiterver- 


UnfaHversicto  i 
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,,„,-,  an   die   Stelle  der  (bisher  1429) 

liehe,  Schiedsgerichte    die  (im  ganzen 

190)    territorialen    Sehiedsgeiiehte    der 

fovaliden-Versicherung  (IV.G.  §§  103-107) 

,       welche      fortan     die     Bezeichnung 

iedsgericht     für    Arbeiterversicherung' 

Vngabe  des  Bezirks  und  Sitzes)  führen. 

1,„  Hinblick  auf  ihre  erweiterten  Aufgaben 


Das      i    im'"    Festste!! 
für  dii  rten  na  h  wie  vor  kosl  en- 

treiß R       ung  des   G  i 

wesens     im    Verfahren  d    i    Schieds- 

gerichten und  dem  Rei  ns-Yersicherungs  im1 
im    Interesse  der   Versi  nert  sehen. 

Vgl     im  Verord- 

nungen a)  vom  19.  Oktober  1900,  betr.  den 


rwoiierieu  auigaucu   uiuig i  •  .   . 

*  Vorsorge  getroffen,  dass  sowohl  die  Zahl  Geschäftsgang  und  d^Verfah  u  de    Reich* 

Berichtsbezirk     vertretenen     unfaUyersiche-  (RGBl.  |  1017). 


Pflichtigen    Gewerbszweige    (Betnebe) 
aessene  Berücksichtigung  finden     Den 
he'ruflichen  Interessen  wird  dahin  hech- 
nOTg  getragen,  dass  Berufsgenossen  als  Bei- 
sitzer  bei  Dnfallsachen   aus  der  Land-  und 
f  irsl  Wirtschaft  oder  dem  Bergbaubetriebe  re- 
issig  von  Amts  wegen  zugezogen  werden 
,,,  ü  ssen,  im  übrigen  im  Einzelfall  auf  An- 
der Partei  zugezogen  werden  können. 
Die   Kosten  des  Schiedsgerichts   sind  nach 
Mauf  des  Rechnungsjahrs   der  Invaliden- 
Versicheruugsaustalt  von  den  beteiligten  Be- 

•n nschaften     und     Ausführungsbe- 

D  gemäss  dem  Verhältnis  zwischen 
Invaliden-  und  Unfallsachen  anteilig  zu  er- 
statten. 

Das    Reich  s  -Versicherungsamt 
LG.§§  11  ff.),  welches  nach  wie  vor  in  organi- 
scher, administrativer  und  verwaltungs- 
gerichtlicher Beziehimg  nach  obenhin  den Ab- 
Bchluss     der     ganzen     Organisation     bildet 
inten    sub    V    Anhang    1),    besteht   aus 
Ständigen    Mitgliedern   (fortan  ohne    Be- 
änkung  der  Zahl),  welche  wie  der  Präsi- 
dent des  Amts  auf  Vorsehlag  des  Bundesrats 
vom  Kaiser  auf  Lei  «nszeit  ernannt  werden,  und 
(jetzt  18)  n  i  c  h  t  s  t  ä  n  d  i  g  e  n  Mitgliedern ,  von 
welchen  6  vom  Bundesrat  und  je  6  als  Ver- 
,    ai    der    Arbeitgeber    von    den    Vor- 
ständen   der    Berufsgenossenschaften    (Aus- 
rührungsbehörden).  b)  der  Versicherten  von 
den   ^.rbeiterbeisitzem    der  Schiedsgerichte, 
und  zwar  je  2  für  Gewerbe,  Landwirtschaft 
Hnd    Seewesen,    (für  je    5   Jahre)    gewählt 
werden.      Aus    den    ständigen    Mitgliedern 
werden  vom  Kaiser  die  Direktoren  (z.  Z.  je 
1  für  die  beiden  Abteilungen :  I.  Unfall- Ver- 
erung,   II.   Invaliden- Versicherung)  und 
die  Vorsitzenden  der  Senate  iz.  Z.  20  bei  1 
:,  bei  II  l  ernannt.     Zur  Sicherung  einer  ein- 
heitlichen Spruchpraxis  ist  ferner  bestaunt, 
dass.    wenn    ein    Senat  in   einer  grundsätz- 
lichen   Rechtsfrage    von    der   Entscheidung 
eines   anderen  Senats   abweichen   will,    die 
Sache    zur  Entscheidung   an  einen    »erwei- 
terten     S. uat    zu   verweisen   ist   (§  LI. 


Die    Kosten     des     Beüverfahn 
Sterbegelder  sind  binnen  einer  w 
ihrer  Feststellung,    Renten    in   moi 
und    bei    Jahresbet  ragen     las     r><>     Mark     in 
vierteljährlichen     Beträgen     im    voraus     zu 
zahlen:   doch   können   für   Rentenzahlui 
auch    längere    Zeitabschnitte    und 
renten     bis     15%     der    Vollrente     lv, 
abfindungen  vereinbart  werden    (§§  93,  9o). 

e)  Kosten  der  Unfallversiche- 
rung (§§  97ff.).  Die  Auszahlung  h 
Schädigungen  wird  auf  Anweisung  der  Ge- 
tftsvorstäude  vorschusswi  tse  durch 
die  Post  bewirkt  und  von  dieser  das  be- 
zahlte   nach    Schluss    des    Rechnungsjahres 


zu 
der 


zäune    ucn-ii    kj^üiuuw      .         •■  -  , 

liquidiert.     Der   zu  erstattende  Betrag  wird 
dann  nebst  den  Verwaltungskosten  und  den 
vorgeschriebenen    Rücklagen    zum    Res 
fomls  auf  di-M  lor  Berufenes..,  ,,- 

schalt  umgelegt,  so  dass  nicht  der  Kapital- 
wert  der  Renten,  sondern  immer  nur  der 
,m  Vorjahr  thatsächlich  erwachs*  ne  Aus- 
gabenbetrag bar  aufgebracht  wird.  Di 
Umlage  verfahren  hat  vor  dem  Anlage- 
( K  a  p  1 1 a  1  d  e  c ku  n  g  s -(verfahren  den  V pr- 
zuo-  dass  die  Unfalllasten  nur  allmählich 
ansteigen  und  grosse  Kapitalien  der  Industrie 
Qüssi|  bleiben,  bis  (nach  etwa  oO  Jahren) 
der  Beharrungszustand  eintritt,  wo  sicü 
ibeane  und  Zugang  fortlaufend  ausgleichen. 
Da  jedoch  nach  dem  Umlageverfahren  die 
durchschnittlichen  Jahresbeiträge  pro  Ver- 
sicherten   im    Beharrungszusta 

h  höher  wie  nach  dem  Kapitaldeckungs- 
\\  erfahren    stellen,  so  hat  die  Lo- 
velle   um  einerseits  einer  derartigen  81 
mm-  der  Beitragslasten  für  die  Zukunft  vor- 
zublWen,   .  its  den  späteren  1 

.,  ,„„  ,  ,;,.,„  an  sich  richtigeren  Kapital- 
deckungs-(Prämien-)verfahren  zu  ermög- 
lichen eine  weitere  Erhöhung  di 
angesammelten  Reservefonds  ™rgeseheii 
de?en  Zinsen  demnächst  (vom  Jahre  1921 
dazu  verwendet  werden  sollen,  um 
eine  weitere  Steigerung  des  aui  jede  ver- 
sicherte  Person   im  Durchschnitt   entfallen- 


nEÄ"£>^J5M*K        STb.'Sä 


Die   Befugnis    der    Bundesstaaten     tur    uu    ""  Vn7,r?d7ü~e7n  d   -deichen 
Gebiet    und    auf    ihre    Kosten    Lande-         eme      da  u    ..i 
Versicherungsämter    zu    errichten , 


stehen  geblieben  (§§  21,  22). 


zu    gelangen,     uw      -' —  ,  tt..    ,     ,. 

Kai;;I  trag  (Prämie)  und  Höchst 
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betrag  des  ümlagebeitrags  halten  würde 
(Tgl.  §  34,  bezw.  R.T.Dr.S.:  Komm.-Ber. 
-    Slff.  und  Sten.  Ber.  S.  5311  ff.). 

ler  Unternehmer   hat  nach  Verhältnis 
n    Risikos,    mit  welchem   er   seine 

Dschaft  belastet,  zu  den  Jahres- 

i  beizusteuern.    Dieses  Risiko  der  ein- 
Betriebe wird  durch  Einschätzung  zu 
den  verschiedenen  Gefahrenklassen  des  von 
der      Genossenschaftsversammlung     aufzu- 
enden  und  vom  Reichs-Versicherungsamt 
zu  genehmigenden    Gefahrentarifs    und  Dach 
der  Höhe    der    gezahlten   Löhne  (Gehälter) 
'Stelll    (§§  29,   49).     Jedoch   wird    bei 
i  rsl    durch    die  Novelle  der  Unfallver- 
sicherung unterstellten  Betrieben,  sofern  sie 
bereits    bestehenden    Berufsgenossen- 
i   zugeteilt  werden,  während  der  ersten 
40   Jahre    nach    dem  Inkrafttreten   des  Ge- 
setzes nur  ein  Teil  der  anrechnungsfähigen 
Löhne  (Gehälter)  der  Beitragsberechnung  zu 
Grunde  gelegt,   so  dass  der  sich  ergebende 
Umlagebetrag    annähernd    dem     wirklichen 
Entschädigungsbetrage   für    die   neu   einbe- 
zogenen    Betriebe     mit    Einschluss     eines 
entsprechenden       Verwaltungskostenbetrags 
gleichkommt  (§  100). 

Zur  Erleichterung  bezw.  Sicherung  der 
Beitragsleistungen  gestattet  die  Novelle  den 
Berufsgenossensehaften .  ihren  Mitgliedern 
(durch  Statut)  viertel-  oder  halbjährliche 
^  orschüsse  aufzuerlegen  (§  32)  und  gegen- 
über  zahlungsunfähigen  Bauunternehmern 
(durch  Vermittelung  der  unteren  Verwal- 
tungsbehörde) den  Bauherrn  bezw.  Zwischen- 
unternehmer in  Anspruch  zunehmen,  wobei 
bezügliche  Streitigkeiten  mit  Ausschluss  des 
Rechtswegs  durch  das  Reichs-Versicherungs- 
amt entschieden  werden  (§§  104—105). 

Die  Vorschriften  über  die  Vermögens- 
verwaltung der  Berufsgenossenschaften 
hat  die  Novelle  den  Bestimmungen  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  (SS  1806— 8)  und 
Invaliden-Versicherungsgesetzes  (§  164)  an- 
äst,  insbesondere  dahin  erweitert,  dass 
die  Berufsgenossenschaften  ebenso  wie  die 
Invaliden- Versicherungsanstalten(mitbehörd- 
licher  Genehmigung)  ihr  Vermögen  bis  zur 
Hälfte  auch  anderweit  in  solchen  Veran- 
staltungen anlegen  dürfen,  »welche  aus- 
esslich  oder  überwiegend  der  versiche- 
rungspflichtigen Bevölkerung  zu  gute  kom- 
men   (§§  107—111). 

f)    Unfallverhütung   (SS    112—124). 
Da  die  Berufsgenossenschaften  wie  die  ein- 
zelnen    Genossenschaftsmitglieder    an    der 
Verminderung  der  Betriebsgefahren  erheblich 
äsierl  sind,  hat  das  Gesetz  den  Berufs- 
oaften    die  Befugnis  erteilt.    Un- 
1  h  Hl  in---  Vorschri  ften  zu  er- 
nnd   zwar  nicht  nur  für  die  Unter- 
bei  Vermeidung  höherer  Ein- 
Herstellung zweckdienlicher 


Betriebseinrichtungen  vorgeschrieben  werde 
kann,  sondern  auch  für  die  Arbeiter,  w 
durch  Geldstrafen  zur  Befolgung  jener  Voi 
Schriften  angehalten  werden  dürfen;   solch 
Vorschriften  bedürfen  der  Genehmigung  de; 
Reichs-Versicherungsamts.     Die  Novelle  k 
diese    Bestimmungen   wesentlich  erweitert 
a)  die  Berufsgenossensehaften  können    fori 
an    zum    Erlass    von    Unfallverhütimgsvor 
schritten  im  Aufsichtsweg  angehalten  werdei 
(S  112);    b)    die   Mitwirkung   der   Arbeitet 
Vertreter,    der   Sektionen    und    des   Reichs- 
Versicherungsamts    bei    Erlass    der    Unfall- 
verhütimgsYoi  Schriften    ist   wirksamer   aus- 
gestaltet  (SS  113,  115),   auch  das  Wahlver- 
fahren   der  Arbeiter  Vertreter  erheblich   ver- 
einfacht   (Wahl   durch   die  Ausschüsse   da 
Invaliden- Versicherungsanstalten  statt  durch 
die  Vorstände   der   Krankenkassen,    §  114); 
c)    die     Beziehungen     der    Berufsgenossen- 
sehaften   und   ihrer  »technischen  Auf  sichte- 
beamten«    zu   den  die  Gewerbeaufsicht  aus- 
übenden staatlichen  Behörden  und  Aufsichts- 
beamten  sind   näher  geregelt  (§§  115,  117. 
122,    123);    d)   die   üeberwachung   der   Be- 
triebe   ist    mit   erhöhten  Kanteten  umgeben 
(§§  119 ff.).     Vgl.  im  übrigen  die  »Normal 
ünfallverhütungsvorschriften«  für  gleichartige 
Gefahren   in   den   unter  die  ünfallversichei 
rungsgesetze  fallenden  gewerblichen  Betrieben 
nach  den  Beschlüssen  des  X.  Benifsuvnossen- 
schaftstages  in   den  Amtlichen  Nachricht- u 
des  Reichs-Versicherungsamts,  Jahre-.   1896 
S.  431  ff.  ö      ~  1 

g)  Vertretung   der  Arbeiter  (11. (f. 
SS  5,  11,  22  und  G.U.V.G.  SS  65,  114).    DH 
versicherten  Arbeiter  sind  weder  Mitglieder 
der  Berufsgenossenschaften  noch  tragen    sie 
zu  deren  Lasten  etwas  bei.    An  der  Gesamt! 
belastung   durch   Unfälle    nehmen   sie  abef 
insofern    teil,    als    sie    neben    den    Unter- 
nehmern  zu  den  Krankenkassen  beisteuern, 
denen   die  Fürsorge   für  Verletzte  während 
der   ersten    13    Wochen    (Wartezeit:    etwa 
62/3%  der  gesamten  Krankenbelastung,  d.h. 
I1  s°/o  zu  Lasten  der  Arbeiter)  der  histori- 
schen Entwicklung   gemäss   und  aus  prak- 
tischen Rücksichten   auch  nach  der  Novelle 
belassen  bleibt.    Erfalirungsgemäss  steht  je- 
doch   diese   Beisteuer  der  Arbeiter  bei  der 
Unfallversicherung    in    einem    umgekehrten 
Verhältnis  zu  der  Beisteuer  der  Unternehmer 
bei  der  Kraukenversicherung;  denn  während 
die    Arbeiter    ihrerseits    nur   8%    der    ge- 
samten Unfalllasten  tragen,  sind  die  Arbeit- 
geber bei  der  Krankenversicherung  mit  dem 
vierfachen,  nämlich  33V3%  belastet  (vgl.  den 
vorhergehenden     Art.     Unfallstatistik». 
Schon  aus  dieser  wechselseitigen  Beisteuer  zu 
beiden  Versicherungszweigen  ergiebt  sich  die 
Notwendigkeit,  wie  bei  der  Krankenversiche- 
rung  die  Arbeitgeber,  so  bei  der  Unfallversiche- 
rung  die  Arbeitnehmer  au  der  Verwaltung 


Unfallvers 


teilen     Das  Gesetz  lässl  daher  selbst- 

Ite  Yertretei    dei    Arbeitei 
Verhandlungen    über  Cnfallverhutungs- 
|lriften    und    den    polizeilichen   1  nfall- 
Mchungen     sowie     bei     den    Schieds- 
"richtenunddemReichs-iLandes^ers] 
amt     und    zwar    zu   gleichen    Rechten 
l,,u     Genossenschaftsvei-tretern     teil- 
en und  sichert  ihnen  die  unbehinderte 
nng    dieser    Funktionen    (§§    60,   114, 

[^Verhältnis  der  Unfall 

ur  Haftpflicht  (§§    3off.) 

sich    50.    dass  letztere  für  die  I  nter- 

r  und  Beamten  versicherungspflichtiger 

grundsätzlich  fortfallt:    nur  solche, 

durch    strafgenchtliches    tr- 

lie  vorsätzliche  oder  fahrlässige 

eiführnng    des    Unfalls    nachgewiesen 

wird     bleiben    im    ersteren    lall   den    Ver- 

,  n    bezw.    Hinterbliebenen   für  den  die 

1  "l-.-1..»-*4,-v*rt*.-\»'**~l»-il"l 


ir   bis   zu  -  i)  zu  versichern 

1,(1 
Das    ünfallversicherungsgesetz    gewähr! 

an  t 
des   früheren,  I  eren  Ersatzan- 

spruchs für  jeden  ünfallscha 

edurchaus  sichere 
Entschädigung,    d.    h.    an    Sl 

.    Haftpflicht  ist  die  so- 
zial.- Fürsorge  g  treten,  welche  wei 
einen  Schadenersal  1   als   vielmehi 
Versorgung  bezweck! 
der  privatrechtlichen  Schuldfrage  mil  I 

i)  Gesetzeskraft    (H.G.    §§ 
Im   allgemeinen   ist   die  Novelle  am  1.  Ok- 
tober 1900   in  Kraft    getretei 
>  ienigen  Neuerungen,  welche  orgamsatoi 
Vorbereitungen  zur  Voraussetzung  haben  und 
deshalb  teils  zu  einem  späteren  (Kaiserlicher 
Verordnung  vorbehaltenen)   Zeitpunkt,    teils 


EaUentschädigung     etwa 


l  lilaueinM.-uaui^ung      ^...«     — „ 

Mehrbetrag     im    übngen    den    entschadi- 

■    ^Pflichtigen  Berufsge enschaften  und 

enkassen   zu  vollem  Umfang  e. 

nflichtig     Doch  hat  die  Novelle  den  Ersatz- 

Lch    der    Berufsgenossensehaft    dahin 

viert,    dass    derselbe    einerseits    nicht 

durch  strafgeriehtliches  Urteil  bedingt  wird. 

andererseits    bei  vorliegender  Fahrlässigkeit 

Beschluss    der    Genossenschartsyer- 

,        jung  bezw  des  Vorstandes  aufgegeben 

a  kann:  auch  sind  den  Krankenk; 
die  sonstigen  ünterslützungskassen  sowie 
fürsorgepflichtige  Gemeinden  und  Armen- 
inde gleichgestellt (§§136-138)  Dritte 
Personen  haften  nach  wie  vor  ohne  jede 
l;.  schränkung,  doch  geht  der  Ersatzansprui  h 

-  Unfallverletzten  auf  die  Berufsgen 
.       Et    im   Umfang  ihrer  durch  das   Lrttall- 
■herungsgesetz  begründeten  Entschadi- 
s     gspflicht  über  (§  140). 

Sonstige  Träger  der  Fmsorgepflicht 
(Kranken-"  und  Unterstützungskassen,  Ge- 
meinden und  Armenverbände)  bleiben  neben 
den  Berufsgenossenschaften  nach  wie  yor 
zu  ihren  Leistungen  verbunden  erhalten 
aber  von  den  Berufsgenossenschaften  das- 
•  erstattet,  was  diese  auf  Grund  des 
UnfaUversicherungsgesetzes  zu  leisten  ver- 
pflichtet sind:  doch  hat  die  Novelle  diese 
Erstattungsansprüche  nach  Analogie  der 
49—51     des    I.V.G.    zu     Gunsten     der 


;äsz  ;r™  k.%^!*l !i^:i:./'v!:;. 


sollen:  doch  ist  zu  Gunsten  der  Ver- 
sicherten, nach  dem  Vorgange  des  *  193 
[VG  noch  die  Debei  gangsbestiinmung  ge- 
troffen, dass  die  günstigeren  Bestimmungen 

der  Novelle  auch  denjenigen  Entsehädigungs- 
[rtigten    zu   ante    kommen,    deren    An- 


is;;     _ty 01        UCJ      i-  '•"•       »_-        -"..     L,        OO 

'      -horten    wesentlich    eingeschränkt    (ÖS 

°lm  übrigen  hat  die  Novelle  einen 
die  Haftpflicht  der  Betriebsunternehmer 
durch  die  Erweiterung  des  Kreise.-  der  V er- 
odierten (s.  oben  sub  2  a)  noch  weiter  ein- 
geengt, andererseits  den  Berufsgen 
^haften  die  Berechtigung  eingerannt ,  die 
Betriebsunternehmer  g.  igen  Haftpfl  chta  - 
Sprüche   (aus   der  reichsgesetzhchen  Unfall- 


spruch  unter  der  Herrschatt  der  bisherigen 
,,..,  •    rebung    tri-  erwachsen,   aber  nocU 
nicht     zur    endgiltigen    Entscheidung    ge- 
langt ist.  .   T      , 
:}.  Ünfallversicherungsgesetz  für  Land- 

uud    Forstwirtschaft     (R.G.B1.    >.     -41). 
Zu  a     Der  Versicherung  untei  he  in 

land-  oder  forstwirtschaftiichen  Beta 
beschäftigten  Arbeiter  und  Betriebst. eauiten 
in  demselben  Umfang  wie  bei  der  gewerb- 
lichen Unfallversicherung:  auch  ist  die  Ver- 
sicherung von  Betriebsunternehmern  und 
anderen  Personen  in  gleicher  V  'regelt, 

abweichend   von    der  gewerblichen 1  Unfall- 
versicherung   kann    aber    die    Versicherung 
Landesgesetzlich  auf  alle  Betriebs- 
unternehmer   (so    in    Bayern,    Sachsen, 
Württemberg,   Baden.  Hessen)  und  statu- 
tarisch auch  auf  di.:-  mit  ihrer  Land- oder 
Forstwirtschaft  im  Zusammenhang  steh, 
hauswirtschaftlichen     Verrichtn 
ausgedehnt    werden,    da   die  Landwirtschaft 
eine  Unzahl  kleiner  und  kleinster  Betnebe 
umfasst  mach  der Berufsstatistik  yom  ...  Juni 
1882  bezw.    14.  Juni    1895    rund  3,0  bezw. 
•-;••  Millionen  Parzellenbetriebe    unter   _  ha 
und   1,9  bezw.   2,0   Millionen  Kleinbetriebe 
von  •">  bis  20  ha  Bodenfläche),  deren  Unter- 
nehmer  sich  wirtschaftlich  und  sozial  kaum 
den   Irlieitersland   erhöhen  und  meist 
Nebenerwerb    1  Lohnarbeit»    angewiesen 
sind    -     dass  eine  Scheidung  zwischen  ver- 
rter    Lohnarbeit    und    nichtVersicherter 
i        larbeit    kaum   durchführbar   wäre     3 


:      5    'Uld    §    -  ■ 
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Im    übrigen   hal   das  Statut  der  Berufs- 
I    zu   bestimmen,   wer  als  Be- 
triebsbeamter -in     als   eine  solche 
sehen    ist,    welche  zum  Unter- 
schii           i     den   gewöhnlichen    land-  oder 
forstwirtschaftlichen    Arbeitern     eine    tech- 
Fertigkeiten    erfordernde    besondere 
Stellung   einnimmt     (§  l    Abs.  6).     Dies»  o 
Zusatz  hat  die  Novelle  im  Interesse  der  so- 
nnten      Facharbeiter      gebracht,     um 
solchen  qualifizierten  Arbeitern  ebenso  wie 
den  Betriebsbeamten  eine  ihren  Indi  vi  du  al- 
löhnen    entsprechende    (höhe:  i  |    I 
entschädigung  zu  sichern  (s.u.  zu  c),  zumal 
nach    der    Novelle    die    landwirtschaftliche 

(Versicherung  auch  gewerbliche  N 
betriebe   in   erweitertem  umfang  miterfasst, 
d.  h.     solche  Unternehmungen,   welche  der 
Unternehmer    eines    land-    oder    forstwirt- 
schaftlichen   Betriebes   neben    seiner  Land- 
oder Forstwirtschaft,  aber  in  wirtschaftlicher 
Abhängigkeit    von   derselben   betreibt     (§  1 
Abs.  2).     Diese  Neuerung  soll  der  bisherigen 
Onzuträglichkeit   begegnen,    dass    landwirt- 
schaftliche Unternehmer  wegen  geringer  ge- 
werblicher Nebenbetriebe  oft  ebenso  vielen 
hiedenen  Berufsgem  ssenschaften  ange- 
ten.       Aus     gleichem     Grunde     werden. 
issen  Regiebauarbeiten,  fortan  auch 
solche    kraft  öffentlich-rechtlicher  Verpflich- 
-    von    Unternehmern   land-   odej    Eorst- 
wirtschafüicher     Betriebe     für    Gemeinde- 
Arbeiten    (zur  Herstellung 
oder    Unterhaltung  von   Gebäuden,   Wegen, 
Dämmen.    Kanälen    und   Was  i    der 

landwirtschaftlichen   Unfallversicherung  zu- 
linel  -i   1   Ah.~.  4). 
Zu  b.      Da    die    Land-    und    Forstwirt- 
inheitlichen  Berufszweig  bildet, 
empfahl    sich    für  die   ländliche   Unlallver- 
erung  die  I  erritoriale  ( Irganisations- 
form.     Um  ferner  den  grossen  Verschieden- 
heiten   der  ländlichen   Besitz-    und     Wirt- 
rhältnisse  liberal]  gerecht  zu  werden 
und    Verwaltung   mög- 
lichst einfach  zu  gestalten,  wurde  beides  an 
hingen  angelehnt  und  der 
esgesetzgebung  eine  uvit-.KiMide  Ein- 
wirki  ittet.      So    werden    die    land- 

wirtschaftlichen Berufsgenossenschaften  nach 
örtlichen  Bezirken    gebildet,  wahrend 
die    laufende    Verwaltung,    soweil    sie    den 
Genossenschaftsvorständen  zusteht,  vei  I 
massig    auf    Organe    der    Selbstverwaltung 
..i-,    Bezirks-,  Kreisausschüssi      da 
ate  etc.)    oder  Iandesgesetzli 
stehende  Behörden  übertragen  wi 
(§§  33,  42,  1  i 

Biernac  h  die  landwirtsi 

Berufsgenossenschaften  in  Preussen 
len  12  Provinzen   bezw.  die  Genossen- 
:  '  mil    den    Kreisen    (i 

20.  Mai  1887,  G.S.  S.  189),  in  Bayern  mit 


den    8    Regierungsbezirken    |G.   v.   5  Anrl 
L8S8,    G.    ii.  V.B1.   S.  225),    in  Württem 
berg   mit  den  4  Verwaltungskreisen  (G 
f.  .März  1888,  R.B1.  S.  89),  "in  den  meiste 
gen    Bundesstaaten   je  mit  dem    Staats 
gebiet. 

Z  u  c.     Da  die  Löhne  in  der  Land-  ua 
Forstwirtsrhaft  bezirklicn  wenig-  von  • 
der   abweichen,   werfen   zur   weiteren   Vej 
einfachung  die  Renten  —  abgeseln 
den  Betriebsbeamteu  und  Facharbeitern  (§  9 
—    regelmässig     nach    Durchschnitts 
löhnen  berechnet,  welche  die  höhere  Ver 
waltungsbehörfe  nach  Anhörung  der  im 
Verwaltungsbehörde  bezw.  Sachverständige- 
aus dem  Kreise  der  Arbeitgeber  und  Arb<  il 
nehmer   (je    besonders    für   männliche    um 
weibliche,  für  jugendliche  und   erwachsen! 
Arbeiter)     festsetzt     (§    10).       Auch     kam 
unter  gewissen  Voraussetzungen  statutariscl 
bestimmt    werden,   dass    solchen    Per- 
welche    ihren  Lohn   oder  Gehalt   herkömm- 
lich in  Form  von  Naturalleistungen  beziehen 
die  Rente  ebenfalls  in  dieser  Form  gewähr! 
wird  (§  26). 

Zu   d.     Bei   Verhandlungen   über   land- 
wirtschaftliche   Unfälle    sind    als    Schieds- 
gerichtsbeisitzer    regelmässig    Bern  f  sge- 
nossen  zuzuziehen  (G.H.  §  7  u.  oben  zu  Jdi. 
Zu     e.      Die    Beiträge     können,     statt 
nach  dem   (durch  die  Berufsgenossenschafl 
bezw.     Gemeindebehörde     al  izusehätzem  ien  l 
Arbeitsbedarf    der    betreffenden    Wirt- 
schaft   und    dem    (nicht    durchweg    obliga- 
torischen)     Gefahrentarif,     nach     dem 
Steuerfuss   (besonders   nach   der  Grund- 
steuer)   umgelegt   werfen,      wenn    die    An* 
I  wendung  des  gesetzhchen  Beitragsmassstabefi 
nach     Gefahrenklassen     und     Arbeitsbedad 
unzweckmässig  erscheint  und  die  Genossen? 
Schaftsversammlung  diese  statutari 
schrift  mit  2h  Mehrheit  beschliesst     (§§  5l 
bis    58).     Diese   Einschränkung  des    Wahl- 
rechts der  Berufsgenossenschaft  hat  ersl  die 
führt,  da  die  bei  vielen  Bei  ufs- 
genossenschaften     (namentlich    Süddeutsch^ 
lands)  übliche  Umlegung  nach  der  (meist  ver- 
alteten)   Grundsteuer    zu    einer    zwar    ••in- 
faehen,   aber   oft    ungerechten   Veranlagung 
führt.     Um  daher  solchen  Uebelständen  enl> 
gegenzuwirken,  schreibt  die  Novelle  (§  167) 
vor,  dass  diejenigen  Berufsgenossen- 
schaften,   in   denen  auf  Grund   des  Statuta 
die    Beiträge  durch  Zuschläge  zu  direkten 
Staats-   oder  Kommunalsteuern   aufgebrai  hl 
werden,   bis  zum   1.  i  iktober  1901  (mit   -  s 
-Mehrheit    der  Genossenschaftsversammlui  ji 
zu  beschliessen    haben,  ob  dieser  Beitrags- 
fuss  beizubehalten  ist. 

Unternehmer    solcher    Betriebe,    welche   I 
"in  erheblicher  Unfallgefahr  nichl  verbunden 
sind    und    in    welchen    ihres   geringen  Um- 
-   ii    Lohnarbeiter   nur   ausnahms- 
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liäftigt  werden,  können  nach  wie 

liirch    Landesgesetz,    Statut    oder    Ge- 

. .    ischaftsbeschluss    von    Beitragen   ganz 

teilweise  befreit   werden  (§  36). 
/,,  f  und  g.    Die  Vorschriften  über  1  n- 
[allverhütuug  sind  denen  des  Gewerbe- 
bnfallversicheruugsgesetzes  nachgebildet  und 
[urch    che    Novelle     nunmehr    auch  g 
lan d w  ir t  s  c  ha f 1 1  i  c h  e   Arbeiter   Strafan- 
drohungen für  Zuwiderhandlungen  zugela 
worden  (§§  120  ff.).    Vergl.  den  Entwurf  von 
Normal  -"Unfallverhütungsvorschriften     für 
land-    und     forstwirtschaftliche    Betn 

Nachr.  des  Reichs  -Versicherungsamts, 
Jahrg.  1895  S.   L99  ff.  . 

Z  u  h.  Bezüglich  der  privat  rechtin  -hon 
Entschädigungspflicht  bietet  die  landwirt- 
schaftliche Unfallversicherung  nur  für  die 
Wartezeil  einige  Abweichungen.  Da? 
Kranken-Versicherungsgesetz  vom  15.  Juni 
!883  (E.G.B1.  S.  73)  hatte  die  Ausdehnung 
des  Versicherungszwanges  auf  die  länd- 
lichen Arbeiter  der  statutarischen  Bestim- 
mung der  6  i)  vorbehalten,  weil  hier 
die  noch  vielfach  patriarchalischen  Verhält- 

die    vorwiegende    Naturalwirts 
und  der  häufige  Arbeitswechsel  seitens  der 
öhnernden  Kleinbesitzer  einen  Versiche- 
-  swang  nicht  überall  anzeigten.     Da  von 
dieser  statutarischen  Ausdehnung  der  i 

liehen  Krankenversicherung  gleichwohl 
nur  selten  Gebrauch  gemacht  wurde,  so  hat 
da*  landwirtschaftliche  Unfallversi 
-  tz  vom  6.  Mai  1886  (E.G.B1.  S.  13 
m  besonderen  Abschnitt  B    Kranken  Ver- 
sicherung   (§§  133— 142),  der  insofern  erneu 
Zusatz  zum  Krardcenversicherungsg  esel  z  dar- 
stellt und  durch  die  Novelle  zur  Onfallver- 
acherung  unberührt  geblieben  ist  (H.G.  §  1, 
bezw  Novelle  zur  Krankenversicherung  vom 
in.  April  1892,  R.G.B1.  S.  417),  der  Landes- 
gesetzgebung die   gleiche  Befugnis  bei- 
gelegt   und    der    landesgesetzlichen    bezw. 
Statutarischen  Ausdehnung  des  Krank,  mi- 
sicherungsgesetzes  auf  die  Land-  und  Forst- 
wirtschaft gewisse  Erleichterungen  gewährt, 
welche   namentlich   der  ländlichen  Natural- 
wirtschaft Rechnung  tragen.    Wo  gli  ächwi  ihl 
eiiv    Krankenversicherung    nicht    besteht, 
hat  nicht  wie  bei  der  gewerblichen  1  nfall- 
versieherung  der  Unternehmer,  sondern  i 
der    geringen   Leistungsfähigkeit    der    zahl- 
reichen Kleinbesitzer   die  Gemeinde 
zutreten,  vorbehaltlich   des   Ersatzanspruchs 
gegen  die  gesetzlich  zunächst  Verpflichteten. 
Weil    aber    diese    subsidiäre,    lediglich   auf 
freie  Kur  (Arzt  und  Arznei  gemäss  §  6  Z. .1 
K.V.G.)  beschränkte  Gemeindefürsorge  wah- 
rend   der   Wartezeit    nur    einen    Notl 
keine  ausreichende  Entschädigung  darstellt, 
SO  sind  bei  der  landwirtschaftlichen  I  nfall- 
versicherung  abweichend   von   de 
liehen    Unfallversicherung,    die    privatrecht- 


lichen   Entschädigungsansprüc  i 

I  er- 
sofern   den  Verletzten   und 
ihren  jen    ein,-    der    reic 

Versicherung    gleichwe 
Pürsorgi   weder  landesgesetzlich  noch  statu- 
tarisch gesicherl  ist  (§§  27,  I 

4.     Bau-  UnfaUversichertuigsgesetz 

(R.G.ßl.  S.  698). 

Zu  b.    Für  diel 
Bauten  isl    eine  einzige,  das  ganze  Reichs- 
gebiel    umfa  Ebau-Berul 

aossenschafl    gebildet 
w,  ■■,,.  b  trii       ertlich  und  örtli  iseln, 

auch   bezüglich   ihres   Umfang 
Leistungsfähigkeil   der  Unternehmer  erheb- 
lichen Schwankungen  unterhegen  (§  6Z.1). 

Die    Versicherung    der    Regie-(Eig 
bauten  Q     erfolgt    für    die 

Staats-  und  Kommunalbetriebe    na 
Verbände  für  dei  m  i  gene  Rei 
Ausführungsl 
bei  den   gewerblichen  Baugewerksberu 
iften   (welchen    sie  als  Mitgli 
ten    kennen):   für   die   übrigen    R 
bauari  leiten    aber  bis    zur  Dauer   von    6  Ar- 
igen   fiü-  Rechnung  der  Gememdever- 
bände   (als    Kommunallast),   darüber  hinaus 
fiu-  Rechnung  der  Bauherren  (gegen  Prämien- 
zahlung) di  mdere,  den  Baugev 


berufsgenossenschaften   angehängte     l  ntalL- 

-t  aten  -    Dab  ■'■  die 

■     ;,,,  Interesse  der  Vereinfachung 

Übersichtlichkeit  der  Unfallversicherung  den 

Landes-Centralbehörden,  mehrere  Kommunal- 

torporationen)   zum   Zwecke  der 

en  Durchführung'   der  U.V.   ihrer 

Bauarbeiten    zu   einem  Verbände    (mit   nur 

einer  Lusführungsbehörde)  zu  vereinigen  i 

Zu  e  Hinsichtlich  der  Aufbringung 
der  Mittel  (§  13)  gilt  wegen  der  Eigentüm- 
lichkeit der  genannten  Betriebe  für  die  lief- 

bau-Berufsgi  □  ,lll'u'  Qas  '  l! 

sondern  das  Anlage-fKapitaldeckungs-)yer- 
fahren  und  für  die  Versicherungsanstalten 
'rämienverfahren.  Während  nach  dem 
Umlageverfahren  für  jedes  Rechnungsjahr 
nur  der  t  hat  säe  hl  ie  he  Bedarf,  d.  h. 
derienige  Betrag  aufgebracht  wird,  der  für 
äie'ii  «n  Jahre  und  früher  entstan- 

denen Unfälle  bar  auszuzahlen  war.  ist  nach 
dem  Anlage-  and  dem  ['rämienverfahren  der 
Kapitalwert    der   aus  den  einzelnen  I  n- 

erwachsenden    Last.    d.  h. 
Betrag  aufzubringen,  der  mit  Zinseszins  nach 
versicherungstechnischen    Grundsätzen    vi  r- 
ntlidi  zur  Deckung  aller  aus  den  1  n- 
fällen   gegenwärtig  und  künftig  erwachsen- 
den 1,  Dil  -  geschieh! 
Anlage  verfahren  dadurch,  dass  für  ]i 
thatsächlich    entstandenen    l  nfall 
der  Kapitalwert   berechnet   und  als  1\ 
aufgebracht  wird:  bei  dem  Prämien ver- 
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fahren  aber  dadurch,  dass  die  voraus- 
tliche  Gesamtzahl  der  Un- 
fälle und  deren  Kapitalwert  veranschlagt 
und  dieser  durch  gleichbleibende  Prämien 
allmählich  angesammelt  wird.  Vergl.  hier- 
zu die  Bekanntmachung  des  Reiehs-Ver- 
sicherungsamts  ai  vom  26.  Januar  1889 
bezw.  5.  Februar  1894  (Ämtl.  Nachr.  L889 
S.  78  und  1894  S.  141.  151,  297  ff.),  betr. 
he  Berechnung  des  Kapitalwerts  der  von 
der  Tiefbau-Berufsgenossenschaft  zu  zahlen- 
den Renten,  b)  vom  11.  November  1899 
(Amtl.  Nachr.  1899  S.  754),  betr.  die  Prä- 
mientarife für  die  Versicherungsanstalten  der 
au-Berufsgenossenschaft  Wm\  der  dem 
Reichs -Versicherungsamt  unmittelbar  unter- 
stellten Baugewerks-Berufsgenossenschaften ; 
ferner  über  die  Unterschiede  der  verschie- 
denen Rechnungssysteme:  Zacher.  Die  Ar- 
beiter-Versicherung  im  Auslande  .  Berlinl900, 
Beft  VII  S.35.  sowie  den  Artikel  Unfall- 
statistik oben  S.  260ff.  zu  I,  1  und  die 
laselbst  angeführte  Litteratur. 

Zu  h  gilt  für  Regiebauarbeiter  dasselbe 
wie  für  ländliche  Arbeiter  (s.  oben  zu  3h), 
doch   gestattet   die  Novelle,    zur  Entlastung 
ingssehwacher   Gemeinden    die   bezüg- 
lichen Kosten  auf  den    weiteren  Kommunal- 
md     zu  übertragen  (§§  10,  45). 
Audi    stellt    die   Novell,.,    hezüdich    der 
Unternehmer-Haftpflicht    der    qualifizierten 
Fahrlässigkeit  (Ausseraelitla^img  derjenigen 
Aufmerksamkeit,   zu    der   man  vermöge  des 
Amts,  Berufs  oder  Gewerbes  besonders  ver- 
pflichtet   ist)    den   Fall,    dass     bei    Leitung 
Ausführung  eines  Baues  wider  die  all- 
gemein  anerkannten    Kegeln    der  Baukunst 
Verstössen  wird    .    ausdrücklich   gleich,   um 
die    bezügliche    Haftpflicht    der   Regiebau- 
unternehmer ausser  Zweifel  zu  setzen  (§  46). 

»•      Se,>  -  I'nfallversicherungsgesetz 
(li.G.Bl.  S.  716). 

Zu    a    und     b.       Die    bisherige    Aus- 
schliessung von   Fischerfahrzeugen 


gegen  Unfall  versichert  sind  (§  1  Z.2),anderai 
seits  auf  Dienstleistungen  versicherter  Pei 
sonen  bei  Rettung  oder  Bergung  von  Persone 
oder  Sachen  (§  2).  Dagegen  wurde  die  (b 
reits  von  der  1897er  Reichstagskomraissio 
angeregte)  Gleichstellung  der  klimatische 
Krankheiten  mit  den  Betriebsunfällen  ii 
Hinblick  auf  §  11  I.V.G.  und  die  grundsätz 
liehe  Scheidung  zwischen  »Betriebsunfällen 
und  »Berufs  -(Gewerbe-)krankheiten  abgi 
lehnt  (Komm.-Ber.  S.  2  und  Sten.  Ber  S 
5508). 

Im  übrigen  gelten  bezüglich  der  Vei 
Sicherungspflicht  und  Versicherungsberei 
tigung  dieselben  Grundsätze  wie  beim  (i, 
werbe-Unfallversicherunggesetz  (s.  oben  su 
2a);  doch  bindet  dasSee-Unfallversicheruugs 
gesetz  die  Versicherung  an  keine  Ein 
kommensgrenze,  beschränkt  sie  aber  (vor 
behaltlich  statutarischer  Erhöhung)  durch. 
weg    auf    einen    Jahresarbeitsverdiensl    »»< 


und  kleinen  Socfahr zeugen  aus  der 
,\  ersicherung  (s.  oben  sub  II  1  e)  hat  die  No- 
velle im  Hinblick  auf  die  Unfallgefähr- 
li.iik.it  solcher  Kleinbetriebe  beseitigt  (§  1) 
und  als  Träger  dieser  Versicherung  neben 
der  die  Grossbetriebe  umfassenden  See- 
Berufsgenossenschaft  (§  32)  —  oach 
Art  der  mit  den  Baugewerks-Berufsgenossen- 
schaften  verbundenen  Versicherungsanstalten 
&  giebauten  (s.  oben  sub  4b)  —  eine  be- 
sondere  Versicherungsanstalt«  vorgesehen 
(§  158). 

Auch  erstreckt  die  Novelle  die  Unfallver- 
sicherung, entsprechend  den  hervorgetretenen 
Bedürfnissen  einerseits  auf  Personen,  welche, 
zur  Schiffsbesatzung  zu  gehören,  auf 
1).  ii  Seefahrzeugen  in  inländischen 
Häfen  beschäftigt  werden,  soweit  sie  nicht 
auf  Grund  anderer  gesetzlicher  Bestimmungen 


3000  Mark,   um   die  Versicherung  in   ang< 
in.  --.'neu  Grenzen  zu  halten. 

Die    Unfallversicherung  im  Kleinbetrieb 
der  S.  .es,  hiffahrt  sowie  in  der  See-um  1  K  üstea- 
fiseherei.    (s.  oben)  wird   den    Bedürfnissen 
dieser  Kleinbetriebe  entsprechend  in  beson- 
deren Anhangsbestimmungen  geregelt  (§§  152 
bis  164),  welche  von   den"  sonstigen  Grund- 
sätzen hauptsächlich  dahin  abweichen,  dass: 
1.  die  Unternehmer  dem  Versicherungszwang 
schon  kraft  Gesetzes  unterliegen,  »sofern  sie 
zur  Besatzung  des  Fahrzeugs  gehören  und  bei 
dem  Betriebe  regelmässig  keinen  oder  nicht 
mehr  als  2  Lohnarbeiter  beschäftigen«,  2.  als 
Jahresarbeitsverdienst  der  Einfachheit  halber 
das    300  fache    des    ortsüblichen    Tagelonni 
gewöhnlicher   Tagearbeiter   am   Betriebssifs 
gilt,  3.  die  Fürsorge  während  der  Wartezeit 
ähnlieh  wie  bei  der  landwirtschaftlichen  Um 
fallversi,  ■herung  (s.  oben  sub  3  h)  geregelt  wird. 
I.  die  Mittel  zur  Deckung  derEntschädigungS 
1  k  sträge  nach  dem  Kapitaldeckungs(Prämien  ,- 
verfahren    aufzubringen    und    die    Beitrag.- 
von  den  weiteren   Kommunalverbänden    der 
Küstenbezirke  gemäss  der  Zahl  der  in  den 
versicherten  Betrieben  erwerbsthätigen  Per- 
sonen  zu   entrichten    sind   (zur  Hälfte  end- 
gilrig,  zur  anderen  Hälfte  für  Rechnung  der 
betenigten  Unternehmer  bezw.  Gemeinden  |. 
Zu  c.    Der    Jahresarbeitsverdienst     für 
Seeleute  (§  10)  wird  wegen    der  ausser] 
ordentlichen    Verschiedenheit    der    in    den 
einzelnen    Seestädten    üblichen    Heuer    und 
der    besonderen    Erwerbsverhältnisse     der 
Seeleute  nicht  nach  Individual-,  sondern  nach 
Durchschnittslöhnen   ermittelt,   dereq 
Festsetzung  Hinter    Berück.-ichtigung  regel- 
mässiger   Nebeneinnahmen)    nach    Klassen 
einheitlich   für  die   ganze  Küste   durch  den 
Reichskanzler  erfolgt  (nach  der  Novelle  der 
11  —  früher1.!      fache  Monatsbetrag)  und  min- 
desten alle  fünf  Jahre  zu  revidieren  ist  (letzte 


Unfallvei  - 


Btzung    durch 
v. 


Bekanntmachung     des 

.phskanzlers  v.  22.  Dezember  L! ,  Amt! 

»rlir.  des  R.V.A.  1901  S.   L64). 
Für  a  n  '1  e  i  e    Personen  (Lotsen,   Di 
[afenarbeiter,    einschliesslich    der    in 
hlepper-    und    Li  ichterbetrieben    besckäf- 

Personen,  §  11   bezw.  §  10  AI 
a  Jahresarbeitsverdienst,  wie  beim  Gewerbe- 

,-ersicherungsgesetz ,     das    300   fa 
-      irchschnittlichen  täghchen  Arbeitsver- 
5,  mindestens  aber  das  300fache  des 
cheu    Tagelolins   gewöhnlicher  Tage- 

/.  u  e.    Die  UmJegung  der  B eitr  ä  ge  i sr- 

nach   Massgabe    des    abzuschätzenden 

rbeitsbedarfs   (an    Bemannung)   bezw.    der 

u  mi  SS-fälligen  Individuallöhne  (s.  oben) 

es    statutarisch    zulässigen    Gefahren- 

§§  49—50  und  103—104). 

Zu  h   verbleibt   es    in    erster  Linie   bei 

Innungen   des  Handelsgesetzbuchs 


i,  Art.  553)  und  der  Seema 
Ordnung    1 1 

welche  die  ßj-anken- imd  Unfallfürs 
ii,  erstei  3  im  Auslande  6)  Moi 
!;  .      :  auferlegen;   im    übrigi  hier 

Stimmungen  wie  für  dii 
werbh"  mng  (§§  14,  I 

IV.  Statistisches. 

Die    na  I  menstellui  - 

sind  Jen  Amtlichen  Nachrichten  desBi 
versicherungsamts  entnommen  (vgl.  in.-1 
deredie  alljährlichen  R 

Berufsgenossenschaften  und  Geschäftsberichte 
des  Reichsversicherungsamts  in  dessen 
hchen  Nachrichten     sowie   die    statisti 
rsichteü  Jahrgang  1895,  11   S.   ?3, 
S.  231.  1899  S.  660ff.  und  die  mit  V 
nisherechnungen    versehene    Zusammei 
lung  für  die  Jahre   1886—1898,   1.  Beiheft 
zum  Jahrs.  1! 


I.  O rg anis a tio n. 


Rechnungsjahr 


Zahl  der 


Versicherte  Person«  n 


werbliehe 
sgenossen- 
-.  hatten 
b.  Landwirt- 
Etliche  Be- 
rufsgenossen- 
aften 
.     Ausführungs- 
behörden. 


Berufs- 
genossen- Z.  r 
schatten  sek"  J  g 
uud  Aus-  tiuiien  /-  4 
führungs-  Ü  .2 
behurden  > 


durchschnitt- 
lich beschäf- 
ünter-     tigte  Be-  Zu- 

Betrielie     neh-    triebsbeamte,   saminen 
mer    Arbeiter  und  - 

andere  Per- 
sonen 


Lohnbeträge 
soweit  sie 

j  für  die  Bei- 
berech- 
nung  anzu- 
rechnen sind) 


M. 


1 


I  a- 
(B96       .     b. 


Zusammen 


64 

4S 

401 


35S 


442772    61937     5  672  743      5  734  6So   3922996386 


409 

598     4645057 

402  — 


=u  ■ 


917 


1409     5  0S7  S29      — 


1118907  — 


681  439         681  439 


_  -  <-o?  igo  3  922  996  386 


1897 


i 


Zusammen 


65 

4S 

404 


517 


35S 
561 


415 
601 
406 


919      1422 


455417    60030     5982588       6042618   4253620600 


4042  130  ,     — 


5  °97  547      — 


111S9071 

715  :;s 


17947447  4253620600 


fa. 

»98       .  <  b. 
lc. 

Zusammen 


65       '    35° 

48  563 

409  — 


415 
604 
410 


921      1429 


456366    60  14S     62566S6      6316834 
4  tU  176       -  -     „       (l»89o7I 

_  __  740  10S         740  10b 


4  643  46S  926 


5  1 10  542      — 


18  246  013  4643468926 


358 


1899 


11 

Zusammen 


6; 

4S       ,    57° 
416 


465554    58898     6599673      6658571    500SS81603 


415 

611      46SSS20      — 

4:7 


'  _  1118907  — 

756  4S2         75648z  — 


529 


92S       1443      5  '54  374       — 


18604  124  500SSS1603 


T  ,       1    .      iq«a    Kni    =   ,iie  1    aufläse  2.  SuppL-Band  S.  907. 
1    Bezüglich  des  ersten  Jahrzehnts    188b— lötfo     ■»     ;-u"V  ft 

önf  all  s  t  a  ti  s  t  i  k). 
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II.  Verwaltung:  Einnahmen  und  Au 


Rechnungs- 
jahr 

•  rl.li.ln> 
Hern 
-- 
ten. 

b.  Landwirt- 

Beruls;;,- 
ten. 

ührungs 

..len. 


1 


A  ns gab e n 


Erwerbs- 
unfähigkeit 


'-       tüg 


tlrs 
H.-il- 
\.r 

fahren? 


M. 


Heilten 
an 


M. 


-Lille 


Unterbringung 
i.  Krankenhaus 


-■2  -"  -J  ä, 

=  1  ~  :  r-  %.\ 

kosten  >  S-Ss-g  = 

-  ~  =  .=  -= 


—         , .  r.  : 


g<:o- 


M. 

"6" 


M. 


^   -  2f 


Abfin- 
dungen 
an  Aus- 
länder 


M. 


Summe 
der  Ent- 

gungsbe- 
trage 

(Sp.  2    B) 


M. 


c:  = 
~  Z 


PI 

QC  — 

Poe 


in 


:.** 

?,=• 


n 


Zus.  für  |  a. 

1886  bis     b 

I  e. 


iL' 


536,4  40293,2    9476,6'3 071,1 
1389,0 
794,1 


15269,2     211.S 


5  004.6    1675.0 


163.6 


S4S7.3  1660S3.02  514.9  50461,4 


1 

u. 


Zusammen       1462.2  40614.6 


932,1   27057.4 

9  987,6 
3  569,5 


245-7 
82,0 
28,8 


S  502.7 


a. 
C. 


101S.9 
4S0.1 
141. 6 


30  358 
1 1  508.2 
4Öo3,3 


Zusammen       1620.0  1 

|  ;'■  lOij.o  34015.2 

,  >'•  522 

165.2      4464,5 


Zusammen        1701,651414,5 


';:; 


Znsammen 


37  934,2 

4867,8 


1865,8  57 


1 1  126,0 


262.9 
29,2 


433-9 


187,7 
152,4 


'1675,53411.2  1015,8 


2102.3 

574,6 

90,4 


2767,3 


is47»i.4  5 259,2  3 387,o'4  isj 

22,6    36810.42   5l8,I       87I.3  ■ 

2,3  22057,3      114.S     225.0      131 
243649,1  7S92,i  4484.2 


59o,5 

53,7 

21.8 


666.0 


'53,i  395S4.4  1  140,1 


4,6 

3:3 


161.0 


9363,4  2158,6 
603.6 

1  236.S 


378,0  12344.0    2854,0 


300.3   10285.9 

I  944  " 

34-3      '  354,5 


421,5   13585,: 


3I2.S    11  347.5 

2  155,0 

34,4      1  463.2 


437.:    14966,4 


2306,4 
622,6 
113,0 


62;.S 
54,] 
27,0 


12  618.9 
4  95i,o 


753,9 


540. 1 

300.1 

37-5 


,-,41., 


57I54.3I929.0     877.7102 


179,0    1-3  947,6  I  221.3      584,4  1  036 
10.6   14486.4     S26.6,    321.;       07 

10-!       5  539:4         39,0 


706,9 


632,8 
29,4 


199,7 


214.0 
4-1 
5,3 


63  973,4  2  0S6.9 


40.2 


946,2  1 


48  768,7 

16  173,7 

6  166.3 


1  344,7 

886.3 

41.2 


3042.0     720.0     223.4  71  10N.7  2  272.2 


615,8 

326.6        7. 
36,6         41 


2388,9 
677,1 
125,0 

3I9LO 


685,2 
6l.O 
32.5 


1    Einscb  rungsanstalten. 


77S.7 


979-0  1  : 


234.S 

8,8 
3-7 


54007,8  1  491,6 
17969.0 
6  703,8 


975,9 

44-2 


247.3   78  680.6  2  51 1.7 


683,5 

329,0 

42,3 


I  O54.S   I  2C 


V.  Anhang. 

1.     Reichs  -Versicherungsami     (E.G. 
I  ff.).      Das     R.V.  J 

B         le     dar,      welche     mit 
mählichen     Aul 

(Art. 
4     der    Reichs -Verfassung)     ei  I 
wuchs,   den  Zielen  und  Z 

:  und 
in  ihrei  Zusamn*  ob  I     1  s     nd  Wirk.-.; 

sozialpoliti 
R  1  hii 
Das    B.V.A.    umfasst    nicht    bloss 
■  ' 
dem  auch  Vertreter  des  Bundesrats,  um  als 


ausführendes  Centralorgan  mit  den  ver- 
bündeten Regierungen  in  steter  enger  Fühlung 
zu  bli  ad    namentlich  Vertreter 

jenigen  Kreise,  deren  Wohl  die  ganze  GÜs 
setzgebung  dient,  der  Arbeitnehmer  und  As 
beitgeber  (nichtständige  Mitglieder),  s 
dass    auch  der  einfache  Arbeiter  im  R.Y.A. 

ben  Rechten  mit  den  Arbeiß 

geber-Vertretern,   den  Bundesratsvertn 

den  Berufsbeamten  und  den  (bei  der  Reche 

tvung  noch  beizuziehenden)  richterliche! 

Beisitzern    des    Amts    mitberatet   und    n.it- 

i      de   diese  glücklich«    Zu! 
'  tu  -    des    Amts,    -welche    dem4 
ätete    Fühlung    einerseits    mit    de* 
obersten    Behörden,    andererseits    mit 


i      allvei 


301 


ossens.  haften  '  i  und  Austuhrung-behr.nlfU  iju  lum  Mark.. 


\  us  s a b e u 


E  i  n  n  a  lim  e  n 


\  i  rwaltuu 


Ge 

hälter 

der 

Be 

.Ullli'll 

und 
.       Be- 

-  dienste 

-  ten 


Lokal- 


mieten     .. 
Hei- 
zung 

und 

Be- 
leuch- 
tung 

etc 


sSSI 


ssa 


Ulge 
meine 

\  61 

wal- 
tungs- 
-  =  _ •  =     kosten 

-älM  ZU- 

«rags        am 

~  _;2  t  nien 

ö  o   .>  Spalte 

=  ;2r  Kl—  1«) 


M. 


14  15 


M, 


M. 


16 


17 


Ein- 
lagen 
in  den 

Re- 
serve- 
fonds 


Summe 
der 
aus- 
gaben 


Einge- 

lii'  l  iii- 
lagen 
bezw. 
Prä- 
mien 


18 


19 


20 


r.  2_ 


;  =  * 
III 

■-:- 
u— 


X   - 

61 

M. 


21 


schliess- 

Be 

am    Vn 

fang  des 

Rech 

nungs- 


M. 


Betrag  des 

des  Rei  b     g,  .j,,..  des 
nungs- 


M. 
23 


24 


,.2  22   IOl.O  2  322.3 

.0   427S.2     219,4 

A  -4-S      — 

26  n  -2541,7 


12  ;;2,oj42  154.? 
3  795,6    8950,2 
60.5 


3091,3     323,2 
S37.S      47,i 
8,5     - 


16400,9 


51  165,2  109763,2421  350,0403  523,5  6  67;  .2  493  569;7 


1  589,8 
960,4 

4,2 


3931,6     37o,3 


2  554.4 


105  508,8)345  272,S  352  913,9,6  256,3  436  861,9     — 

4254.4    53  4S6,9'  50609,6'    420,9    58707,8         — 
22590,3       —  _TZ I 


5555,9     4  599-0    52,366,6    52502,0 


1  944,7 
13,0 


7  5i3,6 


5,5    16072,4    14452,2 
5  064,0 


4  997-5    73  5°2-4    66954,2 


1  2S3.3    69  4I2,S    17  175,6 
148,6!   16831,8      2  184,4 


1431,9    S6  244,6 


19360,0 


129463,2 
5  028,9 


134  492.1 


ö;4    -         5.0     14,8  5674.5 


4185,7  390,9  2617,9  7866,2    1 768.3  77805.9 


68016,01301.3  93209,8'  21 736,0 


5,42,2       367  7      16027     6  037.4  279.S     ^S  140.2     54  557,5  1259,4     79  407,6     Z1Jf>° 

4    0420,2     Oo7,/    i"     ,/         j'+  '*'      -  „    Io6lq,     r,8g    21805,0     2365.7 


951,6      5°,5    1 085, 
4,6 


10,4 


4  3S6.2 


41S.2 


2693,1 


,1  3641,8  392.1  1687,0 
Kl  1  024.2  52.3  1  129.2 
.2  9-5      -  7,3 


2189^6         204,0    19853,8 
15.7        —       I     6306,8 


8242,7'        4S3.9    84300.8 


6387,2         226,7    63852,2 


2310,7 
'7,1 


El   4675,5!    444-4    2813,5    S  715,0 


172.2    21  849,8 
—       I     6  860.8 


74  176.6  1  408,3' 101  272,6    24  174.6 


130  141,5 


131  407.3 
5  917,3 


I37  324.6 


59  945.3.33.-7    86378,2    23  3S7,9      .32.856.6 
21815,2      172.4    24390.2      2bob.3  6241.6 


398,9    92562,8!  81  760,5!  1504,1111°  774,4   26194,2  I   139  098,4 


praktischen  Leben  sicherte,  befähigte  das- 
selbe, der  vielen  Schwierigkeiten  Herr  zu 
werden,  welche  eine  durchaus  neuartige 
Gesetzgebung  naturivemä>s  bieten  nutzste. 
und  auf  den  vielseitigen  Gebieten  seiner 
Wirksamkeit  das  volle  Vertrauen  aller  be- 
teiligten Kreise  zu  gewinnen,  ohne  welches 
das  eigentliche  Ziel  der  sozialpolitischen  Ge- 
nehmig überhaupt  nicht  zu  erreichen  wäre. 
Eigenartig  wie  seine  Zusammensetzung 
fe.  oben  sub  III.  2d),  ist  auch  der  Wirkungs- 
kreis des  R.V.A.  Organisation.  Verwaltung, 
Rechtsprechung  und  Vollstreckung  sind  mit- 
einander in  seine  Hand  gelegt  und  damit 
äie  Gewähi'  einer  zweckentsprechenden  und 
einheitlichen  Durchführung  der  verschiedenen 


Arl  leiterversicheruugsgesetze      ( mit      bisher 
alleiniger   Ausnahme    des   Kranken-V.tr.; 
s    d    \rt.   Krankenversicherung 
Bd.  V  S.  360  ff.)  gegeben. 

Nach    dem    gegenwärtigen    blande    der 
Eeichsgesetzgebimg    (s.    auch    d.    Art     In- 
validen- Versicherun  -     oben    Bd.    1\ 
S    1360ff.)    umfasst    die    Wirksamkeil 
R.V.A.  hauptsächlich  folgende  Aufgaben: 

1  Unfallversicherung:  a)  Orga- 
nisation. Mitwirkung  bei  Bildung.  Ab- 
änderung   und     Auflösung    von    Berufsge- 

□ Qschaften  (H.G.  s*  -■„1^.;1        ,     r 

Genehmigung  (nötigenfalls Erlass)  da 
nossenschaftsstatuten  undihrerAbän 
bezw    der  Dienstordnung  für  die  Gen 


- 


Unfallversicherung 


HI.   Rechtsprechung    bn 
1.  Anzahl  der  Bescheide,  Bernfangen  und  Rekurse. 


Jahr 


-    ii  e  i  d  f 


Berufungen 


wlrbl    landw-   sam" 
meu 


werbl. 


landw. 


zu- 
sam- 
men 


Prozentsatz 

der 

angefochtenen 

Bescheide 


Rekurse 


werbl. landw- 


sam- 
meu 


wlrbl. landw-    sam" 


Proz« 

,1. 

an: 

fochl 
reh 


t 


i 


10 


1891 

•  1 
18H3 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 

• 


11 


iL' 


13 


14      f 


t>4  fST    22  562 
69604    20  42S 

:  38  192  11 
So  S12  46667  12 
869^ 


94  So: 
105  951 
1 113  037 


6601 1  \t 
78211  iS 


125  So;  86825  -: 


87 140 

15  054 

3  369 

1S423 

23.31 

99032 

I737I 

4  S~S  22  240 

24.96 

13999 

18772 

"  576  2534S 

24.76 

27  479  21  314 

8790 

30  104 

26.37 

43  783  22  699 

ioS;4 

33  553 

26.10 

60  872  24  407 

:4  150 

3S647 

25,82 

S4  102  264;;  15  6^6 

42  in 

24.97 

94433  28  311 

16002 

44313 

25,05 

12  632 

29876 

1661, 

46491 

Z3,7S 

14,93 
16,58 

17.22 

IS.S4 

19,11 

21.44 

j  20.02 
19.66 

10.14 


21.14 

22,47 
22.24 

23,61 

2334 

24.02 

22.S7 

22.79 
21.S6 


1  Q12. 

3685 

4341 

5633 
6  060 

6  573 
7205 
7S1S 
8073 


406 
;.- 
963 

1  419 
1746 

2  700 
313S 

3  365 
3  352 


337826,10 

424027.59  : 
5  3°4  30.04 : 

7  052  32.  ;i  i 
780631.4.,  . 
9273  3  I.So; 

10  343  32.73: 

11  [83  32,89  : 
11  425  31.81  2 


Schaftsbeamten  (H.G.  §  26.  G.  U.V.G    SS  39 
48,  11.  >.  w.); 

Genehmigung  (eventuell  Erlass)  der  Ge- 
intarife und  ihrer  Abänderungen,  bezw 
landwirtschaftlichen     Berufsgenossen- 
•      iften  Genehmigung    der  Abstandnahme 
der    Am-  .  ines    Gefahrentarifs 

rt  iderruf  dieser  Genehmigung  (G.U.T.G. 

-    der   Büdung    von    Rück- 
verS1'  ■    (G.  D.Y.G  i  "■ 

Erla  lerer  Ausführungs-T  ors  hrif- 

B.G.S10,  G.U.Y.G.  §§ll   [2,78,94, 

Feststellung  des    Formulars  für  Unfall- 
anzeigen (G.  U.V.G.  §  l 

Leitung    der    Wahl    der    Vertreter    der 

er  und  der  Versicherten  im  K  V  \ 

r    Arbeitervertreter    für    die    Be- 

ratung    und    Beschlussfassung    über   Unfall- 

hriftei       :       Berufsge- 

(H.G.  ;  il.  1,.  U.V.G.  §  114) 

'•  erwaltung.    Bestimmung  darüber 

welc 

iftliche    l;  .  [er  als 

ebe  im  Sinne  des  See-U.Y.G 
5]  flichtig  sind  (G.  C.V.G.  §  2,  I..  U.V.G. 

Ver- 
über  das  Genossenschaftsvermögen 

•! 
wie  der  Entschädigungen  füi 


durch  ehrenamtliche  Wahrnehmung  der 
Genossenschaftsgeschäfte  erwachsenden  Zeit 
verlust  (G.  U.V.G.  SS  31,   34,  44.  95,   IM.: 

Wahrnehmung   der  Geschäfte   vers 
der  Genossenschaftsorgane  (G.  U.V.G.  *  46)- 

Regelung  des  Geschäftsverkehrs  cl 
rufsgenossenschaften    mit    den    Postverwat- 
tuim.11   .1,.  (j.V.G.  SS  97,  106); 

Aufstellung  der  jährlichen  Rechnui  ■-- 
ergebnisse  für  den  Reichstag  bezw.  |,  1 
Vorscliriften  für  die  Art  der  Rechnungs- 
führung und  die  Art  der  Unfallstatistik  |G 
U.V.G.  S   Uli: 

G  mehmigung  der  Unfallverhütungs-Vor4 
Schriften  der  Berufsgenossenschaften  bezw, 
Anhaltimg'  der  Berufsgenossenschaften,  s 

zu  erlassen,   sowie  Einwirkung  auf  die    \..- 
stellung    technischer  Aufsichtsbeamten 
auf  die  Vereinigung   ihrer  Funktionen 
denen  der    .Rechnungsbeamten     fG    UYG 
SS  112ff.);  '    '   • 

!;  •  gungder  gesamten  Geschäfts] 

Euhrung  d.-r  Berufsgenossenschaften  .-in- 
schliesslieh  d.-r  von  ihnen  errichteten  ..d.-r 
unterhaltenen  Heilanstalten  (G.  U.V.G   §  P5) 

'""'    cler    (1 i,    s    23    H.G.    zugelass 

weiter  _    ,  (Haftpflichtversichei 

rung  und  Errichtung  von  Renten zusehuss- 
und  Pens  1); 

,     F?ststl  !'i  -      äss  S  162 

des  See-U.V.G. 


Unfallversicherung 


Reichs-Versicherungsamts). 
2.  Den    durch  Urteil  erledigten)  Rekursen*)  lagen  folgende  Streitfragen  zu  Grunde: 


ob  ein 

Be- 
triebs- 
unfall 
vorlag 


b. 


d. 


üb  der 

Un- 
fall er- 
wiesen 
war 


ob  ein 
Zusam- 
men- 
hang 
z  wisch. 
Irin  Be- 
triebs- 
unfall 
und   der 

Er- 
werbs- 
unfähig- 
keit  an- 
zu- 
nehmen 
war 


h. 


ob  der 
Unfa 

eine 
ver- 
sicher- 
te Per- 
son 
be- 
troffen 
hatte 


welche 

Be- 

rufs- 

nos- 

sen- 

sehaft 

einzu- 
treten 

hatte 


CO 

= 
■-   ._ 

'S   « 

z  * 

Ig 

■%ß 

■<   3 
->,    « 

So 
H  5 

*->  P 

■~<<3 


— 1  ^ 


ob  §  65 
desl  .\  G 
(§  70  des 

landw. 

r.v.ü. 

§  382   des 

Bau- 

Ü.V.G., 

§  73  des 

See- 
U.V.G.) 
anwend- 
bar war 


S  T 


Verletzte 
verpflich- 
tet  war. 
sich  in 
einem 
Kranken- 
hause       tige 
unter-     Streit- 
bringen    fragen 
zu  lassen. 
oder  ob 
das  Heil- 
verfahren 
beendigt 
war 


zu- 
sam- 
men 


r 


1895 
1896 

572 

621 

850 
999 

7?S 
716 

104 
131 

203 
214 

135 
129 

i  526 
1  598 

L897 

638 

924 

843 

106 

246 

142 

1  696 

L898 

778 

io33 

928 

151 

284 

143 

2  219 

1899 

839 

738 

1337 

160 

312 

178 

2233 

2  142 

2255 

2  585 

3  254 

<602 


96 

965  I 

84 

834 

83 

829 

58 

877 

75 

959 

735' 
7581 

S092 

9  725 
10436 


*)  Von  den  Rekursen  der  Versicherten  fielen  durchschnittlieh  etwa  ein  Viertel,  von  denen 
ler  Berufsgenossenschaften  fast  die  Hälfte  zu  Gunsten  der  Rekurrenten  aus. 


c)  Hechts p rech u n g.    Auf  diesem  < ie- 

lat  das  K.V.Ä.  zu  entscheiden: 

Beschwerden    wegen    der    Veranlagung 

Betriebe  zu  den  Klassen  des  Gefahren- 

larifs  und  wegen  höherer  Einschätzung  der 

Betriebe     infolge     Zuwiderhandeln-     gegen 

ünfailverhütungs  -Vorschriften    (G.    U.V.G. 

:?  49.  116): 

Bi  ischwerden  gegen  Amtsenthebung  ehren- 
amtlicher Organe  (G.   U.V.G.    §§    4,.    114); 

Streitigkeiten  der  Berufsgen nsehaften 

lie   Vermögensauseinandersetzung    bei 
ntdsveränderungen  (G.  U.Y.G.  §  53); 
schwerden  hinsichtlich  der  Zugehörig- 
es Betriebes  zu  einer  bestimmten  Be- 
nossenschaft    bezw.   zu   einer    Berufs- 
-senschaft    überhaupt,    hinsichtlich    des 
Oebergangs  an  eine  andere  Berufsgem 

t  wegen  Betriebsveränderung  und  hin- 
lich des  Cebergangs  in  eine  ander 
ütarifposition  (G.  U.V.G.  SS  59,  61,  62); 
Rekurse   gegen   die  Entscheidungen 
Schiedsgerichte    bezw.    die    Zuteilung 
Verteilung  der  Entschädigungsverpflichtung 
i     mehrere    beteiligte    Berufsgenossen- 
-      Eten  (G.  U.V.G.  §§  SO,  90.  bezw.  i;  73, 
82,  85); 

Beschwerden    der    Betriebsunternehmer 

_  _  en    die  Feststellung   der  Jahresbeiträge, 

ffs    der    Person    der    Betriebsrevisoren 

gegen  die  Auferlegung  von  Kosten  oder 

[strafen  f ür  selhstverschtüdete  Revisionen 

(G.  U.V.G.  §§  102,  120.  124); 


Streitigkeiten  über  die  Haftung  der  Bau- 
herrn (mit  Ausschluss  des  Rechtswegs);  G. 
Ü.V.G.  *  105); 

Streitigkeiten  hinsichtlich  der  Rechte 
und  Pflichten  der  Inhaber  der  Genossen- 
schaftsämter, der  Auslegung  der  Statuten 
und   der  Giftigkeit   der  Wahlen    (G.  O.V.G. 

§  126). 

d)  Vollstreckung.  Strafgewali  gegen 
V  irstandsmitglieder,  Vertrauensmänner  und 
Beamte  der  Bernf>genussenschaften  auf  Vor- 
legung der  Bücher.  Belege,  Akten  u.  s.  w. 
und  Befolgung  der  gesetzlichen  und  statutari- 
schen Vorschriften,  bezw.  kommissarische 
Verwaltung  bei  Versagen  der  ehrenamt- 
lichen '  Irgane  und  Zwangsvollstreckung 
sregen  zahlungssäumige  Berufsgenossenschaf- 
ten (G.  U.V.G.  §§  12\  126  bezw.  46,  106). 
_'.  1  avalidenversicherung:  a)  Or- 
ganisation (§  56  L\  -1  K). 

Genehmigung  (nötigenfalls  Erlass)  der 
Statuten  der  Versicherungsanstalten  und  ihrer 
Abänderungen  (§72); 

Bestimmung    der    UnterscheidungsmerJL- 
i;i,j  1  ültigkeitsdauer   der  Marken    so- 
wie der  Zeitabschnitte,  für  welche  die  Mar- 
ken ausgegeben  werden  sollen  (§   l3^); 

ig  von  Vorschriften  der  Ver- 
■ungsanstalten  über  die  Berechnung 
Akkordlöhnen  (§  Um)  und  über  die  Beitrags- 
olle,  ev.  Anordnung  oder  Erlass  solcher 
durch  das  R.V.A.  (§  Pili: 

b)    Verwaltung.     Periodische    Nach.- 


Unfallversicherung 


ung    der   Zulänglichkeit    der    Prämien- 
und    Mitwirkung   bei    anderweiter 
tzung   der   Versicherungsbeiträge   (§§ 
32,   124); 

Obere    Leitung    der      Rechnungsstelle 
(früher      Rechnungsbureau  |,    insbesondere 
hinsichtlich  der  Verteilung  der  Renten,  der 
Abrechnung  mit  den  Postverwaltungen  und 
sonstiger  statistischer  bezw.  versicherungs- 
scher  Arbeiten  (§  124); 
Regelung  des  Geschäftsverkehrs  der  Ver- 
nwgsanstalten     mit    den     Postverwal- 
n    und   der  Rechnungsstelle   (§§   123, 
H'l.  126); 

Aufstellung   der    jährlichen    Rechnungs- 
dsse  bezw.  der  Vorschriften  über  die 
Art   und   Form  clor  Rechnungsführung  und 
die  Führung  der  Statistik  (§165); 

Beaufsichtigung  der  gesamten  Geschäfts- 
führung der  Versicherungsanstalten  mit  der 
ignis  zu  Geschäftsführungs-  und  Eassen- 

(§  li  18)  : 
Aufstellung    der    massgebenden    Grund- 
sätze für  die  Entscheidungen   von  Streitig- 
tibei     die    Versicherungs-(Beitrags-) 
Pflicht  (§  155); 

i  Rechtsprechung.    Das  R.V.A.  hat 
zu  entscheiden: 

Streitigkeiten  /wischen  Trägern  der  Un- 
fallversicherung  und  der  Invalidenversiche- 
rung über  Erstattungsansprüche  der  letzteren 
§§  23,  113,  128); 

Beschwerden  gegenAmtsenthehung  ehren- 
amtlicher Organa  (§§  61,  91.  110); 

Beschwerden    betreffs    Anfechtung    von 

Beschlüssen  der  Organe  der  Versicherungs- 

(§§  75,  110); 

Streitigkeit! 'u  'ler  Versicherungsanstalten 

bezw.  zugelassenen  Kasseneinrichtungen  über 

Vermögensauseinandersetzung    bei  Be- 

standsveränderungen  (§§  102,  173); 

Streitigkeiten  hinsichtlich  der  Rechte 
und  1  'l li. -i ii. -n  d<T  nrgane  der  Versiehe- 
rungsämter,  der  Auslegung  der  Statuten 
und  der  Giltigkeil  der  Wahlen  (§  109); 

Eevisionen  gegen  die  Entscheidungen  der 
Schiedsgerichte  (mit  Ausschluss  der  Landcs- 
Versicherungsämter ;  §  116); 

Beschwerden     gegen     das     Verteilungs- 

und    Abrechnungsverfahren  der  Rechnung  ■ 

betreffs  Erstattung  von  Beiträgen,  und 

gegen    Entscheidungen     der     Renten  teilt  a 

L26,  128,  129); 

Streitigkeiten  von  grundsätzlicher  Be- 
deutung über  Fragen  der  Versicherungs- 
(Beitrags-)Pflich1  (auf  Antrag  der  Versiche- 
an  tall ;  §  L55); 
Streitigkeiten  zwischen  verschiedenen 
Versicherungsaristalten  (Kasseneinrichtungen) 
über  Beitragsentrichtung  (§   156); 

Beschwerden     über    gewisse    Straffest- 
(§    17m. 
ollsl  rech  u  d  g.   Strafgewall  gi  gen 


Vorstandsmitglieder  uml  sonstige  Organe 
der  Versicherungsanstalten  auf  Vorlegung  der 
Bücher.  Belege,  Akten  u.  s.  w.  und  Befol- 
gung der  gesetzliehen  und  statutarischen 
schrifteu,  bezw.  Zwangsvollstreckung  gegen 
zahlnngssäumige  Versicherungsanstalten  (S 
HIS   bezw.    127). 

Der  Geschäftsgang  und  das  Ver- 
fahren des  R.V.A.  ist  für  beide  Gebiete 
gemäss  §  19  Abs.  4  des  Gesetzes,  betr.  die 
Abänderung  der  U.V.Ge,  v.  30.  Juni  1900 
(R.G.B1.  S.  573)  und  §  110  Abs.  4  des 
i.V.G.  v.  13.  Juli  1899  (R.G.B1.  S.  163), 
nach  erfolgter  Zustimmung  des  Bundesrats, 
durch  Kaiserliche  Verordnung  v.  13.  Oktober 

1900  (R.G.BI.  S.  983)  seit  1.  November  L! 

wie  folgt  geregelt: 

Dem  Präsidenten  des  R.V.A.  steht  die 
Leitung  und  Beaufsichtigung-  des  gesamten 
Dienstes  zu  und  bleiben  die  sog.  Präsidial- 
sachen  vorbehalten  (§§  1,  2).  Für  die  Be- 
arbeitung der  Angelegenheiten  der  Unfall- 
versicherung' und  der  Invalidenversiche- 
rung besteht  je  eine  Abteilung  unter  Lei- 
tung je  eines  Direktors;  auch  können  in 
jeder  Abteilung  nach  Bestimmung  des 
Reichskanzlers  (Reichsamt  des  Innern)  Unter- 
abteilungen errichtet  werden  (§§  4—6). 
Desgleichen  bestimmt  der  Reichskanzler  die 
Zahl  der  Stellvertreter  für  die  Laien-( Arbeit- 
geber und  Arbeitnehmer-yVertreter  im  R.V.A. 
und  beruft  die  richterlichen  Beisitzer  für 
das  R.Y.A.  (§§  7.  9). 

\  e  rwal tun gsangelegenhei ten  werden, 
soweit  ihre  Erledigung  nicht  im  Wege  der 
Einzelbearbeitung  (Referat,  Decernat)  erfolgt 
in  Gesamtsitzungen  oder  Abteilungssitzungen 
behandelt ;  zu  diesen  sind  neben  den  stän- 
digen Mitgliedern  des  Amts  auch  die  nicht- 
ständigen Mitglieder  (Vertreter  des  Bundes- 
rats sowie  der  Arbeitgeber  und  Arbeitnehmer) 
und  richterliehe  Beisitzer  unter  Mitteilung 
der  Tagesordnung  einzuladen  (§§  11— 15). 
Beschlüsse  werden  nach  Stimmenmehrheit 
gefasst.  bezw.  hei  Stimmengleichheit  giebt 
der  Vorsitzende  den  Ausschlag;  doch  sind 
solche  Beschlüsse  für  die  Rechtsprechung 
der  Senate  nicht  bindend  (§§  17—19). 

Die  Rechtsprechung  (§§  20ff.),  ins- 
besondere die  (letztinstanzliche)  Entscheidung 
über  Rekurse  in  Unfallsachen  und  Revi- 
sionen, in  Invalidensachen  (§  16  H.G.,  ij  IUI 
I.V.U.).  erfolgt  in  Spruchkollegien  (»Senaten  I, 
welche  in  Unfallsachen  mit  7,  in  Invaliden- 
sachen mit  5  Personen  (darunter  je  1  Ver- 
treter der  Arbeitgeber  und  der  Versicherten 
und  2  bezw.  1  richterlicher  Beisitzer)  be- 
setzt sein  müssen;  doch  sind  in  Invaliden-? 
Sachen  bei  Entscheidungen  von  grundsätz- 
licher Bedeutung  noch  ein  weiteres  ständiges 
und  ein  vom  Bundesrat  gewähltes  nicht- 
ständiges Mitglied  zuzuziehen  |  verstär] 
Senat).    Will  aber  ein  Senat  in  einer  grünet* 
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...»    einer   früheren    Jun 
.    „„i;,,,,,    abweichen,    so    i-t    die  Sache    R  IM  ff.    lind    R.G.B1.    190U 

.     den     erweiterten     Se-   S.    211)    1        I     we  ■     Cell 

rweisen    in  wel  5  §  17    V-  ägtsetz- 

ra  Präsidenten  als  Vorsitzen-   gebung,  ind<  s  Reichs 

tat,  R.V.A.,  Richter,  (Verwaltung  Hanne)  und  Personen 

■  eher    Arbeitnehmer)  durch  je  2  Mit-    des    Sc  i    i  hsge- 

,;,,.!,.„  i,t  iv.-l    oben  sub  III  2d).   setzlich  rung  unterhegen- 

ihrend    die    Sitzungen    in    den    Ver-  den    B  sind,    die   Ent- 

;.  .  i,  sind,    tagen   Schädigung  für  die  dann  erlittenen  Unfälle 

edeu  in  öffentlicher  Sitzung:    in  Form   erhöhter  Pei  fährt;    daher 

..fahren  in  en  ist  in  den  Grund-  finden    dieünfaUvers  auf 

demjenigen  vor  den  ordentlichen  G  Anwendung 

i    nachgebildet,    bewegt    sich   aber  in   (§  11). 

,    Furm.n.    um    den    lesonderen   An-         Dasselbe  gilt  von  Staats- und  Kom- 

„     der    Arbeiterversicherungsge-   munalbeamten,  welche  mit  festem  Ge- 

hun- *icii  leichter  anpassen  zu  können   halt    und    Pensionsberechtigung    angestellt 

sind     oder    welchen     durch    Landesg 

n  Schluss   eines   jeden  Jahres  hat  das   bezw.  I     hinsichtlich  gen 

IT\    dem  Reichskanzler  einen  Geschäfts-   eines    im   Dienst    erlittenen    Betriebsunfalls 

'zureichen  (S  52).  eine    den    Vorschriften    des    Reiehsgesetzes 

a^EnTcneid  es  R.VA.  nach  mi,  .kommende       Fürs 

.  15HG   endsiltig  sind,  so  hat  das  Amt   gewährleistet  ist  (§    12 1.     Solche  Landesg  - 

reit  '  die    $ä°ensehaft    einer    obersten   setze  haben  i  Preussen  am  18.  Juni 

~      .         -de  we  das  Reichsgericht,  wenn-    1SS7    (G.S.    S.    282)    Hessen  am    18.    Juni 

im    übrigen    der    Aufsicht    des    1887     (R.B1.     S.     urg    am     24. 

'         twl"  uStellt  und  dem  B  raar    L888  (G.B1.  S.  93),   Sachsen  am  9. 

-    RS5tslnaeS    Innern    zugeteilt    ist   April  1888   j G  u.  V. BL S.  11ÄB adena^ 

IT  der  Reichsverfassimg).     Es  ist  aber  4   Mai  Q    u. V.B 1. ^    217)    Elsass- 

,.hmen.  dass  mit  dem  weiteren  Ausbau   Lo  hrmgen  am   8.    Ma     1888   (GBl.  S   41 , 

'rheiterversicherung  (Revision  der  Kran-    Württemberg     am     23.    Mai     1890     ih.tfl. 

ersieherung,    Ausdehnung    der    Unfall-   8.  93). 

-    Lerun-    auf    Handwerk    und    Handel,  Für    Beamte,    welchen    durch   derartige 

an*    der    Witwen-    und    Waisen-   Sonderbesümmungen   eine  der  >etz- 

irÄ  der  Wirkungskreis  des  R.VA.    liehen  Unfallversicherung  gleichwertige  Fur- 

.         ,',h  weiter  ausdehnen  wird  und  dam  ist .    treten   auch   die   civil- 

der    im   Reichstag    bereits    mehrfach  rechtlichen  Vorschriften  über  die  Haftpfhchl 

br'i-'-hene    Wnns,  h/ das   R.V.A.   in   ein   der  Arbeitgeber  und   deren  Angestellten  in 

-        ständiges  Reichsamt    umzuwandeln,    gleichem   ümfan|  *  Kraft  ™  nach 

in    der    einen    oder    anderen    Weise    seine    §    13off.     des    TJ.V.G.    du    die     "f^Jf. 

LfeuS    finden  wird,  zumal  das  R.V.A.  aus   sicherten  Arbeiter  (§§    8-12);   andernfaUs 

■n    Anfängen    heraus    sich    alhnähUch ,  bleiben  die >  Bestammungen  des  TJV.G  (§,£ 

-    htlich  seines  Umfangs  und  Geschäfts-  eventue  B.G.B     (§§   323    843 ö.)  und 

£ises  _    das  Amt    hat  zur  Zeit  1  Präsi-  des  Haftpflicht*;  ■    1.  Juni   1871  in 

en    •'  Direktoren.  2m  Senatsvorsitzende,  der  Fassung  de,  Artikels  42  desEmf.-G.  zum 

tegierungsräte,  3  A ren,  60  lichter-  ■  B.GJ3.  massgebend  pp        .- 

£he    Beisitzer.    6    technische    Rechnungs-         Durch  die  neue  Fassung  des  H.&  v  1* 

ate 155  Bureaubeamte.  77  Kanzlei-  und   März  1886  ist  dasselbe  den  «e«U.^ 

i  nterbeamte   d    h    115   höhere  und  268   , s.  oben  sub DI)  und  1      i       5g    -      en(R,GBl. 

rotere- 38    Beamte    während  andererseits    L£  7    und    16        ^       55)   namentlich 

1  fieTnfaUversSnmg  113  Beruf.  a-   in   Bezug    auf    die   erwarten  Leistungen 

.chatten  mit  18  Millionen  V  -  -  iJ&XZ 

Sdenversicherung    40   Versicherungsa  der    bezuglichen     landesgesetzlichen 

STez-   KasTeleinrichtimgen   mit  ,12   oder    ortsstatoehen Be£m^ 

Milhonen  Versicherten   und  beide  Versiehe-    1      Januar     1903     ]  geben    worten 

einen  Vermögensbestand  von  1  Mil-   gM      3  __  ^f^     "       '    " 

3.    Das    Gefangenen  - 1  nfaflfürsörge- 


jarde   Mark  aufzuweisen    -  -   zu   einem  der 

grössten  Reichsämter  entwickelt  hat.  5 

2.   Das    Beamten-UnfaUvereorgungs-  gesetz  v.  30.  Juni  1900  (R  G.B1   b  Srfto) 
gesetz  v.  15.  März  188.i  (R.G.B1.  S.  53),   regelt     unter    Anlehnung    an     die    Intal 
C™     in    der    neuen    (vom    Reichstag    am   Versicherung,   -  I 


die  Unfallentschädi- 
*"Mkl9Öl\indTom  Bundesrat  am  10.  gung  für  Gefangene :  denselben  werden 
Li    lOOl   angenommenen;  Fassung  v.    18.   gleichgestellt     die    in    öffentlichen    Besse- 

Handwörterbnch  der  Staatswissenschaften.     Zweite  Auflage.    VII. 
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rungsanstalten ,  Arbeitshäusern  und  ähn- 
lichen Zwangsanstalten  untergebrachten  so- 
di<  zur  Forst-  oder  Gemeindearbeit 
kraft  gesetzlicher  oder  polizeilicher  Bestim- 
mung zwangsweise  angehaltenen  Pei 

Träger  der   Unfalllast    und  Organisation 

rorbehaltlich  anderer  Bestimmung  durch 
Landesgesetz  oder  besonderer  Vereinbarung 
zwischen  mehreren  Bundesstaaten)  der  Bun- 
desstaat, in  dessen  Gebiet  die  Anstalt  oder 
Zwangsarbeitsstätte  liegt:  auch  können  Un- 
ternehmer, welche  Gefangene  beschäftigen, 
vertragsmässig  zu  Beitrags-  oder  Ersatz- 
leistungen herangezogen  wer 

Die    Dnfalluntersuchung    erfolgt     durch 
den  Anstaltsvorstand,  die   Entschädigungs- 

Lzung    durch   die    einzusetzende     Au— 
führungsbehörde  .  beides  von  Amts  w 
bezw.  späl  tuf  Antrag  des  Verletzten 

bei  dessen  Entlassung ;  bei  Veränderung  der 
Verhältnisse  kann  jederzeit  anderweite  Fest- 
setzung   erfolgen.      Gegen    den      Bescheid« 

I  Beschwerde  an  die  im  Bescheid  zu 
bezeichnende  Behörde  statt. 

Die  Entschädigungsleistung  umfasst,  wie 
bei  der  Unfallversicherung,  nach  Walü  des 
Anstaltsvorstandes :  freie  Krankenhauspflege 
(auf  der  Krankenstation  der  Anstalt,  nach 
der  Freilassung  in  einem  Krankenhause 
bezw.  mit  Angehörigenrente)  oder  freies 
Heilverfahren  mit  Rentenzahlung,  doch  wird 
die  Rente  nach  dem  gewöhnlichen  Tage- 
arbeiterlohn  des  letzten  ständigen  Beschäf- 
tigungsorts des  Verletzten  "bezw.  nach 
dem  niedrigsten  Satz  im  Anstaltsbezirk  be- 
rechnet und  erst  von  der  Entlassung  bezw. 
an  Hinterbliebene  erst  von  der  Zeit  ab  ge- 
zahlt, zu  welcher  der  Getötete  entlassen 
worden  wäre:  als  rentenberechtigte  Hinter- 
bliebene erscheinen  nur  Witwen  und  Kinder. 
Die  Bemessungsgrundsätze  schliessen  sich 
der  Unfallversicherung   an,  unter  Annahme 

sser  Höchstbeträge,  welch.-  für  die  Ver- 

nrente  i Mark,  für  die  Hinterblie- 
benenrenten zusammen  270  .Mark  (einzeln 
90  Mark)  betragen.  Die  Entschädigung  kann 
ganz  «.der  teilweise  versagt  werden,  wenn 
der  Verletzte  den  Unfall  durch  grobe  Ver- 
letzung der  Hausordnung  veranlasst  hat; 
auch  fällt  die  Hinterbliebenenrente  fort, 
wenn  feststeht,  dass  der  Getötete  auf  freiem 
Fuss  doch  nichts  zur  Ernährung  seiner 
Familie  beigetragen  hätte.  Kapitalabfindung 
ist  bei  Renten  bis  20°/o  auf  Antra-  des 
Verletzten  zulässig.  Die  Auszahlung  der 
Entsi  .)  erfolgt  auch  hier  durch  die 
Post.     Be_ 

gleichen  Grundsätze  wie   bei  der  ünfal 
rang.      Ueber    das    Inkrafttreti 
wird  durch  kaiserliche  \  i 
-    getroffen. 


B.  Die  Unfallversicherung  in  Oesterreia 

1.  Privatrechtliche  (persönliche)  Haf 
pflicht.  In  Oesterreieh  galt  bis  zur  Eii 
führung  der  Unfallversicherung  nach  den 
schein  Muster  im  wesentlichen  dersell 
Rechtszustand  wie  in  Deutschland  bis  zu: 
Haftpflichtgesetz  v.  7.  Juni  1871.  Angi 
sichts  der  unzulänglichen  Wirkungen  di 
letzteren  wurde  jedoch  in  Oesterreicl 
einem  ähnlichen  Reformversuche 

und     sofort      zur      Unfallversieh' 

schritten    (s.    d.    Art.    Haftpflicht"   obe  1 

Bd.  IV  S.  »46  ff.). 

2.  Oeffentlichrechtliche  (soziale)  Fiu 
sorge.     Der  erste  Entwurf  v.  4.  Dezemb. 
18S3  »betreffend  die  Unfallversicherung   1 
Arbeiter      (Nr.    7S3    der    Beilagen    zu    d( 
stenographischen   Protokollen   des  Abgeoi 
netenhauses,    IX.    Session)    lehnt    sich    u 
ganzen  an  die  beiden  ersten  dent- 
setzentwürfe  an  (s.  oben  sub  A.  I.  3):  im 
war    der    Reichszuschuss    fortgelassen,    a 
Stelle   des    Umlage-   das  Aulage-    (Kapital 
deckungs-)verfahren      gewählt      und      dei 
Minister  des  Innern  als  oberster  Aul- 
behörde    eine   weitgehende   Ausführangsl 
fugnis  vorbehalten. 

Die    zw-eite   Regierungsvorlage   vom    2V 
Januar   1886   (Nr.   75   der   X.  Session)   ein- 
hielt im  wesentlichen  die  Aenderungen  di 
Gewerbeausschusses,  dem  die  erste  V  ■     _ 
zur  Beratung   überwiesen    war.   und  \ 
am  28.  Dezember  1S87  als  Gesetz  publizier 
(R.G.B1.  1888  Nr.  1:  Gesetzeskraft  v.  1.  V 
vember  1889). 

Die   grundsätzlichen   Abweichungen   voll 
der   deutschen   Unfallversicherung   sind  au 
die  grossen  Verschiedenheiten  in  eleu  wirt- 
schaftlich-sozialen   und    politisch-nationale! 
Zuständen  zurückzuführen. 

3.  Unfallversicherungsgesetz  v.  28 
Dezember  1887  (R.G.B1.  1888  Xr.  1) 
a)  Der  Umfang  der  Unfallversii 
rung  deckt  sich  ungefähr  mit  den,  - 
deutschen  Stammgesetzes  v.  6.  Juli  1884, 
so  dass  vorwiegend  das  Grossgewerbe,  nicht 
alier  Mittel-  und  Kleingewerbe,  Land-  und 
Forstwirtschaft  (abgesehen  von  den  Mo1 
betrieben)    der    Versicherungspflicht    unterr 

Q  (§  1). 
b)    Träger     der     Unfall ver.-iehe- 
rung    sind    nicht     Berufsgenossenschaften, 
sondern  territoriale,  auf  iieu-eii.-eiil_--.-iT 
1  leruhendi •  V e r s icherungsanstalt e u  | La 
der   Kegel   eine   für  jedes  Kronland    i 
Landeshauptstadt),    welche    der    staatli 
Aufsicht  (der  politischen  Verwaltung 
am  Sitze  der  Versicherungsanstalt   und 
Ministeriums   des   Innern)  unterliegen :    Au- 

mg   und  Entlassung   des   leitenden  Be- 
amten,   Versicherungstechnikers   und   Buch- 
dürfen   staatlicher    Genehmig    ig. 
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Vorstand,  welchem    die   gesamte    G< 

nuia;  und  die  Vertretung  der  Ver- 
icherungsanstalt     ..bliest,     besteh!     zu     je 
Drittel  aus  gewählten   Vertretern  der 
Unternehmer   wie  Arbeiter   und  regierungs- 
ufeneu    (mit   den   wirtschaftlichen 
Verhältnissen   des   Bezirks   vertrauten)  Per- 
Sektionen und  örtliche  <  »rgane  fehlen 

•   9  n. i. 
Neben   den    Versicherungsanstalten  sind 
bestimmten     Voraussetzungen     auch 
B  erufsgenossens  c  halt  e  n    und 
. atinstitute  zugelassen  (SS  57—59). 
e)    Gegenstand    der    Unf  all  ver- 
lern ng   ist    wie    in  Deutschland   der 
Schadenersatz     für    Körperverletzung    und 
Tötung,    jedoch    mit    engerer    Umgrenzung. 
Dag    Gesetz   gewährt   nämlich:   dem   Ver- 
letzten an  Unfallrente  (von  der  5.  Woche 
iii  im   Anschluss  an  die  Krankenversiche- 
rung) bei   völliger  Erwerbsunfähigkeit   nur 


... 


bei    teilweiser   höchstens    50%    des 
esarbeitsverdienstes,   jedoch   nicht   freie 
Kur  oder  Anstaltspflege  (s.  i);  den  Hinter- 
bliebenen an  Beerdigungskosten  höchstens 
',  Gulden  und  an   Unfallrente   der   Witwe 
«  .  dem  arbeitsunfähigen  Witwer  und  den 
i  Unterbliebenen  Kindern  zusammen  höchstens 
50°'o    den    Ascendenten   20%   des   Jahres- 
arbeitsverdienstes.      Als      Jahresarbeitsver- 
dienst   gilt   das  Dreihundertfache  des  letzt- 
jährio-en    Durchsehnittstagelohns    des     Ver- 
i        rten ;    keine    Untergrenze,    Obergrenze 
1200    und  bei  Lehrlingen  etc.  300  Gulden 

S§  5  ff.) 

d)  Die  Feststellung  derEntscha- 
rnns  geschieht  wie  in  Deutschland,  je 


werden   von   den  Mitglie  li  m  d<  i    Vei 

mstalten  (den  I  Dtemehmern  zu  90%, 
dei  Lrl  ii  rn  zu  L0%)  nach  dem  K  api- 
taldeckung  ;         v,'i- 

sicherungsbeiträge       aufgebracht,      w 
nach      Massgabe      des      Arbeitsverdienstes 
und    der    l  nfallgefalu    zu    entrichten    sind 
is   16). 

Zur  Abmessu  du  werden 

sämtliche    Betrii  bi     nach    Prozentsätzen   in 
(12)  Gefahrenklass«  ><  hstes 

Risiko  =  100).    Die  Einreihimg  der  Betriebe 
in  die  Gefahrenklassen  ei  lieEe 

gierung,  in  die  Prozentsätze  der  ein/ 
Gefahrenklassen  durch  die  Versicherungsan- 
stalten (§  14). 

Zur  Bemessung  der  Beiträge  hat 
Versicherungsanstalt  einen  Tarif  aufzu- 
stellen, welchem  der  für  je  1  Gefahren- 
prozent und  1  Lohngulden  als  erforder- 
lich ermittelte  Beitragssatz  zu  Grunde  zu 
legen  ist. 

Den  Jahresbeitrag  zum  Reservefonds, 
der  höchstens  10%  der  Kapitaldeckung  dei 
Versicherungsanstalt  betragen  darf,  bestimmt 
der  Minister"  des  Innern  :  -'  3  aller  Rücklagen 
sind  zum  Specialreservefonds  der  Versiche- 
rungsanstalt, '  3   zur  Bildung  eines  für  alle 


loch   mit  'endgilt  ig  er  Entscheidung  des 
Sitz  jeder  Versicherungsanstalt  errich- 
Schiedsgerichts.      Dasselbe    be- 
steht aus  einem  richterlichen  Staatsbeamten 
Es   Vorsitzenden,   zwei   von   der  Regierung 
ernannten    technischen    Beisitzern    und     je 
einem  seitens  der  Unternehmer  wie  Arbeiter 
tüten  Beisitzer.     Die    Verjährungsfrist 
für  die   Anmeldung  des  Entschädigungsan- 
spruchs bei   der  Versicherungsanstalt  bezw. 
für  die  Einbringung  der  Klage  beim  Schieds- 
gericht beträgt  ein  Jahr  (§§  34,  38). 

Die  Auszahlung  der  Renten  erfolgt  durch 
die  Versicherungsanstalten  (mittelst  Post- 
sparkassen-Checksi.  Auch  gestattet  das  Ge- 
setz (abweichend  vom  deutschen  Gesetze) 
lurchweg  die  vertragsmässige  Abfindung 
des  Rentenberechtigten  -(bei  Zustimmung 
keiner  Armenbehörde)  durch  entsprechende 
Kapitalzahlung  und  die  gänzliche  oder  teil- 
weise Einstellung  der  Rente  für  Invalide 
solange  diese  wieder  lohnbringende  Beschäf- 
tigung ausüben  (SS    10,  41). 

e)    Die    Kosten     der    Unfallver- 
her ung    (zur    Deckung    der    Entschä- 
digungen, Verwaltungskosten  und  Rücklagen  I 


Versicherungsanstalten     gemeinsamen     Re- 
servefonds zu  verwenden  (§  15). 

f)  Unfallverhütuugs-A  orschnt- 
ten  zu  erlassen,  find  die  Versicherungsan- 
stalten nicht  befugt,  vielmehr  können  sie 
solche    nur    durch    Vermittelung    des    Ge- 

inspektors   und   der   zuständigen  Ver- 
waltungsb  rwirken. 

g)  D  i  e  Vertretu  n  g  d  er  Ver- 
sicherten, welche  wie  ihre  Arbeitgeber 
zahlende  Mitglieder  der  Versicherungsan- 
stalten sind,  erfolgl  zu  gleichen  Rechten  mit 

h)  Oberinstanz.  Ein  die  einheitliche 
jprechung  verbürgendes  Organ  wie 
das  deutsche  Reichs-Versicherungsamt  ist 
nicht  vorgesehen.  Im  übrigen  fuhrt  die 
Oberaufsicht  der  Minister  des  Innern  im 
Beistände  eines  aus  Fachmännern  zusammen- 
gesetzten >Versicherungsbeirats    (§§  48,  19). 

il    Das     Verhältnis     der     l  nfall- 
icherung   zur  Haftpflicht 
sich  ähnlich  wie  in  Deutschland,  doch  ist 
die   Haftpflicht   der   Unternehmer  und  Be- 
triebsbeamten   nicht   durch  Strafgericht!*  he 
Stellung  des  Verschuldens  bedingt. 

Für    die    ersten    4   Wochen    haben    die 
Krankenkas  w.  die  Unternehmer  ein- 

zutreten. Im  übrigen  bleibt  deren  Ver- 
pflichtung, fiü-  mindestens  20  V*  -eben  freie 
Kur  und  Krankengeld  oder  freie  Anstalts- 
pflege zu  gewähren,  ebenso  wie  die  Fur- 
QicbJ  der  Armenverbände  unberührt; 
doch  findet  zur  Vermeidung  von  Doppel- 
leistungen  (wie    nach    §    8   des  deute 
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Stan  wechselseitige  Aufrechnung 

statt  s   der   Versicherte   immer  nur 

eine  (bezw.  die  höhere)    Unterstützung  er- 
hält -  G.  und  §  65  des  E.V.G.  vom 
L888). 
Da  die  Versicherungsanstalten  als  solche 
mit  der  Kur  der  Unfallverletzten  nichts  zu 
thun    haben,   sind   die   sämtlichen    Bezirks- 
desselben    Anstaltssprengels 
zu  einem  Kassenverbande  vereinigt,    dessen 
(unter  Aufsicht  der  Verwaltungs- 
behörde) durch  den  Vorstand  der  Versiche- 
rungsanstalt erfolgt  (§  39  K.V.G.). 

1.  Ausdehnungsgesetz  vom  20.  Juli 
1894  (R.G.B1.S.168;  Gesetzeskraft  vom 
1.  Januar  1895).  Dieses  Gesetz  umfasst 
im  wesentlichen  wie  das  deutsche  Ausdeh- 
mmgsgesetz  (vom  28.  Mai  1885)  die  Trans- 
portberriebi  des  Binnenlandes  und  die Lagerei- 
betrii  be,  sodann  die  Theaterbetriebe,  Berufs- 
feuerwehren, Gewerbebetriebe  der  Strassen- 
reiniger,  Kanalräumer  und  Rauchfangkehrer, 
endlich  die  Gewerbebetriebe  der  SteinmetzeJ 
Brunnenmacher  und  Eisenkonstrukteure,  so- 
weit diese  Betriebe  in  die  Versicherungs- 
pflicht noch  nicht  einbezogen  waren,  iusgesamt 
etwa  10000  Betriebe  mit  2o0u00  Personen. 
Dabei  isl  im  Interesse  der  Eisenbahn- 
bediensteten, um  diese  nicht  ungünstiger  als 
ler  bisherigen  Herrschaft  des  Haft- 
pflichtgesetzes  vom  5.  März  1869  (R.G.B1. 
S.  27)  zu  stellen,  noch  die  besondere  Be- 
stimmung getroffen,  dass  diese  Personen  mit 
ihrem  vollen  Jahresarbeitsverdienst  ein- 
schliesslich der  veränderlichen  Bezüge  (Kilo- 
meter- und  Stundengelder  etc.)  in  die  Ver- 
einzubeziehen  und  die  für  sie  zu 
nden  Beiträge  von  dem  Betriebsunter- 
nehmer allein  zu  tragen  sind,  ferner  dass 
m  solchen  Fällen,  in  welchen  den  gedachten 

:;" ler    ihren    Hinterbliebenen   ein 

Entschädigungsanspruch     nach    dem    Haft- 
pflichtgesetz  zustehen  würde,  die  Unfallrente 
für    den   Verletzten   um   die  Hälfte   und  im 
Falle   eines  dauernden  Siechtums  bis  zum 
d.  b.  auf  90  bezw.  120% 
"l!-:;  Jahn  -arbeitsverdienstes  und  für 
dl-  Binterbliebenen    um    -  3  zu  erhöhen  ist. 
ich  ist,  um  wenigstens  die  Möglichkeil 
1   uoch  weiteren  Ausdehnung  der  Dnfall- 
mg  zu  bieten,  die  Einrichtung  der 
frei  wi  1 1  igen  Versicherung  eingeführt, 
<h  h.   die  Unternehmer  versicherungspflich- 
Betriebe   dürfen    sich  selbst,  'ihre  Be- 
vollmächtigten    und   and  ,    Gefahren 

des  Betriebt  -  ausgesetzte  Personen  bei  der 
zuständigen    Versicherungsanstall    freiwillig 
versichern,  und  dasselbe  Recht  ist  auch  den 
1  uternehmern  nicht  versicherungspflichtiger 
ler   korporativen   Versiche- 
Beti  i  bspersonals  eingeräumt  wor- 
Doch    ist  von  dieser  Einrichtung  bis- 
her wenig  Gebrauch  gemacht  worden. 


5.  Reform  der  U.  Als  Hauptmängel 
des  1  iifallvei'sicherungsgesetzes  gelten  (ab- 
gesellen  M-,ii  der  engen  Begrenzung  der  Un- 
fallversicherung) die  Verkümmerung 
Selbstverwaltung  zu  Gunsten  des  bin 
kratischen  Elements;  die  Beschränkung  de 
Versicherungsanstalten  auf  die  blosse  Renten- 
zahlung; die  unzulängliche,  vor  der  Armen- 
pflege nicht  bewahrende  Bemessung  da 
Rentensätze;  die  Belastung  der  Unfallver- 
sicherung mit  der  Masse  der  unbedeutend,  Ten 
Unfälle  durch  zu  enge  Begrenzung  dei 
Wartezeit  und  die  dadurch  bedingte  Ver- 
qmekung  der  Organe  der  Unfallversicherung 
und  Krankenversicherung;  die  Heranziehum; 
der  Arbeiter  zur  Beitragszahlung;  der  Mangel 
an  jeder  Decentralisieruug  und  eigenen  Auf- 
sichtsorganen der  Versicherungsanstalten; 
endlich  das  Fehlen  eines  obersten  Gerichte- 
hofes bezw.  einer  besonderen,  die  ganze 
Organisation  nach  Art  des  deutschen  Reichs- 
Versicherimgsamts  einheitlich  abschliessen- 
den Oberinstanz.  Vgl.  hierzu:  Berichte  des 
Gewerbeausschusses  des  Abgeordnetenhauses 
XL  Session,  1893  94,  Beil.  (349/932  der  steno- 
graphischen Protokolle;  Denkschrift  des 
uiederösterreichischen  Gewerbevereins,  Wien 
1895;  Protokoll  über  die  Verhandlungen  des 
durch  Experte  verstärkten  Versicherunga- 
beirates,  Wien  1896,  und  Berichte  der  Vor- 
stände der  Arbeiter-Unfallversicherungsanstal- 
ten  für  Niederösterreich  in  Wien  und  für 
das  Königreich  Böhmen  in  Prag,  betr.  die 
zur  Beseitigung  des  Betriebsdeficits  dien-  ] 
liehen  Massnahmen,  Wien  1896  und  Prag  1 
1897.  Auf  Grund  dieser  und  anderer  Vor-  i 
arbeiten  werden  Vorlagen  über  die  Reform 
und  Ergänzung  der  Arbeiter-  Versicherung  vor-  .1 
bereitet.  Vgl.  Näheres  in  meinem  Werk:  I 
»Die  Arbeiter- Versicherung  im  Auslände  . 
Berlin  1900,  Heft  VH,  S.  35  ff. 

6.    Statistisches.      Die    nachfolgenden  i 
Zusammenstellungen,  welche  die  7  territ.  >ri- 
alen  Versicherungsanstalten  (Wien,  Salzburg, 
Prag,   Brunn,    Graz,   Triest.  Lemberg)    und 
die    berufsgenossenschaftliche    Anstalt    der 
österreichischen  Eisenbahnen  umfassen,  sind 
den    seit  1891  vom  Ministerium  des  Innern   i 
zu  Wien  alljährlich  veröffentlichten  »Ergeb-   ' 
nissen  der  Unfallstatistik  der  Arbeiter-Unfall- 
versicherungsanstalten« entnommen.    (S.  die 
auf  S.  309  und  310  folgenden  Tabellen.) 

Die  mit  dem  Jahre  1895  einsetzende  be- 
merkbare Steigeruiig  in  den  Zahlen  dieser 
Tabelleu  ist  im  wesentlichen  auf  das  mit 
diesem  Jahr  in  Kraft  getretene  Ausdeh- 
nungsgesetz zurückzuführen,  welches  der 
Unfallversicherung  einen  nicht  unerheblichen 
Zuwachs  brachte.  Die  schlechte  Finanzlage 
der  Versicherungsanstalten  (Tab.  II  Sp.  7) 
wird  ts  auf  die  andauernde  Steige- 

rung der  Zahl  der  entschädigungspflichtigen 
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1.  Umfang  der  Versicherung. 


Jahr 

ewerbl. 

1.     I:\lnhv. 

Betriebe 


1890 


fa. 
[b. 


Zusammen 


1891 


\b. 


Ver- 
sicher- 
te  Be- 
triebe 


53  [93 
7?  133 


Versicherte 
Personen 


durch- 
schnitt-       Voll- 

liche      arbeiter  l) 

Zahl 


Lohn- 
Sum- 
me in 

Mill. 
Gul- 
den 


Unfälle 


Jahr 


ange- 
zeigte 


893  324 

338  494 


131  326  i  i  231  SiS 


795  758 
27  40S 


823  166 


58  386 
S6923 


hasammen    145  3°9 


9S7  525      832702 
4.12238       245S1 


1369763      857284 


235,26    15613 
i,6S         428 


auf  aui  f  Y1'1'1 

Voll-  Bei 

arbeit.     '"- 


6417       8,06      a.  I   18go 
324      1  ,82      b.  1 


^oTmö^T   19.4"  -"        /u-'K' 


257,93     20774     24,95 
2.74  542     22.05 


>  377       1  ,i  16 
407     16,56      b.  1 


260,67  |  21  316  I  24.86        s  7S4     10,25      Znsammen 


«*» :,:. 


6164, 1003306 
88588  377575 


866  836  276.70 
27  046  I   3,35 


25  716 
582 


29,67 

21.52 


Q  02Q        IO.4I 
393        14,53 


immen    [i5°233    13S08S1 

fa.    04441    1070428 
1,     959i6      395842 


882    28o,05|26  29S      29,42         9  422      10.54 


b. 


1892 


Zusammen 


1893 


Znsammen    160  357  |  1  466  270 


9150831298.^0    32335       35-34        10  510 
25  860  |      3.40  391 


11.49      a.  1   1893 

15.12 


940343  3OI,9° 


32917  I  34,98       10901     11,59       /n-ammen 


1894 


Ib. 


66  690    1  124  675  :     962  877  I  230.98    39  571 


,6       473  729  27110,       3.96  688      23,0b 


41,10    !    12075 
477 


12.54      a. 
17,60      b.  I 


Znsammen 


T^2^T^o7~^9^7^2^4~^r^7~^^2     12.6S       Zusammen 


1895 


a. 


1516    i38i307!iiS9i48    433.35    53  763      45-21        I5S42     15.32 


ib.  134  257     495  887 1     27  ssss^ggj^^s^ 


55o 


20,05      b.  I 


1895 


Zusammen 


■^^-^^-^^^-~^r^T: .6  395     '3.47       Zusammen 


a        86658      147'275      I257  551 

b.  137649      5°3  369|      25882 


470,25    63S0S      50,74       i7Q«3     U.31       ■»■  '   189G 
,S4        S47      32,72  ."i     21.29      b.j 


1896   [ 

zu^iT^ 

]897,a.     89220    1553  959;  1304  476  |49S.99    ,8305        *£    |   *go|  ££       *;}  1897 


\b".  147  193      523  514        27481]     4,2Q  | 


978      35Ö9  °"  I  22,23       M 


Zusammen    236413    2077473  h  33 1  957    5°3,i9 


69283  .  52,02    .   19  661     14.76 


ieQÖ   la.     91651     1651  040  ,1369  400  ',33,08    74127      5V4       »W'4j 
1898  1  b.  !  1 54  399  I      549  072:        26309         4.43       IO'9       3b'7j     :         6'9      'J'9 


20347    14.86 

I 


Zusammen 


a.l 

b. 


1898 


Zusammen 


I-.-..A      r-,  8=       10  Q76     150;       Zusammen 

246050I22001121395710537.U     75UO      53,85       2°97< 


1  Vollarbeiter  =  300  Arbeitstage. 

Unfälle,  andererseits  auf  gewisse  Mängel  des 
Gesetzes  (s.  oben  sub  ."».insbesondere  die  nur 
teilweise  Einbeziehung  der  land-(forst-iwirt- 
ft  liehen  und  gewisser  gewerblicher  Be- 
triebsgattungen  sowie  den  unzureichenden 
Schutz  gegen  Bdtragshinterziehungen  zu- 
rückgeführt (s.  d.  vorhergehenden  Axt.  Un- 
fallstatistik!. 

C.  Die  Unfallversicherung  in  den 
übrigen  Staaten. 

Die  Unfallversicherung  in  den  übrigen 
Staaten  ist  erst  neueren  Datums  und 
kann  Raummangels  halber  hier  nur  kurz 
skizziert      werden.       Diese      Gesetzgebung 


hat  teils  nach  dem  Vorbilde  von  Deutsch- 
land und  Oesterreich  den  \  e  r  s  1  che- 
rungszwangeingetiilu't,teUs  unter  Erweite- 
rung und  Normierung  der  persönlichen  Haft- 
pflicht des  Betriebsunternehmers  diesem  hin- 
sichtlich der  Versicherui  ifallnsikos 
völlige  Freiheit  gelassen. 

Zur   ersterei     I  ioren    in    zeit- 

licher    Reihenfolge    die    Gesetze    folg 

Staaten :  _    ,   .  n  •    ,,  „ 

1  Norwegen.  Das  l  n  fall  versiche- 
runffSgesetz  vom  23.  Juli  1894  bezw. 
6.  Augusl  1897  (n  '  '.e^z-skralt  v-m  1. 
Juli  1S95  bezw.  6.  September  189y)  folgt 
im  wesentlichen  dem  österreichischen  Unfall- 
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II.   Einnahmen.  Ausgaben  und  VermSgensstand  (in  1000  Gulden). 


Einnahmen! einschl.  Zinsen) 


Jahr 


ausgaben  (einschl.  Rücklagen) 


insgesamt 


daruntei    Sp.  2 
Versicherungs- 
beiträge 


insgi  -,imi 


darunter  Sp     4 


Entschädigungs- 
beiträge 


Verwaltungs- 
kosten 


Ge- 
barung» 
über- 
schuss, 
-abgans 


Jahr 


1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 


3  854,8 
4272,1 

4  866,9 
5261,8 

5  718,8 
7  561,8 
S  4S0.9 
9  592,4 

1 '  394,8 


785,3 
824,2 

270.1 
559,8 
790  5 
901.2 

557-3 
617.6 
21;. 2 


3  290.3 
4215,8 

4  939,3 
5812.3 

6  698,6 

5  429,2 
1 1  842,9 

11  012. 1 

12  064,9 


205,6 
586,2 

SS  :.i. 
1  248,3 

1  691.2 

2  259,3 

3  153-4 

3  934,3 

4  792,9 


367.2 
433,8 
506,5 
587,7 
678,9 
753,3 
8i3,7 
93i,o 
1  008,9 


-f- 

564,5 

+ 

56.3 

— 

72,3! 

— 

550.6 

— 

979.8 

— 

867,5 

!  302.0: 

— 

419,6 

— 

670.0 

1890 
1891 
1892 
1893 
1894 
1898 
1896 
1897 
1898 


III.  Thätigkeit  der  Schiedsgerichte. 


Eingegangene  Klagen 


durch  Zurück- 

nahme der 

.lahr 

Zahl 

Klage.  Klaglos- 
stellung, Ver- 
gleich etc. 

1890 

s 

1891 

212 

43 

1892 

4S1 

97 

1893 

867 

116 

1894 

[226 

2^4 

1895 

1704 

273 

1896 

226S 

322 

1897 

3743 

L898 

4475 

407 

Erledigte  Klagen 


aus  formellen 
Gründen  1  Ver- 
jährung. Unzu- 
ständigkeit 


durch 
Abweisung 


durch  gänzliches 

oder  teilweises 

Stattgeben 


4 

4 

10 

31 
44 
56 
58 
134 
125 


4 

77 

20S 

340 

5S7 

Su 

1001 

14S7 

2SS0 


7 

26 

104 

199 

320 

415 

489 

805 

1492 


versichen  (vgl.   d.    Art.   Arbei- 

terversicherung oben  Bd.  I  s.  709). 

2.Finland.  Das  Unfall versiche- 
rungsgesetz  vom  5.  Dezember  1895 
(mit  äkrafl    vom    1.    Januar    1898) 

statuiert  nur  den  Versicherungszwang, 
aber  keine  Zwangsversieherung,  indem 
ea  den  Unternehmern  der  versicherungs- 
pflichtigen Betriebe  hinsichtlich  der  Deckung 
des  Unfallrisikos  zwischen  den  verschie- 
denen Versieherungsformen  (Sei  bs1  Ver- 
sicherung mit  Sicherheitsleistung,  Versiche- 
rung auf  Gegenseitigkeit  in  staatlich 
zu  bestätigenden  Unternehmerverbä 
Versicherung  bei  konzessionierten  Privat- 
Versichern  i   [schatten oderbei Staats- 

alten)   freie   Wahl    lässl    (vgl.   a    a    0 
oben  Bd.  I  S.  710). 

EineAusf  ühr ungs-Veror  d  nun  g 
18.  Februar   1897    regell  die  Zulas- 
sung   und    Beaufsichtigung    der    Versiche- 
instalten  eta  ..    äo-wie  das  Melde-  und 
bezuglich  der  Versiehe) 
abschlösse,  die  Anmeldungund  Dnl 


der  Unfälle  etc.,  und  ein  Erlas s  vom  9. 
Dezember  1897  stellt  besondere  Grund- 
sätze zur  Abschätzung  des  Invaliditätsgrades 
auf  (Entschädigungs-Skala). 

3.  Italien.  Das  Unfall  versiche- 
rungsgesetz  vom  17.  März  1898  (mit 
Gesetzeskraft  vom  1.  Oktober  1898)  wurde 
erlassen,  nachdem  sieh  die  durch  G.  v.  S.Juli 
1883  für  freiwillige  Versicherimg  einge- 
führte Nationale  Unfallversichenmgskasse« 
(ähnlich  wie  in  Frankreich,  s.  a.  a.  0.  oben  Bd.  I 
S.  647)  als  wirkungslos  erwiesen  hatte:  es 
führte  den  Veracherungs zwang  ein.  lässt 
aber  den  versicherungspflichtigen  Unter- 
nehmern (wie  zu  2)  die  Wahl  zwischen  den 
verschiedenen  Versicherungsformen,  welche 
in  einer  besonderen  Ausführungs-Ver- 
ordnung vom  25.  September  1898  — 
neben  der  Unfall-  und  Entschädigungsfest- 
stellung (Entschädigungs-Skala,  wie  zu  2)  — 
ihre  nähere  Regelung  finden  (vgl.  a  a.  0. 
oben  Bd.  I  S.  669 

L  Holland.    Das   ünfallversiche- 
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esetz  vom  2.  Januar  L901  Eolgl 
„"l,  den  Gnmdzügen  des  österreiclu- 
MaUver*icherungsgesetzes  lass   aber 

,,.      Reichsversicherungsbank«     wanrwe 
wil.  „,  2  und  3)  auch  die  anderweiten  Ver- 
rnngsformenzu(SelbStve^icherung(je- 
tigleitsversicheruug,      Pnvatversiche- 
s  52).     Ausserdem    ist   der  oben  im 
Z*  Arbe  terversicherung   Bd.  I   S. 
g  Mitgeteilte   Inhall    der  Gesetzes™ 
SnTahin  geändert,  dass .  a)  die  Wartezeit 
iin    ;  ,ul  6  Wochen  verlängert,   b    der  In- 
,U   für  Entschädigungsstreitigkeiten 
knde»weit  geregelt   (Berufung  an-  einem 
5g!setz°  vorbehaltene        paritätische 
Richte   bezw.   an  einen  besonderen 
ffirat:   §§  75«.)  und  c)  die  Mitwirkung 
erscheningspüichtigen     Unternehmer 
,     ,    Leiter   (zu  gleichen  Rechten  in  den 
^silschüssen    §  86,  den    Schiedsgerich- 
ä  7",    und  dem  , Aufsichtsrat     §  18)  er- 
^twördensind-Dasünfanversicherungs- 
„setz  soll  erst  mit  dem  vorerwähnten  Nach- 
esetz  ui  Kraft  gesetzt  werfen  (fc  116). 
Zur   anderen    Gruppe    (erweiterte   Haft- 
DQicht    des    Unternehmers    mit    freiwilhgei 
Csk-hemng  des  ünfallrisikos)  gehören  die 
Gesetze  folgender  Staaten: 

England.  Das  Unfällen  tschadi- 
fsglsetz  vom  6.  August  1897  imt 
KfzcsWt  vom  1.  Juli  1898)  adoptiert 
swar  den  der  neueren  Unfallversicherungs- 
ov.,tz-ebuns  eigentümlichen  Grundsatz,  dass 
di,  durch  die  moderne  Industrie  aervorge- 
mfenen  Betriebsunfälle  auch  dieser  als  ein 
Teil  der  Produktionskosten   zur   Last   tauen 

Arn     'vi  ^  i     .    j iÄ^;„iirth    o-ocAt?- 

sollen. 


1, leiht  aber  hei  der  lediglich  gesetz- 


lieh  erweiterten  und  normierten  Entschadi- 
o-un^i  ifücht  des  Betriebsunternehmers  stehen 
Sud  kommt  deshalb  zu  einer  nur  unvolüom- 
menen Lösung  (vgl.  a.a.O.  oben BdlS^). 
Em  Nachtragsgesetz  vom* 
Juli  1900  (mit  Gesetzeskraft  vi.  Jini 
1901)  dehnt  das  vorbezeichnete  Stammge 
w  .i  auf  die  Land  w  ir t s  e  h af  t  aus. 
■    6.  Dänemark.  Dasünfallversich^- 

ru ggesetz  vom  7.  Januar  189S  (mi1 

Gesetzeskraft    v.  1.  Januar  1899)   folgt  dem 
englischen    Vorbilde  d.  h.    es   kennt   wedei 
einl  •  Zwangsversicherung  noch  einen  \  ersn  she- 
rungszwang,   sondern  beschränkt  sich   dar- 
auf? einerseits  die    persönliche    Haftpfhcht 
des  Unternehmers  bestimmter  (insbesondere 
fabrikmässiger)   Betriebe  auf   sämthehe  Be- 
triebsunfälle auszudehnen  (sofern  diese  nicht 
durch  Yorsätzlichkeit  oder  grobe  Fahrlässig- 
keit der  Arbeiter  selbst  hergeführt  sind), 
andererseits  die  bezüghehen  Entschädigungen 
der     Arbeiter    gesetzlich    festzulegen:    im 
übrigen  überläss°t  es  den  Unternehmern    ob 
und    bei    welcher    (Gegenseitigkeits- 
Privatversicherangs-)Gesellschaft     sie     üue 


Arbeiter  cersichern  wollen,   und  den  Arl 
,,,,,    0b  sie   ihre   EntschädigungsansprucHe 
nach  dem   gemeinen  Recht  oder  nach  dem 
Onfallvi  i  mgsgesetz    geltend    macH 

wollen  (vgl.  a.  a.  0.  oben  Bd.  I  S.  na). 

Ein  Nachtragsgesetz  vom  3.  Apri 
L900  (mit  Gesetzeskraft   v.   1.  Januar  1901 
hat    die   freiwillige    UnfaUvereicherung  auf 
die  Fis.'heroi  ausgedehnt.     Danach  kann 
jeder  dänische   Fischer  sieb   mittelsi    i 
Jahresbeitrags  vonöKronen1)  bei  einer  vom 
Minister  des  Innern  einzurichtenden,    staat- 
lich garantierten Versicherungsanstalt    ■■ 
Betriebsunfälle   im  Umfange  des  Storni) 
setzes  (jedoch   unter  Zugrundelegung  eines 
festen  Satzes  von  600  Kronen  als  Jahre 
und   2,5  Kronen   als  Tagelohn  sowie   i 
Pauschale  von  2500  Kronen  als  Entschädi- 
gung für  tödliche  Unfälle)  selbst   versichern 
und8  sofern   er  gegen  Lohn  arbeitet  diesen 
Beitrag  von  seinem  Arbeitgeber  (ohne  Lohn- 
abzug) ersetzt  verlangen. 

7.  Frankreich.  Das  1  nfallgesetz 
vom  '.).  April  1898  (mit.  Gesetzeskraft 
vom  1.  Juli  1899)  geht  über  die  beiden 
vorerwähnten  Gesetze  (zu  D  und  6  inso- 
fern hinaus,  als  es  dem  Bntschadigungs- 
,,,,„,  neben  dem  im  Konkirrs  bevor- 
zugten Forderungsrecht  gegen  den  Knt- 
scMdigungspffichtigen,  in  den  schwereren 
Fällen  (Tod  oder  dauernde  Erwerbsuntahig- 
kSS  noch  eine  staatliehe  Garantie 
vermittelst  eines  besonderen  (durch  einen 
Sruzentigen  Zuschkg  zur  Gewerbesteuer 

lelüdeten  und  von  der  staatlichen  AI  er.- 
rentenkasse  verwalteten)  Fonds  gewahrt  (vgl. 
a.  a.  O.  oben  Bd.  I  S.  651«). 

Ein  Nachtragsgesetz  vom  30.  Juni 
18991  dehnt  das  vorbezeichnete  Stammge- 
setz ausdrücklieh  auf  che  landwirt- 
schaftlichen Motorenbetriebe  aus 
Vel  die  neueren  AusfuVhxungsvorschriften  in 
den'  Sammlungen:  »Accidents  clu  travail 
,Lois,  reglements  et  careulaires),  1  ans  lo 
uin  1900  (Ministere  du  Commerce)  und  Con- 
g£  international  des  accidents  du  travail 
lSSion  ä  Paris  23-30  juin  1900)  Paris 

l9018;PS;"S       Das     rnfallgesetz 
vm    30.   Januar   l'.HKi  (mit   G      --kraft 
-         August  1900)  regelt  die  Entschädigung 
der  Betriebsunfälle  in   Gewerbebeta 
(JuscSiesslich  der  landwirtschafthchen  Mo- 

''■'■■r.tVwn'ili-.ri.Wto.-nehmer  zuleistende 
Entschädigung  (§§  4,  5)  umf asst  ueben  freier 
Arzthilfe  und  Arznei:  a  bei  vorübergehender 
\,  untäludant  den  halben  Tagelohn  (min- 
S3S 0,75 Pesetas)2)  vom  Uiifalltege  bis  zur 
W i,  deraufnahme  d« -i  Arbeit  bezw. bis  zum  Ab- 


i)  8  Kronen  =  9  Reichsmark. 
-    l  Pesata  =  0.81  Reichsmark. 


312 


Unfallversicherung 


lauf  eines  Jahres,  b)  bei  dauernder  Arbeitsun- 
fähigkeit, je  nach  dem  Grade  derselben,  den 
•  2fachen  Jahreslohn  und  c)  im  Todes- 
fall die  Begräbniskosten  bis  100  Pesetas  und 
Abfindung  für  die  Hinterbliebenen 
(Witwe,  Kinder  und  Enkel  bis  L6  Jahre, 
Eltern  und  Grosseltern  über  60  Jahre)  in 
Höhe  des  doppelten  bis  halben  Jahreslohns 
des  Verunglückten  oder  sicher  zu  stellende 
Leibrenten  von  40  bis  10%  des  Jabres- 
lohns  (je  nach  Grad  und  Zahl  der  B 
bliebenen). 

Von  dieser  Entschädigungspflicht  können 
sich  die  Unternehmer  der  haftpflichtigen 
Betriebe  durch  entsprechende  Versicherung 
bei  staatlich  zugelassenen  Versicherungsge- 
sellschaft!      i      ien  (§  12). 

Entschädigungsstreitigkeiten  werden  bis 

zur  Einrichtung    ■ S lergerichten  durch 

die  ordenüichi  erster  Instanz  ent- 

schieden (§  14). 

Der     Erlass    von     Unfallverhütungsvor- 

(auf  Vorsi  r     Tei  wuschen 

Kommission  |  isl  der  Regierung  vorbehalten; 

Betrieben,  welche  solche  Vorschriften 
ausser  acht  lassen,  werden  die  ünfailent- 
schädigungen  um  die  Haltte  erhöht  (§§  off.). 

EineA  usf  ii  h  r  u  n  g  s-Ve  rord  a  u  n  g 

vom  2s.  Juli  L! egelt  des  Näheren  das 

1  ofallmelde-wesen,  das  Entschädigungsfest- 
stellungsverfahren,  die  Zuständigkeiten  und 
den  [nstanzenzug  für  Verwaltungs-  und 
Spruchsachen,  die  Unfallstatistik,  die  Unfall- 
tütung  und  die  Zulassungsbedingungen 
für  Gegenseitigkeits-  oder  Privat- Versiche- 
taften. 

Ei  ntümlich     gemischtes     System 

9.  U  n  g a  rn.  D er X  VI.  G  e  s  e  t  z -A  r t ik el 
Jahre   l!"io  ,<;.s.  S.  212  ff.)  begründet 
Hilfskasse  für  landwirtschaftliche  Ar- 
beiter  und  Dienstboten     zur  Unterstützung 
I  nfall.     Invalidität    oder    Alter    (§     1). 
<  Irdentliche  Mitglieder  können  landwirtschaft- 
liche Arbeiter  oder  Dienstboten  (mit  Arbeiter- 
certiftkat    oder  Dienstbuch)   sowie    sonstige 
Landleute  zwischen  dem  14.  und  35.  Li 
jähr    werden    gegen    ein    Eintrittsgeld    von 
2  Kronen  l)  und  einen  Jahresbeitrag  von  in  40 
Kronen   (20   Heller  wöchentlich)  in  I.    und 
5,72    Kronen     (11    Heller   wöchentlich)    in 
H.     Klasse;     ausserordentliche      Mitglieder 

■      ^landwirtschaftliche  Lrbeiterg 
einen    Jahresbeitrag   von    l   Krone   werden: 
Doppi  1  rung   isl    nur  für  ordentliche 

Mitglieder   gestatte!    (§§  2,  3)      Die    Ein- 
nahmen   der  Kasse   bestehen   aus  a)  den 
Mitgliedsbeiträgen,   b)  den  Zwangsbeitorä  ■ 
Arbeitgeber   (1,20   Kronen    jährlii  b    I  ii 
Knechl  oder  Dienstboten)  and  c)einem 


100  Heller  =  1,70  Reichsmark. 


Staats! icitrag    von    100000    Kronen    iäluiid 
(§§   7     9). 

Die  I   ,11  erstützungen  (§§  10fl 
lassen   1.  im  Fall  eines  Unfalls  a)  bei  roj 
übergehender   (mindestens  halber)  Erwerbs 
Unfähigkeit   freie   ärztliche  Behandlung  im. 
cm   Tagegeld   von    1  Krone    (höchstens   Eüi 
HO    Taue),     bezw.     bei    Bet riebsnm 
beides  auf  Kosten  des  haftpflichtigen  Arbeit- 
gebers (unbeschadet  seiner  privatrechtlichei 
Haftpflicht),    b)   bei    dauernder   Erwerbsun- 
fäliigkeit  (Invalidität  1  vom  61.  Tage  ab  ein 
Rente    von    10    Kronen   monatlich,    c)    bei 
Tötung  eine  Abfindung  von  400 Kronen  liii 
die  Familie   (Ehegatte    und   Kinder),    sonst 
cm  Begräbnisgeld   von    100  Kronen:   2)   im 
Fall    der  Invalidität   eine  Rente    TOn    ]n 
Kr 11  monatlich  (nach  10  jähriger  Mitglied- 
schaft); 3.  bei  Erreichung  des  65.  L  e  b  1 
jähre,    (ebne    Invalidenrente)   den    Betrag 
von  100  Kronen;  4.  imFall  des  Ableben 
eine    Familienunterstützung    von    200,    250 

oder  270  Kronen  nach  mindestens  5,   1 ler 

löjähriger  Mitgliedschaft,  sonst  ei,,  Be- 
grälmisgeld  von  Km  Kronen.  Hie  ordent- 
lichen Mitglieder  11.  Klasse  haben  in  den 
Fällen  zu  2  I  nur  die  halben  Beträge,  die 
ausserordentlichen  Mitglieder  lediglich  die 
Unfallunterstützungen  zu  1  zu  beanspruchen; 
die  letzteren  stehen  auch  solchen  landwirt- 
schaftlichen Dienstleuten  zu,  welche  uichl 
Mitgli  der  der  Kasse  sind,  aber  deren  Arbeit- 
geber Zwangsbeiträge  für  sie  zu  leisten 
hallen. 

Die  Verwaltung  der  Kasse  geschieht 
unter  staatlicher  Aufsicht  (des  Ackerbau- 
ministers) durch  eine  »Centraldirektion  ; 
welcher  aus  je  12  Mitgliedern  (darunter  je 
4  Arbeitgeber-  und  Arbeitnehmervertreter) 
zusammengesetzte  »Lokalausschüsse  als 
rnterorga.no  dienen;  die  Geschäfts-  und 
Rechnungsführung  hat  nach  näheren  Ministe; 
rialvorschriften  zu  erfolgen  (§§  24fi). 

Nach  den  üebergangsbestimmun  , 
gen  können  in  den  ersten  5  Jahren  der 
Wirksamkeit  der  Kasse  (1.  Januar  1901  bis 
3L  Dezember  19U5)  gegen  ein  doppeltes 
Eintrittsgeld  (4  Kronen)  auch  landwirtschaft- 
liche Arbeiter  und  Dienstboten  zwischen 
dem  .".."..  und  50.  Lebensjahr  aufgenommen 
werden,  doch  wird  dann  die  Invaliden-  und 
Altersunterstützung  erst  nach  löjähriger 
Mitgliedschaft  bezw.  nach  Vollendung  des 
70.  Lebensjahres  und  die  Hinterbliebenen* 
Unterstützung  lediglich  mit  200 Kronen  nach 
mindestens  löjähriger  Mitgliedschaft  ge- 
währ! (§§    II  ff.). 

Endlich  sind  Gesetzentwürfe  zur  Ein- 
führung der  Unfallversicherung  in 
folgenden  Staaten:  Schweden  (seit  1888j 
s-  a.  a.  0.  oben  Bd.  I  S.  7o7),  Schweiz 
(seit  1889,  ebd.  S.  702),  Russland  (seit 
1889),  Belgien  (seit  1891,  ebd.  s.  637  un" 
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!  Qxembu  L 897)  mehrfach  aus; 

,ch  nicht  zur  A  ' 

,lu, ekommen:  insbesondere  wurde  in  der 

,z  Jas  nach   10  jähriger  Vorarbeit  von 
gebenden  Faktoren   ben 
nommene      Bundesgeselz    vom    5    Oktober 
betr.    die    Kranken-    und    1  nfallver- 
,1er  Volksabstimmung  am '3». 
Hai  L900  i'  Mehrheit  abgelehnt  — 

zum  Nachteil   der   versicherungsbedürl 
E&eise  der  arbeitenden  Bevölkerung.  — 
ichung     der     vers<  I 
ae  der  Unfallfürsorge  hinsichtlh 
faktischen  Erfolge   ergiebt.   dass 
Seine  Zwa  lierung  für  -he  Beledigten 

_    Arbeitgeber   wie    Arbeitnehmer   —  am 
TOi-tedhaftesten  ist.  da  sie  den  ersteren  nur 
ffie  Selbstkosten  auferlegt  und  den  letzteren 
in  allen  Fidlen   gesicherte  Entschädjgui  - 
Bewährleistet  (vgl.  die  Internationale!  eber- 
§cht    im    Anhang    meines     Leitfaden    zur 
Arbeiter- Versicherung  des  1  leutschen  R 
Berlin  19(  H  i ;  meinenVortrag  auf  dem  A  .  Intern. 
Arbeiterversicherungskongress  zu  Paris 
»Die  Arbeiter-Versicherung  in  Europa  nach 
Kren  Leistung  -  druckt   in  der     Ar- 

beiter-Versorgung .  Berlin.  Nr.  33  vom    23. 
November  1900,   und    das  Nähere   über  die 

ute  der  Unfallgesetzgebi 
einzelnen    Ländern,    den    Originaltext 

tze    und  Ausführungsvorschriften  nebst 

rsetzung,  die  Statistik  u.  s.  w.  in  meinem 

Bammelwerk    Die  Arbeiter-Versicherung  im 

Auslande  .  Berlin  1900,  Verlag  von  Tioschel). 

Litteratur:  I.Deutschla  nd.  Amtliche  Xml<- 

richten     des    Reichs-Versicherungsamts, 

<S85).  —  ArbeUerversorgung, 

1:. ,-  184)-—  Berufsgenossenschaft, 

—  Bielefeldt, 

- 

Budiker.    Dil 

'       l 
I  \a  fin  du   XIX' 

in  Bd.  I  S.  1  f.  des     C  ngres  intern 

lents  du  travaü  et    les  i  ssurai 
5«  tasUm  tenu,    ä  !'■    is 

.  —  van   iler  Borght.      R 

Ei  ■ 

Jahrbüchei  n   R     Natu 
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,ie„,.  i  rung«  in  v. : 
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buch   ■'•  r    C.r.  Mitgliedern 

y,    .  :.    Aufl.,    I- 

.  —  Hartmann.      Das  Gefahrentari) 
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Unfallversicherung,   private.  nicht  ausdrücklich  ein.   so  entfällt   die  liaf- 

,,-.,•  ,    ,,         .    ,      T.  ,  ,,        .,  tuug   des    Versicherers.     Aber    vom    S1 

1.  Liuleuumr.    2.  Begriff   des  Infalles.    •!.  ,,„,-,      >       v  ,.  ;  i  -  i    •  , 

Risiko  in  der  V.    4.  Aufkommen  und  Ent-  H    ii'i  M';h"!' *r~  erscheint  es    a 

elnng  der  V.    5.  Technischer    lufbau   and  bedenklich   auch  den  seitens  des  A  ersi 

Prämienberechnnng.    Reserven.    6.  Der  Unfall-  ?'''"  all>  Fahrlässigkeit  herbeigeführten  I 

kerungs-Vertrag.     7.  I>ie    wirtschaftliche  ln  den  "\  ersicherungsbedingungeu  als  Zu 
itüng   dei    U.     8.  Die  Gesetzgebung  un  trachten,  wenn  es  sich  auch  empfehlen 

die  !'.  wird,    hier    zwischen    grober    und    i 

,     r>-  ,   •.  c.  -j.   j         .    n  Fahrlässigkeit   zu   unterscheiden.    Das-  da- 

1.    Einleitung.      Seit    dem    Aufkommen  rn(an  ,.;„,,:       ■    ,     -ir  i  ■ 

,  i-i         '.   ,    •.      ,-   .-  ,,        ■  ,  L ntauereignis  einen  Menschen    l'Crsön- 

der    staatliehen    Arbeiter-l  ufallversieheruug.  i-     ,,  ,,  ,,  ,-.  ..    ,.       ,  •    ,        ,-j"    l         ,. 

,   ,  ,-  ,  1 1  c  li  u  n  d  k  orperj  ich  schädige     " 

welche    niren    Ursprung     der    sogenannten  ,,.-,, ;;,-i;  u   „;  i,t ,„,„    n      ■«      i        -c. 

natürlich   nicht   zum    Begriffe   des    1  nfalles 


private  nicht  reden,  obwohl  lenem  öffentlich-  ,;  i,  „,,„,.,,,.-,, 

, .,-  i        t      •.  ■.  sienerungsarten    ausgeghehen     zu    werden 

rechtlichen   Institut    von    vielen    mit  guten  v„,       ,       ,„    ,      s  °      ,  ,..,., 

,    ••    i        i      \-        i  i       i^  *  "U    aussen    kommende,    plötzlich 

Gründen   der  Versicherungscharakter  abge-         -  • 


pflii  hi  il    und    die   Beschaffung   der 

Mittel  gesetzlich  regelt. 

V  illkommen    den    i  'harakter    der    Ver- 

erung   trägt    nur  die    private  Unfallver- 

Sie  isl  Versicherung  gegen  die 

wirtschaftliche    Schädigung    durch   Unfälle, 

d.  h.  also  eiue  Einrichtung,  welche   i 

rauf  absieht,  die  Einzelne  treffende  derartige 

-   -   -  verhältnismässig  ge- 

ringfügige  Vorausleistung  durch  planmä 


will   damit    den  Fall" der  Erkrankung   ohne 
vorhergegangenes,     die    Krankheit     -, 
lasseudes.  Cnfallereignis   vom  Cnfallbegriffe 
ausschhessen.       Aber     unzweifelhaft     - 
begrifflich  und  versieherungstechnisch  u 
im  Wege,    dass   der  Versicherer   sich   auch 
für  die  nachteiligen  Folgen  eines  Sein 
den   der  Versicherte   sich  seibst,   wenn  nur 
nicht    willkürlich    oder    grobfahrlässig,    zu- 
zieht,   haftpflichtig    erkläre.      Es    sei   hier 
Verteilung  auf  viele,    die  so  vorausgeleistet  an     Verrenkung.     Verdehnung,    Unterleibs- 


hatten,  auszugleichen,  insoweit  möglich  wert 
zu  mach 

>.  Begriff  des  Infalles.  Den  Begriff 
des  Unfalles  insoweit  er  für  das  Versiche- 
rungswesen in  Betracht  kommt,  festzustellen, 
hat  seine  Schwierigkeiten. 

Der  Unfall,  dessen  wirtschaftlich  schädi- 
gende   Wirkungen    der    Versicherungshilfe 
zugänglich  sein  sollen,   muss  ein   für  den 
Versicherungsnehmer    z  u  fäll  i 
von  ihm   nicht  willkürlich  herb ei- 
hrtes,    Ereignis   sein.     Von    ihm 
nicht  willkürlich  herbeigeführt    Wie  stehl 
es,  wenn  ein  anderer  absichtlich  oder  fahr- 
.    durch   Thätigkeit    od 
.  wo  er  es  hindern  konnte,  es  herbei- 


brüche,  Lungenblutung,  ja  selbst  Herzläh- 
mung  und  Schlagfluss  erinnert.  Stehl 
Schaden  mit  dem  zufälligen  Ereignis  nach- 
weislich in  ursächlichem  Zusammenhang 
3<  selbst  auf  die  Plötzlichkeit  seine? 
Eintritts  kein  Gewicht  zu  legen.  Nur  wähn 
rend  der  Versicherung  vorhandene  odei 
entstehende  Gesimdheitsstörungen,  die  nach- 
weislich nicht  auf  eine  erkennbare  äussere^ 
zufällige  Ursache  zurückzuführen,  sondern 
aus  den  Ursachen  entstanden  sind,  aus  denen 
Krankheiten  in  der  Kegel  zu  entstehen 
pfleg'  -i   nicht  zu  den  Unfällen  der 

Unfallversicherung.  Auch  das  Moment  der 
Gewaltsamkeit  halten  wir  nicht  für  erfor- 
derlich zum  Aufbau  des  Unfallbegriffe,-.  E> 
wäre  bedenklich,  wenn  der  gegen  Unfall 
führt?    Der  Dachdecker  wirft  einen  Ziegel-   versicherte   Arzt,    der   bei  der  Behandlung 


vom  Dache;  er  trifft  und  verletzl 
•    in    üblicher   Weise    gewarnten    Ver- 


eines Diphtheritiserkrankten  ohne  grobe  Fahr- 
teit  sich  eine  Blutvergiftung  zugezogen 


sicherten.     Für  ihi  a  ein   zufälliger  hat,   nichl   als  unfallverletzt  und  entschädi- 

1  itfalli    ll"'   den    i"    erster  Linie   der  Ver-   gu  htigt     angesehen    werden     oder 

sicherer  haftet,  der  seinen  Regress  an  dem   wenn   der  unfallversicherte  Landbriefträger 

Dachdecker  nehmen  kann.    Anders  liegt  di ler   der    Soldat    im  Manöver,   welche 

Sache,  wenn  das  schädigende  Ereignis  durch  aller    Vorsicht    Sonnenstich   erleiden,   nicht 

Fahrlässigkeit  des  Versichei  buldet  entschädigt    werden   sollten.     Augenschein- 

[n    dem    eben    angeführten    Beispiele   lieh    ist   es  aber  schwierig,   diese  Fälle  in 

wenn   du  I    iffen  wird,    während   den    Versicherungsbedingungen    von    denen 

i  durch   übliche  Warnungszeichen  ab-  anderweiter  Erkrankungen  zu  scheiden.    Der 

.     passiert.     Sehli □    die    Versicherer   wird   sich  hier  ausnahmsv 

Kasuistik,   die    sonst  s 


Unfallversicherung   (pri 


tolclier  Stelle  ihr  Mssliches  hat,  nicht 
halten  können.    Die  unendliche  Manmg- 

,1,,,.  thatsächlich  vorkommenden 
fall,  und  ihrer  Ursachen  lässt  es  erklar- 
i  scheinen,  dass,  wenn  die  Begnffebe- 
;„„„„,,,  ,|.-  Unfalles  in  den  Versiche- 
aesbecÜngungen  nicht  vollkommen  Mar 
ipräeis  und  der  Versicherer  nicht  von 
„,  Streben  beseelt  ist.  sein-  Haftung  so- 
.;,  auszudehnen,  als  das  versicherungs- 
fcnisch  zulässig  ist,  häufig  zwischen  ihm 
i  den  Versicherten  Differenzen  entstehen. 

kerThat  weist  denn  die  Judikatur  kaum 
B  einem  anderen  Zweige  des  Versiehe- 
neswesens  so  viele  Entscheidungen  aut 
;,.  aus  der  Unfallversicherung.  . 

Wenn  der  Versicherer  sieh  haftpflichtig 
klärt  für  gewisse  entweder  allgemein 
hart  zu  charakterisierende  oder  einzeln 
feiführende  Folgen  von  zufälligen,  den 
ersicherten  körperlich  schädigenden  Er- 
-,u  so  wird  höchstens  die  Zufälligkeit 
5*  einer  kurzen.  Absichtlichkeit  und  grobe 
Massigkeit  abschliessenden  Erläuterung 
rfen.    um    in    den   Versicherungsbedin- 

„'._.  n  den   Begriff  des  Unfalles  unzweifel- , 

aft  klar  zu  stellen. 

lia-s  die  Unfallversicherung  Schaden- 
äicherung  in  jedem  Falle,  auch  dann 
.t     wenn    sie  sich  bereit  erklärt,    im  Tode 
es  Versicherten  durch  Unfall  eine  hier- 
in-  vereinbarte  Summe   zu  zahlen,   braucht 
ieht    gesagt   zu  werden.    Nicht  nur  wann, 
n  auch  ob  das  Risiko  eintritt,  ist  un- 
v„-    es    kann    eintreten,    es  kann    aus- 
üeiben'und  es  bleibt  in  der  überwiegenden 
Äehi-zahl  der  Versicherungsfälle  aus 

3.  Das  Risiko  in  der  l ...  d.  h.  hier 
U>    ,ehadenbrinsende   Ereignis,   wotnr   der 
.    rsicherer  aufzukommen  hat,    kann    sein: 
Total-  oder  teilweise  Invalidität  verur- 
,      mde  Körperverletzung  oder  Tod  durch 
Unfall       Der    Versicherungsnehmer     pflegt 
durch  die  Unfallversicherung  seinen  Rechts- 
nachfolgern für  den  Fall  desTodes  durch  Unfall 
ein,  1  h  stimmte  Summe  und  sich  für  den  liiva- 
hditätsfall  eine  Rente  zu  sichern  üb, er  welche 
hinaus  hei  nicht  todbringenden  Unfällen  der 
Versicherer  Entschädigung  nicht  zu  leisten  hat 
Die  Entschädigungsbeträge   werden  je  nach 
der  Schwere  der  Unfallfolgen  im   voraus  in 
Prozenten  der  Totalinvaliditätsrente  für  jede 
Verletzungsgattung    festgesetzt.      Bisweilen 
ist   in  den  Versicherungsverträgen  w  rui 
den   Unfalltod.    so   für  Totakuvahditat  und , 
für  jede  ünfallbeschädigung   statt   der  beu- 
ten-'eine  Kapitalabfindung  vereinbart.    Mich! 
nur   über   die  Ursachen,  sondern  auch  über 
die   Schwere    der    Verletzungen    und    ihrer 
Wirkungen    und   über   die   Hohe   der  Ent- 
B.  hädigimgen    entstehen    leichterklarhcher- 
Weise   bei  der  Unfallversichermig  besj 
häufig  Streitigkeiten  zwischen  den  Parteien. 


Risiko,    Gegenleistung    und    entsprech 
Entschädigungen  hier  in  vollkommenen  I 
klang  zu  bringen,  machl  eben  ganz  besoi  - 
ders  grosse  Schwierigkeiten.  _ 

4.  Aufkoiiuiien  und  Entu  ickelung 
der  U.  Betriebs  formen.  Die  Unfall- 
versicherung im  heutigen  Sinne  des  Wortes 
ist  nicht  älter  als  d  I  i  '  '  ihn«  1"- 
ersten  —englischen  —  ünfallversicherungs- 
Gesellschaften    waren    Eisenbahu-1  nfall 

sicherungs-Gesellschaften,    und   h     la 

Zeil  spielte  in  der  Unfallversicherung  die 
Reiseunfallversicherung  die  Hauptrolle,  in 
Deutschland  hat  dieUnfaJ  rung  selt- 

samerweise nach  einer  Einschränkung,  die 
sie  erfuhr  und  die  ihren  1  ntergang  be- 
fürchten liess,  den  lebhaftesten  Anfccfcwung 
genommen.  Sie  war  .  als  Haftpf uchtjer- 
Ichernng  aufgeblüht  seit  Erlass  des  Reichs- 

Ilaftpüichtgesetzes  vom  o.  Juni  Ib.  1.   Uurci 
Einführung   der   staatüchen  Uiiallversic  e- 
nmg    (1885)    ward  ihr  ein  grosser   Cell 
bishe,    eroberten   Gebietes    entzogen.     Aber 
nun  erst  entwickelte  sie  sich  zu  ungeahnt.. 
Bedeutung.      Während    es    im    Jahre    lob« 
nur  11  dfutsche  Uiifallversicherungs-Gesell- 
schaften  gab.  die  3,5  Millionen  Mark  Nett,  - 
SSÄta«      1,44    Millionen    Mar, 
Schäden   für  eigene   Rechnung.    1,46   3 
onen  Mark  Verwaltungskosten    und  <9<  000 
Mark    Ueberschüsse    hatte,,     bestanden    iui 
Jahre    1899    in    Deutschland   26  Unfall vei- 
sichenmgs-Gesellschaften,    bei    denen    die 
St  -Främieneinnahmen  30  9,  die  Seh 
12  8    die  Kosten  KU  und  die  Ueberschüsse 
5,12'  Millionen  Mark  betrugen.    In  0« 
reich-Ungarn     arbeiteten     im    Jahre    1899 
8  e  „heimische   Gesellschaften.    Für _  Gross- 
britonien    giebt    The  Insuran« >   D»J*g 
■       .   „,.  and  Year  Book  für  1899   94  tn- 
SveSerungs-Gesellschaften    an,     « 
ÄXkenlt,  dass  viele  uur,^me^ 

zugleich  auch,  für  andere  als  den  Mens 
Sende   Unfälle   aufkommen,    dass  sich 
namentiieh    unter    jener    Zahl    viele .GW. 
Dampfkessel-,  Explosionsschaden-  undriej 
sorclieFnfall  versieben,,  ,,--<o.  Seilschaften be- 
fiuden    die,   wenn   überhaupt  gegen  Uniall- 
'STen    in    unserem   Sinne,    sc .doch   nur 
gegen    einzelne    Arten    von    solchen   (z.H. 
Reise-Unfallschäden).  Deckung  geben     Fui 
Sreich    und    das    Jahr   1899 ,   sind 
Ehrenzweig    (Assecuranz- Jahrbuch)   _nm     L/ä 
SÄ    aufgeführt.     Inder  Schweiz 
aen  4.  in  Russland  nur  5,  in  Schweden 
ö    in  Norwegen  1.   in  Dänemark   3  odei   4. 
in  Italien  4.  in  den  Veramgten  Staaten  22 
üniallversicherungs:GeseUschaften 

Weitaus  die  meisten  bestehenden  üniali- 
TOrsicherungs-GeseUschaften .     insbes,  a 
die  deutschin,  betreiben  die  Unfallverache- 
rung  als  Nebenzwei-  neben  anderen  Schad,  n- 
cherungszweigeu  oder  neben  der  Lei 
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--     Die   meisten   sind   Erwerbs- 
iften.     Das   Gegenseitigkeitsprincip 
ollen   Reinheil  ist  aui  die  Unfall- 
■  i  ong    nicht    oder   um-    mit    grossen 
Sch'v  anwendbar,  was  sich  schon 

daraus  erklärt,  ilass  viele  Versicherungsver- 
!•  nur  für  gewisse  kurze  Zeiträume 
-  z.  B.  Reisen  —   validieren   ond    Deber- 
schussverteilung  so-«  ie  Nachschusserhebung 
in  gerechter  Weise   kaum  thunlich  ist. 
5.  Technischer  Aufbau  und  Prämien- 
berechnung.    Reserven.    Von  einem  tech- 
:•■!)    Aufbau    wie    bei    der    Lebensver- 
sicherung   kann    bei  der  Unfallversicherung 
so  «renig  wii    bei  anderen  Schadenversiche- 
rungsarten  die   Rede  sein.    Selbstverständ- 
lich  gehl    de]    verständige  Onfallversicherer 
nicht  achtlos  an  unfallstatistischen  Erhebun- 
vorüber.   wir   sie   heutzutage  von  amt- 
r    mal    privater   Seite    vielfach    unter- 
nommen    werden.      Aber    die    unendliche 
Mannigfaltigkeit  der  Unfälle  und  ihrer  Folgen 
wird  allezeit,  auch   wenn  jahrelange  Erfah- 
_iii  gesichl  ;en,  "ine  genaue 

r  Prämie   au   das  Ivisiko  un- 
möglich  und  di.'  Feststellung  der  Prämien- 
tarife   zu   einer  unbefriedigenden,    lediglich 
'  Vri.i'it    machen.      Womit 

-■in  soll,  dass  nn-lit  durch 
auf   dem    gleichen  Gebiete  nebenein- 
ander und   in   scharfem  Mitwerben  mitein- 
ander arbeitende,  scharfsinnige  Versichen  r 
fflr    einzelne    häufig    verkommende    Unfall- 
mit  d«a  Zeit  da-  angemessene  Prä- 
mienäquivalenl    festgestellt    werden   könnte. 
Die  Prämientarife  der  ünfallversicherungs- 
Ischaften  sind  meistens  zum  streng  dis- 
q  l  tebrauche  der  Agenten  bestimmf  . . . : 
i   nicht  den  Charakter  einer  I  ifferte 
au    das  Publikum..      (Hiestand.   Die  Grund- 
dei  Unfallversicherung,  Stuttgart  L900.) 
Ebenso    wie    bei    Arn   meisten   Schaden*  sp- 
rangen,   wo    der   -Mangel   einer    festen 
Bemessungsgrundlage     Nachgiebigkeit     hei 
fei    Konkurrenz    erklärt    und    bis    zu 
■m  gewissen  Grade  rechtfertigt. 
Die  Prämienhöhe   pflegt    nach    gewissen 
der  Versi  herungsnehmer  ab- 
llfl    ZU    sein,    wobei   man   annimmt,    dass 
Beruf  der  V.  rsi  herungsnehmer  neben 
anderen,    schwerer   zu    ermittelnden,    doch 
ila  \Ieme;,i     für    che 

li    der  ünfallgefahr  sei. 
Die    Reserven    der    Unfallversicherungs- 
baften    pflegen    die    nämlichen     zu 
äein    wie    bei    allen    Schadenversicherungs- 
GeseDschaften,  nämlich  Kapitalreserve,  Scha- 
(für  am  Jahresschluss  bekannte 
noch    nicht  geregelte,   Schäden),    Prä- 
reserve,  oder    Prämienübertrag  (die  in 
Rechnungsjahre  eingenommenen  Prä- 
oweit    sie   fiir  das  folgende  Rech- 
nungsjahr validieren!. 


6.  Der  Unfallversicherung«  -Vertrag 

Die    vielfache   Deutung    des    Unfall  heg 
verlaugt  grosse  Deutlichkeit  und   Bestin 
heu   in  der  Bezeichnung  der  Unfälle, 
nachteilige  Folgen   durch   die  Versieh 
ausgeglichen  werden  sollen.     Dabei  L. 
um  Missverständnisse  auszusehliessen, 
sein,    die   Unfälle    namhaft    zu    machen,   die 
nicht,  und    die  Umstände,    unter   den, 
wisse  Unfälle  nicht  im  Vertrage  inlj.u 
sein    seilen.      Hingesehen    auf"  die    , 
notwendigen  Bestandteile  d.-s  Versiehe] 
Vertrages  zeigt  die  Unfallversicherung 
Besonderheiten.     Antra-.    Inkrafttreten 
Versicherung,   Pflicht   der  Veränderungsan- 
träge,    Pflicht    der    Schadensanzeige.    Ent- 
schädigungsleistung.    Höhe     und  "'An    da 
Leistung   des  Versicherungsnehmers.   Dauei 
des    Vertrages,    Vertragsverlängerimg,    7er- 
wirkungsfälle    -  alles  das  sind    hiei    w 
anderen  Zweigen  der  Sehadensversielr 
notwendige  Bestandteile.     Nur   dass   n 
kennbar    die    Vertragsfassung    hier    fast    in 
allen  Stücken  grössere  Sorgfalt  und  I;. 
tung  namentlich  verschiedener  Möglichkeitei 
erheischt     als     hei     den     meisten     and 
Zweigen. 

7.  Die  wirtschaftliche  Bedeutung 
der  U.  bedarf  kaum  besonderer  Hervoi 
hobung.  Unzählige  nützliehe  Unternehmun- 
gen, bei  denen  der  Unternehmende  Uefa 
für  Leib  und  Leben  fürchten  muss  - 
die  Zahl  solcher  Unternehmungen  wächst 
mit  der  hochgespannten  Bändigung  und 
Verwertung  der  Naturkräfte  — ,  zahllose 
Reisen  in  kulturarme  und  reichliche  Ge- 
legenheiten zu  Unfällen  bietende  Gegenden, 
Reisen,  wie  sie  heute  zu  wirtschaftlichen 
Kulturzwecken  so  vielfach  unternommen 
werden,  müssten  unterbleiben,  wenn  auf 
diese  Versicherungshilfe  '  nicht  gerechnet 
werden  könnte.  Aber  es  würden  auch  Un- 
zählige   durch   Unfälle,    vor   denen  sie  sich 


nicht    schützen    können,    verarmen,     wem, 

diese  Hilfe   nicht  von   ihnen   benutzt  wäre! 

8.  Die  Gesetzgebung  uDd  die  U.    Was 

die  öffentlich-rechtliche  Gesetzgebung  an- 
langt, so  sind  die  Forderungen  de  legi 
ferenda  der  Unfallversicherung  gegenüber 
nicht  andere  als  anderen  Zweigen  der 
Schaden  Versicherung  gegenüber.  Vielleicht 
rechtfertigt  hier  der  Umstand,  dass  zweck- 
mässigerweise besonders  viele  wirtschaft- 
lich Unmündige  von  der  Unfallversicherung 
Gebrauch  machen  und  dass  hier  manche 
besondere  Versuchung  zu  Misswirtschafi 
vorliegt,  noch  am  ehesten  eingreifend.  |;.- 
aufsichtigung  seitens  der  Staatsgewalt  — 
wenigstens  von  dem  Standpunkt'  aus,  de* 
öl  her  Aufsicht  segensreiche  Leistungs- 
fähigkeil beimisst.  Aber  gerade  auch  hier 
kann  ohne  eindringende  und  immer  aus  deri 
lautersten    Quellen    schöpfende    Sachl Ie 
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Staatsaufsichl     viel    Unheil    anm 
laturgemässen  und  s« 
Fortentwickelung    leicht    hiuderlich 

,U  isi  die  Unfaüversicherung  b 

Entwickelung  begriffen, 

privatrechtlichi  Ch   f  ?ebung 
.  Ursache    liat.    den  Gegenstand  nur  mit 
•  äussersten  Schonung  anzugreifen, 
,„!,,,.    der    Vertragsfreiheil    den    weitest 
idichen  Spielraum  zu  lassen  und  > 

Kasuistik   zu  lu  den 

Kulturstaaten 
ute  herrschenden  wirtschaftspolitaschen 
römung  die  Unfaüversicherung  der  Bm- 
„..-  an  Konzession  und  Staatsaufsicht 
•In  Und  hiev  erfahren  ja  auch  die 
jhenmesbedingungen  schon  eine  sorgsame 
„1  im  Zweifel  sachkundige  Kritik  und 
inberung. 

itteratur  :-&»<■?«*, 

delnde 

Paul  niestand 
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Unfreiheit. 


I  Begriff  und  Arten  der  U.  1.  Skla- 
verei'  2.  Leib-(Hak-)eigenschaft  Eigento 
keit  3  [Erb-YDnterthänigkeit.  i-  Hörigkeit. 
H  Verhältnis  der  wirtschaftlichen 
Zweckbestimmung  der  TL  zu  lhrei 
rechtlichen  Struktur.  III.  Die  Skla- 
v  e  r  -  i  i  ui  A  1 1  e  1 1  u m.  1.  Allgemeine..  _.  Die 
Sklaverei  in  Griechenland,  a  Ausserhalb  Anika*. 
hi  In  Anika.  3.  Die  Sklaverei  in  Rom.  a« 
!         sieht    über   die    Entwickelung    dersi 

eehtliche  und  thatsächliche  Stellung  der 
Sklaven.  Einflnss  der  Sklavenwirtschaft  aut 
Staat  und  Gesellschaft,  c)  Rfickhüdung  der 
Sklavenwirtschaft,  d)  Wesen  und  Entwickelung 
ies  Kolonats.  IV.  D  ie  Skia  v  er  ei  im  -Mittel- 
alter V  Die  neuzeitliehe  Sklaverei 
in  den  Kolonieen  und  die  Aufhebung 
selben.  VT.  Massregeln  gegen  den 
ivenhandel. 

I.  Begriff  und  Arten  der  Unfreiheit. 
Unfreiheit   im   rechtlichen  Sinne  besteht 
in  der  mehr  oder  minder  vollständigen  Ab- 


hebung dermei  '    esönhehkert,  die 

ohni     I  Unfrei- 

heil    im   wirtschaftlichen    S 
wir  jenes  Verhältnis,  bei  dessen  Vorhanden- 
sein   di  che    Thätigkeil 
Individuums    nicht    durch  -    »n, 
m   durch                               '  ,l   NN  llleu 

Wird. 

B  Begrifl  ian.der 

der   für    ■  dem 

uns  hieT  natürlich  in  keiner  Weis  -•■'- 

iffe   der   Unfreiheit    im    mora- 
.,     3      ,         Denn    wenn   es   zvi 
steht     dass   die   rechtliehe   Unfreiheil    auch 
wirtschaftliche  in  sich  schliesst,  so  trrfft 
doch  das  Umgekehrte  nicht  zu.    Neben  der 
rechtlich  gleichen  Freiheit    aller   kann 
aftliche    üeberlegenheit 
Q    und   damit   auch   wirtschaftliche  Ab- 
hängigkeit  und  Unfreiheit  der   anderen 
stehen      In   einer  verkehrswirtschaft 
auf  Privateigentum  und  Vertragsfreiheit 
ruhenden  Wirtschaftsorganisation  ist  es  auch 
gar  nicht  anders  möglich.    Thatsächheh  ver- 
hält es  sich  auch   so   in   unserer  modernen, 
auf   dem  Principe  der  Gleichheit    aller  vor- 
dem   Gesetze   aufgebauten   Geschäftsord- 
nung.   Und  dieser  Gegensatz  zwischen  for- 
meller Gleichheit  und  materieller  Ungleich- 
st jg  der  in  der  sozialistischen  Be- 
wegung seinen  Ausdruck  gefunden  hat. 
genstand   der    folgenden  Dars 
lung  wird  nur  die  Unfreiheit  im  rechtlichen 
Sinne  bilden.    Sie  tritt  im  Laufe  der  mensch- 
heitlichen   Entwickelung    in    verschiedenen 
Abstufungen  auf.    Die  härteste  derselben!^ 
1     Sklaverei.      Für    die   rechtliche   Be- 
trachtung  dieses  Institut.-   Lst  festzuhalten, 
™es  den  Personencharakter  des  ihm , 
worfenen    Menschen    vollkommen    ad 
Dies  kommt  negativ  in  dem  Mangel    gheher 
Rechtsfähigkeit:  d.  h.  in  der  Unmoghchkeit, 
kt  von  Rechten  zu  sein,  zum  A.usdruck  . 
der  Sklave  kann  im  äinpe   nichl 
herrschen.     Positiv    tritt    es    in    der    Sach- 


nerrseneu.      i^m-     ™"-     --    —  „iK-t 

Sklaven  zu  Tage:   er  selbst 
istGes  B  -Anderen. 

Er  i=i  also  weder  des  Connubiums  noch 
Commerciums  teilhaft.  Er  kann  in  kerne 
rechtli.  -h  anerkannten  Famüienbeziehuugen 
r,t,u  Seme  geschlechtliche  Verbindung 
tat  keine  Ehe  und  die  Daner  derselben 
allein  von  der  Willkür  des  Herrn  abhangig. 
a  gehören  auch  die  Kinder,  die  einer 
derartigen  Verbindung  i 
anders  als  der  wirtschaftliche  Ertrag  irgend 

ätigen  ihm  zu  eig 
Sache  mehren  sie  sein  Vermögen  und  ver- 
m  die  Zahl  seiner  Sklaven.  Was  der 
Sklave  auf  irgend  eine  Weise  erworben  hat 
gehört  ebenfalls  nicht  ihm.  sondern  wird 
dem  Herrn  eisen.  Aus  seinem  Sachcharakter 
ferner,  fess  er  selb,:,  wie  jeder  ai 
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Vermögensteil,  einen  Gegenstand   des  Ver- 
kehrs jeglicher  Art  bildet:    und   schlii 

mit    Naturnotwendigkeit,    dass    ihm 
Isätzlich  kein  Rechtsschutz  zu  teil  wird. 
weder  seinem  Herrn    selbst   noch  auch  lin- 
ear  1  »ritten  gegenüber.      Wie  er   be- 
ll  und  ausgenutzt  wird,  ist   Sache  des 
Herrn.      Von    dessen    alleinigem    Ermi  ssen 
'  Tod  und  Leben  des  Sklaven  ab.    Dnd 
wie   er   für   den  Schaden,    den    sein  Sklave 
angestiftet    hat,    aufzukommen   verpflichtet 
ist.  so   ist   umgekehrt  auch  nur  er  berech- 
-       andere   zur    Verantwortung   und   zum 
Schadenersatz  heranzuziehen,  wenn  sie  seine 
Sklaven  misshandelt  oder  verletzt  und  da- 
durch  seinen  Vermögensstand  benachteiligt 
haben.     Dass  den  Sklaven   wie  alle   private 
—  auch  alle   öffentliche  Rechtsfähigkeit  ab- 
geht, braucht  wohl  nicht  erst  besonders  be- 
tont   zu   werden.      Ebenso    ist   es   nur   eine 
ätverständliche  Folge  der  Aberkennung 
Personencharakters,    wenn    auch    der 
Sklave  (wie  die  Fremden)  grundsätzlich  von 
der  !•  Gemeinschaft  der  Bürger  aus- 

ri    wird.     Das  Altertum   hat  denn 
auch    diese   Konsequenz   in   Bezug   auf    die 


Staatskulte     gezogen.       Das     Wesen     des 
Christentums   machte   dann    allerdings    eine 

e  Auffassung  begrifflich  unmöj 
Trotzdem    werden    wir   ihr  thatsächlich 
■  geringem  Masse  auch  in  den  Län- 
der neuzeitlichen  Kolonialsklaverei  be- 
n  und  hier  sogar  auf  einen  durch  den 
gensatz     zwischen     Weissen     und 
Sehwarzen    hervorgerufenen  Rückschritt  im 
gleich     mit    der    Antike     stossen     (vgl. 
unten    3.     134).      Denn    diese    erkannte    we- 
ohne    weiteres   die    Sklaven    auch 

m  Si als  II  äen  an.  da—    äii 

ben   zur   Teilnahme    am    Gottesdienst 

des  Bauses  und  an  de,,  aus  Familienkulten 

indenen    Gemeindekulten    und    Volks- 

ZUÜeSS. 

-  i  das   strenge    Recht.      Alienline-,   er. 

"  dassi  Ibe    in  der  Praxis  vielfache  Ab- 

sehwächungen.    Der  wohlverstandene  eigene 

wirtschaftliche  Vorteil   der  Herren  verlangt 

es  und  nicht  minder,  wo  die  Zahl  der  Skla- 

ine  im  Verhältnis  zur  freien  IV, 
rung   bedeutende   ist,    politische   Klugheits- 
erwägungen. Auch  Religion  und  Sitte  wirken 
mit  und  verbieten,  mächtig«  r  noch  als  staat- 


ordnet  ist  er  andererseits  durch  dl 

zur  Rechtsfähigkeit  gelangen   und  frei 
den  kann.     Niemals  aber  darf  man  aus 
Augen  lassen,  dass  alle  Abmilderungei 
strengen  Hechts,   auch   wo   sie  sich  1 
ihrerseits  wieder  zu  Rechtssätzen  vordj 
haben,   an  der  grundsätzlichen  Stellum 
Sklaven  und  an  seiner  Eigenschaft  als 
Sache    nichts   ändern.     Denn   sie  sind 

■einer  —  wenn  auch  nur  teilweise 
Anerkennung  -eines  Personencharakters 
dem    entspringen    Erwägungen,    die 
ausserhalb    desselben    liegen'    und    die" an 
(lautesten  in  den  Worten  des  römis 
ers  zusammengefasst  sind:  ex 
reipublicae  ne  sua  re  quis  male  utatur. 
Sklave   bleibt,   mögen   ihm   Religion.   Sitb 
Moral.    Gesetz    noch  so  schützend  zur  - 
stehen,  was  er  stets  war:  eine  Sache.     Di 

Sehnt/.        weleher      ihm      "VC  eil       Willkür      de- 

Herrn  zu  teil  wird,  ist  immer  dem  Wesen 
nach  nur  polizeilicher  Xatur  und  äussert 
sich  zu  seinen  Gunsten  —  begrifflieh  nichl 
verschieden  von  tierschutzgesetzlichen  Be- 
stimmungen —  als  blosse  Reflexwirl 
nicht  aber  als  Folge  eines  rechtlich  begrün- 
deten Anspruches. 

Dass   dem   so   ist.    erscheint   nur  selbst- 
verständlich, wenn  man  ins  Auge  fasst. 
Hauptursache  der  Sklaverei  zu  allen  Zeiten 
und    bei    allen    Völkern    Krieg    und    Men- 
schenraub  gewesen    ist.     Wer  im   Kau 
Sieger    bleibt,     kann    den    Ceberwundi 
töten.       Dasselbe    Schicksal     harrte    auch 
seiner,     wenn    umgekehrt    er    der    unter- 
legene   wäre.       Dass     dem    Besiegten    das 
Leben    nicht   genommen   wird,    verdankt  ei 
nur  der  Gnade  des  Siegers.     Dadurch  aber, 
dieser  ihn   schont",    erlischt   nach   der 
Auffassung     barbarischer    Zeiten    und    Zu- 
nicht  auch  das  Recht,  ihn  später  zu 
töten.     Dasselbe  bleibt  vielmehr  nur  susj 
dieit.    weil    und   solange   es  dem  Hern    so 
gefällt,   und   kann  jeden  Augenblick  w 


Schutzgesetze,  allzu  me  Behand- 

-    de,-   Sklaven.      Denn    anders    als    bei 

a  »ständen  wirkt  doch 

e'i    Gunsti  ii   >\^i  letzteren,   obgleich 

durch     Rassenverschiedenheit 

^gedrängt,    die    Vorstellung   mit.   die 

der     Römi  i     Fl    rentin     schon    mit    den 

Worte,,    zum  A  brachte:    inter  nos 

ii  m  quandam  natura  constituit   Dies 

-   w  ie  eirn 

n    Willen   des    Ib-rrn    unt 


rnfgi  Qommen    und    ausgeübt  werden.     Aul 
der  Gewalt  über  das  Leben  des  Gefang 
aber   fliesst   auch   in   logischer    Folge    das 
Recht  und  die  Macht   des  Herrn,    das; 
so  zu  gestalten,  wie  es  ihm  beliebt.     In  de« 
Folge   der  Zeiten   gesellen  sich  zur  Kriegst 

jjenschaft   ■-  als  Folge   eines   Volks- 

es,    bezw.    von    Privatgewalt    mit    der 

Absicht    des  Menschenraubes   zum   Zwecke 

eigener    Benutzung    der    Gefangenen    odei 

ihrer  Verwertung  als  Handelsobjekt     -   auch 

andere  Entstehungsgründe  der  skla- 
verei:    Verkauf  freigeborener  Kinder  durch 

Kltem.  Selbstverkauf,  Schuld-  und 
Strafknechtschait,    schliesslich  Abstammung 

äklaveneltern.     Stets   aber  bleibt    das 

it  -  auch  nachdem  es  durch  die 
zeitlichen  Fernwirkungen  der  zum  Rechtssatz 
erhobenen  Vererbhchkeit  der  Unfreiheit  von 


Tnti 


meieren  Ursachen  der  letzteren  begnff- 
mabhängig  geworden  und  verewigt  is 
ron  dem  ursprünglichen,  ihm  zu  Grunde 
|e„  Gedanken  beherrscht:   dass  Skla- 
jeschonte  Kriegsgefangene  seien.     Und 
,   Gedanke  bestimmt  das  Schicksal  dei- 
nen   Sklaven      sowie     die    Rechtsent- 
vrickelung  der  Sklaverei   im  ganzen. 

ys  eine   besondere    Abstufung  der  Un- 
,.    „eben    der  Sklaverei    und  verschie- 
„l  derselben  püegt  auch  die 
2    Leib-(Hals)-eigenschaft   aufgeführt 
•u  werden  -  in    man  jedoch  naher  zu- 

mit    Unrecht.     Denn    das   Wort    be- 
'  entweder  dasselbe   wie  Sklaverei   und 
llr  die   deutsche   Bezeichnung    hierfür 
,.,     i„,ziehr     sich    auf     Verhältnisse, 
,.   mit  einem  Rechtszustande ,  der  die 
nlichkeit    negiert,    an    sich    nichts    zu 
naben.    So  bedeutete  z.  B.  die  russische 
Leibeigenschaft  erst  der  Hofleute  allem  und 
sä,    dem  Ende   4-    16.  Jahrhunderts  ganz 
allgemein  der  bäuerlichen  Bevölkerung  eine 
der  spätrömischen  servitus  gegenüber  nicht 
nur   tatsächlich,    sondern    auch    innsüsch 
doch  nur  recht  wenig  abgemilderte  Knecht- 
schaft      Sicherlich   wird   man    keinen    tiet- 
Hreifenden  Unterschied  zwischen  dieser  und 
darin  suchen  und  finden  dürfen:  dass 
nter   den  russischen  Leibeigenen  selb- 
lige  Gewerbsleute.   Kauflente.   Kunstler 
aller  \rt  gegeben  hat,  dass  manche  aus  ihrer 
Mitte  oft  zu  sehr  grossem  Reichtum  gelangt 
Bind  und  dass  die  Einrichtung  des  Obrok, 
d    h    der  Zahlung  eines  Jahreszinses  für  die 
Erlaubnis   zu  selbständiger  Verwertung  der 
irbeitskraft    auch   ausserhalb    des    Gutsbe- 
zirkes   ziemlich  verbreitet  gewesen  ist.    Da- 
n  wird  im  IS.  Jahrhundert  m  Preussen 
und  Oesterreich  imssbräuchlich    .Leibeigen- 
schaft    -tatt    der  richtigen,    der  dort    vor- 
handenen  ländlichen  Verfassung  allem  erg- 
ehenden  Bezeichnung     Ei-bimterthanig- 
keit     gesetzt.     Das   gehässige  Wort  diente 


neu  ueseizu  ±j«*  &v,i«»^p-  --  , ,..  . 
dem  Reformeifer  der  Zeit  des  aufgeklarten 
Lbsolutismus  als  wirksames  Schlagwort  in 
m  Kampfe  um  die  Lockerung  mid  Aui- 
Eisung  der  alten  Agrarverfassung  und  war 
mit  einer  der  Hebel,  durch  welche  das  guts- 
herrlich-bäuerliche     Verhältnis     i  >rs<  ihuttert 

wurde.  T      • , 

Dann   aber  begreift  man  unter   >beiB- 
eigenschaft«   (Halseigen schalt, 

Eieenbehörigkeitl    ein  bes lere- 

Bönliches  Rechts-  und  Besitzverhältnis  einer 
gewissen  Art  von  grundherrlichen  Bauern 
in  Westdeutschland  im  In  Jahrhundert. 
Näheres  ist  uns  nur  für  Nordwestdeutsch- 
land  bekannt.  Für  Niedersachsen  ist  das 
Verhältnis  neuerlich  von  Witt  ich  ausführ- 
lich geschildert  worden,  üeberrest  einer 
uralten  ländlichen  (grundherrlichen)  Vertas- 
sung   hat  die    Leibeigenschaft     im  Ib.  Janr- 


hundi  i  Üich  nur  mein-  di<    ft 

[tertums.      Auch     bilde,;     zu 
diesei   Zeit  die    Leib 

i    ,  n    Niedei  ,I11"    ^■>'111-'' 

Minderheit,    während    die    allgemein    ver- 
breitete  Form    der  grundherrlichen  Verfas- 
sung in   der  Reg  mdere  ist,    indem 
der  Grundherr  freie,   in  erblichem  Pacht- 
verhältnis  stehende  Hauern   unter  sv  b 
Die     Leibeigenschafl      best,  b.1    im   we 
liehen    in    Folgendem:     Die      Leibeigenen« 
Grundherrn    sind    hinsichtlich    ihrer 
Böfe   in    einen    Verband 
Mittelpunkt  das  Meierding  bildet,  d.  b 
aus    dem    grundherrlichen    Meier   als    Vor- 
sitzenden   und    an-    den    Sleierd 
d    h    den  Besitzern   der   Höfe   (M, 
outen  als  Beisitzern  und  Urteilsfindern  be- 
stehende   Gericht    über    Grundbesitzsa 
vor    welchem    alle    einschlägigen    Sto 
keiten    entschieden   werden    und   auch 
Grundherr    seine   Rechte   gegen   die  M 
dingsleute  geltend  macht.     Meierdingsg 
können   nur   von  Mitgliedern  der  alten  höf- 
rechtlichen Genossenschaft  besessen  wei 
in    die    man   durch  Geburt  oder  freiwillige 
Ergebung  eintrat.     Die    Leibeigenen     sind 
na,.i,     allen     Richtungen    hin    rechtsfähig, 
haben  aber,  wenn  sie  heiraten ,  eine  Abj 
i           tnund,  und  überdies  jährlich  (.•-)   als 
persönliche,    also    vom    Grundbesitz    unab- 
hängige Leistung  das   Halshuhn   zu ^ent- 
richten.     Sie   können   sich  auch  loskaufen. 
Dies   thaten  z.  B.   die  Töchter  eines   1 

n,  die  einen  Fremden  heirateten    odei 

den  Hof   nicht  annahmen. 

Der   Herr    dürfte,    wegen   der    Einnahmen, 

wohl  selten  Schwierigkeiten  gemach    habe,, 

dir    Eigentum    und   auch   über 

I    Eigenen  in  jeder  tee 

unter  Lebenden  und  auch  auf  den  Todesfall 

verfügen.    Doch  hatte  der  Erbe,  der  natur- 

S    Mitgüed    der    Hofgenossenschaft    .ein 

lern   Grundherrn   beim  Tod, 

....    Pferd  oder   die     nächst- 
beste   Kuh  als  mortuarium,  Baulebimg.  Kur- 
„      Der  Zins  der  Hof  besitzer 
5.      Dienste    hatten   sie   nicht  zu 
legten      was    sich    einfach   daraus    erklart. 
,:-  die  nordwestdeutsche   Leibeigenschaft 
rt    vorkommt,     wo    der    Grundherr 
keinen    Eigenbetrieb    hat.      Demi    wo 
'Vr  Fall   war,   entwi,  eh  eine  andere 

\rt  der  Unfreiheit,  die 

3.^b-)Untertliäidgkeit  Dieselbe  hat 

sich  seit   dem  13.  und    IL  Jahrhundert  im 
Anschlüsse  an   die  Entwicklung  des 

Wichen  -    uttd    mlt    ^6f 

K2  sehritt  haltend  überall  an- 
der Elbe  und  des  Böhmerwaldes  hei 
^bildet.    Gegenüber  ihrer  bereits  erwähnten 

Bezeichne  fÄ 

und   Preussen    ist    nochmals    darauf 


Unfreiheit 


hinzuweisen,    dass   die  wesentlichen   Merk- 
•    ■  ■    .    einerseits    Mangel    an 
und    des    Anspruches    auf 
"ii/    sowie  andererseits  Sacheigen- 
I   im   Verkehre  bilden.    Allerdings  tritt 
die  1.        -     ächafl  (Sklaverei)  zuweilen  auch 
in  11  I  innen  auf,  in  welchen  die  an- 

irten  Wesensmerkmale  vers         en  kom- 
biniert sein  können.     Es  darf  aber  nicht  aus 
den  Augen   gelassen  werden,    dass  ein  per- 
sönlicher   Rechtszustand    dann    und    nur 
.  dann  als  Sklaverei  1 1  schaft) 

ichtet    werden    muss   und   kann,    wenn 
dem  Berechtigten  die  Veräusserungsbefugnis 
dem  unterworfenen    ebensowohl 
in  wie   an  anderen  Teilen  seines  Ver- 
Von    einer   derartigen    Veräusse- 
rungsbefug  tis   der  Herrschaften    gegenüber 
ihren  (Erh-)Unterthanen  ist  im  grossen  und 
m     in    Deutschland    und     Oesterreich 
Rede.     Die  Erbunterthanen  bilden 
vielmehr    rechtlich    die  Pertinenz  geA 
Gutsbezirke.      Sie    kleben    an    der   Scholle 
und    ihre  Bewegungsfreiheit    ist   ganz  vom 
Beheben    der   Herrschaft    abhängig.      Aber 
seits   ihre  Pflicht    ist,    auf  der 
ille  zu  bleiben,   so  ist  dies  ander 
auch    ihr  Recht.     Der  Gutsherr   hat  daher 
gar  kein  nnmittelbares   dingliches  Recht  an 
ihrer   Person,    sondern   nur"  ein    durch  das 
Gut   vermittelte,-.,    welches   mit    der   Herr- 
tere  steht  und  fällt.   Ist 
äo   auf    der    einen   Seite    der  Erbunterthan 
■    ägegenstand,  so  ist  anderenteils 
privatreehtliche    Persönlichkeil 
allen     Richtungen    hin    anerkannt.      Er    ist 
kt     von    Vera  und     Faniilieu- 

Er   erwirbt    für   sich,   verä 
und    vererbt    das    Erworbene    mit   Rechts- 
wirkimg, tritt  auch  zu  seiner  eigenen  Herr- 
schaft   in    rechtlich   anerkannte  und  durch- 
are    vermögensrechtliche    Beziehungen. 
Niemals    ist    ihm    der    Rechtsanspruch  auf 
civilen    und   öffentlichen  Rechtsschutz  dem 
Herrn   und  Fremden   gegenüber   grundsätz- 
lich   aberkannt    oder   verkümmert    worden. 
Mit  anderen  Worten:  die  Persönlichkeit  der 
i  nterthanen  ist  durch  den  Zustand  der  Un- 
at,   in   de)n   sie   leben,    nicht  verneint. 
-  ist   mar  ihre  Handlungsfähigkeit 
rankt    und     ihnen    eine    Reihe 
Verbindlichkeiten  auferlegt,    denen  vollfreie 
Mänuei-  nicht  unterliegen:  Schollenpfüchtig- 
ein  herrschaftliches  Vindikations- 
recht    bei    eigenmächtiger    EnrJ  rnuni 

Gutsbezirke  entspricht ;  Treu- und  Gehor- 
samspflicht;    Verbindlichkeit    der    noch    in 
der    Eltern    befindlichen 
rthanenkindar  zu  Gesindediensten 
Bofdiens^ahre),   sowie  aller   rom 
enden    Dnterthanen    überhau] 
Reihe  der  Eh-bherrschafl    zu  dii 
Notw  Konsenses  der  letzteren 


7.u    uuterthänigen     Heiraten,     sowie    wenn 
Unterthanen    sich    einem    anderen   als 
landwirtschaftlichenBerufe  zuwenden  wollen- 
endlich    die    Verbindlichkeit    zu     gev 
Geld-    und    Naturalabgaben     sowie 
sachlich  zu  Krondiensten,  deren  Umfang  und 
Art    sich   nach  ürbaries   (schriftlichen  Auf- 
zeichnungen).   Verträgen    zwischen    Unter- 
thanen   und  Herrschaften    und  in  Eni, 
hing-  derartiger  Behelfe    nach   dein    i 
brauche    richten.      Die   Beschaffen  heil 
Besitzrechte,     sowie     die    dem     Gutsherrn 
innerhalb    seines    Gutsbezirkes    zustehende 
niedere  Gerichtsbarkeit   über   die  Erbunter- 
thanen aber  sind  für  die  persönliche  Rechts- 
stellung   der  Unterthanen  —  und  auf 
allein  kommt  es  hier  an  —  an  sich  gleich- 
giltig.     Die   Erbunterthänigkeit    endigte   im 
-';  ssen  und   ganzen  nur  durch  Freilassung; 
sei    es    dass   dabei    zugleich  der  Uebei 
in  eine  andere  Untertänigkeit  stattfand  — 
sonders  bei  Heiraten" —  oder  das.-  da« 
Entlassene  vollständig  frei  wurde.    Die  Frei- 
lassung —  z.  B.  im  Wege  des  Loskaufs  — 
hing    ganz    allein   vom  Belieben   der    Herr- 
schaft ab.     Seit  dem     Leibeigensehafts  auf- 
hebun.  fce(1781)  kam  die  Unterthänig- 

keit  in  Oesterreich  nur  mehr  in  der  unters 
thänigen  Verpflichtung  zur  Leistimg  der  in 
den  Urbarien  oder  Robotverzeichnissen  ent- 
haltenen und  gesetzlich  geregelten  Fron- 
dienste und  sonstigen  Natural-  und  GelS 
giebigkeiten  zum  Ausdruck.  — 

4.  Hörigkeit.  Als  Grad  der  Unfreiheit 
wird  schliesslich  auch  noch  die  Hörigkea 
angefühlt.  Dieselbe  ist  jedoch  kein  Begriff 
für  sich,  sondern  wird  für  alle  Arten  der 
Unfreiheit  gebraucht,  ist  also  nichts  als  ein 
Ausdruck  für  rechtliche  Unfreiheit  i  - 
haupt. 

II.  Verhältnis  der  wirtschaftliehen 

Zweckbestimmung     der    Unfreiheit    zu 

ihrer  rechtlichen  Struktur. 

Wenn  wir  auf  die  wirtschaftliche  Zweck- 
bestimmung der  Unfreiheit  im  allgemeinen 
und  ihrer  verschiedenen  Abstufungen  ins- 
einen  Blick  werfen,  so  zeigt  uns 
die  geschichtliche  Entwickelung,  dass  die 
Sklaverei  an  sich  niemals  Wirkung  oder 
ihrerseits  wieder  Wechselursache  einer  be- 
stimmten ArbeitsverfaÄStinggewesen  ist — mag 
diese  nun  landwirtschaftlich  oder  industriell, 
dem  Grossbetriebe  dienend  oder  zu  Zwecken 
des  Kleinbetriebes  bestimmt  sein.  Sie  hat 
sich  stets  all  dem  ebensowohl  anbequemt, 
wie  sie  auch  bloss  Luxuszweckeu  gedient 
hat.  Dabei  ermöglicht  sie  nicht  minder  eine 
unmittelbare  Ausnutzung  der  Arbeitskraft 
durch  de,,  Herrn  selbst  wie  eine  mittelbare 
—  durch  Dien  rmietung.  Mit  anderen 
Werte;,:  die  wirtschaftliche  Zweckbestim- 
der    Sklaverei   in   allen  Formen  der- 


ichen  Formulierung 

indiff  verwischt.    ThatsS    Kl   ■    t^er- 
h  fa    ;e  nach  der  konkreten  Werwen- 
Cler  Sklaven,  auch  Verschiedenheiten 
Stellung  und  Behandlung  derselben 
bilden.     Rechtlich  wird  das  aber 
,„,.,.    weise    nun    Ausdruck   kommen 
ist    es,    wenn   wir  die  aul 
K.tsherrschaften      at 
Unfreiheit   ins   Auge  fassen      Diese 
,   lusfluss  ganz  bestimmter  ländlicher  Ver- 
enu.KlwtschaftlicherAusnutZung-s- 

"   des   Grossgrundbesitzes,    und    diese 

wirtschaftlich!  Zweckbestimmung  tritt 

,,h  m  der  rechtlichen  Struktur  des ;  ganzen 

Verhältnisses  hervor.     Die  sogenannte  west- 

-tsche    Leibeigenschaft  hat  sich  da  ent- 

wo    die    GrundheiTSchaft    bestand, 

Erbunterthätigkeit    aber    in   jenen    Ge 

...in  denen  die  Guts-herrschaft  zur  Au, 

bildung    gelangt    war. 


Welche    wirtschaft- 


ii  (  uns:'    eeiaugi    «m.      ...—-. 

politischen  und  sozialen  Umstand 

,i„ ler  die  andere  der  genannten  Agrar- 
fragen  ins  Leben    gerufen  haben,    ist 
,1Sere  Betrachtung  gleichartig.    Worauf 
ns  hier  ankommt,   ist,  dass  der  Grund- 
Lrhaupt  keine  oder  doch  wenig 
edeutodübersemenHaushaltangs- 

QauSgehende     landwirtschafthehe 
iktion    treibt.     Diese  speit  daher  ob- 
jektiv  genommen   und   subjektiv  als  grunü- 
Wliche  Einkommensquelle   eine   nur  sehr 
Ergeordnete  Rolle.    Die  Hauptquelle  des 
Eruncfhentichen    Einkommens    bilden    viel- 
mehr  die  (Getreide-  und  Geld-)  Zinsu 
Ewfe    die   sonstigen   persönlichen  Abgaben 
der  Besitzer    der  auf   dem  Herrschaftsland 
Hieben    abhängigen    Bauernhöfe.     Die 
Haupteinnahmequelle  des  Gutsherrn  dagegen, 
der    seinem    Wesen    nach    und   in   dei    |  e- 
hvlichen    Folge   später   auftritt   als   der 
Grundherr  und  sieh  aus  diesem  heraus  ent- 
wickelt, ist  der  laudwhischafÜicheGrossbe-, 
trieb       Der    Gutsherr    produziert    für    den 
Markt,    und    dadurch   bestimmt    sich   seine 
ganze  wiilschafthchePolitik  gegenubersemen 
1-utertlianen  und  deren  persönlichen  Rechts- 
Btellung    und   Besitzverhältnissen,      in    aei 
Gruudherrschaft     sowohl    als    auch    in    der 
Gutsherrschaft    sind    Bauer    und    landwirt- 
Bchaftlicher  Arbeiter    überhaupt   unfrei  und 
Behollenpflichtig.    Dort  aber  ist  das  bauer- 
liche Besitzrer.hr   ein  sehr  gutes,   unter  ge- 
wissen   Beschränkungen    vererbliches    und 
veräusserliches,  hier  ein  in  der  Regel  elendes, 
indem    die      Wirte    bis   weiter  .    die    jeden 
Augenblick    nach   dem  Beheben   der   Herr- 
schaft   von    ihren   Stehen    entfernt    werden 
können,    die   grosse  Mehrzahl  büden      Dort  | 
vollzieht  sich  der  Besitzübergang  inj 
der  Bauernhöfe  in  festen  I 

hier    sind   dieselben    rechtlich    nicht   I 
fegt      Aus    sehr    einfachen    Gründen:    der 
Handwörterbuch  der  Staatewissenschaften.    Zweite 


Grundherr  ":''a 

chwankend  mm 

unterworfenen  Bauern.  Worauf  es  ihm  an- 
| ,,.,i.  ist,  dass  dieZinsungen  und  persön- 
lichen Abgab  n  vor,  den  letzteren  richtig 
eingehen,  dass  das  Balshuhn  .  die  hur- 
und  die  Mortuarien  pünktlich  ent- 
richte! werden.  DL  and  bean- 
sprucht  er  nichl    od  r  ha  tnte- 

daran,    sie    Eil    i  u    Recht 

stehende   geringe  Mass  hinaus  zu  steigern. 
Denn   wozu   soUte  ei  '  |K'1' 

Gutsherr  dagegen  hat  einen  kapitalistischen 
'Betrieb    der  seinem  ganzen  inneren  Wea 
nach   sich  fortwährend  auszudehnen  sucht 
Das   ist   nun  zunächst  eine  Raumfrage,   die 
nur  aufKosten  dei  bäuerlichen  Elen 
selösl    werden   kann   und   gelöst  wird:   ur- 
gJich  durch  Auskaufung  der  Bauern, 
später  durch  Herabdrückung  der  Besitzrechte 
jener,  die  auf  ihrenHöfen  belassen  werden. 
Die   Gutsherrschaft   kann   neben  sich  feste 
und     unantastbare    bäuerliche    Besitzrej 
nicht  dulden    weil    diese   ihre    Expansions- 
,.it  einschränken.    So  kommt  dann  all- 
mählich die  Rechtsanschauung  auf  und  wird 
zuletzt    kodifiziert,    dass   der   Gutsherr   von 
A  ege  i 1  Alleineigentümer  alles  Grun<  1.  s 
und  Bodens  in  seinem  Gutsbezirke  ist  und 
dass    der    Bauer    nur   von   herrschaftlichen 
Gnaden   auf  seinem   Hofe   sitzt.    Der  Auf- 
saugung des  Bauernlaudes  durch  das  Herren- 
land steht  dann  nichts  mehr  im  Wege    Aus 
den  gleichen  Gründen  wie  die  Yerschlechte- 
rung  der  bäuerliehen  Besitzrechte  entspringt 
die  bäuerlicl  -flieht.    Ihr   gegenüber 

treten  an  Wert  und  Bedeutung  die  anderen 
Sitsunterthänigen  -  huldigkeiten  vollständig 
Sek.     Der  Gutsherr   kann    einfach   ohne 
di,.    niiterthänigen    Dienste    gar    nicht   be- 
stehen:  und  zwar  um  so  weniger,  je  mehr 
«ein   Betrieb    sich   vergrossert.     Da   es  ihm 
Stogen    ist.     sich    das    Recht    hierzu    zu 
tt]  so  muss  er  nun  auch  nach  der  Aus- 
der  untertänigen  Fronpfhcht  und 
der  Beseitigung  aUer  Einschränkungen 
.    Forderung  derselben  streben. 
Die  Geschichte   der  Grund-  und  Guts- 
ben  chaft  und  der  aus  denselben  messenden 
uieitsverhältnisse    der  batierhchen  Be- 
völkerung sind  bereits  an  anderer  Stelle  dai- 

fficschichte)  oben  Bd.Pi   S.  823ff.,  t*uts 
&rscnaft  oben  Bd.  IT  S.930fL;B. 
u  n  d  B  a  u  e  r  n  b  e  f  r  eiu  n  g  oben  Bd   Hb. 
HSSff)      Hier   wird  dighchdi: 

|g£it  in  engerem  Sinne,  d.h.  die  Sklaverei 

behandelt  werden. 


Das  Institut  der  Sklaverei  ist  keinem 
Volke  jemals  in  allen  Phasen  seiner  Bat- 
Wickelung  fremd  geblieben  und  seine  helle 
S^omlunigfaehlwandhmgenesau 

Auflage.    VII. 
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rfahren   hat,    auch    heute 
nicht  ausgespielt. 

modernen     Vorstellungen     vom 
Wes  der  angeborenen   Freiheit   der 

P    sönhchkeit  lassen  uns  aller- 
de  dauernde   rechtliche  Aufhebung 
Bindung  der  letzteren  im  Dienste  und  zu 
Gunsten  anderer  Menschen  als  etwa-  Wider- 
natürliches erscheinen.    Wir  halten  sie  nicht 
nur  mit  Recht  für  sittlich  verwerflich,  sondern 
auch  für  unwirtschaftlich  und  sind  geneigt, 
zu  glauben,  dass  parallel  mit  der  Ausbildung 
schlichen   Sittlichkeitsgefühles   und 
sserer  wirtschaftlicher  Einsicht  auch  stets 
ein    regelmässiges    Zurückweichen    härtere) 
Formen    der    Unfreiheit    vor    milderen    und 
dieser   schliesslich  vor  der  Freiheit  stattge- 

Diese  Anschauung  isl  ji 
wie   die   folgende  Darstellung  zeigen   wird, 
nicht  ■'  i  ichtig.  so  unschwer  erklär- 

lich   m?  andererseits  ist.     Sie  wurzelt  näm- 
lich vor  allem  in   unserem  Optimismus :  wir 
ken     gerne    in     dem     Aufstiege     von 
Niederem  zuHöherem  das  Gesetz  der  Mensch- 
Geschichte.       Kann    alier     beruht      sie 
auf    der   Anlegung    unserer    Massstäbe    an 
Verhältnisse,    die    von   den  unseligen   ganz 
verschieden    sind.     Was    insbesondere    die 
hafüiche  Seite  der  Frage,  also  die  Un- 
leit  als  Arbeitssystem  betrifft,   so  ist  es 
zwar  richtig,  dass  bei  höheren  Anforderungen 
an  die  Qualität  der  Arbeit,  die  nur  an  geistig 
entwickeltere    und    daher    selbstbewusstere 
ter    gestellt    und    nicht    mehr    durch 
mische  Mittel  allein  erzwungen  werden 
en,  die  Unwirtschaftlichkeil  der  Unfrei- 
heit zu  deren  Umgestaltung  oder  Beseitigung 
tühivn    wird.     Ebenso    richtig  is1    es  aber 
hinwiederum,   dass   sie  sich  begrifflich  dort 
erhalten    kann,    wo   diese    Voraussetzungen 
nicht    zutreffen.     Auch  in  unserer  Zeit  also 


!"  dieser  al  -dank  der  all 

gemeinen  i    Eulturentwickelung 

lur    mit    der    Beschränkung  auf  Ange- 
'        Q,    die    wir    als    der 
gewohnt  sind. 

III.  Die  Sklaverei  im  Altertum. 

Betrachten  wir  zunächst  die  Sklaverei  im 
Altertum.      Dabei    können    \\  ir  vom   i  >  ient 
ihen.     Die  Sklaverei   hat  hier  nie 
mala  zu  einer  wirtschaftlich  ausschlag;  eben- 
Rolle   gelangen    können,   wie  in  : 
Rom.     Wohl     i     ie  in     ini  ■    .   : 
mf   dem  Gebiete  dei   gewej  b 
lustriellen    Produktion    bedeutsamer 
•  äen.    Abei    doch  auch  nur  aui  d 

er  Landwirtschafl  dag  gi  i 

iswerl    starke    Verbreitung        ra 
■  ii    übrig  i 
-  im   wes  bloss  für  Zwi    I  • 

sönlicb  c    Bedienung,   als    Hausknechtschafl 


also,    in    Betracht    kam.     Von   den  Ri 
Roms,  den  Karthagern,  wissen  wir  zu  w  ■ 
Genauer    bekannt   und   für  uns   allein  inte 

:it   ist    die  Entwickelung;   und   Fu 
nierung  der  Sklaverei   bei  den  Griechen  und 
Römern,    auf   deren    Kultur    sich   auch   dii 
unselige  aufgebaut  hat. 

1.   Allgemeines.      Wie    im    politischei 
Leben,  so  war  das  Lebensprincip  der  antik« 
Staatsgebilde    auch    in    der    Volkswirt 
die    Gewalt    —    eine    natürliche    Folgi 
ewigen    Kriegszustandes,   der  zwischen 
einzelnen  Staaten  und  Völkern  herrschte  und 
den    Gedanken   einer   allgemeinen,    mensch- 
lichen   Zusammengehörigkeit  derselben    _,, 
nicht    oder   doch   erst    gegen   das   Ende    I 
alten  Welt  aufkommen  liess:  demnach  zu  einei 
Zeit,   in  der  nicht  nur  die  damals  bekannte 
Welt    im    römischen    Weltreich   zusammea- 
gefasst   erschien,    sondern  sich  auch   be 
der  Einfluss  der  Christuslehre  und  dii    An- 
schauung Geltung  verschafft  hatte,  dass  allft 
Bekenner  des  neuen  Glaubens  Brüder  seien, 
Begrifflich    konnten    die   Menschen    da 
nur   unter  ihren   Volksgenossen    auf  Aner- 
kennung ihrer  Persönlichkeit  zählen.     In  den 
Fremde   war   grundsätzlich  jeder  ein  Feind 
unter  Feinden   und   daher  an  sich  rechtlos. 
Die  natürliche  Folge  derartiger  Verhältnis« 
muss,    wenn   es    zti   einem    Zusammenstosa 
zwischen    den    einzelnen    Gruppen    kommt, 
darin    bestehen,    dass    der   Sieger    den    1:.- 
siegten    tötet    oder   ihn  und  alles,    was  ihm 
gehört,  den  bereits  vorhandenen  Ertrag  seine] 
früheren  Arbeit  also   und  seine  Arbeitskraft 
für  alle  Zukunft,  an  sich  zieht,  d.  h.  ihn  zu 
seinem    Sklaven    macht.     Die  Sklaverei    ln- 
deutet  in  dieser  Alternative  schon  einen  be- 
deutenden   Kulturfortschritt,    und    zwar    in 
doppeltem    Sinn.      Sie    brachte    es  mit  si.-li. 
dass  die  früher  üblich  gewesenen  Abschlachi 
tungen     der     Kriegsgefangenen     eine     Ein- 
schränkung erfuhren  oder  aufhörten.  Anderer- 
seits aber  ermöglichte  auch  sie  erst  die  An- 
sammlung    von     grösseren     Kapitalmasson. 
arbeitlose  Einkommen  und  damit  Kunst  und 
Wissenschaft  sowie  jeglichen  anderen   Fort" 
schritt,    mit    einem    Worte    unsere    heutige) 
Zivilisation. 

Wo  Sklaverei  besteht,  wird  sie  die  freie 
Arbeit  ganz  oder  zum  Teil  verdrängen  und 
in  Missachtung  bringen.  In  welchem  Masse 
dies  geschieht,  hängt  lediglich  von  ihrer 
Ausdehnung  und  von  der  Zahl  der  Arbeits- 
zweige ab,  die  sie  ergreift.    Das  wird  nicht 

!il    e Folge    der  durch  sie  für  die  freie 

'il  bi  it    erschwerten    Konkurrenz   sein,    an- 
dern auch  anderer  Gründe,  die  nicht  immer 
mit  wirtschaftlichen  Erwägungen  zusammen- 
ler  wenigstens  die  wirtschaftli 

Entwickelung  eb  i    o    ehr  l influssen,  wie 

■    umgekehrt   wieder  denn  Einfluss  unter- 
liegen.    Moralische  und  materielle  Emflüsa 
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,,  (iaher  Q,  uni  das  oben  er- 

:  erzielen.  . 

.,■  bleibt  frei,  und  der  Freie  ist 
,,,.,.,.   „„,1    braucht    gar  nicht  oder  wei 
■■„  arbeiten,  wei]  seine  Sklaven  dies  für  ihn 
Der   Sehwache    aber   unterliegt. 
Er  wird  unfrei  und  inuss  für  seinen  I 
n.     Diese  Betrachtung 
»■er    zunächst   bloss  Feststellung   einer 
inen   bequemen,    für  die   anderen 
sehr  nachteiligen  Thatsache  wirkt  nun 
inpt    bestimmend    auf   die    Gedanken 
das   Verhältnis    der    Freien   und    l  n- 
;  zur  Arbeit  und  zu  einander.     Sie  er- 
klärt   nicht    nur   die  Entwickelung,    welche 
Mißachtung    der    Arbeit    im    Altertum 
mmen  hat,  sondern  schliesslich  auch  die 
•    innerhalb    unserer   modernen  Gesell- 
i    in    man. -Ken    Kreisen    waltende   Ab- 
en    jede  wirtschaftliche  Thäüg- 
Erst  waren  es  gewisse  Arbeitszv 
als    eines     freien     Mannes    unwürdig 
a-   jene   nämlich,    die   vorwiegend  von 
Sklaven    oder  ehemaligen   Sklaven    (Freige- 
-      ,en)    betrieben    wurden.    Mit   der  Zu- 
r   Sklavenmassen    erweiterte   sich 
h    die    Zahl    der    sordida   negotia.    bis 
sslich   die   Arbeit   als   solche   als  un- 
würdig und  ehrenrührig  augesehen  wurde. 
Römer   hielten    von   allem  Anfang    an 
hur    Krieg     Ackerbau    und    Viehzucht    für 
ihren   Beruf.     Später,    als   der   Bauernstand 
b    die  Latifundien   aufgesogen   und  mit 
i  Sklavenwirtschaft  eingeführt  worden 
war     war   es   nur  noch   der  krieg,    der  als 
3    freien  Römers   würdig  galt.      I  nd  je 
mehr    dieses    grosse    Räubervolk   die    Welt 
dschatzte,  desto   fester    wurde   in   ihm 
Anschauung:    Pigruni  et    mers  yidetur 
labore   acquirere,    quod  possis  sangmne  pa- 
rare      eaich  in  Athen,   wie  in  Griechenland 
überhaupt,    verfiel    mit    der    Zunahme    der 
Bklavenwirtschaft   das   ehedem  so  blühende 
freie  Gewerbe.     Hier  wie  in  Rom  wird  zu- 
letzt   die    Sklaverei    die    notwendige    Folie 
der   freien  Persönlichkeit  und  ein  Merkmal 
dieser:     die    Freiheit    vom    Arbeitszwi 
Die  ursprüngliche  Idee,  dass  der  freie  Mann 
sich  durch  Lohnarbeit   mit  den  Niedrigsten 
auf  eine  Stufe  und  ihnen  gleichstelle,   ver- 
it    dabei   immer  mehr.     Ond  zwar  ge- 
rade   zumeist,   wenn    auch  nicht  ausnahms- 
ei der  Mehrzahl  der  Philosophen  und 
=       Lftsteller,    obgleich    dieselben    die   Not- 
wendigkeit   der    Arbeit    anerkannten.      Wie 
verächtlich  äussert  sich  Plato  in  der  Person 
des  Sokrates  (Gorgias  517.  Dl8) übe 
knechtisch.-     Beschäftigung,  che  der  - 
für  die  Bedürfnisse   des  Leibes  entspringt. 
Und  auch  Cicero  erklärt,  dass.  wer  für  Lohn 
arbeitet,  sieh  in  die  Sklaverei  verkauft. 
Mächtig   unterstützt    wurde    diese    Aut- 
;  antike  Idee   vom  Staate 


und  vom  Verhältnisse  des  Bürgers  zu 
I  und  Bürg 

dete    - 

kräfte    ganz    de 

w ...  soll  ihn  die  Er- 


ziehung zur  Erfüllung 


i  hi 

ab.    Sie  verdummt   ih  -    erfüllt  s< 
mit   niederer  G<  winnsm  ht,    raubl    ihm 

Blick  und 
zum   B 
Gev 
d      Stellung    der  Arbeit   in   £ 
sellschafl    durch    ua~    Vorhand' 
stete    Vordringen    der    -  -   - 

rufen  worden.    Andererseits  i  ich 

klar    eine  wie    mächtige  Stütz. 

den  musste.     Die  Sklaver  i  wird 
so    s         sslich    im    allgemeinen    Volt 
wusstsein    zu   einer   Einrichtung,    ohm 
man   sich  die  freie  Welt,    die  frei 
lichkeit  und  die  Entwickelung  und  das  Aus- 
beider     gar     nicht     mehr     denken 

I  kann.  ,    ,  . 

Dabei    wird    man    wohl    kaum    leugnen 
können,   dass   auch   im  Altertum  zahlr 
Freie  von  ihrer  -  ■  niederen  —  Ar- 

.  Ebensowenig  wird  man.  zu 
i  rechter  Würdigung  des  Zurücktretens  freier 
vor  Sklavenarbeit,  übersehen  dürfen,  das 
diese  direkt  den  Nahrungsspielraum  der  be- 
sitzlosen Freien  einengte.  Und  zwar  nicht 
nur  dadurch,  dass  sie  die  Löhne  druckte, 
sondern   dadurch  auch,  dass  a  I     ien 

vielfach  —   trotz   anfänglicher  Bemühungen 
äer    i,  rag,    sich    dieser    Entw 

Inno-    .  zu    stemmen   —  überhaupt 

den    Zu     Qg     zur    Arbeitsgelegenheit    ver- 
lern man  aber  so  die  Wirkungen 
5klavenkonkurrenz   auf   die   Rolle   der 
uii  griechisch-römischen  Wirt- 
in Betracht  zieht  und  zugleich 
bält,     dass    die    Verachtung     der     letz- 
teren kaum  über  den  Preis  derjenigen  hin- 
ausreichte,   die     a  Arbeit     I 
konnten,    wird   man    doch    auch    nicht    ver- 
dürfen, üe  Blute 
der  antiken  Kultur  repräsentierte.     Und  s   - 
nau  so    wie    wir  heute  die  Kulturanschau- 
uneen  eines  Volkes  nach  denen  semer 

bichten    zu  beurteilen  und  mit  deren 
Massstäben   zu  mess  c»es 

auch   für    Bellas    und   Rom    be- 
tigt      Dann   aber   scheint   auch   festzu- 
iuf  die  Würdig     - 
dor   _\  tiefer  Unterschied   zwischen 

unserer  und  der  alten  Zeit  besteht  —  ein 
unterschied,  der  sich  nicht  bloss  dann  pr- 
schöi  •  wir  im  Gegensatz  zur  Antike 

»eine    ausg  -  3cheu  n,     die 

■iiten  Namen  zu  nennen  und 
auszusprechen, 

l 
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der   Theorie   in    Widerspruch 
stehen    (Ed.  Me; 

2.  l>ie  Sklaverei  in  Griechenland.     In 

lieinl    die  Sklaverei  meist 

als  folge  krieg  Eroberung  eines  Ge- 

durch   einen    fremden   Stamm   oder, 

ohne  dauernde   Unterwerfung  einer  g 

kerung,  der  Kriegsgefang  a  -  I  aft  Ein- 
zelner,   wobei    principiell    zwischen    Volks- 
'-"ii    und  □    kein    Unterschied 

acht  wurde.     Weiter  treten  uns  in  aus- 
lintestem  Masse  und  überall  Menschen- 
sowie   im    Anschlus  e   daran  Sklaven- 
handel entgegen. 

a)  Ausserhalb  Attikas.  Die  erstge- 
nannte Ursache  war  besonders  in  Thessa- 
lien, Sparta  und  Kreta  wirksam  geworden. 
In  Lakonien  und  Thessahen  hatte  sieb  die 
autochthone  Bevölkerung  den  siegreich  her- 
einbrechenden Eroberern  auf  Grundlage  be- 
stimmter Bedingungen  unterworfen,  deren 
itlichste  darin  bestand,  da—  sie  dem 
Staat.  i  hem  leibeigen  und  ron  diesem 

den   einzelnen    Herren    zur' Bewirtschaftung 
o    gehörigen    Landlose    suge- 
wiesen  wurden.     Von  den  Penesten  wissen 
ehr  wenig.     Dagegen  ist  uns  Genaueres 
die  Heloten  bekannt,  welche  im  eigent- 
o  spartiatis  her  Gi  biete,  d.  h.  im  wesent- 
lichen   im    Eurotasthaie,    sowie    —    wenige 
I         Dstädte  ausgenommen  —  auch  in  Mes- 
senien  die  speeifisch  ackerbautreibende  |ie- 
ung   bildi  ti  q.     Sie   unterscheiden  sich 
in    vielen  Beziehung  □    bedeutsam   von  den 
Kaufsklaven   und  sind  eher  den  grundherr- 
lichen   Schollenpflichtigen    des    Mittelalters 
der  Neuzeil    vergleichbar.     Ihre  Ver- 
uormale    Leben  in 
Betra     I     I  ommt .     musste    deshalb     schon 
bränkte  sein,    weil   sie   nach   wie 
Unterwerfung  auf  ihren  alten,  nun- 


mehr den  Eroberern   zugeteilten    und  eigen 

irdenen    Hufen     sassen.      Sie    bewirt- 

'    dieselben    aul    eigene    Rechnung 

und    waren  verpflichtet,    ihren  Herren   eine 

immte  Menge  Eester  und  flüssiger  Er- 
zeugnisse abzuliefern.  Da  die  willkürhche 
Erhöhung  dieser   U  lurch  den  Herrn 

oten    war.  ....    für  die  Heloten  die 

Möglichkeit,  zu  einem  gewissen  Wohlstände 
zu  gelangen,  tüchl  au  geschlossen.  Der  Um- 
stand, dass  sie  ihren  Herren  nur  infolge 
staatlicher  Zuweisung  gehörten,  hatte  zwei- 
fache Folgen:  Vor  allem  i  hen  dem  be- 
Lbhängigkeitsverhältnisse  zum  Be- 
sitzer ihres  Eleros  auch  noch  ein  allgemeines 

dem  Einzelnen  di  r  anderen  Spartiaten 
und  zum  ganzen  Staat.-.  Es  konnte  daher 
Hol  jedei  behi  ■  !ür{  ei  «  ie  aui  b 
der  St  Di  a  b  ■  im  ■  jeden  Heloten 
in  Anspruch  uehmen  -  aamentiieh  im 
Krieg  D  u  abei  konnte  der  Herr  einen 
red<  i  ausser  Landes  verki n  aoeh 


freilassen.  Freilassungen  erfolgten  viel] 
nur  durch  den  Staat:  als  Belohnung  für 
Tapferkeil  im  Kriege  oder  für  andere  dem 
gemeinen  Wesen  geleistete  Dienste,  lerner 
als  Folge  gemeinsamer  Erziehung  mit  den 
Kindern  der  Herren  und  Teilnahme  an  der 
äpartiatisehen  Agoge.  Dass  die  Behandlung 
der  Heloten  durch  die  Spartiaten  nicht  an- 
ders als  grausam  sein  konnte,  ergiebt  sich 
aus  der  Natur  der  Sache.  Von  einer  Ver- 
schmelzung der  Eroberer  mit  den  unter« 
worfenen  Bevölkerungsschichten  oder  auch 
nur  einer  Abmilderung  ihrer  feindseligen 
Beziehungen  zu  einander  war  keine  Rede 
Sie  lebten  vielmehr  nebeneinander  fort,  wie 
zur  Zeit  ihres  Zusammenstosses :  die  einen 
voll  Hass  gegen  ihre  Unterdrücker,  die  an- 
deren voll  Misstrauen  gegen  die  Unter- 
drückten, stets  auf  der  Hut  vor  gewalt- 
samen Ausbrüchen  derselben  und  in  des 
Erwartung  solcher  Ausbrüche.  Milde  Be- 
handlung der  Heloten  als  Präventivmass] 
regel  konnte  unter  diesen  Umständen  nichts 
nützen.  Demi  es  handelte  sich  nicht  wie 
anderwärts  um  ihrer  Heimat  entrissene  und 
auf  fremden  Boden  verpflanzte  Menschen, 
sondern  um  eine  ganze  sesshafte  Bevölke- 
rung, welche  die  Erinnerung,  dass  sie  einst 
Alleinherrin  des  Bodens  gewesen  war,  den 
sie  nun  für  ihre  Ueberwinder  bebaute,  fort- 
während im  Herzen  trug.  Ihre  fort- 
währende Ueberwachung  und  grausam-te 
Massnahmen  als  Abschreckungsmittel,  um 
in  ihr  jede  Begung  der  Selbständigkeit  von 
vorn  herein  zu  ersticken,  wurde  also  den 
Spartiaten  wie  eine  politische  Notwendig- 
keit so  ein  politisches  Princip.  Jeder 
tapfere  und  hochgesinnte  Helote  war  ein 
Feind,  der  gefährlich  werden  konnte.  So 
verband  denn  die  herrschende  Klasse  »das 
Nützliehe  mit  dem  Angenehmen«,  wenn  sie 
alljährlich  ihre  jungen  Männer  unter  Leitung 
der  Ephoren  Heloteniagden  (x^vmeiat)  ab- 
halten Hess.  Die  Jugend  härtete  sich  hier- 
bei ab  und  übte  sieh  im  Kriegsdienste.  Zu- 
gleich  aber  wurden  auch  alle  gefährlichen 
und  verdächtigen  Elemente  unter  der  He- 
lotenbevölkerung  aus  dem  Wege  geräumt. 
Eine  ähnliche  Stellung  wie  die  Heloten  in 
Sparta  hatten  auch  die  ländlichen  Privat  - 
sowie  die  Domänensklaven  {d<pa/ua>Tat  und 
(ivatiai)  auf  Kreta,  die  sogar  Ehen  mit 
freien  Krauen  eingehen  und  unter  Um- 
ständen ilm.  Herren  beerben  konnten. 

b)  In  Attika.  Während  in  Sparta  die 
autochthone  ackerbautreibende  Bevölkerung 
verknechtel  war,  Kaufsklaven  jedoch  nur 
vereinzelt  vorkamen,  verhielt  es  sich  in 
Attika    anders.       Der    Bedarf    an     Sklaven 

' [e  hier  zumeist  durch  Einfuhr  gedeckt, 

da  die  Zahl  der  aus  Sklavenehen  Geborenen 

bi  d   deshalb  nur  gering  war,    weil 

verhältnismässig    bloss    wenige     männliche 
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g      ren  gehalten  zu  werden  pflegten.     Die 
,iete  waren  Lydieu,    1  apMa- 
i    Phrvgien  und  che  Pontusländer.    Uie 
Verwendung  der  Sklaven  war  ausseroi 

Itig.     Neben    blossen  Luxus- 
-.  und  zwar  selbstverständlich 
';„  weitaus  überwiegender  Mehrheit,   » 
die  zu  niedereo  Verri  titung  >n:  zur  Besor- 
rang  des  Hauswesens,    zur   Bedienung,    in 
statten,  Berg-  und  Hüttenwerken,  zum 
Ackerbau  und  zur  Viehzucht,   aui  Han 
schiffen  oder  zur  Vermietung  ihrer  Ai 

an  Fremde  benutzt  wurden.    S 
in  keiner  wohlhabenderen  Haushaltung',  jeder 
•r,.,,,,  -   ihrer,    und   auch  der 

hielt  Sklaven,  freilieh  weniger  zu  wirtscnatfr- 
lichen    irbeitszwecken  —   sie   dürften   nur 
ler  Münze   verwendet   worden   sein  — 
als  zur  Besorgung  gewisser  öffentlicher  \  er- 
teil sich  kein  Freier  her- 
ders  zu  Polizei-,  Henkers-  und 
-       eiberdiensten    sowie  überhaupt  zu  sub- 
Beamtungen,    auf   die     freie  Stre- 
nieht  reflektierten.     Die  starte  Durcti- 


Der      man   inicMini'  ...      ~—    

Setzung  des  Wirtschaftslebens  von  der  - 

hängt     mit     dem     glänzenden     Auf- 
schwünge von  Handel  und  Industrie  h 

dem  6.  Jahrhundert  v.  Chr.  zu- 
sammen. Die  Nachfrage  nach  Arbeitskräften 
war  infolge  derselben  anfänglich  zu  lebhaft, 
,t  an  freien  arbeitenden 
genügt  hätte.  Die  Einfuhr  unfreier 
Hilfskräfte  hatte  aber  noch  einen  trrunü. 
Gerade   die   industrielle   Entwickelung  ver- 

nte    und    erhielt    eine   lebhaft.' 
frage    nach    Geld    und    damit    einen   hohen 
Zinsfuss     Ganz  abgesehen  w  m  ihrer  natür- 
lichen   Profitwut    war    also    die    Industrie 
deshalb  schon  auf  grosse  Rentabilität, 
auf   hohe  Preise  und   niedere  Löhne  ange-| 
wiesen    Wie  hätten  aber  die  letzteren  besser  j 
cht    werden  können    als   gerade    durch 
Sklavenarbeit?  Liess  sich  doch  keine  andere 
-      äcksichtslos  ausbeuten! 

Infolge  des  so  ausgedehnten  Bedarfes  an 
Sklaven   kann   deren  Zahl   nicht  gern 
wesen    sein.     Dieselbe    darf    wohl   für    die 
perikleische  Zeit  am  wahrscheinlichste 

etwa  100000  g.  -  nüher  13 K)  bis  L! 

Freien  —  einschliesslich  der  Fremden  —  an- 
mmen  werden.  | 

Bei  der  Mannigfaltigkeit  der  A  erwendung 
von  Sklaven  konnte  natürlich  der  Zustand 
derselben  kein  gleichartiger  sein.  Im  ail- 
gemeinen  aber  genossen  die  Athener  den 
Ruf  ihren  Sklaven  eine  müdere  Behandlung 
zu  teil  werden  zu  lassen  als  die  D 
Griechen.  Die  nicht  durch  die  Art  ihrer 
Verrichtung  stärkerer  Ausbeutung  anheim 
fielen,  unterschieden  sich  äusserlich  in  keiner 
Weise  von   den  gewöhnlich  »  «Rd 

wurden   -    wenigstens   dürfte   dies  für  die 
kleineren  und  mittleren  bürgerlichen  Haus- 


haltungen zutreffen  —  als  Hai 

t.    Selbstverständlii 
durch   jemals  n  tiren  Sach 

zu  \,.,  \ur  auf  einer  lediglich  tj 

Sitte  und  Herkommen  gestützt 
des  Berrn  I  wenn  mai 

Sklaven  für  sich 

auf  eigene  Rechnung    -     allein   -der  unter 
einem  ebenfalls 

a Werkführ  i  lemHerrn 

jährlich   eine   bestimmte    Abg 

bezahlten   und  den  Mehrertrag  für  sich  t>  - 

hielten.    Es  wird  I 

auf  di  -  Vermöe 

warben,  in 

in  Athen 

üebrigens  < 
nicht   nur  durch   die   3itl 
schützter  als  in   anderen  Staat. 
sondern      •     - 

in.     DasS 
Herrn   war   kein  unbeschränktes. 

i  konnte  auch  • 

1  .erkannt  werden,  b    - 

unmenschliche    Misshandlungen     fand 
Sklave  in  gewissen  Tempeln  Schutz,  und  es 
die  Herren    in  so!  !en 

werden  konnten,  sich  -an 

durch    Verkauf    zu  '        N  er" 

halten    des   Staates    ist    also    ein   jenem  in 
Sparta  ganz  entg  -     -  -  tztes.  Nicht  u 
höherer  sittlicher  Erwägungen   —wurden 

ir  von  er:        -  I       Schriftsteller! 
trachtungen  darüber  angestellt,  ob  die  Gotter 
len     Menschen    gle 
D  — .  sondern  aus  kluger,  den  im  Ver- 
gleich  mit  Sparta    sehr  verschiedenen  \  er- 
hältnissen  entsprechender  Politik. 

Die  Freiheit  erhielt  der  Sklave  entweder 
durch  3S  —   infolge  von  Ver- 

diensten um  -     '  — •  i°  welchem  Falle 

die  etwa  dadurch  betroffenen  Privateigen- 
tümer aus  öffentlichen  Mitteln  -  ligt 
wurden,  oder  .furch  den  Will. 
z  B  im  Wege  der  Loskaufung.  Doch  blieb 
lassene  in  einem  bestimmten 
Abhäm  ra  seinem  frü 

Herrn   dem,  abgesehen  von  einem  Erbrecht 
nach    dem    kinderlos    verstorbenen    Fi 
lassenen.    auch    der   Anspruch  auf   gewisse 
a      ■  •  icht- 

e  Zurückziehung  in  die  Sklaverei 
zur  p,    ;  n  konnte. 

i        Der   Preis    der   Sklaven    war    sehr  ver- 
Er   schwankte   zwischen  Vi  und 
10  Minen    und    stieg    mitunter   noch  hoher. 
sehen   von  dem  A  erhalt- 
md  Nachfrage,  auch 
insbesondere    vom  Alter   und   von  der 
körperlichen,    geistigen    und  i    Be- 

schaffenheit  der  Sklaven   ab.    Naturg 
musste    der    Ertrag    der    Sklaven,    obschon 
sich  das  Prozent  desselben  nicht  feststellen 
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lässt,  ein  sehr  hoher  sein.    Galt  es  ja  doch, 
niehl    nur   die  im   Altertum   so  hohe  Vor- 
auf ihren  Ankauf  verwendeten 
Kapitals  hereinzubringen,  sondern  auch  dieses 
i  amortisieren,  da  es  mit  dem  Tode 
ler  Arbeitsunfähigkeit  des  Sklaven  zu 
-m,.      Bierzu    gesellte    sich    noch 
hohe  Risikoprämie.     Denn   die  Gefahr 
Entlaufens  der  Sklaven,    besonders  zu 
ten,    war   gross,    und    die   Kosten 
ihrer    Wiedereinbringu  wenn     eine 

che  überhaupt  gela         -  nicht  gering. 
Beispiele  gn     i      ,  !  schütterungen  durch 
ide,  wie  sie  uns  in  Italien  ent- 
ten  werden,   sind  aus  Griechenland 
iberlii  fert. 
■">.  Die  Sklaverei  in  Rom.     a)  Ueber- 
sieht     über      die     Entwickelung     der- 
selben.    Die  Entwickelungsgeschichte  der 
Sklavenwirtschaft  weist  drei  deut- 
sch unterscheidbare  Phasen  auf.     Die  erste 
reichl   ungefähr  bis  zu  den  puni- 
!  n,   die  zweite   bis  zur  Kaiser- 

zeit,   während    die  dritte  mit  der  letzteren 
beginnt. 

Die   erste  Periode  wird  durch  das  Vor- 
walten  des  Mind-  und  Kleingrundbesitzes 
irch  die  Alleinherrschaft  des  bäuer- 
lichen Betriebes  auch  beim  Grossgrundbesitz 
et.     Denn  dass  es  diesen  auch 
schon  damals  und  bereits  vor  dem  Beginne 
der  Republik   in   grösserer  Ausdehnung  ge- 
i  hat,  lässt  sich  nicht  bezweifeln.    Die 
Stellung  der  Ritter  in  der  servianischen  Ver- 
mg   allein    -  hon    beweist   dies  zur  Ge- 
nüge.     Eine  Grosswirtsehaft  aber  existierte 
•ndera  jeder    grö  5en    Grundbesitz 
ich    aus    einer    mehr   oder   minder 
3i  n    Zahl    von    Kleinwirtschaften     zu- 
■  --    indem  die  Grossgrundbesitzer  da. 
Gut  oder  i  inzelne  Teile   desselben, 

11  mochten  noch  konnten, 

men  abhängige  Leute  -  -  freie  oder 

ene,     mitunter    auch     Sklaven    — 

les    Fruchtertrags 

erruf  zur  Bewirtschaftung 

austeüten  (Bittpächti  r).     Dass  die  Sklaverei 

en  bei  den  zu  jener 

Zeit  m  Ackerbau  und  der 

izuchl    erg  □    ,  ine  nur  ge- 

•  i    chlag- 
le  Rolle  spielen  rausste    liegt    m!  der 
l.     In  Stadt  und  Land  überw  legi  daher 
die  freie  Arbeit.     Die  Zahl  der  Sklaven  ist 
-.    zunächst  weil  der  Bedari     a<  h    ol- 
nicht  gross  ist.     Die  Güter  der    eib- 
igen Hauen,  n       I         i  rade  zu  deren 
I  ihrer  Familien  Unterhalt    hin,   und  zur 
lersi  Ibi  n  genügte  die    ix 
rafl    de,-    Familienmitglieder. 
3  laven    gelialten    u  urden,    so  ge  chah 
i    eich   deshalb,    weil    die   häu- 
Luwesi  nhi  i1    di  r  kriei 


tüchtigen  Männer  im  Felde  und  deren  Er4 
satz  im  Hause  notwendig  machten.  Aber 
auch  auf  den  grossen  Gütern  überwog  die 
Zald  der  freien  Bittpächter  weitaus  jene  der 
für  ihre  Herren  den  Acker  bauenden  Knechte 
—  denn  der  Zufluss  an  Sklaven  war  ver- 
hältnismässig sehr  schwach.  Wohl  nährten 
die  fortwährenden  Kriege,  die  mit  der  1 
werfung  der  italienischen  Völkerschaften 
endigten,  die  Sklaverei;  zur  Knechtuug  der 
unterworfenen  Stämme  im  ganzen  ist  ,> 
aber  bekanntlieh  nie  gekommen,  da  die 
Römer  es  vorzogen,  aus  ihnen  politisch 
dienstbare  Bundesgenossen  und  Freunde  zu 
machen  und  sie  sich  zu  assimilieren  staö 
sie  zu  versklaven.  Sklavenimport  aus  an- 
deren Gebieten  kam  aber  iu  älterer  Zeit 
kaum  vor,  da  die  Verbindung  Roms  mit  der 
ausseritalischen  Welt  keine  rege  war. 

Während  also  auf  der  einen  Seite  il'v 
bäuerliche  Betrieb  eine  Sklavenwirtschaft  in 
grösserem  Massstabe  überflüssig  und  un- 
möglich macht,  hält  andererseits  der  ° - 
ringe  Sklavenzufluss  den  bäuerlichen  Be- 
trieb aufrecht.  Jedes  dieser  beiden  .Momente 
ist  so  zugleich  Wirkung  und  Wechselursache 
des  anderen.  Jede  Gleichgewichtsänder 
in  diesem  Ursachenzusammenhange   musste 


daher  einesteils  die  Entwiekehmg  der  Skla- 
verei fördern  und  anderenteils  auf  den  bäuer- 
lichen  Betrieb    zersetzend    einwirken.     Die 
dem  letzteren  ungünstige  Entwickelung  be- 
gann zunächst  beim  Grossgrundbesitze.    An 
Stelle  der   »vervielfältigten  Kleinwirtschaft 
trat  auf  diesem  eine  centralisierte  Gutswirt- 
schaft.   Welche  Ursachen  hierbei  bestimmend 
mitgewirkt  haben,   ist   nicht   zu   übersehen. 
Das    Muster    der   karthagischen   Plantagen- 
wirtschaft auf  Sicilien  mag  nicht  ohne  Ein- 
fluss    gewesen    sein;    möglicherweise    auch 
das  Aufkommen  des  Weizenbaues;  sicherlich 
aber  das  reichlichere  Zuströmen  von  Kriegs- 
gefangenen   infolge   der   Kriege   in    Unter- 
italien  und  Sicilien.    Zu  den  Kriegsgefange- 
nen begannen  sich   auch  durch  den  Handel 
herbeigeschaffte   Sklaven    zu   gesellen,    und 
die  Verwendung  der  Zwangs-  an  Stelle  der 
freien  Arbeit  nahm  immer  mehr  überhand 
Wo   die  Gutswirtschaft  aufkommt,    beginnt 
sie  mit  der  Vernichtung  des   alten  Bittbe- 
sitzes.     Die  Bittpächter  werden  gelegt  und 
deren  Stellen  fortan  von  der  Villa  aus  durch 
Sklaven,   an  deren  Spitze   der  ebenfalls  un- 
freie   Wirtschafter    (vilicus)    steht,    bewirt- 
schaftet —  nicht  nur,  weil  die  Sklavenarbeit 
viel  billiger  und  daher  der  Ertrag  der  durch 
äie  bewirtschafteten  Güter  viel  grösser  ist, 
sondern  auch  weil  freie  Männer  zum  Kriegs- 
dienst   abberufen    werden   können,    Sklaven 
aber  nicht,   bei    Verwendung  der   letzten 
also  keine   Störungen  im   Betriebe    zu   be- 
fürchten sind.     Die  verdrängten  Bittpäcl 
vermehren  das  besitzlose  Proletariat.   Schon 


L   früh   (367    v.  Chr.)  j   es  die 

iöiscl  ien  Gesetze,  dem  1  eberhanü- 

Wii    der    Sklavenwirtschaft    du 
rimmun"    entgegenzuwirken,    dass     aie 

n'-fik-htet  -<•;<' 

trbeiteru  eine  zur  Zahl  der  Ackei- 
im    Verhältnisse    stehende     \' ■ 
iterzn  beschäftigen.    Allem  die» 
■u  bleiben  vergeblich. 
lieUutswirtschaft  als  kapitalistische  Pro- 
^onsform  strebt  ihi-em  Wesen  gemäss  nach 
Uvährender    Erweiterung.      Zur    1,  ■■ 
^hierbei  zunächst  inBetrachl  kommei 
aumfrage   gab   es   zwei   Wege:  die :  Occu- 
der  Domanialländereieu  und  die  Alli- 
ng   der    bäuerlichen    Betriebe.      B 
'   .  wurden  besehritten,  und  die  b 
=    ekelung    ist    gar    nicht    zu    ^st^u, 
man    diese  Thatsache   nicht  fortwah- 
|  ad  im  Auge  behält. 

Die  Schüderung   des  erstgenannten  Pro- 
«  -    würde  zu  weit  führen  und  ist  auch 
enstand    dieser    Darstell- 1    ) 
,n  nur  erwähnt,  dass  die  vom  Staate 
Behandlung  der  Gememdelandereien 
tte    Politik    schliesslich    dazu    führte, 
s*  «ich  thatsächlich  wenige   B  Mete 

dauernden  Besitz  aller  Domänen  setz- 
en   die  hierfür  an  den  Staat   zu  zahlenden 
,en  jedoch  allmählich  m  Vergessenhert 
Mittel-   und   Kleingrui 
oingen    hierdurch   nicht   nur   di 
B     _.  rautzungen    verl  sondern 

Lch  seine  Steuerlast  stieg  unablässig  infolge 
issigkeit    in    der  Einhebung    der  Do- 
taanialgefäUe.      Schliesshch    gen- 

is    Sich    stetig    mehrende    Proletariat 

sichere  Abzugsquelle   gebildet  hatten 

Dazu    aber   gesellten   sich  noch   eine  Reihe 

rer  Ursachen .   welche   unmittelbar  ver- 

auf    den    römischen    bau«;: 
rkten.      Die    fortwährenden    und    teil- 
nnglücldichen  Kriege   brachten  uner- 
-      ringliche  Kriegssteuern  und  Fronden  mit 
sj        '  "Während    die    Hausväter    tmd    ihre 
I  biegstüchtigen  sr.hu,:'  im  Felde  weilten,  ver- 
keim Ute  Wirtschaft.    So  gerieten  denn 
Bauern   in  Schulden     Sie  wurde, 
..,    aufgezehrt   und  kamen  schh< 
um  Haus    und   Hof.     Wohl   versuchte   die 
Regierung  Abhilfe   -  -   aber  die  betreffende 
,;  g    war    jedenfalls    unger 
,  nicht  einmal  ernstlich  gemeint.    Wirk- 
.        :  half,   dass  die  Herrschaft  Roms  über 
Italien  sich  immer  mehr  ausbreitet.-  und  z 
Sicherung  viele  und  grosse  Kolonien 
imdet   werden   mussten.     Dies  schaßte 
"   ~    landwirtschaftlichen  Proletaiiat  , 

Heimat  neue  Banernstellen  und 
S-ückbleibenden  Ei-leichterung.  Dann. 
wiederholt  die  Entwickehmg,   *i<    - 

^  ;chen  Bauernstand  stattgefunden 


hatte,  ECu  0< 

p  durch  Ol  t>  mit 

ung  des    \  '■     :,'vlrt" 

aft    auf 
fundien     '  '        '         '  : 

lieh  den  hannibalischen  Krl  en  hier- 

bei auch  eine  B  'urhJ 

nur  wirtschaftlich 
lieh  durch  eine  verfehlte  G 
vorgerufenen        örsa  hu  d  mitgewirkt 

nehm 

behrnderteHerabdrückunj  -heu 

Kornpreis  ^on  kur- 

ausländisc!  :1  *f0 

die  hau,  aen  Märkte  warf;  dann  die 

;;.,,    $  ler  senatorischen 

gezwungen  wurden    ihre  KapH 

£   Grund    und    linden    anzu- 
:   übersch 

zu  grossen  K 

;    zusammenzus  tdagen. 
1     Hand  inHand  mit  diesem  Expropml 
Bauernschaft    g. 
mg  und  schliesslich      -         Istan, 
J\  _   der  freien  durch  Sklaven- 

n    war   in    den  u, 
rtschaftete    Bauer    vom 

In- 
narbeiter  worden.     Mit  üei  zmi 

eneinfuhr  aber  kam  es  zur 
■    -l^en  freien 
SS  -eil    die  gelben 

t  zu  stehen  kam  als  die  von  >khuen 
S  daher  auch  minder  rentabel  war    Sehern 
Qische   und    sardinische   Konkurrenz, 
Sklavenwirtsc 
zwang  die  Guteherren,  ^e  Pro- 
sten   zu    vermindern.     Nun  kam 
ur  der  Unterhalt  der  SkLaven  billiger 

zustehen  als  den      -       i   ier  Arbeiter,  son- 
to  bre  Arbeitskraft  m 

in  Dnterhaltskosten  gesellte  sich,  wenn 

fe  Rentabilität   der  Sklavenarbeit  be- 

[apitalsabscbreibung  für  deren 

.her  recht 

,        en^ 

fchatlte  und  k  Q.VOn 

ubisinsTJnendhche  wuchsen 

aus.    Die 

Nach*  ''\  "•• 

and  Land  lag  fast  alle  Arbe^ 

odeTurproduktion,  auf  i  er  höhere 

Este  beziehen,  in  unfreien  Händen.     D^ 

grenzenlosen  Bedarfe  konnte  der  Kri^ 

aMn  nicht  g       -         i  '«<>  kfm,'       * 

Sen  im  -    ^b*'    "'    5 

«  nraschzuGi-undezug 

l        tssklaven 


Unfreiheit 


auch  die  Menge  der  Luxussklaven  immer 
r   überhand    nahm.      Sklavenhandel    in 
stem   Massstabe   trat  daher  ein 
und    die    Mfenschenjagd,    systematisch    be- 
trieben  in   allen   Mittelmeerländern ,    zumal 
aber   in    Vorderasien.      Gezüchtet    wurden 
Sklaven   in  der  republikanischen  Zeit  uoch 
nicht.    Das  wäre  zu  teuer  gekommen,   und 
waren  sie  billiger  und  in  schon  arbeits- 
fähigem Zustand.'  auf  dem  Markte  zu  haben. 
Bis  zu  Augustus'  Zeiten  etwa  kam  ein  guter 
Landsklave  in         B  ;    I  auf  2000  Sesterzen, 
also  400  Mark   zu  stehen.     Bäufig  war  der 
Preis  noch  tiefer.    Mas  änderte  sich  freilieh. 
wie  wir  sehn,  werden,   in   der  dritten  Pe- 
riode.    Dann   trat  aber  auch  ziemlich 
eine  Rückbildung  der  Sklavenwirtschaft  ein. 
b)     Rechtliehe     und     thatsächliche 
Stellung     der    Sklaven.      Einfluss     der 
Sklavenwirtschaft    auf    Staat    und    Ge- 
sellschaft.      Zu     allen     Zeiten     war    die 
Rechtslage    der   römischen    Sklaven    die 
Dej  Sklavi  \  ar  in  allen  Beziehungen 
ei  agestellt:    servi    pro    nullis 
ich  keine  Abstuft 
-  Verhältnisses  —  mochte  dasselb 
durch    fvriegsg  haft,    Geburl    oder 

civile  Strafsatzung   begründet    wi 

Tvorum  conditione  nulla  diffei 
Und   unbegrenzt    wie    die   Berrschaft    über 
war  auch  die  Macht 
des  Eerrn    über    den    in    seinem  Eigentum 
uden  Mensehen.    Si<  ■    am  durch 

issung    welche  jedoch  noch  immer  ein 
inhaltlich  dem 
attischen   ziemlich    gleiches   Abhängigkeits- 
verhältnis —  den  Patronat  —  zwis 
Freig  und  dem  früheren  Herrn  be- 

T  h    freilich  gestaltete  sieh  die 

hiedenen  Zeiten 

ich    der   Arl    ihrer    Verwendung    und 

ing  zur  P  3  Herrn  verschieden, 

nicht  aus  dem  Auge  gel:     ei     in  rdi  □ 

darf,    dass   der  Skiare  nicht    wie  bei   den 

Spartiaten   als  ein   politischer   Feind 

diglich    unter    dem    Ge- 
spunkte    eirn  -    I-  igentumsobjektes    be- 
trachtet wurde  .  „>  Et- 

n en  rerwei  raichten  im 

In   di  c  Sklave  a 

des   Bauers  dessen    Ha 
wurde   auch    als  Nicht 

nnte  es.   bei  ■ 
'"   '••''"  •  ii,  die 

mehrere  Sklave  .,  in  _ 

wozu  kam.   dass  II  Enechl  einander 

Stamm,    Sprache,    sin.,    und    Kultur 
'  ■  den    und    jedenfalls  als  in 

rer   Zeit    der   syrische    i  det     i  i 
Sklave    dem  i 

Zunal  Sklavenwirtschaft    und 

rlich  an-wai  I 


lockerte  sieh  jedoch  der  menschliche  um 
unmittelbar  persönliche  Zusammenhang  zw; 
scheu  diesen  und  den  Herren  immer  meto 
und    am    meisten    wieder   war  dies  b 

Sklaven    der  Fall    sowie  bei  jenen,  .11 

in    Fabriken    und    Bergwerken    beschäftig 

wurden.     Sie  sanken  zu  blossen  Tieren,   ei 

itsmaschinen   herab   und   wurden   aucl 

hend  behandelt  und  in  de 

sichtslosesten  Weise  ausgebeutet.     Auf   dei 

-.ii  Gütern  verrichteten  sie.  nicht 
mit  dem  Eisen  gestempelt,  mit  Ftissschellen 
an   den   Beinen,   unter  der  Zucht   unbarm- 
herziger Aufseher  tagsüber  die  Feldarbeiten 
um  abends  in  den  gemeinschaftlichen. 
unterirdischen  Zwinger  gesperrt  zu  v 
Denn    mit   ihrer   wachsenden  Menge 
auch    das    Misstrauen    gegen    sie    u 
Furcht    vor   Ausbrüchen.      Auch    di. 

Stadtsklaven  war  im  allgemeinen  kaum 
t,  jene  natürlich  ausgenommen,  welche 
dem  Herrn  persönlich  nahestanden  un 
ihn  Einfluss  zu  gewinnen  wussten.   d 
sonderen    Luxnszwecken    gewidmet 
oder  schliesslich   höhere   Siellungen    i 
Handels-  und  Gewerbeunlernehmungeu  ihrer 
m    beldeideten.     Diese    erfreuten    siel 
einer  oft    sehr    angesehenen   Stellung.     ■ 
fehlte  ihnen  weder  der  Sehein  von  Familie 
und  Eigentum  noch  lag  ihnen  die  Möglich* 
keit  fern,  ihre  Freiheit  zu  erwerben. 

Wie  gross  die  Zahl  der  Sklaven  in  Italien 

sen  ist.  lässt  sich  nicht  mit  Gewisshel 

angeben.     Neuestens  wird  sie  für  das  i  rgfl 

Jahrhundert    vor   unserer   Zeitrechnung     m 

dem    die   antike  Sklaverei  ihren  Höhepunll 

cht  hat,   auf  ca.  IV2  Millionen  fii 
peninsularen    Teil    Italiens    und    auf    rund 

I ""'    für    Sicüien,    das   Musterland    der 

Plantagenwirtschaft,  veranschlagt.  Di<  m- 
Bevölkerung  wäre  danach  liier  dal 
freien  gleichgekommen  und  hätte  dort  etwl 
die  Hälfte  derselben  ausgemacht1)-  Eine 
wie  gefährliche  Spannimg  dies  erzeuge! 
musste,  liegt  auf  der  Hand.  Die  Herreij 
die  Regierung  waren  sich  darübel 
auch  keineswegs  im  Unklaren.  Da  aber  da 
1  'n  .f itwut  eine  milde  Behandlung  der  Sklaven 
und  jeden  Versuch,  menschliche  Beziehungen] 
zwischen  ihnen  und  dem  Gute  oder  der 
1  des  Herrn  zu  knüpfen,  verbot,  so 
galt  es.  die  Gefahi  auf  andere  Weis  zu  bei 
schw  Sren.  Spaltungen  innerhalb  derSklavenl 
Schaft  wurden  daher  eher  befördert  als 
hintangehalten.  Sklaven  gleicher  Nationali- 
tät wurden  möglichst  wenig  zusammenge- 
bracht. Immer  wurden  sie  strengstens 
«'acht.     So    |  sder  einzelne  Sklavenbesitzerj 


1  Vgl.  Beloch,  Die  Bevölkerung  der  grie-^ 
emsch-römischen  Welt,  Leipzig  1886,  S.  416  ff., 
299f.  iiii.l  Ed.  Meyer,  Die  Bevölkerung  des 
Altertums    oben  Bd.  V  S.  682 
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,;  ,  1;,  triernng  ihrerseits  war  bestrebt,  durch 

imassreo-oln  deu  .lein  Leben  und  dem 

;!m,    der    Bürger   durch   .las    Sklaveu- 

tarint    drohenden  ('.-■fahren    zu  steuern. 

:    dies   konnte   freilieh  nichl   verhindern, 

lS  seit  dem  Beginn  des  2.  Jahrhunderts 

u     bald   da.    bald   dort   zu   Sklavenun- 

mh,-n  kam   und   dass    sich  die  Sklavenver- 

5nmgen  häuften.  Schliesslich  fo 
einander  seit  L43  (?)  v.  Chr.  in  regelmässigen 
abständen  von  je  drei  Jahrzehnten  die  zwei 
Bicüischen  Sklavenkriege  und  der  grosse 
Pechterkrieg,  welche  den  Staat  fast  an  den 
Band  des  Ali-runde-  trieben. 
'    rnheilv..ll.-r  ied..rh  als  diese -ewatsam  ii 

ausbräche  wirkt  die  im  Gefolge  der  Ski;. 
ach  vollziehende  Deberflutung  der  römischen 
Gesellschaft    durch    die    Massen    der    Frei- 
ein  Gemisch  bettelhaften  Ge- 
stadels  und  schwerreicher  Parvenü-         -  ü 
allen  Seiten   strömten    sie   nach  der  tiaupt- 
weil    hier    das   Fortkommen  leichter 
war  '  und  bemächtigten   sieh   zuletzt    nicht 
E       o    von   den    Patronen,    die  am  Ertrage 
ipierten,  unterstützt,  des  ganzen  Klein- 
&  und  Handwerk-.    Häufig  verdankten 
e    Erwerbung    ihrer  Freiheit  Schand- 
i  oder  der  Mitwissenschaft  an  solchen. 
r   der  Habsucht    ihrer  Herren, 
die    mit    ihnen    die   Getreidespenden    teilen 
wollten;     häufig    auch    wahnsinniger    Ver- 
schwendungssucht   und   Eitelkeit   derselben. 
Dieses  von  allen  Enden  der  Welt  zusam 

Gesindel    wurde    nicht    nur    ein 
wichtigster  Faktor  in  der  Entsittlichung  des 


ncutlgster  raniuL   in  ">-i  ^..--..- ;     u 
Ionischen  Volkes,    sondern  auch  eine  poli- 

Gefahr,  der  ernsthaft  begegnet  we 
nrasste.    Einen  Versuch  hierzu  machten  die 
lex    \-li.i  Sentia   und  die  lex  Fufia  Camnia 
(4  a    i  In  i    welche  einerseits  freigelas 
Verbrecher  von  der  Möglichkeit  ausschlössen, 
Bas     römische     Bürgerrecht     zu    erlangen, 
andererseits    aber    auch    die    Freila- 
selbst    einschränkten  und   dieselben  sowohl 
von    der    Würdigkeit    und    dem    Alter    der 
Herren      als    auch    der     Sklaven    abhangig 
machten.  . 

c)    Rückbildung     der     Sklavenwiit- 
schaft.      Oben    schon    wurde    angedeutet, 
dass  im  2.  Jahrhundert  der  Kaiserzeit  ein  lang- 
samer Rückbildungsprozess  in  der  *klayeri- 
wfrtsehaft  eintrat.    Man  darf  wohl,  ohne  die 
moralischen  Faktoren,  die  hierbei  mite 
haben,    zu    unterschätzen,    sagen:    dass    in 
innigem    Zusammenhange    damit    auch    die 
Entwickelung  steht,  welche  gegenüber  dem 
früher  allein  herrschenden  und  folgerichtig 
im  Rechtssysteme  zu  Ende  gedachten  I  rm- 
ein     dass    der  Sklave  einer  Sache  gleich  zu 
halten   sei,   auf  die  rechtliche  Anerkennung 
de-    Mensehen    im    Sklaven    genchte 
Freilieh    tragen    die    in   Frage    kommenden 
gesetzlichen  Bestimmungen   -  -   Entziehung 


des  Re  '  Sklaven, 

Qtive  und  repr.  Vorschrift. 

Gewaltexcesse   der    Herren,    weit 
\nerle  i  I        Sklavenehen     and    des 

Rechts  der  Sklaven  auf  ihr  Peeukum  — 
vielfach  den  Charakter  von  blossen  Polizei- 
en, [ntei  i  Humanitäl  und 
des  [nt  -  äse  ■  B  en  selbst.  A 
auch  das  -eh..:,  isl  ein  Fortschritt.  Diese 
Entwickelung,  cJ 
turne    begonnen   hat,   wird   natürlich  d 

das  letztere  I avb  -  gefö   lert.     Was 

die     wirtschaftlichen    Verhältnisse    bei 
welche    die    Auflösung    des    Instil 
Sklaverei  herbeigeführl    haben,    so    wu 

einige    bereits    gestreift.     Offenbar 

wurden  jedoch  durch  di igedeul 

stände    zwar   so   und   so  viel  Freila 
bewirkt,  das  Institut  der  Sklaverei  abei 
mittelbar    keineswegs     betroffen.      Niemals 
auch  ist  im  Altertum  an  dessen  Be 

M     worden.     Selbst    die    gewall 
Kraftanstrengungen  der  Sklavenkriei 
nicht   die.-.-  zum  Ziel,   soi  ; 

und  Rache.     Frei  wollten  die  Sklaven  wer- 
4  ,    lllü  ihren  llw-n  dasselbe  Schicksal  zu 
das   sie   erdulden  mussten.     Auch 
,      Philosophie  und  das  Christentum  wagten, 
aller  Anerkennung  des  Menschentums 
im    Sklaven,    nie    die    Forderung   auf   Auf- 
hebung der  Sklaverei  als  solcher.    Was  aut 
die  Sklavenwirtschaft  als   solche  zersetzend 
einwirkte   und  sie  zu  langsamem  Absterben 
brachte,   war  die  allmählich,   zum  Teil  we- 
niestens    erfolgende  Wiederkehr  jener  \  er- 
Ln    alter   Zeit  ihre  intensive 
Entwickelung  aufgehalten  hatten :  das  A\  leder- 
aufkommen  von  landwirtschaftlichem  E 
neben  dem  Grossbetriebe  und  die  Abnahme 
der  Sklavenzufuhr. 

\uf  den  ürsachenkomplex,  welcher  den 
landwirtschaftlichen  Grossbetrieb  seit  Beginn 
des  2  Jahrhunderts  n.  Chr.  weniger  ren- 
tabel machte,  kann  hier  nicht  näher  einge- 
gangen werden.    Gewiss   aber  ist    das 

lben  der  Umstand  eine  entscheidende 
Rolle  spielte,  dass  die  Quellen  der  Sklaven- 
zufuhr allgemach  versiegt  waren,  uie 
menschlichen  Arbeitstiere   mussten 

,    rden.  was  sie  und  daher  auc 
ktion  mit  unfreier  Arbeit  naturgemass 
.ehr    verteuerte      Seit     dem    Beginne    der 
Barbareneinfälle   nahm   auch   die  Sicherheit 
Ltzes  stetig  ab,  da  di 
den  Sklaven  die  Flucht  zu  den  feind- 
lichen Horden   .ehr  erleichtert  wurde.    Die 
i    sichere    üeberflutung    romi- 
scher Provinzen  durch  Barbarenvölker  raubte 
den    italischen    Produzenten    ihre    Absatz- 
gebiete,    Was    als.,    verhör   nicht  geschehen 
war.  geschah  jetzt:  es  wurde  versucht    eine 
Beziehung  zwischen  dem  Sklaven  und  dem 
Gute    auf    dem    er    arbeitete,    herzustellen. 
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d    früher   hatte    der    Absentismus    der 
i   lind  die  Verpachtung  der 
Güti  i  b     u  einer  thatsäehlichen  Sta- 

bilität in  den  Verhältnissen  der  Gutssklaven 
indem    diese   als    Teil    des    Guts- 
inventars während  der  oft  langen  Pachtver- 
idauer   durch  keinen   der   Vertragsteile 
-   I  olle   getrennt   werden  konnten. 
Nun    thaten    die    Latifundienbesitzer    eine 
m    Parzellen  —  vielleicht   zunächst 
■  ii  und  weniger  fruchtbaren 
Sklaven  aus.  denen  auch  dauernde  l  re- 
schlechtsgemeinschaft,  also  thatsäehliche  Ehe 
I   wurde.     So  wuchsen  sie  allmählich 
zwar  oiehl  der  Freiheit,  aber  einer  milderen 
Forin  der  Unfreiheit  entgegen. 

Neben   diesen  unfreien  FJeinwirten  kam 
nämlich   auf  den  italischen  Latifundien  seit 
I.Jahrhundert  n.  Chr.  in  ausgedehntem 
Mass,,  ein  freier  Kleinpächterstand  auf.  der 
aus  den  ehemaligen  Klein-  und  Mittel- 
eigentümern  rekrutierte.     Der  Verwendung 
derselben  in  der  Landwirtschaft  stand  auch 
iugustus  ihre  Militärpflicht  nicht  mehr 
im  'Wege,  da  die  Basis  der  Militärverfassung 
sieh  vom  Ausliehe-  zum  Werbesystem  ver- 
•ben  hatte.     Der  gleiche  Prozess  vollzog 
sich   dann   auch   ausserhalb  Italiens.     Denn 
auch    in    den    Provinzen    waren    dieselben 
Fakturen   wirksam   wie   hier:    die   fast  aus- 
schliessliche Monopolisierung  von  Grund  und 
n    durch    den   Grossbesitz;    eine   zahl- 
te  Bevölkerung  von   besitzlosen  Freien. 
di-     durch    keine    Militärpflicht    behindert 
waren:    der    Mangel    an    unfreien    Arbeits- 
kräften.     Aus    dieser    Klasse    von     freien 
achtern   und  den  zu  selbständiger  Wirt- 
schaft  angesetzten   ehemaligen   Sklaven  bil- 
dete  sich   im  Laufe   der  Jahrhunderte   eine 
Kategorie     der     Unfreiheit     heraus: 
das   Kolouat,    mit   dessen  Entwickelung  die 
Kückbildung  der  antiken  städtischen  in  die 
mittelalterliche  ländliche  Kultur  beginnt. 

d)    Wesen     und    Entwickelung    des 
Kolonats.     Der  Kolone  ist  nicht  mehr  und 
nicht  weniger  als  der  Erbunterthan  auf  den 
Gütern,    wo  sich  seither  gutsherr- 
licher Betrieb    entwickelt  hatte.     Seine  pri- 
vate   Rechtsfähigkeit    ist    nach   allen   Rich- 
ten  hin   anerkannt.     Aber  er  ist  an  die 
elt  und  kann  daher,    wenn  er 
sich  von  dieser  entfernt,    vindiziert  werden. 
Auch  wird  ,■]•  mit  dem  lim,.,  dem  er  zuge- 
i  ben    ist,   veräussert   und  seine  Kinder 
i  en falls  in   die  Hörigkeit.     End- 
«ich  ist  er  dem  Gutsherrn  zins-  und  dienst- 
htig. 

Hm,,  klar,-  und  abschliessende  Darstellung 

id  Entwickelung  des  Eolo- 

sowie  zweifellose  Einsicht  in  die  Ver- 

pältn  □  n  [ben  herbeigeführt  haben, 

rorhanden.     Es  ist  abei  jed<  □ 

gänzlich   verfehlt,  diese  Entwicki 


auf  ein  durchgreifendes  Princi].!  zur»,  Li 
zu  wollen.     Weiiu  man  die  hauiitsächlichsteii 
1  rsachcn,  die  lüerbei  zu  verschiedenen  Zeiten 
um    verschiedener   Intensität   thätig   v 
ii. miii. ii    wollte,    so   wären   es   etwa  dii 
genden.     Nach  der  Verdrängung  der  politi- 
schen Herrschaft  der  Aristokratie  durcl 
Kaisertum  strömte  die  erstere  auf  ihre  Güter 
zurück    und    widmete    sich    der    Landwirt 
schaft.     Die    Folge    war   das  Streben    nach 
der  Begründung  einer  »Gutsherrschaft. .  d.  h. 
der     Kombination   eines   mit  Arbeiten 
wirtschafteten    Gutshofes     mit     frondenden 
Bauern  .    Die  Gutsherren  fanden  einen  zahl- 
reichen,  von  ihnen  wirtschaftlich  vollständig 
abhängigen    Stand    von    Kleinpächtern    voJ 
die  sich  alles  gefallen  lassen  mussten,  wel 
sie  loben  wollten.     Ausser  der  Zalüuug  .1,., 
Pachtschillings,   der   in  Geld  oder  in  einen! 
Teile    des  Ertrages    cutrichtet    wurde,    ver- 
pflichteten   sie    sich   demuach  auch   zu  gel 
wissen  Frondiensten,  welche  die  Gutsherrel 
dann   möglichst  auszudehnen  suchten, 
dass    der    Pächter     sich    dagegen    wehren 
konnte,  weil  sich  ihm  auch  anderwärts  keine 
besseren    Arbeitsbedingungen   und   nirgend! 
andere  als  landwirtschaftliche  Beschäftigung 
bot.    Als  infolge  der  unaufhörlichen  Barbaren! 
einfalle   die  Entvölkerung  zunahm  und  sieh 
Arbeitermangel  in   lebhafter  Weise  fühlbäj 
machte,    suchte   sich   der  Gutsherr   die   auf 
dem    Gute    vorhandenen    Arbeitskräfte     zu 
sichern.      Erst   thatsächlich :    indem   er   die 
freien    Pächter   nach  Ablauf    der  Pachtzeit 
nicht   abziehen  üess.     Es    wurde   ihm  diea 
durch  seine  Stelluug  als    Obrigkeit«  ausser^ 
ordentlich  erleichtert.     Die  grossen  Latifun- 
dien   waren    nämlich    von   der  municipalen 
Distriktseinteilung  eximiert  worden,  und  die 
Gutsbesitzer  beherrschten  Justiz   und    Ver- 
waltung in  ihren  selbständigen  Gutsbezirkea 
in    weitem    Umfange.     Schliesslich   sanktio- 
nierte   der  Staat   die  thatsäehliche  Bindung 
an    die    Scholle    und    erhob    sie    zu    einem 
Rechtssatze.     Um  so  lieber,  als  diese  Lösung 
dei     ländlichen    Arbeiterfrage    auch    seinen 
stein  i-  und  militärpolitischen  Interessen  am 
meisten  zu  entsprechen  schien. 

N.  ben  dem  Kolonat  bestand  natürlich  in 
Stadt  und  Land  auch  die  Sklaverei  weiter. 
Die  inzwischen  zum  Siege  gelangte  christ- 
liche Kirche  hatte  sich  mit  ihr  abgefunden 
und  sie  anerkannt.  Aber  ihre  beherrschende 
Bedeutung  in  der  Volkswirtschaft  hatte  sie 
verloren  -  nicht  nur,  wie  wir  gesehen 
haben,  in  der  Landwirtschaft,  sondern  auch 
im  Gewerbebetriebe  und  in  allen  anderei 
Zweigen  menschlicher  Thätigkeit  —  und 
zwar  im  ganzen  und  grossen  aus  den  gleichen 
Gründen.  Verschwunden  ist  sie  aber  in 
Kuropa  weder  im  Altertume  noch  auch  im 
Mittelalter  und  bis  in  die  neuest,-  Zeit  herein. 


IV    Die  Sklaverei  im  Mittelalter. 

/„    Beginn   des  Mittelalters   findet   sich 
Sklaverei  noch  überall  in  Europa.    Auch 
Germanen  war  sie  bekanntlich  von  V.i  - 
aD  nicht  fremd.    Sie  war  vielmehr   in 
ron    denselben    gegründeten    Staats- 
bedeutender Ausbüdung   gelang! 
jaer  wie  überall  eine  naturgemässe  bolge 
permanenten  Kriegszustandes,   ij 

,  ,ü ermanischen  Stämme  untereinander 

i     ,,    anderen  Völkern   befanden.     Doch 
die    Sklaverei    in    den    germanischen 
,u   einer   ähnlichen    RoUe  wie  in 
nemals  gelangen  können,    Es  fehlte 
allem  an  den  wirtschaftlichen  Voraus- 
zungen   hierzu.     Sehr  früh  begann  jener 
unwürdige  frozess  einer  Wandlung  in ider 
SHng  des  Vermögens-  und  wirtscbart- 
lu-,1  Charakters  der  Sklaven,  der  auch  zu 
ier  geänderten  rechtlichen   struktur   des 
Verhältnisses  der  Unfreiheit  überhaupt 
führt  hat.    Der  Sklave  wird  immobilisiert. 
ttUer   stellte  er  einen  beweglichen  Eigen- 
msgegenstand   dar.    Jetzt  wird  er  —  ein 
.,,,..    den    wir   ja   auch   scliou    in   der 
römischen  Welt  beobachten  konnten 
Peitinenz    einer    unbeweglichen    Sache. 
geraten  hauptsächlich  seit  der  Kar  - 
jgerzeit  unter  dem  Drucke  wirtschaftlichen 
i-es  der  dadurch  bedingten  1  nfahig- 
11    den  öffentlichen  Verpflichtungen  nach- 
ikommeu  und  vor  allem  den  persönlichen 

neust  zu  leisten,  des  Strebens 
jhutzoderArbeitsgelegenheitimmergrossere 
assen  ehemals  selbständiger  freier  Bauern 
,  Abhängigkeit  von  den  grossen,  geistlichen 
ad  weltlichen  Grundbesitzern.  Mit  ihrer 
wachsenden  Intensität  gestaltet  sich  diese 
„s  einem  anfänglich  bloss  thatsächhehen 
ife  der  Zeit  zu  einem  rechtlichen  Zu-, 
um.  Es  entwickelt  sich  unter  Ver- 
tialechterung  der  persönlichen  Rechtslage 
er  ehemals  Freien  und  unter  Verbesserung 
mer  der  Sklaven  ein  neues  abgemüdertes 
System    der  Unfreiheit,   eine  Art  von  Halo- 

reiheit.  ,  ,  ...  , 

Entsprechen«!  der  Struktur  des  mittel- 
äterlichen  Wirtschaftslebens  sind  diese 
äassen  schollenpflichtiger   —   l  nhvier 

lusschliesslieh  der  landwirtschaftlichen 
Produktion  gewidmet.  Bei  aller  A  erschieden- 
leit  der  Verhältnisse  im  einzelnen  eignet 
hnen  überall  nicht  nur  das  Recht  der  ba- 
Hiliengründung,  sondern  auch  ein  be- 
schränktes Eigentumsrecht.  Sie  gemessen 
ferner  Rechtsschutz  für  Leib  und  I 
äowi«  ofl  gegen  einseitige  Erhöhung  ihrer 
LI  caben  und  Dienste.  Sie  unterstehen 
[ich  tiir  schwere  Fälle  häufig  dem  öffent- 
lichen Gericht.  .  . 

Neben   den   wirtschaftlichen   und   | 
sehen    Gründen,    die   bei   der   augedeul 
Bewickelung  thätig  gewesen  sind,  wirkten 


Iturellen  Einffü  spät- 

res  und   des  Christentums. 

Es    ■ 
der  Zug  zur  Abmilderunj 

-  vom  Christ 
•  geänderter  wirtschaftlii 

Eassungen  ab  i   da    \    i   äl 
zu    einandi  war,    d 

doch     auch    der    beschl 
der  christlichen  Lehr-  auf  di 
ein   nicht    geringer   war.     Allerdii 
die   Kirche    -      so    seht    jede  Knechts 
dem    Geiste    und  der  Lehre   ihres 
widersprach  -     geg<  be  nicht  direkt 

,:  g,   dass  '  zu 

verdammt  hätte.     Sie  erkannt    si 
msdrücklich    an.    besass    selbst    zal 
Sklaven     und     gelangt.      31 
Gregor   XVI.  im    Jahre   1839   dazu.    Laien 
und  Geistlichen  die  Verteidigung  des ,N< 
handeis  zu  verbieten.     Dadurch  allem  a 
en  Gläubigen  Freilassung  als 
und  wohlgefällig  empfahl  und  später  se 
eifrig    |  fangene    loskaufte    und    der 

Freiheit  wiedergab,  wirkte  sie  nicht  aul 

der  Sklaverei  zersetzend.   Ihr  grosses 
qsI   und   nachhaltig  wirksam  war  viel- 
nl,.l,r     dass    ä     die   Sklaven   unbeschränkt 
zu     den     Kulthandlungen     zuliess,     deren 
Ehen  kirchlichen  Segen  spendete  und  ihnen 
christliches  Begräbnis  gewährte.    Sie  stellte 
vor   Gott   den  Freien  gleich  hin 
„lue  sie  daher  diesen  auch  1111  Leben 
näher     3       1  b  dadurch  das  moralische  Be- 
wusstsein  der  Geknechteten.     Zugleich 
erhielt   sie   in  den  Herren  das  Bewusstsem 
lebendig,    dass    ihr    Knecht    vor   Gott  ihr 
er  sei.     Der  wohlthätige  Lnvfluss  tort- 
I  währender   Betonung    der  Glaubensger 
schaft   zeigte   sich   aber   nicht    nur  111 
Verhältnisse  zwischen  den  Einzelnen.  51  • 
über    die    engen    persönlichen   Beziehung« 
dieser  hinaus  in  ein  lerung  der  all- 

o-emeinen  völkerrechtlichen  Anschauungen. 
1  hristentum  kennt  keine  politischen 
und  nationalen  Grenzen  und  schuf  daher  im 
Laute  der  Jahrhunderte  unter  seinen  Be- 
kennern  ein  Gefühl  der  Zusammengehörig- 
keit und  höherer  Interessengemeinschaft 
auch  dann,  wenn  sie  verschiedenen  Staaten 
und  Stämmen  a  •■    Gefördert  wurde 

nrch  die  unaufhörlichen  Krieg 
Lehen  Europa  gegen  den  bis  tief  in  das 
IT   Jahrhundert  hinein  sich  von  vi 
nen  Seiten  erneuernden  Ansturm  des  Islams. 
Wo  als.-,  fortan  christliche  Völker  feind- 
lich  zusammenstossen .    ist   von   einer    \  er- 
sklavung  der  Kriegsgefangenen  kein.    B 
mehr.    Der  Fremde  ist.  wenn  er  nur  l 
ist     nicht    mehr   rechtlos    wie    im  Alte 
antike    Auffassung    des   Völkern 
ad    mir  noch   zwischen  Chris 


Unfreiheit 


tchristen.    Und  da  Zusammenstösse  der- 

51  Li  -Irin  11.  Jahrhundert  bloss  noch 
im  eisten  und  Süden  Europas  stattfinden 
können,  so  ist  seit  dieser  Zeit  die  Sklaverei 
bland.  Skandinavien,  England  und 
Frankreich,  die  Südküste  etwa  ausgenommen, 
:hwunden  —  was  Ereilich  nicht  aus- 
schliesst,  dass  auch  in  Deutsehland  bis  in 
rahrhundert  hinein  vereinzelte  Spuren 
der  Einfuhrung  orientalischer  Sklavi 
finden.  Anders  isl  i  3  in  Griechenland  und 
auf  der  Balkanhalbinsel  überhaupt,  in  Italien 
und  Spanien  sowie  in  Russland.  Wo  der 
Islam  siegreich  seinen  Einzug  hält,  bring! 
er  die  Sklaverei  mit.  Wo  er  sieh  im  Kampfe 
mit  christlichen  Völkern  befindet,  macht  er 
die  1  tngenen  Ai  en   der  letz- 

zu  Sklaven,    umgekehrt  erfahren  auch 
Bekenner  das  gleiche  Schicksal,  wenn 
n  die  Hände  der  Christen  geraten.    Was 
':'     en    Halbinseln   und    Lnsbe- 
sond  und  Spanien  betrifft,  so  hatte 

Sklaverei  liier  niemals  aufgehört.   Ebenso 
wenig  war  daher  auch  die  sittliche  üeber- 
jung    von     ihrer    Verwerflichkeit     zum 
Durchbruch   gelangt.     Vielmehr  erhielt   die 
entgegengesetzte  Anschauung  neue  Nahrung 
infolge   d^r   politischen    Verhältnisse    dieser 
Länder     und     ihrer    geographischen    Lage. 
Schliesslich   mag   nicht   unerwähnt    bleiben, 
die   Zigeunersklaverei    in    den    beiden 
awärtig  zum  Königreich  Eumänien  ver- 
i' "    Donaufürstentümern    erst    in    den 
Jahren   L855  und  1856  gesetzlich  aufgehoben 
worden  ist. 

Zu  einer  wirtschaf tUch  ausschlaggebenden 
e  hat  aber  die  Sklaverei  im  germai 

pa,   ol  gleich  sie  auf  der 
ninischen    und   iberischen  Halbinsel  im 
L5.  und   16.  Jahrhundert  —  teilweise   unter 
Einflüsse  der  Entdeckungen  —  einen 
leutenden    Aufschwung    nahm   und 
sich  hier  bis  an  die  Schwelle  des  19.  Jahr- 
ierts    verfolgen    lässt,     nicht    gelangen 
Nie  Sklaven   wurden  vielmehr  fast 
Uiesslich    bloss   zu  Luxus-  und  Haus- 
haltungszwecken,  in    Spanien   und  Portugal 
auch   aui    dem    Felde  im   kleinen  Ackerbau 
als    Gehilfen    im    Gewerbebetrieb  ver- 
Dass  man  das  gleiche   im  lit  auch 
Russland  sagen  kam..  is1   bereits  ange 
m     Ihre   wahie   Auferstehung 
m  einem  antik-römischen  Zeiten  entspre 
den  umfange  und  in  ein.  1  gleichartigen   in- 
erlebte    dm    Sklaverei    jedoch    in 
dem  neuzeithehen  Negerhandel 


wird  nach  Europa  geschleppt  und  hier  \e 
kauft.  "Was  aber  im  Lande  bleibt,  wird  I 
den  neuen  Herren  zum  Goldgraben  111 
1  roldwaschen  benützt. 

Bald  jedoch  müssen  die  Kolonisten,  wi 
-'de,,,  auf  die  Dauer  nicht  existier, 
können,  zur  Sesshaftigkeit  übergehen.  S 
beginnen  Ackerbau  und  Viehzucht  zu  ti 
Jedem,  der  dies  thun  will,  wird  1 
ersten  Zeit  zu  diesem  Zwecke  Boden  zi 
geteilt  (enpomienda)  und  zugleich  eine  a 
wisse  Anzahl  von  Indianern  zugewiese 
irepartimiento).  die  er  nun  in  Haus  un 
Feld  verwendet ;  anfangs  derart,  dass  sie  ft 
einen  Teil  des  Jahres  in  ihre  Dörfer  ent 
lassen  werden,  später  aber,  indem  ihr 
I  ebersiedehmg  in  die  Nähe  des  Herren 
sitzes  erzwungen  wird  und  sie  mit  kleine 
Ackerlosen  beteilt  werden.  Allein  di 
schwächliche,  schwerer  Arbeit  ungewohnt 
Rasse  erliegt  den  Anstrengungen  nir 
schwindet  zusehends  dahin.  Im  Jahre  154 
erlässt  daher  die  spanische  Krone  auf  Be 
treiben  des  Beschützers  der  In  lianer  .  de 
Bischofs  Las  Casas,  besonder,.  Schutzbestim 
mungen  zu  Gunsten  der  Indianer,  unte 
deren  Kinfluss  sich  aus  diesen  allmählicl 
unter  gleichzeitiger  Vermischung  mit  dei 
eingewanderten  Weissen  eine  freie  Lohn 
arbeil  erklasse  entwickelt. 

Ganz  anders  als  im  spanischen  Amerika  ge 
stalteten  sich  von  vorn  herein  die  Dinge  in  dei 
von  Engländern  besiedelten  Teilen  Nordaine 
rikas.  Wohl  bestand  auch  hier  die  rote  Skia 
verei.  Sie  blieb  sogar  in  allen  Kolonieen.  mi 
Ausnahme  von  Rhode  Island  und  kurze  Zei 
New- York,  während  des  17.  und  IS.  Jalir 
hunderts  gesetzlich  anerkannt.    Niemals 


V.    Die    neuzeitliche    Sklaverei    in    den 
Kolonieen  und  die  Aufhebung  derselben. 

Als    die    Spunie,'    die    Küsten   Amerikas 
en,  betrachteten  sie  natürlich  die  heid- 

-  Bewohner  der  von  ihne tdeckten 

als  ihre  Sklaven.    Ein  Teil  derselben 


...  aber 
hat     sie     grösseren    Umfang    angenommen I 
Nicht   weil   sie  an   sich  den  Anschauungen] 
d.r  englischen  Ansiedler  widersprochen  hätte. 
I  >as  war.  wie  ja  ihr  Vorkommen  schon  und! 
noch  mehr  die  Negerhaltung  und  der  Neger-] 
bände]  seit  der  ersten  Hälfte   des  17.  Jahr- 
hunderts beweist,  ebenso  wenig  der  Fall  wie! 
bei  den  übrigen  christlichen  Nationen  Euro-] 
pas.     Allein    es    waren    vor   allem   die    in-] 
dianischen  Jägerstämme  in  diesen  Gebieten] 
zu  kriegerisch  und  freiheitliebend,  als   dass 
es  nicht  ratsamer  gewesen  wäre,  mit   ihnen 
sich    friedlich    zu    vertragen,    die    Freiheit 
ihrer  Person  und  ihren  Besitz  anzuerkennen 
und     mit    ihnen    in    Austauschbeziehungen 
(Pelzhandel)  zu  treten  statt  den  gefährlichen 
und  wenig  aussichtsvollen  Versuch  zu  machen, 
sie  in  die  ihnen  ganz  ungewohnte  hmdwirt- 
schaftliche    Arbeit   hineinzuzwingen.     Nicht 
Bedeutung   waren   auch   die    Kolonial-,' 
kämpfe  namentlich  zwischen  Franzosen  und 
Engländern,  die  gegeneinander  ihre  indiani- 
schen Bundesgenossen  auszuspielen  pflegten. 
Schliesslich  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  das 
Ziel  der  englischen  Kolonisten   ein   an 


(Jnftf 


333 


g     wollten  nicht  wie 

Raubwirtschaft,  sondern  als  Farmer 

aucli    selbsl   arbeiten.     Wurden 

hierin  nicht  von    den  Indianern   gestört, 

..,.,,  5ie  auch  ihrerseits  diese  m  Ruhe 

Ute  daher  mir  gegen  Ivn 

l„.    Versklavung    zulässig     sein. 

-  man  die  Gefangenen  selbsl   ge- 

-    dass  man  sie  von  befreundeten 

amnien    erworben   hatte.     Letzteres  kam 

nur  ausnahmsweise  vor,   da  bei  den 

-  i  Stämmen  die  Sklaverei  nicht  ge- 
dieh und  der  Natur  der  Sache  nach 
gar  nicht  recht  möglich  war.  weil  sie 

o-end  von  Jagd  lebten. 

Hielt    sich    so   die  rote  Sklaverei  in  den 

-  hen  Kolonieen  Nordamerikas  in   sehr 

Grenzen,  weil  sie  keinem  so  dringen- 

j.rbeitsbedürfnis  entsprungen    war  wie 

Spanisck-Westindien,  so  heischte  anderer- 

jerade     dieses    Bedürfnis    Be- 

,ung.     Cnd    da   fortan   die   Knechtung 

,. lianer  untersagt  war.  so  musste  dies 

Zuzug    freier    weisser    Arbeiter   ge- 

n  davon,   dass  die- 

i  Khmaten  zu    schwere] 

lieber  Arbeit  sieh  untauglich  erwiesen, 

:   ind  auch  ihre  Freiheit  dauernder  Aus- 

im  Wege.     Man    that    also    etwas, 

-  durch     die     damaligen     Verhältnisse 
:  „    als    das    Einfachste    und     Natür- 
lich aufdrängte  :    man  führte  Neger-  | 

klaven  ein. 

Nicht    auf    La-    Casas:    Anregung,    w 

angenommen  wird,  ist  dies  geschehen. 

Mlerdiugs  hat  auch  er.  im  Interesse  seiner 

:       Schützlinge,  dazu  geraten.     Zugleich 

mit   und    lange  vor  ihm  hatten  auch 

eden  deichen  Gedanken  ausgesproi 

rar  derselbe  sogar  zu  praktischer  Yer- 

irirklichime    gelangt.     Heim   seit   der  Mitte 

-  15.  Jahrhunderts  trieben  die  Portugi 

weit   ausgedehnten   Negerhandel  und 
bereits  1500.  lange  also  vor  Las  Casas  Aul- 
fa  nd  gi  legentliche  Negereinfuhr  nach 
Westindien  statt.    Nichts  lag  darin,  was  von 
a  r,    ,1  einer  Seite  anstössig  gefunden  worden 
wlre.    Die  Negereinfuhr  aber  nimmt  in  der 
Fol^-e    der    Zeit    immer   mehr    zu,    und    es 
i  sich  die  koloniale  Plantagenwirtschaft 
Negersklaven  aus. 
Diese  hat  eigentlich  kaum  einen  andi 
als  mechanischen  Berührungspunkt  mi 
damals  in  Südeuropa   heimischen  Sklaverei. 
-      entwickelt   sieh  vielmehr   zugleich  mit 
dem    zu  Beginn   der  Neuzeit   aufkeimenden 
kapitalistischen  Grossbetriebe   der   Gewerbe 
Und   ist   die  früheste  Erprobung  dieser  Be- 

triel.-tv.rm.  ,  ,  .. 

Als  die  Portugiesen  die  "V\  estkuste  Afrikas 
entdeckten,   richteten    sie  auf  Madeira  und 
I  den  kanarischen  Inseln  Zuckerrohrplai 
ein  und  verwendeten   auf  denselben  Neger- 


sklaven.    Auf  dm  AntilL  An- 

bau  des  Zu  -  zwischen  1513-   ; 

Us  im  grossen.   Aber  nicht  der  Zw 
und  ebensowenig  später  der  Baumwollenl 
oder    auch    d        El    3-,    Tabak-    und    Ind 
kultur   waren   es,   welche    die   Greuel    der 
Negersklaverei    hervorriefen.      Verwendeten 
ja  auch  schon  die  Araber  in  Südeuropa  beim 

dass  hierbei  ähn- 
liche i;,        tersi  heinungen  wie  bei  der  I 
nialen   Sklaven  i    hervortraten.     Was  d 
ihren    besonderen    Charakter    verleiht 
vielmehr,  dass  si<  i  ein  Ergebnis  des  agrai 
industriellen  Grossbetrieb  8  der  Pia 

Die  Negereinfuhr  nach  den  Colonieen 
aller  europäischen  Kolonialvölker  nahm  im 
Laufe  des  17.  und  18.  Jahrhunderts  immer 
mehr  zu,  wie  sich  auch  die  seefahrenden 
Nationen  Europas  unterschiedslos  am  N 
handel  beteiligten.    Unter  ihnen  verstanden 

lie  England...   als  NT*  h 
der  Spanier  und  Portugiesen  und  unter  Zu- 
rückdrängung   der   Holländer,    parallel    mit 
dem  allgemeinen  Aufschwünge  ihrer  Schi  t- 
fahrt   und   ihres   Handels,    diesem  Handels-    f 
zweige   ausserordenüichste   Ausdehnung    zu 
o-eben      Denn   der  Handel   mit  Negern  war 
ein   sein-  lohnendes  Geschäft.    An  den  afri- 
her  Küsten  zusammengeraubt  oder  um 
ein  billiges  erstanden,  wurden  die  Unglück- 
lichen gewöhnlich  zu  2—300  auf  ein  Schiff 
ht  und  im  Zwischendeck,  je  zwei  an- 
einandergefesselt,  so  dicht  aneinandergereiht, 
dass    man    keinen   mehr    dazwischen 

ben  können.    Notdürftig  gefüttert,  spär- 
.  tränkt,    nur   jeden  anderen  lag  aufs 
Verdeck     gebracht,     um    frische    Luft    zu 
schöpfen,  starben  sie,   namentlich  wenn  die 
Fahrt    infolge    widriger  Wind,,    sich   lauge 
hinzog,    massenhaft    dahin.      Oft    ging    die 
Hälfte    der  Ladung    zu  Grunde,    bevoi 
Bestimmungsi  rt    erreicht   war.     Dafür 
war    dann  "reicher    Gewinn     dem    Händler 
i  sicher      Unter  solchen  Umständen  ist  es 
natürlich,   dass   die  Privilegien    Neger  ein- 
führen    zu   dürfen,    um   hohe  Summen  ver- 
rt  wurden  und  dass  vornehmlich  Eng- 
land und  Frankreich  auf  diesem  Gebiete  auf 
alle   kxt  nach  der  Monopolstellung  stn 
Im  Dtrechter  Frieden  (1713)  gelang  es 
Engländern,   durch   den     Assient 
das  seit  171 12  Frankreich  zugestandene  aus- 
I  sehliessliche  Recht  der  Versorgung  Spamsch- 
Amerikas   mit  Negerlieferungen   an   sich  zu 
«n.     Und   dieser  Vertrag,   der  bis   1«  0 
merte,  wurde  als  eine  der  bedeute 
Errungenschaften  des  Utrechter  Friedens  be- 
trachtet    Vom  kommerziellen  Standpunkte 
aus  auch  mit  vollem  Recht.    Denn  welchen 


umfang  das  Geschäft  hatte,  erhellt  aus 
von     Sartorius    von    Walters  ha 
■teilten  Thatsache:    dass  von  16» 

17 furch  eng  -  -v-  ; 
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Westindien  gebracht  worden  sind,  von 
1 786  aber  den  Einfuhrlisten 

Jarnaica    allein    6IO1 Selbstve  - 

ständlich    benutzten    dies    die    1,'  ; 
auch,    um    sich   durch  Einfuhrzölle  e 
Einnahmequelle  zu  schal 
Ke    Behandlung  der  Neger  unterschied 
-  '    nichts  von  die  während 

antiken    Plantagenwirtschaft    in    ihren 
schlimmsten    Zeiten    üblich    gewesen    war. 
Und    nicht   anders    auch   war  ihre    R 
Dass     u  all   dem   auch  der  K. 
rschied  und  die  dadurch  bedii 
ing  sowie  die  Missa 
5sen   und   deren  Furcht  vor  Aufständen 
auf  die  Beziehungen   zwischen  Herren  und 
Sklaven  nicht  mildernd  einwirkten,  lieg 

Hand.     Ein    Ausf] 
war   es,    wenn    auch   mit   den   christl 
oder  richtiger:  getauften,  Negern  keine  eigent- 

mdern 
für   sie    1        e  Grottesdienst    grob- 

larakters  bestand,  in  «lern "alle? 
if  abzielte,    ihnen  die  unerschütterliche 
Ueb<  1  -     1  suggerieren,  das-  Skia  , 

Gehorsam     und    Arbeit     ihr    gottgewolltes 
Schicksal   sei.     Vielfach   wi  I  n  aber 

Pflanzer  über!  Erteilung  christ- 

-  Unter- 

richtes an  ihre  Sklaven  —teils  aus  Frömmig- 
lie  es  ihnen  innerlich  erschwert  hätte, 
Brüder    und    Schwestern    im    Glauben    zu 

.  teils  in  Sorge  vor  etwa 

überhebung    und     revolutionären    Anwand- 

tetzteren.   --  Ist  ße_ 

hauptung.    dass    die   weltgeschichthche   Be- 

ing  der  Kolonialsklaverei    in   der  Ver- 

mittelung   des   Christentums   an   Wilde    zu 

nur  sehr  bedingt  wahr,  so  darf 

doch  ..;..,,.  dass  (Jag 

ganz  ohne  Einwirkungen 

htliche  l  - 

mverhältnissesf  ist.  Im 

neinenfreihchgehendieselben  keinesfalls 

1  durch  die  römische 

Kaisi  Gewährten   hinan-   und 

«ich  meist  viel  mehr  vom  Gedanken  des 

Tierschutzes     als     der    Anerkennung     des 

tfensi  hen    und    di  1  acharakters   im 

.  in  einem 
ssen   Schutz    von  Leib   und  Leben;    in 

Aburteilung 
hweren  Krimi 
Sonntagsarbeil  ,  ist,  dass 

Mass  der  Erholung  in  katholisch  n  Ko- 
er  war  als  in  nichtkatho- 
äehliesslich  in  eim  durch 

tenen    Acl 
'.  - 
1  di.- Humanität  muss  daher  schon  die 

1  8!  laven  Ehej 
und    minderjährig 


einander  zu  trennen,  liegend.'  Anorki 
der  Familienbeziehungen  von  Skia 
sehen    werden. 

Im    letzten    Viertel    des    \ 
hundert-  erst   begann  allmählich,  iinti 
Einflüsse  der  naturrechtlichen  Doktrin 
wie  der   liberalen  Volkswirtsehaftsl 
in  Endand  und  in  einigen  Staaten  dei 
amerikanischen    Union    auch    der 
tischen    Sekten,   besonders    der   Quäl 
fiberall    in    der   christlichen  Welt    ein   Um 
schwung  in  der  Auffassung-  über  die  sittlich 
Zulässigkeit    des  Negerhandeis.     Der  Rück 
machte   sich  zuerst   in  England  be 
merkbar  —  in  demselben  England."  da 
früher   so  eifrig  am  Sklavenhandel  bei 
und  noch  im  Jahre   174s  auf  der  Verlange 
ruug   des   im   Urrechter  Frieden  erhalt« 
Privilegs   der  Sklaveneinfuhr   in    die   spani 
en  bestanden  und  dieselbe  aucl 
dm-cl  hatte.      Zuerst    aber    kam   e 

zwischen    1776   und    177^    in    allen  Staatei 
der    Union,    ausgenommen    Nord-   und    ->ü 

ina  sowie    1 ,.  orgien.    zu   Vet 
Negerhandels. 

Das-  diese  Verbote  nicht  allein  und 
einmal  vorwiegend  auf  jene  eben 

Faktoren     zurückzuführen     sind 
braucht    kaum    hervorgehoben    zu    v. 
T  m    sie    zu    begreifen,    muss    mau  vi< 
auch  folgendes  festhalten.    Von  den  dn 
lischen  Kolonieen.  die  sich  im  Jahr, 
vom  Mutterlande   unabhängig  machten   und 
[zu    den     Vereinigten     Staaten     zusammen- 
schlössen,   war   die  Negerarbeit    nur 
zwei    südlichsten    wirtschaftlich    notwendig 
gewesen.     Wenn  sie  aber  —  trotz  ihrer  Euf- 
behrlichkeit    und    sogar  trotz   vielfach 
utender  Erschwerungen  aus  d 
en,    wirtschaftlichen    und    pi 
technischen  Verhältnissen  heraus  — auch  m 
den  sich  verbreitet  hatte,    so  hängt 

das    mit  der  allgemeinen    sowohl    als 
speciell  mit  der  Handels-  und  Predni- 
l'olitik  Englands  zusammen.    Die  Negereinj 
fuhr  bildete  nicht  mir  ein  gewinnbringi 
Geschäft    für    die    englischen    Reeder    und 
Händler:    es    musste    auch   parallel   und  in 

Verhältnis   mit  der  Entfaltuu. 
Sklaverei    in    den    Kolonieen   deren   || 

rein  landwirtschaftliehen  Pro- 
duktion    und     üebergang     zur    Manufaktur 
immer  schwieriger  sich  gestalten.    Aul 
Weise     durfte    man     1  e    Yen 

ing  ihrer  wirtschaftlichen  Abhängigkel 
Ifutterlande  erhoffen,  wie 'man  auch  darauf 
rechnen   konnte,   dass   der    Rassengi  s 
zwischen    Weissen    und    Negern    jenen    l>e- 
Si  iwierigkeiten    scliaffed 
lurch    das   Schwergewicht   einei 
n,  stumpfen  Sklavenmasse  die  Ei     1 
ihrer  Bestrebungen  zur  Erlangung  poliris 
[  nabl  ■   lähmen  oder  mind 


Unfreiheit 


Uwächen  würde.    All  das  erklärt  es,  dass 

,-h    vielfach    starke   Opposition    gegen   die 

,  .infuhr   in   den    Kolonieen    schon    vor 

iiabhängigkeitserklärunggeltend  machte; 

dass  zugleich  oder  kurz  nach  der- 

.11,,.,,  die  oben  erwähnten  Verbote 

itürlich  in  keiner  Art  das  Institut   dei 
Uaverei    selbst    berührten   und   daher  nur 
nv  Förderung  der  einheimischen  Sklaven- 
beiti  ugen.  . 

In  Frankreich   versuchte   im  Jahre  li.'-f 
er  Konvent,  nachdem  Dänemark  zwei  Jahre 
en   war.    die  Aufhebung 
er  Sklaverei.    Doch  schon  1802  wurde  die- 
elbe  wiederhergestellt  und  sogar  derNeger- 
'  andel  wieder  zugelassen. 

In    England    wurde    der    letztere,    dank 
ar    von    William    Wilberforce,     Clarkson, 
Irenville,  Sharp  und  Charles  Fox  seit  1773 
teten    Agitatiou,    durch    Parlamentsbe- 
chluss    vom  Jahre  1806   verboten.     Seithei 
England  im  Kampfe  gegen  die  Sklaverei 
und  allzeit  voran. 
-  ,     dem   Anfang    unseres  Jahrhunderts 
-t   überall   in   den  christlichen  Staaten  Eu- 
die   Sklaverei   gesetzlich   aufgehoben, 
nicht    um    Europa   handelt.'   es    si  h 
ern   um   die   Kolonieen.     England   liess 
allerdings,    soweit    die    seinigen    m    Frage 
kamen    keine   weitere  Einfuhr   mehr  zu  — 
natürlich  ohne  auch  den  Sklavenschmuggel 
ändig  unterdrücken  zu  können.    Eben- 
sowenig   vermochte    es    den    Sklavenhandel 
unter  niehtenglischer  Flagge  zu  verhindern. 
Dass    sich   die   Signatarrnächte   des  Wiener 
sses  mit  Deklaration  vom  1.  Februar 
1815    au      Englands    Anregung    verbanden, 
-Mben  überall  nach  Kräften  entgegenzu- 
treten, fiel  auch  nicht  schwer  in?  Gewicht, 
thatsächlich    hatte    die    ganze    Last. 
diesen    Besehluss    durchzuführen,    obgleich 
bis    in    die   40er  Jahre   hinein    eine    | 
Reihe    dahin    abzielender    völkerrechtlicher 
-      n-atübereinkommen    zwischen    den    ein- 
i  Staaten  und  England  zustande  ka 
-  s   allein  zu  tragen.     Mir  wie  geringem 
Erfolge    übrigens,    lehren  folgende    Ziffern: 
v  .11  1807-  1819,  in  welchem  Jahre  die  Aus- 
I  Übung     eines     Durchsuchungsrechb 
Schiffen    die  des  Sklaventransports  verdäch- 
.  iren    durch  englische  Kreuzer  begann, 
wurden  au-  Afrika  rund  2.3  Millionen  Neger 
i  entführt;   in   der  Zeit  von  1819—184«   aber 
|  aber    °3  i    Millionen.      Von     den    lef 
I  wurden    alles   in   allem  durch  Kriegsschiffe 

I  Bur  ca.  §2 i  =  3%  befreit.    Was  aber  das 

mmste  war:  dass  mm  engüsche  Kreuzer 
überall  auf  Sklavenschiffe  Jagd  machten,  hatte 
1  vor   allem   nur   noch   erhöhte  Gn 

lebende  Ware   zur  Folge,    die    zu 
leutenden  Steiserune:  der  Quote  dei  j 
ten,  welche  während  der  I  eberfahrt  zu 
,d ingen.    Von  1S07— 1819  hart 


Lmttlich   1'.'    20%   betragen. 
Nachhi  i.   wuchs  sie  aui  2  i 

an.     I».  i    Skia  verbieten 

also  offenbar  nicht.     Das  einzige  Mittel,  dm 
wirklich  auszurotten,    war:    ihn  äberfh" 
zu  machen,    d.  h.  die  Ski .,■  i  P  i    rafzuheben. 
Ein,  e  Massregel,  mit  oder  ohne 

Entschädigung  der  Skia  infach 

dekretieren,  ging  jedoch  nicht  an.     Den 
schloss    grosse  ind    wirts 

Gefahren   in   sich.    Es  musste  nämlich  mit 
demRassenhass  zwischen  Herren  undSkl    i 
gerechnet    werden;    ferner    mit    'lern    um- 
stände,   dass    die    Letzteren    ein  —  wi 
e   nun   einmal   liegen,   wohl  übern 
sicherlich  aber  wenigstens  in  ihrer  damahgen 
Kulturverfassung  -:   im.  Vergleich    zu   den 


Weissen   inferiorer  Menschenschlag    » 


endlich  mit    der  Aussicht,    dass    sie,    h 
befreit,  alle  Arbeit  im  Stiche  lasser,   ui 
die   1 'Induktion  und  den  allgemeinen  A\ 

schwer  schädigen,  ja  vielfach  di< 
erstere  —  infolge  Mangels  anderer  Arbeits- 
kräfte —  vollständig  lähmen  würden.  Am 
hlenswertesten  erschien  also  eine  all- 
mähliche üeberleitung  der  Sklaverei  zur 
i  unter  gleichzeitiger  Sperrung  des 
Nea'erhandels. 

Nicht   überall    jedoch   hat   man   sich   an 
dieses  allein  richtige  System  gehalten. 

In  England  wurden  im  Jahre  1832  alle 
Krön-  und  Domänensklaven  emaneipiert  und 
mit  Parlamentsakte  v.  28.  August  1833  ganz 
allgemein  die  Sklaverei  in  den  britischen 
Kolonieen  abgeschafft.  800000  Sklaven 
wurden  so  frei.  Nicht  jedoch,  ohne  dass 
ihre  Herren  mit  insgesamt  20  Millionen 
Pfund  —  das  ist  etwa  :  des  Marktwertes  — 
entschädigt  und  zugleich  die  Emanzipierten 
für  eine  üebergangsperiode  von  4— 6  Jahren 
zu  Zwangs'  Liensten  vi  i  pflichtet  worden  wären. 
Die  Emantipation  beeinflusste  übrigens  die 
wirtschaftlii  tu  nVerhaltnissemdenbntischen 
Kolonieen  auf  viele  Jahre  hinaus  höchst  nach- 

Oeberdies  führte  sie  auch,   weil 
zunächst  auf  das  britische  Reich  beschränkt 
blieb,    zur  Verschlechterung   der    I 
Sklaven  und  zum  Aufschwünge  der  Skia 

en    Sklavenländern,    da    England    nun 

i  Bedarf  au  Baumwolle  und  Zucker  in 

tem  Masse  von  dort  ans  decken  mu 

Dem   englischen   Beispiele  folgte  1-rank- 

-  mit  G.  v.  is.  Juli  184o  die 

Sklave  leutend  abmilderte  und  sodann 

mit    G     v     27.    April    1848    die    in    seinen 

Kolonieen  befindliche,!  2]  i  Miffioi  ei  Sklaven, 

Entschädigung  der  Besitzer,  vollständig 

befreite.  ,,        ,   ,-     , 

\u.-h    in   den   anderen  sklavenhaltenden 
KoL  .malländern  wurdedieAui  I  •■  Skla- 

verei in  der  Zeit  von  1848—1886 
und  durch»,  •führt.  Was  insbesondere  Brasilien 
betrifft,   wo   es  um  die  Mitte  des  19.  Jahr, 
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hunderte   etw;  00    Sklaven   gab,    so 

war  dort  unter  dem  Drucke  Englands  schon 

Negerhandel  verboten,  dieses  Ver- 

'    L850    wirklich    durch- 

rl    worden.      Seit    L871    traten    dann 

in    Geltung,    durch    welche    die 

auf    den    Aussterbeetat    gesetzl 

wurde.    Kinder  von  unfreien  Müttern  wurden 

als  frei  geboren.    Sie  eilten  von  den 

Herren  der  ersteren  bis  zum  8.  Lebensjahre 

erzogen  und  sodann  entweder  an  den  Staat 

oder  an  gewisse  hierzu  ermächtigte  G 

sehaften    gegen    Entschädigung 

sönlichem  Dienste  bis  zur  Voll- 
jährigkeit gehalten   werden.     Nach  Eintritt 
der  letzteren   sollten  sie  dann  gänzlich  frei 
werden.     Durch  G.  v.   13.  Mai  1888   wurde 
schliesslich  die  bereits  auf  '  2 — :;  i  Millionen 
zusammengeschmolzene   Sklavenbevölkerung 
■  ii  dig  emancipiert 
In  gewaltsamer  Weise  hat  sieh  die  Eman- 
cipation   der   Neger  in   den  Südstaaten  der 
Union  vollzogen.     Es   kann  auch   nicht  ge- 
werden,  dass   die   Nordstaaten,   als 
rücksichtsloser  Verfolgung  ihres  Sieges, 
ohne  bergangsstadium  und  ohne  die 

Sklavenbesitzer  zu   entschädigen,   vier   Mil- 
lionen grösstenteils  fast  vertierter  Xeger  zu 
ü  und  stimmberechtigten  Unionsbürgern 
machten,  nicht  nur  die  ohnehin  schon  durch 
den  Krieg  ruinierten  Südstaaten  noch  mehr 
schädigten,  sondern  auch  ihrem  Staatswesen, 
der  Civilisatdon  und  den  Negern  selbst  keinen 
Dienst    erwiesen.     Dass   die   Sklavenbarone 
auf  die  Besserung  der  Lage  ihrer  Neger 
nteten   Massregeln    hartnäckig    zu 

-  fcdiesslich  den  Secessions- 

krieg    herbeigeführt    hatten,    kann    an    der 

Wahrheit    dieser    Thatsache    nichts    ändern 

:    Art.   Xegerfrage    oben   Bd.   V 

S.  970ff.). 

Gegenwärtig  ist  in  allen  Staaten  christ- 
licher  »Zivilisation    die   Sklaverei    gesetzlich 

AI.  Massregeln  gegen  den  Sklavenhandel. 
Dies    ist    freilich    nicht  gleichbedeutend 
mit  der  B  g  der  Negersklaverei 

hauj M.    Dieselbe  ist  vielmehr,  gestützt  durch 
-  Korans  und  durch  die  ewigen 
Kämpfe    der    Stämme    im    Innern    Afrikas. 
Mer  sowie  in  allen  selbständigen  muhameda- 
Btaaten  ein.'  Eestb  gründete  Einrich- 
Der  Bedarf   der  Türkei,    Marokkos, 
Tripolis',    Aegyptens,   Arabiens   an   Neger- 
sklaven ist  sehr  bedeutend,  und  es  ist  wohl 
zu    hoch    gegriffen,    wenn    die   Zahl 
ihrer    Heimal     weggeschleppten 
arzen  jahraus  jahrein  aul  -in-  Million 
'  wird.    Nun  ist  ja  die  muham 
3k  avi  rei    eine    ziemlich     harmlose 
i  die  Greuel  di     - 
hande  der  Sklavenjagden   durch   das 


im  Innern  Afrikas  noch  stetig  vordring 
Arabertum  sind  unsäglich.    K>  >md  d. 
internationale  Vereinbarungen  zur  Verhinde- 
rung  derselben    zu   stände  gekommen.     ]u 
Art.  ii  der  Kongoakte  vom  26.  Februar  1885 
verpflichteten      sich      die      Siünatarmächte 
(Deutselüand  .    Grossbritanuien .    Frankreich, 
Oesterreich-Ungarn ,   Bussland.   Italien,  die 
Niederlande,  Belgien.  Spanien,  Portugal 
skandinavischen  Länder,  die  Türkei  und  die 
nigten  Staaten),  zur  Unterdrückung  des 
Sklavenhandels   mitzuwirken.     Da   das  vor- 
tzte  Ziel  dadurch  allein  offeuliar  kaum 
zu  erreichen  war.  so  kam  es  namentlich  in- 
folge  der  Agitation  des  Kardinalerzbischofa 
von  Algier.   Lavigerie,   besonders   in  Erank- 
reich .    England   und   Deutschland    zu 
lebhaften  Antisldavereibewegung.   Praki 
i  hatte  dies  aber  ebensowenig  wi 
Plan  Layigeries.  di.-  arabischen  Sklaven 
durch  eine  Vereinigung  nach  Art  der 
Ritterorden  zu  bekämpfen.    Um  den  Kampf 
den  Sklavenhandel  wirksam  aufnehmen 
und  durchführen  zu  können,  niüsste  im  Innern 
Afrikas  der  Friede  unter  den  einzelnen  Stäm- 
men eingekehrt  sein,  die  Macht  des  Ai 
tunis  gebrochen  und  überdies  die  Abschaffung 
der    Sklaverei    in    allen    muhamedani- 

ii  durchgesetzt  werden.  Es  werden 
daher  auch  die  Mittel,  zu  deren  Anwendung 
sich  sämtliche  Signatarmächte  der  K 
akte,  ferner  Persieu  und  Sansibar  in  dei 
Generalakte  vom  2.  Juli  1S90  auf  dei 
Brüsseler  Antisklavereikonferenz  verpflichtet 
;  haben  —  Begründung  fester  Stationen  :  Bau 
von  Strassen  und  Eisenbahnen ;  Einrichtung 
von  Dampferlinien  und  Telegraphen;  Be-  I 
schränkung  der  Waffeneinfuhr;  U 
wachung  der  Karawanen  der  Küsten  und 
Höhen;  Schutz  der  Eingeborenen  durcl 
fliegende  Kolonnen;  Beförderung  der  Mis- 
sionen und  Forschungsreisen  ;  Aufnahme  und 
Freierklärung  aller  flüchtigen  Sklaven  auf 
den  Stationen  und  Scliiffeu  der  Signatar] 
mächte;  Erlassung  von  Strafbestimmungen 
gegen  Sklavenraub  und  Sklavenhandel"  in 
den  Ländern,  deren  Gesetzgebungen  solche 
laupt  nicht  oder  nicht  in  genügendem 
Mas»-  enthielten  —  kaum  ihren  Zweck  er- 
reichen. Ganz  abgesehen  davon,  dass  sie 
zu  ihrer  Durchführung  jedenfalls  sehr  la 
Zeit  bedürfen. 

Man  ninss  also,  so  sehr  man  jede  Initia- 
zur  Beseitigung  der  Sklaverei  zu  be- 
glückwünschen hat.  immerhin  bis  auf  weiteres 
mit  der  Fortdauer  derselben,  in  offener  odei 
verkappter  Weise,  rechnen.  Nicht  bloss  wegen 
der  Existenz  muhamedanischer  Sklavenhalter 
und  Sklavenhändler.  Der  Gefahr,  di.'  von 
dieser  Seite  her  droht,  wird  mit  der  endl 
giltigen  Besitznahme  Afrikas  durch  die  ■ 
päischen  Kolonialmächte  und  deren  Festr 
Setzung  daselbst  ein  Ende  gemacht  werden. 


Unfreiheit     I": 


ernsthafter    ist    ein   anderes   Problem, 
uallel    mit    der     politischen    Ausbreil 

as  im  schwarzen  Erdteil  vollzieht  sich 
ich  die  Ausbreitung  des  europäischen  Kapi- 
[a    .la.  jene  ist  nur  eine  Form  dieser  tetz- 
li  h.  es  ist  ein  mächtiges  Aufblühen 
eher  und  subtropischer  Plantagenkultur 
i   erwarten.     Sicher   wird    es    angestrebt 
, ,  i.  .M       Es    ist    nun    abzuwarten,    "1,    man 
•i   cler   Beschaffung    der    nötigen    Arbeits- 
sich  auf  den  guten  Willen  dieser  letz- 
hren   wird  angesehen   wissen    wollen  oder 
|.,   mau    zur   Einführung  oder   besser   Auf- 
erhaltung  der   Zwangsarbeit    sich    ent- 
i  ihliessen  wird. 


itteratur:     Vgl.    ausser    den    Litteralurangaben 

.,,'■,        jen    Art, bin:    Agrargeschichte , 

,-nbefreiung,  B,  völkerung 

Ut,  ,-lums,  Grundbesitz,  Gutslu  rr- 

,,,,    Negerfrage;    und    im     TL    Supple- 

I      i  beim   Artikel:    Skia- 

,    lind    Sklavenhandel    und   ihre 

Vnterdrilcl  i       auch       noch      )olgendi 

!l     ke:    Giovanni  Abiynente,    La    setoavitu 
..,.:    rapporti    colla    '  hiesa    e    col   laicato, 
„.,     mo.     _     long    Anclr6,     l'escla 

.    Hebreui.       Etüde  d'arch gt> 

,      ,,„,,  -    <;.    v.    Below,    Art. 

Cnfreiheit«    in  Ehlers    »Wörterbuch   der    \olks- 

chaft«,  Jena   IS'JS.  -Berti»».,.    La  tratte 

Orientale,    Paris    1870.    —   Agosto  Bosco,   La 
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beschichte    (HL  Aufl.),    Berlin   und  Stutt- 
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Leipzig  1895.  —  Otto  Kariowa,  Römische 
Rechtsgeschichte,    2    Bde.,    Leipzig    1885 

G.    F.    Knapp.    Die    l '"    Knecht- 

schaß  und  Freiheit,  Leipzig  1891.  —  O.   Lan- 
ger,    Skaverei    in   Euro} ährend    der  letzten 

Jahrhunderte    des  Mittelalters,    Leipzig    1891.  — 
Cli.  Letoumeau,  Devolution  de  l'esclavage  dans 
les    diierses    raecs    humaines,    Paris     1897.    — 
Ichille  Loria.    Die  Sklavenwirtsch 
demen  Amerika    und  im  europäischen  Altertum 
der  ZeUschrift    für  Sozial-    und   Wirtschafts- 
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Reichsgeschichtr.      Bowh.e.,  An.iclo 

Handwörterbuch  der  Staats*  issensi  haften.    Zweite 
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Meyer,    Die  ''•'" 

Altertum  .  ■!■  na  1895.       Derselbe,     In.  »Gi 
chischc  Bewegungn    im  II.  Supplementbande  zur 
/.     i„.:  i  terb.    der  Staatsw.«, 

1897.         Derselbe,    Die  & 
Dresden  1898.  —  <•■  <lc  Mollnari,    Art.  »Est 
vage«    <°<»      D  ■  "'    politi- 

queti,  P  /■  Bd.,  S.  71t-    II.  —  Momm- 

scn.    Römisch    Ges<  Uchh    ■  VIII.     lufl.),    /:■ 
1888.  —   Luden  Peylraud,    l 
Antilles  francaises    avant  1789,    Paris  1897.  — 
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deutschen  Rechtsgesch.  ■  II.  194. 

j.  Sugenheim,    Geschichte  der   Aufhebung 

der    I  ■  ibi  ""  ■"■'■  '""''    und    Höi  igkeit    in    Ew 
bis    um    die   Mitte   des  XIX.    Jahrhundert 
Petersburg   1861.         A.   Sartorius  l'rlir.   von 
Waltershausen,     Die     Arbeitsverfassung    der 
englischen     Kolonieen    in    Nordamerika,    Strass- 
Sclioetnann-Lipsius,  Griechische 
Utertümer   (IV.  Aufl.),    I.  Bd.,  Berlin   1897. 
s.    Talamo,    La  schiavitit  nella  civilta  romana 
,.  seconda    le    dottrine  del  Oristianesimo,    in  der 
:v  .  ista   inti  i  n  izional    dl  iali  e  disci- 

pline  ausüiarie«,  Ihn  XXV— XXVI  u.XCVLT. 
—  Adolf  Wagner,  Grundlegung  der  politi- 
schen Oekonomie  III.  Aufl.),  Leipzig  1894,  M- 
/,  ,7,  s.  ',8—81  (mit  sehr  ausführlichen  Littera- 
turangaben).  —  Paul  Viollet.  Histoir, 
droit  civil  francais  {IL  lufl.),  Paris  1893.  — 
ll.    Wallon,  Efistoin 
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/;.    Zachariä    von    Lingenthal,    Ges> 
des    griechisch-römischen    Rechts    (III.    Aufl. 

Berlin    1892. 

Carl  Grünberg. 


Ungeld. 

Im   deutschen  Mittelalter  bestand     eine 
städtische  Verkehrssteuer,   welche  gewöhn- 
lich als  Ungeld   oder    indebitum  bezeichnet 
wird,  doch  auch  bisweilen  theloneum  heisst, 
wie  sie  denn  auch  wesentlich  auf  der  Gruud- 
[age     des     alten     Zolles    erwachsen     sein 
dürfte.    In  der  Bezeichnung  liegt,  dass  man 
die  Abgabe  als  etwas  Ungehöriges,  zu  dem 
pflichtrnässigen,   alten   Zollsatze,    dem 
tum.    Hinzutretendes  betrachtete«  (Zeun 
Die    Form      Umgeld      (die    übrigens    sehen 
früh    vorkommt  f   beruht    auf    Entstellung. 
Ueber  das  Verhältnis  des  üngelds  zur  Acci>e 
vi    d.  Art.  Accise,    oben   Bd.  I    b.   -iltt. 
Im   wesentlichen    sind    Ungeld    and    Aecise 
dasselbe,    werden    sehr    oft    synonym    ge- 
braucht;    wenn     sie    einmal     verschiedene 
(stets  jedoch  indirekte)  Abgaben  bezeichnen, 
so  o-eht  das  auf  zufällige  Umstände  zurück. 
Im   Gegensatze    zu    den    in    der    Stadt    er- 
hobenen   direkten    Steuern,     deren    Ertrag 
tens    dem    Landesherrn    zufiel   (vgl.   d. 

•>■> 

Aufläse.    VII. 
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Art.  Rede,  oben  Bd.  II  S.  535 ff.),  dient 
das  Cngeld  meistens  den  Bedürfnissen  dei 
Stadtgemeinde.      Die    Urkunden    geben   in 

•  r  Zeit  als  Zweck  der  Steuer  der 
Stadt  Bair  an,  wobei  in  erster  Linie  an  die 
Herstellung  der  Stadtbefestigung  zu    • 

lie  Dmmauerung  war  es,  welche  am 
unmittelbarsten    und    frühesten    eine    Ver- 

ung  der  Gemeindeeinküufte  forderte. 
Zur  Erhebung  des  Ungeldes  bedurfte  die 
Stadt  der  Genehmigung  des  Landesherrn, 
da  derselbe  als  Inhaber  des  Zollregals  auch 
das  Recht  auf  das  Dhgeld  besass.    Erüber- 

das  letztere  der  Stadt  entweder  gegen 
Entrichtung  einer  Pachtsumm ler  einer 

i  des  Ertrags  oder  auch  ohne  Entgeld 
—    teils    auf   eine  Reihe   von   Jahren,    teils 

ich  .  üebrigens  hat  es  auch  an  Usur- 
-  dten  der  Städte  nicht  gefehlt. 
Natürlich  war  es  dem  Landesherrn  unver- 
sehrt, auch  auf  dem  platten  Lande  ein  l'n- 
.  eine  Accise)  zu  erheben,  wie  er 
dies  seit  dem  Ende  des  Mittelalters  in  der 
That.  übrigens  überwiegend  nach  Genehmi- 
gung durch  die  Landstände,  gethan  hat. 
Erhoben  wurde  das  Dngeld  teilweise  durch 
landesherrliche,     resp.     städtische    0r§ 

häufig  ist  aber  auch  das  System  dei 
Verpachtung  angewandt  worden,  und  zwar 
nicht  bloss  von  dem  Landesherrn  gegenüber 
der  Stadt,  sondern  es  hat  auch  dieStadtihr 

Id    an    Privatpersonen   verpachtet  und 

50    der    Landesherr    auf    dem    platten 
Land-.  '  regenstand  der  Besteuerung  scheinen 
;t  Getrau!  n;   bald  je- 

wurde   der   Kreis   immer  weit 

igeld  ursprünglich  dureh- 

Natural-,  nicht  Geld  en  sei, 

ist  eiu  Irrtum.    Es  ist  vielmehr  (ebenso  wie 

die  Bede)   zweifellos   zu  dem   Zwecke  der 

Gi    I  t  herein  ein- 

:it  worden.  Heber  die  weitere  Ge- 
schichte des  Dngeldes  s.  d.  Art.  Accise 
oben  a.  a.  ' ». 

Litteratur:    i  ■   den 
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/.■  it  oben   Bd.  1  S  B      TV  & 
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Unternehmer  und  Unternehmer- 
gewinn. 

1.  Der  Unternehmer.  2.  Das  Unternehmet- 
emkonimen.  3.  Rechiningsmässige  Zerli 
ilcs  Unternehmeremkommens.  4.  Untern. 
gewinn  und  Kapitalgewinn.  ö.Verschiedi  u 
des  Unternehmergewinns  in  der  Wirklichkeit 
1.  Der  Unternehmer.  L>ie  Organisation 
der  Volkswirtschaft  empfäugt  auf  d 
den  modernen  Kulturvölkern  erreichten  Eut- 
wickeluugsstufe  ihr  charakteristisches  Ge- 
präge vorwiegend  dadurch,  dass  sie  untei 
Anerkennung  des  Privateigentums  und  da 
persönlichen  Freiheit  die  Deckung  des  wirt- 
schaftlichen Bedarfs  der  Bevölkerung  iu 
Hauptsache  dem  selbstthätigen  Wirken  dea 
Selbstinteresses  der  Individuen  überlässt 
In  dem  Masse,  in  welchem  im  Laub-  da 
Bntwickelung  die  Arbeitsteilung  über  dB 
Grenzen  der  Einzelwirtschaft  hinauswuchs, 
bildete  sich  ein  Zustand  heraus,  bei  dem  die 
erfi  irderliche  Uebereinstimmung  zwischen 
Bedarf  und  Produktion  in  der  Volkswirt 
schaff  lediglich  mittelst  mannigfaltiger  frei« 
Einzelverträge  erzielt  wurde.  Ebenso  ver- 
mag heute  nur  auf  diesem  Wege  die  techl 
nisch  und  ökonomisch  notwendige  Vi 
düng  der  einzelnen  Produktionsmittel  und 
lebendigen  Produktivkräfte  zu  organische* 
Einheiten  oder  Betrieben  sieh  zu  bi 
Der  zur  allgemeinen  Geldwirtschaft  ent- 
wickelte Tausch-  und  Leihverkehr  vermittelt 
die  wirtschaftlichen  Beziehungen  der  Indi- 
viduen und  sonstigen  Wirtschaftseinheiten. 
Auf  dem  freien  Markte  werden  nach 
i  rrundsatze  specieller  ökonomischer  Leistung 
und  Gegenleistung  die  allgemein  zu  Waren 
gewordenen  wirtschaftlichen  Güter  und  per- 
sönlichen Dienste  gegen  Geldäquivali 
abgesetzt  und  erworben.  Zweck  und  Ziel 
der  Produktion  ist  regelmässig  nicht  mehr 
die  Deckung  des  Eigenbedarfs  der  Produ-1 
i  fremden  Bedarfs.  Das  wirt- 
schaftliche Streben  in  Produktion  und  Er- 
werb  isl  auf  Erzielung  höchstmöglichen 
Tauschwertes  gerichtet,  Kosten  und  Produkt 
;i  nach  Preisen  verglichen,  und  ledig- 
lich nach  ihrem  Wertverhältnis  zu  einander 
bestimmt  sich  der  privatwirtschaftliche  Er- 
folg der  einzelnen  Wirtschaft.  Ein  der- 
artiger Wirtschaftszustand  ist  durch  die 
iner  Klasse   selbständiger  Pi    I   - 

bedingt,  die  unter  Einsetzung  eig 
Kapitalvermögens,    in    der  Regel  aber  auch 
Thätigkeit  ferner  —  soweit  Bedürf- 

I   Möglichkeit  gegeben   sind  —  unter 
and      Verwertung     fremder 


Unternehmer  und  Unternehniergewinn 


«roduktionsmittel     oder    Kapitalvermögens- 
efle  und  fremder  Arbeitskräfte  die  Produk- 
„,11  wirtschaftlicher   Güter  und    Diensüeis- 
ungeu   auf   eigene    Rechnung   und   G< 
letriebsmässig  organisieren    und    leiten,   um 
dem  Ueberschuss  des  in  verkehrsmassiger 
. .  rwertung  der  produzierten  Sachgüter  und 
Leistungen  erzielten  Erlöse  Einkommen 
■•„■  sich  zu  erzielen.    Man  bezeichnet  sieals 
fnternehmer  und  die  auf  ihre  Rechnung 
rteu  bezw.  von  ihnen  selbst  geleiteten 
Wirtschaftsbetriebe      ünte  rn  e  lim  ungen 
,lu'  Einkommen   aus   den   Betrieben  bildet 
las  Unter n e h m e reinkomm e n ,  das  von 
|)  n  ül  irigen  Einkommenszweigen,  den  Grund- 
md  sonstigen  Mietsrenten,  dem    Kapitalzins 
md   dem  Lohne   sich  durch  den   Umstand 
mterscheidet,  dass  es  nicht,  wie  diese,  ein 
rertragsmässig   ausbedungenes   ist,    sondern 
nmittelbar    erworben    wird.     Ergeben    die 
raielten    Preise    der    zu  Markt   gebrachten 
lüde     und     Dienstleistungen     nur     die 
Kostendeckung,  so  entsteht  kein  Einkommen  : 
in  sie  hinter  dem  erforderlichen  Kosten- 
i    ige  zurück,  so  entsteht  ein  Unternehmer- 

■rorlust. 

Manche  Autoren  wollen  den  Begriff  der 
Unternehmung  dahin  ausdehnen,   dass  jeder 
selbständige     Produzent,     auch     der    völlig 
kapitallose,   darunter  fiele.    Indessen  heissl 
dies  dem  Begriff  »Unternehmer  und  Unter- 
nehmung     Gewalt    antliuu.      Ein    Arbeiter. 
hne  Einsetzung  irgendwelcher  Kapital- 
i  lediglich  seine  persönliche  Arbeit  aui 
Markte  unmittelbar  verwertet,  ist  eben 
ts    als    ein  selbständiger  Arbeiter.     Em 
Dienstmann  unterscheidet  sich  von  demDienst- 
oder  den  übrigen  Arbeitern  wesentlich 
,   dadurch,    dass    er    nicht  wie   diese  em 
mehr  oder  minder  dauerndes  Dienstverhält- 
nis eingeht.     Ein  Unternehmer  ist  er  nicht. 
Sein    Einkommen    ist    Arbeitsertrag,    nicht 
mehmereinkommen.   Denn  für  ihn  exis- 
tiert keine  Differenz  zwischen  Selbst- 
|  Produktionskosten    und   Erlöse    vermieteter 
Dienstleistungen,  da  ihm  wohl  ein  Arbeits- 
r.    aber   keine    sachlichen   Produktions- 
äten erwachsen. 

Die    Unternehmung    steht    einerseits   im 
Gegensatze    zur   produktiven   Familienwirt- 
;t,   die,  auf  einer    umfassenden  persön- 
Lebi   isgemeinscliaft     ihrer    Gl 
ruhend,  ihren  Bedarf  vermittelst  der  eigenen 
Produktion   unmittelbar   zu   decken  bestrebt 
mdererseits  zu  der  Wirtschaft  der  Ver- 
der  Gemeinde,  des  Staats,  soweit  diese 
I   ebenfalls  zum  Zwecke   der  Gewinner- 
Qg  betrieben  wird  und   insofern  in  den 
I  Rahmen   der   privatwirtsehaftlichen   Organi- 
sation fällt.    Im  übrigen   ist  die  Klasse  der 
i    Unternehmer  weit  entfernt  davon,    das  Bild 
limässiger     innerer    Zusammensetzung 
bieten.      Abgesehen    davon,    dass     als 


dei    Trä  ;  i    einer    Unterneh  i   i  ahl 

was  di  ■  R  -  I  bildi  i  eine  einzelne  Per- 
son erscheint,  häufig     enu     al    i    •  ■ 

Gen nschafl  i  ■  areren    zu    glei  lier 

oder  ungleichen  Teilnahmsrechten  und 
-pflichten,  bilden  die  einzelnen  Unternehmer 
und  Unternehmergruppi  □  von  dem  kleinsten 
selbständigen  Handwerker,  der  mit  gering- 
fügigem Kapital  und   V "■.  i  i    besitz   ohm 

Zuhilfenahme    fremder    Arb  i    I  räfte     and 
Kapitalien  auf  Bestellung  arl  eitet,  bis  zn 
grössten    Welthandelshaus    oder    einer   mit 
einem  Riesenvermögeu  und  einer  nach  Tau- 
senden zählenden  Arb  aftproduzi 
den  Aktiengesellschafl  eine  reich  geglii 
Stufenreihe,  zwischen  deren  einzelnen  Glie- 
dern allmähliche  üebergänge  die  Verbindung 
vermitteln. 

Nicht    von  jeher  hat  die  Unternehm 
zumal  nicht  in  der  rein  ausgebildi 
in  der  sie   heute  das  Gebiet   der  Verb 
Wirtschaft    beherrscht,   bestanden,  vielmehr 
hat  sie  sich  erst  im  Zusammenhange  mit  der 
fortschreitenden  Entwickelung  der  Geldwirt- 
schaft aus  der  alten  Familien-  und  Gemein- 
wirtschaft   allmählich    herausgebildet,    und 
zwar  in  dem  einen  Wirtschaftszweige  früher 
als    in    dem   anderen,   z.  B.   im  Handel  am 
frühesten,   in   der  Landwirtschaft   am   spä- 
testen.   Das  Wesen  der  Urproduktion  bringt 
es  mit  sich,  dass  selbst  bei  den  am  me 

-  brittenen  Kulturvölkern  die  einzelnen 
Betriebe,  namentlich  die  rem  bäuerlichen, 
durchweg  "auch  heute  noch,  obwohl  sie  zu 
Unternehmungen  geworden  sind,  dai 
noch  in  grösserem  oder  geringerem  I  mfange 
eini  familienwirtschaftlichen  Charakter  be- 
wahren. Auf  der  anderen  Seite  hat  auf 
dem  Gebiete  der  Gemeininteressen  der  Un- 
ternehmungsbetrieb  in  weitem  Umfange  wie- 
derum einem  höher  entwickelten  gemein- 
wirtschaftlichen  Betriebe  weichen  nii 
teils  weil  dieser  sieh  technisch  und  ökono- 
misch leistungsfähiger  erwies,  teils  weil  für 
die  vollkommene  Befriedigung  der  Gemein- 
bedürfnisse das  Erwerbsmotiv  versagte. 
Die    technische    und    ökonomische  Ent 


Wickelung  der  Volkswirtschaft  hat  bis  dahin 
LÜich   von   der  Entwickelung    des  Un- 
imertums  abgehangen.    Dies  ist  bedingt 
durch  die    leitende  und   führende 
welche    dieses   im    Gesamtorganisn 
nimmt.     Auf  der  anderen  Seite  isi 
schiedenheitderspecifischenUnternehmungs- 
d    durch    den    jeweiligen    Stand    der 
,  ökonomis 
und    sozialen    Entwickelung    bedingt:    Und 
wie  infolge  des  Kapitalb  Leitung 

und  Führung  in  der  Produktion  beim  1  nter- 
uehmertume   ruht,   vollzieht   sich    auch  der 
Prozess  der  privatwirtschaftlichen  Gut 
Iteilung   durch    seine  Vermittlung 
sein  Verhältnis  zu  den  i       -       an  Produk- 
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und  Verkehr  beteiligten  Elementen  die 
age  für  die  allgemeine 
mg   « ird. 
2.  I>;i>   Unternehmereinkommen.     Da 
Qternehmereinkommen  auf  der  Diffe- 
renz der  Kosten   und    des   Geldroherl 

Unternehmung  basiert  ist.  so  ist  es  vor 
allem  wichtig,  das  Wesen  und  den  Umfang 

der  Kosten,    richtiger  der  Selbstkoste ler 

Privatkapitalsaufwendungen,   zu   bestimmen. 
Unter   den    Kosten   erscheinl    zunächst   der 
Tauschwert   der  während   der  Produktions- 
Eür  die  Produktion  und  in  der  Pro- 
duktion  ganz   oder    teilweise    verbrauchten 
ei    ihrem  käuflichen   Er- 
werbe gezahlten    Preisen   ist   innerhalb   der 
rswirtschafl    die  Aus- 
zahlung   sämtlicher    Selbstkosten    und    Ge- 
winnansprüche   der     Unternehmungen    der 
rückwärts    liegenden    J'i 

sieh    auf    dem    Markte    wirksam 
id    macheu    tonnteu,     enthalten.      Zu 
Aufwendungen    gesellt    sich  alsdann 
die     yerti  stimmte    Vergütung 

für  die   in   dem  Unternehmen   verwendeten 
mder  Arbeitskräfte  sowie  die 
-    -   wohl   für  die   zur  produktiven 
Verwi  2    miet-    und    pachtweise   über- 

fremden    Produktionsmittel,    wie 
Grund  und  Boden,  Gebäude,  Gewerbsräume 
auch  für  die  vo  n  dem  Un- 

nehmer    behufs    eigentümlicher    Erwerbung 
der   für  d       B  forderlichen   Güter- 

ide  kreditierten  Vermögenswerte.  Wenn 
nun  auch  im  regelmässigen  Verlaufe  der 
Löhne  und  Besitzrenten,  soweit  sie 
in  den  Produktionsbetrieben  ausbedungen 
werden,  materiell  als  Anteile  an  dem  Ge- 
samt- QgenaufzuJ 
sind.  aus  aileiu  ihrem  Betrage  nach 
dauernd  entnommen  werden  können,  so  er- 
seht ü                              i      Standpunkt 

als  Kostenelemente,   da  seine 
en  Zahlungsverpflichtungen   weder 
Erzielung  eines  zukünftigen  Pro- 
duktil mpl    noch  auch,   so- 
weit ein  soll              eil  wird,  dm 
Höhe    rechtlich              I    sind.    Der    Unter- 
nehmer übernimmt    die  Zahlung  in  der  Er- 
warlung,  entwe  >   Eintritt  ihres 
Deckungsmitte]    im 
rben    oder   aber 
—  was  meist  i             ffen   wird  —  di 

ten    Aufr*  i  ■:    im    Preise  der  ab- 

Prod  .:  t    oder    ■  rwerteten  Dienst- 
irsetzl  zu  erhalten.  Bleibl 
i  leckung  oder  dieser  Erfolg  aus.  so  ist 
Tbunden,  da  jene  Ansprüche 
sind,    sie    an 
Vermögen  zu  befriedigen. 
1'  R 

Icher   nach  Abzug  ledig- 
lich   di  -    Ki  sti  ntlicher   von   an- 


deren Unteruehranngeu  erworbener  um 
ihr  selbst  verbrauchter  Produktwerte  ver- 
bleibt und  den  man  als  den  volkswirtschaft- 
lichen Reinertrag  bezeichnen  könnte,  drückt 
sich  der  wirtschaftliehe  Gesamterfolg 
Unternehmensaus,  wie  er  durch  die  kom- 
binierte Wirksamkeit  sämtlicher  dem  Unter- 
nehmen unmittelbar  oder  in  der  Verwendung 
der  Vorprodukte  mittelbar  dienstbaren  Na- 
tur- und  Arbeitskräfte,  einsclüiesslich  der 
auf  die  Ausnutzung  der  Markt-  und  Preis- 
verhältnisse gerichteten  Thätigkeit.  erzielt 
wurde.  Ein  bestimmter  Anteil,  der  in  dem 
erzielten  Ertrage  der  Mitwirkung  der  A; 
und  ein  weiterer  bestimmter  Anteil,  welcher 
der  Mitwirkung  des  Bodens  oder  der  eben- 
falls als  Produktionsmittel  dienenden  übrigen 
Sachgüter  zuzuschreiben  wäre,  lässt  sici 
weder  thatsächlieh  noch  rechnerisch 
scheiden,  da  überall,  wo  sie  zusammenwirken, 
ihr  Produkt  nur  ein  gemeinsames  ist,  d-r 
eine  Faktor  ohne  den  anderen  überhaupt 
uicht  zur  produktiven  Wirksamkeit  gelangen 
kann.  Die  Mietpreise  der  fremden  Arbeit 
und  der  fremden  Produktionsfonds  oder  der 
kreditierten  Vermögenswerte  sind  Entgelt 
oder  Gegenleistung  für  die  überlassen 
Nutzungen,  deren  Höhe  sich  nach  den  Ge^ 
setzen  des  Marktes  regeln.  Diese  Aequivaa 
lente  sind  aber  keineswegs  identisch  mit 
einem  gerade  von  jenen  Faktoren  besonders 
produzierten  Ertragsanteile,  sind  —  Volks- 
wirt sehaftlich  gesprochen  —  uicht  gesonderte 
Produktionsergebnisse  des  Bodens,  des  Ka- 
pitals und  der  Arbeit.  Was  dem  Unter- 
nehmer nach  Abzug  der  an  Dritte  zu  zah- 
lenden Löhne  und  Besitzrenten  verbleibt,  ist 
immer  mir  ein  um  den  Betrag  dieser  An- 
teile gekürzter  Gesamtertrag  aller  in  der 
Unternehmung  mitwirkenden  Faktoren,  er- 
zielt unter  bestimmten  Marktkonjunkturen. 
Es  ist  der  Anted,  der  ihm  auf  Grund  > 
Kapitalbesitzes  und  seiner  Thätigkeit  bei 
der  durch  seine  Vermittelung  vollzogenen 
Verteilung  des  errungenen  Gesamtertraaes 
zufällt  und  der  von  ihm  als  das  Produkt 
seiner  eigenen  Kapitals-  und  ArbeitsauS 
Wendungen  betrachtet  wird:  in  Wirklichkeit 
ist  er  indessen  keineswegs  das  gesonderte 
Produkt  seines  Kapitalvermögens  und  seiner 
Arbeit,  das  etwa  nur  dadurch  von  den 
übrigen  Eiukommenszweigeu  unterschieden 
wäre,  dass  es  eine  weitere  Scheidung 
nach  Kapital-  und  Arbeitsprodukt 
z  uliesse. 

Da  der  Ertrag  jedes  Produktionsbefa 
sich  in  seiner  relativen  Höhe  nach  der  Zahl 
und    der  Qualität    der  produzierten  Arbeits- 
leistungen   sowie    nach    dem   Umfange   und 
der  Dj  i  forderlichen  Kapitalauslagen 

lichtet,  so  muss  notwendig  das  dem  Unter- 
nehmer au-  dem  Gesamtertrage  verbleibende 
kommen  untei        -    gleichen 
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iguugen  um  sc  grösser  sein,  je  stärker 
las  Verhältnis  ist,  in  dem  er  eigene  Arbeil 
und     eignes    Kapitalvermögen     m    seinem 
Unternehmen  aufgewandt  hat.    Gesamtertrag 
Unternehmens     und     Unternehmerein- 
aen   decken    sich   völlig,   wenn   fremde 
Vjbeit,    fremde  Produktionsfonds  und   frem- 
Kapitalvermögen    überhaupt    nicht    zur 
endung  gelangen.     Thatsächlich    ist  je 
Vit  und  Grösse   der   Unternehmungen 
las  Mischungsverhältnis,  in  dem  eigene  und 
fremde    Arbeit,  eigenes  und  fremdes  Kapital 
uittreten,  ein  sehr  verschiedenes.  Ausserdem 
die  persönlichen  Funktionen  des  l  n- 
mers    ■       ebenfalls    jeweilig-    bedingt 
:    die    Grösse    der    Betriebe   —  einen 
ertlich  verschiedenen    Inhalt.    Wahrend 
lern   kleinen  Handwerker  oder  Händler 
die  auf  Verwertung  des  Kapitals  gerichtete 
disponierende    Thätigkeit    neben    der    Aus- 
führung  der  technischen    Produktionsarbeit 
fast   verschwinden   mag,    so   dass   sein  Ein- 
kommen   dem    Lohne    des  unselbständigen 
Arbeiters   verwandt    erseheint,    so  wird  mit 
"zunehmender  Grösse  des  Unternehmens  die 
Teilnahme  des  Unternehmers  an  den  blossen 
Ausführungsarbeiten   immer    mehr    zurück- 
treten   gegenüber  der  ihm    zufallenden  um- 
;nden     leitenden     und     disponierenden 
Thätigkeit,   bis   in  den    grössten   Unterneh- 
mungen —  so   namentlich   bei    den  Aktien- 
I -chatten  —  auch   diese  Thätigkeit  ge- 
mieteten   und    bezahlten    Kräften    überant- 
wortet   wird,    jedes    Arbeitseinkommen    im 
Cnternehmereinkommen    verschwindet    und 
-  :s  zum  reinen  Kapitalgewinn  bezw.  zur 
reinen  Besitzrente  wird. 

3.  Rechmuigsmässige  Zerlegung   des 
Untemehmereinkommens.     Der   einzelne 
Unternehmer    wird    allerdings    das    Unter- 
nehmereinkommen, das  für  ihn  aus  seinem 
Produktions-   und  Erwerbs!  «triebe    sich   er- 
riebt,    mit    der    Höhe    der    marktgängigen 
Preise,     die    für    überlassene    Kapitalsver- 
mögensnutzungen  und  Arbeitsleistungen  als 
reine  Besitzrente,  d.h.  als  Pacht  und  Miets- 
rente bezw.  Kapitalzins  und  als  Lohn  bezw. 
I    Gehalt     regelmässig     erzielt    werden,    ver- 
gleichen   und   danach   den    Betrag    des   be- 
j    zogenen    rntemelimereinkommens    in    ver- 
diene-Bestandteile    zerlegen.     Er    wird 
entsprechende  Renten  und  Kapitalzinsen  für 
die  verwendeten  eigenen  Vermögensbestand- 
teile sowie  für  Lohn    für-  seine  Arbeit  nach 
marktgängigen  Preisen  in  Rechnung  stellen 
und  den  überschiessenden  Betrag   als  einen 
sonderen      Unteriiehmergewinn      buchen. 
Aber   diese    Ausscheidung   der   Bestandteile 
ist   ledigüch   eine   rechnungsmässige ,    that- 
sä  hlich    setzt    sich    das   Einkommen    nicht 
aas     getrennten     Bestandteilen     zusammen. 
Soweit  die  Unternehmerstellung  nur  gesucht 
wird,  unter  dem  Motive  materieller  Gewinn- 


interessen, wird  ein  Unternehmen  nicht  be- 
gonnen wi  rden,  sofet  :  einen  Unter- 
nehmergewinn in  jenem  i  □  i  ren  Sinne  er- 
,.  i,i  da  i  nternehmer- 
einkommen  den  B  d  anderweitig  er- 
zielbaren Renten-,  Zins- undLohnein! 
nicht,  äo  erscheint  d:  Ergel  •  sub- 
jektiven Standpunkt                  rnel 

bereits  als  eil gatit  i  -    i  ährend  t:  al 

lieh   doch    von   ihm   ein   positives    Einkom- 
mensergebnis  erzielt   wird   und   ein    reeller 
Verlust ersl  entsteht,  wenn  selbst  dieSumme 
der     wirklichen    Selbstauslagen 
reicht  wird. 

Der  Umstand,  dass  der  in  dem  thatsäch- 
lichen    Verhältnisse    des    Ertrages    zu 
Kosten  sich  äussernde  wirtschaftliche  1 

Unternehmens  sich 
lauf    einer  —   kürzeren    oder    längeren   — 
Produktions-    bezw.   Wirtsehaftsperiode  _  er- 
giebt,  verleiht  der  Unternehmerfnnktion  einen 
spekulativen  Charakter,   der   um    so  äti 
hervortritt,    je   grösser   die    Unternehmung, 
je    weiter    der    Markt,   je    schwieriger    die 
Produktionstechnik    und    je     komplizierte] 
ferner  die  Produktions-,  die  Absatz-  und  die 
Verkehrsverhaltnisse    äich    gestalten.      Mau 
hat  daher  verschiedentlich  wenn    nicht    das 
gesamte    Unternehmereinkommen,    so    doch 
den  Ünternehmergewinn   im    engeren    - 
als  Risikoprämie  aufgefasst.    Als  solch 
der  realisierte  Gewinn   im  Hinblick  ani  die 
überstandene    Gefahr  des  aus   einem    Miss- 
lingen     resultierenden     Vermögensverlustes 


in  "der  Vorstellung  des  Unternehmers  er- 
scheinen und  letzterer  die  Gründung  oder 
Uebernahme  eines  Unternehmens  von  einem 
entsprechenden  Verhältnis  der  Gewinn-  und 
Verlustchancen  abhängig  machen;  eine  Er- 
klärung der  objektiven  Ursachen  für  die 
Entstehung  und  Fortdauer  des  Unternehmer- 
einkommens oder  -gewinnes,  wie  er  im  einen 
Falle,  des  Verlustes,  wie  er  im  anderen 
Falle  vorliegt,  enthält  diese  Auffassungs-w  eise 
nicht. 

Je  kleiner  das  Unternehmen  ist,  je  ge- 
ringfügiger die  verwendeten  Produktions- 
mittel und  Kapitalien  sind  und  je  mehr  zu- 
gleich in  der  unmittelbar  physisch  produ- 
zierenden Thätigkeit  des  Unternehmers 
Schwerpunkt  des  Betriebes  ruht,  desto  mehr 
gleicht  der  Existenzgrund  des  untemehmer- 
einkommens demjenigen  des  Lohnes  und 
desto  mehr  folgt  er  ähnlichen  Gesetzen  wie 
dieser.  Je  grösser  aber  der  Umfang  der 
verwandten  —  eigenen  oder  fremden  — 
Kapitalien  und  je  grösser  die  Zahl  der  be- 
schäftigten Lohnarbeiter  wird  und  je  mehr 
der  Unternehmer  deshalb  sich  auf  die  Aus- 
übung der  Leitung  odei  gar  auf  die  rein 
ökonomische  Leitung  d  s  ganzen  beschränkt 
oder  beschränken  muss,  desto  mehr  nimmt 
das  Unternehmereinkommen  den    Charakter 
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Hapitalgewinnes  an.  In  der 
Akti  i  -  iiaft.  wo  die  Unternehmer  sich 
jeder  persönlichen  Teilnahme  auch  an  der 
leitenden  Thätigkeit  entschlagen,  offenbarl 
sieh  letzterer  in  ungetrübter  Reinheit  Wenn 
auch  in  der  Wissenschaft  der  Begriff  dos 
Unternehmereinkommens  schliesslich  auf  alle 
im  selbständigen  Betriebe  erworbenen  Ein- 
kommen hat  ausgedehnt  werden  müssen, 
da  ihnen  allen  gewisse  formale  Grundlagen 
gemeinsam  sind,  —  deckt  doch  die  im  ge- 
wöhnlichen Leben  mit  dem  Ausdrucke  I  n- 
ternehmeiK  regelmässig  vorhandene  Vor- 
stellung nicht  diejenigen  Gattungen  selb- 
ständiger  Betriebe,  deren  wesentliche  Grund- 
lage vorwiegend  die  persönliche  Arbeit  dos 
Inhabers  ist,  sondern  nur  diejenigen,  in 
die  Bewirtschaftung  des  Kapitals  die 
Hauptgrundlage  bildet.  Es  wird  sich  doch 
kaum  leugnen  lassen,  dass  die  specifische 
Bedeutung  des  Unternehmergewinnes  vor- 
weise in  ihrer  kapitalistischen  Fundierung 
liegt. 

4.  Unteraehraergewinn  und  Kapital- 
gewinn. Alle  aus  den  Produktionserträgen 
abgeleiteten  vertragsmäßigen  festen  Besitz- 
renten, welche  den  sogenannten  Kapitalzins 
sen,  werden  ebenso  wie  die  ge- 
zahlten Lohnbeträge  ursprünglich  in  dem 
i  i  der     Unternehmungen      er- 

worben.    Die  Erklärung  der  Ursachen,  wel- 
che den  Gesamtunternehmungsertrag,  soweit 
en   Charakter  des  Kapitalgewinnes  an- 
mt,    bedingen,    schliesst    auch    die    Er- 
i  c   Möglichkeit  und  Notwendigkeit 
Kapitalzinses    wie   der   Grundrente,    so- 
weit  sie    innerhalb    der   Verkehrswirtschaft 
zur    Entstehung   gelangen,   ein.     Es   bleibt 
weiter  zu  erklären,  warum  der  Kapitalge- 
winnertrag der  Unternehmung  in  dor  Regel 
der  Fälle   sich   nicht   nach   dem   Verhältnis 
der  Menge  des  verwandten  fremden  Kapitals 
und  der  Grösse  des  eigenen    Kapitals  dos 
Unternehmers    zwischen    dem    Kapitalisten 
und  dem  Unternehmer  teilt,  vielmehr  dem 
Unternehmer  mehr  zufällt,  als  der  rechnungs- 
-  bestimmte  Zinsertrag  seines  Kapitals 
betragen  würde. 

Die  Gesamtheit  der  Besitzrenten,  welche 
ler  Volkswirtschaft  von  seiten  der  Be- 
sitzenden bezogen  werden,  beruht  auf  der 
einfachen  Thalsache,  dass  die  Summe  dor 
produzierten  Einkommensgüter  grösser  ist 
als  die  Summe  alles  dessen,  was  der  Ge- 
samtheit dor  in  derProdukti liese  im 

weitesten  Sinne  genommen  Thätigen  als 
lt  für  die  von  ihnen  geleistete  körper- 
liche und  Arbeit  zufällt.  Je  nach 
der  Gunst  oder  Ungunst  <\>-t  gegebenen 
Naturbedingungen,  unter  denen  die  Arbeit 
sich  bethätigt,  je  nach  dem  Intensitäts-  und 
Qualitätsgrade  der  Arbeit  und  der  grösseren 
geringeren  Vollkommenheit    ihrer  tech- 


uischen  und  ökonomischen  Organisation  und 
je  nach  dem  .Masse  der  von  der  Arbeit  wirk- 
sam geltend  gemachten  Ansprüche  ist  der 
absolute  und  relative  Betrag  der  Besitzrenton 
ein  grösserer  oder  kleinerer.  Er  ändert 
sich,  wie  die  Kombination  jener  Bedingungen 
sich  vorschiebt.  Dass  aber  die  von  der 
Arbeit  bezogeneu  Einkommensäiniivalenb 
jemals  den  vollen  Reinertrag  der  volkswirt- 
schaftlichen Produktion  absorbieren  könnten. 
ist  bei  der  auf  Sondereigentum  ruhenden 
Verkehrswirtschaft  undenkbar.  Da  die  Ver- 
fügung über  die  vorhandenen  Produktions- 
mittel nur  in  den  Händen  Einzelner  ist.  da 
ferner  die  besitzenden  Klassen  ausser  über 
die  Produktionsmittel  auch  über  die  Vorräte 
der  Ertragsprodukte  verfügen  und  diese  zur 
Erhaltung  der  Kontinuität  des  Produktions- 
und  Cirkulationsprozesses  den  Arbeitende!] 
nur  gegen  Mitwirkung  an  der  in  laufender 
Produktionsperiode  in  Herstellung  begriffenen 
Zukunftsgüter  abtreten,  die  Arbeiter  ah 
ohne  die  sachlichen  Produktionsmittel  zur 
Verfügung  zu  haben,  nicht  produzieren  und 
den  Ersatz  dor  von  ihnen  konsumierten  Ein- 
koinmensgüter  beschaffen  können,  so  ergiebt 
sich  die  Unmöglichkeit,  dass  die  besitzende 
Klasse  den  Arbeitern  die  Produktionsmittel 
behufs  Fortsetzung  der  Produktion  unter 
üel  lerlassung  des  vollen  volkswirtschaftlichen 
Produktionsertrages  verfügbar  machen,  und 
ist  es  für  diese  Betrachtung  völlig  gleich! 
giltig,  ob  man  dem  Naturfonds  und  den 
Kapitalgütern  eine  selbständige  Produktivität 
neben  der  Arbeit  oder  ob  man  die  Ver- 
fügung über  sie  nur  als  die  notwendige  Vor- 
aussetzung der  Produktivitätsentfaltung  der 
Arbeit  betrachten  will. 

Was  für  das  Ganze  der  Volkswirtschaft 
gilt,  gilt  indessen  nicht  gleicherweise  für 
jede  einzelne  verkehrswirtschaftliche  Knter- 
nehmung  innerhalb  des  Ganzen.  In  der 
privatwirtschaftlichen  Organisation  geht  alles 
dem  höchsten  Tauschwerte  nach.  Jeder 
Unternehmer  sucht  seiner  Produktions-  und 
Erwersthätigkeit  diejenige  Richtung  zu  geben, 
in  welcher  er  bei  gegebenen  Kosten  für 
die  Produkte  oder  Dienstleistungen  seiner 
Unternehmung  die  höchste  Bewertung  im 
Verkehr  und  die  höchsten  Preise  erwarten 
darf,  oder  er  sucht  seiner  Unternehmung  die- 
jenige Einrichtung  zu  verleihen,  bei  welcher 
er  durch  Herabminderung  der  Produktions- 
kosten bei  gegebenen  Preisen  der  Produkte 
oder  Leistungen  die  höchsten  Gewinne  zu 
machen  hoffen  kann.  Da  Kostenersatz  und 
Gewinnrealisierung  in  der  Zukunft  liegen, 
so  kann  in  einzelnen  Fällen  oder  bei  ge- 
wissen Kategorieen  von  Fällen  da,  wo  schwan- 
kende und  unsichere  Faktoren  in  die  Rech- 
nung eingestellt  werden  müssen,  der  Erfolg 
die  Erwartung  täuschen  und  der  KapitaP 
gewinn  ausbleiben    oder  sogar  statt  Gewinn 
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i  Verlust    ergeben.     In    solchen    I 
,!  allerdings  der  erzielte  Ertrag 
aber   hinaus  Kapitalvermögen    durch  'las 
eitsentgell   absorbiert.     Umgekehrt 
,    besonders    hohe    Gewinne    -    sowei 
,    Verwertung    individuell    vorteilhafte] 
duktionsmittel  oder  Produktionsmetiioden 
u,„  _  auf  die  Dauer  mch.1  be- 
btet werden  können,  da   allmählicl 
Prickelnde  ausgiebige  Unternehmerin  >nkur- 
u  die  Vorteile  der  Verwendung  oder  des 
erallgemeinern   und   in  Herab- 
Ljkung   des   Preises   nach   Massgabe   des 
etennfveaus  den  besonderen   Vorted  den 
msumenten  zuwenden  wird.     Jessen  in 
r  Regel  der  Einzelfälle  und  dort   überall 
,.i,    wo   die  Einzelunternehmung'   mit  sta- 
fentechnischen und  gleichbleibenden iMar|t- 
fchaltnissen   rechnen  kann,    muss  für  die 
iternehmung     ein    Kapitalgewinn     übrig 
liben    höher  oder  geringer,   je  nach  der 
IStärke  der  ökonomischen    und  sozialen  Po- 
sition der  Arbeiterklasse,  mit  anderen  Wor- 
ach  Massgabe    der  relativen  Machtver- 
hältnisse  auf    seite    des    Kapitals    und    de, 
Jj-beit.     Her  Ruhepunkt,    den  die  thatsach- 
Verteüung  des  Wertes  darsteUt,  wird 
Aschen  den    durch    das  Existenzminimum 
des  Lohnarbeiters  und   den    durch    die    U>- 
runo    des  vollen  Produktwertes  gege- 
,   Grenzen  hegen,    er   kann  die  erstere 
ireieheu.    aber    niemals    auf    die 
Dauer  die  letztere,   da   alsdann    die  Unter- 
nehmer   ihre    Betriebe    einstellen    und   auf- 
bürden,   was    gleichbedeutend    wäre 
mit  einer  völligen  Stockung  derorgams 
Funktionen  des  volkswirtschaftlichen  Korpers 
fcezw.  seiner  einzelnen  Glieder. 

Hie  auf  individuellen,  von  der  Verallge- 
erung  ausgeschlossenen  Produktionsvor- 
teüen  fassenden  Ertragsteile  können  bei  ver- 
kehrswirtschaftlichen    Zuständen   überhaupt 
durch  keine   Konkurrenz   beseitigt   werden. 
3      te    ergeben    sich    ans    der 
Fruchtbarkeit   des   Bodens,    grösserem    Kr/.- 
nnd  Mineralreichtuni   der  Bergwerke.    Ver- 
füeune   über  besondere  Kraftquellen,    güns- 
tigerer   Lage    der    Produktionsstätte     zum 
Markte,  besserer  Geschäftslage  etc.  Me  unter- 
scheiden sich,  auch  die  neben  dem  Kapital- 
ains  gewöhnlich  besonders  genannte  Grund- 
rente,  innerlich  in   nichts  von  den  übrigen 
Besitz-    oder  Vermögensrenten     die    in   der 
Produktion    zur  Entstehung   gelaugeii.     Die 
ihnen   zu  Grunde  hegenden  Thatsaehen  er- 
höhen nur  die  einzelne  Besitzrente  oder  den 
Ertrag   der  Unternehmungen   über   das 

eüie  Niveau,  bilden  aber  kanen  fremden 
Bestandteil  in  ihm  oder  neben  ihm.  Die 
,t.  deren  Erfolg  dadurch  erhöht  wntf, 
kann  ihn  in  privatwirtschafthchen  Zustanden 
nicht  für  sich  in  Anspruch  nehmen  noch 
erhalten,    da    der    Lohn    den   Gesetzen  de. 


Marktverkehrs  folgt  und  dieArbeil 

zu  dei   G  I  '".  7"hvl" 

:  i   hervor- 

!D    ist     -  '    Uatt" 

liehen   Zuständen  könnte   der  ein; 
Gunst    -  Produkt* 

srungen  '"  M"": 

der  Arbeit   um-  auf  die  Gesamtheit  verteilt, 
nichtaberdeu  Arbeil  '  werden, 

die    gerade    bei    seiner    Gewinnung    thatig 

waren       Kr    kann    zunächst    nur    das    Ein- 
kommen des  Unternehmers  erhöhen.  Anderer- 
seits   wird    er    ans    dem    Dnternehmi 
kommen    wieder   ausgeschieden,    wen) 
individuelle    Produktionsmittel,    z.    O.    dei 
Boden,    dem    Unternehmer    nur   von    einem 
Eremden  Eigentümer  überlassen  ist,    d 
Kapitalgewinn  hierdurch  mcht  unter  dasaü- 
eine  Niveau  herabgedrückt  wird. 
F.   erübrigt    die  Thatsache  zu  erklaren, 
^gewinn  des  Dnternehn 
auch   dort,   wo  keine  persönhcheThatigkeit 
geleistet    wird    oder    sonst    die    B 
^persönlichen   Leistungen  neben  der 
Flossen    Kapitalverwertung    zurücktritt,    in. 
allgemeinen  stets  höher  ist  als  der  Kapital- 
mithin auch  dort,  wo  er  fremdes  Kapital 
in  ..inen  Dienst  nimmt,  ihm  bei  voller  Kon- 
kurrenzwirkung   en    Gewinnüberschuss  ver- 
bleibt      Zunächst  steht  so  viel  fest,  dassi 
i  Kapital,   sofern   es   nicht   in  unterschiedlich 
validierten  Produktionsmitteln  besteht  an 
dem    Mehrgewinn,   den   die   eine  l  nterneh- 
mung  voi    ler  anderen  erzielt,  ebensowenig 
teilnehmen  kann   wie   die  gewöhnliche  Ar- 
beit   da   seine  Nutzung  wie  die  Arbeit  nui 
einen  gleichmässigen  Marktpreis  haben  kann 
und  das  einzelne  Kapital  in  keiner  speeieUen 
Beziehung    zu   der  Höhe   des  individiiel len 
PrSolserfolges  steht.    Selbst  die  höher 
qualifizierten   Produktionsmittel   können   an 
einem  gesteigerten  Ertrage  nur  in  demjenigen 
Verhältnis  teilnehmen,  wie  diese  Steigerung 
durch  diese  ihre  Qualifikation  veranlass! 
Hessen  auch  den  in  den  1  nternehmungen 
ein  nlld  gewöhnlich  erzielten  Kapital- 
,n    kann    der    Zins     nicht    völlig   er- 
schöpfen.    Denn,   thäte  er  dies,   so  wurden 
Unternehmungen    nicht  »»mmen 
und    Festehende    nicht   dauernd   fortgesefa*, 
da   alsdann   für   die  Unternehmer  das ,*rt- 
schaftiiehe    Interesse    an    der    Verwertung 
fremder   imd   schliesslich  auch  der  eig 

K^:;:li'w^tatsache.das,derKapitfl- 
geJmn  sich  nicht  bloss  nach  der  Grosse  des 
^gewendeten  Kapital,,  sondern  zr.ghach 
der  verschiedenen  Lange  des  Zeit- 
^mes  richtet,  der  den  Beginn  des  1  r;  - 
duktionsprozesses  von  .lern  Ze  rtpunk  K  > 
definitiven  Absatzes  der  fertigen  Piodutte 
und  Leistungen  an  den  letzten  Konsumenten 
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;.  und  dass  ferner  innerhalb  des  ganzen 
Berstellu  5ses,  den  ein  Produkt  durch- 

läuft, der  gesamte  Kapitalgewinn  unter  die 
I  Unternehmungen  ebenfalls  wieder 
ach  Zeitdauer  der  Kapitalaufwendungen 
-     bte  die  Vollendung  der  einzelnen 


ukiionsstufen  bedingt,  erklärt  sieh  eben 
falls  leicht  ans  dem  Wesen  der  Privatwirt- 
schaft,    In   der   Verkehrswirtschaft   erfolgt 
die  Produktion  nicht  zur  Deckung  des  Eigen- 
bedarfs, sondern  unternehmungsweise,  d.  h. 
behufs  Erzielung  von  Gewinn  durch  vorteil- 
en Absatz.    Das  kapitalistische  Interesse 
haftet  nicht  an  der  Individualität  des  Eapital- 
5,    sondern    lediglich  an   seinem   allge- 
meinen   Vermögenswerte     und    an    seinem 
Gelderträge.      Mit    den    einzelnen    Kapital- 
werten  wird  gleicher  Gewinn  erstrebt,  und 
für  dieses  Streben  i-t  es  gleichgiltig,  ob  der 
Umsatz  der  Kapitalsgüter  in  Produktion  und 
Verkehr   schneller   oder  langsamer   erfolgt. 
Ein  Produktionsprozess  von  längerer  Dauer 
wird  von  den  Unternehmern  nur  dann  ein- 
te1   werden,  wenn  der  Wert  der  abge- 
ten    Produkte    die    Summe    der    ii 
luktion  aufgewandten  Kapital-  oder  Ver- 
mögenswerte um  so  viel  überragt,  dass  aus 
der  Differenz  auf  die  "Werteinheit  des  Kapi- 
tals  die  übliche  Rente  nach  Verhältnis  der 
Zeitdauer  des  Produktionsprozesses  sich  er- 
giebig während  bei  kürzerer  Dauer  des  Pro- 
duktion^ dje  Verwendung  der  vor- 
handenen  Produktionsmittel    auch  in  einer 
geringere  Wertdifferenz  in  Aussicht  stellen- 
den   Richtung   vorgenommen   werden   kann. 
Ob    die    Wertsteigerung   anknüpft    an    das 
Wirken   von   selbsttätigen   Naturprozessen, 
wie  beim  Lagern  des  Weines  behufs  Quali- 
tätsverbessi  rung,  oder  an  eine  längere  Dauer 
ä]  rozesses  oder  aber  an  das  er- 
eiche  Abwarten  günstig,  r.  i  Gestaltungen 
im   Verhältnis  von  Nachfrage  und  Angebot, 
ist  in  dieser  Hinsicht  irrelevant.    Mein  eine 
natürliche    gleichmässige  Produktivität    des 
Kapitals  oder  die  Produktivität  des  Kapitals 
baupt  ist  die  Ursache  der  Erscheinung, 
dass    das  Kapital    nach  Massgabe   der  Zeit- 
■    eine    gleichbleibende    Rente    erzielt, 
vielmehr  veranlasst  das  auf  seite  der  Unter- 
nehmer wirksame  Selbstinteresse,   nur  die- 
sen Achtungen  in   der  Produktion  ein- 
_■■  ::.  bei  welchen  die  Bewertung  der 
Erzeugnisse   im  Verkehr  —   noch  ist,  dass 
rzielbare    Wertdifferenz   im  Verhältnis 
I  zu  der  Dauer  des  Produktionsprozesses 
und  der  Dauer  der  Kapitalverwendüng. 
Wenn  ein  wirtschaftliches  Gut,  wie  meist 
deht,  auf  seinem  Produktionswege  von 
■i  stufe  bis  zur  letzb  d  rersehi 
igen  aufeinanderfolgend  durch- 
voÜziehl    sich    sogar,    da 
Unternehmer  im   Preise  d<  r  Vor- 
ige    die      Ms     dahin      erwachs,  m  i 


Lohn-   und    Rentenbeträge   zur  Auszal 
bringt,   so  dass  deren  D  im-    unter   - 
Selbstkosten   erscheint,   das  Anwa.  hs. 
Gewiunrente      in     dem     geschilderten 
sammenhange  nach  den  Kegeln  d.i   / 
zinsbildung. 

Wenn  nach  allem  die  Prei.-e.  wie  sie 
auf  dem  freien  Markte  bilden  und  behau 
weit    entfernt    davon    sind,    allgemein 
Verhältnisse     der    in    den    Produkten 
Leistungen     enthaltenen    Arbeitsquant;: 
und  -Qualitäten  zu  entsprechen,  um  so  « 
als    überdies    besondere   Produktion svoi 
den   Unterselüed   zwischen  Tauschwert 
Costenarbeit    im    einzelnen   vergrösser 
wird    doch   hiervon   die  Teilung   des  \ 
wirtschaftlichen     Gesamtertrages     zwischen 
Arbeit    und    Kapital    nicht   berührt.     E 
lediglich    die    Verteilung    der    Besitzi 
unter  die  Einzelneu,  welche  mit  Produkt 

•  i  "1er  Kapitalvermögen  bei  der  verkehrs- 
wirtschaftlichen   Produktion    beteiligt 
die  hierdurch  bewirkt  wird. 

In    der    Erklärung    der   Erscheinuu. 
welche  der  Unternehmungsgewinn  als  Kapi- 
talgewinn bietet,  liegt  zugleich  die  Erklä 
der  analogen   Erscheinungen   auf   seite 
Kapitalzinses  und  der  Grundrente. 

5.    Verschiedene    Höhe    des    Unter- 
nehinergewinns  in  der  Wirklichkeit.    In 
den  vorstehenden  Erörterungen  sind  die  Ent- 
stehungs-  und  Bestimmungsgriinde  des  I  "nter- 
nehmergewinns    im    allgemeinen    darg 
die  Verschiedenheit  der  konkreten  Vei 
nisse    der    einzelnen   Unternehmungen 
Cnternehmungskategorieen  ausser  acht    ge- 
lassen.   In   der  Wirklichkeit  aber  offenbart 
die  Klasse  der  Unternehmungen  eine  gresse 
Mannigfaltigkeit  der  Arten  und  Individuali- 
täten und  bewirkt  diese  Verschiedenheit 
konkreten  Verhältnisse  eine  starke  Diff. 
zierung  der  einzelnen  Ertrags-  und  Gewinn- 
tate.     Eine  Ausgleichungstendenz,   wie 
sie  den  übrigen  Ertrags-  und  Einkommens- 
kategorieen   innewohnt,  besteht  auch  inner- 
halb des  Unternehmereinkommens,  die  Hemm- 
nisse jedoch,   welche  ihre  Wirksamkeil 
schränken,    sind   hier  grösser  als  anderswo. 
Zur  vollen  Wirksamkeit  vermag  die  Tendenz 
zur  Ausgleichung  —  soweit  nicht  überdies 
besondere   Produktions-   oder  Absatzvorl 
wie  -nachfeile   im   Einzelfalle   von  Einfluss 
sind    —    nur    innerhalb    gleichartiger    öden 
jstens  nahe  verwandter  Unternehmungen 
zu    gelangen    und   auch   hier   nur  bezüglich 
der  Höhe  des  einzelnen  Gesamtertrages,  der 
sieh  zu  dem  Umfange  des  einzelnen  Unter- 
nehmens überall  ins  Verhältnis  setzen  wird. 
Soweit    der  blosse  Umfang  der  Einzelunter- 
nehraungen    .-ine  Verschiedenheit   der  rela- 
tiven Produktionskostenbeträge  zur  Folg"  hat, 
werden    entw. -der  die  Unternehmungen  be- 
sonders    vorteilhaften     Umfangs    —    meist 
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dies    die    grösseren   sein  —einen 
clinittlicheu    Ertrag,    die    l  nter- 
,„,.,.„    von    besonders    unvorteilhafter 
hsCTÖsse   einen    hinter   dem    mittleren 
orückoleibenden      Ertrag     erzielen.       Eine 
Uisgleichung     dieser    \  ersehieden- 
dureh   Erweiterung    oder  Einschrän- 
ke des  Betriebes  auf  das  ökonomisch  vor- 
eühafteste   Mass    wird    bald    durch  Mangel 
m  Kapital  oder  Mangel  verfügbaren  Bodens 
„!,.,.  dm.ch   andere  Umstände   weithin  ver- 

T)as  Einkommen    des    einzelnen    Unter- 
ers wird  sich  selbstverständlich  überall 
aiedeu    hoch  stellen  je  nach  dem  Ver- 
hältnis   des    von  ihm  beschäftigten  fremden 
K  ipitalvi  rmögens  zum  eigenen  und  dem  da- 
-    sich   ergebenden  Verhältnis   der  Zuis- 
und    Reutenabgabe    zum   erzielten    Gesamt- 
nne      Weit    unvollkommener    aber   als 
innerhalb  gleichartiger  Unternehmungen  voll- 
rieht  -ich  die  Ausgleichung  der  Erträge  und 
les  Gewinnes  innerhalb  weiterer,  ungleieli- 
fftige  Unternehmungen  umfassender  Produk- 
-  und  Erwerbsgebiete.     Hier  wirkt  vor 
allem   der  Umstand   in   weitestem  Umfange 
mend,  dass  viele  sachliche  Produktions- 
;    und  Kapitalsgüter   eine   andere  Ver- 
wendungsrichtimg  als    die    bisherige    über- 
haupt   nicht    zulassen   oder  doch  nur  unter 
erschwerenden    Umständen.    —   unter   Aul- 
lung  von  Kosten  für  die  Anpassung  an 
len    veränderten    Verwendungszweck    oder 
unter  Verursachung  von  Verlusten.    Die  An- 
.    ingsfähigkeit  des  fixen  Kapitals  ist  da- 
nach geringer  als  die  des  umlaufenden.     Je 
stärker    das  Verhältnis    des    fixen   Kapitals 
zum   umlaufenden  ist.    desto  schwerer  voll- 
zieht  sich   die  Ausgleichung.     Sie  tritt  nur 
dort  ein    wo  die  durch  die  Umwandlung  des 
Unternehmens   veranlasste   Einbusse   die   in 
Aussicht   stehende  Erhöhung  des  Gewinnes 
nicht  aufwiegt. 

\ber  nicht  nur  die  Individualität  dei 
Produktionsmittel  und  Kapitalien  sondern 
auch  die  persönliche  Individualität  der  Unter- 
nehmer selbst  erschwert  eine  Ausgleichung. 
Je  mehr  die  Funktion  und  Stellung  des 
Unternehmers  in  den  einzelnen  Betriebsarten 
an  die  Voraussetzung  bestimmter  i^ualiti- 
kationen  nach  speeifischer  persönlicher  An- 
lage speeifischen  Kenntnissen,  Fertigkeiten 
und  Uebungen  geknüpft  ist,  desto  schwie- 
riger gestaltet  sich  der  Üebergang  von 
einem  Unternehmen  zu  einem  anderen  und 
desto  unsicherer  wird  der  Erfolg  des  Ueber- 

™ffierzu  kommt  noch,  dass  es  öfters  nicht 
deutlieh  erkennbar  ist,  ob  ein  Rückgang  oder 
eine  Erhöhung  des  Gewinnes  vorübergehen- 
den oder  dauernden  Charakters  ist,  ferner 
dass  bei  der  Mannigfaltigkeit  der  1  ntemeh- 
mungskategorieen  und    in    der    speeifischen 


und  *  u  Kompliziert- 
heit dei  den  Ertrag  b  Len  technisi 
und  ökonomischen  Bedingungen  Ein  v>- 
stehende,  in  die  i  ecieüen  Verhältnisse 
einzelnen  Produktions-  und  Erwerbszw 
nicht   Eingeweil 

ist    die  Höhe  der  Erträge  un     G 
beurteilen    und   mit   den  l-'.n  '■  '■■  - 

■winnen     anderer    Zweige     zu     \ 
1  Uebrigens  erschöpft  sich  mil  den 
Gewinne   nichl   die   Möglichkeit    wirtsi 
lieber  Vorteile.     Auch  greifen  Ei 
nicht   wirtschaftlicher  Natur.    Rü 
soziale    und   sonstige    Vorteile    al 
oder  rein  individuellen  Charakters  oft  genug 
bestimmend    ein    und    lassen    das    Sti 
nach  höherem  Einkommen  und  Gewinn 
oder  weniger  zurücktreten.     Endlich  Lu 
dem     den     Menschen    innewohnenden 
harrungsstreben    ein    liier  wie  auf  anderen 
Gebieten   allgemein   wirkendes   Hemmu 
moment,   dessen  Stärke  nach  Individuahta  . 
Stamme,-  und  Volkeseigentümlichkeit, 


Klassen-  und  Berufsgewölinung  sowie 
dem   allgemeinen  Kulturstand.  ■  in  verschie- 
denem Grade  auftritt,  das  aber  dochubera 
vorhanden    ist,    obschon    es   nach  Massgab 
des  Steigens  der  wirtschaftlichen  Kultur  äi< 
abzuschwächen  pflegt    Unter  dem  Einflüsse 
dieser   Momente   sehen  wir,   dass  nicht  mu 
einzelne  Unternehmer,    sondern   auch  ganze 
Klassen    und    Gruppen   von   Unternehmern 
sich  dauernd    mit    ungewöhnlich  niedrig  d 
Gewinne    begnügen,    andere    dauernd    Ge- 
winne   von   unverhältnismässiger   Hohe   be- 
haupten, da  die  Möglichkeit  ausgleichen 
Konkurrenz  sich  thatsächlich  nicht  verwirk- 

L  Bei  Unternehmungen,  die  mit  grosser 
Verlustgefahr  verbunden  sind,  ist  durch  eh 
diesenUmstandeine  individuelle  Verschieden- 
heil der  Einzelgewinne  gegeben  Sie  kennen 
mit  anderen  Kategorieen  lediglich  nach  dei 
fiktiven  Grösse  ihres  Durchschnittsgewn 
verglichen  werden. 

I)a  di enerelle  Höhe  des  l  nternehn 

Kewinnes     sieh    aus    mannigfaltigen    Pi 
kämpfen   auf   dem   Verkehrsmarkte   ergiebt 
so    wird    sie    bestimmt    durch    die    relative 
Starke  der  miteinander  ringenden  ™chatt; 
lichen  Faktoren.    Je  niedrig«  *  der 

wirtschaftlichen  Entwickelung,    desto! 
nflegt    der    Anteil    des    Kapitals    und 
Unternehmer  am  wirtschaftlichen  R, 
zu  sein,  da  alsdann  die  g. 
verfügbaren  Kapitals  sowohl  wie  der  M 
an   qualifizierten  Persönlichkeiten,   üb 
die  grössere  Fülle  besonders  ergiebiger]    o- 
dukticmsgelegenheitencheMöghehkeithohere. 

Kapitalsewmne   Meten.     Die  ^mit .fortsch 
tender    wirtschaftlicher    Entwickelung    zu- 
nehmende Ansammlung  von  Kapitalvermögen 
in  Verbindung    mit   der    wachsenden    Ver- 
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breitung  und  Steigerung  der  für  das  Unter- 
nehmertum qualifizierenden  wirtschaftliehen 
Fähig  -  rwie  die  Abnahme  der  relativen 

Ergi  der  Produktions-  und  Absatz- 

-■nli.it.Mi   lässt   den  Unternehmer-   und 
Kapitalgewinn  allmählich  sinken.   In  gleicher 
Richtung  wirken  wachsende  Lohnansprüche 
der  Arbeiterklasse.    Die  Höhe  des  Kapital- 
zinses steht  im  allgemeinen  in  Abhängigkeit 
von   dem   in  den  Unternehmungen  erzielten 
italgewinne.     Im    übrigen   aber   richtet 
Zins  sich  einerseits  nach  der  Menge,  in 
da-  Kapital  von  denen  angeboten  wird, 
denen  Neigung,    Fähigkeit  und  Gelegenheit 
fehlt,    das    Kapital    im    Wege    der    Unter- 
nehmung selbst  ertragbringend  zu  verwerten, 
andererseits  von  der  Zahl  und  dem  Kapital- 
irfnis     der     Unternehmer.      Sinkender 
Unternehmer-ewina  führt  zur  Aufgabe  oder 
Einschränkung  der  Unternehmungen,    hier- 
durch   zur  Verstärkimg   des   Angebots   von 
Leihkapitalien     und    Produktionsfonds    und 
zum   Sinken    des   Zinsfusses   und   eventuell 
wieder    zur   Steigerung    des   Unternehmer- 
gewiunes.    Die  Konkurrenz  des  Konsumtiv- 
kredits    bewirkt    Steigen    des    Zinses    der 
Produktivkapilalien     oder    verhindert    sein 
Sinken.     Sir   beeinflusst  somit  indirekt  die 
Höhe  des  Unternehmergewinnes.    Einschrän- 
kung   der    Unternehmungen    verringert    die 
Nachfrage  nach  Lohnarbeit,  drückt  den  Lohn 
hebl  hierdurch  eventuell  wiederum  den 
■  atemehmergewinn.    Steigender  Lohn  ver- 
mag   die  Aufgabe   der   wesentlich  auf  die 
selbständige  Arbeit  der  Unternehmer  basierten 
Betriebe  zu  veranla 

Die    wirtschaftliche   Position   der  Unter- 
•1  nicht  von  gleichmässiger  Stäi-ke 
o    den    Preiskämpfen    des    Marktes.     Die 
Menge    der    kleinen   und   kleinsten    Unter- 
nehmer  ist   isl  in  mehr  oder  minder  ge- 
drückter   Lage,    nicht    nur  den   Abnehmern 
ihrer    Produkte  und  Leistungen  gegenüber 
sondern  audi  den   -rössoren  Verkäufern  der 
-1""'11     '"  !  n    Produktionsmittel    und 
Prodiiktionsmaterialien   gegenüber.    Mit  der 
"    ,|"''    Unternehmung,    des    Kapital- 
tzes   gewinnt  sie  an  stärke,  um  in  den 
grössten  I  nternehmungen   off   zu  einer  den 
Markt   nach  den    verschiedenen  Richtungen 
machenden     zu     werden.       Schon     die 
bessere  Uebersichl    über  die  Marktkonjunk- 
turen,  die    ihre  Stellung    ihnen    vermittelt, 
gereichl  den  Unternehmern  zum  besonderen 
Vorteile.     Der  wirtschaftlichen    Macht  der 
Arbeiter  ist   die  ihrige  meisi  überlegen,    in 
der  Hauptsache  auch  dann  noch,  wenn  diese 
111   ge           ener  i  »rganisation  ihnen  gegen- 
tehen,  und  es  I  ann  schwerlich  bestritt  □ 
werden,    dass    diese   Ueberlegenheil    gegen- 
über den  Arbeitern,   namentlich    den   nicht 
oft    zur   Ausbeutung    geführt 
""I  noch  führt.    In  richtiger  Erkenntnis 


dieser   in    den  Verhältnissen   ruhendei 
fahr  haben  -     bevor  der  Individualism 
der  Volkswirtschaft  zur  unbeschränkten  H 
schaft  gelangte  —  die  öffentlichen  Gev 
durch  Schaffung'  oder  Sanktionierung  fester 
die    wechselseitigen    Hechte    und   Pflichten 
der    Beteiligten    regelnden    Ordnungen    im 
weiteren    Umfange    und    grundsätzlich   den 
1  nternehmern  in  der  Geltendmachung  ihrer 
wirtschaftlichen  Ueberlegenheit  Schranken  m 
ziehen    und  hierdurch  die  schwächeren  ,,,,. 
abhängigen    Elemente    in    ihrer   Wirtschaft. 
liehen  und  sozialen  Lage  zu  schützen,  ebenso 
aber  auch  die  Unternehmer  vor  einer  unter 
ihnen  selbst  waltenden  rücksichtslosen  Kon- 
kurrenz  und  ihren  verhängnisvollen  Folgen 
nach  Möglichkeit  zu  bewahren  gesucht     Die 
vermittelnde     Stellung'     des     Handels     be- 
günstigt   die    Stärke    der   Position    in    der 
Kegel  mehr  als  die  mehr  gebundene  Stellung 
des     Produzenten.       Indessen     hat    die    in 
neuester  Zeit  schnell  sich  verbreitende  Bil- 
dung   von    Kartellen    behufs  Regelung    de* 
Produktion  und  der  Preise  den  industriellen 
Produzenten  einen  gewaltigen  Machtzuwacha 
gel, lacht.      Da     das    Mass     wirtschaftlicher 
Macht  die  Höhe  des  Gewinnes  bestimmt,  äo 
ist    es    natürlich,     dass    die     kleinen     und 
kleinsten    Unternehmer    auf    einen    rechne- 
rischen    Unternehmergewinn     im     engeren 
Sinne,    selbst    auf   einen   Kapitalgewinn    ol 
ganz  verzichten  müssen,  während  sehen  die 
mittleren    Unternehmungen    z.   B.    auf  dem 
Gebiete  der  Nahrungsmittelversorgung   un- 
verhältnismässigen Gewinn  erbringen. 

Rechtliche  und  wirtschaftliche  Monopole 
gestatten  dem  Unternehmer,  die  Preise  der 
Produkte  und  Dienstleistungen  lediglich  nach 
dem  Gesichtspunkte  höchstmöglicher  Renta- 
bilität einseitig  zu  bestimmen.  Unter  Um- 
ständen können  jene  wie  bei  Patenten  in 
den  Dienst  des  technischen  und  ökonomische! 
Fortschritts  gestellt  sein.  Im  übrigen  be- 
dürfen sie,  wenn  sie  aus  wirtschaftlichen 
Ursachen  erwachsen,  der  öffentlichen  Regu- 
lierung. 

Die  Eigenart,  der  schillernde  Charaktei 
des  I  nternehmereinkommens  und  des  Unter- 
nehmergewinnes und  die  hieraus  sich  er- 
Liel.eiide  Schwierigkeit  einer  wissenschaft- 
lichen Erfassung  macht  es  verständlich, 
die  Auffassung  seines  inneren  Wesens 
eine  sehr  verschiedenartige  und  schwankende 
ist.  Die  englische  Nationalökonomie  hat 
dem  Unternehmergewinn  keine  besondere 
und  eingehende  Behandlung  angedeih  n 
lassen.  Er  wird  dort  schlechtweg  mit  dem 
Kapitalgewinne  identifiziert  und  als  Ertrags- 
produkl  des  Kapitals  behandelt,  ohne  dass 
die  persönliche  Unternehmerthätigkeif  ge- 
bührend -ew  ürdigt  würde.  Die  französische 
Wissenschaft  hat  ihn  im  Gegensatz  hierzu 
in  d,r  Hauptsache  als  Lohn  für  qualifizierte 
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eit    aufgefasst.     Die  deutschen  A  . 

in  unter  starker  Verkennung  des  Lohn- 

,,;,,.  bald  der  englischen,  bald  der  fran- 

,,.h,;n    Erfassung    sich    angeschl 

,   ;,,a,v   eine    zwischen    beiden 

,,.„  vermittelnde  Stellung  eingenommen. 

Ere    haben    aus    dem    Unternehm. 

den  Unternehmergewinn  i 
L  ausgeschieden.     Neuerdings    erst      ■ 

.    l anen.  ihn  mehr  an,  dem  Gesamt- 

Lmenhange  der  ^rkehrserschemungen 
klären.  1  >•  t  wissenschaftliche  S<  ziahs- 
,       W    mit    der   enj  suchen 

gonafkonomie  in  .1er  Auffassung  de* 
SSdunergewinnes,  als  Kapitalpwinnes, 
Estmrmt,  erklärt  ihn  als  solchen  aus 
Im  Ab?uge  der  dem  Arbeiter  am  Lohne 
'  £m  von  ihm  erzeugten  Arbeitswerte  ge- 
Klt  wird,  eine  Erklärung,  die  mit  den 
RsehafÜicnen  Thatsachen  allerdings  in 
Km  Widerspruche  steht.    Aber  wenn 

G,  der  Unteraehmergewinn  nicht  lediglicn 
E  dem  Massstabe  des  verwandten  ^pi- 
|  bezog  «  der  Mehrzahl  der  lalle 

Bit  ohne   den  Einfluss  einer  persönlichen 
tetigkeit   des   Unternehmers  erzielt  wird, 
u    ,,.    Selbs1   oft    genug   in  ein  selb- 
gewonnenes  Arbeitseinkommen  udct- 

rt  in  dessen  Bildung  der  Emtluss  des 
„wendeten  Kapitals  kaum  noch  zu  er- 
enneu  ist  so  kommt  doch  in  dem  Masse, 
las  Wesen  der  eigentlichen  I  nterneh- 
img  reiner  hervortritt,  der  Charaktei 
Eauitalgewinnes  mehr  zur  Geltung.  Jeden- 
ril  ist  ohne  Kapital  kein  Unternehmen 
lenkbar  und  kann  Kapitalgewmn  m  der 
Auktion  nur  durch  das  Mittel  der  Unter- 
nehmung erzielt  werden 


Unternehmerverbände 
zur  allgemeinen  Vertretung  gemein- 
schaitlicher  Interessen.1 
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1    yisemeines.     I.  Die  Unternehmer- 
vereine   in  Deutschland.    A.  Für  du 
dustrie.     2.  \  Berufszweige. 

3  Vereine  für  mehrere  Berufszweige.  B.Fur  In- 
dustrie und  Handel.     1    I  ür  kleinere  Gel 
-,  FürdasEeichsgebiet.   C.  Für  Handel  undver- 
I  wandte  Gewerbe.  6.  Für  Handel  überhaupt 
einzelne  Handelszweig!     8.  Vereine  zum  Schutze 
de^  Kleinhandels 

I  werbe     II.  Die   Unternehmer  verein 
auslände.   10. Oesterreich-Ungarn.  11.  Frank- 
1  ',-eieh     12.  Finland  und  Russland.     1 
tnien.    14.  Belgien.    15.  Schweiz 
Länder. 

1    Allgemeines.     Unter     Uni 
verbänden,     werden    hier    verstanden 

Verein  ':lien 

und  kaufmännischen   ünternehi  e  ge- 

schäftlichen   Interessen     wahrneb 
mie   landwirtschaftlichen    Verein. 
Stein  Bd.  V   S.  515  ff.  besprochen,.     Die- 
'Si«en  Unternehmerverbände,  die  eine     1 
,        haftsthätigkeit   übemehn 
Kartelle     Ringe,  Trusts  ete.   gehören   nichl 
"und    sind    in    den  Arit    Kart, 
und  Trust,    oben    Bd.    \     t>.  •  ■'"•      ■/■"■ 
ttd    VII    S     213  ff.    besonder,    bespi 
Auch  die  mit  öffentlichen  Vorrechten  a 
rtettetenVei-einigungen   und    offrzieUen  In, 
eSenvertretunlen  sind  hier  auszusch 
v,,    ;„  Artt.Berufsgenossenschaften 
obenBd  II  S. 628 ff..  Handelskammern 
llYS    1022  fL,    Gewerbekamme-rn 
Bd    IV     S.    499Ö-,    Innungen    Bd.    I\ 
o    r-i/tfiffl       A'on    den    alsdann    noch   ver- 
bieibtlen  Vereinigungen  sind  die  Gev- 
und    polytechnischen    Vereine,    die    H 
Skervereine    und    -verbände,    die   Kredit- 
Smvereriie    und    die    Dampfkess^ 

D    Tl      Unternehmervereine<      mit    denen 

wir«    nach    dem  Gesagten   hier    zu   thun 
Ziel  stellen  sich  als  Org 

,Iar,  die  sich  neben  den  Handels- 

^mae^und  kaufmännischen  Korpomt: 


ii  Ber  Bearbeitung  dieses  Gegenstandes  in 
lpr  ersten   \uid  waVen   die   Ergebnisse   um- 

S  »anchen  lähtungen  hin  erweitert  werden. 
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•    und   namentlich    in  Deutschland 
rbreitung  erlangt  haben.   Ein 
Vereine    verdankt    sein    Entstehen 
-  wissen    Gegensatze,   der  si< 
sehen  dem  Verhalten   der  Handelskammern 
einerseits  und  den  Anschauungen  der  indus- 
triellen Kreise   bezw.  der  kleinen  Kaufleute 
ihre    Sonderbedürfnisse    andererseits 
an   manchen  Stellen   entwickelt   hat.     Was 
deinen    Kaufleute    anlangt,    so 
in  ihrem  Kampfe   gegi  i   Eonsumver- 
Abzahlungsgeschäfte,     Giossmagazine 
den   vornehmlich  vom  Grosshandel 
Grossindustrie    b 
Handelskammern  vielfach  nicht  d 
'  nterstül  unden  und  sahen  sieh  da- 

durch   zur    Vereinigung    der    in     gleicher 
hmg  intei   •  Elemente  veranlasst. 

Die  Industrie  ihrers.  nte  sich  inraan- 

chen  (durchaus  nicht  in  allen)  Handelskam- 
mern1 ,-.•111]-  Einfluss    verschaffen,  um 
lüber    dem    Hand,-],    der    über    mehr 
Wahk  .    die    Bestrebungen 

(  zum  Schutze  ihrer  Interessen  geltend  machen 
zu  können. 

Eine    gr Zahl   anderer  Vereine    da- 

-   s        -*  nicht  im  G(  gi  nsatze  zu  den  Han- 
iammern,   sondern  aus   dem   Bedürfnis 
len,  die  besonderen  Interessen 
stimmten    I  ippe    in  Ergän- 

zung der   Thä  Lelskammern 

wahrzunehmen.    Diese  Gruppe  ist  nachBe- 
gliedert,  während  die  erster,-,  meist 
nicht  auf  einen  bestimmten  Berufszwi 
schränkt  ist. 

i  weitaus  überwiegende  Mehrzahl  der 
ist  in  den  letzten  Jahrzehnten 
'•'      "      -  :    '  i  gsten  Zusammenhange  um 
Ausdehnung   des   industriellen   Lebens 
"",|  Ullt  den  !  n,  die  das  mo- 

derne   Verkehrswesen    im    wirtschaftlichen 
Ringen  hervorgerufen  hat. 
,     f;  rn,    insbesondere    in 

I   ein   vollständiges  Netz 
.  IhreZahl 
te  sich  auf  viele  hunderte  belaufen    Na- 
mit    [ndustrieen  be- 
wie    in    Rheinland -West- 

-  Iisen  und  Schlesien,  weiter 

ilsplätzen  sind  die  Ven 
-  !  Zahl  entstanden.    Ein   vollstäi 
rblick  darüber  ist  freilich  zur  Zeil  nicht 
erheblicher  Teil  der 
ine   wird    um-  in   engen    um 
Kreisen  bekannt.    Da  amtliche  Zusan 

-  i    meist    nicht    veröffentlicht    sind, 
"  die   Bi  arbeitung  im  wesentlichen 

aui  die  V  ziehen,  di 

1       Eüi  gaben    oder   sonstige    Mass- 

lervortreten     und     dadivreh    auch 

Kreisen    bekannt    werden.      Lber 

kränl  ti  Material  lässterk. 

J"     w        -         '   ■'       '  und' 


Handel    zur    Vereiusbilduiiir    gegriffen    In 
ben. 

Im  einzelnen  zeigen  di..  freien  ruterneh-i 
mervereme  mancherlei  Abweichungen  Du 
räumliches  Gebiet  umfasst  bald  nur 'einen 
Ort,  bald  einen  grösseren  Bezirk,  bald  auch 
ganz,.  Staatsgebiete  oder  das  Reichs^biet 
Einige  \  eremigungen  haben  einen  iriM 
nationalen  "Wirkungskreis.  Ein  Tei 
Streckt  sich  lediglich  auf  einzelne  lud  i 

ge    bezw.   auf    die  Industrie  überhaupt 
ein  anderer  lediglich    auf  einzelne  Handels. 
zweige    bezw.   den   Handel   üherhaupl 
dritter  wirkt  für  Handel    und  Industrie  zu- 
gleich. 

Die  Tendenz  geht  im  allgemeinen  in 
aui    die    Wahrung   der  gemeinsamen   uirt- 
schartlichen    Interessen:     bisweilen     treten 

einzelne  hierher  gehörige  Zw,, 
cl.eu  Vordergrund.     So  liegl   I  .    Br- 

emen der  Schwerpunkt  im  Marken-  und 
Musterschutz wesen,  bei  anderen  in  der  Be- 
kämpf ung  unberechtigter  Arbeiterforden 
und  der  Abwehr  von  Arbeitsein^telhino-en 
(Aiitistrikevereine)  etc.  1S92  hat  sich 
ein  Verband  gebüdet,  dessen  Thätigkeit  sich 
in  erster  Linie  auf  das  Haftpflichtwesen 
richtet. 

Die  freien  Unternehmervereine  habe 
besondere  in  Deutschland  eine  umfang] 
Ihätigkeit   in  Bezug  auf  die   versehiei 

te    der  wirtschaftlichen    und   sozialen 
•  :gebung  entfaltet,  und  von  ein, -in  Nach- 
leser Thätigkeit  ist  nichts  zu  spüren; 
Die   Vereine    gehen    naturgemäss    von   deS 
Erfahrungen,  Bedürfnissen  und  Anscbauun  .  :n 
en  Mitglieder  ans.    Aber  das  ist 
gefahrlos    da,   wo    nur   speeifische    Sonder- 
betr.  Zweiges  in  Frage  kom- 
welche  die  anderen  Gebiete  des  wir*, 
schaftlichen    Lebens    nicht    berühren,    und 
wird  m  allen  übrigen  Fällen  durch  die  viel- 
Q  Reibungen  des  Verkehrs  abgeglichen. 
Die  zur  Wahrnehmung  der  Gesamtinteressen 
berufenen  Staatsorgane  müssen    sich  selbst- 
indlich  in  vielen  Fällen   von   den  For- 
derungen  entfernen,    die   sich  aus   den  be- 
sonderen    Interessen    eines    oder    mehrerer 
Berufszweige  ergeben  ;  aber  sie  müssen  diese 

I    ' n   kennen,  und  letztere 

fen  deshalb  auch  vom  Standpunkt 
Gesamtheit    aus  einer  specialisierten ,   i 
beruflich   gegliederten    Vertretung.      Es 
Jud...-    w.,!il   m    weit   -,  L  um, -n.   wenn  Steiii- 
mann-Bucher  (Die  Nährstände  und  ihre  zu- 
-       Stellung    im    Staate.    C'öln    1885, 
Specialisierung    der    Interes 
Vertretung  als  ein  ganz  allgemeine.  Bedürf- 
°1S  ""'-'    ,|;l  ige  Vereinswesen    als   die 

er  zukünftigen,   auf  den   Berufs- 
ii  beruhenden  Form  der  i  ffi- 
eressenvertretung  b  'Die 

thatsächliche    Ausgestaltung    des    Vereins- 


s   nach  Generalisierung    g  - 

fe   müssen  befriedigl    werden    und  sind 

[sächlich      befriedigt      worden.      Beide 

'  ,.„    Von  Vereinen   haben   deshalb  ihre 

echtiguni 


kann.    Isi    zwar    mnu    uen-u    ■  ., 

.,,.,/„.    äch   die  Thatsache  ans,   einheitlichen  Plane,  sondern  nach  Ma 

...Kul       '    T    i   älv  Tnteressen    die  be-    jeweils    vorhandenen    B  ror   sich  ge- 

»    '/"',"    'V     ''.'.    .  ,  i.tl,.t,Mi    hinter     Sn;    nach    und    nach    ist    ah 

ihen  Unterschwde  zurucKtrexen  (  Ms  der 

«deren     Verhaltnissen    des betr.   w«  ^ die  dem   ,„„ 

seren   oder   engeren  Bezirks.    Dem  Be    a      Verhaltnisseil  nicht  näher  Bekannten  fast 
Qach    Speciaüsiemng   tritt   also  das  lanmäS8ig  erscheinen  könnte.    Hierbei  sind 

-   gegenüber.   aie  ^-benxQicli    gegliederten    Vereine    der    Zahl 
nach  stark  im  I  eh  rgi  viebt. 

Für  das  Berg-  und  Hüttenwesen 
stehen  zunächst   8  berg-  und   b  aischc 

Vereine-  1  zu  Kssen  rar  den  Oberbergamtsbe- 
ehrigung.  ,  .  ,„„1,  „vv -Dm-tmund  (1858  gegründet,  über  110  Ver- 
JassSdie  h-eienUnternehmer^re^inediiKh   ,  k  I »m  m«n       ^  ^^ 

■     andere  Organisati ler  offiziellen     n-  ;;«•     -^-     wiu   für   Oberschlesien     L86 

TCSsenvertretnng  ganz  entbehrlich  werden  ■ zu  Aachen  für  den  Aachener  B< 

ist    nicht    anzunehmen.      Denn,  sie  £™^  .        ün,let  1870);  4.  zu  W  altert» 

i,  e„   einen    Vorzug,   den   eine   offizielle  ^Niederschlesien  (1876 gegründet)  ;o. zu  Siegel 

\    ss  £s£5S3äHE5 

ie  Möglichkeit,  «neu  sehr  grossen  11  S^d„  ^u-Oetadtaer   Steinkohlenrevier), 

achwissens    und    der    Sachkunde    zu    ge-   gx    das   J^gau  u   in  enger  Pühltmg  mit  den  . 
Snsamer  Arbeit    in   jedem  Augenblick  zu   ££e  tosej^    „.,„,„,.    eStEalten    eine    eifrige 
ereinigen.     Das   gilt   zunächst   und   in   be-   °    z  .     Gutachten,   Petitionen  und  An- 

,,",„   Masse    von   den   beruflich  geghe-   £S  über  wirtschaftliche  Fragen  wobei  Ver- 
Vereinen,  deren  Hauptbedeutung  ge-   keh=swesen,  soziale  Gesetzgebung  Steuerwesen 
,.   in  dieser  Zusammenfassung  der  Nach-   ,ulll  ähldiehes  eine  ^to.B*  be^ 
Stämligen  zu  erbücken  ist.     Es  gilt  aber   sprachen      Die  ^^^tdere"  tluu- 
iuch  meist   von   den  territorial  gegliederten  ,  ^         n  '   p^j  ^n  LSleuh,n    die    Zeit- 
Vereinen,  die  über  Sachverständige  furjer-   >    1  lh      M^   ^-^  Q  « 

.,.,„,„!,,,..     Berufsarten    und    bei    grossere*   ^f™^     die  „zktschrift"  des  oberschlesi- 
Vereinen  auch   für  verschiedene  Gebiete  in      (  da's  Blatt   Glückauf"  begründet  vom 

er  Zahl  jederzeit  verfügen.     Die  freien  Runder  Verein;).    Der  letztere  .entstanden 
ine  bilden  in  dieser  Hinsicht  die  uatur-   m;t,.r  dem  Druck  der  ungesunden  Verhaltniss 
JSS£>  Ergänzung  der  offiziellen  Interessen-   d     Kohlenber& »■ en  J  £&£ 
etung,   die  immer  nur  eine  beschrank-   ^u^gen    def  SÄnTchen    geblieben, 
tere    Zahl    von  Sachverstandigen    zur    Ver    sti< ( ^'-^  ke,  von  1Ss9  hat  der  Ver- 

fügung   hat   und    die.-    für    bestimmte    Ar-   k™«g$   ^gegSfea.     Kr  ist  der  älteste 
,„.,.,.„  ers1    besonders   ergänzen  muss.     JJie  ,         bed(rutelldste  dieser  Gruppe. 
[nteressenvertretung   in    den  Vereinen   ent-  die BrMnkohiengruben  inMitteldentech- 

kehrt  war  jedes  offiziellen  Charakter,,  aber  land  wh-ken  zwei  Vereine  de^enteche  Brann- 
te ist  auch  freier  in  ihrer  Bewegung  als  koMenindustrie-Verein"  zu  Halle  baaie)  ttei 
i  -.     fielen    Onanie    die    sich  immerhin L^  „Deutsche  Kohlenzeitung"  heranzieht,  i 

iSTSdÄS'  nicht  entschlagen  der  >gg*«  Braun  ;  ■;-  ;-  au-Vei,  ^ 
Lfen.  Das  günstigste  Verhältnis  ist  ohne  g^gj^^g^  der  Anschauung 
Frage  dies,  dass  die  freien  Vereine  und  di  A;w  !'  ^^  toch  die  Verwirklichung  des 
offiziellen  Interessenvertretungen  soviel  wie    ™  J^,    anfgetauchteii    Projektes    des 

RW-Weser-Elbekanals  entstehen  wurdeno1889 
wurde  der  Verein  aus  Anlas,  des  Kohlen 
Xeiterstrikes  in  Westfalen  mit  erweiterten 
Helen «neueit  Unter  seinen  Zwecken  wird 
Ifstetognahme  gegenüber  „berechügten 
und  unberechtigten  Arbeit,  rbewegungen  be- 
sonders hervorhoben.  Für  die  Braunkohlen- 
,.vl  ,.-n  am  Rhein  wirkt  seit  einigen  Jahren  dei 
herein     für    die     hü  ta    rhenuschen 

Braunkohlenindustrie"  zu  Cöln. 


abglich  Hand  in  Hand  arbeiten. 

I.  Die  Unternehmervereine  in 
Deutschland. 

A.  Für  die  Industrie. 
•i    Vereine   für    einzelne   Bernfszweige. 

Hie    Gestaltung    des    Vereinsrechtes    war    in 
Deutschland   wahrend    des    laufenden  Jahrhun- 
derts —  kurze  Unterbrechungen  abgerechnet  — 
im  allgemeinen   der  Büdung   von  freien 
nehmervereinen   günstig,   und  namentlich    seit 


i)  Gegenwärtig   auch   Organ   der  Vei 
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Für  di<  Salzbergwerke  und  Salinen  bi  sb  b.1 
tscher   Salinen   und   Salzberg- 
,■  -  zu  Halle    Saale). 

Für   dii    Eisengrossindustrie  wirken 
zunächst  einige  lokal  begrenzte  jüngere  \ 
wie  der  ..Verein  zur  Wahrung  der   [nteressen 
'ler   Siegerländer   Eisenindustrie",   der   „Vereii 
zur  Wahrung  der  wirtschaftlichen  Interessen  d<  r 

■     -  ini.i  Stahlindustrie  von  Elsass-Lotl  i 
und  Luxemburg"  zu  Metz,   der  „Verband   der 
Eisenindustriellen     von    Hamburg     und     1  Bi- 
nd' und  der  „Verein  Berliner  Eisengiesse- 
reien  und   Maschinenfabriken",   von  denen  die 
u  letzteren  im  wesentlichen  als  Antistrike- 
\.  reine  erscheinen.    Daneben  bestehen  vier  Ver- 
I  ir  das  Reichsgebiet.     Der  älteste  ist  der 
„Verein  deutscher  Eisengiessereien".    Derselbe 
and   1869,   um   die  vornehmlich   aul 
inbarnngen     beschränkte    Thätigkeit     der 
früheren  Einzelvereine   in   Nassau,   am   Mittel- 
in,    in     Westfalen.     Hannover. 
-    '    ad  Si  blesien  den  Zeitverhältnissen  ent- 
hend  zu  erweitern.     Der  Verein  stellt  sieh 

insamen 
[nteressen    der    Eisengiessereien    dar.      üeber 
it    wird  in   der  Vereins-„Korres- 
lenz"    vielseitiges     Material    veröffentlicht. 
Die  zugehörigen  Werke   vertreten   vornehmlich 
Handelsguts"  und  sind  in  8  Gruppen  ver- 
teilt   niederrheinisch-westfälische  Gruppe;    ost- 
friesisch-oldenburgische Gruppe:    hannovi  rsi  hi 
Klli-    und    Harzgruppe;  i-ostdeutsche 

ppe;  mitteldeutsch-sächsische  Gruppe  ;hessen- 
nassaui  Gruppe;    linksrheinische    Gruppe; 

süddeutsche  Gruppe).      Die   Einnahmen  werden 
durch  Beiträge  aufgebracht,  die  auf  Grund  der 
:    bsteinschäteung   nach   der  Arbeiterzahl  fest- 
len. 
Am  19.  Mai  1891  hat  sieh  daneben  ein  be- 
rer   ..\  erband    deutscher    Eisengiess    i 
für  Bauguss"  gi  bildet,    der  im  allgemeinen  die 
hen  Ziele  verfolgt,  aber   „auch"  dii 

ig    von    Pn  ,  rangen    anstrebt. 

Der  dritte  Verein  ist  der  1874  entstandene 
s  Ven  in  di  atscher  Eisen- und  Stahlindustrii  ;  i 
die    gemeinsamen    Interessen    -einer    Mit- 
ingeteilt    in    die    nordwestliche,   süd- 
iche,    mitteldeutsche,    norddeutsche      süd- 
-  he    und    ostdeutsi  hi     Gru]  pe    sowie    in 
appen     rnr    Waggonbauan- 
ffswerfte  durch  eine  umfassende 
iugkeit  m  Bezug  aul  Handelsverträge,  Zoll- 
politik, Verkehrswesen,  Arbi  it  rvi  rhältnis 
zu  wahren    bi  stn  bt  ist  und  durch  fortlaufende 
Beschaffung     statistis  bi  i      «  iterials    füi 
Aufklärung  der  Verhältnisse  der  Bisenindustrie 
zu  sorgen  sucht. 

D  Verein    isl    der  ..Verein   deut- 

n  Düsseldorf,  de)  1880 
und    unti  r   seini  a   Zielen   ausser   der 
Vertretung     di  amen    [nteressen    die 

■    Ausbildung    di  -    Eisen-   und   Stahl- 
lers hervorhi  bt.     Der  Ver- 
;     i      [893  1220,   im  Jahn     I 
Si  ine  Thätigkeit  ist  sehr  viel- 
Die  Vereinszeitschrift  „S1  ihl  und  Eisen" 
enthält  viel   tfati  rial. 

d  industr  ie  I 
in  den  Hauptproduktionsbezirken  mehrere  Ver- 
derMäri  Kl 

■  '  Hagi  ii   und  die  1» 


gegründete  Union  „Vereinigung  rheinisch 
tälischer  Falirikanten    von   Werkzeugen     Fisen 
und     Stahlwaren":    die    letzten      verfoM 
nehrnlieh    den    Zweck,    die    ausländische    Kon- 
kurrenz m  Qualitätswerkzengeii   zu    hekii 
und    den    Auswüchsen    der    inländische],    Kon- 
kurrenz entgegenzuarbeiten. 

Für  die    Nadelindustrie   entstand   1884 
in  dem  wichtigsten  deutschen  Produktion-! 
aus  einer  1SS8  geschlossenen  Vereiniguno 

eren  Zahl  von  Fabrikanten  zur  Feststel- 
lung' der  Freizeichen  der  Xadeündustrii 
. .  \  i  n  in  deutscher  Xadelfabrikanten"  in  V, 
dem  vor  einigen  Jahren  in  dem  westfäli 
Produktionsbezirk  der  ..Xadelfahrikantenvi 
zu  Iserlohn  zur  Seite  trat. 

Für  die  deutschen  Kratzenfabriken 
die  sich  namentlich  in  Aachen  angesi 
haben,  bestand  schon  lange  aus  Anlass 
Zollfragen  ein  nur  lose  organisierter  ..Auss 
der  deutschen  Kratzenfabrikanten",  au  I 
St.lle  vor  einigen  Jahren  der  „Verein  deutsi  her 
Kratzenfabrikanten''  in  Aachen  getreten  ist. 

In  den  sonstigen  Zweigen  der  Metall- 
Industrie  fehlt  es  ebenfalls  nicht  an  grös- 
seren und  kleineren  Vereinen.  Hier  seiet 
lmunt  der  ..Verein  deutscher  Blech-Einaillier- 
werke-  zu  Lübeck,  die  ..Vereinigung  der  deut- 
schen Metall-  und  Blechwarenfabrikanten  zur 
Wahrung  ihrer  wirtschaftlichen  Interessen"  in 
Nürnberg,  der  „Verein  deutscher   Messiugwulz- 

in   \  Irena,  der  „Verein  deutscher  Ku 
walzwerke"  zu  Bonn,   der  ..Verein  der  Kupfer- 
schmiedereien Deutschlands-  zu  Hannoveru.s  w. 
In    dieser    Industrie    entstand    Ende    dei 
Jahre   auch    eine  grossere  Zahl  von  Antisl 
vereinen,   die   sich   1889    zu    dem    „Gesamt!   r- 
band    deutscher  Metallindustrieller"'  zu    Berlin 
zusammenschlössen.    Er  bezweckte  auf  der  einen 
Seite    die   werkthätige   Förderung  des    \\ 
der  Arbeiter,  auf  der  anderen  aller  die  Abi 
unberechtigter   Arbeiterbestrebungen,    die     da- 
rauf gerichtet  -ind.    die  Arbeitsbedingungen  in 
den  Betrieben  der  Metallindustrie  einseitio-  vor- 
zuschreiben".    Durch  Ausarbeitung    einer  .\„r- 
bi  itsordnung,    durch    Stellungnahme    zur 
Frage    der    Sonntagsruhe,    der    Haftpflichtver- 
sicherung etc.   hat   der  Verein   seinem   Zwecke 
zu  dienen  gesucht. 

1  »ie  M  a  s  c  hin e  n  f  a  b  r  i  k  a  n  t  e  n  haben  sich 
zu    dun    ..Verein    deutscher    Maschinenbauan- 
stalten"   zu    Düsseldorf   zusammengeschlossen; 
daneben  sind  noch  Vereine  für  kleinere  Bezirke 
vorhanden,    wie   z.   B.   der  ..Verein   Bielefelder 
ffiaschinenfabrikanten",  der  aber  nur  lose  i 
ni-iert   ist  und  nur  gelegentlich,    z.  B.  zur  Ab- 
wehr von  Strikes  etc.  zusammentritt.     Ausser- 
dem bestehen  noch   zahlreiche  Vereine   füi    be- 
sondere  Zweige    der    Maschinenindnstrie .    wie 
dei    ,Verein  deutscher  Werkzeugraaschinerifabri- 
der    1898   in   i  öln   gegründet    wurde, 
der  ..  \  erein  der  Fabrikanten  landwirtschaftlicher 
Maschinen"  zuLeipzig,  der  „Verein  deutscher  Näh- 
maschinen fabrikanten"  in  Dresden,  der  „Verein 
di  iitsi  berNähmaschinenfabrikantenund-händler" 
zu  Berlin,    der  „Verein  deutscher  Fahrradfabri- 
kanten- zu  Dresden,  der  ..Verein  Berliner  Fahr- 
radfabrikanten   und  -handler"  zu  Berlin.    Auch 
•  treter    der   jungen   Automobilindustrie 
sich    bereits  zusammengefunden  in  dem 
zu  Eisenach  im  Januar  1901  begründeten  ,.Ver- 


Unternehmerverbände 


,  aentscher  Motorfahrzeug-Industrieller«     In 

.K,,.,l-  und  Nähmaschlneuindustne  treffen 
'   «™    er*ten    Mal,    an.    einen    Zusa 
LL  der   an   demselben    Gesehä  tszweig   als 
'    ,    ,,  t,  u  and  als  Händler  beteiligten  IM, 
y    ,   en    dass  der  Handel  hier  durch  wich- 
Tnteres'sen   mit    der  Produktion  verbunden 
Das   gleiche   ist    auch    noch   be?    and. 
;  iJen   dir  Fall,   wie   sich   noch  zeigen  wird 
^deutschen  Schiffs  werf  te  haben  sich 
j       „dem    „Verein   deutscher  Schiffswerfte 

"neWnien  Interessenvertretung  vertun- 

'     -,",  V.-rri.i  ist  als  besondere  Gruppe  dem 

herein  deuSr  Eisen,  und  Stahlhid^tneUe^ 

reten      Die    technischen    und    «u^luut 

"    'veäältnisse  des  Schiffbaues.  derWasser- 

,    ,1  H    en   die  Schiffahrtsgesetzgebung 

anÄssain«i'dfeHauptgegen0stände  seiner 

•,  h  Bezuo-  auf  Hausierhandel,   Wander- 

Uktionen,    durch   Verteidigung    gegen 
™ySeta" .Abzahlungsgeschäfte  etc.,  ferner 
FZhdk  Hemfsgabe  de°s    .Allgemeinen  Jour- 
ler  Uhrmaeherkunst'.  durch  Aussetzen  von 
^"ftti  Schriften  über  Lehrüngsausbildung 
i   dien,  durch  di<  Begründung  de]   deut- 
rhrmaTherschule  zu  Glashütte  m  Sachsen. 
'oSSe    Zahl    von    Vereinen    bezw    Ver- 
ödender Ubrenindustrie  gebort  ihm  an.    Auch 
Gebiet   der  Musikinstrume, 
££  sind l  Vereine  entstanden   wieder   Ver- 
£«  deutscher  Pianofortefabrikanten"    zu  Stutt- 
der     Verein   deutscher   Harmomumfabri- 

1877  entstand  und  sich  aurcn  emc  ^> 
'  v  n    Finlraben    und    Gutachten    m    Bezug   auf 
£   Patent-.   Marken-  und  Musterschutz- 
Verkehrs-,    Zoll-   und   Steuerwesen    Ar- 
.  .  r-i Xruu-.Handel-verträ^Ht.-.b.-thatigt 
DTvS'verfügt  über  bedeutende  >  Ern-J 
Sbmen  und  stuft  |e  Bert    .  »* 

kS^Ste^lnd^Ä^ 
,strie  noeb  zahlreiche  Vereine  fui  einzelne 

„n.    der    „Schuteverein    der   JJ ft  ^ 

Äen^^^ 
^"teltenfabrikanten    haben    u.    a.    für 


Südwestdeutschland  und  Luxemburg   Eüi ^Würt- 
tembe  idbayern,    füi    Nordbayern, 

fein,  Hessen  und  Na^an  und  für  Ehem- 

land  b(  :    '"„ 

/u  ,.„,  |  aigung  der   rlu-miM  h-xidd.  n> 

scheu  Verbände  d. 

dem  Sitz  in  Bischweüer  zusammenschlössen. 
1  ""Kur   Mi.-  Knochenindusl  " ZU 

Berlin  ein  „Verein  der  Knochen  rerarueifc 
Industriellen  Deutschlands". 

In  der  Industrie  der  Steine  und  E 
sind  u  l  zu  nennen  der  „Verein  den, 
Kalknr'oduzenten"  zu  Berlin,  der  „deutsche  Ver- 
eht  für  Fabrikation  von  Ziegeln  Chonwaren 
Kalk-  und  Cement"  zu  Berlin,  der  deutsche 
Bi  nveivur-  zu  Oberkassel  bei  Bonn,  der  „Ver- 
band deutscher  Thonindustrieller'  zu  Berlin, 
„„Verein  deutscher  Portlan  atfabnken 

zu  Stettin    der   „Verband   deutscher    Fab 
feueriS  Produkte"    zu   Berlin    der     Verein 
Scher  Pflaster-  undHartsteinindustrieUer:  zu 
'derberem  deutscher  Marmorwerke~  zu 

.^Auäustri.    verfügt    über   ver- 
,1  vereine,     wie     den     Verband 
SeS-la^dt«rT«iel^»^^^ 
Verein  deutsi  her  Spiegelglasfabriken    zu  Uln, 

•:  -  ,.     Vpvhind    keramischer    Geweike 

em   gr,  ,    ; ...  /ur 

,;,","  Wataehmung   aller  gern —en  In- 

i  r    L-pramischen  Industrie  in  den  sie 

'„.La.:  „.„..vi,,.,:!,,,!*'.» 

srss     rgn?     t 

„„,,":.  :S 

ÄS:      S 

/-Wl1-'',,  i,,,in      ieller--     zu    Berlin     kann 

Jheizungsinuustneiiei 

^S^ÄoTzfndustrie  haben  sieb  die  In- 
Inder Holzinausiii  Hanalern   in- 
dustriellen   zum    Ted ;™*a£ia  sie  ,mrh  für 

für  engere  Gebi,  *^?™A- 

deutschen    verein  ^ mr  03tdeuts 

gSliev2 ^räÄnslrieller-    zu    , 


i)  =  syndicat  professionel. 


■ 
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im  .Verein   der  bayerischen  Holzinteressenten" 
zn    ;  -•    im    „Verein   der    Holzindus- 

n  in  Rheinland  und  Westfalen"  zu  Düssel- 
der   ..fivini   Vereinigung   der  Holzin- 
dustriellen   Berlins"  —  sondern  auch  in  räum- 
lich nicht   beschränkter  Form,    wie  im  „Verein 

-  ni  r  Holzinteressenten"   zu  Bromberg    im 
Verband  der  Vereine  deutscher  Holzindustrieller" 

zu  Dortmund.    Auch  die  Holzverarbeitung 

iedi  ne  Vereine  auf,  so  für  die  Kisten- 
fabrikation in  Berlin,  für  die  Möbelfabrikation 
m  Mainz  u.  s.  w. 

Für  die  Korkindustrie  wirken  ein 
■  'ii  der  Korkwarenproduzenten"  zu  Delmen- 
und  ein  ..Verein  deutscher  Korkin- 
dustrieller"  zu  Dresden,  für  die  Bürsten- 
u  u.l  Pinselfabrikation  ein  „Verband  deut- 
-  her  Bürsten-  und  Pinselindustriellen"  zu  Nürn- 
berg, für  die  Kinderwagenfabrikation 
der  ,.\  n-li und  deutscher  Kinderwagenfabrikanten 
und  verwandter  Zweige  zur  Wahrung  und 
Förderung  ihrer  gemeinsamen  Interessen"  zu 
Brandenburg. 

Die    Ledererzeugung   hat   sich   neben 
v'  rs"  biedenen  \  ereinen  für  eng  n    Gebiete,  wie 
.Gewerbeverein"  zu  Trier,   dem  „Verband 
ischi  i-  Sohlli  di  rfabrikanten",  dem    .  uordi- 
rerein",   der   „freien    Vereinigung 
der  Leder]  roduzi  uten  Mitteldeutschlands",  dem 
„Verband    der   Lederfabrikanten    und   -händler 
Minden,    Ravensberg  und  die  angrenzenden 
Bezirke",   dem  „Württemhergischen  Gerberver- 
„ Verband    sächsischer    Lederprodu- 
n"    (1879    gegründet,    hat    die    deutsche 
lule   m  Freiberg  i.   s.  errichtet)    eine 
umfassende  Vertretung   in  dem  „Central verein 
der   deutschen    Lederindustrie"   geschaffen    der 
1891    zur   „Wahrung    und    Förderung   der   in- 
dustriellen technischen  und  wirtschaftlichen  In- 
amti  ii  äi  utschen  Lederindustrie" 
let   wurde.     Der  Centralverein   erstrebt 

-  "'>'  '■     i  ini  n     besseren    Abzug    der    in 
tschland  und  im  Auslande  fallenden  Häute 

die  Hebung  der  heimischen  Eichen-  und  Fichten- 
schälwaldkultur  und  die  Förderung  von  Fach- 
schulen :  seine  bisherige  Thätigkeit  erstreckt 
sich  auf  Gutachten  und  Eingaben  in  Bezug  auf 
Handelsverträge,  Zollwesen,  Sonntagsruhe  Hau- 
sierhandel, Arbeiterschutz,  AussteUungswesen 
etc.;  auch  hat  der  Verein  ein  Muster  für  Ar- 
beitsordnungen in  Lederfabriken  festgestellt 

Der  Centralverein  greift  auch  auf  die 
Lederverarbeitungüber,  daihm  n  a  auch 
der    „Verein     deutscher    Glacehandschuhfabri- 

■  n  zu  Esslingen  angehört.  Her  Lederver- 
arbeitung stehen  u.  a.  noch  zur  Verfügung  die 
Vereine  der  „Schuh-  und  Schäftefabnkanten" 
zu  Berlin  und  zu  Poepelwitz,  der  r Verband  der 
3i  auhfabrikanten"  u.  s.  w  In  ge- 
wissem Sinne  gehört  auch  der  .Verein  d, 
ütuifabnkanten"  zu  Pforzheim  hierher. 

''Ilr  die  Gummiindustrie  wirken  der 
1  entralverein  deutscher  Kautschukwarenfabri- 

ii"  zu  Harburg,  die  „Vereinigung  deutscher 

miwarenfabrikanten'  zu  Cöln,  für  dir  Zell- 
hornindustrie  der  „Verband  der  deutschen 
oidmdustnellen"  zu  Berlin. 

tu  der  l'a  pierindustrie  sind  u.  a.  zwei 

na    \    n  inigungen  zu  nennen:  der    \  er- 

■'     Papierfabrikanten"  zu  Mainz  und 

der    „Deutsche  Papierverein"   zu    Berlin      Der 


letzter,-  wurde  18S0  gegründet  behufs  Hebttte 
und  h.rderung  der  Fabrikanten  und  Handli 
I  apier-  und  Schreibwarenindustrie.  Der  Verein 
prämiiert  und  l.eloluitAnyestellte  und  Arliee 
lange  und  treue  Dienste,  gewahrt  seinen  Mit- 
gliedern  Rechtshilfe  in  Klagesaehen,  stellt  Listen 
schlechter  /ahler  auf.  schliesst  mit  de,,  Behör- 
den \  ertrage  über  die  Fabrikation  des  zi 
lernden  Papieres  u.  s.  w.  Daneben  giebt  et 
eine  Reihe  von  Vereinen  für  engere  Gebiete 
wie  den  ..Mitteldeutschen  Papier  verein"  zn' 
Leipzig,  den  ..Verein  schlesischer  Papierfabri- 
kanten-  zu  Breslau,  den  ..Schutzverein  der  Pa- 
pierindustrie-  zu  Berlin  und  ferner  verschiedene 
Vereine  für  bestimmte  Zweige  der  Papi, 
arbeitung.  wie  der  ,.  Verein  deutscher  Tapeten- 
fabnkanten",  und  der  „Verband  deutscher 
Diitentabrikanten-  beide  zu  Berlin.  tm  \n- 
schluss  hieran  sind  zu  erwähnen  der  ..Verein 
deutscher  Zellstofffabrikanten"  zu  Frankfurt  und 
du;  „\erein  deutscher  Holzstofffabrikanten'  zu 
Leipzig. 

Die     Buchdruckereibesitzer      In 
sich    ebenfalls   mehrfach    zu  kleineren  Vereinen 
zusammengeschlossen,    z.    B.    im    „Verein    der 
Leipziger   Buchdruckereibesitzer"    1 1 882  ge°r 
im    „Verein    der    Chemnitzer    Buchdruckerelbe- 
sitzer ',  m  der  „freien  Vereinigung  der  Berliner 
Buchdruckereibesitzer"    etc.     Ein"  umfassender 
\erband   besteht    seit   1869  in  dem  ..Deutsehen 
Buchdruckerverein"   zu   Leipzig.     Der   Verein 
bezweckt   den  Schutz   gegen  die  Bestrebungen 
der  Buchdnickergehüfen,   die  sieh  seit  186(1  or- 
ganisiert  hatten   (im    ..Deutschen  Buchdrucker- 
verband-, seit  1878  ..Unterstützungsverein  deut- 
scher Buchdrucker-  und  jetzt  wieder  „Deutscher 
Buchdruckerverband"  genannt)  und  nunmehr  die 
Arbeitsbedingungen  einseitig  festzustellen  such- 
ten.    Bei    den   Strikes    von    1873    und    3891  92 
hat    der    "\  erem    eingegriffen.      Ferner   hat    er 
eine    ünterstützungskasse    für    arbeitslose   Ge- 
hilfen und  Arbeitsnachweisbureaus  an  wichti -eu 
Punkten  sowie  Buchdruckerschulen  in   Leipzig 
Berlin  und  Dresden  errichtet.     Der  Verein  triebt 
die  „Zeitschrift  für  Deutsehlands  Buchdrucker" 
heraus    von  1869  bis  1875  „Annalen  der  Typo- 
graphie-,   von  1876  bis  1S8S  „Mitteilungen  des 
Deutschen  Buchdruckervereins"  genannt).     Hie- 
ran reihen  sich  an  die  ,. Vereinigung  chomolitho- 
graphischer  Anstalten-  zu  Berlin  und  die  „Han- 
delspolitische \  ereinig-ung  des  deutschen  Kunst- 
ctruckgewerbes". 

Zahlreich  sind  die  Vereinigungen  der  N  a  h  - 
rungs-  und  Genussmittelindustrie  in 
ihren  verschiedenen  Zweigen.  In  der  Braue- 
rei- und  Malzindustrie  sind  u.  a.  zu 
nennen  der  „Verein  der  Bierbrauer-'  in  Braun- 
schweig (zum  Schutz  gegen  Ausstände,  der 
durch  wiederholte  Petitionen  in  wirtschaft- 
lichen Angelegenheiten  bekanntgewordene  .  Ver- 
ein sächsischer  Malzfabrikanten"  zu  Halle,  der 
seit  1875  besteht,  das  „Strassburger  Brauer- 
syndikat- ')  zu  Strassburg  i.  E.,  der  „Verein 
der  Brauereien  von  Berlin  und  Umgegend"  die 
„freie    Vereinigung    der    Berliner    Weissbier- 

'"> '' ab"  äitzer",  der  „Kund  der  mittleren  und 

kleineren  Brauereien   der  norddeutschen   Brau- 

steuergei ischaft"   zu   Berlin,    der  „deutsche 

Brauerbund"  zu   Frankfurt  a.  M.  etc.     Zu  er- 
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tot   Mch   ltl,  Verein    „Versuch,  und   ^^Müllerei.^rfttgt  g-j*»*^ 

,alt   für.  Brauerei«  ™^^™*.  g^Xnd^ä  LeÄ  P**  Syndet      ta 
rlin  gegründet  wurae.  .,     ,  ,,,    Rant«-.n 


•  Brauerschule,   eine  Versuchsbrauerei, 
kuskunftsbureau,  ein.-  Glasbläsern  und  ein 
Busches    Laboratorium   und   mebt  eine  Ver- 
szeitschrift heraus.  . 

Für  die  Spiritusindustrie  und  ver- 
ölte Zweige  bestehen  zunächst  verschiedene 
"■ine  für  kleinere  Bezirke,  wie  der  Verein 
^erGrossdestmateure-zuBerb^  der^Ver- 

,   der  Branntweinbrenner  in  der  malz  ,   der 
«band   südwestdeutscher  Branntweininteres- 

,en"  zu  Frankfurt  u.M..  der  ,.\  crem  mit  el- 
atecher  Spiritusmteressentenu  zu  Haue  (Saale  . 
.  '  Vereinigung   der   Branntwemfabrikanten 
Nordhausen    gegr.  Anfang  der   80er  Jahre, 
dhmgnahme  zu  den  Branntweinsteuergesetz- 

"in?en   und   regelmässige  Feststellung  imd 


Oberlausitzer  Müllerverein"  zu  Bautzen  ge- 
gründet 1881  .  die  Bereinigung  süddeutscher 
Handelsmühlen"  zu  Mannheim  gegründet  im 
lauuar  1901  namentlich  behufs  Regelung  der 
Verkaufs-  und  ZaMungsbedingnngen]  u.  s.  w., 
und  weiterhin  über  verschiedene  umfassende 
Verbände  wir  den  „Verband  deutscher  Müller' 
zu  Kerlin.  der  die  Zeitschrift  ..lue  Mübb-  heraus- 
giebt  den  ..Verein  deutscher  Mühlenindustri- 
ellei "■  zu  Hameln,  den  vor  einigen  Jahren  ent- 
standenen Verein  deutscher  Handelsmüller  zu 
Charlottenburg,  der  seit  1898  die  „Allgemeine 
deutsehe  Mühlenzeitnng"  herausgiebt. 

In  der  Zuckerindustrie  ist  neben  Ver- 
einigungen für  kleinere  Gebiete  wie  dem  ..  Hader- 
st ädler  "Verein  für  Rübenznckerfabnkanten  zu 
Urin  One.llinbnr"-  dem  technischen  Verein  für  Zucker- 
-Bffentlichung  der  Branntwempreise).  Em  jg*™™"^ ^]Seburg,  dem  ..Verein  deut- 
S^ender  Verband  besteht  seit  Ibo.  m  dem  t.  nkai ite Pikanten- u.  a.  m.  aW  da-  jetzige 
-..,,,„  ,ier  Spiritn^teressen^ im  Deutsch;  ^^^^^  der  ..Verein  der  d.ut- 
ad"  zu  Berlin,  der  über  2000  Mitgliedei  nat  eujen^ uckerindustne"  zu  Berlin  zu  nennen. 
,düber  erhebliche  Einnahmen  wh(M«  t  '  ür.e  beiden  Hauptrichtungen  der  Pro- 
Zfr  unterhält  ein  Ausknnftetoeau^  ^ kosten  e>  u  iie  ,  uokerfa\,nkatian  nlld  die  Raf- 
.,,  Stellenvermittelung,  ein  chemisches Labo    dutmon   a  Abteilung  hat. 

jorinm,  eine  Brennereischule  und  l  nte, richte     finem, je hmm  enindustrie  ist  seit 

Malten  für  Stärke-,  «Äbjta^  1876  dn  Verband  der  deutschen  Chokoladen- 
ne  Glasbläserei,  eine  deutsche  Kartoffelkultur-  l»'be  m  ..  ii_ "  Gelee-  und  Konser- 
l£   mit    verschiedenen   Versuchsfeldern  etc.     ^nkanten        «.    die  «,  elee     u n  ^_ 

ernerlässt  der  Verein  die  Betriebe  durch^e-   ^afa^.n^nd    Koiiservenfabrikanten"    zu 
Ebeamte  revidieren,  giebt  die _  „Zeitschrift  für   k  er   w«      u  ^ 

iritusindustrie-  heraus  und  nimmt  zu  den  in    ft™1*^*^  FrfchtsaftpreW  zu  Berlin 

und    im    Februar    1901    ein    ..Verein    deutscher 
Konserven-  und  Praservenfabrikanten  zuBraun- 

"L  WZu  nennen  sind  hier  auch  noch  der  Central- 

verein  der  Käsefabrikanten  Deutschlands  ,  der 

Verband  norddeutscher  Cichoriefabnkanten    zu 

[Magdeburg,   der   ..Verein  deutscher  Marganne- 


m 

nirn 

Irtracht  kommenden  wirtschaftlichen  Fragen 
urch  Gutachten  und  Petitionen  Stellung. 
eine  Thätigkeit  erstreckt  sich  auch  auf  Press- 
ete  Essig-  und  Stärkefabrikation.  Für  diese 
-t  1883  als  besonderer  Zweigverein  der  ,.  \  er- 
1U  der  Stärkeinteressenten  in  Deutschland 
•u  Berlin  gebildet  worden,  der  im  engsten /.u- 
ammenhange  mit    dem  Vereine   der  Spiritus^ 


inmenhange  mit    dem   vereine   uer  o^u=-   ^^7"^' zur"  Wahrung  der  gemeinsamen  In- 


taug  der  80er  Jahre  der  ..Verein  der  Kornbreime- 
reibesitzer  und  Presshefefabrikanten  Deutsch- 
lands" zu  Bonn  ab.  Auch  innerhalb  des  }  ererns 
der  Komhrennereibesitzei- entstanden  Meinungs- 
verschiedenheiten, die  Ende  der  SOer  Jahre 
zunächst  zur  Büdung  kleinerer  Verbände,  wie 


zu  Mainz,  der  ..Verein 
deutscher  Mineralwasserfabrikanten",  der  „Ver- 
ein der  Kurorte-  undMineralqueUeninteressenten 

Z"  Bluch    in    der    Tabakindustrie    finden 

sieh    nicht    wenige    kleinere  Vereine,    z    B.  der 

Verein    Strassburger    Tabakinteressenten' 


F     "der     Verein    aller   Tabakin- 
|des  .Vereins   der  hessischen  Bremiembesuzer      SUasstog  ib.    d«    -      0mgegeud  •■  zu  Ber- 
uud  des  ..Vereins  westdeutscher  Kornbrenne.e  -     ^^Ve^fälische    rigarrenfabrikantenver- 
,  besitzet    ohne  Hefenfabrikation"    führten.     Ab-    to,   der   »™^|      der   ..Verein   der  Tabak- 
später  der  ..Verein  der  Kornbrennereibesitee       ein    z    <  eyi  t    ^        EaTell 
zu  Bonn  sich  gegenüber  der  geplanten ^Aende-   ^^f^^nzenden  Bezirken"  zu  Bünde 
nmg    der    Branntweins  euer    pmrj erhiel^   b  erg^  una                        ^^  ^^ 
bUdeten  die  damit  unzufriedenen  kleinen  Bren     i  _  y> .      -                             ^e  „  Schutze  der 
nereien  1891  die  „Freie  Vereinigung  von  lote-   "«£££  ^Mitglieder  Sn;  namentlich  ZoU- 
ressenten  der  Spiritus-    Branntwein-   ^  P^   ^M Z erhr.hungen.  Monopolprojekte  u  dergl. 
hefeindnstrie-    zu   Berlin,    die   sich   April  litt!   ™*rf™e|jezug   ;U,f  Tabak   büden   den  Gegen- 
mit    dem    ..Vereine    der    westdeutschen    Korn-    mehr  m* ^^    ^  nnd  (,ura,  bfen.    Zur 
toennereibesitzer    ohne    He  entabrikation"    ve  -    ^2toni?to  Interessen  der  Tabakindus- 
schmelz.     Die   freie  Vereinigung  bezweckt     ie    Wahrnenmung          ^^   uui,   M„.t      .ultz 
Forderuno-    der    gemeinsamen   Interessen     und    ttie  in  w»  -                       besonderer  „Marken- 
die  Keform  der  Branntweinsteuergesetze  .  Auch   W«««^^  deutscher  Tabakmdus- 
ein  ..Verband  deutscher  L.queurtabrikaut  n und    ™**™^SS«iin.     Als  umfassende.  Orga- 
Branntweinbrenner",    ein    „Verband    ^tscher   tneWi ^                        CT    der    ,A  crem   der 
naebrennereien-,     ein     Verband    deutechei      ^«  ^  i,akiabrikanten  und   -händlei-    zu 
Esligfabrikanten".  eine   -Veremgung  der  nord-  deutsenen  x                  h    bi    Bekämpfung    der 
deutschen    Maisstärkefabrikanteir    ist    hier   zu    ^^^p^ekte   hervortrat,   und  der 
nennen.  -23 
Handwörterbuch  der  Staatswissensehaften.    Zweite  Auflage.    T  II. 
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L892    errichtete    „Deutsche    Tabakvereia0    zu 
I  d,  der  im  Juni  1900  H96  Mitglieder  hatte 
and    über   rund   Hihi  Mark   Jahreseinnahmen 
verfügt. 

Besonders    zahlreich    sind    die    Vereinsbil- 
dungren in  der  Textilindustrie,  was  bei  deren 
Ausdehnung  und  Vielseitigkeit  nicht  auffallen 
kann.     Zum    IVil    halten    sich    dabei    die   ein- 
zelnen Zweige  für  sich.      Dahin   gehören  u.  a. 
'ler    ..Verein    deutscher    Juteindustrieller"    zu 
Hamburg,    der    „Verband   deutscher    Bosshaar- 
spinner" zu   München,   der  ..Verein  der  Seiden- 
nnd    Halbseidenfabrikanten"   zu  Elberfeld,   der 
„Verband     deutscher    Leinenindustrieller"     zu 
Bielefeld   (gegründet   1879,   giebt  die  Wochen- 
schrift „der  deutsche  Leinenindustrielle"  heran-  : 
ferner    in  der    Wollindustrie:    der   „Verein 
deutscher  Wollkämmer  nnd  Kammgarnspinner" 
zu  Cossmannsdorf,    der  „Fabrikantenverein  der 
Wollindustrie"  zu  Guben,  der  „Fabrikantenver- 
ein" zu  Crimmitschau  (1866  gegründet,  fördert 
namentlich   die  Webeschule  .    der  „Wollwaren- 
fabrikantenverein"  zu  Görlitz,    der  ..Verein  der 
Wollwarenfabrikanten"   zu   Sagan,   der   „Tuch- 
fabrikverein" zu  Sagan,   der  „Tuchfabrikanten- 
verein"    zu    Aachen      1889    gegründet  .    die 
„Vereinigung    Gladbacher    Buckskin-,    Kamm- 
garn- und  Cheviotfabrikanten"   zu  M. -Gladbach 
1900   gegründet  zur  Regelung  der  Zahlungs- 
bedingungen, der  Valuta  und  des  Mustern 
der    „Centralverein    deutscher   Wollwarenfabri- 
kanten" zu  Grossenhain   1878  gegründet  u.  s.  w. 
Aus  der  B a  u  in  w  olli  n  dustri  e  seien  hier  ge- 
nannt:   der    „Verband    rheinisch -westfälischer 
Baumwollspinner"    zu    M.-Gladbach,    die    „Ver- 
einigung sächsischer  Spinnereibesitzer"  zu  Chem- 
nitz (WTt  t,  amfasst  1900  mit  52  Mit- 
gliedern und  1213000  Spindeln  fast   die  ganze 
äich-schlesische  Baumwollspinnerei  und -zwir- 
■  „Elsässische  industrielle  Syndikat"1) 
das  „Syndikat1    elsässischer  Kattundrucker"  zu 
Mülhausen  i.  B.,   die   „Vereinigung  voigtländi- 
scher  BaumwoUwebereien"  zu  Plauen,  der  „Ver- 
band süddi  ntscher  Baumwollgarnkonsumenten" 
zu  Göppingen,   der  „Verband   deutscher  Baum- 
wollgarnkonsumenten"   zu   Dresden,    der  ..Ver- 
ein    süddeutscher    Baumwollindustriellen"     zu 
Augsburg     1900   mit  98  Mitgliedern,    2300000 
dein  und  39000  Webstühlen  . 
Bei   einem   anderen  TeiJ  der  Vereine  lässt 
sieh   die   Beschränkung    auf   einen   bestimmten 
Zweig   ohne  Einsichtnahme    in   die    Mitglieder- 
listen nicht  feststellen,    wenn  auch  bei  einigen 
derselben  die  Banmwoll-,  bei  anderen  die  Woll- 
industrie  im  Vordergrunde  steht.     Von  dieser 
Gruppe   seien    genannt:   der  .  Vi  rband   - 
scher  Textilindustriellen"  zu  Breslau,  der  „Ver- 
band der  Textilindtistriellen  von  l  hemnitz  und 
-">"i"       I89ä    gegrül  i     ..Verband 
Webereibesitzern    in    Rheydt    und    Um- 
d",  die  „Vereinigung  sächsischer  Vigogne- 
Spinnereien"  zu  Werdau,  die  „Wirkwarenfabri- 
kantenvereinignng    von    ('hemnitz    und    Um- 
d",    der    „Verein    süddeutscher    Trikot- 
warenfabrikanten" zu  Stuttgart  gi  gründet  1896 
die  [ndustrievereine  zu  Meerane,    Werda 

berg,  Saupersdorf  und  Umgegend,  die  Fa- 
brikantenvereine zu  Cottbus,   Elberfeld,  B 
bürg  n.  s.  w. 
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Daran  reiben  sieh  Vereine  von  Verferi 
bestimmter  Specialitäteu.  wie  der  ..den 
Seil  i  verband"  zu  Berlin,  der  ..Verein  der 
sehen  Lampendochtfabrikanten"  zu  Gi 
broich  (188'i  gegründet!,  die  ..Vereiuigmi 
Riemendrehereieii"  zu  Barmen  (Antistriü 
eini.  die  ..Vereinigung  der  Möbelstofffabrik 
Deutsehlands"     zu     Elberfeld     (gegriindel 

der  ..Verein  zur  Wahrung  der  Int 
der  Farberei-  und  Druckereiindustrie  von  i 
land  und  Westfalen-  u.  s.  w. 

Die  S p i t z e  u -  u n d  S  t i c k e r  e i i n d u st rie 
ich  ebenfalls  schon  zn  verschiedenen  Vereinen 
zusammengeschlossen,    wie    ..Vereinigung   deut- 
scher  Stickereigeschäfte"   zu  Frankfurt  a.   HL 
Zweck:  Hebung  und  Förderung  der  deutschen 
Kunststickerei),  ..Central verband  der  Stickerei- 
industrie   in    .'Sachsen-    zu    Plauen     (188»; 
gründet,    sucht    namentlich    der    Ueberproduk- 
|  tion      entgegenzuarbeiten  i,      ..  Fabrikanten  ver- 
ein    der    Stickerei-     und    Spitzenindustrie      zu 
Plauen.  ..Verein  der  Posamenten-,  spitzen-  und 
Knopfindustriellen    von    Annaberg   i.    S."     Der 
letztere  Verein  greift  schon   auf  da-  Beklei- 
dungsgewerbe   über,     das    auch    sonst    noch 
mancherlei  Vereinsbildungen  aufweist.    Genannt 
seien:     ..Verband     süddeutscher     Kleiderfabri- 
kanten",    „Vereinigung    der   Berliner   Damen- 
und    Mädchenmantelfabrikation" .    „Gesellschaft 
der  Berliner  Wäschefabrikanten'-.    „Verein    zur 
Förderung   der   Leinen-   und   Wäscheindusti 
zu    Bielefeld    '1885    gegründet,    bekämpft     I   i 
.Jägersehe  Wollregime);  ferner  „Verband  deut- 
I  scher  Schirmfabrikanten  und  der  Interessenten 
verwandter    Branchen"    zu    Berlin    i gegründet 
'1886).    „Vereinigte     Dresdener    Blumen-     und 
Federnfabrikanteii"   (1886  gegründet).    „Verein 
Berliner    Blumenfabrikanten    und    -gri.--i-r.-n-. 
..Verein   deutscher  Korsettindnstrieller" .    „Ver- 
ein sächischer  Strohhutfabrikanten  zur  Wal. 
gemeinsamer  Interessen"   zu  Dresden.    „Verein 
der  deutschen  Hutindustrie"  zu  Berlin  u.  s.  w. 
3.  Vereine  für  mehrere  Berufszweige.  _\  - 
hen  deu  bisher  besprochenen  beruflich  geglieder- 
ten Vereinigungen  dergewerblichen  Unternehmer 
besteht    noch    eine    grosse    Zahl    von    Vereini- 
gungen,   die    verschiedene   Betriebszweige   für 
bestimmte  Bezirke  zusammenfassen.   Eine  ganze 
Beihe    dieser  Vereine   wirkt   nur  für  eiu  i 
Gebiet,  für  eine  einzelne  Stadt  und  deren  nächste 
Umgebung,    wie   die  —   übrigens  überwiej 
Textilindustrie    umfassenden  —   „Fabrikanten- 
vereine"   zu  Remscheid.    Grossenhain.    .Meerane. 
Reichenbach,    Forst  i.  L..    Hannover.  Gera  etc., 
di  i     Gesamtverband  der  Arbeitgeber  von  Leip- 
zig und  Umgegend"   zu  Leipzig,   die  „Mainzer 
Industriehalle-.    der  „Verein    selbständiger   (,e- 
werbetreibender"    zu   .Mainz     gegr.    1892).    der 
„Verein   selbständiger  Handwerker  und  Fabri- 
kanten" zu  Bonn,  die  „Industrielle  Gesellschaft" 
zu    Mülhausen   i.   E..    der  „Lübecker  Industrie- 
gründet   1889),  der  „Berliner  Markt- 
verein   für  Gewerbe  und   Industrie",   die   „Ge- 
nt für  Gewerbe  und  Industrie"  zu 
lin    etc.     Einige    der    neueren    Vereine    dieser 
Gattung  sind  Antistrikevereine.  z.B.  der  .Ver- 
band Casseler  Industrieller",   der  1890  aus  Au- 
la--  der    Arbeitermaifeier   gegründete    „Verein 
der  Arbeitgeber  von  Harburg  und  Umgegend", 
de*  ii  rverband      Hamburg -Alt 

n.  s.  w. 


Ontemehmerverbände 


Koch   andere   bezwecken  ausschliesslich  die 
.Minderung  von   Fabrikdiebstählen    wie   der 
„ein  o-eo-en  Seidendiebstahl  in  Krefeld    und 
B  rgi5.  tu    Vi  rein    gegen  Fabrikdiebstahl 

Biberfeld.  .      ...         ..    „„<->« 

Eine    weitere  Gruppe    ist    für    grossere  tre- 
te   thätig     So  /.  B.  der  „Liegmtzer  Fabn- 
Lntenverein"     1890   gegründet]    für  Stadt  und 
ffidkreis   Liegnitz,  der    „Tndustrieverein     zu 
,1  esheim   für   den    Regierungsbezirk   Hildes- 
der     Industrieverein"    zu  Dessau  für  An- 
h  '   der      Verein    Bitterfelder    Industrieller 
■!s:;  o-egründet),  für  den  Kreis  Bitterfeld,  der 
/erein    der   Industriellen    im    Kreise    hothen- 
„e   Oberlausitz  und  Hoyerswerda«,  der.Aer- 
™|  ostdeutscher  Industrieller'  in  Danzig    der 
Verein    der    Industriellen    Pommerns  und   der 
„harten  Gebiete"  zu  Stettin  (1900  gegriin- 
.,"    In    weitereu  Kreisen  bekannt  geworden 
od  aus  dieser  Gruppe  namentlich  folgende: 

ffittelrheinischer  Fabrikantenvereni  zu 
ainz  (gegründet  1869,  giebt  regelmässige  Mit- 
ältmeen  heraus).  ,      „     . 

herein  der  Industriellen  des  Regiernngs- 
erirks  Cöln"  zu  Cöln  (1881  gegründet  aus 
udass  des  Verhaltens  der  Handelskammer  zu 
Bin  in  Bezug  auf  die  Schutzzollpolitik). 

Verein  zur  Wahrung  der  gemeinsamen 
rirts'chaftlichen  Interessen"  a)  für  das  Lenne- 
Lbiet  zu  Altena  i.  \\  .  i  gegründet  1891),  b)  der 
:;l;11  Industrie  zu  Saarbrücken  (gegründet  1SS 

jn  Rheinland  und  Westfalen  zu  Kusse Idorf 
gegründet  1871,  Jahreseinnahmen  ca.  6UMJ 
hak,  giebt  „Mitteilungen"  in  zwanglosen  Herten 

"üer  letztgenannte  Verein  hat  sich  unter 
llen  angegebenen  Vereinen  am  meisten  zur  Uel- 
rnne  gebracht  durch  seine  umfangreiche  lnatig- 
keit  in  Bezug  auf  alle  wichtigen,  die  Industrie 
!  enden  gesetzgeberischen  und  Verwal- 
nm"smassuahmen. 

"im  erheblicher  Teü  der  bisher  genannten 
Vereine  °-ehört  dem  das  ganze  Reich  umfassen- 
den i  lentralverband  deutscher  Industrieller"  zu 
Berlin  an,  in  welchem  die  schutzzöllnerischen 
Bes  etumgen  der  deutschen  Grossindustnellen 
en  Sammelpunkt  finden.  Der  Verband  ent- 
..  ,  ....,  m   v.>i,r,mv  1S7ß  infolge  der  Reaktion 


S  ariTTetoar  1876  infolge  der  Reaktion 

'.-.-■en     die    ..doktrinären-'    Anschauungen     die 
tanial-  vielfach  zum  Ausdruck  kamen  und  auch 
^Gesetzgebung  zu  beeinflussen  bemuht  ware^ 
Sein  Zweck  ist  laut  Statut   ..die  Wahrung  dei 
industriellen  und  wirtschaftlichen  Interessen  des 
Landes  und    die   Beförderung  der  natio- 
nalen irbeit".    Der  Verband  umfasste  190J 
-!-;  '  Mito-lieder.  darunter  62  industrielle  Vereine, 
84  Handelskammern,  7  Berufsgenossenschaften, 
460    Einzelmitglieder.      Die    Beitrage    werden 
;,n    den    Mitgliedern   nach    Selbstemschatzung 
.  ,"  (mindestens   30   Mark       Her  Verband 
ferfügt   über  bedeutende  Mittel     Der  Etat    m 
Iloi  balanciert  mit   100285  Mark     Seme  Tha- 
üffkeit    ist    sehr    umfassend.     Steht    auch    die 
Zoll'   und    Handelspolitik  im  Vordergründe    so 
hat    der   Verband    doch    auch    in    steuerhcher, 
»rialpoütischer  und  sonstiger   wirtschaftliche 
BerieC"  vule  Gutachten  erstattet,  zahlreiche 
£S°  gemacht   und   eine  grosse  Reihe  von 
1    tmivaimäovn  gesteUt.    Das  Organ  des  Ver- 
bandes   ist    die    „Deutsche   Indnstnezeitung«, 
£u  gegeben  von  A.  Steinmann-Bucher  (früher 


DL  Industrie  zugleich  deutsche  Konsulats- 
zeitung" •  ausserdem  giebl  dei  Verband  m 
zwanglosen  Heften  „Mitteilungen"  heraus. 

Neben  dem  Centralverband,  /.um  Teil  auch 
in  einem  gewissen  Gegensatz  zu  ihm.  hat  sich 
st-it  einigen  Jahren  der  ..V.u. ei  der  Industriellen 
zu  Berlin  entwickelt,  der  bereits  über  eine  an- 
sehnliche Mitgliederzahl  vi  rfügt.  Sem  Organ 
ist  die  Zeitschrift  „Hand  in  Hand". 

Für  einen  besonderen  Teil  der  industriellen 
Interessen  besteht  seit  28.  Juni  1892  der  „Haft- 
pflichtschutzverband    deutscher     [ndustrii 
Hetzt  „Deutscher  Haftpflichtschutzverband       Er 
sucht   auf  die  Haftpflichtgesetzgebung  und  die 
Haftpflichtversieherum;-  einzuwirken,  m  letzterer 
Bez'ehuu"-    namentlich   durch    Aufstellung    von 
Normativbedingungen ,    statistische    und    .juris- 
tische   arbeiten .    standige   Beratung    der    Mit- 
glieder  in   Haftpflichtsachen.      Mehr   und    n,  l.r 
sind  auch    andere  Versicherungsgebiete  in  den 
Kreis   seiner  Thätigkeit   gezogen.     Er  giebt  in 
zwangloser  Folge  „Mitteilungen"  heraus. 

Einen  anderen  Charakter  als  die  bisher  ge- 
nannten hat  d,r  ..Verein  der ^ anhaitischen Ar- 
beito-eber  zu  Dessau"  (gegründet  1887),  dei  die 
o-emeinsame  Durchführung  humanitärer  und 
sozialer  Massregeln  zur  Hebung  der  sittlichen 
und  materiellen  Lage  der  Arbeiter  bezweckt: 
er  ist  hier  zu  erwähnen  insofern,  als  die  liei- 
beiführuug  gesunder  Arbeiterverhältnisse  ohne 
Frage  ein  wichtiger  Hebel  auch  zur  Forderung 
der  Unternehmerinteressen  ist. 

Der  Vollständigkeit  wegen  sind  noch  einige 
Vereine    anzuführen,   die  nicht    ausschliesslich 
abei    doch    überwiegend    aus    Industriellen    be- 
stehen und  die  Hebung  des  Gewerbes  im  a  [ge- 
meinen und  des  Kunstgewerbes   im  besonderen 
bezwecken;     nämlich     der    auch    durch    einen 
Staatszuschuss    unterstützt;      Verein    zur     Be- 
forderuuo;    des   Gewerbeüeisses"    zu  Berlin  (ge- 
gründet 1821,  siebt  wertvolle  „Verhandlungen 
find  „Sitzungsberichte"  heraus,  setzt   Preise  fui 
technische  Arbeiten   aus.   veranstaltet  Vorl 
und    Diskussionen    über    technische    und    wirt- 
schaftliehe Fragen  etc    ;   der   ^^f^'J- 
verein     für     Rheinland     und    Westfalen      zu 
Düsseldorf   (1882  gegründet-:   der  Altonaer  In- 
dustrieverein zu  Altena  (1845  gegründet    und 
der      VoigÜändisch-Erzgebrrgische    Industrie- 
verein« zu  Plauen  i.  V.    1888  gegründet.    Die 
letzteren  haben  Vorbildersammlungen,  Wander- 
bezw    periodische  FachaussteUun-en  und  ahn- 
liche  Einrichtungen  geschaffen.    Der  „I  entral- 
gewerheverein"  zu  Dasseldorf  giebt  das  .W  est- 
deutsche Gewerbeblatf  heran-.  . 
aeUt  ,  u,h  der   1856  gegründete     Verein  deut- 
scher Ingenieure"  zu  Berlin    seit  12.  Dezembei 
1891  juristische  Person),   der  ein   „mm--  Zu- 
sammenwirken der   geistigen  Kräfte    i    .  i 
Technik   zum    Wohle    der    gesamten    vaterlan- 
,  Industrie"  bezweckt,  muss  hier  genannt 
l   weil   unter   seinen  Mitgliedern    die  in- 
dustrieüen  Unternehmer  sehr  zahlreich  vertreten 
sind      Der  Verein  hat  sich  namentln 
Patentschutz,  die  Entwicklung  des  techn  - 
nnterrichts     üeberwachung    de<    Dampfkessel- 
v"ln'      Verwertung    der     Wasserkräfte    etc. 
bemüht      Sein  Organ  ist   die   wöchentlich   er- 
scheinende   „Zeitschrift    de-   Vereins  deutscher 
'  Ingenieure". 

23* 
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B.  Für  Industrie  und  Handel. 

4.    Für   kleinere   Gebiete.     Die    Vereine 

für  Industrie  und  Handel  ohne  Beschränkung 
auf  einen  bestimmten  Geschäftszweig  haben  im 
ganzen  einen   ähnlichen  Wirkungskreis  wie  die 

Handelskammern,  ersetzen  diese  auch  bisweilen, 
wie  der  Gewerbe-  und  Handelsverein  zu  Olden- 
burg und  der  allgemeine  mecklenburgische  Han- 
delsverein  zu   Rostock.     Auch   lokale    Vereine 
dieser  Art  rinden  sich  häutig-,  z.  B.  die  Vereine 
für     Handel     und     Industrie     zu     Bockenheim. 
Wernigerode,   Meissen   etc..   der  Industrie-   und 
Handelsverein    zu    Stuttgart .     der    Bifzebüttel- 
Cuxhavener   Handelsverein    zu    Cuxhaven,    der 
Handelsverein    zu    Giessen.     der    „Verein    der 
Fabrikanten  und  Kaufleute"  zu  Fulda  u.  a.  m. 
Grössere  Bedeutung    hat   sich   von  solchen 
\  ereinen  der  1879  gegründete  ..Verein  Berliner 
Kaurieute  und  Industrieller-  zu  verschaffen  ge- 
waast     unter  den  Schöpfungen  des  Vereins  Ist 
die  kaufmännische  Fortbildungsschule  besonders 
zu    nennen.      Auch    hat    der 'Verein    eine    um- 
fassende   gutachtliche    Thätigkeit    entwickelt. 
Infolge   seiner  Anregung  hat  sich  Anfang  1891 
ein  „Centralausschuss    Berliner  kaufmännischer, 
-blicher  und  industrieller  Vereine"  gebildet ; 
elbe  bezweckt:   ..Beratung  von  Fragen  des 
Handels   und   der  Industrie,   die  für  die"  beitre- 
tenden  Vereine   von   besonderem   Fachinteresse 
sind,    für   deren   Verfolgung    aber  ein   gemein- 
a  Vorgehen  zweckmässig  erscheint." 
.").    Für    das    Reichsgebiet.     Was    diese 
A  ereine  für  engere  Bezirke  wollen,  das  strebt 
für  das  ganze  Reich  der  „Deutsche  Handelstag" 
an.     Der   deutsche   Handelstag ,   auf  Anregung 
des  badischen  Handelstages  am  12.  Mai  1861  zu 
Heidelberg  gegründet,  hat  den  Zweck,  „die  ge- 
meinsamen   Interessen    des  deutschen   Handels- 
und  Industriestandes    zur   Geltung  zu  bringen" 
und    verbindet    deshalb    die  Mehrzahl  der  deut- 
schen    Handelskammern    und     kaufmännischen 
Korporationen    und   eine   Beihe  entsprechender 
freier  Vereinigungen  zu  gemeinsamer  Thätigkeit. 
Er    wirkt    gewissermassen    wie    eine   „Reichs- 
handelskammer" und  hat  zu  allen  grossen  wirt- 
schaftlichen   Reformen    der   letzten    Jahrzehnte 
Stellung  genommen. 

Zu  erwähnen  ist  hier  mich  die  1897  auf 
Anregung  des  ..Vereins  zur  "Wahrung  der  In- 
'  n  der  chemischen  Industrie  Deutschlands" 
gebildete  ..Centralstelle  zur  Vorbereitung  von 
Handelsverträgen"  und  der  Anfang  19<)1  be- 
gründete „Handelsvertragsverein",  die  beide  die 
mehr  freihändlerischen  Kreise  der  Industrie  an 
sich  gezogen  nahen.  Die  Centralstelle  hat  eine 
Reihe  von  Broschüren  handelspolitischen  In- 
halt- veröffentlicht,  der  Handelsvertragsverein 
giebt  eine  „Korrespondenz"  heraus. 


C.  Für  Handel  und  verwandte  Gewerbe. 

li.  Für  Handel  überhaupt.'  Die  den  In- 
teressen des  Handels  dienenden  Vereine  sind 
sein-    zahlreich.       Ein    sehr    bedeutender  Teil 

Iben    i-t    noch    jung   und   im   Zusammen- 
bange  mit  der  weiter  unten   zu  besprechenden 
Kleinhändlerbewegung  entstanden, 
unabhängig    von    dieser    Bewegung    ins    Leben 

ten.      unter    den    letzteren    sind    zuerst  zu 

n  Vereine,   die  sich   die  Hebung  der  Aus- 
fuhrthätigkeit    im    allgemeinen  angelegen    sein 


j  lassen.     Hierher  gebort  der  ..Verein  zur  Ford 
rung  der   Handelsbeziehungen    mit    dem    A.u 
lande-   zu  Kiel,    der   1883  "entstand   und  du 
Gewährung   von    Reisestipendien,    Beschatfu.i 
von    Stellen   im    Auslande,    Hebung   der    kau 
männischen    Bildung  etc.   den   Handelsverk 
mit  dem  Auslande  zu  steigern  sucht,  ferner 
„Deutsch-russische  Verein    zur    Förderung 
gegenseitigen  Handelsbeziehungen",  dessen  v 
gan  das  von  Bürgel  herausgegebene  „Industr 
und   Handelsblatt"   ist.     Etwas   anders   ist  , 
Zweck  des  1885  gegründeten  „Exportvereins 
das  Königreich  Sachsen"  zu  Dresden.    Dieser  ! 
den    Absatz   der   Industrieerzeugnisse   des 
einsgebietes  im  Auslande  heben. 

Eine  andere  Gruppe  bezweckt  die  Hebur. 
des  Bändels  in  ihren  Bezirken  im  allgemeine 
wie  der  „Verein  für  Hallischen  Handel"  <Ha 
a.  d.  S.),  die  „Kaufmännische  Vereinigung-  ,. 
Posen,  der  „Börsenverein  zur  Vertretung  de 
Handels-  und  Schiffahrtsinteressen"  zu  Emde 
1871  gegründet),  die  Handelsdeputation  : 
Leer,  Norden  und  Papenburg,  der  Mess-  ui 
Marktverein  zu  Frankfurt  a.  0.  etc. 

7.  Für  einzelne    Handelszweige.     Ei 
dritte    Gruppe    dient   ausschliesslich    den   Int 
resseu  einzelner  Handelszweige.  Eine  besonde, 
Beachtung  verdienen  in  dieser  Gruppe  die  Ve 
einigungen    des    Buchhandels.     Die    eigen 
artige  Organisation   des  buchhändlerischen  A 
reehnungsverkehrs   zu   Leipzig  hat  schon   fru 
zu    Vereinsbestrebungen    geführt,    die   anfans 
missglückten,  dann  aber  in  dem  1825  (30.  AprL 
gegründeten  „Börsenverein  der  deutschen  Buch 
händler"    mit   dem    Sitz    in    Leipzig  ihre    V« 
wirklichung   fanden.     Der  Verein  bezweckt  d 
Pflege  und  Förderung  des  Wohles  und  die  Ve, 
tretung  der  Interessen   des  deutsehen  Buchhan 
dels    im     weitesten    Umfange.      Das    deutsch 
Buchhändlerhaus  zu  Leipzig,  die  im  Erscheine 
begriffene  Geschichte  des  deutschen  Buchhandel! 
das  Börsenblatt    und  das   Buchhändler-Adresi 
buch,  die  Verkehrsordnung  für  den  Buchhaude 
die   Bemühungen    um    Ausgestaltung    des    U 
beberrechts  und  die  in  Arbeit  befindliche  Kod 
fizierung  des  Verlagsrechtes  sind  einige  Bewe 
der    vielseitigen    Thätigkeit   des    Vereins,    i» 
über   ein   grosses   Vermögen  und  über  mehrer 
tausend  Mitglieder  verfügt.     Die   meisten 
selben   haben   in  Deutschland  ihren   Sitz, 
übrigen  verteilen  sich  aut'Oesterreich,  die  Schweiz 
Belgien,   Dänemark,   Frankreich,    Griechenland 
Grossbritannien,    Holland,    Italien,    Norwegen 
Rumänien,    Bussland,    Schweden,    Türkei    und 
Amerika,  so  dass  der  Verein  eine  internationale 
Wirksamkeit  entfalten  kann. 

Neben  dem  Börsenvereine  bestehen  noch 
eine  ganze  Reihe  von  Buchhändlervereinen  für 
kleinere  Bezirke,  unter  denen  die  1848  ge- 
gründete Korporation  der  Berliner  Buchhändler 
besonders  zu  erwähnen  ist.  Die  Hauptschöpfun« 
derselben  ist  die  „Bestellanstalt  für  den  Ber- 
liner Buchhandel-',  für  die  seit  1.  April  1893 
ein  eigenes  „Berliner  Buchhändlerhaus"  benutzt 
winl.  In  Leipzig  besteht  seit  1884  ein  ,.('. 
tial verein  für  das  gesamte  Buchgewerbe".  L.< 
äortimenter  haben  sich  zu  Orts-  und  Kreisver- 
einen zusammengeschlossen,  die  Verleger  in 
Berlin,  Leipzig  und  Stuttgart  zu  „Verleger- 
vereinen" zur  Aufrechterhaltung  und  Herbei- 
führung  eines   ordnungsmässigen  Verkehrs   mit 
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.  Sortimentern.  Für  die  Zeitechriftenver- 
ÄS  herein  deutscher  Zeitungs- 
-,„,,...  „,  ||;„,nover  und  der  ..Verein  dei 
S,äe-'  (gewerbl.  Zeitschriften)  n  Bdm. 
^e    selbständigen    Kolportagebachhändler 

.,„.„  Sich  L886  zu  einen.  ,.< 'entralvcrein  deut- 
her  Kolportagebuchhändler"  mit  dem  Mt/  ... 
SnverUdfn  zur  Wahrnehmung  nndF^ 

,„,..  ,iev  gemeinsamen  Interessen.    Der  yj  •" 
"Ls    eine  Reihe  von  Kolportagebnchhandler- 
'.' n  en     n  Bremen,    Erfurt,   München,   Chem- 
te     Stuttgart,    Nürnberg,     Leipzig,    Berbn, 
Sdeburg,    Hamburg,  Braunschweigl.    Er  hat 
£f  nntefstützungs-  und  Sterbekasse  errichtet 
e^ährt    ingestellten    der    Vereinsamen    für 
-,.„',.  Dienste  Auszeichnungen,   hat   eine  ,,vei 
ehrsordnung    für    den    deutsehen    Kolportage- 
ShhandePB  aufgestellt    und    g.ebt    eme    b 
ondere  Kolportagezeitung  heraus  ,ßatphti 

Für    die    Musikalienhändler    besteht 
u    Beriin     ein    „Verein    Berliner    Musikahen- 
Jw^und  ...  »Leipzig  ein    Verein  Lapzige 
iusikalienhändler"    gegr.  1885)  und  tan    ver 
in  der  deutschen  Musikalienhändler  ,  der  1829 

artstanden  ist.  ,       uripf- 

Die    wachsende    Ausdehnung    des   Briet 

,v  .„hmdels  hat   zur  Bildung  eines  „In- 
ÄnaknPostwertzeichenhändlervereins-  zu 

Berli"uehfÜ!ünst  finden  sich  für  die  einzelnen 
Handelzweige  mancherlei  Vereine,  von  denen 
heisnielsweise  genannt  seien:  dei  Verein  iui 
Äbau  und  Weinhandel«. zu  Neustadt^  d 
vt  der  Verein  der  V\  einhandler  des  Ktiein 
und  M Mngaues"  zu  Büdesheim,  der  „Fränkische 
Weinhändirverband«,  der  „Deuteche  Wein- 
händlerverband"  (gegr.  Februar  1901  zu  HaUf. 

e       V e  rb  nd    Berliner   Kohle  n  grosshandler", 

der     Kon Händler  verein   Glückauf    zu    Leip- 

«V«    der    Verein  zur  Wahrung  der  Interessen 

fiel  'V iehhanlels"    zu    Dresden,    der    „Verein 

rl.ne.    V  Heide-   und    Produkt enlvand- 

,  er     Verein    Berliner    Landesprodukten- 

faändler"    der  ..Verein  Berliner  Butterkauf  leute 
"' „Verein   Berliner    Sehmalz händler ,    der 
Verein   selbständiger  D  a  r  m  handler«    zu   Be. 

lin     der      Droguis ten verein'     zu  Chemnitz 

*pt    Deutsche  Droguistenverband    (lHiögegr  . 

t.:Ve^,u,u,,,a,,-Samenhandler2^B5rln. 

der    Verein  der  Blumen geschaftsiniabei      zu 
Berlin   der    Verband  der  Blumenhändler  West- 
feÄands«    zu  Cöln;    der  -7«?,.d»*Jf 
firosshändler  iu  Dünge-  und  Krafttuttei 
mitt ehr     zu    Cassel     der    ..Verein    deutscher 
Seifenhändler,  der  ..Verein   Berliner  Petro 
feumgrosshändler",   der  ..Verein   Berliner  Ko 
onfaYwarenhändler",  die  „Neue  Vereinigung 
der  Cigarrenhändler  Berlins  und     nagend . 
der     Verband  deutscher  Tuch  grosshandler«  zu 
Min.     der     ..Verein    Berliner     Herren-     und 
Knabenk onf e k t ionsfirmen en  gros  ,M« 
einigung     Berliner    Lemeu-     und    wascne 
Snecklleschäfte«,     der    „Verein     der    Berliner 
P* ^alfentferwarenhändler«,  der    VerW 
der    Ten  pich-,     Linoleum-     und     Mobelstott 
^.dler  Veutsd.lands~  zu  Hannover   der  „V  er- 
,in   Berliner   Papier  grosshandler  und   Duten 
febrikanten«,    der  „Verein   Berlins  Tapeten 
handle.-,  der  „Verein  toBertoer  Porzellan 
Glas-    und  Steinwarenhandler  .  ^r  „Verein  der 
Steinhändler  Berlins  und  Umgegend  .  dei  „Vei 


«■in  Berliner  Lederhandler",  der  „Verband  der 
Leaähanafer  Deutschlands«,   die     Vereinigung 
,,„■   Förderung    der    Kurz.-.   Galanteriewaren- 
„nd    verwandten    Branchen"    zu   Berlin   (gegr. 
18931  der    Verein  deutscher  Nähmascninen- 
tändler«,  der  „Verein  deutscher  Eisen  waren- 
händler«  zu  Mainz,  der  „Verein  Berliner  Ehsen- 
warenhändler«  (gegr.  1880),  der  „Verein  der  Kauf- 
leute aus  der  Berliner  Lampenbranche   zu  Ber- 
lin   der    Verein  Pforzheimer   Bijouteriever- 
käufer  zu   Pforzheim«,   der  „Verein   der  Holz- 
interessenten"  zu  Schwarzenberg  i  S.,  der  „ver 
ein   Magdeburger  Holzgeschäfte",    der   ..Verein 
.chleswig-holsteinische.     Holzhandler     zu    K  el 
fl886  eegr     sucht  namentlich  der  durch  Holz- 
aukt.om,.   verursachten    Konkurrenz  .entgegen- 
zuarbeiten),   der  „Verein    der  Mobelhandle.     in 
Leipzig,     '1er    ..Verein    von    Interessenten    dei 
MSbelbranche   gegen  schwindelhaftes  Geschäfts- 
gebaren" zu  Leipzig  ...  s.  w. 
"       An    den    Hanpthandolsplätzen    sind    solche 
Vereine  naturgemäss  sehr  zahlreich    Nach  dem 
Vorstehenden    drängen    sich   in   Berlin    viele 
Häudlervereine  zusammen.     In  Hamburg  bat 
das  Bedürfnis   nach   einer   gewissen   Sonderung 
des   Börsenverkehrs    für    die   einzelnen    Hau  t- 
vvaren    ebenfalls    eine   ganze  Reihe   von   Gioss- 
händlervereiiien     Ineben     zahlreichen    anderen 
Vereinen'    entstehen    lassen.      Hier    seien    ge- 
nannt     der     ..Verein     von     Interessenten    für 
Äelflorikate«,    der    Verein   der  Getreide- 
händler  der  Hamburger  Börse'   igegr   lbbN.  der 

Verein   der    Petroleumhändler   der  Ha, .-er 

Börse"  der  „Verein  der  Spiritusinteressenten 
de?  Hamburger  Börse«  (1872  gegr...  der. .Ver- 
ein der  am  Baumwollhandel  beteiligten .Finnen 
H  891  gegr.),  der  ..Verein  der  am  Kaffeehandel 
beteiligten  Firmen"  der  „Verein  der  am  Zucker- 
hnndel  beteiligten  Firmen"    Iööö  gegr.}. 

Zur  Erleichterung  «nd  Förderung  der 
Zuckerausfuhr  hat  sieh  1885.in  Magdeburg _em 
Deuts,  her  Zuckerexportverein"  gebildet.  l>er 
selbe  bat  Schlussscheinbedingungen  für  den 
Zuckerterminhandel  aufgestellt  sowie  ein  Ab- 
rechnungsbureau für  Geschäfte  mit  periodische. 
VerechSung  und  eine  Generalagentur  der  deut- 
schen  und   englischen  Rübenzuckervereine    zu 

^ÄwSenlsthier  auch  noch  der  frühere 

norddeutsche,  jetzige  ..Deutsche  Apothekerve  - 
ein''  der  1821  gegründet  wurde,  mehrere  Tau- 
send Apothekenbefitzer  umfasst  und  zwei  laeh- 
zeitschriften  herausgiebt.  Neben  ihm  bestehen 
noch  für  kleinere  Bezirke  Apothekervereine ,   . 

Die  Abzahlungsgeschäfte  besitzen  in  Berlm 
einen    Schutzverein   der  Abzahlungsgeschäfte, 
s    Vereine   zum  Schutze   des  Kleiuhau- 
dels      Eine    sehr  umfassende  Veremsthat.gke.t 
Sat  sich    wie  schon  angedeutet,   in   den  letzten 
jaUn    innerhalb   des  Kleinhandels   entwttkeR 
Dieser    fühlt    sieb    in    unserer   Zeit    von    allen 
Seiten  1  ".bedroht  durch  das  Umsichgreifen  des 
Selbes  in.  Handel,   der  Konsumver^e, 
der     Vhzabhingsgesehätte,     der     Wanderlager, 
d"     Hausierhandels,     des     Detailre^ens      des 
direkten    Postpacketverkehrs    zwischen    1  rodu- 
zfnW  und  Konsumenten,   der  Schleuderausver- 
S    ete      Lange    Zeit   hindurch    wurde   die 
Verteidigung    gegln  diese  Ehrflüsse    teils  ganz 
m    ■  1    :".     te.ls  nur  lau  geführt,  und  der  Weg 
■eiw iUigen  Zusammenschlusses   wurde  nur 
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wenig  benutzt.  Von  älteren  Vereinsbildungen 
der  Kleinhändler  zum  Schutze  ihrer  Interessen 
sind  zu  aennen:  der  ..Verein  der  vereinigten 
Materialisten"  zu  Haliiersta.lt.  der  in  den  20er 
Jahren  entstand,  die  „Schutzgemeinschaften  für 

Handel    und  Gewerl zu  l  hemnitz    1863    zu 

I  rimmitschau    1865   und   zu  Plauen   1866,    der 
„Verein  der  Kolonialwarenhändler"  zu  Hamburg 
1872,  der  „DetailUstenverein"   zu   Altona   1872 
und  zu  Kiel  18,3.  der  „Kaufmännisehe  Verein" 
zu   Oppeln    1874  etc.     Gegen    Ende    der    70er 
Jahre    begannen    die  Vereinsbildungen   rascher 
zuzunehmen  und  seit  Mitte  der  80er  Jahre  isl 
lahl  30  sehr  angeschwollen,  dass  sieh  jetzt 
das  ganze  Land  hin  ein  dichtes  Netz  sol- 
cher Vereine  erstreckt,  dessen  Maschen   fortge- 
setzt enger  werden.    Alle  diese  Vereine  leihen 
.las  gleiche  Ziel,  den  Kleinhandel  (und  das  viel- 
fach   in    ähnlicher  Bedrängnis   befindliche   und 
deshalb  oft  mit  jenem  verbündete  Kleingewerbe! 
zu  schützen   gegen  die  schon  erwähnten  Ein- 
flüsse.    Aeusserlich  erscheinen  alle  diese  lokal 
uzten    \  ereine    freilich     unter    sehr    ver- 
schiedenen Namen.    Ein   Teil    wird   bezeichnet 
als     ..Kolonial-    und    Materialwarenhändlerver- 
l-n. •  andere  Gruppe  heisst  „Manufaktu- 
nstenvereine'.    eine    dritte  wird    hezei.dinet  als 
„Handelsvereine",    eine  vierte  als  „Detaillisten- 
vereine",    .ine    fünfte    als  „Handels-    und   Ge- 
werbevereine"     oder     mit     gleichbedeutenden 
warnen,    eine  sechste    als  Vereine  selbständiger 

Kauf] oder    kaufmännische   Vereinigungen 

oder  Vereine,  ...1er  Kreisvereine.  Wieder 
re  werden  als  „Verein  zur  Wahrung-  der 
geschäftlichen  Interessen"  oder  mit  gleichbe- 
deutenden Namen  bezeichnet.  Auch  die  Bezeich- 
nung „Verein  gegen  Unwesen  in  Handel  und 
G  werbe"  kommt  mehrfach  vor.  In  den  letzten 
Jahren  ist  der  Name  „Schutzgemeinschaft" 
oder  „Schutzverein  für  Handel  und  Gewerbe" 
oder  eme  ähnliche  Benennung  häufig  an- 
gewandt worden,  wodurch  ja  auch  die  Ten- 
denz der  Vereine  richtig  charakterisiert  wird 
Die  Schutzvereine  und  Schutzgemeinschaften 
haben  sich  zu  mehreren  Verbänden  vereinigt 
wie  dem  „Sächs.-Thür.  Verband  der  Sehutz^e- 
meinschaften  für  Handel  und  Gewerbe"  zu 
Zwickau,  den.  „Württemberg.  Schutzverein  für 
Handel  und  Gewerbe"  zu  Stuttgart  (1892  ge- 
gründet   etc.  6 

Seit  L888  laufen  alle  diese  Bestrebungen 
in  einem  l  entralverein  zusammen,  der  früher 
als  „Centralvorstand  kaufmännischer  Verbände 
und  Vereine  Deutschlands"  bezeichnet  wurde 
jetzt  ab.-r  den  Namen  „Centralverband  Deut 
i  Kaufleute"  mil  dem  sitze  [n  Leipzig 
fnl>rt.  Her  Verband,  am  23.  Juni  1892  als  G<£ 
oossenschafl  mil  besi  hränkter  Baftpflicht  ein- 
igen and  demzufolge  mit  den  i;.  chten  einer 
juristischen  Person  ausgestattet,  bezweckt  laut 
Statut  ..die  Wahrung  der  Interessen  und  die 
Hebung  ,|,,s  Kaiiinianiissiaii.les  sowie  Förde- 
rung und  Verbreitung  der  Fachkenntnisse" 
Dem  Verbände  hatten  sieh  bereits  im  Mai 
1892  110  .!../-  Im  \  ereine  angeschlossen;  seit- 
dem    isl     die    JlitgMederzahl    noch    bedeutend 

'  >     l    Tausende    von    Kleinhändlern 

'.  n  Landesteilen  gehören  ihm  an.  Ule 
Gruppen  de,  Handels  sind  in  demselben  ver- 
treten, "..im  auch  die  Hauptmasse  der  Mit- 
glieder    -  den  thatsäi  blieben  Verhältnissen  des 


Kleinhandels    entsprechend    —     dem    Kolonial- 
warenhandel     angehört.      Der    Centralverband 
entfaltet  eine    lebhafte  Agitation    in  Wort  und 
Schrift,    die    sich    namentlich   gegen    die    ins- 
wüchse  der  Konsumvereine,    der  Abzahlung...... 

schatte,  des  Hausierhandels  etc.  richtet. 

9.  Vereine  für  verwandte  Gewerbe 
Hierher  gehört  zunächst  die  Schiffahrt  die 
m  verschiedenen  Teilen  des  Landes  Vereinigun- 
gen besitzt,  «de  den  Rheinschifferverein  'ins 
et  justitia",  den  „Verein  zur  Wahrung  der 
l.heiusclurfahrtsinteressen"  zu  Mannheim  den 
„Neckarschifferverein",  den  1870  gegründeten 
„Magdeburger  Schifferverein",  u.  a.  m  Für 
die  Seeschiffahrt  ist  der  „Verein  der  Reeder 
des  Unterwesergebietes"  zu  Bremen  und  der 
„Verein  Hamburger  Reeder'  zu  erwähnen- 
der letztere  ist  1884  gegründet.  ausser- 
dem bestehen  Seeschiffervereine  in  Bremer- 
haven. Hamburg,  Stettin.  Emden  etc.  und  ..Nau- 
tische Vereine"  in  Danzig,  Kiel.  Papenburg  ete 
die  ihren  Sammelpunkt  "in  dem  Ende  der  60er 
Jahre  gegründeten  „Deutseben  nautischen  Ver- 
eine'' zu  Kiel  finden.  Die  am  Verkehr  nach 
Nordamerika  beteiligten  holländischen  und  Lo- 
gischen Linien,  der  Norddeutsche  Lloyd  und  die 
Hamburg-Amerikanische  Packetfahrt-Aktienge- 
sellschaft  haben  1891  einen  „Verband  nord- 
atlantischer Reedereien"  zur  „Förderung  der 
-ei. .einsamen  Interessen"  gebildet. 

Für  das  Speditionsgewerbe  bestellen 
verschiedene  Lokalvereine  (z.  B.  in  Aachen, 
Berlin,  Hamburg,  Leipzig.  Nürnberg  etc.)  und 
ein  „Deutscher  Spediteurverein",  der  1879  ent- 
standen ist. 

Auch  die  Fuhrunternehmer  haben 
mehrere  Lokalvereine,  z.  B.  in  Leipzig,  Dres- 
den et.-.,  und  einen  Centralverein  in  Gestalt  des 
1885  errichteten  „Verbandes  der  Lohnfuhrunter- 
nehmer", der  eine  besondere  Zeitschrift  .Der 
Fuhrhalter"  herausgiebt. 

Für  die  Versicherungsanstalten  ist 
zunächst  ein  „Verein  Hamburger  Assekuradeun 
zur  Wahrnehmung  der  allgemeinen  Interessen 
des  dortigen  Versicherungsgeschäftes  zu  nennen. 
Der  Verein  hat  eine  Unterstützungskassi  für 
notleidende  Mitglieder  nud  Witwen  ehemaliger 
Mitglieder  sowie  ein  Havariebureau  zur  Regu- 
lierung von  Havariefällen  errichtet.  Ausserdem 
besteht  seit  1857  zu  Berlin  ein  „Verband  deut- 
scher Privatfeuerversicherungsgesellschaften", 
dem  18  Gesellschaften  angehören.  Er  vertritt 
die  Interessen  des  Privatfeuerversicherungs- 
wesens, verfolgt  dessen  wissenschaftliche  Zwecke 
und  ist  namentlich  um  Herstellung  einer  zu- 
verlässigen Feuerversicherungsstatistik,  um  Be- 
seitigung des  Prämienunterbietens  und  aus- 
reichende Gestaltung  der  Prämien  u.  s.  w.  be- 
müht. Auch  bat  er  für  die  allgemeinen  \ .  r- 
sieberungshedingungen  eine  Normalfassung  fest- 
gestellt, die  auch  von  vielen  ausserhalb  des 
Verbandes  stehenden  (iesellsehaften  angenom- 
men ist.  In  ähnlicher  Weise  ist  für  die  Lebens- 
versicherung der  ..Verband  deutscher  Lebens- 
versicherungsgesellschaften" zu  Gotha  und  für 
die  Transportversicherung  der  ..Internationale 
Transport  versi.  hei  un osverband"  zu  Berlin 
thätig. 

Die  deutschen  Privataktienbanken 
haben  vor  einigen  Jahren  einen  ..Verband  deut- 
scher Banken-    gebildet.    Der    Verein,    dessen 
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Berlu,  ut,   bezweckl    die  Förderang  an 
«Sen  Inten u  der  Privatbanken  tach 

,,illt.r  Wechselvrotestliste  u.  deigl.  m. 

t.    Anfang   1VX»    ein ■  "  ü< !  "  "  '  ^! 
.        ,„,,,,„  Bank-   und  Bankier^**     / 
liiudet  worden,    der    die  Hechte   un  i 
je™  deutschen  Bankiergewerbes  nach 
„  hin  vertreten  will. 
Für  die  Gasthofbesitzer  sind   m  im. 
londei  reine   bekannt,    die    wietag 

,„    Verbänden   tnr   grosseie  Bezirke 
sind  und  von  denen  ein  Süsser  Tel 
'centralsteUe    in    dem    »Deutschen   < 

...,,.■•    zu  Berlin  tindet.     Der  letztere 
,,      gemeinsamen    Förderung    der    btand 
"„ Tt3  errichtet,  hat  das  Lehrlings« 

■     1  uterstützungskassen    für    die  Ange, 

n    ..Stiftet      <nebt    Prämien     für    treue 

Z;,^;"  ve^staltet  ge werbliche  un 

unstausstellungen.    nimmt    zu    vi.  hu.  en 

..  Stellung  und  giebt  eine  Zeit- 

,     äthanä-    1,.,-au-.     Ausserdem  be- 

eiu    Internationaler  Verein  der  Gas 

■•     mit     dem    Sitz,     in     Colu,     .1er     seit 

t       li    lsJ-2    die    Rechte    einer   3ui-istischen 

~         .besitzt     Er  hat    sieh  aus  dem  18b9  zn 

'     ,  Sudeten  „Verein  der  Gasthofbesitzer" 

.  ,,    Zweck    ist,    die     materiellen 
eis  gen  Steressen  seiner  Mtgheder  nach 

'  'leiten   hin    zu  wahren   und   zn    fordern 
4m     hilfsbedürftige     Fachgen 
/telt  durch  sein  Bureau  kostenlos  : .wischen 
rn    und    -uehmern.    gewahrt    treuen 
n    Auszeichnungen    und    giebt    eine 
\V  l  beuschrift  heraus. 

II.  Die  rntenieiniiewereine  im  Aus- 
lande. 
10  Oesterreich-Ungarn.  DasVereinswesen 
'   i,,    Oe-terreich-rngarn    ist,    soweit    es  die   ln- 
-triellen  Unternehmer  betrifft,  ansehnlich  ent- 
wickelt   Von  den  nach  aussen  hin  besonders  be- 
kannt gewordenen  Vereinigungen,    die  au    be- 
ruflicher Scheidung  beruhen,    seten    die    folgen- 

^  fuHlf  Montanindustrie  besteht  in  Teplitz 
em    V^reui   für    die    bergbaulichen   Int. 
im  nordwestlichen  Böhmen"'   und  seit  1874 em 
in    der  Montan-.    Eisen-    und    Maschinen 
-triellen    in   Österreich    mi, :    dem  Sitae    in 
Wien     Der  letztere  entstand  unter  dem  UracK( 
fc    Notlage,   die  nach  der  Knsis  vcm  1873  em- 
Verein    hat  in  Bezug    auf  Zoll- una 
SndeSolitik,  Steuerwesen,  ^Ä*^ 
recht  Verkehrswesen  etc.  eine >*%&££* 


»echt,  Verkehrswesen  eic.  e,Uc  — -e^  - 
keit  in  Gutachten  und  Anträgen  entwickj 

Für  die  Baumwollspinner  und -webei 

bestand  bis  1891  eine  Vereinigung,  die  dann 
1  Anlass  der  Beratungen  über  die  Han- 
delsverträge aufgelöst  und  durch  den  .A  erbanü 
de  Banmwollindustriellen  Oesterreicte  ^ 
ersetzt  wurde.  Dieser  vereinigt  alle  Zweige 
Kanniwollindnstrie    w*™*«**^ 

erung  der   gemernschafüichen JW» 
Die  Mitglieder,    deren   Beitrage    durch    die .  (rt 

undXr  Baumwolle  aufgestellt,  giebt, 


lieh,      Marktberichte    heran,,    bat    w  sfa   um  Ue  - 
Einführang  vo,  ^ 

»«"    und    abel  ^tachten    er- 

sicherung,    Sti  lergesetze    etc.    Gutachten    ei 

ätatAul  '       tilindu- 

sind  weiter  zn  minien  der  „Verband  der  uster- 
rSclnlchen    Flachs-    und    Leinenmteress,  i 
u„d  der  „Verein   der 

JllteSedr?Smiscben    Industrie    dient     die 

1%   der 

;„dn<trie    de)      0  äterr.-ungar.    Verein    dei 

4duzeH,e,Ub.!/i:,.U..HH1inM,u,l^r,- 

i  ,,•  tti  Wiei  1879  ■     Aui  b  d<  t  ..Klui» 

derindusmel!en"nü-Wolai,mg.einri.;,i: 
y»  Wien  darf  hier  genannt  werden, 
e   <  Jellulosfindustrie 

Ceüntosefabrikanten".      Für     die        ;'V*.     > 
,1 ti st rie  wirkt    schon    seit   1872    dei    „veieu 

nie  ein  „Landesverein  unganschei  Spiraln 
„r,n-,  für  die  Brauereien   ein  „Bräu- 
Verein    für    Wien    und    Umgegend,     u 
de  Ä     kerindustri.    em  „Centralverein  to 
MbtÄindnstrie  in  Österreich«  zu  W*n. 

sä-     stä-s  ig 

Ära  ^^»tt 

UÜir\ei,eii  den   beruflich  gegliederten  Vereinen 
VLiiueu  Tahrer?    Xerritorialverbamle 

&r„l£*  SU**-  .= 
wiS  US,  •*» »»  »rcSS 

K£  ^Äost1  u^rÄÄdnstte 

SnJÜtU-  *»  p^fvereuie 

^'werden     äv.,!  seinen  ordentlichen  Mit- 
SÄVahl   dem   Fabrokantenstande 


Unternehmerverbände 


angehört  Per  Verein  hat  regelmässige  Aus- 
stellungen kunstgewerblicher  Erzeugnisse  ver- 
anstaltet, giebt  die  ..Blätter  für  Kunstgewerbe" 
heraus  und  hat  sich  in  Gutachten  und  Petitionen 
um  die  Ausgestaltung  der  Gewerbeordnung 
der  direkten  Personalsteuern  und  des  Urheber- 
nüht 

Nachdem,,Oesterreichisch-statistischenHand- 
buch"  gab  es  im  ganzen  an  ..Vereinen  zur 
Förderung  von  Gewerbe  und  Handel  im  allge- 
meinen" in  Österreich 


Ende 
1894 
1895 
1896 


Ende 
18!  '7 
1898 


27S 
285 


2sO 
26; 
278 

Ende  1898  entfielen  davon  auf 

Böhmen II2 

Nieder-Oesterreich .  .          cc 

Mähren '      ;| 

Galizien 2- 

Steiermark !    !    !    '  ic 

Tirol  und  Vorarlberg  .......'      10 

Schlesien „ 

1  Iber-Oesterreich .    .  8 

u.  s.  w. 


notwendige  unbewegliche  Vermögen   erwer 
Seitdem    hat  die  Zahl    der  Syndikate   im  all 
meinen  und  die  der  ünternehmersyndicateil 
besonderen  stark  zugenommen.     Nach  Turn 
(Bulletin  de  l'institnt  international  de  statistfi 
Bd.  VT,  1892)  bestanden  am  1.  Juli 

8x6 
903 

1037 
1138 

Unternehmersyndikate.  Die  Zahl  der  den  Syndi. 
katen  angehörigen  Unternehmer  wird  für  18W 
auf  4,4%  der  Gesamtzahl  angegeben. 

Die    Zahl    der    Unternehmersyndikate 
Handel    und^  Industrie    mit    einer  *  dem    G 
.  März  1884  entsprechenden  Verfassung 


1884 

426 

ISSN 

1885 

500 

1889 

1886 

619 

1890 

1887 

712 

1891 

nach 
nels" 


dem 
am 


11; 
v 
wai 


11.    Iraukrekk.     Seit    dem    Gesetz    vom 
lr.  Juni  1791.    das    die  Associationen    und    Ge- 
nossen desselben  Gewerbes  auch  für  die  Unter- 
nehmer verbot,    bis    in   die  neueste  Zeit  hinein 
konnten  sich  Unternehmervereine  nur  auf  Grund 
behördlicher      Duldung       entwickeln.        Diese 
Duldung    wurde    allerdings  auch    gewährt,  und 
so    konnten    sich    zahlreiche    als    „associationa 
syndicales"    oder   „syndicats   professioneis-'   be- 
zeichnete   Unternehmervereine    bilden,    die   ört- 
lich   organisiert    sind    und    die   teilweise    auch 
ihren  Mitgliedern  geschäftliche  Dienstleistung!  1 
vermitteln.     Sie   beschränken    sieb  bald  auf  die 
Industrie,  bald  auf  kaufmännische  Unternehmer 
vereinigen   aber  auch   nicht   selten  beide  Kate- 
gorieen.     Die   Organisation   hat   sich    nach  und 
nach  auf  alle  wichtigeren  Industrie-  und  Han- 
delszweige   erstreckt.     Aus    einer    Verbindung 
weniger  Fabrikanten,  die  Ende  1857  ■■..,  j, ],,..,„ 
wurde,  hat  siel!  ai<  Gesamtverband  einer  grossen 
Zahl  von  Syndikaten  die  „Union  nationale"  ent- 
wickelt, deren  Mitglieder  nach  Gewerbszweigen 
in   Gruppen   eingeteilt  werden.     An    der  Spitze 
der    Gruppen    stehen     Ausschüsse     i.chambres 
syndicales"  .     Die    Union    giebt    seit    1860    die 
Zeitschrift  „L'Union  nationale"  heraus. 

Seit  1866  besteht  eine  weitere  Zusammen- 
fassung m  dem  Centralkomitee,  das  sich  aus 
den  Präsidenten  der  zugehörigen  Syndikats- 
Kammern  zusammensetzt. 

Die    Syndikate    sind    namentlich    in   Paris 

sehr    zahlreich,    haben    sich   aber    auch   in   den 

ren    Städten    der   Provinzen,    wie    Lyon 

Marseille,    Bordeaux,   Eouen,    St.   Etienne   etc! 

entwickelt. 

Durch    das   G.    v.    21.   März    1884    ist   die 
ereinigung  ohne  behördliche  Ermächtigung 
gestattet    worden.     Nur    die    Hinterlegung   der 
Satzungen  und  die  Angabe  der  Namen  der  Vor- 
standsmitglieder ist  nötig.    Auch  erfreuen  sich 
Syndikat.'    hiernach    bis  zu  einem  gewissen 
der  juristischen  Persönlichkeit:  sie  können 
'encht  klagen   und    verklagt   werden   und 
iches  Vermögen  sowie  das  fnr  ihreZwecke 


„Annuaire   des    syndicats    profesd 

1.  Juli        1884  101 

1890  1004 

1895  1622 

1896  1731 
31.  Dezbr.  1897  1894 

1898  1965 

solcher  Syndikate  zählt  die 


An  ..Unionen 
selbe  Quelle  für 
1894 
1890  1.  Juli 

IS!  15        „ 

1896  ,. 

1897  31.  Dezember 
1898 


10 
22 
38 
43 
46 

49 


auf.  In  den  49  Unionen  von  Eude  1898  waren 
915  Syndikate  von  gewerblichen  und  kauf- 
männischen Unternehmern  mit  96585  Mitgliedern 
vereinigt. 

Von   den  Unternehmersvndikaten   am  Ende 
I  des  Jahres  1898  kamen  u.  a.  auf 

Nahrungs-  und  Genussmittelindustrie  und 

-handel 

Baugewerbe [    [ 

'  Ihemische  Industrie 

Bekleidungsindustrie 

Metallindustrie .    .     . 

Beherbergungs-  und  Erqtrickungsgewerbe 

Iransportgewerbe 66 

Holzindustrie  und  Holzhandel  .    .    .    '.    .      63 
Papierindustrie    und    polygraphische    Ge- 
werbe    -7 

Textilindustrie '  c, 

Lederindustrie .    .    .      "-9 

Keramische  Industrie  einschliesslich  Glas! 

Porzellan  etc -7 

Mühlengewerbe '.'.'.      61 

n.  s.  w. 


596 
i79 

'35 

116 

S3 
92 


12.  Finland  und  Russland.  Dun-h  die 
Gew.-O.  v.  31.  .März  1879  war  die  Bilduno-  von 
\  cremen  der  Gewerbetreibenden  in  den  Städten 
zur  \\  ahrung  der  gemeinsamen  wirtschaftlichen 
Interessen  obligatorisch  gemacht  und  der  Bei- 
tnttszwang  für  die  Gewerbetreibenden  ausge- 
sprochen worden.  Hierbei  war  eine  Scheidung 
nach  Handel.  Fabrikindustrie  und  Handwerk 
gestattet.  Am  31.  Dezember  1891  bestanden 
41  solcher  \  ereine  für  Industrie  und  Handwerk 
mit  3801  Mitgliedern  und  308077  fin.  Mark 
Kapitalbestand  und  über  16000  fin.  Mark 
Jahresbeiträgen.     Für   den    Handel    waren    ca. 


önternehmerverbände 


361 


m  Vereine  vorhanden.  Diese  obliga torische 
gJnisation  hat  sich  nicht  bewährt  Dedutt 
hü  sich  in  den  grösseren  Städten  toawdbge 
Kwfmannsgilden  gebildet  die  eine  ebhafte 
Thä  Seit  entwickeln  und  eine  centrale  Dele- 
,7  mit  einem  ständigen  Komitee  in  Hel- 
SSfors  als  gemeinsame  Vertretung,  besitzen. 
SS  »r  die  Industrie  haben  sich  freie  J  ereine 
Set  wie  der  Verband  der  Sägenbesitzer 
aer  Verband  der  Pappe-  und  Papierlabnkanten 

^ÄRusslandfehltesannäheren^g^enu 
ils  freu-  Vereinigungen,  welche  die  Aufgaben 
il'v    Handelskammern    übernehmen,    erscheinen 


ebenda  auch  eine  „Association  des  interets i  de 
Geneve«,  die  vom  Staat-,  von  der  Stadt  und 
anderen  Organen  Beihilfen  erhalt.  Sie  will  fui 
die  „Entwickelung  des  Handels  und  der  In- 
dustrie des  Kantons  Genf"  arbeiten,  namentlich 
mit  Rücksicht  auf  dnvn  Beziehungen  zum 
Fremdenverkehr,  sie  bekämpft  Misastände  aul 
dem  Gebiete  des  Verkehrswesens,  sucht  neue 
[ndustrieen  einzuführen  etc.  Als  allgemeiner 
Verband  dürfte  die  „Union  suisse  du  commerce 
et  de  l'industrie"  anzusehen  sein,  ulier  die 
nähere  Angaben  nicht  zu  Gebote  9tehen. 

lö.  Sonstige  Länder.    In  Holland  haben 
sich  neben  den  offiziellen  Handelskammern  eine 


ielskammern    übernehmen     emhemen   ™£  ~ — ,.  Vemm  ebüdet  über 

der  BörsenkStufmannscbaft   gewaniten  S""    ,      .    .     Materiai  zm-  Verfügung  stand. 


Wrslnkomitees  zu  Petersburg,  Moskau,  Odessa, 
;,„  ,  und  an  anderen  wichtigeren  Orten. 

i: .  Krossbritannien.    Die  auf  freier  Ver- 

,ini- ig  beruhenden  englisehen  Handelskammern 

rvlrll  Art  Handelskammern,  oben  Bd.  I\ 
%%£  erscheinen  als  lokale  Vereinigungen 
iler  Unternehmer  verschiedener  Industriezweig 
Die  meisten  Handelskammern  haben  sieb  zu 
,-  .  Association  of  Chambers  ot  commerce ;  of 
tlie  nnited  kingdoin"  zusammengeschlossen, 
m  in  eleUertenversammlungen  die  Interessen 
von  Verkehr,  Handel,  Industrie  und  Schiffahrt 
zu  beraten,  g 


ganze  weiue  neiei   .  ucm6U^,'  a-  , 

die   indes   kein  Materiai   zur  \  erfugung   stand. 

18%  wurde  mit  dem  Sitze  im  Haag  eine 
„Vereenigung  tot  de  bevordermg  van  den  Neder- 

landschen  exporf  gegründet,  die  seit  1900  das 
Weekblad  vor  den  exporthandel"  herausgiebt, 
\uch  in  I>  ä  n  e  m  a  rk  giebt  es  seit  einigen  Jahren 
eine  derartige  Exportvereiniguug.  In  Sc h  w e - 
den  bestehen  an  den  Hafenplätzen  freie  Ver- 
einigungen, in  Norwegen  neben  den .Wm- 
og  lumdelskommites  in  Bergen  Christaania, 
Oiristiansund,  Drammen  und  Stavanger,  die 
einen  mehr    öffentlichen  Charakter   **£«£ 


,Sä:«  -s»  sfsssa 


zustellen" etc.  Das  Bureau  der  Association 
Effirich  m  London  Die  Beträge  werden 
„ach  der  Stimmenzahl  bemessen  die  ihrerseits 
"neb  der  Mitgliederzahl  der  einzelnen  Kammern 

^ÄnTr'ebr  entwickelten  territorialen 
Vereinsbildung  bestehen  noch  eine  ganze  Reihe 
von  beruflich  gegliederten  Vereinen  für  Eisen- 
uml  Zuckerindustrie,  Kohlenbergbau  etc. 

14 !  Belgien.     Nach    Abschaffung _  der   of- 
fiziellen  Handelskammern   durch   das  tr.   v    11. 
Sun    1875    haben    sich    verschiedene   freie  \  ei- 
eim-uno-en  gebildet,  die  sich  als  Handelskam- 
meriibezeichnen  und   als   lokal  geg heder te  In- 
teressenvertretungen   erscheinen,  _  in    \  erviers 
Ostende.   Namur,   Arlon,   C 'harlerm  et c     Este 
stehen  in  Courtrai   eine  Korporation  der  Kauf 
leute.    in  Gent   und  Brügge  Handels-    und 
dustrieverbände,   in  Antwerpen  m^™; 
Industrie-  und  Schiffahrtsgese llschaft     (lö ><     ge 
cn-üulet)   in  Brüssel  eine  ..Union  syndicale  '  (ge- 
landet 6  August  lSTÖi.  die  sich  um  Errichtung  I 
vorSvndikalkammern   bemüht   und  von  einem 
Ins  deren  Delegierten  gebildeten  Centralkomitee 
ge   et    wird.' Im    Lütücher    mdustnebezirke 
wirkt    eine  „Cbambre   de   commerce    de  Liege, 
Hnv  etWaremme",  ferner  die  ..Union  des  char- 
£nnais    mines  et  usines  metallnrgiques;-    und 
die    „Union    commerciale     et     mdustridle      zu 
Timich       Letztere     entstand    Ende    lbbo    zur 
W  hruuo-   der    nteressen   der  in  der  damaligen 
HÄammer     nicht  .  vertretenen    Erwerb,- 

i«t^    o-nh    sie    ihrem    Xomit.ee    < 
o-ruppen.     18<o    gao    sie    uueu»  „ 

Namen     Chambre  de  commerce  de  Liege  . 

15  'Schweiz.     Offizielle    Handelskammern 
bestehen  Ä  Schweiz  nicht.    Sie -erden  er- 
setzt  durch  freie  Vereinigungen,    die   sich    ms 
weilen     auch    Handelskammern     nennen.      in. 
Zürn"  besteht  eine    Societe  suisse  des  commer- 
cants"       In    Genf   hat    sieh    186o    eine    „asso 
ffin   commerciale    et   industrielle  Genevois« 
gebildet:     das     Komitee     des     Vereins 
„Chambre   de    commerce- 


Porening"  zu  Bergen  (1880  errichtet),  die  Hand- 
vaerks  og  Industrie  foremng«   zu  Bergen  (188b 

errichtet)  etc.  In  Portugal  sind  in  üpor to 
und  Lissabon  freie  Korporationen  gebildet,  von 
denen  namentlich  die  1864  errichtete  „Associacao 
Comercial  de  Lisboa'1  hervorgetreten  ist.  In 
Italien  scheint  die  freie  Vereinsbildung  noch 
wenig  entwickelt  zu  sein.  Im  Bezirk  der 
Handelskammer  zu  Florenz  ist  eine  „Associa- 
zione    industriale    e    commerciale    di    tirenze 

!VOrhIndeden  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  sind  einige  30  frei  gebMete  Han- 
delskammern mach  englischem  Vorbilde)  und 
verschiedene  besondere  Vereinigungen  für  em 
zelne  Industrieen,  z.  B.  für  die  chemische  In- 
dustrie, vorhanden. 


Seit    1885    besteht 


Litteratur:  lieber  die  französischer,  Syndikate 
vgl.  Levis,  I"'  Oewerkvereme  und  Untei- 
nehmerverbände  in  Frankreich  <Lr,V:y  M  ■ 
wo  auch  di,  ältere  hierher  gehörige  lAüeratm 
angegeben  ist;  ferner  das  auf  Veranlassung  des 
franl  Handelsminislers  herausgegebene  Annuair, 
des  syndicats  professioneis,    industriels,  commer- 

ciaux,  agricoles,  ■ stüuis  forme Ui 

d»    n  mars  1884  en  Franeeeten  Alqene  (Pa 
du    Statistik   da-  Syndikate    von    Turquan  im 
Bd    VI  (1892)    des    Bulletin  de  l'mstitut    m 
„;,;„.„„,    de   statislique,    ,md    den    Aufsatz    von 

professionell    i„    der  Zeitschrift    »Le  m b 

nomiqui  ■    vom   S.    VI. 

zTvergleichen  Manch:  li.  r.  Kaujma»». 

Die  Vertret ,  der  wirtschaftlichen  Interessen  in 

de„   Staaten  Europa*,  Berlin  1879,  IÄ.Ä| 

r,„„,  derSandels-  und  Geu-erbekammern,  Bahn 
S    -  Steinma.tm-Bucher,  Di*  NahrsUmd* 

„,/  ihn  zukünftig,  Stellung  im  Staat  Cofa 
1885.  —  draetzvr.  DU  Org satnn  de,  Be- 
ruftinteressen, Berlin  1890. 

'rjeber  di,  thalsäehUchen  Verhältnisse  m 
Deutscht l    findet     sich     in     dem     «Deutsche» 


- 


Reiehs-Ad  B    lin    1900  Bd.  XI),  in  der 

Deutschen  Industriezeitung«   und  anderen  Fach- 
Im   übrigen  fehlt  es  —  abge- 
inheich  —   _-»,■  Zeit  noch  am 
Hilfsmitteln,  •//.  einen  genauen  l 
n   Zustand 
K.   riin  der  Borght. 


1  Internehmerverl  lande— Urhel  -  sn  echt 


r 


I  taternehmerverbände .    wirtschaftliche, 

S.  Kartelle  eben   Bd.  IV,  S.  39, 

Unzucht 

s.  Prostitution  oben  Bd.  VI.  s.  257. 


Urheberrecht 

an  S chrif  1  w  e r  k  e n  .    A  b b i  1  d  u n  g e  n . 
äikalisehen  Kompositionen  und 
d  ramal  ischen  Werken. 

1.  Geschichtliches.  2  Subjekt  des  Rechts- 
schutzes. 3.  Objekfc  di  -  R<  i  htssi  hutzi  s.  4  In- 
halt des  ü.  5.  Dauer  des  D.  6.  Verletzung 
des  L.  7.  Folgen  der  Urheberrechtsverletzung 
Verfahren,  Verjährung.  8.  Eüvfcragsrolle  9 
1  des  Gesetzes.  Beziehungen 
zum  Auslande.  10  i  resetzgebung  der  wichtigeren 
auswärtigen  Staaten. 

1.  Geschichtliches.     Die  Anerkennung 
des  Rechts  der  Urheber  auf  Schutz  der  Er- 
geistiger Thätigkeit   kam   erst  zu 
Anfai  Jahrhunderts  in  Deutschland 

zum  Durchbruche;  früher  gab  es  nur  einen 
Verlagsschutz,  der  hauptsächlich  in  den 
Privilegien  einzelner  Verleger  seinen  Aus- 
;  fand.  In  der  deutsehen  Bundesakte 
S.  Juni  1815  (Art.  18)  ist  zum  ersten 
Mal    die  Nbtv  i    einer  einheitlichen 

Urheberrechts  für  die  deut- 
schen Bundesstaaten  betont.    Zunächst  aber 
blieb  es  dabei,    dass   die  Erfüllung    dieses 
brannten    Bedürfnisses    in   Aussie] 
I    wind.-.     Gewisse  Grundzüge  für  die 
einheitliche  Normierung   des  Schutzes  wur- 
durch  spätere  Bundesbeschlüsse  (6.Sep- 
.    \s:>,±   <i.  Xnnnl.t  1  -; ;t.   T2.  April 
1841,  19.  Juni  1845,  6.  '  ,   1856  und 

12.März  1857)  festgestellt;  von  ihnen  wur- 
dann  die  Gesetze  der  einzelnen  Staaten 
mehr    und    mehr    durchdrungen;    trotzdem 
kann  von  einer  wesentlichen  üeberein- 
Uei     dieser     Partikulargesetze 
die  Rede  sein.     Der  erste  Ansti         i 
einheitlichen  Kodifikation  di  s  I  rheber. 
rechts    ging    von    dem    Bot  i  -  vereine    der 
deutschen  Buchhändler  aus;  auf  Grund  die- 
Bestrebungen  wurden  verschiedene  Ent- 
arbeitet,   als  deren    wichtigster 
der  am  19.  Mai  1864   der  Bundesver 

orgel«  gte  sogen.  Frankfurter  Entwurf 

ht    kommt.     Nachdem   sodann   die 

snng  des   norddeutschen  Bundes  vom 

ili    i-'b    den    Schutz    des    gei 

atums   in   die  Reihe  der  Aufgaben  der 


Bundesgesetzgebung  aufgenommen  hatte 
folgte   auch    alsbald   eine   Vorlage    an   den 

Bundesrat:  srhliesslicli  gelangte'em  von  Di 
Otto  Dambach  redigierter  Gesetzentwurf  zur 
B  ratung  im  Reichstage  und  mit  mehrfai 
teils  in  der  Kommission,  teils  im  Plenum 
in  Vorschlag  gebrachten  Modifikationen  am 
10.  Mai  1870  zur  Annahme.  Das  Gesetz 
wurde  am  11.  Juni  1870  publiziert  und  trat 
am  1.  Januar  1871  für  den  norddeutsche«! 
Bund,  zugleich  aber  auch  infolge  der  in- 
zwischen errungenen  politischen  Einigung 
Deutschlands  für  Baden,  Hessen  und  Würt- 
temberg, ferner  mit  dem  1.  Januar  1873 
für  Bayern  in  Kraft:  in  Elsass-Lothriugen 
gelangte  es  durch  das  G.  v.  27.  Januar  1873 
m  Helgoland  durch  die  V.  v.  22.  März  1891 
zur  Geltung.    ■ 

Ein  neues  Gesetz  betr.  das  Urheben 
an  ^  erken  der  Litteratur  und  der  Tonkunst 
wird  vorbereitet.1) 

Der  Schutz  gegen  Nachdruck  wurde 
früher  in  der  Theorie  überwiegend  auf  die 
Annahme  eines  geistigen  Eigentums  gestützt 
hiervon  ist  man  in  der  neueren  Zeit  mehr 
und  mehr  abgekommen.  Das  Urheberrecht 
wird  wohl  am  richtigsten  als  Persönlich- 
keitsrecht  mit  vermögensrechtlichen  Be- 
ziehungen aufgefasst, 

2.  Subjekt  des  Rechtsschutzes.    Die 
vom  Gesetze  gewährleisteten  Rechte  stehen 
dem  Urheber,   d.  h.  demjenigen  zu,   aus 
dessen  geistiger  Thätigkeit  das  zu  schützende 
Werk    hervorgegangen   ist.      Wer   lediglich 
das   von   anderen  Geschaffene  reproduziert 
ist    nicht    Urheber.     Doch    beschränkt    sieh 
die  den  Charakter  der  Urheberschaft  an  sich 
tragende  Thätigkeit  nicht   auf  das  Schaffen 
von  völlig  Neuem,  vielmehr  ist  als  Urheber 
dem    der    Schutz    des    Gesetzes    zur   Seite 
steht,    auch    derjenige   anzusehen,    der   das 
Werk    eines  anderen    in    der  Weise  bear- 
beite t ,  dass  er  demselben  eine  neue  Form 
verleiht,    wie   auch   derjenige,   welcher  aus 
Bestandteilen    mehrerer   fremder  Werke   in 
selbständigerweise  ein  neues  Ganzes  bildet 
(Kompilation,  Sammlung),  die  Rechte 
eines  Urhebers  für  sich  in  Anspruch  nehmen 
kann.    In  letzterer  Hinsicht  kommt  nament- 
lich in  Betracht  der  Herausgeber  eines 
aus  Beiträgen  mehrerer    bestehen- 
den Werkes,    wenn    dieses    ein    einheit- 
liches Ganzes  bildet,    d.  h.    nach    einem  in 
sieh    abgeschlossenen  Plane    zu    einem    be- 
stimmten Zwecke  gearbeitet  ist,  wobei  zwar 


I  Inzwischen  ist  das  neue  Gesetz  (vom  19. 
Juni  1901)  erlassen  worden.  Leider  war  es  dem 
Verfasser  nicht  mehr  möglich,  dasselbe  in  dem 
Vi  ste  zu  berücksichtigen.  Das  Verhältnis  des 
Gesetzes  zu  dem  bisherigen  Rechte  und  sein 
Inhalt  weiden  in  einem  Artikel  des  Nachtrags 
(am  Schlüsse  dieses  Bandes)  erörtert  werden." 

Die  Redaktion. 
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Hnd  zu  dem  Gesamtwerke  in  dem 
eSSütnisse  der  Unterordnung  stehen  (Bei- 

f!  Staatswörterbüeher.  systematische 
Schulen    u„d  dergl.);    es  gemesst  ]e- 

,     1.,    Herau^eber   solcher  einheitliche, 

£ nnieh ■  tas  Urheber, ht    nur.    inso- 

Saniiuei ««-!«.'  .  -.(-„ut-    rlnfe°'en 

;.    ,i.k    (ranze    in    Frage    Stent,    dagegen 
Ä  ts  Urheberrecht    an    den    einzelnen 
Äff£  den  Urhebern  derselben  zu  Joh 
tlrscheiden  von  einem  solchen  Heraus 
■",'  1„    geistige    Thätigkeit    in    der 

H,    ,  un  ■    der   einzelnen  Beiträge   nach  dem 
Sn     ^ausgehenden  Plane,  in  dem  Schatten 

der  Einheit   besteht,    ist    der  Herausgeber, 
Jelchei     lediglich     das     Erscheinen     eine 
£s  vermittelt:    dieser  letztere    gut   als 
■..,.    Llbs.    dann    nicht,,    wenn   er  da 
etwa  verloren  gegangene  ^erk  erst  wieder 
entdeckt    z.  B.  eine   alte   Handschrift    zum 
Stendal  herausgegeben  hat,  es  wäre  denn 
ei-  selbst  Anmerkungen    dazu  verfasst 
hatte     welche     für    sich    des    gesetzlichen 
£mtzes   teilhaftig   werden .  konnten .Dem 
Crheber    gleich    geachtet    ist    endlich 
üebersetzer  eines  Schriftwerkes. 

Wenn   mehrere    zur   Hervorbringung   eines 

e,,,heitlichen    Werkes    durch    ihre    einander  er- 

'  d     Geistesarbeit   in   einer  *  eise  zusam- 

,,     das.   keiner   eine   bloss  nebensach- 

heTUSiokeit    entwickelt,    die    einzelnen  Ar- 

„W  Zustimmung    der    übrigen   ubei    den  von 
ff  hXrendJn  Bestandteil    verfügen ^g. 
während   der  üebertragung   des  dein  L  uze    e 
gehenden  Rechtes  C^on^re  desNuW^ 

Gehilfen      der    die    Geistesarbeit     des    anderen 
SÄ   unterstützt;   ^  steht  irgendwelche 

S  "nc  Kh"  Lamm,« wirken  mehrerer  findet  in 
Gewissem  Sinne  auch  dann  statt,  wenn  .-, 
Kopist  die  Dichtung  eines  anderen  in  Mn  k 
«,.t,t  Hier  ist  aber  das  Verhältnis  regelmässig 
ffi  Jritberrecht;  vietaebr  -Jt» 
K.iie  der  Benutzung  eines  bereits  yeroneiw 
U;,Xntl.rittwerkes~aNTex«zuinus,kahs,.hen 

Kompositionen  die   Verfügung   über  to  ™ 


veröffentlichte  Dichtung  als  Text,  «renn  auch 
L  VeSung  mit  der  Komposition,  abgedruckt 

werdDL8Rech(  des  Urhebers  geht.in  dem- 
selben Sinne  und  Umfange,  wie  es  indessen 
Händenbestand,  auf  dessen  Erben  über  und 

zwar,  insoweil    .      ein  VermögensrecW 
nach    den    für    die  Erbfolge    in    das  üb, 
Vermögen  geltenden  Grundsätzen;   in    per- 
Shlr  Hinsicht    tritt  i      Q       ntheit  der 
Erben    an    die   Stelle    des    l  rhebers.     Das 
Urheberrecht    kann    ferner    beschrankt  und 
anbeschränkt    auf    andere    iibertra 
werden,  sowohl  von  Todes  wegen,  als    l, 
Vertrag     In    dem    Abschlussi 
laesvertrages   über   ein  Werl«  ■  be- 

chräntteSUebertragung  des  Urhel 
zu  erblicken,  da  das  Verla   oechl  nicht  die 
jn    dem    Urheberrechte    enthaltenen    Befug- 
te   in    sieh    schliesst.     Der  Verleger  er- 
wirbt durch  den  Verlagsvertrag  dns  R. 
ein  Werk  mechanisch  zu  vervielfältigen  und 
zu  verbreiten.     Dieses  Recht  kann  sich  an) 
,:,„,,„   Daner   des  Schutzes   erstrecken 
',     aber    nach    feststehender    üebung    be, 
Schriftwerken  mangels  einer  entgegenstehen- 
den   Vereinbarung    auf    eine    Au  tage     De 
schränkt.  Inwieweit  das  Urheberrecht  Gegen- 
stand  der    Zwangsvollstreckung    sei, 
•stvom  Gesetze    nicht  entschieden  und  be- 
Sitten;   jedenfalls   ist   es  der  Zwangsvoll- 
streckung insolange  entzogen,   als  nicht  der 
Urheber    selbst    sein    Werk    zur   Verottent- 
Shungbelufs  vermögensrechtlicher  Nutzung 

bestimmt  hat. 

3    Objekte  des  Rechtsschutzes.    Das 
G    v    11   Juni   1870   schützt  a    Schrift- 
werke    d.  h.  Schriften,    welche    sich  als 
LsüusseLr  individuellen  geistigen  Thatig- 
^fdarstellen,    wobei   es  jedoch    mcht  auf 
den  SgenWerl  der  Arbeit  ankommt,  so 
dassfrzeugnisse  .,,  ganz  untergeordnet 
Werte  welche  nur  in  der  Formgebung,  Dar- 
Lllun-     Anordnung     und    Auswahl     des 
IhrfS.    ete      eine     gewisse    Neuheit    und 
ÄanJigkoitbekunden.  ,.  den  ^.tzbe- 
rechtigten  Schriften  zahlen:  ob  das  bcnrin 
werk  veröffentlicht  oder  erst  imMannskripte 
v.  tnden    ist.    macht    keinen  Un b 
l„    Vorträge,    welche    zum    Zwecke   ciei 
Frbauung    der   Belehrung   oder   der  Unter- 
;    n         wenn    auch  völlig  frei,    ohne    die 
'!:;,.„     schriftlichen    Notizen     gehalten 
SSgeo-graphische,  topographi- 
natnrwissenschaftliche     ar- 
chitektonische       technische      und 
ähnliehe     Zeichnungen,    und 


RUH   H   "&  '      "  TT  * 

»•eiche    nach    ihrem   Haupt- 


den  Zweck    der  Komposition  »^ "'      ■:        &    {    ,, ;  i ,,  u  n  «'e  n  .    weicne    ^ 

namentlich  Texte _zu  Op^O^fc«*    J^gä  *  Kunstwerke  zu  be^acMen 

=ind    vielmehr  der  A\  issenschaft  im  weiteten 
St  Wortes,   der  Belehrung   dienen; 

i\  u-olisrhe   Kom  Positionen.  - 

st 


namentlich  Texte  zu  c^e...  »•»-  --  -  Dichters 
der  Komponist  ohne  Genehmigung ,  de ^cMers 
mit  der  musikalischen  Komposition ■  ™™g 
nicht  abdrucken  lassen.  Zum  _  Abdul ck 
Texten  ohne  Musik  ist  dagegen  m  allen, lallen 
ateEhiwilügung  des  Dichters  erforderiich  ;ja* 
selbe    gilt   ihr   den  Fall,    dass  eine  noch 
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1  instand  stand    des  riiirl.erro.-hto!? 

sein  würden,  versagt  das  Gesetz  den  Schutz 
weil  es  das  Interesse  des  Publikums  an  der 
ichsten  Verbreitung  dieser  Erzeugnisse 
-'    :'    als    das  Interesse  des  Autors  ■ 
nützt    sind  nämlich  die  ein- 
n  Zeitungsartikel    mit  Ausnahme    von 
listischen    Erzeugnissen    und    wissen- 
si  haftlichen    Ausarbeitungen,     sowie     von 
ätigen  grösseren  Mitteilungen,  sofern  an 
der  Spitze  der  letzteren  der  Abdruck  unter- 
-    ist;  ferner  Gesetzbücher,  Gesetze,  amt- 
liche Erlasse,    öffentliche  Aktenstücke    und 
Verhandlungen    aller   Art;    Reden,    welche 
den  Verhandlungen   der  Gerichte,    der 
'»■hon.    kommunalen    und    kirchlichen 
Vertretungen     sowie    der    politischen    und 
ähnlichen  Versammlungen  gehalten  werden. 
4.  Inhalt  des  ü.    Das  Gesetz  gewähr- 
leistet   dem    Urheber    in    erster  Linie    das 
ausschliessliche  Recht,  sein  Werk 
auf    mechanischem    Wege    zu    ver- 
vielfältigen. Damit  sichert  es  einerseits 
die      vermögensrechtliche     Nutzung      und 
sehhesst  von  derselben  jeden  anderen,    der 
nicht  durch  Rechtsnachfolge    an    die  Stelle 
des  Urhebers    getreten    ist,    aus;    anderer- 
seits schützt  es    den  Urheber  in  seinem  et- 
waigen Vorhaben,  ein  Werk  überhaupt  nicht 
zu    veröffentlichen.    Als    mechanische  Ver- 
vielfältigung ist  eine  solche  anzusehen,    bei 
der  ein    mechanisches  Verfahren    zur  Her- 
stellung einer  bleibenden  Vorrichtung  ange- 
wendet   wn.l.    welche    ohne  Wiederholung 
des    zu    dieser    Herstellung     erforderlichen 
Imzesses    die    Anfertigung    einer   Vielzahl 
\nn    Exemplaren    des  Werkes    ermöglicht- 
also    insbesondere    Vervielfältigung    durch 
Buchdruck,      Lithographie,      Authographie, 
Photographie.    Hektographie   etc.    Das  Ab- 
schreiben ist,  we„n  es  den  Druck  vertreten 
soll,      der     mechanischen    Vervielfältigung 
^eichgesteUt     -Das  ausschliessliche  Ver- 
ndfaltigungsrechi     des    Urhebers    umfasst 
auch    das      ebersetzungsrecht,    aller- 
jsmil  der  Einschränkung,  dass  bei  ver- 
öffentlichten    Schriftwerken    der    Urheber 
wenn    er    sich   dieses   Recht   wahren    will' 
dasselbe    auf  dem  Titelblatte    oder    an  der 
Spitze  des  Werkes    sich  vorbehalten    muss 
terner.  wenn  es  ein  dramatisches   Werk  ist' 
vorbehaltene     Debersetzung     innerhalb 
Monaten    vom  Tage    der    Veröffent- 
ong    des  Originales   an    vollständig    er- 
scheinen, bei  anderen  Werken  aber  die  Ver- 
öffentlichung der  vorbehalteuen  Debersetzung 
dem  Erscheinen    des    Originalwerkes 
binnen    einem  Jahre  beginnen    und    binnen 
drei  Jahren  beendet  sein  muss.    Auch  ohne 
Vorbehalt    sind    die   zuerst    in    einer  tot«  d 
■  en   Werke  -<  gen  I 
ig  >"  ein-  lebende  Sprache,  die  i 
hii  li  n(  n  Sprachen   hera 


eebenen  Werke  gegen  Uebersetzung  in  eise 
dieser     Sprachen     geschützt.       Durch 
Berner  Konvention  in  der  Fassung  der  I 
Zusatzakte  wurde  das  ausschliessliche  Ueber- 
setzungsrecht   noch    erheblich   erweitert   (g 
u.  sub  9.). 

Der  Urheber  eines  dramatischen,   musi- 
kalischen   oder     dramatisch  -  musikahs 
\\  erkes  ist  noch  mit  einem  weiteren  Schutze 
ausgestattet:    er    geniesst   neben    dem  aus- 
schliesslichen  Vervielfältigungsrechte    au,-h 
das     ausschliessliche    Recht     der 
öffentlichen   Aufführung;    nur  musa 
[wenn    ein    musikalisches  Work    durch    den 
Druck  veröffentlicht  wird,    der  Urheber  auf 
dem    Titel  blatte    oder    an    der    Spitze    de* 
Werkes    sich    das    Recht    der    öffentlichen 
Aufführung  eigens  vorbehalten,  widrigenfalls 
ein  solches  Werk  auch  ohne  Genehmigung 
des  Urhebers    öffentlich    aufgeführt  werden 
kann :  dagegen  ist  es  in  betreff  der  drama- 
tischen und  dramatisch-musikalischen  Werke 
gleichgiltig.  ob  das  Werk  bereits  durch  den 
Druck  veröffentlicht  worden   ist  oder  nicht 
Unter    den  Begriff    der  dramatisch-musika- 
lischen Verke  fallen   auch  die  Baliotts  und 
Pantomimen    mit  Musik,    wenn    diese   nach 
Analogie    der  Oper    den    wechselnden  Em- 
pfindungen  der  handelnden  Personen  ance- 
passt  ist:  choreographische  Werke  ohne  da- 
für   bestimmte  .Musik    sind  nach   der  über- 
wiegenden   Ansicht    zu    den    dramatischen 
Werken     zu    rechnen.      Bei    dramatischen 
\\  orken  wird    unter  Aufführung  nicht  jede 
Darstellung,    sondern    nur    eine   solche  mit 
verteilten  Rollen  und  mit  scenischer  Hand-. 
hing    verstanden:     bei    musikalischen     und 
dramatisch-musikalischen  Werken   erschöpft 
jede  Darstellung,    wodurch   das  Werk   ganz 
oder   zum  Teil  zur  sinnlichen  Erscheinung 
kommt,  den  Begriff  der  Aufführung. 

5.  Dauer    des  U.    Das  ausschliessliche 
Rocht    des  Urhebers    hemmt    die   freie  Be- 
nutzung    der    Erzeugnisse     des    geistigen 
Schaffens  zu  Gunsten   des  Schaffenden  und 
derjenigen,    welche    durch  Reehtsuaehfol°e 
an   seine   Stelle  treten.     Das  Interesse   der 
Allgemeinheit    geht    im   Widerspruche    mit 
diesem  Rechte  dahin,   dass  die  Früchte  der 
geistigen  Arbeit    sofort  Gemeingut    werden. 
Diesem    teilweise   berechtigten    öffentlichen 
Interesse  hat  das  Gesetz  dadurch  Rechnung 
getragen,  dass  es  das  ausschliessliche  Recht 
des  Urhebers   und    seiner  Rechtsnachfolger 
zeitlich    beschränkt  und  damit  bewirkt  hat, 
dass    nach  Ablauf    bestimmter   Fristen    die 
Werke  unserer  Schriftsteller.  Tonsetzer  etc. 
dei   That  Gemeingut    aller  werden,    also 
jedermann  berechtigt  ist,  sie  mechanisch  zu 
Ifältigen    oder   öffentlich  aufzuführen. 
Die  gesetzlichen  Schutzfristen  sind  nun  vor 
■':l''"  Ion    bemessen,    je    nachdem 

der  I  rheber  sein  Werk   zu  Lebzeiten  ver- 
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iffentlicht  hat  oder  nicht.    Im   lets- 
2J  Falle    ist    das  Werk-    auch    wenn 
Sem    Tode    des   Urhebers   eine ,  Ver- 
Süicliung    stattfindet  während. de> 

sdauer    des    Urhebers     und    dreissig 
nach  seinem  Tode  geschützt.    Diese 
Schutzfrist    gewährt    das  Gesetz  auch 
,,.„    veröffentlichten  Werken    gegen    me- 
chanische    Vervielfältigung     dann 
£Ä  wahre  Name  des  Urhebers  (nicht 
etwa    dessen    Schriftstellername)    auf    dem 
^elblatte    oder  unter  der  Zueignung   oder 
unter    der  Vorrede    angegeben    oder   wenn 
"!  Werk    zwar    anonym    oder  Pseudonym 
«schienen,  jedoch  innerhall,  dreissig  Jahren 
£    der    ersten    Herausgabe    der    wahre 
Ke    zur  Eintragung    in   die  Eintragsrolle 
(&  „.  Sub  8)  angemeldet  worden  ist     Unter- 
!,,!,!,  diese  Anmeldung,  so  gebt  mit _Ablauf 
der  dreissig  Jalire    von    der  ersten  Heraus- 
ge  an  dl  Schutz  für  anonym  oder  pseu- 
SEnym    erschienene    Werke    verloren.     So- 
t' t  nun  die    volle  Schutzfrist  Platz  greift, 
wird  dieselbe  für  Werke,    die    durch  Mit- 
h eber  s chaf  t  mehrerer  entstanden  sind, 
ach  der  Zeit   des  Todes   des  letztlebenden 
Bturhebers  bemessen,    so    dass     wenn  der 
KrvLtorbenemtoheber&benhxnto 

lassen  hat,  deren  Recht  über  die  Zeit  vi 
dreissig  Jahren  nach  dem  Tode  ihres  Erb 
assers  hinaus  erstreckt  wird;  das  Hecht 
fet  ohne  Erben  verstorbenen  Miturhebers 
wächst  dem  Rechte  der  überlebenden  _Jüt- 
urheber  zu.  Ist  ein  Werk  durch  Beitrage 
m  e  h  r  e  r  e  r  Mit  a  r  b  e  1 1  e  r  gebildet  und 
e  scheint  dasselbe  als  einheitliches  Ganzes^ 
so  hängt  die  Berechnung  der  Schutzfrist 
^nächst  davon  ab,  ob  der  Heransgeber  und 

die  Mitarbeiter  genannt  sind.    Wontaw 
von  ihnen  genannt    ist,    endigt   die  Schutz- 
rist ttr    das  Ganze    und  für   die :  emzdnen 
Beiträge    (vorausgesetzt,    dass    diese    nicht 
,1     r  früher     gesondert    erschienen    sind  l 
Szeitig   mit  Ablauf  von  dreissig  Jahren 
S    der  Herausgabe    des    Sammelwerkes. 
MderHeSusgebS  genannt  und  dieser  eine 
physische    Person,    so    ist    das  Werk    als 
Ganzes  zu  Lebzeiten  des  Herausgebeis    ml 
dreissig  Jahre  nach  seinem  Tode  geschätzt 
wenn  dagegen  eine  Akademie,  eine  Univer- 
S?  Änstige  juristische  Person    eine 
öffentliche  ünterrichtsanstalt,    eine  gelehrte 
£  andere  Gesellschaft    als    Herausgeber 
dem  Urheber  gleich    zu   achtel  is      so    ge 
niesst    das    Werk    als    Ganzes    nur r    einen 
Schutz  von  dreissig  Jahren  nach  seinen  h  - 
scheinen.    Sind    die    einzelnen    Mitarbeiter 
e  nes    solchen    einheitlichen   Sammelwerkes 
X  nur  ein  Teil  derselben  genannte Hg 
nügt    hier,    wenn   der  Name   des  Urhebere 
an    der  Spitze    oder   am  Schlüsse  des  Bei 
tmo-os  angegeben   ist),    so    kann    eine   ganz. 
S£f  Schutzfrist  für  das  Ganze  und 


für  jeden  Beitrag  laufen,    da  jede-  einzelne 
H,.itl,l:  Verfasse)  genannt  ist,  einen 

selbständig,  n    Schutz    für    die    Dauer    der 
volle  Frist  geniesst.    -    Soweit  die  Schutz- 
i,i~i    oach    dei   Zeit    de.  Erscheinens   eines 
Work.-  sich  bemisst,  wird  sie,   wenn  aas 
Werk     in     mehreren     Händen     oOer 
Abteilungen  erscheint,    von  dorn  Er- 
scheinen   emes    jedeD    Bandes    oder   einer 
ieden  Abteilung  an  berechnet,    es  sei  denn 
dass    das  Werk    in    einem    oder   mehreren 
Bänden    eine    einzige    Aufgabe    behandelt, 
mithin  als  in  sich  zusammenhängend  zu  be- 
trachten ist,   »n  welchen  Falle  die  Schutz- 
frist,   sofern    nicht    zwischen    der    Heraus- 
gabe einzelner  Hände   oder  Abteilungen  ein 
längerer  Zeitraum  als  drei  Jahre  hegt    e  ..t 
nach    dem  Erscheinen    des   letzten    Bandes 
oder  der  letzten  Abteilung  beginnt 

Gegen  Veranstaltung  einer  le  Lei- 
se t  zun  g  ist  ein  Werk  im  allgemeinen 
so  lange  geschützt  wie  gegen  mechanische 
Ye  vielfälrigung  überhaupt:  ist  jedoch, das 
in  einer  lebenden  Sprache  abgefasste  Werk 
veröffentlicht  und  mithin  das  ausschliess- 
liche Uehersetzungsreeht  von  dem  \  oi  ».- 
.  ,io-elben  und  von  dem  fristgerechten 
Sihe  neu  einer  rechtmässigen  Uebersetzung 
Shä ngig(s.  oben  sub  4),  so  dauert  der  Schutz 
nS^ü1^ahre,vomer!tenEirl^nS,; 


nur  tum  Janre,    »um  cio^~  — ■• i,„„*. 

rechtmässigen   Uebersetzung   ab  gerechnet . 
SeSeitil  in  verschiedenen  Sprachen  her- 
Segebene  Werke  sind  gegen  Veranstaltung 
etÄbersetzung  in  einer  dieser  Sprachen 
fünf   Jahre    vom   Erscheinen    des    Ongina  - 
werkes  an    geschützt  |s.  aber  unten  sub  9). 
Fürdi m  Gesetze  bestimmten  Schutz- 
fristen   eüt   allgemein   der   Grundsatz,   dass 
das    Todesiahr    des   Verfassers     bezw.    das 
Sendenahr    des    ersten    Erscheinens    des 
§Ses!,der   der  Uebersetzung   nicht  ein- 
srerechnet    wird.  —  ^  enn   vor  Ablaut    dei 
Schutzfrist    der  Urheber    ohne   Rechtsnach- 
folges&bt    oder    der  etwaige  Kechtsnach- 

0  fer  mit  Tod  abgeht,  ohne  Bemerkte 
hnch  Erbgang  oder  sonstwie  das  Recht 
weiter   zu    übertragen,    so    wird   das    we  k 

BL* -«SÄ  J^ 

""'Füllen  Schutz  der  dramatischen  miat 
1-, tischen  und  dramatisch  -  musikalischen 
Äfgegen  unbefugte  öffentliche  Auf- 
fuhr nn|  gelten    die    nämlichen    Fnstbe- 

1  mnu  ran  wie  bezüglich  des  Schutzes 
An   mechanische   vSvieKältigung.     Hier 

./"herein  öffentliches  Erscheinen  des 

Werkes    in   doppeltem   Sinne    möglich,    als 

vSentlichung  durch   den  Druckund  als 

,        rechtmässige    öffentliche   Auffuhrung. 

,  mal1  das  Werk   im  Druck  noch  nicht 
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3t,     aber    unter    dem    wahren 

-V  Autors    öffentlich    aufgeführt 

kann  es  uuter  keinen  umständen 

e  Jten    und    es   isl   mithin    zu 

te    des  Urhebers  und   dreissig  Jahre 

nach    seinem   Tode    geschützt,   ebenso   wie 

wei -    vor    der  Aufführung   unter  dem 

wahren  Namen  des  Urhebers  gedruckt  wor- 
den ist    Erfolgt    aber   die  erste  öffentliche 
Aufführung    vor   der  Drucklegung   zu  Leb- 
d  des  Urhebers  anonym  odi  c  pseudonym 
äst   das  -Werk   den  Schutz   nur  von 
da  an  30  Jahre  lang.   Es  kann  jedoch  inner- 
halb der  30  Jahre  die  volle  Schutzfrist  auf 
An     -.wahrt    werden,     nämlich 
einmal    durch   Eintragung  des    wahren  Or- 
ernamens  in  die  Eintragsrolle  (s.  a.  sub  81 
und  ferner  durch  Veröffentlichung  de..  Werkes 
durch  denDruck  unter  dem  wahren  Namen 
des    Urhebers.     Wenn    dagegen    das   Werk 
>t   anonym  oder  pseudonym  durch  den 
Druck  veröffentlicht  worden  ist,  so  geniesst 
n    unbefugte  Aufführung   nur 
■  !"  •lalu-  km-'  von  der  Veröffentlichung  an 
den  Schutz,    wenn    auch    die    späterhin  er- 
erste     rechtmässige    Aufführung 
■  dem  wahren  Namen  des  Urhebers  er- 
folgt.    Hat    endlich    zuerst    die  Aufführung 
und  dann  die  Veröffentlichung,  beides  aber 
anonym  oder  pseudonym,  stattgefunden    so 
erlischt    der    Aufführungsschutz    nach    30 
Jahren    von    der  ersten   rechtmässigen  Auf- 
führung an,   mithin    früher  als   der  Schutz 
gegen  mechanische  Vervielfältigung. 

6.   Verletzung   des    ü.     Entsprechend 
liehen  Inhalt.,    des   rrhohorroohtos 
kann  auch  die  Verletzung  dieses  ausschliess- 
>  is    eine    zweifache    sein-    der 

pin  kann  nämlich  bestehen  in  einer 
unbefugten  mechanischen  Verviel- 
fältigung oder,  wenn  ein  dramatisches, 
musikalisches  oder  dramatisch-musikalisches 
\\erk  in   Frage  ist,    zudem  in  einer  ui 

"»      öffentlichen     Aufführung 

Berechtig 


-    ■'  Vervielfältiguni 

Nachdruck  ist  ,  •  „  'ohn| 
I  nterschied,  ob  das  Werk  ganz  oder  nur 
teilweise    vervielfältigt    wird.     Der    B 

Vervielfältigung  setzt  Identität  der  Ete- 
rnit  dem  Original  voraus;    eine 
e  aeg\   aber  nicht  vor,  lig-licL 

inhalt    eines   fremden   Werkes 

•/.t.    im    übrigen  jedoch  auf  dem   W 

selbständiger  Formgestaltung  ein  neues 
Werls  geschaffen  wurde 
V?8  namentlich  die  musikalischen  Kompo- 
sitionen anlangt,  30  hat  da  G  .  aus- 
wich solche  Bearbeitungen  ge 
welche    selbst    wieder    als 

trachtet    werden    köi 
womit    dem    ausschliesslichen    1; 


Komponisten  an  der  Melodie  die  Anerken 
versagt  ist,   wogegen  andere  Bearbeitui 
insbesondere    Auszüge,     Arrangements     für 
■lue    oder    mehrere    Instrumente    odei 
Stimmen  sowie  der  Abdruck  von  einzelnen 
nicht  künstlerisch  verarbeiteten  Motiven  oder 
Melodieen    eines  und    desselben  Werkes  als 
Nachdruck  gelten.    Aber  nicht  nur  die  Be- 
nutzung    fremder    Gedanken    zur    eigenen 
selbständigen     Produktion     ist     nicht     ge- 
hemmt;   im    Interesse    der    weiteren    Ent- 
wicklung der  Wissenschaft   und  der  Litte- 
ratur,    der   Erziehung   und  Bildung    ist  die 
Benutzung    fremder    Geistesarbeit"  bis     zu 
einem    gewissen  Grade    auch    da   noch  ge- 
stattet, wo  an  sich  das  Gebiet  der  mindestens 
partiellen    Vervielfältigung    betreten     wird 
Zu   diesen  Ausnahmen   vom   Begriff  de! 
Nachdrucks   sind   zu   zählen   das    wörtliche 
Anführen    einzelner   Stellen    oder    kleinere 
Teile  eines  bereits   veröffentlichten  Wei 
die  \uf  nähme  bereits  veröffentlichter  Schrif- 
ten von  geringerem  Umfange  in  ein  grösseres 
Ganzes,    sobald    dies  nach  seinem  Hauptin- 
halte   ein    selbständiges    wissenschaftliches 
Werk  ist,  sowie  in  Sammlungen  aus  Werk.. 11 
mehrerer  Schriftsteller  zum  Kirchen-,  Schul- 
und    Enten ichtso-e brauche    oder    zu    einem 
eigentümlichen  litterarischen  Zwecke ;  ferner' 
in  analoger  Weise   die  Aufnahme   einzelner 
Abbildungen  in  ein  wiederum  hauptsächlich 
aus    Alibildungen     bestehendes,     wesentlich 
wissi  mschaftlichen  Zwecken  dienendes  grösse- 
res Ganzes    oder   in    Sammlungen    der   ge* 
\n  sowie   die  üebernahme  einzel- 
ner Lbbildungen  aus  einem  bereits  veröffent- 
lichten Werke    in    ein    Schriftwerk,    sofern 
dieses    als    die  Hauptsache    erscheint    und 
die  Abbildungen    nur  zur  Erläuterung    des 
Textes  etc.  dienen:    endlich   die  Aufnahm.  ■ 
bereits     veröffentlichter    kleinerer   Kompo- 
sitionen   in    ein    nach  seinem   Hauptinhalte 
selbständiges,    wissenschaftliches  Werk,   so- 
wie  in  Sammlungen   von  Werken  verschie- 
dener    Komponisten      zur     Benutzung      in 
Schulen,    ausschliesslich   der  Musikschulen. 
In  allen  diesen  Fällen  der  Entlehnung  muss 
jedoch   bei  Vermeidung  einer  Straf.,   (s.  u  | 
der  I  rheber  oder  die  benutzte  Quelle  ange- 
geben werden. 

1     en    Nachdruck    begeht   der    Urheber 
selbst,   wenn   er  sein  Eecht  auf  einen  Ver- 
leger übertragen  hat  und  das  Werk  gleich- 
wohl während  der  Dauer  der  Berechtigung 
,1"~    Verlegers    ohne    dessen    Genehmigung 
wärts  wiederum,    wenn    auch   in  teil- 
weise veränderter  Auflage  oder  etwa  inner- 
halb rm.'r  <;..>amtausgabo  oder  als  Sonderah- 
druck,  nachdem   es  zuerst  in  einer  Samm- 
ung erschienen  war  etc.,    herausgiebt.    In 
m    ist  jedoch    zu   beachten, 
der    I  rheber    einzelne   Aufsätze   ,  tc 
hon    Werken     erschie- 
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auch  ohne  EinwJligung  des 
gegeben  oder  Verlegers  des  Gesamt, 
.,,!„.,  „ach  -'  Jahren,  vom  Abiaul  ■' 
rXeS  des  Erscheinens  angerechnet,  ander- 
S  abdrucken  darf.  Andererseits  ist  es 
m,.h  ^  Nachdruck  anzusehen,   wenn  de] 

83 er    dem     mit     dem    Urheber    a 

chlossencn  Vertrage    zuwider  erneu  neuen 
Krack    von    dem   in  Verlag   genommenen 
Werke  veranstaltet   oder  eine  grössere  An- 
,ihl  von  Exemplaren  anfertigt,  als  ihm   ver- 
^mässig  oder  gesetzlich  gestattet  ist. 
^öffentliche  Aufführung    eines 
»schützten  dramatischen  etc.  A\  erkes  stellt 
gdchfalls  eine  Rechtsverletzung  dar.  wenn 
:„.  ohne  (vorher  einzuholende)  Genehmigung 
des    Berechtigten    stattgefunden    hat.     Im 
Zweifel    ist    lie    erteilte  Berechtigung    zur 
Infführung  keine  ausschliessliche ;  welchen 
umfang  sil   im   übrigen   hat,   ob  sie  an  die 
Person    des  Erwerbers    geknüpft   sein   oder 
,u,.h    dein  Nachfolger    in    der  Leitung   der 
Sine   etc.   zugehen  soll,    ob  sie  auf  einen 
bestimmten  Ort    beschränkt    oder  etwa  mit 
der  Truppe,   welche    verschiedene  Orte  be- 
verhunden    sein    soll    u.    s    f,    hangt 
TOn    de,    umständen    des    einzelnen  Falles 
,b     Von  unbefugter  öffentheher  Aufftihrung 
aines    Werkes    kann    ferner   nur    die    Kecle 
.,,„'    wenn    das   aufgeführte    mit    dem  ge- 
schützten Werke  im  wesentlichen  identisch 
ist  (s    bei  Nachdruck  o.  sub  6). 

7     Folgen     der     Urheberrechtsver- 
letzung.    Verfahren.     Verjährung.      Da- 
besetz  statuiert,   um  das  Verbot  des  Fach- 
drucks und  der  unbefugten  öffentlichen  Auf- 
führung  wirksam  zu   machen ,   einen cwü- 
rechÜichen  und  einen  strafrechtlichen  Schutz, 
ausserdem    Massregeln    prohibitiver    Natur. 
Thäter   des   eigentiiehen   Nachdrucks- 
deliktes ist  derjenige,   welcher  vor- 
sätzlich    oder    aus     Fahrlässigkeit     euren 
Nachdruck    in    der  Absicht,    denselben 
innerhalb    oder    ausserhalb    des    Deutschen 
Reiches      zu     verbreiten,      veranstalte  . 
Hiernach  wird  regelmässig  der  Verleger  als 
Thäter   anzusehen    sein,    oder    wenn  Kom- 
missionsverlag   oder    gar.  Selbstver lag   des 
Verfassers  in  Frage  ist,  dieser  selbst.   Au    i 
bei     dem     Delikte      der     unbefugten 
öffentlichen  Aufführung  Kt  der  Ver- 
anstalter der  Aufführung  _  der  Thflato- 
direktor.  Konzertunternehmer  etc.  —  inatei . 
auch    hier    verlangt    das   Gesetz    nach    der 
subjektiven  Seite    Vorsatz   oder   Fahrlässig- 
keit.   Aus  der  Begehung  dieser  Dehkte  er- 
wächst   nun    vor   allem    die    WheMmft 
den  Urheber  oder   dessen    ^htsnachfolger 
,u   entschädigen,    wobei   im  Streitfälle    das 
Gericht    über"  das  Vorhandensem    und   dre 
Höhe    eine-    Sehaden-    nach   freier    Deber- 
zeugung   zt.  entscheiden  hat.     Die  im  Safe 
einer  unbefugten  Aufführung  zu  gewahrende 


Bataob  besteht     w     dem     gat 

Brattoertra  ■    einer  jeden  Aufjubrang  t* 
einem  ,  henden  Teile  desselben,  - 

das     Werk     in     Verbindung      mit      änderet 

Werken  aufgeführt  i  '•    ^e'1'" 

Scnad,  risl  tritt  aber  auchstoato 

.      .  .   ,  i  • 1         Fiiiran      tviTTt       fPl~t 


Hche     Ahndung    ein,    und    zwar  trifft    de 
Thäter   eme  G<  ',  bis    zu   dreitausend 

Mark    umzuwandeln    für   den  Fall    der  In- 
eiubnugltchkeit    in   Gefän 
sechs  Monaten         es  wäre    denn,    da 
auf    Grund    entschuldbaren,     thatsächh, 
oder  rechtlichen  Irrtums  in  gute,,,   6 
gehandelt  hätte,  in  welchem  Falle  die  Be- 
strafung unterbliebe.  Statt  derEntschad 
kann    auf  Verlangen    des  Beschäd 
Strafverfahren  auf  eine  an  denBescl 
zu  erlegende  Geldbusse  bis  zu  » 
Mark    erkannt    werden.     Wenn   dem    1 
kein  Verschulden       -    also    weder  Vorsa 
a0Cb   Fahrlässigkeit    -  -    zur   Last    fallt,    s 
haftet    er    für    den    durch    Nachdruck    ent- 
standenen Sehaden  nur  bis  zur  Hohe  i 
'Bereicherung;    der   schuldlose   Veranst 
einer   unbefugten  Aufführung   dagegen   hat 
ohne  Rücksieht  auf  die  Höhe  des  Schadens 
die  stanze  Bereicherung,   also   die  Nettoein- 
nahme   an    den   Verletzten    herauszugeben. 
li,e  Strafbarkeit  und   die  Ersatzverbind  ich- 
keit    der   Teilnehmer    an    einem    di; 
be  den  Delikte    richtet   sich  im  allgemei 
M     ,  den  Vorschriftendes  Strafgesetzbuchs 
;j\,,,  einschlägigen  bürgerlichen  Reche. 

Das  Gesetz  hat  aber  eine  besondere  mit 
£  ^Stiftung  verwandte  Form  der  Ced- 
aahmfÄm  Vergehen  der  Urheberrecht- 
Verletzung  ausgebddel  —  die  V  eran 
Fassung  zum  Nachdruck  bezw.  zur  unbe- 
LTen  lufführang.  Sie  liegt  vor  wenn 
emand  einen  anderen  vorsätzlich  oder  aus 
FallrW  siokeit  zur  Veranstaltung  einesN«*- 
SSfete  bestimmt,  ohne  Rücksicht  darauf, 

,,   Veranstalter  selbst   ein  Verschi 
£fft     is    Veranlasser   erscheint    meistens 

^Verfasser  der  ...  a  Reprodukl 

Weher    einen    Verleger    zur    Herausgab 

ode     eine  Büh, tc.    zur  Aufführung 

I  stimm      Der  Veranlasser  ist  nach  Mass 
a   .    ür  die  Veranstalrang  bestehenden  Vor- 
schrift arund  ersatzpflichtig      1 
den    Veranstalter    und  den  Teilnehmen,  au 
SerVeranstaltüng  kommt  beim  Nachd 
auch    noch    der    Verbreiter    von    Nach- 
Äsexemplaren    in    Betraeht 

.,,    Arten    der    Verbreitung    smtt 

\  ilhalten    und    der  A  erkaut.      In      U  - 

%Sg    hegt    eine   strafbare  Handlrmg 

nur  dann,    wenn    sie    vorsätzlich    und      e 

werbsmässig    erfolgt,     strafe    und   Ersatz- 

m,.ht    richten   sieh  nach  den  auf  die  Ver- 

LtungbezügüchenBesümmivng^.  Mass- 

regeln   prohibitiver  Natur   sieht   das 

Nachdruck  vor,  inden  es  bestimmt, 
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dass  die  vorrätigen  Exemplare  und  die  zur 
widerrechtlichen  Vervielfältigung  ausschliess- 
lich   bestimmten  Vorrichtungen    der   Ein- 
ziehung unterliegen,  soweit  sich  dieselben 
im  Eigentum  eines  (wenn  auch  schuldlosen) 
Teilnehmers    am   Nachdruck,    insbesondere 
Druckers    oder    auch    des  Sortiments- 
buchhändlers    befinden.      Die    Einziehung 
tritt  auch  dann  ein.   wenn  der  Veranstalter 
Veranlasser    weder    vorsätzlich    noch 
fahrlässig    gehandelt    hat,   und  erfolgt  auch 
Segen  die  Erben.     Der  Verletzte    kann    die 
Exemplare  und  Vorrichtungen  vorbehaltlich 
der  Rechte  Dritter  gegen   die  Herstellungs- 
kosten   übernehmen;   geschieht    dies    nicht, 
so  sind  die  eingezogenen  Objekte   entweder 
zu  vernichten  oder,    nachdem    sie  ihrer  ge- 
fährdenden Form  entkleidet  sind,  dem  Eigen- 
tümer   zurückzugeben.  —  Nur   eine    Geld- 
strafe bis  zu  sechzig  Mark,  deren  Umwand- 
lung  in  Freiheitsstrafe   nicht   statthaft  ist, 
verwirkt   der  Veranstalter   und  der  Veran- 
lasser einer  erlaubten  Entlehnung  aus  einem 
anderen  Werke   (sub  ß),    wenn    hierbei    die 
Angabe    der  Quelle    oder    des  Namens   des 
l  rhebers  vorsätzlich  oder  aus  Fahrlässigkeit 
unterlassen  wurde. 

Die    Einleitung   des    Strafverfahrens    ist 
von  einem  Antrage    des  Verletzten  bedingt, 
welcher,   um  wirksam  zu  sein,    binnen  drei 
Monaten    nach   erlangter  Kenntnis  von  dein 
begangenen  Vergehen   und  von   der  Person 
des  Thäters    gestellt  werden   muss  und  bis 
ziu-  \  erkündung  eines  auf  Strafe  lautenden 
Erkenntnisses  zurückgenommen  werden  kann 
Die     Verfolgung     einer     Urheberrechtsver- 
letzung   stehl    jedem    zu,    dessen    ürheber- 
Verlagsrechte    dadurch    beeinträchtigt 
oder  gefährdet  sind.    Es  ist  hiernach  denk- 
bar,   dass    im  Falle   eines  Nachdruckes  der 
1  rheber    und  der  Verleger   in    der  Berech- 
nung   zur  Verfolgung    konkurrieren,    weü 
z.  1..  das   Verlagsrecht    nicht    für  die  ganze 
Uauer    des    Schutzes    eingeräumt    ist,    der 
Nachdruck  aber  die  Nutzbarkeit  des  Werkes 
auch  für  späterhin  gefährdet.  Bezüglich  der 
fereon    des     zur    Verfolgung    Berechtigten 
gelten  verschiedene  Rechtsvermutungen.  Als 
Urheber  eines   bereits   im  Druck  veröffent- 
lichten Werkes  ist  nämlich  bis  zumBeweise 
■  ;  -  Gegenteils  derjenige  anzusehen,  welcher 
als  solcher  aid  dem  Werke  in  der  vom  Ge- 
setze    vorgeschriebenen  Weise    genannl    ist 
1    sub  5).    Ist  ein   dramatisches,  musi- 
'"■'-     "l|">      dramatisch -musikalisches 
Werk  noch  nicht  in,  Druck  erschienen,  aber 
ortenthch    aufgeführt    worden,    so    gilt   bis 
zum  Beweise   des  Gegenteils  derjenige  als 
Urheber,  welch  i    bei  der  Ankündigung  der 
Aurführung   als  solcher   bezeichnel  worden 
Endlich  wird  bei  anonymen  und  Pseu- 
donymen   Werken    der  darauf   angegebene 
Sieger   ohne    weiteren  Nachweis   als  der 


Rechtsnachfolger  des  Urhebers  betrachtet 
Es  ist  aber  bei  anonymen  und  Pseudonymen 
Werken  der  Verleger  erst  in  zweiter  Linie 
nämlich  nur  dann,  wenn  nicht  ein  zunächst 
die  stelle  des  Urhebers  vertretender  Her- 
ausgeber  angegeben  ist,  berechtigt,  die 
dem  1  rheber  zustehenden  Rechte  wahrzu- 
nehmen. 

Auf    dem    Gebiete    des    Urheberrechtes 
tauchen  vielfach  Fragen  auf,   deren  Lösung 
die  Beiziehung  von  Sachverständigen  erfor- 
dert.    Im   allgemeinen    ist    der  Richter    in 
der   Auswahl    der    Sachverständigen    nicht 
beschränkt.    Das  Gesetz  hat  aber,   um  eina 
gewisse  einheitliche,  gleichmässige  Behand- 
lung der  wichtigeren  technischen  Fragen  zu 
ermöglichen,  im  Anschlüsse  an  das  preussi- 
sche    Recht    das    Institut    der    Sachver- 
- 1  ä  n  d  i  g  e  n  v  e  r  e  i  n  e  aufgenommen,  welche 
auf  Erfordern   des  Richters  Gutachten  über 
die   an    sie    gerichteten  Fragen    abzugeben 
verpflichtet  und  ferner  befugt  sind,  auf  An- 
rufen   der   Beteiligten    über   streitige    Ent- 
schädigungsansprüche   und    die  Einziehung 
als  Schiedsrichter    zu    verhandeln    oder   zu 
entscheiden.    Solche  Vereine  sind  in  jedem 
Staate  des  Deutschen  Reiches  für  litterarische 
Werke  aus  Gelehrten,  Schriftstellern,  Buch- 
händlern   und    anderen    (insbesondere  auch 
für    tue  Beurteilung   von  Abbildungen)   ge- 
eigneten Personen,  für  musikalische  Werke 
aus    Komponisten,     Musikverständigen    und 
Musikalienhändlern    zu    bilden.     (Ueber   die 
Zusammensetzung  und  den  Geschäftsbetrieb 
der  Sachverständigenvereine   bestimmt   eine 
Instruktion  des  Bundeskanzleramtes  vom  4 
November    1871,    welche     durch    Bekannt- 
machung vom  30.  August  1879  und  2."..  <  >k- 
tolier  iss-j  Abänderungen  erfahren  hat.) 

Die  Strafverfolgung  und  die  Klage  auf 
Entschädigung  verjähren  in  allen  Fällen 
mit  Ausnahme  der  Uebertretung  der 
unterlassenen  Quellenangabe,  welche  in  drei 
Monaten  verjährt  -  in  drei  Jahren. 
Der  Lauf  der  Verjährung  beginnt  im  Falle 
des  Nachdrucks  mit  dem  Tage,  an  welchem 
die  Verbreitung  der  Nachdrucksexemplare 
zuerst  stattgefunden  hat;  ebenso  im  Falle 
der  vorerwähnten  Uebertretung  mit  dem 
Tage  der  ersten  Verbreitung  des  Abdruckes ; 
im  Jalle  des  Vergehens  der  gewerbsmässigen 
V  erbreitung  von  Nachdrucksexemplaren  da- 
gegen erst  mit  dem  Tage  der  letzten  Ver- 
breitung. Hinsichtlich  der  unbefugten  Auf- 
führung richtet  sich  der  Lauf  der  Ver- 
jährung nach  allgemeinen  Grundsätzen.  Die 
^ulässigkeit  des  Antrages  auf  Einziehung 
und  Vermehrung  der  noch  vorhandenen 
Nachdrucksexemplare  und  Vorrichtungen 
ist  an  keine  Frist  gebunden. 

8.  Eintragsrolle.  Bei  dem  Stadtrate 
zu  Leipzig  wird  eine  Eintragsrolle  geführt, 
in  welche  die  vom  Gesetze  vorgeschriebenen 
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©Tagungen  stattzufinden  haben.  Im  ein- 
einen isl  zur  Eintragsrolle  anzumelden: 
)  dei  Beginu  und  bezw.  die  Vollendung 
.in,.,-  vorbehaltenen  Uebersetzung  (s.  o. 
„1,  \r.  b)  der  wahre  Name  des  Urhebers 
■in.-  anonvm  oder  Pseudonym  erschienenen 
Werkes  fs!  o.   sub  5);   c)  der  wahre  Name 


,er    zuerst    bei  Vei  inen, 

die  im  Gel  Deu1  B     !    3  ihre 

Handelsniederlassung  haben,  so  sb 
Werke  unter  demS 

QS       llilllli 

besondere    Rücksicht    auf    die    zwar    nicht 
zum    Deul  R  «r    zum    ehe- 


,  .  ,  ..    ,,    o     suli   ■■>):    e)    uer   wann-  u<»uu     /.um     !■.....-■>. ■■   ,    -    ~  . 

Urhebers  eines  anonym  oder  Pseudonym   maligen  Deul 

ch     aufgeführten'    dramatischen    etc.  Gebiete,    insofern- <s  |  oh* 

Werkes  (s   o   sub  5  g.  E.).     üeberdies  war  einerseits    den    Werb  he    meinem 

lenva    zur  Zeit    äes  Inkrafttretens    des   zum  ehemaligen  Deutschen  Bunde  gehörigen 
tzes    noch    in    Anspruch    genommenes   Orte  erschienen  -  äeits    den     r- 

i— I  hebern,  welche  im  ehemahgen  Deutschen 
Bundesgebiete  staatsangehörig  sind,  für  ihre 
noch  nicht  veröffentlichten  Werke.  Vor- 
aussetzung dieser  zweiten  Ausnahm 
aber,  dass  das  Recht  des  betreffenden 
Staates  den  innerhalb  des  Deutschen  ft 

i( -neuen  Werken  einen  den  einheimi- 
schen Werken  deichen  Schutz  gewährt  und 
dass  das  betreffende  Werk  in  seinem  Ur- 
sprungslande selbst  noch  geschützt  ist. 

Was    nun    die    Beziehungen     des 
Reiches  zum  Auslande  anlangt,   so  ist 
-   zwar  bis    zur   angestrebten  Schaffung  einer 
Entscheidend    für    die  alle  Kulturstaaten   umfassenden  l  mon  noch 
wahrenden    Rechte    ist   ein  weiter,  wenn  überhaupt  völlig  gangbarer 
Weg  zurückzulegen;    immerhin   aber  haben 
die    auf    Erzielung     eines    internationalen 
Schutzes    der   geistigen    Arbeit    gerichteten 
Bestrebungen  schon  zu  erfreulichen  Ergeb- 
nissen geführt.    Das   bedeutendste  Resultat 
der   auf   diesem  Gebiete   angewandten   Be- 
mühungen ist  der  durch  die  sogen.  Bern  er 


Privilegium,    wenn    dasselbe  nicht  auf  dem 
Werk-    selbst    bemerkt    war.    binnen    drei 
Monaten    zur  Eintragsrolle   anzumelden    bei 
ieidung  des  Verlustes   des  Privilegien- 
Schutzes.  —  Die  Eintragungen  werden  ohne 
vorhergehende   Prüfung    über    die   Berech- 
tigung   des    Antragstellers    oder    über    die 
Richtigkeit  der  zur  Eintragung  angemeldeten 
Thatsachen  bewirkt:    es    liefert    daher    die 
Eintragung  nicht   für   die  Richtigkeit  ihres 
Inhaltes,  sondern    lediglich  dafür  einen  Be- 
weis.    dass    eine  Thatsache    zu    einem    be- 
stimmten Zeitpunkte    zur  Eintragung  äuge 
meldet  worden    ist. 
Erlangung    der    zu 

auch  "nur  die  Anmeldung  zur  Eintragung, 
nicht  diese  selbst.  Ueber  die  Führung  der 
Eintragsrolle  bestimmt  die  Instruktion  des 
Reichskanzleramtes  vom  1.  Dezember  1870. 
Jedermann  kann  von  der  Eintragsrolle  Ein- 
sieht nehmen  und  sich  beglaubigte  Auszüge 
daraus    erteilen    lassen.     Die  Eintragungen 


dann-    erteilen    lassen,      JJie    r.muaguugra  .  uiuuuu6^  ..- -—  ^ 

Sen  im  Börsenblatte  für  den  deutschen  Konvention  vom  9   Sep^be^ß  mj 
Buchhandel    bekannt    gemacht.      Eingaben.   Leben    f^^J^^J^l^^M. 

u^nlle' betreffen;   sind    stempelfrei.     Für   lieh    al  sehen    dem  J5  mt- 

jede  Eintragung,    jeden  Stempeisehein    und   sehen    Reich       Be£gie         Spanen. 
Wien    «nnst  0-en    \uszuff    wip'l    eine  Irebulir   r  l  a  n  k  i  e  i  c  u  .        ul      ,  , 

Sn  l.rSrerSeng   auch    hat  der  An-   Haiti,     Italien      der    Schweiz     und 

trUteller    die  Kosten    für    die    öffentliche   Tunis:    infolge    spateren    Beiti.tt,    U.    u.) 

SSSLcw  d„  ■**«  .  ™,-  2-fis-ZZ  fc. 


son  des  Autors:  deshalb  gemessen  prm- 
cipiell  nur  inländische  Urheber,  d.  l. 
solche,  welche  in  einem  deutschen  Bundes- 
staate das  Indigenat  besitzen,  den  Schutz 
des  Gesetzes,  diese  aber  ohne  Rücksicht 
darauf,  ob  die  Werke  im  Inlande  oder  Aus 


die  Deklaration  vom  gleichen  Tage  ein- 
zelne Bestimmungen  der  Uebereinkunft  er- 
läutert .      , 

Grundsatz  der  Berner  Konvention  ist. 
die  einem   der  Verbandsländer  angehöngeu 
l'ibelier  oder    ihre  Rechtsnachfolger  in  den 

Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.    Zweite  Auflage.    TO. 
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räumen  oder  in  Zukunft  einräumen  werden, 
für  die  zu  erfüllenden  Bedingungen 
und  Förmlichkeiten  die  Gesetzgebung  des 
Ursprungslandes  des  Werkes  massgebend 
Es  bleiben  also  die  Rechte  der  Urheber 
in  jedem  einzelnen  Lande  ihrem  Inhalte 
nach  verschieden:  nur  das  Princip  di 
mellen  Reciprocität  soll  nach  der  Ueberein- 
kunft  Geltung  haben.  In  Einzelheiten  hat 
Ibe  jedoch  auch  materielles  internatio- 
nale.-Ivvht  geschaffen;  so  insbesondere  be- 
züglich des  Schutzes  gegen  Veranstaltung 
einer  Oebersetzung,  den  sie  während  der 
ganzen  Dauer  des  Urheberrechts  an  dem 
Originale  gewährt,  freilich  unter  der  Be- 
dingung, dass  der  Urheber  von  dem  aus- 
schliesslichen Uebersetzungsrechte  innerhalb 
10  Jahren  von  der  ersten  Veröffentlichung 
des  Originalwerkes  an  Gebrauch  macht; 
ferner  bezüglich  des  Schutzes  der  Zeitungs- 
artikel. 

Zm-  Ordnung  der  gemeinsamen  Ange- 
I  leiten.  Anstellungen  Voruntersuchungen 
im  gemeinschaftlichen  Interesse.  Auskunfts- 
erteilung  über  urheberrechtliche  Fragen  und 
dergl.  ist  in  Bern  ein  Bureau  des  inter- 
nationalen Verbandes  errichtet,  welches  eine 
periodische  Zeitschrift  Le  droit  d'auteur« 
Ffizielles  '  irgan  herausgiebt.  Der  Bei- 
tritt zur  Uebereinkunft  ist  den  übrigen  Län- 
dern, ferner  den  Verbandsländern  für  ihre 
Kolonieen  oder  auswärtigen  Besitzungen 
gestattet;  in  diesem  ausgedehnten  Sinne 
haben  Frankreich.  Grossbritannien  und 
Spanien   ihren   Beitritt  erklärt. 

Die  Berner  Konvention  hat  diejenigen 
Bestimmungen  der  Sonderverträge,  welche 
den  Urhebern  oder  ihren  Rechtsnachfolgern 
weiter-.. hdi, 1,.  Rechte  als  die  durch  den 
Verband  gewährten  einräumen  oder  ihr 
sonsl  nicht  zuwiderlaufen,  ausdrücklieh  auf- 
recht erhalten  und  sokhe  Bestimmungen 
auch  für  die  Zukunft  vorbehalten.  Mi 
be  sind  also  die  Verträge 
mit  Frankreich  (19.  April  1883),  Bel- 
gien (12.  Dezember  1883)  und  Italien 
(20.  Juni   1884)  in  Kraft  geblieben. 

Auf  Grund  de-  am  15.  Januar  1892    zu 

gekommenen  Debereinkommens  mit 

den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 

die    Bürget     dieser    Sl 
Reiche   den   Schutz  des  Urheberrechts   auf 
derselben    Grundlage    wie   die    I; 
hörigen,    während    anderer,,:  | 

mungen    des    amerikanischen  Gesetzes    auf 
deutsche  i;  tusgedehnt 

Am  30.  Dezember    1899    kam    zwis 
bland   und   l  »esterreich-  l'n  . 
ein    Vertrag   zum   Abschluss,    weiche 
a    .     Schutz     de.     Urheben 
sichert. 

in.  Gesetzgebung  der  «richtigeren  ans- 
triftigen  Staaten,  a  Vereinigte  Staaten 


von    Amerika.      Nach    den    GG.    v.   8.   Juli 
1870,    18.  Juni   1874.  3.  März   1891,   6.  Januar 
und   3.  März    1897    umfasst    das    Urheberrecht 
das  ausschliessliche  Keeht,  ein  Buch,  eine 
oder  Seekarte,   ein  dramatisches   oder  musikali- 
sches   "Werk    oder    irgend    eine    Abbildung    zu 
drucken,    zu    verlegen,    zu    verkaufen    etc.,    zu 
dramatisieren,    zu    übersetzen ;    ferner    wenn   es 
sich    um   ein  dramatisches  Werk   handelt, 
selbe  öffentlich  aufzuführen.     Per  Anspruch  auf 
das  Recht  ist  aber  bedingt  durch  die  Uebergabe 
einer  gedruckten  Kopie   des  Titels   des  Werkes 
zu    Händen    des    Kongressbibliothekars,    welche 
an  oder  vor  dem  Tage  der  Veröffentlichung  zu 
erfolgen   hat,   ferner   durch   die   spätestens  am 
I  .!■■      der    Veröffentlichung    zu     bethäti. 
Uebergabe  von  2  Exemplaren   des  zu  schützen- 
den Erzeugnisses:  endlich  dadurch,  dass  di<   zu 
hinterlegenden  2  Exemplare   eines   Buches 
einem    innerhalb   der   Grenzen   der  Vereinigten 
Staaten  hergestellten  Satze  gedruckt  sind.     Die 
Schutzfrist  beträgt    28  Jahre   von   der  Zeir  der 
auf  die  Uebergahe  folgenden  Eintragung  durca 
den     Kiimrre-shiMiuthekar.       Diese     SchurzfrUt 
kann   zu  Gunsten   des   noch   lebenden  Urhebers 
|  oder  nach  seinem  Tode  zu  Gunsten   der  Witwe 
oder  der  Kinder  bei  Einbaltimg  der  erwähnten" 
Formalitäten    um  14  Jahre    verlängert    werden. 
Das  Urheberrecht  kann  übertragen  werden,    je- 
doch  nur   mittelst    schriftlicher  Urkunde ;   auch 
ist    die  Wirksamkeit    der  Uebertragung    davon 
abhängig,  dass  sie  binnen  60  Tagen  im  Bureau 
des    Kongressbibliothekars     eingetragen     wird. 
Nachdruck    zieht    Verlust    aller    widerrechtlich 
hergestellten    Exemplare     und     Schadenersatz* 
ptiiekt.  unbefugte    öffentliche  Aufführuno-  Scha- 
denersatzpflicht und  unter  Umständen  Freiheits- 
strafe   nach    sich.     Die   Verfolgung    einer    l'r- 
heberrechtsverletzung  ist  davon  abhängig, 
der  Urheber  bei  Veröffentlichung  seines  Werkes 
sein  Recht  auf  demselben 'bekannt  gemacht  hat 
und  zwar  auf  eine  der  vom  Gesetze  zugelassenen 
Arten,     insbesondere    durch    Anbringung     des 
Wortes  Copyright.     Wer   sich  unbefugt  ein  Ur- 
heberrecht   durch  Bekanntmachung    auf   einem 
veröffentlichten  Werke   anmasst.   wird   an   Gel« 
mit  100  Doli,  bestraft.    Die  Klage  wegen  Ver- 
letzung des  Urheberrechts  verjährt  in  2  Jahren, 
bi  Frankreich.    Die  Bestimmungen  über 
das   Urheberrecht  sind   in  Frankreich  in   zald- 
reichen  Gesetzen  zerstreut ;  aus  neuerer  Zeit  ist 
namentlich   das  G.  v.  14.— 19.  Juli    1866   anzu- 
führen,   welches  die  Dauer  des  Schutzes  auf  50 
Jahre    vom   Tode    des   Urhebers   an    verlängert 
und    für   den   Fall,   dass   Pflichtteilserben   nicht 
vorhanden   sind   und   der  Urheber  weder   durch 
Vertrag  noch  durch  Testament  über  sein  Ri    ht 
verfügt    hat,    eine    Rechtsnachfolge    des 
lebenden  Ehegatten  bestimmt.    Das  ausschliess- 
liche   Recht    der    Schriftsteller.    Komponisten. 
Zeichner  etc.    erstreckt    sich    auf  den  Verkam 
und  di)-  Verteilung  der  Werke    sowie  auf  Ab- 
tretung   de-  Hechtes    an    andere.     Der    Schutz 
gegen   Nachdruck  ist  davon  abhängig,  dass  der 
Urheber    2    Exemplare    des    Werkes    auf    des 
Sationalbi   liothek  deponiere.    Dramatische  und 
alische  Werke  sind  auch  getreu  öffentliche 
Aufführung   geschützt.    Die  Folgen    des  Sach- 
führung und  des  Verkauf«  -  ron 
Nachdrucksexemplaren  bestehen  in  Strafe.   Er- 
satzpflicht   und    Beschlagnahme    der    nachge- 
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tackten    Ausgabe    sowie    der    Vorrichtungen. 

aternehmer     einer     unbefugten     Aufführung 

Strafe   und    Ersatzpflicht    sowie  zu  letz- 

rem  Behufe  Beschlagnahme  der  Einnahme  zu 

rewartigen,  ,    , .      .  .   ,. 

,    ßrossbritannien.    Aueh  hier  ist  die 
inschWige    Gesetzgebung    sehr    zersplittert; 
hauptsächlich    kommen    GG.    v    1.   ™i.W® 
in    Mai  1*44.    28.  Mai  1852    und    13   Mai  187o 
üiBetracht  —  Das  Urheberrecht  ist  diealleinige 
and    ausschliessliche   Berechtigung,    Exemplare 
irgend   eines  Erzeugnisses,   welches  den  Schutz 
rlmesst,  zu  drucken  oder  in  anderer  Weise  zu 
vervielfältigen.    .  Gegenstand    des  Schutzes    i-t 
jedes   Buch:    darunter   sind   ausser  den  Sehnt  t- 
werken  auch  musikalische  Kompositionen,  Laud- 
und  Seekarten,  sowie  Pläne  zu  verstehen      Pas 
Urheberrecht   umfasst  überdies  das  ausscnliess- 
Recht    der   öffentlichen   Aufführung    eines 
angedruckten,    nicht    schon   im   Auslande 
tlich    aufgeführten    dramatischen    Werkes. 
ferner  das  ausschliessliche  Recht  der  Aufführung 
hier  musikalischen  Komposition,  wenn  sich  der 
omnonist    dieses    Recht    auf    dem   Titelblatte 
usdrücklich  vorbehalten  hat,   sowie  das  Recht 
,1er  Veröffentlichung    gewisser   Vortrage.     Der 
Schutz    gegen  Vervielfältigung   dauert  bis  zum 
Tode  des  Verfassers  und  weitere  7  Jahre,  oder 
wenn  bei   Ablauf  dieser  Frist  42  Jahre  von  der 
ersten  Herausgabe  des  Buches   noch  nicht  ver- 
•  esi  n    sein    sollten,    bis    zum  Ablaufe    der  42 
fahre     Nachgelassene  Werke   sind   zu  Gunsten 
igentümers  der  Handschrift  42  Jahre  von 
jer    ersten  Heraussähe   an  geschützt.    Hat  der 

Y    , er  oder  Herausgeher  eines  Sammelwerkes 

des  Urheberrecht   an   den   einzelnen  Beiträgen 
»om  Verfasser  erworben,   so  fällt  dasselbe  nach 
88  Jahren,   von   der  ersten  Veröffentlichung  an 
(»rechnet  für  den  noch  übrigen  Teil  der  Schutz- 
frist an   den  Verfasser   zurück.     Die  Dauer  des 
ausschliesslichen     Aufführungsrechtes     bemisst 
Sich   analog   der  Schutzfrist  für  Bücher:   es  be- 
ginnt  aber  der  Lauf   der  Frist  von  42  Jahren 
lach  der  ersten  Aufführung    des  Werkes.     Den 
Universitäten    und   gelehrten  Kollegien   ist  die 
alleinige  Berechtigung,  die  ihnen  von  den  \  er- 
bssern  üherlassenen  Werke  zu   vervielfältigen, 
für    immer    eingeräumt,    —   Das   Urheberrecht 
kann  auf  einen  anderen  übertragen  werdendes 
bedarf   jedoch   hierzu   einer  Eintragung   in   das 
ea  solchen  Zwecken   geführte  Eintragsbuch.  — 
Wer    ohne    schriftliche    Einwilligung    des    Be- 
rechtigten   ein    geschütztes  Buch   zum  Zwecke 
der  Verbreitung  nachdruckt  oder  zu  eben  die- 
sem Zwecke    ein  nachgedrucktes  Buch  einführt 
oder  ein  ungesetzmässig  gedrucktes  oder  einge- 
rtes  Buch  verbreitet,   setzt  sich  der  gericht- 
lichen Verfolgung   aus.    Nachdruck   liegt   auch 
vor    wenu  ein  Drama,  dessen  Stoff  einem  frem- 
den Romane  entnommen  ist,  ohne  Einwilligung 
äes  Romandichters  im  Druck  veröffentlicht  wird 
oder  heim  Abdruck  einer  fremden  musikalischen 
Komposition  lediglich    solche  Aenderungeu  vor- 
genommen werden,   welche  notwendig  sind,  um 
Sie   Komposition    einem    anderen    Zwecke    oder 
einem  anderen  Instrumente  anzupassen.    Die  V  er- 
folgnug  des  Nachdruckes  hängt  davon  ab,   aass 
der    Urheber    vorher    eine    Eintragung    seines 
Rechtes    in    das    schon    erwähnte   Eintragsbuch 
erwirkt  hat.     Die  Klage  muss  innerhalb  12  Mo- 
naten nach  der  Verletzung   angebracht  werden. 


Der   Anspruch  des  Verletzten   geht  auf  eine  an 
ihn  zu  zahlende  Geldbusse ;  Nachdrui  ksexemplare 
sind    zu   Gunsten    des  Verletzten    verwirkt 
Eine  Revision  der  englischen  ürheberrechtsge- 
aetzgebung  ist  seit  längerer  Zeit  im  Gange 

,1    l  talien.    Das  G.  v.  19.  September  is<s-'. 
welches  die  in   früheren   Gesetzen    enthaltenen 
Einzelbestimmungen    zusammenfasst,    gewähr- 
leistet  das   ausschliessliche  Etechl  dt  -  Urhebers 
zur  Veröffentlichung,  Vervielfältigung  und  \  er- 
breitung   eines    geistigi  n    Erzeugnisses,    ferner 
zur    öffentlichen  Darstellung    eines   hierzu    ge- 
eigneten   Werkes,    insbesondere    einer    ehoreo 
graphischen  Handlung  und  einer  musikalischen 
Komposition,    ohne    Rücksicht    darauf,    ob    das 
Werk  veröffentlicht  i-t  oder  nicht.   Die  Schutz- 
frist zerfällt  in  Ansehung  des  Vervielfältigungs- 
rechtes  in  zwei  Perioden,    eine    solche    von  4<> 
Jahren   beginnend  von  der  Veröffentlichung 
Werkes,    innerhalb   welcher,    falls    der  üi 
früher   stirbt,   die  Erben   oder  Rechtsnachfolg 
das   ausschliessliche  Recht    geniessen,    und  eine 
an  die  erste  sich  anschliessende  zweite  Periode 
von   40  Jahren,   innerhalb  welcher   die  Verviel- 
fältigung  zwar   von  keiner  Genehmigung  mehr 
abhängig     aber  dadurch  bedingt   ist,    dass  dem 
Inhaber    des    Urheberrechtes    5%    des    Laden- 
preises   von    dem    Unternehmer    der    "\  erviel- 
fältigung   bezahlt    wird.     Dem    Urheber    seihst 
steht  das  ausschliessliche  Recht  zu  seinen  Leb- 
zeiten auch  dann  noch  zu.  wenn  er  die  vierzig- 
jährige erste   Periode   überlebt.     Das  Urheber- 
recht" gewisser  juristischer  Personen  (eines  Ge- 
meinwesens,   einer    Akademie    etc.)    dauert    J> 
Jahre  von  der  Veröffentlichung  des  betreffenden 
Werkes     Ge^en   öffentliche  Aufführung  ist  ein 
Schutz    in    der  Dauer    von    80  Jahren    seit  der 
ersten    Aufführung    und    Veröffentlichung    ge- 
währt     Das  ausschliessliche  Uebersetzungsrecht 
geniesst   der  Urheber   10  Jahre   von   der  ersten 
Veröffentlichung    an.      Das    Urheberrecht    ist 
übertragbar;    der    Zwangsvollstreckung   ist    es 
nur    dann    unterworfen,    wenn    es    bereits  ganz 
oder   teilweise    einem    anderen    übertragen    ist. 
Im  öffentlichen  Interesse  kann  das  I  rheberrecht. 
—  mit  Ausnahme    der  Befugnis  zur  Veröffent- 
lichung   bei    Lebzeiten    des    Urhebers   —    vom 
Staate'  von  Provinzen  und  Kommunen  aut  dem 
Wege 'der  Expropriation    erworben    werden.  — 
Die  Ausübung    des  Urheberrechts    ist    an    ge- 
wisse Förmlichkeiten  geknüpft:  innerhalb  dreier 
von  der  Veröffentlichung   eines  Werls  - 
an   soll   nämlich   eine   Anzahl   von   Exemplaren, 
beim    Präfekten    der    Provinz    eingereicht    und 
derselben  eine  Erklärung  beigefügt  werden,    in 
welcher  u    a.   das  Autorrecht  ausdrücklich  vor- 
zubehalten ist;    wenn   die  Einreichung  und  die 
Erklärung  nicht  wenigstens  innerhalb  10  Jahren 
nach  der  Veröffentlichung  erfolgen    erlischt  das 
Recht  definitiv.   -   Widerrechtliche  Veröffent- 
lichung   und    Nachdruck    sowie    unberechtigte 
Aufführung    «'erden    bestraft     und     begründen 
Schadenersatzpflicht:   Nachdruckexemplare   und 
Vorrichtungen  werden  entweder  vernichtet  odei 
dem    Verletzten     auf    Rechnung    seiner     Ent- 
schädig ausgefolgt  oder  bis  nach 
Ablauf    des  Schutzes    verwahrt.     Die   Strafver- 
folgung tritt  von  Amts  wegen  ein 

e)  Oesterreich.  Nach  dem  G  v.  26.  De- 
zember 1895  sind  abgesehen  von  den  W  erkeu 
der   bildenden    Künste    und   der  Photographie- 
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geschützt  die  Werke  der  Litteratur,  insbesondere 
alle  Schriftwerke,  Bühnenwerke,  litterarischen 
Zwficl  dienende  Zeichnungen,  Abbildungen, 
Pläne  Karten,  plastische  Darstellungen  dieser 
Art,  Vorträge  zum  Zwecke  der  Erbauung,  Be- 
lehrung  oder  Unterhaltung,  dann  die  Werke  der 
Tonkunst.  In  subjektiver  Hinsieht  ist  für  die 
l  der  Schutz  an  die  Voraussetzung  ge- 
knüpft, dass  der  Urheber  österreichischer  Staats- 
bürger ist.  Es  gemessen  alier  auch  die  Werke 
von  Ausländern  den  Schutz,  wenn  sie  im  In- 
lande  erschienen  sind:  ausserdem,  wenn  sie 
im  Deutschen  Reiche  erschienen  sind  oder  der 
Urheber  des  noch  nicht  erschienenen  Werkes 
deutscher  Staatsangehöriger  ist.  sofern  im  Deut- 
schen Reich  die  Gegenseitigkeit  verbürgt  ist. 
Gewisse  Schriftwerke,  wie  z.  B.  öffentliche 
Aktenstücke.  Erzeugnisse  der  Presse,  welche 
lediglich  den  Bedürfnissen  des  häuslichen  Lebens 
zu  dienen  bestimmt  sind,  sind  vom  gesetzliehen 
Schutze  ausgeschlossen.  Das  Urheberrecht  uni- 
fasst :  bei  Werken  der  Litteratur  das  ausschliess- 
liche Recht,  das  Werk  zu  veröffentlichen,  zu 
vervielfältigen,  zu  vertreiben,  zu  übersetzen, 
übi  rdies,  wenn  es  ein  Bühnenwerk,  es  öffent- 
lich aufzuführen,  bei  noch  nicht  herausgegebenen 
Vorträgen  auch  das  ausschliessliche  Recht  der 
öffentlichen  Abhaltung:  bei  Tonwerken  das 
ausschliessliche  Hecht,  das  Werk  zu  veröffent- 
lichen, zu  vervielfältigen,  zu  vertreiben  und 
öffentlich  aufzuführen.  Ist  das  Tonwerk  kein 
Bühnenwerk,  so  muss  sich  der  Urheber  bei  der 
Herausgabe  das  Aufführungsrecht  ausdrücklich 
vorbehalten.  T>ie  Dauer  des  Urheberrechts  be- 
trägt in  der  Regel  30  Jahre  nach  dem  Tode 
des  Urhebers,  bei  anonym  oder  Pseudonym  er- 
schienenen sowie  bei  von  Körperschaften  heraus- 
i  gebenen  Werken  30  Jahre  nach  dem  Er- 
scheinen. Das  Uebersetzungsrecht,  welches  sich 
der  Urheber  in  der  Regel  bei  Herausgabe  des 
Werkes  vorbehalten  muss,  endigt,  wenn  nicht 
innerhalb  3  Jahren  die  vorhehaltene  Ueber- 
setzung  herausgegeben  wird,  mit  Ahlauf  dieser 
Frist,  ausserdem  5  Jahre  nach  der  Herausgabe 
der  vorbehaltenen  Uebersetzung.  Eingriffe  in 
das  Urheberrecht  ziehen  Strafe  (Geldstrafe  von 
100  fl.  bis2000fl.  ..der  Arrest  bis  zu  6  Monaten) 
und  Entschädigungspflicht  nach  sich.  Der  Ent- 
schädigungsanspruch kann  im  Strafverfahren 
oder  auch  unabhängig  hiervon  auf  dem  Civil- 
rechtswege  geltend  gemacht  werden.  Die  Straf- 
verfolgung tritt  nur  auf  Antrag  ein.  Neben 
der  >trafe  ist  auf  Verlangen  des  Verletzten 
auf  Verfall  der  Vervielfältigungen,  Zerlegung 
des  Drucksatzes,  Unbrauchbarmachung  der 
Nachdrucksvorricntungen  und  Verfall  der  zu 
eine]-  unbefugten  Aufführung  benutzten  Ma- 
nuskripte. Textbücher,  Partituren  und  Rollen 
ZU  erkennen. 

fl  Schweiz.  Das  G.  v.  23.  April  1883 
gewährt  den  Urheberschutz  für  Werke  der 
Litteratur  (und  Kunst  .  wissenschaftliche,  tech- 
nische und  ähnliche  Abbildungen  auf  die  Dauer 
von  30  Jahren  vom  Tode  des  Urhebers  an 
Im  zw.  wenn    das    Werk    ein    nachgelassenes 

oder  vciu  einer  juristischen  Person  etc.  publi- 
ziertes ist  —  30  Jahre  seit  der  Veröffentlichung. 
Will  sich  der  Urheber  das  ausschliessliche 
etzungsrecht  wahren,  so  muss  er  davon 
binnen  :>  Janren  nach  Erscheinen  des  Werkes 
ni    der  l  rsprache    Gehrauch   machen.    Naebge- 1 


lassene  sowie  von  juristischen  Personen  etc. 
veröffentlichte  Werke  müssen  längstens  inner- 
halb 3  Monaten  in  ein  öffentliches  Register  ein- 
geschrieben werden.  Nachdruck  und  unerlaubte 
Aufführung  (wenn  diese  zur  Erzielung  eines 
Gewinnes  erfolgt)  haben  für  den  vorsätzlich 
oder  grob  fahrlässig  Handelnden  Geldbusse, 
eventuell  Gefängnisstrafe  und  Entschädigungs- 
pflicht zur  Folge.  Der  Richter  kann  mich 
freiem  Ermessen  Konfiskation  der  Nachdrucks- 
exemplare, der  Vorrichtungen  und  der  Ein- 
nahmen aus  einer  unerlaubten  Aufführung  aus- 
sprechen. Die  Strafverfolgung  findet  nur  auf 
Antrag  des  Beschädigten  statt.  Nach  Umfluss 
eines  Jahres,  seitdem  der  Beschädigte  von  der 
Rechtsverletzung  und  von  der  Person  des 
Schuldigen  Kenntnis  erlangt  hat,  jedenfalls 
aber  nach  Ablauf  von  5  Jahren  seit  dem  Tage 
der  Veröffentlichung,  Aufführung  oder  des  Ver- 
kaufs des  nachgemachten  Werkes  ist  sowohl 
die  civil-  als  strafrechtliche  Klage  ausge- 
schlossen. 

Litteratur:  Allfeld,  Die  Reichsgesetze  betr.  das 
litterarische  und  artist.  Urheberrecht,  189S.  — 
Anders,  Beiträge  zur  Lehre  vom  litterarischen 
mnl  artistischen  Urheberrecht.  —  van  l'alker. 
Die  Delikte  gegen  das  Urheberrecht,  IS94.  — 
Ch.  Constant,  Code  general  des  droits  il'ou- 
teur  etc.,  1SSS.  — Dambaeh,  Die  Gesetzgebung 
des  nordd.  Bundes  betr.  das  Urheberrecht  etc., 
1871.  —  Derselbe,  Gutachten  des  preuss.  Sach- 
verständigenvereins  über  Hochdruck  etc.,  1874  "■ 
1891.  —  Daude,  Lehrbuch  des  deutschen  litt, 
etc.  Urheberrechts,  1888.  —  Endemann,  Kom- 
mentar zum  Gesetz  betr.  dos   Urheberrecht,  1871, 

—  Esperson,  De  diritti  di  autore  sid/e  opere 
deW  ingegno  ne'  rapporti  internazionali,  1899.  — 
Freydorf,    Autorrecht  und  Rechtssystem,  IS94. 

—  Gareis  in  Bnschs  Archiv  f.  Handelsrecht, 
Bd.  85,  S.  185.  —  Gierke  in  Goldschmidts 
Zeitschrift,  Bd.  29  S.  266.  —  Verselbe.  Deut- 
sches Privatrccht  S.  748 ff.  --  Göpel,  Ueber 
Begriff  und  Wesen  des  Urheberrechts,  1881.  — 
Heydemann-J)ambach,  Die  preuss.  Nach- 
drucksgesetzgebung,  I864.  —  Kärger,  Die  Theo- 
rieen  idter  die  Jurist.  Natur  des  Urheberrechts, 
188S.  —  Klöppel  in  Gruchots  Beiträgen,  Bd. 
84  S.  7 ff.,  85  S.  76ff.  —  Klostermann.  Das 
geistige  Eigentum,  1871.  —  Derselbe,  Das  Ur- 
heberrecht an  Schriftwerken  etc.,  1876.  —  Der- 
selbe in  Endeinanns  Handb,  des  Handelsrechts, 
II,  S.  249.    —   Kohler,    Das  Autorrecht,  1S80. 

—  Derselbe,  Das  litterarische  und  artistische 
Kunstwerk,  1S92.  —  Derselbe,  Die  Idee  des 
geistigen  Eigentums,  Arch.  f.  eir.  l'r.,  Bd.  81  s'. 
141  ff-  —  Mandry,  Das  Urheberrecht  an  litte- 
1 'irischen  Erzeugnissen  etc.,  Kommentar  zu  dem 
bayer.  G.  v.  28.  VI.  1865,  1867.  —  Derselbe, 
('irilrerhiliclier  Inhalt  der  Reichsgesetze,  8.  Aufl. 
S.  .',98.  —  Mitteis,  Zur  Kenntnis  des  lit. -ortist. 
U.R.  nach  dem  österr.  Ges.,  1898.  —  Orelli, 
/tos  schweizerische  Bundesgesetz  betr.  das  Ur- 
heberrecht etc.,  I884.  —  Osterrieth,  Altesund 
Neues  z.  Lehre  v.  U.R.,  1892.  —  Derselbe, 
Arch.  f.  äff.  R.,  Bd.  8  S.  285 ff.  —  E.  Pouillet. 
Traue  theor.  et  pral.  de  la  propriete  Ultreon. 
etc.,  1879.  —  Enrico  llosmini,  Legislazionc  etc. 
sui  diritti  d'autore,  1890.  --  Scheele,  hos 
deutsche  Urheberrecht  etc.,  1892.  —  Scliuster, 
Das   Urheberrecht  der   Tonkunst,  1891.  —  Der- 
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i  i.  zur  Erzielung  einer  grossen  Ausfuhr  mit  be- 
stimmt formulierten  Zollrednktionsvorschl^en 
hervor,    wäl  i  indererseits    höbe  Scnutz- 

zölle  gegi  11  die  ausländische  Konkurrenz  be- 
fürwortet. Eine  durchgreifende  Neugestaltung 
der    damaligen    spanis  tzgebung 

hätte    ihre  Vorteile  im   grösseren    Masse   nicM 
restammten   Bi  Spaniens,    son- 

dern denAusländern  in  den  Handelsstädten  und 
Seeplätzen  zu  gute  kommen  lassen,  welchemcht 
allein  den  Ein-  und  Ausfuhrhandel  des  M 
landesund  der  Kol  herrschten,  die 

Eigentümer  der   Seeschiffi  '    zum 

Warentransport  verwandl  wurden  Die  von 
üztariz  auf  drei  Milliarden  und  132  MiUionen 
berechnete  Edelmetalleiufuht  aus  dem 
spanischen  Amerika  nach  dem  spanischen  Kon- 
tinent in  den  Jahren  1492  bis  1T-4  ist  nach 
neueren  Forschungen  von  Alexandi  <  Uuni- 
boldt  etc.  um  min  i  -  '  ,nnl" 

schlagt-  die  Frage,   wo  dieser   Millia 

.„  n   beantwortet   üztariz   weniger   | 
,a,    welch   letzterer   sich   schon    zu   An- 
fang  seiner   Schrift    darüber    schlüssig 
das!    die    importierten    Edelmetalle,    nachdem 
Spaniens    Industrie    für    den    Export   leist 
fähig  geworden,  zur  Deckung  des  Imports 
wendiger   Gebrauchsartikel    ihren  Weg  wieder 
in  das   ausländ  genommen  haben.    I  ztanz  ver- 
tritt die    Ansicht,   dass   Spaniens   Bevolfc  i      - 
zur  Gründung  eines  Industriestaates  stets 
nüo-t  habe  und  dass    der  wirksamste  Hebet  zur 
Votksvermehrung   in   dem    blühenden    Zustand 
Während  ülloa  sich   in  seiner  Schrift  nur    des  Handel  und  der  G  ■** 

init  Spanien  beschäftigt;  giebt  l  ztanz  dadurch    deren  Wo,  ten  da  sAm ~en  ™  d         In    der 
— -    Kapiteln    s,,n,-    Buches     einen    tute,-    «jj^to   Sf^Sän«  bekämpf 
nationalen  Anstrich,  dass  er  Spanien  im  itenexe    au  wai  ie i  nicht  immer  fort 

der  handelspolitischen  Udedrantoi  anderer  ^*  '^i;"»  Folge,  sondern 
europäischer  Staaten  erscheinen -l^1™^  S*  ^glich  Platz  für  neue  Erwerbsthätige, 
dere    Frankreichs   unter   Colbert    ^^udwig   >, haffieUfl  =  er  sd       wemj  Runter 

XIV..  Englands  unter  &^™J»"™  d™  Einwanderern  fremde  intelligente  Arbeiter 
dessen  Besitzungen  in  Westmdien.  Solche  nan-    d  n  ^mwam  eiei  deripanischen  Be- 

ÄÄÄ^Ä^e|e|   *££££-  1710  ^B 

^SrbeSHow^ÄeS-aÄal  STOffiÄ   spanischen 
&XSSu^  zwischen  den  Ansichten  und    zu  entnehmen.,   so   gelan 


üztariz,  Geronimo  de, 

L689  im  damaligen  spanischen  König- 
'  '  der  jetzigen  spanischen  Provinz Navarra; 
KderiaSr  unbekannt.  Kr  bekleidete  mehrere 
höhere  Aemter  unter  der  Regierung  Konig 
Philipps  V.  von  Spanien,  darunter  das  eines 
Rates  der  königl.  spanischen  Handelsjunta. 

Üztariz  veröffentlichte  folgende  staatswissen- 
tliche Schrift  in  Buchform:  Theorica  y 
hractica  de  comercio  v  de  marina,  en  diterentes 
Siscursos,  y  calificados  exemplares,  que,  con 
espeeificas  providemias.  se  pr,«:uran  adaptar  a 
onarchia  espanola  et  Madrid  1724;  das- 
selbe 2.  Aufl.,  1742;  dasselbe.  3.  Aufl..  17o7, 
dasselbe  in  französischer  üebersetzung  von 
Fortonnais.  Paris  1753;  dasselbe,  in  englischer 
öebersetzung  von  J.  Kippax,  2  Bde..  London 
1751 


Vorschlägen  von  Üztariz  und  Dlloa;  nur  ist 
ersterei  vielseitiger,  dafür  aber  auch  in  seiner 
Darstellung  gedrängter,  während  ülloas  Aus- 
führlichkeit den  Vorzug  hat,  zur  Ergänzung 
dessen  was  Üztariz  nur  flüchtig  berührt  hat. 
herangezogen  werden  zu  können.  Lztanz  pa- 
triotisches Eintreten  für  eine  industrielle  Wie- 
dergeburt Spaniens  betont,  dass  der  physischen 


-  '-  ;l"<;h  Kztariz.  auf 
auf  Grund  seiner  amtlichen  A  ollmachten  test- 
enstellen, dass  das  Misstrauen  der  spanischen 
Bevölkerung  gegen  die  Zählungszwecke  in 
zahlreichen  Fällen  zu  niedrigeren  Angaben,  als 
die  (tatsächliche  Seelenanzahl  betrug,  geführt 
hatten,  eine  Wahrnehmung,  die  auch  Townsend 
auf  seinen  Reisen  in  Spanien  m  den  Janren 
L786/87  machte,   und   eine  Thatsache,  mit   der 


liehe    Ausbildung   der  Arbeitieiter   in   der   Me-  Üztariz-    B 1  a  u u. u i .  Histoire 

würde  und  sodann  weil  die  Wembereitung  des  -  V Tu  ir    ng    a i Ji  ™     J  History   of 

Sprits  bedürfe;  dagegen  verteidig     er  das  Ta-  ™n,  J«»™      London   1888      S.    7^ 

baksmonopol    sowohl   im    tiskahschen   Interesse  g™    «"S^gi     Bd.   III.  6.  And.  Stuttgart 

als    aus   hmisfeindlichen    Beweggründen      A  fg^Ä   lS^veall  dictionnaire  d'economie 
Verteidiger   des  merkaiitihstischen  Ideahs ein«  -  s  i  n35 

günstigen  Handelsbilanz  empneb.lt  er  die  Forde-  polit..  Bd.  n.  ran  uppert. 

lang  des  Esports  der  Landesfabnkate  und  tritt 


V. 


Yaleriaui,  Liii^i  Molinari, 

geb.  17öS  zu  Imola  (italienische  Provinz  Bologna  l, 
gest.  1828  als  Professor  der  Rechtswissenschaft 
and  Volkswirtschaft  zu  Bologna. 

Valeriani  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  in  Bnchfonn:  Del  prezzo 
etc.,    Bologna    1806.   —   Discorsi,  ebd.  1807.  — 

ette  concernenti  quella  parte  de!  gius  delle 
genti  e  pubblico,   che  dicesi  pubblica  economia, 

-  Bde.,  ebd.  L815/24.  --  Ricerche  critiche  ed 
economiche  sull'  a  gostaro  di  Frederigo  II,  sul 
ducato  detto  del  Senate,  sul  fiorin  d'oro  di  Fi- 
renze  e  sulle  monete  di  conto  in  genere,  ebd. 
1819  -  Contro  la  sentenza,  di  Ad.  Smith,  che 
1  unita  monetaria,  moneta  di  conto,  traggesi 
nella   colta  Europa   'lall'  argento  piuttosto  per 

olarii  onsuetudini  etc  .  2  Teile,  ebd.  1820^2. 

—  I'.-'  cambj  e  piü  particolarm.  del  cambio  tra- 
jettizio  mercantüe,  ebd.  1823. 

Valeriani  behandelt  in  seinen  Schriften  die 
l'i'i-  \mjii  Wert  und  vom  Preise,  vom  Geld 
und  vom  Wechsel  und  die  engen  Beziehungen 
/»  isi  In  ii  Volkswirtschaft  und  öffentlichem  Hecht. 
Er  klassifiziert  die  Güter,  behufs  ihrer  Wert- 
schätzung, nach  solchen,  die  einem  Bedürfnisse 
■  leisten  pregio)  und  nach  ihrem  durch 
Angebot  und  Nachfrage  bestimmten  Wertmasse 
im  Verkehr  pregio  speeifico).  Her  in  Geld 
berechnete  pregio  speeifico  ergiebt  nach  ihm 
den    prezzo    oder    „p"    in    seiner    Preisformel 

p=    .  nach  welcher  die  durch  das  Angebot  „o1* 

dividierte  Nachfrage  „i"  einen  Quotient  ergiebt, 
der  den  zu  ermittelnden  Preis  ausdrückt. 

Vgl.  über  Valeriani:  Pecchio,  Histoire 
de  I  eronomie  polit.  en  Italie,  trad  par  Gallois, 
Paris  1830  -  Cavazzoni-Pederzini,  In- 
torno  la  \  ita,  le  opere  e  le  dottrine  de  L.  M. 
\'ali.ri;uii.   Mmlcua  1859. 

Lippert. 


Viiiiitan,  Svitasticn  le  Prestre  de, 

geh  nn  14.  V.  1  BH.-l  in  der  Landgemeinde 
Saint-Leger  de  Fougeret  bei  Avalion  im  jetzigen 
1  tement  Sonne,  gest.  am  30.  III.  1707,  als 
1  lied     der     Parisi  i      Akademie     der 


Wissenschaften  (seit  1699),  trat  1653  als  Günsfci 
ling  des  Kardinals  Mazarin  in  französische 
Dienste,  erhielt  als  Ingenieuroffizier  am  3.  \'. 
1655  das  Patent  eines  königlichen  Ingenieurs 
legte  den  berühmten  Hafen  von  Dünkirchen  an. 
entwarf  1667  die  Pläne  zu  den  neuen  Befes- 
tigungswerken von  Lille,  ward  1669  zum  Gene- 
ralinspektor sämtlicher  französischer  Festungen 
ernannt  und  leitete  1678  den  Bau  der  Strass- 
burger  Citadelle.  1679  erfand  Vauban  den 
Rikoschettschuss,  am  2.  I.  1703  empfing  er  zu 
Lille  von  Ludwig  XIV.  den  Marschallstäb  und 
1705  verteidigte  er  siegreich  die  an  der  Nord- 
grenze von  Marlborough  bedrohten  französischen 
Festungen. 

Vauban  veröffentlichte  folgende  staats- 
wissenschaftliche Schrift  in  Buchform:  Pro- 
jet d'une  dixme  royale,  qui  supprimant  la  taille. 
les  a.vdes,  les  douanes  d'une  province  a  l'autre. 
les  deeimes  du  clerge,  les  affaires  extraordi- 
naires  et  tons  autres  impöts  onereux  et  non 
volontaires,  produiroit  au  Boy  un  revenu  cer- 
tain  et  süffisant,  etc..  Ronen  1707:  dasselbe,  1 
Neudruck,  o.  0.  1707;  dasselbe,  2.  Neudruck,  o. 
0.  1708;  dasselbe,  3.  Neudruck,  Brüssel  1708; 
dasselbe,  neue  Ausgabe  u.  d.  T. :  Projet  d'  une 
dime  royale.  Avec  une  notice  biographique, 
des  commeutaires  et  des  notes  explicatives,  par 
E.  Daire  (in  Bd.  I  der  Collection  des  princi- 
paux  economistes:  Economistes  financiers  du 
XVIIIe  siecle),  Paris  1843:  dasselbe,  ueue  Aus- 
gabe u.  d.  T.:  Dime  royale,  ebd.  187:.'  (in 
32°)  (bildet  Bändchen  154  der  „Bibliotheque 
nationale"l:  dasselbe,  neue  Ausgabe,  herausge- 
geben mit  XXXVI  S.  Einleitung  und  Noten 
von  G.  Michel,  ebd.  1888:  dasselbe,  in  eng- 
lischer Uebersetzung  u.  d.  T.:  A  projeet  for^a 
loyal  tythe,  or,  general  tax,  w'bich,  by 
suppressing  all  the  ancient  funds  etc.  will  fnr- 
nish  the  government  a  fixt  and  certain  revenue, 
London  1708.  (Das  1699  im  Manuskript  vollen-: 
dete  Werk  „Projet  d'une  dime  royale''  verliess 
Anfang  Februar  1707  die  Presse  einer  Geheim- 
druckerei zu  Roueu  als  Censurtlüchtling,  da 
das  Verbot  der  Veröffentlichung  staatspolitischer 
Schriften  unter  der  Regierung  Ludwigs  XIV.. 
auf  keine  andere  H  eise  umgangen  werden  konnte. 
I  'as  Steuerreformproiekt,  das  der  Verfasser  darin 
dem  König  und  den  Staatsmännern  Frank- 
reichs vorlegte,  kleidete  sich  in  die  demokra- 
tische,    mit    edelstem   Freimute    geschriebene 


Vauban 


: 


tenkscteift   eines  wahren  Patnoten,  de»  dann 
,    «    die  Zunahme  des   Pauperismus  und   dij 
Perringeniug  des  Wohlstandes  und  der  Staats- 
Sen   infolge    der    bestehenden    Steueruber- 
r  der  Censiten    sowie  die  Notwendigkeit 
.„Thebung  des  Instituts  der  Steuerpachter 
£d  Generalpächter,  dieser  Vampyre  im  Verwal- 
tungsorganismus,     darlegte.      Ein    wiiUKtiei 
Ssvater    hätte    die    Schrift    Vaubans    zu. 
',    Im    -  im  -  Svstemwechsels  seiner  Regierung 
gemacR  der  nur  in  Selbstvergötterung 
-,n-,  niedrigdenkende  und  volksfeindliche  Lu - 
w  .•   XIV     bestärkt  in  seiner  ablehnenden  Hal- 
Sufg*  durch    die    Kamarilla    und    die   in    ihrer 
ax    sich    bedroht    sehenden    Spitzen    de, 
französischen  Finanzverwaltungskörpers,  veran- 
Esste  dagegen,  dass  der  Oonseil  pnve  m  seiner 
4z«n.'   vom  14.  II.  1707   die  die  Konfiskation 
und  Vernichtung  aller  beschlagnahmten  Exem- 
von    Vaubans   unsterblichem  Werke  aus- 

*raYauban  hinterliess  an  Manuskripten 
^^wissenschaftlichen  Inhalts,  von  denen  bis 
Un   nur   die   mit   einem  Kreuz  versehenen   m 

Sammelwerke  „Oisivetes  de  M.  de  Vauhan 
4    Bde     Paris   1S43  46.  veröffentlicht  saä 
Kn<le-  ■>■'  sozialpolitischen  und  staatswirtschattr 
"        ,     Inhalts,    darunter:   »Memoire   pourie 
:  des    Huguenots    (geschrieben   Dezembei 

-  '  -   Lettre   de   Vaubau   ä   Racine   sur   la 

schrieben    17.    IX.    1696)     -    J    - 
,U   que   leveritable   interet  des  rois  . st 

1,  , ion  d'un  grand  nombre  de  sujets,  £i 

W  entstanden  1698/1700).  -  Questron:  si  les 
rois  de  France  sont  maitres  absoros  des  vies  et 
;■,.  biens  de  leur  suiets,  20  SS.  r*Importance 
äont  Paris  est  a  la  France.  -  'Moyens  de  re- 
tablir  nos  eolonies  d'Amerique  avec  la  suppu- 
tttion  de  la  progression  des  peuples  en  Amen- 

;,  i    SS      abgeschlossen   28.   V.   16! 
»Etat  raisonne  des  proi  isions  les  plus  necessarres, 
1  il  s'agit  de  donner  commencement  a  des 
Les  einigeres       -   Reflexions  sur  le  eom- 
de  France  et  les  moyens  de  1  augmenter 
_  *Xavigations  des  rivieres.  -  *Le  nulle 
Lau-uedM.  -  Memoire   sur  la  dürfe te >  bles 
100  SS   —  *Traite  de  la  enlture  des  forete,    K> 
gs      b     schlössen  zu  Fontainebleau  14.  X.  l."i  ■ 
_'  *]  ä  eochonnerie.   ou   calcul   estimatif  ponr 
connaitre    jusqtfoä    pent    la    production d  une 
truie  pendant  dix  annees  de  temps.  -  M  motu 
sur  les  desordjes   du  Jen    entstanden  lb9b 
Ferner    16    finanzpolitischen    und    finanzstatis- 
tisehen  Inhalts,  darunter:  »Memoire  des  depenses 
de    la   gnerre   sur    lesquelles  le   Roi   pourrait 
epargner.     Remis  an  Roi  en  deeembre  165M.  — 
Economies  royales.  ou  le  moyen  de  reduire  les 
revenus  du  Roi  sur  im  pied  fixe.  -  Memoire 
eontenant  un  moyen  de  faire  emprunter  an  Roi 
des   fonds   sans  iju'ils  soient   onereux.  —  Ue  la 
dSme    237  SS.    nicht   identisch   mit  der  ..dime 
^ale..,  _  Eevenus  du  Roi.    Etats. et  produits 
dei  entrees  dans  Paris.  -  Etat  detaüle  detous 
le,    bois    du  Roi.     Yente   des  bois   du Jta   en 
1672  —  Ferner  8  statistischen  bezw.  statis    • 
demögraphischen    Inhalts,    darunter:    Memoire 
sur  le  rapport  et  la  culture  de  la.  Flamin 
talsle.  -  Memoire  sur  Fetat   des  abbayes  de 
Flandre.  -  Memoire  statistrque  surla  Pieardie. 

-  Note   sur   les   re  «nsements   des  peuples,    1U 
vv  "  _    (Die    von     vorstehend     verzeichneten 


Manuskripten  noch   nicht  publizierten   b.-nmW 
sieh    auf  Scbloss    du    ttesml    im    Besitz! 

.mmen    Vaubans      i 
nehmigung  zu  deren  Veröffentlichung  nicht 

Das  Steuerproiekt  des   königlichen  Zehnte 
dune  roj  i  was  behandelt  h  *ze 

zu  dem  physiokratischen  impöt  um 
danken  der  Einführung  einer  einheitlichen,  aber 
nicht  einzigen  Einkommensteuer.     I  soll 

in  Höhe  von  höchstens   l'i  und  mindestens  •>   „ 
vom  Grund  und  Boden,  ferner  vom  Einkomn 
allerlei  \n  erh  rden,  und  ausser  der  dii 

soll   die  Salzsteuer,  vorteilt    im 
Zehutratenbetrages  der  einzelnen  (  ensiten,  zur 
Erhebung   gelangen.      Die    Ausschreibung 
Zehnts  hat  der  Fiskus  vorzunehmen,  und  zwar 
sollen  für  Erhöhung  oder  Erniedrigu 
weiligen  Prozentsätze  die  Geldbedüi 
Staates  massgebend  sein.    Die  Verzollung 
Güter  bleibt  vomZehnt  unberührt,  und  ebenso- 
wenig  ist    eine   Umänderung  der  Luxuss 
,',  ,'..\.  hon.    welche    Vauban,    weil    jeder,    der 
IZSe    Genüsse    meidet,    sich    ihr    entziehen 
kW    als  eine  freiwillige  betrachtet.    Um  die 
GeweVbtreibenden   und  Handelsleute  vor  über- 
triebener   Veranlagung   ihre-    Reingewinns    zu 
,rzen.   schlägt  Vauban  die  pmungsverbande 
3achverständige  Taxatoren  der  EirJvOinmens, 
Verhältnisse    dieser    Erwerbsklassen    vor;    die 
Weinen    Handwerker    und    Arbeiter    sollen    bei 
Einziehum-   der  Zehnten  nicht  den  vollen  aus- 
geschrieb,  neu  Prozentsatz  zu  zahlen  hd^«- 
lern    eine    Ermässigung   um   l-/3%   gem. 
Auch  die  Grunde  te^" 

eutwurfe   geschont   werden  und  der  Zehnt     im 
den    l'achtzius.   den   ihre  Ländereien   abwerten 
"reffen     der    Kapitalgewinn     aber    unbesteuert 
\uch    als  Statistiker  und  Soziolog  ist 
nicht   ohne  Bedeutung.     Seine   „dime 
ist   die    erste    Schritt    in    französischer 
,   welche   die  Gesetze    der   Statistik   aut 
rieu  der  Verwaltung  und  der  Staatstrmrnzen 
anwendet.     Die   soziale   Elends>tat.-tik     w ,  k he 
er  scinem  Steuerprojekte  unterlegt,  stutzt  sicn 
"u      mtUreichl    Beobachtungen    und    In  et- 
htmoen.     Leu    Schlüssel    zu    seinem   Unter- 
h  nösverfahren    liefert  er   in   den  Abschnitt 
Proiete  de  denombrements,  et  del'ufalite  quon 
en  Stirer"  seines  Buches.     Danach  verteüen 
1    ,li,   wohlhabenden   und  bemittelten   Leute 
auf   1    Zehntel   der   Bevölkerung     drei    weitere 
Zehntel   stecken   in  Schulden    und  %*&**** 
erhalten   überhaupt   nicht   mehr  geborgt,   leben 
von  der  Hand  in  den  Mund  und   sind  unfähig, 
dem  letzte"    aus   Bettlern   und  Landstreichern 
b  stellenden   Zehntel  ein   Almosen   ^  spende^ 
Vauban    verdammte    trotz    seines    katholischen 
Glaubens  den   gegen  die   Andersgläubigen  be- 
^eh^nden  \  gseifer,    and  kurz  vor  Auf- 

hebun,  des  Edikts  von  Xante-  zog  er  sich  durch 

und  zwar  noch    vor  Aufhebung  des  Edikts 
NanteTverHessen,  schätztVauban  in  der  ..dime 
rirVate"    aut   so   bis   :  ^^  '^-c? 

senenverhist   in  ';"   '^   170°   m 


bleiben. 
Vauban 
royale" 

Sprache. 
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Vauban — Verbrauchssteuern 


Wirklichkeit  vier  Millionen  beträgt   Annähernd 
richtig  ist   dagegen   seine  Veranschlagung  der 
Nationalwohlstandes  durch  diese 
ation  auf  mehr  als  30  Millionen  Livres. 
Der   dem    Nationalwohlstande   durch   die    Emi- 
gration  wegen  Glaubensverfolgung  erwachsene 
Verlust  tritt  übrigens  ganz  in  den  Hintergrund 
ungeheueren    Summen,    welche    die 
Eroberungskriege  und   die  Maitressenwirtschaft 
Ludwigs    XIV.    verschlangen,    die    Vuitry    in 
„desordre  des    finances   ä  la   fin  du  regni    de 
Louis  XIV--.  Paris  1885,   auf  über  3  Milliarden 
Livres  veranschlagt    Wie  bei  den  merkantilis- 
n   Theoretikern   fast  ohne  Ausnahme  die 
möglichste    Vermehrung    der    Volksmenge    als 
ökonomisches   Grundprincip   gut,   vertritt   auch 
Vauban   den   Satz,   dass  die  Machtstellung  d<  r 
Könige  sich  nach   .1er  Zahl  ihrer  ünterthanen 
und   daher   kein    Kind  geboren   werden 
küune.  ohne  dass  der  König  einen  Vorteil  davon 
halie. 


Vgl.   über  Vauban:   Mercure  de  France, 
Paris,  Februar  1685,  Juli  1705,  April  1707    Mai 
1717,  April  1731,  Mai  1753,  Juli  1760  —Testa- 
ment politique  de  M.  de  Vauban,  2  Bde..  Brüssel 
1712     Apokryph   und  lediglich    Geistesprodukt 
von    Bois-Guilbert,    ausserdem    identisch    mit 
dessen  bereits  1695  publizierter  Schrift:  „Detail 
de  la  1  rance  sous   le  ri  gne  de  Louis  Xl\ 
Li    Michaud  d'Arcon,  Considerations  sur  l'inrlu- 
dn   genie  de  Vauban  dans  la  balance  des 
-  de  lEtat.  Paris  1780.  —  Dembarrere 
Eloge    historique  dn  marechal  de  Vauban    s    l! 
Irans     1784         i  arnot,   Eloge  du  mar-  bal 
anban,  Drjon  1784.     Von  der  Akademie  zu 
Dijon  gekrönte  Preisschrift.)  —  Choderlos  de 
Laclos,    Lettre    a    MM.   de   l'Aeademie   franc 
Mir    leloge    propose    de    Vauban,    Paris    1785 
(Missgluckter  Versuch,   die  grossen   Verdienste 
yaubäns  zu  verkleinern  )         rar  not.   Lettre 
2*   »  ■''   Lai  los  concernant  l'elos-e  de 

M  de  \  anban.  ebd.  1785.  —  de  Cure]  Me- 
moire pour  servire  a  l'eloge  de  M.  de  Vauban, 
B-  '•  :  ;'  !<^,;-  -  de  \  ergnes,  Eloge  du 
man  aban,  ebd.  1789.  —  deSauviai 

Eloge  dn  marechal  de  Vaul.au.  s.l.  (ebd)  1790 
—  »  "•  ■]•  1-1"--  du  marechal  de  Vauban,  ebd. 
1*90  Preisgekrönt  von  der  Academie  franc  i 
A  il.rt  Histoire  du  corps  imperial  du  <jeuie, 
2  Bde  ebd.  1805.  -  Amanton,  Vauban 
Dijon  1829.  Nur  in  SO  Exemplaren  publiziert. 
■  '•  i,r-  Abrege  di      i  du  marechal 

de  Vauban  fait  par  lui  en  1703,  Paris  1839  — 
'!'    |  bambray    Marquis),    Vie  de  Vauban,  in 
melanges", ebd.  1840.  -deChambray   Miss 

ätonque    sur   Vauban.   in     Plutaraue 
"■'"!'■'  1840.  -    Bich'ardot,   Vaußan 

"M'li'i""  en  ce   qui  concerne  les  moyens  de  d.- 
*    l'1"--  "'"1-   1841.        Histoire  de  Vau- 
ban,  par  lauteur  de   l'histoiri    de         is  XIV 
/:,.•->■  ';<>,• ';i    1844         i  .  ,..  ^moires 
mihtaires  de  Vauban  etc.,  Paris  1847       Dela 
Barre-Duparcq,      Utilite     d'une      edition 
complete  des  oeuvres  de  Vauban,  ebd    1848 
Baude,  Äotice  sur  les  travaux  economiques  d< 
o.  in  „Memoires  de  l'Aeademie  des  sciences 
inoral,  et  poht    3.  trimestre  de  1858,  Bd   \l  \ 
1806,8  2feft_  Rousset,  La   jeuntsse 
de  vauban  et  ses  premieres  epreuves,  in  „Revue 
äeDeux  Mondes«,  ebd.,  August  1864.       Cadet, 


eonomie  politique.  Les  precur- 
seurs:  Boisguilbert,  Vauban.  Qnesnai  Tur«-ot 
ebd.   1869.  Von  tenelle.  Eloge 'historique 

de  Vaul.an  1707  .  in  ..lli-ndre  de  l'A,  ademie 
des  si  i.  ii.v.-,".  ebd.  1870.  --  Renaud,  Les 
martyrs  de  l'economie  politique,  Vauban  • 
Iiir-ut.  ebd.  1870.  —  Jal,  Dietionnaire  eritique 
de  biographie  et  d'histoire,  2.  Aufl.,  ebd.  1872 
S.  122öff.  —  Michel,  Histoire  de  Vauban' 
ebd.  1879.  (Preisgekrönt  von  der  Academie 
franc.)  —  de  Rochas,  Notice  sur  quelques 
documents  inedits  relatifs  a  la  revocation  de 
ledit  de  Nantes  dans  les  Alpes,  in  „Annales  de 
1  Academie  delphiuale",  ebd.  1880.—   -Vm! 

i  marechal  de  Vaul.an.  ebd.  1882.  —  de 
Roi  bas,  Pensees  et  memoires  politiques  infi. 
dits  de  Vauban.  in  ..Journal  des  Economistes" 
IN.  Serie,  5.  Jahrg..  ebd.  1882.  S.  169ff.  !;' 
Meyer,  Prinzipien  der  gerechten  Besteuerung 
Berlin  1884,  S  912.  -  L.  Sav.  Les  solntioS 
demoeratiques  de  la  question  des  impöts  i 
ebd.  1886,  Bd.  I,  S.  92ff.  —  Poullin,  Vaul.an' 
lingenieur,  l'economiste,  Limoges  1891.  — 
Michel    en    collaboration    avec   Liesse    Vauban 

"liste.  Paris  1891.  —  Michel,  Vauban,  in 

„Nouveau  dietionnaire  d'economie  polit.".  publie 
par  L.  Say  et  J.  Chaüley,  Bd.  II.  ebd.  1892. 
S.  1163—65.  —  Schöne,  Histoire  de  la  popu- 
lation  frane.aise,  ebd.  1893.  S.  17677,  181,  204, 
26  >/66  -  Stourm,  Systemes  generale.«  d'impöt 
Paris  1893,  S.  1,  6,  48/49,  86/87,  161. 

Llppert, 


Verbrauchssteuern. 


1.  Begriff  und  Wesen  der  V.  2.  Einteilung 
und  Arten  der  V.  3.  Veranlagung  und  Er- 
hebung der  V. 


1.  Begriff  und  Wesen  der  V.     Untes 
Verbrauchssteuern,    oder   wie    man    m 
dings  .allgemein  zu  sagen  pflegt,  unter  Auf* 
wandsteuern  verstehen  wir   im  allgemi 
solche    Auflagen,    welche    die    Einzelwirt* 
Schäften     nach    der    Thatsache    und    dem 
Masse    des    Verbrauches    oder    Gebrauches 
(Aufwands)  von  Sachgütern  und  Leistungen 
zu  Beiträgen  für  die  kollektiven  Bedürfnisse 
heranzuziehen    suchen.     Hierzu   bietet  teils 
die  Höhe  des  Aufwands,  teils  die  Benutzung 
irgend    eines    Gegenstandes    die    Handhabe 
für    die    Steuerpflicht    und    ihr    Ausmass, 
Jede    Verbrauchs-    oder   Aufwandsteuer  ist 
eine    mittelbare    Steuer;    denn    die    in 
Thatsache     des      Verbrauches     besteuerten 
Güter   bilden    nur   die   formelle    Grundlage 
der    Bemessung.      Die    eigentlich-    Steuer- 
quelle   ist    das    einzelwirtschaftliche    Ein- 
kommen, aus  dem  die  Steuer  endgiltig  ent- 
rä  atel   wird.     Fnd  aus  den  zur  Bestreitung 
eines  Aufwands  verwendeten   Bestandte 
dieses  Einkommens  soll  auf  die    Leistungs- 
fähigkeit    des     Steuersubjektes     zurückge- 
-chlusspn    werden.      Daher    sind    die    Auf- 
wandsteuern   die  Besteuerungsform,  die  an 
die    Ausgabewirtschaft   des    Subjekts 
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»knüpft,  diese  als   äusseres  Merkmal 

,,.     Leistungsfähigkeit     annimmt.       Diese 

;,inn  ,,,,,,1,1  auf  der  Präsumtion   dass 

Aschen  den  Einnahmen  des    Steuerpflich- 

und    seinen    Anwendungen  für  be- 

lte  Zwecke  ein  schätzbares   Verhältnis 

esteht      l'v  Beurteilung  und  Berechtigung 

,11,,,.     \nlwan.Ui,  uern    wird    daher     durch 

den    umstand    bedingt,    ob   überhaupt  und 

inwieweit   diese    Voraussetzung   den    lluit 

.   ,  ,„    entspricht.      An    und    für  sich  ward 

SgewissJ  Verhältnismässigkeit   nicht   zu 

iteD     Sem'  TV     ,  ™!(t0l 

li,,.,  Methode,  das    Einkommen  mittel- 
:,„!  durch  den  toeg  über  den  Ver- 
b   zu  besteuern,   wird    daher  nicht  zu 
^werfen   sein.      Dadurch   besteht  der  Ge- 
,,..    „,   den    Ertrags-,  Einkommen-  und 
Vermögenssteuern  und  eine  gewisse   Aehn- 
üehkeit  mit  den  Verkehrssteuern.    Fraglich 
ist  nur.  ob  diese  Annahme  auch  überall  dei 
Wirklichkeit    entspricht,      In   vielen  Fallen 
wird    man    das    zugeben    dürfen    in   vielen 
aber    auch    bestreiten    können.      Dort    wird 
,1a.    Steuer] noblem    annähernd    gelost,    hier 
bleibt  ein  Widerspruch  zwischen  Bedürfnis- 
befriedigung und  Steuerform.     Diese  Wahr- 
nehmung   legt    den    Grundsatz    nahe,    eine 
Qtige  Auswahl  unter  den  zur  Aufwanü- 
besteuerung    geeigneten    Gegenständen    zu 
treffen  und  namentlich  die  unentbehrlichen 
Verbrauchsgegenstände     na.  41     Möglichkeit 
von    der    Steuer    freizulassen,   die   entl ehr- 
lichen stärker  zu  belasten.     So  sehr  diesem 
leitenden  Motiv  die  theoretische  Anerkennung 
zu  teil  wird,    so  wenig  lässt  er  sich  prak- 
tisch verwirklichen.    Denn  die   Hauptstütze 
,l,r    Verbrauchssteuern    ist    ihre   finanzielle 
Ergiebigkeit.     Diese  setzt  aber  voran,,  dass 
..•orade'^h-he   Artikel   besteuert  werden,  die 
i,„, instand    des    Massenverl ,raui -lies    sind ; 
denn  nur  so   lassen   sich   hohe  Erträge   er 
zielen.      Die    Berechtigung    der     Autwaml- 


enthalten,  ist  dem  subjektiven    Em- 
pfinden  des   Pflichtigen   ziemlich    entouckl 
und  ist  insbes  mdere  weniger  fühlbar  al 
:  ,,,.  |     direkten    Steuern     mit     il 
umfassenden  and  erk  anbaren  Verwaltungs- 
apparat     Endlich    EüUen    die    Verbräm 
steuern    erfahrungsgemäss   gewisse   Lu< 
des  Steuersystems  aus.      Durch  sie  w( 
namentlich   die    uuteren    und    weniger   be- 
mittelten   Klassen    besser    und     n 
getroffen    als    durch   andere    Stern  rformen, 
wie  durch  Ertrags-  und  Einkommensteu 
Für   diese   Gruppen  der  Bevölkerung 
iene  leichter  als  diese  zu  erb 

Dagegen    haften     den     Aufwand 
,„  ben    den    vorerwähnten    Vorzügen, 

« atiiehe  Schattenseiten  an.    Sie; 

einmal     grundlegende     Erfordernisse 
Steuerprincipien,  widerstreben  teil^is 
Allgemeinheit  und  Proportionalität  der 
Steuerung,    sind    unberechenbar    in    ihren 
Wirkungen  und  Ueberwälzungsveihaltl , 
und  vermögen  oft  nur  zum  geringsten 
'ausgleichend  zu  wirken.     Aon    allen 
,,,,,,„  fällt  aber  am  schwersten  m  die  Wag- 
schaie,    .1,-    'i-   dabei  oft  unvermeid 
Belastung    der    notwendigen    Lebensmittel, 
wie    der    Brut-    und    Fleischnahrung,     d  - 
Salzes  u.   s.   w,   aus    Gründender  Em, 
ollen  Einträglichkeit  die  unteren,   beson 
die  arbeitenden  Klassen   uuverhältmsmassig 
schärfer   trifft   als   die   bessergestellten    ge- 
sellschaftliehen Schichten.    Sie  wirken  als 
Progressiv    nach    unten.      Die    Verbrauchs- 
auflaeen  belästigen  in  beträchlichem  Masse 
dl  Sin  und  den   Verkehr  und  ver- 
langen einen  komplizierten  und  dabei  kost- 
Sgen    V-eranlagungs-,  .  Erhebungs-    und 
KontroUappai-at,      Daher  ist   und  bleib 


Kontl'.'lia  p  paiai.        j^<«i.v^     - —     — 

wesentliche     Begründung    aller    Aufwand- 


zieieu.      .uie    umu...,,«^.  ---        ,.      .      , 
steuern  ist  daher  als  fiskalisches  Hilfsmittel 
zuerst  durch  ihre  r e  1  a t i v  h o h e  E r  t r ag s - 
und    Ausnutzungsfähigkeit    zu     be- 
gründen.    Mit  dem  steigenden  Fmanzbedart 
in    allen    Kulturstaaten    der    neueren    An* 
haben   sich   die  verschiedenen   Formender, 
Erwerbsbesteuerung    als    nicht    hinlänglich 
ergiebig  zur  Bestreitung  des  öffentlichen  Auf- 
winds  und  als  zu  wem?  entwickelungsfahig 
für   die    gesteigerten    Ansprüche    erwiesen. 
Die  finanzpolitischen  Vorzüge  dieser  Steuer- 
form   treten    daher    desto    schärfer    hervor, 
je  mehr  allgemeine,  allgemein  und  gewohn- 
heitsmässig    gebrauchte    und    volkstümliche 
Genussmittel  als  Steuerobjekte  dienen.     Ua- 
mit    paart    sich    noch    ein   psychologi 
Element.     Durch  die  Mittelbarkeit  der  Auf- 
wandsteuern   wird    die    eigentliche    Steuer- 
leistung verschleiert      Die    Steuerbe  astui  g 
ist     bereits    im    Preise     der     betreffenden 


,  ihre  enorme  Ertragfähigkeit,  die 
eine  besondere  Stütze  durch  das  Zugeständ- 
nis erhält,  .!.>-  eben  die  andern  Steuere  m- 
SnS  nicht  entfernt  so  hohe  Einkünfte  der 
Finanz  Verwaltung  zuführen  wie  die  Aut- 
wandsteuern.    Man   kann   daher  P™apieU 

Steuergruppe    bemängeln,    sie    tl 
,        b     verwerfen,    aber    man    wird    - 

rhin  der  Erkenntnis  nicht  verschb 
flrfen.  dass  sie  bei  der  Höhe  des  moder- 
nd Steatsbedarfs  unentbehrheh  und,  wenn 
mau  will,  in  mancher  K.chtung  e.n  not- 
wendiges Uebel  ist.  Auf  die  richtige  Aus- 
wahl der  steuerbaren  Gegenstände  und 
auf  massvolle  Tarifierung  der  Steuersatze 
wird  auch  hier  sehr  viel  ankommen. 

2.  Einteilung  und  Arten  der  V  Die 
Verbrauchs-  oder  Aufwandsteuern  seh 
sich  in  zwei  grosse  Familien,  in  die  Ver- 
brauchs- oder  Verzehrungssteuern  i.  •  ■  -- 
und  in  die  direkten  Aufwandsteuern.  Die 
Verbrauchs-  oder  Verzehru, _- - 
steuern  i.  e.  S.  setzen  an  den  Verbrauch 


Verbrauchssteuern 


Genuss  von  Sachgütern  an  und  um- 
n  alle  Abgaben  und  Auflagen  auf 
nsmittel  und  auf  Getränke  sowie  auf 
rauchs-  und  Genussgegenstände  aller 
Art.  Sie  sind  teils  innere  Verbrauchs- 
rn,  teils  Zölle.  Innere  Verbraucks- 
lern  sind  sie,  weil  sie  die  Sachgüter 
ssen,    die    innerhalb    eines     Volkswirt 


•-eh;  3  oder  eines  kleineren  lokalen 

Kreises   hergestellt,   in   den   freien  Verkehr 
_  -  !,-.t  ml, 'l-  verbraucht  werden.     Sie  setzen 
sammen   aus    den    Getränkesteuern 
■-.    Branntwein-,   Weinsteuer),   an-    den 
Verzehrungssteuern    und    den   Steuern    von 
Genuss-  und  Verbranchsgegenständen.    Die 
Verzehrungssteuern     sind    wiederum     ent- 
r  allgemeine   Konsum-    (Verzehrungs-) 
31     ern  und  damit   ein   System    von    mög- 
lichst viel  Verbrauchssteuern,  die  zu  einer 
Einheil  verbunden  sind,    oder  einzelne  spe- 
e     Verzehrungssteuern     aui     gewissen 
tteln      (Mehl-      und      Brotsteuer, 
Fleisch-,  Sah-,  Zuckersteuer).     Die  Steuern 
von    Genuss-   und    Verbrauchsgegenständen 
können     verschiedener    Art     sein:     Tabak-, 
Cichorien-,    Oel-,     Kolonialwaren-.    Seifen-, 
Kerzen-,  Zündhölzer-,  Papier-  und  & 
pulv  ler  Zeitungs-,  Kalen- 

der-   und    Spielkartenstempel    sind    hierher 
zu  rechnen. 

Die    Zölle    sind    dagegen    solche    Auf- 
wandsteuern,   die    von    Waren    (Rohsl 

abrikaten,  Fabrikaten)  erhoben  werden, 
wenn  sie  die  Grenzen  eines   Landes,   Wirt- 
ebiets   überschreiten. 
(Näheres    hierüber  im  Art.   Zölle,    Zoll- 
wi  sen.)    Von  den  Zöllen  sind  Verbrauchs- 
steuern zu  unterscheiden,  die  an  die  Güter- 
bewegung   innerhal  Landes    oder 
-   anknüpfen,  die  Thorsteu- 
.  Accisen,  '  ictrois,   Aufschläge. 
o    lediglich    die    äussere    Erschei- 
gsforrn   mit  den  Zöllen  gemeinsam,  sind 
ihrem   W  i               ti  innere  Verbrauchs- 
ern  in  Gestalt  lokaler  Zölle,    da  sie  im 
Inland    produzierte    oder    hier    befindliche 
Waren  besteuern. 

Die  zweite   gr  >sse   Familie   wird    durch 

direkten     Aufwandsteuern    ge- 

Sie    !"  lasten    gewisse    Vermögens- 

aufwenduugen    mit    i  Lnei   Steuer.     Die  sj  e- 

•■'■  'I"   beruhen  darauf,   da--  sie 

Lüde  treffen,    die  bi 
oder    verwende!    werden,    ohne 
der    eigentlichen    Konsumtion     zu     dienen. 
■  reeits  v    i  direkt. .  unmittel- 

dem    erhoben,   der  di  n    Aufwand 
t     Allein    trotz   dieser  direkten  Erhe- 
ll    inneren  Verbrauchs- 
die    Steuerquelle     nur    mittelbar. 
Auch    sie   woll  Einkommen  an 

Dmwi  lusgabewirtschafl    be- 

md    versuchen   einen    Rückschluss 


vom  gemachten  Aufwand  auf  die   individu- 
elle   Leistungsfähigkeit.      Selbst    wem 
Gegenstände    besteuern,    die  einen   dau 
den  Bestandteil  des  Privatvermögens  I 
wie   bei   einzelnen   Luxussteuern,  so  ruhen 
sie  nicht  auf  dem  Besitze,  sondern  auf  dem 
aus  ihrem  Gebrauehe  oder  Verbrauche 
vorgehenden  Ausgaben.    Die  Repräsentanten 
der     Gattung     sind     die      W  oh  nun 
Miet-  und  Möbel-  (Mobil  i  arste  uernj 
und     die     sogenannten     Luxussteueru 
(Vergl.  d.  Art.  Mietsteuer  oben  Bd.  V.  s. 
,,4  ff.    und    d.   Art.  Luxussteuern 
S.  660  ff.). 

3.    Veranlagung  und   Erhebung   der 
V.    Die  meisten    Verbrauchssteuern   treffen 
mittelbar  nicht  nur  die   Steuerfähigkeit   de« 
einzelwirtsehaftlieheii     Einkommens     ,. 
den    Umweg    über    die    Ausgabewirtschaft, 
sondern  sie  werden   auch   indirekt 
anlagt    u nd  erhoben,    namentlich    die 
inneren  Verbrauchsabgaben  und  Zölle.     Bei 
den    direkten    Aufwandsteuern   anden 
bedient   man    sich   der    gleichen    Methoden 
wie  bei  den  direkten  Steuern,   bei  den    Er- 
na--    und     Einkommensteuern     (Deklara- 
tionen,   Einschätzung.    Abschätzung).      Di- 
Methode    der    indirekten    Veranlagung    he- 
stehl  in  der  Einsehiebung  einer  Mittelspei 
zwischen  Staat   und   Steuersubjekt.      Durch 
die    Steuertechnik    wird    die    Abgabe 
direkt   vom   Steuerpflichtigen    oder    Steuer- 
träger  erhoben,   sondern   von   einer   dritten 
Person,  dem  i  vorläufigen)  Steuerzahler,   dei 
die  Abgabe  einstweilen  vorschussweise  au.- 
legt.     Dabei   wird   vorausgesetzt,    dass  der 
Ausleger  die  Steuer  durch   einen    Preisab- 
schlag auf  den  Abneluner  der   besteuerten 
Waren   überwälzt     Denn    der    Gesetzgeber 
beabsichtigt  überhaupt   nicht   den    Aus 
zu  treffen,  sondern  bedient  sich  seiner    nur 
als    vermittelnde    Person,    als    .Mittel    zum 
Zweck.     Zu   dieser   Funktion   benutzt    man 
vor  allem  die  Produzenten    des    Rohsto 
Halbfabrikates  oder  Fabrikates,  die  Hau 
und  Prachtführer  u.  s.  w.,  während  die  Ver- 
braucher der  betreffenden  Sachgüter  die  ei- 
gi  ■ntlichen  und  letzten  Steuerträger  sein  sollen. 
Fraglich    bleibt   es   aber  immerhin,   ob  und 
in  welchem  Masse  der  ursprüngliche  St 
zahler  die  endgiltige  Ueberwälzung  auf  den 
eigentlichen  Steuerträger  zu  bewirken    ver- 
mag.     Man    setzt    voraus,    dass    der    freie 
Verkehr    die     Lastenübertragung    auf    den 
Konsumenten  gestattet.     Insoweit  die- nicht 
iut  teilweise  der  Fall  ist.  werden  die 
tiöchsl  verwickelten  Erscheinungen  der  Rück-, 
Ab-    und  Weiterwälzung  erzeugt.     (Vergl. 
dazu  d.  Art.  Steuer  oben  Bd.  VI  S.  1106ff.) 
I  eber   die    Veranlagung  «ler  direkten 
Aufwandsteuern     geben     die     Artikel 
Miets  teuer,       Mobiliarsteuer      und 
Luxussteuern  nähere  Auskunft,  für  die 


Verbrauchssteuern 


«ung    der    Zölle    der   Artikel   ZOlle, 

°DiI?neunereu    Verbrauchssteuern 

erden  erhoben  als: 
1    produktionssteuern,  die  an  den 
eUungs-    (Produktions-)    Prozess     ™> 

[iliessen.     Sie  sind: 
Lhstoff-odei  tfaterialsteuern, 
lCl,  den  bei  der  Produktion  verarbeite- 
Rohstoffeu    oder  Materiahen   bemessen 
n      Hier  werden  die  Steuersätze  ent- 
weder   nach    dem    Gewicht    oder  der    ver- 
ton Menge,  zuweilen   auch _  nach  der 
lualitä1  oder  dem    Ausbeuteverhaltnis  (Ma- 
ertragssteuer)     oder    nach    besonderen 
alen    abgestuft,    wie    Leistungsfähig; 
teii    der    technischen    Vorrichtungen     und 
rale,  na,.h  ,1er  Bndonfläche.  Bodengute 
.       Der  Fabrikationsprozess  bleibt  von 
Steuerkontrollen  unberührt.    Die  frühe 
ina   macht  die  Steuer  oft  unabwalzbar 
:mt  den  Konsumenten,  und  dererste  Steuer- 
bleibt  dann  in   der   Hauptsache  der 
etliche  Steuerträger.    Jener  muss   dann 


>nlllcne    Oiniaua;,^.  ,      ,  -p      „„„ 

mch    für  Abfälle  und  verdorbene  Erzeug 
.,      eine   Steuer  entrichten,  obwohl  diese 
ich1    oder     doch    nur     mit     eigenem 
leu  verwertet    werden   können.     Audi 
ten  die  Materialsteuern  leicht   zur    Ver- 
lllr.       von      (nicht      steuerpflichtigen) 
S       caten.      Durch     den     Steuervorschuss 
„jrüert    der   Ausleger    der   Steuer  überdies 
„och  Zinsen.    Die  Belastung  nach  der  Ver- 
ienheit   der   Qualität    der  Stoffe    nach 
der  differenzierten    Ausbeute   derselben  bei 
lüedener  Technik  und   bei  versehiede- 
Betriebsumfang  wirkt  leicht    ungleich- 
-   •■      Die   Steuerrückvergütung  bei   der 
■dir  ist  mit   Schwierigkeiten    verknüpft 
Und   erzeugt  oft  unbeabsichtigte   und  ver- 
te  Ausfulirprämien.  i  Vergl.  d.  Art.  A  u  s 
hihrprämien  und  Ausfuhrvergutun- 
een  oben  Bd.  1,  S.  34ff.) 

9    Fabrikations  steuern,    die  nacii 
Merkmalen    des    Fabrikationsverfahrens    er- 
hoben    werden.       Die    regelmässig    durch 
Zähl-  oder  Wägeapparate  ennittelte  Leistnngs- 
föhigkeit  der  Werkvorrichtung,  Stoffverwen- 
dung,   Betriebsdauer    des  technischen    Pro- 
£esses  u    s   f.  dient  dabei  als  Anhaltspunkt 
zum   Rückschluss   auf   Menge   und  Quahta 
der    Erzeugnisse.      Bei    den  Rohstoff-    und 
Fabrikationssteuern    hat    man    nicht  selten 
die  Pauschalierung  an  Stelle   der  Einze be- 
rechnung    und    Einzelkontrolle    gesetzt  und  l 
,     einen     grösseren     oder     geringeren 
■       ,anm  für  die  Mehrproduktion  des  Pro- 
ben offen  gelassen      Die    Verwendung 
von  Surrogaten  lässt  sich  hier  leichte    vei> 
hüten,  doch  sind  bei  den  Fabrikationssteuern 
lästige     Beschränkungen     und     eine     fort- 
währende Überwachung  der  Betriebsstaten 
notwendig.    Die  Fabrikationssteuern  können 


jedoch  je  nach  dem  Betriebsumfang  (Gi 
und  Kleinbetrieb)  sehr  iingleichmässig  wir- 
ken  wenn  an  technische  Einrichtungen  der 
mutmassliche     Erfolg     ang         h  n     wd- 
I  ]         n   sie   zu   verschwendenscnei 

Produktion  verleiten  oder  aus  Steuergrunden 

technische  Verl rangen  und  Fortschritte 

hintanhalten. 

3       Fabrikat  steuern     oder     Ver- 
brauchs- (Konsum-)Abgaben  l.  e.  b., 
die  nach  der  thatsächhehen  Menge  der  Pro- 
dukte oder  mit  Rücksicht  aui   die  Quahtat 
oder  den   Preis  der  Erzeugnisse  veran 
werden      Sie   werde,,    am  zw 
erhoben,  wenn   die  Steuerobjekte  die  Pro- 
duktionsstätten verlassen  und  in  den  freien 
Verkehr  übergehen.     Sie  setzen  eine  relativ 
geringe    Zahl  von  Produzenten    und   leicW 
kontrollierbare    Fabrikstellen    voraus      Der 
Betrieb     wird     nicht     gehemmt     und     die 
Steuerlast  gleichmässiger  verteilt  und 
,:.,.  Behandlung  der  zum  Export  bestimmten 
Produkte  ist  einfache,  _ 

Zuweilen    werden    im    gleichen    Steuei- 
frebiete  verschiedene  Formen  der  Besteuerung 
Sassen,     wobei    den    Produzenten   , 
Soder  weniger  freie  Wahl  unter  ihnen 

ISlV  Virkulationssteueru     die    der 
„,,,    der   Güterhewegung   folgen  und 
K.nii    oder  Wiederverkauf  der  Ware 
zum     Ausgangspunkt    für    die    Besten.  , 
nehmen.     Sie  stehen  sich  dar  als:  _ 

i      Transport  steuern,     die      beim 
Transport  und  der  Verfrachtung  der  Waren 
eSogen    werden.     Abgesehen    von    den 
Zöllen    (s.    d.    Art,    und   Uebergangs^ 
abgaben    (s.     d.     Art.     oben     Bd.     Ml 
ig)     sind     jene     Aufwandsteuern     zu 
erwähnen,     die     sich     an     den     Transport 
te  steuerpflichtigen  Waren  im   Inland   an- 
werfen  entrichtet  vor  der 
„dune    -    Versandsteuern. 
,',     S   Verbringung    dieser    Gegenstände 
in    die    Lagerräume     des    Empfangers    - 
I  Ein   ansteuern,  oder  endlich  vor. ihrem 
;,,.,,     in    ein    abgeschlossenes    > 

,   £   Städte,  -   Thorsteuern   (Thoi- 
',...,, ctroi,   Marktgeld).      Letztere    Form 
Zwar    auch    als     Staatssteuer  .vor 
,,,.,,,,    Frankreich    Italien ,   Spanien^ 
eio-net  sich  aber  doch  mehr   als   Geniemd 
Steuer.     Die    3teuersä1        -erden    in    be- 
stimmten Beträgen  von  den  Mass- oder  Ge- 
wichtseinheiten erhoben. 

2    Handelssteuern,  die  vom  kaut.r 

oder'  Verkäufer    auszulegen    und    von    ihm 

:„n  Konsumenten  zu   überwälzen    sind. 

'V;    die  Schanisteuern  und    andere   Klein- 

>  n  ~I        i  K  .-l.-i»!         ivt        ("IPV 


Z.    b.    die    eClHUlvM".«"     .         .,  ;,,-        ,10,. 

Bei    ihnen     ist 
j.  und  der    1  eberwalzungsakt 

,1    kurz  vor  dem  Verbrauche  entrichtet 
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zu   werden.     Sic   lassen    ach    leicht    nach 
Qualitäten   abstufen    und   befreien    die 
Selbstproduktion  dieser  Waren  tob  der  Ab- 


leistung  und   teilweise  auch  den  Ver 
kauf  im  grossen. 

Daneben  können  die  inneren  Verbrauchs- 
steuern noch  erhoben  werden  als 

Ell.  Abfindung,  Abonnemenl  oder 
Fixation,  wobei  die  Steuerleistung  sum- 
marisch auf  eine  gewisse  Zeitdauer  unter 
itzung  präsumierter  Produktions-  oder 
Verkaufsmengen  mit  Ersparung  der  Lasten 
und  Kosten  der  Einzelberechnung  und 
Einzelkontrolle  festgesetzt  wird. 

IV.  Monopol  oder  Regalisierung. 
Hier  übernimmt  der  Staat  unter  Ausschluss 
der  freien  Konkurrenz  und  des  privaten 
Betriebes  zu  Steuerzwecken  die  Produktion 
den  Vertrieb  aufwandsteuerpflichtiger 
Waren  oder  beides  mit  der  Absieht,  eine 
derartige  Preisgestaltung  herbeizuführen, 
neben  den  Gestehungskosten  zugleich 
die  Steuerleistung  einschliesst.  (Vgl.  d.  An 
Monopol  eben  Bd.  V.  s.  850ff.) 

V.Lizenzen  oderLizenzgebühren, 
teils  einmal  oder  wiederholt  entrichtete  Ge- 
bühren für  die  Verleihung  der  Befugnis 
zur  Herstellung  oder  zum  Verkaufe  ge- 
wisser Waren,  teils  eine  Art  Gewerbesteuer, 
(Vgl.  d.  Art.  Lizenzen  obenBd.  V,S.  624  II.) 

Litteratur:  Vgl.  die  Lehr-  und  Handbücher  der 
chafl  von  Hau,  Röscher,  Siein, 
Wagner,  Schönberg  (Schall,  Lehr,  Zeller),  Vocke, 
Eheberg  u.  s.  w.  —  Hoffmann,  Lehre  von  den 
Steuern,  Berlin  IS40.  --  Hock,  ])!,  öfent- 
1  Ibgaben  und  Schulden,  Stuttgart  186$.  — 
Schaffte,  Du   Steuer  Bd.  II.    Band-  und  Zehr- 

det    Staatswüsenschaften,    Leipzig  189$. 

-.   Hechel,    Art.    «Aufwandsteuern«.   im    II".  ./. 


V.  Bd.  I  S. 


Max  1:   Hechel. 


Veredelungsverkehr. 

1.  Begriff  und  Wesen  des  V.  2.  Der  that- 
sachhcne  Rechtsstand  fies  V.  in  Deutschland. 
.1    Her  V.  in  Oesterreich.    4.  Der  V.  in  Frank- 

1.  Begriff  und  Wesen  des  V.  Der 
Ausdruck  Veredelungsverkehr  wird  im  Zoll- 
gebraucht.  Man  versteh  darunter 
den  vormerklich  behandelten  Warenverkehr 
mit  demAuslande,  der  zum  Zweck  der  Ver- 
edelung oder  Reparatur  mit  der  Bestimmung 
der  Rückkehrin  vervollkommnetem  Zustande 
stattfindet.  In  diesem  Sinne  ist  die  \  er 
edelucg  gleichbedeutend  mit  einer  solchen 
Zurichtung  von  Waren  (Geweben,  Garnen 
v""l"-  Leder  etc.),  dass  dieselben  durch 
technischen  Prozess  (Reinigung,  Blei- 
ehen. Scheren,  Polieren)  gewisse  Eigen- 
schaften   annehmen   (Farbe.   Glanz,   Glätte) 


oder  neu.'  Formen  erhalten.  Der  V. 
lungsverkehr  ist  entweder  ein  akti 
wenn  die  eingebrachte  Ware  im  Inland  vei 
edell  und  dann  wieder  ausgeführt  wir 
oder  ein  passiver,  wenn  die  Waren  zun 
Belrafe  der  Veredelung  nach  dem  Auslandi 
verbracht  und  appretiert  nach  dem  Inland, 
zurückgeführt  werden.  Leitender  Grundsat 
ist  dabei  die  Identität  der  Waren  odei 
die  Vorschrift,  dass  die  ein-  und  ausgeführt« 
Waren  objektiv  dieselben  sind.  Nur  seltei 
hat  man  das  Verfahren  durch  dieZulassuni 
der  Substitution  gleicher  Stoff-  und  Waren"- 
mengen  erweitert.  Die  Regelung  des 
edelungsverkehrs  ist  teils  eine'  autonom 
und  einseitige,  teils  eine  vertragsmässi£ 
zwischen  zwei  oder  mehreren  Staaten  \-,T 
einhalte.  Im  letzteren  Falle  bildet  der  Ver- 
edelungsverkehr einen  Bestandteil  inter- 
nationaler Handelsvertrage  (vgl.  d.  Art.  Han- 
delsverträge oben  Bd.  IV  S.  1067  ff.). 

DerVeredelungsverkehr(admissiontempo- 
raire)    ist    eine    Erweiterung    des   Transit- 
nnd  Niederlageverkehrs  (vgl.  d.  Art.  Zölle. 
Zollwesen).      Ursprünglich    durften    ge- 
wisse Verarbeitungen   an    den  in  den  Zoll- 
niederlagen lagernden  Rohstoffen  und  Halb- 
fabrikaten   daselbst,    d.   h.    in    den  Räumen 
der  Zollniederlagen,  vorgenommen  und  die- 
selben zeitweilig   aus  den  Niederlagen  ent- 
fernt unter  zollamtlicher  Kontrolle  in  Werk- 
stätten  oder   Fabriken    verarbeitet    werden 
mussten   dann  aber  wieder   in  den  Zollver- 
schluss     zurückgebracht    werden.      Später 
wurde     dieses    Verfahren     verallgemeinert 
und  durften  gewisse  Materialien  zollfrei  auf 
eine    bestimmte  Frist    eingehen    unter    der 
Voraussetzung   der  Wiederausfuhr   in    ver- 
arbeitetem Znstande.    Dabei  wird  die  Iden- 
tität   des  Materials    als    unerlässliche    Be- 
dingung   gefordert,     was     mitunter     grosse 
technische    Schwierigkeiten    macht.    "Denn 
bei    der  Verarbeitung   vieler   Waren    z.  B. 
des  Roheisens   zu  Stabeisen,   des  Getreides 
zu  Mehl  u.  s.  w.,  ist  die  Identität   des  Ma- 
terials   nur    mit    so    strengen    und   lästigen 
Kontrollen  zu  wahren,  dass  der  Verteil  des 
Veredelungsverkehrs    durch  diese  Nachteile 
aufgewogen   wird.    Man   hat  daher  vielfach 
auf  die  strikte  Durchführung  dieser  Anord- 
nungen verzichtet   und  sich  mit  der  Forde- 
rung  beschieden,    dass   für  eine   bestimmte 
.Menge  zeitweise  zollfrei  eingeführtes  Material 
ein  gleich   grosses   oder   je  nach  den  tech- 
nischen Verhältnissen  ein  reduziertes  Quan- 
tum des  Fabrikats  binnen  einer  festgesetzten 
Frist    ausgeführt    werde.    Durch    diese  Er- 
leichterung wird  aber  ^tatsächlich  der  Ein- 
fuhrzoll   verkürzt    und    eine  Art   Ausfuhr- 
prämie   geschaffen.     Auch    die   Staatskasse 
kann    einen  Verlust  dadurch  erleiden,    dass 
auch  derjenige  Teil  der  Fabrikate,  der  wegen 
der    besonders   günstigen  Stellung   der  Ex- 
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ÄÄJ  £>£ 

keh-anken  geschützt  werden  sollen,  sinü 

tmScheu    Gegner   solcher  MeicMe- 

.  „    im  Zollverfahren.     Der  Zweck    ■-■ 

ln  "sverkehrs  ist  eben  che  Erle* 

I    ausfuhr  von  Fabrikaten,    die  aus 

Sehen  Materialien    hergestellt    sind. 

ist    er    ein    bequemes  Auskimfts- 

i     um    im    Kau,    eines    ausgebildeten 

SSzzoÜsvstems  die  Ausfuhr  .übet., 
SÄ  ^st  der  üebergang  zur  wkhehen 

.   Prämie   nicht  ausgescUoB^Ene 

oloho  lie°-t  dann  vor.  wenn  bei! eststeliung 

„antitäten    des  Materials    m    den    zur 

.enden   Fabrikaten  ein  Aus- 

.orhältuis  angenommen  wir-1.  da:  dem 

HKdichen  nicht  entspricht  und  für  den 

KM.a-teur  zu  günstig  angenommen  ist 

V   in  Deutschland.  Schon  das  ZoUverems- 

\        vom  23.  Januar  1S3S   hat   den  Ver- 

Uverkelir   für   das  Gebiet   des  Deut- 

/..l  Vereins    im    Princip    zugelassen. 

durften   Gegenstände    zur  Verarbeitung 

Sd  Welung°ins  Ausland  gescra^wer- 

deu   und    dann    unter   strenger  Festhaltung 

d^Identität  des  Materials  zollfrei  nachdem 

in  ad  zurückkehren.    Oder  umgekehrt  wa. 

.       tthaft,  vormerklich  zur  Verzollung  ab- 

SJ  ausländische  Materialien  (»i 
"     S  Waren  )    im  Inland  dem  Verede- 
toSmozesse  zu  unterwerfen   und  sie  zoll- 
tPSSTin.   Ausland    zurückzu .nngem 
Die  Erfüllung  des  Idenütätsnac hweu-es  war 
die   Voraussetzung    für   die  Z^ung    des 
Veredelungsverkehr.    Das  Institut  de,  \  er- 
SmgsveTkehrs    haben    die   spateren g 
.  tze  wieder  aufgenommen.     Als  geeignet 
für  den  Veredelungsverkehr  werden   haupt- 
SchS   folgende   Gegenstände    benaget. 
Bewebe  und  «Tarne,    die  in  das     ol« 
zum    Waschen.    Bleichen.    Farben    Walken, 
Arretieren.  Bedrucken  etc.  ausgeführt  wor- 
den sind:  ferner  Gespinste  zur  Herrteltang 
Jon  Spitzen   und  Posamenüerwaren    Garne 
in    gescherten  Ketten    zur  Herstellung  von 
Gegeben,  Seide  zum  Färben  oder  umfärben 
Häute  und  Felle  zur  Leder-  «°d  Pel^eik 
bereitung.  Gegenstände  zum  Lacfaeren 
Heren    und  Bemalen    und   endlich    soi 
zu      Ausbesserung,    Bearbeitung    und    A  er- 
eTelun?bestimmte  Gegenstände,    wenn    die 
SSäcta  Beschaffenheit    -'Benennung 
die    deiche     bleibt       Als    Grundsatz«     iui 
diese  Verkehreerleichterungen    ffiggJJJ 
sie  an  geeignete  Kontrollen  zur  Festhaltung 
der   Identität    geknüpft  werden    und    dies« 
durch  geeignete  Kennzeichen  (Identitatsbleie, 


Siegel  etc.)    gesicherl  ist,    ferner 

durch  d  l'1V; 

worden  sind      las   sie  nicht  med 

kannl     \y< 

können    u 

nu.ht  immer  an    das  Ein-  bezw.  Ausg 

S  gebunden  ist.    1 

Griente     können    zolL  bleibem 

Für   die   Zurückbringu  «™ 

eine    angemessene     Frist     bestimmt       to 

ausfuhr  .St  die 
Ware  nachträglich  zu  demjenigen  Zollsatz 
zu  verzollen,  der  am!  ^Ä 

,..„■>  Tffineane:  ••itm  war.     lur  die  Benana- 

™     :  Kngundd 

Sfeto    sind    dann    noch    weitere    A 
nuneen  erflossen.  n        9q 

Für  den  Weizen  wurde  durch  G.  v. .23. 
Tuni  1882  eine  Erleichterung  gesch 
t  den  Mühlenbesitzern  Lp  ^-  Ausfuhr 
ürrer  Mühlenfabrikate  einfach  der  Zoll  tui 
cüß  entsi.iechend..  Menge  des  zur  Mulde  ge- 
'  brachten  ausläi  Getreides  zurucker- 

SStwird     Klne    ähnhehe  V^u-rtgung 
wurde  den  Oelmüllern  gewahrt.     Das  G.  y. 
\,H   L894    hob   —  IdentiStsnachwms 
u\  ^geführtem    Getreide    im   Falle    der 
Wiedemisfuhr    auf.     Es    kann    hier    nicht 
n    In reh  Mehl,    sondern    auch   durch  ein- 
enu  cne~  Getreide    ersetzt    worden.     Hier 
SeTabefkete  Veredelungsverkehr,  sondern 
ehf  Art  Ausfuhrprämie    für  Getreide   vor 
ein?    ,     ....    t  ,!„„%;  tatsn  ach  weis  oben 


(vg]    ,1    Vit.  Identitätsnachweis  oben 

^•.riVrv'in'oesterreich.    Bereits  die 
zinung  vom  Jab^  1774  g^tette^d^s 

ausländische    nicht   ausser  Handel   ges-etzie 

hat    die    Zollordnung    von    lv-*    %Xu": 

Sir:     sw£s 

„1,     MdocmiVip    der    vom    /.omereui 

Äfl65  1888    1878,1893)-    Beim  sogenannten 

aSve  ^lEärSTE 

lassenen    Gegenstände    zeitweilig    aus    Oer 

tsaAÄÄS 

S!S£'b?d'  Wieder^ 

lemlmporteur  ob.    Beim  sogenannten  pas- 
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\  eredelungsverkehr  werden  inländische 
Waren  zur  Bearbeitung,    Umgestaltung  und 
Reparatur    unter    Zolltontrolle    nach    dem 
Auslände  ausgeführl  und  zollfrei  in  vervoll- 
kommnetem Zustand  wieder  zurückgebracht 
Waren    beim     aktiven    Veredelungsverkehr 
rden  bei    ihrem  Eintritte    dem  Vormerk- 
du-en        (  Eingangsvormerkverfahren  I, 
■   Vi  esen     in    geeigneten    Massregeln, 
Aufschriften,  Kennzeichen,  Mustern  etc.  zur 
Eesthallung  der  Identität  besteht,  unterworfi  n. 
Gleiche  Grundsätze -werden  beim  passiven  Ver- 
edelungsverkehr für  da-   Vormerkverfahren 
Ausgangsvormerkverfahren  |    angewendet 
4.  Der  V.  in  Frankreich.    Hie  frühesten 
en  des  Veredelungsverkel    -  (admission 
temporaire)  finden  wir  in  Frankreich, 
unter    Colbert    war    es    gestattet,     gewisse 
Materialien  auf  bestimmte  Zeit  zollfrei  unter 
derBedingung  einzufuh)        da  •  de  in  ver- 
arbeitetem Zustand    wiederausgeführt    wur- 
den.   Aehnlich    verhielt    es    sich    mil 
1  ?38<  ingeführten    Aequivalenzsystem. .  dass 
z.B.  bei  der  Einfuhr  von  gebleichtem 'Wachs 
der  Zollquittung  genügte.   Der 
heutige  Rechtsstand    beruht   in   der  Haupt- 
sache noch  immer  auf  den  Grundsätzen  des 
G.  v.  D.Juli  1836.    Amh  in  Frankreich  gilt 
für    den    Veredelungsverkehr    die    strenge 
Wahrung  der  Identität    Diese  Voraussetzung 
ist   jedoch    stillschweigend    durch   Dekrete, 
die    auf    Grund     jenes    Gesetzes    ergingen 
durch  die  Substitution  des  Materials  durch- 
brochen   worden.    Das  Anwendungsb 

Veredelungsverkehrs   wird    im  Verord- 

swege  bestimmt  Als  Gegenstände  des- 

en  werden  bezeichnet:  Getreide,   Cacao, 

Zucker   (namentlich  zur  Raffinierung),    Me- 

Garne,  OeJe.  Keis,  (i  LVxfilwaren 

rersehiedener  Art  u.  s.  w.     Wichtig  ist  der 

Veredelungsverkehr   besonders    hei  Weizen 

und   Eisen.    Hier   ist    das   Identitätsprincip 

stark  eingeschränkt  wurden.   Der  Importeur 

con  Weizen  verkauf!  denselben  ohne  weiteres 

auf  dem  heimischen  Markte    und    lässt  di  a 

Begleitschein  (acquit-ä-caution),  der  hei  der 

ihr  gegen  Sicherstellung  der  Zollscbul- 

cugkeit   ausgestellt    wurde,   durch   den  Ex- 

nr    tou  MehJ    beliebigen  Ursprungs  an 

einem   anderen  Platze    i  ntlasten.     Letzterer 

ängl    dafür   eim  ,n„i    der 

'rteur    gewinnt   die  Differenz   zwischen 

■  r    und    dem    Zoll.     Dei     Begleitschein 

dann    dem  Exporteur    bei    d<  r 

ausfuhr.     Bei  Eisen   erhalten  /war    nur  die 

Hüttenbesitzer    und  Fabrikanten   auf  Grund 

auswärtig  i     Best  üungen     d        I     mbnis, 

""■  i  Stabeisen  zeitweise  zollfrei  einzu- 

Eür  dieAusfü  [i  :  n    tellun- 

:-•••''  w  i  wenden    sie  aber  meist    nur  eigenes 

französisches  Eisen  und  verkaufen 

ifuhrvollmachten  an  die  Import 

i     Erlös  für   sie  eine  Art 


fuhrprämie    oder    wenigstens    einen    Erste 
für  die  Verteuerung  der  Preise  des  inländi- 
schen   Eisens    durch    die    Eisenzölle.     Die 
[mporteure   aber   zahlen   für   diese  P 
weniger    als    die   Höhe    des   Zolls    beträgt 
Seit  1871    hat    man  verschiedene  Erschwe^ 
rangen    dieses  Handels  herbeigeführt, 
eh   zu  einem  festen  Ziele   zu  gela 
Diese    Missbräuche     dauern     auch 
noch  fort. 

Litteratur:    Lexls,    Schönberg   2    <;.  Aufl.),    11 
s-  S31—SS2.  —  Aufsess-Hiesinger,  ZSi 

Sien,,,,  des  Deutschen  Reiches,   5.  Aufl.  Man 
u.  Leipzig  1900,   $.112,  115,  101.   —Lehr, 
»Veredelungsverkehr«     im    Handw.    d.    ,v. 
1-  Aufl.,    Bd.    VI,    S.  415—22.    —    ,..    Hechel', 
Art.    'Veredelungsverkehr«    im  II".  d.    I".  Bd    II 
S  758— 759.  —  Pilz,  Art.  »Zollrecht«  im  0, 
Staats-W.  Bd.  II,  S.  1592-99.  —  JLecros. 

Imission    temporaire«    in    Say,    1< 
des  Finances,    vol.  I.  p.  39— 1,3.  —  Calgnon, 
Art.    »Admission  temporaire«    in    Block,  Di, 
naire    de  l' Administration  francaist     p.  .■ 

Max  v.   Hechel. 


Verehelichnngsfreiheit 

s.  Eheschliessung  oben  Bd.  III  S.  286» 


Vereine,  volkswirtschaftliche 

s.  Volkswirtschaftliche  Vereine    ' 
und  Kongresse. 


Vereins-  und  Versammlungsfreiheit. 

1.  Einleituno-.  2.  Zur  Geschichte.  3.  Eng- 
land uud  Nordamerika.  4.  Frankreich.  S 
Deutschland,  a)  Gesetzgebung,  b)  Privatrecht- 
liche Stellung:  der  Vereine,  ci  Das  öffentliche 
vereinsrecht,  d)  Das  Versammlungsrecht  6 
Die  übrigen  Staaten.     7.  Schluss. 

1.    Einleitung.      Die    Geschichte    der 

Menschheit  ist  von  der  Thatsaehe  beherrsch^ 
dass   die  Kulturentwickelung   sich   in  dem 
individuellen  Leben    des  Einzelnen    und    in 
dem  Gemeinschaftsleben  der  Verbände  voll- 
zieht    Durch    die   Geburt    ist   der   Mensch 
Glied    der  Familien-   und  Stammesgemein- 
schaft   wie    der    staatlichen    und 
Ben  chaftsverbände.      Nur    in    langsamer. 
vielfach  durch  rückläufige  Bewegungen  unter- 
brochener Entwickelung    ringt   er   sich    zu 
dem  Bewusstsein  der  freien   Persönlichkeit, 
damit  aber  auch  zu  der  Erkenntnis   empor, 
dass  die   freie  Persönlichkeit  zu  ihrem  Da- 
md  zu  ihrer  Entfaltung  der  geordneten 
Gemeinschaft    bedarf.     Der   seiner  yei-t 
und    sittlichen    Freiheit    bewusste    Mensch 
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aber  nicht  meto  von  dem  ?aturhchen 
le  und  dem  staatlichen  Herr- 
rerbande    in    seinem   ganzen  Denken 
ad  Thun  erfasst,  sie   st,  «hu  nur 

Le  Bedingungen  her.  unter  denen  die  En- 
,.,„,.„  in  heier  Bethätigung  ihrer  Kräfte  an 
aluvravbeit  des  Volkes  und  daran  dei 
«Menschheit  mitwirken. können     Der 
um  die  Abgrenzung  dieses  Gebietes 
ÄienBethätigTing  des  Einzelnen  gegen- 
Berrschaft   des  Famihenverbandes 
|es    Staates    büdet    zum    grossen   Ted 
Inhalt    der    inneren   Geschichte    eines 
Ün  Volkes.     Aber  auch   innerhalb  dieses 
fgn  verschiedenen  Perioden  der  Entwicke- 
i,'     bald    weiter,    bald    enger    Legre. 

t^  der    freien    Persönlichkeit    vermag  | 
teE  nzelne  für  sieh  allein  mit  seinen  per- 
'      ;        ld   wirtschaftlichen  Kräften  die 
denen  er  nachstrebt, nicht  zu  erreichen.] 
tder  Staat  es  nicht  einzelnen  Klassen 

fces  ermöglicht,  sich  m  der 
Rechts  die  Kräfte  anderer  Personen 
£ nsS  zu  machen  und  private ^errsehate- 
Sältuisse  zu  begründen,  sind  die  Einzelnen 
•mf  eine  freie  Vereinigung  ihrer  Kräfte  an 
»Sn,iun  gemeinschaftliche  Zwecke  mit 

Plnsc'haftliclien  Mitteln  und  mgemein- 
üicher  Arbeit  zu  verfolgen  Dies ^rt 
der  Boden  des  Vereinswesens  Seine  Ar, 
büdunff  und  seine  Leistungsfähigkeit  sind  | 
ES  einerseits  von  dem  Masse,  m  welchem 
atflfewusstsein  der  freien  Persönlichkeit 
fdem  Volke  zum  Durchbruch  gelangt  ist. 
mö [andererseits  von  den  rechtlichen  Be- 
schränkungen, welchen  der  Staat  die  person- 
fchTFSüi!itunterwfrft,unddenrechthchen 

Ju        in  welchen  der  Staat  die  Vereins- 
biuiung   und   das  Vereinsleben   ordnet   und 

^Xaus  ergiebt    sich,  dass   die  Zwecke, 
welchen  die  Vereine    zu    dienen    verm^, 
so  mannigfaltig  sind   wie  die   menschlichen 
Kulturzweck,,      Nur   die    der   Famdie   und 
dem    Staate     ausschliesslich    vorbehaltenen 
Zwecke  sind  der  Vereinsthätigkeit  en1 
Wie    aber   in    der    freien   Vereinigung    dei 
Kräfte  der  Individuen  einer  der  mächtigsten 
Faktoren   der   Kidturentwickelung   gegeben 
ist.  so  kann  sie  auch  dazu  dienen   ihr  ent- 
: zuarbeiten.      Sie    ist    eine   Form,   die 
,  wie  den   schlechten  Trieben  de 
Mensfhen   dienstbar    ist.    sie   kann    ebenso 
ein    förderndes    und     fruchtbares    wie    ein 
feindliches   und    zerstörendes .Element   sc 
Der  Staat   ist   um   seiner  selbst  wülen  um 
die  gesamte  rechtliche  und  geseUschafth  he 
Ordnung  aufrecht    zu   halten,   genötigt^ jias 
Vereinswesen  seiner  Aufsicht  zu  unterw 
und    den    Missbrauch    der  ^  eremstluc 
zu  unterdrücken.     Selbst  togrundsatzheher 
Anerkennung  der  Vereinsfreiheit  bedarf  die 
selbe  der  rechtlichen  Sehrauken. 


1,,.  Gi  fahren,   welche   die  Vereine    Eür 
den    Staat    und    das  Gemeinwohl    mit 
sind  jedoch  , 

Vereinen,  welch  tussehliess- 
lieb  die  Erzielunj  von  Vermögensvort 
ihrer  Mitglieder  durch  rechtmässige  bre- 
schäftsthätigkeit  zum  Zweck  haben.  Lhe 
Büdung  und  die  Thätigkeit  derartiger  Vereine 
ist  deshalb  auch  zu  allen  Zeiten  gestattet 
und  nur  den  Normen  des  Privatrechts  tu 
werfen  worden.  -  Gesell- 
schaften     im   Sinne   d<  -    Pn  a1 hts.    Ihr 

Zweck  kann  in  der  Ausführt 
zelnen  Geschäfts  oder  in  ein 
Geschäftsthätigkeit    bestehen. 


(.Tescliattstnaiiuiveu  uc^.^...  ■--  -- 
,,„,,,,.  Bedeutung  für  das  Wirtschaft] 
Leben  des  Volkes  sind  unter  ihnei  G 

,    zum    Betriebe    eines    Bandels- 
^werbes,  die  Eandelsgesellschafte 
Gelchichte    und    Recht    schon    an    and. 
Stellen  des  B^dwörterbuchs  eingehende  Dar- 
stellunggefunden haben  (vgWieArt.  Aktien- 
gesellschaften   oben    Bd.  I   b.   l«l^ 
Handelsgesellschaften    oben   Bd    IV 
S     998  ff        Kommanditgesellschaft 
auf  Aktien  oben  Bd.  V  S.  257  ff.).     Zu  den 
"vätreehtbehen      Gesellschaften      gehören 
femer    auch    die    Gesellschaften    mit    be- 
SSkta  Baftung,   deren   Verhältnisse    ,ra 
Deutschen   Reiche    durch    das    R.tr.    y    jj. 
April  1892  normiert  werden  sind,  sowie  die 
Erwerbs-   und    Wirtschaftsg  .nossenschaften 
welche  die  Förderun,  der  Wirtschat,    ihrer 
EgSeder    mittelst   gemeinschaftlichen   Ge- 
s,-lviftsbetricbes   bezwecken    is.  d.  betr.  Alt. 

Bd   HI  S.  734fL).    Sie  bedürfen 

'ha       hier  einer  weiteren   Erörterung ^nieht. 

And  faUen  ^usserhalb  des  P^h- 

Lons   dieses  Artikels   die  grossen   Kirchen, 

.....„,,,,.,.  Rechtsstellung  in  und _zu 

?fiS. ^und    ^r  gesclnchthchen 

Entwicklung    sich    ausgebet .hat       bei 
katholischen  Kirche  emgeghedert  u ad  dem 
nach    auch    dem    für    sie    geltenden  Staats- 
Senrecht  unterwerfen  sind  die  geistfr 
Orden   und   die    ordensähnhehen  Kongr, 
üöne        Andere  kirchliche  Vereine 
welclie   innerhalb  der  Knvhe  emzene 

Zwecke    verfolgen,    sowie   Rehg 

lernen 

Kirchen    sich   abgesondert    habe,,    und 

KKi    hen    vLsLte  nicht  anerkannt 

B  dem   Vereinsrechte,  wenn  auch 

einzelne    S  !1,    i,u    m    " 

manchen  Staaten  erlassen  sind. 
ma  2.  Zur  Geschichte.    In  Rom  kani 
Verelnlwesen   seit  den   besten  Jeite 
grosse    B    I    ttung    zu.      Es    gab    v 
fcollesiai   für  die    mannigfachsten    Z,w 
und  politische  ^ 
Or  leselhge  Zwecke,  \ 
BeSeno^en,  der  Handwerker,  der  Kramer 
SS§  tufleute,  der  unteren 


QO  I 
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Beamten,Unterstützungsvereme,  insbesondere 
ineu.  s.w.  Das  Recht  -..wahrte 
in  der  republikanischen  Zeit  völlige  Ve 
freiheit  und  jeder  Verein  konnte,  wi 
zwölf  Tafeln  bestimmten  (Gaius  in  I..  I  D. 
■  ..  22),  nach  seinem  Belieben  seine  Statuten 
gestalten,  sofern  er  nur  darin  keine  Bestim- 
mungaufnahm, die  den  Gesetzen  zuwiderlief. 

nahm  der  Senat  das  Recht  in  Ans] 
Vereine  aufzulösen,  die  die  öffentliche  Ord- 
nimg   und    Sittlichkeit    verletzten,    wie    im 
Jahre    186   v.  Chr.   von   ihm   die  Bacchus- 
vereine aufgelöst  wurden.    Erst  in  dem  Zeit- 
alter der  Revolutionen,  in  der  ersten  Hälfte 
des  ersten  Jahrhunderts  v.  Chr.,  hatten  die 
meisten  Vereine  einen  politischen  Charakter 
angenommen    und    waren    eine    Gefahr    fin- 
den Staat    -.wurden.     Während    der   catili- 
narischen    Unruhen    hat   der   Senat   deshalb 
sämtliche  Vereine  mit  wenigen  Ausnahmen 
aufgelöst  ( wahrscheinlich  im  Jahre  64  v.  Chr.). 
Zwar    wurde    die    Vereinsfreiheit    wenige 
re    später  (58  v.  Chr.)  wiederhergestellt, 
aber  schon  nach  zwei  Jahren  löste  der  Senat 
wiederum  alle  politischen  Vereine  auf.  Nach- 
dem Cäsar  die  Herrschaft  ergriffen,  besei- 
tigte  er  durch   eine  lex  Julia  alle  Vereine 
mit    wenigen   Ausnahmen.     An    Stelle    der 
Vereinsfreiheit  setzte  Augustus  durch  eine 
wahrscheinlich  im  Jahre  7  v.  Chr.  erlassene 
lex  Julia  de  collegiis  das  Verbot  der  freien 
Vereinsbildung.     Zur  Gründung  eines  jeden 
Vereins  war  seitdem  Genehmigung  erforder- 
lich, die  entweder  der  Senat  nach  vorher  ein- 
geholter Zustimmung  des  Kaisers  oder  der 
Kaiser,  später  der  Kaiser  allein   zu  erteilen 
hatte.   Die  lex  Julia,  ursprünglich  nur  für  die 
Stadt    Rom   erlassen,    ward   doch   bald  auf 
Italien  und  die  Provinzeu  ausgedehnt.    Alle 
nicht  genehmigten   Vereine  waren  verboten, 
■"Uegia  lllicita.   Die  Teilnehmer  machten  sieh 
des  Majestätsverbrechens  schuldig  (L.  2  D 
47,  22;   L.  1  §  1  D.  4s.  4).    Doch  wurden 
zweifellos  in  der  Praxis  diese  strengen  Ge- 
\  ereine,  die  nicht   einen    poli- 
ii    Charakter    trugen,    vielfach    nicht 
angewandt.      Die    Behörden    beachteten    sie 
nicht  und  gestatteten  selbst,  wenn  der  Verein 
aufgelöst    wind.-,    dass   die   Mitglieder  das 
Vereinsvermögen    unter   sich    teilten   (L.  3 
D.  47.  22).     Nur  die  Onterstützungsvereine 
der  ärmeren  Klassen,  deren  Mitglieder  meist 
Klienten,  Freigelassene  und  Sklaven  waren, 
die    collegia    tenuiorum,    bedurften    keiner 
Genehmigung.    Ihre  Mitglieder  durften  aber 
nur   einmal   im  -Monat   zu   einer  Versamm- 
ammentreten.     (Nach   anderer  An- 
sicht waren  diese  einer  Genehmigung  nicht 
bedürftigen  collegia  tenuiorum   nur  Begräb- 
reine, collegia  funeraticia.)    Auch  diese 

1  hui  für  Rom  (vielleicht 
ätus)  getroffem  Bestimmung  ward  später 
auf  Italien   und  die  Provinzen  ausgedehnt. 


Die  genehmigten   oder  auf  Grund 
solchen  allgemeinen  Genehmigung  erlaubte: 
Vereine    hatten    als    solche   Rechtsfähi 
Sie   kennten,  wie  die  Stadtgemeinden,  Ver- 
n  erwerben  und  besitzen,  Verträgi 
).    klagen    und    verklagt    we 
Dagegen  besasseu  sie  nicht  die  Erbfähig 
Nur    einzelnen  Vereinen    wurde    sie    d 
Privilegium  verliehen  (L.  8  Cod.  li.  24). 

In  der  späteren  Kaiserzeit,  im  3.  und 
:-  Minhundert  n.  Chr.,  sind  die  freien 
\  ereine  vollständig  unterdrückt  worden.  An 
ihre  Stelle  sind  Zwangsverbände  getreten. 
die  vom  Staate  gegründet  und  organisiert 
wurden,  deren  Mitgliedschaft  erblich  war 
und  denen  der  Staat  die  schwersten  und 
drückendsten  Lasten  auferlegte,  die  aber 
auch  mit  vielfachen  Privilegien  ausgestattet 
waren. 

Auch  im  fränkischen  Reiche  schritt 
die  Staatsgewalt   in    der  Zeit   Karls   des 
Grossen    gegen  Vereine    ein,    namentlich 
gegen  solche,  deren   Mitglieder  sich  durch 
Eidschwur  verpflichteten  (Kapitularien  Karls 
des  Grossen  von  779  c.  16  und  von  789  .-. 
26).     Während  des  ganzen  Mittelalters  sind 
zu  verschiedenen  Zeiten  von   der  Staatsge- 
walt Versuche  gemacht  worden,  das  Vereins- 
wesen   zu   unterdrücken.    Die   bestehenden 
Vereine  wurden  aufgelöst,  die  Bildung  neuer 
Vereine    ward    verboten.       So    wurden     iu 
Deutschland    von    Friedrich   JJ.    durch    das 
Reichsgesetz  von  1232  alle  Handwerkerver- 
bände in   den  Städten  für  abgeschafft  und 
nichtig    erklärt     und    später    in    einzelnen 
Städten,  wie  in  Bremen  1322,  in  Dortmund 
1346,  alle  Vereine,  in  Frankfurt  a,  M.  1443 
und  1447  die  Handwerkerbrudersehaften  auf- 
gehoben.   Gleicherweise  wurden  in   Frank- 
reich 1305  alle  Bruderschaften  zu  Paris  auf- 
gelöst, und  ähnliche  Gesetze  sind  auch  zeit- 
weise in  anderen  Ländern  erlassen  worden 
Indes  alle   diese  Vorschriften    und  Verbote 
hatten  nur  eine  geringfügige  Wirkung.    Sie 
wurden  entweder  überhaupt  nicht  durchge- 
führt  oder  gerieten    sehr   bald    wieder  "in 
Vergessenheit.      Die   staatliche  Gewalt   war 
im  Mittelalter  viel  zu  schwach  und  zu  wenig 
organisiert,   um  das  gesellschaftliche  Leben 
beherrschen  zu  können.    Die  Schwäche  der 
Staatsgewalt,  der  Mangel   eines  genügenden 
Rechtsschutzes,  die  Zersplitterung  des  Staates 
m  eine  kaum  übersehbare  Masse  kleiner  und 
kleinster  Territorien  nötigten  die  Einzelnen, 
in  Verbände  sich  zusammenzuschliessen.  um 
m  ihnen    einen  Ersatz   für  den  Schutz   und 
die  Förderung  zu  finden,  die  ihnen  der  Staat 
nicht    gewähren    konnte.      Gerade    deshalb 
aber,  weil  die  Verbände  nicht  nur  dazu  be- 
stimmt   wann,    in    freier    Vereinigung    der 
Kräfte  die  Interessen  der  Einzelnen  zu  för- 
äondern  weil  sie  die  Aufgaben  über- 
nehmen mussten,  welche  der  mittelalterliche 
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gtaai    gar   nicht   oder  mir   ungenügend  zu 
Sen  vermochte,  deshalb  hatten  sie  nicht 
ä        ein    gemeinschaftliches,   aus   den  Bei- 
^er*Mitglieder,  aus  Schenkungen ^j 
entstandenes  Vermögen,   sondern  sie  hatten 
Sohne  besondere  Verleihung  Autonomie, 
dh  das  Recht,  für  üire  Mitglieder  und  ihre 
Verhältnisse    Rechtssätze    zu    erlassen,    sie 
Gerichtsbarkeit   in  allen   Angelegen- 
dea  Verbandes,  sie  hatten  eine  Straf- 
Sl    über    ihre    Mitglieder.     Das    ganze 
Eben    des    Mittelalters    ist    durchzogen    ja 
,,.,1,1  von  Verbänden.  Genossenschaften, 
,,     Bruderschaften.   Innungen    etc.    der 
n', Wachsten    Art.      So    bildeten    in    den 
Ku  die  Kaufleute  und  Handwerker  Gü- 
ae    und  Zünfte,  die  Gesellen  schlössen  sich 
in  Gesellenverbände    zusammen,    selbst   die 
eute,  Fechter   und   Bettler   vereinigten 
,    „  .  Genossenschaften.    Die  Familien  des 
„   Wels  wuchsen  zu  Korporationen .m- 
^,nen.  die  des  niederen  Adels  ^n^- 
für   in   den  Ritterbünden    und   Kitteigeseü 
Saften    einen    Ersatz.     Selbst    unter   den 
Bauern   entstanden  Bauernmnungen    soweit 
Se  unter  dem  Drucke  der  Unfreiheit  und 
G  nndherrschaft    sieh  als  »««lieh  ««J 
Hauchen  verbreiteten  sich  namentlich  in  dei 
Seiten  Hälfte  des  Mittelalters  m  den  Sjdten 
Bruderschaften     mit     religiösen     Zwecken 
Gesellschaften     zur    Pflege    des    geselligen 
Zu  ammenlebens     oder     der     korperhchen 
Uebungen  in  der  buntesten  Mannigfaltigkeit. 
\n-   dieser  Masse   von  Verbänden  erhoben 
|cb  dijenigen,  die,   gestützt  an    die  Zahl, 
L    Re  chtura    die    soziale    Stellung    ihrer 
Wieder,  nach  politischer  Macht   strebten 
iu!f  die  Herrschaft    in    der   Stadt,   in    dem 
Territorium,    in    dem    Reiche    an    sich    zu 
Kissen    suchten.      So    seit    dem    14.  Jahi- 
;  lt    .He    Zünfte    in    den    Stäben     die 
Städtebünde,  wie  namentlich  die  Ha  ^  coe 
grossen  Einungen  von  Städten  und  Landes- 
herren, aus  denen   dann   am  Ende   des   lo. 
Jahrhunderts  die  Umgestaltung  dei  Reichs 
Verfassung  hervorging. 

Während  nach  dem  geltenden  Rechte    m 
Mittelalter  nicht  nur  eine  volle  Freiheit  dei 
Vereinsbildung  bestand,  sondern  jeder  Verein 
Vermögensfähigkeit  hatte  und.  setern  ei  die 
thatsächliche  Macht   hierzu  besass,   gesete- 
gebende  Gewalt.  Gerichtsbarkeit  ™dStraf- 
gwalt  ausübte,  hielt  die  juristische  Theorie 
gätdem    es    überhaupt    wieder   eine   solch 
gab    an  den  Sätzen   des   römischen  hechte* 
frundsätzlich  fest.    Seit  der  Zeit  der  Glossa- 
toren ward    in   den  Schuften   der  Leisten 
,  dDekretisten    wie    auf   den    Lehrstühlen 
der    Universitäten    gelehrt,    da.s    ein    jeder 
Verein  der  staatlichen  Genehmigung  bedurft 
imd  der  Widerspruch,  in  welchem  sich .diese 
Lehre   mit  dem  Leben   und  dem    gel tenden 
Rechte    befand,    ward    nur    künstlich    und 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.    Zweit. 


unvollkommen   durch  die  Fiktion   verdeckt, 
dass  füi   zahlreiche  Gattungen  von  Vereinen 
durch  ein.n  allgemeinen  Reohtssatz  die  Ge- 
nehmigung erteilt  worden  sei  oder  dass  die 
nicht   ausdrücklich  genehmigten,  abei   that- 
Sächlich  bcstchend-n  Vereine  stillschweig 
genehmigt   werden    seien.     Immerhin   aber 
ward    allgemein  der   rechtmässige   Bestand 
aller   Vereine    auf    den   Willen    des    Staat) 
zurückgeführt,  und  es  war  deragemäss  auch 
nur    folgerichtig,   wenn    der    Obrigkeit    das 
Recht  zuerkannt  wurde,  jeden  Verein  nicht 
nur   zur   Strafe   wegen   Rechtsverletzungen, 
sondern  auch  aus  Gründen  des  öffentlichen 
Wolds  durch  einen  Akt  der  Verwaltung  aut- 

^    Jedoch  blieben  im  Mittelalter  diese  Lehren 
ohne  Einfluss  auf  das  Leben.     Anders  ward 
dies,  als  seit  dem  15.  Jahrhundert  die  Lan- 
deshoheit mehr  und  mehr  erstarkte  und  den 
Kampf  mit  den  lokalen  Gewalten  aufnahm, 
um    sie   einer  einheitlichen  Staatsgewalt  zu 
unterwerfen.     In   der  Geschichte   der  Aus- 
bildung   des    modernen    Staates    bezeichnet 
die  Vernichtung   der    mittelalterlichen  \  er- 
einsfreiheit   einen  bedeutungsvollen  Sehritt. 
Die    geistigen    Waffen    hierzu    lieferte    die 
romamstischeRechtswissenschaft.  DieReie hs- 
gesetze  aus  der  ersten  Hälfte  des  16.  Jahr- 
hunderts (Wahlkapitulation  von  1519  Art.  b, 
Landfrieden    von    1548    Art.  24;    Reichsab- 
S    von    1551    §§    96-98)    hatten    nur 
»unziemliche ,    hässige    V  erbindmsse.    Ver- 
strickungen und  Zusammenthuiingder  l  ntei- 
thanen  wider  ihre  Obrigkeit«  und  die  »Ver- 
gadderungen«  von  Kriegsvölkern   und    auf- 
rührerischen Banden  verboten.     Die  Landes- 
crpqetze    dagegen   aelaugten    nach    manchen 
IwSchensS,   in  den  meisten  Territorien 
aber  noch  im  16.  Jahrhundert,  zu  dem  Ver- 
bote  eines   jeden,    ohne    obrigkeitliche   Ge- 
nehmigung   gebüdeten    Vereins    (auch   hiei 
die Gesellschaften    des    Privatrechts    stül- 
schweigend  ausgenommen)  und  zu  der  Vor- 
schrift dass  alle  Versammlungen,  auch  che 
Versammlungen  eines  genehmigten  ^^  ereins 
nur    nach  Genehmigimg    und    unter    obrig- 
keitlicher Ueberwachung  stattfinde*  dürfen. 
Und  wie  diese  Vorschriften  in  dem  Leite, 
dem   römischen   Recht   der  Karserzeit,   ihre 
juristische  Rechtfertigung  zu  find en  sduenem 
so  gelangte  auch  die  herrschende  Staatslehre 
7U"de,n    Schluss.  dass    in    dem   ^aturrech 
die  Vereins-  und  Versammlungsfreiheit  nicht 
gründet    sei.     In   dem  Geschäfte-  und 
Schaf  tevertrag,  durch  wel^e  die  Ru- 
schen den  Staat  gegründet  und  der  btaats 
,,  sieh  unterwerten  haben   blieb  thnen 
zW  das  natürliche  und  unverjährbare  Recht 
^persönliche  Freiheit  und  Eigentum  vor- 
behalten,  nicht    aber    das    Recht    innerhalb 
des  Staates  andere  Vereinigungen  zu  bilden. 
gde  Vereine    sind   eine    Gefahr    für    den 
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Staat,  nur   mit   seiner  Genehmigung  dürfen 
Vereine  gegründet  werden.    Darin  stimmen 
mit  Hobbes  (Leviathan  c.  22,  de  Cive  e. 
13,  §  13)  Pufendorf  (de  Jure  naturae  et 
dum  VII.  c.  2,  §§  21,  22)  wie  Roussea  u 
trat    social    ET,    c   3)    überein.      Zwar 
leiteten    andere,    wie    Justus    H.    Böh- 
mer (Introductio   in   jus  public,  universale 
II,    C.  4.    §    8),    Chr.  Wolff    (Jus    naturae 
VIII.  §§  153ff.),  Achenwall  (Jus  naturale 
II.  §§  16  ff.)  etc.  aus  der  natürlichen  Frei- 
heit des  .Mensehen  auch   seine  Freiheit  ab, 
mit    anderen    zu    erlaubten    Zwecken    sieh 
zu    vereinigen.      Aber    auch    sie    erachten 
den  Staat    für  durchaus    berechtigt,    im    In- 
teresse   seiner   Sicherheit   und    der    öffent- 
lichen Wohlfahrt  die  Bildung  eines  Vereins 
von  seiner  Genehmigung  abhängig  zu  machen. 
Der    im   Polizeistaat    des    18.    Jahrhunderts 
herrschenden     Anschauung    giebt     Justi 
(Grundsätze    der    Polizeiwissenschaft    175(i. 
*  363)  einen  treffenden  Ausdruck,  wenn  er 
sagt:      Da  eine  jede  Regierung  geneigt  ist. 
alle  guten  Endzwecke  zu  befördern,  so'imiss 
eine    jede    Gesellschaft    oder  Versammlung 
einen  gegründeten  Verdacht  wider  sich  er- 
regen, die   nicht   ihre  Absichten  der  Regie- 
rung   entdecket   und    ihre  Bestätigung  und 
Bewilligung  erwartet.' 

3.    England     und    Nordamerika.      In 
England    hatte   weder  das    römische    Recht 
noch    der    Absolutismus    des    Polizeistaates 
Eingang  gefunden.     Hier  ist  zu  allen  Zeiten 
grundsätzlich  die  Freiheit  der  Vereinsbildung 
und  der  Versammlungen  anerkannt  worden, 
weil  kein  Gesetz  sie  aufgehoben  hat.    Aller- 
dings waren  schon  seit  dem  13.  Jahrhundert 
im  Interesse  der  besitzenden  Klassen  Vereine 
und    Versammlungen    der    Arbeiter,    durch 
welche  sie  eine  Erhöhung  der  Löhne  und 
eine   Besserung  der  Arbeitsbedingungen  zu 
erringen    suchten,    verboten    worden   (s.    d. 
Artt.  A r b ei ts e in s t eil  un gen ,  oben  Bd.  I 
S.  300ff.;   Gewerkvereine,  oben  Bd.  IV 
s.  623ff.),  ebenso  wie  seit  der  Reformations- 
zeit  im   Interesse  der  anglikanischen  Kirche 
und  der  herrschenden  Parteien  religiöse  Ver- 
eine, die  sich  der  Staatskirche  entgegenstellten 
(Katholiken,  Sekten,  Dissenters),  weitgehenden 
Beschränkungen  und  vielfachen  Bedrückungen 
unterlagen.     Abgesehen    hiervon    aber   war 
nach  gemeinen,  Recht  nur  die  Teilnahme  an 
Vereinen   und   Versammlungen,   welche  ge- 
waltsame  Friedensstörung    oder   anderweite 
tzwidrige   Handlungen   bezwecken,   mit 
strafe  bedroht     Auch   als   in   der   zweiten 
Hälfte   des    18.   Jahrhunderts    (vornehmlich 
seit  1  ?69)  politische  Ven  tanden,  die 

ini     Macht     im    öffentlichen    Leben 
len,  musste  deren  Gesetzmässigkeit  an- 
«rerden,    wie   denn    auch   Black- 
stone  (Commentaries   on   the  law   of  EngL 
'■'■•  ]  "'■■'-  Recht,  Versammlungen  abzuhalten, 


zu  den  Grundrechten  der  Engländer  iv> 
Erst    unter    der   Nachwirkung,    welch, 
französische  Revolution  ausübte,  wurden  1795 
durch   ein   auf   Zeit   erlassenes,   dann    1799 
(39   Geo.    III,   c.   7H)    durch   ein    dauernde. 
Gesetz    politische    Vereine   Beschränkungei 
unterworfen.     Danach   ist  die  Teilnahm.'  ai. 
Vereinen     strafbar,    deren    Mitglieder    sich 
eidlich  verpflichten  oder  deren  Oberen  nichl 
allen    Mitgliedern    bekannt  sind   ..der   d 
Mitglieder  verheimlicht  werden.  Noch  weiter 
ging  das  Gesetz   von   1817  (57  Geo.  DJ,   ,. 
19),   welches    verbietet,    dass    Verein,-    mit 
anderen  Vereinen   in  Verkehr   treten   sowie 
dass  Abgeordnete   verschiedener  Vereine  zu 
einer  Versammlung  zusammentreten.    Hier- 
von  sind    nur   wissenschaftliche   und    wohl- 
thätige  Vereine  ausgenommen.    Jedoch  kann 
nach  einem  Gesetz  von  1846  (9  et  10  Vict, 
c    33)    nur    die    Staatsanwaltschaft    wegen 
Verletzung  dieser  Vorschriften  Anklage  er- 
heben.    Thatsächlich  ist  dies    bisher"  noch 
niemals  vorgekommen.     Sind  die  erwähnten 
Gesetze  auch  heute  noch  nicht  aufgehoben, 
so   sind   sie    doch   ausser   Anwendung    «-e- 
korumen. 

Thatsächlich  unterhegen  die  Bildung  von 
Vereinen  und  die  Teilnahme  an  Vereinen 
irgend  welchen  Beschränkungen  nicht,  sofern 
ein  Verein  nicht  rechtswidrige  Zwecke  ver- 
folgt. In  diesem  Falle  machen  sich  die  Mit- 
glieder der  conspiracy,  des  Komplotts, 
schuldig.  Rechtswidrig  ist  der  Zweck 
Vereins  aber  nicht  nur  dann,  wenn  die 
Handlungen,  die  ausgeführt  werden  oder 
ausgeführt  werden  sollen,  an  sich  strafbar 
sind,  sondern  auch  dann,  wenn  sie  nur  mit 
einer  Civilklage  verfolgt  werden  können, 
sofern  sie  von  einem  Einzelnen  allein 
gangen  werden. 

Das  Versammlungsrecht  ist  durch 
besondere  Gesetze  nicht  normiert.  Nach 
gemeinem  Rechte  (common  law)  ist  aber 
die  Teilnahme  an  einer  ungesetzlichen  Ver- 
sammlung (unlawful  assembly)  ein  strafbares 
Vergehen  (misdemeanour).  Ungesetzlich  ist 
eine  öffentliche  Versammlung: 

a)  wenn  sie  einen  Friedensbrueh  (breach 
of  the  peace)  begeht  oder  zu  begehen  be- 
zweckt : 

b)  wenn  sie  bezweckt,  mit  offene,  Ge- 
walt ein   Verbrechen  (crime)  zu  begehen: 

c)  wenn  sie  --  für  welchen  Zweck  sie 
auch  abgehalten  werden  mag  —  den  in  der 
Yiehlinr-ehaft  |„.findlicheu  Personen  begrün- 
dete Ursache  giebt,  zu  befürchten,  dass  die 
Abhaltung  der  Versammlung  zu  einem 
Friedensbrueh  führen  werde; 

d)  wenn  sie  bezweckt,  die  verschiedenen 
Klassen    der    Bevölkerung    gegen    einan 
aufzureizen   oder   ein  Komplott  (conspir 
herbeizuführen   oder  dessen  Bildung  vorzu- 
bereiten.   Doch  ist  es  nicht  unbestritten,  ob 
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m,.l,    i„    diesem    Falle     die    Versammlung 
ungesetzliche  ist. 
Wird  in    der  Versammlung  der  Frieden 
nen    so   machen  sich  die  Teilnehmer 
!,.,      Versammlung     des     Aufruhrs     (not) 
jehuMig.      Hat    ein     Friedensrichter ■    «ter 
3heriff  die  in  dem  Riot  Act  von  1*14(1  (reo. 
I  ,.|,    ös    "I  vorgesehene  Proklamation  ver- 
legen   so  begeht  jede  Person,  die  nach  Ab- 
imf  einer  Stunde  an  der  Versammlung  noch 
,'eü     nimmt,    eine    felony     und     kann     mit 
fteiheitsstrafe    bis   auf    Lebenszeit   bestraft 
werden. 

Das  Recht  der  Vereins-    und  \ersaram- 
äfreiheit   ward   in    den    Vereinigten 
Staaten    von    Nordamerika    als    im 
gemeinen  Recht  begründet    anerkannt     Als 
im   Jahre    1789   die   Verfassung   der  Union 
durch  die  Aufnahme  der  Freiheitsrechte  er- 
gänzt   ward,   bestimmte   Art.  1:    »DerKon- 
Iress     darf    kein     Gesetz    erlassen,    durch 
welches  das  Recht  des  Voltes  sich  friedlich 
zu    versammeln    beschränkt    wird.«      \Varu 
dadurch  auch  die  Gesetzgebung  der  einzelneu 
Staaten  nicht  gebunden,   so   haben  doch  die 
Verfassungen    aller    einzelnen    Staaten    der 
Union  die  Versammlungsfreiheit  in  gleicher 
Weise    gewährleistet.      Der    Vereinsfreiheit 
geschieht  in   den    Verfassungen  der   Union 
and    der   Staaten    keiner  Erwähnung,   aber 
auch  sie   ist  durch  das  gemeine  Recht  und 
durch     die    politische    Ueberzeugung    des 
I      en  Volkes  genügend  geschützt 

Nach     englisch-amerikanischem    Rechte 
Bind    übrigens    die    Vereine    privafrechtlich 
nur       Gesellschaften.         Korporationsrechte 
können    sie   nur  durch  den  Staat  erhalten. 
In  England  können  mir  durch  Gesetz  oder 
durch  königliche  Verordnung  im  Geheimen 
Rat    (order'  in    Council)    Korporationsrechte 
!    verliehen   werden.     Im  Laufe  des  19    Jahr- 
!    huuderts    ist    jedoch    für    einzelne    Klassen 
von   Gesellschaften   durch   Gesetz  bestimmt 
worden,    dass    sie    unter    den    gesetzlichen 
Normativbedingungen  durch  ihre  Gründung 
Korporationsrechte   von    Rechts   wegen    er- 
werben (so  Aktiengesellschaften  oben 
Bd.    I  S.  14:. ff..    Banken  oben  Bd.   IL   b. 
198ff     Gewerkvereine  oben  Bd.  IV  ö. 
6^3 ff)     Auch  in  Nordamerika  sind  in    den 
letzten  Jahrzehnten  Gesetze  dieser  Art  erlassen 
worden,    während    abgesehen    hiervon    zur 
Erteilung  von  Korporationsrechten  an  einen 
Verein    ein    Specialgesetz    des    Staates   er- 
forderlich ist.  .  , . 
4.  Frankreich.    In  Frankreich  war  bis 
zum  Ausbruch  der  Revolution  die  Eutwicke- 
lung  eine  ähnliche  gewesen  wie  in  Deutsch- 
land.     Ludwig    XIV.    hatte   den   absoluten 
Staat    vollendet,    in    welchem   die   Vereins- 
und  Versammlungsfreiheit  keine  Stelle  mehr 
finden  konnte.    Im  18.  Jahrhundert  war  es 
ein  aligemein  anerkannter  Satz,  dass    kein 


Verein  gebildet,  keine  Versammlung  gehalten 

-    dürfe  ohne  Genehmigung  des  k 
oder  der  Polizeibehörde.    Einer  der  hervor- 
ragendsten Juristen   der  Zeit,   Merlin,  be- 
zeichnet   dies    geradezn    als      un    axiome 
trivial     (Repertoire  de  jurisprudence,    1775, 
Bd.  I   s.  394).    Im  Jahre  1789  fielen  cl 
wie    andere    Sehranken    der    persön] 
Freiheit   von   selbst.     Es    ist  aber  charakte- 
ristisch, dass  aicht  die  Vereins-,  sondern  nur 
die   Versammlungsfreiheit    eine    gesetzl 
Anerkennung  fand.     Nach  dem  Vorbilde  der 
nordamerikanischen    Verfassung    bestimmte 
zunächst    das  Gemeindegesetz  vom    14  De- 
zember   1789,   Art  62:     Die  Bürger    I 
das  Hecht,   sich  friedlich  und   ohne  Waffen 
zu  versammeln,  um  Adressen  und  Petitionen 
zu  beraten,  unter  der  Bedingung,   Ort  und 
Zeit    der     Versammlung    der    Ortsbehörde 
vorher  anzuzeigen.«     Die    Verfassung    vom 
3   September  1791,   Tit.  1,   Art.   3   gewähl- 
leistete  dann  das  Recht,   sich  friedlich  und 
ohne  Waffen  zu  versammeln  unter  Beobach- 
tung der  Polizeigesetze.  (Aehnlich  Erklärung 
der  Menschenrechte  Art.  7  in  der  Verfassung 
vom  "4.  Juni  1793.)     Das  Polizeigesetz  vom 
19    Juli   1791   Art   14  erstreckte   die  Vor- 
schrift   des    Gesetzes    von    1789    auf    alle 
Vereine  und   Klubs.     Thatsächlich    freilich 
bestand    die   Vereins-    und    Versammlungs- 
freiheit   nur    für    die    radikalen    Parteien 
welche    durch    ein   über    das    ganze    Land 
ausgedehntes  und  wohl  organisiertes  System 
von"  Klubs  die  Herrschaft    an    sich  rissen. 
|  Auch  der  Versuch,  der  in  dem  Dekret  vom 
29    September  1791   gemacht  wurde,   deren 
Ausschreitungen      entgegenzutreten .      blieb 
wirkungslos.     So  führte  der  Missbrauch  der 
Freiheit    sehr    bald    wieder    zu   ihrer    Auf- 
hebung    Die  Verfassung  von  1795  (5.  Frac- 
tidor    III)     verbot     alle    Vereine,     die    der 
öffentlichen    Ordnung    zuwiderlaufen,    und 
gab   damit  der  Regierung  das  Recht,  jeden 
Verein   aufzulösen.     Vereine,   die   sieh   mit 
politischen  Fragen   beschäftigen,   dürfen  mit 
einander    nicht'  in    Verkehr     treten,    kerne 
öffentlichen     Versammlungen    halten:     ihre 
M         i,  lei  dürfen  keine  Abzeichen  tragen  etc. 
(Art  360-362).     Gleichzeitig  wurden  alle 
Klubs  aufgehoben  (Dekret  vom  6.  Fruct  111) 
und    nach    wenigen    Jahren    durch    Dekret 
vom  22    Ventöse    VI    (14.   März    1/98)  alle 
politischen  Vereine   geschlossen     Die   Ver- 
fassung   vom    22.    Frimaire    VIEL    (13.    De- 
zember   1799)    erwähnte    der  Vereine    und 
Versammlungen  überhaupt  nicht  mehr.   Lei- 
Code  penal  von  1810   hat  für  jeden  Verein, 
der   mehr   als    20    Mitglieder   hat     Geneh- 
migung vorgeschrieben,  die  an  beliebige  Be- 
dingungen   geknüpft   werden    kann.     Auch 
bedarf   ein  per,  der  seine  Räumlichkeiten 
zur    Abhaltung    einer    Vereinsversammlung 
hergiebt  vorheriger  Genehmigung  (Art  -91 

25* 
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bis  294).  Diese  Bestimmungen  fanden  dann 
auf  alle  Versammlungen  durch  eine  kon- 
stante   Praxis  der   Behörden   und    Gerichte 

Anwendung,  und  dies  ward  durch  Dekret 
vom  25.  .März  L852  ausdrücklich  sanktioniert. 
Inzwischen  aber  waren  durch  das  G.  v. 
10.  April  1834  die  Vorschriften  des  Code 
penal  noch  verschärft  worden.  Insbesondere 
konnte  hiernach  die  Genehmigung  jederzeit 
zurückgenommen  weiden.  Die  Verfassung 
von  1^4^  hat  dann  zwar  wieder  die  Vereins- 
und Versammlungsfreiheit  anerkannt  (Art.  8), 
nachdem  vorher  schon  zu  ihrer  Regelung 
das  G.  v.  28.  Juni  1848  erlassen  worden 
war.  Indes  wurde  durch  das  G.  v.  19.  Juni 
1849  der  Regierung  wieder  das  Recht  er- 
teilt. Vereine  und  öffentliche  Versammlungen 
im  Interesse  der  öffentlichen  Sicherheit  auf- 
zulösen und  zu  verbieten,  und  das  Dekret 
vom  25.  März  1852  hob  das  <1.  v.  25.  Juni 
1848  auf  und  stellte  das  frühere  Recht 
wieder  her.  Erst  das  G.  v.  6.  Juni  1868 
hat  die  polizeilichen  Beschränkungen  der 
Privatversammlungen  aufgehoben  und  für 
öffentliche  Versammlungen  dieselben  gemin- 
dert. An  seine  Stelle  ist  das  G.  v.  30.  Juni 
1881  gerieten.  Danach  bedürfen  auch 
öffentliche  Versammlungen  keiner  Geneh- 
migung, wie  sie  auch  im  voraus  nicht  unter- 
sagl  werden  können.  Nur  müssen  Zeit, 
Ort  und  Zweck  24  Stunden  vorher  der  Be- 
hörde angezeigt  werden.  Ein  Vertreter  der 
Behörde  hat  das  Recht,  deu  Versammlungen 
beizuwohnen,  darf  sie  aber  nur  auf  Antrag 
des  Vorstandes,  oder  wenn  Thätlichkeiten 
vorkommen,  auflösen.  Auf  öffentlichen 
Strassen  und  Plätzen  dürfen  Versammlungen 
nicht  stattfinden.  Aber  das  G.  v.  1881  be- 
zieht sieh  nur  auf  Versammlungen,  nicht  auf 
-Vereine.  Für  sie  blieben  noch  die  Vor- 
schriften des  Code  penal  wie  des  G.  v.  1834 
in  Kraft.  Selbst  genehmigte  Vereine  konnten 
hiernach  jederzeit  aufgelöst  werden.  Kor- 
porationsrechte kennte  ein  Verein  nur  da- 
durch erhalten,  dass  er  zu  einem  etablisse- 
ineiit  d'utilite  publique  durch  ein  nach  An- 
hören  des  Staatsrates  erlassenes  Dekret  des 
Präsidenten  der  Republik  erklärt  wird, 
ünterstützungsvereine  auf  Gegenseitigkeit 
tes  de  secours  tnutuels)  und  die  Ge- 
werkvereine  (syndicats  professionels)  er- 
werben durch  ihre  Gründung,  zu  welche]' 
die  ersteren  allerdings  der  Genehmigung 
bedürfen,  die  Rechte  juristischer  Personen 
und  unterliegen  nicht  den  Beschränkungen 
des  Vereinsrechtes. 

Erst  das  viel  umstrittene  ( ',.  v.  1.  Juli 
1901  hat  Frankreich  die  Vereinsfreiheit 
gebracht.  Dasselbe  bezieht  sich  auf  alle 
welche  nicht  den  )em  privatwirt- 
tlichen  Zweck  der  Verteilung  von  l  le- 
winn  unter  die  Mitglieder  verfolgen  (Art.  1). 
Ferner  unterstehen   dem   Gesetze  nicht  die 


Handelsgesellschaften ,  die  Gewerkvereiae 
(vgl.  oben  Bd.  IV  S.  08!))  und  die  Unter- 
stützungsvereine auf  Gegenseitigkeit  (soeiötes 
de  secours  mutuelsvgl.  oben  Bd.  I  S.  639),  für 
welche  die  bisherigen  Gesetze  in  Geltuni 
bleiben  (Art.  21). 

Nach  dem  Gesetze  vom  1.  Juli  1901 
sind  unerlaubt  und  verboten  nur  Vereine, 
die  für  einen  Zweck  gegründet  werden  cdci 
einen  Zweck  verfolgen,  der  den  Gesetzen 
oder  den  guten  Sitten  zuwiderläuft  oder 
der  darauf  gerichtet  ist,  die  Unverletzlich- 
keit  des  Staatsgebiets  oder  die  republikanische 
Regierungsform  zu  bedrohen  (Art.  3).  Die 
Auflösung  eines  solchen  Vereins  ist  durch 
gerichtliches  Urteil  auszusprechen,  das  auf 
Autrag  der  Staatsanwaltschaft  oder  aber  auf 
Antrag  eines  jeden  Interessenten  (a  la  re- 
quete  de  tout  interesse)  zu  erlassen  ist 
(Art.  7).  Diejenigen,  die  nach  der  gericht- 
lichen Auflösung  an  der  Aufrechthaltung 
oder  der  Wiederherstellung  eines  solchen 
Vereins  als  Gründer  oder  Leiter  sich  be- 
teiligen oder  die  durch  Hergäbe  von  Räum- 
lichkeiten die  Versammlung  der  Mitglieder 
befördern,  sind  mit  Geldstrafen  bis  5000 
Francs  und  mit  Gefängnis  bis  zu  einem  Jahre 
bedroht  (Art.  8). 

Die  Bildung  und  die  Thätigkeit  aller 
anderen  Vereine  sind  völlig  frei  und  unter- 
stehen nur  den  Bestimmungen  des  gemeinen 
Rechts.  Doch  kann  jedes  Mitglied  nach 
Zahlung  seines  Jahresbeitrags  aus  dem  Ver- 
eine ausscheiden.  Entgegenstehende  Bestim- 
mungen der  Vereinsstatuten  sind  rechtsun- 
giltig  (Art.  4).  Die  Gründung  eines  Vereins 
bedarf  weder  der  Genehmigung  noch  des 
Anzeige  (Art.  2).  Das  noch  in  dem  (I.  v. 
30.  Juni  1881  wiederholte  Verbot  der  Grün- 
dung von  politischen  Klubs  ist  aufgehoben 
(Art  21).  Doch  können  Vereine,  deren 
Mitglieder  in  ihrer  Mehrheit  fremde  Staats- 
angehörige sind,  sowie  solche,  deren  Leiter 
Fremde  sind,  oder  die  ihren  Sitz  im  Aus- 
lande haben,  durch  Dekret  des  Präsidenten 
der  Republik  aufgelöst  werden,  sofern  ihre 
Thätigkeit  geeignet  erscheint,  entweder  die 
normalen  Bedingungen  des  Warenverkehrs 
oder  der  Effektenbörse  zu  stören  oder  aber 
die  innere  oder  äussere  Sicherheit  des 
Staates  zu  bedrohen  (Art.  12).  Die  er- 
wähnten Straf beslimmungen,  die  gegen  die- 
jenigen gerichtet  sind,  die  einen  durch  ge^ 
riehtliches  Urteil  aufgehobenen  Verein  auf- 
rechtzuhalten oder  wieder  herzustellen 
suchen,  finden  auch  hier  Anwendung. 

Nur  auf  die  religiösen  Genossen- 
schaften (congregations  religionses)  er- 
streckt sich  die  Vereinsfreiheit  nicht.  Eine 
religiöse  Genossenschaft  kann  künftighin  nur 
gegründet  werden  auf  Grund  einer  durch 
Gesetz  zu  erteilenden  Ermächtigung  und 
tinter  den  darin  aufgestellten.  Bedingungen. 
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lach  eine  zugelassene  rehgiose  Genossen- 

S     kann     nur    mit    Genehmigung    des 

fflenten  der  Republik  eine  neue  Nieder- 

rilnden,    und    jede  Genossenschaft 

Niederlassung   einer   solchen  kann 

Dekret  des  Präsidenten  der  Eepublik 

Löst    weiden.     Die  bei   Erlass 

es  bestehenden  nicht  genehmigten 

egationen,   deren   Zahl  im  Jahre  190U 
rieh  auf  744  belief  (gegenüber  von  773  ge- 
nehmSen),   haben   binnen    3   Monaten   ihre 
ng     nachzusuchen,    widrigenfalls 
"'aufgllösl    gelten.    Suchen  sie.  aber 
2,J    gieser    Frist    die    Genehmigung 
„ach    so  bleiben  sie  bestehen,  bis  ihnen ^aus- 
drücklich die  Genehmigung  versagt ■  tou  und 
ne  damit  aufgelöst  werden  (Art.  18).    -Uit- 
,    einer5  nicht    genehmigten    Kongre- 
-       n  dürfen  weder  eine  üntemchtsanstatt 
noch    an  einer  solchen  l  nterncht  er- 

''  Die  Teilnehmer   an   einer  ohne  Ermäch- 
tigung   nengegründeten    Kongregation   oder 
emer  aufgelösten  Kongregation  sind  mit  den 
oben     angeführten     Straten     bedroht,     die 
Gründer  und  Leiter  mit  Strafen  bis  zu  dem 
ten  Betrage   .Art.  16).     Auch   ist   der 
, „,,     einer    jeden     Kongregation    yer- 
Z   auf  Erfordern  des  Präfekten  jeder- 
gn'jahres-Voranschlag  der  Einnahmen 
S  ausgaben,  das  Inventar  der  beweglichen 
„nd    unbeweglichen    Güter   und    das    Ver- 
zeichnis   der    Mitglieder    der  Kongregation 
vorzulegen.     Die  Weigerung,  diese   Sehn - 
stücke  -vorzulegen,  sowie  wissentlich Jakefo 
Angaben   sind    mit    Geld-    und    Gefängnis 
strafen  bedroht  (Art.  15).  . 

ins  Gesetz  normiert  aber  nicht  nm  die 

öffentlich-rechtliche    Stellung    der    Vereine, 

,ni  bestimmt  auch  die  Voraussetzungen, 

unter  denen   ein  Verein  Rechtsfähigkeit  er- 
langen kann.    An   sich  ist  em Jerem   nm 
eine   Gesellschaft    und   untersteht    den   Be- 
stimmungen   des    Code    civil   über    GeseU- 
schaftsverträge    (Art     1832-1873).      Doch 
•„:,„„    jeder    Verein    durch    Anmeldung    bei 
.ler  Präfektur   des  Departements  oder   der 
Dnterpräfektur  des  Arrondissements  in  dem 
der  Verein   seinen  Sitz  hat.   eine   allerding, 
eehr   beschränkte  Rechtsfähigkeit   erlang 
Die   Anmeldung,    der    die    ™rgesehnebenen 
Schriftstücke  beizufügen  sind,  genügt  hierfür 
Ein   solcher  Verein    kann   dann   klagen  und 
verklagt    werden,    und    durch     entgeltliche 
Rechtsgeschäfte   (nicht  durch  Annahme  von 
Schenkungen    —    mit    Ausnahme    der    Au- 
SSS  des    Staats,    der    Departements 
3dS   Gemeinden    -     und   let ztwdhgen 
Zuwendungen)  Vermögen  erwerben  und  be- 
sitzen.    Aber   diese   Vermögensfahigkeit   ist 
eine  engbegrenzte.     Der   Verein    kann    nur 
die   Beiträge  seiner  Mitglieder,  den   Besitz 
der    Räumlichkeiten,   die    er    zu   der    ver- 


waltung   und    den    Versammlungen   semer 
Mitglieder    bedarf,    sowie    d,-     lu^tum 

Grundstücke  erwerben,  die  für 
Erfüllung    der     Ver  fm& 

(strictement)    notwendig    sind    (Art.    •>■    '". 
Auch    ist    der    Verein    verpflichtet,    binnen 

dreiMonatei   81  •  *    &n  l'  ■  ;|  -':'   ä0Wie, 
Veränderung  inder  Leitung  und  Nene, 

des  verei  is  ai     in  I  ,,!;l".'1" 

Um-   gegen    diese    Vorschriften    kann    der 
Verein   durch   gerichtliches  Drteil   ante 
werden,   und  lr   die  Zuwiderhandlung 

verantwortliehen      Personen     smd     strafbar 

(ÄTVolie    Rechtsfähigkeit    können    Vei 
nach    wie    vor   nur  dadurch  erhalten 
sie  von   dem  Präsideuten   de, 
einem    etablissement   d'utiüte  piibhq 
klärt  werden  (Art.   10).     Doch   b 
auch  dann  Grundstücke   nur  erwerben,   so- 
weit   sie   deren   für   ihre  Zwecke   bedürfen 
Im    übrigen   müssen   sie   ihr    Vermögen    m 
S^dSve!schreibungen,dieavJ  ihren Namen 
ausgestellt  sind,  anlegen  (Art.  11).  Siesollen 
dalrch     veranlasst     werden       franzosische 
Esrenten,   die   auf  ihren   Namen  m   das 
Staatsschuldbuch    eingetragen    werden,     zu 
eSSben.    Die  Annahm.-    von  Schenkungen 
Sd  letztwilligen  Zuwendungen   bedarf   der 
staatlichen    Genehmigung   (Code    civil    Art. 
KTg   v  4.  Februar  1901   Art.  54).    Grund- 
stücke, die   sie  auf   diese  ^ise  erwer^ 
müssen,    sofern   s.e    nicht    für   die   Z™*to 
'des  Vereins   notwendig  sind    innerhalb .der 
bei     ,!.:■!■    Genehmigung    bestimmten    Frist 
veräussert  werden  (Art.  4).  „ui:„v0 

Ein  jedes  entgeltliche  oder  unentgeltliche 
Rechtsgeschäft  unter  Lebenden  ™™ 
Todeswegen  ist  nichtig,  sofern  es ^bezw 
einem  erlaubten  oder  unerlaubten  V« 
eTzu  ermöglichen,  sich  den  Vorschrdten 
fes  Gesetzes  zu  entziehen,  mag  es  unmittel- 
u  ^er  durch  eine  dazwischen  geschobene 
P^rsoToder  auf  dnem  anderen  mittelbaren 

Wege  vorgenommen  werden  (Art.   u  ■     ^e 
JX»     Forschriften    enthält    d«to* 
noch    um   der  Umgehung   des  Gesetzes  zu 

!  n     der    religü  "Ä^Ste 

vorzubeugen  (Art  17),  sowie  u hei  Ue 
Liquidation  des  Vermögens  der  bestehenden 
nicht  genehmigten  Kongregationen,  sofern 
sie  die  erforderliche  Genehmigung  nicht  er- 

H?  '  Deutschland.  a, 
eebung.  In  Deutschland  beginnt  die 
^Gesetzgebung  ^/»^S 
sehen  Allgemeinen  Landrecht  von  l.-'i- 
SJSbe  enthält  zunächst  die  priva  rech  - 
tichen  Normen  für  die  ausschliesslich  auf 
einen  Vermögensvorteil  ihrer  Mitglieder  ge- 
richteten    Gesellschaften    ohne    korporative 

GeiSgVü  I-  Tlt-  1T-  §§  W\ÜX  Ihnea 
Sen    aüe  anderen    Gesellschaften    gegen 
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Qber  (Teil  II.  Tit.  6).    Sie  sind,  sofern  ihr 
Zweck   und   ihre   Thätigkeit    der   gemeinen 
Ruhe,  Sicherheil  und  Ordnung  nicht  zuwider- 
laufen,   auch    ohne    Genehmigung    erlaubt. 
Nur   geheime   Verbindungen    bedürfen   der 
iimigung  (II,   20,   §§  185).     Damit  war 
mit  dem  römischen  Rechte  und  dem  Rechte 
des  Polizeistaates   gebrochen.    Aber  freilich 
behielt    sich  der  Staat  das  Recht  vor.  auch 
solche    Vereine   jederzeit   aufzulösen   (II,   6, 
§    4),    >wenn    sie   anderen    gemeinnützigen 
Absichten    oder    Anstalten    hinderlich    oder 
nachteilig  sind  .     Wenn   jedoch  der  Verein 
ausdrücklich  genehmigt  worden  ist,  so  kann 
er  nur  aus  überwiegenden  Gründen  des  Ge- 
meinwohles   und    gegen    hinlängliche    Ent- 
schädigung  aufgehoben    werden,    falls  seine 
Mitglieder   nicht  eines  groben  Missbrauches 
der  Genehmigung  zum  Schaden  des  Staates 
edei-   anderer   Personen    durch  gerichtliches 
Erkenntnis   schuldig   befunden  worden  sind 
(II,  6,  §  24,  Einleitung  §§  Tu— 72).    Korpo- 
rationsrechte können  nur  Vereine,  die  einen 
auernden    gemeinnützigen    Zweck    ver- 
folgen, durch  staatliche  Verleihung  erhalten 
(II.  6,  §  25).     Alle   erlaubten   Vereine  aber 
Italien    für    ihre    inneren     Verhältnisse    die 
Rechte   einer  Korporation   (II,   6,   §   14)  — 
höchst    unklare    Bestimmung,    die    zu 
unentwirrbaren  Streitfragen  Anlass  gegeben 
hat.  —  Indes  wurden  sehr  bald  wieder  auch 
in  Preussen  unter  der  Einwirkung  der  fran- 
ächen    Revolution   durch   das  Edikt  vom 
20.    Oktober    1798    alle     Vereine    verboten, 
he  die  Beratung  politischer  Angelegen- 
n    bezwecken,   oder  in    welchen    unbe- 
kannten  Oberen   Gehorsam  oder  bekannten 
Oben       anbedingter   Gehorsam    versprochen 
wird,    .-owie    solche,    deren    Mitglieder    zur 
Verschwiegenheil      über     Vereinsangelegen- 
n    ach    verpflichten.     Durch   V.   v.   6. 
Januar    1816    ward    das  Edikt  erneuert  und 
auf  die  gesamte  Monarchie  ausgedehnt. 

Diesen  Standpunkt  nahmen  auch  die 
meisten  anderen  deutsehon  Staaten  bis  zum 
Jahre  1848  ein.  Die  Bildung  von  Vereinen, 
die  keinen  politischen  Charakter  halten, 
wurde  stillschweigend  geduldet.  (Doch 
schrieb  in  Bayern  noch  das  Edikt  vom 
1.  März  1832  für  jeden  Verein  Genehmigung 
vor.)  Die  Bildimg  von  politischen  Vereinen 
wai  nur  mit  Genehmigung  gestattet  oder 
gänzln  h  verboten.  Der  Beschluss  des  Bundes- 
-  vom  .").  Juli  1832  verbot  alle  Vereine 
mil  politischen  Zwecken  und  machte  eine 
jede  öffentliche  Versammlung  von  vorheriger 
Genehmigung  abhängig.  Hiervon  wagten 
nur  wenige  Staaten,  wie  Baden  in  den 
'"  '  '•"  "  über  Vereine  und  Versammlungen 
N""<  26.  Oktober  und  15.  Novembei  1833 
und  Württemberg  in  dem  Strafgesetz- 
buche vom  l.  März  1839  Art.  149  und 
Polizeistrafgesetz  vom  2.  Oktober  l839Art.l8 


abzuweichen.     Von   den  Verfassungen  hatte 
nur  die  von   Sachsen-Meiningen    von 


1829    S    28    das    Vereinsrecht   ausdrücklich 
anerkannt 

Erst  in  der  Gesetzgebung  des  Jahres  Isis 
und  der  folgenden  Jahre  ward  endgiltig  dea 
Grundsatz   aufgegeben,    dass    nur   mit  G% 
nehmigung  Vereine  gebildet  und  Versamm- 
lungen   abgehalten    werden    dürfen.     NacJ 
den    von    dem    deutschen    Parlamente    be- 
schlossenen   Grundrechten     des     deutschen 
Volkes    haben    die    Deutschen    das    Recht 
ohne  vorherige  Genehmigung  sich   friedlich 
und  ohne  Waffen  zu  versammeln  und   Vor- 
eine zu   bilden.     Nur  Volksversammlungen 
unter  freiem  Himmel  können  bei  dringender 
Gefahr    für    die    öffentliche    Ordnung    und 
Sicherheit  verboten  werden  (Art.  8,  Reichs- 
verfassung von   1849   $§  161,   162).    Diese 
Bestimmungen   gingen,  jedoch  mit  wesent- 
lichen Abschwächungen,  in  die  Verfassungen 
von  Preussen  (Artt.  29,  30),  Oldenburg 
(Artt,  50,  51)  und  einigen  Kleinstaaten  über. 
Die  näheren  Bestimmungen  wurden  in  ihnen 
einem    Gesetz    vorbehalten.      Auch   in    den 
anderen  Staaten  wurden   besondere  Gesetze 
über  die  Vereins-  und  Versammlungsfreiheit 
erlassen.     Diesen    Gesetzen   diente   vielfach 
(so    namentlich    in    Preussen,    Bayern, 
Sachsen)  das  französische   G.  v.  28.  Juni 
1848  als  Vorbild.    Der  reaktivierte  Bundes- 
tag glaubte  noch  einmal,  der  Vereins-  und 
Versammlungsfreiheit      engere      Schranken 
ziehen    zu   müssen.     Indes   ward   sein   Be- 
schluss  vom    13.  Juli    1854  in   Preussen 
und    Bayern    nicht    ausgeführt,    während 
allerdings  in  anderen  Staaten,  wie  Württem- 
berg, Hannover,  Hessen  etc.,  ihm  die 
Landesgesetze  weichen  mussten. 

In   den  deutschen  Bundesstaaten  stehen 
gegenwärtig  in  Geltung:   Preussen,  Ver- 
fassung Artt.  29,  30,   sogenannte  V.   v.   11. 
März   1850   über   die  Verhütung    eines   die 
gesetzliche  Freiheit  und  Ordnung  gefährden- 
den   Missbrauchs   des    Versammlungs-    und 
Vereinigungsrechts;    durch   V.   v.    15.  Juni 
1867  auf  die  neuen  Provinzen,   durch  G.  v. 
25.  Juni  1876   §  10   auf  Lauenburg  ausge- 
dehnt. —  Bayern,  GG.  v.  20.  Februar  1850 
und  v.  15.  Juni  1898.  —  Sachsen,  GG.  v. 
22.  November  1850   und  21.  Juni  1898.   — 
Württemberg,  G.  v.  2.  April  1848  über 
\  olksversammlungen  ;  Polizeistrafgesetz  vom 
27.  Dezember  1871  Art.  9:  Strafgesetzbuch 
von  1839  §  149.  —  Baden,  G.  v.  21.  No- 
vember 1867.  --  Hessen,  VV.  v.  17.  Sep- 
tember  1849    und   7.    September    1854.    — 
Mecklenburg-Schwerin,    VV.    v.    27. 
Januar  1851  und  2.  Mai  1877.  —  MeckJen- 
burg-Strelitz,  V.  v.   19.   Februar   1891. 
■    Sachsen -Weimar,   VV.   v.   15.   Juli 
1874   und  21.  April  1875.  —  Oldenburg, 
Verfassung  vom   22.  November   1852  Artt. 
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„    -i     v    v    19.  Juli    1855.     -   Braun - 
',„;.,,.■  GG.  v.  4.  Juli  1853  und  16. No- 

Grundgesetz    v.   23.    August    1829    §28,      ■ 

■■;.  Oktober  1878.     -  Sachsen-Alten- 

•  -        vv.   v.    1.   März    18oo   und  v.    28. 

SS    1888.  BMy«-'  Äfä 

intha     Staatsgrundgesetz   \.   rf-   Mai   '   ■'- 
,       iV,   -  Anhalt.  GG.  v.  26.  Dezember 
8Sund'l4.Märzl898.-Sch^arzburg 
ßudolstadt,   V.  v.  23.  Mai  18o6, ,rGG.  , 
-,   Januar  1894  und  23    Dezember  1898 
q«. h  war zburg- Sondershausen,  trtj.v. 

'  :.;.  16?Februar  1874  und  14.  August 

1896-  Waldeck,  V.  v.  25.  November 
lg?!  Beussä.  1...  Vv.28.Aprdl855, 
,;.  v.S.Januar  1887.  -  Beuss  ].  L.,  GG 
v  ",  Juli  1852  und  9.  April  1897.  - 
Schaumburg-Lippe  Gv.  30.  Jum  18o5^ 

1  ipT)e      It.    v.    28.    lehruar    1891.    - 
1  •,),',.,  k     G     v.    15.    September   1888.   — 
Bremeiv    Verfassung    vom    17.  November 
s-  \  iß    G    v    22.  März  1871.  -  Harn 
nr°g!G6'v    19.    Mai  1893.   -    |lsa|s 
Lothringen.   Coüe  renal  Am.  -Jl-  -'- ■ 
GG    v.  10   April  1834  und  b.  Juni  1868 
In  die  Landesrechte  Mt  aber  die  Eeichs- 

Besetz  e  e  b  u  n  g  eingegriffen.  Da>  Reu  h  ist 
lach   Mt.  4  Ziff    13  zuständig  zur  gemein- 
en    Gesetzgebung     über    das     gesamte 
,,rll(.hl.   Recht    und    hat    demgemass  in 
fi  Bürgerlichen   Gesetzbuch  auch 
,li..  privattechtiichen  Verhältnisse  der  Ver- 
eine   einheitlich     normiert.      Nach   Art    4 
Ziff    16  ist  es  aber  auch  zuständig  zur  Ge- 
setzgebung über  die  öffentiichrechüichen Ver- 
SK  der  Vereine.     Das  Reich  ha    zwar 
bisher    noch    kein    Vereinsgesetz    erlassen, 
.,„,.    es    hat    einzelne    gesetzliche    Bestim- 
mungen  getroffen,   die  die  entgegenstehen- 
denVorschriften   der  Landesgesetze  aufge- 
hoben haben.  1QQ   19q 
1    Nach  dem  Strafgesetzbuch  §§  128,  }-» 
ist  die  Bildung  von  und  die  Teilnahme  an  ^  er- 
eten  verboten,  a)  deren  Daseyi,  Verfassung 
oder  Zweck  vor  der  Staatsregierung  geheim 
ÄtenWden  sollen,  b)  in  welche« 1  gegen 
unbekannte  obere  Gehorsam  oder  gegen  be- 
fehle   Obere   unbedingter    Gehorsam   ver- 
brochen  wird,   c)  zu   deren  Zwecken  oder 
Eaftigung    es    gehört.    Massregeln    der 
Verwaltung   oder  die  Vollziehung  von  Ge 
setzen   duK-h  ungesetzliche    Mittel    zu   ver- 
hindern  oder  zu  entkräften. 

2  Den  zum  aktiven  Heere  gehörigen 
Militärpersonen  ist  die  Teilnahme  an  poh- 
täien  Vereinen  und  Versammlungen  unter- 
sagt..   Militärgesetz  vom  2.  Mai  18i4 ,§  4«. 

3  Die  Wahlberechtigten  dürfen  zum  Be- 
triebe der  Angelegenheiten  der  Reichstags- 
Sen  Vertrn!  hüden  und  in  «£**££ 
Räumen   öffentliche  Versammlungen veran 
stalten.    Doch  finden  auch  auf  sie  die  \  01 


Schriften  der  Landesgesetze  über  vorh« 
Anzeige    und    1    berwachung    Anwendung. 
Wahlgesetz  vom  31.  Mai  1S^>  §  17.  . 

!    ^us  der  Geschichte  der  französischen 
Revolution    glaubten    die   Staatsregierungen 
die  Lehre  entnehmen  zu  können,   dase 
jede    Verbindung    von    politischen   Vere 
untereinander  mit  grossen  Gefahren  für  den 
Staat  und  dii  he  Sicherheii  verbunden 

sei      Nach   dem  Vorbilde  der  Eranzösisi 
und  engliscl  tzgebung  haben  desl 

auch  die  meisten  deutschen  Landesgesetze 
die  Vorschrift  aufgenommen,  dass  pohhsene 
ae  mit   einander    nicht  in    Verbind 
dürfen    (Preussen    §    8,    Bayern 
Art.  17.  Sachsen  r-'b  Hessen,  Olden- 
burg,  Braunschweig   u.    s.  w.).      Uocu 
erwiis    sich    das  Verbot    bei    der 
Ausbildung  der  Verkehrsverhaltnisse  als  un- 
Shführbar   und  diente  vielfach  nur  dazu 
Vereine,   die   den   Staatsbeamten  misshebig 
!v»,    aufzulösen    und    ihre  /««^F™*; 
olieder  strafrechtlich  zu  verfolgen.    Bei  der 
Beratimg  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  wai 
deshÄr  Antrag  gestellt  worden    in  das 
Einführungsgesetz   eine  Bestimmung  anzu- 
nehmen, dufch   welche   diese  Verbote   auf- 
"ehöÜen    werden.      Obgleich     darüber     ein 
Zweifel   nicht   bestehen  könnt.-    .ias>  damit 
£  Boden  des  bürgerlichen  Rechts  verlassen 
und  in    «las   öffentiiehe   Recht    eingegriffen 
Wie   wäre  ein  solcher  Antrag  doch  wahr- 
Sich  angenommen  worden    wenn  der 
Reichskanzler .     Fürst    zu,  Hohenlohe, 
nicht  die  Erklärung   abgegeben   hatte,  dass 
nie  Regierungen  der  Staaten,   in   denen  em 
Slchefverbot   bestehe,  entschlossen  seien. 
iSti-chLaiules.esetzaufziüieben.imddass 
rl  W  Aenderung  des  bisherigen   Recntszu 
ianli    unter  allen  Umständen  früher  ein- 
vc     werde,  als  dies  durch  ein  Aufnehmen 
K  Antrat   in   das  Einfülnnngsgesetz    der 
^^n°würde     (Sitzung   des .^hstags 
vom  27.  Juni  1896,  Stenogr.  Benchte  Bd  IV 
S    3«  .IS)     Beide  Voraussagen  erfüllten  sich 
Seil  ch   nicht.     Zwar   ward   das   Verbot   in 
Äen  Staaten  aufgehoben  so  in  Bayern 
,G   v.  15.  Juni  1S9S).   Sachsen    G.  y   21. 
Eni  1898),  Anhalt  (G.v   14  M^rzl 
s; ,- h  w a r z b  1  ir ü  - R n d 0 1  s  t a d  t  ( 1 1 . \ ■  -   •  ue 
.•,:",;,.,  Sehwarzburg-Soiiders- 
ha.nsen(G  v.l4.August  1896)  und  Keuss 
ün^L    (G.   v.   9.    April    1897).     Aber   in 
Preussen   wellte  die  Staatsregierung  das 
Verbot  nur  aufheben,  wenn  die  Machtbefug- 
nkse    der   Polizeibehörden    gegenüber    den 
Vi         n    Vereinen    und    Versammlungen 
SÄ ^eit  aus^hnt  würden.    Molgedessen 
ward  der  von  der  Regierung  im  Jahre    891 
Gesetzentwurl  ^  Abgeordneten- 
,  lehnt.    Indes  erachtete  der  Bun- 
Kt  sS   doch  durch   die  Erklärung,  des 
Rci^kanzlers  für  verpflichtet,   das  Seinige 
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zu  tlmn.  damit  die  Aufhebung  des  Verbotes 
in  den  Staaten,   in   denen   es  noch  bestand, 
wenigstens  gleichzeitig  mit  dem  Börgeiliehen 
itzbuch  in    Kraft   trete.    Da   das   Reich 
nach  der  Reichsverfassung  Art.  4  Ziff.  16 
zum  Erlass  eines  solchen  Gesetzes  zuständig 
ät,  so  ward  zu  diesem  Zwecke  das  Reichs- 
tz    vom    11.    Dezember    1899    erlassen, 
wonach   inländische  Vereine  jeder  Art    mit 
einander  in  Verbindung  treten  dürfen.    Alle 
entgegenstehenden    landesgesetzlichen     Be- 
stimmungen sind  dadurch  aufgehoben  worden. 
Die   landesgesetzlichen   Bestimmungen   sind 
dagegen  insoweit  in  Geltung  geblieben,  als 
sie    die    Vorbindung   von    inländischen  Ver- 
a    mit    ausserdeutschen    Vereinen    ver- 
bieten oder,  wie  in  Bayern  (G.  v.  6.  Juni 
1898   §  öi   und   Sachson    (G.    v.    21.   Juni 
ls!'s    Art.    1),    von    der    Genehmigung   der 
Staatsregierung  abhängig  machen. 

5.    Aufhebung    der   Koalitionsverbole   s. 
oben  Bd.  V  S.  120  ff. 

•  i.  Bestimmungen    über   gewerbliche   In- 
-■•n  s.  oben  Bd.  IV  S.  1348  ff.  und  über 
eingeschriebene  Hilfskassen    s.  oben  Bd    IV 
s.  1201  ff. 

Die  meisten  Landesgesetze  enthalten 
ohne  genügende  Scheidung  Bestimmungen 
aber  Vereine  und  Versammlungen.  Die  Be- 
stimmungen über  letztere  haben  allerdings 
die  über  erstere  zu  ergänzen,  da  in  der 
Regel  ein  Verein,  um  seine  Zwecke  zu 
fördern  und  um  den  Zusammenhalt  seiner 
-Mitglieder  zu  stärken,  der  Versammlungen 
nicht  wird  entbehren  können.  Doch  sind 
die  Vorschriften  über  Vereine  und  Versamm- 
lungen aus  einander  zu  halten. 

b)     Privatre  entliehe      Stellung      der 
Vereine.      Die    angeführten   Landesgesetze 
enthalten  nur  Normen  des  öffentlichen  Rechts 
welche  die  Vereinsfreiheit  beschränken  und 
die    I  eberwachung  der  Vereine    durch    die 
Staatsbehörden  regeln.    Dagegen   normieren 
M"  imm  die  privat  rechtliches  teil  u  ng 
,|'-'1'  Vereine.     In  den  meisten   deutschen 
Staaten    waren,   bevor  das  Bürgerliche  Ge- 
setzbuch   in    Kraft   trat,   die  Vereine,  auch 
wenn  8le  eine  korporative  Verfassung  hatten 
pnvatrechtlich    nur    Gesellschaften,    sofern 
einem    Vereine   nicht    ausdrücklich    Eorpo- 
rationsreehte  verliehen   waren   oder  sie  zu 
fchen    Vereinen  gehörten,    die,    wenn    sie 
den  gesetzlichen  Normativbedingungen 
gebildel  werden,  durch  ihre  Gründung  Korpo- 
rationsrechte erhalten  (Aktiengesellschaften 
Innungen;  Wassergenossenschaften  etc.).  Fan- 
b    die   nur  auf  Erzielung   von   Ver- 
nsvorteilen  ihrer  Mitglieder  gerichteten 
llschaften  eine  ausreichende  Normierung 
ihrer  Verhältnisse  in  dem  gemeinen  Privat- 
rechte  und  in    dem  Handelsrechte,   so  war 
il  zustand    in    betreff    der    überaus 
zahlreielien  \',.,.-in.-,  welche  religiöse,  vi  \ 


schaftliche,  sittliche,  wohlthätige,  sozial« 
politische,  gesellige  Zwecke  (sogen,  ideale 
Zwecke)  verfolgen  oder  welche  neben  wirt- 
schaftlichen auch  sozialpolitische  Zwecke  an- 
streben, ein  durchaus  unbefriedigender.  Nur 
selten  wurden  ihnen  Korporationsrechte  ver- 
liehen, weil  die  Regierung  fürchtete,  da- 
durch eine  Verantwortung  für  sie  zu  über- 
nehmen, oder  weil  sie  mit  den  Bestrebui , 

des  Vereins  nicht  völlig  einverstanden  war 
Sofern  dies  nicht  geschah,  unterstanden  die 
Vereine  dein  Rechte  der  Gesellschaften,  es 
fehlte  ihnen  die  Vermögens-  und  Prozess- 
fähigkeit, die  Mitglieder  hafteten  für  all« 
Schulden,  unmittelbar  und  unbeschränkt  etc. 
Es  stand  dies  so  sehr  im  Widerspruch  mit 
der  das  Leben  beherrschenden  Auffassung 
und  mit  den  Bedürfnissen  des  Lebens,  dasf 
che  Gerichte  sich  vielfach  genötigt  sahen 
in  bald  grösserem,  bald  geringerem" Umfange' 
derartige  Vereine  nach  Analogie  der  Korpo-i 
rationeu  zu  behandeln.  Dadurch  war  aber 
eine  völlige  Rechtsunsicherheit  eingetreten. 
h\  Sachsen  ward  deshalb  durch  G.  v.  l.",. 
Juni  1868  bestimmt,  dass  die  Vereine,  we'lehq 
die  gesetzlichen  Normativbestimmungen  in 
ihr  Statut  aufnehmen,   durch  Eintragung 


ein  Genossenschaftsregister  Korporations- 
rechte erlangen.  Doch  konnten  Vereine 
deren  Zweck  sich  auf  öffentliche  Angelegen- 
heiten bezieht,  nur  mit  Genehmigung  des 
Ministers  des  Innern  eingetragen  werden. 
Nach  dem  bayerischen  G.  v.  23.  April 
1869  erwarben  Vereine,  die  sogenannte  ideale 
Zwecke  verfolgen,  dadurch  Vermögensfähig- 
keit, dass  ihre  Statuten  als  den  gesetzlichen 
Normativbestimmungen  entsprechend  von 
dem  Gerichte  anerkannt  wurden. 

Das   Bürgerliche    Gesetzbuch    ist 
nicht  soweit  gegangen   wie  das  bayerische 
Gesetz  von  1869,  obgleich  der  Reichstag  in 
seiner   Mehrheit    dies   erstrebte.     Aber  "die 
verbündeten    Regierungen     lehnten    es    ab, 
allen     religiösen,     politischen     und     sozial- 
politischen Vereinen   ohne  Unterschied   den 
Erwerb  der  Rechtsfähigkeit  zu  ermöglichen. 
Dm   nicht  das  Vereinsrecht  vollständig  aus 
dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch  ausschliessen 
zu    müssen,    nahm    der    Reichstag    die    in 
Uebereinstimmung  mit  den  Vertretern   des 
Bundesrates     gefassteu    Beschlüsse    seiner 
Kommission  an.     Hiernach  unterscheidet  das 
Bürgerliche    Gesetzbuch    zunächst    Vereine, 
deren  Zweck  auf  einen  wirtschaftlichen  Ge- 
schäftsbetrieb gerichtet  ist,   und  solche,   die 
ander,.  Zwecke  verfolgen.   Sofern  die  ersteren 
nicht  zu  den  Gesellschaften  gehören,   deren 
Verhältnisse     durch     andere    Reichsgesetze 
normiert  sind  (Handelsgesellschaften  u.  s.w.) 
und    welche    hiernach    Rechtsfähigkeit    be- 
sitzen oder  erwerben  können,  vermögen  sie 
Rechtsfähigkeit   nur  durch   Verleihung  des 
Bundesstaates,  in  dessen  Gebiet  der  Verein 
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«4     hat    ,„  orlwen  (5  22).     Die  in  das  Ermessen  der  Verwaltungsbehörden 

SL    derer?  Zwei  nicht   aui  ner  Verein  zum  Erwerb 

Sri^tetolSTGÄwÄh  ge-  tsfähigkeit    zugelassen   «d   oder 

Lohtet  ist.  können  durch  Eintragung  in  das 


geinsregister  des  zuständigen  Amtsgerichts 


nicht. 

ata  Assis  *s=  sPämäs  ^ 
tt&Sääs  äse?  ™  «&3£ 


rvSS?  der^-IÄck   nicht  auf   einen   aufgelöst     wird      die    Rechtsfa h.,. 

^ÄhS    G häftebetrieb    gerichtet    entzogen   werden Ih<*   ^f^zS 

.,    m  denen  also  auch  alle  religiösen    po-      mteg  n  h ,     .-         **  ^.^  ^  Äu_ 
Utischen  und   sozialpolitischen    \eieme  ^„Tp°  Vorstandes  oder,  wenn  der  Anü-ag 

hören,   können   die  Eintragung  in  das  N  e  -   nag d<  »  Vorsta  nd      ode^  ^ 

^£^^ä«*%  "  wegen  .nach  Anhörung_des^ 


Standes  Ferner  kann  auch  einem  Vereine 
die  Rechtsfähigkeit  entzogen  werden  durch 
rechtskräftiges  Erkenntnis  der  Verwaltunes- 
o-erichte  oder,  wo  solche  nicht  bestehen,  der 
Verwaltungsbehörde,  die  zum  Erlass  von 
Entscheidungen  nach  §§  20,  21  der  Gewerbe- 


Bei  der  Anmeldung  sind  die  Satzungen  des 

ins    die   den  Vorschriften    des  Burger- 

Q     Gesetzbuches    (§    58)     entsprechen 

i  müssen,    sowie  eine  Urkunde   über  die  Be- 

•.tellun-    des    Vorstandes    beizufügen.      iJas 

Amtsgericht    hat    von    der   Anmeldung :    -W   ™~^Krf^%SM  ™ter  fol 
mständigen    Verwaltungsbehörde    Kenntnis   Ordnung  zusian ig      ,  der  Ver- 

,  zu  geben,  welche  binnen  sechs  Wochen  Em-   gend ^°^f  ^l^drigen   Besehluss 
,rruch  erheben  kann.     Doch  kann  der  Em-  SedlSunmlung  oder  durch  ge- 

steh  nur  darauf  Segrimdew^^ass   ^Mg^Verhalten   des  Vorstandes 

Verein   nach  dem  öffentlichen   verein:       «/.»liu,      „«i^pf  oder0  wenn  er  einen 
,    unerlaubt   sei   oder  verboten   werden   JjJJjgg^jg^   zu  sei 
könne  (siehe   unter  c),   oder  aber  .  da  .er   ™rtsena  tu  11  y 

einenpoütischen, sozialpolitischen  g^111^  ^zung  einen  politischen, 
oder     religiösen     Zweck     verfolge,   dei    nacn  :el""  «4riösen  Zweck  nicht 

££  den  Anspruch  kann  in  den  Staate^  ,  sozialjoM i.chen  o der  ^-^  f    §  4:, 
in    welchen  ein   Verwaltnngsstreitverfahren   hat.^™^  keit  kanu  für  das  Re 
i   besteht,    d.   h.    in    Preussen,    Bayern, L^g^SS  von  grosser  Bedeutung 
Sachsen      Württemberg      Baden     teben  ei n  ^  ^^      R      lt>. 

Hessen ,     Brauaschweg,    A  n  1 1  a       sem.    ö    g   v       ;.  erkehr  und  sichert 

„.  s.  w„  Klage  vor  den  A  erwaltungsgenchten   Stellung  m.   verm  S«  Kraft   ,lei. 

erhoben    werden,    in   den ^  anderen .Staaten  und ^h^gkerLn^er  Verein  Vermögen 
■    Rekurs    nach   Massgabe  der  §§  -  .-     <    i     -     ,       -         begitzen    das   ^chllich  von 
Gewerbeordnung  (vgl    den  Art   Ge. .erb     ™  ^.^  ffi  y..lhg 

liehe    Anlagen    oben    Bd.   IV    b.    5/0-   aem  kaun    Grundeigentum    und 

Die  Klage  kann  sich  aber  nur  darauf .stuteen,   ™t   *  •  erwerben,    als   deren   In- 

3S   der  Verein   nicht  zu   einer  der  ange-  dugete    «ec  Grumlbueh    eingetragen 

gebenen    Arten  von   Vereinen  gehet      L».    habei er  D      Vorstand   vertritt   den 

Verwaltungsgerichte    haben  also  nicht  et™   werden   fcmn^   ^  r  ^^^ 

darüber  zu  entscheiden,  ob  em  Verein der  ^^^id  missergenchtlicli.  Der  Verein 
politische,  sozialpolitische  oder  rehg  ose  ncMlicn  ™**  *  d verkla^  werden. 
Zwecke  verfolgt,  ohne  Verletzung  oder  Ge-  Ua^b^Xn  an.h  künftig  "zahlreiche 
Bhrdung  der  öffentlichen  pressen  Rechte-  ^  dt^  Rechtsfähigkeit  entbehren.  Ins- 
fähigkeit  erwerben  könne   sondern    nur  da-   Jeie ^J^         ^  die   melsten  Staats. 

Srni^'-SrdafSstefTS^sS:  Senden2  S*W    keineswegs    gene.gt. 
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den  politischen  und  sozialpolitischen  Ver- 
einen, insbesondere  den  Vereinen  der  Ar- 
beiter die  Erlangung  der  Rechtsfähigkeit  zu 
ermöglichen.  Nach  dem  B.G.B.  (§  54)  sind 
die  nicht  rechtsfähigen  Vereine  Gesell- 
'  in  und  unterstehen  dem  Re«  hte 
■■  -  llschaften,  soweit  für  sie  nicht  be- 
i>-  Bestimmungen  gegeben  sind  (vgl. 
d.  Art.  Gesellschaftsvertrag  oben  Bd. 
I\  S.  224ff.).  Freilich  giebt  da-  Bürger- 
liche Gesetzbuch  das  Merkmal,  wodurch  sie 
sich  von  d.'n  Gesellschaften  im  allgemeinen 
als  eine  Unterart  derselben  unterscheiden. 
nicht  an.  und  in  der Litteratnr  besteht  hier- 
über Meinungsverschiedenheit,  wie  auch  die 
Ansichten  darüber  auseinandergehen,  ob  der 
nicht  rechtsfähige  Verein  eine  Art  der  Ge- 
sellschaft oder  seinem  Wesen  nach  eine 
Körperschaft  ist.  der  das  Recht  nur  die 
Rechtsfähigkeit  versagt.  Dem  Spi  u  hge- 
brauche   des  J  ,;,.  cu>. 

Seilschaft  als  Verein   zu  betrachten  sein,  die 
einen    vom    Wechsel   der   Mitglieder  unab- 
hängigen Bestand  hat  und  die  einen  organi- 
•  n  Vorstand    besitzt,    der   die    Gesamt- 
sten -  r  Gesellschaft  nach  aussen  wie 
auch   gegenüber    den   einzelnen  Mitgliedern 
zu   wahren    hat.     AI-   besondere,    von   dem 
Recht  der  Gesellschaft  verschiedene  Rechts- 
normen ölten  für  die  Vereine  mir:  1.  die- 
-  ■!   Personen,   welche  im  Namen   eines 
\  ereins   Rechtsgeschäfte  Dritten  gegenüber 
vornehmen .    haften    aus   denselben   persön- 
lich, und  wenn  mehrere  handeln,  so  haften 
:-  Gesamtschuldner  (§54,  vgl.  dagegen 
Bd.  IV  S.  229);    2.   der  Verein 
kann  verklagt  werden,  so  dass  der  Vereins- 
:  ind  als  gesetzlicher  Vertreter  den  Ver- 
ein   vor  Gericht    zu   vertreten   hat   und  das 
urteil    nur  gegen   den  Verein,   nicht  gegen 
einzelnen    Mitglieder    desselben    wirkt 
(C.P.O.  !}§   0,   L71,  735).     Dagegen  kann  der 
verein  als  solcher  nicht  klagen,  sondern  als 
Kläger    können    „„,■    seine    einzelnen    Mit- 
glieder oder  der  Vorstand  als  deren  Prozess- 
bevollmächtigter auftreten. 

Das  Recht  der  Gesellschaft  giebt  ind<  - 
den  Gesellschaften  —  und  damit  auch  den 
Vereinen  die   Möglichkeit,    durch    ihre 

Statuten   ihre   Rechtsverhältnisse  derart  zu 
ordnen,  dass  ihre  Rechtsstellung  thatsächlieh 
derjenigen-,    die   die    rechtsfähigen    Vereine 
inne  haben.   Bich   sehr  nähert   und  da 
praktischen    Verteile,    welche    die    Rechts- 
fähigkeit  gewährt,    zum  grossen  Teil« 
ihnen  zukommen,     [nsbesonden  kann  durch 
da-  Vereinsstatul  bestimmt  werden,  dass  der 
Verein   durch  den  Austritt  oder  Tod 
Mitgliedes  oder  durch  Eröffnung  des  B   a- 
kurses  über  da-  Vermögen  eines  Mitg 
nicht   aufgelöst    wird,    dass   die   Mitg 
weder  über  ihren  Anteil  an   dem  Vereins- 
vermögen vertu-,-,,  Qoch  Teilung  des  letzteren 


verlangen  können,  dass  dem  ausscheidenden 
Mitgliede    kein   Anspruch  auf   das  Verein* 
vermögen  zustehe,  dass  für  Rechtsgeschäfte, 
welche    der  Vorstand    für   den   Verein    ver- 
nimmt,   die'  Mitglieder  des  Vereins  nur  mit 
ihrem  Anteil  an  dem  Vereinsvermögen  haften 
u.  s.  w.     Die  Vorteile,    welche   den  rechts- 
fähigen  Vereinen  allein  zukommen,  die 
den  nicht  rechtsfähigen  Vereinen  verschli 
sind,   bestehen   nur  darin,    dass  die  R< 
zu  deren  Erwerb  Eintragung  in  das  Grund- 
buch  erforderlich   ist.    auf  den  Namen  des 
rechtsfähigen  Vereins    eingetragen    werden. 
dass    die  Mitglieder  des  Vorstandes  für  die 
von   ihneu  abgeschlossenen  Rechtsgeschäfte 
dritten    Personen    nicht    persönlich     haften 
und  dass  der  rechtsfähige  Verein  nicht 
verklagt  werden,  sondern  auch  selbst  klagen 
kann. 

c)^  Das  öffentliche  Vereinsrecht. 
Ein  Verein  ist  eine  auf  die  Dauer  berech- 
nete, durch  übereinstimmende  Willenserklä^ 
rang,  d.  h.  durch  Vertrag  der  Mitglieder  be- 
gründete,  organisierte  Verbindung  mehrerer 
Personen,  um  selbstgesetzte,  aber  gemein- 
schaftliche Zwecke  zu  verfolgen.  Das  öffent- 
liche Vereinsrecht  enthält  die  Rechtssätze, 
welche  die  persönliche  Freiheit  des  Ein- 
zelnen, Vereine  zu  bilden  und  in  Vereinen 
eine  gemeinschaftliche  Thätigkeit  auszuüben, 
beschränken  und  welche  die  Funktionen 
der  Staatsbehörden,  die  sie  im  öffentlichen 
Interesse  in  Bezug  auf  Vereine  auszuüben 
haben,  normieren.  Das  öffentliche  Vereins- 
recht findet  auf  rechtsfähige  wie  auf  nicht 
rechtsfähige  Vereine  Anwendung. 

Die  oben  angeführten  Landesgesetze 
weichen  in  ihren  Bestimmungen ,  durch 
welche  die  Vereiusfreiheit  beschränkt  wird, 
vielfach  von  einander  ab.  Die  engsten 
Grenzen  sind  der  Vereinsfreiheit  in  Meck- 
lenburg. Reuss  ä.  L.  und  Elsass- 
Lothringen  gezogen.  In  Mecklenburg 
ist  zur  Bildung  politischer  Vereine  Geneh- 
migung de.-  Ministers  des  Innern  erforder- 
lich, in  Elsass-Lothringen  ist  Geneh- 
migung erforderlich  zur  Bildung  eines  jeden 
Vereins,  der  mehr  als  20  Mitglieder  zählt. 
in  Reuss  ä.  L.  zur  Bildung  eines  jeden 
Vereins  mit  mehr  als  15  Mitgliedern.  In 
dem  zuletzt  angeführten  Läudchen  ist  sogar 
jeder  politische  Verein  überhaupt  verboten. 
In  einer  Reihe  anderer  Staaten  stehen  noch 
die  Vorschriften  des  Beschlusses  des  Bundes- 
tags vom  13.  Juli  1854  in  Geltung,  wodurch 
den  Arbeitern  die  politische  Vereinsfrei- 
heit völlig  entzogen  ist.  Hier  sind  alle 
Arbeitervereine  verboten,  welche  politische, 
sozialistische  oder  kommunistische  Zwecke 
verfolgen.  Dies  ist  der  Fall  in  Hesse h. 
Brauns  c  h  w ei g ,  0 1  d  e  n  b  ur g  und  einigen 
Kleinstaaten,    wenn    das    Verbot    auch    in 
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„ehern   dieser  Staaten   thatsächlich  nicht   aberkannt  sind  sowie   olehe  dieaichtStaal 

,U1i  in  »I     ",<  '  -'  .     ,  n.no-i'  nii-iü-c    Mild    U.    S.    \\.  _     . 


ehr  durchgefülu-t  wird. 
Die  auS    dem  Jahre    1850    stammenden 
ePreussens.  BayernsundSacii- 
ens   Sind   dein  französischen  Gesetze  vom 
s    Ulli    Isis  nachgebildet,    und    ihnen  ist 
,;,„    wiederum    die   Gesetzgebung  in   den 
,  „  anderen  Staaten  gefolgt     Die  wich- 
sten    Vorschriften    dieser    Gesetze    sind 

bewaffneten  Vereinen 


Jgende: 


angehörige  sind  n.  s.  w. 

Soweit    .Ins   Verbol    Schüler   und    Lehr- 

li„ )der  öberhaupl  Minderjährige  von  der 

Teilnahme  an  politischen  Vereinen  aus- 
schliesst  erscheint  es  völlig  gerechtfertigt. 
Jugendliche,  unreife  Personen  haben  in 
öffentlichen  Lng  Legenh  iten  noch  Dicht  mit- 
zureden Sie  tonnen  wedi  c  die  erforder- 
liehen Kenntnisse  nnd  Erfahrungen  besitzen 
noch  ist  das  Bewusstsein  der  Verantwort- 
lichkeit bei  ihnen  genügend  ausgebildet, 
ungerechtfertigt  und  ungerecht  isl  dagegen 


1   Die  Bildung  von  

ä1  nur  mit  Genehmigung  der  Behörde  ge 

'•       -        v     ■  i      ■»v,t™HRffpnt-  das8 YertoCsoweit" es  die  Frauen  auch  von 
2-Verene,  die  sich  nicht  mit  off  ent     aas  ^        ^  ^^  eD 

»hen  .Angelegenhe iten  h. a_  üe.  ^  ^^^  ,,,  ,t, 

&en,sindin  den  meisten  Staaten  einer  oe-   .-     -  L        der  Fmuon 

onderen    polizeilichen   Beschränkung   nicht   schalen  u  SorderlM 

rworfen.     Doch  sind  m.Baye        G .     ezv,     k    ;•     *  d   ^  SteU 

L850Art.  12)  alle  Vereine,  die ;  Vorsteher  ^  ^^^^Sten  H„(.ht„   lu,„.    einzu. 
,ngen  haben  .verpflichtet ,  ihr Zwecke  Jraue  ^ ^    ^   Jr        n 

die  Namen    der  Vorsteher  dei  Polizei    j^en:t  u/dFrauenfrage  oben  Bd.  ffl  S. 
«hörde  anzuzeigen.  --fwi.vWi  V>-!7  ff)    Aber  es  ist  in  der  That  eine  For- 

3.    Vereine,    die    sieh    mit   off  entlichen  l*""J  £  Gerechtigkeit,  dass  den  Frau,,,. 
Gelegenheiten  beschäftigen  sind  verpflich-   der,        der  berec  j  ^^ 

Vorsteher   zu  wählen   und  Statuten  zu  in  grosser  Zähl   den 

Richten,   sowie  die  Namen  der  Vorsteher    gestein      »  beBSfe0  selbständig    zu 

die  Statuten  und  meist  anch  das  Vegetans  ^  £,,,  \vi,   die    Männer,  das  Mittel 


Zlireiell'-n.    i"i    .F1-'^    ■w".«-"--a  . 

und  auf  Erfordern  jede  auf  den  Verein  be- 
zügliche Auskunft  zu  erteilen.  Doch  be- 
!U  in  P reu ss en  (S  '2)  'hose  Pf hebten 
nicht  für  kirchliche  und  religiöse  Vereine, 
die  Rechtsfähigkeit  besitzen. 

1  Vereine,  die  sich  mit  öffentlichen  An- 
eleg'enheiten  beschäftigen,  dürfen  in  Bay 
Im  (Art  15)  Frauen  und  Minderjährig 
in  Sachsen  (§  22)  Personen  die  geschäfts- 
unfähig .»1er  in  der  Geschäftsfähigkeit  be- 
tränkt sind,  nicht  als  Mitglieder  auf  nehmen. 
Doch  können  in  Bayern  nach  dem  Kj.  y. 
15  Juni  IM 'S  §  3  grossjährige  Frauen  als 
Mitglieder  von  solchen  politischen  Verernen 


versagt    iab,    uui"    "" -i         t 

samsten  für  eine  Verbesserung  ihrer  Lage 
kämpfen  können.  Das  durch  die  Gewerbe- 
ordnung §  152  auch  den  gewerblichen  Ar- 
beiterinnen gewährte  Koalitionsrecht  busst 
für  sie  den  grössten  Teil  des  Wertes  m  den 
Staaten  ein',  wo  ihnen  die  Teilnahme  an 
politischen  Vereinen  untersagt  ist     Dem 


sn  beschäftigen,  dürfen  in  Bay-  j  P^TXd    sie  von    allen  Vereinen    ausge- 
15)    Frauen    und    Minderjährige,   Jg^^£Sto4» engen Grenzen 

halten,  die  der  §  152  der  Gewerbeordnung 
zieht  sondern  die  die  allgemeinen  Fragen 
der  Wirtschafte-  und  Sozialpolitik  in  ihre 
Erörterungen  hineinziehen.    Scheut  mau  vor 

Berufs-    und    Sondeiinteressen    bestimmter   len^anme   an  welchem  sie  ihnen  in 

Personenkreise   oder   nur  den  /wecken  der  gesittet  ™men  Jum    189g 

Erziehung,  des  Unterrichts,  der  Armen- oder   I  .u 


eingeräumt  werden  ist. 

5  Sind  die  von  einem  Vereine  veran- 
stalteten Versammlungen  öffentliche  oder 
sollen  in  ihnen  politische  Angelegenheiten 
beraten  werden,  so  unterstehen  sie  den 
VivTSchriften    über  öffentliche  und  über  po- 

d.  h.  staatliche.Eiurichtimgen  und  die  Thatig-  n^    ^^  mflssen.    bedart  es  für 


Krankenpflege  dienen. 

In  anderen  Staaten  unterliegen  einer 
Beschränkung  hinsichtlich  der  Aufnahme  von 
Mitgliedern  nicht  alle  Vereine,  welche  sieh 
mit  öffentlichen  Angelegenheiten  bescnai- 
tisreu .    sondern  nur  diejenigen .    welche   Oe- 

^o      .  -  i :  i. :  _  ,.  1,  ~       floo-pnstande. 


keit  der  staatlichen  Organe  in  Versamm 
Lungen  zu  erörtern.  So  sind  von  dei 
Teilnahme  an  selchen  politischen  Bremen 
ün  engeren  Sinuc  ausgeschlossen  in 
Preussen  (§8)  und  Braun  schweig 
(8  87)  Frauen,  Schüler  und  Lehrlinge,  in 
Inhalt  (§  l"i  Frauen.  Minderjährige.  Per- 
,  .   denen  die  bürgerlichen  Ehrenrechte 


jeciocn   xeisdiimuui.^.^   —  -  f 

angemeldet  werden  müssen,  bedarf  es  fui 
die  einzelnen  regelmässigen  Veremsver- 
sammlungen  der  Anzeige  nicht  wenn  Zeit 
nnd  Ort  vorher  festgestell  und  der  Be- 
schluss  hierüber  der  Polizeibehörde  wenig- 
stens 24  Stunden  vor  der  ersten  Versamm- 
lung mitgeteilt  worden  .st.  Von  der  An- 
zeigepfli.-ht    sind    in    Preussen    (§  2)    die 
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kirchlichen   und   religiösen   Vereine   befreit, 
die  RechtsfShigkeif  besitzen. 

6.    Das   Mass   der   gesetzlichen    Vereins- 
freiheit  wird  nicht  nur  bestimmt  durch  die 
Vorschriften  über  die  Bildung  von  Vereinen, 
über    ihre    Mitglieder    und    ihre  Thätigkeit, 
sondern    vor    allem    auch    durch   die  Vor- 
schriften   über  die  Voraussetzungen,   unter 
denen    sie    aufgelöst    werden   können,    und 
über    die  Behörden,    welche    zur  Auflösung 
:uständig  sind.     Wenn    in  Elsass  -  Loth- 
ringen   nach    dem    dort     noch     geltenden 
französischen    G.  v.   10.  April   1834   (Art.  1) 
jeder  Verein,    der   mehr   als    20   Mitglieder 
zählt,    jederzeit    ohne   Angab,-   der  Gründe 
von  der  Verwaltungsbehörde  anfgelösl  wer- 
den kann,  so  haben  hier  die  Vereine  irgend 
einen  gesetzlichen  Schutz  gegen  die  Willkür 
der  Behörden    Oberhaupt   nicht.    Nicht    viel 
anders  steht  es  in  den  Staaten,   in  welchen 
die  Verwaltungsbehörde  jeden   Verein   auf- 
lösen   kann,    der    die    öffentliche    Sicherheit 
oder  Ordnung   gefährdet,  .wie   dies  in  den 
Staaten  der  Fall  ist,    in    denen  der  Bundes- 
besehluss   von   1854    noch  in  Geltung  steht, 
oder  wenn,    wie   in  Sachsen  (§  20),  jeder 
Verein    aufgelöst    werden    kann,    in  dessen 
Zwecken  es  liegt,  unsittliche  Handlungen  zu 
begehen,  dazu  aufzufordern  oder  dazu  ge- 
neigt  zu   macheu.     In  Württemberg 
(Strafgesetzbuch  von  1839  §  149)  kann  jeder 
politische  Verein  wegen  Gefährdung  der 
öffentlichen  Ordnung  aufgelöst  werden;   in 
Bayern  (Art.  19)  jeder  Verein,  welcher  die 
religiösen,   sittlichen   und   gesellschaftlichen 
Grundlagen  des  Staates  zu  untergraben  sucht, 
in    Baden    (§   4)    jeder  Verein,    der    den 
Staatsgesetzen  oder  der  Sittlichkeit  zuwider- 
läuft   oder   den    Staat   oder   die    öffentliche 
Sicherheil  gefährdet     In  Bayern  (Art.  24) 
kann   aber   auch  das  Strafgericht   in    einem 
gerichtlichen    urteil    auf    Schliessung    des 
Vereins    erkennen,     wenn    wegen     üeber- 
tretung     der    Vorschriften     des    Vereinsge- 
setzes oder  wegen  Verbrechen  oder  Vergehen, 
die    aus    Veranlassung    der    Verhandlungen 
des   Vereins    verübt    oder  versucht  worden 
sind,  eme  Verurteilung  erfolgt. 

Der  einzige  deutsche  Staat,  in  welchem 
die  endgiltigi  Schliessung  eines  durch  die 
Strafgesetze  nicht  verbotenen  Vereins  aus- 
schliesslich durch  gerichtliches  Erkenntnis 
erfeigen  kann,  ist  Preussen.  Hier  können 
auch  nur  solche  Vereine  geschlossen  werden, 
welche  bezwecken,  politische  Gegenstände 
in  Versammlungen  zu  erörtern.  Nehmen 
selche  Vereine  dem  Gesetze  entgegen  Frauen. 
Schüler  oder  Lehrlinge  als  Mitglieder  auf, 
SO  sind  die  Vorsteher,  die  den  gesetzlichen 
chriften  zuwiderhandeln,  strafbar.  Das 
Gericht  kann  in  de,-  Verurteilung  zugleich 
aul  Schliessung  des  Vereins  erkennen.  Dies 
muss  geschehen,   wenn  die  Vorsteher  sich 


wiederholt  einer  solchen  Verletzung  des  Ge- 
sel  es  schuldig  gemacht  haben  (§  16).  Die 
Ortspolizeibehörde  kann  unter  der  ange- 
gebenen Voraussetzung  zwar  vorläufig 
einen  Vereiu  schliessen.  Sie  hat  dann  aber 
binnen  48  Stunden  der  Staatsanwaltschaft 
Anzeige  zu  macheu.  Leitet  dies,1  nicht  binnen 
8  Tagen  die  strafrechtliche  Verfolgung 
so  verliert  die  vorläufige  Schliessung  ihre 
Kraft.  Anderenfalls  hat  das  Gerieht  sofort 
darüber  Beschluss  zu  fassen,  ob  die  vor- 
läufige Schliessung  bis  zum  Erkenntnis  in 
der  Hauptsache  fortdauern  soll  (§§  8,  16). 
Aus  anderen  Gründen  kann  in  Preussen  ein 
Verein  nicht  geschlossen  werden. 

d)     Das     Versammlungsrecht.        So 
wenig   wie   der  Begriff  Verein   ist  der  Be- 
griff Versammlung  von   den  Gesetzen  defi- 
niert worden.   Nach  dem  allgemeinen  Sprach- 
gebrauch ist   unter  Versammlung   eine  Zu- 
sammenkunft einer  grösseren  Zahl  von  Per- 
sonen zu  verstehen,  die  in  der  Absicht  statt- 
findet, einen  ihnen  gemeinschaftlichen  Zweck 
in  Gemeinschaft   zu   verfolgen.     Sie   unter- 
scheidet sich  von  anderen  Zusammenkünften, 
wie  Märkten,  dadurch,  dass  die  Teilnehmer 
nicht    individuelle    Zwecke,    sondern    einen 
allen    gemeinschaftlichen    Zweck  verfolgen, 
von  irgend  einer  Ansammlung  von  Menschen 
auf  der  Strasse  dadurch,  dass  dieser  die  Ab- 
sicht,   einen    gemeinsamen    Zweck    in    Ge- 
meinschaft   zu    verfolgen,    fehlt.     Die    Ver- 
einigung   zu    einem    gemeinsamen    Zwecke 
muss  auf   einem   gemeinsamen  Wollen   be- 
ruhen und  hierin  ihre  Einheit  finden.    Aller- 
dings leidet  diese  Definition  daran,  dass  sie 
den  Unterschied   zwischen   einer  Versamm- 
lung und  einer  Privatgesellschaft,  die  zu  ge- 
meinsamem Zwecke   sich   vereinigt,   nur  in 
der  grösseren  oder  geringeren  Zahl  der  Teil- 
nehmer findet,  ohne  eine  bestimmte  Grenz- 
linie  zu  ziehen.      Indes    haftet  diese  ünb&j 
stimmtheit   dem  Begriffe  der  Versammlung 
an  und  könnte  nur  durch  eine  ausdrückliche 
Bestimmung    des    Gesetzes    für   das    Recht 
beseitigt  werden.    Die  Gesetze  unterscheiden 
zwischen  privaten  Versammlungen  und  öffent- 
lichen Versammlungen.      Die  letzteren  sind 
solche,  zu  denen  nicht  bloss  ein  individuell 
begrenzter  Personenkreis,  sondern  eine   un- 
bestimmte Menge  von  Personen,  wenn  auch 
nur  solche  einer  bestimmten  Kategorie  odee 
Parteiriehtung,  Zutritt  hat.     Auch  eine  von 
einem    Verein    veranstaltete    Versammlung 
kann  demnach  eine  öffentliche  sein. 

Die  Ausübung  der  Versammlungsfreiheit 
unterliegt  in  den  deutschen  Staaten  nament- 
lich folgenden  Beschränkungen : 

1.  Die  Teilnahme  von  bewaffneten  Per- 
sonen an  Versammlungen  wie  die  Verteilung 
von  Waffen  an  die  Teilnehmer  einer  Ver- 
sammlung ist  nur  mit  obrigkeitlicher  Er- 
laubnis   gestattet    (Preussen    §§   7.    19: 
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Lern  Art  1:  Sachsen   §  11  u.  s.  w.). 

0  Staat.,,  besteht  "ies  Verbot  nur 

Böentliche  Vei-sammlungen  (Wurttem- 

,.,..  ii.  v.  1.  Juni  1853   Art  6,    Baden 


■>    Versammlungen,   die  unter  freiem 

[immel  abgehalten    werden,   sind lir. iM- 
fass- Lot hrin gen  (Gesetz  von  1868  Ä 

^nzlieh     verboten,     in    Bayern    (Art.    6) 

Cen  sie  verboten  werden  bei  dringender 

h-    für   die   öffentliche  Sicherheit  und 

*         in  anderen  Staaten    unterliegen 

^  die  öffentlichen  Versammlungen  unter 

Sem  Himmel  besonderen  Beschränkungen. 

hPreussen  (§9),  Anhalt  (§ll)u.s.w. 

rfen  sie  der  Genehmigung,  die  aber  nur 

■  t  werden   darf,  wenn  aus  der  Abhal- 
ten* der  Versammlung  Gefahr  für  die  of fent- 
ü  he  Sicherheit  und  Ordnung  zu  befürchten, 
%     Nur   der   vorherigen  Auzeige   bedürfen 
£  in  Baden  (§  10),  Brauuschweig 
«   n,  u    s    w       In   Mecklenburg   (§    3) 
rand  öffentliche  Versammlungen  unter  freiem 
Himmel    zu    politischen   Zwecken   verboten. 
^Versammlungen  unter  freiem  Himmel 
,ind    gleichgestellt    öffentliche    Aufzuge    in 
Stalten    und  Dorfschaften   oder  auf    offeut- 
£en    Strassen.      Doch    sind    diesen    Be- 
schränkungen   nicht    unterworfen    gewohn- 
,      Leichenbegängnisse.     Hochzeitszuge, 
Mrchliclie    Prozessionen.    \\  aUfahrten     Bit  - 
Bange    wenn   sie   in  der  hergebrachten  Alt 
Stattfinden     (Preussen    §    10,    Bayern 
Art.  4  n.  s.  w.). 

3.  In  Sachsen  (§12)  «gB1«"» 
Lothringen  .Gesetz  von  1868  Art.  lo) 
fenn  die  Weibehörde  jede  Vereammlung, 
iu  Baden  (§  11)  upd  Hessen  (Polizei- 
Btrafgesetzbuch  Art.  75)  jede  öffentliche  Ver- 
Lmralung  im  voraus  verbieten  bei  dringen- 
der Gefahr  für  die  öffentliche  Ruhe.  Sicher- 
heit und  i  »rdnung. 

4  Iu  Mecklenburg  (Verordnung  von 
1851  S  1)  ist  zu  jeder  öffentlichen  Ver- 
sammlung zu  politischen  Rocken  in  El- 
Bass-Lothringen  (Gesetz  von  1868  Art  1) 

m  jeder  politischen  oder  religiösen  Ver- 
jüng vorherige  polizeiliche  Geuehmi- 
a      g  erforderlich. 

-  Um  die  polizeiliehe  üeberwaehung 
zu  ermöglichen,  ist  in  den  meisten  Staaten 
den  Unternehmern  oder  Emberuiern  vou 
Versammlungen,  in  denen  öffentliche  A  - 
gdfgenheiten  erörtert  oder  beraten  werden 
Sien,  cüe  Pflicht  auferlegt,  der  Polizeibe- 
hörde innerhalb  einer  bestimmten  Zeit  vor 
Besinn  der  Versammlung  (meist  24 ^Stunden 
vorher)  Anzeige  zu  machen  (Breuss«n 
s  i  Sachsen  S  2  u.  >•  w.i.  In  ba\  i  rn 
fArt.lrBraunns&chweig(§§8  10)u.svfn 

besteh    diese  Verpflichtung  nur  dann,  wenn 
Versammlung  eine  öffentliche  sein  soll. 


bei-  Versammlungen  der  Vereine  - 

oben    sllh   c).  ,        .,  ,. 

6   Zu  demselben  Zwecke  steht  der  Foli- 
zeibehöi  S  cht  zu,  einen  oder  meto 

B,  immlungen,    in    denen 

öffentiiehe  Angelegenheiten  verhandelt  wer- 
den     und    in    alle    Versammlungen    unl 
freiem  Himmel  al  •■    denen   ein  ge- 

eigneter   Platz     eingeräumt    und    Auskunft 

i  der  riedner  auf  Erfoi 

erteilt  werden  müssen  (Preussen  §§4, 
Bayern   Art   7,   Sachsen    §  6  u.  s.  w.). 
In  'anderen  Staaten  gilt  dies  für  alle  öffent- 
lichen Versammlungen  i  B  a  .1  e  n  §  9,  Elsa 
Lothringen    Art.    5).     -    In    E 
(s    'i)    steht    dem    überwachenden    Po 
teamten  das  ganz  exorbitante  Recht  zu 
Reiner   das  Wort    zu  entziehen,    sofet 
Anträge    stellt    oder    Aeusserungen    ma 
welche  den  Strafgesetzen  widersprechen  oder 
Aufforderung   oder   Anregung   zu  tie- 
setzesübertretungen  oder  unsittlichen  Hand- 
lungen   enthalten.      Damit     ist     der    über- 
wachende Schutzmann  zum  Herrn  dei  Ver- 
sammlung gemacht  und  es  hängt  von  seinem 
Kressen  ab.  über  welche  Gegenstande  ge- 
sprochen   werden    darf    und    über    welche 
nicht       Eine     Anreizuug    zu    unsitt- 
lichen Ha  n  diu  n  ge  n  kann  in  jeder  Kritik 
■nei  Regierungsaktes,  in  jeder  Besprechung 
politischer,    sezialer.    kirchlicher  Missstande 
gefunden  werden.  ,..« 

-     T.lnPre  5  8),  Bayern  (Art  1. 

Gesetz  von   1898   §  3)   und  Anhalt   (§  10) 
dürfen     Frau  Schüler, .  Lehrhnge    oder 

Frauen  und  Minderjährige,  insoweit  sie  nicht 
Eglieder  von  politischen  Veremen  oder  von 

Vereinen,  die  politische  G  Le  m  Vei- 

iSg«  zu  erörtern  I  n,  werden 

SS  auch  nicht  an  den  Versammlungen. 
Solchen  Vereinen  veranstaltet  wenden 
teilnehmen  (siehe  oben  sub  c  4).  Nicnt 
die  Teilnahme  an  politischen  Versamm- 
lungen .st  Urnen  hier  verholen,  sofern  die 
Versammlung    nur  nicht  «n-V»™' 

anstaltet  wird.  Dag  -  dürfen  sie  an  Ver- 
sammlungen solcher  Vereine,  selbst  wenn 
"ur  der  Geselligkeit  .    wissen- 

schaftlichen Belehrung  gewidmet  sind,  nicht 
te   nehmen.     In  anderen  Staaten   B 

Pflichtigen,  in  Braunschweig  (§  14)  den 

Vnn.-n    Schülern  und  Lehrlingen. 
FrTu^de?scionoben(S  i       ^eten 

p,.,-t,„ie,i    ist   es    eine   Forderung    der   «je- 

Teilnahme 

dir  Ken  an  Versammlungen  auch  in  den 
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anderen  Staaten  wenigstens  insoweit  aufge- 
hoben wird,  als  dies  in  Bayern  durch  das 
(1.  \.  15.  Juni  1898  geschehen  ist. 

8.  Die  Auflösung  einer  Versamm- 
lung, in  der  öffentliche  Angelegenheiten 
rörtert  und  beraten  "werden,  sowie  der  Ver- 
sammlung eines  politischen  Vereins  ist  die 
Polizeibehörde  in  allen  Staaten  anzuordnen 
und  nötigenfalls  durch  die  bewaffnete  .Macht 
zur  Ausführung-  zu  bringen  berechtigt,  wenn 
die  Versammlung  als  solche  verboten  ist, 
wenn  den  formellen  Vorschriften  über  die 
Anmeldung-  nicht  Genüge  geleistet  ist,  wenn 
dem  Polizeibeamten  nicht  Zutritt  gewährt 
oder  ein  geeigneter  Platz  eingeräumt  wird, 
endlich  wenn  Personen,  denen  die  Teil- 
nahme an  der  Versammlung- gesetzlich  unter- 
sagt  ist   (siel ben  unter  (I),  zugelassen  und 

sie  auf  Aufforderung  nicht  sofort  entfernt  wer- 
den. Abgesehen  hiervon  ist  in  Preussen 
(§  5)  eine  polizeiliche  Auflösung  nur  zu- 
lässig, wenn  in  der  Versammlung  Anträge 
oder  Vorschläge  erörtert  werden,  die  eine 
Aufforderung  oder  Anreizung  zu  strafbaren 
Handlungen  enthalten.  Es  genügt  also  nicht, 
dass  derartige  Anträge  oder  Vorschläge  von 
einem  Teilnehmer  vorgebracht  werden,  son- 
dern die  Auflösung  ist  nur  dann  zulässig, 
wenn  der  Vorsitzende  nicht  verhindert,  dass 
sie  erörtert  werden.  Ebenso  Braun- 
schweig (§§  17.  18.  Doch  kann  hier  die 
Versammlung  auch  aufgelöst  werden,  wenn 
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Schlägereien  vorkommen).  In  Bayern 
(Artt  5,  8,  9)  hat  <  ler  Vorsteher  dem  Redner, 
welcher  durch  seinen  Vortrag  das  Gesetz 
verletzt  oder  zu  Gesetzesverletzungen  auf- 
fordert, das  Wort  zu  entziehen  und,  wenn 
seiner  Anordnung  nicht  Folge  geleistet  wird. 
die  Versammlung  aufzuheben.  Thut  er  dies 
nicht,  so  hat  der  überwachende  Beamte  ihn 
hierzu  aufzufordern,  und  erst  wenn  der  Vor- 
steher dieser  Aufforderung  nicht  sofort  Folge 
leistet,  die  Versammlung  aufzulösen.  Das 
Sächsische  Gesetz  (§§  8,  9)  ist  darüber 
weit  hinausgegangen.  Hier  hat  der  Vor- 
steher dem  Redner  auch  das  Wort  zu  ent- 
ziehen, wenn  er  zu  unsittlichen  Eand- 
lungen  auffordert.  Der  Polizeibeamte  kann 
aber  nicht  nur  dem  Redner  selbst  das  Wort 
entziehen,  sondern  er  kann  auch  die  Ver- 
sammlung   auflösen,    sofern    sie  einen    die 

öffentliche  Rul ler  die  gesetzliehe  i  ird- 

nung  gefährdenden  Charakter  annimmt. 
Aehnliche  Bestimmungen  enthalten  die  Ge- 
setze  zahlreicher  anderer  Staaten  iM  ecklen- 
burg  Verordnung  von  1877  §  5,  Olden- 
burg Art  1.  Anhalt  §  li,  Lippe  §§  ].  7 
u.  s.  w.).  <  >ef  fen  tliche  Versammlungen 
ien  in  Baden  (§  1 1)  aufgelöst  werden. 
wenn  darin  die  .Staatsgesetze  oder  die  Sitt- 
lichkeit verlei/t  oder  der  Staat  oder  die 
öffentliche  Sicherheit  gefährdel  werden,  in 
El    a    3-Lothringen    (Gesetz    von    1868 


Art.  6),  wenn  der  Vorstand  Fragen  x  er- 
handeln lässt,  die  dem  Zweck  der  Versamm- 
lung fremd  sind,  sowie  wenn  die  Versamm- 
lung tumultuariseh  wird.  In  Sachsen- 
Weimar  (Verordnung  von  1874  §  2)  hat 
sogar  die  Polizeibehörde  nach  ihrem 
finden  über  die  Auflösung  einer  jeden  öffent- 
lichen Versammlung  zu  politischen  Zwecken 
und  einer  jeden  Versammlung  von  politischen 
Vereinen  zu  beschliessen. 

Auch    in   den    Staaten,    in   welchen   das 
Auflösungsrecht    der    Polizeibehörde    durch 
gesetzliche  Normen   beschränkt   ist.    ist  die 
Behörde  doch  zuständig,  eine  jede  Versamm- 
lung aufzulösen,  sofern  dies  eine  notwen- 
dige Massregel  ist,  um  die  öffentliche  Kuhe 
und  Ordnung   aufrecht  zu   halten    oder  um 
eine    unmittelbar    bevorstehende   Gefahr   zu 
beseitigen,    die   sich  nicht  allein  daraus  es- 
giebt,    dass   die   Teilnehmer   das  Versamm- 
lungsrecht ausüben.    Soweit  hieraus  allein 
Gefahren  entstehen,  kann  die  Auflösung  Hin- 
unter   den    oben    angeführten    gesetzliche^ 
Voraussetzungen  erfolgen.     Wohl  aber  kann. 
auch  wenn  diese  Voraussetzungen  nicht  vor- 
handen   sind,    trotzdem    die   Versammlung 
aufgelöst  werden,  wenn  etwa  durch  eine  zu 
grosse  Anhäufung  von  Menschen  in   einem 
engen   Räume   Gefahr    für  Leben   und    Ge- 
sundheit  der  Teilnehmer  oder   dritter  Per- 
sonen entstehen,  wenn  Feuer  ausbricht  u.  s.  w. 
Begeht  ein  Teilnehmer  eine  strafbare  Hand- 
lung, so  berechtigt  dies  nur  zu  einem  Ein- 
schreiten  gegen    den    Thäter,    um    ihn    an 
seinem    strafbaren    Verhalten     zu    hindern] 
Nur    wenn   die  Auflösung   das  alleinig! 
und    notwendige    Mittel    ist,     um    die 
öffentliche  Sicherheit  und  Ordnung  aufrecht 
zu  halten,  ist  sie  gesetzlich  zulässig.       Eine 
solche  Notwendigkeit   ist   solange  nicht  an- 

zuorke n.   als    die    Fortsetzung  der  Straft 

thaten  eines  Teilnehmers  dadurch  mit  Er- 
folg gehindert  werden  kann,  dass  die  Polizei- 
behörde ihre  Massnahmen  gegen  die  Person 
des  Excedenten  richtet.  Solange  dies  aus- 
reicht, ist  die  Polizeibehörde  gesetzlich  nicht 
befugt,  zu  diesem  Zwecke  in  die  Rechte 
Dritter,  nämlich  der  ihr  Versammlungsrecht 
ausübenden  Anwesenden  einzugreifen..:  (Ent- 
scheidungen des  Preussischen  Oberverwal- 
tungsgerichts vom  16.  Oktober  1889  und 
21.  Februar  1894) 

6.  Die  übrigen  Staaten.  In  den  Ver- 
Eassungsurkunden  der  meisten  konstitutio- 
nellen Staaten  ist  die  Vereins-  und  Ver- 
sammlungsfreiheit ausdrücklich  anerkannt 
«erden.  Nach  den  Verfassungen  von  Bel- 
gien vom  7.  November  1831  Artt.  19,  20, 
von  Luxemburg  vom  17.  Oktober  1868 
Artt  25,  26,  von  Dänemark  vom  25.  Juli 
1866  §§  87,  88,  von  Griechenland  vom 
28.  November  1864  Artt.  10,  11.  von  Ru- 
mänien  vom    13.   Juni    1866  Artt.  26,    '-'7 
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arf  die  Abhaltung  einer  Versammlang  wie 
je   Bildung  eines   Vereins   von  einer 
,,    Genehmigung    nicht    abhängig 
lacht    werden.      Ausnahmen    bestehen    nur 
ewaffnete  Vesammlungen  und  \  ersamm- 
nncen  unter  freiem  Himmel.   Vereine  können 
ur    wenn   sie  rechtswidrige  Zwecke   ver- 
i    durch   Urteil  des  Gerichts  aufg  Los) 
l  [en.    In  anderen   Staaten,   wie   in   den 
Niederlanden  (Verfassung  von  1848  Art. 
,,,     in    ( »esterreich    (Staatsgrundgesetz , 
-,,m  21.  Dezember  1867  Art  12),  Spanien 
Erfassung  rem  30.  Juni  1876  Art  13)  und 
selbst    in    der   jungen   Verfassung    Japans 
11     Februar   1S89   Art.   29    wird    der 
liundsatz  der  Vereins-  und  Versammlungs- 
freiheit   sanktioniert,    die    Beschränkungen 
äerselben    aber    sind    besonderen    Gesetzen 
halten.     Demgemäss    wurden    in    den 
Niederlanden  das  G.  v.  22.  Apnl  1855, 
in    u esterreich    die    beiden   Gtr.   v.    10. 
November  1867,  in  Spanien  das  G.  v.  15. 
Juni  1880   über  Versammlungen  und  v.  3U. 
iJuni  ISST  über  Vereine,   in  Japan  das  G. 
v    13.   April  1893   erlassen.     Iu   Serbien, 
ward  durch  das  Dekret  vom  9.  Mai  1^94  mit 
der  Verfassung  von  1888  auch  das  zu  deren 
Ausführung  erlassene  Gesetz  über  die  Ver- 
eins- und  Versammlungsfreiheit  vom  31.  März 
1891  aufgehoben  und  das  G.  v.  11.  Juni  1884 
wie.  ler  in  Kraft  gesetzt,  dessen  die  1^  ereins- 
und     Versammlungsfreiheit     beschränkende 
Bestimmungen  durch  das  G.  v.  17.  November 
1898  nur  verschärft  wurden.   ^^ 

Die  österreichischen  GG.  v.  15.  öo- 
vember    1SC7     enthalten     im    wesentlichen 
ie  Vorschriften : 
,,   Die    Bildung   eines    jeden  Vereins 
(mit    Ausnahme    der   Vereine,    welche   nur 
I  einen  Vermögensvorteil    bezwecken  I    bedarf 
I  der  vorherigen  Anzeige  unter  Mitteilung  der 
Statuten.     Die  Behörde    kann    die  Bildung 
des  Vereins  untersagen,  wenn  er  nach  seinen 
Zwecken    oder    seiner    Einrichtung 
!    widrig  oder  staatsgefährlich  erscheint.   Doch 
ist  hiergegen  Rekiu-s  an   das   Reichsg 
zulässig.    Jede  Vereinsversammluug  ist  der 
Behörde  24  Stunden  vorher  anzuzeigen,    bie 
kann  derselben  beiwohnen  und  sie  aui 
wenn   sich    in    ihr   gesetzwidrige^  Vorgang 
ereignen,    Gegenstände    verhandelt   w 
welche    ausserhalb     des     statutenmäs 
Zweckes  des  Vereins  liegen,  oder  wenn  die 
Versammlung  einen  die  öffentliche  Ordnung 
bedrohenden"  Charakter     annimmt.       Auch 
kann  jeder  Verein  aufgelöst  werden,   wenn 
er  Beschlüsse   fasst.   die   den   Strafgesetzen 
zuwiderlaufen,   wenn    er  seinen  Wirkungs- 
kreis   überschreitet    oder      überhaupt    den 
Bedingungen    seines   rechtlichen    Bestandes 
nicht    mehr  entspricht  .     Gegen    den   Aul- 
lösungsbeschluss  ist  Rekurs  an  das  Reichs- 
gericht ztüässig.    Politische  Vereine  unter- 


aber  ausserdem  noch  d         :    n  Be- 
schränkungen,   welche   in    Preussen    für 
Verejae  bestehen,  die  politische  Angelegen- 
in  ihren  Versammlungen  zu  erörtern 
cken. 
b)  Oeffentliche   Versammlung 
müssen  drei  Tage  vorher  unter  Angabe  des 
Zweckes,  der  Zeit  und  d  leidet 

,,,,,,,  -  dnd  zu  untersagen,  wenn  ihr 
Zweck  den  Strafgesetzen  zuwiderläuft  odei 
ihre  Abhaltung  die  öffentüche  Sicherheit 
oder  das  öffentliche  Wohl  gefährdet,  und 
aufzulösen,  wenn  sich  in  ihnei  idrige 

Vorgänge  ereignen  oder  wenn  sie  einen  die 
öffentliche  Ordnung  bedrohend  a  l  I  irakter 

annehmen. 

\ueh  in  Spanien  muss  nach  dem  b  - 
setz  von  1SS7  die  Bildung  von  \  ereinen. 
welche  nicht  ausschliesslich  Vermögensvor- 
teile bezwecken,  vorher  unter  Einreichung 
der  Statuten,  die  den  gesetzlichen*  orschnften 
,  .  . ... «nmomoMot    werden. 


entsprechen    müssen,    augemeldet    werden. 


Die  Vereine  werden  in  ein  Vereinsreg 
der    Provinz    eingetragen.      Die    Auflos  mg 
Vereins  kann  nur  durch  genehthehes 
Urteil  ausgesprochen  werden,  und  zwar  nur. 
wenn  der  Verein  Zwecke  verfolgt,   che   der 
öffentlichen  Sittlichkeit   zuwiderlaufen 
auf  Begehung  strafbarer  Handlungen  gerichtet 
sind,  oder  wenn  die  Vorschriften  des  ^  er- 
einsgesetzes    verletzt    werden    (Strafgesetz- 
buch Art.  198.). 

In  der  Schweizer  Bundesverfassung 
L874  Art  56  ist  nur  das  Recht  Ver- 
eine zu  bilden,  allen  Bürgern  gewahrleistet. 
Doch  kann  die  Kantonalgesetzgebung  ubei 
den  Missbrauch  dieses  Rechtes  Bestimmungen 
treffen  .  Indes  ist  die  Vereins-  wie  die 
Versammlungsfreiheit  nach  dem  Rechte  der 
meisten  Kantone  keiner  Beschränkung  unter- 
worfen. , .  .   , 

In  den  Verfassungen  Italiens  (Art  ■•-) 
und    Portugals    (Art    145    §    28  in    der 
^ssung  des  G.  v.  24.  Juli  1885)  findet  sich 
nur  eine  Bestimmun?  über  die  \  er  Samm- 
lungsfreiheit.     In    Italien    mn 
öffentliche  Versammlungen  24  Stunden  vor- 
her angezeigt  werden.    Sie  können,  im  lalle 
strafbare  Handlungen   in  ihnen  verübt  wer- 
den,   aufgelöst    werden    (Gesetz    ubei 
S  eherheit    vom   30.   Juni 
lrtt   i_4»    Die  Bildung  und  die  Thabg 
der  'Vereine   unterliegen   keiner  besonderen 
Beschränkuno.     In  Portugal  hat  die  Ver- 
fassung ein  Gesetz  über  dieVersamml 
freiheit  in  Aussicht   gestellt,       -  *£.?** 
nicht  erschienen  ist.    Wohl  aber  -n  ha  t  da, 
Strafgesetzbuch  vom  9.  September  1886  Be- 
stimmungen   über   Vereine    und    \  ersamm- 
luneen.     Zu  ersteren  ist.  wenn  sie  mehr  als 
20  Mitglieder  zählen,  Genehmigung  erforder- 
lich.    Die  Behörde   kann  die  Genehmi|ung 
an  besondere  Bedingungen  knüpfen  I  Art.  -^ 
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'•öffentliche  Versammlungen  müssen  vorher 
t  werden  und   die  Behörde  kann 
Vorschriften   für  deren  Abhaltung  erlassen, 
;ammlungen   unter   freiem  Bommel   be- 
dürfen der  Genehmigung  (Art  177). 

Keine  Bestimmungen  enthalten  die  Ver- 
fassungen von  Schweden,  Norwegen 
und  Ungarn.  Doch  ist  nach  dem  Straf- 
_  setzbuch  Schwedens  vom  10.  Februar 
L864  Kap.  in  §  14  die  Behörde  berechtigt, 
jeder  Versammlung  beizuwohnen,  und  sie 
kann  sie  auflösen,  wenn  Handlungen  ver- 
kommen, die  den  Gesetzen  zuwiderlaufen 
oder  geeignet  sind,  die  öffentliche  Ordnung 
zu  stören.  In  Ungarn  sind  nach  dem  Ge- 
setz über  die  Gleichberechtigung  der  Natio- 
nalitäten §  26  (G.  Art.  41  von  L86SJ  Mio 
Staatsangehörigen  berechtigt,  Vereine  zu 
len,  um  unter  staatlicher  Aufsieht  Lehr- 
anstalten, Anstalten  zur  Förderung  der 
Sprache,  der  Kunst,  der  Wissenschaft,  der 
Landwirtschaft,  des  Handels  etc.  zu  er- 
richten. Die  Statuten  bedürfen  der  staat- 
lichi  Bewaffnete    Vereine 

sind     vorboteu    (Strafgesetzbuch    von    1878 
Art.  161). 

Im  Gegensatz  zu  allen  diesen  Staaten 
steht  Russland.  Hier  besteht  weder  Ver- 
eins- noch  Versammlungsfreiheit.  Die  Teil- 
nahme an  einem  jeden  Vereine  oder  einer 
jeden  Zusammenkunft,  die  von  der  Behörde 
nicht  genehmigt  ist,  ist  mit  Strafe  bedroht 
Ausgenommen  sind  nur  i  iesellschaften  und 
Zusammenkünfte,  welche  Beschäftigung  mit 
Wissenschaft,  Kunst.  Litteratur  oder  »schuld- 
lose, durch  das  Gesetz  nicht  verbotene  Be- 
lustigungen« zum  Zweck  haben.  Unter 
Strafandrohung  ist  es  sogar  jedermann,  der 
von  dem  Bestehen  einer  nicht  genehmigten 
Gesellschaft  Kenntnis  hat,  vorgi 
der  Behörde  Anzeige  zu  machen  (Straf- 
_  setzbuch  von  1866  Artt.  318—324). 

In  den  meisten  Staaten  können  Vereine 
nur  durch  besondere  Verleihung  Korporations- 
rechte erhalten.  Jedoch  haben  in  i  tester- 
reich nach  de]n  bürgerlichen  Gesetzbuch 
§  26  alle  erlaubten  Vereine  juristische  Per- 
sönlichkeit    Auch    in    mehreren    Kantonen 

Schweiz    erwerben    Vereine    mit 

nannten    idealen    Zwecken    dadurch   Korpo- 

i  ärechte,    dass    sie    in    ihren    Statuten 

bestimmen   (Gesetzbuch    von   Zürich 

§  20,  Solothurn  §  1224,  Thurgan  §  211, 

Schaffhauseu  §  19,   Zug  §  17,   Gra  u- 

bünden  §  88).     Nach    dem    Bundesgesetz 

über    das    Obligationenrechl    vom    10.    Mai 

'  381   §§  678ff.,  .  16  kann  aber  auch  in  der 

u    Schweiz    ein    jeder    Verein    das 

der  Persönlichkeit  durch  Eintragung 

i£  Handelsregister  erwerben.  --■  I 

in   Spanien  jeder  in  das   Provinzial- 

retrag        V  rein  juristische  Per- 


*  ■  i  <  il    (Bürgerliches    Gesetzl 


vom 


24.   Juli    1SS9   Artt.   35,    1669).   —   In 
Niederlanden   erhält   jeder  Verein    Kor- 
porationsrechte,   sofern    seine   Statuten    aui 
seinen    Antrag    genehmigt    werden.      Diese 
Genehmigung    darf    nur   aus    Gründen     1,  . 

'leinen    Interesses    verweigert    wc 
(G.  v.  21.  April  1855). 

7.    Schluss.     So    spiegelt   sich    in     1.  ■ 
G   -  lochte  der  Vereins-  und  Versammle 
freiheit  das  grosse  Problem  des  Staats! 
das  Verhältnis  der  Staatsgewalt  zu  der  per- 
sönlichen Freiheit  wider.  "In  dem  römisi  heo 
Weltreich   hatte   die  Staatsgewalt   die   poli- 
e  Freiheit  und  mit  ihr  die  Vereinsfrei- 
heit vernichtet.    Im  Mittelalter  war  der  Staat 
überwuchert  von  den  selbstherrlichen  Korpo- 
ratiouen    des    gruudbesitzenden    Adels    und 
des    gewerbetreibenden    Bürgertums.      Die 
aufstrebende   monarchische   Gewalt   hat    im 
16.   und    17.  Jahrhundert   Adel   und    Städte 
sieh    unterworfen,    und    die    Korporati 
ihrer  Selbständigkeit   beraubt,   die  Bil 
einer    jeden    Vereinigung    der    Unterthanea 
von  ihrem  Belieben  abhängig  gemacht.    V«i 
England  aus  hat  die  politische  Freiheit  wie- 
der die  Welt  erobert.    Aber  die  persönliche 
Freiheit  ist  der  Staatsgewalt,  die  Einzelnen 
sind    der    Gesamtheit    untergeordnet.      Der 
moderne,    seiner    Aufgabe    bewusste    Staat 
wahrt    auch    den    Vereinen    gegenüber    das 
Gebiet  der  öffentlichen  Gewalt.   Die  Verein« 
und    Versammlungsfreiheit   ist    nicht    mein- 
em Vorrecht   der   besitzenden   Klassen .    sie 
ist  ein  Gemeingut  des  gesamten  Volke-  Ge- 
worden.    Sie  ist  das  Mittel,   durch  welches 
auch   die   arbeitenden  Klassen   einen  Anteil 
an    der   politischen   Macht   und   bürgerliche 
Selbständigkeit   zu  erringen  vermögen.     Sie 
ist    ein    Schutz    gegen    die   Allgewalt    ■■ - 
Staates,   indem   sie   den  Einzelnen  in  freier 
Vereinigung  die  Mitwirkung  an  den  grossen 
Aufgaben  des  Kulturlebens  sichert.    Sie  hat 
ihre  Ergänzung  zu  finden  —  und  hat  sie  in 
einzelnen  Staaten  schon  gefunden  —  in  den 
Bestimmungen  über  Erwerb  der  Korporations- 
rechte.    Jedem  erlaubten  Vereine  muss  die 
rechtliche  Möglichkeit  gegeben  werden,  sieh 
eine  vermögensrechtliche'  Selbständigkeit  zu 
begründen,  indem  allen  Vereinen,   die  sich 
den  Gesetzen  gemäss  organisieren,  juristische 
Persönlichkeit    zuerkannt    wird.  '  An    Stelle 
des   Ermessens   der  Regierung   muss   auch 
hier  das  Gesetz  treten. 

Litteratur:  ,/.  Merkel.  Art.  Collegia  indem 
Handwörterb.  d.  Staatsw.  l.Aufl.,Bd.J,  S.S45ff. 
—  Kornemann,  Art.  Coli egium  inPauly- 
II  '  •  Realencyklopädie  de»  klassischen 

tums,  Bd.  IV.  s.  380 ff.  und  die  dort  an- 
geführte Litteratur,  insbesondert  Waltzing, 
Etüde  hisUrrique  sur  Us  corporations  professio- 
nelles chez  les  Romains  I.  11  1895,  1896  Me- 
moire* publies  par  l  I  Beigigue  tom. 
I- ■  -  i.h-rl.-e.  Deutsches  G  chaflsreeht, 
!'■'■    •                                     Derselbe,     , 
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,    >„     .;.    iss',   -  verseihe,  Verei hne  ihre  I      !  MMtiU    entsch 

Verseibe   Deutsches  Pi-hatrecht  Bd.  I,        <s),  „  w,  m  Verhältnis   die  Anlage-,  ünter- 

-,'„    .  Brater,  Staatswörterbuch  X,  S.  7ssff.  haltungs-  und  Beförderungskosten  zu  dei  Be- 

,,  Stria,  Verwaltungslehre,  IV,  S.Mff-  fgräerungsleistung  (nach  Menge  und  Rasch- 

loening,   Verwa  cht,  S.  I89f.—Ver-  ^^   ^  hK     ferner   ist   in   dieser  Hinsicht 

selbe,  Das    Vereins-  1  H  '/'  "'/:  .„  Y,l(  t;;,     ,  irsarb  Lt  d.h.  die 

"    des    ^^Ä    %JaZ'.  Konstruktion,     Linienführung    und     unter- 

STi  '      m *£&??*  hZng,  de,    Lusbau  telnden 

Zf«        v    Rö ■    r, •  8ta«*«*  "■  &  Strassennetzes;  de,  aorl  _ebenao 

"■  ~"  .     .  .     „      .  a ,....;,,  i-  \  sßH v,   Wocon  »iTiAr  Strasse  wn     de,    l  mtrieb 


.,,„„  \\,  er  Strasse  wie    de,   I  mtrieb 

zun,  Wesen  des  Capil  i    . 

Geschichtlich  weist   der   w  wie 

iedes  Verkehrsmittel,  eine  allmähliche  Ent- 
wickehmg  auf,  die  dem   Stande  der  Tech- 
nik    der   Wirtschaftsstufe   und    der   Staats- 
verwaltungentspricht Die  primitive  Beförde- 
rung durch  die  menschliche  Tragkraft  w 
der  Einstellung  tierischer  oder  mechanisi 
Trag-  und  Zugkraft,  der  primitive  Pfad 
durch  die   gepflasterte  Strasse   im    gleichen 
Schritt  ersetzt,   in  dem   die  stärkere  Kon- 
centrati  m  der  Volkswirtschaft  und  der  Staats- 
gewalt sowie  das  Anwachsen  der  Fernbezie- 
hungen   die    Ansprüche    in    Bezug  auf    die 
Massenbewältigung   und   Raschheit  der  Be- 
förderung steigert.    Der  Weg,   der  für  den 
i;,   i  (s.  Av.fi.  ;  -  '«•-'"••    Verkehr  der  Naturalwirtschaft  oder  BezirKs- 

Lehrbich  des  bürgerliche«  Rechts,  Bd.  l  (1898),   wirtsL.haIt  genügt,    weisl  in    seinem  Wesen, 
ff,  Bd.  IL  (1899),  i  970.  _  im  Körper,  in  der  Linienführung-  und  in  der 

Edgar  Loernng.  Nivel]ierung  die  deichen  Unterschiede  gegen- 
über einer  Chaussee  auf,  wie  die  Bezirkswirt- 
schaft im  Vergleich  zu  der  heutigen  V  eltwirt- 
schaft.  Je  weiter  abgerückt  von  den  Spitzen 
der  Kulturentwickelung,  um  so  mehr  is 
ein/eine  Bevölkerungsschicht  noch  an  pnmi- 


_  Seydel,   Bayer.  Staaterecht  I  .  > 
,.     Sarwey,     Württembergisches    Staatsrecht    I. 

c      •  ■„■   —    Mascher,    Das  Versammlunys-  ' 

M    Deutschlands 
Berger,    Politü   dei    deutschen    Vereins-  und 

ammlungsgesetz,   indem  Vei * Archiv  I, 

$  5 il ff     II    S.   ?90ff.        Hugelmann,    Stu- 
\Uchen     Vereins-    und     Ver- 
«I tsrecht,   1879.  -  Tetener,    Du 

—    (ineist.    Englisch,       V,    waltungsrecht 
Ivfi.),    S.   752 ff.    -  JHvpries,    U  droit  de 
'n>   1S87.      -  meexj,     Tntroduclion    to  the 
study  ofthe  law  ofth   Constitution     5.  ed. 

Off.  -  Huber.    Sijstem  I  Ge- 
schichte   des   schweizerischen    PHvatrechts    l,   b- 

IV.   S.   961  f.  -   J-    Conrad    in 
Jahrb.    f.  AS*.   »■   SUU.   N.   F.  S,    III,   S.  S79ff. 
—    Endemann,      Uhrbuch     dei     bürgerlichen 
;;.. .  /  \.ufi  -Cosaek, 


Verkauf 

s.  Kaufgeschäft  oben  Bd.  \    S.  52 ff. 


Verkehrsmittel  ävTBÄer7nisaTrrgebund 

(vgl.  d.  Artt.  Transport  oben  Bd.  Vll  b.         Rh  ^  Linienführung  und  Baukonstruk- 
Ef.,  Eisenbahnen  oben  Bd.  llib.4ö<  n.,  Strassen  des  intensivsten  Ver- 

Binnenschiffahrt oben  Bd.  II  E.  861  ff.)  |Xf  „ämlich   des  Welt-  Stadt- 

verkehrs, das  Vorbüd  ab;  bezüglich  der 
Disposition  der  Linien  sind  es  die  alten 
Weltmuten    (Zug    zum    Meer,    entlang  der 


U11V/UUV'*-" 

1.  Einleitung,  Technik  und  Geschichte.    ! 


Wechselwirkung  zwischen  Volkswirtschaft  und 
Weeewesen.  3.  Die  Disposition  und  Systematisie- 

der  materiellen,  geistigen  und  politischen  Be-  Sieben  hatem                      &mw    fül.    das 

Ziehungen  von  dem  Zeit-,  Muhe-  und  Geld-  Zu  rat    i  in au                 Stl.(,mlanf    lind 

aufwand  ab,  womit  die  Ueberwindung  der  im  >t  a>> .  ,      /    -                              Weltrouten, 

Wege   stehenden  Hemmnisse    verknüpft  ist.  den  Gebv^g     •                                             vnn 

Für°die  Minderung  dieser  Momente  sind  die  die    /;  — '    /'£  ™  Arallicu   bis  nach 

Verkehrsmittel  1  «stimmungsgemass  vorhan-  Meei 


den:  die   wichtigsten  davon  sind  die  Land- 
und  Wasserstrassen. 

Die    Landstrasse    ist    ein    zum    Zwecke 
der    Erleichterung   des   Reisens    sowie    zur 
Erhöhung  der  Nutzwirkung  der  Trag- 
Zugkraft   erbauter  Wegdamm.     Die    volks- 
wirtschaftliche Bedeutung  einer  Strasse  und 

Handwörterbuch  der  Staatswissenscharten.    Zweite  Auflage.    VII 


\\,Y\\  eichselmündung.vonTnest  und  \  enedig 
nach  dem  Meissnerland,  sie  waren  schon  in 
der  Urzeit  lauge  vorhanden,  ehe  mau  an  die 
Errichtung  eines  festen  Wegdammes  dachte. 
Auch    bei    den    Handel-  äehmiegte 

sich    die    Trace    der    von    der    ^iatur    g  - 
eD    Richtung    an:     Terrainhemm 
26 
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zu  beseitigen,  davor  scheute  man  sieh.    Die 
danii  eue    geringe     Wegsamkeit    er- 

sehwi  rte  ebenso  das  Eindringen  feindlicher 
Heere  wie  die  politische  Einigung. 

Ausserdem  steht  die  Entwickelung  des 
Wegewesens  mit  derjenigen  der  Trieb-  be:  w. 
Tragkraft  und  der  Transportgefässe  oder 
Fahrzeuge  in  Wechselwirkung  (s.  hier- 
über v.d.Borght,  Das  Verkehrswesen  .  1894, 
S.  L73  -178;  &.  Cohn,  Nationalökonomie  des 
Handels,  1898,  S.  780).  Werden  z.  B.  die 
Sheffielder  Waren,  wie  es  noch  um  die 
Witte  des  17.  Jahrhunderts  der  Fall  war. 
auf  Packpi'orden  nach  London  verbracht, 
so  ist  eine  Chaussee  ein  Luxus.  Sobald 
Wagen  zur  Beförderung  aufkommen,  ist  eine 
feste  und  ebene  Fahrbahn  nötig,  damit  das 
Einsinken  der  Räder  in  den  weichen  Unter- 
grund oder  das  umfallen  der  Wagen  ver- 
mieden und  das  Fahren  bei  jeder  Witterung 
ermöglicht  wird. 

Innerhalb  der  Transportmittel  giebt  es  für 
Zug-  und  Reittiere  sowie  für  die  Fahr- 
zeuge,  ähnlich   wie   für  die   Wege,  Unter- 
1.  in  der  Qualität,  die  der  Ver- 
schiedenheit  des   Zweckes  und  des  Wertes 
der  Reise  oder  des  Frachtgutes  entsprechen, 
2.    in    de,-    beanspruchten    und    geleisteten 
lelligkeit,  Sicherheit,  Pünktlichkeit,  Be- 
quemlichkeit.     (Diese    Stufenordnung    oder 
Klassifikation   bezeichnet  für  die  geschicht- 
liche Entwickelung  des  Transports  die  ein- 
zelnen Abschnitte  —  ursprünglich  nur  Luxus- 
waren, heute  geringwertige  Massenartikel  — 
i  aber  auch  für  die  heutigen  Tage 
/..   B.    die    Unterschiede    der    Passagiere    in 
solche  [.,  II.  und  III.  Klasse.) 

Ursprünglich  sind  auch  die  Welthandels- 
•  ■ii    nichts  anderes  als  Saumpfade,  die 
in  ihrem  Zuge  dem  Wasserlauf,  der  natür- 
ii    Thalbüdung    oder    dem  Gebirgspass 
folgen.      Heute    noch   bilden    die   St, 
z.B.  in  Binnenafrika,  Asien  (Karawauenweg) 
"der    in    der    amerikanischen    Prärie    nicht 
viel    mehr   als    eine   Art    Markierung    oder 
[tinerar    Eür   die    kürzere  oder  minder   be- 
i  rliche  Linie.    Aohnlieh  wie  heim  Wild- 
wechsel zieht  sich  der  Weg  einfach  in   der 
Richtung  bin.   wo  das  erste  (Last-)Tii  c  den 
.    Fleck    zum    Auftreten    gefunden 
hat;    die    anderen     sind    dem    Leittiei 

hinderten    sorgsam    gefolgt;    (in    dem 
i  um-    det  Weg aJijähriii 
gebild  t.   d.   h.  getreten    werden).     Dadurch 
entsteht    von    selbst    allmählich    ein 
Wegkörper,  dessen  Richtung  da     Lui  achen 
von  Furten  und  die  l  mgehung  von  Sümpfen, 
die  Niedi  i  haltung  des  über'«  uchernden 
i  chtert 
Böhere  Ans]  i  üche    teilt  zuerst  der  täg- 

Verkehr  innerhalb   des   geschli n 

lyons;  hier  erweist  sie],  früh 
die   Absteckung  d<  c  W  gfläche  nach 


Länge  und  Breite  und  die  Befestigung  des  Weg- 
körpers, in  späterer  Zeit  auch  die  Pflaste- 
rung, als  notwendig.  Die  Nachahmung 
diese.  Wegebaues  auch  für  das  flache  Land 
wird  zum  Bedürfnis,  sobald  es  gilt,  ent- 
weder grössere  Heeresmassen  rasch  zu  trans- 
portieren, oder  nachdem  der  Binnenhandel 
so  sehr  erstarkt  ist.  dass  für  den  Wareittrans- 
port  die  Träger  —  fast  durchweg  Sklaven  _ 
oder  die  Lasttiere  nicht  mehr  ausreichen,  sol- 
che vielmehr  durch  Lastwagen,  genauer  durch 
Karren,  ersetzt  werden  müssen.  So  kommt 
allmählich  die  Herstellung  eines  über  die 
Ackerkrume  erhöhten,  von  ihr  durch  Rand- 
steine abgegrenzten  Wegdammes  auf  (agger 
einschliesslich  der  margines,  viam  terini- 
nare,  s.  11.  Nissen.  Pompejanische  Studien^ 
1877,  S.  532 ff.).  Dieser  Uebergang  hat  i wie- 
der Wasserbau)  eine  starke,  leistungsfähige 
üentralgewalt  zur  Voraussetzung.    Im  Alte 


tum  war  der  Staat  nur  wenig  kapitalkräftig 
und  leistungsfähig.   Nur  die  Grossstaaten  mit 
ihren  grossen  Entfernungen  und  der  streng 
centralen  Leitung  waren  im  stände  und  dazu 
gezwungen,   den  Aufwand  für  den  Zweck] 
dass   die  Regierung  schnell  über  die  Vom 
kommnisse  von  politischer  oder  militärisches 
Bedeutung  unterrichtet  werde,  auf  sich  zu  neh- 
men.   Demgemäss  darf  man  den  Zeitpunkt , 
wann  dieser  Uebergang  erfolgt  ist,  nicht  zu 
früh  ansetzen.   Die  Techniker  überbieten  sich 
in   einer  blühenden   Schilderung  des  treff- 
lichen Zustandes  der  Strassen  Salomos  odefl 
der  Semiramis.     Aber  wer  sich   den   heu- 
tigen Zustand  des  Strassen wesens   in    Gel 
bieten   mit   ähnlich  primitiver    Wirtschaft  — 
Verfassung,  wer  sich  die  Strassen  des  Jahres 
1902  nach  Christus,  z.  B.  in  Korea,  China, 
Russland,   Ungarn,   Texas  vor  Augen   hält, 
wird    von   denjenigen   des  Jahres  1902  vorj 
Christus  eine  zutreffendere  Anschauung  er- 
halten.    In   den   dünnbevölkerten    Gebieten 
ziehen    die    Strassen    heute   noch    wie    vor 
Jahrtausenden  meist  in  langen  Geraden  über 
Berg  und  Thal;  es  fehlt  an  jeder  Befestigung 
der  Fahrbahn  sowie  an  Gräben,  die  Strassen 
sind   sehr  breit  (»extensiver«  Betrieb),   um 
bei  schlechtem  Wretter  das  Umgehen  ausge- 
fahrener Stellen  zu  ermöglichen;  über  Bäche 
werden   Baumstämme    gelegt,    Gräben    und 
Löcher  werden  durch  Reisig  (später  Faschi- 
nen) ausgefüllt.  Zu  einer  vollkommeneren  Kon- 
struktion fehlte  es  im  Altertum  und  Mittel- 
alter in  der  Regel  an  den  drei  ersten  Voraus- 
setzungen, nämlich  au  Kapital,  an  der  diri- 
gierenden und   konstruierenden  Arbeitskraft 
und    am    Konsum,   (d.    h.    an   einer  dichten 
Bevölkerung   und   an  dem  aJimentierenden 
Waren-    und    Transportverkehr,    an     einer 
kapitalkräftigen  Centralgewalt  und  nicht  zu- 
letzt an  geschickten  Ingenieuren). 

Endlich  müssen  wir,  wie  in  technischer, 
so   auch   in   geschichtlicher  Hinsicht,    Bau- 
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mktion  und  Verkehrsnetz  auseinander- 
In    Frankreich   wurde   schon    LooG 
in   der   Mitte  gepflasterte  Strasse  von 
nach  Orleans  gebaut,  aber  es  dauerte 
wei  Jahrhunderte,   bis  ein   Strassen- 
netz vorhanden  war.     Lehnlich  wird  man  für 
eschichtlich  ersten  Strasseobauer,  pam- 
i;,.h  Eür  die  grossen  Weltreiche  des  Orients, 
«nehmen   können,  dass  sie  vom  9.  Jahr- 
h,ul,l,,.t    vor    Christus    an    anfingen,    die 
militärisch  wichtigsten  Sto 
lnl,    einem    fortlaufend    festen    1  ntergrund 
reehen.      Die  ersten,  von  denen  wir 
eine   beglaubigte   Nachricht   über    die    An- 
!,.,,,„,  systematischen   Strassennetzes 

erhalten  sind  die  Perserkönige  I  yrus 
und  Daiius.  umgekehrt  konnte  in  Griechen- 
land mit  seinen  kleinen  und  dazu  stete  in 
Fehde  lebenden  Staatsgebüden  von  einem 
Strassennetz  nie  die  Rede  sein:  wohl  hatte 
z.  B.  Athen  und  sein  Stadtbezirk  gute  \\  ege, 
iber  nicht  das  flache  Land.  . 

Die  Römer  erlernten  die  Bautechmi  im 
3  Jahrhundert  vor  Christus  und  entwickelten 
de,,    Strassenbau   im    Laufe    der    folgenden 
fünf  Jahrhunderte  zu   einer  mustergdtiger, 
Höhe-  in  der  Grossartigkeit  der  lnemander- 
ereifenden    systematischen   Anlage,   m   der 
kostspieligen    Horizontahtät     und    Gefalls- 
nivellierung  sowie  in  dem  geradlinigen  bau 
das  römische  Strassennetz   eine   Imb- 
ParaUele  mit  der  modernen  Eisenbahn. 
yierdings   darf   man   dabei  nicht   über- 
sehen, dass  der  Frachtenverkehr,  wie  z.  B. 
äie   Strassen    in  Pompeji   gleichsam  photo- 
graphisch  vor  Augen  führen,   grösstenteils 
noch    durch   Lasttiere   besorgt   wurde;    die 
Benutzung    von   Karren,    wie    man  sie   als 
selbstverständlich  voraussetzt,   bildete   noch 
nicht  die  Regel.  — 

Im  Mittelalter  stand  che  Strass 
technik,  so  reich  auch  der  Hochbau  (Kloster. 
Dome,  Paläste.  Brückenbau)  sich  entfaltete 
weit  hinter  derjenigen  des  Altertums  zu- 
rück. Wohl  lagen  in  Italien.  Spanien. 
dem  südlichen  Frankreich  die  römischen 
Musteranlagen  für  eine  feste,  wohlgepflegte 

!Se  offen   da;    aber    für    den    St, 
bau  brach   trotzdem  die  .Renaissance     viel 
er   an    als  für    den   Hochbau  und  für 
anderen  Künste.      Besonders  auffallend 
deint   das  Verhältnis   zu  dem  Brücken- 
bau,   der  allerdings   früher   Zimmermann*- 
arbeit  war:  zweckmässig  konstruierte  Holz- 
brücken,   welche    den   heutigen    an   S 
heit    nichts  na  ■    wurden    schon    in 

15.  Jahrhundert  gebaut,  die  Kunststrasse  da- 

D    ist    eine    Errungenschaft    erst    des 

19  Jahrhunderts.  So  beschränkte  sich,  was 
bis  in  das  IS.  Jahrhundert  herein  für  die 
Strassenverbesserung  geschehen  ist.  fast  aus- 
Liesslich  (auf  Brückenbauten  and)  auf 
Pflasterung  der  Städte. 


Nur    langsam,    im    Laufe    viel 

hundi 

Rc t   wieder.     Man   kann 

die   einzel         •    rtschritte   heute   noch  ver- 

1 1  Lei   '  ersuch 

mit    dem    I 

unter  Karl  dem  G  i    aber  ersl 

im   L3.  Jahrhundert  allmählich  zur  Ausfüh- 
t-T i T i . ■■    gelangen;    noch    um    das    Jahr    L200 
hatte  die  Hauptverkehrs 
d,  titscheu    Bleiches,   der  Rhein,    von   Kon 


stanz  abwärts   bis  zum  Meer,   keine  -  ü 

16.  Jahrhunderts    ge- 


Brücke.    Mitte    des 

langt     der     Bau     steinerner 


Brücken 


(Regensburg,    Frankfu 
Entsumpfungsarbeit,  das  Ziehen  von  - 
dohlen    -    nach  dem  niedi  V  or- 

gange  —  in  Aufnahme :  man  nimml 
Herstellung  'los  oft  mangelnden  Zusaun 
banges  der  Verbindungswege  sowie  a 
reichlichere  Verzweigung  des  ätrassenm 
Bedacht    während  es  mit  dem  i  foerbau  noch 
schlimm    genug    bestellt    ist.      Nur    in 
Nähe   von   Hauptorten   bildet    der  Strassen- 
'    ständigen  erhöhten  Damm: 
alich    besteht   die   Fahrbahn    —   falls 
nicht  noch  von  den  Römerzeiten  her 
vorhanden    war   -      lediglich  au-  der  Uras- 
narbe    wie  in  den  Pussten  oder  aus  der  ge- 
wöhnlichen Ackerkrume.    Noch  im  18.  Jahr- 
hundert   war   der   Zustand    der  Heer-    und 
Hauptstrassen   nicht   besser  als  der  unserer 
Feldwege.     Auch  in   der  Ebene  wäre. 
Strassen   fast   durchweg   nichts  andere    als 
breite  Saumpfade,   die  jedes  Jahr   neu 
o-etreten  und   ausgefahren  werden  mussten : 
sie  bestanden  aus  nackter  Erde   und   waren 
um   im  Sommer  bei  schönem  Y\  etter  pass 
bar    i-    d.    Schilderungen    in     Veredarius 

S.   101— 103). 

Zuerst    in    Flandern    und    Brabant,    wo 
eüüee    der    alten    Römerstrassen     em 
maSsen  in  Stand  erhalten  wurden—    Brun- 
hüdestrassen     — ,    wo  auch   die  Kunst 
Baus    vo,,    Kanälen     zuerst     autkam,    dann 
in  Italien    und  Frankreich    werden    kürzere 
Strecken   mit  Steinen   fundamentiert.     Erst 
zu    Lnfang   des    18.   Jahrhunderts   (Colbert), 
kommt  es  allgemeiner  in  Debung,  dass  man 
nach   dem    Muster    der    Hauptstras 
Handels-  und  Residenzstädte  dem! 
i  und   Karrenweg    einen    widerstands- 

fähigeren    Unterbau,     die       Chan 

wird  angeordnet  zuerst  in  der 
französischen  Instruktion  von  170o  und  1718, 
dann  in  den  nach  ihrem  Vorgange  ent- 
worfenen deutschen  -  luinforma- 
tionen  ,so  L720in  Hess  L  !  a i  Baden 
1737  für  den  Schwäbischen  Kreis,  1/8*  tui 

i  PrGUSS'    '  1 

wurden    auch    von    da    ab    Aufwen- 
n    für    die    Strassenkorrektionen    ge- 
macht,  die   für  jene  Zeiten  beträchtlich  er- 
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Dessen  ungeachtet  aher  befanden 
sich  die  Strassen  noch  das  ganze  L8.  Jahr- 
hundert hiudurchin  einem  Zustande  der  Ver- 
wahrlosung, den  wir  heute  nur  verst 
wenn  wir  uns  daran  erinnern,  dass  Doch  zu 
1  rrossväter  Zeiten  der  Wegebau,  da  die 
Regierung  hierfür  keine  Mittel  hatte,  und  sieh 
deshalb  an  die  Zwangsfron  (corvees)  hielt,  nicht 

Hebung  des  Volkswohlstandes,  sondern 
eine    verhassle    Belastung    des    Landvolkes 

itete.    Mit  den  gi 1  Vei  k  hrsmittel- 

puukten,  die  den  Hauptvorteil  von  einem  ge- 
ordneten Strassenwesen  zogen,  waren  die  ein- 
zelnen Territorien  durch  keinerlei  [nteressen- 
gemeihsamkeit    verbunden.      Gute    Str, 
...  meinte  man,  höchstenfalls  die  gefürch- 

Truppendurchzüge  an ;  aoch  bis  ins  19. 
Jahrhundert  herein  sah  man  in  manchen  Ge- 
geuden  den  Bau  einer  Strasse  als  ein  Danaer- 

tenk  an:  die  Unpassierbarkeit  der  Wege 
galt  als  ein  Schutz  gegen  ungebetene  Gaste. 
Wohl  war  im  16.  Jahrhundert  allmäh- 
lich das  Frachtfuhrwerk  in  die  Höhe 
gekommen;  aher  diesem  Verkehr  die 
Wege  zu  ebnen,  hiess  nur  die  grossen 
llansei)  .  die  durchziehenden  Grosskauf- 
leute fördern,  und  dazu  hatte  niemand 
Lust.  Der  Warenversand  erfolgte  bis  zum 
Aufkommen  der  verbesserten,   mit  geringen 

ingen  v-  rsehenen  Chausseen  meist  auf 
Karren,  die  mit  (>— 8  Pferden  hinterein- 
ander bespannt  waren.  Auf  das  Pferd,  das 
auf  den  heutigen  Strassen  40  und  mehr 
oer  zieht,  rechnete  man  höchstens  die 
Hälft.-.  Für  Reisen  war,  wie  heute  noch 
z.  B.  in  China,  das  Reiten  bequemer,  weniger 
kostspielig  und  auch  weniger  zeitraubend  als 
das  Fahren  auf  den  meist  grundlosen  W 

lereitete  der  Zustand  der  Strassen  aller- 
orts so  viele  Schwierigkeiten  und  Fährlich- 
keiten,    dass    auch    eine    kleine    Reise   von 
kaum  100  km   eme  Epoche  des  Lebens  be- 
deutete.    Die  erbärmliche  Unterhaltung 
Wegkörper  bildet  ein   wesentliches  Kapitel 
in  der  Kulturgeschichte  Doch  des  IS.  Jahr- 
hunderts und  hat  eine]  Litteratur  her- 
rufen :  rangen    der 
Zustand.-    Einden    sich   ■/..  B.   bei 
Busch  (im   Neuen    deutschen   Museum   v. 
April  1791,  4.  T..  S.  316)  und  Salzmann 
(Karl  von  Karlsberg  oder    das  menschliche 
:    1784— 178i  |;  ferne]  bei  W.  Menzel 

hichte  der  Deutschen,  !I.  Bd.);  G. 
Freytag,  Pei  rot  (Wiss.  Vierteljahrschrift 
für  Volkswirtschaft  und  Kulturseschichte. 
1868,  S.  '-'<  -56);  Geist  I I,  (Der  Welt- 
verkehr, S.  86);  Deutsche  Kulturge- 
schichte. , Hannover  1878, S.  L69;  Götz, 
(Die  Verkehrswege  im  Dienste  des  Welt- 
-  -  '<  550  r21,  724  726); 
J.Wolff  (Sozialismus,  1892,  S.  198  505)u.a. 
Stand    es   auch    damit    in    Deutschland, 

i   politische  Zerrissenheit   jeden   plau- 


mässigen  Wegebau  hinderte,  am  schlimmstem 
so  waren  doch  auch  in  England,  trotz  seines 
industriellen  Voranschreitens,  und  selbs 
Frankreich  noch  zu  Anfang  des  19.  Jahr- 
hunderts nicht  einmal  die  Hauptstrassen  in 
einem  leidlichen  Zustande.  Von  Calais  z.  H. 
war  die  Reise  nach  Paris  wegen  der  Sümpfe 
und  Löcher,  welche  die  Strasse  oft  unfahr- 
bar machten,  ein  riskantes  1  Dti  rfang  q.  In 
gleichem  Zustande  präsentiert.-  .-i.-h  nach 
den  lebenstreuen  Schilderungen  Walter  Scotts 
und  Arth.  Joungs,  ferner  von  Hvde,  Thfl 
Royal  Mail.  S.  1  —  13:  und  Francis,'  HistoH 
of  Railways  —  Englands  Strassenwesen. 
Letzterer  erzählt:  Obwohl  der  Reiclitum 
und  die  Bedeutung-  der  Städte  Manchester 
und  Liverpool  enorm  zugenommen  hatten, 
war  um  das  Jahr  1824  die  StrassenverbinJ 
düng  zwischen  beiden  Plätzen  in  keiner 
Weise    verbessert;    die   Kaualgesellschaften 

erfreuten  sich  eines  vollständigen  M polsj 

infi  Ige  der  mangelhaften  Güterbeförderung 
waren  mitunter  ganze  Fabriken  aus  Mangel 
an  Rohmaterial  zum  Stillstand  gezwungen. 

In  Frankreich  bekam  der  Strassenbau 
durch  Napoleon  I.  (Simplon ,  Mont-I 
einen  kräftigen  Anstoss.  Ungemein  ein- 
schneidender aber  erwiesen  sich  drei  fried- 
liche Neuerungen:  das  Macadamisieren, 
die  Organisation  der  Sehnellpost  und  der 
Schienenweg. 

Wie  man  Dämlich  auf  einem  festen  Unter- 
bau durch  eine  Kiessehicht  eine  feste  und 
glatte  Oberfläche  herstellen  könne,  die  den 
Reibungswiderstand  wesentlich  ver- 
mindert und  die  Leistungsfähigkeit  der  Zug- 
kraft erhöht,  das  lehrten  schon  die  römischen 
ililitärslrasseü.  Die  Kunst,  einen  festen 
Wegkörper  aus  klein  zerschlagenen  Steinen 
ohne  einen  aus  grösseren  Stücken  bestehen- 
den Unterbau  zu  errichten,  hatte  Tresaguel 
schon  1775  mit  dem  Packlagenbau  für 
Frankreich  gezeigt.  Die  Herstellung  einer 
festen  Kiesdecke  aber  kam  erst  auf  Grund 
der  Veröffentlichungen  Mac  Adams  im  Jahre 
1820  in  weiteren  Kreisen  zur  Aufnahme. 
Die  neue  <  lhaussierungsmethode  weckte 
netten  Bedarf  und  kam  neuerwachendem 
Bedarf  entgegen. 

Dabei  muss  man.  weil  dies  für  die  richtige 

Erfassung   der    neuzeitlichen    Entwickelimg 

vod  Belang  ist.  im  Auge  behalten,  dass  beim 

Aufkommen  der  Eisenbahn  der  Brief-.  Reise- 

nnd  Warenverkehr  nur  für  die  oberen 

'■         Ilsehafts-     und     Güterklassen 

Qden  war.    Das  Reisen,  der  Brief-  und 

Zeitungsverkehr  war  ein  kostspieliger  Luxus. 

und  Luxusartikel   waren   es,   die   allein   für 

den    Fernversand   in   Betracht   kamen.    Bei 

Bedarf  war  auch  das  W<  gi  - 

klein.      Heim    Aufkommen    der 

Eisenbahnen  hatte  das  Königreich  Preussen 

kaum  3500  km  chaussierte  Wege,  und  davon 
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in  Betracht)-  und2.mil  jederKrümmung 
,   ein,  da  dadurch  die  Reibung  vermehrt,  die 
£*,       ':;.,   S  19    Shl  t  e  rfolgtenoch  Zugkraft  gehemmt  wird.    Je  meh 

,k"1"     '       \>(  •       1       ;,|,.,i,,,H ..„■!    Bahn  i  rade  und  wagerecht verläuft,  11 
iniang  der    «nutete  W«   Xr  Lmmt  die  Zu&t  ziir  Geltung.     Di, 


fielen  aui  Ost-  und  Westpreussen  kaum 
I  km.    Wie  K.  L.  Philippson  (  Handel  und 


Anfang  der    ^^^3    ^  dTeZugkraft  zurGeltung     Die 

11     T'1^       i  ';       '  -  !      v'rspan,,    Leistungsfähigkeil    des   Fahrzeugs   und   des 
ferfoSerte       ■   Reis     von  Posen  Sach    -  '    '•' "N*** 


SOI      "-'•  l 


km  entfernten  Gnesen  volle  11 
Stunden,  wobei  min  in  dem  stickigen  Raum 
des  Postkastens  einen  Vorgeschmack  von 
,'.„  Qualen  einer  tropischen  Seefahrt  im 
eil  Kaiütenraum  erhielt.  Neuer  Bedarf 
wurde  zuerst  durch  die  Postorganisation 
-checkt  Im  Jahre  1824  nämlich  hatte 
[L.    ,  Generalpostmeister  Nagler 

flie  eni  lischen  Schnell^  >sten   auf  deutscheu 
a  verpflanzt,  welchedie  bisherige  Reise- 
ron  Berlin  nach  Magdeburg  von 
Tagen   auf    15   Stunden  abkürzten.     Damit 
,te   man  den  höchst  erreichbaren  Grad 
,!,.,-    Geschwindigkeit     erreicht     zu    haben. 
,i  man  die  Strecke  in  '."-..Stunden 
Eurück  —  ein  deutiicher  Massstab  für  die 
,v    welche  die  neue  Kulturepoche  von 
der  früheren   trennt.    Noch  vor  zwei  Jahr- 
hunderten    brauchten    die    Lastwagen    von 
Halle  nach  Leipzig  auf  der  nur  30  km  langen 
Handelsstrasse   3-4  Tage,    weil   laut   einer 
im  i  »riginal  vorhandenen  Beschwerdeschritt 
die  Frachtgüter  bald  über  Steine  und  Fels- 
blöeke    hin  weggehoben,    bald    Pferd    und 
Wagen  aus  dem  3—4  Fuss  tiefen  Schlamm 
isgearbeitel    werden    mussten«       Aber 
auch    noch    1S3G    klagte    eine    Denkschrift 


Betriebs  hängt    1.    von    d  ■  '    ii  ■' 

oder  der   Anlage   und    Richtun :   der  Linie, 
2.  von   der  Herstellung  des  Wegkörpers,  3. 
von  der  Ausstattung  der  Strasse  (z.  B 
Entwässerungsanlagen,*  tri 
Baumpflanzung.      Beleuchtung,     - 
gegen  üeberfall  und  widrige  Wittei  i 

\  or   alle rforderl    eine    Kunst-' 

Hauptbedingun?  eine  unu n t er b r o eh 
Unterhalt  ung  der  Fahrbahn.  dii 
einer  straff  centralisierten  Reg ;  dich 

ist    Eine  nicht  sorgfältig  unterh  mst- 

strasse    ist    schlechter  als  ein    I  Lo 
Erdweg;  die  Beispiele  sind  nicht  selten,  wo 
kunstgerecht  angelegte  Strassen,  wi  Li  he  z.B. 
infolge  langer  Kriegsjahre  vernachlässigt  wur- 
den,  gänzlich  unbrauchbar  geworden   sind. 

\11    diesen    technischen    Anforderun 
konnte  man  allgemeiner  erst  gerechl  wei 
als    mit    dem    Eisenbahnbau    auch    in 
Strassenbau  ein  grösserer  Zug  kam.    V 
abl ami  man  planmässig  die  Strassen,  unge- 
achtet des  Widerspruchs  der  Grundeigentümer 
und  trotz  des  Mangels  eines  Expropi  iatn  >nsge- 
setzes.  gerade  zu  leiten,  die  vielen  Furten  durch 
Brücken   zu   ersetzen    und   das  Gefäll,    das 
bei   vielen  Hauptstrassen    15     20%    betrug, 
vermittelst    Herstellung    von    Einschnitten, 


t ÄÄÄ JT-SBÄ  =?Ä  ÄTXS 


.  v,,n  Pferden  sehe,  von  denen  jedes 
drei  Scheffel  Kohlen  auf  dem  Rücken  trage 
und  nur  25—30  km  im  Tag  zurücklege. 

Eine  radikale  Umwälzung  im  »Konsum 
und  in  dessen  Befriedigung  erbrachte  das 
Aufkommen  des  Schienenwegs  in  Verbindung 
mit  dem  neuen  Kraftmotor.  Was  aber  diese 
Umwälzung  bedeutete,  wird  einem  erst 
klar  wenn  man  sieht,  welche  Distanz  zwi- 
schen den  primitiven  Erdstrassen  (wie  sie 
noch  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts  an  allen 
i  Irten  vorhanden  waren,  wo  noch  die  Natural- 
wirtschaft vorherrschte),  und  einer  modernen 
Strasse  liegt     Der  Bewegungswiderstand  im 


gleichen  und  zu  vermindern.  Eigentliche 
Strassenkorrektionen,  d.  h.  eine  kunstgerechte 
Umgehung  der  alten,  in  Süddeutschland  ge- 
wöhnlich auf  keltischen  Ursprung  zurück- 
reichenden Steigen  waren  im  IS.  Jahr- 
hundert noch  nicht  vorgekommen. 

Infolge  der  grösseren  Kapitalaufwendung 
auf  den  Unterbau  gelangte  man  allmählich 
zu  einer  besseren  Erkenntnis  von  dem  W  erte 
einer  genauen  Durcharbeitung  der  Anlage, 
der  Trace  der  Strasse,  ihres  Ansehmiegens 
an  das  Terrain,  ihrer  Geradlinigkeit,  Nivel- 
lierung und  Horizontalität. 

2.  Wechselwirkung  zwischen  Yolks- 

Die  Strasse 


Ä^™?r=s-LSi« 


14  auf  der  anderen  nur  2  °  o  der  Last.  Au 
einer  guten  Kunststrasse  also  kann  ein  1  ferU 
eine  siebenmal  grössere  Ladung  übernehmen 
0der —  da  der  Widerstand  mit  der  Betnebs- 
,  windigkeit  wächst  —  eine  siebenmal 
höhere  Geschwindigkeit  erreichen  als  aul 
einem  Erdweg.  Eine  Zunahme  des  Wider- 
stands und  Abnahme  der  Nutzwirkung  tritt 
sserdem  1.  mit  dem  wachsenden  Stei- 
gung s  Verhältnis  des  Widerstands  —  ila 
das  Tier  ausser  dem  Fuhrwerk  noch  seine 
eigene  Last  hinaufbringen  muss,  (beim  Maul- 
tiertransport kommt  das  Längenprofil  kaum 


und  die  damit  gegebene  Erleichterung 
Ueberbringung  von  Nachrichten  sowie  des 
Güter-  und  Personentransports  dient,  wie 
wir  gesehen  haben,  zunächst  den  Zwecken 
der  Kriegsführung  und  Staatsverwaltung. 
Die  geschichtlich  zuerst  nachzuweisenden 
en  sind  >Heerstrassen  .  erbaut  z.  B. 
von  Cyrus  und  Darius.  dann  von  den  romi- 
schen Kaisern,  zu  Anfang  des  19.  Jahr- 
hunderts in  Russland  und  von  Napoleon  1. 
(Erst  in  den  jüngsten  Tauen  macheu  die 
Eroberer  eines  freiheitliebenden  Landes, 
die  Engländer  in  Transvaal  wie  die  Amen- 
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kaner  auf  den  Philippinen,  die  Erfahrung, 
dass  'las  Land  ersl  in  dem  Verhältnis  dem 
rer  gehört,  in  dem  der  Bau  des  Limes  . 
d.  h.  der  mit  Forts  besetzten  Beerstrasse, 
voranschreitet  Nicht  die  Kanonen  allein 
können  pacifizieren,  sondern  mit  ihnen  der 
Wi  gebau.  Allerdings  zieht  auf  dies»  r  Strasse 
eich  mit  dem  Kriegsmann  immer  auch 
der  Kaufmann  mit  ein.) 

In  zweiter  Linie  ist  « li* ■  Strasse  das 
wichtigste  Kultivationsmittel.  Zur 
Erschliessung,  d.  h.  planmässigen  Bebauung 
uml  Besiedi  lung  jungfräulicher  Gebiete, 
z.  B.  Ostafrikas  oder  Centralasiens,  dient 
:n  dem  Pflug,  hauptsächlich  die  fahr- 
bare Strasse,  durch  welche  die  Sklaven- 
träger  entbehrlich  und  deren  Kräfte  für 
die  Produktion  frei  gemacht  werden.  Eho- 
desia  z.  B.  verdankt  sein  rasches  Empor- 
blühen  diesem  System:  erst  der  Fahrweg  zu 
der  Hauptstrasse,  dann  das  Wohnhaus  und 
nun  erst  die  Farm.  Die  eiligen  Amerikaner 
griffen  allerdings  gleich  zur  .Eisenbahn.  Wie 
Hesse -Wartegg  von  den  Präriestaaten  erzählt, 
eill  dort  die  Eisenbahn  sogar  der  Bevölke- 
rung voran  und  ebnet  ihr  den  Boden,  ja  es 
sind  die  Eäsenbahngesellsehaften  selbst, 
welche  heute  die  geeignetsten  Plätze  für  zu 
dendf  \i  si  b-lunu.  n  auswählen  und 
an  der  Gründung  direkt  beteiligen.  Die 
ganze  Entstehung  der  Präriestaaten  «-leicht 
der  Invasion  einer  grossen  Kulturarmee.  Die 
Operationsbasis  bildeten  der  Mississippi  und 
Missouri,  die  Feldherrn  waren  die  grossen 
Kapitalist. 'ii  des  Ostens,  die  Strategen 
bildeten  die  Eisenbahngesellschaften,  die 
Flankier  und  Eclaireurs  waren  die  Ein- 
wanderung^- und  Landagenten,  und  die 
Armee  selbst  wann  die  Hunderttausende, 
ja  Millionen  deutscher  Emigranten.« 

In  dritter  Linie  erhöht  eine  Strasse  die 
higkeit  der  Erzeugnisse.  Die- 
selbe bemisst  sich  nach  dem  Verhältnis  der 
Versandkosten  zudem  Verkaufspreis.  Ist  nur 
ein  Transport  mittelst  (Sklaven-)  Träger  mög- 
lich, so  sind  geringwertige  Massengüter  über- 
haupt   nicht    versendbar,    weil    bei    dieser 
Transportart   der  Tonnenkilometer  auf  i"  a 
Mark  zu  stehen  kommt.    Die  Versandfähig- 
keil steigt  im  gleichen  Schritt,  wie  di 
wenduug  vonZugkraft  erleichtert  wird.    Auf 
guti  a  Si  hotterstrasse   übernimmt    ein 
I    hundertmal  mehr,    10  <  lentner  gegen 
40—50    Pfund,    und    komm!    di  r    Tonnen- 
kilometer nur  auf  14—20  Pfennig  zu  stehen 
(Pn  uss.    Jb.    1897.    S.  384).      Der    Absatz- 
radius vergrössert  sich  im  Quadrat  der  Herab- 
setzung   der  Kilometertonuenfracht ;   sie  be- 

der  Eisenbahn  nur  l"  i  Pfenn 

Massengüter,  demgi  mäss  können  solche  auch 

al  weiter  versandt  werden  als  aus 

jenen  Pri  duktionsgebieten,  die  nur  Indianer- 

d.    Dazu  kommt,  dass  bei  dei 


primitiven  Transportgelegenheit  sieh  nur 
mal  im  Jahre  die  Mögliclikeit  bietet,  die  V 
auf  dem  Jahrmarkt  au  den  Mann  zu  brii 
bei   der  anderen  dagegen  ein  ständiger  Markt. 
die  Kontinuität  der  Beziehungen  ge^ 
sichert   ist. 

Den    wechselseitigen   Einfluss    der    Ent- 
■  lung  des  Wegewesens  und  der  Volks- 
wirtschaft  können  wir  in   feigenden  Sätzen 
zusammenfassen: 

Der  wirtschaftliche  Dienst  einer  Einzel» 
Strasse  besteht  zunächst  in  der  direkten  Er- 
sparnis von  Zeit  und  Kraft,  der  volkswirt- 
schaftliche zunächst  in  der  Abkürzung  der 
zeitlichen  undräumlichen  Entfernungen,  in  der 
Erhöhung  der  Transportfähigkeit,  in  der  Ei- 
breiterung  des  Versand-  und  Absatzrayons.. 
V  o  1  k  s  w  irtschaftlic  li  e  B  e  d  e  u  - 
tung  kommt  vor  dem  Aufkommen  der  Eisen- 
bahnen keinem  Wege  an  si  c  h  u  u  d  a  b  s  o  1  u  t 
zu;  sie  hängt  vielmehr  von  dem  jeweiligen 
Stande  der  Produktion  und  Cirkulation,  von 
der  Ausbildung  von  Handel  und  Gew. 
deren  Einrichtungen  und  Organisation  ab. 
Volkswirtschaftliche  Bedeutung  konnte  dem- 
nach vor  dem  19.  Jahrhundert  das  Wegewesen 
in  demjenigen  Bezirke  oder  Lande  noch  nicht 
erlangen  oder  erlangt  haben,  in  dem  es  eine 
arbeitsteilige  Produktion  und  einen  Durch- 
gangsverkehr noch  nicht  gab.« 

»Die  geschichtliche  Entwickelung  der 
Bedeutung  des  Wegewesens  für  ein  Land, 
die  Frequenz  und  Organisation  der  Wege  ist 
durch  die  Kurvenlinie,  nach  welcher  sich 
das  Volk  über  die  rein  bäuerliche,  lokal  be- 
schränkte Produktion  erhebt,  sowiedurch  das 
Mass  vorgezeichnet,  in  welchem  die  Industrie 
für  den  Weltmarkt  arbeitet  und  in  welchem 
die  Städte  als  die  Mittelpunkte  des  in- 
dustriellen Lebens  hervortreten.« 

»Bis  zum  Aufkommen  der  Eisenbahn 
fällt  die  geschichtliche  Entwickelung  des 
Strassenwesens  zusammen  mit  derjenigen 
der  Volkswirtschaft  und  der  Staatsver- 
waltung. Die  Länge  und  Diagonalrich- 
tung, die  »continuitä«  der  Hauptstrasse,  der 
Anschluss  der  Verkehrsbeziehungen  ist 
gleichbedeutend  mit  dem  Fortschritte  der 
Gesellschaft  von  der  hauswirtschaftlichen. 
bezirks-  oder  korporationsweisen  Absonde- 
rung, Isolierung,  Lokalisierung  zu  einem  poli- 
tischen und  volkswirtschaftlichen  Zusammen- 
schluss,  zur  Geld  Wirtschaft,  zu  der  extensiven. 
über  den  Bezirk  hinausgreifenden  und  zu  der 
intensiven  Steigerung  der  Arbeitsteilung. 
Im  gleichen  Masse,  in  welchem  sich  ein 
Gewirre  der  verschiedenst  gestalteten  Zoneu- 
gruppen  der  Produktion  (nach  der  Thfinen- 
schen  Forme])  kompliziert,  erlangen  allmäh- 
lich, der  Zahl  nach,  immer  mehr  Strassen 
•ine  volkswirtschaftliche  Bedeutung.  Zu- 
gleich vervollkommnet  sich,  gemäss  der  vor- 
gezeichneten   Stufenfolge,    die    Ausdehnung 
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irsbeziehungen  eines  Bezirks 
,     es  in  die  Länge  und  Breite,   die 

itlichkeii  der    üilage,  die  Qualität  der 
,    ...   und   Seitenstrassen    sowie   die 

e°HI1|    des   sie   unter   einander  verbin- 

len  Systems.  .  . 

,.llllit  ^mmt  allmählich,  ein  sich immei 
mehr  verästelndes  Strassen  netz ,mi    das  an 
auch    eine    selbständige   Ruckwirtog 
auf  den  Volkshaushalt  ausüben  konnte.    Lhat- 
Shlich  jeaoch  ha.   das    Wegewesen   diese 
Rückwirkung  erst  mit  dem  Aufkommen 
Dampfbetriebes  ausgeübt.    Vorher  ist 
Verhältnis  zu  der  arbeitsteiligen  Produktion 
gegenüber   ihrem    Fortschreiten    mehr 
^fangende,  von  da  ab  der  dirigierende 
Die    Entwicklung    ist    nicht    mehr 
Bteti-   und  allmählich,   deshalb   aber  nicht 
naturwidrig,    vielmehr   wird   sie   durch   das 
neue   Ferment  nur  ungemein  beschleunigt. 
I,    die    stürmische    Gärung    wird    der 
ismus  nicht  zerstört,  sondern  ungemein  I 
^kräftiger     und     fruchtbarer    gestaltet, 
-    Leben    blüht   aus    den   Ruinen.«  - 
Diese  Thesen  mögen  durch  folgendes  naher 
erläutert  werden :  . 

Welche  Summe  die  einzelnen  durch  die 
l  haussierung    erzielten    Ersparnisse 
teilen,  hat  schon  1780  ein  französischer 
äbbe  zu  berechnen  gesucht;  man  kann  dies 
durch  Berechnung   des  Minderaufwands  für 
aie   beförderten    Kilometertonnen    oder   der 
Mehrleistung  der  Zugtiere.     Auf  dem  einen 
oder  anderen  Wege  gelangt  man  z.B.  für  das 
Deutsche  Reich  zu  500  -1000  Millionen  Mark 
pe,  annum,  deich  den  Zinsen  eines  Kapitals 
L  viermal  grösser  ist.  als  .las  Anlagekapital 
Strassen  darstellt.  Umgekehrt  schlagt  ein 
amerikanischer  Nationalökonom  die  jährliche 
Mi  1 1  der  einnähme,  welche  die  amerikanischen 
Farmer  infolge  des  rückständigen  Strassen- 
wesens  erleiden,  für  das  Jahr  auf  2500  und 
demzufolge  den  Entgang  an  E  a  p  1 1  a  w  e  r  t 

, -samten  Farmlandes  auf  c Millionen 

Mark  an  Derartige  Berechnungen  haben 
keinen  anderen  Wert,  als  dass  sie  für  die 
allKemeine  Produktivität  des  Strassenwesens 
eine  greifbare  Ziffer  vor  Augen  fuhren. 
Denn "  bei  jeder  KommumkatKmsvervoli- 
kommnung  ist  wichtiger  als  die  direkte 
Ersparnis  der  indirekteNutzen,  welchei 
m    der    Umwandlung    der    Preisge: 


,  der  Hebung  der  Werte  und 
der  Herstellung  einer  organischen  Ein- 
heit und  Gesamtkraft  besteht 

Auf  die  Umwandlung  des  rreis- 
niveaus  wies  z.  B.  Porter  <  Progress  ofthe 
Nation  l  auf  Grund  der  Beobachtung  hin,  dass 
es  ZB.  in  der  Grafschaft  Süsses:  sich  v 
äer  Unwegsamkeit  der  Strassen  bis  zum 
Aufkommen  der  Eisenbahnen  nicht  lohnte, 
Fleisch  oder  Getreide  nach  London  zusenden 
deshalb   war   der  Preis   in  Sussex   konstant 


,i, ,    i  ,i   London  feonstanl 

;,,,.  h  M.t  der  Vervollkommnung  der  /m- 
fahrt  tral  ein  Ausgleich  ein.  Zugleich  aber 
komml  in  die  hi  rkömmlich  üb'  ; 

her  stabilen   Absatz-   und    Preisverhältnisse 

irrenz  ein 

....  £on- 

iunktm  ' Kl"1" 

des    IT    Jahrhui  '  sunächsl 

li aden  6  ■  -  wie  A.  Smith  erzählt, 

I,,  a    Ernstes    die    Zerstörung    neugebauter 
Landstrassen,  weü  sie  die  konkurrierende  Zu- 
fuhr aus  denentfernter  hegend     B 
demzufolge  einen  Druck  auf  die  Korn] 

und  Li aschaftswerte     u     b  'rachl 

hätten.     Eine  rapide  Preisausgleichung  tral 
mit   der  neuesten  Konkurren/,   des  Wasser- 

,,,  dei  250  mal  billiger  is 
Achsfracht.  Von  da  ab  richtete  sich  für 
sämtliche  Stapelartikel,  namentlich  für  '.>•- 
die  Höhe  der  Preise  nicht  mehr,  wie 
früher,  nach  den  einheimischen  oder  natio- 
nalen Produktions-  und  Konkurrenzverhält- 
nissen, sondern  nach  der  Entfernung  von 
Eafenplätzen,  wie  Hamburg.  Mannheim 

'  Damit  erhält  die  organische  Umge- 
staltuno- einen  kräftigen  Anstoss.  Schon 
frühzeitig  lässt  sich  in  dieser  Beziel 
(anf  die  organische  Umgestaltung)  ver- 
folgen, wie  die  Mittelpunkte  der  po- 
Utiichen  Macht  oder  des  Weltverkehrs, 
namentlich  die  Hafenplätze  dahin  streben, 
dass  ferner  hegende  Produktionsbezirke  mög- 
lichst rasch  und  leicht  erreicht  werden 
können:  so  erweitern  sieh  die  ursprüng- 
lich     isolierten      Verkehrskomplexe      und 

schli o     sich     dann    allurähhch    immer 

näher  zusammen.  Für  den  Bezirk ,  der 
noch  nicht  mit  Strassen  versehen  ist,  ist  die 
Naturalwirtschaft  selbstverständlich,  weil  ein 
ständiger  Rapport  ein  Ding  der  Unmöglich- 
keit ist;  wird  dieser  Rapport  durch  Er- 
bauung von  Strassen  erleichtert,  so  erwachst 
allmählich  ein  regelmässiger  Austausch  aui 
weitere  Ferne  und  ein  Produzieren  im 
Alistausch  oder  für  den  Markt;  die 
nationale  Handelsbilanz  wd 
nach  Inhalt,  Umfang  und  Bedeutung  total 
umsestaltet.  .  , 

Mit  dieser  Entwickelung  sind  sodann 
einige  weitere  Momente  gegeben  die  der 
Natur  derStrass  id.    So  tritt  zunächst 

fhre  centralis  tische  Natur  hervor:  sie 
erfordert  eine  einheitliche  Anlage  und  eine 
svstematische  Disposition  des  Netzes:  eine 
Durchgangsstrasse  ist  überhaupt  nicht  mög- 
lich, solange  sich  nicht,  wie  es  z.  B.m  Alt- 
griechenland der  Fall  war  die ^Kleinen 
unterordnen  und  dadurch  die  Mittel  zu 
einem  solchen  Bau  zusammenbringen :  sie 
verstärkt  aber,  sobald  sie  geschaffen,  die  | 
centration   des  Kapitals  und  der  politischen 
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Macht.     Die  S  I  der  Pionier,  Träger 

and  Herold  der  Centralisierung  der  wirt- 
schaftlichen [nteressen  und  der  politischen 
Macht.  Von  den  neueren  Staaten  war 
Prankreich  derjenige,  welcher  als  der  erste 
die  Zentralisation  der  Verwaltung  dureh- 
ihrt,  dies  aber  auch  in  der  einheit- 
lichen Gliederung  des  Strassenwesens  zum 
Ausdruck  gebracht  hat.  Diese  Koncen- 
tration wächst,  je  mehr  der  Fortschritt  der 
Technik  höhere  Anforderungen  stellt.  Jein- 
:  die  Beförderung  sich  gestaltet, 
je  mehr  sie  im  grossen  betrieben  wird. 
um  so  seltener  sind  die  Zugangsstellen  für 
die  kleineren  Bezirke  und  Produktionsstätten, 
um  so  leichter  wird  es  den  grösseren  I ' 

die  kleineren  hinauszuwachsen,  um  so 
dringender  legt  sich  den  kleineren  das  Be- 
dürfnis nah.-,  sich  den  .  ,  anzu- 
i.  Diese  Koncentration  wirkt  als 
Störenfried  für  zahlreiche  kleine  Interessen, 
Existenzen    und  Produktionsstätten    u 

I    schlimme   D  a.    für  die 

—   vermittelst    der 
Hebung   der  I  i  aft  —  ein  Ausgleich, 

wenn  auch,  nicht  immer  für  die  zunächst  Be- 
-:.    Gr.    Cohn,    Xational- 
mie  des  Bändels,  1896,  S.  777  u.  7-7. . 
Ferner  dienl  jede  Vervollkommnung  der 
Transportmittel   zur  Stärkung  der  Speku- 
lation;   ein    Segel   z.   B.   vervierfacht    die 
Kraft    des  Fal  er  muss  aber  dabei 

dieren  .  wie  er  den  Wind  ab- 
t.    Die  Spitze  dieser  Entwicklung  ist  das 
Au--.inn.-ii  der  vorteilhaft  «rseelinien. 

Cm   die   kulturgeschichtliche  Bedeutung 
lisierung    voll    zu    würdigen, 
-  man  sich  die  eines  zwei  Meere  n 
r  verbindenden  S<  ewegs,  wie  z.  I 
Süezkanals,  vergegenwärtigen,  oder  vor 
halten,  wie  das  Weltmeer  selbst,  früher  eine 
die    Volt  lende    Mauer,      zu    einer 

HochstrasE  Weltverkehrs,    zu    einem 

n  Felde  des  allgemeinen  Wettbewerbs 
und  zu  einer  künftigen  Wahlstatt  aufgerückt 
i-i   .     Die    Neuzeit     wird  damit  eingeleitet. 

durch    di.-    Entdeckung;    des    Sei 
nach  Indien  da-  kl. -m.-  Portugal  auf  Kosten 
Venedigs   und  mit  der  Entdeckung  Amerikas 
ind  und  England  auf  Kosten  der  Mittel- 
meer- und  Ostsee-Häfen  in  die  Höh 
Km,-  noch   mächtigere  Umwälzung    dal 
Eisenbahn-  und  Dampf- 
sehiffahrtslinien  hervorgerufen.    Deutlich  ge- 
Geltung,  di.-  zwischen  der  Neubildung  von 
Verkehrswegen  und  der  von  Verkehrsmittel- 
■ii  best«  hl :   oaturgemäss  entstehen  an 
ich  kreuzenden  Bahnlinien  neue  I 

und  der  Industrie  mit  d 
iuziehungskraft,   welche  di    B< 
-    des   platten   Land.-  an   sich    5a 
Die  revolutionierende  und  centralisierende 


Wirkung  der  neuen  völkerverbindenden  V 
erklärt  sich  aus  folgendem: 

Damit     eine     Strasse     der    Gesamtwirt- 
:    zu  gute  komme,  muss   sie   mit   dem 
t'n -samt  verkehre    verbunden,    ein     Gesamt- 
verkehr selbst  vorhanden  sein.     Die  er 
Voraussetzung,    di.-      Verbindung  .    1..  _ 
eine  planmässige  Organisation  und  ein  - 
matisches  1  neinandergreifen  der  Wege 
in    sich.      Nur   genügt    das    Vorhand. 

Strassennetzes  noch  nicht.  Frankreich 
z.  1!.  hatte  Mitte  des  1»',.  Jahrhunderts  schoij 
einige  Tausend  km  Strassen  :  aber  ihr  volks- 
wirtschaftlicher Dienst  war  ebenso  durch  den 
damaligen  gegenseitigen  Abselüuss  der  Ge- 
meinden und  Provinzen,  durch  die  Erschwe- 
ren-.-n  des  Handels  und  die  Gebundenheit 
des  gesamten  Erwerbslebens  als  durch 
verwahrlosten  Zustand  der  Strassen  gelähmt 
von  den  vielen  Tausend  damaliger  Strassen 
kam  höchstens  den  Verbindungswegen  in 
d.-i-  Nähe  der  Hafen-,  Mess-  und  Industrie- 
plätze .-in.-  volkswirtschaftliche  Bedeutung  zu. 
Nur  die  letzteren,  die  Knoten-.  Eck-  "und 
Endpunkte  des  Transithandels,  waren  Stätten 
hervorragender  Handels-  und  Gewi 
keit:  -its   liegenden  Orten  mangelte 

es  schon  an  den  transportfähigen  Produkten, 
für  welche  die  Komumnikationswege  von 
Wert  gewesen  wären. 

Diese  Beobachtung  bringt   uns  dem   an- 
deren  oben    erwähnten  Erfordernisse   eines 
weiteren    Interessentenkreises    näher;     die 
in  der  Zeit  der  sogenannt. -n    NaturaU 
Wirtschaft      waren     wie    unsere    heutigen 
Feld-  und  Holzabfuhrwege  nicht  Verkehrs^ 
sondern  blosse  Produktionswege  und  hatten 
höchstens  den  Zweck,  die  Bezirksstadt  und 
die    Laudorte     miteinander    zu   verbinden; 
als  Kommunikationswege  sind  sie  lediglich 
Heerstrassen«  oder  »Handelszüge«. 
Allmählich  kommen  einige  Momente  auf, 
welche  diesen  Specialdien  st"  für  das  Allge- 
meine  erweitern;  es  sind  dies  die  Momente, 
welche  manche  Staatswirtschaftslehrer  fälsch- 
licherweise   mit    dem    Namen    »Arbeitstei- 
lung«,     arbeitsteilige   Produktion«    glauben 
pfend    bezeichnen    zu    können.     Auf 
der  Stufe  der    Naturalwirtschaft«  bilden  die 
um   eine  Stadt    herumliegenden  Ortschaften 
ein.-  Produktionszone  für  sich  mit   naturge- 
<■    Gebundenheit     und    rein    örtlicher 
nzung;     zwischen     den    Hafenplätzen 
zwar  und  einzelnen    Inseln«  hervorrag. 
Handels-    und    Gewerbsthätigkeit    giebt    es 
Kommunikationswege;     aber    die    gesamte 
Volkswirtschaft,  insbesondere  die  Produkti.ni 
des    platten  Landes   ist   nicht   zusammenge- 
si  blossen.     Es  fehlt  au  der  dem  Begriff  und 
er  Volkswirtschaft  entsprechenden 
Idee  der  Staatseinheit    und    an    der  Haupt- 
wirkung,   welche    darin    besteht,    dass    eine 
•ich  u  n  g  der  Lieferungs-  und  Be- 
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tfBmöglichkeit   sowie    eine   organisch    n  - 

^ergreifende  Cirkulation  und  Umwand- 

...  von  Geld,  Ware  und  Kapital  nicht  nur 

liner    Grossstadt    und    nicht    etwa    nur 

ltw  einer  Weltstrasse,  sondern  innerhalb 

.,.   politisch    zusammengehaltenen    \  lel holt 

„  Gemeinden,  also   auch  auf  dem  platten 

stattfindet.     Dieser  Prozess  vollzieht 

t)  in    der  Richtung   der  Ausgleichung 

ee  erzeugten  Quantums,  von  Ueberfluss 

;„i   Mangel    und  der   allmählichen  An- ieh- 

o-    des    Ravons    der    Transportfahn 
„ex-si    bezüglich    der    Luxiiswaren,    spater 
„chbezügUch  der  Rohprodukte;  b)  im  Wege 

„  nivellierenden  Einwirkung  auf  1  reis 
;„,]  Einkommen;  jede  Ware  kann  zu 
mnähernd  gleichen  Preisen  allerorts  und 
ederzeit  bezogen  und  geliefert  werden. 

Befördert  wird  dieser  Ausgleichungspro- 
ess  eben  durch  das  Strassenwesen,  dessen 
Bedeutung  dann   auf   der  anderen  Seite  m- 

„...  der  geschilderten  Nivellierung  ge- 
ätei--ert  wird.  Man  erkannte  dies  Mitte 
vorigen  Jahrhunderts  sehen  ziemlich  klar: 
schon  Ph  P.  Guden,  Polizei  der  Industrie, 
1768  S  219  gebraucht  z.  B.  ein  an  Thunens 
Wirtschaftszone  erinnernde,  Bild  mit  den 
Worten:      Mau    setze   eine   Stadt  wie  I  ans 

ler  Nürnberg  auf  eine  andere  Stelle,  also, 

dass  sie  nur  aus   einer  Gasse  besteht:  man 

äehe   diese  Gasse    im  ganzen  Reiche    oder 

!  im  fränkischen  Kreise  im  Zirkel  herum  und 

ue  ..las  innerhalb  dieses  Kreises  gelegene 

Von   'den    Hauptmarktorten    ausgehend 
breitet  sich  die  Ausgleichung  und  wechsel- 
seitige Abhängigkeit  allmählich  über  grossere 
rke    (und    im    Laufe    der   Jahrhunderte 
über  sämtliche  Kulturstaaten  und  deren  Ge- 
samtwirtschaft) aus.    Zuerst  ist  es  die  ein- 
zelne  abgelegene   Gemeinde,   dann   der  Be- 
zirk    schliesslich    ein    ganzer    Landstrich, 
wiche     erschlossen«  werden,  und  zwar  zu- 
erst  nur  dem  spekulativen  Handel,  dann  für 
;   die  bessere  Verwertung  und  das   gleichzei- 
;    tise   Fortschreiten   im  Anbau  der  lan-lwirt 
Beharrlichen  Erzeugnisse,  schliesslich  für  die 
Fortschritte  der  kapitalistischen  Produktion. 
Wann  und  wo  diese  Erweiterung  sieh  voll- 
zieht, dort  kommt   in  das  Wegewesen  auch 

ein  System.  ,.         „      •  , 

\i,  Beispiel  hierfür  mag  die  volkswirt- 
i  Etliche  Ent  wiekelungDeutsehland  s  dienen. 
ffier  übte  —  nach  meiner  Ansicht  —  in  aen 
^  ö  s  s  e  r  e  n  Städten  der  Ausfuhrhandel  schon 
im  14  Jahrh.  eine  viel  namhaftere  Rückwir- 
kung aus,  als  man  gemeiniglich  annimmt.  Denn 
die  Blüte  der  mittelalterlichen  Städte  beruhte 
nur  zum  Teil  auf  der  kleingewerbhchen i  fae- 
bundenhdt;dieandereebenbiirtigeGr.mdlage 

warder  freie  Export  und  die  Lxpernndus e. 
welche  in  jener  Zeit  allerdings  nur  in  haus- 
industrieller Form  möglieh  war.   Das  Empor- 


kommen und  die  Grösse  von  Augsburg,  Nurn- 

beruhte  wie  de)   Eleichtum  Ba 
lonas,  Venedigs,  von  Floren/..  Pisa  und  Gent 

aul  di  - n  amen  Handwerk,  soi 

auf  dem  hausindustriellen  Vlanufakturbetneb, 
.„,t    der   in  Tausenden    von    Bau  naltu 
betriebenen     Leinen-    oder    Wollenweberei, 
Metallverarbeitung  etc.  und  ihrer  Verbind 
mit  dem  Transithandel.     Die   in    der  i  m- 
eebung    solcher   [ndustri 
Lidwirtschaftlichen  B  i  der 

Nachbarstadt  die  Yeredlerin  der  Rohprodukte; 

dort   wurden    diese   Produkte,   welche   man 
sonst    weil   unveredelt,      nicht    zehn   M 
weit  verfahren   konnte  .  in  leicht  transpor- 
table'Manufaktur-  oder  Stapelwari 
wandelt,     dort     wurden    auch    die    aul 
Laude  während  des  Winters  überschuss 
Arbeitskräfte  lohnend  beschäftigt.    1  m 
Industriecentren  bildeten  sich  (hausindustn- 
elle)  Industriebezirke,  welche   sich   von  der 
bäuerlichen    Wirtschaft    und    drrer   tob 
Gebundenheit  unabhängig  stellten      Für  sie 
1  waren  die  Wege  welche  auf  die  Messplatze 
und  Messrouten  einmündeten,  von  allgemi 
wirtschaftlichem  Wert-.         ^ 

Sieht    man  jedoch  von   diesen     Kxpoit- 
inseln    ah.  sodienten  die  Strafe,,  u,  lieut -;■),- 
land,  bei  seiner  vorwiegend  bäuerlichen  Ver- 
as* m^his  in  das  lanfVM,de.1ahihiu,;  euerem 
£  ^Hauptsache  der  örtlichen  Produktion 
und  dem  Nachbarschaftsverkehre     ' len  spe- 
ciellen    Zwecken    der    lokalen    Wirtschafts- 
genossenschafl     oder     später    dem    kleine- 
ren   in    sich    abgeschlossenen    Kreise    der 
Bezirksinteressenten.     ^.Nahrungsmittel, 
die   groben  Stoffe   für  Kleidung    und  Haus- 
rat  der  tägliche  Bedarf   der  grossen  M 
S  BevöSerung  wurden  an  Ort  und  Sl 
oder  in  der  nächsten  Umgebung    gewonnen 
und  verbraucht;   die   Industrie  war  an  den 
Erzeugungsort  der  Rohstoffe,  der  Import  an 
wertvolle  Luxuswaren  gebunden;  eine  Aus- 
fuhr von  Rohstoffen  nach  entfernten  Absatz- 
gebieten  gab    es   auf   dem  Landwege    nicht 
ffisLxfs.89).    Erst  musste  dieser  Bann 
gebrochen   werden,   dann    erst    konnten  die 
vorhandenen  Wege,  wenn  ich  so  sagen  darf, 

den   volkswirtschaftlichen   Reifegrad   ei- 

lanfonkannmanauchan  allen  anderenLänd 

„hten,  wie  die  Wege  in  dem  gleichen 
ia    welchem    allmählich    die    raum- 
Sen    Schranken     der    Produktion    d 
brechen    «erde,,.    Bedeutung    für    das    be 
Etinteresse  und  den  Rang  von  Jommuni- 
kalionswegen    erlange,:       Handel     senattt 

flEin  'beschleunigtes  Tempo   nahm  dieser 
Prozess  Mitte  des  vorigen  Jahrhunderts  mit 
dem  Aufkommen    der   neueren   Baumethod 
und  der   zeitlich  damit  zusammentreffenden 
Umwandlung  der  gesamten   Lebensverhalt- 
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nisee  an:  im  gleichen  Schritte  mit  dem  Ein- 
dringen dieser  Umwandlung  der  Bedürfnisse 
und  der  Produktion  und  mit  der  Ausbrei- 
tung der  Chaussierungstechnik  werden  die 
Artikel  des  M  asums,  zuerst  das 

rersa  ger  und  erweiter)  -    h 

rrenze  des  Marktbezirks,  zuersl  über  den 
Bezirk,  dann    über  die  Provinz,  schliesslich 
über  den   Staat    hinan-.      Bevor   die  Eisen- 
bahnen kam.'ii.  wurden  alle  Einkäufe 
Bezirksstadt    gemacht    und    alle    landwirt- 
schaftlichen K  it  verkauft;   sie 
war    für   einen   Wirtschaftsverband  im  Um- 
kreise von  60-    80  km  der  naturgemäss  g  - 
■    Mittele unkt,     der    einzige    Be  ugs- 
und    Verkaufsplatz.     .Mit    dem   Ausba 
Wegenetzes    winde    dieser    wirtschaftliche 
Zusammenhalt    immer   mehr  gelockert,    die 
rksordnung    aufgelöst,  die  benachbarte 
c  Industriestadt  gewann  immer 
weiter    über    ihren    Umkreis    hinaus    ver- 
bildete 
ein  neuer  Wirtschaftsyerband  mit  etwa 
100  km  Durchmesser. 

Wie  schon  oben  im  Art  Transport  S. 
136  ff.  dargelegt  worden,  erlangt  infolge  der 
Ausbi  -  ><  ross verkehr sd  is  ■ 

;  für  die  gesamte  "Volkswirtschaft — nicht 
ür  einzelne  Zv,  i  selben  und  nicht 

nur  für  einzelne  Landstriche  -  Produktivi- 
tät und  eine  -  e  Rückwirkung.  Die 
bahnschiene,  der  Telegraphendraht,  die 
Dampferlinien  überbrücken  gleichsam  die 
bisherigen  Lücken  der  Volkswirtschaft.  In- 
ben  eine  gleich  starke  Veran 


der  Vorteile  und  Mittel  des  Gesamtverl 
nicht  mehr  gehemmt :  die  Arheitsteilui 
Land,-  kann  völliger,  gleichniässi i 
und     dadurch     die     wir 
Energie  des  Einzelnen  wie  des  ganzen  \ 
vervielfacht    werden.      Durch    di. 
liehen    Brücken    ist  Kaum  und  Zeit,  der  Pro- 
du/.ent  und  der  Konsument,  die  Produktion- 

reuheit.   Nachfrage    und  Absatzmös 
keit  so  zusammengerückt,  dass  ihre  \!i. 
wart    so    wie   eine    Vermehrung  wirk: 
zwar  einerseits  der  Produzenten.  Hilfsqu 
Produktiousgelegenheiteu  und  Waren,  aude- 

its  der  Konsumenten    und  Absatz! 
in  den    seitherigen  Verkehrsgebieten. 
könnte   diese   letzte    Entwickelungsstufe   im 
Entere  m  der  »kapitalistischen    Wirt- 

schaft etwa  die     universalistische     nennen, 
im  Sinne    einerseits   der   universitas   - 
unum  corpus,  andererseits  in  dem  der  Cni- 

lierung  =  Weltwirtschaft.     Das  l  Quan- 
tum   gi  staltet    die  Qualität    wesentlich    um. 


lassnng  zum  i !  -     ßsen  wie  bis- 

ler Eandi  i  i    werbe  undAcker- 

bau    sowie  die  (nach  auswärts  tu 

Uschaftüchen  und  familiären   Beziehun- 
Mit  der  zunehmenden  Benutzung  bildet 
Für  immer  mehr  Strassen  ein  allgemein 
volkswirtschaftliches    Bedürfnis,    das 
meininteresse  aus.    Schon   in  der  Mitte  des 
L9.    Jahrhunderts    führte    der     statu 
Vergleich  des Strassennetzes  und  des  Liegen- 
schaftswerts  auf   den  Gedanken  eine) 
ständigen  Rückwirkung  des  Stras 
auf  die  Produktion;   Cordier  /..  B.  (Agricul- 
la  Flandre  3e  S.  53ff.)  fand 

bei  der  Vergleichung  des  Norddepart 
Flandern   mit  dem    übrigen  Frankreich  und 
leichung  der  bei  den  ein- 

n  Arrondissements,  ebenso  wie  Meitzen 
(I,  652)  an  der  der  preussischen  Provinzen 
untereinander,    dass    die    Entwickelunj 
Ackerbaues,   des  Bandeis,   der   Bevölkerung 

der  Länge  der  Chauss a  und  Kanäle 

Die  gleiche  Rückwirkung  aber 
I  auch  auf  die  übrigen  Lebensverhältnisse 
Die  zeitliche  und  räumliche  Trennung 
der  Glieder  dieses  Gesamtorganismus  ist  kaum 
mehr  vor!  sie  sind    in  ihrer  Einwir- 

auf  das    Ganze   wie   im   Hinnehmen 


die   quantitative  Ausgleichung-  erbringt  ersl 
die  Vergesellschaftung  im  eigentlichen  Sinns 
ir  einen  Organismus  wesentliche  Homoj 
genität    der  Cnterglieder,    ihre   gegens 
Ergänzung  und  Förderung. 

Dabei    müssen  wir  für  die  weitere  Ena 
Wickelung  in  den  letzten  Jahrzehnten  immer 
wieder  festhalten,  dass  der  Strassenverkehr 
er  noch  Kleinbetrieb   geblieben  ist  und 
di    '  hn  --verkehr  —  mit  dem  der  Anbruch  des 
-Maschinenzeitalter,,      erfolgt    ist.  mit    dem 
die  Natur  gleichsam  einen  Sprung  macht  — 
erst      Mitte     der     dreissiger     Jahre      des 
vorigen     Jahrhunderts    mit    der    Dampfte* 
ning      einsetzt.        In       seiner      Dar- 
stellung:    der       Verkehrsentwickelung      in 
Deutschland       (1900)     -teilt    W.    Lotz    die 
Frage:      Was    hat  denn    die  Menschen,  die 
iedi  i    Änderung  des  Herkömmlichen  feind- 
lich   waren,    gezwungen,    die    neuen    tech- 
nischen Erfindungen  sich  anzueignen?      Er 
giebt  darauf   richtig    die  Antwort:      Es   i-t 
die    Veränderung   der   Verkehrsmittel    und 
Absatzverhältnisse«,  fährt  aber  fort:    welche 
in  den  drei  vorausgegangenen  Jahr- 
hunderten   auf    die"  in    den    drei    Jahr- 
zehnten 1760  1790   gemachten   Erfindungen 
de]    Spinnmaschine,    des    Dampfmotors    und 
des  Gussstahls  vorbereiteten  . 

Damit  wird  den  Verkehrsmitteln  des 
16. — 18.  Jahrhunderts  zu  viel  Ehre  ange- 
than.     Wie  wir    geschichtlich  nachgew  i   - 

waren  sie  noch  in  den  zwanziger 
Jahren  des  19.  Jahrhunderts  auf  den 
Frequentiert  sten  Routen  m  einem  sehr  kläg- 
lichen Zustand.-:  ihr  vorbereitender  Einflu.-s 
war  nur  gering,  und  wo  er,  wie  oben 
den  Präriestaaten  erwähnt  worden,  fehlte, 
wurde  er  nicht  vermisst. 

•'{.   Die    Disposition    und    Systemati- 
sierung   der    Strassenlinien.     Die    Ver- 
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des   strassensystenis,   seine  Aus- 

Sme  in  (üe  Breite  irnd  die  Aertetelung, 

Elba«    der    blossen    Etaagonalhnie    zu 

(Mi    reid,    gegliederten  Organismus   ode 

1        ,„.:.,,,.      ist    Folge    und    l  rsache 

5    eben    Widerten    Fortschreitens    zu 

"      "apitaLisehen     Produktion      Wie  die 
lkÄscliafi  auch    das  Wege- 

enene  allmähliche  Weiterentwickelung 
gleicher,   weil  vereinzelter    und  von 
,1(1„:r    Veranlagung    zu     g eicliformiger 
Gestaltung    und    mannigfaltiger  \  eraste- 
-    ,\n,l    Verknüpfung-,    die    Geschichte 
.     Voranschreitens    ist     besonders    ge- 
in   die  Entwickelung  der  modernen 
Wirtschaft,    weil  sie  sich    parallel   mit 
.  vouzieht,  neues  Licht  zu  bringen, 
iiif   der   Crstufe    haben   wir    gleichsam 
Wirbelsäule   in  der  Mittelmeerhnie  und 
den     einmündenden     Weltrouten,     da 
,„   die   schiffbaren  Ströme   und  die  ihnen 
.    den     Handelsstrassen     als    die    -tort- 
;     .,,.„  des  üeeresufe«   betrachten  kann 
lt    dem    aufkommen    der    Geldwirtschaft 
sehen   auch    die    Wege,    ebenso    wie    die 
ll,,,,,,    volkswirtschaftlichen    Kategoneen, 
organischen  Reifeprozess  durch    Da- 
S  v°e?st    schon   der   Qmstand  hin,    dass 
£  der  Römerzeit  an  bis  ins  18.  Jahrhundert 
«mein   einziger  Weg   neu   erbaut  wurde 
«d    es    äich   in   diesen    l1  2    Jahrtausenden 

lCT     nur     um    die    Instandhaltung    vor- 

ier  Wege  handelte.    Die  vorhandenen 
»S  Seifen-    im  gleichen  Grade   wre  sich 
ler  Verkehr,  als   wenn  er  eine  Flüssigkeit 
ffäre    von  den  Höhen,  d.  h.  von  den  CentraL- 
SSett  in   die   Tiefe,   d.  h.   aul  das  platte 
Ed   herabsenkt,   allmählich  zu  Kommum- 
ationswegen   von   volkswirtschaftlicher  Be- 
leutung   heran.     Strassenwesen   und  Volks- 
wirtschaft   breiten    sieh     neben    und    mit- 
einander  schrittweise  aus;    Hand   m    Hand 
damit  entstehen  neTieVerketosnuttelpunkte 
Ms  zum  19.  Jahrhundert  erhoben  sich  dazu 
die  '  weniger      bedeutenden      Residenzen, 
neuerdings  die  Tausende  von  Bahnstationen. 
Der     Handel    bevorzugt     zwar     immer     die 
erossen  Handelscentren,   den   direkten   Ver- 
kehr    und     die    direkte    Strasse    zwischen 
ihnen.    Neben   und    an  der   grossen  Heer- 
strasse  jedoch    erstehen    kleinere  I  en- 
tren    welche  nach  ihrem  hinterlandischen 
Handels^ebiete  einen  Teil  des  grossen  Ver- 
blu-tr  mies  abzuleiten  suchen.    Die  Kurv  n- 
finie    dieses     allmählichen    Voranschr.  atens 
K    Reiferwerdens    stellt    die    graphische 
Darstellung    für    den    allmählichen   Ausbau 
sowohl  des  Wegenetzes   als  der  Volkswirt- 
und  der  zischen  beiden  bestehenden 
VvJ.elbez.hungendar.DieTe.i.lenz 
Linie  steht   im   umgekehrten  Verhältnis  zu 
de      Entfernuno-    sowohl    der    Glanzpunkte 
der  SeckTetz°e   der  Kommunikationswege 


al     auch    der   Dreiecknetze    nntei    einandei 
selbst  und  wird  durch  die  Grösse  der  Ent- 
fernung lehnet,  aufweiche 
einVei  Artikel  des  tfa  «um 
Im  Verhältnis  zu  ilirem  Werte  bezahlt  macht, 
d    i   durch  den  Zwischenraum,  um  welchen 
sich    die    Familien-    und    Bezirkswtschafl 
erweitert     M"  diesen     Längegraden     1 
wäre  di.-   Karte    einer  Volkswirts 
balb  gezeichnet;  es  fehlen  noch  .1.-  »Breite- 
,iriil,,     d.h.  das  flache  Land  der  Bezirke,  wel- 
che sieh  dem  bishei                   oder  K 
raüons- oder  Bezirksrayon  entzogen  und 

nunmehr    den    Bereiche    des     « 
fdes  Grossbetriebes  in  Handel  und  G 

genähert  haben,  dass  die  um 
von    dem    internationalen    Produkt! 
und   Markte   gleichsam   abgehobeil    wei 
Die    Annäherung    bezw.     Verbindung      der 
Verkehrsmittelpunkte     in    die    Lange    und 
Breite  vollzieh!    Sieh    durch  die   Einsetzung 
Immer    weiterer    Wegdreieeknetze,     gleich 
als     ob    durch    eine     Schnur      Kreis     an 
Kreis     aneinandergereiht     und     zu.   einem 
Ganzen     d    h.    zu    einer   Gesamtwirtsehaft 

Schritt  mit   dieser  Entwickelung  wird  das 
Wegewesen    vervollkommnet,     nach    seiner 
technischen  wie  nach  semer  organisatorischen 
Seite       Noch    Ende    des    18.   Jahrhunderts 
bauchte    man    auf    den    Wefeteassen     dj 
allseits,   weil     auf   das  prachtigste«  herge- 
St,  berühmt  waren,  wie  die  m  der  Frank- 
furter Dmeebung,   nochmal  so  viel    t-leroj 
ab    heu"     auf    den    abgelegensten    Selten- 
sten.   Noch  ge^n  Ende  des  vorigen  Jahr- 
hunderts wurde  ein  Reisewagen  auch  aul 
S  Hauptstrassen,    damit  er  nicht  im  Kote 
stecken  bleibe,  gewöhnheh  mit  sechs  Pferden 
D™  t     Wie  für  das  Frachtfuhrwerk  die 
Bellistungsfähigkeit    erhöht     und     die    Ab 
heferungifrist     verkürzt     ^urde       darubei 
finden    sieh    nähe-    Nachweise   z.    B.    bei 
Roseher.   System,   HJ.  Bi,  ^  Aufl.,  S.  d81 
u.   302:    W.    Götz,    S.    554,    720,    731,    <^- 

SaXii;.Tweüe  Vervollkemmnung  betraf  den 
Ausbau   und  die  Systematisierung  der 

L™Die  dritte  Vervollkommnung  gewinnt  die 
Personen-undGüterbeföi^erungdadurch 

'  hiefürallmahl.ehzuil    be 

nähme   einer  öffentlichen  \  erptlicn 
tung  hinsiehtlieh  der  Richtung  und  Lie  er- 
frist  bequemt.    Damit  wird,   schon   voi  der 
■   ,     .,. ,'■    »ahnen,   das  Strassen^ 
^Grundlage   für   die  Regelmässigkeit  der 
^geSteSarbeitetemgenProduk^^d 

die     neuaufkommendeii     Mantüaka.un 
rlmvh    welche,    wie    V.    Götz    b.    .■->•>    Sien 
Srält  dasVolk  am  unabhängigsten™ 
Ben  und  Klima  gedacht  wirf    durch  d» 

a,  verlässigsten  Erwerb  hat.  durch  tue 
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auch  lergische  Fortentwickelung  der 

Städte,  des  Markes  der  Macht  eines   |eden 
Kulturstaates,  gesichert  ist. 

Die  Qualität   des  Wegewesens  wird  be- 
ding!   und   ergänz«   durch    die  Quanl  L tat 
ren  systematisi  he  Verteilung.    Es  ver- 
hält sich  mit  dem  Wegewesen    ähnlich  wie 
mit  Export  oder  der  Gewerbethätigkeit  und 
Ziffer.     Ein    Ausfuhrverkehr    Europas 
/..  B.  nach  Indien  bestehl  schon  seit  unvor- 
denklichen Zeiten,  aher  zur   Römerzeil  er- 
reichte er  erst  8  ffillionen  Mark,  im  15.  Jahr- 
hundert 50  MiHioii,.]i  Mark,    heute  dagegen 
über  3  Milliarden  Mark.    Oder  ein  Gemein- 
wesen des  12.  Jahrhunderts,  das,  wie  Venedig, 
50  zünftige  Gewerbe  in  seinen  Mauern  birgt, 
besitzt  eine  verhältnismässig  hochentwi  kelte 
Arbeitsteilung   und   Geld  Wirtschaft,    i 
wie   ein    solches    von    heutzutage,    das   die 
hundertfache    Zahl   aufzuweisen    bat:    aber 
das  Plus  der  letzteren  hat  eine  Veränderung 
es  ganzen  Wesens  Im -wirkt. 
Was    nun    in    dieser   allmählichen    Ver- 
dichtung  des  Wegenet:  es   die    Neuzeil    ge- 
leistet   hat,   lässt   sich  mit  wenigen  Worten 
nicht  ausdrücken.    Noch  1779  erzählt  Lüder, 
rechte  Rheinufer  habe  immer  noch  nicht 
ununterbrochene  i  baussee;  nur  einzelne 
Städte    seien    durch   gute   Strassen   mitein- 
mder   verbunden;    es  fehle   aher  an  einem 
Zusammenhang    derselben    zur  Verbindung 
der  grossen  Bandeisstädte.  — 

Die  eben  erwähnte  Systematisierung  der 
Linien   wurde  zunächst  dadurch    veranlasst. 
dass    mit    dem    Aufkommeu     der     neueren 
issierungstechnik    die    bis    dahin   domi- 
nden  Wasserstrassen  durch   die  Ueber- 
konkurrenziert   wurden.     Von  da 
an  wird  weiter  für  viele,  bisher  bedeutungs- 
Wege  ein  zweites  Moment  ebenso  wich- 
tig als  dii    i  ichnische  Vervollkommnung  (die 
tä     und     brevitä     s.  F.  Lampertico,    11 

rcio,    1887,   s.  38):    es    ist    dies    der 

Anschluss  und  die  Einmündung  der 
Strassen,  die  Richtung  und  die  Disposition, 
das  Ineinandergreifen,  die  coatinuitä  der 
Linien,  das  Netz  und  der  Ausbau  dieses 
-N>'",'/-'  -  Da  -  auch  in  dieser  Beziehung 
Plan  und  S;  stein  an  Stelle  von  Eerkommen 
und  Zufall  tritt,  das  bildet  die  andere  Seite 

des  Begriffs  e r  Kunststrasse. 

Vergleicht  man  die  Strassenkarten  ver- 
schiedener Jahrhunderte  miteinander  so 
sieht  man  aul  den  ältesten  Karten  die  Kom- 
munikation   ■    als     gerad,     I 

zwischen  zwei  Endpunkten  des  Weltvej  I 

■  '  ei  ;eben  sich  allmählich,  je  nach 
ausreifen  der  Produktions-  und  Wirt- 
schaftswege, Abzweigungen,  insoweil  solche 
nicht  durch  i  ine  Wasserstrasse  oder  trennende 
Gi  birgszüge  verbindert  werden.  Zu  gleich 
d  Abzweigungen  geh  a  später  an  b 
uii   Städte  eine  Basis  ab,  je  mehr  sie     i<  b 


zu  den  wichtigsten  Konsumenten  der  Roh- 
produkte und  zu  den  wichtigsten  Produ- 
zenten   der    Fabrikate,    also    zu    natürlicl 

Mittelpunkten  eines  ständigen  Austau 
von  gewerblichen  gegen  landwirtschaftliche 
Erzeugnisse,  zu  rlaupthandelsmärkten  ent- 
wickeln. Im  18.  Jahrhundert  bildet  sich 
entlang  den  Weltstrassen  auf  eine  Strei 
länge  von  durchschnittlich  je  20—30  km 
■•ine  Abzweigung.  Ebenso  bilden  die  S 
allmählich  je  den  Brenn]. unkt  füi 
stralüenförmig  oder  fächerartig  sich  aus- 
zweigendes  Strassennetz ;  je  mehr  solcher 
Strahlen  in  einem  solchen  Mittel-  und 
Kreuzungspunkte  zusammentreffen,  um  so 
produktiver  wird  er.  Die  Länge  dieser 
Strahlenhnien  bis  zum  Grenzpunkte  und 
dem  Rayon  der  Nachbarstadt  beträgt  durch- 
schnittlich ebenfalls  etwa  20— 30  km.  Noch 
aber  fehlt  der  Zusammeuschluss  der  Strassen 
zu  einem  Ganzen:  mau  hat  den  Grundstein, 
die  Pfeiler,  das  Gerippe;  fertig  aber  ist  der 
Bau  erst  mit  dem  Schlussstein  und  mit 
dem  Dach.  Dieser  Schlussstein  aber  liegt 
ausserhalb  des  Strassenbaues  und  zwar  in 
der  neuzeitlichen  Kommunikationsorgani- 
sation. Dringend  wurde  diese  i  »rganisierung, 
Systematisierung  oder  Verdichtung  des  Wege- 
netzes in  den  40  er  Jahren,  als  der  Dampf- 
verkehr sich  ausbreitete. 

4.  Einfluss  der  Eisenbahnen.    Mit  der 
Einführung  der  Eisenbahn,  die  vermöge  der 
Spin  bahn     einen     fünfmal    geringeren    Be- 
wegungswiderstand   zu   überwinden    und  in 
der  Maschine   eine  fünfmal  wohlfeilere  mid 
leistungsfähigere   Triebkraft    zur    Seite    hat 
ging  der  eilige,  der  Fern-,  der  Durchgangs- 
und  der  Massenverkehr  auf   das   leistungs- 
fähigere  und   billigere  Verkehrsmittel  über. 
Man  glaubte,  nun  müssten  die  Landstrasseq 
ebenso  wie  die  Wasserwege  veröden.    Abea 
das  Gegenteil  trat  ein.    Mit  Erstaunen  nahm 
man  wahr,  dass  der  Strassenverkehr,  anstatf 
abzunehmen,  im   Gegenteil  zunahm.     Eine 
Abnahme    zeigten    nur    die    parallel     einen 
Halm  sich  hinziehenden  Durchgangsstrassen, 
Dagegen   trat    für    abgelegene   Bezirke    und 
Produktionsstätten   das   Bedürfnis   der  Verl 
bindung    mit    dem    Weltverkehr    neu    und 
dringend  hervor  und  wurde  die  Verfrachtung 
mancher  Güter,  wie  Holz,  Bausteine  u.  s.  w. 
auf     weitere     Entfernungen     möglich     und 
lohnend.     Dadurch   wurde  latenter  Verkehr 
geweckt;    die    Landstrassen    wurden    noi> 
wendiger  als  früher,   insofern   sie  als  Saug- 
adern für  die  Eisenbahn  dienen  und  ihr  den 
Verkehr  zuführen  mussten;  es  wurden  auch 
solche    Orte     in    das    Strassennetz    hinein- 
gezogen,  die    früher  kaum   einer  Strassen- 
verbindung  bedurften. 

Daneben  hat  die  Landstrasse  für  gewisse 
Landstriche  und  Güter  ihren  Platz  gegenüber 
der  konkurrierenden  Eisenbahn  behauptet.  Für 
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kam  bei  einer  Beförderung,   bei  der  es 

.....  au{  die  Schnelligkeit  oder  Ma 
rigtigung  ankam,   der  Vorang  der  Land- 
nrGeltuug,  dass  sie  sich  dem  indi- 
taellen  Bedürfnis  des  Einzelnen  besser  an- 
k      Die    Eisenbahnen   können    nicM    an 
ein  Punkte   zur  Aufnahme  und   Abgabe 
ä    Verkehrs    eingerichtet    werden.     Jede 
■»Station  wird  deshalb  zu  einem  wichtiger 
■rkdu-smittelpunkt.  zu  dem  die  umhegen- 
„  Ortschaften   die   kürzeste  und  billigste 
Tbindung  anstreben,  auf  der  die  Rohpro- 
tte  uu,i  Gewerbeerzeugnisse   eine  Leichte 
t.  «ad  Alluhr  und  damit  neue  Absatzge- 

ite  erlangen.  ,  .       ,-. 

D      hen   tritt  eine  Abflachung  der  Be- 
Ltung   der   bisher    dirigierenden  wenigen 
hdtstrassen  insofern  ein,  als  mit  der  Ver- 
Qlkommnung  der  Strassenbautechmk   und 
,m  Ausbau  der  Schienenwege  die  Strassen- 
iee    ungemein   vermehrt   werden   und   die 
Strassen    nicht    mehr   an    die    See   ge- 
,1-  auch  im  Binnenlande  sein 
Menge  industrieller  und  Handelscentren 
,  die  Höhe  und   wird  für  die  Gestaltung 
„,1  den   Ausbau  des  Strassennetzes  ebenso 
richtig  wie  der  bisherige   zur  See  führende 
7eg       Vermöge    der    allgemeinen    Umge- 
,o-  der  Volkswirtschaft  rücken   immer 
ienr   Wege    in    den    Hau-    der   volkswirts- 
chaftlichen Bedeutung  ein.    welchen  bisher 
nun     zu    Schienenwegen     avancierten 
I  Strassen  innegehabt  hatten 
Die    neuen    Weltstrassen    bedurften   der 
äaugadern  I    Ernährer    Engineer  Sept.  lb^, 
19)    des  Anschlusses  an  das  platte  Land ; 
sie  i -ab  eil  den  neuen  Strassen  die  Richtung 
mr  "Einmündung     an     und     zwangen    den 
rorhandenen    Strassen    eine    neue    Art    des 
rascheren   ümtriebes   und   des    sie    vervoll- 
kommnenden   Umbaues    (Nivellierung    nach 
dem    Muster   des    Schienenweges   etc)   aut. 
Zugleich  wurde  durch  den  Fernverkehr  auch 
fer    Provinzial-  und  Nachbarschaftsverkehr 
mein  gesteigert;  es  ergab  sieh  auch  an 
den    bisher    weltabgelegenen    Platzen    eine  \ 
regere  Nachfrage  und  eine  g  ade  Ren- 

tabilität für  die  Transportgewerbe.  Aut 
Grund  von  all  dem  wurden  dem  Wegenetz, 
namentlich  dem  der  abseits  vom  Weltver- 
kehre belegenen  Punkte,  immer  weitere  Weg  - 
äreiecke  eingefügt  und  die  Entfernungen 
I  en  Dreieckpunkte  immer  mehr 
abgekürzt,  das  Netzs;  stein  der  LXunstsI  is 
—  gemäss  -lern  sozialen  Gesichtspunkte  der 
eleichmässigen  Verteüung  der  '. 
»stalten    —    ebenmassiger,     engmaschiger 

ausgebildet.  ,  .  ,  .. 

Welche  Aufgaben  diese  Verschiebung  mit 

sieb  brachte,   möge  oa.  SteHe  a"s 

einer  anonymen  Schrift  (G.,  Fromme  Wunsche 

für  die  Verbesserung   der  Landwege    1818 


S.   36  u. 


eroesseruug    «ex  *-~~- -o- 

11)    andeuten:      Im   Jahre    i 


neissl  es  darin,    .waren  die  La  i 

in   einen    sehr    ■  h 
Zustand    geraten;    sie  standen  voll  Wa 
,   0fl    Mann    und    Pferde 
Pfuh]  D    und    mil 

herausgeschleifl  a°j"" 

wege  ■ 

ganze  Jahr  unbrauchbar. 

allmählich  widmeten  nun.'; 
zum  Teil  unter  Staatshilfe,  denjenigen  (I 
und    Eolzabfuhr-)    Wegen,     welche     - 
tthenner  (Zwölf  Bücher,  l,  535) 
3-wege      im    Dntei 
_  die    Produktion  dirigier  nden    —    >  er- 
kehrswegen   nennt,   mehr  Aufmerksamkeit. 
Wie  nötig  diese  heute  noch  i>t.  ist  bekannt, 
wie  nötig  sie  zu  Anfa      d      s  Jahrhund 
war.   ersieht    man   aus   folgendem   Berichte 
desselben  Anonymus  (aus  dem  Jahre  181»): 

Nebst    den   Steuern   trägt    zum  Verd 
der    Landwirtschaft    der    Mangel    an    stets 

ren  Vicinalstrassen  bei,   infolgedi 
die  Erzeugnisse  des  Grund  und  Bodens  nicht 
dann,   wann   sie  am  gesuchtesten  sind,  zu 
Markte  gebracht  werden  können.    V  as  helfen 

Landmanne  die  wenigen  Hauptstras 
von  welchen  er  nicht  selten  mehrere  Meilen 
entfernt    wohnt    und    zu    denen    er    nur    im 
Winter  bei  hartem  Froste  oder  aut  Sehuee- 
I  bahnen  o  bann?      Venu  die  Haupt- 

|D      wird  weiter   ausgeführt,   für   den 
Transithandel   mit    den   groben    Münzsorten 
verglichen  worden  mögen,    so   sind    braucli- 
bare    Vicinalwege   für    das    täghehe    I 
und    den    Verkehr    im    Innern     zur    l  m- 
wechselung    der    grossen    in    kleine  Münze 
?ute,  unverrufene  Scheide- 
münzen. _         ,    .  •  i    _    ;,„ 
Die   Verbindung   des   Grossbetriebes  im 
ort  mit  demjenigen  in  der  Produktion 
hatte1  die    gleichen    Folgen      welche    man 
schon   ein   Jahrhundert   früher  an  der  Ver- 
bindung   cor    Seeschiffahrt    mit    der    sich 
rasch  entwickelnden  Grossindustrie  in  Eng- 
land verfolgen    konnte:    dort   war  schon  im 

eu    Jahrhundert    vermöge   dieser 
bindung    die    Arbeit    des    Landes    ung 
Ser  nutzbri,  e  Spedition  und  der 

neue   Industrie-  und  Seehandelsplatze 

,ich  entwickelten.    In  gleicherweise  ent- 

den  nun  auch  auf  dem  Kontinente  rasch 

SIenge  industrieller  und  kommerzielle! 
für  welche   neue  Verkenrs- 

notwendig  wurden. 

Icher  zu  dem  rhehen   ras 

Dmtrieb  bedürftig  aber  war  auch  die  I- 
bahn  und  der  in   ün 
Spedition      Fracht-,    P  '-    ™A   Bnef- 

^McÄte  noch  bildet  die  Verfrachtung 
i.chse  z.  B.  für  den  Klein-  und   Nah- 
verkehr im  Gebirgs 
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Massengüter  die  Regel.    Für  letztere  kommt 
das   Verhältnis   der   Nebenauslagen 

Transport  vom  und   zum    Bahnhof,    Um- 
n  —  zu  der  Eisenbahnfracht  an:  isi  die 
Entfernung    der   Versandstelle   vom    Käufer 
Marktori    nur   gering    -     etwa    nicht 
über  5  km         oder  die    Bahnstation   nicht 
gel  gen,    so   werden    diese   Neben- 
igen  die  ganze  Fracht  per  Achse  über- 
steigen.    Dabei    kommt    noch   in    Betracht, 
dass  manche  Güter,  z.B.  Steinkohlen,  durch 
jedes  Dmladen  an  Wert  verlieren. 

Büsstenauch  die  durchlaufenden  Strassen- 
ihre    Bedeutung    als     Haupthandels- 
wege   "in.    so   gewannen   doch    gleichzeitig 
diese    Handelswege    eine    so    erstaunliche 
Befruchtungskraft,    dass    der    Verkehr   auf 
den    anderen     Strassen     ungemein     belebt 
wind".    Dieselben  erhielten  mehr  das  leich- 
ten  Fuhrwerk  (neuerdings  Fahrrad  und  Auto- 
mobil) und  gewannen  als  Verbindungswege 
inzelnen  i  »rtschaften,   wie  als  Zufahrt- 
ken   zu     den    Eisenbahnstationen,     an 
Produktivität.    Für  südliche  Länder  eröffnet 
die   Hochbahn    für  Radfahrer,   wie  sie  im 
Sommer   1901    zwischen    Los   Angeles    und 
Posadena    (Kalifornien)   über  die  "schlechte 
isse  hinweg  gebaut  worden  ist,  eine 
Perspektive;   vergl.   auch   Campredon 
s-  30    38    über    l  lyclisme     und    »Automo- 
bilisme  .     Wo  die  Eisenbahn  nicht,  wie  z.  ß. 
in  Nordamerika,  eine  Verbindung- von  Mi  ei  zu 
Meer  herstellt,  ist   ein  Landstrassennetz  ge- 
radezu die  Bedingung  für  deren  Prosperität, 
fehlte  z.  B.,   da    das  Land  IST.",  nur  an 
i     km    Strassen    hatte,    den    griechischer 
Eisenbahnen,  bis  der  Staat  weitere  3000  km 
Güter  zuführende  Landstrassen  anlegte. 

Eine  anschauliche  Schilderung  findet  die 
Neuerung  z.  I!.  bei  W.  Hunter,  The  Indian 

Empire,   its  ] ples,   bistory  and  products, 

1895:  Die  alten  Hauptverkehrsstrassen,  z.B. 
Grand  Trunk  Road  .  welche  das  ganze 
gesthaJ  von  Calcutta  bis   zur  Nordwest- 
grenze des  Reichs  durchzieht,   wurden   von 
Truppen    nichl    mehr    betreten.     Trotzdem 

Bedeutung    eher    zu-    als     ih 

pommen.    Sie  führen    jene  Regelmässigkeil 

im  Bezirksverkehr  herbei,   von  welcher  der 

Fortschritt  der  Civi  «    sentlich  ab- 

■     Die  Einführiu  »de     Po  fcwagens  an 

des  nad  ten  Läufers  unddes  Wagenver- 

Stel  e  di     Pacl  ochse      ist  eim  di  i 

chweigenden    I  mwälzu  i  ;en     dii       ii  h 

unter  britischer  Herrschaft  vollzogen  haben. 

Diese  Verschiebung  s  langt    in  der  Sta- 

Üii  hi  M  3tra 

druck;    ei    betrug    z.    B. 

Baden    Kh    einen    Tag    und    1 '  km    im 

1855    nur   95,   im    Jahre    L880    138 

re.  Für  die  zunehmendi  Bedeutung  di  r 

en    und  für  die  zunehmende  Erkennt- 

Bedeutung  spricht  auch  die  That- 


sache,  dass  gleichzeitig  mit  dem  Eisenbahn- 
netze das  Landstrassennetz   stetig  am\ 
Preusson     hatte     181")    4100,     1857 
30000    km.     1880    (ohne    die    neuen 
vinzen)     50000    km    Chaussceen    (dai 
24 ("in    km     Staatsstrassen).       Dieser    Auf- 
schwung  bildet   nicht,    wie  man  sonst  gern 
annimmt,  eine  Besonderheit  gerade  Treu 
auch   tlie  anderen   Staaten   haben   seit  dem 
Aufkommen    der   Eisenbahn    ihr    Ghaussee 
netz   verdoppelt.     Hannover  z.   B.,   welches 
1816  nur  117.".  km  Ch'ausseeen   hesass.  hatte 
deren    im   Jahre  1S83  mehr  als  100IHI  ;,, 
1840   z.  B.   hatte,    nach  Baxter,    Frankreich 
an  S t  a a  t s Strassen  rund  123(td    km.    1865 
.'3(11111,     heute    3*000    km;     Belgien     184l> 
1600   km,    1865  3300,    heute   9000.     Auch 
der    Bauaufwand     wurde     nicht     geringer; 
Frankreich  z.  B.  gab  für  Nationalstrassen  und 
Brücken   unmittelbar   vor    dem  Aufkommen 
der  Eisenbahnen    1837   48,    1807   43     1S14 
bis  1830  07'  2,  1879/89  833  4  (für  Gemeinde- 
und    Bezirksstrassen     über    400    Millionen 
Francs)  aus. 

Es  ist  dies  eine  neue  Bestätigung  di  t  -Vit  in- 
des Vordringens  des  intensiven  Maschinen- 
betriebes (s.  oben  S.408):  er  wirkt  nicht  etwa 
wie  ein  wild  zerstörender  Sturmwind,  der  die 
Bäume  entwurzelt  und  die  Saat  gleichsam 
niedertritt,  sondern  er  ruft  eine  orga- 
nische Neubildung  und  eine  o  r  g  a  n  i  - 
s  c  h  e  E  i-  s  e  t  z  u  n  g  abgestorbener,  nicht  mehr 
lebensfähiger  Teile  am  Wirtschaftskörper 
hervor  und  führt  ihm  dadurch  neue  Kraft 
zu.  Wie  auf  dem  gewerblichen  und  land- 
wirtschaftlichen Gebiete,  so  ward  auch  im 
Transportwesen  allerdings  der  kleinere  und 
extensive  Betrieb  durch  den  intensiven. 
grosskapitalistischen  überflügelt,  aber  zu- 
gleich  bilden  sieh  gewisse  Schutzgrenzel 
und  Banngebiete  für  den  Kleinbetrieb,  inner- 
halb  deren  er  nunmehr,  nachdem  er  unrett- 
bar verlorene  Aussenposten  abgestosseu  hat, 
kräftiger  gedeiht  als  zuvor.  Ausserdem 
finden  die  verloren  gegangenen  Gebiete 
durch  neueröffnete  reichlichen  Ersatz,  die 
vollkommenere  und  billigere  Befriedigung 
weckt  früher  ungeahnten  Bedarf. 

5.  Bau-  und  Unterhaltungslast.  Die 
Bedeutung  des  öffentlichen  Weges  besteh! 
darin,  dass  er  von  jedermann  zum  (leiten, 
Ri  iten  und  Fahren  benützt  werden  kann, 
die  Hau-  und  Unterhaltungspflicht  aber  nichl 
den  Benutzern,  sondern — wenigstens  heut- 
zutage —  einer  öffentlichen  Korporation 
obliegt. 

Wo    und    solange    der    Verkehr  auf  der 
Stufe  des  Kleinbetriebs  verharrt,  giebt  es  mu- 
te Wege,  welche  die  weiter  entfernten 

und    die  aflgeme n  Interessen    berühren; 

in  der  Hauptsache  sind  es  nur  die  Ih-er- 
und  Weltstrassen.  Dementsprechend  küm- 
merte   sii  h    auch   der  Staat   anfänglich  um 
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nicht:   ihre   Instandhaltung   galt  gsder  ;.;  "jjffi  3 

-  "-;1  i-1-"'"  ^S  ir Mich-  wi 

»Inen    Anlieger.      Noch    che       >,  s    Münzprägung    und    (später)   dei 

i  Verordnung  von  lo54  zB.ve,  ieförderunK      so    auch    bezüglich    der 

'"U'rat'TlianV;   Ann.":        ^  und    l/  .!»"> 

Bcbluss  .    nur   mit  dei  Ausnahme ,  a as* 

Nachbarschaft  --   wie  ^n  ]eher  ubhch  ^^ 

.H^!eln„mUül,jr^  S  d'em  Zusammenwirken  all   dieser  M 


,|eu  nana-  uua  ijiHuuuicu»  »u    ■       • 

tu  nme  *ui  iuu«    '"-'■';,,,,   ,(„.nn.T"  dem   Zusamrm  twirl       all  dieser 

tehliessenden  zu  schwer                 ™ers  >                                                             Q  zu 

-    ,  I.  Bd.,  S.   178).    Auch  noch  spatere  wu                ■    -  >       Jahrhunderts     klar         . 

sen,    wie  „,.vanz.    daäi   der   Träger   der 

rassenreglement  von  1 ,  o. .   das  Mi«    '  ^    , .  emej ,                       Vn- 

Provinz    Brandenburg    von    l..i-.  :;;  -       R     ,.   und    S]              äten 

_  .reglement  für  Westpreussen  von  1..  ;■  ^nden  seien.    Nun  wird  weiter  ein  all- 

™  der    0°ä™«,  ,1-r  V:1    '-        h  SeiL    voltewirtschaftlicher    Nub 

Sieger  fest;  ihr  Interesse  wird  durch  ^             erkannt,   ist  al 

5tätigung  ^weiteren  Observanz .wach  Süssen  erstoa                 (,,r  Verkehr 

.  .  dass  es  Fuhrleuten  und  ßeisenden  voranschreitet.     I 

«verwehrt    sei.    über   Aecker    und   Saaten  1      A bei  *  1      -                        L6.  Jahrhun- 

u   fahren    1   I       -  1    >■              -        '   ' .  "/n-  SjL    dem    Gemdndi     -           b    widmende 

alls    Sie    hiezu     der   bösen   \1  ege   halbe,  aer 

p  sein  sollten.  ,   anhaltender  als   die  rwaltung 

Nim  geht  das  Interesse  der  angesessenen   und   anhaltenaer^s  Hauptstrass 

ger  an  einer  Strasse   nur  so  weit,  als   auf    die  ^,UM  NacWchten- 
ladurch  ihr  Besitztum  nutzbarer  und  wert-   dringt     Art .und Reiseverkehr  und 

„,1er  auch   ein-   Schranke   gegen  die   verkehl  steig  ^  A^fuhr 

...  Erbreiterung  des  *  ege,  durc     im  18.  ^  Re^erung 
Idet    wird:    namentlich  dei  Ma                   ^ 
.      ...  ,    ziehen    nicht    sie         J     ^'^..ndenA. 

rn    die    Passanten    und    die    grossen   tonaln« ^ennei  lu.  -       ^^iff.       Damit 

~        en  den  Hauptnutzen.     Der  Kadius ;  der  =    sy  ^    ,,       . 

Interessen  eines  geordneten  Wegnetees   er-    -";,."  .  näm]icb 

streckt    sich   auf   die  weite  Ferne-   der  dei    taebfeder auer  gr^  hatkrafli_ 

3      l  Bremen  z.  B.  bis  nach  Casse 1  hmauf    l^^^fe^enzstrasse   zwang   dem 
m  dem  Masse,  dass  sie  für  sich  aUem  die  sitzCT^ner^.  mt 

bisCasselkanaüsierthat.    Jeder  Weg      -  - 
"oliswirtschafthcher  Bedeutung         I  te^  l  nval,?mI  Verdienst 

schwer  entwirrbares   [nteressen-Gemenge  in  »W     Beisntele   für  diesen  Konkurrenz- 
auf  keinem    Gebiete   der  Pohzeiver-   ^^JffK  m  B  über 
waltun-    berühren     sich    die     gemeinvn   -   zwang   ün  je n                      „y,     S    109, 
Bchafthchen  allgemeinen  Interessen  s                                  !5   142  aufgezählt; 
feit  den  örtlichen  und  privaten.                        ■£                                            .       nachFrank- 
Dieser  Gegensatz  tot  mit  der  zunehmen-  alte  a . in. 11                                Jahrhunderts 
äen   Centralen    des    Handel .und    der   b.                 Anlange,  ^ge 
Staatsverwaltung    mehr   und    mehi    hervor     autg    -                                               g  imd 
es   wurde,  je   naeh  der  mehr  oder  mondei    dort   aie    ara                                  ^    ^ar 
eentraüsierenden  Kraft  dex  einzeln      -               -    ;            ,'  ritxJken,    S.   93   u   441) 
notwendig,   die  Baulast   den  Anliegern  ode:    Krumte     uie                   Natabam  VOr ,  Saar- 
auch  den  kleineren  Verwaltungsbezirken  ab-  bmcbtel  1                              ^    .. 
zunehmen    und   denjenigen    zu    überweisen    fracke^mit  1                          ..^Chaus- 
welche    auch   den    Vorteil    genösse^     Aus   gfgj^,^  auf  der  Mosel   und  Saar 
den  verschiedenen  Interessen-Konfhkten  be-  die  .  .,  .w r                        ^^  ber,tlnlll^„tl 
reitete   sieh   zunächst   die  1  mwan;l im u                               \  ,.  hll,lrisehen  und  bmbantischen 
Eeallast  in  eine  öffentiich-rechüu                                   -      ^                     und  che  Abholung 
sämtlicher    Hur  ger    von      D                               _                                   irell   w&   ub] 
.     .vemittelte  ö^e  alte  Verpflichtung                                      den  Nachbarn  sehr  erleich- 
farkgenossenschaft    zur   Hüfeleistung      die   Lmtepn         ;         Saarbl,wkj.elien  schnell 
txinoda    neeessitas    (vei      -         ;r    auch   m  tert  ba^         ^^  ^^  ^         Grafeu 
England   der  Grafschaft    die  Erhaltung  der   ange    a                             Chaussee    in    semer 
Brücken  oblag.,  ^us  dem  grundherr hch«m  vorder   g»^             Saarbrfl  k      aI1 
Wegerecht     erwachsende     Staatefron    ote  »gm                                               g         _ 
Landesfolge  der  Bauern,   der  freien  sowohl   zulegen. 
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gi  3(  aeo   hatten,    unternahmen 
sie  den  <  Jhausseebau  ebenfalls  etc. 

Altherkömmlich    und    naturgemäss    war 
■  3,  dass  der  Staat  wenigstens  für  die  Heer- 
unid  Poststrasse  eine  subsidiäre  Pflich<  hatte. 
Pflicht  aber   wurde   nicht  grundsätz- 
sondem  nur  von  Fall  zu  Fall  festge- 
stellt.   Die  principielle  Entsi  heidung  wurde 
mit    den    neuesten    damit    zusammen- 
jenden    Fragen    der    Eäsenbahnverstaat- 
nig'  und  der  Erhebung  von  Schiffahrts- 
abgaben dringend. 

Für  die   weitere  Entwickelung  der  Bau- 
pflichtung    des    Staates   in    Deutschland 
wird    von   den   meisten   Schriftstellern,    na- 
mentlich von  L.  Stein,  das  landesfürstliche 
Wegeregal    als   Ausgangs-    und    Dnrch- 
gangspunkt  genommen;  in  dessen  Umbildung 
erblicken  sie  zugleich  die  ersten  Ansätze  der 
inhaltlichen    Ausgestaltung    des    modernen 
Staates.     Das  ist  zu  pointiert,  nur  eine  halbe 
Wahrheit.      Der   Staat    trat   bezüglich   der 
Heerstrassen    in    die    Lücke   ein,    nicht    in 
r  Eigenschaft  als     das  oberste  gesell- 
schaftliche   Organ       und     nicht    allein    auf 
Grund    der  bisherigen  Einnahmequelle   des 
Regals.     Die  Art   der  Intervention  wie  ihre 
Veranlassung  war  anders.     Die  letztere  lag 
hauptsächlich  darin,  dass  die  Anforderungen 
o    i     a   Chaussierungstechnik 
und  namentlich   der  Strassenunterhal- 
tung  die  Gemarkungsinhaber  zu  sehr  über- 
leten;  bisher  erfüllten  die  Landesherren 
G    aeinde  die  ünterhaltungspflicht 

-  sie   die  fronpflichtigen  Hauern 
nunmehr  aber  mu  ist«    der  i'flich- 

Kunstbauten,  Dämme.  Dolden.  Durch- 
aufführen, expropriieren,  Handwerker 
Uen :   für  all  das  genügte  die  Natural- 

-  zumal  die  Bauern  in  d,  c  Regel 
nur  zum  Hand-  und  Spanndienste  verpflichtet 
war  nicht  mehr.  Worauf  es  nunmehr 
in  erster  Linie  ankam,    war.    dass  das  l'n- 

ehaftliche   der  Nat Uralleistung  (Pre- 
station    en    nature)   und    insbesondere    einer 
Zwangsleistung,  wie  der  Fron,  bei  welcher 
er    eine    grosse    Arbeitsverschwendung 
der  Vorteil  der  Arbeits- 
teilung,   Specialisierung  und  der  Bezahlung 
iVegearbeit  erka  i    e  Fron- 

Eentliche  Kasse  Qber- 
en    wurde.      Vor   dieser   Reform   war 
wohl  eine  vorübergehende  Anstrengung  aller 

r  nicht 
indauernd  ordentliche  I 

'■     '  i).     Die  Fiktion 

arega      war.   nachdem    die    Be- 
Renten  ab- 
gekommen 
nur  noch    i  in    Verlegenheitsbehelf,    ähnlieh 
wie  i  i    '.',      ei :  igal  für  die  rechtliche 

r  Baupflichf  und  der  W 
I  wurde. 


Bis    in    die    Mitte    dieses    Jahrhui 
drehte     sieh     die    Weiterentwickelung 
Strassenbaues    um    die    Befreiung 
Bauernstandes     von     der    Zwangs- 
fron  und  um  die  von  Turgot  angeregte 
von    Sonnenfels    befürwortete   Umwand 
der  Xaturalleistung   in    einen  Steuerbe 
Die  Rechtsfrage,  ob  die  Ablösung  dei 
und  die  Unterhaltungspflicht  auf  den  Fi- 
eder  auf   die  Gemeindesteuer   übernon 
weiden    solle,    kam    erst   in   zweiter  Linie. 
da   die  Einführung  von  Lohnarbeit  in 
eher    Weise    auch    für    die    Gemeinden 
angestrebt  wurde.    Auf  die  Frondienste  dei 
Cnterthanen  verzichtete  Oesterreich  für 
Staatsstrassen  schon  in  den  70  er  Jahrei 
18.  Jahrhunderts   (vgl.   Justi.  Polizeiwissen- 
schaft.   §§    431—433);     principiell     st 
Sonnenfels  (II,  224)  den  Grundsatz  auf:    Der 
Strassenbau   soll  durchaus  Staatssa 
nicht  Sache  der  Gemeinden   oder  Privaten' 
die   Fronden    sollen    durch    bezahlte  Arbeit 
t.   die  Mittel  durch  Weggelder  aufge- 
bracht   werden;.      Maria    Theresia    führte 
diesen    Grundsatz    praktisch    durch:    Süd- 
deutschland    und     Sachsen     folgten     bau 
K.  von  Stein  ahmte  den  Vorgang  für  seine!) 
Verwaltungsbezirk  1801  nach.     Durch    eine 
allgemeine  Anordnung  wurde  die    Geld- 
wirtschaft    in  Deutschland  am  frühesten  in 
dem    Herzogtum  Westfalen    eingeführt,   wo 
eine  Verfügung  vom  15.  November  1807  in 
s  ■'<  kurz  anordnete:  »Die  Wegebaulast  wird 
dem  Steuerfuss   getragen«.     Einen 
Vorgang   hierfür  hatten  einige  frühere  An- 
ordnungen    wie   z.   B.   das   Wegereglement 
von  1796  für  Westpreussen  geschaffen,  wo- 
nach  die  Fuhren    und   baren"  Kosten    nach 
der  Hufenzahl  repartiert  werden  sollten. 
Diese  Repartierung  entsprach  wohl  damah 
auch  noch  dem  finanzpolitischen  Grundsätze 
der  Umlage  von  Steuern  nach  der  Leistungs- 
fähigkeit,    da     letztere     sich     ausschliess- 
lich   nach    dem    Grundbesitze    richtete.    Je 
mehr   aber   das    -mobile   Kapital«    aufkam. 
um  so  mehr   verlor  die  Realumlage  an  Be- 
rechtigung.   Trotzdem  vollzog  sich  die  Ne 

rang  langsamer,  als  man  gemeiniglich  an- 
nimmt. Sie  wurde  nämlich  nur  für  die 
Kunst-  oder  Transitstrassen  durchgeführt; 
in  Frankreich  z.  B.  ist  bei  den  400000  km 
Gemeindewegen  heute  noch  das  Verhältnis 
der  Xaturalleistung  zum  Geldaufwande  wie 
2:3;  sodann  wurde  durchschnittlich  nur 
1  i"  de,-  öffentlichen  Wege  zu  dem  Range 
einer  Kunst-  und  Staatsstrasse  erhoben  so 
die  Hau-  und  Ünterhaltungspflicht.  trotz 
der  Ablösung,  doch  für  3/io  der  Baue  i 
meinde  srei  blieb. 

Zunächst  nun  erkannte  man.  infolg 

Fron,  das  Princip  allmählich 
als  richtig  und  billig  an,  wonach  für  die 
Hauptstrassen,    sobald    sie    eine   allgen 
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tedeutung  für  das  Kultur-  und  Wirtschafts-  rTaucl  b   L869    hiess,  eine  Lotterie 

infs  Volkes  erlangen,  eine  öffentlich-  der  Staatssubvention  begründen       n- 

«htliche  Kollektivvoi-pfliL-litung   d-s   über  t-.vs.sini  ist.  . l.iss  man  erst  mden  letzten 

UU'""-        l  .  F-  ■     L     ..  1   ...     1!.,  l..l.,..,M,„*o„        auf       ,   Oll        Alls«,..-'       (    er      \\  O'JV-- 


,\i,.  Gerneindemarkuns>;  uinausreichenden  Be- 
zhks-    (oder    Interessen-)    Verbandes    ein- 

Man  braucht  bei  dieser  Erweiterung  nicht 
ohne  weiteres  an  den  Staat  zu  denken,  son- 
dern zunächst  kommt  Bezirk.  Kreis.  Provinz 
und  ein  Zusammenwirken  dieser  Sprossen 
der  Stufenleiter  .  wie  es  in  dem  Subventions- 
pnncip  angebahnt  ist,  in  Betracht.  Als  ein 
solcher  weiterer  Verband  erwies  sieh  m 
Norddeutschland  der  Kreis-  (oder  Interessen- 
Verband  (auch  der  eine  oder  andere 
iktienverein)  als  stark  genug. 

Die  Erweiterung  des  Pflichtigenkreises 
und  damit  die  Erleichterung  überbürdeter 
Gemeinden  ergab  sieh  von  selbst  aus  der  alt- 
BbUchen  Nachbarhilfe  :  beispielsweise  ver- 
tagte ein  Magdeburger  Edikt  von  1742:  Es 
n  alle  und  jede  auf  eine  bis  l1 2  Meile 
herum    gelegenen    Dörfer,    wo    eine  Wege- 

Hing  geschieht,  nach  Proportion  der  in 

,1  Dorfe  befindlichen  Zalü  der  dienst- 
pflichtigen Bauern  die  Fuhren  und  Hand- 
lienste"  zu  verrichten    schuldig  sein     (Ger- 


Jahrzehnten  aul  den  Ausweg  der  Wege- 
genossenschaft auch  in  den  mittelamerika- 
dschen  Republik'  a  1  losta  Rica,  Nicaragua 
und  Guatemala  verfiel.  Dort  bildete  sich  in 
jedem  Distrikt  unter  den  Grundeigentümern 
eine  Junta  [tineraria  zum  Zwecke 
der  Unterhaltung  und  Verbesserung  der 
Strassen. 

In  England  wurden  die  Wegegenossen- 
schaften, die  doch  nur  ein  Zeichen  der  Un- 
fruchtbarkeit der  englischen  Gemeinde-  und 
Bezirksverwaltung  waren,  durch  Gesetz  von 
lsss  in  mainroads  verwandelt,  deren  Unter- 
haltung seitdem  der  Grafschaft,  dem  county- 
council  obliegt.  — 

Die  theoretische  Begründung  der  staat- 
lichen Intervention  und  die  grundsätzliche 
Auffassung  von  der  »Utilite  publique  der 
Wege  und  der  daraus  entspringenden  öffent- 
lichrechtlichen Verpflichtung  des  Staates 
kam  erst  Mitte  des  19.  Jahrhunderts  auf. 
Ein  dementsprechendes  planmässiges  System 
hat  die  Verwaltung  in  den  meisten  Bundes- 
staaten erst  noch  auszuarbeiten.     Abgeklärt 


toerähausen  U.  Bd.,  I,  126).  Aehnlich  be-  wurde  die  principielle  Anschauung  durch 
|ESrS?jS«äi«ißWeg4dikt  von  1769,  die  in  den  70er  Jahren  erfolgte  Versfaat- 
d  als"  der  Wegebau   den  Nächstpffich-  lichung  der  Eisenbahnen     Vorher  hatte  in 

,,;  7  s.h  ver  fallen  sollte,  andere  Bezirke  ,  Norddeutschland  die  Ansicht,  dass  der  Staat 
SrKonk™ ,  ^gewiesen  Verden  könnten  den  Strassenbau  den  Privaten  überlassen 
.,1  Konkurrenz angew  i«---  h     {{    Anhänger ;  es  kamen  dann 

^TgleSÄlütte'ÄrigenJahr-   F,  Bülau    <Encvkh,pädie    der   Staatswissen 


hunderte, bildete  sich  in  England  eine  neue 
Art  von  Trägern  der  Dnterhaltungspflicht 
aus.  In  England  nämlich  verblieben  die 
Hauptstrassen  in  dem  Bereiche  der  örtlichen 
Selbstverwaltung  (local  government) ;  weil 
hber  dieselbe  für  den  gesteigerten  Verkehr 
mancher  Strassen  nicht  ausreichte,  so  trat 
an  Stelle   des  Staates,   der  hierfür  auf  dem 


schatten,  1832.'  S.  904),  Faucher  (1867) 
und  ihr  Antipode  Thünen  miteinander  über- 
ein :  unter  mecklenburgischen  Verhältnissen, 
führte  der  letztere  in  einem  Gutachten  von 
1837  aus.  sei  es  gewiss  am  besten,  wenn 
die  Bau-  und  Erhaltungskosten  voii  den  die 
Wege  benützenden  Grundeigentümern  nach 
Massgabe  der  Benützung  getragen  würden; 


nn   Ste   e    des  Staates,    1  er   nieriur  am  uciuuk^s"^   •*■"*■  „ °    °~    7°   ,  „,, 

Kontinent   allein    ni  Betracht  kam.   die  pri-   ein  Bau  von  Staats  wegen  bedeute  nur  all- 
E    Initiative    in    die  Lücke :    es   bildeten  |  zuleicht   eine  Besteuerung  der  ärmeren  zu 


,si<  h  besondere  Unternehmungsgesellschaften . 
wie  für  den  damaligen  Kanalbau.  so  auch 
für  den  Wegebau,  »turnpike  trusts  .  welche 
die  Wege  erstellten  und  behufs  Deckung 
d.s  Betriebes,  der  Unterhaltungskosten,  der 
Amortisation  und  der  Zinsen  mit  obrigkeit- 
licher Bewilligung  Gebühren  erhoben:  bis 
Mitte  des  19.  Jahrhunderts  waren  deren 
über   3800   (=    1  5   der  vorhandenen  Kirch 

•      i      .  \         1 ;„-,:^..«-       -rr-i-vurl  l*ii  TIPli 


Gunsten  der  reicheren  Landesteile ;  ein  nicht 
im  Verhältnis  zu  der  zu  erwartenden  Fre- 
quenzsteigerung  stehender  Kapitalaufwand 
heisse  das  Land  nicht  bereichern,  sondern 
c  machen.  So  auffallend  der  letztere 
Gedanke  ist,  so  entspricht  er  doch  früheren 
^.eusserungen  von  A.  Young  und  Just.  Moser 
und  den  Anschauungen  mancher  National- 
ökonomen über  eine  erst  zu  erstrebende  ge- 


Auf  Grund  Verkehrsvorb  amentlich   mit  Rucksicht 


Erschwerung  des  Verkehrs   wurde   in  En^ 
land  noch  bis  vor   weniger,  Jahrzehnten  als 
gering   erachtet   im   Verhältnis   zu   den  Ge- 
fahren der  Stärkung  der  Staatsgewalt:  man 
wollte  lieber  unbequem  leben    als.    wie    es 

Handwörterbuch  der  Staatswissenschalten.    Zweite  Aufläse.    VII 


urde 

diese 
Vi  rpflichtung  einen  blossen" Beitrag  für  be- 
dürftige Gemeinden  oder  die  grundsätzliche 
Uebernahme    der    Hauptstrassen     auf    die 

Staatskasse  umfasse,  und  ferner,  für  welche 
Arten  von  Strassen  sie  bestehe. 
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Wo  nämlich,  wie  bis  vor  zwei  Jahr- 
zehnten in  England  oder  wie  heute  noch  in 
Nordamerika,  die  Strassenunterhaltung  noch 
Gemeindesache  ist,  da  muss  das  Strassen- 
wesen,  schon  weil  die  Anlage  und  Unter- 
haltung einer  dem  Durchgangsverkehr  die- 
nenden Strasse  in  einer  Hand  liegen  muss, 
naturgemäss  im  argen  liegen;  für  die  Ge- 
meinden liegt  zudem  in  der  Nichtbeach- 
tung des  gemein'wirtschaftlichen  Charakters 
der  Durchgangsstrassen  eine  unbillige  Be- 
drückung. 

Weiter  fragte  es  sieh,  wie  bei  jeder 
Staatsintervention,  so  auch  bei  der  vorliegen- 
den: soll  sie  in  Gestalt  der  Kigenregio  oder 
in  der  der  Monopolisierung  oder  der  Sub- 
vention oder  nur  in  Form  der  persönlichen 
Beeinflussung  seitens  der  Beamten  erfolgen? 
Sämtliche  dieser  vier  Interventionsarten  fan- 
den Anwendung:  bezeichnend  für  die  letzt- 
genannte Art  ist  das  Wegereglement  von 
1796  für  Westpreussen,  welches  den  Lan fl- 
uid Steuerral  des  Kreises  dazu  verpflichtet, 
dass  er  die  Nachbarn  und  diejenigen,  welche 
die  Strasse  zu  passieren  haben,  zur  Hilfe- 
leistung mit  Haud-  und  Spanndiensten  zu 
disponieren  suche  :  wenn  aber  auf  keine 
andere  Art  und  Weise  ein  Fonds  auszu- 
mittelu  sein  sollte,  wird  »in  ausserordent- 
lichen Fällen  zu  den  Hauptheerstrassen  aus 
I  nserem  Extraordinario  etwas  zu  Hälfte 
gegeben  werden  .  Bezüglich  der  Staatssub- 
vention warnt  z.  B.  eine  Jülich-Bergische 
Verordnung  von  1755  ausdrücklich  davor, 
man  solle  sich  nicht  auf  Landesmittel  ver- 
lassen; das  Edikt  für  die  Provinz  Branden- 
rom  LS.  April  1792  verlangt  den  Bei- 
trag nur  für  die  kostbareren  Strassen. 

N  ichim  Laute  des  19.  Jahrhunderts  waren 
es  mehi  thatsächliche  Verhältnisse  und  die 
unhaltbare  Kluft  zwischen  dem  Bedarf  und 
seiner  Befriedigung,  welche  ein  Eingreifen 
des  Staates  von  Fall  zu  Fall  notwendig 
machten.  Die  volkswirtschaftliche  Bedeu- 
tung .  konstatiert  Germershausen,  I,  S.  269, 
wie  die  Aufgabe  des  Staates  ist  nicht  etwa 
infolge  specieller  Erwägungen  über  die  Not- 
wendigkeif und  Zweckmässigkeit,  sondern 
infolge  mein-  oder  minder  zufälliger  um- 
stände anerkannt  worden  . 

In  Preussen  bewilligte  der  Staat  Prä- 
mien |,  rweitige  Unterstützungen  für 
den  i  ihausseebau,  50  dass  solcher  vielfach 
freiwillig  von  den  Kreisständen  übernommen 
wurde.  Eine  von  allgemeinen  Gesichts- 
punkten ausgehende  principielle  Umgrenzung 
der  Bau-  und  Dnterhaltungspflicht  /v. 
Staat,  Bezirk  und  Gemeinde,  wie  sie  durch 

üit  der  französischen  Revolution  erfolgte 

Geldablösung   der  Naturalleistung   sich   als 

notwendig  erwies,  ging  von  Frankreich  aus. 

Dort       u  i     L626    Verteilungsgrund- 

11t  worden  :  Napoleon  i.  brauchte 


sie  nur  weiter  zu  bilden.  Zugleich  entwarf 
er  ein  System  für  den  Ausbau  des  "Wege- 
netzes und  schuf  damit  die  Grundlage  lüi 
eine  einheitliche  Verwaltung.  Das  Beispiel 
für  die  Klassifikation  oder  die  systematische 
Gliederung  der  Wege  je  nach  dein  Interessen- 
und  Verkehrsrayon  —  ähnlich  wie  man  bei 
den  Eisenbahnen  Voll-  und  Unterbahnen, 
Sekundär-  und  Tertiärbahnen  unterscheidet 
-  stellte  das  Dekret  vom  IG.  Dezember 
1811  auf;  es  unterschied  drei  grosse  Kate- 
gorieen:  routes  nationales,  departementalea 
und  communales,  chemins  vicinaux  und 
ruraux  (Feldweg).  Mit  dieser  Klassifikation 
war  zwar  eine  nur  scheinbar  glatte  Ueber- 
\\  ei, im-  der  Baupflicht  auf  dem  Papier  vor- 
genommen ;  ^tatsächlich  bereitete  sie  in  der 
Einreibung  der  Einzelstrassen 
viele  Schwierigkeiten;  für  viele  entschied 
über  ihre  Kangstellung  nur  das  Herkommen, 
»un  ancien  usage,  une  espece  de  prescrip- 
tion  contre  laquelle  on  ne  reclame  pas<  (so 
noch  1873  Coquelins  Dictionnaire,  II.  Bd., 
s.  556). 

Mit  dem  Aufkommen  der  Eisenbahnen 
kamen  in  die  Stellung  der  Rechtsfrage  neue 
Gesichtspunkte.  Wenn  man  die  verschiedenen 
Transportanstalten,  wie  sie  ergänzend  in- 
einandergreifen, als  Ganzes  auffasst  und 
die  allgemeine  Produktivität  der  durch  sie 
geschaffenen  »Gesamtkraft«  würdigt,  so 
ergiebt  sich  von  selbst  daraus  eine  weitgehende 
1'eliei  uälzung  der  Bau-  und  Unterhaltungs- 
last bezüglich  der  Durchgangsstrassen  auf 
die  grösseren  Verbände,  auf  Kreis,  Provinz 
und  Staat.  Allerdings  war  man  in  der 
theoretischen  Würdigung  der  Vorteile  der 
Kommunikationsvervollkommnung  in  den 
Flitterwochen  der  Eisenbahnzeit  etwas  vor- 
eilig. Man  sah  an  den  neuen  Verkehrs- 
mitteln, ähnlich  wie  an  der  Maschinenindustrie, 
nur  eitel  Gold,  und  nahm,  wie  beim  tech- 
nischen Fortschritt,  eine  .Harmonie  der 
Interessen«  als  selbstverständlich  an.  That- 
sächlich  war  damals  diese  Harmonie  noch 
nicht  da;  man  versetze  sich  nur  z.  B.  in 
die  Wirtschaftszustände  des  18.  Jahrhunderts, 
wo  nur  der  Kaufmann  reiste  und  Waren 
versandte.  Das  Allgemeininteresse  stellt 
sieh  erst  in  gleichem  Schritte  ein,  in  dem 
alle  Gesellschaftsschichten,  namentlich  auch 
die  bäuerliche,  und  alle  Bezirke,  namentlich 
auch  die  abgelegeneren,  in  den  intensiven 
Verkehr  hereingezogen  werden.  Eine  Har- 
inniiie  der  Interessen  wird  erst  für  die 
heutigen  Tage  der  modernen  Verkehrsmittel, 
des  Eisenbahn-  und  Fernsprechnetzes,  der 
Landpostbotenorganisation  u.  s.  w.  zutreffen. 
Für  die  positive  Uebernahme  auf  den  Staat 
sprechen  dann  weiter  die  gleichen  Gesichts- 
punkte, namentlich  die  Rücksicht  auf  die 
Steuerausteilung  mit,  wie  sie  für  die  Wege- 
abgaben gelten. 


Verkehrsmittel 
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Principiell    lassen    sich    nach   Massga 
stellten  Gesichtspunkte  übei 
»wirtschaftliche  Bedeutung  des  Eommuni- 
isstrassenwesens  folgende  weitere  auf- 
Die    I  ebernahme   der   Baupfhcht 
len    Staat    und    die    Unentgeltlichkeit 
Benutzung  ist  —  entgegen   den   privat- 
echtlichen    Anschauungen  des  Mittelalters 
.ml    dem    früheren   englischen    Unterneh- 
aunESprincip    —    dann    passend    und    zu- 
leich    das    beste    Mittel,    die    wirtschaft- 
ichen   und   sozialpolitischen  Interessen  der 
schaff    zu  wahren,    wenn  die  Vorteile 
den    Hauptstrassen    gleiehmässig    aen 
Inen    Bevölkerungsschichten     zu    gute 
Kimmen,    auch    die    Steuerausteilung 
I  ist,  dass  nicht  einzelne  Bevölkerungs- 
issenzu  sehr  beschwert  sind.  WirddasVor- 
Bndensein    eines    Allgemeininteresses    und 
lie    Zweckmässigkeit     des     centralisierten 
Staatsbetriebs  anerkannt,  so  ergiebt  sich  da- 
•asas    die    ünentsreltlichkeit    der  Benutzung 
isKonsequenz.    Entsprechend  dem  wachsen- 
1. 11   Ulgeineiuiuteresse  erhalten  immer  mehr 
-  'li  eine     Utilite  publique«,    einen  ge- 
meinwirtschaftlichen    Wert    und    Charakter 
und    wird    für  immer  mehr   Strassen   eine 
ilung  der  Last  auf  einen  weiteren  Kreis 
:•;.         l.      Eine    Unterscheidung   des  All- 
•iuinteresses   an   der   einzelnen   Strasse 
rgiebt  sich  ans  dem  Grade  der  Annäherung 
lie   städtische   oder  an  die  Transitzone. 
—  Der  Wirtschaftsverband,  in  dessen  Inte- 
Bsse    und   Kompetenz   die  Herstellung  und 
Unterhaltung    fällt,    ergiebt    sich    aus    dem 
Verkehrsrayon  eine.-  Weges  und  der  Steige- 
rung der  Transportfähigkeit  der  Erzeugnisse. 
Für   ein  weitgehendes  Entgegenkommen 
ben  auch  steuertechnische  Gründe. 
Beispielsweise  erscheint  an    sieh   das    Ver- 
langen der   (ostpreussischen)   Grossgrundbe- 
sitzer  nicht  als  unbillig,  dass  die  gros 
Städte,    welche   von    geordneten    Verkehrs- 
wi      n  den  grössten  Vorteil  haben,  zur  Her- 
stellung und  Unterhaltung  der  Kreisstrassen 
und     "Kommunikationswege      herangezogen 
werden.    Aber   es    fehlt   für   eine  derartige 
Deberwälzung  an  einem  sicheren    Massstab. 
Es  wäre  heute  ein  nutzloses  Beginnen,  die 
Wegelast  nach  den  Vorteilen  ausrechnen  zu 
wollen,     welche     die    einzelnen     Benutzer 
!  ziehen.     Denn  der  indirekte  Nutzen,  den 
fliese  Benutzer  und  noch  mehr  die  nur  am 
meinen  Verkehr  Teilnehmenden  ziehen, 
ist   grösser  als   die  direkte  Ersparnis.     In- 
direkt.' Vorteile  aber  sind  nicht  mess-  ottei 
berechenbar.    Hier  steht  —  ähnlich  ^ 
den  Selbstkosten  des  Transport  irr.  --' 
—   die    Mathematik   vor    der   Grenze    ihres 
Könnens.  — 

In   den    40  er   Jahren    büsste    die    rran- 

sche  Schematisierung,   da   die  Kategorie 

der     sogenannten     Hauptstrassen     in    den 


Schiern  i     tufgii        an    ihrer   Schärfe 

ein;  man  unterscheidet  denn  auch  heut 
Frankreich  gemeiniglich :    Chemins  degrande 

communication  .     d'inter&l    c aiun«    und 

vicinaus  ordinaires  . 

Auch  der  Streit  über  das  französische 
Princip  der  Subvention  ärmerer  Ge- 
meinden verlor  an  B  als  der  Staat 
die  Eisenbahnen,  d.  h.  die  Transitrouten 
subventionierte  oder  selbst  baute  und  nun 
das  gleiche  Ansinnen  den  Gemeinden  nichl 
abschlagen  konnte,  welche  zu  dem  neuen 
Transportmittel  Steuer  zahlten,  aber  des- 
selben entbehrten. 

Ebenso  haben  sich  die  beiden  Systeme, 
das  englische  und  das  kontinentale,  in  neuerer 
Zeit  einander  genähert.    Während  in  ! 
land  die  früher  allein  verpflichtete  Gemeinde 
bezw.  Wegebaugesellschaft  durch   die  Be- 
zirkswegekasse,  vertreten  durch  einen 
Verwaltungsrat  (District  Board),  ersetzt  wor- 
den,  ist   in  einem  grossen  Teile  Deutsch- 
lands,   namentlich    in    den   älteren   Landes- 
teilen Preussens,  die  Bau-  und  Unterhaltungs- 
pflicht    den    unmittelbar    an    den   Weg  an- 
grenzenden   Gemeinden    und    Gutsbezirken 
N,  ,.|,[„.|m  :i.  In  -1  aU"  io'Ut.    unrli  mrht  anders 
wie    früher   in  England.    Die  Abweichung 
von  dem  englischen  Selfgovernment  bestand 
also  im  grossen  und  ganzen  thatsächlich  nur 
darin,   dass  es   auf  dem  Kontinent  (bei  der 
Zersplitterung  der  grundherrhchen  und  kor- 
porativen Mittel   und  bei  der  völligen  Ln- 
maeht  der  Selbsthilfe)  früher  als  in  England 
notwendig    wurde,    die    Bau-    und   Unter- 
haltungspf licht   für  die   Durchgangsstrassen 
auf    weitere,    über    die    Gemeinde- 
markung  hinausr  eichende  Verbände 
zu  erstrecken. 

In    Preussen    wurde    durch   aas    vo- 
tationsgesetz   vom   8.  Juli   1875  die  Unter- 
haltung der  Staatschausseeen  den  einzelnen 
Provinzen     unter    Gewährung    einer    ent- 
sprechenden Jahresrente  überwiesen.  — 
Nach    dem    Buchstaben    der   Reichsver- 
g  Art.  4.   Nr.   8,   könnte   Deutschland 
auch  wieder  zu    Reichs  Strassen    kommen. 
insoweit  solche  im  Interesse  der  Landesver- 
nng  und  des  allgemeinen  Verkehrs  ge- 
boten sind.    Das  Reich  ist  jedoch  noch  nicht 
in  die   Lage  gekommen,  von  diesem  Rechte 
Gebrauch    zu    machen:     in     der    Zeit 
strategischen  Bahnen     war  diese  Bestim- 
mung überflüssig.  —  . 

Innerhalb  der  Ein  zeige  mein  de  so- 
dann führte  der  Versuch  der  Aussehe 
besonderer  sogenannter  Genossenschaft»- oder 
Soziallasten  aus  den  allgemeinen  Gemeinde- 
ausgaben zu  der  Bildung  von  « 
gemeinden«,  so  in  Baden  1831  und  in 
Preussen  durch  die  Landgemeindeordnung 
von  1856  und  1891  (  Interessenten- 
ehausseeen«  i.    Im  ganzen  riefen  diese  kunst- 


■l'i  - 
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bilde  mehr  Streitigkeiten  über  den 

ing  und  die  Abmessung-  des  Interesses 

der   Adjacenten    hervor,    als    sie    praktisch 

ten,  und  sind  deshalb  heute  aufgegeben  : 
sie  sind  mehr  insofern  von  Interesse,  als  mit 
ihnen  zum  ersten  Male  die  Lösung  des  heute 
noch  nicht  erledigten  Steuerproblems  ver- 
sucht wurde,  wie  man  ein  kommunales 
System  von  Specialsteuern  ausbilden  könne, 
um  den  Urheber  besonderen  Aufwandes  nach 
dem  Masse  des  Interesses  und  Mitgenusses 
und  nach  der  direkten  oder  indirekten  Ver- 
schuldung des  Aufwandes  heranzuziehen.  — 


Ausbreitung  der  Eisenbahn,  noch  lange  zu 
Diskussion  stehen  können,  weil  die  Bereehti 
gung    ihrer   Aufhellung  von  dem  konkrete 
Zutreffen    der  oben   angeführten   Merkmal. 
für   Uebernahme    der    Strassenunterhaltun 
auf  einen   weiteren  Verband  abhängt.     Qe 
mäss    diesem   Zusammenhange   ist   an 
die  gebührenfreie  Benutzung  nur  da  zweck 
massig    und    gerecht,    wo    der    Nutzen 
Strasse  jedem  Einzelnen  ungefähr  in  dem 
selben   Masse   zu   teil  wird,  als  sein  Antei 
an    den    zur   Kostendeckung    erforderli 
Steuern  beträgt:  das  System  der  unentgelt 


Li   statistischer  Hinsicht   versuchen   wir  \  liehen  Benutzung  kann'  demnach  rationeller 


den    thatsächlichen    Stand    der    Rechtsent- 
wickelung --  wenn    man   zugleich   berück- 


sichtigt,   dass    die    Herstellungskosten    der 


<  Organisation  sämtlicher  Verkehrsanstalte 
ausgedehnter  und  die  Steuerausteilung'  gleid 
massiger  wird. 


weise  im  gleichen  Schritte  eingeführt  wer- 
den, in  welchem  alle  Bevölkerungsschichtei 
verkehrsgewohnter  werden,  in  welchem  da 
Victnalstrassen  etwa  die  Hälfte  derjenigen !  Netz  der  Transportlinien  engmaschiger,  cli. 
der  Staatsstrassen  betragen  —  durch  fol- 
gende Debersicht  über  den  Anteil  der 
Vicinalwege  an   dem   hier  in  Klammer 

beigesetzten  Gesanitstrassennetze  zu  ver- 1  Wie  weit  diese  Momente  Mitte  des  19 
deutlichen.  Die  Gemarkungsinhaber  näm-  [  Jahrhunderts  gediehen  waren,  darüber  wai 
lieh  haben  die  Unterhaltungspflicht  in  nicht  alles  einig.  Aber  die  Frage  wind. 
Tausend  Kilometer  z.  B.  an:  602(670)  in  durch  die  mächtige  Propaganda  der  Eiseo- 
Frankreich.  34  (41)  in  Ungarn.  71  (119)  in  bahn  wie  auch  des  nationalen  Gedankens 
Italien.  4n  (100)  in  Oesterreich,  6(10)  in  eines  einheitlichen  Verkehrsgebiets  enfc- 
Baden.  Speciell  in  Preussen  ist  die  fis- 1  schieden.  Trotz  des  vereinzelten  Wider- 
kahsche  Wegebauverpflichtung,  wie  Germers- 1  Spruchs  von  berufener  Seite  waren  in  den 
hausen  (das  Wegerecht,  I.  Bd.  S.  269)  sich' 70er  Jahren  die  gesetzgebenden  Faktoren 
ausdrückt,  sehr  angefochten«,  —  haupt-  nachgerade  darüber  einig,  dass  in  der 
sächlich    auch  weil  dieselbe  zwischen  dem   Zeit   der  Eisenbahnen   die  Erhebung  eines 


Westen  and  Osten  sehr  ungleich  verteilt  ist; 

das    extreme   Beispiel  in   dieser  Beziehung 


staatlichen   Pflaster-.   Wege-  und   Brücken- 
zolls im   Verhältnis    zum    Gesamtetat    und 


bildet     die    Lage     der    Regierungsbezirke   zu   der  Verkehrsplackerei    zu    kleinlich    . 
Königsberg  und   Gumbinnen,    im  Vergleich   (dies   um   so   mehr,  als  die  Erhebung  un 
zu  derjenigen  der  Regierungsbezirke  Aachen 


und  Düsseldorf.     Der  Staat  giebt  direkt  für 


verhältnismässig   kostspielig  war  und  30 ( 
der  Roheinnahmen  vorwegnahm).    Der  Staat 


seine  Strassen  33.4  Millionen  Mark  und  an !  konnte  ohnehin  die  Abgabe  nicht  mehr 
Subventionen  zur  Gewährung  von  Provinzial-  für  die  abgelegeneren  Landstriche  auf- 
fonds  für  die  Zwecke  der  Selbstverwaltung  recht  erhalten,  welche  der  Eisenbahn  ent- 
etwa    20  .Millionen    Mark    aus    (nach   Kauf-  i  behren  mussten,  während  die  anderen  that 


mann.  Die  öffentlichen  Ausgäben,  1893, 
S.  47).  Diesem  Aufwand  stellt  ein  solcher 
von  65  Millionen  Mark  seitens  der  Gemeinden 
und  Gutsbezirke  sowie  der  weitere  Aufwand 
seitens  der  Provinzen  gegenüber  (vgl.  F.  J. 
Neumann.  Die  progressive  Einkommensteuer 

1874,  s.  49—59;  H.  <;.,  Der  Wegebau  im 
Lichte   unserer   Zeit.    Freiburg    | 

1875,  S.  7  u.  24). 

<!.  Wegeabgaben.  Von  principieller 
Bedeutung  sind  die  Wcgegehühn-n.  welche 
einen  Beitrag  seitens  der  die  WV-e  j„._ 
nutzenden  Personen  zu  den  Bau- und  Unter- 
haltung bilden;    die    kameralisl 


sächlich  fast  ganz  davon  befreit  waren.  | 
Heute  ist  in  Deutschland  der  Stand  der 
Sache  der,  dass  die  Erhebung  nur  noch 
seitens  der  Gemeinden  und  nur  in  verein- 
zelten Fällen  stattfindet.  Anders  in  Eng- 
land: dort  erheben  noch  über  10000  Orüv 
behörden  Chausseegelder,  deren  Petra-  — 
aber  einschliesslich  der  in  der  Statistik  un- 
ausgeschiedenen  Marktgebüliren  —  noch 
10  Millionen  Mark  übersteigt. 

Einen    praktischen    Fingerzeig    für   die 

vorliegende  Theorie  erteilten  in  der  Zeit  von! 

mber   1896   bis  April  1897  Kentuckys 

Farmer.     Dort   nämlich   konzessionierte  der 


Behandlung  des  Wegezolles  als  Knanzquelle  Staat  Privatgesellschaften  mit  der  Neuanlag.' 
indruhr.Mauth.  Geleitgeld)  ist  nur  noch  als  und    Unterhaltung    der    Landstrassen     unl 
ein  Stück  der  Kulturgeschichte  von  Inten  räumte  ihnen  das  Recht  auf  Erhebung  von 
Die  Erhebung  eines  Barrieregelds  hätte,  Chausseegeldern  und  Errichtung  von  Schlagt 
aal    sie    im     18.    Jahrhundert    in    Eng-  bäumen  ein.    Das   -souveräne  Volk    jedoch 
land  in  den  turnpike  roads  eine  künstliche  Easste  diese  Abgabe  als  eine  heillose  Neue- 
Ausbildung  erhielt,  an  sich,  auch  nach  der  rang    auf,    es    erhob    sich    ein   allgemeiner 
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Stolksnnwülen«,  die  Zollstätten  wurden  ge 

,,■•„•„, t     angezündet    oder   m    die   Dutt    ge 
,„.,,, „t     die    Einnehmer    vertrieben,    sogar 
Srwundet.     Der    gleiche    Vorgang    spv  * 
,,,    „  England  im  Jahre   1663  ab^  als  die 
ening    die   Einführung    des    Chaussee- 
,  zum  Zwecke  der  Strassenverbessening 
mternahm.    Aus  diesem  Anlass  wurden  in 
len  ersten  Monaten  ebenfalls  viele  Schlag- 
«ume  gewaltsam  niedergeworfen    Trappen 
das  Volk  geschickt  und  viel  Blut  ver- 
:     n       Macaulav    bemerkt    dazu:     Lüge- 
rechte   und    selbst   absurde   Steuern,   woran 
das   Volk  jedoch  von   Alters   her   gewohnt 
ist  werden  oft  viel  williger  getragen  als  die 
rernünftigste,  alier  erst  neu  einzuführende. 
nns   drängt    sich   eine  Bemerkung    anderer) 
Art  auf:    Im  Gegensatz  zu  jener  fernen  Zeit 
war  die  jüngste  (amerikanische)  Selbsthilfe 
md  der  blinde  Volksinstinkt  (ausnahmsweise) 
■uif  dem  richtigen  Wege :  denn  zwischen  dem 
neuesten   Ueberwiegen    des    indirekten,    ge- 
meinwirtschaftlichenNutzens  über  diedirekte 
ums    für   den   einzelnen  Benutzer  und 
den   mittelalterlichen   Mauthschranken   hegt 
,i„  unvereinbarer  Gegensatz.    Rechtfertigen 
(ss1     sich    heute    nur    noch:    1.    tur    Aus- 
ae fälle   die  Auflage  einer  Präcipuai- 
Leistung    als    Entgelt    für    überdurch- 
schnittliche  Abnützung   durch  Last- 
fohrwerke, z.  B.  aus  Anlass  eines  Neubaus 
eines    Holzschlags,    der    Eröffnung     eines 
Steinbruchs  oder  einer  Ziegelei,   2.  che  Er- 
hebung von  B  r  ü  c  k  e  n  g  e  1  d  e  r  n  für  be- 
stimmte Verkehrsverhältnisse.      Jedoch    ist 
t   B    in   Frankreich    nicht    mehr    gestattet, 
dass  Brückenbauten  mit  dem  Kocht  der  Er- 
hebung von  Brückengeld  konzessioniert  wer- 
den   und  die  Ablösung  derartiger  Berechti- 
gungen    seitdem     nahezu     ganz     durchge- 
führt. — 

Mit  den  neueren  Anschauungen  waren 
gwei  principielle  Gesichtspunkte  von  weiterer 
„    ,    r.  . tr;.->i.ii-iit  näm hfh  war 


nach  sowohl  Schutzzoll  als  Wi  In 

,    te  schon  1866  E.  Pfeiffer 

(Staatseinnahmen,    L  Bd.,  S.  322)   die  seit- 
herigen  Erfahrungen    mil  den  Wegegeldern 
dahin  zusammen:    Inder  Eandelspoütik  ist 
es  eine  eigene  Sache:  man  kann  durch  Be- 
schränkungen dem    Fremden    nicht  schaden, 
ohne  sich  selbst  wehe   zu  thun;    je   freier 
und  ungestörter  man  die  anderen  gewähren 
lässt    desto  besser   findet  mau   seine  eig 
Rechnung.      Hemmt    man    Fremde    m    dein 
Verkehr  mit  uns,  so  dauert  es  in  der  Kegel 
nicht   lauge,   bis    sie   Gegenmassregeln 
ergreifen;    schliesslich   wird  so  der  ganze 
Verkehr    zum   Schaden   aller  auf  andere 
Wege  geleitet.    Es  ist  nicht  genug  erkannt 
und  bekannt,  welch  grosser  Schaden  beson- 
ders  uns  Deutschen  durch  diese   kleinliche 
',  Handelspolitik  schon  erwachsen  ist 

7  Statistik.  Eine  vergleichende  Leber- 
sicht über  die  Länge  und  Qualität  der 
Strassen  der  einzelnen  Länder  über  den 
(Bau-  und  ünterhaltungsaufwand,  über  die 
Dichtheit  und  Verästelung  des  Strassen- 
netzes,  über  die  Frequenz  und  Verkehrs- 
leistung sowie  eine  retrospektive  Darstel- 
lung des  Standes  früherer  Zeiten  gäbe  einen 


Bedeutung  'gewonnen.  Hiermit  nämlich  vs  ar 
einmal  in  Deutschland  zuerst  beim  Wege- 
£esen  ein  Grundsatz  durchgedrungen,  der 
such  für  alle  anderen  Kommunikationsveran- 
Btaltungen  gütig  ist.  der  Grundsatz  namheh, 
dass  deren  Betrieb  nicht  lediglich  zur  Er- 
zielung einer  Reineinnahme  bestimmt  wer- 
den und  die  Gebühr  --  in  den  Staaten  mit 
rationeller  Steuerausteilung  —  nie  mehr  als 
die  Verzinsung  und  Amortisation  des  An- 
lagekapitals sowie  die  Kosten  der  Erhaltung 
und  Verwaltung  enthalten  soll  (vgl.  Art.  54 
der  deutschen  Reichsverfassung). 

Sodann  konnte  die  neuere  Erfahrung  als 
ein  praktischer  »Lehrkurs«,  über  die  inter- 
nationale Gleichbehandlung  und  über  die  auch 
im  Völkerverkehr  waltende  steuerliche  Ge- 
rechtigkeit dienen  und  zwar  in  Bezug  aul 
die  Zollpolitik:  war  ja  eine  dervielen  l  ,.- 
bühren,  nämlich  der  Durchfuhrzoll,  dem  V  esen 


interessanten  Kulturgradmesser  ab.  Leider 
ist  jedoch  das  Strassenwesen  wohl  eines 
der  vernachlässigtsten  Gebiete  der  Statistik; 
in  den  verschiedenen  Angaben  fehlt  nament- 
lich noch  die  einheitliche  Unterscheidung 
der  in  der  Qualität  so  sehr  verschiedenen 
Strassenkategorieen  (Gemeindewege  etc.) 

Im   IS   Jahrhundert   waren  die  -Muster- 
staaten im  Strassenwesen:  Belgien,  Oester- 
reich  Frankreich  und  Grossbritannien.     Den 
alten  Ruf  als  Land  der  Chausseeen  behaupten 
Belgien  und  Frankreich  immer  noch.    Nach 
einer  Zusammenstellung  von  Sax  (in  Schon- 
bergs Kompendium)  hat  das  Strassennetz  (die 
Staats-  und  Bezirksstrassen  sind  in  Klammern 
beigesetzt)    der  Länge    nach   zusammen   m 
T an  s e n d  Kilometern  :   1  rankreich  690  ( 38 
u  20)  Grossbritannien  220,  OesterreichlOO  (1J 
u   40-  s  i  lesterr.  Statist.  Handbuch),  Ungarn 
ü   (7J    Italien  119   (9   u.  HS).   Preussen   6o 
(31  u    26),   Baden  10  (3).     Staats  Strassen 
I  besitzen  weiter   in  T  a  u  s  e  n  d   Kilometern  : 
Eessen   2,    Württemberg  2,7,   Sachsen    .-..., 
Bayern  68,  Italien  8,  Belgien  9.     Das  Ge- 
samtnetz beträgt  ferner  in  Tausend  Kilo- 
metern in  den  Niederlanden  12  (die.  Wasser- 
wege überragen  weit),  in  Norwegen  24  (.'), 
Schweden  Oft  (?),  inderSehwe,zl..(  .eenng 
ateLÄn  1890,  S.  307).     Russland 
hat   an   sogenannten    .Poststrassen«  und  « 
strategischen.,    zu    Anfang    des    1 9.    Janr- 
hunderts  gebauten  Strassen  lolXHJ  Km. 

Allerdings  gut  auch  diesen  Ziffern  gegen- 
über noch  die  Bemerkung  Fauchers  (in  der 
Viert  f  Volksw.  v.  1869,  A  II.  Jahrg..  S.  171 
,,    176)    dass  manche  Staatschausseeen,  wie 
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Q    (oder    die     angi 
?300  km    spanischer  Kunststrassen),  vieles 
zu    wünschen    übrig   lassen    und    den  Ver- 
i  mit   anderen  Kunststrassen  nicht  er- 
i.  dass  andererseits  manche  Provinzial- 
sen,    weil    von    besserer   Konstruktion, 
österreichischen,  nicht  an  die 
der  französischen  und  englischen  Vici- 
nalwege  gestellt  werden  dürfen.    Richtiger 
wäre    also    eine    Unterscheidung,    wie    si 
Faucher  in  der  citierten  Wegestudie  S.  168 
bis  183  vornahm,  nämlich  nach  Kunststrassen 
Stein,  nach     konstruierten«  oder  melio- 
rierten Vicinalwegen,  und  nach  unbearbei- 
teten, im  rohen  Zustande  befindlichen  Land- 
en, die  das  blosse  Erdreich  zeigen,  und 
höchstens   terrassiert   sind  (  /Sekundär-  und 
Tertiärstrass  Von  letzterer  Klasse  ent- 

fielen z.  B.  1868  auf  Frankreich  nicht  weniger 
als    150000  km,    dagegen   auf   die  Vicinal- 

1-62 km.   auf  die  Staats-  und  De- 

partementalchausseeen  51  000  km. 

Ersl  wenn  einmal  einheitliche  Gesichts- 
punkte für  alle  Staaten  angenommen  sind, 
ist  es  möglich,  durch  die  Reduzierung  auf 
die  Einwohnerzahl  und  den  Quadratkilo- 
meter die  Grösse  der  auf  den  'Wegebau  ge- 
machten Anstrengung  und  die  Intensität  zu 
berechnen,  in  welcher  derselbe  dem  Ver- 
kehr und  der  Kultur  zu  gute  kommt.  Nur 
als  ungefähre  Ausgangspunkte  für  die  eben 
angedeutete  statistische  Arbeit  mögen  die 
Angaben  Fauchers  (in  der  Viert,  f.  Volksw 
VII.  Jahrg.  v.  1869,  S.  179)  dienen;  nach 
ihm  kameu  1868  auf  die  Quadratmeile 
(=  55  qkm)  an  Land-  und  Vicinalstrassen  in 
Belgien  5,14  (engl.)  Meilen  (=  7.4km),  Frank- 
reich 4,84,  England  4,72,  Baden  4,18,  Oester- 
reich  1,6,  Preussen  0,98,  Spanien  0,22,  Russ- 
land 0,01. 

r  absoluten    Aufwand    der 

einzelnen  Staaten  für  Strassen-  und  Brücken- 
bau tmdet  sich  eine  —  allerdings  nur  teil- 
weise richtige  Debersicht  in  E.  Pfeiffers 
\  ergleichender  Zusammenstellung  der  euro- 
päischen Staatsausgaben  .  II.  Aufl..  1-77. 
S.  212,  und  bei  Kaufmann.  Die  öffentlichen 
Ausgaben  der  grösseren  europäischen  Län- 
der .  IH.  Auf..  1893,  S.  47.  Kaufmann  be- 
rechnet die  Generalsumme  der  derzeitigen 
Staats-  und  Lokalausgaben  für  Frankreich 
auf  306  Millionen  Mark  (nach  dem  Bul- 
letin de  Statistique  und  E.  Campredon 
S.  1.  beträgt  der  Gesamtaufwand  des  Lan- 
des nur  292,  der  din  kt  auf  den  Staat 
entfallende  Anteil  nur  \>>1  Millionen  .Mark) 
für  Italien  auf  17s  Miliinnen  Mark  für 
Preussen    auf    119    Millionen    Mark    (fehlt 

Lufwand   der   Provinzen),   für   Ei 
auf    159  Millionea  Mark   (?    fehlt    de:   Auf- 
wand der  Bezirkswegefcassen),   für  Oester- 
reich     lohne    Ungarn)    auf    m     Millionen 
Marl 


Lltterntur:  B.  Sax,  Di,    Verkehrsmittelin   V„lk, 
und  Staatswirtschaft,    I.  IS.l.,    Wien    IS7S, 
bis     211     und     in     Schönbergs     Konp 
Röscher,    Nationalökonomie    des    Handelt 
.     VII.    Aufl.,    18D9,    s.    449 
i  h  noch  in  der  jüngsten  Auflage  ein    Must 
unsystematischen    Eklektizismus).  a.    („Im 

Zur   Geschichte,    und   Politik  des    Verl; 
Stuttgart    1900.    —  11.    van  der  Borght, 
Verkehrswesen,    1S94,    s.  15? — 190.    —    Huber 
Die   geschichtliche    Entwickelang    des    moa 
Verkehrs,    Tübingen    189S,     S.    .';.    ISS,    ISi 
f.  —Derselbe,    Deutschland  als  Inda 
Staat,    Stuttgart    1901.    —     Schutte,     i 
mittelaltcrl    Handels,   Leipzig  1900.  — W.  Götej 
Di,     Verkehrsweg,    im    Dienste    des    Weltha 
Slillg  .  —  Kriinit:.     Die  Landsli 

und    Chaiisseen,    Berlin    1794.     —    Bär,     Di, 
Strassenbauvencaltung  im  Grossherzogtum  I: 
Karlsruhe  1870  u.  1890.  —  Derselbe,    t  h 
über  Strassenbau   und  Strassenverkehr,    1878.  — 
Geering.  Hand,-!  und  Indnstri,  der  Stadt  / 

Kap.  III  u.  VI.  —  Perrot.  Zui  Ge- 
schichte des  Verkehrswesens,  Wissensch.  Viertel- 
Jahrsschrift  f.  Volkswirtschaft  u.  Kulturges, 

•■  I.  II,  S.  17,  II.  H.  62.  —  Bari,;: 
Die  Strassen  ,1t  Schweiz,  Zürich  1S7S :  Jahr- 
bücher des  Schweizerischen  Alpenklubs  Bd.  XIV, 
XV,  XVII,  XIX  u.  s.  f.  —  Furrer,  Volks- 
wirtschaftslexikon der  Schweiz,  III.  Bd.,  1891, 
•      lOOff.    —   Näher,    Die    römischen    Mi 

md  Handelswege    in    der  Schweiz  und 

■   Südwestdeutschland,    ?.  Aufl.,  Sirassburg 

—  O.    T.   Mason,    Primitiv,    travel    and  Irans- 

portation,  New-York  1S97.   —    Schneider.   DU 

alten    Heer-    und    Handelswege    der    Germanen, 

l: '     und    Franken     im     Deutschen    Reiche, 

Leipzig  1885.  —  Gassner,  Zum.  deut 
Slrassenwesen  von  der  älteste,,  Zeit  bis  zur  Slitb 
des  17.  Jahrhunderts,  Leipzig  1SS9.  —  B. 
Böhrlcht,  Deutscht  Pilgerreisen,  Innsbruck, 
Wagner,  1900.  —  G.  Zöpfl.  Fränkische  Handels- 
politik, 1894.  —  F.  Löwe,  Strassenbaukunde, 
Wiesbaden  1895.  —  W.  Launhardt.  Kommer] 
stelle    Trassierung    der    Verkehrswege,    Han 

und  Theorie  des  Trassierens,  2.  Aufl., 
Hannover  1888. —  »Zeitsch  r.f.  Tra  nspo 
u.  Strassenbahnen«  1882,  s.  SOS:  nUeber 
Anlage-  u.  Erhaltungskosten  von  Chauseeen  a. 
Tertiärbahnen«  ;  1888,  S.  275:  »Di,  Rolle  der 
Landstrassen  im  Verkehrsleben  in  statistischer 
Beleuchtung«;  1889,  S.  202:  „Di,  Bedeutum 
band  !  '  ■ ,,  ,,;,  unsere  Zeit«  u.  S.  251  (Wege- 
bau);    1890,     S.    SO:     „Der    Wert     gute!      I 

en„.      Annales  des  ponts  et  des  chaussees, 

/'■'eis.      Ann,,  a  Ire     de     l'administrati let 

ponts   •/    des  chaussees.  Bruxeües,  J.  Goemaere. 

—  Foville,  La   transformation  des   moyens  de 
transport  et  ses  consequences  eeonomiques  et  so- 

■>■    —  E.    Campredon.    Ruh   .', 

inigut     et    social,    des    voies   ,/<    communication, 

■J.   Marie.    Dre.it  administrativ 

1890,   S.  517— 545.   —  L.  Beynaud,    Les  tra- 

■publics    de  la  France  III.  Bd.,    Paris.  — 

Feranil-Girand.   Voies  rurales publiques  et  prU 

■  Und,  1  ru,;,lrX  ,ic  passage,4.  Aufl.,  Paris. 

—  Guillaume,    Traite  pratigue   de    la    • 

lufl.,  Paris.         itaudier,    T> 
''''  '"  chemin    1  ureaux,   Paris  1891. 

•    !>■  highways,   London.    —    Pratt.     I 
of  highways    (enthaltend   die   high 
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.,    lS8s),    U.    Aufl.,    Wo».    -    Coole, 
..  ,   ,/,..   State  oj  .v.    I  Aufl. 

Reitzenstein,    Das  deutsch    » 

ted ,i Grundlage*,    treiburg  1890 

derselbe  in   Siegels   Wörterbuch  des  deutsch 

U, / vreckb.    «nJahrb.fi   ^%^Z 

XI    und    KU,    sowie    in    Schonbergs    PoMucn 

OekZ v   ///.  Bd.   -   Ger shaus^,    Das 

Kegerecht  und  die  Wcgevervaltung  >***"•£> 
,    /;,,,        ■      lufl-,    Berlin    1900.    —   L     Stein, 

Handtuch   de,    V aünngslehre    Stuttgan 

III     M.,    S.  '    «■  •*»"'  /'"" 

v,/„.     reru-altungsrecht,     IS9S,    S.     ,10      <SS.    - 

,,/,,-, Di,     ^ last    im    Geltung*. 

treich   des  preuss.  Landrechtes,    2.  Aufl.,    Bies 
,. -  Bitmann,    Handbuch  der  gesetzl. 
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Recht  an    GffentlicI^n    Weg ■■   ,""';[■'"' 

der  Anlieger  an  einer  Strasse,,  Berhnl895^ 


Verkehrssteuern. 


1   Begriff  und  Wesen  der  V.    2.  Begrün- 
dung und  Aufgaben   der  V.    3.  System  der  \ 


1    Begriff   und  Wesen    der  ^ .     ^  n 

bezeichnen    mit   dem  Ausdrucke  der  \  er- 
kehrssteuem  diejenige  Steuergruppe  im 
Baue    der  Erwerbsbesteuerung,    welche  die 
funktionellen  Wirkungen   des  Verkehrs,   als 
konstitutives  Element  bei  der  E*» 
bildung,    auf    die  Gestaltung  und  Geartung 
der      Wirtschaftlichen       Leistungsfähigkeit 
äeuertechnisch  erfassen  soll.    Wahrend  die 
Ertra-ssteueru    durch    die    formelle     Ver- 
selbständigung   der  Ertragsobjekte    und  Er- 
tragseinrichtungen die  Gütei-produktion  quan- 
titativ   und    ohne  Rücksicht    auf    die  beim 
Ktssubjekte    in    einer    Durchgangsstute 
imsuiux     j       „„i,„;rlo,-.rlpn    Retnehsele- 


„,„1  Besitzes,  das  Grundeigentum  den  Kapi- 
talbesitz, Erwerbseinrichtungen  u.s.w.,  üiesei 
dagegen  die  beweglichen  und  variablen  Ele- 
mente der  Einzelwirtschaft,  die  voniber- 
eehenden,  jeweils  in  den  Fluss  des .Ver- 
kehrs gestellten  Mittel  der  wirtschaftlichen 
Produktion    und  damit  Grössen,   welche  im 

Oefü les  Wirtschaftsbetriebes    nicht   zur 

Ruhe  und  Auswirkung  kommen,  ondern 
lediglich  eine  vermittelnde  Funktion  beider 
Mtererzeugung  erfüllen.  Beide  sind  kon- 
stitutiv-   Elemente    des    Einkoi os,    und 

durch  beide  gewinnt  die  schaffende  Betneo- 
samkeil  des  Wirtschafters  die  zur  Be- 
friedigung  seiner  Bedürfnisse  benotigten 
Gütermengen  und  Güterarten. 

Dieses  Princip  nun,  welches  als  führende 
Kraft    die    Gestaltung    und    den  Gang    des 
relativ-flüssigen    Wertbestandes    beherrscht 
nennen  wir  den  Verkehr.    Derselbe  .stellt 
sich  dar   als  ein  äusserheher,    auf  ein  kon- 
kretes Ziel  hinstrebender  Eingriff  des  Wirt- 
schafters, welcher  sich  von  einer -bestimmten 
Handlung    einen    bestimmten    Erfolg    ver- 
spricht (aktiver  Verkehr),  oder  als  eine 
Beeinflussung    des    Wirtschaftslebens    ohne 
Zuthun    des  Wirtschafters   und   unabhängig 
von  seinem  Willen  durch  selbständige  Vor- 
gänge   (passiver  Verkehr).     Der    Inbe- 
griff dieser  einzelnen  Akte  und  Einwirkun- 
gen    zu   einem   einheitlichen  Begriffe   ent- 
wickelt, bildet  ein  wichtiges  Glied  im  Leben 
der   Wirtschaft.     Das    Resultat  _  dieser    Ge- 
samtbethätigung  ist  aber  tow"tBch. *ft- 
liche  Leistungsfähigkeit,  welcne  als 
solche  Gegenstand   der  Erwerbsbesteuerung 
ist     In  cbesem  Gefüge  begehen  Wesen  und 
Funktionen    des    Verkehrs    in    seiner    Mit- 
wirkung   an    der  Einkommensbildung     und 
Met    handelt    es    sich    um    die  Umbildung 
S  üeberleitung    des  rohen  Materials  zum 
wirklichen  Einkommen. 


Her- ht»nhieKte     in     emci     ^^~-0--0-- 
befindlichen    auszuscheidenden   Betriebsele 
mente     (privatwirtschaftiiche     Losten)     be- 
steuern die  Einkommensteuer  dagegen  quali- 
tativ nach  Abzug  jener  Betriebselemente  die 
aus    der    Persönlichkeit    des    Wirtechafters 
und   aus   der  konkreten  Eigenart  des  Wut 
schaftsbetriebes  stammenden  Besonderheiten 
im    Einzelfall    berücksichtigt,     so    hat     ein 
Svstem    von    Verkehrssteuern    in    der   Ei- 
ES    der    Zwischenglieder     seine 
steuertechnischen  Aufgaben  zu  erfüllen. 

Diese  Zwischenglieder  fassen  wir  unter 
den  gemeinsamen  Begriff  des  Verkehrs 
_  -Rpirieh  ieder  V  lrtsehatt 
zusammeu.  Der  netiien  jco«  Anttpln 
setzt  sieh  nach  seinen  sachlichen  Mitteln 
aus  einem  relativ-festen  und  einem  relaiv- 
flüssigen  Wertbestande  zusammen.  Jenei 
umfaßt  die    grossen  Typen  des  Vermögens 


■    Begründung  und  Aufgaben  der  \  . 
Durch   die  Ertragssteuern   ist  der  Anfangs- 
punkt und  durch  die  aUgememe  Einkommen- 
steuer   ist  der  Endpunkt    im  Prozesse    der 
Endo  ,mmensl  «ldung  zur  Steue rleisti mg  her- 
aneezogen    worden.      Die    Lücke,    welcne 
Shen  beiden  offen  liegt,  sollen  nun  aus 
einem    doppelten    Gesichtspunkte    che   Ver- 
keiu-ssteueVn  ausfüllen.  Ihnen  ist  daher  zu- 
nächst die  Verrichtung  üb  >^X^jL 
mähliche  Entwickelung  der  ^f^™ 
Leistungsfähigkeit,    wie   sie  durch  das  Jun- 
gSngdes  Elativ-flüssigen  Wertbestendes 
i  beim    Produktionsprozess     zum    AusdrucK 
!  kommt,    steuertechnisch    zu  verfolgen,     he- 
da m  aber    erfasst  die  Verkehrsbesteuerung 
alle  jene  Elemente,  welche  beim  Ertrag  und 
äner  Besteuerung    noch    nicht    und    beim 
Einkommen    nicht    mehr    vorhanden    and. 
Das    sind  aber    jene  Beträge,    welche    sich 
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beim  Wirtschafter  diu-  in  einer  Durchgangs- 
und   dritten  als  Aktivanteile 
zufallen.      Die    Verkehrssteuern    repräsen- 
,"-'1''"  Belastung  des  mehr  mobilen 

ats  des  Produktionsprozesses  und  der 
Einkommensbüdung,     die    mehr    mittelbar 
treibenden  Faktoren  des  Wirts.-haftM-rfui^.s 
und  sind  daher  meistens  nicht  exakt  mess- 
bar, sondern  nur  approximativ  und  in  ihrer 
1  '  ■' rang  zu  bestimmen.  Die  Ver- 
kehrsbesteuernng    ist    aus    diesen  Gründen 
ein    selbständiges    und    koordiniertes  Glied 
im    Korper     der    Erwerbsbesteueruno-    ,m,i 
rpolitisch    entsprechen.!    zu    erweitern 
Ihre  Funktionen    sind    teils    nationale    und 
volkswirtschaftliche,    indem  sie  die  Einwir- 
kungen   des  Verkehrs    auf    die  Gestaltung 
der    Leistungsfähigkeit    in    Betracht    zieht 
teils  internationale    und  weltwirtschaftliehe' 
wenn  sie  bei  den  Beziehungen  von  Volk  zu 
Volk    als   Regulator   den  Zu-    und   Abfluss 
der  Kapitalkräfte    vom  Inland    und    ins  In- 
land indirekt  leitet. 

Die  approximative  Messung  der  einzelnen 
\  erkehrsakte    kann    aber   nur  die  Aufgabe 
haben,     die     sich    bekundende    oder 
wenigstens  als  wahrscheinlich  und 
durchschnittlich    anzunehmende 
ökonomische  Beitragskraft,    welche 
präsumtiv    im  Principe    des   Verkehrs    be- 
gründet ist  oder  doch  begründet  sein  kann, 
steuertechnisch    zu    begreifen.     Die    Kraft- 
ausserung  ist  aber  nur  im  Keime  vorhanden 
und  von  der  Wirksamkeit  und  Geschicklich- 
keit   des  Wirtschafters   wird    es  abhängen, 
ob    und    in  welchem  Masse  der  produktive 
Erfolg  zur  Thatsache  wird.    Wir  stehen  so 
einer    Besteuerung    der    mehr-    mittelbaren 
raxluktionselemente gegenüber,  wie  beiden 
ßrtragssteuem    den    unmittelbaren.    Jedem 
Verkehrsakte    aber  liegt    die  Absicht   einer 
Ji-rzielung    von    vermögensrechtlichen    Vor- 
teilen zu  Grunde,    welche    auf    eine  Wert- 
vermehrung gerichtet    ist.    Ob   und  inwie- 
weit dieses  Resultat    erzielt    wird,    ist  eine 
i  natfrage,  welche  während  des  Produktions- 
prozesses ebenso    unsicher   zu  beantworten 
ist  wie  z.  B.    diejenige,    ob    die    nach    be- 
stimmten I  Irts-  und  Betriebsumfangsklassen 
reranlagte  Gewerbesteuer  auch  demjenigen 
r.inkulMmen  aus  dem  Gewerbebetriebe  wirk- 
"oaentspricht,  welches  nach  diesen  äusseren 
Merkmalen    angenommen    wurde.      Beiden 
"aUen     isl     die    Substitution     von    Durch- 
meinsam  und  wesentlich.   Diese 
brundsätze  finden  aber  auch  auf  Verkehrs- 
nandlungen    rein     onerosen    Charaktere 
wie  aul  die  Anwerbung  von  Schulden  u.  s  w 

emässe  Anwendung.     Denn  ihnen  i, t 

produktive    Absicht    unmittelbar    zu 

.."'" ■'■'  erstreben  wenigstens    für  die 

Wirtschaftserfolg.    Die  Ver- 

tehrssteuer  ist  hier  berechtigt,  weil  es  sieh 


hier  um  die  generalisierende  Auswer- 
tung emes  Prineips  im  Wirtschaftsleben  han- 
delt und  nicht  um  die  konkrete  Individuali- 
sierung einer  einzelnen  Thatsache.  Ent- 
spricht der  Wirtschaftserfolg  den  angenom- 
meneu Voraussetzungen  nicht,  so  befindet 
sich  der  Steuerpflichtige  in  der  gleichen 
Lage  wie  der  Grundbesitzer,  der  nach  be- 
stimmtem Diirchschnittsertrage  besteuert 
ist,  wenn  die  erzielten  Getreidepreise  nied- 
riger sind  als  die  angenommenen.  Gestaltet 
sieh  der  Nutzeffekt  günstiger  als  die  Prä- 
sumtion, so  ändert  sich  der  Steuersatz 
nicht.  Je  mein-  es  natürlich  der  Steuerge- 
setzgebung gelingt,  mit  ihren  durchschnitt- 
lichen Annahmen  der  Wirklichkeit  sich  zu 
nähern,  desto  vollkommener  wird  auch  die 
Ordnung  der  Verkehrsbesteuerung  sein, 
desto  besser  wird  sie  ihre  Aufgabe  lösen. 

Im    System    der    Staatseinnahmen    sind 
die  Verkehrssteuern    von    den  Gebühren 
und    von    den  Aufwandsteuern    schar!! 
zu  trennen,  auch  wenn  sie  äusserliche  Ärm- 
lichkeiten   aufweisen.     Die  Verkehrssteueru 
unterscheiden  sich  von  den  Gebühren  durch 
das  Princip    der   generellen  Entgeltlichkeit. 
Denn  dort  findet  keine  individuelle  Abrech- 
nung   von     Fall     zu    Fall     zwischen     dem 
Pflichtigen  und  dem  Staate  statt,    während 
hier  die    specielle  Entgeltlichkeit    herrseht. 
Allein  eine  Gebühr  kann  in  eine  Verkehr- 
steuer übergehen.     Dies    geschieht    einmal, 
wenn    der    Zusammenhang     zwischen     der 
öffentlichen  Leistung  und  der  Gegenleistung 
des  Pflichtigen  aufgehoben  ist  oder  nur  aus 
fiskalischem  Interesse,    ohne    sachliche    Be- 
gründung   die  Benutzung  einer  öffentlichen 
Thätigkeit  angeordnet  und  die  Unterlassung 
der  Inanspruchnahme  mit  Rechtsnachteilen 
oder  Strafen    bedroht    wird.     Sodann    aber 
auch  m  solchen  Fällen,  wo  die  Abgabesätze 
so  hoch  bemessen  sind,  dass  zwischen  beiden 
Leistungen      das    angemessene     Verhältnis 
zwischen    Kosten    und    Wert    beseitigt   ist. 
Der  Zusammenhang  mit  den  Aufwandsteuern 
ist  dagegen  meist  nur  mehr  formeller  Natur. 


Einzelne  Aufwandsteuern  werden  mitunter 
in  Stempelform  erhoben  und  sehen  daher 
äusserlich  den  Verkehrssteuern  ähnlich.  Bei 
der  Beurteilung  solcher  Auflagen  ist  zu 
entscheiden,  ob  der  Steuerzweck  auf  die 
Belastung  eines  Verbrauches  oder  Gebrauches 
von  Nutzobjekten  oder  auf  die  Erfassung 
der  im  Verkehrsakt  als  ruhend  präsumierten, 
schlummernden  Leistungsfälligkeit  gerichtet 
ist.  Je  nach  dem  Ausfall  dieser  Entschei- 
dung haben  wir  es  dann  entweder  mit 
einer  Aufwand-  oder  Verkehrssteuer  zu 
tliun.  Aufwandsteuern,  welche  in  Ver- 
kehrssteuerform  erheben  werden,  sind  z.B. 
der  Spielkarten-  und  Zeitungsstempel  oder 
die  Erhebung  der  Tabaksteuer  durchBande- 
rolen    (Nordamerika),   der  Biersteuer   durch 
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0d,  c  Spundlochstempel  und  dergleichen 

nähr. 

3   Syrern  der  V.    Eine  Anordnung  der 
rkehrsbesteuerung    wird    am    besten  von 

!,,,  Unterscheidung    des  Verkehrs  m  einen 

Lktiven    "'1.1    passiven    ausgehen.     Danach 

«Aalten  wir  folgendes  Seheina: 

1.  Besteuerung  des  aktiven  Ver-j 

8  a^Besitzwechselabgaben    beim    Verkehr 
mit  Immobilien, 
b)  Börsen-,    Effekten-,   Kaut-   und  Ver- 
kaufsteuern  beim  Verkehr   mit   Mo- 

bilien.  .         „ 

2.Besteuerungdes  passiven  v  er- 

f  a)Sdie  Erbschaftssteuern  im  Hinblick  auf 
den  periodischen  Wertzuwachs,      _ 
l,i  die  Schenkungssteuern  beim  unpeno- 

dischen  Wertzuwachs, 
cl  die  Gewinn-  und  Konjunktirrbesteue- 
rung  für  den  gesellschaftlichen  V  ert- 
zuwachs. 
3      Besteuerung      des     Wertver- 
kehrs     als      präsumtiver       durch- 
schnittlicher  Triebkraft    beim    Pro- 
e  der  Einkommensbildung  mit  teils  ak- 
tiv,,,   teils    passiver   Betätigung    des  Ver- 
kehrs: 

a)  Wechselstempel, 

b)  Schuldscheinstempel, 

c)  Quittungsstempel, 

d)  Kechnungs-,   Kontokorrent-  u.  s.  w 

Stempel, 

e)  die    Transportsteuern,     welche    Ver- 
kehrssteuern sind. 

Schliesslich  sei  noch  bemerkt,  dass  häufig 
in  ,1er  gleichen  Steuer  eine  Mehrzahl  von 
Steuerzwecken  verwirklicht  wird  und  daher 
die  einzige  Abgabe  aus  einer  Reihe  von 
verschiedenenSteuerbestandteilen  zusammen- 
gesetzt ist.  mit  den  Verkehrssteuern  Ver- 
mögens-, Verbrauchs-,  Luxus-  und  sonstige 
Steuerelemente  konkurrieren.  Die  einzelnen 
Teile  sind  hier  häufig  überhaupt  nicht  aus- 

^  Die  Systematik  der  Steuergesetzgebung 
and  Steuerpraxis  ist  nirgends  zu  einer  V  er- 
selbständigung  der  Verkehrssteuern  und 
ihrer  Loslösung  von  den  übrigen  Steuer- 
gruppen vorgedrungen.  Meistens  werfen 
si,  mit  den  »Gebühren,  oder  »indirekten 
Steuern     verbunden. 

Litteratur :  Wagner,  Win.  Bd.  .  :  sgJTTs*8- 
—  Schall.  Schönberg  i-  Aufl.,  Bd  s, 
o  70S  _  Eheberq.  Finanzwssenschafl,  ■■■ 
Aufl.,  Leipzig  1898,  S.  217.  -  Meyer,  Stempel- 
te, Vjsthr.f.  V.W.  1^,7F,-elU,e,y 
TheorU  der  Stempelsteuern,  Jahrb.  .'•  -v''-  "• 
Stat.  Bd.  .  Heft  5,  8.  69 ff.,  1878.-Heclcel, 
Zur  Lehre  von  den  Verkehrssteuern,  Scham  inn.- 
Arch.,    Jahrg.    7,    1890,    S.  Wff  -  Derselbe. 


1,/.   »VerkehrssU  i    "'■  »'•    '•    /;''-   "; 

Hausmann,   Verkehrssteuern    Ber- 
;,.;,,.,     1,7.   t  Verkehrssteuern«,  U. 

,:    $  .     .     [ufl.,   Bd.  6,  S-  4SI. 

\IOX    i<i)l    Hechel. 


Verkoppelnng 

s.  Zusammenlegung  der 
Grundstücke. 


Vermögen 

s.  V  e  r  teil  u  n  g  unten  S.  404  ff. 


Vermögenssteuer. 

(Ergänzungssteuer.) 

I  Allgemeines.  1.  Das  Vermögen  als 
ßpo-Rnstand  der  Besteuerung.  Die  \  .  als 
KaSteuer.  2.  Die  formelle  oder  nomi- 
ÄyI  Ersatz  der  Evwerbsbeste^rung. 
3  Die  formelle  oder  nominelle  V.  als  Äigan 
sungssteuer.  4.  Die  reelle  oder  materielle  V. 
h  Die  geschichtliche  Entwickelung  der  V.  11. 
Gesetzgebung.  L  Di?  Ergänzungssteuer 
in  Prenssen.  2.  Die  V.  m  Hessen  3  Di. 
braunschweigische  Erganzungssteuei.  4  1  \  ■ 
iu  den  Niederlanden.  5.  Die  V.  in  den  Schweiz« 
Kantonen.  6.  Die  V.  in.  den  Emzelstaaten 
der  nordamerikanischen  Union. 

I.  Allgemeines. 
1    Das    Vermögen    als    Gegenstand 
der  '  Besteuerung.    Die  V.   als   Kapital- 
steuer     Das  Vermögen   ist    eine    Summe 
wirtschaftlicher    Güter   in   der  Verfügungs- 
gewalt   des     leitenden    Rechtssubjekts     als 
realer  Fonds   für  die  Befriedigung   der  Be- 
dürfnisse.    Alle   Steuern    können    nur   aus 
dem  Vermögen  in  diesem   Sinne    entrichtet 
werden        Nach    seiner    Bestimmung 
Verwendung  kann  das  Vermögen  entw 
Gebrauchsvermögen  ..der  Produktmerm  igen 
sein     Wenn  wir  aber  im  steuertechnischen 
Sinne    an    eine  »Vermögenssteuer,  denken 
so    haben    wir    zunächst   das   Vermögen   in 
der  engeren  Anwendung  als   Produk™^ 
mögen   oder   Kapital  im  Auge.     Denn  das 
vSgen    in    jener    weiteren   Umgrenzung 
bildet  die   Quelle   für  die    Erhebung   jeder 
Stent    überhaupt.      Stcuerpohtu.-h    mmm 
dasienige    Vermögen,    welches     nicht    clei 
,  i   ktion     dient      nach     seiner    Geartung 
derselben  aber  ebenen  könnte   eine  ahnliche 
Stellung    ein    wie    das    Produküwermogen. 
Irr    das     Problem     der     Vermögenssteuer 
kommen  daher  zwei   Kategoneen des  Ver- 
mögens  in   Betracht:    das   eigentliche   Pio- 
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duktiwermögen  oder  Kapital  und  das  nutz- 
bare, aber  zur  Zeit  wirtschaftlich  ungenutzte 
Vermögen,  z.  B.  der  Luxusbesitz,  Parkan- 
.  brach  daliegendes  Geld  u.  dergl.  m. 
Beide  zusammen  wollen  wir  Stammver- 
m  5gen  nennen. 

Das  Stammvermögen  kommt  für  die  Be- 
rung  in  einer  zweifachen  Funktion  iu 
Betracht.  Die  Steuer  kann  nämlich  an- 
knüpfen an  den  Yermügensbesitz  (bezv. 
an  den  Vermögensertrag)  und  an  die 
Vermögensübertragung.  Die  Verwen- 
dung der  Vermögensübertragung  als  Steuer- 
grund fällt  mit  den  Verkehrssteuern  zu- 
sammen (vgl.  d.  vorhergehenden  Art.  Ver- 
kehrssteuern oben  S.  423  ff.). 

Die    Vermögenssteuer    als    Vermögens- 
besitz Steuer  will  den  Bestand  des  Stamm- 
vermögens   als    Steuerobjekt   zur    Leistung 
heranziehen.     Sie  ist  entweder  als  Besitz- 
er   auf    die    reelle    Absorbierung-    von 
Vermögensteilen,  auf   die   partielle  Kapital- 
aufzehrung  gerichtet    (reelle    oder   ma- 
terielle   Vermögenssteuer)    oder   sie 
sucht    durch    den    Umweg  über  die  That- 
!<  des  Vermögensbesitzes  den  Vermögens- 
ertrag summarisch   zu   treffen   oder    die  in 
dem    Vermögensbesitz    dargestellte    höhere 
Leistungsfähigkeit   des   fundierten   Einkom- 
mens   schärfer    zur    Steuer    heranzuziehen 
als  den  Ertrag  der  au  die  Wechselfälle  des 
Lebens     gebundenen     persönlichen     Arbeit 
(nominelle    oder   formelle    Vermö- 
genssteuer). 

2.  Die  formelle  oder  nominelle  V.  als 
Ersatz  der  Erwerbsbesteuerung.  Die 
Anknüpfung  an  die  Thatsache  des  Ver- 
mögensbesitzes zur  mittelbaren  Feststellung 
von  Ertragsgrössen  tritt  in  Erschei- 
nung als  formelle  oder  n  o  - 
minelle  Vermögenssteuer.  Das 
Vermögen  ist  hier  ein  steuertechnisches 
Hilfsmittel  zur  Lösung  des  Problems  der 
Erwerbsbesteuerung  mittelst  des  Rück- 
schlusses vom  Besitz  auf  den  Erwerb,  die 
Erwerbs-  und  Steuerfähigkeit.  Das  Ziel 
des  Verfahrens  bleibt  aber,  durch  ein  inter- 
mediäres Element  den  Vermögensertrag 
zu  finden  und  damit  eine  Besteuerung  der 
Leistungsfähigkeit  des  einzelwirtschaftlichen 
Rechtssubjekts  zu  erreichen.  Sie  erscheint 
läbei  in  zwei  Formen  als  Ersatz  der  Er- 
werbsbesteuerung und  als  Ergänzung  der 
Krwerbsbesteuerung. 

Als    Ersatz    der    Erwerbsbesteu- 

'  i  nng   sucht   sie   bei  dem  Mangel  brauch- 

Anhaltspunkte    in     einfachen    Wirt- 

tsverhältnisseii    aus    den   formalen  Er- 

'  o    auf   den  Ertrag   zu  sclüiessen. 

Man    greift    eben,     bei    der    Schwierigkeit, 

den    Ertrag  seil, st  zu  ermitteln,   lieber  zur 

il"  '  Jim  ;  summarischen     Wert- 

katastere  als  zur  Herstellung  eines   Reiner- 


tragskatasters.  Allein  andererseits  liegei 
gerade  in  dieser  rohen  Methode  die  Grenzen 
der  steuerpolitischen  Anwendbarkeit  gege- 
Denn   es  ist  ungemein  schwierig,  in 


vielen   Fällen    meist    überhaupt   unmöglich 
das    Vermögen    nach    der    Ertragsfähigkeit 
und    dem    Ertragswerte   zu    veransclil.i 
immerhin   wird   man   doch   mehr-  oder  we- 
niger auf  den  Verkehrswert,    der  nicht  die 
wirklichen     Ertragsverhältnisse     ausdrückt 
zurückgreifen     müssen.      Vor    allem    abei 
kommt    in    diesem    nicht    der    persönliche 
Einfluss  des  wirtschaftenden  Rechtssubjekte 
zur  Erscheinung  und  entbehrt  folglich    die 
Steueranlage    der   Würdigung    gerade    des- 
jenigen  Faktors,    welcher   für  die  Ertrags- 
und   Einkommensbildung    wesentlich    ent- 
scheidend   ist.      Auch    eine    einigermasseö 
gerechte  Abstufung  der  Steuersätze  für  dag 
werbende  und  ruhende  Vermögen  ist  kaum 
je    befriedigend    zu   lösen.      Die    einzelnen 
Vi Tinögensobjekte  und  Erwerbseinrich hingen 
sind    ungemein    schwer    festzustellen     und 
richtig  zu  bewerten.    Endlich  ist  das  ganze 
Gebiet  der  persönlichen  Arbeit  in  die '  Ver- 
mögenssteuer überhaupt  nicht  einzugliedern, 
während  bei  fortschreitender  Entwickelnng 
und  bei  der  immer  zunehmenden  Bedeutung 
der  Dienste  und  Leistungen  im  Wirtschafte! 
und  Erwerbsleben  die  einfacheren   Steuer- 
formen der  Kopf-  und  Personalabgaben  den 
persönlichen  Erwerb  auch  nicht   annähernd 
hinreichend  besteuern. 

Die    Veranlagung   der    Vermögenswerte 
geschieht  regelmässig   durch   Selbstangaben 
der  Steuerpflichtigen  (»Eidsteuern«),  seltener 
durch  Einschätzungskommissionen.    In  einer 
entwickelten     Volkswirtschaft     mit     stark 
differenziertem   Volksvermögen  und  Volks- 
einkommen,   sowie    mit    der   zunehmenden 
Ausbildung    der   Technik   wird   selbst    der 
gewissenhafte  Steuerzahler  nur  schwer  die 
Bedingungen     der     Selbstangabe     erfüllen 
können,    wenn    sie   ein   annähernd  richtiges 
Bild  seiner  Leistungsfähigkeit   geben 
soll.    Daher  kann  die  formelle   Vermögens- 
steuer als   Ersatz   der    Erwerbsbesteuerung 
nur  in  einfachen  Wirtschaftszuständen    und 
auf  örtlich  engbegrenztem  Räume  genügend 
wirken.       In    grossen    Volkswirtschaftsge- 
bieten    mit     tausendfältigen     Gliederungen 
und    Abstufungen    des   Erwerbslebens  sind 
aber  auf  die  wirkliche  Ermittelung  und 
Darstellung  des  Ertrags  und  Einkommens 
hinzielende    Steuerformen    notwendig.    Das 
Eindringen   des   Ertrags-   und   Einkommen- 
steuerprineipes  in  die  Vermögenssteuer  und 
die    Zersetzung   derselben   durch  jene   sind 
denn    auch    die    typischen    Merkmale    der 
Steuerentwickelung   in    denjenigen    Staaten 
(Schweiz.    Nordamerika),    in    welchen    auch 
heute  noch  die  Vermögenssteuer  einen  Grund- 
pfeiler der  Erwerbsbesteuerung  bildet. 
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•;    Die   formelle   oder  nominelle   V. 

ja  Ei-gänznngsstener.     Die  formellerer 

fie    Vera  sitzsteuer    als     br- 

„ngssteuor   dient   im  Principe  der 

en    Doppelbesteuerung    den    aus    U- 
nnd    Einkommensteuern    zusammen- 

-   uers    - :    -"   !"""";  ■    ' 

,    höheren  wirtschaftlichen 
fähigkeit.       Sie    wendet   sich   an   das 
f ,, ndierteEinko m m e n ,   dessen  Quelle 
te  Yermögensbesitz    ist.     Das  Arbeits      - 
^,mill,.11        das     unfundierte     Einkorn 
Elches   unsicherer   und  unbeständiger   ist 
„    Bezug    von    der    Arbeitskraft, 
dheit     und     Fortdauer     der     Pei 
[J    abhängig   ist.    wird   dadurch   mehr  | 

"der   Einkommenbesteuemng   kommt 
hämlich   derjenige   Faktor,    wel  gerade 

gfFortdauer,  Sicherheit  und  B  stand 

Einkommens     begründet     nicht    ent- 
rorechend  zirm  Ausdruck.     Die  Einkommen- 
_        r\vondet    sieh   au   eine  bereits  abge- 
.        5Sene  Erscheinung  im  Wirtschaftsleben 
.       rirft    eine   subjektive   ^össe  (Qnahtet), 
sich   bereits   aus   ihrem   objektiven   Be- 
Quantität)    zu    einem    Reinerträge 
ausgeschält  hat.  der  dem  V  irte  ununttel- 
bar    uld    ganz    zum   Genüsse    l \  erbrauche) , 
\Ue  Gestehungskosten,  die  im  Kon- 
."noch   enthalten   sind    sind    bereite 
SShwuuden.    Nim  aber  ist  die  Abstufung 
der  Wirksamkeit  der  einzelnen  emkommen- 
hildenden  Faktoren  eine  verschiedene.   JUte- 
,       u    sind   auch  in   verschiedenem  Grad« 
l     erfähig.     Je   nach   der   Art   der  Anlage 
rder!ine  Vermögensteil  mehr  und  der 
andere  weniger  teilnehmen,  und  bei  gleichem 
,  lird  die  Hohe  des  ^^ 
nicht   selten  im  umgekehrten    Verbaltnisse 
zur    Sicherheit   stehen.    Darum    bietet    der 
Kapital  wert    des    Vermögens    zur    stär- 
keren Belastung  des  fundierten  Einkommens 
eh  en  viel   richtigeren   Massstab   als   andere 
Formen,   welche  das   Missliche  haben.  Ein- 
kommensteile gemischten   Ursprunges   nach 
einem  einheitlichen  Massstabe  zu  beurtedei 
Der    Kapitalwert    aber,    wenn    er    zu, 
den    Tauschwert    darstellt,     begründet    die 
Voraussetzung,    dass    gleichen    Werten  die 
gleiche  Leistmissfähigkeit   entspricht      Die 
Sehe    der   Belastung"  ist    hier   unabh 
von  der  jeweiligen  Art   der  Vermogensan- 
lao-e    und   jede    Deberbürdung   und    Bevor- 
£gmg    einer    bestimmten    Besitztonn    ist 

^ÄTer,  wenn  sich  der  (objektive) 
Ertrag  zum  (subjektiven)  Einkommen  ge- 
ltet so  werden  die  Bukommensbezuge 
vielfach  in  dem  Zusammenwirken  von 
Kapital  und  Arbeit  ihre  Wurzel  haben. 

Bei  diesen  Gruppen  aber  ist  die  Durch- 
führung  der    stärkeren    Belastung   des   un- 


:tiven 
B    i  i  durch  dei      3fc    ditat  erschwert 

und  b  I   akommensl  sl   ™i 

eine   entsi  '    '"    »us    ä1    ' 

nische     6        en  kaum  möglich.     Hier  kann 
die    Vermö  c   viel    besser   den  aul 

-     Mitwirkung  des   Ka,  I  der   Pro- 

duktion zurückzufül  tdted  des 

Einkommens  B  ziehen.      Auch 

nl  die    Vermög  '-    <"«; 

tenhaftigkeit     der     Ertrags-    und 
Einkommensteuero  zu  ergänzen,  welche  öei 
'  der  Vielgestaltigkeit  der  modernen    Besrtz- 
„nd  Erwerbsverhältnisse  imim 
Teile 'der        ätungs 
ganz  oder  teilw   se  unberücksichti 

^Endlich  können  im  Rahmen  einer 
Vermögenssteuer  jene  oft  sehr  wert- 
vollen Teile  des  Vermögens,  welche, 
ohne  einen  wirtschaftlichen  Ertrag  zu  he- 
fern dem  persönlichen  Genüsse  ä 
SSerfl    dienen,  und    gerade   infolg 


Verwendung    in     der    Regel    ein    sicheres 
Merkmal  der   gesteigerten   Steuerkraft   dar- 
SniPar;.        -      Gallerieen,  Sammlungen, 
Bibliotheken  >,   am  leichtesten   eine   nur   der 
Büliffkeit  ai  -        -    «e  Heranziehung  zu  den 
Staatelasten   erfahren.     Dazu   kommen  aber 
,        .technische    Vorzüge.     Die  Ver- 
antagui    -         ten    für   eine    konkurrierende 
CSg       -        r    »ieten   dem    Staate  einen 
festen  Anhaltspunkt,  wenn  m  ausserordent- 
lichen Bedrängnissen    zu  einer  reellen  Ver- 
diener   übergegangen    werden    soll. 
Slrdings  ist  auch  hiermit  die  Gefahr  ver- 
bunden,  dass    in    Kriegszeiten,    wenn    der 
Femd    im   Lande  ist.    die   Beitreibung   von 
Kriegskontributionen  auf  Grund  dieses  Ma- 
S    erleichtert   wird      Auch   der  Abzug 
.Luiden    und    Schuldzinsen  wird  ver- 
einfach      Während    bei   den  Ertrags-  und 
F  nk  mmensteuersystemen  es  häufig  zwerfel- 
S  sein   kann,   ob   die    abzugsberechtigten 
B  "-ivzinsen  te  fundierte  und  unfundierte 
Knlommen  belasten,  kann  die   Vermog 
Steuer    den    Nettobestand    des     Veran 
nach  Abzug  der   Schulden   zum  Ausgangs- 
punkte to  Besteuerung  nehmen    ohne  auf 
deTÖrspr«   .         3  gülden  zmückziigreifen 
Dies     letztere     wird     nur     der     lall    sein 
Essern    wenn   nicht    das    taW 
des  Pflichtigen,  sondern  nur  Tede  desseioen 
tr   Steuer  imterhegen    und  es   sich darum 
i  a ndelt  zu    ermitteln,  ob  die  Schulden  auf 
o^ llenerpflichtigen  ,4er  steuerfreien  Ver- 

möf-ensteilen  ruhen.  . 

^1  Vermögenssteuer,    msofern    sie   an 

!deu    Ver„  -     L^rke'hrsbe- 

einem  wichtigen  Glied    dei  Ver*?/ir|°®_ 

steuern.--    -       «*»    (s.    d    Art. 
kehr- steuern,  oben  a.  a.  V.). 

Von   den  Formen  der    nominellen  Ver- 
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hat  sieh  die  Vermögenser- 
tragssteuer bei  dem  feinen  Geäder  unserer 
Erwi  nie   im  ganzen   überlebt, 

isser  stände  ist,  sich  den  moder- 
nen Steuerbedürfnissen  anzupassen.  Nur 
die  Vermögensbesitzsteuer  ist  von  eigent- 
lich aktueller  Bedeutung,  und  selbst  ihr  ist 
mir  ein  verhältnismässig  beschränkter  Wir- 
kungskreis bei  der  Erwerbsbesteuerung  be- 
schieden.  Im  allgemeinen  liegt  der  Schwer- 
punkt der  Vermögenssteuer  überhaupt  in 
V.T-aiiu.'iiheit.  m  der  Gegenwart  ver- 
mag die  Vermögenssteuer  diu-  eine  er- 
gänzende Punktion  zu  erfüllen. 

4.  Die  reelle  oder  materielle  V.  Die 
reelle  oder  materielle  Vermögens- 
steuer ist  tili.'  wirkliche  Besitzsteuer. 
Für  sie  ist  da-  Vermögen,  der  Vermögens- 
selbsl  die  Steuerquelle.  Ihr  Be- 
streben ist  nicht  die  Aufsuchung  von  ein- 
kommenbildenden Elementen  durch  den 
Umweg  des  Vermögensbesitzes, 
sondern  die  Inanspruchnahme  von 
Vermögensquoten,  die  Wegnahme  von 
Vermögensteilen  zur  Erfüllung  von  Zwecken 
des  Gemeinschaftslebens.  Sie  ist  an  sich 
nicht  unbedingt  zu  verwerfen,  sondern  kann, 
auch  heute  noch,  ein  ausserordentliches 
EElfsmittel  sein,  in  Zeiten  tiefgehender  poli- 
tischer und  sozialer  Bedrängnisse  rasch  be- 
deutende Finanzmittel  zu  erschliessen.  Die 
Minderung  der  Vermögensbestände  kann 
aber  wiederum  in  zwei  Richtungen  erstreckt 
werden. 

1.    Die   einzelwirtschaftlich-re- 
elle      \  ermögenssteuer.        Zunächst 
kann  eine   Schmälerung  des   Vermögensbe- 
stand Einzelwirtschaften  eintreten,  es 
können  Teile  des  Privatvermögens  der  Ein- 
zelnen  angesprochen    werden.  '  Die  Privat- 
wirtschaften   untern    also    Teile    ihres    Be- 
sitz.-  an    den    Staat    oder    die    Gemeinden 
ab.     Sie  erfahren  individuell  eine  Kürzung 
währen,]    der     volkswirtschaftliche    Besitz- 
stand, das  Volksvermögen   unberührt   bleibt 
und  nur  mittelbar  eine  anderweite   Vertei- 
lung   des    nationalen     Eigentums     im    In- 
■    dei    Gesamtheit  erfolgt.      Her  Ein- 
wand, da-   für  je],.    Besteuerung  die    r„_ 
verletzlichkeil     der     Erwerbsmittel     unum- 
stösslicher   Grundsatz   sein    müsse  und   für 
dieselbe   nur  die    Früchte  de-    Vermögens 
niemals  aber  dessen  Grundstock  in  Betracht 
kommen    dürfen,    ist    nicht    ebne    weiteres 
allgemein    stichhaltig.      Denn     durch     ihre 
soziale  Bedingtheit  ist    die    Privatwirtschaft 
verpflichtet,  in  ausserordentlichen   Notstän- 
den   nach    Kräften    an    der   Erhaltung   der 
inschafl  mitzuwirken.     Diese  ihrerseits 
darf  und  kann    nie   soweit   gehen,   dass   sie 
durch  Zerstörung  der  einzelwirtsehaftlichen 
erungen  in  der  Gesellschaft  die  Lebens- 
fähig! Ganzen   gefährdet,   da  keine 


Gemeinwirtsehaft  ebne  intermediäre,  indivi- 
duell-privatwirtschaftliche Existenzen  dau- 
ernd die  Lebensfälügkeit  der  Gesamtheit 
gewährleisten  kann. 

2.     Die    volkswirtschaftlich-  re- 
elle    Vermögenssteuer.      Die     reelle 
Vermögenssteuer    kann     aber     nötigenfalls 
noch  weiter  gehen  und  selbst  zu  einer    Be- 
schneidung  des    Volksvermögens    schreiten, 
Teile   des    Volksvermögens   als    Steuer   ein- 
ziehen, den  nationalen  Besitzstand  angreifen. 
Eine  solche  Minderung  des   nationalen    Bas 
sitzstandes   lässt   sich   gleichfalls   in   Fällen 
der  äussersten  Not  rechtfertigen.     Denn   in 
Kriegszeiten  und  bei   politischen   Katastro- 
phen   kann    eben    der    Staat    nur    vor    die 
Wahl    gestellt    sein,    entweder     auf    seine 
selbständige,  nationale  Existenz  zu   verzich- 
ten   oder    durch   einen,    wenn   auch   harten 
und    schmerzvollen,  operativen    Eingriff    in 
die    nationalen    Erwerbsmittel,     durch     die 
Amputation  eines  Gliedes  den  übrigen  Kör- 
per am  Leben  zu  erhalten.     Es    wäre    ein 
Zeichen    bedenklicher    Volkswirtschaft li,  her 
Weisheit,    wenn    man    liier  den    Grundsatz 
der    Unantastbarkeit     des    Volksvemiögens, 
in    Steuersachen    soweit    zuspitzen    würde, 
dass  dabei   die  Selbständigkeit   der  Kation 
vernichtet  wird. 

Für  die  reellen  Vermögenssteuern  lassen 
sich  keine  allgemein  giltigen  Gesetze  auf- 
stellen. Es  kann  sich  nicht  darum  handeln, 
oh  sie  überhaupt  zulässig  sind,  sondern 
nur  darum,  wann  und  inwieweit  sie  ein- 
treten sollen.  Das  Schwergewicht  liegt  in 
der  praktischen  Durchführung,  in  der  Art 
der  Veranlagung  und  in  der  Höhe  der 
Steuersätze. 

5.    Die  geschichtliche   Entwicklung 
der  V.     Schon  im  Altertum   bediente   mau 
sich     vielfach     der     Vermögenssteuer     als 
ausserordentlicher    Steuer    in   Kriegs-    und 
Notzeiten.     In  den  griechischen  Stadt- 
staaten finden  wir  insbesondere  seit  dem 
peloponnesischen    Kriege    solche    Auflagen, 
welche  in  den  Zeiten  des  Niedergangs  der 
hellenischen  Gemeinwesen  immer"  öfter  vor- 
kommen, so  dass  sie  sich  schliesslich  nicht  viel 
von  ständigen  Steuerleistungen  unterschieden. 
Ebenso  war  die  wichtigste  unter  den  Litur- 
gieen,  die  Trierarchie,  d.  h.  die  Ausrüstung 
und  Bemannung  von  Kriegsschiffen,  wenigs- 
tens    in    Athen    nach   ihrer    ökonomischen 
Wirkung  eine  Art  progressiver  Vermögens- 
steuer.     Das    Bürgertribut    in    Rom   war 
gleichfalls  eine  ausserordentliche  Vermögens- 
und Kriegssteuer,  welche  zuerst  4<Mj  v.T'lir. 
eingezogen    wurde,   als    der    Staat    definitiv 
die  Zahlung   des   Truppensoldes  übernahm. 
Xach   glücklicher  Beendigung   des   Krieges 
winde  das  Tributum   den    Steuerpflichtigen 
zurückerstattet,     wodurch     dasselbe     eine 
Mittelstellung  zwischen  Zwangsauleihe   und 
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igenssteue,    einnahm     »g  ™ 
167  v    Chr.  bis  zu  Cäsars  rode  das  liilmtum 
«Uchwindet,  findet  es  sich  wieder   u 
Kafse  zeit  ™d  zwar   gleichfalls  als  ausser- 
ordentliche   Autla--    in    Kriegszeiten.    Nut 

:;.  Jalirh.  n.  Clir.  tritt    das    Proyinzial- 
Sb„,    hinzu,    ursprüngüch    eine    Not-    und 

Steuer,  die  sich  aber  immer  mehr  zu 

direkten,    an,    Vermögens-    und    Ein- 

Wmensteuer    zusammengesetzten    ordent- 

!     Besteuerung     ausbildete     und    eine 

.endeEini-ichtirngdeskaiserhchenimanz 

:;:  Italienischen     Städterepu- 
bliken des  .Mittelalters.  Genua,  Vene- 
Mailand    und   Florenz   haben   seit  dem 
RJahrhundertdasPrincipderVermogens- 

Bteuer  angenommen.  Der  Ertrag  der  Ver- 
mögenssteuer diente  zuerst  als  Deckun-s- 
Stel  für  ausserordentliche  Bedürfnisse, 
bis  dieselbe  schliesslich  zu  einer  regel- 
mässigen Abgabe  wurde.  Auch  waren 
e  Vermögenssteuern  keine  reinen  Ver- 
steuern, sondern  vielfach  nnt  anderen 

relementen  durchsetzt.    In  Genua  fin- 
den Sr  vom  14.  bis  16.  Jahrhundert  die 
Coletta,  eine  ausserordentliche  .^besondere 
während    der    Seekriege    erhobene    Steuer 
welche  aber  teilweise  auch  andere   Steuern 
umfasste.    in    Venedig    im    lo.  .^hundert 
eine   ähnliche  Abgabe,  die  Decnna    und  m 
Mailand  tritt  schon  seit  dem  13.  Jahrhundert 
-,l   Stima   e   Catastio   dei   Bern  auf    deren 
Höhe  regelmässig  von  je  100  P^ndlOSoli 
und   5  Pfennige  betrug.     In   der  Folgezeit 
wurden  häufig  Steuererhöhungen  vorgenom- 
men,  wodurch   die   Auflage    sehr  druckend 
wurde.      Florenz   endlich   hat   eine  reichere 
Entwickelung  der  Vermögenssteuer   auto- 
weisen.    Das  Estuno  vom  13.  bis  lo.  Ja  in 
hundert    scheint    auf   den    üeberresten   des 
altrömischen   Tributums    autgebaut   zu  sein 
und  belastete  das  unbewegliche  und  beweg- 
liche  Vermögen  nach  einem   festen    Weit 
anschlage,  welcher  dann    auf   einen    Bruch- 
teil nach  dem  Steuerfuss  von   2;240   redu- 
ziert  wurde  und  die  Lira  oder  den  Esümo 
als  Steuereinheit  ergab.    Je  nach  dem  Masse 
der    öffenthehen    Finanzbedurfnisse    wurde 
dann  "ein    Einfaches    oder    ein    Vielfaches 
£s  Simplums  erhoben.    Die  Grundlagen 
des  Estimo  wurden  häufig  geändert      Eine 


von  Media  weder  her.    Er  wurde  aJsdann 
,;,,    noch    erhol,,,,.     In    den    letzten 
B,     i  ,des  war  ei    ab  i    keine 
Vermögenssteuer    mein-,    sondern    eine   An 
<  kription  und  dient«  als  solcne 

der  v,  derer  Abgaben  und  neu 

eingeführter  Steuern,  wie  der  Zwölftel  und 
Zwanzigstel  und  dei  Progressiv  il  iuei  (Duo- 
deeimo,  Ventina,  Imposta  progressiva).  . 
Während  im  alten  Deutschen  Reiche  bei 
dem  Mangel  einer  eigentlichen  Reichssteuer- 
verfassungkemeVermögenssteuerPlatefinaen 

konnte,    haben    die    d  ;;""'• 

und  Territorien  sich  mehrfach  dieses    I  rin- 
eiBes    in   verschiedenen    Anwendungen  be- 
dient     Zunächst    haben    die   deute. 
Reichsstädte  mit   ihrem   frühzeiüg  ent- 
wickelten  Geld-  und    Finanzhaushalte  Ver- 
mögenssteuern    eingeführt.       ursprünglich 
waren  ,ie  dabei  von  der  Erfassung  einzelner 
Vermögensbestandteile  ausgegangen,  welcüe 
steuertlchnisch    am    besten    zu    veranlagen 
wtren,  und  dann  allmählich  zu  allgemeinen 
Vermögenssteuern     fortgeschritten.      Doch 
bestanden    hier    vielfache    persönliche   und 
sachliche  Steuerfreiheiten.  Diese  Vermögens- 
steuern. Schoss,  Schätzung,  Losung  genannt. 
wurden     auf     Grund     eidüch    bekräftig« 
Selbstangaben    der    Bürger     (dabei      Kid- 
steuern  i  veranlagt,  waren  zunächst  ausser- 
ordentliche   Auflagen    für   meist   im  voraus 
bestimmte   Zwecke   und   wurden    erst  nach 
und  nach  zu  regelmässig  -ich  w.,;d^ ,    - 
den  Jahressteuern  ausgebddet     Die  St, 
sätze    waren    für   die   verschiedenen    Arten 


aes  jL-iuuo  wiuiKT"  """"?  o ,      n 

zweite  Form  der  Vermögenssteuer,  der ■  U 
taste  erscheint  im   mediceischen     Zeita  lter. 
Zu  dessen  Veranlagung   wurde   der  Hoher- 
trag  der  Einkünfte  nach  streng  kontrollier- 
ten Selbstangaben  der  Steuerpflichtigen  als 
Vermögensbestand  kapitalisiert  und   hierauf 
,1er    Steuersatz    von   7»/o   vom  beweglichen 
und  von  50/o  vom  .^beweglichen Vermögen 
angewendet.     Nach    der    Beseitigung    des 
Ratasto  durch  den   Widerstand   der    floren- 
ttnitehen Gössen  stellte  ihn    1458    Kosmus 


sätze    waren    im    mc    .v.~~~ — - 
des    Vermögens    und    der    einzelnen    Ver- 
mr„n.n-l,e,tandteüe    meist    verschieden    ab- 
gesurft,  wobei  da-  Grundeigentum  mednger 
die    bewegliche   Habe   meist  hoher  belastet 

""Se  deutschen  Territorien  haben 
sich  namentlich  seit  dem  Ausgang  des 
Mittelalters,  der  Vermögenssteuern jtajgg 
welch,,  hier  sehr  abweichende,  regelmässig 
Ms  orLsch  begründete  Bezeichnungen  fuhren. 
DtoSSe  Sededes^.  Jahrhunderts 
(nrecaria  exaetoria,  Landschoss  Grossen 
fwar  in  der'Mark  Brandenburg 

als  allgemeine  Vermögenssteuer  alle Yoltt 
lvl  ,-,n  gedacht,  sie  trat  sowohl  den  be 
ve- heben  als  auch  den  unbeweglichen  Be- 
s£f  Die  Bauern  waren  mit  ihrer  gesamten 
Habe  steuerpflichtig.  Ritter,  K>«M^™J 
die  Pfarrgeteflichklit  hatte  »ejg 
Hufen  freC  Die  Bede  war  in  barem ^GeWe 
zu  entrichten,  doch  kommen  bei  kleinen 
Leuten  oder  auf  dem  l,lf  % ^and^  auch 
Naturalreichnisse  vor.  Die  Städte  wurden 
anfänglich  nach  dem  Hufenzuis  der  stadü 
sehen  Feldmark    Ol  '  '    ™™ 

Rutenzins  (Länge  der  Strassenfront)  oder 
nach  anderen  Merkmalen besteuert  Spato: 
entrichteten    sie    auch   hautig    Abtiiiuungs 


summen.     Die  Zuweisung  der  Anteile  und 
ten    war    sehr    mangelhaft.     Im 
16.  Jahrhundert  beginnt  der  Ditferenzierungs- 
prozess,    durch     welchen    die    einheitliche 
Vermögenssteuer  in  eine  Mehrzahl  von  ein- 
n    Objektsteuern    aufgelöst    wird.      In 
1  lesterreich    bildet  die   Vermögenssteuer 
das  Hauptglied  der  Erwerb-h. 'Steuerung  im 
L6.   Jahrhundert     Sie   traf   die  drei  Stande 
der    Geistlichkeit,    der   freien    Besitzer  und 
der  [,ehen>leute  an  ihrem  beweglichen  und 
unbeweglichen    Vermögen.     Der  Steuersatz 
war    m    der   Regel    6/s%   und    wurde  nach 
Schätzungsanschlägen  auf  Grund  von  Selbst- 
angaben angelegt.    Ende  des  16.  Jahrhun- 
derts setzt  auch  hier  der  Anflösungsprozess 
in  Objektsteuern  ein.    Im  IS.  und  19.  Jahr- 
hundert greift  man  mehrfach  auf  das  Prin- 
ciji    der    Vermögenssteuer    zurück,    welche 
jetzt   mehr   eine   nominelle    ist,     über   den 
Dmweg    der    Veranlagung   nach   dem  Ver- 
n    den    Vermögensertrag    treffen    will 
and  sich  individualisierend  an  die  Leistungs- 
fähigkeit    anzuschliessen     sucht.      Steuer- 
pflichtig   waren    alle   Landesbewohner  und 
juristischen  Personen;  nur  der  arme  Bauers- 
mann  und   Personen   mit   weniger  als  5  fl. 
Vermögen    waren    steuerfrei.     Die   Steuer- 
veranlagung  gründete    sich    auf   Fassionen, 
welche  über  das  bewegliche  und  unbeweg- 
liche  Vermögen  zu  erstellen   waren.     Doch 
wai'-n    die    in   inländischen    Staatspapieren 
angelegten  Kapitalien  sowie  Bargeld  für  den 
vierteljährigen  Hausbedarf  und  Wirtschafts- 
vorräte für  ein  Jahr  steuerfrei.     Die  Steile]' 
wurde  mit  mehrfachen  Abweichungen  neun- 
mal erhoben:  1704,  1705,  1706,  1713,  L734 
'<■:..    1.47,    1806   und    1807.     Eine   Ver- 
mögenssteuer vom  Jahre  1810  traf   das  be- 
liche  und  unbewegliehe  Stammvermöyen 
••     u§   der  Schulden  und   Lasten    mit 
10"  o. 

Die  übrigen  grösseren  und  kleineren 
deutschen  Territorien  kannten  gleichfalls 
seit  dem  1  I.  Jahrhundert  das  Prineip  der 
Vermögenssteuer.  So  waren  in  Bayern 
;1"'-  zwanzigste  Pfennig  .  die  stand'-  und 
Landsteuern  ganz  oder  teilw.  ise  Vermögens- 
steuern. In  Württem  berg  trugen  die 
Si  liatzungen  den  Charakter  au  äerordent- 
ueher  Vermögenssteuern,  während  die  Land- 
and  der  Lands,  bad.  o  daneben  auch 
persi  aalsteuerartige     Kleinem,,     enthielten 
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in  der  reichsständischen  Epoche  waren  wirk- 
same Formen  der  Vermögensbesteuerung 
mit  denen  sieh  einkommensteuerartige  Ele- 
mente mischten.  Gleicher  Art  waren  dk 
Auflage,,,  welche  16SS  und  liis!)  erhoben 
wurden,  und  die  »Kriegshilfe,  von  1692 
In  Frankreich  war  "in  der  absoluten 
Periode,  insbesondere  seit  dem  14.  und  15 
Jahrhundert,  die  Taille  die  direkte  Haunt- 
steuer  der  ländlichen  Bevölkerung  go wer- 
den. Sie  war  eine  Vermögenssteuer  und 
teilt  deren  typischen  Entwickelungsgang 
indem  sie  in  ihrem  Ursprung  eine  Kriegs- 
steuer war  und  sich  allmählich  zu  einer 
regelmässigen  Abgabe  und  zu  einem  stän- 
digen Institute  des  Finanzwesens  entwickelte 
(vgl.  d.  Art.  Taille,  Tallia,  Tallagia 
oben  Bd.  VII  S.  47  ff.). 

Nachdem  im  19.  Jahrhundert  die  Ver- 
mögenssteuer mehr  und  mehr  aus  den 
Steuersystemen  verschwunden  war,  hat  man 
neuerdings,  zumal  in  Preussen  und  in  an- 
deren deutschen  Staaten,  auf  sie  zurückge- 
griffen, um  die  Erwerbsbesteuerung  auszu- 
bauen und  namentlich  durch  sie  das  fun- 
dierte Einkommen  schärfer  als  das  unfun- 
dierte  zu  treffen. 


In  gleicher  Weise  fand.  I & 

1  154  und  in  Hessen  seil  L576  Vermögens- 
steuern Eingang. 

I"  der  normannischen  Zeil  gelang  e 
■  Engla  ad  dem  Königtum,  s 
meine  direkte  Vermögenssteuern  einzubür- 
welche  zuerst  den  Grundbesitz  trafen 
and  später  auch  auf  das  bewegliche  Ver- 
mögen ausgedehnt  wurden.  Auch  die  spä- 
teren   M'  d    (Monthlj   Assessment) 


IL  Gesetzgebung. 
1.  Die  Ergänzungsstener  in  Preussen. 

In  den  schweren  Zeiten  nach  der  Tilsiter 
Katastrophe  wurde  durch  das  Edikt  von 
1812  neben  einer  Einkommensteuer  eine 
3%ige  ausserordentliche  Vermögenssteuer 
für  Kriegszwecke  ausgeschrieben.  Allein 
die  Erbitterung  gegen  dieselbe  war  so 
gross,  dass  man  nicht  mehr  wagte,  auf 
diese  Steuerform  zurückzukommen/  Damit 
verschwindet  80  Jahre  lang  jede  Spur  einer 
Vermögenssteuer  in  der  preussischen  Ge- 
setzgebung. Sie  ist  erst  in  unseren  Tagen 
als  Glied  der  grossen  Miquelsehen  Finanz- 
iiii.I  Steuerreformen  zur  Ausfüllimg  der 
Lücken  der  Erwerbsbesteuerung  wieder  her- 
vorgeholt worden. 

Die  preussische  Ergänzungssteuer  nach 
dem  G.  v.  14.  Juli  1893  ist  ihrer  Funktion 
nacheine  ergänzende  Vermögenssteuer,  welche 
die  Einkommensteuer,  den  Hauptträger  der 
staatlichen  Erwerbsbesteuerung,  stützen  soll. 
Darum  hat  sie  in  dreifacher  Hinsieht  er- 
gänzend zu  wirken.  Sie  soll  das  Erträgnis 
der  Einkommensteuer  ergänzen  und  damit 
den  durch  die  Oeberweisung  von  direkten 
Staatssteuern  an  die  Gemeinden  entstan- 
denen Ausfall  decken.    Sodann  soll  sie  das 

[ uerte  Einkommen  schärfer  belasten   als 

das  Arbeitseinkommen,  indem  zwar  beide  der 
Einkommensteuer  in  gleicher  Weis.'  unter- 
legen, die  Quellen  aber,  aus  denen  das 
'■'sie,,-  Eliesst,  nochmals  durch  die  Ver- 
mögenssteuer    belastet     werden.      Endlich 
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„11  sie  da   ergänzend  eintreten,   wo  beim 
fanEel    eines    Einkommens   während    i 

..    die    Einkommensteiiei 

ur  angemessenen  Erfassung  der  Leiste 

^igkeit  nicht  hinreicht.     Der  Erganzungs- 

tuer  unterliegen  alle  physischen  Personen, 

ds    Inländer    preussische    Staatsange- 

e  Sind   oder  als  Reichsangehörige  und 

.ausländer  üu-en  Wohnsitz  oder  Aufent- 

a    Preussen    hal.cn.   und   sodann  ohne 

Rücksicht    auf  die  Staatsangehörigkeit  alle 

Svischen  Personen  nach  dem  Werte  ihres 

Russischen    Grundbesitzes     und     des     m 
EmdfLtwirtschaMchen^ergbanhche^ 

lud    gewerblichen    (stehenden.     Unterneh- 
mungen  in   Preussen   verwendeten  Anlage- 
ond  Betriebskapitals.     Steuerobjekt  ist  das 
mte  beweghche  und  unbewegliche  Ver- 
u    Liegenschaften.   Gewerbs-   und  lva- 
Kermögln)  abzüglich  der  Schulden   und 
ausschliesslich    der    Möbel    des    Hausrats 
S  anderer  beweglicher  Sachen    die  nicht 
Zubehör  von   Kapitalanlagen   und  Erwerbs- 
dnrichtnngen    sind.     Die    zu    einer    W- 
kommissstiftung   gehörigen    Vermögen  und 
Vermögensteile     werden     dem     ^eiligen 
Nutzniisser,  das  Vermögen  ungeteilter  Erb- 
nassen   den   Erben  nach    dem  Masse  ihres. 
Keils,    die    Anlage-    und    Betriebswerte 
einer  nicht  einkommenstenerpfliehtigen    Ei- 
werbsgeseUschaft  den   einzelnen  Teilhabern: 
nach  ihrem  Anteil  und   das   Vermögen  der 
Haushaltungsgenossen     dem    Haushaltung*- 
rorstande    zugerechnet.     Neben   den _  dmg- 
ücben  und  persönlichen  Kapitalschulden  ist 
auch  der  Kapitalwert  der  vom  Steuerpflich- 
tigen  oder  aus  einer  Fideikomnnssstiftinig 
zu  entrichtenden  Apanagen,  Reuten,    Alten- 
teile   und    anderweiter    periodischer     geld- 
werter Leistungen  auf  den  steuerpflichtigen 
Vermögensteilen     zum    Abzug    zugelassen. 
I.ie     Haushaltungsschulden     sind     dagegen 
nicht  abzugsberechtigt 


Die  ätze   der    Ergänzungssteuer 

^en: 


bei  eii 

Vermögen  von 

M. 

6 

8<K"iO— 10000 
LO  000— 12  000 
L2000— 14000    . 
14000—16000    . 
16000—18000 
18000— 20  tun.!     . 
20000-22  000    . 
22  000— 24  0t  »J 
24000-28000 
28000-32  000     . 
32  000—36  000    . 
36  000-4 1000     . 
40  000-44  nun 
44000-48000    . 
48000-52000    . 
52  000-56  000     . 
56000—60000 
60  000—70  000     . 


jährlich 


6 

7 
S 

9 
lo 

ii 

12 

14 
16 

lS 

20 
22 

24 
26 
28 


Von  der  Ergänzungssteuer  sind   befreit 
preussische  Staatsangehörige  mit  ausserhalb 
Preusseus  liegendem  Wohnsitz   oder   i 
Dienstsitz  ausserhalb  Preussens  und   preus- 
Khem   Wohnsitz    sowie   solch.-   Per* 
welche,  ohne  einen   Wohnsitz   in  Pre 
zu- haben,    sich  länger  als   zwei  Jahie    m 
Ausland  aufhalten.     Desgleichen  werden  zur 
Ergänzungssteuer   nicht  herangezogen  Ver- 
S     bis     zu     einem     Gesamtwerte     bis 
0    M.    und  Personen   mit  einem  Jahres- 
einkommen   bis   900    M,    falls    ihr    steuer- 
ÄS  Vermögen  20000  M.  nicht  über- 
steigt    .md    endlich    weibliche     Pers 

|e  Familienangehörige  pflichte 
unterhalten   haben,  insoweit  ihr  \ern 
nöcSens    20000    M.   und  ihr  emkommen- 
terpflichtiges     Gesamteinkommen     nicht 
mehr  als  1200  M.  betragt. 


und  steigen  bei  höherem  Vermögen _bis  ein- 
schliesslich 201 0  M.    um    5M.  für  jedes 

angefangene    1 M.     Bei  Vermögen  von 

meln  als  '-'oi  m bis  -Juooo  M.  beträgt  die 

I  Steuer  1"«'  M.  und  steigt  bei  höheren   \  er- 

mö-en   von    20000    zu   2( 3    M.    um    je 

H  i  M.  für  das  angefangene  20  000  M. 

Personen,    deren    Vermögen    32000    -U. 
nicht    übersteigt,    werden,    wenn   sie   nicht 
zur  Einkommensteuer    veranlagt    sind,    mit 
höchstens  3  M.   jährlich,    und  wenn  sie  zu 
deren    vier    ersten   Stufen    veranlagt    sind, 
höchstens  mit  einem  um  2M.  unter  der  von 
ihnen    zu    zahlenden  Einkommensteuer  ver- 
bleibenden   Betrage    zur    Ergänzungssteuer 
gezogen.      Ausserdem    kann    Steuer- 
pflichtigen,    welchen     wegen    ungünstiger 
Wn-Nchaftsverhältmsse     eine     Ermässigung 
der    Einkommensteuer    gewährt    wird,    uei 
der    Veranlagung    auch    eine    Ermässigung 
der  Eruänzunu-teuer    zugestanden  werden 
Sn,  das    steuerpflichtige  Vermögen  nicht 

mehr  als  32 >  M.  beträgt.  . 

IHe    Veranlagung,     deren    Per, 
nach    einem  üebergangsstadium    seit    lbyj 
bfe >1900  dreiiähriglsind,  ist  mit  derjenigen 
zur  Einkommensteuer    verbunden    und    - 
schieht  durch  eine  Veranlagungskomm 
mGemässheit  des  Einkomme, 
Ein  Deklarationszwang    seitens    .  er  1  Wen 
figen  besteht  nicht,    sondern  es  liest  einem 
sansschusse  ob,  die  erforderlichen 
Wertermittelungen  vornehmen,    wenn   es 
nicht    die  Steuerpflichtigen    öewilLg    vor- 
ziehen, derselben  thatsäehhch  enzu 
machen     Für    die  Schätzung  bildet   in  du 
_,.m,,r„.   Wert    die    Grünt 
J^wlnrenden  Renten    und  Lu.tun- 
|~  ?                            3  Jahresbetrages,  bei 
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zeitlich  begrenzten  das  121 2  fache  anzu- 
en,  und  bei  Leistungen  auf  Lebensdauer 
schwankt  der  Koeffizient  nach  demLebens- 
alter.  Vom  Kapitalwert  unverzinslicher,  be- 
fristeter Forderungen  oder  Schulden  dürfen 
Jahreszinsen  .Theben  werden.  Dem 
Steuerpflichtigen  wie  dem  Vorsitzenden  der 
tnlagungskommission  steht  die  Berufung 
an  eine  besondere  Berufungskommission  zu 
und  gegen  die  Entscheidung  der  letzteren 
beiden  Teilen,  dem  Steuerpflichtigen  und 
dem  \  orsitzenden  der  Berufungskommission 
eine  Beschwerde  beim  Oberverwaltungsge- 
richte. Die  Erhebung  der  Ergänzungs- 
steuer geschieht  gleichzeitig  mit  der  Ein- 
kommensteuer. 

Das  Ergänzungssteuergesetz  hat  eine  be- 
schränkte  Kontingentierung«  vorgesehen. 
Es  wurde  nämlich  bestimmt,  dass,  wenn 
YoL5?tmalise  Veranlagungssoll  (1895  bis 
1896)  den  Betrag  von  35  Mill.  M.  um  mehr 
als  5%  übersteige  oder  hinter  demselben 
um  mehr  als  5  °  0  zurückbleibe  und  dieser 
letztere  Ausfall  nicht  durch  einen  Mehrer- 
trag der  Einkommensteuer  über  135  Mill.  M 


und  durch  die  Erhöhimg  der  angesammeitel 
I  ebersehüsse  -ederkt  werde,  dann  eine  ent 
sprechende  Herabsetzung  oder  Erhöhung  dei 
vorstehend  mitgeteilten  Steuersätze  Platt 
greifen  solle.  Nachdem  aber  das  Veran- 
lagungssoll statt  35  Mill.  M.  um-  29,56 
Mill.  M.  betrug,  so  wurden  die  Steuersatz! 
um  5,2  Pf.  für  jede  Mark  mit  der  Massgabi 
erhöht,  dass  bei  Feststellung  der  hiernacb 
zu  berechnenden  Jahressteuersätze  jedei 
überschiessende  nicht  durch  20  teilbare 
Pfennigbetrag  auf  den  nächsten  in  diesei 
Weise  teilbaren  Betrag  abzurunden  ist.  Der 
Ertrag  der  Steuer  belief  sieh: 

1895—96     auf  29,^63  Mill.  M. 
1896-97      „    3.046     , 

1897-99    ;:  „fcj, 

1899—1901 


34.123 


Das  gesamte  steuerpflichtige  Vermögen 
der  Steuersubjekte  (Censiten)  belief  sieh  in 
der  Veranlagungsperiode  1899—1901  auf 
69  906912872  M.  und  das  gesamte  Sollauf- 
kommen auf  34123392  M.  Beide  verteilen 
sich  folgendennassen : 


Vermögen 
von  über 
M. 
6  000—      2OO00 
20000-      32(100 
32  000—     52  000 
52  0U0—    100  000 
100  000—    200000 
200  000—   50O000 
500  000—1  001 )  1 1!  11 1 
1000000—2000000 
2000000 


Zahl 

der 

Censiten 

597  123 

216  =198 

168  450 

129  198 

62  164 

32943 

9386 

3  905 

2  109 

°/„  '1er 
l  resamt- 
zahl 
48,87 
17,73 
13,79 
10,57 

5,o9 
2.70 

0-77 
0,32 

0.17 


tfieuer- 
betrag 

3  I51  444 

2  307  649 

3  417  901 

4518376 

4  346  327 

5 058  754 

3  343  535 

2  803  495 

5  175  9ii 

%  des 
Gesamte 

9,24 
6,76 

10,02 

13,24 

12,74 

14,82 

9,80 

8,22 

IS,' 7 


34  123392 


1895 
1896 

1897—98 
1899-1901 


Vergleichende  Uebersicht  über  die  Hauptziffern  für  1895-1901. 


Gesamtzahl 
der  < lensiten 

in  Mill. 

1,152 

1.166 

',179 
1,218 


Gesamt- 
Veranlagung^. 

Süll 

in    Mill 
31,050 
31,046 
31.833 
34,123 


1  0  11  e 


Höhe  des 
veranlagten 
Vermögens 
11  Mark 
63917805 
64  024  1 78 
65676915 
69  906  912 


Kapitalwert 

der 
Schulden 

9727788 
10317936 

10778749 
12  227  300 


2.  Die  V.  in  Hessen.  Durch  das  G.  v  12 
August    lsyy  wurde   mit  der  Neugestaltung 
dei  direkten  Steuern  in  Hessen  dem  Steuer- 
tem    eine    ergänzende    Vermögenssteuer 
■lugt.    Auch  hier  soll  nunmehr  die  Ein. 
kommensteuer,    die  durch    eine  ergänzende 
Vermögenssteuer  verstärkt  ist.  den  wesent- 
licher,  Träger    der    staatlichen    Erwerbsbe- 
rung   bilden.    Zugleich   sind    mit    der 


Einführung  der  ergänzenden  Vermögens- 
steuer die  bisher  bestehenden  Ertragssteuern 
die  Grund- (Gebäude-),  Gewerbe-  und  Kapi- 
talrentensteuer, als  Staatssteuern  aufgehoben 
worden.  Der  \  ermögenssteuer  unterliegen  alle 
(physischen)  Personen,  die  als  Inländer,  hes- 
sische Staat  -,  1  »gehörige ,  Reichsangehörige 
oaer  Reichsausländer  ihren  Wohnsitz  oder 
A  Ml.  Mit  halt  imGrossherzogtum  haben,  und  ohne 
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Rücksicht  auf  die  Staats-  oder  Reichs 
b.öri°keit  alle  Personen  uach  Massgabe  ihres 
in  inländischem  Grundbesitz   und  Ge\s 

.  b  angelegten  Vermögens.  Steuerobjekt 
las   Vermögen,    'las  "in   Grundstücken, 
uden     Bergwerkseigentum    oder    selb- 
ständigen Rechten  besteht,  das  Anlage-  und 
Betriebskapital    land-    und    forstwirtschaft- 
Betriebe,  des  Bergbaus  und  der  stehen- 
Gewerbe,  das  durch  Kapital-  und  Geld- 
rungen jeder  Art  und    durch  Urheber-. 
t-   und  Verlagsrechte    gebildete   Ver- 
,i  sowie   der  nach  bestimmten  Grund- 
sätzen  zu   ermittelnde   Kapital-wert  der  Be- 
lüge   aus  Apanagen,    Leib-   und  Zeitrenten. 
Utenteils-  und  Auszugsrechten,  Lei!  igedingen 
und  anderen  lebenslänglichen  oder  befristeten 
werten  Bezügen.    Dabei  werden  hinzu- 
-   ehnet  dem  Fideikommissbesitzer  das  zu 
FideikommisstiftunggehörigeVermi  _■■  ■  . 
dem    Haushaltungsvorstande    das  ^  ermögen 
8er  (unselbständigen)  Haushaltungsgenossen 
und    den    Mitgliedern     von    Gesellschaften, 
Vereinen  etc.    ihr  Anteil    am  Gesellschafts- 
irermögen.    Vom     rauhen    Vermögen  dürfen 
in    Abzug    gebracht    werden    alle    Kapital- 
Bchulden  mit  Ausnahme   der  Haushaltungs- 
echulden    und    der    Kapitalwert     einzelner, 
benannter,    rechtsverbindlicher    Lasten    auf 
steuerpflichtigen  Vermögensteilen.    Die  ab- 
sfähigen   Kapitalschulden    müssen    auf 
einem  im  Grossherzogtum  veranlagten  Ver- 
n  ruhen    oder   -wenigstens    mit  diesem 
in  Verbindung  stehen. 

Vou  der  Vermögenssteuer  sind  befreit 
die  Mitglieder  des  grossherzoglichen  Hauses, 
Personen  im  Genüsse  der  Exterritorialität, 
die  ausserhalb  Hessens  gelegenen  Grund- 
stücke und  Gebäude,  die  Anlage-  und  Be- 
triebskapitalien ausländischer  Land-  und 
F  T-twirtschafts-,  Bergbau-  oder  stehender 
Gewerbebetriebe  und  das  Mobiliar.  Hausrat 
and  sonstige  Gebrauchsgegenstände.  Ferner 
werden  zur  Vermögenssteuer  nicht  heran- 
gezogen Personen  mit  einem  Vermögen  bis 
elternlose    Minderjährige 


jen: 

1.1  ini  m  Vermögen   vo  i  3 

bis    ! M.   für  3 -   i M.    1,65  M. 

,ui,!  steigen  l»-i  höheren  Vermögen  bis  aus- 
schliesslich 3 lOM.  für 

LI M.  um  ii.:,:,  M.  jährlich; 

2.  bei  einem  Vermögen  von  3 »' 

bis  60000  M.  füi    -  i  ' M.    16,50 

Mark    und    steigen    I  ren    Vermögen 

bis  ausschliesslicb  60000  M.  für  jede  an- 
gefangenen 2000  M.  um  je  1,10  M.  jähr- 
lich : 

3  Vi  ei  einemVermöge  i   von  60000 

bis  ! M.    für  601 63 M.   33  M 

und  steigen  bei  höheren  Vermögen  bis  aus- 
schliesslich 90000  M.  für  jede  angefangenen 
:; M.  um  1.65  M.  jährlieh; 

4  bei  einem  Vermögen  von  90000 
bis  150000  M.  für  90000— 9400n  M. 
49,50  M.  und  steigen  bei  höheren  V 
I  ;-  ausschliesslich  150000  M.  für  jede 
angefangenen  4000  M.  um  2,20  M.  jähr- 
lich; 

5.  bei  einem  Vermögen   von  1500t»)  bis 

300000 M.  für  150000—156 M.  82,50 M. 

und  steigen  bei  höheren  Vermögen  bis  aus- 
schliesslich ! WM.  für  jede  angefange- 
nen 6000  M.  um  je  3.3t»  M.  jährlich; 

6   bei  einem  Vermögen   von  3 (0  M. 

und  mehr  für  300000  M.  bis  310000  M. 
165  M.  und  steigen  bei  höheren  Vermögen 
für  jede  angefangenen  10000  M.  um  je 
5,50  M.  jährlich. 

Die  Veranlagung  zur  Vermögens- 
steuer, fiü-  die  im  allgemeinen  die  gleichen 
Grundsätze  wie  für  die  Einkommensteuer 
gelten,  wird  gleichzeitig  mit  der  Veranlagung 
dieser  vorgenommen  und  zwar  durch  die 
für  den  letzteren  Zweck  gewählten  Kom- 
missionen. Für  die  Vermögenssteuerpflich- 
tigen, deren  emkommensteuerpfliohtig-  - 
samteinkommen  2  600  M.  und  mehr  beträgt. 
oder  für  den  Fall,  dass  sie  nicht  einkommeu- 
steuerpflichtig  sind,  deren  steuerbares  Ver- 
,  den  Betras-  von  60000  M.  und  mehr 


zu    3000   M.    und 

und   erwerbsunfähige  Pereonen    talje-   ^clt^ändaieVeranlagungskomnus 

samtvermögen  bei  einem  Liesamtemiommen    A      T     Uto;,lino.   llnf1  fr„.  allp  steuerDflich- 
von  weniger    als    750  M.    den  Betrag    von 


10000  M.  nicht  übersteigt.  Die  gleiche 
Befreiung  geniessen  unter  den  gleichen  A  or- 
au-setzunejen  "Witwen,  wenn  sie  nicht  durch 
freiwillige" Vermögensal'tretunsen  an  Kinder 
oder  sonstige  Angehörige  ihr  Vera 
unter  den  gesetzlichen  Minimalsatz  ver- 
mindert haben.  Endlich  bleibt  ausser  An- 
satz der  Kapitalwert,    den    die  L      - 


der  I.  Abteilung   und  für  alle  Steuerpflich- 
tigen mit   einen:   _       igeren  Vermögen 

n    der  II.  Abteilung  der  Einkommen- 
steuer   zuständig.     Im    einzelnen  sind  dann 
für    die   Berechnung    des    steuerpflicl 
Vermögens      besondere      Vorschriften      er- 
flossen. 

Die  Vermögenssteuer  wird  zugleich  mit 
der  Einkommensteuer  erhoben.    Ertrag 


saiz  uei   .Riiuiuu^cii.    uoi    •..•-   ^- •--  — -— 

Witwen-,  Waisen-   und  Pensionskassen,  aus  ,  aussichtlich  i:  1,980  Miü.  Jtt. 
der  Kranken-,  Unfall-.  Alters-  und  Invalidi- 
tätsversicherung,   aus     Dieustverhälti 
sionen  oder   legatarischen  Zuwendungen  an 
Hausstandsmitglieder  darstellen. 


Handwörterbuch  der  Staatswissensehaften. 


3.    Die     braunsehweigische     Ergän- 

zunzssteuer.      Die  braunsehweigische  Er- 
gänzungssteuer   uach   G.    v.  11.  März 
trifft    die  einkommensteuerpflichtigen   phy- 

Zweite  Auflage.    VII. 


434 


Vermögenssteuer 


sischeo  Personen  (die  Staatsangehörigen  mit 
Wohnsitz  und  Aufenthalt  im  Herzogtume, 
die  Reichsangehörigen  und  Reichsausländer 
mit  Wohnsitz  oder  dauerndem  Aufenthalt  in 
Braunschweig),  Personen  nach  Massgabe 
ihres  im  Herzogtume  belegenen  Grundbe- 
sitzes oiler  ihres  in  Land-  und  Forstwirt- 
schaft, Bergbau  oder  (stehenden)  Gewerben 
angelegten  Geschäftskapitals  und  endlich 
ruhende  Erbschaften,  soweit  sie  der  Ein- 
kommensteuer unterliegen.  Die  Besteuerung 
erstreckt  sich  auf  das  gesamte  bewegliche 
und  unbewegliche  Vermögen  nach  Abzug 
der  darauf  lastenden  Schulden,  soweit  sie 
auf  steuerpflichtigen  Vermögensobjekten 
ruhen,  und  des  Kapitalwerts  aus  Vermögens- 
massen zu  entrichtender  Apanagen  und 
rechtsverbindlicher  Leistungen.  Die  zu  einer 
Familienstammguts-  oder  Fideikornmissstif- 
tung  gehörenden  Vermögensobjekte  werden 
dem  jeweiligen  Familieustiftungs-  und  Fidei- 
kommissbesitzer,  ungeteilte  Erbmassen  den 
Erben  nach  Massgabe  ihres  Erbteils,  das 
Gesellsehaftsvermögen  einer  nicht  steuer- 
pflichtigen Erwei  Iisgesellschaft  den  einzelnen 
Teilnehmern  nach  Massgabe  ihres  Anteils 
und  das  Vermögen  der  unselbständigen 
llaushaltungsgenossen  dem  Haushaltungs- 
vorstande zugerechnet.  Für  die  Berechnung 
der  in  Geld  schätzbaren  Vermögensobjekte 
sind  besondere  Regeln  aufgestellt.  Von  der 
Ergänzung»!. Min  sind  befreit:  Grundstücke 
ausserhalb  des  Herzogtums,  land-  und  forst- 
wirtschaftliche, bergbauliche  und  gewerb- 
liche Anlage-  und  Betriebskapitalien,  die 
ausserhalb  des  Herzogtums  untergebracht 
sind.  Möbel,  Hausrat  und  sonstige  körper- 
liche Sachen,  wenn  sie  nicht  Zubehör  eines 
Grundstücke  oder  Bestandteil  eines  Anlage- 
oder  Betriebskapitals  sind,  Personen,  deren 
steuerbares  Vermögen  den  Gesamtwert  von 
6000  M.  nicht  übersteigt  oder  deren  steuer- 
bares Vermögen  bei  einem  gesamten  Jahres- 
einkommen von  höchstens  900  M.  nicht 
mehr  als  12000  M.  betragt,  und  endlich 
weibliche  Personen,  die  minderjährige  Fa- 
mihenmitglieder  zu  unterhalten  haben,  vater- 
lose  Waisen-  und  Erwerbsunfähige,  insofern 

ihr  steuerbares  Vi  rmögen  2 0  M.  und  ihr 

steuerpflichtiges  Jahresi  inkommen  1200  M. 
nicht  übersteigt.  Steuerpflichtigen  mit  einem 
Jahreseinkommen  bis  9500  M.,  deren  Ein- 
mensteuer  wegen  besonderer,  ihre  Leis- 
tungsfähigkeit wesentlich  beeinträchtigender 
umstände  um  höchsten:-  drei  Stufen  herab- 
gesetzt wurde,  kann  bei  Veranlagung  zur 
Ergäiizungs.-ti-iii.T     eine     Enn,i  um 

höchstens  zwei  Stufen  gewährt  werden,  so- 
fern das  steuerpflichtige  Vermögen  nicht 
mehr  als  32000  M.  beträgt. 

Die  Steuersätze  betragen  in  den  Ein- 
i  'i  :"'i  einem  Vermögen  von 


mehr  als 

M. 

M. 

M. 

6  000  bis 

einschliessl 
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70000 
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und  steigt  bei  höheren  Vermögen  bis  200  000 
für  jede  angefangenen  10000  M.  um  2,50  M., 
bei  solchen  von  200000 — 220  000  M.  beträgt 
die  Steuer  50  M.  und  steigt  bei  höheren 
Vermögen  für  jede  angefangenen  20000  M. 
um  je  5,00  M.  Werden  Teile  des  Einheits- 
satzes für  sich  oder  neben  vollen  Einheits- 
sätzen ausgeschrieben,  so  wird  der  von 
jedem  Steuerpflichtigen  zu  entrichtende  Be- 
trag dergestalt  abgerundet,  dass  die  Beträge 
von  1 — 5  Pf.  gar  nicht.  Beträge  von  6  bis 
9  Pf.  als  10  Pf.  gerechnet  werden. 

Für  die  V  e  r  a  n  1  a  g  u  n  g  zur  Ergänzungs- 
steuer sind  im  allgemeinen  die  gleichen 
Grundsätze  wie  diejenigen  für  die  Einkom- 
mensteuer massgebend.  Als  Veranlagungs- 
kommissionen wirken  die  gleichen  wie  für 
die  Veranlagung  der  Einkommensteuer. 
Für  jeden  Veranlagungsbezirk  wird  ein 
Schätzungsausschuss  gebildet,  der  die  er- 
forderlichen Wertermittelungen  zu  pflegen 
hat.  Der  Steuerpflichtige  kann  jedoch 
Selbstangaben  (Vermögensanzeigen)  machen. 
Die  Ergänzungssteuer  wird  gleichzeitig  mit 
der  Einkommensteuer  erhoben. 

4.  Die  V.  in  den  Niederlanden.  Die 
Reform  der  direkten  Steuern  in  den  Nieder- 
landen vom  Jahre  1892  hat  ein  viergliedriges 
Steui  isystem  begründet,  das  aus  einer  Grund-, 
Personal-,  Gewerbe-  und  einer  Vermögens- 
steuer  zusammengesetzt  ist.  Der  Vermögens- 
steuer (G.  v.  27.  September  1892)  unterliegt  das 
gesamte  Vermögen  aller  Personen,  die  inner- 
hall) des  Reiches  ihren  Wohnsitz  haben 
oder  Aufenthalt  nehmen.  Dabei  wird  der 
Wert  der  bebauten  und  unbebauten  Grund- 
stücke auf  das  20  fache  des  steuerbaren  Er- 
trags  nach  der  letzten  Schätzung  veran- 
schlagt oder  es  kann  der  Steuerpflichtige 
den  Verkaufswert  deklarieren.  Effekten, 
Wertpapiere  sind  auf  ihren  Geldwert  nach 
den    zuletzt    bekannt    gewordenen  Ermitte- 
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taugen  hypothekarische  und  andere  Schuld- 
forderungen auf  den  Betrag  des  Kapitals  zu 
schätzen.  Schiffe,  Fahrzeuge,  Schuten  mit 
Zubehör,  feste  und  lose  Werkzeuge  und 
Gerätschaften  in  Fabriken  und  Werkstätten, 
Pferde  und  Wagen  aller  Art  und  zu  jedem 
Zweck,  Vieh,  landwirtschaftliche  Gerate, 
Bandelsvorräte  und  alle  übrigen  Sachen 
werden   nach   dem  Geldwert  unter  Berück- 


5.  Die  V.  in  den  Schweizer  Kantonen. 
Kin  typisches  Merkmal  der  Finanzpolitik  in 
den  Schweizer  Kantonen  ist  die  Beibehal- 
tung der  älteren  Vermögenssteuern  sowie 
die  mannigfachen  Versuche,  dieselben  mittelsl 
eigenartiger  Umbildungen  und  Eh 
den  modernen,  veränderten  Wirtschaftsver^ 
hältnissen  anzupassen.  Bis  heute  herrsch! 
hier  ausnahmslos  der  Grundsatz  vor,  bei  der 


werten    naeli    nein  ueiuweri   umei   uauui-    ..........  ■■--—- ..   ■ 

Egung  ihrer  Bestimmung  gewertet.    Von   direkten  Besteuerung  vom   Vermögen    aus 

te  Vermögenssteuer    sind    befreit    Möbel,  zugehen.    Zwar  sind  mal,,.  Rani nmehr 

Eeider  Lebensmittel,  wissenschaftliche  und  oder    weniger    entschieden.     B       ebungen 

X.n     i  y;u.,„.,n,.i,.,n   aufgetaucht,  von  der  Vermögenssteuer  m  die 

allgemeine    Einkommensteuer    überzugehen, 
ohne     indes     festen     Boden    gewinnen    zu 


Kunstgegenstände,    Gold-    und  Silbersaehen 
/.am     Privatgebrauch,      Policen      laufender 
Lebensversicherungen,   der  Kapitalwert  von 
Leihrenten  und  Pensionen,  Güter,  an  denen 
andere    Personen  Niessbrauch    haben,    der 
Wert    noch    nicht    fälliger  Termine.    Besol- 
dungen  etc.    Zum  Abzug  vom  Kapitalwert 
sind  zugelassen :    Schulden    und  Lasten  .auf 
ler.  Vermögensobjekten,  der  20  fache  Jahres- 
etrag    der    zu    entrichtenden    Leibrenten, 
Pensionen    und    Renten,    der    Betrag    für 
litmässige   oder   vertragsmäßige  Reich- 
nisse  an  Lebensunterhalt.    Wohnungen    und 
indere  Leistungen  an  dritte  Personen.    Ver- 
mögen bis  zu  einem  Betrage  von  13000  fl. 
sind  steuerfrei 


Die 


Steuersätze    betragen    bei    Ver-   men fassen: 


können.  Nur  in  Basel-Stadt  gelang  es  we- 
nigstens eine  Zeit  lang  (1840—1866),  eine 
progressive  Einkommensteuer  zu  erreichen. 
Indessen  ist  gleichwohl  ein  stetes  Vordrin- 
gen des  Einkommensteuergedankens  wahr- 
nehmbar, welcher  die  Vermögenssteuer  zer- 
setzt, wie  die  Zugesellung  des  unfundierten 
Einkommens  als  selbständiges  Steuerelement, 
und  das  Auftreten  von  Ergänzungen  zu 
einer  Verbindung  von  Vermögens-  und  Ein- 
kommensteuern führen.  Die  Vermögens- 
steuern in  den  einzelnen  Kantonen  lassen 
sieh    in   fünf   Gruppen  systematisch  zusam- 


von    13000     bis     ausschliesslich 

14 '«in  fl.  2  fl.,   bei   solchen   von  14 .i  bis 

15000  fl.   4  fl.,    von  Vermögen    von  15000 
bis  200000  fl.   sind    für  jedes  angefangene 


1.  Erste  Gruppe:  Vermögens-  und 
allgemeine  Einkommensteuer  (Ba- 
sel- Stadt).  Hier  wird  alles  Vermögen 
durch   die  Vermögenssteuer  und  dann  alles 


bs  200000  i.   sind    iur  jedes   angerangeiie   «ttut   «^    ,v,x~~or~~ ,. 

i ,1    125  fl    zu  entrichten,  mit  welchem   Einkommen    (fundiertes   und    unfundiertes) 

¥      .  '■  i"  "„i;      ,,    ..,  .  ......  -n    A.„.r.^  rUaPinL-nmmenstenercretroften.  Dieses 


der  Vermögenswert  10000  fl.  überschreitet. 

Bei  Vermögen  von  über  2 00  iL  besteht 

ein  fester  Steuersatz  von  237,50  fl.  sowie  ein 
Zuschlag  von  2  fl.  für  jedes  volle  1000  fl., 
nüt  dem  der  Wert  des  Vermögens  den  Be- 
trat von  '_' h«1  fl.  überschreitet. 

Mit    der    Veranlagung    der  Vermögens- 
er,    die  in  der  Aufenthaltsgemeinde  des 


durch  die  Einkommensteuer  getroffen.  Dieses 
Rechtsverhältnis  ist  historisch  aus  dem 
Umstände  zu  erklären,  dass  unter  allen 
Kantonen  Basel-Stadt  allein  zuerst  von  der 
allgemeinen  Einkommensteuer  ausging  und 
erst    1866    die    Vermögenssteuer  ergänzend 

hinzufügte.  . 

'    Zweite  Gruppe:  Vermögens-  i: 


Steuer,    die  m  der  Auieutnaitsgenieiuue  ues         -.  ~.  —   --  - r*  -  mensteuer 

Pflichtigen  erfolgt,  ist  der  Registratursteuer-  ast  allgemeine  Eink^m^nste^r 
Inspektor  des  Bezirks  betraut.  Es  wird :  ,Basel-Laud).  ^^^oo^te^er 
TOn  den  Gemeindevorständen,  namentlich  das  Ve™0^/^*erdJe™°z^nSerb 
flnrch  Einsicht  in  die  Kommuna&bgabere-  und  unabhängig  davon  dei  ganze  jtfweio 
rister  unter'  itz  Auf  Graod  eüiä  Ver-  durch  die  Einkommensteuer  belastet  sodass 
z^hni^tlafdie^aeh  allgemeiner  Ver-  auch  hier  dasfundkrte  Ernkon.men  =al 
mutung  steuerpflichtigen  Personen  aufführt,  besteuert  wird  ^^~^el^^. 
erhalten  dieselben  ein  Anzeigeformular  zur  hiervon  die  Geldkap  tal ~  ^klle 
Ausfüllung,  Unterzeichnung  und  Rückleitung  Vennogenss  ^  ^™^n,-  und 
an  die  Steuerbehörde.  Nach  diesen  An-  3.  Dntte  Gruppe  Yermogeus  una 
gaben  ist  dann  die  Vermögenssteuer  zu  ver-  ergänzende  Ei  .  1  o  m  m^n  s  e  » 
anlagen.  Bei  Unterlassung  der  Vermögens-  gtahl  :  J  J-^  SteueSb  ekf  tm^ 
anzeige    wird    che    Veranlagung   von    Amts   Grundsatz  ist  nier,   u _a. .  dtellem    zu 

Der  Ertrag,  der  %£*%£*»?££,*  |Smeu 
den  aus  dem  Vermögen  herrührenden  und 
der  Vermögenssteuer  bereits  unterworfenen 
Ted  auszuscheiden,  wird  ein  Abzug  von  4 


uiederländischenVermögenssteuer  belief  sieh : 


1893  auf 
1895     .. 

IS'.  IT     .. 

1898  ., 

1899  .. 

1900  .. 


5,730  Mill.  fl. 

6.870  „       „ 

6,950  .. 

7,000  . 
7,000 

7,100  .. 


bis  5%  gestattet.  Im  einzelnen  herrschen 
dabei  mancherlei  Abweichungen.  In  Bern 
und    Graubünden    fällt    der   landwirtsehaft- 
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liehe  Erwerb  überhaupt  aus.  Iu  Schaff- 
hausen und  Luzera  findet  eine  seheinatiscke 
statt,  dort  zu  W/o  von  den 
mit  TT)",!  bewerteten  landwirtschaftlichen 
Gütern,  hier  zu  20  °/o,  der  durchschmttiiehen 
b  kftBschatzung  einschliesslich  der 
Gebäude,  so  dass  diese  zu  einer  Quote  der 
Erwerbssteuer  unterliegen.  In  Bern  unter- 
i  der  Vermögenssteuer:  Grund  und 
Boden  und  Hypothekeukapitalien,  während 
die  übrigen  Leihkapitalien,  Besoldungen  und 
der  Betrieb  von  Handel  und  Gewerbe  nach 
ihrem  vollen  Einkommen,  jedoch  abzüglich 
des  Zinses  für  Immobilien,  unter  die  Ein- 
kommensteuer fallen.  Pensionen,  Leibge- 
dinge und  Renten  werden  bald  von  der 
Einkommensteuer  (Thurgau,  Schaffhausen, 
Neuenburg,  Bern,  Basel- Land,  Aargau,  Bun- 
desgesetz über  den  Militärpflichtersatz),  bald 
von  der  Vermögenssteuer  (IM,  Luzem,  Ob- 
walden,  Nidwaiden,  Freiburg,  Genf)  ge- 
troffen. Eine  Assimilierung  geschieht  meist 
dadurch,  dass  die  betreffenden  Bezüge  mit 
20  vervielfacht  werden.  In  Waadt  sind 
Nutzungen,  Renten  und  Pensionen  ebenso 
wie  das  Arbeitseinkommen  der  Mobiliarver- 
mögenssteuer zugesellt,  werden  aber  ge- 
trennt gehalten.  Jene  steuern  als  »lebens- 
länglich gesichertes  Einkommen«  weniger 
als  das  Vermögen,  aber  mehr  als  das  Ar- 
beitseinkommen. 

4.  Vierte  Gruppe :  Vermögens- 
steuern nebst  einer  die  ergän- 
zende Einkommensteuer  vertre- 
tenden Steuerart.  Hierher  gehört 
Appenzell  A.  Rh.,  wo  die  Besteuerung  des 
Einkommens  principiell  anerkannt  ist,  soweit 
es  nicht  bereits  der  Vermögenssteuer  unter- 
liegt, und  bestimmt  wird,  dass  solches  Ein- 
kommen bei  der  Vermögensfeststellung  mit 
berücksichtigt  werde.  So  vertritt  die  Ver- 
mögenssteu.-r  zugleich  die  Einkommensteuer. 
Wallis  und  Freiburg  haben  die  Einkommen- 
steuer  zu  ihrem  grössten  Teile  durch  eine 
äusserlich  gestaltete  Gewerbesteuer  im  In- 
teresse der  einfacheren  Handhabung  und 
des  grösseren  Ertrages  wieder  ersetzt.  Tessin 
fügte  srinei'  unverändert  beibehaltenen  Ver- 
mögens- und  Einkommensteuer  eine  Han- 
dels- und  Gewerbesteuer  hinzu,  so  dass 
Handel  und  Gewerbe  doppelt  getroffen  wer- 
den. Genf  hat  eine  Mobiliarvennögens^toiter 
und  eine  Grundwert-  und  Hauszinssteuer. 
An  Stelle  der  Einkommensteuer  funktioniert 
eine  Gewerbe-  und  Haushaltungssteuer 
(Personalabgabe).  Schwyz,  Glarus  und 
Nidwaiden  erheben  als  schwache  Vertreter 
der  Einkommensteuer  neben  einer  Vermö- 
äteuer  mir  eine  Personalsteuer,  welche 
in  Nidwalden  nicht  einmal  obligato- 
ist  und  thatsächlich  auch  nicht  erhoben 

'>.   Fünfte  Gruppe:    Unvollkommene 


Vermögenssteuer.     In    dem    Bereiche 
dieser    letzteren    fehlen    ganze   Vermöf 
steuern  und  bestehen  nur  Grundsteuern  mit 
einem     Steuerabzugsrecht     des     Schuldners 
gegenüber  dem  Gläubiger. 

Steuertechnische  Einheiten: 
Objekte  der  Vermögenssteuer. 
Alle  Vermögensgattungen  sind  nur  in  Aar- 
gau, Appenzell  A.  Rh.,  Neuchatel  und  dem 
Gesetzesbuchstaben  nach  in  Basel-Stadt  der 
Vermögenssteuer  unterworfen.  Von  den 
Steuerbefreiungen  verdienen  folgende 
erwähnt  zu  werden: 

a)  Befreiung  des  Jahresertrags. 
In  Bern,  Wallis  und  Freiburg  findet  keine 
Besteuerung  der  Ernte  statt,  da  das  Steuer- 
system mir  Liegenschaften  und  Leihkapi- 
talien erfasst.  Schwyz  und  Thurgau  lassen 
die  zum  landwirtschaftlichen  Betriebe  er- 
forderlichen Fonds  frei,  Basel-Land  alle  Vi  er- 
rate selbst  erzeugter  Produkte.  Genf  ver- 
zichtet auf  eine  Besteuerung  der  nicht 
verkauften  Ernten  bis  ein  Jahr  nach  der 
Einheimsung  und  Schaffhausen  auf  die 
Bodenerzeugnisse,  Pachtbeträge  und  Ernten 
des  vorangegangenen  Jalires,  soweit  sie  im 
Besitze  des  Eigentümers,  Nutzmessers,  Päch- 
ters oder  Teilpächters  bleiben.  Diese  An- 
sätze zur  Steuerfreiheit  finden  eine  Ausdeh- 
nung nirgendwo  auf  Gewerbe  und  Industrie, 
noch  bei  Leihkapitalien. 

b)  Befreiung  der  Barschaft  von 
der  Vermögenssteuer  ist  in  Basel-Land  aus- 
drücklich anerkannt,  während  dieselbe  in 
den  übrigen  Kantonen  zwar  strittig,  aber  im 
allgemeinen  doch  wohl  als  zu  Recht  bestellend 
angenommen  werden  darf. 

c)  B  e  f  r  e  i  u  n  g  d  e  r  H  a  n  d  w  e  r  k  s- 
u  n  d  F  e  1  d  g  e  r  ä  t  e.  Diese  sind  schlecht- 
weg steuerfrei  in  üri,  Zug,  Obwaldeu,  St. 
Gallen,  Glarus,  Genf,  Bern,  Wallis  und 
Nidwalden  ('?),  nur  die  dem  Steuerpf richti- 
gen zu  eigenem  Gebrauch  dienenden  in 
Sehaffhausen  und  Thurgau,  die  vom  Steuer- 
zahler benutzten  in  Zürich  und  in  Grau- 
bünden bis  zum  Wertbetrage  von  lOOfi 
Francs. 

d)  Befreiung  des  Viehs  ist  eine 
unbedingte  in  Bern,  Wallis,  Freiburg  und 
Zug  ('?),  in  Schwyz,  Graubünden  und  Genf 
ist  sie  beschränkt  auf  die  zum  landwirt- 
schaftlichen Betriebe  notwendigen  Vieh- 
häupter und  in  Schaffhausen  erstreckt  sie 
sich  auf  einzeln  gehaltene  Ziegen,  Schweine 
etc.  für  den  Lebensunterhalt'  der  Familie 
sowie  auf  das  Federvieh.  Wird  dagegen 
damit  in  grösseren  Partieen  gewerbsmässiger 
Handel  getrieben,  so  sind  diese  Gegenstände 
der  Steuer  unterworfen. 

e)  Befreiung  des  Hausmobi- 
liars. Im  weitesteu  Sinne  fällt  dasselbe 
aus  in  Bern,  Wallis,  Freiburg,  thatsächlich 
auch  in  Basel-Stadt,  »Hausgeräte  und  Haus- 
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tst  auch  in  Obwalden,  St.  Gallen,  Glarus 
and  Zug.  In  Schaffhausen  ist  die  S 
befreiung  an  die  Benutzung  des  Hausrats 
m  Gebrauche  gebunden.  Nicht 
befreit  sind  demgemäss  Gold-  und  Silber- 
waren,  Knnstgegenstände  zu  spekulativen 
/.werken.  Einrichtungen  über  den  Eamiheu- 
;  hinan-  zum  Erwerbe,  wie  bei  Fuhr- 
baltereien,  Pensionen,  Hotels.  Wirtschaf- 
ten etc. 

Bewertung    der    ^  ermogens- 
. .  1  ■  i  e  k  t  e    zeigt    die    immer    mehr  hervi- 
,de  Tendenz  des  weiteren  Eindringens 
Einkommensteuerprincipes. 
G r u n  d st  ü  e  k  e.    Der  Verkehrswert 
wird  in  Basel-Land.  Glarus,  Nenchatel.  Lu- 
zern     Genf,    Bern.     Freibmg'.     Wallis    und 
Thurgau    (?).    der      wahre    Wert      in   Zug. 
Zürich     St.    Galleu.    ein    wahrer    mittlerer 
Wert   in  l  »bwaldeu   zu  Grunde  gelegt.    %o 
Wertes   kommen   in   Appenzell   A.  Rh., 
i  de-  zehnjährigen,  durchschnittlichen  V er- 
äwertes  in  Schaffhausen,  der  im  öffent- 
lichen   Handel    und   Verkehr   übliche   Ver- 
kaufswert  in  Schwyz,   die  laufenden  Preise 
nuter  Berücksichtigung  des  Ertrags  und  der 
Brtragsfähigkeit   in   Graubünden   in  Ansatz. 
In  Tri  geschieht   die  Schätzung   nach  \  er- 
kaufswert    und    Erträgnis,    in    V  aadt    nach 
dem  Mittelpreis    auf    Grund    der    fünfzehn 
:-:i. ..;.,,„  r-^Vaiifcnroicp  und  Reinerträenisse 


c)  Kapitalien.    Eine  Berücksichtigung 
-    findet  hier  in  di  Kan- 

statl .     welche     den     Verl 
(Kurswert)  zur  Grundlau 
zell   A.  Rh.,   Ba  3t. 

(irauhünden.    Luzern,    Nenchatel,    Gl 
Schaffhansen,    Waadt,    Zug,    Zürich. 
Teil  werden,   wie  in  Waadt.   Bök 
besonders  herausgehoben,  wobei  der  Januar- 
kurs   entscheidend    ist.     In    Bern    werden 
Hypotheken,    jährliche    Zinsen    und   Renten 
mit  dem  '-'.".fachen  Betrage  zur  V 
Steuer  veranlagt,  bei  den  übrigen  Kapitalien 
ist   der   wirkliche  Ertrag  ausschlaggebend, 
da   dieselben    der  Einkommensteuer   untes 


Jhrigen  Verkaufspreise  und  Reinerträgnisse, 
in  largau  nach  dem  Mittel  aus  dem  zehn- 
jährigen Durchschnitte  der  Verkaufspreise 
und  dem  durchschnittlichen  Reinertrags- 
Wf-rte  und  in  Luzern  nach  dem  durchschnitt- 
lichen Verkaufswerte  der  letzten  zwanzig 
Jahre.  Die  Waldungen  werden  teils 
den  Grundstücken  gleichgestellt,  teils  er- 
fahren sie  eine  besondere  Behandlung. 
Während  in  Appenzell  A.  Rh.  die  Li< 
schaften  mit  '■'  10  eingesteuert  werden,  wer- 
fen die  Forsten  nach  dem  Alter  tob 
bis  s  10  beigezogen  und  in  Schaffhausen  auf 
Brand  der  nachhaltigen  Ertragsfähigkeit 
ohne  Berücksichtigung  des  jeweiligen  Holz- 
bestandes  veranlagt. 

b)  Gebäude.  Der  Nettoertrag  und 
zwar  ganz  rein  ist  massgebend  für  die  \  •  r- 
anlagung  zur  Vermögenssteuer  m  Gent 
Ein  \bzng  zwischen  10  und  30%  je  nach 
dem  baulichen  Zustande  ist  statthaft  in 
Graubünden.  Uri,  Schwyz,  Appenzell,  Ob- 
walden.  Ein  Mittelpreis  zwischen  dem 
fünfzehnjährigen  durchschnittlichen  \  er- 
kaufspreise  und  dem  Reinerträge  kommt  in 
Waadt  in  Ansatz.  -  3  des  Kaufwertes  unter 
Berücksichtigung  des  Ertrags  in  \\  allis.  der 
Verkehrswert,  eventuell  der  wahre  "\\  ert  m 
Schaffhausen.  St.  Gallen,  Nenchatel,  Luzern. 
Freiburg,  Basel-Land  und  Bern  und  der  \  er- 
sicherungswert  in  Glarus  und  Thurgau.  In 
Genf  und  Schwyz  sind  die  landwirtschaft- 
lichen Gebäude  steuerfrei. 


.     Freiburg,    Thurgau.   Schwyz. 
wählen  und  Walhs  gehen  vom  Nomina, 
aus.    zürn    Teil    gesellen    sich   hierzu    noch 
weitere,    detaillierte   Vorschriften 
Lebensversicherungspolicen  werden  in  Grau- 
bünden. Schaffhausen  und  Waadt  als  Kapi- 
talvermögen  in   der  Höhe   der  eingezahlten 
Prämien  betrachtet,    nur  dass  Schaffhausen 
im  Wege    des    einfacheren   Vollzugs 
der  eingezahlten  Prämiensummen  als  diesen 
Wert  gelten  lässt. 

d)  Debrige  bewegliche  Habe. 
Bei  dieser  wird  regelmässig  der  Verkehrs- 
wert angenommen,  soweit  dieselbe  über- 
haupt der  Stenerpflicht  unterliegt.  Bei 
veränderlichen  Vermögensbeständen  kommt 
bisweilen  ein  durchschnittlicher  Verkehrs- 
wert in  Ansatz,  wie  bei  Warenlager  und 
gewissen  Einrichtungen  (Uri).  Der  Durch- 
schnitt bezieht  sich  auf  schwankende  Be- 
triebs°TÖssen.  In  Nidwaiden  ist  der  mittlere 
1  i  .  spreis  für  Warenvorräte  und  Rohmate- 
rialien, ebenso  für  das  Vieh  der  Ausatz. 
Der  ^nschaffungswert  wird  in  Schwyz  rur 
den  Handels-  und  Gewerbefonds  in  Betracht 


gezogen, 


bei  gebrauchten  Möbeln  öfters  der 

Nutzungswert 

Feststellung  der  Steuerkapi- 
talien. Zur  Ermittelung  der  Steuerkapi- 
talien ist  in  den  Schweizer  Kantonen  die 
Selbstschätzung  die  Regel,  die  Einschätzung 

Ausnahme.  Letztere  als  gener 
Verfahren  gilt,  abgesehen  von  demBundes- 
n  Militärpflichtersatz  nur  in 
Appenzell.  Glarus  und  Luzern.  Als  parti- 
elles Verfahren  für  Liegenschaften  in  Aar- 
eau  Appenzell  i.  Rh..  Bern.  Freiburg  und 
Genf  in  letzterem  Kanton  nicht  ganz  für 
Gebäude,  ebenso  in  Thurgau,  Un  und  V  aadt. 
Die  Einschätzung  mit  der  Bedeutung  einer 
Kontrolle  und  Minimalgrenze  besteht  m 
Schaffhausen  und  Nidwalden.  Die  Dekla- 
ration pflegt  eine  mein-  oder  minder  er- 
zwungene zu  sein.  Der  Steuerbetrug 
ist  mit  dem  2-  bis  10  fachen  Betrage 
als  steuerstrafe  bedroht  bezw.  der  Ver- 
pflichtung zur  Nachzahlung  der  vollen 
Steuer. 


Vermögenssteuer 


6.  Die  V.  in  den  Einzelstaaten  der 
nordamerikanischen  Union.  Der  Typus 
:  igenssteuern  ist  in  allen  Staa- 
ten der  Union  mit  Ausnahme  von  Dela- 
ware. Pennsylvania  und  Wisconsin  ver- 
treten.     In    New-Jersey    wird    eine    Ver- 

enssteuer  als  Specialabgabe  für  Schul- 
zwecke  erhoben.  Die  Vermögenssteuer 
beruh!  auf  Einsehätzung  des  beweglichen 
und  unbeweglichen  Vermögens  innerhalb 
der  Steuergerichtsbarkeit.  Die  Methode  der 
Veranlagung  ist  eine  zweifache.  Sie  ge- 
schieht   entweder  durch   behördliche  Taxa- 

i  oder  Einsehätzer,  die  von  den  Lokal- 
behörden  gewählt  werden  und  beim  Fehlen 
von  Vermögensanzeigen  der  Steuerpflichti- 
gen auf  Grund  von  Informationen  die  Ver- 
mögensmasse feststellen,  oder  durch  eidlich 
bekräftigte  Selbstangaben  (Vermögensanzei- 

- ler   Steuerpflichtigen,    wie    z.   B.  im 

Staat«?  New- York.  Diese  Form  der  Veran- 
lagung ist  in  vielen  Stücken  sehr  mangel- 
haft und  man  hat  daher  häufig  versucht, 
dmvh  Vergleichungen  sogenannter  Kreisaus- 
gleichskommissionen die  vorhandenen  Fehler 
zu  verbessern.  Ausserdem  ist  die  ganze 
Steuerform  dadurch  in  ihrer  Wirkung  er- 
heblich beeinträchtigt,  dass  das  bewegliche 
Vermögen  nur  unvollkommen  von  der  Ab- 
gabe erfasst  wird  und  sich  ihr  leicht  zu 
entziehen  vermag.  Von  der  Steuer  sind  in 
den  meisten  Staaten  befreit:  das  Vermögen 
der  Vereinigten  Staaten,  der  Einzelstaaten, 
der  Kreise  (Munieipalitäten),  die  Begräbnis- 
plätze. Grundstücke  und  Gebäude  zu  reli- 
giösen, Wohlthätigkeits-  und  Dnterrichts- 
zwecken,  Häuser.  Feuerspritzen  etc.,  die  den 
Feuerlös, •hniannsehaften  gehören,  öffentliche 
Bibliotheken,  Werkzeuge,  Geräte  für  den 
Betrieb  von  Landwirtschaft  oder  Gewerben, 
zu  öffentlichen  Zwecken  benutzte  Vermö- 
gensgegenstände, Hausgeräte  und  Hausmo- 
biliar  bis  zu  einem  gesetzlichen  Höehstbe- 
(100—300—1000  Schilling).  Ferner 
gemessen  eine  Steuerbefreiung  die  Schuld- 
chreibnngen  der  Union,  der  Einzelstaaten 
und  .Munieipalitäten.  mitunter  auch  die  De- 
positen der  Sparkassen,  Vermögen  in  tran- 
situ,  eingeführte  Goldbarren  in  Originalver- 
packung u.  b.  w.  Vom  Steuerkapitale 
di irten  dann  noch  die  Schulden  und  Lasten 
abgezogen  «erden,  die  auf  dem  Vermögen 
ruhen,  in  einzelnen  Staaten  bestehen  be- 
sondere Vergünstigungen  für  den  Ackerbau, 
in  anderen  für  den  Betrieb  der  Gold-, 
Silber-  und  Erzminen,  in  dritten  für  neuer- 
richtete Fabriken  u.  s.  w.  Diese  Begünsti- 
gen sind  teils  dauernde,  teils  vorüber- 
-■  nende  (z.  B.  10  Jahre  lang). 

Die    Steuersätze    sind     proportional 
fden  am  Ende  jeder  Legislatur  fe  I 
gesetzt    und    in   Cents    vom   Hundertdollar 


(oder  Mills  vom  Dollar)1),  d.h.  in  Tausend- 
stel von  der  Geldeinheit  ausgedrückt.  Di. 
Höhe  des  Steuersatzes  ist  oftmals  durch  di, 
Verfassung  limitiert  und  findet  Anwendung 
auf  die  Staatsverwaltungszwecke,  währen! 
ausserdem  noch  die  Erhebung  von  Zu- 
schlägen für  Gemeindesehulen  und  ander, 
Staatszwecke  statthaft  ist. 

Die  Steuergesetze  der  Einzelstaaten 
kranken  überhaupt  an  grossen  steuertech- 
nisehen  Unzulänglichkeiten,  und  diese  sind 
die  Wurzeln  des  unbefriedigenden  Zustandes 
der  Vermögenssteuern  in  der  Union.  Es  ist 
daher  verständlich,  dass  sich  in  den  Ver- 
einigten Staaten  mehr  und  mehr  Bewegun- 
gen geltend  machen,  welche  die  Ueberlei- 
tung  der  Arermögeussteuern  in  ein  System 
von  Einkommensteuern  befürworten.  Der 
erste  Schritt  in  dieser  Richtung  wäre  aber 
unbedingt  eine  moderne  Umgestaltung  und 
zugleich  eine  Verschärfung  der  Grundsätze 
für  die  Steuerveranlagung. 
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1819,  erste  Abhandlung.  —  Slrelin,  Revision 
der  lehre  von  den  Auflagen,  Erlangen  1821.  — 
Behr,  Lehre  von  der  Wirtschaft  des  Staates, 
Leipzig  1822.  —  v.  Seutter,  Besteuerung  der 
Völker  rechts-  und  gcldicissenschaftlieh  unter- 
sucht, 1828.  —  Mathy,  Einführung  einer  ge- 
rechten Vermögenssteuer  in  Baden,  Karlsruhe 
1831.  —  Marhard,  Theorie  und  Politik  der 
Besteuerung,  Göttingen  I8S4.  —  Lots,  Hand- 
buch der  Staatswirtschaßslehre,  Erlangen  1838, 
III,  S.  S49.  —  Bau,  Grundsätze  der  Finanz- 
Wissenschaft,    4.    Aufl.,    1859—60,    $§   402 — 404. 

—  Wirth,  Grundsätze  der  Nationalökonomie, 
Köln  1859.  ■  -  Emminghaus ,  Art.  »Ver- 
mögenssteueru  (in  Rentzsch'  Handwörterb.).  — 
Mamas.  Moderne  Besteuerung,  1870.  —  Ver- 
selbe, Freiheit  in  der  Volkswirtschaft,  Heidel- 
berg 1878.  -  Neumann,  P-ogressive  Ein- 
kommensteuer, Leipzig  187 4,  S.177ff. — Bilinski, 
Stellung  der  Vermögens-  und  Verkehrssteuern  im 


')  Daher  wird    die  Vermögenssteuer  auch 
Mill  Tax  genannt. 
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MM,  Births  Ai Ienl876.   -  Schaffte, 

„,,„, •«    //.   Tei         Bana  buch 

Staatswiss,  ,schaflcn  11   S  .    I 

Koscher,     S         IV,    i  TS.  -  Wagner, 
1     ..     .  ■■■        '  -»ersW»-. 

,,,.,-,;  ff*.  ///.  s.  -   "•'"'• 

Finanzwissenschaft,    Stuttgart    !    i 

Eheberq,     Grundriß    der    Finanzwis, *<*ft 

Scftaru     l'";h"- 
/-V.     v   2.- .rf ,.   -  M-  *■  *"**    tf, 

Ms   ?«/  Bornhafc,   4rt.   »Fer 

.     .,/  ir.  a  r.  r.  s.  / 

,;,,   Gers,    .V 

I  •-.;...   -^^ 

l'Aiyo«   MM 
W7i.   _    ■v.-.-.-fr,».    iMmpo«   progremj 

■<•'<    l'mpöt^r  le  capital  r> 

-    Seligman.     The    G 
Incom,      I.         Pohtrcal    Scvence 
tJly,     Vol.    V-).    -   ScUanz,    Steuern   de 
,eh  Seit  Beginn   des  W.Jahrhunderts,  Statt- 

.;„/,,,  ßd.  /.  s.  5«/-  -  («"»-. 

r*     t»<     Kantor,    Zürich    (m    Schani 
Fin.-Archiv,    Jahrg.  I.  S.   78).  -  Bot»"* "«  '  ■ 

ZK«    «wMte  .v ej « 

&Aa>iz'  Finanzarchiv,  Jahrg.  XI,  S.  419       ->'-■■ 
Ketsch,    Di,    /■'  "      direkten  Besteuerung 

//,       „/.    Zeitschr.  f.  V.,  Sozialpol.  u.    Verw. 
Bd    ii    s    SOSff.  —  Patten.   Finanzwesen  der\ 
.         „    ,,,„/  Städte  der  Union,    Bonn  1878. 
r    Kaufmann,    Staats-    und  Lokalfinanz, 
den    Vereinigten    Staaten    von    Nordamenb 

,   Mg.    Stat.    Arch.,    Bd.   I).   -   Xr*£ 

QU    Vermag st Staat,     New-Yorl     /■ 

{   ^    1855).  -    Schwab,    DU    Vermögenssteuer 

im    Staate    New-York,     Stoi««^. 

Studien   .    hsg.    Elster,    III.   Bd.,    *. 

Jena  : -  -  v.  Reilzenstein,    Ein, 

nal,    Finanzreform    in  Nordamerika    m .6 
y,,,..  ,,,,,.  Jahrg.   III,    S.  591  .  -  Seltgntan, 
Finanzwesen  der  Vereinigten   Suuiten  von  Nord- 
amerika   (in   Sei :'   Fin.-Arch.,    Jahrg.   12 

:i  ,    -  E.  L.   Bogort.    Die    Finanz, 
feder  Einzelstaaten  der  Nord vikatusche,, 

DM •/ IS97,   S.    <'.    -B*.-mi,  B 

T  j  ../  Taxation  of  Pennsylvanm 

of  th,    -1 ican  Economic     I 

n    1888     —  Derselbe.    Taxatim,   vn    Am, 
sLiesand  Cities,  New-York  1888.  - ■  Broglu,, 

Dell>  ],„, ta  sulla  Rendite  in  Inghelterra 

Oapitale     negli    Stat!     üniti,     Torino    1865.    — 

Jostro,,:    Di,   jwussischen   Sie, 

Stand! kte  der  Sozialpolitik  (in   Brauns  Arch. 

für    soz.    Stat.    I    G.-Gb.,    V.    Bd.,    f. 

'y,.    ,,    —Derselbe.  LH,    Vermögenssleu, 
ihn  "Einfügung    ins    preussische    Steuersystem 
rb.    f.  Bat.  u.  Stat.,    Dritte    Folge,    Bd.  IV, 
v    !„■     —  Wagner,  Beform  der  Slaatsb, 
rang  in  Preussen  (in  Schanz'  Fin.-Aj 

yjjj'-j    Gerlach,    DU    preusstsent    i 

reform' in   Staat    I  Gemeinde,    J,  ut   IS9S.— 

Glässing,      Di,      Neugestaltung     der    drehten 

Staatsbesteuerung  in  Bes. Schanz    Fin.-Arch., 

Jahrg.     VII,     S.    S90-S,  -     Bwneccerus, 

Vermögens-,  fundierte  Einkommen-  oder  1  ■ 
schaftssteuer,  Marburg  189S  -  v.  P'»"l>P0' 
Vici,     Vermöge,  im  Soz.-pol.  t 

Jahrg.  I.  Nr.  19  .  -  ».  Beitzenstein.  P 


.       B 

Max   'in.    Heikel. 


VerpflegttQgsstationen 

s.Arbeiterkolonieen  oben  Bd.  1  S.  L63ff. 


Verri,  Pietro,  Graf, 


,,,.1,  am  11.  XII.  1728  zu  Mailand,  gest.  da- 
selbst am  28.  VII.  1797,  wurde  1763  Gouver- 
aementsral    in    seiner.  Val  n    ^elcher 

Stellung    er   es   als  seine   Aufgabi    ansab    den 
Steuerdruck,  welcben  die  Generalpachter  auf  die 
Bevölkerung  der  Lombardei  ausübten,  mit  Hüte 
des  Ministers  Kauuitz   siegreich   zu  bekamt b  n 
Ebenso   geschickt   operierte  er  als   Freihändler 
,lien  und  Zollschranken  ward ^Präsi- 
dent desIommerzkoUegiums,  aber  1  r86  mtolge 
Machenschaften    der    Anhänger    des    früheren 
^1,,rr^^>t.1„-  seiner  Aeniter  enthoben. 
1     Verri  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
lirhen  Schriften   in  Buchform:   Dialogo  sul  dis- 
Sned^monetenello  State  diMlano^Ma. 

land  1762:  dasselbe,  Neudruck  m  Bd.  XVI  des 
Custodischen  Sammelwerkes  „Scrittori  ctess^ 
LtaUani  di  economia  pohüca",  50  Bde,  M.  and 
1803/16.  -  Meditazioni  soll  economia  poütica 
Livorno  1771  (erschien  in  dieser  I.  Ausgabi 
anonym  ;  dasselbe,  2.  Abdruck  Lausanne  1771, 
Sbe,  Abdruck  mit  Anmerkungen  von  G. 
Tiirillo   Carli    im   XV.  Bde.   des  Custodischen 

Prefazione  al  vol.  III.  sene  I  della  Bibüoteca 
dÄ~ista,  Turm  1852  ;dassertem&an- 
zösisi  her  üebersetzung  von  Mmgard  Lausanne 
dasselbe,  in  der  nämlichen  üebersetzung, 
ebd  i795;  dasselbe,  ins  Französische  übersetzt  von 
Chardin  Paris  1800;  dasselbe,  ms  Französische 
ütosetet    von    Neale,   ebd.    182S     dasselbe    m 

holländischer  üeberseteung,  L«11™.1^!,-!^ 
selbe,  in  deutscher  Üebersetzung-.  Dresden  1774, 
dasselbe,  ins  Deutsche  übersetzt^ ^von  L.  I UjL 
Schmid,  Mannheim  1775.  -  L  onsulta  sulla 
rüorma  delle  monete  deUo  Stato  di  Milano. 
\  1  1  1772.  -  Estratto  del  progetto  di  una 
?S  delle  mercanzia  per  lo  Stato  di  Maim 
ebd  1774:  dasselbe.  Abdruck  in  Bd.  XVI  des 
lischen  Sammelwerkes.  -  -  Discorsi  sull 
PXTe  del  piacere  e  del  dolore,  suüa  Ma  e 
sulla  economia  pohtica.  ebd.  1781;  aasseme, 
i^e  setzt  ins  Französische  von  Couret  de  W 
neuve  Paris,  s.  a.  --  Riflessioni  sulle  _  leggi 
S'anti,  principalnjente  uel  comi « •  ^ 
o-raui.  Mailand  1796;  dasselbe,  Abdruck  im  XVI. 
Bde.   des   Custodischen    >aniinelwerkes     -    n  - 

SÄSis;^a: 

S  Vergleichung  der  populatiomstischen  und 
w^chafüichen  Z>tände  in  der  Lomterto  zu 
Zeiten  Karls  V.  mit  denen  m  der  Mitte  des  18. 

l^vÄelört   der    üebergangsperiode    vom 
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Physiokratismus    zuru    Smithianismus    au.    zu 
welchem     letzteren     er     besonders     iu     seinem 
Hauptwerke  „Meditazioni"  etc.   (s.  o.)  hinneigt, 
in   welchem   auch   der  impöt   unique  der  Qnes- 
nayschen  Schule  von  ihm  verworfen  wird.   Seine 
Theorie  von  der  Hebung  des  Nationalreichtums 
durch  Vermehrung  der  Reproduktion  beruht  auf 
einer  Art  wirtschaftlichen  Zeitersparnissystems, 
:•■  Beschleunigung  der  Wiedererzeuguno'der 
Güter    zum    Zwecke    hat      Jede    Handfl  ~mid 
Wandel.   Geld-   und   Güterumlauf   in   ihrer  Be- 
reicherungsthätigkeit  des  Volksvermögens  hem- 
mende Schranke  wird  daher  vou  ihm"  bekämpft 
und  dagegen   von  ihm  gefordert:   Freigabe  des 
Getreidehandels,  Verzichtleistung  auf  die  Maga- 
zinierong  der  Konivorräte    Ausserkraftsetzung 
der   Brot-   und    Fleischtaxen.    Aufhebung    der 
Binnenzolle    und    Wuchergesetze.      Er    erklärt 
sich    für     Aufrechterhaltung     eiues    mäss 
Schutzzolles    zu    Gunsten    der   heimischen   In- 
dustrie und  befürwortet  die  Dismembration  der 
Grundstücke   zum  Vorteile   der  kleineu  Kultur. 
Die  Theorie  der  Wechselwirkung   von  Ai 
und  Nachfrage   auf  die  Preisbildung-  hat  Vi  rri 
aus  der  Verschwommenheit  der  bisherigen  Auf- 
fassung   in    eine    bestimmtere    Form    gebracht, 
wonach  der  Käufer  als  Vertreter  der  Nachfrage 
im    geraden,   der   Verkäufer    als    Vertreter    des 
Angebots  im  angeraden  Verhältnisse  zum  Preise 
.-teht.    Für  das  Steigen  oder  Sinken  des  Preises 
i.>t  nach   ihm   im  ersteren  Falle   die  Seltenheit, 
im   anderen   die  Häufigkeit   der  zu  Markte  ge- 
brachten   Güter,    ferner    das    Verhältnis    der 
Käufer    zur    Anzahl   der   Verkäufer   und    zwar 
letzteres  insofern  massgebend,  als  das  numerische 
wiegen   der  Kanter  den  Preis  hebe,  jenes 
der  Verkäufer   dagegen  denselben  herabdrücke. 
Gegi  ii  letzteres  Postulat  hat  Gioja  den  Einwand 
erhoben,  dass  eine  andauernde  Preissteigerung, 
bedingt    duri  h    die    Minderzahl   der   Verkäufer. 
aus  dem  Grunde  nicht  zutreffe,  weil  erstens  die 
Kaufkraft    der   Käufer  eine    verschiedene,    weil 
zweitens   die    Verkäufer,    wenn    das   Bedürfnis 
nach  ihren  feil  gehaltenen  und  mir  in  geringer 
Menge  zu  Markte  gebrachten  Waren   auch  ein 
dringendes,    doch  vorziehen  würden,   lieber  viel 
zu  massigen  als  an  die  kaufkräftigsten  Käufer 
wem-  zu  hohen  Preisen  abzusetzen.     Auch  das 
aus  der  angenommenen  üeberzahl  der  Verkäufer 
von  Verri    gefolgerte    unbegrenzte   Fallen   des 
Preises  bekämpft  Gioja,   indem  er  als  äussi  . -r, 
ze  der  Abwärtsbewegung  des  Preises   der 
Güter  deren  Herstellungskosten,   da  die  Produ- 
zenten  verdienen,   aber  nicht  mit  Verlust   los- 
schlagen   wollen,    annimmt.      Dass     der     freie 
Wettbewerb  in  seinen  Konjunkturen  die  Preis- 
bildungsentwickelung  aus   Angebot  und  Nach- 
aticipiert,   dass   ferner    lebhafte 
Nachfrage  auch  durch  künstlichi  hervor- 

gerufen werden  kann,  and  dass  der  Gl 
in  der  Tarifierung  3einer  Waren  von  den  Preis- 
des     Weltmarkt  -      behi  rrscht     wird, 
brainliten  Verri   und  Gioja   zn   ihrer  Zeit  noch 
zu  berücksichtigen. 


M  a  c  C  u  1 1  o  c  h  .   Literature  of  political  i 
my.    London  1845,   s.  26,  29,  86.  —  Ugoni 
La   letteratura   italiana.   Bd.  II,  Mailand 
S.    35 128.    —    Encyclopaedia    Britannica 
XIX.    1885,    S.    362.   —   Ingram.   Historv   of1 
political     eeonomy,     ebd.     1888,     S.     73  75'.    — 
Bouvy.    Le    comte    P.   Verri,   Paris   1889.   — 
Zuckerkandl.     Zur    Theorie     des     Pn 
Leipzig    1889    S.  202  4.  —  V  i  d  a  1  -  X  a  q  u     r  . 
Verri,  in  Xouveau  dictionnaire  d'economie  uolit 
Bd.  II.  Paris  1892,  S.  1165  66. 
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Verrufserklärung  (Boykott). 

1.  Begriff  und   Wesen   der  V.     2.  Mi  I 
und   Durchführung   der  V.     3.   Ursprung   und 

Entwickelung   der    V  in  Europa  und  Amerika. 
4.  Volkswirtschaftliche  Bedeutung  der  V. 

1.  Begriff  und  Wesen  der  Y.   Verrufser- 
klärung; oder  Boykott  ist  ein  Kampfmittel  der 
organisierten  Arbeiterschaft  gegen  das  Unter- 
nehmertum.    Wir  verstehen  unter  Verrufe- 
;  erklärung  eines  Arbeitgebers  ein  Kampfmittel 
j  der    geschlossenen     Arbeiterorganisationen 
|  •welches  seine  Waren  ächten  und  von  jedem 
wirtschaftlichen  Verkehr  ausschhessen  soll. 
|Die    ganze    Massregel    ist    nicht    so    sehr 
I  gegen  die  Person  eines  niissliebigen  Arbeits 
-   oder   eine   Gruppe   von    solchen   als 
Sjegen    die    von    diesen    produzierten    Güter 
,  gerichtet.     Jene    sollen    auf    diese    Weise 
j  ökonomisch    zu    Grunde    gerichtet    wi 
kein  Arbeiter   darf  mit  den  Geächteten    üa 
irgendwelche     Beziehungen     treten .     ohne 
gleichfalls    dem    Bannfluche    zu    verfallen. 
Der  Grund    zur  Verhängung   der   Verrufe- 
erklärung   liegt    in    der    Schmälerung    der 
Arbeitsbedingungen  oder  in  sonstigen"  -wirt- 
schaftlichen, sozialen  oder  politischen  Ver- 
geaungen  des  Unternehmers  gegen  Mitglied^ 


Vgl.  über  Verri:    Bianchi,  Elogio  sto- 

ii  P.  Verri.  Gremona  1803.  —  Pecchio, 

i  olit  en  Italic,   trad    de 

Gallois,  Paris  1830,   S.  203  15   —  ßla  n  qui, 

Bistoire   de  Teconomie  politique  en  Europe,    3 

Aufl.,  2  Bde.,  ebd.   1845,   Bd.   II.   S.    biSff.  — 


der  Arbeiterorganisation  oder  diese  selbst 
Sie  soll  ein  besonderes  Machtmittel  zur  Er- 
gänzung und  Verschärfung  der  Arbeitsein- 
stellungen sein  und  das  widerstrebende 
Unteruehmerelement  dem  Willen  der  Ar- 
beiter unterwerfen,  es  unter  die  Arbeiter- 
fordeiiingen  beugen. 

Dieses  Aushungerungssystem  wird  zu 
einem  doppelten  Endziele  verwendet.  Die 
rohere  und  brutalere  Erscheinungsform  ist 
lediglich  ein  Mittel  der  Rache  derArbeiter- 

haften.      Man    will    den    Gi  s 
einfach    materiell    und   gesellschaftlich  ver- 
nichten,   mau  will    ihn    zwingen,    entweder 
auszuwandern  oder  seine  Tage  zu  beschliessen 
Lusgestossener    aus    der    menschlichen 
llschaft.    Je  mehr  es  der  Arbeiterschaft 
gelingt,  sich  interlokal  oder  gar  international 
zu    organisieren,  desto  wirkungsvoller  wird 
dieser  Racheakt   an    dem    Betroffenen 
äussern.     In  der  milderen  Gestalt   dag  s 

Verrufserklärung  nicht  Selbstzweck. 


Verrafserklärung 
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ondem  nur  ein  Mittel  zum  Zweck.    Sie  soll 

laz„  dienen,  durch  eine  organisierte  Iumd- 

tsentziehung    den    betroffenen    Arbeit- 

i   den  Forderungen  der  Arbeiter  gefügig 

.,  ;„,,   er  bildet  eine  Unterstützung  und 

ächärfung    im    Kampfe    der    Arbeit    mit 

em  Kapital.     In  dieser   letzteren  Erschei- 

mngsform   gewinnt   er  namentlich  in  Ver 

binling   mit   den  Arbeitseinstellungen    und 

Aussperrungen  seine  volle  Bedeutung. 

Durch    die     zunehmende    Entwicklung 
iee  Verkehrs,  durch  die  wirtschaftliche  Frei- 
und   Freizügigkeit   wird    der   Ausgang 
der  Strikes  für  die  Arbeiter  immer  zweitel- 
jfter      Der  Arbeitgeber  ist  immer  mehr  in 
der  Lage    sich  von   auswärts  Ersatzarbeiter 
M  beschaffen,   die   verödeten  Arbeitsstellen 
«seh  wieder  zu  besetzen,  namentlich jrenn, 
wie  in  der  modernen  Volkswirtschaft  hautig. 
eine  grössere   oder  geringere  Zahl  von  Ar- 
beitskräften infolge  von  Arbeitslosigkeit  ver- 
fügbar sind.     Hier  soll  nun  gerade  der  Boy- 
kott durch   sein  Aushungeruugssystem    den 
widerstrebenden  Arbeitgeber  zum  Nachgeben 
Qötigen.    Darum  richtet  sich  auch  die  1  or- 
derung    der    strikenden    Arbeiter    auf    die 
Entlassung    der    Ersatzarbeiter,    der    soge- 
nannten   >Scabs«.      Ihre    Beseitigung    wird 
h  die  Androhung  der  Verrufserklarung 
ta    erzwingen    gesucht.     Und    indem    man 
den  Unternehmer  vom  Arbeiterzufluss   von 
aussen  absperren  will,  sucht  man  ihm  durch 
die  Unverkäuflichkeit   seiner  auf  Lager  be- 
findlichen   Produkte    die    Kapitulation    vor 
den    Forderungen    der    Ausständigen    abzu- 

Ebenso   kann   die   organisierte   Arbeiter- 
schaft versuchen,  eine  Aussperre  durch  den 
Boykott  zu  beantworten.     Auch  hier  handelt 
BS  sich  um  die  Ausübung  einer  Wirtschaft-, 
liehen    Zwangsgewalt   gegen   einen   Arbeit- 
geber  durch  welche  dieser  veranlasst  wer- 
den soll,  die  entlassenen  Arbeiter  einer  Ar- 
beiterorganisation wieder  anzustellen    bezw. 
die  angestellten,  der  betreffenden  Organisa- 
tion nicht  angehörenden  Arbeiter  wieder  zu 
entlassen.     Häufig   beruht  die  Verhangung 
des  Boykotts  als  Begleiterscheinung  d; 
beiterkampfe  auf  einer  einheitlichen  Grund- 
lage    Die   organisierte  Arbeiterschaft  sucht 
die  irbeiteraiisstände  oder  sonstige  Gelegen- 
heiten des  sozialen  Klassenkampfes  dazu  zu 
benutzen,  um  den  bedrängten  Unternehmern 
die   Bedingung   aufzuerlegen,    nur   Arbeitei 
einer  bestimmten  Genossenschaft,  nur  orga- 
nisierte Arbeiter  aufzunehmen  und  alle  Ar- 
beiter, welche  ausserhalb  solcher  Verbände 
stehen,  schlechthin  auszuschhessen.     Damit 
soll  "ein    doppelter  Zweck   erreicht  werden. 
Einmal  soll  der  Arbeitgeber  den  1  orderungen 
der  Arbeiter» haft  gefügig  gemacht  werden 
und  sodann  wird  auf  die  lauen,  jeder  straften 
I  Irganisation  abholden  Elemente   der  arbei- 


tenden Bevölkerung  indirekt  ein  Zwang  zum 
iüschluss  an  den  Verband  ausgeübt.  Die 
Furcht  vor  Erschwerung  ihrer  materiellen 
Lage,  vor  Arbeitslosigkeit  und  wirtschaft- 
licher Not  soll  dieselben  den  üüeiterge- 
nossenschaften  zuführen.  Daraus  erklärt  es 
sich  auch,  dass  in  neuerer  Zeit  beim  Frie- 
densschlüsse eines  Boykott  die  Forde- 
rung der  Arbeiter,  den  Ai  "  aweis 
ausschliesslich  auszuüben,  die  Einstellung 
von  Arbeitskräfton  anbedingt  von  der  Be- 
nutzung dieses  Arbeitsnachweises  der  orga- 
nisierten   Verband-    abhängig    zu    mi D 

jede  Beeinflussung  des  Unternehmertums 
grundsätzlich  zu  beseitigen,  von  den  Ar- 
beiterführern mit  aller  Schärfe  in  den  Vor- 
dergrund gerückt  wurde. 

2  Methode  und  Durchführung  der  V. 
Die   organisierte  Versperrung   des   Absatzes 
durch  eine  Verrufserklarung  lässt  sich  natur- 
gemäss   nur  bei   solchen  Waren  oder  Leis- 
tungen  durchführen,  deren   hauptsächlicher 
Abnehmer    die    arbeitende    Klasse    ist.     &s 
müssen  also  Masseukonsumartikel   sein  und 
zwar    solche,    die    von    denjenigen    Kreisen 
gebraucht  oder  verbraucht  werden,  auf  welche 
die   Arbeiterorganisationen    Emfluss    auszu- 
üben  imstande  sind.    Die   Methode  besteht 
einfach   darin,   dass   die  Waren   bestimmter 
Fabrikanten   in  Verruf   erklärt  werden    und 
die    boykottierende    Arbeitergenossenschaft 
ihren    Mitgliedern    oder    den    von    ihr    ab- 
hängigen Gesellschaftskreisen  den  haut  oder 
Gebrauch  der  proskribierten  Produkte  unter- 
sagt,  eventuell    die    Ausserachtlassung   des 
Verbots  mit  Ausschluss  oder  ebenfalls  sekun- 
därer Verrufserklarung    bedroht      Je    nach 
der   \rt  Qualität  der  Artikel  und  nach  dem 
Bedürfnis,  welches  dieselben  befriedigen,  ist 
der  verhängte  Boykott  einer  grösseren  oder 
geringeren  Verbreitung  fähig.  Ausgeschlossen 
ist   er   aber   bei    solchen   Erzeugnissen,   für 
Welche    die    Arbeiterschaft    als    Konsument 
mein  In  Betracht  kommt.     In  der  Mehrzahl 
der  Fälle  wird    aber   der   Boykottierte   der 
organisierten  Arbeiterschaft    nicht  unmittel- 
bar  erreichbar  sein,  weü  hier   regelmassig 
die   unmittelbare  Berührung  zwischen  dem 
Unternehmer,  als   zu  bekämpfenden  Arbeit- 
geber,   und    den    genossenschaftlich   geglie- 
derten   Arbeitern,    als    Konsumenten     fehlt. 
Es   bedarf   also   eines  Zwischengliedes,   um 
den   Boykott    durchzuführen.     Das  Interdikt 
muss  daher  auf   den  Zwischen-  und  Klein- 
handel   ausgedehnt    werden,    der    von   dem 
boykottierten    Fabrikanten    Waren    bezieht 
und  sie  an  die  Arbeiter  im  kleinen  absetzt. 
Und  thatsächlich  pflegt  der  neuere  Boykott 
durch    die  Vermitteluug  dieser  Kanäle   be- 
wirkt  zu  werden,   indem  alle  Kleinhändler 
und  Verschleisser  in  Verruf  erklärt  werden, 
welche  Fabrikate  einer  geboykotteten  rirma 
führen      Der  Kleinkaufmanu  ist  aber  in  viei 
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-•lom  Masse  von  der  Arbeiterbevölke- 
rung  unmittelbar  abhängig  als  der  kapitalis- 
tische Dnternehmer,  den  man  nur  dadurch 
indirekt  schädigeti  oder  wirtschaftlich  ver- 
nichten kann.  Die  formale  Durchführung 
des  Boykotts  geschieht  durch  öffentliche 
Bekanntgabe  der  proskribierten  Geschäfte  in 
Arbeit  ei  Versammlungen.  Arbeiterzeitungen 
oder  durch  Plugblätter,  damit  sich  niemand 
durch  Unkenntnis  entschuldigen  kann. 

Für  die  Wirksamkeit    des  B.vkotts  ent- 
scheidet vor  allem  Art.  Straffheit  und  Dis- 
cijilin    der   Arbeiterorganisation.     Je 
allgemeiner,   ausgedehnter  und  besser  orga- 
nisiert dieselbe   ist,  je  grösser  die  Zalü  der 
Teilnehmer  und   je   rascher  der  Absatz  der 
boykottierten  Waren  erfolgen  muss.  um  die- 
u    vor    dem    Verdorben    zu    bewahren. 
desto  erfolgreicher  kann  das  Boykotten  sein. 
Eine  weitere  Bedingung  für  den  Erfolg  der , 
Verrufserklärung   ist   die  .Möglichkeit,    den 
Absatz    zu    oecupieren.      Ein    Unter- 
nehmer,  der  ausschliesslich  für  den  Lokal- 
absatz produziert,  ist  leichter  zu  bekämpfen 
als    derjenige,    welcher    seine   Waren   auch 
nach  auswärts  sendet.  Der  Fabrikant,  welcher 
für  den  ausländischen  Export  arbeitet,   ist 
dem    Boykott   überhaupt   meist   ganz   unzu- 
glich.      Die    lokale    Durchführung    der 
Boykottierung   lässt    sich    leichter   bewerk- 
stelligen als  die  interlokale,  weil  lokale  Ar- 
beiterorganisationen   meist  vorhanden   sind, 
interlokalen  es  aber  regelmässig  an  dem 
i  Zusammenhalt  fehlt.     Endlich   spielt 
Inifang  und  Mass  der  Kontrolle  bei  der 
Ausführbarkeit    der    Verrufserklärung    eine 
wichtige  Rolle.     Diese  Beaufsichtigung  muss 
sich  nach  zwei  Richtungen  erstrecken.     Zu- 
nächst müssen  die  Arbeiter  als  Angehörige 
einea  renden  Arbeitergenossenschaft 

beaufsichtigt  werden,  dass  sie  die  geächteten 
Waren  nicht  kaufen,  und  sodann  hat  sich 
die  Aufsicht  auf  die  Kleinkaufleute  zu  be- 
ll, dass  sie  auch  tatsächlich  dem  Ver- 
bote nachkommen.  Der  Boykott  Kann  sich 
immer  nur  auf  einige  wenige  Artikel  er- 
strecken, weil  die  grosse  Masse  nur  gelenkt 
werden  kann,  wenn  die  Aufmerksamkeit  nur 
auf  einen  oder  wenige  Punkte  koncentriert 
wird.  Je  mein-  aber  der  Markt  von  Unter- 
nehmern beherrscht  wird,  welche  den  Ab- 
satz monopolistisch  beherrschen,  desto  we- 
niger wird  der  Boykott  ausführbar. 

3.  Ursprung   und  Entwickelung  der 

\  •    in    Kuropa   und  Amerika.     Der   mo- 

Boykott   hat  seinen    Vorläufer  in  dem 

Si  heften    und   Auftreiben  .   einem    in    der 

Zunfl  räuchlichen  Kampfmittel  gegen 

unehrliche«  Mitglieder  des  Handwerks.  Der 

Name  des  unehrlichen  Handwerkers,  welcher 

gegen   die  Vorschriften  der  Zunftord- 

-■■  'I  die  Verfügungen  der  Zunft- 

behörd  rgangen   hatte,  wurde  auf  dem 


schwarzen  Brett     bekannt  gegeben.    Bein 
gescholtenen  Meister  darf  kern  Geselle 
arbeiten,  derselbe  darf  nicht   mehr  bei 
Morgensprache    und    anderen    Zusamme 

küllften      der     Zui)ftgel)i..,sell      el',-e]| 

dem  Markte  nicht  mehr  neben  den  and 
Meistern,    sondern    nur    drei    Schritte 
diesen  entfernt  seine  Waren  feilbieten  od 
war   eventuell  völlig  vom  Absätze   aui  di 
städtischen  Markte  ausgeschlossen  u.  dgl.  m 
Der  gescholtene  Geselle  dagegen  muss  sein« 
Arbeitsstelle    verlassen,    kein    Geselle    dar 
mehr  neben   ihm  arbeiten,  ohne  selbst  ge- 
scholten   zu    werden.      Will    er    an    eine] 
anderen   Orte  Arbeit   nehmen,    so   wird    i 
aufgetrieben*,   d.  h.   er  wird   durch  Brief« 
an  die  Orte  verfolgt,  wohin  er  sich  w 
oder  wo  er  Arbeit  sucht 

Das   Schelten    und    Auftreiben    war    zu- 
nächst   eine    gesetzmässige    Institution    det 
mittelalterlichen     Gewerberechts,     um     di 
zünftige  Ehrlichkeit  zu  schützen  und  zu  er- 
halten.     Seit   dem    16.  Jahrhundert    nimmt 
sie  aber  einen   teilweise   anderen  Charaktei 
an   und    wird    zu    einem    Kampfmittel    dei 
organisierten  Gesellenschaft.    Sobald  dii    l 
seilen  verbände  den  Meisterzünften   als   eine 
festgefügte     Organisation     gegenübertraten, 
haben    sie    zur  Wahrung    ihrer    wirtschaft- 
lichen  und   sozialen   Standesinteressen,   um 
die  ihrem  Lebenskreise  zunächst  liegenden 
Forderungen  gekämpft.     In  diesem   sozialen 
Klassenkampfe  zwischen  den  Arbeitnehmern 
und    Arbeitgebern    hat     die    Gesellenschaß 
durch    ihr    Gesellengericht    den    zünftigen 
Meistern  Vorschriften  zu  geben  gesucht  und 
die   sich  weigernden   Handwerksnerren    ge- 
ächtet     Als    Kampfmittel    zur    Erreichung 
dieses  Zweckes  bediente  sie  sich  des  Sehet 
tens  gegen  die  Meister,  sie  verbot  den  Ge- 
nossen.   bei    einem  gescholtenen   -Meister  ein 
Arbeitsverhältnis  einzugehen  und  seine  Waren 
zu    kaufen.      Damit    war    das    Schelten    zu 
einem  Bestandteil  der   mittelalterlichen  Ar- 
beiterbewegung  geworden.     Wir  haben    ee 
hier  mit  einer  Erscheinung  des  Wirtschafts- 
lebens zu  thun,  deren  Ziel  war  die  Beugung 
der  Meisterinteressen  unter  die  Forderungen 
der  Gesellenschaft.    Diese  Verrufserklärung 
eines    Arbeitgebers    durch    die    Arbeiterge- 
nossenschaften   ist   nichts   anderes   als    das 
Boykotten  der  neuesten  sozialen  Kämpfe. 

Das  heutige  System  des  Boy  kot  tens 
stammt  seinem  Ursprünge  nach  aus  Irland. 
Seltsamerweise  aber  hat  dieses  neue  Kampf- 
mittel seine  Wurzel  nicht  im  Erdreich  der 
sozialen  Kämpfe  der  industriellen  Arbeiter- 
schaft, sondern  ist  den  irischen  Agrarkämpfen 
entwachsen.  Charles  Cunningham  Boykott 
lebte  Ende  dov  siebziger  Jahre  in  Lough 
Mask  (Grafschaft  Mayo)  und  war  Grund- 
besitzverwalter und  Agent  des  Lord  Erne. 
Seme   Hauptaufgabe   bestand  in  der  Ueber- 
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inK  der   kleinen  Pächter,  ob  dieselben 
Verpflichtungen   gegen  den  Gutsherrn 
„„,.;     Dabei  verfuhr   er  mit    solcher 
fernerbittlichkeit  und  Hartherzigkeit 
aes  der  Hass  des   ganzen  Landes  sich  auf 
,'.;„,.    pei.Son     koncentrierte.      Im    Herbste 
879   hatte   die  Erbitterung   gegen  ihn  den 
Hpfel  erreicht,  so  dass  die  nationale  Laud- 
,,,  beschloss,  gegen  ihn  vorzugehen.     Man 
te  5iL.h  indessen  vor  Gewaltmassregeln, 
,rn    sprach   gegen    ihn   die    allgemeine 
tungaus.    Alle  seine  Arbeiter  kündigten 
unmittelbar  vor   der  Ernte   so  dass  ei 
las  Getreide  von  -inen  gepachteten  Feldern 
Kfa     einbringen    konnte.     Die   Dienstboten 
5sen  sein  Haus.     Er  suchte  daher  aus- 
wärts   neue  Arbeitskräfte    anzuwerben   und  | 
.,,.  das  ganze  Land,  konnte  aber  keine. 
Obgleich  sonst  Tausende  von  hungern- 
den Vagabunden    bereit    waren,    zu    jedem 
;e   eine  Arbeit   zu  übernehmen,  so  ver- 
mochte dennoch  Boykott  keinen  einzigen  zu 
men.     Die   Fuhrwerksbesitzer  wollten 
ihn  nicht  fahren,  die  Hotelbesitzer  ihm  keine 
Unterkunft   gewähren.     Schlächter.    Backer 
„„1  Krämer  verkauften   ihm  keine  Lebens- 
mittel.    Als  er  sein  gemästetes  }  leh  auf  den 
sehen  Markt   schicken  wollte,  weigerte 
die  Eisenbahngesellschaft,  den  Transport 
zu  übernehmen.     Die  Wirkungen  des  Bann- 
fluchs lasteten  mit  unwiderstehlicher  Gewalt 
auf   seinen   Schultern.     Endlich   schritt   die 
Regierung    zu  Gunsten   des  Ausgestossenen 
, -i ,  r    In  einer  entlegenen  Gegend  im  S  orden 
der  Insel,  wo   die  Landliga  wenig   Emtluss 
hatte,  wurde    eine   Schar  Arbeiter   gemietet 
und    unter   starker   militärischer  Bedeckung 
nach  Lough  Mask   gebracht.     Doch  war  es 
für  die  Ernte  bereits  zu  spät  geworden,  das 
Getreide   war   am   Halm   verfault    und    die 
Arbeiter  mussten  unverrichteter  Dinge  wie- 
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Ber  abziehen.     Die  Kosten  für  den  militäri- 
schen Schutz  sollen  25000  £  betragen  haben. 
Boykott    musste    Lough  Mask   verlassen 
Englische   Grundbesitzer   versahen  ihn   mit 
Geldmitteln  zur  Auswanderung.      Im  rruli- 
ialir  1881  soll  er  in  New- York  angekommen 
gern    doch  kehrte  er  schon  lssS  wieder  nach 
Ber 'grünen  Insel    zurück.      Er  hatte  unter- 
dessen    seine    Ansicht    gründlich    geändert 
und  ist  in  das  Lager  seiner  früheren  Gegner 
übergegangen,   wo   er   sich  m  der  Folgezeit 
einer    gewissen    Beliebtheit    erfreute      Hier 
,-t    er    dann    vor   wenigen    Jahren    als   Be- 
kehrter gestorben.      Dieser  erste  Erfolg  des 
Bovkottsystems  reizte  in  Wand  am?  Wieder- 
hi  luns     Mssliebige  Personen  mussten  meiir- 
fech   infolge   der  über  sie  verhängten  Acut 
ihre  Stellungen  verlassen.  Wer  sieh  weigerte, 
sich    dem    Boykott    anzuschließen,    verfiel 
gleichfalls    dem    Bannfluch     Jerschiedene 
Kantleute,   welche   an   Prosknpierte   Waren 
verkauft    hatten,    wurden    auf    diese    Weise 


zu  Grund,    gerichtet.    Das  grösste  Geschäft 
in  [rla  i  iw  "  daE  Boykotteystem 

betreff  □  ii  Le,  war  die  dem  Lord  Arcu- 
laun  gehörige  Brauerei  ron  Gumess.  Dieser 
streit  endigte  /.war  mit  einem  Kompromiss 
beider  Parteien,  welchen  aber  die  Boykotter 
als  einen  moralischen  Sieg  betrachtetem 

Im   Laute  de,-  80er    !  vorigen 

Jahrhunderts  wurde  d  no  des  Boykot- 

ten in  denVereinigten  Staatenauchzu 
einem  Kampfmittel  m  der  industrielle,,   Ar- 
beiterfrage.     Hier   hat    man    auch  versucht 
!  demselben   eine   theoretische   Grundlage  zu 
eeben      Die  nordamerikanische  Atmosphäre 
ist  mit  ihrer  Sucht  nach  Ueberteeibung  be- 
sunder,  aveio-net.  solch-  soziale  Experiment 
durchzukosten.    Die  Begründung  wurde  abei 
nicht  nur  mit  den  allgemeinen  Hrlfemitteln, 
welche    für    den    sozialen    Klassenkampf    m 
Betracht  kommen,  geführt,  sondern  auch  - 
Hnd  das  ist  für  die  nordamenkamschen  Ver- 
hältnisse charakteristisch  -die  Bibel  hat 
das    Küstzeug     zur    Beweisführung    liefen 
müssen.      Namentlich   ist    auch  der  Apostel 
Paulus  als  Verteidiger  der  Verrufserklarung 

angeführt  werden1)-  ,         -, 

Der  Boykott  hat  sich  in  Nordamerika  zu 
einem    Kampfmittel    der    Arbeiterorganisa- 
tionen herausgebildet.     Er  soll  insbesondere 
zur  Ergänzung    und    Verstärkung    der    Al- 
beitseinstellungen   dienen    und   wird   insbe- 
sondere  von  den  Gewerkschaften   ausgeübt 
Die   zunehmende  Dichtigkeit    der  Bevölke- 
rung und    die  Fortsehritte   der  industrielle,, 
Sfeüsteilnng   in   den  grossen  Städten  des 
Ostens  hat  die  Aussichten  auf  einen  erfolg- 
reichen Ausgang   des    Stnkes   immer    meto 
verringert.     Der   Ersatz    durch  andeie    Ar- 
be™auch  durch   neue  Einwanderer  wird 
ür       on     betroffenen     Arbeitgeber     immer 
ereilter  zu  bewerkstelligen.      Obgleich  aber 
SfcLtralverbände    der    Arbeiterorganisa- 
tionen   mit   aller   Energie    versucht    haben 
alle  Arten  von  Handarbeitern    gelernte und 
!  ungelernte,  ihrer  Gruppe  zuzuführen,  so  ist 
es  ümen   doch  nicht   gelungen,    dieses  Ziel 
zu    erreichen.      Als   die   Hauptaufgabe    des 
B  vkotts  miss  es  daher   betrachtet werden 
den   Arbeitgeber    bei   einem  Auss  tarn e    zu 
nötigen,    die    angeworbenen    Ersatzarbeiier, 
die   sogenannten      Scabs  .    wieder    zu    ent- 
'ÄJFffiB  Gewerkschaften  erklären  einen 
Unternehmer    solange    in    Verruf,    bis    aie 
SSeute    wieder    angestellt    und 1dm  vcm 
diesen   gestellten   Forderungen   erfüllt  sind. 


n  ti.pss  3  11—14-  „Wir  hören,  dass  et- 
Hohe  um  Eucl  wandein^unordentiieh  und 
arbeiten   nicht,   sondern   treiben  Vorwitz  _  .. 

StoÄto^i-Sta.  auf  dass  er  schäm- 

vot  werde." 
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Grund    zur    Verhängung    des 
ist    eine  Aussperre   seitens  eines 
rs.      Auch    hier  soll  die  organi- 
Kundschaftsentziehung    den    Unter- 
nehmer  zwingen,    die    beseitigten    Gewerk- 
wieder    aufzunehmen.       Endlich 
aber  ist  der  Boykott  auch  in  solchen  Ballen 
von  den  Gewerkschaften  angewendet  worden, 
um  die  Wirkung  einer  Arbeitseinstellung  zu 
verschärfen,  bei  dem  der  Arbeitgeber  keine 
Ersatzarbeiter    heranziehen    kann.      Er    soll 
durch  die  Onverkäuflichkeit  seiner  Produkte. 
die    si.h    auf    Lauer    befinden,    gezwunsren 
werden,     den    Ausständigen     nachzugeben. 
1    hat    es    sich    in    dem   letzteren    Fall 
häufig  gezeigt,   dass    die    Verrufserklärung 
den  gewünschten  Erfolg  nicht  hatte.    Denn 
dieses  Aushungerungssystem  wirkt  niemals 
rasch,  sondern  nur  langsam,  eine  Wirkung, 
auf   welche    die   ausstandigen    Arbeiter   in- 
folge   ihrer  materiellen   Lage   kaum   jemals 
warten  können. 

Ausser  Geschäftsleuten  und  Arbeitgebern 
wurden  in  Nordamerika  auch  vielfach  Zei- 
tungen geboykottet,  welche  sieh  den  Ge- 
werksi  shaftsbewegungen  gegenüber  feindselig 
gez.  -  Man  verbot  das  Halten  dersel- 

ben sowie  das  Inserieren  in  denselben.  Wenn 
aber  ein  solches  Blatt,  dessen  Leserkreis 
mit  hauptsächlich  aus  dem  Arbeiterstand 
besteht,  von  diesem  nicht  mehr  gehalten  und 
nicht  mehr  gelesen  wird,  so  können  auch 
Gl  sskaufleute  und  Fabrikanten  veranlasst 
werden,  in  dieser  Zeitung  nicht  mehr  zu 
inserieren,  falls  die  Detaillisten,  ihre  Ab- 
nehmer, zur  Arbeitersache  halten.  Wer  die 
Zeitung  weiterhin  benutzt,  verfällt  gleich- 
falls .1er  Aechtung.  Die  Kontrolle  ist  da- 
bei leichter  durchzuführen,  weil  die  Be- 
ziehungen irgend  einer  Firma  zu  einer  Zei- 
tung in  dem  Annoncieren  öffentlich  bekannt 
werden  und  festzustellen  sind. 

Von  ähnlich,.,.  Wirkung  wie  die  Verrufs- 
erklärung  ist    auch  das  sogenannte     I  - 

m  ,  welches  bereits  früher  in  de,,  vier- 
ten  Staaten   zur  Anwendung  gebracht 
;V  ™en  war)  ehe  di  rE     kotl   üblich  wurde 
Üs  diente  zur  Absatzerschwerung  der  Tene- 
mentscigarren  sowie  der  von  Chinesen  oder 
Strafgefangenen    gearbeiteten.     Dieses    von 
internationalen    Cigarrenmachergewerk- 
ii  geübte  Verfahren  besteh!  in  der  ln- 
einer  Etikette  oder  eines     Label« 
an    de,.    Eisten    der    von    einem    Gewerk- 
sehaftlergearlicitr.teii  ( 'igan-eu.  durch  welche 
dieselbe,,   mit  Aufschrift  und  Etali  I 

ante  billige  Arbeit  herge- 
Btellten  unterschieden  werden.  Dadurch  ver- 
suchte man  den  Absatz  von  Cigarren  zu  er- 
schweren,   weiche    von    de,,    Konkun 

i  haften    verfertigl    sind.      Las 
m   wirkt  auch  nur  mittelbar,   in- 
-  die  Arbeitsprodukte  von  Ohionsl. 


besonders   empfiehlt,   doch   fehlt    hier   di 
brutale  Zwang  gegenüber  den  Konsum. 
wie  beim  Boykott. 

Von    Nordamerika    eingeführt,    ist 
auf  dem  europäischen  Kontinent  das  Systen 
des  Boykottens  eingedrungen.    Hier  hat  siel 
dasselbe  gleichfalls    in  Verbindung  mit 
Arbeiterbewegung  und  den  sozialen  Klass. 
kämpfen  entfaltet.     Dabeiist  es  das  charak- 
teristische Merkmal,  dass  politische  In- 
teressen     und     politische     Partei- 
kämpfe  das   Endziel    dieser   Bestrebungen 
bilden.    Nicht  so  fast  der  Kampf  um  die  Er- 
nngung  besserer  Arbeitsbedingungen  oder  um 
jdle  Vl  »Hg  der  materiellen  Lage  dei 

Arbeiterschaft  ist  der  Hauptzweck  des  Boy- 
kotts, Sendern  im  Mittelpunkte  steht  . 
allem  der  Kampf  um  die  politische  Macht 
gegen  die  sozialen  Faktoren,  auf  welch..,! 
die  moderne  Rechtsordnung-  und  Gesell- 
schaftsverfassung beruht.  Die  Leiter  der  in 
diesem  Sinne  politischen  Arbeiterbewegimg 
sehen  in  dem  Boykotten  eines  der  vielen 
Mittel,  die  Umgestaltung  der  besteh. 
Zustände  langsam,  aber  systematisch  vorzu- 
bereiten. Von  besonderem  Werte  aber  er- 
scheint die  Verrufserklärimg  den  politi- 
schen Arbeiterführern  als  der  Versuch  eine? 
Kraftprobe  im  sozialen  Klassenkampfe.  Es 
ist  dieselbe  eine  Probe  für  die  Straffheit 
der  Organisation  in  der  sozialistischen  Ar- 
beiterpartei, ob  und  inwieweit  sie  hinläng- 
lich geschult  und  diseipliniert  sei.  um 
weitere  Sehritte  und  Unternehmungen  im 
Kampfe  mit  dem  Kapitalismus  wagen  zu 
können. 


Diesen  Charakter  hat  die  Verrufserklä- 
rung in  den  letzten  Jahren  besonders  in  dei 
Arbeiterbewegung-    Deutschlands    ange- 
nommen, wo    sie    ein   wichtiges  Agitationäs 
und   Kampfmittel    der  sozialdemokratischen 
Partei  geworden  ist.     Seit  dem  Jahre   L88fl 
ist   sie  zuerst   in  Sachsen   gegen  Wirte  an- 
gewendet  worden,    welche   ihre  Säle    nicht 
zu  sozialdemokratischen  Versammlungen  her- 
geben wollten.     Insbesondere   aber  sind  die 
Bierbrauereien  —  zuerst    1889  in  Hamburg 
—  dem   Boykott  unterworfen  worden.      Sie 
haben  sich   thatsächlich  im  Gewerkschaft»: 
kämpfe    als    diejenigen    Objekte     erwiesen, 
welche    der  Boykottierung  am  meisten  zu- 
gänglich sind.    In  grösserem  Umfange  wurde 
namentlich   in  Berlin    1894  ein  Boykott  ein 
halbes  Jahr  gegen  einzelne  grössere  Braue- 
reien  durchgeführt,    der   schliesslich   durch 
eine  Art  Kompromiss  beigelegt  wurde.   Auch 
das    amerikanische    ►Labelsystem      hat    in 
Deutschland    in    der  Form  der  Kontroll- 
marke   Eingang    gefunden.      Dieses    Ver- 
fahren ist  insbesondere  b.-i  Hüten,  Cigarren, 
In,    Kleidern.    Textilwaren    und    der- 
gleichen   mehr    angewendet    worden.      Vgl. 


Verrufserklärung 


nr. 


.,-,.„  ,1  Art.  Arbeitseinstellungen  oben 

d    I  S.  730ff.  ,,    ,      . 

4  Volkswirtschaftliche  Bedeutung 
pr  V  Die  Verrufserklärung  ist  reip  ne- 
ativer  Natur,  sie  ist  durchaus  ungeeignet, 
;„.  Lösung  der  Arbeiterfrage  beizutragen. 
;;:nn  sie  stellt  sich  als  nichts  anderes  dar 
ann  ein  Kampfmittel,  welches  die  Gh 
■  von  Kapital  und  Arbeit  verschärft 
.einem    ursprünglichen    Zwecke 


nun«?,  welche  aus  dem  freien  Arbeitsvertrag 
hervorgeht,  und  daher  eine  Angelegenheit, 
welche  in  der  Regel  lediglich  den  Lrbeit- 
eeber  und  Arbeitnehmer  betrifft.  Die  öffent- 
liche Autorität  hat  nur  bei  Ausschreitungen 
und  gewaltsamen  Augriffen  auf  die  Arbeiter, 
welche  sich  dem  Strike  nicht  anschhessen, 
Veranlassung,  einzutreten.  Dagegen  ist  der 
Boykott  ein  Kampfmittel,  wodurch  nicht  nur 
die  Arbeitgeber  und  Arbeitei  son- 


hre  Rechnung  finden  mögen  Der 
unterschied  von  Arbeitsausstand  und  Ver 
Verklärung  besteht  für  die  Volkswirt 
Saft  darin,  dass  die  Arbeitseinstellungen 
Produktion  plötzlich  unterbrechen, 
die  Interessen  der  Konsumenten  beein- 
trächtigen können.  Die  Arbeiter  verlieren 
ihren  Lohn  und   sind  Entbehrungen  ausge 


V„s    seinem    «^'»fS.ilS  1    um   dern   auch   dntt-    Pe,  unberechtigter- 

tache  ist  er  zu  einer  Waffe  geworden^  mn  oern  MitieidenSehaft  gezogen    werden. 

Verstrebende  Art,  itge ber  unter  de,  J  »fa   ^oU\lurch  aie  01.gaui8ici,e  Arbeiterscliaft 

organisierten  Arbeiterschaft  zu  ^Hf;^    Diktatur  auf  weitere  Schichten 

Serielle  Lage  des  Arbeiters  wird  in  der  « ^£^™    übt)  äie  sollen  durch 

I  durch  sie  ^S^^^uierUm-     ie  Drohung   der   Alchtung    den    Arbeiter- 
in geleugnet  werden  soll,  dass  untei  Um    J*  ££ ^      ö     tenvor{en  Und  das  Bewusst- 
toden    „ozialrevolutionare    pohhsche   P^;|g™-^t   werdeU]    daSs   die  Interes 

der  organisierten  Arbeiterschaft  über  die  In- 
teressen aller  übrigen  Bevölkerungsschichten 
unbedingt  herrschen  sollen.  Das  aber  wider- 
streitet unbedingt  den  Bedürfnissen  des  tie- 
meinschaftslebens  und  steht  mit  den  Auf- 
gaben   des  Staates   als   Schützer    derselben 

j0hn  und   sind  Entbehrungen   ausg.  »^fftÄÜÄ^ 
s,tzt.     Ihre   verminderte  Kaufkraft  schädigt     es  St aaU      al  g  ^ 

die   Lieferanten    von  Massenkonsunwükeln ,  dessen^  wa  es  ^  ^ 

und  jeder  Strike  führt  regelmassig: «1  eine, g^Xricttnngen  handeln  als  um  Re- 
«össeren    oder    genügten    ^kung    J£  ;  J^  durch  das  Strafgesetz      Soviel  darf 

;'I^u^i?  PrSif  ^ 

ft^o^T^^^l !  vT  den  Gewaltmass,,,ln  der  organisierten 
^spricht  eine  vermehrte  nach  anderen,  oder  Fäuste, 
die    stockende  Nachfrage  nach  Artikeln  des 
einen    Fabrikanten     wird    durch    eine    ge- 
steigerte   nach    solchen   eines   anderen  Pro- 
duzenten ersetzt.      Dadurch  kann  eine  Pro- 
duktiv msstätte  ganz  versehwinden,    wahrend 
ihre    Arbeit   anderen   Unternehmungen    zu- 
wächst    Macht  der  boykottierte  Arbeitgeher 
Bankerott,  so  wird  sein  stehendes  und  um- 
laufendes Kapital  entwertet    es  ist   ander- 
weitig nicht  verwendbar.     Die  organisierte 
Arbeiterschaft  kann  aus  dem  Zusammenbruch 
einzelner     gebovkotteter     Unternehmungen, 
welche    keine    gewerkschaftlichen    Arbeiter 
beschäftigen,    den  Nutzen  ziehen,    dass    die 
Nichtgewerkschaftler  ihre  Stellung  verlieren, 
uen  Gewerkschaftlern  gegenüber  m  eine  un- 
günstige   Lage    geraten    und   dass    dadurch 
die  Interessen    der  Association  indirekt  ge- 
fördert '  werden.       Allein     durch    die    Ein- 
änkung   des  Angebots  ergiebt  sich  an- 
rseits  leicht  für  den  Arbeiter  eine  Preis- 
steigerung,  wenn   die  geboykotteten  Produ- 
zenten   Waren    herstellen,    welche    für    che 
Lebenshaltung  unentbehrlich  sind. 

Wiewohl    alle    sozialen    Reibungen     die 
Grundlage  für  alle  sozialen  Fortschritte  sind 
so  stehen  doch  Arbeitsausstand  ™d  Boykott 
keineswegs    auf    der    gleichen   Stufe.      Die 
Arbeitseinstellung  ist  eine  soziale  Eischei- 


Litteratur:    Sartorius  von  Waltershausen, 

Boykotten,  eim  neues  Kampfmittel  der  amerika- 
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Versicherungswesen. 

1.  Begriff.  Arten.  Betriebsfonnen.  2  Ge- 
schichtliches. 3.  Der  Versicherungsvertrag  vom 
Standpunkte  des  bürgerlichen  Rechts.  4  Die 
öffentlichrechtliche  Beeehmg  des  V.  5  Die 
wirtschaftliche  Bedeutung  des  V. 

1.   Begriff.     Arten.     Betriebsformen. 

Den    Begriff  der  Versicherung  so   weit   zu 
fassen,   wie  es  z.  B.  Ernannel"  Hermann  in 
seiner    Theorie  der  Versicherung«  (3.  Aufl. 
Wien  1897)  thut,  verträgt  sich  nicht  mit  der 
zweckmässigen  Abgrenzung  der  Forschungs- 
gebiete   der   Wirtschaftslehre.     Jede    Vor- 
sorge für  den  Ausgleich  der  durch  zufällige 
Ereignisse    oder  nun  gar  der  durch  regel- 
mässige  tmd   in   der  Natur  der  Sache  lie- 
gende Wertverringerung  entstehenden  Ver- 
osverluste,  ja  sogar  den  Bettel  und  die 
Amortisation,  welche  mit  solchen  zukünftigen 
Verlusten    gar    nichts    zu    schaffen    haben. 
Versii  herung  zu  nennen  oder  rein  mechani- 
sche Sicherungsvorrichtungen   wie   die  An- 
bringung    eines    Kompensationspendels    an 
Uhren  —  S.  108ff.  der  angeführten  Schrift 
—  hat  weder  wissenschaftliche  Berechtigung 
noch   praktischen  Wert.    Dass  aber  in  der 
tiihrtea   Schrift    der     Meidung,    Unter- 
drückung   und    Versicherung,     das    deiche 
lhatigkeitsgebiet    angewiesen    wird    —    S 
124  ff.    daselbst   -      beweist   wiederum  eine 
zu    beschränkte   Auffassung   des    Versiche- 
begriffes,   da    die    Versicherung   auch 
Schäden  ausgleichen  soll,  welche,   auch  auf 
den  höchsten  Stufen  der  Kultur,  weder  ver- 
'<    noch  unterdrückt  werden   können 
(Hag  Isi  nlag.  Viehsterben  etc.).     Die  Herr- 
maunsche  Argumentation    endlich    welcher 
wir  wohl  seine  übrigens  vielfach  lehrreiche 
und   in   der  neuest.,]  Auflage   vielfach  ver- 
ommnete  Schrift  verdanken,  dass  näm- 
lich  die  Versicherung    el  hl    für  den 
Sicherungsnehmer    wie    für    den    Ver- 
rer    lediglich    Glücksspiel,      Lol 
sei,   bekundet   eine    unrichtige    Vorstellung 
Zweck  und   Wesen  beide,-.   wenn  auch 
oicht  bestritten  werdensoll,  da»,  wem 

absieht    von    dem    thalsächlichen    ge- 
schäftlichen Betriebe  des  Glücksspieles  und 
Versicherung,    sich    zwischen    beiden 
manche  Analogieen  ergeben.    Grösser  sind 


auch  dann  die  Unterschiede.  De 
Zweck  des  Glücksspiels  für  den  Spielhalte 
ist  Gewinn.  Dieser  Zweck  wird  um  & 
sicherer  erreicht,  je  unwirtschaftlicher  seil 
Publikum,  je  grösser  die  Zahl  derer  ist,  dit 
mögliehst  mühelos  gewinnen  wollen,  und  i< 
ungünstiger  sich  die  Chancen  der  Spielei 
stellen,  je  weniger  sieh  ihre  Erwartunger 
rechtfertigen.     Die  Absicht  des  Spielers  ist 

—  von   der  Vielen   erwünschten   und  ange- 
nehmen aufregenden  Unterhaltung  abgesehen! 

—  auf  einen  möglichen,  ein  Vielfaches  des 
Einsatzes  bildenden  Geldgewinn  gerichtet 
Aber  der  Gewinn  ist  durchaus  ungewiss- 
tritt  er  ein,  zeigt  er  sich  bei  vielen  Spielern 
in  unerwartet  hohem  Masse  —  was  bekannt- 
lich mir  bei  gewissen  Glücksspieleu  ausge-' 
schlössen  ist  —  so  gereicht  dies  dem  Spiel- 1 
haltet-  zum  Nachteil,  aber  meist  auch  den> 
gewinnenden  Spielern  nicht  zum  Vorteil. 

Die  Versicherung  schlägt  bei  u  m  f  ass  e  n  - 
der  Organisation   und  rationellem 
redlichem    Betriebe    stets    dem    Ver- ' 
Sicherungsnehmer  und  dem  Versicherer  zum  I 
gewissen    Vorteile   aus  --  gleichviel  ob ; 
der  erstere  nur  zu  leisten  oder  auch  zu  em-  i 
pfangen,   gleichviel   ob   der  andere  im  Ver- 
hältnis   zum    Empfangenen    besonders    viel 
oder  wenig  zu  leisten  hat.     Denn  der  erstere  i 
will    gar   nicht   gewinnen,    wie   der  Spieler 
gewinnen  will;    sein  Gewinn  besteht  darin, 
dass  er  sich  oder  andere  vor  den  nachteiligen 
Folgen    gewisser   zufälliger   Ereignisse    ge-  - 
schützt    weiss,    und    seine  Leistung   ist  — 
unter  obiger  Voraussetzung  —  das  Aeoui-  I 
valent   seiner  Absicht.     Treten  diese  Ereig-  I 
nisse  nicht  oder  später,  als  erwartet,  ein,  so  j 
blieben    eben  auch   nachteilige  Folgen  aus. 
Treten    sie   überhaupt  oder   besonders  früh 
ein.    so    ward    für  Ausgleichung  der   nach- 
teiligen Folgen  entsprechend  vorgesorgt.    In 
beiden  Fällen   gewinnt   er  in  seinem  Sinne 
und    nach   seiner  Absieht  —  oline  dass  der 
\  «-sicherer  verliert.     Dieser  aber  hat  um  so 
mehr  Vorteil,  je  wirtschaftlicher  sein  Publi- 
kum,  je  grösser  die  Zahl  derer  ist,   welche 
praktische  Vorsorge  üben,  um  Nachteile  aus- 
zugleichen,   die    aus    zufälligen   Ereignissen 
folgen    können.      Und   -  -   umfassenden  und 
rationellen  Betrieb  vorausgesetzt  —  schaden 
ihm  Perioden  einer  übererwartungsmässigen 
Leistung    nicht;     denn    sie     helfen     seinen 
Kundenkreis  erweitern  und  verschaffen  ihm 
so  immer  sicherer  den  geschäftlichen  Vorteil 
der  grossen  Zalil. 

Die  Systematik  der  Wirtschaftslehre  ist 

em   zur  Zeit  vernachlässigtes  und  doch  ein 

Gebiet,  auf  welchem  es  an  einer  communis 

'I'1'""   der  Fachleute   fehlt.     Unter  welcher 

Rubrik   des  Systems,   unter  welchen  allge- 

-11  wissenschaftlichen  Gesichtspunkten 

soll  das  Versicherungswesen  betrachtet  wer- 

I-  m  die  rechte  Stelle  zu  finden,  muss 


Versicherungswesen 


U7 


vnm  Versicherungsgeschäfte  ausgehen. 
ersicheru.igsgeschäfi  beruht  auf  einem 
"iseitigen    Vertrag.      Das    Wesen   die*  > 
Ertrages    besteht  in  der  gegenseitigen  Ab- 
,,,,„„.  oder  doch  Zusicherung  von  Rechten. 
Versicherer    sichert    für   den   Ball   des 
aupt   oder    nur    der  Zeit    nach   unge- 
.   n  Eintrittes  von  bestimml  bezeichneten, 
|ie    wirtschaftliche   Existenz   des  \er- 
mngsnehmers     einüussreichen     Ereig- 
5Seu  eine  bestimmte  Zahlung  zu :  der  \  er- 
heningsnehmer    geht,    von    einer   Menge 
Snder  wesentlicher  Verpflichtungen   abge- 
ben, die  Verpflichtung  ein,   für   die   ihm 
«sicherte  Anwartschaft  einmalige  oder  pe- 
'  Steche  Zahlungen  zu  leisten,  welche  von 
iden    Teüen    für   äquivalent   dem   Risiko, 
für  welches  der  Versicherer  einzutreten  hat, 

,  halten  werden.  «;„>,-«, 

Hi.-r    haben    wir   also    die   wesentlichen 
Merkmale  des  Handels,   nicht  des  Handels 
im  Sinne   des  positiven  Rec htes,  nicht  des 
Handels    im    Sinne    der    landläufige.     A- 
Isung,  aber  des  Handels  im  Sinne  der  all- 
J^emen  Wirtschaftslehre,  welche  diemt 
Scbaftlichen  Handlungen    die   dem  gleichen 
Zwecke  dienen  und  sich  durch  diesen  gleichen 
Zweck    von    allen    anderen    unterscheiden, 
unter  dem  gleichen  Gesichtspunkte  betrach- 
ten   muss.i)     Denn    hiernach   iimfass der 
Handel    die    die    wirtschaftlichen    Thaüg- 
Sn,  durch  welche  sich  die  Menschen ^  frei- 
willig  und   um   des  Gewinnes  willen  (»de 
SS    hier  im    weitesten   Sinne,   synonym 
etwa    mit     Vorteil     gedacht)    einander    ge- 
Se  Rechte -Eigentums- oder  Nutzung^ 
sechte  -  (an  Rechten,  an  Sachen  oder  an 
Leistungen    abtreten..    (Die   Begriäsbestim- 
mung  des  »Handels«  in  dem  hierauf  bezüg- 
lichen Artikel  dieses  Werkes  beschrankt  ach 
auf    den    gewerbsmässigen  Kaufhandel    mit 
ßütern,  berücksichtigt  aber  den  so  ungemem 
wichtigen     ungewerbsmässigen    Handel    so 
wSg  wie  den  Handel  mit  Leistungen  und 
Rechten,  wie  den  Miethandel  im  Gegensatze 
zum  Kaufhandel  etc.)  QA,.tv,,n 

Zwei  Momente  sind  es,  die  diese  Art  von 
Handelsgeschäften  von  allen  anderen .unter- 
iden  und  für  den  Begriff  der .Versiche- 
rung unerlässlich  sind,  nämlich  einmal  ent- 
weder überhaupt  oder  hinsichtlich  der  teA 


>)  Herrmann  a.  a.  0.  Einleitung  S    8  er- 
klärt diese  Erörterung  für  eme  nn°fc  ™£ 
gäbe    juristischer    Definitionen     des  /ersiehe 
Sungskontraktes«,   während  sjc  gerade :  von ^der 
üblichen  Rechtsauffassung  wen  abweicht    Abel 
freüich   vergisst  er  hier,   wie   an  anderen  pole 
Sntn  bellen  seiner  Schrift,  dass  die  Au,  a  be 
des  Verfassers   eine  Darstellung   des  Versiehe 
rungs wesens,    nicht    eme   Theorie   der  Ver 
Sicherung  war.    auf  welche  uns  H.  selbst  imtei 
Sg  eines  längst  vorbereiteten,  bahn- 
brechenden Werkes  erst  noch  vertröstet 


ihr,-    Eintritts    ungewisse     und     zu- 
fällig" Elreigntese,  deren  Felgen  von -wirt- 
schaftlich nachteiliger  Bedeutung  sind,  und 
dann   die  Absicht    und    die  Möglich- 
keit     die    wirtschaftlicli    nachteiligen 
Wirkungen   dieser  Ereignisse  aus- 
zugleichen.    Dahei    ist  die  Bmterlegung 
einer   Summe    bei    einem    Dritten    mit  der 
Verpflichtung    für   diesen,    stets   auf   Ver- 
langen   soviel    davon   aus   dem   Gewahrsam 
herauszugeben,   als  zum  Ersätze  des  regel- 
mässigen  Abnutzes  au   stehend™.  Kapitale 
notwendig  ist,   so  wenig  Versicherung    wie 
die  Hinterlegung  einer  Summe  lediglich  zum 
Zwecke  der  Bewahrung,  wenn  diese  Summe 
auch  gelegentlich  zur  Ausgleichung  zufällig 
entstandener  wirtschaftlicher  Nachteile  ver- 
wendet werden  mag. 

Das  Moment   der   zufällig  entstand, 
nachteiligen      wirtschaftlichen      jungen 
scheidet    die  Versicherung  von  jeder   Vor. 
sorge  für  den  Ausgleich  der  wirtschaftlichen 
Folgen    entweder  überhaupt  gewisser  oder 
doch  der  Zeit  des  Eintrittes  nach  gewisser 
zukünftiger  Erscheinungen   und  Ereign-^ 
Das    Moment    der   Möglichkeit    der    Au,- 
gldchung    und    der    auf    Ausgleichung   ge- 
richteten Absicht  zieht  dem  Versicherung^ 
eebiete  vou  anderer  Seite  her  gewisse  saeh- 
Öe  Grenzen  und  enthält  zugleich  die  Er- 
klärung für  die  von  Herrmann  a.  a.  O.  zwai 
jKä*  bekämpfte,  nichtsdestoweniger aber 
durch    die    Erfahrung    genügend    bestätigte 
Annine,    dass  Versicherung   in   dem    hi er 
verstandenen  Sinn  (^  ersieherungs  w  e  sen^ 
nur   wirksam  und  segensreich  wird  bei  ge- 
selkchaftsweisem  Betriebe. 

De  durch  Erdbeben  und  üeberschwem- 
mungen  Zie  die  durch  widrige  Witterungs- 
e    Süsse  entstehenden  wirtschaftlichen  Scha- 
den s  nd  meist  zu  selten  und  zugleich,  wenn 
i^aXeten,  zu  umfassend.  s,e  ^erstreben 

7ii   sehr   der  Berechnung,   als  das»  man  sie 

f   TL    Weo-e    der   Versicherung    auszu- 

iSi£  hoffen  dürfte,  und  so  notwendig  ist 

ätenübe    "em   Zufall   die   Rechnung   mit 

-,  verschiedenartigen  Getau-enÄ 

t  Crossen  Zahlen  und  mit  dauerhaften 
Stitutionen,  dass  schon  bjjjijj 
Versicherung  oder  doch  von  dem  Versicne 
rnng  wesen8die  Vergesellschaftung  von  In- 
,.,.  fsen  kaum  getrennt  werden  to^AJ 
beiden  Seiten,   auf   selten   der   Ve    k nerer 

™    ^  jS^elTSSu^BeSgung 
j       Sachlich ■«B-JfSi't rVersäe, 

rÄMSStS&D-  entweder  ganz 
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fehlt  oder  doch  die  schadenbringenden  Er- 
eignissi  auch  willkürlich  und  zwar  so.  dass 
die  eine  von  der  anderen  Veranlassung 
schwer  zu   unterscheiden  ist.   herbeigeführt 

werden    können    und   wo   zugleich   in    der 
lichkeil   unrechtmässigen  Gewinnes  ein 

starker  Heiz  zu  ihrer  Herbeiführung  besteht. 
Schon  unter  den  in  Kulturländern  jetzt  zu- 
meist gebräuchlichen  Versicherungsarten 
machen  von  dieser  Seite  her  die  einen 
grössere  Schwierigkeiten  als  die  anderen, 
z.  B.  die  Brandschaden-,  die  See-  und  die 
\  ich  Versicherung  grössere  als  die  Hagel- 
schaden- und  die  Unfallversicherung  und  sie 
alle  grössere  als  die  sogenannte  Lebensver- 
sicherung. Wer  neuen  Stoff  der  Versiche- 
rung unterwerfen  will,  hat  auf  dieses  Mo- 
ment sehr  wolü  zu  achten.  Die  Versiche- 
rung gegen  die  wirtschaftlichen  Nachteile 
der  Stellenlosigkeit,  von  der  heutzutage  viel 
die  Rede  ist.  und  diejenige  gegen  die 
Schäden,  welche  aus  dem  Bruche  von 
Wasserleitungsrohren  entstehen,  hat  einen 
von  dieser  Seite  her  sehr  spröden  Stoff  zu 
bewältigen.1) 

Das    Versicherungswesen    der    heutigen 
Kulturwelt    umfasst    an    vollkommen    oder 
doch  einigermassen  ausgebildeten  Versiche- 
rungsarten  nur  die  folgenden:  die  Versiche- 
rung gegen  See-,  Fluss-  und  Landtransport- 
schaden, gegen  Brand-,  gegen  Hagelschäden, 
gegen  Schäden,   welche   durch  Viehsterben 
durch  Glasbruch,  durch  Bruch  von  Wasser- 
teitungsvornchtungen,    durch   Verluste   von 
Gläubigern  an  ihren  Hypothekenforderungen 
durch  Einbruchsdiebstahl  entstehen,  die  so- 
genannte Unfall-  und  die  sogenannte  Lebens- 
I eilten-    und    Aussteuerversicherung.      Die 
gewöhnlich  zur  letzteren  Kategorie  gezählte 
Kapitalversicherung   pflegt    nicht   Versiche- 
rung   im    eigentlichen    Sinne    des    Wortes 
sondern    nur   eine  Spareinrichtimg   zu  sein' 

Die  meisten  dieser  Versicherungsarten 
smd  in  diesem  Werke  unter  besonderen 
büchworten  des  näheren  besprochen. 

Knie  Kr  Weiterung  dieses  Kreises  ist  nur 
möglich,  insoweit  es  sich  um  die 
Möglichkeit  zuverlässiger  Aus- 
gleichung wirtschaftlich  nachtei- 
liger Wirkungen  von  zufälligen 
entweder  überhaupt  „der  hinge- 
sehen  auf  die  Zeit  des  Eintritts 
ungewissen    Ereignissen    handelt. 

Man  hat  besonders  vom  Standpunkte  der 
Rechtswissenschaft,  welche  sich  frühzeitig 
mit  der  ältesten  Versicherungsart  der  so- 
f  nannten  Seeversicherung,    beschäftigt  und 


die    anderen  Arte,    bis    in    die   neuen.  Zeit 

'    8.   hierüber   Näheres   bei    Emminghaus 
„Voraussetzungen    der    Versichenrngshilfe"     h, 
Bd.  I  Heft  !  der  „Zeitschrift  für  die  gesamte 
\  ersichenuigswissenschaft.'' 


mehr  oder   weniger  vernachlässigt  hat.   di  I 
Unterscheidung     der     heute    ausgebildete 
Arten    in    die    Klassen    der  See-   und  dj 
Binnen  Versicherung  empfohlen.   Dies 
I  nterscheidung    ist   formalistisch    und   geh 
auf  das  Wesen   der  Sache  nicht  ein.    \v. 
sontlieh    unterscheidend   ist,    ob   die  Ereigi 
nisse,    deren  wirtschaftlich  nachteilige  Wir II 
kuugen    durch    Versicherung    ausgeglichen! 
werden    sollen,    ebensogut    ausbleiben    al! 
eintreten   können,   also  in  diesem  Sinne  zu 
fällig    sind,    oder   ob    ihr  Eintreten    unver 
meidhch,    aber  nur   ihr   früheres   oder  spS 
teres    Eintreten     ungewiss    —    Zufall     ii 
diesem  Sinne  —  ist.    Diese  Unterscheiduiu 
ist   bedeutsam   für  die   technische    Be 
ha n d  1  u n g  des  Gegenstandes.    Der  Eintrit 
sicher  einmal,  innerhalb  abgemessener  Zeit- 
räume,   nur    ungewiss,    wann,    eintretende] 
Ereignisse   lässt  sich  mit  Hilfe  der  Wahr- 
scheinlichkeitslehre mit  einem  hohen  Grade  | 
von  Genauigkeit   feststellen.    Zur  letzteren' 
Klasse  gehört  mir  die  Lebens  vor  sie  he-1 
rung  mit  ihren  verschiedenen  Unterarten  ".); 
zur   ersteren   gehören   alle   anderen   Arten, 
welche   man   als  Sachen-,    oder  mit  Be-, 
Ziehung   darauf,    dass   es   sich   hier  überall 
um   wirkliche  Ausgleichung  von  Schäden 
-  als  welche  die  Wirkungen  des  entschei- 
denden Ereignisses  bei  der  Lebensversiche- 
rung nicht  wohl  bezeichnet   werden  können 
—  handelt,  als  Schadensversicherun- 
gen   bezeichnet.     Dass   auch   diese    Unter- 
scheidung in  der  ersteren  Klasse  noch  sach- 
lich Verschiedenartigstes   zusammenfasst  — 
mau    denke    nur    an    die    Verschiedenheit 
zwischen   Transportschäden   an  Waren    und 
Verkehrsgeräten  einer-  und  den  nachteiligen 
Wirkungen  von  Unfällen,   welche  Menschen  i 
begegnen,  andererseits  —  mag  als  ein   ihr 
anhaftender      Maugel      betrachtet      werden. 
Allein   die  Verschiedenheit  der  technischen 
und   der  rechtlichen  Behandlung  rechtferti- 
gen sie  vor  allen  anderen.     Von  diesen  Ge-  i 
Sichtspunkten   aus    bilden    in  der  That   die 
Lebensversicherung    einer-    und    die    sämt- 
lichen Schadensversicherungen  andererseits 
zusammengenommen  je  eine  besondere  Klasse. 
Bei   allen   Versicherungsarten    wird    die 
Partei,  welche  Versicherung  gewährt,  Ver-  I 
sicherer,   und   die  Partei,   welcher  Ver- 
sicherung,   sei    es    für   eigene,    sei   es    für 
fremde    Rechnung,    gewährt    wird,     Ver- 
sicherungsnehmer,   wenn    man    mehr 


;  Knie  bisweilen  benutzte  und  jedenfalls 
technisch  vollkommen  durchgebildete  Art  der 
Lebensversicherung,  die  sog.  kurze  Versicherung, 
gehört  streng-  genommen  nach  den  hier  ange- 
gebenen unterscheidenden  Merkmalen  der  Lebens- 
versicherung nicht  an;  denn  hier  ist  es  auch 
ungewiss,  ob  in  der  Versicherungszeit  das  ent- 
scheidende Ereignis  eintritt 
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„f    das    Zustandekommen 

„  i, .,-  Versi  c  h  e  r  t  e  r .  wenn  man  mehr  aul 

u  gewordenen  Vertrag  Rücksicht 

lannt. 

Es  ist  schon  oben  auf  die  Interessenver- 

äChaftung  als  auf  ein  notwendiges  Re- 

ler  Versicheruns  hingewiesen  worden. 

(verständlich    ist    es    begrifflich    nicht 

5sen,   dass   eine  Person   mit  allen 

n   der  Erffülung    selbst    über   ihre 

Existenz  hinaus   einer    anderen  Fer- 
,.,-en  von  dieser  gewährte  und  zuge- 
sicherte Leistungen  die  Ausgleichung  wirt- 
Üich   nachteiliger   Wirkungen   von   zu- 
q    Ereignissen    eewährleistet. 


des    Vertrag  -    -  Irade  je  mehr  j.  I      eine 

■  miteinandei    die    '  t'""'  Schadloshal- 

su  bethätigen  trachten,  und  es  mfi 
viele,  bis  zu  einem  gewissen  Grade  je  meh- 
I  esser,   m  und    unta 

Verteilung  der  Last  unter  sich,  diesem  Be- 
gehren entgegenkommen. 

Aib  dem  Bedürfnisse  der  !  Ver- 

gesellschaftung für  /.werke  des  Versiche- 
nili_  1    verschiedene   V er- 

siehe rungsbetriebsformen  erwach- 
sen. Wir  sehen  diesen  Zweig  des  Wirt- 
schaftslebens sich  entwickeln  in  der  Form 
der  Erwerbsgesellschaft,  wo  mehrere  oder 
viele    sieh    vereinigen,    um    gemeinsam    als 

SÄ  durch  Zufall  vernichtet   !**«£■«  ^Sgesellschafts- 

le  oder  dass  er  selbst  nicht  vor  einem  ünte  ^f1*^6  Zwecke  des  Versiche- 
_  5Sen  Zeitpunkte  ohne ,  eine  derFu^rge  |«£££  t  «sShllesslich  die  Kapi- 
tnr  Angehörige  oder  andere  ^°^  SSSSaft,  vornehmlich  in  der  Form  der 
Zwecken    entsprechende    tlnn.ula.^en.chatt   ta^eseu ~£  verwertet     Sie  ist  für 

BUS    dem  Leben   ab  gerufen  ^erde    zahl en-  ™|^  SsSobtb  geeignet,  weil  sie 
massig    festzustehen    «e^      Ate    im  ^g"^    ^rclings   Dei   gut  geleiteten 
g       'unlieben  Verlaufe    der   Dmue^ird  T^  f^XrungSKeschäflen,  nur  fürdenAnfang 
ihn   so  schwer  sein    einen   anderen  .Je-   J™«™££K  beträchtliches  Betriehs- 
mand    zu   finden,   der   die  Schadloshaltag  etwa ;J™,™e  beschaffen   und  weil  die 
„   diejenigen  Leitungen,  weMie   jener  ,  ^    »  ^nl^f  Beteiligung     der 
m    Interesse    entsprechend    findet     zu  SSchafter    am     Geschäftsbetriebe    hier 
übernehmen    geneigt    wäre,    und   e>   i,t   so   ^ejlscnaxer    *  ,        erwünscat  er- 

unberechenbar6 ob   nicht  aus  dem  Vertrage   w  •  --  ;  -         -      am  )jesten 

eine    für   den    einen   oder  den  anderen     le    sehant,   vie  taeür  a i  t_  f 

zu  hohe  Leistung  erwächst    dass   derar  ge   n ,te rBtad ^™o  ^^    rnht 

isolierte  Abmachimgen  aus  der  Betrachtung  und  p  «g^gJJSllsdiaft  aber  auch  für 
des  Versicherungswesen,  N^  «Jfg^  ,^1  it'nS  vo  i  V,  ,^  h.run.sunternelimun- 
können.     Nichtsdestoweniger  erleid  eitihu    den  b^:.^  _  {  büdeD  auch 

begriffliche  Möglichkeit  und  ihre  ü^tsach-  gen  ^f^eVa^cherer,  sondern  auch 
liehe    —    um    nicht    mehr    zu    sagen  1fv,.i-.hl,rten  eine  Int.  ächaft, 

Seltenheit  das  Verständnis  d  "umlaS   und    Zu-  tzung  für 

dass  auf  beiden  Seiten,  der  des  Vereicherere  '^  l  ™»d,r  Unternehmung  von  der 
„nd  der  des  Versicherungsnehmers   die  In-   das< ^e^  fet     Da,Uireh.   dass  - 

teressenvergesellschaftung    mindestens    zur   g  SeSdens^Lieherang  -  solche,  die 

zuverlässigen  Zweckerreichung  unerläßlich  bei  da  °Ja^^bg<MdßS  erleiden,  mit 
ist.    Sie  allein  enthebt  die  Zweckerreichung  kerne   oder  «  SeMden 

dem    Zufalle,    dem    Zufalle    der    Zuwenig-   gehen    du  ^ensversfherung  - 

oder  ZuvieUeistog  und -gewahrung    feist   ^aden  »  ^^    ^ 

».«lÄSMsÄrK:  säe  £%£*  Iä^äs 

Aufgabe   kann    nur    mit    Hilfe   der  grossen 


Zahl  gelöst  werden  -  der  --  '  Zahl 
nicht  nur  hingesehen  auf  die  Hohe  des  Ki- 
sikos  und  der  zur  Deckung  -  «n  be- 
stimmten Leistungen,  sondern  auch  hinge- 
sehen auf  che  Vielheit  und  Mannigfaltigkeit 
der  Fälle.    Es   müssen  vi.  le,  bis  zu  einem   by  guarantee  . 

Handwörterbnch  der  Staatswissenschaften.    Zweite  Auflage.    VII. 


■  In  Grossbritamiien  neben  .1er  Company 
limited  by  .bares  =  unserer  AktiengeselUehatt 
auch  clie  Gesellschaft  mit  unbeschrankter  Ha  - 
tnng  c.  unlimited  und  die  Gesellschaft  mit 
Haftung  für  eine  bestimmte  Summe    c.  hmited 
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sicher  und,  je  und  mannigfaltiger 

der  Kundenkreis  wird,  um  so  sicherer  zu 
erfüllen. 

Bei  der  Versicherung  durch  Erwerbsge- 
haft  m     stehen    sich    Versicherer    und 
Versii  ihi irte  lediglich  gegenüber  wie  Kaufleute 
und  Kunden.     Die  letzteren   haben   keinen 
Lnteil  am  Geschäftsgewinn  und  Verlust  der 
ren;  sie  haben  keinerlei  Anteil  am  Be- 
Wenn   hie    und    da    Aktiengesell- 
schaften ihren  Kunden  einen  Anteil  am  Ge- 


sehäftsgewinne  gewähren,  was  bei  ausge- 
dehntem Betriebe  um  so  leichte]  m  j: 
ist.  da  dann  den  Versicherern  auf  verhält- 
nismässig geringes  Betriebskapital  ein  sehr 
hoher  Gewinn  erwachsen  kann,  so  ist  das 
«■in  Mittel,  um  das  Mitwerben  mit  der  Ver- 
sicherung auf  Gegenseitigkeit,  welche  den 
Versicherten  allen  Ueberschuss  zukommen 
lässt.  um  so  leichter  zu  bestehen.  Und  wenn 
hie  und  da  bei  Aktiengesellschaften  ver- 
sicherte Niehtteilhaber  lediglich  als  Ver- 
sicherte zur  Betriebsüberwachung  mit  heran- 
gezogen werden,  so  hat  die.—  Abweichung 
von  der  Regel  ebenfalls  lediglich  geschäfts- 
politisehe  Gründe. 

Bei  der  Versicherung  auf  Gegen- 
seitigkeit sind  die  Versicherungsnehmer 
zugleich  die  Versicherer.  Hier  vereinigen 
sich  Versicherungsbedürftige  in  der  Absicb.1 
und  mit  der  Verpflichtung,  aus  einer  ge- 
meinschaftlichen, durch  entsprechende  Bei- 
träge  aller  dotierten  Kasse  die  Leistungen 
zu  erfüllen,  welche  die  Ausgleichung  wirt- 
schaftlich nachteiliger  Wirkungen  von  zu- 
fälligen Ereignissen,  von  denen  einzelne 
oder  -bei  der  eigentlichen  Lebensversiche- 
rung nach  und  nach  alle  derzeitigen  Mit- 
glieder der  Vereinigung  betroffen  werden, 
erheischt.  Die  Erfordernisse  der  gemein- 
schaftlichen Kasse  während  einer  bestimmten 
Geschäftsperiode  gehen  nicht  über  den  Be- 
darf für  Erfüllung  jener  Leistungen  und 
für  die  Kosten  der  Verwaltung  während 
derselben  Periode  hinaus:  die  Kasse  muss 
aber  für  jenen  Bedarf  und  diese  Kosten 
voll  aufkommen.  Wenn  die  Summe  dessen, 
was  die  Glieder  der  Vereinigung  als  Ver- 
sicherungsnehmer geleistet  haben  die  Summe 
dessen,  was  für  jene  beiden  Zwecke  zu  be- 

ten  war,  übersteigt,  so  fliesst  der  [Jeber- 
sehuss  in  der  einen  oder  anderen  Form  an- 
teilig an  die  Glieder  der  Vereinigung  zurück. 
Wenn  es  sich  herausstellt,  dass  in  einer 
Geschaftsperiode  die  Leistungen,  welch  lie 
Vneinsglieder  als  Versicherungsnehmer  ge- 
macht haben,  die  Summe  der  Leistungen, 
welche  sie  als  Versicherer  zu  machen  hatten. 
nicht  erreicht  hatten,  so  machen  sieh  ver- 
hältnismässige Nachschüsse  aller  Einzelnen 
Es  entsprechen  sich  hier  also  immer 
die  Versicherungsleistungen  und  Gegen- 
leistungen der  Gesamtheit  vollständig.    Nie- 


mand hat  Gewinn,  niemand  hat.  wenn  nicht 
etwa  infolge  zufälliger  Umstände,  in>be- 
sondere  zu  geringer  Ausdehnung  des  Per- 
sonenkreises und  des  Geschäftsgebietes,  un- 
glücklicher Verteilung    der  Risiken,   infolge 

veu    Misswirtschaft   etc.,    die    Versieh- g 

zu  teuer  erkauft  ward.  Verlust.  Es  ver- 
steht sich  von  selbst,  dass  das  Princip  der 
Gegenseitigkeit  gewahrt  bleibt,  wenn  zur 
Berbeiführung  einer  gewissen  Stetigkeit  der 
Bilanz  die  Ceberschüsse  mehrerer  Geschäfts- 
perioden nicht  alsbald  verteilt,  sondern  eine 
Zeit  lang  zu  einem  Sicherheitsfonds  ange- 
sammelt und  daraus  die  Ausfälle  ungünstig 
verlaufender  Geschäftsperioden  zuvörderst 
gedeckt  werden. 

Aeusserlich  betrachtet  sieht  der  Betrieb 
der  gegenseitigen  Versicherung  dem  Ver- 
sicherungsbetriebe durch  eine'  Erwerbsgfr- 
Seilschaft  bei  dem  heutigen  Stande  der  Ent- 
wickelung  beider  bis  auf  einige  wenig  in 
die  Augen  fallende  Unterschiede  so  ähnlich, 
dass  bisweilen  auch  in  der  öffentlichreeht- 
lichen  —  z.  B.  steuerfiskalischen  —  Behand- 
lung beider  die  wesentlichen  Unterschieds 
gänzlich  ausser  acht  gelassen  worden  sind. 
So  pflegt  die  gegenseitige  ebenso  wie 
die  durch  eine  Erwerbsgesellschaft  betriebene 
Versicherung  zu  ihrem  Geschäftsbetriebe  sich 
bezahlter  Beamten  und  Versicherungsver- 
mittler —  Agenten  —  zu  bedienen,  'pflegt 
dort  wie  hier  dem  extensiven  und  inten- 
siv.-]] Ausbau  des  Geschäfts  alle  Sorgfalt 
zugewendet,  pflegen  dort  wie  hier  die  Dienste 
der  Unternehmung  öffentlich  angeboten,  pflegt 
dort  wie  liier  periodisch  über  die  Betriebs- 
ergebnisse öffentlich  Rechenschaft  abgelegt 
zu  werden. 

Nichtsdestoweniger  zeigen  beide  Formen 
auch  abgesehen  von  den  Verschiedenheiten 
des  Gesellschaftszweckes  und  -baues  sehr 
charakteristische  und  rechtlich  wie  wirt- 
schaftlich bedeutsame  Besonderheiten.  So 
hat  die  Leistung  des  Versicherungsnehmers 
bei  der  gegenseitigen  Versicherung  eine 
wesentlich  andere  Bedeutung  als  bei  der 
Versicherung  durch  eine  Erwerbsgesellschaft. 
Hier  wie  dort  üblichermasseu,  wenn  auch 
wenig  bezeichnend,  Prämie  genannt,  ist 
sie  dort  eine  vorläufige  Steuer,  von  der  der 
Zahler  noch  nicht  weiss,  ob  sie  für  den 
Zweck  ausreichen,  ob  sie  teilweise  zurück- 
erstattet werden  wird  oder  ob  sie  nachmals 
ergänzt  werden  muss.  Hier  dagegen  ist 
sie  eine  feste,  vertragsmässig  bestimmte 
Leistung,  ein  fester  Preis,  welcher  gezahlt 
wird  ohne  Anspruch  auf  teilweise  Rückge- 
währ und  ohne  die  Verpflichtung  zu  nach- 
maliger Ergänzung.  Die  Natur  der  Prämie, 
welche  an  die  Versicherungsaktiengesell- 
|  Schaft  gezahlt  wird,  verändert  sich  dadurch 
nicht,  dass,  wie  es  manche  Gesellschaften 
für  angezeigt  halten,   dem  Zahler  unter  ge- 
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n    Bedingungen    eine   teilweise    Ruck- 
eewähr  zugesichert    wird.    Diejenigen,  wel- 
"h,.    sich     -m-    solche    Zusicherung    gehen 
,_  Q     pflegen,   wenn   nicht  die  Aktionare 
n  solchem  Zwecke  auf  einen  Teü  ihres  Ge- 
winnes verzichten,  von  vom   herein   höhere 
Prämien  zahlen  zu  müssen  als  die  anderen, 
,„„1  der  unterschied  zwischen  der  Leistung 
feg    Versicherten   auf   Gegenseitigkeit  und 
-  Versicherten  bei  einer  Erwerbsge- 
äellschaft  ist  kein  quantitativer,  sondern  ein 
tativer.     Dort  Leistung  mit   Anspruch 
ui    Rückgewähr   des    ganzen    I  eK-rseliuss- 
anteils  und  mit  Verpflichtung  zur  anteiligen 
Mittragung  des   ganzen  Fehlbetrags  —  hier 
est! reuzte  endgütige  Leistung,  unter  Um- 
ständen mit  Anspruch  auf  eine  gewisse  Ab- 
minderung,  deren  Höhe  der  Versicherer  im 
roraus  beliebig  festsetzt.    Dort  Ruckgewahi 
„nil    Nachschuss    notwendige     Folgen    des 
Baues  und  Zweckes  der  ünternehmungsform, 
hier  nachmalige  Abminderung,  wo  sie  über- 
haupt statt  hat,   lediglich  ein  geschaftspoh- 
tisches  Zugeständnis,  ähnlich  dein  der  Rabatt- 
gewährung   an    regelmässige    Funden    im 

Warenhandel.  .  ._ 

Und  weiter:   die  Versicherten   der  Ver- 
BicherungserwerbsgeseUschaft  haben  so  wenig 
Anspruch  auf  Beteiligung  am  Betriebe  und 
der   Beaufsichtigung   des    Versicherungsge- 
Bchäfts  wie  etwa   die  Funden  eines  Bank- , 
oderWarenhandelgeschäfts  an  dem  Betriebe 
und   der   Beaufsichtigung   dieser   Geschäfte. 
Gewährt  ihnen,  wie  es  bisweilen  geschieht. 
der    Versicherer   einen    solchen   Anteil,    so 
leiten  ihn   dabei  geschäftspolitische  Grunde 
und  ist  das  ein  Zugeständnis,  welches  aus 
der  Natur  der  Sache  nicht  hervorgeht.    Der 
Versicherte    auf   Gegenseitigkeit    ist   selbst 
Unternehmer  und  Funde.    Ihm  gebührt  von 
Haus  aus  die  Anteilnahme   an  der  Verwal- 
tung  und    Aufsicht.      Wenn    er    auf    diese 
ausdrücklich   verzichtet,    so    ist   sie   nichts- 
destoweniger eine   seiner   aus    dem      ■ 
der   Unternehmung    hervorgehenden   Beiug- 
nisse     Dass  es  noch  nicht  gelungen,  ]a  dass 
vielleicht  jeder  Versuch  aussichtslos  ist.  eine 
Form   zu   finden,    wie    die   Teilhaber   auch 
grosser .   weitverzweigter  Versicherungsver- 
eine   auf    Gegenseitigkeit    wirksam    an    der 
Geschäftsleitung    und    Beaufsichtigung    be- 
ledigt werden  können,  das  mag  ein  Mangel 
des  Gegenseitigkeitsprincips  sein,  wenn  auch 
-in  Mangel,   der  grossartige  Erfolge   dieses 
Princips    zu    verhindern    niemals   gemocht, 
hat ;  aber  aus  der  Natur  der  Sache  geht  doch  I 
die  Notwendigkeit  hervor,  jenes  Recht   der 
Anteilnahme  anzuerkennen  undso  gut  | 
als  möglich  zu  verwirklichen.    Aon 
einer   solchen  Notwendigkeit  kam  bei  der 
V.-i-ieherungserweibsgesellschaft.  gar    nicht 

die  Rede  sein.  .  , 

Es  ist  vielfach  darüber  gestritten  worden. 


ob  das  Versicherungsbedürfnis  durch  l  nter- 
aehmi  i  i  i  inen  Form  besser,  wirtschaft- 

licher befriedigt  werde  als  durch  solche  der 
anderen.  Wenn  das  Rechnen  mit  grossen 
Zahlen  gesichert,  die  Unternehmung  also  zu 
..T,,ssem  I  mfann-e   und  manni|  Kund- 

schaft ged  ,  wenn  sie  rationell  organisiert 
und  geleitet  ist,  so  kann  sie  in  der  einen 
Form" gleich  segensreich  wirken  wie  in  der 
anderen.     Immer  aber  stehen    ihr  bei  \\ahl 


anderen,     liiniiei  *-«   .-i.......   ^  ™    ■  — 

der  einen  wie   der  anderen   Form   gewi 
besondere  Vorteile    zur  Seite.     Der  \  orteü 
der  Gegenseitigkeitsunternehmung,  dass  hier 
die    Leistung    des    Versichert. 
Risiko  niemals  hinausgeht,  wird  wenigstens 
in  den  Augen  vieler  aufgewogen  durch  den 
Vorteil  der  vorausbestimmten  festen  Leistung 
bei  der  Versicherung  mit  gewerblichem  Be- 
triebe      Die    grössere    Kostspieligkeit    des 
Betriebes  ist  eine  zwar  ziemlich  regelmassige, 
doch  aber  eine  nur  zufällige  Schattenseite 
der  letzteren.     Wenn  man  der  gewerblichen 
Versicherimg  grössere  Rührigkeit   und  Be- 
triehsinitiative,  welche  ja  auch  der  auf  Ge- 
winn gelichteten  Absicht  des  Unternehmens 
entspricht,    nachrühmt,    so   zeigt   doch   die 
Erfahrung,    dass    auch   auf    Gegenseitigkeit 
begründete  Unternehmungen,   vielleicht  Hin- 
aus  anderen  Beweggründen    es   an  diesen 
geschäftlichen  Tugenden  nicht  fehlen  lassen. 
Unzweifelhaft   ist"  das  Nebeneinanderstellen 
von    Versicherungsunternehmungen    beider 
Formen  wirtschaftlich  wertvoll,  zumal  wenn 
das   Mitwerben   unter   ihnen   sich    auf    die 
Ausbildung    und    Geltendmachung    le    der 
speeifischen  Vorzüge  beschränkt  und  nicht 
in  gehässigen  Eampf  ausartet.     Dann  findet 
von   selbst    jede    der   beiden    Formen   ihre 
eigene  Kundschaft   und  fördert  die  gemein- 
„haltliche  Erfassung  der  Aufgabe  ™n  ver- 
schiedenen Seiten  her  und  mit  verschiedenen 
Mitteln  die  Entwicklung  des  A  ersicherungs- 
wesens    am  meisten.      Wie    che   eine  Form 
der  einen,  die  andere  der  anderen  "S  ersiche- 
rungsart  melir  widerstrebt  oder  besser  sich 
anzupassen   geeignet    ist      -    darüber    ent- 
halten  die  Abschnitt,    dieses  Werkes,  weL 
che  sich   mit  den  einzelnen  \  ersicherimgb- 
art,  D   beschäftigen,  Näheres. 

An  die  Verächerangsunternehmung  als 
Grossunternehmung  sind,  was  die  Organi- 
sation und  Leitung  anbelangt,  im  we- 
sentlichen die  nämlichen  Anforderungen  wie 
an  jede  privatwirtschaftliche  Grossunter- 
nehmung  zu  stellen.  Der  regelmässig  ge- 
sell chaftsweise  Betrieb  und  die  Gewich  ig- 
keh  der  Interessen,  welche  hier  verwaltet 
werden,  erfordern  nur  noch  einige  beson- 
dere Kautelen.  Besonders  ins  Gewicht  fallt 
che  Gestaltung  der  gesetzgebenden  und  auf- 
sieht führenden  wie  der  streitenden 
Stelle  und  che  Regelung  der  geschäftlichen 
'Beziehungen   zwischen   beiden.      Wenn    es 
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auch   zu  wünschen  ist,  dass  jene  Stelle  — 
Verwaltungsrat,   Aufsichtsrat,  Gesellschafts- 
ausschuss  —  durch  ihre  Organisation  und 
Zusammensetzung  nicht  diebedürfhisgemässe 
Fortentwickelung  des  Unternehmens  hemme, 
so  muss    sie    doch   befähigt   sein,   jede  ge- 
plante Veränderung  des  Betriebes  sorgfältig 
ZU  prüfen  und  in  ihren  Wirkungen  zu  durch- 
schauen,   so    muss    sie   dnrh  genüg, .ndi'  <ia- 
rantieen  gegen  unnötige  oder  gar  schädliche 
Neuerungen   bieten.     Denn  besonnener  fast 
als   in   jedem  anderen   wirtschaftlichen  Be- 
triebe muss  beim  Yersieherungsbetriebe  jede 
Neuerung   erwogen    werden,    da    sie    hier 
tiefer  in   die   wirtschaftliche    Laue   der  Be- 
teiligten einzugreifen  pflegt.    Auch  empfiehlt 
sich  hier   bei  der  Gewichtigkeit   der  anver- 
trauten  Interessen    und    der    Schwierigkeit 
der  technischen  Aufgaben  eine  ständige,  von 
der    Betriebsleitung    unabhängige    Kontrolle 
des  tägliehen  (ieschäfts   in    technischer  und 
finanzieller  Beziehung.     Dass   die  Betriebs- 
leitung einheitlich   gestaltet  werde  —  diese 
Forderung  ist  keine  der  Versicherungsunter- 
uehmung  eigentümliche.    Sie  ist  hier  viel- 
leicht    nur     stärker     zu     betonen     als     bei 
manchen     anderen    wirtschaftlichen    Gross- 
unternehmungen.     Nur   normativ   durch  die 
gesetzgebenden  und  Aufsichtsorgane  mag  die 
Betriebsleitung  in    ihrer  Aktion   beschränkt, 
sie    mag     durch    die    notwendige    ständige 
Kontrollstelle  überwacht,  sie  darf  aber  nicht 
durch    Vielköpfigkeit    gehemmt    und    durch 
Teilung  der  Verantwortung  unsicher  gemacht 
werden.     Alle    verständige    und   wirksame 
Verkehr  gegen  Misswirtschaft  ist  geboten; 
aber  innerhalb  dieser  Schranken  wäre  Weitere 
Bindung   selbständiger    EntSchliessung    und 
des  thatkräftigen  Handelns  vom  Uebel."  Eine 
kollegial,     Verwaltung    ersetzt    niemals    die 
geschäftlichen    Tugenden    eines     Einzelnen, 
aber   sie   erschwert   unter  allen  umständen 
die   Arbeit    der    Leitung   einer   Grossunter- 
nehmung. 

Viele  Versicherungsunternehmungen  be- 
schäftigen  sich  gleichzeitig   mit  dem  Be- 
triebe  mehrerer,   oft   in  sich  ganz  ver- 
schiedener    Versicherungsarten.    Man 
kann    für  diese  Mannigfaltigkeit  mancherlei 
geltend  machen.    Die  Gründe  indes,  welche 
für  die  Kombination  sprechen,  dürften  kaum 
gegen    die    Bedenken    Stieb    halten,    welche 
dagegen    geltend    zu   machen    sind.     Wenn 
z.  B.  Lebensversicherung   und   verschiedene 
Zweig,,    der    Schadensversicherung    in    ein 
und  derselben  ühternehm  n  s        encinander 
bi  •'  leben    werden,    so    handelt    es    sich  hier 
um   Geschäftszweige,    welche  eine  so   voll- 
kommen   verschiedenartige    technische    Be- 
ang  erfordern,  dass  es   kaum  möglich 
erspriesslich  sein  kann,  sie  der  gleichen 
l    ZU    'id.  i -teilen.      Aber  auch   die  für 
eine   solche  Kombination  geltend    gemachte 


Ersparung  der  Verwaltungskosten  kann  nicht 
in  Betracht  kommen.  Jeder  der  kombi- 
nierten Zweige  für  sich  und  nur  in  ent- 
sprechend grösserem  Umfange  betrieben 
würde  verhältnismässig  auch  nicht  kost- 
spieliger sein.  Die  für  jede  Versichern ngs- 
grossunternehmung  nötigen  Aussen,  irgane  — 
Agenten  —  können  doch  selten  für  die  ver- 
schiedenen Versicherungszweige,  deren  jedes 
besondere  Kunde,  Begabung  und  Geschick- 
lichkeit von  den  thätigen  Organen  verlaugt, 
gleich  wirksam  werden.  Was  theoretisch 
lüt  die  Arbeitsteilung  spricht,  wird  auch 
hier  durch  Thatsachen  vielfach  bestätigt. 

2.    Geschichtliches.1)      Die    vielseitige 
Entwickelung  des  Versicherungswesens  und 
die  wirtschaftliche  Gewohnheit,  die  Dienste 
von  Versicherungsanstalten  aller  Art  in  An- 
spruch zu  nehmen,  gehört  der  neuesten  Zeit 
an.    Bis   zu  einem    gewissen  Grade  musste 
der  Kultur  doch  die  Beherrschung  der  Natur 
mit  mechanischen  Mitteln  erst  gelungen  sein 
—  seesichere  Fahrzeuge,  feuersichere  Häuser, 
Wiederbewaldung  von  Höhenzügen,  gesund-! 
heitsgemässere  Lebensweise  — ,  bis  zu  einer 
gewissen   Vollkommenheit   musste,   um   mit 
Em.    Henmann    zu   reden,    che   Kunst    der 
»Meidung«   oder    der    Verhütung   und    Ab- 
schwächung    von    Gefahren    erst    gediehen 
sein,  ehe  die  Versicherung  sichtbar  hilfreich 
eingreifen  konnte.    Die  Uebung  jener  Kunst 
war  zugleich  ein  Ausfluss  der  Sorge  für  die 
Zukunft    und    ein    wesentliches    Mittel    der 
Kapitalbildung;  sie  war  eine  Vorstufe  der 
rationellsten    und    sichersten   Vorsorge,   der 
rationellsten  und  sichersten  Form  der  Kapi- 
talerhaltung   —    der     Versicherung.      (V. 
Ehrenberg     »Versicherungsrecht«,    I.    Bd. 
Leipzig,    Duncker    &    Humblot    1893,    sagt 
S.  26:   »Die  Geschichte  des  Versicherungs- 
wesens   beginnt    erst    mit   der   Entstehung 
eines    Versicherungsgewerbes«).      Es    darf 
daher   nicht   wunder   nehmen,   dass   nahezu 
alle    Versuche    fehlgeschlagen    sind,    etwas 
wie     unser     heutiges     Versicherungswesen 
"der  doch  Keime  dazu  in  der  alten  Kultur- 
weit,    welche    andere    Zweige  des   mensch- 
lichen Geisteslebens  zu  hoher  Entwickelung 
gebracht,    das    Wirtschaftsleben    aber    doch 
nur  einseitig  zu  entfalten  vermocht  hat,    zu 
entdecken.      Solcher     Versuche    sind    viele 
unternommen    worden.      Es    mag     nur    an 
Böckh,   Staatshaushaltung  der  Athener  (2 
Ausg.,  1851,  1.  Bd.,  S.  102 ff.).   Emerigon, 
Traite  des   Assurances  et   de  Contrats  ä  la 
Grosse  (Marseille  1873).    Duer,  A  Lecture 
on   the  Law   of  Bepresentations  in   Marine 


')  Da  die  einzelnen  Aufsätze  dieses  Werkes 
über  die  verschiedenen  Zweige  des  Versiche- 
rungswesens auch  die  nötigen  geschichtlichen 
Vi«  ttweisung-en  enthalten,  kann  es  sieh  hier  nur 
noch  um  einige  ergänzende  und  zusammen- 
fassende Notizen  handeln. 
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Insurance  (New    York    1844)  -*§■«"* 
Fl,  Hendriks,   Contabuüons   to  theHis- 
[nsurance   (London    I80I),    1  a  1  - 
äus,     Collection     de  .  Lois     Mantnne, 
anterieures  au   Will-   siede  (Paris  1828 
Z   1845);   Beckmann,   Beiträge     er  G* 
schichte    der    Erfindungen    (Leipzig    «*», 
,       _   erinnert  werden.     Die  nach  der 
QLik  des  Aristoteles  von  Böckhang^ 
nommene    Sklavenversicherung    ist    g 
^  kluge   Finanzspekulation  des  Rh. 
Antimenes.    aber    &    £eri*m    g| 
«resen.    Auch   das   nach  Bockh    a.  a.  U  b. 
Ki  und  190)  bei  den  Griechen  ublicnelJar- 
lehn  gegen  Seezins  enthält  vielleicht,  da  es 
LT  Verteilung    eine,   zufälligen    Verlustes 
unter   mehrere  hinausläuft,   einen  Keim  zur 
Versicherung  ist  aber  so  wenig  schon  ^  er- 
öchening   wie  die    pecuma  rrajeetitia.    das 
Foenus  Liticum  und  .las  Rechtsinstitut  der 
lex  rhodia  de  jactu  der  Rumer. 

Die  ältesten  bekannten  Spuren  wirklich*. n 
Versicherungswesens  tauchen,  wie  P» 
a  a   0.  1.  p   CXXII1  -  vgl.  auch  Röscher, 
System    Ü,   1860,   S.   440.--   erzählt.    -     - 
samer  Weise  in  Island  im  zwölften  Jahr- 
hundert   auf.     Dort    vereinigten  sich  regel- 
mässig  Gruppen   der   steuerfähigen  Burp 
znr    gemeinschaftlichen    Tragung   von  Ver- 
lusten, die  einzelne  von  ihnen  durch  Brand- 
schaden    oJer    durch    Viehsterbe.i    erlitten 
Die   aba-escltiedeue    und  verkehrsferne  Lage 
des  Landes  erklärt  es.  dass,  wie  andere  sehr 
bedeutsame,    dort    zuerst    in    Europa    ent- 
wickelte wirtschaftliche  Institutionen  so  auch 
diese  sich  nicht  nach  anderen  Ländern  aus- 
itet  hat.     Am  frühesten  hat  man  in  den 
Formen    walirer  Versicherung   die  A  eriuste, 
von    welchen     Seetrausporte     betroffen 
wurden,  auszugleichen  verstanden.    In  einer, 
zur  Zeit  noch  nicht  abgeschlossenen    schart- 
sinnigen und.   wie  es  scheint    exakt  bewei- 
senden Darstellung  in  den  Jahrb.  f.  Hat  abtat 
HI    F    5.  Bd..  1    und  4.  Heft)  weist  Ade 
Scharte   -   zum   Teil  gegen   E.    B 
eontratto   di    assicurazione    nel    metho    evo 
(Genova  1884)  und  L.  Goldschmidt  Zur  Ge- 
schichte der  Seeversicherung  in    Juri-'  ~ 
Abhandlungen,    Festgabe    für    G.    Beseler 
(Berlm  1885)  -  nach,  dass  von 
Versicherung  nicht   vor  der  Bütte   des  viei- 
zehnten   Jahrhunderts   die  Rede   sein   kann. 
E<    wird    abzuwarten    sein,    wie    sich    der 
Verfasser   mit  der  von  Pardessus  angeblich 
einer' flandrischen   Chronik    entstammenden 
Nachricht    abfindet,    dass      der    Graf    von 
Flandern,    auf  Ansuchen  der  Bewohner  von 
Brügge   1310   die  Erlaubnis   zur   Gründung 
einer"  Assekuranzkammer    m    dieser    btactt 
erteilt    habe,    bei    der    die    Kaufleute .ihre 
Waren    gegen    See-    und    andere    Gefahren 
mittelst  ~  Zahlung     einer     festen     Prämie 
|  movennant   quelques    deniers  pour  cent=) 


kennen,  und  dass  der  (n-af.  um 
,    Institute   ein.n   dauernden  Bestana 
u.   zugleich  allerl  mften  er- 

habe,  welche  die  Versicherer  und 
bachten  hatten.  Fr 
bezweifelt  Pardessus  selbst  die  Echtheit  der 
Chronik  (vgl.  auch  Hendncks  a.  a  U.  &. 
27ff  1  Die  älteste  vorh;  1  SeeasseKu- 
ranzordnung  ist  die  von  I  dem 

Jahre  1435.  Charakteristisch,  iber  bei  der 
völkerverbindenden  Natur  d  -  thrt  wohl 
erklärlich,  ist  die  Aehnlichkeit  der  See- 
versicherungsbedingungen der  handel- 
treibenden Nationen  und  die  Gleicn- 
mässiekeit  ihrer  Eut  Wickelung. 
Yen  den  je  in  den  vers  m  Zeitaltern 

seemächtigsten  Ländern  oder  Handelsplätzen 
_    Barcelona    und    Venedig   im    14..    Ant- 
werpen,  Burgos.    Sevilla     Bilbao.    Am 
Genua  '  Amsterdam   und   Hamburg  im    Ib., 
London,    Paris,    die    deutscheu   Nord-   und 
Ostseehafenplätze  im  L.   und    18.  Jahrhun- 
dert —  gingen  jeweils  dort  zur  l  sance  ge- 
wordene Neuerungen   aus  und  in  die  an- 
-       ersicherungsordnungen  über  ato- 
wie  die  alten  Stadtrechte  durch  Be- 
widmung.     Charakteristisch  ist   auch     dass 
lange  Zeit  das  Seeversieherungsrecht  überall 
lediglich  auf  Autonomie   der  Kaufmann- 
schaften beruhte  und  dass  che  Staats-  und 
Stadtgesetzgebung  meist  erst  spät  zusammen- 
Eass    id,  kodifizierend,  nachfolgte. 

Noch  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts 
war  alle  Transportversicherung 
nur  Seeversicherung  ^gW 
jedoch  Ehrenberg  a.  a.  0.  S.  27  ff.).  Die 
Fluss-  und  Landtransportversiche- 
rung ist  einer  der  jüngstentwickelten 
,  des  Versicherungswesens.  Ihr  sind 
die  vielfach  benutzbaren  Analogieen  der 
älteren  und  sehr  fein  durchgebildeten  In- 
stitution zu  gute  gekommen. 

Von  dem  erwähnten  vereinzelten  Vor- 
kommen auf  Island  abgesehen,  ist  die 
Feuerversicherung  vor  Anfang  des  17. 
Jahrhunderts  kaum  irgendwo  aus-  und  durch- 
gebildet. Denn  die  in  dem  ersten  Drittel 
l  1er    Mitte    des    16.    Jahrhunderts     111 

London   und  Paris    entstandenen   Anstalten 
zur  gegenseitigen  Hufe  bei  ^  ertasten  durch 
&n  waren   mehr  VV.ldthängkeits- 
aU    Versicherungsanstalten.    Den  Gedanken 
der    geschäftlichen    Feuerversicherung    hat 
wohl  der  deutsche  Publik 
in  zwei  seiner  1609  und  1610  erschienenem 
Schriften   zuerst    in    voller   Klarheit    ausge- 
brochen     Gleichzeitig  ist.   wie   Beckmann 
spiocnen      c  ie    *    2fg_222)   berichtet,   m 
Oldenburg  ein  Vorschlag    zur  Versicherung 
der  Gebäude  gegen  Feuerschaden  (die  Prämie 
2£  -ragen,  autgetaucht. 

aber  von   dem  Grafen  Anton  Günther,  zum 
Tcdl  aus  religiösen  Gründen,  zum  Ted  v    . 


Versicherungs'w 


Zweifels  an  der  Durchführbarkeit,  abgelehnt 

worden.  Während  dos  dieissigjähren  Krieges 

scheinen  (nach  Jaeobi,  Beitrag  zur  Geschichte 

und    Statistik    der    Feuerversicherung    im 

Staate  in  Jahnr.   1862,  Nr.   6 

und  1863,  Nr.  4  der  Zeitschrift  des  preussi- 

statistischen  Bureaus)  in  den  preussi- 

Weichselniederungen  die  ersten  Feuer- 

iherungsverbände   entstanden    zu    sein. 

Während  inPreussen  und  sonst  in  Deutsch 


land  noch  lange  Zeit  derartige  Verbände 
halbstaatlichen  Charakter  trugen  und  nach 
und  nach  hie  und  da  auch  zu  rein  staat- 
lichen Institutionen  umgebildet  wurden,  hat 
in  England  schon"  im  17.  Jahrhundert 
die  privatgeschäftlä  be  Feuerversicherung 
(erste  Gesellschaft  die  Hand  in  band  1696} 
entwickelt.      Die    Zustände     der    Feu 

-  in  Deutschland  im  vorigen  Jahr- 
hundert schildert  ausführlich  und  treu  K. 
Biedermann.  Deutsehland  im  18.  Jahrhun- 
dert (Bd.  1,  1854).  Erst  im  letzten  Viertel 
des  Jahrhunderts  kommt  liier  die  geschäft- 
liche Privatfeuerversicherung  auf.  In  Deutsch- 
land überwiegt  bis  dahin  überhaupt  und  bei 
den  staatlichen  und  halbstaatlichen  Ver- 
bänden, Societäten  etc.  vorzugsweise  die 
I  in  m  o  b  i  1  i  a  r  v  e  rsicherung. 

Die  Vi  eh  Versicherung  scheint  zu- 
nächst in  Gestalt  kleiner,  örtlich  begrenzter 
A  ersicherungsverbände,  ungefähr  gleichzeitig 
mit  der  Feuerversicherung,  in  Uebung  ge- 
kommen zu  sein.  In  dieser  Gestalt  |  Kuh- 
gilden«, Pferdeversicherung«  etc.)  nimmt 
sie  wohl  noch  heute  auch  in  Kulturländern 
breiteren  Boden  ein  als  in  der  Gestalt 
versicherungsgeschäftlicher  Unter- 
nehmungen. Von  diesen  letzteren  erfahrt 
man  in  Deutschland  erst  um  die  Mitte  des 
achtzehnten  Jahrhunderts,  wo  Friedrieh  d.  Gr. 
namentlich  in  Schlesien  zu  Gründung  dieser 
Art  Anregung 

Leber  die  Geschichte  der  Hagelschä- 
den ve  rs  ic  h  er  u  n  g  s.  d.  Art.  |  oben  Bd.  IV 
i5)  und  vgl.  ausserdem  Jus ti,  Darstel- 
lung der  gesamt.-n  Polizeiwissenschaft  1760 
und  Berg.  Handbuch  d.  deutsch.  Pol -R 
Bd.  HI.  1803. 

Zur  Geschichte  der  L  ebe  nsversiche- 
rung  mögen   noch  einige  Ergänzungen  zu 
den   in  dem  betreffenden  Artikel  (eben  Bd.  V 
S.  551  ff.)  angeführten  Daten  hier  ]']afz  finden. 
Wenn  auch  jene  mittelalterlichen  Institute 
ae,  wie  der  Altenteil,  die  Leibzucht  oder 
Ausgedinge,  das  Wittum  oderLeibgedinge 
der  Renten-  und   Güldenkauf  etc.,  die  Be- 
stimmung   hatten,    einer    Person    für    das 
re   Alter   oder   für  den   Fall   des  Ver- 
as   des    Gatten    oder  auch    überhaupt 
für    die    Zukunft    den    Lebensunterhalt    zu 
sichern,  durchweg  individuellen   Charakter 
ch   trugen   —  der  Einzelne   gewährte 
diese  Vorsorge   dem   Einzelnen    — ,    s 


man  doch  mehr  Recht,   sie  als  die  frucht- 
baren Keime  der  Lebensversicherung  zu  be- 
trachten, wie  den  Seezins  der  Griechen,  die 
peeunia  trajeetitia  und  das  foenus  nauticum 
der  Römer  als    die  Keime  der  Seeversiche- 
rung.    Denn   mit   wie   unzureichenden  oda 
der  Allgemeinheit  wenig  zugänglichen  Mitteln 
mimer,  so  erfüllten  jene  Institute  doch  einen 
der   Zwecke  der  Lebensversicherung.     Die 
mittelalterlichen     Witwen-    und    Begräbnis- 
kassen der  Gilden,  die  allgemeinen  städtischen 
Begräbniskassen  die  Knappschaftskassen,  die 
schon   im   17.  Jahrhundert   aufgekommenen 
Beamtenwitwenkassen,  sind  ebenfalls  schon, 
wenn  auch  unvollkommene,  Lebensversiche- 
rungen.   Schon  im  16.  und  17.  Jahrhundert 
wird  mehrfach   --   Ordonnanz  Philipps  13. 
von   15711   für  die  Niederlande,   Guidon  de 
la  mer,  Kap.  XVI,  Art.  5.  Assekurranzstatut 
für  Genua  von  1588,  üb.  V,  Kap.  17.   fran- 
zösische Ordonnanz  über  das  Seewesen  von 
1681,   Tit.  6.  Art.  10   —  verboten,   bei  Ge- 
legenheit der  Versicherung  von  Schiffen  und 
Frachten   gegen    Seegefahr   das  Leben   der 
Mannschaften    und   Reisenden    mit  zu   ver- 
sichem.     Also  schon  damals  Reiseunfallver- 
sicherung,  freilich  nicht  eigentliche  Lebens- 
versicherung!    Der   schon   genannte    Georg 
Olirecht  machte  neben  den  anderen,  auf  das 
Versicherungswesen  bezüglichen  Vorschlägen 
auch   den   der  Errichtung   einer  staatlichen 
und    obligatorischen    Aussteuerversicherung. 
Aber,    wie   in   dem  Aufsatze  über  Lebens- 
versicherung gezeigt,   beginnt  die  rationelle 
Ausbildimg  dieses  Versicherungszweiges  erst 
mit  der  Entwicklung  der  biologischen  Sta- 
tistik und  der  sogenannten  politischen  Arith- 
metik.     Ausser    der    ebendort    angeführten 
Litteratur  ist  auch   für  die  Geschichte  der 
Lebensversicherung      bemerkenswert:      Fr. 
Hendricks  a.  a.  0.  S.  31  ff. 

3.  Der  Versicherungsvertrag  vom 
Standpunkte  des  bürgerlichen  Rechts. 
Das  Rundschreiben  des  deutschen  Reichs- 
kanzlers an  die  Bundesregierungen  vom 
L  August  1879,  betreffend  den  Erlasseines 
deutschen  Versicherungsgesetzes ,  bekundet 
die   löbliche  Absicht,   mit   der  Kodifikation 


des  öffentlichen  und  des  Privatversicherungs 
rechtes,_  und  zwar,  was  nur  gebilligt  werden 
kann,    in   getrennten   Gesetzen   vorzugehen. 
Trotzdem  fehlt  es  in  Deutschland  noch  heute 
-teiis   an    der  Kodifikation  des  Privat- 
aerungsrechtes.     Bei  der  Bearbeitung 
•  bürgerlichen  Rechtsbuches  ist 
von   der  Mitbehandlung  des  Versicherungs- 
-    abgesehen  worden  und   die  Kodifi- 
kation eh,,  Partie  des  bürgerlichen  Rechts 
in  Deutschland  einer  späterenZeit  vorbehalten 
geblieben1!.    (Vgl.   K.  Samwer   in   Masius' 


'    Der  „Entwurf  eines  Ib-irhsgesetzes  über 
den  \  ersichernngsvertrag",  verfasst  von  Dr.  0. 
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B-ndschau    x.   F.  Jahrg.   IL    Befl    2,  Die 

£fa   ^  deutschen  Binnenvemch^ 

1,1    i      Mior     wie    J.    Riessei  .    £ui 

JS  aludelsg tzbuchs  (Stuttgart 

«£\    u    \bi..   s.  26 ff.   zeigt,    gehört   das 
Shenings^esen,    von   der   Seeversiche- 
rong  abgese°hen,   auch  anderwärts  nicht  zu 
denjenigen   Gegenständen,   mit   denen   sich 
,?]  Privatrechtsgesetzgebung    schon    fruh- 
Si«  oder  in  rillen  Staaten  beschäftigt  hat 
Ke  ser    zählt    nur    folgende    Staaten    auf, 
weiche  den  privatrechtlichen  Ted  des  Ver- 
richerungswesens.  und  zwar  in  ihren  Han- 
delsgesetzbüchern,   kodifiziert   haben 
Portu-al  (1834),  Niederlande  (1838,  Argen 
EenaS62),  Chile  (1867),  Venezuela  1873) 

g£en  (1874),  Ungarn  (1876)  Guatemala 
n877)  Uruguay  (1878  ,  Honduras  (1880), 
Kador    (1882),     Italien    (1883),    Spanien 

S  Vie  aus  der  Einleitung  zu  gegenwärtigem 
Aufsätze  erhellt,  seht  der  W;e--,  dav  . 
:in.  dass  dem  Versicherungswesen  seine 
Stelle  in  der  Lehre  vom  Handel  gebühre. 
Bei  ,1er  engen  Umschreibung  des  Handels- 
EriöL  Welche  der  Rechtswissenschaft  im | 
Seiche  zur  Wirtschaftslehre  noch  eignet, 
S  es  befremden,  dass  die  eben  genannten 

Stationen  sämtlich  in  und  mit .dem 
Handelsrechte  erfolgt  sind,  zumal  das  Vei- 
sicheruneseeschäft  zum  guten  Teile  sicli 
St  zwlfhen  Kaufleuten  und  Aren  Kunden 
vollzieht.  Vielleicht  entspringt  diese  ln- 
;!,,,,„,  den  Anfängen  einer  systematisch 

richtigen  Grundanschauung,  der  zufolge  dei  | 
Sil  keineswegs  das  Monopol  der ^auf- 
leute  ist  und  der  ungewerbsmassige  Handel 
S  Wirtschaftsleben  in  der  That  einen  sehr 
breiten  Raum,  vielleicht  breiteren  als  du 
gewerbsmässige,  einnimmt. 

Dass  es  an  Versicherungsprivatrecht  nicht 
fehlt,  wo  dasselbe  nicht  kodifiziert  ist    ver- 
steht sich  von  selbst.    Meht   nur  auf   den 
Gebiete    der   Seeversicherung  -  auf  allen 
Gebieten    des  Versicherungswesens   ist   die 
Autonomie  allezeit  rührig  gewesen  und  hat 
die  Konkurrenz  auch  für  eine  gewisse  Gleicn- 
vissiokeit  der  autonomischen  Entwicklung 
"esorgt    Rechtswissenschaft  und  richterliche 
Arbeit  haben  das  Uebrige  gethan     Immerhin 
möglich    dass,  wo  es  noch  an  Kodifikation 
Bf  diesen  rechtsbüdenden  Faktoren  gu» 
zweckmässig   noch   eine  Weile das   Gebiet 
überlassen    wird.      Um    so    reifere   Fiuclte 
kann  dann  die  zusammenfassende  legislato- 
rische Arbeit  ernten. 

Die  in  betreff  des  Versicherungsvertrages 
unseres  Eraehtens  reifste  Rechtsanschauung 


ha,  einer  &  '  ten  Meister  desHandels- 
rechts,  L.  Gollschmidt  in  dem  (■•«  ^  - 
zu  seinem  System  des  Handelsrechts  (Statt- 
o-ivt  1891  S  234ff.)  übersichtlich  und  pracifi 
Entwickelt1).  Biernach  bildet  der  Versiche- 
rungsvertrag eine  Vertrag  skat<  goi  ie 
j^Tsicb  l->  ist  nicht  Hoffnungskauf,  er 
ist  nicht  ein  aleatorische!  <•>'  ent- 

hält  nicht   ein   zwar    b<   lingt.        abe, 
sonst    abstraktes    Geldzah  i  Pre<*eI1> 

er  ist  überhaupt  nicht  ein  bedingter  Vertrag , 
denn  wenn  dei    Versiehe*     auch  unter  Be- 
dingung verspricht,    so   isl    die   Bedingung 
doch   eine   »conditio  juris  .   gehör!    sie  also 
Sm  Wesen   dieses  Vertrags.    Er.  ist     weil 
einseitig,    ein    diskreter,    nicht    ab- 
s^fakter   Vertrag:    jeder    Teil    verspricht 
um  der   zugesagten   Leitung  des  anderen 
willen.     Die  Vertragsurkunde  —  i^oüce 
ist   niemals  Urkunde  über  eine    abstrakte 
Obligation.    Er  ist  Konsensualvertrag, 
J    :»-e meinrech tl ich   formlos   und 
^ird  pfrfekt    ohne   gleichzeitige    oder   vor- 
eäneiee    Zahlung    der    Prämie.      Ueblicli 
|t  gschriraiche    Fbderung    -    schriftlicher 
Antra,     ,  Deklaration,     des    «^ungs- 
nehmers  und  Versicherungsbnef  - Joüce >, 
diesem   vom  Versicherer  behandigt.     Diese 
Snde   enthält   entweder  alle  besonderen 
u, da Semeinen  Versicherungsbedingungen 
ßer,   unter  ausdrücklicher  Verweisung  auf 
die   letzteren,   nur   che   ersteren.     Die    Vei 
smherungsbedingungen,  leges  contractus    ur 
^^^zelnenVersi^horun^vertrag^in,    das 
HauDteebiet    der   autonomischen    Rechten 
1  S-hie    ind  nur  absoluten  Gesetzen  gegen- 
über rechtsunwirksam.    Der  Grundsatz,  dass 
der    Vertrag    Rechtswirkuug    erlangt    auch 
ohne  VoUngige  oder  gleichzeitige  Leistung 
Ste J    desg  Versicherungsnehmers      kann 
Seh  Vereinbarung  unter  den  Konventen 
eingeschränkt   werden.   -  -   Der  A  ertrag   ist 


Bahr  im  Jahre  1881  im  Auftrage  des  preuss. 
J^tizministers,  ist  abgedruckt  m  Köhler^. 
Ring,  Archiv  für  bürgert.  Becht,  Bd.  <,  Hett  l, 
1892  (Berlin). 


M  Sehr  wichtig  aber  auch  das  oben schon 
angeführte  neuere  deutsche  Standard ^work  von 

vS    er^  En^dfdie  Gefahr  von  Nach- 

Ungewissheit  dei  L'auei  oes  u  emmsxM- 

*  ?:ÄU  TeglÄSein- 
trag,  dei  zuU/-1\;1T.1(r  a.iu  Versicherten  aus 
:-;:;:iÄ™  Handlung  zugehen 
können,  ist  ungütig  " 
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bonae  fidei  Vertrag.    Sein   ganzer  In- 
halt ist  nach  der  Sitte  des  redlichen 
-    luszulegen,    gegen    den  Ver- 
sicherer,   wenn    der   von   diesem    einseitig 
formulierte  Inhalt   zweideutig   oder   unklar 
Die  Nichtinnehaltnng  der  Bedingungen 
ist    im   Zweifel    dem   Versicherten  uns 
ra  di<  ser  ausser  stände  war, 
Bedingungen  nai  hzukommen.  (Dieser! 
Nitz    bezieht   sieh    natürlich    nicht   auf    die 
Bauptleistung  des  Versicherten,  aber  z.  B. 
auf  die  Anzeigepflicht    beim    Schadenfalle.) 
Der  \  ersicherungsvertrag  ist  —  im  Sinne 
des  positiven,  heufc  Rechts-     Han- 

delsgeschäft oder  Nichthandelsge- 
schäft  In  diesem  Sinne  ist  die  Versiche- 
rung -  -  Prämie  objektives  Handels- 
-  -  näft  auf  seiten  des  Versi  I  rers.  gar 
nicht  ..der  nur  subjektives  Handelsgeschäft 
auf  seiten  des  Versicherten.  Die  Ge 
seiti gkeits Versicherung  ist  höchstens 
subjektives  Handelsges  hüft. 

Nicht    nur  die  Sachen-   oder  Schaden- 
sondern auch  die  Lebensversicherung 
ist.    wie     versicherungstechnisch    so    auch 
juristisch,  echte  Versicherung.     Dem 
Bewi  i-   dieses   vielfach  bestrittenen  Sal  -  = 
widmel  Goldschmidt  a.  a.  0.  S.  241  ff.  ehie 
auch  seine   volle  Kenntnis  der  Lebensver- 
rangst  i  i::iik    bekundende,    durchschla- 
I  überzeugende  Abhandlung. 
4.  Die  öffentlichrechtliche  Regelung; 
des  V.     Die  Stellung,  welche  die  Staats- 
gewalt dem  Versicherungswesen    gej 
einzunehmen   hat.   ist   beinahe  so  lang 
das  letztere  überhaupt  eine  bedeutsame  Rolle 
im    Wirtschaftsleben    spielt,     vielfach    und 
dlich     erörtert    worden.      Xoch    heute 
in  Deutschland   und  in 
"■  o  Läi  dem  deutscher  Kultur,  die  extremsten 
«sichten  einander  unvermittelt  gegenüber 
Das  Versicherungsmonopol  des  Staates   und' 
die   Zwai  e  terung,    .-ine    mehr    oder 

minder  eingreifende  Staatsaufsicht  über  das 
\  ersicherungswesen,  diegänzlich  freie Privat- 
Qnternebmung  bei  gänzlich  indifferenter  Hai- 
tun- der  Staatsgewalt  ihr  gegenüber  —  jede 
dieser  Richtungen  findet  ihre  Vertreter.    Die 
a  prion-Lösung  aller  politischen  Fragen  ist 
"V"'1  Uebel     Ein    gegebener  Staat   und  der 
damalige  Kulturznstand  des  Volkes  einmal 
und    sodann    die   idealen  Ziele  der  Fortent- 
wickelung beider  -     dies  sind   die  Grund- 
Jagen,  auf  denen  allein  sieh  die  Frage  lösen 
ütest,  wie  di.-  Staatsgewalt  sich  zu  der  Be- 
igung  der  aus  dem  Zusammenleben  im 
Maate    erwachsenden     und    der    allgemein 
phlichen  Bedürfnisse  zu   verhalten    oh 
Stellung  des   iür  die  Befriedi 
selbst  ..Hausvaters,  ob  di»  Stellung 

aden    und    aufsichtfühn 
»aclif-rs  zu  übernehmen,  oder  um  jene  Be- 
dürfnisbefriedigung si.  h  nicht  zu  kümmern, 


höchstens  diejenigen  Hindernisse  der  Fi 
und  erspriesslichen  Kraftentfaltung.    « 
sie  zu  beseitigen  vermag,  zu  beseitigen  hat 
Schwer    genug    und    nur    bei    volistäm 
Kunde    der    Staatsgeschichte,    der    Vo] 
stände  und  der  Volkskräfte  ist  die  Fr.  i 
beantworten,    was    zur    Zeit    dein    ge- 
■nen   Staate   frommt:    schwierige] 
die  andere  nachdem,  was  die  Fortentwicke- 
lung   nach   idealen  Zielen   erheischt,     i 
über  diese  Ziele  selbst  bestellt  Streit. 

Dass    in    irgend    einem  Staatswesen    zu 
irgend    einer  Zeit  es   im  Interesse  des  Ge- 
meinwohles geboten  sei,  das  gesamt 
sichenmgsweseii  zu  monopolisieren,  darf  mit 
gutem  Grunde  bestritten  werden.    1  tei  i 
das  Versicherung! .edürfnis  in  der  Bevölke- 
rung nach   Befriedigung  drängt,   kann   von 
emem   solchen  Interesse  des  Gemeinwohles 
nicht  die  Rede  sein.    Ist  das  Bedürfnis  aber 
erwacht,  so  folgt  die  Befriedigung  notorisch 
ihm  auf  dem   Fusse,   die  Befriedigung  aus 
eigener  Initiative  der  Bevölkerung,  zu  welcher 
sch..u  Eigeninteresse,  Gemeinsinn  und  Vor- 
teilsberechnung  treiben.    Nicht   in   Staaten 
auf  der  niedrigsten  Kulturstufe,    sondern  iu 
solchen    mit   hochentwickelter    Kultur,    ins- 
besondere  mit  einem  schon  völlig  ausgebil- 
deten Privatversicherungswesen,  ist  die  Mo- 
nopolfrage zuerst  aufgetaucht.    Hier  ist 
von  minder  beachtenswerten  Tendenzen  ab- 
gesehen,   dem  Zweifel   entwachsen,   ob   das 
wichtige  Bedürfnis    der  Versicherung  voll- 
kommener   durch    Privatunternehmung    bei 
völliger    Freiheit    der    Entscbliessung    der 
Bürger  für  Versicherung  oder  Nichtversiche- 
rung,  oder  ob  es  vollkommener  durch  mono- 
polisierte Staatsthätigkeit  und  Versicherun°-s- 
zwang    befriedigt    werde.      Dieser    Zweifel 
freilich  kann  nur  erw.  .gen  werden  von  denen, 
^'■l''h>'    von    der  Auffassung   d->  Staates  als 
Anstalt  zur  Bedürfnisbefriedigung  der 
Bürger,  also  von  der  patriarchalischen  oder 
der  sozialistischen  Staatsauffassung  ausgehen. 
I  nd  in  unseren  heutigen  Kulturstaaten,  die 
weder  patriarchalisch  noch   sozialistisch  or- 
ganisiert   sind,   ist  bei  langjähriger  Neben- 
einanderentwickelung    der    monopolisierten 
oder   nichtinonopolisierten  Staats-  und   der, 
wenn    auch   mehr  oder   weniger  polizeilich 
eingeengten,    Privat  Versicherung  wenigstens 
die    technische    und    wirtschaftliche   Ueber- 
tegenheitder  letzteren  für  jeden  unbefangenen 
Beobachter  doch  wohl  thatsächlich  erwiesen. 
Dabei  kann  aber,  wie  in  dem  Art.  Feuer- 
versicherung   (oben    Bd.   III   S.   870  ff.) 
nachgewiesen,    unbedenklich  historisch   Ge- 
nes, aus  patriarchalischen  Zeiten  Oeber- 
kommenes     bestehen     bleiben,    solange    es 
billigen  Anforderungen  noch  entspricht  kann 
Aeuerwaehsenes,    wie    in    Deutschland    die 
staatliche  Unfall-,  Kranken-,  Alters-  und  In- 
validitätsversichening.    welche    dem    sozia- 
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Htischen  Staate  starke  Zugeständnisse  macht, 
S  weiter  versuchen.  Das  Fortbestehen 
esEinen  wie  das  Aufkommen  des  Anderen 
der  Gegner  des  Versicherungsmonopols 
to  verfehlt  erachten;  als  ein  lehrreiches 
Sxperiment    wird    er    beides   zu   würdigen 

'"vu,'h  die  Frage  der  gesetzlichen  Rege- 
le der  bestehenden  Privatversicherung 
tanl  nur  aus  einer  genauen  Kunde  der 
jtaats-  und  Kidturverhältnisse  und  Kräfte 
ieraus  und  bei  Klarheit  über  che  Ideale  der 
p,  fl t ,  -niM  i.  kelung    befriedigen.!    beantwortet 

^Schön  das  »Ob«  ist  keineswegs  zweifel- 
.       Denn    das   einzige  Argument    für   die 
staatsgesetzliehe  Regelung,  welches  herge- 
rufen ist  von  der  Tragweite  der  im  Ver- 
sicherungswesen  auf  dem  Spiele  stehenden 
Interessen  und  von  der  Annahme,  dass  ohne 
jene   Regelung  diese  Interessen   geschadigt 
werden  müssten,  würde  besondere  staatliche 
hing   auch   für    viele  andere   Gruppen 
von    wirtschaftlichen    Thätigkeiten    fordern, 
die  beim  Mangel  solcher  Regelung  gedeihen 
und   bei  beiderseitiger    »diligentia«  alle  Be- 
teiligten befriedigen.    Auch  dass  die  Technik 
,1,.,    Versicherungswesens    für    die    grosse 
Masse    der    Kunden    ein    Buch    mit    sieben 
Siegeln  sei  -    was  übrigens  doch  höchstens 
bei    der   Lehensversicherung   zutrifft   --ist 
kein  Grund,   die  Staatsüberwachung  gerade 
für  das  Versicherungswesen  anzurufen.  Demi 
auch  den  Anbietern  anderer  wichtiger  wirt- 
ä.  haftlicher  Leistungen   gegenüber   ist   man 
auf  die  Wahl  zwischen  Vertrauen  und  -Miß- 
trauen augewiesen. 

hdes  —  das  »Ob«  an  dieser  Stelle  aus- 
führlich zu  erörtern,  wäre  müssig,  da  diese 
Frage  thatsächlich  in  allen  heutigen  Kultur- 
staaten in  bejahendem  Sinue  entschieden 
„„1  eine  Rückbildung  namentlich  in  unserem, 
ein.r  vielseitigen  Ausdehnung  der  öffent- 
lichen Fürsorge  geneigteu,  der  Selbstniüe 
der  Bürger  im  friedlichen  wirtschafihehen 
Wettkampfe  wenig  vertraueuden  Zeitalter 
schwerlich  zu  erwarten  ist. 

Das  »Wie«  wird  verschieden  beantwortet 
werden,  je  nachdem  man  höhere  oder  minder 
hohe  Anforderungen  an  die  Wachsamkeit  der 
Staatsgewalt  stellt,  stärkere  oder  geringere 
Hoffnungen  in  das  Eingreifen  derselben 
setzt,  der  Kraft  der  Selbsthilfe  mehr  oder 
minder  vertraut. 

Manche  halten  die  Verpflichtung  zu  um- 
fassendster Publicität  bei  im  übrigen 
völlig  freier  Bewegung  der  privaten  Ver- 
ächerungsunternehmungen  für  ausreichend ; 
das  Gesetz  hätte  dann  nur  zu  bestimmen, 
was  und  wie  es  die  Unternehmungen  zu 
veröffentlichen  haben.  Sie  erblicken  in  der 
Durchsichtigkeit  des  gesamten  Geharens 
eiuen  genügenden  Schutz  für  das  Publikum 


imal,  weil  Unredlichkeit  das  Licht  zn 
scheuen  habe,  und  dann,  weil  die  Uften- 
sichtli  hkeü  des  Geschäftsgebarens  kon- 
kurrierender Unternehmungen  dm  Kunden 
die  Prüfung  und  Wahl  ermögliche. 

Ändere  fordern  ausserdem  noch  gewi 
staatlich  festgestellte  Normen  für  den  Ge- 
schäftsbetrieb sogenannte  Normativ- 
bedingungen— Verpflichtung  derl  nter- 
nehmer  auf  diese  Normen  und  strafen  im 
Falle  der  Zuwiderhandlung. 

Wieder  andere  begnügi  □  »  n  auch  hier- 
bei nicht.    Sie  fordern  entweder  ausser  der 
Verpflichtung  zu  rückhaltloser  Offenlegung 
des  Geschäftsgebarens   und    zur  Einhaltung 
der  Normen,   "der  unter  Verzicht  auf  d 
Verpflichtungen,     staatliche    Prüfung    der 
Grundlagen    und    Einrichtungen    der    Ver- 
sicherungsanstalten auf  ihre  Solidarität  und 
Anpassung   an    die   Bedürfnisse   des  Publi- 
kums   vor   Besinn    ihres    Betriebes,    Nicht- 
zulassung de  die  Prüfung  nicht  bestehenden 
Anstalten  und  fortwährende  staatliche  L  eber- 
wachung    des    Betriebes    der    zugelassenen 
sowie    die    Befugnis    der  Staatsgewalt    zur 
Versagung  fernerweiten  Betriebes,  eventuell 
Auferlegung  von  Sicherheitsleistung  —Kauti- 
onen —  für  stetes  Wohlverhalten  —  Kon- 
zession^-    und     Ueberwachungs- 

system.  .  cu.„nA- 

'   Es  mag  sein,   dass  ]e  nach  dem  Stande 
der  öffentlichen  Bildung  dem   einen  Staate 
das    eine   oder  andere,    dem   anderen   etwa 
eine  Kombination   dieser  Systeme    frommt. 
Zu  verkennen  ist  aber  nicht,  dass   je  straffer 
und  eingreifender  die  Staatsaufsicht  gestaltet 
ist     um  so   mehr   auch   die  Verantwortung 
da   Staatsgewalt  für  das  Gebaren  der  Ver- 
sicherungsanstalten sich  steigert    um  so  er- 
klärlicher und  verzeihlicher  auch  die  wach- 
sende   Sorglosigkeit    der    Hauptbeteiligten, 
nämlich  der  Versicherungsnehmer,  auf  einem 
Gebiete  erscheint,  auf  dem  weise  und  eitrige 
Selbstprüfung    doch   durch  keine  btaatsfui- 

so, ersetzt   worden   kann    und    also   von 

einer  vorausdenkenden  Regierung  eher  her- 
anzubilden versucht  als  eingeschläfert  werden 
sollte  lud  endlich  ist  die  Erfahrung  nicht 
selten  gemacht,  dass  ein  strammes  üeber- 
wachungssystem,  von  -  es  soll  gar 
eesaet  werden:  unredlichen,  aber  —  tecn- 
Lch  wenig  durchgebildeten  Beamte, 
handhabt,  von  den  unredlichsten  Dnter- 
ehnern  am  meisten  zu  ihren  Gunsten  aus- 
"e  eutet  werden  kann.  (Vielbesprochene 
Vorgänge  in  den  Vereinigten  Staaten  illustrie- 
ren dieses  Bedenken  hinreichen,,.' 


Nur  flüchtig  erwähnt  zu  werden  verdient 
noch  dass,  von  den  Rücksichten  auf  red- 
Hches.  Gebaren  und  bedürfnisgemässe  Leis- 
tungen der  Privatunternehmungen  abgesehen 
bri8  einzelnen  Versicherungszweigen  auch 
noch  besondere  Gründe  für  eine  eingreifende 
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Mitwirkung  der  Staatsgewalt  geltend  ge- 
macht  werden.  So  z.  B.  fordert  man  bei 
der  Feuerversicherung  im  Interesse  der 
thchen  Sicherheit  dasVerbol  der  Ueber- 
versicherung  und  mancherlei  —  im  ganzen 
freilich  erwünschten  Fortschritt  mehr  hem- 
mende  als    Schaden   zu  verhüten  geeignete 

Kautelen  bei  Eingehung  des  "Vertrags  — 
Präventivkontrolle  -  und  bei  Feststellung 
des  Schadens.  Endlich  sind  auch  manche 
verwaltungsrechtliche  einschränkend.'  Be- 
stimmungen auf  die  Fürsorge  für  konkur- 
rierende Staate-Unternehmungen  zurückzu- 
führen. 

Die  räumlichen  Grenzen,  welche  dieser 
Arbeit  gezogen  sind,  gestatten  nicht  selbst 
eine  nur  flüchtige  Üebersicht  über  die  lei- 
tenden Ideeen  der  öffenüichrechtlichen  Ver- 
sicherungsgesetze der  Kulturstaaten.  In 
•I.  J.  Kummers  »Die  Gesetzgebung  der  euro- 
päischen Staaten,  betreffend  die  Staatsauf- 
sicht über  die  privaten  Versicherungsan- 
stalten« (Bern  1883)  findet  man  eine  voll- 
ständige Gebersicht  der  bis  zur  Zeit  des 
Erscheinens  in  europäischen  Staaten  in  Gel- 
tung gewesenen  solchen  Gesetze.  C.  C.  Hine 
giebl  für  die  Vereinigten  Staaten  und  Canada 
eine  gleiche,  bis  1876  reichende  üebersicht 
in  dem  Werke:  »The  Insurance  Statutes  of 
the  Onited  States  and  Canada«  (New- York 
1876).  R.  Harding  stellt  im  Bande  »Docu- 
menta«    der    Publikationen    des    »Premier 

<  longres  International  d'Actuaires< .  Bruxelles 
L896,  die  Government  Legislation  in  refe- 
rence   to   the  verlang  of  Life  Assurance 

<  lompanies.    zusammen. 

E<  mögen  nur  einige  Notizen  zur  Cha- 
rakteristik des  gesetzlichen  Zustandes  im 
Deutschen  Reiche,  in  der  Schweiz,  in  Oester- 
i'eich.  Crossbritannion  und  den  Vereinigten 
Staaten   hier  Platz  finden. 

Nach  Art.  4  der  Verfassung  des  Nord- 
deutschen Bniides  (jetzt  D.R.V.)  unter- 
liegt u.  a.  das  Versicherungswesen  der  Be- 
aufsichtigung seitens  des  Reiches  und  der 
Gesetzgebung  desselben.  In  einer  vom  Ver- 
fasser des  gegenwärtigen  Aufsatzes  her- 
rührenden, in  Births  Ann.  L880  erschienenen 
Abhandlung,  betitelt  Die  reichsgesetzliche 
Regelung  des  Versicherungswesens. .  ist  dar- 
gethan,  wie  notwendig,  im  Interesse  der 
Ent  Wickelung  dieses  Wirtschaftsgebietes 
selbst,  bei  der  Verschiel lenartigki dl  der  in 
den  einzelnen  Bundesstaaten  bestehenden 
Gesetzgebung,  bei  der  geringen  Würdigung, 
mit  welcher  einzelne  dieser  Gesetze  den 
Gegenstand  behandeln,  gerade  im  Deutschen 
Reiche  eine  Kodifikation  des  öffentlichen 
Versicherungsrechtes  wäre.  Riesser  a.a.O. 
S.  3ff.  schildert  in  dem  Abschnitt  über 
Die  Entwickelung  des  KVlifikationsge- 
dankens  in  Deutschland,  ausführlich  die 
Anstrengungen,  welche  vor  und  nach  Grün- 


dung   des    Reichs   von   berufener  Seite  ge II 
macht  werden  sind,  um  in  dieser  Partie  de 
öffentlichen  Rechts  Einheit  und  Klarheit  zi 
schaffen. 

Endlich    im  Jahre    1S99   erschien   ein  ii 
den  Reichsämtern  des  Innern  und  der  Justi; 
bearbeiteter    Entwurf    eines    Reichsgesetze 
über    die    privaten    Versicherungsunterueh 
mungen.      Nach    Durchberatuug   mit    Sach 
verständigen    des    Versicherungswesens    in 
Reichsamt   des  Innern  und  im  preussischei 
Versicherungsbeirate   wurde   der  in  einigei 
Stücken    veränderte  Entwurf  im  März   1901 
dem   Bundesrate   zur  Beschlussfassung   vor- 
gelegt.     Von    liier    gelangte    er,    abermals 
mehrfach  verändert,  am  14.  November  1901 
an  den  Reichstag  (in  dessen  II.  Session  dei 
10.  Legislaturperiode),  welcher  ihn  nach  dei 
ersten  Lesung  einer  aus  21   Mitgliedern  be- 
stehenden Kommission  überwies.     Diese  be- 
riet über  den  Entwurf  in  26  Sitzungen  und 
überreichte   ihren  Bericht    dem  Plenum   im 
April  1901.     Der  Reichstag,    zu  dessen  Ge- 
pflogenheiten es  gegenwärtig  gehört,    wich- 
tige  Gesetzvorlagen    im    wesentlichen    nach 
den    Kommissionsvorschlägen    anzunehmen, 
erledigte    die    Beratung   in    zwei   kurz  auf- 
einanderfolgenden,   nicht,    eben    tief  in   die' 
Materie   eingehenden    Lesungen,    und    nun-! 
mehr  ist  »das  Gesetz  über  die  privaten  Ver- 
sicherungsunternehmungen«  unterin  12.  Mai 
1901  in  die  Reichsgesetzsammlung  überge- 
gangen. 

Die  vergleichsweise  Seltenheit  einer  um- 
fassenden öffentlichreehtliehen  Regelung  dea 
gesamten  privaten  Versicherungswesens  in 
einem  Gesetze,  die  Spannung,  mit  welcher 
in  Deutschland  eine  solche  von  Interessen- 
tenkreisen seit  Jahrzehnten  erwartet  worden 
ist,  endlich  der  Umstand,  dass  man  wühl 
mit  Recht  diesem  Gesetzgebungswerke  eine 
typische  Wirkung  vorhersagt,  dürften  eine 
wenigstens  flüchtige  Analyse  des  Gesetzes 
an  dieser  Stelle  rechtfertigen. 

Das  Gesetz  zerfällt  in  neun  Abschnitte. 
Der  erste  (»Einleitende  Vorschriften  | 
unterwirft  alle  P  r  i  v  a  t  Unternehmungen,  | 
welche  den  Betrieb  von  Versicherungsge- 
Schäften  zum  Gegenstand  haben  (mit  "Aus- 
nahmen, die  im  Gesetze  selbst  namhaft  ge- 
macht sind),  der  öffentlichen  Beaufsich- 
tigung.  Diese  wird  bei  Unternehmungen,  L 
deren  Geschäftsbetrieb  sich  auf  mehrere 
Bundesstaaten  erstrecken  soll,  vom  Reiche 
ausgeübt  und  kann  bei  solchen,  deren  Ge- 
schäftsbetrieb nur  auf  einen  Bundesstaat 
beschränkt  ist,  durch  die  Landesbehörden 
ausgeübt  werden.  Also:  Staatsaufsicht  des 
Betriebes  -  lediglich  der  Privatunterneh- 
mungen und  nicht  aller  dieser,  nicht  aber 
der  kraft  öffentlichen  Rechts  errichteten  — 
Feuerversicherungssocietäten  u.  s.  w.  — 
Versicherungsanstalten;  endlich  nicht  durch- 
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Reichs-,  sondern   unter  anderem  auch 
ychtijoin«  durch  Landesbehörden. 
J  ZNV,lt..    Vbschnittl   Zulassung  «um 
üftsbetriebe  i     verkündet    das    Kon- 
„nssvstem    und    stellt    die    Zulas- 
iedi.igiWen    fest.     Der   Inhalt    d 
;,  .laliiM  zusijn menfa 
rt  wird,  was  die  Aufsichts- 
e    verlangen    nmss.    um    entscheiden 
fkönnen,  ob   die  Unternehmung  Gewahr 
■eten   werde   für  die   zuverlässige  und  er- 
Sessliche  Befriedigung  des  Versicher 
Srfiisses.     Der  8  er   binde 

,,..,.  insofern  selbs1  die  Hände,  als  ei  (§   ■ 
iit,r  .der  Natur  der  Sache  nach 

riemlich  vage  gefassten  -  Voraussetzungen 
Konzession nicht  will  versagen  können. 
Nur  VeScherungsvereine  au!   Gegenseitig- 
ke       (Abschnitt     III)     und    Vereieherungs- 
SieneeseUschafteu  können  zugelassen  wei- 
£     D„  Zulassung  geschieht,    wenn  nicht 
„t  "nicht    auf     Zeit     und    ohne 
ksicht   auf   die  Bedürfnisfrage. 
Lebensversicherungen    werden    beson- 
Ssktofte  verlangt  _  die  technischen 
Grundlagen    -.    Der  Reichstag   hat  m   dei 
Absicht    denjenigen  Lebensversicherungsge- 
Saften,    die    auf    die   Berechnung    der 
ftfcnie  nach  dem  sogenannten  ZU  merschen 
Svstem  Gewicht  legen,   ein  angeblich  wert- 
,dnis   machen    wollen,    indem 
er  im  f  11  vorschreibt,   dass  das  Konzessi- 
ven   auch   Angaben    darüber  zu  ent- 
Sn    habe,    ob    die    Geseüschaft  dieses 
Astern   zu   bcnutz.:-n   beabsichtige      - 
indlich    ist    damit    noch   nicht | 
...    diese   Benutzung   von   der   Aufsichts- 
Stelle  allgemein  für  zulässig  gehalten  werde, 
wenn  dies  auch  innerhalb  gewisser  Grenzen 
au.   Zweckmässigkeitsgründen  m   feinen 
Pillen  immer  geschehen  wird.     Der  Ent*  m  i 
hatte    'ich  einer  solchen  Detaübestimmung 
wXweishch    enthalten    in    der    Annahme  ' 
flass    es   genüge,    die   genaue   Angabe    der 
Gewählten  Methode   der  Reserveberechnung 

!"  S?SRte  Abschnitt  ,   Versicherungs- 
weine  auf  Gegenseitigkeil   ,   ist   ™M 
der  originellste   des   ganzen  Gesetzes,     w  u 
^Lern    uns   nicht,   in    der   Gesetzgebung 
ir"p„d  eines  anderen  Landes  das  Recht  der, 
seitigkeit.    welches    bekanntlich    rem 
Sehen  UrspW  ist,  so  vollständig  und 
„Sichtlich   geregelt    gefunden    zu  J 
wie   es  hier   geregelt  ist.     Es  handelt  ach 
hier  nicht  nur  um  öffentliches,  sonderr >wre 
im  Handelsgesetzbuch   bei. den  Hand 
Seilschaften,  zugleich umPn^trecht    Debn- 
sens  sollen  nach  dem  Gesetze  (§16)  auch 
die  in  betreff   der  Kaufleute  im  ersten  und 
orttbln  Buche    des  Handelsgesetzbuchs  ge-l 
Ebenen    Vorschriften,    mit    Ausnahme ?  der 
|§  i  -7,  auf  Versicherungsvereine  auf  Gegen- 


ide Anwendung  finden. 
Da  wo  AI  weichungen  sich  nötig  machten, 
sind  diese  mit  voller  Kunde  der  ^rechie- 
ren  Rechtsverhältnisse  dimmgeruhrt 
Die  vielerörterte  Frage  der  Vertretung  der 
Versicherten  isl  hier  ni  W  dispositiv  gelöst, 
sondern  ihreLösung  derSatzui  assen 

aur   dass  die   Satzung  ei 
Vertretung  -  •"     nach  der 

freilich    nicht    ganz    zutreffenden    Analogie 
der  Generalversamm  Aktionäre  — 

,..„  niuss.  Aufsichtsral  und  Vorstand 
werden  ebenfalls  nach  Analogie  derAküen- 
eesellschaft    gebüdet.      L  omungen 

Iber  den  m  "Inhalt  der  Satzu 

die  Kautelen  bei  Satzungsänderu 
aber  die   Behandlung  des ;  Gründiingsfonds 
die    \rt    der   Deckung,    die  \ 
üeberschüsse,  die  Auflösung  und  Liquid 
des  Vereins  sind  sachgemäß  und  dem  eigen- 
tümlichen Charakter  dieses  Rechtsinstitutes 

^^Iten  Abschnitt  (»Geschäftsfüh- 
runo-  der  Versicherungsunternehmungen.  I 
machten  sich  besondere  Bestimmungen  für 
die  Lebensversichening  nötig  wegen  der 
Smienreserve,  welche  bekanntlich  mit 
"  Bedeutung  bei  der  Schadenver- 
.  ng  nicht  vorkommt  (Unterabschnitt  2). 

üL  im  Entwürfe  noch  reichlich  engen  und 
überängstlichen  Bestimmungen  über  die  An- 
Kune   des    Prämienreservefonds    sind    ge- 
lSentiich  der  verschiedenen  Beratungen  mit 
fcliverständigen  erweitert  »J^gg 
nun    im    wesentlichen    der    soliden   Prans 
<  59)     I  >b  sich  der  Gesetzgeber  nicht  einei 
ü    Lüngiebt,    wenn   er  annimmt    da» 
der    Lufsichtsbehörde   cm   jahrlich   emzurei 
SndS  Verzeichnis  der  Bestände  desPra- 
Enreservefonds        5        ■«*  viete  GeseU- 
s, -haften    ein    recht  bedeutendes   Arbeitsan 
süS  -   besondere    Garantieen    und    die 
Möerichkeit    besonderer    Fürsorge    für    das 
SS   der   Versicherten    bieten    könne, 
Sn  wir  dahin  gesteUt  sein  lassen.    Den 
Unterabschnitt  schliessen  Bestimmungen    bei 
denKonkurs,  bei  welchem  selbstverständlich 
:,r  Prämienreservefonds   in  der  L^ver- 
«icherung   als    ein   bei  wirksamer   Aufsicht 
££   Intakt    gehaltenes    Äktivum    eine    ge- 

n^fffteÄhnitt  (»Beaufsichtigung 

der  Yersicherungsunternehmungen   I   behan- 

t  oirAufgaben,    die  Verfassung  und  das 

Grundsätze  des  Gesetzes  in  VoUzug  setzen 
sX  Die  Aufgaben  und  Befugnisse  der  Be- 
hörde sind  umfassend  und  tief   eingreifend 

Ärer  Festel  *  £j*SdT£ 

An-  Verantwortung  gezeichnet,  welcne  uei 
Sat  S«S  neuen  Gesetzgebung  über- 

n mimt      Ah  "-»    *«*»  ^  ^Z 

^•e  enden  und  eine  gewaltige  Summe  von 
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zugleich  schonender  und  eindringender  Ar- 
beit erfordernden  Oeberwachurig  wird  un- 
fehlbar, dem  Staate  zur  Last  gelegt  werden. 
I  nd  diese  Bestimmungen  sind  es,  welche 
leicht  dazu  führen  können,  dem  Bürger  bei 
Vornahme  wichtiger  und  folgenreicher 
Privatgeschäfte  Selbstprüfung  und  fortge- 
setzte Wachsamkeit  überflüssig  erscheinen 
zu  lassen.  Man  kann  es  ihm  nicht  verargen 
wenn  er  fortan  alle  konkurrierenden  Ver- 
sicherungsunternehmungen für  gleich  gut 
und  sicher  ansieht  und  seine  "Wahl  nun 
nach  der  Hohe  der  geforderten  Prämien 
trifft. 

Die  Aufsicht  der  der  Reichsaufsicht 
unterstehenden  Unternehmungen  ist  einem 
Kaiserlichen  Aufsichtsamt  für  Privatver- 
sicherung überwiesen.  Neu  und  bedeutsam 
ist  die  Beigesellung  eines  aus  Sachverstän- 
digen des  Versicherungswesens  zu  bildenden 
Versichernngsbeirates,  welcher  ehrenamtlieh, 
im  wesentlichen  gutachtlich,  bei  bestimmten 
Entscheidungen  (§§  73—76)  aber  mit 
Stimmrecht  mitzuwirken  hat.  Diese  Ein- 
richtung und  die  im  §  83  festgesetzte  Ver- 
pflichtung des  Amtes  zur  jährlichen  Ver- 
öffentlichung von  Mitteilungen  über  den 
Stand  dei  seiner  Aufsieht  unterliegenden 
\  ersicherungsunternehmungen  sowie  über 
seine  Wahrnehmungen  auf  dem  (»-biet.-  des 
Versicherungswesens  bilden  eine  dankens- 
werte S,  hutzwehr  gegen  Verfall  in  bureau- 
kratische  Sachbehandlung. 

Grosse  Anfechtungen  erfuhren  die  Be- 
stimmungen des  Entwurfes  über  die  Ein- 
richtung des  Rekursverfahrens  gegen  Ent- 
scheidungen der  Aufsichtsbehörde  und  über 
die  Aufbringung  der  Kosten  der  Staatsauf- 
sicht Die  ersteren  Bestimmungen  sind  im 
Besetz  leidlich  zufriedenstellend  geordnet- 
wir  sind  geneigt,  ihnen  allzugrosse  prak- 
tische Bedeutung  nicht  beizumessen.  Die 
anderen  sind  im  Gesetz  wenig  gemildert- 
der  befremdliche  Grundsatz,  dass  jene 
Kost,.,,  ins  zu  einem  sewissen  Teile  von  den 
beaufsichtigten  Unternehmungen  getragen 
werden   müssen  -  :,    Aufsicht 

ihren    Interessen    diente  —  ist  hier  ver- 
wirklicht gi  bliebi  i 

Der  Entwurf   hatte  im  sechsten   Ab- 
schnitte  i  Ausländische  Versicherungsunter- 
nehmungen )  diese  Unternehmungen  in  mehr- 
i  r    Einsicht    wesenüicb    ä<  hlechter   ge- 
'•II'    als    die    inländischen.       Es    ist    ge- 
rn,   im  Gesetz  die  lästigsten  Erschwe- 
rungen    ihres    Geschäftsbetriebes    zu     be- 
seitigen.    In  der  Bauptsache  sind  jetzt  die 
ausländischen    Gesellschaften    den    inländi- 
schen gleichgestellt;   nur  dass  der  Bundes- 
«il     Antrag   des    Reichskanzlers   gegen 
I  utersagung  des  Geschäftsbetriebes 
b    freiem  Ermessen     soll    beschliessen 
könii' 


Der    siebente    und    der    achte      \! 
schnitt     i   Debergangs«-    und     > Straf -V« 
schriften<  |   bedürfen   keiner  besondere 
liung.       Sie     ziehen    die    notwem 
Konsequenzen  aus  dem  beabsichtigten  I 
gange  der  bestehenden  Landesaufsicht 
Aufsichtslosigkeit  in  die  centralisierte  Reichs- 
aufsicht  und  aus    der  Absieht  der  Strenge 
womit   alle   Aufsicht-massnahmen    durchge- 
führt werden  sollen. 

Im  neunten  Abschnitt  (»Sehlussvoiv 
Schriften«)  ist  es  gelungen,  einigen  g 
den  Entwurf  geltend  gemachten  schweren 
Bedenken  abzuhelfen;  andere  sind,  eingehen- 
der sachlicher  Begründung  ungeachtet,  be- 
stehen geblieben. 

Wertvoll  ist  die  hier  ausgesprochene  Be- 
freiung einzelner  Versicherungszweige  - 
Versicherung  gegen  Kursverlust,  Trausport. 
und  Rückversicherung  --  von  der  Konzes- 
sionspflicht und  der  Aufsicht,  denen  der  Ent- 
wurf sie  auch  unterwerfen  gewollt.  Wert- 
voll ferner  die  Beseitigung  der  sogenannte:: 
Präventivkontrolle  in  der  Feuerversicherung, 
die  man  vom  Regierungstische  aus 
mit  unbegreiflicher  Hartnäckigkeit  verteidig) 
hatte. 

Die  vielbegehrte  Gleichstellung  der  öffent. 
liehen  Versicherungsanstalten  mit  den  pri. 
vaten  Unternehmungen  hinsichtlich  der  Unter- 
werfung unter  die  Reichsaufsicht  ist  im  Ge- 
setz (§  119)  ausdrücklich  ausgeschlossen. 

Schwer  bedrücken  wird  die  Privatunter-! 
nehmungen  die  heftig  und  mit  besten  Grün- 
den   angefochtene    Bestimmung   im    §    llö. 
nach  welcher  die  Bundesstaaten  von  Private 
versicherungsunternehmungen,    die    in    an- 
deren  Bundesstaaten  ihr  Domizil  haben,  die 
Bestellung   von  Hauptbevollmächtigten   ver- 
langen   können,    welche    u.   a.   ermäch- 
tigt   sein    müssen,    Versicherungs- 
verträge   mit    verbindlicher    Kraft 
abzuschliessen.      Es    hat     nichts    ge- 
fruchtet,   dass  auf  die  Unmöglichkeit   (ver- 
sicherungsteohnisch    gesprochen)    einer   sol- 
chen Ermächtigung   und   darauf,    dass  Ver- 
sicherer   diese  Bestimmung  höchstens   zum 
Schein    erfüllen    können,    hingewiesen    und 
dargethan  wurde,  dass  dieser  Paragraph  ein 
gut  Teil  der  Segnungen  des  Gesetzes  wieder 
zu  nichte  mache.     Das  fiskalische  Interesse 
einzelner  Bundesstaaten  (Erhebung  von  Stem- 
pelgebühr  für  im  Inlande  geschlossene  Ver- 
träge)   widerstand    allen    vernünftigen    Er- 
wägungen. — 

So  können  wir  zum  Schlüsse  das  Gesetz. 
seine  leitenden  Grundsätze  als  richtig  an- 
genommen, nicht  zugestanden,  wegen  seiner 
umsichtigen,  eindringenden,  klaren  und  sach- 
gemässen  Behandlung  der  überaus  schwie- 
lige,, Materie  für  eine  hervorragende  ge- 
berische  Leistung  erklären:  wir  dürfen 
■'s  auch  dankbar  begrüssen  als  einen  zuver- 
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,_,,,,,    Riegel    gegen    die    einzelstaatliche 
buntscheckige  Sonderbehandlung  eines 
.äftszweiges.    der    für    sein    Gedeihen 
ste    freie    Bahn    verlangt.     Die  Hange 
Werkes     müssen    wir    mit    m     Kaui 
en  un,i  „„s  dessen  getrösten,  dass  eine 
tere    Erfahrung   auch    diese    noch    be- 
„  helfen  wird.     Was  man  von  diesem 
o   wenig   wie   von   jedem   anderen 
hen   erwarten  darf,    ist,    dass    es  bald 
überhaupt    irgend   einmal    tabula  rasa 
n  werde   mit   allen  Mängeln  und  Ge- 
en  der  Institution,  deren  Segnungen  es 
„i  gewährleisten  trachtet.  — 

In  der    Schweiz    ist   einer  dem  Art.  4 

ler  DRV    analogen  Bestimmung  der  Bun- 

rfassung   durch   Erlass   des  Buudesge- 

.<?  betreffend  Beaufsichtigung  rou  Frivat- 

mehmungen   im  Gebiete   des  Versiche- 

3Wesens  vom  25.  Jum  1885  entsprochen 

worden.     Das  Gesetz   schafft  für  das  Bun- 
;  ebiet  die  lange  entbehrte  Rechtseinheit 
ßs   beruht  auf  dem  Konzession-  und    Be- , 
-Überwachungssystem:    es  fordert  nach 
benem  Schema   sehr   ausführliehe  Aus- 
e    ,-on    den    zugelassenen    Privatunter- 
uehimmgen:    es    nötigt    die    ausländischen 
unter  ihnen  zur  Wahl  eines  Rechtsdomizils 
in   der  Schweiz   und   zur  Hinterlegung  von 
massigen  Kautionen,   und   es   legt  allen  zü- 
rnen Privatunternehmungen  eine  jähr- 
lich  zu  entrichtende  Staatsgebühr   als  Lnt- 
Eür  die  i  lestattung  des  Geschäftsbetriebes 
Es   mag  dahingestellt   sein,  ob   dieses 


auf.      r-.s    mag    u.imu&vo.^.    ■- __ 

Besetz  mit   seiner  eingreifenden  Vorsehung 
in  anderen  Kulturstaaten  Nachahmung  ver- 
dient     Wie   sehr  man    sieh   auch  dagegen 
wehrt      diesen    Gedanken     aufkommen     zu 
lassen:  das  Gesetz  wird  je  länger,  je  mehr 
die    ganze  Verantwortung  für   die   Solidität 
des    Gebarens   der    zugelassenen   Anstalten 
der  die  Versicherungspolizei   handhabenden 
Bundesbehörde,  dem  Versicherungsamte,  aut- 
bürden,   es    wird    je    länger   je    mehr    den 
Bürger   der   Last    und    der   Fähigkeit    dei 
eigenen  Prüfung  entwöhnen.    Alier  zur  Zeit 
wenigstens    liefert    hier    che    Schweiz    das 
Beispiel,  wie  ein  in  seinen  Grundzügen  viel- 
leicht verfehltes  Gesetz  durch  weise  Hand- 
hal  >ung  seitens  sachkundigster  und  redl*  I ß  er 
Beamten    zu   wohlthätiger  Wirkung  geführt 
werden  kann.    Eine  der  wertvollsten  Fruchte 
dieses  Gesetzes   bilden    die    fast    durchweg 
asterhaften    Jahresberichte  des  eidgenos- 
.    Len    Versicherungsamtes    über   die    pri- 
vaten Versicherungsunternehmungen  in  der 
Schweiz  ,  deren  bisher  dreizehn  —  der  letzte 
für  1899    (Bern  1901)    --   erschienen    sind. 
Das   ist   eine  wissenschaftlich  höchst  wert- 
volle Leistung,  die  auch  diejenigen  mit  den 
Mängeln    des    Gesetzes    eimgermassen   ver- 
aen   mau.  welche    vermuten,  dass   hierin 
auch   einer  der  Zwecke   der  Berichte   liege 


ruht,  was  an  den  Schweizer  Einnch- 
...   •  |    aui  wenigen  Augen. 
Die   österreichische  Versicherungs- 
gesetzgebung,  enthalten    in  der  Winistenal- 
Inung  vom   5.  März    L896  (besprochen 
in    Masius'  Runds*  hau  .    Neue  Folge  Jahrg. 
VI  11  s.  145 ff.,  ITT  ff.)  und  früheren  gesete- 
li,  h.en  Erlassen,   zu  deren  weiterer  Ausfüh- 
rung sie  dienen  soll     -  V.v.  29.  November 
1865    über    die    Zulassung    ausländischer 
Aktiengesellschaften  etc.  mit  Ausschluss  von 
.  i1oniiu:'sgvselL.-haften.    und    G.    v.   29. 
März    IsT:;    in    betreff    der    Zulassung    von 
auswärtigen  Versicherimgsgesellschaften  — 
bringt   die    nämlichen    Grundsätze   wie 
Schweizerische  Gesetz  —  Konzessionszwang, 
Betriebsaufsicht,    Nötigung    zu    Veröffent- 
lichungen  und   Auskünften    in   vorgeschrie- 
bener Form,    für   auswärtige  Anstalten    Uo- 
mizilwahl    im    blande,   Verpflichtung 
Anlage   von   Prämienreserven    (bei   Lebens- 
versicherung)  in  inländischen  Werten  etc.  — 
zum  Ausdruck.     AI  .er  was  dort  Leben   und 
Bedeutung  gewinnt,  ist  hier  toter  Formalis- 
mus   wirksam  als  Behelligung   für  die  An- 
stalten   ganz    unwirksam    zu    Gunsten    des 
Publikums,   die  Regierung   mit  Verantwor- 
tung belastend  und   doch  das  Publikum    in 
kl,r,,    W,...-. ■■vor    Misswirtschaft    behütend, 
welche    dann    auch    in    Oesterreich    neben 
einer  exorbitanten  fiskalischen  Belastung  der 
Versicherungsnahme  eine   gedeihliche  *-nt- 
wickelung    des  Versicherungswesens ,   nicM 
aufkommen  lässt.    Eine  amtliche  Publikation 
über  den  Stand    des   Versicherungswesens, 
wie   sie   §   42   der  Verordnung  vorschreibt, 
ist  zum  ersten  Male,  und  zwar  für  das  Jahr 
1898    in  einem  stattliehen  Bande   eben  voi 
Drucklegung  dieser  Abhandlung  -Sommer 
190i  -erschienen   (Wien.   k.  k.    Hof- _  und 
Staatsdruckerei  i.     Sie   macht   den   Eindruck 
r    Gründlichkeit    und    behandelt    den 
Gegenstand,   wie   es   scheint,  durchaus  ob- 
jektiv'   Die  Gesetzgebung   bedarf  m  vielen 
Stücken  der  Reform,  auch  wenn  man  es  tur 
nötig  erachtet,  an  ihren  Grundgedanken  fest- 
zuhalten, und  die  Regierung  soll  seit    anger 
Zeit  mit  einer  solchen  Reform  befasst  sem. 
Allein  was  mehr  not  thut  ist  die  Sorge  für 
eine    sorgsame,    sachlich    eingehende     kun- 
dige v,  .rsicherungsfreundliche  admimstratn  e 
Handhabung    der  Staatsaufsicht    und   der 
Verzicht    auf    fiskalische    Ausbeu- 
tung  des  Versicherungswesens.  — 
In  Grossbritannien  gab  es  bis  zum 
Jahre    1870    keine  besondere   Staatsaufsicht 
über    das    Versicherungswesen      Die    Ver- 
sicherungsanstalten  standen   lediglich  unter 
dem    Gesellscha  f    -    ^|tzt    *" 

Companies  Act  vom  1.  Juli  1862  -  und 
wuSdcht  anders  behandelt  wie  andere 
Handelsgesellschaften  auch.  Und  von  dei 
Lebensversicherung  abgesehen,  ist  das  A  er- 
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nngswesen  auch  heute  dort  nicht  an 
besondi  re  gesetzliche  Vorschriften  gebunden. 
Für  die  Lebensversicherung  aber  wurden 
durch   den   Lebensversicherungsakt   vom   9. 


August  1870  besondere  Vorschriften  erlassen. 
Diese    geben    die   Begründung   von   Gesell- 
schaften vollkommen  frei  und  verlangen  nur 
von   neuen  Gesellschaften  vor  der  Inkorpo- 
ration ein  Depositum  von  20000  £,  welches 
zurückgewährt    wird,    sobald    der   aus   den 
Prämien   gebildete   Fonds   den   Betrag   von 
40000  f  erreicht  hat;   sie  sehreiben  ferner 
genau.-  periodische  Auskünfte  über  den  Ge- 
schäftsbetrieb   nach    bestimmten    Schemen, 
einzureichen  beim  Handelsamte,  welches  die- 
selben alljährlich  dein  Parlamente  vorzulesen 
hat,  vor.    Ausserdem  binden  sie  zum  Schutze 
der  Versicherten  die   in  Grossbritannien   so 
häufigvorkommendenVerschmelzungen(amal- 
mations)  mehrerer  Gesellschaften  und  die 
Liquidation  an  bestimmte    strenge  Formen. 
Die    Bedingungen   der   Zulassung   und  des 
I  reschäftsbetriebes      ausländischer     Gesell- 
schaften   werden    durch   Staatsverträge    ge- 
regelt.    Die  Nachtragsgesetze   vom   24.  Juli 
1871    und   v.    6.  August  1872  bilden   einige 
Teile    des   Gesetzes    von    1870   weiter    aus, 
ändern    aber    nichts    an    den    Grundzügen 
dieses  (iesetzes.  Dasselbe  charakterisiert  sich 
als  ein  solches,  welches  neben  einigen    for- 
mellen Sicherheitsmassregeln  zu  Gunsten  der 
Versicherten    die    Mitwirkung    der    Staats- 
gewalt   auf    die    Forderung    und    Kontrolle 
vollster  Publicität  beschränkt.    Hieran 
wollen    und    sollen   auch   neuerdings   aufge- 
tauchte Ergänzungsvorschläge  nichts  ändern. 
Auch   sie  gehen   nur  auf  weitere  Durchbil- 
dung-   jener    Grundzüge    hinaus.      Dass    in 
keinem  Staate  der  Welt  das  Versicherungs- 
wesen breiteren  Boden  gewonnen,  das  Ver- 
sichern mehr  allen  Kreisen  der  Bevölkerung 
zur  selbstverständlichen  Gewohnheit  gewor- 
den ist  als    in  Grossbritannien,  ist  bekannt. 
und  was  kann  die  .Mitwirkung  der  Staats- 
gewalt   beim  Versicherungswesen   Besseres 
bezwecken?  — 

Wenn  in  den  Vereinigten  Staaten 
das  Versicherungswesen  ebenfalls  extensiv 
wie  intensiv  zu  einer  erstaunlichen  Eut- 
wickelung  gediehen  ist,  so  hat  die  Staats- 
gesetzgebung daran  unstreitig  sehr  geringes 
Verdienst  Auch  hier  hat  sich  die  öffentlich- 
rechtliche  Gesetzgebung  so  gut  wie  aus- 
schliesslich der  Lebensversicherung  bemäch- 
tigt. Im  wesentlichen  ist  der  Charakter 
dieser  Gesetzgebung  in  den  verschiedenen 
Bundesstaaten  die  Dnion  ist  nicht  kom- 
petent —  der  gleiche.  Fast  überall  wird 
im  Reglementieren  das  .Möglichste  geleistet; 
fast  überall  steht  die  Sorgfalt  in  der 
Handhabung  der  Gesetze,  von  den  rein  for- 
tischen  Vorschriften  abgesehen,  im  nm- 
brten    Verhältnisse   zu   dem  Eifer  der 


Gesetzmacherei.     Es    besteht    keine    Kon- 
zessionierung,   sondern    nur    Anmelde-   und 
Registrierungszwang.      Die    jährlichen    foD 
Regierungen  zu  liefernden  Ausweise,  welche 
nach  bestimmten  Schemen  eingerichtet  sein 
müssen,  werden  hier  weniger  gewissenhaft 
dort   gewissenhafter  geprüft  —  je  nach  der 
Sachkunde    und   dem  Pflichteifer    der 
Beamten.     Es  ist  bekannt,  dass  die  prüfen- 
den   Beamten    auch    der    Beeinflussung    in 
dieser  Beziehung  vielfach  nicht  unzugänglich 
sind.    Die  Fonds   der  Anstalten  dürfen  nur 
in   genau   bezeichneten  Wertpapieren   ange- 
legt, Pfandobjekte  nur  bis  zu  einem  gewissen 
Betrage    der    Taxe    beliehen,    die  Prämien- 
reserve  muss  nach  bestimmt  vorgezeichneten 
Formeln  und  Reehnungsgrundlagen  berech 
net   werden.     Die   Gesetzgebung  und  Kon- 
trolle dringt  scheinbar-  tiefer  in  die  Betriebs- 
details der  Gesellschaften    ein  als  irgendwo 
sonst,    um    ausgängig  doch   einer  Misswirt- 
schaft die  Zügel  weiter  schiessen  zu   lassen 
als    irgendwo.      Aber   neben    der  Misswirt- 
schaft gedeiht,    gewiss  nicht  dank  der  Ge- 
setzgebimg und  ihrer  Handhabung,  sondern 
trotz  beider,  auch  solides  und  segenbringendes 
Geschäft  in  erfreulicher  Weise. 

üeberhaupt  möchte  der  Beweis  unschwer 
zu  erbringen  sein,  dass  auf  kaum  einem 
anderen  Gebiete  so  gut  wie  auf  dem  des 
Versicherungswesens  sich  quantitativ  und 
qualitativ  guter  Betrieb  mit  guter  wie 
mangelhafter  Gesetzgebung  und  Administra- 
tion, wenn  diese  nur  nicht  absolut  erschwe- 
rend und  hemmend  wirken,  vertragen.  Dass 
der  Beweis  nicht  gegen  die  äusserste  Sorg- 
falt der  legislativen  und  administrativen 
Thätigkeit  ins  Feld  geführt  werden  kann, 
versteht  sich  von  selbst.  — 

5.  Die  wirtschaftliche  Bedeutung  des 
V.    Die  wirtschaftliche  Bedeutung  des  Ver- 
sicherungswesens   lässt    sich    mit    wenigen 
Worten    schildern.      Sie    beruht     in    einer 
Förderung    der    Gütererzeugung'    und    des 
Handels,    welche   in   der   gleichen  Richtung 
nur  von   dieser  Seite  her  erwartet  werden 
kann,  und  macht  sich  geltend  in  der  hohen 
Zweckmässigkeit  der  der  Versicherung  zu- 
geführten Güteranwendung.   Alles  der  Güter- 
erzeugung dienende  stehende  und  umlaufende 
Kapital   ist   ausser   dem    Abnutz    auch   der 
plötzlichen    Zerstörung    durch    andere,    von 
menschlicher  Willkür  unabhängige  Vorgänge 
ausgesetzt.      Es    kann    sinnreiche    Vorkehr 
gegen   den    zu   raschen   Abnutz    wie   gegen 
plötzliche  Zerstörung  getroffen  werden.   Alle 
Mittel    solcher  Vorkehr   sind   wirtschaftlich 
bedeutsam;    aber   keines    vermag   die   Zer- 
störung ganz  zu  verhindern.    Und  jede  nicht 
im    Zwecke    der    Gütererzeugung    liegende 
kapitalzerstörung  würde  eine  Störung,  eine 
Hemmung  der  Gütererzeugung  bedeuten,  ja 
in    vielen    Fällen    wichtige  Akte  der  Güter- 
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rUnK  ganz  unmöglich  machen,  we> 
in  Mittel  gäbe,   den    so  entstand, 
.,  durch  Verteilung  auf  viele  Schultern 
Leihen  und  dazu  zu  helfen,  dass  der 
SteSehmer   mit    verhältnismässig    germg- 
arigem  Opfer  die  zerstörten  Kapitalien  als- 
£%riede,  ü    kann.     Mit  welchem 

'ertrauen    möchten    selbst    technisch    und 
rirtschaftlich  bestgeschulte  Unternehmer  ihr 
.    3    Können    und    ihre    ganze    Habe    an 
und   bedeutsame  Produktivunterneh- 
Q  Setzen,  wenn  sie  fürchten  müssten 
,„,,.),   irgend    einen  unvermeidlichen  Zufall 
h,  nur  plötzlich  ihre  wichtigsten  Arbeits- 
Sd   zerstört,   sondern   auch   dauernd  um 
Wert   sich  gebracht  zu  sehen?    Und 
wer  möchte  ferner  an  weitaussehende  unter- 
angen  denken,  wenn  er  fürchten  musste, 
ie°  vielleicht  kurz  vorder  Vollendung 
om  deswillen  dem  Untergänge  preisgegeben, 
werden    könnten,    weil    das   eigene   Leben 
plötzlich  zu  Ende  ginge  und  mit  der  ?ehatten- 
Persönliehkeit  auch   die  die  Inerneh- 
mung  nährende   Einkommens-   und  Kredit- 

1UeSifVSusenden  von  Schiffen,  Eiseubahn- 
„ad  Frachtwagen,  auf  Hunderten  von  Kara- 
wanenzügen bewegen  sieh,  in  Hundert  ausen- 
den von  Magazinen  lagern  fort  und  fort  die 
Billiarden werten  Güter   welche  der  Bedürf- 
nisbefriedigung   der    Menschheit    bestimmt 
!|     We  armselig  müsste  diese  Bedürfnis- 
befriedigung    sein,    auf    welcher    niedrigen 
Kulturstufe   zu  verharren  wäre   unser  Las, 
wenn  wir  angewiesen  wären  auf  das  \\  enige, 
was  einzelne  Meistbegüterte  aus  weiter! 
zu  beschaffen  wagen   konnten   auf   die   toe- 
fahr  hin,   von   zehn   oder   zwölf  wertvollen 
Sendungen   eine  oder  die  andere  durch  un- 
riückfichen  Zufall  auf  Nimmerwieders 
zu  verlieren  und  ihren  Wert  höchstens  durch 
Preisaufschlag  auf  die  glücklich  aukommen- 
ersetztzu  erhalten!    Es  ist  wohl  selten 
,t  hingewiesen  worden,  dass  namentlich 
der  Warenhandel   angemessene  Preise  und 
Preisstetigkeit  in  erster  Linie  der  Versiche- 
rung   verdankt ,    welche    zu    Grosshandels- 
anternehmungen  ermutigt,  und  nur  den  Ver- 
sicherungspreis, nicht  aber  die  Gesamtosten 
erlittener  Verluste  auf  den  Preis  der  Waren 
aufzuschlagen  nötigt.    Dass  die  ^  ersicherung 
die  wirtschaftliche  Cnschädhchmachung  zu- 
fälliger  Ereignisse  dem  Zufall  entruckt  — 
darin  liegt  die  eine  Seite  ihrer  grossen  wirt- 
schaftlichen Bedeutung.  . 

Die  andere  liegt  in  der  Erziehung  zu 
wirtschaftlicher  Güteranwendung  Ohne  die 
Versicherung  wäre  die  Reihe  der  Arten 
vernünftiger  wirtschaftlicher  und  zugleich 
sittlich  fördernder  Güteranwendung  um  ein 
wichtiges  Güed  ärmer.  Die  Sicherheit  und 
Wohltätigkeit  des  Erfolges  dieses (Mittels 
reizt  zur  Vorsorge  für  Zweeke  der  Zukunft. 


rwohnheit  dieser  Vorsorge  ist  ein 
Anzeichen  und  i  tsami  -  Förderungs- 

nafüichen  und 

sittlichen   Kultur. 
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1    Adtere  Wirtschaftsformen.    2.  Die  kapi- 
talistische Produktionsweise.     3.  Primäre  und 
ääre  V.     4.  l>as  Vermögen    und  seine  V. 
5.  Missverhältnisse  der  V.  und  mögliche  Mittel 
zur  Abhilfe. 

1.  Aeltere  Wirtschaftsformen,    unter 

Vor  teil  uns:  der  Güter  verstellen  wir 
liier  nicht  die  privatwirtsehaftliche  Thätig- 
keit  und  Technik  der  sogenannten  distribu- 
tiven Gewerbe,  nämlich  des  Handels  und 
seiner  Hilfsgewerbe,  «leren  Aufgabe  es  ist, 
den  Absatz  der  nicht  unmittelbar  vom  Pro- 
duzenten dem  Konsumenten  gelieferten 
Waren  zu  vermitteln  und  dieselben  den 
Verbrauchern  in  möglichst  bequemer  Form 
zugänglich  zu  machen.  Es  handelt  sich 
vielmehr  hier  um  die  volkswirtschaftliche 
Verteilung,  um  die  Bestimmung  des  Anteils 
an  dem  Produktionsertrage,  der  jedem  Wirt- 
schaftssubjekte nach  Mj  seiner  per- 
sönlichen oder  sachlichen  Beteiligung  an  dem 
wirtschaftlichen  Prozesse  zufällt,  wobei 
allerdings  der  Ertragsanteil  des  Handels 
eine  besondere  Betrachtung  erfordert.  Die 
wichtigsten  Seiten  dieser  Lehre  von  der 
Verteilung  sind  schon  theoretisch  und  sta- 
tistisch in  dem  Artikel  Einkommen  behan- 
worden  (oben  Bd.  III.  S.  347  und  354 ff.), 
i  noch  einige  ergänzende  Er- 
örterungen liier  nachzutragen. 

In    der    Periode    der    Naturalwirtschaft, 
bei    der   jede  Einzelwirtschaft   im    wesent- 
lichen sich  selbst  genügt,  ist  die  Verteilung 
des    Ertrags  eine   häusliche   Angelegenheit, 
die    in    der   Hand   des   Wirtschaftsinhabers 
deren    zweckmässige   Regelung    zwar 
für  das  Gedeihen  des  Haushalts  wichtig  ist 
und   bei   grossem    umfange   desselben  auch 
nicht  leicht  sein  mag,  aber  kein  allgemeines 
iftliches  Problem  darbietet.    Durch 
die  Sklaverei  entsteht  auch  in  der  Natural- 
wirtschaft ein  Ausbeutungsgewinn  zu 
Gunsten  des  Besitzers,  der  ja  einen  mehr 
oder  weniger  grossen  Teil  des  Arbeitserzeug- 
nisses    der     Sklaven    für    sich    und     .-eine 
Familie    zurückhält.     Aber    dieser    Gewinn 
lässt  sich  noch  nicht  auf  die  später  hervor- 
tretenden   festen   Formen   bringen,   da  nicht 
einmal   ein    bestimmter  Wort   desselben  an- 
gegeben   werden    kann.      Er    kann    weder 
unter    den    Begriff     der    Grundrente     noch 
unter    den    des     Kapitalgewinns    gebracb.1 
werden,    er   stelll    einfach    einen    Komplex 
mannigfaltiger  Güter   dar,    der   den?    Wirt- 
schaftsinha  er  dem  etwaigen  Ertrage 

i   -■■  \    n  it     und    der 

die  lediglich  auf  Grund  seine-  Besitzes 
an  Menschen,  Land  und    sonstigen  Produk- 
itteln    als    naturales    Einkommen    zu 
teil  wird.    Ist  an  die  Stelle  der  Skia 
eine  i  fc  irm  der  Unfreiheit,  die  B 


keit   oder  die   Leibeigenschaft,   getreten,  so 
wird  aus  der  einheitlichen  Naturalwirtschafl 
eine    zusammengesetzte     Wirtschaftsin  n  | .. 
die  indes  in  strenger  Abhängigkeit  von  :,,;,, 
Central  Wirtschaft  steht  und  nach  aussen  bin 
noch  immer  eine  sich  selbst  genügende  Ein- 
heit   bildet.      Die    mit   Land    ausgestatteten 
Unfreien  führen  dann  nämlich  bis  zu  einem 
gewissen     Grade    selbständige    Einzelwirt- 
schaften und  haben  dem  Herrn  nur  Abgaben 
zu  entrichten   und  Arbeit  zu  leisten."   Die 
Abgaben   bilden    eine    naturale    Grundrente. 
die  von   der  in   der  Periode  der  Geldwirt- 
schaft  entstehenden   wesentlich  verschieden 
ist,    da   sie   weder   durch  die   Preisbildung 
der   Bodenprodukte    noch    durch    die    Ver- 
schiedenheit der   Beschaffenheit    und    Lage 
der   Grundstücke   verursacht   wird,   sondern 
wieder  einfach  auf  einem  Besitz-  oder  Herr- 
schaftsrechte beruht.     Was  aber  die  Arhohv 
leistungen  betrifft,  so  sind  nicht  sie  selbst, 
sondern  der  mittelst  ihrer  aus  dem  Bodo,, 
gewonnene  Ertrag  als  naturale   Grundrente 
mit   dem   eben   bezeichneten   feudalen    Cha- 
rakter   anzusehen.    —    Wenn    ein    Teil   der 
Erzeugnisse    einer   Naturalwirtschaft    gegen 
andere   Waren  oder  auch   gegen  Geld  ver- 
kauft   wird,    so    ändert    sich    ihr   Charakter 
darum   doch   nicht,   so   lange  dieser  Tausch 
für  ihre  Existenz   nicht  notwendig  ist.   -on- 
dern    nur  dazu  dient,    gewisse    nötigenfalls 
auch  entbehrliche  Güter  zu  erwerben.   Kapi- 
talgewinn  wird   durch   ein   solches  Tausch- 
oder Handelsgeschäft  nicht  erzielt,  der  Vor- 
teil  daraus  ist  ebenfalls   nur  ein  naturaler, 
indem  Güter  mit  grösserem  Gebrauchswerte 
für   den   Wirtsehaftsinhaber   durch   Hingabe' 
von    solchen   mit    geringer  geschätztem  t  fe- 
brauchswerte  erworben  werden.     Wohl  aber 
kann   der  gewerbsmässige  Händler,   i  lej 
den  einzelnen  Wirtschaften  ihre  Ueberschüsse 
abnimmt  und  sie  anderwärts  wieder  absetzt, 
schon   in   der  Periode   der  vorherrschenden 
Naturalwirtschaft  einen  wirklichen  Kapital- 
gewinn erlangen.    Es  setzt  dies  aber  zugl. -ich 
roraus,    dass    wenigstens    in    beschränktem 
Umfange  bereits  ein   als   Wertmass,   Wert- 
träger und  Wertbewahrer  anerkanntes  Ver- 


mittelungsgut  eingebürgert  ist.  Ohne  ein 
solches,  das  übrigens  noch  nicht  die  Form 
tod  geprägtem  Gelde  zu  haben  braucht,  ist 
ein  eigentlicher  Handel,  der  bloss  aus  der 
Vermittelung  zwischen  Produzenten  und 
K  ii-umenten  seinen  Gewinn  ziehen  will, 
schwer  denkbar.  Denn  wenn  der  Händler 
auch  dem  naturalwirtschaftlichen  Produ- 
zenten seine  Erzeugnisse  nur  gegen  andere 
Waren  abnimmt,  so  muss  er  doch  irgendwie 
•  nheit  haben,  die  eingetauschten  Güter, 
die  er  selbst   gar  nicht  braucht,  gegen  ein 


von  jedermann   gern   angenommenes  Aequi- 
valentgut   zu  reräussem,  mittelst  dess 
sich   dann    sowohl   die  Befriedigung    seiner 
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n,ir„.f„i  «    verschaffen   als    auch   tiger  lauf-  und  Verkaufsgelegenherten  übrig, 
^en    Bedurfnisse  jerscüauen.!  man  nun  ja  bei  wohlwollende, 

„•    Fortsetzung    seines    Betneoes    >£«^5     ,, ^., t_,y    flJ    mitnnterlaufenden 


ZU1.    Fortsetzung  .seines    Betriebes  j*Kug       ;;;.,;"    '  ;  z    der    mitunterlaufenden 

£J  EE^Ä  GÄntstehe :   and   Konsume     «  jele^^Bienst   be- 

Grund  der  Arbeitsteüung  in  einer  gewisser- 
massen  uaturnotwendigen  Entwicklung  in 
,.,,,  grösseren  Bevölkerungsansammlungen, 
,11,  ursprünglich  häufig  durch  militärische 
oder  politische  Gründe  zu  stände  gekommen 
and  und  durch  die  Ausbildung  berufsmassig 
eeschiedener  Gewerbe,  das  Marktwesen  den 
Bändel,  den  Geldverkehr  ihren  besonderen 
wirtschaftlichen  Charakter  als  Städte  er- 
halten     Der  Handelsgewinn   wird    nun  üa 


trachten,  der  in  dem  Handelsgewinne  ein- 
fach sein  Aequivalent  fände,  aber  man  dürfte 
sie  dennoch  nicht  einfach  als  Vergütung 
tül.  üe  Arbeit  des  Händlers  auffassen. 
Denn  dieser  verfolgt  auch  schon  in  jener 
ersten  Periode  des  Verkehrs  mit  mehr  oder 
weniger  Erfolg  den  Zweck,  einen  Gewinn 
nach" Verhältnis  des  Wertes  der  umge- 
gesetzten  Waren,  also  unabhängig 
von  dem  Masse   seiner  eigenen   Arbeit,    zu 


Iten.     Der  Handelsgewinn    wird    nun  u*-     '"'<='"  -^  lhm  °icht  mehr  Mühe 

durch  zum  eigentlichen  Kapitalgewin ,    da»  K~  eit  , ,   ^et    1<  U(  i  Werteinhcten  einer 
er  sich  in  Geldwert  ausdrucken   und  zi i-   ™     A.  at  ko*tu 

,g  seiner  beschatte,  ei  weiss   ziem  i ._,       ?,,,„,,,,„,„_   triff  SP;nP  Eieren- 


ftir  die  FührunB 

jederzeit,  ob  er  mehr  oder  weniger  gewinnt 

oder  ob    er  Verlust   erleidet.     Der  Inhaber 

einer  Naturalwirtschaft,  der  nur  einen  kleinen 

Teil  seines  Ertrags  austauscht,  hat  gar  keine 

bestimmten    Kriterien    für    die    Grösse    des 

Vorteils    an     einem    Tauschgeschäfte      Er 

wird    vielleicht    in  roher  Weise   den   Wert 

Beiner   Bodenprodukte    nach    der    in    ihnen 

enthaltenen    Arbeit     schätzen,     aber     den 

Arbeitswert  der  dafür  eingetauschten  Waren   «""£»"&.  »~  ^ritaT* dangt,  um  so  weitet 

kennt  er  nicht,  und  auch  wenn  er  ihn  kennte    zu  den  Ko n«ten     -      -  ,md  um 

würde  er  Um  bei  der  hier  vorauszusetzenden  ist  dKM ™£^C^derQeBForm  derVolks- 

geriugen   Entwicklung    des   Ver ^^   und  so^ ^^f™^1110^    eme    rjebergangs- 

der  mangelnden  Konkurrenz  bei  dem  Tausche  |^™^°*  dieser  und  der  Natural- 
wirtschaft erscheint  die  mittelalterliche 
S  t a  d  t w ir t s  ch a  f  t .  der  übrigens  im  Alter- 


verkauften Handelswaren  tritt  seine  Eigen- 
schaft als  Kapitalgewinn  hervor.  Bemerkens- 
wert ist  auch,  wie  durch  das  Eingreifen  des 
Handels  auch  schon  in  der  Periode  der 
vorherrschenden  Naturalwirtschaft  die  An- 
fänge der  Verschlingüng  der  Einzelwirt- 
schaften zu  einem  volkswirtschaftlichen 
Ganzen  entstehen.  Je  grösser  die  Quote  der 
gesamten  Produktion  ist,  die  durch  Ver- 
mittelung  des  Handels  von  deu  Produzenten 


nicht  zu  Grunde  legen  können.  So  wird  er 
vielleicht  für  einen  Luxusgegenstand,  den 
er  sieh  auf  andere  Art  nicht  verschaffen 
kann,  dem  Händler  das  Fünf-  oder  Sechs- 
fache des  Arbeitswertes  desselben  m  Boden- 
produkten  hingeben,  indem  er  sich  ledig- 
lieh durch  die  Intensität  seines  Begehrens 
nach  diesem  Gegenstande  leiten  lässt  beine 
Wirtschaft  wird  jedoch  durch  solche  lanseh- 
geschäfte  nicht  gefährdet,  da  sie  eben  nur 
Ausnahmen  sind  und  nur  ein  kleiner  leil 
des  Gesamtertrage  darauf  verwendet  wird. 
Für  den  Händler  aber  ergiebt  sich  hieraus 
die  Möglichkeit  eines  grossen  Gewinns, 
wenn  er  eine  Gelegenheit  weiss,  die  billig 
eingetauschten    Produkte    anderwärts,   etwa 

._-!.■         l TVf l-«-~  -711         Ö1T1PIT1 


tum  schon  eine  weiter  fortgeschrittene  Geld- 
wirtschaft vorangegangen  war.  Die  btadt 
mit  der  sie  umgehenden  Landschaft  bidet 
nunmehr  den  in  der  Hauptsache  sieh  selbst 
genügenden  Wirtschaftskomplex,  zu  dem 
eine  grössere  Anzahl  von  selbständigen  Einzel- 
wirtschaften einerseits  durch  gewisse  orga- 
nische Einrichtungen,  andererseits  durch 
Güteraustausch,  namentlich  durch  den  Markt- 
verkehr verbunden  sind.  Der  Verkehr  mit 
der  Ferne  und  dem  Auslände  wird  durch 
den  Grosshandel  vermittelt,  ist  aber,  abge- 
sehen von   einzelnen  specifischen  Hände  ls- 

>  ■      -n    -   * .-l  :^c.^r-    \\  ivt^i  •hntts;- 


eingetauschten    Produkte   anderwärts,   ewa   >e  , >        -     -  -  r  (SaBBB  wirtschafte 

auf    einem    städtischen    Markte,    zu    einem   sü u  titi    de  jyn  ordneter  ,,,,,.„ 


hohen  Geldpreise  zu  verkanten.  Uer  Jia 
pitalgewinn  in  seiner  ersten  Form  als  Han- 
delsgewinn beruht  also  nicht  auf  der  Aus- 
beutung von  Lohnarbeitern,  sondern  er  wird 
auf  Kosten  der  produzierenden  \\  irtschatts- 
inhaber  und  der  Konsumenten  erzielt.  Uer 
mit  dem  Handel  verbundene  Transport  und 
andere  materielle  Arbeiten  sind  gesondert 
in  Ansehlag  zu  bringen,  und  es  bleibt  dann 
als  die  Ursache  des  eigentlichen  Handels- 
gewinns  die  geschickte  Kombination  guns 


stauten,  iur  uibbüoicu«  •>■■-    ■  n-j-,, 

Verbandes  nur  von  untergeordneter  Bedeu- 
tung \n  de.,  Grosshandelsverkehr  senuesst 
sich' m  den  bedeutenderen  Städten  auch 
schon  ein  besonderer  geldgeschäfÜicherBank- 
und  Wechselverkehr,  und  in  diesem  sowohl 
wie  in  jenem  kommt  ein  nach  Prozenten 
des  umgesetzten  Geldwertes,  unabhängig  von 
der  Arbeitsleistungberechneter  Kapitalgewinn 
D  war  bei  der  im  allgemeinen 

nur   handwerksmassig    betriebenen  gewerb- 
lichen  Produktion   der   Kapitalgewinn   noch 


Handwörterbuch  der  Staatswissenscnafteu.    Zweite  Auflage.    VII. 
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dicht  ausgebildet.    Den  Handwerksmeistern 
wurde  nur  ihre  Arbeil  bezahlt,  an  den  Roh- 
wenn sie  diese  überhaupt  lieferten 
äie    keinen    besonderen  Gewinn 
haben,  und  die  Ausnutzung  der  Arbeit   der 

den  war  ihnen  auch  nur  in  geringem 
Masse  möglich.  In  den  Baugewerben  wur- 
den häufig  die  Gesellen  ebenso  wie  die 
Meister  unmittelbar  von  dem  Bauherrn  be- 
zahlt, und  zuweilen  waren  sogar  die  Löhne 
beider  Kassen  gleich  hoch,  oder  der  Meister 
wurde  nur  deshalb  höher  bezahlt,  weil  er 
eine  höher  geschätzte  Arbeit  lieferte.  Aber 
auch  wenn  die  Meister  mit  Hilfe  ihrer  Zunft- 
organisation die  Löhne  herabzudrücken  such- 
ten, so  konnten  sie  doch  auf  diesem  Wege 
keinen  bedeutenden  Gewinn  erzielen,  da  die 
Zahl  der  Gesellen  und  Lehrlinge  von  Zunft 
wegen  beschränkt  war  und  die  Gesellen 
überhaupt  kein  ständiges  Proletariat,  sondern 
einen  Uebergangsstand  bildeten,  aus  dem 
sie  zur  Selbständigkeit  vorrücken  konnten. 
Der  Hauptteil  des  Lohnes  bestand  übrigens 
in  der  Naturalverpflegungj  der  dazu  kom- 
mende Geldlohn  aber  bestimmte  sieh  nicht 
im  freien  Verkehr  durch  Angebot  und  Nach- 
frage, sondern  nach  Herkommen,  Taxen  und 
anderen  besonderen  Ordnungen.  Wenn 
gleichwohl  das  mittelalterliche  Handwerk- 
feinen  goldenen  Boden*  hatte,  so  beruhte 
dies  darauf,  dass  die  gewerblichen  Produkte 
gegenüber  den  landwirtschaftlichen  Erzeug- 
aissen  einen  relativ  hohen  Wert  behaupten 
konnten,  weil  eine  eigentliche  Konkurrenz 
in  jenen  kaum  bestand  und  durch  die  Zunft- 
organisation möglichst  verhindert  werden 
sollte.  Der  gewerbliche  Gewinn  war  daher 
hauptsächlich  ein  Tauschgewinn  auf  Grund 
einer  monopolartigen  Stellung  der  städti- 
schen Handwerker  gegenüber  der  Landbe- 
völkerung und  den  Grundbesitzern,  zu  denen 
auch  die  städtischen  Patricier  gehörten.  Es 
fand  also  eine  relativ  günstige  Verwertung 
der  gewerblichen  Arbeit  statt,  aber  ohne 
dass    der   Gewinn    sich   nach   dem   in   dem 

Inen  Betriebe  als  Kapital  angelegten 
Vermöge,,  richtete.  Neben  der  feudalen  ent- 
stand jetzt  auch  teilweise  die  geldwirt- 
schaftliche Grundrente,  indem  ein  grösserer 
Teil  der  landwirtschaftlichen  Erzeugnisse 
verkauft  wurde,  wodurch  die  Preise  der- 
selben in  höherem  Masse  für  den  Bodener- 
trag entscheidend  wurden.  Die  Produktions- 
kosten aber  blieben,    soweil    die  Arbeii  von 

dem    Bauer   und    seiner    Eamili ler    von 

Hörigen  oder  Leibeigenen  geleistet  wurde, 
noch  geldwirtschafüich  unbestimmt  Der 
R>  ntenkauf  zeigte  jedoch  schon  die  Mög- 
lichkeil der  kapitalistischen  Belastung  eines 
Grundstücks  mit  einer  jährlichen  Geldab 
und  der  Kapitalzins,  der  sonst  als 
wucherische  Ausbeutung  erschien,  erhielt  in 
dieser  VerhülluDgeine  rechtmässige  Existenz- 


form. Dass  auch  Naturairenten  gekauft 
werden  kennten,  kommt  hier  nicht  in  Be- 
tracht. --  Mit  Recht  weist  Bücher  auf  die 
Häufigkeit  hin,  mit  der  im  Mittelalter  Ver- 
hältnisse und  Rechte  zu  wirtschaftlichen 
Gütern  wurden  und  dem  Verkehr  unter- 
lagen, wobei  sie  als  Immobilien  behandelt 
wurden.  Es  handelte  sich  hier  um  Stel- 
lungen und  Gerechtsamen,  die  in  Naturalien 
oder,  was  wir  hier  allein  ins  Auge  fassen; 
in  Geld  einen  Ertrag  einbrachten,  der  mit 
der  feudalen  oder  kapitalistischen  Grund- 
rente verglichen  wurde.  Wie  nun  die  Grund- 
renten allgelöst  oder  zurückgekauft  werden 
konnten,  so  wurden  auch  "jene  Berechti- 
gungen nach  ihrem  bestimmten  oder  durch- 
schnittlichen Ertrage  kapitalisiert  und 
nach  diesem  Kapital  werte  verkauft,  ver- 
pfändet, abgelöst.  So  wurde  der  Begriff 
des  Kapitals  als  der  Hauptsumme,  von  der 
eine  Rente  abfällt,  allmählich  im  Verkehr 
immer  geläufiger.  Man  konnte  sein  Geld  z.  B. 
zum  zwanzigsten  Pfennig  —  au  denier  viugt 
—  mittelst  Rentenkauf  austhun,  es  dann 
freilich  aber  nicht  mehr  ohne  Zustimmung 
des  Schuldners  wieder  zurückziehen:  denn 
nach  Gewohnheitsrecht  und  ausdrücklich 
nach  der  Reichspolizeiordnung  von  1548 
hatte  nur  der  Renten  Verkäufer,  nicht  aber 
der  Käufer  das  Recht  der  Kündigung  des 
Hauptgeldes.  Auf  die  landrechtliche  Satzung, 
die  ebenfalls  eine  Rentenzaliluug  au  den 
Gläubiger  mit  sich  bringen  konnte,  und  das 
mittelalterliche  Pfandrecht  überhaupt  kann 
hier  nicht  eingegangen  werden,  sondern  es 
muss  die  Bemerkung  genügen,  dass  diese 
und  andere  Einrichtungen,  wie  z.  B.  die  er- 
leichterte Uebertragung  einer  Rente  mittelst 
eines  Rentenbriefes,  mehr  und  mehr  dazu 
beitrugen,  dem  Kapitalzins  in  seiner  mo- 
dernen Gestalt  den  Boden  zu  bereiten. 

2.  Die  kapitalistische  Produktions- 
weise. In  der  modernen  Volkswirtschaft 
ist  die  Selbstgenügung  einzelner  Wirt- 
schaften und  Wirtschaftsgruppen  immer  mehr 
verschwunden  und  durch  die  auf  das  mannig- 
faltigste verschlungene  Abhängigkeit  jeder 
Einzelwirtschaft  von  vielen  anderen  ein  zu- 
sammenhängender Gesamtprozess  entstanden, 
indem  sowohl  die  Produktion  w-ie  die  Ver- 
teilungen sich  unter  Bedingungen  vollziehen, 
die  unabhängig  von  dem  Willen  des  Ein- 
zelnen teils  durch  Massenwirkungen,  teils 
durch  staatliche  Ordnungen  gegeben  wer- 
den. Die  Grundursache  dieser  Entwickelung 
liegt  in  der  Vermehrung  der  Bevölkerung 
fortschreitender  Kultur:  so  wird  das 
Wachstum  der  Städte  als  der  Centren  des 
Kulturlebens  gefördert;,  damit  entsteht  zu- 
gleich die  steigende  Mannigfaltigkeit  der  Be- 
dürfnisse, die  volle  Entwickelung  der  Geld- 
wirtschaft, die  Notwendigkeit  immer  weiter- 
gehender Arbeitsteilung. 'die  Steigerung  der 
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Produktivität   der  Arbeit   durch  verbesserte 
Werkzeuge   und  Maschinen   und   durch  Ur- 
[erung  des  Grossbetriebes:  die  koncen- 
Massenproduktion   des  letzterer] 

t    wieder    ein    weites    Absal  - 

Aas  durch  Verbesserung  der  Transportmittel 
erschlossen   werden  rnuss,    wie  andererseits 
.IU,.U   die    koncentrierte   städtische   Bevolke- 
',.„„,■  für  die  Befriedigung  ihrer  Bedürfnisse 
wi  ein  weites  Bezugsgebiet  angewiesen  ist. 
Durch  die  staatliche  Abgrenzung  erhalt  die 
Volkswirtschaft    aUerdings   wieder  eine  ge- 1 
wisse    lieschlesseiiheit.    jedneh    wird    durch 
die   mächtige  Wirkung  der   modernen  Ver- 
kehrsmittel auch  die  weltwirtschaftliche  Ar- 
eitsteüung  immer  vollständiger  ausgebildet 
i  |  der  Zusammenhang    der  verschiedenen 
Nationalwirtschaften     durch    immer    zahl- 
reichere Bande  hergestellt. 

So  erzeugen  also  die  Produzenten  aus- 
schliesslich oder  vorzugsweise  Güter,  die  sie 
_r  nicht  brauchen,  sondern  die  zu  einem 
im    voraus   nicht   feststehenden   Preise  ver- 
kauft   werden   müssen.      Der  Arbeiter  kann 
den  oft  schwierigen  und  vielleicht  erst  nach 
längerer  Zeit  möglichen  Absatz  seines  Pro- 
duktes nicht  abwarten,    er   lässt  sich  durch 
den  Lohn    abfinden,   und   der  Unternehmer 
wird   alleiniger  Eigentümer  des  Produktes, 
übernimmt   aber  auch  auf  eigene  Rechnung 
und  Gefahr  die  Sorge  für  den  Absatz.    Da- 
zu kommt   noch,   dass   in  vielen   wichtigen 
Produktionszweigen    nur    Grossbetrieb    mit 
sem    Bedarf    an    Rohstoffen    und    kost- 
eten   Maschinen    haltbar    ist.    wodurch 
besitzlosen   Arbeiter  ebenfalls  von    der 
selbständigen  Produktion  ausgeschlossen  wer- 
den     So   gelangt   also   im   allgemeinen  die 
Gesamtmasse  der  jährlichen  materiellen  Pro- 
duktion zunächst  in  die  Hände  der  kapital- 
besitzenden Unternehmerklasse,  zu  der  auch 
die  selbst  wirtschaftenden  Grundbesitzer  ge- 
hören.   Da  die  Arbeiter  persönlich  frei  sind, 
so  bestimmt  sieh  auch  die  Höhe  des  Lohnes 
durch   einen   formell  freien  Vertrag,    mate- 
riell aber  ist   für  dieselbe  das  ökonomische 
Machtverhältnis    der    beiden    Parteien    ent- 
send,   und  da  nach  diesem  der  Unter- 
nehmer  im  allgemeinen   das   Uebergewicht 
hat    so  besteht  die  Tendenz,    den  Lohn  auf 
das   für   den  Lebensunterhalt  des  Arbeiters 
und  seiner  Familie  nach  der  landesüblichen 
Anschauung  absolut  erforderliche  Mimmuni 
herabzudrücken.      Mit    fortschreitender   ge- 
BellschafÜicher   Kultur    erlangt   jedoch   der 
Arbeiter  selbst  isoliert    eine  grössere  mora- 
lische Widerstandskraft  gegen  jene  Tendenz, 
und    durch   Vereinigung    imd    Organisation 
der  Arbeiter   kann   diese   in  hohem   Grade 
gesteigert   werden.      So    giebt    es    also    zu 
jeder  Zeit    eine    nicht   theoretisch  bestimm- 
bare,   sondern   durch    che  jeweiligen  realen 
ökonomischen     Machtverhältnisse     bedingte 


Norm    der    Verteilung   des   nationalen   Pro- 
wiseto  n  der  unternehme]  - 

und  Arbeiterklasse,    von   der  sich  im  allge- 
meinen  nur  sagen  lässt,  dass  sie  unter  den 
beutigen   Verl  ältnissen  den  Arbeitern  mehr 
als    das    Ebristenznrinimum    gewährt,    aber 
noch  immer  eine  bedeutende  Quote    in  den 
Händen    der    Unternehmer    lässt.      Da   die 
Geldwirtschaft     eine     notwendige     Voraus- 
setzung für  die  kapitalistische  Produkt! 
bildet,  so  findet  diese  Verteilung 
Nationalproduktes  ebenfalls  durch  Vera 
Lung   des  Geldes  und  nach  dem  Geldwerte 
I  der  Erzeugnisse  statt,    und  zwar  erhält  der 
i  Arbeiter  bereits  seinen  Geldlohn.  I 
Geldwert   seines  Produktes      realisiert      ist 
oder  auch  nur  endgiltig  feststeht.     Die  so- 
aialwirtschafüiche  Norm  für  die  Vei 
des  Gesamtproduktes  ist  jedoch  unabhängig 
.von  dem   nominellen  Geldwerte  der  Guter; 
es  kommt  allein  darauf  an,  dass  die  Arbeiter- 
klasse einen  gewissen,  ihrer  grösseren  oder 
geringeren  wirtschaftlichen  Macht  gegenüber 
den  Unternehmern  entsprechenden  Komplex 
objektiver  Befriedigungsmittel    für  ihre  Be- 
dürfnisse enthalte,  wie  sich  auch  der  Geld- 
preis derselben  gestalten  möge.    Es  ist  nun 
augenscheinlich,    dass   der  in   Geld   ausge- 
drückte   Marktwert    der    einzelnen    Waren, 
auch    abgehen    von    den   zufälligen  Preis- 
schwankungen, nicht  der  Menge  der  in  den 
Gütern    enthaltenen     »gesellschaftlich    not- 
wendigen« Arbeit   proportional  ist,    sondern 
dass  er  wesentlich  mit  davon  abhängt,   wie 
viel    Kapital    bei    den    verschiedenen    Pro- 
dukten   auf   dieselbe  Arbeitsgrösse   komm 
Ist    in   dem   einen    Unternehmen    auf    1UW 
Arbeiter    ein    stehendes    und    umlaufendes 
Kapital  von  5  Millionen  Mark   in  einem  an- 
dren  aber,    das   wenig  Maschinen   braucht 
und    emen    raschen  Umsatz    hat,    mir    ein 
solches   von   einer  Million   und    ist  der  Ka- 
pi  a  gewinn  in  beiden  Fällen  10%,  der  Ver- 
brauch  von   Roh-   und  Hilfsstoffen   jährlich 
1    Million,    der    Jahresloho    jedes    Ar- 
l000  Mark,  so  wird  der  normale  Marktwert 
,!..  FahresproduMs  des  ersten  Unternehmens 

••- in  Mark,   der  des   zweiten  aber  nur 

2100000  Mark  betragen,  obwohl  an  beiden 
gleichviel  gesellschaftlich  notwendige  Arbeil 
Ellen  ist.  Stellt  man  sich  aber  auf  den 
ob  ektiv  -  volkswirtschaftlichen  Standpunkt 
ohne  Rücksrcht  auf  die  bestehende 
Lögensyerteüung,  so  stellen  ^J»«£ 
duktionskosten  der  Güter  ausschliesslich  als 
Arbeit  dar,  denn  die  Stoffe,  an  denen  sich 
;u,  Sbeitbethätigt,  werden,  soweit  zu  ihrer 
I  Gewinnung  nicht  wv  t,  rforderhch  ist. 

Wder  Natur  als  freie  <  ;    pDie 

&£«  ^  sonstigen  pichen  Pro- 
duktionsmittel ««*»  Pro- 
duktivität der  Arbeit  m  n<£em.<^V£ 
aber    in    die    obj  ektiv  -  volkswirtschaftliche 

30* 


468 


Verteilung 


Kostenrechnung   nur  mit  der  Menge  der  in 

ihnen   enthaltenen   Arbeit  —  einer    Vor- 
arbeit     für    die    weitere    Produktion    — 
astejien.     Man   kann  daher   theoretisch 
sagen,    dass    der   objektiv-volks- 
wirtschaftliche Kostenwert  der  Güter,  der  un- 
abhängig von  der  Art  der  Gesellschaftsord- 
nimg.also auch  in  i.nner hypothetischen  kommu- 
nistischen   ( »rsranisatifm    vorausgesetzt    wer- 
den kann,  sieh   nach  der  in  den  Gütern  ent- 
haltenen gesellschaftlich  notwendigen  Arbeit 
beraisst.    wobei    übrigens    aueh    eine    ver- 
schiedene Schätzung  der  Arbeit  nach  deren 
Qualität    etwa    durch    Beifügung    von    Ge- 
wichtsfaktoren  —   wie   das   auch  Marx  zu- 
giebt — nicht  zu  umgehen  sein  wird.     Aber 
dieser  theoretische  volkswirtschaftliehe  Kos- 
tenwert   der    Güter     kann     nur    als     eine 
ideale  Grundlage   gedacht   werden,   von  der 
aus  die  Verschiebungen   stattfinden,   die  zu 
den    in    der    Gesellschaft    wirklich'  hervor- 
tretenden Wertverhältnissen  führen.    Selbst 
in  einer  kommunistischen  Gesellschaft  könnte 
die  Verteilung  der  Güter  nicht  einfach  nach 
ihrem    Arbeitswert    erfolgen,    sondern   die- 
jenigen,   die    oder    deren  "  Rohstoffe    in    der 
Natur  nur  spärlich  vorkommen  oder  deren 
Vermehrung   lange  Zeit  erfordert,   müssten 
durch    einen    höheren    Wertansatz  vor  dem 
rücksichtslosen   Zugreifen  einer  Minderheit, 
bei    dem  die   Mehrheit   zu   kurz  käme,   ge- 
schützt  werden.    Noch  weniger  aber  besteht 
eine  Proportionalität  dieses  idealen  Arbeits- 
wertes   der  Güter  mit   ihrem  Tauschwerte, 
wie  er  in   der  kapitalistischen  Produktions- 
ordnung in  den  Geldpreisen  der  Waren  zum 
Ausdruck    kommt.      Die    Inhaber   der   Pro- 
duktionsmittel nehmen  als  solche  einen  Teil 
,|'"    l'reilukte.-.   fiir  _j,-h    ,n    Anspruch  und  sie 
erhalten    ihn.   indem    sie   zu   ihren  Produk- 
tionskosten für  Löhne,  Rohstoffe,  Hilfsstoffe 
u.  s.  w.   in   dem    Preise   ihrer    Erzeugnisse 
Zuschläge    machen,    die    von    den    in  ihren 
Betrieben    angelegten    Kapitalbeträgen     ab- 
hängen,   wobei    die    Grundstücke    ebenfalls 
mit     bestimmten     Kapitalwerten    in    Rech- 
nung gebracht  werden.     Die  Ausgaben  für 
Roh-    und    Hilfsstoffe  bilden   zunächst  eine 
Kapitalanlage   des  sie  verwendenden  Unter- 
nehmers, von  i|er  ebenfalls  ein  entsprechen- 
der Gewinn  erwartet   wird;    zugleich  aber 
sind    sie    die    Erzeugnisse    vorherge- 
hen er  Arbeit  und  enthalten  in  ihrem 
e  auch  Kapitalgewinne  der  vorhej   be- 
teiligten   Unternehmer,    die  von  den  gegen- 
wärtig   mit    der   weiteren   Verarbeitung'  be- 
Eassten  Unternehmern  bereits  abgefunden  sind. 
Man     kann    daher    den    Marktwert     des    ge- 
ii    Jahresproduktes    diu-  nationale 

und     Kapitalgewinne     auflösen, 

i  ii'  b  ichtigt    wird,    dass    die    von 

m    Jahr    übernommenen    unfertigen 

innähernd    dadurch    ausgeelj,.),,.,. 


werden,  dass  auch  wieder  eine  entsprechende 
Menge  unfertiger  Produkte  auf  das  folgende 
Jahr    übertragen    wird.      Die    Summe 
Löhne  muss  dem  Preise  und  zwar  dem  De- 
tailpreise  der  im  Laufe   des  Jahres  absatz- 
fähig werdenden  Konsumtionsgüter   für  die 
Arbeiterklasse  und  den  Ausgaben  derselben 
für  Wohnung  und  andere  Bedürfnisse  gleich 
sein.    Die  Summe  aller  Kapitalgewinne  aber 
muss    nicht    nur  dem  Gesamtpreise   der  für 
die  Kapitalistenklasse  bestimmten  und  fertig 
werdenden    Konsumtionsgüter    entsprechen 
sondern    auch    ausreichen,    um    die    eben- 
falls   für    diese   Klasse    bestimmten    neuen 
Produktionsmittel,  wie  namentlich  Maschinen, 
zu  bezahlen.    Wenn  diese  Gleichungen  nicht 
wenigstens    annähernd   zutreffen,   entstehen 
wirtschaftliche  Stockungen  oder  sogar  Krisen, 
Dass  die  Preise  der  Lohngüter  ebenfalls  Kapi- 
talgewinnzuschläge enthalten,  ist  für  die  Ar- 
beiterklasse ohne  wirtschaftliche  Bedeutung, 
denn   diese   muss   eine  ihrer  jeweiligen  so- 
zialen   Lage    entsprechende    Menge    realer 
Unterhaltsmittel  erhalten,  und  wenn  der  No- 
minalpreis   derselben    durch    den    Kapital- 
gewinn erhöht  ist,    so  muss  auch  der  Lohn 
um  soviel  höher  sein.     Demnach  wird  auch 
der  Gewinn  der  Kapitalistenklasse  im  ganzen 
durch    die    für    die    Lohngüter    erhobenen 
Preiszuschläge    nicht  erhöht.     Für  den  Ge- 
winn   der   ganzen  Klasse  ist  es  aber  aueh 
theoretisch  gleichgültig,   dass  die  Preise  der 
von    ihr  selbst  gekauften  Konsumtions-  und 
Produktionsgüter  solche  durch  den  Kapital- 
gewinn bedingten  Zuschläge  enthalten ;  denn 
diese  dienen  nur  zur  richtigen  Ausgleichung 
des    Kapitalgewinnes    unter    den    einzelnen 
Mitgliedern  der  Klasse,   die   ja  auf  die  Ar- 
beitseinheit sehr  verschiedene  Kapitalquoten 
anwenden.    Der  Kapitalgewinn  entsteht  viel- 
mehr lediglich  dadurch,  dass  der  Kapitalist 
imstande  ist,  einen  Teil  des  Jahresproduktes 
seines  Unternehmens  zu  seinem  eigenen  Vor- 
teil zu  verkaufen,  während  er  aus  dem  Er- 
lös des  anderen   Teiles   den  Lohn   der  Ar- 
beiter und  die  übrigen  Kosten  bezahlt.    Aus 
dem    Erlös    für    seinen   Anteil    schafft    der 
Kapitalist   sich    nun    die    zur    Befriedigung 
seiner    Bedürfnisse    dienenden    Güter   oder 
auch  weitere  Produktionsmittel  au,   und   so 
ist  stets  ein   grosser  Teil   der  Arbeiter   mit 
der  Herstellung  der  für  die  Kapitalisten  be- 
stimmten   Güter    beschäftigt.      Die    Preise 
dieser  Güter   bestimmen   sich  nach  den  be- 
kannten    Normen,  und  es  ist  für  die  Kapi- 
talisten    in    ihrer    Gesamtheit    gleichgiltig; 
dass  die  Quote  der  Gewinnzuschläge  in  den 
Preisen  der  von  ihnen  verkauften  Güter  im 
nlle'oineiiiei     v erschienen    ist    von    der  ent- 
sprechenden   Quote    in   den   von   ihnen   ge- 
kauften  Gütern.      Der  Gesamtpreis  der  den 
Gewinn     der    Kapitalistenklasse     bildenden 
Gütermasse   verteilt  sich   auf  die  Einzelnen 
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Dach  Massgabe  des  von  jedem  in  den  Dienst 
der  Produktion  gestellten  Kapitals  mit  Ein- 
ächluss  der  als  Kapital  angerechneten  Grund- 
stücke. ,    „ 

Von   der   oben  angedeuteten  Auffass 
les    objektiv -volkswirtschaftlichen    Weites 
iu<  würde  man  nun  sauen  können:  der  ob- 
jektive   Kostenwert    der   gesamten   von   der 
Arbeiterklasse    in    einem    Jahre    bezogeneu 
Lohngüter   wird    durch  die  in  diesen  ent- 
haltene   Zahl    A    der   Arbeitseinheiten   und 
,1,T    objektive    Kosteuwert    des    gesamten 
Jahresprodukts    der    nationalen   Arbeit   und 
durch  die  in  diesem  enthaltenen  P  Arbeits- 
einheiten ausgedrückt.    Der  objektive  Kosten- 
wert    der    dem    Kapital    zufallenden    Guter 
beträgt  dann  also  K=P— A.     Der  Tausch- 
wert "der  Gesamtheit    der  Lohngüter,  näm- 
lich  der   im   Verkehr   bestehende   Gesaint- 
preis  derselben  wird  durch  die  Lohnsumme 
L  in  Geld  dargestellt,  und  der  Geldwert  der 
Arbeitseinheit  ist  demnach  L  P  =  1.    In  den 
Lohngütern   selbst   aber   ist    im  ganzen  nur 
Arbeit   im  Geldwert   von  AI  enthalten,    der 
Besamtpreis  wird  jedoch  durch  die  Gewmn- 
Ktschlage    für    das  Kapital  um   eine   Quote 
Bder  ein  vielfaches  von  AI  erhöht,    die  wir 
mit   «■    AI    bezeichnen,    so    dass    man    hat 
(1  _[.  a)  AI  =  L.     Den  Geldwert   der  sämt- 
lichen   von    den    Kapitalisten    erworbenen 
Güter,  also  den  in  Geld  ausgedrückten  ha- 
mtalgewinn  bezeichnen  wir  mit  G.     Die  in 
diesen    Gütern    enthaltene   Arbeitsmenge  K 
hat    den    Geldwert   Kl.    dieser    erhöht    sich 
durch    die   Preiszuschläge    für    das   Kapital 
um  einen  gewissen  Betrag  ß  Kl   und  es  ist 
dann  (1  +  ß)  Kl  =  G. 

Wäre  nun  «  =  ß,  so  hätte  mau  den  Satz. 
:    der   Gesamtpreis   der   deu    Anteil   der 
irbeiterklasse  bildenden  Güter  zu  dein  Ge- 
samtpreis    der  der  Hasse  der  Kapitalisten 
zufallenden    Güter    sieh    verteile    wie    die 
Men»e   der  in    der   ersten  Gütermasse  ent- 
haltenen Arbeit   zu  der  in  der  zweiten  ent- 
haltenen. Die  totalen  Tauschwerte  dieserGüter- 
massen  wären  dann  also  den  objektiven,  durch 
Arbeit  gemessenen    Kostenwerten  derselben 
pr  iportional.  In  Wirklichkeit  wird  «  allerdings 
nicht    deich    ß,    aber    wahrscheinlich    auch 
nicht   sehr  verschieden  von  ß  sein,    da  es 
sich  in  beiden  Fällen  um  sehr  grosse  .Mengen 
sehr    verschiedenartiger    Güter   handelt,   in 
deren  Preisen  die  durch  das  Kapital  gefor- 
derten   Gewinnzuschläge    in    den     mannig- 
faltigsten Abstufungen  vorkommen.     Für  die 
Stellung   der   beiden   Klassen    zu    einander 
kommt  übrigens  auf   den  unterschied  zwi- 
schen a  und  ß  gar  nichts  an.     Angenommen 
3  wäre   grösser   als  «.    so  würde  der  Preis 
der  den  Kapitalgewinn  bildenden  Güter  über 
den   der  obigen   Proportion   entsprechenden 
Summe    noch    mn    einen    gewissen    Betrag 
hinausgehen.   Dieser  Geberschuss  würde  aber 


nur  di  inung  der  Kapitalisten  unter- 

einander beeinflussen  und  für  den  Anteil 
der  Arbeiteram  Produktionsertrag,  der  bei 
den  gegel  51        ois  aen  Machtverhält- 

nissen feststehl  ""'  das- 

selbe   würde    für   den    1  ■    dass    • 

kleiner  war./  als  ••. 

Der  Prozentsatz  des  Gewinnes,    den  der 
einzelne   Unternehmer  m    Kapital 

bezieht,  ist  durchschnittlich  nur  massig, 
gleichwohl  ist  die  Quote  des  Gesamt]  i 
'der  Produkte,  die  in  irgend  einer  Weise  zu 
Kapitalgewinn  wird,  in  den  meisten  Pro- 
duktionszweigen grösser  und  oft  sogar  um 
ein  mehrfaches  grösser  als  der  als  Lob 


Arbeitern    zugeflossene    Anteil.       Denn    es 
handelt   sich  um   deu   von   den  letzten 
Abnehmern   zu  bezahlenden  Preis 
meistens  den  Abschluss  einer  längeren  Reihe 
von  Steigerungen  bildet,  zu  denen  nicht  nur 
das  landwirtschaftliche  und  gewerbliche,  son- 
dern  auch    das   Handelskapital    mitgewirkt 
hat       Jeder   Beteiligte    in    der    Kette    vom 
Rohstoff  Produzenten   bis    zum  Detaühandler 
[betrachtet    den    seinem    Vordermanne    be- 
zahlten, bereits  Kapitalgewinn  enthaltenden 
I  Preis  wieder  als  Kapitalanlage,  für  die  er 
Gewinn  beansprucht,   und   so  wird  der  Ge- 
samtanteü  des  Kapitals  relativ  immer  grös- 
ser   da  im  Handel    im  Vergleich   mit  dem 
Kapital   nur   wenig  Arbeit   verwendet  wird. 
3    Primäre    und    sekundäre   \.     Die 
erste  Verteilung  des  Ertrages  dei  gesamten 
Produktion     zwischen      der     l  nternehmer- 
und    der    Arbeiterklasse     ist     nun     aber. 
was   den   Anteil  der  ersteren   betrifft,   nur 
eine    vorläufige.      Denn    die     Unternehmer 
haben   in   der  Regel   ausser  ihrem   eigenen 
auch   fremdes    Kapital    verwendet    und    sie 
müssen   daher   von  dem  Gesamtbetrage  des 
iu    ihren    Geschäften     angelegten    Kapitals 
einen   Teil  als  Zins  oder  —  da  die  Grund- 
stücke, wie  schon  gesagt.  Wer  nur  mit  ihrem 
Geldwerte    als    Teile    des    pnvatwirtschaft- 
lichen  Kapitalvermögens  in  Betracht  kommen 
—  als  Grundrente  abgeben.    Dieses  in 
produktiven    Unternehmungen     verwendete 
Leih-    und   Pachtkapital   ist    in    demselben 
Sinne   produktiv    wie    das   Ünternenmungs- 
kapital  überhaupt,  d.  h.  es  produziert  zwar 
nicht   selbst,  aber   es   trägt  mit  zur  Unter- 
haltung der  bestellenden,  unter  'enen 
Umständen  unentbehrlichen  i  Irgamsaüon  der 
Produktion   bei.     Es   bild               hr.aiuung 
des  Kapitalvermögens  der  wirMen  Unter- 
nehmer,   die    nur    mit    dieser  Beihilfe ,    im 
[stände    sind,    die   Produktion    in    der ^tat- 
sächlich vorhanden*                 mung  aufrecht 
zu  erhalten.    Mau  könnte  auch  das  Handels- 
kapital hierher   rechnen,   wenn  man  dessen 
Leistung  nur  darin  sähe,  dass  es  den  Produ- 
zenten ihre  Ware   so  bald  wie  möglich  ab- 
nimmt und  sie  der  Notwendigkeit  überhebt, 
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den  Absatz  an  die  Konsumenten  abzuwarten, 
sie  ihr  umlaufendes  Kapital  wieder  in 
•nn  vmi  Geld  zurückerhalten.  Da  aber 
mit  dem  Handel  im  allgemeinen  auch  eine 
Thätigkeit  an  der  Ware  selbst,  namentlich 
eine  Ortsverähderung.  verbunden  ist  und 
die  Verteilung  der  Ware  unter  den  Konsu- 
menten von  den  Handelspreisen  abhängt,  so 
-  zweckmässiger,  wie  es  eben  geschehen, 
die  Handelstätigkeit  mit  zu  der  Produktion 
zu  rechnen  und  somit  auch  das  Handels- 
kapital als  selbständiges  Unternehmungs- 
kapital anzusehen.  Das  Bankkapital  dagegen 
gehört  zum  Leihkapitale  und  ist  nur  mittel- 
bar an  den  Produktionsunternehmungen  be- 
teiligt, wenn  auch  das  Bankgeschäft  die 
Form  der  Unternehmung  trägt 

Das  Einkommen  aus  dem  Leih-  und 
Pachtkapitale  kann  noch  als  ein  primäres 
wie  das  der  ('nternchmer  und  Arbeiter  be- 
trachtet werden,  sofern  dieses  Kapital,  wenn 
auch  nur  durch  Vermittelung  der  Unter- 
nehmer, an  der  materiellen  Produktion  be- 
teiligt ist  und  das  Einkommen  daraus  also 
unmittelbar  aus  dem  Produktionsertrage 
fliesst.  Als  sekundäre  Einkommenszweige 
aber  sind  diejenigen  anzusehen,  die  nicht 
Ertragsanteile  aus  Produktionsunterneh- 
mungen bilden,  sondern  aus  den  bereits 
gebildeten  primären  oder  auch  aus  anderen 
sekundären  Einkommen  herrühren.  Hier- 
her gehören  die  Zinsen,  die  für  ein  bloss 
konsumtiv  verwendetes  Darlehen  bezahlt 
werden,  ferner  die  Mieten  für  die  Benutzung 
von  Gebrauchsgegenständen  für  persönliche 
Bedürfnisse,  namentlich  Wohnungen.  Die 
Abnutzungsvergütung  bildet  nur  einen  kleinen 
Bruchteil  des  Mietpreises  einer  Wohnung, 
der  Hauptteil  desselben  aber  ist  nicht  ein 
Gegenwert  für  ein  materielles  Gut,  sondern 
nur  eine  Bezahlung  für  die  Erlaubnis,  eine 
Wohnung  während  einer  gewissen  Zeit  zu 
benutzen.  Binsiehtlich  der  persönlichen 
Dienstleistungen  kommt  es  darauf  an,  ob 
man  sie  zu  den  Produkten'  rechnen  will 
oder  nicht.  Im  letzteren  Falle  ist  das  durch 
dieselben  erworbene  Einkommen  als  sekun- 
däres zu  betrachten.  Wenn  ein  Schneider 
aus  seinem  Einkommen  Schuhe  kaid't,  so 
bleibt  dies  im  Grunde  ein  Güteraustausch 
innerhalb  des  Kreises  der  materiellen  Pro- 
duktion: wenn  er  dagegen  die  Dienstleistung 
eines  Arztes  bezahlt,  so  geht  der  betreffende 
Betrag  aus  jenem  Kreise  heraus,  da  ihm 
kein  materieller  Gegenwert  entspricht  So- 
dann ist  das  durch  Abgaben  und  Steuern 
aufgebrachte  Einkommen  des  Staates  und 
der  Selbstverwaltungsköipor  hierher  zu 
rechnen,  das  sich  grösstenteils  wieder  zer- 
n  —  natürlich  ebenfalls  sekundäres  — 
iniiieii  von  Beamten  und  Angestellten 
aller  Art  und  in  Zinszahlungen  an  die 
Staat--    G linde-   etc.   Gläubiger.     Soweit 


jedoch  die  öffentlichen  Schulden  zur  Be- 
gründung und  Unterhaltung  materiell  pro- 
duktiver Unternehmungen  verwendet  worden 
sind,  bilden  die  dafür  zu  entrichtenden 
Zinsen  Bestandteile  des  primären  Einkom- 
mens. Die  übrigen  mögen  ja  auch  für 
wohlberechtigte  Zwecke  aufgenommen  wor- 
den sein,  aber  sie  haben  keinen  unmittel- 
baren Zusammenhang  mit  der  materiellen 
Produktion  und  die  zu  ihrer  Verzinsung  er- 
forderliche Summe  wird  aus  den  vorhan- 
denen Einzeleinkommen  nach  einem  ge- 
wissen Systeme  erhoben  und  wieder  als 
Einkommen  an  die  Gläubiger  verteilt.  End- 
lich giebt  es  Spekulations-  und  Spielgeschäfte 
der  verschiedensten  Art,  namentlich  im  Zu- 
sammenhange mit  dem  Handel  in  Waren 
und  Börsenpapieren,  die  ebenfalls  nur  eine 
sekundäre  Art  der  Güterverteilung  bilden, 
indem  sie  lediglich  Einkommen  oder  Ver- 
mögen von  dem  einen  auf  den  anderen  über- 
tragen. Die  freiwilligen  Vermögensüber- 
tragungen durch  Schenkungen,  Stiftungen 
etc.  lassen  wir  hier  ausser  Betracht.  --  Die 
Beschränkung  des  primären  Einkommens 
auf  das  durch  Beteiligung  —  mit  Kapital 
oder  Arbeit  —  an  der  materiellen  Produktion 
erworbene  scheint  im  ganzen  empfehlens- 
werter als  die  Hinzunahme  des  Einkommens 
aus  persönlichen  Dienstleistungen  zu  dem- 
selben, die  dann  als  gleichartig  mit  den 
materiellen  Produkten  behandelt  werden 
müssen. 

4.  Das  Vermögen  und  seine  V. 
Die  Einkommensverteilung  bildet  die  Grund- 
lage für  die  Verteilung  des  eine  bleibende 
Quelle  von  Ertrag  oder  Nutzung  bilden- 
den Vermögens  auf  die  Einzelnen.  Das- 
selbe besteht  aus  privatwirtschaftlichem 
Kapitalvermögen,  w-ozu  auch  der  ertrag- 
bringende Grundbesitz  gerechnet  wird,  und 
aus  dauerhaftem  Genussvermögen  und  kann 
als  Grundstock-  oder  Stammvermögen  be- 
zeichnet werden,  im  Gegensatze  zu  dem 
veränderlichen  Vermögensteile,  der  durch 
die  von  Zeit  zu  Zeit  eingehenden  und  dann 
wieder  mehr  oder  weniger  verbrauchten 
Einkommensteile  gebildet  wird.  Es  ist  zu 
beachten,  dass  Vermögen  ein  rein  privat- 
wirtschaftlicher  Begriff  ist,  da  irgend  ein 
Rechtssubjekt  als  Eigentümer  der  das  Ver- 
mögen ausmachenden  Güter  vorausgesetzt 
wird.  Man  kann  daher  zwar  von  einem 
Staatsvermögen,  aber  bei  der  bestehenden 
Eigentumsordnung  nicht  von  einem  Volks- 
vermögen  reden,  sondern  nur  von  dem  Volks- 
reichtum, als  der  Gesamtheit  aller  in  den 
Einzelvermögen  innerhalb  der  Nation  vor* 
handenen  Güter.  Ueber  das  Verhältnis  der 
Si  Imlden  zum  Vermögen  s.  d.  Art.  Schulden 
oben  Bd.  VI  S.  603.  Auf  die  geschichtliche 
Entwiekehing  der  Vermögensverteilung  gehen 
wir  hier  nicht  ein;  es  genüge,  daran  zu  er- 
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.    dass     ursprünglich    bei    derselben 
eri8Che    Eroberung    und    Beuteniachen 
dferlaupt,  pielt   haben  (s.  auch  der. 

Vit    Naturalwirtschaft  oben  Bd.  V    fc>. 
Die    heute    vorhandenen    Verm 
äin(j   grösstenteüs  auf  dem  Bodei 
ieaden    kapitalistischen    Systems    der 
mmensverteilung  entstanden  und,  so- 
weit  sie  mit   ihv^.1  Anfängen  noch  in  eine 
fltere  Wirtschaftspeiiode  zurückreichen,  doch 
falls  durch  dieses  System,   unter  dem 
namentlich   auch  der  Grundbesitz  zu  einem 
lehr  hohen  Verkehrswerte  gelangt  ist.  stark 
beeinflusst   werden.     Die  Ansammlung 
.       dt  unter  den  gegenwärtiger,  1  mstanden 
durch  Anlagen  aus  dem  Einkommen,  na- 
mentlich auch  aus  dem  aussergewöhnhchen, 
durch  besonders  günstige  Konjunkturell  ent- 
standenen Einkommen.     Soweit  es  sich  um 
Genussvermögen  handelt,  wie  Häuser.  Mob 
Schmuckgegenstände,    sind    diese    Anlagen 
Konsumtionsausgaben,  wenn  sie  aber  Kapital- 
vermögen büden,  so  kann  man  sie  auf  Spar- 
samkeit oder  Enthaltsamkeit ^des  Ansammeln- 
den   zurückführen.     Je   wohlhabender 
reicher   dieser  aber   ist.   um    so  mehr  fehlt 
bei    ihm    das   subjektive   Moment  der   Ent- 
haltsamkeit, die  Entbehrung  oder  Ente  - 
vi.-lmehr  findet  er  in  der  Ansammlung  -      • 
in  .1er  Aussieht  auf  die  mit   einem   gr  » 
Vermögen  verbundene  Macht,  auf  eine  glan- 
zende künftige  Stellung  seiner  Familie  etc. 
einen  besonderen  Genuss,  der  ihm  den  Lnl- 
schluss,  einen  gewissen  Teil  sein  -  -    -~ 
Einkommens    nicht    für   unmittelbare    Kon- 
sumtionszwecke auszugeben,  nicht  nur 
-  mdern  auch  verlockend  macht.    Ihatsacli- 
lieh  findet  eine  bedeutende  Kapitalansamm- 
lung  nur  in  gewissen  Schichten  der  Gesell- 
schaft   statt:   einesteils   in  der  Klass      ' 
Reichen,   denen  auch  vielfach  die  Vorhand 
in  der  Ausnützung   neuer  Erfindungen  und 
der  arbeitslose   Gewinn  aus   der  Erhöhung 
Bodenweites,  namentlich  des  städtischen, 
zufällt :  andererseits  in  dem  geschäftstreiben- 
den   und    wirklich    sparenden    Mittelstande. 
der  ebenfalls  manche  günstige  Gelegenheiten 
zu   ungewöhnlichem    Gewinne  findet     Da- 
gegen  wird   wenig  Kapital  übergespart  von 
ingehörigen  der  sogenannten   liberalen 
Berufe,   Beamten,    Offizieren.   Aerzten   etc., 
die  ihrem  Einkommen  nach  auf  den  höheren 
Stufen  des  Mittelstandes  stehen,  aber  durch 
-  BschafÜiches  Herkommen  und  Vorurteil 
fn  ihrem  äusseren  Auftreten  und  ihrer  Lebens- 
haituns   zur    Nachahmung    der    reicheren 
Klassen   veranlasst   werden   und  daher   mit 
ihren   Ausgaben  ihre  Einnahmen  vollständig 
oder    nahezu    vollständig    erreichen,      behr 
wenig  wird  verhältnismässig  auch   von   der 
Arbeiterklasse  erspart,  die  bei  den  üblichen 
Lohnsätzen   der   grössten  moralischen  Kratt 
der  Entsagung  bedarf,  um  noch  etwas  übrig 


zu  behalten.  Ihre  Ersparnisse  haben  für  sie 
in  der  Regel  nur  die  Bedeutung  einer  »  - 
serve  für  Notfälle,   •  s  ''''" 

[den  Vermögens. 
Kapitalansammlung    findet     privat- 
wirtschaftlich     zunächst     in    der    Geldform 
statt-    volkswirtschaftlich   aber  besteht  ihre 

dann,    da  nicht    nur   i 

vergrößerte  Nachfrage  nach  Arbeil  hervor- 
ruft   sondern  auch  die  Produktion  von   fro- 
duktions-  und  Transportmitteln  in  Gang  er- 
hält    Wenn  nicht  fortwährend   neue  Nach- 
frage  nach    Maschinen.    Schi      n,    Lokomo- 
tiven   etc.    hervorträte    und    um    der 
handene    Bestand    an    diesen    technischen 
Kapitalgütern    erhalten    würde 
eine  grosse  Anzahl  Arbeiter  beschäftig 
los  werden.  , 

5.  Mißverhältnisse  der  V.  and 
mögliche  Mittel  zur  Abhilfe.  \\  as  vom 
Standpunkte  der  abstrakten  Gerechtigkeit 
an  der  bestehenden  Yerteilunu  des  Ein- 
kommens und  Vermögens  -tadelt  wird,  ist 
zunäcl  Grösse  des  Anteils,   der   dem 

Kapital,    mag    es    nun    den   Unternehmern 
selbst    oder    Leihkapitalisten    gehören 
durch  Grundbesitz  dargestellt  sein,  im  Ver- 
gleich  mit    dem  Anteile  der  Arbeit  zufallt. 
Wenn  die  leitende  Arbeit  der  selbstthatigen 
Unternehmer  auch   sehr  hoch  angeschlagen 
wird    so   bleibt  doch  ein  lediglich  aus  dem 
Besitz  der  Produktionsmittel  abgeleiteter  Ge- 
winn  von   einer  Hohe   übrig,   die    sich  nur 
a,,s   geschichtlichen  Bedingungen  und  wirt- 
schaftlichen Machtverhältnissen  erklart,  aber 
ücht   theoretisch   als  gerechtfertigt  nachge- 
lesen   werden   kann.     Die    \  >mmt 
wie  schon  eben  erwähnt,  bei       -       Gewinn 
überhaupt  nicht   in   Rechnung     sondern  er 
hemisst  sich  prozentmässig,  d.  h.  nach  dem 
Verhältnis   des   in  Bewegung  gesetzten  Ka- 
,litaK     Die    Erhöhung   der  Bedenrente  und 
K.         -.„„,-1,,   s-rü;lW,-niio-  des   Kapital- 


furentsprechemle'  Sb   -        -    des  Kapital- 
wertes    der    Grundstücke   infolge   dei  Ver- 
mehrung der  Bevölkerung  und  der  Entwicke- 
ln-   des    Verkehrs    an    gewissen    Funkten 
int  ebenfalls  als  em  unverdienter  Ge- 
aus    dem    lassen    Besitze     der  alle - 
togs  nicht  nur  zum  Nachteil  der  Arbeiter, 
sondern  auch  der  nicht  durch  monopolartige 
Stel  uWen  bevorzugten  Kapitalbesitzer  auf- 
nit       TJebeihaupt   findet   man   auch  mner- 
B  des  Gesamtkreises   der  Kapitalbesitzer 
^Verhältnisse,    die  «**£ 

,1er  Kritik    werden.  den   eben. er- 

wähnten und  anderen  mehr  oder  weniger 
„polistischen  Gewinnen  scheint  nament- 
,:,.■  V,,,.  dem  blossen  Handelskapital  zu- 
Stnde  l  [uote  de,  gesamten  Kapitalgewinnes 
tt  AI  .,  trieben  hoch,  wenn  mau  die  pro- 
SÜJfSSStS  der  Hanlelsthängkeit 
n  t  der  Leistung  der  an  der  eigentlichen 
Erzeugung  und  Herstellung  der  Waren  be- 
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teiligten    Unternehmer    vergleicht,     Gleich- 
i  man  nicht  sagen,  dass  im  ganzen 
m    Bande!    angelegte    Kapital    einen 
prozentmässigen  Gewinnsatz  bringe 
als  «las  in   der  eigentlichen  Produktion  be- 
schäftigte; aber  es  ist  eine  zu  grosse  Kapital- 
Summe   dem   Handel    zugewandt,    die  Zahl 
in   demselben  ihren  Erwerb  suchenden 
Personen  ist  zu  gross,  der  ganze  Betrieb  zu 
sehr  deeentralisiert     Die  grössere  Bequem- 
lichkeit, die  das  Publikum  durch  die  grosse 
Zahl  der  Vermittler  und  Verkaufsstellen  er- 
langt,   wird    zu   teuer   erkauft,    namentlich 
von    den    unbemittelten    Klassen.      Es     ist 
zwar   übertrieben,    wenn    in   einer   neueren 
Broschüre   von  E.  Busch  die  ganze  soziale 
Frage  auf  die  übermässige  Verteuerung  der 
Konsuintinu.-i;v«-eiistäncii'     .lureh     die     be- 
stehende   Art    des    Handels    zurückgeführt 
wird,  alier  ohne  Zweifel  würde   sieh   durch 
eine  nicht  kapitalisti.-che,  sondern  genossen- 
schaftliche   Koncentrierung    des    Warenab- 
satzes  für  die  arbeitenden  Klassen  viel 
winiieu    lassen.     Die   auf   solche  Ziele 
richteten   Organisationen    haben   indes   vor- 
läufig   wenig   Aussicht    auf  Erfolg,  da   die 
wenigstens  in  Deutschfand  und  Österreich 
vorherrschende  Tendenz,    die   u.   a.   in   der 
übermässigen  Besteuerung  der  Warenhäuser 
und   hier   und  da  sogar  der  Konsumvereine 
wirksam  gewesen  ist.  dalün  geht,  auch  die- 
jenigen   Existenzformen    des    Mittelstandes 
auf  die  nächste  Generation  zu  vererben,  die 
an    sich    mit    der   gegebenen   Entwicklung 
der  wirtschaftlichen  Technik  und  den  Wir- 
kungen derselben  nicht  vereinbar  sind. 

Auch  bei  der  sekundären  Einkommens- 
verteilung zeigen  sich  mancherlei  Debelstände. 
Das  konsumtive  Leihkapital  dient  häufig  als 
Mittel  zu  wu.-heriseher  Ausbeutung,  aber 
auch  schon  die  so  überreichlich  dargebotene 
G<  Li  jenheit  der  Anlegung  dos  Privatkapitals 
in  konsumtiv,'  Staats-  und  ähnliche  Anleihen 
beschränkt  die  Konkurrenz  desselben  in  den 
produktiven  Unternehmungen  und  wirkt  der 
sonst  zu  erwartenden  Erniedrigung  des  Zins- 
Fusses  und  der  Erhöhung  dos  Arbeitslohnes 
entgegen.  Auch  die  Wohnungsmieten  nehmen 

häufig  durch  Ausbeutung  dos  Platzir pols 

objektiv  einen  wucherischen  Charakter  an, 
wenn  auch  vielleicht  der  Hauseigentümer 
von  seiner  Kapitalanlage  keinen  ungewöhn- 
lich hohen  Ertrag  erhält,  weil  ei  für  das 
1 1  i  oder  den  Bauplatz  i  inen  sehr  hohen 
Preis  hat  bezahlen  müssen. 

Vorherrschende  Tendenzen,    sei   es   zur 

Besserung  oder   zur  Verschlimmerung    de] 

Verteilungsverhältnisse,  treten  zeitweilig  auf, 

ohne  dass  man  aber  deshalb  berechtig!  wäre, 

'■  '    einen   oder  der  anderen   dieser  Bewe- 

en  oiiio  dauernSe,  gewissermassen  natur- 

te  Geltimg  zuzusprechen.    Der  har- 

monistische    » »ptimismus   eines   l  larei    odi  - 


Bastiat   glaubt   das   allgemeine   Gesetz    auf- 
stellen   zu   können,   dass  der  relative  Anteil 
des     Kapitals    an     dem    Produktionsertrag 
immer  mehr  abnehmen,  der  der  Arbeil  also 
entsprechend   zunehmen   werde,   dabei   aber 
dennoch  infolge  der  immer  mehr  steigenden 
Produktivität    von   Kapital  -and  Arbeit  auch 
der  absolute  Anteil  des  ersteren  noch  immer 
wachsen  werde.    Auch  Leroy-Beaulieu  glaubt 
an  eine  automatische  Verbesserung  derVer-i 
teilung,   indem   er   sieh  namentlich  auf  die 
chronisclu'  Abnahme   des  Zinsfusses   in   der, 
neuesten  Zeit  beruft.   Auf  der  anderen  Seite 
hat   Rodbertus  im  Ansclüuss  an   das   soge- 
nannte   Ricardosche    Lohngesetz    den    Satz 
verteidigt,   dass  der  relative  Auteil  der  Ar- 
beiter   am     Gesamtertrage    immer    kleiner 
werde,   weil  ihr  absoluter  Anteil  sich  trotz 
der  zunehmenden   Produktivität   der  Arbeit 
immer   auf   das    unumgänglich  Notwendige 
beschränken  soll.     Ohne  Zweifel  wird  auch, 
was  Loria    für   das   entscheidende  Momenl 
hält,   die   Stellung   der  Arbeiter  um  so  un- 
günstiger, je  mehr  die  Okkupation  des  freien 
Bodens  auf  der  Erde  fortschreitet.    Der  an 
das  Kulturleben  gewöhnte  Mensch  entschliesst 
sich  freilich  sehr  schwer  zu  einem  Pionier- 
leben  an    der   Grenze  der  Wildnis,    immer- 
hin  aber  bietet  gegenwärtig   der  noch  fast 
unentgeltlich   zu   erlangende   Boden   in  den 
i  ch  wenig  bevölkerten  überseeischen  Län- 
dern der  gemässigten  Zone  ein  jährlich  viele 
Tausend  Auswanderer  aus  Europa  anlocken- 
dos   Ziel,    und    die    noch    verhältnismässig 
günstigen   Arbeiterverhältnisse  in   den  Ver- 
einigten  Staaten  hängen  ebenfalls   mit   der 
Möglichkeit   zusammen,    dass    der   Arbeiter 
sich,   wenn   auch   mit   schwerer  Mühe   und 
Anstrengung,  auf  eigenem  Boden  selbständig 
machen  kann. 

Der  automatische  Verlauf  des  Wirt- 
schaftslebens mag  bald  der  optimistischen, 
bald  der  pessimistischen  Auffassung  recht 
zu  geben  scheinen,  je  nachdem  nämlich  das 
verhältnismässige  Wachstum  des  Kapitals 
das  der  Bevölkerung  übersteigt  oder  das 
umgekehrte  stattfindet.  Nur  durch  positive 
<  Irganisationen  könnte  eine  fortschreitende 
Mehrbeteiligung  der  Arbeiterklasse  an  den 
Früchten  der  zunehmenden  Produktivität  der 
Arbeit  gesichert  werden.  Dieser  sind  übri- 
gens, sofern  es  sich  um  Naturprodukte 
handelt,  schliesslich  unüberschreitbare,  wenn 
auch  gegenwärtig  noch  lange  nicht  er- 
reichte i  lienzen  gezogen.  Vielleicht  lässt  sich 
durch  das  staatliche  Arbeiterversicherungs- 
wesen, vielleicht  auch  indirekt  durch  pro- 
gressive Besteuerung  der  grösseren  Ein- 
kommen, vielleicht  auch  durch  besondere 
Besteuerung  der  Konjunkturen-  und  der 
monopolistischen  Kentengewinne  manches 
zur  Ausgleichung  der  Missverhältnisse  der 
Verteilung   erreichen.     Allzuviel   darf    man 
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i    von    solchen    partiellen     staatlichen 
ritten  nicht  erwarten,  der  kapitalistiseh- 
rolkswirtschaftliche  Organismus,  wieemun 
sinmal  besteht,  erzeugt  die  mannigfaltigsten 
Reaktionen,  um  das.  was  dem  kapitalgewinn 
m   einer   Stelle   entzogen    wird     an    einer 
.,,,    wieder    einzubnngen.      tlohe      »■- 
rang    des    Kapitalgewinns    vermindert 
,li,    weitere    Kapitalansammlung    und    die 
Nachfrage    Dach    Arbeit   bei   steigender  Be- 
völkerung   und     kann    dadurch    zu    Lohn- 
emiedrigungen  führen;  die  vom  Arbeitgeber 
bezahlten  Versicherungsbeträge  können,  wenn 
auch  vielleicht  nicht  sofort,  so  doch  im  fcre- 
einer  ungünstigen  Geschäftsperiode  mit 
irbeiterentiassungen    ebenfalls    eine    Lonn- 
inderung   bewirken;    wirklich  erlaugte 
,.  Geldlöhne  können  durch  Steigerung 
der  Warenpreise,  die  Alters-  und  Invaliden- 
:;     durch     verminderte     Armenunter- 
ungen  ausgeglichen  werden.   Eine  wirfc- 
li.he    und    nachhaltige    Vergrösserung   des 
obiektiven    (iüteranteils    der    Arbeiterklasse 
aher  ohne  wirksame  Selbstthätigkeit  auf 
Brund    zweckmässiger  Association   und    Ur- 
sation  nicht  zu  erwarten;  der  Staat  aber 
hat    kernen   Grund,    solchen  Organisationen, 
,<re  sie  auf  gesetzlichem  Boden  bleiben. 
entgegenzutreten,   da  eine  den  Grundsätze,, 
der   Billigkeit   und   den  Anforderungen   der 
llschafüichen  Kultur  entsprechende  Ver- 
teilung des  Produktionsertrages  für  das  Ge- 
meinwohl wichtiger  ist  als  die  früher  auch 
I  von  der  Wissenschaft  zu  einseitig  ins  Auge 
äste    Steigerung    der    Produktion    ohne 
Bücksicht  auf  die  Bestimmung  der  Produkte. 
S.  auch   die   Artt.  Arbeitslohn  (oben 
Bd  IS.  863  ff.),  Grundrente  (oben Bd.  i\ 
8.  870ff.),   Unternehmer   und  U^ter- 
nehmergewinn  (oben  Bd.  MI  S.  33b ü.), 
Vorzugsrente.  Zins. 

j    Litteratur:  Amier  den  in  dem  Art.  Ein 

angeg  ! Schriften    s.    Bacher,     Ehe    Eni- 

ttehung  der   Volkswirtschaft,    S.   Aufl.,    Tu 

1901    _    mttelshöfer,     Untersuchungen    uder 

Kapital,   Tübingen   1890  ßes> 
—  Lexis,  Die  Mansche  Kapitali  Jahrb. 

f    \„i    u    Stat.,  X.  F.  Bd.  XI     1885),    S. 
td  v     ,'ertus,ebd.,N.FBdIX 

S     16«    —Effertz,   Arbeit  und  Boden,   S.  Aufl., 

Berlin  1. ,    bes.   Bd.  IL    S.  tUf.-  Busch. 

Urs, |  undW        i   der  wirtschaftlichen  £mw, 

Leipzig  189S.  —  Loria,   Analisi  deUa  propruta 

capüalista,    Tor 1889.    -    v.  Buch,    Inten- 

Vrbeit,    Werl    I   Freu    der   Waren, 

Leipzig  1896.  -   Lcroy-Beaulicu 
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Vertrag  und  Vertragsfreiheit. 

I  Vertrag.  1.  Begriff  des  Vertrages. 
2  Der  Abschluss  von  Verträgen.  3.  Formen 
Li  Verträge  4.  Vorverhandlungen  und  Vor- 
verträge. 5.  Beteiligung  Dritter  bei  Vertrags- 
schlüssen. IL  Vi  rtragsfreiheit.  1.  üie 
Grenzen  der  Vertragsfreiheit.  2.  Gesetzücn 
nntersa  ;te  G  Ute.  3.  Rechtsgeschäfte  ?< 
die  guten  Sitten.  4.  Unzulässigi  Geschäfte  auf 
ein  Thun.  5.  ünzuläss  i  v  hafte  auf  ein 
unterlassen. 

I.  Vertrag. 

1  Betriff  des  Vertrages.  Der  Ver- 
trag ist  eine  Unterart  des  Rechtsge- 
schäfte s. 

Ein   Rechtsgeschäft    ist    jede    V 
klärung  eines  Rechtsunterworfenen,  die  auf 
eine  Veränderung  in   den  ihm  unterstellten 
Reehtsbeziehungen  gerichtet  ist. 

Die  Veränderuno-  kann  auch  Vermehrung 
oder  Verminderung  sein.  Gleichgilfag  ist 
es,  ob  das  Rechtsgeschäft  in  eigenen, 
in  fremdem  Interesse  abgeschlossen  wird 
(s  unten  sub  5).  Nicht  gut  ist  es  aber,  die 
-r^    i^ i.s«™     o|s     eine 


Wirkung    des    Rechtsgeschaftes    al 

wirtschaftliche  zu  bezeichnen:  Die 
Wirkung  ist  rechtlich,  die  eintretenden 
Folgen  sind  von.  dem  Rechte  bestimmt 
Die  wirtschaftliche  Betrachtung  ist 
«■st  eine  abgeleitete;  sie  erwägl  gleichai 
Rechtsfolgen  in  quantitativer  Betracn- 
tung,  wozu  das  einzelne  Rechtsgeschäft  in 
sieh  noch  keiuen  Anlass  bietet. 

Unter  diesen  Rechtsgeschäften  tritt  nun 
elementar  ein  unterschied  danach  hervor,  ob 
die  Willenserklärung  einer  einzigen  Partei 
genügt,  um  Rechtsfolgen  hervorzurufen,  oder 
ob  zwei  sich  deckende  Willenserklaru, 
dazu  gesetzlich  erforderlich  sind  Die  zwei- 
Rechtsgeschäfte  sind  die  Vertrage. 
Stehen    in    der    Vereinigung    zweier 

Willenserklärungen.  .  

Der  Begriff  des  Vertrages  ist  auf  dem 
ganzen  Rechtsgebiete  von  Bedeutung  im 
öffentlichen  wie  im  bürgerlichen  Rechte , 
und  in  letzterem  in  allen  Teilen,  bei  Schuld- 
vtrhältnissen,  bei  dinglichen  Rechtsverhai 
nissen.  im  Familien-  und  Erbrecht. 
besonderer  Wichtigkeit  ist  er  in  dem  erst- 
aunten Teile  als  obligatorischer  Mr 

"  Nach  unserem  Rechte  ist  zur  Bej 
düng  eines  Schuldverhältni-  -  -  lur.  h  Recht,- 
Säft  sowie  zur  Aenderung  aes  Inhalte, 
iSesSchuldvei-hältnisses  ein  Vertrag  zwi- 
schen den  Beteiligten  erforderheh,  soweit 
nich?  das  Gesete  ein  anderes  vorschreibt 
Sprechend  ist  es  in  ä  ,n  bachen- 

3   und    Familienreeht,    während    m 
U       auf  dem  Gebiete  des  Eltrechtes  -die 
efnsdtige  Willenserklärung  vorwiegt.     Das 
Sehe    Recht    gin  »   weit     .  en 

Erbvertrag    als    gegen    die    guten    bitten 
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(s.  unten  sub  II.  3)  verstossend  ganz  zu  ver- 
bieten; der  letzte  Wille  des  Verstorbenen 
sollte  zwar  rechtlich  respektiert  und  thun- 
lichst  befolgt  werden,  alier  auch  nur  der 
letzte  Wille,  und  bei  einer  vertragsmässi- 
Bindung  in  der  Einsetzung  einesErben 
der  Zuteilung  eines  Vermächtnisses 
hatte  man  keine  Gewähr,  dass  in  dem 
Vertrage  der  zuletzt  bestandene  Wille  des 
jetzt  Geschiedenen  enthalten  sei.  Erst  nach 
der  Reception  des  römischen  Rechtes  in 
Deutschland  bildete  sich  gewohnheitsrecht- 
lich der  Satz  von  der  Zulässigkeit  der  Erb- 
verträge; in  die  neueren  Gesetzbücher  ist 
dieses  Institut  überall  aufgenommen  worden. 

Bei  dem  auf  Begründung  einer  obligato- 
rischen Rechtspflicht  gerichteten  Vertrage 
war  es  früherhin  sehr  streitig,  eh  dir  Ver- 
seinen Rechtsgrund  in  sieh  aufnehmen 
müsse  oder  nl.  auch  ein  sogenannter  ab- 
strakter Vertrag  bereite  rechtliche  Giltigkeü 
habe:  z.  B. :  ich  verspreche  dem  X.  (der 
dieses  annimmt)  100  Mark  zu  bezahlen. 
Nach  dem  Gesetzbuche  kann  ein  solcher 
Vertrag  in  d  i  Weise,  dass  das  Versprechen 
die  Verpflichtung  selbständig  begründen  soll 
(Schuldversprechen)«  giltig  abgeschlossen 
werden:  doch  ist  schriftliche  Erteilung  des 

Sprechens  (nicht  auch  der  Annahme)  er- 
forderlich  (G.B.   780).     Bei    einem    Schuld- 
versprechen   der   genannten   Art   kann   der 
Verpflichtete  der  Forderung  des  Gläubigers 
gegenüber  auf  den  versteckten  Bestimmungs- 
1    nicht    mehr    zurückkommen       Wohl 
Eügl    G.B.  780   hinzu,   dass  die  vorhin 
inte  schriftliche  Form  nicht  genügt,  so- 
weit  eine   andere  Form   vorgeschrieben  ist. 
Das    kann   eine   doppelte  Bedeutung  haben: 
a)  Soweit  die  versprochene  Leistung 
eine    besondere   Form    nötig    macht,    z.  B. 
Vertrag    auf    Veräusserung    oder  Belastung 

■  Grundstücks  fG.B.  313);  b)  soweil 
der  versteckte  Grund  eine  besondere 
Form  fordert,  z.  B.  eine  Schenkung  beab- 
sichtigt war  (G.B.  518).  Die  herrschende 
Meinung  nimmt,  wohl  mit  Recht,  an,  dass 
durch  den  genannt  n  Vorbehalt  beide  an- 
geführte Möglichkeiten  getroffen  werden. 

Noch  sei   1  «.-merkt,  dass  der  Grund  der 
verbindenden    Kraft    der    Verträge    in    der 

tsphilosophischen  Litteratur  mehrfach 
in  Frage  und  Erörterung  gezogen  worden 
ist.  Man  spricht  hier  namentlich  von  ethi- 
schen Theorieen  .  wonach  die  Verträge  aus 
Gründen  der  Moral  gehalten  werden  müssen; 
von  der  •Vertrauenstheorie'  .  welche  di 
dende    Kraft    des  Vertrages    in    dem   in 

Kontrahenten  und  durch  sie  erweckten 
Vertrauen  findet,  das  nicht  gebrochen  wer- 
den   dürfe;    und    von   der     Läsionstheorie« 

grundsätzlich    gleichartig  mit  ü  c 

argumentiert,   aber  daraus  nicht 
di     Pflicht    zur  Vertragserfüllung,  sondern 


nur    zum     Schadensersatz     des     Kontrakt- 
brüchigen herleitet.     Unter  neueren  Jui 
finden  sich  besonders  behandelt:  Die    Wil- 
lenstheorie      und      die       Verkehrstheorie 
Jene  lehrt:    Der  Schuldner  wird  durch 
Vertrag    gebunden,    weil   er  durch   ihn 
bunden  werden  will:  die  letztgenannte 
Der  Vertrag    nmss    binden,    weil    son 
menschliche   Gesellschaft    und    ihr  Verlieh] 
nicht  möglich  wäre. 

Man  wird  klar  stellen  müssen,  in  wel- 
chem Sinne  das  Aufwerfen  eines  Prob 
hier  mit  Grund  möglich  ist?  —  Nun  ist  es 
sicher,  dass  in  jedem  sozialen  Leben 
Frage  sich  erheben  muss:  In  wie  weit 
soll  die  Rechtsordnung  eine  unter  den  Ver- 
bundenen getroffene  Verständigung  und 
Verabredung  anerkennen  und  mit  rechtlichen 
Mitteln  nötigenfalls  durchführen?  Das  recht- 
lich geordnete  Zusammenleben  führt  an  und 
für  sich  allerdings  nur  den  Gedanken  einer 
Bindung  der  einzelnen  durch  die  central 
Gewalt  mit  sich:  und  würde  so  das  Bild 
unzähliger  Strahlen  bieten,  die  von  einem 
Mittelpunkte  ausgehen.  Aber  da  es  doch 
ein  Zusammenstehen  und  Zusam- 
menwirken sein  soll,  in  dem  der  Kampf 
ums  Dasein  gemeinsam  geführt  werden 
soll,  so  ist  der  vorhin  genannten  Frage  als 
einer  Zweifelsfrage  gar  nicht  zu  entrinnen. 
Man  könnte  sich  vorstellen,  —  in  etwas 
struser  Weise  —  dass  eine  unumschränkte 
rechtliche  Gewalt  es  versuchte,  alle  Ver- 
tragsberedungen  unter  einzelnen  für  nichtig 
zu  erklären;  so  etwa  im  kommunisti- 
Volksstaate  (obwohl  das  schon  in  dem  Utopien 
des  Mortis  nicht  mehr  ganz  so  ausgesonnen 
war);  —  aber  dann  blieben  die  rechtlichen 
Vertragsschliessungen  mit  fremden  Mächten. 
Und  wollte  man  auch  diese  in  Direr  bin- 
denden Kraft  durch  positive  Satzungen 
streichen:  Die  Frage  nach  der  verbin- 
denden Kraft  der  Verträge  wäre  nur  als 
einzelne  ja  einmal  abgethan,  aber  würde 
sich  in  jedem  Augenblicke  neu  immer 
wieder  erheben. 

So  ist  der  Begriff  des  rechtlichen  Ver- 
trages und  die  Frage  nach  seiner  Aner- 
kennung allgemeingiltig  und  not- 
wendig mit  dem  Begriffe  de- 
Rechts  gegeben.  Die  positive  Einzel- 
antwort wird  immerdar  verschieden  sein. 
Soll  sie  inhaltlich  begründet  sein,  so 
giebl  es  allgemeingiltig  nur  die  Methode 
richtigen  Rechtes;  ihre  Durchführung  leitet 
hier  zu  dem  Problem  von  den  Grenzen  der 
Vertragsfreiheit  (s.  unten  sub  II). 

2.  Der  Abschluss  von  Verträgen. 
Es  war  seit  langem  eine  ungelöste  Streit- 
frage der  Juristen:  In  welchem  Zeitpunkte 
man  den  Abschluss  eines  Vertrages  richtiger- 
weise anzunehmen  habe?  —  Besonders  bei 
dem  Verkehr    unter   Abwesenden    hat   man 


Vertrag  und   Vertragsfreiheil 


IT.". 


■  ,     hierüber   nicht    zu   einigen    vermocht, 
"ahm  man  an,  dass die  Annahme ,des 
Gebotes  durch    den  Oblaten    entechei- 
sei,    und   zwar   regelmässig,    dass  die 
,.it   der   Entausserung  der   Annahmeerklär 
Sin  Betracht  komme (Deklwstionstheone); 
iederum,   dass   die  Ankunft    bei  dem 
Oferenten   durchschlage  (Empfangstheorie), 
^endlich,  dass  es  auf  die  Kenntmsnahme 
,,„,.,,  den  letzteren  ankomme  Rekogmtions- 
,  ,.,     Der  Streit    war   schleeh    zu  ent- 
Sto.     Denn    es    handelte   sich  bei  ihm 
S  Klarstellung   des  Sinnes  eines  positiven 
Rechtes,  wobeHn  erster  Linie  das  romi^he 
Rechi    zu    Grunde    gelegt    wurde.     Dieses 
,,„.-    hatte    wegen    des    Vorwieget»    der 
mündlichen  stipulatio  keine  genügend  ausge 
Ken  Sätze  für  die  obige  Frage;  so  dass 
man  auf  Deduktionen  aus  .lern  allgemeinen 
Begriffe    des    Vertrages     angewiesen     war 
und  damit  nicht  recht  zur  sicheren  Entschei- 
dung gelangte. 

Dabei    war  vom   römischen  Rechte   voi 
ausgesetzt,   dass   ein    Vertragsantrag   unbe- 
dingt widerruflich  sei,  bis  der  Vertrags- 
Bcbfuss  Soll, st  bindend  geschehen;  und  dass 
Antrag'  auch  endige    sobald  der  Utte- 
reilt   (vor   dem    Zustandekommen   des  \ei- 
teSes)  stirbt   oder  geschäftsunfähig 
wurde  -   Us  die  neuzeitlichen  Gesetzbucher 
sich   anschickten,    auch    in   diese  ™here 
Lehre  des  gemeinen   Rechtes  endheh  Ord- 
nung  zu    bringen,    strichen  sie  vielfach  die 
•zuletzt  genannten  Sätze.     So  hat  auch  jetzt 
unser  Gesetzbuch   erklärt:     Wer  einem  an- 
deren  die   Schliessung  eines  Vertrages  an- 
trägt   ist  an   den  Antrag  gebunden,   es  sei 
denn      dass    er    die    Gebundenheit    ausge- 
schlossen hat.    Die   Gebundenheit  ist  zeit- 
lich begrenzt :  Der  einem  Anwesenden  (auch 
mittelst  Fernsprecher)  gemachte  Antrag  kann 
nur  sofort  angenommen  werden,   bei  an- 
wesenden nur  bis  zu  d.au  Zeitpunkte   indem 
der   Ertragende   den    Eingang   der  Antwort 

.  -  !__,.„: TTmo+anripti    erwarten 

unter 


trageuue    ueu    ^^'-?""v  ,  —  . 

regelmässigen    Umständen    erwarten 


regelmässigen    in.™«-"     ■ 
darf      Tod  oder  Handlungsunfähigkeit    des 
Offerenten  ist  im  Zweifel  gleichgdtig     Eine 
verspätete  Annahme   gut  als  neuer   Antrag 
des  ietzt  Annehmenden.     Kommt   der  Ver- 
n,.'zu    stände,    so   gilt   als  Zeitpunkt    des 
Abschlusses  unter  Anwesenden  die  Zeit  der 
Einigung,   unter   Abwesenden    der  Eingang 
beim   Autrasenden:    doch    genügt   im    letz- 
teren   Falle'  die    Annahme    des    Antrages 
(s    oben    »Deklarationstheorie  ),    ohne    aass 
die  Annahme   dem   Antragenden   gegenüber 
erklärt  zu  werden  braucht,  wenn  eine  solcn« 
Erklärung   nach   der  Verkehrssitte  nicht  zu 
erwarten  ist   oder   der  Antragende    auf   sie 
verzichtet  hat:  ersteres  findet  beispielsweise 
bei    üebersendung     in    Schenkungsabsicht 
üblicher  Weise  statt  (G.B.  145ff .). 

Bei  der  besprochenen  Art  des  V  ertrags- 


schlusses  ist  angenommen,  dass  der  Antrag 

an   eine   I  estimmte    Pers irfolgl   und 

nicht     in     incertam     pei  sonam.      Bur 
letzteres  bestehen  keine  ausgeführten  Satzun- 
gen    Es  Eindet  da  ätatt,  wo  jemand  erklärt, 
lass   er  mit    einer  beüebigen  Person  unter 
festen  Bedingungen  einen  Vertrag  schhessen 
W1,lle     Ein  äolchei    Antrag  Liegt  noch  nicht 
in  öffentlichen  Ankündigungen,  Auslagen  in 
Schaufenstern   mi1    Preisen  und  ähnlichem. 
Dies   ist    nur  eine  Aufforderung,    Vertrags- 
anträge zu  machen,    in  .leren  Annahme  der 
öffentlich    Ausbietende   also   frei    ist.     Mög- 
licherweise   liegt    in    der    Weigerung    dann 
eine  Beleidigung,  oder   es  jeratosstg 
s    i  des  Reichsgesetzes  v.  2 « .  Mai  1896  ubei 
il.-n    unlauteren   Wettbewerb :   eine   c  i vil- 
rechtliche    Pflicht,   das   öffenthe 
botene  Geschäft  nun  wirklich  abzuschb 
besteht  nach  unserem  Rechte  nicht 

Bindende  Angebote  an  unbestimmte  1  ei- 
sernen kommen  namentlich  in  geschlossenen 
Kreisen    vor:    besonders    in   der  Form  von 
Versteigerungen,  z.B.  von  Buchern  in 
Lesezirkeln,  von  Weinen     a  tont  prix     u.a. 
_  Die  Versteigerung  ist  nur  eine  besondere 
Art   einen  Vertrag  abzuschliessen.    Der  In- 
halt   des  Vertrages  kann   verschieden  sein: 
Kauf.    Werkvertrag,    Jagdüberlassung    etc. 
Der    Versteigernde    fordert    zu    besten    Be- 
dingungen auf;  entweder  durch  den  Hochs t- 
ffenden    Auktionen)    oder    den   Wenigst- 
nehmenden   (Submissionen)      Ia  dei   R^J 
ist    die  Versteigerung   auch   nur  eine   Aut- 
forderung zu  Offerten,  der  Versteigerer  also 
dem  Zuschlage  frei.     In  Ausnahmefallen 
enes   festen   Angebote.  Lei   Versteigerungen 
,,.;.,    in   jedem  Gebot  eine  Annahme  dieses 
unter  der  auflösenden  Bedingung   dass  nicht 
^besseres  Gebot  erfolge.    Der  Zuschlag 
Stellt     dass    letztere,     nicht     geschehen    sei. 
nuTfest.    G.B.156  begnügt  .ich  mit  diesen 
Sätzen:  Bei  einer  Versteigerimg  kommt  der 
Vertra-  erst  durch  den  Zuschlag  zu  stände 
K    "iW  erlischt,    wenn   ein    1  ebergebot 
abgegeben  oder  die  Versteigerung  ohne  Er- 
teilung des  Zuschlages  geschlossen  wird 

3  Formen  der  Verträge.  Im  Volks- 
munde hört  man  wohl:  Wir  haben  unsja 
peinigt,  aber  einen  Vertrag«  haben  wu 
nicht  lemacht.  -  Die  Leute  meinen  damit. 
SdleEinigung  nicht  in  einer  besonderen 
?eferhSen  Weise  festgestellt  J™J»gg 
und  nehmen  nun  oftmals  an,  dass  deshalb 
die  Uebereinknnft  rechtlich  nichts  gelte. 
Das   ist  nun  bekanntlich  keineswegs  veran- 

laSSÜeber  die   gesetzlichen  Fonnalitäten  bei 

RpchtsLeschäften  ist  seit  altei  Zeit  oft  ver- 

h^nde?     wo'len.       Die     gesetzgeberische 

ierigkeit    Liegt  offen   zu  Tage .    Zwm- 

Sd^Folmvors. ten  erhöhen  die  äussere 

4    erheü    der    Feststellung    eines    bedeut- 
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tsgeschäftlichen  Willens;  und  sie 
erhöhen  andererseits  die  Gefahr,  das  sach- 
lich Gerechte  dem  gesicherten  Buchstaben 
zu  opfern.  Und  wenn  beispielsweise  unser 
-  Recht  das  eigenhändige  Privattesta- 
ment  ohne  Mitwirkung  von  Beamten  odi  c 
Urkundspersonen  anerkennt,  so  hat  man  es 
wieder  erleben  müssen,  dass  ein 
eigenhändig  ge sehri ebenes  und  unter- 
schriebenes  Testament  deshalb  als 
rechtsgiltig  anerkannt  wurde,  weil  der  Erb- 
lasser es  auf  einem  Briefbogen  mit  vor- 
gedruckter Ortsangabe  abgefassl  hatte: 
der  Ort  hätte  auch  geschrieben  sein 
müssen. 

In  der  That  tritt  in  .1er  Geschichte  der 
Gesetzgebung    stark.'.-    Schwanken    hervor. 
Das  römische  Recht  hatte  als  Regel  for- 
malen Vertragsschluss,    und   zwar  in  feier- 
liehen   W  o  r  t  e  n  :     Verbalkontrakte,    neben 
denen   formlose  Verträge  nur  als  besondere 
Ausnahmen    standen.     Das    Mittelalter 
s<huf    unter   dem    vereinigten    Einfluss   des 
kanonischen  und  des  oberitalisehen  Handels- 
rechtes den  Satz :   Pacta  sunt  servanda: 
jede    formlose    Einigung    genügt,    von    be- 
stimmten Ausnahmen  angesehen.    Der  usus 
modernus   pandectarum  des   17.   und 
L8.  Jahrhunderts   hielt   dieses  fest:    freilieh 
nicht   ohne  gelegentliche  starke  Opposition. 
Nicht    unbezeichnend    ist    z.    B.    Justus 
Moser    in    seinen     Patriotischen    Phanta- 
sieen   :      Es    geht    mir   recht    übel   in   der 
Welt;    ich    habe    einem    gewissen    Frauen- 
zimmer,   mit    dem    ich    etwas    zu    vertraut 
wurde,    in    aller    Geschwindigkeit    die   Ehe 
zugeflüstert    und    nun    bin    ich    deshalb  be- 
langt.     Einem    Herrn,    der   mich    zu    einer 
Mahlzeit  begehret,  habe  ich  1000  Thaler  zu 
leihen    versprochen;    und   er  droht  mir  mit 
eine,-    Hage,    falls    ich    nicht    Wort    halte. 
Noch  habe  ieii  jemandem  zugesagt,  dass  ich 
ihm    mein    Haus    vor    einem    anderen    ver- 
mieten wollte,    sobald  es  ledig  würde;  und 
ich    bin    wirklich    vom    Richter    verdammt, 
Wort   zu    halten.     Ist  das  nicht  grau- 
sam?    I'nd    sollten   die  Gesetze   dieses  ge- 
statten?   Die  Römer,  dieses  kluge  Volk,  das 
die  Weh    kannte  und  wusste,    was  Kompli- 
mente   waren,    machten    einen    unterschied 
unter    blossen    Versprechungen    und    unter 
solchen,    welche  au!  eine  gewisse  feierliche 
Art  geschehen  waren.    Nur  die  letzten  waren 
unter  ihnen   bedeutsame  und  kräftige  Ver- 
sprechungen.    —   Das   i'i  eussische  All- 
gemeine   Landrecht    forderte   in   der   Regel 
für  jede,,  Vertrag   über  50  Thaler  Schrift- 
lichkeit,   bei    Meidung    der    Unklagbarkeit ; 
der  französische  Code  Civil  schrieb  Ur- 
kunden bei  Verträgen  übe,-  150  Francs  vor. 
he.  Meidung  der  unbeweisbarkeil    (so  dass 
übe,-  höhere  Beträge  Zeugen  nicht 
als    Beweismittel    zugelassen   waren:    abge- 


schafft   in    den    Rheinlanden    durch    Civil- 
prozessordnung  seit   1.  Oktober  1879). 

Das  G.B.  hat  als  Regel  die  Formlosigkeit 
der  Rechtsgeschäfte.  In  besonderen,  ein- 
zeln bei  ihm  aufgezählten  Fällen  kenn 
Schriftlichkeit,  gerichtliche  oder  uotai 
Beurkundung,  öffentliche  Beglaubigung.  Nicht 
unwichtig  ist  die  praktische  Notiz,  dass  Ver- 
traue, die  nach  dem  Gesetze  der  Schrift- 
lichkeit bedürfen,  die  beiden  Unterschriften 
auf  einer  und  derselben  Urkunde  tragen 
müssen,  also  nicht  mehr  einfach  durch 
Korrespondenz  und  sieh  einigende  Briefe 
giltig  zu  stände  kommen;  ander.-  bei  ge- 
setzlich formlosen  Verträgen,  die  nach 
Parteiberedung  beurkundet  werden 
sollen. 

Ein  Rechtsgeschäft,  welches  der  durch 
Gesetz  vorgeschriebenen  Form  ermangelt, 
ist  nichtig  (G.B.  125).  In  besonderen  Fällen 
giebt  es  davon  aber  Ausnahmen.  Wichtig 
ist  namentlich  die  Bestimmung,  dass  ein 
Mietvertrag  über  ein  Grundstück  (was  auch 
Wohnräume  und  andere  Räume  umfasst)  des 
schriftliehen  Form  bedarf,  wenn  er  für 
längere  Zeit  als  ein  Jahr  geschlossen  wird; 
wird  aber  die  Form  nicht  beachtet,  so  ist 
der  Mietvertrag  nicht  nngiltig,  sondern  gilt 
als  für  unbestimmte  Zeit  geschlossen  und 
kann  zu  den  gesetzlichen  Kündigungs- 
terminen (G.B.  565)  gekündigt  werden,  "je- 
doch nicht  für  eine  frühere  Zeit  als  für  den 
Schluss  des  ersten  Jahres.  —  Der  Mangel 
einer  durch  Rechtsgeschäft  bestimm- 
ten Form  hat  im  Zweifel  gleichfalls  Niel 
keif  zur  Folge. 

Bei  formlos  giltigen  Verträgen  ist  auch 
ein  ■stillsehw ei  g e  n  d  e  r«  Abschluss  mög-i 
lieh,  d.  i.  anders  als  durch  das  Mittel  der 
Sprache.  Entweder  durch  Geberden  und 
sonstige  Willensäusserungen ;  z.  B.  Benutzung 
eines  Automaten.  Besteigen  der  Strassen- 
bahn,  reloeatio  tacita  nach  G.B.  568;—  oder 
durch  konkludente«.  Handlungen,  das  sind 
Willenserklärungen,  die  ihren  eigenen  rechts- 
geschäftlichen Zweck  für  sich  haben,  aus 
denen  aber  auch  ein  zweites  Geschäft  g&> 
schlössen  wird;  z.  B.  ein  teilweiser  Erlass 
genehmigt  das  ganze  Geschäft  eines  un- 
bevollmächtigten Stellvertreters:  ein  neues 
Testament  bedeutet  Aufhebung  eines  früheren 
letzten  Willens.  —  Ausnahmen,  in  denen 
ausdrücklich,  eine  Vertragserklärung 
abgegeben  werden  muss,  finden  sieh  in 
unserem  Rechte  nur  bei  der  Hinterlegung 
von  Wertpapieren  mit  der  Gestattung,  diese 
nicht  mit  denselben  Stücken,  sondern  nur 
in  gleicher  Art  zurückzuerstatten  (G.B.  700; 
Roiejisgesetz  v.  5.  Juli  lsOü  §  -)■ 

Mit    der   besprochenen  Möglichkeit  eines 

stillschweigenden     Vertragsabschlusses  i.-t 

der  Satz    nicht    zu    verwechseln:    Qui  taeet 

consentire  videtur.     Dieser  Satz  ist  für  unser 
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falsch;  durch  den  versuchten  Zusati 
■um    loqui  potuil  et  debuit,    wird    er  nicht 

Er  würde    :■■  -n.  !..    da-    i-l''i-  aut 
mgesangene    Offerte    ablehnend    ant- 
„  muSs,    widrigenfalls  der  Vertrag  als 
ssen   gelte.     Das  trifft  aber  nur  aus- 
iahmsweis!    bei   Kaufleuten   zu,   deren  Ge- 
werbebetrieb die  Besorgung  von  Geschäften 
,,••„•   andere  mit  sich  bringt;    ein  solcher  ist 
verpflichtet,  wenn  ihm  ein  Antrag  über    Lie 
nmg  solcher  Geschäfte  von  jemandem 
,    mit  dem  er  in  Geschäftsverbindung 
Steht  (oder  dem  gegenüber  er  sich  zur  Be- 
wu-mis  solcher  Geschäfte  erbeten  hat). un- 
tglich    zu    antworten;    sein  Schweigen 
»ilt  als  Annahme  des  Antrages  (H.G.B.  öbd). 
Ausser    diesem     Falle     giebt    es    nur    bei 
nkungsweiser  Zuwendung,  die  ursprung- 
lich ohne"  den  Willen  des  Beschenkten  vor- 
nimen  war.  etwas  Aehnliches.    Hier  kann 
der  Zuwendende  nachträglich  fragen,  ob  der 
andere  beschenkt  sein  will;  schweigt  dieser, 

B üt  die  Schenkung  als  angenommen  (G.B. 

Vgl.  noch  G.B.  496).     Wenn  endlich 

tes etze  einem  Rechtsanwälte  oder  einem 

Geschäftsinanne,  der  zur  Besorgung  gewisser 

läfte    öffentlich   bestellt   ist   (oder  sich 

öffentlich  erboten  hat),  die  Pflicht  auferlegen,  i 

einen    dahin   gerichteten   Auftrag   entweder 

anzunehmen   oder  unverzüglich  abzulehnen, 

so  ist  das  Präjudiz,   das  auf  Schweigen  ge- 

gtellt    ist.    nicht   Schliessung    des  Vertrages 

seitens  des  Schweigenden,  sondern  nur  dessen 

-      idensersatzpflicht   (Rechtsanw.-Ord.  30; 

G.B.  663,  07  öi. 

-^Vorverhandlungen  und  Vorvertrage. 
F.-  ist  selbstverständlich  mehr  als  gehräuch- 

lich.  dass  bei  der  Schliessung  eines  Ver- 
trages erst  mancherlei  hin  und  her  ver- 
handelt wird,  ehe  es  zur  festen  Bindung 
kommt.  Dabei  ist  bei  der  ersten  Anfrage 
schon  zu  unterscheiden,  ob  sie  ein  un  mass- 
geblicher Vorschlag  oder  ein  festbindender 
Antrag  ist.  Im  Zweifel  hat  man  sieh  für 
das  erste  zu  entscheiden.  Liegt  aber  eine 
feste  I  'Horte  vor  und  der  andere  Teil  ant- 
wortet mit  abgeänderten  Gegenvorschlägen, 
so  ist  das  Ablehnung  des  ersten  Antrages. 
verbunden  mit  einem  jetzigen  neuen  Antrage 
des  Antwortenden. 

Treten  so  sich  hinziehende  "*  erhandlungen 
ein.  so  muss  erst  über  alle  Punkte  des  be- 
absichtigten  Vertrages  eine  Einigung  erzielt 
Bein  wenn  der  Vertrag  geschlossen  sein 
soll  (G.  11.  154).  Vertragsverhandlungen,  die 
noch  zu  keiner  vollen  Eiuigung  geführt 
haben,  nennt  man  häufig  Traktate«.  Unter 
Punktationen  versteht  man  schriftliche 
Aufzeichnungen,  die  aus  Anlass  eines  Ver- 
tragsschlu —  geschehen.  Der  Ausdruck  ist 
mithin  ganz  unbestimmt.  Er  kann  schrift- 
liche Traktate  bezeichnen  oder  schriftliche 
Festlegung     einzelner     schon     festgelegter 


Punkt.'  oder  auch  schriftliche  Fixierung  des 
sei    es  als   blosse   Beur- 
kundung d  tdossenen 
Akt  des  Abschlusses  selbst. 

Wichtig  ist  in  diesem  Zusammenhang 
der  Begriff  des  Vorvertrages  (pactum 
de  contrahendo).  Dies  isl  ein  Vertrag 
auf  Abschluss  eines  anderen  Vertrages  ge- 
richtet ist.  z.  B.  ein  Kreditvertrag,  durch 
den  jemand  sich  verpflichtet,  dem  anderen 
Teile  auf  Verlangen  Darlehen  bis  zu  be- 
stimmter Höhe  zu  geben. 

Der  Vorvertrag  wird  in  unserem  G.B. 
nicht  besonders  erwähnt:  es  kennt  diesen 
(auf  Thöl  zurückgehende! n  Ausdruck  sogar 
nicht.  Dass  aber  ein  derartiger  Vertrag  in 
sich  zulässig  ist.  unterliegt  keinem  Zw 
obgleich  fiü-  die  Frage:  ob  ein  bereits  voll- 
ständig abgeschlossener  Hauptvertrag  oder 
ein  Vorvertrag  mit  nachfolgendem  eig 
hohen  Kontrakt  anzunehmen  sei?  --  im 
besonderen  Falle  eine  bemerkenswerte  Sub- 
sumtionsschwierigkeit  entstehen  kann.      _ 

In  der  Sa.he    regelt    das  G.B.  610   eine 
Präge    aus  dem   pactum   de   mutuo   dando: 
AVer  die  Hingabe  eines  Darlehens  verspricht, 
kann    im    Zweifel   das   Versprechen   wider- 
rufen   wenn  in  den  Vermögensverhältnissen 
des    anderen   Teiles    eine    wesentliche  Ver- 
schlechterung  eintritt,    durch  die   der  An- 
spruch   auf    die    Bückerstattimg    gefährdet 
^rd;  —  G.B.  497  und  504  spricht  von  der 
Möglichkeit  des  Wiederkaufes  und  des  \  or- 
i  kaufes.    Aber  es  normiert  dies  anders,  als 
der   Auffassung  des   römischen  Rechtes  von 
pactum  de  retrovendendo  und  dem  ms  pro- 
timiseos  entsprach.    Denn  es  lässt  auf  Grund 
oines   jener  Rechte   nun   nicht  einen   neuen 
Hauptvertrag  eintreten,  sondern  konstruiert 
die   Sachlage    dahin,    dass   der    eigentliche 
Vertrag  schon  zu  stände  gekommen  sei  unü 
durch  einseitige  Erklärung  des  Wieder- oder 
Verkaufs!  era  klagten    dahin    a  n  s  g  ef  u  h  rt 
werde,   dass  die  Verpflichtung  des  Gegners 
nunmehr  zur  Fälligkeit  komme. 

5  Beteiligung  Dritter  bei  A  ertrags- 
*chlü**eu.  Dies  kommt  in  doppelter  W  eise 
vor:  als  Stellvertretung  und  als  Ge- 
hilfschaft 

1  Stellvertretuna;  ist  Vornahme  von 
Rechtshandlungen,  deren  Wirkung  einem 
anderen  zukommen  soll,  in  ei,  stan- 

Bntschliessung  des  Handelnden,  boli 
.,.  von  rechtlicher  Bedeutung  sein,  so  be- 
darf der  Stellvertreter  einer  Vertretungs- 
macht, die  sieh  entweder  auf  eine  a-mach- 
tiemng  des  Vertretenen  stützt  (VoUmacht) 
odei  aul  !  setzliche  Anordnung  zurück - 
z  B  Vormund.  In  allen  Fällen  ist  zwischen 
mitteil  ,arer  und  unmittelbarer  Stellvertretung 
zu  unterscheiden:  Bei  jener  nimmt  der  S  ell- 
vertreter  dem  Dritt  iher  Recht  und 

Pflicht   zunächsl  sh,  um  es  dann  auf 
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den  v.m  ihm  Vertretenen  zu  übertragen; 
bei  der  letzteren  wird  vom  Stellvertreter 
das  Geschäft  abgeschlossen,  es  wirkt  aber 
unmittelbar  für  und  gegen  den  Vertretenen 

Nach  römischem  Rechte  gab  es  hei  obli- 
ischen  Verträgen  bloss  mittelbare  Stell- 

tretung.  Eine  eigentümliche  Folge  hatte 
dieses  für  den  durch  Sklaven  bewirkten 
Geschäftsverkehr.  Denn  der  servus  galt 
zwar  als  notwendiges  Erwerbsargan  des 
dominus  (ebenso  wie  in  der  ältesten  Zeit 
der  filius  in  potestate  Eür  den  pater  familias), 
so  dass  die  Berechtigung  aus  dem  Ge- 
schäfte d.-s  Sklaven  dessen  Herrn  alsbald 
zufloss ;  die  V  e  r  p  f  1  i  c  h  t  u  n  g  dagegen  blieb 
zunächst  bei  den  Sklaven.  Da  dieser  jedoch 
nicht  gerichtlich  verklagt  werden  konnte,  so 
bestand  jene  Pflicht  nur  als  naturalis  obli- 
gatio-, (s.  oben  Bd.  VI  S.  613  sub  3).  Es 
haftete  aber  für  die  Erfüllung  dieser  Sklaven- 
schuld der  Herr  des  Sklaven  wie  ein  ge- 
setzlicher Bürge  in  5  Fällen:  "Wenn  er  den 
Sklaven  als  Geschäftsführer  (institor)  oder 
als  Sehiffskapitän  imagister  navis)  eingesetzt 
hatte;  wenn  er  ihm  ein  Sondergut  (pecu- 
lium)  zu  eigener  Verfügung  eingeräumt  oder 
ihm  einen  besonderen  Auftrag  (iussus)  zu 
dem  jetzt  abgeschlossenen  Geschäfte  erteilt 
hatte;  oder  endlieh,  wenn  aus  dem  Ge- 
schäfte  des  Sklaven  etwas  wirklich  in  seinem, 
des  Herrn,  Nutzen  verwandt  (versio  in  rem) 
worden  war  (actiones  adiecticiae  qualitatis). 

Seit  der  Aufnahme  des  römischen  Hechtes 
in  Deutschland  isl  durch  Geschäftsgebrauch 
und  dem  folgendes  Gewohnheitsrecht  die 
Möglichkeit  der  unmittelbaren  Stellvertretung 
anerkannt  worden.  Sie  ist  in  die  neuere 
Gesetzgebung  übergegangen  (G.B.  164).  Es 
steht  heute  den  Privaten  frei,  sich  der  einen 
oder  d.r  anderen  Art  beliebig  zu  bedienen. 

2.  Gehilfen  sind  Nebenpersonen,  deren 
sich  jemand  in  der  Sozialwirtschaft  zu  seiner 
I  nterstützung  bedient.  Es  kann  dies  ge- 
schehen  a)  beim  Abschlüsse  von  Rechtsge- 
schäften. Bier  sind  zu  beachten:  «)  Hei- 
stände irgend  welcher  Art,  z.  B.  Dolmetscher, 
Schreiber,  Notare,  Solennitätszeugen  u.  s.  w. 
■>  Boten,  das  sind  alle  Personen  und  von 
ihnen  bediente  Anstalten,  die  eine  fertig- 
gestellte Willenserklärung  von  dem  einen 
zu  di  in  anderen  zu  überbringen  haben,  ohne 
ihrerseits  einen  eigenen  Entschluss  in  An- 
gelegenheiten eine..  Vertretenen  fassen  zu 
dürfen,  b)  Beim  sonstigen  Betriebe  der 
Wirtschaft  des  Prinzipals.  Dabei  ist  mög- 
lich: «)  Bestellung  von  Bediensteten  zu  ge- 
wissen Verrichtungen  überhaupt;    i)  Ueber- 

ine  von  \i  beiten,  die  der  Prinzipal  für 
einen  Dritten  vertragsmä8sig  zu  liefern  hat, 
an  Gesellen  und  anderen  Gehilfen. 

wichtigste  Frage,  die   sieh  hier  er- 

lii    der  Ibiliuii"    jemandes  üir  seine 

Für  die    oben   sub  a)  erwähnten 


Fälle  giebr  es  keine  besonderen  Vorschriften. 
Der  Geschäftsherr  haftet  also  einem  Geschä- 
digten nach  allgemeinen  Nonnen,  sc« 
der  Annahme  und  Benutzungsart  d> 
|  hilfen  ein  schuldhaftes  Verhalten  sein- 
legen  war  (vgl.  aber  auch  G.B.  122).  In 
den  Fallen  sub  b)  ist  zu  unterscheiden:  Für 
j  die  zu  Verrichtungen  allgemein  augenom- 
'  nienen  Leute  haftet  zwar  der  Prinzipal 
dritten  Beschädigten,  kann  sich  aber  durch 
den  Nachweis  befreien,  dass  ihn  weder  eine 
culpa  in  eligendo  noch  in  custodiendo  treffe 
(G.B.  831).  Für  die  Gehilfen  bei  der  Er- 
füllung eines  bestimmten  Schuldverhälti 
muss  der  Prinzipal  völlig  einstehen,  so  dass 
ihre  Schuld  wie  die  seinige  eingesetzt  wird. 
Dies  war  dem  römischen  Recht  so  allge- 
mein nicht  geläufig,  sondern  nur  in  beson- 
deren Fällen,  z.  B.  bei  caupones  oder  beim 
Transporte,  anerkannt :  auch  im  gemeinen 
und  im  preussischen  Recht  grundsätzlich 
nicht  so  aufgestellt,  aber  aus  dem  C.C.  1384 
nach  G.B.  2,8  übernommen  (vgl.  dazu  G.B. 
31;  664:  701).  S.  auch  H.G.B.^431  (Fracht- 
führer, abgeschwächt  gegenüber  alt.  H.G.B. 
400);  Haftpflichtgesetz  v.  7.  Juni  1871  §  % 
(ct.  E.G.  42):  Binnenschiffahrtgesetz  v.  15. 
Juni  1895  §§  3;  4. 


II.  Vertragsfreiheit. 

1.  Die  Grenzen  der  Vertragsfreiheit. 

Die  Technik  unserer  sozialen  Ordnung  geht 
in  der  liier  einzuschlagenden  Betrachtung 
daliin,  dass  sie  den  Rechtsangehörigen  Mög- 
lichkeiten zu  Sonderverbindungen  unter 
einander  gewährt,  in  deren  Eingehung.  Durch- 
führung und  Wiederauflösung  die  Bewegung 
des  gesellschaftlichen  Zusammenwirkens  sich 
vollzieht.  Indem  nur  vorsichtig  die  Rege- 
lung der  sozialen  Wirtschaft  von  Central- 
punkten  des  Rechtes  aus  in  direkten  Befehlen 
an  die  Unterthauen  einsetzt,  wird  vielmehr 
im  Durchschnitte  den  Privaten  es  frei  über- 
lassen, ihren  Beitrag  zu  dem  sozialen  Er- 
nähruugs-  und  Ausbildungsprozess  in  pri- 
vatem Vorgehen  und  nach  persönlichem 
Entschliessen  zu  liefern.  Und  wie  sie  sich 
dann  entschlossen  haben,  wie  sie  für  Fami- 
lienverhältnisse  und  für  Güterproduktion, 
für  Austauschverkehr  und  Gebrauchsüber- 
lassung sich  verbindlich  gemacht  haben,  so 
nimmt  das  Hecht  das  von  ihnen  bürgerlich 
Gesetzte  in  sich  selbst  auf  und  zwiugt  sie 
nötigenfalls  zur  Einhaltung  ihres  Wortes: 
Uti  lingua  nuneupassit  vel  legassit  ita  ius 
esto,  hiess  schon  der  Satz  der  12  Tafeln. 

Bei  diesem  principiellen  Ausgangspunkte 
ist  die  Rechtsordnung  in  Gefahr,  durch 
Sanktionierung  eines  Einzelergebnisses  mit 
ihrem  ganzen  Ziele  und  Zwecke  überhaupt 
in  \\  iderspruch  zu  geraten.  Denn  das  Wesen 
Rechts    ist    dieses;    dass    es  sei    ein 
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Zwangsversuch  zum  Richtigen.   Da 
steckt    in    iedera   Rechte    notwendig  darin: 
,11  Selbs(  in  der  Sache  rechl  haben, 
;  möchte  inhaltlich  begründete  An- 
tdnungen  treuen.     Und  da   auf  der  Hand 
dass    bei    schrankenloser    Bewilligung 
tesehäftsfreiheit  das  subjektive  Beheben 
der  Einzelnen  und  das  objektiv  Richtige  zu 
Leicht    in  Widerstreit  mit  einander  kommen 
können,   so   gelangt    man    notgedrungen    zu 
uzen  der  Vertragsfreiheit. 
Cm  diese   zu    erkennen,  muss  mau   sicp. 
erinnern,    dass    die    Rechtsordnung    Überall 
zwei  Mittel  und  Wege  hat,  um  in  bewusstem 
anlaufe     inhaltlieh     richtiges     Recht     zu 
fen:  Entweder  giebt  sie  seil. st  m  allge- 
meiner Weise,  zwingend  gefasst,  an    wie  es 
in  kommenden  Fällen  gehalten  werden  soR; 
_     oder   aber,    sie  verweist   das   richtende 
Urteil    darauf,    selbst    zu    suchen    und    zu 
finden,  was  im  Geiste  des  Rechts  in  beson- 
derer Frage    das  Richtige   sei.     So  schreiW 
das     Gesetz     zwingend     vor,     dass     die 
Willenserklärung  eines  wegen  Geisteskrank- 
heit Entmündigten  nichtig  ist :  alier  es  lasst 
die     einem     Rechtsgeschäfte    hinzugefügte 
Bedingung  als  eingetreten  gelten,  wenn  der 
Eintritt    der  Bedingung  von   der  Partei,  zu 
deren  Nachteil   er   gereichen    würde,  wider 
Treu  und  Glauben  verhindert  wird. 

Bei  unserer  Frage  treten  die  beiden  ver- 
schiedenen Mittel  gleichfalls  grundlegend 
hervor.  Dabei  soll  in  dieser  Erörterung  nur 
uii<er  bürgerliches  Recht  in  Erwägung 
kommen,  ohne  besondere  Rücksichtnahme 
auf  das  öffentliche  Recht. 

Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  für  das 
Deutsche  Reich  sagt  §  134:  Ein  Rechts- 
geschäft, das  gegen  ein  gesetzliches 
Verbot  verstösst,  ist  nichtig,  wenn  sich 
Dicht  aus  dem  Gesetze  ein  anderes  ergiebt« . 
Und  S  L38:  Ein  Rechtsgeschäft,  das  gegen 
die  :uten  Sitten  verstösst,  ist  nichtig«. 
Ehe  dieses  nach  beiden  Richtungen  aus- 
geführt wird,  sei  noch  zweierlei  bemerkt. 
1  Es  kommt  bei  unserer  Frage  auf  den 
Inhalt  des  Rechtsgeschäftes  an,  auf  das- 
jenige, was  nach  dem  Geschäfte  eintreten 
soll     Dagegen    bleiben    fehlerhafte   Beweg- 


recht  des  Gesellsi  hafters  and  4  -  & 
G.B.  723,  3;  749,  3)  u.  a.  m. 
Euer  wird  die  also  anzulässige  Klausel  ge- 
strichen, während  das  Geschäft  im  ganzen 
giltig  bleibt  und  Rechtswirkungen  erzeugt, 
die  manu-!  Bestimmungen  durch 

das  Geschäft  selbst  nach  ergänzenden  Normen 
des  Gesetzes  sieh  bestimmen.  Dahin  würden 
auch  Abmachungen  geh  i  I  aul  that- 
sächliche  Trennung  des  Lebens  von  Eher 
gatten  abzielen;  und  die,  au<  I  Le  bea 

Eingehung  der  Ehe  abgegeben  sind,  nicht 
die  Ehe  ungiltig  machen,  sondern  in  ach 
hinfällig  sind.  Im  folgenden  wird  es  nun 
auf  die  Dngiltigkeit  der  Rechtsgeschäfte  im 


gründe,  wie  Zwang,  Betrug.  Irrtum  hier 
ansser  Betracht.  2.  Es  ist  zu  unterscheiden 
ein  Verstoss,  den  das  Geschäft  im  ganzen 
macht,  von  demjenigen,  der  in  einer  Ei n  z  e  1- 
be Stimmung  gelegen  sein  kann.  Gewisse 
Sonderfolgen  sind  nämlich  mit  einem  an 
sich  erlaubten  Geschäfte  zwingend  ver- 
bunden; z.  B.  die  Haftung  eines  Kontra- 
henten wegen  vorsätzlicher  Nichterfüllung 
seiner  Verbindlichkeit  (pactum,  ne  dolus 
praestetur,  nulluni  est.  —  G.B.  _.»...  -). 
Haftnii-  des  üebernehmers  eines  Vermögens 
für  die  Schulden  des  Uebergebenden  dessen 
Gläubigern  gegenüber  (G.B.  419,3);  Kundi- 


ganzen   wegen   etwaigen    rechtlich   missbü- 
ligten  Inhaltes  ankommen. 

2.   Gesetzlich   untersagte   Geschäfte. 
Wenn    im    seitherigen    der    alte    Ausdi 
Vertragsfreiheit«  festgehalten  worden 
ist  so  muss  dies  mit  dem  Bewusstsein  seinei 
Ungenauigkeit  geschehen.  Er  umspannt  alle 
Rechtsgeschäfte,  auch  sol. -he,  die  ein- 
seitig   zu   stände   kommen    können.     Bei- 
spiele,  die  hierher  gehören,  sind :  Nichtigkeit 
eüiei  Schuldverschreibung  auf  den  Inhaber. 
die    ohne    staatliche    Genehmigung    in    den 
Verkehr  gelangt  ist  (G.B.  793,  3);  Vermächt- 
nisse  die  gegen  ein   zur  Zeit   des  Erbfalls 
bestehendes  gesetzliches  Verbot  Verstössen 
(GB  2171)     Vgl.  auch  G.B.  2263;  Nichtig- 
keit des  Verbotes  des  Erblassers,  das  Testa- 
ment alsbald  nach  seinem  Tode  zu  eröffnen. 
Gehen  wir  zu  den  Arten  der  gesetzlichen 
Verbote   über,   die   G.B.  134    im  Auge  hat, 
so  siebt  es  drei  Möglichkeiten : 

1  DnmittelbaresVerbot  gewisser 
Rechtsgeschäfte  durch  das  Gesetz. 
|  Dies  findet  sich  in  allen  Teüen  des  bürger- 
lichen Rechtes.  So  vor  allem  indem  jetzigen 
Wucherparagraphen   13S,  2:    Er   dehnt   die 
Versuche  der  seitherigen  Wuchergesetze  von 
L880  und  1S93  civilrechtlich  aus  und  hebl 
sie  auf,  während  sie  als  Strafgesetze .weiter 
in  Geltung  verbleiben  (E.G.  z.  G.B.  39;  47). 
Darnach  ist  jetzt  jedes  Rechtsgeschäft  nichtig, 
durch    das   jemand    unter    Ausbeutung    der 
Notlage,  des  Leichtsinus  oder  der  \  nerlahren- 
heit  eines  anderen,  sich,  oder  einem  Dritten 
für    eine    Leistung    Vermögensvortede    ver- 
sprechen oder   gewähren   lässt.  welche  den 
Wert   der   Leistung   dergestalt    üb 
dass   den  Umständen   nach  die  A  ; 
verteile    in    auffälligem  Missverhaltnisse    zu 
der  Leistung  stehen. 

Nichtig  ist  eine  im  voraus  getroffene 
Vereinbarung,  dass  fällige >  Zinsen  wieder 
Zinsen  tragen  sollen  G.B.  248),  nichtig 
Verträge  über  ein  künftiges  Vermögen  oder 
über  den  Nachlass  eines  noch  lebenden 
r.tten  (G.B.  310;  312).  Das  gleiche  gilt 
voTder  im  voraus  getroffenen  Verembarung, 
nach   welcher  dem    Pfandgläubiger  bei   er- 
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mangelnder  Zahlung  -las  Eigentum  an  der 

Saohe  zustehen  .solle  (Verbot  der  lex  com- 
missoria beim  Pfände  --  G.B.  122!»).  Ein 
unentgeltlicher  Verzieht  des  unehelichen 
Kindes  auf  den  ihm  gesetzlich  zustehenden 
Unterhalt  für  die  Zukunft  ist  nichtig  (G.B. 
1714).  Ein  Vertrag,  durch  den  sieh  jemand 
verpflichtet,  eine  Verfugung  von  Todes- 
wegen zu  errichten  oder  nicht  zu  errichten, 
aufzuheben  oder  nicht  aufzuhellen,  ist  nichtig 
(G.B.  2302). 

Bei  diesen  gesetzlichen  Verboten,  aus 
denen  hier  nur  einzelne  Exempel  herausge- 
griffen wurden  und  die  unter  sieh  dem  be- 
sonderen Stoffe  oach  nicht  weiter  zusammen- 
hängen, hat  die  Erfahrung  gelehrt,  dass  die 
Privaten  oft  Neigung  zur  Eingehung  äussern. 
Verbietet  ein  Gesetz  die  Mobiliarhypothek 
und  gestattet  an  beweglichen  Sachen  nur 
Faustpfand,  so  überträgt  oftmals  der  Schuldner 
Eigentum  auf  den  Gläubiger,  mit  dem  Be- 
dingen der  Rückübertragung  bei  der  Zah- 
lung der  Schuld.  —  und  mietet  einstweilen 
die  sichernde  Sache.  Das  G.B.  hat  es  ver- 
mieden, für  derartige  Umgehungsgeschäfte 
(in  fraudem  legis)  besondere  Anordnungen 
zu  treffen.  Man  wird  sie  aber  gleichfalls 
unter  die  Folgen  stellen  müssen,  welche  das 
umgangene  Gesetz  für  die  von  ihm  ge- 
troffenen Geschäfte  aufstellt;  und  wird  die 
Eigenschaft  des  Umgehungsgeschäftes  dann 
anzunehmen  haben,  wenn  die  Parteien  be- 
wus.-terma.ssen  das  Gesetz  buchstäblich 
u  n d  d  a  m  i  t  zu  eng  ausgelegt  haben. 

2.  Verbot  von  Geschäften  durch 
Strafgesetze.  Dadurch  werden  Rechts- 
geschäfte betroffen  und  für  nichtig  erklärt, 
die  auf  Herbeiführung  einer  mit  Strafe  be- 
drohten Handlung  gerichtet  sind.  Dies  kann 
aber  sein  : 

a)  durch  Versprechen  einer  Leistung  an 
jemanden,  damit  dieser  ein  Delikt  begehe; 
sei  es  direkt  durch  Bestechen  und  Dingen 
dj  -  Verbrechers  "der  indirekt  durch  Ver- 
zicht auf  etwaigen  Schadensersatzanspruch 
u.  dgl. 

b)  durch  Vereinigung  zu  einer  gemein- 
sam zu  begehenden  strafbaren  Handlung. 

Davon  sind  solche  Fälle  zu  unterscheiden, 
in  denen  bei  einem  an  und  für  sich  er- 
laubten Geschäft  wegen  der  begleitenden 
Imstande,  unter  denen  es  abgeschlossen 
wird,  der  eine  oder  beide  Teile  sich  straf- 
bar machen;  z.  B.  Kauf  mit  Verstoss  s in 

die  Sonntagsruhe.  Hier  bleibt  der  Kauf 
civilrechtlich  giltig.  denn  es  muss  der 
wesentliche  Sinn  des  Vertrages  in  sich  selbst 
der  sein,  eine  strafrechtlich  untersagte  Hand- 
lung herbeizuführen. 

3.  Ablehnung  von  Geschäften 
seitens  der  Rechtsordnung  durch 
grundsätzliche  Beto  nung  gewisser 


Gesetze.     Dass  dieses  durch  G.B.  134  und 
die  entsprechenden  Nonnen  des  seitherig 
und    des    ausländischen    Rechtes    auch    ge- 
troffen   wird,    kann   kaum   zweifelhaft   sein 

Die  Durchführung  hat  aber  zuweilen 
Schwierigkeiten  gemacht.  Man  kann  wohl 
als  sicher  hierher  ziehen :  Verträge  auf  Ehe- 
scheidung durch  übereinstimmende  Angabe 
falscher  Thatsachen.  (Vgl.  auch  Verlöb- 
nis jemandes,  der  noch  verheiratet  ist). 
Zweifel  aber  hat  die  Durchführung  der  ( le- 
werbeordnung  erregt;  z.  B.  bei  den  soge- 
nannten Bierabnahmeverträgen,  in  denen  sich 
Wirte  verpflichten,  Bier  nur  aus  bestimmten 
Brauereien  zu  beziehen.  Nun  verbietet 
G.0. 10  nur  Realgewerbeberechtigungen,  und 
G.O.  8  unterwirft  alle  früher  bestandenen 
Bannrechte  in  der  Hinsicht  der  Ablösung, 
was  beides  etwas  anderes  bedeutet  als  jene 
Verträge.  Mithin  würde  nicht  ein  solcher 
Bierabnahme  vertrag  als  solcher,  sondern  nur 
dessen  vereinbarte  Unaufhebbarkeit 
gegen  das  gesetzliche  Verbot  sein. 

Ganz  interessant  sind  hier  die  sogenannten 
Schweigegelder,  —  Versprechungen,  die 
jemand  abgiebt,  damit  ein  anderer  eine  von 
dem  Versprechenden  begangene  unerlaubte 
Handlung  nicht  anzeige.  Hier  wird  man  i 
bei  Verbrechen  in  unserem  Rechte  den  I 
Grundsatz  finden  müssen,  dass  eine  Anzeige 
gewollt  wird  und  deshalb  ein  Abkaufenlassen 
ihrer  gesetzlich  nicht  zulässig  ist.  Zweifel- 
haft kann  es  bei  Antragsdelikten  sein.  Mau 
wird  unterscheiden  müssen :  Legt  das  Ge- 
setz das  Antragsrecht  in  das  freie  per- 
s ö  nli c he  Belieben  des  Antragsberechtigten, 
so  mag  er  sich  auch  im  Vertrage  mit  dem 
Schuldigen  privatim  abfinden  lassen  und 
also  die  Berichtigung  des  Deliktes  eintreten ; 

-  ist  es  dagegen  ein  im  objektiven 
Interesse  eines  anderen  zu  wahren- 
des Recht,  z.  B.  Antragsrecht  des  Vertreters 
eines  verführten  Mädchens  (St.G.B.  182),  so 
ist  ein  Vertrag,  durch  den  der  Berechtigte 
für  sich  es  abkaufen  lässt,  sicherlich  gegen 
des  Gesetzes  Meinung.  —  Und  dieser  Ge- 
sichtspunkt wird  sich  überall  mit  Erfolg 
durchführen  lassen,  da  das  Recht  eine  ob- 
jektiv gerechtfertigte  Führung  erwartet.  Bei- 
spiele :  Bezahlung  des  Vormundes,  damit  er 
die  Veräusserung  von  Mündelgut  an  den 
Zahlenden  betreibe;  Honorierung  des  Ver- 
treters einer  Berufsgenossenschaft,  damit  er 
im  Interesse  des  Honorierenden  eine  be- 
stimmte Person  zur  Anstellung  in  der  Ge- 
ii  "  enschaft  empfehle. 

3.  Rechtsgeschäfte  gegen  die  guten 
Sitten.  Dieser  Ausdruck  der  deutschen 
Rechtswissenschaft  und  danach  des  G.B.  ist 
eine  wörtliche  Uebersetzung  der  »boni 
mores«  der  Römer;  und  diese  haben  es 
wieder  aus  dem  Griechischen  übernommen, 
wo    es    in    den    ;,9v;  yorjoid  auch,  sprich- 
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-    '  '"  ,       RSndnipk    als  ob  die   Willens  "t    und   richtig 

Wftd        •"    ,'     .    und     ent-   eine    Res  ^zählen       - 

r:TriSben  -in  enl ^eisernes  Thor   fälliger  Mei, 

~'      t ?£r  Weo  Leiter  fuhrt  als  letzte  Ausflucht  beschwören! 
!    *  ••Jen  flft   vn    en-efchen   vermag  Wenn   aber  eine   als   bestehen 

T    n"ll,  "£  lochte     ih.    verf"l,^i   wiesene   Aul  einer  prü  Beur- 


hing  die  rechte  Richtung  gewiesen 
„1  eine  gesicherte  Methode  des  Vorgehens 
ehrt  hat? 


es  auch  nicht,  dafür  wiederum  ai 
teil      der    anständigen    und 
denkenden  Leute«  Bezug  zu  nehmen.    I' 

setzen    dürfe;    indem    Sinne, ^  dass    nac  ^d  wer  dem  ausweicht,  komml 

,      hen  sei,  überzeugend    daizut nun    L,en leu  hen 

ter  Widersinn   aber,   ihnen  zuzurufen:   hiei 


w  eicner    »iuo?iuu    «-.^ -— 

Verhaltet  euch  so,  wie  hinterher  der  B 
Bach   seinem   subjektiven  Ermessen  be- 

en  wird!  . 

Ein  anderer  Versuch,  hier  einen  Ausweg 
inden,    gipfelt   in   der  Angabe,    dass  i  - 
die   im  Volke   herrschenden    sitt- 
lichen Anschauungen  ankäme. 

Aber  wo  sind  diese  zu  finden  V   triebt  es 


dreht  das  nur  ein  äusseres  \  erhalten  fordern 
kann  und  fordert.  Die  schwierige  Auseiu- 
äetzung  des  dadurch  erwachsenden 
Problems  muss  anderem  Zusammenhang  vor- 
behält- en.  Hier  genügt  die  1  st- 
stellun  für  die  rechtliche  1 
eine  besondere  Aufgabe  erwachsen  ist,  der 
sie  sich  nicht  durch  Verweisung  auf  andere 


^SsXh^ElnsUmfgke^t  sich   «.— £         t 

,„.„  den  Bevölkerungsklassen  und  den    wirft,    so      ■      ^  -         J*    mchtS- anderes  zu 
einzelnen  Kreisen  die  Auflassungen  dessen,   druck  -^ 

,vas  recht  und  gerecht  sei.   nur  zu  oft  au,-    gg^  ^    FaU    eill   Ergebnis 

einanderlaufen.  LT7;Pit  werden    das   der  Grundabsicht 

Also    soll    wohl    die    Mehrheit    «it-   emelt  werara  widerspricht. 

scheiden?    Aber  welche  denn?   ündistdas    des  Bec£t  es  u  berm  up  £nden 

^    sie    so    annimmt    wirklich    notwendig    1    •  *  errang  ^erständüch;   eS  darf 

^Ä-ÄS^^StÄ-i  gespart.   KSw.  "— "-""Ä 

SSSÄ^SÄÄÄ  Ä;-Tni°Ä  Ä.,  — * 
S2T^^i^^-;Ä  3^'-  £f  Ä2SS 

objektiv  gerechtfertigt  bestehen  kaum    Nie-  betrachtung  ,,  |<jht 

mand  wird  bei  der  Fra-e.    ob  eine  Lebens-  tiei^^kndo  Mens    «>        '  fl      Rich. 

haltung     gesund,     ob    eine    Krankhat    an-  eben  LI     ■  '  ß^htung  nicht  eine 

steckend  sei,  -  bei  dem  Problem,  wie  de.  tu,     u,^    tr   etzue        Kechtsgächäft   ein- 

Handwörterbuch  der  Staatswissenscbaften.    Zweite  Auflage.    MI. 
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Vertrag  und   \  ertragsfreiheit 


Eine  solche  Ueberlieferung  an  die  unbe- 
izte    Willkür   kann   aber  in  der   Weise 
eintreti  a,  dass  ent«  eder  der  eine  nach  ji  im  im 
willkürlichen  Belieben  leisten  soll;  oder  so, 
sich  zwei  verbinden,  um  Dritte  in  jene 
Lage  unbegrenzter   Abhängigkeit  zu  bringen 
und   von  ihnen  derartige  Leistungen  zu  er- 
wirken.    Beides   kann  in  der  doppelten   Art 
denen,    dass  es  sich  um  Leistungen  in 
positivem  Thun  handelt   oder  dass  die  Ver- 
pflichtung auf  ein  Unterlassen  gerichtet  ist. 
Nach  diesem  letztgenannten  Gegensatz  wird 
sieh  die  folgende  Darstellung  teilen. 

4.  Unzulässige  Geschäfte  auf  ein 
Thun.  Hier  eröffnen  sich  drei  Möglich- 
keiten, in  denen  ein  Rechtsgeschäft  gegen 
das  Princip  des  Rechts  Verstössen  kann: 
nämlich  bei  unbegrenzter  Hingabe  der 
eigenen  Person  oder  von  rechtlich  anver- 
trauten Personen  oder  des  Vermögens. 

1.  Hin  gäbe  der  eigenen  Person 
z  u  u  n  b  e  g  r  e  n  z  t  e  r  W  i  1 1  k  ü  r  des  a  n  - 
der  e  n. 

Vor  allem  in  der  Sklaverei  und  in  ent- 
sprechenden Eörigkeitsverhaltnissen.  Neuer- 
dings zur  Sprache  gekommen  bei  der  Aus- 
fuhr italienischer  Arbeiter  nach  Amerika; 
bei  den  Verträgen  der  britisch-ostafrikani- 
3i  ii en  Gesellschaft  über  Bezug  von  Bet- 
tanaleuten;  auch  im  Reichstage  (11.  März 
1899)  bei  der  Auswanderung  junger  Dienst- 
mädchen nach  den  Schutzgebieten. 

Oft  ist  von  neueren  Juristen  der  Schein 
des  Shylock  in  Kaufmann  von  Venedig 
besprochen  werden.  Die  Nichtigkeit  des 
dortigen  Paktes  aus  dem  hier  betretenen 
Gesichtspunkte  ist  für  unser  Becht  ausser 
allem  Zweifel.  (Ob  im  übrigen  jene  Rechts- 
anekdote wirklich  eine  historische  Entwicke- 
lung  des  Rechtes  von  der  Personalexekution 
zu  der  blossen  Vermögenshaftung  bedeuten 
will;  i    nur   eine    harmlose    Hebung 

Witzes,    der    formal   spitz  den  sachlich 

Si  hl©  hter I  i    «  tndet:   kann   hier   dahin 

gestellt  bleiben.) 

Im    besondei  ler   contractus  cum 

meretrice  initus  hier  einzubeziehen.     In  der 
hlechtlichen    ffingabe  von    Fall    zu   (fall 
macht    sich    der    Mensch    zur   Sache,    zum 
blossen  Mittel  für  subjektives  Begehren  des 
en.     Dass  alle  Kuppelverträg     dana<  b 
bialls    als    nichtig   zu    k,,-  ii  ren     sind, 
folgt  aus  allem  Gesagten  von  selbst.  Schwie- 
rigkeiten   könm  i.    Kauf-    oder   Mi 
über  Bordelle  mai  hi  a.     Es  wird  darauf  an- 
kommen,   i 

li     ■  in    zur  Unzucht    geeignetes    Haus 
I :  so  dass  ii  Rückst  hi  auf  den 

Üei oäftsbetrieb    der    Preis    des 

odi  i    de]     Miete    bestimmt    wurde; 

während    die    M Möglichkeit,    dass    der 

das     Grundstück      also     miss- 


brauchen werde,  noch  nicht  zur  Kassierune 
des  übermittelnden  Geschäftes  genügen  kann 
Eine  unzulässige  lYberlienTimg  de] 
eigenen  Person  an  anderer  Willkür  würdet 
auch  Verträge  über  Religionswechsel  be- 
deuten; oder  über  Beharren  beim  Priester- 
stand ;  und  ähnliches  mehr. 

2.  Leistung  mit  Personen,  dii 
dem  Versprechenden  vom  Reehti 
a  n  vertraut  sind. 

Hierher  gehören  in  erster  Linie  heute 
Erziehungsverträge  über  Kinder,  welche  A'er- 
träge  als  unzulässig  nicht  binden.  Wenn 
das  seither  nur  zögernd  anerkannt  wind, 
und  solche  Abmachungen  nur  bedingt  als 
imgiltig  erachtet  worden  sind,  so  dürfte 
jetzt  aller  Zweifel  gegenstandslos  sein,  nach- 
dem die  eiterliehe  Gewalt  in  unserem  Rechte 
nicht  mehr  als  persönliches  Recht  ihres 
Inhabers,  sondern  als  besonders  geartete 
Vormundschaft  aufgefasst  wird,  die  im  In- 
teresse der  Schutzbefohlenen  als  Pflicht 
richtig  zu  üben  ist. 

3.  Ausbeutung  eines  an  de  reu  in 
dessen  Vermögen. 

Hier  steht  natürlich  im  Vordergründe  die 
w  u c h er i s  c  h e  Ausbeutung.  Es  war  strei- 
tig, ob  schon  vor  dem  Wuchergesetz  muh 
24.  Alai  1880  ein  unzulässiger  Wucher  an-  ! 
zunehmen  war;  allgemein  also:  ob  die 
Nichtigkeit  eines  Rechtsgeschäftes  wegen 
wucherischer  Ausbeutung  von  positiver 
Einzelsatzung  unabhängig  sei  und  aus  dem 
Verbot  der  negotia  contra  bonos  mores  vod 
selbst  folge  ? 

Das  dürfte  nun  zweifellos  da  zu  bejahen 
sein,  wo  die  ganze  Vermögenslage  jemandes 
durch  Ausbeutung  eines  anderen  sich  sc  ge- 
staltet,  dass  jener   nur  noch  dienendes  und  i 
erdienendes  "Werkzeug  für  die  Zwecke  d< 


letzteren  sein  würde.    Aber  das  mag  sc  seha 
häufig  nicht  der  Fall  sein. 

Allein  es  steht  auch  nichts  im  Wege, 
dass  das  einzelne  Geschäft  für  sich  wuch  ■- 
risch  ist:  sobald  in  seiner  besonderen  Lage 
der  Versprechende  als  unfreies  Mittel  zu 
willkürlicher  Verfügung  des  anderen  behan- 
delt wird.  Die  Formel  unserer  Gesetze,  die 
von  Ausbeutung«  gewisser  Lage  des  ande- 
ren Teils  spricht,  ist  hier  ganz  zutreffend, 
und  nun  könnte  das  also  sehr  wohl  auch 
über  den  weiten  Thatbestand  des  jetzigen 
Abs.  2  des  §  138  hinaus  durch  einseitige 
Geschäfte,  besonders  auch  durch  Schenkun- 
gen, oder  vermittelst  Erbschleicherei  ge- 
schehen. 

Dagegen  wird  eine  Ausb eu tun  g  immer 
nötig  sein.  Denn  wenn  der  Gläubiger 
nichts  von  der  besonderen  Lage  weiss. 
die  das  Geschäft  zu  einem  wucherischen 
stempelt,  so  wird  der  Versprechende  im 
Sinne  des  Geschäftes  gar  nicht  der  ledig- 
lichen  Willkür  des  anderen  hingegeben.    Lud 


Vertrag  und  Vertra 


i  ir.h    n„n   nur  um  die  Frage  der Inichl     die    Grenzen     überschreitet,    durch 

os   kann    sich    nun    nui    um.  oie ^  , 


ihrung  gütigen     Ue 

liandeln:    in    erster  Linie  um    Be- 
,un,.    des    Grundsatzes,    dass    d> 
S      ildnei   die  Leistung  so  bewirken  müsse, 
,',.,.„  U1U1  Glauben  es  erfordern. 
\urli  abg  '  "'  wuchej 


unbillige    Erschwei 
...  des  Bandlungsgehill 
wird;  auch  soll  die  Beschräi 

Jahren   von   di  c  B  Dienstver- 

hältnisses an  i  rstreckl  w 


A«ch  abgesehen  vc  ^.ZTSE.« 

kTrTeTb  ienS-   form 

«chäfte?   !"   ,1".1    ll1''  fr  Unbe-    Krenzter  willkürlicl 


**«■   !"   £   "S   ÄSljX    grenzter  wÄlich 

,rk'"!'m'i                        „,  r  Uhi.-              -    über    den    ai 
immtheil  der  Leistung  des  einen,  wanrena    m ^  ^  Hm 


r  andere  TeU  nach  freiem  Beheben  über 

3      -  ,U  verfügen  dürfen:  etwa  bei  \  ertrags- 

....  in  unbegrenzt  beliebiger  Weise 

ine  Teil  auferlegen  könnte  bei  Ari 

ungen  (vgl.  dazu  Gew.-0. 134;  148),  bei 

uspielern  u.  a.  . 

5    Unzulässige    Geschäfte    auf    ein 
unterlassen.      B  sen    würde    jemand 

verzichten,   von   einer  an  sich  recht- 
lich   gewährten    Möglichkeit    Gebrauch   zu 
und  zwar  wiederum  derartig,  dass 
die    Entscheidung    nach   unbegrenzter   sub- 
rer   Wülkür    des    auf    der   einen    Seite 
geteüigten    zu     troffen    wäre.     In    diesen 
,     kommt     die     oben     hervorgehobene 
ichkeit,    dass    sich   mehrere   verbinden, 
■inen  anderen  in  jene  Lage  zu  bringen, 
besonders  praktisch  in  Betracht 

Im  ganzen  mache  ich  auf  folgende  Mog- 
iten    als    besonders    bezeichnend    auf- 
merksam: .  ,  ..t. 

Vi  rzicht  jemandes  auf  seine  fcrescnaits- 

fähigkeit.     Es    ist    dies    nicht  selten    in 

-       ., n   Fällen   versucht    worden    in  denen 

jemand     zur    geordneten    Verwaltung 

.        J  .-  ..  . ~i:^r.     rtTu-ioccin    hnr 


s  trifft  nur  den  einen  Fall  des  üand- 
lui  gsg  Lüli         i 

eidung  sog  u   noch  offen  lafür 

auf  die  Vermeidung  der  unbilligen  Er- 
schwerung des  Fortkommens  verwiesen  wird. 
Zur  Ausfüllung   dieses    sowi    *  leren 

Fälle  von  Konkurrenzklauseln, 
„ar  m,.t;1   3  sind,  ist  die  M 

vorhin  dargelegten  Betrachtung  (sub  3  a.  E.) 
überall  einzusetzen. 

Ebenfalls   von    einzelnem,    aber    häutig 
sich  einstellendem,  Interesse  sind  die  p 
de   non  licitando,    Verträge,   durch  die 
bei  einer  Versteigerung  Bietungslustige  ab- 
gefunden   werden,    um  nicht   durch   sie   in 
! '         .  .trieben  zu  werden.    Ein  preussi- 
sches    ßesefa    von    1797    verbot    sie      das 
tzbiich  von  lg 
sie    unter    Straf.?.     Dies    gilt    nach 
überwiege!  S    acht    noch    jetzt.     Aber 

auch  abgi  -  ;  i  dieser  Sondervorschrift 

würde  man  richtiger  Meinung  nach  eine 
eivilreehtliche  Ungültigkeit  solcher  Abkom- 
men behaupten  müssen.  Denn  auch  hier 
handeln    die   Paciseenten    dahin,    dass    sie 


ich    jemand     zur    geordneten    Verwaltung   ^"^   ^:,,^n    sein    rechtliches    und 
fernes'  Vermögens   untauglich  erwiesen J*t  '^  "\VlIlen  ütrcr  Wülkür  verbunden 


Grund   zur  gerichtlichen  Entmundigun 
c   mcht  vorliegt  oder  von  den 
hörigen    nicht    gerne    geltend  gemacht 
wird.     Unterstellt   er   sieh  dann  durch  Pri- 
vatvertrag  der   Kuratel    eines   anderen,    so 
würd  Loch    eine    Rechtewirkung   im 

Sinne  einer  geminderten  Handlungsfähigkeit 
nicht  halien  können. 

\ls  einzelnes  gehört  die  im  Geschafte- 
leben  berühmt  gewordene  Konkurrenz- 
klausel  her,  die   vertragsmässige  Ueber 


einen   un«™    b^s0"    .--i..    »— 

-  W  i  Jlen  ihrer  Willkür  verbunden 

unterstellen. 

Endlieh    sei    noch   darauf   hingewiesen, 
dass    dem   erörterten    Gesichtspunkte    auch 

lus  Kartellen,  Boyk 
vertragsmässigen     Koalitions/ 
boten  unterstehen.     Hält  sich  die  Bindung 
lavon    Betroffenen    in   fi  >zen. 

:    es   dem  vorhin  erwähnten  Fall 
Konkurrenzklausel     parallel    zu    behandeln 
und   für  gdtig    zu  erachten;   hegt  eine  un- 


klausel    her.    die    verti^smässige  üeber-      '  '    ™^^.^.  {  n.    im    Verzicht    auf 
einkunft.  dass  ein  konkurrierender  Geschäft-       -  mlt 

betrieb  unterlassen  werden  » ille,  ^Imas^s   die   &  !U(le 

anter    Hinzufügung     einer   Vertragsstrafe    g^a  «»  ^  srmldsätzlich  darzidi 
DieFrage  hat  seit  längerem  Schwierigkeiten    hei  aas       gen«     _  r  stammler 

eemacht.  Das  neue  Handelsgesetzbuch  §  .4 
ens  einen  besonders  wichtigen 
Fall  auss  Streit  bringen.  Es  bestimmte. 
dass  eine  Vereinbarung  zwischen  einem 
Prinzipal  und  einem  ausscheidenden  Hand- 
lungsgehilfen, durch  welche  dieser  für  die 
Zeit    nach    der   Beendigung    des  Diejistver- 


Viehseuchen. 


41«  Viehseuche    wird  jede  Krankheit 
Zeil   •«*   der  S^SJäSSSS   bezS^Äegleicteeitis'ode.iamcte 


Viehseuchen 


u.  bald  niedrige  pflanzliche 
u.  Die  durch  erstere  hervorge- 
rufenen Seuchen  werden  speciell  als  »In- 
vasionsk  rankheiten  ,  die  durch  letztere 
bedingten  als  In  fektionskrankheiten« 
bezeichnet 

Die  zur  Abwehr  und  Unterdrückung  von 
Viehseuchen  erlassenen  Gesetze  beziehen 
ach  mir  auf  solche,  welche  wegen  ihrerGe- 
fahr  und  Verbreitung  als  allgemein  gefährlich 
gelten.  Unter  den  Viehseuchen  ist  keine. 
welche  den  Nationalwohlstand  so  sehr  zu 
schädigen  vermag  als  die  Rinderpest. 
Zur  Abwehr  und  1'ntorili  -üi-kung  derselben 
sind  deshalb  auch  in  fas<  allen  europäischen 
Staaten  specielle  Veterinärpolizeigesetze  er- 
lassen worden. 

Die    Rinderpest    ist   eine   dem  Rinde 

itümliche.  auf  alle  Wiederkäuer  über- 
tragbare fieberhafte  Krankheit,  welche  für 
die  übrigen  Tiere  und  den  Menschen  zwar 
ganz    ungefährlich  ist,    ihrer  schnellen  Aus- 

ling  und  Tütliehkeit  wegen  aber  die  ge- 
fährlichste Tierseuche  ist.  Sie  entwickelt 
ä  ii  im  westlichen  Europa  niemals  von  selbst 
aus  ort»  igenen  Ursachen,  sondern  wird  stets 
au-  den  russischen  und  asiatischen  Steppen 
eingeschleppt.  Sic  wurde  durch  die  Völker- 
wanderung im  4.  Jahrhundert  zuerst  nach 
Westeuropa  gebracht  und  erhielt  damals 
ihrer  enormen  Verheerungen  wegen  den 
Namen  Viehpest  (Pestis  peeudum).  Die 
vielen  Kriegszüge  der  nachfolgenden  Jahr- 
hunderte brachten  die Rinderpesl  wiederholt 
in  die  westet  ropäis  lien  Länder.  Besonder.-. 
bemerkenswert  in  der  Geschichte  dieser 
Si  uch  '.'..  das  13.,  16.  und  18.  Jahr- 

hundert. Im  Jahre  1593  verbot  der  Senat 
von  Venedig,  um  der  Verbreitung  der  Seuche 
Einhalt  zu  ihiin.  den  Verkauf  von  Rind- 
fleisch, Käse,  Butter  und  Milch  in  Padua 
bei  Todesstrafe.  Von  1711—1714  hat  die- 
selbe fasl  neun  Zehnteile  des  ganzen  Rind- 
viehbestandes in  Europa  dahingerafft.    Paulet 

hnet    den    Verlust   auf    l1  _•    Millionen 

-  Der  Verlust  in  den  Jahren  1740-  L750 
wird  auf  :;  Millionen  Rinder  geschätzt. 
Dänemark  allein  hat  von  174ö — 1701  über 
2  Millionen  Rinder  an  der  Rinderpest  ver- 
loren. Der  Gesamtverlust  im  18.  Jahr- 
hundert wird  für  Deutschland  auf  30  Mil- 
lionen, für  ganz  Europa  auf  200  Millionen 
Stück  Rind  .  ii  h   geschätzt. 

Zu  Anfang  des  L9.  Jahrhunderts  trat  die 
1 1"  -t  wieder  im  i  lefolge  der  Kriege 
und  zwar  zunächst  der  napoleonischen  auf. 
In  der  letzten  Hälfte  dieses  Jahrhunderts 
v  urden  ab  r.  durch  die  modernen  Verkehrs- 
und Handelsverhältnisse  bedingt,  mehrfach 
Pestin  ■    zu  Friedenszeiten  beobachtet. 

Rinder  sind   zu  die-,]'  Seuche  dis- 
iui    selten    bleibt   beim    Herrschen 

Iben   ein  Tier  verschont.     Die  Mortali- 


tätsziffer beträgt  unter  gewöhnlichen  Ver- 
hältnissen beim  einheimischen  Vieh  '.in  bis 
95%. 

Die  Aufgaben  der  Veterinärpolizei  dieser 
fremden  Seuche  gegenüber  bestehen  ■ 
seits  darin,  das  Eindringen  derselben  aus 
einem  von  ihr  heimgesuchten  Staate  des 
Auslandes  zu  verhüten  (durch  Schutz- 
massregeln), andererseits  die  in  das  In- 
land bereits  eingeschleppte  Seuche  so  rasch 
als  möglich  zu  tilgen  (durch  Tilgungs- 
massregeln). 

Das  deutsche  Reichsgesetz,  welches  die 
Massregeln  gegen  die  Rinderpest  behandelt, 
wurde  für  den  Norddeutschen  Bund  am 
7.  April  1867  erlassen  und  im  Jahre  1872 
für  das  ganze  Deutsche  Reich  in  Kraft  ge- 
setzt. Dasselbe  bestimmt  im  §  1,  dass. 
wenn  die  Kinderpest  in  einem  Bundesstaate 
oder  in  einem  an  das  Gebiet  des  Nord- 
deutsehen Bundes  angrenzenden  oder  mit 
demselben  im  direkten  Verkehr  stellenden 
Lande  ausbricht,  die  zuständigen  Verwal- 
tungsbehörden verpflichtet  und  ermächtigt 
sind,  alle  Massregeln  zu  ergreifen,  welche 
geeignet  sind,  die  Einschleppung  und  be- 
ziehentlich die  Weiterverbreitung  der  Seuche 
zu  verhüten  und  die  im  Laude  selbst  aus- 
gebroehene  Seuche  zu  unterdrücken. 

»Zuständige  Verwaltungsbehörden <  sind 
die  mit  der  Polizeiverwaltung  betrauten  Be- 
hörden. Das  Erkenntnis  des  zweiten  Straf- 
senats des  Reichsgeriehts  vom  4.  Mai  1880 
nimmt  an,  dass  in  Preussen  nur  die  Regie- 
rungen befugt  sind,  Sperrmassregeln  gegen 
die  Rinderpest  anzuordnen,  dass  dieselben 
alier  die  Landräte  ermächtigen  können,  vor- 
läufige Sicherheitsmassregeln  anzuordnen, 
wie  /.  B.  die  absolute  Ortssperre. 

Solche  landrätlichen  Anordnungen  bleiben 
solange  in  Kraft,  als  die  Regierung  sie  nicht 
missbilligt.  Eine  allgemeine  Instruktion  zur 
Ausführung  des  Rinderpestgesetzes  hatte  das 
Bundespräsidium  bereits  unter  dem  26.  Mai 
L869  erlassen.  Die  Instruktion  wurde  jedoch 
auf  Grund  der  inzwischen  gemachten  Er- 
fahrungen einer  Revision  unterzogen  und  an 
deren  Stelle  die  »revidierte  Instruk- 
tion vom  9.  Juni  1873<    erlassen. 

Dieselbe  behandelt  im  ersten  Abschnitte: 
Massregeln  gegen  die  Einschlep- 
I •  1 1 1 1  g  d  e  r  Rin  d  e r p e s  t  in  d n  s  B u  n  d  e  s- 
gebiet«,  im  zweiten  Abschnitte:  »Mass- 
regeln beim  Ausbruche  der  Rinder- 
pest im  In  lande-,  und  im  dritten  Ab- 
schnitte: Massregeln  nach  dem  Er- 
löschen der  Seuche  . 

Der  Schutz  des  Inlandes  gegen  die  In- 
vasion der  Seuche  licrulit  auf  der  strengen 
Durchführung  der  zur  Verhütung  der  Ein- 
schleppung des  Seuchenkontagiums  geeig- 
Massregeln  in  den  an  das  Ausland 
angrenzenden  Landesteilen.     Da  die  Binder- 
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ehnten  Laiidesteilen  Russlands 
Js    aufhört    und    mit    Viehtransp 

rorzugsweise    In  Wen   süd- 

lichen Gebietsteilen  dieses  Landes  häufig 
durch  Russi  i  l  en  bis  an  die  preussische 
Landes  öfter   auch  durch  die  oster- 

isch-ungarischen  Läuder  bis   zur 
Grenze  vordringt,  während  die  Seuche 
„  anderen  Nachbarländern  Deutschlands 
niemals  originär  entsteht,  so  sind  ständige 
kbvehrmassregeln  nur  für  diejenigen  Landes- 
Preussens  L.ezw.  Sachsens  und  Bayerns 
ordnet,  welche  an  Russland  und  0 
reich    angrenzen.      Letztere   beiden    Lander 
i     zur   Zeit    im  Sinne   des  §  4  der  In- 
ständig    oder    .häufig  um- 
fangreich    verseucht.    Demgemass  hat  der 


naus  Jchlachtviehmarktes 

einer  grösseren  Stadt,  §  36. 

Alles  an  der  Rinder] 
derselbe  i  -     Vieh  wird   äoforl  ge- 

■  Ermächf 


tangreien     verbeurau    ^^ö~- 

durch  Beschlüsse   vom  29   April 
TOm  27.  Juni  1879  und  vom  29.  Januar 
1885  die  Einfuhr  und  Durchfuhr  yonRind- 
jieh   und   von    Schafen    aus   Russland   und 
rreich-Ungarn  bis  auf  weiteres  verboten, 
fles  leichen     die    Einfuhr    und    Durchfuhr 
:         ues    von  Schafen   aus  diesen 
sagt.     Die  Einfuhr  und  Durch- 
fuhr   frischen    Fleisches   von   Rindvieh  und 
,     Vll-    Oesterreich-Ungarn    ist    durch 
Bundesratsbeschluss  verl  ••  rten,  während  Russ- 
land  gegenüber  ein   gleiches  Verbot    ö 
die   preussischen  Landespolizeibehorden   m 
den    Grenzbezirken    angeordnet     ist.        U. 
r,  Viehseuchengesetze,  2.  Aufl. 
Bezüglich  der  beim  Ausbruche  derßinder- 
-,   im  Inlande  zu  ergreifenden  Massregeln 
(st  die  schnelle  und  sichere  Feststellung  des 
Ausbruches  derselben  von  grosser  Wn 
keit      Es  kommen  zunächst  Sperrmassr 
zur  '  Anwendung.     Lue  revidierf  Instrukl ,.  ,n 
unterscheidet   in  Bezug   auf   die  Grade  der 

Sl"  1 e  Die  vorläufige  Sperre  des  Gel 
solange    nur    ein    dringender  Verdacht    der 
Rinderpest   vorliegt,    §   15     Welche  Anord- 
nungen   zur    wirksamen   Durchführung    dei 
vorläufigen  Sperre   zu  treffen  sind,   hat  die 
dbehörde  zu  bestimmen. 
-     Di,    defiuitivo   Sperrung  des   Ge- 
höftes    in    welchem   die   Rinderpest 
1, rochen  ist.  *  20.     Hier  schreibt  die  Instruk- 
tion   die    zu    treffenden    Anordnungen    aus- 
drücklich vor.  , 

3  Die  relative  Ortssperre  für  den 
-anzen  Ort,   in    welchem  sich  -las  infizierte 

Gehöft  1..: -findet.  §  21. 

4  Die  absolute  Ortssperre,  wenn  die 
-  he  einen  grösseren  Teil  der  Gehöfte  des 
Ortes  ergriffen  hat,  mit  militärischen  W  aenen. 

5  23 

5\  Die  Sperre  der  ganzen  Feld- 
mark wenn  die  Seuche  zu  einer  Zeit  aut- 
tritt, wo  Feldarbeiten  und  Weidegang  im 
Gange  sind.  §33. 

6T Die  Sj  e  rre  eines  öffentlichen  Schlacht- 


tötet.       aui    r.nn.i.  iuis"»s    ---'     ' • 

hörde   kann  aber  zur   schnelleren    li-- 
der  Sem  he  diel  '   ] 

,md  Vernichtung  vi 

angeordnet  wei  wenn  die  Des- 

infektion   nicht   ausn  ich  a     I    Eunden  wird, 
von  Transportmitteln,  i  - 

Für  die  auf  Anordi 
töteten  Tiere,  vi 
i  igneten  Platze    sowie   für  d 
zeitig  "■' 

fallenen  Tiere  wird  der  durch  un] 
Taxatoren  festzustellende  gemeii     P 
derBundi  sl  es       irgütet.   Erfahr 
liest  in  der  raschen  Tötung  des 
Viehstandes    und  in   der  Vernichtung   gift- 
nder    Sachen   das   sicherste  Mittel   der 
Tilgung   dieser   gefährlichen   Seuche.     Eine 
solche  Enteignung  im  öffentlichen  I 
bedingt   schon   rechtlich  die  Entschädigung. 
Aber  die  Sicherheit  einer  Entschädigung      - 
dingi    au.-h   zuverlässig  die  Mitwirkung 
Bevölkerung,  zumal  da  auf  der  anderen  S 
der  Verlust'  jeder  Entschädigung      ■    ■     - 
imterlassi      i    Anzeige  oder  Uebertretung    r- 
lassener  Verboti  ätäger  Anordnungen 

angedroht  wird. 

..    Q  Erlöschen  der  S    iche  zur 

Anwendung  kommenden  Massn 

sich    auf    die    Desinfizierung  6   haude, 

Transportmittel  und    -  a  äl  -■  •  Geg    ät 
sowie    der    Personen,    welche    mit    seuche- 
kranken   oder   verdächtigen    Tieren    m   Be- 
rührung  gekommen  sind. 

Die  I>. -Infektion   darf   nur  auf  amtliche 
Anord,   i  I  nur  unter  Sachverstand  - 

Aufsicht    irfolgen. 

Bezüglich    der   Desinfektion   der   K       - 
bahnwag^n,    für   welche  früher  die  B* 
mungen  der  Instruktion   vom  26   Mai    18b9 


muntren    uer  uauu»™»    ■■■■'"  ---.  — - 
„  sehend  waren,  gelten  jetzt  die  Bestun- 
.  .,,  des  G.  v.  25.  Februar  18^6  und  der 
zu  demselben  erlassenen  Ausführungsinstruk- 

l°nBezüglich  der  Kosten  der  polizeilichen 
Bekämpfung  der  Rinderpest  hat  sich  der 
Bundesrat  dahin  ausg  ■  m,  dass  i 

dem   durch   den  Wortlaut  «  "£ 

mittelbar    bezeichneten    Aufwände    für    die 
-    gemeinen   Werl  !    aut 

Anordnung  der  B  -  "*■ 

nichteten  Sachen  ui  f"1  ^^ 

wie   der    nach   rechtzeitig  Anzeige 

des    Besitzers    gefallenen    Tiere     zu    jenen 
Kosten  zu  rechnen  sind: 

1    Die  Kosten   der  Abschätzung  des  ge- 
töteten und  gefallenen  \  11^™?h" 
teten  Sachen  und  der  enteigneten  Platza, 
'    2.  Die  Kosten  der  Tötung  und  ordnungs- 
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-  harrung  der  Tiere  sowie  der 
Vernichtung  von  Sachen ; 

3.  Die  Hosten  der  Desinfizierung  der  Ge- 
bäude, Transportmittel  und  sonstig!  c  G 
stände  sowie  der  Personen,  welche  mit 
.•»kranken  oder  verdächtigen  Tieren  in 
Berührung  gekommen  sind,  soweit  diese 
Kosten  nicht  durch  äussere  Einrichtiuigen 
und  Nebendienstleistungen  verursacht  wer- 
den, also  ausschliesslich  des  Aufwandes  für 
Desinfektionshütten,  für  Botendienste,  Auf- 
sichtspersonal  et  . 

Die  Cirkularverfügui  s  ä  s  Ministers  der 
geistliehen.     Unterrichts-    und     Medizinal- 
deiten  vom  19.  Januar  1872  bildet 
für  die  Beurteilung  der  Frage, 
welche    Kosten     iu    Ai  heiten    der 

Rinderpest    auf    Reichsfonds    übernommen 
werden. 

Zui    Verhütung    des  in   Anbetracht  der 
Rinderpest  besonders    gefähr- 

lichen   Viehschmuggels     an    den    östlichen 
Landi  sieh  die  Bestimmungen 

des  §  328  des  Sl  hauptsäch- 

lich deshalb  als  unzureichend  dargestellt, 
weil  zur  Bestrafung  der  Nachweis  von  dem 
Bewnsstsein  der  Angeklagten  erforderlich 
ist.  dass  seine  Handlung  d<  m  getroffenen  Ver- 
infuhr  zuwiderlaufe.  Ausser- 
dem machte  sieh  auch  der  Mangel  einer 
-  _  en  den  Versuch  gerichteten  Strafan- 
drohung fühlbar.  Um  diesen  Debelständen 
abzuhelfen,  wurde  das  Reichsgesetz, 
betr.  Zu  w i d e rhan dlun gen  gegen  die 
zur  Abwehr  der  Rinderpest  er- 
lassenen Einfuhrverbote,  vom  21. 
Mai  1878  erlassen. 

Der  §   1  Abs.  1    dieses  Gesetzes  enthält 
eine  Erhöhung  des  Höchstmasses  sowie  des 
der  im  §  328  des  Straf---.  I  - 
if  die  wissentliehe  Verletzung  der 
Einfuhrverbote  und   Einfuhrbeschränkungen 
Irohten  Strafen.    Diese  Strafverstärkung 
fertigt    sich  nicht  nur  durch  die  Beob- 
achtung,   da-  die  bisherige  Strafandrohung 
sich    nicht    als    ausreichend    bewährt    hat, 
sondern  auch  durch  die  Erwägung,  dass  die- 
nicht  im  richtigen  Verhältnisse  stehl 
zu   der  Gefährlichkeit    der  den    Wohlstand 
der  Nation  bedrohenden  Handlungen,  welche 
sie  verhüten   soll. 

Nacb  den  Gesetzesmol  äprichtdie 

eintretende  Erhöhung  der  Strafe  für  den  Fall. 

eine   wirkliche  Schädigung  der 
die  Strafandrohung  zu  si  ti  [nteressen 

vorliegt,   der  Bestimmung  im  §  328  Abs.  2 
des  Strafgesetzbuchs. 

Nach  dem  Vereinszollgesetze  vom 

Bund.-Ges.-Bl.  S.  355)  trifft  die 

I  den,  welcher  einem 

erböte    zuwider   Vieh    oder  andere 

inführt,    w  :        den    Strafen, 

3fc  rfgesetzbuchs  oder  das 


Reichsgesetz  vom  21.  .Mai  1S78  vorschreibt 

Die  B e k a  n  n  t  m a c li u  n g  d es  R  e i  c  lis- 
kanzlers  vom  12.  Dezember  1878  enthält 
die  Bestimmungen  des  Bundesrates  über  dir 
Gebührnisse  der  zur  Durchführung  von  \u 
sperrungsmassregeln  gegen  die  Rind. 
verwendeten  Militärkommandos  und  die  Er- 
stattung der  entstandenen  Mehrkosten  aus 
Reichscivilfonds. 

In  Oesterreich  ist  das  Vorfahren 
□  die  Rinderpest  durch  das  G.  v.  J'.i. 
Februar  1880  und  die  Durchführungs- 
verordnungen vom  12.  April  1880  ge- 
regelt worden.  Das  Gesetz  hat  vi 
ähnliche  Bestimmungen  wie  das  betreffende 
deutsche  Gesetz. 

Das  gleiche  gilt  von  dem  in  Frank- 
reich gütigen  G.  v.  21.  Juni  1881. 

In  der  Schweiz  ist  das  G.  v.  8.  Februar 
1872  gegen  Rinderpest,  Lungenseuche,  Maul- 
und  Klauenseuche.  Rotz  und  Wut  gerichtet. 

FTir  Schweden  enthalten  eine  kgl. 
Bekanntmachung  vom  30.  Mai  1873 
und  eine  V.  v.  19.  April  1875  die  Bestim- 
mungen über  die  Abwehr  und  Unterdrückung 
der  übertragbaren  Viehseuchen. 

Die  zur  Abwehr  und  Unterdrückung  der 
übrigen  Viehseuchen  erlassenen  Gesetz- 
Verordnungen  waren  in  den  einzelnen  deut- 
schen Bundesstaaten  sehr  verschieden  und 
entsprachen  vielfach  weder  den  Fortschritten 
der  Veterinärwissenschaft  noch  den  mo- 
dernen landwirtschaftlichen  und  Verkehrs- 
verhältnissen. 

In  Preussen  kam  bis  zum  Erseheinen 
des  G.  v.  25.  Juni  187.)  hauptsächlich  das 
Viehsterbepatent  vom  2.  April  1803 
und  das  Regulativ  vom  8.  August  1835 
in  Anwendung.  Durch  das  Reichst  e  setz 
vom  23.  Juni  1880  wurde  das  Verfahren 
zur  Abwehr  und  Unterdrückung  übertrag- 
barer Seuchen  der  Haustiere,  mit  Ausnahme 
der  Rinderpest,  in  Deutsehland  einheitlich 
geregelt. 

Die  Anordnung  der  Abwehr-  und  Unter- 
drückungsmassregeln und  die  Leitung  des 
Verfallrens  liegt  den  Landesregierungen  und 
deren  Organen  ob,  während  der  Reichskanz- 
ler die  Ausführung  des  Gesetzes  und  der 
auf  Grund  derselben  erlassenen  Anordnungen 
zu  überwachen  hat. 

Die  Massregeln,  welche  zur  Abwehr  der 
Eiuscldeppung  ausdemAuslande  dienen. 
beziehen  sich  auf  Einfuhr  und  Verkehrs- 
beschränkungen sowie  auf  Viehrevisiouen. 
Behufs  Unterdrückung  der  Viehseuchen  im 
I  n  1  a  n  d  e  kommen  folgende  Massregeln  zur 
Anwendung:  1.  die  Anzeigepflicht,  2.  die 
Ermittelung  der  Seuchenausbrüche,  3.  Schutz- 
massreg  In   g  gen   Seuchengefahr. 

Durch  die  bedeutenden  Verluste,  welche 
die  M  a  u  [und  Klauenseuche  in  den  letz- 
ten Jahrzehnten  den  einzelnen  Besitzern  und 
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»nzen  Ländern  verursacht  hat,  ist  dieselbe  zu 
^erhöhen  volkswirtschaftlichen  Bedeutung 
,.  Die  Verh.ste  in  Deutschland  wiuden 
„»    Jahre    1892    auf    1""    Millionen    Marl; 
/,       fn  England    wurden    dieselben   im 
1883  auf  20  Millionen,   in  Frankreich 
;".]ahl„    l87l    auf  30  Millionen  Mark  be- 
.,.     Es   ist    deshalb  in  Landwirtschaft- 
Kreisen  -1,,   Frage   wiederholt  aufge- 
„    worden,    ob    nicht    dieselben    Mass- 
.,:,„.    welche     im    Kampfe    gegen    die 
e„   äch  so  vorzüglich  bewahrt  haben, 
n  die  Maul-  und  Klauenseuche  an- 

eweiidet   werden  sollten. 

Wenn  auch  zugegeben  werden  kann   aase 
in    einem    Vieh    exportierenden    Lande   in 
einen    Fällen    von   der   Tötung   der ;  ne- 
uen imd  verdächtigen  Tiere  zweckmassig 

auch  gemacht  werden  kann,  so  muss 
andererseits  betont  werden,  dass  die 
Maul-  und  Klauenseuche  meistens  einen  gut- 
arfgen  Charakter  hat,  d.  h.  in  verhältnis- 
mässig kurzer  Zeit  in  Genesung  übergeht, 
während  die  Rinderpest  meistens  einen  tot- 
lichen Ausgang  nimmt  und  auch  die  Aus- 
führung jener  in  das  wirtschaftliche  und  \  er- 
kehrsleben  so  tief  einschneidenden,  strengen 
eesetzUchen  Bestimmungen  bei  dieser  senr 
feichl    übertragbaren   Krankheit  wohl  kaum 

msführbar  sind.  ,,1111    „,„,1, 

In    dieser  Erkenntnis   hat   deshalb   auch 
,1,,    7    internationale    tierärztliche 
Kongress   in  Baden-Baden  1899  eine 
Resolution   dahinlautend  angenommen,    dass 
es  nil  [Qteresse  einer  wirksamen  Bekämpfung 
der  Maul-  und  Klauenseuche  hege,  zunächst 
die    wissenschaftliche    Erforschung     dieser 
Seuche  mit  allen  Mitteln  zu  betreiben.    Auch 
der  deutsche  Landwirtschaftsrathat 
im  Jahre  1901  erklärt:     Das  Schwergewicht 
des  Vorgehens  gegen  die  die  Landwirt,-, ha tt 
unausgesetzt  auf  das  schwerste  schädigende 
Maul-   und  Klanenseuche   ist   nach   wie  vor 
auf  die  Ergründung  eines  praktisch  verwert- 
baren Immunisierungsverfahrens  zu  netten. 

Die   Seuchen,    auf   welche   sich   die  An- 
zeieenflicht  erstreckt,  sind  folgende: 

Der  Milzbrand:  2.  die  Tollwut;  3.  der 
Rotz'  (Wurm)    der   Pferde,    Esel,    Maultiere 
und    Maulesel:    1.    die   Maul-   und   Klauen- 
seuche  des   Rindviehs,   der   Schafe,   Ziegen 
und    Schweine:    5.    die    Lungenseuche   des 
Rindviehs:  6.  die  Pockenseuche  der  Schale , 
7.  die   Beschälseuche    der   Pferde    und    der 
Bläsdienausschlag  der  Pferde  und  des  Rind- 
viehs; 8.  die  Räude  der  Pferde,  Esel    Maul- 
tiere,   Maulesel    und    Schafe.      Der  Reichs- 
kanzler ist  befugt,   die   Anzeigepflich    vor- 
übergehend auch  für  andere  Seuchen  ent- 
führen.   Letztere  besteht  zur  Zeit  fui  Rot- 
lauf  der   Schweine   und   S ch weint - 
seuche  (Sehweinepest)  m  den  meisten 

deutschen  Ländern. 


\„-    tierärztlichen    und    landwirtschaft- 

1. 1     ist    in    1-1/1, tm-  Zeil    au  ö 

wiederholt    die    Forderung    gestellt   worden, 
dass    die    Tuberkulose    des    Rindes 

lIIs  als  Seuche  reterinärpohzeüicb  b< 
kämpft  v.   ,  '  '  imn-h- 

führbarkeil  «r  zur  Zeil  au!  unu 

windliche  Schwierigkeiten.  Abgeseh  d  da 
von  dass  die  Tötung  aller  tuberkulö  1  a 
Rinder  mit  ausserordentlichen  Opfern  ver- 
bunden sein  würde  -  -  nach  dm  Ermitte- 
,  des  Kaiserlichen  Gesund- 
heitsamtes beträgt  der  Pi  der 
tuberkulösen  Kmder  in  Deutschland  zur  Zeit 
etwa  25  Prozent—,  ist  eine  sichere 
während  des  Lebens  sehr  -  ,  oft 
ganz  unmöglich. 

Die     sachverständige    Ermittelung 
Seuchenausbruchs  erfolgt   durch  den  beam- 
teten   Tierarzt.     Weil    die    äusseren    Kenn- 
zeichen   mancher  Tierkrankheiten  und  zwar 
in    Stadien    derselben,    in    denen    der   An- 
steckungsstoff schon  in  hohem  Grade  wirk- 
sam ist,  nicht  immer  sich,.-  Merkmale  zur 
Beurteilung  des  Kraukheitszustandes  bieten, 
kann  die  Polizeibehörde  auf  Antrag  des ,  be- 
amteten   Tierarztes   in    /.weite  haften    Fähen 
die    Zerlegimg    eine,    verdächtigen     Cieres 
gestatten,   um    über   einen  Seuchenausbruch 
Gewissheit    zu  erlangen.     Dm  dem  Besitzer 
Schutz     gegen    unberechtigte    Beeinträchti- 
gungen   seiner  Interessen  zu  gewähren,    ist 
| ^selben  gestattet,  auch  seinerseits ;  einen 
approbierten    Tierarzt     zu     diesen    Unter- 
suchungen zuzuziehen. 

Die    einzelnen    Schutzmassregeln    gegen 

Seuchen  sind  folgende: 

1    die    Absonderung.    Bewachung    oder 
polizeiliche   Beobachtung    der  kranken  oder 
ichtigen  Tiere; 

2.  Beschränkungen   in   der  Alt   der   öe 
Atzung,    der   Verwertung  und   ^J}^ 
Dorts  kranker  oder  verdachtiger  Tiere, 
P    3  Verbot  des  gemeinschaftlichen  Weide- 
™no-es  und  der  gemeinschaftlichen  Benutzung 
^Brunnen  etc..  Verbot  des  1  mherlaufens 

der4HÄerre  der  verseuchten  Ställe  oder 
anderen  Standorte,  der  Seuchenorte,  be- 
Sentiich  einzelner  Teile  derselben 
der  Feldmark  gegen  den  Verkehr  mit  Tieren 
und  mit  solchen  Gegenstanden,  die ^Tiager 
des  Ansteckimssstoffes  sein  kenne,  naen 
M^sgäe  der  m  jedem  FaUespecieU  zu  er- 
benden polizeiliehen  Aiiordnvmg ; 

5    die   Impfung   der   der   Seuchengeiani 
ausg^Sten^ereTdietierärzth^eBelW- 

lung    der   erkrankten   Tiere   und  Bescnran 
v,en    n  der  Vornahme  von  Hellversuchen, 
5   dieT  r  kranken  oder  verdach- 


"";.  ^unschädliche  Beseitigung  der  Ka- 
daver  und  Abfall,': 
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8.  die  Desinfektion; 

9.  die  Einstellung  der  Vieh-  und  Pferde- 
märkte sowie  der  Tierschauen ; 

1".  die  tierärztliche  Untersuchung  der 
am  Seuchenorte  oder  in  dessen  Umgebung 
vorhandenen,  durch  die  Seuche  gefährdeten 
Tiere. 

Nach  den  Erfahrungen  der  letzten  Jahre 
hat  sieh  die  Impfung  (Notimpfung  und 
Präcautionsimpfung)  im  Kampfe  gegen  den 
Rotlauf  der  Schweine,  welcher  in  den 
'ii'  isten  europäischen  Ländern  als  enzi 
und  epizootisch  auftretende  Infektionskrank- 
heit die  Schweinebestände  sehr  stark  deci- 
miert,  als  prophylaktisches  Mittel  vorzüglich 
bewährt. 

Die  näheren  Vorschriften  über  die  An- 
wendung- und  Ausführung  der  zulässigen 
Schutzmassregeln  auf  die  einzelnen  Seuchen 
sind  durch  die  Instruktion  d  e  s  B  u  n  d  e  s - 
rates  vom  24  Februar  1881  gegeben  wor- 
den. In  derselben  sind  gleichzeitig  Anwei- 
sungen über  das  Desinfektions-  und  Ob- 
duktionsverfahren  erlassen  worden. 

Für  Sehlaehtviehhöfe  und  öffentliche 
Schlachthäuser,  durch  welche  bei  den  jetzigen 
Verhältnissen  des  Viehhandels  die  Verbrei- 
tung von  Seuchen  vorzugsweise  vermittelt 
wird,  sind  besondere  Vorschriften  erlassen 
worden. 

Bezüglich  der  Entschädigung  für  die  auf 
polizeiliche  Anordnung  getöteten  Tiere  sind 
von  den  Einzelstaaten  Bestimmungen  da- 
rüber getroffen,  von  wem  dieselbe  zu  ge- 
währen und  wie  dieselbe  aufzubringen  ist, 
iso  wie  dieselbe  im  einzelnen  Falle  zu 
ermitteln  und  festzustellen  ist. 

Das  Ausführungsgesetz  für  Preussen  zu 
dem  Reichsviehseuehengesetze  vom  23.  Juni 
1880  wurde  am  12.  März  1881,  das  für  das 
Fürstentum  Waldeck-Pyrmont  am  28.  De- 
zember 1881  erlassen. 

Für    Oesterreich    bestehen   in    Kraft 

das  ü.  v.  29.  Frl. mar  1880  und  dieDurch- 

führungs Verordnung    vom    12.    April 

1880,    betreffend   die  Abwehr  und  Tilgung 

ansteckender    Tierkrankheiten,     dann  '   die 

ministerielle    Verordnung    vom    19. 

März  1883,  durch  welche  Bestimmungen  der 

Obigen    Durchführun-swrordnung  betreffend 

Lungenseuche    ergänzt  werden. 

Für   Frankreich   regelt   das  G.  v.  21. 

Juli  1881   und  das  zu  dessen  Durchführung 

erlassene  Reglement  vom  22.  Juli  1882  das 

vorgehen  bei  ansteckenden  Tierkrankheiten. 

Im-  G  rossbritannien    und   Irland 

is(   das  Viehseuchenwesen   durch  das  G.  v. 

Lugust  IsT-  geregell  worden.    Der  ge- 

Ral  hat  unter  dem  15.  Juli  1879  um- 

ade  Ausführungsbestimmiingen  erlassen 

"  an   die  Stelle  der  früheren  Eünzel- 

bestimmungen  zu  treten  haben. 

Für    Eolland    hat    das    G.   v.  20.  Juli 


1870,  betreffend  die  Regelung  der  veterinär- 
polizeilichen Staatsaufsicht  und  der  Veterinär- 
polizei und  die  königl.  V.  v.  S.August  1878, 
betreffend  Feststellung  besonderer  Bestim- 
mungen zur  Bekämpfung  der  Lungenseuche 
in  bestimmten  Landesteilen  Geltung. 

In  der  Schweiz  ist  ein  Bundesgesetz 
vom  s.  Februar  1872  und  die  Vollziehungs- 
verordnung vom  20.  Dezember  1872  bezüg- 
lich der  bei  ansteckenden  Tierkrankheiten 
zu  ergreifenden  Massregeln  erlassen  worden. 

Litteratur:  Beyer,  Viehseuchengesetze,  Berlin 
1886.  —  Göring,  Die  Veterinärpotizeiverwda 
tung  nach  den  reiclisgesetzlichen  Bestimmungen, 
München  und  Leipzig  1882.  —  Roll,  DU  Tier- 
seuchen, Wien  1881.  --  Pütz,  Die  SeucJien  unA 
Herdekrankheiten,  Stuttgart  1882.  —  Haubner. 
Sandbuch  der  Veterinärpolizei,  Dresden  1869.  — 
Motive  des  königl.  preuss.  Viehseuchengesetzei 
vom  25.  VI.  1875,  Drucksachen  des  preussischeni 
Herrenhauses,  Session  1875.  —  Stenogr.  Bericht» 
über  die  Verhandlungen  des  Reichstages  des 
Norddeutschen  Bundes,  Session  1869.  —  Motiv« 
der  Gesetzesvorlage  betr.  Abwehr  und  Leiter* 
drücjeung  von  Viehseuchen,  Session  1SS0. —  Jahres-, 
berichte  über  die  Verbreitung  von  Tierseuche^ 
im  Deutschen  Reiche,  bearbeitetet  im  Kaiserl, 
Gesundheitsamte  1. — 14.  Jahrgang.  —  Bericht  übe} 
den   ;.  internationalen  tierärztlichen  Kongress  in 

Baden-leiden    1899. 

J.  Esser. 


Viehstatistik. 

(Viehzählungen.) 

I.  Die  Entwickelung  der  Viehzäh- 
lungen. II.  Das  gegenwärtige  Ver- 
fahren bei  den  Viehzählungen  und 
seine  Beurteilung.  1.  Die  Zählungsperioden. 
2.  Die  Erhebungszeit.  3.  Die  Viehzählung  als 
selbständige  Zählung  oder  als  Bestandteil  an- 
derer Aufnahmen.  4.  Das  Erhebuugsverfahren. 
5.  Die  Erhebungsgegenstände.  III.  Die  Er- 
gebnisse der  Viehzählungen.  1.  Deut- 
sches Reich  insbesondere.  2.  Die  europäischen 
Staaten.     3.  Ausserenropäische  Länder. 

I.  Die  Entwickelung  der  Viehzählungen, 

Nächst  den  Volkszählungen  gehören  die 
Ermittelungen  des  Viehstandes  zu  den  ver- 
breitetsten  statistischen  Veranstaltungen.  In- 
dessen haben  sie  erst  eine  allgemeinere  Ver- 
breitung und  häufigere  Vornahme  in  neuerer 
Zeit,  namentlich  während  der  letzten  vierzig 
Jahre  erlangt.  Zwar  lassen  sich  solche 
bereits  um  mehr  denn  zwei  Jahrhunderte 
zurückverfolgen,  hatten  indessen  ebensowenig 
wie  die  damaligen  Bevölkerungsaufnahmen 
den  Zweck,  allgemeine  Aufklärung  über 
wichtige  Seiten  des  Kulturlebens  zu  ver- 
schaffen, dienten  vielmehr,  dem  Geiste  jener 
Zeil  entsprechend,  ganz  bestimmten  und 
einseitigen  praktischen  Erfordernissen  der 
öffentlichen   Verwaltung.    So   wurden   wäh- 
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ihrigen  Krieges  und  bald  nach 
„„,,,  ,,,  den  thüringischen  Landen 
wiederholt  Ermittelungen  der  wirtschart- 
Bchen  Zustände  in  den  einzelnen  Ortschaften 
vorgenommen  und  hierbei  auch  der  1  feide- 
,„„1  Rindviehbestand  aufgezeichnet.  Um- 
fassender waren  die  Erhebungen  welche 
ebenfalls  bereits  seit  der  ersten  Hälfte  des 


erhieH  sieh  in  der  Hauptsache  bis  in  die 
neuere  Zeit.  Denn  ersl  1867  gelang  es, 
nacn  i  h    tn  !  b  i<  nartig  TOrgeschnebenenüir- 

,rmulare    die   Erhebung  von    1 
zu  Haus  und  damit  eine  wirkliche  /■> 
,jes  \  ,  es  durchzusetzen.    Nicht  viel 

Sachverhalt  in  Bayern.    Hier 


gleichfalls  hielt  man  '        ■     Er- 

mittelung ab,  der  w    bei 


Kopf-  und  Viehschatz  angestellt  wurden. 
Denn  dieselben  erstreckten  sich  nicht  allein 
,,,,  di  :  Gesamtzahl  des  Viehes  jeder  Gattung, 
ern  machten  auch  noch  weitere  Unter-] 
lungen.  Auch  im  Kurfürstentum  Sachsen 
wurden  im  Ausgange  des  deichen  Jahr- 
hunderts Bestandesnachweise  über  den  \  ien- 
Btapel  zusammengetragen.  Häufiger  begeg- 
net man  Ermittelungen  in  einzelnen  deutschen 
and  österreichischen  Ländern,  namentlich 
einsehend  während  der  Regierung  triedriehs 
aes    Grossen    in    Preussen,    Ermittelungen 


so     uaw.cu      '■!■       •"-■    o         --a  . 

tabellarischer  Nachwi  Ziel,  ohne 

dass    dal. ei    die   Mittel    und  Wege    zur    Ki- 
reichung  desselben  näher  bezeichnet  v. 
Von  1854  an    wurde   jedoch    die 
»von  Besitzer  zu  Besitzer    angeordnet. 
die  meisten  übrigen  deutschen  Staaten  g 
schon  früh  mit  Erhebung,   i 

o  Württemberg  1816,    Hannover 
Baden    1820,    Oldenburg    1821     Kurh. 
1827      In   Württemberg  wiederholten 
die  Aufnahmen   alle   drei,   in  Braunschweig 
alle  drei  bis  vier  Jahre,  in  Hessen  seit  1830 


HCl     uw-iitv..       »•-     — —       - 

5Ä* i*=*i  «*|*i *.  i.v;::  "^z!' •£ 


i  tat  in.    iacwöj    >--■•■-■-■    — —  -  V,,,. 

discher  Weise  vorgenommen  wurden,     öui 
,1a,  Königreich  Sachsen  macht  sich  ms 
bemerkhcl,  als  Mer  seit  1834  bei  den  in  der 

i; l  alle  drei  Jahre  abgehaltenen  Vieh- 
zählungen der  Bestand  für  jeden  Besitzer 
besondere  aufzuzeichnen  war.  . 

Mit  den  deutschen  Staaten  haben  in  der 
Häufigkeil    i  i    Veranstaltung  von  Viehzah- 
lungen die  des  Auslandes  keineswegs  Schritt 
toisne.     uaeegeu   dlo^i  .v.--,   ——  .°n.„       iheesehen    von    Oesterreien,    m 

dem  Eintritt  des  neunzehnten _. ahrhiuider  s   8e^ f^^Snahmen  länderweise  ver- 
das    Interesse    an    der  Kenntnis    von  dem   ttem J^".  ,  ■      vdikommen   em- 

Dmfange   des  Viehstapels  ein  allgemeinere*   ^«^«r^  eist  erst  später, 

wurde    und    dies    wieder   vorzugsweise    m | F^™*^.  uni  vierziger  Jahren  da- 
Deutschland 


wird  es  sieh  aber  nicht  gehandelt  haben,  in 
der  Regel  wohl  nur  um  Schätzungen  oder 
örtliche  Veranschlagungen.  Ebenso  muss 
dahingestellt  bleiben,  ob  ausser  in  den  ge- 
dachten Staaten  noch  in  anderen  vor  dem 
nwärtigen  Jahrhundert  ähnliche  Auf- 
nahm™ statthatten.  Nur  von  Dänemark  ist 
es  bekannt,  dass  dort  1774  eine  solche  er- 
folgte    Dagegen   steht  fest,   dass  erst  nach 


An  erster  Stelle  war  es  liier  Preussen, 
äas  seit  der  Errichtung  des  statistischen 
Bureaus  im  Jahre  1810  Nachweisungen  über 
die  Kopfzahl  des  Viehes  mit  genaueren 
Unterscheidungen  nach  den  Eigenschatten 
der  einzelnen  Tiergattungen  einführte,  welche 
anfänglich  alljährlich,  von  1822  an  alle  drei 
Jahre"  in  Verbindung  mit  der  Volkszählung 
aufzustellen  waren.     An   die  Vorzeichnung 


lClliei    WeUtu.    i."'^"    "- ;-—  ,1„ 

in   den  dreissiger  und  vierziger  Jahren 
mit  begonnen.    Unter  diesen  fremden  Staaten 

,h  namentlich  Frankreich  durch  s 
Jossen  Erhebung  der  landwirtschafthehen 

Betriebsverhältnisse    von    1831,    1839    unü 
1852  hervorgethan,  bei  denen  die  Viehzucht 
und    ihre    Erzeugnisse    nach   den 
densten    Richtungen    hin    die    ein; 
B        ksichtigmig  gefunden  hat 

Indessen  scheinen  auch  hierbei  die  Vor- 


^:r  ge^igneien  •lufnahnieverfahrens    war  — Jgj-f«  geordne 

indessen  auch  jetzt  noch  nicht  herangetreten   J^SaSuS  wenig  erfüllt  worden  zu 

werden.     Man   begnügte   sich  mit  der  Auf-    ^ "^f  £  ™ -, 

Stellung  tabellarischer  Formulare,  in  welche   sein "^™^  g^  ernstere  Beachtung 

die  erhobenen  Ergebnisse  fertig  einzusetzen   überall         ht  «ne  ^^ 

waren.     Wie   aber  deren  Erhebung  zu  ge-    zu   ■kW  jure 

„liehen,  ob  insbesondere  eine  wirkliche Be-   des     ^  ^hoTeifendeil  erung  des 

fragung  der  einzelnen  Viehhalter  zu  erfolgen  ,  zu  eiaei   d         ->    t-  ^  ,,„..„, 

ha«e.   blieb,   wie  die  ganze  Art  und  Weise   ^tanfswesens  ^  unter  der 

der  Ausführung  dem  Ermessen  der  ertlichen   E.  h< bang  ^vude  zum  ^^  die 

™£SJHZZJ£  £££££   SSSÄÄ-t^fc  angewandt,  in 
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le  der  in  jeder  Haushaltung  befindliche 
Viehstand    einzutragen    war.     Erst   mit  der 

Einführung  ein.  s  solchen,  TOn  den  Ortslisten 
wie  immer  beschaffenen  sogenannten 
Koncentrationsfonnularen  unabhängigen  Er- 
hebungsinstrumentes und  der  dadurch  ge- 
i  i  mfrage  l"'i  den  einzelnen  Vieh- 
haltern war  der  Boden  für  eine  zuverlässige 
Zählung  auch  des  Viehstandes  gewoi 
[n  Anlehnung  an  das  in  Belg  rundete 

Verfahren  haben  dam  nach  und  nach,  wenn 
schon  vielfach  erst  nach  längerer  Zeit,  eben- 
falls die  übrigen  Länder  das  Bestreben  an 
den  Tag  gelegt,  den  Ermittelungen  des  Vieh- 
standes eini  i — .Te  Ausbildung  zu  gi  bi  i  . 
Nicht  ohne  Einfluss  sowohl  auf  dieAnwen- 

a  vervollkommneter  Methoden  wie  auf 
die  Verallgemeinerung  .fer  Viehzählungen 
waren  die  von  dm  internationalen  statisti- 
schen Kongressen  gegi  benen  Anregungen. 
i  wohl  mit  alleinig!  r  Aus- 
nahme der  Türkei  und  teilweise  Russlands 
alle  europäischen  Kulturstaaten  und  auch 
eine  ganze  Reihe  solche  der  anderen  Weltteile 
in. -In-  ..dir  minder  häufige  Vornahmen  von 
Viehzählungen  zu  verzeichnen.     Ist  dadurch 

re  Kenntnis  von  dem  Umfange  und  der 
Beschaffenheit   der   Viehhaltung  wesentlich 

ii  her!  worden,  fehlt  es  leider  allzu  oft 
noch  an  einer  gehörigen  Handhabe  zur  Be- 
urteilung  der  Thatsachen.  Denn  längstnicht 
alle  Quellenwerke  geben  die  un erlässliche 
Auskunft  über  das  angewandte  Verfahren, 
ja  lassen  hie  und  da  die  Zeit  und  51  b  I 
das  Jahr  der  Zählung  nnerörtert.  Derartige 
Mängel  sind  beispielsweise  zum  Teil  noch 
immer  an  den  sonst  vielfach  so  eingehenden 
französischen  Veröffentlichungen  zu  beklagen. 
Die  Folgende  Behandlung  des  Zählungsver- 
fahrens ist  daher  nur  auf  einen  beschrankten 
Krei-  von  Ländern  angewiesen. 

II.  Das  KPJienwärtige  Verfahren  bei  den 
Viehzählungen    und   seine   Beurteilung. 

1.  Die  Zählungsperioden.    ist  es  wie 
bei  jeder   in  gewissen  Zeitabständen  vorge- 
m  im 11   Zählung  auch   dii    nächste  Auf- 
einer Viehzählung,   ein  Bild  \<>n  dem 
diven  Zustand.,  d.-r  Viehhaltung  zu  ver- 
schaffen, soll   sie  ebenfalls  dazu  dienen,    im 

Anschluss  an  voraufgegange dei  Eolgende 

lartige  Zählungen   über  den  Entwicke- 
lungsgang   der   Erscheinungen  Auskunft   zu 
erteilen.     Um  der  Forderung  entsprechen  zu 
könni  d     dquse    die   Bäufigkeit   der   Wieder- 
'  h   dem   Grade   der   Ver- 
änderungen   richten,    welchen    die    zu    er- 
Erscheinungen    zu     unterliegen 
q,   demnach  um  se  öfter  eintreten,    je 
teller  und  fühlbarer  sieh  Veränderungen 
vollziehen.     Nun   isl    es   bekannt,    dass  der 
Viehstand   eines  Landes  oft  in  ganz  kurzen 


Zwischenräumen,   selbst   von   Jahr  zu  Jahr, 
.1  einem  ausserordentlich  starken  W& 

i"ii  werden  kann.    Nicht  bloss  das  ab- 
sterben   insbesondere    durch    Seuchen 
die  Gunst    und  Missgunst    der  Ernten, 
dem    auch  die  allgemeinen   landwirtsi 
liehen  Betriebsverhältnisse,  welche  bald  die 
Grünlandwirtschaft   und   in  Verbindung  da- 
mit  die  Viehzucht  lohnender  machen,    bald 
sie  gegen  den  Körnerbau  in  den  Hintergrund 
drängen,   äussern  einen  gewaltigen  Einfluss 
auf  die  Grösse  des  Vi.-h>tand.'S.     Snllen  da- 
her die  Zählungen  diesen  Umständen  Rech- 
nung tragen  und  den  Verlauf  der  weck 
den    Gestaltungen    gehörig    zum    Ausdruck 
bringen,  müssen  sie  zeitlich  möglichst 

inander  liegen.    Es  ist  das  um  so  mehr 
geboten,  als  im  Gegensatze  zur  Bevölkerung 
die  inzwischen  eingetretene  Bewegung  duref 
Geburten  und  Sterblichkeit  von   dei  statis- 
tischen Ermittelung'   noch   unberührt   bleibt 
Zwar  ist  bereits  die  Zweckmässigkeit  solcher 
für    die    Erkenntnis     der    Züchtungs-    und 
K '  msiuntionsverhältnisse    wichtigen    fortlau- 
fenden Feststellung  der  Bewegung  des  Vieh- 
standes mit  gutem  Grunde  anerkannt  wurden, 
indessi  0   ist   sie   bei  unseren  heutigen  Ein- 
richtungen   schwerlich    in    allgemeiner  und 
zulänglicher  Weise  irgendwo  zur  Ausführung 
zu  bringen.     Die  bei  manchen  Zählungen,  so 
in  Frankreich,  unternommenen  Versuche,  die 
in    dem    betreffenden,    der   Zählung  vorauf- 
gehenden Jahre  vorgekommenen  Bestandes- 
veränderungen  festzustellen,  sind,  abgesehen 
von  der  Fragwürdigkeit  der  Ergebnisse,  be- 
greiflicherweise als  kein  irgendwie  genügen- 
der   Ersatz    für    eine   Erforschung   der   Be- 
wegung  des  Viehstandes  anzusehen.   Solauge 
aber  derartige  Erhebungen  fehlen,  kann  Hin- 
durch   alljährliche    Viehzählungen    dem 
Verlangen    nach    ausreichender   Einsicht   in 
die     Entwickelung    der    Viehbaltimg     ent- 
sprochen   werden.      Erhebliche    praktische 
Schwierigkeiten    stehen    dem   auch   bei   ge- 
ordneten    staatlichen     Verhältnissen     kaum 
entgegen,  da  gerade  eine  Viehzählung,  wenn 
sie  eben  allein  die  Stückzahl  des  Viehes  ins 
Auge   fasst,    sich  in  einfachster  Weise  und 
ohne  Aufbietung  eines  grossen  Apparates  zu 
vollziehen    pflegt.     Es   sind  denn  auch  der- 
artige  jährliche,  allerdings  lediglich  auf  die 
hauptsächlichen  Momente   beschränkte  Zäh- 
lungen   in    verschiedenen  Ländern,    wie    in 
Württemberg    und    Hessen,     vorgenommen 
worden  und  werden  es  noch  gegenwärtig  in 
Baden,   Grossbritannien,   Irland,  Frankreich, 
Schweden,  den  Niederlanden  und  Australien. 
W  1  i.'ii  mi  die  nächstliegenden  Erscheinungen 
regelmässig  alle  Jahre   zur  Ziffer   gebracht, 
:  es,    weitergehende  Ermittelungen  in 
längeren,  etwa  zehn  Jahre  umfassenden  Ab- 
ständen  vorzunehmen.     Ein  derartiges  Ver- 
fahren isl  neuerlich  für  das  Deutsehe  Reich 
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s  angenommen  worden.    Nachdem 

1873  uii.l  1SS3  Aufnahmen  statthatten, 

,;t   1899   angeordnet  worden,   dass  all« 

laluv  Zählungen   abzuhalten  seien,    je- 

,sehiehtiü    je   eine   solche  m  erwei- 

uml  in  beschränkter    Anlage,    etztcre 

in     Ansehung    der     Gesamtzahl     oder 

tatsächlichen    Unterscheidungen   der 

:  ..,.1-,-n    Tierarten.      Es    ist    aber    be- 

aus   landwirtschaftlichen    kreisen  auf 

Bedürfnis    hingewiesen    worden,    diese 

iränkteren     Zählungen     jährlich    abzn- 

is,    dem    bisher   noch    nicht 

i     '__      ...-.».«n-on         T'phvie-ens     i>t      die 


I»    IL        IO*         v.w- 

■Urning     getragen.      Debngens    ist    die 
ihrige  Wiederkehr  der  grösseren  Zah- 

„„  .iaiuv  1900  durchbrochen  w« 
.ine    solche   (statt   ersl    1902)   vorweg- 
...,„,,    worden   aus    Anlass   der  \ 

neue    Handelsverträge.     Auch  folgte 
kleineren  Zählung  von  1Ä'  bereits  eine 
neue  1893  um  die  durch  den  Futtennang 
.  eingetretenen  Veränderungen 
len        i„     den    meisten    europäischen 
.;     welche  bisher  eine  gewisse  Regel- 
rkeit  der  Wiederkehr-  ihrer  Aufnahmen 
whten,    betrugen    die    Zwischenräume 
zehn  Jahre.     Ln  Oesterreich  zahlte  man 
i85(i    1S57,    nahm    dann    alle    sechs   Jahre 
Wiederholungen    in    Aussicht     doch    Eolgte 
weitere  Erhebung  erst  1869.     Von  1880 
,lche  gesetzlicher  Bestiinmunc 
.-    jedesmal  im   zehnten    Jahre   vorzu 
\      nen   und    danach    zuletzt  1890   erfolgt 
In  Ungarn  hatten  sogenannte  Konskriptionen 
des  Viehstandes  1S69,  1880,  188o,  dann  seil 
1894  in  jedem  Jahre  vor  dem  Hinaustreiben 
die  Weide,  endlich  eine  Viehzählung  in 
modernem  Sinn  1895   statt.     Belgien  erhob 
fan  Viehstand  1840,    1856,    1866   und  dann 
nieder  1885  und  1895,    Dänemark  von 
1861    an  bis   1881   von  fünf  zu  fünf  Jahren. 
tzt  dann   188$  und   1SÖ3.  Nonveseit.von 
1835  bis  1875  in  regelmässigen  zehnjährige 
inden    und    danach    wieder   1890    und 
vermutlich  19W.     Für  die  Schweiz  sind  seit , 
1866  regelmässig  zehnjährige  Wiederholungen 

führt  worden.  Auch  die  Verem 
Staaten  haben  von  1850  an  bei  jedem  d;, 
grossen  zehnjährigen  Censusaufnahmen  den 
Viehstand  erhoben,  und  Argentinien  hat  bis 
jetzt  1881  1888  und  1895  Zählungen  ver- 
anstaltet In  anderen  Ländern  sind  erst  ver- 
einzelt allgemeine  Erhebungen  vorgenommen 

worden,  so  in  Italien  bloss  1862,  doch  ausser- 
dem jedesmal  bloss  für  gewisse  ^ergattun- 
gen,  wie  1875  und  1881  für  Esel  Rinder, 
Schafe,  Schweine  und  Ziegen,  wie  187b  und 
1882  für  Pferde.  Aus  Kussland  hegen  An- 
eaben  für  mehrere  Jahre  vor,  ans  Rumänien 
för  1884,  aus  Serbien  für  189o,  ohne  dass 
sich  freilich  sagen  lässt  ob  luer  regelrechte 
Zählungen  stattgefunden  haben.  Im  allge- 
meinen   sind    also    dort,    wo    eine    gewisse 


li, Lmässigkeil  in  der  Wiederkehr  der  Vieh- 
zählung teht,    die    Zeitabstände 
-.ehr  wi  Lerstiav 

■     !  ■■■ 
der  Viehhaltung  g  mauer  verfolgen  lässt 
2.   Di<-   Erhebungszelt     Da  der  \ 
stand,    wem?,  im     Einblick     aui    das 

Schlachtvieh  ver" 

schiedener   zu  -  '    ^ufang  des 

Sommei  höchste,    im    \\m; 

3te    Unsdehnung  zu  haben  pfl«  gt.    äbl 
natürlich  die  Jahreszeit    der    Erhebung 
das  Ergebnis   einen   entschieden«  d    Einfluss 
aus.     Daraus  folgt,    dass   für  ein  und    das- 
äelbe   Land,    um    die    Vergleichharkeit    der 
Thatsachen    nicht    zu    beeinträchti 
deichen  Termine  Eestgehalten  werden  sollte. 
Das  ist    indessen   oftmals   nicht    g  seheh  a. 
Bayern  z.  B.  hat  1844  im  Oktober,  18o4im 
ar,  1863  im  April.  Sachsen  J»  1847  im 
März,   1850  im  April,  von  1-.,.,  bis  186    im 
Dezen  ber,  Oldenburg  1825  im  Sommer,  1835 
im  Januar,  1851  im  Mai,  1864  im  Dezember, 
bis   1861   im  Juli,    hernach  im  De- 
zember   gezählt     Wie    innerhalb    der    ein- 
zelnen Länder  die  Zählungszeit  geschwankt 
hat.    herrscht   auch   von   Land    zu  Land  in 
Bezug   hierauf   die   grösste    Verschiedenheit 
statt,    dass    gegenwärtig    alle    Jahres- 
.,,.,,,    vertreten    sind.      So    haben   gewählt 
die  Schweiz  den  April,  Grossbritanmen  und 
;    den    Juni,    die    Vereinigten   Staaten 
und    Danemark    den    Juli,   Argentinien    den 
Oktober,  Frankreich,  Oesterreich  und  nener- 
Sgs   das  Deutsche    Reich   den  Dezember. 
Wdche  Zeil  gemeinhin  als  die   zweckmas- 
anzusehen   sein  dürfte,   hängt  .davon 
ab   ob  man  den  höchsten  oder  den  niedrig- 
sten  Stand   der    Viehhaltung    zu    ermitteln 
Ssichtigl  h     würde     im     eieren 

die  Mitte,  im  anderen  Falle  das  Lm.it 
£s Jahres  in  Frage  kommen.    Mag  es  nun 
auch    von    hohem    Interesse  sein     den 
Sp  i    Umfang    des    Viehstandes 

mit  "dlci  den  im  Frühjahre  geworfenen 
Tieren  bestimmen  zu  können,  erschaut  es 
doch  noch  bedeutsamer  den  zur  Durcu- 
rung  kommenden  Bestandteil  den  ei- 
lhen  Stamm  der  Nutzviehhaltung m 
Erfahrung  zu  bringen.  Aus  diesem  Grunde 
Iahte  von  den  beiden  Terminen  dem  win- 
terlichen der  Vorzug  zu  geben 
dem    spri  I  l   'leS 

Strietes    des    W« iehes    im     Sommer 

Srnndei    zuständigen  und  richügen. Er- 
standes  mehr  Schwierigkeiten 

entgwlweDbei  den  älteren  Aufnahm^ 
des  Viehstandes  für  die  Zahlung  ui  der 
Kgel  *    .    -neistem 

"anzer   Monat    oder   eine    noch    weite] 

ene  Frist  n  ;  war,  wirdgegen- 

wie    b  »    Aufnahmen    und 
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namentlich  bei  denen  des  Bevöikerungs- 
standes  so  auch  bei  denen  der  Viehhaltung 
überwiegend  ein  einziger  bestimmter  Normal- 
setat. So  jedenfalls  ist  es  in 
Deutschland,  Oesterreich,  Dänemark,  Eng- 
land,-Schottland  und  Wand,  in  der  Schweiz, 
Frankreich  und  dem  Anschein  nach 
in  Schweden  und  Serbien.  Ebenfalls  für 
die  Vereinigten  Staaten  ist  ein  Normaltag 
in  dem  1.  Juni  festgesetzt,  doch  nimmt  hier 
die  Zählung  ^tatsächlich  eine  längere  Zeil 
in  Anspruch.  Als  Zeit  der  argentin 
Ermittelungen  ist  der  Monat   Ok- 

tober, der  jährlichen  ungarischen  die  vor  dem 
Austrieb  bis  Ende  März  angegeben. 

3.  Die  Viehzählung  als  selbständige 
Zählung   oder   als    Bestandteil   anderer 
Aufnahmen.     Bei   der  vergleichsweise  ein- 
fachen Einrichtung  der  Viehzählungen  sind 
tun  ein  zwiefaches  \  ron  Kräften 

zu  vermeiden,  häufig  in  Verbindung  mit  den 
Volkszählungen     ausgeführt    worden.      Das 
;.ah    namentlich    und   geraume    Zeit    in 
Preussen  wie  weiter  in  einer  Reihe  anderer 
deutscher  Staaten  und  geschieht  auch  gegen- 
wärtig noch   in  0  eich,   Norwegen  und 
in  den  Vereinigten  Staaten.     Ist    nun    wohl 
zuzugeben,   dass    die  Vereinigung   verschie- 
denartiger  Gegenstände   bei   der  nämlichen 
Aufnahme   leicht    die  Güte  des  Erheb 
werkes  zu  beeinträchtigen  vermag,  lässt  sich 
ne   im  Anschluss  an   die  Volkszäh- 
imi  ne    Viehzählung,    da  diese 
sonderen    -Massnahmen     erhi 
solange  nichts  einwenden,  als  lediglich  die 
Ermittelung  der  Stückzahl  der  verschiedenen 
Viehgattungen   beabsichtigt   wird.     A\ 

Erhebung  der 
Viehzuchtsverhältnisse  in  BVage  steht,  wo 
die  Rassen,  der  Wert,  die  Beziehungen  zur 
Landwirtschaft  Festgi  stellt  werden' sollen. 
empfiehlt  sich  eine  Anlehnung  an  die  \ 
zählui  _  :    deshalb   nicht",  weil  die  ge- 

hörige Durchführung  der  Viehzählung, 
mit    den    landwirtschaftlichen    Dingen  ver- 
traute   Organe    wünschenswert   macht.     In 
sich     neuerlich     das 
Deutsche    Reich,    die    Schweiz,    Dänemark. 
rn  verhalten.    Als  die  günstigste  Vor- 
tzung   für  ein.  ;       rschung 

ncht    wird    aber   diejenige   anzu- 
sein,   bei    welcher    sie    ün    Zusam- 
ange  mit  den  landwirtschaftlichi  i    I 
triebsverhältnissen    zur    Erhebung    gelangt 
Denn  nur  auf  diesem  Wege  isl  ein  gehöriger 
lick  in  bedeutungsvolle  volkswirtschaft- 
-  <   -    .   wie  di>-   Beziehungen    di 
Viehstandes   zur  Landwirtschaft   in 
sondere  zu  der  Grösse  der  Wirtschaftsflächen, 
wie  dj,.  Verteilung  des  Viehbesitzes  zu  . 
warnen.     Können    auch    Aufnahmen    d 
Art    ihrer    lunfassenderen    Anlage    wegen 
immer  nur  selten  und  in  grösseren  Zwischen-  j 


räumen    ausgeführt    werden,    sine 
wiederholt,    bes  mders    in    Frankreich 
Belgien,    veranstaltet    worden.      Auch 
Deutsche  Reich  hat  gelegentlich    der 

gr 1!    sogenannten    Berufszählungen    von 

5.  Juni  1882  und  14.  Juni  1S95  einverli 
landwirtschaftlichen  Betriebserniittelunf 
Viehstand    der    einzelnen    Betriel 

eichen    Ungarn     bei    seiner    landwirt- 
schaftlichen   Aufnahme   vom   20.    Nove 
1895.      Weiter  hat   Baden    1S73    nebei 
gehaltenen   Stückzahl  Vieh   für  jede   Haus- 
haltung  die    bewirtschafteten    Flä 

-  hiedenen   Flächen  unter   gleichzeitiger 
eingehender    Berücksichtigung    der    E 
tunis-     und      sonstiger     Rechts  verhält  i     3 
und  Dänemark  1SSS  Viehstand  und  landwirt- 
schaftlichen Betrieb   vereiut  erheben  la 

4.  Das   Erhebungsverfahren.     Di     in 
dieser   Beziehung  entscheidende  Fräse,   auf 
welche  Weise  die  Ergebnisse  zusammi 
'   werden,  ob  durch  mehr  oder  m 
sorgfältige  Schätzungen,  ob  durch  wirkliche 
Erfragung    der    Viehbesitzer,    sei    es   durch 
Ortslisten,    sei    es    durch    haus-    oder  hausi 
haltungsweise  Fragebögen  oder  Verzeichnisse  - 
lässt  sich  wegen  der  schon  erwähnten   lei- 
digen   Thatsache.    dass    hierüber    meistens 
keine  Auskunft  oder  in   einer  weniger  be- 
kannten   Sprache    gewährt    wird,    nur    für 
i  eine  kleine  Anzahl  von  Ländern  beantw 
Sil  tri  man  von   den  Schätzungen  ab.   deren 
sich    selbst    die    Vereinigten  "Staaten    noch 
bezüglich  des  nicht  auf  den  Farmen  gehaü 
i  tenen    Viehes   bedienen,   so   haben   die   ein- 
i  '  »rtslisten,    welche  lange   und    bis  in 
di-  sechziger  Jahre  hinein   in  Preussen  üb- 
lich waren,  das  Missliche   gegen  sich,   dass 
sie,    weil    keine    namentliche    Aufzeichnung 
aller  Gehöfte  vorgeschrieben  ist.  auch  keine 
ehaft  für  eine  vollständige   Erfrauung 
der  Beteiligten  bieten,  vielmehr   einer  fahr- 
•n    Behandlung    und    überschläglichen 
Angaben    Kaum   lassen.     Dieser   üebelstand 
wird    durch   hausweise  Erhebung  und  Auf- 
zeichnung,  wie  sie  seit  1883  im  Deutschen 
Reiche  eingeführt  ist.  gehoben;  es  geht  da- 


bei aber  di,-  Möglichkeit  verloren,  die  Vieh- 
besitzer und  die  Grösse  ihres  Besitzes  voll- 
ständig zu  erfassen,  da  der  Besitz  mehrerer 
viehbesitzender  Haushaltungen  eines  Hauses 
nicht  zur  Erscheinung  kommt.  Als  ein  voll- 
kommenes  Verfahren  nruss  deshalb  die  zu- 
erst von  Belgien  veranstaltete  und  gegen- 
wärtig  in  Oesterreich  und  der  Schweiz  und 
?lich  der  einzelnen  Farmen  in  Nord- 
amerika und  Argentinien  angewendete  h  an  s- 
haitun gs-w  eise  Zänlung  betrachtet  wer- 
Si  ii  L892  ist  es  freilich  ebenfalls  in 
Deutschland  zulässig,  neben  der  grundsätz- 
lichen hausweisen  Ermittelung  eine  Vertei- 
lung des  Viehstandes  nach  Haushaltungen 
vorzunehmen,  doch  besteht  eben  hierin  keine 
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Oebereiustimmung  für  das  gan  e  Reich.  Ob 
2     ler    ErfrapiSg    der    Gehöfte  oder   der 

haltung    Fragekarten,    welche  .von  den 
.,,,  .elbsl    m    beantworten   and,  oder 

„  in  welche  die  Zähler  der  Reihe  nach 
mi.   edes  Gehöft  oder  jede  Haushaltung  ge- 

ert  die  Viehzahl  eintragen,  zur  Anwen- 
kommen    sollen,   hängt    einerseits  von 
dem    Bilduugsstande   der  Bevölkerung     an- 
drerseits von  den  Einrichtungen  der  statis- 
tischen   Aemter   ab,    in    letzterer    Hinsicht 

.,,,.  ais  die  Zusammenzählung  der  von 
den  Zählern  geführten  Listen  weniger  Ar- 
beitsaufwand erfordert. 

5  Die  Erhebungsgegenstande.  Ms  an 
wichtigsten  durch  die  Viehzählungen  unmittel- 
to!- 0dir  doch  in  engstem  Anschlüsse  an  die- 
selbe zu   erhebenden  Gegenstände   sind  die 
Stückzahl  des  Viehstandes  der  verschiedenen 

Gattungen,  dessen  Kapitalwert,  das  .Lebend- 
gewicht des  Schlachtviehes  und  die  Vieh- 
gesitzer  zu  bezeichnen  -  ungerechnet  die 
jenigen,  welche  die  weitereu  Beziehungen 
zur  Landwirtschaft  berühren.  Hinsichtlich 
der  ersten  jener  Gegenstände,  der  Stuok- 
zah]  4er  Viehgattungen,  bedarf  es  begreit- 

ucherweise,  je  ihren  ^-'l^^^dem 
mäSs,  einer-  Trennung  nach  dem  Aid.  dem 
fiesclüecht,  der  Benutzungsweise  oder  auch 
wohl  der  Zuchtart.  Dennoch  sind  es  auch 
heute  noch  eine  Reihe  von  Landern,  welche, 
wie  England,  Frankreich  (jedoch  nur  bezüg- 
lich   seiner    jährlichen    Erhebungen),    JNor- 

w en,  Nordamerika,  Argentinien,  von  diesen 

wichtigen  Unterscheidungen  absehen,    /.y- 
,n  den  Staaten    aber,   in  welchen  solche 
vorgenommen    werden,    bestehen    in    dieser 
Richtum-      wesentliche      Verschiedenheiten. 
Geht    man    hierauf    im  Anschluss  je    an  die 
iüngsten    Zählungen    etwas    näher    ein     so 
steht  zunächst  bei  den  Pferden  das  Alter 
im   Vordergrunde,   um   daraus    zu  erfahren 
welche  Tiere  bereits  zur  Arbeit  oder  Zucht 
verwendbar   sind,  welche    noch  nicht.     Das 
Uter  wird   bald   dahin  ermittelt,   dass,   wie 
in  Belgien,  bloss    die  Pferde    von    drei  und 
von   weniger    Jahren    auseinander    gehalten, 
bald   die   Füllen    in    mehrere  Jahrgange,  so 
bis  zu  1    und    von   1  und    mehr    bis    zu  6 
Jahren  in  der  französischen    landwrrtschait- 
lichen   Aufnahme    von    1882,    so    bis    zu .4 
Jahren    hinauf    in  Dänemark,  der    Schweiz, 
Deutschland      -hier    für   jeden    Altersjahr- 
oano-  _  geschieden   werden.     Mitunter,    so 
m   Dänemark,    Baden   und   Serbien    v 
auch  die  bereits  verwendbaren  Pferde   nach 
dem    Uta    getrennt    Für    die    ausgewacn- 
seneu  Pferde   ist    es    von  Relang    die  Ver- 
wendungsweise zu  erfahren.     Zu  dem 
erhellt    Deutschland    für    die  4    und    mehr 
.fahre  alten  Tiere,    ob  sie  als  Zuchthengste, 
ausschliesslich    oder  vorzugsweise    zu  land- 
wirtschaftlichen Arbeiten  gebraucht  werdi 


Militär-  und  sonstige  Pferde  sind.  Es  durfte 
indessen  die  gezogene  Grenzlinie    Bedenken 
,,  sich  haben,  da  erfahrungsmässig  viel- 
fach    ■  i  I        '   '    ,im^'l':i 
Pferde  zur    Lrbeil  eingestellt   werden.    Weü 
das    in  Deutschland    auch    bei   den    Mihtar- 
,,!,.,  Len  geschieht,  wird  für  dies    das    Ute) 
von  3  bis  1  Jahren  be    i  dei    erfragt.  An 
Länder,  wie  die  -  bweiz,  Frankri  v      Dai 
mark,  Oesterreich-Ungarn,  legen  G  wicht  aui 
das  Geschlecht,   obschon 
nutzungsweise  und  Leistui  i     oHne 
Belang  ist.    Oesterreich    und    die    Seh 
lassen  dabei   die   belegten   oder   mit  Satig- 
,„!!,,,   hegahten,    Frankreich    die 
Stuten  besonders  ausweisen,     füne  Zanrung 
der  Zuchtstuten,   als  Kennzeichnung  der  zu 
Zuchtzwecken    gehaltenen    Tiere,    giebt    in- 
dessen insofern  kein  voUständiges  Bild. 
viele  «^ihl.ch,  Tiere   zur  Zucht    verwe, 

,,  deren  Hauptzweck  die  Benutzung 
zur  Arbeit  ist.  Die  grosse  1882  in  Frank- 
reich veranstaltete  Aufnahme  hat  dieses 
Bedenken  dadurch /u  umg-lion  p-u.ljt.  da,- 

eS  die  ausschliesslich  zur  Zucht  ver- 
wendeten Stuten  ersichtlich  machen  liess. 
Weniger  als  gegen  die  Ermittelung  der 
Zuchtstuten  lässt  sich  gegen  die  der  Zucht- 
hengste einwenden,  wobei  auch  Frankreich 
c  auseinander  hält,  ob  die  Hengste 
lediglich  oder  nur  zeitweise  der  L  cht 
Sn  um  einen  Anhalt  über  die  Fullen- 
■  Ut  zu  gewinnen,  werden  im  Deutschen 
Reiche  und  Dänemark  die  im  Zählungsjahre 
Irenen  Fidlen  und  zwar  im  letzte,,, 
Ende  die  von  Tieren  im  Alter  zwischen  6 
n      11  Jahren    erhol,,..      Weiter    sind    m 


Dänemark  auch  die  im  Zählungsjahre 
totetec  Pullen  anzugeben  Von  ethehen 
Staaten  und  auch  von  solchen,  die  wii  At- 
oentinien  keine  Unterscheidungen  nach  dem 
Alter  und  der  Verwendungsweise  machen. 
werden  endlich  die  Rassen  berücksichtig  t 
solches  besonders    ausführlieh  in  Dänemark 

UadÄTden   Pferden    werden     ziem 
,,.m     und     zumal    in    den     sudb 
Ländern   Esel    Maulesel   und  Maultiere,   in 

derR l.ed.  ch  ohne  nähere Unterscheid 

Sit.    In   Frankreich    trennte    man 
ESTi882    nach   dem  Alter,    ebenso  189o 

.,„,,.    in    demselben    E 
Zeitig    und    in  Italien    1881    i  «       dem  Ge- 

SClJZei-r  sich  hiernach  hinsichtlich  der 
Pferde   schon    länderweis  '   ™£ 

schiedene    Behandlung     ler    einzelnen    Er- 

ßr°de  höim  Rindvieh  der  FaU.  Nur  in- 
soweit herrscht  rel-rein.tinininn-.  dass  bei 
dei  Unterscheidungen    durch  >   hier 

im  Gegensatz  zu  den  IM.  k  ** 

deutungsvolle nlecht 
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der  erwachsenen  Tiere  nachzuweisen  ist. 
isl  beim  Alter  einehöchst  mannig- 
faltig tellung  im  Gebrauche.  Wäh- 
rend Oesteireich  von  den  übrigen  Tieren 
as  Jungvieh  unter  1.  Belgien  und 
Schweden    das    unter  2  Jahren  ausscheidet, 


-;   Frankreich    das  Rindvieh  m  solches 
bis  xu  6  Monaten,  von  hier  bis  zu  I 
Ms  zu  2  Jahren    und  ahm'.    Dänemark    in 

anter  1.  von  1  bis  2  und  von  2  2 
und  darüber.    I  ider  verfährt  Deutsch- 

land, wo  die  Kälber  bis  zu  i;  Wochen,  von 
hier  bis  zu  lß  Jahr.-,  das  Jungvieh  von  Vi 
bis  2  Jahre  und  das  2  Jahre  alte  und  ältere 
Rindvieh    au-  uhalten     sind.      Die 

Schweiz  fasste  1896  .  wai  di  Kalb  i  bis 
zu  1 2  Jahre  zusammen,  aber  das  Jungvieh 
von  :  :•  bis  1  Jahr  und  weiter  die  Kinder 
über  1.  die  Stiere  von  1 — 2  und  über  2, 
die  I  »chsen  von  1—3  und  über  3  Jahre. 
Ungarn    unters  395    für   männliches, 

weibliches  und  verschnittenes  Rindvieh  die 
Jahrgänge    bis    zu    und    über    4  Jahre  alt. 
In  Deutsehland  wird    das  2  Jahre  alte  und 
ältere   Rindvieh   in  Bullen  (Zuchtstiere),    in 
ige  Stiere    und  Ochsen    und   in  Milch- 
kühe   und  ander,-  Kühe,    ebenso    in  Frank- 
iueht  auch  durch  Ausscheidung 
der  Milchkühe,    zerlegt.     Soll    das  Alter   in 
Verbindung    mit   dem  Geschlechte   auf  die 
it  hinweisen,   ist  es  auffällig 
igende    Bestimmung    zur 
Milchnutzung  nur  ganz  ausnahmsweisi 
z.  1!.    in    Oldenburg,    durch    besondere  Er- 
mittelung   der     Milchkühe<     und    erst    seit 
1890  für  i  tsche  Reich  gekennzeichnet 

wird.      Bi  Fragen    nach    der   Be- 

nutzung man    in  Deutschland  in 

betreff  de  zur  Zucht  benutzten  und 

auf  Masl  gestellten  Jungviehes,  ebenso  das 
i  der  älteren  Ochsen  und 
terreich  in  betreff  der  noch 
it.-  zum  /  ler  zur  Mast 

V"1V'  bei      ein     Jahr,     in 

Frankreich     hinsichtlich    der    Ochsen     zur 
und  zur  Arbeit,  in  der  Schweiz  wegen 
der  zur  Aufzucht    und   zum  Schlachten  be- 
stimmten   Kälber,    in    Dänemark    der    zur 
:   benutzten  3ti  re  im  Hinblick  auf  die 

:    und   Württemberg  ei  I 

Falls    und  ad    di     Rasse. 

1  »esterreicli    lässl    ferner    die    über    l  Jahr 

lanach  ausweisen,    ol 

odei  trag  nd  sind, 

die   im  Zählungsj  iteto  • 

..    D 
1    auch  die  während  der  letzten 
12   Monate    in    der  Haushaltu 
Kälber  erhob 

Niehl  i  y     Lhweichun- 

I  i-  Schafe.    Dänemark 

und  .  o    bloss  di    Gesamtzahl, 

das    !  B      h    sondert    die  Lämmer 


bis    zu    1  Jahre    von    den    übrigen   '! 
und  fragt  bei  diesen,  ob  sie  Böcke.  Mutter- 
tier    Hammel      sind.      Oesteri 
klassifiziert    in    Mutterschafe,    in    Jungvieh 
unter  2  Jahren  und  in  Widder  und  Hai 
von    2  Jahren    an,    Frankreich    in   Län 
unter    1,    von    1    und    von    2   Jahren, 
ferner  in  Böcke,  Hammel  und  Schafe,   [1 
in  Böcke,  Mutterschafe,  Hammel.     In  ! 
mark  werden  den  Tieren  unter  1  Jalu 
älteren    als    Widder.    Hammel    und    s. 
a  genübergestellt.    Ausserdem  sind  hiei 
im    Zählungsjahre    geschlachteten    Lämmer 
und  die  Rasse  der  Zuchtwidder  ang  i 
Merkwürdigerweise  findet,    soweit    ersicht- 
lieh.  eine  besondere  Feststellung  der  Fl« 
sehafe  nirgends  statt.   Hervorzuheben  bleib! 
noch,    dass  Baden    bei    der  Erhebung  auch 
den   Bestand    von  Herden    getrennt    fiü    i;. 
Gemeindebewohner    und    Auswärtigen    und 
daneben    den  Kleinbesitz    der   Gemeiiidebe- 
wohner  eigens  festgestellt  hat. 

Bei     den     Schweinen     unterscheiden 
Deutschland,  Frankreich  und  Dänemai  i 
Tiere  bis  zu  1  Jahre  von  den  älteren,  dabei 
trennt  das  erste  Reich    noch  die  unter  und 
über  '<  Jahr  alten.     Oesterreieh  erhebt  die 
Ferkel    ohne  Bezeichnung  der  Altersgrenze, 
ingvieh  bis  zu  1  Jahre  und  die  übrigen 
Schweine.    Die  Schweiz  hat  die  Einteilung] 
in    Zuchteber,    Mutterschweine    zur    Zucht 
und  andere  Sehweine,    ebenso    verhält    sich 
für    die    mindestens    1    Jahr    alten    Tiere 
bland.      Dänemark     trennt     bei    den 
is    1  Jahr    alten  Tieren  Eber    und 
Säue,    Frankreich    ausserdem  Mastseh  \\ 
Oeberdies  fordert  Dänemark  die  Angabe  der; 
im    Zählungsjahre     geschlachteten"  Ferkel, 
reich  lässt  das  Geschlecht.  Belgien  zu- 
dem auch  das  Alter.    Italien    bloss  letzt 
ausser  Betracht. 

Ausser    den     genannten    Viehgattuug 
ii  ziemlich  allgemein  noch  die  Z  i  es 
jedoch  gewöhnlich  ohne,  nähere  Ontersehei- 
(Frankreich,   Italien:    Geschlecht)  und 
oftmals  die  Bienenstöcke,   mituuter  mit 
rhebung   der  Stöcke  mit  beweglichen 
ii.     Letzteres    war   neuerlich 
der   Fall    in  Deutschland.    Oesterreieh,    der 
Schweiz.  Frankreich,   Dänemark.  Norwi 
Selten    begegnet    man  Aufnahmen  des  Ge- 
flügels, \\  ie  sie  jüngst  in  Deutschland,  zu- 
>   i     ehon  in  Preussen,  dann  Dänemark  und 
dnii  ii  (hierauch  Strausse)  vorgenommen 
len    sind    und  alljährlich  in    Baden  er- 
Dass    ab    und    an    auch    Hunde 
und  Kaninche  □    ■  ■■•  hoben    sind,   wie  dass 
in    Norwegen     die    Renntiere    gezählt 
n.    mag    schliesslich    noch     erwähnt 
\\  erden. 

Angesii  hts    der     ausserordentlich    ver- 
schiedi  Behandlung,  welche  die  Er- 

mittelung   dei  Zusammensetzung  der  wich- 


'• 


L9ö 


,,,„.,-,.„  Nuteviehgattungen  in  den  einzeln  d 
g„d,  letzt  erfahren    hat     sind  über 

die  Gesamtstückzahl  derselben  hinaus  che 
erhobenen  Thatsachen  für  eine  vergleichende 
Benutzung  wenig  geeignet.  Weiter  ohne 
Zweifel  würde  man  auch  in  dieser  Be- 
gehung gelangt  sein,  wenn  die  wternatio 
statistischen  Vereinigungen  nun  h  Be- 
der  wichtigen  Gesichtspunkte  eine 

Richtschnur  gegeben  hätten. 

Eine    bedeutsame  Ergänzung    erhall    an 

Zahlung  der  Stückzahl  des  Viehes  durch  be- 

,nde     Ermittelungen     über    den    Wert 

Viehstapels.     Sollen   diese  aui    Zuver- 

gkeit  Anspruch   erheben,    wird  es  sieb 

um  Schätzungen    des  Verkatertes 

der    einzelnen    Viehstücke    der    samtlichen 

bei     der    Zählung     unterschiedenen    Arten 

(Alter    Gesclüecht   etc.)    der  Viehgattungen 

u  ha.nl.4n  haben  und  durch  Multiphkatiouen 

der   Schätzungsbeträge    mit   der   Stückzahl 

der  Gesamtwert    zu    finden    sein.    Freilich 

muss    dabei,     den    thatsächhehen    V 

o      folgend,      auf      thunliehst      kleine 
Schätzungsbezirke    gesehen   werden.     VVohl 
das  zweckmässigste  Verfahren  hat  in  dieser 
Einsicht     das    Deutsche    Reich    angeführt, 
von  dessen  Einzelstaaten    schon    früher  et- 
liche, wie  Hessen  und  Oldenburg,  sorgfaltige 
Ermittelungen  angestellt  haben    In  Deutsch- 
land ist.    wenn   angängig,  der  durchschnitt- 
liche Verkaufswert    eines    Tieres    mittierer 
Ltät    der    einzelnen  Arten    um  die  Zeit 
Zählung     vorzunehmen.      Dabei     sind 
Schätzungsbezirke    mit     möglichst    einheit- 
lichem Charakter  des  Viehstandes  zu  bilden. 
Ein  Oebelstand    ist    hier  nur,    dass    die  er- 
hobeneu und    zu    schätzenden  Tierarten  für 
di,    Schätzung  nicht  genau   genug  bestimmt 

und    der    Willkür    Spielraum    ... 
Dem  liesse  sich  nach  dem  Vi  rga 
burgs  dadurch  begegnen,    dass   für  die  ein- 
en Altersklassen  ein  mittleres  Alter  be- 
zeichnet würde,    welches  der  Scbätzm 
Grunde  zu  legen  sei,    z.  B.   bei  den 


Ermittelung    des  Wertes  gesagt  isj      I 
I      ,  i  dii    e  Ermittelut) 
u    den  Seltenheiten.    Sie    finden    für 

Rindvii  h  '  '     :"  ' ''  ' 

der  Schweiz,  in  Ar-.-n- 
.     !■,'.  i rt- 
Lchen    \ü  in  Frankreich  vor- 

genommen. 

Was  em  ■'  '   "   !  ' 

so  ergiebt    il  h    solcher,    wie    vorhin  ächon 
angedeutet    a >r  haushaltn  m  Er- 

hebung   des   Viehstandes     von    selbst.     E- 
lassec  sich  daraus  da  '   Lufarb 

des    Materials    die   erforderlichen  Mon 
wie  i,  sonders  die  Grosse    des  Bi 
den  einzelnen  Vieharten  und  dieZ 
Setzung   desselhen    leicht   herstell 

sehenswerteErweiterung  der  Erhel 
gegenstände  bestände  in  der  Frage  nach 
dem  Berufe  der  Viehbesitzer  und  —  zur 
Erkenntnis  des  in  der  Landwirtschaft  ge- 
nutzten Viehes  —  danach,  ob  die  Vieh- 
haltung   in    .«1er    ausser    Verl 


liruuue  zu  legen  £>&■.,    «.   "• 
von  1—2  Jahren    zur  Zählungszeit    im    i '■ 
zember    ein  Alter    von    durchschnittlich       1 
Monaten.     Ausser  Deutschland    hal 
Serbien,    Irland    und  Argentinien  den  A\  ert 
Viehstandes    eingehender     festgestellt, 
während  Frankreich  und  Belgien    mehr  aü- 

einere    Schätzungen     veranlass 
In    [tauen    ist    der  Wert    des    ausgeführten 
Viehes    zollamtiich    veranschlagt    und    mit, 
entsprechenden  Abzügen  auf  das  des  Landes 
zur  Anwendung  gebracht  worden. 

Für   die  Beurteilung    dei    B  eiche 

die  Viehhaltung  in  der  Landwirtscha 
für  die  Ernähruna-    der  Bevö  spielt, 

hat  weiter  die  Ermittelung  d -nannten 

Lebendgewichten      des     Schlacht- 
viehes   eine    hohe  Bedeutung.     Es 
hierauf  dasselbe  Anwendung,    was  üb 


landwirtschaftlichem  Betriebe  erfolgt,  brste- 
schah  1873  in  Oldenburg,  letzteres  zu 
eleicher  Zeit  in  Deutsehland  und  geschieht 
fetzt  in  der  Schweiz,  beid  j  1892  in  Preus 
Sonst  isl  der  Viehbesitz  besonders  ausfuhr- 
lieb -in  Argentinien,  in  der  Schweiz  in 
Serbien,  in  Italien  und  in  einzelnen  deut- 
schen Staaten,  wie  in  Oldenburg, 
Württemberg,  Baden,  und  zumal  neuerlieh 
in  Preussen  nnd  Oeslerreich  erhoben  und 
nachgewiesen  worden. 

bend   den   Erhebungsgegenstän- 
den pflege  Glichen  Veröffentiichun- 
Lberwiegend   dch  auf  die  Angabe 
der    Stückzahl     de     vers  lüedenen     Vieh- 
gattungen und  Arten  und.  woBerechnn 
beigefügt   sind,    auf    die    des  Verhalte 
des  Viehstandes    zur  Gesamtfläche  und  zur 
Bevöll  •  '       -    zu    beschiM 
Gründhchere    Verwertung     des     erhob 
Materia              t  selteu  stattgefund. 
dort    -      li    Erhebungen  ausgiebiger  waren, 
den  Arbe  '.  ^iS± 
Vmt,-  sind  hier  besonders  die  alteren 
n,vonEngel  herrührenden  und 

die  an  urg    zu    nennen,    in 

die  Bedingungen   der  Viehhaltung    und  die 

Verteilung  des  Viehbesitzes  eine  eingehende 

"i        Sweiz 
jüngsten     Veröffenthchungen    der    Schweiz, 

Kegowi,  -d   naher 

zu  erforschen  gesucht. 

Erührigt    es,    auch   jener  Ermittelungen 

der  Vi  guochz, ,  welche 

als  Bestandteil  an  landwirtschaftlichen  Auf- 
l  nahmen  erfolgl    sind,    so  mag   sich  das  auf 
das  D  hränken   nichl 

wdJ  ■  "•  50Ddern 
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auch  weil  nach  der  Art  der  Behandlung 
erhobenen  Materials  der  Zusammen- 
hang zwischen  Viehhaltung  und  Landwirt- 
trieb in  besonders  eingehender 
W<  ise  zur  Darstellung  gebracht  ist.  Ge- 
nannt seien  ausserdem  die  ähnlichen  unga- 
rischen Ermittelungen.    Erhoben  wun 

genheil    der  Berufs-    und   Gewerbezäh- 
_   vom  5.  Juni    ls^2   und   vom    14.  Juni 
für  jede    Haushaltung,    von    der   aus 
Landwirtschaft     oder    Forstwirtschaft     ge- 
ien,   d.  h.   eine  Fläche,  wenn   auch  von 
kleinstem    Umfange,    land-    oder    forstwirt- 
schaftlich   bewirtschaftet    oder    Kühe    zum 
Milchhandel    oder    zur    Molkerei     -ehalten 
wurden    (neben    dei     Gri  sse    der    Fl 

Stückzahl    im    ganzen  an  Pferden,  Rin- 
dern. Schafen,  Schweinen  und  Ziegen  sowie 
iter  die  der  zur  Ackerarbeit  dienenden 
hiedenen   Tierarten.    Die   Erfragungen 
n    sich  also  nur   auf  das  zu  land- 
wirtsi  en    gehaltene   Vieh. 

Die  auf  diese  Weise  gev  Thatsachen 

■   i  .i  hgewiesen  worden,    dass 
für  je  in  nach  dem  Umfange  der  einzelnen 
ii  landwirtschaftlicher  Bodenfläche 
6     >£    istufen    beziffert  ist:    ein- 
mal:   die  Zahl  dei    Betriebe  ohne  Nutzvieh, 
mit  den  einzelnen  Arten  Klein-  und  Gr — 
vieh  und   zwar   die   letzteren    in  ihren  ver- 
i  erbindungen     iz.    B.     Pferde 
allein.   Pferde    und    Kindvieh   u.  s.  w.)    wie 
:■    unter    Hervorhebimg    der    Bi  I 

i  Grossvieh  jeder  Art  zur  Acker- 
ü     wurde:    sodann:    die 
51     kzahl     der     einzelnen    Viehgattungen, 
in    unter    Ausscheidung 
.:■   Ackerarbeit    verwendeten.    Durch 
I  erfahren  ist  erst  die  zu- 

längliche Unterlag  geschaffen  worden,  die 
weite  ß       itung     der 

Viehhaltung  in  ihrer  Beziehung  zum  Land- 
wirtsehaftsbetriebe  näher  erkennen  zu 
könni 

III.  Die  Ergebnisse  der  Viehzählungen. 

1.     Deutsches     Reich     insbesondere. 
Werden    die   an   dieser  Stelle   im   Vorder- 
■'-  des  Int  den  und  beson- 

ders a     s  iden  Ergebnissi 

deutschen    Zählungen    für    sich    allein    in 

rgethan,   so 
die  St  ückzahl  der  einzel- 
und    ihr  Verhält- 
h  und  die 
Bundi  n  Lan- 

.    Dabei  stehen  nun  frei- 
lich immer  noch,   als   die  zuletzt  veröffent- 
chen   dei 
I  -  ■-  und   der  kleineren  von  1897 
i  Aufnahme  von 
cht  bekannt  sind.    .Alan  erhält 


dann  als  Bestand:  (s.  d.  Tal. eile  auf  f< 
der  s 

Die  Viehhaltung  Deutschlands  zeigt  hier- 
nach recht  erheblich  räumliche  Abweichn 
An  Pferdereichtum  steht  —  abgesehen  biet 
und  ferner  von  Berlin  und  den  Hanse- 
städten —  i  tstpreussen  obenan,  mit  12  Stück 
auf  der  Flächeneinheit,  dem  das  Königreich 
Sachsen  einigermassen  nahe  kommt.  Auch 
Braunschweig,  Hannover  und  Westpreussen 
thun  sieh  hervor.  Dagegen  treten  Bayers 
mit   gerade,    die  gebirgigen  Länder  Hohen« 

ü.  Baden,  Coburg,  Gotha.  Schwarzburgi 
Rudolstadt  mit  noch  nicht  5,  ja  Sachsen? 
Meiningen  mit  noch  nicht  3  Hau]  I 
den  zurück.  Der  Rindviehstand  steigt  zu 
50  Stück  auf  1  ijkm  am  ansehnlichsten  in 
Württemberg  und  Sachsen- Altenburg  an 
und  sinkt  bis  auf  wenig  über  20  in  Bran- 
denburg, Pommern.  Schwarzburg-Rudolstadi 
und  erreicht  diese  Stärk.'  noch  nicht  in 
Mecklenburg -Strelitz.  Der  letztere  Staat 
-..wi..  Pommern  und  Schwarzburg-Sonders- 
nausen  zeichnen  sich  mit  46  Stück  durch 
die  dichteste  Schafhaltung  aus.  während 
sie  namentlich  im  Königreich  Sachsen  und 
Baden  von  ganz  untergeordneter  Bedeutung} 
ist.  Vorzugsweise  findet  sie  sich  in  Gegen- 
den mit  ausgebreitetem  grossen  Grundbesitz. 
Recht  abweichend  verteilt  ist  der  Bestand 
an  Schweinen,  der  sich  in  Schwarzburg" 
Sondershausen  auf  über  70  Stück  auf 
1  .jkm.  sonst  in  Lippe  auf  64.  in  der  Pro- 
vinz Sachsen,  in  Sachsen-Altenburg  und 
Braunschweig  auf  über  40  erhebt,  in  einer 
ganzen  Reihe  von  Ländern  dawider  noch 
nicht  20  Haupt  ausmacht.  Audi  die 
Schwankungen  in  der  Ziegenhaltung  treten 
auffällig  entgegen,  wenn  in- Lippe  etwa  27, 
in  Ostpreussen  noch  nicht  einmal  1  Haupt 
auf  die  Flächeneinheit  treffen. 

Die  Gründe  der  verschiedenen  Stärke 
der  Viehhaltung  sind  mannigfaltige.  Sb 
üben  darauf  Einfluss  die  Beschaffenheit  des 
Bodens,  die  Art  der  landwirtschaftlichen 
Betriebsführung  in  der  Richtung  de.-  vor- 
herrschenden Körnerbaues  oder  der  Grün- 
landswirtschaft, das  Vorwalten  grösserer 
oder  kleiner  Wirtschaftsbebriebe,  die  dich- 
tere oder  losere  Besiedelung.  Besonders 
ersichtlich  ist  der  Einfluss  der  Bodengüte 
nach   den   Untersuchungen  Bötzows  (vgl 

atur).  Führt  man  nämlich  nach  dem 
auf  dem  Fütterungswerte  beruhenden,  wenn 
auch  nur  annähernd  zutreffenden  Verfahren 
den  Viehstapel  auf  Rindvieh  (1  Haupt 
Rindvieh    =    2s   Pferde.    4   Schweine,    10 

.   12  Ziegen)  zurück,  so  kommen  nach 
der   Viehzählung   von   1883  auf  1  qkm  der 
Fläche    in    Preussen    im    Mittel 
43,9    Stück   reduziertes    Rindvieh,   dag 

zirken  mit  gutem  Boden  55,3,  mit 
mittlerem    45,0    und    mit    schlechtem    nur 
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taut  bezw.  Provinz 
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Rindvieh 
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Schweine 
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ideu  .     .     .     .     . 


I  1892 

I  IM  17 
I  1892 
I  1897 

L892 
I  1897 
|  L892 
1  1897 
!  1892 
I  1897 
i  1892 
I  1897 
I  1892 
I  1897 
|  1892 

18.1, 
f  1892 
\1897 
I  1892 
I  1897 
I  1892 
1  1897 
I  1892 
1S97 
I  1892 

•  1  1897 
I  1892 

•  1  1897 
|  1892 
"1  1897 
l  1892 
1  1897 
I  1892 
l  18«  '7 

l  1892 
I  1897  | 
f  1892 
I  1897 
I  1892 
1  1897 
f  1892 
1S97 
|  1892 
\  1897 
f  1892 
1  1897 
I  1892 
|  1897 
|  1892 
1  1897 


423  792j 
445  7°o , 
221  2741 
231  74oj 
43  943 
50365 
266  509; 
2S0  512 
200  ,8; 
206  588 
231  436 
249  6°9 


958288 

1  021  827 
553600 

602  451 
7  203 
9  397 
76096; 
S06  066 
598254 
656  192 
752  746 
836869 


29672=;!   1  457  576 
1  530  167 


311  119 
198358 
207  771 
172  107 
180  106 
222  582 
234  604 
133  177 
145  918 

75  561 

80  544 

162357 

178  53S 

5244 

5  3°5 

2  653  644 


697  906 
754660 

823  539 

870  4SS 

985  279 

1  064  586 

603  305 

641  205 

548 210 

565  303 

1  076  945 

1  446  649 

47  475 
46  812 
9871  381 
-  419  10552672 
369035!  3  337  978 
376  757;  3  419  421 
148499,      664  S33 


ecklenb.-Schwerin 
»chsen-Weimar  . 
iecklenb.  -  Strelitz 
ildenburg     .    .    . 

tratuischweig   .    . 

....  f  1892 

aEhsen -Meiningen  l  jgg7 

lachsen-  Altenburg 

i.-Coburg-Gotha    . 

Vnhalt 

3ondershausen 

ächw.-Rudolstadt  . 


1892 
1  1897 
( 1892 
1  1897 
1892 
1  1897 
I  1892 

l  1897 
1  1892 
\  1897 


161  317 

101  679 

107  140 

07  595 

7 1  5 1 5 
52  439 1 
56  002 
96  046 
98  479; 

19  121] 

20  847 
18  786 
lS  560 

38881. 

40  022 

31682 

33170 
6279 

7i79j 

11  009 

1 1  807 

9211 

9685I 

17360 

18515 

4  472 

4  787 

3094 

3296 


6S1  7SSJ 
970  58S 
992  605 
634  984 
650  885 
321  641 
324  626 
301751I 

324  885 

119  720 
127959, 

46360; 

49  98S 
234086! 
252652 
113798] 

120  798 
6S  237 
71  623' 

65438 

672S2 
61  679: 
65  734 
59985 
67  100 
21  964 
23  496 
19847 
21  094 


937  039 
726  486 
952  025 
68S  520 
4101 
29581 
i  187247 
898  298 
1851  813 
1  406  953 
1  001  489 
695  558' 
657271 
437  184' 
1  064  994 
903  464] 
289  521 
250678 
1  177  016 
971  669 
316327 
275  133 
4i0933 
390  790 
249  238 
201  613 
10530 
9  810 
10  109  544 
7  859  096 
968414 
905  916 
105  194 
79  365 
385  620 
341  250! 
98  107 
81  821 
91  277 
S6731 
732  177 
566  386 
1132=8 
98  383 
161  957', 
135  127 
139  595 
124  550 
i-S  552 
149  149 
44  349 
37  875 
14  165 
10754: 
58069 
506151 
110  107 
91  815 

47  42° 
40  100 
29  946 
2597S 


699  971 

77.13m. 
424908 
534  373 
465H 
10772 
762883! 
885  4871 
634  293  '• 
7S4  525 
548871 
665  102, 
658  702 
789  7811 
S93  112 
1  068  9041 
344  968 
482  437 
1  040  990 
1  314762 
638  308 
795  475 
404  282 
464  479 
646  481 
790294, 
23  o27| 
2+474 
7  725  447 
9390231 
1  358  744 
1  412579 
433  Soo 
498  523 
394  6i6 

433  5°7 
390  464 
4»  253 
246913 
271  59^ 
318659 
386  454 
122974 
134218 

53  694 
61  598 

I33  456I 
17S910 
141  215 

157  931 
62487 
66039 
=;;  200 
58  603 
7  1  336 
7S30S 
72  506 
90S15 
28801 

32  733 

24  S40 
27  452 


2;  545  ti,5  25,925,3  i8,9  0,7 

12  9  27.6  19.6  21,1   . 

78808   8,7  2i.7  37.3l  16,7  3,1 
9,1  23,6  27.0;  20,9  . 
1056  693,1  115,064,7  73.416.7 
1  1.8,2  |.6,7  169,9  . 
0.7  19,1  29,8  10.1  6.4 

7  o  20.2  22.6  22,2  . 
ö'.7  19,9  '■     >l  2.7 

6,9  21. S  1.6,7  26,0 

So  26.034.6  1S.0  3.6 

So  28,924,0  23,1 

7.4  30.2  10.3  10.3  5,1 

7.7  38,010,8  19,6 

7,9  27,642.2  35.4H,5 

82  2Q.o3;.S  42,3  • 

43.3  15.2  1S.2  2,4 

45,8  13.2  25.4  . 

25.63O.O  27,1  ; 
27.025,2  34,1 


9.1 
9,5 
5,8 
6,1 
6,6 

7,2 

4.8 
5,i 
6.0 
66 
4^ 

l'6 
8,1 

4,9 


29,6 
3i,7 
34,9 
36,0 
39,9 

42.5 

41.6I  9,2 
41,0  S.6 
28,329,0 
30,3  22,5 
44.0  12,8 
5',°  45-i  H-9 
9.9  44,3  7,° 
10.S  4;.;  5,3 

5.2  49,8  19,8 
5,5  50,9  17,5 
4.5  42,1  6,5 
4.7  43,2  5.4 
o.S  41.9  n,9| 

7.3  42-5  ",3 
7.3  22,9  55.0 

7,5  24,743,1 
5,3  33-3  31jS 
5,8  35-4-7-2 


10.2 


6,4 

6.3 


52: 


15,9,55,3 

,  17-146,1 

6.1  36,421,7 

6.2  39,3  '9,4 
S.6  3 

9,0  32,9  40,6 
2.;  27.6  18,6 
•  i  15,3 

49.4  IO,7 
50,8  8,1 

31.5  20.7 
530  25.9 


2.9 
8,3 

S.9 
4-7 
4-9 


Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.     Zweite  Auflage.    VII. 


7J6  26,1  48.0    31,6  13,3 

8.1  29.240.0 

5.2  ^-5  5~.o 
5,6  27.3  40.5    - 
5;3  21.1  31,8    26.4  17. 
3,5  22.427.0    29,2     . 
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v.  Provinz 


Waldeck  .    .    .    . 

Reuss  j.  Linie  .    . 

-•  ältere  Linie 

Schauniburg-  Lippe 

Lippe 

Lübeck  .  .  .  . 
Bremen  .  .  .  . 
Hamburg .  .  .  . 
i-  -  •-  -Lothringen 
Den t seh.  Reich 


i  1892 
I  1897 
l  1892 
I  1897 
l  1892 
\1S91 
I  1892 
( 1897 
I  1892 
1 1897 
i  1892 
i  18!  '7 
I  1892 

U897 
I  1892 
( 1897 
I  1892 
l  1897 
i  1892 
V 1897 


Pferde 

Rindvieh 

Schafe 

Anzahl 

weine 

63S1 

2 ;  602 

52  566 

27469 

6254 

2,8157 

4"  3'  7 

33  i°4 

13015 

246S 

7  979 

1977 

13  946 

2  525 

S401 

39" 

32  136 

11  064 

21  295 

4  434 

33  5'-'° 

9  789 

24044 

3  075 

10  910 

26S2 

19  473 

3009 

11971 

1  8S7 

24  376 

8967 

35  35° 

27  092 

04  453 

9262 

37  348 

21  46S 

77  769! 

3  43S 

8236 

4007 

7605 

3  74o 

8756 

3  422 

9  002 

5  715 

1 5  494 

1  127 

9  995 

6482 

16  119 

;22 

14.875 

16937 

13168 

3602 

12  456 

17  141 

13  969 

2  727 

16602 

137  327 

487  243 

97303 

370  405 

13S6S9 

512  329 

93  204 

375  635 

3  836  256 

1;  555  694 

135S9612 

12  174  2SS 

4  03S  485 

iS  490  772 

10866  772 

14  2/4-7 

Ziegen 


— 

- 

- 

~ 

CS 

.- 

— « 

- 

— 

.a 

— 
-_ 
05 

— 

tu 

N 

auf  1  qkm 

8053 
3663 
■0373 

6  127 

32  543 

I  691 

4254 

5  723 

62  09S 

3091  2S7 


5,7 

5:0 
5.3 

6,2 
4-7 

5-4 

9,1 

8,8 

7-4 

7.o 

ii,5 

12,6 

22,3 

25,3 
40.9 

41,3 
9.5 
9,6 

7.i 
7-5 


40,6 
32; 


18.0 


22.S4n.024.;    7,, 
25,1(41,329.5     . 
41,1     7,8;25 
44.1    8.0J26.6 
38,9  13.42: 
11.9  29.1 

7,9  57,3 
35,2f  5,5  :■■- 
29.1  22.3  53,026,8 
,0.7  17.7  64.0    . 
1J.4  ^5-5    5,7 
",5  3°,2 
4-4  38,9  16.6 

2,o|  57,9       . 

8,7  3<-' 


27.6 

29,4 
60.4 

62;s 

3i,S 
33-7 
33,6 

35-3 
32.5 


6,6 

6.7 
6.4 
>5,i 


34,220,1 


40.0 
25.5 
«5,9 
22,5 

26.4 


33y    Stück.    —  Auf  die  Bedeutung  der  Be- 
.     äse   wird  noch  weiter  unten  einzu- 
-    oen  sein. 

Von    Belang   ist    vornehmlich    und    vor 
allen    Dingen    ans    Gründen    der     Lebens- 
mittelversorgung die  Grösse   des    Vieh- 
ides    im    Hinblick    auf   die    Be- 
v ö l_k e run  g.     Im  Mittel  des  Reiches  kamen 
L897    auf    100   Einwohner   7.7.  Pferde,   35,4 
Kinder.    20,8    Schafe,    27,3    Schweine   und 
Auch  nach  diesem  Ge- 
sichtspunkt   i-t    die     Verteilung    über   das 
Reichsgebiet       sehr      abweichend.      doch 
anders    als    im    Verhältnis    zur 
Räche.     So    wurden    z.   B.    für    1883 
auf    Rindvieh    zurückgi  Vieh 

1    qkm   im    Königrei       -  ichsen    63,7, 
100    Einwohner   50,1,    im    Rheinland 
und  32,9,  dagegen  in  Mecklenburg  10,1  und 
96,9,  in   Schleswig-Holstein  56,4    und  94,4, 
ferzogtum  Oldenburg   17,8  und  96,1,    in 
ra  54,9  und  91,8    -  mittelt. 

Erstere  Länder  hal 
eine  dünne  Bevölkerung.     V, 

all,  so  doch  in  der  Reg  Ver- 

hältnis    zur    Bevölkerung    im    a] 
niedrig,    wo  di  de  zu- 

!  drängl    wohnt,    n,, 
'!  edelt    hat.      Ha- 

lf    namentlich    dann,     wenn     man    die 
itte    des    Reiches    nach    ihrer 
eil     abstuft.      Dann     kommen 
(1883)  an  <  iesamtyiehstand : 


■\  ELuw.  auf 

auf 

auf 

1  (ikm 

100  Einw. 

1  qkm 

unter   50 

96.7  .'stück 

42.0  Stück 

50—  80 

77-9      .. 

43.9      „ 

80—100 

53-3 

50.6      „ 

100—150 

45,2      „ 

48,8      „ 

150-200 

32.9      ■■ 

50,«       „ 

200—500 

63-7       „ 

500—1000 

9,8      „ 

74-9       ,, 

über  1000 

4,4      „ 

832,0       „ 

von 

auf 

auf 

50,1 


Der  Viehstand  verhält  sich  also  hier- 
nach zur  Bevölkerung  um  so  schwächer, 
je  mehr  selbige  angehäuft  ist.  Landwirt- 
schaft und  Viehhaltung  erfordern  einen 
grossen  Spielraum,  der  ihnen  nur  b 
wo  die  Besiedelung  eine  schwächer.'  i-r. 
der  aber  freilich  durch  die  Intensität  des 
bes  in  gewissem  Grade  ausgeglichen 
11  kann.  Drängt  aber  die  dichter 
werdende  Bevölkerung  die  Bodenbewirt- 
schaftung und  Viehhaltung  zurück  und 
vermindert  damit  den  Betrag  au  Vieh  für 
den  einzelnen  Bewohner,  so  ist  das  doch 
nur  so  zu  verstehen,  dass  lediglich  verhält* 
nismässig  die  Viehhaltung  der  Bevölkerung 
gegenüber  um  so  schwächer  sich  gestaltet. 
als  diese  an  Dichtigkeit  gewinnt.  Denn 
selbstverständlich  wächst  der  Verzehrungs- 

i  der  Bevölkerung  mit  deren  Di< 
keit.  Um  dem  zu  genügen,  muss  daher 
im  allgemeinen  der  Viehstand  im  Hinblick 
zur  Fläche  in  dichter  bevölkerteren  Gegen- 
den ein  ausgedehnterer  als  in  schwacher 
ein.      Dafür    sprechen    auch 
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jie  Thatsachen  der  /.weiten  Zahlenreihe. 
Diese  mit  ihrem  der  ersten  entgegengesetz- 
ten   Verlaute  bekundet,    dass   der   auf   der 

,.  gehaltene   Viehstaud  im   ganzen  mit 
,1er    zunehmenden    Dichtigkeit    der    Bevöl- 
kerung  wächst   und  'las   in  stetiger  Wei 
Eine  abweichende   Stellung  behaupten    nur 

Schafe,  die  mit  der  Dichtigkeit  der 
Besiedelung  abnehmen,  so  zwar  dass  bei 
unter  50  Einwohnern  auf  1  qkm  ihre.  59,1 

diese    Flächeneinheit,    bei    über    kQOO 


Einwohnern  jedoch   nur  9,2  entfallen.     Die 
Schafhaltung  ist  eben   an   weite  und    Lose 
Flächen    -  bunden. 
Das  Verhältnis  zur  Bevölki  b  innt 

namentlich  dann  an  Bedeutung,  wenn  aus 
der  Bew  egung  des  V  Lehsl  a  n  ies  nach- 
gewiesen   i-t    ob   und   inwieweit    diese  mit 

der    Eutwickelung     r    Sehritt    gehalten 

hat.  Geht  man  bis  1873  zurück,  so  wur- 
den gezählt: 


Jahr 


1873 
1883 
1892 
1897 


Pferde        Bindvieh         Schafe  Schweine        Ziegen 


3  35223i 
3 5-- 545 

3  S.;o  256 

4  °3S  485 


15  776702 
15  7S6764 
17  55s  ",14 

iS  490  772 


Anzahl 
24  999  406       7  1 24  088     2  320  002 
19189715       9206195     2640994 
13589612      12  174288     3091287 
10866722      14274557 


8,2 

7,7 
7.8 
7-7 


1  -       .~ 

■g-s     l     Ig 

£  '         ml 
auf  100  Einwohner 

38.4  60.9      17.1 

34.5  42,0  20.1 
35,5  27.5  24.6 
35.4  20,8     27,3 


ir 

- 

5-7 
5,8 


wachsen     ist    also    die    Anzahl    des 
Viehes    mit  Ausnahme    der    der  Schafe    in 
dem    fasl  25  jährigen  Abschnitte    durchweg 
ichtlich.     Indessen    sind    es   doch    nur 
die  Schweine  und  Ziegen,  welche  entsprechend 
äer  Volksmenge  sieh  vermehrt  haben.   Jene 
haben  neuerlieh  gegen  1S73   eine  Zunahme 
von  mehr  als  zwei  Drittel  erfahren  und  da- 
mit   die    der  Bevölkerung    in    dergleichen 
Zeit    von    einem    reichlichen    Viertel    nicht 
nur  erreicht,  sondern  noch  überholt.     Diese 
Vermehrung  hängt    mit    veränderten  Zielen  j 
der  Viehhaltung  "zusammen,    denen  gemäss 
ich  zahlreich  vermehrende,  rasch  wach- 
sende Schwein    das    hervorragendste  Nutz- 
tier für  die  Fleischversorgung  der  Bevölke- 
rung geworden  ist,    wozu    die    starke  Ent- 
faltung   der   letzteren    den  nächsten  Anlass 
gegeben  hat.    Ebenfalls  durch  die  Volkszu- 
nahme    pflegt    das   Wachstum    der    Ziegen 
beeinflusst  zu  werden,  insbesondere  dort,  wo 
eine    grosse  Fabrikbevölkemng   sich   bildet. 
Pferde    und  Rindvieh    dagegen    sind   unter 
ihr  älteres  Yerhältnis  zurückgegangen.   Was 
die   \buahme    der  Schafe  anbelangt,   so    ist 
ihre  Zucht  bis  über  die  Mitte  des  Jahrhun- 
derts   hinaus    namentlich    im  Norden    und 
Nordosten  Deutschlands  dort,  wo  derGross- 
betrieb   der  Landwirtschaft   herrseht,    eifrig 
legt  und  für  die  nationale  "Wbllerzeugung 
von  U'rosser  Bedentun-  u-ewesen.    nach  und 
nach  aber  und  im  steigenden  Masse  gesunken 
infolge   der   gewaltig  angeschwollenen  Ein- 
fuhr   ausländischer  Wollen    aus    den  men- 
aarmen     Länderstrichen     der    Laplata- 
Staaten,    des    Caplandes,    Australiens    und 
Neuseelands    und    des    dadurch    bewirkten 
Druckes  auf  die  Preise. 

Für  die  Beurteilung  der  Bewegung  des 
Fleischviehbestandes  darf  übrigens  nicht 
ausser  acht  gelassen  werden,  dass  ausser 
der  Stückzahl  auch  die  Fleischhaltigkeit 
eine  Rolle    spielt.    Wie  aber   feststeht,    hat 


die   Züehtungs-   und  Ernährungsweise    de 
Viehes  in  den  letzten  Jahrzehnten  bedeutende 
|  Fortschritte  gemacht  und  so  zur  vermehrten 
Fleischversorgung  beigetragen. 

Ziffernmässig  lässt  sich  dies  auch  durch 
[das  ermittelte  Lebendgewicht  des  Rind- 
,  viehs  und  der  über  1  Jahr  alten  Schweine 
1  belegen.    Dort   betrug    es    1883    5062038, 


1892  5989652,  liier  239  532  und  332  620 
Tonnen  (zu  1000  kg).  Die  Zunahme  der 
Gewichtsmasse  der  Sehweine  erreichte  also 
in  9  Jahren  39,  die  des  Rindviehs  18%. 
Die  letztere  ist  sichtlich  höher  als  die  dei 
Stückzahl,  die  im  gleichen  Abschnitt  doch 
nur  11  %  ausmachte. 

Geht    man    auf    Geschlecht,    Alter 
und  Benutzungsweise    der  Tiere    ein, 
so    zerfielen    1S92    die    Pferd,,    in    186893 
Fohlen,     544626    junge    Pferde    von    2—4 
1  Jahren    und    3104737     ältere, 
letzteren  waren  11 445  Zuchthengste.  2  384  386 
vorzugsweise    zur    Landwirtschaft    benutzt, 
115972  Militär-,  und  592934  sonstige  Pferde. 
Durch  die  Aufzucht  von  Fohlen  ragen  her- 
vor Holstein,   Ostpreussen.   wo  2,6,   Schles- 
wig-Holstein, Posen.  Westpreussen,  IL  1 
tum  Oldenburg,  Elsass-Lothringen,  Mecklen- 
burg-Schwerin,   wo    zwischen    1—2   F 
auf  1  qkm   kamen.  —  Das  Rindvieh   setzte 
sieh     zusammen      aus     1865300     Kall 
H80341    Stück   Jungvieh    von   Vs— 2   Jahr 
und  aus  11510053  älterem  Rindvieh.     Von 
dem    Jungvieh  wurden    96333   Bullen    zur 
Zucht  benutzt,    vom  ausgewachsenen  Rind- 
vieh 185252   und   waren  137863, 
Stiere  und  Ochsen  und   9946164  Kühe.  — 
Von    den    Schafen    waren    3772849    unter 
und  9816763    über    1  Jahr    alt    und  unter 
den  letztere!;-'-  i,  6  77 1647  Mutter- 

schafe   und  2844420  Hammel.    Unter  dem 
G     imtbestande    befanden     sieh     lo9946i 
WTollschafe  (Merinos).  —  Schweine  gal 
es  9369857  unter  und  2  794431  über  1  Jahr 
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alte,    unter    welchen    letzteren    es    62730         Bleibt    endlich    noch    der    Verkaufs- 
Zucl  103  832  Zuchtsauen  und  1837869   wert  zu  berücksichtigen,  so  betrug  dies 

gal >. 


im 

ganzen 

An 

eil 

Ai 

iteil 

für 

in  t  a  n 

3  e  n 

il  Mark 

0 

■> 

für  1 

Stiirk   M 

1883 

1892 

1883 

1892 

iss:; 

1892 

Pferde      .    . 

.    1678661,7 

j  880  839.2 

30.1 

29.5 

477 

490 

Rindvieh  .    . 

•    307413^2 

3  547  297,7 

55,i 

55-6 

195 

202 

Schafe  .     .     . 

306  582,8 

217  747-5 

5,5 

3.4 

16 

16 

Schweine  .     . 

47609S.5 

684  647.4 

8,6 

10,7 

52 

;6 

Ziegen     .    . 

39  646,3 

48  038,9 

o,7 

o.S 

15 

16 

Zusammen    . 

•     5  575  728,5 

6  378  570.7 

100,0 

100,0 

. 

Der  "Wert  des  gesamten  Viehstandes,  der 
sieh  von  1883  auf  IS'Jl'  um  15%  hob, 
stellt  in  der  Höhe  von  reichlich  (i  Milli- 
arden einen  ansehnlichen  Teil  des  National- 
vermögens dar.  Die  grössere  Hälfte  trägt 
dazu  das  Rindvieh  bei.  Zur  Fläche  verhält 
der    Wert    derart,    dass    auf    1   qkm 


11800,5,   und    zur    Bevölkeruug,     dass    auf 
1  Einwohner  129,1  Mt.  entfallen. 

Soll  nun  auch  noch  insbesondere  kurz 
derland  wirtschaftlichen  Nutz  Vieh- 
haltung gedacht  werden,  so  wurden  nach 
der  Zählung  von  1895  ermittelt: 


bei  einer 

landwirtsch. 

1  'ferde 

Rindvieh 

Schafe 

Schweine 

Ziegen 

Fläche  von 

ha 

A 

n 

zahl 

unter  2 

884S8 

1  415239 

567  6S7 

3  465  989 

2  4S5  350 

2—5 

255  998 

2  802  900 

489  275 

233S58S 

295  '94 

5-20 

1  M7  454 

6  227  233 

i  871 295 

4210934 

252096 

20—100 

1  254  223 

4  650  993 

3  498  936 

26^8  t;6o 

64  374 

über  100 

650  739 

1  957  277 

6  165  677 

SS8571 

8237 

Zusammen 

3  3<->7  298 

17  053642 

12  592  870 

13  562  642 

3  105 251 

auf  100  ha  landwirtschaftlicher  Fläche 

unter  2 

4.9 

7S.3 

31,2 

191,7 

137,4 

2—5 

6.9 

85,3 

14,9 

71.2 

9.0 

5-20 

11,8 

04. 1 

19,3 

43,3 

2.6 

20  -100 

12.7 

47.1 

35-5 

26.9 

0.7 

über  100 

8,3 

25.0 

78,7 

11.4 

0.1 

Zusammen 

10.4 

52-4 

38,7 

41.7 

9,6 

Ein  enger  Zusammenhang  zwischen  der 
verhältnismässigen    Grösse   des  Viehstandes 
und    dem    umfange    der    "Wirtschaftsfläche 
tritt  deutlich  entgegen,  freilich  für  die  ein- 
zelnen Tiergattungen  in  abweichender  Rich- 
tung.    Vom  Kindvieh,    von  Schweinen    und 
Ziegen,  also  von  den  für  den  Unterhalt  der  Be- 
völkerung   belangreichsten  Gattungen    wird 
im  allgemeinen  auf  der  gleichen  Fläche  um 
ehr    -ehalten,    je    kleiner  die   Betriebe 
sind.     I  im     Ausnahme  macht  das  Rindvieh 
nur  insoweit,  als  die  kleinen  Parzellenbetriebe 
unter  2  ha   von    den   kleinbäuerlichen  zwi- 
2  und  5  ha  überholt  werden,  da  jene 
beschränkten  Wirtschaften  oftmals  für  Rind- 
viehverwendungen   in  1' -Il    nicht    ausreichen. 
Dagegen  ist  die  Schweine-  und  Ziegenhaltung 
prägtem  Masse   gerade  den  Zwerg- 
eigen.     Bei    den    Pferden     und 
besteht  das  umgekehrte  Vi  rhältnis, 
ihre    Nutzung    mit    der    -tilgenden 
Wirl  — e     zunimmt,     bei    ersterer 


wenigstens  bis  zur  vorletzten  Stufe.  Die 
Schafe  sind  auch  beim  Parzellenbetriebe 
und  das  vielfach  als  Milchtier  für  die  Ideine 
Arbeiterbevölkerung  stark  vertreten.  Da- 
nach fällt  ihre  Verwendung  und  hebt  sich 
erst  kräftiger  beim  grossbäuerliehen  und 
vollends  beim  Grossbetriebe,  sodass  die 
Schafe  sieh  auch  hier  recht  eigentlich  als 
das  Tier  des  ausgedehnten  Betriebes  er- 
weisen. 

2.  Die  europäischen  Staaten.  Soweit 
Viehzählungen  in  mein-  oder  minder  voll- 
kommener Gestalt  vorgenommen  worden 
sind,  feigen  ihre  neuesten  bekannt  geworde- 
nen Ergebnisse  für  die  fünf  wichtigsten  Tier- 
gattungen nebst  einer  Berechnung  ihres 
Verhältnisses  zur  Fläche.  Um  dabei  zu- 
gleich die  Bedeutung  der  Bevölkerungs- 
dichtigkeit annähernd  1  nnessen  zu  können, 
ist  auch  diese  beigefügt.  Danach  erhält 
man : 


Viehstatistik 


501 
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= 

i 

- 

s; 

- 

auf  1  nkm 


Deutsches        Reich 

$97    für  Ziegen  1^     2  [+  2_4  ,,.  ,  09I  28? 

'•s-'-    ■    •    •    •    •      4°?:7°2    ,  .,„Aifi      2^722    ii6si33    24104? 


271  527 

343  940 

410639 


1  420976 

I  707  974 
I  696  190 


23?  72 
6868291 
I  246  552 


1  16s  133 
461  635  : 
829  131 


2899131  I3486  5I92I44S  "3  6262704  1  495  75« 


1  517 160 
513788 

720  000 

233322 

17965 
273  500 

1  548  197 

2  282028 

532  -0 


662236426743  194 
4486242,  42S7  274 


2  45]  ;": 
1  253682 


ü    1895 
irien    1893 
Dänemark    1893 
Frankreich       1897) 
animauxdeierme 
England    u.   Schott- 
land   1898     land- 
wirtschaftl.  Vieh 
I    1893)  di  Sgl 
Italien    1890), 

Schatzg 

snien  und  Herze- 
_  a  111,1  L895  .  ■ 
Luxemburg  1889  . 
Niederlande  ^1897 
Oesterreich  1890)  . 
Ungarn  1895  .  ■ 
Rumänien    1890)    . 

,         Eussland  2-622266o  48  220  u  5  10  742  100 

!""  •     •  .:     •     •         :fi.„.       „nnnI     .  iou;o      222317 


241  04; 
163  772 


34.2 

20.1  26.4 

Q,2 

4N.2 

- 

;-; 

io,6 

40.2 

31.4     2.1 

5,0 

" 

6,6  24.4  116.4  10-7 
6.1   58,3    51,2  [5,o 


5  000  ooo'  6  900  000    1  Soo  000  1  800  000    2.5 


1417  34i 
S60491 
1  621  300 
8643936' 
6  738  257 
232S97S 


3  230  720 

29917 

729  100 

3  186787 
8  122  681 

4  39°752 


662  242  1  447  c4° 

59  47o 
653500     175000 

3  549  7°°I035  832 

7330091     308810 
1S3  320    :901  489 


17-5 


24.I 


4-6 
6.9 

S. 


5i 

7.0  20.7 

4,8  17,8 


6,: 


144 
56 

in 


27,8    63.3  13.0  2S. 4    3 


.VT'1 


11.5  21.4 
23.0  19.S 

10.6  1 1,8 

2J.O  22.; 
4":. 2      1.4 


I 

5,3  150 
3,5 

0.0 


80 
58 


Finland    1891 

Griechenland    is^4 
■n    1895      .    • 

Schweden  (1895 

Norwegen    189Ü 

Schweiz    1896)    .    . 

Spanien  1880)  ohne 
Navarra  und  die 
bask.  Provinzen  . 

Portugal  '1870) 


306  374 
10S  361 
169  29S 
506  026 
150898 
108  969 


3102751 
79716 


1  510991 
104000 
922  899 

2  540  225 
1  006  499 
1  306  696 


1  460  253 

520  474 


1  101  456 
3  464  954 
3  094  206 
1  313  385 
1  417  524 
271  901 


13  773  804 
2706777 


222317 

175000: 

904  446 

787461 

121  057! 
566  974 


II  358 

^10970 
525  991 

74  327 
274  4?S 
415  817 


I  162  676*2  635  2S1 
776  868 


4.2 

5,5     9.6 

2,1 

o.S 

4,0     2.9   0.0   0.0 

LT 

2,5    53,6    2.;    3." 

3,5 

19.0    64.1  18,7 

10.9 

1.1 

5,6       2,9 

1,8 

0,2 

0.; 

3-1       4-4 

0,4 

0,8 

2,0 

31.6      0.0 

13-0 

10,1 

i     . 
)   0.9 

5,9    30.4 

8.7 

10,5 

45 

19 

7 
37 
51 
ii 

6 
76 


36 

52 


Auf  den  Inhalt  der  vorangehenden  Er-   Zahlen  hegt 

Aul   Cien   inuan    u_    __  o  Of«ll0    crcränzt.'    /.all 


eine    ältere,    durch  Schätzung 


Auch 


Auf  den  Inhalt   der  vorauigefienaen **-  ^SrisSfliliii«  zu  Grunde. 
gebnisse  einzugehen,  würde  an  dieser  Stelle  ^"^ÄiqÄBelia  Länder. 
zu    weit  fuhren    und     ohne    andere   Tha  -         ^^»^"SBeaiqpBiashOT  G 
Sachen  heranzuziehen,  kernen. rechten  Wert  das    ™sau  ^     Mehr 

haben.     Hingewiesen   sei   ledigh eh  auf  die   hiu  ^        ;5  ^  di(?seil  El,. 

ausserordentlichen  Yerschiedenheiten  in  der   den  «1"    -  Wert    beikommen. 

Dichtigkeit  des  Viehstandes  der  europaischen  eui   recht^;  ^    ^  ^^ 

Staaten.  n.    _  ,,   ,.         „„  Tiafit    ahweichend,  so  sind  z.B.  in  den  Vereinigten 

üebrigens  ist  die  Viehhaltung  an  Last-  |2™^orQamexika  die  Binjahrslämmer 
und  Zugtieren  für  etliche  Lander  keines-  ™f*™;^Sfen  nicht  mitgezählt.  Zu  be- 
weis erachöpft,    vielmehr  fällt  der  Bestand   bei  den  bcnaten   nicra 

Älln,  MauWin  und  Maultieren  mit-  merk.  £  -  - *«■  *  mA  m'der 
unter  beträchtlich  ins  Gewicht,  so  ™™°  ^°  Jg™  auf  die  europäischen  Staaten 
mit  996264  Stück  £  SP^ÄfcLk-   oezügSen)  dem  Rindvieh  zugerechnet  sind. 

25763     in    Ungarn,     53  0     m    R  m  «■       £*****«*■> 
Ebenso   haben  che  Renntiere    für  die  nord- 

lichen  TeUe   Skandinaviens    eine   erhebliche 
Bedeutuno-.    Ermittelt  wurden  in  .Schweden 


.  in  Norwegen  170134,  m  Unland 
117  17"  —  Wie  weit  die  vorstehenden  An- 
gaben aus  Russland.  Griechenland  auf  Zan- 
lunjren  oder  auf  Schätzungen  beruhen,  lasst 
sich    nicht    entscheiden.    Den   italienischen 
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Land 


Pferde     Rindvieh ;    Schafe      Schweine     Zielen 


"\  ereiniffte  Staaten   /auf  Farmen    (gesählt 

Ton     Nordamerika  {wilde  Weidewirtschaft 

(1890)  I      geschätzt  .... 

zusammen 

Canada    L891       .... 

Neufundland  (1891 '.'.'. 

txoien    1895 

Uruguay     1892 ' 

lala     L885)      ........ 

Paraguay  (1887) \ 

mbia    1883     .     . 
Capland    1891       ... 

Natal  (1889) 

Oranje-Freistaat    1890)     ....'" 
Tunis    1892     .    . 

AJgier  (1893 '.'.'.'.'. 

Britisch-Indien  und  Myfore     L896/97) 
Java  (1894).     .     . 

Japan    L888         

Westaustralien    1894) '.    ' 

Südaustralien    1894 

Victoria    1891) 

Nen-Südwales    1892/93 

Queensland  (1894) 

Tasmania  (1894) 

-  •  land    1896        ....... 


14969467  51  363572 


289316 

15258783 

10470  ;72 
6138 
4  447  000 
389180 
117  S80 
40S  452 
199015 

444  147 

61  224 

248  878 

5 1  644 

208  537 

1  144  4S6 

520  500 

1  532  799 
50  00 1 
199605 
436  469 
484  3°9 
444  i°9 
31  587 
237  418 


15  935  364 


5  85 1  640  4  940  948 
57215  21240876312 

41205S6  2563781 

23  822    60  840 

21  702  000  74  3S0  000 

5  4S7  604  11  012  769 
494130   450426 

6  119482  15  905  441 
949  072    41  696 

2210S34  16  706  106 
745  93i!  652906 
895099  6619992 


232  726 

■  133  599 

79  978  377 

5  162  700 

1  011  261 

187  214 

574  032 

1  782  88 1 

2  221  459 
7012997 

169  141 


i  223  481 

7  695  789 
18659550 


2  132  311 

7  050  544 
12692843 
55  445  289 
19  587  691 

1  535  "47 


1047901:19  13849; 


57  409  58; 

15704 

57425287 

1  733  S50 

32011 

20218 
194436 

343  542 

2SS  190 

40950 


83700 


28396 
1 18  0S3 
282  457 
249  522 

89  674; 

5i  9521 
239  77SI 


3  396 
30370 

610  147 
6  628  037 

33'  053 
85815$ 

681  636 

336S  12; 

15912542 


4050 

444S2 
33  549 

1388 


na  1888.    —    Compte  rendu 
rnalional  ■  /• 

tions     de     BruxeUes 
Port»    (1855),      IV.,.  tondret 

Berlin   (186S  .  Flor,  1,  -•  /.„  //„,,, 

public  par  ori  ,  ,     ,,,■  sotts 

hi  directum  4    /■'.  de  Sei  .    St.  Petersbourg 

•  'S4—1S9.  —  Eim  Vieh- 
haltung in                         1  Teil  dei    Erd»    in  Vi  ,-■ 

I       u    giebt    da*    treffliche 
Werk  von   Tb.  H.  Engelbrecht,  di.  Landbau. 
ertropüchen  Länder,  Berlin  1899. 
Deutschland,      a)    Deutsch,,    Reich. 
•      istik    de*    Deutschen    Reiches   für    das   Jah> 
KaiserL    statisti 
■■    Bd.    VIII.    Die    Ermittelung    der    Vieh- 
haltung   im  Deutschen    Reich    vom  10.    1. 
I.bd.   Bd.    LIX:    II  ise   der   Viehzäh- 

einen  Staaten 
Reich,    ebd.    Vierteljahrshefte  für  1894; 
am  1.  XI  / 
"""'  Die   Vieh- 

hallung    nach    da    /  „    1.   TTT    i897.\ 

y.    1.    Bd.    112:    Du  tschaft    im   Deut- 

•  tschaftlichen    Be- 
zahlung   vom    14.  Juni  1895,    Berlin 

M,  nalshefU    na    Statistik  des  Ve\  R 

I884 :  ./.  1     IV.  hzählung    1  ■  .,„     1.0.    I. 

•••■    Di  vischen  ,.    <;,..«_    u_  \ 

Neui    Folge,    IX.  Jahn/.,    .;.  'ihn.    s.  1 
u.   ',.  Heft,  S.  1—7S.  —  P.  mollmann, 
ids    Viehhaü  den   Ergebnissen 

Z  :  >.    /,..    1. 

laaten.      Preussen.      I 

vuf  Oi  und  der  Vieh- 
■  /'         1       bearbeitet  1  m   Kgl. 

■  B ■.    /.-.  Hin  1894    :  >■     !'•■  - 

'■''■  *'■  ran  m  KÖnigl.  statistischen 

a,     Berlin,    Bd.    1S9.       DU     endgätigen 


Ergebnisse   der   Viehzählung  vom    1.  XII. 
-    Teilt    (1894  97)  :    B 

der   Viehzählung    vom  1.  XII.  1897.     Zeitschrift 
hönigl.    statistischen    Bureaus,    Jahrg.    1861, 
S.     US  ff:     L.     Engel,    Die     Viehhaltung     im 
preussischen  StaaU    in   der  Zeit  von  1816  bi 
1858.     Ebd.  Jahrg.  186S,  S.  5S:    Der    Vieh 
im   preussisi  htm    Staate  Ende    1861.     Ebd. 
S.     956—S76:     Derselbe.    Zwölf    Akte,,,: 
betr.    die    statistischen    Aufnahmen    im    pn 
sehen   Staate    am   Ende  des  Jahres  I864,    insbi 
die  Zählung    der   Civil-    und    Militari 
m, d  des  Viehstandes.    Ebd.,  Jahrg.  186b    8. 
Vorläufige    Hauptresultate   der    Viehzählung    im 
preussischen  Staute    am    S.  XII.   I864.     (Defini- 
tive Ergebnisse  dieser  Zählung  im  Ja/im. 
Ebd..  Jahrg.  1867]    S.     09 ff.:  Der   Viehttan 
Westg, missen     (Provinz)    1816    und    I864.      Ebd. 
Jahrg.  1868.,  S.  270 ff:    Die  Hauptresultatt 
Viehzählung    im   preussischen  staute    ,-.   7.  XII. 
1867.     Ebd.,  Jahrg.  187    .     S.   65 — 94:    Die 
läufigen  Ergebnisse  der   Viehzählung  im  preussi- 
schen   Staate   -vom    in.    I.  1S7S.     (Definitive    Er- 
gebnisse  diese,-    Zählung    im    gleichen    Jahrga 
s.  S79—S96i.).     Ebd.,   Jahrg.    1874,    S.  S50ff.: 
Der   Viehstand   der  Gemeinden    und  Gutsh 

ireussischen    Staute.     Ebd.,    Jahrg.   1876,  S. 
S60ff.:    Tierärzte   und  Viehstand  in  Preussen  seit 
Ebd.    .I,,hrg.   1882.    S.    ?95ff.:    Die    vor- 
läufigen Ergebnisse    der   Viehzählung  vom  10.  I. 
1888  ie.    ,,::  Staat*    (dieselben  ausführ- 

1    Jahrg.  188S,  8.  90  f.).    Ebd..  Jahrg.  1888, 
S.  1—50    n.    s.  ir.   Beukemann, 

Die    Viehhaltung    im    preussischen    Staate    nach 
den    Viehzählungen    von    1867,    1878    und    i& 
Ebd.,  Jahrg.  1889,  S.  276:  Bestand  und  Durch- 
\  d, ,  Wauptviehgattungen  in  den  Guts- 

n  der  östlichen  Provinzen  Pr n*.   Ebd.. 

Jahrg.    1879:     C.    Bötzou:    Der     Einfluss 
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Bodenbeschafenheit    au)    St I    und    '■">"'; 

„„„„ücken   Viehhaltung  m  den  Ja) 

!  rgebnisse    der    Viehzählung   v 

w/     ..,       im    ehemaligen    Königreich    Uan 

:.,,;,  ;„  J  ™*w  ^  &**%««*« 

statistischen    B«) >■*,    1865,  S.    [ff     Ebd.,  Jhg. 

.     ,:.    Kluge,    Die    Viehzäh vom 1. 

vi,  lS9e  _  Bayern.  Beitrage  zur  Statistik 
%,  Königreich*  Bayern,  tl,  r.n^u,,  ,■,,,,<  kvl 
statistischen  Bureau,  Heß  VI.  I"'"-",1- 
,■     /;    u.     von    Hermann,    Viehstand 

'      Erhel ge 1810,  '840,1844  und  1854; 

H,  ft     MX.     München     1874:    <■■   May*  .     1» 
Viehzählung    im   Königreich    Bayer« M.L 

vr  ü  ff  u  Heft  VII.  S.  2ff-i  I.i'ji'""--»' 
\lr  iäüfng  von  1S8S  im  XV.  Jahrgang  (WS) 
ZtZhriJt    deskgl.  bayerischen  statischen 

BZre ,    S.47ff     Das^fapital   vm  Kong 

■■•■><<<  Bayern,  ebd     XV.  JahrgS   810 ff 
„ebnüsi    der  Viehzählung  am   1.  XU.  1897,  eoa, 
•vvv    Jahn     (1898).    Statistisches  Jahrbuch  fu, 

s„,-h F.-     Engel,     Das    W™f? 

mg,    Dresden    185S,    a.   ■ 
,,,,,.   ,,-,,,,«.  statistischen    Bureaus,  1.  Jahrg., 
'/,„     Statistik     der     Viehzucht    und    die 
Resultat,     der    Viehzählung  jm   *****£ 

Uli  1887,    1840,   1844,   1847,18 "?  «««" 

E eich    -lachen.     Ergebmist    spater*    Zah- 

ebd.,    V.  Jahrg.,   ^'fri^JeS 

Jahrg.,    1862,    S.  81-104,  XU-  Ja ^>  ^|  f ' 
1-16;    XV.    Jahrg.,    1869,   S.    W  ■  XIX 

Jahrg.,    1871.    S  i    ™T.   Jahrg. 

e    JfSff     S     >$4ff.  und  Supplementhefl.     Lbd., 
tn'Ihrg      1857:     Der     Viehstand    auf    dem 

gros "d  kleinen® Ibesü ,    m   *>•*""* 

Sachsen  S.  Iff-  Ebd.,  XXX.  Jahrg.,  1884-  - 
^ot2rt,  Ä  säc^chen  Vieh^ngenv^ 
ISS4—188S,  S.  S9tf.  Ebd.,  XXXIV.  Jahrg., 
1S90-  Hauptergebnisse  der  sdclmschen  Statistik, 
,-,,;,  ',  s  <i8ff  —  Württemberg. 
I„.     Ergebnisse    der   früheren    Zahlungen   sind 

Vetöffenüichtind ürUembergücheMbuchem 

Jahrg.    1856,    S.   98 ff.,    1858,   S.  171 ff ,1861,  S. 

\s9ff    m    S.  lS7ff,   1867,  S.   VStff.    Jahrgang 

y  j,.:  Ergebnisse   der   Viehzählung    vom    1. 

XU    u S.    tUfJl    Jahrg.  1S9S:   H.  von 

ZeÜer,    Die  Viehhaltung    in    Württemberg  nach 

Ter   vlhzählungi .1   XII.  1897.-  Baden 

veröffentlicht     die     Ergebnisse     seiner       «^ 

lunqen  alljährlich   im    statistiscl ***"*£" 

Zlrossherzogtum    Baden.    -  Di,    Ergebnisse 
Ter   VvehzählJgen    in    den    Heineren  Staaten    . 

Z    Beiträge    zur  Statistik   des  & ^f*°S 

Hes. herausgegeben   von  <&/»?%$!*. 

hessischen  CentraUtelU  für  die  Landesstatis txk, 
Beiträge  zur  Statistik  Mecklenburgs  vom 
rossherzoglichen  statistischen  Bureau  zu  Schwe^ 
',,-„  ■  Statistische  Nachrichten  über  das  Orross 
herzogtum  Oldenburg,  hermvgegeben  "ßj"»* 
herzoglichen  statistischen  Bureau  zuh  ,t  1 
XXI   (189S);    Beitrug,    zur    Statistik    des  Ue> 

IgLmsBi schweig,   he,  i*£ 

statistischen     B w     des     herzoghehen    Maats 

Ministeriums;    Statistisches    Jahrbuch    fu*    da» 

m, .tum    Anhalt,    herausgegeben    vom    her- 

Ul,    statistischen    Bureau    ft.    Des* ,■■•*; 

Hm      Für  Thüring,  r>    vgl.    ausser  den  Pubhr 
',..„] ,,  der  statistischen  Bur ■  zu  Alt 


und   Weim       '■      Jahrb.  r.  Not.  u.  Stat., 
s       uv,  ■    "•   KiU8>    «***(MC*< 

Mitteilung 

ihrigen  Kriegt  :  sowie:   dp 
Statist,       '  Mitteilungen     '       Bu  , 

gereinigter 
,.„„    midebramd,    -.    Hälfte,    Jena    1878,    ü>. 

W   Ausland.      Oestei  rt  ich-  ' 

schichüiches  und    '  '' 

teil "   Gebiete  der   % 

/ !    der   k.  k.  statistischen   Centralem- 

missi XII.   Jahrg.    fW»  ',/'"' 

/,,/,.  ,    (Wien  1870)  v    '         v   Mische  Von 

«chrifl    >>■>  eben  von, 

CelTaU fW.  Jahrs        ; 

Tel  r   IXVIII.Jahr,      n 

,.     ttoscnmann-Hörburg,    Du     I 

fc    Oesterreich -    m 

der  Zählungen    von    1869    in    »B, 

Viehst I   der  im  Reichsrate  ^ret^n   A 

reich d    Ländei Sl.  XII.  186 

■    im    I  /•   B I.    « 

sehet,    Statistik   (Wien    1881)    und    vom  81.  XU. 

1890    im    XXXIV.   II U     der    österreichis, 

Statistik  (Wien  189g),  sämiMch  herausgegeb* 
der  I-  k.  statistüchenCentralkommissiM.   Magyai 
statülikai  evkenyv,   szerkeszti   eskiaga  «« 

,  wo)  Ur.statistikai  hwatal,   XV.  evfa 

'■'  .    mfi     s    76f.      (Statistisches  Jahrbuch 

Vr'Unga^'verfasst-  [her „*.* 

dask   unqarische  smtisiis.hr  Bureau,  XV.  Jo 
:,:.     BuZpestl886.     Vn  Uatistuche 

Ä ,en7verfasst  I    hergegeben   durch 

das     statistisch      Bureau,     N.     F.     Bd.     ai. 

I.JL, licheStatütik.     !.Teüe    BuA 

Bo. i-Serzegou  ma. 

mrLbnissc    der     Viehzählung    in     Bosnien     und 

, lohn    1895,    : ugesUllt 

fZ'sZistischen  Depart nt   der  ^ 

, ,     Sarajewo    1896.     Die    Landwirtschaft     « 

S lä    Berzego ,    h., ,.,;•, ,/.....- 

der    1  - """    ':■  '■':    ~ 

bien.     Statistigue  du    royaume  deSerbw, 

XI.Becen. *  bMle  81  decembre 

Belgrad,     1898.     -    Bun .*     Buletm 

tistic    aeneral  "I  Bomaniee,    anal  F—U.a 
rari   1898-94.   -Bulgarien.      Resultats  A 
du  bitail  etc.  au  1.  ianv.  189S,    So- 
:  ;    ■;.   -    Niederlande.    Statistisch  Jaar_ 

S-,  ' -ngriöl    de,     >  -     , 

Jaa ng,  •'(* hage  1851,  S.  17.  ff.i 

igu,    | I.    royaurn,    ^Bays-B^, 

bisim,pMicaUonc 

des    Fays-Bas,   La   Eaye   1884,  J>-  > 

%er7l -hetkoningrifl   der   SM 

!    d '    het    Central    I 

°5rS& S 

•■■•'''••"•■' „'""",:'■/■;,.';,;..'  »««76 
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t/  .  ■   Suisst  .   i:,  m   'S  ■      S. 

S  iweizerische    Statistik.    U6.    Lieferung. 

Die  Ergebnisse  der  eidgenössischen    Viehzählung 

.  i.    April   1896,    Bi  n        -    ?.  JYa  „  fc. 

B   nebst  Algier    und  Tunis.     Statistiqu, 

de  ..      itatisUgue  agricolt .    re- 

woei    h  concours  des  commissiom  de  sta- 

tistigue    cantonales    instüuees    par   U    decret  du 

Bde.,    Uni*    1858    und 
Annuaire    statistigue    de    la    Franct     (Jahrgan  i 
•'     .     Statistigue  dt    la  France,  resultats 
generaux  du  denombrement  de  1876,  Paris 

Statistigue  agricoli    dt   la  I        üatt  gene- 

.1.     l'enguete    decennalt     de    188S,    Nancy 

.  —  Belgien.     Statistigut    de  la   Beigigue 

agriculture,  recensement  genital  ■  /■    1880,  releves 

.    Bruxelles      -  -  i,         Tt  iU  .       Innuairt 

isliqut     de    la   Beigigue,    Bruxelles  1870 — 99. 

—  Italien.     Censimento  del   )  ,   eguito 

....    del    18    al    14     Febr.    1881,     Roma    1882. 

Annuario  statütico  italiar,   .  i     1890,   Roma 

.    S.  615jf.  —   L.  Bodio.    Di  alcuni   indici 

misuratori  il  .....         ,',-,,  in   Ttalia,    S. 

edii  :  •:.  —  Grossbrita  n  n  i,  n 
Irland.  Statistical  abstract  for  the 
United  Kingdom  London  1860—1899).  Mis- 
ceüa  statistics  of  tht  United  Kingdom,  .'  Teile, 
Londt  Statistical  tables  relating  to  the 
Home  and  fori  ign  animals  prepared  by  the  agri- 
cultural  department  privy  Council  office,  188S. 
Tht  lUstics  oj  Irland  (Jahrgänge 
seit  187S).  —  Skandinavien.  Danmarks  Sta- 
rt,   Sammendrag    af  stalistiski     Oplys , 

aaendt      Kongerigei     Danmark,     Kjöbenhavn 
•v-  5$ f.     Vanmarks  Statistik,  statistisk  Ta- 
aerk,    .',.    Reihe,    Litra    c.    Nr.    I:    Kreatur- 
holdet  ;/"'-    Juli  1876,    udgivet  af  det  slatistiske 
Bureau,   Kjöbenhavn  1878.    Ebd.,  4.  Reihe,  Litra 
''.    Nr.  '.'.■    Kreaturholdet    den    ltiue  Juli    1888, 
Reihe,  C.   Nr.  8.    Kreatur- 
holdet   den       ."'•    juli    1898.      Kjöbenhavn    I894. 
i     'ebnissi    der  früheren    Zählungen 
'  und  1876  sind  in  selbständig!  n 
Heften   publiziert.     Sveriges   officiela    Statistik   i 
samn  'ati  lik  Hdskrift,  utgifven  afkungl. 

Matt  albyran,    Stockholm   189$.      Bitrag 

tili  Sveriges  officiela  Statistik.  Ny  fölgd.  VIII. 
.1:  int,  sammandrag  för  ären  1891 — 95.  Utar- 
■  tika  1  •  ntralbyrän,  Stock- 
holm 1900.  Statistisk  larbog  for  Kongeriget 
Vorge,    nit  ■  .......    [899,    udgivet    af  det 

>'■>'>  tiski     Centraßmrean,     Kristiania    1899.    

Portugal.     Recen  ement    general  du  betau  'tu 

iinent    du    royaunu    dt    Portugal  en   1870.— 

Spa  ,1  1  ■  ...     l; , y    estadistica  di 

Espana.    Por  la  Direccion  General  del  Institut,, 
geogi  /.'/,,...    Vadrid  1888.         auss- 

tund.     Statistigut    dt     l'empirt    de    Russie.   X. 
Innuairt     tatistigtie,  St.    Petersbourg    1890;    im 
oben   Engelbrecht.    Ridray  tili  Mn- 
1  ella    tatn  lik.   11  Öfversigt  aj   Fhüands 
ekonomiska  tillsta     •  .     //. ;. ,.,,,,,...    {899. 

Stati  .'■■  •'     ...  .'.../.     föi    /  Inland    utg  1  ft ,,    af  sta- 

tistiska    Centralbyran     il.    II, h,     .  00.    

—   Vereinigtt    Staaten   von   Nordame- 

St  .'.  '..      of    agrit  ultm  ■     in    dt  n     Ver- 

llichungen    dei    Ergebnisst    der    vier  C'ensus 

ä  /,„...//, , .    Jahrbut  h    fili     <  ,■ 

1  ■  — ti,inn  ,md    Volk  .•  11 1  ,  haft,  N.   F. 

XIII.   Jahrgang:    P.    "KolVniavnn,   Der   lehnte 

1  .  1 1  inigtt  „    Staatt  n.    —    .1  rgt  n  ■ 


tinien.       Censo    agricolo-pecuario    de    I,, 
1  üii  ...   de  lim  11, ,s  Aires,  levantado  ■  „  ,/  ,.,. 
octubre    dt     18SS,     Buenos- Aires    1889.      J:, 
general    de    statistigue    de    In    Province    l: 
Aires,    l'agriculture,    l'eleeage  etc.    en    189 
Plata    1897.     Anuario  estadlstico  de  la  Prov\ 
■  I,    Buenos  Aires.      Aüo  1S96.      La   Plata 
Bri  t  isch  -In  dien.     Agricultural    statistii 
British  India  18»J—93tolS9G—97,  compiledintht 
Statistical  Bureau,  Calcutta  1898.  —   Capl, 
Resultats    of  a  census  of  the  colony  oj  th,    < 
of  good    hupe,    the    üth  april   1891.     ( 'ape    I 

—    Uebrige    e  n  <t  I  i s ehe    A'u  lonit  ,  ,,. 
Statistical    abstract    for    the  several  colonial     .... 
other  possessions  of  the  United  Kingdom,   1 
alljährlich.  —  Für    die    übrigen    Staa 
./.     Scott    Keltie,     The    statesman's    yeai 
London    1900  und  (s.  üben)  Eng elbr echt,    Die 
Landbauzonen. 

Paul  Kollmann. 


Viehversicherung. 

1.  Einleitung.  Wesen  und  Zweck.  Ge- 
schichtliches. 2.  Schwierigkeiten.  3.  Staats- 
polizeiliche Torkehr  gegen  Seuchenverbreitung. 
4.  Einschränkung  des  Gebietes  der  Privatver- 
Sicherung.  5.  Versicherungsbedingungen.  ii. 
Reserven.  7.  Die  Verstaatlichungsfrage.  8. 
Statistik. 

1.    Einleitung.     Wesen   und    Zweck. 
Geschichtliches.       Iu    der    gewerblichen 
Wirtschaft  gehören  die   zu   deren  Zwi 
benutzten       oder      verbraucht      werdenden 
Haustiere    zum    stehenden     oder     umlau- 
fenden  Kapitale;    in   der   nicht  gewerb- 
lichen   sind    sie    dem   Hausrate    oder    den 
Haushaltungsvorräten  gleich  zu  achten.    Hier 
wie    dort    bilden  sie  immer  wertvolle,   bis- 
weilen   die    wertvollsten    Bestandteile    des 
Vermögens  Einzelner.     Gleich  allen  beweg- 
lichen Gegenständen    und,   als  lebende  Or- 
ganismen, stärker,   als   alle  leblosen  beweg- 
lichen Bestandteile  des  Vermögens,  sind  sie 
dem  Alinutz,   der  Wertverringerung    sowie 
zahlreichen     Existenzgefahren     ausgesetzt 
Man  sucht  sie  davor  thunlichst  zu  schützen 
durch  sorgsame  Pflege  und  ihren  Lebens- 
bedingungen entsprechende  Wartung.  Allein 
es  giebt  kein  Mittel,  sie  dauernd  brauchbar 
zu    erhalten,    noch    ein  Mittel,    ihrer   plötz- 
lichen   und    zufälligen    Vernichtung    vorzu- 
beugen.    Jede    solche  Vernichtung  bedeutet 
Vermögens-,  in  der  gewerblichen  Wirtschaft 
Kapitalverlust.      Wie   andere,    so    hat    man 
mit    dem    Aufkommen    des   Versicherungs- 
wesens     auch      diese     Vermögensverluste 
durch  das  Mittel  vorsorglicher  Sehadenvertei- 
lung, durch   Bildung  von   Interessentenver- 
einen,   deren    Mitglieder    sich   verpflichten, 
die   Einzelne   betreffenden  Verluste  gemein- 
schaftlich zu  tragen  und  sie  SO  den  Einzel- 
nen   minder    fühlbar    zu    machen,    oder    — 
doch  nur  äusserst  selten  und  meist  mit  ge- 
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_  durch   Bildung  von 

,,  als  Versicherer  gegen  Entgelt  oen 
Sri  ihnen  Versicherten  Sie ;  an  deren  Vieh- 
Bgen  entstehenden  Verluste  durch  Zah- 
w  des  Äquivalentes  zu  ersetzen 
pflichten,  auszugleichen  sich  bestiebt. 
Sern  -  sieh  hier  um  andere  Vertust-- 
handelt,    als    denen    I  andere 

chernngsarten  Feuerversicherung, 

Transportvereicherung  -  zu  begegnen ^be- 
stimmt  sind,  insoweit  also  hier  der  Verlust 
CS  nattüiichen  der  Natur  der  Organ^ 
m,n  entsprechenden,  durch  Alter  l  ' 
oder  Krankheil  verursachten  ^  in  Frag« 
kommt,  hat  man  es  mit  der  Viehver 
Sicherung  zu  thun.  Sie  ist  das  Mittel, 
V,„  Wege  der  gewerblichen  oder  der 
Sit  gewerblichen  -  auf  Gegenseitigkeit 
beruhenden  -  Association  \ermogensver- 
luste  auszugleichen,  die  den  einzelnen  \  - 
sicherten    -  -   bei  G  b  iseitigkeitsan- 

SteT- den  einzelnen  beteiligten  & 
S  das  durch  Alter  ,  ^it  ver- 

nrsachte  Ableben  von  Vieh  treffen  .-Das 
■ranz  berechtigte  Bestreben,  Kenne  des  Ver 
ächeruneswesens    in   alter  Zeit    zu  suchen. 
gfS  r  Viehversicherung  guten 

Erfolg    gehabt.      Nach    Werner    (Iuaugur.- 
IMsserta    "über  das  Viehversicherungswesen 
Sigi876    hat    im    alten  Palästina   eine 
BSSi    ausgebildete     staatliche    Viehver- 
sicherung   bestanden       Im    »ittaWter- 
schon  im  12.  Jahrhundert  -  sind  in  Island 
ziemlich  ausgebildete  Viehversicherungsver- 
eine   nachzuweisen.     In    der    neueren  Zeit 
verdankt    das    Viehversicherungswesen    na- 
mentlich Friedrich  dem   Grossen  Anregung 
und    Förderung.      Durch    Rflement    vom 
24   November    lToö    wurde    tur  jeden   Re- 
gierungsbezirk  der  Provinz  Schlesien    eine 
3£ch   die  Regierung   verwaltete,  auf   dem 
Grundsätze   der    Gegenseitigkeit   beruhende 
Gesellschaft  errichtet,  an  der  alle  Rindvieh-  ( 
:er  teilzunehmen  gezwungen  waren. 
Die  erste  grössere  private  Viehversiehe- 
rangsuntemehmung    in    Deutechland    ward 
von  E.  A.  Masius  unter  der  Firma:    .VieH- 
verdeherungsanstalt    für    Deutschland      im 
Jahre     1833     gegründet.       Sie    ging _ate 
schon    im   Jahre   1840   wieder  ein.     üeber- 
haupt   sind  in   diesem  Zweige  der  privaten 
Versicherung    in    Deutschland    und    ander- 
wärts zahlreiche  Misserfolge  zu  verzeic  ue 
Immerhin     giebt    es    aber    in    Deutschland 
jetzt    etüche   zwanzig  Viehversicherungsan- 
stalten.      Freilich    von    sehr    verschiedener 
Grösse  und  Bedeutung. 

I  Schwierigkeiten.  Der  Gegenstand 
dieser  Versicherungsart  —  das  Risako — 
widerstrebt  viel  mehr  als  andere  Risiken 
der  erspriesshchen  Verwertung  des  Ver- 
sicherungsgedankens.   Der  Tod  von  Haus- 


kann leicht  durch  mangelhaft 
und  Wartung,    durch   Leichtfertigkeit, 
auch  willkürlich  und 
sieht  schwer  zu  i  n  ist,  herb 

l  mil 

"  schwei 
,,,.   ,,,,.  5  ststellung   und  Ke- 

üherhaupt    die   Verwaltung,    ist 
unverhältnismäs  äpiehg;  du 

eben  werden  oft,  aller  V 
die  Viehstä  mzer    Land 

raffl    und    Kapitalverlusl  denen 

auch  die  kapitalkräftigst! 
Versicherungsge  haften     nicht     -  - 

warb-  Die    Einbes 


Verluste   in  die  Rechnung  dern- 

deu  Entgeltes  für  die  1  ebernahme  deri-nt- 
schädigungspflichl    ist    bei  dem  j. 

Dehnung     spottend 
Viehseuchen     in     rationeller    Weise 
m  euch.1)    Wer   sie   versuchen  wurde,    - 

_:     er     allen    Anforderungen 
xväre,    müsste   auch    für    das    gewohnliche 
Risiko  Prämien   berechnen,   welche   für  die 
Mehrzahl  der  Viehbesitzer  unerschwing 
"sind     Die  Ausscheidung  des  Seuehenns 
aus    der   gewöhnlichen    (privaten)  Viehver- 
sicherungSmacht    dies  *ar    überhaupt 

aber  -  wegen  der  and 
angegebenen   erschwerenden  Mon 
_    aoeh    keines  n    einer    auch 

ebenso  leicht  zu  lösenden  Aufgabe,   *  u 

ssociationsweise  Deckung  gegen  andere 
Vermögensverluste  auf  dem  \\  ege  der  \  er- 

l^'suiatspolizeiliche  Vorkehr    gegen 
Seuchenverbreirung.    In  der  Regel  b 
äich  die  private  Viehversicherung  nicht  mit 
der  Deckung  gegen  Verluste  durch  die  ver- 

r;,.  |  .     Da  es  in  Kulturstaat« 

T  Wirtschaftspohzei  be- 
entstehen- 
der  \  ^,,1^  zu  verhüten    zu 
dem  Ende    aber   noch   zur  Zeit   kein  Mittel 
bekannt    ist    als   die,    übrigens    noch    nicht 
durchweg   und   nicht  allen  Seuchen  -  -     - 
über  erprobte.    Impfung,    die 
!  durchsuchter   uerthchkeiten   vom  Verkehr, 
dteDeSktion   und    da 
chenverdächtiger  Tiere,  so  ist  es  erklaü^ 
dass  in  solchen  Staaten .gesetzlicher  Z 
zur  Vornahme    dieser  Massregeln    begeht  ) 

i)  Durch  "die  Rinderpest  verlor  Österreich 
in  den  Janren  1863-1865  64 =  bis  9V V^mes 
Rinderhestandes,  England  un  Jahre  18 

Stück.  Holland  allein  in  fünf  Provinzen  laOUW 

StÜC^  üeber  die  i.  J.  1765  von  Friedrich 

-  Westen  zur  Bekämpfung  der  Rinderpest 
^richteten staatlichen  Versichernngskassen  vgl. 

ölen    "ul     i       Holland.    Belgien     und     , 
Staaten  folgten  dem  Beispiele  Friedrichs  d.  Gr. 

nach. 


i 
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und  dass  liier  die  Debernahme  des  Seuchen- 

risikos  durch  private  Versicherungsanstalten 

-  Ibst    verbietet.     Im    Deutschen 

Reiche  ist  es  durch  §  58  des  Gr.  v.  23.  Juni 

end    die   Abwehr   und    I 
drückung  von  Viehseuchen,  (verändert  und 
ergänzt  durch  0.  v.  1.  Mai  1894)  den  Ein- 
rl  äsen,   landesgesetzliche  Be- 
stimmungen darüber  zu  treffen:  1.  von  wem 
die  Entschädigung  für  die  nach  polizeilicher 
Anordnung    getöteten    Tiere    zu    gewähren 
und  axifzubringen  ist:  2.  wie  die  Entschädi- 
_    im    einzelnen  Falle   auszumitteln  und 
festzustellen   ist.    In    den   meisten   Bundes- 
staaten —  in  Preussen   z.  B.  nach   dem  Gr. 
v.  12.  .März  1881 *)  —  wird  die  zu  leis 
Entschädigung  durch  jährliche  Beitrag 
Viehbesitzer  aufgebracht,  besteht  also"  hin- 
sichtlich   der    Seuchengefahr  eine 
Zwaugsversicherung     auf    Gegen- 
-     tigkeit  als  Staatsinstitut.2)    Die 
meisten  Gesetze  betrachten   beim  Rindvieh 
die  Rinderpest,  die  Lungenseuehe  und  den 
Milzbrand,   bei  Pferden   den  Rotz   und    den 
Milzbrand,     einige    auch    bei    Schafen    die 
i  als  solche  Seuchen,  in  betreff  deren 
Entschädigung    der    entstandenen    Verluste 
auf  •  angedeuteten  Wege  erfolgen 

kann. 

4.  Einschränkung  des   (Gebietes  der 
Privatversn  herung.    Ist  so  privaten  Ver- 
•  rungsunternehmungen  meist  ein  grosses 
Gebiet  ihrer  Thätigkeit,  auf  welches  sich  zu 
wagen  sie  selbsl  Bedenken  tragen  mussten, 
— ?n,  so  verschliesst  ach  ihnen  aus 
naheliegenden    Gründen    auch    ein    anderes 
-    Gebiet,    welches,    wenn    es    ihnen 
offen    stände,     ihnen     besondere     Vorteile 
bieten    und   ihre  schwierige  Arbeit  wesent- 
lich    erleichtern     könnte"      Die     Besitzer 
3er    Viehbestände,     welche    gegen    die 
durch    Seuchen    entstehenden   Verluste,   die 
sie    ausschliesslich    zu    fürchten  haben,    in 
Kulturstaaten  durch  Staatseinrichtungen  we- 
QOtdürftig  gedeckt  sind,  behandeln 
nämlich    die    durch    Abnutz.     Unfälle    und 
Krankheiten  entstehenden 


Vgl.  auch  Prenss.  Gesetze  v.  29.  Juni 
L890,  22.  April  1897  und  18.  Juni  1894.  In 
Frankreich  ist  der  gleiche  Gegenstand  ^regelt 
durch  G.   vom   21.  Juli    1881,   welches  jedoch 

tz  nur  für  durch  Rinderpest  and   I  i 

e  entstandene  Verluste  verheisst,  Inder 
Schweiz  durch  Rundestes,  venu  1.  Juli  1886. 
welches  nur  teilweisen  Ersatz  der  durch  Rinder- 
pest verursachten  Verluste,  halb  aus  der  Bundes-, 
halb^Kantonskassen,  in  Aussicht  stellt. 

*)  Aehnlich  in  der  Schweiz,  wo  nach  dem 
Bundesges.  vom  22.  Dezember  1893  der  Bund 
Kantonen  und  Gemeinden,  welche  die  Vieh- 
versicherung obligatorisch  einfuhren,  gewisse 
Unterstützungen    aus    der     Bundeskasse     zu- 

rt  Vgl.  auch  die  Vollzugs-V.  vom  in 
Juli  1894.    " 


Verlust.-     bei     gewerbsmässigem    Bei 
gleich   den   anderen   regelmässigen  Kapital- 
verlusten,   decken  dieselben  also  durch  Ab- 
schreibungen,   übernehmen    dafür   Sei 
Versicherung,    ebenso    wie    de] 
Reeder  für  die  ab  und  zu  in  seiner  gr 

R lerei     entstehenden    Verluste    ein. 

Fahrzeuge. 

Es   verbleibt   der  privaten  Viehversii 
rang   also    nur   etwa    der  Besitzer   grosser 
Tierbestände  zu  nichtgewerblichen  Zwi 

-  und  auch  dieser  zieht  in  der  Regel  die 
Selbstversicherung  vor  —  und  der  kleine 
Viehbesitzer,  dessen  Viehbestand  zu  gering 
ist,  als  dass  er  an  Abschreibung  oder  an 
»Versicherung  denken  könnte.  DrÜ 
das  Risiko,  welches  sie  hier  zu  übernehmen 
pflegt,  ist  das  Risiko  des  Viehster* 
bens  infolge  von  Abnutz,  von  Un- 
fällen oder  von  nicht  seuchenarti- 
ger Krankheit. 

Das  Gebiet  ist  hier  also  der  privaten 
Versicherung  stark  eingeengt,  und  der  ra- 
tionellen Verwertung  des  Versicherungsg 
dankens  stehen  hier  überdies,  wie  oben 
schon  angedeutet,  besondere  Schwierig! 
entgegen.  Deshalb  ist  die  private  Vlehver- 
sieheruug,  so  sehr  es  im  allgemeinen  wirt- 
sehaftlichen  Interesse  läge,    ihr  die  grösste 

reitung    zu    verschaffen   und   sie  : 
Anforderungen  gewachsen  zu  machen,  weder 
extensiv   noch,  wo    sie  benutzt  wird,  inten- 
siv annähernd  so  wirksam  wie  andere  Ver- 
sicherungsarten  je  auf  ihren  Gebieten. 

Insbesondere  erschweren  die  oben  ange- 
deuteten Momente  —  Schwierigkeit  der 
Kontrolle,  Unmöglichkeit  der  Verhütung 
von  leichtfertiger  oder  absichtlicher  Herbei- 
führung des  Risikos,  Schwierigkeit  und 
unverhältnismässige  Kostspieligkeit  der 
Schadenfeststellung  etc.  —  die  Errichtung 
und  erspriessliche  Verwaltung  von  grossen, 
ihre  Wirksamkeit  über  weite  Gebiete  er- 
streckenden Versicherungsinstituten.  Auch 
enthält  die  Aufgabe  wenig  Reiz  für  das 
Kapital,  sich  diesem  Versicherungszweige 
um  des  hier  immer  sehr  zweifelhaften  Ge- 
winnes willen  zuzuwenden.  Und  so  ist 
denn  bei  der  Viehversicherimg  nicht  mü- 
der Grossbetrieb  selten,  sondern  die  gewerb- 
liche Unternehmung  —  durch  Erwerbsge- 
sellschaften —  thatsächlich  so  gut  wie  aus- 
geschlossen. Das  Gros  des  Bedürfnisses, 
soweit  es  überhaupt  Befriedigung  sucht. 
wird  durch  kleine  örtliche,  höchstens  Kreis- 
verbände befriedigt,  deren  allerdings  in  allen 
Kulturstaaten  eine  ziemlich  grosse  Zahl 
vorhanden  i-t.1) 


')  B.  Iran  vi  in  Ehrenzweigs  Jahrbuch  (1901 
spricht  von  Tausenden    solcher   lokalen  Vereine 
in  Deutschland.  — H.  u.  K.Brämer,  Das  Versiche- 
rungswesen   1894)  geben  ihre  Zahl  f iir  Preussen 
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5      Versicherungsbedingiuigen.      Es 

ersteht  sich,  dass,  soweit  sich  dieser  Ge- 
zweig überhaupt  in  dem  Rahmen  der 
henuig  bewegt  und  nicht  nur  auf, 
svenn  auch  bestimml  geregelte,  almosenähn- 
liche  Beihilfen  in  Verlustfällen  abzweckt, 
iuch  hier  die  Fimdamentalbedingungeri,  des 
Versicherungsvertrages,  gemodelt  nach  den 
Besonderheiten  der  Gefahren,   Platz  greifen 

müssen.  ,    .. 

Zu  den  allgemeinen  Vertragsbedingungen 
gehört  auch  hier  die  der  wahrheitsgeto  uen 
chming   des    zu    versichernden  Gegen- 
enau    nach   den  Angaben,    welche 
der  Versicherer  verlangt  und  nötig  hat,  um 
sein  Risiko  abzuschätzen,    untreue  in  dieser 
aung  zieht  den  Verlust  des  Entschädi- 
gungsanspruches  nach  sich.     Hat   der  Ver- 
mngsuchende   mehrere  Tiere   der  glei- 
che!   Gattung,    so    pflegt    der    Versicherer 
nicht    auf    die   Versicherung    nur   einzelner 
Stücke    sich    einzulassen,    sondern    die   \  er- 
ächerung   des  ganzen  Bestandes  zu  verlan- 
Dem  Antrage,    wenn    er   m   Betraeh 
en  werden  soll  —  oder  muss  — .  pflegt 
unter  Mitwirkung  des  Versicherers  und  nach 
den  Normen,    welche  dieser  dieserhalb  auf- 
stellt   die  Wertfeststellung  jedes   einzelne,, 
Stückes  zu  folgen.    Die  Versicherungssumme 
ist  meist  nicht  gleich  der  ermittelten  \\  ert- 
BUmme.     Die   meisten  Viehversicherungsan- 
u  oder  Vereine  haben  Maximalbetrage 
für    jedes    Stück    jeder    Viehgattung,    über 
welche  hinaus  sie  nicht  haften.     Die  meisten 
abernehmen   auch   innerhalb    dieser   JVLaxi- 
malbeträge     nur    die    Haftung    für    einen 
rpgjj  _  34    a  Sj  4  3  _  der  Wertsumme  und 
überlassen 'den  Rest  der  Selbstversicherung. 
Der  Versicherungsbeitrag  —  auch  hier 
Prämie   genannt  —  wird   in  Prozenten  der 
Versicherungssumme  vereinbart.     Auch  hier 
isi     die    Prämie    Bringschuld,    wenn    nicht 
anderes    vereinbart    ist.     Auch    teer   macht 
die    Nicht-    oder    nichtrechtzeitige    Zahlung 
der  Prämie  den  Versicherten  des  Schadens- 
ersatzanspruches verlustig.    Ob  die  Prämie 
vom   Versicherer    eingeklagt    werden   kann. 
ist  qtiaestio  facti.     Die  Prämie  ist  auch  hier 
bei    Gegenseitigkeitsversicherung    bis    zum 
Rechnungsschlusse    nur    Anzahlung     wenn 
nicht  im  voraus  bestimmt  ist,  dass  der  \  er- 
sicherer im  Falle  des  Nichtzureichens  nicht 
Nachschüsse    erheben,    sondern    nur  allge- 
meine   entsprechende    Reduktion    der    Ent- 
Bchädigungszahlung    eintreten    lassen    dart. 


und  da,  Jahr  1883  auf  4021  mit  etwa  400000 
Teilnehmern  und  über  1  MiU.  zu  142  ,  Mül. 
Mark  versicherter  Stück  Vieh,  für  Bayern  und 
1893  auf  573  (Ortsvereine),  für  Barten  und  lööd 
auf  83  an.  Ausserdem  bestehen  noch  in  vielen 
deutschen  Städten  lokale  Schlachtvieh-^  ersiche- 
rungsvereine. 


Beim    Mangel    einer    selche,,    Bestimmung 
Lerte         bei  Gegenseiftg- 
keitsversl  -    zu   Nachschii 

zur  Böhe    seines  Anteiles  am  Gesamterfor- 
dernis ver]  zu  sein. 

De-  Verse  herte    dar!    kein  ■  aert<  - 

Stück   im  Wege  des  Kauf       der  Tausches 
durch  ein  anderes  ersetzen,  ohne  dem  Ver- 
sicherer   Anzeige    zu    machen    und    äich  in 
betreff  des  Ersatzstückes  den  Deklarati, 
bestimmungen  aufs  neue  zu  unterwerfen. 

Während   der  Daner  des  Vertrages  hat 
der  Versicherte  die  versicherten  Tiere 
fältig    zu    pflegen    und   zu   warten,    im  Er- 
kraukungsfalle  dem  Versicherer  oder  4 
Beaiiftragten  Anzeige  zu  erstatten  und  dessen 
—   meist    vertragsmässig    festgestellten 
Anordnungen      -  in  betreff  der  Zuziehung 
eines  Tierarztes  etc.    -  Folge  zu  leisl 
alles    bei    Verlust     des     Entschädigung 

Spruches.  ,    ,.      ,   .  ,  , 

Solchen  Verlust  zieht  auch  die  absicht- 
liche durch  den  Versicherer  nicht  ausdruck- 
lieh  genehmigt ler  die  durch  grobe  Fahr- 
lässigkeit herbeigeführte  Tütung  versicherter 
Tiere  nach  sich. 

Bei  Eintritt  des  Schadens  hat  der  \  ei- 
sicherte  dem  Versicherer  oder  dessen  Be- 
auftragten alsbald  Anzeige  zu  erstatten  und 
seinen  Anordnungen  zur  Feststellung  des 
Sehadens  Folge  zu  leisten. 

Der   Versicherer    ist    nicht    verpflichtet. 
Idie  bei  Abschluss   der  Versicherung  festge- 
stellte Wertsumme  —  nach  Abzug   des  et- 
waigen Selbstversicherungsbetrages  — .  son- 
,,,,,,  DUr  den  durch  vorgesclmebene  bchat- 
ml„.  festgestellten   Wertbetrag,  welchen  die 
versicherten  Tiere   vor  dem  Tode  repräsen- 
tierten,   bis    zum    Bei  ante    der   Ver- 
sicherungssumme    zu    zahlen.     (Abel 
die  Versicherungssumme   deckt   gewöhnlich 
U11  besten  Falle  nur  »/*  bis   V«  des  Wertes, 
da    Selbstversicherung   bis    zu    hi  oder     » 
ziemlieh  allgemein   bedungen   wird.) Denn 
auch  hier   seil   die  Versicherung  dem  Ver- 
sicherten   nicht  Gewinn   bringen.    Die  ver- 
wertbaren üeberreste  des  gefallenen  T^res 
pflesen  zu  der  im  vertragsmassigen  V  erfah- 
ren festgestellten  Taxe   entweder  dem  Ver- 
sicherten unter  Anrechnung  auf  die  Schaden- 
summe   überlassen     oder    vom    Versicherer 
aneenommen  zu  werden. 

St  Reserven.  Viehversicherungsanstal- 
ten i diesen,  wenn  sie  nicht  nur  auf  Kalen- 
Jeriahr?  versichern  oder  für  Teile  von  Ka- 
Serjahren  Stückprämien  berechnen,  wie 
alle  anderen  Versicherungsmstitute ,  ctie 
fummen     der     über     .  ^ungsjate 

hinaus  validierenden  Pramienteüe  als ;  i"ra- 
üenüberträue  am  Jahresreeluimigssehlusse 
711,  Verrufne  zu  halten.  Ebenso,  als 
sThadenSvf,  die  Summe  der  Betrage 
derjenigen   in   ein  Rechnungsjahr  lallenden 
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n,  welche  erst  im  nächsten  Rech- 
nungsjahre vergütet  werden  können.  A 
dem,  aus  etwaigen  Jahresüberschüssen,  eine 
Kapitalreserve  anzusammeln,  ist  im  Interesse 
möglichster  Gleichmässigkeif  der  jährlichen 
Belastung  der  Versicherten  und  der  Er- 
haltung steter  Zahlungsfähigkeit  bei  diesem 
cherungszweige,  in  welchem  die  Scha- 
denhöhe von  Jahr  zu  Jahr  sehr  vi 
zu  sein  pflegt,  dringend  zu  empfehlen. 

7.    Die    Verstaatlichungsfrage.      Da, 
wenn  auch  nicht  als  \  r,    sondern 

infolge     der     aus     wirtschaftspolizeilichen 
Gründen  für  nötig  erachteten  Massnahmen 


zur 


Verhütung  der   Weiterverbreitung  i 


lien.  die  Staatsgewalt  das  Gebiet  der 
privaten  Viehversicherung  bereits  erheblich 
eingeschränkt  hat.  die  Privatthätigkeit  aber 
auch   die   ihr  verbliebenen  erfah- 

rungsmässig  nur  sehr  mangelhaft  zu  lösen 
vermag,  währendihre  möglichst  vollkommene 
Lösung  doch  bei  den  grossen,  auf  dem 
Spiele  stehenden  Vermögenswerten  dringend 
zu  wünschen  wäre,  hat  man  wohl  hie  und 
da  der  Cebernahme  der  Viehversicherung, 
natürlich  als  monopolistischer  Zwangsver- 
sicherung,  durch  den  Staat  das  Wort  g  red  t. 
Allein  die  eigentümlichen  Schwierigfa 
welche  sich  der  erspriesshchen  Lösung  der 
ii.  liegen  in  der 
'  ■  a  ätandes  und  sind 
te,  deren  Deberwindung,  wenn  sii 
thatsächlich  der  Privatthätigkeit  kaum  ge- 
lingt, doch  der  Staatsthätigkeit  unstreitig 
noch  viel  wen  würde.     I 

würde  sie  der  Versuch  der  Deberwin- 
a  eine  doch  weit  über  das  Staatsinte- 
Sache  hinausgehende  Fülle  von 
Opfern  von  Geld  und  Kräften  kosten. 
Hierüber  spricht  sich  überzeugend  der 
Jahresbericht  des  eidgenössischen  Vej 
rangsamtes  für  1890  auf  S.  LXXVI  aus. 
Nicht  he,  aber  doch  öffentliche 

lathche   oder  provinzielle  —  Viehver- 
mehrfach mit 
mehr  oder  wi  jgem  Erfolg.    Cebei 

ayerische  Landes-Viehversicherungsan- 
stalt  vom  1.  N  L896,  die  badischen 

'  Ws-T  iehversii  instalten  mit  b 

Zwange    laut  G.  v.  26.  Juni 
isländischen  Landesverband   der  öffent- 

laut  G.  v. 
22.  Dezember  1896,  die  Sächsische  staatliche 
Schlachtviehversiehi  m  2.  Juni    L898 

vgl.    Festschrift     der    bayerisch 

■  Landes- Versicherungsanstalten  <Mün- 
chen  1899). 

8.  Statistik.     Bis  zu  welchem  Dmfa 

und   in    welcher  Weise  Viehbesitzer   durch 

Mittel    der    Versicherung   gegen  Vieh- 

iste  zu  irgend  ein«  i  '/.•  ii  gedeckt  waren 

oder    gedeckt    sind,    ist   auf   Grund    zuver- 

1  »uellen    für  kein  Staatsgebiet  auch 


nur  annähernd  genau  anzugeben.  Wa 
statistischen  Daten  über  Viehversich 
ermittelt    weiden   konnte,   man'   hier  fo 

Auf  Grund  ziemlich  zuverlässiger  Di 
darf  angenommen  werden.  ,ia<>  in  Pro 
jetzt    gegen   5000  kleine  Yiehversichei 

ie    fKuhladen,    Viehkassen)    mit   etwa 

,; "  Teilnehmern  bestehen,  welche 

1'  2  Millionen  Binder  und  Pferde  versii 
haben.    Ehrenzweigs    Assekuranz-Jahrbuch 
(Wien  1901)  enthält  Angaben  über  die  Leis- 
tungen von  23  deutschen  Viehversicher 
gesellschaften.    welche    es  als    die  ein 
bezeichnet,    die    mit   geschäftlicher    <  ii 
versehen    sind  und  ihre  Wirksan 
auf  grössere  Gebiete  ausgedehnt  haben, 
diese  Gesellschaften  sind  auf  Gegenseitig 
begründet 

Hiernach  betrug  Ende  1899  die  bei  di< 
Anstalten      laufende      Versicherungssi] 

'-K-Ui'.iij Mark,    am    wenigsten    (78; 

Mark)  bei  der  >Prignitzer  Viehversichem 
gesellschaft      in    Wittenberg,    weitaus    am 
meisten     (55,4    Millionen    Mark)    bei    dej 
»Perleberger  Viehversieheruugsgesi  illsc 
in  Perleberg. 

-Nach  dem  am  Schlüsse  des  Abschnittes 

4  oben  Gesagten  darf  es  kaum  befremden. 
dass  die  Gresamtversieherungssumme  jener 
allein  geschäftlich  organisierten  Anstalten 
eine  so  winzige  ist  im  Verhältnis  zu  den 
Viehbeständen  Deutschlands. x) 

Jene  23  Gesellschaften  nahmen  1899  zu- 
sammen an  Bruttoprämien,  Xachschusszah- 
lungen_und  Gebühren  für  eigene  Rechnung 

5  82l  1771  Mark  ein,  hatten  dagegen  4  H  >5  376 
Mark  für  Schäden,  61 193  Mark  für  Schäden- 
regulierungskosten  zu   zahlen  und  erzielten 

amen    genommen  keinen   Ueberschuss, 
sondern  Verlust.    In  den  16  vorhergehenden 
Jahren  arbeiteten  die  bestehenden 
Gesellschaften  sechsmal  mit  Verlusten  (d.  n. 
im  Durchschnitt,  also  wohl  ebenso  wie  lxiti. 
einige  mit  Gewinn,    andere   mit,  im  ga 
grösseren,  Verlusten);  der  Jahresübersi 
welchen    die    fraglichen    Gesellschaften    im 
ganzen  erzielten,  betrug  in  keinem  der  Jahre 
von  1883-  1899  mehr  als  jene  76 920  Mark, 
welche  1888  erübrigt  wurden. 

In  Oesterrei c h  -  D  n g a r n  bestehen 
nach  der  gleichen  Quelle  drei  grösser«! 
Viehyersicherungsanstalten,  der  Vorarlbei  - 
Verein,  die  »Niederösterreichische  Lan 
Viehversicherungsanstalt  und  die  Eng* 
rische  wechselseitige  Viehversicherungsg  - 
Seilschaft«. 

Diese  drei  Anstalten  haben  1899  zusam- 
men   an    Prämien    und    Gebühren    381 111 


')  In  Preusseii  allein  ist  für  den  1.  Dezember 
i  n  Bestand  von  3  831  »346  Pferden .  1 7  555  818 
■Miiek  Rindvieh,  13589  ?59  Schafen  und  12174513 
Schweinen  amtlich  ermittelt. 
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rereinnahmt,    128290    Kronen    an 

Sen   bezahlt,    114207    Kronen   f urKa- 

,v,.r   erlöst,    314(183    Kronen    an    Regulie- 

Skosten   und  268  540  Kronen  an  sonsti- 

äpesen   verausgabt.    Sie  haben    tro tz- 

,,.,    Nieder5sterreichische    Landesaus- 

,     .einer      Anstalt      L08711       Kronen 

Subventionen   gezalüt    hat,    im  ganzen   mit 

iamhaftem  Verlust  gearbeitet. 

In  der  Schweiz  arbeiten  als  grössere 
.rganisierte  Anstalten  nur  ausländische 
,scitigkeitsanstalten,  drei  deutsche  und 
,„„;  französische.  Nach  dem  Berichte  des 
eidgenössischen  Versicherungsamtes  für  18«« 
ier  Anstalten  am  Ende  dieses 
£E  einen  Gesamtversicherungsbestand 
con  nahe  an  7  Millionen  Francs. 

Nach    einer   in    verschiedenen    französi 
,   Zeitschriften   veröffentlichten   TJeber- 
waren  in  Frankreich  bei  10  -  wie 
...  scheint  den  einzigen  etwas   umfassendei 
w  i  rkenden     —    Viehversicherungs  -  (tregen- 
S|S-)Gesellschaften  Ende  1899  28000 
Stück  Vieh  mit  51^12T3Fran^YCTSichert 
Kinnahme   des  Jahres  betrug   1  &..-  t   ■> 
jLnes.     Es    waren    für   3986   Schadenfalle 
1399939  Francs  zu  zahlen  gewesen.    Auch 
die  französischen  Gesellschaften  haben  meis- 
tens mit  Verlust  gearbeitet     üebrigens  be- 
istehen  auch   dort   zahlreiche   örtliche  \ie- 
versicherungsvereine. 


lana   und    Kolonieen;   d    Russland; ,  e    Oestei- 
ceich;    t     [talien;   g)  Spanien;  fa    Portugal; 
Schweiz      k      Niederlande    und    Belgien; 
Schweden,    Norwegen   und  Danemark;  m)    Ru- 
mänien    und    Serbien;     n]    Griechenland;     0 
Sonstige  Länder. 


Mtteratnr:    Die  Latenter  der   Viehvernclxrung 

ah  solcher    ist    ungemein    dürfil ge '■     Ä 

u  nickt  möglich,  ein  einziges  namhaftes,  den 
Geqenstand  einigermassen  erschöpfendes  Werte  an- 
zuführen. Am  lehrreichsten  sind  immer  noch 
',,!,    denselben    betreffenden   Ausführungen   m  den 

Berichten  des  eidgenössischen  Versicher isamtes. 

hie  reichhaltigere,  die  polizeilichen  Massnahmen 
,     Verleitung    von    Viehseuchen    betr, 
eratur  gehört  nicht  hierher.    Masius 

matisch  Darstellung  des  ge Mi   l-«»-W-w 

„- ,.    Leipzig   1857)    ist    in   dem    dieViehver 

,,,/„,■ ,     betreffenden     Teil,       5  <<"''« 

eben  eindringend  und  vollständig. 

Sehr  verdienstlich  ist  der thaufda»  Allge- 

i ingehend,     Abschnitt    der  Festschrift 

™r  bayerischen    öffentlichen  Landes- 

anstalten  für    Brand-,    Hagel-    I  ^hver 

Sicherung,    welcher    von    dem    letzteren   Versiehe 

ig,    I lelt     ä  ■    Desgleichen  H. 

...   k.   Brämer,   Das   Versicherungswesen  (Leip- 
-.■•;.    VI.  Abschn.  S. 

A.  Emmingliaus, 


1    allgemeines.     Neben    den  Getreide- 
zöllen sind    die    Viehzölle    als    wi  titig  h 
Glied    in    der    Kette   der   Agrarzölle   anzu- 
sehen    Die  Yiehzr.ll-  aei ute  vor- 
liegend   als     Einfuhrzölle;    die    früheren 
Durchfuhrzölle  sind  allgemein,  .he  Ausfuhr- 
zölle  fast   allenthalben  beseitigt.     Die  Ein- 
fuhrzölle für  Vieh  smd   neuerdings  in  den 
meisten  Kulturstaaten   der  alten  Welt  wie- 
der ins  Leben  gerufen  bezw.  erhöht  worden, 
nachdem    die  Abneigung   g.^n   >■  hui 
überhaupt    und    gegen    landwirtschafthche 
Schutzzone   insbesondere    namentlich  im  5. 
und  6.  Jahrzehnt    des   19.  Jahrhunderts  die 
früheren    Sätze    bedeutend    ermässigt    oder 
™nz  beseitigt  hatte.    Auch  die  wichügsten 
Staaten  der  neuen  Welt  haben  auf  die  Ein- 
fuhr von  Vieh  Zölle   gelegt,   zum  Ted  von 
sehr  beträchtlicher  Höhe.  . 

Einige  der  gegenwärtigen  Viehzolle  sind 
so  niedrig,    das,   sie  nur  als  eine  Art  Kon- 
trolLebühr    gelten    können    und    höchstens 
duren   die  Belästigungen,    die   sie   mit  sieh 
bringen,   die  Wirkung  eines  Schutzzolles  in 
bescheidenem    umfange    zu   erreichen 1   ver- 
möo-en     wie  z.  B.    die  Schweizer   Zolle   tu 
S    Maultiere  und  Esel    und   die  Zölle 
für  Rindvieh   in   Rumänien    und   Paraguay. 
Vielfach  sind  indes  die  Viehzölle  ausdrück- 
lich   als    Schutzzölle    ausgestaltet    worden. 
während  sie  in  Ländern  ohne  eigene  nennens- 
werte oder  eines  Schutzes  bedürftige  Vieh- 
zucht als  Finanzzölle  erscheinen     Die  letz- 
teren begegnen   einer  Beanstandung  1111  all- 
Seinen  nicht.    Die  Viehzölle  als  Schi, tz- 
zölle    dagegen    unterliegen    einer   sehr  y- 
StodS   Beurteilung,   die   aber  in  -den 
Funkte-    mit    derjenigen    der    Getreidezoll« 
zusammenzutreffen    pflegt     Eine    allgemein 
und    unbedingt     gütige    Entscheidung    aus 
theoretischen   Erwägungen   heraus   ist  auch 
ser  Frage  nicht  möglich,  ebensowenig 
„,.'  auch    e,ne    gnindsätzhche  Verwerfung 
der  vSölle  überhaupt.    Die  Entscheidung 
muss    also   von  Fall   zu  Fall  getroffen  wer- 
EndW  sich  richten  müssen  nad.de 


Viehzölle. 

1.  Allgemeines.  2.  Die  Systeme  der  V. 
3.  Entwickerang  und  gegenwärtiger  Stand  ta 
y    a    Deutschland;    b    Frankreich;    c]  Eng- 


den  unci  wiru  siw  """""  ";  r,  ,lin,(,i,  ,1,,,, 
vorhandenen  Leistungs-  und  der  durch  den 
Zoll  noch   audösbaren   Steigerungsfahigkeit 

der  VehzuAit    des  Landes    und    nach    den, 

ffd»  urteile  über  die  V»tao]te 

sehr  wechseln. 


510 


Viehzölle 


2.    Die    Systeme    der  V.      Die  Vieh- 
zölle  kommen    sowohl    als   Stückzölle  wie 
rewiehts-  und  als  Wertzölle  vor.     Das 
reine,    für    alle    zollpflichtigen     Vieharten 
durchgeführte    Stückzollsystem    ist   —   wie 
am  Schluss  beigegebene  Tabelle  S.   196 
—  am  weitesten  verbreitet;  demnächst 
is  ceine  Wertzollsystem  zur  Anwendung 
agt,   während    das  reine    Gewichtszoll- 
iii  uur  vereinzelt  vorkommt.    Eine  Ver- 
einigung des  Stück-  und  Gewichtszolls]  ätems 
*    sich  in   verschiedenen   Ländern,   je- 
doch derart,  dass  die  Gewichtszölle  nament- 
lich  beim    groben   Schlachtvieh  (Rindvieh), 
seltener   schon  bei  Borstenvieh  vorkommen, 
während  das  Kleinvieh  (Schaf-  und  Ziegen- 
vieh) meist  und  Pferde.  Maultiere  und  Esel 
durchweg  auch  in  diesen  Ländern  mit  Stück- 
zöllen versehen  sind.  Wertzölle  neben  Stück- 
und  Gewichtszöllen  kommen  in  einigen  ame- 
rikanischen Gebieten  vor. 

In  Wirklichkeit  spielen  hiernach  bei 
Pferden,  Maultieren  und  Eseln  sowie  bei 
Schaf-  und  Ziegenvii  h  eigentlich  nur  Stück- 
und  Wertzoll,,  eine  Rolle;  nur  Serbien  hat 
auch  hier  durchgängig  Gewiehtszölle.  Bei 
Rind-  und  Borstenvieh  kommen  alle  drei 
Stück-,  Gewichts-  und  Wert- 
zollsystem —  zur  Anwendung. 
.Man    kann 


nicht   aunehm  n     dass  diese 
itung   der   verschiedenen 
rein    willkürlich    ist.     Dem    Ge- 
wichtszollsystem    werden     bei     dem 
seren  Schlachtvieh   augens*  heinlich    ge- 
-  !    Vorteile   zugeschrieben    insofern,   als 
dem   wirklichen  umfang  der  durch 
die  Einfuhr   bewirkten    Konkurrenz,    die  ia 
QÜich    von    der    Schlachtausbeute    ab- 
äser  anpasst  und  eine  gleichmässi- 
astung   der   eigentlichen   Schlacht- 
eute   ermöglicht.      /Ulerdings    ist    die 
Handhabung  der  Gewichtszölle  schwi 

die    Gewichtsfeststi  Ilung  umständlicher 

Zahlung  der  Stückzahl. 

Gewichtszölle  regen  zur  Einfuhr  mageren 

N  1"lj'  ^s  dann  im   Inland-   gemästel 

wird.     Das  Inland   verd 

lohn. 

..    I,i",  Stöck:  eine   leichtere 

i  Zollschi  •  passen 

dem  wirkhchen  Umfang  der  von 
^führten  Schlachtvieh  ausgehenden 
urrenz  weniger  an  und  regen  zu 
1     ■  '       Viehes  an,    das  den  inländi- 
Viehmäsl  Konkur- 

bereitet,  las   Inland 

Mastlohn  verdienen  kann. 

Zugvieh  spiell  viel  weniger  das  Ge- 
vri(-h'  i  eingeführt  n  Ei  p 

Rolle.     Daher  tritt  in  der  r 
der  t.  ranz  2^^^  während  der 

u":;  ■    n     verhältnismässig    gr 

Kaum  mt     An  sich  lassen  sich  aui  !, 


manche  Erwägungen  namentlich  bei  den  im 
\\  ert  so  sehr  verschiedenen  Pferden  für  die 
Anlehnung    der    Zölle    an    die    Wen 
schiede  anführen.    Nur  ist  die  Feststellung 
des   Wertes    mit   nicht   geringen  Seh* 
Reiten  verknüpft,   und   deshalb   sind   i 
Praxis    vielfach    die    Stückzölle    vorge 
worden,    zeigen    aber    häufig    noch    allerlei 
Abstufungen   (z.  B.   nach   der  Grösse, 
dem    Alter   etc.),    um    so    wenigstens 
grossen  Gruppen  des  Wertes  einigermassen 
folgen  zu  können. 

Beim  Kleinvieh  ist  es  wohl  vor  allem 
die  Umständlichkeit  der  Gewichtsermitte- 
lung,  die  das  Gewichtszollsvstem  zurück- 
gedrängt hat. 

Welches  System  im  einzeluen  Lande  ge- 
wählt werden  soll,  hängt  von  den  besonde- 
ren Anlässen  und  Zwecken  der  Viehzoll- 
erhebung, zum  guten  Teü  auch  von  den 
Gewohnheiten  und  Anschauungen  der  Be- 
völkerung ab. 

3.  Eutwickelung  und  gegenwärtiger 
Stand  der  \.  a>  Deutschland.  Der  be- 
rühmte preussische  ^Zolltarif  vom  26  Mai 
1818  setzte  für  die  verschiedenen  Vieharten 
sehr  niedrige  Einfuhrzölle  au.  Pferde  Esel 
Maulesel  und  Maultiere  sollten  3  Mark  Ochsen 
und  Stiere  1,60  Mark.  Kühe  und  Färsen  080 
Mark,  Schweine,  Schafe  und  Ziegen  0.20  Mark 
pro  stuck  zahlen.  Alle  diese  Sätze  erfuhren 
durch  die  V.  v.  2.\  Oktober  1821  eiue  massige 
Erhöhung:  für  Pferde.  Maulesel,  Maultiere  und 
Esel  wurde  der  Zoll  auf  4  Mark  pro  Stück 
festgesetzt  und  dieser  Satz  ging  auch  in  den 
Zollvereinstarif  vom  31.  Oktober  1833  über  und 
erhielt  sich  bis  1870. 

Für  Ochsen  und  Stiere  wurde  durch  die 
V.J.  2o.  Oktober  1821  ebenfalls  der  Satz  von 
4  Mark  eingeführt.  Durch  die  V.  v  1!)  N0- 
i  1824  wurde  aber  der  Zoll  auf  9  Mark 
bei  ,ler  Einfuhr  in  die  westlichen  und  auf  15 
Mark  pro  stück  bei  der  Einfuhr  in  die  östlichen 
Provinzen  erhöht,  um  durch  die  V.  v  30  Ok- 
tober 1827  einheitlich  auf  15  Mark  angesetzt 
zu  werden.  Her  Zoll  von  15  Mark  gelangte 
Wöä  auch  im  Zollverein  zur  Geltung  und  blieb 
dort  über  drei  Jahrzehnte  lang  in  Kraft  Erst 
der  Zollvereinstarif  vom  1.  Juli  1865  setzte  ihn 
auf   7,50  Mark  herunter. 

Für  Idilic  und  Färsen  brachte  die  V  v 
25.  Oktober  1821  eine  Erhöhung  auf  1,50  Mark 
Eine  bedeutend!  Steigerung  trat  durch  die  V 
v.  19.  November  1824  ein;  für  Kühe  wurde  der 
Zoll  auf  9  bezw.  6,  für  Jungvieh  auf  6  bezw 
4  .Mark  bei  der  Einfuhr  in  die  östlichen  bezw 
!"ii  Provinzen  festgestellt.  Die  verschie- 
denen Sätze  wurden  in  der  V.  v.  30.  Oktober 
ls-,  zusammengezogen  auf  9  Mark  für  Kühe 
und  b  Mark  für  Jungvieh,  die  dann  im  Zoll- 
vereinstarif vom  1.  Juli  1865  auf  die  Hälfte 
herabgesetzt  wurdi  n. 

Schweine  wurde  1821  der  Zoll  auf 
U,o0  Mark,  dagegen  1824  auf  3  bezw.  2  .Mark 
bei  d.r  Einfuhr  in  die  östlichen  bezw.  west- 
lichen Provinzen  festgestellt.  1827  trat  an 
"[  l  i  Einheitszoll  von  3  Mark 

der  aber  seit   der   V.  v.  30.  Oktober  1831   nur 
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noch  lür  gemästet  "•'  galt,  »ahrcnd  im 

Zoll   auf  2  Mark   augesetz    wurde. 

,,,'  Satz    wurde    durch    den    Zollvereins- 

:,ri  —  1.  Juli  1865  auch  auf  die  gemästeten 

Sdhweine  aus lehnt      Die  Spanferkel  erhielten 

greinen  besonderen  Zoll  von  030  Mark,  der 

s~u   auf  0.50  Mark    erhöht   wurde   und   so  bis 

>=,'   bestehen    blieb.     Dieselben   Sätze   galten 

Iber.  Ziegen  und  Schafvieh;  nur  wurden 

Z  'et/.,  rem  1824   die  Hammel  geschieden 

mit  einem  Zoll  von  1  Mark,    der  1827  auf  1,50 

Mark !  erhöht   und   in  dieser  Hohe   bis  18,0  bei- 

^^ÄrwähnteZoUveremstarifvoml. 
j„li  1865  bahnte  durch  die  Ermässigung   dei 
z"  le   für   Ochsen,   Stiere,   Knie-  und  Jungvieh 
„u     5 0\    und    für    gemästete    Schweine    um 
■■'    o      "die    Einführung    der    Zollfreiheit    an. 
Flu  weiterer  wichtiger  Schritt  auf  diesem  V,  i  ge 
wdS  Handelsvertrag  mit  Oesterreich  vom  9 
SIL  1868.  der  für  Maulesel,   Faultiere    Esel, 
Octeen  und  Stiere  den  Vertragszoll  auf  4  Mark^ 
für   Kühe  auf   3  Mark,    für  Jungvieh,  auf    l.oO 
Mark    für  Schweine  auf  2  Mark,  für  Spanferkel 
SS»  Mark  und  für  Hammel   auf  O.oO  Mark 
festsetzte,    alles    übrige   Vieh    aber  frei    liess 
Durch  den  Zollvereinstarif  vom  1  Oktober  18<0 
SEde    nur   noch    der   Zoll    für   Schweine    und 
s.vniferkel   mit    2,00    bezw.    0,30    Mark    test- 
^Ä  im  übrigen  aber  für  Vieh  Zolltre.heit 

^ffierbei  blieb  es  bis  1879.  ,  Der  [  ebergang 
Deutsehlands  zu  einer  gemässigten  SchutzzoU- 
politik,  wie  er  iu  dem  Zolltarif  v.  lo.  Juli  18*9 
zum  Lusdruck  kam.  brachte  auch  für  umt- 
EU  Vieh  mit  Ausnahme  der  Ziegen  to- 
solle,  nämlich  für  Pferde.  Maulesel.  Maul- 
tiere" un  1  Esel  10  Mark,  für  Ochsen  20  Mark,  tur 
Stiere  und  Kühe  6  Mark,  für  Jungvieh^  Marita 
Kälber  2  Mark,  für  Schweine  2.o.Mark  tm  Span- 
ferkel 0.30  Mark,  tur  Schaf  Vieh  1  Mark,  für  Lamm« 

050   Mark    für    das    Stück.      Diese   Satze    an  - 
brachen     der     Regierungsvorlage.      Die    von 
landwirtschaftlicher  Seite   unternommenen  \  er- 
eine  Erhöhung  herbeizuführen    nament- 
lich für  Pferde.  Oehsem  Kühe.  Jungvieh   Kaiher 
ml  Schweine,  blieben  damals  noch  erfolglos 
Diese  Versuche    wurden    erneuert     als   der 
entwnrf  v.  2.  Februar  188o  die  VnähzoUe 

.intrt    li Die    „freie    wirtschaftliche 

Vereinigung",  welche  damals  einen  grossen  Ein- 
fiu  <  auf  die  stärkere  Ausprägung  der  Schutz- 
zollpolitik  ausübte,  beantragte ,  die .Erhöhung 
des  Zolles  für:  Pferde  von  10  auf  20  Mark, 
Stiere  und  Kühe  von  6  auf  9  Mark  0 
v„u  20  auf  30  Mark.  Jungvieh  von  4  auf  6 
Mark,  Kälber  von  2  auf :  3  Mark .Sc  weine  von 


Die  Zollfreiheit  für  Ziegen  :  '  "" 

Tarifrevisionen  nach  1879  nicht  beseitigt  w 

Neben  den  Viehzöllen  sind  für  Fleisch 
Butter,    -  hmalz   und   andere    Erzeugnisse   d.  i 


Kälber  von  z  am  a  .u.tm.,  ^..~~. 
2>50    auf  6   Mark,    Spanferkel  von  (U0«rtl 
pro  Stück.     Das  G.  v.  22.  Mai  1885  ent- 


Mark pro  tu 

hält  denn  auch  diese  Erhöhungen. 

Gelegentlich  der  Zolltarifrevision  yonl887 
wurde  eine  weitere  Erhöhung',  namentlich  für 
Pferde    angestrebt,  allerdings  vergeblich.  j 

Durch  die  deutschen  Handelsverträge  von 
Ende  1891  ist  für  die  Einfuhr  aus  den  Vertrags- 
staaten der  Zoll  für  Ochsen  auf  2o,a0 Mark, 
für  Jungvieh  und  Schweme  auf  o  Mark  er 
Sassig^und  ebenso  wie  die  Sätze  des  Tarife 
v„n  m  für  Stiere,  Kühe  Kälber,  Spanferkel 
Schafe  und  Lämmer  auf  12  Jahre  gebunden 
worden. 


Untrer.    >•  limalz    mm    huubig     ,.,«  ..... • 

Viehzucht  besondere  Zölle  einh.  i  •'•  ''"' 

teilweise  von  1870-  -79  aussetzten.  . 

\n    Ausfuhrzöllen    /.-iure    der    preussis 
Tarif    <     26.  Mai    1818    1,20   Mark   für    Pf. 
Esel    Maul  «ark  fürO, 

und  stiere.   0,40   Mark    I  ir    Kühe  und  Färsen, 
010   Mark  für   Schweine,    Schafe    und    Ziegen. 
Die  V   v   25.  Oktober  1821 
zöllefallen,  und  seitdem  sind  für  Vieh  iusfuhi 
in  Deutschland  nicht  wieder  eingeführt  worden. 

b)  Frankreich.    Das  Bestreben,  die  Land- 
wirtschaft  durch  Zolle   zu   schützen,   datiert  in 
Frankreich   seit  1819  und  führte  auch  bald  zu 
Idutei  den  Viehzöllen.      Nach   dem  Tarif   von 
844    zahlten   Pferde   25,0  Frau. 
Maulesel  15,0  Francs  pro  -ruck:  für  Esel  wuiden 
nur  0  25  Francs  erhoben.    Ferner  war  zu  i 
Z  Ochsen  50,0  Franc,    für  Kühe 
für  stiere    junge  Ochsen  und  ]unge  Stiere  lo,U 
F^anÄjunle  Kühe  12,50  Francs  für  Kalb 

30  Francs  fül  Widder,  Schafe  und  Hammel 
,  St  für  Schweme  12,0  Francs  für  Span- 
ferkel 0,40  Francs,  für  Bocke  und  Ziegen  l,o0 
Francs,  für  Lämmer  0,30  Francs,  für  Zicklein 
025  Franc-  nro  Stück.  _.     . 

Die  mehr  freihändlerische  Sichtung,  die  in 
den  50er  und  6.  .er  Jahrer im  Frankreich 
-herrschte,   beeinflusste   auch  die  ViehzoUe 

lu.h.     Ein  Dekret  v.  14.  - 
Ssigte   den  ZoU  für  Ochsen  und  Süer 
,       ,„,      für  Kühe  und  Jungvieh  auf  1  Franc 
für    Kälber     Widder.     Schafe.     Hammel    und 
ScnwebTe .auf  0,25  Francs,    für  Spanferkel   und 
lamm  "r    auf   .UM  Francs    pro    Stück,    wahrend 
BBcfe    Ziegen   und  Zicklein   ?anz  frei  bb 
Der  Tarif   vom  16.  Mai    1863   liess   diese  Satze 
besteht     Für    Pferde.    Füllen   und  Maulese 
bUeben  die  erwähnten  -atze,  während  für  Esel 
der  Zoll  wegfiel.    Der  ZoU  für  Maulesel  wurde 
dm-cb    die    Hand  ■■•    auf   o   Franc    ei- 

"'"^Mit  dem  Zolltarif  vom  7.  Mai  1881  trat 
eine  Wendung  zu  beträchtlicher  Erho taufte 
Zölle  ein  die  durch  die  GG.  v.  2b.  Mai/ 
-;  AT.  U  1SS7  und  11.  Januar  1892  namentlich 
für  Cd-  Schaf-  und  Borstenvieh  und  durch 
;,,',  G    v .'■•».  April  18!  ede,  Füllen  und 

Maulesel  fortgesetzt  wurde.  . 

Die  EinMirzölle  hatten  sich  von ^1881  tos 
olgendermassen  gestellt:  S.  d.  Tabelle  aut 
der  Seite.  ,      , 

Die    Ausfuhrzölle    stellten    sich 
Tarif  von  1844:  Für  Füllen  au.  -     >  \ 

Ktiere    auf    2,0    Francs    für   Esel   auf"   1,0 
Francs,    für  Ochsen  auf  1,0   Franc    für   l 

**£«&  &Äf Anten 

bestand  kem  Aus^tehrzoU  ^^  ^„.^ 

Der  Tarif  vom  Ib. JU  ^fuhrzi 

S0WeeTBSw  ÄSn      Wä 
England  die  Getreidezölle  erst  am  1.  Juni 
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für 


Pferde 
Füllen 
Maulesel 
EseJ 


Ochsen 

Kühe 

Stiere 

Jungvieh 

Kälber 

Widder.  Schafe 

Hammel 

Sehweine 

Lämmer 

Eikke  und  Ziegen 

Zicklein 

Spanferkel 


7.  V.  28.  m. 
1881      1885 
pro       pro 

Stück    Stück 
F  r  a 
30.0      30.0 
1  S.o        1  S.o 
5.0         5.0 
frei       frei 


5.  IV.  11.  I. 

1887  1892 

pro  pro 

Stück  Stück 


n  c  s 

3°,° 

18,0 

5i° 
frei 


15.0  25.0 

S.O  12,0 

S.o  12^0 

5.0  S.o 

1,50  4.0 


2,0 

3,0 

0.50 
0.50 
0,50 

0.^0 


3.0 

6,0 

1,50 
1,00 
1,00 
i.'oo 


3°,° 
20,0 

5,° 
3.o 
für 
100  kg 
Lebend- 
gewicht 
3S,o        10.0 
20.0        :o,o 
12.0        10,0 
8,0        1 0,0 
8,0        12,0 

5-° 
6.0 


1,50 

1.00 
1.00 
1,00 


15,50 

8,o 

pr.  St. 

i,5° 

2.00 
1.00 
1,50 


Durch  das  G.  v.  9.  April  1S98  wurden  für 
Pferde,  Füllen  und  Maulesel  folgende  Zölle  ein- 

iirt : 

für  1  Stück 
Max.      Min. 

Francs 


200  1 50 

150  100 

75  5° 

5°  30 


Hengste,  Wallache,  Stuten :  von  5 

Jahren  und  darüber 

unter  5  Jahren 
Füllen 
Maulesel 

endgiltig  beseitigte,   erhob  es   schon  sehr   viel 

r  \  iehzölle  überhaupt  nicht   und  hat  sich 

auch    durch    die    schweren    Krisen,  welche    die 

englische   Landwirtschaft  durchmachen   musste. 

nicht    zu    einem    anderen    Verfahren    bewegen 

1.     Wenn     der    Zolltarif  vom    20.  August 

1853   die  Zniifri.iiH.it    für   Vieh    aussprach,    so 

stellte  er  nur  den  schon  vorhandenen  Zustand  lest. 

Die  englischen  Kolonieen  befolgen  zum  Teil 

Ibe System:  Cypern,  Brit.  Neu-Guinea,  Neu- 

Südwales,   Queensland,   Brit.  Ostindien,   Ceylon 

Zollfreiheit    für   Vieh.     Andere 

•M"  Tr lad,   Tasmanien,  Neufundland,  West- 

ralien    11.   s.    w.    haben    die   frühere   Zoll- 
freiheit inzwischen   beseitigt    Die  Capkolo- 
i'i.-.   die   bis    vor  kurzem  Wallache  und  Maul- 
esel mit  1  ß  für  das  Stiuk  belegt,  alle  anderen 
1  iei-e  aber  frei  gelassen  hatte,  hat  im  Tarif  v 
Januar  1899  diesen  Zoll  um  50%  erhöht  und 
ihn      1»     dieser     Höhe     auf    Rindvieh     zum 
Mi  u  ausgedehnt  und  gleichzeitig  auch  die 
Schafe   zum    Schlachten    einem    Stückzoll   von 
-  1    unterworfen.     Tasma  nien  -  rhebt  jetzt 
einen  Stückzoll  von  40  sh.   für  Pferde,    Füllen 

1  n,  Ochsen,   stiere.   Kühe.   Färsen,  Kälber^ 

2  sh.  für  Schafe  und  Lämmer,  von  21 .,  sh 
bweine,  Neu'-Seeland  hat  einen  Stück- 

!    von    1  £   für  Pferde   und   von    10  sh.   für 
Rindvieh.     Süd-Australien  verlangt,    nach- 
dem 1888  die  früheren  massigen  Sätze  bedeutend 
'     sind,     einen    Stückzoll     von    2    E    für 
'  .    von    1    t   für   Rindvieh,    von   5  sh.  für 


Schweine,  von  1  sh.  für  Schafe.  Westaus» 
tralien  erhob  seit  1888  —  vorher  waren 
lebende  Tiere  frei  —  1  £  10  sh.  pro  Stück  vom 
Rindvieh.  1  £  von  Pferden,  4  sh.  von  Schweinen 
2  sh.  6  Penee  von  Schafen,  und  seit  1898  1  i 
für  Pferde,  15  sh.  für  Rindvieh  —  Kälber 
und  Füllen  unter  6  Monaten  sind  frei  —  2  sh 
für  Schweine,  1  sh.  3  d.  für  Schafe  und.  Lämmer. 
In  Victoria  zahlen  vom  8.  Juni  1892  ab 
Ochsen,  Fairen,  Stiere,  Kühe,  Färsen  und  Kälber 
1  £  10  sh.,  Schafe  und  Lämmer  2  sh.,  Schweine 
10  sh.  und  Pferde  2  £  10  sh.  pro  Stück.  Neu- 
fundland erhob  nach  Beseitigung  der  Zoll- 
freiheit bis  1891  für  Pferde  3  Dollar,  für 
Kälber,  Schweine,  Schafe  0,30  Dollar  pro  Stück 
und  für  Ochsen,  Kühe  und  Stiere  7%%  des 
Wertes.  1891  wurden  die  beiden  ersteren  Sätze 
verdoppelt  und  der  Wertzoll  auf  20%  ge- 
steigert. 1898  wurde  der  Stückzoll  für  Kälber 
Schweine,  Schafe  auf  1  Dollar  erhöht  und  im 
übrigen  für  Pferde,  Füllen,  Ochsen,  Kühe  und 
Bullen  ein  Wertzoll  von  20%  vorgesehen. 
Canada  hat  für  Schweine  einen  Gewichtszoll 
von  l'/.2  Cent  (früher  2  Cent)  für  1  Pfund  (engl.) 
Lebendgewicht  und  im  übrigen  einen  Wertzoll 
von  20%  (früher  30%). 

d)  Russland.  Nach  dem  Zolltarife  vom 
20.  November  1819  waren  6  Kopeken  Eingangs« 
zoll  für  Ziegenböcke  und  junge  Ziegen  zu  ent- 
richten, während  alle  anderen  Tiere  zollfrei 
eingingen.  Der  Tarif  vom  13.  Oktober  1869 
verlangte  nur  sehr  unbedeutende  Zölle  von 
0.30  Rubel  für  Ochsen,  Stiere,  Büffel,  0.12  Rubel 
für  Kühe.  Büffelkühe.  Färsen,  0,05  Rubel  für 
Kälber.  Hammel,  Schafe,  Lämmer,  Ziegen,  Böcke. 
Zicklein,  Schweine,  Ferkel.  Andere  Tiere  gingen 
zollfrei  ein.  Durch  den  Tarif  vom  28.  Mai  1857 
wurde  die  Zollfreiheit  auf  alles  Vieh  ausgedehnt, 
und  daran  hielten  auch  die  späteren  Tarife  fest. 
Die  Ausfuhrzölle  (nach  dem  Tarife  von  1819: 
1,25  Rubel  für  Ochsen  und  Kühe,  0,25  Rubel 
für  Schweine  und  0,13  Rubel  für  sonstiges  Vieh) 
sind  in  dem  Tarife  von  1850  nicht  mehr  ent- 
halten und  wurden  auch  später  nicht  wieder 
eingeführt. 

e)  Oesterreich.  Die  Entwickelung  in 
Oesterreich,  die  in  den  80er  Jahren  ebenfalls  zn 
einigen  beträchtlichen  Erhöhungen  der  Einfuhr- 
zölle geführt  hat,  ergiebt  sich  aus  nachstehen- 
der Tabelle. 

Zolltarif  vom 
6.  XL  17.  VI.  25.  V.   21.  V. 
1851      1878     1882     1887 
pro       pro        pro        pro 
Stück    Stück    Stück    Stück 


fl. 

fl. 

fl. 

fl. 

Pferde     .... 

3,° 

frei 

10,0 

10.0 

Maultiere] 

Maulesel  ;   .     .     . 

Esel            | 

1,0 

2,0 

2,0 

2.0 

Ochsen    .... 

4,0 

4,o 

10,0 

15.0 

Stiere      .... 

4,° 

4.0 

4,0 

4.0 

Kühe  ... 

2,0 

1,50 

3.0 

3t° 

Jungvieh    .    .    . 

2,0 

0.75 

2.0 

j.o 

Kälber    .... 

0,25 

0,40 

1.0 

1,50 

Schafe,      Ziegen, 

Widder,    Ham- 

mel, Böcke  .    . 

<V5 

0.30 

0.50 

0.50 

Lämmer,  Kitze    . 

0. 10 

0,20 

0,25 

0.25 

Schweine     .     .     . 

1,00 

2,00 

3.00 

3.00 

Spanferkel  .     .     . 

0.05 

0,30 

0.30 

0.30 

Yielizölle 


Durch  die  Handelsverträge  von  Ende  1893 
aind  für  die  Einfuhr  aus  den  Vertragsstaaten 
die   Einfuhrzölle  tzt   anf  12,75  Gulden 

i„r  Ochsen,  4  Gulden  für  Stiere,  3  Gulden  für 
Kühe.  2,50  Gulden  für  Jungvieh,  1,50  Gulden 
für  Kälbin-   0.50  Gulden  für  Schafe,  Widder  und 

mel  6.25*  Gulden  für  Lämmer,  1.50  Gulden 
.,,,.  g,  |  lir  als  10  kg,  0,80  Luiden 

für  Schweine  bis  10  kar  (Spanferkel),  5  Gulden 
für  Pferde  bis  zu  2  Jahren,  10  Gulden  für  sons- 
Pferde,  während  für  Maultiere,  Maulesel 
und  Esel  Zollfreiheit  vereinbart  ist. 

Die  Ausfuhrzölle  stellten  sich  nach  dem 
Tarife  ron  1851  auf  5  kr.  für  Pferde,  O 
und  >tieve.  auf  2  kr.  auf  Kühe,  Jungvieh, 
Schweine,  Maultiere,  Maulesel  und  Esel,  auf 
1  kr  für  Kälber.  Schafe,  Ziegen,  V  ldder, 
Hammel  und  Böcke,  auf  '  4  kr.  für  Lämmer. 
Kitze  und  Spanferkel.  Seit  1878  sind  die  Aus- 
fuhrzölle in  Wegfall  gekommen. 

f)  Italien.     Per    sardinische   Zolltarif  vom 
9    Juli   1859,    der   im   Laufe    des   Jahres    L861 
auch  in  Mittel-  und  Süditalien  sowie  in  Sicilien 
and.  legte  einen  Zoll  von  0,50  Francs 
pro  Stück    auf  Esel,    von  6   Francs   auf  Maul- 
tiere, Maulesel  und  auf  Pferde  im  Werte  bis  zu 
Francs,    von    20    Francs    auf   Pferde    von 
rem  Werte.     Alles  andere  Vieh  hatte  Ein- 
gangszölle  nicht  zu  zahlen. 

Durch   das  G.  v.  14.  Juli  1866   wurden  in- 
des auf  verschiedene  andere  Tierarten  Eingangs- 
gelegt,   nämlich   15  Francs  pro  Stück  auf 
i    und    Stiere.    8    Francs    pro    Stück    auf 
Kühe.    5  Francs   pro  Stück   auf   Färsen,    junge 
Ochsen   und  junge  Stier.-.    2  Francs  .pro  Stück 
auf  Kälber  unter  1  Jahre.  0,25  Francs  pn 
anf  Schaf-  und  Ziesenvieh.  2  Francs  pro  stück 
auf  Schweine  über  20  kg  Gewicht.  0,50  Francs 
Stück    auf    Schweine   bis   20  kg    Gewicht. 
Tier  Tarif   vom  30.  Mai  1878  ermässigte   den 
Zoll  für  Kühe    auf   7,50  Francs   und  für  Schaf- 
nii'l    Ziegenvieh    auf    0,20   Francs    pro    - 
Hess    den  Zoll   für  Maultiere   auf   6  Francs  pro 
:    und    erhöhte   die   übrigen   Sätze   auf  20 
Francs  für  Pferde  lohne  Wertunterschied     1,50 
Francs    für    Esel,    18  Francs    für    Ochsen   und 


G.  v.  14. 
VII 
pro  - 


Zolltarif 
10.  V. 
L878 


für  Ochsen  und  Stiere  un- 
ter 250  kg    ....  auf  5.0  4.00 
von  250  kg   u    mehr  ..  5.0  5,50 
,,  Kühe  unter  150  kg   .  ..  4,0  3-°° 
von  150  kg   u.    mehr  ..  4,0  4.40 
„  Färsen  und  Jungvieh  „  2.0  2,20 

..  Kälber „  1,0  m° 

..  Schweine  über  20  kg  „  1.0  1,10 

bis  20  kg  .  ..  0.50  0,55 

1881   wurden  die  Ausfuhrzölle  aufgehoben. 

g)    Spanien.       Die   Viehzölle     in    Spai 
sind  immer   hoch    gewesen.     Nur   in   den  60er 
Jahren  erfolgten  nennenswerte  Ermässigungen, 
ohne  dass  Zollfreiheit  für  irgend  eine  Vi< 
gewährt  wurde.     Der  Tarif  vom  27.  Juni  1849 
enthält    ebenso   wie  die  Tarife   von   18(52  und 
1866    verschiedene    Zollsätze    für    die    Ein 
unter     nationaler    Flagge    und    unter    fremder 
Plagge  bezw.  zu  Lande.     Erst  der  Tarif   vom 
12.  Juli  1869   hob   diese  Unterschiede   auf   und 
vereinfachte    zugleich    die    äussere    Einteilung 
äer    Vieharten.     Nach    dem    Tarife    von    1849 
waren   zu    zahlen    bei    Einfuhr    unter    fremder 
Plagge  und  zu  Lande  für  das  stück 

«)  hei  Wallachen,     die     das     „Mass 

überschreiten 400  Pfis- 

ß)    „    Wallachen,  Hengsten  und  Stu- 
ten, die  unt,  dem  Masse  bleiben      50    „ 
y)    ..    Hengsten  u.  Stuten  über  dem 

Masse  von  bekanntem  Alter  .      25     .. 
S)     „     Hengsten  und  Stuten,   welche 

die  Kennruig    verloren   haben     37.5°  •• 
Diese  Sätze  wurden  geändert 
1862  in  «)  225  Pes.,  (J)  60  Pes.,  y)  24  Pes..  ä  I  36  Pes. 
1866  „«)    90     „     /*)3°     „     y)12    n     s)lb     - 

Der  Tarif  vom  12.  Juli  1869  erhöhte  den 
Zoll  für  Wallache  über  dem  Masse  auf  100  Pe- 
setas während  für  alle  anderen  Pferde  ein  Ein- 
-  :tz  von  15  Pesetas  festgestellt  wurde. 
Letzterer  wurde  unter  dem  17.  Juli  1877  auf 
22.50  Pesetas   erhöht.     Der  Tarif  vom  23.  Juli 


Francs    tur    i^sei,    10   rraucs    mr    wuscu    mm  jja.öU  reseias   ernum.     jjci   o-m^  .^  -«•  »  — 

Stiere    6  Francs  für  Färsen,  junge  Ochsen  und  1882    brachte    für    Wallache    der    bezeichneten 

junge  Stiere,  3  Francs  für  Kälber,  2,50  Francs  Vrt    ,-)eI1  Zoll   von  128,30  Pesetas,    für  andere 

für  Schweine  über  20  kg  und  0,75  Francs  für  pferde  von  31,50  Pesetas.    Das  Dekret  vom  io 

■     sveine   bis   20  kg.     Während    der   Zolltarif  Dezember  1890  erhöhte  sie  noch  weiter  auf  180 

vom    9     August    1883    diese    Sätze    beibehielt,  uezw    135  Pesetas  und  in  dieser  Höhe  sindjae 


brachte  der  Zolltarif  vom  14.  Juli  1887  alleut- 
halben  Erhöhungen.  Hiernach  betrug  der  Em- 
gangszoll  pro  Stück  40  Francs  für  Pferde.  15 
Francs  für  Maultiere.  5  Francs  für  Esel.  38 
Francs  für  Ochsen.  18  Francs  für  Stiere.  12 
Francs  für  Kühe.  S  Francs  für  Färsen,  junge 
Ochsen,  junge  Stiere  und  Kälber.  10  Francs 
Si  hweine  über  20  kg,  3  Francs  für  Schweine 
unter  20  kg   sowie   für  Schaf-    und  Ziegenvieh. 

Diese  Sätze  gelten  jetzt  noch;  doch  sind 
durch  die  Handelsverträge  von  Ende  1891  für 
Sie  Einfuhr  aus  den  Vertragsstaaten  folgende 
Erleichterungen  vorgesehen:  Pferde  sind  zoll- 
frei Schweine  bis  10  kff  zahlen  0,75  Francs, 
solche  von  10—20  kg  3  Francs  und  von  mehr 
als  20  ka;  3.75  Francs.  Die  Ausfuhrzölle,  die 
im  sardinischen  Tarife  von  1859  fehlten,  wurden 
festgestellt  durch 


dann  auch  in  den  Tarif  vom  31.  Dezember  1891 
übergegangen.    Für  die  übrigen  Vieharten  war 
itwickelung,    wie    in    der    ersten   Tabelle 
auf  folgi  nde     S  ite  angegeben:  _ 

Die  Sätze    von  1891    sind    auch  Jetzt    noch 
in  Geltung  mit   der  Massgabe,    dass   für  Milch- 
kühe der  Zoll  auf  25  Pesetas  ermässigt  ist. 
Spanien  erhebt  auch  noch  Ausfuhrzolle, 
eh    seit    1.  Augusl    1898   belaufen  (für  1 

Stück    auf  . 

8,7s  Pesetas  bei  Pferden 


10.00 

1,50 
5,00 

o-35 
i,75 


Maultieren 

Eseln 

Rindvieh 

Schafen  und  Ziegen 

Schweinen. 


x)  d.  h.  das  Militärmass  (1.47  111  . 
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Viehzölle 


18491)  18621)  18661)      1869       1877       1882 
in  Pesetas  pro  St  ück 
Maulesel  bis  1  Jahr  ....     15.00I 

von  1—3  Jahren     .    37,50!  2;. 00  10.00      15,00      18,00      19,60 
über  3  Jahre  .     .     .     50,00) 

0.00  7,65  3.00         2,50         6,00         8,40 

D I5J00  18.00  9,00           5.00          9,00        13,80 

Kühe    . 15,00  18.00  9.00        5,00        9,00      13. So 

Kälber  und  Jungvieh     .    .    .      S,oo  9.00  4.50        5,00        9,00      13, So 

Ziegen  und  Böcke     ....      2,70  3.00  1.25I 

ulämmer 1.50  1.5S  o.ög)        Q                  6              Q 

Schafböcke,  Hammel,  Mutter-  1        '^ 

schale 2.25  2.63  0.95 

Schaflämmer 1,50  i.SS  0.62' 

Schweine  über  6  Monate  oder  1 

gemästet    .            .    .             [8,75  18,00  6.2S|      2>.o       6            - 

Schweme  unter  6  Monate  oder  '- 

mager 4-5°  5,25  i,SSj 

1    Unter  fremder  Plagge  bezw.  zu  Lande  eingeführt. 


1890 

1891 

So,oo 

80,00 

12,00 

12,00 

40,00 

40.00 

40,00 

35-0° 

40,00 

25,00 

2.40 


2.40 


bJ  Portugal.  Auch  Portugal  hat  hohe 
Viehzölle.  Die  zum  Teil  prohibitiven  Sätze  Jes 
Tarifs  von  1841  wurden  in  dem  Tarife  vom 
31.  Dezember  1852  wesentlich  ermässigt.  Der 
Tarif  vom  23.  August  1860  führte  die  Ermäs- 
sigung der  Einfuhrzölle  noch  weiter:  nur  bei 
Schweinen  trat  eine  kleine  Erhöhung  ein.  wäh- 
rend für  Schaf-  und  Ziegenvieh  Zollfrei- 
"  ii  gewährt  wurde.  Das  Gr.  v.  17.  Dezember 
1870  liess  die  1860  eingeführten  Viehzollsätze 
■ranz  unverändert.  Der  Tarif  vom  17.  Dezem- 
885  ebenfalls.  Dann  aber  trat  mit  dem 
Tarife  vom  16.  August  1887  eine  Steigerung 
für  Rindvieh  and  Schweine  ein:  die  übrigen 
Tierarten   wurden   für  zollfrei  erklärt,  mussten 


alier  2%  des  Wertes  als  „Hafenabgabe"  zahlen. 
Nachdem  das  G.  v.  30.  Juli  1890  einen  Zu- 
schlag- von  6%  für  alle  Einfuhrwaren  einge^ 
geführt  hatte,  schritt  der  neueste  Zolltarif  vom 
10.  Mai  1892  zu  sehr  bedeutenden  Erhöh- 
ungen, die  noch  über  die  Sätze  von  1841  hinaus- 
gehen. 

Die  Ausfuhrzölle  wurden  durch  G.  v.  14. 
Mai  1872  neu  geregelt  und  für  Rindvieh  auf 
1500  Reis,  für  Schweine  auf  300  Reis,  für  Schafe 
und  Ziegen  auf  50  Reis  pro  Stück  festgesetzt! 
Erst  der  Tarif  von  1887  beseitigte  diese  Aus- 
fuhrzölle. 

Die  Hauptstadien  der  Entwickelung  der 
Einfuhrzölle  zeigen  zahlenmässig  folgendes  Bild : 


(in  Reis  pro  Stück) 


die  mehr  als  das  Mass  haben 
Hengste  desg] 

lache  and  Hengste  von  geriugerer  Hohe 
Stuten 

dreijährige  Füllen 
Maultiere 
Esel 

1  Ichsen  und  Stiere 
Kühe 
junge  Ochsen  von  2—4  Jahren 

D   und  junge  Kühe  von  2—4  Jahren 
bis  2  Jahre 
Kälber  n.  Rinder  u.  junge  Ochsen  bis  zu  2  Jahren 

ife  und  Böi  ! 
M  rinoscl 
Mutterschafe,  I  ämmer 

Spanferkel 

1    den   Zoll    für 

entnei      I      flieh  ' :;.  —  -    Ebenso  Ziegen.  - 


1841 

1852 

1S60 

1887 

1892 

24  000 

10  000 

2300 

W) 

32500 

24  000 

10  000  j 

1 

2  000  f 

14000 
4  800 

2300 

(2%)8) 

24500 

5  000 

400 

2  000 

1  100 

<2» 0)3 

14  500 

1  200 

1  000 

57o 

z% 

2500 

3  000 

Rindvieh 

2  500 

1  300 

1  600 

900 

L    1 500 

340 

2  50O  i 

Jungvieh 

600 

bis  zu  3 

1  1  200 

Jahren 

7500 

150 
100 

lOO2) 

frei8) 

(2°o)T) 

500 -; 

5° 

1  600 
100 

)        100 

100 

110 
110 

I  520\ 
1  520| 

3600 

Schwei 

lefleisch: 

1200  Reis  für  1   Arrob 

*  (=  4 

1 

afenabgab 

sn«. 

i    Schweiz.     Die   Schweiz   hat   sich  lange 

mi1       i       massigen    Viehzöllen    begnügt. 

dem    !  irife  vom  27.  August  1851   betrug 

1,  flu    Pferde  und  Maultiere 

tück,   für    Füllen,    welche    die 

1  -.'ii    haben,   so- 

0,50  Fram     an    3tü  b     I h  c  ]  ai  il 

den    Zoll    für    Pferde    auf   5 

Francs,  für  Füllen   und  Esel  auf  1  Fram 


auf,  der  Tarif  vom  15.  September  1882  stellte 
abi  1  die  früheren  Sätze  wieder  her.  Seit  dem 
Tarife  vom  26.  Juni  1884  ist  der  Einfuhrzoll 
für  Pferde  und  Maultiere  3  Francs,  für  Füllen 
und  Esel  !   Franc  pro  Stück. 

Für  Rindvieh    wurde  von  1851  bis   1S7S 

dei    -uz  von  0,50  Francs,  für  kleine  Kälber  der 

Satz  von  0,10  Francs    pro  Stück   erhoben.     Der 

0111  1878  setzte  dun  Zoll  für  Kälber  unter 
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,  kg  und  für  Jungvieh   aufO.oO  Franc,  ttr 

,„.„..,.,    Rindvieh    auf     1 

i\,..u    1-   September   1882    ermassigte  den 

;ü„n-K,  auf  0,10  1  ,,,,„■,    für 

tferes  Rindvieh   auf  0,50  Francs,   stellte  aUo 

l,r  Hauptsache  die  alten  Sä1  i    her. 

nfdemTar  e  vom  26.  Juni  1884  beginnt  aber 

Erhöhung    der   ZüUe   auf   Rindvieh      Nach 

Tarife    hatten    Kall-.'    unter    bO   kg  1 

ff  Rindvieh  las  150  kg  2  Francs  Rindvieh 

,       r.lk,  Gewicht  5  Francs  zuzahlen.   Der 

&if  vom  17.  Dezember    L88«    bestimmte  den 

gangszoll    für    Kälber   unter    60  kg   «rf 

■,.",      für    ungeschaufeltes    Zugi ich    aut    o 

■V  ncs'  für  geschaufelte  Kühe    und  Bander  auf 

.Frau,-.  -      .ufelte  Ochsen 

f   -\  Francs      Nach   dem  Zolltarife  vom  10. 

Sril  1891  haben  zu  zahlen   Ochsen  30  Francs, 

Sufelte  Rinder,  Rühe  und. Zuchttiere  2o 

.      ungeschaufeltes    Jungvieh    20 Franc*, 

ä'lber    über    60  kg  10  Frau-.  Kalber   bis 

„  60  kg  6  Francs  pro  Stück. 

Snanferkel   und  Schweine  his  40  kg 
«Jent "zahlten  seit  1851  0.10  Francs,   andere 
|Äe?K>  Francs    EinfuhrzoU ;  diese  Sätze 
S      in  dem  Tarif,  von   1882  wieder 
ßhrt  nachdem  1S7S  der  Zoll  für  Schweine  unter 
Sffc  auf  0,50  Fraucs.  für  andere  Schweine  auf 
IPrlncs  erhöht  worden  war.     Der    lant   vom 
3ß  Ci  1884  setzte  den  Zoll   iu  die  Hohe  und 
«War  auf  1  Francs  für  Schweine  nnter   2o  kg, 
fo  andere   auf   2  Francs.     Der   Tarif  vom  U. 
Dezemtr  1SS8  brachte    eine  weitere  Erhöhung 
,uf  3  bezw.  8  Francs.     Letzterer    Satz    wurde 
durch  den  Zolltarif  vom  10.  April  1891  für  alle 
Schreine  als  massgebend  erklart. 

Für  S  eh af  e  und  Zie g en  blieb  ISol  bis 
1S78  der   Zoll  von  0,10  Francs   bestehen,    lbtü 
Se  er  auf  0,50  Francs  «höht    1882  ^ede 
auf  0.10  Francs   ermässigt   und  1884    abermals 
auf  0,50  Francs  erhöht.   An  Stelle  dieses  Satz( 


1891 


der    Zoll   von   2    Francs    pro 


trat    dann 

StÜCTJurch  die  Handelsverträge  von  1891  ist 
her  /oll  für  die  Einfuhr  aus  Vertragsstaaten 
auf  15  Francs  für  Ochsen.  18  für  Kühe  und 
Ed.,  ...;t,    l2   Francs  für  Jungvieh 

Sgefchfufelt  .  5  Francs  für  Kälber  bis  60  kg 
und"  auf  6  Francs  für  Schwerne  über  60  k-   er- 

"^rTurcT^n  Handelsvertrag  mit  Italien 
wurde  1892  der  Zoll  für  Schweine  noch  weitei 
Egesetet  und  zwar  auf  4  Francs  hei  einem 

S    bis  zu  W  kg  und  aut  o  Frau 
höherem  Gewicht.  | 

Die     Ausfuhrzölle     bestehen    noch    in    der 

Schweiz,   sind   : 

Nach  dem  Tarife  vom  10.  April  1891  ist  äei 
A sfuhrzoll  für  Pferde  und  Maultiere  l,f  *™^ 
für  Füllen.  Esel.  Rindvieh  über  60  kg  und  tu 
Schweine  von  40  kg  und  mehr  OoO  Francs, 
für  sonstige,  Vieh  0,05  Francs   pro  Stuck. 

k  Niederlande  und  Belgien.  Die 
Sie  der  lande  haben  seit  dem  Tante  vom  lo. 
August  1862  Viehzölle  nicht  mehr.  Bis  dahin 
Eden  sehr  massige  Sätze.  Der  Zolltarif 
vorn  V  Juni  1845  hatte  für  stiere.  Ochsen 
Kühe  und  Färsen  8  Gulden  für  Jungvieh  und 
BQber  1,50  Gulden,  für  Schweine  O.oC »Gjuden, 
für  Schafe  0.30  Gulden,   für  Lammer  0,15  mü- 


den- allein  il  -  wurden  bereits  dui 

,  .  ..  igt,  dass  sie  mii 
als  eine  Kontrollgebühr  gelten  können,  nämüch 

i  nsen, 
Kühe  Färsen,  an  0,10  Gulden  für  Jungvieh; 
Kälber  und  Schafe,  an     '  den  für  Lämmer 

und      Schv  (raren     d 

Ausfuhrzölle,    die     1862    ebenfalls    abgeschafft 

Für  Esel    Maulesel  und  Fohlen  wurdi 
1862  2  Gulden,  für  ander.-  Pferd  n  pro 

Stück   erhoben.  .... 

Belgien  hatte  an  \  lehzoüe 

(pro  Stück      20  Francs  für  Stiere,  Ochsen.  Kühe, 
in  Francs  für  Färsen  und  Kälber  bis  1   Jahr,  o 
Frau.-  für  Kälber  unter  1  Jahre,  3  1  ran 
Schweine,  1  Franc  für  Hammel  und  0,60  Francs 

m  LaT?  v  7.  März  1847  wurde  der  Ein- 
gangszoll für  Vi,h.  das  i:i.-ht  über  die  lirxem- 
burlische  Grenze  einging,  bis  1.  Juli  1847  durch 
bühr  von  0,10  Francs  pro  Stuck  er- 
setzt •    diese  Zollfreiheit  wurde  später  bis   März 

.„dehnt.  Durch  G.v.  22.  lebru.u 
wurde  für  Stiere,  Ochsen,  Kühe  und  . 
Ochsen  ein  Zoll  von  0,04  France  für  1  kg 
Lebendgewicht  und  für  Jungvieh  unter  2  Jahren 
und  Kälber  über  HO  ^v,n.M,.  Francs  tur  1 
kg  ferner  für  Kälber  unter  30  kg  von  0,o0 
Francs  pro  Stück,  für  Hammel  und  Schafe  von 
150  Francs  pro  Stück  und  für  Schweine  von  2 
Francs  pro  Stuck  eingeführt.  Für  Esel  «  arden 
fm  Jahre  1850  erhoben  4.2«)  Francs,  für  Maul- 
esel 8  50  Francs,  für  Kohlen  5  Francs  und  tut 
sonstige  Pferde  15  Francs  pro  Stuck.    _ 

Das  G  v  5.  Februar  ISo«  ermassigte  den 
Zoll  für  Hammel.  Lämmer.  Schweine  und  für 
Kälber  unter  30  kg   auf  0.30  Francs  pro  stuck 

Sdffli       -  *****  auf  l EnM  pro 

ino  U-c-  Lebendgewicht.  , 

m  ^  Tarif  vom  26.  Juni  1858  setzte  den 
Zoll  für  Fohlen  auf  6  Francs  und  tur  Pferde 
und  Maulesel  auf  18  Francs  pro .  Stuck  und den 
Zoll  für  Schal-,  Länun.r.  Schweine  und  Kalhei 
unter  30  kg  auf  0,40  Frai 

Das  G   v    16    August  1865   änderte  hieran 

nur     da  !     de.r,   Z"11     Ti    l 

Franc    pro    100  kg   Lebendgewicht   zu   erheben 

S"U  tfdieser  Form    gingen   die   Sätze   in    den 

Tarif  vom  30.  März   1866  über. 

1       Dk-  Zölle    für  Schweine.    Kind-    und  Schaf- 

vieh  wurden  durch   GG.  v.  22.  Dezember  1871 

uulv.  3.  Januar   1873  aui  tur   Kind- 

afvieh  wurden  aber  durch  G.  v.  IS.  Juni 

üfwieder  eingeführt  und  fes^esetzt^f 

..  pr0  |  kg   Lebendgewicht  für 

und  iunge    Stiel 

Kühe    und    I  0,05   Francs  pro   1  ki 

..."  Rindvieh.   2,50  Francs  pro  Stuck  für 

Sir     Schafe.    Hammel   und   Lammer.      Alle 

ist  nach  deu  Handelsverträgen    vom 
el^Zoll  von  l Francs  pro  Stück  ffir  £ 
Ztm'  chafe  und  Hammel,  ein  Zoll  von  1  l_rancs 
.viutiei  c,  smmer    zu    zahlen,    wahrend 

&£■*«£**#£«.     F-  Rindvieh  sind 
de  vorgenannten   Gewichtszölle  von  0;04  bezw. 
Francs  auf  12  Jahre    gebunden 
«erden.    Dies    Sät     -  Iteu  jetzt  no 

33"" 
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bisfuhr   von  Vieh   ist    in  Belgien  von 
Anfang  an  frei  gi  wesi  d 

1   Schweden,  Norwegen  und  Dänemark. 
Der  s«  b  w  e  d  Ls  che  Zollt  a  r  i  f  von  1 848  1849 
gende    Einfuhrzölle:     Pferde     exkl. 
Ilrnu-t.j    in    Kiy^.l.il.  r.    Ochsen    8    Rigsdaler, 
und  Jungvieh  4  Rigsdaler,  Kälber2  Rigs- 
daler 1-  sh.,  Schweine  (exkl.  Eber    2  Rigsdaler 

Stück.    Alles  andere  Vieh  war  frei. 

Durch  die  V.  v.  12.  Dezember  L856  wurden 
dii  Viehzölle  aufgehoben.  Erst  der  vom  L.Juli 
1888  .in  gütige  Zolltarif  führte  wieder  Viehzölle 
ein.  und  zwar  für  Pferde  über  1  Jahr  50  Kronen, 
für  Rindvieh  10  Kronen,  für  Schafe  1  Krone 
pro  Stück,  für  Schweine  0,15  Kronen  für 
1  ktr  Lebendgewicht.  Alles  andere  Vieh  blieb 
zollfrei. 

Der  Zolltarif  vom  21.  Juni  l^-'-1-'  Lie 
Satze  unverändert.  Der  Tarif  vom  28.  Septem- 
ber 1895  ermässigte  den  Schweinezoll  auf  0,10 
Kronen  für  1  ktr  Lebendgewicht,  wahrend  im 
übrigen  die  Zölle  von  1888  und  1892  erhalten 
-  a/.r  voii  1895  stehen  auch  in 
dem  jetzt  giltigen  Tarif  vom  4.  Juni  1897. 

ausfuhr  des  Viehes  war  in  der  in  Be- 
warbt gezogenen  Zeit  stets  frei. 

Norwegen  bat  für  Pferde  lange  Zeit  hin- 
durch   5    Spez. -Thaler.    für    Schweine    vorüber- 

nd  (1859— 1863)  1  Spez.-Thaler  (für 
säugende,  mit  der  Mutter  eingeführte  Schweine 
60  -  billinge  pro  Stück  erhoben,  während  alle 
anderen  lebenden  Tiere  zollfrei  eingingen. 

Der  Zolltarif  vom  1.  Juli  1SS2  enthielt 
Zollsätze  für  Vieh  überhaupt  nicht  mehr.  Dieser 
Zustand  blieb  15  Jahre  bestehen.  Der  Tarif 
vom  7.  August  1897  führte  Viehzölle  wieder 
ein,  und  zwar  sollten  erhoben  werden 

Minimal-   Maximal- 
tarif tarif 
Kronen 
für  Pferde  aber  '  .  Jahr  f.  1  St.  50.0        80,0 
„        „      bis  zu  '  .,  Jahr 
and  darunter                              frei        frei 
für  Hornvieh  über  ' .,  Jahr 
für  1  kg  Lebendgewicht           0.05        00,6 
min               1  ier 

für  1   Stück  12,0         18,0 

für  Kalber  bis  '  3  Jahr  f.  1  St.     7.50  9,0 

_    Schafe   und  Lämmer  f.  1  St.     2.—  2,50 

..    Schweine  und  Ferkel 
für  1  kg  Lebendgewicht  0,10         0,12 

ätens  aber 
für  1  Stück.  3.00         3,60 

Her  Tarif  vom  1.  April  1900  setzt  den 
Mindestzoll  für  Schweine  und  Ferkel  auf  1 
bezw.  1,20  Kronen  für  1  Stück  herunti  r,  b 

im  übrigen   die  Sätze  von  1897  bei.    Die 
Ausfuhr  ist  seit  lahgi  t  Zeit  frei. 

Dänemark  hat  die  früheren  Viehzollsätze, 

die    sich  teilweise   auch   auf  die    Ausfuhr   er- 

diiicli    den   Tarif   vom   4.   Juli   1863 

schafft  und  bis  jetzt  noch  nicht  wieder  ein- 

ihrt. 

inj  Rumänien  und  Serbien.  B  u  m  ä  - 
nieii  belastete  nael  dem  Tante  von  1S7G  die 
Einfuhr  von  ]  mit  20  Francs,  von  Füllen 

Imtfte  L878  aber  diese 
Sätzi  Die    V.    v.    18./30.   Juni    1885 

führte  Für  Pferde  einen  Zoll  von  40  Francs,  für 


Füllen   einen   solchen    von    16  Francs  ein.     Da 
Zolltarif  vom  29.  Mai  1SS6  erhöhte  den  Zoll  für 
Hengste  und  'Wallache  auf  (il)  Francs,  ermäs 
aber    den   für    Füllen   auf   10  Francs.     Seit   11. 
Juli  1891  sind  dann  die  Sätze  wieder  niedi 
25  Francs  für  Hengste  und  Wallache,  15  1 
für  Stuten.  8  Francs  für  Füllen. 

Für   die    übrigen  Tierarten   bestimmen   die 
angegebenen  Tarife  folgendes : 

(pro  Stuck  in  Francs) 

1876  1878    1885  1886    1891 
Maultiere      .     .     .\     ( 
Maulesel  .    . 


) 


;.o    2.62      3.00     6,00 


Miere. Urhsen. Büffel   5.0    5.00I 

Kühe  u.  B '""" 

Jungvieh  .     .     .     .2,0    1,40     2,0      5,00     4,00 


Kühe  u.  Büffelkühe  5, 


o    5.00I 
°    3-751 


25.00     5,00 


2,50 


2,00      2.00 


Kälber 1,0    frei      1,0 

Widder.        Schafe, 

Ziegen  ....  1,0    fr<  i1)! 
Lämmer     ....  0,50  frei  J    ' 
Schweine  ....  2,50  2,50  4,0      3,00     3.00 
Spanferkel     .    .    .  0.50   0,30  0,30     1.00     0.90 

Die  Sätze  von  1891  sind  noch  jetzt  in 
Geltung. 

Ausfuhrzölle,  wie  sie  in  den  Tarifen  von 
1876  und  1878  noch  vorgesehen  waren,  sind  seit 
1886  abgeschafft. 

Serbien   hatte  in  dem  Tarife   vom  2.14. 
April    1892   noch   die   Ausfuhrzölle   des   Tarifes 
vom  11.23.  Juli  1883  beibehalten,  nämlich 
2.50  Frcs.  pro  Stück  Bindvieh, 
1.20      „        „        „      Maultiere.  Esel,  Schweine1. 

Der  Tarif  von  1893  behielt  für  Schweine 
und  Ferkel  den  Ausfuhrzoll  von  1,20  Francs  und 
für  Bindvieh  von  2.50  Francs  für  1  Stück  bei, 
setzte  aber  den  für  Maultiere  und  Esel  auf  D 
Francs  herauf  und  führte  für  Pferde  ein- 
schliesslich Fohlen  einen  Ausfuhrzoll  Aon  30 
Francs  für  1  Stück  ein. 

Das  G.  v.  3./15.  Februar  1896  stellte  für 
Schweine  und  Ferkel,  für  Bindvieh  und  für 
Maultiere  und  Esel  die  eben  genannten  Aus- 
fuhrzölle wieder  ein,  setzte  sie  aber  für  Pferde 
folgendermassen  für  1  Stück  fest: 

Stuten   und  weihliche  Füllen,  braun, 
schwarz,  fuchsrot   ohne  Unterschied 
der  Höhe  und  des  Alters  ....  40       Fes. 

Pferde,  Hengste  und  männl.  Füllen, 
braun,  schwarz,  fuchsrot,  in  einer 
Höhe  von  130  cm  und  mehr      .     .  20 

sonstige  Pferde 2.50    .. 

Der  Eingangszoll  war  für  Schweine  und 
Ferkel  nach  den  Tarifen  von  1883  und  1892  4 
Francs  für  1  Stück.  Für  die  übrigen  Tierarten 
bedeutete  der  Tarif  von  1892  eine  Erhöhung 

von  10,0  FT'cs.  auf  15,0  Frcs.  pro  Stück  Rindvieh, 
«      5,°      „      »     I2,°     „       „        »      Esel   und 

Maultiere. 
„      0,80    „      „       1,0     „       „         „      Schaf-  u. 

Ziegen  vieh. 


Der  Zolltarif  vom  10.22.  Juli   1893  führte 
Gewichtszülle  ein  mit  folgenden  Sätzen: 


')  Mit  Ausnahme  der  Hammel,  für  die  62,5 
Centimes  pro  Stück  zu  zahlen  waren. 
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Ochsen  .    ■ 
Rühe,  Stiere, 


für  100 

kg 
Lebend- 
gev\  icht 

27,5° 

Ikühe IO'- 


io.- 
5i 


Pfenie,  Stuten.  Füllen   .    .    .    •    -    • 
Maultiere,  Es.  i  Eselinnen  u.deren  Füllen 

Schweine 

1 ,    •     •     •     •      ° 

Widder,    Schafe,     Hammel.    Ziegen, 
Lämmer,  Zicklein ' 


Durch  G.  v.  3./15.  Februar  1896  wurde 
für  Stuten  von  brauner,  schwarzer  oder  fuchs- 
roter Farbe,  wenigstens  165  cm  hoch,  mver- 
ttagstarife  Zoüfreiheit  eingeführt.  Mit  dieser 
Venderunff  sind  die  Einfuhrzölle  von  1893  auch 
£  den  3&H   von.   8./20.  Januar   1899    üb 

^'n11'  Griechenland.  In  dem  Zolltarife 
v,,m  10  22.  Juni  1857  setzte  Griechenland  die 
Einfuhrzölle  für  Pferde  und  Rindvieh  herab, 
für  andere  Tiere  herauf  gegen  den  komplizierten 
älteren  Taut.  Pferde  und  Maulesel  sollten 
n  15  Drachmen,  Esel  und  junge  Maulesel  b 
Drachmen,  Eselfüllen  2  Drachmen  Kalber  8 
Drachmen,  sonstiges  Rindvieh  10  Drachmen, 
Schweine  3  Drachmen.  Spanferkel,  Schale  und 
Kiesen  0,80  Drachmen  und  Lämmer  und  Zick- 
Lein  040  Drachmen  zahlen.  Der  Zolltarif  vom 
13  Februar  1867  erhöhte  im  ganzen  die  Satze, 
B0'dass  für  Pferde  und  Maulesel  25  Drachmen, 
tiir  Kälber  und  Kühe  10  Drachmen,  für  anderes 
Rindvieh  15  Drachmen,  für  Schweine  8  Drach- 
men für  Spanferkel  1,50  Drachmen  und  für 
Schafe.  Ziegen  und  Lämmer  1  Drachme  zu  ent- 
richten waren.  „ — 

Die   sätze   dieses   Tarifs   wurden   1877   um 
10"'„  erhöht     1878  folgte  eine  weitere  Erhöhung 
um'  10",;.    18S0     April     um    12°  „  der  jeweilig 
.eltenden    Sätze.      Der    Zolltarif .  vom    Oktober, 
1880  belastete  Pferde   und  Maultiere   mit  S)Jo 
Francs.   Kälber   und   Kühe   mit    12,10  Francs, 
anderes    Kindvieh   mit    18.15  Francs     Schweine 
mit    6  05  Francs.   Spanferkel   mit    1,810    r rancs 
und  Schaf-  und  Ziegenvieh  mit  1.21  Francs  pro 
Stück.     Alle   diese  Sätze   wurden   durch  das  Lt. 
v   13  25   Mai  1882  um  10%  erhöht.    Der  Zoll- 
tarif  vom   19.    April   1884  Hess   dann  plötzlich 
die  Viehzölle   fallen.     Das  G.  v.  26.   November 
1885  führte  sie  aber   wieder  ein    mit  30  Drach- 
men   für    Pferde    und   Maultiere.    10  Drachmen 
für  Esel.    15  Drachmen  für  Rindvieh,   5  Drach- 
men für  Schweine.  1,50  Drachmen  für  Spanferkel 
und  0.75  Drachmen  für  Schafe  und  Ziegen.   Hie 
-ätze    für    Rindvieh,     Schweine.     Schafe    und 
Ziegen   wurden    durch   den  provisorischen  Zoll- 
tarif   vom     24.     Februar  8.     März     1887     und 
den  Zolltarif  vom  18.  30.  April  1887  verdoppelt, 
der  Zoll  für  Ferkel   auf  2.50  Drachmen  erhöht. 
Der   Tarif  vom   24.  November  6.  Dezember 
1892  führte  folgende  Zölle  ein: 

20  Drachmen  für  Pferde  und  Maulesel.  10 
Drachmen  für  Esel  und  Schweine.  2,50  Drach- 
men für  Spanferkel.  1.50  Drachmen  tur  Schafe 
und  Ziegen.  24  Drachmen  für  Kälber  bis  oO 
Oka  Gewicht,  36  Drachmen  für  Büffel.  Ochsen 
und  Kühe  bis  120  I  >ka  Gewicht,  64  Drachmen 
für  Büffel,  Ochsen  und  Kühe  bis  2o0  Oka  Lre- 


wichf    90  D  Ochsen    und 

iber  250  Oka  Gewicht,  so  dass 

derzölle  eine  3ehr  bedeutende  Erhöhung  nament- 

-  \  ieh  erfahren  haben. 

1„  ,[,,,  90er  Jahren  wurden  die  Rinderzfflle 

,    als  aie  i  ivnzen  von 

i20  und  250  0  "    und  3000ka  hinan» 

ben  und  i  : 

14ii  Oka  der  besti  hen  le  Satz  \  i  '"neu 

alten,   für   solcl      von   1 4'»    300  Oka   und 
[che  von  300  Oka  and  mehr  dagegen  eine 
Ermässigung  auf  60  bezw.  so  Drachmi  o 
nommen  wurde.    D  die  Handelsverträge 

festgestellten    ennässigl  ■'    marin: 

Büffel,  Ochsen,  Kühe  je  nach  dem  Gewicht 
i-  30  und  40  Drachmen  und  für  Kälber  12 
Drachmen  also  die  Hälfte  der  vorher  genannten 
Zölle  des  Gern  raltarifs  aus.  Dil 
wähnten  Sätze  gelten  auch  jetzt  noch,  nur  ist 
inzwischen  angeordnet  worden,  dass  bei  Zoli- 
zahlnng  in  Papier  diese  Sätze  um  rund  6£,ä 
erhöht  werden  müssen.  .    ,„„  .       ...  , 

Die   Ausfuhrzölle   sind   seit   1867  beseitigt. 


Lt.       .iiruiiii"viiu      ^.  —  -~     w 

,,  Sonstige  Länder.     Ide  "\  er  einigten 
Staaten  von  Nordamerika  haben  für 
lano-e  Zeit  hindurch  einen  Wertzoll  (meist 
erhoben.     Durch    die    Mc    Kinley-Bill   vom   1. 
•   1890  sind  verschiedene  Stückzölle  ein- 
geführt, und  zwar:   30  Dollars   für  Pferde  und 
Maultiere   im  Werte    bis   150  Dollars  und 
vom  Wert  bei   höherem  Werte.    10  Dollars    tur 
Rindvieh   über   1  Jahr.   2  Dollars   für  Rindvieh 
unter    1  Jahre.   1,50  Dollars  für   Schweine   und 
für    Schafe    von   1   Jahre   an.  0,75   Dollars    tur 
Schafe  unter   1  Jahre.     Sonstige   lebende  Tiere 
zahlten  20%  vom  Werte. 

Der  jetzt  gütige  Tarif  vom  24.  Juli  1897 
setzte  die  Zölle  folgendem! assen  fest:  Pferde 
und  Maule.el  im  Wert  bis  l.*i  Pollars:  30 
Dollars  für  1  Stück,  Pferde  und  Maulesel  im 
Wert  von  über  150  Dollars:  25%  vom  Wert, 
Rindvieh,  jünger  als  1  Jahr:  2  Dollar  tur  1 
Stück,  anderes  Rindvieh  im  Werte  bis  14 
Dollars:  3.75  Dollars  für  1  Stück,  anderes 
Kindvieh  im  Werte  von  über  14  Dollars:  __.  k  /o 
vom  Wert.  Schweine  1,50  Dollars  für  1  Stuck 
Schafe.  1  Jahr  und  älter,  l.oO  Dollars  für  1 
Stück  Schafe  unter  1  Jahr  0,75  Dollars  tur  l 
Stück,  sonstige  Tiere  20%  vom  Wert. 

Mexiko    hat    die  frühere   Zolllreiheit   tu 
lebende  Tiere  durch  den  seit  1.  .November  1889 
ab  giltigen  Tarif  beseitigt  und  seit  1.  November 
1891  die  Zölle  noch  erhöht.    Für  Wallache  war 
schon   vorher   ein  Zoll  von  40  Pesos 'eingeführt 
worden.     Durch    das   Dekret   vom   22.   Februar 
L893   ist   für  Hengste  und  Stuten  reiner  üasse 
zur  Zucht  Zollfreiheit  gewährt  und  für  Schweine 
und    Spanferkel    der    Zoll    um    50    „ .  ermassigt 
worden,   woran  sich   später  noch   einige andere 
Ermässigungen  anschlössen.     Die  ]<  tzigen  Zolle 
rfudf  Wallache  40  Pesos  für  1  Stück   Hengste, 
Stuten   und   Fohlen   -   mit   der  vorsteh end  er- 
wähnten  Ausnahme   -   15  Pesos  tur  1    Stuck 
Magere  5  Pesos.  Esel  3  Pesos    Schaf e .und 
Ziegen  1  Peso  für   1  Stink.   Rindvieh   JP*J 
für  100  kg  Lebendgewicht.  Schweine  und  Feikel 
1  50  Pesos  für  100  kg  Lebendgewicht. 
'Brasilien  hat  seine  Viehzölle  wiederholt 
geändert   und  erhöht,   wie  folgende,  nur  einige 
der    erlassenen    Tarife     umfassende    Lebersicht 
auf  S.  520  zeigt. 
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Viehzöfle 


Tai.  v. 
-  III. 
1857 

Pferde ;coo 

Esel 5000 

Maultiere  ....      4ooo 

Rindvieh  ....      5000 

Ine  ....       200 

und  Zielen        200 


Tar.  t. 

31.  III. 

1874 
5000  j 
3000  [■ 
3000 1 
2000 

5°°l 


Tar.  v. 

22.  IV. 

1887 


ick  in  Reis) 


Tar.  v 
11.  X 
1890 


Tar.  v. 
17.  XII. 

1V7 


20  000    20  000   40  000 


5  000 
1  000 


5  000 
700 


15  000 
(5  °°° 
l3°°° 


oder 
vom 
Wert 

2°7o 

1  ;" 

1  o"  . 


Tar.  v. 
19;  111. 


oder 
vom 
Wert 


40  OOO  20° 


5  000 
5  000 
4000 


>5\ 


■  bt    seit    dem    Tarife    vom    25. 

386  10%  des  Wertes 

Eine  Reihe  anderer  mittel-  und  südameri- 

Staateu   wie  Argentinien,   Columbia 

Rica,   Honduras .    Nicaragua,    Uruguay, 

Venezuela   lassen   das  Vieh   zollfrei   ein;   Chile. 


Vertragssatz: 
die  Hälfte  der 

angegebenen 
Zollsätze. 


Anmerkungen  zur  Tabelle  auf  S.  518  19. 
'   Füllen,   welche  der   Mutter  folgen,  frei 
\  ertragssatz  für  Herde  bis  zu  2  Jahren  "VI  10  — 
»ssatz  M.  2i 
-  -~.it/  M.  5 
i  ZaMnng  in  Gold.     Wird   in  Papier 
neu  sieh  die  Beträge  tun  32,3%. 
5    Rindvieh  im  Gewicht  von 
300  Oka    a  1280  grl  und  mehr. 

Rindvieh  im  Gewicht  von 

über  1411—300  Oka. 

Rindvieh  im  Gewicht  bis 

140  Oka. 

'    Kälber  bis  140  Oka. 

rtragstarif  frei. 
10   Vertragstarif  ST.  3,04 
,     "    Vertragstarif  M.  0,61.    Sehweine  von  10 
bis  20  kg  zahlen  nach   dem   allgemeinen  und 
nach  dem  Vertragstarife  M    2  43" 

Je    1  Gulden  =  M.  2.-  gerechnet. 

"    Vertragstarif  M.  3.—. 

"1  wenn  sie  das  Militärmass  überschreiten 

")  sonstige  Pferde. 

dien,   welche  der  Mutter  folgen,  frei 
Zuchtstiere. 

geschaufelt;  wenn  geschaufelt  M.  14,58. 

.)  Mastkalber  über  60  kg  zahlen  das  doppelte. 

a    %T ''';]•  ,"'r  Schweine  bis  60  kg  Gewicht. 

'''-   ^oUe  werden  gleichzeitig  auch  in 

Prozenten  des  Wertes  angegeben. 

**)  Eingestellt  sind  die  für  1900  und  fol- 
gende geltenden  Sätze;   1898-1900  galten  sre- 
nngere,  aber  mit  jedem  folgenden  Jahre  steigende 
•  atz"       !        bi  11  Sätze  in  Bolivia 
'  nieht  über  1  Jahr  alt 
mschl.  der  über  6  Monate  alten  Füllen. 

"  -.  ,  .»  ,     »     &         r>  -■     Kalber. 

im  Schlachten. 
27J  wenn  unter  6  Monaten. 

Gewicht  von  25  kg  und  darunter. 
D      ,  Jahr  und  darunter. 
I    wenn    ein   Jahr   alt;    säugende   Füllen 
zahlen  v,  des  Satzes. 

N01  h  sängende  Tiere  zahlen  '  ,  des  Satzes. 
-)  Die  Zolle  werden  gleichzeitig  auch  pro 

-  ben    vgl.  oben  . 
'*)  wenn  nicht  nur  vorübergehend   oder  zu 
Zuchtzwecken  eingeführt. 

';  Rindvieh  unter  1  Jahr. 
''■  jünger  als  1  Jahr. 


I  >r  und  Paraguay  haben  die  frühere  Zoll- 
rreiheit  für  einen  Teil  des  Viehes  beseitigt 
r  1     Ur  len:;'!tereu  Uebersicht  sind   die  Anfang 
Februar  1901  geltenden  Viehzölle  ,  i 
ren  Zahl   von   Ländern    in    der   Tabelle   . 
&18/19  zusammengestellt,  wobei  eine  Umrechnung 
m   -Mark   nach   den   üblichen  Sätzen  voiffenont 
inen  ist. 

Litteratnr:  Die  Arbo  nchmitden 

allgemeinen,    mü    den    G 
Mit  der  amerikanischen  Konkurn 
I 
'  '      die    ViehzSlle    tn    /;,'. 
■  (vgl.  den  Art.  Getreidezölle  oben  Bd.  IV  s 
■     Wer  t  ien    im  folgende  - 
Drucksachen    de»    Reichstages    aus    Anlass    der 
^oltoorlagei  9  und  1S85  —  i„ 

wohnt:  11.  v.   Berlepseh,  Bericht  in,,:,-  ,/ 

Auftrage  des  /.-.  k.  Ackert mim 

Vereinigten     Staaten     von     A'    ri 

mene    Heise,     :.    A„ß..    Wien    18S6.    —    .]. 

Conrad,    Agrarzölle,  in  Schönberg  LT,   s.   >siff. 

—  Derselbe.    „Di,    v. ,.    ng  der  landwirtschafi- 

ll,,l"-><  Z°V<    i»,  den  ...  „.-,...  ,  „   //,..  .. 

ertragen    Deutsehlands«    ,,,    den 

'"'  ■'■    Sozialpolitik    herausgegeben Beü 

zur  neuesten  Handelspolitik«,  Leipzig  1900.  — 
Archiv  des  deutschen  Landwirtschaftsrates  1885 
-;;'•       -         (888  Nr.  2—8.  —   Der  Ablau} 

ertrag,     im   Jahr, 
••"-    '         *  i   der   XIX.    Pleno, 

lung    des    deutschen    Landwirtsci 
1891.   -    Hill,.   Jüngst,    Der  .ich,  ■ 
von  Indiana  und  Ohi„,  in  den  LandwirtschafiL 
Jahrbüchern    Jahrg.    X.   —   Derselbe,    ]:. 
hingen   vur  Denkschrift  des  deutt 
Schaftsrates,  betreffend  du  Untersuchung  über  die 
Entnoickelung  der  landwirtschaftlichen  Produktion 
"     Vereinigten    Staaten    von    Nim 
.   landwirtschaftlichen  Jahrbüchern  Jhg.  XI. 
Agricultural  interests  commissian:     rep  >rt  oj  the 
vnl  commissioners«,  London  1880  (Teil  der 
englischen   Parlamentsenquete   über  die  Lag, 
1     ^Wirtschaft;    eint    deutsche   I  I  .,   ist 

von    /..    C.  Madden    in    den    landwirtschaftlichen 
Jahrbüchern    1881,     Heft    1     veröffenäicht):    — 
<;.  Neuhauss-Selchow,  Unser,   Landwirtschaft 
und  dit    amerikanische  Konkurrenz,  Berlin  I884. 
—  Pausche,    Ueber  du    wachsende  Konkurrenz 
imerikas  für    di,   Produkte    der  milteleuro- 
en    Landwirtschaft,    in    Jahrb.    f.  Not.    u. 
Schmoller,  in,  ,:,c/,e 

Konkurrenz  und  die  Lag,   der  mitteleuropäischen, 
besond  deutschen     Landwirtschaft,     in 

Jahrb.   ,.  Ges.  „.  Vera.,  1881.  —  31.  Wiickens, 
Aordamerikanische     Landwirtschaft ,      Tübing 
1890.  —  31.    Wirth,    Di,    Krisis   in  der  Land- 
chaft    und    die    Mittel    zur   Abhüfe,     Berlin 
1881.  —  Sering,  DU  Hordamerikanisch,  Schlacht- 
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riehkonkurrem,    in    Mittcili  '     ■"■   /"<"'; 

cUafUgesclh,hafl ,     -h.hr,,.     1889,90,     Muck 

,.,;,,     von     Halle,      Die     Berliner 

Jahrzehnt    I  die  Re- 

Vieh-     >iml    I  '      et  ' Ms,    m    J 

V   Ges.    ...    Verw.,      -     ,   Heft   XII.  -  K.   Wie- 

denfeltl       M.     Vieh    >ll      im     (1  "' 

Volks*.    Bd.    II     ■'■  ~  '  "'" 

Zollsatz,     -gl         S  '  '»'     x'":i'' 

.„„„    der   Zolltarife    des    In-   und    Auslandes 

iM    Reichsamt    des   Innern)    E.   Uma- 

,  Nahrung*-    und  GenussmitM,    Berhn 

11.   iiui  der  BorgM. 


Yilleneuve-Bargemont,  le  vicomte 
Albas  de, 

«  b    am  8.  VIII.  1784  auf  Schloss  Saint-Alban. 
un  französischen  Departement  Var,  gest.  im  Juni 

..-.,    .,.    »r:i.~i;„j    .i.„-    l-tL-ihip    des    seiences 


1850  als  Mitglied  der  Academie  des  sciences 
es  et  politiques,  ward  beisitzender  Rat  im 
Conseil  d'Etat  zu  Paris  und  unter  Konig  Joseph 
Bonaparte)  Präfekt  der  spanischen  Provinz 
Lerida,  folgte  1813  einem  Rufe  als  Pratekt  der 
heutigen  belgischen  Provinz  Namnr  und  beklei- 
dete  von  1814—1828  vier  Präfektenposten  über 
die    Departements    Tarn-et-Garonne,    Charente, 

Meurtbe  und  Nord. 

Villeneuve-Bargeinont  veröffentlichte  von 
Schriften  staatswissenschaftlichen  Inhalts  m 
Buchform:  Economie  politique  chretienne,  ou 

rches  sur  la  nature  et  les  causes  du  pau- 
perisme    en   France   et   en    Europe.   et   sur   les 

ns  de  le  soulager  et  de  le  prevenir,  6  Bde 
Paris  1834-  dasselbe,  belgischer  Nachdruck  ml 
Ed  Brüssel  1837.  -  Histoire  de  l'eeonomie 
politique,  ou  etudes  historiques,  phüosophiques 
Et  religieuses  sur  l'economie  politique  des 
peuples    anciens    et    modernes,    2    Bde..    I  ans 

Villeneuve-Bargemont  veröffentlichte  in  der 
Zeitschrift  Journal  des  Eeonomistes,  Paris. 
de  ätaatswissenschaftliche  Aufsätze  :  Notice 
sur  l'etat  actuel  de  l'economie  politique  en  Ls- 
pagne  et  sur  les  travaux  de  Don  Ramon  de  La 
lafra  I.  Serie,  Bd.  Vll.  1844.  S.  358ff.;  das- 
selbe erschien  in  spanischer  üehersetzung  in 
Buchform  u.  d.  T.:  Noticia  sobre  el  estado  de 
l.i  econpmia  politica  enEspana,  y  sobre  los tra- 
baios  de  Don  Bamon  de  La  Sagra,  Madrid  1S-W. 
-  Influence  des  passions  sur  1  ordre  eco- 
nomique    des  societes,   I.  Serie,  Bd.  M\,  lö4b, 

S.  1-66  ff.  T  .    -, 

Villeneuve-Bargemont  ist  als  Interpret  der 
Behandlung  sozialpolitischer  Fragen  vom  re- 
aktionärrigorosen Standpunkte  der  katholischen 
Kirche  und  Moral  zur  Zeit  Ludwigs  XV 111.  und 
Karls  X  für  jene  Bonrhonenpenode  eine  eigen- 
artige Erscheinung.  In  seiner  Bekämpfung-  des 
englischen  Industriesj  stems  erinnert  er  an  bis- 
mondi,  der  ihn  an  Geist,  Wissen  und  Dar- 
steütmgskraft  aber  überragt,  in  semer  Apologie 
der  Zünfte  begegnet  er  sich  mit  der  national- 
ökonomischen Romantik  Adam  Müllers  und  in 
seiner  Anfeindung  des  religiösen  Rationalismus 
in  der  Wirtschaftslehre  hat  er  etwas  Gemein- 
sames mit  Hauers  Restaurationsdoktrin.    Seme 


Histoire  de  I  i  oonomie  politique"   •■  o.),  weicht 
mit   dem  Vater  des  Menschengeschlechtes,   mit 
Adam,  anhebt,  erscheint  dadurch  in  der  \ 
verfehlt,   dass   er  sein  Quellenstudium   für  du 
liaftsgeschichte  des  Altertums    fast  ganz 
auf  den   biblischen   Mythus   und   die  Legendep 
der  Scholastiker  beschränkt,    von  denen  er  sich 
„ur    bei     Behandlung     der    griechischen 
römischen    Volkswirtschaft     nicht     I"    "  B 
lässt,  und  dass   er   seine   Leser  an   eme  wirt- 
schaftliche Glückseligkeit  der  dem  Krumm 
unterworfenen  Gläubigen   während   der   mittel- 
alterlichen Hierarchii    glauben  mai  ht.     Ein  der- 
artiger  Freie   und    unfreie   vollständig    betrie- 
äisender   wirtschaftlicher  Idealstaat,    den    nach 
Villeneuve  die  Reformation  zerstört  haben  soll, 
hat  nur   im  Frühmittelalter   und  am  wenigsten 
zu  Ende  des  katholischen  Mittelalters  i 
dem  im  Gegenteil  wegen  barbarischer  Behand- 
lung der  Leibeigenen,  die  dafür  in  den  Bauern- 
kriegen Bache  nahmen,  ein  Brandmal  von  der 
Kulturgeschichte  aufgedrückt  ist.     VV 
neuve  Adam  Smith  die  Priorität  der  Lehre  d<  i 
Arbeitsteilung  bestreitet,  so  hat  er  bekanntlich 
nicht  unrecht,   da  ja  Turgot  und  vor  ihm  Ro- 
bert  in   rohen  Umrissen   dieselbe  Doktrin    ent- 
wickelt   haben     und     auch    Plato     schon     emi 
Ahnung  davon  gehabt  hat.    In  seiner    Economie 
politique  chretienne"    (-.  0-1  werden  hauptsäch- 
lich nur  die  Schattenseiten  des  englischen  In- 
dustriesystems  in  ihrer    demoralisierend,  n  tm- 
wirkung  auf   die  soziale  Lage  der  arbeitenden 
Klasse  beleuchtet.    Zur  Abhilfe  des  leibkehen 
und   geistigen  Notstandes   appelliert  Villeneuve 
an    die   christliche    Müdthätigkeit,    befürwortet 
die  Hemmung   des  Wachstums   der  grossen  In- 
dustriestädte; Ablenkung   de;    Bevölkerung  von 
der  Versumpfung  im  Fabrikelende  undRuckkehi 
von    dieser    entnervenden   zu   der  kräftigenden 
und   veredelnden  Thätigkeit   in   der    Landwirt- 
schaft,  welchem    Vorschlage   nur    zuzustimmen 
ist       Auch    an    seinen   übrigen    Ausführungen, 
den    sittlichen,    religiösen    imd    gewerblichen 
Unterricht     durch     Armenschuleu    zu    fordern. 
Sriar-    und    Hilfskassen    mit    Lohneinlagen   der 
Arbeiter  zu  errichten  und  die  Innungen  wieder 
einzuführen,  ist  die  auf  Hebung  der  öffentiichen 
Moral   abzielende  Tendenz   anzuerkennen.     Von 
der   Verwirklichung    dieses    bescheidenen    Pro- 
grammes  konnte  jedoch  schon  seiner  Anspruchs- 
losigkeit wegen  ein  Einfluss  auf  Linderung  des 
Fabrikarbeiterelendes    nicht    erwartet    yerien 
Mit  den  Grundprincipien  von  Malthus  hinsicnt- 
lich    der  Bekämpfung   der   Uebervölkerung 
findet  er  sich  in  üebereinstimmung  und  sieht  m 
der    Anhäufung     des    Arbeiterproletariats    eine 
Konsequenz   des  gesteigerten  Gewerbebetriebes 
und  der  ungeregelten  Fortpflanzung  da :  beate- 
losen   Klassen.       Er    empfiehlt    die    Gründung 
von  Laiengemeiuden,  welche  nach  Vorschr 
Apostel  Paulus  der  sexuellen  Vermischung  fern 
u,„;i,„„       Wir   ri;P   Geistlichkeit   fordert   ei    die 


Für  die  Geistlichkeit  fordert  er  die 
Verpflichtung  zum  Cölibat  ohne  Ausnahme  und 
Sdemü Tdas  Volksbewusstsein  gedrungenen 
di, |öseT  Gefühle  die  Macht  bei,  den  Armen 
jenen  moralischen  Zwang  aufzuerlegen  der  m 
aer  Enthaltsamkeit  von  der  Ehe  zum  Ausdruck 
kommt. 

Vgl     über     Villeneuve-Barg.inont: 
Blanqui,   Histoire  de  l'economie   politique  en 


Villeneiive — Villerm§ 


Europe,  3.   Ami..    Bd.  II.  Fan-  1845,   S.  49/50, 
240  ff.   —   Nekrolog,    in    „Journal    des   Econo- 

3i  rie,  Bd.  XXVI.  Paris  1850 
—  Dictionnaire  de  l'economie  polit-,  2.  Aufl.. 
Bd.  II.  ebd.  1854,  S.  832.  -  R.  v.  .Mo hl.  Ge- 
schichte und  Litteratur  der  Staatswissenschaft, 
Bd.  III.  Erlangen  1858,  S.  317/18  a.  ö.  — 
i   Gesch.  (1.  Nat.,  München   1874.   S. 

-   Gar nier.  Du  principe  de  population, 
2.   Autl  toii  Molinari,   Paris  1885,  S.  95 
251.    428.   —    B< isolier.   System,    Bd.  II.    12. 
Autl..  Stuttgart  1888,  ;  139.  —  Schöne,  His- 
t^ire  de  la  popnlation  francaise,   Paris  189 

t.  .".'.'5.  — 

Lippert. 


Aillevnit'.  Louis  Reue, 

geh.   am   lo.  in.  1782   in  Paris,    gest.  daselbst 
am  16.  XI.  1865,  wurde  I  der  Aca- 

demie  de  medecine,  gründete  1829  die  ..Annales 
d'hygißne",  wurde  1833  Mitglied  der  Academie 
-    -  iences    morales    et    politiques    und   185Ü 
Mitglied  des  Conseil  superieur  d'hygiene. 

Villerme   veröffentlichte   von   staatswissen- 

ftlichen  Schriften  a)  in  Buchform:  Des 
prisons  telles  qu'elles  sunt  et  telles  qu'elles 
devraient  6tre  par  rapport  ä  1'hygiene,  ä  la 
murale  et  ä  l'economie.  Paris  1820.  —  Tableau 
de  l'etat  physique  et  mural  des  ouvriers 
employes  'laus  les  manufactures  de  coton,  de 
laine  et  de  soie.  2  Teile,  ebd.  1840.  —  Sur  les 
ouvrieres,  ebd.  1850.  b)  in  Sammel- 
werken und  Zeitschriften  1.  in  „An- 
nales d'hygiene  publique  et  de  medecine  legal 
Paris.  Jahrg.  1829 :  .Memoire  sur  la  mortalite 
dans  les  prisons.  —  2.  in  „Journal  des  Econo- 
mistes",  Paris:  Analyse  de  la  ..dissertation  sur 
le  travail  des  enfants  dans  les  manufactures" 
(du  comte  Petitti  del  Boreto),  Serie  I,  Bd.  I, 
1*42.  S.  335 ff.  —  Bapport  sur  le  memoire  de 
M.  Bobiquet:  ..'  rimes  commis  dans  la  Corse 
Bd.  III.  1842,  8.  247  ff.  —  Enquete  sur  le  tra- 
vail et  la  condition  des  enfants  et  des  adoles- 
cents  d:m-  les  mines  de  la  Grande-Bretagne,  Bd. 
IV.     1843,     -     268  ff.    —    Compte     rendu    des 

•rches    statistiques    sur    Mulhouse",     d'A. 

t.  Bd.  VI.  1843,  S  76ff.  -  I  ompte  rendu 
des  „considerations  sar  le-  cereales"  de  M.  Loise- 
lenr-iDeslongchamps,   Bd.  VI.  1843.  8.  162  ff.  — 

>it  Mir  l'ouvrage  de  Donbleday:  ..De  la 
rentable  loi  dt-  la  popnlation",  IM.  VI.  1843,  S. 
397ff.  —  Observation^  sur  les  statistiques  offi- 
cielles,  Bd.  XI.  L845,  S.  130ff.  Compterendu 
de  la  „stetästique  du-  Etats  prussiens*.  par  M. 
Di.-teriri.  Bd.  XIV.  1846,  8  224ff.  —Bapport 
a  l'Academie  du-  31  ii  ■,,  -  sur  1.  mouvement  de 
la  popnlation  dans  le-  Etats  Sardes  pendant  la 
Periode  1828  ä  1837,  Bd.  XV.  1846,  S.  344  ff.  — 

monopoles  oanrpea  par  les  ouvriers  de  cer- 
industries,  et  ohservations  sur  la  Situation 

Ue  de-  ouvriers  dans  les  bassins  houillers 
de  la  Loire  et  du  ('untre.  Bd.  XVII.  1S47.  S. 
157  ff.  —  Bapport  sur  „l'annuaire  deconomie 
politique  a  l'Äcademii  •  morales  et 

polit.",    Bd.   XXIII.   1849.   S.   272 ti.   -     Obser- 

-   au   sujet  du  l'enquete   sur  la  condition 


des  classes  ouvrieres  et  le  travail  des  enfai 
Belgique  Bd.  XXIV,  1849.  8.  373  ff.  —  0 
vations  sur  la  mortalite  d'apres  iü--  tte,  Bd.  XXV. 

1850.  S.  299ff.  —  Memoire  sur  les  cites  ouvrieres 
Bd.   XXVI.  1850.  8.  37  ff.  —  Lettre  en  r 

:     de  M.  Legoyt,   sur   les  critiqi 
faites  de  la  statistiqne  officielle  de  l'agj 
Bd    XXVI.    1850.   S.   270ff.   —   Communi 
sur  les  resultats  generalis  du  receiisument 
uii    1846.   Bd.   XXVII.    1850,    8.    179ff. 
accidents   produits   dan<    les  atelier«  indusl 
par  les  appareils  mecaniqnes,  Bd.  XXVII. 
8.    315  ff.    —  Observation   sur  la    Situation  des 
igricoles   un  France.   Bd.  XXVII, 
1  ff.  —  Observation  a  propos  du  in 
de  M.  Blanqui  sur  la  popnlation  agricole  de  la 
France.  Bd.  XXVIII.  1851.    S.  266  ff.  —  Si 

ä  Lille  et   sur  la  mortalite    des  eiit.int> 
trouves,    Bd.    XXVHI.    1851,    S.    285  ff.    - 
Appreeie  d'un  volunie  de  M.  Block  sur  les 
de  l'aerieulture  dans  les  divers  pavs  de  l'En 
i  Bd.   XXIX.    1851.    8.  322  ff.    —   Rapport  SM  L 
table  de  mortalite  de  M.  Heuschiina:.  Bd.  XXX. 

1851.  s.  345  ff.  —  Considerations  sur  les  tables 
de  mortalite,  ä  l'occasion  d'onvrage  du  M 
Qnetelet,  Bd.  XXXVII.  1835.  S.  161  ff.  —  3.  und 
4.  in  ,.Mumoires''  und  in  „Recueil  de  l'Academie 
de  medecine".  Paris  1829—1831:  De  la  distri- 
bution  parmois  des  conceptions  et  des  naissances 
dans  -u-  rapports  avec  des  climats  et  les  i 
suns.  —  Memoire,  sur  la  mortalite  en  France  — 
De  l'influence  de  la  temperature  sur  la  morta- 
lite des  enfants  nouveau-nes.  —  Memoire  sur 
l'influence  de  l'aisance  et  de  la  misere  sur  la 
mortalite.  —  5.  in  Memoires  de  l'Academi 
scienees  morales  et  politiques,  Paris :  Memoire 
sur  la  distribution  de  la  popnlation  frai 
par  sexe-  et  par  etat  civil  et  de  la  necessite  de 
perfectionner  nos  tableaux  de  population  et  de 
mortalite,  Bd.  I,  1837.  —  Rapport  ä  l'Academie 
des  scienees  etc..  sur  l'etat  physique  et  morale 
des  ouvriers  employes  dans  les  fabrique  d< 

de  coton  et  de  laine.  Bd.  I,  1839.  —  Bapport 
d'un  voyage  fait  dans  les  5  departements  de  la 
Bretagne    pendant    les    annees    1840    et    1841. 

■  Ii  -  ordres  de  l'Academie  des  scienees  r 
Bd.  IV,  1843.  (Diesen  Bericht  verfasste  Villerme' 
gemeinschaftlich  mit  seinem  Reisebegleiter,  dem 
berühmten  Mediziner.  Bevolkerungsstatistiker 
und  Mitglied  des  Instituts,  Benoiston  de  Chateau- 
neuf.) 

Villerme  steht  ebenso  bedeutend  als  Vita- 
lität- wie  als  Moral-  und  Sozialstatistiker  da. 
Seiner  grundlegenden  Fntersuchung  über  die 
Verteilung  der  Geburten  auf  die  einzelnen 
Monate  des  Jahres  verdankt  die  Wissenschaft 
das  von  ihr  als  zutreffend  anerkannte  Forschung»- 
ergebnis,  dass  die  erfahrnngsmässige  Geburteu- 
fülle  in  den  Monaten  Februar  und  März  in 
Wechselwirkung  mit  den  im  Mai  und  Juni  des 
Vorjahres  unter  dem  Eintliisse  der  FrMüings- 
atmosphäre  stattgefundenen  Konceptionen  stehe. 
Aus  seinen  Untersuchungen  über  die  Mortalität 
in  den  verschiedenen  Arrondissements  von  Paris 
ergiebt  sich  das  Gesetz,  dass  die  Sterblichkeit 
einer  städtischen  Bevölkerung  in  reeiprokem 
Verhältnisse  zu  ihrer  Wohlhabenheit  stehe.  ■  1  i « • 
Vitalität  der  Begüterten  daher  eine  viel  güns- 
tigere als  die  der  Armen  und  somit  aucl 
Elend  von  entschiedenem  Einflüsse  auf  die 
Sterblichkeit   sei    Die  von   Thomas  Donbleday 


VillermS     Vi    I 


•     .„      rm,.    law    of    population"     gegen 
iLurf,    den  Menschen  mit  emgeschl 

£ ,'■" rsÄÄSTÄä 

TeSelenen  Seiten  angegriffen  und  widerlegt 
,  ;  h  Bd  LI  der  Edinburgh  Review.  Die 
t  ;.  Abfertigung  derselben  entfloss  aber  der 
Kto  W  Welcher  auf  Grund  setner  ern- 
deÄrsucl gen,  u.  a    über  <he  Mor- 

K«DoSXftch0ei«ätsordnungnach 
,1V  de r  Klassifikation  eintrat.    In  semeni  „Tab- 
lem  de  r'ta    physiojie  et  moral  des  ouvners' 
V      fo     zeigt   er  sich  nicht    nur  als  kompe- 
t  nt«' Beute  ifer  volkswirt-ehaitHch«  Znstud. 
seäÄse  durch  ™*«; 
bezirke  Frankreich* ;     senden ^der  f9.^e 
Auftraggebern! .     ilei    Acaaeiuie    u  -r, 

-l  •  ?»,  Tto,-=..lit  Vis^t  auch  das  seltene  rse- 
^-;:ti^:tIwntt^rLten.;:We:n. 

SÄd  Ältsächlichen  Kesultate  serner 
Sichtungen  bei  Besuchen  der  einzelnen  Be- 
SeLdfn  Hauptsitzen  der  Industriebranchen 

niedero^legt  Der  zweite  Band  befasst  sich  mit 
d«  in  die  allgemeine  Lage  der  bereisten  In- 

SÄtWriallÄ.     Letzt««  Ten  ^ 

sr  s  ErbÄrBSs|Ä 

Betriebsleistung  der  'einzelnen  bWfflffltatt 
tadtaLm  Teile  vollständig  w;ie»L.M; 
suchungen  über  die  ^^Re^ 
Arbeiterbevölkerung  und  das  atthehe  JJencit 
derselben  in  den  Hintergrund.  Das  sehmutzigste 
Arbriternroletariat,  die  meisten  Gewohnheits- 
Ä&  wenigsten  Kirchengänger  fand 
Hnto  der  Industriebevölkerung,  von  Lille. 
,  Sedan     hatten    die    Arbeitgeber    im 

Kampfe    gegen   die    Branntweinpest    sich    ge- 


7,VUI1,,,„    s  sehen,     durch    ein. 

ffikoroJ e'G  Säufer  ^ 

Lrbeitssälen   auszuschliessen ;   in   letzt«« 

,u    welchem  eng.  mensein  er  die 

..,,,  quellen  Escessen  m  to 
Fabrikdistrikten  beimisst.  Das  saubere  V'- 
Lhen  de     I  ■  beit.     hebt   «  ruhmfend 

he„or  wie  er  auch  nicht  unerwähnt  lässl 

zahlreiche  dortig,     ^rbeiterwol ^"Ä 

lieh   in   den   ietz  gen  Kreisen    I  bann   und   Uu 
hausen    den  Sitzen   der   Textuindustrie, .  durch 
ei^e  freundliche   Aus 
1    n  im  zarten  Alter  von  - 

berrits^w  Fabrikarbeit    *  '•>" 

Set  erfder  unerhörten  Anford 
lindem   damaligen  Elsass  an  ihi 
Arbeitskraft    gestellt    wurden,    das 
Mitgefühl-  ihre  Arbeitszeit,  wie  aus  seiner  Dar- 
Äng  hervorgeht,  betrug    die   «gtag-rad 
Vesperpausen  nicht    eingerechnet,   13  bis  lö    , 
.Stunden  täglich. 


Vgl.  über    v-illerme:  MacGuUoch 

"Rrlp       T,PiT)Zl°"    löbl,    -DU..    1,    '-1-   xuZi  .  i 

B      II S   4?0    -   Garnier.    Dn   principe  de 

1       ■  rf '  M    TT    ebd    1892    S.   1169^70. 

a'economie  polit.,  Bd.  11,  eixi.  iom,  ^^ 


Yocke,  Wilhelm, 

Junlerii^-t^s^eliatt^atnaeb,. 

X  Accessist    ein,    wurde   daselbst   1850  B 
l^gskomniissar^.  |,SnrS; 

in  den  Ehestand.  Vocke  lebt  jetzt  m  semei 
^ÄrS&te  an  -atswis^eba,- 
lichen  Schriften:  a)  ^  Buchform  Die  »^ 
tischen  Stempelnormen  m^phab^«Tieto 

siebt.  Nördhngen  18a3   „        -  J\usliach  1854, 

Gewerbesteuergesetz  fm  Bayern, 

_  Die  Gewerbesteuern  in  Bayern,  W 

_  Das  (bayerische    Ges£VrläUteTOnee^    Er- 

V^lÄGeJ  L^etayScTn 

X^Ä^SÄÄneÄeV 
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Volksbildui  .  -  (AUgemi 


handlang  rischen  Tax-  und  Stempel- 

is,    Nördlingen    1863.    —   Geschichte   der 
ritischen  Reichs,  Leipzig  L866. 
Beiträge  zum  richtigen  Verständnis  und  Voll- 
zug sehen     Gesi  tzes    die    Kapital- 
nstener  betr.,  Ansbach  1866.  —  Das  (baye- 
risch     Gesetz  über  den  Malzanfsehlag  mir  Er- 

'-   rdlingen  1868       Dil    \n - 
Verwaltung,  Nördlingen  1869.  -  Die  Gebühren 
rztlichen   Personals   in  Bayern,    Erlangen 
-Die  Abgaben,  Auflagen  und  die  Steuer 
vom  Standpunkte  der  Geschichte  und  dei   3it1 
lichkeiti  Stuttgart  1887.  —  Die  Grundzüge  der 
Finanzwissenschaft.     Zur    Einführung    in    das 
Studium  der  Finanzwissenschaft,   Li 
A.  u.  d.  T.  Hand-   und   Lehrbuch    der   S 
Wissenschaften  I!.  Abteil.  Bd.  I.) 

b)  in  Zeitschrift  mmelwerken 

und  zwar:  1  in  „Blätter  für  administra- 
tive Praxi--  in  Bayern:  Annahme  von  Geld- 
papieren  bei   den   Rentämtern    Bd.  I.   S.  164  . 

—  Ueber  den  Vollzug  di  jrulativs  Gl  - 
bühri    _       tzes)  v.  28.  V.  1852    Bd.  li.  S.  357 

—  E_xeiuti  ler  Rentämter  (Bd.  DJ, 
s.  -'■  ■  Der  „Besitzer"  im  Sinne  des  Grund- 
steuergesetzes [Bd.  IV.  S.  33).  Verhältnis 
der  Grund-  und  Dominikai-  Grundrenti  u-  St 

Bd.  I\.  S.  161).  —  Katasterumschreibungen 
und  Taxpflicht  [Bd.  V,  S.  209).  —  Zur  Lehre 
von  der  Finanzverjährung  Bd.  VI.  S.  145).  — 
Zwei!  an-  dem  Haussteuerwesen    Bd. 

VD-,  S.  33       -  Bemerkungen  zum  Haussteuer- 
f.  (Bd.  VIII.  S.  392).  —  Zum  Gesetz  über 
da-  raxregulativ   von  1852  (Bd.  VIII.   S.  357). 

—  I  mschreibungen  im  Grundsteuerka 
(Bd.  IX.  S.  •".:-;  .  —  Kostenvorschüsse  in  l 
suchungssachen  (Bd.   IX.  S.  225.   —  Zum   Ge- 

über   da-   Taxregulativ     Bd.   X.   s.   2471 
üntereuerrangs]  1    ber    dem   Ausland 

Bd.  XI.  S.  9 .   —   Kapitalrenten-,  Einkommen- 
und  Gewerbesteuerfragen  [Bd.  XII.  S.  161).  — 
rkungen  zum  Einkommensteuer-.-.  1/   \,,ii 
Bd.  XVI.   S.    113     -  Grenzregulierung 
der  Finanzkompetenz    (Bd.    XIX.    S.   324)    — 
Zwangsbeitreibung  dei   Staatsgefälle    Bd.  XIX 
218).   -      2    in  „Zeitschr.  f.  Staatsw.":    Die 
Steuern  der  Römer  (1859,  [V).  —  Das 
bayerische  Gewerbesteuergesetz  v.  1.  VII.  1856 
I    J  ■     -  Die  Besteuerung   der  Gewerbe  in 
and    1862,  II,.  -  Beiträge  zur  Geschichte 
der  Einkommensteuer  in  Bayern  (1864    II:    — 
'     die     Personalbesteuerung     in     Bayern 
'*''■'•  n  •  —   Ueber  KapitaJrentenbesteuerunff 
nur  besonderer    Rücksicht    auf  Bayern     lsiis  1 
nnd  II  .         1  ,d,er  Besteuerung  der  Landwirt- 
schaft   mit    besonderer   Rücksicht    auf   Bayern 
1873,  I\    und  1874,  1).  -     rjeber  Häusersteuer 
mit  besonderer  Rücksicht  auj  Bayern   1875   IV) 

—  -lieber   den    Rechnungshof    mit    besonderer 

acht   am    das   Deutsche   Reich  (1876    III 
•''"     W/V,    I-  3     ,1,   „Viert     .     Volksw.": 

n  1  hnungswesen    1878,  II  und  III) 
~  {}"  SteJ  1879,  I  .       4    im  ..Finanz- 

archiv  :  Deutsche  und  englische  Finanzver- 
waltung (Bd.  I.  Die  doppelte  Buchführung 
:»  der  ltal..  Staatebuchhaltung    Bd  III 

—  Das  italienische  Rechnungsgesetz  (Bd  iv 
VM1''-  Wci  der  Steuer  in  der  Geschieht  IM 
vu>;        Sti hjekt   und  Realsti  1-  1     Bd    IX 

di  1     Zeitschrift  de-  königl  bayer    stat 
Bureau--:  Statistik  de-  bayerischen  Staatshaus- 


haltes   1.870,  II.  III:  1871,  I.  II.  iii;  1870   n 
IUI.   —    6)    m    dem    ..Jahresbericht    des    histo^ 

n    \  ereins   in    Mittelfrankeir' :    üeber  das 
Steuerwesen  im  16.  und  18.  Jahrhundert     L870) 
1)  in  der  ersten  Ann.  d.  PHandwörterbucl 
Staatswissensehaften"    die    Aufsätze:     Finaiu- 
verwaltung  (Bd.  III.  S.  4P6ff.)  und  Rechm 
kontrolle    und    Rechnungshof   (Bd.  V.    s 

isserdem    hat    Vocfce    zahlreiche    \r 
vornehmlich  fmanzwissensehaftlichen  Inhalt-  m 
der     ..Allgemeinen    Zeitung-'    (in    den    .1 
18(0.   1871,   1872,    1874.  1875,   1876,   1877    1879 
188  1    1881,   1883  und   1886     und   in  der 
risi  in  11    Haudi  Iszeitung"     1889   und    189] 
ürfeiitlicht. 

Itrtl. 


Volkseinkommen 

s.  Einkommen  oben  Bd.  III.  S.  347  ff. 


Volksbildungsvereine. 

I.  V.  im  allgemeinen  (S.  524i.  n.  Katho- 
lische Arbeitervereine  [S.  534).  III.  Evangelische 
Arbeitervereine    S.  537  . 

I. 

Volksbildungsvereine  im  allgemeinen* 

1.  Wesen  der  V.  2.  Die  Bildungsmittel 
der  V.  a.  Abhaltung  von  Vorträgen  und  Unter- 
richtskursen.  b)  Die  Massenverbreitung  guter 
Schriften,  c)  Volksbibliotheken  und  Lesehallen, 
d)  Volksunterhaltnngsabende.  3.  Die  Verbrei- 
tung der  V.  —  Statistisches. 


1.  Wesen   der  V.     Unter  dem  Namen 
Volksbildungsvereine  fasst  mau  solche  Ver- 
eine  zusammen,    welche    sich    die   Aufgabe 
gestellt   haben,   für  die  weitere  Ausbildung 
der   grossen    Masse    der  Bevölkerung,    und 
zwar    in    erster   Linie    der    unteren"  unbe- 
mittelten Schichten,  zu  wirken.     Sie -wollen 
also    ergänzend    neben    der   Thätigkeit    von 
Staat    und    Gemeinde    eintreten.      In     den 
Ländern,    in    welchen    Sehulzwang   besteht 
und   auch    für    das   Fortbiidungsscliulv. 
fakultativ  oder  obligatorisch  hinreichend  Sorge 
getragen  i-t,  entfällt  die  schulpflichtige  Ju- 
gend von  selbst  aus  dem  Kreise  der  Wirk- 
samkeit    der    Bildungsvereine.      Ihre    ge- 
meinnützige und  freiwillige  Fürsorgethätig- 
keit   konceutriert   sich    dann   auf  die  reifere 
Jugend  und  namentlich  auf  die  Erwachsenen. 
Die   Aufgaben   der  Volksbildungsvereine 
sind  teils  agitatorischer  teils  praktischer  Art 
Letztere  sind  die  wichtigeren.    In  agitatori- 
scher   Hinsicht    machen    die    Vereine    und 
ihre  Verbände  Propaganda  dafür,  dass  neue 
Bildungsaufgaben    von  Staat   und  Gemeinde 
erfasst,    selbständig    befriedigt   oder  wenig- 
finanziell    unterstützt"  werden.      Die 
öffentlichen  1  ugane  bedürfen  nicht  nur  einer 
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:  ung  ihres  Wirkung 
lt0      ,vmeinnüt/.ige      \  ereiusthatig] 
Sdern    ihr    Wirkungskreis    selbst   ist    der 
greitenui«    und    Veränderung    fähig    und 
..  a     ,      dirungsgemäss  erst  dann 
■n  zu  werden  pflegt   wenn  m  der 
..    „„,1    Jen    Vereinen    die    öffentliche 
ing    bearbeitet     und     auf     Maat     und 
ter  Druck  aus; 
lUt.    Die  Volksbildungsverane  suchen 
besondere   Zeitschriften,    Flugblatter, 
öffentliche    Vorträge,    Versammlungen    und 
,nen    an     Behörden     und    Parlamente 
auf    die    Lücken    in    dem    allgemeinen   Bil- 
dungsniveau  des  Volkes  hinzuweisen.     Auf 
dies!  Weise   haben   in   den  verschied 
Kulturstaaten    Vereine    und    Gesellschaften 
för  die  Aufnahme  des  Handfertigkeits-  und 
bauswirtschaftlichen    unterrichte,    für   eine 
bessere   Gesundheitspflege  in  den  Schulen, 
I  iurichtung  ■>,„.  Ju-end- und  \  olfcs- 
n,  für  das  Fortbüdungsschulwesen,  für 
,1-  und  Lehrüngsheime,  für  Lehrwerk- 
stätten,   für   öffentliche    Vortragskurse,    für 
Volkshoclischiden,Volksunterlialtungsabexide, 
Volksbibliotheken,     öffentliche    Lesehallen, 
Klassikeraufführungen ,    billige    Symphonie- 
rte  u.  dergl.  In.  mit  Lebhaftigkeit  und 
zum  Teil   auch   mit  entschiedenem  Erfolge 
Stimmung  gemacht.    Man  hat  des  weiteren 
auch  Reformen  des  Lehrplans  in  den  Volks- 
und  Fortbildungsschulen  erörtert  und  z.  o. 
für  die  Einführung  der  Gesetzeskunde  und 
Volkswirtschaftslehre    in     den    öffentlichen 
Unterricht,    sei  es  direkt  durch   Aufnahme 
dieser   ».-.„stände   in   den    obligatorischen 
Lehrplan,  sei  es  indirekt  durch  die  Einrich- , 
fang  entsprechender  Fortbüdungskurse  für  | 
die  Elementarschullehrer,  plädiert 

Die  agitatorische  Thätigkeit  der  \  olks- 
bildungsvereine  richtet  sich  aber  nicht  nur 
an  die  Adresse  von  Staat  und  Kommune, 
sondern  auch  an  das  Autoren-  und  Ver- 
lesertum,  indem  diese  zur  Herausgabe 
rer  und  guter  Volksschriften,  die  in 
Wissensgebiete  klar  und  leichtverständ- 
lich einführen  können,  ermuntert  werden 
und  ihnen  dafür  ein  Massenabsatz  gewahr- 

^Unterstützt    werden  diese  Reformbestre- 
bungen    nicht    unwesentlich    dadurch,    dass 
die  Vereine  und  Verbände   die  Organe    der 
Provinzial-,   Bezirks-  und  Gemeindeverwal- 
tungen  als   dauernde  körperschaftliche  MLit- 
o-Ueder    zu    gewinnen    suchen,    denn    das 
Schwergewicht  der  Reformen  liegt,  wie  auf 
so  vielen  sozialpolitischen   Gebieten,    auch 
hier  bei  der  kommunalen  Selbstverwaltung. 
Indem   die  Vereine   aber    untereinander    zu 
provinzialen    Verbänden    und    diese    wieder 
zu     Landesverbänden     sich     verschmelzen, 
werden  ihre  Bestrebungen  centrahsiert,  ver- 
schaffen   sich   höhere   Geltung  und  gleich- 


\i       ii        ■    a 
dem  auch  ein  edier  Wei 

Die  agitatorische  Thätigkeit   d(  i 
bilduD  ;  kann   natürlich  nicht  e 

o-en     Die    Reformen,    die  Staat    und    hom- 
mune  in  die  Hand  nehme...    lassen  viel! 

schwerfällig  und  langsam  und  setzen  sieh 
erst  dann  ernstlich  in  Bewegung,  wenn  man 
die    Reformvorschläge    durch   den   Hin 
auf  wohlgelunge  ache  und  reictüictie 

Erfahrungen  unterstützen  kann.     Ohne  e 
fortgesetzte     und    mühevolle    Pioi 
praktischer  Art  werden   die  massgebenden 
Kreise    selbst    für    die   notwendigsten    und 
dringlichsten  Bildungsaufgaben  der  Zeit,  cUe 
ausserhalb    der    allgemeinen    Volksschulbü- 
1  düng  liegen,  nur  schwer  zu  gewinnen 
Hie?  liegt  a\so  der  praktische  Wirk 
freier  und  gemeinnütziger  Vereine.     B 
agitatorischen  Thätigkeit  e  Schwö- 

llt in  den  Centralstellen,  bei  der  | 
tischen   im   wesentlichen   m   den    «nz 
Ortsvereinen,    und    zwar    teilt    sich    u 
Thätigkeit    wieder    in    eine   anregende  und 
unterstützende  einerseits  und  in  eine  selbst- 
thätig     organisierende     andererseits.       me 
wirküch  praktische  Thätigkeit  der  örtlichen 
Bildungsvereine   hat   sich  immer  mehr  und 
mehr   auf   die    erwachsenen    Personen 
unteren  Volkskreise  koncentnert.     Was  cüe 
bildungsbedürftige    Jugend    anbetrifft      so 
lassen  hier  Familie,   Gemeinde,   Kirche  und 
Staat  der  freiwilligen  Betätigung  von  Vdks- 
bildungsbestrebungen  nur  wenig  Raum.    JM 
Vereine  können  hier  nur  aufmunternd,  untei 
Umständen     auch    unterstützend    wirksam 
sein      Dies    geschieht    insbesondere    durch 
Errichtung  von  Kindergärten,  Kinderl, 
in  denen  häufig  Handfertigkeits-  und  h 
wirtschaftlicher  Unterricht  ertedt  wird,  von 
Jugendsparkassen,  Spielplätzen  u  s.w.    Li 
grgSSerer  Wirkungskreis   eröffnet    sich 
Bildungsvereinen  bei  dei •Fürsorge  im  che 
schulentlassene  Jugend      In  einer  Reihe  von 
Staaten    haben    die   Büdungsvereine    zuerst 
Fortbildungsschulen  im  heutigen   Sinne   be- 
gründet und  unterhalten,    und 
wärtig    nehmen    diese    freiwilligen    Fort bl- 
dun^chulen    neben     den    staatlichen    und 
kommunalen    Anstalten    einen    ehrenvollen 
PI    ,em.    Insbesondere  hegt  deu  Vereinen 
k  Pflege  des  weiblichen  Fortbddungsschd- 
wesens  ob    da  Gemeinde  und  Staat  für  das 

L,   nicht  in 
eintreten  wie   für  das  mannhehe.     So  vei 
dnnl-fdie   -rosse  Mehrzahl   der   neua 
euiVinet-.HauihaltungssehulenihreEut- 

stehung  der  Anregung  und  der  prakto 
Mitarbeit  der  Büdungsvereine 

Die  praktisch   organisierende   Thatigkeil 
der  Büdungsvereine    taste,    wie   seh- 
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vorwiegend  die  Bedürfnisse  der 

Erwachsenen  ins  Äuge.     Auf  diesem  Gebiete 

:    wirklieh  neutrale,  d.  h.  von 

ilichen   und   politischen  Parteien  unab- 

Bestrebnngen    in    Frage   kommen, 

kurzem  ohne  jede  Konkurrei 

wesen.     Erst   verhältnismässig   späl    haben 

die    Gemeinden,    Stiftungen    u.    s.    w.   den 

Volksbibliotheken    und   Lesehallen   grössere 

Aufmerksam^  wendet.     D 

Vortragswesen  aber,  die  Volksunter- 
ualtimgsabende,  die  Massenvi  rbreitung  guter 
Schriften    und  für  Unter- 

richts-    und     Fortbildungskurse     für     Er- 
wachsene noch  fast  aus- 
schliesslich  in   den    Händen  der   Vo] 
dungsver 

Die    Notwendigkeil    und    Zweckmässig- 
einer  weiteren  Ausbildung  der  unteren 
Klassen    nach   dies  oiedenen    Rieh- 

yen hin,  die  anknüpft  an  die  Elementar- 
Lbildung,  bedarf   einer  besonderen  Her- 
Di  rinder  Volksschule  gebotene  Wissens- 
stofl    hat     nch    der    Auffassungskraft    der 
der   und    den    allgemeinen    Zielen    des 
I  nterrichtes    anzuschmiegen.      Ueber   viele 
i.   'leren   Kenntnis   wünschenswert    ist, 
kann   in   der    Volksschule  eine   erfolgreiche 
sung    nicht    erteilt    werden.      Im 
31    häufig    Bekanntschaft   der- 
n   notwendig,   ja  es   wird   eine    solche  i 
nicht  selten  durch  > 
sprechung  vorausgesetzt.    Den  A 

■  -         ehlt  es  jedoch  meist 
yenheil    und   auch  an   den    ni 
Mitteln,    um    in   der   Art    auf    ihre    w 

in,    wie   es  d<  a 
möglich  ist.     Und 
doch  werden  sie  hä  em  sehr  an- 

erkennenswerten  Bildungsdrang  beseelt,   ja 
einer     gemeinsini  lealistischen 

erseht,  wie  sie  im  Kreisi 
oichl  annähernd  in  gleichem 
Umfange  zu   finden   ist.     Dabei  besteht  die 

:nigen,     welche    g< 
Nahrung  und  Z  ichen,  leicht  auf 

Abwi  i  n.    und    zwar 

re  durch  i  aten  und  damit 

werten  Vertrieb  voi 

ti,  nur 
prickelnd  auf    Phantasie    und    Sinnlichkeit 
'nind-  und  Schauer- 
shnet  zu  v.  i 
litteratur). 
Nichl  fallen  köi  -nigen, 

W<  '  Luge  .•  u 

lillige 
I 
[nitiative,   teils  auch 
an   d  5achl  Eine 


•      lie    Pers 
•n    zu  bietenden  Bildungsstofl 
eine    richtige    Auswalü 
a  wissen  und.  wie  dies  bei  den  mei 
\        nen     nötig    ist,    dem     Vereinszwi 
Kraft    und   Zeit   widmen   können,   ist    nicht 
zu    entbehren.       Principiell    muss    verl 
werden,   d  ■      die  Bildung  als   Selbstz\ 
bl    wird,    nicht    aber   in   offener 
Iter    Weise    einem    anderen    Zw 
tbar  gemacht   wird.     In  der  Wirklich- 
keit   freilich    spielen,    zumal    wenn    besser' 

Ute  Personen  für  Weiterbildung  andi 
die  nötigen  Mittel  aufwenden,  solch 
Zwecke  bisweilen  eine  gewisse  Rolle,  - 
dass    die   zu  Belehrenden  einer  bestimmten 
Richtung  gewonnen  und  erhalten  oder  auch 
gegen   eine  solche  geschützt  werden  s< 

e  als  der  bestehenden  Gesellschaft  ge- 
fährlich erachtet  wird. 

Von    diesen    Gefahren    haben    sich    die 
meisten     wirklichen     Volksbildimgsvereine 
möglichst     fern     zu    halten     gesucht. 
konnten    das   um   so  leichter,    weil  sie 
statutengemäss  an   möglichst   gros--  K 
des    Publikums   wendeten,    die  in  religi 
und  pi  ilitischer  Hinsicht  die  mannigfaltig 
Schattierungen    zeigten    und    für"  die   Ein- 
impfung einer  bestimmten  » Weltanschauun  g  . 
die    nebenbei    bemerkt    durch   ein    Konglo- 
merat   von    Vorträgen    aus    den    versi 

□    Gebieten   imd    durch    die    Bereit- 
stellung einer   reichhaltigen  populären  Lek- 
türe   kaum    ernstlich     beeinflusst    werden 
kann,  einen  Nährboden  nicht  abgaben.    Die 
Gefahr   einer  einseitigen  Beeinflussung  der 
n  insmitglieder    wurde  erst  dann  aktuell, 
wenn    die   Vereinsthätigkeit    sich    von   vorn 
herein  an  bestimmte  Gruppen  der  Bevölke- 
rung   mit     deichen     wirtschaftlichen, 
giösen  oder   politischen  Tendenzen  rieht 
Solche  Fachljildiingsvereine  haben  allen  I 
den    Vorteil,    dass   sie   durch    anderweitige 

trüge    Interessen     zusammengeh; 
werden.  Handwerker-  und  Arbeiterbildui 
vereine   z.   B.   werden,   auch   wenn    sie   im 
Statut    mir    die    Ausbildung    als    Ziel 

-  hinstellen,  auch  noch  andere  Ziele 
ins  Auge  fassen.  Ihre  Anziehungskraft  aber 
gewinnt,  wenn  dieser  erweiterte,  über  die 
eigentlichen  Bildungszwecke  hinausgehende, 
Wirkungskieis  satzungsgemäss  in  Aussicht 
gestellt  wird.  Der  von  manchen  Führern 
des       Volksbild  sens      immer 

wieder  betonte  Wunsch,  es  möchten  unser.' 
deutschen  Arbeiterbildungsvereine   in  allge- 
Vi.lksbilduugs  vereine      übi    - 
i.    wird  di  ehbarer  Zeit 

kaum    in    Erfüllung   gehen.     Denn   die   Ar- 
beiter tragen   den  Bestrebungen  der  besser 
gestellten  Klassen  wenig  Vertrauen  entg  - 
und    wittern    hinter  a    Mittel    zur 

iger     Kl.;  äsen, 


■ 
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elesene    Dichtung    ein    rem    gescl  lelri- 
V,',,,,,,    UI1d    dergleichen    in    hoch 

-t,ag'^.;    kli tlCt.    wenn    die 


diesen  privilegierter.  ' 

ständen   auch   von  den  ihnen  di. 

machten    n  cierendeu    Kreisen    d 

aeit  die  sich  besonders  I 

er   V 
,,.u   ,- o    d      I    raoneD    der    feuhrei 


Sichern  and  bissen 


WirtschaftspoiitiK   in   ^"-"'     ,    _plL.sen 

Ineer    einer    positiven    Richtung'    kann 
SnfeLÄlmteerklätogbedenldich 

der   ieni-stens    als    Ausdruck    einer    be- 
stromTen?  wenn  auch  negativen  oder 

die   sieh  wn  der  Erweiterung  des  Wi      ' 

tdSschen  Denkens  nur 

und   Unbotmässigkeit   g^Jto  staa  _ 

liehen  und  kirchlichen  Autoritäten  vei 
chen  Da  in  Wirklichkeit  alle  Vereine 
rsichPontikundRehgiongege^ 

neutral    verhalten    wollen,    auf    liberalem 

dpunWe   stehen,    so   haben  sie  n*urge- 

m,  mensche  Lager  zu  uberwinoen. 

;  rait  den  kirvlüu-hon  Mächten. 
.  ,  art)S  ferner  im  staatserhal enden 
Inne  und  sind  desweg  ,;!;lfm°; 

Ä'      '        ^n|affiitdieÄ 
Sen  vermeinen,   und   werden  deshalb  von 


und    wisseua*  u.i^'"  ■ 

gerichtet      Es    wird    sieb    nicht 

fassen     «las.    die    Arrangeure    dei    Volks 

Sn'gBver  einsbewegun  .wenigstens  u 

„äreu    Radikalismus    angl 
,',,   dies  der  Thatsach 
Enus  sein  haupteächli 
Srunglichin  den  städtischen  Bürger- und 
SS  brtB.    in  den  ^Kämpfen   m 

die  Verfassung  und  die  Freiheit  der 
^t  die  ^olksbüdungsvereineSamme- 
k  e  tu  die  Pflege  fortschrittlicher  poh- 
Eer  und kirchlicher  Anschauungen  ab- 
!  ,  Sich  aui  sozialpolitischem  Gel 
SS  sieh  das.  Das  Manchestertum l  .das 
0Sge   den   Kern  ,1er  moder neu Arbeite - 

,-  verkannt  hatte.  gl ? hei  sich  «  ü- 
Täuschung,  dass  ^  Arbeiterfrage  m  erste 
Linie  eine  Bildungsfrage  se^     Aus   <ües 

unteren  Klasse*  ein.  ,•  bestimmten Partei; 
richtung  dienstbar  zu  machen.  Erfolg  at 
S    Plan  bekanntlich   nicht  gehabt,   und 

AB  :  =  Ä 

.     ^dlunllÄe^ 
FUlu-er   der  Volksbüdungsvereme 
dem  Vorwurf,  eigennützige  >>  J£begin 
sein  zu  wollen,  verschont  gebheben 
S6U^ "Gründen  oder  Verwänden .den Toto 
büdungsvereinen    und    ihren   BesJ 
das    Lebeasauer  zumachen     hat  ^ 


ifit 

fachen   Ex- 


i    - 
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klusivität,    die     Zunft  der  reinen  Wissen- 
3i     und  manche  andere  Kreise  der 
febildeten  warfen  den  Bildungs- 
vereineB   vor,   dass  sie  die  Halbbildung  im 
Volke  förderten.    Diesem  Vorwurf  kann  eine 
«se    Berechtigung    kaum    abgesprochen 
len.      Die    Volisbildungsvereme     litten 
n'eh<    selten    unter  i  iner   unvollkommenen 
Methode  und  verfügten  oft  nicht  über  solche 
insredner,   die  eine  genügende  wissen- 
Idung    aufwiesen.      Daran 
waren  aber  die  Vereine  nur  zum  geringsten 
Teile     selbsl     schidd.      An    Bemühungen 
enschafüich    hochgebildete   Männer  für 
Vorträge   und    Demonstrationen  an  den 
'     n   gewinnen,    hat    es   den 
eisvorstand. 'U    kaum  gefehlt.     AI»  i    ■■,- 
en    Gelehrtenkreise,    die    die 
Halbbildung  kritisierten,  haben   sieh,  statt 
ernd  einzugreifen,   lange  Zeit  vornehm 
zurückgehalten,    sie  für  die  Vereinszwecke 
scheiterte    sehr   oft  an  dem 
te.    Erfahrongsgemäss  können  auch 
te    Nichtfachmänner    die    Geistes- 
arbeit  der  Fachleute  sehr  wohl  verbreiten 
uud  popularisieren.     Das  ist  aber  nur  dann 
11  oglich,  wenn  ein  Teil  der  Popularisierungs- 
gkeil    von    der  Gelehrtenwelt    seihst  "in 


irständlichen  Darstellungen,   Lehr- 
büchern, Aufsätzen   und  Broschüren    über- 
wird.     Die    Vertreter    der    ver- 
t"'i   Disciphnen  haben   es  mit  zu- 
nehmender Speeialisierung  der  Wissenschaft 
in  sehr  lange  fohlen  lassen.     Galt  es    ja 
olieh  zum  guten  Ton,  unter  keinen   Dm- 
släD  dar  zu  schreiben. 

_  Gerade  nach  dieser  Richtung  hin  hat 
eiell  in  Deutschland  in  dem  letzten 
Janrzehnt  ausserordentlich  viel  geändert 
6as<  auf  allen  Gebieten  isl  die  Zurück- 
haltung der  Gelehrtenwelt  gebrochen  worden, 
und  viele.-.  Versäumte  wurde  nunmehr  mit 
Lebl  geholt     Die  hohen  Hono- 

äen    Zeitungen    und    Journale 
a  die  Vertreter   der  Wissenschaft    mit 
Zeit    zu    gewinnen    verstanden.     Der 
:I";1'Vn;,,!  "  sieh  dank  zunehmender 

Wohlhabenheit    in    ade,,    Klasse,,    der   Be- 
rang  in    ungeahnter  Weise   aufnahme- 
für populäre  wissenschaftliche  Werke 
endlich;       das  isl  die  letzte  erfreuliche 
e  der  Entwickelung       traten  die  Hoch- 
"•|ir"''   selbst   als   Redner    und    Lehrer 
n    -'    ;    mi  iitzi  ?<  d   Vereinen   auf     Die 
Mafntdei  Verhältnisse  zwang    te  zu  diesem 
i  'pfer  für  das  Gemeinwohl. 

'"•'  Gefahr  dei    Balbbildung  i-t   da   am 

ten,   wo  die  Vorträge  au     allen    Ge- 

'   ies    Ul    '  :      ;"  ch    anein- 

:    ™     i       ■  dass  das  bildungs- 

Pubhium    aus    dem     einzelnen 

appe  Abschnitte,  die  aus  dem 

'■•■  [-ausgerissen  sind,  zu  hören 


bekommt.      Dieser    Eebelstand    wird    all- 
mein  lebhaft  empfunden.     Ihn  zu  beseil 
giebt    es    nur    zwei    Mittel.      Einmal:     \,',' 
Stelle  der  einzelnen  Vorträge  treten  Vortrags- 
reihen und  Vortragskui'se.  die  einen  gros 
Gegenstand  kapitelweise  und  kollegarti 
handeln;    und    zum   anderen:    die    Vorträge 
seilet    werden   durch   Litteraturhinweis 
zweckmässiger   Auswahl   ergänzt,    und    gU| 
ausgestattete  Volksbibliotheken  gestatten  eiu 
nachträgliches   Selbststudium.     Es   ist  kein 
Zweifel,   dass   die   nächste  Reform    unseres 
Volksbildungsweseus    sieh    besonders    nach 
dieser    Richtung    entwickeln    muss.     Ganz 
kräftige  Ansatz.1  nach  dieser  Seite  liegen  in 
der    »Volkshochschiübewegung«,    die'  mehr 
und  mehr  an  Anhang  gewinnt,   bereits   vor. 
Mit    einer    gewissen    Halbbildung    wird' 
man    natürlich    auch    in    Zukunft    rechne,, 
miis.-en.     Die   Halbbildung  ist   aber   besser 
als    die    Unbildung.      Auch    darf    man    die 
Auffassungsfälligkeit     der    unteren    Klassen 
nicht,    wie   es  vielfach  geschieht,   zu  gering 
einschätzen.    Skeptiker,  die  sich  wenigstens 
zu    einem    Versuch    herbeigelassen    haben, 
schwierige  Materien  vor  einem  grossen,  der 
akademischen  Bildung  entbehrenden  Kreise 
trotzdem    in  streng  wissenschaftlicher  Form 
zu  behandeln,  sind  bei  den  an  die  Vorträge 

sieh     anschliessenden    freien    Diskussi !D 

wie  man  oft  gehört  hat,  nicht  wenig  über- 
rascht gewesen,  welches  Verständnis  ihnen 
entgegengebracht  wurde.  Das  grosse  Publi- 
kum, das  Zeitungen  und  Journal.'  zu  lesen 
pflegt,  hat  sich  eben  ganz  unbemerkt  weiter 
gebildet,  und  auch  die  Volksschulbildimg 
ist  nicht  auf  dem  alten  Standpunkt  stehen 
geblieben. 

_  Neben  dieser  unmittelbaren  Mitwirkung 
seitens  des  Gelehrtentums  an  der  Thätig- 
keit  der  Volksbildungsvereine  giebt  es  aber 
auch  eine  mittelbare,  die  vielfach  noch  nicht 
hinreichend  genug  gewürdigt  wird.    Können 


o o    ov"v"^'J&^    ,,Jl1'-      -ivoiiu.ru 

sich  die  Vorträge  und  Lehrkurse  nämlich 
nicht  direkt  an  die  grosse  Masse  wenden, 
SO  könne,,  sie  indirekt  wenigstens  das  Volks- 
sehullehrertum  heranziehen.  Indem  man 
rür  die  Volksschullehrer,  die  überall  in  den 
Volksbildungsveri  sin«  !n  eine  hervorragende 
Rolle  spielen,  regelmässige  Ferien-  und  Fort- 
bildungskurse abhält,  erleichtert  mau  durch 
'ereii  VermitteJung  in  Schule  und  Verein 
die  Kenntnis  der  neuen  wissenschaftlichen 
rorschung. 

•-'  Die  Blldungsmittel  der  V.  Die  wesent- 
lichsten Mittel,  welche  den  Volksbildungsv.i- 
einen  zur  \  erfligung  stehen,  sind  schon  erwähnt 
feie  sind  die  folgenden  : 

ai  Abhaltung  von  Vorträgen  und  Unter- 
richtskursen. Die  Einrichtung  von  regel- 
mässiger, Vereinsvorträgen  ist  die  erste  und 
nächste  Aufgabe  der  Vereine.  Massgebend  für 
den  Erfolg  ist  die  richtige  Auswahl  der  Vor- 
tragsthemata und   der  Redner.    Je   mannigfal- 


Volksbildungsvereii 


- 


die   Zusammensetzung    des    Auditoriums 

verschiedenartiger  die   Vorbildung  des- 

K,,-,,   desto  Verantwortung  staltet  sich 

eststellung     des      Vorlesuugsprogramins 

£terarhistorisehe,    naturwissenschaftliche   und 

[ehrliche  Vorträge  pflegen  verhältnismässig 

,1    zu   sein.     Besonders  die  litterarlnstori- 

cheu  Themata,    auch   in   der  Form  der  reinen 

Vieder-abe  durch  Recitationen    u.  dgl.    I 

ine  «ehr  bunt  zusammengesetzte  Zuhorer- 
ehift      Bei   ihnen   tritt  der  bildende  Wert  in 

Hintergrund   und   der  Unterhaltungs? 
ritt   in    diu   Vordergrund.      Die    his 
/ortrage   stehen  erw.,  in  der  Mitte   die  natur- 
wissenschaftlichen  und   technologischen  werden 
,orwiegend  bildenden  Charakter  haben     - 
lie  letzteren  die  Zuhörer  wirklich  belehren,  so 
nüs^en  sie  freüich  durch  Demonstrationen  unter- 
tftzt    werden.      In    dieser    Beziehung    haben 
Wanderredner  mit  einem  physikalischen  Reper- 
toire iu  den  letzteii  Jahren  besondere  Anziehungs- 
kraft  ausgeübt.     Das  Skioptikon  ist    gewisser- 
masseu  zum  „Volksmuseum"  geworden.  In  gros- 
sen Städten  hat  man  für  die  bildliehe  Darstellung 
wissenschaftücher  i  legenstände  besondere  Veran- 
staltungen ius  Leben  gerufen,  z.  B.  die  l  raina 
1U  i.„.rim  und  Magdeburg.    ^  ielfach  sind 
»,  die  grossen  physikalischen,  meteorologischen, 
botanischen ,   zoologischen    und  astronomis 
Institute    gemeinverständliche     \  ortragsabende 
liedert   worden,   wodurch  sie  wenigstens 
indirekt  in  den  Dienst    der  \  olksbelehrung  ge- 
stellt wurden.    Für,  „e  N  ortrage  und 
Eeiseheschreibungen,  die  sich  ebenfalls  bei  dem 
Pnblikum  der  Volksbildungsvereine  grosser  Be- 
liebtheit erfreuen,  i-t  sogar  ein  blonderer  Ge- 
achäftszweig   entstanden,   der  nicht  nur  Büder  ; 
und    Lichtbildapparate,    sondern   sogar   fertige 
im    Ausschluss    an    die    Bilder   zu   verwertende 
Vortragsmanuskripte    gegen   massiges    Entgelt 
verleiht     In  diesem  letzteren  Falle  werden  die 
Anforderungen  an  den  Redner  des  Abends  aller- 
dings auf  ein  Minimum  herabgedruckt  und  das 
lebendige  Wort  erscheint  dann  mehr  als  mecha- 
nische Wiedergabe  fremder  Gedanken. 

Im  grossen  und  ganzen  wird  man  aber  - 
können,  dass  mau  mit  der  Zeit  mehr  und  mehr 
höhere  Ansprüche  an  die  A  ereinsredner  .teilen 
«dl.  damit    ihre  Thätigkeit  nicht  gänzlich  ver- 
flacht     Wo    man    keine   Fachleute    bekommen 
kann.'   muss   man    sich    an    den    Wanderredn«: 
halten,  die  die  Kunst   gcmeinvei'-tanullcher  l'ar- 
BteUung  besonders   ausgebüdet   haben.     Hierfür 
Lt notwendig,    dass   die  VolksbUdungsvereine 
sich   zu  Kartellen,  die  Vortragsreisen   von  Ort 
zu  Ort  arrangieren,  vereinigen.    Auf  diese  W  eise 
wird  an   Reisekosten   und  Vortragshonorar  ge- 
aoart     Solche  Kartelle  oder  Verbände  veroflent- 
licheu    alljährlich    ein  Verzeichnis  der     -kann- 
testen und  geschätztesten  W  anderredner  Redner- 
adressbücher),  die  sie  nach  einheitlichem  Haue 
eii-aoieren,  versenden  an  die  Verbandskorpora- 
donen  Winterprogramme  und  verständigen  sich 
unter   der  Hand  auch   dadurch,    dass   sie  ihre 
Erfahrungen    über    die   Erfolge    des    einzelnen 
Redners  austauschen.  . 

Die  Zahl  der  Wanderredner  ist  naturlieh 
eine  beschränkte,  und  meistens  pflegt  auch  ihr 
Repertoire  nicht  so  reichhaltig  zu  sein,  dass  es 
längere  Zeit  vorhält.  Da  die  Saalmiet 
leuchtung,  Inserate  u.  s.  w.  mancherlei  Kosten 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.    Zweite 


verum*  nnenmixdi    e     --    ea.  Vereine 

in  den  volkreicheren  Städten,  wi  viel 

für    Volksbildung    und   Volksunterhaltung    - 

schieht,  auch  noch  die  weiteren  Kosten  für  aus- 
wärtige Vortrag  ,'-11  Vielfach 
haben  deswegen  die  Volkshildungsvereine,   um 

rhöhten  Kosten  verteilen  zu  können    - 
,mr  anderen  lokalen  Vereinen.  Gewerbevereinen, 
vereinen.  Beamtenvereinen,  Vereinen  der 
Handlungskommis  u.  s.  w.  inVerbindu 
und  veranstalten  auf  diese  Weise   reg 
oder  gelegentlich   gemeinsame   Versammlungen, 
iu  denen  d<  r  auswärtige  Redner  debütiert. 
In    allen    diesen    Fragen    spielt    also 
Kostenpunkt  eine  recht  erhebliche  Rolle.    Y\  enn 
Eintrittsgelder   erhoben    werden,    so  dürfi      - 
erundsätzlich  nur  so  normiert  sein,    dass 
der  Unbemittelte  sie  bezahlen  kann.    Iu  kleinen 
i  irten  geht  auf  diese  Weise  nur  wenig  Geld  em. 
Hier  müssen  lokale  Redner  die  Hauptvortrags- 
arbeit unentgeltlich  übernehmen,  und  dl<   gross 
Mehrzahl    der    Volksbildungsvereine    sind    auf 
diese  nächstliegende  Mitwirkung  unbedingt  an- 
gewiesen.    Glücklicherweise  betrachten    es    die 
Gebildeten    Kreise     vielerorts    al;   eine    soziale 
Pflicht    sich  in- den  Dienst  des  Volksbüdungs- 
wesens  zu  stellen  und  ermöglichen  oft  am  diese 
änzlichen  Wegfall  des  Eintnttsgi       - 
den  Vereinen  seitens  der  Kom- 
munen    der    Schulvorstände,    von    Klubs    und 
Theaterdirektionen     beleuchtete    und     geheizte 
Säle  und  Versammlungslokale  unentgeltlich  zur 
Verfügung  gestellt    werden.     Kleinere  A  ereine 
können  ausserdem,   wenn   es  sem  muss .   lokale 
Redekräfte   in   auswärtigen  Fortbildungskursen 
für  die  Wintersaison,  die  regelmässig  hier  vor- 
wiegend in  Frage  kommt,  auf  ihre  Kosten  oder 
mit  kommunaler  Unterstützung  ausbilden  lassen. 
Da«  gemeinnützige  A  ortragswesen  hat  sich 
unter   diesen   Gesichtspunkten   überall   sehr  er- 
freulich   entwickelt.     Nützlich    hat    sich    auch 
eine  weitere  Einrichtung,  die  dann  besteht,  dass 
an   die  Vorträge  direkt   sich  freie  Diskussionen 
knüpften,  erwiesen.    Dieses  Vorgehen  ist  natür- 
lich nur  in  beschränktem  Umfange   anwendbar, 
kann  aber,   wenn  die  Diskussion  geschickl   -   - 
leitet  wird,  mancherlei  Anregung  bieten. 

Bei  rein  wissenschaftlichen  Vorträgen,  die 
mit  einem  exakten  Thatsachen-.  und  Beobach- 
tungsmaterial, mit  vielen  Definitionen,  Zahlen 
und"  Formeln  operieren  müssen,  empfiehlt  sich 
ferner  namentlich  bei  ganzen  Vortragsknrsen 
aus  ein  und  demselben  Gebiete,  die  Verteilung 
von  im  Umdruck  vervielfältigten  Notizen  und 
Grundrissen.  Ebenso  erweist  sich  eine  kurze 
Litteraturübersicht  von  Werken,  die  sich  tur 
.  -  ; bststudium  eignen  und  leicht  zugänglich 
.  ds    zweckmäßig.     Diese  letztere  Einrich- 

tung  hat    sich   z.  B.   bei  den  Volkshochschul- 
kursen  recht  bewährt.  .         ,.  . 

Selbstverständüch  sind  die  eigenen 
Volksbüdungs  vereine  nicht  die  alle  nugen 
Arrang  ron  populären  Vortragen,  <**£» 

vereine,  kaufmännische  Vereine,  wKsenschatt 
Hohe  Vereine  auf  weiterer  Basis,  wie  Geschichfo- 
vereine geographische  Vereine,  naturwiss  - 
Sche^S,  Lehrer-  und  Beamtenvereine 
u  s  w  konkurrieren  hier  auf  di«em  ireDieie, 
oanz  logesehen  von  denjenigen  Vv  anderrednern, 
STaÜf  Ihr  eigene-  Risiko  die  Städte  bereisen. 
In  neuerer  Zeit  hat  sich  gezeigt,   dass  das 


Auflage.    VII. 
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folksbilduDgsvereine  (Allgemeines) 


Publikum  durch  die  ihm  durch  solche  honerare  sind  höher  geworden,  und  aus  allen 
Vereine  gebotene  geistige  Kost  auf  die  Dauer  diesen  Gründen  sind  unsere  guten  Bücher  teuer 
nicht  toD  befriedigt  ist.  Der  Geschmack  ist  Diese  Thatsachen  hahen  die  Entstehung  des  Kol- 
verwöhnter   geworden,    die  Ansprüche   wurden    portagebuchhandels  zur  Folge   gehabt  wel 

Man  verlangi  deswegen  den  Bildnngs-  hausierend  die  Käufer  im  Hause  aufsucht.  Durch 
Stoff  in  populärer  Form  aus  der  eisten  Quelle  diese  für  den  Leser  oft  sehr  bequeme  Ar 
und  wünscht  von  den  Hochschullehrern  unter-  Vertriebs,  der  durch  den  Abzahlungsniodus  fi.-i- 
riihret  zu  werden.  Auf  diese  Weise  ist  die  lieh  nicht  immer  in  gesundem  Umfange  unte*- 
Volkshochschnlbewegung  entstanden  und  hat  stützt  wurde,  sind  auf  gewissen  Gebieten 
unter  der  Führung  hauptsächlich  der  national-  Teil  grossartige  Erfolge  erzielt  worden.  Die 
ökonomischen  Dozenten,  die  es  verstanden  haben,  ungeheuere  Verbreitung  unserer  Konversations- 
weitere  Kollegenkreise  ans  der  bisher  beobachte-  lexika  wird  zu  einem  nicht  sreringen  Teil  auf 
teu  Zurückhaltung   zu  lösen,    in  vielen  Kultur-    den  Kolportagebuchhandel  zurückgeführt. 

ten  und  au  vielen  Universitäten  erhebliche  herkommt  auch  die  ungewöhnlich  hillige  Pi 
Portschritte  gemacht  Ihren  Ursprung  ver-  normierung,  freilich  auch  der  Uebelstand.  dass 
danken  diese  Bestrebungen  Grossbritannien,  wo  zahlreiche  Personen  in  unwirtschaftlicher  und 
man  die  populären  Universitätsknrse  „Universi-  überflüssiger  Weise  diese  grossen  Sammelwi 
ty-extension"  nennt.  Im  Gegensatz  zu  den  sich  zulegen.  Hat  hier  der  Kolportagebuchhandel 
Ferienkursen,  die  an  manchen  Hochschulen  schon  in  grossem  Umfange,  besonders  auch  für  die 
seit  Jahren  entweder  als  Fortbildungskurse  für  Volksbildung,  recht  vorteilhaft  gewirkt,  so  ver- 
frühere  akademische  Bürger  Mediziner.  Ver- '  treibt  er  auf  der  anderen  Seite  mit  gleichem 
waltungsbeamte,  Gymnasial-  und  Eealschnlleh-  geschäftlichen  Erfolg  eine  Schundlitteratur,  de- 
rer oder  aber  als  Informatkmsknrse  für  nicht-  ■  ren  Verbreitung  nichts  weniger  als  erwünscht 
akademisch  gebildete  Lehrer  und  Lehrerinnen  ist.  Das  Geld,  das  die  unteren  Klassen  für 
eingeführt  sind,  sollen  die  eigentlichen  Volks-  Kriminalromane  und  dergleichen  ausgehen. 
schulen  dem  grossen  Pnbhktun  ohne  Unter-  könnte  um  vieles  zweckmässiger  für  die  \n- 
schied  der  Vorbildung  dienen.  Ein  abschließen-  Schaffung  guter  Bildungsschriften  verwendet 
des  1  rteil  über  diesen  eigenartigen  Versuch  lässt    werden. 

och  nicht  abgeben.     Die" Meinungen   sind  Können  gute  Schriften  in  grossen  Massen 

noch  sehr  geteilt.  Jedenfalls  hat  es  aber  den  verbreitet  werden,  so  können  sie.  selbst  wenn 
Anschein,  als  ob  man  es  mit  diesen  von  Hoch-  sie  noch  ein  Honorar  für  den  Verfasser  zu  tragen 
schullehrern  veranstalteten  Lehrgängen  mit  haben,  noch  mehr  aber,  wenn  dies  nicht  mehr 
einer  Einrichtung  zu  thun  habe,  die  von  Dauer  der  Fall  ist.  auch  sehr  billig  abgegeben  werden, 
ist.  In  Deutschland  existiert  eine  solche  ständige  Je  grösser  der  Absatz,  um  so  mehr  nähern  sich 
Volkshochschule  schon  seit  1878  in  der  Berliner  die  Herstellungskosten  dem  Papierpreise  eiu- 
Humboldt-Akademie.  Neuerdings  hat  sich  an  schliesslich  der  Kosten  des  Vertriebes  Das 
die  Spitze  der  Bewegung  die  „Centralstelle  für  Hauptaugenmerk  wäre  demnach  darauf  zu  rich- 
Arbeiterwohlfahrtseinrichtungen"  gestellt.  Auch  ten.  eben  diese  Kosten  möglichst  zu  mindern. 
mit  rem  nationalökonomischen  und  sozialpoli-  dabei  aber  gleichzeitig  den  Absatz  zu  steigern 
tischen  Fachkursen,  die  grossen  Zulauf  hatten.  Dieses  Ziel  kann  ausser  durch  die  Kolportage 
in  den  letzten  Jahren  Versuche  ge- ,  etc.  insbesondere  durch  Bildung  grosser  Ver- 
macht. Ferner  haben  Anwaltsvereine  undBürger-  eine  mit  Zweiirvereinen  erreicht  werden,  welche 
vereine  Kurse  für  rechts-  und  staatsbürgerlichen  von  vorn  herein  für  eine  grössere  Verbreit  im"- 
Unterricht  eingerichtet,  und  in  einigen  grossen  Gewähr  leisten  und  auch  die  kostspielige  ~Re- 
1  niversrtätsstädten  sucht  man  auch  die  Studenten  klame  entbehrlich  machen, 
für  die  Volksbildungsarbeit  heranzuziehen,  be- 
ers  für  den  Sprachunterricht, 
bi  Die  Massenverbreitung  guter  Schrif- 
ten.    Trotzdem,    dass   notorisch  unser  Bücher- 


Die  besten  Resultate  hat  derjenige  gewerbs- 
mäßig betriebene  Buchhandel   bislang   gehabt, 
der    aus    eigener    Initiative    Volksausgaben    zu 
billigen  Preisen  veranstaltete.     Man  denke  nur 
markt  an  einer  starken  I.  eberproduktion  leidet   bei  uns  in  Deutschland  an  die  geradezu  erstaun- 


end die  sogenannte  Schleuderei  der  Sortimente 
nur  mühsam  durch  Verleger-  und  Buchhändler- 
kartelle zurückgedrängt  werden  kann,  sind  die 
Bücher    verhältnismässig  hoch. 


lieh  billigen  und  in  Hunderttausenden  von 
Exemplaren  abgesetzten  Ausgaben,  wie  Mei  i  i  - 
Volksbücher,  Beclams  Universalbibliothek,  Hen- 
dels   Bibliothek    der    Gesamtb'tteratur.    Volks 


Dies  rührt  6  von  einmal  eingeführter    bibliothek    des    Lahrer    hinkenden    Boten,    die 


oder  zugkräftiger  Ware  abgesehen,  der  Absatz 

-ehr  bes.  beiden  ist,    während  die  Kosten 

des  Vertriebs   nicht  zum  mindesten  durcl    dei 


Sammlung  Göschen.  Webers  Katechismen,  illus- 
trierte deutsche  Handwerkerbibliothek,  Volks- 
bücher  der  Gesundheitspflege,   zu  denen  neuer- 


ine  verteuernden  Zwischenhandel  sich  recht  buch  dings  die  Volksbücher  der  Bechts-  und  Staats- 

n.      Es  ist    eine  bekannte  Thatsache,    dass  künde    hinzugekommen    sind    u.   v.   a     in       Es 

äse   I'ul.likum  trotz  zunehmender  Wohl-  fehlt  also  dem  deutschen  Publikum  au  billigem 

oheit     Verhältnis                            Geld    für  und  gutem  Bildnngsstoff,  für  dessen  Bearbeitung 

Bucheranschafrbngen  ansgiebt.    Die  Zahl  nnse-  immer    mehr    wissenschaftliche    Kräfte    ersten 

rer  Bibliotheken,    die  neu   erscheinende  Werke  Ranges  gewonnen  werden,  durchaus  nicht.    Die 

wohl  od«                   halfen  müssen,   ist  gering,  Aufgabe   der  Volksbildungsvereine   auf  diesem 

und  der  Unfug  der  Verteilung  einer  Unzahl  von  Gebiete  kann   sich  im  wesentlichen  darauf   be- 

nsionsexemplaren  ist  besonders  in  Deutsch-  schränken,    den    Verlegern    und   Autoren    mit 

laud  eingewurzelt    Die  Verleger  haben  es  also,  Wünschen  und  Erfahrungen  zur  Seite  zu  stehen 

wenn  sie  ihren  Absitz  kalkulieren,  nur  mit  einer  und  durch  Preisausschreiben  die  poträlärwissi  n- 

verhaltnismassig  geringen  Anzahl  sicherer  Ab-  schaftlich-litterarische   Produktion    zu   beleben. 

enheiten   zu   thun.    Die  Schriftsteller-  Auch  der  Massenbezug  derselben,  der  eine  noch 
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■ritere  Verbilligung  bringt,  kann  von  den  Volks- 
bildungsvereineu  noch  zweckmässiger  organisiert 

ir'c)  Volksbibliotheken    und    Lesehallen. 
Di«  Anschaffung  grösserer  und  teuerer  Werke 
ist    selbst    bei    einem  Massenabsatz    den   Unbe- 
iittelten    verschlossen.      Die    vielfach    üblich 
gewordene    Anschaffung    in    Lieferungen    und 
las    Abzahlungsgeschäft     haben    ihre   grossen 
Schattenseiten.     Hier  können  nur   Volksbiblio- 
dieken  und  Lesehallen  wirklich  Erspnesshcb.es 
leisten.    Neben  dem  Arrangement  von  N  ortragen 
S   die    Gründung    von    Bibliotheken    für    das 
Hosse    Publikum   die  wichtigste  Aufgabe  un- 
trer Volksbüdungsvereine  und  zwar  eine  Aut- 
aabe,   in  der  die  Vereinsthätigkeit   der   unter- 
rtützung    von   Staat    und   Gemeinde    von  Sti  - 
tungen  und   sonstiger  privater  Wohlthatigkeit 
nnbedingt    bedarf.     In   dieser  Beziehung  sind 
wir    in   Deutschland,    wenn    auch    die    \  olks- 
hildungsvereine  unablässig  Anstrengungen  nach 
fed,  r.  Richtung   hin  gemacht  haben,    unter  an- 
|eren  Kulturstaaten  wie  England  und  Amerika 
Banz    kolossal    zurückgeblieben.      Volksbiblio- 
fheken    wenn  auch  in  noch  so  bescheidenen  Im- 
füio-en,   müssten   eigentlich   in   allen  Orten  be- 
stellen.   In  den  mittleren  und  grösseren  fatadten 
müssten   des   weiteren   geräumige     freundliche, 
eut  beleuchtete  und  geheizte  Lesehallen  unter- 
halten weiden.     Uns  Ausleihegeschält  und   die 
Ausleihebedingungen   müssen  frei  von  oureau- 
kratischer  Umständlichkeit  und  so  eingerichtet 
werden,    dass   jeder  Zeit  die  Bibliotheken  auch 
für  die   ärmsten  Klassen   benutzbar  sind.     Der 
Staat    hat    bislang    für    solche    Kulturzwecke 
sehr  wenig  gethan,    und   nur.   wenn   politische 
Gesichtspunkte    in    Frage   kamen,    wie    z.    ü. 
der   Schutz    der   deutschen   Ostmarken,    hat    er 
auf  diesem  Gebiete   eine   grössere  Energie  und 
eine  offenere  Hand  bewiesen.    Das  wenige    was 
bislang   für  Volksbibliotheken   und  Lesehallen 
Beschaffen  worden  ist,   hat   also  die  freie  Ver- 
einsthätigkeit und  hie   und  da  auch  die  Kom- 
mune mit  bescheidenen  Mitteln  leisten  müssen. 
Ueherall  aber   erblickt  man  nur  die  ersten  An- 
fänge      Auf   dem  platten  Laude  sind,   obgleich 
geiade    für    Dortbibliotheken    in    den    letzten 
Jahren  eine  lebhafte  Propaganda  gemacht  wur- 
den   ist.    vielfach   nicht   einmal   solche  Anfange 
vorhanden      Wo   Volksbibliotheken  und    Lese- 
hallen   der    öffentlichen    Benutzung    zur    Ver- 
fügung  stehen,    haben    fast    immer    die   Volks- 
büdungsvereine die  Anregung  und  die  haupt- 
sächlichsten Mittel  hergegeben.    Es  hat  glück- 
licherweise  in   der  allerletzten  Zeit   an  erfreu- 
lichen Anzeichen   nicht   gefehlt,   dass   die  kom- 
munale   Sozialpolitik    sich    endlich    dieses   ver- 
nachlässigten Gebietes  annimmt 

Die  Keform  auf  diesem  Gebiete  ist  übrigens 
nicht  nur  um  deswillen  eine  so  langsame  ge- 
wesen, weil  es  an  der  gemeinnützigen  Für- 
sorge fehlte,  sondern  auch  um  deswillen,  weil 
die  unteren  Klassen  selbst  eine  arge  Iuteresse- 
losigkeit  an  den  Tag  legten.  Aber  dieser  \\  Ver- 
stand kann  nicht  "von  heut  auf  morgen  ge- 
brochen  werden.  Eier  bedarf  es  einer  lang- 
samen und  zähen  Arbeit,  die  besonders  durch 
die  Vortragskurse,  die  immer  wieder  auf  die 
Notwendigkeit  von  Lektüre  und  Selbststudium 
hinweisen!  unterstützt  werden  kann.  Ob  die 
Geschmacksrichtung    des    Publikums,    das    die 


Bibliotheken  und  Lesehallen  frequenttert,   eine 
gute  oder  m  niger  gute  ist,  ist  fürs  erste  eine 
nebensächliche  Frage.    Die  in  allerjüngster  Zeit 
untersuchte  Statistik  der  Benutzung  hat  aller- 
dings  sehr    eigentümliche    Ergebnisse    gehabt. 
Sie  wird  übrigens  lokal  sehr  verschieden  sein 
ebenso  wie  die  Statistik  der  Besucher  uaeh'Ge- 
schlecht  und    Berufsgattung.     Die   Stärke   dei 
Benutzung  solcher  Volksbibliotheken  wird  ausser 
durch  Art"  und  Menge  des  gebotenen   Lesestoffs 
auch  durch  deren   örtliche  Lage,  Ausleihbedin- 
gungen, Zeit  der  Benutzbark.it.  Dienstfertigkeit 
des  Personals  eti   bedingt.  Im  allgemeinen  findet 
der   unterhaltende    Lesestoff    den    meisten    Zu- 
spruch.    Viele  Bibliotheken  werden  verhältnis- 
mässig  wenig   durch   Angehörige    der    unteren 
Klassen    insbesondere  aus  Arbeiterkreisen,  be- 
sucht    Bei   anderen   ist.    insbesondere  bei  ge- 
eigneter Lage,    der  Besuch   aus  diesen  Kri 
ein  erfreulicher.     Meist  stellt  das  weibliche  Ge- 
schlecht ein  verhältnismässig  starkes  Kontingent. 
Der  Prozentsatz  der  Arbeiter,  welche,  wenn  Sie 
abends    einlüdet    aus    der    Fabrik    nach    Hause 
kommen,    noch   ein  Buch  in   die  Hand  nehmen 
wollen,    ist    nicht    gerade    gross.      Lud    auch 
der  Sonntag-   wird   nicht  gern  der  Lektüre  ge- 
widmet ■   fehlt   es   nicht   an  Neigung  und  Zeit, 
dann   oft   an   einem   Platze,    wo  ungestört    ge- 
lesen werden  kann.     Darum  haben  aber  Biblio- 
theken   welche  von  den  unteren  Klassen  nicht 
stark   besucht   werden,   noch   keineswegs   ihren 
Zweck  verfehlt,  insofern  sie  überhaupt  nur  ge- 
nügenden Zuspruch   bilden.     Denn  durch  diese 
wenigen  Besucher  wird  unter  Umständen  mittel- 
bar  oder   unmittelbar    die   gewonnene  Bildung 
in  weitere  Kreise  getragen.    Selbstverständlich 
haben    die    Bibliotheksvorstände    und    die    sie 
unterstützenden  Vereine   der  Auswahl   der   an- 
zuschaffenden Bücher   eine  besondere  Aufmerk- 
samkeit zu  widmen.     Hierfür  sind  Musterkata- 
loge veriasst  worden   und  gleichzeitig  Muster- 
benutzungsordnungen.    Unter  umständen  kann 
auch    ein   Austausch    der   Bücherbestände    von 
Bibliothek   zu  Bibliothek   zweckmässig  sein  in 
der  Form  der  sogenannten  Wanderbibliotheken. 
Die  grossartigen  Erfolge,  die  mau  in  Eng- 
land und  Nordamerika  mit  den  öffentlichen  Lese- 
hallen  gemacht   hat,   hat  viele   zu  der  Ansicht 
verführt,  dass  die  älteren  Volksbibhotheken  der 
Leseballe  gegenüber  minderwertig  seien.   Diesi 
Ansicht   ist   irrtümlich.     Die  Volksbibhotheken 
und  Lesehallen  sollen  nebeneinanderbestehen,  um 
sich  gegenseitig  zu  ergänzen.  Sie  sind  in  ihrem 
Weser,  und  in  ihren  Aufgaben  verschieden.    Die 
Volksbibliothek  versorgt  Haus  und  Familie  mit 
geistiger  Nahrung  und  dient  hauptsächlich  iui 
die  lan-vn  Winterabende,  unter  Umstanden  auch 
für  gemeinsame  Lektüre.    Die  Domäne  der  Lese- 
halltn  dagegen  sindZeitungen,Zeitschriften,lSach- 
schlagewerke,  Lexika.  Bildwerke  etc..  kurz  alles 
was  an  dem  Orte  bleiben  muss,  wo  es  benutzt 
wird.    Die  Lesehallen  ermöglichen  freilich  b«Mi 
die  Kontrolle  über  die  benutzten  Bucher,  Zeit- 
schriften und  Zeitungen,  und  diese  leiden  durch 
die.  Benutzunu-  an  Ort  und  Stelle  ^figer^s 
wenn  sie  ins  Haus  und  in  die  Familie  gel.  ach 
werden     Was  mau  in  den  Lesehallen  liest,  ist 
meist  flüchtige  Kost  mit  geringerem  Bildungs- 
w    t  als  dem  der  entliehenen  Bücher.  Ausserdem 
eignen    sich   die   Lesehallen   schon   wegen   de 
Kosten  nur  für  die  grösseren  Orte,   und  da  die 
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Benutzungszeit,  besonders  für  die  Arbeiterbe- 
völkernng,  eine  ganz  beschränkte  ist.  meistens 
nur  die  paar  Feierabendstunden  in  Frage 
kommen,  so  sind  selbst  die  geräumigsten  Lese- 
ballen zeitweilig  überfüllt.  Sobald  aber  die 
Benutzer  merken,  dass  sie  nicht  immer  Platz 
finden 'und  oft  auf  Platz  und  Lektine  warten 

11.  ziehen  sie  vor.  gar  nicht  mehr 
hin  zu  gehen.  Nur  wirklich  nach  jeder 
Richtung  hin  vorzüglich  ausgestattete  Lese- 
hallen, die  noch  dazu  in  den  Grossstädten  in 
äerer  Anzahl  vorhanden  sein  müssen,  er- 
füllen   ihren    Zweck.     Die    Volksbibliothek   ist 

an  Stelle   der   Lesehalle    bezw.  neben  den- 

d  durchaus  nicht  zu  entbehren  und  dürfte 
für  wirklich  gediegi  ue  Bildungsbedürfnisse  auch 
noch  den  Vorzug  verdienen.  Die  Er- 
fahrungen, die  man  mir  beiden  in  den  einzelnen 
Kulturstaaten  gemacht  hat.  sind  sehr  ver- 
schiedene.    In  England  hält  sich  jeder  Arbeiter 

Zeitung.      Er  liest  in  den  Lesehallen  des- 

D  Journale  und  Bücher.  In  Deutschland 
«erden    in    den    Li-  _  mz    vorwiegend 

politische  Zeitungen  gelesen,  weil  eben  Ar- 
beiterbewegung und  Arbeiterinteressen  vor- 
wiegend   politische   sind.      Und   ähnliche    Yer- 

lenheiten    zeigen    sich    auch    in    anderen 

■n.    je    nach   den   nationalen  Eigenheiten. 

Bei   uns  z.  B.   hat   der  Arbeiter  für  Sport  und 

lätter  nur  ein   minimales    Interesse.     In 

äbritannien  hat  die  Sportmanie  alle  Klassen 

der   Bevölkerung    gleichrnässig    erfasst.      Diese 

gen  Andeutungen  dürften  genügen,  um  zu 
beweisen,  dass  allgemeine  Regeln  sich  hier 
kaum  aufstellen  lassen. 

d  VoLksunterhaltungsabende.  Der  so- 
zialpolitische Zug  des  Volksbildnngswesens  und 
der  hierfür  thätigen  Vereine  zeigt  sich  am 
meisten  in  den  Volksunterhaltungsabenden,  d.  h. 
denjenigen  festlichen  Veranstaltungen,  die  den 
Schwerpunkt  auf  die  Darbietung  musikalischer 
und  deklamatorischer  Gaben  legen.  Der 
solcher  TJnterhaltungsabende  hat  bewiesen,  dass 
den  weiteren  Kreisen  der  Bevölkerung  die  an 
das  Gemüt  sich  wendende  Unterhaltung  näher 
liegt    als  die  den  Geist  in  Anspruch  nehmende 

rang.  Hier  kommt  es  in  erster  Linie  auf 
ein  vielseitiges,  recht  abwechslungsreiches  Pro- 
gramm an,  das  ein  möglichst  grosses  und  ver- 
-  Publikum  fesselt.  Gerade  der 
gemeinsame  Genuss  solcher  Unterhaltungen 
wirkt  sozial-versöhnlich.  .Man  hat  in  den  letzten 
Jahren  an  si  hr  vielen  Orten  Deutschlands  ausge- 
zeichnete Erfolge  mit  den  Volksunterhaltungs- 
abendi  and  den  unteren  Erlassen  auf  diese 

Weise  eine  Reihe  vonWinterabendeninderharmo- 

i.ii  Weise  verschönen  können.    Auch  hier 

ü    in   erster  Linie  lokale  Kräfte  herange- 
zogen werden,  doch  hat  man  auch  mit  U 
deklamatoren   und    dergleichen  gelungene  her- 
gemacht.   Für   patriotische  Zweck 
Tum-   mit  leine.    Dilettantenkapellen 

und    Festredner    heranzuziehen,    und 
di.-     Musik     die     i  rste      i: 

Eintrittsgeld  anbetrifft,  so  leint  ilie  Er- 
lahm i  .  i  -  es  nicht  zweckmässig  i-t.  ganz 
auf  dasselbe  zu  verzichten.  Eine  bescheidene 
Eintrittsgebühr  erhöht  die  Wertschätzung  des 
i  di  damit  öi.  Kosten  -.mz  gedeckt 
werden  oder  nur  zum  Teil,    i-t  eine  sekundäre 

.    Oft  wird  man  ohne  Vereins-  und  kom- 


munale Unterstützung  nicht  auskommen.  Ha. 
wo  wirklich  grosse  Säle  zur  Verfügung  - 
decken  selbst  die  bescheidensten  Eintrittst 
nicht  selten  alle  Kosten.  Die  kommunale  1 
Stützung,  für  die  vielleicht  die  Erträgniss 
kommunalen     Vergnih  euern     verv, 

werden   könnten.    11111--    besonders    hei    di 
llung  geeigneter  Säle  eintreten.   Städ 
ter    können  durch  Sonntagnachmittaia 
Stellungen,     billige     Klassikeraufführüngen    u. 
dergl.  Ausgezeichnetes  leisten. 

Man   wird   voraussichtlich   in   Zukunft   bei 
allen   diesen   genannten   Veranstaltungen 
stehen    bleiben,    Mindern  auch  besondere  Volks- 
heime als  Sammelpunkte  des  Volksbildung 
Unterhaltungswesens    schaffen.      An    Volksthe- 
ater, Volksparks,   an   Volksklubs  u.   dergl.   hat 
man  bereits   gedacht,    und   in   einzelnen  1 
Städten  hat  mau  nach  englischem  Muster  Volks- 
heime     für    alle    diese     verschiedenen    Zwecke 
ernstlieh  in  Aussicht  genommen. 

Einige  Volksbildungsvereine  befassen  -ich 
endlieh  auch  mit  der  Förderung  von  Arbeiter- 
und Ferienkolonieen.  Errichtung  und  Unter- 
haltung von  Kinder-  und  Lehrlingsbeimen, 
Frauenarbeits-,  Koch-  und  Wirtschaftsschulen, 
Volksbädern,  Pflege  des  Sparsinn-  11.  dergl.  in. 
Diese  weiteren  Ziele  der  gemeinnützigen  Ver- 
einsthätigkeit  seien  hier  nur  der  Vollständigkeit 
halber  erwähnt. 

3.  Die  Verbreitung  der  V.  -  Statis- 
tisches. Eine  umfassende  Statistik  de-  Volks- 
bildungsvereinswesens zu  geben,  i-t  unmöglich. 
Es  muss  hier  auf  die  umfangreiche  Speciallitte- 
ratur  verwiesen  werden.  Nur  einige  kurze  An- 
gaben thatsächlicher  Art  können  hier  Platz  linden. 
An  der  Spitze  des  deutschen  Volksbildungs- 
vereinswesens steht  die  1871  zu  Berlin  ge- 
gründete ..Gesellschaft  für  Verbreitung  von 
Volksbildung",  die  alle  Bestrebungen  der  volks- 
tümlichen Bildungsarbeit  in  sich  vereinigt.  Der 
Gesellschaft  gehörten  nach  letzter  Zählung  12 
Verbände.  11  Zweigvereine,  2103  körperschaft- 
liche Mitglieder  und  3425  persönliche  Mitglieder 
an.  Die  Verbände  umfassten  814  Vereine,  die 
Zweigvereine  64  Vereine,  und  ausserdem  ge- 
hörten als  direkte  körperschaftliche  Mitglieder 
1262  Vereine  zur  Gesellschaft.  Insgesamt  mn- 
Easste  die  Gesellschaft  2103  Vereine.  Die 
grössten  Proviuzialverbände  sind  der  schlesische 
und  der  rheinisch-westfälische.  1  »er  g  rösste  Lan- 
desverband mit  206  Vereinen  ist  der  für  das  König- 
reich Sachsen,  um  die  Volkskreise,  auf  die 
sich  die  Wirksamkeit  der  Gesellschaft  erstreckt. 
kennen  zu  lernen,  dürften  folgende  Zahlen  lehr- 
reich sein.  Von  der  ..Gesellschaft  für  Ver- 
breitung  von  Volksbildung"  ressortierten :  426 
Bibliothek--  und  Lesevereine.  242  Gewerbever- 
eine. 144  Bililungsvereiue,  131  Lehrervereine. 
125  Schulvor-täude.  Hi2  Kaufmännische  Ver- 
eine, 100  Bürgervereine.  90  Genossensch 
TU  Arbeitervereine,  74  Handwerkervereine.  72 
Gemeinnützige  Vereine,  63  Gewerkvereine.  52 
Kriegervereine,  50  Wissenschaftliche  Vereine, 
1 1   Logen,  12  Kirchenvorstände. 

Neben  der  Gesellschaft  zur  Verbreitung-  von 
Volksbildung  beschäftigten  sich  mit  der  Frage 
der  Volksbibliotheken  und  Bücherhallen  die 
i.'.'l  gegründete  „Comenius-Gesellschaft"  und 
die  „Gesellschaft  Eür  1  thisehe  Kultur",  welche 
1793  in  Thätigkeit  trat. 
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Die  Gesellschaft  für  Verbreitung  von  Volks- 
bildung  giebt    eine  besondere   Zeitschrift,    Der 
BUdungsverein,   die   jetzt    im   31  -J^W  er- 
ächeint,   heraus.    Iu   den  ausführlichen  Jahres- 
berichten der  Gesellschaft  finden  sich  über  das 
i<rswesen,    die    Volksunterhaltungsabende 
und  dir  Bücherhallen  vielerlei  interessante  An- 
„,,!„,,     Allein  um  Jahre  1900  wurden  4/0  neue 
Bibliotheken  von  der  Gesellschaft  begründetund 
177   weitere    Bibliotheken   von  ihr  unterstutzt. 
von  1892-  1900  sind  die  entsprechenden  Zahlen 
1229  bezw  520,  zusammen  also  1749  gegründete 
gezw.  unterstützte  Volksbibliotheken.    Oeffent- 
fiche   Lesehallen   giebt    es   in   Deutschland   in 
etwa  40  Städten,  doch  war  hierfür  eine  genaue 
stik    nicht    zu    erhalten.      Für    die   Volks- 
bibliotheken und  Lesehallen   in  den  grosseren 
deutschen  Städten  werden  last  allenthalten  kom- 
munale Zuschüsse  bezahlt.    Dazu  treten  mehr- 
fache Stiftungen,  von  denen  die  grösste  in  issen 
gl    Bibliothek  mit  35  Angestellten.   1898  von 
Krupp  gegründet).     Ferner  triebt  der  Verband 
|er  Erwerbs-  und  Wirtechaftsgenosse^chaften 
alliährlich  grössere  Summen  [60— 8UUUU  marKj 
für  Volksbildungszwecke  aus.   1899  hat  Preussen 
im  Staatshanshalt  5000  I  Mark  für  Unterstützung 
von  Volksbibliotheken  eingesetzt.    Auch  andere 
bundesstaatliche  Regierungen  (z.  B.  die  saeh- 
mit  einer  Jahresausgabe  von  20000  Mark 
für  Volksbibliotheken)  unterstützten  direkt  oder 
indirekt  die  Gründung  von  Volksbibliotheken. 
Ganz    besonders    gross    ist   die    Thatigkeit 
der    Gesellschaft   für    Verbreitung    vou   Volks- 
bildung, die  jetzt  über  ein  Vermögen  von  bei- 
nahe  400000  Mark   verfügt   und  jährlich  etwa 
90—100000  Mark  ausgeben  kann,  auf  dem  Ge- 
biete der  Herausgabe  von  Vereinsschriften  aller 
\rt  gewesen.     Besonders  ragen  in  dieser  hieli- 
tnng   die   Aufsätze    und   Broschüren   von    dem 
jetzigen  Generalsekretär  der  Gesellschaft  J.  lews 

hervor.  ,  .    ...  , 

Einige  deutsche  Vereine,  von  denen  freilich 
\  i  rschiedene  wieder  eingegangen  sind,  beschäf- 
tigen sich  mit  der  Massenverbreitung  guter 
Schriften.  Der  bekannteste  der  Art  ist  der 
1889  in  Weimar  gegründete  .A  erein  für  Massen- 
verbreitung guter  Schriften".  Aehnliche  A  er- 
eine giebt  es  in  der  Schweiz,  m  Bern.  Basel 
und  Zürich,  und  Oesterreich  I  der  österreichische 
Volksbildungsverein,  gegründet  1848).  In  Uester- 
reich  und  der  Schweiz  ist  auch  das  Aibeiter- 
bildun"sveveiuswesen,  insbesondere  das  unter 
sozialdemokratischer  Leitung  stehende,  stark 
entwickelt.  .  ,      . 

Was  die  Volksbibliotheken  im  Auslande  an- 
betrifft so  sind  die  Länder  englischer  Zunge 
Deutsehland  weit  überlegen.  Grossbritannien 
ist  mit  einein  Netz  grosser  Volksbibliotheken 
mit  zahlreichen  Filialen  ganz  überspannt,  und 
auf  Grund  einer  besonderen  kommunalen  Biolio- 
thekssteuer verwenden  die  Städte  alljährlich  mehr 
als  l1/*  Millionen  Mark  für  Bibliothekszwecke. 
England  soll  600—700  Bibliotheken  mit  einem 
Bücherbestand  von  über  5  Millionen  Landen 
haben  Ä.uf  etwa  120000  Einwohner  kommt 
eine  Volksbibliothek.  Auch  die  Journallesesale 
sind  dort  in  grossartiger  Weise  entwickelt.  Er- 
staunlich sind  die  benutzungs- statistischen 
Zahlen.  Die  Stadt  Manchester  allem,  die 'die 
älteste  Volksbibliothek  hat  und  eine  viertel  Million 
Mark  für  diese  Zwecke  jährlich  ansgiebt,  verleiht 


ji    Bände    pro    Jahr.     In    den    Lesesälen 

werden  mindestens  ebensoviel  Hände  an  gi    i 

Auch  in  den  i  nj  lisi  I"  n  tob  ni  en,  besonders  in 
Australien  und  Neuseeland,  ist  das  Volksbiblio- 
thekswesen mnstergiltig  entwickelt  Ebenso 
wie  die  üniversitätsausdehnungsbewegung  sind 
specifisch  englische  Einrichtungen  die 
„„■in,  „  Gesellschafts-  und  Klubhäuser,  mit  d 

Lesehallen  und  Volksunterhaltungsabende  ver- 
bunden werden:   die  SOg.  „Toj  ll  •>■"  ° 
äem  Gründer  Toynbee,  der  in  di  o  80i      ! 
das  erste  derartige  [nstitut  in  London  gründi  te, 
so    genannt.    Gee-enwärtie   ariebt    es  i't 


Einrichtungen   in   Grossbritannien    und    einige 
70  in  den  Vereinigten  Staaten. 

Eine   noch   grössere  Bedeutung   haben   die 
Volksbibliotheken  in  Nordamerika  erlangt 
sind  dort   bis   in  die  kleinsten  Ortschaften  vor- 
gerückt.   Cm  Jahre  1891  wurden  nicht  weniger 
'      1803  Bibliotheken  von   mindestens   je    1000 
Bänden  gezählt,  In  dem  allerdings  an  der  Spitze 
marschierenden  Staat,-  Massachusetts  waren  von 
den    W.rl  Stadt-   und  Landgemeinden    1892   nur 
„,,,  h  65  und  1893  nur  noch  53  ohne  eine  öffent- 
liche   Bibliothek.     In   den  Bibliotheken    ■ 
kleinen  Staates  <2\',  Millionen  Einwohner   «  aren 
nach    dem   Bericht    von   1891/93   2s/4    Millionen 
Bände    vorhanden,   und   es    wurden  1891  '-^  für 
die    Bibliotheken    2"  ,    Millionen    Mark    autge- 
wendet.    Die  öffentliche  Bibliothek  der  Haupt- 
stadt  von  Massachusetts,  Boston,  hat  einen  Etat 
von  700000  Mark. 

Auch  in  Frankreich  sind  die  Volksbiblio- 
theken frühzeitig  durch  den  Staat  befördert 
worden.  Dort  hat  man  im  ganzen  Land,  bchul- 
bibliothekeii  errichtet,  die  auch  den  Erwachsenen 
zu  gute  kommen.  Den  französischen  \  olksbiblio- 
theken  wird  von  kompetenter  Beurteilung  ein 
grosser  Einfluss  auf  die  nationale  Gesinnung 
zugewiesen.  ... 

Litteratur:     Die    besten    JJebemcTUen    gewahren 
die    beiden    Aufsätze    von   J.    Tews    «De 
Volksbildungsvereine«     und     »VolksbibHotheh  > 
in  Heins    EncyUopädischem   Bandbuch    der  Pä- 
dagogik,   Langensalza    1S99.     Dort  finden   sich 
auch    zahlreiche    weitere    Lüteraturangaben.    — 
Ed    Beyer,  Sandbuch  des  Volksbildungswesens, 
Stuttgart    1896.    -    H.    S.    Volker,    Bandbuch 
der   '.latschen    Volksbildungsbestrebungen,  /."rieh 
—    Der    Bildungsverein,    Bauptblatt 
für  das  freu    Fortbildungswesen   in  Deutschland. 
ISO.  Jahrgang,  Berlin  1872J1900.  —  J.  Tews, 
Freiwülige  Büdungsarbeit  in  Deutschland,  Ber- 
lin   1896.    —    Koss,    OeffenÜiche    Bücher-    und 

Lesehall,,,,    II bürg    1S97.    —    Jförrenberg, 

Die     Bücherhallenbewegung,     Berlin     , 
Buppert,    OeffenÜiche    Lesehallen,    Cölm    1899. 

—  E    Schnitze,    Freie  öffentliche  Biblioth 
Volksbibliotheken    und   Lesehalle,,,    Stettin 

—  PF.  ischrott,  Volksbibliothek  und  Lese- 
kalle  '  eine  kommunale  Veranstaltung,  Berlin 
1896  -  H-  Bonfort,  Das  Bibliothekswesen  in 
den  Vereinigten  Staaten,  Barn  bw  :[]>'"■■  ~ 
Ernst  Schnitte,  F.nnUsehe  I  „l.'M.h.dheken, 
Berlin  1898.  -Den  Art.  Volksbildul 
vereine    in    der   erste,,  Auflag,    dieses   Band- 

wärterbuchs     hatte    J.    Lehr    I rbeUet.      Der 

UnterzeickneU    hat   sei L«J ■-'=   .""    *»«** 

was  die   lhatsächlichen    Angaben  aber  anbetrifft, 
ihn   aus  Raummangel  stark  kürzen   müssen. 

Biermer. 
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Katholische  Arbeitervereine. 

l.  Das  Deutsche  Reich,  Oesterreich  und  die 
Schweiz.  2.  Das  Ausland.  Frankreich,  Belgien, 
Italien,  Spanien,  England  und  Nordamerika. 

1.  Das  deutsche  Reich,  Oesterreich 
und  die  Schweiz.  Arbeit  e  r  v  e  r e  ine, 
-  • n  d  verei  n  igungen,  Arbeite- 
rinnen v e  reine.  M ä  g  tl  c  hau-  er ,  M  ä i 1  - 
c h e d scfantzve r ein,  V e r e i  n e  f ü  r 
kaufmännische  G  e  h  i  1  f  e  n ,  Lehr- 
linge und  Gehilfinnen.  In  dem 
weitverzweigten  katholisch-sozialen  Vereins- 
wesen nehmen  neben  den  Gesellen- 
i.  über  welche  oben  Bd.  IV 
S.  199  ff.  bereits  berichtet  wurde,  die  ka- 
tholischen Arbeitervereine  die  erste 
Stelle  ein.  Die  ältesten  derselben  wurden 
schon  in  den  60er  Jahren  des  abgelau- 
fenen Jahrhunderts  infolge  der  Lassalle- 
Arbeiterbewegung  als  christlich-soziale 
Vereine  gi  welche  auch  Niehtkatho- 

liken  den  Eintritt  nicht  verwehrten.  Als 
seit  1881  evangelische  Arbeiterver- 
gebildet  wurden,  nahmen  auch  die 
katholischen  einen  rein  konfessionellen  Cha- 
rakter und  Namen  an.  Seitdem  haben  sieh 
die  katholischei]  Arbeitervereine  bedeutend 
vermehrt     End     1899  bestanden   im  Deut- 

i  Reiche    944  Vereine    mit  ca.  IT 0 

Mitgliedern.  Nachdem  dieselben  sich  schon 
lärmst  nach  Diözesen  verbunden  zusammenge- 
haben sich  in  neuerer  Zeit  auch 
sere  Verbände  derselben  gebildet.  1893 
wurde  der  Verband  der  Arbeitervereine 
Süddeutschlands  mit  56  Vereinen  gegründet, 

dem   heut.-  320  Arbeitervereine  mit  52 1 

Mitgliedern  angehören.    Das  Verbandsorgan 

Der  Arbeiter      in  München    hat  24000 

inenten.      1897    wurde    in    Berlin    der 

Verband    der    katholischen    Arbeitervereine 

Nord-  und  Ost-Deutschlands  gegründet  der 

heute  95  Vereine  mit  rund  15 Mitgliedern 

zäldt.    Auch  dieser  Verband  besitzt  ein  Organ 
Di      Arbeiter«    in  Berlin,    dessen    Auflage 

zur  Zeit  11 i  beträgt  Neuestens  ist  auch 

ein  Westdeutscher  Verband  in  der  Bildung 
begriffen.  Das  Verbandsorgan  desselben 
ist  die  »Westdeutsche  Arbeiterzeitung  in 
M.  Gladbach,  [m  Verlag  derselben  erscheint 
auch  eine  billige  Arbeiterbibliolhek,  von  der 
bereits  folgende  riefte  ausgegeben  wurden: 
1.  und  2.  Christliche  Gewerkvereine.  3.  So- 
ziale Unterrichtskurse  für  Arbeiter.  4.  Die 
Aufgaben  der  Arbeitervertreter  in  den 
Krankenkassen.  Der  Hauptzweck  der  ka- 
tholischen Arbeitervereine  ist  der  reli 
Schutz    der   Arbeiter.      Daneben    wurde    in 


eine  grössere  Ausdehnung  und  Zusammen- 
schluss  erfahren.     Die  Central-Krankengeld- 
zuschusskasse     zu    Düsseldorf     hatte    Ende 
1899  mich     l  jährigem  Bestand    86    örtliche 
Verwaltungsstellen    mit    5S33    Mitglied 
An    Krankengeld    wurden    1899    ausgezahlt 
78449  Mark.    Die  1895    in  Köln  gegrün 
Central-Sterbekasse    »Leo«    hatte  1899  be- 
reits   1658  Mitglieder.    Die  Kasse,  aui 
sii  sherungstechnischer  Grundlage   aufgebaut 
srte  Ende  1898  über  ein  Versichern!  gs- 
kapital  von  125175  Mark.     Die  Krank. 
schusskasse  der  katholischen  Arbeitervereine 
ttsehlauds    zählte    1899    in    51   ange- 
schlossenen Vereinen    3212    Mitglieder.    In 
den  letzten  Jahren    haben    die   Gewerkver- 
einsbestrebungen    in  den  Arbeiter-  und  Ge- 
sellenvereinen immer  mehr  Boden  gewonnen. 
Es  wurden    in  denselben    zunächst  Fachab- 
teilungen gebildet,  sodann  die  Fachabteilun- 
gen   der    einzelnen    Vereine    zu    grösseren 
Verbänden  vereinigt,  aus  welchen  die  inter- 
konfessionellen   christlichen    Gewerkvereine 
meist    hervorgegangen    sind.      Daher    auch 
deren    rasches  Aufblühen.    Aber   unter  den 
Gewerkvereinsbestrebungen  wurden  hier  und 
da  die    nächsten  Zwecke    der    katholisi 
Arbeitervereine  hintan  gesetzt  und  die  Ver- 
bindimg mit   denselben   gelockert.     Das  hat 
die    preussischen    Bischöfe    veranlasst,    in 
einem    Pastoralschreiben    vom    22.  August 
19 lern  Klerus    die  Pflege    der  Arbeiter- 
vereine   und    einen    engeren  Anschluss  der 
Fachvereine  an  dieselben  zu  empfehlen.    In- 
folgedessen  giebt    sich  wieder    ein  regeres 
Interesse   an    den  katholischen  Arbeiterver- 
einen   kund.     Auch    sind    in   der   jüngsten 
Zeit    noch   neue  entstanden.    Die  grösseren 
Arbeitervereine    haben  gleich  den  Gesellen- 
vereinen eigene  Vereinshäuser  mit  den  ver- 
schiedensten sozialen  Einrichtungen  für  die 
Arbeiter.      Einzelne    Arbeitervereine     sind 
auch  auf  dem   Gebiete    des  Arbeiter-Woh- 
nungswesens  thärig  gewesen   durch   Grün- 
dung von  gemeinnützigen  Bauvereinen.   Eine 
"Präsides-Korresponde  nz«,     heraus- 
gegeben  von   Dr.  August   Pieper,   erscheint 
bei  der  Centralstelle    des   Volksvereins   für 
das    katholische   Deutschland   zu   München- 
Gladbach     als    Fortsetzung    der    früheren 
Kölner    Korrespondenz«     von    Dr.     Ober- 
dörffer. 

Neben  den  katholischen  Arbeiter-  und 
n  vereinen  bestehen  zahlreiche  Ver- 
einigungen für  jugendliche  Arbeiter  und 
Lehrlinge.  Solcher  Jugendvereinigun- 
gen giebt  es  gegenwärtig  im  Deutschen 
729  mit  ca.  160000  Mitgliedern.  Da- 
von sind  115  Lehrlingsvereine  Und  22  Ver- 


denselben  seit  jeher  die  allgemeine  Bildung  eine  für  jugendliche  Arbeiter:    die 


und  Geselligkeit    sowie  das  Unterstützung 

'  gepflegt.    Mit  dem Zusammenschluss 

der   Verbände  hat   auch   das   Kassenwesen 


übrigen 


sind  kirchliche  Sodalitäten,  welche  zugleich 
auch  soziale  Zwecke  verfolgen.  Diese 
Jugend  Vereinigungen   sind  ebenfalls  zu  Diö- 
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averbänden  geeinigt.    Die  verschiedenen 
«„Präsides    bilden    hinwiederum    em 
4iraitee,  welches  durch  den  von  der 
^Versammlung    aller    deutschen    Prä- 
ses gewählten  Vorsitzenden  die  Angelegen 
Eendes  Gesamtverbandes  leitet    In (  allen 
n  ttber  daa  ganze   deutsche  Reich  ver- 
,   ,•„.,.,„   j„gCndvereinigungen    wird    neben 
ivl;,^,„  Schutz   de.  Jugend  und  an- 
5sener    Erholung    mehr    oder  weniger 
dil     allgemeine  wie  gewerbliche  lort- 
Sing  gepflegt  Als  Verbandsorgan für  die 
pSks    dient    das   von    dem  Vorsitzenden 

heraus ebene    Korrespondenzblatt.      Auen 

afeYei für    jiigendHche  .Arbeiter und 

Lehrlinge  besitzen  vielfach  eigene  Vereins- 
[££,  j „v... lohen  „eh  das  Leben  derselben 

^KatholSche  Anstalten  zur  Erziehung  der 
verwahrlosten  aus  der  Schule  entlassenen 
Jugend  bestehen  in  den  meisten  Diözesen 
Besonders  genannt  seien  hier:  Haus  lall 
Kescher  i.W.,  St  Joseph  auf  der  Hohe 
bei  Boun  und  Marienhausen  bei  Assmanns- 
hausen.  Ebenso  bestehen  in  manchen  Diö- 
zesen   eigene    Erziehungsvereine     zu 

selben  Zwecke.  . 

Die  katholischen  Arbeiterinnen- 
Vereine  haben  sieh  neben  dem  rehgios- 
sittiiehen  Schutz  der  jugendlichen  Arbeite- 


und  ünterkunftsstellen  ira  In-  und  Ausland 
ansieht  Derselbe  ist  zu  beziehen  durch  das 
Bureau  dos  matianisehen  MadeheBsrthutz- 
vereins  in  München. 

Die    schon    in   den  l c  Jahren  des  ab- 
gelaufenen Jahrhunderts    i    '  tandenen  Ver- 
iine    und  Kongregationen    junger    Kaui- 
Leute     welche    sich    1877    zu  einem  Ver- 
bände zusammenschlössen,  zählten  1899  iriä- 
Kesam1  107  Vereinigungen,  97  Vereine  und 
L0  Kongregationen    mit    11260  Mitgliedern. 
Dieselben  bezwecken   neben  der  Pflege  des 
religiösen  Lebens,  der  Gesolligkoit  und  te 
Portbildung    auch    die    gegenseitige    Hüte- 
leistung   mittels    verschiedener  \A  ohUahrts- 
einrichtungen   des  Verbandes,   wie  Stellen- 
vermittlnug,      Unterstützungs-,      K'^'keu-. 
Sterbe-  und  Reliktenkasse.     Der  Vorort  des 
Verbandes    ist    Essen.    Das  Verbandsorgan 
Merkuria:     erscheint    jetzt    in  Berlin.     Zu 
dem  Zustandekommen    des    Gesetzes    ubei 
den  unlauteren  Wettbewerb  hat  der  Verband 
mitgewirkt,    auch    wurde    er   von    der  Re- 
Eienmg    1S05    bei     den    Erhebungen     üb,.-! 
iSzeit    u.    s.    w.    ^    Handelsgewerbe 
gutachtiieh  vernommen.    Im  AnschJ 


gUtaCllTllCll      VClUUlum^u.        -  — V^i^M 

die    kaufmännischen  Vereinigungen  besteht 


die    Kaiumaiuiisoncn    .^^»-o'-o-  , 

auch  eine  Reihe  kauf  m a  n  n  i  s  e  h  e  i  L  e  li r - 
li  nes  vereine.  .  _T 

Aehnliche     Zwecke     wie     die    Vereine 


Siuucueu  ouuui«  "--'■    j-o--—         .    ,„„ 
rinnen    besonders     deren  Unterweisung 
Handarbeit  und  Haushaltung  zum  Ziele  ge- 
setzt    Der  erste  Arbeiterinnenverein  wurde 
1868    zu    M.    Gladbach    gegründet.      Linie 
1899    bestanden    ungefähr  70  Vereine   mit 
,..,     20000  Mitgliedern.    Mehrfach    sind  im 
Anschluss    au    dieselben    Arbeitennnenhos- 
Dize    iz    B   in  M.  Gladbach,    Aachen,    Coln, 
Bocholt)  gegründet  worden,    deren  bis  jetet 
23  bestehen.    In   denselben  werden  beson- 
dere Kurse  für  Handarbeits-  und  Kochunter- 
richt    abgehalten.     AUgemeine    Jungfrauen- 
kongregationen    bestehen     heute    in     allen 
grösseren  Pfarrgemeinden    Ausserdem  viele 
besondere  Vereine  für  weibliche  Dienst- 
boten   mit    TS   katholischen  Magde- 
häusern.       Eine      Bahnhofsmission 
wurde  von    katholischen  Damen    ins  Leben 
gerufen    für    Breslau,    Coln    und  München, 
um    zugereisten  Dienstboten  in  den  Magde- 
häusem    ein    vorläufiges    Unterkommen    zu 
bieten.      Aehnliche    Zwecke    verfolgt    der 
katholische     mar  i  anis  che     Ma  d  c  h  e  n  - 
s  o  hu  tz  v  er  ein      Deut  sc  h  1  a  n  d  s ,      der 
dem   katholischen  internationalen  Madchen- 
sehutzverein     mit    dem    Sitz     in     Freiburg 
(Schweiz)  angegliedert  ist     Derselbe  hat  i 
den    grösseren    Städten    Deutschlands    346 
Auskunftsstellen    für    alleinstehende,    zuge- 
reiste Mädchen    eingerichtet,    von  denen  95 
zugleich  Unterkunft  und  Stellenvermittelung 
bieten.    Der  Verein   hat   einen  Führer  her- 
ausgegeben,   welcher    sämtliche  Auskünfte- 


junger    Kaulieute    verfolgen  t    dem 


Gese^e  über  die  Sonntagsruhe  entstandenen 
Vereine    für    kaufmännische     Gehil- 
finnen.    Der  erste    derselben  wurde  1892 
zu    M.    Gladbach    gegründet.     Ende    1   .. 
bestanden    20  Vereine    mit   ungefähr    2500 
Miteliedern.     Neuestens   haben   auch  diese 
vXe,   welche   bisher  auf  die  Pflege  des 
reSsen    Lebens,    allgemeine    Fortbildung 
„„Ungemessene  Erholungsieh  beschranken, 
a  gefangen,  sich  die  Förderung  des  Standes- 
interessls    überhaupt    angelegen     sein     zu 
lassen!   Insbesondere  hat  der  Cölner  Verband 
kaufmännischer   Gehilfinnen   durch   Stellen- 
vermittlung,   Rechtsschutz     Wjk- 
weis,   Sparkasse  u.  s.  w.  damit  den  Anfang 
gemacht.      Derselbe   hat  ein  eigenes  Ver- 
Saus,    das    Charitas-Haus     m    welchem 
auch  Wohnung  gewährt  wird. 

In  Oesterreich  bestehen  253  katho- 
lische und  christlich-soziale  Arbeitervereine 
,3?V700  Mitgliedern,  darunter  befinden 
sich  20  Fachorganisationen  mit  ^°?JF} 
'Sedern.  Das  Centralorgan  der  chnstlich- 
S  Arbeiterschaft  _  Österreichs  .^ 
christlich-soziale  Arbeiterzeitung  n  W  en. 
,1UÄdemDelegiertentagederkah^che 

Arbeitervereine    der   Schweiz    zu    Baden 
^diweiz)    1S99    waren    60    Sektionen ^   mi 
7376    Miteliedern    vertreten.    Das    Vereins 
oro-an    Dei  ^Leiter    zählt  3100  Abonnenten. 
ül  von  den  Vereinen   ins  Leben  gerufene 
£fce  ^Sekretariat    in  Basel    wird    stark  in 
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ine  junger  Kauf- 
Gallen  seil  1875,  in 
Zürich   seit    1890,   in 


Anspruch  genommen. 

leute  bestehen    in  St. 
Basel    seil    1886,   in 
Bern  u.  s.  W. 

2.  Das  Ausland.  Frankreich.  Belgien. 
Italien.  Spanien.  England  und  Nord 
amerika.  In  Frankreich  zälilt  ,1a-  1871 
oeuvre  des  cercles  catholiques 
d'ouvriers  gegenwärtig  655  Vereine  mit 
144000  Mitgliedern.    Daneben  besteh 

jungen   für  Männer  and   5000 
ine    aller  Art    für  Frauen,    welch 
gegründeten    Democrarie    chretienne 
-   boren.      1:  zahlreich    sind    die 

katholischerseits  gegründeten  ländlichen  Ge- 
i.  Die  Association  catholique 
delajeunesse  francaise  zählt  36842  Jugend- 
inignngen  mit  4158  katholischen  Port- 
bildungsschulen, welche  in  den  grösseren 
Städten    200-  öler     oder    Sehüle- 

rinnen  zählen.  Die  Schuibrüder  unterrichten 
ea.  40000  junge  Leute  in  ihren  Fortbildungs- 
schulen. Auch  ii  171  Fortbildungs- 
schulen für  Mädchen  mit  25000  Schüle- 
rinnen, wovon  112  durch  Ordensschwestern 
und  59  durch  fromme  Damen  geleitet 
werden. 

In    Belgien    zälilt    die    Ligue    demo- 
inigungen     mit    ca. 

901 Mitgliedern.     Die    besondere    Fede- 

ration  ouvriere   catholique   in  Lüttich   zählt 


Schülerinnen.      50      Lehrwerkstätten       für 
Knaben    mit    1136    Lehrlingen,    26    B 
Werkerfortbildungsschulen    mit    2<J32    Lehr- 

.     18   Gewerbeschulen    mit    13 i,    9 

Handelskursen  mit  1684  und  G  höhere 
Fortbildungsschulen  mit  Uli  Eleven.  Ausser- 
dem    bestehen     in    Belgien    ungefähr 

lisehe  Jünglingsvi  reine    mit  ca.  60000 
Mitgliedern  und    120  Jungfrauenvereine  mit 

lu: Mitgliedern,    sogen,    patronages    de 

jeunes  gens  el  de  jeunes  filles. 

In  Italien  bestehen  ca.  800  katholische 
Arbeitervereine  mit  ca.  200000  Mitgliedern, 
-  □    denen     mehr    als    500    Vereine    dem 

!  angehören.  Bauernvereine  giebt  es 
200  bis  250,  ländliche  Genossenschaften 
meist   Konsumvereine,  500  bis  600,  Vei 


25  Vereine  mir  6000  Mitgliedern.  Von 
1896—1898  würden  15  katholische  industri- 
elle Syndikate    gegründet      In    Antv. 

hen  :-;  kathohsche  Arbeitervereine  mit 
2400  Mitgliedern,  4  Handwerkergilden  unter 
dem  Namen  Vrede  mit  3800  Mitglii 
eine  Künstlergilde,  der  antwerpsche  am- 
bachtslieden,  und  seit  1896  ein,-  katholische 
jung,  l'Union  professionelle  des 
Dockers.  Der  erste  katholische  Arbeite- 
rinnenverein wurde  1893  zu  Brüssel  ge- 
gründet, die  Ligue  de-  femmes  chreriennes, 
welch  wärtig   1175  Mitglieder  zählt. 

1898    v,  uru,    zu  st.  Nicolas   im    Waeslande 
Arbeiterinnenverein,   der  Vrouwenbond 
errichtet,     welcher     992    Mitglieder     hat. 
Ebenso    wurde    neuestens   in  Lüttich    eine 
Ligue   des    femmes   chretienues   gegründet 
V  ie  in  Frankreich,  so  sind  auch  in  l; 
besonders    die    ländlichen  Genossenschaften 
•  liliviri).  Nach  der  amtlichen  Statistik 
gab    es    L889    auf    dem  Land,-    in  1;. 
891  landwirtschaftliche  Verbände  mit  mehr 
als  50000  Mitgliedern,  199  Kaiffeis  nl 
602    Kauf-    und    Verkaufsstellen    und    237 

Genossensehaftsmolkereien,     deren      gr 

Mehrheit  konfessionellen  Charakters  ist 
Dasselbe  unk  von  den  zahlreichen  Fort- 
bildungsschulen,   deren  nach  offizieller  An- 

1899    folgenie  bestanden:    239  Haus- 
haltungsschulen mit  9368  Schülerinnen,   :;:, 

rbesehulen    für    Mädchen    mit    ::17.". 


vi  d   Kaufleuten   etwa    150.    Die   Raiffeisen- 
kassen,   casse   rurali,   wurden  in  Italien  be- 
sonders   durch    den    Priester    Don    Cerutti 
in   Parma    verbreitet.     Es    bestehen    deren 
g  g  nwärtig   etwa    1300,    welche    ebenfalls 
meist    dem  Xorden    angehören.    In    Parma 
waren    schon    1898   starl  800  Kassen    ver- 
Eine     G-esamtvereinknmg-     ist     im 
len.     Das  Organ  der  Kassen  ist  die  in 
Parma   erscheinende  Cooperazione  popu 
Den  Kückhalt    der  Kassen  bilden    die  etwa 
40    katholischen   Banken.      Eine    besondere 
soziale    Bedeutung    haben    die    weit    über 
Italien    hinaus    verbreiteten    Anstalten    des 
Turiner  Priesters    Don  Bosco    (v    1*SS),    in 
n    ca.  300000  Knaben    erzogen   wer- 
den.    Gegenwärtig  bestehen    derselben  ins- 
gesamt mein-  als  200,  aus  welchen  jährlich 
ca.  30000  moralisch  und  technisch  gebildete 
Knaben,    und    zwar    meist    verwaiste    oder 
früher      verwahrloste,      hervorgehen.       Die 
ebenfalls  von  Don  Bosco   gegründete  weib- 
liche   Genossenschaft      Maria    Hilf      leitet 
bereits   in  50  Anstalten    die  Erziehung  von 
Mädchen.     Sei«    50  Jahren    haben    die   An- 
stalten Don  Boseos    sich  etwa  10  Millionen 
armer  und  verlassener  Kinder  angenommen. 
In     Spanien      sind    an     vielen    Orten 
Arbeiter-  und  Handweikervereine  gegründet 
unter    dem    Namen    Arculos    catölicos     de 
Die     Congregacion      de     Maria 
Immaculata  y  S.  Louis  Gonzaga  zu  Barcelona 
hat    mit   srrossem  Erfolge    ein  Arbeiterheim 
(Centro    de    S.    Pedro    Claver)    gegründet 
Das  Gebetsapostolat   in  Barcelona   unterhält 
biedene   Abendschulen    (Eseuelas    noc- 
turnas).     In    Madrid   besteht   ein    Apostolat 
der    Presse    (El  apostolado    de    la    prensa), 
welches  monatlich  volkstümliche  Broschüren 
heraustriebt  und  verteilt. 

Unter  den  vielen  katholisch-charitativen 
und  sozialen   Veranstaltungen   in  England 
at  die  vom  Kardinal  Vaugham  von 
ainster    vor  einigen  Jahren  ins  Leben 
gerufene    Catholic    Social   Union    be- 
sondere   Erwähnung.      Dieselbe    bezweckt 
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sfürdieärraerenOstviertelLonaons 

I  mchtnng    von   Knabenklubs  und  Mad- 
Xenheimen  unter  der  Leitung  von  vornehmen 

,  vu  un,l  Damen.     Schon  3  Monate  nach 

SS  Gründung   der  Union  bestanden  berate 

s  Klub,   mit    1250   jungen    Leuten      Auch 

tat    die    Union    im   Osten    von    London 

"8  2  eigene  Häuser,  St.  Ceeihas  House 

und  St.  Philips  Haus. 

DerDeutscherömisch-kathohscheCentral- 

n     ü,     den    Vereinigten    Staaten     von 
Nordamerika,  welcher  Ende  1899  in  31 

Staaten  604  Vereine  mil  49  934  Mitgliedern 
«Ute,  hat  eine  Krankenkasse,  wie  auch 
,  Witwen-  und  Waisenkasse  Die 
lkenkaSse  zahlte  1S99  an  8084  kranke 
Mitglieder  175438  sh„  und  an  che  Hmter- 
büebenen  von  s:;s  gestorbener  Mitglieder 
wurden  115049  sh.  gezahlt. 
Litteratur:  n,,ber.    Verzeichnis  der  katholischen 

Arbeiterverein,     Deutschi Is,    Oeslerreichs    und 

Schweiz,    München    IS97.    T  *  iffiTJ 

m      katholischen       Irbeilervereine     Suddeutsch- 

,,,   Würzburg   1900.    Der  Verband   katholisch- 

kaufmännischer      Vereinigu m      DeuUcMand*, 

Essen  J*»*-  —  Max  ?>"■■>,"">"■    A"  sortf . 

Paris   W00.   -  A.    Vermeersch.,  8  J.  Manne, 
n    1900.  -   XJeber  die  soziale  Be- 

I   im   katholischen   Italien   »S^Arbeiter- 

■,,,,,,,,    ij    rc*    j,    B.  Mehler.    Don 

wohl    1S91    •>.  ■'■•{!■  "•    **•  ,  ,  .,.  , 

Bos sozial     Schöpfungen,    K,    btm&ut?    »9- 

_S  J.  .liifoiiio  riM<-.-n(.  Socialismo^  y  arar- 
,j„igmo.  Valencia,  Imprenta  de  •?■-  Ort^a. 
'     ^  .lii(!c.    brüll. 


m. 


Evangelische  Arbeitervereine. 

1.  Einleitung.  2.  Die  erste  Periode  (1882 
Lisi  888).  : !.  Die  Zeit  von  1888  bis  zum  Jahi  e  189Ö. 
4.  Hie  Zeit  von  1893  bis  zur  Gegenwart  (1901). 

1  Einleitung.    Die  Geschichte  der  Evan- 
gelischen Arbeitervereine    Lässt  sich  in  drei 
lerioden    gliedern.    Sie   beginnt    im  Jahre 
iss'   und   umfasst  bis  zum  Jahre  18SS  cü( 
Ausbreitung  im  Rheinland  und  in  Westfalen. 
In  der  zweiten  Periode  (lssS-1893)  dehnen 
sich  "die  Vereine   über   das  ganze  Deutsche 
Reich  aus,  nicht  ohne  innere  Krisen  durch- 
zumachen, die  in  der  Annahme  eines  Kom- 
Dromissprogrammes  im  Frühjahr  1893  vor- 
läufig   zu  Ende   kommen.     Seit    dem  Jahr 
1893   ist   eine  Zeit   der  langsamen  Ausdeh- 
nung  und   des  Stillstandes  festzustellen,  in 
der  zugleich  um  die  soziale  Richtung  und 
die  Gewerkschaftsfrage  heftige  Kampfe  aus- 
gelachten  werden.    Der  Delegiertentag  des 
Gesamtverbandes  evangelischer  Arbeiterver- 
eine   zu   Speyer  1901   hat   hier   einen   vor- 
läufigen Abschluss  gebracht. 

2.   Die    erste    Periode    (1882--18*>s> 
Die  Gründung  des  ersten  Evangelischen  Ar- 


beitervereines   geht    vornehmlich    aul    kdn- 
.  He  Ursachen  zurück.     Der  Bergmann 
Ludwig  Fischer  in   Gelsenkirchen   und  mit 
ihm    der    Lehrer    Bischoi     empfanden     i 
schmerzlich,  dass  die  machtigen  ötirifetl 
sozialen  Arto  i1  a  n  reit  i     rach    e'  angel 
Arbeiter   in    ihren    Kn  is      i     •'    unö    unter 
ihnen    eine   eifrige  und  erfol  ;rei  de  Propa- 
ganda trieben.     Di  mg  genüber  gall  es,   den 
Arbeitern   evangelischen  Bekenntnisses  eme 
eigene  Heimstätte    zu    bieten,    und    so   ent- 
stand  im    Mai    1882    in  Gel  enkirchen    dei 

erste  Evangehsehe  Arbeiterverein.     Be 

scharf   zugespitzten    konfessionellen    G 
Sätzen    in    jener    Gegend    blieben    die    Mit- 
glieder nicht  aus;   der   neue  Verein    wi 
schnell  und  erreichte  bald  einen  ansehnb 
Umfang     Es  gesellten  sieh  in  derNacl 
schaft    gleiche    Vereine    dazu,    und    nach 
wenigen  Jahren  zählte  man  in  W  estfalen  und 
im  Rheinland 

1885  in  25  Vereinen  1 1  700  Mitghedei 
1887  in  44  „  170°° 

Seit  1885  schlössen  sich  alle  diese  Ver- 
eine zu  einem  mit  sehr  geringen  Befug- 
nissen ausgestatteten  Provmzialverband  zu- 
sammen, der  wiederum  später  noch  m 
Kreisverbände  zerlegt  wurde.  Im  selben 
Jahre  gründete  man  als  Organ  des  \  erban- 
des  den  Evangelischen  Arbeiterboteb  in 
Battingen,  der  einmal,  spater  zweimal 
wöchentlich  erschien.  Der  Begründer  • 
ersten  Vereines.  Bergmann  Fischer,  wurde 
als  Verbandsagent  angestellt. 

So  sind  die  Evangelischen  Arbeiterver- 
eine mitten  aus  der  Arbeiterschaft  selbst 
erwachsen,  ohne  dass  von  aussen  her.  etwa 
von  Geistlichen,  die  Anregung  zu  ihrer 
Gründung  ausgegangen  wäre  Die  Veran- 
lassung war  zunächst  eine  konfessionelle 
nicht  eigentlich  eine  soziale.  So  enthalt 
aUch  das  Gelsenkirehener  Vereinsstatut,  das 
von  den  rheinisch-westfälischen  Vereinen 
übernommen  wurde,  keinerlei  soziale  Pro- 
grammsätze.    Es  lautet : 

Der  Verein  steht  auf  dem  Boden  des  evan- 
gelischen Bekenntnisses  und  hat  den  Zw  » 

1    unter  den  Glaubensgenossen  das  evange- 
lische  Bewusstsein    zu   wecken    und   zu 

2.  sittliche  Hebung  und  allgemeine  Bildung 
seiner  Mitglieder;  .  .  ,...„, 

3  Wahrung    und    Pflege    eines    friedlichen 
'  Verhältnisses     zwischen     Arbeiter     und 

Arbeitgeber:  ,.  ,     ...      , 

4  Unterstützung  seiner  Mitglieder  in  Krank- 
heitS-  und  Todesfällen: 

5.  (später  zugefügt)  Treue  zu  pflegen  gegen 
Kaiser  und  Reich 


Der  erste  Punkt,  sagt  Göhre  in  der 
ersten  Auflage  dieses  Handwörterbuches 
von  diesem  Programm,  war  für  die  Gründer 
wie  für  che  Vereine  dieses  Zeitabschnittes 
selbst    der   Hauptpunkt;    der   konfessionelle 
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egen  den  römischen  Katholizäs- 
giebl   ihnen  allen  das  charakteristische 
äge.    Dabei    stehen  sie  samt  und  son 
auf  Seiten  der  positiven  Richtung  des 
Protestantismus.      Pastoren     werden    schon 
vom  /weiten  Jahre  ihres  Bestehens  an  immer 
äslicher   die    geistigen    Führer   der 
Vereine,    wenn   sie  vielfach  auch  Arbeitern 
Formellen  Vorsitz   in   ihnen  überlassen. 
Das  einzige  Vergehen,  das,  ausser  dauern- 
der Unterlassung  der  Zahlung  des  Mitglieder- 
beitrages und  ausser  unsittlichem    Wandel, 
zum  Ausschluss  aus  dem  Verein  führt,   ist 
das    Versprechen    eines    Mitgliedes,    seine 
Kinder   der   katholischen    Kirche   zu   über- 
weisen.    Unter    sittlicher  Hebung    versteh! 
man   vor  allem  auch  die  Aufrechterhaltung 
einer    strammen    Kirchenzucht;    auch    die 
allgemeine  Bildung'*.,  die  man  anstrebt,  ist 
durch  und  durch  religiös  bestimmt  und  ge- 
färbt.      Die       Wahrung     eines     friedlichen 
Verhältnisses  zwischen  Arbeitgeber  und  Ar- 
ilin, r      wird    unter    allen    Umständen 
und.  Opfern  festzuhalten   versucht,   übrigens 
nicht    für   die  Arbeiter  überhaupt,   sondern 
nur  für  die  Arbeiter,  die  Vereins mitgheder 
sind.      Die    Vereine    glauben    noch   an    die 
völlige  Harmonie  der  Interessen  von  Arbeit- 
gebern  und  Arbeitnehmern;   sie   setzen  bei 
ersteren    als    bei    christlichen  Herren«  nur 
gute  Absichten  gegen  ihre  Angestellten  vor- 
Doch    etwa     vorhandene    Gegensätze 
wollen    sie    überbrücken,      indem    sie   im 
Geiste  der  Liebe  und  des  Vertrauens  wirken. 
Sie    sagen    den    Untenstehenden    aufrichtig 
forschend    die    volle  Wahrheit   und  schmei- 
cheln ihnen  nieht  in  zu  weitgehenden  Hoff- 
nungen   und    Forderungen.     Sie  halten   sie 
an    zur    Bescheidenheit,    zur   Geduld,    zum 
himmlischen    Sinn.    .   .   .     Gegen  offenbares 
Unrechl  würden  die  Vereine  aber  auch  nach 
oben  unerschrocken  Zeugnis  ablegen«  (Deu- 
telmoser).   Die  »gegenseitige  Unterstützung 
der   Mitglieder  in   Krankheits-  und  Todes- 
fällen«   schliesslich  besteht  in  der  Auszah- 
lung   einer    bestimmten   Summe    aus  einer 
Kasse,    in    die    jeder    zu    steuern    hat.     Die 
liehe  der  I" uterstützung  richtet  sich  je  nach 
der  Höhe  der  wöchentlich  gezahlten  Steuer. 
Nach   dem   allen    kann  von  einer  eigentlich 
alen   Tendenz  dieser  Vereine  in  dieser 
ersten    Periode    ihres    Bestehens    nicht    die 
Rede  sein.     Die  Vereine  sind  in  erster  Linie 
konfessionell-evangelische  Vereine  mit  einer 
Spitze    gegen     den    Katholizismus.      Daher 
auch    ihr    schnelles    Emporblühen    in    dem 
konfessionell      gemischten     Rheinland     und 
Westfalen   und  ihr  enger  Anschluss  an  den 
Iv.aim'elisohen    Mund   . 
Ihre  Mitglieder  rekrutierten  sich  in  dieser 
Zeil    aus   den  Kreisen    der   Berg-,    Hütten- 
uud    Tagarbeiter,     der    Handwerksgesellen, 
kleinen  Handwerksmeister  und  Beamten  der 


untersten  Stufen.     Es  waren  meist  schlii 
fromme  Mensehen,  die  mit  dem  bescheidenen 
Auskommen,  das  sie  hatten,  zufrieden  waren 
dies    sieh    durch    treue  Arbeit    erhalten   und 
vor  den  heraufziehenden  politischen,  sozialen 
und     religiösen     Problemen     Buhe     j 
wellten.      Ihren    Erbfeind    glaubten    sie    in 
der  katholischen  Kirche   zu  sehen.     Ausser 
diesem   Gros  zählten  und  zählen  die  Vereine 
Doch    hellte    .stets  eine   mehr  oder  weniger 
grosse    Anzahl    von    grossen    Arbeitgebern 
höheren  Beamten,  Oberlehrern  und  Anderen 
zu    ihren    Ehrenmitgliedern.      Diese    unter- 
stützen sie  materiell  oft  nicht  unbedeutend, 
verwenden  sich  in  einzelnen  Fällen  für  ihre 
stellenlosen  Mitglieder  und  halten  ihnen  an 
ihren    Versammlungsabenden     vielfach    die 
Vorträge.     Je  nach  den  zufälligen  Interessen 
dieser  Herren  werden  die  Themata  gewählt 
Religiöse  Themata  sind  dabei  zahlreich  ver- 
treten.    »Auch   die   brennenden  Fragen  der 
Gegenwart    sind   nicht  von  der  Behandlung 
ausgeschlossen,  doch  empfiehlt  es  sich,  nicht 
ins   einzelne   gehende  Forderungen   sozialer 
Natur,   sondern  nur  die  rechten  Motive  zur 
Gestaltung   der  Dinge   auf   diesem  Gebiete 
zu     vertreten«     (Deutelmoser).       Besonders 
glänzend   feiern   die  Vereine   das  Stiftungs- 
und Verbandsfest,  sowie  die  vaterländischen 
Gedenktage,  durch  Festzüge,  Gottesdienste, 
Festversammlungen.     Bibliotheken    besitzen 
die  meisten,    mit  Büchern   von   vorwiegend 
erbaulichem  Inhalte.    Soweit  Göhre. 

3.  Die  Zeit  von  1888  bis  zum  Jahre 
1893.  Hatte  bis  dahin  die  evangelische 
Arbeitervereinssache  wesentlich  im  Rheinland 
und  in  Westfalen  gezündet,  so  sprang  von 
nun  an  der  Funken  auf  andere  Gebiete 
Deutschlands  über.  Mit  der  Hilfe  von  Geist- 
lichen, Lehrern,  Regierungsbeamten  und  mit 
der  moralischen  Förderung  der  Kirchenbe- 
hörden erstanden  in  allen  Teilen  des  Deut- 
schen Reiches  evangelische  Arbeitervereine. 
Die  sozialen  Werken  günstige  Stimmung 
der  Jahre  um  1890  herum  begünstigte  ihr 
Wachstum ;  in  der  Gründung  eines  Arbeiter- 
vereines bot  sich  dem  sozial  angeregten 
Pfarrer  die  erste  Handhabe  zu  sozialer  Ar- 
beit.    So  nehmen  die  Vereine  schnell  zu : 

1889  waren   20000  Mitglieder  in    70  Vereinen 

1890  ,.  40000  „  „  110  „ 

1891  „  63000  „  „  220  ., 
1893  ,.  73000  „  230 
1896  „  80000  „  "  350  „ 

Eine  neuere  Gesamtstatistik  fehlt  zur 
Zeit.  Nach  dem  letzten  Verbandsberichte 
über  die  evangelische  Arbeitervereinssache 
vom  18.  April  1900  gehören  dem  Gesamt- 
verbande in  Deutschland  386  Vereine  mit 
79750  Mitgliedern  an.  Dazu  würden  also 
noch  die  nicht  im  Gesamtverband  befind- 
lichen  Arbeitervereine   in   Bayern   und   an 
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mderen  Orten    mit    etwa  6000  Mitgliedern 
tlmen    so   das*   man  die  Gesamtzahl 

Skr    der    Evangelischen    Arbeiterver- 
ein? auf  etwa  S6 «*  kann 

Die  einzelnen    Vereine  haben   sieh    mit 
e„  Ausnahmen  zu  Provinzialverb; 
^geschlossen  und  diese  wiede, 
Gesamtverband  evangeh 

g^tnzialverbände  sind    nach    dem 
Bericht  von  1900:  ^.^      mtg]ie&v 

1.  der  altpreussische  12  *  g* 

2.  der  westpreussische  »  +o 
;;   der  nordostdeuts                w               **  g 

4.  der  schlesische  &  -Qoo 

5.  der  sächsische  go  4 

6.  der  mitteldeutsche  22  4*»° 
7   der  kurhessische      _  o                  ■« 

8.  derschleswig-holsteinschel2  i5o5 

9.  der  badische  |1  f6°! 

10.  der  rheinpfälzische  28  4^ 

11.  der  württembergische       4o  o4o 
12   derrheinisch-westfalischeljfc  ooooo 
13.  der  mittelrheinische           }>  -f^ 
H.  das  Saargehiet                   -4  * 

Dazu  kommen 
15.  die  Berliner  Vereine  *  ----- 

Dem  Gesamtverband  ganz  fern  stehen 
die  bayerischen  Vereine,  die  wohl  eine  mein 
Sauüche  Eigenart  wie  die  Evangelischen 
Männervereine  haben,  und  zum  Teil  aus 
J  in  lokalen  und  persönlichen  Gründen  hin 
lud  wieder  einzeli  \  itervereme.  wie 
der  in  Braunsberg,  Eagnit  u.  a. 

Die   Verbindung    der   Vereine    unterein- 
ander wird  ausser  durch  Delegiertensitznn- 
gn    Yerbandsfeste  u.   ähnl.    h» 
durch  die  Presse  der  Arbeitervereine  befolgt. 
Erta    Evangelischen    Arbeiterboten 
I  »rgan  des  rheinisch-westfälischen J  eriiandes 
Uni  Anzeigenblatt  des  Gesamtverband 
scheinen   folgende    Zeitungen:    Sachasenes 
S^chelArbeiterblatt^den)  Hessen^ 

Nassauischer    Volksbote     jrrankiui  t  .     da 
Evangelische    Arbeiterverein    (Berlin!.     Ai- 
teiterbnnd  (fe  Schleswig-Holstein Wjmds- 
bekl   Württembergisch-badische  Arbeiterzei 
S    Der  Arbeiter   (für  Schlesien).     Emge- 
len    sind    nach    kurzem    Bestand    die 
Christlich- soziale    Volkszeitung    in    Erfurt, 
der    altpreussische    Arbeiterbote    und    der 
Nord-Ostdeutsche  Arbeiterfreund  in  Kiel 
"     Mit    dieser   äusseren    Entwicklung    der 
Evangelischen     Arbeitervereine     ging    eine  , 
tnTrf  Hand   in   Hand.     Der   konfessionelle 
Gegensatz     gegen    den    Katholizismus    trat 
tarnet  mehr  zurück,   der  Gegensatz   gegen 
die   Sozialdemokratie  immer  energischer  m 
den    Vordergrund.     Man    lehnte    jede   Be- 
ziehung   zu   den    Bestrebungen   der    rater- 
Stosen.  internationalen.  So^demotoüe 
ab,    man  protestierte  gegen  ihre  ^terneh- 
mungen.  man  verwarf  mit  Entrüstung  alles, 


«udwie  mit  ihr  zusammenhing. 

dabei  konnte  man  naturg< 

.      Notwendig    musste    sui 
die    Entwickel 

|    i  lernngen 

Jede  B 

e    den  Wunsch    nach   E< 

::         den    verstärken     Zu  einem 
amm    zu   einer   einheithchenlbrmu- 
sozialer    Gedanken    und    Wim 
kam  et  freilich  m 
Inhalt  der  kaiserlichen  B 

triearbeiter,    die    konservativen    Hand- 
wkerordnungen     für     die    Mitgl 
Handwerkerkreisen  und  war  danebene 
milden   Antisemitismus   nicht   imzi 
\uf  diese  Weise   wurden  die  ehemals 

mell-religiösen  Arbeiten  i  reli- 

orialen  Vereinen,  die   ib  gliche 

|        Sung    nicht    mehr    so   sehr  im  Kampf 
S  Gegensatz    zu    katholisch-sozialen 
Ye^in^n,  sondern  im  Kampf  nndn 
■sat7  ,.     -        demokraüe  fanden.    Der  Geist 
m   den  Vereinen,    der  an  ei 
Versöhnung    der   Arbeiter   und  Arbeitf 
'langte   „nd   das    Bewusstsein,   Arbeiter  zu 
lein    und    Arbeiterinteressen     vertreten    zu 
müssen    nicht  aufkommen  hess. 

'  Mehrzahl    der    Vereine    ausserhalb 
des    Rheinlands    und    Westfalens    machten 


Kheinianus    uuu    „oo.™—     4„f<,ahp 
diese   Entwickelung    zur    sozialen    Auf 
Mn  von  vorn  herein  schneller  durch.    In  den 
Sist  rein    protestantischen   Gegenden    fiel 
I    .'  LnfessiUe   Gegensät zliehhert    ge; 
den  Katholizismus  von  selbst  fort,  und  man 
fieo-te  allein   den  Gegensatz  gegen  die  So- 
zSldemokraüe.    Die  Mitglieder  dieser  Ver- 
eSrwar^in  ihrer  Mehrheit  .wirkl^^x- 
beiter     Mitglieder    der    um    ihre    Existenz 
H rufend -n    Bevölkerungsklasse,,  die    sich 
SSr  der   Beschäftigung   mit  sozialen 
Pi-oblemen  zuwandten.  Neben  die  Pflege 
leSnen   religiösen  Bedürfnisse  trat  also  so- 
Sh    und  erständlich    als    gleich- 

wfchti^Anfg  Beteiligung  an  den  so- 

ziae    Kämpfen  der  Zeit  und  die  \  orbereitung 
auf    Ä Kämpfe.     Auch   die   Führer   bei 
diesen  Bestrebungen  und  in  diesen  Vereinen 
andere    als   die   der  allenjem* 
westfälischen  Art.    Es   waren   freilich  aucn 
Lmeist  Theologen,   aber  von moderne r  A  t 
und    einer    iüngeren   Generation  angenong, 
tfe  in    hrVr  Studienzeit  nationalökonomische 
tri"    ■-    '    ^ört,  die  sozial und  «£ 
demokratische     Litteratur       mhei      hatten. 
die  mit  starken  Sozialpolitik  tien  jsei 
a   auch  soziale  Kenntnisse  verbandem 

F^tÄgte"dX^behaS"Se 

sa  ?#S 

als  deren  Hanptvertreter  Friedrich  Naumann 
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damals  noch  Vereinsgeistlicher  in  Frankfurt 
a.  AI.,  zu  nennen  ist,  mit  der  älteren  unter 
der  Führung  von  Pfarrer  Lic.  Weher  in 
München  l  h  in  ernsthafte  Differenzen 

musste.    Die  konservative  Richtung 
älteren  Vereine  trat  in  einen  sc! 
nsatz    zu  der  entschieden  evangelisi  h- 
ilen    Richtung   der   jüngeren.     Die   im 
L892   fast   unvermeidlich  scheinende 
hing   wurde  aber   beigelegt    durch   die 
Annahme  eines  Kompromissprogrammi 
den  Titel  tragt:    Grundlinien  für  ein  evan- 
gelisch-soziales   Programm    als    Anhalt    für 
Vorträge    und   Diskussionen    in    den   Evan- 
gelischen  Arbeitervereinen.     Es   zerfällt   in 
zwei  Teil...  einen  theoretischen,  principiellen 
r.n.l   einen  praktischen,   der  wesentlich  die 
Grundsätze  des  alten  Gelsenkirchener  Statuts 
etwas  erweitert  wiedergiebt. 
Der  theoretische  Teil  lautet: 
Wir  stehen   auf  dem  Grunde  des  evange- 
lischen Christentums.     Wir  bekämpfen  darum 
die   materialistische    Weltanschauung,    wie  sie 
sowohl   zu  den   Ausgangspunkten    als   zu   den 
Agitationsmitteln   der  .Sozialdemokratie   gehört 
aber  au.-h  die  Ansicht,   dass  das  Christentum 
es    ausschliesslich    mit    dem    Jenseits    zu    thun 
habe.     Das  Ziel  unserer  Arbeit  ist  vielmehr  die 
Entfaltung   seiner    welterneuernden    Kräfte    in 
dem    Wirtschaftsleben    der    Gegenwart.      Wir 
Ml11'    der    '  eberzeiigung.    dass    dieses  Ziel  nicht 
schon  erreicht  werden  kann  durch  eine  nur  zu- 
fälhge  Verknüpfung   von  allerhand  christlichen 
und    sozialen   Gedanken,    sondern    allein    durch 
eine  organische,   geschichtlich   vermittelte  Um- 
gestaltung- unserer  Verhältnisse  gemäss  den  im 
Evangelium    enthaltenen    und    daraus   zu   ent- 
wickelnden sittlichen  Ideeen.     In  diesen  linden 
wir    auch    den   unverrückbaren  Massstab  rück- 
haltloser  Kritik     an    den   heutigen    Zustanden 
wie  kraftvolle  Handhaben,  um  bestimmte  Neu- 
organisationen   im    wirtschaftlichen    Leben    zu 
fordern.     \\  ir  werden  danach  streben,  dass  diese 
Organisationen  bei  ihrer  Durchführung  in  glei- 
chem   .Masse     sittlich    erzieherisch   wirken  "wie 
technisch   leistungsfähig   und   für  alle  Beteilig- 
ten nach  dem  Masse  ihrer  Leistung  wirtschaft- 
lich rentabel   sind.     Wir   vermeiden  es,   unsere 
Forderungen  aus  irgend  einer  einzelnen  national- 
ökonomischen    Theorie     herzuleiten.      Dagegen 
erkennen  wir  eine  unserer  Hauptaufgaben  darin 
unsere    Freunde    vollständig    und    vorurteilslos 
über  die  schwebenden  wirtschaftlich -n  Probleme 
aufzuklären.    Insbesondere  erblicken  wir  in  der 
wachsenden     Koncentration     des    Kapitals    in 
wenigen    Bänden   einen   schweren    wirtschaftli- 
chen Debelstand;  wir  fordern  daher  vom  Stielte. 
dass    er    dieselbe    nicht    befördere,    sondern  ihr 
auf   alle  gesetzliche  Weise  fauch  auf  dem   Wege 

der  Steuergesetzgebung)  entgegenwirke.  Dnsre 
Forderungen  werden  wir  formulieren  von  Fall 
zu  Fall  nach  dem  Masse  der  wachsenden  wissen- 
schaftlichen Erkenntnis  des  Wirtschaftslebens, 
/-ur  Zeit  stellen  wir  im  einzelnen  folgende  auf: 

I.   Für  den  Grossbetrieb. 
Wir  erkennen   die  hauptsächlich   durch  die 
Fortschritte  der  Technik  hervorgerufene  Gross- 


industrie  als  wirtschaftliche  Notwendigkeit  an 
halten  es  aber  für  unsere  Pflicht,  die  im  Giws- 
betneb  beschäftigten  Arbeiter  im  Streben  na 
Erhöhung  und  Veredelung  ihrer  Lebenshaltung 
nach  grösserer  ökonomischer  Sicherheit  und 
nach  Schutz  ihrer  persönlichen  Güter  in  beben 
und  Gesundheit,  Sittlichkeit  und  Familienlebed 
zu  unterstützen. 

Als  Stärkungsmittel   sehen   wir  an  ■ 

1.  die  bisherige  staatliche  Arbeiterversichft 
rung.  deren  Vereinfachung  und  Ausdeffi 
nung  auf  Witwen  und  Waisen  wir 
wünschen  ; 

2.  die  bisherige  staatliche  Arbeiterschutz- 
gesetzgebung, deren  Ausgestaltung  wir 
fordern  m  Bezug  auf: 

a)  angemessene"  Kürzung  der  Arbeits- 
zeit, 

b)  Einführung  einer  Sonntagsruhe  von 
mindestens  36  Stunden, 

c)  gesunde  Arbeitsräume, 

di  Einschränkung  aller  dem  Familien- 
leben, der  Gesundheit  und  Sittlich- 
keit schädlichen  Frauen-  und  Kinder- 
arbeit, 

e)  Verbot  der  Nachtarbeit,  ausser  für 
solche  Industriezweige,  die  ihrer  Na- 
tur nach  oder  aus  Gründen  der  öffent- 
lichen \\  ohlfahrt  fortlaufenden  Betrieb 
notig  macheu; 

3.  die  Einführung  obligatorischer  Fachge- 
nossenschaften, beziehungsweise  gesetzlich 
anerkannter  Gewerkschaften; 

4.  die  Sicherung  des  vollen  Koalitionsrechtes 
der  Arbeiter; 

5.  die  Einfühlung  von  Arbeitervertretungen 
oder  Aeltestenkollegien  in  den  einzelnen 
Fabriken; 

6.  die  Umgestaltung  der  Staatsbetriebe  in 
Musterbetriebe  in  besonders  arbeiter- 
freundlichem Sinne  bei  Gewährleistung 
der  vollen  persönlichen  Freiheit  der  Ar- 
beiter und  Angestellten. 

II.  Für  den  Kleinbetrieb  sowie  Handel 
und  Gewerbe. 
Wir  sind  nicht  der  Meinung,  dass  der  ge- 
samte Kleinbetrieb  dem  Untergange  verfallen 
ist.  Wir  treten  daher  für  ihu  ein.  soweit  er 
sich  durch  Ansätze  energischer  Selbsthilfe  als 
lebensfähig  erweist.     Wir  fordern: 

1.  für  das  Handwerk  die  Einführung  einer 
korporativen  Organisation  sowie  die  Be- 
gründung und  Förderung  genossenschaft- 
licher Vereinigungen  : 

2.  für  den  redlichen  Handel  und  Gewerbe- 
betrieb Schutz  durch  Beschränkung  und 
Beaufsichtigung  des  Hausierhandels  und 
der  Abzahlungsgeschäfte  sowie  durch 
Beseitigung  der  Wanderlager  und  Schleu- 
derbazare ; 

3.  eine  Börsenordnung,  durch  die  alle  Börsen- 
geschäfte soweit,  als  möglich  wirksamer 
staatlicher  Aufsicht  unterstellt  werden 
und  durch  die  besonders  dem  Missbrauch 
der  Zeitgeschäfte  als  Spielgeschäfte,  na- 
mentlich in  den  für  die  Volkseniährung 
wichtigen  Artikeln,  entgegengetreten  wird! 

Als    nächste    und    dringendste    Aufgabe 
der  Arbeitervereine    wurde   die  gründliche 
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EJürchberatung    und    Besprechung    dei   ein- 

.■,;,....    pr0gramnie?   in   Uis- 
ru,ende»    I  '■   damit  |edes  Mit- 

„    Fialen    Fordern, 
und   Zukunftsperspektiven    vertraul    m 

T'Die  zeit  von  1893  bis  zur  Gegen- 
wart UilOl).  Hatte  man  auf  beiden  baten 
SKs  Programm  von  1893  nur  als  einen 
vorläufigen  Koi   |  betrachtet,  von  dem 

Ses°elbst  im  Jahre  1896  noch  seh 

,..      Das  Programm    ist   nichts  weit  i 

,    dag   jeder  der  beiden  Geschaftsted- 
Kr    noch   benutzt    so    oft   es   .lim  ja, > 
aber   machen  beide  ihre  Geschäfte  in 
Sache,   auf  eigene  Faust  und  Rech- 
*-  ,.  sieh  die  bindende  Kraft  des 

Sozial,  -    in    den    Evangeh 

Arbeitervereinen  dennoch   besser  bewahren, 
*  man  im  Jahre  1S93  hoffen  konnte     Zu- 
nächst zwar  entwickelte  sich  seit  der  Grun.- 
Sungder     Hilfe    im  Jahre  1896  die  Rich- 
tlm,     der     jüngeren     Evangelisch -Sozialen 
Causam  zur  national-sozialen  Partei  fand  in 
national-sozialen  Verein  den  Platz  fui 
ihre   politische  Wirksamkeit   und   wui 
zum    Teil    aus     dein    Arbeiter* 
ausgeschaltet.    Blieb  auch  noch  ein  innerer 
Zusammenhang     gewahrt,     blieb    Naumann 
au.-h    noch   im   Ausschuss    des  Gesamtver- 
bandes, so  war  doch  das  Hauptinteresse  von 
nun    an    das   politische  geworden,    das  sich 
im  Schaffen  einer  eigenen  Organisation  und 
in  der  Beteiligung  an  den  Reichstagswahlen 
kundgab.     Schieden  so  die  markantesten  \  er- 
treterder   Jungen,    aus  dem  unmittelbaren 
Wirken  für  die  Arbeitervereine  aus,  so  trat 
a„f  der  anderen  Seite  mit  dem  Nachlassen 
der    sozialen    Begeisterung    von    1890    eint 
bis  dahin  im  Verborgenen  gebliebene  natio- 
nalhberale  Führerschaft,  vertr,  top      ■mehrn- 
Uch     durch     den     Reichstagsabgeo, 
Franken,  in  den  rheinisch-westfälischen  \  er- 
einen     hervor,     die     sogenannte    Bochumer 
Richtung,  die   alle   soziahetormerischen  Be- 
strebungen,   soweit    sie    übei    blosse  Unter- 
stützungszwecke  hinausgehen,  fernhielt  und 
nun  "A  rellf°se 


dauern,    ist 

die   ihrer  Li    ■>■-   harrt 

■■  die  Pflicht   I 
sich  zusammen  sen,   um    - 


Aufgabe  vor  allem  betonte.     Seit  dem  Jahre 
1896   sind   darum   beide  soziale  Richtungen] 
(Weber    und    Naumann)    im   Kampf 
diese     dritte     unsoziale     zusami 
worden;  vor  der  Notwendigkeit  des  Kampfes 
um    die    eigene    Existenz    haben    die    alten 
Gegensätze  der     Alten     und    »Jung 

Ixen  müssen.     Auch  ein  anderer  gei 
samer  Feind,   Freiherr    von  Stumm    hat   zu 
diesem    Effekt    nicht    unwesentlich    beige- 

Ua^eben   den   die  soziale  Au  r  Ar- 

beitervereine  überhaupt   betreffenden  Diffe- 
renzen,  die  noch  bis  in  unsere  Tage  hinein 


iicn    ziisaitniieii/.uM-iiut„'-.i.     - 

.m  Kampf  für  die  A 

zusammenzustehen.      Die    Frage     ist     nun, 
r  Organisation    sich    die  evangeli- 
schen Arbeiter  anschliessen  sollen.  Dai 

di      Ln 
v  .  ■     sind  möglich:  1.  man  gründ 
elischeGewi  rks  I  aften;2.mai 
sich    mit    den     katholischen    Arbeitern     zu 
christlichen   Gewerkschaften    zusan  d 
man  tritt  unbeschadet  der  eigenen 
und    politischen    üeberzeugung    in    die 

iden  Hirsch-Dunkerschen   od 
demokratischen    Gewerkschaften    ein.      Die 
Gründung     eigener    Gewerkschaften     wird 
heute    wohl  von  niemandem  mehr  ernstlich 
empfohlen.      Den     zweiten    Weg    ist    mau 
z    B    in  Frankfurt  gegangen,   wo  der  hvau- 
,e  Arbeiterverein  mit  katholischen  \  er- 
emen    zusammen    eine  Christliche  Gewerk- 
schaft gegründet  hat,    mit  welchem  Erfolge 
steht  noch  dahin.     Naumann  und  der  Kreis 
der   krbeitervereinsleiter,    der   sich  ihm  an- 
sehliesst,   ist    immer  energisch  für  den  An- 
schluss   an  bestehende  Gewerkschaften  ein- 
getreten,   schon  um  eine  Zersplitterung  d-r 
Irl  dter    zu    vermeiden.      Eine    besondere 
Schwierigkeit   hat    diese  Angelegenheit 
durch,  dlss  die  offiziell  als  neutaal  bezeich- 
neten     Gewerkschaften,     sieh    tliatsachl  cli 
völlig  im  sozialdemokratischen  raiir- 
waSser  befinden.     Ihnen  sich  ohne  weiteres 
anzuschliessen  wird  daher  von  keinem  Ver- 
,.     Am  ablehnendsten  steht 
derrhemisch-westfähscheyerbandderganzen 
rkschaftsfrage  gegenüber    InSchle 
achsen   empfiehlt  man  den  Eint  ritt  in 
die  Hirsch-Dunkerschen  Vereine;  weith 
1  ist  man  in  Berlin,  wo  man  jeden  ehristb 
Arbeiter   verpflichten   will,    sich   derjenigen 
Organisation   seines  Bernfes  anzuschliessen, 
Lne  wirtschaftlichen  Interessen  mann- 
haft vertritt,  sofern  sie  nur  nicht  statuxa- 
risch   im   prineipiellen  Gegensatz  zu  dem 
des l  Evangelisch  «eins 

steht.     Diese  Auffassung  entspricht  im  we 
sentiiehen  der  Naumanns,  der  au t  -kn   \er 
bandstage  in  Dresden    folgende  Resolution 
einbrachte :  . 

,  Die  evangelischen  Arbeitervereine  wahren 
Irren  religiösen  und  patriotischen l  Cha- 
rakter in  Teder  Hinsicht  und  sind  darum 

vereinten      Ihre   praktische    That ._ 
ueÄeto  auf  dem  Gebiet  der  Gen 
schaft  als  auf  dem  der  Gewerkschaft 
b)  Da  aber  die  Evangelischer lAA» 
mehr    seihst    Gewerkschaften    in, 
Leben    rufen    können,     haben    sie    die 


; 
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dringende   Pflicht,    ihre   Mitglieder    zur 
Teilnahme    an    Gewerkschaftsverbänden 
anzuhalten,  damit  nicht  durch  die  Evan- 
ächen    Arbeitervereine    der   Gesamt- 
-  hritt  der  Arbeiterbewegung  irgend- 
wie gehemmt  werde. 
c   Es  wird  nötig  sein,   dass  die  einzelnen 
Evangelischen  Arbeitervereine  sich  nach 
lokalen    Erwägungen    darüber    schlüssig 
machen,  welcher  Art  von  Gewerkschaften 
Gewerkvereinen  sie  ihre  Mitgliedei 
zuführen    wellen.      Jedenfalls    empfiehlt 
sich  gemeinsamer  Eintritt  der  christlichen 
Ber,ü-_    m  3Si  n  eines  Ortes. 
■1    Bei  dii  ser  Bi  ä<  hlussfassung  darf  nii    ms 
dem    Ani;e    verloren    werden,    dass   die 
Herstellung  allumfassender  unpolitischer 
und  unkonfessioneller  Berufsverbände  das 
letzte   Ziel   ist.      Verbände,   die    diesem 
Ziele  offen  zustreben,  haben  den  Vorzug. 
Der  Verbandstag  in  Speyer  am  30.  und 
31  Mai  190]  hat  für  beide  Streitpunkte  — 
ibJ  für  die  Präge  der  sozialen  Richtung 
wie  für  die  Gewerkschaftsfrage  —  einen  ge- 
wissen Abschluss  gebracht.   Bei  der  Wahl  der 
Mitglieder  des  Gesamtai  -  derEvan- 

ächen  Arbeitervereine  wurde  Naumann 
-•wählt  und  Franken  nicht  gewählt:  die 
angelx  itene  Ehrenmitgliedschaft  nahm  dieser 
nicht  an.  So  hat  sieh  die  Mehrheit  der 
Arbeitervereine  im  ganzen  für  die  Richtung 
Naumanns  und  gegen  die  Auffassung  der 
rheinisch-westfälischen  Vereine  entsehi 
Am  zweiten  Verhandlungstage  wurden  in 
I  rewerkschaftsfrage  nach  langen,  erregten 
\  erhandlungen,  die  die  Sezession  der  meisten 
Vertreter    der      Bochumer    Richtung,     zur 

Thesen   einstimmig 
lomraen  : 

1.  Die  Deleüiertenversammlnno-  erkennt  die 
Notwendigkeit  der  beruflichen  Organisation  der 
Arbeiter  an. 

-'.  Es  ist  nicht  Aufgabe  der  Evangelischen 
Arbeitervereine,  berufliche  Organisationen  (Ge- 
werks  |  ,,,,,  ,.  ,.,;.  r  ,,.u.  den 

gewi  i  heu  Kampf  selbst  zu  führen. 

Mitglied  kann  irgend  einer  Berufs- 
oisation,   möglichst   unter  Ausschluss    sta- 
tutarisch  oder    principiell  parteipoütischer  Ge- 
werkschaften nach  eigener  Wahl  beitreten. 

!.  Den  Mitgliedern  der  Evangelischen  Ar- 
beitervereine wird  dringend  empfohlen,  sich  ge- 
werkschaftlich  zu  orj 

rkschaft,    sonst   aber 
i  atralisierung  zu  wirken. 
5.  Jiu  übrigen  ist  die  ganze  Frage  in  jedem 
\  crem  von  Fall  zu  Fall,  sobald  dieselbe  hrennend 
wird,  zu  erledig 

Üb   die    Spaltung    in    Sp<      i         Igiltige 
l"-  !"  •''■  ;enblicklich 

äagen ;   Weber  stefrl  zum  Ganzen  und 
wird  thun.  die  rheimsch-westfäli- 

e  beim  Verbände  zu  halten. 
["  der  ganz»  ang  dar!  man  wohl 

fahl  ine  langsamere  Aus- 
bin und  wi.-d.T  eine-n  Stillstand 
a.      Die    Zahlen    der    Mitglieder 


wachsen  nicht  mehr  so  schnell,  wie  vor  15 
Jahren.      Unablässige    Arbeit    und   tüchtige 
Erfolge  zeigen  sich  in  der  praktisch-sozialen 
Arbeit    der    Vereine.     Wir   finden    vi 
Hau-  und  Wohnungsgenossenschaften,  selbsl 
in   kleinen    und  kleinsten  Orten,   Fachabtei- 
lungen,    Kassen     für    Krankheits-.    Ar 
losigkeits-  und  Sterbefälle,  Notstand skassen, 
Kassen    zum    gemeinsamen    Kohleneinkauf. 
Konsumvereinigungen,     Reise-    und    Unter- 
stützungskassen, Sparkassen.    Es  sind  Kurse 
eingerichtet  für  Buchführung,  Unterricht  im 
Deutschen    und    in    der    Stenographie.      OS 
giebf    Rechtsschutzstellen     und    Arbeitsvern 
mittelungssteilen.     Hier  und  da  wohnen  die 
Vereine  in  eigenen  Häusern.    In  Westfalen 
hat  sich   dem   Feierabendhaus   für  Arbeite! 
und  Arbeiterinnen  eine  grosse  Verbandsan-i 
stalt  in  Volmarstein  zugesellt.    Die  Vereine 
beteiligen    sich    an    lokal-politischen    Unter- 
nehmungen, wie  Gewerbegerichtswahlen,  au 
der  Sonntagsruhebewegung  zum   Teil   recht 
lebhaft  und  nicht  immer  ohne  Erfolg.  Freilich 
hindert   oft   ihre  Zusammensetzung  ein  ein- 
heitliches Vorgehen.    Es  giebt  keine  neuere 
Statistik,  die  die  -Mitglieder  des  Gesamtver- 
bandes  nach  den  Berufen  gliederte:  nur  aus 
dem    Mittelrheinischen  Verbände   mit   2498 
Mitgliedern   ist   durch  eine  Umfrage  festge- 
stellt worden,  dass  ihrem  Berufe  nach  ange- 
hörten 


dem  Arbeiterstand 
dem  Handwerkerstand 

anderen  Stauden 


633  =  25% 

56S  =  24"  „. 


Diese  Zahlen,  die  natürlich  in  jedem  Ver- 
bände verschieden  sind,  beweisen  jedenfalls 
soviel,  _  dass  die  Evangelischen  Arbeiterver- 
eine nicht  ohne  weiteres  als  eine  reine  Ar- 
beiterorganisation betrachtet  werden  und 
nicht  mit  Arbeiterberufsvereinen  gleichge- 
setzt werden  dürfen.  Ihre  Zukunft  liegt 
wohl  in  der  genossenschaftlichen  Thätigkeit. 
Di  i  zu  organisieren,  durch  ein  geschultes 
Centralbureau  und  praktische  Agenten  fach- 
männisch zu  betreiben,  das  dürfte  die  rich- 
tige Aufgabe  der  Evangelischen  Arbeiterver- 
eine sein.  ■ — 

Litteratur:     Deutelmoser,    Die    evangelischen 
Arbeitervereine    in    Westfalen,    Magdeburg 
-   Verselbe,   Di<   evangelischen  Arbeitervereine 
in    Rheinland    in     Westfalen,    zweite    vermehrte 
Aufl.,  Iggo,  ebd.  —  Sopj),    Die  Bedeutung  und 
die  Aufgaben    der  evangelischen  Arbeitervereine, 
1887.    -  -    Weber.    Die    evangelischen 
Arbeitervereine,     ihre    Bedeutung    und    weitere 
Ausgestaltung.      Bericht    des    ersten     Bvang.-soi 
n    Kongresses,    Berlin    1890.    —    Lorenz, 
Bandbuch  für  evangelische  Arbeitervereine,  Leip- 
1892.    —    Göhre,    Die    evangelisch-sosiali 
Bewegung,  ihre  Geschichte  und  ihn  Ziele,  Leip- 
fr.    u.   Grunow  1896.  —Derselbe  m   de\ 

H     divörtei '     über:  Di n- 

'   "      Arbeitervereine.  —  Kulemann,     Die 
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rktchaftsbcwegung,    Jena,  G.   Fueher,      '00 

,:      ,„,,  für  die  neuere  Geschichü    der  evan- 
,;,,„    Wbeiterrereine  findet  sich    -.uganglicher 

ergiebiger    d Jen   üben  ^«»"te"f£ 

,  n  inMättern  passattm  <"  derHUje,  ifijojj. 


Volkskrankheiten. 


Dieser    Artikel    wird 
gftnzungsbande  erscheinen. 


im 


iritten    Er- 


Volksvermögen 

s,  Verteilung  oben  S.  464ff. 


Volkswirtschaft,  Volkswirtschafts- 
lehre und  -methode. 

1.  Die  Volkswirtschaft.    2.  Die  Volkswirt- 
schaftslehre.   3.  Wesen  der  Methode .^haupt 
4   Die  Regelsammlungen  und  Religionssystem. 
,D    Ufänge    aller    sozialen   V  issenschatt.     5. 
Sie  Moralfysteme.     6.  Die  Systeme  oder  aUge 
meinen  Theorieen  über  Staat.  Recht  und  Volks 
Wirtschaft.     7.  Die  Beobachtung  und  Beschrei- 
bung im  allgemeinen.     8.  Die  statistische  Me- 
ffe  und  die  Endeten.    9    Die  Geschic >te  und 
äie  historische    Methode.     10.  Die  Namen  und 
Begriffe;  die  Klassifikation.     11.  Die  fachen. 
12   Die  induktive   und   die   deduktive  Methode. 
13.  Die  Regelmässigkeiten  und  die  Gesetze. 


Wenn  in   einem    Handwörterbuche    von 
500   Bogen    Umfang,    das    zu    yier   Fünftel 
volkswirtschaftliche    Specialartikel    enthalt, 
dir    Volkswirtschaft    und    ihre   Lehre   noch 
in"  einem    besonderen    Artikel    ab-ehaudeit 
werden    soll,    so    wäre   es  sicherlich  la  s.u. 
hier  nochmals   einen   komprimierten   Abnss 
der   Volkswirtschaftslehre    zu  geben.     Man 
kann    nach   meiner  Ansieht,   abgesehen  von 
einigen  einleitenden  und  princrpiellen   Wor- 
ten über   das  Wesen  der    Volkswirtschaft, 
nur  zweierlei  beabsichtigen :    entweder  man 
schildert,   wie    historisch    der    Begriff    der 
Volkswirtschaft  und  eine  besondere  Wissen- 
schaft der  Volkswirtschaftslehre  entstanden 
sei    und    wie    daran    sich    eine   Reihe   ver- 
schiedener    Auffassungen    und     Theorieen, 
Schulen     und     Richtungen     geknüpft     hat, 
es   ist    die  litteraturgeschichtiiche    Benana- 
lung  des   Gegenstandes;    oder   man    knüpft 
m  die  Begriffe  der  Volkswirtschalt  und  der 
Volkswirtschaftslehre  die  methodologischen 
Fragen  an  und  sucht  von  diesem  Standpunkte 
ans  das  Wesen  der  volkswirtschaftlichen  Er- 
scheinungen und  der  Theorieen  näher  zu  er- 
gründen. In  Uebereinstimmung  mit  den  Her 
ausgebern  wähle  ich  den  letzteren  V,  eg,  zumal 


!„.  Litteraturgeschichte  in  dem  Handwörter- 
buche schon  sehr  ausgiebig  durch  Separat- 
artikel  behandell  ist  und  der  von  mir  ur- 
3prünglich  allein  übernommene  Artikel  ubei 
historische  Methode  d<  c  Volkswirtschaft 
!,.)„,,  oben  aus  hier  nicht  weiter  zu  erörtern- 
den Gründen  ausfiel. 

1    Die   Volkswirtschaft.      Fragen  wir 
zuerst      was    wir    unier    Wirtschaft     und 
Volks-wirtschaft     verstehen.       Der    erstere 
Begriff    ist    sehr    viel    älter  als  der  letztere. 
Seit  den  griechischen  Philosophen  die  Haus- 
wirtschaft   der   Familie,    der   daneben    sich 
entwickelnde  Tausch-  und  Geldverkehr  und 
die    Wirtschaft    der    Gemeinden    als    ei 
tümliche  und  einer  besonderen  Betrachtung 
würdige  Gegenstände  erschienen,  haben  d 
von   ihnen   beeinflussten   Kulturvolker    die 
einschlagen  Fragen  unter  dem  Namen  der 
vrötschaftlichen  oder  ökonomischen   zusam- 
mengefasst  und  von  anderen  unterschieden. 
Der  Haushalt  und  der  Erwerb  der    Familie 
und   der   Stadtgemeinde    stand    im    Mittel- 
punkte der  Vorstellungen,  die  man  als  wirt- 
schaftliche    aussonderte.      Das     technische 
Handeln  der  Menschen  für  ihre  Ernährung 
Bekleidung,    Behausung    wurde    dabei    mit 
gedacht,  aber  trat  doch  in  den  Hintergrund 
iegenüber    der    sozialen    Ordnung    dieser 
Handlungen    durch    Haus    und     Gemeinde. 
Markt  und  Verkehr.    Soweit  uns  aus  alteren 
Zeiten   eine    Ueberlieferung  wirtschaftlich,  i 
Erörterungen  erhalten  ist,  beziehen  sie  sieh 
Smorafiche  und  poMsche  Betrachtungen 

des   Wirtschaft  liehen    Handelns.      Auch   das 
deutsche    Wort   Wirt,    Wirtschaft   bedeutet 
,  IVtec  Linie  den  Haushalt,   wie   die   Oe- 
konomie  von  oTkos  =  Haus  herstammt,  der 
Wirt   ist   der  Hauswirt,   der   Landwirt    de; 
Gastwirt.     Die  Wirtschaft  können  wir  defi- 
,;,,,,  als  den  Inbegriff  oder  geschlossenen 
S  von  Veranstaltungen  und  Beziehungen 
den   eine    oder    mehrere    zusammenlebende 
Personen    durch   ihre   Arbeit,   ihre   Ein w  n 
kung  auf  die   materielle   Aussenwelt,   ihren 
Tauseh  verkehr    zum    Zwecke   ihres   Unter- 
haltes, erstens  und  hauptsächlich  unter  - 
selbst   und  dann  gegenüber  dritten   Aussen 
tehenden  hergestellt   haben.  .  Jede  emz . 
Wirtschaft  setzt  andere  neben  ihr  bestehende, 
durch    Rechtsschranken   vcm  ihr  getrennte, 
durch  Stamm,  Gemeinde,  Staat  und  Volker 
recht  mit  ihr  verbundene   voraus,  von  wel- 
chen   einzelne    in    nähere,    andere   in    ent 
terntere  Beziehung   durch   gemeinsame  A  - 
Leiten    ..der    Austausch    von     Gutein     und 
Leistungen  mit  ihr  kommen. 


istungen  mit  mr  nun""». 
Die  ganz  auf  sich  ruhende  nicht  fui 
den  Markt,  sondern  nur  für  den  ebenen 
Gebrauch  arbeitende  Hauswirtschaft  dei 
5  eren  Zeiten  hatte  mit  den  Nachbarwirt- 
feSen  immerhin  bedeutsame  Beziehungen 
Lsofern,  als  die  Dorf-  und  Stammesgenosseu 
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in  der  Feldgemeinschaft,    bei   der   Verteidi- 
gung, bei  gemeinsamen  Bauten,  bei  Nomaden- 

D     ...     _-•: ■    t  a  i  ■■ 


und  Beutezügen  zusammenwirkten.  DL 
spätere  bäuerliche  Wirtschaft,  wie  die  des 
älteren  städtischen  Händlers  und  Hand- 
werkers hatte  darüber  hinaus  schon  die 
ehungen  eines  lokalen  Tausch-  und 
Marktverkehrs.  Aber  man  sprach  doch 
nicht  von  einer  Volkswirtschaft.  Der  Tausch- 
verkehr blieb  thatsachlich  und  vermöge 
seiner  politisch-rechtlichen  Ordnung  ein  ganz 
überwiegend  lokaler,  und  die  zunehmen- 
den wirtschaftlichen  Gemeinde-  und  Staats- 
einriohtnngen  rückten  erst  spater  in  den 
Mittelpunkt  der  Betrachtung.  Die  grossen 
les  Altertums,  selbst  das  römische, 
blieben  Bündnisse  von  Stadtbezirken  oder 
Militärdiktaturen  über  eine  grössere  Zahl 
solcher.  Das  ganze  Mittelalter  kam  über 
Mark-.  Dorf-.  Stadt-  und  Kreis- 
oder  Kantoiiwirtschaft  im  Sinne  einer  wirt- 
schaftlichen Zusammenfassung  oder  Ver- 
bindung einer  Anzahl  zusammen  wohnender, 
nachbarlich  verbundener  und  verkehrender 
Haushalte  nicht  wesentlich  hinaus,  auch 
wo  Sprache,  Militär-,  Kirchen-  und  poli- 
tische  Verfassung  schon  etwas  grössere 
Gemeinwesen  geschaffen,  der  Handel  etwas 
weiterreiehende  Verbindungen  geknüpft 
hatte. 

Erst  die  seit  dem  Ende  des  Mittelalters 
bildenden,  in  der  Hauptsache  heute 
vollendeten  grossen  Nationalstaaten  Italien 
in  sieh  und  mit  ihrer  Bildung  das  entstehen 
ii.  was  wir  Volkswirtschaft  nennen; 
wie  die  modernen  Sprachen  und  Littera- 
turen,  die  modernen  Heeres-  und  Finanz-, 
die  Verwaltungs-  und  Verfassungsorgani- 
sationen die  Staatsbildung  als  Ursache  und 
Wirkung  begleiteten,  so  lässt  sieh  Aehnliches 
von  der  Volkswirtschaft  sagen.  Es  ist  die 
wirtschaftliche  Seite  der  Entstehung  dieser 

sen  gesellschaftlichen  Körper,  die  man 
meint,  wenn  man  von  der  Volkswirtschaft, 
der  political  eeonomy,  der  economie  poli- 
tique  redet.  Der  Genius  der  Sprache  hat 
hier  wie  30  ofi  das  Richtige  besser  ge- 
troffen,  als   es   Gelehrtenklügelei  fchut,  wo 

neue  Begriffe  schaffen  will.  Indem  er 
las  Wort  Volk  der  Wirtschaft  vorsetzte, 
schuf  er  mit  dei  Volkswirtschaft,  einen 
Sammelbegriff,  der  aber  zugleich  zum  In- 
dividualbegriff  wurde:  indem  er  die  Einzel- 
wirtschaften eines  Volkes  zusammenfasst, 
i  ückl  er  zugleich  aus.  dass  diese  in  einer 
1  '  rbindun  welche  mau  so  gut  wie 

I  imilie    die   Gemeinde,   den    Staat    als 

ein  reale.-  Ganzes  begreifen  kann  und  muss. 

Wort  »Volk    ist  dabei  gebrauehl  einer- 

al     d  t    Inbegriff   der    Vorstellungen 

über  das,   was   die  Glieder  eines  populus, 

tatio  eint,  andererseits  als  der    Stell- 

reter  für  alle  Arten   innerer  psyehisch- 


moralischcr  Verbindung  von  Menschen.  Die 
Volkswirtschaft  will  von  den  wirtschaft- 
lichen Erscheinungen  die  gesellschaftliche 
Seite  aussondern  und  für  sich  in  Beschlag 
nehmen,  die  technische  und  hauswirtschaft- 
liche Seite  derselben  Erscheinungen  in  den 
Hintergrund  rückend;  und  ebenso  will  dal 
Wort  die  gesellschaftlichen  und  politischen 
Erscheinungen  in  zwei  Teile  zerlegen  und 
nur  die  wirtschaftlicher  Natur  für  sieh  jlt 
Anspruch  nehmen.  Man  hat  in  Deutsch- 
land hierfür  zuerst  den  Begriff  Staatswirt- 
schaft gebraucht:  es  war  sehr  richtig,  ihn 
durch  das  Wort  Volkswirtschaft  zu  ersetzen, 
da  jener  den  schiefen  Nebensinn  erwecken 
konnte,  als  ob  die  Staatsgewalt  alle  wirt- 
schaftlichen Handlungen  zu  leiten  hatte. 
Die  aus  dem  Wort  Volkswirtschaft  heraus- 
zulesende Deutung,  dass  das  Volk  wie  ein 
Einzelsubjekl  wirtschafte,  hat  auch  zu  man- 
chen schiefen  Behauptungen  und  Angriffen 
Anlass  gegeben.  Aber  mit  Unrecht,  sobald 
man  die  Worte  richtig  und  nach  dem  Kern 
der  hierbei  vorherrschenden  Vorstellungen 
versteht. 

Ein    Volk    ist    eine   durch   Sprache  und 
Abstammung,   Sitte   und  Moral,    meist  auch 
Kocht  und  Kirche,   Geschichte   und   Staats- 
verfassung geeinte   Vielheit   von  Personen, 
die  in  sich  durch    tausend-   und    millionen- 
fach  engere   Bande   verbunden   ist  als    mit 
deu  Gliedern  anderer  Völker.    Diese  Bande 
sind  durch  die   modernen    Nationalsprachen 
und  -Litteraturen,  durch  die  heutige  Schul- 
bildung,   Presse    und    öffentliche    Meinung 
unendlich    vervielfältigt    wordeu.      Wie    es 
früher   einen    starken    inneren    psychischen 
Zusammenhalt  nur  zwischen  Kamilieu-,  Ge- 
meinde-   und    Staut mgenosseu   gab,    so    ist 
heute    ein    solcher    zwischen   den   Gliedern 
des  Volkes  entstanden.     Eine   Summe    ein- 
heitlicher   Gefühle    beseelt    das   Volk,    eine 
Summe  einheitlicher  Vorstellungen  ist  über 
die    Schwelle    des   nationalen   Bewusstseins 
getreten  und  erzeugt  das,  was  wir  den  ein- 
heitlichen Volksgeist  nennen;  er  drückt  sich 
in    einheitlichen     Sitten,    Strebungen     und 
Willensakten  aus,  beherrscht  das  Thun  und 
Treiben    aller  Einzelnen,    auch   nach   ihrer 
wirtschaftlichen    Seite.      Unter    den     zahl- 
reichen   koncentrischen    und    excentrischen 
Kreisen  psychischer  Uebereinstimmung,  wel- 
che   im    Seelenleben    der   Gesellschaft  ein- 
heitliche   Kräfte   und   Kraftcentren    schafft, 
i-t     der    Kreis,    den    wir    mit    dem     Worte 
Volk  bezeichnen,  der  höchste  und  kräftigste; 
es  stehen  und   wirken   neben   ihm   weitere, 
der     Völkergemeinschaft     angehörige     und 
engere,  die  er  einschliesst  und  beherrscht, 
die   teilweise  auch  im   Gegensatze   zu  ihm 
stehen.     Aber   er   ist   zunächst    der   mass- 
gebende, eine  grosse  geistige  und    Willens- 
einheit unter  den  Volksgenossen  schaffende; 
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.,„  diese  halb  uubewnsste,  halb  bi  wusste, 
;ihll(.  einheitliches  Kommando  einheithch 
wirkende  Kraft  'lenkt  man.  wo  man  vom 
Volke  im  höheren  Sinne  des  Wortes 
h,  diesem  Sinne  ist  auch  die  Volkswirtschaft 
,.;,„.  avlf  psychischen  Kräften  und  ihrer 
Koncentration   und    rebereinstimmung    be- 

nde  Einheit. 

\i„.r  Qichl  bloss  dadurch.  Die  Einzel- 
wirtschaften einer  Gemeinde  und  eines 
Kreises  waren  schon  früher  durch  iausch- 
verkehr  und  Arbeitsteilung  verbunden;  ]etz 


auf  all  ausüben,   als   die   Gesamter- 

scheinung    jeder    Volkswirtschaft,    wie    die 
.      anderen   individuellen    Wesens,   trotz 
des   steten    Wechsels  der  Teile  für  ui 
Vorstellung    im    wesentlichen    unverän 
fort. lauert,     als    wir    alle     Veränderungen 
derselben    Volkswirtschaft   unter   der    Vor- 
stellung der  Entwickelung  desselben  Wi 
begreifen.  . 

Indem  die  Volkswirtschaft  sich  in  den 
letzten  zwei  Jahrhunderten  als  ein  relativ 
ielbständiges    System    von     Einriehtun 


Wk,,hr  und  *^g3SSSK*Ä«  und  Verwaltungen  entwickelte,    b 

mA  "  Ä  .tdftaaSr-toSinTere   eigene  Organe  mit  selbständigen  Interessen 

zugigkeit,  die  nationale  Arbeitsteilung,  die 
heutigen  Verkehrsmittel  haben  die  Einzel- 
wirtschaften desselben  Staates  jetzt  m  einer 
Weise  verbunden,  wie  es  früher  nur  die 
Nachbarwirtschaften  waren.     Eeiehen   ana- 

1 Fäden    heute    schon    weit    über    den 

Staat  hinaus  und  erzeugen  eine  \\  eltwirt- 
schaft,  so  sind  sie  doch  viel  schwächer  als 
die  im  Innern  vorhandenen :  die  \  olkswirt- 
Bchaft  ist  heute  noch  die  Hauptsache,  ob 
es  in  späteren  Jahrhunderten  die  W  elt- 
wirtschaft  sein  wird,  steht  dahin :  vielleicht 
ändert  sich  dann  auch  der  Sprachgebrauch. 
Und  zu  dieser  freien  Verbindung  durch 
Arbeitsteilung  und  Verkehr  kommt  die 
rechtliche    und   organisatorische   durch  ein 


erhielt,    wurde    sie    für    die    Vorstellun 
di  i    Menschen  mit  Recht  ein    selbständiges, 

von  Staat.  Kirche  und  anderen  sozialen 
Kreisen  und  menschlichen  Lebensgebieten 
sich  loslösendes  System  des  individuellen 
und  gesellschaftlichen  Handelns,  wobei  frei- 
lich nie  zu  vergessen  ist,  dass  diese  Los- 
lösung  mehr  in  Gedanken  als  in  der  Reali- 
tät vollzogen  ist.  Die  in  der  Volkswirt- 
schaft handelnden  Kräfte  sind  dieselben, 
die  die  anderen  Knlturzwecke  verfolgen, 
den  Staat,  die  Kirche  bilden,  die  gesell- 
schaftlichen Kreise  ausmachen,  als  Träger 
von  Moral.  Sitte  und  Recht  auftreten:  eine 
grosse  Zahl  von  Organen,  wie  Familie,  G  - 
meinde,  Staatsgewalt,  dient  anderen  Zwecken 
ebenso  wie  wirtschaftlichen.  Die  Volks- 
wirtschaft   bleibt    stets    ein    integrierender 


recmnene     iu™    ^&<~-™: Wirtschaft    bleibt    stets    ein     mtegrierenuei 

einheitliches     wirtschafüiches     Recht     und  ™itBctatt    bi eitrcsie  ^tgchen  Le 

staatliche     Wirtschaftseinrichtungen:      eine   Teihnnalt  ües _  ganzen  B»  . 


einheitliche  Handels-rGewerbe-  und  Agrar- 
politik, eine  einheitliche  Steuer-.  Zoll-  im 
Finanzverfassung,  ein  staatliches  Geld-  und 
Kreditsystem,  ein  staatliches  und  kommu- 
nal, '-s  Schnldenwesen,  ein  staatliches  Heer-, 
Schul-  Erziehnngs-  und  Armenwesen,  ein 
staatliches  Verkehrswesen  mit  Eisenl .ahnen. 
Kanälen  Dampferlinien,  staatliche  Kolomeen 
und  internationale  Verträge  --  alle  diese 
Einrichtunsren  beherrschen  heute  jede  Ein- 
zelwirtschaft in  einer  Weise  wie  niemals 
früher,  machen  aus  ihr  ein  abhängiges  Glied 
der    .Volkswirtschaft'  .  . 

So  werden  wir  die  Volkswirtschaft  de- 
finieren können  als  den  einheitlichen  Inbe- 
griff der  in  einem  Staate  vorhandenen,  teils 
neben-,  teils  übereinander  stehenden  und 
aufeinander  angewiesenen  Einzel-  und  Kor- 
borationswirtschaften,  einschliesslich  der 
staatlichen  Finanzwirtschaft :  wir  sehen 
diesen  Inbegriff  als  das  einheitliche  System 
der  wirtschaftlich-sozialen  Veranstaltungen 
und  Einrichtungen  des  Volkes  an;  wir  be- 
trachten das  System  insofern  als  ein  ein- 
heitliches reales  Ganzes  trotz  der  Selbstän- 
digkeit der  Teile,  als  es  von  einheitlichen 
i.-vehischen  und  materiellen  I  rsachen  be- 
herrscht wird,  als  seine  sämtlichen  Teile  in 
engster  Wechselwirkung  stehen  und  seine 
traten  Organe    nachweisbare    Wirkungen 


bens  Zu  ihren  Veranstaltungen  gehört 
stets  der  Staat  und  die  Staatsverwaltung  mit. 
i  ihne  die  modernen  Staatseinrichtungen  ist 
keine  Volkswirtschaft  zu  denken.  I  nd 
wenn  wir  die  Volkswirtschaft  dennoch  im 
Gegensatze  zum  Staate  und  seiner  Organi- 
sation uns  vorstellen  als  ein  freieres  System 
zusammenwirkender  Einzelkräfte,  wenn  sie 
weniger  als  der  Staat  der  centralisierten 
Leitung  vom  Mittelpunkte  aus  bedarf,  so 
ist  doch  nicht  zu  übersehen,  dass  auch  in 
der  Volkswirtschaft  heute  durch  die  Wirt- 
schaftspolitik, durch  die  Macht  der  grossen 
Kredit-  und  Verkehrsorgane,  der  wirtschaft- 
lichen Vereinigungen  schon  eine  weitgehende 
,ewusste    einheitliche    Leitung     statt!'; 

ben  ist  festzuhalten,  dass  gleichmassig 
für  Staat  und  Volkswirtschaft  die  innere, 
rein  psychisch  vermittelte  Einheit  infolge 
gemeinsamer  Ordnung,  kollektiver  ly 
übereinstimmender  Strebungen  viel  wichtiger 
ist  als  die  durch  befehlende  Central-: 
herbeigeführte. 

Ob  man  die  Volkswirtschan  nach  dem 
Vorbüde  des  menschlichen  Körpers  einen 
Organismus  nennen  wolle,  erscheint  al- 
eine untergeordnete  Frage,  sobald  man  sich 
klar  ist.  dass  es  sich  dabei  um  eine  Analo- 
o-ie  ein  Bild  handelt,  das  mancherlei  ver- 
anschaulichen, aber  die   Erklärung  aus   der 
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Sache    nicht    ersetzen    kann.    Die  Analogie 

kann  mit  Recht  betonen,  dass  im  mensch- 
i  Körper  wie  in  der  Volkswirtschaft 
die  Mehrzahl  der  inneren  Vorgänge  sich 
vollzieht,  ohne  dass  die  Centralorgane  be- 
wusste  Kunde  davon  erhalten,  dass  aber 
deshalb  die  Einheit  und,  sobald  es  nötig 
ist.  auch  die  centrale  bewusste  Leitung 
nicht  fehlt.  Aber  mehr  als  ein  Gleichnis 
ist  dies  nicht.  Und  es  ist  daher  stets  der 
Schwerpunkt,  wenn  man  die  Volkswirt- 
schaft als  ein  Ganzes  bezeichnet,  auf  die 
realen  Ursachen  der  Einheit  zu  legen.  Es 
handelt  sich  stets  darum,  zu  verstehen,  wie 
es  komme,  dass  die  Menschen  mit  ihren 
zunächst  und  scheinbar  rein  individuellen 
Bedürfnissen  und  Trieben  immer  mehr  zu 
kleineren  und  grösseren  Gruppen  verbunden, 
teils  direkt  gemeinsam,  teils  indirekt  ge- 
meinsam in  der  Form  des  Tauschverkehrs 
für  einander  wirtschaften.  So  rückt  die 
soziale  und  politische  Grundfrage,  was  ver- 
bindet und  trennt  Menschen,  welche  Ur- 
sachen beherrschen  alle  gesellschaftliche 
Gruppenbildung,  auch  in  das  Centrum  der 
volkswirtschaftlichen  Betrachtung,  wie  sie 
für  alle  Staats-  und  Gesellschaftswissen- 
schaft den  Ausgangspunkt  bildet. 

2.  Die  Volkswirtschaftslehre.  In 
derselben  Zeit,  in  welcher  die  Sprache  zum 
Begriff  der  Volkswirtschaft  kam,  entstand 
im  Systeme  der  menschlichen  Erkenntnis, 
der  einzelnen  Wissenschaften  die  besondere 
Wissenschaft  der  Volkswirtschaftslehre. 

Jahrhunderte  lang  waren  einzelne  privat- 
um! sozial-wirtschaftliche  Thatsachen  beo- 
bachtet und  beselirieben,  einzelne  volks- 
wirtschaftliche Wahrheiten  erkannt,  in  den 
Moral-  und  Rechtssystemen  wirtschaftliche 
Fragen  erörtert  worden.  Zu  einer  beson- 
deren Wissenschaft  konnten  die  einzelnen 
hierher  gehörigen  Teile  sich  erst  vereinigen, 
als  die  volkswirtschaftlichen  Fragen  zu 
früher  nie  geahnter  Bedeutung  für  die  Lei- 
tung und  Verwaltung  der  Staaten  im 
17.— 19.'  Jahrhundert  gelangten,  zahlreiche 
Schriftsteller  sich  mit  ihnen  beschäftigten, 
eine  Unterweisung  der  studierenden  Jugend 
in  ihnen  nötig  wurde  und  zugleich  der 
Aufschwung  des  wissenschaftlichen  Denkens 
überhaupt  dazu  führte,  die  gesammelten 
volkswirtschaftlichen  Sätze  und  Wahrheiten 
zu  einem  selbständigen,  durch  gewisse 
Grundgedanken  —  wie  Geld-  und  Tausch- 
verkehr, staatliche  Wirtschaftspolitik,  Arbeit 
und  Arbeitsteilung  -  verbundenen  Systeme 
zu  verknüpfen,  wie  es  die  bedeutenden 
Schriftsteller  des  18.  Jahrhunderts  ver- 
lieht ii.  Seither  bestehl  die  Volkswirt- 
schaftslehre oder  Nationalökonomie  als  selb- 
ständige Wissenschaft.  Sie  wird  teilweise 
heute  auch  Nationalökonomik  oder  Lehn- 
von  der  nationalen  Oekonomie  genannt  oder 


politische  Oekonomie,  wobei  freilich  der 
letztere  Ausdruck  den  Nebensinn  hat,  die 
aus  der  Volkswirtschaftslehre  heraus  ent- 
standenen selbständigen  Teile,  wie  Finanz- 
wissenschaft,  oder  gar  auch  die  Hilfswissen- 
schaften, wie  Statistik,  mit  zu  umfassen. 

J.  St.  Mill  definierte  sie  als  die  Wissen- 
schaft,   welche    die    Natur  des   Reichtums 
und    die    Gesetze    seiner    Produktion     und 
Verteilung  untersucht.    Aber  die  Natur  des 
Reichtums  ist   wesentlich  auch  technischer 
Art,   und   die   Gesetze  der  Reiehtumserzen- 
gung  und  Verteilung  erschöpfen  das  Problem 
nicht,   ganz   abgesehen   von  der  Frage,  ob 
wir  solche  bereits  besitzen.    Rau  defiuierte: 
»die    Wissenschaft,    welche   die  Natur   der 
Volkswirtschaft    entwickelt     oder      welche 
zeigt,   wie  ein  Volk  durch   die  wirtschaft- 
lichen Bestrebungen  seiner  Mitglieder   fort- 
während   mit    Sachgütern    versorgt    wird  . 
Röscher  »die  Lehre  von  den  Entwickelungs- 
gesetzen   der   Volkswirtschaft«,   womit  nur 
die  _  dynamischen   Veränderungen,  nicht  die 
statischen    Formen    der    Organisation,    die 
dauernden   gleichmässigen  Lebensäusseruu- 
geu  erfasst  sind.    Mangoldt  äussert  sich  so : 
»wissenschaftliche  Darlegung  der  der  Wirt- 
schaft   zu    Grunde    liegenden    Kräfte,    der 
Richtungen,  in  denen  sie  sich  äussern,    der 
Gesetze  ihrer  Wirksamkeit  und  der   Bedin- 
gungen   ihres   Erfolgs«.     Das   gesellschaft- 
liche Moment  betonte  Fr.  J.   Neumann   zu- 
erst scharf,   indem   er  unsere  Wissenschaft 
»die  Lehre  von  dem  Verhalten  der  Einzel- 
wirtschaften unter  einander  und  zum  Staats- 
ganzen« nennt.    Doch  genug  der  Beispiele. 
Ich  möchte  sagen :  sie  ist  die  Wissenschaft, 
welche    die    volkswirtschaftlichen    Erschei- 
nungen beschreiben,  definieren  und  aus  Ur- 
sachen   erklären  sowie  als  ein   zusammen- 
hängendes   Ganzes    begreifen    will,     wobei 
freilich    vorausgesetzt   ist,    dass   die   Volks- 
wirtschaft vorher  richtig  definiert  sei.     Im 
Mittelpunkte    der    Wissenschaft   stehen   die 
bei  den  heutigen  Kulturvölkern  sicii  wieder- 
holenden typischen  Erscheinungen   der  Ar- 
beitsteilung   und    -Organisation,    des    Ver- 
kehrs,  der  Einkommensverteilung,   der  ge- 
sellschaftlichen       Wirtschaftseinrichtungeu, 
welche  an  bestimmte  Formen   des   privaten 
und     öffentlichen    Rechts    augelehnt,    von 
gleichen  oder  ähnlichen  psychischen  Kräften 
beherrscht,    ähnliche    oder    gleiche    Anord- 
nungen und  Bewegungen  erzeugen,  in  ihrer 
Gesamtbeschreibung  eine  Statik  der  gegen- 
wärtigen  wirtschaftlichen   Kulturwelt,    eine 
Art  durchschnittlicher  Verfassung  derselben 
darstellen.      Von    da   aus    hat  die   Wissen- 
schaft dann  die   Abweichungen-  der   einzel- 
nen   Volkswirtschaften    von    einander,    die 
verschiedenen  Formen  der   Organisation   da 
und  dort  zu   konstatieren  gesucht,  hat  ge- 
fragt,   in    welcher    Verbindung    und    Folge 
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Mb  verschiedenen  Formen  vorkommen,  und 
ia,  so  zu  der  Vorstellung  der  kausalen  Ent- 
wickelung   der   Formen  aus   einander   und 
,l,.,-  lüstorischen  Aufeinanderfolge  wirtschart- 
:   Zustände  gekommen;    sie  hat   so  zu 
statischen  die  dynamische    Betrachtung 
,       Qnd  wie  sie  in  ihrem  ersten    Ant- 
reten   sehen    vermöge    sittlich-historischer 
Werturteile    zur    Aufstellung    von    Idealen 
kam    so    hat   sie   diese  praktische  Funktion 
bis    auf  einen  gewissen  Grad,  beibe- 
i       Sie    hat    neben    der  Theorie  stets 
nraktische  Lehren  fürs  Leben  aufgestellt. 

Wie  jeder   Wissenschaft,   so  kann  auch 
der  Volkswirtschaftslehre  nur  ihr  Kern  eigea- 
tümlich  sein;  auf  ihrer  Peripherie  deckt  sie 
sich  mit  zahlreichen  Nachbarwissenschaften. 
mit  denen  sie  Stoff  oder  Methode   teilweise 
gemeinsam  hat,  von  denen  sie  empfangend 
abhänet,  die  sie  gebend  befruchtet.    Im  den 
Kern  "kann    man    daher    vernünftigerweise 
streiten,  nicht  um  die  Peripherie,  die  zumal 
in  den  Geisteswissenschaften  eine  sich  stets 
verwischende    und    verschiebende    Grenze, 
ein     gemeinsames     Herrschaftsgebiet     ver- 
schiedener   Wissenschaften    darstellt.      Die 
Volkswirtschaftslehre  steht  mitten  inne  zwi- 
,  den  angewandten  Naturwissenschaften, 
der    Technologie,    Maschinen-,     Landwirt- 
es-    Forstwirtschaftslehre     sowie    der 
Anthropologie,    Ethnographie.    Klimatologie, 
der  allgemeinen  und  der  speciellen  Pflanzen- 
ond  Tiergeographie  auf  der  einen  Seite,  und 
zwischen    den    wichtigsten    Geisteswissen- 
schaften,   der   Psychologie,   Ethik,    Staats-, 
Rechts-    Gesellschaftslehre  auf  der  anderen. 
Denn  die  Volkswirtschaft   ist  stets_ zugleich 
ein  Stück  Naturgestaltung   durch  den  Men- 
schen und  ein  Stück  Kulturgestaltung  durch 
die  fühlende,   denkende,   handelnde,   organi- 
sierte Gesellschaft. 

Die    Stoff abgrenzung   und    Systematisie- 
rung   jeder  Wissenschaft    hängt   von   ihrem 
jeweiligen  inneren  Zustande  und  den  prak- 
tischen   Zwecken    ihrer    Wirksamkeit    und 
ihres  Unterrichts  ab.     Was   Ad.  Smith  und 
seine  ersten  Nachfolger  als  einheitliche  Lehre 
vom  Volkswohlstande  vortrugen,   wurde  in 
Deutschland   zunächst   für   die   Zwecke  der 
süddeutschen  kameralistischeu  Vorlesungen 
in  drei  Teüe  geteilt.    Rau  schied  die  Finanz 
als  besonderen  Ted  aus.  weil  sie  die  grösste 
und  selbständigste    Einzelwirtschalt   behan- 
delt,   eine    Reihe    ihr    allein    angeh 
Fräsen  einschliesst,  und   er  seinen  Kamera- 
listen  nicht  bloss  einiges   über  steuern  und 
-schulden  erzählen,  sondern  den  ganzen 
Finanzhaushalt  eines  deutschen  Maat-  -  tul- 
dern  wollte.    Den  übrigen  Stoff  zerlegt       i 
dann  in  eine  reine  abstrakte  Theorie  und  in 
eine  praktische  Anwendung.    Diese  letztere 
Scheidung  entsprach  einerseits  der  damaligen 
Modevorstellung,   die  man  den  Engländern 


entnommen,  dass  es  eine  von  Staat  und 
Verwaltung  gänzlich  unabhängige  natürliche 
Volkswirtschaft  -ehr.  und  sie  gestattete  die 
sauber.'  logische,  überwiegend  abstrakte 
Formulierung  der  Lehrsätze  über  Wert, 
Preis   und  Einkommensvi  kam 

andererseits   dem    Bedürfnis  l,   aus 

der  alten  verwaltungsrechtlichen    und  tech- 
nologischen Kameralistik  dem  Studierenden 
das  Nötige    über  Landwirtschaft    und    Ge- 
werbe und  ihre  staatliehe  Pflege   gesondert 
und  im  Zusammenhang  zu  sagen.    Die  Los- 
lösung der  Finanz-  vou  der  Volkswirtschafts- 
lehre wurde  bald  auch  in  der  Litteratur  der 
anderen   Staaten  anerkannt,   die   Scheidung 
in    theoretische     und    praktische    National- 
ökonomie. Volkswirtschaftstheorie  und  V 
wirtschaftspoütik  blieb  mehr  eine  deutsche 
Eigentümlichkeit      Sie    hat    sich   auch   bis 
heute    erhalten,    nur    sind    nach    und    nach 
andere   principielle   Gesichtspunkte    bei   der 
Scheidung    in    den    Vordergrund    getreten. 
Wir    setzen    heute    eine    allgemeine    einer 
speciellen     Volkswirtschaftslehre     entgegen. 
ziehen  in  beiden  Teilen   das  Verhältnis  von 
Staat,    Recht.    Sitte   und   Moral   zur  Volks- 
wirtschaft   in    Betracht:    aber    wir    suchen 
das  eine  Mal  eine  abstrakte  Durchschnitts- 
volkswirtschaft vorzuführen   oder  in  theore- 
tischer Begründung    unser   volkswirtschaft- 
liches Wissen   zusammenzufassen,   und    das 
andere  Mal    schildern   wir   eine    bestimmte 
Zeit   oder    vielmehr   ein   bestimmtes    Volk, 
eine    Völkergruppe    nach    ihrer    wirtschaft- 
lichen Seite   in  konkreter  Einzelausführung. 
Die  heutige  allgemeine  Nationalökonomie 
ist  philosophisch -soziologischen    Charakters. 
Sie  o-eht  vom  Wesen  der  Gesellschaft    und 
den  "allgemeinen    Ursachen   des   wirtschaft- 
lichen Lebens  und  Handelns  aus,    schildert 
die  typischen  Organe  und  Bewegungen,  die 
wichtigsten  Einrichtungen  statisch  und  dy- 
namisch.    Sie  sucht  systematisch  und  prin- 
cipiell    aus     den     unvollkommenen    Bruch- 
stücken  unserer  Erkenntnis   ein  Ganzes   zu 
machen;  sie  schreitet  vom  Allgemeinen  zum 
llen  voran,  zieht  das  Besondere  mehr 
nur  zur  Illustration   der  Wahrheiten   heran, 
die  sie  glaubt  lehren  zu  können.    Sie  giebt 
dem  Anfänger  einen  Umriss;   für    den  Ge- 
lehrten bildet  sie  den  Versuch,  das  Specielle 
zum  Range  allgemeiner  Wahrheiten   zu  er- 
heben.   Sie  kann  eine  um  so  geschlossenere 
Form  annehmen,  je  mehr  sie  nur  in  abstrakt- 
theoretischer  Weise  auf  die  Wert-  und  Em- 
kommensfragen  sich  beschränkt;   sie  nähert 
sich    einer    ethischen    und  gesehichtsphüo- 
sophischen    Untersuchung,    wenn     sie    die 
gesamten      volkswirtschaftlichen      Erschi  a- 
nungen  im  Zusammenhange  mit  ihren  letzten 
gesellschaftlichen   Ursachen   vorführen  will. 
Umgekehrt    ist    die    specielle    National- 
ökonomie  historisch    und    praktiseh-verwal- 
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tungsrechtlich ;  sie  erzählt  die  neuere  volks- 
wirtschaftliche Entwiekelung  Westeuropas 
oder  eines  einzelnen  Landes  nach  Perioden 
oder  Hauptzweigen  der  Volkswirtschaft.  Sie 
vom  Konkreten,  Einzelnen  aus  und 
erörtert  das  Detail  der  Ursachen  und  Ein- 
richtungen; sie  gestattet,  den  Anfänger  in 
die  methodische  Untersuchung  der  einzelnen 
Probleme  nach  allen  Seiten  einzuführen; 
sie  ist  deskriptiv  in  ihrer  Grundlage,  sie 
muss  in  ihren  Erörterungen  stets  auf  alle 
möglichen  Nachbargebiete  und  Neben folgen 
kommen;  sie  giebl  einen  festen  Boden  unter 
die  Füsse,  rekurriert  aber  natürlich  stets 
auf  die  allgemeinen  Wahrheiten,  dir  aus  der 
allgemeinen  Nationalökonomie  sowie  aus  der 
Ethik  oder  an-  soziologisch -gesellschafts- 
wissenschaftlichen V  irstellungsreihen  stam- 
men. Wie  sie  in  erster  Linie  das  Einzelne 
aus  seinen  Ursachen  erklärt  und  aus  dem 
bisherigen  Gange  der  Ereignisse  auf  die 
Zukunft  schliesst,  so  mischen  sich  in  die 
letzteren  Schlüsse  stets  als  leitende  Motive 
ethische  Wertvorstellungen  und  teleologische 
Weltbilder  über  den  Gang  der  menschliehen 
Geschichte  und  dasSchicksal  des  betreffen- 
den Staates  ein. 

Die  beiden  in  Deutschland  üblichen  Teile 
der  Volkswirtschaftslehre  stellen  so  berech- 
Gegensätze  dar;  sie  ergänzen  sich  im 
Stoff  und  in  der  Methode;  ihre  Nebenein- 
anderstellung im  Unterrichte  und  in  den 
Lehrbüchern  hat  sich  bewährt.  Es  liegen 
keine  Anzeichen  vor.  das-  sie  einer  anderen 
Behandlung  und  Abteilung  Platz  machen 
werden;  sie  erfüllen  ihren  Zweck  um  so 
besser,  j>-  mehr  der  eine  Teil  auf  breitester 
äophischer,  der  andere  auf  historischer 
und  verwaltungsrechtlicher  Grundlage  und 
praktischer  Weltkenntnis  ruht.  Sie  ent- 
sprechen  i  i     (üedenen  Wegen  mensi  b.- 

bcher   Erkenntnisgewinnung,  die  sich  stets 
müssen. 

Wenn  wir  im  folgenden  nun  von  der 
Methode  der  Volkswirtschaftslehre  reden,  so 
könnte  es  angezeigt  erscheinen,  dabei  stets 
diese  beiden  Teile  zu  unterscheiden.  Und 
doch  i-t  es  nicht  am  Platze;  denn  in  beiden 

En    die    verschiedenen    Hilfsmittel    der 
kenntnis  ineinander  über.     Und  der     >  a- 
vi  rständige  Leser  wird  am  b     o  ben 
welche  Erörterung  mehr  auf  die  allgemeine 
i"    mehr  auf  die    specielle    Volkswirt- 
'  lehre  sich  bezieht. 
3.    Wesen    der   Methode    überhaupt 
Wir    verstehen     unter    Methode    ein     nach 
Verfahren   zur   Er- 
reichung timmten   Zweckes.     Die 
Methode  der  Volkswirtschaft  lehr     ist    das 
nach    wissenschaftlichen    Grundsätzen    vor- 
gehend.- Verfahren,  da-  der  fortschreitenden 
Erkenntnis    der    Volkswirtschaft  dient  und 
dienen  soll             in  vollständige    Bild    der 


Volkswirtschaft  nach  Kaum  und  Zeit. 
Mass  und    historischer  Folge    zu   entw. 
die  volkswirtschaftlichen  Erscheinungei 
vergleichenden  und  unterscheidenden  Denk 
zu  unterworfen,    sie   unter    ein  einheit 
System    von   Legriffen    zu    ordnen,    sie    zi 
klassifizieren   und    in   der    Form   eines   ein- 
heitlichen Zusammenhanges  zu  begreifen  be- 
hilflich sein  soll. 

Di.-     Methode    jeder    einzelnen    Wissen- 
schaft   wird    bestimmt   1.  durch   den  Stand- 
punkt,  den   die  menschliche   Erkenntnisge 
winnung    überhaupt    zur   Zeit   erreicht   hat. 
d.  h.  durch  die  Erkenntnistheorie    und  Me- 
thodenlehre der  Zeit  überhaupt,  welche  für 
alles  meuscliliche  Denken  und  Erkennen  in 
den  Grundzügen   nur  eine   einheitliche  sein 
kann;   die   Anwendung    empirischer   Beob- 
achtung  z.  B. ,   wie   sie  Bacon  zuerst   ener- 
gischer forderte,    hat   fast   auf  alle  Wissen- 
schaften   einen     bedeutungsvollen     Einfluss 
ausgeübt.     Die  Hegelsche  Dialektik  hat  ihre 
Wirkung     fast     auf      alle     Wissenschaften, 
jedenfalls  auch  auf  die  Wissenschaften  vom 
Staate  und  von  der  Volkswirtschaft  erstreckt. 
2.  wird  diese  Methode  bestimmt    durch 
die    specielle    Natur   des    zu    erforschenden 
Gegenstandes:     wie    die    Mathematik     ein 
anderes  Verfahren  hat  als  die  Physik,  diese 
als   die  Physiologie,  so   haben   die  Geistes- 
wissenschaften im  ganzen   andere  Methoden 
als  die  Naturwissenschaften,  in  ihnen  wieder 
die  Psychologie  andere   als  die  Staats-  und 
Gesellschaftswissenschaften.  Je  komplizierter 
ein  Wissensgebiet  ist,  je   mehr   es   die  Er- 
scheinungen einfacherer  Art  mit  einschliesst, 
desto  häufiger  ist  für  dasselbe  die  Forderimg 
aufgestellt  worden,  dass  die  Methoden   zur 
Erforschung  der  einfacheren,   aber   hier  mit 
eingeschlossenen  Erscheinungen  zugleich  zu 
partiellen  Methoden  dieses  Gebietes  werden 
müssten.     Das    ist   bis   auf   einen  gewissen 
Grad     wahr.      Naturwissenschaftliche    und 
mathematische    Methoden     sind    z.    B.    für 
manche  volkswirtschaftliche  Fragen  ein  not- 
wendiges   Hilfsmittel;    psychologische    sind 
unentbehrlich  für  alle  Geisteswissenschaften. 
Aber  da  gleichmässige  Herrschaft  über  alle 
Wissenschaften    und   ihre   Methoden    durch 
die  Beschränktheit  des  menschlichen  Geistes 
ausgvsclüossen  ist,  so  bleibt  die  Einarbeitung 
in  die  eigentümlichen  Methoden  der  eigenen 
Wissenschaft    doch    st.-ts    die    Hauptsache. 
Und    speciell    in    den    Gesellschafts-    und 
Staatswissenschaften    ist     häufig    dadurch 
Unheil   angerichtet   worden,    dass  man  ein- 
seitige naturwissenschaftliche  Methoden  auf 
sie  anwendete.     Viel  enger  ist  natürlich  der 
Zusammenhang  zwischen  den  Geisteswissen- 
schaften.   Speciell  die  Volkswirtschaftslehre 
wird   ähnliche   oder  gleiche   Methoden   wie 
Reihe     derselben     anwenden,    da    sie 
denselben  oder  einen  ähnlichen  Stoff  zu  be- 
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.,,.    aus    gleichen    Ursachen    zu    er- 
wird die  in  einer  bestimmten  Wis 
Schaft    jeweilig    angewandte    Methode    ab- 
SSnVon    eiern    Grade    der    A 

....   zur  Zeit   erreicht  hat    -  Die 

mi,  Hall, Wahrheiten 

und  raschen  Generalisationen;  erst  nach  und 
n»ch  verfeinert  sieh  das  Verfahren:  zeitweise 
wird  Beobachtung  und  Beschreibung  zur 
Hau-  ^eise    die    Kl; - 

zeitweise  tritt  die  Kausalerklärung  in  den 
Mittelpunkt.  Man  konnte  auch  sagen,  in 
sehen  Eutwickelung 
-  Wichen  Erkeunens  habe  -  s  stets 
darum  -.handelt,  dass  ihre  zwei  Elemente, 
die  Empirie  und  die  rationale  Begeisterung 

Rationalismus I  um   den   \  or- 
ekämpft   hätten:    einer  Epoche    ver- 
feinerter Empirie  musste   stets  wieder    eine 
Zeit    höherer    rationaler   Beherrschung 
Empirischen    folgen.      So    treten    we     -    ■ 

•ationen,   die   im  Dienste   des 
Elementes    stehen,    in    den  ^  order- 
erund     Der    vollendete    Sieg  des   Rattona- 
ismus    wäi-e    erst    vorhanden     wenn    eine 
Vollendung  der  Erkenntnis  der  \\  elt  erreicht 

Die  Methode  der  einzelnen  Wissenschaft 
wird    behandelt   und  vorgetragen    teils   als 
ein  Bestandteil    der   Erkenntnistheorie   und 
Methodenlehre  überhaupt,  wie  das  für  unser 
Gebiet  vo„  J.  St.  Mill.   Sigwart,  \S  un 
tlian  ist.    teils  als  ein   einleitendes  Kapitel 
betreffenden  Lehrbücher,  wie  z.  B.  von 
\    Wagner,    oder   als   Gegenstand    von  Ab- 
handlungen,    Reden    und     Monographieen, 
gleich  anderen  speeiellen  Teilen  der  V, 
Schaft  wie  das  in  den  Arbeiten  von  Carrness, 
Menger.  Rümelin,    Keynes  und  anderen  ge- 
schehen ist. 

4    Die  Regelsammlungen  und  die  Ke- 
BeionssYsteme    als    Anfänge    aller    so- 
zialen Wissenschaft.   Der  Zusammenhang 
Generationen    hat    frühe   dazu    geführt, 
--  der  Vater   dem  Sohne   die  Regeln  des 
Handelns  einprägte,  die  er  teils  übernommen, 
teü<  durch  eigene  Schicksale  erprobt  hal 
mehr  technische  Kenntnisse  sich  ansammelten. 
und  Gebräuche  sieh  bildeten.  Ritual- 
handlungen imd  Rechtssatzungen  Anspruch 
auf  Befolgung  erhoben,   desto  mehr  wurden 
alle  d    -      Regeln  schon   um  der  leichteren 
Unterweisung   willen  in   Spruch  und    Lied 
fixiert   in  gereimter  und  ungereimter  iorni 
überliefert,  endlich  mit  der  Ausbildung  des 
S      iftwesens    verzeichnet.     So    entstanden 
■    in  Priesterhänden,  später  auch  in  Laien- 
händen jene  Regelsammlungen  versch 
ster    \rr    Sammlungen    von   medizinischen 
Rezepten,  von  technischen  Vorschriften,  von 
Ritual-.   Rechts-   und    Sit!        -  ■'■       - 

der  Dekalog  und  andere  antike  Sammlungen. 


im    Mittelalter    die    leges    barbarorum,    die 
„■her.  die  Weistümer,  die  technischen 
Sammlungen     der    BUS  aer 

,  später  die  Kräuter-  und  Gartenbucher 
und  in   gewissem    Sinne  der  l"11 

der  ganzen  älteren  kameralistischen  Litteratur 
[en.  Die  Erhaltung  und  1  eberlieferung 
Regeln  des    pi^tisch-technischen  wie 
n,    sittlichen,    -  s  Uschaftl 
B       eins  ist   der  Zweck   dieser  rhätigkeit: 
es  gehen  religiöse,  sittenordnende,  rechtliche 
und   moralische    wie    praktiscl 
Sammelwerke    und    G  ■  'u* 

hervor-  sie  werden  immer  wieder  abge- 
schrieben, modifiziert,  auch  nach  und  nach 
erklärt,  interpretiert.  Sie  stellen  noch 
Wissenschaft  dar.  aber  sie  sind  der  Keim 
einer  solchen;  ihr  ausschliesslicher  Zweck 
ist  den  Menschen  ein  Sollen  nach  uber- 
0,  Inung  vorzuschreiben.  Siechen 
'auf  praktischer  Erfahrung,  freilich  nicht 
auf  ihr  allein.  Alles  menschliche  Handeln 
empfängt    seinen   An-:   --  h  Lust-  und 

Schmerzgefühle  und  die  daran  sich  knüpfen- 
den Triebe;  unter  der  Einwirkung  aber 
der  Oeberlegung,  der  Besonnenheit  der 
Sei!-  ächung,    aer    höheren    Gefühle 

einerseits,  der  gesellschaftlichen  Umgebung 
und  ihrer  Zwecke  andererseits  entsteht  die 
eeremoniöse  Ordnung  und  Formung  des 
Trieblebens,  die  Sitte,  der  Begnff  des  SoUens 
die  Macht  des  Gewissens,  die  VorsteUung 
von  zu  billigenden  und  zu  missbühgenden 
Handlungen;  es  ist  ein  innerlicher  Prozess, 
.uhate  durch  die  Furcht  vor  den 
Geistern  und  den  Göttern,  die  Furcht  yoi 
gesellschaftlichem    Tadel     und    -\ 

Rache  und  Strafe  äusserheh  bei 
und  so  gleichsam  unter  einen  gesellschaft- 
lichen Druckapparat  gestellt  werden u  Und 
so  enthalten  schon  diese  ältesten  Regeln, 
die  ebenso  das  dem  Individuum  wie  das  der 
Gesellschaft  Heilsame  bezwecken,  empmscne 
sowohl  als  rationale  Elemente:  sie  beruhen 
auf  den  rohen  Kausahtätsvorstellungen  vom 


Eingreifen  der  Geister  und  Gottei  von 
vitur  und  vom  Himmel  von  Leben 
und  Sterben,  von  Tod  und  Schlaf,  die  sie 
nach  ihrer  Art  sich  zusammenreimen,  - 
auf  den  Werturteilen,  die  sich  an 
Vorstellungen  knüpfen.  Wahres  falsches 
mischt  sich  in  ihnen,  aber  jedenfaUs  str eben 
sie  stets  nach  einer  theoretischen  und 
praktischen    Einheitlichkeit    und    Ueberein- 

ätlU"ist  da-  Ergebnis  des  nienschHehen 
Selbsthewusstseins.  In  dem  ewigen  *  ech.el 
von  Gefühlen,  Vorstellungen,  Gedanken  und 
Treten  ist  das  Einheitliche  die  Beziehung 
aller  dieser  Vorgänge  auf  das  Ich.  Wie  in 
Sem"  etnleitlklen  Brennpunkte  sammeln 
und  koncentrieren  sich  die  seelischen  Er- 
eignisse in   ihm.  verbinden  sich   zu  einem 
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Ganzen;   alles  Einzelne  ordnet   sich  diesem 

Ganzen  unter.  Wie  es  das  unaliweisli.hr 
praktische  Bedürfnis  ist,  alle  praktischen 
Kegeln  unseres  Handelns  in  Uebereinstim- 
mung  zu  bringen,  um  nicht  in  das  peinliche 
Gefühl  des  Widerspruchs  mit  uns  selbst  zu 
kommen,  so  entspringt  aus  dem  einheitlichen 
Selbstbewusstsein  jener  theoretische  un- 
widerstehliche Einheitsdrang,  der  alles  Be- 
obachtete und  Erlebte  auf  gewisse  oberste 
Vorstellungen  zurückführen,  es  als  Teile 
einem  Ganzen  einfügen  will.  Unser  Denken 
und  unser  Gewissen  fühlt  sich  erst  beruhigt, 
wenn  es  einen  solchen  einheitlichen  Punkt 
gefunden,  der  theoretisch-praktischer  Natur 
zugleich  ist.  der  eine  Vi  irstellung  von  der 
Welt  und  ihrem  Wesen  und  von  den  Zielen 
unseres  Daseins  triebt.  Aus  dem  einheit- 
lichen Selbstbewusstsein  folgt,  dass  jeder 
Mensch  nach  einer  einheitlichen  Welt- 
anschauung strebt,  die  durch  die  mit  ihr 
ijegi  benen  Werturteile  ein  Lebensideal  ent- 
hält. 

Dies  geschieht  in  älterer  Zeit  ausschliess- 
lich in  der  Form  kosmogonischer  Vorstel- 
lungen, mit  denen  der  Glaube  an  Geister 
und  Götter  verknüpft  ist.  d.  h.  in  der  Form 
des  religiösen  Glaubens,  der  einheitlich  das 
menschliche  Dasein  und  die  Natur  begreif- 
lich macht  und  alle  Eegeln  des  Handelns 
als  Gebote  der  Götter  auffasst.  Die  Vielheit 
der  Götter  strebt  wieder  nach  Einheit,  zu- 
letzt entsteht  der  Glaube  an  ein  oberstes 
allmächtiges  und  allwissendes  Wesen,  das 
als  Ursache  der  Welt  wie  als  Inbegriff  alles 
Guten  und  Idealen  gedacht  wird.  Selbst  die 
äusseren  Regeln  des  praktischen  Handelns 
werden  als  Gebote  Gottes  aufgefasst  oder 
als  Ableitungen  aus  seinen  Geboten  erklärt. 
Dir  religiösen  und  kirchlichen  Ordnungen 
dieser  alteren  Zeiten  sind  zugleich  die 
wichtigsten  Instrument.-  der  sozialen  .  poli- 
tischen und  wirtschaftlichen  I  Irganisation.  In 
den  relativ  kleinen  Gemeinwesen  konnte 
es  nur  eine  einheitliche  Religion  geben, 
die  alle  Lebensgebiete  beherrschte  und 
durch. I]  ang. 

Die  religiöse  Lehre  erklärt  alles  und 
lenkt  alles:  sie  ist  ein  erster  Versuch 
rationaler  Erklärung  alles  Seienden  und 
praktischer  Lenkung  alles  Geschehenden. 
Sie  enthält  kein  Wissen  und  Erkennen  im 
späteren  Sinne:  al..-r  sie  giebt  dein  Menschen 
ein  einheitliches  Begreifen  der  Dinge,  .'inen 
<  Hauben,  der  das  naiv.-  Nachden]  in  beruhigt, 
das  Gemül  beherrscht,  der  das  Gute  finden 
lehrt,  der  ein  klares  und  deutliches  Sollen 
vorschreibt.  Er  ruht  auf  dunkeln  Bildern 
der  Welt,  aber  mehr  und  mehr  schon  auf 
einer  klaren  Erfassung  der  Menschenseele, 
Kräfte  und  Triebe.  Denn  diese  innere 
Erfahrung  isl  der  älteste  und  sicherste  Be- 
stand menschlicher  Erkenntnis. 


5.    Die    Moralsysteme.      Jahrhunderte 

und  Jahrtausende  leben  so  die  Völker:  Die 
Träger  des  Fortschrittes  sind  diejenigen, 
welche  die  höheren  Religionssysteme  aus- 
bilden, mit  welchen  und  durch  welche  die 
bessere  soziale  Ordnung  und  die  richtigere 
Regulierung  des  Trieblebens  entstand,  ii 
halb  deren  die  steigende  Erkenntnis  der 
Natur  und  des  Menschen  sich  entwickeln 
k..nnt.\  Diese  Erkenntnis  ist  darauf  -•■- 
richtet,  das  Einzelne  für  sich  zu  nehmen, 
es  abstrahierend  aus  Ursachen  zu  erklären. 
Aber  der  Vorgang  hierbei  war  von  Anfang 
an  verschieden  für  das  Naturerkennen  und 
für  das  Menschenleben.  Der  Natur  steht 
der  Mensch  als  ein  Fremder  gegenüber:  er 
kann  hier  nur  langsam  vordringend  beo- 
bachten, untersuchen,  die  ihm  unbegreifl 
Ursachen  verstehen.  Dem  Seelenleben,  dem 
Menschen,  der  Familie,  dem  Staate  stehl 
unser  Intellekt  als  ein  gleicher  gegenüber, 
der  gleichsam  von  Innen  heraus  die  Vor- 
kommnisse miterlebend  versteht,  der  das 
Ganze  stets  mehr  oder  weniger  überschaut, 
es  besitzt,  während  er  nun  erkennend  das 
Einzelne  analysiert.  Daher  das  bekannte 
von  Dilthey  mit  Recht  betonte  historische 
Ergebnis,  dass  eine  gewisse  Höhe  der  Er- 
kenntnis auf  psychologischem,  ethischem, 
politischem  Gebiete  eigentlich  früher  erreicht 
wurde  als  auf  dem  der  Natur.  Wenigstens 
steht .  was  die  Griechen  auf  diesen  Ge- 
bieten lehrten,  unseren  heutigen  Lehren 
viel  näher  als  unser  Naturerkennen  dem 
ihrigen. 

Die  ersten  grossen  Fortschritte  aller  em- 
pirischen Erkenntnis  fallen  in  die  Epoche, 
in  welcher  die  überlieferten  Religionssysteme 
ins  Wanken  kommen.  Veränderte  Lebens- 
bedingungen erschüttern  die  alten  geheiligten 
Regeln  des  Handelns  und  Zusammenlebens. 
Mit  dem  Zweifel  an  den  alten  kosmogoni- 
schen  Vorstellungen  kommt  das  Bedürfnis 
nach  einer  tieferen  oder  anderen  Erklärung 
der  AVeit  und  nach  eiuer  anderen  Begrün- 
dung des  Sollens:  man  will  die  Vorschriften 
der  Sitte  des  Rechts  und  der  Moral  nicht 
mehr  bloss  als  Gebote  Gottes  verstehen  und 
erläutert  sehen,  sondern  will  sie  aus  Zwecken 
und  Ursachen  erklärt  haben.  Es  entstehen 
die  philosophisch -physikalischen  Systeme 
d.r  Weiterklärimg  und  die  Moralsysteme; 
letztere  als  <li<?  ersten  eigentlichen  Versuche 
einer  Wissenschaft  vom  gesellschaftlichen 
Menschen.  Aber  die  metaphysischen  Systeme 
der  Welterklärung  und  die  etlüschen  Systeme 
—  in  der  Regel  einheitlich  verbunden  — 
sind  zunächst  doch  weit  entfernt,  die 
charakteristischen  Züge  der  alten  Religions- 
systeme  abzustreifen.  Dazu  reicht  die 
dürftige  Erkenntnis,  auf  denen  sie  ruhen, 
nicht  hin:  noch  weniger  duldete  der  prak- 
ti-.-ue   Zweck    das.     Die    griechische  Ethik 
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und  die  meisten  späteren  ethischen  Systeme 
en  bis  in  die  neuere  Zeit  vielmehr  ein 

.,  lehren.    Ideale  predigen   als  das   & 
Sende  "aus  Ursachen    erklären.     Mögen 
v  ,„  steilem  Masse  den    empin- 
fstoff  der  psychologischen ,  gesellschaft- 
,    und    sonstigen    Thatsachen    in    sich 
.,,„,.„.   eS   lie|t   ihnen   doch  in   erster 
ll:ll,m.   „inen  einheitlichen    Ausgangs- 
S    der    Verpflichtung,    eine    Erklärung 
Esollens  zu  rinden.    Das  können  sie  nur 
,,,„vh  ein  Verfahren,  das  zwischen  Glauben 
«nd  Wissen  die  Mitte  hält.     Sie  suchen    n- 
1     v,i  tierisch,  mit  der  Phantasie    sich 
Effild'von  der  Welt  und  der  J  eltregierung, 
vi  den  in  ihr  herrschenden  Principien  «ad 
n    von    ihrer  Entwickelung   und  vom 
Cnm,  nhangealles  Men^henschrcksalsmrt 
der    Welt    und     ihrem    Mittelpunkte,    vom 
Zwecke  des  Menschenlehens  und  semer  Zu- 
kunft   zu  machen.     Sie  benutzen   dazu    die 
fische  Kenntnis    der  Welt     soweit  sie 
Schf    soweit    sie   nicht    reicht,   verfahren 
„-■  teleologisch,  d.h.  sie  suchen  von  einem 
Bude    des    Ganzen    aus    das  Einzelne    als 
«weckmässig    diesem    Ganzen    dienend    zu 
t,„;   Suren   reflektierende   urteile :    so 
Stoff  unter  allgemeinen  Gesichtspunkten 
zu  ordnen,  wie  Kant  uns  das  in  der  Kritik 
der  Urteilskraft  näher  auseinandergesetzt  hat. 
yie  bedeutenden  Philosophen  seither  haben 
begeben,    dass    so    die   Teleologie  als  ein 
.,  -htistes  Reflexionsprincip,    als  ein  heu- 
ristisches   Hilfsmittel   benutzt   werden,    als 
eine    symboüsierende    Ergänzung   der   em- 
ririsehen    Wissenschaft     zur    Seite    treten 
Ese  und  dürfe.    Es  ist  der  Versuch  einer 
Ausdeutung  des  Ganzen  und  semer  Zwecke. 
lue    Vorstellung,   dass    die  Welt    eine  ein- 
heitliche   sei.    dass   es   ein  Stufenrereh    der 
Natur  und  der  Geschichte,  einen  Fortschritt 
und  eine  Vervollkommnung,  eine  Entwicke- 
lung  gebe,  ist  in  der  Hauptsache  nur  so  zu 
gewinnen.  ,  .  ,     ,. 

Die    teleologische    Betrachtung     ist    die 
wichtigste  Art,   eine   Summe   von  Erschei- 
nungen, .leren  inneren  kausalen  Zusammen- 
hang \vir  noch  nicht  kennen,  als  ein  Ganzes 
zu  hegreifen.    Sie  ist  mit  der  systematischen 
insofern  verwandt,  als  auch  diese  eine  Summe 
von  Erscheinungen  oder  Wahrheiten  einheit- 
lich   ordnen    und   begreifen   will;    aber  der 
einheitlich    ordnende    Gedanke    muss    hier 
nicht  notwendig  ein  Zweckgedanke  sein,  und 
die  systematische  Anordnung  sehliesst  noch 
den   'weiteren  Gedanken   ein,   alle  einzelnen 
Teile  des  Ganzen  in  der  Eeihenfolge  vorzu- 
fahren,   wie    es    der    inneren    Zusammen- 
gehörigkeit entspricht. 

Dil  ethischen  Betrachtangen  bedürfen  dei 
Teleologie  deshalb  in  so  besonderem  Masse, 
weil  alle  sittlichen  Werturteile  aus  Gefühlen 
und  Vorstellungen  hervorgehen,  die  sich  aut 


äen    Gesamtinhalt    und    Gesamtzweck    des 
menschlichen  Lebens  beziehen. 

Qie  Betrachtungen  und  fl  e 

ethischen  Systeme   haben   in   sich   eine  

schichte    sie    haben   sich   veredelt   und  ge- 
läutert:   ab 

erosser  Teil  dei  "    Wahr- 

heit dar,  die  bei  allen  Menschen  m  gleicher 
durchdringen   müsste.     Es  sind  ver- 
schiedene Weltanschauungen  stets  nebenein- 
ander möglich,  die  voneinander  abweichen, 
wie  die  verschiedenen  Ten 
die    optimistische    und    die    p 
Uschauung    wird   stets   zu   verschiedenen. 
Resultate  kommen.    Realismus  und  Idealis- 
mus    antike    und    christliche    Denkungsart, 
aristokratische  und  demokratische  Pnncipien, 
nid  wie  die  grossen  Gegensätze  alle  heis 
:!:',:,;- .tets%ersclnedene    Weltbilder  und 
Auf  Eassuneen  und  damit  verschiedene  Leb 
ideale    erzeugen.      Die  verschiedenen    d 
Ken    Vorstellungen    von    Gott    und    dem 
Leben  «ach  dem  Tode,  von  Forts,  hntt  oder 
Rückschritt  im  Laufe  der  Geschichte  müssen 
S   auch   zu   verschiedenen  1  rteüen    über 
,1  .'Fürchten  und  aUes  Handeln  führen.   So 
Ken    diese    verschiedenen    Möghcnk^en 
die  Welt  im  ganzen  zu  verstehen  eine  ß 
verschiedener  philosophischer  und  ethischer 
sich  bekämpfender  Systeme  geschaffen,  und 
1, stehen  auch  heute  getrennt  nebenein- 
ander   fort    und    werden    künftig    getrennt 
Sbestehen.    Sie   haben  nur  männlichem 
Misse   sich  einander  genähert,   wie  es  auch 
dte   höheren    Religionssysteme    thaten;    die 
tertecSndepsylhologischeErkenntaisdes 

Maschen,  die  fortschreitende  Erkenntnis 
dS  Natur  und  der  Geschichte  haben  die 
ex  reinen  Anschauungen  beseitigt,  habend!.. 
Ethik  immer  meto  zugleich  zu  einer  Er- 
Engswissenschaft  des  Seienden  gemach 
aus  der  heraus  nun  che  einzelnen  Teile  als 
besondere  Wissenschaften  vom  Staate  vom 
Se;   von    der    Volkswirtschaft    sich   los- 

1ÖSelbSnnmeDihrem  Grundcharakter  blieben 

die  ',  hisd  en  Systeme  doch  etwas  Aehnliches 
wie  dm Religiösen;  sie  ruhen  auf  einem 
Glauben  auf  einem  Fürwahrhalten  gewisser 
letz  er  Principien.  Die.es  Fürwahrhai  en 
Steht  unter  bestimmten  realen .und  psycho, 
logischen  Voraussetzungen  bei den gle 
oder  ähnlichen  Mensehen  mit  ah  nli  eheruoi 
■  v  l™+  wip  das  Wissen  der  Lrfanrungs- 
wendia'keit  wie  aas  wi&beu  letzten 

weit:    es  ist  ein  Fürwahrhalten  da  le tzten 
Dmge    dem   der  Materiahst  wie  der  1h  ms 
3er  Christ  gleictoässig  nnterhg.  Eben 
weil    es    sich   dabei   tun   die   letzten    umBe 
Welt"  um  die  höchsten  Principien,  so  ver- 
'„     "   Fürwahrhalten  eine  Spannkraft 
V      ns   die  eine  empirische  Erkenntnis 
!2rcln^"    Esä  en,-  Gewißheit,  die  zum 
Handeln  tefälngt.  die  den  Einzelnen  veran- 


Vi  ilkswirtschaft,  Volkswirtschaftslehre  und  -methode 


<  Principieu  alles,  unter  um- 
ständen sein  Leben  zu  opfern.  DieGewiss- 
heit,  die  der  Einzelne  oder  ganze  Menschen- 
gruppen und  Völker  durch  neue  zun 
praktische  Systeme  des  religiösen  oder  mo- 
ralischen Glaubens  erhalten,  ist  zwar  eine 
subjektive,  aber  sie  ist  dafür  eine  weltbe- 
;>de.  teil-  erschütternde  und  auflösende, 
teils  aufbauende  und  Neues  schaffende.  Die 
Principien,  die  im  Mittelpunkte  stehen,  sind 
zur  Zeit  ihrer  Entstehung  und  tri 
Wirksamkeit  noch  nicht  begrenzt,  noehnicht 
auseinandergesetzt  mit  anderen  gleichberech- 
tigten Principien  und  dem  Bestehenden. 
So  wirken  sie  epochemachend  und  revo- 
lutionär, werden  masslos  übertrieben  und 
sind  doch  die  Voraussetzung  einer 

neuen  Zeit  und  höherer  Formen  der  Gesell- 
schaft, 

E>    sei  gestattet,    hieran  noch  zwei  Be- 
merfcungen  zu  knü]  methodologische 

Bedeutung  haben. 

Da^,  was  man  oberste  Principien  in  den 
sehen  Systemen  nennt,  ihre  letzten  Ideale 
sind  Vorstellungen  über  die  Richtungen,  in 
n   sieh   dei    gute  Will.',    das  Solleu.   zu 
bewegen    habe.     Meist    stehen  nun  mehrere 
solcher  Li  ineinander,  in  einer  gegen- 

seitigen üeber-  oder  Unterordnung,  Neben- 
ordnung oder  Begrenzung.  Aber  gar 
wird  eine  als  die  herrsehende  vorangestellt, 
man  will  ihr.-  Eonsequenzen  auf  alle  Ge- 
biete  übertragen.  Ich  nenue  als  solche 
[deeen  die  der  persönlichen  Freiheit  und  die 
der  -  II liehen  Ordnung,  die  der  Ge- 

rechtigkeit    und    die    der    fortschreitenden 
Vervollkommnung   des   Einzelnen    und    der 
Uschaft,  die  der  Gleichheit  und  die  der 
hingebenden   Aufopferung   für  die   Gesamt- 
Es   sind   abstrakte  Zielpunkte,    deren 
er   im   praktischen  Leben  einseitig  für 
sieb    allein   ins  Auge  gefasst  werden  kann, 
zu  Missbrauch   und   zu  üebertreibung 
zu  führen.    All-  Freiheit  setzt  zuglei 
Ordnung,    all.-  Gleichheit  eine  Verschieden- 
heit im  Interesse  des  Ganzen  und  des  Fort- 
tts   voraus.     Wer  die  Freiheit  oder  die 
Gerechtigkeit  i  Gleichheit,  wie  es  so 

••ut.-  in  politisehen  und  volkswirtschaft- 
lichen Erörterungen  geschieht,  a] 
oberste.-  Princip  hinstellt,  aus  dem  man  mit 
strenger    Logik    da-    richtige 
deduktiv   ableifc  .   der  ver- 

gänzlich   die     wahr.-    Nal 

]■  n  Postulate;  sie  sind  Leiteten vi 

Zielpunkt.-,  die  dem  Handelnden  vorschwe- 

die  in  richtiger  Kombination  das  gute 

hreiben,  die  K i ., tt  und  L 

zum  richtigen  Bandeln  geben,  die  zu 

;     Eigenschaft  i  .der 

des   einzelnen  Würde   und  Charakter 

geben,  die  abei  nicht  empirische  Wahrheiten 


darstellen,  au-  denen  man  syllogistisch  weiter 
schliessen  könnte. 

I-t    so   vor  einem  häufigen  Missbrau 
zu  warnen,  der  sieh  an  die  ethischen  S\ 
ansehliesst,    so   ist   andererseits  zu  betonen, 
dass.   wenn  diese  Systeme  stets  durch  eine 
Synthese,    durch    eine    einheitlich    die   Ele- 
mente    unserer     Erkenntnis     und     uns 
•Glaubens    verknüpfende    Anschauung 
-lehen.  deshalb  nicht  jede  einheitlieh.'  Ver- 
knüpfung von  einzelnen  Erkenntnisstücken  zu 
einem  Ganzen  problematisch  ist  und  bleibt  i  Je- 
wiss  -ine  Synthese,  welche  die  Welt  und  ihre 
Geschichte   als  Ganzes  erklären  will,   bleibt 
stets  diskutabel.    Aber  eine  Synthese,  ts 
ein  Volk,   eine  Zeit,   ein  Menschenleben  als 
Ganzes  begreift,    welche  von  reicher  Erfah- 
rung  ausgeht,    in    welcher   sich    vollendete 
Sachkenntnis    mit    künstlerischer    Intuition 
verbindet,  kann  sich  der  wirklichen  Erkennt- 
nis  so  nähern,    dass  sie  für  unsere  Zwecke 
mit  ihr  zusammenfällt.    Wie  in  allen  Geistes- 
wissenschaften   so   ist    auch  in   der   Volks- 
wirtschaftslehre   ein    derartiges    Verfahren 
unentbehrlich  und  berechtigt. 

6.  Die  Systeme  oder  allgemeinen  Theo- 
rieen  über  Staat.  Recht  und  Volkswirt- 
schaft.    In    dem    Masse    wie    da.-    gesell- 
schaftliche Leben  komplizierter  wurde,    die 
Arbeitsteilung   besondere    Berufe   schuf,    in 
diesen    besonderen  Berufskreisen   ein  speci- 
elles  Wissen  sich  sammelte  und  systematisch 
zusammengefasst  oder  stückweise  von  Spe- 
cialisten    behandelt    wurde,    entstanden    die 
besonderen  Wissenschaften  vom  Staate,  vom 
Rechte,    von    der    Volkswirtschaft.      Diese 
Wissenschaften    hatten    von    Anfang    ihren 
konkreten  Stoff  mit  einer  Summe  einzelner 
Beobachtungen.    Urteilen,    Wahrheiten:    sie 
suchten  aber,  zumal  im  Anfang  und  soweit 
ihre  Behandlung  in  den  Händen  von  Philo- 
sophen. Moralisten.  Volksbeglückern  lag,  zu- 
gleich  und  in  erster  Linie  eine  einheitliche 
systematische  Form  und  oberste  letzte  Prin- 
cipien, aus  denen  die  einzelnen  Regeln  des 
Handelns  abzuleiten  wären.     Sie  stellten  sich 
insofern   auch  nach  der  Ausscheidung  aus 
der  Ethik  als  Teile  der  Moralsysteme,    als 
basiert  auf  eine  bestimmte  Weltanschauung 
dar.     Und  so  bildeten  sich  die  verschiedenen 
Staats-   und   Rechtstheorieen,   die   verschie- 
denen   Volkswirtsehaftstheorieen ,    die    teils 
gleichzeitig  nebeneinander   entstanden    und 
einander  bekämpften,   teils   in   ihrem   histo- 
rischen Wechsel,    in  ihrem  bald  steigenden, 
bald   sinkenden   Einfluss   einander  ablösten. 
Sie  sind  in  dem  Punkte  allen  Glaubens-  und 
allen  Moralsystemen  gleich,  dass  keines  dieser 
i"  für  sich  die  volle  Wahrheit  und  in 
seinen    obersten    Principien    unanfechtbare 
Erkenntnis    darstellt.     Sie   nähern   sich  nur 
in  ihrer  <  resamtheit  dieser  an.    Es  sind  die 
vorläufigen  Versuche,  aus  den  Bruchstücken 
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rer  Erkenntnis  ein  Ganzes   zumachen, 
„m    so    fähig    zu    werden,    in   einheitlicher 
\\. ..,.   [deale  aufzustellen  und  das praktiscne 
.  zu  regulieren. 

3  .  ^ben  entgegengesetzte  Staatsth v 

aeil    den  Tagen  der  Sophisten  und  seit  den 
,.,,   mittelalterlichen  Streitigkeiten  zwi- 
Kaiser   und   Papst   das  politische  und 
liehe  Leben  beherrscht;  die  einen  leiten 
den  Staat  aus  dem  Vertrage  der  Individuen, 
die  anderen  aus  einer  göttlichen   Ordnung 
nnd  objektiven  Mächten  ab.    So  haben  wir, 
seit    es   eine  volkswirtschaftliche  Litteratur 
von  Bedeutung  giebt,  konservative,  liberale, 
pltramontane    und    sozialistische   Theorieen, 
die   den   verschiedenen   prineipiellen  btancl- 
,, unkten  in  der  Staatsauffassung,  in  der  Ethik 
Und    in    der    Philosophie   entsprechen;    sie 
stellen  hauptsächlich  verschiedene  Ideale  rur 
die  wirtschaftliche  Moral,  für  die  soziale  und 
wirtschaftliche    Politik    auf    und    sind    mit 
ihrem    zeitweisen  Hervortreten,   ihrem  peri- 
odischen Einfluss,  ja  ihrer  Herrschaft  selbst 
zu  wichtigen  Elementen  und  Verursachungs- 
Bystemen   der  Entwickeltino-  geworden  :    sie 
haben    um   so   mein-   gewirkt,    je   mein-  sie 
verstanden,  einerseits  in  den  Dienst  grosser 
berechtigter  Zeitinteressen  und  Strömungen 
zu  treten  und  andererseits  zugleich  die  Fort- 
schritte  der   wirklichen,    auf  Erfahrung-  ge- 
stützten Erkenntnis  der  volkswirtschaftlichen 
Erscheinungen  in  sich  aufzunehmen. 

Die  ökonomischen  Theorieen  des  Mittel- 
alters   haben  ihre  einheitlichen  Wurzeln  im 
'Christentume  und  in  der  christlichen  Moral, 
in  der  Lehre  vom  justum  pretium  und  vom 
Wucher      Die    staatswirtschafüichen    Lneo- 
rieen    des    16.— 18.   Jahrhunderts,    die  mau 
r   dem   Namen   des  Merkantilismus   zu- 
sammenfasst.  sind  überwiegend  einer  Welt- 
anschauung  entsprungen,    die    auf  die   be- 
dankenwelt     des     späteren    römischen    Im- 
periums  und    des   römischen   Rechtes    sich 
stützte:    die   absolutistischen  Gedanken  von 

\L hiavell.  Bodinus,  Hobbes,  Pufendorf  und 

Christian  Wolf  stehen  im  Centrum  derselben. 
Ms   höchster  Zweck   erscheint  die  moderne 
Staatsbildung;  wie  die  einzelnen  Grundherr- 
schaften,   Städte,    Kreise,   Territorien  einem 
Herrscher,   einem  Gesetz,  einer  A  erwaltung 
unterworfen  werden,  so  sollen  die  einzelnen 
Wirtschaften    zu   einem   Markte   zusammen- 
wachsen, durch  Verkehr,  Arbeitsteilung  und 
einheitliche  Geldcirkulation  verbunden  wer- 
den-  ein   gutes  Münzwesen,   eine  lebendige 
Lcirkulation  erscheint  als  das  wichtigste 
Hilfsmittel  hierfür;  Exportindustrieen   kolo- 
nieen.  auswärtiger  Handel,  Bergbau  schaffen 
Geldüberfluss  und  reichliche  Geldcirkulation : 
das    im   Lande  befindliche  Geld  soll  nicht 
hinausgelassen  werden:  die  ganze  nationale 
Volkswirtschaft  soll  durch  ZoUbarneren,  die 
Handel  und  Industrie   indirekt  beeinflussen 


und  lenken,  einheitlich  zusammengefaßt 
werden;  dem  Auslände  steht  man  feindlich 
gegenüber,  man  kämpfl  mit  ihm  um  deD 
Absatz,  um  die  ;  !     um  die  Bandeis- 

vorherrschaft; das  Volk  erscheint  als  träge 
>:..  die  vom  Staatsmanne  gelenkt,  zum 
',  ,:  britte  veranlasst  werden  muss.  In 
diesen    Sätzen    stecken  ?     und 

manche  Ealsi  he  B  bachtungen  und  Urteile; 
hauptsächlich  aber  sehen  wir  in  dieser 
Theorie  grosse  praktisch-historisch  berech- 
tigte Zeitströmungen;  auf  dem  & 
einseitigen  Weltanschauung  und  S 
wurden  dem  Handeln  adäquate  Zeitideale 
vorgehalten.  . 

Die  Naturlehre  der  Volkswirtschaft,  wie 
sie  \a.n  den  Physiokraten  und  Adam  Smith 
begründet    wurde,    ging    von    naturwis 
schaftlichen  und  naturreehtlichen  Idi 
^ie  betrachtet  die  Volkswirtschaft  unter  dem 
Bilde  eines  natürlich  harmonisch  geordneten 
Systems  individueller,  egoistisch  handelnder 
Kräfte,    aus    dessen    Spiel    der    theistische 
Optimismus  aber  nur  günstige  Folgen  abzu- 
leiten   vermochte.     Es    war    eine    Theorie 
welche   die  Ideale  des  Individualismus  und 
Liberalismus  predigte,  den  Staat  für  nahezu 
überflüssig,    jeden    Staatsmann    für    einen 
schlechten    Kerl    erklärte,    die    Beseitigung 
aller  mittelalterlichen  Einrichtungen  auf  ihre 
Fahne  schrieb.     Es  waren  grosse  praktische 
Reformbedürfnisse,     denen    diese    Theorie 
ebenso    diente    wie   einstens    die   merkanti- 
listische    und    wie    neuerdings  die   sozialis- 
tische. .  ..  ,.    , 

Diese  baut  sich  auf  einer  materialistischen 
Deberschätzung  der  äusseren  Güter  und  des 
äusserlichen  Glückes,  auf  der  Negation  einer 
jenseitigen    Welt,    auf   der  Verkennung  des 
innersten    Wesens   der  menschlichen   Natur 
auf.     Aber  sie  kommt   grossen   praktischen 
Bedürfnissen  der  Zeit,  dem  Zuge  nach  demo- 
kratischer Gestaltung,  nach  Gleichheit,  nach 
technischem    Fortschritt,    nach    staatlicher 
Centralisation  entgegen.     Die   sozialistische 
Weltanschauung   hat  manche  Elemente  mit 
dei  Aufklärung  gemein  —  so  den  politischen 
Radikalismus,  die  Verherrlichung  der  Repu- 
blik    die  Absicht,  nach  logischen  hategoneen 
die  Gesellschaftswelt  einzurenken  —  andere 
mit    der    Philosophie   des   19.   Jahrhui 
_  ihre  Geschichtsphilosophie  ist  Hegel  und 
1  Feuerbach  entnommen.    Ihre  ganze  .National- 
ökonomie   Kt   den  -inseitigen  Abstraktionen 
Ricardos    entlehnt.     Ihr    Ideal  ist   die    Be- 
Sgung  der  Vermögens- und  mnkommens- 

unffleicbheit,  die  Aufhebung  jeder  Klassen- 
errthaft,  womöglich  niler  Klass  ngegen- 
sätee-  dieHebunl  und  Förderung ;  der  ar- 
Süden  Klassen  ist  da-  berechtigte  Ziel, 
dem  sie  dient;  sie  hat  auf  diesem  Wege 
SonG  **■    IhreLehren  stellen 

einen     natürlichen    Rückschlag     gegen    die 
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Einseitigkeit  der  Naturlehre  der  freien  Kon- 
kurrenz dar:  sie  dienen  den  Interessen  des 
dritten  Standes,  wie  jene  dem  Mittelstand.- 
förderlich  waren.  Im  ganzen  sind  sie  aber 
Dicht  minder  einseitig,  haben  zwar  viele 
Untersuchungen  angeregt,  stehen  in  ihrem 
Kern  aber  einer  tieferen  Erkenntnis  min- 
destens so  fern  wie  die  ihnen  vorausge- 
gangenen Manchesterleute.     Ja  man  könnte 

.  methodologisch  übertrieben  sie  die 
rationalistischen  Irrtümer  dieser. 

Aber  auch  die  weniger  extremen  Theo- 
rie.n  und  Systeme  der  Volkswirtschaftslehre 
und  Sozialpolitik  der  Gegenwart  sind  stets 
bis  auf  einen  gewissen  Grad,  soweit  sie  zu 
einer  geschlossenen  Einheit  gelangen  und 
von  ihr  aus  Ideale  für  die  Zukunft  auf- 
.  notwendig  von  einer  bestimmten 
Weltanschauung,  von  einem  individuellen 
Bilde  der  Welt-  un.l  6  Msentwickelnng 

aus  entworfen.  Nur  wer  über  die  grossen! 
Institutionen  des  Staates,  des  Privatrechts, 
der  wirtschaftlichen  Organisation  sich  ein  i 
konkretes  Entwickelungsbild  im  ganzen 
macht,  kann  sagen,  wohin  die  Zukunft  treiben 
werde  und  solle.  Und  dieses  Bild  bleibt  in 
gewissem  Sinne  ein  subjektives,  jedenfalls 
durch  konstruktive  Phantasievorstellungen 
meist  auf  teleologischen  Betraeh- 

a  beruhendes.  Mögen  die  einzelnen 
Theoretiker  dabei  noch  so  hoch  stehen, 
sie  sich  frei  wissen  von  allen  Klassen- 
und  Parteiinteressen,  welche  ebenfalls  ihre 
eigenen  nationalökonomischen  Theorieen  auf- 
stellen, in  eben  dem  Masse,  wie  sie  prak- 
tische Politik  treiben,  praktische  Ideale  des 
Handelns  aufstellen,  gehen  sie  von  einem 
Glauben,  einer  individuellen  Weltanschauung 
in-  und  sind  ihre  Lehren,  so  viel  wirkliche 
Wissenschaft  darin  stecken  mag.  nicht  fähig. 
all.-   Menschen    von    ihrer  Wahrheit   gleich- 

g   zu    überzeugen.     Das   gilt  von  den 

sozialistischen  Idealen  A.  Wagners  eben- 
so wie  von  den  gewerkvereinlichen  Bren- 
tanos, von  den  massvollen  Eeformplänen  des 

:.-  für  Sozialpolitik  wie  von  den  radi- 
kalen der  englischen  Fabier. 

Und   nicht  bloss  die  Ideale  der  Zukunft 
und  die  Systeme  unti  i  r  Schranke, ; 

auch  all.-  Urteile  über  die  grossen  histo- 
rischen Erscheinungen,  über  Staatenbildung 
und  Staatenuntergang,  über  soziale  Revo- 
lutionen, über  wirtschaftlichen  und  son 
kulturellen  Fortschritt  oder  Rückschritt 
stehen,  so  sehr  sie  danel  i  raesten 

hen  Kenntnis   des  Km/  In  ■    beruhen 

ii.  auf  demselben  Boden,  sind  gefällt 
mit   Hilfe   von   Deduktionen  aus  Präm 

\it,  aus  Welt-  und  Geschichts- 

i.  die  in  verschiedener  Weise  je  nach 
g    und     Persönlichkeit    sich 
bilden.      Sie    enthalten    nie    mehr   als   An- 
näherungswerte,   aK    vorläufige    Versuche; 


sie  enthalten  in  sieh  nicht  dasjenige  Kri- 
terium der  Wahrheit,  das  die  vollendete 
Wissenschaft  in  Anspruch  nehmen  muss, 
dass  jedi  r  Untersuchende  zu  demselben  Ki- 
-  kommen  müsse. 

Die  strengere  Wissenschaft  strebt  n 
m  grossen  Ziele,  sie  sucht  unumsl  — 
liehe  Wahrheiten  zu  erhalten:  sie  hat  es  in 
den  Gebieten  einfacherer  Verwickelung  der 
Erscheinungen  erreicht.  Sie  kann  das.  ja 
mein-  sie  sieh  zunächst  auf  die  Untersuchung 
des  Einzelnen  beschränkt:  je  mehr  sie  .las 
thut.  desto  mehr  muss  sie  aber  auch  ver- 
zichten. Ideale  aufzustellen,  ein  Sollen  zu 
lehren.  Denn  dieses  geht  immer  nur  aus 
dem  Zusammenhange  des  Ganzen  hervor. 
Wenn  daher  die  strengere  Wissenschaft  auch 
auf  unserem  Gebiete  die  Resignation  zu 
n  anfängt,  man  solle  zunächst  nur  er- 
klären, wie  die  Dinge  geworden  seien.  3fl 
giebl  sie  darum  die  Hoffnung  nicht  auf, 
einer  späteren  besseren  Ordnung  des  mensch- 
lichen Lebens  zu  dienen,  einer  höheren  Art 
der  Pflichterfüllung  und  des  Solleus  die 
Wege  zu  bahnen;  sie  will  nur  vorläufig  sich 
im  Sinne  einer  berechtigten  Arbeitsteilung 
auf  das  Erkennen  beschränken,  zumal  im 
Gebiete  der  Staats-  und  Sozialwissenschaft 
stets  zu  beobachten  war.  dass  hier  noch 
mehr  als  sonst  die  Hoffnung,,  durch  be- 
stimmte Untersuchtingen  irgend  welcher 
subjektiven  Auffassung  des  Sollens  eine 
Stütze  zu  bieten,  immer  wieder  die  Objek- 
tivität des  wissenschaftlichen  Verfahrens, 
getrübt  hat.  Man  kann  deshalb  prineipiel! 
zugeben,  dass  'las  letzte  Ziel  aller  Erkennt- 
nis ein  praktisches  sei.  dass  das  Wollen 
immer  vor  dem  Intellekt  da  ist.  ihn  regiert 
und  sein  Herrscher  bleibt:  dass  jeder  Fort- 
sehritt der  Erkenntnis  selbst  eine  That  des 
Willens  ist :  man  kann  auch  zttgebeu.  dass 
für  bestimmte  Lehrzwecke  der  Unterricht, 
zumal  der  in  der  praktischen  National- 
ökonomie und  Finanzwissenschaft,  die  Er- 
klärung des  Bestehenden  passenderweise  ver- 
binde mit  Hinweisen  auf  die  wahrscheinliche 
künftige  Entwickelung  und  auf  die  Vorzüge 
einer  bestimmten  Art  der  Entwickelung. 
Und  man  kann  trotzdem  im  Interesse  eben 
des  rein  wissenschaftlichen  Fortschrittes  es 
für  richtiger  halten,  zunächst  die  wissen- 
schaftlichen Untersuchungen  auf  dem  Bi 
strengerer  Methoden  möglichst  darauf  zu 
l  —  hränken,  die  Erscheinungen  1.  richtig 
zu  beobachten,  -.  -\e  zu  definieren  und  zu 
klassifizieren  und  3.  sie  aus  Ursachen  zu 
erklären. 

W.-nn  wir  diese  drei  geistigen  Operationen 
im  folgenden  nacheinander  kurz  besprechen, 
so  geschieht  es  nicht  in  dem  Sinne,  als  ob 
sie  ganz  getrennt  und  stets  in  der  ange- 
führten Reihenfolge  je  für  sich  vollzogen 
ii  könnten;  sie  greifen  stets  ineinander 
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.,,„.,..  ,|,.r  erste  Schritt  der  Beobachtung 
5chon  richtige  Namen  und  Klassifikation 

voraus;  jede  gute  Beobachtung  giebt  Kausal- 
irungen.  Aber  immer  isl  die  rohe  Be- 
ttung der  Anfang,  die  vollendete  Kaasal- 
irung  das  Ende   des  wissenschaftlichen 

Verfahrens.  .      . 

-,    Die   Beobachtung   und    Bescnrei- 
buiisj  im  allgemeinen.   Volkswirtsehafüiche 
Erscheinungen  beobachten  heisst  die  Motive 
der  betreffenden  wirtschaftlichen  Handlungen 
und    ihre    Ergebnisse,    deren    Verlaut    und 
Wirkung   feststellen.     Der  Motive  unsere) 
Handlungen   werden   wir  uns  direkt  duren 
Beobachtung  unseres  eigenen   Seelenlebens 
bewusst;  von  uns  schliessen  wir  auf  andere. 
Was    in    der    Welt    vorgeht,    erfahren    wir 
durch  die  Eindrücke  unserer  Sinne,  die  wir 
als   ein   objektives  Geschehen   deuten    und 
beereifen.    Alle  unsere  Erfahrung  stammt  so 
aus  diesen  zwei  Quellen  der  Wahrnehmung. 
\ber  bis  wir  uns.   bis  wir  die  Welt  richtig 
beobachten    lernten,    brauchte  es  einer  Jür- 
fehrungsentwickelung     von    Jahrtausenden. 
Und  noch  heute  müssen  wir  jeder  Beobach- 
tung mit  dem  Zweifel  entgegentreten,  ob  sie 
richtig   sei,   ob  nicht  subjektive  Täuschung, 
unvollkommenes  Sehen,  voreiliges  sanguini- 
sches Verfahren,  Ungettbtheit.  Vorurteile  und 
Interessen    uns    falsche    Bilder    vorfuhren. 
Wir  werden  nur  dann  glauben,  richtig  und 
wissenschaftlich    brauchbar    beobachtet    zu 
haben,  wenn  wir  bei  wiederholter  Beobacn- 
tung    desselben    Gegenstandes,    wenn    ver- 


tung     uesseiuen     ucg^o«» ,      ■•-  - 

schiedene  Beobachter  immer  wieder  dasselbe 
Resultat  finden,  wenn  jeder  subjektive  Em- 
fluss  aus  dem  Ergebnis  eliminiert  ist. 

Alle  Beobachtung  isoliert  aus  dem  l  haos 
der  Erscheinungen  einen  einzelnen  Vorgang, 
um  ihn  für  sich  zu  betrachten.    Sie  beruht 
Stets   auf  Abstraktion;    sie    analysiert   einen 
Teilinhalt.    Je  kleiner  er  ist,  je  isolierter  er 
ach  darstellt,  desto  leichter  ist  das  Geschart. 
Die  Beobachtung  soll  erschöpf  end,  vollständig, 
genau  sein,  alle  wahrnehmbaren  Beziehungen 
des    Gegenstandes    eruieren,     eine    genaue 
(ii-M-sen-,  Zeit-,  Eaumbestimmung  enthalten; 
sie    will    die    Gleichheit    und    Aehnliclikeit 
wie  die  Verschiedenheit  gegenüber  den  ver- 
wandten   oder    entgegengesetzten    Erschei- 
nungen feststellen.    Die  relative  Einfachheit 
der 'elementaren  Naturvorgänge    erleichtert 
auf   dem   Gebiete    der  Naturwissenschaften 
die  Beobachtung  sehr:  es  kommt  dazu,  dass 
der  Naturforscher    es  in  seiner  Gewalt  hat, 
die  Umgebung,   die  mitwirkenden  Ursachen 
behebig1' zu  ändern,  d.  h.  zu  experimentieren, 
und  so  den  Gegenstand  von  allen  Seiten  her 
leichter  zu  fassen.     Nicht  bloss  ist  das  bei 
volkswirtschaftlichen    Erscheinungen    nicht 
häufig  möglich,  sondern  diese  sind  stets  — 
auch  in  ihrer  einfachsten  Form  —  sehr  viel 
kompliziertere   Gegenstände,    abhängig   von 


den    verschiedensten    Ursachen,    beeinflusst 
durch  eine  Reihe  mitwirkender  Bedingungen. 
Nehmen   wir  i  ine  Steigerung  des  Getreide- 
preises   des  Lohnes,  eine  Kursveränderung 
oder    gar   eine    Handelskrisis,    einen    Fort- 
schritt der  Arbeitsteilung;  fast  jeder  solche 
Vorgang  besteht  aus  Gefühlen,  Motiven  und 
Handlungen    gewisser    Gruppen    w>n    Men- 
schen   dann  aus  Massenthal  a  hen  der  Natur 
(z  B.  einer  Ernte)  oder  des  technischen  Lebens 
(7.   B    der  Maschinenoinführung),   er  ist  be- 
einflusst von  Sitten  und  Einrichtungen 
ren  Ursachen   weit  au 
handelt    sieh   also   stets  oder  meist  um  die 
gleichzeitige  Beobachtung   von  zeitlich  und 
räumlich  zerstreuten,  aber  in  sich  zusamn 
hängenden  Thatsaehen.     Und  vollends  wenn 
typische   Formen    des    Volkswirtschaft]; 
Lebens  beobachtet   werden   sollen,    wie  die 
Familienwirtschaft,    die  Unternehmung. 
Aktiengesellschaft,   der    Gewerkverein     der 
Markt,    die    Börse,    so    steigert    sich    die 
Schwierigkeit    des  Selbst-  und  des  Richtig- 
sehens ins  Ungemessene. 

Und  doch  — seit  es  eine  höhere  geistige 
Kultur  mit  Schulbildung,    Presse  und  Lek- 
türe  giebt,    erreichen    zahreiche   Geschatt- 
männer und  Beamte  durch  jahrelange  prak- 
tische  Lebenserfahrung   und    Uebung    eine 
gewisse  Fähigkeit,   volkswirtschaftliehe  Ja- 
scheinungen  im  grossen  und  ganzen  richtig 
zu    beobachten.       Und    daneben    hat     die 
Wissenschaft  und  der  Unterricht  in  ihr.  die 
regelm;i>sme  Schulung  im  wissenschaftlichen 
Beobachten,    in    der  Beseitigung  der  wahr- 
scheinlichen Täuschungen  und  Fehlerquclh-L. 
manche  Praktiker   und  viele  Theoretiker  so 
weit  gebracht,  dass  die  kritische  vorsichtig, 
Beobachtung  heute  weiter  verbreitet  ist   als 
je  früher.     Diese  Schulung  hat  es  auch  da- 
hin gebracht,  dass,  wo  wir  nicht  selbst  be- 
obachten können,  sondern  auf  rheNachrichteu 
und  Beobachtungen  anderer  angewiesen  sind, 
wir    doch  mit   scharfem  Blick  das  Brauch- 
bare   v,,m  Unbrauchbaren    zu  sondern,    aus 
der    grossen  Masse    des   Beobachtungsmate- 
rials,   das   uns  die  Presse,    gesammelte  Be- 
schreibungen,   andere    Wissenschaft 
bieten,   die  richtige  Auswahl  zu  treffen  gc- 

len,lberbimmer  bleibt  die  Be  g  der 

volkswirtschaftlichen  Thatsaehen  eine  schwie- 
rige von  Feldern  um  so  leichter  getrübte 
Operation,  je  grösser,  verzweigter  kompl. 
ziert*  x  die  einzelne  Erscheinung  ist.  Die  an 
ich  berechtigt,  Vorschrift  ]eden  zu  unter- 
suchenden Vorgang  in  se ine  kleinsten  Tede 
aufzulösen,  diese  für  sich  zu  beobachten  und 
a  s den  gesammelten  Beobachtungen  erst 
ehi  Gesamtergebnis  zusammenzusetzen  ist 
nur  unter  besonders  günstigen  Umstanden 
Z  L,  durchzuführen.  In  der  Regel  han- 
dle es  sich  darum,  aus  gewissen,  an  einem 


Volkswirtschaft,  Volkswirtschaftslehre  und  -methode 


Vorg  gestellten  sicheren  Daten    die 

übrigen  nicht  oder  nicht  genügend  beob- 
achteten a  hliessend  zu  ergänzen  und  so 
sich  ein  Bild  von  dorn  Glänzen  desselben  zu 
machen;  das  -v-.rhi.-ht  unter  dem  Einflüsse 
gewiss  i  Gfesamteindrücke  durch  einen  pro- 
duktiven Akt  der  Phantasie,  der  irren  kann. 
wenn  nicht  reiche  Begabung  und  Schulung 
den  Geist  auf  die  rechte  Bahn  lenken.  Da- 
bei ist.  wenn  es  sich  um  die  weitere  Ver- 
wertung des  Beobachteten  handelt,  nie  zu 
vergessen,  wie  verschieden  zunächst  psy- 
ii  das  Erfahrungsmaterial  wirkt. 
■las  man  seihst  dein  Leben  abgelauscht,  und 
jenes,  welches  man  aus  der  Hand  Dritter 
empfängt.  Das  erst.']-,;,  hat  stets  Farbe, 
ii.  die  volle  Deutlichkeit  der  Anschauung; 
[•scheint   stets  i       wirkt  kräftiger, 

ist  aber  dorn  umfange  nach  bei  Gelehrt  o 
docli  in  der  Rege]  das  beschränktere.  Das 
andere,  ans  Büchern.  Nachrichten,  Erzäh- 
lungen Stammende  stellt,  je  weniger  der 
Aufnehmende  eine  produktive  Phantasie  be- 
desto  mehr  nur  verblasste  Bilder, 
Schemen,  ja  blosse  Namen  und  Begriffe  dar. 
zu  denen  die  Anschauung  fehlt.  Nur  eine 
planvolle,  mit  Absicht  stets  sich  wieder- 
holende Anstrengung  kann  es  dahin  bringen, 
dass  das  lebende  und  das  verblasste  Material 
sieh  zu  ganz  gleichwertigen  Stücken  und 
damit  zu  einem  der  Wirklichkeit  entspre- 
chenden <  tesamtresultate  verbindet. 

Es  wird  sich  jedem  aufmerksamen  Leser 
volkwirtschaftlicher  Schriften  sofort  die  Er- 
kenntnis eröffnen,  ob  und  inwieweit  sie  auf 
oder  schlechter  Beobachtung  beruhen, 
ob    selbständig  ue    Beobachtung    oder 

Benutzung  der  Beobachtung  anderer  im 
lergrunde   steht,    ob    sie  auf  Welt-  und 
ikenntnis   oder  auf  Bücherkenntnis 
sich    aufbauen.      A.   Smith   hat    das    wirt- 
schaftliche   Leben    im    kleinen     gut    beob- 
t.   im    übrigen   war  er  ein  Stubenge- 
lehrter, der  aber  auch  aus  abgeleitetem  Ma- 
teriale    Bedeutsames    zu    machen     wusste. 
Ricardo  war  ein   scharfsinniger  Mann  ohne 
gelehrte  Bildung,    aber   mit  "reicher  prakti- 
scher   Geschäftserfahrung.      A\',j   in,    prakti- 
Lebi  n    geschulh     Staatsmänner   und 
Geschäfteleute    zugleich   eine  volle  wissen- 
schaftliche Bildung  sich  erwerben,  da  I 
sie,    obwohl   meist    nur    über    Einzelheiten 
schreibend,   eben  deshalb  Vol  weil 

sie  die  zwei  Arten  des  Beobachtungsmate- 
rials am  richtig  rbinden;  ich  erinnere 
an  den  Abi/-  Galiani,  an  Necker,  an  .1.  G. 
Boffmann,  an  Thünen,  an  G.  Rümelin. 
■ii  Gelehrten  zeigen  die- 
jenigen, welche  es  verstanden,  zugl  ich  ich 
eine  reiche  praktische  Lebenserfahrung  zu 
erwerben,  ähnliche  Vorzüge,  wie  z.  1!.  F. 
B.  W.  Hermann,  G.  Banssen,  Hildebrand. 
Di  r  T\  pus    eines  spekulierenden  Bü  b 


u  ohne  eigene  Beobachtung,  ohne 
Welt-  und  Menschenkenntnis  ist  Karl  Marx; 
mathematische  Spielereien  waren  seine  Lieb- 
lingsbeschäftigung;  sie  verbinden  sieh  bei 
ihm  mit  ganz  abstrakten  Begriffen  und  mit 
allgemeinen  geschichtsphilosophischen  Bil- 
dern. Er  ist  durch  diese  Eigenschaften  trotz 
aller  Studien  in  deu  englischen  Blaubüehern 
von  dem  Erfordernis  empirischer  zuver- 
lässige] Forschung,  wie  sie  heute  verlangt 
wird,   vielleicht   weiter  entfernt   als    irgend 

ein  anderer  bedeutender  nationalökonomiseher 

Denker. 

Die  Fixierung  der  Beobachtung,  so  dass 
sie  für  andere  verwertbar  -wird,  ist  die  Be- 
schreibung. Sie  schildert  den  aus  dem 
übrigen  Zusammenhange  des  Geschehenden 
ausgesonderten  Gegenstand,  giebt  ihm  den 
durch  die  wissenschaftliche  Definition  fest- 
gestellten Namen,  ordnet  ihn  unter  die 
Arten  und  Klassen  der  verwandten  Erschei- 
nungen, stellt  Gleichheiten,  Aehnlichkeiteu, 
Koexistenzen,  Folgen,  Zusammenhänge  fest. 
Die  Beschreibung  giebt  iu  der  Regel  schon 
deshalb  viel  mehr  als  die  Beobachtung,  weil 
sie  Folgerungen  aus  dem  Beobachteten  und 
aus  anderweiten  anerkannten  Wahrheiten 
einflicht;  sie  verbindet  die  einzelnen  Be- 
obachtungen zu  einem  summarischen  Aus- 
drucke; auch  wo  sie  nicht  so  weit  geht. 
stelll  sie  zur  Erläuterung  die  nächst  vorher- 
gehende Beobachtung  neben  die  neue,  die 
gestrige  Kursnotiz  neben  die  heutige:  jede 
gute  Beschreibung  ist  so  vergleichend,  wie 
in  den  meisten  Handbüchern  der  Volkswirt- 
schaftslehre mindestens  englische,  französi- 
sche und  deutsche  Dinge  nebeneinander 
angeführt  werden.  Die  Zusammenfassung 
mehrerer  Beobachtungen  und  ihre  Ver- 
gleichung,  der  Versuch,  so  ausprobierend, 
Gesamtvorstellungen  über  grössere  Gebiete 
des  volkswirtschaftlichen  Lebens  zu  schaf- 
fen, ist  ein  Hauptmittel,  in  das  Chaos  zer- 
streuter Einzelheiten  Einheit  zu  bringen, 
Es  liegt  darin  auch  der  Ansatz  zu  induk- 
tiven Schlüssen,  wie  alle  Beschreibung 
ihren  Hauptzweck  darin  hat,  die  Induktion 
vorzubereiten:  aber  sie  ist,  wie  Mill  immer 
wieder  betont,  noch  nicht  Induktion  und 
dient  ebenso  der  Deduktion  und  ihrer  Ve- 
rifikation. 

Soll  die  Volkswirtschaft  eines  ganzen 
Landes,  die  Entwicklung  einer  ganzen  In- 
dustrie, das  Dank-  oder  Geldwesen  eines 
Staates,  die  Lage  der  Arbeiter  eines  Ge- 
werbes geschildert  werden,  so  handelt  es 
sich  um  so  komplizierte  Gegenstände,  dass 
zu  einer  genauen  erschöpfenden,  nach 
Grösse,  nach  Ursache  und  Folge  ausreichen- 
den Beschreibung  vor  allem  die  Fähigkeit 
e  Tausende  von  Einzeldaten  zu- 
sammenzufassen, zu  komprimieren  ;  es  handelt 
sich    um    'Ii-'  Fähigkeit,    das   analytisch   im 
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einzelnen  Festgestellte  in  einer  vollendeten 
hese  zusammenzufassen.  Eine  voll- 
endete Beschreibung  setzt  einen  vollendeten 
Sachkenner  voraus,  der  zugleich  als  voll- 
endeter Künstler  mit  kurzen  Stadien,  mit 
plastischer  Anschaulichkeit  und  doch  ganz 
wahrheitsgetreu  zu  schildern  weiss. 

Je  einfacher  die  Gegenstände  einer  Dis- 
o  sind,  eine  desto  geringere  Eolle  spiell 
in  der   betreffenden    Wissenschaft   die  Be- 
schreibung; die  Erscheinungen  sind  typisch, 
wiederholen  sich  so  deiehmässig.    dass  Be- 
<eirreibuugen    der  verschiedenen  Exemplare 
derselben  Art    nicht    nötig   sind.     Das  gilt 
auch   für   die    elementaren   volkswirtscnart- 
lichen   Vorgänge,  wie   Preisschwankungen; 
da  kann  ein  Beispiel  genügen      Alles  kom- 
nliziertere    hat    seinen    individuellen    eigen- 
tümlichen  Charakter,   die  Beschreibung  der 
einen  Hausindustrie  macht  die  der  anderen 
nicht   überflüssig.     In   den   komplizierteren 
Wissensgebieten  hat  daher  stets  mit  dem  biege 
strenger  WissensehafÜichkeit   die   Beschrei- 
bung  der  deskriptive  Teil  sich  einen  eigen- 
tümlichen selbständigen  Platz  erobert;   ein- 
zelne  Hilfsmittel   und  Arten    der  Beobach- 
tung-     der    That sacheu  Sammlung    und    tfe- 


.,.,  haft,  die  aus  der  Epoche 
der  Kai  k    stets   lebi  ndigen  Sinn  Eüi 

das  Wirkliche  sich  gerettel  hatte,  mit  g 
ser   Energi  i    seit    ein    las   zwei    Mens 
altern  den  Realismus   auf    ihre   Fahne 
schrieben.       Die    besten     Geister    and 
31  aten  sind  ihr  hieri  I    es  sei  z.  B. 

nur    an    Herbert    Spencers    Materialsamm- 
lungen   und   an   Sir  IL  S.  Maines   All 
erinnert.      Auch  diejenigen  unter  den  deut- 
schen Nationalökonomen,  welche  am  meisten 
für   deduktives   Verfahren    eil  sind, 

haben  sich  teilweise  mit  grösstem  Erfolge 
an  den  deskriptiven  Arbeiten  beteiligt,  wie 
z.  B.  A.  Wagner.  Der  Unterschied  der  hei  i 
deskriptiven  Richtung  der  Nationalökonomie 
von  der  des  vorigen  Jahrhunderts  h 
darin,  dass  heute  "nicht  mehr  zufällige  No- 
tizen gesammelt,  sondern  nach  strenger  Me- 
thode wissenschaftlich  vollendete  Beobach- 
tungen und  Beschreibungen  gefordert  werden. 
"Wenn  vor  allem  die  deutsche  Wissen- 
schaft   in   dieser  Richtung   vorging,    so   hat 
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Schreibung,   wie  z.  B.  die  Mikroskopie  und 
Statistik,    wurden    zu    besonderen    Wissen 

schatten.  . 

\uf    dem    Gebiete     der    Staatswissen- 
schaften und   speciell  der  Volkswirtschafts- 
lehre   beobachten    wir    seit    ihrer    höheren 
Ausbildung  zwei  Anläufe  nach  dieser  Rich- 
tung     Erst    ergina-    sich    die    Kameralistik 
und    der   Merkantilismus   im  ersten  mühe- 
vollen,    freilich    oft    recht    oberflächlichen 
Sammeln  der  Thatsachen,  in  Beschreibungen 
von  Holland,  England  und  anderen  Staaten ; 
endlose  Encyklopädieen   und   Sammelwerke 
entstanden;    diese    ältere    Richtung    konnte 
sieh  nicht  genug  des  Materials  erfreuen  und 
endete  zuletzt  in  gedankenloser  Polyhistorie. 
Die    Naturlehre    der    Volkswirtschaft     war 
dem    gegenüber   eine  Erlösung:    sie   stellte 
einen    vorläufigen    Versuch    der   rationalen 
Bemeisterung    des    toten    Str. «es    dar;    für 
einige    Menschenalter   trat    das    Beobachten 
und  Beschreiben  zurück :    die  Dinge  für  zu 
einfach  haltend,   glaubte   man   in  der  allge- 
meinen   Menschennatur    den   Schlüssel    ge- 
funden   zu  haben,    der   direkter  und  mühe- 
loser  zum  Heiligtum   der  Erkenntnis    führe 
als  die   langweilige,    zeitraubende   Empirie. 
Den    Rückschlag   gegen   diese  Einseitigkeit 
stellt    unsere    Epoche    dar.      Wie    man   in 
England    den    Sehlagworten    Angebot    und 
Nachfrage  nicht  mehr  allein  glaubte,  sondern 
in    endlosen    Enqueten     vor    jedem     Urteil 
über  die  Dinge  die  Thatsachen  festzustellen 
sich  bemühte,  wie  die  Franzosen  in  Le  1  laj 
einen    neuen   Apostel    der   Empirie    fanden, 
«o  hat  vor  allem    die  deutsche  nationale!»- 
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sie  sich  nie  eingebildet,  dass  das  Beobachten 
und    Beschreiben    allein   Wissenschaft    sei. 
dass    das    mehr    sei    als    die   Torbereitung, 
um  zu  allgemeinen  Wahrheiten  zu  kommen. 
Sie   behauptete    nur   und  mit   Recht,    ohne 
diese  empirische  Grundlage  und  ohne  strenge 
Schulung  und  Gewöhnung  nach  dieser  Seite 
gebe    es    keine    brauchbare   Induktion   und 
Deduktion;  sie  glaubte  vor  allem,  dass  hie- 
rin ein  Unterricht  möglich  und  heilsam  sei, 
dass   hierin  geschulte  Anfänger  noch  etwas 
leisten  können,    während   die  Spekulationen 
der   Schüler    über    die    letzten    Fragen   der 
Wissenschaft    meist   ziemlich  wertlos  sind. 
Die    deutsche  Wissenschaft,  und   die  Leiter 
derjenigen  staatswissenschaftlichen  Senn 
aus  denen  seit  30  Jahren  überwiegend  des- 
kriptive Arbeiter  hervorgingen,   waren  sich 
bewusst.  damit  im  Einklänge  zu  stehen  mit 
dem  Gange,   den  die  Erkenntnistheorie  und 
Wissenschaftslehre     überhaupt    genommen. 
Sie    konnten    sich   auf  Lassalles   Wort    be- 
rufen-     Der  Stoff  hat   ohne  den  Gedanken 
immer  noch  relativen  Wert,    der   Gedanke 
ohne    den   Stoff    nur    die    Bedeutung   einer 
Chimäre«;     oder    auf    Lotzes    Ausspruch: 

Die    Thatsachen    kennen,    ist    nicht 
aber  ein  Grosses ;   dies   gering  zu  schätzen, 
weil  man  mein-  verlaugt,  geziemt  nur  jenen 
hesiodischen  Thoren.  die  nie  einsehen,  dass 
halb  oft  besser  ist  als  ganz. 

Bei  den  verschiedenen  Seiten  der  volks- 
wirtschaftlichen Erscheinungen  kommen  nun 
für  Beobachtung  und  Beschreibung  natur- 
lich verschiedene  Verfahrungsweisen  in  Be- 
tracht :  sie  sind  teils  anderen  \\  issenschaften 
entlehnt,  teils  mehr  selbständig  innerhalb 
der  Staatswissenschaften  ausgebildet  worden. 
Es  ist  hier  des  Raumes  wegen  nicht  mog- 
lieh  auf  alle  diese  Methoden   im  einzelneu 
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einzugehen.  Dagegen  muss  wenigstens  da- 
von besonders  geredet  werden,  wie  Sta- 
tistik und  Geschichte  sich  als  Hilfswissen- 
schaften der  Volkswirtschaftslehre  neuer- 
ausgebildet haben. 

8.  Die  statistische  Methode  und  die 
Enqueten.  Wenn  wir  fragen,  wo  die  Beob- 
achtung am  ehesten  subjektive  Täuschung 
abstreifen,  zu  allgemein  gütiger  Wahrheil 
kommen  konnte,  so  ist  es  da,  wo  sie  be- 
stimmte Erscheinungen  der  Zahl  und  dem 
Masse  unterwerfen  konnte.  Für  praktische 
Verwaltungszwecke  hatte  man  seit  Jahr- 
hunderten dir  Hufen,  die  Menschen,  das 
Vieh,  die  Gebäude  gezählt :  die  italienischen 
Tyrannen  der  Renaissance,  noch  mehr  die 
aufgeklärten  Despoten  des  17.  und  18.  Jahr- 
hunderts brauchten  für  Finanz-,  Militär-  und 
andere  Zwecke  immer  häufiger  solche  Zäh- 
lungen. Die  erwachende  Wissenschaft  be- 
mächtigte sich  dieses  Materials.  Petty  und 
Davenant  sprachen  von  politischer  Arithme- 
tik, wenn  sie  wirtschaftliche  Zahlenangaben 
zusammenstellten  und  verglichen.  G.  Achen- 
wall  und  seine  Nachfolger  begannen  ihre 
Staatenbeschreibungen  durch  Zahlen  zu  er- 
gänzen und  nannten  das  Statistik.  Peter 
Sil- -milch  schuf  aus  den  Zahlenergebnissen 
der  Kirchenbücher  die  Bevölkenmgslehre. 
Und  da  planmässige  Zählungen  dieser  Art 
Privaten  nur  sehr  schwer  möglich  sind,  die 
gewöhnliehen  Staatsbehörden  nur  nebenbei 
durch  ihre  sonstige  Verwaltungsthätigkeit 
zu  solchen  Zalilenergebnissen  kommen,  so 
schuf  man  von  1  mm  lab  erst  die  staatlichen, 
später  auch  besondere  lokale  statistische 
Aemter,  deren  Aufgabe  es  ist,  gesellschaft- 
liche Thatsachen  zu  zälden  und  zu  messen, 
das  diesbezügliche  .Material  zu  sammeln  und 
zu  bearbeiten.  In  ihren  Händen  liegt  heute 
ihmlich  die  Statistik,  ohne  dass  es  aus- 
geschlossen  ist,  dass  Private  und  andere 
Behörden  ebenfalls  statistische  Erhebungen 
machen,  noch  weniger,  dass  sie  statistisches 
Material  verarbeiten. 

Wir  haben  es  hier  mit  der  Statistik  nur 
als  Methode  der  systematischen  Massenbe- 
obachtung zu  tlmn.  Sie  sondert  Gruppen 
TOD  Individuen  oder  von  wirtschaftlichen 
Thatsachen  und  Ereignissen  aus.  zählt  sie 
im  ganzen  und  nach  bestimmten  Merkmalen, 
charakterisiert    die  Gruppen  dadurch,    stellt 

ereinstimmung    und    Abweichung,    Vcr- 
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fest  und  leitet  so  unter  Zuhilfenahme  un- 
a  Wissens  von  den  Erschei- 
nungen zu  einer  tieferen  Erkenntnis  der- 
:  an.  Sie  LSI  nur  anwendbar,  wo  man 
feste  Gruppen  mach  Staat.  Provinz,  Ge- 
meinde, nach  Beruf.  Stand.  Geschlecht, 
Alter,  nach  bestimmten  Handlungen.  Ver- 
brechen, Schul-  und  Kirchenbesuch,  Steuer- 


zahlen etc.)  bilden,  alle  Glieder  der  Gru 
durch  eine  Krage  erreichen,  diese  Fragt' 
klar  und  deutlich  stellen  und  Garantieen 
schaffen  kann,  dass  sie  beantwortet  und 
richtig  beantwortet  werde.  Die  steigen- 
den Kosten,  welche  der  statistische  Ver- 
waltungsapparat verursacht,  hindern  jede 
übergrosse  Ausdehnung;  unvollkommene 
Flauestellung  und  ungenügende  und  falsche 
Antworten  machen  einen  erheblichen  Teil 
des  Materials  wertlos.  Erst  langsam  hat 
sich  die  Kunst  der  Zählung  und  Erhebung 
vervollkommnet;  die  Volkszählungen,  die 
Zählungen  des  Gewichts  und  des  Wertes 
der  aus-  und  eingeführten  Waren  und 
andere  Teile  der  Statistik  haben  aber  jetzt 
einen  hohen  Grad  der  Zuverlässigkeit  er- 
reicht, während  andere  Teile  des  statisti- 
schen Materials  noch  selu'  unvollkommen 
sind. 

Die  Bedeutung  der  statistischen  Methode 
für  den  Fortschritt  aller  Erkenntnis  auf 
dem  Gebiete  von  Staat,  Gesellschaft  und 
Volkswirtschaft  war  trotzdem  eine  unge- 
heure. Die  Ausbildung  derselben  war  je- 
denfalls einer  der  erheblichsten  Fortschritte 
auf  dem  Gebiete  der  Sozialwissenschaften 
seit  150  Jalrren.  Die  Statistik  hat  nach 
vielen  Seiten  das  hier  felilende  Experiment 
ersetzt;  sie  hat  vielfach  erst  den  Sinn  für 
Genauigkeit  und  Präcision  auf  diesem  Wis- 
sensgebiete geschaffen ;  sie  hat  feste  Grösseu- 
vorstellungen  an  die  Stelle  lauter  verschwom- 
mener Anschauungen  gesetzt ;  sie  hat  zuerst 
gestattet,  die  Massenerscheinungen,  die  bis- 
her nur  einer  vagen  schätzenden  Charakte- 
risierung zugängig  waren,  einer  festen 
Beobachtung  zu  unterwerfen,  die  zählbaren 
Merkmale  zu  einer  absolut  sicheren  Charak- 
teristik zu  verwerten ;  sie  hat  durch  ihre 
Tabellen ,  graphische  Darstellungen  und 
andere  Hilfsmittel  der  Vergleichung  die 
Veränderungen  in  der  Entwickelung  fest- 
gestellt, auf  die  Erkenntnis  der  Ursachen 
hingelenkt,  den  Einfluss  bestimmter  Haupt- 
und  Nebenursachen  zu  messen  gestattet. 
Indem  man  die  statistischen  Ergebnisse 
nach  Baum  und  Zeit  tabellarisch  gliederte, 
die  Massenerscheinungen  gleichsam  als  Funk- 
tionen von  Raum  und  Zeit  auftreten  liess, 
erhielt  man  einen  Einblick  in  die  Abstufung 
der  wirkenden  Ursachen.  Die  Statistik  hat 
die  Bevölkerungsielire  geschaffen,  der  Völker- 
kunde und  Finanz  ilu-  festes  Fundament  ge- 
geben ;  sie  hat  die  Geld-  und  Preislehre  von 
groben  Irrtümern  gereinigt,  die  Schiefheit 
so  vieler  voreiliger  Generalisationen  auf 
verschiedenen  Gebieten  aufgedeckt;  sie  ist 
das  Hauptinstrument  der  deskriptiven  Volks- 
wirtschaftslehre geworden.  Ihre  heutigen 
Fortschritte  in  der  Lohn  Statistik ,  Berufs- 
-t.ui  -tik.  Haushaltsstatistik  zeigen,  wie  sehr 
sie  fähig  ist,   auch  fernerhin  wichtige  Teile 
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der  Wissenschaft    zu  verbessern  und  ganz 
umzugestalten. 
,-,,,„.,.   die    Grenzen    ihrer   Wirksamkeit 
kann  daneben  «loch  kein  Zweifel  sein      Uir 
mtes     Material      gehört      einer     kurzen 
Qe     der    neueren     Zeit    und    wenigen 
Kurstaaten    an.     Sie    liefert    Wahrheiten 
immer  nur  im  Zusammenhange  mit  anderen 
Specialwissenschaften,    niemals    allem:    nur 
Xationalökononom.  der  Anthropolog,  der 
Kriminalist,    der    Mediziner,    der    ganz    m 
seinem  Fache    zu  Hause  ist,  kann  mit  die- 
sem Messinstrument  richtig  die  Gegenstände 
seiner  Untersuchung    behandeln.     Sie   kann 
immer   nur   Quantitätsverhältnisse   ergeben, 
die   Qualitäten,    die   jenseits  dieser  Grenze 
liegen    also   vor  allem  die  wichtigsten  sitt- 
a    und    geistigen    Vorkommnisse    sind 
ihr    unerreichbar,   soweit   sie   sieh   nicht  in 
zählbaren  Ereignissen,  wie  in  Selbstmorden 
oder   Strafen,    darstellen.      Von    den    zahl- 
baren Dingen  können  wir  häufig  das  eigent- 
lich   Interessante    nicht    erfahren,    weil   die 
Fragestellungen    zu    kompliziert,    die    Ant- 
worten   zu    falsch    werden,    zu    schwierig 
summierbar    sind.     Wir   zählen,    wie    viele 
Milchkühe  vorhanden  sind,  aber  nicht,    wie 
schwer  sie  sind,   wie  viel  Milch  sie  geben: 
wir  erfahren,  wie  viel  Betriebe  mit  wie  viel 
\rbeitern    existieren:    die   Erhebung    ihrer 
Maschinen,  ihres  Kapitals,   ihrer  Jahrespro- 
duktion ist  nicht   in  brauchbarer  V  eise  ge- 
glückt    Lexis   führt  aus,    dass  da,    wo  wir 
die  Ursachen   einfach  typisch   sich  wieder- 
holender Vorgänge  bereits  kennen,    die  sta- 
tistische Untersuchung  überflüssig  sei    oder 
höchstens   als  Berichtigungsverfahren  wirke 
und  dass  sie  da.   wo   es  sich  um  historisch 
individualisierte  Massenerscheinungen  handle, 
als  Hilfswissenschaft  in  dem  Masse  zurück- 
trete   wie   die   Erscheinungen   individueller 
werden.     Bleibt  zwischen  diesen  zwei  Grup- 
pen   ein    grosses   und  wichtiges  Oehiet   für 
die   Statistik,    soweit    sie    durchführbar   ist. 
die  komplizierten  Ursachen   und   ürsacnen- 
komplexe    deckt   sie  nie  direkt  auf    sie  er- 
laubt nur  dem  Sachkenner,  durch  den  Ver- 
gleich  der  Zahlen  die   Zusammenhange  zu  | 
vermuten.  .  .        ,. 

Verwandt  mit  der  Statistik  sind  die  so- 
genannten Enqueten,  d.  h.  jene  von  parla- 
mentarischen Ausschüssen  oder  Regierungs- 
behörden und  gelehrten  Gesellschaften 
neuerdings  vielfach  ausgeführten  einmaligen 
Untersuchungen  und  Beschreibungen,  die 
hauptsächlich  auf  volkswirtschaftliche,  für 
die  Gesetzgebung  vorzubereitende  begeu- 
Lde  sich  bezogen.  Die  betreffenden,  zur 
Untersuchung  amtlich  eingesetzten  oder  frei- 
willig zusammengetretenen  Personen  ent- 
werfen zunächst  einen  Arbeitsplan,  stellen 
fest  was  statistisch  erhoben  werden  soll, 
ergänzen  dann  aber  das  statistische  Material 


durch  sehn  Ler  mündliche  Befra 

chsl  grossen  Zahl  sachverstandi- 
ger Personen.  Besonders  die  mündliche 
Befragung   unter   ein  itzlichi  a  Zeug- 

niszwange   und    u.ii-r    Anwendung     eines 
Kreuzverhörs    zwischen    den    verschiedenen 
befragten  Interessenten  und  unter  lierochti- 
„■„,,.     jedes    Mitgliedes    der    Kommission, 
Fragen  zu  stellen,  hat  zu  sehr  brauchbaren 
und  wahrheitsgetreuen  Ergebnissen  geführt; 
man  hat  häufig  die  gesamten  Protokolle  der 
Vernehmungen     neben    einem    zusammen- 
fassenden   Berichte    der   Kommission    ver- 
öffentlicht   Naher  ist   hierauf   nicht  einzu- 
gehen,   da    das   Handwörterbuch   einen   be- 
sonderen Artikel  von  Stieda  über  dieEnqueten 
gebracht  hat  (oben  Bd.  III.  S.  615-621).   Sie 
waren    nur    zu    erwähnen  als  em  wichtiges 
Mittel,  als   eine  besondere  Art  des  \  erfan- 
rens    ein   grosses  Thatsachenmatenal   P lau- 
nlässig   und    wahrheitsgetreu    festzustellen. 
Wenn  einzelne  Gelehrte  ihre  Untersuchungen 
Enqueten  nennen,   so    wellen  sie  damit  nur 
besagen,    dass    sie    in   ähnlich  umfassender 
Weise    wie    Enquetenkommissionen    Frage- 
bogen ausgesandt  und  Erkundigungen  ange- 
stellt haben.  .        . 
9    Die    beschichte  und   die  histori- 
sche   Methode.      Die    Statistik    ist    eine 
ebenso   junge  wie   die  Geschieh te  eine  alte 
Wissenschaft    ist.      Die    Statistik    ist    eine 
specialisierte    Hilfswissenschaft.     Die    be- 
schichte ist  neben  der  Philosophie  die  uni- 
versalste  aller  Wissenschaften.     I  nd   doen 
stehen    beide    zur    Volkswirtschaftslehre    m 
einem   ähnlichen   Verhältnisse,   beule    sind 
für  sie  in  erster  Linie  Hilfswissenschaften, 
welche   ihr   ein  gesichtetes,    geprüftes    ge- 
ordnetes Beobachtungsmaterial  hefern.    frei- 
lich   ist    damit    die    Einwirkung    der    be- 
|  schichte  auf  die  Volkswirtschaftslehre  nicht 

erschöpft.  ,  ,   , . 

Was  will  die  Geschichte?  Sybel  sagt, 
sie  wolle  das  Leben  der  Menschheit,  wie 
es  sich  m  dem  Zusammen-  und  Ausein- 
andergehen der  Völkerindividuahtäten  ge- 
stalte; m  seiner  Entwickelung  begreifen. 
Bernheim  hat  sie  neuerdings  als  die  \\  issen- 
schaft  von  der  Entwickelung  der  Menschen 
in  deren  Bethätieung  als  soziale  V 
definiert  Ich  möchte  lieber  beschreibend 
42 n  sie  will  die  gesamte  Ueberheferung 
v^der  politischen  und  sonstigen  kuluneUen 
Entwickelung  der  Völker  und  der  Mensch 
heit  sammeln,  prüfen  und  zu  einem  ver- 
SdSen;  in  sioh ^^anmienMugend^n 
Ganzen  verbinden.  Ihre  T^gkeit  hat 
7\vei  Ziele  im  Auge:  die  Kritik  und  Ura 
SJtauSd  "dftÄff 

denselben  zur  Erzählung  und  Darstellung. 
Das  erstere  ist  ihr  • --nstes  ausseW^^- 
lk-hes  Gebiet;  hier  hat  sie  imAnschluss  an 

dTphiioi  *»  m  dea  letzten 
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hundert    Jahren   eine   so    strenge    Methode 

bildet   und   hat  so  sichere  Ergebnisse 

dass  sie  den  höchsten  Massstäben 

der  Erkenntnis  entsprechen,  den  Resultaten 

alles  anderen  Wissens  gleichstehen :  daher 
die  Gepflogenheit  der  Historie,  sie  nach  dem 
Vorbilde  der  Naturwissenschaften  als  exakt 
zu  bezeichnen;  hier  hat  sie  ihre  eigentüm- 
lichsten Kunstgriffe  ausgebildet,  die  grössten 
Triumphe  gefeiert  Aber  ihr  idealer  Wert, 
ihre  grosse  Wirksamkeil  liegt  auf  dem  (Je- 
der Erzählung  und  Darstellung  sowi 
der  Werturteile.  Schlüsse  und  allgemeinen 
Wahrheiten,  die  aus  der  Erzählung  uud 
Darstellung  sieh  ergeben.  Indem  sieh  die 
bloss  referierende  Geschichte  zur  pragma- 
tisch-lehrhaften und  diese  zur  genetischen 
ausbildete,  welche  den  inneren  und  kausalen 
Zusammenhang  der  Ereignisse,  den  Einfluss 
der  Natur  und  der  Kasse,  der  überlieferten 
rdeeen  und  der  neuen  Kenntnisse,  der 
grossen  Männer  und  der  Institutionen  er- 
klären will,  musste  sie  alles  menschliche 
Wissen,  die  Philosophie  und  alle  Special- 
wissenschaft direkt  oder  indirekt  heranziehen 
und  konnte  naturgemäss  doch  dieses  letzte 
und  höchste  Ziel  nie  voll  erreichen;  sie 
sich  häufig  begnügen,  die  letzten 
Rätsel  der  Weltgeschichte  begreiflich  und 
denkbar  zu  machen,  teleologisch  auszudeuten, 
statt  mit  wissenschaftlicher  Strenge  sie  rest- 
los kausal  zu  erklären.  So  sind  ihre  Er- 
gehnisse methodologisch  sehr  weit  ausein- 
ander liegend,  zur  Weiterbenutzung  für 
andere  Wissenschaften  von  sehr  verschiede- 
nem Worte. 

In  ihrem  Schosse  haben  sich  mit  der 
fort  chreitenden  Arbeitsteilung  die  Special- 
wissenschaften der  Sprach-,  Litteratur-, 
Kirchen-,  Kunst-,  Sitten-,  Rechts-  und  Wirt- 
schaftsgeschichte entwickelt,  die  man  häufig 
unter  dem  zusammenfassenden  Namen  der 
Kulturgeschichte  der  allgemeinen  oder  poli- 
tischen Geschichte  entgegensetzt.  Sie  sind 
in  dem  Masse,  wie  sie  sich  ausbildeten,  aus 
blossen  Teilen  der  Geschichtswissenschaft 
zu  selbständigen  Mittelgliedern  zwiM-hon  der 

lichte  und  den  betreffenden  besonderen 
Wissenschaften  der  Sprache,    Litteratur  etc. 

rden,  haben  i.i  eigentümlicher  Weise 
die  Aufgaben  und  Methoden  der  Geschichte 
mit  denen  der  Philologie,  der  Rechtswissen- 
schaft, der  politischen  <  »Ökonomie  verbunden 
und  so  befruchtend  nach  rechts  und  links 
gewirkt. 

Sowohl   die  Ausbildung  der  allgemeinen 

nciite  als  die  ihrer  selbständig  gewor- 
denen Tochterwissenschaften  hat  in  den 
letzten  hundert  Jahren  die  stärksten  Impulse 
von  Deutschland   aus  erhalten,     [n  Niebuhr 

Ranke  leiert  man  heute  in  der  ganzen 
Welt  die  Begründer  der  modernen  Historie, 

ivigny,    Eichhorn    und  Waitz    die    der 


Rei  htsgesehiehte,  in  Böckh,  Arnold,  Maurer, 
Nitzsch  die  der  Wirtschaftsgeschichte,  wäh- 
rend Fr.  List,  Röscher,  Hildebrand  und 
Knies  die  ersten  Nationalökonomen  waren. 
welche  den  Einfluss  der  ungeheuer  ge- 
wachseneu Bedeutung  der  Geschichte  auf 
die  Nationalökonomie  zum  Ausdruck  brach- 
ten. In  den  anderen  Kulturstaaten  konnte 
diese  Wirkung  erst  viel  langsamer  eintreten, 
schon  weil  die  höhere  Ausbildung  der  Ge- 
schichte dort  eine  viel  spätere  war,  teil- 
weise auch  weil  die  Geisteswissenschaften 
sich  dort  in  einer  gewissen  Stagnation  be- 
fanden. Es  gilt  dies  vor  allem  von  England, 
das  seine  grosse  wissenschaftliche  Zeit  von 
Hobbes  und  Locke  bis  Hume  und  Ad.  Smith 
gehabt,  das  von  17  Su  ab  einige  Menschen- 
alter sterilen  Epigonentums  erlebte  (vgl. 
Jodl,  Geschichte  der  Ethik  IT,  S.  397  ff.), 
dessen  spätere  teilweise  platte  nationalöko- 
nomische Bücher  man  im  Auslande  stu- 
dierte, nicht  weil  in  England  die  Wissen- 
schaft blühte,  sondern  die  Praxis  des  Lebens 
wirtschaftlich  den  anderen  Ländern  voraus 
war.  In  Frankreich  war  es  Auguste  Comte, 
der  mit  Nachdruck  die  Basierung  aller 
sozialen  Studien  auf  die  Geschichte  ver- 
langte, aber  lange  mit  dieser  Forderung 
isoliert  stand. 

Fragen  wir  nun,  was  die  allgemeine  Ge- 
schichte und  ihre  speciellen  Teile,  vor  allem 
die  Wirtschafts-,  Rechts-  und  Sittenge- 
schichte, den  Wissenschaften  vom  Staate 
und  von  der  Volkswirtschaft  bieten,  so  ist 
die  oben  schon  vorweggenommene  princi- 
pielle  Antwort  einfach:  ein  Erfahrungsma- 
terial  ohne  gleichen,  das  den  Forscher  aus 
einem  Bettler  zu  einem  reichen  Manne 
macht,  was  die  Kenntnis  der  Wirklichkeit 
betrifft.  Und  dieses  historische  Erfahrungs- 
material dient  nun,  wie  jede  gute  Beobach- 
tung und  Beschreibung,  dazu,  theoretische 
Sätze  zu  illustrieren  und  zu  verifizieren,  die 
Grenzen  nachzuweisen,  innerhalb  deren  be- 
stimmte Wahrheiten  giltig  sind,  noch  mehr 
aber  neue  Wahrheiten  induktiv  zu  gewinnen. 
Zumal  in  den  komplizierteren  Gebieten  der 
Volkswirtschaftslehre  ist  nur  auf  dem  Boden 
historischer  Forschung  voranzukommen; 
z.  B.  über  die  Wirkung  der  Maschinenein- 
fuhrung  auf  die  Löhne,  der  Edelmetallpro- 
duktion auf  den  Geldwert  ist  jedes  bloss 
abstrakte  Argumentieren  wertlos.  Noch 
mehr  gilt  dies  in  Bezug  auf  die  J^ntwicke- 
lung  der  volkswirtschaftlichen  Institutionen 
und  Theorieen  sowie  auf  die  Frage  des  all- 
gemeinen wirtschaftlichen  Fortschrittes.  Und 
deshalb  hat  Knies  recht,  wenn  er  sagt,  die 
Befragung  der  lieschiehte  stehe  mitten  im 
eigensten  Berufe  der  Nationalökonomie.  Und 
di  i  erheblichste  Gegner  der  historischen 
Nationalökonomie,  K.  Menger,  giebt  zu,  dass 
die    wichtigsten    Erscheinungen    der    Wirt- 
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«Aaft,  wie  Eigentum,  Geld,  Kredit,  eine  indi-    Vergangenheit    fehlen,   und   gewiss 
Quelle   und   eine   Entwickelung  ihrer  Er-   wir   -i nutzen  und  voll  ausnützen,  auch 


scheinungsform  aufweisen,  so  dass    wer  das 
i    dieser  Phänomene    nur  in  einer  be- 
mten  Phase    ihrer   Existenz   kennt,    sie 
überhaupt   nicht    erkannt    hat  .     Und 

vom  Geld    und  Kredil    gilt,    so    ist    es 

wahrer    vou    der    Familienwirtschaft, 

von    der   Arbeitsteilunsr.    von    der    sozialen 


uell  auf  sie  uns  beschränken,  wo  wir 
sicher  annehmen  können,  dass  auch  in  der 
Vergai  51  die     Vorgänge    ganz 

elt  halien  wie  heute;  es  kann 
dies   z.  B.  von    gev  mentaren  Vor- 

1    des  Marktes   angenommen   werden. 
Aher    die    Vertrage   ist    immer,    ob   in   der 


RWnbildung    von    den    Cnternehmungs-   That    früher  die  Motive,    die   Band] 


formen,  von  dem  Marktwesen,  den  sonstigen 

Haiuielseinrichtungen.  dem  Zunftwesen,  der 
Qewerbefreiheit,  von  den  Formen  des  agra 


die  Ergebnisse  ganz  waren.     Und 

zur  Feststellung-  hiervon  dienen  uns  nur  das 
historische  Material,  die  überlieferten  Sprach- 


Bwerbetreineit,  von  uen  ruiuicu  uc=  a6.«  "»•»»»" ™~~-_,  —- — -— — --       L 

Bachen  Lebens    kurz   von  allen  jenen  typi-  und    Litteraturdenkmal« 

sehen   Formen 'und    partiellen    Ordnungen,  Sitten    und    wirtschafÜichen  ^Eim 

TT^      ,  ,,       •  .     l.hi:.v.     i„.f;t„i;nnon  TW.    in'ehtio-itpn    volkswirtschaftlichen    rro- 


Die   wichtigsten    volkswirtschaftlichen    Pro- 
zesse   jedenfalls    verlaufen    in    Jahrzehnten 
und  Jahrhunderten,   haben  ihre  "Wurzeln  in 
einer  fernen  Vergangenheit,  die   nur  I 
riseh  aufzudecken  ist. 

Dass  das  historische  Beobachtungsmate- 
rial nur  ein  Teil  des  volkswirtschaftlich  zu 
verwertenden  sei.   dass   daneben  geographi- 


die  als  volkswirtschaftliche  Institutionen 
bezeichnet  werden,  die  in  bestimmter  Au- 
ren Sitte  und  Recht  teils  dauernd. 
teils  Jahrhunderte  lang  in  gleicher  Weise 
den  Ablauf  des  wirtschaftlichen  Lebens  be- 
herrschen. 

Freilich  wenn   es  wahr  wäre,   dass  die 

Ute  stets  nur  Konkretes  und  Indm-    . 

dnelles  schildere,   dass   alles  Generelle  Jen-   sehe,,  ethnologisches    statistisches    psycho- 

seits  ihres  Horizontes   liege,  so   konnte  ihr   logisches  und  technisches  ebenso  in  Betracht 

Snfluss    nur  ein   beschränkter   sein.    Aber  komme,  hat  kein  Vernünftiger  je i  geleugnet. 

hi-  sie  individuelle  Personen,  Schicksale,   und    wenn    K.   Menger   behauptet  hat    es 

Völker  111  ihrem  Werdegänge  erklärt,  ebenso  ,  gebe       einige. .     die     erklärten.       die     Ue- 

S?  kommt   s?e   auf  le  psychischen   und ;  schichte   der   Volkswirtschaft   sei  die  allem 

tutioneüen,  auf  aüe  genereüen  Ursachen   berechtigte    empirische    Grundlage    für    die 

-  sozialen  Geschehens,  deren  theoretische   theoretische  Forschung  auf  dem  Gebiete  der 

Zusammenfassung   eben    Sache    der  Staats-   menschlichen  Wirtschaft.,    so  hat  er  keine 

Wissenschaften    ist.     Und    so   vieles   in    der   Spur  eines  Beweises  dafür  anzuführen  ver- 

Geschichte    Staat    und   Volkswirtschaft    gar   mocht.    Die  psychologische  und  statistische 

nicht    berührt,    so    viele   ihrer   vorläufigen  Empirie    ist    gerade    von   dea   histonschen 

Resultate     zumal    ihrer    Werturteile,    ihrer   Nationalökonomen   stets  zugleich  mit  Nach- 

Erklärungsversuche  mehr  der  phüosophischen   druck  gefordert  worden. 

Spekulation  als  der  exakt   gesicherten   Ei- 


der statistischen  über  die  historische  Me- 
thode mit  Nachdruck  behauptet  hat  und 
der  ersteren  die  Beobachtung  der  .Massen, 
das   svsteniatische   Vorgehen,   den    tiefereu 


kenntnis  augehören  und  daher  zu  weiterer 
Verwertung  in  anderen  Wissenschaften  nicht 
oder  nur  mit  äusserster  Vorsicht  brauchbar 

Bind,    —    die    Thatsache    bleibt,    dass    ein  . 

grosser  Teil  alles  geschichtlichen  Stoffes ,  Einblick  m  die  Kausalverhaltoisse  nach- 
wirtschaftlicher und  sozialer  Art  ist.  von  rühmt,  so  ist  die  grössere  Brauchbarkeit 
der  Geschichte  chronologisch  und  erzählend,  der  Statistik  für  die  Erfassung  der  Quanti- 
von  den  Staatswissenschaften  theoretisch  täten  selbstverständlich  zuzugeben:  in  der 
und  zusammenfassend  vorgeführt  wird.  Und  allseitigen  Beschreibung  der  M  schei- 
wenn  das  Ueberlieferte  lückenhaft  ist.  vou  nungen  aber  ist  die  Geschichte  doch  wrrk- 
dem  wirklich  Geschehenen  nur  einen  be-  samer,  ebenso  m  der  Erfassung  typischer 
seheideneu    kleinen   Teil    ausmacht,    so   ist  Formen  des  Gesellschaftslebens,  im  Eindrin- 


doch  das  Wichtigste  seit  Jahrtausenden  auf 
gezeichnet  wurden,  und  wächst  die  Kund" 
des  Geschehenen  in  dem  Masse,  wie  es  sich 
der  Gegenwart  nähert.    Was  die  Geschichte 


gen  in  die  feineren,  besonders  die  psychi- 
schen, sittlichen  und  allgemeinen  Kausali- 
tätsverhältnisse. Wagner  rühmt  der  Statistik 
Vorzüge  nach  die  nicht  sowohl  ihr  als  ihrer 


uns   berichtet,   ist   jedenfalls    milhonenfach  Verbindung  mit  g  .gerungen  anderer 

mehr,    als    was    der  Forscher   heute    selbst  Art  und  mit  anderen  Wissenschaften  eigen- 

sehen    und    beobachten    kann.      Und    alles,  tümhch    sind      I  nd    wenn  man  Aehn hohes. 

was  er  aus  der  Gegenwart  an  Beobachtung  von  der  Geschichte  sagen  kann.  ,0    .doch 

indirekt  aufnimmt,  St  Ueberlieferung,  welche  nicht  zu  vergessen    dass  ihr  g^t«"™»™ 

eben.,,      lückenhaft      sein      kann.      welche  und    universaler  Charakter    eben    viel  meto 

auf   ihre    Gkubwürdigkeit    ebenso    geprüft  generelle  Früchte  tragen  und  Ursachen  auf- 

werdeTmus!    Gewisl  hat  die  Gegenwart  d  kann  und  enn  die  allgemeine 

ffilfemfttel  der  Beobachtung,  dhffür  die  Geschichte    wesentlich     die    Ueberheferung 

HandVörterbnch  der  Staatswissenschaften.    Zweite  Auflage.    A  II. 
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kritisch  prüft  und  zu  einer  Erzählung  ver- 
einigt, die  Sprach-,  die  Rechts-,  die  Wirt- 
schal  sgi  31  bichte  notwendig  weiter  geht, 
Klassifikationen  und  Reihenbildungen  ver- 
sucht, den  Nachweis  von  Regelmässigkeiten 
und  Ursachen  mit  übernimmt. 

Wir  haben  damit  die  Erörterung  der 
ersten  und  nächstliegenden  Funktion  der 
Geschichte  für  unsere  Wissenschaft  schon 
überschritten,  haben  das  Weitere  eigentlich 
den  späteren  Abschnitten  zu  überlassen.  Da 
wir  dort  aber  nicht  speciell  auf  die  Historie 
und  ihre  .Methoden  zurückkommen  wollen. 
so  sei  es  erlaubt,  hier  gleich  noch  ein  paar 
allgemeine  Worte  der  Würdigung  anzufügen, 
die  wir  an  den  Gegensatz  der  Geschichte 
als  blosser  Methode  und  als  Wissenschaft 
anknüpfen. 

Die  historische  Methode  im  engeren 
Sinne  begreift  die  Quellenkunde  und  die 
kritischen  Verfahrungsweisen,  um  die  Ueber- 
lieferung  zu  prüfen,  festzustellen  und  zu 
ordnen:  diese  Methode  ist  der  Wirtschafts- 
geschichte unentbehrlich,  sie  kann  auch  di- 
rekt für  bestimmte  Teile  der  Volkswirt- 
schaftslehre nötig  werden;  aber  im  ganzen 
hat  sie  ihren  Platz  nur  als  vorbereitende 
Hilfswissenschaft  für  die  Ordnung  des  histo- 
rischen Thatsachenmaterials.  Die  Schilde- 
rungen der  Wirtschaftsgeschichte  wie  der 
allgemeinen  Geschichte,  sofern  sie  Volks- 
wirtschaftliches erzählt,  sind  nicht  national- 
ökonomische  Theorie,  sondern  Bausteine  zu 
einer  solchen.  Je  vollendeter  freilich  die 
einzelne  Schilderung  ist,  je  mehr  sie  die  Ent- 
wickelung  der  Dinge  erklärt,  desto  mehr 
können  auch  Ergebnisse  der  wirtschafts- 
geschichtlichen Specialschilderung  zu  Ele- 
menten  der  Theorie  worden,  zu  allgemeinen 
Wahrheiten  führen.  Die  ältere  sogenannte 
historische  Nationalökonomie  hat  vielfach  zu 
rasch  die  Ergebnisse  der  allgemeinen  Ge- 
schichte theoretisch  verwerten  wollen:  wir 
sehen  heute  ein,  dass  mühevolle  wirtschafts- 
geschichtliche S] ialarbeiten  erst  den  rech- 
ten Boden  geben,  um  die  Geschichte  volks- 
wirtschaftlich und  sozialpolitisch  zu  begreifen, 
die  aationalökonomische  Theorie  genügend 
empirisch  zu  unterbauen.  Und  eben  deshalb 
datiert  viel  mehr  von  der  Epoche  der  wirt- 
schaftsgeschichtlichen Monographieen  als 
von  den  allgemeinen  Wünschen  Roschors 
und  Bildebrands  nach  einer  historischen 
Behandlung  der  Nationalökonomie  eine  neue 
Zeit  der  nationalökonomischen  Wissenschaft. 
Und  dazu  haben  die  Engländer  Tooke, 
Newmarch,  Rogers,  Ashley,  die  Franzosen 
Ijeppiii'j.  |',onr'|iieloi.  Levasseur,  Pigeonneau, 
der  Belgier  Laveleye  ebenso  beigetragen 
wie  die  Deutschen  Brentano,  Bücher, 
Gothoin.  Held.  Inama,  Knapp.  Lamprecht, 
Lexis,  Meitzen,  Miaskowski,  Schanz.  Schön- 
berg, Schmoller,  Schnapper-Arndt,  Thun  etc. 


Neben  dieser  Wirkung  der  wirtschafts ' 
geschichtlichen  Studien  steht  nun  aber  eia 
viel  aligemeinere,  welche  die  zunehmend*) 
historische  Bildung  überhaupt  ausgeübt  hat 
je  mehr  sie  in  alle  Gebiete  der  Geistes 
Wissenschaften  eindrang.  Sie  war  es  ii  I 
erster  Linie,  welche  die  naturrechtäichi 
Theorie  der  Aufklärung  von  eiuer  egoisti! 
sehen  Tauschgesellschaft  zerstörte;  sie  zeigte 
dass  die  Menschen  nicht  immer  gleiel 
seien,  nicht  in  immer  gleichen  typische! 
wirtschaftlichen  Formen  und  Geseilschafts 
einrichtungen  sich  bewegen ;  sie  schuf  di< 
Vorstellung  einer  historischen  Entwickelunf 
der  Völker  und  der  Menschheit  sowi< 
der  volkswirtschaftlichen  Institutionen ;  si< 
brachte  die  volkswirtschaftliche  Forschung 
wieder  in  den  rechten  Zusammenhang  mi 
Sitte,  Recht  und  Staat,  mit  den  allgemeine: 
Ursachen  der  Kult  urent  Wickelung  überhaupt 
sie  lehrte  die  Untersuchung  der  Kollektiv- 
erscheinungen  neben  die  Schlüsse  zu  stellen  jl 
die  vom  Individuum  und  seinem  egoistischer 
Interesse  ausgehen;  sie  lehrte  neben  di< 
Analyse  die  rechte  Synthese  zu  stellen  ;  sä 
gab  der  isolierenden  Abstraktion  vielfach' 
eist  die  rechte  Ergänzung,  indem  sie  derer;! 
Ergebnisse  wieder  als  Teilinhalte  eines  zu-  I 
sammenhängenden  Ganzen  zu  behandeln 
lehrte:  so  bekam,  was  vorher  hohle  Ab- 
straktion und  totes  Schema  war,  wieder 
Blut  und  Leben.  Die  Einwirkung  der  his- 
torischen Studien  hat  so  die  allgemeinen; 
Grundlagen  der  volkswirtschaftlichen  Thei  iri< 
umgestaltet,  wie  sie  in  der  Wirtschaftspoli- 
tik vielfach  zu  brauchbareren  Schlüssen! 
anleitete.  Vor  allem  aber  hat  sie  denjenigen 
praktischen  realistischen  Sinn  befördert,! 
ohne  welchen  alles  Schliessen  auf  sozialem 
und  politischem  Gebiete  so  leicht  ins  Irre 
führt,  jenen  Sinn  für  das  Wirkliche  und 
Mögliche,  der  ebenso  weit  davon  entfernt 
ist.  jeden  kühnen  Fortschritt  für  unmöglich 
zu  halten,  weil  die  Menschen  sich  nicht 
änderten,  wie  davon,  thörichte  Zukunfts- 
pläne zu  aeeeptieren,  in  der  Hoffnung, 
irgend  eine  sozialistische  Einrichtung  schaffe 
plötzlich  lauter  tugendhafte  uninteressierte 
Menschen.  — 

Die  vergleichende  Methode  ist  an  sieh 
nichts  der  historischen  Forschung  Eigen- 
tümliches. Alle  psychologische,  alle  volks- 
wirtschaftliche Untersuchung  beruht  auf  I 
einem  Vergleichen,  wie  schon  alle  tiefer- 
gehende  Beobachtung  zur  Vergleichung 
derselben  und  der  ähnlichen  Erscheinungen, 
zur  Feststellung  der  Identität,  des  Unter- 
schiedes, der  Aehnlichkeit  hinführt,  wie 
alles  Experimentieren  auf  Vergleichen  be- 
ruht. Abei-  allerdings  hat  die  Anhäufung 
des  historischen  Beobachtungsmaterials  ganz 
besonders  Anlass  gegeben,  die  Sitten,  die 
Rechts-    und     Wirtschaftsinstitutionen,    den 
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Verlauf  analoger  sozialer  und  wirtschaft- 
licher Erscheinungen  in  verschiedener  Zeit, 
bei    verschiedenen    Völkern    zu  vergl 

daraus  Schlüsse  zu  ziehen.    Es  haben 
pch   so   fast  selbständige  Disciplinen  gebil- 
det: die  vergleichende  Sitten-,  Rechts-  und 
Wirtschaftsgeschichte.     Ihre    Bedeutung     -' 
äne    wachsende,    obwohl    voreilige    Eiferer 
durch  Zusammenstellung  von   unvergleich- 
barem und  nicht  gehörig  Untersuchtem  Jas 
Verfahren   teilweise   iu  Misskredit  gebracht 
haben.    Aber  wie  die  Vergleichung  auf  dem 
ete  der  Psychologie,  der  Sprachen,  des 
Mythus,    der  Religionen    trotz  anfänglicher 
Missgriffe   immer  "Grösseres    zu    leisten   im 
riffe    steht,    so    wird    es  auch   auf  dem 
Sei    Rechts    und    der   Volkswirtschaft    ge- 
schehen.     Die    zunehmende    Vergleichung 
ähnlicher    und    identischer    Erscheinungen 
ersetzt   das  fehlende  Experiment,   lässt  die 
Abstufung    gradueller    Zunahme     gewisse) 
kaustlcr  Faktoren  erkennen,  konstatiert  die 
Wahrscheinlichkeit  gleicher  Ursachen,  giebt 
allein  das  Mittel  an   die  Hand,   die  grossen 
sozialen    und   wirtschaftlichen   Bewegungen 
und  Veränderungen  mit  einiger  Wahrschein- 
lichkeit vorauszusehen.     Mögen  dabei  immer 
wieder    einzelne     schiefe    Analogieschlüsse 
mit  unterlaufen,   je    vorsichtiger   und   kriti- 
scher auf  der  einen  Seite  verfahren,    ein  je 
--■res    Material    auf    der   anderen   dabei 
•voll   benutzt    wird,   desto   grösser  wird 
doch    die    wissenschaftliche    Ernte    dieses 
aus  der  Geschichte  abgeleiteten  Verfahrens 
Sein. 

10.  Die  Namen  und  Begriffe,  die 
Klassifikation.  Em  Hauptmittel,  richtig 
zu  beschreiben,  ist  der  Gebrauch  richtiger 
Namen  und  Begriffe.  Ihre  Herstellung  ist 
daher  immer  eine  wichtige  Aufgabe  jeder 
Wissenschaft. 

Die  Volkswirtschaftslehre  entnimmt,  wie 
jede  Wissenschaft,  die  Namen  und  Worte, 
deren  sie  bedarf,  dem  reichen  Sprachschätze 
der  Kulturvölker.  Sie  muss  sich  nur  über 
das  Wesen  dieser  gewöhnlichen  Namen- 
bildung klar  sein:  diese  geht  stets  von  an- 
schaulichen konkreten  Bildern  aus,  giebt 
einer  Summe  gleicher  oder  ähnlicher  Er- 
iuungen  denselben  Namen:  sie  fasst 
dabei  eine  herrschende  Vorstellung  mit 
einer  Anzalü  um  sie  gelagerter  Nebenvor- 
stellungen zusammen:  der  ersteren  ist  das 
Wort  entnommen,  das  mm  in  seiner  Wieder- 
holung den  Gebrauchenden  seihst  und  seine 
Hürer  an  alle  die  Vorstellungen  erinnert,  die 
zur  Wortbildung  geführt  haben  und  die  um 
den  Kern  der  Hauptvorstellung  gelagert 
sind.  Um  an  ein  oben  schon  gebrauchtes 
Beispiel  anzuknüpfen :  der  Wirt  ist  ursprüng- 
lich der  Hauswirt.  Landwirt.  Gastwirt,  d.  h. 
der  an  der  Spitze  eines  Haushaltes  für  Er- 
nährung, Kleidung,  Wohnung  Sorgende :  das 


Wort  geht   nun   stets   leicht  auf  Nebi 
Stellungen   über  und   nimmt   so  Nebel 
tungen    an;    die    herrschende    Vorstellung 
wird    von    einer    anderen    verdrängt     Die 
Wirtschaft,  welche  erst  häusliche  I 
duktion  bedeutete,    umschliessl    später   den 

asinn  der  tauschenden  und  Vorn 
erwerbenden  Thätigkeit;  der  wirtschaft- 
lich Verfahrende  ist  der  klug  mit  den  ge- 
ringsten Mitteln  den  grössten  Erfolg  Erzie- 
lende. Die  Vorstellungen  und  die  Gedanken 
wachsen  eben  stets  viel  rascher  und  reicher 
als  die  verfügbaren  Worte.  Und  so  haben 
vollends  umfangreiche  Sammelbegriffe  und 
irakte  Worte  wie  Arbeit.  Gut,  Kapital, 
Wert  einen  fliessenden  vieldeutigen  Vor- 
stellunasinhalt.      Die    Wiss  muss, 

wenn  sie  von  ihnen  Merkmal.'.  Folgen  aus- 
sagen will,  versuchen,  Urnen  möglichst 
Konstanz    und    durchgängige    Bestimmt  1, 

ben;  sie  muss  eine  sichere  tind  allge- 
meingiltise      Wortbezeichnung      anstreben. 

Im Geschäft   besorgt   die  Definition,   sie 

verwandelt  Worte  und  Namen  in  Begriffe. 
Die  Definition  ist  das  wissenschaftlich  be- 
gründete Urteil  über  die  Bedeutung  der 
Worte,  die  wir  gebrauchen :  sie  bezweckt 
die  Umgrenzung  des  an  sich  fliessenden 
j  Vorstellungsinhaltes,  der  den  gewöhnlichen 
Anschauungen  entnommen  ist,  die  Säuberung 
i  des  vulgären  Sprachgebrauches  von  seiner 
Vieldeutigkeit  und  Verschwommenheit.  Die 
Wissenschaft  erreicht  dadurch  das  grosse 
Ziel :  für  alle  an  ihrer  Gedankenarbeit  Teil- 
nehmenden eine  gleiche  Ordnung  des  uianiug- 
faltigen  Vorstellungsinhaltes,  eine  gleiche 
Klassifikation  der  Erscheinungen  mit  gleichen 
Grenzen  herzustellen. 

Jede  Definition  gebraucht  nun  zu  ihrem 
I !  :üfte  Worte,  die  sie  ihrerseits  als  defi- 
niert voraussetzt;  am  einfachsten  ist  ihre 
Thätigkeit  wenn  sie  eine  Erscheinung  als 
Unterart  einer  feststehenden  Klasse  mit  der 
!  speeifischen  Eigentümlichkeit  der  Art,  z.  B. 
den  Personalkredit  als  die  Art  des  Kredits 
bezeichnet,  wobei  die  persönliche  Haft  des 
Schuldners  das  Vertrauen  de-  Gläubigers 
erzenst.  Wo  das  nicht  geht,  löst  sie  die 
V  ^Stellung  in  ihre  Elemente  und  Merkmale 
auf  und  sucht  durch  die  Aufnahme  der 
wesentlichen  in  die  Definition  den  Begrüi 
festzulegen.  Im  einen  wie  im  andern  raüe 
ist  vorausgesetzt,  dass  es  eine  fertige 
wissenschaftliche  Terminologie  gebe,  che 
man  gebraucht.  Da  dies  nicht  ganz  zutrifft. 
so  ist  jede  Definition  eine  vorläufige,  von 
dem  ganzen  Stande  der  Wissenschaft  und 
ihrer  Begriffsbüdung  abhängige.  Zugleich 
ist  klar  dass  alle  Definition  eine  Grenz- 
ziehung enthält,  die  für  verschiedene  wissen- 
schaftliche Zwecke  verschieden  gemacht 
werden  kann.  Sie  muss  in  erster  Linie  der 
Natur  der  Sache  und  der  Gegenstände  ent- 
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.;■■],:  aber  die  Natur  der  Sache  fordert 

wer  Untersuchung,  dass  ich  /..  B.  Grund 
und  Boden  zum  Kapital  rechne,  bei  einer 
anderen,  dass  ich  ihn  davon  ausschliesse. 
So  beruht  die  Begriffsbildung  in  erster 
Linie-  auf  wissenschaftlicher  Zweckmässig- 
keit; nicht  oh  sie  absolut  richtig-  seien,  wird 
man  dalier  regelmässig  fragen,  sondern  ob 
die  Begriffe  den  beabsichtigten  wissenschaft- 
lichen Zwecken  am  entsprechendsten  ge- 
bildet seien. 

Jede  Begriffsbildung  enthalt  eine  Klassi- 
fikation der  Erscheinungen.  Wenn  ich  die 
Volkswirtschaft  definiere,  bilde  ich  aus  allen 
volkswirtschaftlichen  Erscheinungen  eine 
Klasse,  aus  allen  nicht  volkswirtschaftlichen 
eine  andere,  ohne  mich  aber  um  diese 
andere  weiter  viel  zu  kümmern.  Viel  be- 
deutungsvoller wird  die  Klassifikation,  wenn 
ich  eine  Summe  in  Zusammenhang  stehender 
Erscheinungen  nach  einem  bestimmten  Ge- 
sichtspunkte oder  Systeme  so  einteilen  will, 
dass  die  einzelnen  Klassen  gleiche  Glieder 
einer  Reihe  bilden  und  die  Gesamtheit 
planvoll  erschöpfen.  Hier  wird  eine  Anord- 
nung und  Verteilung  erstrebt,  um  eine 
Gruppe  von  Erscheinungen  in  unserem 
Geiste  am  besten  zu  ordnen;  es  handelt 
sich  um  einen  Kunstgriff,  welcher  die  Ge- 
walt über  unser  Wissen  mehren  soll,  um 
eine  höchst  wichtige  wissenschaftliche 
Thätigkeit,  die  nur  auf  Grund  genauester 
Kenntnis  alles  einzelnen,  auf  Grund  eines 
Deberhlickes  über  das  Ganze,  über  alle  Ur- 
sachen und  Folgen  gut  auszuführen  ist.  Da 
Voraussetzung  aber  auch  nicht  leicht 
vollständig  zutrifft,  so  verfährt  auch  die 
klassifikatorische  Begriffsbildung  hypothe- 
tisch und  provisorisch  und  ist  immer  wieder 
neuer  Verbesserungen  fähig;  oft  müssen 
neue  Arten    der    Einteilung    an  Stelle    der 

i  üblichen  treten.  Wenn  man  bisher 
Natur,  Arbeit  und  Kapital  als  sogenannte 
Produktionsfaktoren  unterschied,  so  lag  dabei 
die  Vorstellung  zu  Grunde,  dass  sie  gleich- 
wertige ürsachenkreise  darstellen,  was  kaum 
haltbar  sein  dürfte,  weshalb  diese  Klassi- 
fikation künftig  wohl  wegfallen  wird.  Wenn 
man  die  ünternehmungsformen  einteilt,  so 
kann  man  nach  verschiedenen  Gesichts- 
punkten   Reihen    bilden,    wie    Bücher    und 

selbst  es  versucht  haben.  Man  kann 
unter  den  Klassifikationen  die  analytischen 
und  i;-i.-netisi.-hen  unterscheiden.  Wenn  A. 
Wagner  die  gesamten  volkswirtschaftlichen 
aeinungen  in  ein  privatwirtschaftliches, 
gemeinwirtsehaftlichi's    und  karitatives  Sys- 

einteilt,  so  ist  das  eine  analytische; 
wenn  Bildebrand  Natural-,  Gold-  und  Kre- 
ditwirtschaft trennt,   wenn  ich  selbst  Dorf-, 

-    Territorial-    und  Volkswirtschaft  als 

historische   Reihenfolge  aufstellte     so    sind 

tische    Klassifikationen.      Die    zu- 


sammengehörigen Erscheinungen  bilden  in 
der  Regel  von  Natur  Glieder  einer  Reihe, 
die  nur  durch  successive  und  unmerkliche 
Unterschied.'  getrennt  sind:  zwischen  den 
einzelnen  Gliedern  finden  häufig  so  kleine 
Qualitätsunterschiede  statt,  dass  sie  erst 
bei  einer  gewissen  Stärke  als  Qualitäts- 
differenzen erscheinen ;  daher  ist  so  häufig 
die  Grenzziehung  eine  schwierige  und  will- 
kürliche. Und  Whewell  hat  nicht  so  un- 
recht, wie  Hill  glaubt,  wenn  er  sagt,  man 
müsse  die  Klassen  nach  ausgesprochenen 
Typen  bilden,  alles  zunächst  um  diesen 
Typus  Liegende  zur  Klasse  rechnen,  aber 
zugeben,  dass  auf  der  Grenze  zwischen  den 
zwei  nächsten  Typen  stets  Unsicherheit 
bleibe. 

Alle  heutige  strenge  Wissenschaft  geht 
davon  aus,  dass  die  Begriffe  Ergebnisse 
unserer  Vorstellungen  und  ihrer  Ordnung, 
dass  sie  nichts  Reales,  keine  eigenen  selb- 
ständigen Wesen  seien,  wie  die  Alten  es 
sich  dachten,  wie  im  Mittelalter  die  Realisten 
im  Gegensatz  zu  den  Xominalisten  es  an- 
nahmen und  auch  heute  noch  einzelne  Ideo- 
logen an  Realdefinitionen  (statt  der  Nominal- 
definitionen) glauben  und  mit  einer  solchen 
sich  einbilden,  das  innerste  Wesen  der 
Sache  durchschaut  zu  haben.  Es  ist  der 
Irrtum,  der  wähnt,  mit  dem  rechten  Begriffe 
des  Geistes  die  Psychologie,  mit  dem  rechten 
wirtschaftlichen  Kernbegriffe  die  National- 
ökonomie erfasst  zu  haben,  aus  diesem  Be- 
griffe alles  Weitere  ableiten  zu  können; 
Lorenz  v.  Stein  und  andere  Schüler  Hegels 
glaubten  so  verfahren  zu  können.  Die  mit 
reicher  anschaulicher  Kraft  der  Phantasie 
Denkenden  können  freilich  scheinbar  aus 
solchen  Grund-  und  Kernbegriffen  viel  ab- 
leiten: aber  es  ist  in  Wahrheit  nicht  der 
Begriff,  sondern  die  Kraft  ihrer  anschaulichen 
Phantasie,  die  thärig  ist.  Die  abstraktesten 
obersten  Begriffe,  sagt  Herbart,  sind  die 
leersten:  man  wird  richtiger  sagen,  die 
vieldeutigsten,  die.  je  komplizierter  eine 
Wissenschaft  ist.  desto  weniger  in  allgemein- 
giltiger  Weise  fixiert  werden  können. 

Wir  kommen  damit  noch  zu  einem  Worte 
der  Würdigung  aller  Begriffsbildimg.  Wer 
sich  erinnert,  wie  Jhering  die  Begrfffsjuris- 
prudenz  verhöhnt  hat,  oder  wer  sich  die 
Frage  vorlegt,  ob  in  der  medizinischen 
Wissenschaft  grosse  Leistungen  davon  ab- 
hängen, ob  der  Betreffende  den  Begriff  der 
Krankheit  richtig  definiert  habe,  der  hat 
sofort  eiue  klare  Empfindung  dafür,  welch' 
i  oiedene  Wertung  der  Begriffsbildung 
vorkomme    und    dass  diese  Verschiedenheit 

isaehen    haben    müsse.     Ich    gla 
man  wird    nun    einfach    sagen  können:    je 
einfachere    Gegenstände    eine    Wissenschaft 
behandelt,  je  weiter  sie  bereits  in  ihren  Re- 
sultaten   gekommen    ist.    desto  vollendetere 
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Begriffe  hat  sie,  desto  leichter  kann  sie  ihre 
Besetze  und  obersten  Wahrheiten  in  ihre 
Begriffe    und  Definitionen    aufnehmen    und 

daraus    alles  Weitere    ableiten.      Je  kompli- 
er  der  Gegenstand   einer  Wissenschaft 
aber  wird,    desto  weiter  ist  sie  von  diesem 
[deal    entfernt.    Sie  bedarf    natürlich   stets 
der   Begriffe    und    der  Klassifikation,    kann 
in  dem  Gebiete    der  realen  Einzelheiten  da 
auch  zu   einer  gewissen  üebereinstimmung 
kommen    und  muss    dann   ihre  Wahrheiten 
mit  ihren  Begriffen  in  Verbindung  bringen: 
je  allgemeiner    und  abstrakter  aber  die  von 
ihr    angewandten    Begriffe   werden,     desto 
weniger  lassen  sieh  von  ihnen  reale,  genau 
i-enzte  Folgen  und'  Wirkungen  aussagen, 
sto  mehr  hat  die  Definition  nur  den  Sinn, 
gewisse  Gruppen  von  Erscheinungen  allge- 
mein zu  charakterisieren  und  auszusondern, 
nicht  den,  alle  wesentlichen  Wahrheiten  in 
die  Definition    hinein  zu  verlegen.     In  die- 
sem Stadium    befindet    sich   die  Volkswirt- 
schaftslehre.     Die    Erörterung    ihrer    kon- 
kreteren   Begriffe    und    die    Versuche    der 
klassifüai  irischen    Begriffsbildung     bleiben 
stets  wichtig  und  dankenswert.    Die  l  nter- 
suchung  ihrer  allgemeinen  Begriffe  ist  zeit- 
weise wichtig,  um  das  Ziel  und  das  Gebiet 
der    Wissenschaft     abzustecken;      sie     war 
sprachlich  unentbehrlich,  als  man  in  Deutsch- 
land die  englische  und  franzosische  Termino- 
logie   mit   der   deutschen  auseinandersetzen 
niusste:  Hufeland,  Lotz,  Hermann  besorgten 
.lies  Geschäft.   Heute  ist  es  eine  notwendige 
Aufgabe,    die    aus  den  Naturwissenschaften 
eindringenden  Begriffe    (wie   z.  B.  Organis- 
mus.   Kampf  ums  Dasein,    soziale  Gewebe- 
zelle für  Familie  etc.)  zu  prüfen,  zu  fragen, 
oh  und    wie  wir   sie   in   der  Staatswissen- 
schaft gebrauchen  können,  ob  sie  dazu  bei- 
tragen, den  Bestand  unserer  Begriffe  folge- 
richtig   zu  bereichern    oder    zu   schädigen: 
wir    müssen    sie    jedenfalls    klar    gestalten 
und  umgrenzen.    Es    ist  eine  Bereicherung, 
wenn  Bücher  die  bisherige  Handwerksunter- 
nehmuug  scheidet   in  Lohnwerk  und  Preis- 
werk.    Es  ist  auch  dankenswert,    wenn  ein 
scharfsinniger  Kopf  wie  Fr.  J.  Neumann  die 
allgemeinen     volkswirtschaftlichen    Begriffe 
auf  ihre  Abweichung  von  denen  des  Privat- 
um!   Verwaltungsrechts    hin    prüft.      Aber 
elbeEolle  wie  in  der  praktischen  Juris- 
prudenz werden  die  Begriffsuntersuchungen 
bei  uns  doch  nie  spielen  können;  denn  dort 
handelt  es  sich  um  die  tägliche  Anwendung 
von  Rechtssätzen,  die  auf  Definitionen  auf- 
gebaut sind:    bei    uns  handelt   es    sich  um 
die  Erkenntnis    realer    Erscheinungen    und 
ihre    kausale  Erklärung.     Als   gänzlich  ver- 
werflich  aber    muss    alles   erscheinen,    was 
dem    Mystizismus    der    Realdefinition    sich 
nähert    und    aus    leeren  Begriffsdefinitionen 
die  Wahrheiten    ableiten  will,    die    uns  nur 


die    Erfahrung    bieten    kann.     Als    nutz] 
B  elerei  muss  es  erscheinen,    w 

mit    aufwand    g <   '  lelehrsamkeit  Worte 

und  Begriffe  definier!  werden,  die  im  wei- 
teren Aufbau  der  Wissenschaft  keine  Ver- 
wendung finden,  ü  -  eim  anheilvolle  Ver- 
irrung  endlich  die  Auffassung,  als  ob  die 
Nationalökonomie  eine  Wissenschaff  sei,  die 
nur  die  logische  Funktion  weiterer  Trennung 
der  Begriffe  oder  blossen  Schliessens  ans 
feststehenden  Axiomen  habe,  wie  z.  B. 
Senior.  Faucher  und  Lindwurm  behauptet 
Italien,  aber  auch  manche  der  neueren 
Theoretiker,  z.  B.  Sax,  sich  einem  sol 
Standpunkte  nähern. 

Dass  grosse  wissenschaftliche  Leistungen 
auf  dem  Gebiete  der  Nationalökonomie 
möglich  sind,  ohne  dass  der  Autor  sich  viel 
mit  Definitionen  abgiebt,  dafür  ist  A.  Smith 
der  hoste  Beweis.  Dass  aber  viele,  die  sich 
mit  Vorliebe  den  Definitionen  und  abstrakten 
Begriffsuntersuchungen  hingeben,  damit  so 
wenig  Erspriessliches  leisten,  liegt  nicht  in 
einer  Geringwertigkeit  dieser  Thätigkeit, 
sondern  darin,  dass  vor  allem  Leute  ohne 
Weltkenntnis  und  ohne  anschauliches  Denken 
—  das  nach  Schopenhauer  der  Kern  aller 
Erkenntnis  ist  —  sich  dieser  Thätigkeit  mit 
Vorliebe  zuwenden,  die  trotz  grosser  logi- 
scher Schärfe  nichts  Wertvolles  zu  erreichen 
vermögen,  weil  der  beste  und  schärfste  Mühl- 
stein aus  Spreu  kein  vollwertiges  Weizen- 
mehl machen  kann. 

11.  Die  Ursachen.  Beobachten  und 
Beschreiben,  Definieren  und  Klassifizieren 
^iud  die  vorbereitenden  Thätigkeiten.  Was 
wir  aber  damit  erreichen  wollen,  ist  che 
Erkenntnis  des  Znsammenhanges  der  volks- 
wirtschaftlichen Erscheinungen;  wir  wollen 
wissen,  was  stets  zugleich  vorkomme,  welche 
Erscheinungen  sich  stets  folgen,  wir  wollen 
das  Gemeinsame  im  Vielen  erkennen,  eine 
Einsicht  in  die  Notwendigkeit  der  Erschei- 
nungen bekommen. 

Diese  Einsicht  kann  keine  vollkommene 
sein.    Das  komplizierte  Nebeneinander   des 
Seienden    geht    auf  frühere  Kombinationen, 
auf  letzte  unerforschliche  Ursachen  zurück; 
und  auch  die  Folge    der  uns  naheliegenden 
einzelnen     Erscheinungen      ist    keineswegs 
immer  eine  erklärbare.     Aber  immerhin,    je 
mehr    wir    uns    darauf     beschränken,     das 
Einzelne  aus  dem  unmittelbar  A  ergehenden 
zu    deuten,    desto    mein-    gelingt    uns    'las. 
Lud  jedenfalls  steht   uns  als  Ideal    des  hr- 
kenuens    die    Erklärung   aus   Ursachen    vor 
Wen        Die     Naturwissenschaften     haben 
uns  gewöhnt,  alles  Folgende  aufzufassen  als 
bedingt    durch  Ursachen,    die    wir  uns    als 
Kräfte    vorstellen.     Die  Welt    der   Ers 
nungen  i-t  uns  zu  einem  Pro:         *  worden; 
der  nirgend  Zufall  und  Willkür,  überall  zu- 
reichende   Ursachen    zeigt.     Dabei    bandelt 
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h.  je  komplizierter  die  Erscheinungen 
sind,  desto  häufiger  nicht  um  eine  Ursache, 

sondern    um    eine   Summe    von    Zuständen 
und  Bedingungen,  welche  in  ihrem  einheit- 
lichen   Zusammentreffen     eine    bestimmte 
a    haben;    fehlt    nur  eine,    so    tritt  die 
ge  nicht  ein:  der  vulgäre  Sprachgebrauch 
nennt  das  momentane  Ereignis,   das  zuletzt 
hinzutrat,    Ursache,     die     vorhergehenden, 
länger    dauernden    der    mitwirkenden    Zu- 
stände   Bi       _      _  in.    Dabei    ist    die  Folge 
zwar  -achlich,    aber    nicht    logisch    in   der 
Ursache  enthalten,  sie  ist  aus  ihr  nicht  de- 
duzierbar, sie  ist  häufig  etwas  ganz  Neues; 
den  Zusammenhang    stellen  wir   eben    erst 
durch  die  Erfahrung  fest.     Und  nicht  jedes 
regelmässig  Vorhergehende  ist  Ursache  der 
Nacht  nicht  die  Ursache  des 
-  ist,    der  Schutzzoll  dieses  oder  jenes 
Landes  nicht  notwendig  die  Ursache  seines 
Wohlstandes.      Nur    .-inen    vorhergehenden 
Zustand,    der  unbedingt  auf  die  Erzeugung 
stimmten  Folge  hinwirkt,  bezeichnen 
wir  als  Ursache. 

Als  Ursachen  der  volkswirtschaftlichen 
Erscheinungen  stehen  sieh  nun  die  physi- 
i  und  organischen  einerseits  und  die 
psychischen  andererseits  als  zwei  selb- 
.-tändige  Gruppen  gegenüber.  Man  mag 
über  den  Zusammenhang  des  physischen 
und  psychischen  Lebens  heute  denken  wie 
man  will,  man  mag  noch  so  sehr  betonen, 
dass  unser  geistiges  Leben  vom  Nerven- 
igt  sei,  man  mag  mit  Recht 
all'  unsere  Gefühle  sieh  vorstellen  als  ge- 
knüpft an  physiologische  Vorgänge,  so  viel 
ieher,  da~s  wir  aus  Nerven  zuständen 
die  Koexistenz  und  Folge  geistiger  Zustände 
nicht  erklären  können,  dass  der  letzt«'  er- 
kennbare Zustand  materieller  Elemente  und 
die  eorde    des  Seelenlebens    sich 

jetzt  und  walü'seheinlien  in  aller  Zu- 
kunft als  selbständige  Erscheinungen  gegen- 
überstehen. Und  daher  sind  jene  Er- 
klärungsversuche,  die  ans  blossen  physischen 
biologiscl  '  i-'nten  das  Handeln 
direkt  und  allein  ableiten 
wollen,  sämtlich  als  verfehlt  oder  unzuläng- 
lich zu  erklären:  nicht  natürlich  auch  jene, 
die  /,.  IJ.  aus  dein  Klima  eine  bestimmte 
Lebensweise,  aus  dieser  einen  bestimmten 
körperlichen  tu  jen  Habitus  und  aus 

diesem  das  Vorwiegen  bestimmte)   Gefühle, 
Ueberlegungen    und    Handlungsweisen    ab- 
leiten.    \,,r    das    nuiss  bei  allen.   IIn 
und  Herüberwirken  natürlicher  und  geistig  t 
hen  auf  einander  festgehalten  wi 
.".  ir  es  mit  zwei  selbständigen  Systemen 
der  Verursachung    zu    thun    haben,     deren 
i  seilen  Gesetzen  folgend 
rsuchung  der  Zusammenhänge 
bedarf  und  fähig  ist. 

Die-  Volkswirtschaft    hat    in  Klima    und 


Boden,  in  Reichtum  und  Armut  an  Minera- 
lien, in  der  Lage  des  Landes,  in  Flüssen 
und  Gebirgen,  in  Flora  und  Fauna  des 
Landes  ein  natürliches  Ursachen  System  unter 
den  Füssen;  alles  Tier-  und  Menschenleben 
ist  bedingt  durch  die  organischen  Ursachen, 
ohne  deren  Heranziehung  die  einfachsten 
Vorkommnisse  de,  Bevölkerungslebens  un- 
verständlich wären.  Fast  alle  wirtschaft- 
liche Thätigkeit  bezieht  sich  auf  aussen 
Güter;  alle  Kapitalbildung,  alle  Zunahme 
des  Wohlstandes  zeigt  sich  in  den  Häusern. 
Fabriken  und  Maschinen,  in  Vieh  und  Werk- 
zeugen, in  Geld  und  Münze,  kurz  in  Ob- 
i .  welche  den  Naturgesetzen  gehorchen, 
welche  meist  in  beschränkter  Quantität  vor- 
handen, zähl-  und  messbar  sind,  durch  ihre 
Grössen  Verhältnisse  und  ihre  technisch- 
physikalischen  Eigenschaften  bestimmte 
Wirkungen  üben.  Der  jeweilige  Stand  der 
Technik,  von  geistigen  Fortschritten  ab- 
hängig, beherrscht  doch  mit  äusserlichen 
Ergebnissen,  mit  Veranstaltungen  natürlicher 
Art  alles  Wirtschaftsleben.  Man  mag  in 
Bezug  auf  alle  diese  Dinge  sagen,  die 
Volkswirtschaftslehre  habe  mehr  die  Ergeb- 
nisse der  reinen  und  der  augewandten  Natur- 
wissenschaften anzuerkennen  und  zu  ver- 
werten: aber  jedenfalls  muss  sie  diese  Ur- 
sachen auch  selbständig  studieren,  sie  muss 
häufig  dieses  oder  jenes  aus  diesen  Gebieten 
von  ihrem  Standpunkt  aus,  durch  ihre 
Methode  untersuchen,  schon  um  überall  die 
Grenzen  der  wirtschaftlichen  Entwickelung 
zu  ermessen,  z.  B.  festzustellen,  inwieweit 
eine  Bodenproduktion  zu  steigern  sei,  ohne 
lass  die  Kosten  zu  sehr  wachsen,  das  Plus 
an  Rohertrag  zu  sehr  abnehme,  inwieweit 
mit  einem  natürlichen  Kohlenvorrate  zu 
reichen  sei.  An  diese  natürlichen  Faktoren 
knüpft  sieh  die  ganze  Vorstellung  der  Volks- 
wirtschaft als  eines  Systems  natürlicher 
Kräfte  und  naturgesetzlieher  Kausalität. 
eine  Auffassimg,  die  nicht  sowohl  falsch 
als  halbwahr  ist,  sofern  sie  nur  die  eine 
Hälfte  der  verursachenden  Kräfte  im 
Auge  hat. 

Die  in  die  Welt  der  Natur  hineingebaute 
Welt  der  wirtschaftlichen  Kultur  dankt  ihre 
Entstehung  doch  in  erster  Linie  den  geistigen 
Kräften  der  Menschen,  die  sich  uns  zu- 
nächst als  Gefühle  und  Triebe,  als  Vor- 
stellungen und  Zwecke,  weiter  als  Hand- 
lungen und  habituelle  Richtungen  des 
Willens  darstellen.  Sofern  Psychologie  und 
Ethik  das  Ganze  dieser  Kräfte  untersuchen 
und  darlegen,  hat  man  neuerdings  öfter  die 
Nationalökonomie  eine  psychologische  oder 
auch  eine  ethische  Wissenschaft  genannt. 
I.  st.  MJJ]  hat  sie  einmal  als  die  Wissen- 
schaft definiert,  relating  to  the  inoral  and 
psychological  laws  of  the  produetion  and 
distribution   of  wealth;    er    hat    an  anderer 
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s,,,|l,.    eine  Li  hre    der    menschlichen  Cha- 
rakterbildung,   d.  h.  ein  System  von  Folge- 
sätzen   aus    der  Psychologie  als  Grundlage 
der  sozialen  Wissenschaften  gefordert   I  nd 
allenthalben   tauchen  ähnliche  Fordern 
'.,„(■    in  Deutschland  betonte  die  historische 
Schule  den  ethischen  Charakter  der  National- 
ökonomie.    In  Frankreich   konstruierten  die 
Sozialisten    sich    ihre    eigene    Psychologie. 
In    England    hat   Jevons    durch    Aufnahme 
Beuthamscher  Gedanken  über  das  wechselnde 
Spiel   von  Lust-   und  Sehmerzgefühlen    der 
politischen  Oekonomie    eine    freilich    etwas 
ichmale  psychologische  Basis  zu  geben  ver- 
sucht     l'n.'l  die  Oesterreicher    sind   ihm  in 
der    Ausbildung    der    subjektiven  Wertlehre 
hierin  gefolgt;  aber  wie  man  auch  über  die 
von    ihnen    aufgestellten    Sätze,    dass    jede 
Bedürfnisbefriedigung    für    bestimmte    Zeit 
das  Bedürfnis    in  den  Hintergrund    dränge, 
dass  man  mit    demselben  Gute  Bedürfnisse 
verschiedener  Ordnung  befriedigen,  also  z.B. 
,,ut  Getreide  Menschen  und  Papageien  ernäh- 
ren   könne,   wie   man  auch  über  die  ganze 
Lehre  vom  Grenznutzen   denken  mag.    eine 
ausreichende   psychologische  Grundlage  der 
Nationalökonomie      ist      Derartiges      nicht. 
Ebensowenig  ist  sie  damit  geschaffen,   dass 
aeben  den  Egoismus  den  Gemein-  und 
Rechtssinn  oder  den  Altruismus  mach  Coni- 
tes  Benennung)  setzt. 

Man  muss  einmal  eine  Reihe  psycho- 
logisch -  volkswirtschaftlicher  Specialunter- 
suchungen anstellen  und  dann  versuchen, 
die  Lehre  von  den  wirtschaftlichen  Motiven 
auf  Grund  der  Psychologie  und  Ethik  neu 
zu  gestalten.  Anläufe  dazu  fehlen  auch 
nicht.  Schäffle  hat  versucht,  die  Herbart- 
sche    Psychologie    zu    verwerten,    Brentano 


hat  die  psychischen  Verhältnisse  der  heutigen 
und    der 'Arbeiter    älterer    Zeit    untersucht. 
Fr.   .1.  Neumann    hat    die  Mitwirkung    der 
austeilenden  und  entgeltenden  Gerechtigkeit 
der  Preisbildung   und   die  Art   der  Be- 
tätigung des  Eigennutzes  im  Grossverkehr 
einer     fruchtbaren     Analyse     unterworfen. 
Ich  darf  daneben  meine  Untersuchung  über 
die    Gerechtigkeit    in    der   Volkswirtschaft 
erwähnen,     die    psychologisch    und    sozial 
feststellen    und    nachweisen    will,    wie    die 
Gefühle    der   Gerechtigkeit    sich    zu    festen 
Massstäben    verdichten    und    als    solche    zu 
konventioneller    Herrschaft    kommen,     die 
volkswirtschaftlichen    Einrichtungen     mehr 
und  mehr  beeinflussen  und  in  ihrem  Sinne 
umgestalten.      Auch    meine    Arbeiten    über 
das  kaufmännische  Gesellschaftswesen  haben 
neben   dem   Zwecke   der  Untersuchung  ge- 
wisser   Organisationsformen    den     weiteren, 
die      psychologischen      Grundlagen      dieser 
Erscheinungen     klarzulegen.       In     meinem 
Grundriss    der    Volkswirtschaftslehre    habe 
ich  die  massen-  und  die  individual-psyeko- 


i  Grundlagen  des  wirtschafüichen 
Bandeins  in  der  Einleitung  -  stematiscb 
,  ,.,  „,.  Mal  Hilfe  weiterer 
Specialuntersuchungen  und  zusammenfassen- 
der üeberblicke  wird  man  dazu  ge- 
langen der  Volkswirtschaftslehre  ihr  unent- 
behrlich tiges  Fundament  zu 

geben.  ,       ,.        , 

Dazu  gehört,  dass  man  den  ErwerbSr 
trieb  neben  die  anderen  Triebe  stelle,  das 
Wesen  der  niedrigen  und  der  höheren  Triebe 

überhaupt  erörtere:    man    muss  dem  reinen 
Triebleben   seine  Stelle  im  S  eno- 

logischer    Verursachung    anweisen,    zei 
wie    die   Triebe    sämtlich    durch    die  Herr- 
schaft  des  Intellekts   und   der  höheren  Ge- 
fühle   gebändigt    werden.     Man    muss    das 
Verhältnis    der    Triebe    zu    den    fug 
und  speciell  zu  den  wirtschaftlichen  lugen- 
den feststellen.     Diese  Fragen   sind   nur  zu 
beantworten,     wenn    man    sich    über    aas 
■\        i    des   Sittlichen    und    seine    Normen 
über   Sitte    und    Recht    klar   geworden   ist. 
Und  hierzu  wieder   ist  nötig,   sich  die  psy- 
chischen Vorgänge  in  der  Gesellschaft,    die 
Entstehung  übereinstimmender  Gefühle,  \  or- 
stellungen  und  Tendenzen  des  Handelns  in 
bestimmten     Kreisen,     die    Wirkung    von 
Sprache,  Schrift  und  anderen  psychopkysi- 
seken  Mitteln,  durchweiche  geistige  Kollek- 
tivkräfte entstehen,    klar    zu    machen.    Das 
Studium    dieser  Kollektivkräfte    führt   dann 
zum     Verständnis     der      gesellschaftlichen 
KoUektiversckeinungen :   aus   der  l  eberem- 
stimmung  von  Gefühlen,  Trieben,  Meinungen 
„nd    Strelmnaen    innerhalb    der     einzelnen 
Rassen,    Völker,    Klassen,    Gememdegbeder 
o-ehen  che  sozialen   und  staatlichen  Einrich- 
tungen  hervor.     Wir  kommen   so   zu  einer 
\rt  Stufenreihe  erst  einfacher  individueller, 
dann  zusammengesetzter  komplizierter  psy- 
chisek-etkiseker  Ursacken,  die  alles  soziale 
Gesehehen  erklären,  die  für  das  Volkswirt 
schaftliche  Leben    ebenso  massgebend    sind 
wie  für  das  rechtliche,  politische,  kirchliche, 
soziale.     Ihre    Wirkungen    sind    zu    einem 
o-rosseu  TeUe    solche,    dass   sie.    wie    z.    ß. 
Familie,  Gemeinde,  Vereinswesen,  Genossen- 
schaftswesen    dem      wirtschaften     wie 
anderen  Gebieten  zugleich  angehören.   Aue 
die    volkswirtschaftlich     und    sozialpolitisch 
eigentlich  wichtigste  Thatsache    die  soziale 
Klas,enbüdung.    gekört  diesem  Gebiete  an 
sie  ist    nie  wirtschaftlich  allem,    sie  ist  nur 
psychologisch  und   im  Zusammenhange  mit 
allen  gesellschaftlichen  Phänomenen  zu  er- 
klären   Und  so  ist  es  auch  begrfflflig, dass 
die    psychologische    und    ethische   Behand- 
lung dieser  Fragen,    e   meki  i   *   auf 
emfirische  Beoto                              das  mun- 
det was  man    >                                f  S°f^ 
wissensekaft  im  allgemeinen   nennt     Es  ist 
daher,    wenn  man  neuerdings  die  National- 
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■  inen  Teil  der  allgemeinen 
Sozialwissenschaft  erklärte,  im  Grunde  nichts 
and<  meint   als   die    Forderung   einer 

Basii  derselben     auf    psychologische, 

sphilosophische  Studien.  Prak- 
wurde  diese  Forderung  auch  vielfach 
anerkannt 

Wie  Aug.  Comte  und  Herbert  Spencer 
das  volkswirtschaftliche  Leben  nur  als 
einen  Teil  des  sozialen  behandelten,  so 
haben  die  meisten  neueren  Nationalökono- 
men -     es  sei  nur  au  A.  Marschall  erinnert 

soziologische    Elemente   und    Gedanken 
in  ihre  Darlegungen  eingeflochten,  oder  sie 
haben    wie   L.   v.   Stein.    Schäffle,    Wagner 
ethische,   rechtsphilosophische   und  soziolo- 
gische      Grundlegungen       versucht.      Und 
wenn  ich  einmal  sagte,  die  politische  Oeko- 
nomie,    als    Sammelbegriff   für   eine    Reihe 
von  Wissenschaften,  werde  sich  umzuwan- 
deln   haben    in   die    Sozialwissensehaft,    so 
konnte  ich  nichts  anderes  meinen,   als  dass 
alle    Staats-    und    Sozialwissenschaften    ge- 
wisse gemeinsame  Grundlagen  und  einheit- 
liche Ursachen  soziologischer  und  psychisch- 
ethischer Art   haben.     Nur   unbegreiflicher 
Missverstand    konnte    auf     Grumt    hiervon 
oder    ähnlicher    Aussprüche     gerade     den- 
gen,   die   in    Vorlesungen    und  Schriften 
stets  eher  für  grössere  Specialisierung  ein- 
getreten   sind,    den    Vorwurf    machen,    sie 
wollt.-n     eine     Universalwissenschaft     aller 
volkswirtschaftlichen     oder    sozialen    Disci- 
plinen,  einen  Mischmasch  aller  Sozialwissen- 
schaften  unter  Aufhebung  der  Specialwissen- 
schaften   begründen.      Sic    wollten    das    so 
wenig,  wie  etwa  Mill  Psychologie  und  Ethik 
mit  der  Nationalökonomie   zusammenwerfen 
wollte,  indem  er  letztere  eine  psychologische 
und    ethische    Wissenschaft    nannte.     Meine 
Losung    war    stets:    Teilung   der    Wissen- 
schaft   in    Specialgebiete    nach    Stoff   und 
Methode,     genaue    Untersuchung    einzelner 
Probleme,  Isolierung  einzelner  Gegenstände, 
aber  Herantreten  an  jeden  mit  einer  univer- 
salen, historisch-philosophischen   und  sozio- 
logischen Geistesbildung,  die  fähig  ist,  das 
Einzelne  als  integrierenden  Teil  des  Ganzen 
zn  begreif  q.     Dies  muss  um  so   mehr  auf 
unserem  Gebiete  festgehalten  werden,  weil, 
wie  II.  Spencer  30   überzeugend    nachweist, 
die    sämtlichen    psychischen    Ursachen   un- 
trennbar  ineinander  verwachsen    sind    und 
weil    alle   gesellschaftlichen    Erscheinungen 
von    den    sozialen    Trieben    an   bis  zu   den 
wirtschaftlichen  und  politischen  Institutionen 
hinauf    in    untrennbarem     Zusammenhange 

n,  einheitliche  Ursachen  haben,  während 

die    Erscheinungen    der    Natur    leicht     in 

Klassen  zu  scheiden  sind,  die   getrennl    für 

1    icht  werden  können. — 

de,,    vorstehenden    Ausführungen 

weiden  wir  auch  zu  der  Kontroverse    Stel- 


lung   nehmen    können,    ob    alle    volkswirt- 
schaftlichen    Untersuchungen    vom    Indivi- 
duum oiler  von  den   Kollektiverscheinungen 
auszugehen  haben.    Ersteres  war  die  Losung 
der    älteren     englischen     Nationalökonomie 
und    ist    neuerdings    z.    B.    von    John    mit 
Nachdruck  behauptet  worden,  mit  dem  Ar- 
gumente,   dass    nur    der     »Einzelfalb     der 
Beobachtung  zugänglich  sei.   Letzteres  haben 
die  Begründer  der  historischen  Schule  häufig 
verlangt.     Aber  die  Fragestellung  ist  falsch. 
wenn  sie  ein  entweder  —  oder   behauptet. 
So  wenig  es  eine  allgemeine  Regel  darüber 
giebt,  ob  alle  Untersuchung  von  der  Ursache 
oder   von    der    Wirkung  auszugehen   habe, 
so  wenig  darf  in  unserer  Wissenschaft    be- 
hauptet werden,  es  sei  stets  vom   Individu- 
um oder  stets  von  den  Kollektiverscheinungen 
auszugehen.     Wir    müssen    stets    vom    Be- 
kannten zum  Unbekannten  fortschreiten,  und 
oft  sind  die  psychischen  Eigenschaften  und 
die    Handlungen    der    Individuen,    oft     die . 
bestimmter  Menschengruppen,  oft  sind  Preis- 
erscheinungen, Aenderungen  der  wirtschafte 
liehen  Zustände,  der  Verfassung,  oft  andere 
gesellschaftliche    Massenerscheinungen    das 
zuerst    sicher   Beobachtete,    von    dem    man 
dann   wieder  rückwärts   zu   den    Ursachen, 
vorwärts  zu  den  weiteren  Wirkungen  geht. 
Selbst    wenn    wir   zugeben,    dass    zunächst 
stets  der  Einzelfall  zu  beobachten  sei,  wäre 
zu  bestreiten,   dass  menschliche   Individuen 
stets  dies   seien;  auch  der  Mensch  ist  ein 
zusammengesetztes    Ganzes,    und    Gruppen 
von    Menschen,    die    in    Uebereinstimmung 
handeln,  stellen  sich  auf  dem  Schlachtfelde, 
auf  dem  Markte,  in  den  sozialen   und   poli- 
tischen    Kämpfen     als     »Einzelfälle«,      dar. 
Alles  Einzelne  ist  ja   bei  näherer  Betrach- 
tung unendlich   zusammengesetzt,    und    ein 
Einzelfall    ist   stets   das,    was    unsere    aus- 
sondernde Beobachtung  durch  unseren  Denk- 
prozess  als  ein  Ganzes  betrachtet.  — 

Zu  der  obigen  Behauptung  von  dem 
regelmässigen  Zusammenwirken  so  vieler 
Ursachen  haben  wir  ferner  folgende  An- 
merkung beizufügen,  um  nicht  missverstan- 
den zu  werden.  So  vorteilhaft  es  für  den 
Forscher  ist,  wenn  er  möglichst  alle  mit- 
spielenden Ursachen  kennt"  und  übersieht, 
so  wird  doch  nicht  in  jeder  Einzelunter- 
suchung  auf  alle  einzugehen  sein.  Wir 
können  bei  vielen  Specialfragen  volkswirt- 
schaftlicher Art  ohne  weiteres  gewisse  na- 
türliche Komplexe  von  Ursachen,  eine  be- 
stimmte Rechtsordnung  und  Klassenbildung, 
auch  bestimmte  psychologische  Typen  vor- 
aussetzen und  nun  untersuchen,  wie  letztere 
unter  allen  diesen  Voraussetzungen  in  be- 
stimmten Fällen  und  deren  Modifikationen 
handeln.  Man  kann  z.  B.,  wenn  von  West- 
europa und  seinen  heutigen  Grosskaufleuten 
die    Rede    ist,    ohne    weiteres  voraussetzen, 
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fliese  Leute  handelten  im  Durchschnitt,  als 
Klasse  an  der  Börse  und  aul  dem  Markt." 
unter  der  Herrschaft    eines   Erwerbstru 

T  konkreten   Schilderung  de- 
I   und  beschrieben  wurde.     Damit  wird 
freilich  nicht  vorausgesetzt,  wie  Mill  meint, 
läle    Handlungen    aller    Menschen     fl 
allein  ans  ihrem  Verlangen  nach  Reichtum. 
Es  wird  nicht,  wie  Rau  will,  vorausgesetzt, 
äass  .las  Verhältnis  der    M(  nsch  d 
sachlichen    Gütern    ein    unwandelbares   sei. 
auch    darüber    wird    man   streiten   können, 
ob  es  als   Hypothese   des   privatwirtscnaft- 
Bchen    Svsteines    berechtigt    sei    zu    sagen 
wie   \   Wagner  es  1876  formulierte):     Un- 
vermeidlich muss  dabei  das   S..-H-:        i    - 
das  Streben  nach    Vermögen   als   eine   kon- 
stant.',   selbst    gauz    gleich    bleibende    und 
immer  ganz  gleich  wirksame,   also  als  eine 
absolute    Grösse    und    Kraft    m    allen    ver- 
kehrenden   Personen    angesehen     werden.« 
[ch    glaube,    man    kommt   so  gar   zu  leacnt 
zu  falschen  Schlüssen;  nur  bestimmte  Men- 
schen haben  durchschnittlich  zu  bestimmter 
Zeit    einen    bestimmten    Erwerbstrieb .    die 
ßrosskaufleute  einen  anderen  als  die  Krämer, 
als    die    Bauern,    Handwerker    und 
Arbeiter;   selbst  innerhalb  derselben  Klasse 
bestehen    gross,     unterschiede;    unter    den 
zahlreichen  Bantdirektoren,  Kaufleuten.  Spe- 
kulanten,   welche    1892   vor    der  deutschen 
Börsenen.juetekommission  vernommen   wur- 
den, zeigten  sieh  bei  unzweifelhafter  t  eber- 
einstimmung  in  gewissen  Grundzügen  doch 
erhebliche    Abstufungen    in    dem.    was   die 
verschiedenen    Gruppen    der   Vornehmeren 
und   Feinfühligen   und    der  Rücksichtslosen 
als  den   natürlichen   und    berechtigten    Er- 
werbstrieb. als   die   selbstverständliche   Ur- 
sache des  geschäftlichen  Handelns  ansahen. 
Jede   Axt  und  Abstufung  des  Erwerbstriebes 
ist   so  zu   erklären  als  das  Gesamtergebnis 
bestimmter  Gefühle,   Sitten   und   Rechtsge- 
wohnheiten, die  man  als  Klasseneigenschaft 
oder    als    Eigenschaft     bestimmter     Völker 
und  Klassen  kennen  und  besehreiben  muss. 
alle  Schlüsse  aus  dieser  Eigenschaft  reichen 
so    weit,    wie   deiche    oder  nahezu    gleiche 
und    ähnliche    Menschen   nachweisbar   sind. 
Da    diese    aber   in   der   Regel    nachweisbar 
sind,  so  sind  die  Schlüsse  ganz   berec 
welche    davon    absehen,    dass  in    einzelnen 
Fällen  andere  Motive  mitspielen,  dass  kleine 
Modifikationen   des  geschilderten   psycholo- 
gischen    Typus     vorkommen.       Man     kann 
äsere,  kompliziertere  Erscheinungen  meist 
nur  unter  Ignorierung   der   Nebenursachen 
und  mitspielenden  Nebenbedingungen  unter- 
suchen,   muss    auf  die  Hauptursachen  sich] 
konceutrieren.  —  ... 

Wir  müssen  ferner  noch  mit  einigen 
Worten  auf  den  Gegensatz  der  natürlichen 
und    der   psvehischen   Ursachen    des   wirt- 


schaftli  urückkommen.   Die 

mechanisch,    die 

dscher  Motivation. 
Im  einen  wie  im  anderen  Falle  nehmen 
wir  eil  Kausalität  ai  wäre 

Wissenschaft    von  ächaft 

und   der   Volkswirtschaft  denkbar,    wi 
keine    Erziehung     und    keinen    Fortschritt 

Annahme  giebt,  d 
bestimmte   psychische    Faktoren    bestimmte 
Wirkungen  erzielt -werden.     D  dliche 

Kompliziertheit  aber  alles   psychischen    G 
schehens,  das  Geheimnis,  mit  dem  uns  die 
Wirksamkeil    gi»  sser  Männer  entgegentritt, 
das  Gefühl  der  Freiheit,  das  von  all'  uns 
Handeln    untrennbar    ist.    das    Dunkel,    das 
no.-h     über     den     spontai 

seht,  die  uns  so  häufig  ebenso  i 
dukte  der  Vergangenheit  wie  als  neue 
Kraftcentren  und  Ausgangspunkte  höherer 
Entwickelung  erscheinen,  hat  es  notwendig 
zur  y  )-,  gehabt,  dass  bis  heute 
Deterministen  und  die  Verteidiger  der 
Willensfreiheit  in  den   verschiedensten  Ab- 


stufungen einander  gegenüberstehen.  Der 
Raum  verbietet  uns.  auf  diese  Streitfrage 
hier  einzugehen.  Wir  können  also  mir 
sagen  ausserhalb  des  allgemeinen  Gesetzes 
der  zureichenden  Ursachen  giebt  es  kerne 
,, sohaft.  auch  nicht  auf  dem  Gebiete 
des  geistigen  Lebens.  Aber  die  T  rsachen 
der  psvehischen  Vorgänge  sind  wesentlich 
andere'  als  die  der  mechanischen:  ihre 
letzten  Principien  sind  noch  so  wenig  er- 
klärt dass  die  naktischen  Wissenschatten 
wie  die  Volkswirtschaftslehre,  diese  Kontro- 
verse der  Ethik  und  Psychologie  über- 
lassend, ihren  Weg  der  psychologischen 
und  Detailuntersuchung  unbeirrt  hiervon 
fortsetzen  müssen,  nebeueinander  die  Durcn- 
schnittsmenscheii  wie  die  aussergewöhnlicnen 
'  in  ihrem  Wesen,  in  ihrer  Bedingtheit  und 
in  ihren  Wirkungen  untersuchend. 

Dass  von  den  beiden  Hauptgruppen  von 
Ursachen  bald  die  der  physischen  und  bio- 
-  shen,  bald  die  der  psychischen  je  nach 
l  tegenstand  der  Untersuchungen  mehr 
in   den  Vordergrund   tritt,   ist  klar,     b 
vielleicht  etwas  schablonenhaft  und  einseitig, 
wenn    Mill   einmal    den   Gegensatz  so    for- 
mulierte, die  Produktion  der  Volkswirtschaft 
hänse  von  den  natürlichen,    che  ^  erteilnng 
von  den   moralischen   Ursachen    ab;    jeden- 
falls   ist    au.h    die    Produktion    von    den 
ethischen  Faktoren  des  Fleisses,  der  Arbeit- 
samkeit,  der  Unternehmungslust,   von   dem 
Fortschritt    unserer    Kenntnisse  und   Aehn- 
lichem  abhängig.     Ich  möchte  daher    heber 
sagen,    je    höher    die    Kultur  steigt,    desto 
wi".  htiger    würden    die    psychisch-ethischen 
Ursachen,    und    die   Unvollkommenheit   der 
älteren   Nationalökonomie   hänge   damit    zu- 
sammen, dass   -  -     -     ssere  und  wich- 
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tigere  Hälfte  der  Ursachen  vernachlässigt) 
habe.  Wundt  meint,  wo  er  von  dem 
genden  Einflüsse  der  sozialen  Ethik  auf 
-  illschaftswissenschaften  und  auf  den 
Znstand  der  Gesellschaft  spricht,  di — Ibe 
werde  in  der  Lehre  von  Recht  und  Staat 
i  voll  anerkannt,  in  der  Nationalökonomie 
bereite  sich  der  Umschwung  erst  allmäh- 
lich vor,  werde  aber  um  so  gewaltiger  in 
seinen  Wirkungen  sein.  Er  meint 
offenbar,  die  Wissenschaft  und  das  Leben 
werde  künftig  stärkeren  ethischen  Einflüssen 
unterliegen.  Eine  Art  ("mkehr  dieses  Ge- 
dankenganges ist  es.  wenn  mau  mit  Marx 
alle  höhere  geistige  Kultur,  alles  politische 
religiöse  Leben  aus  der  Gestaltung  des 
wirtschaftlich-technischen  Produktion-!  i  ■ 
esses  ableiten,  z.  B.  das  Christentum  oder 
die  Reformation  aus  bestimmten  wirtschaft- 
lichen Zuständen  erklären  will.  Zusammen- 
hang und  Wechselwirkungen  zwischen  den 
verschiedenen  Lebensgebieten  wird  man 
nicht  leugnen,  wohl  aber  die  Möglichkeit 
hüpfenden  Kausalerklärung  dieser 
Art.  Es  ist  erstaunlieh,  wir  weit  über  die 
Kreise  des  sozialistischen  Denkens  hinaus 
■  grob  materialistische,  auch  schon  von 
J.  St.  Mill  mit  durchschlagenden  Gründen 
in  seiner  Logik  bekämpfte  Gedankenrichtung 
Anhänger  gefunden  hat.  Sie  steht  nietho- 
disch  kaum  viel  höher  als  die  Yerirrungen 
Buekles  und  seiner  Nachfolger,  die  aus 
Nahrung,  Stand  der  Sonne  und  ähnlichen 
Faktoren  die  psychischen  Eigenschaften  der 
Menschen  und  die  Gesellschaftsverfa.--uim 
glaubton  direkt  ableiten  zu  können. 

Als  eine  andere  Verirrung  muss  es  be- 
zeichnet   werden,     wenn    überhaupt    nicht 
i  I'rsachen,  sondern  die  nach 
Axiomen  und  letzten  Elementen   den  Aus- 
klinkt   der     wissenschaftlichen    Erör- 
terung bilden   soll.     Die   Analogie  mit  der 
Mathematik    und   Geometrie  hat    dazu  ver- 
führt; man  wollte,    wie  diese  Wissenschaft. 
einige  wenige  einfache  Prämissen  haben  und 
aus  ihnen    deduzieren.     In   England  haben 
Senior,    Cairne.--  und  andere  solche  oberste 
propositions    aufgestellt,  ersterer  bekaunt- 
hch   viel-  Satz..',    die  er  aber   aus  Erfahrung 
üewusstsein  abl.it. -t.   Sitze,  die  wenig- 
-    allgemeine    Urteile    über   Kausalver- 
hältnisse,   über    wirtschaftliches     Hai 

Ikerungszunahme,  Wirkung  des  Kapitals 
und  Beschränktheit  der  landwirtschafti 
Produktion  enthalten.  Ihre  deutschen  Nach- 
folger, hauptsächlich  C.  Menger  und  Sax, 
drücken  sich  viel  dunkler  aus:  ersterer  be- 
hauptet, seine  letzten  einfachen  Elemente 
zum  Teil  durch  empirisch-realistische 
Anal  unen,    also    müssen     sie    zum 

pen  Teil  doch  wohl   aprioristisch 
er   braucht   da-    Werl     aphoristische  Axi- 
ome .    lässt   aber   nicht   ganz   deutlich    er- 


kennen, ob  sie  identisch  seien  mit  sein,  q 
letzten  Elementen  und  Faktoren.  Als  solche 
bezeichnet  er  die  Bedürfnisse  und  das 
Streben  nach  vollständiger  Befriedigung 
derselben.  Sax  nennt  an  einer  Stelle  als 
solche  Egoismus.  Mutualismus,  Altrui- 
an  anderer  Bedürfuisgefühle,  Güter.  Arbeit. 
Es  handelt  sich  also  hier  um  möglichst  ab- 
strakte All  gemein  begriffe,  über  deren  Kau- 
salwirkung nicht  einmal  etwas  Konkretes1 
üi-j  -,;ui  wird.  Sie  sind  alles  eher  als  Axi..m 
d.  h.  von  selbst  jedem  Menschen  einleuch- 
tende Wahrheiten.  Es  sind  jedenfalls  keine 
kausalen  Erteile,  die  allein  die  Basis  einer 
Wissenschaft  von  realen  Dingen  bilden 
I  können.  Die  übrige  deutsche  Wissenschaft 
(z.  B.  Leser,  Neumann  und  ich)  hat  daher 
derartige  <  redanken  auch  durchaus  abgelehnt, 
und  selbst  ein  Verehrer  von  Menger.  wie 
A.  Wagner,  hat  nirgends  sich  in  dieser 
entscheidenden  Grundthese  mit  ihm  identi- 
fiziert. 

Vielleicht  der  gelungenste  Versuch,  ein 
einheitliches  Prineip,  eine  einheitliche  Kraft 
als  aussclüiessliche  Ursache  an  die  Spitze 
zu  stellen,  ist  der  von  A.  Dietzel,  der  aus 
dem  wirtschaftlichen  Zweckstreben  des 
Menschen  nach  stofflichen  Gütern,  das  ohne 
weiteres  mit  dem  Prineip  der  Wirtschaft- 
lichkeit im  Handeln  identifiziert  wird,  eine 
abstrakte  Sozialwirtschaftstheorie  —  im 
Gegensatze  zur  konkreten  Volkswirtschafts- 
lehre —  abzuleiten  verspricht,  freilieh  nicht 
wirklich  diese  Ableitung  vollzogen  hat. 
Aber  entweder  ist  damit  nur  gemeint,  man 
könne  bei  einzelnen  Preisuntersuchungen 
von  gewissen  Ursachen,  die  in  zweiter  Linie 
stehen,  absehen  und  könne  eine  bestimmte 
Art  der  sozialen  Klassenbildung,  der  Rechts- 
ordnung, der  Tauschgesellschaft  ohne  Spe- 
zialuntersuchung als  gegeben  voraussetzen; 
dann  ist  damit  nur  die  Zulässigkeit  . 
methodologischen  Kunstgriffes  behauptet, 
gegen  den  niemand  etwas  einzuwenden  hat. 
sofern  er  richtig  und  geschickt  ausgeführt 
wird,  sofern  nicht  durch  Ignorierung  des 
Wesentlichen  Karikaturen  der  Wirklichkeit 
der  Untersuchung  zu  Grunde  gelegt  wer- 
den. Oder  es  ist  die  Meinung,  mit  dem 
vieldeutigen  Begriffe  der  Wirtschaftlichkeit, 
der  in  Summa  nicht-  heisst  als  rationales 
Handeln,  sei  eine  einheitliche,  klare  Ur- 
sache alles  volkswirtschaftlichen  Handelns 
und  Geschehens  aufgestellt,  aus  der  die 
Klassenbildung  und  Rechtsordnung  sowie 
alle  Produktion  und  aller  Tauschverkehr 
abgeleitet  werden  könne.  Dann  handelt  es 
sich  auch  bei  Dietzel  um  einen  schiefen 
Rettungsversuch  der  älteren  abstrakten 
Theorieen,  um  eine  Verwechselung  von 
Axiom  und  Ursache,  um  eine  Verkennung 
der  wirkliehen  Ursachen  wirtschaftlichen 
Handeln-,  um  .-inen  falschen  Analogieschluss 
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.«6    Mathematik    und    Begriffsjurisprudenz. 
Wissenschaften    deduzieren   aus    we- 
.         einaeitlicheu     logischen    Prämissen; 
|g    Volkswirtschaftslehre    will,     wie    jede 
Wissenschaft    von    realen    Dingen,   aus    Ur- 
sachen erklären:    sie  kann  stellenweise   die 
Hauptursachen    allem    berücksichtigen,    die 
QUrSachen    beiseite    lassen      aber    nie 
.„.  Ursache  und  logischen  Grund   ver- 
wechseln. „.  ,        T 

in,  von  H.  G.   Gossen,   Walras,  Laun- 
harclt     Jevons,   endlich   neuerdings   von   K. 
kuspitz  und  R.  Liehen  gemachten  Versuche, 
ein,  /    mathematische    Volkswirtschaftslehre 
ra  begründen,  fallen  mit  der  Ableitung  der 
Preisgesetze  aus  Axiomen  oder  letzten  JUe- , 
.„enten  insofern  zusammen,  als  es  sich   da- 
bei   stets    darum    handelt,    mit    Hüte    von 
erraphischeu     Darstellungen,     algebraischen 
Formeln  und  Schlussreihen  die  Grössenver- 
h&ltnisse  von  Angebot   und  Nachfrage  pra- 
ds  aarzustellen  und  aus  möglichst  einfachen 
Prämissen   die   Schlüge   in  mathematischer 
Form  zu  ziehen.     Man  wird   nicht   leugnen 
können    dass  in  dieser  Form  die  Ergebnisse 
der    abstrakten    Theorie  sauber   und   praeis 
dargestellt  werden  können,  dass  das  Schluss- 
verfahren   oft  ein  sichereres  ist   als  bei  ge- 
wöhnlicher Darstellung,   dass  die   Anschau- 
lichkeit   gewisser  Vorgänge  dadurch  erhöht 
wird    wenigstens  für  den  mathematisch  ge- 
schulten Kopf.     Neue   bemerkenswerte   br- 
isse    und   Wahrheiten   hat    diese  ganze 
Methode  aber  nicht   geliefert.      Sie    beruht, 
wenn    sie    melir   sein    will  als   eine    eigen- 
tümliche Art  der  Illustration  von  Bekanntem. 
auf  einer  Verkennung  der  Natur  volkswirt- 
schaftlicher   Erscheinungen    und    ihrer   Ur- 
sachen     Die   Konstruktionen   und   Formeln 
verwenden  Elemente,  die  alle   in   Wirklich- 
keit nicht  bestimmbar,  einer  Messung  nicht 
iahi-  sind,  und  erwecken  durch  Einsetzung 
von    fiktiven    Grössen    für   psychische    Ur- 
sachen   und    unmessbare    Marktverhä  tmsse 
den    Schein  einer   Exaktheit,   die  nicht  be- , 

12    Die  induktive  und  die  deduktive 

Methode.     Wie  kommen  wir  nun  aber  zur 

Erkenntnis  der  einzelnen  Ursachen'/    Wenn 
B  dem   A  regelmässig   in   dem   Gange  der 
Erscheinungen  folgt,  so  verknüpfen  sie  sich 
gjg  Ideeenassociation  in  unserer  Einbildungs- 
kraft; sobald  ich  etwas  Gleiches  oder  Aehn- 
liches  wie  B  sehe,  denke  ich  an  A.  forsche 
nach,    et,    es    vorhanden    war.     1  nd    wenn 
ich    eine   Reihe   solcher   Sequenzen   richtig 
achtet  habe,  so  nötigt  mich     ein  mäch- 
tiger,   überall    wirksamer   Trieb   zur trene- 
raiisatie.ii  .   wie   Sigwarl    sagt,    die   Verbin- 
dung   für    eine    konstante    zu    halten:    und 
wenn    ich    zur    festen    Deberzeugung  von, 
dem  gleichmässigen  Gange  der  Erseheinun- 
gen    jelangt   bin,   so   erkläre   ich  A  für  rtie  , 


Ursache  von  B.  sobald  ich  Ä   und   zwar  A 
für  das   unbedingte   und  notwendige 

Antecedens  halte.    Natürlich    ist   dabei   die 

1,1 oassociation   nur  der  Ausdruck   für  die 

innere  Zusammengehörigkeit,    für  die  That- 
sache,    dass,    wie   Höffding  sagt,  A   und  li 

Glieder  desselben  Pro: .  Teile  dei  v 

i  Totalität    sind.     Das   Kausalprincip   geht  so 
nach    Höffdnm    auf    das  Prineip  der  Identi- 
tät  zurück.     Das  immer  und    notwendig   m 
der   Folge    Verbundene  behandeln    wir  als 
Ursache  und  Wirkung.    Unser  Geist  ist  be- 
ruhigt   wenn  er  die  einzelne  Erfahrung  als 
einen  Fall  einer  allgemeinen  Regel  ansehen 
kann-    »i   muss    sieh    stets    solche    Regeln 
konstruieren,    die    in    dem    Masse    wahrer 
werden,  wie  sie  auf  vollendeterer  Beobach- 
tung ruhen,  und  wie  sie  weiter  angewendet 
in  der  aufgestellten  Form    und   Begrenzung 
immer  wieder  als  wahr    sich  herausstellen. 
Dies    nennen    wir    das    induktive    Ver- 
fahren :    es    geht    vom    Einzelnen    aus    von 
der  Beobachtung  und  sucht  dazu  die  Kegel, 
die   das   Beobachtete  erklärt,    die  von  einer 
!  Klasse   von   Erscheinungen   das    für    wahr 
erklärt,    was    von   den   beobachteten   Fallen 
wahr   ist.     Je    komplizierter  eine  Erschei- 
nung   ist      und    je    unvollkommener    noch 
unsere  Beobachtung  zumal   solcher   kompli- 
zierter    Gegenstände,     welche     von     einer 
Summe    der   verschiedenartigsten   Ursachen 
abhängen,    desto    schwieriger    ist    das    b-e- 
schäft,    die   rechte  Regel   zu   finden,    desto 
häufiger  kommen   wir  nur   zu  Hypothesen, 
zu     vorläufigen     Vermutungen     über     die 
Regelmässigkeit  der  Folge.    Aber  auch  sie 
verwenden  wir  nun  zu  weiteren  Schlüssen 
In  der  weiteren  Verwendung  der  durch 
Induktion  gewonnenen  Regeln  über  kausai- 
verhältnisse  besteht  die  Deduktion,   die   auf 
demselben  Triebe,  demselben  Glauben    dem- 
selben  Bedürfnisse   unseres  Verstandes  be- 
ruht" wie  die  Induktion.     Was  wahr  in  den 
richtig  beobachteten  Fällen  war.  muss  wahr 
in    allen    ganz    gleichen    Fällen    sein:    die 
i  Regel   wurde  nur  gesucht,    um   sie   weiter 
anzuwenden;    jede    Regel    sagt    über    eine 
Klasse    von    Subjekten    ein    Prädikat,     ein 
Handeln,    eine    Eigenschaft    aus:    aus    tter 
Analyse  des  Subjekt-  und  Prädikatbegriffes 
ergiebt  sich,  was  in  der  betreffenden  Regel 
enthalten  ist.  wohin  sie  passt  Fall« 

ihr  unterstehen,  was  sie  erklären  kann 

Es  ist  klar,  da-s  da-  Ziel  aller  V  ibs  n 
schaft  die  Gewinnung  solcher  Regeln  i>t , 
ü!er  je  mehr  sie  verfügt,  desto  besser. Jeder 
selbst  der  kleinste  Schritt  unseres  Denkens, 
ist  kontrolliert  von  den  feststehenden  Wahr- 
heiten und  Regeln,  über  die  wir  verfugen, 
verknüpft  sich  mit  Folgerungen  aus  ihnen 
Vlk  Beobachtung  und  Beschreibung  und  alle 
neue  Induktion  ruht  mit  auf  der  Anwendung 
des  gesicherten  Wissens,   und    jeder   neuen 
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Dicht   erklärten  Beobachtung  gegenüber   ist 

-te>.  dass  wir  eine  Anzahl  <  >ber- 
sätze.  Regeln.  Wahrheiten,  die  wir  im  Kopfe 
haben,  spielend  probieren,  ob  sie  das  Pro- 
blem erklären.  Grosse  Fortschritte  werden 
so  in  jeder  Wissenschaft  gemacht.  Auch 
die  letzte  Probe  jedes  induktiv  gewonnenen 
Satzes  liegt  darin,  dass  er  bei  steter  deduk- 
tiver Verwendung  sich  immer  wieder  als 
wahr  herausstellt. 

Daraus  ergiebt  sich,  wie  eng  verbunden 
Induktieu  und  Deduktion  sind.  Das  Schluss- 
verfahren, das  der  Induktion  zu  Grunde 
liegt,  ist.  wie  Jevons,  Sigwart  und  Wundt 
_t.  nichts  als  die  Umkehrun|  des  in 
der  Deduktion  verwendeten  Syllogismus. 
Seit  Jahren  pflege  ich  den  Studierenden 
zu  sagen,  wie  der  rechte  und  linke  Fuss 
zum  Gehen,  so  gehöre  Induktion  und  De- 
duktion gleichn  m  wissenschaftlichen 
Denken.  Ich  habe  stets  betont,  dass,  wenn 
wir  schon  alle  Wahrheit  besässen,  wir  nur 
deduktiv  verführen,  dass  aller  Fortschritt 
der  Induktion  uns  deduktiv  verwertbare  Sätze 
bringe,  dass  die  vollendetsten  Wissenschaften 


der  Deduktion  und  denen  der  Induktion  aitt 
der  Geschichte  unserer  Wissenschaft  zu  er- 
klären. Es  war  natürlich,  dass  man  im  ls 
Jahrhundert  zunächst  versuchte,  von  ein- 
zelnen beschränkten  Erfahrungen  und  unter 
Zuhilfenahme  anerkannter  psychologisi  bei 
Thatsachen  deduktiv  soweit  wie  möglich  zu 
kommen:  jede  jugendliche  Wissenschaft  ver- 
fährt zunächst  so;  erst  nach  und  nach 
konnte  die  Erkenntnis  der  unzureichenden 
Voraussetzungen  sich  Bahn  brechen:  und 
erst  als  man  das  Falsche  oder  Schiefe  der 
vereiligen  Generalisationen  einsah,  kennte 
die  Forderung  einer  umfassenderen  Anwen- 
dung der  Induktion  entstehen.  Oder  viel- 
mehr die  Forderung  umfassenderer  und 
strengerer  Beobachtung  und  Beschreibung, 
wie  sie  für  Induktion  und  Deduktion  gleich 
uotwendig  ist. 

Je  nach  persönlicher  Anlage  und  Studium, 
je  nach  den  behandelten  Problemen  und 
Fragen,  nach  dem  engeren  oder  weiteren 
Umkreise,  auf  den  sich  die  untersuchten 
Gegenstände  erstrecken,  stellen  sich  die  ein- 
zelnen Forscher  auf  die  eine  oder  die  andere, 


am  meisten  deduktiv  seien.  Wenn  daher  j  auf  die  Seite  der  alten  oder  der  neuen  Rieh 
neuerdings  mehrfach  behauptet  wurde,  die-  tung  oder  suchen  zwischen  beiden  zu  ver- 
jeuigen.  welche  heute  im  Gegensatz  zu  Mill.  mittein.  In  eigentümlich  widerstreitender 
Caimess  und  Menger  die  stärkere  Benutzung  und  daher  Verwirrung  stiftender  Weise  hat 
der  Induktion  verlangten,  wollten  alle  De-  letzteres  schon  J.  St.  Mill  gethan,  auf  den 
duktien  aussehliessen,  so  ist  das  weder  für  sich  daher  die  entgegengesetzten  Parteien 
mich  noch  für  irgend  einen  anderen,  der  gleichmässig  berufen  können.  Der  feine, 
eine  klare  Vorstellung  über  die  Methoden  selten  scharfsinnige  und  gebildete,  aber 
der  Logik  hat,  zutreffend.  Der  in  der  Litte-  ebenso  anpassungsfähige  und  schwankende, 
ratur  über  Gebühr  aufgebauschte  Streit  dreht  sich  so  häutig  um  die  ganze  Windrose 
sich  nur  darum,  in  welchem  Masse  die  De-  drehende  Geist  hatte  als  "20— 23  jähriger, 
duktien  in  der  Volkswirtschaftslehre  aus-  ganz  von  der  abstrakten  und  radikalen  Ge- 
reiche, wie  weit  unsere  Wissenschaft  schon  dankenwelt    des    18.  Jahrhunderts   und   des 

?  unhistorischen   Bentham   erfüllt,   weit-   und 


schon  besitze  oder  aus  anderen  Wissen 
Schäften,  hauptsächlich  aus  der  Psychologie, 
entlehnen  könne.  Wer  die  politische  Oeko- 
uomie  für  eine  nahezu  fertige  hält,  wie  die 
..  -eben  Epigonen  A.  Smiths,  für  den  ist 
sie  natürlich  eine  rein  deduktive  Wissen- 
schaft Buckle  in  -eine!  selbstzufried 
Aufgeblasenheit  erklärte:  Die  politische 
1  >ekoi  i  tlidi  eine  deduktive 

Wissenschaft  wie  i  G  itrie  .  Ueber- 
raschend  ist  nur.  wenn  Leute,  die  die  ge- 
ringe Ausbildung  unsere]  Wissenschaft  ein- 
sehen, ähnlich  sprechen.  Sie  denken  dann 
ausschliesslich  an  die  einfacheren  Probleme 
and    an    'l  .    Iiildeteren    Teile   uii-i-t 

Wissenschaft,  an  die  Tausch-.  Wert-  und 
Geldlehre,  wo  die  Deduktion  aus  einer  oder 
n  psychischen  Prämissen  die  Haupt- 
erscheinungen  erklären  kann.  Wer  die  kom- 
plizierteren Phänomene  Studiert,  Z.  B.  nur 
die  sozialen  Fragen,  der  wird  klar  erb  . 

hiei   noch  der  Induktion  bedarf. 

Am    einfachsten    ist    der  heute  herrschende 

'i  sogenannten  Anhängern 


geschäftsunkundig  die  Losung  ausgegeben, 
die  Nationalökonomie  sei  eine  rein  deduktive 
W  issenschaft,  weil  sie  keine  Experimente 
machen  und  aus  dem  Wunsche  nach  Reich- 
tum ihre  wesentlichen  Sätze  als  hypotheti- 
sche Wahrheiten  ableiten  könne.  Wenige 
Jahre  nachher  lernte  er  A.  Comte  kennen, 
der  nur  eine  historische  und  induktive  B&= 
handlung  zulassen  will.  Auch  sonst  drangen 
die  Ideeen  des  19.  Jahrhunderts,  wie  er  es 
selbst  nennt,  mehr  und  mehr  auf  ihn  ein 
und  modelten  alle  seine  Vorstellungen  trotz 
seines  Widerstrebens  nach  und  nach  um, 
und  in  seinen  Hauptsehriften,  hauptsächlich 
in  seiner  Logik,  ist  nun  eine  wunderbare 
Mischung  von  gänzlich  widersprechenden 
Thesen  über  die  Methode  der  National- 
ökonomie    und     der     Sozialwissenschaften. 

-  urteilt  kaum  zu  hart,  wenn  er  sagt. 
in  jedem  Hauptpunkte  habe  er  drei  bis  sechs 
miteinander    unverträgliche   Meinungen    zur 

'  Zeit.  Seine  ursprünglichen  Anschau- 
ungen liegen  aber  immer  noch  am  auf- 
fälligsten   zu  Tage,    und    an  sie  halten   sich 
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««entlieh  heute  noch  seine  deutschen  Ver- 
hrer  welche  glauben,  die  Deduktion  gegen 
,„.  [nvasion  der  induktiven  Schul,'  ver- 
,.i<ii-.'ii   zu  müssen. 

Nachdem  er  gvijeu  Renthams  Lntoressen- 
.hilosophie  mit  dem  Satze  polemisiert,  es  sei 
^philosophisch,   aus   einigen  wenigen    von 
lOT   igentien.  durch  welche  die  Phänomene 
„ -timmt  werden,   eine  Wissenschaft  auizu- 
»uen    man  müsse  alle  Einwirkungen  m  das 
Bereich  der  Wissenschaft  zu  bringen  suchen, 
ahrl   er  wenige  Seiten  nachher,   die  Hand- 
lungen   in   Bezug   auf  die  Produktion  und 
Verteilung  wirtschaftlicher  Güter  seien  haupt- 
äichlich   durch   das  Verlangen   nach  Reich- 
tum  bestimmt    und   auf   dieser  These    baue 
sich   daher  die  besondere  Wissenschaft  der 
Nationalökonomie    auf.      Freilich     muss    er 
deich  beifügen,  eine  Reihe  anderer  Ursachen 
müsse  man  eben  in  einigen  der  schlagendsten 
Fälle     au    den    betreffenden     Stellen    der 
Nationalökonomie   selbst  einsehalten,   so  die 
Scheu  vor  Arbeit,  das  Verlangen  nach  kost- 
spieligen   Genüssen,    die  Ursachen   der  Be- 
völkerungsbewegung;  der  praktischen  Nütz- 
lichkeit   wegen   müsse   man   überhaupt  von 
der   Strenge   der  wissenschaftlichen  Anord- 
Dung  in  der  Nationalökonomie  abstehen.    Au 
anderer  Stelle   fügt   er  bei,    was  von  einem 
Engländer  gelte,  lasse  sich  naturlich  nicht 
vo„  einem  Franzosen  behaupten   und  wo  er 
vom  Nationalcharakter  verschiedener  Volker 
spricht,  erklärt  er,    sofern  dieser  eine  Rolle 
spiele,   sei   eine   separate  Wissenschaft  (wie 
die    Nationalökonomie)    nicht    angezeigt,    da 
müsste   die  allgemeine  Gesellschaftswissen- 
schaft  eintreten,   welche  alle  Umstände  er- 
örtere,  die   ein  Volk  beeinflussen;    es  gelte 
äies  vor  allem  in  Bezug  auf  die  Regierungs- 
fenn.    Aber  sollte   in  Bezug  auf  die  Frage 
der  wirtschaftlichen  Verfassung  es  sich  nicht 
ähnlich  verhalten?  . 

Die    Auseinandersetzung,    dass    es  keine 
wahre  Induktion   gebe,    wo  es  sich  wie  hei 
der    Volkswirtschaft    um    komplizierte    Ur- 
sachen und  Wirkungen  handele,    wiederholt 
er  öfter;   er  sucht  sie  mit  dem  groben  Bei- 
spiele zu  beweisen,  dass  die  generelle  Unter- 
suchung,  ob  ein  Schutzzollsystem  ein  Land 
reich   mache,    ergebnislos  sei;    er  übersieht 
nur,   dass   seine  Fragestellung   falsch,    d.  li. 
zu    allgemein    ist:     specialisiertere    Lnter- 
suchungen   wie   die  Serings   über  die  deut- 
schen Eisenzölle,  Sombarts  über  die  italieni- 
-  he    Handelspolitik    und    manche    ähnliche 
neuere  Arbeiten  zeigen,  dass  auf  das  Einzelne 
richtig    eina-ehende    Arbeiten    uns    ziemlich 
sicher    lehren     wo    Schutzzölle    wohlstand- 
hebend  wirken.     Natürlich  bleibt  es  daneben 
wahr,   dass  die  Induktion  schwieriger  wird, 
je    komplizierter  der   Gegenstand   ist.    dass 
de,    Mangel   an    Experimenten   ein  Nachteil 
ist      Aber  mit  Recht  hat  Keynes  neuerdings 


äarauf    hingewiesen,    dass    auc 


•h    im    Wirt- 


schaftsleben teils  direkt  durch  Verwaltung 
und  Regierung  experimentiert  wird,  teils 
indirekt  dun  Itiedene  Ereignisse  inner- 

halb   sonst    gleicher    Zustände   etwas    dem 
Experiment    Aehnliches    zu    beschaffen    ist. 
Ausserdem    aber    verkennt  Mill.    wo  er  die 
Möglichkeil  der  Induktion  Leugnet,  dass  die 
möglichst    speeialisierte    Benbachtung    einer 
immer   grösseren  Zahl   von  Fäden    und    die 
Vergieichung   derselben   oder   ähnlicher  Er- 
scheinungen   immer   einen    Ersatz   des    Ex- 
perimentes   büdet,   nur   viel   laugsamer  und 
umständlicher    zum    Ziele    führt,     lud    au 
anderer  Stelle  giebt  er  dies  auch  wieder  zu. 
Er  betont  mit  Nachdruck,  dass  seinededuk- 
tive  Methode  auf  einer  vorausgehenden  In- 
duktion beruhe  and  nachher  der  verifizieren- 
den   Induktion   bedürfe.     Wenn   er  ausein- 
andersetzt, dass  in  den  Gesellschartswissen- 
schaften  annähernde  Generalisaüonen  (z.  B. 
»die  meisten  Menschen  eines  Landes,  einer 
Klasse,   eines   Alters   haben    die  oder  jene 
Eigenschaften«)  ausreichen,    so   sind   so  che 
nach  ihm  selbst   .durch  hinreichende  Induk- 
tionen«  gewonnen.     Bei  der  Erörterung  der 
sogenannten     umgekehrt    deduktiven    oder 
historischen    Methode,    die    er    von    Conite 
übernimmt,    die   nichts    wesentlich  anderes 
ist  als  Induktion,  giebt  er  zu,  dass  man  die 
Gesamtzustände  eines  Volkes  beobachten  und 
schildern  und  daraus  Regeln  über  Koexistenz 
und  Folge   ableiten  könne,   deren  letzte  Er- 
klärung man  dann  allerdings  wieder  psycho- 
logisch versuchen  müsse.    Seine  Lehren  von 
der    falschen   Induktion,    von    der  falschen 
Analogie   und  Aehnliches   sind  beherzigens- 
werte Anweisungen,  wie  man  die  Induktion 
nicht    brauchen    dürfe,    aber    sie   beweisen 
nicht    dass    die    übertreibenden   Citate    aus 
seinen  Jugendschriften,  welche  er  in  Bezug 
auf    die    ausschliessliche   Berechtigung   der 
Deduktion   für  die  Nationalökonomie  in  der 
Logik   stehen   liess,    noch  berechtigt  waren. 
Eine  Hauptstütze  endlich  seiner  Vorliebe 
für  Deduktion,  der  Satz,  dass  alle  psychischen 
Phänomene    auch    in    ihrer   Massenwirkung 
aus  der  individuellen  Psychologie  abzuleiten 
seien,   ist   nur   zum  Teil   wahr.     Gewiss  ist 
das  Individuum  stets  der  Ausgangspuni 
psychologischen    Untersuchung.      Aber    aas 
Zusammen-    und    Gegeneinanderwirken   dei 
psychischen    Strebungen  gleicher  und   ver- 
schiedener Mensehen  ist  eine  Bache  furfflßft, 
die   sich  nicht  durch  Addieren  und  Subtra- 
hieren der  Kräfte  abmach  gg 
sagt    Rümelin:       Der    Gesamteffekt    vieler 
Individualkräfte  ist  nicht  wie  in  der  Media  ik 
eine    Summe    oder    ein     Produkt.«      Jeder 
weiss,  wie  die  psychischen  Kräfte  durch  das 
Bewnsstsein    der  Übereinstimmung  in  viel 
stärkerer  Progression  T^e%^v^ahl 
der  Bekenner  entspräche,  wie  20  Versamm- 


- 
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gen  von  je  50  verständigen  Leuten,   die 

getrennt  Verständiges  bescbJiessen,  in  eine 

-  immlung  vereinigt,  so  leicht  zu  unver- 

igen    Ergebnissen    kommen,    wie    jede 

Mehrheit  von  Willen  sieh  teils  steigert,  teils 
neutralisiert.  Kurz,  so  wahr  der  Satz  ist. 
dass  eine  bereits  vollendete  individuelle  und 
Mass  der  Nationalökonomie  die 

ichkeil  biete,  ach  überwiegend  der 
iktion  zu  bedienen,  so  wenig reiehen  bei 
dem  jetzigen  Zustande  der  Psychologie  die 
vorhandenen  Wahrheiten  aus:  sie  sind  erst 
zu  finden  und  zwar  teilweise  mit  Hilfe  psy- 
chologisch-volkswirtschaftlicher Induktionen. 

Die  Auffassung  .Mills  in  Bezug  auf  diese 
Fragen  hängt  endlieh  zusammen  mit  einem 
fen  Bilde,  das  ihm  in  seiner  Jugend 
kam.  als  sein  Vater  und  Maeaulay  sich 
über  politische  Dingo  dritten  und  der  Sohn 
beklemmt  von  diesem  Konflikt  nach  einem 
Auswege  suchte.  Er  kam  zu  dem  Schlüsse, 
sein  radikal  doktrinärer  Vater  wolle  gesell- 
schaftliche Fragen  geometrisch  behandeln, 
der  historisch  auf  die  Erfahrung  sich  be- 
rufende Maeaulay  aber  behandele  sie  che- 
misch, d.  h.  er  behaupte,  dass  aus  der 
Verbindung  zweier  Ursachen  gesellschaft- 
liche Folgen  ganz  neuer  Art  sieh  ergeben, 
wie  in  der  Chemie  aus  zwei  Elementen  ein 
neuer  Stoff  entstehe,  dessen  Eigenschaften 
mit  denen  der  Elemente  nichts  zu  thim 
haben.  Beides  sei  falsch;  man  müsse  nicht 
geometrisch  oder  chemisch,  sondern  physi- 
kalisch verfahren.  Und  an  diesem  schiefen 
Bilde  von  der  chemischen  und  physikali- 
schen Methode  der  Gesellschaftswissen- 
schaften hat  er  nicht  bloss  zeitlebens  fest- 
gehall  lern  er  hat   auch   den  kühnen 

Satz  beigefügt,  die  Leute,  welche  über 
Politik  urteilen,  würden  nicht  so  oft  irren, 
wenn  sie  besser  mit  den  Methoden  der 
physikalischen  Forschung  vertraut  wären. 
Dass    ausschliesslich    mathematisch-wissen- 

füiche  Studien  in  der  Regel  zum  poli- 
tisch-volkswirtschaftlichen Urteilen  verun- 
fähigen, ist  für  mich  wenigstens  eine  Lebens- 
erfahrung, die  ausser  allem  Zweifel  steht, 
die  in  der  Vers  deit  der  zu  beobach- 

ten, der  Methoden  und 
der  vorwiegenden  Denkgewohnheiten  ihre 
einfa        I     ache  hat. 

13.  Die  Regelmässigkeiten  und  die 
Gesetze,  her  unabänderlich  gleichmässige 
Verlauf  der  Natur  im  grossen,  die  V 
kehr  von  Tag  und  Nacht,  von  Sommer  und 
Winter,  von  Mond  und  Sternen,  wie  die 
Wiederkehr  von  Eunger  und  Durst,  von 
Wachen  und  Schlafen,  von  Jugend  und 
Alter  i-t  ..-   ,,|nie    Zweifel     gewesen,   welche 

'   menschlichen  Seele  das  Erinnerungs- 
bilden    half,    welche    die    Men- 
schen zum  Vergleichen  und    unterscheiden 
binleil  endlich   zur  Erforschung   der 


Ursachen  dieser  Regelmässigkeiten  hinführte, 
wie  ja  auch  dieser  feste  und  rhythmische 
Gang  der  sich  wiederholenden  Narurersche» 
nungen  für  den  Menschen  zum  Anlaal 
wurde,  stets  wieder  zu  gleicher  Zeit  das- 
selbe zu  thun.  die  Stunden  des  Taga 
und  die  Tage  des  Jahres  planvoll  einzu- 
teilen, das  Leben  danach  systematisch  zu 
ordnen. 

Auch    die   Wissenschaft    der   Volkswirt- 
schaftslehre heftete  sieh  zuerst  an  die  Kou- 
statierung  der  Wiederkehr  gleicher  Erschei- 
nungen.    Man  bemerkte   dieselbe  Hauswirt- 
schaft, denselben  Güteraustausch,  die  gleiche 
Einrichtung   des   Geldes,    dieselbe    Arbeits] 
teilung,   dieselben  wirtschaftlichen    Klassen, 
I  das   gleiche    Zusammenwirken    von    Unter- 
nehmern    und    Arbeitern,     man     entdeckte 
dieselbe  Wiederholung  von  Preisbewegungen, 
dieselben   Wirkungen   guten  und   schlechten 
Geldes,  reicher  und  armer  Ernten,  dieselben 
Regelmässigkeiten   in   den   Zahlen    der   Ge- 
burten, der  Sterbefälle,   der  Ehen.     Und  je 
mehr   ein    noch  wenig   geschulter  Verstand 
schon  das  Aehnliche   für  gleich   hält,    desto 
mehr  war  man   zunächst   geneigt,   überwie- 
gend auf  diese  gröberen  Uebereinstimmungen 
und   Regelmässigkeiten    zu    achten,    sie    zu 
registrieren   und   so   in    einer    beschränkten 
Summe   sich   regelmässig  begleitender  oder 
sich    regelmässig    folgender    Erscheinungen 
das  Wesen  der  Wissenschaft  zu  sehen.  Die 
Zusammenstellung  einiger  typischen  Formen 
gesellschaftlicher   Organisation    und    gesell- 
sehaftliehen  Verkehrs   nebst    den  regelmäs- 
sigen Veränderungen  und  Bewegungen  inner* 
halb  dieser  Formen,  all'  das  abstrahiert  aus 
den    westeuropäischen,    hauptsächlich    eng- 
lisch-französischen Zuständen  von  1750 — 1850, 
das  war  der  Gegenstand  der  älteren  Volks- 
wirtschaftslehre.     Die  Formen  erklärte  man 
nicht  näher,  sondern  nahm    sie  als  gegeben 
und  selbstverständlich  an.   man  bildete  sich 
ein,    sie    seien    als    eine    direkte  Folge  der 
menschlichen    Natur    stets    vorhanden    ge- 
wesen   und    bei    allen   Völkern    zu   treffen. 
Was    man    aus    Ursachen    erklären    wollte. 
war    wesentlich    die   Preisbildung    und   die 
Einkommensverteilung  zwischen  Grundeigen- 
tümern,   Kapitalisten    (man   dachte   bei  die- 
sem Worte    wesentlich    an    die    Klasse   der 
Unternehmer)     und     Arbeitern.       Und     die 
Regeln,  die  man  aus  der  angeblichen  allge- 
meinen   Menschennatur    über    Preisbildung 
und  Einkommensverteilung  abgeleitet,  nannte 
man  Gesetze,   man   sprach   vom  Gesetz  von 
Angebot    und   Nachfrage,   von   dem  Gesetz, 
dass  bei  freiem  Mitbewerbe  die  Preise  nach 
den    Kosten    gravitieren,    vom    Gesetz    der 
Grundrente,   vom    ehernen   Lohngesetz,   ja 
von     den       unzähligen    Naturgesetzen-    der 
Volkswirtschaft:     und     bald    darauf    nannte 
d   Regelmässigkeit  von  Zahlen,  welche 
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[je  Statistik  ergab,  ein  statistisches  Gesetz, 
B  die  Thatsache,  dass  auf  1»;  Mädchen 
IT  Knaben  geboren  werden,  dass  von  100 
«borenen  Menschen  regelmässig  bestimmte 
teile  in  dem  und  dem  Älter  sterben.  Aus 
der  Beobachtung  der  zunehmenden  heutigen 
Staatsausgaben  abstrahierte  A.Wagner  das 
Gesetz  der  wachsenden  Ausdehnung  der 
Staatsthätigkeit  ,  und  die  utopischen  Schilde- 
rungen einer  sozialistischen  Zukuntt  mit 
änslosem  Kredit  für  jedermann  nannte 
Sertzka  die  Gesetze  der  sozialen  Entwicke- 
luug  . 

Es  ist  klar,  was   man  mit  diesem  etwas 
lockeren   Sprachgebrauche    bezweckte,   man 
wollte  nachdrücklich  damit  die  Notwendig- 
keil   des  Eintretens   und    der  Wiederholung 
gewisser    Ereignisse    und   Folgen    betonen; 
teilweise  schob  sich   daneben,  wie  z.  B.  bei 
Röscher  und  Knies,   die  Vorstellung   unter, 
es    handele    sieh    um    vom    menschlichen 
Willen     unabhängige    Vorgänge,    also    um 
Naturgesetze   im  engeren  Sinne  im   Gegen- 
satz,   zur    psychischen    Kausalität   oder   zur 
Willensfreiheit;    teilweise    waltete    offenbar 
auchdie  Anschauung  vor,  man  müsse  speciell 
diejenigen  durch  Ursachen  erklärbaren  Regel- 
mässigkeiten   als    Gesetze    bezeichnen     bei 
welchen  es  sich  im  Resultate  um  messbare 
and    zählbare  Quantitäten    handele.     Jeden- 
falls war  der  Mehrzahl  derer,  die  von     un- 
aähligen     Gesetzen     der     Volkswirtschaft« 
sprachen,  der  strengere  Sprachgebrauch,  wie 
ei  sich  in  der  Logik  ausgebildet  hatte,  nicht 
bekannt :  man  freute  sich,  dutzendweise  die 
Gesetze  auf  dem  Wege  auflesen  zu  können, 
bedachte    nicht,    dass    auch   in    den    heute 
vollendetsten    Wissenschaften    nur    wenige 
wirkliche  Gesetze  bis  jetzt  entdeckt  wurden. 
dass  jede  solche  Entdeckung  als  eine  seltene 

,.j h'emaehende  That  gefeiert   wurde. 

Freilich   ist   es  in  gewissem  Sinne    nur 
eine    Sache    der    Konvention,    ob    man    die 
Konstatierung  immer  gleicher  Eigenschaften 
und  Merkmale,  die  Wiederholung  bestimmter 
Regelmässigkeiten   und  Formen    ein  Gesetz 
nennen  will,  ob  man  jeden  vermuteten  oder 
nachgewiesenen     Kausalzusammenhang     so  | 
heisst  oder  nur  den,    dessen  kausale  Kräfte 
eine  zalüenmässige  Messung  ihrer  \\  lrksam- 
keh    gestatten.     Aber   sowolü  im   Interesse 
eines  festen  Sprachgebrauches  und  des  An- 
schlusses an  die  heutige  Logik  und  \\  lssen- 
Bchaftslehre     überhaupt    als    im     Interesse 
klarer  Vorstellungen  über  das  V\  esen  \  i  'Un- 
wirtschaftlicher  Kausalität  und    Notwendig- 
keit ist  es  doch  besser,  diesen  lockeren  und 
verschwimmenden     Sprachgel  «auch     aufzu- 
geben.   Man    hängt   durch  das    Mäntelchen 
des     Gesetzes«    Behauptungen   einen  Schein 
der   Notwendigkeit  um,   den   sie   nicht   be- 
sitzen   oder  siebt  niedriger  stehenden  W  anr- 


aeiten    den  Hans   höherer  und   täuscht  da 
durch  m,  de-  sie  weiter  anwendet- 

Allerdings  ist   nun    die  heutige  Wissen- 
schaftslehre auch  nicht  ganz  einig  über  die 
Frage,  was  ein   Gesetz  im  strengen   Sinne 
des   Wortes   sei.     Aber    über  vieles  ist  sie 
sich    doch    klar,    was    bislang    in    unserer 
Wissenschaft  häufig  übersehen  wurde.   Wir 
wis.-en    heute,    dass   ursprünglich    bei    den 
Griechen    der   Begriff    des    Gesetzes    dem 
menschlichen  Handeln  und   den    sie   regu- 
lierenden    sozialen     Satzungen    entnommen 
wurde,  dass   man  dann  unter  Vermittelung 
religiöser  Vorstellungen   von   göttlichen  Ge- 
setzen sprach  und  dass  endlich,  indem  man 
die  Natur   als    ein    lebendiges   Ganze  auf- 
fasste,   der   Begriff    des   Gesetzes   auf    ihre 
R-vlinässigkeiten    übertragen  wurde.     Lud 
als    man    in    der    neueren    Zeit    nun   alles 
Geschehen,  das  natürliche  wie  das  geistige, 
als  einen   grossen  einheitlichen   Zusammen- 
hang zu  begreifen  begann,   der  in  strenger 


allgemein 


Ursachen  be- 


giltiger  - 

gelangte  man  zu  der  heute 


Form    von 
herrscht  wurde.  ge.„. 

vorherrschenden    Fassung    und    Vorstellung 
des    Gesetzbegriffes :     wir    benennen    nicht 
mehr  empirisch  ermittelte  Regelmässigkeiten 
so    sondern  nur  diejenigen,   deren  Ursachen 
wir  genau  festgestellt;   und  diese  Genauig- 
keit gilt  uns  vor  allem  gesichert,  wenn  wir 
die    Wirkungsweise     der     kausalen     Kräfte 
zahlenmässig  gemessen  haben.    Und    allge- 
mein nennen   wir  im  Gegensatze   zu  wirk- 
lichen Gesetzen   die  Regelmässigkeiten    der 
Folge,  deren  Erklärung  wir  noch  nicht  oder 
nur  vermutungs-  und  teilweise  geben  können, 
empirische  Gesetze,  wobei  freilich  die  Grenze 
zwischen  beiden  zweifelhaft  ist.   da  die  Er- 
kenntnis   des    Kausalzusammenhanges    ver- 
schiedene  Stadien    durchlaufen    kann.      Als 
exakte  Gesetze  haben  die  Naturforscher  be- 
gonnen die  zu  bezeichnen,  deren  Wirksam- 
keit  auf    einen   genauen    numerischen  Aus- 
druck gebracht  werden  kann.  Das  Ziel  aller 
Auffindung    von    Gesetzen    ist    die   Zuruck- 
führung  alles  Komplizierteren   auf  ein  Ein- 
facheres; aus  je  weniger  obersten  Gesetzen 
er  alles  allleitet,  desto  stolzer  darf  sich  der 
menschliche  Intellekt  fühlen.    Der  praktische 
Zweck  ist   die    Voraussagung    und   die    da- 
mit erreichte  praktische  Herrschaft  über  die 

'  "'Aber  auch  wo  wir  vollendete  und  exakte 
Gesetze  besitzen,  wie  in  der  Astronomie  und 
der  Physik,  ist  die  Voraussagung  keine  abso- 
lute, da  wir  häufig  nicht  in  der  Lage  sind. 
alle  Daten  uns  zu  verschaffen ,  die  Reihen 
der  Kausalität  rückwärts  nicht  sehr  weit  zu 
verfolgen  im  stände  sind,  che  ursprüngliche 
Anordnung  der  Elemente  nicht  kennen 
Auch  die  vorherzusehende  Regelmäßigkeit 
der  Erscheinungen  ist  nie  eine  absolute. 
wenigstens    wo   es   sich  um  kompliziertere. 
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vor  allem  um  biologische  Gegenstände  lian- 
Eein  Tier,  kein  Baum  wiederholt  sich 
in  absolut  gleicher  Form;  wie  sollten  sieh 
da  menschliche  Ereignisse  und  Zustand.'  in 
idetei  Genauigkeit  wiederholen?  Aber 
das  schliesst  die  Regelmässigkeiten  in  der 
typischen  Form,  in  den  entscheidenden 
Grundzügen  nicht  aus.  und  eben  die  suchen 
wir  zu  erkennen  und  durch  Gesetze  zu  er- 
klären. Und  noch  weniger  schliesst  das 
aus.  dass  dieselben  Ursachen  dieselben 
Folgen  haben.  Wenn  Knies  daher  sagt,  so 
oft  man  volkswirtschaftliche  Verhältnisse 
verschiedener  Zeiten  und  Länder  vergleiche, 
so  handele  es  sich  nicht  um  Gesetze  eines 
absolut  gleichen  Kausalnexus,  sondern  um 
Gesetze  der  Analogie,  so  ist  das  ein  etwas 
schiefer  Ausdruck  für  die  einlache  Wahr- 
heit, dass  die  psychischen  Ursachen,  in 
äteter    Entwickelung    und    Umbildung    be- 

Een,  in  verschiedenen  Zeiten  und  Ländern 
soweit  verschiedene  wirtschaftliche  Formen 
und  Erscheinungen  erzeugen  müssen,  wie  sie 
selbst  sich  geändert  haben.  Nicht  die  Wahr- 
heit, die  Knies  aussprechen  wollte,  war 
falsch,  sondern  sein  Sprachgebrauch  in  Be- 
zug auf  das  Wort    Gesetz«. 

Man  hat  überhaupt  gezweifelt,  ob  es 
nicht  richtig  sei,  auf  dem  Boden  des  volks- 
wirtschaftlichen und  staatswissenschaftlichen 
Geschehens,  noch  mehr  auf  dem  der  histo- 
rischen Kreignisse,  den  Begriff  des  Gesetzes, 
wie  ihn  die  Naturwissenschaften  formuliert 
haben,  ganz  fallen  zu  lassen.  Und  das  ist 
jedenfalls  richtig:  wenn  man  Gesetze  nur 
da  anerkennen  will,  wo  man  messbare  Ur- 
sachen  erkannt  hat,  so  giebt  es  kaum  wirt- 
schaftliche und  soziale  Gesetze.  Selbst  wo 
relativ  sehr  konstante  und  einfache  psychi- 
sche Ursachen  in  ilu'em  Zusammenwirken 
mit  fest  umgrenzten  Naturthatsaehen  Er- 
gebnisse uns  vorführen,  die  sich  in  Zahlen 
ausdrücken,  wie  z.  B.  in  den  Preisen,  da 
können  wir  doch  nicht  davon  reden,  dass 
die  das  Gesellschaftsleben  verursachenden 
Triebe  hiermit  in  ihrer  Wirksamkeit  ge- 
messen seien:  denn  viel  häufiger  sind 
wechselnde  Ernte-.  Produktions-  und  andere 

rüge  Verhältnisse  die  Ursache  der 
Preisveränderung  und  nicht  wechselnde 
psychische  Ursachen.  Auch  wer  Gesetze 
ausschliesst,  wo  nicht  einlache  letzte  Ele- 
mente als  Ursachen  erkennbar  sind,  wird 
leicht  zu  ähnlichem  Resultate  kommen. 
Nur  ist  klar,  dass,  wer  so  echte  und  wirk- 
liche Gesetze  leugnet,  damit  doch  empirische 
zugeben  kann;  und  dass,  wer  den  Ausdruck 
vermeidet,  damit  nicht  leugnet,  dass  wir 
ein  grosses  Gebiet  von  Gesetzmässigkeit, 
von  erkannten  Ursachen  vor  uns  haben,  dass 
Summe  von  allgemeinen  Wahrheiten 
und  Urteilen,  von  Theorieen  hier  möglich 
sei;    er   wird    auch   zugeben,   dass   manche 


derselben  weit  über  das  empirische  Geseta 
hinausgehen .  sich  wirklichen  Gesetzen 
nähern  und  dass  deshalb  der  gewöhnliche 
Sprachgebrauch,  sofern  er  nicht  zu  lockei 
jede  regelmässige  Thatsache  ein  Gesetz 
nennt,    wohl  begreiflich  und  angebracht   m. 

Wir  haben  oben  schon  erwähnt,  da 
man  mit  besonderer  Vorliebe  die  Theorieen 
über  die  Preisbildung  Preisgesetze  nannte, 
und  bis  heute  ist  das  üblich.  Böhm-Bawerfi 
klagt  elegisch,  dass  eiuzelne  diesen  Sprach- 
gebrauch aufgehen.  Fr.  ,T.  Neumanu  hat  in 
geistreicher  und  scharfsinniger  Weise  ver- 
sucht, nachzuweisen,  dass  gewisse  psychi- 
sche Ursachen  —  vor  allem  der  Eigennutz 
-  in  der  Zeit  der  ausgebildeten  Geld-  und 
Verkehrswirtschaft  bei  grossen  Klasseu  der 
Gesellschaft  so  gleichmässig  sich  gestalten, 
in  ihrer  Wirksamkeit  als  gesellschaftliche 
Macht  die  wirtschaftlichen  Vorgänge  so 
gleichmässig  und  mechanisch  beherrschen, 
dass  man  deshalb  hier  wirtschaftliche  Ge- 
setze annehmen  könne  »als  den  Ausdruck 
für  eine  infolge  der  Macht  wirtschaftlicher 
Zusammenhänge  aus  gewissen  Motiven  sich 
ergebende  regelmässige  Wiederkehr  wirt- 
schaftlicher Erscheinungen«.  Die  so  sich 
ergebenden  Gesetze  würden  —  sagt  er  — 
allem  Erwarten  nach  lange  die  Basis  bleiben, 
auf  die  gestützt  es  wirtschaftlicher  Einsicht 
gelingen  könne,  die  kommenden  Dinge  vor- 
auszusehen und  drohenden  Gefahren  die 
Spitze  zu  bieten.  Er  hat  gewiss  recht: 
und  wenn,  was  er  so  nennt,  keine  exakten 
Gesetze  sind,  so  sind  sie  doch  wesentlich 
mehr  als  empirische  Gesetze  im  Sinne  der 
blossen  Regelmässigkeit.  Es  sind  Generali- 
sationen  mit  einer  Erklärung  des  Warum, 
die,  aus  einem  bestimmtet)  Kulturzustande 
für  bestimmte  Klassen  abgeleitet,  für  sie 
und  ihre  Zeit  unbedingte  Giltigkeit  haben. 
Aber  das  genügt  zunächst  und  ist  von  un- 
endlichem Werte. 

Je  mehr  man  überhaupt  die  Untersuchung 
einschränkt  auf  einen  bestimmten  wirtschaft- 
lichen Kulturzustand  und  diesen  vorläufig, 
was  sicher  ein  erlaubter  methodologischer 
Kunstgriff  ist,  als  stabil  annimmt,  desto 
leichter  wird  man  dazu  kommen,  die  wich- 
tigsten und  vorherrschenden  psychischen 
und  anderweiten  Ursachen  richtig  zu  fassen, 
aus  ihnen  typische  Formen  der  Organi- 
sation abzuleiten  und  die  elementaren, 
typisch  sich  wiederholenden  Vorgänge  des 
wirtschaftlichen  Prozesses  zu  erklären.  Man 
wird  auf  diese  Weise  mit  etwas  gröberen 
oder  feineren,  ungefähren  Generalisationen 
ausreichen,  welche  Nebenumstände  und 
kleine  .Modifikationen  beiseite  lassen.  Ob 
ich,  äe  Gesetze  oder  hypothetische  Wahr- 
heiten nenne,  sie  sind,  in  richtiger  Begreu- 
i"     gebraucht,   das  grosse  Instrument  der 
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Kenntnis    und    die    Stützen    jeder    guten 
teatspraris  und  Verwaltung. 

^ber  sie  sind  nicht  letzte  Wahrheiten, 
„,d  sie  ruhen  auf  der  Fiktion  eines  stabilen 
[ulturzustandes.    Es  gilt  neben  ihnen  nun 


forscher    echte  Gesetze    nennen,    wird  alles 
weit  entfernt  bleiben.    1  nd 
auch    unter   die  empirischen   Gesetze  wird 
man        |  uche    kaum    einrechnen 

können.     Das,   was  man  etwas  voreilig  Ge- 


FSSS"Sä  tiefet  Dn^uäung   der  -  «t    hat    ^a 

Hr  in  e  nden  Ur^hen  und  der  Verände-  ent*  »tage,    oft    sehr    zweife  hafte 

Kh  anüe rnaen  ' '/'  .  "    ,    ftU  h,,n    Formen  Generalisahonen,    oder   es    waren    einfache. 

wgen   aUer   ^T^^^^/^ört  uralte  psychologische  Wahrheiten,  au,  denen 

fffiSS^LlS J-JSScffS  "-n   geübte  .grosse  Reihe,  eschicM- 

Ssammenhang  mit  den  ethnologisctien  una   u    ^  historischen  G 


Hassenunterschieden;  man  sucht  festzu- 
stellen wie  demgemäss  auch  das  wirtschaft- 
iche  Handeln  der  Menschen  ein  anderes 
wird  -der  werden  kann:  was  man  so  findet, 
wird  man  besser  nicht  psychologische  Ge- 
setze nennen;  man  wird  passender  diesen 
Titel    für   die   elementaren   psychologischen 


oh  wir  heute  schon  von  historischen  Gesetzen 
sprechen  können  und  sollen. 

Indem  ich  damit  die  kurzen  Ausführun- 
gen über  die  Methode  der  Volkswirtschafte- 
lehre    schliesse,    will    ich    nur   mit    zwei 

mmam  mmmsß 
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SL?  ÄS  Formen  der ,.  Arbeitsteilung,    nicht  jj£* -»  erkennte. 

die  l-fltornohnnm.rstormen    che  ^Mr-     ^^mif^nd  heiLn  für  uns  sind, 

mmmmm 
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mit  .den    W*^™^^   seinen  Zusammenhang  mit  dem  All  und  der 
fiteÄtepbüosopbie,  de,  Ideologie,   toutat«     ftta.     »-.      W        *  Jj 

setz     gefunden  zu  haben.    Herbert  Spencer  Ahnungen,  begreiflich  Ge- 

Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.    Zweite  Auflage.    ^  II. 
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und  kleinsten  Teile  auflöst,  diese  beobachtet 
und  beschreibt,  sie  benennt  und  klassifiziert. 
kommt  er  mit  Hilfe  der  Induktion  und  I1  - 
duktion  zur  Erfassung  der  Ursachen,  aus 
denen  alles  einzelne  entspringt  Die  Er- 
gebnisse dieser  methodischen,  empirischen 
Einzelerkenntnis  sind  für  jeden  richtig  Ver- 
fahrenden   dieselben;     auf     ihrem    G 

>'s  keinen  Zweifel  und  kein  Schwanken 
mehr.  Je  weiter  der  menschliche  Geist  auf 
diesem  "Wege  vordringt,  desto  mehr  kann  er 
auch  in  dem  Begreifen  des  Ganzen  zu  fest- 
stehenden Ergebnissen  kommen,  desto  ge- 
läuterter wird  seine  Weltanschauung,  werden 
seine  Ideale  werden,  desto  vollendeter  wird 
-•in  Handeln  einrichten  können,  desto 
richtiger  sieht  er  in  die  Zukunft.  Stets 
muss  er  die  beiden  Wege  der  trennenden 
Analyse  und  der  zusammenfassenden  Syn- 
these zu  verbinden  suchen.  Eis  entspricht 
da--  seiner  innersten  Geistesnatur,  seinem 
Willen  und  seinem  Triebe  nach  Erkenntnis. 
»Fortschreitende  Analysis  eines  von  uns 
in  unmittelbarem  Wissen  und  Verständnis 
von  vorn  herein  besessenen  Ganzen,«  sagt 
Dilthei.  -das  ist  der  Charakter  der  Ge- 
schichte der  Geisteswissenschaften.« 

Das  ist  auch  der  Weg.  den  die  Volks- 
wirtschaftslehre zurückgelegt  hat:  Von  Vor- 
stellungen and  Zwecken  der  Familien-,  Ge- 
meinde- und  Staatswirtschaft  ausgehend,  ist 
sie  auf  dem  Wege  der  Analyse  des  Ver- 
kehrs und  des  arbeitenden  Menschen,  des 
Güterlebens  und  der  Ursachen  des  Reich- 
tums zum  Begriffe  der  Volkswirtschaft  ge- 
kommen. Sie  ist  eine  Wissenschaft  im 
_  itlichen  Sinne  des  Wortes  geworden, 
hat  sieh  als  selbständiger  Teil  aus  der 
Ethik  losgelöst,  seit  die  fortschreitende 
Einzelerkeuntnis  den  vorläufigen  Bildern 
ranzen,  den  Idealforderungen  und  prak- 
tischen Lehren  die  Wage  hielt.  Sie  ist 
dann  der  Einseitigkeit  verfallen,  in  vorüber- 
gehenden Zeitforderungen  letzte  Principien, 
in  abstrakten  Teilvorstellungen  das  Ganze 
/.u  sehen  ;  in  bloss  logischen  Schlussfolge- 
rnngen  aus  unvollkommenen  Abstraktionen 
wollte  sie  sieh  ergeh. 'ii,  während  ihre  I'rä- 
missen  noch  so  unvollkommen  waren  wie 
ihre  Erkenntnis  der  Wirklichkeit.  Sie  ist 
nun  auf  dem  rechten  Wege,  nachdem  Ge- 
schichte und  Philosophie  sie  wieder  zum 
Erfassen  der  Kollektiverscheinungen  und 
de-  Ganzen  zurückgeführt,  nachdem  Sta- 
tistik und  Wirtschaftsgeschichte  ihr  die 
Wege  einer  methodisch  vollendeten  Empirie 
gewiesen  haben  und  die  Psychologie  ihr 
die  Aufsuchung  der  eigentlich  entscheiden- 
den Ursachen  alles  menschlichen  Ge- 
schehens  als  unentbehrliche.-  Ziel 
steckt  hat. 
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XIII,  1889,  Heft  1   und  8.  —  H.    C.  Foxweli, 
The   economic    movement    in    England.      Q 
Journ.    of   Enal..    Bd.    2,    1887.  —    31.   Block. 
Progres    de    la    science    economique    depuis    A. 
Sm     '..    -^  Bde.,    1890.    —    Ch.    Gide,     The 
nomic  schoolt  and  the  teaching  ,,of  political 

in   Franc*     (polit.  scienci    quarterly    V.    4. 
Quatre    ecoles    d'economü    sociale, 

—  H.  Schullcrn-Schrattcnhofen.    Dil    theo- 
.  cht     National,  b, ,■     [',lan,.    i,,    uei 

Zeil.    1891.    —    Henri    St.    Marc,    Etudi 
eignement    de  Veconomi*    politiqui 
rsitet    d'AUemagne  et  d'Autrichc,    1892.  — 
Luigi    Cossa,    Introduziom     all,,    studio    ''all' 
miü    politica,     3.   ed.,   1892.      (Dazu  Jahrb. 
C  s.  a.  Veno.  XVII  (189S),  922).  —  Ch.  Gide, 
Ih<    „.a.r,    volkticirttchaftliche  Litteratur  Frank- 
Jahrb.  f.  Ges.  ».   Ver.   XIX  (1895  ,699. 
Ueber     die     Enticickelung     der     so- 
zialistischen    Theorieen,    s.    d.    Art.    So-     i 

mus,    VI.  Bd.,    S.  811,    dann:    Fr.    Meh- 
ring,     in,   deutscht    Sozialdemokratie,    ihr,    Ge- 
srhieht'    und   ihre  Lehre,  1877,  S.   Aufl.   1879.  — 
H.    Meyer,    Der  Emancipationskampf  des  vier- 
tes,   2    Bde.,    1S75    (1.    Bd.,    2.    Aufl.. 

—  E.  de  Laveleye,  Le  socialisme  con- 
temporain,  1881,  5.  Aufl.  1892  /deutsch  1884: 
/'."  ozialen  Parteien  der  Gegenwart).  —  J. 
Bete.     Contemporary    socialism,     1884,    2.    Aufl. 

—  Faul  Leroy-Beaiilieu.     Le  collecH- 

■  tarnen    critique    du    nouveau  socialisme,     i 
/.  Aufl.  1885.  —  A.  Menger,  Das  Recht 
anj    d,  n     vollen     Arbeitsertrag.     1$$6 ,     2.    Aufl. 
1891.   —  Warschauer.    Geschichte  des  Sozi 

Sj  mi mismus,  seit  1892  im  Erscheinen 

Matoii.    Histoire  du  socialismi    de- 
urs,  5  vol.,   1880 
-    Stammhatnmer.     Bibliogra 

und    Kommunismut,    1896.    — 
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Sombart,  Sozialismus  und  sozial,  Bewegung  im 
ig    Jahrhundert,  1896.  —  Wehrtng,   Geschieht, 

soften   Sozialdemokratie,   l  Bde.,  1897J98. 

<;.  Adler,    Geschichte   des  Sozialismus  und 
Kommunümu*   von  Plato   bis  .<■>    Ge, 'Ort,   /. 

1899. 

TJeber  die  statistisch!  Methode  s. 
auch  du  Litteraturangaben  zu  den  Artikeln  Be- 
,  ,11.  Bd.,  S.  65S-773),  Gesetz 
(IV  Bd  S.  '40),  Krimmalstatistik  (V.  /<<'..  ">■ 
Moralstatisiik  i  V.  Bd.,  S.  870),  Statistik. 
//,., ■  seien  nur  einige  allgemein  metbad,d<.giseb 
wichtigere  Erscheinungen  enoahnt:  Knies,  Die 
Statistik  als  selbständige  Wissenschaft,  1850.— 
i;  Rümelin,  Zur  Theorie  der  Statistik,  Zeit- 
schrift f.  Staatsw.,  Bd.  19,  186S;  dann  in  Reden 
„„,1  AufsäUe  I.  1875  mit  einem  Zusätze.  —  -'• 
Wagner,  Die  Gesetzmässigkeit  in  den  schein- 
bar willkürlichen  menschlichen  Handlungen,  1864. 
—  Derselbe,  Statistik  in  St.  W.  B.  von  Bhmt- 
schli  und  Brüter,  1867.  —  Vrobisch,  Die  mo- 
ralische Statistik   und    du   Willensfreiheit,  1867. 

E.   Enqel,   Das  statistische  Seminar  und  das 

Studium  der  Statist,!,:  Zeitschr.  d.  preuss.  stat. 
Bureaas,  XI,  1870.  —  G.  Schmollet:  Ueber 
die  Resultate  der  Bevölkerungs-  und  Moral- 
statistik, 1871;    jetzt  auch   in:  Zur  Liitcraturqe- 

schichU  der  Staats-  und  Sozialw.,  1888. 1.  von 

Oettingen,  Die  Moralstatistik,  1871, .:.  Aufl. 1892. 

E,   G,   Knapp.  Die  neueren  Ansichten  über 

Moralstatistik,  Jährt,,  f.  Not.  u.  Stat.  Bd.  16, 
ls71m  _  Derselbe.  Quetelet  als  Theoriker,  das. 
Bd.  IS,  187S.  -  W.  Lexis.  Zur  Thema'  d,  r 
Vassenerscheinungen  in  der  menschlichen  Ge- 
seüschaft,  1877.  —  G.  Mayr,  Gesetzmässigkeit 
im  Gesellschaftsleben,  1877.  —  A.  Meiteen, 
Geschichte,  Theorie  und  Technik  der  Statistik, 
1S86.  —  Rtchmond  Mtujo  Smith.  Statistics 
and  ec mies,  publ.  of  the  Americ.  Econ.  Asso- 
ciation, Vol.  III,  Nr.  i  u.  5,  1SSS.  --  G.v. 
itayr,  Statistik  und  Gesellschaftslehre,  1.  Bd. 
1895,  t.  Bd.  1897.  —  ■!■  Conrad.  Grundriss 
:,,„,  Studium  der  politischen  Oekonomie.  ',■  Teil. 
Statist,!:.  I.  Geschichte  und  Theorie  der  Sta- 
tistik :    !:•  völkerungsstatistik.     1900. 

Ueber    die    geschichtliche    Methode: 
Gerrinns.     Grundziige    der  Historik,   18S7.   - 
Giesebrccht,    Die  Entwickelung    der  modernen 
deutsch,,,  Geschichtswissenschaft,  im  SybeU  histor. 
Zeitsehe.  I  18S9.  —  H.    v.   Sybel,    Gesetze  des 
historischen     Wissens,    1864    fjetzt    m     Vortrage 
und  Aufsätze,  1874).  —  <T-  G.  Droysen,  Grund- 
riss   der    Historik,    1868,    S.  Aufl.    188S.    —  G. 
Rümelin,    Ueber  Gesetze  der   Geschichte,  1878; 
,„  Reden   und  Aufsatze  II,  1881.  —  Lord  Ac- 
ton,    German    schools   of  history,    english    h,st. 
neir.r  I,  1886.  —  O.  Lorenz,  Die  Geschichts- 
wissenschaft in  Baupirichtungen   und  Aufgaben, 
1886    —    E.    Bernheim.   Lehrbuch   der    histor. 
Methode,    1889.     -  E.   Gothein.  Die  Aufgaben 
,1er  Kulturgeschichte,  1SS9.  —  V.  Schäfer.   Ge- 
schichte    und    Kulturgeschichte,     1891.    —    ""  ■ 
Roseher,    Grundriss   zu    Vorlesungen    über    die 
Staatswirtschaft     nach    geschichüicher    Methode, 
;,</,;.  _  ß.    Hildebrand.   Die  Nationalökono- 
mie  der    tieaenieart     und   dee  Zukunft,     1848.   — 
W.    Röscher.    Der    gegenwärtig,    Zustand    der 
wissenschaftlichen     Nationalökonomie     und     die 
notwendige    Reform    desselben,    Deutscht    Viertel- 
jahrsschrifi,    1849,    1.  Heft.  -  K.   Knies.     Du 
politische    Oekonomie    vom   Standpunkte    der   ge- 


schichtlichen  Methode,  1858  -  '■  Aufl.  188S  «,  d. 
■/■  ■  /,;,.  p0i  Oek.  vom  geschichtlichen  Stand- 
punkt, /•'    Hildebrand,   Di,   gegenwärtig, 

Uifgabe  der   Wissenschaft  der  Nationalökoi e, 

Jahrb    I     Vo(    it.  Stat.  1.   186  '■  -J-  Ash- 


leg,    iiu   the   study  of  economic  history,   Quar- 

terly    Journal    of    I ''<■■«,     !'"'•    ''//.    !*''■■'• 

//;,'    weiter,     deutsch,     hitteratur    s.    unter    der 
Kontrov,  rsentiUeralur. 

Ueber  die  mathematische  Natio- 
nalökonomie: Tl.  Böhmen.  II'.  Stanley, 
Jevons  und  sei,,,-  Bedeutung  für  die  Theorie  der 
Volkswirtschaftslehrt  in  England,  im  Jahrb.  f. 
Ges.  „.  Verw.  XV,  S,  77 ff.  -■  W.  Lcj-is. 
Ueber  R.  Auspitz  und  B.  Lieben,  l  Versuchungen 
üb,,-  die   Theorie    des  Preises,    das.  XIV,  1. 

bis   295. 

Die.  neueren  Kontroversen   über  Me- 
thodik    in    Deutschland     und    Oest< 
reich:    Gerstner,    Die  Nationalökonomik   als 
Gesellschaftswissenschaft.      Tübinger   Zeitsei,,:  f. 
Staats,,:,' Bd.  17   (1861).   —  J.  Faucher,    ■ 
schiebte,    Statistik  und   Volkswirtschaft.     1  lert, 
jahrssehr.    t.   V.  II*.    und  Kulturgeschichte,    186S, 
ßd    4.    _    G.    Rümelin.     Ueber    den    Begriff 
eines  sozialen  Gesetzes,  Zeitschr.  f.  Staats,,:,  Bd. 
24  (1S6S),    Reden  und  Aufsätze  I,    1375.    —  B. 
Weiss    Die  Nationalökonomie  und  ihre  Methode 
(über  und  gegen  J.  St.  Mill).     Jahrb.  f.  Not.  u. 
Stat.    Bd.  18  (1872).  -    G.   Schmoller.    Ueber 
einige  Grundfragen    des  Rechts   und   der    Volks- 
wirtschaft.    Jahrb.  f.  Not.  u.  Stat.    Bd.   ■'■■'  und 
24,  1874—75  (auch  separat  1.  u.  ->.  Aufl.).  jetzt  auch 
}„'  Grundfragen  der  Sozialpolitik  und  Volkswirt- 
schaftslehre.  1898.  —  H.  Dietzel,  Ueber  das  I  er- 
hältnis   der   Volkswirtschaftslehre  zur  Soznaiwirt- 
schaftslehre.    Berl.  Diss.  1882.  —  Verselbe,  Der 
Ausgangspunkt  der  Soziahoirtschaftslehre  und  lAi 
Grundbegriff,  Zeitschr.  f.  Staatsw.  Bd.  39, 1888.-- 
K.  Menger,  Untersuchungen  über  dieMethode  der 

Sozialwissenschaften   und  der  politischen  Ort - 

„,„  insbesondere,  188S.  —  G.  Schmoller, Zur Me- 
thedoloqi,  der  Staats-  und  SoziaVwissenschaften. 
Jahrb.  f.  Ges.  u.  Verw.  18S3.  VII,  Heft  3  (wieder 
dbgedr  Z.  Litteralurgesch.  d.  Staats-  und  Sozialw., 
1SSSj.  _  E.  Sax,  Das  Wesen  und  die  Aufgaben 
der  Nationalökonomie,  1884-  —  H.  Dietzel. 
Beiträge  zur  Methodik  der  Wirtschaftswissen- 
schaft, Jahrb.  f.  Not.  u.  Stat.  X  F.  1X^1884. 
_  W.  Hasbach,  Ein  Beitrag  zur  Method 
der  Nationalökonomie.  Jahrb.  f.  Ges.  u.  Veno. 
1885  IX,  Hfl  e.  —  A.  Wagner,  Systematische 
tfationalökonomie.  Jahrb.  f.  Not.  u.  Stat.  N. 
F     XII   1886.  —  E.   V.   Phililtpocich.     I 

iufgab'e  und  Methode  der  politisc) 

],,,].       -(Dazu     Hasbach,      Jahrb.   f. 
Verw.  X,    1S86,    990.)    —   L.  Brentano.     Da- 
Hassisch,    Nationalökonomie,   1888.   —  E.  ■  a  • . 
Di,     neuesten  Fortschritt,    ,  ;"""" 

sehen     Tl *,     1889.    --     F     hlrin.ru,  hier. 

W.srn.   Aufgabe   und  System   der  Nat^naktk, 

mir.     Jahrb.  f.  Not.   u.  Stat.  N.  F.  18,  1889,  — 
K.  Menger.   Grundzü  '  *" 

Wirtschaftswissenschaft  ™;  U~  .f ' 

J.   Seaman,,     Natu  *g» 

setz.      Zeitschr.   I     -  '  ' 

-    1.    Wagner,    Grundlegung    der  Polff 

Oek, b,  S.  Aufl.  1.   Teü,    i.  "'■»■■■""I  /'  .'-, 

,■     ,0,      reo«      _    V.   John.     Zur  Methode  de, 

Sozialpol.   ...    Verw.,    Wien    189Ü,    I.J-  Hett.  - 
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Verselbe,  Z>     I  r  realistischen  Wissen- 

schaß,    das.  1S9S,    II,    Heß  1    u.   2.  —    J.    von 

Gnns-Ludassy,     System    der    ökonomistischen 

—    Dietzel,     Theoretische 

■'Ökonomik  I,  1895.  —  Hasbaeh,   Zur  Ge- 

schichte    des  Methodenstreits     in    der  politischen 

nomie.     Jahrb.    f.   Ges.   u.    Verw.  1S95,    Bd. 

XXL  —  Schmoller.   Grundriss  der  allgemeinen 

Volkswirtschaftslehre,  I.  Bd.  1900. 

A  it  $  der  neueren  englischen  Litte- 
ratur  über  Methode  sei  noch  ange- 
jahrt: H.  Jevons,  Theory  of  pol.  economy, 
1S71.  Tht  principles  of  science,  !  Bde.,  1874. 
Studie»  in  deduclivt  logic,  1S80.  —  Cairness. 
The  character  and  logical  method  of  political 
economy,  1S75.  —  (Dazu  B.  Weiss.  Zur  Logik 
der  Nationalökonomie,  Zeitschr.  f.  Staatsw.,  Bd. 
■",1,  1875).  —  David  Syme,  Outline»  of  an  in- 
ditstn  1876.  —   Th.   E.    Cliffe  Les- 

lie.  On  the  philosophical  method  of  political 
economy.  Hermathena,  Vol.  LT,  1876.  —  John 
Ingram,  Present  position  and  prospects  of  po- 
litical economy,  1878.  Deutsch  von  v.  Scheel, 
Die  notwendige  Beform  der  Volkswirtschafts- 
lehre, 1879.)  —  Th.  E.  Cliffe  Leslie,  Essays 
in  Moral  and  political  philosophy,  1879.  X, 
lufl.  1888  u.  d.  T.:  Essays  on  pol.  etc.)  —  II*. 
J.  Ashley.  What  is  political  science  f  1888. — 
J.  X.  Heynes,  'ihr  scope  and  method  of  poli- 
tical economy,  1891. 

Ueber  das  Verhältnis  der  Natio- 
nalökonomie zu  den  ij  r  u  n  dl  e gen  den 
Wissenschaften,  hauptsächlich  zu  den  sog. 
(■■  llschaftswis semschaften  und  der 
Soziologie  können  hier  nur  einige  littera- 
rische Andeutungen  erfolgen. 

Der  Epoche,  in  welcher  man  in  Deutschland 
neben  die  bisherigen  Staatswissenschaften  eine 
besondere   Gesi  •  nschaft  setzen  wollte, 

gehören  on;  //.  II'.  Rieht,  Die  bürgerlichi 
Gesellschaß,  1851.  —  Derselbe,  Land  und 
/.■ute,  1854.  —  lt.  v.  Mohl,  Die  Staatswesen- 
schaß-,,  ,,,,,)  die  Gesellschaftswissenschaft  in 
Gesch.  u.  Litt,  der  Staatsw.,  I,  1855,  S.  69]}. 
—  L.  Stein.  Di>  Gesellschaftslehre,  Bd.  2  des 
Syst,,,,.-  der  Staatsw.,  1856.  —  H.  v.  Treitschke, 
Dil    '  ./,/,,.,  nschaft,  1S59. 

Auf    gans      anderem     philosophischem    und 

psychologisch»  m,  ethischem.  riaiitsphilosajdiiscla  m, 

■ii:  /,,■„,,    ,,■;//.-, ,-,-.  rglei- 

idem  Boden  sind  die  wissenschaftlichen 
Untersuchungen  und  Versuche  erwachsen,  di, 
heute  untet  dem  Begrifft  d,  ,■  Soziologie  zu- 
sammengefasst  u     i  ■    philosophisch  grumd- 

idi  mal  zusammenfassende  Bedeutung  für 
■  dl.    Spt  ■  iaht  ■  ni,  „   von   Staat  und  <  ■ 

schoß,  also  auch  für  die  Nationalökonomii  mit 
Recht  beanspruchen.  Dahin  gehört  min  das 
Verschiedenste:    Sprach-    mal  litteraturgeschichl- 

I  rpii,     psycholai/isi  tu        II,  rhu  et 

und  seine  Schule,   die  Zeitschrift  für   Völkerpsy- 
chologie,  G.   A.    Lindner.    Ideeen    zur  Psycho- 
r  Gesel  '    1871),  dii    F. 

LotZI      und     II  ,       |.     //„,.. 

wies,    Psychologische    Analysen    auf  physiologi- 
Bde.,    1878   etc.),    ethische 
■■'■  sowie  f  ■  ■  phische,  /»  ■ 

gehalten    sind    (ich  rechne 

:'■       "  Bi  locke,         I'eucrharl,  , 

II  ■    '      Lotze,     n 

.    U.,      dann     Ha  ring,     .  I 


Merkel,     Stornier  Maine    (Ancient  law 

history  of    institutions,    1872),    ferio  i 
5     riften  über  die  Tierstaaten,   über  ältere  Rechts- 
und Kulturzustände  (z.  B.   Lewis  H.  Morgan. 
Ancient  society,    1877,    Post,    Kohler,    Leist,    die 
ganze  Zeitschrift  für  vergleichende  Rechtswit 

An   eigentlich   soziologischer  Litteratui 
Wichtigste  genannt:    A.    Comte.     Cour 
Philosophie  positive,  6  Bde.,  1S42.  4.  Aufl. 

Dazu  J.  St.  Mill.  .1.  Comte  und  der  Po- 
sitirismus,  1S65,  Jocll,  Geschichte  der  Ethik, 
Bd.  2,  Kap.  XI.)  —  H.  Spencer.  Einleitung 
in  da«  Studium  der  Soziologie,  1875.  —  Der- 
selbe. DiePrinzipien  der  Soziologie,^  Bde.,  IS?  7  ff. 
—  Derselbe,    Die   Thatsachen  der  Ethik,    ' 

-  A.  E.  Fr.  Schaffte.  Bau  und  Leben  ist 
sozialen  Körpers,  4  Bde.,  1S75 — 18S1,  2.  Aufl.,  t 
Bde.,  1896. —  Krohn,  Beiträge  zur  Kenntnis  und 
Würdigung  der  Soziologie.  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stuf. 
N.  E.  1  ii.' S  (1880—81).  —  Fr.  v.  Bärenbach, 
Die  Sozialwissenschaflen,  1882.  —  Gamplouicz, 
Grundriss  der  Soziologie,  1885.  —  F.  Tönnies. 
1  insehaft  und  Gesellschaft,  1SS7.  —  G.  Sim- 
mel.  Ueber  soziale  Differenzierung,  soziologische 
und  psychologische  Untersuchungen  (Schmollers 
Farschungen,  Heß  42),  1S90.  —  F.  Tönnies. 
Werke  zur  Philosophie  des  sozialen  Lebens  und 
der  Geschichte.  Philos.  Monatshefte  Bd.  28,  Heft 
1 — 2ff.  —  .4.  Dürkheim,  De  la  division  du 
travail,  1S9S.  —  Tarde,  Les  lois  de  Limitation, 
1895.  —  Simmel,  Philosophie  des  Geldes, 
1.  April  1901.  G.  Schmollet: 


Volkszählungen, 

1.  Begriff  und  Bedeutung.  2.  Vorbereitung. 
3.  Ausführung.  4.  Bearbeitung  der  Ergebnisse. 
5.  Kosten.  6.  Geschichtliches,  insbesondere  be- 
treffs der  deutschen  V.  7.  Bevölkerungszahlen 
der  wichtigeren  Länder. 

1.  Begriff  und  Bedeutung.  Als  Volks- 
zählung lässt  sich  nicht  nur  dem  deutschen 
Wortlaute,  sondern  auch  dem  Begriffe  nach, 
den  man  in  anderen  Ländern  damit  heutzu- 
tage verbindet  —  wenn  auch  der  üsanie  nicht 
das  Wort  Zählung  enthält:  englisch  census, 
französisch  recensement  (auch  denomhre- 
ment),  italienisch  censimento  —  nur  eine 
solche  Ermittelung  des  Standes  einer  be- 
stimmten Bevölkerung  bezeichnen,  die  eine 
wirkliche  Zäldung  der  in  dem  betreffenden 
Gebiete  zu  einem  bestimmten  Zeitpunkt  an- 
n  den  oder  wohnhaften  oder  ihm  recht- 
lich zugehörenden  Personen  bezweckt.  Eine 
Berechnung  der  Einwohnerzahl  auf  Grund 
anderer  Hilfsmittel  als  der  unmittelbaren 
Zahlung,  z.  B.  aus  der  Zalü  der  Geburten 
und  Todesfälle  unter  Berücksichtigung  der 
Ab-  und  Zuwanderungen  innerhalb  eines 
bestimmten  Zeitraums,  oder  z.  B.  aus  der 
Zahl  der  bekannten  Wohnhäuser,  der  Steuer- 
pflichtigen, der  Wehrpflichtigen  unter  An- 
nahme einer    durchschnittlich  auf  1  "Wohn- 
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b-us,  i  SteuerpftaMgen  etc.  teeffenden  Zahl 
ron  Zugehörigen,  ist  nur  eine  Volksschatzvmg 
■„,  Ermangelung  einer  aus  irgend  welchen 
Gründen  nicht  ausführbaren  Zählung.  Die 
Volkszählungen   sind    bei  allen  Volkern  des 


künde  überhaupt  haben.  Hierfür  werden 
die  Volkszählungen  um  so  mehr  Leisten, 
je  mehr  sie  das  wirtschaftliche  Leben 
des  Volks  zu  beleuchten,  dessen  fort  währende 
Veränderungen   periodisch  festzustellen  u 


SSSS3tS^KXi^Ä   Ä  mfW  und  Stärke  zur  A^sch, g 

ffetoer  regelmässigen   Verwaltungsemrich- 1  zu  * 


orden,  ihre  periodische  Wieder- 
holung ist  als  Staatsbedürfnis  anerkannt 
n„d  neuerdings  (1897)  ist  auch  Russland 
zu  einer  Zählung  der  Einwohnerschaft  seiues 
ganzen  Territoriums  geschritten.  . 

Die  Volkszählungen  beschränken  sich 
Beeenwärtig  nirgends  auf  die  Ermittelung 
nur  der  Personenzahl,  sondern  überall  ist 
ehe  mehr  oder  weniger  umfangreiche  Samm- 
bne  von  Material  zur  Volkskunde  damit 
Verbunden,  insbesondere  pflegen  Fragen  nach 
Alter,  Geschlecht,  Civilstand,  ReHgion  Be- 
ruf dabei  gestellt  zu  werden.  Neuerdings 
tritt  immer  mehr  die  Notwendigkeit  hervor, 
sie  auch  für  die  Besehreibung  der  rat 
schaftlichen   Zustände    nutzbar   zu   machen 


Die    Volkszählungsarbeiten     teilen    sich 
naturgemäss  in  drei  Teile,    nämlich  in  die 
vorbereitenden,    welche    die    Bestim- 
mungen und  den  Plan  für  die  Volkszählung, 
die   Gestaltung  der  für   die  Befragung  der 
Bevölkerung  nötigen  Drucksachen,   die  Ver- 
teilung   dieser   an    die    Stellen    (Behörden), 
denen  die  Veranstaltung  der  Zählun 
und  die  Instruktion  dieser  Stellen  umfasst; 
zweitens  in  die  Ausführung  selbst,  die  in 
der  Sammlung  der  Nachrichten,  welche  d 
den  Volkszählungsplan  bedingt  sind,  beider 
Bevölkerung  und  in  der  Vereinigung  dieser 
Nachrichten    (Zählpapiere)    an    die   für   die 
Bearbeitung  des  Materials  bestimmten  Stellen 
oder  die  betreffende  Centralstelle  bestehen; 


i  ™u<p    ....... —    ■  T  jj   ,   t  ifft  die  Bearbeitung 


schaftTler  Gewerbe  und  des  Handels  Daten 
gesammelt  werden,  wie  dies  z.  B.  regel- 
mässig beim  Census  der  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika  geschieht  und  bei  den  soge- 
nannten Berufs-  und  Gewerbezählungen 
von  1882  und  1895  in  Deutschland  ge- 
schehen ist. 


sammengebrachten  Materials,  die  Gewinnung 
der  Zahlen  daraus,  die  übersichtliche  Dar- 
stellung dieser  Zahlen  in  Tabellen  die  V er, 
arbeitung  des  so  gewonnenen  Stoffes  für  die 
Zwecke  der  Verwaltung  und  der  Volkskunde, 
Wir  haben  also  zunächst  zu  erörtern  die 
Arbeiten,   welche  im  obigen  Sinne  als   \  -  a 


Die    Bedeutung    der 


Al'lieiTeu.    weiuiic   im  v^.o-" -    .  ,       , 

Volkszählungen  bereitung    der    Volkszählungen    bezeichnet 


sind 


ereiebt  sich  bereits  aus  dem  \  orstehenden. 

Die  Ermittelung  der  blossen  Bevölkerungs- 
zahl hat  für  jede  Staatsverwaltung  schon 
den  allgemeinen  Wert,  ihr  einerseits  den 
Umfang  des  Objekts  zu  zeigen,  auf  das  sich 
die  Regierungsfürsorge  zu  erstrecken  hat 
uud  andererseits  den  Umfang  der  Macht, 
die  in  der  Volksgrösse  an  und  für  sich 
Hegt  Bei  Staatenvereinigungen,  wie  sie 
z   B    das  Deutsche   Reich,   die   A  ereinigten 

Gewichts,  das  dem  einzelnen  Staate  dann 
zukommt,  auch  ein  solcher  für  finanzielle 
Abrechnungen  des  Verbandes  mit  den  Ein- 
zelstaaten. Innerhalb  des  Staates  ist  die 
Bevölkerungszahl  der  Bezirke  und  Gemein- 
den von  massgebender  Bedeutung  für  deren 
Wichtigkeit  und  vielfach  auch  rechtliche 
Stellung.  Dann  ist  die  Kenntnis  der  durch 
die    Volkszählung    festgestellten    Einteilung 


Vorbereitung.  Zunächst  kommt  in 
Frao-e  von  welcher  Stelle  die  Anordnung 
betreffend  die  Vornahme  einer  Volkszählung 
ausgeht  und  welcher  Modus  sich  dafür 
empfiehlt.  So  weit  es  sich  um  bestehende 
Zustände  handelt.  soU  hier  und  weiterhin 
auf  folgende  Staaten  Rücksicht  genommen 
werden:  Deutsches  Reich,  Österreich, 
Schweiz;  dann  Ungarn,  Italien,  Irankreich, 
Grossbritannien,  die  Vereinigten  Staaten  von 

■  Anordnung 
Staat  oder 
Staaten  verband  kann  geschehen  ent  weder 
durch  Gesetz  oder  nur  auf  dem  Wege  der 
Verwaltung  (Verordnung).  Am  nachdi 
liebsten  haben  für  die  Volkszählung  che 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  gesorgt, 
indem  sie  in  Artikel  I  Sektion  2  itaer  1  m. 
"Verfassung  von  1787  die  Vorname  von 
Volkszählungen  jedes  zehnte  Jahr  tot 
schrieben.     In  Frankreich   stutzen. sichre 


die    Volkszählung    festgestellten    Einteilung  ^eneu      ^^-^  die  Volks 

der  Bevölkerung  nach  Geschlecht  und  Alter    Dekrete  des  P^    j  ^  Q_  r.  2±  M 


nach  Religion,  nach  Erwerbszweigen.  der 
Wirtschaftsbetriebe  nach  Zahl,  Art  und 
Grösse  für  gesetzliche  und  Verwaltuugs- 
massnahmen  vielfach  Voraussetzung.  JNeben 
dieser  unmittelbar  praktischen  Bedeutung 
der  Ergebnisse  der  Volkszählung  geht 
diejenige  her,    welche   sie   für   die    Volks- 


igen  anordnen,  auf  ein  G.  v.  22.  Juli 
701  welches  regelmässige  F^teUungen 
der  Einwohnerzahl  vorsah.  Für  Groß- 
britannien und  Irland  wurde  die  erste  Po, 
pulation  Uli  am  20.  November  1800  im 
Pariament    ein,  für    die.    schweize- 

rische Eidgenolsenschart   schreibt   das  Bun- 
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v.  !.  Februar  L860  zehnjährige  Zäh- 
lungen  vor:  für  Oesterreich  aas  G.  v.  29. 
März  1869;  für  Italien  hat  das  Gr.  v.  20. 
Juni  1871  Volkszählungen  in  jedem  zehnten 
Jahre  vorgesehen,  was  aber  nicht  verhindert 

dass  die  Volkszählung  von  1891  aus- 
fiel und  eine  zwanzigjährige  Pause  Ms 
Februar  1901  eintrat.  In  allen  diesen 
Staaten  sind  also  allgemeine  gesetzliehe 
Vorschriften  über  die  Volkszählungen  vor- 
handen, welche  dann  für  die  einzelne 
Volkszählung-  entweder  durch  ein  Special- 
-  setz  ergänzt  —  in  Amerika.  Gross- 
britannien, Schweiz,  Italien  —  oder  durch 
Verordnungen  —  Frankreich.  Oesterreich  — 
ausgeführt  werden.  Für  jede  einzelne  Zäh- 
lung wird  durch  besonderes  Gesetz  vorge- 
•  in  Ungarn.  Die  bisher  einzige  Volks- 
zählung in  Russland  beruht  auf  dem  durch 
den  Kaisi  r  sanktionierten  Reglement  vom 
5.  Juni  (a.  St.:  1895.     Sowohl  der  Weg  des 

tzes  als  derjenige  der  Verwaltungsan- 
ordnung ist  bis  jetzt  bei  den  Volkszählungen 
für  das  Deutsche  Reich  beschritten  worden. 
Bei  den  sp  räell  als  Volkszählungen«  be- 
zeichneten Aufnahmen,  die  in  Anknüpfung 
an  die  früheren  Volkszählungen  des  Zoll- 
vereins ls71  und  von  1875  an  jedes  fünfte 
•lahi  vorgenommen  worden  sind,  hat  man 
sich  nämlich  mit  Verordnungen  des  Bundes- 
rat <  bi  jrnügt,  die  für  jede  einzelne  Zählung 

-.11  worden  sind:  die  beiden  besonderen 
Volkszählungen  aber,  die  als  Berufs-  und 
Gewerbezählungen  bezeichnet  wurden  (1882 
und  1895)  sind  durch  Reichsgesetze  —  vom 
13.  Februar  1882  und  s.  April  1895  —  ein- 
geleitet worden.  Diese  unterschiedliche 
Behandlung  einer  dem  Wesen  nach  durch- 
^leichartigen  Verwaltungsoperation  hatte 
darin  seinen  Grund,  dass  die  beiden  letzt- 
bezeichneten Aufnahmen,  die  zwischen  den 
periodischen  Volkszählungen  eingeschoben 
wurden,  diesen  gegenüber  besonders  umfang- 
i.  ihjv  K-  ..-t. -n  deshalb  zum  grossen 
Teil  auf  die  Reichskasse  übernommen  und 
dazu  grössere  Mittel  vom  Reichstage  ver- 
langt winden,  während  für  die  gewöhn- 
lichen Volkszählungen,  abgesehen  von  einem 
kleinen    Posten   für  Esrtraanfwendungen  im 

tischen  Ami  des  Reichs,  keine  Kosten 
im  Reichsbudgi  t  ei  idern  diese 

ganz  von   den   einzelnen   Bundesstaaten  ge- 

i  werden,  tm  Deutschen  Reich  fehlt 
es  also  an  einem  Princip  für  die  Anordnung 
von  Volkszählungen. 

3.  Ausführung.     Wenn  man  nun  fragt, 
-    sich   mehr  empfehle,    die    Volkszäh- 

d   auf   Grund   von   Gesetzen  oder  nur 
Verordnungen  zu  veranstalten,  so  scheint 
die    Frage    -hon    im    ersteren    Sinne    ent- 
da   alle    Staaten    ausser   Deutseh- 
land, und  auch  dieses  in  besonderen   Fällen. 
Gesetze  zu  diesem  Zweck  für  nötig  erachtet 


haben.  Indes  zeigt  zugleich  das  Beispiel 
Deutschlands,  dass  es  dem  Publikum  gegen- 
über auch  'ihn..  Gesetz  geht:  staatsrechtlich 
haben  die  Volkszählungen  stets  dadurch 
eine  gesetzliche  Grundlage,  dass  die  Festen 
im  Budget  der  Staaten  oder  Staatenver- 
bände erscheinen  müssen.  Das  Vermeiden 
besonderer  Volkszählungsgesetze  empfiehlt 
sich  mit  Rücksicht  darauf,  dass  die  Verord- 
nung in  Bezug  auf  Termin.  Umfang.  Ver- 
fahren sich  besser  dem  zeitweiligen  Bedürf- 
nisse ansclüiessen  kann,  im  ( regensatz  zu 
einem  allgemeinen  Gesetz  über  Volkszäh- 
lungen, das  die  Angelegenheit  auf  lange 
Zeit  hinaus  regelt  und  dadurch  ein  Hemm- 
schuh der  Entwickelung  werden  kann,  wie 
das  z.  B.  in  Oesterreich  empfunden  wird. 
Weniger  Bedenken  sind  gegen  ein  Special- 
gesetz für  die  einzelne  Volkszählung  zu  er- 
heben, zumal  wenn  sich  dessen  Bestim- 
mungen davon  fern  halten,  in  die  Technik 
und  die  Art  der  Verarbeitimg  der  Daten 
einzugreifen.  Der  für  die  gesetzliche  Rege- 
lung angeführte  Grund,  dass  die  Volks- 
zählung dadurch  mehr  Ansehen  bei  der 
Bevölkerung  erhalte,  fällt  wenig  ins 
Gewicht,  weil  die  Bevölkerung  wohl 
nicht  geneigt  ist,  bei  solcher  Inanspruch- 
nahme nach  ihrer  rechtlichen  Natur  zu 
flauen.  Wohl  aber  würde  ein  besonderes 
Gesetz  dann  unentbehrlich  werden,  wenn 
Verweigerung  der  verlaugten  Auskünfte  in 
einer  erheblichen  Anzahl  von  Fällen  zu 
fürchten  wäre,  weil  wirksame  Strafandro- 
hungen geschaffen  werden  müssten.  Je  um- 
fassender  die  Volkszählungen  werden,  je 
mehr  sie  namentlich  auch  Auskünfte  über 
wirtschaftliche  Verhältnisse  verlangen,  desto 
mehr  wird  man  die  Möglichkeit  sichern 
müssen.  Auskünfte  zu  erzwingen.  In  Deutsch- 
land hat  man  in  dieser  Beziehung  bei  jenen 
beiden  grossen  Volkszählungen  Vorsorge  ge- 
troffen, während  bei  den  jieriodiseh  wieder-1 
kehrenden,  freilich  recht  dürftigen  Volks- 
zählungen sich  ein  Bedürfnis  nach  Straf- 
bestimmungen nicht  gezeigt  hat.  Uebrigeus 
sind  auch  bei  jenen  beiden  Zählungen  die 
Strafbestimmungen  kaum  zur  Anwendung 
gekommen. 

Treten  wir  nun  in  die  Erörterung  der 
materiellen  Bestimmungen  für  eine  Volks- 
zählung ein,  so  kommt  zunächst  die  Zeit 
in  Frage  d.  h.  tue  Periode,  in  welcher 
Volkszählungen  zu  wiederholen  sind,  und 
der  Termin  (Monat,  Tag),  auf  welchen  sie 
Eallen  sollen. 

Im  Deutschen  Reich  sind  seit  dessen 
Bestehen  9  Zählungen  abgehalten  wurden. 
und  zwar  in  den  Jahren  1871,  75,  80.  82, 
35  90,  2  im  Jahre  95,  1900.  Von  den  an- 
deren oben  genannten  Ländern  zählt  Frank- 
reich alle  5  Jahre  (in  den  auf  1  und  auf  6 
udeni.  die  anderen  haben  zehnjährige 
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S&blungsperioden,     und     zwar    Oesteireich 

C-n   Vereinigte  Staaten  von  Amerika  in 

;f  ,,    ltalfen,   ürossbritanmen  in   den 

,  endigenden  Jahren.     Meisl    wird  also 
SezehnjäWe  Wiederholung  fto  genügend 

befunden   und  wenn  man  bedenkt,  dass  die 
^entliehe    Durcharbeitung    einer    einiger- 
2S„    ausgiebigen    Volkszählung   mehrere 
,„.    erforSert.    so   darf    man    sieh   damit 
u   ,,,!„,    geben:    kürzere   Perioden    Lassen 
,    nur   Ins    dem    Gesichtspunkte   recht- 
en     jass    die    Volkszahl    als    Grund- 
lagefür finanzielle  Abrechnungen  zwischen 
Talen  einer  VolkszäMungsgememsehait  also 
im   Deutschen    Reich    zwischen    den 
Bundesstaaten    dienen    sollen.      Da    können 
S  die  Verhältnisse   der  Einwohnerzahlen 
Sn     s    sieh    um    kleine    Staaten    handelt. 
schon   in   etwa    fünf    Jahren    so    verändern^ 
,1a-  Zahlung  und  Leistung  einzelner  Glieder 
bemerkenswert    verschoben    werden       Dar 
durch  lässt   sieh   aber  nur  die  Feststellung 
der  blossen   Einwohnerzahl,   nicht  aber   die 
Wiederholung    umfassender    Autnahmen   in 
kürzeren  Zeiträumen  als  ein  Jahrzehnt  recht- 

fertigen 

Als  Termin,  an  dem  die  Zählung  vorge- 
nommen wird,  wurde  gewählt  in  I eutsch- 
hm  für  die  gewöhnlichen  kleinen  Zählungen 
Dezember,  für  die  beiden  grossen 
Volkszählungen  von  82  und  9o  der  Jumj 
die    Schweiz    hat    gleichfalls    Anfang    De- 


die    Seiiweiz    mu    gici^«»"»     ~-- — o 
zen.herals  gewöhnlichen  Zähltermm:  Oester 
reich   und  Ungarn   zählen  Lüde  Dezembe 
Hauen   zählte  1901  Ende  Februar;  Frank- 
reich  Ende   März;    Großbritannien    Anfang 
April:  die  Vereinigten  Staaten  von  Amenka 
halten  ihreu  Census  im  Juni  ab;   Russland 
S  am  28.  Januar  (a.  St.)   1897  mi    seiner 
Zahlung  begonnen.    Die  Länder,  welche  im 
Wmter  zählen,   macheu  dafür  geltend,   dass 
dann  die  Bevölkerung  am  wenigsten  inBe- 

„ nn-    ist    und    mau    am    ehesten   die   in 

jeder  Gemeinde  ständig  anwesende  Bevölke- 
erfasse.      Diesen    Zweck    wird    man 
allerdings   durch  Zählungen  im  Januar  oder 
jSJ,  wo  Reiseverkehr  und  wirtscha  thche 
Thätigkeit   am   geringsten    sind     am  besten 
erreichen.     Für  eine   Volkszahlung,  die   als 
Hauptzweck   den    hat,   die.  Volkszahl  nach 
Stand  und  Verteilung  an  einem  bestimmten 
Taee    recht     genau    zu    ermitteln    —    am 
ÄtenTage'ist  sie  ja  doch  schon ^wxeder 
anders  — ,    kann    man    diesen    Grund    und 
diese  Terminswahl  gelten  lassen.   Aber  wenn 
man  an  eine  Volkszählung  höhere  Anspruch 
stellt,   als    es    im   beschränkten    Sinne    des 
deutschen  Wortes  hegt,,  so  muss   man   che 
Aufnahme   zu  einem  Zeitpunkt  machen    an 
dem    die     Bevölkerung    in    recht    lebhafte  1 
S t s  chaf  1 1  ic her  thätigkeit  ist  und  man 
so    den  zahlenmäßigen  Eindruck  von  deren 
Stärke  und  Mannigfaltigkeit  erhalt:  und  zwar 


zu  einem  Zeitpunkt,  wo  aamenthch  auch  die 
nrossen  Erwerbszweige,  die  im  Winter  mit 
sehr   I  i     teil   d  *  d   arbeiten:   Land- 

wirtschaft, Baugewerbe,  Schiffahrt  ein  Bild 
ihrer  vollen  Entfaltung  geben  können,  denn 
die  moderne   S  altung  hal    ein  Be- 

dürfnis nach   wirtschaftlicher   Statistik    für 

,li ,.,  le  bi  i  den  Volkszählungen  Material 

gewonnen    werden    kann.     Wenn    man    nun 
auch  den  Volkszählungstermin  nicht  gerade 
in  den   Hochsommer    Legen    wird,   wo    der 
Reiseverkehr  am  grössten  ist   und  die  land- 
wirtschaftliche    Bevölkerung     von     eiligen 
Arbeiten  bedrängt   wird,   so  empfehlen  sich 
die  Monate  hochgespannten  wirtschaftlichen 
Lebens    wie    Juni    oder    September    am 
meisten  für  Volkszählungen,  welche  volks- 
wirtschaftliche  Informationen   biet 
und   müssen.     Auf  Grund  von   Winterzah- 
lnnsen  kann  man  nicht  einmal  die  \  erteüung 
der  Bevölkerung  nach  dem  Beruf  ausreichend 

"Hiermit    verzichtet    mau    allerdings    auf 
das  Ziel    welches  insbesondere  in  Deutscti- 
land,    seit   Einrichtung   der  _  Zählungen    im 
Zonverein  verfolgt   worden  ist,   nämlich  die 
Bevölkerung   möglichst  an  ihrem   standigen 
Sorte  zÜzählen,dir  Wohnbevölkerung« 
für  jede  Gemeinde,  jeden  Bezirk  und  Staat 
festzustellen,   was  man  am  besten   im  Ue- 
zember    zu    erreichen    meinte.      Bei     einer 
Zählung  im  Juni  oder  September  wird  man 
in  der  That  einen  Teil  der  Bevölkerung  an 
anderen    Orten    finden    wie    im    Dezember, 
„Si  denke  z.  B.  an  die  landwirtschaftlichen 
Wanderarbeiter,    che   industrielle    und   Ver- 
kehrsbevölkerung   der    Badeorte,    che    Bau- 
arbeiter, die  Schiffer:   und   zwar  viel  mehr 
an  ihren  hauptsächlichen  Erwerbsorten, 
diese  Verteilung  ist  aber  auch  entschieden 
der  nach  Winterwohnorten  vorzuziehen. 

Begrifflich  kann  man  drei  verschiedene 
E  i  11  w  0  hn er* »hl e n  unterscheiden,  auf  1  be 
sich  eine  Volkszählung  richten  kann:  1.  die 
rechtliche  Bevölkerung  d.  h.  die  Summe  der 
Konen  die  nach  ihrem  Heimaterecht  einer 
Gemeinde  und  den  Gemeinden  eines  Landes 
angehören;  2.  die  Wohnbevölkerung,  d.h. 
^Personen,  die  ihren  standigen  Aufent- 
haltsort in  der  Gemeinde .haben ;  3 .  di orte 
anwesende  Bevölkerung  d.h.  o^eEmwohner 

zahl,  die  zu  einem  gegebenen  Zeitpunkt  z  tf 
Mitternacht  vom  30.  November  zum  1.  Ue 

rsssärtssri     g 

^er    sofort    erkennt.      Insbesondere    Kam 
S       ortsanwesende  ™f     «g 

k  einere  Gemeinden  ein  recht  schiefes  Bild 
teSL Zusammensetzung  der  Bevolke- 
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rang,  bei _  zufälliger  Abwesenheit  eines  -wich- 1  Beruf   und   den  Betrieb,    in    dem   sie  be- 
tigen Teiles   der  Einwohnerschaft   oder  zu-   schäftigt   waren,   zu   einer  Gewerbezä 
fälliger    Anwesenheit    vieler    fremder    Ele-   verwertet.     In  Frankreich  hat  sieh  die  2 
mente,  geben ;  während  für  grössere  Gebiet,     lim-  von    1896  auch  auf  die  gewerblichen 
solcher  Fehler  nicht  zu  befürchten  ist.    .Man    Verhältnisse     erstreckt       In    den    übrigen 
ichl    darum    auch    jetzt    noch    vielfach,   Staaten  hat  mau  sich  mit  Angaben  über  den 
vorübergehend      persönlichen   Beruf   im  Hinblick  au; 
auszuarbeitende  Berufsstatistik  begnügt. 


Anwesenden  und  Ermittelung  der  vorüber- 
gehend Abwesenden  eine  Wohnbevölkerung, 
eine  theoretisch  rationelle  Kombination  zu 
konstruieren,  aber  der  Begriff  des  Vorüber- 
gehenden ist  für  die  Zwecke  der  Volks- 
zählung zu  schwierig  zu  fassen  und  als 
Merkmal  der  Aufzeichnung  in  die  Listen 
der  Bevölkerung  kaum  gleiehmässig  klar 
zu  machen:  ausserdem  sind  vollständige 
Nachrichten  über  die  Abwesenden  so 
schwer  zu  erlangen,  dass  man  für  die  Aus- 
zählung und  Bearbeitung  der  Nachrichten 
sieh   doch   an   die   Ortsanwesenden    halten 


Es  kann,  wie  sehen  ■_,  ~a-t.  nicht  zweifel- 
haft sein,  dass  die  Bedürfnisse  der  Verwal- 
tung   in    der  Neuzeit    immer    mehr    darauf 
Irindrängen,  die  Volkszählungen  für  die 
Stellung  der   volkswirtschaftlichen  Verhält, 

:--  zu  verwerten  und  bezüglich.-  Fi 
zu  stellen.  Selbstverständlich  müssen  hier- 
bei stets  in  erster  Linie  die  persönlii 
Verhältnisse  der  Bevölkerung  selbst  erfrag! 
werden,  also  insbesondere  Alter.  Ges.-hle._-ht. 
Familienstand,  Beruf,  weil  dies  Grundfragen 
sind,  auf  welche  die  anderen  Auskünfte  zu- 


-  und  damit  wenigstens  die  genaue  Be-  rückbezogen  werden  müssen, 
völkerungsziffer  für  einen  gegebenen  Zeit-  Bei  diesen  Betrachtungen  über  die  Fragd 
punkt  erlangt  \u  Ländern,  wo  ein  be-  Stellung  bei  Volkszählungen  kann  nicht  iHH 
stimmter  Zahlungstermin  nicht  festgehalten  erörtert  bleiben,  wem  das  Recht  der  Frace- 
wird,  die  Zahlung  selbst  sieh  nicht  in  einem  Stellung  gebührt,  und  zwar  hat  dies  für 
ganz  kurzen  Zeiträume  abwickeln  kann,  son-  deutsche  Verhältnisse  besondere  Bedeu- 
ten  und  Monate  für  das  Zähige-  tung.    Hier  werden  die  Volkszählungsfragen 


schäft  gebraucht  werden,  wie  das  z.  B.  in 
d.-n  Vereinigten  Staaten  von  Amerika,  in 
Russland  unvermeidlich  ist.  können  Vor- 
schriften über  die  Zählung  einer  bestimmten 
Bevölkerungskombination  überhaupt  nicht 
recht  wirksam  sein, 
der   Ermitteln  i._ 


soweit  sie  für  das  Reich  gleiehmässig  ge- 
stellt werden  sollen,  vom  Bundesrate  be- 
stimmt: die  Ausführung  der  Volkszählungen 
wird  aber  den  einzelnen  26  Staaten 
lassen;  und  es  gilt  als  Regel,  dass  diese 
In  Frankreich  wird  noch  weitere  Fragen  stellen  dürfen,  die  sie 
population    residente   für  ihre  Zwecke  für  nützlich  erachten.    Da  die 


nocl  lere    Rücksicht    gewidmet,    aus   Staaten  von  dieser  Befugnis  einen   sein 

branden  des  Staatsrechts:  in  den  anderen  scheidenen  Gebrauch  machen,  hat  dies  bis- 
Staaten  Europas  ist  die  Ermittelung  jetzt  her  noch  nicht  zu  ünzuträglichkeiten  durch 
hauptsächlich    auf  die    ortsanwesende   (fak-   Deberlastung  der  Zälüungen   geführt.    Nun 

:::'  Bevölkerung  gerichtet.  aber  übertragen  die  Staaten  die  Ausführung 

\\  enu  nun  Zeitpunkt  und  Bevölkerungs-  der  Volkszählungen  wiederum  weiter  an  die 
Uombmation  bestimmt  sind,  so  handelt  es  Gemeinden.  Unter  diesen  hat  eine  Anzahl 
im.  welche  Fragen  man  an  die  Be- -  grösserer  Städte  sich  besondere  statistische 
volkerung  stellen  will;  von  deren  Zahl  und  Stellen  i  Statistische  Aemter«)  geschaffen, 
Art  wird  die  Art  der -Hilfsmittel  und  Organe  welche  ihre  Aufgaben  nicht  auf  die  Lus- 
(ler  Zahlung  mit  abhängen.  Je  eindringen-  führung  der  vom  Staat  gestellten  statistischen 
d.-r  dl-  I  desto    grössere  Anforde-   Aufträge  begrenzen,  auch  keiner  staatlichen 

nmgen  werden  an  die  Technik  der  Aus-  Kontrolle  unterstehen,  auch  sich  nicht  da- 
tunrung  gestell,     \,,,,e  .    .    _.   nannten    mit   begnügen,    eigene  Aufnahmen   mittelst 

Ländern  haben  die  Vereinigten  Staaten  von  der  ihnen  zu  Gebote  stehenden  Gemeinde- 

nka    ,'""    l.e    ]"-v   ''"'    Aufgaben    ihre,-   organe   zu  machen,  sondern  gerade  die  aU- 

L«iisus  sehr  weit  gesteckt,  bis  in  diejenigen    gemeinen     Volks2ählungen     zu     benutzen 

der   1  roduktionsstaüstik    hinein.     Im    Deut-   streben,  um  ihrerseits  zu   den  Reichs-  und 

.."    M,   lv"'  ,-1"    (ziemlich   raiss-   staatlichen    Fragen    noch    Zusatzfragen    zu 

i.t.-n  \  ersuch  gemacht  worden,  die  Volks-  machen.  Selbst  wenn  diese  Fragen  sich  in 
Zählung  zu  eine,-  Gewerbezählung  auszu-  den  durch  die  Zwecke  der  Gemeindever- 
•  lohn.-,,  wobei  schon  wegen  des  Ein  ge-  waltung  gegebenen  Grenzen  halten,  ist  doch 
we™iche  hungen  unpassendei     D  I  •      n-rung  des  Rechts  der  Frage- 

zember-)Termrns  eine  wichtige  Vorbedingung    Stellung  sehr  bedenklich,  denn  die  Häufung 
'      ffUte;  dann  kam.-,,  die  Juni-   dei    Fragen    erschwert   die  Ausführung  der 
fah  ■■■. ,';v-  "l"1   1895,  die  äch  auf   Volkszählung   und  macht  sie  beim  Publikum 

landwirtschaftliche  und  industrielle  Verhält-   missliebig.     Da    das  Bedürfnis   des  .Reichs 

•  bezogen.     In  Ungarn  wurden  1890   -  Ibsl  schon  nach  Ausdehnung  der  Zählui 
die  Angaben   der  Arbeitnehmer  über  ihr.-,,   geht,  es  also  selbst  an  das  Publikum  immer 
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nössere  Anspräche  stellen  muss,  schein! 
ane  straff ere  Organisation  derVolkszählungen 
namentlich  gegenüber  dan  erwähnten  Be- 
strebungen der  Gemeinden  notwendig. 

Das    weitere   Stadium    der   Ausführung 
besteht  dann    in  der  Auswahl,  Beschaffung 
und  Verteilung  der  Zählungsformulare. 
Die   natürliche  Einheit   für  die  Zählung  ist 
die   Haushaltung  und  daher  das  durch 
die  Natur  der  Sache  bedingte  und  zugleich] 
yollkommenste  Zählnngsformular  die  Haus- 
haltungsliste,    d.   h.   für  jede   Haushaltung 
oder  einer  Haushaltung-  gleich  zu  achtende 
Einzelperson   ein  Formular,  in  dessen  Kopf 
die    Fragen   stehen   und  das   eine    grössere 
Anzahl    von    Querzeilen    zur    Aufzeichnung 
der  Mitglieder  der  Haushaltung  enthält  nebst 
den    nötigen   Supplementformularen   für  be- 
sondere Aufnahmen  z.  B.  für  die  Beschrei- 
bung des  von  der  Haushaltung  aus  bewirt- 
Behafteten  landwirtschaftlichen  Betriebes,  der 
gi  >w  erblichen  Unternehmung.    Da  der  Inhalt 
solcher  Haushaltungslisten,  um  die  Zählung 
der  Individuen  zu  bewirken,  entweder  durch 
Ausstrichelung  oder,   was  das    empfehlens- 


werte,  durch  Aussehreiben  von  Zählkärtchen 
für  die  Gewinnung  der  Summen  verarbeitet 
werden  muss,  so   ist  man  auf  die  Idee  ge- 
kommen, den  Zählungsstellen   (Statistischen 
Bureaus)  diese  Arbeit  dadurch  zu  ersparen, 
dass    man    sie   auf  das  Publikum    oder  die 
Zähler    abwälzt,   indem    man    nämlich   statt 
der  Haushaltungsliste  so  viel  Zählkarten  — 
Individualkarten«  —  ausfüllen  lässt  als  die 
Haushaltung  Personen  zählt.    Diese  Methode 
ist  wohl  zuerst  1870  in  Ungarn  angewendet 
worden  und  dann  leider  auch  in  einer  An- 
zahl von  (12)  deutsehen  Staaten,  insbesondere 
Preussen,  nachgeahmt     Das  Zählungsinstru- 
ment besteht  dann  in  einem  »Zählbrief«  für 
jede  Haushaltung,  einer  summarischen  Haus- 
haltungsliste    und    der    nötigen    Anzahl    an 
Zählkarten.      In    diese    letzteren    muss    für 
jedes    Individuum    nicht    nur    wie    bei    der 
Haushaltungsliste   das    eingetragen   werden, 
was    als    ihm    selbst    eigentümlich    gefragt 
wirden  soll,  sondern  alle  Rubriken  der  Haus- 
haltungsliste müssen  auf  der  Karte  wieder- 
holt  werden.     Selbst  wenn  hierdurch  den 
Auszählungsstellen  grössere  Ersparnisse  an 
Arbeit  und  Kosten  erwüchsen  als  thatsäch- 
lich  der  Fall  ist,  so  lässt  sich  die  weit  über 
das    Notwendige    hinausgehende    Belastung 
des    Publikums    und    der    Zähler    (vielfach 
dieser)  durch  Schreibwerk  nicht  rechtfertigen. 
Ausserdem  ist  diese  Zerreissung  der  Hans- 
haltungslisten in  Einzelkarten    für  alle  die- 
jenigen Auszählungen  unpraktisch,  bei  denen 
lie  Individuen   als   Teile    der  Haushaltung 
i  Dienstboten,     Kinder    etc.)     charakterisiert 
werden  sollen.    Bei  wirklieh  grossen  Volks- 
zählungen wird  die  Aufnahme   durch  Zähl- 
karten" vollends    unzweckmässig,   wie   denn 


z.  B.  die  letzte  Berufszählung  L895  in 
Deutschland  durchweg  mit  Haushaltungs- 
listen ausgeführt  werden  niusste. 

Dann    handelt     es     sieh    weiter    um    die 
Wahl    der   Organe    zur   Ausführung    der 
Volkszählung.    In  Deutschland  gestaltet  sieh 
die  Sache  so,  dass  die  eigentlich  ausführen- 
den   Organe    die    Gemeindebehörden    sind, 
welchen  vom  Staat  die  Formulare  dazu  ge- 
liefertwerden.  Sie  setzen  eim     ro    e  Menge 
von  Zählern    in    Bewegung,    und    /war.    so- 
weit   der    Bedarf    nicht    durch    Gemeinde- 
beamte gedeckt  wird,  freiwillige,  denen  das 
Zählen   als  Ehrenamt   übertragen    wird,    da 
regelmässig  keine  Entschädigung  für  diese 
Arbeit  gewährt  wird :  nur  in  einem  deut- 
Staate,   in  Hamburg,    bildet  Bezahlung    die 
Regel.    Die  Ausfüllung  der  Formulare  durch 
Beantwortung  der  gestellten  Fragen  soll  bei 
uns  soweit  möglich  durch  das  Publikum  - 
,  die    Haushaltungs vorstände    -       selbst    ge- 
|  scheuen  und  die  Zähler  sollen  in  der  Haupt- 
sache:   austeilen,   kontrollieren  und    wieder 
einsammeln:   vielfach    ist   aber    ihre    starke 
Nachhilfe    bei    Ausfüllung    der    Formulare 
nötig.     Auch   in   Oesterreich,   Ungarn,   der 
Schweiz   und   Italien    sind   die   Gemeinden 
die  ausführenden  Organe,  und  die  Zählarbeit 
ist  regelmässig  gratis  zu  leisten.    In  Frank- 
reich liegt  die  Zählung  den  Makes   ob  mit 
teilweise    besoldeten    Agenten.      In    Gross- 
britannien  lehnt   sich  die  Organisation   der 
Zählung  an  die  der  Standesämter  (registrars) 
an    und    die   von    den   Standesbeamten    be- 
stellten Zähler  werden  besoldet.    In  Irland 
fungieren  die  Polizeiorgane  als  Zähler  und 
werden  dafür  entschädigt.    Am  straffsten  ist 
die  Volkszählungsorganisation   in    den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  durchgeführt, 
wo  von  Bundeswegen  für  jeden  Census  ein 
besonderes  Census  office  eingesetzt  wird,  bei 


dem  das  ganze  Zählungsgeschäft  koncentriert 
wird.  Für  den  12.  Census  (von  1900)  be- 
steht diese  Behörde  aus  1  Direktor,  1  Vice- 
direktor,  5  Abteüungsvorständen,  ca.  3000 
Bureaupersonen,  50000  Zählern  und  Super- 
visors. In  Russland  wurde  für  die  Zählung 
von  1897  eine  besondere  Centralkommission 
geschaffen  mit  96  Provinzial-  und  etwa  ?o0 
Bezirkskommissionen :  das  ganze  Reich  war 
in  rund  7000  Sektionen  zu  Zählungszwe 
geteilt,  und  etwa  150000  Personen  wurden 
als  Zähler  beschäftigt.  Diese  wurden  teils 
bezahlt,  teils  wurden  unbesoldete  Zahler 
durch  die  Stiftung  einer  eigenen  Medaille 
gewonnen. 

Die  Centralisation  der  Ausführung  der 
Volkszählung  unter  thunlichster  Beiseite- 
lassung  der  politischen  Behörden  und  die  An- 
w-udui  '■  -l-l.-t.-i  Zähler,  die  sorgfältig 
vorbereitet  und  energisch  verantwortlich  ge- 
macht werden,  empfiehlt  sieh  um  so  mehr,  je 
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umfangreicher  die  Zählungen   und   schwie- 
ue  Fragen  werden. 
4  Bearbeitung  der  Ergebnisse.  Nach- 
dem   nun   durch   die   Ausfüllung  und  Ein- 
2  der  Zählpapiere  das  Rohmaterial 

Volkszählung  beschafft  ist,  handelt  es 
sich  um  die  Verarbeitung  desselben 
zum  Zweck  der  Gewinnung  der  Ergebnisse 
für  den  Bezirk,  den  Staat  etc.,  für  welchen 
die  Aufnahme  stattfand.  Für  eine  rationell 
angelegte  Volkszählung   muss  der  Plan  der 

beirung  im  wesentlichen  vor  der  Aus- 
führung feststehen,  denn  man  soll  bei  der 
Volkszählung  nur  fragen,  was  man  nachher 
verarbeiten  will  und  kann,  und  zwar  mit 
Nutzen  in  erster  Linie  Eür  die  Verwaltung  ver- 
arbeiten kann.  Was  für  diese  verwertbar,  wird 
auch  den  Zwecken  der  Wissenschaft  dienst- 
bar zu  machen  sein.  Man  kann  beobachten, 
dass  nicht  nur  bei  Personen,  die  sich  im 
Namen  der  Wissenschaft  für  Volkszählungen 
interessieren,  ohne  das  auf  statistischem 
Wege  Erreichbare  genügend  zu  übersehen, 
in  auch  noch  bei  Statistikern,  die  zur 
Mitwirkung  an  den  Volkszählungen  berufen 
sind,  sich  die  Neigung  findet,  die  Zählungen 
mit  »interessanten  Fragen  zu  belasten,  die 
nur  zu  einem  wertl"-en  Zahlenwerk  führen; 
so  z.  B.  wenn  man  dem  Haushaltungsvor- 
stande zumutet,  anzugeben,  ob  ein  Mitglied 
seiner  Familie  blödsmnig<  oder  irrsinnig« 
sei;  wieviel  Fenster«  seine  Wohnung  habe 
U.  dgl..  oder  wenn  man.  wie  dies  wunder- 
barerweise in  den  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika  geschieht,  bei  Gelegenheit  des 
Census  die  Zahl  der  im  letzten  Jahre  Ge- 
borenen und  Gestorbeneu  ermitteln  will.  Es 
ist  durchaus  notwendig,  dass  man  schon  bei 
Anlage  der  Volkszählung  »interessante 
Fragen  —  die  ja  auch  in  anderen  Zweigen 
der  Statistik  vielfach  auftauchen  und  abge- 
wehrt werden  müssen  —  vermeide  und  nur 
-nlche  stelle,  über  deren  nutzbringende 
Verwendung  man  sieh  von  vorn  herein 
klar  i.-t. 

Die  Bearbeit  u  n  g  des  Urmaterials  wird 
jetzt  auch  in  den  Ländern,  deren  Volks- 
zählungen nicht  durch  besondere  Behörden 
(Vereinigte  Maaten  von  Amerika,  Russiand, 
Grossbritannien,  .-.  o.)  ausgeführt  w 
meist  so  eingerichtet,  dass  die  Gemeinde- 
und  Bezirksbehörden  mit  Rechnungs-  und 
Zusammenstellungsarbeiten  möglichst  ver- 
schont werden  und  das  Urmaterial  sogleich 
an  eine  Stelle  geleitet  wird,  deren  i  i 
liehe  Aufgabe  in  statistischen  Arbeiten  liegt. 
So  i-t  es  in  den  deutschen  Staaten:  nur  in 
Württemberg  und   Baden  wird  von  den  Ge- 

h   i  ine  grössere  Bi  teiligung  an 

der   Aufarbeitung    des    .Material.-    ver] 
sonst  werden  die  Arbeiten,   welche   für  die 
ki  des  Reichs  nach  den  Vorschriften  des 

Bund.  I liehen     Statistischen 


Amte  zu  liefern  und  sonst  für  die  Zwecke 
der  Laudesverwaltung  auszuführen  sind,  bei 
den  statistischen  Laudesämtern  (Provinzial- 
ämter.  die  sehr  nützlich  wirken  könnten, 
felüen  auch  im  grössten  Bundesstaate)  cen- 
tralisiert.  In  ("»esterreich  bleibt  noch  ein 
Teil  der  Aufarbeitung  den  Orts-  und  Be- 
zirksbehörden zugewiesen;  in  Ungarn  uud 
in  der  Schweiz  werden  die  Ortsbehördeo 
nur  mit  geringen  vorläufigen  Zusammen- 
stellungsarbeiten in  Anspruch  genommen. 
Her  Hauptteil  derselben  wird  in  Ungarn 
beim  Statistischen  Centralamr,  für  die  Schweiz 
beim  Eidgenössischen  Statistischen  Bureau 
besorgt.  In  Frankreich  fallen  diese  Arbeiten 
(depouillement)  in  der  Hauptsache  den  Mairea 
und  Präfekten  zu;  in  Italien  teilen 
(lavori  di  spoglio)  sich  zwischen  den 
Gemeinden  und  der  statistischen  Central- 
stelle. 

Für  die  Auszählungsarbeiten,  die  in 
grossen  Massen  an  einer  Stelle  ausgeführt 
werden,  ist  von  Hollerith  in  Washington 
eine  Zählmaschine  konstruiert  worden,  welche 
zur  Voraussetzung  hat,  dass  die  Beschreibung 
jedes  Individuums  auf  eine,  nach  bestimmter 
Anordnung  zu  durchlochende  Papptafel  über- 
tragen worden  ist.  Diese  Tafeln  können 
sehr  rasch  durch  die  elektrisch  betriebene 
Maschine  geführt  werden,  die  viele  Zählungs- 
kombinationen zulässt.  Die  Zahlen  werden 
auf  einem  Uhrwerk  sichtbar  uud  von  da 
abgelesen.  Wo  schon  bei  der  Zählung  sei  h.-t 
Individualkarten  angewendet  werden  (s.  u. 
würde  die  Uebertragung  von  dem  Inhalt 
auf  die  gelochten  Papptafeln,  wie  sie  für 
die  Maschine  Vorbedingung  sind,  eine  über- 
flüssige Arbeit  bedeuten;  wo  man  aber  mit 
Haushaltungslisten  oder  Hauslisten  gezählt 
hat  und  deren  Inhalt  zu  den  Zwecken  der 
Auszählung  auf  Individualkarten  übertragen 
muss,  kann  in  Frage  kommen,  ob  man  die 
Zählkarten  handschriftlich  oder  zur  Ver- 
wendung mit  der  elektrischen  Maschine) 
durch  Lochung  herstellen  will.  In  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika,  wo  jene 
Voraussetzung  zutrifft  und  das  Volkszäh- 
lungsmaterial von  gut  instruierten  und  be- 
zahlten Zählern  gesammelt  wird,  also  ver- 
mutlich keine  grossen  Nachprüf ungsarbeiten 
erfordert  oder  erfährt,  hat  man  die  Zäld- 
maschine  schon,  wie  es  scheint,  mit  Nutzen 
angewendet ;  auch  Oesterreich  hat  für  die 
Arbeiten,  welche  1890  bei  der  Statistischen 
Centralkommission  ausgeführt  wurden,  eine 
der  Hollerithschen  ähnliche  Maschine  ver- 
wendet und  Tabellen  mit  erstaunlich  mannig- 
faltigen Kombinationen  hergestellt.  In  Frank- 
reich ist  für  die  Berufsstatistik,  die  aus  dem 
Material  der  Zählung  von  1896  in  Paris  be- 
ai  leitet  wurden  ist,  die  Hollerithmaschine  zur 
Anwendung  gekommen.  Ein  abschliessen- 
des Urteil   darüber,   wie  weit  die  Maschine 
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irklich  Zeit  und  Geld   spart,   ist   bis    jetzt 
ichi  zu  gewinnen:  nur  so  viel  scheinl  fest- 
ustehen,  dass  für  die  Herstellung  von    Ca- 
allen    mit    sehr  vielen,    auch    übermassig 
ielen   Kombinationen,   z.  B.   Berufsart,  Be- 
nfcstellung,  Geschlecht,  Alter,  Familienstand, 
ombiniert,  die  Maschine  Leistungsfähiger  ist 
Ig    die  Handarbeit.    Wenn   aber,   wie  das 
,ei  uns  in  Deutschland  der  Fall  ist,  der  bei 
reitem  schwierigste  und  langwierigste  Ted 
[er  Volkszahlungsarbeiten   auf   die  Prüfung 
,„,1   Berichtigung  des  Materials   entlallt,   so 
ann    die    Maschine    wenig   Hilfe    bringen, 
las    Ausschreiben   der   Zählblättchen    gehl 
oit  der  Hand  ebenso  rasch  wie  dasLochen 
Papptafeln,   bei  welchem  zudem  Fehler 
roh!    häufiger  und  weniger  sichtbar  sind; 
las   auszählen   ist   an   sieh   ein  so  geringer 
Teil  der  Arbeit,  dass  die  Maschine  im  ganzen 
wenig    Vorsprung    verschaffen    kann,     das 
gebertragen  der  Zahlen  in  die  Tabellen  und 
las  Aufsunimieren  nimmt  die  Maschine  doch 
nicht   ab;    für   das   letztere   aber  kann  eine 
uidere     Art     von    Apparaten,    che    selbst- 
sehreibende  Additionsmaschine,  von  Nutzen 
sein,     welche     das     Auf  summieren    langer 
Zahlenreihen  sehr  erleichtert.  _ 

Die   Länge   der    Zeit,    welche    die    Be- 
arbeitung einer  Volkszählung  erfordert,  wird 
bestimmt    durch    den    Umfang    der   Fragen 
und  der  beabsichtigten  Darstellung   der  Er- 
isse.    durch    die    Mittel    an    Geld    und 
Arbeitskräften,  die  aufgewendet  werden,  und 
die     Verteilung     und     Verwendung     dieser 
Kräfte.      Die    gänzüche    Aufarbeitung    des 
Materials   einer   grösseren  Volkszählung  er- 
:t    regelmässig   Jahre;    z.    B.    bei    der 
letzten   Volkszählung   im   Deutsehen   Reich 
waren   zwar  che  ersten  vorläufigen  Ergeb- 
nisse _  die   männliche   und   weibliehe  Be- 
völkerung der  Staaten.  Provinzen  und  Gr 

Städte  —   drei   Monate   nach    der  ZähluDg, 
also  am  1.  März  1901,   für  das  Reich    fest- 
zustellen  und  sind  sogar  etwas  früher  fest- 
gestellt  worden,    die   letzten   Tabellen   sind 
erst    am   1.   Oktober   1902   fällig.     Es 
ist  mm  auch  zweifellos,  dass  die  Bearbeitung 
der    speciellen    Ergebnisse    einer    solchen 
Zähluno-  nieht  übermässig  beeilt  zu  werden 
braucht   und  im  Interesse   der  Genauigkeit 
auch    nicht    darf.     Ob    man    z.   B.    die  Zu- 
sammensetzung der  Bevölkerung  nach  dem 
Alt^r.    die   Verteilung    der    landwirtschaft- 
lichen Betriebe   nach  Grössenklassen   schon 
einige  Monate   oder  erst  eiu  Jahr  nach  der 
Zählung   erfährt,   darauf  kommt  es  weniger 
an:    wohl   aber  ist  .las  Interesse  des  Publi- 
kums und  der  Behörden  sehr  lebhaft  daran, 
das   hauptsächliche  und    für   die   weitesten 
Kreise  allein  erfragte  Ergebnis:   die   blosse 
Einwohnerzahl  der  Gemeinden,   des  Landes 
etc.  zu  erfahren  zu  einem  Zeitpunkt,  der  so 
nahe  wie  möglich  der  Zählung  selbst  hegt. 


Hierfür  könnte  wohl  I r  gesorgl  werden 

als  es  jetzl    der  Fall    ist;   man   sollt    ä 
Hauptzahlen    nicht    erst    Monate,     sondern 
schon    wenige   Wochen    nach   der   Zählung 
bieten,  und  dies   müsste  im     Zeitalter  des 
Verkehrs     durch   zwecto  I-111- 

richlungen  zu  erreichen  sein:  wirksame  In- 
struktion au  die  G  -  ade  für  Ausfüllung 
eines  einfachen  Formulars,  das  die  Ein- 
wohnersumme zeigt;  sofortige  Meldung  an 
den  Bezirksvorsteher  (Landraf  etc.),  der 
in  ein  ihm  eingehändigtes  Formular  mit 
den  Namen  aller  seiner  Gemeinden  jede 
Einwohnerzahl  sofort  nach  Meldung  ein- 
trägt und  die  Summe  für  den  Bezirl 
schliesst,  diese  sofort  schriftlich  oder  tele- 
graphisch  an  die  statistische  i  entralstelle 
meldet:  —  es  müsste  möglich  sein,  die  vor- 
läufige Einwohnerzahl  für  das  Reich  in  ein 
paar  "Wochen  zu  haben. 

An   die  Verarbeitung   schliesst  sich    die 
Veröffentlichung.     In  Deutschland 
wird  diese  für  alle  Staaten  gleichmässig  (für 
die  grösseren  auch  nach  Landesteilen)  nach  den 
vom  Bundesrate  festgestellten  Formularen  in 
1  leson  deren  Bänden  der  Statistik  des  Deutschen 
Reichs   und  den  Vierteljahrsheften  zur  Sta- 
tistik des  Deutschen  Reichs  mit  entsprechen- 
der textlicher  Begleitung  besorgt :  die  Landes- 
ämter der  grösseren  Staaten   geben   für  ihr 
Land  teils  besondere  Bände  über  jede  \  olks- 
I  Zählung  (auch  Ortslexika)   heraus,   teils  be- 
handeln  sie   die   Ergebnisse  in  ihren  Zeit- 
schriften-   die    kleineren    Staaten   begnügen 
sich    vielfach   mit    Publikation    der   Haupt- 
ergebnisse    in    Gesetz-    und    Verordmmgs- 
1  ilättern  et.  -.     Für  0  e  st  er  reich  veröffent- 
licht die  K.  K.  Statistische  Oentralkommission 
die   Ergebnisse  in  besonderen  Bänden   der 
»Oesterreiehischen  Statistik  ,  auch  in  einem 
Gemeindelexikon,  und  teilweise  in  der    Sta- 
tistischen  Monatsschrift  .     Für  I  ngarn  sind 
die    Ungarischen  Statistischen  Mitteilungen«, 
für  die  Schweiz  die  Lieferungen  der-Schweize- 
rischeD  Statistik:,  che  Publikationsorgane,  in 
denen  die  Arbeiten  über  die  Volkszählungen 
zu   finden   sind.     In   Italien   wird   von   der 
'■Direzinne   generale   della  Statistica  ein    be- 
sonderes Tabellenwerk  über  die  Volkszählung 
veröffentlicht,   dem  sich  wohl  auch  für  die 
neueste   Zählung  eine   »Relazione  generale« 
anschliessen  wird.    Für  Frankreich =  wird  das 
Tabellenwerk  in  einem  Bande  der  Stabstujm 
generale  de  la  France  und  vom  Ministerium 
des  Innern  ein  Ortsverzeichnis  veröffentlicht 
In  Grossbritannien  und  Irland  erseheinen  die 
Volkszählungserg  ''lef  Ver" 

'öffenthchungW,  die  dem  Parlamente  vor- 
2£rt  werden.  2  bis  3  Bände,  ausserdem 
ein  vorläufiger  Bericht.  Selrr  ausgedehnt, 
dem  Umfange  der  Aufnahme  entsprechend, 
sind  die  Veröffentlichungen  über  den  Census 
der  Vereinigten   Staaten   von   Arne- 
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rika:    so   hat  das  Census  Office   über  die 

Zählung    (1890)    heransüegeben :    1. 

Bulletins,  zur  schnellen  Mitteilung 

lauptergebnissen,    _'.    Census   Reporte 

Juartbände),  3.  ein  Compendium  .  4. 
einen-  Abstract .  5.  einen  statistischen  Atlas. 
Für  1900  sollen  die  Hauptergebnisse  bis 
Mitte  1902  als  »Census  Rep<  a-ts  erscheinen, 
denen  dann  Special  Census  Re]  it.-  si<  li  an- 
schliessen  werden.  Russland  hat  die 
Zahlen  seines  ersten  Census  (1897)  bis  jetzt 
in  einer  Anzahl  von  Heften  veröffentlicht; 
das  erste  mit  vorläufigen  Resultaten  schon 
im  Mai  1897;  dann  Zahlen,  betreffend  die 
Städte  und  Bezirke,  und  die  Nachrichten 
über  einzelne  Gouvernements. 

5.  Kosten.  Was  endlich  die  K  o  sten  der 
Volkszählungen  betrifft,  so  sind  sie  für  alle 
Staaten,  welche  die  Ausführung'  der  Zählung 
den  Gemeinden  auflegen,  gar  nicht  zutreffend 
zu  berechnen  und  namentlich  gar  nicht  zu  ver- 
gleichen mit  den  Aufwendungen  der  Staaten, 
die  besondere  Organe  und  Organisationen 
dafür  haben.  —  In  Deutschland  erscheinen 
die  im  engeren  Sinne  sogenannten  Volks- 
zählungen für  das  Reich  nur  mit  einer 
kleinen  Extraaufwendung  für  Zusammen- 
stellungsarbeiten im  Statistischen  Amt:    die 

.muten  Berufs-  und  Gewerbezählungen 
von  1882  und  1895  allerdings  mit  grösseren 
Kosten:  die  von  1895  mit  3610000  Mark 
(vgl.  Statistik  d.  I).  R.  Bd.  111  S.  8),  aber 
nur  weil  hier  Formulare  und  Bearbeitung 
vom  Reich  bezahlt  wurde,  was  für  die 
anderen  Zahlungen  die  Staaten  tragen.  Für 
die  Volkszählung  von  1900  ist  in  Preussen 
ein  Betrag  von  672878  Mark  ausgeworfen; 
das  i-t  aber  nur  für  die  Zählpapiere,  die 
Bearbeitung  und  Veröffentlichung:  die  eigent- 
liche Aufnahmsarbeit  muss  von  den  Ge- 
meinden geleistet  und,  soweit  nötig,  bezahlt 
werden.  Ebenso  liegt  die  Sache  bei  den 
andei  a.     Wirklich  berechnen  lassen 

sich  die  Kosten  nur  für  Staaten  mit  be- 
sonderer, von  der  anderen  Verwaltung  ge- 
trennter Zählui  isation,  wie  Gross- 
britannien und  die  Vereinigten  Staaten  von 
Amerika.  Für  ersteres  findet  sich  keine 
Angab.-;  für  England  und  Wales  werden  die 
Kosten    der   1891er  Zählung   (29  Millionen 

Einwohner)    auf    139 E    (2,8    MUlionen 

Mark)   angegeben;   die    Vereinigten    Staaten 

Amerika,  welche  beim  ersten  Census 
im  Jahre  1790  44000  Dollars  aufwendeten, 
brauchten  für  den  11.  Census  im  Jahre  1890 
11579000  Dollars  |  161  a  Millionen  Mark), 
Kosten  des  neuesten  Census  (1900) 
werden    für  dii  I  Jahre  auf  10  Mil- 

lionen Dollars  (für 76,2 Millionen  Einwohner) 

lätzt;  davon  kommen  etwa  4,5  Millionen 

i  auf  die  Bezahlung  der  Zähler  und 
Zählungsagenten,  die  bei  der  Zählung  selbst 
thätig  waren. 


6.  Geschichtliches,  insbesondere  be- 
treffs der  deutschen  V.  Zählungen 
zu  militärischen  oder  Steuerzwecken  veran- 
staltet sich  auf  Teile  der  Bevölkerung  von 
Staaten  oder  Städten  erstreckten,  sind  natür- 
lich seit  den  ältesten  Zeiten  mannigfach  vor- 
genommen worden,  und  man  hat  sich 
fach  1  lemüht,  aus  solchen  auf  uns  gekomuii'iieii 
Aufzeichnungen  von  Bruchstücken  der  Be- 
völkerung auf  die  Gesamtheit  der  fraulichen 
Einwohnerzahl  zu  schliessen.  Aufnahmen 
für  grössere  Territorien,  die  wirklichen 
Volkszählungen  entsprachen  oder  ihnen 
wenigstens  sehr  nahe  kamen,  scheinen  aber 
früher  als  aus  dem  vorigen  Jahrhundert  nur 
ganz  wenige  glaubhaft  überliefert,  ii 
sondere  die  Zählung  der  Juden  unter  König 
David  und  die  Census  der  Bevülk. 
Italiens  in  der  römischen  Kaiserzeit.  Seil 
letzterer  bis  in  das  19.  Jahrhundert  weiss 
man  aber  wenig  über  wirkliche  Volkszäh- 
lungen. Vauban  giebt  in  seinem  Projet 
d'une  dime  royale  (1707)  die  Einwohner- 
zahlen für  die  generalites  am  Ende  des  17. 
Jahrhunderts  an  (zusammen  für  Frankreich 
19094146  Einwohner),  unter  Angabe  der 
Xamen  derer,  die  das  denombrement  ausge- 
führt haben,  zum  Ted  sind  es  für  die  ein- 
zelnen Bezirke  runde,  zum  Teil  scheinbar 
genaue  Zahlen:  er  selbst  stellt  einen  aus- 
führlichen Plan  auf,  wonach  durch  besonders 
bestellte  Kommissare  —  für  etwa  50  Familien 
einer  —  eine  fortdauernde  Kontrolle  über 
die  Zahl  der  Personen,  die  Zusammensetzung 
der  Familien  nach  Alter.  Geschlecht  etc.,  ihr 
Besitztum  an  Vieh  etc.  ausgeübt  werden; 
soll,  damit  man  stets  einen  Ceberblick  über 
die  Volkszahl  und  deren  Entwickelung  habe. 
Die  Bevölkerungsaufzeichnungen ,  die  seit 
Mitte  des  18.  Jahrhunderts  in  Schweden  ge- 
macht wurden,  hat  mau  wohl  als  Volks- 
zählungen bezeichnet,  es  waren  aber  in  den 
Pfarrgemeinden  fortlaufend  geführte  Be- 
völkerungsregister,  deren  Zahlen  zeitweise 
zusammengefasst  wurden.  Der  Beginn  regel- 
mässiger Volkszählungen  in  einer  grösseren 
Anzahl  von  Kultm-staaten  ist  oben  bereits 
bezeichnet  worden. 

Die  Geschichte  der  Volkszählung  in  den 
deutschen  Staaten  ist  in  der  nachher 
unter  Litteratur  angeführten  Veröffentlichung 
des  Kaiserlichen  Statistischen  Amts  i  Statistik 
des  Deutschen  Reichs.  Bd.  37.  Jahrg.  1878) 
ausfuhrlich  gegeben :  wir  dürfen  uus  luer 
auf  Daten  über  die  Volkszählungen  in 
Preussen  und  im  Zollverein  beschränken, 
In  Preussen  wurde  von  1815  bis  1822  jähr- 
lich, von  da  bis  1867  in  dreijährigen  Peri- 
oden gezählt,  und  zwar  durch  die  Ort& 
pohzeibehörden,  welche  bestimmte  Tabellen- 
formulare auszufüllen  hatten.  Schon  seit 
1819  wurde  in  Preussen  bei  den  Volks- 
zählungen   eine   Gewerbetabelle   mit   aufge- 
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^Se  Gewerbetabelle  blieb  bis  1858,  mit 
Erweiterungen,  in  Anwendung  1843  ergänzt 
£eh  eine  Fabrikentabelle.  .  Die  Zahlungen 
wurden  im  Dezember,  bisweilen  schon  im 
Sovember   vorgenommen.     Von  finanzieller 


oder  Schätzungen  für  ''inen  bestimmten 
neueren  Termin  vorliegen.  Dies  ist  nicht 
der  Fall  für  die  Europäische  Türkei,  die  auf 
94  5  Millionen  Einwohner  (ohne  tributäre 
Staaten),  und  für  China,   das  —  mit  Bland- 


Bedeutung  ^8?«^=«  gg  'l&Jffi^J'SXÜgZ 
die  Teilung  der  Mgmsse  nach _dem  Ver-   ^f1' £*  ei,entlich,    man  >5nnte 


lautende  Angabe  eigentlich,  man  konnte 
sa°-en-  schwindelhaft,  denn  erstens  kann  ja 
nicht  davon  die  Rede  sein,  dass  die  Er- 
mittelung für  ein  grösseres  Territorium  so 
genau  der  Wirklichkeit  entspreche  und 
zweitens  entfernen  sich  die  Zahlen  von  dieser 
mit  jedem  Tage,  der  zwischen  der  Zählung 
und  ihrem  Gebrauch  hegt,  mehr.  Indessen 
weiss  die  Statistik  sich  nicht  anders  zu 
helfen,    um    nicht   in    Willkürlichkeiten    zu 

=  verfallen- 
Y\'TV    zum    Hauptprotokoll    der    Vollzugs- 

Dezember    die    Zollabrec&nungsbevölkerung 

—  im  wesentlichen:  dauernd  wohnhatte  Be- 
völkerung -  festgestellt  werden  spUenach 


hältnis  der  Bevölkerung  (des  Grossherzog 
tums  zu  den  westlichen  preußischen  Pro- 
vinzen! stipuliert  wurde,  während  die  schon 
früher  mit  Preussen  zollvereinten  Staaten 
oder  deren  Gebietsteile  Abfindungssummen 
gegen  Ueberlassung  der  Zolleinkunfte  au 
Preussen  erhielten. 

Seit  dem  Jahre  1834  wurde  der  Zoll- 
verein von  wesentlichem  Einfluss  auf  das 
äeutsche  Volkszählungswesen.  In  der  »Ke- 
Januar    1834.    (Beilage 


volKeruug  —  im^™.^.   '.  r,  ,  Ari;r;,. 

einem  Schema,    in  dem  Civil-   und  Mihtar- 
bevölkerung,   männliche  und  weibliche  Ein- 
wohner   und    unter   und  über   14  Jahr  alte 
Personen     nach    dem    Geschlecht    getrennt 
nachzuweisen    waren.     1843  wurde  verein- 
bart   dass  eine  wirkliche  Zählung  aller  ein- 
zelnen Individuen  von  Haus  zu  Haus  statt- 
finden  müsse   und  diese  nicht  durch  \\  on- 
nungsregister  oder  dgl.  ersetzt  werden  dürfe, 
1863    wurde  hinzugefügt,   dass  die  Zahlung 
eine   namentliche   sein   solle  und  dass  Per- 
sonen, die  länger  als  1  Jahr  abwesend  seien, 
nicht  mitgezählt  werden  dürfen.     Eine  Auf- 
nahme  über   die   gewerblichen  Verhältnisse 
wurde   bereits  1840   von  den  meisten  deut- 
schen Staaten  nach  dem  preussischen  Muster 
mit  der  Volkszählung  verbunden ;  im  Jahre 
1861    fand  eine  solche  Aufnahme,    ebenfalls 
in  Verbindung    mit    der  Volkszählung,   im 
ranzen  Zollverein   statt  und  die  Ergebnisse 
wurden   vom  Centralbureau   des  Zollvereins 
in  drei  Tabellen:  1.  der  Handwerke    2.  der 
Fabriken.    3.    der  Transport-   etc.   Gewerbe 
zusammengestellt     Mit    der    Zahlung   von 
1867    wo  im  Norddeutschen  Bunde  die  orts- 
anwesende    neben     der     Zollabrechnungs- 
bevölkerung  gezählt  wurde,   war  keine  tre- 
werbeaufnahme  verbunden:  wohl  aber  wurde 
die     zweite    Volkszählung    im    Deutschen 
Reich  zur  Aufnahme  einer  Gewerbestatistik 


Zeichen    Staate    ungewandten      Eine    Denk- 
\rhl.irl.  _  Derselbe.  Zeitschrift  des  Kgl.  I  reus- 
suchen  Statistischen  Sureaus;  Jahrg.  1861;  Ute 
Volkszählungen,    ihre    Stelfang    zur   Wissenschaft 
and  ihre  Auf  gaben  in   der  Geschichte.     Ein  Vor- 
trag.     Ebendas.,    Jahrg.    186g.    -  J?abr4ciU8, 
„Zur    Theorie    und    Praxis    der  Volkszahlungen. 
Ebenda*.   Jahrg.  1S6S.  -  V.  Scheel,   Zur  Teeh- 
„U:  der   Volkszählungen.    Jahrb.  f.  Hat .  u.  S UA., 
m9    _  verseilte,    Die  Statistik   als  Ted   da 
y„  „„,,„,,„,     Schönbergs    Handbach   ff?   P°M- 
Oekonomie,     4-    Aufl..     Bd.    III,    2,    (1898).    — 
KörSsi,    Projet    d'un    recensement    du    monae, 
Pari,    1881.    -  Bücher,     Einige    Bemerkungen 
über     das    Aufnahmeeerfahren    bei    den    Vom- 
-ahlungen.  AUg.  Statist.  Archiv  1891.  -  Bodio. 
Studi   preparatorii    per    il    4-   Censimentu    deee- 

„„„,,,   \\lU    popolazione    del   re, I'^one 

generale  della  Stalistica.)  Rom,  1892,  S  Bde. 
Hooker,  Modes  of  Census-taking  ,,,  theLnM, 
Zninions.     Journal   of  the    Statist, 

:l 1 1894.   -   Baines,    <>„    census- 

(anditsLitati«n*.El las.  ^OO.-v.  J""'   ^ 

Sternetjg.    Die    nächste     ^IkszahUng.Stat^ 
Monatsschrift,     (Wien)    1900      -    Zahn       Du 
praktische    Bedeutung    der   deutschen       »"■; 
Uno    Jahrb.    f.    Hat.    u.   Stat.,    November 

'beZsdei  Vereinigten  Staaten, £«**, 

el laselbst.  -  Stellmacher-     Von   ''""<" 

russischen     Volkszählung,    JMi*.     f.*  •"■       ■ 
Stat       III.     1901,    Februar.    -    Maye-f-'r' 

IZche    Bevolkei Statistik    mü    IWW    <« 

China      mtteü  deutschen   Geseüschaft 

,-■  ■   Katar-  * Oslo •,  II 

%8T™   geschichtliches    über  die  deu tsc he. 

In    dl  '  '"    ^^kdei 
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B  e  Völker  u  n  g  s  z  a  Ii  1  e  n   w  i  chti  g  e  r   L  ä  n  d  e  r. 
Die  mit  *  bezeichneten  Zahlen  sind  geschätzte.) 


Land 


Jahr 


Ein- 
wohner- 
zahl 


Deutsches  Reich    .    . 

Österreich     .     .     .     . 

Dngarn 

Eigentl.  Russlaud  ein- 
schliessl.  Weichsel- 
provinzen  (Polen)    . 

Finland 

Asiatisches  Russland  - 

Russisches  Reich  zu- 
sammen   

Bosnien  mit  der  Herze- 
gowina   

Serbien 

Rumänien 

Bulgarien 

Griechenland      .    .    . 

Italien 

Spanien 

Portugal 

Schweiz 

Frankreich     .... 
Luxemburg    .... 

Belgien 

Niederlande   .... 

Dänemark 

Schweden 

Norwegen 

England  und  Wales 
Schottland     .... 

Irland 

Grossbritannien  und 
Irland  zusammen 


1.  XII. 

31.  XII. 

3.      I. 


1  *. H M )  '  ^6  345  014 

1VH Hl    26  107  204 
1901    19  203  531 


9.     IL 
Ende 

9.   n. 


1897  10307!  358 

IN!1!        25929OO 

ls;i7    22697469 
1897  128  961  727 


22.    IV. 

31.  XII. 

31.  XII. 

I. 

X. 

.     LT. 

31.  XII. 

1.  XII. 

1.  XII. 

24.   III. 

1.  XII. 

Ende 

31.  XII. 

1.     II. 

Ende 

3.  XII. 

31.    III. 


Ver<  inigte  Staaten  Ton 

Amerika     .... 

und  zwar: 
Nordatlant   Staaten 
Südatlant.  Staaten  . 
Nördl.Centralstaateu 


1895'  1 
1900     2 

1899  s 
1893  3 
1896  z 
1901!  32 

IS!  17  IS 

1890  5 

1900  3 

1891  38 
1900 

1899  *  6 
1899,  5 

1901  2 
1S9S  :  ; 

1900  2 

1901  32 

4 

4 


568  09 
535  066 
912  520 
310713 
433  806 
449  754 
089  500 
049  729 
327  336 
641  333 
23b  543 
744  500 
io3  353 
447  441 
062  900 

23i395 
526075 

471  957 
456  546 


Land 


Jahr 


Ein- 
wohner- 
zahl 


4M54  578 


1.    VI.  1900  2  76  303  387 

21  046  695 
10443480 
26  333  004 


Südl.  1  'entralstaaten 
Westl.  1  entralstaaten 
Indian.    Territorien 

Alaska 

Hawai 

t'anada 

Mexiko 

Cuha 

Portorico  .... 
Brasilien  .... 
Argentinien  .  .  . 
Chile  ... 


1.   VI. 


1900    13 
4 


6.  IV. 
28.  X. 
16.  X. 
16.  X. 
31.  XII. 
10.  V. 
Ende 


Japan    

Britisch-Indien  .     .     . 

und  zwar: 
Bengalen    .     .     .     . 
Nordwest-Provinzen 

mit  Oudh     .     .     . 
Madras  . 
Bombay .     . 
Punjab  .... 
Uebr.  brit.  Gebiet  . 
EinheimischeStaaten 

Britisch-Australasien  . 
und  zwar: 
Viktoria  .... 
Xeu-Süd-AYales  . 
Queensland  .  .  . 
Süd-Australien  .  . 
West-Australien .  . 
Tasmanien.  .  .  . 
Neu-Seeland    .    .    . 

Cap  d.  guten  Hoffnung 
Aegypten 


1891  4 

1900  13 

1899  1 
1899 

1890  14 

1895  4 
1899  *  3 


6S7  987 
091349 
302  000 
ö3  592 
154001 

s33  239 
545  462 
572  797 
953  243 

333  915 
044911 

1 10083 

1.  XLT.  1898    46  499  085 

März  1901  294  266  000 

»        „      74713000 

„  „  !  47696000 

„  ..  38  208  000 

„  „  '  18583000 

,,  ..  22  449  000 

,.  ,,     :    294360OO 

„  „       63  iSl  OOO 

31.    LTI.  1891      4550651 


1  195  874 
1  362  232 
502  892 
362  595 
182553 
171  066 
773  439 


6.    IV. 
1.    VI. 


1891 
1897 


1  527  224 
9  734  405 


1  davon  27  731067  männlich,  28  613  947  weiblich. 

-'  einschliesslich  91  219  Personen  der  Armee  und  Marine  im  Aus 


Deutschen  Reiches,  ersU  Reihe,  Bd.  87 II,  1879. 
Julihefi  1879  dei  «MonatshefU  vm  Statistik 
des  Deutschen  Reiches«)  und    I.  Frhr.   v.  Fircks, 

>'•■  ;  ■'•!■  ""■"  lehn    und  Bevölkerungspolitik,   1898. 

II.    v.    Schill. 


Voranschlag 
Budget  oben  Bd.  II  s.  11 38 ff. 


Vorflut. 

Vorflut    hi'isst    der   natürliche  Abflugs 
des  Wassers   von  der  flöhe  zu  Thale.    Das 


lande. 


Recht  der  Vorflut  regelt  die  nachbarlichen 
Verhältnisse  zwischen  den  Eigentümern  an- 
einandergrenzenfler  Grundstücke  angesichts 
des  Naturgesetzes,  dass  jeder  Tropfen  Wasser, 
der  auf  die  Erdoberfläche  gelangt,  verdunsten 
oder  zu  Thale  füessen  muss.  Das  Recht 
der  Vorflut  beschränkt  sich  aber  lediglich 
auf  die  Regelung  der  Rechtsverhältnisse  an 
den  bestehenden  Abflusswegen  und  auf 
die  Erhaltung  der  vorhandenen  Vorflut. 
Jede  weitergehende  Massnahme,  namentlich 
der  Anspruch  auf  Gewährung  der  Vor- 
II mi.  d.  h.  auf  künstliche  Herstellung  neuer 
oder  Abänderung  bestehender  Abflusswege, 
liegt  ausserhalb  des  Gebietes  und  fällt  unter 
den  Begriff   der  Entwässerung  (vgl.  d.  Art. 
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Entwässerung  und  Entwässeru^gs- 
cechtobenBd.IllS.647ff.).  Beider  Vorfhil 
kommt  das  Wasser  nur  nach  seiner  schädlichen 
Seitein  Betracht.  Es  liegt  nicht  m  ^Be- 
stimmung, das  Wasser  von  einem  Grundstücke 

Sm  anderen  .um  Zwecke  derNutzung  au- 
fführen. Sie  bewerkstelligt  viehnehr  aus- 
BcWiesshch  die  Ablenkung  ohne  Rück- 
sicht darauf,  wohin  diese  erfolgt  und. wozu 
Sie  dient,  lediglich  um  schädlichen  Einwir- 
.,,  TOrzubeugen.  Bei  der  Ausgestaltung 
und  Entwickelung  dieses  Rechtes  hat  das 
xvilde  Wasser  und  das  Messende  Wasser 
eine  verschiedene  Behandlung  erfahren. 

Im  römischen  Rechte  wird  das  im  Eigen- 
tum   begründete    Recht    der    vollständigen 
und    ausschliesslichen   Herrschaft    und   der 
Grundsat/.,    dass,    wer   von   seinem   Rechte 
Gebrauch    macht,     keine    Rechtsverletzung 
_  !it.   dahin   eingeschränkt,   dass   der  tfe- 
Staer   eines   höher  belegenen  Grundstückes 
dem  Nachbar  gegenüber,  nach  dessen  Grund- 
Btück    hin    eine   Abdachung    vorhanden   ist. 
ksichtigen   muss,   dass   dieser  nur  den 
natürlichen    Wasserabfluss ,    also    w    das- 
jenige Wasser,    welches    durch    Naturereig- 
isse  sich  auf  einem  hoher  gelegenen  Grund- 
:    sammelt    und    ihm   ohne   künstliche 
Vorrichtung   zufliesst,    zu   dulden   hat   und 
dass  er  ebensowenig  wie  der  letztere  durch 
künstliche    Vorrichtungen    den    Vn  asseriau* 
zum    Nachteil    des    anderen    Grundstucks- 
besitzers ändern  darf.     Der  Eigentumer  des 
tiefer  liegenden  Grundstücks   hat    von  dem 
höher    liegenden    Grundstücke    den    natur- 
lichen Wasserabfluss  als    ein   incommodum 
naturae   oder   Vitium   soll   zu  dulden.     Zum 
Schutze    des    Rechtes    ist    die    actio   aauae 
pluviae  arcendae  gegeben  (1.  1  pr._ U.3»,  a).\ 
Unter  aqua  pluvia  verstanden  aber  die  Romei 
nicht   bloss   das  unvermischte   Regen-  oder 
Schneewasser,  sondern  auch  die  durch  das- 
selbe bewirkte  Anschwellung  eines  thessen- 
,!,.„  Gewässers  oder  Wasserlaufes  (1.  1   §  io 
D   3C»    3)      Die  Klage   findet   dann  Anwen- 
dung.'wenn  eine  Anlage,  die  von  Menschen- 
hand gemacht  ist.  bewirkt,  dass  das  Warner 
dem  Grundstücke   des   Nachbars   zu  dessen 
Nachteil  in  grösserer  Menge  oder  m  anderer 
Richtung  zugeführt  wird,  als  die,  ohne  die 
Inlase  nach"  der  natürlichen  Bodenlage  ge- 
hen   würde.      Das    gemeine    und    das 
französische  Recht   sind   auf   diesem  Stand- 
punkte    stehen    geblieben.      Diese     Rechte 
Sehen  also   von  dem  Grundsatze  aus,  dass 
das  Recht  der  Vorflut  für  das  wilde  \\  asser 
die  Regel  ist.    Jeder  Besitzer  ist  verpflichtet. 
du   von  oben   her  wild  ablaufende  Wasser 
auf  sein  Grundstück  aufzunehmen    er  darf 
den  üebertritt  desselben  nicht  hindern    ins- 
besondere auch   nicht   mit   der  Einrichtung 
von    Gebäuden    und   anderen   Anlagen   vor- 
gehen    die   dasselbe   bewirken.     Ein  Recht 


hierzu  steht  ihm  selbst  dann  oich.1  zu.  wenn 
i  its  das  Wasser  nicht  weiter  zu 
leite,,  vermöchte  (1.  1,  -  D-  39,  3;  CO. 
\vt  640).  Weite,-  aber  hat  das  gemeine 
Recht  das  Recht  der  Vorflut  nicht  durch- 
gebildet, es  lässt  vielmehr  hinsichtlich  des 
Wasserablaufes  in  künstlichen  und  natür- 
lichen Wasserzügen,  insbesondere  in  Flüssen, 
Bächen  und  Gräben  nur  den  allgemi 
Rechtsschutz  eintreten,  welcher  bezüglich 
der  Gewässer  überhaupt  ist     Den 

Bedürfnissen  konnte  das  i.  igen,  als 

in  neuerer  Zeit  gerade  die  Beseitigung  der 
schädlichen  Wässer  für  die  Bodenkultur  von 
besonderer  Bedeutung  wurde,  und  es  bildeten 
sich    daher    in    den   einzelnen   Landesteilen 
Ordnungen  mit  örtlich  begrenzter  Giltigkeit, 
welche  den  Bedürfnissen  Rechnung  zu  tragen 
versuchten.      Die    eingehendste    Beachtung 
fand   der   Gegenstand   in   den   altländischen 
1  Provinzen    des    Königreichs    Preussen,    wo 
die  Vorflut  einer  mehrmaligen  durchgreifen- 
den Regelung  unterworfen  worden  ist.   Hier 
waren   durch  das  Patent  vom  9.  November 
1717  und  die  beiden  Edikte  vom  l.  Oktober 
1726  und  6.  Juli  1773  die  im  Interesse  der 
Wasserabführung    angelegten    Gräben    und 
Kanäle  sowie  die  natürlichen  Wasserabzuge 
ausdrücklich  unter  die  Aufsicht   der  Polizei 
bestellt,  welche  angewiesen  wurde,  jährliche 
Sehauen    zu   halten   und   die   Richtung   der 
Vorflut  durch  Erhaltung  der  Wasserabzuge 
stets  von  \mts  wegen  zu  wahren,  unabhängig 
von  den  Anträgen   der  zunächst  beteiligten 
( Jrundbesitzer.  Aehuliche  Anordnungen  wur- 
den   nach    der  Vereinigung   Schlesiens   mit 
Preussen    für   dieses  Land   erlassen   (Edikt 
vom  20  Dezember  17 IC.  Mühlenordnung  vom 
■'8   August  1777).    Mit  dem  Erscheinen  des 
Uleemeinen  Landrechts  wurden  jedoch  diese 
strengeren   Grundsätze    aufgegeben    und    es 
wurde    die   Ordnung    des  Wasserlaufes   auf 
Grundsätze   zurückgeführt,    die   sich  darauf 
beschränkten,  die  Pflicht   festzusetzen,   die 
künstlichen   Abzugsgräben   im  Interesse 
der  Vorflut  zu  erhalten  und  hinsichtlich  aer 
natürlichen   Wasserläufe   nur   das    will- 
kürliche Eingreifen  in  die  bestehenden  Ver- 
hältnisse der  Vorflut  zu  untersuchen  (A.L.K. 
1    R    SS  97,  99,  100,  vgl.  Lette  und  v.  Rönne 
DI 'S    579).     Diese   Vorschriften   gen 
dem  Bedürfnisse  nicht,  weil  durcl 
die  Pflicht    zur   Erhaltung    der   künstlichen 
Wasserabzuge  so  allgemein  geregelt  würfe, 
dass  deren  Erfüllung  von  dein  Berechtigten 
schwer  zu  erlangen  war,  und  weil  bezuglich 
der    natürlich    messenden    Gewässer    jeder 
Schutz   gegen  die  Einwirkungen  des  natür- 
lichen Verfalles  felüte.     Dem  Bedürfnis  ent- 


EKSlK   sodann   die   landreehtüchen 

llestimmungen  durch  das  G.  v. ,15.  Novembei 
1811  welches  die  Räumungspflicht  uvkunst- 
lich    hergestellten  Wasserläufen   wieder   zu 


Vorflut 


einer  Sache  polizeilichen  Interesses  und 
polizeilichen  Schutzes  machte,  und  durch 
<Jas  G.  v.  23.  Februar  1843  ergänzt  worden, 
das  für  das  Gebiet  des  ganzen  Staates  in 
seinem  damaligen  Umfange  die  Wiederher- 
stellung einer  geordneten  Yorflut  in  den 
natürlichen  'Wasserläufen  (den  sogenannten 
Privatflüssen)  dem  polizeilichen  "Ermessen 
unterstellte.  Neben  diesen  Gesetzen  sind 
verschiedene  Ordnungen  mit  örtlich  be- 
grenzter Giltigkeit  für  solche  Gegenden  er- 
halten, in  welchen  die  Aufrechterhaltung 
der  Yorflut  besondere  Schwierigkeiten  fand 
und  ältere  Provinzialgesetze  deshalb  erlassen 
worden  waren ,  beispielsweise  das  voran- 
gegebene Vorflutgesetz  für  Schlesien  von 
ITitJ.  Neben  dieser  Ausgestaltung  des 
Rechtes  der  Yorflut  in  den  fliessenden  Ge- 
wässern und  neben  der  Erleichterung  der 
Bedingungen,  unter  denen  die  Verschaffung 
der  Yorflut  erzwungen  werden  kann  (vgl.  d.  Art. 
E  n  t  w  ä  s  s  e  r  u  n  g  a.  a.  0. t,  hat  das  preussische 
Recht  die  Vorflut  des  wilden  ^'assers  gegen- 
über drin  römischen  und  dem  gemeinen  Recht 
eingeschränkt.  Während  nach  diesen  beiden 
Rechten  die  Verpflichtung  eines  jeden  Be- 
sitzers, das  von  oben  her  wild  ablaufende 
Wasser  auf  sein  Grundstück  aufzunehmen, 
die  Regel  bildet,  jede  Behinderung  des  Uel  Bei- 
trittes verboten  ist  und  kein  Ersatzan Spruch 
anerkannt  wird  für  den  Schaden,  den  das 
zufliessende  Wasser  etwa  anrichtet,  ist  im 
Gebiete  des  allgemeinen  preussischen  Land- 
pechts  diese  Pflicht  keine  unbedingte.  Ein 
jeder  Eigentümer  darf  vielmehr  seine  Grund- 
stücke gegen  das  wild  ablaufende  Wasser 
decken,  soweit  nicht  ordentliche  Kanäle  und 
Gräben  vorhanden  sind,  durch  die  das  Wasser 
seinen  ordentlichen  und  gewöhnlichen  Ab- 
lauf hat  (A.L.R.  I  8,  §§  102,  99,  1U0).  Die 
Besitzer  der  höheren  Grundstücke  sind  also 
gezwungen,  das  auf  ihren  Grundstücken 
sich  sammelnde  Tagewasser  zu  behalten, 
wenn  der  Besitzer  des  niedrigeren  Grund- 
Btücks  es  aufhält.  Ein  Anspruch  auf  Ab- 
führung, also  ein  Recht  der  Yorflut,  steht 
ihm  nicht  zu.  doch  braucht  er  selbst  nichts  zu 
thun,  um  den  üebertritt  des  Wassers  auf  frem- 
di  ii  Grund  und  Boden  zu  hindern,  auch  ist  er 
Qichl  verantwortlich,  wenn  der  Nachbar  das 
Wasser  abdämmt   und   das  Wasser  infolge- 

ii  in  den  Boden  dringt  und  durch 
diesen  auf  das  Naehbargrundstüek  tritt. 
Das  Landrecht  geht  also  von  der  Voraus- 
setzung aus,  dass  das  Recht  der  Yorflut 
für  das  wilde  Wasser  die  Ausnahme  bildet, 
weil  es  das  Vorhandensein  von  Kanälen  oder 
Gräben  zur  Vorbedingung  hat,  während 
römische  und  gemeine  Recht  in  Hinsicht 
der  Yorflut  des  wilden  Wassers  von  dem 
angesetzten  Grundsatze  ausgehl  (vgl. 
Die  Einwirkung  der  Polizei   auf  die 

Itung  der  Vorflut   in   den  bestehenden 


Wasserläufen  entspricht  ganz  der  neueren 
Auffassung,  wonach  diese  Behörde  über- 
haupt berufen  ist,  dafür  zu  sorgen. 
j  drohende  Störungen  des  Nebeneinanderle 
zu  beseitigen  sind.  Das  Einreihen  der  Hem- 
mung des  natürlichen  Wasserabflusses  in 
die  Störungen  des  Nebeneinanderlebenfc 
welche  im  öffentlichen  Interesse  zu  beseitigen 
sind,  führt  aber  zu  manchen  eigenartigen 
Zuständigkeitsverhältnissoli  der  Verwaltungs- 
und Gerichtsbehörden.  Denn  an  sich  beruht 
das  Recht  der  Yorflut,  soweit  das  Gesetz 
ein  solches  Recht  überhaupt  anerkennt,  der 
Regel  nach  auf  privatrechtlichen  Verhält- 
nissen, deren  Entscheidungen  grundsätzlich 
dem  Rechtswege  unterworfen  sind.  Allein 
soweit  Zweckuiässigkeitsfragen  zur  Erörte- 
rung kommen  und  soweit  es  sich  um  den 
augenblicklichen  Schutz  der  hier  in 
Betracht  kommenden  Interessen  handelt,  ist 
die  Ordnung  der  Yorflut  auf  den  Verwal- 
tungsweg gewiesen.  Die  Zuständigkeit  der 
Verwaltungsbehörden  ist  zum  Teil  "eine  aus- 
schliessliche, zum  Teil  eine  solche,  die  neben 
den  Gerichten  mitwirkt.  Demgemäss  sind 
auch  ihre  Entscheidungen  in  diesem  Ver- 
fahren teils  endgiltige,  teils  nur  vorläufige, 
die  durch  ein  rechtskräftiges  Erkenntnis 
ausser  Kraft  treten.  Wie  sich  diese  Zu- 
ständigkeitsverhältnisse  im  Gebiete  der  ein- 
zelnen in  Betracht  kommenden  Gesetze  er- 
geben, kann  hier,  wegen  Mangels  an  Raum. 
nicht  im  einzelnen  dargelegt  werden.  Im 
allgemeinen  ist  anzunehmen,  dass  die  Ver- 
waltungsbehörde niemals  auf  den  Antrag 
eines  an  der  Räumung  beteiligten  Besitzers 
zu  warten,  aber  auch  nicht  auf  einen  jeden 
bei  ihr  gestellten  Antrag  einzugehen  braucht, 
sondern  stets  selbständig  einzugreifen  be- 
rechtigt ist  und  unter  allen  umständen  zu 
prüfen  hat,  ob  sich  die  Räumung  als  not- 
wendig erweist.  Auch  ist  es  ganz  ilu-er 
Beurteilung  vorbehalten,  ob  die  Räumung 
ordnungsmässig  und  insoweit  erfolgt  ist,  als 
das  Bedürfnis  der  Vorflut  erfordert.  Da- 
gegen hat  sie  ihre  Einwirkung  auf  die  Be- 
seitigung der  im  Wasserlaufe  entstandeneu 
Vorfluthindernisse  zu  beschränken  und  nicht 
eine  Besserung  des  Znstandes  der  tiefer 
liegenden  Grundstücke  anzustreben.  Doch 
sind  die  Verwaltungsbehörden  nicht  nur  im 
Falle  das  öffentliche  Interesse  es  erheischt. 
sondern  auch  im  Privatinteresse  einzu- 
schreiten befugt.  In  keinem  Falle  ist  da- 
gegen die  Verwaltungsbehörde  berecht  igt, 
darüber  zu  befinden,  wer  die  Kosten  für 
eine  von  ihr  getroffene  Massregel  zu  tragen 
hat  und  ob  wegen  verspäteter'  Ausführung 
der  Räumung  Schadenersatz  zu  leisten  ist. 
Die  Kntscheidung  hierüber  steht  immer  den 
Gerichten  zu.  Es  kann  aber  dadurch,  dass 
Streit  darüber  entsteht,  wer  der  Pflichtige 
i-t.  die  Ausführung  der  von  der  Polizei  an- 
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ordneten    Massrege]    niemals    aufgehalten    gehindert    werden    imd    2.    dieser   Abfluss 
...,.,!,.„     Die   Polizei   nimmt   dann    den   in   nichl    zum   Nachteile   des   befer   liegenden 


Lnspruch,  den  sie  für  den  Verpflichteten 
;üt.  und  diesem  bleibt  überlassen,  die  Er- 
fcattung  der  aufgewendeten  Kosten  von  dem 
i'i  ton  km.  den  er  für  den  Pflichtigen  hält. 

Frank. 


Während  das  Recht  der  Vorflut  bei 
flfasserläufen  in  festen  Gerinnen  —  Gräben, 
lachen,  Privat-  und  öffentlichen  Flüssen - 
u  den  verschiedenen  deutschen  Landesge- 
i  crebungen  im  wesentlichen  übereinstim- 
nend  geregelt  und  namentlich  der  Rechts- 
atz,  dass  niemand  durch  Anlagen  an  oder  in 
len  Wasserläufen  den  natürlichen  Abflussdes 
Wassers  zum  Nachteil  der  Oberlieger  hin- 
lern darf,  durchweg  anerkannt  ist.  herrscht 
nicht  die  gleiche  Debereinstimmung  bezüg- 
lich   der   vorflutreehtliehen  Behandlung  des 


Grundstücks    verstärkt    oder    der    Richtung 
nach  verändert   werden  darf,  sollten   nach 
den  ursprünglichen  Absichten  der  <  ävilrechts" 
kodifikation  auch  in  das  neue  Gemeine,  das 
Reichsrechl ,    aufgenommen   werden.     1 ;  -  b 
ist   die  betreffende  Bestimmung  des  ersten 
Entwurfs    des   B.G.B.,   §    856    daselbst,    in 
den    späteren    Stadien    des    Gesetzgebungs- 
werkes   gestrichen     worden,     mit      Rück- 
sicht   auf    den   anderweit    -  -   Eini.-G.   /um 
B.G.B.   Art.  65  —   verfügten   vollständigen 
und   konsequenten   Ausschluss   des  Wasser- 
rechts,   also   auch  der  auf  die  Vorflut   be- 
züglichen Rechtssätze  von  der  Kodifikation. 
So  ist  das  Partikularrecht  in  Ansehung  der 
hier  erörterten  Materie  in  Geltung  verblii 
und    kann    durch    die    I.andesgesetzg. 
weiterhin    fortgebildet    werden.      Die    oben 
hervorgehobenen    beiden    Grundsätze    über 
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gehoben,  hat  sich  das  preussische  Allgemeine 
Landrecht  [,  8,  §  102  auf  einen  von  dem 
(i,. in .-inen  Recht  grundsätzlich  verschiedenen 
Standpunkt  gestellt,  sofern  es  die  römisch- 
gemeinrechtliche  Pflicht  des  Unterliegers 
zur  Aufnahme  des  von  oberhalb  ihm  zu- 
strömenden Wildwassers  aufhebt  und  ihnen, 
wiewohl  mit  gewissen  Vorbehalten,  gestattet, 
sieh  gegen  die  »aqua  pluvia<  des  Ober- 
liegers  zu  decken. 


preussischen  Gesetzgebung  durchweg  reci- 
piert.  Sie  gelten  beispielsweise  in  Bayern 
(Gesetz,  die  Benützung  des  Wassers  betr.. 
vom  28.  Mai  1852,  Art.  34,  35),  Sachsen 
(B.G.B.  §  355).  Württemberg  (Wasser- 
gesetz v.  1.  Dezember  1900.  Art  6),  Baden 
(Wassergesetz  v.  2(3.  Juni  1899,  §  11).  H  e  s  s  e  n 
(Gesetz  über  die  Bäche  u.  s.  w.  vom  30.  Juli 
L887,  in  der  Fassung  der  Bekanntmachung 
vom  30.  September  1899,  Art.  6).    Bemerkens- 


Seser  Abkehr'  vom  Gemeinen  Recht  mag  wert   ist  _  aber   namentlich,    dass    auch    die 


•  wie  Dernburg.  Bürger!  Recht  des 
Reichs  und  Preussens  Bd.  III  §  137  hervor- 
hebt  —  die  gesetzgeberische  Erwägung  zu 
Grunde  gelegen  haben,  dass  die  allgemeine 
Verpflichtung  zur  Aufnahme  der  Vorflut  bei 


preussische  Gesetzgebung  den  Stand- 
punkt des  Allgemeinen  Landrechts  zu  ver- 
lassen und  dem  gemeinrechtlich-mittelstaat- 
lichen System  des  Vorflutrechts  sich  anzu- 
schliessen  gedenkt:   Entwurf  eines  preussi- 


lelitung  zur  Auiuanme  uei    >umm  u«    o. .u^ .-.,... -■    --  . 

"individuell  verschiedenen  Bebauung  der  sehen  Wassergesetzes  von  1894  (s.  im ^Art. 
Grundstücke,    wie    sie    die   intensive  Land-    Bewässerung    und 
Wirtschaft  der  neueren  Zeit  mit  sich  bringt, 
lästig  sei.    Mau  kann  die  Berechtigung  dieser 
Erwägung  bis  zu  einem  gewissen  Grade  zu- 
geben, ohne  doch  behaupten  zu  dürfen,  dass 
das  Vorflutrecht  des  Allgemeinen  Landrechts 
sich  bewährt  habe.    Dem  §  102  I.  8  A.L.R. 
ist  vor  allem  entgegenzuhalten,  dass  er  den 
natürlichen    Bedingungen     des    Wasserab- 
flusses widerspricht  und  die  Interessen  des 
Unterliegers  denen  des  Oberliegers  einseitig 
ht.    So  ist  es  denn  erklärlich  und  ge- 
rechtfertigt,  dass  die  neueren  und  neuesten 
deutschen  Wassergesetze  mit  einer  einzigen. 
wenig  bedeutsamen  Ausnahme  (hannoversches 
I  resetz  über  Entwässerung  und  Bewässerung 
Grundstücke  vom  22.  August  1847.  §  12). 
dem    System    des   Allgemeinen    Landrechts  Vormundschaft. 

,t    gefolgt,    vielmehr   sämtlich    auf    das  Vormunoscndii. 

meine   Recht    zurückgegangen   bezw.   bei  j   Geschichtliches.  —  IL  Geltendes 

d  issen  Grundsätzen  stehen  geblieben  sind.  Eecnt  i.  Vormundschaft  und  Pflegschaft. 
Diese  Grundsätze,  dahingehend,  dass  1.  der  o.  Vonrnindsehaftsbehörde.  3.  Vormund,  i. 
natürliche  Abfluss  des  Wassers  zum  Nach-  Gegenvormund  5  Genieradewaiseiirat.  6.  *a- 
teile  des  höher  liegenden  Grundstücks  nicht   milienrat  —  111.  Ansiana. 


recht  oben  Bd.  II.  S.  783,  781).  §  18  und 
Begründung  hierzu  (S.  135  ff.  der  Ausgabe 
des  Entwurfs  von  1894). 

Quellen   und  Litteratur:   S.   die  Angaben   am 
Schlüsse     des  Artikels    Bewässsi  ,    ■  na 
j;,  Äusserungsrecht  oben   Bd.  IIS.  79 
wie  ferner:  An.  Vorflut  bei  v.  &  H    ■''■rb. 

d    deutschen  Verwaltungsrechts  (Bermes);   Art. 
Vorflut     in     v.     Boüzendorffs     Rechtsl, 
(Schenkel).     —     Vernburg ,      Das 
Hecht  des  Reichs  und  Preussens,  Bd.  III 

Anschalte. 
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I.  Geschichtliches. 

Das  Rechtsverhältnis,  kraft   dessen 

unter   dem    Schutze    einer    andern 
steht  heisst  althochdeutsch:    munt.     Weib 
und  Kinder  stehen  in  der  munt  des  Haus- 
herrn. Werden  sie  durch  dessen  Tod  schutz- 
los, so  geht  die  munt  auf  die  Sippe  über. 
Sippe  führt  in  ihrer  Gesamtheit  die  Vor- 
Ischaft    Thatsächücli  gestaltet  dies  sich 
iss  sie  eines  ihrer  Mitglieder  zum  Ver- 
r  des  Mündelgutes  b  stellt.     Es  rindet 
sich   aber    früh,    dass   dem    nächsten    Ver- 
in  Anspruch  auf  diese  "Verwal- 
tung eingeräumt  wird.   Dieser  ist  dann  ge- 
und. 
Dass  der  Vaterseinen  Kindern  einen  Vor- 
mund ernenne,  ist  dem   ältesten  deutschen 
Rechte    unbekannt.      Kaum    früher   als   im 
-hüten  Jahrhundert    wird  es  in   ein 

erlaubt,   anderswo  entschieden 
itten,  jedenfalls  aus  dem  Gründe,   dass 
m   Vater  nicht  zustehen  kann,  über  ein 
i  teeht  der  Verwandten 
auf  die  Vormundschaft  —  zu  verfügen.  All- 
mählich aber  setzt  sieh  der  Rechtssatz  durch, 
hl  auch    die  Mutter  und 
die  Grrosseltern)  in  '<  so  Formet 

Vormund    berufen   kann.     Es    ist   dies   der 
rnnmd. 
[st  weder  ein  geborner  noch  ein  gekorner 
iiind  da.  so  tritt  zufolge  der  Kegel,  dass 
Witwen    und    Waisen    unter    besonderem 
Königsschutze  stehen,   der  vom   königlichen 
Rieht'  i  I  zte  Vormund  ein. 

bTel  gekornen  und 

gar  des  gesetzten  Vormundes  konnte  sieh  die 
Vormundschaft  der  Sippe  nieht  halten. 
Sie  sank  im  Laut.-  der  Zeit  zu  einem  blossen 
Aufeä  i  mundschaft, 

herab,   das   ihr  aber  auch  mehr   und  mehr 
von  der  erstarkenden  Staatsgewalt  abgenom- 
men wurde.  Die  Behörde,  wennauch  vielfach 
Mitwirkui  I  lässt  das  Mün- 

,  q,  fordert  Sicherheit 

legung,  entscheidet  über  die 
Veräussei  ii  um.  I  oo  Mittel- 

alter des  Richters 

an    die   St  '  foervormundschaft    der 

Familie  getreten. 

Di.'     I;  orm  unds 

selbst    ist    keine    ganz    klare.     Bi 

c  Mutt  •■  c  des  Mündels 
ifende  Rechte  ; 
und   Vermögen  zu,  dass   für  den  Vormund 
nieht  viel    übrig    bleibt.     Ai  findet 

do  Vormund  die   Nu 

Pflicht,  den 
Mündel   zu   ernähren,   überlassen    ist.     Ein 
rrret  ing  sre  hl  ächi  int  di  r  \  ormund 
nicht    gehabt  aben.      In    Strafsa 

konnte  er  zwar  die    Busse  einklagi  o    ah  c 
nur  weil  •        lbs1    als  Verletzter  galt;    wie 


er  denn   auch   für  Strafthaten  des    Müm 
persönlich,    wenn   auch    zunächst   mit 
Mündelgute,   haftet«'.     Im    Civilprozesse   da- 
gegen   kennte    er    den    Mündel    wedei 
Kläger  noch  als  Verklagter  vertreten :  solche 
Prozesse     mussten     bis     zur    Volljährig 
ruhen.  Auch  in  der  Yeränsserung  von  Miin- 
delgut  vertrat  der  Vormund  nicht  den  Mün- 
del;   solche    Veräusserung   war  vielfach   er- 
schwert,  zuweilen  rechtlich   unmögh  ! 
alle  dein  zeigt  sieh,  dass  die  Vormunds 
ein  Privatrecht,  kein  Amt  war. 

Der  Vormundschaft  unterstanden  zuuäi 
die  Unmündigen.    Die  Volljährigkeit  trat 
mit   dem    12.  Ins  14.  Lebensjahre   ein:    dei 
Volljährige  blieb  jedoch   in   der  Regel  frei- 
willig   bis    zu    einem    höheren    Leben 
unter    der    Vormundschaft    eines    selbstge- 
wählten  Vormunds.     Lebenslänglich  st 
unter  Vormundschaft  die  Frauen,  die  Ehe- 
frauen unter  der  ihres  Mannes;  doch  seh'« 
sich    diese   Geschleehtsvonnundschaft    früh- 
zeitig   zu    einer  blossen   Beistandschaft   ah, 
wurde  auch  in  vielen  Gebieten  ganz  ai 
hoben.     Endlich  gab  es  eine  Vormundschaft 
über     Geisteskranke     und    Gebrech- 
liche, die  im  wesentlichen  den  Regi 
für    Unmündige    geführten    Vormundschaft 
unterlag. 

In  diesen  Rechtszustand   trat   gegi 
Ende  des  Mittelalters  das  römische    Vor- 
mundschaftsrecht.   Dieses  beruhte  auf  dem 
Unterschiede   zwischen  tutela    und  cura 
Tutela   ist    die    ordentliche    Vormundschaft 
über  Unmündige  (die  über  Frauen  ist  schon 
in   römischer   Zeit  untergegangen),   die    di 
ganze  Person  und  das  ganze  Vermögen  des 
Mündels  ergreift.     Curatela  ist  eine  ausser- 
ordentliche, auf  eignen  Antrag  des  Mündels 
irdnete    Vormundschaft    über   mündigi 
Personen  über  14  und  unter  25  Jahren 
über  Geisteskranke   und  Verschwender,   die 
nicht  notwendig    die  ganze  Person  und  das 
Vermögen  des  Mündels  ergreift,   -  u  - 

auch  für  einzelne  Geschäft ler  Ge* 

Schäftzweige    bestellt    werden    kann.       I 
tutor  ist    auch  hier   ein   geborner.    gekorner 
oder  gesetzter,  der  curator  immer  ein 
setzter.    Die  sonstigen   spitzfindigen  Unter- 
scheidungen des   römischen  Rechts,  woi 
die  Genehmigung  von  Rechtshandlungei 
Mündels  vom  tutor  in  der  Form  der 
ritas,    vom   curator   in   der  Form    des 

"in-  erteilt  wird,  sind  für  das  deutsche 
Rechl  einflusslös  geblieben:  dagegen  berührt 
sich  das  römische  Recht  darin  mit  dem 
deutschen,  dass  der  Vormund  nicht  durch- 
greifend den  Mündel  vertritt,  dieser  vielmehr 

ielfach  selbst,  wenn  auch  mit  Genehmigung 

munds,  rechtswirksam  handeln 
Di    i  »brigkeit  greift  mehrfach,  dtm  hG 
miguii        ii  Rechtsgeschäften  u.  a.,  ein:  auch 
ii      Absetzung   des    Vormunds   durch 
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sie  in   einem   I  >  Verfahren   au 

sprechen  werden. 

DasNeue  das  das      ms       Recht  brachte, 
war  wesentlich  nur  die  Curatel.  Im  iibi 

,i  deutsches  Recht,  sonst 
auf  so  vielen  Punkten  Gegensätze,  hier  vieles 
Q.  Ein  Gemeinsames  insbesondere 
war  die  bei  beiden  stark  vorgeschrittene 
Zurückdrängimg  der  Familie  zu  Gunsten 
des  Staats.     Es   war  nur  noch  ein   kl« 

t  dass  die  Rei  Iispolizeiordnungen  von 
1543  und  1577  der  Obrigkeit  das  Recht  der 
Vormuudsbestellung  auch    für  den  Fall  zu- 

hen,   dass   gebort der  gekorne  Vor- 

ler    zwar    vorhanden,    aber    untüchtig 

seien    oder    sich  der   Vormundschaft  nicht 

unterziehen    wollten.     Daraus    folgte,    was 

auch  diese  Gesetze  aussprachen,  dass 

b     geborne    und     gekorne    \  or- 

münder  der  obrigkeitlichen  Besta- 

mg    bedurften.      Seitdem    ist.    der 

vielregiererischen    Richtung    der    Zeit    ent- 

bend,   die   Einwirkung  des   Staats  aut 

das  Vormundschaftswesen  durch  die  Landes- 

set  gebung  immer  weiter  ausgedehnt,  die 

der    Familie    immer    weiter    abgeschwächt 

worden,  zuletzt   die  Obervormundschart  von 

■  l,r    Familie    ganz    auf    den    Staat    üb 

■  ,.  die  Vormundschaft  aus  einem  Pnvat- 
it  zu  einem  Staatsrecht  geworden. 
Ihren  Höhepunkt  hat  diese  Entwickelung 
cht imPreussischen  Allgemeinen 
Landrecht  von  1794  (Teil  II  Tit.  18)    Die 
Vormundschaft   ist   hier  gänzlich    staatliche 
Verwaltung   geworden.     Der   .Mündel    wird 
,.i„  ,,  hlenerdes Staats    genannt  pj.6); 
Vormund   ist,    wem     der  Staat   die  Sorge 
für  -'ine  Pflegebefohlenen  aufgetragen  hat 
(§   ;)■  er  ist    .Bevollmächtigter   des  Staats 
S    !35),  überall  an    die  Weisungen  des  Ge- 
richts  gebunden.     Ein  Recht  auf    die  Vor- 
mundschaft hat    niemand;   der  Richter  soll 
zwar  bei  Auswahl  des  Vormundes  die  Bluts- 
verwandten des  Mündels  oder  den  von  den 
Eltern    Ernannten     vorzüglich«    berücksich- 
tigen; allein   er  kann   auch   diese  Personen 
übergehen,  wenn   er  sie  für  nicht  g© 
hält.     Das   Gerieht   nimmt   das   Müudelver- 
n  in  seine  Verwaltung,  leiht  selbst  che 
Kapitalien  aus,   belässt   dem  Vormund   mir 
das    zu    laufenden   Ausgaben    Erforderliche. 
Das   Gericht    entscheidet    über  wesentliche 
Veränderungen  in  der    Bewirtschaftung  der 
Grundstücke.    Das  Gericht  hat  die  Bührung 
Prozessen,    den    Ankauf    von    Grund- 
stücken und   vieles  andere   zu  genehmigen. 
Man  konnte  zweifeln,  oh  der  Vormund  uber- 
I  noch  der  Vertreter  des  Mundeis  und 
Verwalter  seines  Vermögens,  ob  nicht  viel- 
mehr das  Gericht  der   eigentliche  Vormund 
und    der   bestellte   Vormund   nur  sein   aus- 
führende- Organ  sei. 

Die   Schwerfälligkeit    dieses   Verfahrens 


wurde  nicht  nur  im  Verkehr,  ädert  auch 
G  .  <  selbst,  wi  dei  da- 
mit verbundenen  Verantwortlichkeit,  lebhaft 
empfunden  ;  von  dem  wichtigen,  dem  Vater 
verbliel  der 

gerichtlichen   Mitwirkung   und    Aui 
befreien,   v  nrde   sehr   häufi  ;    G  br; h  ge- 
macht.      Es    trat    dahet  eiue 
in    im   Sil                      Bewe- 
gung des    Vormunds.  Entlasl  i               S  ov- 
mundsi                                            ! 
der    Familie.     Di    e  G  ver- 
wirklicht   in    der    preussischen    Vor- 
mundschafts Ordnung    vom    5.    Juh 
1875.     Es  erscheinen  wieder,  wenn  auch  in 
geringer  Zahl,  die  gebornen  Vormü 
deutschen  Rechts,  bier  gesel  zliche  Vor- 
münder  genannt,   die   von    selbst  und 
gerichtli  he  Bestellung    Vormündei 
und  die  Einleitung  einer  gerichtlichen 
mundschaft  überflüssig  machen.    Seist  der 
Vater     gesetzlicher     Vormund    der    (durch 
Heirat      oder     sonst)     aus     seiner    Gewalt 
getretenen     minderjährigen     Kinder,    auch 
gesetzlicher     Vormund      des      von     seiner 
Tochter     geborenen     unehelichen     Kindes. 
Neben   diesen   gesetzlichen  giebt  es  beru- 
fet       Vormünder,    welche    ein    Recht    da- 
rauf haben,    zum  Vormund  bestellt  zu  wer- 
den und  zu  welchen  insbesondere  die  Mutter 
des  Mündels  sowie-  der  von  den  Eltern  Er- 
nannte   gehört.     In    dieser   Gestalt    kommt 
hier    der    gekorene    Vormund    wieder    zu 
Ehren.     Sind   weder    gesetzliche  noch    be- 
rufene Vormünder  vorhanden,  so  wäh 
Gericht   einen  Vormund.    Der  Vormund  ist 
der  Vertreter   des    Mündels  und    Verwalter 
seines    \  irmögens;    er   hat  auch   die  Sorge 
fin-  die  Pers les  Mündels.     Für  die  Ver- 
mögensverwaltung wird  ihm   —   nach  dem 
Vorbilde    des    französischen    Rechts   —   ein 
Gegenvormund    zur  Seite  gestellt.     Die 
Aufsicht    führt    das    Vormundschaftsgericht, 
dem  Rechnung  zu  legen  ist  und  dessen  Ge- 
nehmigung zu  wichtigeren  Rechtshandlu 

,1t  werden  muss.     Durch  letztwilhge 
,   ung  kann  der  Vormund  in  gewis 
umfange  von  diesen  B<  ä<    i  inkungen  b 
werden.     Der  Familie  ist  —  abgesehen  von 
dem  Recht  auf  die  Vormundschaft    - 
erhebliche  Mitwirkung  gesichert   durch  die 
Vorschrift,    dass    das    Gericht   in    gewissen 
Fallen  Verwandte  und  Verschwägerte ^horen 
muss.  und  durch  die  -  s  auf  Fran- 

zösisches Vorbild  zurückzuführende  —  tm- 
richtung  des  Familienrats  der  aut 
Grund  letztwilliger  Verfü  "J   *»» ±*- 

trae  zu  bilden  ist.  alsdann  aus  dem  Vor- 
mundschaft, und  Verwandten  oder 
Verschwägerten  des  Mündel-  bestehl 
völlio-  an  ä  Vormundschaftsge- 
richts tritt  Eine  Gemeindebehörde,  der 
Waisenrat,  überwacht  die  Erziehung  und 
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das  persönliche  Wohl  dos  Mündels,  wirkt 
bei  Ernennung  des  Vormunds  mit 
Dieses  Gesetz,  das  für  ganz  Preussen 
und  »  ne  drei  Rechtssysteme  des  Allge- 
meinen Landrechts,  dos  gemeinen  und  dos 
französischen  Rechts  ausgleichend  zu  wirken 
-  ignete  sich  deshalb  vorzüglich  zum 
Vorbild  für  die  reichsrechtliche  Re- 
gelung dos  Gebiets,  die  jetzt  erfolgt  ist  in 
den  §§  177::  Ms  1921  des  B.G.B.  und  den 
§§  35  Ms  64  dos  R.G.  v.  L7./20.  Mai  1898 
überdie  Angelegenheiten  der  Freiwilligen  Ge- 
richtsbarki  dt  i  G.F.I  r.).  Diese  Gesi  it  zgebung  hat 
die  Grundsätze  der  preussischen  Vormund- 
schaftsordnung im  allgemeinen  übernommen, 
nur  haben  die  in  Preussen  gemachten  Er- 
fahrungen Anlass  zu  etwas  strengeren  Siche- 
rungsmassregeln gegenüber  dem  Vormund 
;  -  ben;  auch  sind  die  Falle  der  gesetz- 
lichen Vormundschaft  noch  mehr  einge- 
schränkt worden.  Dafür  hat  das  Reichs- 
reeht  den  grossen  Schritt  gethan,  an  Stelle 
der  väterlichen  Gewalt  die  elterliche 
Gewalt  aufzurichten,  vermöge  welcher  nach 
dein  Tode  des  Vaters  die  Mutier  an  seine 
Stelle  tritt  und,  so  lange  diese  lebt,  eine 
Vormundschaft  nicht  eingeleitet  wird. 

II.  Geltendes  Recht. 

1.    Vormundschaft     und   Pflegschaft. 
Das  Reichsrecht  unterscheidet  Vormund- 
:ft     und     Pflegschaft.       Vormund- 
schaft   ist     die    unbeschränkte,    Pflegschaft 
die    auf     •  ■  i 1 1 .  ■  1 1    bestimmten    Geschäftskreis 
beschränkte    Fürsorge  —   ein    Unterschied, 
wie  er  auch    im  römischen  Recht   zwischen 
tutela  und  curatela  hervortrat. 
Einen   Vormund  erhalten : 
a)  Minderjährige,    wenn    sie    nicht 
unter    elterlicher    Gewalt    oder    nicht 
unter  elterlicher  Sorge  stehen  (Haupt- 
fälle:   Tod    bi  idei    Fit. tu.   uneheliche 
Gi  burt)  §  177::: 
bi  V  o  1  1  j  ä  li  r  ig  e  ,  wenn    sie   i  wegen 
teskrankheit  I  reistesschwäche,Ver- 
schwendung  oder  Trunksucht)  entmün- 
i   sind    §§  6,  1896);  in  diesen  Fällen 
kann  schon   dann,  wenn  die  Entmün- 
digung   beantragt    ist,    eine    vor- 
läufige    Vormundschaft    einge- 
igt.-t  werden  (§  L906). 
Einen  Pfleger  erhalten : 

a)  Solche,  die  unter  elterlicher 
Gewall  oder  Vormundschaft 
stehen:  für  Geschäfte,  an  deren  Be- 

uii'j   Eltern   oder  Vormund  gehin- 
'   sind.    z.  P>.  Klagen  üogeii   Kitern 
und  Vormund,  Verwaltung  eines  Ver- 
mögens, dessen  Verwaltung  den  Eltern 
dem    Vormund    letztwillig   ent- 
□  ist  (§  1909 

b)  Gebrechlich  e  (Taube,  Winde. 


Stumme):  für  ihre  Person  oder  für 
ihr  Vermögen,  auch  für  beides  zusam- 
men, in  welchem  Falle  die  Pflegschaft 
sich  freilieb  von  einer  Vormundschaft 
kaum  noch  unterscheidet:  die  Pfleg- 
schaft wird  nur  mit  Einwilligung  des 
Gebrechlichen  angeordnet  (§  1910); 

e)  Abwesende,  deren  Aufenthalt  un- 
bekannt ist  oder  die  am  Verkehr  mit 
der  Heimat  verhindert  sind:  für  ihr 
Vermögen,  soweit  es  der  Fürsorge 
bedarf   (§  1911    B.G.B.    §  ss   G.F.G.); 

d)eine  Leibesfrucht  zur  Wahrung 
der  bei  künftiger  Geburt  ihr  an- 
fallenden Rechte  (§  1912); 

e)  die  unbekannten  Beteiligten 
einer  Angelegenheit:  für  diese  Ange- 
legenheit (§  1913.  Hauptfall:  Nach- 
lasspflegschaft, §  1960,  die  aber  unter 
dem  Namen  »Nachlassverwaltung 
auch  noch  andere  Aufgaben  löst,  näm- 
lich den  Rechtssatz,  dass  der  Erbe 
für  die  Nachlassschulden  nur  mit  dem 
Nachlasse  haftet,  verwirklicht  §  1975); 

f)  ein  d u r c h  öffentliche  Sa m m - 
1  u  o  g  z  u  s  a  mmengebrachtes 
Vermögen,  wenn  die  zu  seiner 
Verwaltung  berufenen  Personen  weg- 
gefallen sind  (§   1914). 

Vormundschaft  und  Pflegschaft  stehen 
im  übrigen  wesentlich  unter  den  gleichen 
gesetzlichen  Regeln.  Wo  im  folgenden  nicht 
eine  Abweichung  hervorgehoben  wird,  gilt 
das  voii  der  Vormundschaft  Gesagte  auch 
für  die  Pflegschaft. 

2.  Vormundschaftsbehörde  ist  das 
Amtsgericht  (§  35  G.F.G.).  Von  diesem 
reichsgesetzliehen  Grundsätze  ist  jedoch  den 
Einzelstaaten  abzuweichen  erlaubt  (Art.  147 
Einführungsgesetz  zum  B.G.B.).  Von  dieser 
Erlaubnis  Italien  Gebrauch  gemacht 

a)  Württemberg,  welches  für  jede 
Gemeinde  eine  aus  dem  Bezirksnotar 
als  Vorsitzenden  und  vier  gewählten 
Waisenrichtern  bestehende  Behörde 
gebildet  hat,  welche  das  'Ordentliche 
Vormundschaftsgericht«  heisst,  und 
dem  Amtsgericht,  dem  auch  eine  An- 
zahl Geschäfte  vorbehalten  sind,  unter- 
steht (Art  41  ff.  Ausführungsgesetz 
zum  B.G.B.  v.  28.  Juli  1899); 

b)  die  beiden  Mecklenburg,  die  die 
Geschäfte  des  Vormundschaftsgerichts 
in  einem  gewissen  Umfange  Magis- 
traten, Klosteramts-.  Hofstaats-, Waisen- 
gerichten  und  sogar  —  was  mit  dem 
Reichsrecht  kaum  vereinbar  —  den 
Gutsherren  übertragen  haben  (§§  '12  ff. 
Vo.  v.  9.  April  1S99  zur  Ausführung 
des  G.F.G.); 

c)  Hamburg,  das  eine  besondere  kolle- 
giale Vormundschaftsbehörde  er- 
richtet hat  (G.  v.  14.  Juli  1899). 
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Da  femer  durch  Art.  57  des  Einfüh- 
führungsgesetzes  zum  B.G.B.  die  Haus- 
verfassungen der  landesherrlichen  und  durch 
\,i  58  daselbst  das  Familienrecht  der  vor- 
mals reichsständischen  Familien  aufrecht  er- 
halten sind,  so  bleiben  bestehen  die  landes- 
pechtüch  für  diese  Personenkreise  bestellten 
besonderen  Vormundschaftsbehörden  —  in 
issen  für  die  Reichsständischen  die  Ober- 
landesgerichte — . 

Die     Vonnundschaftsbehorde     hat     von 
Amt.-  wegen  die  Vormundschaft  einzuleiten, 
Vormund    zu  bestellen  und   zu  beauf- 
sichtigen.    Sie  hält  den  Vormund  zur  Ein- 
reichung eines  Vermögensverzeichnisses  und 
periodischer  Rechnungslegimg  an,   schreitet 
ii    Pfliehtwidrigkeiten     mit    ürdnungs- 
äusserstenfaüs  mit  Entlassung,  ein, 
fordert  unter  umständen  Sicherheit    Ihr  ist 
die  Genehmigung  einer  Anzahl  von  Rechts- 
es    Vormunds    vorbehalten    (s. 
unten  sub  3).    Vor  ihren  Entscheidungen  hat 
äe  auf  Antrag  oder  auch  von  Amts  v 
Verwandte    und   Verschwägerte    des  Mün- 
dels   unter  Umständen   auch   diesen    selbst  j 

zu  hören.     Debrigens  hat  si von  wenigen 

Ausnahmen  abgesehen  —  nicht  in  die  Ver- 
waltung einzugreifen,  noch  weniger  den 
Mündel  nach  aussen  zu  vertreten.  Ihre 
Stellung  ist  die  einer  Aufsichts-,  nicht  die 
einer  selbst  verwaltenden  Behörde. 

Gegen  ihre  Entscheidungen  findet  die 
in  gewissen  Fällen  an  eine  zweiwöchige 
Frist  gel  undene  |  §  61 1  G .  F.G  .(Beschwerde 
an  das  Landgericht  und  gegen  dessen  Ent- 
scheidung die  weitere  Beschwerde  an  das 
landesgericht  (in  Preussen  das  Karnmer- 
Ut.  in  Bayern  das  Oberste  Landesge- 
richt) statt,  welche  letztere  aber  nur  die 
Rechtsfrage,  nicht  die  That-  oder  Zweek- 
mässigkeitsfrage  erörtern  darf. 

Den  Vormundsehaftsbehörden  sind  durch 
Reichs-  und  Landesrecht  noch  eine  Menge 
anderer  als  vormundschaftlicher  Verrich- 
tungen übertragen,  in.-l  «sondere  die  im  A  er- 
waltungswege  zu  treffenden  Entscheidungen 
im  Verhältnis  zwischen  Eheleuten  imd 
zwischen  Eltern  und  Kindern,  u.  a. 
die  wichtige  Mitwirkung  bei  der  Für- 
geerziehung   (Preuss.  G.  v.  2.  Juli 

1900). 

3.  Der  Vormund  wird  stets  von  der 
Vormundschaftsbehörde  1  «stellt.  Gehörne 
Vormünder  giebt  es  nicht  mehr.  Die  wi- 
lligen Fälle  der  gesetzlichen  Vormundschaft, 
die  noch  die  preussische  Vormundschafts- 
ordnung kannte,  hat  das  Reichsrecht  nicht 
übernommen.  Nur  laudesrechtlich  kann 
(kraft  des  Vorbehalts  in  Art.  136  des  Eui- 
fahrungsgesetzes  zum  B.G.B.)  ein  lall  ge- 
setzlicher Vormundschaft  noch  vorkommen 
und  er  kommt  in  Preussen  vor  (Art.  ?8 
Ansführungsgesetz  zum  B.G.B.) :    dass  näm- 


lich  der  Vorstand    einer   Erziehungs-  odei 

tall    (oder  ein  Bean 
armenverwaltung)  von  selbst,  und  ohne  be- 
stelll  zu  sein,  Vormund  über  die  in  der  An- 
stalt  untergebrachten  Minderjährigen    \ 
aber  auch  hier  steht  dem  Gerichte  h 
anderen  Vormund  zu  bestellen.  N» 
Rechte  Stehen  dem   Vorstand.'  zu,    wenn  es 
sich    um   Mündel   handelt,    für  welche  zur 
Verhütung    ihrer    Verwahrlosung    die    Für- 
sorgeerziehung angeordnel    ist  (§  12   G.  v. 
2.  Juli  1900). 

Dagegen  giebt  es  berufene  Vormünder, 
d.  i.  solche,   die  ein   Recht  daran 
zum  Vormund   bestellt  zu  werden,  nnd 
nur  unter  besonderen  umständen  ii 
werden  dürfen.     Berufen  ist: 

a)  wer  vom  Vater  oder  Mutter  durch 
letztwillige  Verfügung  ernannt  ist  (ge- 
korener Vormund  i: 

b)  der  Grossvater  (§  1776). 
Für    eine  Ehefrau    darf    der  Mann,    und 

zwar  vor  allen  anderen  Berufenen,  für  ein  un- 
eheliches Kind   die  Mutter   vor  dem  Gr 

vater  zum  Vormunde  bestellt  werden:  doch 
haben  diese  beiden  kein  Recht  auf  die  Vor- 
mundschaft. Die  eheliche  Mutter  bedarf 
keines  Rechts  auf  die  Vormundschaft,  da 
sie  die  elterliche  Gewalt  hat. 

Zum  Vormund  soll  nicht  bestellt  werden, 
wer    vom    Vater    oder   Mutter    durch   letzt- 
willige  Verfügung  ausgeschlossen  ist  (§  1782). 
Zur  Vormundschaft  über  Volljährige 
sind   in   erster  Linie   die   Eltern,    dann   die 
,  Grossväter   berufen :    doch    darf   vor   ihnen 
allen   der  Ehegatte    des  Mündels,    vor  dem 
Grossvater    die    uneheliche    Mutter    bestellt 
werden  (§    1899).    Gekorne  Vormünder  giebt 
I  es  hier  nicht  (§  1898). 

Ein  Recht  auf  die  Pflegschaft  hat 
niemand  (§  1916).  Xur  ausnahmsweise  kann 
ein  letztwillig  berufener  Pfleger  vorkommen 
(§   1917). 

Ist  kein  berufener  Vormund  da,  so 
wählt  das  Vormundschaftsgericht 
nach  Anhörung  des  Gemeinde-; 
waisenrats  den  Vormund  aus.  wobei 
Verwandte  und  Verschwägerte  des  Mün- 
dels, ohne  ein  Recht  auf  die  Vormundschart 
zu  haben,  doch  zunächst  zu  berückst«  I 
sind,    auch    auf    das    r«  Bekenntnis 

;  Rücksicht  zu  nehmen  ist. 

Zur  Debernahme  der  Vormundschaft  ist 
jeder  Deutsche  v  e  r  pf  li  c  h  t  e  t :  er  kann  dazu 
durch  Ordnungsstrafen  angehalten  werden 
(§§    1785,    1788).      Es  h    zur   Ab- 

lehnung berechtigt  (§  1786): 

,u  eine  Frau:  ,. 

b)  wer   das    -  ■■-•"'   Lebensjahr  voll- 
endet hat: 

c)  wer     mehr    als     vier    minderjährige 
eheliche  Kinder  hat: 
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dl  wer  durch  Krankheit  oder  Gebrechen 
nderl  i-t: 
com   sitze  des  Vormundschafts- 
tits  entfernt  wohnt: 

f)  wer  Sicherheit  leisten  soll; 

g)  wer  mit  einem  anderen  zur  gemein- 
schafthchen  Führung-  der  Vormund- 
schaft bestellt  werden  soll; 

h)  wer    mehr    als    eine    Vormundschaft 

oder  Pflegschaft  führt 
Bei  dem  Vormunde  hegt  der  Schwer- 
punkt der  vormundschaftliehen  Ver- 
waltung. Kr  hat  für  die  Person  und  das 
Vermögen  des  Mündels  zu  sorgen  und  diesen 
oach  aussen  zu  vertreten  (§  1793).  Gelder 
darf  er  nur  mündelsicher  anlegen.  Mün- 
-  icher  sind : 

a)  verbrieft! er  ins  Schuldbueh  einge- 
tragen! Forderungen  gegen  das  Reich 
oder  einen  Bundesstaat ; 

Forderungen,    deren    Ver- 
zinsung vom  Reiche  oder  einem  Bun- 
i.  sstaal  gewährleistet  ist; 
e)  Wertpapii  äoudere  Pfandbriefe, 

undverbri  "  rderungen  gegen  kom- 
munale Körperschaften  und  deren 
Kreditinstitute,  sofern  der  Bundesrat 
Mündelsicherheil  anerkannt  hat; 
doch  bleibt  nach  Art.  212  des  Ein- 
führung das   Landesrecht  in 

Kraft,   das    i h   andere   Wertpapiere 

für  mündelsicher  erklärt,  und  demge- 
iss   sind  in  Preussen  noch  folgende 
Pa]  i    ohne  Anerkenntnis  des 

ats  mündelsieher  (Art.  74 
Preuss.  Ausführungsg.  v.  20.  Septem- 
ber 1899): 

tenbriefe  der  Rentenbanken; 
ttsehe     kommunale     Schuldver- 
die   von    seiten  der  In- 
haber  kündbar  sind  oder  einer  regel- 
mässigen Tilgung  unterliegen: 

die    mit     staatlicher    Genehmigung 
ausg  i   Pfandbriefe  und  gleieh- 

-  i  Schul  [verschreibungen  der 
preussischen  öffentlichen  Kreditan- 
stalten, die  durch  Vereinigung  von 
Grundbesitzern  gebildet  sind  (Land- 
l!)  und  durch  staatliche  Ver- 
leihung Recht  i  erlangt  haben, 
und  der  preussischen  urovinzial-(kom- 
muDal-)  ständischen  öffentlichen  >  rrund- 
kreditanstalten ; 

die     aul     den      Inhaber     lautenden 

i      welche    von 

■   preuss    chen  B    pothekenaktien- 

bank  auf  Grund  von  Darlehen  an  preus- 

he  Körperschaften  di  -  öffentlichen 

Rechts  oder  von   diesen    garantierten 

ben  sind : 

läi  I  Efentliche     Spat   a 

-  d    der    zuständiger     Be- 
hörde   des  B  (in  Preussen 


Regierungspräsident  und  Landgerichts- 
präsident) für  mündelsieher  erklärt 
sind : 
e)  sichere  Hypotheken  an  inländischen 
Grundstücken;  die  Grundsätze,  nach 
denen  die  Sicherheit  festzustellen, 
setzt  die  Landesgesetzgebuug  fest. 
Hiernach  gilt  iu  Preussen  als  mündel- 
sicher (Art.  73  Preuss.  Ausfülirungsg, 
v.  20.  September  1899): 

eine    Hypothek.    Grundschuld    oder 
Rentenschuld    an   einem   preussi 
Grundstücke,    welche    innerhalb    des 
Fünfzehnfachen    oder,    sofern    sie   an 
erster     Stelle     steht,     innerhalb     dea 
Zwanzigfachen   des  staatlich  ermittel- 
ten   Grundsteiierreinortrages    mler    liej 
einem    ländlichen    Grundstück    inner- 
halb der  ersten  zwei  Drittel,  bei  einem 
städtischen  innerhalb  der  ersten  Hälfte 
des    Werts    zu    stehen    kommt.      1  li  -v 
Wert  ist  durch  landschaftlich'', 
schaftliche,    provinzialständische,    _ - 
richtliche,  bei  städtischen  GrtmdstückeD 
auch     durch     Feuerversicherungstas  ■. 
festzustellen.   Statt  des  Zwanzig!, 
des  Grundsteuerreinertrags  kann  unter 
Umständen  das  Dreissigfache  und  so- 
gar    das     Vierzigfache     angenommen 
werden. 
Kann  die  Anlegung  in  dieser  Weise  nicht 
geschehen,   so  ist  das  Geld  bei  der  Reichs- 
oder Staatsbank   oder   einer  anderen   durch 
Landesgesetz    für    geeignet   erklärten    Bank 
anzulegen:  wird  es  aber  hier  oder  bei 
Sparkasse  angelegt,  so  soll  dies  nur  mit  der 
Bestimmung  geschehen,   dass  zur  Erhebung 
des   Geldes  die    Genehmigung   des   Gegen- 
vormunds oder  des  Vormundschaftsgerichts 
erforderlich    ist    (§    1809).     Das   Vormund- 
schaftsgericht kann  aus  besonderen  Gründen 
dem    Vormund    überhaupt   eine   andere  als 
die   im   Gesetze   zugelassene   Anlegung   ge- 
statten   (§    1811).     Jede   Geldanlegung    soll 
nur   mit  Genehmigung  des  Gegenvormunds 
oder    Vormundschaftsgerichts    geschehen    (§ 
1810). 

Der  Vormund  kann  —  mit  einigen  Aus- 
nahmen  —   über  Forderungen,   Rechte  und 
Wertpapiere  des  Mündels  nur  mit  Geneh- 
migung    des     Gegenvormunds     ver- 
(§  1318). 

Inhaberpapiere  hat  er  nebst  den  Er- 
neuerungsscheinen  bei  der  Reichsbank  oder 
einer  Einterlegungsstelle  mit  der  Bestim- 
mung zu  hinterlegen,  dass  die  Heraus- 
abe  nur  mit  Genehmigung  des  Vormund- 
sehaftsgerichts  verlangt  werden  kann.  Im 
Reichs- oder  Staatsschuldbuche  ist  eintreten- 
dls  ein  ähnlicher  Sperrvermerk 
einzutragen  (§§  1814—1816).  Das  Vormund- 
schaftsgericht  kann  den  Vormund  einerseits 
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Verleg     -  !    d^Äl8i7    n  ,1    w'u  ^fficht- 

inbd  Kostbarkeiten,  anordnen  (§§1817,   ^^r   l™j  aiI>  a„,  ,)    her- 

818).  .     beieeftihr«    werden  kann,   hat  der  Voi 

Der   Vormund    bedarf   der   Genehmi-        |lussrechnil 
les  Vormnadschaftsgerichta  Vormund 

.,,     Anzahl     von     Bnhtt«- 
«haften,  insbesondere  zu  Verfugungen  übe) 
Endstücke,    Erbteilungen      angeren  Miet- 
•achtverü-ägen  sowie  Lehr- und  D 

fferte  !  i0   M  .       oder  mehr   (§§  18^1, 

Die   Vormundschaft   wird   unentgelt- 
ich -..führt:  doch  kann  bei  bedeuten 

5tnng  das  Vormundschaftsgencht  eine 

itung  bewilligen. 

Die    Rechnung    wird    in    der    RegeJ 

ist  dem  Gegenvormund 

ImterNaShweisung  des  Vermögensbestandes 

TOrzidi 

:■    Vater    i   I  *x** 

rletetwill  ound,  so  können 

n  befreien 
a)  von  der  Genehmigung  Vor- 

munds   oder    Vormimdschaftsg*ncht= 
zur  Erhebung  von  Geldern  a      B 
und    Sparkassen,    zur    Anlegung    von 
Geldern,   zur  Verfügung  >rde- 

i  und  Wertpapiere  (§  !-■'- 

t  -nci: ,.!,(-    -,,„.   TTintArlpo-iillsr 


nähme    'las    \  ormunusci  ,  ■     

Verhandlung  ermittelt 

4     Der    Gegenvormund     kann     stets 
aeben  dei 

soll  bestellt   werden,   we 
Vermögen  zu  verwalten  isl  (§   179 

als     Vormund     - 
:  L    neben    der  Mutter   in 

and  einem  Pfleg, 
vormund  nicht  bestellt  werden  (f  •  .•'>• 

\uf  die  Berufung  zum  Gegenvormund  fin- 
den   die    \ 

zum    Vormund    Anwendung    (§ 
können  also  auch  die  Elt,  einen 

Ges-en  ernennen  oder  a 

Vormundschaft  ausschliessen  [§§  18oi,  I 

Der  Gegenvormund  hat  den  Vormund 
zu  überwachen.  Daher  hat  er  bei  Auf- 
nahme des  Vermögensverzeichmsses  mitzu- 
wirken (§   1802),  die  Anlegung  der  Mui 

|       Verfügung    übet  Qger 

und  Wertpapiere  zu  genehmigen  (§§  '  ■ 
1812  1813),  bei  der  Rechnungs!  gung  den 
Vermö  l  sich  nachweisen  zu  lassen 

,  ,!..,■  Rechnungslegung;  in  ta«»   richte  Anzeige  zu  marin»  '-.  "      ■        - 
'       '    I,  h  ,  a  ■'.     Sei  V,.„n.„,l  allo  «ei  De,  "*   ""   ***  "  |       .  ™h 

*"&., -sgeniess.  dies.  Beugen!  T,  *f^Jj°^ 

der  Vater  selbst,   wenn   er  zum  Vormund    lassen  ist.     ^    f,  v^  20.  September 

^eliche    3Iu]  -    1  03)    ^  ^  £  oder  mehrere  Gemeindegh 

Vater  wird  überhaupt .nicht,  der  Muttei       '  ">  ]»/  [t,   die  das    !  *nt- 

nur  unter  besonderen  Umständen  em  Gej  flt1™^  Lieh  bes  Ab- 

vormund  bestellt,  in  welchem  lalle  Ar  die    g**^™*  ^/^ 
Befreiungen  zu  a  nicht  zustehen  ßemeindeverwaltn  adeputationen) 

Ebenfalls   kraft  Gesetzes  stehen  dieBe-  grGememaevei  z 

freinngen   zu  a  in  Preussen   zu  dem  Vor-   ^   JfzunTaes  Gern  :  «*>  kon- 

stant! einer  unter  staatlicher  Auf-    interstutzun      i  /]u.  ße_ 

\\Xnden  Erziehung  ;  ^  „"  aden 

r  Beamten),  der  über  die  zur  Fu,  S&Sßto 

erziehnng  in  der  Anstalt  oder  einer  1  am  he   und  de J   ^  (l    vaiseiirat  hat  Vorzugs* 
untergebrachten  Zögünge  zum  \  ormund  be-         Der  Ge"»JJ»       u  n  d     körperliche 
stellt   ist:      in  Gegenvormund   ist   nicht   zu   die    J"^J^ndel   zu  überwacl 
bestellen    (§   12  des  Fürsorgeerziehungsg.  v.   Pfleg  ^  R^  _vellell 

j      oli  1! ■ 
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und  dem  Vormunde  Anweisungen  zu  er- 
teilen, sondern  nur  dorn  Vormundschaftsge- 
zu  berichten.  Im  übrigen  hat  er  das 
wichtige  Recht,  den  Vormund  und  Gegen- 
vormund vorzuschlagen  und  vor  dessen 
Ernennung  gehört  zu  werden  (§§  1849, 1850). 

ü.  Der  Familienrat  sol]  gebildel  wer- 
den, wenn  Vater  oder  Mutter  dies  letzt- 
willig angeordnet  haben;  er  kann,  wenn 
es  sich  nicht  um  Vormundschaft  über  Voll- 
jährige bandelt,  gebildel  werden,  wenn  Fa- 
milienglieder, Vormund  oder  Gegenvormund 
es  beantragen  (§§  1858,  1859,  1905).  Er 
besteht  aus  dem  Vormundschaftsrichter  als 
Vorsitzenden  und  aus  zwei  bis  sechs  Mit- 
gliedern, thunlichst  Verwandten  oder  Ver- 
schwägerten des  Mündels;  ein  Recht  auf 
Berufung-  in  den  Familienrat  hat  nur,  wer 
von  den  Eltern  letztwillig  dazu  ernannt  ist 
(§  L861).  Zur  Uebernahme  des  Amts  ver- 
pflichtet ist  niemand. 

Der  Familienrat  hat  die  Rechte  und 
Pflichten  des  Vormundschaftsgerichts  (§  1872); 
nur.  wo  sofortiges  Einschreiten  geboten,  kann 
der  Vorsitzende  allein  handeln  (§  1876). 

III.  Ausland. 

In  Oesterreich  beruht  das  Vormund- 
schaftswesen noch  immer  auf  den  bald  hun- 
dertjährigen Bestimmungen  des  allgemeinen 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  (§§  187  ff.),  die 
dem  Staate  weitgehenden  Einfluss  vorbe- 
halten. Der  Vormund  ist  zwar  der  recht- 
liche Vertreter  des  Mündels,  aber  er  unter- 
stem der  Aufsicht  des  Gerichts,  ohne  dessen 
Genehmigung  er  nichts  Wichtiges  unter- 
nehmen (keine  Kapitalien  einziehen,  keinen 
Pachtvertrag  schliessen  u.  dergl.)  kann,  dem 
er  Rechnung  zu  legen  hat,  von  dem  er 
durch  Zwangsmittel  zum  Gehorsam  ange- 
halten und  entlassen  werden  kann.  Die 
Familie  bat  einigen  Einfluss:  der  Vater 
kann  durch  Testament  zuni  Vormund  er- 
nennen und  von  der  Vormundschaft  aus- 
schliessen;  die  nächsten  Verwandten  haben 
ein  Recht  auf  die  Vormundschaft;  das  Ge- 
richt kann  in  wichtigen  und  zweifelhaften 
Fällen  die  Verwandten  hören.  Waisenrat, 
Gegenvormund,    Familienral    giebt  es  nicht. 

Das  Unterscheidungszeichen  des  fran- 
zösischen Rechts  ist  der  geborne 
Vormund,  der  ohne  gerichtliche  Be  tel- 
lung  von  selbsl  in  sein  Amt  eintritt,  und 
der  Familienrat,  in  dessen  Hand  die 
d  ehafÜiche  Gewalt  liegt.  Dieser 
wird  gebildet,  und  zwar  für  jeden  Bedürf- 
■i: -lall  besonders,  aus  dem  Friedensrichter 
und  sechs  Verwandten  oder  Verschwägerten 
des  Mündel,,.    Seine  Beschlüsse  bedürfenin 

den     Fall- Mi    der    Bestätigung    durch 

Kellegialgericht,  welches  auch  über  die 
gegen  die  Familienratsbeschlüsse  eingelegten 


Rechtsmittel  entscheidet.  Eine  regelmässige 
Rechnungslegung  an  die  Obervormundsi 
findet  nicht  statt;  dafür  ist  der  Vormund 
unter  die  Aufsicht  eines  Ehrenvormunda 
(ttiteur  subroge)  gestellt  und  vielfach  an 
dessen  Mitwirkung  gebunden;  auch  tritt 
dieser  bei  Verhinderung  des  Vormunds  aK 
ordentlicher  Vormund  und  bei  widerstreiten- 
dem Interesse  als  Pfleger  ein  (Code  civil 
art.  4ii2 ff.). 

Litt  er  fit  II  r:    Geschichte.      Kraut,     Die    Vor* 

mundschaft  nach  den  Grundsätzen  des  Deutschen 
Rechts,  Bd.  I,  1SS5;  Bd.  II,  1847;  Bd.  III, 
1859.  —  Bive,  Geschichte  der  Deutschen  Vor- 
mundschaft, Bd.  1,  1862;  Bd.  II,  1.  Abt.  1866, 
■  Mt.  1875.  —  Weitere  Nachweisungen  bei 
Brunner,  Deutsche  Rechtsgeschichte,  Bd.  I, 
1887,  S.  89,  2S2  und  Schröder,  Lehrbuch  der 
Deutschen  Rechlsgeschiclite,  8.  Aufl.,  1898    S     ü 

Geltendes  Recht:  Sehultzensleiu  und 
Kühne,  Das  Deutsche  Vormundschaf Isrecht. 
Guttentagsche  Sammlung  Deutscher  Reichsgi 
Nr.  47,  Berlin  1898.  —  Schultetus,  Hand- 
buch des  Vormundschaftsrechts.  Vntei  Berück, 
sichtigung  der  Ausführungsgesetze  der  deutschen 
Bundesstaaten,  Beine-Berlin  1899.  -  -  Fuche, 
Das  deutsche  Vormundschaftsrccht  unter  Gegen- 
überstellung des  preussischt  n,  Vahlen-Bt  Hin  1899. 
—  Görina,  Dan  Recht  der  Minderjährigen  u„d 
Entmündigten  nach  dem  1.  Januar  1899,  Hirsch- 
feld-Leipzig 1899.  —  Böhm,  Das  Vormund- 
schafisrechl  des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs,  Hell- 
ivimg-Hannovcr  .'.  Aufl.  1899.  —  Philler,  Diu 
Vormundschaftsrecht  des  deutschen  Bürgerlichen 
Gesetzbuchs  nebst  den  verwandten  Rechtsstoffen, 
Vahlen-Berlin  1900.  — Schroetter  und  Mug- 
dan,  Das  deutsche  Vormundschaftsrecht  unter 
Berücksichtigung  aller  einschlägigen  Reichsge- 
setzt und  der  landesrechtlichen  Bestimmungen  in 
Preussen  und  Elsass-Lolhringen,  Decker-Berlin 
1900.  —  Schultheis,  Der  deutsche  Vormund- 
Schaftsrichter.  Eine  systematische  Darstellung 
seines  gesamten  Wirkungskreises,  Vahlen-Berlin 
1900.  —  Hesse.  Deutsches  Vormundschaftsrecht 
unter  besonderer  Berücksichtigung  der  in  den  be- 
deutenderen Bundesstaaten  ergangenen  Ausfiih- 
rungsbesümmungen,  Müller-Berlin  1900. 

Weissler. 


Vorzugsrente. 

Vorzugsrente  kann  man  allgemein  den- 
jenigen Teil  des  Gewinnes  aus  einem  Unter- 
nehmen nennen,  der  über  den  gewöhnlichen 
Kapitalgewinn  hinausgeht.  Der  Begriff  des 
gewöhnlichem  Kapitalgewinnes  ist  aller- 
dings ein  sehr  unbestimmter  und  sogar 
problematischer,  doch  genügt  im  vorliegen- 
den Falle  die  Definition,  dass  darunter  der 
Prozentsatz  zu  verstehen  sei,  in  dessen  Nähe 
sich,  etwa  mit  einem  Spielraum  von  1> 
Prozent  nach  oben  und  nach  unten,  der  Ge- 
winnsatz, der  relativ  grössten  leimte  des 
I  iiteniclinierkapitals   findet.     Da  man   aber 
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inter   Rente    eine  wenigstens  eimgerma 

und  fundierte  Einnahme  versteht, 
;o    werden    ungewöhnliche    Kapitalge* 
lie  nur  durch  zufällige  und  vorübergehende 
Umstände  entstanden  sind  und  demnach  den 
Charakter    von    blossen  Konjunkturen-   oder 
Soielgewinnen  haben,  nicht  zu  den  Vorzugs- 
renten   zu  rechnen   sein.    Die  Bezeichnung 
>Rente    knüpft  überhaupt  an  die  Ricardo- 
Grundrente  an,   die  als  das  erste  und 
wichtigste    Beispiel    einer    Vorzugsrente  in 
die  Wissenschaft  eingeführt  worden  ist.    Die 
schlechteste   Bodenklasse,   die  zu  einer  ge- 
gebenen Zeit  zur  Befriedigung    Les  vornan- 
Bedürfnisses  noch  in  Anbau  genom- 
men werden  muss,  bringt  nach  Ricardo  nur 
ien  gewöhnlichen  Gewinn  des  zu  ihrer  Be- 
wirtschaftung   verwendeten     Kapitals,    die 
ss,  ren    Klassen    ergeben    also    mehr   als 
a    normalen   Gewinn,    und   die    v 
vielfach  abgestuften  überschüssigen  Gewinne 
ails  besonderen,   iurch  die  Konkurrenz  nicht 
8U   verdrängenden    Vorzügen    der   Betriebe 
auf    besserem   Boden   bilden   eben  dieYor- 
srenten  der  begünstigten  Betriebe    Diese 
en   werden   nur  dadurch  möglich,   aass 
gas    Produkt    ohne    Unterscheidung    - 
Herkunft  auf  demselben  Markt-  den  -Liehen 
i    hat.      Der    Boden     selbst    hat    nach 
Ricardo    keinen    ursprünglichen    Yerkehrs- 
wert    da  er  nicht,  wie  die  Kapitalguter,  Er- 
is  der  Arbeil  ist;  er  erhält  erst  solchen 
Wert  durch  die  Kapitalisierung'  semer  Grund- 
rente   und  solange  er  keine  Grundrente  ein- 
er ohne  Verkehrswert  —  was 
aüeidings  in  der  Wirklichkeit    nur  zutrifft, 
wenn  von  dem  Boden  der  geringsten  Quali- 
tät   noch    ein    nicht    oampierter  reichlicher 
Ueberschuss   vorhanden   ist.     Bei   der  land- 
wirtschaftlichen Grundrente   zeigt   sich  eine 
Proportionalität   derselben  mit  der  A 
nun-    der    Grundstücke    einer    bestimmten 
t  luaütät,  und  daher  erscheint  diese  Rente  m 
einem    unmittelbaren    Zusammenhange  _  mit 
dem  Boden   und   als  ein  Teil  des  unmittel- 
baren Ertrages   desselben.    Die  Bergwerks- 
rente   ist    noch    von    ähnlichem    Charakter, 
auch    sie    entsteht    durch    die    Ausnutzung 
eines    ursprünglich    freien    Geschenkes    der 
Natur     das    in    den   einzelnen    Bergwerken 
mehr  oder  weniger  reichlich  und  uuter  meto 
„der   weniger   günstigen    Bedingungen    ge- 
wonnen,  aber   doch   zu   einem  einheitlichen 
Preise  verkauft  wink 

Bei  den  gewerblichen  l  nternehmungen 
dagegen  handelt  es  sieh  nicht  um  die  Ge- 
winnung eines  Naturertrages,  sondern  um 
Verarbeitimg  von  Naturstoffen,  der 
kommt  nicht  als  Produktionsfaktor,  sondern 
nur  als  die  räumliehe  Grundlage  des  Be- 
triebes in  Betracht,  die  etwa  vorhandene 
Vorzugsrente  des  Unternehmens  hat  kernen 
•unmittelbaren    und  bestimmten   Zusammen- 


\  nsdehnung  des  von  ä 


"_    l  1       *      111  —  '       i  i'    •  i  n  n  i  <       u         .  .  - 

n  die  Lage   ö 
wohl  mit  Rücksicht  auf  die  günstigen  Ver- 
hältnisse  des    -Lbsatzes    der    P 
auch   aul    die  Leichtigkeit  der  Beschal 

der  i;  ler  Kohlen  und  Arbeitskt 

ausser  dii  sen  in  irj  i  W  i 

Lokalität,    den    Plat;      -  'verb- 

lichet   Vorzugsrenten,   die  man  als   lokale 
bezeichnen  karr     i  ■   lU0 

nur  mit  dem  unternehmen  als  solchem 
seinem  Inhaber  verbündet    sind.     I 
Klasse  derselben  1 1 
eschaffenen  monopolartigen  Stellut  - 
namentlich   also   auf   der  Beschrän 
Konkurrenz     durch     staa  i'1-;- 

'  konzessionen,  Privilegien  und  Patente.     Mit 
I  Erfolg  bewahrte  Fabrikgehein  iniss  ähren 

ebenfaUs  eine  faktische  Monopolstellung.   Im 
d  haben  private  gewerbliche  Monopol- 
bildungen    meistens     nur    eine    unsichere 
Existenz,   v  i  nicht  etwa  aus  - 

Unternehmungen   bestehen,   die   eine  bes     - 
dere,    relativ    selten    vorkommende.    ftatur- 
grundlage    '         =    tzen,    in   welchem   Falle 
;   nicht  m  die  hier  betrachtete  Kl;  -- 
;i.     Man  kann  endlich  auch  ] 
Hebe  Vorzugsrenten  annehmen,    d 
lieh  durch  die  besonderen  Mgi 
Unternehmers,    seine   Zuverlässigkeit.    - 
Geschicklichkeit,  vielleicht  auch  seine  1;       - 

-losigkeit.    Pfiffigkeit  und     sn 
bed    -t   sind.'    Jedoch  ist   dabei    na 
oben   Gesagten   vorauszusetzen,   dass 
Mehrgewinn  aus  der  persönlichen  ' ! 
fcüchtigkeit  sich  relativ  dauernd  und  - 
erhält:  im  Unterschied  von  dem  ungewöhn- 
lichen'Gewinn  eines  Börsenspielers.    Ferner 
muss  es  sich  immer  um  eine  auf  Kapital 
ät   -xle  Geschäftstätigkeit  handeln,  da  die 
Vorzugsrente  ja  eben  einen  Extragew  m. 
dem  Kapital   darstellen  soll.    Nun    - 
aber  auch   ungewöhnlich  hohe  Ertrag, 
persönlicher,  vom  Kapitalbesitz  nnabhan-  - 
Dienste    die    in    besonderer   Vorzügliehkeit 
nur  von  wenigen,  durch  Talent.  Naturgaben 
1  oder  ungewöhnliche  Ausbildung  ausgezeich- 
neten   Personen    geleistet    werden    können, 
luch    bei   diesen   könnte  man  m  einem  er- 
weiterten    Sinne     von    einer    Vorzngsrente 

dann    aber   den  I  e 
aber  die  sonst  durchschnittlich  normale  Wr- 
■mtung    tili    solche    Leistungen,    nicht   also 
Über  den  normalen  Kapitalgewinn  darstellt 
,1    aber   zweefa  "mlS 

der  Vorzugsrente  zum  Kapitalgewinn  gl 
festzuhalten    und    den    auf  lediglich  per*.  .li- 
tt Vorzügen  benihendenungewohnlmhen 

reinen  Arbeitserträgen  eine  besondere  Stelle 

Hlntet^eff    der  besonderen  VerMll 
der  ländlichen  und   städtischen  Bodenr-ute 
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und  der  Bergwerksrente  verweisen  wir  auf 
den  Art.  Grundrente  («.Kon  Bd.  IV  s.  S70). 
Hinsichtlich  der  gewerblichen  Vorzugsrenten 
aber  i-t  hauptsächlich  folgendes  zu  be- 
merken. Die  lokalen  Vor;  i  sind 
-  ihres  Zusammenhanges  mit  einem 
Platze  leicht  übertragbar.  Sie  sind  aber 
auch  diejei  _  werblichen  Vorzugsn 
die  am  tu. -i~t . -n  Aussicht  auf  Dauer  und  so- 
gar auf wi  g  besitzen.  Na 
ä   ■  >Li-  letztere  von 

-    ' -.M.Mi--!.  Ilen    in    gi 

ten.      In'.-    Zukunfts 
natürlich   immer  mit  in'Anschlag  gebracht, 

Verkaut  des 
bringenden  Unternehmens  und  den 
anzuwendenden    Kapital  iktor   han- 

delt    Findet  der  Verkauf  wirklich  statt,  so 

•    Vorzug 
Wirtschaft  I  Erwerber  ver- 

loren, da  der  Verkäufer  ihren  kapitalis 

erhält;  i   n    ersteren  viel- 

leicht   eine    Risikoprämie    für  dir-   Möglich- 
keit, da-s  die    begünstigte  Stellung  in  Zu- 
kunft   vi.  ü  i  ]  ing    ver- 
lieren   könnte  Aus- 
'.    dass   der  Wert   dieser  Stellung  sich 
[eicht  in  noch   stärkerem   Masse  erhöhen 
als    von    dem  Verkäufer   1...;    - 
Preisforderung  für  wahrscheinlich  gehalten 
wurde.      Der    ungewöhnliche    Gewinn    aus 
terni  hmtingskapitalbleibl 
:h    an    sich    bestehen,   auch    «  im    der 
lieh    keinen    Vorl   ü 
i    hat.      1 1                  ron    ihm  in  seinem 

1     ..         tal         !!.!.--        --.Viel 

ringen,  das.-  sich  nicht  nur  der  gewöhn- 
G  winn  aus  diesem  K 
darüber  hinaus  mindestens  die    Ver- 

zinsui  ir  die   Vorzugsrente  1.. .zahlten 

Kaut;  i.  —    Die   meisten    soge- 

Verhältnisse  .    die  als  prival 
tliche  Vermög  radelt  wer- 

Lokalen    Vorzugs- 
ii  .    sofern    sie 
ri  rfen  und  nicht  einfach,  wie  etwa 
di"   I.  r  Firma    zu  ihrer  Kund- 

nur   .-in.'    einig  icherte 

haft  auf  den  gewöhnlichen  Kapital- 
L  Stellungen, 

nicht    durch  di 

i  Verkehrsverhältni« 
künstlich    durch    Rech     irdi 
geschaffen     sind,     wie    gew  Real- 

I 
nicht     immer    auf    jedermani 

iufig    nur   auf    30l  dieh- 

lii     gewisse    fom    Staate  verl 
.  rfüllen.      So    kann    nie' 
der  im     ■  •         |      ibation  al     Lpol     ■ 
sitzt,   eine  Apotheke    betreiben,    auch    wenn 
er  die  an  ein  II 

'ilen    ei-Wi 


Von    den   künstlichen    persönlichen  \'or- 
zugsrenten  sind  die  aui  staatliehen  Pers 

•  n    beruhenden    in    vielen    lallen 
überhaupt    nicht   veräusserlich,   anden 

:i  insofern  übertragen  werden,  als 
Inhalier  der  betreffenden  Stellungen  berech- 
tigt   sind,    ihre    Nachfolger    der    die    K,.n- 

erteilenden     Behörde     zu     pr 
tieren.     Hierh  c  gehören  z.  B.  die  kauf] 
Stellen   der  Effektenbörsenmakler  in  Frank- 
reich.  --   Die  Patent.;,    sind    ohne    wei 
veräusserlich,    ebenso  die  Lizenzen  zur  An- 
wendung eine-  ten  Verfahrens.   Die 
von  vorn  herein  bestimmt  beschränkte  Dauet 
des   Patentrechts  ist  natürlich  für  den  I 

sehr  wesentlich  mit  massg. 
Das  'eii  dem  Erwerber  übernommene  I. 
abei   besteht  nicht  nur  darin.   da>>  der  Ab- 
der  auf  Grund  des  Patents  hergestellten 
inen  oder  sonstigen  Gegenstände  hinter 
den  Erwartungen    zurückbleiben  kann,    son- 
dern auch  darin,    dass  die  ganze  Erfii 
durch   neue  Fortschritte   der  Technik   ü 
holt  und  überflüssig  gemacht  werden  kann. 
Dasselbe   gut  von  Fabrikgeheimnissen, 
übrigens  an  sich  weniger  zur  Vei 

•t    sind    als  die   Patente.  —  Zu 
rein    persönlichen    Vorzugsstellungen    kann 
man   auch  diejenigen  rechnen,   die  vorüber- 
gehend eine  Vorhand  gewähren,  ohne  da-s 
ihnen  irgend  ein  künstlicher  Schutz  zu 
wird.     Solche    ergeben   sich  namentlich  da- 
raus,  dass  jemand   thatsächlieh  zuerst  eine 
Gelegenheit   ausnutzt,    eine  neue  Ware  aui 
den  Markt   bringt,    eine  günstige  Verkehrs- 
verbindung  einleitet  etc.     So   kann  an; 
ein  ungewöhnlicher  Gewinn  erzielt  werden, 
der   dann  aber  durch  die  allmählich  hinzu- 
kommende Konkurrenz  mehr  und  mehr  auf 
das     normale    Mass    herabgedrückt     wird. 
Häufig  i>t  das  Auffinden  der  günstige 
legenheit    dem    Scharfblick    oder    der    Ge- 
schicklichkeit    des    sie    zuerst    besitzenden 
Unternehmers    zu    verdanken,    nicht    - 
ab  r  i-t  sie  einfach  auf  geschäftliches    Glück 
zurückzuführen.    Scharfe  Grenzen  zwischen 
den     auf    Kapital     gestützten     persönlichen 
Unternehmerrenten  und  den  Vorzugserträg 
rein    persönlicher    Leistungen    lassen    .-ich 
natürlich    nicht   ziehen.      Uebrigens   i-t  Lei 
der    Entstehung    der   letzteren   häufig  auch 
da-     Glück     mit  im  Spiele,  wenn  z.  B.  ein 
zwar  tüchtiger,   aber  doch  nicht  ungewöhn- 
lich h  oder  Arzt  oder  Rechtsanwalt 
durch    einige  besonders  glückliche   Erfolge 
besondere    Aufmerksamkeit    auf    sieh    zieht 
und  dadurch  ein    aussergewöhnlich  eint 
liehe  Praxis 

Viele   Vorzugsrenten,    wie    die   aus    Pa- 
tent.*1!!. Privilegien  und  einzigartigen  Lokal- 
en,  entstehen   durch  eine  rein  rnono- 
äche    Erhöhung  des  Preises   gem 
eii--.-.   bil  i'  .    tlso  keine  Vermeh 


Vor 


fl  Gesamteinkommens  der  Nation,  sondern 
n  durch  eine  entsprechende  Mehrbe- 
g  der  Konsumenten  aufgewogen.  In 
c°„  Fällen  stehen  die  bevorzugten  1 
!in,,„  in  Konkurrenz  mit  anderen 
n9tigteu.  die  bei  dem  bestehenden 
,  Ware  nur  den  gewöhnlichen 
gewinn  erlangen,  während  im-  die 
en%in  Extragewinn  übrig  bleibt    Dann 

ät  dieser  Preis  also  notwendig,  um  die  top- 

„.    Nachfrage   zu    befriedigen  und  in- 

„nabhäinsig  von  dem  Rentenelement, 

°ierden    bevorzugten     zufallt.      In    einem 

aden   von  aussergewöhnhch  gunstiger  Ge- 

;1     ,    ,erd,      rielleicht  alle  Waren  zu 

,,     Prisen    verkauf!      wie     in    den 

,,    gleichwohl   aber   brmgl  er  seinem 

Vorzugsrente  ein,   wed  dieser 

Le  i-,.  sein  Kapital  öfter,  als  sonst  diel 
umzusetzen     Es  bleibt  dann  aber 
immer  die   Thatsache   bestehen,   dass 
,  Unternehmer  ffir  ihren  Ted  von  dem- 
o    Kapüal    lediglich    mfolge    ihrer   be- 
igten   Lage    einen    grösseren    Gewinn 
Stielen  als  andere.    Vielleicht  entschhessen 
sie   Sieh,   einen   Teil   des  Mehrgewinne 

„m  ihre  Warenpreise  herabzusetzen, 
|adlu.ch    itae    Konkurrenten    zuruckzu- 
;en  und  eine  noch  grössere  Kundschaft 
heranzuziehen,    wobei    sie   dann    von  einem 
■ren  Umsatz  einen  geringeren  Prozent- 
en   Gewinn    beziehen     Doch   werden 
freu  Gewinn    schwerhch   dauernd    auf 
wohnlichen  Kapitalgewinnsatz  herab- 
n,     vielmehr    nach    Verdräm. 

ren  Konkurrenten  ihre  Preise  wieder 

ien.  -  Je   grössei    die  Quob     -  ■ 
kamtproduktes    ist  die  von   wenigen  bevor- 
zugten Unternehmern  geliefert  wird,  um  so 
mehr  tritt  der  monopolistische  Charaktei  der 
Preisbildung  hervor.    Die  Vorzugsrente  ent- 
dann    deutlich    erkennbar   durch    die 
aktive  Taktik  der  begünstigten  Gruppe,  die 
,li,.    pj    5Si   igerung    einfach  durch  die  Zu- 
dtung    der    Ware    zu    stände    bringt, 
während  die  Konkurrenz  der  m  htbegunstig- 
ten  Unternehmer  nach  unserer  \oraussetzung 
nur  nebensächlich  bleibt  und  daher  viel 
nicht  einmal  imstande  ist,  das ;  Emportreiben 
Preises  bis  zu  dem  der  Monopoltbeorie 
Lenden    Maximum     zu    verhindern, 
rhaupt   bildet    das  Monopol    einen  äus- 
serten SpmalfaU  der  Vorzugsrente,  nämlich 

.,.    bei    dem   keine   Abstufun 
Rentenvorteüe  bis  zu  ihrem  gänzlichen  \  er- 
schwindeu  stattfindet. 

Kur,  gesagt,  entsb   ien  die       <   ugsrenten 
als.,  teils  durch  die  positive  Preissteigerung 
sser  Waren,   teds  dadurch,   dass  einige 
ätigte  Unternehmer  zu  d  deinen 

Marktpreise  verkaufen,  --wohl  sie  für  ihren 
Ted  zu  einer  Preisherabsetzung  imstande 
wären.      Aber   selbst    im   ersten  lalle  kann 


die  Wirkung  einer  Voran  «?rt- 

aützlich  sein.     Dies  isi  klar  mcW 
i    betreff  der  den  Erfindungsgeisl  an- 
Patent  '  der  Er- 

schliessung irgi  '  neuer  Gebiet 

Produktion    und   des    Handels,   die   füi 
Volkswirtschaft   von     '  ng  sind.     Der 

ungewöhnliche    Gewinn,     den     die     bahn- 
brechenden  Unternehmer 
bieten    infolge    ihrer      Vorhan 
bildet    eine    Prämie,    die   andere    zr,    Nach- 
eiferung   in   ähnlichen    verdienstlichen    Be- 
strebungen antreibt.     Dah 
TOn    einer    allgemein    wirksamen 
funktion  .  deren  Bedeutm 
dass  die  produktive  Initiative  alle 

ungewöhnlich  günstigen  <  telegenhei 
l1   Liad  jede  ungewöhnliche  & 
aicW    nur  zum  Erwerbe,    sondern  auch  zur 
objektiven  Produktion  benutzt  werden 
des    kann   die    objektiv   volkswirtschaftliche 
Berechtigung  solcher  Rentenprämien  nur  m- 
ohne    Bedenken    anerkannt    werden, 
als    dieselben    nur    zeitweilige    Vq 
darsb  11  a  und  ächliessüch  wieder  durch  die 
wirtschaftliche  Entwicklung  eliminiert  wer- 
den.    Ein   Patentvorreeh.1    von   unbegrenzter 
Dauer  war  Belastung  der  Gesamtheit, 

die  weil   übet   den  Zweck  der  Anregung  des 
Erfindungsgeistes    hinausginge.     Die   land- 
liche und  namentlich  die  städtische  Boden- 
rente kann  ebenfalls  ursprünglich  hautig  den 
( Iharakter  einer  volkswirtschaftlich  nützlichen 
Prämie  besitzen,  aber  beide  haben  die  na      - 
liehe   Tendenz,    nicht    nur   sich  dauernd  zu 
behaupten,  sondern  mit  der  Vermehrung  der 
Bevölkerimg,    die   städtische   sogar   mit  der 
Mos,    lokalen   Koncentnerung  der  Be 
rung    dauernd    zu    steigen.      Dieses   Steigen 
aber   beruht    nur   auf    Ueberti^gungen    von 
Einkommen    aus  einer  Hand  m  die  andere 
und     kann    nicht    als    volkswirtschaftliche 
Vorteil    betrachtet    worden,    wenn    es    sich 
auch  als  folge  der  bestehenden  Et 
Ordnung  nicht  vermeiden  lasst.     Da 
dauernden    Renten    durch    Verfem! 
wirtschaftlich   für  den  neuen  Erw. 
Grundstückes   eliminiert    werden,      it 
Belastung  der  Rentenzahler  ungeandert 
Wenn  die  Vorzugsrenten  häufig  auf  ■ 
wirküchen    V  i  *  .^fv^ 

einer   Steigerung   der  Produktivita 
hpit   bl  so   wird   dadurch  das  mono- 

poSsl  ■      n,,it.in    ihnen    tag» 

toben;     ihre    eigentümliche    Wn 
vielmehr  ,?   ^fj?!? 

Vorteil  aus  eine?  Erhöhung  der  l'roduktm- 
Ml  der  \rbeit   der  bei  l  !1  mit 

ei  IvVank  er  Konkurrenz  oder 

rate  kommt, 

an    S  >"    An" 

Wenn    z.  B 


zur 


jeren    Ben  '-":i    Eisen   ei 
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Vorzuesrente 


fanden  wird,    so  wird  dieses  sich,  wenn  es 
jedem  ohne    weiteres  zugänglich   ist,   sehr 
rasch    allgemein   verbreiten    und   der   Preis 
Eisens  wird  auf  die  dem  neuen  Stande 
der    Technik    entsprechenden    Produkl 
kosten  herahgedrückt  werden,  zu  denen  auch 
der    normale  Gewinn   aus   dem    etwa   nötig 
i -denen   Mehraufwande  an   Kapital  ge- 
hört.    "Wenn   dagegen    die   Ausnutzuni:   der 
Erfindung     ausschliesslich     einem     Patent- 
inhaber oder  denjenigen,    die   von    d 
eine  Lizenz  gekauft  haben,  zusteht,  so  wird 
für    die    Dauer    dieses    Vorzugsrechts    der 
Preis    des    Erzeugnisses    beinahe    auf    der 
früheren  Höhe  bleiben,  der  Vorteil  der  ver- 
minderten Produktionski  30   so   lange 
fast    ausschliesslich    als    Vorzugsrente    den 
privilegierten  Unternehmern   zufallen.     Das 
Patent  erschwert  also  die  Preisermässi 
die  sonst  infolge  der  Verbesserung  der  Pro- 
duktion   zu    erwarten    gewesen    wäre.      In 
anderen  Fällen  aber  besteht  überhaupt  kein 
Zusammenhang    zwischen   der  Vorzugsrente 
und   einer  Steigerung  der  Produktivität  der 
t.      I  lies   gilt   namentlich  dann,    wenn 
die    Vorzugsrente    durch    eine    positive  Er- 
höhui                     5  der  betreffenden  Erzeug- 
entsteht, während  die  gesteigerte  Pro- 
duktivität der  Arbeit  ja  wesentlich  verbilli- 
gend auf  die  Produkte  einwirkt.     Die  land- 
wirtschaftliche Grundrente,    wie  sie  sich  in 
Europa   etwa   von    1830—1860   entwickelte. 
ist  zu  dieser  Kategorie  zurechnen,  denn  ihr 
hrirt    beruhte    hauptsächlich    auf   der 
Preissteigerung  der  Bodenprodukte  und  der 
Erzeugnissi   der  Viehzucht.     Soweit  zugleich 
eine                   Kapitalverwendung    bei    er- 
höhter  Intensität   des    Betriebes    und    ver- 
mischen Hilfsmitteln  stattfand, 
wird  der  entsprechende  Kapitalgewinn  auch 
in  der  Landwirtschaft  nicht  zur  Grundrente 
hnet.    Die  gesteigerte  Produktivität  der 
il     durch     technische    Verbesserungen 
kann    dem    monopol                   Elemente    der 
Grundrente  entgegenwirken,  indem  sie  eine 
Ausgleich«             a  natürlichen  Produktions- 
und   Marktbedingungen    der    verschiedenen 
Grundstücke  begünstigt.    So  kann  auch  die 
Herabdrückung  der  europäischen  Grundrente 
durch  das  Sinken  der  Getreidepre 
Folge    der    technischen    Verbesserung 
Vermehrung  der  Transportmitte]  betrachtet 
werden,  durch  die  derMitbewerb  der  über- 
seeischen   Produktionsgebiete    möglich    ge- 
worden  ist 

Die  Vorzugsrente   ergiebl  sich  auch  un- 
abhängig von  dem  unbestimmten  Begriff  des 
öhnliehen      oder      üblichen     Kapital- 
-      eil    sie   auf   einer  greifbaren, 
1  dere  Schlltznng  zulassenden  Grund- 
lage beruht.    Das  gilt  von  allen  denjei 
die    sieh    an    ländliche.    Bergwerks-    oder 
städtis'  he    Grundstücke,    an    Patente 


irgend    welche    andere   die  Konkurrenz   be- 
schränkende veräusserliche  Vorrechte  knüp- 
fen.   Für  alle  diese  Rentengrundlaeon  stellt 
sich  im  Verkehr  ein  geschätzter  oder  wirk- 
lich bezahlter  Preis  oder  Pachtwert  heraus. 
Dass  der  gegenwärtige  Inhaber  der  Renten- 
quelle wirklieh  einen  entsprechenden  Mehr- 
gewinn   über    den    üblichen    Kapitalgew  hm 
bezieht,   ist   damit    keineswegs  gesaut,    man 
hält  das  aber  unter  normalen  Verhält! 
für    möglich.      Der   Kapitalwert   und   damit 
der  Rentenertrag  u n v er ä u s s e r li ch e r  Pri- 
vilegien, wie  der  erwähnten  persönlichen  Apo- 
thekenkonzessionen, lässt  sich  nach  Ana 
ebenfalls    noch    schätzen.      Xur    die    Mehr- 
gewinne aus  der  persönlichen  Geschicklich- 
keit   und    Geschäftstüchtigkeit    des    Unter- 
nehmers—die  in  der  Regel  auf  Beschleuni- 
gung des  Umsatzes  beruhen  —  haben  keine 
solchen   festen  Unterlagen   und   können  nur 
durch    den    Ueberschuss     über    den    hypo- 
thetischen    »gewöhnlichen       Kapitalgewinn 
ausgedrückt   werden.     Man  kann   aber  da- 
rüber streiten,  ob  diese  Art  von  Mehrgewinn 
trotz  ihres  Zusammenhangs  mit  dem  Kapital 
noch    als   Vorzugsrente    zu   betrachten   und 
nicht  vielmehr  in  die  Kategorie  der  Vor:  igs- 
ertrage  aus  persönlicher  Arbeit   zu   stellen 
sei.   —  Die   geschätzte   oder   im   Kaufpreis 
nai  h  ihrem  geschätzten  Kapitalwert  bezahlte 
Vorzugsrente  tritt  in  dem  Ertrag  des  Unter- 
nehmers keineswegs  immer  hervor,  sie  kann 
sowohl  zeitweise  wie  auch  dauernd  zurück- 
gehen,   was   sich  darin  zeigt,    dass  der  Ge- 
samtertrag  auf  den   gewöhnlichen   Kapital- 
gewinu,    vielleicht    sogar  auf  den   gewöhn- 
lichen  Kapitalzins    oder   noch    tiefer   sinkt. 
Im   letzteren  Falle  kann  man  die  Differenz 
des   erzielten  Kapitalertrags  gegenüber  dem 
üblichen    als    Zubusse    bezeichnen.      Es 
handelt  sich  hier  aber  nur  um  die  privat- 
w  ir  tschaft  li  c  h  e  n  Vorzugsrenten  und  Zn- 
bussen  für  die  gegenwärtig  wirtschaftenden 
Unternehmer.    Dm  die  Rentenbelastung  d5 
Volkswirtschaft    zu   ermitteln,    rnüsste   mau 
wissen,    für    welchen    Preis    die    einzelnen 
Unternehmer     ihre     Vorzugsstellungen     er- 
worben   halien.     Dieser  Preis,   die  kapitali- 
sierte Reute,  hat  für  den  Käufer,  auch  wenn 
es  sich  um  landwirtschaftlichen  Boden  han- 
delt,   die    privatwirtschaftliche    Bedeutung 
einer  Kapitalanlage,  der  diesem  Betrage  ent- 
sprechende Kapitalgewinn  aber  bildet,   wie 
schon  erwähnt,  für  die  Gesamtheit  nach  wie 
vor  eine  Rentenbelastung,  und  ein  die  Unter- 
nehmer   treffender  Verlust   infolge   des  ge- 
sunkenen Preises  ihrer  Erzeugnisse  erscheint 
unter    solchen    Umständen     als    eine    Ver- 
minderung der  Rentenbelastung  der  Volks- 
wirtschaft.     Gleichwohl   erscheint,   wie   die 
wirtschaftliche  Organisation  nun- einmal 
-i.öt-t    ist,    die   Ausbreitung   und    das  An- 
n    von   Vorzugsrenten  wenigstens  bis 
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Qem  gewissen  Grade  als  ein  Symptom 
sg  Kulturfortschritts,  während  das  hinten 
erselben  in  der  Rege]  auf  Stagnation  und 
VHall  des  Wirtschaftslebens  hindeutet,  wie 
,,:„,,  ja  ohne  weiteres  alle  Vomigsrenten 
Ken  würden,  wenn  ein  Zusammenbruch 
ler  Kultur  und  Rückfall  an  die  Barbarei 
in  träte. 


Litteratur:  >■■  Mangoldt,  Die  Lehr,  vom  Unter- 
in,,.  Leipzig  1855,  S.  109 f.  -     Ver- 
gelte      Grundrüt     da       Volkuwirtxchaft 
Stetig  ,    -  Schaffte,  Nat> 

y.    aueh    die 
iru.  G  Bd.   IT,  & 

Monopol 


w. 


Waentig,  Heinrich, 

tu:   21.  III.  1870  zu  Zwickau  im  Königr. 

-•-li.  Abiturientenexam.  i.  lx>s.  studierte  an 

den    Universitäten    München,    Berlin,    Leipzig, 

promovierte   1893  in   Leipzig,    habilitierte   sich 

in   Marburg   für  Nationalökonomie   im    Winter 

1895,  lehrt)  im  Sommersemester  1897  ver- 
tretungsweise in  Breslau,  wurde  im  Juli  1S97 
zum  Extraordinarius  in  Marburg  ernannt,  lehrte 
im  Wintersemester  18!  ■  ctretungsweise  in 
Greifswald,  wurde  im  April  1898  dahin  versetzt, 
lehnte  im  Frühjahr  1899  einen  Ruf  als  Ordina- 
rius nach  Rostock  ab  and  wurde  im  April  ilL->- 
seihen   Jahres   zum  ord.  Professor  dei    Staats- 

iften   an  der   Universität    Greifswald 
ernannt. 

Efentlichte    in    Buchform: 
Die  Vorlauf  er  Augusl  Leipzig  18 

Auguste  i  omte  und  seine  Bedeutung  für  die 
Entwickelnng    d  rischaft,    Leipzig 

1894         Die  Entwii  -  österreichischen 

im    19.    Jahrhundert,    Marburg 

1896.  —  Gewerbliche    Mittelstandspolitik,  eine 
tshistorisch-wirtschaftspolil  -    idie  auf 

Grund   österreichischer   Quellen.   Leipzig   1898. 
-  In  Z  ei ts  c  h  ritt  e  n  :  und  zwar  in  Schmollers 
Jahrbuch   I    Gesetzg    und    Verwaltung, 
1891,  4.  Herr:   [ndustriekartelle  und   Trusts  a. 
<i.  Problem  ihrer  rechtlichen  Regelung. 

Red. 


Wagner,   Adolph    Heinrich    Gotthilf, 

wurde   am  25.  111.  1835  zu  Erlangen  als  Sohn 

ii  naturwissenschaftlichen  Materialis- 
mus, geboren.  Kr  studierte  L853— 1857  zuerst 
Rechts-,  'lann  Staatswissenschaften  in  Göttingen 
und  B  wurde  na  Schüler 

.    K.  II.  Ran   und  R.  von  Mohl. 
dem  er  in  >  .  im  Juli  1857  mir  der 

unten    genannten    ersten    51  ritt-  n 

zum  Doktor  philosophiae  promoviert  wordi 
und   nach  einem    Aufenthalte  zu   wissenschaft- 
lichen Zwecken  in  Berlin  imSommi  1  L858  wurde 
er   im   !!■  1  Jahn  s  als  P         or  der 

Nationalökonomie  und  Finanzwissenschaft  an  die 


neu   begründete   Handelsakademie,   eine    i 
Handelslehranstalt,    nach  Wien   berufen.    •• 
—  auch   in  mannigfacher  Weise  litterari- 
den   österreichischen    Finanz-.    Valuta-,    Bank- 
Ei  igen    und   dgl.   beteiligt   —   bis  zum   Herbst 
1S63   wirkte.     Um   diese  Zeit   siedelte   er 
Hamburg  über  und  übernahm  dort  1 
Stelleander  damals  versuchsweise  von  einei 
eine  begründeten  kaufmännischenFortbildui 
stalt.  Ende  1864  nahm  Wagner  einenRuf  aisordent- 
licher Professor  der  Statistik  etc.  an  die  Universität 
Dorpat  an.  begann  seine  Lehrthätigkeit  daselbst 
im  Sommer  1865,   kehrte   aber   im  Herbst   1868 
nach  Deutschland   zurück  und   zwar  als 
folgi  r  Hans  von  Mangoldts  auf  dem  ordentlichen 
Lehrstuhl  für  Staats-  und  Kameralwissenschaften 
in   Freiburg   i.  B.     Im    Sommer   187'  r   erfolgte 
seine    Berufung  als   ordentlicher   Professo 
Staatswissenschaften  an  die  Universität  Berlin: 
gleichzeitig   wurde   er   im   Nebenainte  31 1 
des  Königl.  preuss.  stat.  Bureaus  sowie   eben- 
falls  im  Nebenamte  Dozent  der  Nationale! 

an  der  damaligen  Gewerbeakademie  der 
späteren  technischen  Hochschule*,  welche  letztere 
Stellung  er  aber  1876  aufgab.  Seine  amilich« 
gkeit  im  statistischen  Bureau  beschränkt 
sich  auf  die  Teilnahme  an  den  Kursen  des  mit 
diesem  Bureau  verbundenen,  in  den  I 
.Jahren  übrigens  nicht  regelmässig  abgehaltenen 
statistischen  Seminars. 

Wagner  ist  Mitglied  einer  Anzahl  ausser- 
deutscher  gelehrten  Gesellschaften  und  Akade- 
niieen.  u.  a.  korrespondierendes  Mitglied  de-  K. 
Ital.  Lombardischen  Instituts  für  Wissenschaft 
und  Litteratur  in  Mailand,  der  K.  Gesellschaft 
zu  Neapel,  des  K.  Instituts  zu  Venedig,  seit  1894 
auswärtiges  Mitglied  der  K.  Akademie  der 
Wissenschaften  [dei  Lineeil  zu  Rom.  Ehrenmit- 
glied der  Royal  Statistical  society  in  London 
(1897).  Bei  dem  Universitätsjnbiläum  in  Dublin 
(Trinke  College  im  Juli  1892  wurde  er  daselbst 
zum  Ehrendoktor  der  Rechte  ernannt,  bei  dein 
Universitätsjubiläum  in  Czernowitz  1900  zum 
Ehrendoktor  der  rechts-  und  staatswissenschaft- 
lichen Fakultät  daselbst. 

Auch  Wagner  gehört  zu  den  Mitbegründern 
des  Vereins   für  Sozialpolitik,    von  dem  er  sieb 
ion  -dt  1S77  hei  seiner  ausgesprochi  : 

■ii  Richtung  mehr  trennte.    Kr 

L880    ifrig  in  die  praktische  Agitation 

zialreform,   Finanz-  und  Steuerpolitik  in 


Ufcmarckschei«  Sinne  ein,  wurde  1881  Mitglied 
1  ,    von     v,i     Stöcker    begründe!  istlich- 

sMialen   Partei  und  bald   deren  zweiter  1  rasi- 
dent    trat    aber    189(5   ans   dieser  Stelung  aus 
Voni882     1885  war  er  auch  Mitglied  des  preuss 
rdnetenhauses,    wo   er  der  konservativen 
Partei  beitrat.     Von  diesen  verschiedenen  üfent- 
Thätigkeiten  zog  er  äich  jedoch  seit  188o 
Senteils  zurück,  um  sieb  der  wissenschaft- 
"rteit  wieder  ausschliesslicher  widmen  zu 
,       Nur   an  den  evangelisch-sozialen  Be- 
steebun-en   der   letzten  Jahre  hat  er  sich  noch 
,     "t     uu,    diese    Bewegung    mit    m   Fluss 
taugen  zu  helfen,    insbesondere  in  Verbindung 
,  'dem  evangelisch-sozialen  Kongress,   dessen 
Sster  Präsident    er    war  und   späterer  Ehreii- 

^t?a'nerr  "bSahm  auf  den  Wunsch  Kaus 
„,,,,  dessen  Tode  die  Herausgabe  des  berühmten 

lchs  der  politischen  Oekonomie  dieses 
Autors  gab  das  aber  aus  Rücksicht  auf  pnn- 
Se  Verschiedenheiten  des  Standpunktes  nach 

Len  des  1.  Teils  der  Finanzwissenscha.fi 
SfnXeinem  Versuche  Raus  Grundsätze  de 

Volkswirtschaftslehre  für   die  allgemeine  theo- 

retischeVolkswirtschaftslehre  noch  mehr  mit  zu 

,en,    auf.      Er   hat   dann   sein   Lehr-   und 

buch   von  dem   Rauschen   ganz   losgelöst 

'      geplante  Zusammenarbeit  an  jenem  Werke 

,„     fTasse  kam  nicht  über  die  Mitenfuhrung 

^  Namens  Nasses   auf  dem    Ktel  hinaus,   da 

;,-;' tarli.   bevor  er  etwas  für  das  Werk  ge- 

:  ,;l        ta  Jahre  1892  hat  Wagner  dann 

ehten   neuen,    noch    umfassenderen    Plan    des 

Werkes  entworfen   und  dafür  die  Mitarbeit^ 

Schaft    von    A.  Buchenberger,   K.   Bucher  und 

^.Detzel   gewonnen,    von   denen   ersterer, en 

übernommenen  Hauptteil  seiner  Arbeit  (2  Bande 

A^rpoüük,1892,1893)ausg^fülirt,D«^inen 

a  Band  tTheor.  Sociaiokon.,  189o    geeiert 
L  Von  1878-1886  beteiligte  sichWagnei 

mit'   Schäffle    an    der    Redaktor l   der    Tu. 

Ztschr   t   d    gesamte  Staatswissenschaft,     hm. 

Zeit  lang  hat  Wagner  auch  die  Herausgabe  des 

ütterarisAen  Nachlasses  von  Rodbertus  mit 

Wagner  veröffentlichte  a  in  Buchform: 
Beiträge  zur  Lehre  von  den  Banken  mit  bes. 
Sfauf  England  und  die  Principren  der 
peel<eheii  Bankakte.  Doktordiss..  Gott.  185«  v.u 
gleich   das    I.   Kap.    des    folgenden    grj 

,  ,  -Beiträge  zur  Lehre  von  den  Banken 
ffi  1857.  -  Das  neue  Lotterieanlehenund 

l,      ara       «s 

_Die  Modifikationen  des  Uebereinkommens 
Aschen  Staat  und  Bank  (aus  der  Zeitscbr^ 
Stimmen  der  Zeit'1  etc.  Wien  18b2.  —  -Uie 
ör™uno-  des  österr.  Staatshaushaltes  mi  bes. 
Eü  k  "lit  auf  den  Ausgabeetat  und  die  Staats- 
Sd  Wien  1863.  -  Die  Gesetzmässigkeit  in 
unscheinbar  willkürliehen  -<--'  >f '^oder 
lungen  vom  Standpunkte  der  Statist  k.  L 
,11.-111  Teil.  2.  o.ler  specieller  reü,  Statistik 
wflkürlieber  Handlungen,  I.  Vergleichende 
sSordstatistik  Europas  nebst  einem  Abriss 
,1er  Statistik  der  Trauungen.  Hamburg  1Mb.  - 


,  ZUr   Finanzstatistik   des  ScMwe 
Osteeegouvernements  Livland,  a.ui- 

andundl  -D»™« 

Papierwährung,    eine   volkswirtechaftiiche    and 
politische    Studie   nebst    Vorschlägen    zur 
Herstellung   d  i    \      ita     Riga    L86*     merel    in 
^ufsatzforminder„Ball    Monatschr  '. 
.    ii        Russische   I    j  '< 

vonStaatsral      pätei   ra       I  inanz stei    von 

Bunge,    Kie«'  1871.  -  System   d« 
Zettelbankgesetzgebung  unter  Vergleichung  mit 
de -ausländischen.    Zugleich  ein  fiandbuchdes 
Zettelbankwesens.     Mit   Rücksi  W    auf  die  Er- 
richtung   von  Zettelbanken  in    B 

Bankreform   und  das  Staatspapiergeldwesen  im 
Norddeutschen  Bunde.   1.   Abteilung,    Freiburg 
i  B  1870  (in  2  Heften  nacheinander  erschiei 
\ j    „der  Schlussabteilung,    ebd.    £73      Gl 
zeitig  mit  letzterer  erschien  dies  Werk  in 
Gesamtausgabe  u.  d.  T.  System  der  Zette  bank- 
nolVuk    mit   bes.   Rücksichl    auf    das 
Cht  und  auf  deutsche  Verhältnisse,  ein  Hand- 
K  Zettelbankwesens,   2.  teilweise  umge- 
arteitete  und  vervoUständigte    Ausgabe 
b  1873.    _    Gedächtnisrede    auf   H    K     ron 

Soldt  Freiburg  1870.  -  Die  ^Schaffung 
des  mivaten  Grundeigentums,  Leipzig  IbM.  - 
,  ,.,  L  und  Lothringen  und  ihre  Wiedergewumung 
für  Deutsehland.  1.-^6.  Ann  Leipzig  18/0/71. 
_  Die  Veränderungen  der  Karte  von  Europa, 
Berlin  1871  (Heft  127  der  Virchow-v  Holtzen- 
loorfechenSanimliing).- Rede  über  die  soziale 
Frage  ^halten  in  der  Versammlung  evangeh 
Ker  Oktober  1871),  Berlin  18/1.  -  K.  H. 
Raus  Lehrbuch  der  Finanzwissenschaft,  6  A  - 
gate,  vielfach  verändert  und  teüweise ,  Tgg 
neu  bearbeitet  von  A  Wagner.  1.  Abted-Ein 
Leitung,    ^abenPrivaterwerb   des  S 


Kfr  und  Heidelberg   1S71  72   (in  . 
Leipzig    1S72    (Sonderausgabe  aus  v.  Holtzen_ 
dorffs   Jahrb.   des   Deutschen  Reichs ^  s.^.). 
,   Brief  an  HB.  Oppenheim.  Berlin  ls, 
ipiergeld,    Reichskassenscheme    und 
Banknoten,  krit  Bemerkungen  und  Vors, 
zu  der  Vorlage   im    Reichstage  betr. .ito .Aus, 
„•ii,e  von  Reichskassenscheinen,  Berlin  18 74.  - 
rttelbankreform     im    Deutschen    Reiche. 
Kritik    des    Bankgesetzentwurfs   nebst    formu- 
liertem  Gegend  ,rschlag,    Berlin  lb'\',.i",i\ 
buch  der  politischen  Oekonomie  von  K.  H.  Kau 
vollständil  neu  bearb,  V.Wagner  und 

B  Nasse  illgemeine  -der  theoretisch,  Volks- 
SirÄtddS  von  A.  Wagner  ^Benutzung 
von  Raus  Grundsätzen  der  \  olkswtechartsletLre 
\,  -bieh  als  9  Ausgabe  der  Rauschen  Volks- 
wÄ  BU-Teü,  Grundlegung ,  Leip^g 

und    Heidelberg    L87 8  H  o  ™d 

1876  erschienen).  Von  der  2.  Anlage  Ui^  ^ . 
bearbeituns  an  führte  dies  Werk  den  luei 
LehrbucnlrPolil  T^A 

selbständigen ^Al 

SeVolkfwiSha  '     « ->'••'■ 

V      Grundlegunfi  le;    Vo^s- 

^rtschattV^lks  ;^ 

wirtscnarx,  vipli.„.u  ,  e  und  stark 

vSnrte  lusgabe6  Ä  '    Beidelberg 

svittr   und    gegenwärtig    erschien   das 

Werk  uPd   T.       k-  uld  Handbuch  der  pohti- 

2en  Oekonomie  in  einzelnen  selbständigen  AI,- 


Wagner 


Teilungen.     In   Verbindung  mit   Buekenberger, 
Bücher.  Dietzel  und  anderen  bearbeitet  und  her- 
ausgegeben  von   A.  Wagner.     Erste  Hauptab- 
teilung.   Grundlegung  der  politischen  Ökono- 
mie.  3.   Aufl.,    1-  Teil.    Grundlagen  der  Volks- 
wirtschaft,  1.  Halbband    Einleitung  und  Buch 
1—3.   Leipzig  1892.  2.  Halbband     Buch  4—6), 
ebd.  1893.  2.  Teil  Volkswirtschaft  nnd  Recht,  bes. 
Vermögensrecht  Buch  1—3 .  ebd.  1S94.   Yen  der 
zu  diesem  Gesamtwerke  gehörigen  Wagnerschen 
Finanzwissenschaft  erschien  Teil  1  u.  d.T.  Finanz- 
wissenschaft   (Einleitung,  Ordnung  der  Finanz- 
wirtschaft,  Finanzbedarf,   Privaterwerb),  als  2. 
wesentlich  umgestaltete  und  vermehrte  Ausgabe 
des    1.  Teils   der  Neubearbeitung,   Leipzig   und 
Heidelberg    1877,   die  3.    veränderte   und    ver- 
mehrte Aufl.  ebd.  1883.    Teil  2.   Finanzwissen- 
schaft   Gebühren  und   allgemeine  Steuerlehre), 
ebd.  1880  in  2  Heften  1878  und  1880  erschienen) ; 
davon  2.  Aufl.  (veränd.,  vermehrt,  teil«,  amge- 
arb.  .  Leipzig  1890  (Finanzwissenschaft,  Teil  2. 
Theorie    der   Besteuerung,    Gebührenlehre   und 
allgemeine   Steuerlehre).      Teil   3    der  Finanz- 
wissenschaft   (in   4  Heften  1886—89  :    Specielle 
Steuerlehre,  Geschichte,  Gesetzgebung,  Statistik 
der   Besteuerung   einzelner   Lander.   Uebersicht 
der    Steuergeschichte  wichtigerer   Staaten    und 
Zeitalter  bis  Ende  des  IS.  Jahrhunderts   ..Steuer- 
geschichte" 1886  .  die  Besteuerung  des  19.  Jahr- 
hunderts, Einleitung,  britische    1887    und  fran- 
zösische Besteuerung  (1888/89).    Gesamtausgabe 
des    3.    Teils    der   F'inanzwissenschaft,    Leipzig 
1889.    Ergänzungsheft  zu  Teil  3.  brit.  u.  franz. 
Besteuerung,    1S96.    4.  Teil  der  Finanzwissen- 
schaft.    Die  deutsche  Besteuerung  des  19.  Jahr- 
hunderts, 1901    in  2  Halbbänden  1899  u.  1901, 
Gesamtansgabe  1901  .    Italienische  Uebersetzung 
des    1.    und  2.  Bandes   der   Einanzwissenschaft, 
nach  der  2.  bezw.  1.  Auflage  Turin  .    Englische 
und  italienische  Uebersetzung  der  Grundlegung 
bezw.    von    Teilen   davon   sind   in  Aussicht  ge- 
DOmmen,    französische     von     Bonnet     erscheint 
1901    ii     1902      -    Aus   dem  Finauzwerke    er- 
schien   apart:    Das    Eisenbahnwesen    als    Glied 
des   Verkehrswi  sens,    inshes.   die   Staatsbahnen. 
Abriss  einer  Eisenbahnpolitik   und  Oekonomik! 
ratabdrnck    aus    der    2     Ausgabe    des    1.1 
Bandes   der    Finanzwissenschaft),    Leipzig   nnd 
Heidelberg  1877.     Ferner:  nie  französische  Be- 
steuerung von  1<89— 1SS9  [Separatausgabe  von 
Heft  3    und  4   des  3.  Teils  der  Finanzwissen- 
i  .    Leipzig    1889.   —  unsere  Münzreform, 
Berlin    1878     Heft   95  der  v.  Holtzendorffschen 
Zeit-  und  Streitfragen..  —  Die  Kommunalsteuer- 
■     Hing  eines  Eleferates  im  Verein 
für    Sozialpolitik.      Mit    einem    .Nachwort:    Der 
Verein   für  Sozialpolitik   und   seine  Verbindung 
mit  dem  vorkswirtschaftlichei]  Kongress,  Leipzig 
und    Heidelberg    1878.   --  Der  Staat   und  das 
Versicherungswesen,  I.    aus  der  Tüb.  Zeitschrift 
für  Staatswissenschaft).    Sozialökonomische  und 
sozialrechtliche  Studie.    1.  einzige,,  Heft     Prin- 
cipielle    Eri  n   über  die  Frag»    der   ge- 

meinwirtschaftlichen  oder  Privatwirtschaft!!  \u  n 
ä  3  Versicherungswesens,  Tübingen 
Für     bimetallistische     Münzpolitik 
ada,  1.  Anri  .  Berlin  1881  (grossenteils 

Aufsätzen    in    der   „Deutschen    landwirt- 
schafi  P  2.  Aufl.  mir  einem    auch 

ndig  gleichzeitig  erschienenen!  Nachtrage, 
die  jüngste  ttüi     I      tt*    im  deutschen  B 


tage  und  die  französischen  Vorschläge  für  den 
internationalen  Münzkongress.  Berlin  1881.  - 
Felier  \  erstaatlichung  der  Eisenbahnen  und 
über  soziale  Steuerreform  (Landtagsreden).  Berlin 
1883.  —  Gutachten  über  das  Sparkassensystenj 
von  A.  Scheid,  Berlin  1890  (als  Manuskript  ge- 
druckt). —  Das  neue  sozialdemokratische  Pro- 
gramm. Vortrag  auf  dem  3.  evang.- sozialen 
Kongress,  Berlin  1892.  —  Die  neueste  Silber 
krisis  und  unser  Münzwesen,  zwei  mit  einein 
Vorwort  versehene  Aufsätze  aus  den  Preuss. 
Jahrbüchern  (s.  u.j,  Berlin  1894.  —  Mein  Kon- 
flikt mit  dem  Freiherrn  von  Stumm  Aufsätze 
aus  der  ..Zukunft'',  mit  Erweiterungen),  Berlin 
1895.  —  Sozialismus,  Sozialdemokratie,  Katheder- 
und Staatssozialismus,  off.  Bede  in  Bannen. 
Berlin  1895.  —  Die  akademische  Nationalöko- 
nomie und  der  Sozialismus.  Berliner  Universitäts- 
rektorsrede, 1895.  —  Die  Entwickelung  der 
Universität  Berlin  1810— 95,  Rektoratsrede,  1896. 

-  Unternehmergewinn  und  Arbeitslohn.  Beile 
auf  dem  Kongress  des  christlichen  Bergarbeiter? 
verein«,  Göttingen  1897.  —  Grundriss  zu  Vor- 
lesungen über  Einanzwissenschaft  in  aphoristi- 
scher Form,  Berlin  1890,  2.  Aufl.  1901/2.  — 
Vom  Territorialstaat  zur  Weltmacht,  akade- 
mische Festrede,  Berlin  1900.  —  Allgemeine  und 
theoretische  Volkswirtschaftslehre  oder  Sozial- 
ökonomik. Grundlegung  und  Ausführung  in 
aphoristischer  Form.  Grundriss  zu  seiner  Ott 
züglichen  Universitätsvorlesung,  Berlin  1901.  — 
Wohnungsnot  und  städtische  Bodenfrage,  öffentl. 
Bede  im  Bund  der  Bodenreformer,  Berlin  1901. 

-  Soziale  und  wirtschaftliche  Gesichtspunkte 
beim  Schutz  der  Landwirtschaft,  öffentl.  Rede 
in  der  Vereinigung  der  Boden-  und  Wirtschafts- 
reformer, Berlin  1901.  —  Agrar-  und  Industrie- 
staat, Jena  1901. 

Aus  dem  litterarischen  Nachlasse  von 
K.  Bodbertus-Jagetzow,  herausgegeben  von 
Schumacher-Zarchlin  und  A.  Wagner.  I.  Briefe 
von  Ferd.  Lassalle  an  Rodbertus,  mit  einer  Ein- 
leitung von  A.  Wagner,  Berlin  1878.  II.  Das 
Kapital,  herausgegeben  von  A.  Wagner  und 
Th.  Cozak.  Vorwort  von  A.  Wagner.  Berlin 
1884.  III.  Zur  Beleuchtung  der  sozialen  Frage, 
Teil  II  etc.,  herausgegeben  von  denselben,  mit. 
Einleitung  und  Berichterstattung  von  A.  Wagner. 
Berlin  1885.  —  Wagner  hat  mehrfach  Schriften 
von  Schülern  oder  ihm  näher  stehenden  Autoren 
mit  Vorworten  oder  Einleitungen  versehen  (z.  B. 
Berens,  Dogmengeschichte  der  Grundrente,  von 
Hirschfeld,  Finanzen  Frankreichs,  Model,  Berliner 
Effektenhanken,  Sattler,  Effektenbanken,  Fell- 
meth.  Zahlungsbilanz). 

b)  in  Sammelwerken  und  Zeit- 
schriften: 1.  In  „Hannoversche  Zeitung'. 
Lugust  1855:  Das  hannoversche  Eisenbahnwesen 
und  einige  daran  sich  schliessende  Beziehungen, 
i  Aufsätze  (anonym,  Wagners  erste  gedruckte 
Arbeit,  äusserer  Anlass  für  seinen  uebergang 
zum  staatswissenschaftlicben  Studium).  —  2.  In 
der  Zeitschr.  f.  Staatsw.:  Die  Kohlen  und  ihre 
Stellung  in  der  Volkswirtschaft  des  deutschen 
Zollvereins,  1856,  Bd.  12.  —  Zur  Geschichte  und 
Kritik  der  österreichischen  Bankozettelperiode, 
1.  und  2.  Art..  Bd.  17  u.  19,  1861,  1863.  - 
Besprechung  des  Werkes  und  Atlas  von  Guerry. 
Statistique   morale  de   l'Angleterre  comparee  a 

tat.    mor.    de   la   France.    Bd.   21,  1865.  - 
Einiges  von  und  über  Rodbertus-Jagetzow,  Bd. 


■'■ 


i    i«78       R0(ibertus  über  den  Normalarbeits- 1  zahlreiche,  ineist  aap  äätze .  i..--n- 

,'      »,i     -.  r    v.  .    \    Wagner.   »-1..1.   -      den  über  ÖS!  ■■'"»»- 

taTlismus  ,'ScÄ),    Gegner  desselben  and    österreichischen    Finanzen   im   Ja         L858  und 


Goldmononietallisten,    Bd.    37    1881.      -    üebei 
Schönbergs   Handbuch  der  politischen    0; 

ine  Antikritik.    Bd.  39,   1883.  -  Finanz- 

,t     und    Staatssozialismus    mit     Km- 

leitung  über  Raus  und  Eoschers  Finanzwissen- 

-  2    Anfcätze,    Bd     ta    188«     -    Uebet 

K    Büchi  r-  Entstehung  der  \  olkswirtsi  hart,  b 

1894. 


die   üeberschreitung    des    Nationalanlehens,    2 
\n.     Okt.,    Nov.    1859  ,      -    10.    Lonuaire   du 
credit   public,    publ.  par  E.  Hörn,    les  fin 
de   rAutriche,   la   banque   nation.  de  l'Aul 
Jahrgang  1861  .  —lt.  Jahresbericht  der  Wiener 
Handelsakademie,  Abhand]      i  schesBank- 

wesen    1861    —  1-.  StW.B.   v.  ! 


Sntstehuna-  der  V  olKswirtscnarx,  nu..    wescu,   uwi.  —  +*>■  «> — -■    ■■--—_ 

'    ,        t  Rezensionen,   besonders   Brater    in  der  1.  grossen  Ausg \  'grossere 

tJUIRliui     i  ,  *.  i,i,.,„.ll„„n.o,i     iilior     Vmr/weMll      '1>:1.     i.      l>'ll   . 


Abhandlungen  über  Münzwesen  [Bd.  f,  1861). 
--  Finanzen  Oesterreichs  historisch-statistisch, 
ebd.  1861  .  ■  Pi  pi  cgeld  i  bd  i.  —  £ 
schulden  [Bd.  10,  1865).  -  Statistik  (Bd.  10, 
L866  nicht,  wie  in  diesem  Hdwbch.  bemerkt, 
auch  selbständig  erschienen,  italienische  I 
Setzung  in  den  Annali  di  Statistica,  18(9.  — 
Zettelbankwesen    Bd.  11,  1868).  -Zölle    ebd.). 


fe'den  Jahrgängen  1878 ff.,  allgemeinere  Litte- 
raturübersichten  daselbsi  m  Bd.  3b— 3b,  lbbU 
ujg  iyg2  —  3  In  den  Güttinger  Gelehrten  An- 
zeigen grössere  Aufsätze  über  und  Besprechungen 
von'  Hamburgs  handelsstatistische  rabellen, 
Macleods  Banking,  Horns  Annuaire  du  cred. 
nubl  Statistik  des  österreichischen  Steuerwesens, 
Evans  cornni.  crisis  of  1857     58,  Gibbons 

Reform    der   direkten 


Bock.    Livländische    Zustände,    in    den   Ja  n- 
58,  1859,  1860,  18bl,  1863,  1867, 
ISTiT  —  4   Westermanns  deutsche  Monats 

schweig).     Aufsätze  über  deutsches   eng- 
lisches    Bankwesen.     Pariser      Creditmobilier, 
Handelskrisen,  österreichisches  Geldwesen,  Jahr- 
1857,    1858,    1859       -    5.    Preussisches 
att   (Berlin).    Grössere  Aufsätze  über 
die    Handelskrisis   von    1857    und   ihre    Veran- 
lassungen   1858,  Serie  von  8  Artikeln,  z.    1.  in 
L-en  Arbeiten    des  Verfassers,    so   in  semer 
irie    der    Peelschen    Akte   benutzt.   —  ler 
c   Zoll     185S        -  Wiederherstellung    de 


1865  .  15.  Handwörterbuch  der  \  olkswirt- 
älehre,  herausgegeben  von  H.  Eentzseh 
...  LS  I  -1866  20  zum  Teil  zusammen- 
hängende Aufsätze:  Anleihe.  Banken  und  Bank- 
wesen, Banknoten,  Checks  und  i  lanken, 
Clearing -House,  Kontokorrent  und  -Banken, 
Kurs  Kredit.  Kreditanstalten  i  redite  mobiliers), 
Depositen  mid  -Banken,  Diskont  und  -Banken. 
Giro  und  -Banken.  Krisen.  Lombard  und  -Banken. 
Münze  und  Münzwesen,  Schiffahrt,  Staatshaus- 
halt Staatsschulden,  Währung,  Zettelbank.  — 
16  Preussische  Jahrbücher  Berlin).  Die  preussi- 
sche Bankfrage   vom  allgemein-wirtschaft! 


r-  vUi   lb^L^e^a858-59) (fegen-  Und   poüt¥chln  Standpunkte    1865     -  Russ- 

rreichischen  Geldwesens  abob    o\  -"  ^/auswärtige  Politik    anonym,  1866).  —  Die 

-.*,,™.a  o.a.»  i. :,...,.  :„.,.,,..,,-... ...  -.  ■;'_;-«';,£ ';  \„ü 

BSSJ2S  clt^L,: 

der  Barzahlungen  der  östen-eichischen  National-  -  Üb. .,   engüs che  un     ^  studenten 


Friedensschlussi  -  1859).  Der  österreichische 
Staatshaushalt  im  Jahre  1858  1859).  -Oester- 
Finanzfiagen,  2  Art.  1860).  -  Deutsch- 
lands See-  und  Welthandel  zu  gegenwärtiger 
Zeil  Ostseehandel)  1860).  -  Die  dritte _  Ver- 
sammlung deutscher  Volkswirte  zu  >  oln    LbbU 

—  Befugnisse  des  österreichischen  Reichsrats  in 
Finanzsachen  1860).  -  üeher  die  Verbreitung 
volkswirtschaftlicher  Kenntnis-.-     1861     —  /iur 

enfrage   in    Nordamerika     1861).   — -Her- 
stellung der  Valuta  in  Oesterreich,  2  Art.  lbbl). 

—  Oesterr  Finanzvorlagen,  Militäretat,  bank- 
plaii.  Modifikationen  des  Cebereinkommens  zwi- 

Staat    und    Bank    (auch    selbständig   er- 

aen),   Normalbudget,    4   Art-    1862).  —  <■ 

Litterarisches  Centralhlatt,  eine  Anzahl  Rezen 


Münzwesen,  2  Aufs.    1893,  auch  seil  ■ 
schienen  .   -  Schlussworte   einer   akadem 
lesung  über  Sozialpolitik   189.  .  — 17.  Ball 
Monateschrift   Riga  -     Aufsätze  über  die  Papier- 
währung Kusslands   1867,1868,  aufgesammelt 
selbständig    erschienen  .  1».    ZeitscM.    r. 

badische  Verwaltung,  herausgegeben  von  Loning, 
\n    über   badischen    Bankgesetzplan,    -   Auts. 
L868).    -    11'.    Jahrb.    f.   Ges.    i-    Fenv      Das 
snnanzwesen(l.Bd.,  1872  auch  selbständig 
erschienen  ;    di  sg  f  «" 

nanzeh  im  deutsch-fri  £•  f°7 

1S74    -20.  Sehr.  d.V.f.  5  '-   ,h^lt 

über  die  Aknen.  Bd-4'       pY 

—  Referat   übeT  di<    Kommunais  i    --    bd. 

14    1878    auch   -  rschienen).  - 


14.    löir\    aueu    -n1"1""'"-     --■--: ', 

fcrr70d-TBKrahlffiffi  •  ^         '"* 
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eines  von  Wagner.^— 22.  Jahrb.  f.  Nat.  u—rat. 
1  >as  AktiengeseUschaftswesen  Ueberarbeitnng 
des  Referats  f.  d.  Verein  f.  Sozialpolitik)  (Bd.  21, 
l>7:i  —  Litteratnr  über  die  volkswirtschaft- 
lichen Wirkungen  der  französischen  Kriegsent- 

iignng,  Bd.  22.  1874.  —  Das  Reichsgesetz, 
betr.  ilie  Ausgabe  von  Reichskassenscheinen, 
Bd.  2:5.  1JS74.  Litteratnr  über  österreichisches 
Geld-,  Bank-.  Fman/-.  Bßrsenwesen,  ebd.  —  Be- 
merkungen über  einige  Punkte  des  Versicher 
rnngswesens,  BT.  F.  Bd.  2.  1881,  —  Systematische 
Nationalökonomie  in  Anknüpfung  an  Gr.  Cohns 
Werk),  X.  F.  Bd.  12,  1886  fehlt  im  dortigen 
Inhaltsverzeichnis).  —  2:5.  Jenaer  Litteratur- 
zeitung,  Rezensionen  in  Jahr.:'.  1*74 — 1877.  — 
24.  Landwirtschaftliches  Centralblatt,  Die  Aus- 
wandernngsfrage     1874  .  25.    Zeitschr.    d. 

Königl.  prenss.  Statist  Bureaus,  Zur  Statistik 
und  zur  Frage  der  Einrichtung  des  national- 
ökonomischen und  statistischen  Unterrichts  an 
den  deutschen  Universitäten,  Bd.  17.  1877.  — 
2t5.  Gutachtliche  Aeusserungeh  über  das  Isr- 
aeliten G.  Hanssens,  betr.  die  bremischen  Grund- 
steuerverhältnisse Bremen  1877).  Darin  ein 
Gutachten  von  Wagner.  — :  27.  Zeitschr.  f. 
Eandelsrecht,  herausgegeben  von  Goldschmidt, 
Besprechungen  Cossas  Schriften),  1879.  —  28. 
Deutsche  landwirtschaftliche  Presse,  4  Artikel, 
Glossen  zur  Münzfrage  1875);  Ueber  die  Wäh- 
rnngsfrage  (1880/81,  auch  überarbeitet  selb- 
ständig erschienen  .  —  29.  Allgemeine  deutsehe 
Biographie,  Adolf  Held  (zu  dem  Verzeichnis  der 
Schriften  über  Held  in  diesem  Handwörterbuch 
in  1.  Aufl.  Bd.  IV,  S.  465,  ebenso  wie  Wagners 
Nekrolog  in  der  Allgem.  Zeitung,  1880,  nach- 
zutragen). —  30.  Encyklopädie  der  Rechts- 
wissenschaft, herausgegeben  von  v.  Holtzendorff, 
I.  3.  Aufl..  Aufsatz  Reichsbank  (1881).  -  31. 
Schönberge  Sandbuch  der  polit.  Ökonomie. 
Darin  in  den  4  Auflagen,  in  jeder  erweitert,  die 
I  Abhandlungen:  Der  Kredit  und  das  Bauk- 
wesen  —  Versicherungswesen  —  Die  direkten 
Steuern  —  Die  Ordnung  der  Finanzwirtschaft 
und  der  öffentliche  Kredit  (1881—82,  1.  Aufl., 
1890/91  1.  Aufl.).  Italienische  Uebersetzung 
dieser  Abhandlungen  wie  des  ganzen  Schönberg- 
schen  Werkes.  >  Englische  Uebersetzung  der 
Abhandlung:  Direkte  Steuern  in  Nordamerika, 
1893).  32.  Bulletin  de  l'institut  internat.  de 
statistique,  Uebei  eine  Aufgabe  der  Statistik 
dei  Preise,  Jahrg.  1SS7.  —  33.  Archiv  1'.  soziale 
u.  Statistik,  herausgegeben  von 
Braun,  Ueber  soziale  Finanz-  und  Steuerpolitik, 
Bd.  4.  1891.  —  34.  Quarterlj  Journal  of  eco- 
Domica  Boston  .  I  eher  Marshalls  Principles  of 
economics,  1891.  -  35  Schanz'  Finanzarchiv, 
Die  Reform  der  direkten  Staatsbesteuerung  in 
Preussen  im  Jahre  1891,  Artikel  1  (Allgemeines 
und  Einkommensteuer  .  Jahre.  VTII,  Bd.  2.  ls'.n  : 
Artikel  II  (Gewerbesteuer),  Jahrg.  XI.  Bd.  1. 
1894.    -     36     Lugsburger    jetzige    Münchenei 

meine  Zeitung,  Beilage.    Fach'«  issenschaft- 
ätze,   teil-  mit  Namen,   teils  anonym, 

äers  1878  -81,  so:  Lassalle  und  ßodbertns 
(Nr.  282,    1878).  —   Die  Nationalökonomie   auf 

dl  titschen  I  niversitäten  und  die  Sozial- 
demokratie (Nr.  290,  187-  Was  i-t  Kom- 
munismus und  Sozialismus-  (Beilage  Nr.  8,  86, 
c.i7.  1879  .  -  Noch  ein  Wort  über  Rodbertns 
Nr.  209,  1879).  —  Volksvermehrung  und  Aus- 
rung,  7  Artikel,  Juni  1880.  —  Adolf  Held, 


Nekrolog  i  Beilage  vom  11.  und  12.  IX.  1880). 
—  Vom  Territorialstaat  zur  Weltmacht  (er- 
weiterte akadeni.  Festrede)  1900.  —  Grössere 
Bücheranzeigen,  über  Schäffles  Steuerpolitik, 
E.  Sax'  Verkehrsmittel  u.  a.  m.  —  37.  Zukunft, 
Industriestaat  und  Agrarstaat,  1894.  —  Deutsch- 
land als  Industriestaat.  1897.  —  Serie  von  Ab- 
hamll.  über  finanz-  und  steuerpolitische  Fi 
(u.  Flottenfrage),  1898,  u.  a.  m.  —  38.  Kosmo- 
polis,  Zur  Kritik  des  sozialistischen  Znkunfts- 
Staats  (gegen  Liebknecht1.  2  Artikel.  1898.  — 
39  Sammelwerk,  Handels-  u.  Machtpolitik,  19m. 
Darin  in  Bd  2  Flotten  Verstärkung  u.  unsere 
Finanzen.  —  40.  Lotse  (Hamburg),  Zur  Frage 
von  Industriestaat  u.  weltwirtschaftlicher  Ent- 
wickelung,  1900.  -  41.  Tägl.  Rundschau.  Ar- 
tikelserie über  Agrar-  und  Industriestaat.  1901! 
-  42.  North  American  Review,  Debts  of  Ger- 
nianv.  1901.  —  43.  Archiv  f.  Eisenbahnwesen 
(Rezensionen).  —  44.  In  diesem  Handwörter- 
buch :  der  Abschnitt :  Die  volkswirtschaftliche 
Principienfrage  der  Rechtsordnung  des  Grund 
und  Bodens,  in  dem  Aufsatz  Grundbesitz.  Bd. 
IV,  S.  112—132,  2.  Aufl.  Bd.  IV,  S.  793—823 
(Bodenrechtsordnung)  u.  Art.  Staat  in  national- 
ökonomischer  Hinsicht,  Suppl.-Bd.  I,  S.  721 — 731 
u.  2.  Aufl.  Bd.  VI,  S.  940—952.  —  In  der 
TagespresseWiens,  Hamburgs,  Berlins,  Münchens, 
Petersburgs  u.  a.  0.  war  Wagner  zeitweilig 
ebenfalls  thätig,  meist  auf  dem  Gebiete  seiner 
Fachspecialitäten,  Geld-,  Kredit-,  Bank-,  Ver- 
sieherungs-,  Eisenbahn-,  Finanz-,  Steuerfragen; 
auch  in  sozialpolitischen  Angelegenheiten. 

Wagner  ist  wesentlich  von  der  Statistik 
und  der  Jurisprudenz  zur  Volkswirtschaftslehre 
herübergekommen.  Seine  Methode  und  Rich- 
tung erklären  sich  mit  daraus.  Neben  dem  sta- 
tistischen, das  er  als  das  relativ  beste  induktive 
Verfahren  in  der  Nationalökonomie  betrachtet, 
hat  er  immer  auch  das  deduktive  Verfahren 
als  gerechtfertigt  angesehen  und  es  selbst  mit 
angewendet.  In  Abwehr  der  Angriffe  des  voö 
ihm  sog.  ..jüngeren  Historisinus"  auf  dieses 
Verfahren  ist  er  für  dasselbe  neuerdings  auch 
in  theoretischen  Ausführungen  eingetreten,  in 
welchen  er  aber  im  ganzen  einen  vermittelnden 
Standpunkt  in  deiii  methodologischen  Streit 
zwischen  den  extremer  Urteilenden  (Menger- 
Schmolleri  einnimmt,  dabei  die  Verdienste  K. 
.Mengers  anerkennend  (cf.  den  1.  Teil  der  3.  Aufl. 
seiner  „Grundlegung").  Vornehmlich  von  prak- 
tischen, volkswirtschaftspolitischenFragen(Eisen- 
bahnwesen.  Bank-.  Geld-,  Kredit-,  Finanzlagen 
etc.)  ausgehend  und  lange  darin  hauptsächlich 
litterarisch  thätig.  war  sein  Bestreben  auch  in 
diesen  Arbeiten  von  Anfang  an.  zu  principieller 
Behandlung  der  Probleme  und  insofern  zu  all- 
gemeineren, theoretischen  Ergebnissen  auf  den 
von  ihm  bearbeiteten  Gebieten  zu  gelangen.  In 
seinen  moralstatistischen  und  theoretisch-statis- 
tischen Arbeiten  tritt  dies  ebenfalls  hervor. 
Später  ist  seine  Hinneigung  zur  Theorie,  zum 
Principiellen ,  zur  Systematisierung,  zu  den 
Fragen  der  ..sozialökonomischen  Grundlegung' 
immer  stärker  geworden.  Dies  hat  ihn  auch 
auf  ganz  andere  als  seine  früheren  Stndienge- 
hiete  gebracht  und  zu  anderer  Behandlungs- 
iveise  geführt.  In  seinen  Hauptwerken,  seiner 
„Grundlegung"  und  seiner  Finanzwissenschaft. 
besonders  in  seiner  Theorie  der  Besteuerung  — 
und  hier  von  Auflage    zu  Autlage   immer  mehr 
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,,-itt    dies    wohl    am   meisten    hervor.      I' 
(5ro«e]i  Bände  3  u.  4  seiner  Finanzwissenschart 
1,,-it      franzüs..  deutsche  Besteuerung)  sind  un- 
wesentlich kritisch-deskriptiv   gehalten. 
Wie    die    meisten    seiner    Altersgenossen 
welche    in    den    1850ei    Jahren    ihre   Fachaus- 
bildung empfingen,   gehörte   auch  Wagner  zu- 
rrst  mehr   der  freihändlerischen  Richtung  an, 
so' in  seiner  ersten   grösseren  Bankschrifl 
wohl  er  schon   in   seiner  Ersthngsarbeit    ISä 
das  Staatsbahnsystem  vertrat.    Bereits  in  seinen 
«ahlreichen  österreichischen  Finanz-  und  \  aluta- 
dbeiten     1859  ff.),    in    manchen   Aufsätzen  des 
schschen  „Handwörterbuchs"  (1864  wendet 
er  sich  i  iner  mehr  historisch-relativen,  namentr 
lieh   dem  Staate   und   dessen  Eingreifen  in  das 
Wirtschaftsleben  günstigerenRichtung  zu.  welche 
dann    später    völlig    bei    ihm   zum   Durchbruch 
kommt     Ei-  ging  hierin  und  geht   z.  T    noch 
heut*    dann    weiter    und   nähert    -Mi    dem    So- 
sialismus   allerdings   in   der  Form   des  „Staats- 
lismus"    mehr  als   die  meisten  seiner  Um- 
illegen.   obwohl  er  mit  diesen  zu  den 
Kathedersozialisten"  gerechnet  zu  werden  pflegt. 
Wenn  man  ihn  sogar  mitunter  kurzweg  als  dem 
ilismus  anheimgefallen  bezeichnet  hat.  wohl 
mit   infolge   bisweilen  etwas  zu  temperament- 
voller  Aeusserungen,  so  zeigen  doch  seine  oben 
mten  Hauptwerke,  seine  Stellung  zu  Rod- 
bertus. den  er  sehr  verehrt,  ohne  seine  sozialis- 
tischen Doktrinen    anzunehmen,    fernerhin  ver- 
schiedene   Aufsätze   und    Reden,   so   seine  Rede 
auf  dem  3.  evangelisch-sozialen  Kongress  über 
das   neue  Erfurter  Programm  der  Sozialdemo- 
kratie   1892     dass  er  nicht  Sozialist  im  eigent- 
lichen   >inne    ist.      Er    -teilt    zum    Sozialismus 
ähnlich  wie  Schaffte,    dem  er  sich  überhaupt  m 
manchen  Beziehungen   nähert  und  von  dem  er. 
wie  von  Rodbertus.  yern  hervorhebt,  am  meisten 
trelernt  zu  haben   und  am   stärksten  beeinflnsst 
wurden  zu  sein  (s.  die  Widmung  seines  4.  Teils 
der  Finanzwissenschaft  an  diesen.  1901;   er  be- 
zeichnet  hier  Rodbertus.    Schaffte,    R.   v.  Mehl 
lie  Männer  und  Lehrer,   von   denen   er  die 
tiefsten  wissenschaftlichen  Anregungen  erhalten 
habe  .    Zu  einem  gewissen  Abschluss  seiner,  wie 
de  nennt.  ..sozialökonomischen"  Theorie  und 
damit    seiner   Stellung    auch    dem    Sozialismus 
aüber  ist  er  wohl  in  der  3.  Auflage  seiner 
Grundlegung"    gekommen.      Hier    wird    zwi- 
s.  hen  Individualismus  und  Sozialismus  vermittelt, 
Wagner    sucht     iedem     das    Seine     zu     geben 
dem    letzteren    nur   vielleicht    mehr   etwas    als 
andere  seiner  Fachgenossen.    In  psychologis.  hen 
Auseinandersetzungen   mit    beiden   Richtungen 
wird  alter  der  Sozialismus  von  ihm  gerade  psy- 
chologisch angegriffen  (s.  den  obengen.  Aufsatz 
n    Liebknecht  i.      Auch    vom    Standpunkte 
der  forto-ebildeten  Malthussehen  Bevölkerungs- 
lehre, die  er  festhält,  wendet  sich  W  agner  gegen 
ihn.    Er  entnimmt  aber  der  sozialistischen  An- 
schauung  die    Ansicht    von   der  massgebenden 
Bedeutung   des   Rechts,    auch   des   Privatreehts 
für  das    ganze  Wirtschaftsleben  und  betrachtet 
■     laher  als   Hauptaufgabe   des    Nationalöko- 
nomen,   dieses  Recht    —   .Freiheit   und   Big  sn- 
tnm-  _   eiUer   kritischen   volkswirtschaftlichen 
Betrachtung  zu  unterziehen    s.  seine   „Grund- 
legung" bes.  Bd.  2).    In  der  Finanzwissenschaft 
betont  er  überall   scharf   den  sozialen  Gesichts- 
punkt   und    schreibt    der   Finanz-   und    Steuer- 


politik   grosse    soziale   Aufgaben   zu.      In 
neuerdings  aufgetauchten  wis  tili  1" :n  und 

publizistischen  Kontroverse  über  Agrar-  und  In- 
taat    ha1    er    zuerst     1894   in  der   ..Zu- 
kunft'-,  s.   o.    dann  in  öffentlichen  Beden  eine 

i skeptische  Stellung   gi  genüber   dem    in- 

dustriestaatlichen     Optimisi  s mmen 

(auch  schon   vor   der   i  I     le   aus 

1897  .  z.  T.  ähnlich  wie.  z.  T.  abweichend  von 
Oldenberg,  namentlich  mein- au«  dem  populatio- 
nistischen    Standpunkte.     Er  hat  larüber 

1900/1901  in  den  'dien  genannten  Aufsätzen  im 
1  otsen",  „Tägl.  Rundschau1"  und  in  der  Schrift 
über  Agrar-  und  Industriestaat    1901,  Er 
rang  jener  Aufsätze    mir  H.  Dietzel,  1.    B 
tano.  der  ..Hilfe"  auseinandergesetzt.    Daher  ver- 
tritt  er   auch   den   Agrarschutz,    den   Kornzoll, 
nicht   als   „Agrarier",   sondern,   wie  er   glaubt, 
im  gesamtwirtschaftlichen  Interesse. 
•      Methodologisch  steht  Wagner  auch  in  seinen 
neuere, i  n  Werken  der  älteren  Richtung 

näher:  er  operiert  deduktiv  und  statistisch  mit 
Vorliebe  und  strebt  zu  abstrakten  Ergebnissen 
und  zu  mehr  dogmatischer  und  systematischer 
als  historischer  Behandlung  des  Gegenstandes. 
Allein  trotz  -einer  öfters  scharfen  Polemik  s 
die  Anhänger  der  jüngeren  historischen  Rich- 
tung stimmt  er  doch  andererseits  mit  den  Er- 
gebnissen und  Zielen  dieser  Richtung  vielfach 
überein.  Er  will  nur  nicht  die  Nationalökono- 
mie in  Wirtschaftsgeschichte  aufgehen  1 
was  seiner  —  freilich  von  seiteu  der  Be- 
teiligten bestrittenen  —  Meinung  mich  der 
jüngere  Historismus"  zu  sehr  thut.  und  ver- 
wahrt sich  gern  gegen  der  Vertreter  des  letz- 
teren ..überlegen'-  Selbstgefühl"  auf  wissen- 
schaftlichem Gebiete. 


Vgl.überWagner:Roscher,  Gesch.  1011 

und  1044.  —  Kos,,  her.  System  1.  §§2,  5,  11. 
12    13   68,  77.   78,   81     84,   88,  91,  94,  9o,  llö. 
145    202    205,    237,   111.  6,   7,  8,  30,  45,  5".  -'1. 
53    54.   60,   67,   68,    70,    <  l.    72,  75,   ,7.  84,  8o, 
111".   —   Oppenheim.    Tier   Kathedersoziahs- 
mus     Berlin    1872;    2.    Aufl..    ebenda   1873.    — 
Knies.  Geld  und  Kredit.    2.  Abt.  Der  Kredit. 
2.  Hälfte.   Berlin  1879,    S.  437  ff.  u.  a.  a.  0.  — 
Laveleve.    Die   sozialen  Parteien  der  G 
wart      Nach   der   2.  Aufl.  übers,  von.  M.  E he- 
berg,    Tübingen    18S4.    S.    392  ff.    —    Cohn, 
System   der  Nationalökonomie.      1     !;1     Grund- 
legung  der  Nationalökonomie  .    Stuttgart 
S   170    —  Walcker,  Handbuch  der  National- 
ökonomie.    V.    Bd.    (Geschichte    de,-   National- 
ökonomie), Leipzig  1884,  §§  76  und  ...  3.  loiit. 
_  Schönberg,  3.   Aufl.   I.    S.  104.   -  J. K. 
Ingram.  Geschichte  der  Volkswirtschaftslehre, 
autorisierte    üebersetzung     von    Roschl  au . 
Tübingen  1890,   S.  283 ff.  —  Cossa,   Introdu- 
zione  all.  studio  delT  economia  politica,   3   ed. 
Milano  1892,  an  verschieden.     -  vor  allem 
S    439ff  —  Die  deutschen  Universitäten,  hrsg. 
von   Lexis.    I.  Bd..   Berlin    189  >-o78 
(von    H.    Dietzel).     -     i;.,-e  „e  ,--.,erlach, 
Finauzwisseuschat't.    5.    Aufl.    1',l':-    ",   f-_ 
Schmoller,    Grundriss,    1900    S.  119,   123  u. 
a    ,x    o    —  v    Herk.  Jahrb.  f.  Nat.  u.   Stat. 
1900        Wagner     als    Finanztheoretiker).     — 
Reinhold.    Bewegend     Kräfte  der  Volkswirt- 
schaft   1898),  vielfach,  bes    3.4 )10 

lied. 
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Währungsfrage 

Lwähru     3  Bd.mS.  237  ff., 

.   Goldwährung  oben    Bd.  IV 

S.   748ff.,    Parallelwährung   oben    Bd. 

VI  s..:  3  ff.,  Silber  und  Silber  Währung 
.  Bd.  VI  s.  724  Ff. 


Waisenversicherung 

s.  Witwen  und  Waisenversicherung- 


Walker.  Francis  Aniasa. 

im  2.  VII.  1S40  in  .  st.  daselbst 

am  5.  I.  ist*?,  als  Ehrendoktor  dreier  unierika* 

-    er  und  zweier  deutscher  Universitäten 
als  Präsident  zahlreicher  gelehrter  Gesellschaften, 
studierte  die  Rechte  in  Worcester,  wurde  1869 
Direktor   des   zum    Treasury    Department    ge- 
hörigen statistischen  Bureaus   der    bereinigten 

enamthchbis  1872  ,.Commiss 
of  Indian  Afläirs",  folgte  1873  dem  Knie  als 
der  Volkswirtschaft  und  Geschichte 
an  der  Sheffield  Scientific  School  der  Yale-Uni- 
versität  nach  New-Haven  und  wurde  1881  Prä- 
sident des  „Massachi  ■  ;  tute  oi  Techno- 

Walker    veröffentlichte    von    staatswissen- 
schaftli  5     i  in  Bu  ch  form:  ( tom- 

merce  and   navig  United  States,  2 

Bde.,  Wasbingl  -        —  IX    Census  of  Öie 

United  Stat  1872  Vi.  —  A  conipen- 

dium  of    the  IX.  Census  [June  1.   1870)  of  the 
United     •  1872.    —    The    Indian 

qnestion,  Boston  lSi-1.  —  Relations  oi  ra 
nationality  Lity   in   the  United   - 

Washingt  in    1874.  ii  A    atlas   of   the 

Unit.  äults    of   the 

IXth  itli    contributions    from    man; 

eminent  mi  -        -       ce  and  several  departmente 
of  the  government,   ebd.   1874.  —  Worlds  fair, 
lelphia  1876.  a  critical  aecount,  New- York 
—   The   «vages   questii  n,    a    treati 

s   -  elass,  ebd.  1876;  dasselbe, 
be,  2.  Aufl., 
York  und   London   1891.  —  Money,   New- 
York    1878 ;   dass  _ .  be,    London 

2.  Aufl.,  New- York  1880 
selbe,  3.  Aufl.,  New- York  und  London  1891.  — 
Money  in  ir-  relativ  le   and  industry, 

New-York       i  .  neue  Ausgabe     I 

don    1880.    —    i  omy.    New- York 

1883;   dasselbe 

neue  Ausgabe,    London  1888.  ad  and  its 

ueue    Aus 

London     :  Political    nomy,    briefer 

neue  Aufl. 

u.  d.  T  :  Brief  text-book   of  political  economy, 

The  source  oi  busini  s-s  profits, 

New- York  First    '•  äsons    in    political 

my,   ebd.    '  oeue   Ans 

London  1890.  —  Simpler  political nomy:  first 

ä,    New-York    1890.   —   The  doctrine  of 
■  -idual  claimanl 

ebd.  I  -  d       abstract  by  E. 

L.    Hawkins,    with 


London  1892.  —  Walker  gab  heraus  von  sl 
trissenschaftlichen    Schriften    in    Buchform: 
Reports  and  awards  of  the  United  Staates  Cen- 
tennial  Comrnission,  groups  1—36.  Philadelphia 
1877 — 80.  —  Judges  report  on  awards.  8    i 
ebd.    1878  X.    Census   of    the    United 

s,  24  Bde.,  Washington  1883/89.  —  Er 
war  feiner  als  Mitarbeiter  beteiligt  an  dem 
Werke:  The  first  Century  of  the  Republic  :  A 
review  of  American  progress,  New-York  1876. 

Walker  veröffentlichte  von  staatswissen* 
schaftlichen  Schriften  b  in  Zeitschriften: 
1.  In  Journal  of  Social  Science  (Saratoga  papers 
New-York  No.  VI.  1873:  Some  results  oi  tot 
Census.  v.  71/98.  —  Iudustrial  educati  »n.  No. 
XIX.  1885,  S  117  31.  —  2.  In  National  Review, 
Chicago:  Protection  and  American  agrieul 
Jahrg.  1888.  —  3.  In  Political  Science  Quar- 
terly.  New-Y'ork:  The  bases  of  taxation,  Bd. 
III.'  1888,  S.  1  16  richtet  sich  gegen  Spahra 
..Taxation  of  labor"  in  Political  Science  Quar- 
terly,  Bd.  I).  4.  In  Publications  of  the  Ameri- 
can Statistical  Association.  Boston:  Statisticsof 
the  colored  race  in  the  United  States,  Xew 
series,  Bd.  II  (1890),  Xo.  11/12,  S.  91  ff.  —  5.  in 
National  Review.  London:  The  monetary 
question  in  the  United  States,  1896,  Augusl 

Walker  war   von  den  namhaften  National« 
Ökonomen  Amerikas  der  erste,   welcher  mit  der 
orthodoxen   Lehre    brach   und   zur    neuen    rea- 
listischen Richtung  der  historischen  Schule  über- 
ging.    Er    bekennt    sich    zum    internationalen 
lüuit  tallismus    und    sieht    als    Konsequenz    der 
Verwerfung   des   Silbers  als   gesetzliehe-    Zah- 
lungsmittel     die     unausbleibliche     bedeutende 
Steigerung   des   Goldpreises.    Ricardos  Ansicht 
von  der  grossen  Beweglichkeit  der  edlen  Metalle 
lässt  er  nicht  gelten  und  bestreitet,  dass  deren 
Zu-  und  Abfluss  im  internationalen  Handelsver- 
kehr  sich  so  leicht   wie  die  Transaktion  jeder 
anderen  Ware    gestalte.     Walker   ist  ferner  ein 
jer    Anhänger    des    Currencysystems    und 
verteidigt  als  solcher  den  Satz:  Ein  Papiergeld 
emittierendes  Land  darf  niemals  Kredit  für  das 
papierene  Geldäquivalent  seiner  Emissionssumme 
beanspruchen,   sofern   nicht   für  jede  in  Umlauf 
iresetzto  Note  klingende  Münze  als  Deckung  re- 
serviert bleibt.    In  seiner  Schrift:    „The    >  igi  - 
m"     s.    ,,.     tritt    er   als   Bekampfer   der 
Lohnfondstheorie    auf.      Walkers    Grundrenten- 
theorie deekt  sich  vollständig  mit  der  Ricardo- 
scheu  und  er  verteidigt  letztere  mit  ebensoviel 
Geschick    als    Ueberzeugungskraft    namentlich 
die  Careyschen  Angriffe  unter  gelegent- 
Zurückweisung    auch    der    von   Bastiat 
gegen     Ricardo     erhobenen    Einwände.      Das 
kollektivistische      Nationalisationssystem      der 
i  trundrente  hezw.  die  Doktrin  des  bedeutendsten 
Verteidigers      desselben     in    Amerika     Henry 
George  wird  in  der  Schrift  ..Land  and  its  rent" 
von  ihm  bekämpft  und  gegen  George,  der 
in    der    Rente     des     Grundeigentümers     eine 
Schmälerung  des  Arbeitsproduktes  des  Arbeiters 
die  Behauptung  verfochten,   dass  bei  zu- 
Produktion     die    Nachfrage    nach 
rwerb  mit    der  Nachfrage   nach   Arbeit 
in    Hand     gehe    und     dass     letztere    in 
den  Industriecentren  die  Nachfrage  nach  Grand 
und  Bi  sentlich    übersteige.    Die  Vorbe- 

reitungs-   and  Ai  »sarbeiten  des  l~ 

ten    Staaten 
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-TOSten    von    Walker    nach   dem    antiqui 

[5    v    1850  vorgenommen  werden,  weil 

,,',',■  Kongress  sämtliche  ueuzeitliche,   die sOrga- 

SSation  und   den    Mechanismus   des    Zahlungs- 

s  betreffende  Refornivorschläge  abgelehnt 

[n    den    dichtbevölkerten    Maate    der 

erwiesen    sieh  diese  veralteten,   eine  un- 

aötze  Belästigung  des  Publikums  provoaierenden 

ZähluiK'SYorschrit'teu  als  gänzlich  verfehlt,  tiat 
der  eWrierenden  Thätigkeit  der  Census- 
marschälle  nicht  selten  der  offene  \\  iderstand 
,,,.,.  Bevölkerung  entgegen.  Zur  Verwertung 
oes  o-ewonnenen  Gesamtmatenals  musste  daher 
L  dessen  Aufbereitung  der  Kombination  ein 
,  Feld  eingeräumt  werden,  und  gleich- 
^elang  es   dem  eminenten  Oi^anisations- 

to°e„te  Walkers,  auf  Grund  der  Probabihtats 

«  h Sinn«  ein   den  thatsächlichen  Verhaltnissen 
kommendes  Zahlenbild  für  die  Drucklegung- 
fern    Besonders  die  rein  popiüationistischen 
,,    Bände   des   Censuswerkes  sind  als 
authentische  Dokumente  des   Bevölkerangsstan- 
i„  seinen  verschiedenen  Gruppierungen  au- 
gnnehmen,  was  sich  von  den  Appendices:   „the 
Jtatietics  of  the  blind,  the  deai  and  dumb,  the 
insane   and   the    idiotic"    etc.    nicht  behaupten 
ebensowenig     von    den    im    111.    Banae 
gelegten    Daten:    ..the   tables    of.wealth, 
taxation  and  public  iudebtedness;  oi  agricuiture, 
ifactures:  mining  and  the  fishenes  . 


Vo-1     über  Walker:   Engel,    Kostender 
^Zählungen,     Anlage     Vli.     S.     o3/o5 ,     in 
Zeitschr.  des  kgl.  preuss.  statistischen  Bureaus, 
Jahrg.  X.   Berlin  1870.  -  >mPs,on.:  Ä 

.  0f  political  economy,  Philadelphia  Ibib 
r'lö    —    Ingram,    History    of    political 
onomy,  London   1888,   S.  106,  154.   160    17o, 
238    -   Zuckerkandl,    Zur   Theorie 
des 'Preises,  Leipzig  1889,  -   175  176.  -  Cohn 
Di.    heutige  Nationalökonomie  in  England  una 
Amerika,   II.    Artikel,    in    Jahrb.   f.   Ges    und 
Verw     Jahrg.   X1U.    Heft  3,  Leipzig  1889,   > 
g38   -L  Encyclopaedia  Americana,    Supplement- 
New-York  1891.  -Cossa,  Introduzioiie 
allo    >tudio    delV    economia    pohtica,    3.    Anti- 
Mailand   1892.    S.    489   u.    ö.   -   Annals  of  the 
American    Academy    of     political    and 
science.   Bd.  III.    Philadelphia   1893,   S.  238/40. 
—  K    P    Falkner,    Francis   Amasa    Walker 
Nekrolog)  in  Annals  of  the  American  Academy 
Of    political    &    social    science,    Bd.    VII,     ebd. 
1897   -  Francis  Amasa  Walker    necrology)  »' 
Review,  vol.  V.  Nr.  4.  NewHaven,  Febru- 
L897.  -  Lippert,  Francis  Amasa  Walker 
in- Elster   Wörterbuch  der  Volkswirtschaft,  Bd. 

II.  Jena  1898,  -    844. 

lAppert. 


Wallace,  Roheit, 


rtsiahr  unbekannt,  wirkte  als  Geistlicher 
Di-  theol.l  in  Edinburg  und  starb  daselbst  am 
-.':>.  VII.  177t  als  Mimlied  der  dortigen  Phiio- 
aophical  Society. 

Wallace  veröffentlichte  von  staatswissen- 
S(  haftlichen  Schriften  in  B  n  c  h  f  0  r  m  :  1  »issi  r- 
tation    on   the  uumbers    of   mankind  in  ancient 


and  modern  times,  in  whici      1       >  nor  popu- 
lousness   of   antiquitj    is  maintained,   with    re- 
marks  on  Hume's  discourse  oi  the  populousness 
of  aiuiont  nations.  Edinburg  1753;  dasselbi 
\uti    ebd.  1809;  dasselbe,  in  französisi  her  Ui 

setzung  von  W.  di  J :ourt,  London   recte  Paris) 

1754-  dasselbe,  in  französischer  [Jebersetzung 
von  m.  1      !   i  us  .    Amsterdam  mal  Paris  W69 

—  Characti  ristics  of  1 

,,f  Great  Britain,  London  L758.  (Der  im  titel 
nicht  angedeutete  Inhalt  dieser  Schrift  befassl 
sich  mit  Banken,  Staatskredit,  Staatsschulden 
und  dem  Nationalreichtum  Grossbritanni  is  i  tc. 

—  Various   prospects   of  mai 
Providern-:',  ebd.  1761.  —  Die  unmittelbare  Ver- 
anlassung zu   d,r   Schrift  „Diss  -  0  the 
numbers   o£  mankind-  etc.   es    0.)    ga 
die   im   Titel   der   ..Dissertation  u>- 
handlnng  Humes   über  den  uämlichen   << 
stand,  welche  indessen  „Essays"  abgedru. 
In    dn-     beabsichtigten    Widerlegung    Humes 
stützt   sich  Wallace   vielfach    anl    Montesquieu, 
mit  dem  er  darin  übereinstimmt,   dass  die  neu- 
zeiÜichenBevölkernngsverhältnissebezw. -Ziffern 
hinter  denen   des  Altertums  weit  zurü  ksb  üi  a 
Seine  aus  dem  Altertum  herausgegriffenen  Bei- 
spiele  sind  u.  a.  von  Montesquieu    s.  u.),  ihrer 
anokTyphischen  Provenienz   wegen,   als  wertlos 
^kennzeichnet     werden.      Als     Bevölkerungs- 
theoretiker   tritt     er    aus     dem    gewöhnh 
Ideeenkreis    seiner    Vorgänger 
wenn  er  z.  B.  ausführt,   dass  der  Staat  zwecks 
Erleichterung    der  Reproduktion  einer  Bevölke- 
rung  im  Selbstinteresse   sich   veranlass!    sehen 
sollte    die  Verehelichungen  auch  materiell,  wie 
das  alte  Kem   durch  Gewährung   von    Prämien 
an  zeugungseifrige  Neuvermählte  es  .    I  tan,  zu 
unterstützen.     Selbständiger   fasst  er  schoi 
Bevölkerungsproblem  auf.  wenn  er  den  Satz  aut- 
stellt   dass  der  Grund,  weshalb  nicht  j       Gern 
ration   sich    mehr  als   verdoppele,   daran    liege, 
dass   die    Zeugungskraft    der   Menschen    durch 
das  soziale  Elend,  weiches  nur  eine  Minderzahl 
von  Verehelichungen    gestatte,   in  ihrer  freien 
Entwickelung   gehemmt    werde.     In  seiner  Art 
originell  verfährt  Wallace,  wenn  er,  anknüpfend 
an    die     bezügliche    Stelle     in     Montesquieus 

Lettres  Persanes",    eine   ganze  Reihe  von  Ur- 
sachen aufzählt,  welche  nach  ihm  in  di 

.  Lnktionsordnung  dei  Volk  t  hemmend  em- 
.,.  für  deren  Verlangsamung  er  u.  a.  ver- 
antwortlich macht:  grosse  stehende  Heere,  Ver- 
nachlässigung der  Landwirtschaft  überhand- 
nehmenden Luxus,  Aufsaugung  der  kleinen 
Lander  durch  die  grossen.   -   Dass   M 

Dissertation   on   the  numbers  of  mankind 
seinen   „Essay  on  the  principles  of  popuh 
benutzt    habe,   ist    nicht   zutreffend   nch1 
nur    dass  er  diese  Schrift,    wegen   ihrer  unhis- 
torischen, auf  üb    1  ;;iul 

srewagten  Berechnungen  beruhenden  Bevoike- 
rViTgsangaben  der  alten  Welt  mit  si 
schärfen  Tadel  (s.  u.)  nicht  verschont  hat.  Da- 
ngen waren  Malthus'  Denkun  aanche, 
die  Gefahren  der  Tee  elnden 
Ausführungen  in  Wal  a  es  Schrift  .Vinm 
prospects  of  mankind  -  -  —  ^u; 
pathisch  und.  bewuss  >  -■'-■<■  f^nen 
eigenen  Id,  ™" 
wlise  beeinflussend.  Die  phi  osophischen  Be- 
teachtungen, welche  Wallace  m  letztgedachter 
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Schrift  über  das  Anwachsen  des  Nationalwohl- 
stand inds  und  über  den  Gegensatz 
zwischen  der  geringen  Anzahl  der  grossen 
Grundeigentümer  und  den  Hillionen  der  Besitz- 
tellt,  gipfeln  in  dem  Entwurf  zu  einem 
kommunistischen  Agrarstaate  mit  streng  durch- 
geführter gleichmässiger  Verteilung  des  Grund 
und  Bodens.  Er  zerstört  aber  im  weiteren  diese 
Chimäre  selbst  durch  das  Eingeständnis  der 
Erkenntnis,  dass  die  Ausführung  seines  kollek- 
tivistischen Programms  das  Uebel  einer  I 

agen   würde,   welches,   im  Ver- 
gleiche mit  dem  Döbel  der  kapitalistischen  Ge- 
haftsorganisation,    als    das     grössere    von 
beiden  bezeichnet  werden  müsse. 

Vgl.  über  Wallace:  Wallace,  son  opi- 
nion  sur  la  population  du  globe,  in  ,, Journal 
des  Economistes",  Bd.  I.  Paris  1842.  S.  163ff. 
—  .Mar  Culloch,  Literature  of  political  eco- 
nomy,  London  1845,  S.  2.">7.  —  Garnier,  Du 
principe  de  population,  2.  Aufl.  von  Molina ri. 
Paris  1858,  S.  12.  —  Malthus,  Essay  or,  the 
principles  of  population,  7.  Aufl..  London  1872, 
S.  263.  —  Ingram,  History  of  political  eco- 
nomy,  ebd.  1880,  S.  113,  llö. ' —  ßonar,  Mal- 
thus and  Lis  work,  ebd.  1885,  S.  46,  47.  —  H. 
Soetbeer,  Stellung  der  Sozialisten  zur 
Mahi  -lehn-.  Göttingen  1886, 

S.  8.9.  —  Schöne,  Histoire  de  la  population 
francaise,  Paris  1893,  -  13,  196,  268,  2-2.  - 
(  annan.  History  of  the  theories  of  produetion 
and  distribution  in  English  political  economy, 
a  18       -    126/27,  128,  133. 

Lipppvt. 


Walras,  3Iarie  Esprit  Leon, 

wurde  am    lii.  XII.    1834   zu  Evreux  (Departe- 
ment  Eure    geboren.    Nachdem   er  vorwiegend 

dem  Studium  der  Mathematik  und  dem  der 
politischen  Oekonomie  gewidmet  hatte,  ver- 
öffentlichte er  im  Jahre  1860  -ein  Erstlings- 
eine  Widerlegung  die  Proudhonschen 
Lehre  s.  q.).  Seine  Berufung  als  Professorder 
Nationalökonomie  an  die  Universität  Lausanne 
erfolgte  im  Dezember  1870.  Im  Jahre  1892 
legte  er  sein  Amt  au  der  Universität  nieder.  — 
U    gehört    zu    denjenigen    Nationalökonomen, 

Ee  die  Volkswirtschaftswissenschaft  mathe- 
matisch /u  behandeln  suchen. 

Walras     veröffentlichte     an     staatswissen- 

riften  a    in  Buchform:  L'Eco- 

itique  et  la  Justice,   i  -..nie  n  critique 

et  refutation  des  doctrines  i  conomiquesdeM.  l'.-.l. 

Ihon,  prei  edes  d'uneintroductionä  l'etudede 
la  question  sociale,  Paris  1860      Theorie  critique 

de    ITmpöl    pi le<    de    Souvenirs  du  Congres 

de  Lausanne,  ebd.    1861         De  L'impot  dans  Ie 

d  de  Vand;  Memoire  auquel  im  quatrieme 

i ii  a  ete  decerue  ensuite  du  concours  ouvert 

par  le  Conseil   d'Etat   du  Canton    de  Vaud  sur 

uestions    n  latives    ä    1  impöt,     Lausanni 

L861  Les    a  cüaires    de    con- 

■  neu  et  de  credit.     Lecons 

publique-   faites   ä  Paris   en  janvier  et    fevrier 

!  'aris  1865        Des  Operations  de  la  Ca 

ropte  di  -  associations  populaires.  Lei  on 
publique  faite  ä  Paris  en  mars  1866,  ebd  1 366 
—  Recherche  de  I'ideal  social.    Lecons  publiques 


faites  ;i  l'aris.  Premiere  serie  (1867  68).  Theo, 
rie  generale  de  la  Societe,  ebd.  1868!  —  Ele- 
tnents  d'economie  politique  pure  ou  theorie  de 
la  richesse  sociale.  Lausanne  1874 — 1877.  2.  ei 
[889.  —  Theorie  mathematique  de  la  rieh,  -- 
sociale,  ebd.  1883.  —  Theorie  de  la  mon 
ebd.  L886. 

ii  in  Zeitschriften.  Sammelwerken 
etc.  und  zwar:  1.  In  „Imlependant  de  la  Mo: 
-eile-  :  Principes  de  la  theorie  des  richesses  par 
M.  Cournot  (13.  VII.  1863).  De  la  Constitution 
de  la  propriete  en  Algerie  2.  u.  21.  IX.  u.  12. 
X.  18(i:-i;.  2.  In  ..Bulletin  de  la  Societe  vaud 
doise  des  seiences  naturelles":  Sur  la  theorie 
mathematique  de  l'eehange  (vol.  XII.  S.  484h.  . 
D'une  niethode  de  regularisation  de  la  Variation 
de  valeur  de  la  inonnaie  (vol.  XXI.  8  71  ff.  . 
Contribution  ä  l'etude  des  variations  de  prix 
depuis-  la  Suspension  de  la  trappe  des  ei  us 
d'argent  (vol.  XXI,  8.  93ff.).  3.  In  ..Biblio- 
theque  universelle":  Le  cadasfre  et  l'impot 
foncier  (Nov.  et  dec.  L873).  De  la  eulture  et 
de  l'enseignement  des  seiences  morales  et  poli- 
tiques  iJuillet  et  aout  1879  .  La  bourse,  la 
Spekulation  et  l'agiotage  Mais  et  avril  L880). 
4.  In  ..Journal  de  la  Societe  Vaudoise  d'utilitj 
publique" :  De  l"influenee  de  la  communication 
des  marehes  sur  la  Situation  des  populations 
agricoles  (Mai  et  jnin  1874).  ö.  In  ..Giornale 
degli  Economisti" :  l'n  uuovo  ramo  della  mate- 
matica.  Dell'  applieazione  delle  matematiche 
all'  economia  politica  (Aprile  I87(i .  t;.  In  ..Ke- 
vue  de  Droit  international":  Monnaie  d'or  avec 
billon  d'argent  regulateur.  Principes  proposes 
ä  la  Conference  monetaire  internationale  poui 
la  Prorogation  de  l'Union  latine  Dec.  1884).  7.  In 
..Journal  des  Economistes" :  De  la  propriete  in- 
tellectuelle.  Position  de  la  question  economique 
1849).  —  Philosophie  des  seiences  economiqui  - 
1850).  —  Paradoxes  economiques  1851  .  —  De 
1  Organisation  nuanciere  et  de  la  Constitution 
legale  des  associations  populaires  18f>5).  — 
ün  economiste  incounu:  H.  H.  Gossen.  8.  In 
„British  association  for  the  advaueement  of 
soienee":  On  the  Solution  of  the  Anglo-indian 
monetary  proplem  (1887).  9.  In  „Kevue  d'eco- 
nomie politique":  Observations  sur  le  principe 
de  la  theorie  du  prix  de  MM.  Auspitz  et  Lieben 
Mai-Juni  1S9U).  10.  In  ..Bulletin  de  la  societe 
des  Ingenieurs  civils":  De  fech&nge  de  plu- 
sieurs  marchandises  entre  elles  i.Tanv.  1891  . 
11.  In  „Kecueil  inaiigural  de  lTniversite  de 
Lausanne"  1892:  Thlorie  geometrique  de  la 
determination  des  prix.  Diese  beiden  letzten 
sub  10  u.  11  genannten  Aufsätze  sind  in  einem 
Artikel  zusammengefasst  auch  in  englischer 
Sprache  veröffentlicht  u.  d  T. :  The  geometrical 
the, .rv  of  the  deterinination  of  prices  in  den 
\niiils  of  the  American  Academy  of  Political 
and  Social  Science",  Juillet  1892. 

Von  1866-  1868  redigierte  Walras  die  Zeit- 
schrift ..Le  Travail,  organ  international  des  in- 
interets  de  la  classe  laborieuse,  revue  du  monve- 
meiit  i  ooperatif".  Hier  finden  sich  von  ihm 
zahlreiche  Artikel,  u.  a.  :  ..Programme  econo- 
mique  et  politique".  Auch  an  politischen  Zei- 
tungen,  so  an  ..La  Presse".  „Gazette  de  Lau- 
sanne", en.  hat  er  verschiedentlich  mitge- 
arbeitet. 

U><1. 
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Wanderarbeitsstätten. 

1  Die  Wanderbettelei  und  ihre  Ursachen. 
9  Die  Stellung  der  Armenpflege  zu  der  YUnder- 
bettelei      3.  Arbeit  statt  Almosen.     4.  Neueste 

nckelung.     5    Das  Ausland 


1    Die  Wanderbettelei  und  ihre  Ur- 
sachen.     Die    sogenannte    Bettelplage    ist 
eswegs    eine    Erscheinung  der  Neuzeit 
.,. irt    umgekehrt    sagen,   dass  die  ZahJ 
.„herziehenden,   von  Bettel   Raub  und 
,tahl  lebenden  Persönlichkeiten  für  das 
Mittelalter  und  namentlich  für  die  Zeit  nach 
dem  SOiährigen  Kriege  als  viel  grosser  an- 
,nraJen  werden  muss  als  für  die  neuere 
Der  Mangel   geordneter   Armenpflegi 
rbindnng  mit  dem  berüchtigten,   weit- 
rehende  Heimatlosigkeit  erzeugenden  System 
§er    Abschiebung,   die    infolge    der   Kriegs- 
in    Deutschland    eingetretene   Verar- 
mun«     die  Gewöhnung  an  liederliches  und 
les   Leben    infolge    der   zahlreichen 
sind  sämtlich  Ursachen  ausgedehnten 
l-  und  Landstrei  lierwesens.  Das  Keich 
die    Einzelstaaten    glaubten    sieh    der 
nicht  anders  als  durch  harte,  ja  grau- 
same Strafbestimmungen,  durch  Ausweisun- 
gen und  Abschiebungen  erwehren  zu  keimen, 
damit    ernstlich    etwas    auszurichten, 
weil  der  heimatlose  und  zugleich  darbende 
Mensch    sieh    schliesslich     immer    wieder 
heimlich    oder   mit   »Gewalt    zu   verschaffen 
wusste,  was  zu  des  Lebens  äusserster  Not- 
durft  gehörte.     Dazu   kam  die  I  nsicherheit 
der   öffentlichen  Verhältnisse,    die  die   bil- 
dmr  von  Banden  erleichterte,  denen  gegen- 
über namentlich  die  Bevölkerung  des  Landes 
ohnmächtig   war.     Besserung    ist  m  allen 
a  Beziehungen  erst  durch  das  Erstarken 
öffentlichen  Gewalt  mit  nachdrücklichem 
eüichen    und     strafrechtlichen     Schutz, 
durch  Einführung    geordneter   Armenpflege 
und  nicht   zum  wenigsten   durch  die  Besse- 
rung  der  allgemeinen   wirtschaftlichen  und 
BewerblichenVerhältnisse  eingetreten.  Gleich.-, 
wohl   ist    das  Bettelwesen   nicht  völlig  ver- 
dwnnden:   ja   es  begann  nach  dem  unge- 
heuren Aufschwung   nach   der   Begründung 
des  Deutschen  Reichs  wieder  bedeutenderen 
umfang  zu  gewinnen  und  damit  eine  ernst-  j 
liehe    Sorge    der    Behörden    und    aller    an 
m.flege  und  Wohlthätigkeit  interessier- 
ten Kreise   zu  bilden.     Abgesehen  von  dem 
Bettelwesen    in    der    Stadt,    das    nur    Lei 
gleichzeitiger    Verhinderung    planlosen    Al- 
mosengebens ausgerottet   werden   kann,    be- 
die    sogenannte    Wanderbettelei    sich 
stärker    zu    entfalten,    was    in   der   um   das 
Lche    rermehrten  Zald   der  in  Korrek- 
tionsanstalten eingelieferten  Personen  in  dem 
Jahrzehnt  von  1874-1883  zur  Erscheinung 
kam   und   damit   den  Charakter  einer  nicht 
unbedenklichen    Massenerscheinung    zu    er- 


Die    Ansichten    über    die 
Ursachen   dieser    Erscheinung    and    geteilt. 
Dass  die  Neigung  zum  Leben  ohne  Arbeit, 
der  gang  zur  Liederlichkeil  und  zum  lrnnk 
an  der  Wanderbettelei  einen  grossen  Ann  ü 
|D     ist    unzweifelhaft;    doch    stehl    es 
keineswegs  fest,  ob  diese  Neigui         n   ?ora 
herein  vorb  ro  ien   isl   und  ob  sie  nicht  viel- 
mehr  dur  b    eine    R    ti.-     von    be 
Umstanden    teil  '■    teils 
wird      Dahin  war-   il  Linie   ZU   rd  b> 
nen  die  durch  den  ungemeinen  Aufschwung 
von     Handel     und     Industrie 
.Fluktuation    der  Bevölkerung,    von 
mrosser    Teil    hinauszieht,    um    lohnendere 
Arbeit  zu  suchen,  ohne  sie  zu  finden.   Starke 
Schwankungen   in  der  Produktion,  die  Au- 
la  rosser  Verkehrswege,    die  grosse  Ar- 
blitermassen   an    einen    Ort    zusamrnenruft, 
ohne  sie  dort  dauernd  festhalten  zu  können, 
bringen   ein  zweit-  Element  der  I  nsicher- 
heit' iD   diese  Verhältnisse,  die  den  Arbeit- 
suchenden  auf   die  Wanderung   nach  neuer 
Arbeit  treiben,  wobei  er  dann  mittellos  auf 
der  Landstrasse    treibend    als    ein   zunächst 
ehrlicher  Wanderer  die  Hilfe  der  Einwohner 
anspricht,  um  nach  und  nach  wahrzunehmen 
dass    das    Almosen    verhältnismässig    leicht 
„,„!    bequem    erlangt    wird    und    dass   das 
Wanderleben  der  Reize  nicht  entbehrt.    Tntt 
hierzu    dann    die  Gemeinschaft  mit  erfahre- 
nen   älteren,   schon  weiter  auf  dieser  Bahn 
TOrgeschrittenen    Landstreichern,    so    wird 
vielfach    aus    dem    anfänglich  ehrlich  Wan- 
dernden ein  Wanderbettler  und  Landstreicher. 
Befördert  wird  das  Wandern  dann  auch  von 
den   Behörden   kleinerer   Orte    die  mittelst 
des    sogenannten    Ortsgeschenks    sich    die 
Einkehrenden    abschieben     und     zur    Fort- 
setzung   der   einmal  begonnenen  Reise   ge- 
radezu ermuntern. 

•>  Die  Stellung  der  Armenpflege  zu 
der  Wanderbettelei.  Gesetzlieh  hat  die 
frage  für  Deutschland  ihre  Regelung  ge- 
funden in  §  28desGJ0.W.  Erbestom^ 
dass  jeder  hilfsbedürftige  Deutsehe  von 
demjenigen  Ortsarmenverbande  unterstütz 
werden  muss,  in  dessen  Bezirke  er  sich  bei 
Eintritt  der  Hilfsbedürftigkeit  befindet 
Aehnlich  lautet  die  Vorschnfl  b l  der 

Ausländer.      Wenn    aber  Vor- 

schrift auf  dem  Papier  stehen  en  ist, 

so  ist  es  diese,  soweit  es  sich  um  die  wan- 
dernde   Bevölkerung    handelt        }><  r     *^ 
nicht   allem   in   der   mangelnden  Leist 
untnigkdt  so  vieler  kleiner  Armenve. ; 
und  to  Neigung,  nicht  nur  der  wandern 

,,,,„  Hilfsbedürftigen  Sich  zu  entledig  . 
sondern  es  liegt  namentlich  in  der  Nabu 
eines  Zustandes,  der  so  überaus  schwer  er- 
i-en,en  lässt  ob  es  sich  um  wirkliche  oder 
nur  um     ■    *  Hilfsbedürftigkeit   han- 

delt.    Wie    soll    die  Armenverwaltung    dies 
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erkennen,   wie   soll   sie  einer  Persönlichkeil 
ruber,  di  erst  bei  ihr  auftaucht, 

n    können,    ob    die    Voraussetzungen 
wirklicher  Hüfebedürftigkeit  vorliegen?    un- 
terstützt  -  kommt   sie  in  Gefahr,  Str- 
and    liederliche    Personen     in 
ihren    Bezirk    zu    ziehen    und    Arbeits 
und    Liederlichkeit    grosszuziehen ;     unter- 
stützt wird  den    Bewohnern 
-    i  irts    im    Wege    des    Bettels    ein    viel 
i  innen,  als  eine  plan- 
mässige    Unterstützung    an    Kosten    verur- 
sachen würde.     Kurz,   man  äich  in 
m    Dilemma,    aus    .lern     sehr    schwer 
herauszufinden  ist  und  d               iwierigkeit 
durch   jene  gesetzliche  Bestimmung  keines- 

er  hier,  wie 
in  der  Verwaltung  überhaupt  und  vor  allem 
in  der  Armenpflege,  organisatorischer  Mass- 
in, um  unter  Vermeidung  6  fahren 
der  wirklichen  Bedürftigki  Een. 

Di  i  he,  dem  Wanderbettel 

durch  planmäSE  inisation  entgegenzu- 

treten,   gehen  von  der  öffent- 

liche n    von   der  pri- 

vaten Wo  t  aus.     Es  sind  dii 

in  den  60er  und  70er  Jahren  an  zahlreichen 
i  Wen  entstandenen  Ven  Lnti- 

bette  ;   e    .  Bettelei,    Ver- 

zur    Unterstützung   armer    Reisender 
u.  s.  w.  nennen.    S  a   von  den 

danken  aus  r.Bettelplage  nicht  durch 

planloses  Almosengeben  an  den  Thüren  und 
auf  -  lert    werden    könne, 

sondern   nur  durcl  i  is  an- 

tzung.      Da    der    Einzelne 
zu   einer  ateten  Prüfung  nicht 

in   der  Lage    ist,    30    -"II    er  sich  einer  Or- 
ganisation  bedienen,  wie  sie  in 

ist     md  jeden   Bett- 
verweisen, damit 
nach   Lage    der    - 
Hilf'-  unterstützi 

falls  es  sieh  um  einen  arbei 

rlichen  Mi  handelt,    d 

liehen     Gewalt     zur     j! 
Die  Thätig 
lieh  im  Beginne  nicht  ohne  Bedi 

edern 
die  Bettler  fern  zu  halten  und.  v 

der  i  irts]  i 
auch  die  arbeitsscheuen  Elemente  im  Zaume 
zu   halten.    Im    grossen    i  .    i,  aber 

r    Thätigkeil    der    andauernde    Erfolg 
der  best  i  te  Ver- 

i  B 

lerliehen    I  >n    sich    nichl 

i 
nur   von  einet    Stellen   hinweg   an 

jjte.    Meist  sind 
auch    diese  Vereine,    soweit   sie    nichl 
.   nach  und  nach  zu  örtlich 

rden,    die    vor 


der  ansässigen  Bevölkerung  zu  i 
suchen. 

3.  Arbeit   statt  Almosen.     Lehrte   die 
fung.  dass  auch  die  Vereine  der  Prü- 
fung der  Bedürftigkeitsfrage  nicht  g 
waren,  und  blieb  andererseits  das  Bedürfnis 
nach    Beseitigimg    der    Piage    besteh 
inusste  man  nach  einem  Mittel  sn 
den  Arbeitsscheuen  von  dem  Arbeitswil 

len  zu  können.    Man  konnte  etwa 
Nachweis  fordern,  aus  dem  hervorg    ._ 
der  Hilfesuchende   bis   zu   dem  B< 
Wanderung    redlich    gearbeitet    ha 
man    konnte    von    iiirn    zum    Erweis     i 
Arbeitswilligkeit   unmittelbare  Leistung  von 
Arbeit     fordern.      Behauptet     jem 

im   anderen  Grunde   bedürftig   zu  sein, 
als  wi  in  an  Arbeit  fehlt,  so  muss  et 

lig  die  Gelegenheit  ergreifen,  wenn  ihm 
als   Gegenwert   einer   Unterstützung   Arbeit 
boten  wird.    Weiter  aber  hat  Gelaunter" 
Stützung  erfahrungsgemäss  den  Maugel. 
sie  dem  Bedürfnis  schlecht  angepassl  v 
kann  und  die  Gefahr  unrichtiger  Verwei 
ntü  ii  die  Verlockung  zum  Trink, 
sieh  führt.  Andererseits  bedarf  der  Vau 
der  \  og  durch  Gewährung  von  Ob? 

und  Nahrung,  nötigenfalls  noch  durch 
Kleidung.    In  dieser  Erkenntnis  begannen  in 
den  7 Oer  Jahren, zuerst  in  Württembei  _ 
di  i  -.riannten  Vereine  die  Geldunterstüt 
durch    Naturalunterstützung    zu    -t- 

.  so  z.  B.  Stuttgart,  Ludwigs 
Cannstatt  u.  a.  m.  Sie  gewährten  entv 
nur  Abendbrot  und  Nachtquartier  oder  auch 
den  Tag  über,  wie  abends,  warme  Speiser^ 
unter  gleichzeitiger  näherer  Prüfung 
Bedürftigkeit  und  Würdigkeit  durch  I 
:  rung  eines  Nachweises  oder  durch  Leistung 

'ubeit.    Aber  diese,    auch    in  andere 
Teilen   Deutschlands   angestellten  Versuche 
die  Frau.,  der  Bettelei  höchstens   in 
dem    kleineren   Bezirke,    für   deren  Bereich 
sie  begründet  waren,  während  sie  die  Frage 
der   eigentlichen    Wanderbettelei,    die    sich 
über  weit    ausgedehnte    Bezirke    und    über 
die    Grenzen    mehrerer   Staaten    hinaus    er- 
strecken,   nicht    zu    lösen    vermochten.      In 
B    dehung   trat    ein   Fortschritt      i  -1 
ein,  als  man  dazu  überging,  die  Grundsätze 
der  Xaturalverpflogung  auf  weitere  Bezirks 
auszudehnen     und    alle    Gemeinden     eines 
zirks  zu  gemeinschaftlichem  Vor- 
gehen zusammenzufassen.     In  diesem  Sinne 
ibr  Bezü-kswohlthätigkeitsverein  Na- 
gold   Thesen    über    die    Bekämpfung 

bundentums   auf,  che  von    dem  Bezirk 
Blaubeuren  angenommen  und  seit  18S0  zur 

en    Natural 
pflegung  in  allen  zum  Bezirk  gehörig 

-macht  wurden.    Aus  den  Thesen 
en  :  ntsairi    fi 

in   hervorgehoben : 
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Die  Unterstützung  Durchreisender  hat  ans- 

äslieb  nur  durch  Gewährung  der  unmittel- 
.     Lebensbedürfnisse  und,  soweit  ausfuhrbar, 
Leistung  von    Arbeit  zu  geschehen.     Un- 
mittelbare Geldspenden   müssen   unbedingt  auf- 
l  nterstützung   soll   nicht   von 
einzelnen  Einwohnern  gereicht  werden    sondern 
,,.,.:,,,-  Linie  von  der  Gemeinde,  und  wo  dies 
mi  Bindernisse  stüsst,   von  Ortsvereinen.     Da- 
w[   bieibt   es    den    einzelnen   Oberamtsbezirken 
überlassen,  eine  entspn  ein  ude  Anzahl  von  l  nter- 
stützungsstationen  zu  bestimmen  und  eleu  Aut- 
auf eine  Bezirkskasse  zu  übernehmen 
Zur   Beschaffung   von   Arbeit   für    solche, 
äie  Beschäftigung  auf  ihrem  Gewerbe   suchen, 
in  jeder  bedeutenderen  Gemeinde,  jeden- 
falls   in    jeder    Oberamtsstadt,    ein    Nachweis- 
bnrean   für    offene    Arbeitsstellen    eingerichtet 
werden,    wobei   in   der  Kegel   nur   Reisende  zu 
berücksichtigen   wären,   welche   im  Besitz  von 
ueten  Legitimationspapieren  sich  bennden. 
esen  Thesen  entsprechen  die  Statuten 
des    Oberamtsbezirks     Blaubeuren,    aus 
,    Wir   die    folgenden  Paragraphen  her- 

s  i  Jede  Gemeinde  des  Bezirks  gewahrt 
d-n  durchreisenden  armen  Fremden  auf  ihre 
Bitte   die    notwendige   Speise,    und.   wenn   sie 

,    ,,,,'.  lB  :,    ii     auch   ein  Obdach  für  die 

"  8  3  Die  Speisen  und  das  Obdach  werden 
von  einem  oder  mehreren  soliden  Y\  urten  aut 
besondere  biweisung  seitens  des  vom  Gemeinde 
tat  oder  der  Ortsarmenbehörde  aufgestellten  be 
meindebeamten  gegeben. 

S  4  Für  die  Anweisungen  werden  ge- 
druckte Karten  von  verschiedener  Farbe  benutzt. 
welche  von  der  Amtspflege  geliefert  und  sodann 
mit  dem  Ortsstempel  versehen  werden.  Sie 
lauten  auf  Brot-.  Suppe  oder  Gemüse  und  aut 
Sachtquartier   und    werden    den    Ri  i-     1<  n 

.,..,■  Tageszeit   und  dem  Bedürfnis  verab- 

"  Ausgeschlossen  von  der  Verpflegung  sollen 
tde  sein,  die  keine  Legitimationspapiere 
besitzen,  die  nicht  nachweisen  können  dass  sie 
in  den  letzten  3  Monaten  gearbeitet  haben,  und 
die  die  ihnen  angebotene  Arbeit  zurückweisen. 
Geistige  Getränke  dürfen  auf  die  Anweisung 
nicht  verabreicht  werden. 

In  der  von  dem  Oberamt  hierzu  gege- 
benen Anweisung  wird  dann  das  Nähere 
wegen  Einrichtung  der  Yerpüegimgsstaüonen 

m rdnet,  namentlich,  dass  die  Gemeinden 

über    die    Einrichtung    und    darüber, 
«reiche  öffentliche  Kasse  die  Kosten  tragen 
;,  hlüssig   machen   sollen;  weiter    soll 
setzt  werden,  welche  Verpflegimg  den 
in  den  einzelnen  Tageszeiten  ge- 
;  werden  soll,  insb 
Stunden  in  der  Regel  wann-  Speisen  an©  - 
wiesen  werden    dürfen.     Wegen   der    \ 
ist    bestimmt,    dass    \  n-handene    Arbeitsge 
nachgewii  -  len   ~   '■ 

genheit    zur  Arbeit   für   die 
landen  ist.  z.  B.  Reinigung  der  Strassen, 
nklopfen   und  Holzmachen   oder  -tragec 
B  einträchtigung    der    Ortsarmen,    - 


!,  |  i  nisvorsteher  bestimmen,  dass  An- 
weisungskarten  an  offenbai  arbeitsfähige 
B  i  u   al  gi  ■■  bi  i    werden    w  im 

ein  gewisses    Sj  iblicne 

r„  r  geleistet  haben 

Nachdem    der  Bezirl«   Blaubeuren   voran- 
gegangen war,  folgte  ein  Bezirl  Leren, 
so  dass  die  Naturalverpflegung  am    1.  Jnm 
1881    in  48  von   in                       cken  ganz 
oder  zum  grössten  Teil,   in  10  Oberan 
zirken     sporadisch     neben    Gh 
eingeführt  war,  wogegen  in  3  Bezirken  ört- 
Liehe  Geldgeschenke    gegeben   wurden    und 
i„    ;;    weiteren    Bezirken    für    ein      " 
massige  Behandlung  der  Vagabunden  über- 
haupt nichts  geschehen  war.    In  den  zurück- 
stehenden Bezirken  scheiterten  die  Vi 
die     Naturalverpüegungseinrichtungen 
Leben    zu   rufen,  teils  daran,  dass 
.,  ,    ,i,  ;,;,,  it   der  Interessen  der  Gemeinden, 
insbesondere  der  Stadtgemeinden 
den  Landgemeinden   (z.  B.   im  Bezirk  I 
eine  Verständigung    zu    einheitlichem    Vor- 
gehen nicht   zu  stände  kommen  bess;  teüs 
daran,  dass    die   Bezirke,  wegen   der  Nach- 
tat!   anderer    unthätiger    Bezirl      I 
Württemberg     Bayern     Baden    und   Hohen- 
zollern)     ein     massenhaftes    Zuströmen    von 
Vagabunden    aus    den    Grenzbezirken    und 
dadurch   eine  Vermehrung  der  Vagabun 
plage  fürchteten. 

Die  Organisation  der  Naturalverpl 
einrichtungen  erfolgte  nach  zwei  Systemen. 
m  -inen  Teile  der  Bezirke  (34 
dem  Vorgänge  des  Bezirks  Blaubei 
das    sogenannte   Gemeindesystem   oder 
Si  stem  der  gemeindeweisen  l  nter- 
stützung   eingeführt.      Hierbei    wird    in 
jeder  Gemeinde  oder  Teilgemeinde  eine  Ver- 
pflegungsstation   mit    U>gato     von    Speisen 
und  Nachtquartier  errichtet.  In  dem  and 
Teile  der  Bezirke  (13)  wurde  das  sogenannte 
Stationensystem      vorgezogen,      bei 
i em  mir  in  einer  beschränkten  Anzahl 
im  Bezirk  verteilter  Stationen  (3—10)  Natu- 
ralverpflegung   gewährt    wird.      Die    je    in 
einer  Entfernung  von  2— 3  Stund  :n   errich- 
teten  Cnterstützungsstationen   wurden^ 
mit   teils  ohne  jede  Rücksieht  auf 
barbezirke  errichtet.    Ein  Bezirk  (Gö] 
verband  von  Anfang  an  beide  Systeme,  in- 
,  m    er    für  das  Nachtquartier    mit  A 
ess,  d   und  Frühstück  4S1 
etlichen  übrigen  Sta 
gewährte.      Die  K 

wurden    durchv  ^-hen 

Mitteln  bestritten,  si  &™  fü 

die     Oberamtskasse     iil         '"inen     wurden 
oder  diese   den  l 

Anteil    ersetzten.      Au,    Fr 
Beiträgen  allein  Ausgaben  auch 

da  nicht    mehr   bestritten,  wo   die   Emrich- 
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selbst,  sondern  von  Privatvereinen  ins  Leben 
gerufen  worden  waren. 

S  war  in  "Württemberg  ein  Syst 
wonm  i,  das  bei  vernünftiger  Unterstützung 
der  ehrlich  Wandernden  dem  gewerbsmässig 
wandernden,  arbeitsscheuen  nnd  liederlichen 
Bettlei-  die  Existenz,  ziemlich  abschi 
musste.  Für  die  sogleich  zu  besprechende 
Ausdehnung  ä  Sj  ätems  war  somit  die 
Grundlage   in  folgenden  drei  Punkten 

nden     worden:     1.    Natural-    statt 
Geldunterstützung.     2.  Wenn 
möglich    Arbeit    als    Gegenleistung 

Stützung.      .">.    Die   planmässige 
d e hnii n  g  de r   u n  t  e r s  t  ü  t  z e n  d  en  Sta- 
tionen zu  einem  ganzen  L  er  einem 

Land   umfassenden  Netz  von  Stal 
deren   jede   einzeln  Sammelpunkt   für 

ü  wurde  und  verhinderte,  dass 
an  irgend  einer  Stelle  jemand  durch  das 
Netz  hindurch  scblüpfen  konnte.  In  diesem 
Sinne  erhielt  die  neue  Einrichtung  di  □  all- 
mählich zur  technischen  Bezeichnung  gewor- 
en  Namen:  Na tural verpfleg ungs- 
Station. 

Dem   von  Württemberg  gegebenen  Bei- 
säml liehe  len  Bundes- 

staaten, wenn   auch    in  sehr  verschied 
Umfang  ich,    zunächst    Sachsen, 

Preussen,  namentlich  in  dem  industriere 
Westfalen,  wo  sich  die  "Wanderplage  beson- 
ders bemerkar  machte  und  wo  in  der  Pi  csod 

hs    ein    Kenner   und   Föi 
dei  Angelegenheil  gegeben  wurde,  wie  ihn 
kaum  eine  zweite  '  irganisation  aufzuweisen 
hat      In    den    einzelnen    Staaten    und    Pro- 
vinzen  schlössen   sich   die  Staaten  zu  einer 
Vereinigung    zusammen,    die    in    dem    An- 
fang 1884    begründeten  Gesamtverband 
deutscher     Verpflegungsstal  ionen 
ihren  Mittelpunkt  für  ganz  Deutschland  fand. 
Inde,    die    dem    Gesamtverband    ange- 
äsen    sind,    bestehen    zur   Zeit  13,   da- 
runter   die    Verbündt'    der    vier    badi 
Kreise,    von    Preussen    die    Verbände    für 
Sachsen,  Westfalen,  Schleswig- 
Bolstein  and  Si 

Verband    (Hannover,   Braunschweig,   Lippe- 
Schanmburg)  u.  a.  in.     Ausserdem   sind    in 
Verband  i        Keihi  anderen  i  irga- 

nisationen  vertreten,  von   dei  entlich 

die  württembergische  Centralleitung  der 
Wohlthätigkeitsvereine  hervorzuheben  ist. 
Den  Naruralverpfleg  onen  dienen  die- 

jenigen   Sätze    zur  Grundlage,   die    in   der 
itzung    des    Centralvoi  tandes    des 
;  is   im    Februar   18£  I   - 
len  und  deren  wichtigste  lauten: 
„Die     Naturalverpflegungsstationen    bilden 
die    unerlässliche    Grundlage   zur    Bekämpfung 
der  Wanderbettelei. 

Durch   dieselben  soll  eine  Neuordnung 
Unterstützung  der  mittellosen  wandernden  Be- .' 


völkenmg  eingeführt  werden.    Sie  >hi'l  deshalb 
keineswegs  nur  Stationen  für  diejenigen,  « 
die  Arbeiterkolonieen  aufsuchen. 

Um  ihre  Zwecke  zu  erreichen,  müssen  sii 
durch  ganz  Deutschland  und  nach  möglichst 
einheitlichen  Grundsätzen  eingerichtet   werden. 

Die  Einrichtung  der  Naturalverpflegungs- 
stationen geschieht  am  zweckmässigsteu  durch 
nicht  zu  kleine  Kommunalverbände ,  Kreise, 
i  Iberämter,  Amtshauptmannschaften  .  Bezirks- 
verbände), welche  miteinander  in  Verbindung 
stehen  müssen. 

Die  Stationen  sind  in  solchen  Entfernungen 
anzulegi  u  dass  der  mittellose  Wanderer  keine 
Veranlassung:  zum  Betteln  hat,  aber  auch  die 
Stationen  nicht  missbrauchen  kann. 

Die  Stationsverpflegung  mtiss  ausreichend 
sein,  so  dass  der  Wanderer  marsch-  und  arbeits- 
leistungsfähig  bleibt. 

Die  Verpflegung  ist.  wenn  nur  irgend  mög- 
lich, von  einer  Arbeitsleistung  abhängig  zu 
machen. 

Liegen  Gründe  zur  Verweigerung  der  Unter- 
stützung vor  Trunkenheit,  Frechheit,  Arbeits- 
verweigerung u.  s.  w.  .  so  ist  der  betreffende 
Reisende  nicht  lediglich  fortzuschicken,  sondern 
ihn  die  Mitwirkung  der  Polizei  in  An- 
spi  ach  zu  nehmen. 

Mit  der  Verpflegungsstarion  ist  möglichst 
ein  Arbeitsnachweis  zu  verbinden." 

1     ter    der   Herrschaft    dieser  Grundsi 
hatte  sieh  zunächst   das  Verpflegungswes«  o 
in  verhältnismässig   kurzer  Zeit    planmä 
fortentwickelt.  Die  Gesamtzahl  der  Stationen 
betrug  1890   die  Zahl    von  19.77,    in   d 
insgesamt  nahe  an  2  Millionen  Nachtquartiere 
gewährt    wurden.     In   dem  Gesamtverband. 
der    im  Abstand   von    einigen  Jahren    s 
Sitzungen    hält  —   die    letzte    sechste  Ver- 
sammlung fand  am  19.  April  18119  statt  — . 
wird    regelmässig    von    allen    Verbandsver- 
tretern über  die  Entwickelung  der  Statio 
Berieht   gegi  ben  und  über  die  weitere  Aus- 
gestaltung, namentlich   auch  über  das  tech- 
uisi  he    Detail    eingehend    verhandelt.      Aus 
diesen  Verhandlungen  interessiert  vor  allem 
die  immer  wieder  erhobene  Forderung,  dass 
die  Ausgestaltung  des  Netzes  keine  Durch- 
brechung   erfahren   dürfe    und    dass  hierzu    i 
die    Hilfe    der   Gesetzgebung    in   Anspruch 
genommen  werden  müsse.     Man  stützt  sich 

i  namentlich  auf  den  oben  erwähnten  | 
§  28  G.U.W.,  der  die  Ortsarmenverbände 
zur  Hilfe  bei  vorübergehender  Notlage  ver- 
pflichtet und  sie  im  gesetzlichen  Wege 
in  soll,  dieser  Verpflichtimg  in  orga- 
nischer und  planmässiger  Weise  zu  genügen. 
wo  sie  nicht  von  selbst  die  Notwendigkeil 
hierzu  erkennen. 

Die  aus  dieser  Erkenntnis  fliessende  Be- 
lüg führte  dann  auch  dazu,  dass  für 
ein  Gesetz  gefordert  und  voi 
Regierung  auf  Drängen  der  Freunde  der 
Sache  vorgelegt  wurde.  Das  Gesetz  wurde 
von  d'-r  Mehrheit  di  -  Abgeordnetenhauses 
abgelehnt.     Die  Verhandlungen  hierüber,  die 
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während  in  i  n  üb  t  i  ine  Emwrrkung 
fasl  gar  nicht  mehr  möglich  sei.  Ein  Rednei 
(Landrat  eines  Kreises)  erklärte,  dass  er  lü 
Jahre  laug  mil  grossem  Eifei  die  Sa  ae 
betrieben  habe,  um  schliesslich  emzusel 
dass  die  Stationen  lediglich  das  Wanderten 
und   das    Landstreichertum   förderten,     Em 

anderer  nannt '    !  schule  füi 

Sachs-  B'        -ers  Wlirde  x""  rer" 

schiedenen  Seiten  die  Schwierigkeil   betont, 
ingemessene  Arbeit    zu    beschaffen.     Denn 
entweder  sei  Arbeil  vorhanden:  dann  würde 
diese  Arbeil  den  ordentlichen,  eing 
Leuten   fortgenommen,   oder   es      ei    Iceine 
oder   keine    genügende    Arbeit    vorhanden: 
dann    handle    es    sich   um    eine    fruchtlose 
Scheinarbeit.      Endlich    wurde    dem 
langen  einer  allgemeinen  gesetzlichen  Reg  - 
!„„,.   die  Verschiedenartigkeil    des   Bedürf- 
nisses   in    den    verschiedenen    Landesteüen 

enl «ngestellt,    da    ein    solches    wohl   für 

den  industriereichen  Westen,  keineswegs 
aber  für  den  Osten  vorliege.  Lagen  so  die 
Aussichten  für  den  Gesetzentwurf  schon 
nicht  günstig,  so  wurden  sie  noch  ver- 
schlechtert   durch   die  Veränderungen, 


entwürfe   und  ihre  Begründung   sind 

e  Er! ntnis  der  gesamten   brage  von 

',   Wichtigkeit,    dass   liier    wenigstens 

,SSen  Cmrissen  der  Verlad  der  Ange- 

lieil  angedeutet    sein  möge,     l  harakte- 

herwei'se    geht  der  Gesetzentwurf  zu- 

l   „ichl  von  der  Regierung  aus  sondern 

ler  Gemeindekommission,  die  über  ver- 
schiedene Petitionen  um  Erlass  eines  Ge- 
setzes  zur  Fürsorge   für   mittellose    ai 

IHle  Wanderer  berichtet.    Die /\  erhand- 

,1Seldiessenani  27.  Februar  lS9o,nach- 
,!,.,„  die  Regierung  ihre  Bereitwilligkeit  zur 

Ueit  zu  erkennen  gegeben  hat,  mit  der 

Weisung  der  Petition  an  die  Regierung 

|  rwägung.      Bereits    Ende   April    189o 
;,         „ng  einen  Entwurf  vor,  dessen 
Paragraph  lautet:     An  geeigneten    in 
ssener     Entfernuno-     von      einander 
Orten   sind  Verpflegungsstationen 
„ferarbeitsstätten)  einzurichten,  in  denen 
mittellosen   arbeitsfähigen   Männern,  welche 
•rhalb  ihres  Wohnortes  eine  Aiheitsge- 
heit    aufsuchen  .    vorül  ,ergehen<  l     \  er- 
ina    und    Nachtlager    gegen    Arbeits- 
jtn'ng  gewährt  werden       Zur  Lmric düng   ™£"~: [Q n  daran  vorgenommen, 
Prionen   sollen  die  hre.se  verpflichtet         \l™^        überwielen    wurde. 
denen    che  Provinzen    die   Haltte^,    ™™™£J:     An  geeigneten,  in.  ange- 
Kosten  zu    ersetzen  haben. 


ausgeschlossen 
TOD  der  Aufnahme  in  eine  Station  sind  Be- 
trunkene.   Landstreicher     und     des    Land- 
hena  Verdächtige.,     Der  Entwurf  w ird 
in    der  Sitzung   vom   J    Mai    m   s 


lautete  hiernach:    . 

messener  Entfernung  von  einander  liegen- 
den Orten  sind  nach  Bedürfnis  Verpfle- 
Kungsstationen  (Wanderarbeitsstätten)  einzu- 
richten, in  denen  mittellosen,  arbeitsfähigen 


s,r  >"' -:  =:Ä-Äi~"£ 


eine  Arbeitsgelegenheit  aufsuchen,  vorubei- 
o-ehend  Verköstigung  und  Nachtlager  gegen 
Arbeitsleistung  gewährt  wird.  Von  einer 
Arbeitsleistung  kann  in  besonderen  lallen 
Abstand  genommen  werden,  worüber  in  den 
JSa  §  8  zu  erlassenden  Vorschriften  die 
näheren  Bestimmungen  zu  treffen  f^~ 
Zur  Einrichtung,  Unterhaltung  und  Erhal- 
tung der   Stationen    sollen    die   Kreis 


liender  Weise  erörtert. 
a   vor   allem    auf    die    Notwendigkeit 
meiner  Einrichtung  der  Stationen  auf- 
merksam, da  jede  Durchbrechung  des  Netzes 
anze   Einrichtung  unwirksam  mache; 
sie  betonen,  dass  der  Schwerpunkt  der  Ein- 
richtung in  ihrer  ethischen  Bedeutung  hege, 
Unterstützung   nur  gegen  Leistung  von  Ar- 
beit zu  gewähren,  dadurch  dem  V-  ändernden 

aas  Bewusstsein  zu  erhalten    dass   er  nicht   tung  u«,    ^ g~    ~^r    -  soUen   2      der 

Almosen,   sondern  Entgelt  für   seine lArbert   pfhehtet  sein     JJe  Staatsmitteln,    zur 

erhalte,   und   endlich  dass  er  an  Arbeit  ge-  Kosten    ^^n   der  Provinzen   erstattet 
wohnt    bleibe.     Vor    allen    könne ,    auf die      ;i      ^"li  d  eser  Lastenverteilun, 

r   im  Wege   der   freien  Erschliessung    ™ae^i^  d       Kommission    wohl 

beteiligten    Behörden    erzielten   Erfolge   aheRegi e™^™^£ghaies Bind 
gewiesen  werden,  die  freilich  durch  die   ^"^'^urf  mit   einigen  A< 
Wilerwilligkeit     oder     die    NacUass^gkeU    »em   derjmtw  & 

anderer  ernstlich   in  Frage  gestellt  wuraen.   iuu,en  Pe<nerungskommissai-, 

n  den  Gegnern  wurde  vor  allem  gehend    wutfie,    e  rfcb  i  er   Reg      j^^, 

nacht,  dass   die  Stationen,  weit    entfernt,   dass  die ^tsetzun ^  v 


verführt,  auf  die  Wanderung  zu  gehen  und 
heimische  Arbeitsverhältnisse,  wo  sie  inr 
heidenes  aber  sicheres  Auskommen  fan- 
den, zu  verlassen.  Wollte  man  ethisch  ein- 
wirken,  so    müsste    man    sehr   viel    truher. 


rosse  Bestürzung  hervor  und  äusserte  sich 


wirKen.    so    inussie    m»»"    -^  •■»     ■*--.  ---  „        R„v™, 

nämlich    im    jugendlichen    Alte-    einsetzen, | Nu!    Bayern, 


materiell  in  einem  Rückgang  der  ^eipfle- 
gungsstationen,  deren  Zahl  im  Jahre  1S9! 
nur  noch  1150  gegen   L9o.    in   1890  betrug, 


das    durch    die   preussischen 
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Verhältjiisse  nicht  unmittelbar  berührt  wurde,  Namen   führen,    sondern    als  Wandi 

ine  Zunahme  i  9  auf  279,  wäh-  beitsstätten   bezeichnet  werden. 

I'i  c    Rückgang    404,    in  Paragraph    lautet:      Für    mittellose    Arl 

-  81,  in  Württemberg    96,    u    Bad  le.  welche  sich  auf  der  Wandei 

äsdies    Staaten  L898    noch  befinden    und   denen    keine   Ari 

Stationen   besassen   bezw.  547,  63,  34,    140.  wiesen  werden  kann,  ist  inderAVeis 

Allerdings  hegt  d  ibai  nicht  ledighch  zu    tragen,   dass   ihnen   die  Reis< 


an  di  Regelung,  son 

dem   auch  daran,   dass   die  Stationen    ihre 
Wirkung  vielfach   gethan  hatten    und 
andererseits    viele   kleine    Stationen    durch 


sten  Arbeitsnachweisstelle  oder  Arbi 
kolonie  durch  Gewälirung  freier  E 
fahrt    oder   durch  Einrichtungen   ermüe 
wird,  welche  ihnen  au  Ort  und  Stelle  v. 
oder   liegende   gehende    Beherbergung     und     Verpf] 
Stationen  ersetzt -wurden.     Auch -wirkte  der   geg  tsleistung  gewähren, 

iwung    der    wirtschafüiehen    Verhält-   zu   Fuss    die    nächste   Arbeitsnachwe 
snr  Verminderung   der    Stationsgä  ■heu  können.«     In  den  folgi 

mit,  wie  dieses  bei  G  t  der   lel  lien  ist  gegen  den  Missbrauch  V 

Verbau  san  \         ■_     roffen,  namentlich  in  §  13,  der  die  1 

Auf    der    ■  iizeibehörde  in 


anden     -  ade  auf  dieser  Ver- 

sammlung das   S 

haft    beklagt   und   an   einzelnen   Beisj 
nachgewiesen,    wie    schädlich    die    D 

_   wesen  sei.     Nament- 


des    Missbrauchs    fordert.      Die    Errichti 

Arbeitsnachweise  soll  auch  hier  \ 
von    den    Kreisen    ausgehen ,     denen 
Drittel   der  Kosten   von  der  Provinz  ; 
ü  sind.     Bisher  ist  die  Frage   vi  i 
für  Nord  .  Körperschatten  nicht  wi, 

deute  ine  Art  Muster  gebildet  hatti  q  mi  o  worden;  doch  hat  ue 

Ende    1900   (März  1901)  B  ung  im  Miuisteri 

mmlung  lebl     tenldes  ]     ei      stattg  .  .    wobei   dem   Ver- 

rück, wobei  auf  die  starke  Vermehrung   nehmen   nach    di 
der  Frequenz  der  Stationen  in  1900  i      lg  Meinung    war.    dass    von    ein 

-  a-1  ti  -    ,i  einen    obligatorischen    Verpflichti 

ein    Beweis.   Anlegung    und    Unterhaltung    vi  u   Wa 


ei  der  B>  keineswegs 

überwiegend  um  landsl 
band 

1.   .Neueste  Entwicklung.     Charakte- 


arbeitsstätten  abzusehen,   aber  zu   er- ■.. 
sein  wird,  ob  durch  gesetzliche  Massna' 
den  Provinzen,   welche   die  Errichtung  und 
haltung  vnn  Verpflegungsstationen 


für  die  wi  jderFragi    zur  Aufgabe  zu  stelle     gei    .  jl  sind    - 

ist  derümstand,  dass  die  Behandlung,  die  man   gegen  den  Missbrauch  solcher  Station. 
im  Anfang  lenBe-   währt  werden  kann. 

?s,  durchaus  auf  dem         Dass    die    Angelegenheit    einei 
1  scher  Massregeln    31  en  Regelung  und  nicht  nur  für  Pr 

undniu  Art  Schutz  wehr  die  F  rf,  dürfte  ausser  Zweifel  stel 

der  Al  d  verwandte,  während  dings  ist  es  richtig,  da-  das  Bedürfnis  seffl 

Frage  der  Arbeit  im  Vorder-   ungleich  ist  und  dass  der  Osten 

tzung  daneben   der  Entvölkerung  namentlich  der  länd 
'""'  ":  Biervon   Bezirke  als  unter  zu  starkem  Zustrom  leidd 

itwurf  Zi  der  während  der  industrielle  Westen  und  Mittel 

seiner  deutschend    das    Gegenbild    zeigen.     Nach 
zwi  i  Richtungen  wird  die  gesetzliche  Regö 
•  in,   einmal   in  Bezug 
ganz    ungenügende    strafrechtlich! 

Bettelei  und  des  Landstreichern! 


Versammli    s  1899  aufgestellt  hat  und 

dem  »Gesetz- 

entwurf   betreffend    F  für 

Arbeitslose  .     Bier   wird 

L  teilt    und  zweitens  in  der*  Förderung  der  Arbeits- 

und m  §  1  mcht  <  üheren  Eni  reise,   deren    Funktion   des  Au-1 

-on  der  Naturalvi  ern    des  Arbeitsmarktes  erst  heute  zu  wüi 


wird.     (Vgl.  hierzu  die  Am.  Ar* 
nachweis    und    Arbeitsbö 
Bd.  i  s.  9ölff.  und  Arbeiterki 


davo  i 

und   Orten,  in   wel 

steht, 

:     L6 

5.    Das   Ausland      Von    Bedeutung  k 
einzurichten  sind,  welche  allen  Arbeitgebern   das  Wesen  der  Naturalverpflegungssi 
u.'"1  -'•  J  zur  Verfügung  stehen,  nur  in  einer  Reihe  Schweizer  Kant-: 

'""  Natura  g ..  .  ,,,;i.,„     Oesterrei  hs     » 

Btatl01 "  während   die  in  anderen   Länden 
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■  .      R  „nimn-rn    namentlich  die  in  wiedt         h  n    ;hafl    betrieben    wt 

,,„,.„.),,, .,,  Unuului,     n.   nai.iu.n  .      ,      Stationen  wieder  gross 

'"1Vi"V   "i  -'S«;    V      Iri-ei    statt  aus  arbeitsscb  i  W" 

ien   ll"„  ",;   '         .    S es  nicht  Leuten  bestünde:  auch  wirf  ■     -  Zu- 

Almosen  semeinsam  u.uxn.  u 


!„,.   dem    deutschen    System   eigentüm 
Organisation    des   Stationsnetzes   ge- 
il haben.  .  .        f 

\V D  der  Schweiz  verweisen  wir  aui 

m    Art.  AvniengeseUgebung 

er  Schweiz  oben   Bd.  1  S.  117^  zu 

V    gemachten     Ausführungen    und     fugen 

ttinzu    dass   sich    i»   der  Organisation 

.Zwischenzeil  nichts  Wesentliches  ge- 

,    hat     Die    zahl    der    teihielunenclen 

nne  ist  auf  13  gestiegen;   die  Zahl  clei 

Kehreisenden  hat  im  letzten  Berichtsjahr 

,wio  1000)  147  583    betragen,    wovon    ...»  lo 

ftn  e  m.       ..,.4^      r_,^iit^r<h*=>      flll- 

avif 


Schweizer,    28,5%    auf   Deutsche  ent- 


eil, Verhältnis,  das  sich  immer  ziem- 
lich   geblieben    ist.     Die   Ergebnisse 
,u  Lmmer  weder  von  der  Leitung  des 
antonalea   Verbandes    für   Naturalver- 
2   als  sehr  günstig  1  .•zeichnet. 
P    Von    österreichischen    Ländern  be- 
rerpflegungsstaüonen  ^leder- 
■ich,   Böhmen,    Überösterreich,   Steier- 
desien,    Mahren   und  Vorarlberg. 
Wir  heben  als. das  wegen  der  Zugehörigkeit 
Wien    wichtigste    Kronland    Nieder- 
rreioh  hervor     Sie,    beruht  die ßErn- 
„ng  auf  dem   Cr.   v.  30.  Mai  1686   b. 
„1     die     Errichtung    von    ZSaturalvei 
„nssstationen,    da.    die    Leistung   von 

... n    Gewährimg    von    -\aturalvei- 

J       ,,    &rundlage%at.     Mit   Mass 

■    \,,nl  1SS7  wurden  unter  Bekannt- 

der    besonderen    Dienstin.trukti._ai    für 

- .sleiter  ^hzeitig  mit  Eröffnung 

der  Landeszwaugsarbeitsanstalt  146  Wandei- 

itsstätten   iu   Thätigkeit  gesetzt.     Nach 
letzten  Jahresbericht  (1899/  90ü)b 
Sah]  135,  die  im  ganzen  431211  ^uren- 
reisende    mit    einem    Gesamtaurwande    von 
»Kronen  verpflegten.    Hiervon  wurde 
ein  Viertel  durch  das  Land  vergütet,   wah- 
rend  die   übrigen  Kosten  durch  die  zu  Be- 
zirken   zusammengeschlossenen    Gemeinden 
aufgebracht  werden.    Die  Frequenz  ist  gegen 
189?  99  um  54800  zurückgegangen,  ein _ .br- 
is,  das   bei   allen  österreichischen 
mit  Vanderarbeitsstälten    gleichmassig 
konstatiert  wurde,  ein  Beweis,  dass  es  sieh 
hier   um    die    wesentliche  Mitwirkung  wn-t- 
jüieher   Ursachen    handelt.     Durch   die 
beitsstätten    wurden    an  808<  Kei- 
,,,_,,     [n    L898    Arbeitsstellen 

vermitl  lt.     Dass   die   Meinungen    über   den 

Wert     der    Wanderarbeitsstätten    auch    in 

ich  nicht  ungeteilt  sind   ergiebt  eine 

.,,.    di     1899   an  den  Landesaussehuss 

,3  G  meinden  gerichtet  wurde:  esheisst 

darin,   dass   seit  einigen  Jahren  das  betteln 


sammenhange    der    Mangel    an     ländhohen 
Arbeitern    berülrrt,  der  dui   I    du    Wander- 
arbeitsstätten   befördi  rl    sei.     Der    Landes- 
ausschuss  hält   die  Klagen  für  un 
und   missl   die  Schuld  etwaigen  Misserf 
der  zum   Teil   mangelhaften   Durchfühi 
nameutiieh  auch  bei  Handhabung  der  i 
polizei,  und  der  Gleichgiltigkeil  der  Bevölke- 
rung zu. 
[Ätteratur:       Gesamtverband       i 

Verpflegungsstati n  " 

statten  .     Protokolle    der   ersten  bis  ml 

'■»erb Isversa hmgen 

Berlin  IS9S—1900.        Monatsschrift :  Der  ll 
,/,  ,,  r     in  Verbindung  mit  dem   < 
deutscher    [rbeiterkolonieen   und  dem  <■■ 

st /    deutscher   Verpflegungsstati m    ' 

Deutschen    Berbergsve, 
bäum    bei  B  bildet    das    Vei-bandsorgm, 

,„  dem   fort! '    «6er  "'"    Vor9 ' 

sm    Gebiet  berichtet    wird.  -  Baus    dt       L6 

o dneten,     IS.  Le, 

\y    18:   B,  rieht  betreffend 

las's      i  !  '    ;      ' 

mittel  '    beitsuc) '-     Wandelet, 

v,    157:   Entwurf  eines  Gesetzes  üb, 

Ve'rpfi  •■    »■■    W5:    B/rieht  der 

XIX    S 

wurf  über  die  Verpfl gsstati in, Jtr.  lo, 

Drucksachen-    und    Wzungsprotokolle.    —    -*'  - 

/,,  uerkol ■    I   Verpflegungsstationen 

Ein    Wort   zur  Empfehlung  dieser  Einrichtungen 

Mäge  zur  Vereinigung  der  Arbeiterkol, 
„„,,    zur    einheitlichen    Organisation    der     \er- 

pfl ,ssm "■    Bielefeld    WM.     -    »*»£ 

Entwicklung    der    h  oflegungssUx- 

I    Arbeiterkolonieen    m    Pr, 

,.   Berlin,  Kgl. 

Bur m6.-»uzel,   Das  S> 

Ien  Saturalverpflegung  armer  Rei, 

Bekämpf I  der  Wanderbettelet.     Nach  de 

-HarKe,Arbeilerkolontec^Natu,c 

i         toerpfiegungsstat n,    de; 

„    im   Deutschen  Reich  um 

/,„«„  insbes lere    über  die  M I 

Li'', nhci sgesteU, 

2    heben     Bielej  -    Derselbe. 

heit  ihrer  Befor» 

SLÄS 

Di,     i 

Ä     B 
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Wanderarbeitsstätten — Wandergewerbe 


mit  yaturalverpflegungsstationen,    ihn    Siel, 
tung     stir    Wander-    und  Legiiimati* 

ieU  für  Oesterreich:  Schaffet, 
Institution    der  Natut  ngsstaüonen 

ihre  Einwirkung  auf  die  Eindämmung 
'eher-    und    Bettelunwesens    in    Fieder- 
,  Wiei      •  ■  Bericht  i        \ 

•reichischen     Landesausschusses 
Amtswirksamkeit ;  zuletzt  fiir  1899 — 1900,   Bd.   V, 
1—81,     Wien     1900. 

tze    und    I  tngen    betreffend    Arbeits- 

scheue und  Laiti 

■      \ 
sU  rreich,  14m  1889.  — 
Für  die   s  Cnterkantonaler    Ver- 

band  für    Naturalvi  I  Mit- 

[usschusses.  -  Chris- 
ten. Dil  Naturalverpflegung  der  dürftigen 
/,'■  isi  ndt  n   in   ■'■      •  -  -:<.   —  Für 

Lecoq,   I  par  le  tra- 

vaä  ■ 

Münsterberg. 


mers,    der   in   vielen  grossen   Städten 
beträchtliche  Ausdehnung  gewonnen  hat  und 
namentlich  in  dem  Anbieten  von  Waren  und 
Leistungen    von  Hans   zu  Haus  beste] 
wirtschaftlich  von  dem  eigentlichen  Wander- 
gewerbe verschieden   und  wird  auch  ii 

chen  Gewerbeordnung  formell  von  die- 
sem   getrennt,    wenn    auch    fast    dens 
strengen    Beschränkungen   unterworfen    wie 
der  letzte],.. 

Man  mii--  weit  zurückgehen,  wenn 
zu   den  Anfängen   des  Hausiergewerb 
langen  will.     Zwar,   dass   der  erste  11 
ein   Hausierhandel  im  heutigen    Sinne    war. 
der  von  Haus  zu  Haus   gegangen   ist.    wird 
kaum  zutreffend  sein.     Allerdings  begl 
in  älteren  Zeiten  der  Kaufmann  seine  Ware 
s?erne    in    Person    und    führte   sie   über  da- 


Wandergewerbe. 

1.  Begriff,  Entstehung,  Geschichte.  2  Volks- 
wirtschaftliche Berechtigung.  .">.  .-tati-tik.  4. 
Beschränkungen  der  Gesetzgebung  ö.  Detail- 
i"  isende.  6.  Wanderfager  und  -auktionen.  7. 
Besteuerung.  8.  Das  Hausiere  werbe  im  Aus- 
lände. 

1.  Begriff.    Entstehung,    Geschichte. 

Wandergewerbe  ist  ein  abgekürzter  Ausdruck 
für  den  Gewerbebetrieb  im  Umherziehen«, 
und  die  Bezeichnung  Gewerbe  bezieht  sich 
also  hier  nicht  nur  auf  Handwerksbeti  teb,  son- 
dern auch  auf  Handelsgeschäfte  und  persön- 

Diensteund  sonstige  Leistungen  \ 
werblichem,  d.  h.  i  ■  rem  künstleri- 

schen   oder    wissenschaftlichen     Charakter. 
Das  Wesentliche   des  Wandergewerbes    be- 
■    darin,     dass    der    Gewerbetreibende 
i'halli   -eine,-    Wohnsitzes,    von    Ort   zu 
'  >it    ziehend    mitgeführte    Waren    feilbietet 
nd    w.-h-lii    gewerbsmässige    Leis- 
tetet    Das  Aufkaufen  von  Waren 
das  Aufsuchen    von  Warenbestellungen 
Tziehen    wird  verwaltungsrechtlich 
unter  gewissen  Bedingungen   ebenfalls  zum 
Wandergewerbe   gerechnet,    hat  aber  wirt- 
schaftlich   eine  durchaus  andere  Bedeutung 
als  jene   lediglich  ein   unmittelbares 
bot  repräsentierende  An  des  Betrieb  s.    Ge- 
schäftsleute,  die   an    ihrem    Wohnsitze   ein 

wältigen   Märkten    oder   MeSS  m    thri     Waren 
zum  Verkäufe  ausstellen  oder  auswärt 
sönlich    oder    durch    Vertreter    Waren    für 
Gev  b  a         ifi        ..  i  ; : 

ü  aufsuchen,  werden  verwaltungsrecht- 
nichf  als  Wandergewerbetn 

-  auch  ihr  Betrieb  nicht  selten 
wirtschaftlich    mit    dem    der   letzteren 
völlig  gleichartig  ist     Her  ambulante   Ge- 
werb v,    tmorte  des    I  nterneh- 


Meer  oder  auf  Landstrasseu   und  übe 
birgspässe  von  Markt  zu  Markt.     Die  Leute 
aber  waren  in  der  Regel  keine  Kleinhäi 
Sie    vertrieben  nur  bestimmte  Stapelai 
die  wegen  ihrer  Kostbarkeit  oder  Seltenheit 
den    teuren    Transport    vertrugen.      Sie   •■■:- 
schienen    auch    nur    zu    bestimmten   Zeiten 
auf  den  Messen  und  Jahrmärkten  und  setzten 
ihre  Ware  keineswegs  aussclüiesslich  an  das 
Publikum,    sondern    vielfach    an    Zwisi 
händler  ab.     Diese,  die  städtischen  Kr 
Gewandschneider  u.  s.  w.   versorgten    dann 
au-  dem  beiden  Grosshändlern  eingekauften 
Vorrat   die  Bevölkerung  in   der  Zwischen* 
zeit,  bis  jene   wieder  aufs  neue  erschienen? 
Es   ist   ganz  richtig,    wenn   man   sprachlich 
Handel    und  Wandel«,      Kauf    und  Laut  . 
«marcher  and  marchand«   in  Zusammenhang 
bringt.    Nur  ist   es   verkehrt,  dabei  an  den 
heutigen  Hausierer  zu  denken. 

Der  Hausierer   im    modernen  Sinne 
Wortes  wird  seine  Entstehung  von  dei 
blühenden  Städten  genommen  haben,  in  denen 
es  für  die  all  mählich  sich  vergrössernde  In- 
duktion   nicht  Abnehmer  genug  gab.     Der 
städtische  Gewerbefleiss  sandte  seinen  1 
fluss    aufs  Land  hinaus,    vielleicht   um   da- 
zu erwerben,  was  innerhalb  der  stäclti- 
Banumeile    anfing    bei    steigender   Bevölke- 
rung  knapp   zu   werden   — :    Lebensmittel 
Kamen  nicht  genug  Käufer  in  die  Stadt,  so 
musste   der  natürlichen  Bequemlichkeit  an- 
sässiger  Menschen  Rechnung  getragen   und 
ihnen   der   betreffende  Artikel  in  die  Woh- 
nung gebracht  werden.    Der  Umstand,  dasa 
be    Handwerke   mit   ihren   Leistungen 
nicht  an  die  Betriebsstätte  gebunden  waren, 
sondern  ihren  Abnehmern  ebenfalls  ins  Haus 
rückten,  mag  diese  Entwicklung  begünstigt 
haben. 

Das   älte-te  Beispiel  des  Hausierhai 

könnten    wohl    die    Etrusker    abgeben,    die 

einen  solchen  in  nicht  unbedeutendem  l'm- 

b  Norden    betrieben    haben.     Sie 

hatten    ein    hochentwickeltes   Handwerk  in 


Wandergewerbe 


1(l  Schmiedekunst,  von  dem  ihre  v 

„lorungswürdige  Proben  aut- 

,,,..     Irli„„         Solange     Ltrurien      das 

;.,.h,:  Moor  hoherr^hte  und  mit  seinen 

ändert    durch    die    s.cdtsche 

I1S.0     fuhr,    solang     war    von    einem 

„„,,.,    narh    Norden    kann,    die    Rede. 

5  dem  Sinken  seiner  Seemacht  würfe 

,       Als    nun   gar   che  Römer 

mit  ihren  Angriffen  erfolgreich waren,  blieb 

S   industriellen  Etruskern    nichts  anderes 

als    bei    dem    reichen   prunklustigen 

r  Absatz  zu  suchen      (H.  Geuthe, 

.  den  etruskischeu  Tauschhandel ,1b,  4) 

von  römischen  Hausierern  meldet  die 

....    Cäsar  z.B.  berichtet   dass  unter 

£  Schutze  seiner  Truppen  Kaufleute  durch 
GaUien  zogen.  Waren  und  Neuigkeiten 

etond,  und  diese  Kaufleute  spater  auch 
/u  den  Germanen   kamen,   die  freilich  teü- 
den    verweichlichende  Artikeln 
.  wissen  wollten.    Dass  die  Friesen iate 
ernde.    kluge,    gewandte    Handel*!  u 
die  Franken  lange  Zeil   mit  angelsachsischen, 
zürn    Ted   auch    mit    friesischen    Geweben 
Zer  mit  britischen  Tuchen  versorgten   is 
(Chr.  Jasper  Klumker.    Der  friesische 
Tnchhandel  zur  Zeit  Karls  des  Grossen,  1S99). 
In,    15.    Jahrhundert    begegnen    uns    dann 
in  den  Hansestädten    vorzüglich    die   Nurn- 
T  mit   ihrem  Kleinkram  als  Haus 
stark  schwillt  in  den  Zeiten  des  303ah- 
rigen    Kriegs    die  Zahl    der   Hausierer  an 
ffiemvon  Schotten,    Italienern,   Savoyarden 
und  Lombarden  berichtet  wird,    die  al-    La- 
bulettkrämer  deutsche  Gebete    durch, 
Ihre  Schar   wird    etwa    seit  Anfang  des  ls. 
Jahrhunderts  durch  Tiroler  Franzosen   Bur- 
ler tmdLotiiringer  vervollständigt.  Hosen, 
Mützen    \rras,  Tücher  und  anderes  Wollen- 
werk, aus  schottischer  Wolle  bereitet   s 
zu  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  im  Handel 
,lor  Hanse  eine  ansehnliche  Rolle.    Die  An- 
klamer  Krämerrolle  von  1330  verbietet  den 
Schotten     und     anderen      Tabulettkramern 
mit    Leinwand     und     anderer    Kramerware 
von  Haus  zu  Haus  zu  gehen.     Eine  Verard- 
«mg    des    Herzogs    Johann    Albrecht    von 
Mecklenburg    vom    Jahre    loo4    begunstigl 
denGeschäftsbetrieb  der  Schotten  und  auch 
im  benachbarten  Pommern,  wo  man  anfangs 
von  ihnen  nichts  wissen  wollte,  söhnte  man 
ach  bis  zum  Jahre  1600  mit  ihnen  aus.    im 
allgemeinen    überwog    indes    die     An-, ■  ht. 
nach    der    sie   als     >lose    und    Ie^tferta 
Leute    und    Müssiggänger     augesehen   und 
ungern   nur  gedulde,    wurden      Die   Savo- 
yarden, d.e  insbesondere  in  Suddeutschland 
auftraten,   vertrieben    kostbare ^Kleiderstoffe 
und   Schmucksachen    aus  Gold   und   Süber 
Sowie  sich  Vertreter   fremder  Nationen  auf 
-•hem  Boden  einfanden,  zogen  deutsche 
Hausiere-,    in-    Ausland.     In   Dänemark  er- 


tönen in    <!'•■■   >''""    '':'-    '  ''    L;nl 

hunderte  Klag  -     «nei  I  aeutechen 

hausierenden  Pfefferburschen  -und  Buch- 
senkräm,  in  Deutschland  selbst  werden 
spätestens  seil  Ende  des  IT.  Jahrhunderts 
Schwarzwälder  and  thüri  i  b 
sowie  thüringische  Olitätenhändl  c  typische 
Erscheinun 

Die  Veranlassung,   die   alle   diese   Leute 
in     Bewegung     setzt,    war    e 
Einmal    wird     der    Wunsch     ma 
Absatz  für  eine  zuHause  mehr  verwertbare 
Produktion   zu   finden.     Er  veranlasste,   die 
Abenteuer   im   Zusammentreffen    mit 
Völkern   nicht   zu  fürchten,   die    Sehr 
eines    Gebirgsübergangs    nicht   zu    -heuen 
alle    Strapazen    monatelanger   Maische 

sich    zu    nehmen.      Neben    - 

zentennot  (Plenge)  veranlasst  in  gewiss. 
Gegenden  der  Mingel  an  Beschäftigung  die 
Unmöglichi^  sich  anderweitig  den  nter- 
halt  verschaffen  zu  können,  dazu,  sieh  dem 
beschwerlichen  Hausierberufe  ^™e°^; 
Es  braucht  nicht  einmal  eine  «hrdicbte 
BeY,  an  dem  betreffenden  Orte  vor- 

zuherrschen.  Die  Ungunst  des  Bodens, 
eine  unglückliche  Verteilung  des  Grund 
eigentumls,  DarniederUegen  oder  Fehlen 
grösserer  Industrieen,  kurz  die  gleichen  ür- 
ächen  wie  sie  auf  eine  Auswanderung  von 
Süss  zu  sein  pflegen,  bewegen  dauernd 
oder  vorübergehend  die  Bewohner  gewissei 
Distrikte  dazu,  mit  dem  Hausieren  ihr  Gluck 
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Gegen  das  Aufkommen  der  Hausierer 
sträubte  sich  begreiflicherweise  der  Bos- 
hafte Gewerbestand  alsbald.  Fast  alle 
Zunftstatute,:  de-  vierzehnten  bis  See  - 
zehnten  Jahrhunderts    untersagten  den  hau- 

z,eiiunrLi   uc.  „-evl.ierzeilff- 


zennten  jaurnuuuei;o    ,..,.,-*.-..,- — 
siermässigea  Verkauf  von  Handwerkserzeug- 
dssen     Ma,:  wollte  weder,  dass  die  eigenen 
Zunftgenossen  den  Konsumenten  die  Thuren 
einliefen    und   ihre   Waren   fedboten     often- 
KTSü   man    davon    einen    Preisabschlag 
befurchtete,    noch    auch    den     Verkauf    an 
Zwischenhändler.     Der  Hass    und    die  Ab- 
aeigung    gegen   die    »Hausierer    und 
lendige    Kremer,    die    ire    krame    uff 
SS   trafen   als   die   Wallen   und  ^dere 
wmedlich  leut     war  allgemein.    Die  trangiei 
mld  Kram...    die   mit  dem  Ta 
Leichten     Bretterkasten     mit     Schubfächern, 
oder  mit  Waretikörbchen  von  Haus  zu  Hau^ 

von    Ort    zu   Ort   gingen ,  wurden  als  eme 
schleichende  Pest    für  Stadt   und  Land   an 
cesehen       Durch    sie    käme  l  .  f] 

w,     ,'    meist    liederliche    Leute,  die   nicht 
ÄS»    Landeserzeugnisse   ^ 
SuffÄten.    Es    werde  de , Zn-kel  des 

1 '    ]  ■ÄS^oSfß  SS 

Erwerb  gestört,   JNanrung  Heeken- 

Rörffer   eeschwächt.     Sonnen-  und  Me 
SrnTh.  Krämern,  die  ihre  Verkaufs- 
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-  :  Sonne,  draussen,  nicht  im 
Hause  hatten.  Knappsecken,  d.  h.  denen,  die 
mit  Ranzen  und  Warensäcken  herumgingen, 
wurd  eworfen,   dass  sie    unnötige  and 

schlechte  Waren  aufdrängten,  dass  sie  be- 
i.  In  Annaberg  klagte  die  ganze  Ge- 
meinde im  Jahre  1585  dem  Rat.':  Schotti  □ 
und  Niederländer  drängten  sich  von  Tag  zu 
c  je  mehr  ein  und  schnitten 
den  einheimischen  Bürgern  das  Bro1  vom 
Maule  ab. 

■hem    Ansturm    gaben    die     Landes- 
rungen  nach  und  erliessen  überall  Ver- 
bote   des    Hausierhandels    oder    versuchten 
wenigstens      erhebliche       Einschränkungen 
durchzusetzen.    Schliesslich  hatten  sie 
•  ■in  fiskalisches  Interesse  daran,  indem  Zölle, 
■  i  rebühren  dann  weniger 
I     schlagen   zu    werden  drohten.    Zu- 
geständnisse wurden   au  den  Wanderhandel 
cht  für  den  Fall,  dass  die  angebotenen 
Waren  von  der  inländischen  Industrie  nicht 
1 .    d,i--    sie    von    den    ansässigen 
Kaufleuten   nicht   geführt   wurden,   dass   es 
sich    um    Waren    für   einen    geringen    Preis 
Derart  erlaubte  man  in  Kurhessen 
den    Spitzen-,    Glas-,   Brillen-,    Schnur-   und 
ähnlichen    Krämern  ausserhalb  der   Messen 
tri     Lrtikel  anzubieten,  und  in 
Erfurt     hatte    man     nichts    dagegi  Q,     wenn 
Citronen,  Pomeranzen,  gedörrtes  Obst,  Fische, 
Austern,    Salzhecht,    Tabakspfeifen,    Mause* 
!.  Zwirn.  Nähnadeln,  Theer  und  Wagen- 
schmi  BJ    ■■■  rern     heran 

wurden. 

Auf    diesen    Erwägungen    und    Voraus- 

setzun  '  üli.-'ii    alle  die    Polizeivet  ird- 

u,    Verbote    und    Vorschriften    wider 

die    Hausierer   in    Kurhessen   seil    L509,   in 

Württemberg  seil   1551,  in  Brandenbur 


chweig    und  anderen 
■  '  in'-  erhebliche  Wir- 
sie nicht    Das    nachdrück- 
lich verbotene    Unwesen      wucherte    weiter 
terte  und  verschärfte 
■     i     halt  zu 
thun.    Es  fällt  aller  dieser 

.'l    man 
I 
kurfürstlich    sächsische   —   so   vor- 
ilsfrei  ist,  da-  Hausieren  zu  begünstigen, 
tnpfiehlt    den    inländischen    Glasfabri- 

Leul 
tren     zum     Hausieren     a 
ken. 
i.  Volkswirtschaftliche  Berechtigung. 
Die    Volkswirt  Berechtigung 

■    bes  ist  offi  nbai    um  -••  grösser 

'St,   w  irti    ■  i  füllen,    die 

untei     ■  .    ■      benenüm  tä  den  ein  am 

i    nur    mit    grö 

Sc-hv, 


können.     Dies    ist    im    allgemeinen  in 
höherem    Grade    der    Fall,    je    weniger   die 
Verkehrsmittel,    die  wirtschaftliche  Ai 
teilting     und    die    Koncentrierung    dei 
sässigen    Bevölkerung   entwickelt  sind.     Da- 
her  ist  ein   Bedürfnis  nach  dieser  Bi  I 
art  in  der  früheren  Kulturperiode  weit  mein 

niden    als   in    der  jetzigen   und 
wäi-tig  noch  mehr  auf  dein  Lande  als  in  den 
Stadt,  n.     Im    übrigen  kann  man  mit  einem 
generalisierenden     Erteile     dem     Hau 
gegenüber  nicht   auskommen.    In   ihm   nur 
das    Unheilvolle    sehen,    ihn    rundweg    ver- 
dammen,  hiesse  ihm   ebenso  unrecht    thun. 
wie   es   einseitig    wäre,    ihn    als  seid," 
dings  unentbehrlich  hinzustellen.    Am  z « 

jsten  dürfte  essein.  mehrere  Gruppen 
auseinanderzuhalten  und  sich  mit  jeder  be- 
sonders abzufinden.  So  lassen  sich  unter- 
scheiden : 

1.  Hausierer,  die  Leistungen  anbieten 
..der  Erzeugnisse  ihrer  eigenen  Wirtschaft, 
industrielle  oder  landwirtschaftliche,  feil- 
tragen. 

2.  Hausierer,    die    durch    Ungunsl    dea 
lältnisse   in   ihrer  Heimat    beim  Mang 

anderer  Erwerbsgelegenheit  sich  diesem  Be- 
rufe  zugewandt  haben. 

3.  Hausierer,  die  nicht  eigentlich  arbeiten 
wollen  oder  können,  bei  denen  vielmehr 
dieses  Geschäft  nur  den  Verwand  abgieb^ 
die  betteln  und  bummeln. 

Die  erste  Gruppe  verkauft,  was 
selbst  erzeugt  hat.  Die  zweite  Gruppe  kauft 
ein.  um  verkaufen  zu  können.  Für  die 
dritte  Gruppe  ist  der  Handel  nur  Vorwand. 
Diese  drei  Gruppen  haben  im  Wirtschafts- 
leben eine  ganz  verschiedene  Bedeutung. 
Thatsäehlich  wenden  sich  die  Klagen  und 
Angriffe  vorzugsweise,  wenn  nicht  aus- 
schliesslich, an  die  Adresse  der  zweiten  und 
dritten  Gruppe. 

G.  gen   die  Thätigkeit  der  Hausierer  aus 
der  ersten  Gruppe  wird  sich  kaum  ein  ernst- 
haftes   Bedenken    aufrecht    erhalten    lassen. 
Wenn  die  Bewohner  von  Effeltrich  in  Ober- 
franken sich  der  Obstbaumzucht  zugewandt 
haben    und   für  ihre  Erzeugnisse  durch  den 
Wand.rhandel    Absatz    suchen:    wenn     von 
Baiersdorf  aus  der  dort  gebaute  Meerrettig 
nach    allen    Richtungen,    nach    Oesterreich, 
Süd-    und   Norddeutschland    durch  die    Er* 
zeuger    vertrieben    wird;     wenn     man     im 
Flecken   Bardowick  bei  Lüneburg  Gemüse* 
und   Blumensämereien  zieht  und  diese  dann 
1  oen    die   dana  h    Bedarf  haben,   in   gana 
chland    in   die   Häuser  trägt  —  wem 
wird    eigentlich    dadurch  zu  nahe  getreten? 
Mif    welchem    Scheine    des    Rechts    könnte 
man  diesen   Produzenten  verwehren  wollen, 
ihsatz   gerade  durch  Wanderungen    in 
die  Wege  zu  leiten? 

gilt   für  das  v  he  Sauer- 
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,„1    wo  aus  einigen  Gemeinden  die  1, 

,it  'den  Fabrikaten  der  einheimischen  Holz- 

,dustrie,  wie  Löffel,  Krähne,  Näpfe,  Butter- 

irmen    u.  dgl.  m.  in  die  Fen  .für 

arger  Osterland,   wo   die   gleiche 

rodnktion  blüht:  für  den  Bürstenhandel  der 

Ramherg  und  Dernbach  in  der  Pfalz, 

lemalisen  Thalvogtei  Todtnau  im  badi- 

h,.„    Sehwarzwald;    für    den    Handel    mit 

m    Geschirr     vom     hessischen    Dorfe 

Irberach:  ursprünglich  auch  für  den  Handel 

Bewohner  von"Benneckenstein  am  Harz 

dt  Nägeln  und  Holzwaren.     Ja,   es  scheint 

„eh  für  die  italienischen  Gipsfigurenhäi 

die    sich  in  Deutschland  nieder- 
en   haben,    und  gewiss  gilt  es  für  die 
mden      Handwerker,     als      Scheren- 
, -hinter    Regenschirmflicker,   Kesselfhcker, 
Jiebmacher,     Sägenschärfer,     Korbmacher, 
Ianfheehler  u.  s.  w. 

Wohl  liesse  sich  dieser  Handel  auch  anders 
iganisiert  denken.    Die  Abnehmer  könnten 
len    Produzenten     kommen     oder    Be- 
itelhingen behufs  Versendung  machen,  oder 
.aufmann  könnte  sieh  der 'W are  behufs 
:bs    bemächtigen.     Aber  gerade  weil 
üe  Kunden  die  Wege  in   die  abgelegenen 
r  und  Ortschaften  nicht  gefunden  haben, 
weil  die  Ware  so  geringwertig  ist.  dass  sie 
die    preiserhöhenden    Zuschläge    des    haut- 
mann* nicht  vertragen  kann,    hat  sieh  eben 
dieser    Absatzmodus    herausgebildet.      Der 
Wettbewerb  mit  den  stehenden  Geschäften. 
Handwerks-  wie  kaufmännischen  Betrieben, 
kann  gerade  bei  dieser  Gruppe  nicht  drückend 
sein.      Zum   Teil   werden  Erzeugnisse   oder 
Leistungen  vertrieben,  die  man  im  stehenden 
äfi    gewöhnlich' nicht  haben  kann,    so 
u  a   mehifach  von  den  Wanderhaudwerkern. 
Wo  aber    wie  etwa  bei  den  Sämereien  oder 
Bürstenwaren    die   stehenden   Betnebe,    die 
dergleichen  erzeugen,  durch  die  Konkurrenz 
trächtigt    werden,    fragt    es    sieh,    ob 
dieser  Grund  ausreicht,  um  den  Hansu 
ihre  Wirksamkeit  verbieten  oder  einschränken 
zu  dürfen.     Sicher  hat  der  stehende  Betrieb 
für  das  Wirtschaftsleben  eine  grössere  Be- 
dentung      ±ber  könnte  man  es  verantworten, 
den   fleissigen  Handarbeitern  zu  verwehren. 
die   Vergütung   für   ihre    Mühe    überall   zu 
in.     Man  würde  sie  in  Armut  und  Elend 
stürzen,    wenn  man  diese  Quelle  verstopfte, 
während  doch  in  gewissem  Sinne  sieh  hier 
ein  Idealzustand  zeigt.     Ein  Teil  der  iamihe 
zu  Hanse   eifrig  an  der  Arbeit,   ein  anderer 
Teil  unterwegs,    um  den  Absatz  zu  suchen, 
den    man    daheim   nicht   haben  kann.     I  nd 
im  ganzen,  wenn  auch  in  vielleicht  selteneren 
Fällen.  Wohlstand,  jedenfalls  eine  auskömm- 
liche  und  zufriedene  Existenz. 

Es   ist   nicht  bekannt,   wie  stark  besetzt 
gerade  diese  Gruppe  ist.     Die  Wauderhand- 
werker  siud  überall   spärlich  gesät.     Haus- 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.    Zweite 


industrielle,  die  ihre  Erzi 

en,    sind    wohl 
I         jeits    hat   die  Grossindu 

derartigen    hau  Uen   Betri 

Todesstoss  versetzt.    And 
die  Hausindustrie  in  der  Fora  rlags- 


systems,  das  füi  S     itz  sorgt.    Höi  nstens 

die   Hausierer,    die 

wirtschaftliche     Er  herumtragen, 

könnten    in    grösserer  Zahl    vorhai 

Dass    in   dieser   Grup] 
sich   befinden,   die   man  weniger  freundlich 
anzusehen  geneigt  ist,  kann  nicht 

i.     So  z.  B.  die   slovakischen  Draht- 
binder, bei  denen  es  übrigens  schon  zweifel- 
haft ist,  welcher  Gruppe  sie  zuzuzählen  sind, 
ursprünglich  Wanderhandwerker   und  zwar 
von  anzuerkennender  Vielseitigkeit  und 
schickhehkeit,    gehen   sie   in  entwickelteren 
Kulturländern  immer  mehr  zum  Handel  mit 
fertig    gekaufter   Fabrikware  über.     Inwie- 
weit  solche    ausländische    Hausierer    zuge- 
lassen  werden   sollen,    muss  Sache  der  Er- 
ig  im  speciellen  Falle  sein. 
3     Werer    hüll   es,    sich  mit  der  zwe 
Gruppe  abzufinden,  die  sehr  heterogene  Ele- 
mente in  sieh  birgt.     Ihre  Angehörigen  sind 
durch    die    Not    des    Lebens,    weil    ihnen 
scheinbar  keine  andere  Erwerbsmöghchkeit 
geboten  ist.  dazu  gezwungen,  mit  Hilfe 
Wanderhandels  sich  zu  ernähren.    Im  hohen- 
zollernschen    Killerthal   sind   die    landwirt- 
schaftlichen Erzeugnisse  nicht  imstande,  die 
dichte  Bevölkerung  zu  ernähren.    Eine  be- 
deutende   gewerbliche'   Thätigkeit    ist    nicht 
vorhanden.    So  bleibt  den  Killerthalern  keine 
andere  Zuflucht  als  das  Handelsgewerbe     Im 
Eichsfelde  haben  wir  ein  ödes,  rauhes  Land 
vor  uns    dessen  Bodenverhältnisse  äusserst 
ungünstig    sind.      Kälte    des    Bodens     und 
Rauheit  "des  Klimas  erschweren  das  Reifen 
des  I  retreides.    Missernten  sind  nicht  selten. 
Gewerbliche   Thätigkeit    hat    nicht   verfehlt 
sich   einzustellen,    seit  alter  Zeit  die  Hand- 
weberei, neuerdings  die  Cigarrenfabnkation. 
Aber   sie   beschäftigt  nicht  alle  verfügbaren 
Kraft  t? 

Sehnlich  hat  die  Ungunst  des  Bodens, 
des  Klimas,  der  Eigentumsverteilung  im 
Westerwald.  auf  dem  Fichtelgebirge,  in  der 
Vorderpfalz,  im  preussischen  Saargebiet,  bei 
einigen  württembergischen  Gemeinden  im 
Mainhardter  Wald,  in  den  badischen  Amts- 
bezirken Wolfach  und  Eberbach  gewirkt. 
Man  hat  da  Hausierer,  die  vielfach  in  erster 
Linie  Landleute  bleiben,  die  nur  in  der  von 
den  landwirtschaftlichen  Arbeiten  nicht  in 
Anspruch  genommenen  Zeit  auf  die  Wander- 
schaft gehen  ;  hausierende  Frauen,  die  durch 
den  Wandererwerb  das  Kümmerliche  ia- 
müieneinkommen  verbessern  wollen,  mit- 
unter hat  der  Verlust  eines  seither  geübten 
Beruf-    infolge    geänderter    Zeilverhaltmsse 
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die  Bewohner  zum  Hau-  t.    So 

in  einigen  Dörfern  am  Meissner  und  auf  'lern 
die  Notwendigkeit,  das  Fuhr- 
Betrieb  man  sich  Jahr- 
hunderte hindurch  hatte  ernähren  fcö 
aufgeben  zu  müssen.  Es  sind  nicht  immer 
förmliche  Hausiergemeinden,  in  denen  fasl 
alle  Bewohner  sich  zum  Hausieren 
schliessen.     In    Elsass-1 

fehlen  solche  ganz,  und  doch  isl  es 
dasjenige  Land,  das  im  Deutsehen  J  ? <■  - i -  - 1 1  •  ■ 
verhältnismässig  am  meisten  Wandergevi 

treibende  aufweist    Während  dortauf  lMI 

Einwi  25  Hausier  r   uai 

sind,   kommen   im  Reichslande  auf  die 
Grundzahl    67.     Gerade  im  Elsass  bes 
zahlreiche    Frauen    von    Industriearbeitern, 
landwirtschaftlichen  ern  und  Wald- 

arbeitern   durch   di  eines   gi 

den  für  den  Unter- 
halt i  i  Familie  ungenügenden 
Verdi  auf. 

("eher   die   Bi  ins 

'klar.-   zu   kommen,    verursacht  .Mühe.     Man 
wird  nicht   in  Abi   de    ab  Ui  a  können, 
in  den  ange;  a  Fällen  der  Betrieb  des 

Hausierhandels  eine  Lehensfrage  für  die  Be- 
wohner der  betreffenden  Gegenden  ist.  Man 
bewahrt  si  -     gewähren  lässt, 

vor  dem  wirtschaftlichen  Ruin.  Sie  können 
sogar  dadurch  in  die  Lage  gebracht  werden. 
ihre  Lebenshaltung  zu  verbessern,  es  zu 
Grundbesitz,  zu  einem  gewissen  Wohlstand 
zu  bringen.     V.  h  in  einigen  Fällen 

der    Reiz    der   Wani  n    Anteil 

B       tchtung  spricht  doch 
für    -  B   asierer,    i  enn    ihnen 

Erwerbszweige  eröffnet  werden,   sie 
Womit  diese 
gen,    ist   im  Grunde 
einer!         -  Ln  mit  allem  und  jedem, 

wovon  je  nach  ihr.  gung  und  Ein- 

sicht  sich   ein  l  lässt:    mit 

landwirtschaftlichen  Produkten  und 
artikeln,   mit  Lebensmitteln  und  Kleidi 
stücken,  mit  Geflügel  und  äigem  Vieh, 

mit    >  und  Luxu 

E-   wäre    müssig,    zu    ui 
dieser  Wai  Berechtigung  für 

den  Vertrieb   zukam...     Das   Bedürfni 
kaufenden     Pul  irkeit 

a  Fall  die  Wahl. 
In  diese  G 
einzureihen  mpen, 

.  n.  altes  '  ler  u.  s.w., 

der  Landwirtschaft,   wie 
west- 
lichen Schweiz  auch  Strohflechten  und  Wein- 
stein aufkaufen.    T 
teils   '  i  I1 

rirtsch  i 

erfüllen,  wer  m  gnen?     In  jeder 

Haushaitun; 


eine  Verwertung  nicht  finden  würden, 
sie    nichl    diesen    Sammlern     anheiml 
Freilich    muss   im  Interesse  der  Allgei 
lieit  diesem  Sammeleifer   eine  Schranl 
worden.     Daher   ist   es  wohl   ri 
im    Hinblick    auf    die    Ansteel 
ir   der    Hausierhandel    mit   g 
Kleidern,    Betten.    Meuschenhaareu .    G 
abfallen  u.  dgl.  m.  verboten  ist.    Immerhin 
kann  man  nicht  anders,  als  dieser  Haus 
thätigkeit  Anerkennung  widerfahren  zu  1 
Die  Borstensammler  von  Kempfenbruni 
ammler     im     schweizer; - 
ü    Freiburg    kann    man    nicht 
drücken. 

Diese  Hausierer,  die  kaufen,  um  wi 
verkaufen   zu   können,   zeigen  die  chat 
ristischen    Eigentümüchkeiten    des   Hai 
überhaupt.     Wir  finden  den  soliden   r> 
Händler,   der  seine  Abnehmer  gewissenhaft 
bedient,  auf  nute  Ware  hält  und  eine 
darin   sieht,   einen  festen  Kundenkreis 
wonnen  zu  haben,  dem  er  sich  in  gew 
Zwischenräumen   reg  -   immer  v. 

Heu  darf.     Alier  daneben  hat  man  den 
Typus  des  verschmitzten  Krämer-,  der  vor- 
fordert,  sich   ins  Fäustchen  lacht,   wenn  er 
-    rühmliche    Ware  au    den  Mann    _.  - 
i   hat,   dem  es  darauf  ankommt.    I 
nicht    gerade    preiswert    einzukaufen . 
Schundware  vertreibt.    Auch  trifft  man  nicht 
i  r.  die  diesem  herumschweifen- 

den Leben,  als   solchem   den  Vorzug  g 

und  sich  an  eme  hafte  Thätigkeit 

gewöhnen  mögen. 

Inwieweit  endlich  die  zahlreichen  Mess- 
und  Marktreisenden,  die  mit  ihren  Pfeffer- 
kuchen, Zuckerwaren  und  sonstigen  viel- 
fach geringwertigen  Artikeln,  freilich  auch 
v,  [.'der  ganz  brauchbaren  Gegenstän  len  v 
einer  Messe  zur  anderen  ziehen,  ein  B. 
nis  für  die  Gegenwart  sind,  darüber  wird 
man  geteilter  Meinung  sein.  Man  wird  doch 
annehmen  dürfen,  dass  die  fortschreitende 
Entwickelung  die  wirtschaftliche  Bedeutung 
Veranstaltungen  sehr  zurückge- 
drängt hat. 

Auf    diese    Weise    sind    jedenfalls     bei 
sicherlich     zahlreichsten 
Gruppe  gemeinschädliche  Nachteile  nicht  zu' 
lassen  sich  dahin  erklären, 
einmal  eine  Beeinträchtigung  und 
nachteiligung    des    Publikums    platzgreifen 
kann.     Ferner  darin,  da-s  der  stehe:   I     Ge- 
betrieb, das   Handwerk  wie  der  Klein- 
kaufmann .ine  Konkurrenz  aushalten   n    äs 
die  die  loyal  i  i  irenzen  überschreitet. 

AI. er  mau  vergesse   nicht,    dass   die   B  - 

schwerden,    die    mau    über    die    Hausierer 

hören  kann,  wie  sie  betrügen,  schlecht.  Ware 

Preise  nehmen,  zum  Ankauf 

tzer   Dinge   verführen,   die  Sittlichkeit 

i   u. -.  w..  weit  übers  Ziel  hii 
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;en.    Gewiss  giebt  es  solche  Hausierer, 
und  aui  sie  wird  man  nicht  jenes  im  Reichs- 
inst  gefallene  geflügelte  Wort,  dass  die 
Hausierer   die    edelsten    Kräfte  der  Nation 
darstellten,     anzuwenden     berechtigt     sein. 
\l„  r  man   darf  nach  diesen  Verzerrungen, 
nicht     grundsätzlich     im     Wesen    des 
Hausiergewerbes  wurzeln,  den  ganzen  Beruf 
nicht    beurteilen.      In    den    städtischen   Ge- 
schäften   wird    noch    weit    mehr   unnützes 
,,     cboten    und    die    Käufer    werden 
dort  noch  mehr  durch  verlockende  Ausstel- 
cn,  täuschende  Reklamen,  fiktive     Aus- 
verkäufe   in  Versuchung  geführt.   Jedenfalls 
aber  sind  die  unnötigen  Ausgaben  für  Hau- 
siererwaren.   Schaustellungen    u.    dgl.    ver- 
bindend   klein    gegen    die    für    geistige 
Getränke.     Auch  im  stehenden  Detailhandel 
man  zu  kurz  kommen  als  Käufer,   zu 
;es  Gewicht,   minder   preiswerte  Ware 
w.  erhalten.     Und   doch  fehlt  diesem 
jene  den  Leichtsinn  begünstigende  Möglich- 
tür   den   Hausierer,   nachdem  er  einen 
Hauptcoup     gemacht    hat,    wie    in    einer 
Versenkung     auf     Nimmerwiedersehen     zu 
hwinden.      Im    Gegenteil,    der   kleine 
Krämer    rechnet  'bei     seiner    Untreue     auf 
die  Vergesslichkeit,    die   Gutmütigkeit,    die 
isicht    des  Publikums.    Er  tischt    ihm. 
wenn    es    wieder    zu    ihm    kommt,    irgend 
eine  unwahrscheinliche  Entschuldigung  zur 
iftigung   auf.     Und    in   nicht   wenigen 
Fällen   kann   er   seine   Rückkehr   sicher  er- 
warten,   weil   er    der    einzige   am   Ort  ist. 
-u/er   weiss,    ob    ein   Monopol    der  Krämer. 
sich    becpiem    unter   einander    verstän- 
,    können,    sich    nicht    sehr   drückend 
:nd   machen  würde,   wenn   sie  mit  den 
Hausierern  gar  nicht  mehr  zu  rechnen  nötig 
hätten. 

Den  Weg,  der  hier  zur  Abhilfe  betreten 
werden   kann,    abgesehen   davon,   dass   das 
Publikum   sich  selbst  hilft,  weniger  leicht- 
gläubig  ist   und   sich   vom  Hausierer  nicht 
rtölpeln   lässt,   hat   unsere  Gesetzgebung 
ts   eingeschlagen.      Sie    hat    den    Kreis 
der  Gegenstände,   die  im  Umherziehen  an- 
tuft  und  feilgeboten  werden  dürfen,  ein- 
tränkt.    Sie  trifft  eine  Auswahl   unter 
!,.   die   um   die   Erlaubnis   zum  Betrieb 
i -uchen:  sie  erlaubt  nicht  ohne  weiteres 
fremde  Häuser,  Gehöfte,  Wohnungen  zu  be- 
ll; sie  zieht  dem  Mitnehmen  von  minder- 
jährigen   Personen   Schranken.     Ueber   das 
Mass    derartiger   Bestimmungen    wird    man 
immer   streiten   können.     Eine  weitere  Ein- 
änkung,  vielleicht  mit  einer  Ausnahme, 
wäre   kaum   angebracht.     Nur   der  Hausier- 
handel   mit   Vieh    könnte    vielleicht    unter 
Kontrolle  genommen  werden. 
Die  Benachteiligung    des   stehenden  Ge- 
werbebetriebs  ist   gewiss  vorhanden.    Aber 
wird,   glaube  ich,    übertrieben.     Es  ist 


r,,st    im  ich    •■  ••    dem    wirkll 

Umsatz  der  Hausier  c  i  in  Bild   sn    macheu. 
Man  kann  irstellen,   dass 

er  eine  empfindliche  Einbusse  für  die  Laden- 
geschäfte einschliesst.  Im  einzelnen  Fall, 
am  einzelnen  '  »rl  mag  ja  ein  Ladeninh 
mitunter  beeinträi  litigl  worden  sein.  Im 
allgemeinen  kann  der  Druck  dieser  Kon- 
kurrenz nicht  se  schlimm  werden,  dass  man 
im  inti  ressi  rhaltung   der   stehend)  n 

Geschäfte  das  Hausieren  verbieten  m 
w  |  der  Lad  ainhabei  möglicherweise  am 
Kundenabsatz  verliert,  gewinnt  er  dadurch. 
dass  der  Hausierer  bei  ihm  einkauft, 
niebt  selten  Ware  entnimmt,  die  bei  jenem 
nicht  mehr  recht  verkäuflich  schien.  Wenn 
dem  Hausierer  nachgesagt  wird,  das-  i  c 
durch  ruhmrediges  Anpreisen  seiner  Ware 
u.  s.  w.  zum  Ankauf  verleite,  so  wirkt  in 
ähnlicher  Weise  das  Schaufenster  des  Ladens. 
Schon  mancher  Käufer  hat  zu  seinem  Nach- 
teil erfahren,  dass  er  sich  durch  den  Glanz 
desselben  blenden  liess. 

Muss  mithin  zugegeben  werden,  dass 
die  Warenhausierer,  wie  wir  sie  einmal 
kurz  nennen  wollen,  in  der  That  bedenklich 
werden  können,  so  kann  man  doch  auch 
wieder  nicht  leugnen,  dass  sie  selbst  unter 
den  heutigen  vorgeschrittenen  Verhältnissen 
unentbehrlich  sind.  Sie  sind  es  einmal  vom 
Standpunkt  des  Händlers,  wie  ich  schon 
ausgeführt  habe.  Für  diesen  in  zahlreichen 
Fällen  die  einzige  Möglichkeit,  sich  und  die 
Seinigen  ernähren  zu  können. 

Sie   sind   es  ferner  vom  Standpunkt  des 
Fabrikanten  und  Grosshändlers.    Hinter  den 
Hausierern     stehen     in     vielen    Fällen    die 
moderne   Grossindustrie,   der  Engroshandel. 
Ihre  Vertreter  sind  es,  die  zu  den  Hausierern 
reisen,  um  ihnen  Waren  zum  Vertrieb  unter 
günstigen   Bedingungen  anzubieten.    Es  sind 
nicht  Ausschusswaren  oder  schwer  verkäuf- 
liche Gegenstände,  die  so  abgesetzt  werden 
sollen.      Vielmehr    liegt    dieses    Bestreben, 
Käufer  aufzusuchen,  in   der  modernen  Pro- 
duktionsweise, die  Massenerzeugung  ist  und 
daher   auf   Absatz   bedacht   sein  muss.     Sie 
kann  und  mag  nicht  warten,  bis  der  Käufer 
zu    ihr    kommt.      Die    Industrie    sieht    mit 
Hilfe    des    Bausierers    ihr   Absatzgebiet    er- 
weitert.  Derselbe  ergänzt  mit  seiner  Rv 
keit    und  Wachsamkeit   die   unvollkommene 
Thätigkeit  der  Ladeninhaber  und  Handwerks- 
betriebe.    Es   ist   schon   oft    hervorgel 
worden,  dass  manche  Industrie  sich  we 
lieh,   wenn   nicht   ausschliesslich,    au)    den 
Hausierhandel  stützt.    So  z.  B.  di 
Industrie  von  Fürth.  30  vor  allem  auch  der 
deutsch«      Kolportagebuehhandel.      Es     ist 
staunenerreg   i  für    ein   Absatz   ein- 

zelner Werk-  hat  zu  stände  gebracht  werden 

können.  ,.    _ 

Endlich    drittens  sind  die  Hausierer  uu- 
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,     Standpunkte    der   Konsu- 
menten.   Eis  ist  völlig  verkehrt,  den  Hausierer 
nur  auf  dem  Lande,  bei  dünner  Bevölkerung, 
unter    zurückgebliebenen     Verkehrsverhält- 
-  zulässig  zu  betrachten.    Auch  die 
Städte,  entwickelte  Industriegegenden 
sind  häufig  die  besten  Ahsatzorte.  DasDienst- 
mädchen,  'las  Ladenpersonal,  die  Arbeiter- 
frau —  sie  sind  an  die  Stelle  gefesselt  und 
gehindert,  sich   im  stellenden  Geschäft  zu 
holen,  was  sie   brauchen.    Sie   freuen  sich 
über  den  Hausierer,  der  in  ihr  Einerlei 
Abwechselung  bringt,   dem   sie   sieh  nahe- 
stehend fühlen.    Sie  kaufen  lieber  von  ihm 
in    Laden,   wo   sie  sieh  Zwang  aufer- 
legen, vielleicht  kaufen  müssen,   was  ihnen 
nielit   zusagt,   nur   um  den  Kaufmann  nicht 
unnütz   bemüht   zu   haben.    Dem  Hausierer 
lüber  scheut  man  sieh  nicht,  sieh  alles 
icken     zu    lassen,    an    den    Waren    zu 
mäkeln,  am  Preise  zu  feilsehen  und  schliess- 
lich nichts  zu  kaufen. 

Viel  weniger  erfreulich  ist  die  dritte 
Gruppe,  «  i  deren  Mitgliedern  das  Hausieren 
nur  den  Vorwand  zum  Betteln  abgiebt,  die 
nur  die  Lust  am  Bummelleben  entstehen 
lässt.  Hierher  gehören  vor  allem  die  Hau- 
c  mit  körperlichen  Gebrechen.  Das 
Gesetz  zieht  ja  gewisse  Schranken,  aber  sie 
sind  ungenügend.  Blinde,  Einarmige,  Ver- 
krüppelte,  Nervenleidende,  Taubstumme, 
Lahme  u.  s.  w.  sollten  nie  die  Erlaubnis 
zum  Hausieren  erhalten.  Bei  ihnen  tritt 
uaturgemäss  das  Geschäft  zurück  und  ihr 
Hauptgeschäft  wird :  auf  das  Mitleid  zu 
spekulieren.  Sie  handeln  in  der  Regel  auch 
mit  untergeordneten,  leicht  transportablen 
Artikeln:  Blumen,  Zündhölzern,  Postkarten, 
Zeitungen,  Konfekt,  Zucker-  oder  Back- 
waren, deren  man  bequem  auch  anders  hab- 
haft werden  kann. 

Und  'Inner,     wenn    ver- 

kommene Existenzen,   die  dem  Trünke  und 
der  Trägheil    ergeben    sind,    von   Behörden 
olassl  werden,  äichmil  Hilfe  des  Hausier- 
handels   halbwegs    zu   erhalten.     Es   sollte 
vorkommen,  dass  bei  grosser  Armut 
die  Gemeinden  für  ihre  Ansyehörip-en  Wander- 
gewerbescheine lösen,  damit  sie  ihnen  nicht 
zur  Last    fallen.    Die  unentgeltliche  Verab- 
folgung  von  Wandergewerbescheinen  an  no- 
torisch    Bedürftige    ist     übel    angebrachte 
Milde.     Die   Annenkassen    werden  dadurch 
all. -i diu--    teilweise   entlastet,    aber   solche 
Hausierer  erfüllen  keine  wirtschaftliche  Auf- 
mehr.   Für  sie   ist  der  Hausierkasten 
die  Legitimation   zum  Betteln.    Es   mag  ja 
ig    sein,   dass   mitunter  rechtschaffenes 
Streben   zu  diesem    Wege    greift.     Manche 
Witwe,   manche  Frau  in  einem  durch 
den   Mann    verlotterten    Hauswesen   können 
cht  so   über  Wasser   halten.    In 
den   meisten    gelingt  doch  die  gute  Absicht 


nur  unvollkommen.  Bitteres  Elend  herrscht 
unter  solchen  Händlern  vor,  und  es  wän 
Pflicht,  für  diese  Unglücklichen  andere  Vor- 
kehr zu  treffen,  statt  sie  auf  den  Weg  der 
Selbsthilfe  zu  verweisen. 

Ausserhalb  der  drei  charakterisierten 
Gruppen  stehen  diejenigen  Hausierer,  die 
man  als  Orgelspieler,  Violinisten,  Artisten. 
Seiltänzer.  Sänger,  wandernde  Schauspieler, 
Karussellbesitzer  u.  s.  w.  auf  Märkten  und 
Messen  oder  auch  in  Dorfkrügen,  auf  Land- 
strassen und  selbst  in  grossen  Städten  be- 
obachten kann. 

Eigentliche  Hausierer  haben  wir  in  ihnen 
nicht  mehr.  Sie  in  Parallele  mit  den  anderen 
zu  stellen,  heisst  beiden  Seiten  Unrecht  thuii 
Wohlhabenheit  und  bitterste  Not  kommt 
unter  ihnen  in  gleichem  Masse  vor.  Dass 
man  Leute,  deren  Leistungen  in  der  Kegel 
auf  der  untersten  Stufe  der  Kunst  stehen. 
Erwerl  :sthätige,  die  auf  die  Schaulust  und 
Genusssucht  der  Bevölkerung  spekulieren, 
nicht  zu  zahlreich  werden  lasse,  ist  ein 
selbst  verständliches  Gebot  polizeilicher  Mass- 
nahmen. Ganz  verbieten  kann  man  sie 
natürlich  nicht.  Man  muss  immer  damit 
rechnen,  dass  sie  dem  Geschmack  und  den 
Ansprüchen  zahlreicher  Klassen  der  Bevölke- 
rung genügen.  Wenn  man  selbstredend 
auch  stets  dahin  wird  streben  wollen,  diesen 
Geschmack  zu  veredeln  und  die  breiten 
Massen  in  ihren  Genüssen  auf  ein  höheres 
Niveau  zu  bringen  —  ganz  werden  natür- 
lich Persönlichkeilen,  die  für  die  charakteri- 
sierten Vergnügungen  sorgen,  niemals  ent- 
behrt werden  können. 

3.  Statistik.  Die  bei  Gelegenheit  der 
Berufszählung  von  1895  erfolgte  Feststellung 
der  Wandergewerbetreibenden  hat  ergeben. 
dass  nicht  mehr  als  126  885  Hausierer  im 
Deutsehen  Reich  vorhanden  sind.  Sie  grup- 
pieren sich  folgendermassen :  (S.  die  Tabelle 
auf  folgender  Seite.) 

In  den  einzelnen  Staaten  und  Landes- 
teilen werden  Hausierer  in  sehr  verschie- 
dener Zahl  angetroffen.  Die  absolut  grösste 
Zahl  weist  das  Königreich  Sachsen  — 
14  827  —  auf;  demnächst  die  preussisehe 
Rheinprovinz  —  13  472  —  das  Königreich 
Bayern  -  -  12  332.  Von  anderen  Gebiets- 
teilen, in  denen  aber  die  Zahl  der  Hausierer 
unter  10000,  zum  Teil  ganz  erheblich  da- 
runter steht,  sind  noch  bemerkenswert  die 
Provinz  Schlesien,  das  Königreich  Württem- 
berg, Elsass-Lothringen,  Baden  und  die  Pro- 
vinz Brandenburg. 

Im  Verhältnisse  zur  Bevölkerung  erhält 
man  jedoch  eine  andere  Reihenfolge.  Da 
steht  Hohenzollern  mit  9  Hausierern  auf 
1000  Einwohner  obenan.  Demnächst  das 
Königreich  Sachsen,  Elsass-Lothringen,  Würt- 
temberg mit  ungefähr  4,  Baden,  Hessen,  die 
Provinz  Sachsen,  die  Stadt  Berlin,  die  Rhein- 
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männlich 


weiblich 


I.  Berufsgliederung 

lärtnerei,  Tierzucht 

ndustrie,  Handwerk 

C.  Handel  und  Verkehr  .    -    •    • 
p.  Freie  Berufsarten ■ 


IL   Stellung  im  Beruf 

-  ibständige  im  Hauptberuf 
_    Nebenberuf 


Summe 


74^44 


629 


zusammen 


113  329 


2.  Unselbständige 

B    Bereiter  einschl.  helfender  Famüienglieder     .    . 

b.  vou  stehenden  Gewerbebetrieben  ausgesandte  un- 

täudige  Hausii  rer     .... 


Summe 


6233 
27 


22^ 


7  ■- :  J 


496 


III.  Ältersgni] 

1.  unter  16  Jahren 

2.  16—21  Jahre 

3.  -21  Jahre  und  darüber 

lande,    Braunschweig,    einige    thüringische 
Staaten    mit    gegen    3    und    darüber.      Im 
irreich  Bax  1    nur  wenig  über  2 

Mille  nachgewiesi 
In  indem  haben  sich  mm  mte- 

-     bestimmte  Gegenden  heraus- 
let,  von  deren  Bevölkerung  der  Hausier- 
handel   mit    besonderer    Energie    betrieben 
wird.    Es  sind  förmliche  Hausierdörfer  ent- 
standen,   deren  Einwohner  fast  ausschliess- 
lich .sstenteils    von    dem    Erwerb 
durch  Hausieren  leben.     Aus  ihnen  ergi  äsl 
sieh    alljährlich    zu    bestimmten   Zeiten   ein 
mehr    oder    minder    mächtiger    Strom    von 
Hausierern    über    ganz    Deutschland,    nicht 
1  über  seine  Grenzen  hii.au-.    Mitunter 
es   die    1  ;e  des  <  >rtes  selbst, 
die  auf  diese  Weise   abgesetzt   werden,    so 
z   B   beim  Handel  mit  Obstbäumen  von  dem 
der  fränkischen   Dörfer   Effeltfich  aus  oder 
beim  Handel  mit  Meerrettig  von  Baiersdorf, 
rifalls  in  Oberfranken.     Häufiger  aber  ist 
=  Waren  vertrieben  werden,  die 
man    von    auswärts    kommen    und    an    be- 
stimmte Punkte  des  Gebiets,  in  dem  mau  sie 
zu  verkaufen  gedenkt,   vorausschicken 

.  urden  ursprünglich  von  den  Bewohnern 
-  Fichtelgebirges,  insbesondere  des  Be- 
zirksamts Wunsiedel,  Holz-  und  Korbwaren, 
Flechtarbeiten  aus  gespaltenem  Fichtenholze 
und  Stroh  vertrieben,  die  sie  an  langen 
Winterabenden  selbst  angefertigt,  auch  wohl 
Preissei-  und  Heidelbeeren,  die  Flauen  und 
Kinder  gesammelt  hatten.  In  neuerer  Zeit 
loch,  namentlich  seit  den  sechziger 
Jahren,  fingen  Frauen  an  Leinenwaren 
oberfränkischen  Ursprungs  umherziehend 
abzusetzen,  auch  lassen  sie  sieh  gegenwärtig 
flie  Web-  und  Weisswaren  aus  Leipzig 


776 

3  15° 

7  7  422 


1  725 
43  3IO 


.'- 


Kleiderstoffe  aus  Greizer  Fabriken  kommen, 
mit  deren  Vertrieb  -  dann  im  Umher- 
ziehen ihr  Glück  vei 

Derartig  Mitti  .  unkte  sind:  im  sächsi- 
schen Erzgebirge  Satzung,  Stützengrün, 
Schönheide  und  I  agebung;  im  Harz  d  - 
Dorf  Benneekenstein,  in  welchem  auf  1000 
Einwohner   ca.    125  ige  Haus 

kommen:  im  Kreise  Batibor  der  Provinz 
äen  das  Dori  Deutsch-Krawarn,  wo 
geringen  Ausnahmen  vom  21.  Leb  -- 
jähre  an  die  Bevölkerung  sieh  dem  Hausier- 
handel widmet  and  unter  4000  Einwohnern 
ca  600  Wandergewerbescheine  ausgeteilt 
werden.  So  ferner  das  Eichsfeld  and  einige 
Dörfer  in  den  nördlich  und  nordöstlich  vom 
\\  äsi  1  2  leg  aen  Kreisen  des  R 
bezirk-  1  das  Dorf  Bardowik  im  Re- 

gierungsbezirk Lüneburg,  endlich  namentlich 
im   Süden    und   Westen   Deuts 
Wi  3b  rwald,  der  im  Jahre  1896  nahezu  I 
Landgänger    hergab,    die    Rheinpfalz, 

-         äauerland,    das    lullerthal   im 
äbezirk    Hohenzollern ,   die    I 
;en   und    Gönningen    in    dem   K 
IIb     Erstetten     und     I. 
Baiersdorf    und    Effeltrich    in    Oberfranken 

u.  a.  m. 

untereinander  haben    diese    Ortschatten 
;  keine  Fühlung.    Sie  tauchen  wie  Inseln  auf: 

in  einen.  2     - 

I  graphisch  zusammen  h ,  dff 

im  Südosten  Deutschlands,   im  Kreise  Rati- 

anhebt,    durch    die   Provinz   Schi 
das  K      -  3      isen,   Ober-   und 

franken   mit    dem    Ficht 
Thüringerwald  sich  erstreckt  und  sieh  etwa 
in  Hi  1t-  auf  der   einen  Seil 

Iwesterwald  und  das  Sauerland,  auf  der  an- 
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derei     3    I  Rheinpfalz  und  das  preus- 

imfassi  ad.     Weiter  Dach 
scheinen  dann  als  Ausgangspunkte 
der  Hausiererei  Elsass-Lotliri  Rauhe 

Alb   und  Hohenzollern,   nach   Norden   eine 
auilere  Abzweigung  im  Eichsfeld  bis  in  den 
Harz.      Hauptsächlich    und   in   erster    Linie 
sind  es  mithin  die  ärmeren  Gebirgsgegenden 
i  ids,    deren    Bewohnern    das    Hau- 
w  illkommener  Erwerbszweig  b 
Jei  d  aber  ein  nur 

unvol  s    Bild    von    der  Verbreitung 

der  Hausiererei.    Denn  nach  §  55  der  Ge- 
müssen   i  i.    welche 
G    m  indebezirks  ihres  Wohn- 
ieb  im  Umher: 
ohne  Begründung  einer  gewerblichen  Nieder- 
wollen,   einen    Wander- 
n,    der   nur   für  das  Ge- 
biet                          ;.   in  welchem  er  ausge- 
miiliin,    die    ihren 
'  /.  in  versi                              en  Ländern 
suchen,   müssen   vi                     Scheine   neh- 
men.    S                                    Zahl  der  Wan- 
i  ehten    Massstab 
für                               de]    Wichtigkeit  dieses 
1           erzi  jtmu    Hessen   z.  B. 
sind  nach  der  Zählung  von  1895  2788  Hau- 

die    Zahl    der 
1893 .  scheine  be- 

trug 7  644    1  ■   i   im   Königreich 

•  ■•11     rund     _':>iinii    Hausierer     nachge- 
u  nicht  ganz  13000 
Wandergewerb  tusgestellt.    Es  sind 

erfahi  ■  <  rbi  - 

.    die    in    Sachsen   um    die    Er- 
laubnis nachsuchen,  78— 81%  Si       en.    Ein 
nicht     ganz     unerheblicher    Teil     aller    in 
achgewiesenen  Hai       i  etwa 

■"•l""1  ichl    in    der  Heimat, 

di  '•    im    Aus- 

Die  Zahl   der   in   ganz  Deutschland 

scheine  ist  nun 

.e.     Noch  vor  30  Jahren 

L870  --  wi  136706 

r    227  607,    und 
I  I  Zahl  erhalten: 

''-1. 
4.      Beschränkungen      der     <>o*etz- 
jiebung.      unter    den 

r    das    Wandergewerbe 
waren     die     des     prenssischi  a     Gei 

vom    7.  r    1813     sum- 

marisch    und    in    ziemlii  di  m   sinne 

gelialten.     All'  der  I  rewi  rbe- 

schein   Für  den  Gewerbebetrieb  im  Umher- 

r  gegen1  aehmi- 

I 

Rei 
ich   ihrem  Ermessen   be- 
urteilen kennte.     Aber  diese  Genehmigung!  a 
wurd  ilt,      e:i    lieson- 

Betriebes    isl 


leine  Rede  und  es  sind  auch  keine  Waren 
ausdrücklich  vom  Wanderhandel  ausge- 
schlossen, abgesehen  von  der  allgemein  gel- 

n    Bedingung    einer    besonderen    Ge- 
nehmigung   für    den    Handel    mit    hochbe- 
steuerten    Kolonial-     und    anderen    Waren, 
Line  Beschränkimg  dieser  Art  brachte  zuerst 
das  Gewerbesteuergesetz  vom  30.  Mai  1820, 
das  den  Verkauf  von  Material-  und  Spezerei- 
waren.    geistigen    Getränken   aller   Art 
Zeugen  von  Wolle,   Baumwolle  und  Sei 
rein  oder  gemischt,  verbot.     Zugleich  setzte 
dasselbe  die  Giltigkeit  des  Gewerbescheines. 
der   als  Mittel   der  Steuererhebung  nur  für 
das  Wandergewerbe  beibehalten  wurde,  aui 
ein    Jahr    herab.     Eine    neue,    ausführliche 
und    sehr    strenge    Regelung   des   Wa 
gewerbes  aber  erfolgte  durch  das  Regulativ 
vom    28.  April    1824,    das    am    21.  Mai   die 
königliehe  Genehmigung  erhielt.    Line  !, 
von   Bedingungen   wurde  jetzt   für   die  Be- 
willigung des  jährlich  zu  erneuernden  Ge- 
werbescheines  aufgestellt;    u.a.   sollte 
Wandergewerbebetrieb  in  der  Regel  Le 
unter   HO  Jahren    nicht   erlaubt    werden,    e- 
sei  denn,    dar-s  das  Gewerbe  eine  fori) 
Erlernung  erfordere,    die  nicht  wohl  a 
als    im    Umherziehen    möglich    wäre. 
Zeitdauer   des   Gewerbebetriebes   an    ei 
und  demselben  Orte  war  je  nach  der  Grösse 
der  Gemeinde  auf  1  bis  8  Tage  beschränkt 
vorbehaltlich  der  Befugnis  der  Ol 

den,  diese  Fristen   zu  verlängern 
zu   verkürzen:    auch   sollte,    abgesehen    von 

Marktzeiten  und  besonderen  Fällen,  ein 
B         le,    ersl    nach  4   Wochen    denselben 
Ort    wieder   besuchen   dürfen.     Namentlich 
aber  wurden  jetzt  alle  Waren   vom  Hau 
handel    ausgeschlossen,    die    für    den-. 
nicht  ausdrücklich  zugelassen  waren.     Eine 
Erweiterung  der  Liste  dieser  zugelass 
Waren  gewährte  das  Regulativ  vom  4.  De- 
zember L836,  das  auch  verschiedene  andi  ' 
neue    Bestimmungen    über    den    Gew  i 
betrieb  im  Umherziehen  enthielt.     Dagegi 
liess   dir-  allgemeine  preussische  Gew.-O.  v. 
17.  Januar  lslö  die  Verhältnisse  diese.--  Be- 
triebes ungeändert.    Im  Königreich  Sachsei 
behielt  noch  dir-  Gew.-O.  v.  lö.  Oktober  1861 
<\i-n  Grundsatz  hei,   dass  der  Hausierhandel 
nur  mit  verhältnismässig  wenigen,  ausdrück- 
lich   erlaubten    Waren    gestattet   -ei:    auch 
-eilten    nur    Personen    im    Alter    von   min- 
destens   2  1   Jahren  die  Erlaubnis  dazu  er- 
halten.   Die  Bestimmungen  in  den  neueren, 
dii    Gewerbefreilieit   einführenden  Gesi 

iiddeutschen  Staaten  waren  wesentlich 
I 'och    hielt  mau   wie  in  Pn  u- 
und  Sachsen  auch  in  Bayern  und  Württi  n  - 

an     der    Konzessionspflichtigkeit 
bei  riebs  im  Umherziehen  fest.    Die 
;  ii  li  ausgedehnte  Gewerbe- 
ordnung   des   Norddeutschen    Bundes    vom 
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,1   Imii  1869  brachte  ebenfalls  dem  Wandei- 

,;„.    gegenüber    im    wesentlichen    den 
\    rkl.  '   der  Gewerbefreiheit  zur  Geltung 
1 git mit  Ausschluss  der  lokalprotek- 
S«ni,tischen     Tendenzen     nur     solche     Be- 
Sunpen  desselben  bei,  die  durch  poh- 
,     Rücksichten    gei htfert.gt  erschie- 
ne wurde  lediglich  aus  solchen  Bud, 

eine  beschränkte  Anzahl  von  W 
J»! \uid  Verkauf  im  umherziehen  aus- 
l0«sen     alle    übrigen    aber   fui    cü' 

eben.      Die    Fälle,    in   denen 
etrieb  erforder- 
Legitimationsschein    versag     werden 
waren  wenig  zahlreich  und  ebenfalls 
polizeilichen    Gesichtspunkte    be- 
stimmt   was  auch  noch  hinsichtlich  der  Vor- 
weitere   Legitimarions- 
,  Iftr  Schaustellungen,    Aufführungen 
.,    werden    sollten,    wenn  eine 

waltungsbezirks  entsprechende  Zahl  solcher 
l;,.  bereits  ausgestellt  wäre. 

,elative    Freiheit    des   Wanderge- 

werbes    rief  nun   aber,    besonders  nach  der 

cen  Wendung  der  allgememenW^- 

schaftslale  in  den  70er  Jahren,  lebhafte  Bc 
.,    Ullll  Klagen   von   selten  der  ^ 
Gewerbetreibenden    tiervor.     Schon 
weiten  Legislaturpenode  des ;  deut- 
en zahlreiche  Bitt- 
en an  ihn,  die  von  em  mg** 
Strömung,    eine    andere    Gesetzgebung 
Zufuhren    Zeugnis  ablegten.     Anfangs 
1MI    übe-  sie  zur  Tagesordnung  über 
"n^len  nächsten  Jahren  häuft^  sich 

die  Anträge,  die  mit  steigender  Dnnglicii 
Et  eine  Beform  forderten.  So  konnte  es 
ausbleiben,  dass  es  erst  ™r  Novelle 
L  .luli  1883,  and  als  diese 'nicht  recht 
briete  zu  der  van  6.  August  1-'.».  kam. 
Durch'  beule ist  man  dem  Grundsatze,  das 
äusLgewerbenotwendigei-weisemehrem- 

1  ^rhuÄ 


wieder  viel  näher  getreten 
hat   nunmehr   den   Kreis    der  Gegensta 
nie   im  Umherziehen  angekauft    und  ieügi 
der  Leistungen,  che  anf  boten  werden 

■  weiter  eingeschränkt.  Die  autdie 
inliehe  Zulassung  bezüglichen  Besüm 
mungen  sind  verschärft,  und-  istdieMog- 
Uchketl  vorgesehen,  bereits  zugelassenen 
5Önlichkeiten  die  Fortsetzung  de  Be- 
triebs  zu  untersagen.  In  betreff  des  Mi 
nehmens   mind,  Q;  Jes  Be- 

tretens fremder  Häuser,  Gehöfte  und  WM. 
„n  sind  weitere  Einschränkungen  ver- 
W  Die  Novelle  von  1896  hat  dann  die 
Zali  der  vom  Vertriebe  im  umherziehen 
ausgeschlossenen  Gegenstände  noch  vermehrt 
S  di  Erlanguni  des  Wandergewerbe- 
scheins ersehwert.     (Vgl.  eingehendere  An- 


gaben  im  Art.  Gew.  I  b 

1,„    ganzen  blieben  auch  in  dem  Geset; 
TOn    1883    die   pohzeüi  aen    Gesichispun 
massgi  ■  'I    dem    Princip    des   Lofcü- 

schutzes  wurden  nur 

gemacht.     Ein  □  wei  I  i  «   sero 

Sinne  tfaal  erst  i  "J  a1'- 

ade  G.  v.  1.  Juni  1891,   das 
werbebetrieb  im  umherziehen  mil   * 

der  Schaustellungen,    Srnfffl '     '  •  :"" 

svie  den  ambulanten  Betrieb  ansässiger  Ge- 
werbetreibender in  ihrem  Gei  in-ke 
an  Sonntagen  gänzheh  verbietet,  aus- 
nahmen können  von  der  unteren  Verwal 
behörde  zugelassen  werden  ui  ndes- 
S    st  ermächtig 

und    Bedingungen   solcher  Ausnal 
stSimungen    zu    erlassen.      Die    ansässigen 
Srbelreibenden    dürfen  ihre   LMen l  « 
den  Sonntagen  5  Stunden  laug  offen  halten 
und  wenn  den  Wanderhändlern  eine  so  un- 

gieich   grössere  Beschränkung  auferlegt  m*, 

;,  mag  dies  im  Interesse  der  ersteren  alM- 

wünschenswert  sein   es  ässt  sich  aber 

vom  Standpunkte  der  Bühgked  nicht  l 
rerteidigen.  Im  Grenzbezirke  dar!  aas 
EsSrfewerbe,  wozu  auch  ausurückheh  che 
Wanderlaeer  gerechnet  werden,  nach  &  i-^ 
te  VerSzohgesetzes  vom  1.  Juli  1869  nur 
mi  besondererWubnis  und  unter  den  von 
der  obersten  Landesfinanzbehörde  angeord- 
neten Beschränkungen  betneb,,,  werden  - 

Ser  Kf  TÄ TS- 

,:     der  Antrag  Gröber  und  Gen.  (189cS)  un 

gerechtfertigten     weiteren    M^regelungen 

unterwerfen  will.  s.  d.  Art..  oben  Bd.  III S.  6  t  i . 

5    Detailreisende.     Verhasster als  die 

eigentlichen   Wanderhändler    sind    dem   an- 

SSn     Gewerbestand     die     sogenannteD 

Sreisenden,    die    nicht   bei    Kaufleuten 

sondern   bei   Privatkunden  Bestellungen  für 

leschäftshäuser  aufsuchen.     Wenn 

S  tändige  reisende  Agen tenoder 

soo-enannte     Provisionsreisende     tu,     i  ig 
g       "ungdieVernhttelungsgeschäftemachen 
so  falle/sie  unter  die  Gewerbeordmmg  über 
L  a\  mdereewerbe.      Stehen    sie   abei    im 
';.„-.    anSer  Geschäftshäuser   s 
sie  den  Vorschriften  der  §§44  im 
I  j ,  „  ,  ,1  ie,  ,rdnung  unterworfen.     Es  asst  sien 
mm    kaum    in    Abrede    stell  '.'^ 

und   Beamtenuniformen    und    -effe     |  gar 
l^tÄt'ffijSS  anÄ 

gewöhnt,    ^f^dS  gedachten  Art. 

Eisens  für 
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den  Weinhandel  ist  anerkannt.    Eine    nicht    kandier  angegebenen  zu  bezeichnen,  die  ar- 
minder   wichtige  Rolle  spielt  das  Besuchen    sprünglich   auf  Vagabunden  berechnet  - 

der    Privatkundsehafl     in     fast     sämtlichen    Da  zu  diesen  auch     abschreckend lei 

Bran  B    deidungsindustrie,  im  Handel   steckende    Krankheit     gehört,    so   kam,    . 

mit  Herren-  und  Damenkleidern,  mit  Schuh-    vorkommen,  dass  von  den  Handelsreise! 
waren,    mit    Leib-     und    Hauswäsche    und    ein  ärztliches  Zeugnis  darüber  verlangt  y 

tigen  Aussteuergegenständen,    [neinigen    dass    sie    nicht   au    geheimen   ansteckendi 
städtciu  wie  z.  Li.  in  Bielefeld  und  Herford    Krankheiten    leiden,      offenbar    geht    di 

Regelung    doch   zu   weit.    Denn  geizen  üU 
den   Vertretern   ansässiger,    oft   sehr  bedeu- 
tender   angesehener     Geschäfte    kann 
einem  Bedürfnis  polizeilicher  Beschränkung 
und  Kontrolle,  wie  es  hinsichtlich  des  eigent- 


die  dort  bestehende  Leinen-  und  Wäsche- 
branche,  ist  die  Industrie  geradezu  da- 
durch so  hoch  gekommen,  dass  sie  durch 
iiu-e  Reisenden  die  Privatkundsehafl  be- 
suchen liess. 


•    kann    freilich    nicht    werdi  a  Hausierers    ja   freilich  besteht,    nicht 

die    Rede   sein.     Es   ist   da   nur  ein  Lokal- 
schutz   zum   Ausdruck    gekommen,    v 
mit  der  heutigen  Verkehrsentwickelung  gän  - 
lieh  unvereinbar  ist 

Principiell  bedeutsamer  ist  der  (seil  der 
He  von  1883)  angeordnete  Ausschluss 
(§  56  a  Nr.  3)  des  Aufsuchens  von  Be- 
stellungen auf  Branntwein  und  Spiritus  bei 
Pi  i  äonen,  in  deren  Gewerbebetrieb  dieselb  i 
keine  Anwendung  finden.  Hiernach  dürfei 
als  selbständige  reisende  Agenten  oder  De- 
tailreisende bei  Privatkunden  kein,.  Bestel- 
lungen auf  Cognac,  Rum,  Likör  etc.  auf- 
suchen,   sondern   es   bleibt  den  Wirten  und 


lie  Detailreisenden  sich  eine  Zeit  lang 
9  hr   stark    vermehrten.     Die   an  sie  a 
stellten    Legitimations-    und   Gewerbelegiti- 
mationskarten erreichten  im  Reich  189 
Höhe  von   ?0018  gegenüber   15016 imJahre 
1884,     was    einer    Zunahme    um     55,54% 
hkommt      Im    Grosshej   ogtum    Baden 
wuchs    von    1889    bis    L896    die  Zahl    der 
Handlungsreisenden  ungefähr  4  mal  so  rasch 
als  si        i        Ikerung ;  im  Amtsbezirk  Baden 
war  das  Zunahmeverhältnis  ein  noch  grösseres. 
Yen  1880  bis  1888  schwankte  die  Zahl  d  i 
Legitimationskarten    zwischen 
2721  und  3901;    im  Durchschnitt  von   1889 

bis  1895  war  sie  4611.     Zum  Teil  ist  diese   Sehnapshändlern    insoweit    eine    Monopol- 
Zuna  lieh  dadurch  beding!  gewesen,   Stellung  gegenüber  der  Kundschaft  gewahrt. 

dass  infolge  einer  Beschwerde  vom  Ministe-    Es  ist  dies  ein  Stück  Lokalschutz,  allerdings 
riui"  net    wurde,   den  Metzgern  für   nur    ein   kleines,    das    aber    von   den   Inte- 

Lufe   von  Schlachtvieh   ausserhalb  ihres   ressenten    als    Abschlagszahlung    betrachtet 
""!  'falls   eine  Legitimationskarte   wird.      Das    eigentliche    Ziel    sowohl 

zugeben.     Aber  selbst  «renn  man  von  diesen    Wirte   wie  aller  Kleingewerbetreibender  isl 
\:'':'  t,    bleibt  immer  eine  auffällige   die  Ausdehnung  jenes  Verbotes  auch  auf  das 

x"!  :  nach.     In    Elsass -Lothringen   Aufsuchen  von  Bestellungen  bei  Privatkunden 

Hing  noch_orheblieher.     1884   durch    Reisende,    die    im   Dienste   auswärts 

ansässiger  Geschäftshäuser  stehen.  Ein  in 
diesem  Sinne  lautender  Antrag  zu  §  44  der 
Gew.-O.  ist  indes  1883  vom  Reichstage  ab- 
gelehnt worden.  Nur  in  betreff  des  Auf- 
kauf ens  von  Waren  wurde  der  lokal-- 
protektionistisehe  Zusatz  beigefügt,  dass  das-5 
äelbe  nur  bei  Kaufleuten  oder  solchen  Per- 
sonen, welche  die  Waren  produzieren,  oder 
in  offenen  Verkaufsstellen  erfolgen  dürfe. 
I  >agi  gen  wind,-  den  ruheliebenden  Gewerbe- 
treib enden  durch  den  neuen  §  42b.  Z.  2 
wenigstens  die  Möglichkeit  eines  Schutzes 
gegen  die  rührigeren  am  Orte  ansässigen 
Konkurrenten  gewährt,  indem  jetzt  auf 
Grund  eines  Gemeindebeschlnsses  durch  die 
Verwaltungsbehörde  bestimmt  wer- 
den kann,  dass  eine  besondere  Erlaubnis  für 
ansässige  Gewerbetreibende  erforderlich  ist, 
wenn  sie  in  ihrem  Gemeindebezirke  Waren- 
bestellungen bei  Personen  aufsuchen  wollen, 
in  deren  Gewerbebetrieb  Waren  der  ange- 
botenen An  keine  Verwendung  finden. 
<>.  Wanderlager  und  -auktionen.    Be- 


man   den   erst  1721,   1897   dagegen 
l"i,    Legitimationspapiere   aus.     Darin  er- 
tuale  Zunahm-  um  135.18, 
-'■■jenige    des    Reichs,    hinaus- 
d.     Daz  i  ;  Klagen,  wie  z.  B.  im 

elsässischen  Kaffeegeschäft,  dass  die  Quali- 
ire  im   schreiendsten 
Warenprob 
P  teht. 

Unter  solchen  umständen    bi  greifl    nun 
d  iss   ihre  Gegner  es  daraui 
haben,    die    für   sie     eltenden    Vorschriften 
der   §§    1 1  und    l  ta   möglichst  mit  den  das 
fliehe      Wandergewerbe      betreffi 

in  der  That 
nn  auch  die  neue  Fassung  des  §  L4a 
u  b    der  Novelle    von    1896         unver- 
dii     in    ihren    Ge- 
■  Kaufleute  und 
owie   die    in    deren    Diensten 
Reisenden    auf   das    ! 
c  zu   stellen.    Es   ist  für  nötig  ge- 
worden,  als  Grunde  der  Versagung 

fliehen  Legitimationskarte    sonders   lebhaft   sind    seit   den  70er  Jahren 
,    füi   die  W'ander-    Klagen    gegen   die  nunmehr  in  bedeutender 
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Zahl  auftretenden  grösseren  wandergewerb 
Hohen    Betriebe    in   der  Form  von  Wander- 
lagern  und  Wanderauktionen  laut  geworden. 
Die  Wanderlager  sind,  wie  es  in  dem  Bundes- 
ratsbeschlusse   vom    27.   Mär/    1879   heust, 
ebe    bei  denen     ausserhalb  des   Wohn- 
ortes   des   Unternehmers    und    ausser    dem 
Mess-    und    Marktverkehr   von   einer    testen 
Verkaufsstätte    (Laden,    Magazin,    Zimmer, 
Schiff    n.    dgl.)    aus    vorübergehend    Waren 
feilgeboten    werden  .    ein    Unterschied    von 
den  von  Haus  zu  Haus  gehenden  Hausierern. 
Ym'h  die  Wanderauktiouen  werden  in  einer 
,n   festen  Verkaufsstätte  abgehalten,  wo 
ft'aren    vorher  ausgestellt  worden  sind: 
bilden   häufig   nur  den  Äbschluss  eines 
Wanderlagerbetriebes,  in  dem  mit  dennoch 
mdenen    Waren   aufgeräumt    wird.     In 
preussen  war  der  Wanderlagerbetrieb  früher 
durch  die  oben  erwähnte  Beschränkung  der 
Aufenthaltsdauer   wesentlich  erschwert,     in 
,,   bedurften  nach  dem  Gewerbegesetz 
vom  31.  Januar  1808  die  Wanderlagerunter- 
nehmer   für   ihren    Betrieb   der   ortspolizei- 
liclien  Erlaubnis,  und  für  diese  durfte  nach 
,1er  V    v.  28.  April    1868   eine  Abgabe  von 
3— 6  Gulden  für  die  Gemeindekasse  erhoben 
werden.    In  Württemberg,  Baden  und  Hessen 
bestanden  ki  ine  besonderen  Beschränkung  a 
die  Wanderlager,  und  nach  der  Reichs- 
erbeordnung   von    1869  wurde  ebenfalls 
zwischen  ihnen"  und  dem  sonstigen  Gewerbe- 
1.    im    Umherziehen    keinerlei    Dnter- 
:d  gemacht.    Eine  gewisse  Begünstigung 
ingten   die  Wanderlager  durch  den 
§  s   des   Freizügigkeitsgesetzes   vom  1.  No- 
vember 1867,  nach  welchem  die  Gemeinden 
die  neu  Anziehenden,  wenn  die  Dauer  ihres 
Aufenthaltes   den   Zeitraum    von  3  Monaten 
nicht    übersteigt,    zu    den    Gememdelasten 


in    laut,  aden    Bestimm  ■       Ge- 

.  |  .     TOn   L867   durchführen  Hesse;   jeden- 
falls würde  es  mit  dem  letzteren  nicht  ver- 
einbar sein,  und  auch  dorn  Wortlaute  ji 
Bundi  sratsbeschlusses     nichl     entsprechen, 
wenn   man   die  Wandi  t-lag  i    ei  1er  beson- 
:  ,.,■    o ,    in   die  Form   einer  Realsteuei 
brachten  Gemi  indeab  abi  m  b  rv  i  i  Een  v 
wie  dies  von  vielen  verlangt   wurde.     That- 
sächlich  ist  denn  auch  der  ursprünglich  vor- 
handene Steuervorteil   für  die  Wanderlager 
durch  eine  besondere  staatliche  B< 
rung  derselben   aufgi 
diesem  Punkte  haben  die  Gegner  i 
triebe  ihren  Hauptsieg  errungen,  indem 
Besteuerung    einen     durchaus    prohibitiven 
Charakter  trägt  und  nur  noch  in  Ausnahme- 
fällen einem  Wanderlager  die  Iv. 
lichteit    lässt,    worüber    unten   noch  n 


nicht  heranziehen  dürfen.    Die  Inhaber  von 
Wanderlagern    blieben  daher  häufig  längere 
Zeit  an  einem  Orte,    indem  sie  Jen  Betrieb 
eines    stehenden   Gewerbes   nach    §  14   der 
Gewerbeordnung   anmeldeten,   aber  vor  Ab- 
lauf von  3  Monaten  wieder  abzogen  und  so- 
mit von  den  direkten  Gemeindesteuern  frei 
blieben.     Allerdings  hat   der  Bundesrat  am 
27.  März  1879  entschieden,  dass  die  Wander- 
jewerbetreibenden   von  Anfang  an  den  Ab- 
gaben   unterworfen    werden    können,    denen 
die  in  der  Gemeinde  vorhandenen  ge- 
werblichen Betriebe  als  solche  unterliegen, 
sofern  sieh  dieselben  nach  Art,  l  mfangund 
Dauer   des  Betriebes,    nicht   aber   nach   der 
Person  des  Unternehmers  bestimmen.    Dem- 
nach würden  die  Wanderlaser  also  in 

Gemeindepersonalsteuern  in  den  ersten 
Monaten  frei  sein,  nicht  aber  von  den 
zu  Gunsten  der  Gemeinden  etwa  bestehen- 
den Gewerberealsteuern.  Es  bleibt  aber 
doch  fraglich,  wie  sieh  diese  Auffassung 
praktisch   ohne   \\  ...  i  h   mit    der    si  h 


Angaben  folgen. 

Die  zahlreichen  Petitionen  gegen  die 
Wanderlager  und  Wanderauktionen  < 
lassten  am  21.  Dezember  1876  einen  Besehluss 
di  s  Reichstages,  der  den  Reichskanzler  um  Vi  - 
anstaltung  einer  Untersuchung  dieser  Ange- 
legenheit ersuchte.  Es  fanden  daraufhin  Er- 
hebungen in  allen  Bundesstaaten  statt,  < 
Ergebnisse  dem  Reichstage  am  30  A.prülbrt$ 
in  einer  Denkschrift  vorgelegt  wurden.  Diese 
Kr.vl.uisM'  lauten  im  ganzen  keineswegs  un- 
günstig für  die  Wanderlager.  Es  zeigt  sich 
darin  wieder  deutlich,  dass  die  Klagen  über 
dieselben  wesentlich  nur  von  den  ansässiger 
ttesi  häftsleuten  ausgehen,  dass  aber  das  kaufende 
Publikum  im  ganzen  mit  ihnen  zufrieden  ist. 
Den  o-eo-eu  sie  erhobenen  Vorwürfen  wurde,  w  le 
es  in  der  Denkschrift  heisst,  entgegengehalten: 

1  dass  Uebervorteilungen  des  Publikums  auch 
in  den  stehenden  Geschäften  vorkommen  und  in 
den  Wanderlagern  keineswegs  die  Regel  bilden; 

2  dass   die  Gefahrdung   der  ansässigen  Di 
handler   und    Handwerker   nicht    ausschliesslich 
dieser  Geschäftsform  zuzuschreiben  sei.  sondern 
in   den    allgemeinen   Veränderungen    der    Lage 
des    Kleinhandels   ihren    Grund   habe,   dass    es 
übrigens    auch   den    stehenden    Geschäften   frei 
stehe,    sieh   die    Geschäftsvorteile   der   Y\  ander- 
lager    nutzbar   zu   machen;   3.  dass  auch  Jam 
markte    den     Ankauf    von    Gegenständen ,    die 
keinem   reellen  Bedürfnis   entsprechen,    bi 
tio-eu.  und  dass  4.  die  ungesunde  Richtung 
bfdustrie   und    des    Handels,    venu-.     « 
die   Güte   und    Solidität  der  Waren 
einseitige  Streben  nach  Billigkeit  beeinträchtigt 
werden,    zum    Teil    auf    den    Wirke. 
üeberproduktion,   zum  Teil  auf  den  wirtschaft- 
lichen   Anschauungen    und    Gewöhnunger    ä  - 
Publikums  beruhen  und  dass  diese  Einflüsse  am 
stärksten  in  den  grossen  Städten  auttraten,  wo 
die  Wanderlager  gegenüber  den  stehenden  be- 
schäCke&efeutung  haben.     Als  gü, 
Wirkungen  der  Wanderlager  wurden  nach  der 
Denkschrift  aufgezahlt:  dass  dieselben  rn  dünn 
bevölkerten  undgew,  ™*£ 
ten   G enden   den   stehenden   Detailhandel  er- 
gänzen,8 demselben     überhaupt     eine,   heilsame 
Konkurrenz  bereuet   I                           ""'Vilh     r 
bessere,  sehr  häutig  bei  gleicher  Gute  bdiigere 
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.1  führen  a  -  si  hafte,  dass 

sie  die  \  erwertung  mancher  in  dem  gewöhn- 
lichen Geschäfte  nicht  oder  nicht  mehr  gang- 
baren Artikel  erleichtern,  dass  sie  nur  gi  gi  u 
Barzahlung  verkaufen  ihm!  dadurch  dem  Borg- 
unwesi  n  steuern.  In  den  Einzelberichten  ans 
Preussen  wird  die  Frage,  ob  das  Publikum 
durch  die  Wanderlager  übervorteilt  werde,  zum 
Teil  bejaht,  zum  Teil  verneint,  zum  'I 
klärt,    dass   sie   sich   allgemein   weder    bi 

:  Lein  ii    lasse      in   den  günstigen   Ur- 
wird  darauf  bi 
Käufer  bei  der  \\  iederkehr  i  ines  Wandi  i 

r  neue  Ankäufe  machen,  dass  sogar  Nach- 
:  i    i  äs  es  i  orgi  komn 

dass  die  [nhabi  t  stehender  Geschäfte  den  Ri  si 
vmi  Wanderlagern  mir  10  Prozent  Rabatt  an- 
gekauft und  dann  die  Waren  10  Prozent  über 
den  früher  von  den  Wanderlagern  geforderten 
Preis  verkauf!  hätten.  Die  Annahme,  dass  das 
Pgblikum  i    werde,    stütze  sich  meist 

nur  auf  die  oft  auffallend  billigen  Preise,  die 
aber  ihre  larin    finden, 

'!ii-  Wanderlagerbesitzer  durch  Benutzung 
a1  i  ■    ■  gsqueUen,    durch    Ein- 

nnd  Verkauf  gegen  Barzahlung,  durch  Ersparung 
an   Ladenmiete    und   Personal   und   durch   den 
aassenl  aften  Umsatz   in   der  That 
seien,   ungleich  billiger  zu  verkaufen 
als  die  stellenden  Geschäfte.     Dabei   wird   zu- 
w  a  i  -ii  in  den  Wanderlagern 

oft  von  sehr  sc!     alit  ii  si  ii  n,  abi  i   bi  - 

merkt  elben  doch  nicht  anter 

i   i  atlich    niedrigen    Preise    sti  he. 
so   wird   anerkannt,    dass   auch  sein* 
hafte  und  das    Publikum    benachteiligende,    ja 
selbst  betrügerische  Geschäfte  in  Wander] 

rden,    aber    dabei    hervorgehoben, 
ach   in  gleicher  Weise   in  -teilenden 
iften   vorkomme    und   nicht   als   eine    I  e- 
sondi  re  Eigentümlichkeit   der  Wanderlager  an- 
erden    könne.      Nai  li    den    Berichten 
au^  Bayern  ist   die  Mehrzahl  der  Handels-  and 
bekammern,  Magistrate  und  vernommenen 
ute  der  Meinung,  dass  das  Publikum 
zwar  häufig   in   den  Wanderlagern  übervorteilt 
werdi                   c  in  denselben  auch   gute  und 
dlend  billige  Artikel   zu  haben  seien.    Auf 
eine  Heben  orteilung  des  Publikums  wird  nament- 
lich di  i  blo \\  eil  den  W  anderlager- 

ii  aussergewöhnlii  be  Kosten  durch  den 
Transport  ihrer  Waren  von  Ort  zu  Ort,  durch 
die   grossi  a  Ins  durch   das 

[ziehen  fremder  Personen,  durch  das  Leben 
in  den  Gasthöfen,  die  im  Verhältnis  zu  der 
kurzen  Dauer  der  Benutzung  sehr  hohen  Lokal- 
mieten erwachsen.  Dem  wurde  aber  von  der 
anderm  Seite  entgegengehalten,  dass  diese 
Hosten  durch  di  imlichen  < 

teile  die. er  Art   von  Handel   mehr  als   gi 
würden.       T  >  i  -  Mehl  des 

Wand 

.    -   indi  ni   Bie  die  Stellung    di 

Siebenden    I  .  I IV  el  b.   i ..  !  rje  I  <e     DäÖglil   b-l      UHgÜnStlg 

darzustellen    suchen,   meistens   ganz  iinbi 
gelassen.  i -trat    der   Stadt    Freising 

erklärt,   es   sei  schwer  zu  sagen,   ob  Uebervor- 
teilungen      vorkämen,     da      die     l 
schwiegen;    soviel    aber    sei    sicher,    dass    ein 
Wanderlager  mit  Seidenwaren,  das  sich  einige- 
male  in  Freising  eingefunden    habe,  seht    _"i 


Stoffe  führte  und  zur  Hälfte  des  ortsübli 
Preises  abgab.  Die  Magistrate  von  Fürth. 
Memmingen  und  Nördlingen  erklären,  i  - 
keine  genügenden  Anhaltspunkte  für  die  An- 
nahme vor,  dass  das  Publikum  in  der 
übervorteilt  weide.  Der  Magistrat  von  Fürth 
fügt  hinzu,  dass  die  Geschäftsleute  häutig  die 
gleichen  Waren  wiederholt  an  demselben  Orte 
durch  Wanderlager  zum  Verkauf  bringen  und 
i;  liehen  Absatz  finden.  Dei 
Magistrat  der  Stadt  München  bestätigt,  da-. 
die  Wanderlager  dort  keine  besonderen  Miss- 
stände zur  Folge  gehabt  hätten.  Yen  den  Be- 
zirksregierungen  glauben  die  von  Mittelfranken, 
Unterfranken  und  Aschaffenburg  in  der  Mehr- 
zahl der  Fälle  wohl  von  Uebervorteilung  des 
Publikums  durch  die  Wanderlager  sprechen  zu 
können,  die  von  Oberfranken,  Schwaben  und 
Neuburg,  Ri  jrensl  irg  und  der  Oberpfalz  aber 
sprechen  sich  zu  Gunsten  derselben  aust 
Namentlich  führt  die  Regierung  von 
franken  an:  wer  sich  im  Volke  bewege,  keime 
zahlreiche  Stimmen  hören,  die  über  den  wegen 
der  Wanderlager  erhobenen  Lärm  ihre  \  <  r- 
wunderung  aussprechen  und  von  sich  und  an- 
deren Beispiele  eines  durchaus  vorteilhaften  Ge- 
schäftsverkehrs mit  Wanderlagern  anführen. 
Die  einzelnen  Fälle,  in  denen  namentlich  Frauen 
i  der    Landleute   im    Wanderlager    übervorteilt 

ii.  verschwänden  gegenüber  den  weit  ver- 
li  iteten  üblen  Gewöhnungen  des  stehenden 
Gewerbi  nüber  den  allgemeinen  Klagen 

hi  rrschende  UnsoHdität,  übei 
unberechtigte  Steigerung  der  Preise,  über  das 
i  esthalten  an  hohen  Preisen,  wenn  die  Veran- 
lassung dazu  läng-t  beseitigt  sei.  und  über  die 
so  allgemeine  und  gemeinschädliche  Verkürzung 
der  Konsumenten  im  Stoff  der  Waren,  in  Mass 
und  Gewicht.  —  In  Sachsen  sprechen  sich  die 
Kreishauptmannschaften,  Amtsnaup^mannschaf- 
ten  und  Stadträte  teilweise  günstig,  die  übriges 
aber  in  gemässigtem  Sinne  über  die  Wander- 
lager aus  dagegen  behaupteten  die  Gewerbe- 
rn.   die   hauptsächlich    die    Interessenten 

I-  n.  fast  ausnahmslos,  dass  das  Publikum 
durch  dieselben  geschädigt  werde,  und  es  wurden 
auch  zahlreiche  Beispiele  von  vorgekommenen 
Schwindeleien  mit  gänzlich  unbrauchbaren 
Waren  aufgeführt,  Vorkommnisse,  die  ja  auch 
von  keiner  Seiti  in  Abrede  gestellt  werden. 
alier  nach  der  Mehrzahl  der  Aussagen  keines- 
tvegs  die  Regel  bilden.    Die  Urteile  aus  Würt- 

rg  und  Faden  lauten  überwiegend  günstig; 
namentlich  wird  anerkannt,  dass  bei  geringen 
Qualitäten  der  Waren  auch  die  Preise  ent- 
rig  seien.  —  Was  die  Herkunft 
der  in  den  Wanderlagern  vorkommenden  Waren 
betrifft,  so  werden  als  besondere  Bezugsquellen 
in  dein  Preussen  betreffenden  Bericht  ange- 
geben: Lagervorräte  grossstädtischer  Magazine 
an  nicht  mehr  gangbaren,  zurückgesetzten  odej 
nicht  mehr  der  Saison  entsprechenden  Artikeln: 
i'  die  beim  Schluss  viui  Messen  und 
Jahrmärkten  von  den  Grosshändlern  abgegi  bei 
tverden:  Warenlager  von  >icli  auflesenden  Ge- 
is vi  ikani  halten  :  Konkursmassen 
"der  Warenlager  .-"über  Geschäfte,  die  vor  dem 
Konkur-  stehen  oder  aus  anderen  Gründen  sich 
um  jeden  Preis  durch  Schleuderverkäufe  Geld 
zu  verschaffen  suchen;  Verkauf  aus  Pfandleih- 
bäusern  und  Rückkaufsgeschäften;  endlich  auch 
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.,,,.  die  unmittelbar  für  die  Wandei 

U,s    solchen   stammen   grosse    Mengen 
mdwaren'.     die     aber     keineswegs     aus- 
lich    von     den    Wanderlagern     bezogen 
,        Man    denke  nur  an  gewisse  Funtzig- 
-   „nd  andere  Bazars.      Eine  besonda* 
erselben  bilden  diejenigen  Waren,  die 
wenn   auch   nicht    immer    von  vorn  herein    ra 
,  Zwecke  fabriziert,   doch    im  Handel  zu 
lm„g  benutzt  werden.     Für  diese  sind  die 
Wanderlalrer   die    vorzüglichsten   und    in   ein- 
Branchen    vielleicht     die    einzigen     Lb- 
,,     i,ai,i„   gehören    namentlich  gefälschte 
„,  Wollen-  und  Seidenwaren,  elegant  aus- 
|.     Schubwaren     aus     dem     schlechtesten 

sogenannt ld-    ,.„1  Silberwaren  im 

"...m    Gehalt,    schlechte     Kurz-    und 
iferievvaren   etc.     Indes   hat   man   auch  m 
äften  Gelegenheit  ?«?  Hei- 
;  ioddv  und  Lernen  und  beide  mit 
elendem   Baumwollengehalt  und  vernyut- 
ife    iene    besonders    angeführten    Artikel 
ben    Anpreisungen  zu  kaufen     Uie 
die  Wanderlager   in   der  Kegel   aut 
Rechnung  der  Händh     betri   bei 
im    allgemeinen   bejaht,   wenn    es    auch 
llUlt.    däss    sie    im    Auftrag!     gr, 
stehender  Geschäfte  handeln.    -  Als  Massr, 
die  Wanderlager    wurde  namentln 

t. gnern   direkt     B 

hing   der   Betriebe,  besonders   durch    das    Jfir- 
rnis   einer   ortspolizeilichen  Erlaubnis    vor- 
lasen, lerner    strengere    p  ■"■-'; 
selben  zum  Schutze  des  Publikums  und 
stärkere   Heranziehung    zur    Besteuerung, 
Li,  b   Beseitigung  ihrer    Bevorzugung    m 
Beza-   auf  die    Gemeindesteuern.    Die  I 

treff    der    Wauderanktionen    wurden    im 
o   ähnüch   beantwortet   wie    die    üb 
Wanderlager,  doch  wurde  allgemein  zugestanden, 

ei  .fiesem  Betriebe  Uebervorteüungi 
Publikums   leichter  möglich   seien  und  häutiger 
vorkämen  als  bei  den  Wanderlagern.    lue  Zahl 
,1,  i  Wanderauktionen  war  im  allgemeinen  nicht 
M   r,.  gen    als    die   der    Wand.. 

rhin  aber  seil  1869  bedeutend  angewa. 
zumal  in   Preussen  z.  B.   nach  der  älteren  Ge- 
bnng    freiwillige     öffentliche     versi 
ii    neuer    Haudwerkerwaren   nur   mit    be- 
sonderer   Genehmigung    der    Gemeindebehord! 
Vuktiousverkäufe    im   umherziehen   uoer- 
nberhaupt  nicht  stattfinden  durften. 

Die  Enquete  hatte   zunächst   mir  einzel- 
,     Steuermassregeln  zur  Folge.     Der 
fasste    i  m   ■    n  schon  erwähnt  :n 
,luss  vom  27.  März  1S79,  nach  welchem 
die  Wanderlager    zu   den  Gewerl 
im  Umherziehen  zu  zählen  sind,  auch  wenn 
Js   stehende  Gewerbe  angemeldet  wer- 
den,  die  kommunale  Besteuerung  derselben 
oben   angegeben!  d  Art    für  zulässig 
erklärt  wird  und  einige  polizeiliche  Ko 
ui  empfohlen  werden.     Die  V 
LS83   hat  dann  bestimmt,    dass  an  den 
Verkaufsstelleu   in   einer  für  jedermann  er- 
kennbaren Weise  ein  den  Namen  und  Wohn- 
Gewerbetreibenden  angeto     lei   Zus- 
ieht   werden   müsse.    Dag  gen 


das  Versteigern  von  Waren  im  I  m- 
die  Wanderauktion,    grund- 
rboten   (§  56c),    jedoch    mil 
ass  Ausnahmen    von   der  zus 
digi  i;    Behörde  D  dürften. 

(Tan/,    sind    freilich    die   Klagen    i 
stammt.     In  Württembei  Klein- 

händler nichl  au  Bestim- 

mungen   für   unzureichend  zu  erklären  und 
nach    der    Seit'     i        B   Steuerung   grössere 
everlangt.   Im  Grossherzogtum  Baden, 
wo    in    den    Jahren    1889   bis    1895   d 
schnittlich   jährlich   124  Wanderlaj 
gewiesen  sind,  beschwert  sich  bes 
Kaufmannschaft  von  Baden-Ba 
Konkurrenz   der  Wanderlager   wäl 
Badesaison.     Es  kommen  übrigens  mehrfa 
;  :hmer    auch   an-    Gegen  ei  .    in 

nen  die  feilgebotenen  Waren  als  bpeciali- 

täi     i  raeugl     wi  rdi     .      ■•  ■      :  b   : 

schmuck  u.  s.w. 

und  es  scheint,  als  ob  der  £ 
ambulante    Betrieb    dem    örtüchen    stehen- 
den   zufügt,    seitens   der   in   MitL 

,     ,  häftswelt    zu    hoch    taa 
wird"     im  Stadt-  und  Landkreise  Cöln,    wo 
die  Wanderlager   seit  den  '.Hier  Jah 
len    abnehmen,     hat    man    b 
Schwiu  iufe  und -Versteigerungen 

nicht    in    wünschenswertem    Masse     einzu- 
schränken  vermocht. 

7    Besteuerung.    Seine  eigentlichen  r.r- 

I  folge    hat    das   Lokalschutzsyst  nt  m 

i  der  Reichsgewerbegesetzgebung,  sondern,  wie 

schon   erwähnt,   in   der   Steuerg  sei  6 

der  Einzelstaaten  gefunden,  die  thatsachlicn 

n   Verbote   der  Wanderlager  uud  -auk- 

Itionen  gleichkommt.     In  Preussei 

hst  die   staatliehe  Steuer  für  den  Ge- 
betrieb   im    Umherziehen    durch 
G   v    3  Juli  1876  in  einer  den  Verhältnissen 
entsprechenden    Weise   neu    geregelt 

de  Steuersatz  ist  48  Mark  jährlich   er 
kann   jedoch   bis    144  Mark  erhöht  und  bis 
6  Mark  erniedrigt  werden.    Dann  aber  tolgte 
das     Gesetz     über    die    Wanderlager 
Vv-anderauktionen    vom    27.    Februar 
nach   dem   von  diesen  Betrieben  a 
Gewerbesteuer   nach  dem  Gesetz  von 
noch   eine  besonder    -  m  erheb 

die   für   die  Wanderlagei  '   der  ort- 

Gewerb  steueral  I  0,   W  ooei 

50  Mark  für  j. 

,..       ,  ex- .1,™     oVipnsoviel     IUI 


.in  aiars  uir    •  ■■•■      i-   i     -  „_-Qr  «-,,. 

die    Wanderauktionen    aber    ,  I  _&£ 

-    Betriebes 
LSlich  n       -  :      I  *g£ 

'.  Steuer    soll    in    den 
steuerabteilnngen  an  die  Gemeinden, 
vierten   au   die  Kreise    md  in  SohenzoUern 
an  die  Am: 

von  dieser  Bes1  -t  der  Markt-. 

und    AiissteUungsverkehr,     die    Errichtung 
Ser  Verkaufsstellen    für    die    Dauer    der 
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Kurzeit   in   Badeorten,    das   Feilhalten    von 
aller  Art  und  der  von  Schiffen 
aus  betriebene  Verkauf   von   Gegenständen 
Wochenmarktes,  soweit  cht  den 

einheimischen  Verkäufern  auf  dem  W 
markte  vorbehalten  sind.   Der  Finanzminister 
kann   in  einzelneu  Fällen  Steuerfreiheil  ge- 
währen.     Das    pri 

in   24.  Juni  1891    hat   hinsichtlich 
der    I    -  »des   Gewerbebetriebes   im 

Umherziehen  nichts  geändert  und   nur  be- 
stimmt,  dass   im   Sinne   des   Gesi  I     - 
LS80  5te,  zweite  und  dritte  Gewerbe- 

•  Qung  durch  die  Städte  von  mehr 

50000,    vi  " 00  und  von 

n I  Einwohnern   gebild«  I 

den.  alle  übrigen  Orte  aber  zur  vierten  Ab- 
teilt Iren.  In  Bayern  unter- 
gehe •  gesetz  Tom  15. 
März    1879    IS    G 

Wanderlager  und   -auktionen  und  bestimmt 
für    jede    Gruppe    einen      Nbrmalansi 
und  einen  dazu  kommenden,  nach  dem  Om- 
-    B  triebi  s    I  d    Betriebs- 

anschlag.   Für  die  Wanderlager  und  -auk- 
ionen  beträgt  der  Normalans  I  Mark, 

währ  Betriebsanschlag  sich  zwischen 

1  und  1080  Mark  bewegt  und  in  diesen 
Grenzen    mit    I  ■  hätzten  Wertes 

der    zum    Verkauf    bestimmten    (nicht    der 
wirklich  verkauften)  Waren  berechnet  wird. 
Steuersumme  wird 
nun   alier   an  jedem  Orte  für  ein-       B 

-     1  1    Tagen    die    Hälfte,    für 

hen  von  15—30  and  für 

i    längeren   der  ganze  B> 

-  In  Sachsen  hat  der  Unternehmer  eines 

Wanderlagers  ausser  der  allgemeinen  Steuer 

für   den    Gewerbebetrieb    im    Umherziehen 

(nach   dem   G.  v.   1.  Juli  1878)   auf   G 

G.    v.    23.  März    1880    an 
es  Betriebes  zu  G 
Gemeinde  für  jede  "Verkaufs  1   für 

ene     Woc 
Jahresbetri  Steuer  (meistens  50 

Mark  •  mehr  als  60  Mark,   der 

astalter  einer  Auktion  ab  Be- 

trag für  |  Tag  und  jedes 

Lokal  zu  entrichti  n.     !  »ie  & 

betriebes  kann  gegen  diese 

dauernde    gew. 
Unternehu 

—  In   Württembi  l    das 

3.  AprU  L873  die  Wander- 

b    im  Umherziehen.     Dassi 

r.  v.    15.  Dezember    1899, 
n  am  l.i 
Idee  nträglichen    Hausierh; 

stärker  heranzuziehen, 
des  mittleren  und  kl.  im  ren  Sausii  rgc 
möglichst    zu    berücksichtigen      in    k 


Falle     den     Betrieb    von    Wandergewei 
steuerlich    zu    begünstigen.      Die    Steu 
werden    nach     der    Gesamtheit 
Merkmale    und    Anzeichen    für    di      • 
fähigkeit  des  einzelnen  Betriebes  festgi 
wird    eine  angemessene   und   gli 
ige    Thätigkeit    der   ausführenden 
n    in    der   Richtung   einer  genüg, 
ksichtigung    der  durch   die    Vers 
it    der   Betriebsgegenstände   bedin 
3.  hiede     insowi  it    gewährlei 
für   die   verscliiedenen    Arten    von   Wan 
gewerben    nach    dem    Gegen-; 

rschiedene  Steuerklassen    mit  ver- 
scliiedenen   Steuersätzen    gebildet    wei 
Beim    eigentlichen    Hausiergewerbe    w. 

eilungen  unterschieden;  die  erste  Ali- 
teilung enthält  das  Sammeln  geringwei 
Erzeugnisse    (Lumpen,   Knochen   i 

gewerblicher  Arbeiten    \ 

■ter  Beschaffenheit  (Seh 
K   3S  Micken    etc.),    den   Handel    mit    n 
ErzetiL':  der  Land-  und  Forstwirts. 

(Obst.  Gemüse,  Blumensamen),  mit  gew. 
liehen  Lebensmitteln,   geringwertigen  Haus- 
haltimgsartikeln   und  mit    selbstverfen 

i  von  geringerem  Werte  (Holz-,  BL      - 
Draht-.  Büist.  o-,  Seiler-,  Korbwaren,  Wie  is 
Zündhölzer  etc.):   die  zweit..  Abteilung 
■n  Hausiergewerbe.    Bei  Staatssl 
satz    bewegt   sich   bei  der  ersten  Abt 
zwischen    1— G  Mark,    bei   der   zw. 
zwischen    2—150    Mark.     Für 
er  ist  die  Hälfte  des  einfachen  Sa 
in  Anrechnung  zu  bringen.    Für  Familie 

-'.•gen  Gebrechlichkeit,  Kränk- 
lichkeit oder  hohen  Alters  mir  in  geri 

Hilfe   leisten    können,    wird    in   der 
ersten    Abteilung     nur     1  i    des    einfa 
Satzes  angerechnet.    Für  Musikaufführungenj 

Stellungen,  sonstige  Lustbark 
für  Wanderlager  und  für  ausländische  Hand- 
lungsreisende sind  in  dem  Gesetz  beso 
Steuersätze  bestimmt 

Ausserdem    unterliegen    die    Wanderg  - 
vi     e  in    denjenigen  Gemeinden,   in  d. 
eine   Umlage  auf  Grundeigentum,    Gebäud 
und  Gewerbe   besteht,   einer  Kommunal- 
f   und  überall   einer  Amtskörper- 
schaftsabgabe.    Die   letztere   wird    von 
allen  Wandergewerbetreibenden  —  mit  Aus- 
nahm.■   der   Wanderlager  —  entrichtet, 
wenigstens    5   -Mark    .Staatssteuer   bezahlen,  l 

d    Oberamtsbezirk,   auf   den  sie 
Gewerbebetrieb  ausdehnen.     Sie  betrag!  den 
fünften    Teil     der    auferlegten     staatli. 
Wand  :  esteuer. 


In    Baden    legt    das   G.    v.  25.  August 
1876,  an  dessen  prohibitiven  Bestimmu 
durch    die    Fassung    vom    26.    April    1S86 

Wandert 
-auktionen   ausserhalb  der  Messzeit  für, 
jeden     G.  beti  ieb    bis    zu    höcl 
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■  Tagen  die  Hälfte,  für  einen  längeren  aber 
;anzen  .Tahresbetrag  der  nach  den  all- 

.,.„„. in, ■,,    NTor :i     b  rechneten    Gewerbe- 

;,,.,„.,-  auf.     Hierbei   konnte  kein   Hausierer 
ausser   in   seinem  Wohnorte        zu  den 
indelasten    herangezogen    werden,    ob- 
er in  manchen  Gemeinden  mehr  ver- 
lauft   ids   die   örtlich    stehender '  hafte 

Ein  Entwurf  zu  einer  Koiumunalbesteuerung 
ies  Wandergewerbebetriebes    vom   16.  Mar/. 
L89(i  fand  keine  Zustimmung.     Dagegen  ist 
im   L2   Juni   1899  ein   (leset/,    veröffentlicht 
worden  das  eine  Mehrbelastung  der  tt  ander- 
gewerbetreibenden bedeutet.    Eine  Erleichte- 
ist    ihnen    jedoch    darin    zu   teil   ge- 
worden,   dass   sie    für   ihren  Wanderbetrieb 
der    Veranlagung    zur    Gewerbe-    und 
ommensteuer   befreit   sind.     Grundsatz 
der  neueren  Gesetzgebung  ist  auch  in  Baden, 
der  Möglichkeit  zu  geringer  Besteuerung  des 
Wandergewerbebetriebs  zu  begegnen.  —In 
Kl  sass- Lot  bringen    gelten   für  die  Be- 
nin«' des  Gewerbebetriebs  im  Umher- 
ziehen    zunächst     die    Bestimmungen     des 
•  sischen    Patentsteuergesetzes    vom    2  i. 
\|,nl   1844.     Hierbei  konnten   etwa   -  3  der 
Wandergewerbetreibenden,  etwa  8500  Mann, 
von   der  Steuer   nicht  erfasst  weiden.     Das 
nunmehr  geltende  G.  v.  7.  Juli  1896  hat  in 
klicher  Weise   die  bisherigen  Unzutrag- 
eiten  beseitigt.  —  Wanderlager  kommen 
unter  so  erdrückender  Besteuerung  nur  noch 
dvmsweise   vor,   z.   B.   solche,    die   Ge- 
mälde-   führen.     Dagegen    übernehmen  jetzt 
ansässige  Gewerbetreibende  desto  mehr  von 
den    nach    wie    vor    fabrizierten      Schund- 
waren    und  veranstalten  auch  zeitweilig  mit 
vielem Keklamelärm    Ausverkäufe-:  oder  auch 
förmliche  Versteigerungen,  die  die  Stelle  der 
früheren  Wanderauktionen  einnehmen.     Für 
die  Wandergewerbetreibenden  sich  besonders 
lebhaft    zu  'interessieren,    liegt   gewiss   kein 
Grund  vor,  aber  andererseits  muss  man  auch 
den  noch  immer  nicht  zufriedenen  Gegnern 
entgegentreten,  die  ihre  geradezu  ungerechte 
Behandlung  verlangen,  damit  dem  stehenden 
Detailhandel,    der  seinerseits  an  schlimmen 
Auswüchsen  reich  genug  ist,  eine  unbequeme 
Konkurrenz    erspart    bleibe.      Positive    Be- 
günstigungen,   wie    sie   die   ansässigen   Ge- 
werbetreibenden  in  ihren  Innungsprivilegien 
besitzen,    wird    natürlich   niemand    für  den 
Wanderhandel  in  Anspruch  nehmen.    Soweit 
BS    sich    um    die   rein   polizeiliche  Ordnung 

i     r-    i 1 .l„o™lt.on    lvmilplt     111(10011 


v.  |    |        dei     Frage    schwerlich 

8.  l>as  Hausiergewerbe  im  Auslände. 

In    Oesterreich     klagen    die      esshaftei 
Händler   nii  hl    weniger  al  I  leutschlaiid 

über  die  llaiwi.-r.a-.     Ihre  Zahl   ist   aber   in 

M:,  di bi  griffen   und  im  Verhältnis   zur 

Bevölkerung  oichl    i  bo  Jahre 

1857  betrug  die  Zahl   di  arten  Händ- 

ler 157  375  oder  0,83°/o  d  >r  Bevölkerung 
Oesterreichs  (18,25  Müh),  die  der  Hausierer 
12805  '»1er  0,09%.  Im  Jahre  1890  zählten 
die  äesshaften  Händler  310  518  d.  h.  1,31  '/o 
der  Bevölkerung  (23,7  MLill  i  die  Hausierer 
18  233  d.  h.  0,07%.  Während  mithin  eine 
stark.-  Vermehrung  der  sesshaften  B 
betriebe  stattgefunden  hat,  machte  die  Zahl 


CB       MUL        Ulli        \Xl\^       J-"-"1       ^/v»-.— — w 

und  Deberwachung  desselben  handelt,  mögen 
die  Vorschriften  so  streng  gefasst  werden, 
wie  es  das  Bedürfnis  verlangt:  aber  die 
dem  gesetzlieh  anerkannten  Princip  der  Ge- 
werbefreiheit widersprechenden  und  vielfach 
zu  schweren  Unbilligkeiten  führenden  lokal- 
Brotektionistischen  Massregeln,  wie  sie  teils 
schon  bestehen,  teils  noch  weiter  verlangt 
werden,    lassen  sich  bei  unparteiischer  Kr- 


der    Hausierer    Schwankungen    durch, 
stieg  bis  1881  auf  22964,  fiel  aber  bis  189^ 
auf    16784.     In    Ungarn    freilich    ist    die 
Zahl  der  Hausierer   von    1862  bis  1890  von 
4203   auf    11231    gestiegen;     obgleich    dort 
von  circa  300  Gemeinden    und  Städten    mit 
mehr    als    50000    Seelen    sich    bereits    ." 
gegen  die  Hausierer   gesperrt  haben.     Auch 
in  Oesterreich   hat  man  von  diesem  Kochte, 
aus  besonderen  Gründen  einzelne  Orte  vom 
Hausierverkehr    auszuschliessen,     Gebrauch 
gemacht,    hauptsächlich    in     Kurorten    und 
diesen  ähnlich  angesehenen  Orten.   Dagegen 
sind  den  Bewohnern   einiger  Gegenden  mit 
Rücksicht  auf    die    Erwerbsmöglichkeit    da- 
selbst besondere  Vergünstigungen  bezüglich 
des  Hausierhandels  zugestanden,  so  den  Be- 
wohnern  des   böhmischen   Erzgebirges,  des 
Pusterthals    in    Tirol,    den    von    Gottschee. 
Pöllant    und    Reifnitz    in    Kram    u     a.    m. 
Im  allgemeinen  aber  strebt  man  doch  dahin, 
den  Handel  im  Umherziehen  mehr  und  mehr 
einzuschränken.    Ein  darauf  bezüglicher  dem 
Abgeordnetenhause    1897    vorgelegter    Ent- 
wurf ist  freilich  noch  nicht  zur  Verarbeitung 
gekommen.    So  gilt  noch  das  G.  v.  4.  Sep- 
tember   1852    über    den    Hausierhandel,    das 
an  Stelle  des  Hausierpatents  v.  5.  Mai  1811 
trat    und   durch   das  neue  Gewerbeg.  v.  15. 
März  1883  (§  60)  in  Kraft  erhalten  worden 
ist      Der  Hausierhandel  ist,  wie  durch 
Ministerialv.    v.    1SÖ5    festgestellt    w 
von  der  sogenannten  »Marktfierantie    unter- 
schieden, und  es  ist  unzulässig,  dass  jemand 
zu  gleicher  Zeit   die  Berechtigung  als  Hau- 
sierer   und    als    Marktfahrer    erhalte;     che 
Hausierer  dürfen   zwar   die  Jahrmarkt 
suchen,    aber    sie    bleiben    an    die    für   sie 
zeltenden  Vorschriften    über  die   in    ihr. 'in 
Betriebe  zulässigen  Warenarten  und  -me 
gebunden.    Im   übrigen   lässt    sich  eine  ge- 
wisse    Unklarheit     der     Verwaltungspraxis 
nicht  leugnen.    Em  Ministenalerlass  v   18. 
September  1879    verstand  z.  B.   unter  Hau- 
sierhandel den  Handel  im  l  umerziehen  mit 
Waren    von    Haus    zu    Haus.     Ein    an 
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Erlas.-  vom  23.  Dezember  1SM   aber  legte 
jewicht    in   der  Definition    nicht 
auf  das  Feilbieten   von  Haus  zu  Haus,   son- 
dern  von  Ort  zu  Ort    Jedenfalls  sind   die 
reichischen  Vorschriften    viel   strenger 
.die   deutschen.      Die   im    Umherziehen 
Millirli.il    Waren    müssen    inländisi  hen 
Ursprungs  sein,  was  durch  Stempelung  und 
jsausweise    dargethan    werden    muss. 
Aber  auch  von  den  inländischen  Waren  sind 
i    den  auch   in  Deutschland   nicht   zu- 
lässigen   noch  z.  1!.  Material-  und  Spezerei- 
i.  Zucker,  Chokolade,  Lebkuchen,  über- 
haupt  alle    Leckerbissen,   litterarische    und 
artistische   Werke,    wie    Bücher,    Kalender, 
(der,    Statuen    .-t.-..    ausgeschlossen.    Das 
Hausieren     mit     Warenmengen,    zu    deren 
Fortschaffung    ein    bespannter    Wagen    oder 
ein    Lasttier   gebraucht   wird,    ist    nicht    er- 
laubt.   Es  ist   dies  nur  in   Bezug  auf  das 
Anbieten  der  Waren    von  Haus  zu  Haus  zu 
ii.  M.    dagegen    ist    es    dem    Eausierer 
bt,  grössere   Warenvorräte   von   einem 
Orte   zum   anderen  transportieren   zu  lassen 
und  sie  dann   in  kleinen  Mengen   von  Haus 
zu  Haus  herumzutragen ;  streng  verboten  ist 
Verkauf   am    Aufbewahrungsorte. 
Dieses  Verbot    sowie  auch  das  der  Wander- 
lagerbetriebe   folgt    schon    aus    der   in    §    1 
■    Definition    des    Hausierhandels, 
ine     bestimmte    Verkaufsstätte    aus- 
äst.      Die    Bedingungen    für   die    Be- 
willigung der  immer  nur  auf  ein  Jahr  und 
für  ein  bestimmtes  Grönland  erteilten  Hau- 
sierberechtigung sind  ebenfalls  strenger  als 
in   Deutschland.     D*t   Nachsuchende    muss 
österreichischer    Unterthan    sein,    eine    Be- 
stimmung, von  der  auch  der  ueue  deutsch- 
iische    I  landelsvertrag    keine    Aus- 
nahm.-  bedingt.     Nur  in    Bezug  auf  unga- 
agehörige   bestimmt  das  Ob  v. 
27.  Juni  1878,  dass  die  in  dem  einen  Länder- 
tellten    Hausierbewilligungen 
ii. leren  durch  Vidierung  Giltig- 
dten    können.     Ferner    wird    u.    a. 
dass  di  i   '...i  h    u  biende  wenigstens 
30    Jahre    alt .    von    unb  scholtenen 
und  t  a  d  e  1 1  o  se  r  politi  s  c  b  er  Hai  - 

t    U    1!    g      Sek 

In    F  r .  h    w  ird    der   Wander- 

ei als  Colportagi    bi  zeichnet.    Nach  den 
]         omungen  bestehl  abet  ein 
m   den    Colpor- 
und  den  I  lolporteurs 
Wegen   der    letzteren  verw.  isen 
wir  auf  den  Ait.  Colportage  (obenBd.  11 
s.  DT  lt.,.     Der  W.ii  adel  is1  nach 

l ..     .  2.  März   L793  ein  tri  ies  Gewerbe 
und  auch  später  Easl  uur  solchen  Beschrän- 
i    worden,  die  im  Inter- 
rwaltung   geboten    ■ 
und  Spielkarten  von  dem 
Wanderhandel   gänzlich  ausgeschlossen:  für 


geistige  Getränke  ist  er  nur  zulässig  auf 
Grund  einer  Lizenz  für  Grosshaudel  imd 
der  Zahlung  der  Detailverkaufsabgabe  für 
Quantitäten  unter  einem  Hektoliter.  Für 
Gold-  und  Silberwaren  müssen  dem  Maire 
jedes  Ortes,  den  der  Händler  besucht,  die 
Rechnungen  der  Goldschmiede,  die  die 
Waren  geliefert  haben,  vorgelegt  werden 
und  es  sind  die  Stempel  derselben  zu 
prüfen.  Der  Hausiererhandel  mit  alten 
Klei, lern  und  Wäschestücken  wird  von  d 
Polizei  überwacht  und  kann  uötigenfaÜß, 
namentlich  aus  hygieiuisehen  Bücksichten 
gänzlich  verboten  werden.  Nur  in  Paris 
besteht  für  die  Hausierer  die  Vorschrift 
dass  sie  ein  sogenanntes  livret  haben  müssen, 
das-  ihnen  auf  Grund  eines  von  der  Poli- 
zeibehörde ihres  Wohnorts  ausgestellten 
Oertifikats  erteilt  wird.  Der  feste  Gewerbe- 
steuersatz für  die  Wanderhändler  beträgt 
zwischen  15  und  120  Francs,  je  nach  der 
Grösse  ihres  Betriebes,  wozu  noch  ein 
FTml  zehntel  des  Mietwertes  ihrer  Wohnung 
kommt.  Trotz  dieser  fast  vollständigen  l'u- 
beschräuktheit  des  Wanderhandels  ist  von 
einer  Agitation  der  ansässigen  Gewerbe- 
treibenden, wie  sie  in  Deutschland  auf  der 
Tagesordnung  bleibt,  nichts  zu  bemerken. 

In  der  Schweiz  gilt  eine  ausserordent- 
lich mannigfaltige,  durchaus  hausieri'eindliche 
Gevverbegesetzgebung.  Das  Hausierpatent, 
ohne  welches  nur  in  wenigen  Fällen  hau 
werden  darf,  knüpft  an  ähnliche  Be- 
dingungen wie  in  Deutschland  an.  Die 
Patenttaxe  ist  sehr  verschieden  normiert: 
am  geringsten  in  den  Kantonen  Glarus  und 
Schaffhausen:  12 — 40,  bezw.  10 — 50  Francs 
pro  Jahr.  Die  höchste  Taxe  weist  der 
Kanton  Zürich  auf,  zwischen  1  und  100 
Francs  monatlich.  Hausiergemeinden,  wie 
sie  auf  deutschem  Boden  bestehen,  existieren 
in  der  Schweiz  nicht.  Aber  es  giebt  *  >it- 
schaften,  deren  Einwohner  manche  Bedürf-j 
nisse  grösstenteils  nur  mit  Hilfe  der  Hau- 
sierer befriedigen  können.  So  ist  es  zu  er- 
klären, dass  wenigstens  in  den  meisten 
Kantonen  der  deutsehen  Schweiz  der  Hau- 
sierhandel trotz  aller  Einschränkungen  de| 
Gesetzgebung  und  hoher  Besteuerung  zuga* 
nommen  hat.  In  Italien  ermittelte  die' 
Volkszählung  von  1SS1  22404  wandernde 
Händler,  Ullis  Lumpensammler  und  Scheren- 
schleifer, '.tili  Kesselflicker,  abgesehen  voä| 
wandernden  Musikanten,  Bänkelsängern 
u.  dergl.  in.  Neuere  Daten  sind  nicht  vor- 
handen, doch  ist  bekannt,  dass  wandernde 
Essenkehrer,  Eisverkäufer,  Glaser,  Gips- 
figurenhändler  u.  s.  w.  italienischer  Ab- 
stammung sich  in  England,  Frankreich, 
Deutschland  in  grösserer  Zahl  finden.  Im 
übt  igen  giebt  es  in  Italien  gewisse  kleine  [ndus- 
trieen,  wie  die  Verfertigung  von  Holzwaren, 
die  Korbflechterei,  die  Messerindustrie,   die 
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3        .„klöppele!  u.   s.  w,  che  sich  als 
^n  oder  hauptsächlichst«  i  \  nittda 

für  ihre   Produkte  des   Hausierhandels 

^Tn^England    sind    seil    1810    viel 
Bestimmungen  über  die    Havx 
erlassen  worden,  die  aber  ha  '  >';»' 

liehen    betreffen.     Die   poli- 
„en    Verhältnisse 

nwärtis  durch  den  Pedlars  Ad  (34  und 
•t.  Cap.  96)  v.  21.  August  1S71 
.-trifft  nur  diejenigen umhem 

ibenden.  die  ohne  Verwendung 
von    V  oder   andei        '  '.  von 

Ort   zu  Ort   und   von  Hau-  zu  Hans  W 

anbieten, 
rtifikat  besitzen,  das 
den     höheren     Poli;  len     ausgi 

wird,   ein  Jahr   vom   Tage   der  Ausstellung 
ab  und   nur  für  den  betreffenden  Pohzeibe- 
zirk  gut.   jedoch  in   jedem  anderen  Bezirke 
v„n     der  '  zuständigen    Behörde     lud- 
werden     kann.      B  «r    die     Et- 


WePieil       hUUIl.  iKum&™b        -  — 

bngung  desselben  ist,  dass  der  Nachsuchende 
einen  Monat   vor   dem  Gesuch  in   dem 
treffenden    Bezirke    gewohnt    hat     das 
mehr  als  IT  Jahre  alt.  in  gutein  Rute  steht 
and   in   unter   Absieht   das  Wandergewerbe 
iben  will.     Für  die  Ausstelhi  g 
,r  von    5  Schilling  zu  entrichten    für 
[ndossierung  in  einem  anderen  1 
bezirke  eine   solche  von  I  I  'ence. 

Wird    die    Ausstellung    oder    Indosso 
verweigert,   so   kann   der  Hausierer  an   ein 
Gericht  mit  summarischem  Verfahren  appel- 
Beren    und  eine  von  dem  Gerichte  ang 

Ausstellung    oder    Indossienmg    des . 
Certifikats   hat    dieselbe  Wirkung    wie   eine 
ursprünglich    von     der    Poli 
währte.      Andererseits     kann    das    Gericht 
jedem   Hausierer,    der  wegen    n- 

hens    verurteilt    wird,    das    Zertifikat  | 
entaehen,   und   dies  muss   sl  =    ^ehen, 

wenn  der  Hausierer 

wird       Geseii    Vagabunden     und    Strolche 
bleiben  die  bestehen  ständig 

in    Kraft,    auch    wenn    diese    Personen   ein 
Certifikat    besitzen   oder   einen    ein   solches 
■nden  Hausierer  als  Gehilfen  begleiten. 
—   \l!e  Hawkers.  zu  denen  die  Pedlars  als 
Unterart  gehören,  haben  eine  Gev 
in  der  Form    einer   Lizenzgebühr   zu   ent- 
richten   und.    sofern     sie    ein    1 
Certifikat  besitzen  müssen,  fertigt  che  Steuer- 
behörde   ihnen    die    (jährhche)    Lizenz    nur 
gen  Vorzeigu   -       äselben  aus.    Bescnran- 
kungen   hinsichüich  der  von    den  Wancler- 
händlern    zu    verkaufenden    Waren    fanden 
nur  auf  Grund  der  Steuergesetze  und  einiger 
-    .«lerer   Gesetze    statt,    die    'len    Handel 
mit  gewissen  Gegenständen   überhaupt  reg- 
lementieren.    So  dürfen  Tabak  und  g 
Getränke     von     Wanderhändlem     nur    an 


rkauft    werden,    die    selbst 
I  kauf  dieser  V. 

sitzen:   für  den  Wanderhandel   mil    Kaffee, 
:  i-   un  1  Silberwaren 

rforderlicti     I 
und    l  dürfen    nicht    aui 

-rkauft    werden    (abges 
; 
- 

leumliandel, 

lieh  geregelt   ist,   n  '  eim  Wai 

Detri,  ,  .  ieUichen    Con- 

I       g  i  izen  ist   aber  das  Wand 
werbe    in    England   nur    wenig,    und 

und     Sl 
liehen    Rücksichten     beschränkt     und 

des  Lokalschutzes  tritt  nirgendwo 

hervi  ir.  p 

Statistik     zeigt     für    gan;     ■ 

britannien  und  Irland  Höker  und   Strassen- 

verkäu  -  äandstreet 

- 

männlichen    weiblichen  :     nne 

I  lechts 

21  212         13  426         34630 
t749g         11165         29  114 

L871  3=  246So  60: 

1881  33  851  2l8+3  ;:oc>4 

47  499  2°2lb  bl  /1; 


n  kommen  noch  (im  Jahre  1891     -  ■  103 

Pferdehausierer,    d.   h.   Hausierer,    die  sieh 

.  ms   und  Pferdes  bedienen,   nam- 

;--     in    England  und  Wales.    1066  in 

Bö    in    Irland).      Sie    verteüen 

sich  über  sämtliche  Grafschaften   und  zwar 

in    mit    der    Dichtigkeit    der    Bevölkerung 

wachsender  Zahl.    Im  Jahre   1896  wird  die 

Zalü    der    Pferdehausierer    auf    11  -'-    an- 

geg     en.     Am   reichsten   entwickelt   ist  der 

lel  in  London. 

Litteratnr:  H.  Armer,   / 

1896.    --    Block,     Dicti 

im,,«,,      K.    Vamijanoff,     De, 

_  Eugen  Vennig,    I' 

hanc  "■     ''■"" 

5        ,,,     des    T> 

-  "    "•"'"■. 

s. 

l.ohi.     D 

r 

",nul 

DeibU      , 

1 

B.    «es/er. 

im   !>■ 

BO        1 

/    . 
,n  Jahrb. 
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/.     V  -  .   F.    XIV.    lff.  —  Statistik 

l  i  (i  '  i  n    im    König- 

reich   •  S8S—8&  :    /.-  -"  ■■■■ 

Handelt-      und     G<  iden.     — 

Willi.  Stleda,   Das  Havti  Deutsch- 

land, 1899.  —  Georg  it>>i  Thaa,   Das  Hausier- 
I  {884.    —     T>Htiini)<r. 

Zw\  i    icüi  9  iden,     im 

Württ.  Jahrb.  f.  SM-  u.  Landest.  1897,    I 
—  Derselbe,   DU  Hausiergewerbetreibenden   im 
Reich   und  in    Württemberg,    in   Mitteilungen   des 
Kgl.    -  >8,  Nr.  4.  —  I'lmiu- 

stein,    Ueber  den  Hausierhandel,   in  Raus   Arch. 
iolii.    '  ■  ■'■    /.  -      .  —   Unter- 

suchungen S  werbes 

.   im  Auslande,  in   Oesierreich,  in 
,       !iX',    Bd.   77 
bis  8S    1898—1899),    und    Bd.    88.    —  II.  Zel- 
ter,    Die    Besteuerung    der    Wandergewerbi 
Würlti  vrchiv   IX.   Jahrg.,    S. 

Le.ris.     Stieda. 


Wanderungen 
Auswanderung  oben  Bd:  II   S.  61  ff. 


Wappäus,  Johann  Eduard, 

wurde  am  17.  V.  1812  als  Sohn  eines  Reeders 
zu  Hamburg  geboren.  In  seiner  Neigung;  zur 
Landwirtschaft  bezog  Wappäus  zunächst  die 
landwirtschaftliche  Akademie  zu  Möglin  bei 
Berlin,  wandte  sieb  jedoch  1830  der  Geographie 
zu.  studierte  in  Gut  fingen,  wurde  nach 
mancherlei  Reisen  im  nördlichen  Deutschland 
und  in  den  Rheingegenden  sowie  einem 
ren  Aufenthalte  in  Brasilien  (bis  1834) 
der  eifrigsten  Schüler  und  Anhänger 
Ritters  in  Berlin,  studierte  hierauf  noch  in 
Bonn,  Hamburg  und  Paris  und  schliesslich 
wieder  in  Göttingen,  wo  er  1836  mit  der 
Dissertation:  „De  Oceani  fluminibus"  promo- 
vierte. Er  habilitierte  sich  1838  in  Göttingen 
als  Privatdozenl  für  Geographie  und  Statistik, 
wurde  dort  1845  zum  ausserordentlichen  und 
1*.")4  zum  ordentlichen  Professor  befördert. 
Wappäus  war  trotz  seines  dauernden  leidenden 
Zustandes  ungemein  thätig,  sowohl  in  seinem 
akademischen  Amte  wie  auch  als  Schriftsti  der 
und  in  zahlreichen  Ehrenämtern.  Er  wurde 
lis.jl  zum  Assessor  und  1860  zum  wirkliehen 
Mitgliede  der  königl.  Societät  der  Wissen- 
ten ernannt.  AI-  solches  redigierte  er  mit 
vielem  Geschick  die  „Göttingischen  Gelehrten 
Anzeigen"  von  Juni  1848  bis  April  1863  und 
von  Mitte  18<4  bis  zu  seinem  Tode.  Als  Ver- 
treter der  hannoverschen  Regierung  nahm 
Wappäus  an  den  internationalen  statistischen 
Kongressen  zu  Pari-  L855),  Wien  1857),  Lon- 
don 1860)  lind  Berlin  L863)  teil.  Nach  kurzem 
Krankenlager  starb  Wappäu.»  am  Mi.  hezeniber 
1879  im  68.  Lebensjahre,  nach  über  40jähriger 
unnnterbrochener  Thätigkeit  als  akademischer 
Lehrer. 

Wappäus   wird    von  Fachmännern  als  ..der 


hervorragendste  Vertreter  des  Lehramtes  dei 
Statistik  deutscher  Zunge  in  der  Gegenwart* 
bezeichnet,  nicht  minder  hoch  wird  sein  Ein- 
fluss  als  Schüler  und  Nachfolger  Karl  Ritters 
auf  geographischem  Gebiete  geschätzt.  Sein 
lebhafter  Briefwechsel  mit  letzterem.  Alexander 
v.  Humboldt  und  den  bedeutendsten  Gelehrten 
bestätigt  diese  Auffassung-  Von  einschneit  q. 
der  Bedeutung  sind  seine  Theorieen  in  der 
Bi  völke rungsstatistik  (..Allgemein  Be- 
völkerungsstatistik"' s.  u.i  gewesen,  welche  noch 
heute  als  Grundlage  für  alle  weiteren  Untcr- 
suchungen  in  dieser  Wissenschaft  dienen  und 
welche  wohl  am  meisten  dazu  beigetrageri 
balien.  den  Wunsch  von  Wappäus  zu  verwirk- 
lichen, nämlich:  ,.Der  Statistik  das  Bürger- 
recht auf  den  Universitäten  wieder  zu  erwerben 
and  sie  ebenbürtig'  neben  anderen  Wissen- 
schaften hinzustellen  und  weiterzubilden." 

Nachdem  Quetelet  auf  dem  internationalen 
statistischen  Kongresse  im  Haag  1869  narhge- 
wiesen,  dass  es  nicht  weniger  als  180  verschie- 
dene Definitionen  des  Begriffes  „Statistik"  gebe, 
erscheint  es  von  Interesse ,  auch  die  von 
Wappäus  aufgestellte  an  die  Ach  en  wa  11- 
sche  is.  d.  oben  Bd.  I  S.  26/27)  sich  anlehnende 
Definition  hier  mitzuteilen: 

Statistik  ist  (Einleitung-  etc.  S.  33): 
Staatskunde  der  Gegenwart,  Schilderung  und 
Erkenntnis  der  gegenwärtigen  Zustände  des 
Konkreten,  in  Wirklichkeit  bestehenden.  Staates. 
Die  Statistik  hat.  um  ihre  Aufgabe  zu  lösen) 
das  Staatswesen  darzustellen: 

1.  nach  seinen  Elementen  oder  realen 
Teilen  : 

2.  nach  dem  durch  ihre  Verbindung  und 
Wechselwirkung  erzeugten  Staatsleben,  wie  es 
sich  zeiat  in  den  Hauptthätigkeiten  der  staat- 
lichen Gesellschaft  und  in  den  dafür  ausgebil- 
deten Institutionen ; 

3.  nach  den  dadurch  gewonnenen  und 
zur  Erscheinung  gekommenen  Resultaten  der 
Kultur. 

Wappäus  ergänzt  seinen  Begriff  der  Sta- 
tistik allerdings  dabin,  dass  er  die  statistische 
Wissenschaft  in  zwei  Teile  zerlegt:  1.  in  die 
Statistik  des  wirklich  bestehen- 
d  ea  St  a  a  t  e  s  ..Specialstatistik",  als  „Haupt- 
stamm" —  S.  62  — )  und  2.  in  die  allge- 
mein e  v  e  rgleichende  Statistik  "(als 
„Zweig  eines  Stammes"),  die  letztere  wird  von 
zwei  Disciplinen  beeinflusst,  von  der  natürlichen 
Theologie  iPhysikotheologie  oder  Theologica 
naturalis  1  und  von  der  politischen  Arithmetik; 
sie  „stellt  Untersuchungen  an  über  den  Kausal- 
nexus zwischen  den  miteinander  in  Beziehung 
gestellten  Erscheinungen  behufs  der  Ent- 
deckung der  in  diesen  Erscheinungen  wirkenden 
Faktoren"  (S.  56).  Hierbei  muss  sie  sich  be- 
wusst  bleiben,  dass  sie  ihrem  eigentlichen 
Grunde  nach  Staatskunde  ist,  und  dass  sie 
als  ihr  eigentliches  h  ö  c  h  s  t  e  s  Z  i  e  1  die 
N  a  t  u  r  des  Staates  durch  Erkennung 
der  verschiedenen  Faktoren  desselben  in  ihrer 
Totalität  und  in  ihren  Kombinationen,  durch 
Darlegung  derselben  in  ihrer  Einzelwirkung, 
sowie  in  ihrer  Wechselwirkung  und  Gesamt- 
wirkung  und  somit  durch  Erklärung  der 
Zustände  unserer  Staatsgesellsehaften  und  deren 
Veränderungen  zu  erforschen  hat  (S.  65). 

Die     Hauptschriften     Wappäus' 


Wappäus 
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■    ,        i    i -i,.f  f,i..vna-   Unter-  Bedeutung  der  mittleren  Lebensdauer,  Göttmgen 

chronologisch   aufgeführt  folgende,    unter  oeaeu      -  gelegentlich  der 

n     Qber     die     geographischen     l;»t-  ]^:,        '  'I,.    1!iM,  ,-    L879)dessenB) 

,  (ler  Portugiesen  unter  Hein   chdem  ^ÄMKitte      ( 


hfer,   Göttingen  1843.  -     Darstel  lung ■  ;1. o 
«ph  sehen    und    statistischen    >  erha  tmsse 
3er  Republiken   Südamerikas,   1     emz ige)  Abt. 
Venezuela,   Güttingen    1843.        Deutsche  Kolo- 
nisation   und     Auswanderung     Leipzig    «46, 
Fortsetzung  (auch  unter  dem  besonderen  T^tel 
Beitrage   zur  Kunde   von   Südamerika,   Heft  1. 
ovinzeu  des  Rio  de  la  Plata  und  Bolma), 
Leipzig      848.    -    Einige    Andeutungen    über 
Wahlrecht    und    Wahlverfahren.     Separat-Ab- 
Sk  ans  den  „Gfltt.  Gel.  Anzeigen",  Göttingen 
184'.»     [In  Anlehnung    an  Bü laus  „Wahlrech 
£d  Wahlverfahren-Wirt  sich  hier  Wappaus 
«r    Beschränkung   des    Stimmrechtes   aus  und 
bemerkt  bezüglich  des  Wahlrechtes     dass 
nicht  ein  ursprüngliches,  ange- 
es  Befugnis,  sondern  als  von  äusseren  Ver- 
hältnissen   wesentlich    abhängig,   eine    Sache 


m    Mineralogen    ll  ..'-mann 
heraus  und  bescl  sich  noch  bis  wenige 

Stunden  vor  seinem  Tode  mit  einer  Abhand- 
lung- „Heber  dh  Segelanweisungen,  Seekarten 
„,„!  Seebücher  des  16.  und  U.  Jahrhunderte  . 
Nach  seinem  Tode  erschien:  „Einleitung  in  das 
Studium   der  Statistik.    Vor)  [gehalten 

an  der  Universität  Göttingen  von  I  rof.  Ur. 
J    E    Wappäus.     B  V- 

Gandil,   Leipzig    L881  "  I        eine  Bio- 

a  r  a  p  h  i  e  A  c  h  e  n  w  alls  sammelte  W  a 
schon  seit  einer  langen  Reihe  von  Jahren,  kam 
aber  nicht   mehr  zur  Ausarbeitui  Buches, 

welches    ihm    ein   Lieblingsgedanke   geworden 

War>erner  veröffentlichte  Wappäus  folgende 
Aufsätze  iu  Zeitschriften:  (Anonym  in 
der    Litt  er  arischen  Zeitung",    Berlin 


halt„issen    wesentlich    abhängig,   eine iba»      «*^*  "^V{n  Wort  aber  einige  sogenannte 


einem    Verhältnis    zu 


seiner    .Stellung    im 


in    iim-ni     \cjLi.umi3    ""■    «~— -~-       - 

notwendig  machen  kann.)  -Gelegent 
H,l„  Gedanken  über  nationale  Handelspolitik, 
Göttingen  1851  (tritt  für  den  Handel .ob). 
—  Handbuch  der  Geographie  und  Statistik,  rui 


Aufgabe  der  wissenschaftlichen  Erdkunde  als 
Smische  Disciplin'^  -  Anzeigen  und  Be- 
sprechungen aus  dem  Gebiete  der  Statistik   dei 

Politik  und  der  Volkswirtschaft  in  den  „Got- 
tin oisehen     Gelehrten     Anzeigen 


und  Hörschelmann. 


Mitwirkung    mehrerer     belehrter    von     JE. 
WappäiTs.      7.    Au«..    Leipzig    1849-1871. 
Der   erste,    ausschliesslich   von    Wappaus    ge- 
triebene, 1050  Seiten  umfassende  Band  bildet 
in  seinem  ersten  Teile  das  „Handbuch  der  all- 
gemeinen  G  e  o  g  r  a  p  h  i  e  und   8  t  a  1 1  s  1 1  k 
in  dem  zweiten  Teile  das  »Handbuch  der  Geo- 
graphie und  Statistik  von  Amerika  .    Wahrend 
Williehn  Roseher  iGesch.  .1.  V-Oe     S.  1011) 
den   zweiten   Teil   zu   den  ..Zierden    der  statis- 
tischen Litteratm-  rechnet,   ist   auch   der  erste 
Teil   durch  die   zahlreichen   staatswissenschatt- 
üchen  Erörterungen  noch  heute  höchst  beachtens- 
wert!     —     Mlgemeine     Bevölkerungsstatistik. 
Vorlesungen.    2  Teile.  Leipzig  1859  und  1861. 
Hauptwerk  Wappäus',  welches    wenn- 
gleich   hinsichtlich   der    Zahlen    veraltet,    doch 
Snmer  noch  als  Quelle  und  Hauptgrundlage  fui 
alle  bisherigen  Arbeiten  der  Bevölkerungstheo- 
rie   zu    betrachten    sein     dürfte.      Durch    den 
zweiton  Teil   der  von  Gandil   1881  herausgege- 
E    Wappäusschen    Vorlesungen     über     das    Wappaus  m 
Studium  der  Statistik  (s.  u.)  wird  dieses  Werk    S 
über   die  Bevölkerungsstatistik   in   erwünschter 
Weise  ergänzt  und  überarbeitet.    W  appaus  be- 
zeichnet    die    B  e  v  ö  1  k  e  r  u  n  g  s  st  a  1 1  s  1 1  k 
als  den  wichtigste»  Teil  der  Statistik.    Er  ver- 
steht    unter     dem     „mittleren    Lebensalter 
r  eoimnuu;  einer  Bevölkerung  (Bd.  11,  ö. 
1  "u.  W.-Gandil,   S.   168)   „das  Alter  oder  die 
Zahl   von  Jahren,   welche    durchschnittlich   aul 
Jedes  Individuum  kommt,  wenn  man  die  bumme 


Mslifffs    0.),  128;  1853:  21,  69,  154:  1854: 
^sSs:,,:!!:;.  163:   1858:   1^156:^:4. 

4li.   47.   58,   59;    1861:   «iMÄ: 
1871:  26:   1S7^:   11:  1874:  37  :  187o:_9,19,   - 


,s77  32  1878:  25:  1879:  Nr.  27.  (Diese  seine 
letzte  Arbeit,  eine  Besprechung  des  Buches 
von  Hermann  Oberländer:  Der  .geographische 
Unterricht",  bezeichnet  Wappaus  selbst  m 
einem  Briefe  an  Dr.  Otto  Gross  vom  1-,  ViL 
L879  als  ein  „Selbstbekenntnis  und  eiB  wissen- 
schaftliches Testament",  er  spricht .sich  dann 
ausführlich  über  Begriff.  Ziel  und  Methode  de 
vergleichenden  oder  allgemeinen  Eidkmide 
aus)  -  Aufsätze  über  Auswanderung  und 
Kolonisation  in  Hubers  ...Tanns".  184b,  Hett 
20—22. 

Vol  über  Johann  Eduard  Wappäus: 
A.  Ficker,  Nekrolog  über  Wappäus  a  der 
„Statistischen  Monatsschrift",  Wien  m*- 
41)  ff.  -  H  e  r  m  a  n  n  W  a  g  n  e  r  .  N ekrolog  üb 
Petermanns  Mitteilungen  188U, 
Engels  Zeitschrift  des  Konigl. 
Preussischen  Statistischen  Bureau-.  ISt 
HoH.  -  Otto  Gross,  J.  E  Wappaus.  Um 
biographischer  Nekrolog  .Mitteilungen  der  k^k. 
Geographischen    Gesellschaft    in    Wien      188£ 

Bd.  XSn,  S.  33  u.  81.  -,De,1".  X  Tahr" 
Zeitechrift;  ..Ans  allen  Weltteüen  ■  ^f§£ 
Heft  G  —  Kau.  Nachruf  über  Wappäus  m 
Sschrift  van  het  Aardriikskundige  Genoot- 

schap   in    Amsterdam'-. 


Nr.  3.  —  O  1 1  o 


in  seiner "v.ureile  zu  Wappäus,  EiB- 
Wr  von  der  ganzen  Bevölkerung  durchlebten  Gandil.  vn J«*^  der  Statistik,  Leipzig 
Jahre  auf  alle  Individuen  gleichmassig  verteilt       leitmig    in  das  ötooi  nNachrichten  von 

dagegen  unter     mittlerer  Lebensdauer    Tie   Ifjl  ~M  .VeseRschfft  der  Wissenschaften  und 
ane)  einer  Bevölkerung  (Bd    14.  S.  1.   W.     oer  cauj  versität    zu    Göttingen",    1880, 

Gandil,   S.  203)    ..die   Zahl   von  Jahren,   welche    der   G.    A     L  nvei  u  „Deutschen 

von  einer  Bevölkerung  im  Durchschnitte    jedes    N.a-  Wolken Hat    .  ^   ^„.^ 

Individuum    von   seiner  Geburt   bis    zu  seinem    B^^Urteü   über   Johann  Eduard   Wappäus 
Jft    ^ffiSÄS^iÄl'SÄS    gÄKÄterdam),   Kettlers  Zeitschritt 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.    Zweite  Auflage.    VII. 
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Wappäus — Warenhäuser  und  Warenhaussteuer 


für  wissenschaftliche  Geographie,  I.  Jahrg., 
Lahr  188  .  -  181.  —  J.  ,1.  Kettler,  Nach- 
ruf  Uli' i  Wappäus,  ebd.  S.  50.  —  V.  John, 
chte  der  Statistik.  1.  Stattgart  1SN4.  — 
\V.  Roseher,  Kolonien.  3.  Aufl.,  Leipzig 
Iff.  Derselbe,  Syst  I.  §§  246, 
248:  Hl  S  6.  —  Derselbe,  Geschichte  der 
c,  S.  4l'2.  1010,  1011.  —  Emilio  Bfor- 
pnrgo,  Die  Statistik  und  die  Sozialwissen- 
schaften.  Am.  deutsche  Ausgabe.  Jona  l>77 
—  Rob.  v.  Mo  hl,  Encyklopädie  der  Staats- 
wissenschaften, 2.  Aiiti  .  Tübingen  1872,  S.  582 
u.  7ö7.  —  EL  L.  Pölita,  Jahrbücher  der  Ge- 
schichte und  Politik.  1846,  Bd.  2,  S.  372.  — 
Rau -Haussen s  Archiv  der  polit.  Oekono- 
niie.  X  F.  III.  Bd..  Heidelberg  1845,  S.  97.  — 
..Austiia-  1859,  Nr.  vom  -27.  viil  -  Jahrb. 
f.  Nat.  u.  Stat.  Bd.  I.  S.  605;  S.  V.  III.  S.  290 
Adolf  Wagner.  Artikel  „Statistik" 
St.W.B.  v.  Bluntschli  und  Brater.  Bd.  X. 

Schmidt. 


Warenbörse 

-.  Börsenwesen  oben  Bd.  II  S.  1023 ff. 


Warenhäuser  und  Warenhanssteuer. 

1.  Die    Warenhäuser.     2.   Die   Warenhaus- 
steuer. 

1.  Die  Warenhäuser.  In  dem  Art. 
Mittel  Standsbewegung  (oben  Bd.  V 
S.  814Ö.)  sind  diejenigen  neueren  Erschei- 
nungen, die  den  Mittel-  und  Kleinhandel  in 

m  ]  Irohen  oder  we  igs- 

irige  Leichtigkeit   und  Regel- 
mässigkeii  erschweren,   im 

ü ■•!.     besprochen    worden.     Besonders 
auf  iigerten    Wettbewerb    kapital- 

kräftiger i  i  i  aehmungen,  wie  Waren- 

häuser,   Bazare,    V.  hafte,    filialen- 

häfte  und  dergl.,  ist  dort 
hingewiesen  worjdi  n.   Denn  gegen  sie  richten 
sich  onter  anderem  diejenigen  Bestrebungen, 
die  man     kaufmännische  Mittelstandsbewe- 
nennl  and  die  in  der  Forderung  eines 
staatlichen  Schutzes  gegen  die  übermässige 
Konkurrenz   grosser    und    grösster    Finnen 
des  Detailhandels   gipfeln.    AI-  die  gefähr- 
lichsten Feinde  des  kaufmännischen  Mittel- 
standes werden  in  der  Gegenwart  von  den 
Detaühändlern  die  Warenhäuser  angesehen. 
In   die   Agitation    gegen    diese   Grosshand- 
tail  sind  weite  Kreise  des  kauf- 
ischenPublikui 
welche  nach  ihren  sonstigen  wirtschaftspoli- 
j  n    für  B     :hrän- 

dei    Gewerbefreiheil    nicht   zu   haben 
waren.    Dem  Aufkommen  der  Warenhäuser 
ulkt  man  es  also  in  erster  Linie,   dass 
die  kaufmännische  Mittelstandsbewegung  so 
rfte,  ja  stüi  Formen  angenon 


hat,  so  dass  sich  grosse  politische  Parteien 
und  die  Regierungen  ihrem  Programm  nicht 
tätiger  mehr  versehliessen  konnten. 

In    der    That    sind    namentlich    in 
letzten  Jahrzehnt,   besonders   in   den  G 
stadten  und  solchen  Mittelstädten  mit 
zunehmender  industrieller  Bevölkerung,  eine 
grössere  Anzahl  von  Handelsunternehnu 
entstanden,    die   in  srossartig  .'im: 
Verkaufsj lalästen   aÜe   erdenklich-  -n    V 
Gattungen  vereinigen,  den  massenhaften  und 
billigen   Vertrieb  derselben  pflegen  und 
das  grosse  Publikum  der  Kauflustigen,   -las 
dort    seinen    ganzen    regelmässigen     i : 
n  kann,  eine  erstaunliehe  und.  \. 
scheint,     nicht     nur     vorübergehende     An- 
ziehungskraft ausüben.    Solche  mit  grossem 
Kapital,    einem    riesenhaften    Äugest- 
apparat    betriebene,    durch    alle   Mittel   der 
neuzeitlichen  Reklame  und  Kulanz  in  ihrer 
Leistungsfähigkeit   gesteigerten   Gr<  issmaga- 
zine  und  Kaufhäuser,   die   den  Detailhandel 
an    sich    zu    reissen    suchen ,     nennt    man 
Warenhäuser   oder  auch  Bazare.     Das  Cha- 
rakteristische  und  Neuartige   dieser   gross- 
städtischen    Detailgeschäfte"  ist    die    gl 
Vielseitigkeit  und  Mannigfaltigkeif  der  feil- 
gebotenen   Warengattungen,    die    fast    alle 
Branchen    umfassen.      Während    die    soge- 
nannten »Versandgeschäfte •    von  der  gross-- 
städtischen  Centrale   aus  gewisse  T-  iL 
Pr-ivinzialgeschäftes    schon    längst    an    sicfi 
[gerissen  haben,  grossartige  Specialgesi 
mit  Hunderten    von    Filialen    dem"  lokalen 
Detailhandel  einen  erheblichen  Bruchteil  des 
Absatzes    bestimmter   Artikel    abgenommen* 
haben,   greift  das   moderne  Warenhaus 
Arten    des    Detailhandels    auf    der   ganzen 
Linie  gleichzeitig  an.    Es  führt   mit  dem- 
selben einen  systematischen  und  rücksichts^ 
losen  Konkurrenzkampf  und  erweitert  si 
Warenkatalog    vielfach    nur    um    deswillen, 
damit  die  Kundschaft   gar   nicht   mehr  ge- 
nötigt    ist,     andere    Detailgeschäfte    aufzu- 
suchen.     Die    Auslagen     und    Abteilungen 
eines  Warenhauses  gleichen   einem   perma- 
nenten Markte,  indem  alle  Klassen  der  Kon- 
sumenten an  Ort  und  Stelle  den   modernen 
Gesamtbedarf    bis    in    seine    kleinsten   Ver- 
zweigungen befriedigeu  können. 

An  und  für  sich  hat  es  gewiss  nichts 
Ueberrasehendes,  dass  sich  das  Grosskapital 
nicht  auf  den  Engroshandel  beschränkt,  son- 
dern auch  sich  "des  Detailhandels  zu  be- 
mächtigen sucht  und  ihn  von  Grund  au-  re- 
organisiert. Das  Grosshandelskaj  -ital  sehliesst 
-ml  den  Industria  n  Massenlieferungsverri 
ab  und  sucht  die  aufgekauften  Warenmassen 
mit  Ausschaltung  aller  selbständigen  Zwi- 
sehenhandelsglieder  an  das  Publikum  selbst 
wieder  abzusetzen.  Solche  Unternehmungen 
haben  bereits  beim  Einkauf  vor  dem  kleinen 
Detailhändler   mächtige    Vorteile.     Sie    er- 
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halten  als  regelmässige  Abnehmer  die  stets 
mir    Abschlüsse    in    grossem    Stil   und   aus 
ii,  die  Waren  vom  Fabn- 
.,,    billiger.      Da-    Betriebskapital     der 
willi-    zur    Verfügung    stehende 
•kredit,    die    strikt    durchgeMrrte   Bar- 
Urer  Kundschaft   und  endlich  der 
,  i)S|    beschleunigte    Umsatz   setz     die 
Warenhausbesitzer  in  die  Lage,   mancherlei 
und   erhebliche  Preisnachlässe  von  den  in- 
dustriellen   herauszuschlagen.     Sie    können 
Preisfluktuationen  verschiedener  Waren  ge- 
rade mit   Rücksicht  auf  ihren  massenhaften 
und  raschen  Absatz    vorteilhaft  ausnutzen, 
und   aussi  rdem    sparen    sie    an    Transport- 
kosten und  dank  der  Centralisaüon  bei  dem 
Verkaufe  an  Generalregiespesen.    Auch  die 
Betriebseinrichtungen  und  Arbeitskräfte  wer- 
bei   dem    fieberhaften   und    konstanten 
häftsverkehr  eines  -rossen  Warenhauses 
weit    rationeller  ausgenützt  als  in  dem  ge- 
wöhnlichen Ladengeschäft.     Zwar   sind   da- 
für   die    Kosten    für    die    luxuriös    ausge- 
statteten    Auslasen     der     Verkaufspalaste 
me     und    ebenso    die    Ausgaben    iur 
Reklamezwecke.     Aber   die    letzteren   ver- 
ringern  sich   mit   der  Zeit,   denn   der  ^  er- 
(palaat     selbst     ist    die    zugkräftigste 
Reklame   von   allen.     Versandgeschafte  und 
dergleichen   haben   jedenfalls  für  Reklame- 
•  zwecke,   Plakate,   Inserate   und   Katalogyer- 
sendungen  verhältnismässig  viel  mehr  trelü 
auszugeben  als  die  grossstädtischen  Waren- 
häuser,   die   alles    an  Ort  und  Stelle   ver- 
kaufen   und   sich  nur  an   die   ortsansässige 
Bevölkerung  oder  au  den  vorübergehend  orts- 
anwesenden Fremdenstrom  wenden.    Grosse 
eialgeschäfte  und  auch  viele  der  grossen 
Versandgeschäfte,  die  in  ihrer  Mehrzahl  doch 
mehr  oder  minder  Brauchengeschäfte  geblie- 
bensind,  bedürfen  der  besonderen  Reklame 
luv  Waren,  d.  h.  Waivn  bestimmter  Prove- 
nienz  mit   bestimmten   Fabrikmarken.    Das 
moderne  Warenhaus  führt  nicht   nur  zanl- 
Warenarten,    sondern    auch  viele    als 
sangbar    erwiesenen    Warenmarken    neben-, 
[der.      Für   diese  Warenmarken    macht 
dso  regelmässig  keine  Reklame.    Mass- 
gebend für  die  Warenauswahl  sind  die  Be- 
dürfnisse des  Publikums.   Die  Leitung  eines 
Warenhauses  sucht  also  ebensowohl  die  ge- 
ringwertigsten   Qualitäten     zu   führen    wie 
die"  hochwertigen.      Sie   verkauft  gleichsam 
unparteiisch  alle  Sorten.  .    . 

Da  die  Warenhäuser  mit  ihrem  riesigen 
Bedarf  auf  den  Detailmärkten  dominieren, 
s„  übersehen  sie  rasch  alle  Wandlungen,  ]a 
-t  die  leisesten  Regungen  des  honsu- 
mentenbedarfs  und  sind  deswegen  eine 
ertliche  Stütze  einer  rationellen  An- 
passung der  Produktion. 

Es  war  vorhin  gesagt  worden,   dass   es 
durchaus  nichts  üeberrasehendes  habe,  dass 


auch  'l      6    i    kapital  sich  im  Detail 
iere.     Deberbl  abei    die 

zahlreic         Bi  ischürenlitteratur,     die     die 
männische    Mit*  I  bewe- 

gung  für  ui  '     ' ".'''" 

hat.  so  ist  man  überrascht,  wie  wenig  wirk- 
liches Studium  aui  die  Kenntnis  dieser  I  m- 
wandlung  und  des  technisch-merkantilen 
s1        äes  specielJ  «1er  V  '  icke- 

lung  ,  |  worden   ist.     Bs    fehlt   bis- 

her   in    der    Dationalökonomischen    Wie 
scnafl    an     jeder    sicheren    Grundlage,    in 
welchem    Verhältnis    die    Warenhäuser    zur 
Industrie    stehen.     Es   fehlt    ferner    eb 
an    einer   zuverlässigen    Dntei 
die  Preisvergleiche  derselben  Warengattungen 
in  den  Warenhäusern  und  in  den  Leistungs- 
fähigeren Detailgeschäften.     Wir  « 
gut  wie   gar   nichts   über  die  Betriebskapi- 
talien  der'  Warenhäuser,    sofern    sie    keine 
Aktiengesellschaften  sind.  Wir  wissen  nichts, 
ol,  und  in  welchem  umfange  Bankkonsortien 
hinter  den  Warenhäusern   stehen   und  viel- 
leicht   insgeheim    mit   diesen   Firmen  koni- 
manditiert   sind.     Endlich  wissen  wir   nicht 
einmal    über    das    Näeh-t liegende    Sich« 
nämlich    über  die   Rentabilität   des   in  den 
Warenhäusern  arbeitenden  Kapitals.    Solange 
es  nicht  möglich  geworden  ist,  eine  genaue 
Kenntnis    über    alle    diese   Verhältnisse    zu 
neu.   sehwebt   jegliche  Prognose  über 
die  Zukunft  der  Warenhäuser  in  der  Lutt; 
'denn    mir    verhältnismässig    wenige    d 
Etablissement-  bestehen  so  lange,   dass  ihr 
dauernder  privatwirtschaftlicher  Erlolg  dar- 
I •ethan  ist.  Wu aderlicherweise  hat  auch  keiner 
der   zahlreichen   Autoren   über  das  Waren- 
hausproblem   den    ernstliehen    Versuch   ge- 
macht,  zu   erklären,   warum   gerade  in 
letzten     Jahren     die     Warenhausfrage     so 
brennend  geworden  ist.    Und  doch  ist  dl 
Erscheinimg  mein-  als  auffallend.     Dass  die 
Warenhäuser  dem  Detailhandel  der  kleineren 
und   mittleren   Geschäfte   eine  vermein 
Konkurrenz    bieten    werden     und    zwar    m 
erhnhter  Progressiv  m  in  der  Zukunft,   wird, 
weil   das   die  Mittelstandspolitiker   uns 
Lieh    vorlamentieren,  als  ganz  ausgemachte 
Thatsache  hingenommen,  während  man  doch. 
sonst   in   natioualökouomischen   Kreisen  die 
Klagen    der    Interessenten     skeptisch    und 
h    nachprüft    und    sich    wohl    hütet, 
ephemere    Neuerungen    ohne    weiteres    als 
dauernde  anzusehen.  . 

Das  Warenhausproblem  ist  also  ein  sehr 
hypothetisches.  Auf  Vermutungen  komm 
es  heraus,  wenn  man  feststellen  will warum 
o-erade  jetzt  die  Warenhäuser  so  stark  in 
Au  nähme  gekommen  sind.  Wir  vertreten 
ffiKdpunkt.  dBSS,  was  l^dartskeneen- 
tratiou   inden  *£{£ 

leo-enheit    der    grosskapitalistischen    Uta 
Smung     gegenüber     den     mittleren     und 

41* 


644 


Warenhäuser  und  Warenhaussteuer 


kleineren  Händlern  anbetrifft,  schon  vor 
Jahrzehnten  alle  Voraussetzungen  ebenso 
gut  wie  jetzt  vorhanden  waren,  um  die 
ätenz  von  Warenhäusern  zu  erklären. 
Thatsächlich  gab  es  aber  damals  nur  wenige 
Etab  der    Art .    während    grosse 

i    31  hafte,  Filialengeschäfte  und  riesige 
indgeschäfte   schon  seit  30—40  Jahren 
und  länger  in  Blüte   standen.     Neben   den 
Engrosgeschäften,  welche  nicht  detaillierten, 
,  her  solche  gegeben,  die  detail- 
haben, und  zwar  sowohl  gro>se  llandels- 
bäfte  als  Fabriken.     Vielfach  waren  die 
sogenannten  Versandgesi  hafte   ursprünglich 
nur    Handelsgeschäfte,    die    von    den    In- 
dustrieen  kauften  und  an  die  Konsumenten 
verkauften.    .Mit   der  Zeil   ersohien  es  aber 
ilhafter,  für  bestimmte  wichtige  Waren- 
gattungen   der  Versandfirma   auch    Pabrik- 
issemente     |  eigene     Häuser«)     anzu- 
!n       Die    Versandhäuser    detaillierten 
auch    nicht    immei    direkt    an    den    Konsu- 
menten, sondern  bedienten  sieh  vielfach  be- 
stimmter eingeführter  Detailgeschäfte  in  der 
Provinz,   denen    sie   die    Generalvertretung 
gaben:    und    diese   fuhren   dabei  ganz  gut. 
Der  Detailhandel   sah  in  dieser  Praxis  eine 
i  lokalen  Absatzes  nicht, 
vom    Produzenten    oder   Grosshändler 
musste   er  so   wie  so  einkaufen.     Die  Kon- 
kurrenz sorgte  dafür,   dass  auch  sie  in  den 
Provinzialorten    vertreten    war.     Auf   diese 
Weise  wurde  zwar  die  Selbständigkeit  der 
Dispositionen   des   Provinzialkaufmauns  ver- 
;      tber     solange  darunter  sein  Absatz 
nicht  litt,  war  er  zufrieden.    Freilieh  zeigte 
sich  bald,   dass  au-  diesen    Vertretungen« 
mehr  oder   minder   unselbständige  Filialen 
wurden.     Aus    Versandgeschäften    wurden 
Filialengeschäfte.     Von   einer  Centrale  aus 
wurden,     namentlich    in    den    sogenannten 
Modegeschäften,   Geschmacks-  und  Bedarfs- 
ogen, und  diese  mit  ganzen  Kodon 
von  Filialen  besetzt.    Specialfabriken  sowohl 
wie  grosse  Firmen  an  den  hauptsächlichsten 
Warenhandelsplätzen  rissen  auf  diese  Weise 
Stücke  des  Detailhandels  an  sieh  und  schufen 
sich   lokale  direkte  Absatzquellen.    So  sind 
z.    B.    zahllose    Filialen    von    Kaffee-    und 
1  hol  haften  entstanden,  überall  or- 

ganisiert vom  Grosskapital.  Je  mehr  die 
der  ortsansässigen  Detail- 
geschäfte mit  der  Zeil  zurückgeblieben 
war.  desto  grössere  Chancen  hatten  Ver- 
sand- und  Filialengeschäfte  in  der  Pflege 
<\<-~  Pro\  inzialabsatzes. 

Die     Versandgeschäfte     waren     vielfach 
reine    Bram  chäfte,    z.   Ii.   beschränkt 

aui    die    verschiedenen    Arten    der    Textil- 
fabrikate.     Ihr  Warenkatalog  änderte     ii  I 
aber,   man   experimentierte    mit  ihm.     Eine 
amte   R  arengattung  wurde  nichl  mehr 
ihrt  .    weil    sich    das    Geschäft    nicht 


rentiert  hatte.    Andere  Warengattungen,  die 
vielleicht  keine  Branehenverwandtschafl  mehr 

hatten,  nach  denen  aber  regelmässige  Nach- 
frage war,  wurden  als  »Neuheiten'  aufge- 
DOmmen.  Auf  diese  Weise  wurden  manche 
Versandgeschäfte,  was  den  Warenkatalog 
anbetrifft,  den  späteren  Warenhäusern  ähn- 
lich, nur  prävaJierte  dort  das  Provinzial- 
geschäft,  hier  das  Stadtgeschäft.  In  den 
großen  Städten  waren  Spooialgeschäfte  und 
Filialengeschäfte  längst  eingeführt  und  leis- 
tungsfähig. Aber  erst  sehr  spät  entstand; 
wenigstens  bei  uns,  das  moderne  Warenhaus. 
Die  Entwickelung  in  dieser  Richtung 
war  in  den  einzelnen  Ländern  sehr  voi- 
schieden.  In  England  wurden  bereits  in 
den  10er  Jahren  sogenannte  »Stores  und 
Bazare  errichtet.  In  den  60  er  Jahren  ent- 
standen in  London  die  grossen  Warenhäuser 
von  Whiteley  und  Robinson.  Ausserhalb 
Londons  zählt  man  dagegen  auch  heute 
noch  nur  wenige  derartige  Unternehmungen, 
meistens  von  nur  kleinerem  Umfang.  Da- 
gegen hat  Grossbritannien  zahllose  Konsum- 
vereine allergrössten  Umfangs.  Die  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika  haben  nament- 
lich in  New- York,  Philadelphia  und  Chicago 
Grossmagazine  der  bedeutendsten  Art.  Einen 
besonders  grossen  Aufschwung  haben  die 
Warenhäuser  in  Paris  gefunden.  Die 
»Grands  Magasins«,  von  denen  das  älteste, 
der  Louvre«,  1855  entstanden,  jetzt  eine 
Aktiengesellschaft  mit  22  Millionen  Francs 
Kapital  und  mehr  als  5000  Angestellten  ist, 
waren  ursprünglich  Geschäfte  für  Damen- 
und  Kinderkonfektion,  haben  aber  jetzt  ihren 
Verkauf  auf  fast  alle  nicht  dem  Verderben 
ausgesetzten  Gegenstände  des  persönlichen 
Verbrauchs  ausgedehnt,  sind  aber  auch  jetzt 
noch  vorwiegend  Versandgeschäfte  für  die 
Provinz.  In  Deutschland  gab  es  bis  vor 
kurzem  nur  wenige  Warenhäuser  grössten 
Umfangs  wie  Hertzog  und  Gerson,  ebenfalls 
eben  so  stark  Versandhäuser  als  lokale 
Kaiifhäuser  für  Berlin  und  Umgebung.  Seit 
einigen  Jahren  sind  dann  die  Warenhäuser  im 


neuesten  Stile   in  den  grossen  Städten, 


na- 


mentlich in  Berlin,  Hamburg,  Breslau,  Cöln, 
München,  Dresden  in  grosser  Anzahl  ent- 
standen, so  dass  man  jetzt  etwa  500  derartige 
Institute  zählt. 

Es  steht  fest,  dass  fast  alle  Warenhäuser 
aus  kleinen  Anfängen  entstanden  sind.  I'r- 
sprünglich  kleine  Kaufleute  mit  bescheidenem 
Betriebskapital,  manchmal  auch  in  kleineren 
Städten  oder  in  abgelegenen  Geschäftsvierteln 
anfangend,  haben  dank  besonderer  Intelli- 
genz und  eines  eigenartigen  Organisations- 
talentes ihr  Geschäft  erweitert,  dann  in  die 
Mittelpunkte  des  Geschäftsverkehrs  gelegt 
ii  l  endlich  auf  die  Höhe  von  RiesendetaU- 
geschäften  gebracht.  Soweit  wir  unterrichtet 
sind,  war  dies  überall  der  typische  Vorgang. 
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Mehrzahl  also  unserer  Warenhäuser, 
atsi  Wand  ebenso  wie  im  Ausland,   isl 
nicht  nachweisbar,   dass   das   grosse  ä] 
lative  Kapital,  Gründungsbanken  und  Aktien- 
sehafteu,  die  Grossmagazine  ausi  i{ 

geschaffen    hat.      Erst    auf    ihren 
I  unkten  sind  sie  vielfach  Ak1      a 
schafteu,  Kommanditgesellschaften  und 
manditgesellschaften  auf   \     iei     welcheletz- 
sich  ja  für  den  Grosshandel  viel- 

■    und 
:   kein  Zw.  -  jetzt  hinter  uns 

Warenhäusern  ersten  Ranges  leistungs 
Bankkonsortien  stehen,  die  diese  Unterneh- 
mungen stützen. 

[st  es  aber  richtig,  dass  immer  der  ein- 

:  ■     ■     hmer,    der    sich    von    kleinen 

emporarbeiten  musste,  der  Pionier 

auf  'lern  Gebiete  des  Warenhauswesens  war. 

/weite    Frage    nahe:    Warum 


.izelnen  Personen,  die  Bazare 
gründeten,    erst    in   den    letzten  Jahr« 

Vermutlich     ist     in 
dustrie   die   eigentlich' 
Ursache   zu  suchen.     Unser-   Gross- 
liat  sich  wie  kein  anderer  Em 
zweig  gerade  in  den  letzten  Jahren  in  zum 
Teil  stürmischen  Kurven  entwickelt    Hand 
ad  damit   ging   eine  rapide  Entwicke- 
lung   unserer   Bankemissionsthätigkeit,    also 
eine   zunehmende  Verbrüderung  der 
trielleu    Produktion    mit    den    Geldmä 
der  grossen  Banken.      Für  die   täglich  sieh 

-  a  rnde  Produktion  wurde  die  Frage,  wie 
man    den   Absatz   rascher    und    g] ■'--■ 

en  und  die  Aufnahmefähigkeit  des  in- 
ländischen Marktes  ei-leichtern    und  stärken 

e.  zu  einer  immer  brennenderen.  Der 
Zwischenhandel    zeigte    sieh    für  dies-. 

-  _  iten    Bedürfnisse   der   Industrie    nicht 

hseu.  Seine  Dispositionen  waren  zu 
m.  zu  vorsichtig,  zu  »spiessbürgerlich-  . 
Er  "nahm  eine  zu  grosse  Risikopräude  und 
verteuerte  damit  den  Absatz  und  schmälerte 
die  Aufnahmefähigkeit  des  Publikums.  Es 
mussten  deswegen  Personen  und  Detail- 
handelsformen gefunden  werden,  die  den 
Massenabsatz  von  industriellen  Produkten 
an  das  Publikum  erleichterten.  Die  Industrie- 
lind  Bankwelt  nahm  also  die  ihr  notwendig 
einende  Reform  der  Organisation  des 
Detailhandels  selbst  in  die  Hand  und  fand 
in  den  Warenhausbesitzern  willkommene 
Vollstrecker  ihrer  Absichten,  unseres  Er- 
achten* hängen  die  meisten  unserer  gn 
Warenhausgründungen  in  Deutschland  wäh- 
rend der  letzten  Jahre  mit  der  industriellen 
Hochkonjunktur  der  jüngsten  Periode  nicht 
nur  zeitlich,  sondern  auch  ursächlich  eng 
zusammen.  Die  Grossindustrie,  namentlich 
die  neue,  die  noch  keine  sicheren  und 
festen  Märkte  hatte,  fand  in  den  Waren- 
häusern den  gesuchten  riesigen  Massenabsatz. 


an  dem  zwar   prozentual   nicht  allzuviel  zu 

war.   der  ig-licht,  die 

grossen    und    gefährlichen    Fabriklager     los 

ZU   werden   und   im  i   zu  bl.-i- 

dem  wüsten  Darauf 
wie  es   in  jeder  BD  ktur  betrieben 

wird,  bl  Lie  schwer 

unterzubringen  sind,  wohn- 

liche   Detaiilgi  31  häfl 
zu    spät   und    macht,    v, 
sich  ändert.   AbnahmesehwierJ  Die 

rührigen  und  unteraehmu 

Vor- 
teil darin  besteht,   dass   sie   alles    brau 
können,  um   es  wieder 

loszuwerden,  machen   d  dank 

.  gerer    Preisgestaltung    aufnah) 
Natürlich    hat   auch    diese    Aufnahmi  . 
keit   ihre  Grenzen,   aber   vorläufig   wird   an 
!  solche  Hindernisse  nicht   _ 


Was  hier   zur  Erklärung  der  Thatsache, 
warum    gerade   in   den  letzten  Jahren    und 
lers    in   Deutschland   eine  Anzahl   von 
Warenhäusern  ^':!~     -  atstanden 

sind,  angeführt  wird,  ist  nur  ein  Erkl 
■  ich   und   zwar  ein   solcher,   der 
Standenermassen    hypothetischer   Natur    ist. 
ommene  Zusammenhang  zwischen 
industrieller   Hausse,  Bankgrü    luugsl 
keil     und    Warenhausexpansion    beschränkt 
gäi  -■■  auf  diesem 
Gebiete.     Die  älteren  Waren  ha   3g 
in    Frankreich   und   England    und   aucl 
älteren    deutschen    haben    zum    Teil    ganz 
andere  Grundlagen  und  Ursachen  ihres  Auf- 
kommens.     Das    grösste    Londoner    Waren- 
haus z.  B.  liegt  in  einem  Stadtteil,  der  sonst 
nicht   den   Charakter    des    G  rtels 

Hier  ist  für  einen  ganzen  Stadtteil, 
der  aüein  so  gross  wie  eine  mittle  e  Gr  --- 
Stadt  ist,  eine  bequeme,  allen  notwendigen 
Bedürfnissen  entsprechende  Verkaufshalle, 
die  ein  ingeniöser  Kopf  ins  Leben  gerufen 
hat,  geschaffen  worden.    Wieder  ai 

Sache  bei  den  bekannten  Pariser  Maga- 
zinen. Sie  sind  ebenso  wie  die  beiden 
deutschen  Hänser  Hertzog  und  Gerson  ur- 
sprünglich für  Modewaren  aller  Art  ein- 
worden und  versehen  bei  der  do- 
minierenden Stellung  der  Hauptstadt  auf 
dem  Gebiete  der  Mole  auch  das  ganze 
Hinterland  rechtzeitig  mit  den  Erzeug 
des  modernen  Geschmack-,  und  zwar  in 
durchaus    gedieg  d    dabei    preiswür- 

dige]  Ausstattung.     Wieder  andere   Waren- 
r,  zu  denen   auch  da-    '  italie- 

nische Riesemii!'  •   nrit  sei- 

nen grossen  Filialen  in  K<  im,  Mailand.  Turin 
und  "Neapel  gehört,    haben   sieh,    was 
Hauptwaren     anbetrifft,     frühzeitig     durch 

Fabriken,  wie  z.  B.  Weberei     ,  g      - 
Möbelwerkstätten    und    dergL .     selbständig 
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gemacht    und    sind    so   auch   detaillierende 
fridustrielle  geworden. 

In  Industriestädten  mit  einer  rapiden  Be- 
völkerungszunahme,   die    aus    Dörfern    und 
,  [tchen    in    verhältnismässig   kurzer 
Zeil     zu    übervölkerten    Proletarierrevieren 
geworden    siud.   haben    sich   ebenfalls   mit 
grossem    Apparate    arbeitende    Kaufhäuser 
Bazare    festgesetzt.      Sie   dienen    vor- 
wiegend den    Bedürfnissen   der  Arbeiterbe- 
völkerung  und   führen  billige  und  einfache 
Massenartikel    Der  Grund  ihrer  Entstehung 
liegt  auf  der  Hand.     Hier  war  das  ansässige 
kaufmännische  Gewerbe  derartig  zurückge- 
blieben, dass  es  den  Bedürfnissen  des  Massen- 
konsums nicht  entsprechen  konnte.    Kapital- 
kräftige   Volksbazare,    die    rührig    geleitet 
wurden,    konnten     mit    einem    Sclüag    das 
Detailgeschäfl     ganzer    Branchen    an    sieh 
.  wie  es  bei  anderen  Artikeln 
z.  B.  der  Nahrungsmittelbranche  grosse  Kon- 
sumvereine thaten.     In  diesen  Fällen  wurde 
ein    Markt    für   Gebrauchsgegenstände 
täglichen    Bedarfs    eigentlich   erst   ge- 
i.  ii.  wie  wir  das  auch  in  den  amerika- 
nischen   Industriestädten,  die    plötzlich   auf 
i    klf  lache  lier\  ergezaubert  wurden,  schon 
früher  gesehen  haben. 

Es  giebt  endlich  auch  Warenhäuser,  die 
ihre  Entstehung  eigenartigen  Konsumvereins- 
bestrebungen   verdanken,    z.  15.   die  Waren- 
häuser lüi   Beamte  und  Offiziere.    Die  üni- 
formitäl  der  Bedürfnisse  und  des  Geschmacks 
bestimmter  Klassen,  die  sieh  besonders  soli- 
darisch   fühlen    und    die    in    ihren    Waren- 
il    sparsam     und     kaufmännisch     zu 
nen  gelernt  haben,  haben  liier  zurAus- 
Itung     von    kaufmännischen    Zwischen- 
u    geführt,  und    zwar   auf   genossen- 
schaftlicher Grundlage.     Hier  war  auch  ein 
vorzüglicher  Boden  für  das  Versandgeschäft, 
weil  die  Bedürfnisgestaltung  in  allen  Orten 
klein   oder  gross,  wo  Beamte  und  Offiziere 
wohnen,    '-in'-    durchaus    einheitliche    war. 
I'-  ■    dem    häufiger     I •omizilwechsel    durch 
Versetzungen   \"n   einem  Ort   zum  anderen 
hatten   diese  Klassen    nur   noch   eine   ganz 
locken     Kühlung    mit    dem    kaufmännischen 
Bürgertum  ihres  jeweiligen  Amtssitzes.  Rück- 
sichte e    au  nehmen,  lag  keine  Ver- 
anlassung vor.     Bald  in  der  Grossstadt,  bald 
in   der  Kleinstadt,    bald    im  I  isten,  bald   im 
Westen  ihr  Zwangsdomizil  nehmend,  hatten 
I  [aushaltungsvorstände  det  I  leamten-  und 
siersfamilien    hinreichende    Gelegenheit, 
irtlichen  I  'rei  »Verschiedenheiten  im  De- 
tailhandel  zu   studieren    und   zu  kritisieren. 
!     urch  wuchs  ihre  privatökonomische  Ein- 
und    ihre  Widerstandsfähigkeit 
die    i               lokaler  Monopolisten.     Nach- 
iii.ii    d.r    Gedanke    genossen- 
Lbsthilfe   rege  geworden  war. 
[bst  zu  weiteres   festeren 


Organisationen.  Einer  kostspieligen  Reklame 
bedurfte  es  dabei  nicht,  und  es  wäre  gerade- 
zu überraschend  gewesen,  wenn  man  das 
privatwirtschaftlich  so  naheliegende  Mitte) 
dos  genossenschaftlichen  Einkaufs  für  die 
Vereinsmitglieder  nicht  mit  Lebhaftig 
ergriffen   hätte. 

Mit  diesen  Hinweisen  soll  hervorgehoben 
werden,  dass  durchaus  nicht  alle  Waren» 
häuser  einen  typischen  Charakter  tragen. 
Sic  verdanken  ihre  Entstehung  ganz  ver- 
schiedenen Ursachen.  Sie  sind  sieh  nur  im 
Ziele  insofern  ähnlich,  als  sie  den  verteuern- 
den und  zersplitterten  bisherigen  Zwischen- 
handel zu  umgehen  suchen.  Dagegen  scheinen 
uns  die  neuesten  Warenhausgründungen  auf 
einer  neuen  eigenartigen,  mehr  oder  minder 
spekulativen  Grundlage  zu  beruhen.  Das 
Eigenartige  liegt,  wie  gesagt,  in  dem  Wechsel- 
verhältnis  mit  der  Grossindustrie.  Dieser 
vermutete  Zusammenhang  kann,  da  es  uns 
an  einer  genauen  Keuntnis  der  in  Frage 
kommenden  thatsächlichen  Verhältnisse  ge- 
bricht, freilich  erst  dann  mit  Sicherheit  er- 
wiesen werden,  wenn  eine  allgemeine  In- 
dustriekrisis  eintritt.  Zuverlässige  That- 
sachen  liegen  also  vorläufig  noch  nicht  vor. 

Hängen  in  der  That  viele  der  neuen 
Warenhäuser,  wie  hier  als  wahrscheinlich 
hingestellt  wird,  so  eng  mit  der  industriellen 
Konjunktur  zusammen,  so  sind  diese  nicht 
nur  spekulativ,  sondern  auch  höchst  riskante 
Unternehmungen.  Sie  stellen  nicht  eine  neue 
Entwiekelungsstufe  im  grossstädtischen  De- 
tailhandel dar;  dazu  sind  sie  viel  zu  unver- 
mittelt aufgetreten  und  haben  zu  plötzlich 
an  Ausdehnung  zugenommen.  Sie  sind  viel- 
mehr ephemere  Erscheinungen,  die  im  b 
Fall  ein  Durchgangsstadium  zu  der  »höheren« 
Form,  den  grosskapitalistischen  Specialge- 
schäften, darstellen. 

Die  neuen  Warenhäuser  bedürfen  jeden- 
falls eines  besonders  grossen  Betriebskapitals, 
und  es  ist  nicht  wahrscheinlich,  dass  das 
Kapital,  das  diese  Firmen,  als  sie  noch  be- 
scheideneren  Umfang  hatten,  verdienten,  für 
<U'i\  jetzigen  Riesenumlang  des  Geschäftes 
auch  nur  annähernd  ausreicht.  Wahrschein- 
lich werden  die  Geschäfte  jetzt  mit  stark 
angespanntem  Bankkredit  arbeiten,  vielleicht 
auch    die    industriellen  Waren,   die    sie   al>- 

neh n,  manchmal  erst  nach  längeren  Zielen 

bezahlen  können,  womit  ein  besonders  wich- 
tiges Charakteristikum,  die  Barzahlung,  wie- 
der verloren  geht.  Damit  der  Engroseinkauf 
wirklich  so  billig  ist,  dass  er  alle  Spesen 
vollauf  deckt  und  eigenes  und  geliehene? 
Kapital  hinreichend  verzinst,  bedart  es  einer 
industriellen  Ueberproduktion,  die  die  Fa- 
briken  zwingt,  die  Warenvorräte,  sofern  sie 
in  Masse  übernommen  werden,  ä  tont  prix 
abzugeben.  Vielleicht  arbeiten  die  WarenJ- 
häuser  sogar  stark  mit  Konsignationen  und 
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i.  was  einen  grossen  Teil  ihrer  Waren- 
»de   anlaugt,   nur  Abarten   von  Eabrik- 
lg  tu    dar.    Auch   wenn  diese 
ig    in. -hi    zutreffen    sollte    und  die 
häuser  von  ihren  Lieferanten  wirklich 
iugig  sein  sollten,  wie  sie  den  An- 
i    vU   erwecken  suchen,  so  werdi 
falls    mit     Vorliebe    sogenannte 
Ramschkäufe    übernehmen.     Ein« 
dation    des    Absxt7.cs     ist    bei    d 
Massenlieferungei     kaum    möglich.     Immer 
wird    es    sich    fragen,   ob   die  Warenh 
,  Waren,  ptantitäten,  die  zahh 
[ndustrieeu    fortlaufend    an     sie    abstossen, 
Publikum      rechtzeitig     unterbringen 

ii.    Bei  gr 1!.  festen  Bezügen  ist  die 

,-;,    Voraussetzung    der    möglichst 
■    Umsatz.       Stösst    der    1  msatz     auf 
welche   Schwierigkeiten,  -   entsteht 
die    Gefahr,    dass    bei    weichenden    Markt- 
ii    das    Lager   entwertet   wird.     Sieht 
Industrie    mit  Rücksicht    auf 
sinkende  Konjunktur  erst  zur  Einschrän- 
Produktion    gezwungen,   so   wird 
sern  der  bisherige  billige  Rest- 
kauf abgeschnitten.     Die  Warenhäuser  sind 
der  Industrie    solange   willkommen,  als  sie 
■']         ukeit    geben,    den    vollen 
Betrieb    aufrecht    zu    erhalten.      Freiwillig 
lu-en    sie    die    stark   ermässigten    Ans- 
nahmepreise  nicht,  zumal,  wenn  das  Waren- 
haus nicht   ständiger  Abnehmer  bleibt,  son- 
den     einen"  Lieferanten     gegen     den 
ander  »spielt.     Der  Industrielle    muss. 

auch  wenn   er    sieh   noch   so    sehr  mit  den 
Warenhäusern   eingelassen  hat,  peinlich  be- 
müht    sein .     seine    alte    Specialkundschaft 
nicht    zu  verlieren.     Muss    er   das   Produk- 
-  iiiantum  erst   einschränken,  so  wird  er 
wiederum    die    alte    Kundschaft    pussieren, 
höht  seine  Forderungen  an  das  Waren- 
und   schneidet    ihm  den  billigen  Rest- 
kaut ab.    Der  Warenbezug  zu  den  bisherigen 
Bedingungen  wird  dann   den  Warenh:. 

v.,.r,    Und    es   erhöhen    sich   ihre    Ein- 
kaufspreise    Eine  Abwälzung  dieser  höheren 
Anschaffungspreise   auf   die   Kundschaft   ist 
Warenhäusern  schwerer  durch- 
zuführen  als    bei    dem    kleineren    Del 
Die  Warenhäuser  arbeiten  mit  I 
-laufen,  die  allgemein  bekannt  geworden 
Oeftere    Aenderungen    dieser    Tarife 
.    dem   Publikum   gegenüber    nicht 
[dich;     sie    können     eine     sofortige 
lenflucht    zur    Folge    haben.      Der   ge- 
wöhnliche   Detaillist    dagegen,     der    seine 
Kundschaft  kennt  und  auch  deren  Vertrauen 
geniesst,  erklärt   in    solchen  Fällen   einfach, 
--  und  warum  er  zu  Preisaufschlägen  ge- 
zwungen sei.  und  setzt  sie  durch. 

Natürlich  tritt   nicht  gleich   bei  Beginn 
einer   sinkenden  Konjunktur  die  Schwierig- 
für   das    Warenhaus    ein.      Anfänglich 


wird  Warenhaus  in 

billigen    Preisen  einzukai 
Bei  ler  Konjunktur 

i  einer    -  len    wirt- 

schaftlichen   Depression 
Schwierigkeiten     na  R 

hin:  der  schlecht   i  sgang  wir) 

das  Publikum  zurück,  das  sich  au 

en  beschränkt.    Die 
Industrie   hört  auf,   auf  Lager   zi 
tränkt   die    Pn  '  i  und    ist 

l    r,  it.    einen    Teil    der    produ: 
Waren  an   die  W  arenhäu 
herigen  Ausnahmepreisen   abzugeben.     Die 
i    Geschäfte    machen  also   die  Waren- 
:■    im    ersten     Stadium    eil  i 
oktion.      In   jenem  Stadium    g 


ihnen    unter    geschickter    Aue 
Wettbe1  I  t  einzelnen  Etablissem 

gr Quantitäten      einzelner     \\ 

tungen,    die    die    Industrie    los    sein    muss. 
aufzunehmen.     Sie   stelH  dieselben  dann  m 
den  Mittelpunkt  des  Geschäftsinteresses,  und 
plötzlich  wird  eine  grosse  Parti.'  eines  ein- 
Artikels zu  Schleuderpreisen  mit  be- 
erem  Nachdruck  feilgeboten.    VielL 
kommt    dann    ein    anderer    dran,    welcher 
partieeitweise    fest    abgenommen    und   ver- 
::  wird.     Von  solchen  Manövern  mehr 
mler   minder    spekulativer    Natur    hat    man 
öfters    gehört.      Sie    können    sein-   gewinn- 
bringend sein,    sind  aber  auch  .-ehr  riskant. 
|Bei=einer   Stagnation    des    Geschäfts! 
mit    denen    die    Warenhäuser    dank     ihres 
hesinen  Umsatzes    und    unter    dem  Drucke 
des  Zwanges,    rasch  umzusetzen,   besonders 
zu    rechnen    haben,     sind     solehe     Trans- 
aktionen,   die    industriellen  Liquidationsver- 
käufen  ähneln,    nicht  auf  gleicher  Höhe  zu 
halten.      Die  Krisis    in   der  Industrie   zieht 
eineKrisis  iu  den  Grossmagazinen  nach 

Eine  zweite  recht  wesentliche  Schatten- 
seite der  Warenhäuser  al-  Dntemehm 
formen,    die    manchen  Vorteil,    den   sie   als 
Massenabnehmer  gemessen,   wettmaeht.    ist 
der    Mangel    einer    einheitlichen    kommer- 
■i  Leituua'   des   Hause.-.     Vielfach,   na- 
,  Warenhäusern  ersten  Fei 
,-i    eine   einheitliche   Direktion   der    3] 
lativen   Ein-   und  Verkäufe   schlechterdings 
unmöglich.    Kein  auch  noch  so  w  eit  bücken- 
der  Kaufmann    besitzt    eine   solche  Waren- 
kenntnis und    eine    solche  Vertrautheit  mit 
den    Verhältnissen    der    Branche,    um    die 
von     Artikeln,      die     hier    in 
'     amen,    glei  hn      ■  -         «ehen  zu 
können.     Der  I.  f1  Wa^f- 

hauses  muss  sieh  deswegen  mit  einem  Stab 
von    Ressortchefs  einzelnen 

Abteilungen  zur  seil  .ständigen  Verwaltung 
überlas^  umgeben.  Auf  diese  Weise  wird 
zwar  die  unentbehrli  -  aahsation  durch- 
geführt     Dies.    -  toren   haben   über 
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Dispositionen    jederzeit   Rechnung   zu 

i  und  Vortrag  zu  halten,  aher  sie  ge- 
ne  ungewöhnliche  Selbständigkeit, 
die  ihnen  eine  grosse  Verantwortung  über- 
trägt Da  das  ganze  Geschäft  einen  stark 
spekulativen  Charakter  trägt,  so  sind  auch 
die  Dispositionen  der  einzelnen  Abteilungen 
mehr  oder  minder  riskant  und  bieten  man- 
cherlei Gefahren  für  die  Gesamtfirma.  Man 
H  natürlich  die  Prokuristen  an  das  Ge- 
schäft durch  Tantiemen.  Unglückliche  Spe- 
kulationen werden  aber  dadurch  nicht  aus- 
geschlossen. In  dieser  Abhängigkeit  von 
dem  Geschick  und  Glück  zahlreicher  Pro- 
kuristen und  Disponenten  liegt  bei  den 
Warenhäusern  ein  entschiedener  Nachteil 
gtegenüber  den  grosskapitalistischen  Special- 
geschäften, wo  die  Chefs  der  Firma  ge- 
wohnt und  befähigt  sind,  die  gesamte 
Marktlage  zu  übersehen. 

Sehr  viel  hängt  natürlich  bei  den  Waren- 
häusern, ebenso  wie  bei  allen  grossen  Han- 
jeschäften,  von  der  Grösse  und  Flüssig- 
keit des  Betriebskapitals  ab.    Die  einzelnen 
Firmen  der   Art  nehmen   leicht   eine  solche 
Ausdehnung  an,  dass    sie  gezwungen  sind, 
stark    mit    Bankkredit    zu    arbeiten.      Wie 
esagt,    ist    es    sehr   wahrscheinlich, 
hinter  ihnen  die    grossen  Banken  oder 
Bankkonsortien  stehen.    Bei  der  Mannigfal- 
tigkeit und  dem  Risiko  der  zahlreichen  Ab- 
schlüsse von  weittragender  Bedeutung  "er- 
langt der  Bankier  fortlaufenden  Einblick  in 
die  geschäftlichen  Transaktionen.    Darunter 
i    die    frühere  Selbständigkeit  des  Wa- 
renhausbesitzers,   der    nunmehr    von    der 
blankokreditgebenden  Bank  abhängig  wird. 
Eine    solche    Abhängigkeit    wird    stets    als 
Fessel  empfunden,  ei  leichtert  in  guten  Zeiten 
zwar   die  Vergrö  serung   des  Betriebs,    er- 
schwert   alier    bei    schwierigen    Zeiten    die 
selbständigen  Entschlüsse.     Die  Möglichkeit, 
der  angespannte   Bankkredit  gesperrt 
oder   gekündigt   wird,   schwebt    dann    wie 
eine    fortwährende    Gefahr   über   dem    Ge- 
schäftshause.     Gewöhnlich    giebt    es    Rei- 
bungen,  die   damit    endigen,    dass  die   Ge- 
schäfte  in   Aktiengesellschaften   oder   Kom- 
äellschaften   auf  Aktien    umgewan- 
deil   Verden.     Damit  hört  gewöhnlich   die 
Dnbeschränktheif   der  Geschäftsleitung   auf, 
chwerfällige    Kontrolle    wird    einge- 
führt und  die  Gewinne,  die  früher  reichlich 
11.  vermindern  sieh,     im  Warenhandel 
hat  sich,  wie  die  Erfahrung  lehrt,  das  Ak- 
i   nur    in   Ausnahmefällen  bewährt. 
Den  Warenhäusern  wird  gewöhnlich  auch 
von  den  Gegnern  als  Vorzug  nachgerühmt, 
das   grossstädtische  Publikum    an  ein 
elben   stelle   seine   gesamten   täg- 
lichen   Bedürfnisse   befriedigen   kann.     Auf 
diese  Weise  würde   ungemein  an  Zeit  ge- 
'.     Es   hat   den    Anschein,   als   würde 


dieses  Moment  arg  übersehätzt.    Richtig  ist. 
dass   das    grossstädtische   Publikum    immer 
grössere  Ansprüche  an  geschmackvolle  Aus- 
stattung.    Bequemlichkeit,    Annehmlichkeit 
und  Uebersichtlichkeit   der  Kaufräume   und 
flinke   Bedienung   stellt.     Richtig  ist  mu-h, 
dass    die    Hausfrauen,     besonders     in    den 
grossen  Städten.  Wert  darauf  legen  müssen. 
an  '\>'i-  Einkaufszeit  zu  sparen.    Wenigstens 
trifft  das  bei  den  Frauen  der  unteren  Stände 
zu.     Dafür  ist  aher  die  Frau   jener  Klassen 
umständlich  und  wählerisch.    Das  Getriebe 
eines  grossen  Warenhauses  verwirrt  sie  und 
zwingt  sie  zu  raschen  Entschlüssen,   an  die 
sie  vom  kleinen  Laden   her   nicht   gewöhnt 
ist.     Die  Käufer   aus   den    besser   situierten 
Klassen    verlangen    besonders   aufmerksame 
Behandlung.      Es    passt    ihnen    nicht,    wie 
eine  Nummer  abgefertigt   zu   werden.     Sie 
verlangen    eine  Extracoulanz,    so   z.    1!.  das 
Naehhauseschicken      selbst     der     kleinsten 
Packete.     Es  sind  dies  gewisse  Impondera- 
bilien, in  denen  die  Warenhäuser  die  Kund- 
schaft weniger    befriedigen  können  als  die 
grossen  Specialgeschäfte,  die  im  übrigen  an 
Bequemlichkeit    der   Kaufgelegenheit  jenen 
sicherlich    nicht     nachstehen.      Gewöhnlich 
sind    die    grossen    Specialgeschäfte    in    he- 
sonderen  Geschäftsvierteln  koncentriert,  und 
es  ist  durchaus  nicht  ausgemacht,   ob   man 
mit    seinen   Einkäufen    nicht    ebenso    rasch 
und  angenehm  fertig  wird,   wenn  man  eine 
Reihe   von   solchen  Eiuzelgeschäften  hinter- 
einander aufsucht  als  sich  in  ein  und  dem- 
selben   grosseu    Kauf  palaste    in     den     ver- 
schiedenen     Stockwerken      herumschicken 
lässt.    Die  meisten  Vorteile,   was  Bequem-* 
lichkeit   anbetrifft,   bieten   die  Warenhäuser 
für  solche  Personen,  die  ortsfremd  sind  und 
nicht  die   nötigen  Geschäftsadressen  haben. 
Der  Ortsanwesende  wird  vielleicht  anfäng- 
lich durch  den  interessanten  Glanz  und  das 
sehenswürdige    Getriebe    des    Warenhauses 
angezogen.    Aber  dieser  Reiz  der  Neuheit 
wird  nicht  immer  von  Dauer  sein. 

Nicht  übersehen  darf  endlich  die  Thal- 
sache  werden,  dass  Grosshandelsbetriebe, 
wie  die  Warenhäuser  sind,  hinter  denen 
grosse  Kapitalien  und  eine  Riesenreklams 
stehen,  den  Konkurrenzkampf  gleichartiger 
Institute  in  einer  Schärfe  herausfordern, 
wie  es  eben  nur  bei  Kämpfen  des  Gross- 
kapitals möglich  ist.  Auch  darin  liegen  tm- 
gewöhnliche  Gefahren  für  die  Warenhaus-* 
Organisation.  Es  entstehen  eigenartig-  Kraft* 
proben  eines  fieberhaften  Wettbewerbs,  hei 
denen  die  Konsumenten  zwar  am  besten 
fahren,  aber  für  die  Warenhäuser  bedeuten 
diese  Kraftproben  schwere  finanzielle  Opfen 
Das  ganze  Warenhausgetriebe,  wie  wir  es 
in  den  letzten  Jahren  in  den  Hauptstädten 
sehen,  macht  auf  den  nüchternen  Zuschauer 
nicht    immer   den   Eindruck    des    Gesunden 
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1  MoHirlichen    und  es  ist  nicht  rechl  be- 
''  "iie   Bonsl    klardenk 

],.    Xati.malnknnnmen     so     rasch 
„.uh.it  der  Erscheinung  befa 
,>,:,lt„n.   dass   sie   schon    jetz    mit 
Vru.il    über  die  Warenhäuser,    ü 
?  die    Zukunft    verheissen,     fertig    sein 

"^iTden  bisher  hervorgehobenen  Gesiehls- 
nnnkten   ist   der  Versuch    gemacht  worden, 
C  Warenhausproblem   als    Problem 
rtJenUnternehmimgsformitnm 
Wühandel    zu   betrachten.     Das, 
Sieb   als    solcher  den  kleineren .und 
mittleren  G  ^"n  ist  ™d  a« 

S     und   mehr-   verdrängen    wird., .unter- 
steht    überhaupt    gar  keinem   Zweifel      Es 
wirklich  die  Warenhäuser 
lie   Dauer   die   gefährlichsten   Konkiir- 
Sten  sind.     Wir  bezweifeln   da.,  w 

aus    den    vers  »steu    Gründen 

haben    aber    die    Lage    des    kleinen    und 
SeVen  Detailhandels    für    nicht   w 
«Set,  als  es  sonst  gewöhnlich  behaupte 

\ueh  wenn   die  Warenhauser 
S  Bestand  sein  *  and  ob  sie  das 

sind    wird   die  Zukunft  lehren  -  geht  das 

ischeDetaUgeschäftgegenü 
schiedenen     anderen    Formen     i 
ka  !ital,stis,heu     Betriebs     einer    schweren 
Knsis    unzweifelhaft    entg.  gen      Die   kauf 
Snische^ittelstandsbewegungberuMn^ 

etwa  auf  einer  nervösen  Panik  in  den» 
der  Beteiligt,  i,  sondern  wurzelt  m  dem 
richtigen  Empfinden,  dass  schwere  Um- 
Sumren  im  Gange  smd.  die  den  Klein- 
handel untergraben  werden.  In  dieser  Ab- 
wXbewegung  -   -       -  fahren  die 

STDÄdefVon   allen  Seiten uta 
hat    man    sieh   -  und   das    soll    eben    be 
»nders   hervorgehoben  werden  -  in  km 
richtiger  Weise  die  Warenhauser  &J*K$ 
knaben  ausgesucht,  und  weil  unsere  Itfittri 
Btandspohtiker    wussten      dass    fürs    erste 
xveni-   aussieht  vorhanden   sei,  dass  Urnen 

kapitelkräftiger    Cnternehmer    ds    solchen 

liefen  würde,   musste   der  imlautere  Wert 

Ä     den  angeblich  die  Warenhäuser  und 
Bazare    betrieben,    als    Anklagemotiv    her- 

"itetot  schwer,  alle  Vorwürfe,  welche 
n  die  Warenhäuser  und  Grossbazare  erho- 
hen werden,  auf  ihre  Richtigkeit  "achzupru- 
fen  Wenn  man  den  Warenhausern  v<  n  »«■ 
^  sie  durch  Reklame  und  über., 
lanz  den  Kundenfang,;.-  i  begeben, 

50  ist  dieser  Vorwurf  mehr  als  kurzsichtig. 
.„«hart  in  diesem  Punkte  durchaus 
beizupflichten,  dass  Reklame  und  Conlanz 
zwei  Lebenselemente  des  modernen  Ge- 
schäftslebens  sind  tmd,  wenn  mau  von  Aus- 
wüchsen   absieht,    die    überall   vorkommen. 


mitMa  unsoliden 

Mach.  in  der  B 

haben.       D; 

Politiker   ü  häftspraktiken 

t  vollständig  das  W. 
bs,  und  nichts  er- 
ächeinl  er  als  die    G 

stellun.  aKleinham 

|imis    gerichl    -  reelle,,    Urosshaudel   . 

nht  auf  einer 
oder    m  en       nklarheit. 

Natürlich    , 

bazare  in  grosser   Anzahl   und   von  wider- 
SgsterArt.    Ihre  I),  billig  und 

schlecht  .   und   sie  sind   berechnet   auf  che 
Shteläuhigkeit  und  Unk;  »Pon£ 

kS  aalten   sich   ba  t,    bald 

u£,   meistens   band  -  »£ 

tassfliegen,   die   kommen  und  gehen.     Von 
,  de    werden    sie    aien 
DhTgi-ossenWarenhä,  *m 

Zeit  diemanjetzl  rs  im  Auge  hat, 

hin"    sich    dagegen     solche     anderen 
Machenschaften    in    der    Regel    nicht    zu 
dden   kommen  lassen.     Man   kaut    dort 
o.ut  und  billig,  man  find.  sc he  Au*, 

wähl  und  wifa  prompt  und  c 
Ton  Unsolidität   dem   Publikum   gegennber 
kann  bei  den  angeseheneu  Firmen  dei  Art 
nicht  die  Rede  sein.  wwn 

freüich  alle  Artikel,   die  die  Waren- 
«hren,  preiswürdiger  sind  als  man- 

.  haften,  ist  zweifelhaft.    ftBmm 
binden  Geschäften  geringen Dmi 
hre  War,  gen   sicher    ohi 

;:;• Qualität  nachzustehen.  Vielleicht  w 

M   äsenhafhgkeit  des  I    - 

,    -    riebt    immer 
normen:       Absichtlich ^.fehlerhafte    Waren 
zu    übernehmen    und    feilzubieten,    hat  das 
Warenhaus    aber     keinerlei    Veranlassung, 
während  sehr  viele  kleine  Ges  «*•»*- 

Solche  ^ussehus  ?anz  gern  bereit 

=     Publikum  znb, 

..         .    fach   mit   minderw 
Serab,le  Artikel  zu  Ram^PÄ 

anbieten  und  stehen  schon  jui  Rucksicht  auf 


Häuser  ersten  Ranges  beanspruchen  und  be 
ansprachen  können,  mit  Häusern  »weiten  untt 
ffin  Ranges  in  Verbindung audmeonerArt 
von  Abhängigkeitsverhältnis.    \  leüacn  mau 
„Geschäftsleuten  zudem  leg- 
Warenkenntnis.jeghchekaufaaMiscte 

Vorbildung    und     jedes    nennen,™ te    Be 
i_-  v,  l-.. -;t",i        Die     massenhafte    iimanme 

SÄ 


650 


Warenhäuser  und  Warenhaussteuar 


Hauptschreier    in    der    Mittelstandsbe- 

i-  abgiebt,  kaDn  sich  jedenfalls  an  So- 

liditi  ächäftsmaxinien  mit  dem  Gross- 

an  li  I,   gleichgiltig  ob  er  als  Special- 

i  als  Warenhaus  betrieben  wird, 

auch  nicht  annähernd  messen. 

.Man  wirft  den  Warenhäusern  ferner  vor, 
sie  besi  oders  billige  Lockartikel  führen. 
sie  unter  den   Einkaufspreisen  abset;  en. 
um  sich   dann  bei  anderen  Waren  schadlos 
zu  halten.     Es  isl  wahrscheinlich,  dass  die- 
ser Vorwurf  richtig  ist     Es  sind  aber 

ii  in    nur   für  die   Waren- 
häuser  charakteristisch  sind.     Der    ß 

I  winl  kaum  dabei  erheblich  geschädigt. 

Es    ist   auch   nicht   unwahrschein  lieh,    dass 

Warenhäuser  die    Preisunterbietung   in 

Stimmten  Artikeln    nur  um  deswillen  mit 

ben,    um  die  Konkurrenz  zum 

eo,   und   dies  mir  solange 

thun,  bis  sie  obgesiegt  haben.    Auch  dieses 

Manöver   ist    nicht  nur  den  Warenhäi 

vn  allen  Geschäften,  die  einen  zielbe- 
wussten  Konkurrenzkampf  füliren,  eigentümr 
lieh.    Den  kleinen  Detailgeschäften   gegen- 
hat das  Warenhaus  ein  solches  Kampf- 
mittel   kaum    notwendig,     wohl    aber    den 
iialgeschäften     und     Filialge- 
hinter  denen   ebenfalls  grosskauf- 
oisehes  Kapital  steht.    Unlauterer  Wett- 
erb  isl    das   aber  nicht,  und  ob  es  Er- 
bat,    ist     mehr    als    zweifelhaft.       Bei 
m    wichtigen   Artikel   sind   unseres    Er- 
tens,    auf    die    Dauer    wenigstens,     die 
sen  Spei  ial-  und  Bram  bengeschäfte  den 
Warenhäusern  überlegen. 

D  i    Warenhäuser  sind,  ebenso   wie  die 

P'  cialgesehäfte.kapitalistischeGross- 

ebe.     Sie  sind  Produkte   unserer  wirt- 

itlichen   Gesamtentwickelung,   die   zum 

'"'"-  nicht   in  dem  Sinne 

dass   die  Grösse  des   Kapitals  allein 

ad    ist,    wohl    aber   in   dem  Sinne. 

der    verschärfte    Wettbewerb    die   lo- 

le  des   gewerblichen    B 
durchbricht    und    eina  soziale  Auslese 
ii.  in  dem  die  intelligi  i  nd  ge- 

schultesten Köpfe  allein  Erfolg  haben.    Der 
rige  Detailhandel   ist   nur  insoweit  ge- 
!    als   er  nicht  mit  der  Zeit  vorange- 
ist.      Dem  wirklich  tüchtigen  De- 
•  uifmann.   auch   wenn   er  nur  über  ge- 
i  .■■■   Kapital  verfügt,  stehen  auch 
■  dank   unserer  Kreditorganisation   Ka- 
ien hinreichend  y.iif  Vei       mg.    Aller- 
mann vom 
kaufmännischen  Lehen  viel  mehi   verstehen 
als  früher.    Er  muss  fleissiger  und  rühriger 
bi  sser  n  chnen  und  mehr  wagen.    Die 
Zeiten  di  el  rehenlassens  sind 

vorüber,    und    der    Wettbewerb  nach    allen 
hingen  hin  bedingt   eine   intensive  An- 
Kraft      Im  kaufmännischen 


Lehen    der    Städte    ist    die    KapitalkoncBRc 
tration    viel   weniger   fortgesclirirten  wie  in 
den  stoffveredelnden  Gewerben.     Wenn  sieh 
der  Detailhandel   autrafft   und  moclerni 
kann    er  noch  «rosse  Gebiete  sich  erhalten' 
wo  ben  its  der  Zersetzungsprozess  eingi 
hat.      I  eherall    ist    die  '  Wahrnehmung    zu 
machen,    dass    unter   sonst  gleichbleibi 
Bedingungen    der   eine   Kaufmann    auf 
Höhe   bleibt  und  zu  Wohlstand  kommt,  wah- 
rend andere  geschäftlich  verkümmern.    Viel- 
fach liegt  gerade  in  der  zunehmenden  Spe- 
ciahsierung    der    Brauchengeschäfte,    wenn 
.veitblickend  gepflegt  wird,  die  Zukunft. 
Die  leistungsfähigsten  nicht  grosskapitalisti- 
i  Detailgeschäfte,  die  wir  in  den  Städten 
auf  der  Höhe  sehen,  sind  Brancheugesch 
nicht  solche,  die  es  in  der  Massen haftigkejt 
der  Warengattung  den  Warenhäusern  nack 
zuthun    streben.      Die    zunehmende    Wohl- 
habenheit der  Bevölkerung  in  allen  Klasset 
erleichtert    die    Specialisienmg,    sofern    M,. 
unterstützt    wird    durch    bequeme    Einrieb 
tungen    und   coulante   Geschäftspraxis.     In 
dieser  Beziehung  können    unsere  Kaufleute 
der  Mittelstädte  gerade  von  den  neuen  Kon- 
kurrenten unendlich  viel  lernen.     Der  Kauf. 
mannsstand,   speciell   in   den  kleineren  und 
mittleren  Städten,    wird   durch  die  Wi 
häuser,  Special-  und  Filialgeschäfte  aus  sein«« 
Lethargie  gerüttelt,   und  überall,    wo   neue 
Bazare  aufgethan  worden  sind,   hat  das  zur 
Aufmunterung  der  ortsansässigen  Geschäfte 
in  wünschenswerter  Weise  beigetragen. 

Das  soziale  Ergebnis  dieser  Krisis  in  un- 
serem Detailhandel  ist  folgendes:  Die  Grün- 
dune  selbständiger  Haushalte  und  Geschäfte 
\\  ird  erschwert,  zahlreiche  selbständige  Exis- 
tenzen,  die   sich  nicht  halten  können,  wer- 
den  verdrängt,    durch   Preisdruck   und   all- 
mähliche Entziehung  eines  Teiles  der  Kund- 
schaft  werden   viele  Ladengeschäfte   prule- 
tarisiert,   und  gleichzeitig  vermehrt  sich  in 
den    grossen    Geschäften   die  Zahl   der   An- 
gestellten, die  Anspannung  ihrer  Kräfte,  die 
Zahl  der  abhängigen  Existenzen.     Es  soll 
nicht    geleugnet    werden,    dass    dieser    I'm- 
wandelungsprozess  seine  schweren  Schatten, 
hat.     Sie  liegen  aber  in  der  Gesamfc 
entwickelung    unserer    sozialen    Gliederung 
begründet.      In    den    Warenhäusern    treten 
solche  Erscheinungen  besonders  scharf  her- 
vor und  zeitigen,   was  die  Löhne  der  VerT 
käuferinnen,   ihre  Arbeitszeit  etc.  anbetrifft, 
mancherlei   sehr   unerfreuliche   soziale   Ver- 
hältnisse.    Gelegentliche  Erhellungen    über 
diese  Verhältnisse  haben  Monatsgehälter  auf- 
gedeckt,   die    wirkliche    Hungerlöhne    dar- 
stellen.     Dass  das   Verkaufspersonal  in  den 
Warenhäusern,  wohin  ein  enormer  Andrang 
1,1    teht,  in  dem   kaufmännischen  Beruf  aus- 
gebildet wird,  wird  niemand  behaupten.    Es 
in    eine    Tretmühle    eingespannt,    zu 
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erveder  Schulung  noch  Ken  ntniöe 
ieh  sind  und  erworben  werden  können. 
,1  förmlich   ein    kaufmännisches  Pro- 
Ltder  Aufstellten  grossgezogen     At^ 

'1,-    Hinsicht    sind    die    Warenhauser 

einem  vornehmen    untere^ 
■     .   ,     ,,,.,     riiefs     stehenden    Speeialg 
„•anz  erheblich  rii.-kstiin.lig. 
S  sozialen  Lage  der  kauf  nmumschen  An 
Iten.    namentlich    der  ^rkaufertnnen 
und  Lehrlinge,    wird   in    neuerer   Zeil 
Söhte    Aufmerksamkeit    von    .1-     Q 

widmet.      Anf  diesem  Gebiete  is 
,ft  noch  vieles  nachzuholen     Wi 
,,      wo  der  grosskapitalistische  Betneb 
:    „nd  unvermittelt  einsetzt,    zemgtei 
soziale    Missstände      Dass  das  be 
i    der    Fall    ist,    darf    als 
llend  gelten.     Ob  aber  gerade  unsere 
3er   mit    ihrer    Lehrhngszüchterei 
...   systematisch   betreiben,    das   Recht 
cegen   die  Warenhäuser  so  schwere 
\rfe    zu    erheben,    muss.Kiglich.be- 
Slt  werden.     Bei  ihnen ^  steht  « a ■  jdj 
,.  aus  alg  dort.     Immerun  ist  die  Lage 
„deren    Angestellten    in    den    Waren- 
"n  der  dunkelste  Punkt  in  ihrer  0 
iom  wenigstens  gilt  das  von  den  neues- 

Erscheinungen  anf    diesem   Gebiet     in 
•  Pieren    Geschäften    der  Ar,   geschieht 
£  feinden  älteren  industriellen  BöJh 
nente  an   Wohlfahrtseinrichtungen  und 
..,     50zialer  Hebung    der    ^gestellten 
viel      Die    Einrichtungen    einiger  der 
tennnd  ältesten  Grossmagazme  gelten 
in    dieser   Richtung    hin    als   ausgezeichnet 
MaUs  wird  man  dadurch,  dass  man  den 
Warenhäusern  durch  strangulierende  Steu  i- 
1 ■•■  1,  Zungen   den  Geschäftsbetrieb    zu   ei- 
gneren sieht,    die  Lage  der  Angesi 
„ewi-    am   wenigsten   bessern: ;   bei i 
Methode  legt  man  es  vielmehr  förmh 
S  an     dass    die    Prinzipale    die    erhöhte 
BtWlast  auf  ihre  Angestellten  nach  Mög- 
lichkeit abwälzen.  —  .„,,.„,....„.„ 
2  Warenhaussteuer.    Das  Aufkommen 
Dnd    die    Ausbreitung     der    Gro^magazme 
führten   in  vielen  Staaten  Europas  zu  eurer 
starken    Gegenbewegung.      Nur  in  England 
man  die  Warenhäuser  ruhig  gewahren 
Und  so  dehnten  sich  dieselben  rmmer  mehr 
nach  der  Sichtung  aus    sämtliche  mensch- 
liche Bedürfnisse  in  "mf^seade^Zl!nbe- 
friedigen     zu    können.      Line    Brancnenbe 
Bchränkimg   haben   dort   die  Grossmagazine 
„Sie  suchen  auch  nicht  auf  die  Mode 
::■'"  einzelnen   Branche  einen  besümmen- 
den    Einflnss    zu    gewinnen.      Data     über 
ehen  sie  aber  Vielfach  die  Grenzendes 

1  indes    und    setzen   sich   auch  im  Auslanci 
soweit  es  unter   britischer  fnter 
„,    .teht:  und   eröffnen  der   engbsehen 
steie    weite    und    reiche   Absatzgebiete. 


Auch   in    den    v-.  ä     ' 

die  Warenhäuser  verhältmsmä 

den  Charakt.  i  ■  dchen  Warei  h 

in  deneD  man  al     :  I     ! 

liehen    Bedarfs    in    gr  38  r    Auswahl    kauten 

atDie  Entwiekelung  in    Frankre 
leinen   and.,.;,    Ganf        D     '    Pt 
B 
nämlich   die  vereinigt  werden,  sind 
grenzt,   werden   aber  mit   nii 

JA  und  mit  der  a  »'•• 
die  Branchenmode  zu  beherrsch  $■■ 
Wenn    auch    manche    Pariser    Warenha, 
dea  en                amerikanischen  und  neu 
deutschen  ähnlicher  geworden  sind    »ver- 
de i ier  noch  ihren    m 

Charakter,   sei  es  dass   sie  vorwn 
ßSungs-  und  Wohnungseinnchtung 
fetishalt-undKüchenutensüien 

für  Eisenwaren   u.  dergl.  m.    zug 
sind     Em  gewisses  Speciahtätsprincip,  frei- 
Hehauf  seta   breiter  Basis,   ist  den  franzo- 
Sschen   Magazinen    immer    noch   eigentum- 
Kch     Dafür  sind  sie  in  d,       I 

,el,enden   Macht! 

nicht   i    i    i         man- 
nen   sondern  auch  den  grossstädi 
Lck  der  Kulturwelt.  Was  Au 
™d  Anfmachun"  des  Warensortiments  und 
Bichttnf  der  Mode  anbetrifft,   ist   der  Ein- 
er Pariser  Grands  Magasins  anf   die 
Stechen,  österreicWschen  und  itahemschen 

„Häuser   ohne   weiteres    naehzuw, 
Man    führt    die    enge    Begrenzung 
Branchenumfanges  der  franzosischen  Wa 
hänser    und   Versandgescbafte    auf    gewiss 
amungen  5    ™£ 

Und  üi  der  That  ist  Frankreich  das  erste 
Land  ewesen.  das  den  Kampf  der  Gesetz- 
gebunl  -■-  '  die  Gressmagazine  aufnahm 
DeieG 5er  derselben  or?  «   sich  in 

! 

iT4?s 

tonirfÄeit    in  , 'V 

SzofSn    ^rbebesteuerung^ erhah- 

nismässig    leicht    durchzufuhre n  wa  . 
französische    Patent-,   Miet- 
steuer wurde  am  lo.  Juh  1  ll 

zlCrt    und    in    den    Jahr 

K=re 
Sfen     £ 
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Is  aeiier  Gewei  bi  steuerbegriff 
'las  Warenhaus,   d.  h.  dasjenige  grosskapi- 
talistische Detailgeschäft,   welches  mehrere 
iippen     zum    Massenabsatz    bringt, 
flieh    in   der   Gewerbesteuernovelle 
1880  sah   man  für  jedes  Grossmagazin 
b     Patentabgabe    von    100   Francs, 
•  altaxe  von  25  Francs  für 
I   gestellten   und  eine  proportionelle 
Taxe  tod   lO°/odes  Sßetwertes  (Mietssteuer) 
vor.    Mit  dem   G.  v.    17.  Juli  1889   wurde 
die  Taxe  für  die  Angestellten,    wenn    die 
Zahl  200  üb  rsteigt,  auf  50,   und  wenn  sie 
I"1"1  übersteigt,  auf  75  Francs  erhöht    Das 
G.   v.   11.  Angusl    1890   setzte   die   untere 
oze  für  die  Grossmagazine  mit  100  An- 
gestellten   fest    imd    bezog    sieh     nur    auf 
Unternehmungen  in  Städten  von  über  100000 
Einwohner;   -  Iche  Unternehmungen  hatten 
für  den   Angestellten   ohne   Unterschied  50 
Francs   und  ausserdem   l/s   des  Mietwertes 
als  Steuer  zu  entrichten.    Auf  diese  Weise 
war   es   der    französischen    Lina    des    kauf- 
i  le'n     Mittelstandes    gelungen,     die 
smagazine    einer    Extraliesteuerung    zu 
rwerfen,  die  dreimal  so  hoch  war  als 
die  bisherige  Gewerbesteuer.     Das  Louvre- 

L880  263 Kranes  zu  zahlen 

e,  wurde  1893  mit  935000  Francs  heran- 
-'ii.      Man    kann    darüber  streiten,    ob 
solche    Steuerprogression,     nach    der 
Grösse   des  Dmfanges   der  steuerpflichtigen 
Firmen  geraessen,  nicht  manche  gute  Gründe 
für  siel    ha!     sobald  nämlich  wirklich  und 
bmässig    bei  allen  grösseren  Etablisse- 
ments die  höhere  Leistungsfähigkeit  stärker 
zur  Steuer  herangezogen   wird.     Aber  der 
:      teuerung    begrifflich  fremde  Zweck- 
Konkurrenz  und  die  Zunahme  der  Gross- 

betriel inzudämmen,  ist  kaum  zu  billigen, 

g|    aber   auch    in    Frankreich    nach   keiner 

Richtung    bin    erreicht    worden.     Die  Zahl 

der    in    den    Gro    ma  ;azini  u    beschäftigten 

onen  isl  weiterhin  gewachsen,   und'  sie 

orl  beeilt,  ihre  Umsätze  weiter 

E*Pld    /'1     '   'g1 la      die  französische 

Ibsl    1898  zugestehen   musste 
trotz  der  fortwährenden  Steigerung  der 
Steuersätze    die    bezwe.-kto    Wirkung    einer 
der    Konkurrenz    mit     den 
haften    weder   eingetreten  ist 
noch    künftig    eintreten    dürfte.      Die    Liga 
!'  r  Detaillisten  hat  sich  inzwischen  wieder 
aufgelöst  und  ihr  Pressorgan  ist  eingegangen 
Dami1    '-'    aber    nicht    die    kaufmännische 
Mittelstandsbewegung     in    Frankreich     zur 
gekommen.  Man  plant  vielmehr  neuer- 
em      nnalige  Erhöhung  der  Waren- 
teuer,  die,  wenn  sie  Gesetz  wird,  den 
i:",[   Slar  de,  das  grösste  der  Pariser  tfa  p 
hes  nach  dem  Tode  .-eines  Grün- 
Kommanditgeseilschafl    auf 
Aktie,,.  , lere,,  Anteile  sich  in  den  Hände,, 


der  ehemaligen  Angestellten  des  Hauses 
befinden  seilen,  umgewandelt  werden  wt 
mit  einer  Steuer  von  1"  ,  Midi.. neu  h,,,,,. 
belaste,,  würde.  Dieses  Haus  hat  aber  eineu 
Jahresumsatz  von  170  Millionen  Krane..  .,, 
dass  selbst  diese  enorme  Steuerbelastune 
nur  etwa   1-  :"»  ausmachen  würde. 

Bisher  haben  die  französischen  Experi- 
mente also  bewiesen,  dass  die  Warenhäuser 
in  der  Lage  waren,  alle  Erdrosselutigssteuern 
zu  tragen.  Sie  haben  sie  nach  irgend  e  ner 
Richtung  hin  abgewälzt.  Verdienst  und 
I  msatz  sind  nicht  geschmälert  worden 
Nach  welcher  Richtung  hin  abgewälzt  wird 
ist  freilich  fraglich.  Am  nächsten  liegt  die 
Abwälzung  auf  die  Lieferanten  und.  wenn 
das  nicht  angängig  ist,  auf  das  Publikum 
Im  letzteren  Falle  handelt  es  sich  ja  so  wie 
so  nur  um  minimale  pfennig-  oder  eentimesJ 
weise  Aufschläge,  die  die  Gesamtpreis. 
Gestaltung  kaum  alterieren.  Unter  \'m. 
ständen  kann  das  Grossmagazin  die  erhöhte 
Steuer,  wie  schon  gesagt",  auf  die  Auf- 
stellten abwälzen,  was  ganz  besonders  le- 
dauerlich  wäre.  — 

Die  Agitation  in  Deutschland  zu  Gunsten 
einer    Sonderbesteuerung    der   Warenhäuser 
und   Versandgeschäfte  ist   neueren    Datum« 
als   diejenige   in   Frankreich.    Die  Möglich* 
keit    ihrer    Durchführung  war   geringer  als 
dort,   einmal,    weil   die  'deutsche   Gewerb* 
Steuergesetzgebung  auf  ganz  anderen  Grund? 
lagen    aufgebaut    ist    als    die    französische 
und   eine  progressive  Einkommensteuer,  die 
die  Warenhäuser    und    dergleichen    sowieso 
dank  ihrer  höheren  Leistungsfähigkeit  heran- 
zuziehen vermag,  neben  der  Realbesteuerungl 
desGewerl « is  bestellt.  Eine  weitere  Schwierig- 
keit bestand  in  der  sehr  verschiedenen  *<•- 
werbesteuergesetzgebung  der  einzelnen  Bun- 
desstaaten, und  endlich  war  man  sich  nicht 
recht    klar    darüber,    welche    Konkurrenten 
des   Klein-    und    Mittelhandels    man    unter 
eine    Ausnahmegesetzgebung    stellen     und 
welchen    der    vorgeschlagenen    gesetzlichen 
Mittel  man  die  grösste  Wirkimg  zusprechen 
sollte.       Unter    den     Steuer-     und     Sozial- 
reformern  des  kaufmännischen  Mittelslandes 
war  eine  radikale,  strikt  zünftlerisehe  Rich- 
tung von  einer  gemässigten  scharf  zu  untere 
scheiden.    Die  Vorschläge  zur  Abhilfe  seitens 
der   ersteren    berührten   sich   zum  Teil  eng 
mit  dem   Programm   der  Handwerkerpartei 
und    verlangten    SOgar    gewerbepolizeiliche 
Verbote    oder    wenigstens    die    Wiederher-' 
Stellung  früherer  Konzessionssysteme.    Die 
gemässigtem  Richtung  betrieb  "dagegen  eine 
mehr     verschämte«   Mittelstandspolitik.     Sie 
sammelte    fortgesetzt   Anklagematerial,   das 
den   Warenhäusern    unlauteren   Wettbewerb, 
Quahtätsverschleierung,  Quantitätsverminde- 
rung, sonstigen  Schwindel  aller  Art.  Markt- 
schreierei   und    skrupellose  Ausnützung  der 
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:...,,-,    jei.     ^gestellten    nachweisen  I  wirkende  Umsatzsteuer  unzi  i  wäh- 

Eährlich-  rend    mehrere  Sich    im 

«te;  tz    dazu    .Iah: 

,  ...  J "in  den  Motiven  des  preussischei     solehel  trabesteuerunj 

T; -,    ,   vom    S.    Februar    190U    ein   sozial-] 
,       Runden   hat.   wurde  für  die   Be-  °     m    Em- 

\u,eaner  kommunalen  Extrabeste!    -   klang-   zu  b  ,§  i   Abs   1 

-"■  Zitt     6     der     Reichsgewerbeordnung    h 

%^Z  nen  Radikalmittel  gegen   nämlich  -  welche   für 

ie^nhfuse     und   verwandte    Institute,   triel  werden  mit 

^Kongressen     in    Petitionen   und   in    Ausnahn 
hl,  Shei     1  ■.'.«•hiivn    begründet    worden   meinde    ,  *e<iern, 

S     k  n  en     ier  mir  aufgezählt    werden,   auf.  und  es    -  er  histo- 

%e  Gründim?  voü    Urgesellschaften   rischen  E  -  und 

nach  der  zu.  len  Tendenz  der  neuen 

äteuer  zum  mindesten  zweifel-; 
haft,  ob  diese  unter  die  zulässigen  Gewerbe- 
steuern fällt.  Besteuert  wird  bei  ihr 
nicht  unreine  in  gewiss  Merkmale 
fundem  6  -  ftsausdehnung,  auf  Grund 
deren  man  auf  eine  erhol  •  ulug- 


ür    den    Detailferkauf    i?t     zu    verbieten. 

•   Sämtliche  Beamten-  und  Offizierkonsum- 

ie    und    deren  Warenhäuser  sind    von 

rungen    zu    untersagen.      '■'>■   Alle 

i  reschäfte  sind  einer  Sonder- 

u    unterwerfen.      4.    Die    Zu- 

V,'U   ,K2H?Ä^X   kei^chfesen  kaum  sor^rn  buchet ,. 

"rt  ein^m  tsSerümiÄ   Senhaus-    und  Versand,  arakter 

Üf  einer    passiven    Umsatzsteuer 


unterwerfen. 

Mehr  und  mehr  koncentnerte  sich  aber, 
da  "die  Mittelstandspolitiker  ihr.-  extrava- 
ganten Forderungen  selbst  nicht  recht  ernst 
nahmen,  die  Agitation  auf  eine  besondere 
Be-t-ueruug   der   Warenhäuser,   Versal 

te  und  der  Filialen.    Wenigstens  stellte 


uns-.  In  Bayern  geht  das  aus 
denVerhandlungen  des  Parlaments  unzweifel- 
haft klar  hervor.  Man  hat  im  Gewerbe- 
steuertarif gleichsam  eine  Norma 
,  -  es  Detailhandelsgeschäftes  konstruiert 
ben  ein  anormales  Geschäftsyer- 
falu-en.  bei  dem   man  gleichsam  den  unlau- 


wu-de  "n   vSschiedenen    Eingaben    an   die   bat.    Am  9.  JunilS99  wurde  ein  neue  baye- 
7Z   J      der      einzelnen     Bundesstaate,  Ben,  das  in 

ÜSch    an    dSen    von     Sachsen,   seinem  Art.  23   dasjenige    enthält,   was  die 

&e£läsK=aws«=  «=  aus  e 

S-ten    J U Sla      en    zu    lebhaften   behufs  -  ™*g£ 

EL  innerhalb  und  ausserhalb  des  Par-  gross,  rer  Betriebsmittel  ton  Geschaftsbe- 
kmeU     und      da     ausdrücklich    s  b  eine    außergewöhnliche  Ausdetaung 

Se    dass   die  Warenhäuser  so  hoch  be-   geben    und  durch   die  ^t  ihres  Geschäfts 
feuert    werden    sollten,   dass    dadurch    das   Verfahrens  tou  den  Grundsätzen  und  Former^ 
Kommen   des   Kleinhandels   nicht   mehr   unter    welchen    die    im    Gewerbestenertarü 
SdeTwei-de    so  wurde  auch  die  Rechts-   enthalt  werbe   ausgeübt    «J^ 

KTob  überhaupt  ein  solches  Vorgehen  pflegen.  «f^J^^U^S- 
nütder  in  der  Reichsgewerbeorclnung  ge-  einer •nach  dem  ^^""f^fS 
währleisteten  Gewerbefreiheit  (§  1,  §  5  und  den  Normalanlage  zu  gg£™^  S 
6  7  der  Gew.-O.)    in   Einklang    zu   bringen  Hinzurechnung    teitabMtsmB 

geworfen.     Auch   bei   den   späteren  untererem  JJ*«^Ü  AUS 

Str^^^^ 
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tzungen    insbesondere:    a)  Waren- 
haus ssmagazine,  Grossbazare,  Abzah- 
lungs-   und   Versteigerungsgeschäfte,    sowie 
•  eiche  Waren,  die 
ihrer    Beschaffenheit     nach    verschiedenen 

Gattungen   angehöre ler  als  Erzeugnisse 

[ndustriezweige    der    Hand- 
werksgeschäfte anzusehen  sind,  in  grösserem 
Umfange  mittelst  Einzelverkaufes  in  off  inen 
Verkaufsstellen   feilgehalten   oder   im   Woge 
des   unmittelbaren  Versandes   an   die   Kon- 
enten zur  \  wag  gebracht  werden, 
6  (werbe  der  unter  a    bezeichneten  Art, 
in  welchen  der  Rctriebsumfang    durch   llal- 
einer    Mehrzahl    von    Verkaufsstellen 
Niederlagen    für    den    Vertrieb    der 
Waren  oder   1  i  gewöhnlich 
erweitert  wird. 

Einen  anderen  Wog   nahm   die   Sonder- 
luerungsfra  Filialen    und   gross- 

kapitalistischen Detailgeschäfte  im  König- 
reich -  I  L895  beantragte  der 
Verl  m  Kanfleute  und  <  ie- 
werbetreibenden  bei  der  zweiten  Stände- 
kainmer.  dass  jode  Filiale  dos  Detailhandels, 
de  auch  angehören  möge, 
einer  Betriebssteuer  von  drei  Prozent  des 
Umsatzes  zu  unterwerfen  sei.  Aus  dieser 
Anregung  wurde  dann  in  der  zweiten 
Kammer  eine  Resolution,  wonach  ein  Ge- 
setzentwurf verlangt  wurde,  der  eine  ge- 
fa  Sondei  Besteuerung  bestimmter 
grosskapitalistischer  Hauptgeschäfte  und 
Filialen  verlangte.  Die  den  sollten 
nämlich  veranlasst  werden,  zum  Schutze  des 
Kleinhandels,    eventuell    im    Wege    l 

Igende   Arten  von  kauf- 
männischen     Unternehmungen      mit 
Präzipualsteuer  zu    fassen:    1.  Aktiengesell- 
ten,  Kommanditgesellschaften  auf  Aktion 
und  mit    juristischer  Persönlichkeit 

stattete     grosskapitalistische    Assi  i  ia- 
ihäften  Lebensmittel, 
ttel .    Bekleidui  stände  und 

ähnlii  i  o  brauch  dienende 

Artil  ,;    2.  alle   Filialen   dieser. 

dem    auch    die- 
-undWirtschaftsgenossen- 
und  aller  physischen  Personen. 

Diese    R  der   zweiten   Kammer 

wurde   von   der  Sta  rung   nicht    erst 

Kammer  elmehr 

b  reits  am 
12.  Mai  L896  eine  Verordnung  an  dii   Kreis- 
hauptmannschaften,   worin    das    Rechl    der 
derbesti  uei  ung     der 
Filialen   und   der  grosskapitalistischen   Ver- 
iuJ    di  m    <  lebiete    des    I  ii  tail- 
Is    einzuführen,    betont  wird    und  die 
alten     zur     EHnreiehung 
deregulative,  falls  solch 
würden,  an  das  Ministoriuni    auf- 


gefordert   worden.      Dass     die    Geim 
hierin    eine  Aufmunterung    zur   Einfall 
der  Umsatzsteuer  erblickten,  war  nur  u 
lieh.     Einige  zwanzig  sächsische  licin 
beeilten    sich,  die  neue  Steuer  einzuführen, 
trotzdem     dass     die     zahlreichen    Konsum- 
vereine dieses  industriereichen  Laude, 
test  gegen  die  neue  Steuer  eingelegt  ha 

im  zu  einer  lebhaften  Bewegung 
zu  einer  Interpellation  im  deutsehen  K 
tage  (November  189(3).  in  welcher  das  ' 
gehen  der  sächsischen  Regierung  als  g 
widrig    erklärt    wurde,     aber    nur    \ve 
sächsische    Städte,    wie    namentlich   L 
und    Chemnitz,    haben    gegen    die    Umsatz- 
steuer, die   übrigens   nachweislich  dem  1>- 
tailhandel  gar  nicht  genützt   hat,  eine  prin- 
cipiell  ablehnende  Haltung  eingenommen. 

Die  Stellung  der  sächsischen  Staatsreg  - 
rung  zu  der  kommunalen  Sonderbesteuei  ud{ 
der  Filialengeschäfte ,  Grossmagazine  und 
Konsumvereine  war  eine  wechselvolle  und 
schwankende.  Ursprünglich  wollte  man  mir 
die  Filialen,  und  zwar  sowohl  dieje 
der  Grossbetriebe  wie  die  der  Konsum-  und 
Wari ■nvortoilung'svereine,  treffen.  Beso: 
letztere'  hatten  sich  in  Sachsen  wie  in  kei- 
nem anderen  deutscheu  Laude  ausgehi 
und  waren  Gegenstand  lebhafter  Klagen  der 
[  Detailiisten.  Später  wurden  auch  die  Haupt- 
geschäfte, sobald  sie  bestimmte  Unterneh- 
mungsformen (Aktiengesellschaften  oder  Ge* 
r  Wissenschaften)  angenommen  hatten,  zur 
Umsatzsteuer  herangezogen.  In  einer  dritten 
Verordnung  der  sächsischen  Regierung  vob 
1897  wurde  bestimmt,  dass  die  Umsatzsteuer^ 
deren  Höchstmass  zwei  Prozent  nicht 
steigen  darf,  wenn  sie  in  den  Gemeindi , 
eingeführt  werden  soll,  auf  alle  Grossbetriebe 
des  Detailhandels,  gleichgültig ,  ob  sie 
Seilschaften,  Genossenschaften  oder  Eil 
persouen  gehören,  auszudehnen  sei.  Dm 
Königreich  Sachsen  belastet  also  alle  Kon- 
kurrenten des  Klein-  und  Mittelhandels,  so- 
weit 's  sie  fassen  kann  und  soweit  die 
Kommunalvertretungen  entsprechende  K 
lative  beschliessen.  mit  einer  Sondergewerlx  - 
steui  r,  die  auf  dem  rohen  Massstab  des  Um- 
satzes aufgebaut  ist.  Nicht  einmal  die 
Grenze,  bei  der  die  Steuerpflicht  beginnen 
soll,  ist  durch  Gesetz  festgelegt.  In  einigen 
Städten  fängt  die  Steuer  bereits  bei  öUOüO 
Mark  Umsatz,  bei  anderen  bei  1ÜÜU0Ü  bezw. 
200 UUÜ  an.  Eine  Progression,  die  zum 
Maximalprozentsatz  langsam  ansteigt,  ist 
regelmässig  nicht  vorgesehen.  Doch  ist 
hie  und  da  eine  solche  Progression,  die  mit 
■""  beginnt,  in  den  Steuertarif  aufge- 
nommen. 

In  keinem   deutschen  Staate   haben  also 
die   kaufmännischen  Mittelstandspolitiker  SO 
grosse  Erfolge   wie  in  Sachsen  erzielt,   und 
i.is  Vorgehen  so  ausgespi  i 
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,,  Charakter  des  Kampfes  gegen  bestimmte 
nternehmuugsformen  wie  dort. 
Die  Agitation  zu  Gunsten  einer  Beschran- 
lS  Wettbewerbs  gewisser  Konkurrenten 
sDetailhandels  hat  in  den  letzten  Jahren  in 
entschland  so  grosse  Fortschritte  gemacht, 

, Lbsl  in  Hamburg  die  Bürgerschaft  sieb 

.  .  .    .  genheit   beschäftigen    musste 
„,1   einen    Aussehuss    niedersetzte.     Doch 
erte   dort   der  Feldzug   gegen    Waren- 
,   und  Konsumvereine  an  der  ablehnen- 
B   Haltung  des  Senates.     Strikt  ablehnend 
H    sieh     auch    die    württembergis  he 
regierung,   die   in   der  Kammer  durch 
u,'n  Vertreter  die  sächsischen  Extrasteuern 
rdrosselungssteuern     bezeichnen  hess. 
Mb  im  Grossherzogtum  Hessen  interpellierte 
«n  die  Staatsregierimg,   welche   sieh  vor- 
damit   half,    dass    sie  die   Erklärung 
sie  wolle  die  Klagen  des  Detailhsten- 
...  insonderheit  über  die  Warenhäuser, 
iner  eingehenden  Prüfung  unterziehen,  im 
ibmen  aber  die  Erfahrungen,  die  Preussen 
nit  "seinem  Warenhaussteuergesetz  von  1900 
en    würde,    abwarten.      Die    badische 
ming  scheint   dagegen  einer  Sonderbe- 
teuerang   der  Grossbazare   nicht   abgeneigt 
sein,  doch  meinte  sie.   dass  die  Materie 
mr  im  Zusammenhang  mit  anderen  Bundes- 
,i   gesetzlich   zu   regeln   sei,    und   der 
Finanzminister  machte   die  Mitteilung,   dass 
die  badische  Regierung  mit  der  preussi- 
-rlien   bereits   in   Verbindung   gesetzt   nahe, 
fast    in   allen    anderen    deutschen    Bundes- 
staaten  haben   dann  üi  jüngster  Zeit    Ver- 
handlungen über   die  WirenhandYau"  -lan- 
den,   und   es  ist  wahrscheinlich,   dass 
las  preussische  Vorgehen  dort  Nachahmung 
finden  wird. 

Die  Bewegimg  in  Preussen,    die   urren 
ofigen  Abschluss   in  dem  Gesetze  vom 
L8   Juni  1900   gefunden  hat,   setzte   in  den 
einzelnen  Städten    ein.     Da  die  preussische 
rarbesteuer   eine  reine  Kommunalsteuer 
ist  und   das  Kommunalabgabengesetz  v.  14 
Jiüi  1893   die  Möglichkeit   bietet,   dass  die 
Kommunen  besondere,   auch  nach  dem  Be- 
rn, il  isumfang  abgestufte  Gewerbesteuerregu- 
.    natürlich    nach  Einholung    der   Ge- 
nehmigung    des    Finanzministers,    erlassen 
dttrfeu,   so   ist  dies  ganz  begreiflich.    Frei- 
lieb,  bestanden    bei    der  Durchführung   be- 
sonderer,  den  Wünschen  des  kaufmännischen 
Mittelstandes  dienender.  Extragewerl  k  :s1  ei  lern 
mancherlei  Schwierigkeiten.     Auf  die  Streit- 
oh  die  einzelnen  Staaten,  die  strangu- 
ide    Steuern     gegen     einzelne    ünter- 
nehmungsformen  zulassen,   nicht   gegen  die 
Beiehsgewerbeordnung  Verstössen,  ist  schon 
hingewiesen  worden.    Das  preussische 
Kommunalabgabengesetz    spricht    sich    des 
ferneren    darüber    nicht   klar    aus.    welche 
Extragewerbesteuern  zulässig  sind.    Manche 


\ni.  n  n  sind   der  Ansicht,  da      äi    bi 
deren  kommunalen   Steuern   stets  Gev 

steuern  im  eigentlichen  Sil d.  h.  Ertra 

,,.,;,,  .     .  n  mtl    i  >'     Bei  dem  selbständ 
Vorgehen  der   Kommunen   zu  Gunsten   di 
höheren    Steuerbela  tung    der   Warenhä 
und  dergleichen  wai  ig  an  I  m 

steuern  gedacht,  sei  i     dass  man  den  Waren- 
umsatz direkt   der  Steuer  zu  Grunde   [< 
sei  es  dass  man  an-  dem  Betrieb 
(Mietswert  der  Kaufhäuser,  Zahl  der  Ange- 
stellten u.  s.  w.)    wenigstens   Schlüsse   au! 
Umsatz  und  Betriebsgrösse  machte.    Solche 
kommunalen  Umsatzsteuern  erklärten  man 
für  unzulässig,    wie  uns  scheint,  auf  Grund 
einer  zu   engen  Auslegung   des   Kommunal- 
mgesetzes.    Das  Gesetz  bestimmt  näm- 
lich,    dass   die    besonderen   Gewerbesteuern 
lieiiiess'-n    werden    können    entweder 
dem   Ertrage    oder    nach    dem    Wei 
Anlagekapitals    oder  des   Anlage-    und   Be- 
triebskapitals,  nach  sonstigen  Merkmalen  für 
den  Umfang  des  Betriebs  oder  nach 
Verbindung  mehrerer  dieser  Massstäbe.    Aus 
dieser  weiten  Fassung  des  §  26  des  Gesetzes 
kann  unseres   Erachtens   unzweifelhaft 
kommunale  Umsatzsteuer,   so   roh   und  pri- 
mitiv  der  Umsatz   als  Steuermassstab   auch 
sein  mag,  eingeführt  werden.   Nurmussdie 
Sonderumsatzsteuer    sieh  auf  alle   gewerl»- 
steuerpflichtige  Betriebe   erstrecken.     Dass 
im   übrigen   die   Verwertung  des  Umsatzes 
ah  Besteuerungsmassstab  der  Gewerbesl 
als  suh-hen  nicht  etwas  begrifflich  Fremdes 
im    beweisen  u.  a.  die  preussischen  Gewi  i  be- 
steuergesetze  von  1820  und  1861,  in  welchen 
die  Erheblichkeit  des  Umsatzes    ausdrü  k- 
lieh  eine  gewisse  Holle   spielt.     Eine  prohi- 
bitiv  wirkende-  Sonderbesteuerung  bestimmter 
einzelner  Gewerbebetriebe  verstösst  dagegen 
unzweifelhaft  gegen  die  allgemeinen  Grund- 
sätze, wonach  die  direkten  Gemeindest.  < 

nein    und    gleiehmässig    sein    müssen. 
Aber   auch    dieses   Princäp    ist    im   Ges 
nicht   ganz   streng    durchgeführt.     Die 
Werbesteuersätze  können  nämlich  versi  b 
abi  estuftund  in  eine  prozentuale  Progres 
gebracht    weiden,    wenn   die   einzelnen  tre- 
werbearten  in  verschiedenem  Masse  von 
Veranstaltungen  der  Gemeinde  Vorteil  ziehen 
oder   der  Gemeinde   besonder'  Kosten    ver- 
ursachen.    Nach    dieser    Bestimm 
Gesetzes  ist  also  unter  gewissen  1  mstanden 
eine  Präcipualbesteuerung   zulässig,   und   es 
ist     eine    reine    Auslegungssache,     ob    üie 
Voraussetzungen    für    diese    präcrpuale 
Steuerung  als  vorliegend  erachtet  werden  oder 
nicht.    DieRegii  s,ieit" 

fälle      Man   kann   z.   B.   die   Voraussetzung 
so    konstruieren,    dass    man  behauptet . 
Warenhaus  sei  feuergefährlicher  als  andere 
Detailbetriebe,    oder   aher,   ein   Warenhaus 
verni,i  d  so  viel  kleine,  bisher 
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erpflichtige  andere  Detail- 
betriebe, ohne  dass  das  Warenhaus  den  Aus- 
i  ri  «   i  besteuern   seinerseits  decke. 
Jn    der   Thai    ist    nachgewiesen,    dass    ein 
Warenhaus   hunderte  von  kleinen  Gewerbe- 
eben    überflüssig    machen    kann,   ohne 
entsprechend   mehr  an   Gewerbesteuer  ein- 
zubringen.   Kein  vom  Steuerstandpunki  aus 
betrachtet,  können  in  der  That  die  Waren- 
häuser den  kommunalen  Finanzen  Schaden 
bringen,    zumal    wenn    sie   sich    zeitweilig, 
um  zunächst  die  Konkurrenz  tot  zumachen, 
mir  mit  verhältnismässig  niedrigen    Erträg- 
i  begnügen.     Sodann  können   sie  sich 
ib  r   auch    dauernd    mit    einer    geringeren 
Verzinsung  ihres  Anlage-  und  Betriebskapi- 
tals begnügen.    Bei  ihrem  rascheren  Massen- 
umsatz   und   bei   dem   grundsätzlich  durch- 
itcii    Barzahlungssystem     braucht    ihr 
Anlage-   und   Betriebskapital   nicht   so  hoch 
zu  sein,  wie  das  einer  grossen  Anzahl  mitt- 
lerer und  kleinerer  Detailgeschäfte  zusammen. 
l'nd  endlich  arbeiten  sie  vielfach  mit  frem- 
den Kapitalsummen,   deren  Kentc  der  kom- 
munalen  Einkommensteuer   entzogen   wird. 
Steuerpolitisch    sind  also  sehr  wohl  Gründe 
i  füreine  ( rewerbesteuerskala,  die  be- 
stimmte Grossbetriebe  progressiv  fasst.  Sozial- 
politisch aber  kommt  man.  wenn  man  diesem 
Gedankengang   einseitig  nachgeht,    zu    dem 
dezu  komisch  wirkenden  Resultat,   dass 
man  die  Warenhäuser  um  deswillen  stärker 
belasten   will,   weil   sie  sieh  mit  einem  ge- 
eren   Nutzen   und  einer  bescheideneren 
Kapitalrente    begnügen.       um     dem    kauf- 
männischen  Mittelstande  wirklich  zu  helfen. 
müsste  aber  einmal  die  kommunale  Umsatz- 
steuer verallgemeinert  werden,  also  auf  alle 
Gewerbebetriebe   ausgedehnt    werden,    und 
/.um  anderen  hei  den  Betriehen  mit   grossem 
und  grösstem  Dmsatz  die  Steuerprogression 
;anz  exorbitante  Höhe  annehmen.    Eine 
meine  Gewerbesteuer  nach  dem  Umsatz 
bemessen     würde   aber    zu    den    eigentüm- 
lichsten Konsequenzen  führen.    Der  Apothe- 
ke]  z.  B.  würde    bei    rerhältnismässig  klei- 
nem   Dmsatz    und   verhältnismässig   hohem 
Gewinn  viel  weniger  zu  bezahlen  haben  als 
der  Droguenhändler  mit  grossem  Dmsatz  und 
verhältnismässig   kleinem    Gewinn,  ein  Ge- 
schäft   für    Luxustoiletten    reicher    Damen, 
wo  der  Gewinn  weniger  durch  den  Waren- 
umsatz als  durch  den  Schnitt  der  Toiletten 
bestimmt  wird,  viel  weniger  als  eine  Firma, 
welche  billige  Konfoktioiiswaivii  für  Arbeiter- 
■I  liefert.     Schon   dieser  Gesichtspunkt 
hte  viele  Kommunalpolitiker  stutzig,  und 
äo   kam   die  Bewegung   in   den   Städten   zu 
ten    besonderer   Umsatzgewerbesteuern 
nicht    recht  vom  Fleck.     Wahrend  in  Sachsen 
die  verschiedenartigsten  Sonderbesb  nenn  gi  a 
die    Warenhäuser    und    die   anderen 
urrenten    des    Detailhandels    zur   Ein- 


führung  gelangten,   haben    in  Preussen  hui 
wenig,'    Kommunen    analoge    Versuch 
macht.     In  einigen  Fällen  hat  auch  di 
gierung    die    Genehmigung     versagt.       Du 
wichtigsten    Städte,     in     denen     man     mit 
Sondersteuern  verangegangen  ist,  sind  Coli 
.Mühlhausen    und  ISeuthen   in  Uberschlesiec 
In  Coln  ist   1898  eine  allgemeine  Gewerbe- 
steuerordnung   eingeführt    weiden,    wonach 
zur    dritten    Gewerbesteuerklasse    ein    Zu- 
schlag von    10%,    zur   zweiten   ein    si 
von  20%    und   zur   ersten   ein   solcher  voi 
50%  erhoben    wird.      In    Mülilhausen    hat 
man     Betriebskapital    mit    Anzahl    der    be- 
schäftigten   Personen    kombiniert    und    auf 
dieser  Kombination  eine  progressive  Steuei 
skala  aufgebaut.     In  Beuthen   koneentrierte 
sich  t]fi-  Kampf  um  ein  bestimmtes  Waren- 
haus, das  damals  erst  seit  einem  Vierteljahr 
bestand,   und   derselbe    führte  zu  einer  Er- 
tragssteuer verbunden  mit  einer  progressiven 
Kopfsteuer.      Der    Erfolg    war,    dass    j<  » 
Warenhaus  mit  einer  Extrasteuer  von  l,8°/o 
des  Umsatzes  belastet  werden  sollte. 

Nachdem  sich  in  zahlreichen  Städten  die 
Gemeindevertretungen  mit  der  Warenhaus- 
Steuer  beschäftigt  hatten  und  auch  Städte- 
tage, <  rewerbekongresse,  Detaillistenverbände 
und  dergleichen  (nicht  aber,  mit  wenigen 
unbedeutenden  Ausnahmen,  die  Handels- 
kammern) sich  mehr  oder  minder  energisch 
zu  Gunsten  einer  gesetzlichen  Reform  des 
Warenhauswesens  ausgesprochen  hatten,  kam 
es  endlich  zu  einem  selbständigen  Vorgehen 
der  preussischen  Staatsregierung.  Den  An- 
stoss  dazu  gab  ein  1896  von  konservativer 
Seite  gestellter  Antrag,  wonach  die  Regt 
aufgefordert  wurde,  einen  Gesetzentwurf 
einzubringen,  nach  welchem  Warenhäuser, 
ßazare,  Versandgeschäfte  und  sonstige  Unter- 
nehmungen des  grosskapitalistischen  Detaü- 
vertriebes  von  Waren  einer  progressiven 
Betriebssteuer,  die  den  Gemeinden  zu  über- 
weisen sei,  unterworfen  werden.  In  der 
Kommissionsberatung  wurde  dieser  Antrag 
im  einzelnen  weiter  ausgeführt  und  die 
Steuerpflicht,  bei  einem  Jahresertrage  von 
20000  Mark  oder  einem  Jahresumsätze  von 
300000  Mark  beginnend,  stipuliert.  In  der 
Plenarberatung  wurden  aber  gegen  die 
Kommissionsbeschlüsse  so  erhebliche  uad 
grundsätzliche  Bedenken  geltend  gemacht. 
dass  man  sich  mit  einer  Resolution,  die  die 
Regierung  zur  Erwägung  von  gesetzgebe- 
rischen Massnahmen  aufforderte,  begnügte. 
1  >ie  preussische  Staatsregierung  hielt  damals 
noch  an  dem  Gedanken  fest,  dass  die  höhere 
Besteuerung  der  Grossbetriebe  des  Handels 
am  zweckmässigsten  durch  statutarische 
Massnahmen  der  .Kommunen  zu  erreichen 
sei,  und  im  Mai  1897  kam  ein  Erlass  der 
Minister  der  Finanzen  und  des  Innern 
heraus,  worin  den  Kommunen  gezeigt  wurde, 
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re  Steuern  nicht  nur  nach  mächtage   Konkurrenz    be 
•werbe^euerkl  -     dern  r.nch  nach   nur  deshalb,   weil  es  nach   Lage  de.    tos- 

ZI     J    Inlage-  und  Betriebskapitals    he,  '  V      '- 

,-;  ,  i   h i-'r/u  von  dei  ■   Be-   war,  die  Grossbetriebe   im  Verhältnis  ih 

"■f;      Y     dl  ,1.  h    Lefetun  it   und   ihres  Internes  an 

JÄhfde?  bJSS^n   Personin   und  den    Veranstaltungen     der    Gemeinden    zu 
£h   aL   MmJ   oder  Nutzungswert    der  treffen.    Der  Entwurf  den 

1   Betriebe  «widmeten   Bäume  erheben   sich  fast   alle   Handelskamme.  ->tz- 

h  l„r.-h   eine    solche   Steuer    die   üch   aussprachen,   beruhte  au  Kom- 

';,,      ä  «er    besonders    schart    er-    bination    von    Nutzungswerl    der   Geschafts- 
'  ;,H.        v     den.      tm    Frühjahr    1*9^    räume.  Zahl  der  beschäftigten  Personen  und 
in      reu  sisehen  Ab^eorduetenhanse   Zahl   der  geführten  W  arengrappen ,    indem 
£^   TnTerneThtion     einbracht,     welche !  der    für    die   Einheit    der    beiden    ersteren 
^Le      IweSe    ÄB     hat     die   Massstäbe  zu  erhebe  mit  der 

ÄhP   Staatsrerierung  in   Aussicht   ge-   Zahl   der  Warengruppen    s  auch   die 

Hmghche  Maa t«P™r in  a  ,       Steuerpflichl  bei  Geschäften  mit  mehr  Waren- 

Sedem :       I,  IW'Liand,.  durch    gruppTn    bei    einem    niedrigeren   Nutzung*- 

v      ,       i.r-i wXi   mit  Waren  verschie-   wert    der    Geschäftsräume    eintreten    sollte 
tJ^att^tetrSem !  Ä£  als  für  weniger  vielseitige  Geschäfte, 


sehen  Unternehmungen  entstehen,  tliun 
einzuschränken?      Bei  Beantwortung 
Ibeu    hat    die    Regierung    unter    Mit- 


der  Verwendung   des    Umsatzes  als  Steuer- 
stab  sali   'Ter    Entwurf    somit   ab.     Es 
ist  nicht  uninteressant,   die  Gründe   kennen 


JSSJder ^eÄL !£*££   =  1S^  »  welchen   damals  die  Be. 

F  kn,,l-   mren   über  den  Erfolg   Uhu-   rung  die  Umsatzsteuer  abgelehn    hat     1 

2dÄbsiSnÄ^^ 

dass'bef  deren  fortdauernder  Erfolg-  Umsätze    werde     äusserst     ungleic  una**  ? 

Pi     das   Eingreifen    der   Gesetzgebung  wirken.      Dazu    komme      dass    gerade    die 

„Erwin"    gSgen   werden  uiüssl     Die  weniger    soliden  leichter   als   die 

£j££%&    abten  Verhandlungen  und  soliden    3        ^f^^^SSa^ 

Ermittelungen   wie  die  sonstigen  der  Staats-  geneigt   sem  durften.   vermöge  Aus<    ii  u 

taiWn  sei  es  aus  Bedenken  gegen  die  l  nd  hierin  wurden  ihnen  die  ™saasteuer 
WüSmkS  einer"  okalen  Regehm|  sei  es  freien  *****J$**£*ä?j?§5£Z 
aus  anderen  Gründen  —  zu  einem  auto-  die  konsumierende  Mehrheit  dei  BevotKe 
nnmeT  Vorgehen  in  der  Richtung  einer  rung  in  Gestalt  von  Preis.tei.enmgen .hatte. 
™üher  derjenigen  der  kleineren  Kon-  Endlich  sei  die  Ermittelung  des  Umsatzes, 
fuWcn  erhehüch  höheren  Gewerbesteuer-  da  für  dessen  Schätzung  weder  das ^ 
Ki  Belastung  der  Grossbetriebe  im  Detail-  kommen  noch  der  Ertrag  noch  endlich 
handd  rsehharer    Zeit    in    genügend   äussere  Merkmale   einen  gehenden  Au- 

weiteni  Umfange  nicht  bereit  finden   lassen   halt    bieten     ohne    ^.^^^"^S. 
würden     Die  Regierung  bereitete  daher  nun-   Steuerpfhchtigen    zur   Abgabe .tob 
S   wiewohl  sie' nach  wie  vor  der  Ansicht   erklärungen  nicht  ^hMiri;an 

kamme^B^^^ 

wuTfe  sich  ausbrach,   walte   sie  nicht  die  Kleinhandelsbetriebe    au.  und   den   Deuü_ 

Gr.,ssbetriebe  im  Detailhandel  nur  deswegen  nstenverbänden  war  *£g&%^£g 

•dich  mehr  belasten,  weil  sie  eine  über-  gehen  lange  nicht  weitgeftena  genug 

Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.    Zweite  Auflage.    VII. 
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ilie  Regierung  ihren  ursprünglichen  Entwurf 
zurück,  brachte  aber  bi  reits    ÄJifang   L900 
beim  Landtage    einen    neuen    Entwurf 
der  i8  henderweise     jetzt     die    noch 

vor  zwei  Jahren  als  verfehlt  erklärte  Um- 
satzsteuer vorschlug.  Niemand  hatte  seiner 
Zeit  der  I  glaubt,    dass   >ie   nur 

Steiiergleichheit  herbeiführen  wolle, 
hatte  vielmehr  in  den  Regierungsvorschlägen 
eine  Konzession  an  die  Mittelstandspolitiker 
d.  hi  der  Thronrede  wurde  dies  jetzt 
auch  ausdrücklich  zugestanden  und  das 
Warenhai,  M 

zur  Erhaltung  und  Stärkung  des  Mittel- 
standes bezeichnet  In  den  Verhandlungen 
frdnetenhauses  dagegen  suchte  der 
Finanzminister  auch  diesen  Gesichtspunkt 
wiederum  dialektisch  zu  verwischen. 

Die  neue  Warenhaussteuervorlage  von 
1900  sah  also  eine  Umsatzsteuer  für  die- 
jenigen Detailgeschäfte  vor.  deren  Jahres- 
umsatz einschliesslich  der  Filialen   501 

Mark   übersteigt    und   die  den   Kleinhandel 
in  verschiedenen  näher  bezeichneten  Waren- 
gTuppen  gleichzeitig  betreiben.    Die  Umsatz- 
llte  im  Maximum   nicht   mehr  als 
:  ausmachen.    Die  Waren- 

haussteuer  sollte   im  Anschluss   an  die  all- 
ine   Gewerbesteuer    veranlagt    werden 
und    ihre   Erträgnisse   den   Gemeinden    zu- 
fliessen.    Diese  Erträgnisse  sollten  abi 

remeinden  zur  Erleichterung  der  unteren 
Steuerklassen  der  allgemeinen  Gewerbesteuer 
benutzt  werden. 

Auch  dieser  Gesetzentwurf,  in  dem  die 
Staatsregierung  ihn  je  Stellungnahme 

mit  ungewöhnlicher  Unbefangenheit  strikt 
verleugnete,  genügte  den  konservativen  Par- 
teien und  Tum  nicht.  Insbesondere 
verlangte  man  die  Herabsetzung  der  Grenze 
der  Steuerpflicht  je  nach  der  Einwohner- 
zahl l  .  die  Streichung  der  Be- 
grenzung  der  Steuer  auf  20'  Ertrags, 
"\  ermehrung  der  Warengruppen,  so  dass  jede 

Kj 

umfasste,     und     •  adlich    Ausdehnung    der 

af  die  grossen  Specialgeschäfte. 

Die  Abstufung  der  Steuergrenze   nach   der 

Einwohnerzahl  wur  i    wieder  fallen 

e   -■Mi  die  Steuerpflicht  allgemein 

in    der    zweiten    Lesung    der    Kommi 

schon  I  00000  Mark 

I  •  ■    !■  irderung  der  Ausdehnung 

der  Steuerpflichl    auf    3  chatte    mit 

mehreren    Betriebsstätten    wurde,    nachdem 

sie   die  R  bmbar 

ahnet  hatte,  später  zurückgezogen.    Im 
Herrenhause   gelang    es   dann,   die   St 
00   Mark    hinaufzurü 
dafür  aber  verlangte  die  erste  Kammer  i 
Zusatzparagraphen,  wonach     gemeinnützige 
Unternehmungen  ,  wobei  man  hauptsächlich 
an  Warenhäuser  von  Beamten  und  Offizieren 


dachte,  durch  ministerielle  Entscheidung 
der  Warenhaussteuer  befreit  werden  kennten. 
Zusatz   fiel  dann  wieder   im 
rdnetenhaus.    und    endlich    kam    auf 
liedenfacheu  Kompromissen  das  Gesetz 
vom    18.   Juli    1900    zu    stände.     Die    neue 
Warenhaussteuer  wird  zum  ersten  Mal 
das  Rechnungsjahr  1901  erhoben. 

Die    neue   preussische    Warenhausst 

ine  kommunale  Sondergewerbesl 
ausschliesslich  bemessen  nach  dem  V 
des    Jahresumsatzes.      Da    das    preuss 

fbesteuersystem  gemäss  dem  G. 
Juni  lsl.tl  grundsätzlich  auf   dem  Betriebs- 
ertrage   und    nur    ganz    subsidiär  auf  dem 
Anläse-    und    Berriebskapitale    beruht, 
ein  reines  Ertragssteuersystem  dai 
durchbricht     die     Warenhaussteuer 

m  durchaus  und  führt  eine  völlig  i 
von  Wissenschaft  und  Praxis   längst  aufge- 
gebene, Veranlagungsbasis  wieder  ein.     \ 
insofern  bringt  das  neue  Gesetz  eine  Neue- 
rung,  als  es  die  warenhaussteuerpflichtigen 
<  rewerbetreibenden  deklarationspflichtig    -  - 
.gar  bezüglich  des  Geschäftsumsatzes,  macht, 
während    das  allgemeine   Gewerbesten 
setz    nicht  einmal  den  Zwang   zur  Selbst- 
einschätzung   des    Reingewinnes    vorsieht 
Wie   schon   hervorgehoben,   hat   die   Regie- 
rung darauf  bestanden  und  es  auch  durch- 

t.    dass   die  grosskapitalistischen  Spe- 

schäfte  von  dei  Sonderbesteuei 
freigelassen  werden.  Die  neue  Steuer  trifft 
also  nur  jene  Firmen,  die  den  Detailhandel 
gleichzeitig  mit  mehreren  der  im  Gesetze 
aufgestellten  Warengruppen  betreiben.  E» 
sind  das  in  erster  Linie  die  eigentlichen 
Warenhäuser:  aber  diese  nicht  ausschliess- 
lich. Auch  diejenigen  Versand-  - 
mit  oder  ohne  offenen  Laden,  die  meh 
Warengruppen  umfassen,  sind  warenhaus- 
steuerpflichtig. Dagegen  sind  Vereine,  ein- 
getragene Genossenschaften  und  Korpora- 
tionen der  Steuer  nur  insofern  unterworfen, 
als  sie  sich  >atzungsgemäss  oder  thatsäch- 
lich  nicht  auf  den  Verkehr  mit  ihren  Mit- 
gliedern beschränken  bezw.  einen  »offenen 
Laden  haben  bezw.  Gewinne  unter  die 
Mitglieder  verteilen,  immer  natürlich  unter 
der  weiteren  Voraussetzung,  dass  sie.  was 
ihren  Warenkatalog  anbetrifft.     Warenhaus- 

ifte  im  technischen  Sinne  des  Ge- 
setzes betreiben.  Die  meisten  Konsumver- 
eine, auch  solche  mit  offenem  Laden,  die 
gewerbesteuerpflichtig  sind,  fallen  also  schon 
um  deswillen  nicht  unter  das  Warenhaus- 
steuergesetz, weil  sie  nur  Waren  einer  Gruppe 
(Gruppe  A.  Material-  und  Kolonialwaren.  F.— 
und  Trinkwaren  und  Genussmittel  u.  S.  W.) 
führen.      Dagegen    ist   das     Warenhaus   für 

he  Beamte«,  das  von  einer  Aktiengesell- 
schaft betrieben  wird  und  verschiedene 
Warengruppen  vertreibt,  steuerpflichtig. 
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Besondere  Schwierigkeiten    hat   im  Ge- 
die  Aufstellung  der  Warengruppen,  ge- 
i      Sie   i>i  mehr  oder  minder  willkur- 
lich   ausgefallen   und   wird   in  der  Steuer- 
praxis    fortgesetzte     und     kleinliche    Aus- 
.«Streitigkeiten  herbeiführen.     Es  giebl 
l '"  K  ü — u :     A.    Material-     und     Kolonial- 
waren   Ess-   und  Trinkwaren,  Genussmittel 
u    a    w  ■    B.   Garne,   Zwirne,  Posamentier-. 
Schnitt-,'    Manufaktur-Modewaren    u.    s.    w. ; 
C   Haus-,  Küchen,  Gartengerätschaften,  t"or- 
ieUan-,   Glaswaren  u.  s.  w.;  D.  Gold-,  bil- 
bei--    Kuii>t-,   Luxus-,  Galanterie-,  Papier-, 
Spielwaren,    Bücher,   Musikalien,  Fahrräder, 
Nähmaschinen  u.  s.  w.      Die  vierte  Gruppe 
ist  ein  merkwürdiges  Mischmasch  ganz  he- 
terogener Waren.    Die  Grösse  der  Gruppen 
kann  die  Warenhauser  dazu  verleiten,  ihren 
Betrieb    in    entsprechende    Speeialgeschatte 
xa  zerlegen,  wodurch  sie  sich  von  derWaren- 
haussteüer   zu   befreien   suchen.      Um   aber 
Le  Verluste  zu  unterbinden,  hat  man  im 
Gesetze  einen  besonderen  Paragraphen  aut- 
mmen,   wonach  die  Steuerpflicht  auch 
der  Umwandlung   im  Specialgesehäfte 
bestehen  bleibt;  auch  eine  ganz  wundersame 
Bestimmung  dieses  an  wunderlichenGedanfeen 
und    Paragraphen   überreichen  Gesetzes. 

Die  Warenhaussteuer  beginnt  bei  einem 
Jahresumsatz  von  400000  Mark  and  bebtet 
v,,n  400000  bis  450000  Mark  Umsatz  4000 
Mark.  Sie  steigt  von  1%  allmählich  auf 
8-0/0.  Irgend  welche  Grundlagen,  Probe- 
veranlagungen, Schätzungen  u.  dergl.  da- 
rüber, wie  hoch  dies,'  Pelastung  der  Waren- 
häuser sieh  gestalten  und  welchen  1  rozent- 
satz  vom  Reingewinn  die  neue  bonderbe- 
steuerung  ausmachen  würde,  hatte  tue  Ke- 
im- nicht  vorgelegt.  Jedenfalls  ist  _  » 
des  Umsatzes  sehr  hoch  gegritten.  _  Die 
,-ten  Warenhäuser   werden   40(1  nun    bis 

, (i  Mark  Steuern   zu  entrichten  haben. 

Im  ührmm,  i-t  das  Gesetz  viel  zu  kurze 
Zeit  in  Kraft,  als  dass  sich  über  seinen  Er- 
folg etwas   Zuverlässiges  sagen  hesse.    lr- 
I    welche   Zuversicht,   dass   das    Gesetz 
den  erwarteten  Erfolg  haben  würde,  hat  die 
Regierung   offenbar  selbst  nicht.     Die  Art 
und  W'eise,  wie  sie  das  Experiment  zu  be- 
gründen suchte,  hat  geradezu  Erstaunen  er- 
regt     Wer    die  Motive   des  Entwurfes  auf- 
merksam liest,  wird  zugeben,  dass  sie  direkt 
gen  das  Gesetz  sprechen.     Die  Art.  wie 
mit  dialektischen  Kunststücken  im  Par- 
lamente   vertreten   wurden,    gleicht   einem 
Sedtanz   gewagtester   Art.     In  der  vyissen- 
Bchaftlichen  Welt  ist  jedenfalls  das  Gesetz 
mit    einer   seltenen    Einmütigkeit   und    mit 
denkbar  grösster  Schärfe  verurteilt  worden. 
Lltteratnr:     V.     Mataja.     Grossmagazine    und 
Kleinhandel,    Leipzig   1891.   -   KG  Huber, 
Warenhaus    und   Kleinhandel,    Berlin  1899.  — 
L.  Pohle,    Die    neuere    Entwickelutng   des   De 


taüliandels,  Dresden  /.'""<•  — -I-  <.'<imcW,  Spä- 
ter   Handelspolitik,    Lex 

p.    Dehn,    Die    >■  .        '/      ■  ■ 

/;.     /■"./im. 

II',,,.,  „                    Steuer       Und  Geroerbefreiheit 

Fürth    i.    B.  am      V3i 

—  <,".   Colin,    S  '       tnalSköno- 

mie,  III.  5  ''•   '■'"- 

genheim,  Warenhaussteuer I  Berlin  o-  J.  <■' 
—  J.  Wernicke,  Umsatzsteuer  und  Kon 
vereint     B  . ;  .'    ■  Verseihe,   Kit  Mandel, 

Konsum  und  Wart  nh 

buche)    für  Nat.  1      •   ■' 

IC.  Stieda,    Neueri    Schriften    über   II 

häuser  und  Klein) Xel,  ebd.   1890,  S.  990  ff.  — 

M.     Btermer,     Die    XV.    Generalversammlung 

des    Vereins    für    Sozialpolitik    in    Bri 

1890,  S.  $56 ff.   —   -I-   GrüveU,    Zw 

„egen    du     Warenhaussteuer,    Dresden    1899.   — 

Verhandlungen  des    Vereins  für    ■■  <<'■'  -« 

Breslau,    86.  und    7.  September  1899.       Ri 

Sombart    und   Rocke.)     Bd.  98,   Leip 

1S00.  —  Die  Lage  des  Kleinhandels  in  De-, 
land.     Enquete  herausgegebi  n   von    '■  r  Ha 

u  II mer,  I.   >'■  II-,   Berlin   1899.  — 

Die     Warenhausumsatzsteuer.      Di  tu  i  i 

Bundes    der  Handel-  und   Genperbebreü len   zu 

Berlin      Berlin     1899.    —     Verhandlungen 

preussischen  Abgeordnetenhauses,   II.  Sessi !er 

XIX  Legislaturperiode,  1900.  —  Dasselbe  im 
Herrenhause,  Berlin  1900.  —  G.  Strutz,  Rom- 
mentar  zum  preussischen    Warenhaussteuergesetz, 

Berlin   1900.  — 

Btermer. 


Wargentin,  Pelir, 


o-eb  1717  zu  Jemtland  in  Schweden,  widmete 
sich  dem  Studium  der  Mathematik  und  Astro- 
nomie, wurde  beständiger  erster  Sekretär  der 
kgl  Akademie  der  Wissenschaften  zu  Stockholm 
und  starb  daselbst  am  13.  XU.  1783. 

Wargentin     veröffentlichte    keine    staats- 
wissenschaftliche   Schrift    in    Buchform     seine 
Bevölkemngs-     bezw.     mortalitatsstatistischen 
Abhandlungen     finden     sich     nur    in    „Engl. 
Svenska    Vetenskaps    Akademiens    band b, 
ta    1754/55,    1766/67,    1768-69",    Stockholm, 
bezw     in    der   deutschen    Kästnersehen    Ueber- 
setzung    abgedruckt.     Die    wichtigsten    daraus 
sind  nach  der  deutschen  Ausgabe die  folgenden : 
Anmerkungen   vom  Nutzen  der  jährlichen  \  er- 
„ 'n'e.ler   Geborenen    und   Gestorbenen   in 
einem  Lande,  in  „der  kgl.  schwedischen  Akade- 
mie der  Wissenschaften  Abhandlungen  au>  der 
Naturkunde,   übers,  von  Kästner    • ^ftJSs 
für   die  Monate  April   bis  Juni  Loa    Hamburg 
1757,   S.    86ft    -   Abhandlungen    der   konigL 
schwedischen  Akademie  etc    Jahrg.  X2JX,  im 
das  Jahr  1767,  übers,  von  Kastner,  S.  266ff. -- 
Vom  Wachstum  der  Stadt  Stockholm  an ^Menge 
to    Einwohner,    in    „Abbandlungen    der   kgl. 
schwedischen    Akademie"    etc,    Jahrg.    XXXI, 
tu,     das    Jahr    1769,    übersetzt    von    Kastner, 

S-  3 Wargentin  befand  sich,  dank  der  vom 
schwedischen  Reichstag  1746  angeordneten  Aut- 
nahL    einer  fortlaufenden  Statistik  des  Standes 
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und  der  Bewegung  der  Bevölkerung,  nachdem 
diese  1749  mit  der  schwedischen  Volkszählung 

inenen  Erhebungen  ihm  zur  Bearbeitung 
und  wissenschaftlichen  Fruktifizierung  über- 
tragen worden  waren,  in  der  glücklichen  Lage 
über  ein  reiches  statistisches  Material  verfügen 
zu  können.  Kr  benutzte  dasselbe  zur  Berech 
nnng  '1er  mittleren  Bevölkerungszunahme,  so- 
dann zur  Auffindung  einer  Methode,  die  Volks- 
zählung- und  Votksbewegungslisten  auf  die 
Genauigkeit  ihrer  statistischen  Angaben  zu 
prüfen,  ferner  zur  Untersuchung  des  Einflüsse  s 
iler  Jahreszeiten  auf  die  Anzahl  der  Geburten 
und  Sterbefälle.  1757  überraschte  er,  als  Vor- 
steher der  Tabellenkommission;  die  gelehrte 
Welt  durch  zwei  je  zehnspaltige  Mortalitäts- 
tafeln, die  sieh  im  4  Stück  seiner  „Anmerkungen 
zum  Nutzen  der  jährlichen  Verzeichnisse  Ge- 
borener und  Gestorbener  in  einem  Lande"  ab- 
gedruckt linden.  Die  erste  Tafel,  welche  in 
jeder  ihrer  einzelnen  Spalten  nachweist,  wie 
viele  Tete  jeder  Alters!  assi  angehören,  wenn 
an  bestimmten  Wohnplätzen  und  an  gewöhn- 
lichen Krankheiten  tausend  Menschen  aller 
Altersklassen  sterbi  n.  bringt  in  der  ersten  Spalte 
eine  Umrechnung  der  eigenmächtig  von  ihm  auf 
li, in  gesetzten  Summe  der  von  Halley  nach  den 
Kaspar  Neumannscheu  Kirchenbuchauszügen  be- 
rechneten Mortalitätsziffern  Breslaus  für  die 
Jahre  1687—1691,  welcher  ersten  Spalte  sich  in 
der  zweiten  die  Kersseboomsche  Sterblichkeits- 
tafel für  Heiland,  in  der  dritten  die  von  War- 
gentin selbst  auf  Grundlage  der  L749er  Volks- 
zählung und  dem  Durchschnitt  der  Sterbefälle 
ven  1717  -i:'  bearbeitete  Mortalitätstahelle  für 
Schweden  anreihen,  die  vierte  ist  durch  seine 
ans  dem  nämlichen  Material  gewonnene  Sterb- 
lichkeit von  sechs  relativ  seuchenfreien  schwe- 
dischen Hauptmannschaften  ergänzt  Die  fünfte 
Spalte  enthält  das  in  mittleren  Zahlen  umge- 
rechnete Resultat  der  vier  vorhergehenden,   die 

1  ist  durch  Deparcieuxs  Mortalitätsziffern, 
berechnet  nach  den  seit  1689  in  Frankreich  ein- 
geführten Tontineii.  ausgefüllt,  die  siebente  und 
achte  veranschaulichen  die  ebenfalls  von  De- 
parcieux  berechnete  Sterblichkeit  der  fran- 
zösischen Mönche  und  Nonnen,  die  neunte  gieht 
einen  Ceberblick  der  Sterblichkeit  von  London. 
und  die  zehnte  Spalte  schliesst  die  erste  Tafei 
mit  der  Stockholmer  Mortalitätsberechnung  ah. 
Die  zweite  Tafel  ist  als  Ergänzung  der  ersten 
und  demnach  unter  Beibehaltung  der  inhalt- 
lichen Verschiedenheit  dieser  nach  dem  System 
der  Lebensdauerprobabilität  aufgestellt,  und 
zwar  wurde  als  Grundlage  ihrer  Berechnung 
angenommen,  dass  von  je  tausend  der  den 
Spaltenkategorieen  L— 4  und  6—10  angehörigi  u 

renen  soviel  wie-  von  allen  Altersgruppen 
nach  Ausweis  der  ersten  Tafel  wegsterben 
Wargentin  hat  mit  diesen  Tafeln  der  Wissen- 
schaft einen  negativen  Dienst  erwiesen,  denn 
erstens    setzen    sie    sich    ans    unvergleichbaren 

Gn und      Verhältniszahlen     zusammen; 

zweitens  hat  er  durch  seine  auf  falscher  l  nter- 
stellrmg  basierte  I  mrechnnng  Halley  das  Ver- 

i  imputiert,  seine  Absterbeordnung  direkt 
ans  der  Zahl  der  innerhalb,  eines  bestimmten 
Zeitraumes  nach  Altersklassen  abgegrenzten 
Verstorbenen  hergeleitet  zu  haben,  welches 
Iitterarhistorische  Falsum  diesem  inkorrekten 
Mortalitätsberechnnngsveriahren    bis    über    die 


Hälfte  des  19.  Jahrhunderts  hinaus  den  Namen 
Halleysche  Methode  gegeben  hat;  drittens  hat 
Wargentin  das  Fundament  der  Kersseboomschen 
und  Deparcieuxschen  Tafeln  geradezu  a 
kehrt,  indem  deren  Voraussetzung  auf  dein 
Aussterben  einer  tausend  Mitglieder  starken 
Generation  besteht:  viertens  tritt  in  seiner 
Mortalitätstafel  überhaupt  kein  Unterschied 
zwischen  den  aus  einer  Generation  oder  We- 
burtsjahrklasse  und  den  in  einem  gewissen 
Zeiträume  Verstorbenen  hervor,  dieselbe  basier! 
daher  auf  Annahme  einer  stationären  Bevölke- 
rung und  gelangt,  da  Wargentin  die  Summe 
der  'l'.itc  nziliern  nicht  nach  der  Summe  der  die 
Gesamtheit  der  Sterbefälle  überschiessenden 
Geburtenziffern  modifiziert  hat.  zu  einem  den 
Durchschnitt  der  Mortalität  zu  hoch  beziffernden 
Quotienten. 

Vgl.  über  Wargentin:  Süssmilch. 
Göttliche  Ordnung.  4.  Aufl.  2  Bde.,  Berlin  1776. 
Bd.  I.  S  78,  85,  115,  127,  173  u.  ö..  Bd.  III. 
S.  34.  —  Melan  derhjelm,  Aeminnelse.-tal 
öfver  Secretaren  'Wargentin.  Stockholm  1784. 
—  Allgemeine  Litteraturzeitnng,  Jena  1785, 
Nr.  280.  —  Wappäus,  Bevölkerungsstatistik, 
2  Bde..  Leipzig  1861,  Bd.  I.  S.  258.  340;  Bd. 
IL  S.  27.  —"Wild,  Probleme  der  Statistik, 
München  1862,  S.  50,  53.  —  Knapp,  Theorie 
des  Bevölkerungswechsels,  Braunschweig  1874, 
S.  73/75,  137/39.  —  John,  Geschichte  der  Sta- 
tistik. Bd.  I,  Stuttgart  1884,  S.  203  4,  23940. 
-  G.  Mayr  und  G.  B.  Salvioni,  La  statis- 
tica  e  la  vita  sociale.  2.  Aufl..  Turin  1886,  S. 
XLI.  LXXLXXI.  472  73.  —  Westergaard. 
Grundzüge  der  Theorie  der  Statistik.  Jena 
1890,  S.  26365.  —  Gebauer,  Die  sogenannte 
Lebensversicherung  vom  wirtschaftlichen  Stand- 
punkte, ebd.  1893,  -    69/70. 

Lippei't. 


Warrants  agricoles. 

Diesen  Namen  fuhren  in  Frankreich  zur 
Unterscheidung  von  den  Warrants  commer- 
cianx  (S.  n.  iu  dem  folgenden  Art. 
Warrants)  die  durch  G.  v.  18.  Juli 
1898  eingeführten  indossablen  Pfandscheine 
über  in  der  Verwahrung  des  Schuldners 
bleibende  Ernteergebnisse  und  landwirt- 
schaftliche Indnstrieerzeugnisse.  Die  Zu- 
lassung dieser  Pfandscheine  bedeutet  einen 
Brach  mit  den  Grundsätzen  des  modernen, 
insbesondere  des  französischen  Rechtes,  eine 
Rückkehr  zur  Mobiliarhypothek.  Den  Ge- 
fahren, welche  die  Mobiliarhypothek  für  den 
Pfandgläubiger  mit  sich  bringt,  wird  durch 
Strafandrohung  gegen  Verschleppung  des 
warrantierten  Gutes  begegnet:  den  grösse- 
re]  fahren,    durch    welche   die   Mohiliar- 

hypothek  die  anderen  Gläubiger  des  Ver- 
pfänders,  ganz  besonders  das  gesetzliche 
Pfandrecht  des  Verpächters  bedroht,  wird 
durch  weitgehende  Oeffentiichkeit,  Verstän- 
digung und  Einspruchsrecht  des  Verpächters 
H  Fall,  dass  der  Pächter  mit  der  Zah- 
lung des  Zinses  säumig  ist,  vorgebeugt    Re- 
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hehörde    isl  die  Kanzlei  des  ^edens- 
[ites    Stroh.  Dünger,  landwirtschaftliche 
lo    können    nicht    warrantiert    werden. 
Fi,,  Besitzschein  wird  nicht  ausgestellt,  um 
Sr  Agiotage  vo,   nbeugen.    Die  Indossatare 
äes    Pfandscheines     sind    verpflichtet,     von 
ihrem     Rechtserwerb    bei     Schadensersatz- 
;l  die   Registerbehörde   in  Kenntnis   zu 
,       Der  Pfandschuldner  kann   dem   so 
^meldeten  Gläubiger  vorzeitig  Zahlung  zur 
,._.  dei   Ware  gegen  Verlust  12tägiger 
Zinsen  aufdrängen.     Die  Warrants  agricoles 
Iben  Masse  bankfähig  wie  die 
Warrants    commerciaux.     Es   wir.    eine  der 
bei  Wechseln  für  den  Escompte  der  /.ettel- 
,rderlichen   Unterschriften  nacnge- 
0.      loh    erblicke    in    diesem    Gesetze 
einen     der    wenigen     wirklich    glücklichen 
schöpferischen    konstruktiven   Eingriffe    des 
„•ebers  in  die  Gestaltungen  des  Lebens; 
«    ist    m    dieser    Beziehung    vielleicht    nur 
Doch  dem    deutsehen  Gesetze   über  die  be- 
sellschaften    mit    beschränkter    Haftung    zu 
leichen.     Nach  Marchaud  S.  52  wurden 
D  11U  Jahi-e  1899  2350000  Francs  Vor- 
schüsse  auf  Warrants    agricoles  erteilt,    bei 
,■  Aufstellung-  fehlten  die  Daten  zweier 
ippellgerichtssprengel. 

Das  System    des   Gesetzes  durfte   einen 
-     reszug    durch  Europa  antreten  und  viel- 
■    der  Ausdehnung    auf  andere  Recnts- 
gebiete  fähig  sein.    In  Italien  wurde  am  10. 
mber  1898  eine  Uebersetzung  des  Fran- 
zösischen Gesetzes  als  Initiativantrag  des  De- 
putierten   Poli     eingebracht.       In    Portugal 
soll  sich  das  gleiche  System  bereits  bewahrt 
haben      Auch    die    belgische   Gesetzgebung 
3st    sieh    mit   der  Einführung  des  fran- 
zösischen Systems.  Aehuliehe  Einrichtungen 
■heu  übrigens  in  Eusslaud  seit  1894,  m 
französischen  Kolomeen    seit    11.   Juni 
L851       Ich   entnehme   diese  Daten    für  Ita- 
lien   Navarrini     S.    286,    für    die     anderen 
Länder  Magnin  S.  160  X.  1. 
Litterntur:     Hogrel,     les     Warrant»    agi 
Pari»  1898.  —  L-  Perrin,    les  Warrant*  agri- 
coles   —  Magnin,  annale»  de   droit    comm.  S. 
165ff    _    Marcluind    in    den    Berichten 

,  ,-,„,,;  du  bli,  Versailles  1900. 
!,,,-',,  die  hier  nicht  mehr  verwertete,  interessant* 
DebaW  v.  29.  VI.  1900,  <,„!.  11,1.  II  (1901),  S. 
:.  —  Dubio».  Docks  et  Warrants,  Pari» 
1898  Chap.  VI-  —  Navarrini,  .1  magazzini 
acnerali,   Turin  1001,  S.   279 ff. 

Karl  Adler. 


Warrants  (Lagerscheine)  und 
Lagerhäuser. 


1  GrundVieeriffe.  2.  Kechtsquelleu.  3.  Legis 
lative  Ausgestaltung  der  Grundzöge  des  Lager 
h&ussystems.  4.  Lagerscheine,  o.  Volkswirt 
schaftliche  Fragen. 


i.  Grundbegriffe.     Wie   für  den  K 
mann  der  gewerl  Betrieb  von  B 

(s.  'i-   irl.    Handels- 
geschäfte oben   Bd.  IV  s.  994f! 

Lagei  ;  (Lagert 

die  gewerbsmässige  (also  -  ntg  Itli i 

Aufbewahrung     von     zur     V 
Lagerung    geeigneten    (also   \  or  al- 
lem  nicht   kostbaren)  \K  a  ren  charak- 
teristisch.     Km-  so  qualifizierte  Aufbewah- 
rung  allein    verleiht    Lagerha  ist 
somit     Lagerhau                     i  t.      Sind 
gewerbsmässig     zur     Aufbewahrui 
aommenen    Sachen    kostbar,    d.    h.    au 
ordentlich  wertvoll  im  Verhältnis  zu  ihrem 
Rauminhalt.     SO     wird     in     dei 
bankmässiges  Depositum  vor! 
viel    ob  sie  sich  als  War   i  d  a  teilen  oder 
Beim  bankmäßigen  Depi  situm  Han- 
delt es  sich  dem  Hinterleger  wirtschaftlich, 
sofern    nicht    andere   Geschäfte    dazutp 
um  die  Sicherheit,    beim  lagerhausn 
um  die   Unterbringung  der  Waren   (Raum- 
gewährung).    Sind   die    gewerbsmässig   zur 
Aufbewahrung  übernommenen  Sachen  keine 
a     sondern    Gebrauchsgüter   und   tritt. 
was  jedoch,  auch  bei  Lagerhausern,  wie  bei 
Danken,    häufig    vorkommt.    Belehnung   der 
deponierten  Güter   hinzu,  so  hegt  dasjenige 
Geschäft  vor,    welches   für  die   den  Lager- 
häusern geschichtlich  nahestehenden  Pfand- 
leihanstalten  (montes  pietatis)  charakteristisch 
i-i      Der  wirtschaftlich    bedeutsame    l  nter- 
schied    zwischen     dem     selbstbelehnenden 
I  agerhaus  und  der  Pfandleihanstalt  besteht 
dann,  das,  das  Lagerhaus  in  der  Regel  auf 
Waren  einen  Produktions-,  die  Pfandleihau- 
stalt     dagegen    auf    Gebrauchsgüter    einen 
Konsumtionskredit  gewährt. 

Dieses    Lagerhausgrundgeschäft    ist    das 
Lagergeschäft  par  excellence,  aber  nicht  jedes 
I  agergeschäft    isl     Lagerhausgrundgeschäft. 
Vielmehr    ist    jedes    von    Lagerhäusern    in 
ihrem  Geschäftsbetrieb  abgeschlossene  Depo- 
situm nach  lagerhausrechtlichen  Grün 
zu  beurteilen,    also  juristisch  Lagergeschäft, 
wenn   auch    nicht    Lagerhausgrundgeschäft. 
Dem  Gesagten   entspricht   auch   die  De- 
finition des  neuen  Deutsehen  Handelsgesetz- 
buches   §    916:    Lagerhalter    ist.    wer 
werbsmässig    die    Lagerung    und    Aut- 
bewahrung v,,n  Gütern  übernimmt    Der 
Ausdruck     Lagerung,     deutet    auf  umfang- 
reiche Gütermengen  hin.  bei  denen  neben  der 
Aufbewahrung    die    Raumgewälvrung.  wirt- 
schaftlich bedeutsam  wird.    Auch  die  L  nter- 
bringung    lebender   Tiere    fällt    nicht    unter 
den  Begriff  der  Lagerung  (Cosack).    Gl 
Iwohl     kann     das    einzeli  ächaft    eines 

Lagerhalb  re  gelegentlich  gewiss  auch  über 
Stbare  Wa,  B.   Pelze    Edelmet 

,\e    Güter    erfolgen,    ohne    dass    die 
Regeln    des    Handelsgesetzbuchs    über   das 
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iiäft  ihre  Anwendbarkeif  verlieren, 
it   ist  die  Ucbernahme  zur  Aufbe- 
wahrung  und  Lagerung  von    Massen? 
kein    La_  ft,    wenn    sie    ven 

wenngleich    von    einem    Kaufmann     (z.    B. 

.i'teuri.  der  im  übrigen  keine  Lagerhaus- 
Unternehmung  betreibt,  unternommen  wird 
(anders  §  41"'  H.G.B.  für  die  Spedition,  die 

»entlich  z.  B.  von  einem  Lagerhalter 
besorg«  wird  (Burchard  XVI.  S.  185/6). 

Ob  die   Red  aber   das  Lagerge- 

schäft   auch    auf  den  Staat  und  Gemeinden 
anwendbar  sind,    wird  von  der  in  !>• 
land  strittigen,  aber  von  der  Praxis  bejahten 
Frage  abhängen,   ob  diesen   Körperschaften 
Kaufmannsqualität  zukommt. 

Nach  den  meisten  Gesetzgebungen  werden 
unter  den  Lagerhäusern  die  öffentlichen 
(magasins  generalis  als  diejenigen  bezeichnet, 
welche  allem  ein  aus  -  Sonderrecht  und 

insbesondere  die  Pflicht  bähen,  jedermann  unter 
den  gleichen  Bedingungen  Einlagerung  zu  ge- 
währen. Oesterreich ,  Frankreich,  Italien. 
Ungarn,  Russland.)  In  Oesterreich.  wohl  auch 
in  Deutschland,    bezieht    sieh    die    Bezeichnung 

tlicn"    auch    auf   die   staatliche  Ermächti- 
gung   zur    Ausgabe    indossabler    Lagerscheine 

!  Abs.  2  des  n.  d.  H.G.B.  §§  1  und  50 
des  Oesterr.  L.H.G.).  Den  Gegensatz  bilden  die 
Privatlagerhäuser.  ilit  Beziehung  auf  Oester- 
reich ist  im  folgenden,  wo  nicht  das  Gegenteil 
bemerkt  ist.  nur  von  öffentlichen  Lagerhäusern 
die  Rede,  da  die  Privatlagerhäuser  nur  unter 
dem  bürgerlichen  Recht  der  Depositare  stehen 
und  Lagerscheine  nicht  ausstellen  dürfen  SS  1 
47.  50  des  alten  L.B 

In  Amerika  deutet   die  Bezeichnung  public 
oder  regulär   auf   die  Unterwerfung  der   l 
häuser  unter  die  Kontrolle  des  Staates  oder  der 
Handelsvereinigungen  gegen  die  Ausgabe  unge- 
deckter Lagerscheine  (s.  u.  sub  5). 

Ziemlich     massig     ist     die     Bezeichnung 
fentliche  Lagerhäuser"  in  Art.  323.  343. 
407  des  alten  H.G.B. 

Besondere  Funktionen  kommen  den  fran- 
concentration  zu. 
in  welchen  Waren  für  den  Kriegsfall  eingelagert 
werden.  Der  Einlagerer  hat  das  Recht,  unter 
Anfrechthaltnng  des  Vorrates  die  Waren  zu 
vertauschen  marche  d'entretiei  und  so  vordem 
Verderb    /  n.     Die    Ausstellung    von 

Lagerscheinen  geschieht  vorbehaltlich  des 
Rechtes  der  Kriegsverwaltung,  sich  im  Falle 
der  Gefahr  der  Vorräte  zu  bedienen  fDubron 
cap.  vii, 

Von   gi  iedeutung  ist   das   mit  dem 

Institut  der  Lagerhäuser  häufig  verbundene  In- 
stitut der  F  r  i  ilage  r  entn  Es 
sind  die.-  Niederlagen  innerhalb  eines  Zoll-  oder 
ts,  in  welchen  Waren,  welche  sonst 
beim  Eintritt  oder  Verbleib  in  diesem  Gebiete 
verzollt  oder  versteuert  werden  müssten,  als 
noch  oder  -  »erhalb  dieses  Gebiet 
findlieh  am  venn  gleich  unter  gefälls- 
amtücher  Aufsicht  gehalten  werden.  Die  diesei 
finanzrechüichen  Exterritorialität  zu  Grunde 
liegen, ie  Fiktion  wird  im  Interesse  begünsd 
Produktionszweige    selbst    bis    zur    vorschuss- 


weisen   Erteilung    von    Exportprämien     ausge- 
dehnt,   welche   im   Falle   des    Uebergangs 
Ware  in  den  inländischen  Konsum  rückerstattet 
werden   müssen.     Solche  Freilager  könni 
sogenannte     Privatfreilager    (entrepöts     fictifs 
auch  als  Adnexe  von  anderen  Unternehmungen 
iz.  B.  Zuckerfabriken    vorkommen  und  sie  : 
Einlagerung  fremder  Waren  v  e r  s  c h  1  i e  s sen. 
Sie   sind   dann  natürlich   keine  Lagerhäuser  im 
technischen    Sinne,     auch    keine    Privat! 
hänser.     Gleichfalls   keine   Lagerhäuser  i.  t.  S. 
sind   die   staatlichen   Packhöfe,   in   welchen   die 
Waren   nur  zum  Zwecke   der  Verzollung 

rsteuerung  niedergelegt  werden  (Cosack),  8. 
auch  u.) 

Ueber  die  wirtschaftliche  Funktion  der 
Freilager  s.  d.  Art.  Freihäfen,  insbesondere 
sub  4  oben  Bd.  III,  S.  1244 ff. 

Warrants  im  weiteren  Sinne  oder  Lag  - 
scheine  sind  die  von  Lagerhäusern  ausgi  - 
stellten  cirkulationsfähigen  (meist  indossab1 
len)  Waren-  und  Warenpfandscheine.  Häufig 
wird  die  Bezeichnung  Warrant'  nur  für  den 
Pfandschein  vorbehalten.  Nach  dem  gi 
wältig  ausserhalb  Deutschlands  in  Europa 
vorherrschenden  System  (Zweischeinsystem) 
besteht  der  Lagerschein  aus  einem  Waren- 
schein, welcher  passend  Besitzschein 
genannt  wird,  und  einem  von  demselben 
trennbaren  Pfandschein.  Diese  unzwei- 
deutigen der  österreichischen  Gesetzgebung 
entnommenen  Benennungen  halten  wir 
fest  Ueber  den  Mechanismus  des  Zwei- 
scheinsystems s.  unten  sub  4  b.  Uebei 
die  französischen  Warrants  agricoles  s.  d. 

2.  Rechtsquellen.  In  England,  dein 
Mutterland  des  Warrants,  fehlt  es  an  einer 
erschöpfenden  Kodifikation.  Dingliche 
Wirkung  der  Uebergabe  des  Warrants  und 
Schutz  des  redlichen  Erwerbs  aus  der  Hand 
des  Nichteigentümers  wurden  spät  und 
langsam  durch  eine  Reihe  von  Factors  acts, 
(Gesetzen  über  Verkaufskommissionäre  und 
Makler)  entwickelt,  deren  letztes  und  wich- 
tigstes ist  52  und  53  Vict.  cap.  45  v.  26. 
August  1889,  ausgedehnt  auf  Schottland 
durch  53  und  54  Vict.  cap.  40. 

Desgleichen  fehlen  in  Holland  und  Nord- 
amerika zusammenfassende  Kodifikationen. 
Dagegen  sind  einschlagende  Bestimmungen 
oder  besondere.  Lagerhaus-  bezw.  Warrant- 
gesetze  für  folgende  Länder  hervorzuheben: 
Deutsches  Reich  (Art.  16.  E.G.  z.  n.  H.G.B. : 
§§  363,  364,  365.  416-424  n.  d.  H.G.i:., 
ti  (13.  Mai  1877);  Elsass,  die  französi- 
sche Gesetzgebung  bis  1871  s.  n.  Argentina 
C.  d.  c.  Art.  124 ff.  G.  v.  5.  August  1S7S;  Bel- 
gien 4.  März  1846  und  18.  November  1862 ; 
Brasilien  H.G.B.  Art.  87—98,  Bulgarien  b.  Han- 
delsgesetzbuch vom  19.  Mai  1^97  publiziert  am 
12.  Januar  1898:  Dänemark,  G.  v.  30.  März 
1894;  Frankreich  28.  Mai  1858, 12.  März  1859; 
31.  August  1870,  21.  April  und  17.  Augusl 
1888;  Italien  C.  d.  c.  libr.  I.  Art.  461- 
kgl.  Dekret  vom  17.Dezember  1882,  6.  August 
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,11.  Dezember  1898,  Reglement  vom 

.Ma,    1873,    1.   August  1875;   Oestermch 

fl     \,,nl    1889;    Mexiko    C.    d.    c.    v    J. 

gbn  \       Süff.;     Portugal   C.   d    c    Alt 

,'(1     t08  ff . ;    Russland    30.    März    1888   und 

r;    |„ii    ls'.l'.l;    Schweiz,    Oblig.R.    v.    LJa- 

1  ••       L"    \t    "«im    •'!■'    sii.  845;    Can- 
nuar    looo   au.    -"■'•    -'-•  i     ,       ,0(!i. 

äetze    Basel-Stadt    v.   21.    März    1864 
30.  September    1*72;    Solothurn  v 
-,,;    |,,i",    1879;  Ungarn,   Handelsgesetzbuch 
\rt.  434—452;  Uruguay,  Handelsgesetzbuch 
\...'  io  i— 132.  , 

'  3  ~  Legislative  Ausgestaltung  der 
Grnndzüge  des  Lagerhaussystems.  a) 
Person     des     Lagerhaiisunterneh- 

-  undBedingungen  des  Betrie- 

Das  Lagerhausgewerbe    wird    selten 

V(,m  Staate  monopolisiert.    Häufiger  und  mit 

mehr     Vorteil      wird     es     von     politischen 

Gemeinden     und      ihnen      übergeordneten 


öffentlichen  Lagerhäuser  in  Deataddand 
(s  i  H.G.B.),  Oesterreich  (§  6  L.H.G.);  \  n- 
garn  (H.G.B.  Art.  259.  Z.  h.  Italien  (Cod. 
Si   commercio,    Art.    3),    Belgien    (<  qfl.   de 

,,„„..  Art.  2  und  Warr.-Ges,  §  "•  *?* 
Schweiz  (Obl.  R.  Art.  86  al  (Art.  2 

II  G.B.),  Spanien  (C.  di  com.,  Art.  1,  /■  - 
193),  vielfach  in  Südamerika,  dagegen  nicht 
in  Russland. 

c)Lagerungszwang.  Nach  den  Rech- 
ten  von  Frankreich.  Italien  und  Oi    terreich 
minder  scharf  in  Ungarn,  Rnssländ,  sind  die 
1  aeerhausbesitzer  verbunden,  ihre  Magazine 
und  sonstigen  Einrichtungen  jedermann  ohne 
Vorzug    oder   Begünstigung    im    faveur    m 
pr&erenceUegenErrüllungderBed 
von    Reglement    und    Tarif 
zu  machen.     Diese  sind  durch  Aftiche  und 
i„   öffentlichen  Blättern   zu  veröffentlichen. 
Insbesondere   gut  dies   von  den  nach  Zeit 


Gemeinden     und      innen      "^l»^^~~"  I  IIL-  Menge  gewährten    Refaktien^    -'fern 
s^lbstvenvaltuagskür,,.-!-.-.  l;vtneben      Fernei    odei    -U       ^      -   .       m    kd      Gefährich 

bald  ein  gegen  Erfüllung  gewisser  Be- 
dingungen jedermann  zugängliches  anmel- 
dungspflichtiges  (Bulgarien.  Italien  Ungarn), 
bald  ein  konzessioniertes,  wobei  die  Erlangung 

,  ,nzession  durch  gesetzliche  Erfordernisse 
bedillKt  ist  (l  lesterreich,  Frankreich,  Portugal) 
;,  ,  ganz  von  dem  freien  Ermessen  der 
Vrrlcihungsbehörde  abhängt  (Russland). 
Nach  deutschem  Reichsrecht  § 
363  H.G.B.  ist  die  staatliche  Er- 
mächtigung Voraussetzung  cles 
Rechtes  zur  Ausstellung  indos- 
sabler  Lagerscheine,  nicht  des 
Betriebes  von  Lagergeschäften 
überhaupt.  Auch  in  Oesterreich  ist  der 
Betrieb  von  Privatlagerhäusern,  welchen  jenes 
Recht  nicht  zusteht,  frei  (s.  oben  sub  1). 
Für  den  Betrieb  von  Freilagern  ist  na- 
türlich überall  eine  Konzession  erforderlich. 

Im  übrigen  ist  der  legislative  \\  ert  der  ver- 
schiedenen  Systeme    bestritten.     Zu   empte Wen 

(Um  L,agerpiaxz,  in   i»  i„„+,„iHOTtPTi     im       -.lj_„  F;„i„mv0m  rnimnffheh  machen.    Die 


Die    VeröffentliehungspiliGht 

beziehl  sich  ausserdem  nach  dem  österreichischen 
and  einigen    anderen  Rechten   aut  statistische 

A™Versteigerungsprivilegien.  In Frankreii 1 1 . 
wo   dieser  Tunkt   durch   besondere  Gesetze   ge- 
regelt ist,  und  in  Oesterreich  dürfen  die  einge- 
lagerten   Güter    ohne    besondere     Bewilligung 
ffte  t      i  versteigert  werden.    Man  höhte  durch 
^Verbindung    der    Halles   de   «nte   in,    den 
Lagerhäusern  die  Anregung,  welche  dei  Lntei 
nehmungsgeist   schon   durch   die   Nahe   der    im 
Lage     aus*  angehäuften  Vorräte  erhält    noch  zu 
steigern    und     durch    Erleichterung    der    Exe- 
kution   den    Realkredit    zu    heben       Bei    ent- 
wickeltem,   ja    überentwickeltem    Börsen-    und 
Maklerwesen  rindet   diese  Einrichtung  mitunter 
keine  rechte  .Stätte. 

fl  Verbote  1.  des  Handels  mit  em- 
lagerungsfähiger  und  2.  der  Belehnung 
Slagrter  Ware  sollten  namentlich  in 
Oesterreich,  Frankreich,  wolil  auch  in  Russ- 
land sporadisch  in  Nordamerika1)  den  Lager- 
häusern  den  Missbrauch   ihrer  monopolisü- 


und  wichtigen  Bahnhöfen .  kontrollierten,  im 
obigen  Sinne  (suh  1)  öffentlichen  Unter- 
nehmungen vorbehalten.  Sonst  kann  wohl  der 
Lagerhausbetrieb  gegen  Anmeldung  und  Er- 
füllung gewisser  Bedingungen  (Kapitalnachweis, 
Kautionsleistung)  freigegeben  sein.  Dagegen 
bedarf  die  Ausgabe  indossahler  Warenscheme 
keineswegs  solcher  Garantieen.  sollte  vielmehr 
mindestens  jedem  Vollkanfmann  gestattet  sen 
zumal  in  Deutschland,  wo  selbst  die  Emission 
von  Inhaberpapieren,  die  nicht  auf  Geldsummen 
lauten,  au  keine  Bedingung  gebunden  ist.  Be- 
sonderer Vorkehrungen  bedürfen  allerdings  dei 
Betrieb  des  Vermengungslagergeschattes  und 
die  Ausgabe  der  auf  genensch  bestimmte 
Waren  lautenden  Lagerscheine.  (S.  n.  suD  0.) 
bi  Kauf  mann  Sozialität   besitzen  die 


seilen   oieuuiiQ    «u«    —.       -   . 

mit  deu  Einlagerern  unmöglich  machen. 
Belehnung  (eveut.  Warrantescompte  durch 
das  warenkundige  Lagerhaus  ist  aber  ein 
unabweisliches  Bedürfnis  und  beide  Ver- 
bote sind  allzu  leicht  zu  umgehen.  Das 
Belehnungsverbot  wurde  dem  auch  in  Frank- 
reich aufgehoben  (1870).     . 

s)  Das  regelmässige  Lagerge- 
schäft. Dieses  ist  nach  verschiedenen 
Rechten  insbesondere  in  folgenden  Be- 
Shungen  vor  dem  gewöhnlichen  Depositum 
ausgezeichnet : 

S.  Getreide  im  Weltverkehr 


III.  S 


Illinois 

50. 


!,,.! 
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Es  ist  nach  einigen  Hechten  Handels- 
ift   (s.  d.  und  oben  sub  3b)  u.  zw.  in 
der  Ri  gel  subjektives  Bandelsgrundgeschäft : 
i  in  Deutschland  (§  1   Xr.  6  H.G.B.). 
Der  Lagerhalter  haftet  mindestens  für 
omnis  i  ulpa;  nach  §  117  des  H.G.B.  finden 
in    Ansehung    der    Empfangnahme,    Aufbe- 
wahrung und  Versicherung  des   Gutes  die 
für  das  Kommissionsgeschäft    (s.  d.)  gelten- 
den Vorschriften   «irr  §§  388    390  Anwen- 

-  Nach  den  meisten  Rechten  trifft 
den  Lagerhalter  auch  Haftung  für  Ver- 
schulden seiner  Angestellten  (so  §141  »esterr. 
L.H.G,),  zuweilen  auch  für  den  Zufall,  der 
sich  nicht  als  vis  major  darstellt ;  auch  sind 
die  Bestimmungen  über  die  Haftung  meistens 
ans  guten  Gründen  zwingender  Natur  (so  in 
Oesterreich),  während  in  Deutschland  Ver- 
tragsfreiheit herrscht.  — 

;'  Treten  Veränderungen  an  dem  Gute  ein, 
welche  dessen  Entwertung  befürchten  lassen,  so 
hat  der  Lagerhalter  den  Einlagerei  hiervon  un- 
verzüglich zu  benachrichtigen.  Versäumt  er 
dies,  so  bat  er  den  daraus  entstehenden  Sehaden 
zu  ersetzen  (§  41,  Ahs.  S  d.  H.G.B.).  Wenn 
die  \  erfügung  des  Einlagerers  nicht  eingeholt 
werden  kann,  so  tritt  das  Verkaufsrecht  nach 
§  388  H.G  B.  in  Wirkung.  Aehnlich  §  33 
Oesterr.  L.H.G. 

i  Nach  den  meisten  Rechten  ist  dem  Ein- 
lagerer  und  dessen  Rechtsnachfolger  das  Recht 
aul  Besichtigung  der  Ware  und  Musterziehang 
vorbehalten  5'  418  H.G.B.,  §  2t;  n.  27  Oesterr. 
I-.H.i .1.  i. 

«)  Der  Lagerhalter  kann  die  Rücknahme 
des    Gutes     nach    deutschem    Kochte    auf 
I  einmonatlicher  Kündigung  verlangen; 
doch    liiiiss    er    mindestens   dreimonatliche 
rang  gewähren.    Von  der  Einhaltung 
1     Fristen     befreien    entgegengesetzte 
Vereinbarung     sowie       wichtige    Gründe 
§   122   H.G.B.  (Burehard  XVH,  87).     Ganz 
anders  das  Oesterr.  Recht  $  33,  S  9  Abs 
2  L.H.G.  '  S 

-  Die  Ansprüche  gegen  den  Lagerhalter 
erlustes,  Minderung,  Beschädigung 
•  <  Jpäti  ter  Ablieferung  verjähren  in 
•  im  m  Jahre  unter  denselben  Bedingungen 
wie  die  analogen  Ansprüche  gegen  den 
Spediteur.  Im  Falle  des  gänzlichen  Ver- 
lustes beginnt  die  Verjährung  mit  dem  Ab- 
laufe dr>  Tages  der  Verlustanzeige  an  den 
Knihm-n-,.  (ss    m     ,_,-,  ,|    ,,_,;  R).   g0  ^ 

in    Oesterreich,    wo   die    Frist    jedoch    nur 
innerhalb  gewisser  Grenzen  durch  das  Reg- 
lement geändert  werden  kann  (§  M  L.H.G.). 
'      „Der    Lagerhalte,-    bat    Ansprüche    auf 
aas  bedungene  oder  ortsübliche    Lagergeld  so- 
wie  aut  Erstattung    d.  r    Auslagen   für' Fracht 
lle  und  der  sonst  für  das  Gut  gemachten 
mhrogen,   soweit   er  sie   den   umständen 
für  erforderlich   halten   durfte.     Von   den 
hiernach    dem    Lagi  rhalter    zukommenden    Be- 
Lagerkosten   sind  die   baren  Auslagen 
zn  1  rstatten.     Die  sonstigen  Lagerkosten 


sind  nach  dem  Ablaufe  von  je  drei  Monaten  .,,, 
der  Eiulieferung  oder,  wenn  das  Gut  in  der 
Zwischenzeit  zurückgenommen  wird,  bei  der 
Rücknahme  (besonderes  R  e  t  e  n  t  i 
recht?  S.  sub  •>•  zu  erstatten.  Wird  das  Gnt 
teilweise  zurückgenommen,  so  ist  nur  ein  ent- 
sprechender Teil  zu  berichtigen;  es  sei  denn 
dass  das  auf  dem  Lager  verbleibende  Gut  zur 
Sicherung  des  Lagerhalters  nicht  ausreicht" 
(§  420  H.G.B.). 

.'1  Für    die    Lagerkosten    und    sonsti 
Forderungen    sind    dem   Lagerhalter  überall 
handelsmässig    ausgebildete    Pfand-,    Reteu- 
tions-    und   Viakaufsrechte   eingeräumt.     In 


Deutschland  hat  der  Lagerhalter  wegen  1 
Lagerkosten  ein  privilegierte-,  gesetzliches 
Pfandrecht  an  dem  Gute,  solange  er  es  im 
Besitze  hat,  und  insbesondere  mittelst  Kon- 
nossemente, Lagerscheine  und  Ladescheini 
darüber  verfügen  kann  (§§  368,  410  H.G.B.). 
Dazu  kommt  das  Retentionsrecht  nach  §  369 
bis  372  H.G.B.  Ob  auch  nach  §  420  1  bei 
der  Rücknahme«)  ist  zweifelhaft,  meines 
Erachtens  aber  zu  vereinen.  Die  Frage 
ist  wichtig,  wenn  Lagerscheine  ausgestellt 
sind.  Wird  Transportgut  eingelagert,  so 
entsteht  leicht  Kollision  mit  den  Transport- 
pfandrechten, deren  genaue  legislative  Re- 
gelung bisher  fehlt  (s.  Adler,  Das  Lagerhaus 
und  die  Transportkette,  in  von  Steins  Zeit- 
schrift für  Eisenbahnen  und  Dampfschiff- 
fahrt V  S.  567). 

h)  Das  unregelmässige  Lagerge- 
schäft. (Lagerung  alla  rinfusa)  liegt  vor, 
wenn  dem  Lagerhaus  das  Recht  eingeräumt 
wird,  anstatt  der  eingelagerten  ein  gleiches 
Quantum  anderer  Waren  von  gleicher  Art 
und  Güte  zurückzustellen. 

Diese  Lagerungsart  bietet  folgende  Y  ur- 
teile: «)  Die  Ersparnis  an  Raum,  insbe- 
sondere an  Grund  und  Boden  und  an  tech- 
nischen Hilfsmitteln.  Die  Aufbewahrung 
der  Ware  erfolgt  in  Silos  (griech.  »i;«»;.  lat. 
siriis,  ähnlich  schon  den  Alten  bekannt),  das 
sind  Erdgruben  und  Gebäude  von  grosser 
vertikaler,  geringer  horinzontaler  Ausdeh- 
nung mit  bloss  vertikaler  Gliederung.  Die 
einzeln,. ,1  Schächte  sind  für  verschiedene 
Qualitäten  bestimmt.  Umfassende  maschi- 
nelle Einrichtungen  dienen  der  zur  Kon- 
servierung erforderlichen  Manipulation  (ins- 
besondere Cmschüttung  des  Getreides)  und 
der  Aufnahme  und  Entnahme  der  Waren. 
.')  Die  Beförderung  des  Handels  nach 
Typen,  welcher  auf  der  Ausbildung  usance- 
raässiger  Qualitätsskalen  beruht.  Diese  Ein- 
richtung erhöht  auch  die  Cirkulationsfähig- 
keit  des  Lagerscheins,  wenn  das  Lagerhaus 
und  dessen  auf  dem  Schein  gemachte  An- 
tralien  so  viel  Kredit  geniessen,  um  die  Be- 
sichtigung der  Ware  und  vielleicht  selbst 
die  Musterziehung  überflüssig  zu  machen! 
Zwei  Arten  des  unregelmässigen  Lager- 
geschäftes sind  zu  unterscheiden.     Bei  dem 
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mregelmässigen    Laj  ilt    im  eng 

Sinne     unpassend    und    verwirrend1)    auch 
Sumnienlagerges.  liäfl   g<  nannt,    erwirbt    das 
für  die  Dauer  der  Lagerzeit  das 

mm  und  trägt  daher  die  voll fahr 

■,.,,-,.    wie  wenn  es  sie  als  Darlehn  eni- 
L.„   hätte:   uewnhnlicher  Sehwund  wird 
Regel    vorbehalten.     Dafür  entbehrt 
der  Eiulagerer  iglichen  Rechts  und 

damit    auch   des    strafrechtlichen    S*  h  tf     - 
wenn   das  Lagerhaus   für  eigene  Rechnung 
den    Vorräten  Waren   entnimmt     Bei 
von    mir    so    benannten    Vermemgungs- 

..  häft  hingegen  wird  der  Einlag 
Miteigentümer    an    dein    gesamten    \  orrate 
Iben   Qualität,    trägt    die  Gefahr  ruck- 
ieh  seiner  Quote,  sov    tt   das  Lagerhaus 
Dicht  haftet,  geniesst  aber  als  Miteigentümer 
=   Iben  dinglichen  und  stral- 
•hen    Schut;     -  genüber    Entnahmen 
des  Lagerhauses    wie    jeder   andere   Eig     - 
tflmer.     In    der  Praxi-  fehlt  aber  dem  ein- 
zelnen Einlaueier  die  Möglichkeit  der  Kon- 
trolle  über  die  wirklich  vorhandenen  Lager- 
mengen.   Diese  Kontrolle  kann  nur  von  der 
öffentlichen  Autorität  ausgeübt  werden.    Das 
Vermengungslag  rg  5t,  wie  das   fer- 

mengui  sd  sitnm  überhaupt,  zwar  der 
Praxis  des  Verkehrs  in  grossem  Dmfange, 
dagegen  der  Jurisprudenz  bis  vor  kurzem 
fest  "aar  nicht  bekannt  geworden.  0  gl. 
gtrohal  auf  dem  22.  Juristentag  189 

Das  deutsche  Handelsgesetzbuch  ent- 
hält bereits  über  das  unregelmässige  Lager- 
geschäft folgende  Rechtssätze:  _ 

1.  Das  unregelmässige  Lagergeschäft  im 
ren    Sinne    fällt    nicht    unter    die    Be- 

Btimmungen  des  Handelsgesetzbuches:  es 
ist  nicht  Lagergeschäft,  sondern  Darlehen 
(§  700  B.G.B.);  um  so  weniger  Lagerhaus- 
arundgeschäft  (§  419  Abs.  3). 

2.  Im  Zweifel  ist  ein  regelmässiges,  kein 
Vermengungslagergeschäft  anzunehmen. 

: ;.  Beim  Vermengungslagergeschäft  wird 
der  Lauerhalter  nicht  Eigentümerdes  Gesamt- 
vorrates, darf  (undmuss?)  aber  ohne  beson- 
deres Teilungsverfahren  jedem  Einlagerei  sei- 
vnteil  herausgeben.  So  übrigens  schon  das 
römische  Recht  fr.  1  §  36  XVI,  3.  Zu  be- 
merken ist.  das-  das  Miteigentum  nach 
richtiger  Ansicht  nicht  erst  durch  die  phy- 
sische Vermischung,  sondern  schon  durch 
Qg  zu  einem  Gesamtvorrat  be- 
gründet wird  ,-.  Adler  L.H.R  S.  149). 

i)  Das  Mietlagergeschäft  und  die 
Lager  miete.    Das    Öffentliche   Lagerhaus 


1  Der  Ausdruck  Summendepositum  be- 
deutet bei  seinem  Urheber  von  Schey  ' 
gationsverhältnisse  S.  377  etwas  ganz  anderes 
als  bei  seinen  Nachfolgern.  Jedenfalls  wäre  beim 
anregelmässigen  Lagergeschäft  von  Mengen, 
nicht  von  Summen  zn  sprechen. 


kann    sein.-  Magazine   auch    \  und 

dem  M  >h1  auf  di      : 

der   wirklich   •  v<         /1U'  v?r" 

Und  zwar  kam 

ien,  dass  rhaus 

zeitig  die  lagerhausi 
mdere   die  Ol 
rungspflichl        übernimmt 
schäft)    oder   dass    es    jede   Manipulation 
mit  der  Ware  and  damit  jede  Verantworl 
keit  ablehnt  (Lagermiete).    Nur  das  erste 
dieser  beid  :ift- 

daher  Handelsgrundgeschäft,  was  nicht  aj 
schliesst,  dass  subsidiär  auch  das  Recht  der 
Miete  in  Anwendung  kommt. 

4.    Lagerscheine,      a)    Das    Einschein- 
system  ist   das  System    der  nordamerikani- 
eichs      itschen,  holländischen,  däni- 
schen, spanis  Gesetzs      ing  und  herrscht 
in  England  und  Russland  neben  dem  Zwei- 
seheinsystem.     Sein  W.  •  teht  darin. 
er  Ware    in   einer 
indossablen   Dispositivurkunde  bekt 
wird    durch  deren  blossen  redlichen  Erwerb 
der   Indossatar   nicht   nur  die   persönlichen 
b      eg       las  Lagerhaus  er!     rt,  son- 
dern   auch   die    Absicht,    Eigentum 
an  der  Ware  zu   erlangen,   verwirk- 
lichen kann,   wenn   auch  die  regel- 
mässigen   Bedingungen    d i e s  e s 
Eiffentumserwerbs(Träaition)nient 

v  o  rhandensind.    I  Das  Pa]  der  verkörpert 

die  Ware.)  '  .    . 

Der  dingliche  Erwerb  durch  Lagerschein 
beruht   nicht   auf  dem  durch  ihn  etwa y 
mittelten  Besitzerwerb  (herrschende  Ansicht), 
vielmehr     tritt     er    unzweifelhaft    auch    in 
Fällen  ein.  wo  zur  Zeit  der  Erwerbimg  des 
Lagerscheines    die   Ware    sich    im   Besitze 
eines  Dritten    (z.  B.   eine-  Diebes)   und   gar 
nicht  im   Gewahrsam   des   Lagerhauses   be- 
findet.    Gerade  für   solche  Fälle  ist  ja  die 
dingliche  Wirkung  vorzugsweise  erforderlich 
(Goldschmidt,   Hdb..   S.   ?01),    da  sonst   die 
ahcheEJageg  -     das  Lagerhaus  genügt. 
Vgl     Entscheidungen   des    Reichsgerichtes 
IT    148     Nach  §  424  des  deutschen  H.c.B.  bat 
die  Oebergabe  des  Lauerscheins  an  den  legiti- 
mierten Indossatar  für  den  Erwerb  von  Rechten 
an  dem  Gute  dieselbe  Wirkung  wie  nie  I  eber- 
tabe   des  Gutes.     Das  Gesetz   bleibt  mit   einer 
solchen  Fassung  jedoch,  wie  ich  wiederhi  ilt  a    5° 
fuhrt  habe,  hinter  seinem  wahren  \\  llleu  zu  ruck: 
denn    der   Erwerb    durch  ein   sachenrechtliches 
Orderpapier    wirkt    anders,    insbesondere    unter 
Umständen  stärker  a)s  die  Oebergabe.    ...  kann 
Eigentum  an  gestohlenem  oder  verlorenem  Gut 
nicht    durch    Oebergabe,   wohl   aber   durch   In- 
dossament   gemäss"  §    36ö    H.G.3.    erworben 
werden,  wenn  der  Erwerber  m  bona  nde  ist. 

Durch  Indossament  -  Lagerscheines 
kann  nicht  nur  Eigentum,  sondern  je  nach 
redlicher  Absicht  auch  ein  geringeres 
[        r.    insbesondere    Pfandrecht    (Art  duy. 
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Z.  2,  B.G.B.),  endlich  auch  gar  kein  eigenes 
i  (Prokuraindossamenl  lerwörben  werden. 
In  Engtand  wird  der  Lagerschein  häufig 
nicht  vom  Lagerhaus  ausgestellt,  sondern 
auf  dasselbe  gezogen  und  heisst  dann  nichl 
Warrant,  sondern  delivery-order. 

b)  Das  Zweischeinsystera  herrscht  in  allen 
päischen  Staaten,  deren  Dagerhausrecht 
hier  zur  Vergleichung  Steht,  mit  Ausnahme 
von  Dänemark.  Holland  und  Spanien,  in  Ar- 
gentina  und  Mexiko,  feiner  neben  dem  Ein- 
scheinsyBtem  in  England  und  Russland.  Es 
ist  eu  unterscheiden  1.  der  englische  Typus. 
Der  Verkäufer,  welcher  die  Ware  gegen  eine 
Anzahlung  verkauft,  behält  den  Warrant,  wel- 
cher dann  mit  den  kontinentalen  Pfand- 
schein (s.  u.  suh  i'i  Aehnlichkeit  hat.  Der 
Käufer  erhält  die  weight-  (gauge-  oder 
lot-1)  note,  in  welcher  ihm  die  Anzalüung  be- 
stätigt und  die  Ware  gegen  Zahlung-  des 
Restkaufpreises  zugesichert  wird.  Die  Aus- 
stellung dei'  weight-note  niuss  aus  dem 
Warrant  ersichtlich  sein.  Wird  der  Rest- 
preis  nichl  innerhalb  der  Frist,  welche 
prompl  heisst.  bezahlt,  so  verliert  der 
Käufer  nach  herrschender  Ansicht  jedes 
Recht  aul  die  Ware  an  den  Warrantbesitzer, 
bleibt  aber  für  die  Zahlung  verhaftet.  Beide 
Seheine  cirkulieren  und  haben  als  documents 
of  title  dingliche  Wirkung.  Nach  diesem 
Systeme  empfängt  nicht  der  Produzent  oder 
der  Verkäufer  Kredit,  sondern  er  gewährt 
ihn  dem  Käufer.  Belehnt  wird  die  ver- 
kaufte, nicht  die  bloss  verkäufliche  Ware. 
I  »er  Absatz,  nicht  unmittelbar  die  Produktion, 
wird  gefördert. 

2.  Der  französische  Typus,  welcher  in 
allen  Ländern  des  Zweischeinsystems  ausser 
in  England  herrscht.  Dem  Besitzscheine 
ist  von  vorn  herein  ein  von  demselben  trenn- 
bare]- (etwa  durch  eine  perforierte  Linie  von 
ihm  geschiedener)  Pfandschein  angefügt. 

Der  Inhaber  beider  Seheine  kann  nun  «) 
beide  Scheine  gemeinsam  durch  Indossa- 
ment weiter  veräussern  oder  verpfän- 
den. Die  Wirkung  ist  dann  dieselbe  wie 
beim  Einschemsystem,  ß)  Den  Besitzschein 
behalten  und  den  Pfandschein  einem  Kredit- 
geber mit  einem  Yen  den  Gesetzen  meist 
als  Indossament  ( Pfandini  lossnmcnt)  be- 
zeii  hneten  Vermerk  übergeben,  durch  wel- 
chen er  dem  Kreditgeber  das  Kocht  ein- 
räumt, sich  aus  den  Waren  zu  befriedigen 
und  für  den  Ausfall  ihn  (den  Darlehens- 
nehmer) in  Anspruch  zu  nehmen.  Es  be- 
steht also  ein  Rückgriff  von  der  Ware  auf 
die  Person,  welcher  zudem  wechselmässigaus- 
let  ist.  Dieses  Rückgriffsrecht  ist  nicht 
auf  die  Person  des  Belehners  und  Darlehens- 
nehmers   be  chränkt,    sondern    pflanzt   sieh 

')  Je  nachdem  ili'-  Ware  pondere,  mensnra 
oder  numero  constat. 


auf  der  aktiven  und  passiven  Seite  Wechsel 
massig  fort.  Der  Pfandschein  mit  dem 
Pfandindossament  gleicht  einer  aeeeptierten 
Tratte,  bei  welcher  die  Ware  die  Bolle  des 
Acceptanten,  der  Darlehensnehmer  die  des 
Ausstellers  spielt.  Wenn  zur  Verfallszeil 
die  Ware  weder  durch  Zahlung  ausgelöst 
wird  noch  den  letzten  Indossatar  des  Pfand- 
scheines durch  den  au  streuge  Formen  und 
Fristen  gebundenen  Verkauf  deckt,  so  er- 
wacht der  springende  Kegress  des  letzten 
Indossatars  gegen  die  solidarisch  verpflich- 
teten Indossanten  des  Pfandscheines,  voj) 
dem  Darlehensnehmer  (Emprunteur)  angev 
fangen,  bei  welchem  er  mit  wenigen  Aus- 
nahmen (s.  u.)  stehen  bleibt.  Zur  Verfalls- 
zeit wird  bei  der  Zahlstelle  Protest  leviert 
und  dieser  notifiziert.  Als  Zahlstelle  fun- 
gierl  mangels  besonderer  Bestimmung  im 
Pfandindossament  nach  den  meisten  Rechten 
der  Entlehner,  nach  österreichischem  Rechte 
das  Lagerhaus. 

Das  Pfandindossament  wird  nach  fast 
allen  Rechten  auf  dem  Besitzscheine  genag 
vermerkt,  nach  den  meisten  auch  in  ein 
von  dem  Lagerhausunternehmer  geführtes 
Buch  (Lagerbuch)  eingetragen. 

Der  Darlehensnehmer  hat  nun  den  mit 
Pfandindossament  versehenen  Besitzschein 
in  Händen.  Er  kann  mittelst  Indossament 
desselben  die  belastete  Ware  veräussern, 
wobei  ihm  die  Pfandsumme  auf  den  Kauf- 
preis angerechnet  wird. 

An  sich  übernimmt  der  Käufer  des  Be- 
sitzscheines damit  keine  persönliche  Ver- 
pflichtung. Nur  hat  er  als  Eigentümer  das 
Interesse,  die  Ware  durch  Auslosung  ziu- 
Verfallszeit  vor  dem  exekutiven  Verkaufe 
zu  schützen.  Nach  den  Rechten  von  Italien 
(a.  M.  Navarrini)  und  Belgien  haftet  er  je- 
doch den  Indossataren  des  Pfandscheines, 
dem  Aussteller  des  ersten  Pfandindossa- 
ments, dann  auch  allen  seinen  Vorindossanten 
auf  Zahlung  des  durch  den  Pfandverkauf 
nicht  gedeckten  Teiles  der  Pfandsumme. 
Gegenüber  dem  englischen  Systeme  hegt, 
aussei-  der  Zulässigkeit  des  Regresses,  na- 
mentlich der  Gegensatz  vor,  dass  in  der 
Regel  der  Verkäufer  nicht  bei  Gelegenheit 
lies  Verkaufes  dem  Käufer  auf  die  verkaufte 
Ware  Kredit  gewährt,  sondern  auf  die  unver- 
kaufte Ware  Kredit  nimmt  und  dass  der 
Käufer  später  die  zu  Gunsten  eines  drit- 
ten Kreditgebers  belastete  Ware  erwirbt. 
Dies  ist  der  von  der  Gesetzgebung  vor- 
ausgesehene und  gewollte  -Gang«  des 
Doppelscheines  der  kontinentalen  Systeme. 
Gewöhnlicher  ist  der  erste  (auch  in  Oester- 
reich,  wo  ihn  Rauda  |Üesterr.  Eigentums- 
recht, 1893,  S.  321J  jedoch  für  unzulässig- 
erklärt). 

c)    Der    Pfandschein     als     Bank- 
papier.     Wo    ein   ausgebildetes    Warrant- 
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,   besteht,   gipfelt   es  dann,   dass 
schein  bankfähig  ist.  nicht  bloss  in 
5    Sinne,    dass    der    Warenlombard    der 
Mken  die  Form   des  Warrantdiskonts  an- 
inunt      sondern    in    dem    engeren    Sinne. 
die  Zettelbanken    nie    von    ihnen   cüs- 
rten    Warrants    unier    ähnlichen    Be- 
,.,,.„    wie  die  Wechsel  in   die   Noten- 
einrechnen dürfen. 
..,  oesterreich    (G.  i    12.  Juni  1 


ägend  fnn  liertenLa  '■'  ;'u 

,lann   i  Cenrrinhandels. ;  Bei 

ü,  tsprechen    jedem  Schlussbrief  nur 

zum  geringsten  Teile  wirkliche  La 
denen  nach  «lern  Gesagten  wi 
nur  zu  einem  Teile  wirkliches  Getreid 
spricht  Ich  zweifle  nicht,  dass  diese  P 
zierung  des  Kreditsystems  ein  papiernes  Ge- 
treide schafft,  dessen  Wettbewerb  aul 
Landwirtschaft    schwer    last. 


So  in  Oesterreich   (G    y.  IL-    ..im.     -    ■    -     <     -,,   .  ,,  /,.,,,, 

PMakreich,   Italien,   Beider ^•Gewöhnlich  Aufga  S     ^    ^ 


.   der   für   die   Bankfähigkeit  des 
5els    geforderten    Unterschriften    ' 
ffan-ant    mit    Rücksicht   auf   die   dingliche 
Sicherheit  nachgesehen.  . 

Es    ist  sehr  fraglich   und   bestritten,    ob 
d  Krisen/.eiten    der  nicht   ganz   leicht  und 
ächnell    durchsetzbare    und    subsidiäre    Ke- 
gegen  die  Indossanten   dem  Warrant 
ade  Sicherheit  verleiht. 
Für   die   italienischen   Banken    ist   denn 
aHCh   die    merkwürdige    und  nach  anderei 
QRS  bedenküche  Praxis  bezeugt,    dass 
neben  dem  Warrant    auch  ein  Wechsel  mit 
[ben  rnterschriften  gefordert  wird,  wo- 
durch  die  Verbindlichkeit   des  Indossanten 
zu  einer  principalen  wird.     Aehnhches  wird 
aus  England   berichtet. 

5.  Volkswirtschaftliche  Fragen.    J 


durch     Kontrollmassregeln     für    das     Ver 
mengungslagergeschäfl     und    durch    \ 
des     imregelmässigen     I  läftes    ird 

engeren    Sinne    der    Entstehung    und    der 
üebertragung  der  bekannt  geworde 
amerikanischen      und     französischen     Miss- 
bräuche  auf  deutsche  Verhältnisse  entg 
zutreten.  .  „      . 

Mit    weit    mehr  Wucht   wird  das  /. 
scheinsystem   angegriffen,    und   zwar   aber- 
mals   von    zwei    einander    ausschliess 
Standpunkten  aus. 

ai  Die  eine  Grnppe  von  Gegnern  dieses 
Systems  erwartet  von  dem  Zweischeinsys- 
eine  mächtige  Steigerung  aller 
Wirkungen  des  Lagerhanssystems.  Am  be- 
achtenswertesten ist  die  Sorge  vor  der 
Steigerung  der  Spekulation  und  der  I 


SÄSTää  sbs  Sa?  fÄ 


i    der   landwirtschaftlichen,    ß)    der   indus- 
triellen Produktion,  y)  der  Konsumtion. 

"  Vi  •  Die  in  Deutschland  ungemein 
heftige  agrarische  Opposition  ist  nur  aus  der 
meines  Eraehtens  völlig  berechtigten,  aber 
nicht  immer  gut  beratenen  Furcht  des  deut- 
schen Landwirtes  vor  den  1  mtrieben  der 
Spekulation  zu  erklären.  Wenn  man  auch 
die  Gefährliclikeit  des  Blankoterminhandels 
o-eo-eu  die  noch  vorherrschende  Meinung  der 
Volkswirt-1!  anerkennt,  so  ist  doch  nicht 
einzusehen,     dass     das    Zweischemsystem 


leuchtend     sind    die 

welche  die  gemeinsame  Lagerung  bietet, 
ferner  der  Nutzen  der  Freilager  A\  emg 
tten  ist  der  Vorteil  der  Mobilisierung 
der  War-  durch  einfachen  Lagerschein  mit 
dinerlicher  Wirkung.  Geltend  gemacht  wird 
n  diese  Einrichtungen,  dass  sie  die 
Ai  äschreitungen  der  Spekulation  und  die 
Ueberproduktlon  in  den  eingelagerten  Ar- 
tikeln unterstützen  infolge  der  Möglichkeit, 
das  Lagergut  gegen  billigen  Lagerzms 
hei    erleichterter    Kapitalbeschaffung    dem 

-  m  vorzuenthalten;  von  ander. , ■& ate  £■";"  'die"1&efah^n  des  befürchteten 
wird  umgekehrt  geltend  gemacht  dass  das  g™  Preisdruckes  vermehrt.  Der 
Sichtbarwerden  der  Vorräte  m  den  Lag«-  »"£»*£  ^^„hemsystems  kann  weder 
häu-rn   (visible  supi^y)   die  Pieise  itrmke    -uau  e  Abschnittes    ge- 

Dieses    letzte    Argument    verdient    insofern :  ,he    m      An  tan       ^         ffirchtenden  Ml_ 
Beachtung,   als   es  im  Vereine  mit  dei  Be-   ^erter^  ™^^       ^ 
hauptung    gefälschter    Statistiken    über   die   1   am ta  <teunr^elna^ 
sichtbaren    Vorräte    in    den    nordamenkam-   f^^^l^on    erschwert      Be- 
schen  Lagerhäusern    auftritt   und   als  wirk-   lautere *    Baisse     ^  Schuhmacher 

lieh   die  Gefahr   besteht,    dass    durch    will-   ^ichnend  ist    da^f  ^     Interessen    der 
kürliche    Vermehrung    und    Verminderung   (LX.V    SÄjgffiS  der  Einführung 
der    Ablieferungen    und    der    Lageren    gJ-gGjjgJÄ Nordamerika  im  V 
künstliehe    Anregungen    für   die    Agiotage   ^iscneins^  ^  me 

,   schaffen  werden.     Weit  schwerer  als  die   stehen      ^™^         -freie    Ausbildung 
bisher  geäusserten  Bedenken  wiegt  die  T ha  -   jede     ™^™™      ganz    überwieg 
sache    und    der    Verdacht,    dass    das    Ver-   des    I*S|™™^   effektiven  Waren  und 
mengungslagergeschäft      von     Lagerhausein    ,  u  den  Handel   u e  „^ 

und\ler  Spekulation  dazu  mißbraucht  wird    toSjpetaJata^Ja    Verlausen    der   Land- 
unfundierte  Lagerscheine  i  spunous  W  arrants  I         Em    1  iei 

auszugeben  (Böhm),  so  dass  der  Lagerschein   —  w;p(lpnfeld   sub  voce  Getreide- 

7u  einer  nicht  mehr    vollgedeckten  Waren-  '    S.  z.  B.  Wwdenteia   >uo 

bsb^mlere  Ge^idebanknote  wird.    Diese   Handel  oben  Bd.  U   >•  291  ff. 


Warrants  heine)  und  Lagerhä 


Wirtschaft  wie  jeder  Produktion  ist  es  da- 
-  die  Einrichtungen  des  Warrant- 
mes  so   e  werden,  dass  sie  in 

möglichst  weitem  umfange  dem  Produzenten 
ohne  Vermittelung  des  Händlers  zugängig 
sind.    Namentlich  ist  da-  i  -  kauf- 

männischer   Unterschriften    für    die 
fähigkeit    des    Warrants    störend,    aber    so 
lange  notwendig,  als  nicht  für  entsprechende 
Organisation   des   landwirtschaftlichen   Kre- 
dit« -  ist. 

Ad   S    Von    industrii  I  i  wird  fast 

ausschliesslich  dieGefahr  der  Ueberproduk- 
tion  betont,  und  es  ist  ja  im  Gegensätze  zu 
dem  für  die  Landwirtschaft  Bemerkten  ge- 
5.  dass  jede  Kreditorganisation  auf  in- 
dustriellem Gebiet  [  erproduktion 
äbraucht  werden  kann,  und  zwar  um 
so  ehei'.  je  zweckmässiger  sie  ist.  Sie 
bleibt  aber  dennoch  namentlich  im  Inten  — 

kleinen    Produzenten    unenl 
lieh.     Und  nicht  zum  geringsten  entstammt 
die    vereinzelt.'  Opposition   der  Grossindus- 
triellen    der   engherzigen    Furcht    vor    der 
urrenz  der  kleinen.    Immerhin  werden 
zwar  nieht   die  Industrieen,  aber  doch  ein- 
u  ht,  während  die  ge- 
samte Landwirtschaft  sich  nur  V 
hen  darf. 

Kinen  unmittelbaren  Preisdruck  durch  die 
auf  das  Lagerhaussystem  gestützte  Spekulation 
hat  die  mdnstrie  so  wenig  wie  die  Landwirt- 
schaft zu  fürchten 

Ad  .      Eine    Besorgnis    vor   üblen   Wir- 
kungen   •''  ;    rhaus-    und    Warrantsys- 
tems,    vor  der     Gefahr,    das-  der  erspriess- 
Abfluss  der  Waren    vom  Markte  zum 
Konsumenten       unwirtschaftlich      gehemmt 
wird     iA.  Wagner),  ist  allerdings  auf  seiten 
der    Konsumenten    nicht    ganz    ungerecht- 
Büeksicht   wird  aber  durch 
cd    Konsumenten   mil 
kommende    Verbilligung  des   Pj 

eji  r   Kosten,    durch 
'  »effentlichkeit  rhäuser,  welche 

Ringbildui  s  awerl .    erhebhch    über- 

wogen.   Bezeichnend  genug  ist,  dass  dieser 
relativ    t  •       titigt  äpunkt    in 

Diskussion  am  wi  i  ervortrat, 

b)    Während     wir     hier    Befürchl 
cten    gelernt    haben,    welche    eine    Üefe 
Wirkung    des  Zweischeinsystems    zui 
tzung  haben,  wird  es  von  ai 

i     Dnbrauchbar]  |    Wir- 

jslosigkeit     angegriffen.      Aus    diesem 
de    erklärte    sich    auch 

_    auf   Antrag    des    Koi 
Simon  Einführung  in  Deutsch- 

.  ob  wir  dessi 
Kntil  en  können,  ohne  aui  alle  Vor- 

zu   verzichten. 
Nicht    zu    leugnen    sind    nämlich    die 


völligen  Misserfolge   des  Zweischeinsj 
in  Bremen  und  in  Oesterreich, 

•n  Jalrren    1899    und    1900  wurdi 

in  Oesterreich  gar    keine  Warrants  voi 
Zettelbank  i  seomptiert.     Die  Summe  - 

I    -    rbüchern  der  österreichischen  öffent 
liehen     Lagerhäuser    eingetrageneu     P 
summen    betrug    nach    einer    von    uii 
Grund      amtlicher     .Materialien      . 
Stichprobe  im  November  189G  141700  K. 

Dagegen     betrug    der    Warrant.  - 
der   Zettelbank    in  Ungarn    im  Jahre    189! 
j  11317920  K.:    im  Jahre    1900  5  559  600  K 

-  hr  heck  sind  die  Pi'andsumtnen,  w- 
die  Lagerbücher    der    französischen    L 
hausgesellsehaften   ausweisen.     Thallei 
in  den  aunales  de  droits  comm.  1S9J 
folgend    Ziffern  mit: 

Das  Comptoir  des  entrepöts  et  mag.  g 

in  Paris  wies  im  Jahre  1892  232  um 

die   Comp,    des    doeks  eutrepots    du    tl 
1  1.  500000  Eres,  aus. 

Die  Bank  von  Frankreich  weist  in  i 
Berichten  die  Ziffern  des  Warrantescon 
nicht  getrennt  von  denen  des  Weeh- 
comptes  aus. 

In  Italien  bewegte  sich  der  Warrant- 
escompte  der  Zettelbank  von  den  Jahren 
1894  -1898  mit  steigender  Tendenz  in 
ideD Ziffern :  L. 2  105233,00;  884795,95; 
1595364,80;  _3091027,30;  5  042104,32 
Navarrini  S.  177. 

In  Belgien  variierten  die  V.  rsi  b  isse  der 
Zettelbank    bis    zum   Jahre    1892    zwischen 
rund    21 2  und   20  Millionen  Frcs.     Spa 
I  taten  besitze  ich  nicht. 

Die  Ursachen  der  sich  zuweilen  zeig  - 
den  Misserfolge  des  Zweischeins3-stemß 
-  a  nicht  in  mit  diesem  System  untrenn- 
bar verbundenen  Mängeln,  sondern,  abg  - 
von  für  den  Warenlombard  überhaupt  un- 
günstigen Konjunkturen,  in  der  namentlich 
auch  in  Oesterreich  unglücklichen  tech- 
nischen und  legislativen  Ausgestaltung. 
Den    fühlbarsten   Mängeln    würden    fol- ; 

--"mimen  entsprechen: 
")  Erleichterung    der    Prolongation    der 
Warrants,  huld.     namentlich    Sicherun-'    der 
juristischen    Stellung     des    prolongierenden 
Kreditgebers. 

ß  Ermöglichung  des  Bezugs  derwairant- 
mässig  verpfändeten  Waren  vor  Verfall  ohne 
l.ar.-  Deckung  zum  Zwecke  der  Vermeidung 
des  Ziusverlustes. 

r)  Geheimhaltung  des  Namens  des  Ent- 
re  (d.  i.  des  ersten  PfandindossantenJ. 
Die  Eintragung  des  übrigen  Inhalts  des 
ersten  Pfandindossaments  in  das  Lagerbuch 
braucht  deshalb  nicht  geopfert  zu  werden. 
8)  Möglichste  Sicherung  der  Pfandschein- 
schuld, 

1.  durch  das  englisch-belgische  System, 
nach    welchem     der'  Inhaber    des     Besitz- 
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■hoinrs  in,  Falle  der  Nichtzahlung  bei  Ver- 
|i  jeden   Anspruch  ant    die  Ware  verliert, 
,1,,,,-U    prinzipale    wechselmässige 
,  der  Pfandscheinindossauten,  welche 
,„.„     .    nich1   hinter  der  Ware  harten 
Der  Zahlende  soll  dafür  alle  Rechte 
,.   der  etwa  unverkauften  Ware  erwerben. 
I:l(l,nvh  erst  wird  der  Pfandschein  zu  einem 
ll,, ,    Anforderungen    entsprechenden  ltank- 
e.     Denn    der   Einklagung    des    Alls- 
tes   wenn    das  Pfand    exekutiv    verkauft 
,„,!,,,  ist    als  einer  nicht  von  vorn  herein 
Wichen    Sum.no.     fehlt    es    heute    an 
„sualer  Schneidigkeit  und  Energie  (vgl. 
.„!,,,.).    Dies  hat  wieder  zur  *olge,dass 
B  die  Zahl  und  Qualität  der  Unterschriften 
Anforderungen  gestellt  werden,  welche  den 
Produzenten   vom  Bankkredit   faktisch  aus- 
;chliessen    und    bei    welchen    der .  Kredit- 
,„(,,    ,!,.,„   Wool,.ol,.sonmpte  gegenüber 
wenig  erspart,   obgleich  er  das  Odium 
i  n-enverpfändung  auf  sich  nehmen  muss. 
,    Herabsetzung    der  Stempelpflicht    auf 
las  mindeste  Mass. 

1-t  das  Zweischeinsystem  nach  diesen 
Grundsätzen,  mit  voller  Berücksichtigun 
,1er  juristischen  Technik,  ausgebildet,  so 
kann  ihm  die  Blüte  nicht  fohlen,  wenngleich 
in  vielen  Fällen  noch  immer  statt  des 
Pfandindossamentes  das  sub  4.  b,  2,  a  ge- 
schilderte Verfahren   gewählt  werden  wd. 

Mtteratur:  Adler,   Das  Oesteirfchische  Lager- 
„echt,    Berlin    1892.      Dateibit    ausführliche 
aturanqabcn.         Hervorzuheben:        Gold- 

schmhlt.    il <b.    des  U.R..    i   76.-    Georg 

Colin,     in    Endemanns  Handb.,    111.    $   *■>-  — 

hoch.     Abhandl ien,    Xr.  IS.    —    1  "»«'"'■ 

i ,,.„   des  XXI.  Deutschen  Juristentages  1891 

:„„;,„,„.    Georg  Colin,    Cosack  und  Simon). 

Seither:    Jtathgen,    s.   v.    Lagerhäuser    und 

Warrants    in    Elsters    Wörterbuch   der    Volkswirt- 

.  _    Simonson,   Zeitschrift  für  Handels- \ 

XLV,   S.  550.  -  Schuhmacher  tn    Con- 

Jahrb.,    Bd.    65    «.    66.    -   Böhm,    LH, 

Kornhäuser,    Stuttgart  1S98.  -  Soesicke,   Des 

silos    ,)    bles  en   Allemagne,    in  dem    Bericht  des 

Conqresde  la  vente  du  blis,    Versailles  1900,    Ver- 

,  lmprimerie  Äubert.    -  Ruhland,    lor- 

ganüation    de  1 nte  de  bles  dans  l'Amenque 

mt ü  eod.-  h,<  zweiten  hier  , „cht  mehr 

benutzten    B I<     derselben     Publikation    , 

Wbeiten  von  J>rv   (S.  207,  MS),  Corell(S.     U  , 
Charonnat  (S.  338),   l:>"     v     ''      P«'*"" 
_  Oesterr.  Ackerhauminustenum, 
Das  Getreid,    im  Weltverkehr,    Wien  bei  Wilhelm 
Frick  1900,   III.  Bd.    Erläuternde  Bemerkungen 
W    54— 56.  —  Fleischmann   mEgersZntr 
{bahnrecht    Bd.    XVI,    S.    S7S  f.; 
Surehard    eod.    S.  181  ff.,    285 ff.,    SS9ff.und 
XVII     s    82 ff.   —  Cosack,    Lehrb.    des   Han- 
delsrechtes 5.  Aufl.,   u  ioi,  10*.  -  •'<"'•;■ 

Geschichte     der     OesterreicUschen    Land- 

1    Forstwirtschaft    und    ihrer    Industrie    18JS 

bis  1898«,    Wien    1899    (Jubiläumswerk)   und  im 

ehischen    Staatsworterbuch    s.  v.   Lager- 

häuser  I    Warrants.  -  Amoul,  Awiales  Je 


,,  Thaller,  eodem 

\  III    s.   '■•'■         IHibron,    Docks  et  warrnnto, 
/v  |  i  ivante,    Vrattato  teoi 

,/,  diritto    comm al !.    HI.    n.    1280  t  seg. 

\,,i  ,n  rini.   ,    Uagazzini  gi  m  rali    mit  um- 
fassenden   LiUeraturanqaben  .     insbes* 
historisch*  Tnglts  Palgräve,  D 

,,,-  p„nt.  cconomy,    London,    B:    v.    Dock,    D 
Warrant.  -  Vrancois  in  Say's  Nouv.  diel.  d'ec. 
pol  s   v.  Magasins  >/■'»■■  Warrant        Interessante 
geschicMiche  Not  mtteis,    Vrapexiticai 

Zeitschr.    der    Sa'Hgi  \  AbL 

Bd  s  Kofi  Adler. 


Wassergenossenschaiten. 

1   Begriff     Geschichte  der  Gesetz- 
gebung.     II.   Das  in  Deutschland  gel- 
tende Recht.     l.Kechtliche>aturmi.l  \ 
der  W     2   Wirkungskreis  der  W  .    3.  Die  üe- 
orun.luno-  der  W.    a)  Voraussetzungen     1-   Der 
die  Genossenschaft  begründende  \  erwaltungsakt: 
tf  Das  Verfahren.     4.  Beitritt  und  Ausscheiden 
,,„,.  Genossenschaftsmitglieder-    o.  Orgamjwtafla. 
6   Die  Genossenschaftslasten  und  der  Massstah 
ihrer  Verteilung.    7.  Staateaufsicht.   8.  Autlosung 
der  W. 

I.  Begriff.  Geschichte  der  Gesetzgebung. 
Wass er genoss ens chaf  t en  sind  Ver- 
bände  von  Grundeigentümern   zum  Zwecke 
gemeinsamer  Begründung  und  Unterhaltung 
wasserwirtschaftlicher  Unternehmungen iln 
diesem  allgemeinen  Sinne  umfasst  das  wort 
\\  assergenossensehaften«  auch  die  Deich- 
verbände(s.d.Art.Deich-wesenobenBd. 
III    S   141  ff.),  doch  pflegt  der  wissenschaft- 
liche insbesondere  aber  der  gesetzgeberische 
SDrachKebrauch  derjenigen  Länder,  in  denen 
l;',rht    und    Technik    des    Deichwesens    zu 
höherer    und    intensiverer    Bedeutung    ge- 
luvt    sind,     die     Deichverbände     als    ein 
selbständiges,    eigengeartetes    Rechtsinstitut 
zu   behandeln   und    sind   alsdann  unter  dei 
|  zusammenfassenden  Bezeichnung  »W  asserge- 
nossensehaften    die  w as s er w ir t s c h ält- 
lichen Verbände  ausser  und  abge- 
sehen     von     den     Deichverbanden 
Verstanden.     Diesem    Sprachgebrauche   sich 
anschliessend  bezieht  sich  auch  die  folg 
Darstellung  auf  das  Recht  der  Deichv  erl 
welches    in     dem    Artikel    Deichwesen 
abgehandelt  wurde,  nicht 

°Die     Geschichte     der    Wawageiiosflen- 
schaften    in    dem    vorstehend  ^ 

Rahmen    und    specil  ÄfdiTto 

so  alt  und  auch  nicht  so  reichwie  die  da 
Deichverbände  (vgl.  oben  Bd.  III.  S  14  rt^ 
Das  Mittelalter   kennt   J^^^£. 

Gemeinschaften   zu  a^der^f/Ät?l- 
i;^i1011    7wpcken    nur   in   Gestalt    dei   öiei 
^bänirÖTer     .Sielachton     (Schleusen- 
veAände)    von  denen  bereits  oben  Bd.  III. 
S   142   im  Zusammenhange  mit  dem  mrttel- 
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alterlichen  Deichwesen,  die  Kode  war.1)    Die  Zwangsh  Wässerungsgenossenschaft  ven 
Sielverbände    waren    territoriale    Zwangsge-   und    als   deren    Organ   den    Wiese 

-  haften,    welche,    der    Kegel    Dach   bestellt.      Es   folgt    die   preussische  I 
einem     Deichverbande     eingegliedert     und    setzgehung.    Das  preussische  Geset: 
untergeordnet,  dem  Specialzwecke  der  Ent-    B>  -    der  Privatflüsse  vom  28.  Fei 

w5se  e    Binnenlandes    (s.   oben   Bd.    LS43  (s.  im  Art.  Bewässerung  und   1; 

111.    S.    1-41»    zu    dienen    bestimmt    waren,    wässerungsrecht  oben  Bd.  II,  S.  7811 
Ehmchtung  und  Unterhaltung  von  Schleusen    brachte  in  seinem  3.  Abschnitt  Vorschriftai 
und  Abzugsgräben  (Sielen»  behufs  Ableitung   über    Genossenschaften  für  Bewässerung 
Binnen-   oder   Durchstauwassers ,    d.  h.    lagen    .   welche  von  dem  Bestreben  geleiu 
-    dem  Binnendeichlande   von   innen  oder   sind,   in  möglichst  umfassendem  Masse  Ek 
von    weiten    zurückgelegenen    Flächen    her   Wässerungsgenossenschaften,  sei  es  auf  Gruo 
im    Debermass    zuströmenden    und    kultur-   freiwilliger  Vereinigung  der  Beteiligtei 
schädlichen   Wassers   durch  die  Deiche   hin-    >-    dui.h    -taatli'-!i"ii   Zniin-.    ins    i.   ■■ 
durch:  das  waren  die  Thätigkeiten.   welch,,   rufen.     In    erster  Linie   waren   Zwangs 
vornehmlich  den  Wirkungskreis   dieser   eng   genossenschaften    in    Aussieht    genommen 
mit     den      Deichverbänden     verwachsenen    Es  sollten,     wenn  Unternehmungen  zw 
Elntwasserungsgenossenschaften     ausfüllten,   nutzung  des   Wassers,   deren  Vorteile  < 
Ausser  den  Sielachten  mögen  allenfalls  noch   ganzen  Gegend  zu  gute  kommen,  um  d 
die  Wiesenbewässerungsgenossen-   ein    gemeinsames     Wirken     zu    stände     zi 
Schäften,     Ven  larlicher   bringen  und  fortzuführen  sind,  die  Bet 

Wies  r    zum    Zwecke    der    gemein- j  ten  zu   gemeinsamer  Anleguug  und    I 

Samen  Herstellung  und  Unterhaltung  von  haltung  "  der  erforderlichen  Wasserwi 
Berieselungsanlagen  im  Interesse  der  Boden-  durch  "landesherrliehe  Verordnung  verj  ; 
melioration,   hie   und   da   bis  in  das  Mittel-   tet    und    zu    besonderen    Genossenseha 

r  zurückreichen  (A.  Anschütz,  Die  vereinigt  werden«  (§  56  des  angef.  Ob- 
deutschen  Wiesi  igenossenschaften,  in  Bek-  setzes).  Das  Statut  einer  solchen  Genossea- 
ker  undMuthi  r,  Jahrb.  d.  gem.  deutschen  schaff  wurde  uno  aetu  mit  der  Begründung 
ts,  1859,  S.  396 ff.).  Zu  Beginn  der  gleicherweise  im  Wege  der  Königliehen  Ver- 
neueren Zeit  treten  solche  Wi^sengenossen-  Ordnung  erlassen,  nachdem  vorher  eine 
Schäften  häufiger  auf.  und  das  18.  Jahr-  rechtlich  bedeutungslose  Anhörung  der  Be- 
hundert    ,  bereits    als    Gegenstand    teiligten      mit    ihren   Anträgen   und  Eriune- 

-   äetzgel  her   und   administrativer   Für-   rangen«    stattgefunden   hatte.     Nur  für  den 

Staat.-,    wobei  es  sich,   durchaus   Fall,    dass   die   Genossenschaft   unter  freier 
der    damaligen   polizeistaatlichen   Zustimmung  aller  Beteiligten  zu  stände  gje- 
Auffassung    des     Korporationswesens,     vor  kommen   war,    war  nachgelassen,   dass 
m    um    die    Herstellung   und   Durchfüh-  Statut  anstatt  durch  landesherrliche  Oktro 

rmöglichsl  strengen  Staatsaufsicht  rang    durch    Vereinbarung    der  Beteiligten 

die    Thäfigkeit   der   von   altersher  be-   unter   hinzutretender    ministerieller    Genehr 

aden  oder  neu  sich  bildenden  Genossen-  migung   Gesetzeskraft   erlangen  sollte  (§  .".7 

Als    Beispiele    solcher  a.  a.  0.).     Durch  G.  v.  11.  Mai  1853  wurden 

von    Staatswegen     erlassenen      'Wiesenord-   diese  Bestimmungen  des  Privatflussgesetz  - 

sensverwandt   mit   den   deich-  auch  auf  Entwässerungsanlagen  ausge- 

zeüagen    i  d    früher,    seit    dem    16.   dehnt,   dabei  jedoch   die  das  Zwangsprincip 

Jahrhundert  et  Deichordnungen«;   einschränkende  Bestimmung  getroffen,   das* 

vgl   oben  Bd.  III-  S.   L45)   seien  hier  ange-   Genossenschaften    für-  Drainageanlagen    nur 

Eühri  it  für  die  mit  Schle-  auf    Grund    freiwilliger    Zustimmung    aller 

leine  ■ 
noch 


sien  verbui  i     rlausitz  vom  18.  August  Beteiligten    gebildet   werden    sollten 

1727   (Lette  u.  v.  Roenne,  Landeskultur-  Klausel,    die    sieh    aus    der    damals 

■  Inung  schwankenden  Meinung  über  den  Wert  und 

vom    18.  Dezember  die    Nützlichkeit    der    Drainage    sowie    aus 


1790  (Weistum   der  Nas  i   Ges.  III. 

190,  vgl  oben  Bd.  II.  s.  783). 

An  diese  älteren  Wiesenordnungen  knüpft 


dem  unentwickelten  Staude  der  Kulturtechr 
nik  erklärt).  Diese  —  durch  V.  v.  28.  Mai 
1867  auch    in  den    neuen  Proviuzen    i   age- 


die   Wassergenossenschaftsgesetzgebung  des  führte  preussische    Gesetzgebung    von 

19.  Jahrhunderts  an.     Voran  geht  das  gross-  1843/53  durfte    nach  mehreren  Richtungen 

herzoglich  hessische  Wiesenki  i    etz  vom  hin    als    unvollkommen    und  verbesserungs- 

7.   Oktober    1830   (s.   Zeller,   das  Wiesen-  bedürftig    bezeichnet    werden.      Fehlerhaft 

kulturgesetz.    Darmstadl   1843),    welches   in  war   zunächst   die   allzuweit  gehende  Aus- 

jeder  Gemeinde  die  Wiesenbesitzer  zu  einer  dehnung  des  Beitrittszwanges,  der  zufolge 

■sehen  von   dem   Specialfalle   der  Drai 


'■  Vgl.  neuest  bs  J  Gierke,  die  Geschichte 
des  Deutschen  Deichrecht-  (1901  .  S.  209f£ 


Genossenschaften)  selbst   wider  den  ein- 
mütigen Willen  der  Interessenten  ihre  zwang* 


Wassergenossenschaften 


671 


l'„-  oder  Ent- 


Vereinigung zu  einei    - 
mngsgenossenschaft    im   Verwaltungs- 
erfolgen konnte.    Sodann  war  die  un- 
Berücksichtigung des  Gedankens 
elbstverwaltung  und  korporativen  Auto- 
b  zu  beanstanden,  [n  auffälligem  Gegen- 
jatze  zu  der  Regeneration  dieser  Gedanken 
lem  Gebiete  des    Deich-«  esens,  zu 
l,.,-    Ausgestaltung    der   Deichverbände    im 

Sinne    der    Anforderungen     gen nselia  t- 

Selbstverwaltung  durch  das  preussische 
Deichgesetz  vom  28.  Januar  1848  (vgl.  oben 
IM   in  s.  146,  150 ff.)  glichen  die  auf  Grund 
,.  von  1843   und  1853  gebildeten 
,  rgenossenschaften  weit  mehr  dem  ob>  n 
M1S.  Uö.  140.  153,  157  erörterten  und 
ächaiüichten    Typus   der   Lasten  veitei- 
.,„,,,,;,,  ^  dem  des  Selbstverwaltungs- 
körpers    der    mit    subjektivem  Anrecht  auf 
Wirkungskreis   beliehenen    öffentlich- 
rechtlichen    Genossenschaft     (vgl.     hierher 
\     ^schütz  a.  a.  0.  S.  413  ff.,  Gierke   Ge- 
nschaftsrecht   I,  S.  778,    Rosin,   Recht 
der  öffentlichen  Genossenschaft,  S.  80).  ) 

Die    Fortbildung    des    Wassergenossen- 
sdiaftswesens  nach  dem  Riehtmass  der  vor- 
Imeten  Anforderungen   und  Pnncipien 
og  sich  zunächst  ausserhalb  Preussens. 
Die  umfassende   legislatorische  Behandlung, 
welche   das  Wasserrecht   in   den  deutschen 
Mittelstaaten,  zumal   in   Bayern   und  Baden 
erfuhr,     zog'     auch    die     Verhältnisse    der 
Wassergenossenschaften    in    ihren    Bereich 
(Rosin   a.  a.  0.    S.  81).     Die    einschlägigen 
immungen  der  bayerischen  Wa 
I  sgel  Hing  von  1 852 1  s.  im  Art.  E  n  t  w  ässe- 
'  u  n  d  ~E  n  t  w  ä  s  s e  r u  n  gsre cht  oben 
Bd.Ill,S.655)  finden  sich  in  dem  Gesetze  über 
I  Be-  und  Entwässerungsunternehmungen  zum 
Zwecke  der  Bodenkultur  vom  28.  Mai   1852. 
bis  der  Gesetzgebung  der  übrigen  deutschen 
Mittelstaaten  ragt  dann,  ausser  einem  hessi- 
o    Gesetz    über    Entwässerungsanlagen 
vom  2.  Januar  1858   (seither  längst    ersetzt 
durch    neuere  Gesetze)   insbesondere  hervor 
die    Regelung    des    Genossenschaftswesens 
durch    das    badische    Wassergesetz    von 
1876  (heute  ebenfalls  der  Geschichte  ange- 
fcörig    s.  unten).      Ein  gemeinsamer  Grund- 
satz 'dieser    mittelstaatlichen    Gesetzgebung 
war.  dass  die  Bildung  von  Zwangsgenossen- 
schaften nur  für  die  Ausführung  und  l  nter- 
baltung  von  Be-  und  Entwässerungsanlagen 
und    nur   unter   der   Bedingung    zugelassen 
war.  dass   eine   qualifizierte  Mehrheit  —  m 
der  Regel  die  Besitzer  von  mindestens  zwei 
Dritteln  der  als  örtlichen  Wirkungskreis  der 

i)  \uf  dem  gleichen  Standpunkt  wie  die 
preussischen  Gesetze  von  1843  bezw.  18o3  steht 
■las  sächsische  G.  v.  15.  August  18o5,  wel- 
ches im  übrigen  nur  Genossenschaften  (stets 
Zwangsgenossenschaften)  zur  Ausführung  von 
Wasserlaufskorrektionen  kennt. 


Genos  i       in    Aussichl     genommenei 

Grundfläche        dem  I  n*  rael  m<  d   und  der 
liaftsbegründimg  zustimmt 
Einen    weiteren  Schritt    in    <\<-r   Fortbil- 
dung des  Rechtes  dei  Was  i     enossensi  haften 
bedeutet    sodann    die    französisch«    L 
sur  les  associations  syndicales  vom  21.  Juni 
1865.     Dieses  in  Frankreich  wie   in  Elsass- 
Lothringen     noch     heute    geltende    Ge 
dehnt    zunächst     den     Wirkungskreis     de) 
Wassergenossenschaften   bezw.   die  Zwi 
derenthalber  solche  Genossenschaften  gebildel 
werden   können,  in    namhaftem    Masse    aus 
(Zulässigkeit     von    Genossenschaften     zum 
Zwecke  des  Wasserschutzes,  der  Flussr 
lierung,   der  Herstellung  und  DuterhaK 
von   Wasserstrassen  u.  s.  w.)  und  führ! 
dann   eine    neue    rechtliche  Kategorie   von 
wasserwirtschaftlichen  Genossenschaften  ein, 
die    »freien   Genossenschaften      (associations 
libres)  welche  als  rein  privatrechtliche,  nach 
dem    System    der    gesetzlichen    Normativ- 
bestimmungen   ohne   administrative  Geneh- 
migung   oller    Vermittelung    sich   bildende, 
staatlicher   Einwirkung   und   Aufsieht   nicht 
unterstellte  Korporationen  in  Gegensatz  ge- 
stellt   sind    zu    den    öffentlichen,    oder,  wie 
der  französische  Gesetzgeber  sich  ausdruckt, 
»autorisierten      Genossenschaften  (asso- 
ciations autorisees),  körperschaftlichen,  durch 
konstitutiven    Verwaltungsakt    begründeten 
Verl  landen  des   öffentlichen   Rechts,  welche 


nach  Massgabe   ihrer  Pflichtstellung  gegen 
über  dem  Staate  der  Beaufsichtigung  seitens 
der  Verwaltungsbehörden  unterliegen. 

Unter  dem  Einflüsse  dieses  französischen 
Gesetzes  über  die  Syndikatgenossenschaften 
ist  das  gehende  preussische  Gesetz  über 
die  Bildung  von  Wassergenossenschaften 
vom  1.  April  1879  zu  stände  gekommen. 
eine  für  das  ganze  Gebiet  des  Staates  mit 
Ausnahme  einiger  kleiner  Distrikte1)  be- 
stimmte kodifikatorische  Regelung  der  vor- 
liegenden Materie,  als  Ganzes  und  in  den 
Einzelheiten  eine  gesetzgeberische  Leistung 
von  anerkanntem  Wert  und  vorbildlicher 
Bedeutung  (vgl.  das  urteil  Schenkels  im 
Rechtslexikon  S.  1259).  Wahrend  das  frühere 
preussische  Recht  (s.  oben)  nur  die  Kate 
der  öffentlichen  Genossenschaft  und  in 
der  Regel  nur  Zwang-  gen.  —,  ,, 
kannte,  "führt  das  Gesetz  von  1879  naeü 
französischem  Muster  den  Typus  der  freie  n 
d    h    rein    privatrechtlichen.  Genossenschaft 


i)  Nämlich:  einerseits  der  eingedeichten 
Ländereien  an  der  Nordseeküste  (vgl.  Wasser- 
genossenschaftsgesetz §  3  Nr.  2-7),  »idererseite 
des  Kieisi  -  Sielen.  In  letzterem  Kreise,  .lern 
e£ent liehen  "Heimatlande  der  Wiesenbewasse- 
ruWenossensehaften.  ist  die  Wiesenordnung 
ronTä.  Oktober  1846  in  Kraft  geblichen.  Vgl 
über  dieselbe  Nieberding-Frank,  Wasserrecht 
S.  298  ff. 
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neu  ein.  Die  daneben  und  sogar  als  Haupt- 
form der  WassergenossensohaftsbilduDg  bei- 
behaltenen öffentlichen  Gen — «Schäften  sind 
nach  allen  Richtungen  hin  als  selbstverwal- 
tende Korporationen  des  öffentlichen  Rechts 

--Staltet.  In  der  klaren  Erfassung  dieser 
rechtlichen  Natur  der  öffentlichen  Wasser- 
5£  schaft  und  in  der  konsequenten 
Durchführung  der  sieh  hieraus  ergebenden 
einzelnen  Rechtssatze  [eigene  Rechts-  und 
Wülenssphäre  der  Genossenschaft,  feste, 
rechtss&tzmässige  Abgrenzung  zw 
Staat  swillen  und  Genossenschaftswillen, 
Rechtsstellung,  andererseits  qualifizierte 
Pflichtstellung  der  Genossenschaft  gegen- 
über dem  Staat.  Ausstattung  der  Genossen- 
schaft mit  einem  gewissen  Masse  öffent- 
licher Gewalt,  Staateaufsicht  über  die  Ge- 

--  Tisehaft.  um  dieselbe  bei  der  Erfüllung 
ihrer  öffentlichrechtlichen  Pflichten  zu  er- 
halten. Stellung  der  Rechtsverhältnissi 
zwischen  der  Genossenschaft  und  dem  Staat 
einerseits,  zwischen  der  Genossenschaft  und 
ihren  Mitgliedern  andererseits  unter  den 
Schutz  der  veirwaltungsgerichte]  liegt,  wie 
hon  von  andi  rer  Seite  iKosin, 
öffenthehei  lenossenschaften,  S.84)  zutreffend 
hervorgehoben  worden  ist,  die  Hauptbedeu- 
tung und  das  wesentliche  Verdienst  des 
ssischen  \\  i--ergenossenschaftsgesetzes. 
Aus  dem  ( resamtmhalte  desselben  ist  hier 
nur  noch  hervorzuheben  die  Ausdelmung 
der  Genossenschaftszwecke  gegenüber  dem 
älteren  Recht  sowie  die  Aufnahme  des 
Princips,  dass  der  Eintritt  in  eine  neu  zu 
bildende  Genossenschaft  gegen  widerstre- 
Grundeigentümer  nur  dann  erzwungen 
werden  kann,  wenn  eine  starke  Mehrheit 
der  Beteiligten  (s.  das  Nähere  unten  S.  678) 
sich  für  die  GenossenBchaftsbildung  ausge- 
sprochen bat.  Abgesehen  von  diesem  letz- 
teren Erfordernis  ist  allgemeine  Voraus- 
setzung des  Beitrittszwanges,  dass  das  Ge- 
nossenschaftsunternehmen  in  Ent-  oder  Be- 
wässerung zum  Zwecke  der  Landes- 
kultur besteht  In  dieser  Beziehung  ist  aber 
das  (i.  v.  1.  April  L879  durch  provinzielle 
Gesetze  neueren  und  neuesten  Datums. 
welche  für  gewisse  Flussgebiete  (Wupper, 
Lenne,  Volme,  Ruhr) die  Bildungvon  Zwangs- 
rchaften auch  zum  Zwecke  der  An- 
legung von_  Sammelbecken  zulassen  (s. 
unten  S.  678),  abgeändert  worden.  —  Der 
preussische  Entwurf  eines  Wassergesetzes 
v,,n  1894  (vgl.  oben  Bd.  II  s.  783),  weleher 
die  Wasserg  nschaften  in  den  §§  180 
bis  244  behandelt,  ist  leider  noch  immer 
Entwurf  geblieben. 

Seil  dem  Erlasse  des  preussischen  G.  v. 
1.    April    1879    ist    die    Gesetzgebung 
andei  i  Ken  Einzelstaaten    in  S 

des  Wassergenossenschaftei-echts  nicht  müssig 
fo  Gro  sherzogtum  Hessen  br 


das  Gesetz    über   die  1  lache   und    die   nicht 
ständig  fliessenden  Gewässer  vom   30.  Juli 
ISS"  eine  ausführliche,  von  dem  preussij 
Recht  stark  beeinflusste,  in  mehrfach. 
ziehung   aber    selbständig   gehaltene  K 
kation   auch  des  wasserwirtschaftlichen 
nossenschaftsrechts.     Unter   dem    30. 
tember  1899    hat    dann   dieses  Gesetz    eine 
durch    das    Inkrafttreten    des    Bürgerlichen 
Gesetzbuches   veranlasste   Neuredaktion    er- 

ii  (Hess.  Reg.-Bl.  S.  758  ff.).  Ein 
Wassergesetz  für  das  Grossherzogtum  Ba  d  e  b 
erging  unter  Aufhebung  des  bis  dahin  gel» 
a  G.  v.  25.  August  1S76  am  26.  Juni 
1899,  eine  Reform,  welche  gerade  auch  das 
Recht  der  Wassergenossenschaften  wesent- 
lich umgestaltet  ~  hat.  Schliesslich  ist 
neuestens  auch  das  Königreich  Württem- 
berg —  wo  es  bislang  an  einer  neueren 
gesetzlichen  Ordnung  des  Wasserrechts  über- 
Haupt  fehlte  —  in  die  Reihe  der  Staaten 
eingetreten,  welche  sich  einer  Kodifikation 
dieser  Materie  und  damit  auch  des  Wasser* 
genossenschaftsrechts  erfreuen.  Das  würt- 
tembergische Wassergesetz  vom  1.  Dezember 
1900  enthält  in  seinem  dritten  Abschnitt 
eine  eingehende,  durchweg  auf  der  Höhe 
der  Zeit  stehende  Regelung  des  wasserwirt- 
schaftlichen Genossenschaffswesens,  deren 
wesentlichste  Punkte  unten  bei  der  syste- 
matischen Darstellung  des  geltenden  Rechts 
Erwähnung  finden  werden. 

Die  partikularrechtliche  Gesetzgebung 
über  das  Wassergenossenschaftswesen  ist 
von  der  reichsrechtlichen  Kodifikation  des 
bürgerlichen  Rechts  unberührt  gelassen: 
Ei  u  f. -Ges.  z.  B.G.B.  Art.  65.  Hingewiesen 
sei  hier  noch  auf  die  österreichische  und 
tingarische  Gesetzgebung  über  "Wasserge- 
nossenschaften :  österreichisches  Reichs- 
wassergesetz vom  30.  Mai  1869,  mit  den 
dazu  gehörigen  Landeswassergesetzen  i  s.  oben. 
Art.  Bewässerung  und  Deichwesen, 
s.  v.  »Österreich  .  Ungarn«  Bd.  II 
s.  789  ff,,  Bd.  in  S.  158). 

II.  Das  in  Deutschland  geltende  Recht. 
1.  Rechtliche   Natur1   und   Arten   der 

W.  Nach  dem  gegenwärtigen  Stande 
der  Gesetzgebung  und  Praxis  zeigen  die 
Wassergenossenschaften  regelmässig  die 
rechtliche  Natur  von  Realgenossenschaften, 
welche  die  Eigenschaft  korporativer  Ver- 
bände des  öffentlichen  Rechts  und  juris- 
tischer Personen  des  Privatrechts  in  sich 
vereinigen.  Das  Kriterium  der  Real- 
genossenschaft  trifft  bei  allen  Wasser- 
gen  nschaften    ausnahmlos   zu:    stets    isf 

der  Wirkungskreis  der  Genossenschaft  auf 
einen  bestimmt  bezeichneten  Kreis  von 
Grundstücken  beschränkt,  überall  erscheint 
nicht  sowohl  der  Eigentümer  als  sein  Grund- 
stück  im  Verbände  der  Genossenschaft  be- 
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,,  i)   Nicht  dagegen  gilt  für  alle  Wasser- 

*Ms,-hafton  die  Regel  der  Vereinigung 

bischer   und   privatreehtlicher  korpo- 

iLMuali.ä.  in  ihrem  Wesen.     Streng  und 

Usnahmen    durchgeführt     ist     diese 

;   nur  in  denjenigen  Staaten,  dere, - 

.     llUr     eine    Art    von    \\  asser- 
,e„sehaften,  nämlich  die    öffentlichen 
l  h.  öffentlichrechtlichen)  kennt  und  aner- 

annt    wie    insl ere   in   Baden  (W.U. 

[uni  1899,  im  folgenden  kurzweg  mit 
iwL      ciüert,    §§    50«.)    und    Hessen 
4  Bäche  unfnicht  ständig  messenden 
isSer  betr.,  v.  30.  September   1899    im 
llen    als      Hessen      eitiert     Art  .331 U 
iden   Ländern   erscheinen  die  Masser- 
senschaften,  sei  es  nach  dem  ausdruck- 
Wort  des  Gesetzgebers  (Baden  *  ol), 
.  „ach  dem  Gesamtinhalt  und  der  Ab- 
ächl  des  Gesetzes  als  körperschaftliche  Ver- 
,ande.  welche  ausser  ihrer  privat-  und  pro- 
chtlichen  Rechtsfähigkeit   (juristischen 
inlielrkeit  des  Privatrechts)  ein  gewisses, 
zur  Erfüllung  ihrer  Zwecke  vom  Staate 
,,.  Recht  verliehenes  Mass   öffentlich« 
Gewalt  besitzen  und  insoweit  körperschatt- 
gd«  Verbände  des  öffentlichen  Rechts  dar- 
Q      Wo  dagegen,  wie  in  i  ra n k reicn, 
BS-Lothringen     (franz.    tr.    v.    _i. 
.I,mI  ist',:,,  s.  oben  S.  671)  und  Preussen 
W-Ge.i..G.  v.  1.  April  IST!»,   im  folgenden 
mit    Preussen     eitiert),  ein  positivrechtlicher 
unterschied    gemacht    wird    zwischen    zwei 
Gattungen      von      Wassergenossenschaften: 
freien    (associations  libres  des  franzosischen 
L865)  und    .öffentlichen >  (asso- 
1S  autorisees),  ist  die  Frage  nach  der 
d  Natur  der  Wassergenossenschaften 


uUdete  Typus  der     freien    Genossenschaft 
o  Gesetzes  von  1879  gehört 
ganz  dmi  Privatreehl    an;   sw   heisst, 
ist  der  Sache   nach  eine   juristische  Person 
ausschlii  sslich    im  Sinne   des    Privatrechts. 
Sie  erfüili    öffentliche,  aber  nicht  öffentlich- 
rechtliche   A.uigaben     (Jellinek,   System 
de,-  subi.öff.  Rechte,  S.  270).    Die  Staatsge- 
walt   ist  weder   bei   ihrer  Entstehung  noch 
bei  ihrer  Endigung  specifisch  beteihgl    noch 
nimmt  sie  an  der  Tliätigkeit  der  Genossen- 
schaft einen  Anteil,  der  anders  geartel  wäre 
als   die  Bethätigung  des  allgemeinen  Herr- 
schaftsverhältnisses   des     Staates     zu     den 
physischen  und  juristischen  Privatpersonen. 

li  est  ä  remarques  en  efiet,  que 
ciations    syndicales  libres,  se   forn 
l'intervention   de   l'administration  et  par   Le 
seid    consentement    des    interesses, 
aueun  caractere  officiel  et  qu'elles  ue   pen- 
vent  pretendre  a  aueun  des   avantages  spe- 
ciaux  reserrees  aux  associations  autorisees  . . . 
Elles    pourront    aequerir,  vendre,   echai 
fransiger,  emprunter  et  hypothequer,  suivant 
le  droit  commun,  comme  de  simples  parti- 
culiers;   mais  elles  nexerceront   aueun  des 
droits    appartenant    ä    l'autonte    publique.. 
So  Boitard   (bei  Block,   diet.,  s.  v.  syn- 
dicats   de   travaux   n.  31)   über   die  freien 
Wassergenossenschaften    des    fran»  ßischen 
Rechts    seine  Worte    treffen   auch    für   das 
gleichnamige  Rechtsinstitut  in  Preussen  voll- 
kommen zu.  .    .  , 

Im  Gegensatz  zu  diesen  ireien  .  a.  n. 
rein  privatrechtlichen  Associationen  reprä- 
sentiert nun  die  ,  Öffentliche  Wassergenossen- 
schaft' des  preußischen,  die  association 
svndieale  autorisee  des  französischen  Rechts 
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für    jede 

beantworten.  . 

Die  association  syndicale  libre  des  fran- 
zösischen   Rechts    wie    der    ihnen    nachge- 


i     ni,.<es  Priicip    der   Realgenossenschaft 
erscheint  allerdings  -  worauf  Hermes  bei  v 
8ten°-el     s    v.  Wassergenossenschaften,   &  <s 
mit  Recht  aufmerksam  macht  -  bei  den  „freien 
äseuschaften"    des    preuss.   Kechts   stark 
chwächt,   insofern   zwar  §  2<    des  preuss. 
reenossenschaftsgesetzesvoml^Apnllbf» 
nein  vorschreibt:   ..Bei  einem  Wechsel  in 
,1-r  Person  der  Eigentümer  der  bei  dem  Unter- 
nehmen beteiligten  Grundstücke   tritt  der  neue 
Erwerber   kr  alt  Gesetzes    an  die  Stelle  des 
früheren  Besitzers  als  Mitglied  m  die  benossen- 
Khaft'-    —   g  28  a    a    0.   aber   diese  Vorschrift 
dadurch     zur    praktischen    Bedeutungslosigkeit 
verurteilt,  dass  er  die  Bestimmungen  des  bürger- 
lichen Grundbuchrechts  für  ..unberührt'-  erklärt, 
ss  der  Erwerber  eines  Grundstucks  dessen 
Zugehörigkeit  zu  einer  freien  Wassergenossen- 
t   nur  dann  anzuerkennen  und  gegen  sich 
,,   zu   lassen   braucht,    wenn   eine   entspre- 
de  Eintragung  im  Grundbuch  bewirkt  Wor- 
ten war 


zugleich  aber  auch  mit  allen  Requisiten  und 
Rechten  einer  juristischen  Persönlichkeit  des 
Privatrechts  ausgestatteten  Korporation  Ihr 
Wirkungskreis,  die  Formen  ihrer  Entstehung 
und  Endigung,  ihre  Organisation,  ihr  Ver- 
hältnis zu  den  einzelnen  Genossen  einerseits, 
zum  Staate  andererseits,  -  alles  ist  rein 
und  streng  öffentlichrechtlich  ge- 
ordnet, und  zwar,  wie  mir  scheint,  mit 
grösserer  Konsequenz  und  Schärfe  in  dem 
preussischen.  weniger  in  dem  französischen 
...  Die  Merkmale  der  offenthehrecht- 
lichen  Körperschaft  werden  im  Laute  der 
weiteren  Darstellung,  unten  sub  -'".einzeln 
<iiifziizei°-en  sein.  Inzwis 
ST^S  von  den  beiden  .  Rechtser - 
tungen  des  prenssisch-franzosischen  B 
die   fr.  l;     &  ■««    Bis   die  m   der 

Praxis    bei   weitem    weniger    bewahrte    e  - 
scheinl      Dies  gilt  für  Frankreich  (18» 
iSasso,  -'-  --■ 

114  libres,').  in    noch  viel   höherem  M 


i,  Nach  Boitard  a.  a 


ii 
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aber  von  Preussen,  wo,  nach  den  Verwal- 
kten der  zuständigen  Ministerien, 
W  q  kaum  ii . 

wo   zu  stände   gekommen    sind    (Hermes 
a  ■  i  1 1.  868).     1  >iese  praktische 
■    der    freien    Was 
uschaften    für    das    deutsche    Rechts- 
und  Wirtschaftsleben   mag  es  rei 
dass  li    i '.  ■  Stellung  (suh  2  ti 

auf    die    öffentlichi       >        ssenschaften    be- 
schränkt  und    die    Verhältnis 

nnr    ausnahms 
rücksichtigt. 

Eine  Teilung  der  Was»  laften 

iu     zwei  Kategorieen    kennt 

ferner  noch  das  ueue  w  ürttem  bergische 
W.-Ges.  v.  l.  I  L900  (im  folg 

mit    Württemberg    eitiert).     Der  dritte  Ab- 
schnitt   d  i.-t    betitelt:      Ge- 
aschaftliche  Unternehmungen   für  die 
Benützung  der  öffentlichen  Gewässer   ;  'li" 
Unterabschnitte   sind   rubriziert:    I.     Allge- 
meine  Bestimmungen    über   die   Wasserge- 
oschaften  (Art. 67—79);  II.   Oeffent- 
li che  "Wassergenossenschaften     (Art  sl1  las 
Die  letzteren  baff  ausgeprägt 
den  oben  mehrfach  charakterisierten  Typus 
der  öffentiiehn               i  Corporation.      Eine 
halt,  deren  Unternehmen  vermöge 
seines  Zweckes  und  .-einer  Ausdehnung  einen 
erheblichen  volkswirtschaftlichen  Nutzen  ver- 
mittelt,  kann    auf   Ansuchen   durch    könig- 
Entschli           e       -  öffentliche  Wasser- 
genossenschaft    anerkannt     werden.      Die 
Wassergenossenschaft 
gilt      als      ein      körperschaftlicher 
Verb                •    öffentlichen   Rechts 
(Art.  80  Abs.  1  u.  2  a.a.O.).    Man  möchte 

hiernach  g  in, intrario  den  Si 

zu  ziehen,  dass  die  hierunter  nicht  fallenden. 

-!i<-li  den  allgemeinen  Bestimmungendes 

a  württembergischen 

Wass  aften  jeder  publizistischen 

Verbandsqualität     entbehren,     mithin     dem 

Typus    der      freien    Genoss  des 

lien  Elechts  entsprechen. 

rang   nicht 

Efend.  Die    allgemeinen  Bestimmungen< 

(Württemberg  Art.  67     79)  zeigen  vielmehr 

der,  wenngleich 
er    vi  end    auf   der   l  iedankenbasis 

Privat  ml    ist, 

itlii  hrechtlicher    Qualifil 

slich  entbehrt    Dem  Gedanken  der 

öffentlichrechtlichen    Korporal intspricht 

••-.    wenn    allgemein    vorgeschrieben    wird. 
dass  i      G  nschaft  eni  tehf  uicht  durch 

Vertr  lern  durch  einen 

konstitutiven Verwa  I  (behördliche  Ge- 

nehmigungdesi  ächaftsunternehj 

bezw.  Besl  Stal  3,  74), 

wenn    im   administrativen  Wege  die  Auf- 
lösung der  ü  enschaft  a    -gesprochen 


werden    kann,    weil    sie    ihr    Cntemehm 
nicht    ausführt    oder  den  Betrieb 
unentschuldigterweise     einstellt     (Art.    78 
Ein    öffentlichrechtüches    Moment 
dann   insbesondere  dariu  zu   erblick 
diese    formell    nichtöffentlichen    Was> 
nossenschaften  des  württembergischen  Re 
unter    eine    specifisch   gestaltete,  durch    . 
Verwaltungsbehörde  gehandhabte  Sta 
aufsieht     gestellt    sind    i Art.    Ttii.     v 
zum  Ausdruck  gebra  lit  werden  wollte, 
i  die  Genossenschaft  dem  Staate  zur  Erfül 
ihrer  Zwecke   sowie   zur   ordnungsmä 

äftsführung  specifisch,  öffentliclu 
lieh,  verpflichtet  ist.  —  Das  Gesamtbild  d 
Genossenschaftstypus   macht  doch  den 
druck     eines    nicht    rein    privatrechtliel 
sondern  eines  öffentlichrechtlich  qualifi 
ten,  —  eines,  wenngleich  u  n  e  n  t  w  i  c  k  e  1 1 
öffentlichen  Verbandes,  eine.-  aus  der 
messenen  Zalü  der  Verbände,  welche 
mit   Herrschaftsübung  in   keiner  Weise 
traut,    aber   sonst    von    Bedeutung   für 
staatlichen  Aufgaben  sind     (Jellinek  a.  ...  I 
254).       Aach    alledem     ist    deutlich. 
die  Enterscheidung  des  Württemberg^ 
Wassergesetzes  zwischen  »öffentlichen    Ge- 
nossenschaften   und    solchen,   die    es    nicht 
sind,  mit  der  preussisch-französischen  Di 
tomie    i  freie«,    d.   h.   rein  privatrecht 
und    öffentliclirechthche    Genossenschal 
sich  nicht  deckt,  dass  das  Württembergs 
Recht  vielmehr  iu  Wahrheit  und  der  S; 
nach  nur  öffentliche  Genossenschaften  kennt, 
und    zwar    in    zwei    Formen:     der    unent- 
wickelten,  vorwiegend   privatrechtlich 
struierten     »allgemeinen      Form    und 

I  Ei  irm,  welche,  wie   sie   den   N an 
»öffentliche  Genossenschaft    allein  zu  fül 
befugt    ist,  so    auch  im  Vergleich   mit 
»allgemeinen«  Typus  allein  die  Recht 
öffentlichrechüicher  Korporation  in  allseitiger 
Ausgestaltung  auf v  • 

Das     bayerische    Recht    kennt    d 
Wortlaute  des   einschlägigen  Gesetz.'.-,  (vom 
28.  Mai   1852  über  Bewässerung.—  und  K   t- 

rangsunternehmungen)  nach  nur  eine 
'-form  der  Wassergenossenschaft.  Diese 
lässl   sich  zusammenfassend  charakterisi  , 

in    öffentüchrechtlicher  Verband 
Rechtsfähigkeit    im    Sinne   privatrechth 
Persönlichkeit.1)     Neben  und  ausser  diesi 
duivh    das    Gesetz    geregelten    öffentlic 
Wassergenossenschaften  sind  aber,  wie 

1  Gesetzes  über  Be-  und  Ent- 

wässerungsunternehmungen  zu  entnehmen. 
freie,  privatrechtliche  Vereinigungen  zu 
wasserwirtschaftlichen   Zwecken   durch 


Letzteres  negative  Merkmal  ist  bestritten. 
Wie  im  Text  v.  Seydel,  Bayer.  Staatsrecht 
ITT.  271:  a.  M.  Piiz'l.  Kommentar  S.  310,  v. 
Roth,   Bayer.  Civilrecht  III,    §  293,   Anm.  5. 
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e,  del,  baver.  Staatsr.  Hl,  271,  r/ö    l, 

,„     den     bayer.    Wassergesetzen 

c   3561      Dergleichen    Associationen   untei- 

/mangeh    b .derer  Gesetzesbesüm 

allgemeinen  Vorschriften   des 
i.ih-n,  rlichen  Rechts. 

2  Wirkungskreis  der  W.  Der  Kreis  der- 

,  .  n  wasserwirtschaftlichen  Zwecke   und 

.ehimingen,   welche    durch    genossen- 

miches  Zusammenwirken  verfolgt  werden 

Enen,    ist    durch    die    geltende setze 

Idolen    bestimmt.     Am    engsten    zieht 
e„    Kreis    das    sächsische    G.   v.   lo. 
st  lS55(oben  S.  671  Anm.  1),  welche 
haftsbildung  zuläßt  (und  nach 
.„    anordiiet)    nur    für    Zwecke    der 
ekti0n,  -  und  demnächst  die  baye- 
,    Gesetzgebung    von    18d2  : .    Bewasse- 
Sng,  Entwässerung  (Art.  1    des  Ges.   über 
Re-     und     Entwässerungsunternehmungen), 
Oferschute (8. obenBd. UIS.  154,155).  Weit« 
die  Grenzen  der    möglichen  Genossen- 
in  den  neueren  Gesetzen   ge- 
u      Dass    hierfür    das    franzosische 
■  tz    über   die   Syndikalassociationen  von 
186Ö  bahnbrechend  war,  ist  bereits  erwähnt 
worden  (oben  S.  671):    nach  diesem  Gesetz 

i    dergleichen    Associationen,    sei    es 

3ei  es  autorisierte,  begründet  werden 
folgende  wasserwirtschaftlichen  Zwecke: 
L  Schutt  gegen  das  Meer  und  die  fhessen- 
den  Gewässer  (vgl.  hierzu  oben  Bd.  Hl  b.  15i ), 
>  Unterhaltung,  Vertiefung.  Geradelegong 
und  Regulierung  natürlicher  und  künstlicher 
Wasserläufe.  3.  Austrocknung  von  SumpfeD 
sowie  Beseitigung  sonstiger  ktdtur-  und  ge- 
sundheitsschädlicher Bodennässe,  4.  Bewässe- 
rung und  Schlammberieselung  (colmatage), 
5.  1  irainierung. 


Die   Bestimmungen   der  deutschen   Ge- 
sell   dem     preussischen     Wasserge- 
Senschaftsgesete  von  1879  über  den  Kreis 
Genossensehaftszwecke    sind    folgere. 
Preussen  (*  1)   kennt   Geuossenscbaften : 
1    zur   Ent-   oder  Bewässerung  von  Grund- 
stücken.   2.  zum    Schutze    der  Ufer,    3.  zur 
Anlegung,  Benutzung  oder  l  nterhaltung  von 
Wasserläufen    oder    Sammelbecken     4.   zur 
Berstellung  und  Verbesserung  von  ^asser- 
Strassen    (Flössereien)    und  anderen  Schiff- 
fahrtsanlagen ;   W  ü  r  1 1  em b e r g    (Art.    b ,, ) . 
au   o-emeinsehaftlicher  Herstellung  und  Be- 
nutzung   1.   von    Bewässerungs-   oder    Jfint- 
Wässerungsanlagen    für    che    Zwecke    der 
nkiütur  oder  der  Torfgewinnung,  2.  von 
Wasserleitungen    zur    Herbeischaffung   von 
Nutz-  oder  Trinkwasser,  3.  von  Stauanlagen 
und    Zu-    oder    Ableitungskanälen    für    die 
Zwecke  des  Gewerbebetriebes  oder  der  Land- 
wirtschaft,    4.    von    Wassersammelanlagen; 
Baden      §    50):    1.    zur    Errichtung,    Be- 


Qg  und  Unterhaltung  gemeinsame!  B 
oder  Entwässerun  rnlagen,  2.  zur  Errich- 
tung und  ünti  rhaltung  von  Anlagen,  welche 
dem  gemeinsamen  Wasserschutz  dienen, 
3.  zur  Errichtung,  Renutz  in  undl  nterhal- 
tung von  Li   i n  Stauwerken, Sammel- 

.  hörigen  Zu-  and  i.bleitungs- 
anlagen,   I     au     <  mein   um  n  Wassi  n 
gUng    5   zur  gemeinsamen  Abführung  von 
Abwässern    und  Abgängen  durch   El 
Gewässer;    Hessen  (Art.  33):    1.  zur  Enc- 
oder Bewässerung  von  Grundstü  ken,  2.  zur 
Benutzung  von  Bächen,   3.  zur   Instandhal- 
tung  und  Regulierung  von  Bächen,  4.  zum 
Schutze   der  Ufer,    5.  zum   Schutze   g 
Ueberschwemmungen,  6.  zur  Anlegung,  Be- 
nutzung    oder    Unterhaltung    von    Was 
laufen  oder  Sammelbecken. 

In    Oesterreich    (Beichswasserg 
vom  30  Mai  1869)  können  Wassergenossen- 
schaften   gebüdet    werden    zur   Ausführung 
von  Wasserbauten,  welche   den  Schute 
Grundeigentum    oder   die    Regulierung 
Laufes    eines  Gewässers    bezwecken,    dann 
für    Ent-    oder    Bewässerungsanlagen    (vgl. 
hierzu     Randa,     Wassergenossenschaften, 
S  3)     Das  ungarische  Recht  (G.  v.  188o, 
Randa   a.  a.  0.  S.  38 ff.)   kennt  Genossen- 
schaften   einerseits    zur   Wasserreguherung 
[Bettregulierung,    Uferschutt,    Wasserablei- 
tungl     andererseits    zur    Wasserbenutzung 
Bewässerung,    Drainage.     Schlaurmberiese- 

iung  u.  s.  w.].  .  ,. 

Der  Genossenschaftszweck  ist  für  die 
einzelne  konkrete  Genossenschaft  in  .lern 
Statut  (s.  unten)  zu  specialisieren.  Z.ur  ür- 
fiülung  ihrer  Zwecke  ist  der  Genossenschaft 
—  hezw  dort,  wo  ein  Unterschied  zwischen 
freien  und  Öffentlichen  Genossenschaften 
besteht,  der  öffentlichen  Genossenschaft 
_  ein  bestimmtes  Mass  öffentlicher  Gewalt 
delegiert:  Satzungsgewalt,  Jurisdik- 
tion, Finanzgewalt.  Zwangsgewalt 
(Exekutivgewalt),  --  ein  Moment,  welches 
die  rechtliche  Natur  der  öffentlichen  \K  asser- 
een  ,ssenschaften  als  eines  Selbstverwaltu 

ps  in  besonders  hellem  Lichte  erscheinen 
und  dessen  Betonung  und  Ausgestaltung 
namentlich  das  preussische  Gesetz  von 
1879  sowie,  ihm  folgend,  das  Becb.1 
Württembergs,  auch  Badens,  sich  angelegen 
sein  lässt,  während  u.  a.  die  bayensche  Ge- 
setzgebung sich  in   diesem  Punkte  zuruck- 

i der  zeigt.  ,..„,, 

Die     Satzungsgewalt.        Autono 
mies    der    Wassergenossenschaften     ver- 
körpert   sich  in   der   Bei  um  Erlass 
des  Oenossenschaftsstatuts  (-unten 

~  Mit  .1  u  r  i  s  d  i  k  t  i  o  n ,  offene  techtlicher 
Entscheidungsgewalt  .abgestattet  ereehemt 
die  Wassergenos  Ö  ins  <*™h»?]g™- 

den  Gesetzen   Preussens    (§    ^Württem- 
bergs (Art.  81)   und  Hessens    (Art.  45)  dei 
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Schaftsvorstand  in  Streitigkeiten 
zwischen  der  Genossenschaft  und  ihren  Mit- 
gliedern ans  dem  Geuossenschaftsrecht  (z.  B. 
Ober  die  Zugehörigkeit  eines  Grundstücks 
zum  nsverband,  über  die  Teil- 

nahme an  den  Genossenschaften)  mit  vor- 
läufig vollstreckbarer  Kraft  zu  erkennen  hat, 
vorbehaltlich  des  Rechtszuges  an  die  Ver- 
wältungsgeriehte  (s.  die  angegebenen  Ge- 
setzessteifen). 

Finanzgewalt  äussert  sieh  in  dem 
Recht,  zur  Bestreitung  des  Bedarfs  der  Ge- 
haftsverwaltung  Beiträge  von  der 
Art  und  rechtlii  hen  Natur  öffentlicher  Lasten 
auf  die  Genossen  umzulegen  und  erforder- 
lichenfalls im  Zwangswege  beizutreiben  (s. 
unten  S.  681). 

Diese  letztere  Kompetenz  zeigt  uns  zu- 
h  die  vierte  der  öffentlichrechtlichen 
Funktionen  der  Genossenschaft:  die  ihr  bei- 
gelegte administrative  Zwa  n  gs -(Exekutiv-, 
Yollstreckungs-)ge.w;al,t.  Sie  erscheint  in 
zwei  unterschiedüchen  Gestalten  ausgeprägt, 
als  V,-r\\  .  ang   zur  Beitreibung  von 

Geldforderungen  der  Genossenschaft  |  exe- 
ad  solvendum  .   soeben   erwähnt:  vgl. 
Preussen  s  55,  Württemberg  Art.  81,  Baden 
S  58,  Hessen  Art.  4,  i    -  -   und  als  Verwal- 
or  Herbeiführung   von  Hand- 
lungen  oder  Unterlassungen  der  Genossen: 
ad    faciendum  vel    omittendum«. 
In  letzterer  Beziehung  ist  vorbildlieh  Pren  äsen 
5  54:    der  Vorstand  kann  die  in  Ausübung 
seiner  Befugnisse   gegen   einzelne  Genossen 
gerichteten    Anordnungen    auf    Kosten    der 
Dngebj  rsamen  zur  Ausführung  bringen  oder 
afalls    mittelst   vorher   anzudrohender 
in    bis    zu    30  Mark  aufrecht 
Uebereinstimmend  Hessen  Art.  46, 
hinsichtlich  der  Art   der  Zwangsmittel  (Er- 
hme  auf  Kosten  des  Ungehorsamen, 
Exekutivstrafe)  auch  Württemberg,  Art.  82. 
In  Baden  (§  54  Nr.  4)  kann  dem  Vorstande 
die    Befugnis    exekutivischer    Strafdrohung 
■II    bis    20  Mark)    durch   das 
I  werden,  während  der  statu- 
tarische   Verwaltungszwang    der    bayeri- 
schen Wiesengenossensi  haften  (vgl.  Be-  und 
Entwäss.-G.  Art.  11,  dazu  v.  Seydel  bayer. 
Staatsrecht  Jll.  274  Anm.  43)   nur  von  der 
i  fetriktsvei  waltungs-)behörde,    nicht 
vonG  chaftsorg  ndhabtwer- 

kann.    -      Die  Zwangsgewall   des  Ge- 
nösset i  rstandes    steht    in    Preussen 
btskontrolle  der  Verwaltungs- 
gerichte,  indes  Württemberg  (Art.  82)  und 
II'  äsi  □  (Art.    16)  |  egen  Zwang  Perfügungen 
"i    die   ■  i  erwal- 
chv                   en. 

3.  Die  Begrflndnng  der   W.     Wo  das 

Gesetz,    wie    in   Preussen,  zwischen    :■■ 
und  liehen    i  tei      ■     .haften     , 


scheidet,    prägt  sich  dieser  Unterschied 
allem    aus    in    dein  Vorgang  der  <  reno 
Schaftsbegründung.       Die     freie    Genossen. 
schalt    wird    begründet    durch     Verti  ig 
die    öffentliche     -durch  Besohl uss 
staatlichen    Behörde     (Preussen 

Die  nähere  Ausgestaltung  des  vertrags- 
mässigen  Zustandekommens  der  freien  Ge- 
nossenschaft nach  preussischem  Recht  ent- 
spricht dem  bekanntlich  auch  für  die  Kört  i  - 
Schaftsbildung  nach  Reichscivilrecht  (B.GJ3 
§§  55 ff.,  Gen.-Ges.  v.  l.  Mai  1889)  ange- 
nommenenPrincipderNormativbestinimungen 
mit  Registerzwang:  das  durch  den  Griin- 
dungsvertrag  nach  Massgabe  der  gesetz- 
lichen Normativbestimmungen  vereinl 
Statut  der  Genossenschaft  und  ein  Mitglii  dei> 
Verzeichnis  müssen  bei  dem  Amtsgericht 
eingereicht  und  von  letzterem  in  das  Ret 
gister  für  Wassergenossenschaften  einge- 
tragen werden;  erst  mit  der  Eintragimg 
entstellt  die  Genossenschaft  als  solche,  d.  h. 
erlangt  sie  die  ihr  nach  dem  Wassergenossen- 
schaftsgesetze zustehenden  Rechte  (Näheres 
§§  11-19  a.  a.  0.). 

Die  öffentlichen  Genossenschaften 
preussischen  Rechts  und  alle  Genossen- 
schaften des  bayerischen,  württembergischen, 
badischen,  hessischen  Rechts  werden  be- 
gründet durch  »Beschluss  der  staatlichen 
Behörde«,  wie  das  preussische  Gesetz  (§  4) 
sagt,  also  durch  konstitutiven  V  e  r  wa  1  - 
tungsakt.  Ueber  die  Voraussetzungen 
dieses  Verwaltungsakts,  über  seine  Form 
und  über  das  Verfahren  enthalten  die  Ge- 
setze verschiedenartige  Bestimmungen. 


a)    Voraussetzungen.      Voraussetzung 

für  die  Begründung  einer  öffentlichen  WasseoN 
genossenschaft  ist  zunächst  fast  überall  die 
nachgewiesene  Thatsacbe,  dass  das  <ie- 
nossenschaftsiinternehmen  eine  erheb] 
gemeinnützige  Bedeutung  verspricht.  So 
fordert  Preussen  §  45  und  Hessen  Art. 
34  den  Nachweis  eines  »öffentlichen  oder 
gemeinwirtsehaftliehen  Nutzens  (dessen  Vor- 
handensein durch  die  staatliche  Bestätigung 
des  Statuts  endgiltig  festgestellt«  wirdi. 
Baden  §  50  verlangt,  dass  das  Unter- 
nehmen »einem  öffentlichen  Interesse  oder 
einem  überwiegenden  Interesse  der  Landes» 
kultur  oder  der  Industrie  dient«.  In  Wü  1 1- 
temberg  (Art.  80)  kann  eine  Genossen* 
Schaft  durch  königliche  Erschliessung  dann 

als      'öffentliche    Wassergen nschaft       (s. 

oben  S.  674)  anerkannt  werden,  wenn  ihr 
Unternehmen  vermöge  seines  Zweckes  und 
li  i  aung«  einen  erheblichen  volks- 
wirtsehaftUchen  Nutzen  vermittelt«.  Endlich 
ist  in  Bayern  (Be-  u.  Entw.-G.  Art.  1,  2) 
die  Bildung  einer  öffentlichen  Genossen- 
l    ich    notwendig,    wenn    es 
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-ich  um  Unternehmungen1)  handelt,  die  zu 
unternehmen   für    öffentliche  Zwecke     er- 
klärt worden    und  hei    denen   wemg-t.  n-     1 
Grundeigentümer  beteiligt  sind;  sie  ist,  bei 
dieser  Teilnehmerzalü  zulässig 
für  (landwirtschaftüche  Be-  oder  Ent- 


Grundsätzen di  die  ini- 

tiative   zur    Bildui 

enlümern 

auch    im    öffentlich  I 

Staat-  oder  G  v-ei- 

»■  den    kann,    dass    die  Pläne   des   Genosseü- 

n"„.L)    VnUiL-en.  denen    die  Qualifika-   schaftsunl  von     Staat- 

Wn  für  öffentliche  Zweck.                 B  doch    anter 

,     -        .iKt  staatlieh.Tk-ntiv.lli/  aufgestellt   werden  und 

"Cht  beigelegt  ist.              v.„,      .„,,,    dass  die  Pläne  s  Vorhaben 

tfdehe    für    den   Beitiittszw aug    im      ehenden instruktion  Verwalte 

mhmezwang)    gefordert    werden,    s.  unten.  gph5rde   unter  Zuziehung  aUer   Beteiligten 
b)  Der   die   Genossenschaft  begrün-   ,,,,.,.,.;,,._,      [n  der  Regel  erfolgt 


dende   Verwaltungsakt    ist    nach   preus-   mj^ug  m  Bildung  der  Genossenschaft 
■m    und    hessischem   Recht    (Preussen   anf  GrUnd    einer   abschliessenden  Yerh 
ss.  o?    "|V-  Hessen  Art.  34)  zu  erblicken  in  U         m[t  cien  Interessenten  und   einer  Ab- 
hmigung  des  Genossen- 


lung  mit  den  Interessenten  und   einer  Ab 
tnenen  vjeuBiuuiguug  «<-*.  Stimmung    seitens    der    letzteren.     D 

schaftsstatuts.    Ebenso  nach  bayerischem  jügbeg^deore   vorgeschrieben   für  Ge 

,.     ,  t    ...i „„   ;.;..!,    nir^Vit   um   ein    »Unter-        ,     r.        .-=_  i „,:<■   d. 


j    «ofern  es  sich  nicht  um  ein     Unter 

für    öffentliche    Zwecke      (s.  oben) 

handelt :   anderenfalls  liegt  der  Gründungs- 

akt  in  der  Erklärimg  der  Behörde,  dass  ein 

-  Unternehmen  vorliege.    Nach  würt- 


rsgründungen  mit  Beitrittszw. 
4.  Beitritt  und  Ausscheiden  der  Ge- 
nossenschaftsmitglieder.1)    I.   Der  Ein- 
tritt   in  eine  Wass  beruht 


(Beitritts  zwang) 

noch  ein  Zwang  gegen   die  Genossen- 
luven  Akt    zurAufnaamevi     Mitgliedern  (Au  f  nähme  - 
d.h.  der  »Genehmigung  des  genossenscfaaft-    zwang)  stattfindet. 

Die"  Bestimmungen    der  deutschen   Ge- 


-  Unternehmen  vorliege.    Nach  wurt-   ]m  aßgemeinen  auf  t 

jehem  und  badischem  Recht  ist  die  K^    dasg]    soweit    das    Gesetz    nicht 
ehmigung  des  Genossenscharts-   anderes  bestimmt,  weder  ein  Zwang   s   - 
its  gleichfalls  erforderlich  (vgl.  \\  u .r t -   einzelne  Grundeigentümer    zum    Eintritt    m 
2    Art.   74,    Baden    §   5o).    doch   ^      Genossenschaft 
lehmigung  nur  ein  Zubeüor- 
zn  dem  eigentlichen  konstitutiven  Akt. 
d  h  der    Genehmigimg  des  genossenschaft- 
licheu   Unternehmens  als    solchen.    (Württ, 

\rt.  68).  dem     Beschluss  der  Behörde,  wo-    _  ^    ~ber   den    jv-itritts-    und    Aufnahme- 

durch   die   Bildung   der  Genossenschaft  ge-    zwang  siud  iu   ülren  Grundzügen   folgende. 

nehnikt   wird     (Bad.   §§  51,  o2).    Die  hi-         a)  Beitrittszwang.    Ziemlieh  eng  be- 

lüg 

baverisenem,  uessiscuein  hcl.il   j...   ..^„.     gQtw.y_  _ 
heben  reine  Ermessenssache  der  zuständigen   Ejntritt    in   eiae  Genossenschaft    nur    statt 
-      len,  während   Baden    (§  oo)   und  Wurt-   wenQ    ^  rjaternehmen    der    letzteren    als 
temberg  (Art.  68,  74)    dem    admnustrattven   Dnternehmen  für  öffentliche  Zwecke  erklärt 
Ermessen  gewisse  Schranken  ziehen  und  die   ^   .      die  Anmerkung  anf   voriger  S] 
Versagung  der  Genehmigung  namentlich  nur  wenQ  eg  zweekmgSBjg   nur  ausgeführt  wer- 
Geset;  Widrigkeit  des  geplanten  L  nter-   den  kann  bei  Ausdehnung  auf   eine  i  Irund- 
nehmens    oder    wegen    mangelnder    Sicher-    fl;iL.h,,_   (lie   mehreren   Eigentümern    a 
mg  seiner  Zwecke  zulassen.  ^   wenn  die  Eigentümer  von   wen 

e)  Das  Verfahren  behufs  Bildung  öffent-  zwej  Drittteilen  '  der  ganzen  beteiligten 
licher  Genossenschaften  ist  in  den  Gesetzen  Fläche  sich  für  das  Unternehmen  erklären, 
meist  sehr  eingehend  geregelt.     Es  ist  hier         Das    württembe    2 


meist  senr  einseuenu  gelegen,.     ±^  ~-  *~~-  uas    \\  urncuiucigioi."     „~~ 

auf    die    einschlägigen   Vorschriften    (z.    B.   ?etz    (Art     34)    olt,ht    das    Privilegium 
Preussen    SS    71— SS.    Bavern    Art.    23  ff.,   Beitrittszwanges  den  Be-  und  Entw. 


5C 

des 
Preussen    §§     ii — 00,    oa.yci.iJ    -=-n-    —  -■"■?   _tseirnuszwaugeöuei±.L>c-  nuu  j^......  - ..'ungs- 

Württemberg   Art.  86 ff.  u.  s.  w.)   im  allge-  |  genossenschaften.  welche  Zwecl  loden- 

meinen  hinzuweisen  und  lediglich  hervorzu-   kultur   0der    der    Torfgewinnung  verfolg 
lieben    dass    nach    den    übereinstimmenden  sofern  die  Majorität  der  Beteüigl  hnet 

'  'nach    der  Zahl    und    der  Hc  brrund- 

*    Zu  Unternehmen  für  öffenüiche  Zwecke    steuerkapitals,    Württemberg   Art  91) 
werden  (durch  die  Kreisregierung)  solche  Be-  Unternehmen     zngest imnit     hat       ^ztaes 
r  Entwässerungsanlagen  erklärt,  welche  einen   zweckmässig    nur    durch    Ausdehnung    am 
imzweifelhaften ,    überwiegenden,    landwirt- 
schaftlichen Nutzen  gewähren,  sich  aut  eine 
itende    Grundfläche    erstrecken    und    ohne 
Ausdehnung  auf  fremde  Grundstucke  oder  hnt- 
eiguuna-   unhewegüchen  Eigentums  nicht    aus- 
führbar sind :  B.-  u.  Entw.-G.  Art.  1. 


J)  Die  insführungen  dieses  und  der  folgen- 
den Abschnitte  beziehen  sich,  soweit  nicht  ein 
Anderes  bemerkt  ist.  nur  anf  öffentliche 
Wassergenossenschaften  s.  bereits  oben  b.b/d  <i. 
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die  Grundstücke  der  Minorität  ausgeführt 
werden  kann  und  endlich  als  sicher  anzu- 
nehmen ist.  dass  durch  die  geplante  Melio- 
ration eine  die  Berstellungs-  und  Unter- 
haltungskosten erheblich  übersteigende  Wert- 
erhöhung  der  zu  bewässernden  oder  ent- 
wässernden Grundstücke  bewirkt  werde. 

In    Preu —  'i    isl    der   Beitrittszwang 
allgemein  für   landwirtschaftliche  Ent-  und 
3S<  i  tngsg  d  — qsi  haften,  in  enger  pro- 
vinzialrechtlicher   Beschränkung'   ausserdem 
für    6  Schäften    zur    Anlegung,    Be- 

nutzung   und    Unterhaltung    von    Sammel- 
becken zu  industriellen  Zwecken  zugelassen. 
In  ersterer  Beziehung  bestimmt   §  6t 
Was£  s  von  1879:      Der  Eintritt  in 

eine  neu  zu  bildende1!  Genossenschaft  zur 
Ent-  oder  Bewässerung  von  Grundstücken 
kann  hende    Eigentümer 

der  hei  dem  Unternehmen  zu  beteiligenden 
Grundstücke  erzwungen  werden:  1.  wenn 
das  Unternehmen  Zwecke  der  Landeskultur 
gl  und  2.  nur  bei  Ausdehnung  auf  die 
in  dem  Eigentum  der  Widersprechenden 
befindliche  Grundfläche  zweckmässig  auf- 
führt werden  kann  und  wenn  3.  die  Mehr- 
heit der  Beteiligten,  nach  der  Fläche  und 
dem  Katastralreinertrage  der  zu  beteiligen- 
den Grundstücke  berechnet,  sich  für  das 
rnehmen  erklärt  hat   . 

Diese  Bestimmungen  haben  nun  neuer- ■ 
-  zunächst  mit  Geltungskraft  für  ein- 
zelne Iflussgebiete  (Wupper  und  Neben- 
flüsse: G.  v.  l'.i.  Mai  1891;  Volme  und 
Nebenflüsse:  G.  v.  14.  August  1893;  Ruhr: 
G.  v.  18.  April  1900)  eine  Erweiterung  daliin 
erfahren,  da—  der  Beitrittszwang  für  zu- 
lässig erklärt  ist  auch  bei  Genossenschaften 
zur  Anlegung  von  Sammelbecken  für  ge- 
werbliche Anlagen,  wobei  jedoch  an  Stelle 
der  durch  §  65  Nr.  3  des  Wassergeuossen- 
i ,..  is  vorgeschriebenen  Arealmajo- 
rität die  Mehrheil  des  in  den  Vorahsch 
ermittelten  Vorteils    tritt. 

Der  Zwang  zum  Eintritt  in  die  Genossen- 
schaft wird  stets  ausgeübt  in  Verbindung 
mit  der  Genehmigung  des  Statuts,  welche 
in  diesem  Falle  durch  königliche  Ver- 
ordnung zu  erteilen  ist,  während  sonst. 
wenn  sämtliche  Genossenschaften  freiwillig 
beigetreten  sind,  ministerielle  Genehmigung 

igt  (§  57  \v. <;.<;.). 

Die  Voraussetzungen    und    Formen 
Beitrittszwanges    nach     dem     badischen 
Wassergeset2   sind    folgende:   Als   Zwangs- 
senschaften     können     nur    begr 

Gi    i    sen  schatten    zur    Errichtung, 
ttzung  und   Unterhaltung  gemein  


Be-  und  Entwässerungsanlagen,  zur  Errich- 
tung und  Unterhaltung  von  Anlagen,  v 
dem     gemeinsamen     Wasserschutz     dl 
und  zur  Errichtung,  Benutzung  und  Unter- 
haltung     von      gemeinsamen      Stauwerken. 
Sammelbecken    und    zugehörigen    Zu-    und 
Abteilungsanlagen   (Baden    §  08   verbd 
§  50  Nr.  1 — 3).     Allgemein  ist  für  die  Aus- 
übung   des    Beitrittszwanges    vorausgesetzt 
dass  das  Genossenschaftsimteruehmen 
öffentlichen   Interesse  oder  einem  überwie- 
genden Interesse  der  Landeskultur    ')  dient, 
dass  das  Unternehmen  nur  unter  Mitwirk 
mehrerer    Eigentümer,    deren    Grundstücke 
davon   Vorteil   ziehen,   zweckmässig   ausge- 
führt werden  kann  und  dass  eine  qualifi; 
Mehrheit  der  Beteiligten   sich   für  die  Aus- 
führung   des    Planes    unter    Bildung    i 
Genossenschaft  erklärt.    Die  Berechnung 
Mehrheit  erfolgt  nach  verschiedenen  Grund- 
sätzen,  je   nachdem    es    sich   um   eine  Ge- 
nossenschaft   zur    Neuausführung    von    g  - 
meinsamen  Anlagen   (Baden   §§  GS  ff.)  oder 
um  eine  solche  zur  Unterhaltung  von  bereits 
bestehenden  Anlagen  (a.  a.  0.  §  81)  hat 
Im  letzteren  Falle  genügt  einfache  Majorität 
der  Beteiligten,  während  für  Genossenschafts- 
gründungen  der   ersteren   Art    Zweidrittel- 
mehrheit verlangt  wird:  a.a.O.  §68;  über 
die  Abstufung  des  Stimmgewichts  der  Iu- 
teressenten    (bei  Bewässerungs-,  Entwässe- 
rungs-    und    Wassersehutzgenossenschaften 
nach  dem  landwirtschaftlich  genutzten  Areal 
bezw.  nach  der  Grösse  des  zu  erwartenden1 
Vorteils,  bei  Stauwerks-  und  Sammelbecken- 
genossenschaften stets  nach  dem  Masse  defi 
Vorteils)  treffen  die  §§  73,  56  a.  a.  O.  ein- 
gehende Bestimmungen.    Die  Entscheidung 
darüber,    ob    und    welche    Eigentümer    de! 
Genossenschaft  zwangsweise  zuzuteilen  seien, 
wird  durch  das  Ministerium  des  Innern  ge- 
troffen (§  75). 

Noch  weiter  als  das  badische   geht 
hessische  Recht    in    der  Zulassung   des 
Beitrittswanges :    letzterer   ist    statthaft  bei 
allen,   nicht   nur  bei  gewissen  Arten  von 
Wassergenossenschaften,  vorausgesetzt,  dass 


Audi    die    im   Text   erörterten   Bestim 
mungen    des         irttembergischen ,     hessischen, 
!■  ti  Recht«  beziehen  sich  ihrem  Wortlaute 
nach  nur  auf  „neu  zu  bildende"  Genossenschaften 


l)  Diese  Formulierung  besagt,  dass  an  sol- 
che Unternehmungen,  welche  nicht  Landes- 
kultur- id.  h.  1  a  ml  w  i  r  t  s  c  h  a  f  t  li  c  li  e  n 
Zwecken,  sondern  andern,  z.  B.  industriellen 
Zwecken  zu  dienen  bestimmt  sind,  strengere 
Anforderungen  gestellt  werden  seilen:  während 
bei  der  Gründung  einer  landwirtschaftlichen  Be- 
oder  Entwässerungsgenossenschaft  das  Vor-; 
handensein  eines  „überwiegenden"  friten  sses 
«ler  Landeskultur  innerhalb  des  Genossen- 
s ch af  tag ebiet e s  zur  Ausübung  des  Beitritts- 
zwanges genügt,  muss,  sofern  es  sich  um  nicht* 
landwirtschaftuche  Projekte  handelt,  das 
öffentliche,  d.  h.  allgemeine  Int- 
die  Erzwingung  des  Beitritts  Widersprechender 
fordern,  am  einen  derartigen  Zwang  als  gesetz- 
lich gerechtfertigt  erscheinen  zu  lassen. 
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.  »benäegeader  Nutzen    ^r  die  Landes- 

,,.    rton  s,eht    und  die  Mehrheil 

?BeteüiRten   sich    für   das  1  nternehmen 

,  Die   gesetzliche  Mehrheit  .st    ein- 

-Arealmajoritat,     wobei     jedoch    der 

,nt:lt    ein  Veto    dann    zugestanden    ist, 

""'     ,.  1'     i    sich    auf   mindestens   vier 

^ei  GiamSpizahl  verteüt  (Hessen 

"ih-i''  in    Elsass-Lothringen     noch 

französische  Gesetz  von  1865  (oben  b 

673)  gestattet  gleichfalls  die  Anwendung 

Szwanges  bei  allen  (autorisierten) 

;chaf,enund  zu  Gunsten  aller  Ge- 

aftszwecke    -enn   die    gesetz 

ler   Beteihgten  tMehrheitWcte 

■nieder   zugleich   d,e   einfache  I.  dm,    al 

Jweidrittelmajontat    des   Areals    oaei 

,b  die  eiQfache  Areal-  und  die  Zwei- 

rität   der  Kopfzahl  darstellt    vgl 

,    dem    angeführten    Gesetz   von  1865 

Isass-lothriSgische  G.  y    11.  Mai  1877 

■>"   Deberdie  Flussbau  verbände 

|  Elsass-Lothringen    ist    bereits    im    Art 

Deichwesen,   oben  IM.  III   S.  157,  1 

\otio-e  eresaat  worden. 
*"£  J  allen  vorstehend  erörterten 

sgesetzen  aufgenommene  Besctoanknng 
BeWszwanges  ist  die   dass  bezuglid! 
er  Grundstücke,  für  welche  das  unter- 
en eine  erhöhte  Ertragfähigst  nicht 
"u  Aussicht  stellt  oder  deren  besonder    i 
nutzungsweise  für  sie  von  wesentlich  gros 
Wirtschaftlichen  Interesse  ist    als  die 
£s  unternehmen   beabsichügte  Ver- 
eng, ein  Beitrittszwang  nicht  stattfindet 
fldüch:  Bayern   Art   20,  ebenso  oder 
■ihnlk-h  Preussen  §  6o  Abs.    >,  Hessen 


zwungene  (s.  vorstehend   I 
der  freiwillig  erklärte  Beitritt  zur  G-enossen- 
schaftist  ein  für  den  Beiü-etenden  und 
.  tz  des  Grundstückes 

anwiderruflicherAkt.derArLdassem  Recht 
auf  Austritt  wider  deD  Willen  dei  Gern 
schaft    im   allgemeinen    nichl      ondern  nur 
insoweit  besteht,  als  das  Gesetz  es  ausdrück- 
lich eewährt.     Ein  solches  Rechl  ist  menl 
konzediert    in    Bayern     und    Württemberg 
( Württ,  Art.  69  Abs.  2  lässt  ein   ^usseh 
eines  Grundstücks  aus  dem  Genossenscharte, 

verbände  wider  den  Willen  der  i 

schaff      unter     gewissen     Vo 

■zwar  zu.  giebt   aber  kein  subjektives  Recht 
auf    den    Erlass    einer  dahing 

'^altungsentscheidung),  wogegen  d     G 
Sussens,  Hessens  und  Badens  ein    B 
ad    Ausscheiden    entweder  schon  dann   g* 
währen,  wenn   nach   Lage   der  Yerlialtoss 
,  betreffenden  Grundstück  die  erwarteten 
V,  Steile  nicht    zngehen  oder   das  Aussehet- 


eite  mein   sugeu™  -— 

"ohne    Benachteiligung    der    Gen 


ännJicn  rreus^u  s  —  -■- ■-•  -     R    , 
Art    53    Württemberg   Art.  84,  tfaaen 
5  68    £bs   9).     Solche    Grundstücke    muss 
die  Genossenschaft  eventuell   im  ^  ege  der 
Zwan°^enteia;nung  erwerben. 

b?A u f  n ah me i  w a n  g.     >Die  Genossen- 
rt  ist  verpflichtet.   Eigentümer   benach- 
Eer  Grundstücke  auf  deren  Verlangen m 
^Genossenschaft   aufzunehmen,  wenn  die 
Et-  oder  Bewässerung   dieser  Grundstucke 
durch  Mitbenutzung  der  genossenschaftlichen 
Seen   auf  die  zweckmässigste  Weise  er- 
n  kann  und  die  Anlagen  der  Genossen- 
E,    hei   entsprechender  Einrichtung  hin- 
reichen "  um  ohne  Nachteile  für  die  bereits 
vorhandenen    Hitglieder    den    ^™£n 
Bedürfnissen  zu  entsprechen     Der    et  i  hi  - 
zutretende  Genosse  hat  jedoch  ^  Genossen- 
Et   einen   entsprechenden  Anteil  an  den 
Anlagekosten  zu  zahlen    (?  r„?u  s  s  e  u§69, 
identisch  Hessen  Art.  obahnheh  Würt- 
temberg Art.  85  und  Baden  §  59). 
II     Austritt    aus    der    Genossen- 
aft.      a,    Recht     der     Genosse 
tftsmitglieder      auf      Austritt 
Rieht  nu?   w!s  selbstverständlich,   der  er- 


den     oliu       otsu»  lllr '" o     — 

schaft    und     ihrer    Gläubiger     thunheh    i.t 
i   In    §    60    Nr.    '->..    oder   doch  jedenfalls 
danTwenn  das  Grundstück  von  den  Unter- 
nehmern dauernden  Nachteil   hat  (Preussen 
s  66   Abs.  3,  Hessen  Art.  54  Abs    4). 
1     b)  Recht  der  Genossenschaft  auf 
UsschliessungvonGenossenbezw, 
deren    Grundstücken.      Nach   preussr- 
schem  und  hessischem  Rechtkönnen  Grund- 
stücke deren  Verbleiben  im  Genossenschafts- 
vSndedieETreichungde^no^sensch^- 
zwecks  gefährdet,  wider  den  Willen    ihrer 
Sulimer  aus   der  Genossenschaft   ausge- 
schlossen  werden    (Preussen    s  öS-    'h -^  " 
V ö>    im  wesentlichen   ebenso  Wurttem- 
t   :. ■ '  &    69    Abs.   3.     Entschädigung   des 
Angeschlossenen!).    Etwas  abweichend  und 
gehend  im  Sinne  eines  diskretionären 

\ .,  .^,.|,li, !■,■■  -.   i  hts  Baden  S  ''t. 

'  :  SgS  zwischen  der  Genossen- 
schaft und  ihren  Mitgliedern  bezw.  Dritten 
weo-en   der   vorstehend   zu  1.  a,  b,  il,  a, 

,;'rten Rechtsverhältnisse siml in  l 
Ä  und  Hesse.Vn  etwas  tjescitnu. 

Umfange  auch  in  Bayern  und  Wurtten 

von  dai  Verwaltnn^rn,l,en  entscu 

einzelne    Punkte    (insbesondere    Entsi  Im  i 
^nSf^gen)sind  im  Streitfalle  den  ordent- 

GenosseSt  wird,  soweit  nicht  taGg 
?"     >t',1,1  sTt,nnffen      (Bayern 


(Ue      Satzungen      (»?«£ 


S5S2      S?i?£5rJi 


Wassi  i  a  □  —  msehaften 


der  Ressortminister,  d.  h.  grundsätzlich  der 
Minister  für  Landwirtschaft,  bei  Gen — m- 
schaften  zu  gewerblichen  Zwecken  der 
Minister  für  Handel   und  Gewerbe,  bei  Ge- 

nschaften  zu  Sehiffahrtszwecken  der 
Minister  für  öffentliche  Arbeiten:  —  in 
Bades  und  Hessen  das  Ministerium  des 
Innern,  in  Bayern  und  Württemberg  die 
Kreisregierung). 

Gesetzlich  notwendig  ist  überall  die  Ein- 
setzung   eines    Vorstandes    (in    Ba 
Art.L'.    Ausschuss    genannt),1)  welcher  die 

läfte  der  Genossenschaft  zu  führen  und 


Massstab  ihrer  Verteilung,     i 

Massstab  der  Verteilung  der  Genossenschaft! 
lasten    oder    den    sogenannten    Beitrag 
entscheidet     zunächst     die    Autonom» 
Gern  ssenschaft,  sei  es  im  Wege  statutari 
Satzung    (dies  die  Regel;    Preussen   g    56 
Württemberg  Art.  73 3,  Baden  §  54 3.  Ü 
Art,  :!7':).  sei  es  durch  besonders  herl 
führenden    einstimmigen    Beschluss  (g 
namentlich  bei   Ent-    und   Bewässernugsg 

qsi  haften.  Bayern  Art.  13  Abs.  2 
liches    üebereinkommen«J.   Preussen 
[»allgemeine    Vereinbarung  ,|,    Württi 
Art.  97    Abs.  1    [»Uebereinkunft    samt! 


letztere  nach  aussen   zu  vertreten  hat  (eine 

nach   preussdschem,   bayerischem,   württem-  Beteiligten   |,  sowie  überhaupt  für  Zv 

bergischem  Recht  Dritten   gegenüber  durch  genossen  schaffen :    Hessen   Art.  54   Abs.   1 

das  Statut  nicht  beschränkbare  Vertretungs-  Nur    für   die   Zwangsgenossenschaften    des 

macht).    Obligatorisch  ist  ferner  nach  preus-  badischen  Rechts   ist   der    Chilagemasss 

sischem,     württembergischem,     badischem,  gesetzheh    festgelegt,    ohne    autonomisi 

äischem   Recht    als    zweites    Hauptorgan  Behebungen  Raum   zu   lassen:  Baden   S    7: 

die    Gen  chaftsversammlung,  Kommt    eine    Regelung    des    Beitragsfusses 

d.h.  nach  den  meisten  Gesetzen  die  Plenar-  durch   Statut    oder   Vereinbarung    nichl 

Versammlung   der  Genossenschaften  (Reprä-  stände,    so    tritt    nach    bayerischem    Recht 


sentativsystem,  gewählte  Vertretung  nur  in 
Baden  §  54  Abs.  :■;.  für  grosse  Geno 
Schäften  zulässig),  deren  stets  besehliessende, 
nicht  bloss  beratende  Kompetenz  sieh  auf 
die  im  Gesetz  und  ergänzungsweise  im 
Statut  bezeichneten  Angelegenheiten  er- 
streckt. Stimmrecht  und  Stimmgewicht  in 
der  Genossenschaftsversammlung  sind  statu- 
h  zu  ordnen.  Die  Autonomie  der  Ge- 
—  Qschaft  ist  hierin  nach  manchen  Ge- 
setzen (Württemberg,    auch    Baden,   dessen 


(Art.  13,  Abs.  2—5)  für  sämtliche  Genoss  i 
schaffen,  nach    preussischem,  württeinbergi- 
schem  und  hessischem  Recht  für  Genossen- 
schaften mit  Beitrittszwaug  ein  bestimmter 
gesetzlicher    Verteilungsmassstab    in    Kraft. 
Dieser    beruht    entweder    auf    dem    reinen 
Aei|uivalenz  System:     Verteilung     der 
Lasten    nach   Massgabe    der    den   Gen 
aus  den   Genossenschaftsanlagen  erwach- -n- 
den  Vorteile    ohne  Rücksicht   auf  Flä 
grosse   oder  Wert   der  Grundstücke:    so   in 


§  56   um    seineu    eingehenden   Vorschriften   Preussen,  §  66,  das  gleiche  System   .in. 


über  das  Stimmrecht  lediglich  subsidiär 
eintreten,  sofern  das  Statut  nicht  ein  am 
bestimmt)  frei,  nach  anderen  beschränkt,  so 
namentlich  in  Preussen  (§  67)  und 
Württemberg  (Art.  98)  für  Be-  und 
Entwässerungsgenossenschaften  durch  die 
Bestimmung,  dass  das  Stimmgewicht  der 
ssen  nach  dem  Verhältnis  ihrer  Teil- 
nahme an  den  Genossenschaften  abzustufen 
ist2),  in  Hessen  (Art  37  Nr.  6)  durch  die 
Vorschrift,  dass  kein  Genosse  mehr  als  zwei 
Fünftel  aller  Stimmen  vereinigen  darf. 
<;.  Die  Genossenschaftslasten  und  der 


l)  Der  ans  der  Min.  des  Aussi  Irassi  -  von 
Mi  zu  wählende  „Vorstand"  ist  der  Ge- 
schäftsführer der  Genossenschaft.  Genossen- 
-  '"f. n  von  weniger  als  6  Mitgliedern  wählen 
statt  des  Ausschusses  and  Vorstandes  nur  einen 
Geschäftsführer  Art.  2.  Alis.  4—8.  Besonder. 
Bestimmungen  aber  den  Ausschuss  als  „Wiesen- 
vorstandschaft"  s.  Art.  lOff. 

Doch  darf  von  dieser  Regel  durch  „ander- 
weite Vereinbarung",  d.  h.  durch  einstimmig 
li  •  nn  es  bei  v    8t(  ngel,  b  v.  Wassergi  i 
Schäften,    Bd.  II  S.  870)   beschlossen.-   -tatnta- 
Satzung  abgewichen  werden.    So  insbe- 
re  in  Württemberg    Art.  98 


und  zwar  als  zwingende  Gesetzesvorschrift 
(s.  oben),  als  Principalmassstab  auch  in 
Baden  (§  77  Abs.  1,  vgl.  aber  Abs  2 
Oder  es  ist  primo  loco  der  A r eal mass- 
stali  vorgeschrieben:  Umlegung  der  Bei- 
träge nach  dem  Flächengehalt  der  zu  ver- 
bessernden Grundstücke,  wobei  aber  für  den 
Fall,  dass  hinsichtlich  det  Vorteile,  welche 
den  einzelnen  Grundstücken  aus  dem  Ge- 
nossensehaftsunternelrmen  erwachsen .  ein 
erheblicher  Unterschied  besteht,  eine  Mit- 
sprechende Abstufung  des  Beitragsfusses 
teils  vorgeschrieben  (so  in  Bayern,  Art.  13 
Abs.  4  und  in  V"  ürt  temberg,  Art.  97 
Abs.  :.'.  3;  Einteilimg  der  Grundstücke  in 
Klassen),  teils  zugelassen  (so  in  Hessen, 
Art.  54  Abs.  2).  In  allen  Fällen  ist  die  Er- 
igung  oder  der  vollständige  Erlas-  der 
einzelnen  Beitrairsforderung  gestattet  und 
geboten,  wenn  sich  nachträglieh  ergiebt, 
dass  das  beitragspflichtige  Grundstück  einen 
besonders  geringen  oder  gar  keinen  Vorteil 
lern  Genossenschaftsunternehni.  .i  ge- 
habt hat:  vgl.  Preussen,  §  66  Abs.  2,  Baden 
§  77  Abs.  3,   Württemberg  Art.  97  Abs.  4. 

'    Art.   54    Abs.    3.      Das    bayeris 
Rechl  gewährt  ausserdem  noch  unbemittelten 
Genossenschaften,   welche    zum   Beitritt  ge- 
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:  len  sind,  besondere  Erleichte- 
nmeen:  s.  hierüber  Bayern  Art.  1«. 

l)ie  Genossenschaftsbeiträge  haben  uber- 
,,l  den  Charakter  öffentlicher  Lasten; 
de  werden  in  Bezug  auf  de  RechtskontroUe 
der    Veranlagung    (Verwaltungsrechts-» 
„„,!   auf   .1-    Beitreibung    (Verwaltung  , 
kütiun:  vgl.  oben  S.  676)  von  den  l, .setzen 
öffentlichen,  insbesondere  den  Gememcle- 
abeaben  gleichgestellt. 
'      7   Staatsaufsicht.    Die  W  assergenossen- 
Bchaften,   und    zwar   in    Württemberg  nicht 
die     öffentlichen  .   sondern    auch  die 
nichtöffentlichen     (s.    oben    S.    674), sind 
Z  Sicherung  der  qualifizierten  Pfliclitstel- 
^gÄesiealsWlbstverwaltungskörper 
dem  Staat.'  gegenüber  einnehmen  (vgl.  oben 
ß     ,174t     .1er    Aufsicht     des     Staat.-     unter- 
werten.      Richtung   und    Inhalt   dieser  An - 
iichts°-ewalt    über  die  Genossenschaften  ist 
durch  die  Gesetze  bestimmt,  imd  namei 
enthalten  das   preussische   Wassergenossen- 
die    besetze    Württem- 
bergs,   Badens    und   Hessens   hierüber   em- 
;de  und  klare,  das  bayerische  Be-  und 
Ltwässerungsgesetz  dagegen  nur  veremzelte, 

lückenhafte    und    wenig    prägnante  Bestim- 
men ständlich  ist  die  Staatsaufsicht 
zunächst  überall   darauf   gerichtet,  dass  die 

Li nheiten  der  Genossenschaft  in  1  eber- 

einstimmung  mit  dem  Statut  und  den  be- 

n    verwaltet    werden:    Preussen  §  49^ 
Württemberg'  Art.  76,   Baden  §  62,    Blessen 
\rt     11       In  Preussen   und  Hessen    ist    su 
auf' diese  Punkte  beschränkt     In  Württem- 
berg   erstreckt     sieh     die    Beaufsichtigung 
ferner  noch  auf  die  Ordnungsmassigkeit  des 
Rechnungswesens  und  erheblich  weiter  wie 
überall  sonst    ist  der    Kiehhehe   I  miau 
Aufsiehtsgewalt  in  Baden  gezogen,_  dort  hat 
rä    i    0   Abs.  2)   die  Aufsichtsbehörde  u.  a. 
aueh  darüber  zu  wachen,  dass  eine  Beein- 
trächtigung    der  öffentlichen  Interessen  so- 
wie eine  ungerechtfertigte  Bevorzugung  oder 
Benachteiligung    einzelner    Mitglieder    oder 
eines  Teds  derselben  vermieden  werden 

Die  Befugnisse  der  Aufsichtsinstanz 
werden  von  den  vorerwähnten  Gesetzen 
einfach  und  zweckentsprechend  durch  che 
„  -i„,.+     ftnoi    rhp    Autsicnt 


Bestimmung 


g©  .rdnet, 


dass    die    Aufsicht 


[«•Stimmung  geuiuuc,  — ~>  — 
abei  die  Wassergenossenschaften  mit  flen 
jenigen  Befugnissen  zu  handhaben  ist.  welche 
staatlichen  Aufsichtsbehörde  gegenüber 
der  Gemeindeverwaltung  zustehen: 
Preussen  §  40  Abs.  2.  Württemberg  Art.  80 
Abs.  4.  Baden  §  62  Abs.  3.  H^sen  Art  41 
&.bs  2  &.usser  und  abgesehen  von  diesei 
allgemeinen  Vorschrift  enthalten  dann  die 
Gesetze  noch  besondere  Bestimmungen  über 
einzelne  Funktionen  ^r  Aufsiehtsgewalt  so 
Preussen  §§  50,  51  (=  Hessen  Art  42,  43) 
über  die  Zwangsetatisierung  gesetzlich  oder 


statutarisch  noto  abeu-ufflduh 

das  Erfordernis  der  Staat  o  bnngung 

Immobiliarveräusserungen  und     Aufnahm.- 

v..u    Anleihen    durch    die  6  oMöt, 

Württemberg  Art.  80    Lbs.  3   aber   die  Be- 
,  g  Vorstandes,  Baden  §  62  Ab-,  l 

a  s  he  Verwaltung   der 

i  Lenoss  '''  Btaat~ 

lieh  bestellte     Bi  vollmächtigte.  . 
8.    Auflösung    der     W.      Du 

Genossi  ds  hafi     des      |  c  i     Rechts 

wird    aufgelöst    durch  Ablauf  d«  r  im    - 
bestimmten    Zeit,    durch    einen     Bescl 
der    Genossenschaft    und    durch    Eröfti 
des  Konkurses  (Preussen    §    31).      Für 
öffentlichen   Genossenschaften   m    Preussen, 
beide    Kategorieen     der    Genossensch; 
in  Württemberg  und   ebenso   für  sämtliche 
Genossenschalten  des  bayerischen,  badisi 
und  hessischen  Rechts  gilt    folgendes 
Genossenschaft    kann   ihr  Ende  finden   mit 

e n     ihren     Willen.      Mit    ihrem 

Willen  d  h.  durch  einen  auf  Auflösung 
der  Genossenschaft  lautenden  Genpssen- 
Bchaftsbescbluss.  Ein  solcher  Beschluss 
bedarf  überall  ausser  in  Bayern  der  btaats- 
o-enehmiiruna-  i Preussen  S  6-'-  Württemberg 
Art.  TT.  Baden  *  64,  Hessen  Art.  o0,  zu- 
ständig überall  die  Centralbehorde ,  m 
,.,,,,..,,,  d  :r  betreffende  Ressortminister,  in 
den  anderen  Staaten  das  Ministerium  des 
Innern)  und  kann  giltig  nur  mit  Zweidrittel- 
majorität  gefasst  werden:  nähere  Bestim- 
mungen über  die  Berechnung  der  Mehrheit 
finden  sieh  in  den  angezogenen  (.resetze- 
bestimmungen  sowie  Bayern  Art.  9. 

Gegen  ihren  Willen  kann  die  Genossen- 
schaft   aufgelöst    werden    durch  Verfügung 
der  Staatsbehörde  (d.  h.  in  Preussen.  Würt- 
temberg,   Baden.    Hessen    des    zuständigen 
Ministerium,  in  Bayern  der  Kreisregierung), 
wenn  die  Genossi  nschaft  nur  noch  aus  zwei 
Mitgliedern    bestehl    (Preussen   §  ^Würt- 
temberg Art.  78,  Baden  §  63,  Hessen  Art.  49 
Voraussetzung  überall  Antrag  des  einen  Ge- 
nossen) oder  wenn  die  Ausführung  des  l  nter- 
nehmens  um  mehr  als  Jahresfrist  verz 
ist  (Preussen.  Württemberg,  Baden,  11 
a    a.  0,   Bayern   Art.  42).      Deber    das 
die  freiwillige  oder  unfreiwillige  Auf! 
sieh     anschliessende     Liqmdationsverfanren 
enthalten    namentlich   das    feussisclmund 
hessische    Gesetz    eingehende   Vorschriften. 


üuellen:  Im    T< 

W  und    Deii  '        '''      ,  \ ' 

>,,„/„,,./•  -Gierice, 

h     ,        d    TIL   _   Uo.<„i.    £ 

£Tg *W.    -    AH.  rg.- 

ldorff*  Becht*- 
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(Schenkel)   md  in  v.  Stengt  Is  Wm 

HmgsrecfUs  (Hernie*).  —  v. 
unioir  iimi  Fastenau, 

'.   1.  April  1879.  —  litt»- 
tln.     J'i-  isterr. 

1S9S). 

<.-.   Anschiitz. 


Weiter,  Friedlich  Benedikt 
(getauft  Benjamin) 

ward  geboren  am  11.  XI.  1774  zu  Leipzig,  be- 
gann 1792  dortselbst  seine  juristischen  Studien, 
widn  um.  seiner  Vorliebe  für  die  Land- 

wirtsehaft  entsprechend,  k  i  henStndien, 

ward  L 796 Baccalaureus juris.  erlerntevon  1797 
bis  1799  die  praktische  Landwirtschaft  zu 
Eochsburg  und  Mutzschen  und  habilitierte  sich 
im  September  1799  in  Leipzig,  um  über  Kame- 
ralwissenschaften zu  lesen.  '  Im  Jahn  1801 
war  er  ausserordentlicher  Professor,  erhielt  aber 
schon  am  Ende  desselben  Jahres  einen  Ruf  als 
ordentlicher  Professor  für  Oekonomie  und  Ka- 
rneialia  muh  Frank  fürt  a.  d.  0.,  Ann  wo  aus 
er  viele  landwirtschaftliche  Reisen  unternahm. 
Im  Jahre  1810  war  er  Rektor  und  siedelte  Ende 

-  -  Jahres  mit  der  Universität  nach  ]; 
über,  wo  er  am  8.  III.  1848  starb. 

Wi  ber  war  einer  der  fruchtbarsten  national- 
ökonomischen  Schriftsteller,  wobei  es  freilich 
nicht  fehlen  kennte,  dass,  namentlich  in  Be- 
zng  auf  seine  landwirtschaftlichen  Schriften. 
viel  Mittelmässiges  mit  unterlief.  Röscher 
nennt  ihn  Gesch.  der  N.  0.,  S.  602)  den  ..viel- 
schreibenden  Breslauer  Professor,  welcher  von 
A.  Smith  wenig  berührt  zu  sein  scheint,  ob- 
•  •  di  äsi  d  Werk  „eines  der  wichtigst»  u 
gründlichsten  und  scharfsinnigsten''  nennt." 
Weber  unterschi  i  prak- 

tische Seite  der  „Politischen  Oekonomie",  welch' 
letztere  Bezeichnung  er  —  nach  Kautz.  II.  S. 
623        in   l  :i   zuerst   gebraucht  hat. 

Von  besonderem  Werte,  auch  für  die  G 
wart,  sind  die  eingehenden  nationalökonon 
Litteraturanga  ben  Webers.  Obgleich  noch 
manchen  physiokratischen  und  merkantilistischen 
Ansichten  huldigend  er  bezeichnet  die  Ver- 
einigung beider  Systeme  als  „das  allein 
wahrhaft  beglückende  System  der  natürlichen 
Freiheit  aller  Gewerbe  und  der  danach  einzu- 
richtenden gleichsten  Verteilung  der  Staats- 
kosten" legt  erdoch  ein  Hauptgewicht  auf  die 
Arbeit    der    Nation,    weh  ls    „die 

■  und  das  Mittel  zur  Befriedigung  aller 
menschlichen  Bedürfnisse"  bezeichnet  Einleitung 
in  die  Kameralwissensehaft,  S.  8ff.  .  und  nahen 
sich  sehr  dem  „  Industriesystem. 

Mit  Am  b  landwirt- 

schaftlichen Schriften  sind  die  Hauptwerke 
Webers  staatswissenschaftlichen  Inhaltes,  chro- 
nologisch aufgeführt,  folgende:  De  suprema 
prineipis  in  sylvas  inspectione,  legibus  patriis 
illnstrata,  Lips.  1796.  —  Tractatus  de  ätudio  rei 
rnsticae,    Lips.  -  Grundsätze   über   die 

Abschaffung  der  llntli.  Trift  und  Brache,  inso- 
fern diese  Rechte  den  Rittergütern  und  Do- 
mänen gegen  dii  Banerngütei  zustehen,  Leipzig 
i"1"       -   Oekonomisch-jnristisrin-     Absolution 


die  Rittergüter,    besonders  in  Kursai 
Leipzig    1802.    -   Handbuch   der   ükonomu 
Litteratur.  lö  Bde..  Berlin  u.   Breslau   18 
1840     —   Systematisches   Handbuch   der  S 
Wirtschaft    mit    vorzüglicher    Hinsicht    aul 
Litteratur  derselben.   Berlin  1803  -1S05.  —Ein- 
leitung   in    das    Studium    der   Kameralwissen- 
schaften;    nebst    dem  Entwürfe   eines    Systems 
-n.  Berlin  1803.     Lie  zweite  gaüz  um- 
gearbeitete, vermehrte  und  verbesserte  An 
führt  auch  noch  den  besonderen  Titel:  Entwurf 
einer  Encyklopädie  und   Methodologie   der  Ka- 
meralwissenschaften.       Zum    Behüte     akademi- 
scher Vorlesungen,  2  Hefte,  Breslau  IM!'      Ent- 
lieh einen  ausführlichen  Nachweis  der  Lit- 
teratur  der  Kameralwissenschaften   mit    kurzer 
Charakteristik  der  einzelnen  Schriften.)  —  Debei 
Einrichtungen    der    Universitäten.    Berlin 
1805,  —  Einleitung  in  das  Studium  der  OekiW 
.    Züllichau  1804.   —   Kleine   ökonomisch- 
kameralistische  Schriften.   I.  Bändchen,  Berlin 
1805.  Ueber  Thätigkeit   und   Uuthätigkeit 

und    die   natürliche  Anlage   und   der  Hau. 
Menschen  zu  derselben.  Leipzig  1805.  —   I 
Pflege,    Wartung   und  Schutz"  der  Saaten  und 
Fmchtfelder  in   ökonomischer  und  polizeilicher 
Hinsicht.    Berlin    1806.    —   Einleitung    in 
Studium  der  Kameralwissenschaften.  Berlin  1806. 

—  Staatswirtschaftlicher    Versuch     über    die 

img  und  Teuerungspolizei,  Göttingen  1807, 

—  Staatswirtschaftlicher  Versuch  über  das 
Armenwesen  und  die  Armenpolizei,  Göttinnen 
1801  —  Oekonomisch-juristisches  Handbuch  der 
Landhaushaltungskunst.  Berlin  1809.  —  Lehr- 
buch der  politischen  Oekonomie,  2  Bde..  Breslau 
1813  das  Hauptwerk  Webers,  in  welchem  er 
die  politische  Oekonomie  als  einen  Teil 
der  ..Maatswissenschaften"  (S.  9>  und  zwar  als 
(S.  7  ff.)  ..die  "Wissenschaft  von  dem  öffent- 
lichen edei-  gesamten  National-  und  Staatsver- 
mögen, dessen  Entstehuni;-.  Bestandteilen,  dessen 
Bearbeitung,   Verwaltung   und   Benutzung  von 

—     ler  Nation,   des  Volkes,    sowohl   ais   von 

Seiten  der  Regierung,  des  Staates,  behandelt. 
Sie  zerteilt  sich  in  a  die  National-  oder 
V o  1  k s ö konoiiiie.  Nationalwirtschafts- 
lehre oder  die  Lehre  von  der  Natur,  den  Be- 
standteilen, der  Entstehung  und  Erwerbung, 
und  von  der  Bearbeitung.  Benutzung  und  Kon- 
sumtion  des  Nationalvermögens  zur  Begründung 
des  Nationalreichtums  abseiten  des  Volkes, 
der  eigentlichen  Nation  im  allgemeinen,  ohne 
Bezug  auf  den  Staat,  dessen  Bedürfnisse  und 
Anstalten:  b)  in  die  Regierungsökonomie, 
Staats  ö  k  o  n  o  m  ie ,  Staats  wir  ts  e  h  a  f  t  oder 
die  Lehre  von  der  Erhaltung,  Besorgung,  Be- 
nutznng  und  Verwaltung  des  gesamten  Na- 
tional- und  insbesondere  des  Staatsvermögens 
abseiten  des  Staates  oder  der  Regierung." 
Die  Staatswirtschaft  teilt  Weber  dann  wieder 
ein  in  die  Polizei-  und  Finanzwissenschaft.]  — 
Bemerkungen  über  verschiedene  Gegenstände 
der  Landwirtschaft  nebst  einer  staatswirtschaft- 
lichen Abhandlung  über  Getreideteuenmg, 
Breslau  1819.  -  Pseudonym)  Gedanken,  An- 
sichten und  Bemerkungen  über  die  Unbill  und 
Not  and  die  Klagen  unserer  Zeit;  in  national: 
wirtschaftlicher  Hinsicht.  Von  einem  unpartei- 
ischen Freunde  der  Wahrheit,  Berlin  1826.  - 
Leber  Gewinnung  der  feinen  und  edlen  Wolle, 
den    Wollhandel    und    die    Wollpreise,    Breslau 
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s->7       Handschriftliche  Nachrichten  des  Gl 
5t    von    Schünburg-Rochsburg    über    seine 

...      Ei„  Programm.   Breslau  1828     ■;  ■ " 
,:;,.  ^wirtschaftliches   ™ologische 

rZefÄ^^ÄainS 

^  sÄirtochaft,   mit    besonderer  Berück 

SStiKtm"   Deutschlands    und    vornehmheb   des 

-i'1111-""-       Qf.otPi;      Nachtrag   zu    den    „Ge- 

'M'";"  BerH und   Stettin    L830. 

1 S4" L\,lo-ende  Zeitschriften  und  P  e r i od  i  c  a 
^rden  von  Weber  herausgegeben:  Der  okono- 
3e  Sammler    oder   Magazin    von    Ausatzen 
'  l  and-   und    Hauswirtschaft    und 

Ä^ndNebenwtenschaften  12  Hefte 
if  1801- 1808.  -  Mit  Plathner  und 
sfurm  Jahrbuch  der  Landwirtschaft,  I.-HI. 
laBeriin  1818-1821.  -(Fortsetzung,  Neues 
Jahrbuch  der  Landwirtschaft,  I.  u.  II.  Bd.,  Bus 
i„,  is->i-  Rd  III  u  IN.  Leipzig  18SM— i.öÄ>, 
|d  V  Brellau  827.  -'(Mit  Vfock .Plath- 
^:\-U  Zimmermann,  Se,^;ela.-rt- 

Bchaftliche  Monatsschrift,  L-HI-  1i,,l'T  ,  f,'; 
1829-1831    -  Historisch-statistisches  Jahrbuch 
in  Bezii-  auf  Nationalindustrie  und  Staatswnt- 
ShaÄ.:  3  Teüe,  Breslau  1830-1837     (De 

»weite    Jahrgang   auch   unter    dem    Utel.    uie 
G^werbsiSril  und  Staatswirtschaft  der  Jahre 
und   L833  historisch   und   statistisch  dar- 
in- Schlesische  landschaftliche Zeit- 

Jtt5B,le..i;re.lau1«4TlS.S         Nerhand- 

KT  r^lSlretc11  eBde!°BreSslÄ5ffr 
■  ttsäÄ  ver^entlfchte  Weber,  in  an- 
deren Zeitschriften:  Viele  Arbeiten  im 
Sspondenzblatt  der  fehles  Gesuch,  f 
vaterl.  Kultur  etc.  -In  den  Prewch  riften  der 
Fitrstl.  Jablonowskischen  Gesellschaft  D  ss ^  de 
.„„,„„.„,  caritatis  ratione  etc..  Lips.  löiw,  ins». 

rung  nach  Kriegen,  mit  besondere!  Hinsicht ,  aut 

Ami    nrenssischen  Staat  und  die  Jahie  löld iDis 

>:,PnÄen  Zeitschrift  Januarheft  1827: 

Anwehten  in  die  nächste  Zukunft  ^ansieht  aut 

S  78-101  lieber  Produktion  und  Konsumtion 
in  iai-ualükonomiscber  Hinsicht  überhaupt  und 
nach   statistischen   Handels-    und   gewerblichen 


Notizen    insbesondere  tu    derselben .   Zat- 

Heidelberg  L841:  Deber  den 
deutschen  ttesshandel  in  den  Jahren  1838  bis 
L840  Zahlreiche  Rezensionen  in  d«  uap 
ri*er,     I  o    and    Halleschen    Litteratur- 

zeitnng. 


Vgl  überFriedri  |liUu  '   Vm" 

Lobe  in  der  „D,  Biographie      I      1,1.. 

München  1896,  8    29  Lokih  dei 

Agronomischen    Zeitu  ; '' "  v  7/  ,     ,'■ 

,,,-<  44..  _  Biographie  und  Nekrolog 
i„  '  Neun-  Nekrolog  d  r  Deutschen"  j26.  Jahrg., 
j.   feü    Weimar   I  \)    *% 

scher  Gesch.  d.  Nat.-Oek.,  München  1874,  S. 
472  602  603.  -  Julius  Graf  von  Soden: 
Die  Staatspolizei  nach  den  Grundzüg»  der  Na- 

tionalökonomie.  Aarau  1817,  8  27fi       £aSA& 
Theorie  und  Geschichte  der  Nat.-Oek     U,  Wien 
L860    ^    623.-Pomz-BüUusJj 
XXVII.    1.   >.  468;    XXXV    1,   8.9 1.  -   Mo 
.eis  Nationalökonom.,  III,  1,  S.  77    i,  b._  a  u. 
-Mensel,    Gelehrtes    Teutschland,    Bd.    X. 
Lem-o  1803    S.  796.    -      Ecks   Leipziger  ge- 
fehrtts  Tagebuch,    1799,  S,  77.  -««'»lö- 
sche  Gelehrten    Anzeigen,   Jahrg.  ira<, 
18«J  1804,  1806,  1807,  1812.  »*mw» 


Weber,  JlstN, 


01    tv    i  ä«4.    besuchte   das   Gym- 

lÄär'  in  den  Seminaren  von  Goldschmidt 
^lÄ'    SETS9  Ssof-aurdem 

tSÄ«  ÄtioÄnSt 

„th  Ä£.    1K.7    nls  Nachfolger  von  Kn.es 

^VulHkaTio^n611-  Zur     Geschichte     der 
I  Hanfelsge  elltchaften  im  Mittelalter  (Stuttgart 

Utertum   lim   Handworterb ,  d.  Staatew    £ 
»    A      1     tm  i     Rörsenwesen,    b"'511  - 

.    ,•    der    vülk>  virt^-haft- 
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I.  Geschichtliche  Entwickelnng  des  Wechsel- 
rechts    5.   684        ET.   1         i  irtschaftlich 
dentung  des  Wechsels    S.  697  . 


I. 
Geschichtliche  Entwickelung  des 
.  Wechselrechts. 

I.  Gr un  dley  uiin-  und  1  rs    cht.    1. 

Die  Wertpapiere  s  t  des  Wechsels.   2.  Der 

auf  Scontration  beruhende  Umsatz.  —  JI.  Vor- 
stufen des  Wechsels.  —  UI.  Geschichte 
Eigenwechsels.  —  l\  G  chichte 
der  Tratte.    1.  Entstehung.     2.  Die  Stellung 

Remittenten  und  Präsentanten.  3.  DasAccept. 
4.  Pretest.  Intervention  und  Aval.  5.  Duplikate 
undKopieen.  6.  Zusammenfallen  verschiedener 
Wechselpersonen  in  eine  Bicorsawechsel).  7. 
Der  Umsatz  der  Wechselforderungen  und  seine 
Fennen.  Giroaväl.  ö.  Das  Indossament.  —  V. 
Die  Wechselordnungen.  —  VI.  Gegen- 
wart und  Zu  k  im  fr  des  Wei  hsels. 

I.  Grundlegung  und  Uebersicht 

1.  Die  Wertpapiereigenschaft  de.* 
Wechsels.  Ein  Umsatz  von  Forderungen 
kann  zwei   juristisch  in   ihrem  tief- 

Wesen  verschiedene  Mitte]  stattfinden. 
Das  scheinbar  nächstlieg«  schicht- 

lieh  aber  jüngere  dieser  Mittel  isl  die  ein- 
fache Veräusserung  der  Forderung,  deren 
wichtigstes  Werkzeug  im  heutigen  Verkehr 
'In-  Wertpapier  ist.  Während  "das  Kredit- 
system in  seinen  einfachen  Anwendungen 
die  dem  Gläubiger  entbehrlichen  Güter  zeit- 
in die  Verwendung  des  Schuldners 
bringt,  löst  unser  auf  den  Umlauf  der  Wert- 
idetes  Kreditsystem  das  Prob- 
lem .  dem  Schuldner  die  Güter  zur  Ver- 
fügun  Heu,    ohne  sie  dem  Gläubiger 

zu    entziehen.      Der    Gläubiger    erhält  "an 
er  infolge  seiner  Absatzfähig- 
keit  ein  G  .  in  Gut,  das  er  jeder 

zu  Geld  machen  kann.    Das  Wertpapier 
'  die  Forderung    in  der  absatzfähigsten 
'  dt  dar.     Die  Absatzfähigkeit  in  d 
Sinn.'  stellt  sich  zuerst  und  am  leichtesten 
bei  den  Effekten  ein.     Hier  bildet  sich  im 
Ahm), In»  an  die  Kriege  und  die  ungeheuren 
ivngen  zu  Beginn  der  Neuzeit 
mfolgeder  Identität  des  Schuldners,  Identität 
adla         Gl    chheil  ode]  doch 
äurabilitäl  der  in  grosser 
Zahl  ausgegebenen  Appoints,  ein  Massi  num- 
satz    vmi   Forderungen    heraus.     Diese    Er- 
scheinung beruht  auf  der  Schwierigkeil  der 
titätsprüfung    des    Gläubigers    und    aul 
iderindividueüen  Beziehungen 
zum  Schuldner.     Di.'  häufigen  Umsätze  er- 

e  öffentliche  Bewertung 
Kurs,  in  d    dieser  wird  ein  Hebi 
I  msätzen.    Ersl  von  den  Effekten  wird  die 
Idee  des  von  den  individuellen  Beziehungen 


zum    Schuldner    losgelösten    eminent    i 
tragbaren  Papiers,    die    Wertpapii 
eigenschaft,    und   die  Rechtsform 
Indossamentes   auf   die    freie  Geld 
des   Verkehrs,   auf  den   Wechsel  üherti 
Frei    nennen    wir   den  Wechsel    im  G 
satze  zu   den  Effekten    wegen    der  vü 
Freiheit  der  Beträge,   der  Hechtsgruir 
und  des  Schuldners.     Die   Wertpaj 
e  i  g  e  n  s  c  h  a  f  t  besteht  nach  Brunn,  r  v. 
lieh   darin,    dass    der  Schuldner   nur 
Rückstellung  der  Urkunde  zu  zahlen  bra 
Das  ist  ein  verhängnisvoller  Irrtum,  der  den 
Wert  der    im  übrigen   grundlegenden  I 
ei   'heu    historischen    Forschungen 
Die  Mühe    einer  Widerlegung  ersparen  uns 
!  nunmehr   die  §§  369  und  371  B.G.B.,  nach 
welchen    alle   Schiüdurkunden   Wertpaj 
sein  müssten,    wenn    die  Brunnersche 
nition  richtig  wäre.    Die  Wurzel  dieses  Irr- 
tums    habe     ich     in      meinen      »Studien 
(Grünhuts    Zeitschrift     XXVI     Nr.    2    g    11 
blossgelegt.      Die    Wertpapierqualität 
nicht,    wie  Brunner    und    die   frühere 
sehende  Meinung   wollten,    in   dem  Rechts^ 
satze.    dass    der   Schuldner    nur   gegen    die 
Urkunde   zu   zahlen   braucht,    auch  nicht 
in    dem   Satze,    dass    der  Schuldner   gegen" 
die  Urkunde  zahlen  darf  (Legimationsp 
d.  li.  mit  befreiender  Wirkung  zahlen  kann. 
ja  auch  nicht  in  demSatze.  dass  der  Sehn 
auf    Grund     der    Urkunde     zalüen     muss, 
Diesen  Satz   hat  Brunn  er   selbst    (das    fran- 
lie    Inhaberpapier  S.   37  ff.)    für   Zeit- 
perioden    und    Urkunden    festgestellt,     für 
welche    von    einem    Umsatz    in    grösserem 
Stile  gewiss  nicht  die  Rede  sein  kann.    Wo 
sieh    aber    ein    solcher    Umsatz    entwickelt, 
wie    im    IG.  Jahrhundert   bei   den    Effekten' 
jener    Zeit,     lässt    sich    alsbald    ein    i 
Rechtssatz  feststellen,    welcher  wirkli 
Drehpunkt  der  geschichtlichen  Entwick 
angesehen    werden  darf.     Es   isl    der  Satz, 
dass    der  Schuldner  nur  gegen  das  Papier 
zalüen   darf,    dass   eine  Zahlung   ohne  Pa- 
pier, auch  wenn  die  Uebertragung  der  Forde- 
rung dem  Schuldner  nicht  angezeigt  ist,  an 
den    ursprünglichen     Gläubiger    gegen 
dem   Träger   des  Papiers   keine   befreiende 
Wirkung  hat.    Allgemeiner  ausgedrückt:  der 
träger   des  Papiers    ist  allein   dispositions- 
berechtigt      Zu    diesem    Satze   gesellt   sich 
dann    für    die    Regel    (beim    vollkomin 
Wertpapier)    der    früher    schon    sporadisch 
vorkommende  Satz,  dass  an  den  legitimierten 
Inhaber    des   Papiers   auch    gezahlt   werden 
dass    der   legitimierte  Inhaber   nicht 
bloss    ausschliesslich    zum   Empfange,    si  a- 
dern   auch    zur    Forderung    legitimiert     ist, 
dass   dem  Schuldner  das  Recht  einer 
weiteren  Prüfung  des  Herganges  des  R& 
erwerbes  zustünde.    Aber  der  entscheidi 
Fortsehnt!    isl    schon    gemacht,    wenn 
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EVW,  rber  des   Papiers  weiss,   dass 
„,.   jag  Papier  eiue  Zahlung   nicht   statt- 
,ie„  wird.     Damit  ist  die  Umsatzfähigkeil 
wesentlichen   gegeben.    Denn    nunmehr 
,     der     Besitzer     die    Sicherheit,     üass 
,„„1     kein     anderer    zur    Ausübung 
s  Rechtes  zugelassen  wird.    Infolge  dieser 
,,„.„  Bindung  des  Rechtes  an  diel  rkunde 
die  Gefahr  ausserordentlich  vermindert, 
sonst   mit   dem  Erwerbe  eines  per- 
hen    Rechtes    ohne    Zustimmung    des 
auflichteten    verbunden    ist     die    Gefahr, 
[er  Gläubiger,   welcher  «las  Recht  ab- 
.;„     selbst    nicht   der   wahr-  Glaubiger  is 
|ei  dass  er  nicht  berechtigt  war.  .las  Recht 
beitreten.     Unterstützend  treten  dann  die 
irechtüehen     Gnindsätze     über    den 
des  redlichen  Erwerbes  (Hand  wahre 
ein.      Diese   Entwickelung   vollzieht 
..machst    bei     den    Effekten    (Kosta- 
Di,     dem    individuellen    Bedürfnis 
DKepasste    Forderimg    ist  von   vorn  herein 
(l  Massenumsätzen   weit    weniger  geeignet 
ls    die    Forderung   aus    einem  öffentlichen 
Lnlehen    "der   die   Aktie.     Daher    mussten 
absatzfördernde  Einrichtungen   hinzu- 
mii  den  Wechsel  in  seiner  heutigen 
iestalt    zur    absatzfähigsten    Verkörperung 
reien  Geldforderung  zumachen  (Garan- 
ttion  des  Indossamentes).     So  können 
wir  an  dem  Wechsel  wahrnehmen,  dass  der 
Umsatz    nicht    wie    bei    der    gewöhnh, 
Forderimsr  durch  die  Häutung  der  Einreden 
ui.    der   Person   der  Vormänner  den   Wert 
,1er  Forderung   schmälert,    sondern   dass  er 
ihn   mächtig    steigert,   indem    der   redliche 
Erwerb    che    Mängel   im    Rechte    des    \or- 
manues    heilt    (Art.  74  und   82  W.O.)    und 
indem    der   Erwerber   an  seinem   Vormann 
oft  einen  neuen  Garanten  der  Verpflichtung 

gewinnt.  ,        .       . 

■'     Der   auf    Scontiation    beruhende 

Umsatz.    Nel  «n  d«  im  AI  isatze  der  Forderung 
und  der  Urkunde  selbst  giebt   es  abei 
ein  anderes  wichtiges  Mittel,  einen  Massen- 
handel in  Forderungen  zu  ermöglichen  -  -  die 
Ltung    der  Forderungen  für  die  Scon- 
tration.     Die  einfachste  Form  dieser  Einrich- 
tung besteht  darin,  dass  der  Gläubiger,  der 
Forderung  selbst  zu  veräussern  nicht  in 
der  Lage  ist.  einem  anderen  eine  Ford, 
In  gleichem   Betrage   und   auf  den  gleichen 
Termin  und  Ort   gegen  sich  selbst  einräumt 
und    die  Zahlung    dieser   letzten    Forderung 
durch  seinen  Schuldner  besorgen  lässt.     Be- 
steht    ein    grösserer    Kreis    von    Personen, 
Kaufleuten.     Bankier,,     die    untereinander 
Eaeh  Gläubiger  und  Schuldner  sind,  äo 
haben    sie    ein    Interesse,   die    Forderungen 
auf  den    deichen  Termin  und  Ort  zustellen, 
um  die  Abrechnung  ohne  oder  mit  geringer 
Barzahlung  zu  bewirken.    Ein  solcher  Scon- 
troverband    bietet    sodann    aussenstehenden 


Personen  die  Möglichkeit,  ihre  Zahlung*  n  i 
hafter  Weise  durch  die  Mitglieder,  de 
V,. vinu:..  rgen  imd  einziehen  zu  lassen. 

ixkch  aus  enst  b  Pei    >m  a,  di    an 

Mitgüed  eine    Scoi  troverbandes  eine  I 
rUng   haben,   können   nun  die  e    1  orderung 
mit  Vorteil    umsetzen   an  Personen..    wMehe 
entweder   Schuldner   eines    Mitgliedes    des 
Scontro^  irhandes    sind    odei  I 

haben,  Gläubiger  eines  Mitgliedes  zu  w<  i 
Das    Interesse  kann  dass  der 

Erwerber  der  Forderung  Geld  an  dem  Orl 
und  zur  Zeit  der  Scontration  braucht. 
So  sehen  wir  denn  im  Mittelalter  an  be- 
rühmten Messorten,  vor  allem  in  di 
pagne  sich  Skontroverbände  entwickeln,  die 
diese  Orte  zu  europäischen  Weehseldomi- 
züen  (Goldschmidt),  ihre  Messen  zu  euro- 
päischen Wechselterminen  machen.  Nun- 
mehr kann  ein  Florentiner  Kaufmann  einem 
flandrischen  eiue  Zahlung  leisten,  indem  ei- 
sernen Bankier,  der  auf  der  Champagner 
Messe  vertreten   ist,  anweist,   dem  Bankier 

mdrischen  Kaufmanns  auf  eben  dl, 
Messe  eine  Zahlung  zu  leisten,  die  wiederum, 
da  beide  Mitglieder    eines  Scontroverbaudes 
sind,    nicht    wirklich,    sondern  durch  Scon- 
tration erfolgt.  Mau  begreift,  dass  die  Bankiers 
und   auch   ander.'    Kaufleute   mit   ihren   auf 
der   Messe    zahlbaren   Forderungen    Handel 
treiben  konnten   ohne  Abtretung  der  Forde- 
rung  durch   blosse    Anweisung.      Wer   aut 
Grund  einer  solchen  Anweisung  eine  Forde- 
rung   zu    erwarten    hat,    veräussert  sie  im 
Wege  einer  neuen  Anweisung,  eine  lechnik, 
die  unten  sub  IV.  7  näher  dargestellt  wird. 
Der  Gans  der  Entwickelung  durchläuft  nun 
seit   dem   elften  Jahrhundert   folgende  Staken: 
Die  stren»  verbindlichen  notariellen  Urkunden, 
deren  Benützung  zu  Geldübersendungen,  indem 
das   Versprochene   au   einem   anderen   Orte,   als 
dem    des    Vertragsabschlusses    geleistet    wird 
(domizilierter     Eigenwechsel).      Die    Leistung 
dieser    Zahlung    durch   andere   Personen    (Ver- 
treter  Bote)   als  den  ursprünglichen  Schuldner, 
an  eine  andere  Person  .Vertreter.  Bote    als  den 
ur"sprui  Gläubiger     Es  folgt  die  Stellung 

dies«  Verpflichtung  auf  die  Messen  und  Markte 
als  auf  Zeiten  und  Orte  grosserer  Geldbedurt- 
ntsse,    die    Entstehun,  «owW» 

durch  die  gewerbsmässigen  Vertreter.  fAiMei 
damit  oder  etwas  früher  findet  sich  die  \  ^ 
bindnng  des  domizilierten  Eigenwechsels ^  durch 
welche!  der  Schuldner  verspricht,  durch  ernen 
solchen  Vertreter  an  einen. Vertrete! -te Glau- 
,  zu  leisten,  mit  einein  Schreiben  neb 
SckuUn™.  das  den  Zahlungsauftrag  anginen 
Vertreter  zu  der  Leistung  an  ff  Vertreter 
des  Gläubigers  enthält.  Damit  ist  de  iiatte 
mit  vief  Personen  gegeben^  Schuldner 
Trassant"    Gläubiger    Remittent),  V, 

Wo-pvs    Solutionis    causa   adiectus,  PraesentaM). 
tSannbaldderStül  renwechsels 

S*S?5S  «e  He  SSS'S 

ohne  ihn  anerkannt   wird.     Es   entwickelt  sien 
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ein  schwunghafter  Handel  in  Tratten  auf  die 
berühmten  Messarte,  zuweili  n  auch  vuu  den 
rten  nach  der  Heimat  der  Kaufleute.  Der 
Wechsel  erhält  einen  Kurs.  Endlich  wird  die 
primitive  Form  der  Trane  durch  die  später  zu 
erklärende  Technik  des  Giroavals  erweitert,  so 
I  mehr  jeder  Umsatz  einer  Forderung 
auf  ein  V.  aäi   eine  besondere  Tratte 

mit    besonderer    Provision    der     Vertrete] 
Gläubigern  und  Schuldnern  bedarf.    Das  Giro- 
aval  wird  entbehrlich,   sobald  die  Tratti 

die    i  Irdreklausel    aufnimmt,    an    welche 
die  bei  Bankpapieren,  zumal  Effekten, 
früher  entwickelte  Technik  des   Indossamentes 

■     liegst.     Es  folgen  zahlreiche   Wech 
nungen.   und  damit  tritt  der  Wechsel   aus  dem 
Dunkel   der   gewbhnheitsrechtlichen    Entwicke- 
lung. die   aus  Urkunden  und  kasuistischen  Er- 
örterungen     der     Juristen     mühsam     gefunden 

r  der  Geschichte. 
Ich  wende  mich  nunmehr  zur  näheren  Dar- 
legung der  einzelnen  Entwickelungsstufen. 

II.  Vorstufen  des  Wechsels. 

Bei  den  orientalischen  Völkern  des  Alter- 
tams  sinl  nach  Goldschmidt  (Inhaber-, !  i 
und  exekutorische  Urkunden  S.  354ff. 
laufet-  des  Wechsels  nicht  nachweisbar,  wäh- 
rend die  Orientalisten  (Eevillaut,  <  Ippert  et 
inzelne  Urkunden  kühn  als  Billets  ä 
Ordrt  nen.     Der  Talmud   weist    seil 

Jem  dritten  und  vierten  Jahrhundert  Inhaber- 
papiere nach.  Bei  den  Hellenen  sind  In- 
haber und  Ordrepapiere  und  die  exekutive 
Klausel    (xa9-d7icf  ix  Six/js    Eintreibung    wie 

1  rrund  eines  Urteils)  seit  dem  Beginne 
des  zweiten  Jahrhunderts  nachweisbar.  Auch 
finden  sieh  schon  um  jene  Zeit  Klauseln, 
lurch  die  Praxis  der  Notare1)  bis  ins 
späte  -Mittelalter  erhalten  werden,  so  ver- 
schiedene Solidarklauselu,  Verzichte  auf  Ein- 
reden, die  inl  Gefahrablehnungs- 
klausel  „äxivSwov",  welche  noch  im  späteren! 
Mittelalter  primitive  W<  hafte  (Geld- 
remittierungen),  bei  denen  der  Gläubiger  die 
Tran-;  .riehen 
scheidet  (salvum  in  terra  im  Gegen- 
satze  zur  Formel  ad  risicum  maris,  sana 
navi,  salva  navi).  Die  neueste  Papi- 
rusfoi  immen  mit  den 
liehen  nun  oen  Berich- 
ten der  rön  en  das  Bild  eines 
üben  ■  tckelten  Bank-  und 
Bankierwesens    füi 

und  die  li'-u  Weltherrschaft. 

utungsvolle 
schreibt 
Atticum  XII.  29):  id 

Athenis  permutari  ne  | 
an  ijisi    ferendujB   c-ti.     Auf  die  bejahende 
Antwort  trifft  i  entsprechend 

sorge  (XII.  27).    8.  auch  eod.  XV.  15;  Y.  L5, 

Zur    I  des    Notariats    siehe 

Mitteis.  Reichsrecht  S.  171  ff..  Voltelini  S.  13  ff. 


XI.  1  und  24:  s.  ferner  Cie.  ad.    divers  II. 
IT:  III.  ö;  ad  Quint.  frag.  I  3  pro  Rabii 
Da/u  Ayrer.  Deioünie  3.    163;  Goldseli 
i  i  -  :hichte  S.  82  Anm.  lü.ö.    Mitteis 

(Trapezirica  S.  2061  findet  in  frag.  17  XVIII,  4 
und    in   den    Cicero-Briefen    den    ]■]>>■ 
von    P  r  [•  i  imgen    bezeugt.      Aueh    Ei 
tungen  für  die  Skontration  sind  \v; 
lieh  (Gold  Schmidt,  Inhaber-,   Ordn   i 
S.    325).      Aus    dem    oft    missverstaml 
II  XL  VI,  2  entnimmt  Goldschmidt 

iommen   von   Ordreanweisungen. 
wichtig   ist  ferner  wegen  des  Parallel] 
mit   der   mittelalterlichen  Entwickelung 
Hinweis  Mitteis'  (cod.  S.  249)  auf  das 
kommen  durch  den  Delegai  ten    garan 
Zahlungsanweisungen   auch    auf  ausw 
Plätze.    Frag.  134.  2:  141.  4  (XLV,  1). 

Leint   also   die  für   die  Tratte  chai 
ristische  Haftung-  des  Ausstellers  präforn 
Ist    auch    der   hier   nur  augedeutete  Inhalt 
dieser    reichen    Verkehrsentwickelung 
Stürmen    der  Geschichte  erlegen ,  so  \. 
doch  die  Form  der  Beurkundungen  und  die 
Erinnerung  au  deren  Bedeutung  durch  das 
in  späteren,  roheren  Zeiten  nur  um  s 

■:  'nere  Geschlecht  der  Schreiber 
Notare  (s.  u.)  erhalten  und  hat  dann  zw 
los  wieder  die  spätere  Entwickelung  i 
tig  beschleunigt. 

Die    Analogieen    zum    Weehselgescl 
welche   uns    das    Altertum    Metern    werden 
noch    bedeutend     übertroffen    durch     zwei 
Eechtsinstitute     des     arabischen     Eech 

suftäga      und     »Hawäla     (Grass 
Der   arabische    Jurist    Almargiuäni    III 
244  definiert  die  suftäga  als  »die  Cebergabe 
von  Eigengut  an  eiuen  anderen  als  Darl 
und  nicht  als  anvertrautes  Gut  mit  d> 
Stimmung,  dass  der  andere  es  irgeud  e 
seiner  Freunde  übergeben  solle:  der  Gi 
stand   desselben  ist.   die  Gefahr  des  W<  a  - 
zu  vermindern. <: 

Die  hawäla  scheint  ein  sehr  allgem< 
Ausdruck  für  Schuldbefreiung  durch  r>l  Er- 
weisung von  Forderungen  oder  Schuldüber- 
nahme zu  sein.  Die  »suftäga«  stellt  sich 
als  eine  Art  der  hawäla  dar  (Grasshof  §  21i. 
wird  aber  von  dieser  absorbiert,  so  dass  ihr 
Name  versehwindet.  Beide  Rechtsinstitutl 
sind  mit  der  Tratte  zu  vergleichen.  Von 
einem  Eigenwechsel  findet  sieh  nach  Grass- 
hoff  §  22  bei  den  Arabern  keine  Spur.  Die 
liier  angedeutete  Entwickelung  liegt  zwi- 
schen dem  8.  und  11.  Jahrhundert  unserer 
Zeitrechnung.  Grasshoff  nimmt  auf  Grund 
stellenweise  recht  bedenklicher  Beweisfüh- 
rung an.  dass  der  europäische  Wechsel  dem 
chen  seinen  Ursprung  verdanke,  und 
berufl  sich  ltiefür  u.  a.  auf  die  von  ihm 
vermutete  Entstellung  des  Wortes  aval  aus 
hawäla.  Aval  heisst  freilich  alles  an 
eher  als  Befreiung. 
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;V    on  Goldschrnidt    S.  410  Note  76  be- 

_  __  a   ,      -.,.-.,.!->  ,11-.     muri 


Grasshof fs  Argumente  machen  eine 
Siehe    Prüfung    erforderlich,    die    sich 
„tlich  auf  die  Durchforschung  der  sp* 
Dn  Rechtsgeschiehte  stützen  musste. 

i i     ;.-■  +     inrnnornin        (iafiS 


Ego  Guil.  Gatta  profite  x  d<  bere  tibi  U.esloni 
Guaraco  L  50  mirgorensium,  qua      tipulanp 
tibi   suh   poena  dupli   me  soluturum  Monta.- 
pesulano    promitto  tibi  vel   tuo   nu 
per     me    vel    meura    nuneium 


,,„,,  RechtSgeschichte  stutzen ;  musste  -  -  ilhu.   mM  ^ 

Bemerkenswert    ist    mimerlim .  da^s  die   mensem  i       daturum;   pro  ipsa  itaque 

weit-  und  drittälteste  der  von  Goldsch midt  cm  v, «  pigaori  subicio 

;.    324    mitgeteilten    wechse  ähnlichen    Lr    i  .,.llllN,.1„.  \, [es  hier  beurkun- 

amden  als  Aussteller  einen Sohmanus  nennen.  I  ^D>  r  t««?^ 

Hl.  Geschichte  des  Eigenwechsels.       bium.^  ^^  Bedeutung  dieses  Wortes  ist 

Tatra-  den  Notariatsurkunden,  wek-he  als    T.nlS(.h j^.esumh-reMiuiztausch.  Es  stammt 
Brben  der  spätrömischen  promissioms  carüila  lb    vou    dem    der    sinkenden    Latmitat 
b»    einseitiee    Geldversprechen    verbriefen,   Apuieius,  Priscian,  Charis  angehöngen  Zeit- 
faden   wir  im  zwölften  Jahrhundert  solche,     ^  ^mbüre  oder  cambiare,  einem  Synony 


tuulen    wir  im  £wum.<.u 

üe  die  Zahlung  an  einem  vom  Ausstellungs- 
orte verschiedenen  Ort  zusichern  Unter 
£en  findet  sieh  das  auf  Gefahr  des  Glau- 
-  stehende  Seedarlehen  mit  den  oben  sVib 
II  erwähnten  Klauseln  saua  ennte  navi  etc. 
wie  auch  das  einfache  Gelaremittierungs- 
rersprechen,  bald  ohne  diese  Klausel,  bald 
mit    der   bezeichnenden    Klausel   salvum   in 


mum  für  permutare,  welches  wie  früher 
erwähnt,  Cicero  für  Einwechselung  yon  Geld 
auf  einen  fremden  Ort  im  V  ege  der  Geld- 
remittierung  gebraucht.  Nach  Schaube  Sta- 
dien S  529)  gehört  bis  zum  Ende  des  XLLL 
Jahrhunderts  nur  Künzverschiedenheit  nicht 
auch  <  trtsverxlnedenheit  zum  Begriffe  des 
eambium.     (Dag.  Freundt  8   3.)     Das  cani- 


mit  der  bezeichnenden  Klausel  salvum  in  cambium.  (Dag.  Freundt  bo.)  yas  'f.1  " 
terra  dirrch  welche  die  Gefalirh-ag-iing  seitens  Mum  gewährte  die  Jlöghchkeit  einer  Dm- 
des  Gläubigers  ausdrücklich  abgelehnt  wird.  h  des  feaBOmschen  Zinsyerbotes,  in- 
Die  ältesten  dieser  Urkunden  stammen  aus ,  |em  ;Ue  zinsen  in  den  Gewinn  aus  der 
dem  Jahre  1156  (Goldschmidt,  Üniv.-Gescl i-  Kursdifferenz  eingekleidet  wurden  Aus 
S  190  ff  •  daseien,  nur  teilweise  mit  Hecht,  diesem  GrUnde  nehmen  die  Schuldurkunden 
Schaube."studienS.519ff,  Ö301)).  Es  findet  die  Klaugel  ex  causa  cambii  oder  nomine 
A  ,  regelmässig  die  aktive  Ordreklausel  (übi  iusti  et  veri  Cambii  auf  -Wie  in  teviowr 
vel  tue  cero  nuntio  vel  tuo  misso  danti  gchen  stipulationsurkunde  durch  die  btipu- 
inihi  hanecartam  etc.).  Diese  bezweckt  zu-  ^tionsklausel,  so  werden  auch  alle  mogU- 
nächst  Erleichterung  der  Zahlungsemtrei  .uns    ,.,  ,  .ilun^sründe  durch  die >  disposi- 

„nd  des  Zahlungsempfangs  (Brunner).    Doch   tiven     Wechselurkunden     *hsf*ie*\rh^ 
•  .  t~._  .1;.,  n;(ta,i0=  firm  zehnten  Jahrhunderts    ^..,,,,1,1, ,.,  .rln-eibuua  beruht  aut  dem  semm 


MIHI  llCbMiinui&.^.ii["»..?-     , , 

ist  für  die  Mitte  des  dreizehnten  Jahrhunderts 
in  Genua  auch  ein  schwunghafter,  wenngleich 
anscheinend  nicht  mehrfacher  1  msatz  der 
auf  I  Irdre  lautenden  Urkunden  nachgewiesen 
(Schaube  in  Conrads  Jahrbüchern  Bd.LXXlU 
S  145 ff).  Daneben  findet  sieh  vielfach  die 
passive  Ordreklausel,  welche  besagt 


Die 
Schmdverschreibung  beruht  auf  dem  schrift- 
lich in   Geldzuweisungsversprechen,   welcUes 

als  Geldwechsel  gedacht  und  so  genannt 
wird  [Goldschmidt  S.  429,  dagegen  heftig 
Freundt  S.  Uff.).  Die  Urkunde  schöpft 
ihre  Kraft  demnach  aus  der  sich  aus  ihr 
ergebenden  distantia  loci  und  causa  eambu, 

..°      ,         1     •„- i.„..f   r,l-,ovol.-toncierte   lliate- 


aassive  Ordreklausel,  weicne  oesagi,  ergebenden  distantia  loci  um™.»—", 
ü«  der  Schuldner  entweder  selbst  oder  d£  aber  keiae  scharf  charakterisierte ,  mah  ■- 
dureh  einen  Dritten  (eertus  nuntius  u.  dgl.)  rielle  c.ausa  im  sinne  der  heutigen  Kecnts- 
die   Zahlung   leisten   werde.     Diese-  passive  I  spi.aehe  ist.  „.,f 

Ordreklausel  siebt  einen  wichtigen  Emger-  Das  Wechselversprechen  wurde  mit  riiire 
z,-is  für  die  Entwicklung  der  Tratte  aus  diesei.  Klausel  in  Wahrheit  zu  einem  ab- 
strakten Versprechen      ^^ 


M  Ich  bemerke  gegen  Schaube,  dass  Gold- 
schmidt  mit  Eecht  aUe  an  Ordre  lautenden  Ur- 
kunden, durch  welche  Geld  an  fremden  Orten 
versprochen  wird,  ohne  dass  den  Gläubige  die 
Transportgefahr  trifft,  als  domizilierte  Eigen- 
wechsel   (natürlich    nicht    im    Sinne    der   allge- 


straKif  1  vcifjir""-"-  ""  —  —  ,  „„„ 
ob  und  wie  viel  der  Valuta  gegeben  war, 
b  der  Praxis  nicht  genau  genommen  winde  ). 


i)  Zulassung  der  Klausel  cambiati  co^oi, 
Valuta  in  Rechnung  (G°ldschmidt  3 .428  Amn^ 
weclisel    matunicn    uu-ui    uu    "■»"-,  ■--    •  ,       ,       s,,i,,,n  in  einer  l  rkunde  vom  Janre  iojv 

meinen  deutschen  Wechselordnung)  mAnspiuch   ^      *"»«„   häufigere   Formel   con- 
iiimmt.    Dies  ist  dadurch  begründet,  dass  diese  todet  snai   nie  j  ^ 


zahlt,  sondern  Provision  erhält,  ist  erne    nato 
lirhe-     (aber     nicht    notwendige)    Rechtsfolge 
(Goldschmidt  S.  415). 


150  marcas  argeim  .  .  •  ■  w--"--.  imlo-nen 

Ss,':S'E';v,£;hs;;"il»;kS'S 


Wechsel  (Geschichtliche  Entwickelung  des  Wechselrechts) 


Der  dis]  Charakter   der  Wechselur- 

künde  war  damit  anerkannt.  Instantia  loci 
aber  blieb  Voraussetzung.  Instrumente  ohne 
distantia  loci  waren  als  cambia  sicca1)  der 
Wuchereinrede  ausgesetzt  Vom  dreizehnten 
Jahrhundert  an  finden  sich  SchnJdverspre- 
welche  Geldremittierungsz wecken  die- 
nen, in  typischer  Kenn  auch  ausserhalb  der 
romanischen  Welt.  So  können  die  von 
Voltelini  sub  Nr.  651,  684,  685,  765  u.  s.  w. 
führten  Urkunden  mit  der  Ordreklausel 
rimitive  Marktweehse]  betrachtet  werden 
-  !6  und  1237). 
Au~  Norddeutschland  (Lübeck)  von 
Flandern  aus  zahlbar  gestellte  Geldzu- 
weisungsverspreeihen  mit  aktiver  Ordre- 
klausel und  Bestellung  eines  besonderen 
Zahlers  weist  Neumann  für  die  Wendi  des 
dreizehnten  Jahrhunderts  nach.  In  voller 
Blüte  finden  wir  das  Institut  der  auf  eine 
Messe  und  an  Ordre  gestellten  Geldremittie- 
rungsurkunde  in  den  von  Des  Marez  publi- 
zierten Ypern'schen  lettres  de  foire  aus  der 
zweiten  Hälfte  des  dreizehnten  Jahrhunderts. 
Die  Frage,  ob  ein  Umsatz  dieser  Urkunden 
auf  Grund  der  Ordreklausel,  sowie  dies  für 
Genua  (s.  ewiesen  ist.  stattfand,  wird 

von  Des  Marez  verneint,  von  Lanveere2)  bejaht 
Eine  Kette  von  Debertragungen,  derei 
einzeln,--  eine  schwerfällige  Vollmachtsur- 
kunde für  den  command  (cortus  nuntius) 
erforderte,  dürfte  in  dieser  Periode  über- 
haupt nicht  vorgekommen  sein.  Die  Ein- 
richtung, auf  welcher  der  Eorderungsumsatz 
beruht,  ist  in  ganz  Europa  regelmässig  nicht 
die  (i  er  Inhaberklausel,  sondern  die 

Skontration  und  Kompensation.     Wir  finden 

bei   I'  in  Beispiel,   wo  der 

einer    Fi  nicht    etwa    die 

Murkunde  veräussert,  wie  dies  in  Genua 

an    dem    gleichen    Tage 

(15.  Januar  1289)  gegen  sich  eine  Forderung 

1,1    *  ige   auf    die   deiche 

M begründete.  Zahlung  dann 

durch  l'ei  ten  Urkunde  ge- 

schah   oder  ob  Dtration    in  an- 

dere,- Weise   vollzog,   ist    nicht   mehr  leicht 
B       liesem  Verfahr« 
Erwerber  der  Forderung  den  Vor- 
teil  der  Haftung  des  Bestellers  der  Forde- 
rung in  weit  vollkommenerer  Weise  als  bei 

indiscreta"  und  „abstractes  Versprechen"  liier 
wie  anderwärts  nicht  sondert,  [in  übrigen  ist 
-•-ine  I  Erstellung  höchst  zuvei  l 

')  Dieser  Ausdruck  deutet  bereits  darauf 
bin,  dass  nicht  mehr  für  den  Begriff,  sondern 
nur  für  die    Vollwirksamkeit  nbium 

die  Ortsversehiedenheil  Voraussetzung  ist. 
Die  Bezeichnung  cambinm  sicentn  ..trockener 
Wechsel"  wird  auf  jeden  Eigenwechsel  ange- 
wendet  .,>■ 

-')  Schriften  der  acad.  royale    Biii-ei  L900 
Nr.  3. 


der  Uebertragung  der  Urkunde  vor  der 
Wickelung   des   Indossamentes.     So  gla 
wir    denn     die    Negociabilität    (Wertpa] 
(pualität)   des    älteren    Ordrepapieres.    daher 
auch    des    älteren    Eigenwechsels    mit    D 
Marez    verneinen    zu  "dürfen.      Diese 
sich  weit  später  ein   mit  der  Eatwiekelung 
der    Beschränkung    der    Einreden    aus    der 
i    des    Vormannes,    insbesondere   der 
Einrede  der  nicht  empfangenen  Valuta 
der  geschehenen  Zahlung.1) 

l)--r  domizilierte  Eigenwechsel  behau] 
seineu  Platz  neben  der  Tratte  in  den  roma- 
nischen Ländern    des  .Mittelmeeres  bis  zum 
sechzehnten    Jahrhundert,    in    Deutschland 
wohl  noch  länger.    Da  die  Geldremittii 
später  ausschliesslich   durch  Tratte   er 
so  unterscheidet  sich  der  Eigen we 
dem    Xanten     nach    von    einem     gewöhn- 
lichen   Schiddversprechen.      Er    übernimmt 
als  solches  den  Namen  und  das  Odium  des 
cambium  siecum.    Mit  der  Eatwiekelung 
Wechselprotestes   und  der  Inclossabilitäl 
gab  sich  die  Frage,  ob  diese  auch  auf  E 
weehsel  auszudehnen  seien.     Diese   ]•', 
werden  nach    mehrfachen  Verbeten  bald" zu 
Gunsten    des    domizilierten    Eigenwech 
bald,   meist    später,   zu  Gunsten  das  1 
wechseis    überhaupt    bejaht.      Die    Gleich- 
stellung erfolgte  in  England  im  Jahre  1705 
(Daniel,  neg.  instrum.  I  S.  6).  in  Frankreich 
teüweise  schou  durch  königliche  Deklara 
von  1664  und   in  der  Ordonnanz   von    1673 
30.  31.  VII  1.   in  fast  vollkommener  Weise 
durch    den    cod.   de   comm.   von  1807.     In 
Deutsehland    wurde    vor    der    allgemeinen 
Wechselordnung  vielfach  distantia  "loci  (Do- 
mizilierung)   gefordert.      (Biener.    Abhand- 
lungen S.  189 ff.;  Grünhut  I  §  24). 

IV.  Geschichte  der  Tratte. 

1.  Entstehung.     Betrachten  wir  die  Ur- 
kunden   mit    aktiver    und    passiver    Ordre- 
klausel, die  domizilierten  Eigenwechsel 
der    Formel   des  oben  mitgeteilten    Schuld- 
bekenntnisses   der    Gatta    vom    Jahre    1163 
entsprechen,   so   finden  wir   folgenden  I 
sehen    Inhalt.      Der  Schuldner    verspricht, 
selbst  oder  durch  einen  Beauftragten  an  den 
<  rläubiger  oder  dessen  Beauftragten  die  Zah- 
lung  an   einem   vom   Ausstellungsorte  ver- 
schiedenen  Ort   zu  leisten.     Es  ist  nun  er- 
forderlich, dass  der  Gläubiger  seinen  in  der 
Regel  an  dem  Zahlungsorte  wohnenden  Be- 
auftragten unter  Uebersendung  des  Wech 
zum  Empfang   der  Zahlung  anweist.     Diese 

'i  Die  Behauptung  Brunners  s.  Des  Marez 
S.  35,  3<,  ßö— 68).  das-  nur  die  Leistung  an  den 
Inhaber  den  Verpflichteten  befreite  (französische 
rpapiere  S.  71  ist,  falls  sie  sich  auf  die 
Zeit  vor  dem  XVf.  Jahrhundert  bezieht,  uner- 
weislich. 


Wechse]  (Geschichtliche  Entwickelung  des  Wech  elrechl 
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rkeit  lieissl  remittere  (daher  der  Name 
■emittent),  mandare  a  rieevere  (Goldschmidt, 
ni,  Gesch  S.436;  Sehaube,  Beobachtungen 

117  1!     besonders  S.   132).     Damit  ist  die 
ktive  Qrdreklansel  ausgefüllt.     Der  so  Be- 
uftragte  heisst  mmmelirPräsenlant,  solutionis 
ausa  adjeetns  oder  expositus.     Seine  Legi- 
ung    dürfte    ursprünglich    durch    be- 
Vollrnachten,   litterae  patentes  oder 
den    deutschen    WiUebnefeu    ent- 
gehend,  geschehen   sein   (Brunner fran- 
ösische    Inhaberpapiere   S.   ,4.    .'.».  öci,  64). 
tiger   noch   ist   die  Bestellung  des  zur 
„ig  Beauftragten  durch  den  Aussteller, 
Ausfüllung    der   passiven   Ordreklausel. 
Auftrag  an  den  Zahler  lieissl  trai  re 
m  Gegensatze  zu  remittere.  mandare  a  pa- 
iii  Gegensatze  zu  mandare  a  rieevere. 
5er  Brief,  durch  welchen  die  Beauftragung 
i,    heissl   lettera  di  pagamento,   traeta 
ddt    eod.,    Sehaube    eod.).      Diese 
a  di  pagamento,  die  Tratte  übernimmt 
hin  im  Wechselverkehr  gleichzeitig  die 
,,m     der    früher    bezeichneten    littera 
-  in  der  Bedeutung  Vollmachtsurkunde, 
n  sie  den  Präsentanten  nennt.  Die  Tratte 
wird    dem    Remittenten    zugleich    mit  dem 
genwechsel,  der  nunmehr  technisch 
littera  patens  oder  aperta  in  anderem  Sinne 
geschlossen   und  gesiegelt   als  littera 
M   übergeben.     Der  Remittent  sendet 
rjrkunden   an  den  Präsentanten.     Die 
ttierte  traeta  heisst  daher  auch  remissa 
(Rimesse).       Der    Begleitbrief    enthält    das 
aiun    a    rieevere.     Dieser    von    Gold- 
schmidt   aufgestellte,    aber    nicht   voll   be- 
.  :ie     EntwickeluugsgaHg      wurde      vod 
ibe  (Beobachtungen)  unter  Wider- 
igeines  Teiles  des  Goldschmidtsehen 
Material-,   ja  unter  Klarlegiiug   eines  kaum 
erklärlichen  Irrtums  bestritten,  ist  aber  meines 
Eraehtens   nach   den  eigenen   späteren  Dar- 
ren  Schaubes   (s.   besonders  Wechsel- 
briefe   König    Ludwigs    des    Heiligeu)    und 
dnreh  di.'  gleichwohl  sehr  polemisch  klingen- 
uisHihrungeii  Freundts  im  Wesentlichen 
itigt  worden.    Auch  erklärt  uns  nur  diese 
rie   die    eigentümliche   Auffassung   der 
des  Präsentanten   durch  die  ältere 
Doktrin  is.  u.  sub  2).   Doch  ist  es  nicht  zu  be- 
zweifeln,   dass    nicht   jedem   Geldzahlungs- 


auftrag  au    einen    fremden  ( »rt   ein    Ei 
Wechsel   entsprach.    <  »1,  dies  der  Fall    war. 
ist  im  einzelnen  Falle  schwer  zu  entscheiden, 
,l,i  meistens  nui   dei  Wechsel,  nicht 

der  Tratten  in  di  n  Notariatsarchiven  Er- 
wähnung geschah.  Die  Kenntnis  der  ältesten 
Tratten  verdanken  wir  dem  erst  später  ein- 
wickelten Protest,  der  Litteratur  und  dem 
glücklichen  Zufall,   dass   über  die  Verkäufe 


')    Pass    die   ältesten  litterae  clausae.    von 

wir   Nachricht   haben,   die    Ordreklausel 

enthalten,     ersieht     sich     aus    dem    Wortlaute 

einiger    überlieferter    Exemplare    (Freundt    S. 

und  aus  der  Thatsaehe,  dass  du-  Tratten 

Ludwigs  des  Heiliaen  veräussert  wurden.   Bald 

verschwindet  die  Ordeklausel,  wie  ich  glaube, 

aus  dem  Grunde,  weil  nur  bestimmte  Personen, 

ni  Skontroverbande   standen,  zur  Rolle  des 

Präsentanten    geeignet  waren,   um  erst  um  die 

Mitte  des  16  Jahrhunderts  wieder  aufzutauchen. 

ächaps  £    33 
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der   Wechselbriefe    Ludwigs    des    Beiligen 
Notariatsakte  aufgenommen  wurden,  endüch 
der  Buchführung  fürstlicher  und  städtischer 
Vermögensverwaltungen.     Die   ältesten  Vr- 
kunden  dieser  Art  stammen   au-  der  ersten 
Hälfte  des  dreizehntenJahrhundei  im-.  Freundt 
S.  34ff.).     An-   dem  Ende   des  dreizehnten 
Jahrhunderts  ist  die  Verbindung  von  li 
clausa    und    littera     patens    sehen    für    den 
Norden  und  Westen  Europas  durch  die  sehr 
interessante  Korrespondenz1)  des  Gesan 
BeinkeMornewech  bezeugt,  der  den  Lübecker 
Rat  im  Jahre  1290  auf  der  Messe  von  Brügge 
vertrat  (Freundt  S.  43,  Neumarin). 

Durantis  speeulum  1272  Hb  IV  pars  III. 
De  obl.  et  sol.  bringt  das  Beispiel  einer  von 
Kaufleuten  ausgestellten  Tratte  mit  deut- 
lichem Hinweis  auf  einen  zu  gründe  liegen- 
den Eigenwechsel. 

Sicher  überliefert  ist  als  erste  bekannte 
Tratte  der  Warenwechsel  vom  Jahre  1334 
(nicht  1335),  der  deutlich  auf  einen  der 
Tratte  zu  Grunde  liegenden  Eigenwechsel 
hinweist  (Goldschmidt,  Dniv.-Geseh.  S.  440, 
441.  Sehaube,  Beobachtungen  S.  122,  123. 
Freundt  S.  47).  Eine  Tratte  aus  dem  Jahre 
1339  die  zuerst  die  seither  übliche  Form 
aufweist  l  Goldsehmidt  S.  441),  lautet  in 
Uebersetzung : 

Im  Namen  Gottes,  Amen.  Bartaio  et 
Comp,  dem  Barna  von  Lucha  und  Comp. 
Grass.  Avignon.  Zahlt  gegen  diesen  Brief 
am  20.  November  339  an  Landuccio  Bus- 
draghi  und  Comp,  aus  Lucha  3123  i  Gold- 
gulden für  (per  cambio  di)  300  Goldgulden, 
welche  wir  heute  von  Tancred  Bonagiunta 
und  Comp,  bekommen  haben  zu  4%  zu 
ihren  Gunsten  und  stellt  dies  auf  in 
Rechnung.  Ausgestellt  am  5.  Oktober  339. 
Ein  zugehöriger  Eigenwechsel  ist  nicht 
nachweisbar.  Aussteller  ist  Bartaio  und 
Comp.,  Bezogener  Barna  von  Lucha  und 
Comp-,  Remittent  Tancred  Bonagiunta  und 
Comp.,  Präsentant  Landuccio  Busdraghi  und 
Comp.,    Ausstellungsort    isl    Avignon,    Zan- 


1  Lehrreich  ist  die  von  Freundt  S.  73  und 
von  Xemnann  S.  103  unrichtig  aufeefesste  Ur- 
kunde II  2  Nr.  77  Lübisches  ürkundenbuch. 
Sie  besagt,  dass  der  Rat  den,  Bernhard  von 
Cordo^  i  rechsei,    litterae   Pontes 

statt    der  Tratten,    litterae  claie  gestellt 

hätte    wenn    er   -einen  Gesandten  nicht  bereits 
mlindlich  von  der  Tratte  avisiert  hatte. 

Auflage.    VII. 
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jort  Lucha.  Die  Fragen,  ob  beide  Ur- 
kunden, Tratte  und  Eigenwechsel,  gleich- 
zeitig präsentiert  werden   mussten  und  bei 

lahluug  eingezogen  wurden,  ob  im  Falle 
der  Nichtzahlung  die  littera  clausa  gleich- 
wohl als  eine  Mitteilung  von  Person  zu 
Person  übergeben  oder  bloss  präsentiert 
wurde,  Lässt  eine  einheitliche  Beantwortung 
nicht  zu.  (Schaube,  Beobachtungen  S.  115, 
Freundt  S.  17,  68,  tut.)  Die  Tratte  des 
13.  Jahrhunderte  zeigt  häufig  eine  bald  mehr, 
bald  weniger  vollständige  Wiederholung  des 
sie  begleitenden  Eigenwechsels.  Diese  Eier- 
schale des  Eigenwechsels  (Goldschmidt) 
bleibt  ihr  auch,  nachdem  der  sie  begleitende 
Eigenwechsel  weggefallen  ist.  schrumpft 
I  :  schon  im  Anfange  des  14.  Jahrhunderts 
auf  das  vorerst  ausführliche  Valutabekennt- 
uis.  später  auf  die  blosse  Valutaklausel  zu- 
sammen. Die  Regresshaftung  des  Ausstellers 
ist  als  das  ausgezeichnetste  Merkmal  der 
Tratte  gegenüber  der  Anweisung  geblieben. 

Regressversprechen  wurde  nach  dem 
Ausdrucke  des  Baldus  subintelhgiert.  Er 
wird,  wenigstens  nach  späterem  Recht,  von 
dieser  Haftung  auch  nicht  durch  das  Accept 
befreit  (Goldschmidt  S.  455;  Freundt  114), 
wie  dies  den  Grundsätzen  des  römischen 
Rechtes  über  Novation  und  Delegation  ent- 
spräche. Befreiende  Wirkung  kann  aller- 
dings der  dem  Accept  der  Tratte  äusserlich 
oft  nahestehenden  Bankumschreibung  zu- 
kommen, durch  welche  der  Bankier  als 
Schuldner  an  Stelle  und  auf  Aufforderung 
des  bisherigen  Gläubigers  einen  anderen 
in  seine  Bücher  einträgt  (Freundt  S.  112  ff.). 
Durch  eine  solche  Umschreibung  wird  die 
etwa  bestehende  Verpflichtung  des  bisherigen 
gegen  den  neuen  Gläubiger  getilgt. 

jJ.  Die  Stellung  des  Remittenten  und 
Präsentanten.  Die  ursprüngliche  Stellung 
des  Präsentanten  ist  durch  die  Benennung 
als  solutionis  causa  adiectus  deutlich  genug 
bezeichnet  (Götz  S.  lö).  Diese  Bezeichnung 
seihst  ist,  was  bisher  übersehen  wurde, 
einer  de]-  sprechendsten  Belege  für  die 
Goldschmidtseho  Theorie  von  dem  der 
Tratte  zu  Grunde  liegenden  Eigenwechsel. 
Wurde  der  Eigenwechsel  als  Stipulations- 
nrkunde  aufgefasst,  in  welcher  die  Zahlung 
dem  Sfipulanton  aut  eins  certo  nuntio  ver- 
sprochen war.  so  ergiebi  sieh  ron  seihst  bei 
Anwendung  romanistischer  Grundsätze,  dass 
der  certus  nuntius  solutionis  causa  adiectus 
ist,  'i.  h.  eine  Person,  an  die  mit  liberieren- 
der  Wirkung  gezahlt  wird,  die  aber  nicht 
l  Häubiger  ist.  §  1  -I.  de  inut.  stip.  3,  19. 
Wechselgläubiger  im  Sinne  dieser  Auf- 
di  i    Remittent,  der  in  der  That 

in  der  DissertationenUtteratur  des 
1--.  Jahrhunderts,  also  zu  einer  Zeit,  wo  er 
es  längst  nicht  mehr  war,  als  Herr  des 
Wechsels   bezeichnet    wird.    Nach  Bartolus 


und  Baibus  steht  ihm  das  Regressreell 
Falle  mangelnder  Honorierung  zu.  Hiervoi 
machen  aber  Baibus  und  Scaccia  eine  Aus- 
nahme für  den  Fall,  wenn  der  Präsentant 
nach  dem  materiellen  Verhältnisse,  z.B.  als 
Gläubiger  des  Remittenten,  den  Anspruch 
auf  die  Zahlung  hatte.  Für  diesen  Fall 
konstruiert  Straccha  (de  adiecto)  den  i  I 
samen  Hegriff  des  Solutionis  causa  adiectus 
in  rem  suam1). 

Deberhaupt  zeigt  sich,  dass  die  Stellung 
des  Remittenten  mehr  und  mehr  zu  Gunsten 
des  Präsentanten  erschüttert  wird  (Grünhut 
S.  7t  Note  18).  Der  Grund  dieser  die  Eut- 
wickeluug  des  Indossaments  vorbereitenden 
Erscheinung  liegt  in  dem  Aufkommen  des 
Aeceptes.  Das  Accept  wird  dem  Präsen- 
tanten gegeben.  Es  ist  zwar  bestritten.  ,,1 
der  Präsentant  von  allem  Anfange  an  dem 
Acceptanten  gegenüber  klagberechtigt,  war 
(Freundt  S.  90)  und  noch  die  coutumes  vpn 
Antwerpen  vom  Jahre  1578  (§  7)  und  das 
Hamburger  Statut  von  1603  pars  2  tit.  7 
§  11  giebt  dem  Remittenten  (als  Herrn  des 
Wechsels)  das  Recht,  die  Zahlung  seitens 
des  Acceptanten  zu  inhibieren,  »es  sei  deuü 
dass  der  Manu,  an  den  der  Brief  zu  bezahlen 
gelange,  nicht  bloss  der  Mandatar  und 
Kommissionär  wäre«  (Götz  S.  19).  Allein: 
dies  ist  unzweifelhaft  ein  Rückschritt  gegen  j 
den  schon  von  Raphael  de  Ttmi  ausge- 
sprochenen Satz:  »Der  Remittent  nehme  den 
Regress  gegen  den  Aussteller,  der  Präsen- 
tant dagegen  sei  dem  Acceptanten  gegen- 
über zur  Klage  berechtigt«  (Freundt  S.  89). 
Den  Abschluss  dieser  Entwickelung  be- 
zeichnet die  Lehre  Phoonsens  (Kap.  16  §  6) : 
Klagberechtigt  sei  der  Valutageber  (Remit- 
tent), beim  Ordrewechsel  aber  der  Präsen- 
tant oder  der  legitimierte  Indossatar  (Götz 
S.  20). 

Eine  wechselmässige  Haftung  des  Re- 
mittenten zu  Gunsten  des  Präsentanten  ist 
demnach  bei  der  Tratte  bis  zum  17.  Jahr- 
hundert nicht  anzunehmen.  Anders  ent- 
scheidet für  den  Wechsel  mit  4  Personen 
anscheinend  überhaupt  nur  die  dänische 
Wechselordnung  von  1681. 

3.  Das  Accept.  Das  Accept  tritt  zu- 
nächst bei  Messwechseln2)  als  mündliches 
Accept  auf.  Der  dem  Skontroverband  an- 
gehörige  Trassat  erklärt  auf  Aufruf  aus 
dem  Buch  (scartefacium)  des  Präsentanten 
den  Wechsel  als  liquidum  und  zur  Skon- 
tration  geeignet.  Als  Accept  gilt  ferner  die 
einfache  Entgegennahme  der  Tratte  im  An- 
schluss    an    die    bis    heute    (namentlich   im 


:)  Vgl.  für  das  röm.  E.  §  20  J.  IH  18.  fr. 
118  §  2  XLV.  1. 

-;  cambia  nunrtinalia  seu  regularia  genannt. 
im  Gegensatz  zu  den  Cambia  platealia  seu  irre- 
gularia  (Aussermesswechselj. 
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te    der    Fakturaklauseln)    fortwirkende 

Theorie    der   Glossatoren,    dass    die  wider- 

[lslose   Annahme    des   Geschäftsbriefes 

A\.n  1VlIn!,    zl,   dessen  Inhalt  bedeutet  (ac- 
,  ,  i     retentionem    litterarum).     Zur 
Erteilune  des  schriftlichen  Acceptes  bot  als 
Trägerin    des  Versprechens   des  Ausstellers 
wahrscheinlich  der  Foitfall  des  Eigenwechsels 
Veranlassung,  da  die  Tratte  nun  nicht  mehr 
dem  Trassaten   ausgeliefert  werden  konnte. 
raer    sind    wir    über   die   Entwickeluug 
unterrichtet.    Das  Vorkommen,  |a  so- 
gar die   gesetzliche  Vorschrift   des   schriit- 
k-eeptes  auf  dem  Wechsel  selbst  wird 
der  zweiten  Hälfte  des  14.  Jahrhunderts 
für   Italien,   erst    seit  dem  17.  Jahrhundert 
für   Deutschland    bezeugt   (Grünhut  S.    61 
indt  S.  106-109,  bes.  S.  108; 
g  8i).    Das  Accept  bedeutet  ursprung- 
die  deklaratorische  Erklärung,  dass  der 
Aussteller  meistens   als  Socius,   auch  wohl 
;    [;,      [lmächtigter  oder  Prinzipal  berech- 
war,  -len  Trassaten  zu  verpflichten  oder 
■auftragen.     Später   wird   es  als  selb- 
ständige   Verpflichtung'   aufgefasst    und    es 
entsteht  der  fundamentale  Wechselrechtsatz: 
accetta   paghi  .     Der   Sinn   ist:    Dem 
\,  .-, ^tauten    stehen  die  Einreden  des  lras- 
,i   nicht   zu.   -  -   Bis  zur  Entwickeluug 
des  Indossamentes  wird  das  Accept  als  ein 
dem    Präsentanten    gegebenes  Versprechen 
aufgefasst.     Diese    Auffassung   wirkt    auch 
Aufkommen    des    Indossamentes    fort. 
Das    Versprechen    gilt    nach    Fortfall     des 
entanteu  im  alten  technischen  Sinne  als 
dem  präsentierenden  Indossanten  erteilt.   Die 
Qirierung  nach  Erteilung  des  Acceptes  wird 
manchen  Wechselordnungen  für  unzu- 
lässig erklärt  (Augsburg  1S7S  Kap.  III  s'  18), 
mindestens   wenn   der  Acceptant  (der  viel- 
leicht skontrierbare  Forderungen  gegen  den 
das    \ccept    einholenden   Indossatar    b 
Öder    erwerben    will)    die    Streichung    der 
Ordreklausel    im    letzten    Indossament   ver- 
langt i  Auasburg  1716  Kap.  I   §  18,  Frank- 
furt 173fr  §  42,   bei   Götz   S.  82,  83).     Mit 
rwindung  des  Skontrationspnncips 
durch  das  Indossament  (s.  oben  sub  I  und  unten 
IV.  8)  vollzieht  sich  auch  der  Gedanke 
I  ibiektivierung  des  Acceptes.   Dieser  Ge- 
danke tritt  am  deutlichsten  in  der  Regel  zu 
Tage,  dass  jeder  (nicht  bloss  der  legitimierte) 
Inhaber  des  Wechsels  zur  Präsentation,  zur 
Annahme  und  Erhebungdes  Protestes  mangels 
Annahme  befugt  ist. 

Der  Satz  »chi  accetta  paghi    war  durch 
Indossament   zu  verstärkter  Bedeutung 
gelangt    war  jedoch   von  der  französischen 
trin  und  Praxis  mehrfach  durchbrochen 
den  (Schav-    §    28).     Seit    der    zweiten 
Hälfte    des    17.    Jahrhunderts    wurde     das 
leeept  durch  die  von  Holland  und  Deutsch- 
land ausgehende  Lehre  von  der  Unwider- 


ruflichkeil  des  ei al  i.ccepts 

(Grünhut  1    S.    KU.    II    S.    34,    35)    zur 
streng*  Verbindlichkeiten.     I  eber 

die  b(  I  Wirkung   des   Accepts  siehe 

oben. 

4.    Protest.    Intervention    und   Aval. 
Der  Wechselproti     I  l  seil  dem 

Anfange  des  14.  Jahrhunderts  in  allgemi 
üebung.    Er  besteht  aus  d 
tatio   litterarum,   requisitio   und   protestatio. 
Die  protestatio  ist  eine  feierliche  S  erwahi 
des  Wechselinhabers  gegen  die  V 
des  Trassaten  zu  aeeeptieren  oder  zuzahlen 
(Goldschmidt.    Universalgeschichte    S.    157, 
458).    Nach  Casaregis  isl  der  I 
Regressbedingung   (Gri'mhut   I   S.    69,    ?0). 
Sowohl   der  Protest   mangels  Annahme  wie 
der  Protest  mangels  Zahlung  hat  Remb 
re°Tess  zur  Folge,   der   mittelsl    Ri 
genommen  werden  kann.    Näheres  bei  G 
schnndt  S.  458  u.  311;  Grünhut  I  S.  69. 
der  zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts  wird 
der  Remboursregress   im  Falle  verweigerter 
Acceptation   durch  den    Kautionsregress    m 
den  meisten  Wechselordnungen  ersetzt.    Als 
Kaution  genügt  bei  einigenWechselordnungen 
die  Ausstellung  eines   neuen  Wechsels  mit 
derselben    Verfallszeit    und    auf    denselben 
Ort.     Gleichzeitig   kommt   der  Protest   und 
Regress  wegen  Unsicherheit  des  Acceptanten 
auf  (Grünhut  S.  170—173). 

Die  Wechselintervention  büdet  sich 
schon  im  Anfange  des  15.  Jahrhunderts  ganz 
natürlich  und  einfach  als  ein  Mittel  zur  \  er- 
meidung  der  schweren  Regressfolgen  heraus 
(Goldschmidt  S.  457)  und  passf  sich  später 
unter  Ausbildung  des  Intervention-,-  und 
Kontraprotestes  den  durch  das  Indossament 
entstandenen  verwiekelteren  Rechtsverhält- 
nissen an  (Grünhut  1  §  18). 

Auch  das  Aval  kommt  schon  seit  dem 
13  Jahrhundert  als  Stütze  der  Verpflich- 
tungen des  Ausstellers  beim  eigenen  Wechsel 
und  später  bei  der  Tratte  vor.  Beispiele 
bei  Goldschmidt  S.  156  und  Stieda  Nr.  6, 
7.  9,  11.  12.  13.  14.  15.  17,  18,  _ 

5.  Duplikate  und  Kopieen.  Der  Ge- 
brauch der  Duplikate  ist  schon  im  14.  Jahr- 
hundert häufig  (Grünhut  I  56).  Der  Grund- 
gedanke der  Einführung  scheint  zu 
dass  das  Fehlen  eines  der  mehreren  Aus- 
fertigungen, von  deren  Existenz  der  Irassat 
durch  die  kassatorische  Klausei  oder  m 
anderer  Weise  in  Kenntnis  gesetzt  wird,  im 
Falle  des  Verlustes  dem  I  We??.?f, 

Inhaber  nicht  schaden  wird,  d  Mittel 

hat  seine  Identität  und  die  Gesetzlichkeit 
des  Rechtserwerbs   zu  1  l '  - 

wird  dem  unredlichen  Wechselinhaber  ein 
Exemplar  ohne  die  anderen  gegenüber  dem 
vorsichtigen  Trassaten1)   nichts   nutzen. 


i)  Vel   den  Rechtsfall  bei  Scaccia,  §  2  gl. 

44* 
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dienen    die    Duplikate    dazu,    ver- 
iene    Verpflichtungserklänmgen    Aval, 
i.  Indossamente,  an  verschiedenen  I  Wen 
gleichzeitig  aufzunehmen. 

6.  Zusammenfallen  verschiedener 
Wechselpersonen  in  eine  (Ricorsa- 
wechsel).    Sc!  v>       sei  mit  vier 

-    ien   war  der  Fall   nicht  selten,   dass 
Trassat   und    Trassant  oder  Präsentant  und 
ttent    ein    und    dieselbe    Person  waren. 
ressanter  i>r  die  Kombination,  bei 
her  ein  und   dieselbe   Person  zugleich 
Präsentant  und  Trassat  war.    A  (in  Florenz) 
beauftragt  den  I!  (in  Lyon),  an  sieh   selbst 
einen  Wechsel  zu  zahlen  (pagate  a  voi  stess  i, 
für  welchen  der  C  als  Remittent  die  Valuta 
en    hat.     Der  Zweck  der  Ausstellung 
r   Tratte   war,   dass  B  bei   sich  selbst 
Protest  i  rheben  konnte  und  auf  dieser  Grund- 
Rücktratte  auf  A  zu  Gunsten  des  C 
ziehen   konnte.    Dieser   Umweg  war  nötig, 
um    dem    ursprünglichen    Valutageber    ein 
tiselrecht  (Regressrecht)  gegen  den   ur- 
sprünglichen Aussteller  zu  verschaffen,  weil 
ein    eigener    in    Florenz   zahlbarer  Wechsel 
des   A    wegen    des    -Manuels    der    Ortsver- 
denheit   als   cambium   siecum  ungütig 
3.    .  sul    Uli.  Solche  Wechsel 
sen:  cambia  cum  reditibus  nundinarum, 
camb.  con  ricorsa  —  Ricorsawechsel. 

ein  häufig  angewendetes,  von 
lurisprudenz   meist  zugelassenes  Werk- 
B   des  Wuchers,    der  sieh  hinter  fiktiven 
Provisionen  und  Weehselkursgewinnen  ver- 
(Grünhut  S.   19—51;  S.  59— 61).    Sie 
rechen    den    nach    einigen    modernen 
Wechselordnung^  ■•     -  ■   der   englisehen)  zu- 
lässigen Wechseln  mit  Personeneinheit  des 
•  '•■Hers      und      Trassaten.       Auch     die 
heutzutage    sinnlose,    aber    bei    Tratten   an 
sr  Ordre   noch   vorkommende  Klausel 
Wert  in  mir  selbst     dürfte  dem   Eücorsa- 
wechsel  ihre  Entstehung  verdanken.    Nach 
einer  auf  ei  gestützte  Meinung 

S.  78)  wäre  die  berühmte 
Tratte  des  Baibus  (c.  290)  ans  dem  Jahre 
1381  ein  solcher  Ricorsawechsel.    Vgl. 
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7.    I>er    Umsatz    der   Wechselforde- 

ntngen   und    seine    Formen.     Giroaval. 

Von  der  I  er  Wechsel- 

■  die  frühen  Aufzeichnungen 

id  zahlreii  b 

_■•  ii    zeitgenössische]  steiler   eine 

Vorstellung.    Der  Umsatz  beruht 


5  n.  :  il.  23  -     Dnhistorisch  und 

missglückt    i-t    der    Versnch    der    allgemeinen 

dents  ;        ler  Ausfei  I 

die  Kraft  des  gesamten  Wechsels  zu  verleihen. 

and   Kopieen,  Allg. 
Gerichtszeit 


in  der  älteren  Zeit   fast   ausschliesslich 
Skontration.      Cession    seitens    des    Prä 
tauten  in  rem  suam  und  Incassomandat 
zwar   seit  dem   15.  Jahrhundert  wieder1)  in 
Uebung  (Schaps  S.  2S),   beherrschen  jed 
keineswegs  den  Wechsel  verkehr.   Der  Ff 
tiner    Kaufmann,    der    seine   Forderung   an 
einen  Lyoner  Bankier  vor  der  Fälligkeit  zu 
Geld  machen  will,   kann  dies  meistens   nur 
so  thun,  dass  er  auf  einen  anderen  Banl 
seinen  Präsentanten  in  Lyon,  eine  Trati 
gleicher  Höhe   zieht.     Ein  Umsatz  am  i  irte 
der   Ausstellung    der   Tratte    selbst    war  er- 
schwert,   weil  die  Person  des  Präsentanten, 
der    bei    Messwechseln    ein    Mitglied    des 
Skontroverbandes    sein    musste,    von 
herein   gegeben   war.     Dieser  Mechanismus 
hatte  den  Erfolg,  den  Bankiers  der  gl 
Wechselplätze  die  Herrschaft  über  den  Geld- 
verkehr    und   von   jedem   einzelnen   Unisatz 
Provisionen  zu  sichern.    Eine  Befreiung  von 
diesem   Zwange   brachte   erst   das   von  den 
Bankiers  anfangs  scharf  bekämpfte  Indossa- 
ment.     Eine    Erleichterung    brachte    schon 
das    v<m    Grünhut    mit   Recht   als  Vorstufe 
des    Indossaments    bezeichnete    sogenannte 
Giroaval.      Es    beruht    darauf,    dass 
Forderung  auf  einen  fremden  Wechselplatz 
unter   mehreren   Personen  vor  AussteD 
des  Wechsels   cirkuliert  und  dass  schliess- 
lich der  erste  Verkäufer  der  Forderung  den 
Wechsel  zu  Gunsten  des  letzten  Käufe]-  , 
Remittenten  ausstellt.   Die  Zwisehenper.- 

n  in   der   Tratte   als    succesive   Geld- 
geber genannt 

Wenn  also  B  dem  C  Geld  an  einen  a 
wältigen  Platz  zu  liefern  hat,  so  kann  B 
seinen  Schuldner  A  beauftragen,  die  Tratte 
zu  Gunsten  des  D  zu  stellen,  an  welchen  C 
vielleicht  seine  Forderung  veräussert  hat. 
Die  Tratte  lautet  dann  etwa: 

Zahlen  Sie  an  X  (Präsentant)  die  Summe 
von  .  .  .,  deren  Wert  ich  erhalten  habe  von 
B   für   C   für  Rechnung  des  D  (Remittent). 
Adresse:  An  Y. 

A  (Aussteller). 

Da   nun    der   Remittent  D  nicht  auf 
Haftung  seines  Wechselgebers  C,  dieser  nicht 
auf   die   Haftung   des   B   verzichten    wollte, 
zeichneten  B  und  C  den  Wechsel  als  Aval 
und  werden   auch   bei   der  Regelung  dieses 
Verfahrens  von  Rapliael  de  Turn  und  dem 
wichtigen   Kap.   17    der   Besam, :t   Markt- 
ordnung  iSehaps    S.  54  und  55)   als    - 
bezeichnet.    Nach  dieser  haften  die  Wechsel- 
geber  dem   Remittenten  solidarisch.     Doch 
sind  verschiedenartige  Regelungen   des  Re- 
bi    •  ugl    i  Schaps  S.  62 — 64).      I  ■ 


1    Uebertragungen    der   Tratte    werden   in 
ihren   ersten   AnfäDgen   vor   Entwiekelung 
Skontrationswesens      gleichfalls     bezeugt 
oben  sub  IV.  1). 
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Remittenten    biete!    dieses    Verfahren    den 

V,  .„.il   der  mehrfachen  Haftung,   allen   Be- 

,!,!„    die    Ersparnng  der    Kosten   mehr- 

Weehselausstellung   und   mehrfachen 

os  insbesondere  der  mehrfachen  ProYi- 

,„  Trassaten  und  Präsentanten.    Wegen 

.   Ausfalls   der    Provision    ist    es   locht 

begreiflich,    dass   sich   die  Kau*mannscha 

,md    Gesetzgebung    der   grossen    Wechsel 

S^gegen\las  Giroaval  ^vie  spater  gegen 

das    Indossament    erklärte      So    z    B.    das 
Bozener   Patent   vom    19.   Januar   1663   bei 

o?hli32iirEntwickel,ingdesIndossa- 
-  bedurfte  es  nur  noch  eines  Schrittes 
c  Aufnahme  der  Ordreklausel  in  die 
Tratte  zum  Zwecke  der  Bestimmung  des 
Präsentanten  nach  Ausstellung  des  Wechsels. 
War  dieser  Schritt  geschehen  so  konnte 
der  Pmsatz  der  Forderungen  auf  die  \S  echsel- 
dätze  vermittelst  des  bereits  ausgestellten 
Wechsels  selbst  stattfinden. 

8 Das Indossament.     Die  Darstellung 
der  Geschichte  des  Indossamentes  hat  eine 
tierfache  Aufgabe  zu  lösen.    Sie  hat  zunächst 
den  Begriff  des  Indossamentes  gegenüber  der 
,i    lässigen   Cession  (s.  o.  sub  iv,  i) 
für  ,,;,,,  zeit    abzugrenzen,    in  welcher  der 
Gegensatz  in  den  Rechtsfolgen  beider  Deber- 
tralungsakte  noch  nicht  entwickelt  war.    bie 
Ut   sodann  die    wirtschaftlichen    l  rsachen 
Hosszulegen,    welche  zur  Emancrpation  von 
äca0n    früh   in    bewunderungswürdige! 
Weise    entwickelten    Skontrationsverbanden 
führten.     Sie  muss  ferner  die  Entwiekelung 
der   Form    und   Technik  des  Indossamentes 
schildern  und  endlich  die  Entwiekelung  der 
Reehtssätze,  welche  dieses  Institut  und  da- 
mit die  Absatzfähigkeit  des  Wechsels  tragen. 
Freilich    sind    diese    Aufgaben,    zumal   die 
erste  und  zweite,   bei  dem  heutigen  Stande 
unseres  Wissens   nur  unvollkommen   lösbar. 
^Die  Eigentümlichkeit  des  Indossamentes 
gegenüber  der  schon  früher  zulässigen  Cession 
legi   meines  Erachtens  in   einem   formellen 
and    materiellen    Momente      lormell   stellt 
Sich   das   Indossament   als  der  Tratte  nach- 
gebildeter Auftrag  an  den  Trassaten  dar   an 
,    der    im  Wechsel    als    Glaubiger    be- 
nannten Person  die  Zahlung  dem  hidossatar 
zu  leisten.    Materiell  erfüllt  das  Indossament 
die    Aufgabe,    die    Nennung   eines  Präsen- 
tanten im  Wechsel  zu  umgehen     Wahrend 
die  Cession  in  aller  Regel  eine  Cession  des 
P  rase n t  a  n  t  e  n  ist,  stellt  sich  das  Indossa- 
ment frühzeitig  als  eine  Benennung  des  Prä- 
sentanten d  urchdenEemittente  n «)  dar. 


Das  erste  bekannte  Wechselindossament  in 
,!,.,-  Erweisung  vom  25.  Februar  1600  (Neapel) 
besteht  in  der  Anweisung  eines  noch  im 
Wechsel  selbst  gen  im  I  n  Präsentanten,  an 
seiner  Stelle  einem  anderen  gleichfalls  -'hon 
im  Werl, vi  erwähnten  Substituten  zu  zahlen, 
wobei  dem  Trassaten  im  vorhinein  Quitl 
geleistet   wird   (Schaps  S.  92,  93;   Grünhut 

s  89  Anm.  6).    Aus  dem I  dlend  dürftigen 

bisher  bearbeiteten  Urkum  giebl 

sich   dass  der  Kreis  der  möglicl     i  Wechsel- 
ffläubiger  sieh  nicht  sofoi  bestimmte 

erweiterte,   dass   vielmehr  durch  alternative 

Benennung     mehrerer     Präsentante lei 

mehrerer  Giratare  in  einem  und  demse 
Indossamente  der  Kreis  der  möglichen 
Präsentanten  zu  erweitern  gesucht  wurde 
Ivb]  Schaps  S.  96).  Schon  damit  war  die 
Bedeutung  der  Person  des  Präsentanten  ab- 
geschwächt. . 

Von   dieser  Entwicklungsstufe   bis   zur 
freien  Begehbarkeit  der  Tratte  scheint  noch 
ein  weiter  Weg.    Die   Person   des    Prä 
tauten    war    dem    Acceptanteu    keineswegs 
Igleiehgiltig,    dem   es   im    grossen    Verkehr 
darauf  ankam,   die   Forderung  durch  Skon- 
tration   tilgen    zu    können').     Nun    ergeben 
sieh    zwei"  Fälle,    in    denen    eine    gewisse 
Funeibilität    der  Präsentanten   angenommen 
werden  darf,  einmal  wenn  die  Weiterbegebung 
an    ein    Mitglied   des  Skontrationsverbandes 
geschieht  -  und  in  der  That  beruht  ja  die 
Skontration   auf   einem   solchen    (okulieren 
der   Forderung  unter   den  Angehörigen  des 
Skontrationsverbandes.    Es  ist  möglich,  dass 
die  Wechsel    bei    der    Skontration    in    ahn- 
licher  Weise    mit    Indossamenten    versehen 
umliefen   wie   heutzutage   die    Kündigungs- 
scheine bei   den  Skontrationen  des  Termin- 
handels   (dagegen  Schaps  §  11).     Allein  es 
ist  unwahrscheinlich,   dass  wir,   wenn   dies 
der  Fall  wäre,  auf  Vermutungen  angewiesen 
wären     Es  spricht  ferner  dagegen  die  kom- 
plizierte  Form   des  älteren  Giros,  welches 
uns  im  17.  Jahrhundert  keineswegs  als  ein 
durch  Jahrhunderte  langen  Gebrauch  abge- 
schliffenes Rechtsinstitut  entgegentritt.     Da- 
eegen   hat    eine    andere  (von    Schaps  s  n 
ohne  überzeugende  Gründe  abgelehnte)  An- 
sieht   über    die    Entstehung    des    Indossa- 
mentes    m.     EL     die     innere     Wahrschein- 
lichkeit   für    sieh.     Der    zweite    Fall    einer 
völligen  Fungibilität  des  Präsentanten  musste 
nämlich     dann    vorliegen,     wenn    die    Ur- 
kulation    des    Wechsels     unter    den iGhro- 
kunden    einer  Bank    stattfand      unter  den 
Girokunden  einer  Bank,  die  ihre  Zahlungen 


i)  Die  dänische  Wechselordnung  von  1681 
kennt  allerdings  das  Indossament  des  1  rasen- 
tanten.  Ihre  Verfasser  schöpfen  aber  offenbar 
mehr  ans  der  alten  italienischer ;_  Litteratur  als 
ans  dem  Leben,   so 


der  Entwiekelung  des  Wechsels  willkürlich  ver- 

'^vÄXnsnl,  IV  3  angeführte  Regel 
einiger  Wechselordnungen .   dass  nach  dem  Ac- 


SSS? SÜSS  £  I  ce^ kehl  w= HSS   stattnnden  dürfe. 
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[urch   Umschreibung  von   einem 
-  andere  zu  bewirken  pflegen. 
wird  ein  jeder  der  Bank  als  Gläubiger  gleich 
um  sein.     Unter  ihnen   kann  dabei'  eine 
auf    die    Bank    gestellte    Tratte    umlaufen, 
die  Bank  zu  beschweren.    Es  muss  im 
1    erwartet    werden ,    dass    es    der 
Bank  bequemer  ist.  die  Umschreibung  von 
A   auf  E    zu    bewirken    anstatt    Wer    Um- 
schreibungen  von   A   auf   B,   von   B  auf  C. 
von  C  auf  D,  von  D  auf  E.    Nur  wenn  die 
Tratte  auf  eim  i  pi  srsi  ma  extranea  ül  ergeht,  wird 
die  Bank   beschwert1).     Gleichwohl  finden 
wir.  da>s  einzelne  Girobanken,  insbesondere 
di.»  v.in  Venedig  is.  Herbach  S.  476ff.),  lange 
Zeit    gegen    den    Umlauf    der   Bankpapiere 
selbst   unter  ihren   Girokunden  ankämpfen. 
Dieser  Kampf  beruht,  ebenso  wie  der  Kampf 
der  verschiedenen  Gesetzgebungen  gegen  das 
Wechselindossament,    teils   auf  dem  Mangel 
ausgebildeter  Rechtssätze,  welche  Zahlung 
mit   liberierender  Wirkung  au   Giratare  er- 
möglichen,  teils   richtet   er   sieh  gegen  den 
Ausfall    der  mit   einem    komplizierten  Zah- 
lungswesen  verbundenen  Gewinne  an  Provi- 
sion  und  dergleichen.     Zu  einem  nicht  un- 
wichtigen Teile  ist  er  endlich  ein  Ausdruck 
des   begreiflichen   Schreckens,   welcher  alle 
Gesetzgebungen    ergriff,   als    das    Gespenst 
des  modernen   Kapitalismus   in   Gestalt   der 
frei    fibertragbaren   Wertpapiere    mit   ihrem 
Gefolge    vui    Terminhandel   und  Differenz- 
spiel    vor  aller  Augen   aufstieg.     Dass  wir 
aber  die  Anfänge  des  Wechselindossamentes 
in   der   That   in   dem  Umlauf  der  Tratte  in 
dem    beschränkten    Kreise   der   Girokunden 
einer  Bank  zu  suchen  haben,  ist  keine  allzu 
gewagte    Hypothese.     Dafür   spricht,    dass 
das  Indossament   anderer   Bankpapiere,   der 
Aktie,  des  Cheeks,  der  Bankanweisung,  älter 
ab-  das  Wechselindossament  und  vorbildlich 
für   dieses    gewesen   ist.    Ueberall    erweist 
sich  das  Interesse    der   auswärtigen  Be- 
teiligten  alg   treibende  Kraft,   da  für  diese 
die    Notwendigkeit    des    Durchgangs    jedes 
einzelnen     Uebertragungsaktes     durch     die 
Bücher  der   Bank   eine   schwere   Belastung 
mit   sieh    brachte   ivon   Kostanecki   passim, 
insbesondere S. 36 ff.;  GoldschraidtS.320ff.). 
Damit  ist  dann  auch  der  wirtschaftliche  Ur- 
sprung des  Indossamentes   erklärt  und  auf 
das  Aufkommen  des  modernen  Bankwesens 
zurückgeführt.    Das  Bankwesen  centralisiert 
zunächst    die    Kredit  Wirtschaft    und    drängt 
die-  Thätigkeii    der   kleineren    und  mittleren 
Bankiers   teils    zurück,    teils   organisiert    es 


]  Daher  das  ßechtsmstitut  des  Kreuzens 
des  i  Ihecks,  die  Klange]  «1er  i  ihecks  der  deutschen 
Reichsbank  ..nur  zählbar  an  einen  Girokunden 
der  Reichsbänk*  die  jetzt  dem  Vermerk  „nur 
zur  Verrechnung-'  gewichen  ist  i  Kostanecki 
S.  173). 


sie  als  Hilfsorgane  der  grossen  Banken.  D&f 
Endresultat  war  aber  nicht  Centralisierung, 
sondern  Decentralisierung  und  Demokrati- 
sierung der  Kreditwirtschaft.  Das  lud 
menl  blieb  nicht  auf  den  Kundenkreis  i 
Institutes  beschränkt.  Die  einmal  gefunden! 
Form  macht  den  Wechsel  zum  Zahlungs- 
mittel der  weitesten  Kreise  und  seine  Ver- 
wendbarkeit wurde  bei  Entwickeluug  der  den 
Umlauf  befördernden  Rechtssätze  unabhängig 
von  der  Skontration.  Diese  spielt  geschieh^ 
lieh  die  Rolle  eines  Werkzeugs  des  exklu- 
siven Kapitalismus1);  sie  macht  die  Kredit- 
Wirtschaft  den  Mitgliedern  des  Skontrover- 
bandes  abgabepflichtig  und  sichert  diesen 
die  Herrschaft  über  den  Geldmarkt  und  den 
Einblick  in  dessen  Verhältnisse. 

Unter  den  Ursachen  des  Rückgangs  der 
mittelalterlichen  Skontrationsverbände  ist  der 
schon  seit  der  Mitte  des  14.  Jahrhunderts 
stattfindende  Rückgang  der  Champagner- 
messen  (Schulze  S.  399  ff.)  zu  erwähnen, 
der  politischen  Veränderungen  zuzuschreiben 
ist.  Eine  ähnliche  Centralisierung  ge- 
rade des  Wechsel verkehrs  auf  ein  enges 
Gebiet  scheint  seither  nicht  stattgefunden 
zu  haben,  während  im  übrigen  Brügge  und 
dann  Antwerpen  das  Erbe  der  Champagner? 
städte  als  Handelsemporien  ersten  Ranges 
antraten.  Der  Sieg  des  Indossamentes  wurde 
erst  im  17.  Jahrhundert  dadurch  entschieden, 
dass  jene  Städte  (insbesondere  Frankfurt,  am 
entschiedensten  Bozen),  welche  das  Giro 
nicht  zuliessen,  vom  Wechsel  verkehr  ge- 
mieden wurden.  Die  Zulassung  des  Giro 
wurde  ein  Mittel  des  Wettbewerbes  unter 
den  Wechselplätzen  (Grünhut  I  S.  98 
Anm.  21). 

Der  Form  nach  ist  das  Giro  von  Anfang 
an  ein  Auftrag  an  den  Trassaten,  an  Stelle 
des  Giranten  dem  Giratar  (oder  dessen  Ordre) 
zu  zahlen.  Der  Platz  des  Giro  war  in 
Italien  im  17.  Jahrhundert  der  Fuss  des 
Wechsels.  Später  siegt  allenthalben  die 
französische  Uebung,  von  welcher  das  In- 
dossament seinen  Namen  hat  (Schaps  S.  95, 
127).  Das  Blankoindossament,  in  welchem 
der  Gedanke  des  negotiableu  Namen spapiers 
seinen  vollkommensten  Ausdruck  findet,  ver- 
dankt, wie  auch  das  Inhaberbankpapier,  lehr- 
reicherweise seine  Entstehung  gerade  dem 
Kampf  gegen  die  Negotiabilität.  Da  wieder- 
holtes Giro  vielfach  verboten  war,  so  liess 
man  den  Platz  für  den  Namen  des  Giratars 


')  Skontrationsverbaiid,  Terminhandel  und 
Kartelle  sind  zusammengehörige  Erscheinuugen. 
Sie  bedeuten  die  organisierte  Herrschaft  einer 
Gruppe  über  ein  Wirtschaftsgebiet.  Eine 
Widerlegung  entgegenstehender  Meinungen  ist, 
an  dieser  Stelle  allerdings  nicht  möglich.  Die 
Einbeziehung  der  Kartelle  in  diese  Bemerkung 
verdanke  ich  der  Anregung  eines  gelehrten 
Freundes. 


Wechsel  (Geschichtliche  I  rechts) 


G95 


frei.     Diese  Uebung  entstand  schon 

mg  des  17.  Jahrhunderts  (Gol    S.33ff.. 

S     l-'-l'l:    s.    aucli    Kostam 

:,   ff  i'  '    Der    Kampf    der    Gesetzgebung 

äkser     Uissbrauch<   (Götz  S.  98)  war 

ron  vorn  herein    zu   ihren   Ungunsten 

^kommen   als   Erfordernisse    des 
;,,,  und   als   Kennzeichen    des    Eigentums 
tuber  .lern  blossen  Prokuramdossament 
die    Ordreklausel    des    Wechsels     die 
,rdreklausel  des  Giro,  die  Valutaklausel  des 
uro'  Vit.  23  tit.  V  der  ord.  sur  le   comm. 
,  fordert   Valutaklausel,  Datum,  Namen 
tdossatars.    Auch  in  der  Theorie  wer- 
lie  einzelnen  Rechtssätze  (Irrevokamh- 
,,    Einredenbeschränkung,    Garantie    Recht 
ur  Weiterindossierung)   auf  diese  Klauseln 
aiückeeführt  (Götz  S.  20,  21,  44  u.  passim.). 
i    Bezmr    auf    die    Rechtsstellung-    des 
satars    hat    sich    der    alte    Gegensatz 
wischen   dem   Präsentanten  als  einfachem 
solutionis   causa  adiectus  und  als    ad]< 
„rem  suam  (s.  oben  suMV.  2)  bis  auf  den 
,-n  Tag  in  dem  Gegensatz  des  Prokura- 
satars  und  des  Indossatars  zu  eigenem 
Recht  erhalten  (Schaps  S.  2o). 

-Yuf  die  Feststellung  des  Rechtsverhalt- 
-    mannen  insbesondere  folgende  Theo- 
nachhaltigen    Einfluss    (vgl.    Schaps 

S   99 ff) 
'   1   Die  Mandatstheorie.    Sie  hatte  früher 
auch   die   Rechtsstellung:    des    Präsentanten 
rrscht     und    wurde     namentlich    von 
Vnsaldus    auf   das   Indossament  überfragen 
(Götz   S.   69  ff.,   bes.   S.  72:    Schaps  S.  99. 
Kliff)       Diese    Ansicht    wurde    zwar    dem 
Prokuraindossament,  nicht  aber  dem  Indossa- 
ment  vollen    Rechtes   gerecht.     Sie  führte 
einige  Autoren  zur  Annahme  der  Kevokaoiu- 
tät  re  integra,  einer  Ansicht,  die  schon  von 
Vn-aldns    vielfach    beschränkt    wurde    und 
in  der  Praxis  wenig  Einfluss  gewann. 

"  Die  von  Schaps  sogenannte  Gambial- 
theorie,  hauptsächlich  von  der  franzosi- 
Doklrin  vertreten  (Schaps  S.  100  u.  lölrt.). 
Diese  später  von  Thöl  ins  feinste  ausge- 
bildete Lehrmeinung  sieht  jedes  Indossament 
als  eine  Tratte  au.  Diese  Ansicht  ist  un- 
mittelbar aus  der  Anschauung  der  Geschatts- 
piaxis  und  der  Form  des  Indossamentes  ge- 
schöpft. Sie  bahnt  den  das  Indossament 
kennzeichnenden  Rechtssätzen  freien  Weg, 
erschöpft  aber  noch  nicht  das  Wesen  des 
Indossamentes.  .  , 

3  Die  Cessionstheorie.  Sie  findet  sich, 
vorerst  in  merkwürdiger  Verbindung  mit 
der  Cambialtheorie  bei  Du  Puis  de  la  berra 
und  Savarv.  indem  diese  Schriftsteller  auch 
Tratte  als  Cession  der  Forderung  des 
Trassanten  gegen  den  Trassaten  ansehen 
.Götz  S.  43;  Schaps  S.  131ff.).  Fredich 
vergass    man    dabei,    dass    das    Recht    des 


Remittenten  durchaus  unabhängig  von  dem 

i  rhältnis  war.  und  die  Anwendung 
derrön  essionslehre  (lex  Ana 

keine  flaftung   für  bonitas  nommis)  erwies 
sich  zumal  bi  ewissenhaften  deutschen 

I       ,   .  „  ine    Quelle    vieler    trr- 

tünier1)     Die   '  enthält 

wohl  die  Wahrheit,  dass  das  lud 
ment  seinem  Wesen  nach  wirklich  Succession 
bewirkt  und  seine  endgiltige  Erklärur, 
wenig  wie  die  Tradition  von  der  Betrach- 
tung des  Umsatzes  gestohlener  und  ver- 
untreuter Stücke  gewinnen  kann-'i.  Das 
Indossament  ist  nicht  nur  ein  neuer  Wechsel, 
sondern  auch  die  Form  für  eine  Abtretung 
rlps  tilt(?n 

Geschichtlich  wichtiger  als 
retischen  Begründungen  der  neuen  Rechts- 
sätze ist  die  Art  ihres  Emporwachsens 
den  Bedürfnissen  und  Einrichtungen  des 
Handels.  Fast  unbestritten  war  von  Anfang 
an  der  Garantieeffekt  des  Giro  Das  ist 
aus  vielen  Gründen  erklärlich.  Das  Giro 
vmrde  —  sit  venia  verbo  —  als  eine  Allo- 
tropie  des  Giroavals,  beide  als  Tratten 
empfunden  (Götz  S.  35).  Auch  zwang  der 
Gebrauch  des  Wechsels  als  Zahlungs- 
mittel, als  Geldäquivalent  zur  Annahme 
einer  vollen  Haftung  des  Indossanten. 

Was  den  Ausschluss  der  Einreden  ex 
persona  indossantis  anlangt,  so  war  der  teste 
Grund  für  die  spätere  Entwicklung  in  dem 
Satze  chiaccetta  pagbi«  gelegt  (s.  o  sub  iv, 
3)  Auch  weist  Schaps  (§  31 1  mit  Recht  darauf 
hin  dass  der  Wechselexekurivprozess  der 
Erhebuns-  von  Einreden  überhaupt  ungunstig 
war  Die  Triebfeder  der  Entwickelung  aber 
liegt  in  der  Thatsache.  dass  seit  dem  17.  Jahr- 
hundert der  Umsatz  vorerst  der  Bankpapiere, 
später  des  Wechsels  einen  früher  nicht  ge- 
ahnten Umfang  angenommen  habe.  Da  üer 
Satz,  dass  nur  gegen  die  Urkunde  gezahlt 
zu  werden  braucht,   längst  entwicb 

!  ;  ächmidt,  Brunner)  und  meines  Lrachtens 
für  alle  Urkunden  bei  entwickeltem  ß 
!  leben  stets,  fast  ausnahmslos  gegolten hat(vgl. 
!  Adler.  Studien  Grünhuts  Ztsehr.  XXVI  . 
so  ist  es  bei  häufigen  Umsätzen  eine  B 
die  jeder  nicht  arglistige  Schulder  meistens 
7I  ,n  selbst  beobachten  wird,  auch  wirklich  n  ur 
gegen  die  Urkunde  zu  zalüen.  Diese 
Re^el  wird  für  die  Bankpraxis  von  An- 
saldus     bezeugt.       Die     Regel     wird     zur 


i)  S.  die  bewegliche  Klage  bei  Berg« .De 
exe.   non.   nura.   pee.     1709     §  XHI  bei  Beseke 

S-  ?^Der  NichtÜbergang  der  Einreden  spricht 
im  Grande  so  wenig  ^gen  diese  Annahme 
einer    Succession    wie    der  Säte    „Kauf  bncht 

Miete-  der  Annahme  einer-  «  "J^Sto 
känfers  im  Wege  stunde.  S.  auch  Aclier. 
Indien   S   41.   42.     Vgl.  ferner  Kostanecki   S. 

174  ff. 
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il   and   beim  Wechsel   häufig  auf 
irdreklausel    gestützt   (Schaps  S.    11!», 
142).    Sehnlich  wird  die  Einrede  der  Kond- 
ition aus  der  Person   irgend  eines  der 
d  Vormänner  in   der  Praxis  durch  die 
zahlreichen    Umsätze  ad  absurdum    geführl 
und  nach  Partiknlarreeb.1  selbst  für  die  ge- 
meine i  Session  weitgehenden  Beschränkungen 
unterworfen  (s.  s  1442  dos  österr.  allg.  B.G.B.). 
Sind    diese    beiden    Einreden    einmal   weg- 
gefallen, so  ist  die  weitere  Verallgemeinerung 
des  Einredenausschlusses  einfach  Sache  der 
juristischen  Logik. 

Der  Ursprung  jener  Sät/.'-,  welche  den 
Wechsel  zum  vollkommenen  Wertpapier 
machen  (Art.  36  Allg.  W.t  >.,  s.  oben  sub  1,  2), 
i.Iit  legitimierenden  Wirkung  des  Indossi- 
mentes,  kraft  deren  dem  Indossatar  die 
Zahlung  nur  auf  Gefahr  des  Schuldners 
verweigert  werden  kann,  liegen  auf  pro- 
zessualem Gebiete  (Grünhut  1  S.  74.  7ö), 
welches  zu  betreten  uns  die  Rücksicht  auf 
den  Raum  verbietet 

V.  Die  Wechselordnungen. 

In  der  geschilderten  Weise  hatte  das 
Wechselrecht  am  Anfange  des  17.  Jahr- 
hunderts durch  die  Praxis  des  Handels  unter 
gelegentlichem,  nicht  immer  förderndem  Ein- 
i  der  Gesetzgebung  alle  jene  Rechts- 
institute entwickelt,  die  wir  in  den  modernen 
Wechselordnungen  wiederfinden.  Von  der 
/weiten  Hälfte  des  17.  Jahrhunderts  bis  zu 
unserer  Zeit  ist  die  Rechtsgeschichte  des 
Wechsels  wesentlich  Kodifikationsgeschichte, 
welche  Ms  zum  Ende  des  18.  Jahrhunderts 
von  einem  partikularistischenZuge  beherrscht 
wird.  Die  wichtigsten  Wechselordnungen 
dieser  Zeit  sind  (Grünhut  I  S.  113):  die 
franz.  Ordonnance  du  comm.  vom  März  1673; 
ferner  die  Wechselordnungen  von  Braun- 
schweig, Augsburg,  Frankfurt  a.  M.  und  Leip- 
zig, später  die  einschlagenden  Bestimmungen 
di  preussischen  Landrechtes  und  die 
Wechselordnung  von  Weimar.  Zu  Beginn 
des  19.  Jahrhunderts  nimmt  wie  auf  anderem 

weh  auf  diesem  Gebiete  das  Recht 
des  franz.  Code  de  comm.  den  ersten 
Platz  ein.  In  Deutsehland  war  das  Wechsel- 
recht jene-  Gebiet,  wo  die  Einheitsbestre- 
n  vielleicht  am  frühesten  und  be- 
wusstesteu  unter  der  Führung  Einorts  zur 
Geltung  kamen.    1847  lud  Preussen  tmAuf- 

des  preussischen  Zollvereins  sämtliche 
deutsehe  Staaten  zu  einer  gemeinsamen  Be- 
ratung einer  allgemeinen  deutschen  Wechsel- 
ordnung nach  Leipzig  ein.  Von  den  meisten 
deutschen  Staaten    beschickt,   trat  die  Kon- 

z    im   Oktober   zusammen    und    stellte 

ii    nichl   ganz   zwei  Monaten  den  Ent- 
wurf einer  Wechselordnung  fest,   die  dann 
in    der    grossen    Mehrzahl     der    deutschen 
i  als  Landesgesetz  eingeführt  wurde. 


Infolge    eines    Besclüusses     der    deutschen 
Bundesversammlung    vom  19.  Februar  1857 
wurde   die   zur  Beratung  eines  allgemeinen 
deutschen     Handelsgesetzes     in     Nürnberg 
niedergesetzte    Kommission    bestimmt 
wisse    ihr    vorgelegte    und    andere    von   ab- 
gewählte, die  allgemeine  deutsche  \\Y, 
Ordnung  betreffende  Fragen  in  Beratung  zu 
ziehen.     Das  Ergebnis  ihrer  Verhandlungen 
waren  die  sogenannten  Nürnberger  Novi 
die   mit   Beschluss  vom  13.  April  1861   aar 
Kenntnis    der    Bundesregierungen    gel. rächt 
und  von  diesen  als  Gesetz  eingeführt  w  n 
Mit  Ausnahme  des  abrogierten  Art.  80  gi 
allgemeine  deutsche  Wechselordnung  mi 
Nürnberger  Novellen  noch  jetzt  unverändert 
als  Reichsgesetz  (E.G.  z.  B.G.B.).    Sie  wurd 
fürdie  meisten  späteren  Wechselgesetzgebun- 
gen vorbildlich  (Grünhut  I  S.  260  ff.).    Unter 
diesen  ist  die  wichtigste  das  grossbritannisofi 
Wechsel-  und  Checkgesetz  vom  18.  Augiis! 
1882,  45  et  46  Vict.  eh.  61.    Die  jüngste 
Wechselordnung    ist    die    japanische    vom 
26.  April  1890  (Borchard  1896),  die  manche 
originelle  Züge,  insbesondere  ein  weitgehen- 
des Streben    nach  Vereinfachung   aufweist 
Neben   der   deutschen  Wechselordnung   be- 
hauptet   das    französische    Recht    eine    be- 
deutende Anziehungskraft. 

VI.   Gegenwart  und  Zukunft  des 
Wechsels. 

Die  Anerkennung  der  Vorzüge  der 
deutschen  Wechselordnung  darf  uns  nicht 
übersehen  lassen,  dass  die  Entwicklung  auf 
dem  Gebiete  des  Zahlungsverkehrs  keines- 
wegs stillsteht.  Ja  es  zeigen  sich  im  Ver- 
kehre Erscheinungen,  die  auf  eine  recht 
tiefgreifende  Aenderung  seiner  Bedürfnisse 
und  Gewohnheiten  hinweisen.  Hierher  ge- 
hören besonders  folgende  Momente:  1.  An 
Stelle  des  Wechsels  tritt  in  weitem  Umfange 
der  Verkehr  durch  Checks  und  blosse  An- 
weisungen. 2.  Die  Tratte  wird  vielfach  zur 
blossen  Form,  die  bald  den  Inhalt  eines 
eigenen  Wechsels  deckt,  bald  den  einer  check- 
artigen Anweisung.  Ein  eigener  Wechsel  in 
Form  der  Tratte  liegt  vor,  wenn,  was  sehr 
gewöhnlich  ist,  das  Accept  erteilt  wird,  ehe 
der  Wechsel  cirkuliert.  Der  Inhalt  einer 
checkartigen  Anweisung  liegt  vor,  wenn 
infolge  eines  freilich  nach  einer  Nürnberger 
Novelle  zum  Art.  18  W.O.  wechselrechtlieh 
unwirksamen,  aber  doch  im  Verkehre  be- 
liebten und  stets  befolgten  Uebereinkommens 
der  Parteien  der  Wechsel  nicht  zur  An- 
nahme präsentiert  werden  darf.  Die  soge- 
nannte nicht  aeeeptierte ,  richtiger  nicht 
acceptable  Tratte  spielt  heute  im  Bank- 
eskompte  eine  bedeutende  Rolle.  3.  Puter 
der  Form  des  Indossamentes  verbirgt  sich 
häufig  die  blosse  Verbürgung.  Bei  der 
Mehrzahl   der  Wechsel   kommt   es  nicht  zu 


i  «(WJÜchfl. Entwickelnd.  Wecbselrefchte-Yolks^ 


inen,  eigentlichen  Umlauf,  sondern  si« 
ablassen  ihre  Lar.fl.nl».  im  Portefeuille 
,,„,.  Zettelbank,  nachdem  Le  die 

;•„•   den    Bankeskompte    erforderliche    /-ah. 

Unterschriften    aufgenommen     hi 
{    Gewisse  andere    Institute   des  Wec 
3  sind  offenbar  im  Absterbe:    beg 
.,.   gehört    vor  allem  das  Ehr 
lann  auch   der  Zeils  -1-  w™    feil 

«eh  die   Duplikate  (s.  die  in  meiner  Ab- 
handlung   über      Duplikate    und    Kopieen 
üsterr.  Gerichtszeitung  1900  mitgeteilt; 
knlitt    der   deutschen  Keichsbank).     Endlich 
dürfte  der  Protest  in  seiner  heutigen  b< 
den  zahlreichen  Reformvorschlägen  und 
öeberhandnehmen    der    Protesterlassklause 
.     ^  ei  der  nicht  acceptablen  Tratte) 

erliegen.  Die  Deutung  dies.  rSympt  meist  an 
dieser  Stelle  nicht  möglich.  Nur  dar  bemerkt 
werden  dass  meines  Erachtens  der  neue 
Uifsehwui  e  ä  -  Skonh-ationswesens  und 
die  üben»  Stellung  der  grossen  GeLd- 

mächte  eine  Aenderung  in  den  Formen  des 
Kreditwesens  zu  bedingen  scheinen. 
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II. 

Die  volkswirtschaftliche  Bedeutung 
des  Wechsels. 

Vorbemerkung.  1.  Die  mtematümaJe  Zah- 
lungsbilanz. 2.  Der  internationale  W  ecnselver- 
S  3  Pie  Wechselkurse.  4.  Besondere  ^  er- 
härtnisse  5.  Die  W.  auf  London.  Disk 
Politik  6.  Der  inländische  Wechselverkehr, 
istisches. 

Vorbemerkung.      Die    ^wirtschaft- 
liche Rolle  de?  Wechsels  ist  eine  dop; 

,nt  als  Hilfsmittel  zur  Ar. 
von  Geldverbindlichkeiten  von  einem  urte 
zum  anderen,  insbesondere  auch  von  einem 
Lande  zum  anderen,  und  er  stellt  «^ 
seits  ein  Kreditinstrument  von  besonderer 
BrTucnbarkeit  für  ^en  Verkehr  ^^ 
die  Wechsels  1         ä  =      ^^ 

sonst  zulässigen  Emreden  entzieht ^und  er 
mit  seinem  ganzen  Vermögen  früher ^auch 
mit  seiner  Person,  für  die  ZahluuL 
wLhsSnld  7m  Verfalltage  haftet  und 
fflTden  Fall  der  Nichtzahlung  ein  be- 
Sndere,.  rasches  und  strenges  Verl 
vorgesehen  ist.    Dazu  kommt  noch  die 


Wechsel  (Volkswirtschaftliche  Bedeutung) 


liehkeit,  die  Sicherheit  dos  Wechsels  immer 
mehr  zu  erhöhen  durch  die  Unterschrift  be- 
liebig vieler  Personen,  die  neben  dem  Aus- 
r  und  dem  Acceptanten  als  Indossanten 
Ualbürgen    ebenfalls    mit    Wechsel- 
strenge  für  die  Zahlung  haften.     Vermöge 
i   seiner  Sicherheit   in  Verbindung  mil 
leichten    Uebertragbarkeit      ist    der 
Wechsel  auch  im  inneren  Verkehr  zu  einer 
Art  von  Umlaufsmitte]  geworden,  das  z.  B. 
i-  Qoch  in  den  20er  Jahren  des  L9.  Jahr- 
hunderts   in    Lancashire    bei    weitem    das 
Uebergewicht  über  die  Noten  der  Bank  von 
England    behauptete.      Es    kamen    damals 
Wechsel   von    in  £  mit  120  Indossierungen 
vor,   und  man  schätzte,   dass  in  Manchester 
in  Zehntel  der  Cirkulation  durch  Wechsel 
und  nur  ein  Zehntel  durch  Gold  und  Bank- 
noten   vermittelt    werde.      In    der    neueren 
/Vit    ist    di  r    Wechsel    aus    dieser  Funktion 
durch  Noten  und  andere  bequemere  Kredit- 
zahlungsmittel    mehr    und    mehr    verdrängt 
worden.     Dagegen   i.-t   seine  Bedeutung  als 
internationales  Ausgleichungsmittel  trotz  der 
Konkurrenz  von  internationalen  Cheeks  und 
i'  legraphischen  Transfers   im  Verhältnis  zu 
Entwiekelung  des  Weltverkehrs  gewach- 
sen und  als  Werkzeug   des  kaufmännischen 
Kredits    ist    seine    Wichtigkeit    durch    die 
urtige  Ausbildung  des  modernen  Bank- 
systems in  einem  früher  ungeahnten  Grade 
igert    worden.      Wir   müssen    uns  hier 
mit  einer  Skizzierung  der  gegenwärtigen 
Verhältnisse  des  Wechselverkehrs  begnügen, 
leren  Grundfaktoren  übrigens  dieselben  sind, 
auch    in    dem    sich   in    weit    kleineren 
Ziffern  und  mit    weit  geringerer  Geschwin- 
digkeit   bewegenden    Verkehre    der   älteren 
Zeit  massgebend  gewesen  sind. 

1.  Die  internationale  Zahlungsbilanz. 

("in    die    Funktion    des    AVeehseks    bei    den 
Zahlungsausgleichungen  von  Land  zu  Land 
zu   würdigen,  hat    man    sieh  zunächst   die 
11    au       nen  die  internationale  Zah- 
lungsbilanz eines  Landes  gebildet   wird, 
zu  vergegenwärtigen,     i  ibenan  stehen  unter 
diesen  auch  gegenwärtig  noch  die  jährlichen 
Weite  der  Warenausfuhr   und   der  Waren- 
einfuhr,  deren    Differenz   die   Handelsbilanz 
is.  d.  Art.  eben  |'„1.  [V  s.  980  ff.)  im  engeren 
Sinne  darstellt.     Ausserdem  aber  entstehen 
2.  Forderungen  und  Schulden  eines  Landes 
lüber    dem    Auslande    durch    Arbeiten 
und  Dienstleistungen  im  internationalen  Ver- 
di.' namentlich  die  Zahlung  oder  den 
Empfang    von     Frachtkosten,     Provisionen, 
missionsgebühren  etc.  begründen.  I 
:1s  sind   diese  Beträge  llandolsunke  ton 
tuf    seiten    des    einen    Landes    mit    im 
Werte    der    Wareneinfuhr    enthalten    sind, 
das  Verhältnis  desselben  zu  anderen  Ländern 
iell   beeinflussen.     Wenn  z.  B. 


ein  englisches   Schiff  amerikanische  Baum- 
wolle nach  Bremen  bringt,   so  schliesst  .1, 
Wert    dieser    Baumwolle    in   der   deutschen 
Einfuhrberechnung  auch  die  Fracht  ein 
diese    wirkt    auf   die   Zahlungsbilanz   gegen 
Ei  "Luid,  der  ursprüngliche  Ankaufs  wert  dei 
Baumwolle  aber  auf  die  gegen  Amerika  ein. 
Die    internationale   Zahlungsbilanz   hängl 
ven  den  Kapitalanlagen  ab,  die  ein  Lam 
Auslände  macht  oder  die  vom  Auslande  im 
Inlande  gemacht  werden.    Es  kann  sich  da- 
bei um  wirtschaftliche  Unternehmungen,  wi, 
Fabriken,  Bergwerke.  Eisenbahnen  etc.,  han- 
deln, die  namentlich  in  der  Form  von  Aktien- 
gesellschaften  auftreten;  oder  aber  um  zins- 
tragende  Darlehen   an   Staaten,  Gemeinden 
oder  auch   an  Privatunternehmungen.     De* 
Einfluss  solcher  Kapitalanlagen  auf  die  Zah- 
lungsbilanz eines  Landes  ist  ein  doppelter: 
einmal   ein    vorübergehender,    ausserordent- 
licher, bei   der  Uebertragung   des   Kapitals 
aus    dem    anlegenden    in    das   empfangende 
Land ;  sodann  aber  ein  dauernder  und  nach- 
haltiger, dem  ersteren  entgegengesetzt  wir- 
kender, infolge  der  Verpflichtung  des  schuld- 
nerischen   Landes,    an    das   andere  jährlich 
Zinsen  oder  Dividenden  abzuführen.     Wenn 
ein  Land  längere  Zeit  hindurch  Staatsschuld- 
vei  Schreibungen,  Eisenbahnobligationen  und 
ähnliche  Wertpapiere  »exportiert«,   so  kann 
dadurch     der.    wirkliche    Charakter    seiner 
Zahlungsbilanz  ebenso  lange  verdeckt  bleiben; 
und  erst  wenn  das  Schulden  machen  im  Aus- 
lande aufhört   und  die   dauernde  Zinsbelas- 
tung mit  ihrer  ganzen  Wucht  fühlbar  wird, 
erscheint  die  Lage  in  ihrem  wahren  Lichte. 
4.  Auch  die  Ausgaben,  die  die  Angehörigen 
eines  Landes  auf  Reisen   oder  bei  längere! 
Niederlassimg    in    einem    änderen    machen. 
sind  für  die  Zahlungsbeziehungen  zwischen 
manchen  Ländern  von  Belaug.     Die  Summe, 
die  auf  solche   Art  z.  B.  jährlich  von  Eng- 
land   nach    der   Schweiz   und    nach  Italien 
übertragen  wird,  ist  jedenfalls  sehr  beträcht- 
lich.    Aus   den   Vereinigten  Staaten   reisten 
im    Fiskaljahre    1888,89    148  803    Personen 
nach  Europa,   und   der  Münzdirektor  Leech 
schätzte    die  Ausgaben    derselben   auf    über 
92   Millionen  Dollars.     Der  mittlere  Betrag 
der  von  den  8  grössten  Bankhäusern  New- 
Yorks  ausgestellten  Kreditbriefe  für  Reisende 
nach  Europa  betrug  1500  Dollars.    Der  Geld- 
vorrat der  Bank   von  Frankreich  belief  sich 
Anhing  April  1900  auf  1943  Millionen,  An- 
fang Oktober  aber  auf  2292  Millionen  Francs, 
und    die    Vermehrung    um    349    Millionen 
Francs   ist   ohne  Zweifel   zu   einem  grossen 
Teil  den  Besuchern  der  Weltausstellung  zu 
verdanken.  -     Von    den   im   Inlande  woh- 
nenden  Ausländern    kommen    hier   natür- 
lich nur  diejenigen  in  Betracht,  die  ihr  aus 
ihrem    Heimatlande    bezogenes    Einkommen 
verzehren.        Im     entgegengesetzten     Sinne 


Wechsel  (Vdkswirtsckaftlii  : 


699 


lohen  in  ihre  Heimat  ,  ■  auf  -J— ; 

'   "**"$  f^eTand     EngÄ  B  SLu  i,  *»*■* 

!  BeSen*M   ''" '.. 1"1"    \ ..,j  , :    liKnm-  kann    sich    dei    Absa 

3  weit  mehr  Frachtgelder  unü Aom  verzögern.     Dazu 

bühre?   von   ^f^ren  andern  zu  noch   melrr  ^    } 

fe™  '!"-  ■•■'  1;""1" '"•>,nJ1 i      Aufschub  der  Zahlung  verlangen,   wei 
=    Übergewicht   haben  seine  jahrh-  » b    i  i    a  ^    ^ 

S-undDividendenfordenmgeugegen-   vorher   die    en  und    ^ 

*  dem  Auslände,  wahren-    viele  de        -      h  ^  ^  g 

entwickelten    Lander   dem   AuslanOe   ^^  Rü(jksicllt  auf  d       , 

Absatzes  genötigt,  auf   solche  Bed 
einzugehen.      Andererseits    aber    wüns 
die  Verkäufer  doch  auch  baldmöglichst  Geld 
für  ihre  Waren  zu  erhalten  und  sie  nehmen 
daher  auf  Grund  ihrer  Versendungen  E 


„,.),,,„,„    nur  verschuldet   sind   und  selbst 
u  keine  Kapitalanlagen  besitzen,    hün- 
•htiich  des    I.  Funk'--  aber,  der  Ausgaben 
senden,   steht  England   den  anderen 
indem  durchweg  passiv   gegenüber,  wah- 
„d  Italien  darin  wohl  den  höchsten  Aktiv- 
ldo  besitzt.     Jedoch    werden   die  Forde- 
die   England  auf  Grund  der  Punkte 
namentlich   3    besitzt,    durch    seine 
adlichkeiten  der  letzterwähnten  Art  (4) 
•i  weitem  nicht  aufgewogen,  und  demnach 
„ss  die  Ausgleichung,  soweit  nicht  neue  La- 
talanlagen  im  Ausland-  die  Zahlungsbilanz 
«übergehend  verschieben,  schliesslich  wie- 
lurch   vermehrte  Warensendungen   der 
Inerischen    Staaten    erfolgen.      Daher 
ifft  denn  auch  der  Wert  der  ei 
aeinfuhr  stets  um  eiu  bedeutendes  den 
er  Warenausfuhr. 

Nun  werden   aber  Waren,   Effekten  und 
lienstleistungen    nicht    unmittelbar    ausge- 
iuscht,  sondern  ihre  Cebertragung  eraeugl 
unächst  Geldforderungen,  die  dmch  Zahlung 
der  Abrechnung  zu  tilgen   sind     Eine  un- 
aittelbare    Ausgleichimg    zwischen    borde- 
tmgen  und  Verbindlielikeiten   ist  nur  mog- 
ich     wenn   solche  bei   denselben   Per- 
sonen zusammentreffen,   wie  dies  nament- 
bei    den   miteinander   in   regelmassiger 
rdtsverbindune-  sehenden  Bankhäusern 
,11  ist       Wenn   zwei   solche  Häuser  in 
London  und  in  Paris  z.  B.  Reisenden  ly 
briefe  aufeinander  geben,   so  ist  die  direkte 
huung  unter  ihnen  sehr  einlach.    Uas- 
o-ilt    auch   für   den   noch  wichtigeren 
Kall'  dass  jedes  dieser  Häuser  für  das  andere 

Wertpapiere   kauft   oder    verkauft.   -.Dass   ^Tcie^^^^^^    wer- 
jemand  bares  Geld  mit  ins  Ausland  nimmt   dachen. «eamg^  Wech'ohl.    im  all- 
u,u   dort  Waren   gegen  sofortige  Bezahlung   den ,auf  ™f Wechsel,  die  von  An- 
zukaufen,  ist  nuter   den  heutigen  Verhalt-   g< ?nv «^  «  « '       ,  B    Deutsenlands 
nis^i    ein   Fall    von    ganz    untergeordneter   g^^Xche^B  ' englische  Schuldner 
Bedeutung.   Selbst  Vergaügungsreis^de>e              f ^™'  auf  an,We  Deutsehe  über- 
etwa   in  Paris   Luxusgegenstande   fui   inren   gwpi„    üirereeits  in  England  Zahlungen 
persönlichen  Gebrauch  kaufen,  haben i  mos-   hauen    die  itaerttffi             Bübersenden    die 
Qicllt    bares    «leid    aus    ihrer    Heimat   ™  Jgen     ^englischen  Gläubiger,   die 
mitgebracht,  sondern  Kreditbrief e ode ^Wech-  ^hsel  an  iure  e  S          ^    am.eh    im> 
Ceberhaupt    bringt   der  internationale   sie    «annettea    oae  aieichzeiüg 
Verkehr    bei     höherer    Kulturentw^elung   B£f?dXaS  eine   umgekehrte  Slxft- 
BTB^^^^aÄ'ÄÄ   "Aden:   die  englischen  Gläubiger 


bei  Banken  und   Kommissionären.     Hieraus 
aber  ereiebl    sich,   dass   der  Wechsel  noch 
äas    beste  Hilfsmittel  für  die  inter- 
nal i<  nalen     Zahlungsausgleichungen    bildet. 
ia  sich  mit  ihm  eine  Kreditgewährung  ver- 
bindet    die   aber   eine  strenge   und   Pjaaße 
Form    besitzt,    fest   terminiert  ist    und    die 
Krössten  Garantieen  der  Sicherheit  darbietet 
Cheeks  und  Kabeltransfers  sind  Ersatzmittel 
der  Barzahlung  und  nicht  Kreditmittel.  Auen 
ist  der  Check  gar  nicht   geeignet  zu  einem 
längeren    Umlauf    von    einer    Hand    in    die 
.  da  ermöglichst  rasch  zur  Einlösung 
präsentiert  werden  muss.  während  ein  guter 
-,■{  bis  zum  Verfalltage  jeder  Zeit  mit 
I  eichtigkeit  durch  Weiterbegebung  mit  Dis- 
kontierung in  Geld  umgesetzt  werden  kann. 
So   werden   also   für   den  grössten  Teil  der 
durch  den  Warenverkehr  entstehenden  For- 
derungen und  Gegenforderungen  zweier  Lan- 
der   beiderseits    Wechsel    geschaffen.     Auf 
den  älteren  Messen  kennte  ein  grosser    I 
der  für  die  Messtermine  ausgestellten  W 
durch  ein  Skontrierungsverfahreu  gegen  ein- 
ander abgerechnet  werden,  so  dass  mir  ver- 
hältnismässig kleine   Ausgleichungssaldi   zu 
bezahlen  waren.      In  der  neueren  Zeil 
hat   die  ungeheuere  Ausdehnung   des  inter- 
nationalen   Verkehrs    die    älteren .Organi- 
sationen jener  Art  verdiäugt,  jedoch  beruhen 
immerhin  viele  Forderungen,    die 
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könnten  Wechsel  auf  ihre  deutschen  Schuld- 
,  iehen  und  diese  an  Engländer  abtreten, 
Zahlungsverbindlichkeiten    in    Deutsch- 
land zu  erfüllen  haben.    Thatsächlich  pflegt 
li  im  Verkehre  zwischen  zwei  Landern 
oder    das   andere  Verfahren  vorzu- 
herrschen.    Die  Engländer  namentlich  lassen 
-ich  lieber  mit  Pfund-Sterling- Wechseln,  die 
vom   Auslande    auf  England    gezogen   sind, 
den.   als  dass   sie  selbst  Wechsel   auf 
das    Ausland    ziehen,   die  auf  eine   fremde 
Währung  lauten:    daher  werden  umgekehrt 
auch   selche    fremde   Wechsel    weniger   als 
Rimessen  für  das  Ausland    verwendet,   son- 
dern die  englischen  Schuldner  ziehen   vor, 
auf  sich    ziehen   zu  lassen.     Die  Deutschen 
erweisen   sich  auch   in   diesen  Punkten  als 
mehr   kosmopolitisch,   sie   ziehen   ohne  An- 
stand  Wechsel    in  fremden  Währungen  und 
legen  namentlich  mit  Vorliebe  grosse  Summen 
in  Sterling-Wechseln  an,  die  gleichbedeutend 
sind  mit  einer  Verstärkung  des  Geldvorrates 
-    Lande.-. 

2.  Der  internationale  Wechselverkehr. 

In   Wirklichkeit    vollzieht     sich    indes    der 
internationale   Wechselverkehr   grösstenteils 
durch  Vermittelung  der  Bankiers.    Ein  Kauf- 
mann, der  in   England  Zahlungen  zu  leisten 
hat,  kann   allerdings   etwa   an   der  Berliner 
selbst    Wechsel    auf   jenes    Land    an- 
kaufen,  aber   er  wird  häufig  nicht  die  ihm 
gerade    passende   Summe   finden    oder   aus 
mehreren  Wechseln  zusammensetzen  können, 
und  auch  die  verschiedenen  Verfallzeiten  der 
einzelnen    Wechsel   bilden  eine  Unbequem- 
lichkeit;   überdies    kann    er   die   Güte   der 
Wechsel  meistens  nicht  genügend  beurteilen 
und  noch  weniger   weiss  er,   wie  diese  von 
dem    englischen    Gläubiger  beurteilt    wird. 
Es   ist    also  einfacher    und    bequemer,    wenn 
er  sich    von  seinem  Bankier  einen  von  die- 
sem selbst  ausgestellten  Wechsel  oder  auch 
eine  Zahlungsanweisung  in  dem  gewünschten 
Bi  trage  aul  ein   englisches  Bankhaus  geben 
lässt .    und   .  ine    olehe  Rimesse   wird  auch 
dem  englischen  Empfänger  am  genehmsten 
-•'in.       Das    deutsche    Hankhaus    aber    deckt 
seine  \\  i  ch  el    oder  Zahlungsan- 
weisungen    auf    England    durch     Handels- 
wechsel, die  es  entweder  vonKunden  über- 
nimmt  oder   an   der  Börse   ankauft,   webe, 
■  -     zugleich    durch    Diskontierungen     sein 
Kapital  ausnutzt.    So  stehen  also  die  Bank- 
wechsel    für  den    unmittelbaren    internatio- 
nalen Verkehr  im  Vordergrunde.     Sie   sind 
gewissennassen  sekundäre  Bildungen,  denen 
die   Handelswechsel  als  Grundlage  dienen. 
Die   Banken    können   auch    unabhängig    von 
dem     \,  5    böte    in    Handelswechseln    jedi  d 
verlangten    Betrag    in    Wechseln     aut     ein 
anderes   Land    von    sich   aus   liefern .    nur 
ie,    wenn    sie  die  Deckung  nicht 
vollständig   in    Handelswechseln    I 


können,   ihr  Konto  bei  ihren  ausländische? 
Korrespondenten  auf  andere  Art  ausglei 
Zunächst  erhalten  sie  vielleicht  ungedei 
Kredit,  aber  in  nicht  allzulanger  Frist 
den    sie   einen  Gegenwert   für  die   aul 
Rechnung  ausgezahlten  Summen  einsenden, 
So   findet   also   auch   die  Ausgleichung  des 
Leberschusses   der  Wechselforderuugen  de- 
einen Landes  gegenüber  denen  eines  andi  n 
hauptsächlich   durch   die    Vermittelung 
Bankiers    statt.      Dass    ein    solcher    I 
sclmss    zu    Lasten    des    einen   Lande-    ror- 
handen   sei   oder  dass,   wie   man  es  auszu- 
drücken  pflegt,    seine   Zahlungsbilanz    i  ,,: 
anderen  gegenüber  ungünstig  sei,  wird  dein 
Publikum    in    dem    Steigen    des    Wechsel- 
kurses  auf   das  letztere  Land  kund   ge 
Die  Banken  geben  zwar,  wie  gesagt,  immer 
noch  Wechsel  auf  dieses  Land  ab,  abe 
leidern   eine   besondere   Vergütung   für 
nicht  mehr  durch  Handelswechsel  ruög 
Deckung  derselben. 

Welche     anderweitigen     Mittel 
ihnen    nun    zur    Zahlung    einer    Schuld    im 
Auslande    zu    Gebote?     Zunächst    könnten 
Wechsel     auf     dritte    Länder    in     Bett 
kommen.      Wenn   in   Deutschland   der  Vor- 
rat   an    Handelswechseln     auf    London 
schöpft  ist,  findet  sich  vielleicht  ein  I  i   « 
sclmss    von    Wechseln   auf  Paris,    was  sich 
durch  den  niedrigen  Preis  derselben  zu  ei 
kennen   giebt.      Wenn   nun   gleichzeitig    li 
Devise«  Paris  in  London  günstig  steht    50 
besteht   vielleicht    die   zweckmässigste  Art, 
wie    eine    deutsche   Bank   ihre   Tratten   auf 
London    decken    kann,    darin,    dass   sie    in 
Berlin   Wechsel   auf  Paris    kauft  und  diesi 
in    London    für    ihre    Rechnung    Verl. 
lässt;    oder   sie    kann    auch    vielleicht    den 
Weg  über  Paris  nehmen,  indem  sie  für 
gekauften  Wechsel  dort  Wechsel  auf  London 
erwirbt    und    diese   remittiert.      In    beiden 
Fällen   würde   sie  also  zugleich   ein  Arbi- 
tragegeschäft machen . 

Als  ein  weiteres  Mittel  zur  Ausgleichung 
der  Zahlungsbilanz  zweier  Länder  erscheinen 
die  sogenannten  internationalen  Wertpa- 
piere, namentlich  Staatsschuldverschreibun- 
gen, Bergwerks-  und  Eisenbahnpapiere,  die 
in  mehreren  Ländern  an  den  Hauptbörsen  den 
Gegenstand  eines  ständigen  und  lebhaften 
Verkehrs  bilden.  Dass  die  erste  Ausfuhr 
solcher  Papiere  zeitweise  einen  grossen  Ein- 
fluss  auf  die  internationalen  Zahlungsver- 
hältnisse  ausüben  kann,  ist  schon  oben  er- 
wähnt worden:  hier  aber  handelt  es  sich 
um  die  s  p  ä  t  e  r  e  Verwendung  derselben  zu 
Ausgleichungszwecken,  und  in  dieser  Hin- 
siel,1  darf  ihre  selbständige  Bedeutung  nicht 
überschätzt  werden.  Dass  ein  Berliner  Bank- 
haus etwa  österreichische  Goldrente  in  Lon- 
don verkaufen  lasse,  lediglich  um  seinem 
li  rtigen  Korrespondenten  Deckung  für  seine 
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,  geben,  dürfte  selten  vorkommen 
,  iu  der  Regel  nur  dann,  wenn  derLon- 
^  Kurs  der  Goldrente  einen  solchen  Ver- 

an   sich  schon  lohnend   macht.    Unter 
^Voraussetzung  aber  werden  auch  viele 

totfe  dieses  Papiers  von   seien   solcher 
33S   und   Spekulanten   stattfinden 
SS  Saldo  anzugleichen   haben,  d.  h   es 
allgemein    eine    Arbitrage    in    G 
.;:ltt   wodurch  die  Zahlungsbilanz  mehr 
.veniger  zu  Gunsten  I  ver- 

hoben werden  kann,  ohne  dass  diese  Ge- 
..  umnittelbar  durch  den  Mangel  an 
wechseln  veranlasst  sind.  Cebngen 
u'l  dieser  internationale  Arbitrageverkehi 
rder  neueren  Zeit  durch  die  von  den  ver- 
IhTedenen  Staaten  erhobenen  Effektenstem- 

eWbühi-en  und  sonstigen  Börsensteuern 
schränkt  Dass  ausserhalb  des 
iank<*eschäfts  steheude  Kaufleute  oder  *a- 
Äanten  .luv  Verbindlichkeiten  im  Aus- 
rode durch  Effektensendungen  erled 
E  als  ausgeschlossen  betrachtet  werden. 
Kl  aber  könnten  -  ■■■»>  Auslande  , 

ahlban    Coupons   zu   diesem   Zwecke    ver- 
öden, die  überhaupt  an  sich  geeignet 

•ernationales  Zahlungsmittel  zu  dienen. 
iher  wenn  ein  Land  einem  anderen  gegen- 
über stark  verschiüdet  ist,  so  wird  es  seine 
Kupons    von    dem    letzteren     grosstenteüs 
,n    und     zu    diesem    Zwecke 
Wechsel    oder    andere   Zahlungsmittel    ein- 
.   Q.    „nd   nur  verhältnismassig 
Wenige    Coupons    werden    ihm    selbst    zur 
Ausgleichung    eigener    Forderungen 
schkkt    werden.     Ausländisches  Papiergeld 
und   au.landi.ehe  Banknoten    sind  wohl  die 
uuten  Zahlungsmittel  für  das  Ausland 
zumal  ihre  Verwendung  auch  von  der  \  (Er- 
mittelung der  Banken   gänzlich  unabhängig 
fei    "  ^ber  dabei  muss  vorausgesetzt  werden, 

,  -     -  i  .eine   leicht   und  ohne  e 
liehen  Kursaufschlag   im  Inlande    zu   haben 
sind,  und  dies  ist,  wenigstens  wenn  es 
um  -rössere  Summen  handelt,  nur  m  - 
wenS  sie  Gegenstän  Spekula 

sind      Wenn  grösser.   Summen  von  fr.  p 
Papiergelde  im   Inlande  zinslos  vorrätig  ge- 
halten werden  solid,,  so  muss  die  Mo 
keit  einer  für  den  Besitzer  gewinntragenden 
Kurssteigerung    derselben    vorhanden    sein. 
Ist   dies!  Papiergeld   aber   in  Gold    , 
üeh    und    besteht    auch    im   Inlande    Gold- 
währung,  so   sind    der  Kursbewegung 
selben  so  enge  Schranken  gesetzt   dass  sich 
eme  Spekulation  in  grösserem  1  mfange  gar 
nicht  lohnt,   und    daher   können 
und  Banknoten  im  Verkehr  zwischen  Staaten 
mit  intakter  Metallwährung  nur  in  genngem 
Masse,    hauptsächüch    nur   im    eigentlichen 
.      jft     für    den    Bedarf    der 
.    Zahlungsmittel   Verwendung 
finden.     Hat    dagegen   das   eme   der 


ligten    Lande-  Papierwährung,    so 

mzung  für  die  Kurssehwankui 

3   und  es  kann  Jetzt 
als  Spekulationsobjekl    in 
angesammelt    und     I  dten    werden. 

So  war.-,,  früher  die  russ  foeditrubel 

j.  ,,  lehnter  bp 

lation       l  Qter    -  L<  b  n    I  "neu 

auch  inländisch  i  Noten  als  Zahlungsmittel 
ins  Ausland  versendet  werden.  z.B. 
[Marknoten  aus  Berlin  nach  Wien.  Bannt 
wird  freilich  zunächst  im  volkswirtschaft- 
lichen Sinne  noch  keine  wirklich,-  bchultt- 
tilgung  im  Auslände   bewirkt  i   nur 

neuer  Kredit  einer  besonderen  Art  g 
und  erst  wenn  die  Noten  später  wieder  zur 
Bezahlung    von   Waren   in   das    Beimatknd 
zurückgelchickt    werden,    findet    eme  Ent- 
lastung   des    Letzteren    statt      Auch   die   in 
dS   neueren    Zeit    für    kleinere    Zahlungen 
ziemlich  häufig  angewandten  pternationalen 
-■mgeu  sind   nur   ein   Kredit  hüfe- 
mittel    daä  spät,  c  eine    Ausgleichung  durch 
...  Zahlungsmittel  verlangt 
Zwischen    Ländern    mit    Metallwahrung 
spielen  also  Noten  und  Papiergeld  nur  eme 
reordnete    Rolle  in   der  Zahlung* 
S?    md    da  auch   die  E  rbi- 

trage   nur   e        '    schränkte  Bedeutung  für 
dilen    Zweck    besitzt,    so  zeigt  sich,   dass 
nigstens  für  Länder  o^eser  Kategorie  dra 
nach   dem    Austausch    der    Handelswechsel 
und  der  Zinsen  und  Dividenden  von  Kapifai- 
l    !,,en    auf    der    einen    Seite    noch   übrig 
„     Aktivsaldo    hauptsächlich    durch 
Edelmetallsendung  aus  dem  schuldnerischen 
Lande  getilgt  werden  muss.     Kaufleute  und 
Fabrikanten  werden  solche  Sendungen  selbst 
schwerlich  unternehmen,  es  sei  denn,  dass 
es  -ich  nur  um  kleinere  Summen  handelte, 
für' die  sie  im  Inlande   bei  den  Geldwechs- 
lern vielleicht    -■    >   ausländische  Münzen 
zu  einem  günstigen  Kurse  erhalten  konnten. 
Im  inen    werden    auch    in    diesem 

Punkte"  wieder    die    Banken   die  Jermitte- 
lung   übernehmen.     Für   dies,     bildet  Edel- 
metall  in  Barren,  in  einheimischen  und  m 
ausländischen     Münzen      neben    T 
Rekten     und     Papi  ■   *nfalls    ■ 

.stand    der    internationalen    Arbitrage, 
d    h    eine  Bank  verwendet  solche  nicht  nur, 
wenn  sie  selbst   für   ihre  Verbindlich! 
„da,.     Ö  muss  und 

vorteilhafterer    Weg   ihr    nicht   ge 
iit    .endein    sie    unternimmt  häufig 

Efn  mü 
«denen  Platzen  mü 

von  Barsendungen.     Wenn  der  Um- 
to^Ku^  in  Berün0^  Prozent  uberPan 

,tände    so  würden  viele  deutsche  Bankiers, 
wenn%ie  auch  keinerlei  Zahhingen  «: Lon- 
don zu  leisten  hatten,  es  vorteilhaft  finden, 
?land  zu  schicken,  um  darauf- 
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hin    Pfund-Sterling-Weehsel    verkaufen    zu 
,'ieu. 

en  also  auch  unter  den  heutigen 
Verhältnissen  internationaler  Wechseh 
und  internationale  Edelmetallbewegung  uoch 
in  besonders  naher  Beziehung  zu  einander, 
allerdings  Edelmetallbewegungen, 
die  unabhängig  von  den  Wechselkursen,  ja 
im  Widerspruch  mit  denselben  stattfinden. 
Wenn  z.  B.  ein  Land  durchaus  effektives 
Gold    hereinziehen    will,   sc   kann   es    dies 

durch    Vermittelung    einer    gi o    Bank 

immer  erreichen,  indem  es  eine  Prämie  da- 

bezahlt    Es  sind  dies  aber  immer  ausser- 

öhnliche   Operationen,    für    gewöhnlich 

bilden  die  Kurse  der  ausländischen  Wechsel 

i   der  Devisen,  wie  man  sie  namentlich 

in   der    österreichischen    B  rsensprache    zu 

nennen  pflegt)  das  Barometer  für  dii 

denz   des  Edelmetalls,   in   das  Land  einzu- 

"H    oder    abzufliessen.      Diese    Kurse 

k men   an   den  Börsen,   wie   alle  anderen 

Preise,  zu  stände  durch  Angebofund  Naeh- 
g  .  Zu  dem  ursprünglichen  Material,  den 
h  den  auswärtigen  Warenverkehr  ent- 
standenen Wechseln,  kommen  jedoch  die 
Bankwechsel,  die  teils  in  einer  für  das 
Publikum    bequemeren   Form   an   die 

Handelswechsel  treten,  teils  aus  Effekten- 
und  anderen  eigenen  Gh  haften  der  Banken 
hervorgehen. 

:{.    Die    Wechselkurse.      Die    Grundlage 

für   die  Bestimmung  der   Wechselturse   bildet 

für  die  Länder   mit   gleichem  Währungsmetall 

das  innere  Pari  ihrer  Währungsmünzen,  wie 

■    sich   aus    den    gesetzlichen    Bestimmungen 

über  Gewirkt  und   Feinheit   dieser  Münzen  er- 

giebt.     Als  gemeinschaftliches  Währungsmetall 

kommt  gegenwärtig  nur  noch  Gold  in  Frage, 

auch  füi  die  Länder  mir  sogenannter  hinkender 

Doppelwährung,  die  noch  grosse  Mengen  Silber- 

-    i   benutzen,   sofern  dies  vermöge  des 

dits    seinen   Nominalwert    neben   den 

Goldmünzen  behauptet    Dieser  Pariwert  ist  für 

20.4211;  M. 
100  Frcs. 

100  holl.  fl.        168,739 
100  skand.  Kr.    112,500 
i  Doli.  4,1979    ,. 

Für  Oesterreich-Ungarn  ist  anter  Voraus- 
ollen Durchführung   der   Valuta- 
Pari  20  Kronen  =  17,012  M. 
Der  wirkliche  Pariwert  wird    jedoch  auch 
durch   die  Verschiedi  aheil    der  Prägung 

n   verschiedenen  Ländern  beeinflusst   und 

kann  daher  von  dem  theoretischen  i sren  Pari 

abweichen.    Auch   stimmt  der  innere  Wert  der 
wirklich    umlaufenden   Goldmünzen    infol 

tzung  derselbi  n  oder  auch  der  Ausnutzung 
di  -  I;.  mediums   meistens  nicht   genau   mit  der 

gesetzlichen  Vorschrift  überein,  und  diesen 

and  um--  namentlich  Rück  1  mmen 

werden,  wenn  solche  -Münzen,   wie  Barren  muh 
dem  Gewi  hl    al  mai  1  rtet,  ins  Ai 

gerührt  werden  sollen. 

Notierung   der    Wechselkurse   an   der 


geschieht   in  der  Art.   das-  entwedi 
-   gehen  wird,    wie   viel   für  eine  fest, 
des  fremden  Geldes  in  Wechseln  in  in] 
Gelde  zu  bezahlen  i-t  oder  wie  viel  ausländ 
Geld  man  für  eine  feste  Summe  des  iuläiifl 
erhält.     Im    ersteren  Falk-   sagt  mau.    di 
Valuta  liege  im  Auslände,  im  zu.it, n    -i 
im  Inlande.      Die    letzten'    Methode    wird 
111    London     jedoch   nicht   für  alle   Plätzi 

sten  Betrage  von  1  £  und  in  Petersbur« 
an-,  wandt,  früher  auch  teilweise  in  Hamburg 
Die  erstere  hat  sich  in  der  neueren  Zeit  immer 
mehr   verbreitet    und   ist   au  den  Hauptplätzen 

ireh     vereinfacht    worden,     dass    die 
Summe  meistens  auf  100  Einheiten  des  fr, 
Geldes  ifür  Pfund  Sterling  auf  1  oder  10 
für  Dollars    teilweise    auf    1     angenommen   i-t 
I  Dadurch  werden  die  Kurse  auch  für  den 
leicht  verständlich,  was  früher  in  weit  gi 
rem  Grade  der  Fall  war.     So  betrug  früher  die 
feste  Valuta  in  Berlin   für  Frankenwechsel  300 
Frcs.,    für    Wechsel    auf   Holland    250   fl 
Wechsel    auf   Wien    150   fl.,    auf   War-,; 

In    New- York   war   bis   1873   ein  will- 
kürliches  Pari   zwischen  Golddollar   und  Pfund 
Sterling  angenommen,  indem  ein  Dollar 
[Schilling    gesetzt    wurde.      Dadurch    wai 
Dollar  lim  etwa  9  Prozent  über  seinen  im 
Wert    erhöht,   der  wirkliche  Parikurs  wai 
rund  10y  für  22  '  .,  £,  und  von  dieser  Basis  an- 
landen die  Kursänderungen  statt.    Gegenwart» 
wird    einfach    angegeben,    wie    viel    ^in   Pfund 
Sti  rling   in   Dollars   kostet.     Für   die  l-'rankeu- 
i-   hat    man   die    feste  Valuta    im   Inlande 
behalten,    indem  notiert  ward,    wie  viel  Francs 
man  für  einen  Dollar  erhält. 

Die   Kurse   beziehen  sich  auf  Wechsel  v,m 
bestimmter  Verfallzeit,  und  meistens  werden  für 
kurze   und   lange  Sicht   besondere   Notierungen 
n.     So  »erden  in  Berlin  für  Amsterdam 
die   belgischen   Plätze,   Paris.   Wien.  Budapest 
die   Kurse   für   achttägige   und  für  zweimonat- 
liche   Frist    angeführt,   für  London  selten    die 
I  -am  cu  von  8  Tagen  und  3  Monaten,  für  Pi 
bürg    die    von    3  Wochen   und   3  Monaten 
Italien  die  vou  10  Tagen  und  2  Monaten      Da 
Pariser    Kurszettel    enthält    zwei    Abteilungen 
mit  den   Ueberschriften   „valeurs   se  ue- 
a   11   1-  niois"  und  „valeurs  se  negociant  ä  vue-, 
jede   aber  ist   wieder  in  zwei  Rubriken  geteilt, 
nämlich  ,.ä  trois  niois"  und  ,.ä  courte  echeai 
Zu  der  zweiten  Abteilung  gehören  nur  London 
und  die  belgischen  und  italienischen  Plätze,  die 
ebenfalls    nach    Franken    rechnen    und    für    die 
statt  eines  Kurswertes  ein  „benefice"  oder  perte" 
in    Prozenten    angegeben    wird.      Alle    übrigen 
Plätze  gehören   zur  eisten  Abteilung,   und   für 
-'    b     iehl  sich  die  Notierung  also  unmittelbar 
auf    Dreimonats  Wechsel;     die    Reduktion    auf 
kürzere     Sichten     aber     geschieht     hier    durch 
Addition    eines    für    den  "Zeitunterschied    nach 
dein  festen  Satze    von   4  Prozent    für  das  Jahr 
berechneten  Zuschlags,  ohne  Rücksicht  auf  den 
Diskontosatz  an  dem  betreffenden  fremden  Platze. 
denn  soweit  letzterer  einen  ['nterschied  hediuu't! 
kommt    dieser    in    der   Differenz   der   Rubriken 
is  mois"   und    „ä   courte  Scheance"   zum 
Ausdruck.    Wenn  also  z.  B.  der  Kurs  auf  Berlin 
111    der    ersten    Rubrik  122"  w,    in    der  zweiten 
1229/,,    nämlich    Frcs.   für  IUI  M.)   lautet.    30 
gilt  dei   ersten  unmittelbar  für  die  Dreimo 
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eilt  findet  man  123,<o  rrcs.  .„,    m,,,.i -.,,,,.!.,.     Run 


weitenTbteiiüug  dagegen,   die  Sichtkurse  an 
ig  werden  auf  lange  Sichte» gerechnet    in 
!,„.  man    von   dem   unter  der  Rubrik   „a  tu 
i' ■    angegebenen   Kurs  den  Diskont  für  die 
,    OmUllfszeit  abzieht,  und  zwar  nach 
,,„    auslände    geltenden   Diskontosat» 
gesehen  von   der  eben  erwähnten  ^nahme 
„  §>aris  ist    es  überhaupt  die  Regel     dass  auf 
uge  Wechsel  der  am  Zahlungsplatze  bestehende 


.,.,■„..    -,...,  |  10    Markstucke,    Barrengold 

oder  fremde  Goldmünzen  verwendet  werden 
sollen  Sind  die  ersteren  gerade  zu  einem  güns- 
tigen Kurse  in  Berlin  zu  liai.ru,  so  stellen  sie 

unzweifelhaft    die    bequ.  ms*    Rinn lar,  und 

es  kommen  dann  zu  dem  für  diese  Münzen  be- 
zahlten Preise  nur  noch  etwa  •-'",„,  Cransport- 
kosten  und  vielleicht  '  ,"  „„  an  Zinsverlust.  W  er- 
den dagegen  20-Markstücke  versandt,  so  ist  der 


min..ui<-»-»-  rpitie  Goldwert  dieser  Müm  bendnnddie 

S%r^UgsThf  lilgt     Da  daberaUdfeser   Sittliche    Abnutzung 


bis  zur  Verfallzeit  des  Wechsels  noch 
.,',  Uten  kann  und  da  überhaupt  das  mit  einem 
Wechsel  verbundene  Risiko  um  so  grosser  ist, 
ie  länger  er  zu  lauten  hat,  so  ist  der  auf  Sicht 
reduzierte  Kurs  solcher  Wechsel  meistens  et*  ui 
niedriger  als  der  der  wirklichen  Sichtwechsel. 
Für  mittlere  Siebten  wird  in  Berlin  die  Diskonto- 

Imung  besonders  vereinbart ,  - -Dm >  uber- 
3eeischen  Platze  bestimmen  die  Verfidtasit .der 
auf  das  Ausland  gezogenen  Wechsel  nicht  nach 
,lat,,  senden,  auf  eine  Anzahl  von  Monaten 
,.,!,,■  Tauen  nach  Sicht,  also  nach  der  Präsen- 
tation zur  Annahme,  so  dass  also .die  für  die 
Beförderung  nach  dem  Zahlungsplatze  erforder- 

Zeit  jedenfalls  noch  hinzukommt  So  wird 
London  in  New-York  notiert  auf  60  und juf 
3  Tage   nach  Sieht .    in   Calcutta   auf   6   und  4 


daher  einen  besonderen  Posten   in  der  Kosten- 
rechnung.    Bisher   ist   dieser  Betrag    bei   den 
Doppelkronen  allerdings   noch  gering,   bei 
lll-Mark-tüeken  aber  schon  merklicher, und  du 
sind  daher   für   die  Ausfuhr    wenig« 
In    Frankreich    ist    die    durchschnittliche    Ab- 
nutzung der  Goldmünzen  erhebheb  B™|^  ™* 
die  Bank  sucht  oft  die  Goldausfuhr  dadurch  zu 
erschweren,    dass   sie  ihre  Noten  vorzugsweise 
mit  abgeriebenen  10-Francsstucken  einlöst.    B 
trägt  die  Abnutzung  derselben  5»/„o  (die  ausserste 


..■esetzlieh   zulässige   Grenze   ist 


se.  wird 


gesetzucn  zulässige  oi»«.  .  ■  ■  ....  ■ 
ein  Kilogramm  Feingold  statt  durch .3444.44 
Francs  e?st  durch  3461,71  Francs  in  lfrRjn» 
stucken  dar,, -teilt.  -  In  London  werden  die 
versandten  20-Markstücke  von  der  Bank  von 
England  noch   nach   dem  Gewichte  angekauft, 


fTage   nach  Sieht,    in   Calcutta    aut  b   und 4    u^ e  gewöhnlich   für  76  Schill.  3'  t  Peiice 
M.,nan.  und  auf  30  Tage  nach  Sich    und  auf   ^J^^^Ä  abhängig  von  dem ;  Preis. 


Sicht  ausserdem  der  Kurs  der  Kabeltransfers 
Der  Wert  eines  Wechsels  hängt  natürlich 
auch  von  seiner  Kreditwürdigkeit  ab,  und  diese 
ist  um  so  grösser,  je  mehr  Personen  von  aner- 
kannter Zahlungsfähigkeit  ihre  l  Überschrift  ge- 
geben haben.  Am  höchsten  werden  die  von 
n  Banken  ausgestellten  geschätzt ,  und 
daher    werden   iu   New-York   und   den   meisten 


Dieser  Preis  ist  jedoch  abhängig  von  dem  I  lei- 
des Barrengoldes  von  englischer  Standardfeinheit 
22  Karat)  der  sich  normalerweise  zwischen  U 
SclnU    9    Pence    und  77  Schill.    10'/,   Pence     < 

w t    nämlich  zwischen  dem  Preise,  zu  dem  die 

Bank  alles  ihr  angebotene  Gold  kaufen  muss, 
uX demjenigen,  zu  dem  es  bei  der  Münze  aber 
mit  einem  Zinsverluste)  verwertet  werden  kann. 


Sater    werden   in   New-York   und   den   meisten  -    /!-»^  ^s  preis  von  Barrengold  un.l  ,,,.,- 

anderen  überseeischen  Plätzen  besonder.,  Kurse  rka  «£  l '«            j     London  aui.h  „,    , 

für  Bankwechsel  neben  denen  der  Handelsware  den  Mimzen  kannj  ^   ^^        ^  die 

notiert.     In  Calcutta  z.B.  wird  dei  Kurs  an  »^       Sovereiffns    abgenutzt    s 


ben  für  Bankwechsel,  für  „firstClass  Credits- 
und  für  ..Wechsel  mit  Dokumenten".  Die  Letz- 
ten werden  auf  Grund  von  Warensendungen 
auf  englische  Kommissions-  oder  Banknausei 
s-ezoo-en.  und  die  Konnossemente  und  ^  ersiche- 
run-spolicen  werden  ihnen  beigegeben,  um  die 
Zahlung  sicherzustellen. 

Wenn    nun    die  Nachfrage   nach   Vn  echseln 


den    letztgenannten  ne..-    m s ~- --. 

umlaufenden  Sovereigns  abgenutzt  sind  und 
ihre  Einschmelzung  zu  Barren  also  einen  Ver- 
lust erzeugen  würde.  Daher  wurde  z  B.  im 
November  1892  auf  dem  offenen  Markte  78  Schill 
1'  ,  Pence  für  die  Unze  Staudard  geboten,  in 
der  Regel  aber  steht  der  Goldpreis  unter ^i 
Schill  10'/a  Pence  und  daraus  ergiebt  sich  tui 
den  Versender   von  20-Markstücken  aus  Berlin 


•"T  wei      eKo      neholiung.    Bairensendungen 

Wf  ein  Land  das.  Angebot  ab.  nv,.-gt.  «o    tu     eine  weiter  e*o  ^  y 

Sichtkurs  schliesslich  so  hoch  («ler  erstellt  |  von  Jierii.  eiiilf.r  v„rkehl.  in  Barren  be- 


weinte We°chsel  demBedarfe  entsprechend  «-   fx™X^%l™i*B^™  der  B 
liefert   werden   können.     Dass   der  Km  st bei,  F  lern  de  Mi u ize  ^  London   aber  nach 

diesen     Goldpunkt"    nicht    wesentlich    hinaus  - .  iukü  nem  .i i  ^  {      im  ganzen  werden  die 

gehen    kann/  wird    durch   f  ^f^^  ^   t^T^  ^M^  ^   auf    etwa  2 V, 

^tÄtSÄ'  ÄS  £Ä    ST1??  sich.   ,  .  -  ^bt  0.  HanPt   für 


etwas  menr  rujsieu  ui<»^"   ,.„__,_ 

Geschäfte  eingerichteten  Banken.    Ueber 

umgekehrt   das   Angebot    v,.n  Wechseln, 

,kt  der  Kurs  bis  zu  dem  Punkte,  bei  dem 

eine  Einfuhr   von  Gold  lohnend  wird     das  man 

mit  den  so  billig   käuflichen  Y\  echseln  bezahlt. 

Der  U.stand  des  oberen  und  des  unteren  Gold- 


Berlin  als  Goldpunkt 
für  Amsterdam  168,25 

Kopenhagen  m,95 

„    London 


M. 


Paris 

New-York  (1  D. 


80,56 
4,1525   .. 


170,20     M. 

113.20 
20,53 
S1.37      ■■ 
4-233°  ,- 
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Unter  besonderen  umständen  können  iibri- 
aui'li  bei  intakter  Goldwährung  noch 
Abweichungen  vom  Parikurse  ent- 
stehen. Wenn  z.  B.  in  Deutschland  eine  schwere 
Kreditkrisi-  ausgehrochen  wäre,  so  könnten  die 
deutschen  Besitzer  von  englischen  Wechseln 
sieb  veranlagst  sehen,  diese  erheblich  unter  dem 
Kurse  von  20,33  M.  loszuschlagen,  am  so  schnell 
wie  möglich  Geld  zu  erhalten.  Namentlich 
würde  dieses  von  den  auf  Sichtkurs  berechne- 
ten langen  Wechseln  gelten .  wenn  auch  der 
für  diese  massgebende  Diskontosatz  in  England 
bedeutend  niedriger  wäre  als  in  Deutsehland. 
In  New- York  sank,  wie  Goschen  erwähnt,  der 
Kurs  auf  London  in  den  ersten  Monaten  des 
Jahre-  1861  3  4  Prozent  unter  Pari,  weil  die 
Besitzer  der  Wechsel,  die  infolge  einer  unge- 
wöhnlich starken  Warenausfuhr  in  grosser  Menge 
angeboten  wurden,  bei  den  zunehmenden  Kriegs- 
berurchtnngen  lieber  ein  ungewöhnliches  Opter 
bringen  als  einen  Monat  "der  länger  auf  die 
Ankunft  des  in  England  einzukassii  renden  Goldes 
warten  wollten. 

Die  Versendung  oder  das  Hereinziehen  von 
Gold  ist.    «ic    sehen  bemerkt,    im   allgemeinen 
als  eine  Arbitrageoperation  aufzufassen,  die  nicht 
nur  den  Zweck  haben  kann,  auf  möglichst  billige 
Art  eine  Zahlung  zu  leisten  oder  zu  empfangen, 
sondern    auch   lediglich   zur  Ausgleichung    der 
Wechselkurse      zwischen      den     verschiedenen 
Plätzen    unternommen    sein    kann,     wobei    im 
von  Wechseln  an  dem  einen 
und  das  Verkaufen  derselben  an  einem  anderen 
die  Hauptrolle   spielt.     Bei  solchen  Ge- 
ten    um--    berechnet  »erden,    zu  welchem 
-     Wechsel   auf  einen  bestimmten  Platz,  z. 
B.  ani   London,    au   verschiedenen  Hauptbörsen 
etwa    ven    Berlin    aus    gekauft    oder    verkauft 
u   können.    Die  Kurse  müssen  daher  alle 
I    b         inet  und  ferner  auch  die  Neben- 
n,    Provision,    Maklergebühr,   Porto,   Tele- 
graphengebühren (da  ilie  Aufträge  gegenwärtig 
5i  b    erteilt    werden    müssen  .    in   An- 
:  werden.    Es  kommt  dabei  aber 
auch  daran;  an,    wie  die  Zahlung   für   die  aus- 
wart-   gekauften    Wechsel    geleistet    oder    der 
Erlös   für   die    verkauften    eingezogen    werden 
kann.    Wenn  ein  Berliner  Baus  in  Pari-  Wechsel 
auf    London    kauft,    so    wird   es   daher  in  der 
Wechsel    auf   Paris    remittieren  müssen, 
und  die  Möglichkeit   des  Geschäftes  hängt  also 
'i  Kurse   der  letzteren 
und  den  Nebenkosten  des  Ankaufs  und  der  Ver- 
;-  derselben  ah.    [s1  es  dagegen  möglich, 
die  Wechsel    auf   London  zu   demselben  Preise 
mbnrg  zu  kaufe,,.    -,,    wird  das  Berliner 
ledenfalls  vorziehe,,,  da  die  Zahlung 
dann  leicht  und  fasl  kostenfrei  im  Giroverkehr 
d(  r  Reichsbank   i  rfolgen  kann.     I  ebi  k  ens 

i  erkehr  be- 

aden    Bankhäuser    an    den    Bauptplätzen 

miteinander  in   regelmässi     i  indung    mit 

bestimmten  Ahn  _  <  genseitige 

Zinsberechnung  und  die  Gewinnverteilung. 

l.   Besondere  Verhältnisse.     Auf  die 

i     Wechselkurse 

:  effektiver 

Goldwähm  schon    oben    hii 

worden.    Dom,  den  Uebersehuss  des  Preises 

Gold  über  die  Geldsumme, 


zu    der   dieses    nach    den    gesetzlichen    IV 
Stimmungen   ausgemünzt  werden  soll,  kann 
man    als   eine   Prämie    für    Barrengold   be- 
trachten, wenn  man  das  gesetzliche    ii 
Pari  der  inländischen  gegenüber  den  fren 
Münzen  festhält  (das  dann  freilich  in  Wirk- 
lichkeit infolge  der  Abnutzung  der  ersteren 
nicht  mehr  besteht).     Mau  kann  sogar,   wie 
es   in  Frankreich    stet-    geschieht ,    als    den 
Grundpreis   des   Barrengoldes   den    von  der 
Münze  für  ein  Kilo  Feingold  bezahlten 
von  3437  Francs,   nämlich  die  ausgebr, 
Sun, nie  (3444.44  Francs)  vermindert  un 
Prägungsgebühr  annehmen,  wobei  also  schon 
■  ■ine  Prämie  von  2.2 °  oo  erscheint,  wenn  das 
Kilo    Feingold   im  geprägten   und  im  n 
prägten  Zustande  gleichwertig  ist.    Je  weiter 
die  Abnutzung  der  Goldmünzen  vorgi  sc] 
ist,  um  so  höher  kann    nach  dem  oben   I 
sagten  die  Goldprämie  steigen,  und  die  gr 
Centralbanken  haben  also" durch  die  Zurück- 
haltung    der    vollwichtigeren    Münzen     die 
Möglichkeit,  die  Goldausfuhr  zu  erschv 
und     den     den     Goldpunkt     bezeichnenden 
Wechselkurs  zu  erhöhen.    Noch  weiter  geht 
diese  Fähigkeit  in  den  Ländern  mit  hinken- 
der   Doppelwährung,    in    denen    also    noch 
viele  SLlberwährungsmünzen  vorhanden  sind 
und  die  Banken  wenigstens  das  Eeeht  haben, 
ihre   Noten   in   solchen   Münzen   einzulösen. 
In  Belgien  und  in  der  Schweiz  machen  sie' 
von  diesem  Eechte  auch   grundsätzlich  G& 
brauch,   dagegen  ist  die   in  England  häufig 
erhobene  Klage  unbegründet,  dass  auch  die 
deutsche    Beichsbank    sich     durch    allerlei 
Mittel   der  Einlösung  ihrer  Noten   in  Gold 
für  die  Ausfuhr  zu  entziehen  suche.     Diese" 
Prämiengspolitik       bedeutet     im     Grunde 
nichts  anderes  als  die  absichtliche  Erzeugung 
eines    wenn     auch    kleinen    Goldagios    und 
demnach  eine  entsprechende  Entwertung  der 
inländischen  Währung. 

In  dem  Wechsel  verkehr  zwischen  Län- 
dern mit  verschiedener  Metallwährung 
ist  ein  festes  inneres  Pari  nicht  vorhanden. 
da  das  Wertverhältnis  der  beiden  Edelme- 
talle veränderlich  ist.  Als  in  Frankreich 
in  den  dreissiger  und  vierziger  Jahren  unter 
dem  Doppelwährungssysteme  thatsächlich 
das  Silbergeld   durchaus    das   üebergewicht 


bestand  für  Gold  meistens  eine  Prämie 
von  1  bis  2flo  (s.  den  Art.  Doppel  Wäh- 
rung oben  Bd.  III  S.  242)  und  der  Wechsel- 
kurs auf  England  stand  daher  häufig  auf 
25,60  bis  25,80.  In, gekehrt  bewirkte  die 
Wertsteigerung  des  Silbers  in  den  fünfzigeij 
Jahren,  das-  in  Deutschland  als  einem 
Silberwährungslande  der  Kurs  auf  London 
um    1    bis    _'    Prozent    zurückging    und    in 

auf  etwa  62s  Thaler  sank.  Indes 
bliebe,,  diese  Kursbewegungen  aus  der  Yer- 
;  ii  des  W  ertverhältnisses  der  Edel- 
metalle im  ganzen  doch  in  ziemlich  engen 
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die   französische  Doppel- 
,,,.■  ihren  regelnden  Einfluss  auf  dieses 
erhiürnis    ausübte.      Erst    in    der    Periode 
.,-  grossen  Silberentwertung  und  nach  der 
Hung    der     Silberprägungen     in     den 
i-n  des  lateinischen  Münzbundes  konnte 
„•h  von  einem  durchschnittlichen   und  an- 
nd  festen  Pari  zwischen  den  Gold-  und 
Qberiaiidero  als   welche   hauptsächlich 

Irina    und    bis   zum   26.  Juni  1893    Indien 
Betracht  kamen  —  nicht  mehr  die  Kode 
Das  Pari   musste   nun  für  jeden  lag 
,eh  dem  fortwährend  schwankenden  Wert- 
Thältnis  der  beiden  Metalle  bestimmt  wer- 
,,„    ,„„(  dieses  Wertverhältnis   selbst  wird 
urch    die    Konjunkturen    des  Handels    zwi- 
Europa   und  Ostasien   bedeutend  be- 
influsst.     Durchaus  fiktiv   ist  endlieh  auch 
nr   als  Rechnungsgrundlage   angenom- 
l'ari  zwischen  einem  iletallwährungs- 
äd  einem  Papierwährungslande.    Der  W  ech- 
elbirs  des  uneiulösliehen  Papiergeldes  hangt 
anz  und   gar  von   der  Zahlungsbilanz   des 
Wrwährungslandes  ab.   so  dass  eine  un- 
ere  Grenze  für  das  Sinken  desselben  nicht 
,esteht.    S.  d.  Art.  Papiergeld  oben  Bd. 

&i  s-  15ff"  »       ™    1     u 

Diese    Unsicherheit    der    Wechselkurse 

über  den  Goldwährungsländern  erzeugt 

■n   soliden  Warenverkehr    eine   um  so 
T^ssere  Unsicherheit,   je  länger  die  Fristen 
sind  auf  welche  die  Handelswechsel  üblicher- 
ausgestellt werden.     Dadurch  werden 

die  von  dem  Papier-  oder  Silherwäh- 
-  lande  oder  auf  dasselbe  gezogene 
tisel    zu  Spekulationsobjekten,   und  die- 

■n  Kaufleute  und  Fabrikanten,  die  allen 
aleatorischen  Geschäften  fernbleiben  wollen, 
erhalten  so  die  Gelegenheit,   das  Kursrisiko 

nch  abzuwälzen   und   auf  Banken  oder  1 
statuierende    Kapitalisten    zu    übertragen. 
womit  natürlich  für  die  Verkäufer  eine  ge- 
wisse   Einbusse    am    Kurs    verbunden    ist. 

et  der  Wechsel  auf  lange  Sicht  wie 
im  Verkehr  zwischen  China  und  England. 
sm  kann  sich  der  Trassant  einfach  dadurch 
sicher  stellen,  dass  er  ihn  sofort  zum  Tages- 
kurse   verkauft.      In    anderen    Fällen    aber 

eu  auch   Lieferungsgeschäfte    auf   Zeit 


vorkommen,  indem  Geschäftsleute,  die  erst 
später  Gelegenheit  haben  werden.  Wecb.se» 
auf  das  andere  Land  zu  ziehen,  bei  guns- 
tigem Kurse  schon  im  voraus  solche  ver- 
kaufen Ebenso  kann  natürlich  auch,  wer 
.  n  isser  Unsicherheit  der  V\  echselkurse 
im  auslände  Zalüungen  zu  leisten  hat.  sich 
im  voraus  durch  Käufe  bei  günstigen  Ge- 
legenheiten decken. 

5    Die    W.    auf    London.     Diskonto- 
politik.     Von    allen    im    Weltverkehr   um- 
laufenden   Wechseln   sind   die   auf  England 
enen  bei  weitem  die  wichtigsten.    Das 
I    Sterling    bildet     eine    internationale 

Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.    Zweite 


w  1  rteinheit,  auf  welche  der  grösste  Teil 
Geschäft  des  überseeischen  ffiindelßgeschäfts 
bezogen  wird,  und  London  ist  die  vermute 

lungs-    und     M ihnungsstelle    für    diesen 

grossartigen  Verkehr.  Ers1  in  der  neuesten 
Zeit  haben  Deutschland  und  Frankreich  mit 
einigem  Eri  Ige  «"cht 

des     englischen    Geldmarktes    an 
aber  voraussichtlich  wird  derselbe  doch  noch 
lange   Zeit    seine    centrale    Stellung    zu  be- 
haupten vermögen.    Der  international-  Wech- 
selverkehr eines  Landes   ist   eben   nur  eine 
sekundäre  Erscheinung,  die  unmittelbar  von 
der  Entwickelung   des   Warenhandels    und 
den   sonstigen  Verhältnissen   der  Zahlui 
bilanz    desselben    abhängt.      Nun    hat 
kein    anderes    Land    auch    nur    annähernd 
eine  so  grosse  Einfuhr  von  aussereuropäischen 
Waren   aufzuweisen    wie   England,     zumal 
auch  die  Zinsen  und   sonstigen  Erträge  des 
in    den    überseeischen    Ländern    angelegten 
Kapitals   hauptsächlich   mit   Waren    bezahlt 
werden.     An   allen  Handelsplätzen  in  jenen 
Ländern     werden     daher     auf    Grund    von 
Warensendungen  Wechsel   auf  England,  für 
grosse  Summen  angeboten,  und  diese  bilden 
somit   das  bequemste   Mittel   zu   Zahlungen 
nach   Europa   überhaupt,    zumal   wenn    sie 
von   grossen   Banken   auf  Londoner  Häuser 
von  Weltruf   gezogen   werden.     Wenn    al- 
ein Deutscher  z.  B.  eine  Forderung  in  Ui- 
emta  einziehen  will,   so   ist   es  für  ihn  am 
einfachsten    und    billigsten,    sich   von    dort 
einen    Wechsel     auf    London    schicken     zu 
lassen,   und    wenn   er  selbst  dort  eine  Zah- 
luno- zu  leisten  hat,   so  wird  er  sich,   da  in 
Deutschland    ein  Verkehr   in  Wechseln   auf 
Calcutta  überhaupt  nicht  existiert,  ebenfalls 
nach  London  wenden  müssen.    Das  l  eber- 
gewicht  des  endischen  Handels  in  Ostasien 
müssen    auch   die   Vereinigten    Staaten    111 
ihrem  Verkehr  mit  China  sich  gefallen  lassen, 
i  »bwohl  sie  selbst  eine  so  bedeutende  Silber- 
produktion  besitzen,    können  sie   doch  nur 
einen    verhältnismässig    kleinen   Teil    ihres 
Silbers    unmittelbar  gegen   chinesische    Er- 
zeugnisse, namentlich  Thee  und  Seide,  aus- 
tauschen.    In    der    Regel    ist    es    für 
amerikanischen  Einfuhrhändler  vorteilhafter. 
Wechsel  auf  London  nach  den  chinesischen 
Häfen    zu   schicken,    die   bei    den   dortigen 
englischen  Banken   nach   dem  Km 
Taels  verkauft    werden   und    nun   entv 
unmittelbar  zur  Bezahlung  englischer.,  aren 
nach  Europa  oder  zunächst  nach  Indien  ge- 
schickt werden,  wo  China  namentlich  grosse 
Summen  für  Opium  zu  bezahlen  hat. 
der    Wechsel     senden     die    amerikanischen 
Ilauser  übrigens   meistens    Ereditbriefe   auf 
ein  Londoner  Haus  nach  China,   auf  Grund 
deren  die  beteiligten  Banken  nun  erst  W  ecn- 
sel  zu   dem   nötigen  Bei  keil      Zur 

Deckung   des   wirklich  gezogenen   Betrag   - 

4."> 
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einer  Kommission   von   gewöhnlich  2 
■   müssen  die  Amerikaner  dann  Wech- 
lie    aus  dem   englisch-amerikanischen 
Handel   hervorgehen,   nach  England  senden, 
und   so   entsteht    ein    die   ganze  Erde   um- 
mder  Verkehr.     Wenn   man  zur  Ver- 
meidung solcher    Tributzahlungen    an  Eng- 
land die  Gründung  deutscher  überseeischer 
Banken  oder  Bankfilialen  empfiehlt,  so  dari 
man   nichl    vergessen,   dass    solche    Unter- 
angen  nur  dort  Boden  finden   können, 
wo  ein  genügender  Warenhandel  mit  Deutsch- 
land  besteht,    der   das    nötige  Material   an 
Wechseln  liefern   kann.     Von   seinen  Nach- 
barländern erhält  Deutschland  viele  Wechsel 
i.ü    England   in  Zahlung  und   bildet   daher 
für  diese   einen    vermittelnden   Markt.    In- 
folge dieses  stand  igen  Besitzes  an  Wechseln 
ist  es  daher  auch  imstande,  bei  Bedarf  Gold 
ans  England  zu  beziehen,  was  dort,  wo  nur 
wenig    Wechsel    auf   das  Ausland   gehalten 
werden,  oft  übel  empfunden  "wird.   Im  ganzen 
sich    aber   dadurch    nur   das    natur- 

Verhältnis    her.  indem   das    Gold, 

das  zunächst  aus  den  Produktionsländern 
nach  England  strömt,  von  dort  wieder 
grösstenteils  den  übrigen  europäischen  Län- 
dern zufliessen  muss,  zumal  man  gerade  in 
England  immer  mit  dem  möglichst  kleinen 
I  iarbestande  auszukommen  sucht. 

Die  Frage,  von  welcher  Art  die  Wechsel- 
en zwei  Ländern  durch  die 
Verschiedenh  it  des  Diskontosatzes  in  den- 
ii  beeinflusst  werden,  berühren  wir 
nur  in  Kürze  und  verweisen  im  übrigen 
auf  den  Artikel  Diskonto  (obenBd.  III,  S.170ff.). 
Diese  Frag'  bildete  einen  Hauptgegenstand 
der  Erörterungen  in  der  französischen  Bank- 
enquete von  1865,  indem  viele  glaubten, 
dass  eine  Diskontoerhöhung  seitens  der  Bank 
von  England  stets  von  der  Hank  von  Frank- 
reich mit  einer  ähnlichen  Massregel  beant- 
worte werden  müsse,  weil  sonst  ein  Abfluss 
von  Gold  nach  England  stattfinden  müsse. 
In  Wirklichkeit  haben  aber  bedeutende  Dis- 
kontodifferenzen  zwi.~rh.-n  London  und  Paris 
lange  Zeit  bestehen  können,  ohne  dass  ein 
solcher  Abfluss  eintrat.  Von  Ende  Dezem- 
ber  1865  bis  Mitte  August  1866  hat  die  ei 
Unterschied  last  niemals  weniger  als  '_''_• 
Prozent  betragen,  vom  17.  Mai  1866  bis 
zum  16.  August  1866  stand  der  Diskonl  in 
Luid mi  sogar  aul  l' l  I 'rozent .  während  er 
o,  Pari-  nur  .': '  i  und  1  Prozenl  betrug, 
und    doi  igte    sich   nicht   die   erwartete 

Goldausfuhr.      Dagegen    stieg   der    Parisei' 
Kurs   auf  London    zunächst    bei    don    Drei- 
atswechseln    zeitweise    bedeutend    über 
den  Punkt,  der  nach  dorn  Kurse  der  Sicht- 
ige] und  dem  Londoner  Bankdiskont  zu 
esen  wäre.     Bio  französischen 
Kapital]  ten  oder  Banken  kauften  also  diese 
Wechsel  in  Frankreich  auf,  um   den  hohen 


englischen  Zins  davon  zu  beziehen:    in 
dieser  Nachfrage   aber   stieg   der  Kurs  der- 
selben,   so   dass   sich   dm-  Vorteil  der  Zins- 
differenz zwischen  London  und  Baris  unter 
die   gegenwärtigen    Inhaber   und   die 
Käufer   dieser  Wechsel    verteilte.     Bio  let 
teren  hielten  nun  aber  die  Wechsel  bis  zur 
Yertallzoit    im    Portefeuille,    um    eben 
erhöhten  Zinsgenuss  zu  haben;  daher  wurd 
das  Angebot   von  Wechseln    für  die  I 
den  Zahlungsausgleichungen  überhaupt   ver- 
mindert und    infolge    davon    stieg   zeit> 
auch    der   Kurs    der   Sieht  Wechsel.      Na,  h 
Monaten  freilich  kamen  die  zurückgehalteneu 
langen    Wechsel   als  Sichtwechsel    am 
Markt   und    mussten   dann   den  Kurs  v 
drücken.     Jedoch  konnte  sich  die  La: 
Geldmarktes  jetzt  gebessert  haben.     Im 
gemeinen  ist  also  die  Wirkung  eines  hol 
Diskontosatzes    in    dem    einen    Laude 
Steigen    der  Wechselkurse   auf   dasselbe   in 
dem  anderen.    Das  letztere  giebt  dem  erst 
reu    Kredit,    indem   es   des   höheren    Zi 
wegen  die  langen  Wechsel  zurückhält 
kann  auch  direkt  in  London  lange  Wechsel 
mit  dem  hohen  Diskontabzuge  ankaufen  und 
zu    diesem    Zwecke   Sichtwechsel    hinii 
schicken;   dadurch  steigen  diese  im  Preise; 
schliesslich    kann    ihr  Kurs  auch   über  den 
Goldpunkt  hinausgehen  und  dann  erst  würde 
eine    Edelmetallversendung    eintreten,    not- 
wendig ist  dieser  Ausgang  aber  keinesv 
da  das  kreditgebende  Land  einen  genü 
starken    Ueberschuss    von    Forderungen    an 
das    kreditnehmende   haben    kann,    wie    e€ 
ohne  Zweifel   1865,66  bei  Frankreich  Eng- 
land gegenüber  der  Fall  war. 

6.  Der  inländische  Wechselverkehr. 
Statistisches.  Im  inneren  Verkehr  ist  die 
Bedeutung  des  Wechsels  als  Mittel  zu  Zah- 
lungen von  Ort  zu  Ort  in  der  neueren  Zeit 
immer  mehr  gesunken,  da  durch  Postan- 
weisungen, Versendung  von  Banknoten  und 
Papiergeld  und  namentlich  durch  den  mo- 
dernen Giroverkehr  jener  Zweck  weit  ein- 
facher und  billiger  erreicht  werden  kann. 
Dagegen  hat  die  Rolle  des  Wechsels  als 
Kreditinstrument,  sei  es  im  Platz-  oder  im 
Fernverkehr,  an  Wichtigkeit  noch  immer 
mehr  zugenommen,  zumal  auch  die  Bank- 
depositen,  die  die  Grundlage  des  Check- 
und  < 'learinghausverkehrs  bilden,  in  Eng- 
land grösstenteils  und  mehr  und  mein'  am  I 
auf  dem  Kontinent  durch  Diskontieren  von 
Wechseln  und  Gutschreiben  des  Betrages 
entstehen.  In  betreff  der  Diskontogeschäfte 
üb  rhaupt  und  der  volkswirtschaftlich  seht 
einflussreichen  Diskontopolitik  der  grossen 
Centralbanken  verweisen  wir  auf  den 
Art.  Diskonto  (oben  a.  a.  0.).  Als  eine 
/v.eiie  Art  des  Wechselkredits  ist  der  Ao- 
ceptkredit  zu  erwähnen.  Mit  diesem 
befassen   sich  allerdings  nicht   alle  Banken. 
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.  Notenbanken  namentlich 
durch  »  T  des  Baukgesetzes  das    V     p 
1VI1    von    We<  hseln     unbedingt    verboten. 
Bnglani    s   I       die  Diskontobanken  keine 
poepte    die   -  foint-Stock-Depositen- 

uki.li    ,  |,  ,,.',„  a     bedeutende    i 

liäfte   dieser   An.   obwohl   deswegen   mit 
cht    auf    die   grossen    Summen    ihrer 
iUigeu    Verbindlichkeiten   häufig  Be- 
uten   laut     ■■  woi  len   sind.     Wenn  solche 
e  durch  hinterlegte  Wertpapu 

...      .     ...      [■    gesteUl 

._.  _,,_,  Q  C|  lere  Form  nichts 

Muwenden,   vielmehr   entspricht    d 

manchen  Fällen  einem  besonderen  Be- 
jrfaisse  Wenn  z.  B.  ein  englischer  Fa- 
■ikant  im  Ausland  für  Rohstoffe  Zahlung 
,  [eisten  hat,   so  wird  dazu  ein  von  e 

..      |     ,      LerBank  accepti.  rter  Wechsel 
uie  weiteres   g    ig     '  sein,  während 
,swäi  ger      vielleicht      grosse 

ohwierigkeit  haben  würde,  einen  direkt 
if  den  Fabrikant  -  ogenen  Wechsel  zu 
(Twerteu.  In  Deutschland  geben  viele 
Anken  auch  WTeckselkredit  in  der  lorni 
er  Bürgschaft  durch  Aval.  Die  Wechsel 
rhalten  auf  cUese  Art  eine  weitere  sichere 
Interschrift  und  werden  dadurch  vielleicht 
|er  Reichsbauk  diskontierbar.  Will 
ine  Bank  einen  Wechsel  aus  irgend  einem 
irunde  nicht  diskontieren,   so   ist   sie 

ä       einen  Vorschuss    daraut 
u  geben    d    h.  ihn  zu  lombardieren,  wobei 
-  Darlehen  auf  die  ihr  genehme  Quote 
.  Isumme  beschränken  kann.  I  eber- 
dmmt  eine  Bank  einen  Wechsel  bloss  zum 
nkasso    so  ist  jedes  Risiko  auf  ihrer  Seite 
ägesch    ssen.     Jedoch  ist  dies   Vermitte- 
-     -  häft  ebenso  wie  die  Domizüierung 
lex   Wechsel    zur   Zahlung    bei   einer  Bank 
äs  r  praktischer  Wichtigkeit  für  che 
iusbil  -  modernen  Abrechnungsver- 

kehrs  der" eben  voraussetzt,   dass   alle 
ungen  und  Auszahlungen  der  gr 

ftsleute  sich  bei  einer  nicht  allzu 

äsen  Anzahl    vou  Banken  koncentneren 

Missbrauch  des  Wechsels  kommt  sowohl 

von  selten   der  Kreditnehmer  wie  der  Kre- 

ber  vor,  ganz  abgesehen  von  den  eig 

Fälschungen.  Am  besten  wäre 
es  wenn  jedem  Wechsel  ein  reelles  Ge- 
schäft wie  der  Verkauf  von  Waren 
Wertpapieren  oder  ein  vorhergegangenes 
Darlehen,  zu  Grunde  läge,  wodurch  auch 
seine  Sicherheit  möglichst  befestigt  wurde 
In  vielen  Fällen  aber  dient  er  als  Mittel 
zur  Aufnahme  eines  Darlehens,  für  dess  i 
Rückzahlung  zu  einer  festbestimmten  Frist 
er  eine  möglichst  wirksame  Gewahr  bietet. 
Für  diesen  Zweck  eignet  sich  hauptsächlich 
der  eigene  Wechsel  wie  denn  auch  die 
Bauken  bei  Lombardgeschäften  meistens  die 
Lusstelluns  eines  solchen  seitens  des  Schuld- 


ner verlangen.     Es 

dass  sich  jemand  dadurch  Geld  ■ 
anderen 

ten   Wechsel   diskonl 

2  anwenden, 

5tigen 
.,,    gewährten  handelt, 

v,.n    dem  schon    ob  m    rli«     R  de   war. 
denklich    aber    wird 

i 
gar  nicht  aus 

sondern  mit  dem  Trass  '   hat. 

dass    dieser    vor    der    Verfallzeit 
schicke.      \  nun  letzterer  sich  dazu 

die  Mittel  dadurch,  dass  er  einen  n 
demselbe  i  V     iptanten  oder  auch  ■ 
anderen  angenommenen  Wechsel  in  l 1 
setzt,    so  liegt   (falls   der   We 
nicht  etwa  reichlich  genügendes,  wenn  auch 
atan   nicht  verfügbares  Vermögen  zur 
Erfüllung  aller  seiner  Verbindlichkeiten 
sitzt)  betrügerischer  Schwindel  vor,  dei 

steigert,   wenn   dei   A  iner- 

...  ieder  Wechsel  auf  den  Trassanten 
im   ersten  Falle   zieht.     Bei   schlauem   und 
geschicktem    Verfahren    lässt    sich    solche 
i     oft  längere  Zeit  hindurch 
•.en.  —  Änderet  ert  der  V 

sei  dem  Wucher  das  wirksamste  Hilfsmittel 
zur  Lussaugung  seines  Opfers.  Erschwe- 
rend wirkt   dabei    noch  der  L  instand,   dass 

=     uldner    sich    von    den    U 
verleiten  lassen,  ihre  Unterschrift  auf  W 
sei  zu   setzen,   ohne  dass  sie   ein 
Vorstellung  von  der  Bedeutung  der  W  ec  -    - 
Verbindlichkeit     haben.       Zur     Beseitigung 
dieses    ;  indes    wird    in   der  jung 

Zeit   von   manchen  vorgeschlaj  ss  die 

Wechselfähigkeit    (die   nach    der   deutschen 

Lnung    jedem    zusteht,    der 
durch  Verträge    verpflichten   kaum    wi 
beschränk!    werde.     Näher  hegt  aber 
wohl  das  Heilmittel,  durch  den  Schulu 

lud   auf  andere  Wi  i   die  wei- 

teren   5  q    der  Bevölkerung   mit   dem 

ridi;    g      '    G  -1, rauche   des  i    ver- 

traut zumachen,  wie  dieses  z.  B.  in  Frank- 
reich der  Fall  ist,  wo  auch  die  Bauern,  die 
i  Handwerker  und  selbst  deren  Frauen 
mit    dem     Billet      umzugehen   wissen.     Fs 
wäre  jedenfalls  ein  klägliches  Armutszet 
wenn  in  Deutschland  mit  seiner  vielgeprie- 
Volksschulbüdung  die  wirtschaftliche 
Aufklärung    der    Massen    der    Bevölkerung 
nicht  so   weit  gebracht  werden  könnt- 
,-.,-,  die  Benutzung  eines  an  sich  h 
üenKredithüfs  attels  eingeengt  wer- 
den  sollte.     Der    Volkswirtschaft!, 
der  allgemeinen  Anwendung  des  Wechsels, 
aber  besteht  darin.  durch  dem  ge- 

mein a  Schlendrian  der  Borgwirt- 

schafl  nacW   W1!''L    Ge™ 

Deutschland   ist    das    unbestimmte    Kreuit- 

4ä* 
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geben  in  allen  Schichten  des  Verkehrs  zum 
Nachteil  für  die  Solidität  und  Straff- 
heit des  Geschäftslebens  besonders  tief  ein- 
gedrungen, und  es  wäre  sehr  zu  wünschen, 
es  in  demselben  umfange  wie  in  Frank- 
auch  im  kleineren  und   Konsumenten- 
verkehr durch  den  Gebrauch  des  Wechsels 
verdrängt  würde.   S.  auch  den  Art.  Wu che  r. 

Zur  Charakterisierung  der  Bedeutung  des 
Wechselverkehrs  in  der  Gegenwart  lassen  wir 
hier  noch  einige  statistische  Daten  folgen.  Soet- 
beer  hat  für  eine  Keihe  von  Jahren  den  durch- 
schnittlichen Betrag  dir  in  Deutschland  gleich- 
zeitig im  Umlauf  befindlichen  Wechsel  geschätzt, 
indem  er  den  Ertrag  der  Wechselstempelsteuer 
in  den  drei  dem  betreffenden  Zeitpunkt  vorher- 
gehenden Monaten  als  ' .,  pro  Mille  dieses  Be- 
trau, -  beobachtet  So  er^nh  -ich  für  Ende  De- 
i   und  von  1882  abdür  Ende  März: 

1882  3377  Mill.  M. 

1883  3420  „  „ 

1884  3784     ..  ■■ 
I880  3393      •■  •• 

1886  3245  „  „ 

1887  3258  „  „ 

1888  3220  „  „ 

1889  3545  »  „ 

1890  3855  „  „ 

1891  4116  „  „ 

Nach  dem  Reichshaushaltsetat  für  1894  95 
betrag  die  Einnahme  au  Wechselstempelsteuer 
7  970000  M-,  nach  dem  für  1900/01  10  881-5  000 
ML,  und  der  Umlauf  wäre  demnach  für  diese 
Jahre  auf  bezw.  3  985  und  5  442  Mill.  M.  zu 
schätzen.  Die  Hebungen  und  Senkungen  des 
Verkehrs  treten  in  diesen  Zahlen  deutlich  hervor. 

Nach  der  von  dem  „Deutschen  Oekonomist" 
jährlich  zusammengestellten  Debersicht  über  den 
Stand  der  deutschen  Banken  betrug  bei  anfangs 
113,  zuletzt  1 154  Banken  die  Gesamtsumme  der 
Aecepte  einerseits  und  die  der  im  Portefeuille 
befindlichen    Wechsel   andererseits    in    Mill.  M. : 


1872 

3898  Mill. 

M. 

IST:; 

3839 

„ 

1874 

345° 

» 

IS',  5 

3S»2 

n 

n 

1876 

3544 

,. 

n 

IST  7 

343° 

1878 

31 19 

1879 

319° 

•• 

1880 

335° 

1881 

3584 

j) 

Yt 

Jahr 

I 

II 

III. 

1876 

1 107,2 

3015.7 

17.6 

1877 

1128,4 

2695,2 

18,7 

1878 

1066,5 

2289,4 

40.3 

1879 

1054.7 

2314.8 

39,3 

1SS0 

1034,1 

2450,7 

57,4 

1881 

1082,1 

2579.7 

56,6 

1882 

u64,S 

283^.9 

42,8 

1883 

1101,9 

2698.3 

45-8 

1884 

"94,9 

2585,0 

43.'1 

1N.N5 

1146,6 

2412,7 

77.3 

1SSH 

1177,0 

2382,2 

105,2 

1887 

1252,1 

2701.2 

00,0 

1888 

1268,9 

2649,2 

54,8 

1889 

1605,0 

3031,3 

01.0 

1890 

i847,5 

3578.o 

64.0 

1891 

1837,0 

3576.8 

78,3 

IM  12 

1768,0 

3057,5 

68,5 

1893 

1992,7 

3367.1 

67,2 

1894 

1790,6 

2939,6 

52.7 

1895 

2022,2 

3H4,i 

54,0 

1896 

2491,3 

3743.0 

54,4 

1897 

2569.2 

4037,S 

54-1 

1898 

2S56,7 

4425.7 

81,4 

1899 

3228,7 

4946,7 

131-0 

1900 

3220,9 

5330.9 

21 1.8 

iti    W  1 1  hst  I 


Aecepte  Wechsel 


1884 

410 

124/ 

1892 

586 

165 1 

1885 

422 

124S 

1893 

581 

1611 

1  sst ; 

4sS 

1277 

1894 

667 

1736 

1887 

481 

1364 

L895 

760 

1858 

1888 

486 

1308 

1896 

802 

1970 

1889 

563 

1583 

1897 

878 

2191 

L890 

563 

1670 

1898 

984 

2361 

1891 

561 

1669 

1899 

ii53 

2946 

Die   enorme   Zunahme    des    Wechselporte- 

feuille    im    Jahn'     1899     lässl    schon    die    iiher- 

ige  Kreditanspannung  ahnen,  deren  Folgen 
31  b<  d    iten  Jahre  hervortreten. 

Bei  der  deutschen  Beichsbank  und  ihren 
sämtlichen   Zweiganstalten    betrug   die  Summe 

Diskontierungen  bezw.  Ankäufe  von  Platz- 
wechseln I.  Versandwechseln  auf  andere  in- 
ländische Bankplätze  lautend,  früher  Bimessen- 
wechsel    genannl      II     und    von  Wechseln   auf 

!  usland    Uli  in  Mill.  M. 


Die  Stückzahl  der  ersten  Art  war  1  288  224. 
die  der  zweiten  3  12S  193.  die  der  dritten  20989 
Der  Durchschnittsbestand  an  Wechseln  war  1876 
402.9  Mill.  M.,  1880  345,7  Mill.  M.,  1890  534.1 
Mill.  M.,  1895  573,9  Mill.  M..  1900  800.2  Mill.  M. 
Die  Platzwechsel  wiesen  am  31.  Dezember  1900 
l»-i  der  Reichshauptbank  einen  Betrag  von  34.6 
Mill.  M.,  hei  den  Bankstellen  einen  solchen  von 
50.;. s  Mill.  M.  auf.  Ihr  Durchschnittsbetrag  war 
in  diesem  Jahre  2500  M..  ihre  durchschnittliche 
Verfallzeit  49  Tage.  An  demselhen  Tage  war 
der  Bestand  an  Versandwechseln  475.4  Mill.  M.. 
und  zwar  50,6  Mill.  M.  Einzugswechsel  bei  der 
Reichshauptbank,  282  Mill.  M.  Einzugswechsel 
hei  den  Bankstellen  und  142.8  Mill.  M  Versand- 
Wechsel  unterwegs.  Die  durchschnittliche  ( ■ 
der  angekauften  Wechsel  dieser  Art  war  1704 
M.  ihre  durchschnittliche  Verfallzeit  23  Tage. 
Der  Bestand  an  Wechseln  auf  das  Ausland  war 
gleichzeitig  74,3  Mill.  M.  nach  dem  Ankaufs- 
preise mit  einem  Kurswert  von  75  405  574  H 
Der  bei  weitem  grösste  Teil  der  im  Jahre  1900 
angekauften  ausländischen  Wechsel  lautete  auf 
England  mit  einem  Gesamtbeträge  von 
9  857  968  £.  Auf  Frankreich  waren  3  527  839 
Mill.  Frcs.,  auf  Belgien  3  401)278  Frcs.,  auf  die 
Schweiz  1  915  513  Frcs.,  auf  Holland  1  857  199 
fl.  gezogen.  Russische  Wechsel  kamen  gar 
nicht,  amerikanische  nur  in  dem  geringfügigen 
Betrag  von  12  753  Doli.  vor. 

In  den  veröffentlichten  Ausweisen  der  eng- 
lisch e  n  B  a  11  k  e  n  sind  die  Beträge  der  Wechsel- 
aeeepte  und  der  Aktivbestände  in  Wechseln 
meistens  nicht  besonders  ausgeschieden.  80 
werden  in  der  Uebersicht  des  ,.Economist"  vom 
21).  Oktober  1900  unter  83  Joint-Stock-Banken 
von  England  und  Wales  nur  bei  27  die  Aecepte 
und  zwar  mit  einem  Gesamtbetrage  von 
18556507  £  und  bei  38  die  Beträge  '1er  dis- 
kontierten Wechsel,  und  zwar  im  ganzen 
39  439152  €  angeführt.  Bei  S  ivou  10  schotti- 
schen Banken  betrug  der  erstere  Posten  im 
ganzen  4  081131  C.  der  letztere  16  326462  £, 
und    für  Irland    wird    nur    bei   einer  Bank    ein 
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kmlit  von  240  400  £  angeführt,  während 

'.\  4    von  9    Banken  die  Snaame  der  Diskonten 

|02  138  '-  betrug.  ,  .         _.„      , 

Die   höchste  und  die  niedrigste  Ziffer  des 

selhestanäes  der  Bank   von  Frankreich 

„1  ihrer  Zweiganstalten  war  in  Hill.  JTrcs.: 

1300  120-.-    Jan  |  und  032.1    Sepl 

L899  11,,  i.lan.  -  597,6    An- 

3-4  0*n.  -  585,8  fept. 

1896  979,1    Febr.  ..  522,0  (Sept.) 

1894  983,3    AprU  _  360,°  (Sept  I 

1892  803,8    Jan.  ..  *20,4  [Sept. 

is-.il  1436*9    Ja»)  «  549.7  (Sept 

1890  978,6    New.)  „  496.0  (Sept 

1888  724,      V'\.  „  499,8  (Juni) 

Die  Gesamtsumme  der  Diskontterangen  der 
'.auk  und  ihrer  Succitrsalen  betrug  m  Mill.  eres 


8  fi 

333 

810 

Bio 

203 

304 

825 

638 

832 

151 

1193 

1S11 

8 

1020 

851 

1247 

L853 

2S4S 

3705 

1860 
1865 

187" 
1S7L 
1822 
1873 
1876 
1880 
L88! 
1882 
1883 
1884 


400; 
0030 
6627 
4  oSS 

8  138 

9  562 
5640 
S697 

11  374 
11  322 
10S27 
10227 


1885 
1887 
1889 
1894 
1895 
1896 
1897 
U898 
1899 
1900 


92=10 
8269 
9  180 
872? 
8622 

9  925 
10365 
11  032 

11  746 

12  24S 


Es  sind 
auch  die   im 


hier  mir  die  diskontierten,  nicht 
Koutokorrentverkelir  zum  Inkasso 
eineereichten  Wechsel  effets  au  comptant)  mit- 
gerechnet Der  Betrag  der  letzteren  war  im 
Jahr«  1900  625  MiU.  Frcs.  Die  Durehschnitts- 
erösse  der  diskontierten  Wechsel  war  m  diesem 
729  Frcs..  die  durchschnittliche  Yerfall- 
geit  27  Tase  lue  Gesamtzahl  dieser  Wechsel 
betrug  16  784  993.  von  denen  auf  Paris  6  1 12!  I  •< " 
kamen.  Unter  diesen  letzteren  befanden  sich 
69400  Wechsel  von  5  bis  1"  Frcs.,1  lod  oUU 
von  11  bis  50  Frcs.  1  105  400  von  ol  bis  100 
Frcs  =Vus  diesen  Zalileii  seht  hervor,  dass  der 
Gebrauch  des  Wechsels  in  Frankreich  m  wei- 
teren Kreisen  verbreitet  ist  als  in  Deutschland. 
Bei  der  O  e s t e  r r  eichi s ch  -Ung ar  is  chen 
Bank  war  der  mittlere  Bestand  an  inländischen 
Wechseln  (1  .  die  Gesamtsumme  der  Diskontie- 
mngen  (II)  und  der  mittlere  Bestand  an  (xold- 
devisen    III-  iu  Mill.  fl.: 


S.  auch  den  Art.  Oesterreii  hisch- 
Ongarische  Bank,  oben  Bd.  U.  8.  255. 

In  den  Ausweisen  der  amerikanischen  Na- 
tionalbanken  werden,  wie  in  den  meisten  eng? 
tischen,  die  aus  Wechseln  und  Lombardforde: 
rungen  bestehenden  Aktiven  nicht  auseinander 
gehalten. 

Litter atur:    Geyer, 

Zettelbankwi  Ausg.,    31 

.-,jp.    —    Schraut,    Die    Lehn 

igen    Wechselkarst  n,    :.  Aufl.,   Leipzig  188Z. 
—  Heilig enstadt,    /■'  1  den 

irtigi  n    Wechselt  i  l 

Stat.,   III.   /'■  Ige,   Bd    IV,  &  ! ■       I'.  8. 

198  ff.:  Bd.    VI,  S.  84s  ff.  —  Sonndorfer,   Die 

Technik    des    Welthandels,     ll'i md    l 

-  Landesberger,    H 
Relation,     Wien   1891.   -    Verselbe,    Vch 
Uik  der  Zettelbanken,    II 

—  Goschen,    Tlu   T) < 

IS.    ed.,    London    1888.       Französisch 
„Theorie  des  changes  etrangers<  .   8.  A 

mit    einer    Einleitung    von    L.    Say    and 

d,  Hericht    über    di,    Zahlung    der  fra 

gehen    Kriegsentschädigung.    —    Seyd,     1- 
and    Fori  ign    I    1  h  mgi   ,    London    :  "■ 

Hinipt.  Arbitragen  et  Parites,  l   id.,   Paris  1894. 

—  Lengner,   Der  Wechsel  in 
liehen     Bedeutung,     Berlin  Schanz, 
j,7.  Wechsel  im    Wörterbuch  der  Volkmcirtsch. 
von   /..  Elster,   Bd.   II,  S.  558ff. 

Lexis. 


Jahr 
1878 
1879 
1880 

1881 
1882 

I8S0 

1884 

1885 
1886 

1887 
1888 
1889 
!>'." 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 


I 

106,5 
96,8 

113.4 
123.2 
13S.5 

144, 2 
136.4 

U7-5 
125,2 
129.1 

141,7 
149.2 
156,7 
158,6 
151,2 
168,4 
151,6 
IO4.4 


II 
625,4 

574.0 
65S.S 
780,4 
817,6 
S72.O 
S03.I 
721,0 
73°.7 

779,3 
7S7.9 
S;2.7 
939,8 
97°,S 
885,2 
1039.0 
1076.1 
1250.4 


III 

",5 

17,7 

19,0 

16,9 

10.0 

6.1 
12.; 

8,9 
14.5 

I2,S 
18,4 

=  4,2 

25,0 
25.O 
IQ.2 

14,3 

I  2.0 

7,7 


Wechseldiskontierung 

s   Diskonto  und  Diskontopolitik 
oben  Bd.  III  S.  IT"  it. 


Wechselstempelabgabe. 

1.  Allgemeines.    2.  Gesetzgebung. 
1    Allgemeines.     Die   WechselstempeL- 
abgabe   zählt   zu  den  Verkehrsteuern     Sie 
zieht    den    Wertverkehr    mit     beweglichen 
Gütern   zur  Steuerleistung    lcnw.    insoweit 
er    in    der    Form    des   Wechsels    und    der 
wechselmässigen  Verpflichtung  auftritt.    Die 
Erhebung   erfolgt  in   Stempelform,     Sie  ist 
zwar  nicht  die  einzig  mögliche  Art  der  Er- 
hebung,   wohl    aber    die    in   allen    Landern 
o-ebiüuchliche.    Diese  Art  der  Belastung 
Umsatzes  beweglichen  Vermögens  wird  mit- 
unter  auch   auf   Anweisungen    und    Checks 
ausgedehnt.     Die   Abgabe  ist   fällig     wenn 
vom    Wechsel    durch    Begebung     oder    bei 
fremden  Wechseln  ^Devisen)  durch  Benutzung 
im    Inland    Gebrauch    gemacht    wird.      1 he 
keeepteinholung    ist    meist    frei.      Für    die 
Steuerleistun^  sind  alle  W£chselmässig  ver- 
pflichteten Personen  gleichmässig  solidarisch 
haftbar.    Die  Zahlung  geschieht  teils  durch 
eigentliche  Wechselstempelmarken,  die  naen 
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iefniarken  auf  dieWecbselurkunden 
ien  sind,  teils  durch  Blaokette,  die 

\!nN  wegen  zu  beziehen  sind.    Die  für 

i  echselverkehr  lästige  direkte  Erhebung 
die  Ausnahme.  Sie  ist  bisweilen  bei 
sehr  hohen  Wechselsum'men  gebräuchlich 
(Oesterreich)  oder  doch  beschränkt  auf  vom 
Auslande  eingeführten  Wechseln  unter  Ah- 
bängung  von  Formularen,  die  auf  den 
Wechsel  Bezug  nehmen  und  mit  einem 
schriftlichen  Vermerk  versehen  werden 
(Spanien).  Nach  Anwendung  sind  Blankette 
und  Stempelmarken  zu  entwerten.  Die 
Blankette  werden  durch  Beschreibung  kas- 
siert, die  Stempelmarken  obliteriert  (von 
oblinere.  besudeln,  beschmieren).  Die  Ob- 
literierung ist  Sache  des  Ausstellers  oder 
seines  Nachmannes,  der  in  den  Besitz  eines 

stempelten  Wechsels  gelangt,  oder  sie 
geschieht  mitunter  auch  von  Amts  wegen 
(i  i,  sterreich). 

Der  Umfang  der  objektiven  Steuerpflicht 
ist   in  den   einzelnen   Ländern  verschieden 

grenzt.  Wechsel  (oder  Checks)  auf  Sicht 
oder  kurze  Zeil  nach  Sicht  lautend  sind 
öfters  steuerfrei;  wenn  sie  nach  Ablauf  einer 
bestimmten  Frist  nicht  eingelöst  sind,  wer- 
den sie  nachträglich  der  Wechselstempel- 
abgal»-  unterworfen (l  lesterreich).  Dasgleiche 
gilt  häufig  von  Platzchecks  oder  Checks,  die 
ohne  Accept  bleiben  und  nicht  indossiert 
werden.  Mitunter  erstreckt  sich  die  Steuer- 
freiheit auch  auf  die  im  Auslande  zahlbaren 
Wechsel,  auf  im  Inland    indossierte,   aber 

nullt     eingelöst ler     nicht      protestierte 

Wechsel  oder  endlich  Wechsel  über  be- 
stimmte Minimalbeträge.  Wechselduplikate 
und  Wechselkopieen  werden  unterschiedlich 
behandelt.  In  der  Regel  sind  sie  dann 
ätempelfrei,  wenn  sie  zur  Einholung  von 
Accepten  i  nur  zum  Acceptversand'  )  dienen, 
wobei  die  Rückseite  so  zu  durchstreichen 
ist.  dass  Indossierungen  ausgeschlossen  sind. 
Duplikate,  durch  die  selbständige  wechsel- 
rechtliche Verbindlichkeiten  begründet  wer- 
den können,  sind  dagegen  steuerpflichtig, 
wenn  auch  bisweilen  niedrigeren  Sätzen 
unterworfen.  Jeder  zum  Umlauf  bestimmte 
Wechsel  ist  ohne  weiteres  steuerpflichtig. 
Die  Steuersätze  sind  teils  feste  (fixe)  für 
alle  Wechsel  (Luzern)  oder  für  Sichtpapiere 
und  Checks,  teils  abgestufte  und  proportional 
der  Höhe  der  Wechselsummen  angepasst. 
Die  Zahl  der  Abstufungen  ist  meist  eine 
erhebliche  und  steig!  bei  kleineren  Beträgen 
von  100  zu  100,  bei  grösseren  von  1000  zu 
1 Einheiten  des  Währungssystems.  Mit- 
unter weiden  aueh  die  nur  zur  Cirkulation 
am  Platze  bestimmten  Wertschriften  günstiger 
behandelt,  ebenso  im  Inlande  »w-  indosi  ii  rte 
Di      en  (Frankreich)  oder  im    Inlande  aus- 

llte,   aufs    Ausland    gezogene    Wech  el 
ler   Wechsel    mit    kürzerer    (Jm- 


laufszeif    (Italien,   Argentinien,   früher   a 
England).   Die  NichtVerwendung  vonWechsel- 
stempelmarken   oder  ihre  falsche,   auch  irr- 
tümliche   Benutzung    ist    mit    meist    hohe 
Geldstrafen  bedroht.    Seltener  ist  die  Giltig. 
keit  des  Wechsels  von  der  richtigen  (gesetz- 
massigen)  Verwendung   der  Stempelmal 
abhängig,   doch   kommen  auch  selche  l-'äll. 
vor  (Spanien,  Türkei). 

2.  Gesetzgebung.  1.  Deutschef 
Reich.  Vor  Gründung  des  Norddeutschen 
Bundes  hatten  bereits  verschiedene  deutsche 
Staaten  Wechselstempelabgaben  eingeführt 
so  Preussen  durch  G.  v.  T.März  1822.  Für 
den  Norddeutschen  Bund  hat  dann  das  &. 
v.  10.  Juni  1869  eine  einheitliche  Wechsel- 
stempelabgabe eingeführt,  die  später  durch 
besondere  Verträge  und  gemäss  der  Reichs- 
verfassung auf  die  ausserhalb  des  Nord- 
deutschen Bundes  stehenden  deutschen 
Staaten  ausgedehnt  wurde.  Durch  das  R.G. 
v.  4.  Juni  1879  wurde  materiell  an  dem 
bisherigen  Rechtsstande  nichts  geändert, 
sondern  es  sind  nur  diejenigen  Modifikationen 
getroffen  worden,  welche  durch  die  Mark- 
währung und  Markrechnung  im  Deutschen 
Reiche  notwendig  geworden  waren.  Der 
Wechselstempelabgabe  unterliegen  1.  ge- 
zogene und  eigene  Wechsel,  die  im  Reichs- 
gebiete in  Umlauf  gesetzt  werden:  2.  die 
au  Ordre  lautenden  Zahlungsversprechen 
(billets  ä  ordre)  und  3.  die  Assignationen 
jeder  Art  auf  Geldauszahlungen,  Akkreditive 
und  Zahlungsauftrage,  gegen  deren  Vor- 
zeigung und  Auslieferung  die  Zahlung  ge-  ! 
leistet  werden  soll,  wenn  sie  von  Kaufleuten 
oder  auf  Kaufleute  ausgestellt  sind.  Die 
Form  der  Beurkundung  ist  dabei  unerheb- 
lich.   Dagegen  sind  von  der  Abgabe  befreit : 

1.  die  vom  Ausland  auf  das  Ausland  ge- 
zogenen, nur  im  Ausland  zahlbaren  Wechsel : 

2.  die  vom  Inland  auf  das  Ausland  ge- 
zogenen, nur  im  Ausland  gegen  Sicht  odei 
innerhalb  einer  zehntägigen  Frist  zahlbaren 
Wechsel,  sofern  sie  vom  Aussteller  direkt 
in  das  Ausland  remittiert  werden;  3.  die 
statt  der  Barzahlung  dienenden,  auf  Sicht 
zahlbaren  Platzanweisuogen  oder  Checks, 
wenn  sie  ohne  Accept  bleiben.  Die  Wechsel- 
stempelabgabe ruht  auf  der  Urkunde  (Ur- 
kundensteuer) und  beträgt  von  einer  Stimuli 
von 

200  M.  und  weniger  o.io  M. 

aber  200    „    bis  400  M.      0,20   „ 

„     400    ,.      „    600    ,.       0.30    „ 

,.     600    „      „    800    „       0.40 

„     SCO    „      „1000    „       0,50    „ 

und  von  jedem  ferneren  1000  Mark  der 
Summe  0,50  Mark  mehr,  wobei  jedes  an- 
gefangene 1000  Mark  für  voll  gerechnet 
wird. 

Steuerpflichtig    und    solidarisch    haftbar 
für   die   Entrichtung    der    Wechselstempel- 
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„he   zur  Reichskasse  sind  die  P< 

fam  Umlauf  des  Wechsel  ^f8^ 
eÄgenommen  haben  (Aussteller,  Accep- 

[ndossant    und    alle  ^vechselrechtlmh 
teu    Personen,   einschliesslich 

Personen).     Die  Abgabe, 
,,,1,   Benutzung    eines   Blan- 
,it  dem  erforderlichen  Reichsstempel 
■  ,  ,.h    Verwendung    von    bestaunten 
SSnpelmarken     erhoben     wird       ist 
£     eh"   ein    inländischer  Wechsel    vom 
Seiler    und    ein    ausländischer   Wechsel 
„',   sU    inländischen  Inhaber   ans   den 
n    wird.     Bei  Wechselduph- 
e   Exemplar  .als  steuer- 
tiSdas   zum   Umlauf   bestimmt  ward, 
ifei    Exemplare    werden    mir    ver- 
:     ;,„„    besondere,    auf    dem    ver- 
i^nUormidare  nicht  verzeichnete  Wech- 

ärungen  eingesetzt  sind.    Die  Hinter 
de    Wechlelstempelsteuer  wird  mit 
dachen  Betrage   der  Steuer  bestraft. 
Strafumwandlung    in    Freiheitsstrafen 
.    ,,       ,ht.     Die    Wechselstempelabgab 
„.,.     und     büdet     «neu 
dteil  jener    Reichssteuern     deren  Er- 
adi   ibzug  von  2»/o   zu  Gunsten  de, 
deinen  Bundesstaaten,  in  deren  Gebiet  die 
_    Stempelmarken  verkauft  wurden,  un- 
in    die    Reichskasse    fhessen 

^teUaade?rebenVelRefrhsfinln: 

« "den  Wechselstempelabgaben  behefen  sich 
auf  folgende  Summen: 


im  Ausland  ausgestellte  Wechsel,  wenn 

die  Zahlung   später  als   zwölf  Monal 

dem    \ 

endlieh  aui  v*  ," 

/.ah- 

rmins   zu  berechnende  Fnstveriange- 
L  Wechsel  Monate 

und"  bei  im  Inland  rten  ausländi- 

schen Wechseln   zwölf   Monate  nicht   über- 
steigt     1'  aucb    U>"' 

nach 

Skala  II  zu   tarifieren   sind,  falls 
grundbücherüch  eingetragen  r  ein 

Hvpothekenvers] 

Mlen  werden  auch  die  Indossament,,  nach 
Skda  II  behandelt.    Mit  den  biöheren  St. 
sätzen   nach  Mas  Skala  II  w 

getroffen  V   i    sei,   die  aui   Sicht  oder  au 
bei  inländischen  Wechseln .und 
zw5lf    U             bei    ausländischen^© 
Nach-Sicht  lauten  und  innerhalb ^dieser  Frist 
nachdem  Ausstellungstage   tt°c\°$*z"]j 
Zahlung  präsentiert  wurden,  sowie  Wei 
'"        .-   '   ,      .■ «.„„    i7„i,liiTi<rcfris1  -    wenn 


1873—76 

7,244  Mill-M 

18T77— 83 

6. -.03 

-■ 

1885 

6.62S 

.. 

1890 

7.S1S 

.. 

- 

8,734 

.. 

1896 

6,187 

n         n 

1897 

1898 

1899  Etat  9  '-' 

1900  „  i°r367 

1901  ..   10,883 


0.947  Mill.  M. 
10.9S9    .. 


2.0esterreich-Ungarn     DerWech- 

mpel  bildet   hier  einen    red  des 1  be- 
niesensvmdistfürOesterreichdureh 

das  Gebührengesetz  v.  9.  Februar  I80C 

Die  Wechselstempelabgabe  tnttt  ge- 
lene  und   eigene   Wechsel   sowie  andere 
Wechseln  gleichgestellte  kaiifmanmsche 
Urkunden  .  wie  kautaännischeAnweisungen 
und  Verpflichtungsurkunden  über  Geldleis- 
tungen ,  Schulddokumente   über  Vorschuss- 
eeschäfte  in  Wertpapieren  und  Waren  u.  s.  w. 
Die   H»L   der   Abgaben    richl       ä     <    nach 
dem  Werte  (Wechsel-,  Anweisungs-,  Scbuld- 
sunmie)   und    nach    der    l  mlaufszeit.      Die 
niedrigeren  Steuersätze   nach   Maßgabe  der 
Skala  I  finden  Anwendung  auf  Wechsel  mit 
längerer  Cirkulationsfrist   und   zwar  auf  im, 
Inland  ausgestellte  Wechsel,  wenn  nicht  aus 
der  Wechselurkunde  selbst  hervorgeht,  dass 
die   Zahlung  später  als    -  >    -    lonate^ nach 
dem  Ausstellungstage  erfolgen  soll,  und  auf 


nrt   einer  bestimmten  Zahl  ,  ™ 

,l;1,.h  Ablauf   einer  Frist  von  sechs  Mo- 
..„   bei  inländischen   und  zwölf  Monaten 
Sei  ausländischen  Wechselurkunden  w 

m.      Eine    besondere    Skala- 
nach  dem  G.  v.  8  März  1876  wird 
von  im  auslände  ausgestellten  und  im  Aus- 
lande   zahlbaren    Wechseln    erhoben,    wenn 
sie  im  Inland  cirkulieren.    Dieser  ennassigte 
Satz  wird   aber  auf   die  Höhe  der  Skala  I 
'bezw     II    gebracht,     wenn    ein    derart gei 
Wechsel    nachträglich    im    Inland    zahlbar 
W  oder  vor  Gericht  gebraucht  werden 
;         Dil    inländischen  Wechsel  smdabf 
Pfüchtig,   ehe  auf  die  Urkunde  eine  Partei- 
anfSng  gesetzt  xvtrd.  die  ausländischen. 
wemfl  land  in  Umlauf  gesetet  wer- 

den Für  die  Erfüllung  der  Stempelpflicht 
S  die  Obliteriernng  durch  die  Steuer-  und 
Zollämter  durch  üeberstempeluug  durch  das 
imtssiegel  wesentlich.  Eine  andere  Foim 
der  Entwertung  ist  ungütig. 

3  Frankreich.  Alle  Wechsel  sind 
stempelpflichtig,  die  im  Inland*  «tek 
und  zahlbar  sind,  sowie  auch  solche,  Oie 
vom  I  and  auf  <tas  Ausland  oder  umgekehrt 
vom  Anstand  auf  das  Inland  gezogen  sind. 
Wechsel,  die  im  Inland  nur  mdoss^rt  w*r- 

den,   unterliegen    nur   der  h^JJ^t 
st^pdabgab^DieseEnn^sigungwurdBer^ 

seit  1S72  zugestanden,  ™ehdeny  W  \\^e 
1S71  den  übrigen  steuerrechtlicn  g 
1 "  41  waren  1,-W  msdstempetabga ta. 
bilden  einen  Teil  des  Systems  der  Stempel- 
steuern und  teilen  "wriSä 
alleemeinen  Einrichtungen.  Die  Wecnsei 
S  durch  den  Pro^ortiondstempel  be- 
steuert und  zählen  zur  Gruppe  der  Handels- 
Sen   (effets  negoziables),  und   die  Höh,- 
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-  S  3  betrag!  0,05  °/o  Eür  jedean- 

a  100  Francs.  Im  Laufe  des 
19.  Jahrhunderts  sind  die  Sätze  mehrfach 
verändert  and  meist  erhöht  wurden,  nament- 
aach  dem  Kriege  von  1870  -71,  wo  sie 
auf  das  Dreifache  und  zwar  mit  gutem  fis- 
hen  Erfolge  gebracht  wurden.  Seit 
1879  sind  dann  die  Sätze  wieder  auf  die 
alte  Höhe  ermässigt  worden.  Wechsel,  die 
auf  kleinere  Summen  als  100  Francs  lauten. 
haben  in  minimo  einen  Stempel  von  0,05 
Francs  zu  entrichten.  Die  Abgabe  kann 
durch  Abstempelung  oder,  wie  regelmässig. 
durch  Benutzung  von  Stempelmarken  ge- 
t  werden,  ungenügend  gestempelte 
Wechsel  müssen  nachträglich  zum  Visa 
pour  timlire  eingereicht  werden.  Die  vom 
Ausland  auf  das  Ausland  gezogenen  Wechsel 
unterliegen  für  jede  angefangenen  2000  Francs 
einem  Proportionalstempel  von  0,50  Kranes. 
Auf  die  Ghecks  wird  ein  Fixstempel  ange- 
wendet der  bei  Platzchecks  0.10  Francs  und 
bei  den  übrigen  0,25  Francs  beträgt.  Ertrag 
1899  15,835  Miliinnen  Francs  (Staatsrech- 
nung). 

4.  England.  Die  vormalige  Besteue- 
der  Wechsel  mit  abgestuften  Sätzen 
nach  Massgabe  der  Verfallzeit  wurde  auf- 
gehoben, und  man  ging  überhaupt  seit  1854 
der  Anknüpfung  an  die  Umlaufszeit  ab. 
Dem  Wechselstempel  unterliegen  alle  Wech- 
sel,  die  im  Inland  ausgestellt,  zahlbar  ge- 
macht,  indossiert  oder  sonstwie  negociiert 
werden.  Der  Stempel  ist  bei  Sichtwechseln 
ein  Fixstempel  von  1  d  (Pennystempel),  bei 
den  übrigen  Wechseln  ein  Proportional- 
stempel nach  der  Höhe  der  Wechselsumme. 
Seit  1900  wird  von  Wechseln,  die  auf  das 
Ausland  gezogen  und  im  Inland  zahlbar 
icht,  indossiert  oder  übertragen  werden, 
eine  Stenipelabgabe  von  (i  iL  erhoben,  wenn 
die  Wechselsumme  50— 10Q  Pfund  Sterling 
beträgt  und  von  6  d  für  jede  angefangenen 
li  "i  Pfund  Sterling,  um  welche  die  Wechsel- 
summe den  Betrag  von  100  Pfund  Sterling 
überschreitet  Bei  fremden  und  Sicht- 
wechseln wird  die  Abgabe  durch  Stempel- 
marken und  bei  den  übrigen  Wechseln  meist 
durch  Blanken,,  erhoben.  Checks  auf  Sicht 
unterliegen    gleichfalls  dem    Pennystempel. 

ö.  An'lere  Staaten.  In  Italien 
-.Verden  die  Wechsel  nach  der  Verfallzeit 
besteuert,  langsichtige  Wechsel  mit  den 
doppelten  Sätzen,  kurzsichtige  mit  den  ein- 
fachen Sätzen  getroffen.  Die  Sätze  wurden 
lv-^  aus  fiskalischen  Gründen  auf  die 
doppelte  Höhe  gebracht.  Für  Checks  be- 
äteht  ein  Fixstempel.  Spanien  erhebt  im 
allgemeinen  einen  Proportionalstempel  und 
Wechsel  frei,  die  nur  im  Inland  in- 
dossiert werden,  wenn  sie  nicht  unbezahlt 
zurückkehren  oder  Protest  erheben  wird. 
Vür  nicht    indossierte   Checks  ist    ein    Fix- 


stempel zu  zahlen.  Belgien  unterscheide1' 
zwischen  im  Inland  und  im  Ausland  aus- 
gestellten und  zahlbaren  Wechseln,  jene  zahlen 
die  halben,  diese  die  vollen  Steuersätze.  In 
den  Niederlanden  besteht  für  Sicht 
Wechsel  und  Checks  ein  Fixstempel 
Wechsel  mit  längerer  Verfallzeit  ein  I 
portionalstempel.  Das  gleiche  gilt  in  Däne- 
mark.    In    Russland,   das  Appoints   nur 

bis  50 Rubel   zulässt,    werden  Wecl 

Checks   und  Anweisungen   mit   dem    \ 
Stempel    getroffen,    solche    zahlbar    in    fünf 
Tagen    nach    Sicht    sind    frei.      Auch     die 
meisten    übrigen    Staaten    haben    Wechsel- 
Stempelsteuern  eingeführt 

Litteratur:     L'cber    die    theoretische    Begrii 
der   Wechselstempelabgaben    vgl.  Art.    »Verkehrs- 
steuern«  oben  S.  t23ff.  u.  d.  das.  angeg.  Litt. 
Femer  Csörnig,  Besteuerung  der  Wechsel, 

—  Siegfried.  Die  Börsen-  und  du  Böi 
Schäfte  (Salings  Börsenpapiere,  J.  Systematischer 
Teil),  :.  Aufl.,  Berlin  1901.  —  Haupt.  Irin. 
träges  et  parites.  8.  ed.,  Paris  1S9J,.  —  Lehr. 
An.  «Wecluselstempelabgaben«  in  der  I.  [ml. 
des    Handle,    d.  Staatsie.  Bd.   VI,    S.   <■■'■', — 6S7. 

—  Landgraf,    Art.   »Wechselstempelsteui . 

v.   Stengels    Wörterb.  d.   D.  V.R.  Bd.  II.  s     . 
bis    875.    —  Salefranque,    Art.    »Titeln 
Say,    Biet,    des  Fin.    vol.  II,    p.  lS'JO — Uli.  — 
Cliardon,     Art.    »Timbre«    in   Block,    Diel.     ' 
l'Adm.     fr.  p.   JiWi—JlOß.      Vebcr  England   und 
Frankreich  auch    Wagner,     Fin.   III.   (britisch 
und  französische   Besteuerung). 

Max  von  Hechel. 
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Wege.  Wegegeld, 

s.  Verkehrsmittel  oben  S.  4dl  ff. 


A.  Begriff  und  Geschichte.  B.  Die 
Gesetzgebung.  1.  Die  Schweiz.  2.  Oester- 
reich.  3.  Frankreich.  4.  Deutschland.  C.  Prin- 
cipielles.  5.  Begründung  der  W.  6.  Be- 
denken gegen  die  W.    7.  Veranlagung  der  W. 

A.   Begriff  und  Geschichte. 

Unter  Wehrsteuer  verstellt  man  eine 
üffentlichrechtliche  Abgabe,  welche  von  den- 
jenigen bezw.  von  den  Angehörigen  derje- 
nigen erhoben  wird,  die  nicht  oder  nur  in 
besclu-änktem  Hasse  zur  .Militärdienstpflicht 
herangezogen  werden.  Statt  des  Ausdrucks 
Wehrsteuer  gebrauchte  oder  gebraucht  mau 
auch  den  Namen  Wehrgeld  (Bayern),  Militär- 
taxe  (Oesterreich,  Frankreich),  Militärpflicht- 
ersatz (Schweiz). 

Die  in  der  Gegenwart  häufigen  Erörte- 
rungen der  Frage  der  Berechtigung,  Begrün- 
dung,   Veranlagung    und    Verwendung   der 
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unten  Wehrsteuer  haben  zur  Voraus- 
das    svstem    der    allgemeinen 
rpflicht.      Auf    dem    Boden   dieses 
Systems  erhält  die  Wehrsteuer  eine  besondere 
rtuntr,  erfordert  sie  eine  eigentümliche 
lestaltung,  begegnel   sie  besonderen  Schwie- 
.„.„.     Es    ist    notwendig,    sieh  dies  zu 
-enwärtigeu,  wenn  mau  die  schon  truli- 
jeitie    unter    anderen    Wehrsystemen    vor- 
kommenden    wehrsteuerühnliehen     \l.gabni 
Jler  \rt  mit  den  modernen  vergleicht.  Aber 
für    die  Klarlegung    der    ganzen  Institution 
„,.,.    ein    kurzer   Blick   auf   die  Geschichte 
nicht  ohne  Wert  sein. 

Schon  unter  Servius  Tulhus  soll  die  uutei 
dem  Namen  tributum  erhobene  Vermögens- 
steuer   vom  Grand    und    Boden    diejenigen 
Grundstücke  stärker  belastet  haben,  die  im 
von    kriegsdienst-untauglichen    rer- 
i    sich    befanden.     Der   Ertrag    dieser 
Äusatzsteuer.     aes     hordeanum,     sollte    die 
Mittel    liefern,  um   den    nötigen   Bedarf   an 
Pferden  für  die  Reiterei  decken  zu  können. 
Auch  zur  Karolingerzeit  fanden  ähnliche 
abgaben  statt.    Wer  den  mit  grossen  Kosten 
verbundenen  Heerfahrtsdienst,  zu  dem  pnn- 
cipiell    jeder    Freie   verpflichtet   war,    nicht 
[eisten  konnte,  hatte  dafür  einen  ^  ermogens- 
wert  zu   entrichten.     Es    scheint  aber,  dass 
die  Leistung  wenigstens   da   und  dort   den- 
jenigen zu  gute  gekommen  ist,  welche  per- 
sönlich   den    Kriegsdienst    leisteten.      -»Uli 
vero,  qui  substantiam  habent  et  tarnen  ipsi 
ire  noii  valent.  adjuvent  valeutem  et  mmns 
habentem«,  heisst  es  in  einer  bei  Neumann 
dtierten  Quellenstelle  aus  dem  Anfang  des 
9.  Jahrhunderts.     Daneben  kam   aber  noch 
eine  andere  Leistung  vor.  der  Heersclullmg, 
ein  Strafgeld,  welches  von   denjenigen  ent- 
richtet   werden    musste,     die    aus    irgend 
welchen  Gründen    die    schuldige    Heerfolge 
verweigerten,    und    das    direkt    dem    honig 
zufiel     Dieses  ursprünglich  für  alle  gleich 
Strafeeid    nahm    dann,    gemäss    der 
zwitterhaften   Natur    der    meisten    Abgaben 
jener  Zeit,  auch  einen  steuerähnhehen  Cha- 
rakter an,  indem    es   nach   der  (.Trosse   des 
Vermögens  abgestuft  wurde. 

Während  des   späteren  Mittelalters  ver- 
schwinden in  Deutschland  derartig.   Abgaben 
fast    ganz,    nachdem    an    Stelle    des  Volks- 
heeres die  feudale  Heeresverfassung  getreten 
war.    Erst   in  der  neueren  Zeit   stellen  sie 
äch  wieder  ein.     In  Preussen  hatten  z.  ti. 
im  18.  und  zu  Anfang  des  19.  Jahrhunderts 
auf    Grund    des      Kantonsreglements«     die 
Juden.  Mennoniten,  Mährischen  Brüder  lind 
l  mäker  wegen  ihrer  aus  religiösen  Gründen 
ährten  Enthebung  von  der  Kantonsptticnt 
-.wisse    Ergänzungssteuern    zu    entrichten. 
Dabei  waren  aber  che  den  höheren  St. 
angehörigen  Personen,  ferner  che  sogenannten 
kantonfreien  Ortschaften    ohne  Entrichtung 


•,!,   ,:„.    ron   der  Kantenspflicht    be- 
freit. 


In    Frankreich    dagegen     erhaltet)     sich 
wehTgeldähnliche     abgaben    fort,      [n    den 
Satzungen    Ludwigs   VIII.    wurdi     der  alte 
ii        aun  von  60  Schilling  füi  die  zur  Beer- 
fahrt nicht  Erschienenen  erneuert  und  u 
Philipp  111.  wurde  derselbe  wiedei    propor- 
tional nach  ^U-n  Vermögensverhältnissen 
der  sozialen  Stellung  der  Pili' 
stuft.    Die  Abgab  -;"17- 

ausserordentiieh  hoch  gewesen  zu  sein.    Die 
von  Philipp  dem  Schönen  ausgeschrieb 
►Subsidien      sind    gleichfalls    heerbannä 
liehe    abgaben.     Auch  die  völlige  Befre 
vom     Heerdienst     konnte    durch     lim. 

.., r  Einkommensquoten  und  eines  Teiles 

des  beweglichen  Vermögens  erkauft  werden. 
Im  16.  Jahrhundert  unter  König  Heinrich  II. 
taucht   noch   einmal   eine  ähnlich..    AI 
auf;    denn  der  König  verfügte,   dass   dieje- 
nigen   Adeligen,    welche    den    schuld 
Kriegsdienst  nicht   leisteten,  eine  Steuer  zu 
entrichten    hätten.      Dieselbe,    unter    dem 
Namen   >taxe  du  bau  et  de  l'amere  bau 
bekannt,  war  gleichfalls  von   beträchtlicher 

Höhe.  .  ,    -.        i  • 

Von  besonderer  Wichtigkeit   und  m  ge- 
wissem Sinne  überleitend  zur  neuesten  Ent- 
wickeln.!- ist  jene  französische  U  ehrsteuer, 
welche  nach  der  Revolution  und  als  Ergän- 
zung der  (2.  März  1793)  zunächst  durchge- 
führten allgemeinen  Wehrpflicht  ins  L 
trat.    Nach  einem  G.  v.  8.  März  1800 ii 
die  vom  Militärdienst  Befreiten  verpflichtet, 
entweder  einen  Ersatzmann  zu  stellen  oder 
dem  Staate  300  Francs  zu  entrichten. 
dieser  für  alle  gleich  hohen  Abgabe  waren 
nur  diejenigen   befreit,  deren   ]ährliehe  i.,- 
samtsteuersehuld  weniger  als  ot »Francs  be- 
trug.    Durch    spätere  GG.  v.  IS.  Mai  1802 
und   26.  August  1805  wurde   dieses  Wehr- 
geld   genauer    geregelt    und    einigemal 
nach    dem    Einkommen    abgestuft.      Die    m 
diesen  beiden  Gesetzen  eingeführte  »indem- 
nite     näherte   sich  dem  Charakter   der   mo- 
dernen Wehrsteuern  noch  mehr,  indem  samt- 
liche  von    der   Wehrpflicht    Befreiten    mit 
Ausnahme  der  unbemittelten  ein  Aequivalent 
in  Geld   zu  entrichten  hatten.    Das  Aequi- 
valent richtete  sich  in  der  Hauptsache  nach 
dem.  was  die  Pflichtigen  an  direkten  Steuern 
zu  entrichten  hatten,  betrug  m  maxim..  1-  "> 
Francs    und   war    eine   einmalige   Lei- 
AI,,-    infolge    seines    geringen   &**&*** 
und  des   im  Jahre  ISIS   geänderten  Rekru- 
tierungssystems  wurde   es  in  diesem  Jahre 
1818  abgeschafft.     In  der  Litteratur  und  im 
Parlament  aber  fand  die  Wehrsteuer  wieder- 
holt  in   den    folgenden  Jahrzehnten™  , 
Vertreter    und  als  seit  dem  Jahre  188b  die 
Regierung    begann,    die    Einführung    einer 
neuen  Wehrsteuer  zu  versuchen  -  V  ersuche, 


714 


Wehrsteuer 


die  im  Jahre  1889  von  Erfolg  begleitet 
waren  — .  fand  de  die  öffentliche  Meinung 
vorbereit 

Der  Gedanke  der  Gerechtigkeit  einer 
Wehrsteuer  "war  in  der  Zwischenzeit  in  ver- 
:  Schweizer  Kantonen,  wie  weiter 
unten  berichtet  werden  wird,  aufgegriffen 
und  verwirklieht  worden:  in  den  sechziger 
Jahren  brachten  ihn  Württemberg  und  Bayern 
für  kurze  Zeit  zur  Durchfuhrung ,  1NS" 
Oesterreich.  Sie  besteht  ferner  z.  Z.  in 
Portugal  und  Serbien  und  seit  1900  auch 
in  Rumänien.     Versuche    zu    ihrer   Einfüh- 

»,  die  aber  scheiterten,  machten  das 
Deutsche  Reich  und  Italien. 

Hier  soll  zunächst  von  den  Heersteuern 
der  Schweiz,  Oesterreichs  und  Frankreichs, 
dann  von  den  früher  in  Bayern  und  Würt- 
temtx  deni  n  Arten  i,   end- 

lich von  dem  Heersteuerprojekt  des  den:  - 
es  die  1.' 

1>.  Die  Gesetzgebung. 

1.  Die  Schweiz.  Die  bekannteste  aller 
Wehrsteuern  ist  die  der  Schweiz.  Hier  ist 
i  -  gebildet  worden. 
Der  Keim  zur  Entwickelung  der  Wehrsteuer 
wurde,  wohl  unter  der  Einwirkung  des  fran- 
tien  Beispiels,  in  einigen  Kantonen 
schon  zu  A  s  19.  Jahrhunderts  gelegt, 

immei  mehr  Kantone  nahmen  ihn  auf.  und 
seit  den  fünfziger  Jahren  war  die  Wehr- 
in fast  allen  Kantonen  durchgeführt. 
Dil  Neigung  zur  Wehrsteuer  griff  um  so 
mehr  um  sich,  je  mehr  der  Begriff  der  alten 
Demokratie  in  den  neuen  überging  und  je 
5er  det-  Heeresbedarf  wurde.  Zumeist 
gab  die  Bekleidung  der  Truppen  den  ersten 
Anlass  zu  ihrer  Einführung,  während  das 
Opfer  des  Dienstes  weniger  betont  wurde. 
Die  Wehrsteuer  wai  in  ihrer  Entstehung 
zumeist     eine      Mi  ;  sabgabe  .      Sie 

rseits    dem   Staate   und    der  Ge- 
meinde den  ihnen  zufallenden  Anteil  an  der 
Equipierung  bestreiten  helfen,  sie  sollte  an- 
dererseits die  Barte    ausgleichen,  die  darin 
tD        ade   in  der  Regel  einen 
T'-il  der  Ausrüstung  zu  tragen  hatte,  wäh- 
der   Nichtdienende    von    dieser    Last 
befreit    blieb.      Die    Bundesverfassung    von 
1874  gab  die  Veranlassung  zur  Beseitigung 
der  Verschiedenartigkeit,  welche  die  S 
in    den    einzelnen    Kantonen  aufwies.    Wie 
kfilitärwesen,  so  musste  auch  der    Mili- 
tärpflichtersatz   einheitli 
Damit    verband    sich   auch   ein.'    Erhöhung 
iben,  die  zum  Teil  durch  den  Gedanken 
bedingt   war.   daes    die    von    den  Kantonen 
erhobene    Abgabe   zu   niedrig    sei    im  Ver- 
ls   zu   den  Opfern    des    Dienstes,  zum 

Teil    durch     die    um    jene     Zeit     eintretende 

le   Verlängerung   der  Militärdienst- 

i-    dieses    Bund  kam.   ob- 


wohl die  In.-titntion  als  solche  längst  in  den 
Kantonen  eingebürgert  war.  erst  nach  zwei 
vergeblichen  Versuchen,  unter  dem  28.  Juni 
1878  zu  stände.     In  der  Form,  wie  ,. 

'   es  den  Gedanken  einer  Er- 
satzabgabe wohl   am   schärfsten  untei 
Wehrsteuergesetzen    aus:     die    Wehrst 
-eil    einen  Ersatz   für  den    nicht  geleisteten 
Militärdienst  schaffen.     Sie  trägt  also  ihren 
Xamen   »Militärpflichtersatz'    mit  Recht. 

Steuer-  oder  ersatzpflichtig  ist  nach  Art.  1 
des   Gesetzes    jeder    im   dienstpflichtigen  Altec 
befindliche,   innerhalb    oder  ausserhalb  des  in- 
bietes  der  Eidgenossenschaft  wohnende  Seh  . 
Bürger,  welcher  keinen  persönlichen  Militäi 
b-btet.     Ebenso  ist  jeder  in  der  Schweiz 
siedelte  Ausländer   der  Steuer  unterworfen,    so- 
fern er  nicht  infolge  Staatsvertrages  davon  1h- 
freit  i-t  oder  einem  Staate  angehört,  in  welchem 

-  hweizer  weder  zu  einer  persönlichen  Dienst- 
leistung noch   zu  einem  Ersatz   in  Geld  heran- 
n  werden. 

Befreit  von  dem  Militärpflichtersatz  sind 
nach  Art.  2:  1.  öffentlich  unterstützte  Arn:  so- 
wie diejenigen,  welche  infolge  körperlicher  oder 
geistiger  Gebrechen  erwerbsunfähig  sind  und 
kein  für  ihren  und  ihrer  Familie  l'nt 
hinreichendes  Vermögen  besitzen  :  2.  die  i: 
des  Dienstes  untauglich  gewordenen  Wehr- 
pflichtigen. 

Der  Militärpflichtersatz  besteht  (Art.  3  in 
einer  Personaltaxe  von  ti  Francs  und  in  ein«  in 
nach  dem  Vermögen  und  Einkommen  abgestuften 
Zuschlag.  Der  Höchstbetrag  einer  einfachen 
Jahressteuer  soll  3000  F'ranes  nicht  übersteigen. 

Ceber  die  Berechnung  des  Zuschlac.-  I 
stimmt  Art.  4.  dass  von  je  1000  Francs  reinen 
Vermögens  1  Franc  50  Rappen,  und  eben- 
von  je  100  Francs  reinen  Einkommens  berech- 
net werden.  Rtine  Vermögen  unter  1000  Francs 
bleiben  ausser  Berechnung,  ebenso  werden  von 
dem  Betrage  des  reinen  Einkommens  600  Francs 
nicht  in  Anschlag  gebracht. 

Pas  ersatzpflichtige  Vermögen  bezw.  Ein- 
kommen wird  nach  folgenden  Grundsätzen  be- 
messen. Unter  dem  reinen  Vermögen  ist 
das  Mobiliar-  und  Immobiliarvermögen  nach 
Abzug  der  Schulden  sowie  des  Wertes  der  für 
die  Haushaltung  erforderlichen  fahrenden  Habe, 
sowie  der  nötigen  Handwerks-  und  Feldgeräte 
verstanden.  F)as  Vermögen  in  landwirtschaft- 
lichen Gebäuden  und  Grundstücken  wird  unter 
Abzug  der  etwaigen  Hypothekenschulden  i  nur 
zu  drei  Viertel  seines  Verkaufswertes  berechnet. 
Ferner  wird  die  Hälfte  des  Vermögens  der 
Eltern  oder,  wenn  diese  nicht  mehr  leben,  der 
Grosseltern  im  Verhältnis  zur  Zahl  der  Kinder. 
bezw.  Enkel,  in  Berechnung  gebracht,  ausge- 
nommen jedoch  den  Fall ,  dass  der  Vater  des 
Steuerpflichtigen  persönlich  Militärdienst  leistet 
oder  den  Ersatz  entrichtet.  Unter  dem  reinen 
Einkommen  ist  das  Einkommen  verstanden. 
welches  durch  Ausübung  einer  Kunst .  eines 
Berufes,  Geschäftes,  Gewerbes,  Amtes  oder  einer 
Anstellung  erworben  wird,  wobei  jedoch  die  auf 
die  Erzielung  des  Einkommens  erwachsenden 
buk'. -ten.  mit  Ausschluss  der  Haushaltungs- 
kosteu,  sowie  5%  des  in  einem  Gewerbe  arbei- 
tenden   Kapitals    in    Abzug  gebracht    werden: 
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,1,.,.    Ertrag   von   Leibrenten 
mi|  ähnlichen  Nutzungen.  . 

Nach   \rt    7  haben  die  Pflichtigen  vom  32. 

li8   „'„„   vollendeten  44    Lehensjahre   nur   die 

[gifte  des  sie  treffenden  Ersatzbetrages  zu  ent- 

,,;,,„,,      Die  Bundesversammlung  ist   aber  be- 

..V.ti.-t  für  Jahrgänge,  in  welchen  der  grossere 

fer  Truppen  des  Auszuges  durch  aktiven 
Kens  in  ausserordentlicher  Weise  in  Anspruch 
.,,„„„„„,,  ull,i.  den  Militärpflichtersatz  bis  auf 
],.„  doppelten  Betrag  zu  erhöhen  ,r,:t-iv 

Nach  Art  9  sind  die  Eltern  für  den  Mihtar- 
pflichtersatz  der   minderjährigen  und  der   mit 
in   gleicher  Eaushaltung  lebenden  gross- 
en Söhne  haftbar. 

Bemerkenswert  ist  noch  der  Art  14,  wei 
eher  besagt,  dass  die  Kantone  die  Hälfte  des 
tonttoertrages  des  Militärpflichtersatees  nebst 
,  1  Ausweis  darüber  alljährlich  an  den  Bund 
anliefern  haben.  Die  Bundesversammlung  be- 
stimmt, welche  Quote  des  der  Bundeskasse  zu- 
Knden  Ertrages  jeweils  zur  Erhöhung  des 
Militärpensionsfonds  zu  verwenden  ist. 

Der  Ertrag  des  ffilitärpflichtersatzes 
stellte  sich  1856  bezw.  1S66  zur  Zeit  der 
kantonalen  Gesetze  auf  523 180  bezw.  996880 

Francs,  1*70  und  1886  war  er.  inkl.  Bundes- 
anteil 1  859  235  und  2  566397  Francs.  Trotz 
äer  bedeutenden  Erliöhting  der^ehrabgabe 
durch  'las  Bundesgesetz  von  1878,  reicht 
ihr  Erträgnis  doch  auch  hont,,  noch  nicht 
Jus  um  auch  nur  die  Kosten  des  Bundes 
für  Bekleidung  zu  decken;  denn  diese  sind 
IS90  auf  3  19  Millionen  Francs  veranschlagt, 
während  die  gesamten  Heereskosten  des 
Bundes  sich  auf  42,5  Millionen  belaufen. 


-    Oesterreich.     In  Oesterreich  ist  die 
Wehrsteuer   durch   das  G.  v.  13   Juni  1880 
als    Militärtaxe     eingeführt  worden.    Dieses 
viele  Ärmlichkeit  mit  dem  schweize- 
rischen Gesetz.     Die  hauptsächlichsten   Be- 
stimmungen   desselben   sind    die   folgenden. 
Zur   Zahlung   einer  Militärtaxe   nach  §  po 
des  Wehrgesetzes   sind   verpflichtet  (§1):    alle 
diejenigen,  welche  wegen  Nichttaughchkeit  zum 
Kriegsdienste    von    demselben    betreit   oder  vor 
vollendeter   Dienstpflicht    wegen    eingetretener 
Dienrtuntauglichkeit    aus  dem   Militärverbande 
,-utlassen  wurden,   die  letzteien   jedoch  nur  m 
dem   Falle,    dass   das   die   Dienstuntauglichkeit 
indende  Gebrechen  nicht  durch  die  aktive 
Militärdienstleistung  herbeigeführt  wrin  «t 
Von   der  Entrichtung   der  Mihtartaxe   sind 
betreit   (S  5)  diejenigen,   welche  wegen  körper- 
fieher  oder   geistiger   Gebrechen   ausser  stände 
sind,   sieh   und   jene   Angehörigen   zu.erha  lten 
deren  Unterhalt    ihnen   gesetzlich;  obliegt,    und 
«ebbe    auch    kein    hierzu    ausreichendes   Ver- 
mögen oder  Einkommen  haben,  dann  diejenigen, 
welche   sieh   in  der  Armenversorgum.   l'f-nud.-n. 
femer  die  Wehrpflichtigen  nach  §  18  des  \\  eh  r- 
eesetzes    und    die   Landsturmangehongen    für 
dasjenige  Jahr,  in  welchem  sie  zur  Dienstleistung 
herangezogen  werden. 

Die  Taxpflicht  erstreckt  sich  (8  8)  auf  jedes 
der  Wehi-pflichtdienstjahre,  für  welches  der  Be- 
treffende befreit  wurden  ist  also  entweder  an 
alle  oder   einen  Teil   derselben.     Sie  wird  (§3) 


in    14  Klassen    veranlagt .   deren   unterste   mit 

l  tt     deren    höchste  mit    100  fl.   Jahressl i 

belegt  i-i  Die  Veranlagung  erfolgt  neb  M 
sabe  der  Vermögens-  und  Erwerbsverhältnisse 
lowiedes  reinen  Einkommens  des  Caxpflichtigen, 
dann  der  ihm  vorgeschriebenen  Jahresschuldig- 
keit an  direkte,,  Steuern.  Taxpihchtig  -and 
ausser  dem  vom  Militärdienst  Befreiten  selbst 
dessen  Eltern,  bezv,  Grossi  Item  und  Wahleltern 
rs  4)  in  jener  Reihenfolge,  in  welcher  und  ra- 
solange  als  sie  nach  bürgerlichem  Rechte  für 
den  Unterhalt  ihrer  Kinder,  bezw.  Eltern  oder 
Wahlkinder,  zu  sorgen  haben.  Die  raxpflicht 
der  Eltern  etc.  tritt  jedoch  nur  in  dem  FaUe 
und  insolange  i  in,  als  die  in  erster  Linie  l  men- 
tigen  kein  zu  ihrem  Unterhalte  ausreichendes 
Vermögen  oder  Einkommen  besitzen  und  ihren 
Unterlu.lt  ausschliesslich  oder  doch  zum  grossfc  n 
Teil,-  von  den  Eltern  etc    beziehen. 

Die  Veranlagung  der  Steuer  geschieht  (5?  8) 
durch  eine  besondere  in  jedem  Gerichtsbezirke 
zu  bildende  Kommission  auf  Grund  der  unter 
Einvernehmung  des  Gemeindevorstehers  durch 
die  politische  Bezirksbehörde  der  Heimatgemeinde 
des  Taxpflichtigen  gemachten  Erhebungen. 

Yen  ,bn  Erträgnissen  der  Militärtaxe  wird 
(S  11)  zunächst  jährlich  eine  bestimmte  Quote 
einem  besonderen  Militärtaxfonds  zugeführt;  der 
nach  Abzug  dieser  Jahresquote  sich  ergebende 
Rest    wird    als  allgemeine  Staatseinnahme   be- 

Dei-  Militärtaxfonds  ist  bestimmt  (§  13):  1- 
für  die  Aufbesserung  der  Invalidenversorgung; 
■'  für  die  Versorgung  der  hilfsbedürftigen  \\  lt- 
wen  und  Waisen  von  Gagisten  und  Mannschaften 
des  stehenden  Heeres  und  der  Landwehr,  welche 
vor  den  Feinde  gefallen  oder  infolge  von  Ver- 
wundungen oder  von  Kriegsstrapazen  gestorben 

SmCbas  Erträgnis  der  Militärtaxe  ist  in  dem 
Etat  Ungarns  für  das  Jahr  1900  mit  3700000 
Kronen  festgesetzt.  . 

3.   Frankreich.     Das    heute   m   Frank- 
reich geltende  Wehrsteuergesetz   bildet  den 


Art.   35    des  Rekrutierungsges.   v.    ID.   Jun 

i  RS!  t 

Steuerpflichtig  sind  (§  1)  alle  diejenigen, 
welche  infolge  von  Untanglichkeit ,  Zurück- 
stellung, Einreibung  in  den  Hilfsdienst  oder  in 
die  /weite  Abteilung  des  Kontingents  temer 
infolge  von  Dispensation  oder  aus  irgend  einem 
anderen  Grunde  den  Vorzug  gemessen ,  des 
Dienstes  im  aktiven  Heere  enthoben  zu  sein. 

Wei  von  der  Steuer  (§2)  sind  allein  diejenigen 
Personen,  welche  wegen  Verletzungen,  die  sie 
bei  einer  anbefohlenen  dienstlichen  Verachtung 
erhalten  oder  wegen  im  Dienst,  zug  -  nei 
Ä  entlasse!  oder  mit  Pension  verab- 
schiedet wurden,  dann  die  notorisch  Armen, 
,  .li'h  (S  4  die  als  untauglich  ausgeschiedenen 
dann,  wein  sie  zugleich  absolut  arbeitsunfähig 

SindDie  Steuer  besteht  aus  4  Teilen    S  3  und  7  . 
1.  Wird   eine    feste   Abgabe   von   6  Francs 

erh°2enist  ein  Zuschlag  zu  entrichten  Reicher 
Höhe  wie  der  Hauptbetrag  der  Personal-  und 
Mobiliarsteuer  des  I  ensiten; 

3  hat  der  Censit  noch  Ä.scendenten  1.  Grades 
so  vermehrt  sich  die  Steuer  um  die  Summe,  die 
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man  erhält,  wenn  man  den  Hauptbetrag  ohne 
Zusatzcentimes]  der  Personal-  und  Mobiliar- 
di  -  damit  am  höchsten  angelegten  Ascen- 
denten  durch  die  Zahl  der  lebenden  und  der 
mit  Hinterlassung  von  Nachkommenschaft  ver- 
storbenen Kinder  derselben  teilt;  haben  die 
Iscendenten  1.  Grades  eine  solche  Steuer  nicht 
zu  entrichten,  so  wird  auf  die  Ascendenten  2. 
Grades  zurückgegriffen,  indem  man  dabei  die 
Kinderzahl  der  Ascendenten  1.  und  2.  Grades 
berücksichtigt;  die  Personal- und  Mobiliarsteuer 
der  Ascendenten  kommt  nicht  mehr  in  Betracht, 
wenn  der  i'ciisit  Ulier  HO  Jahre  alt  ist  und 
•  inen  eigenen  Haushalt  hat: 

4.  wird  zur  Deckung  der  Veranlagungs- 
uiul  Erhebungskosten  ein  Zuschlag  von  8  Cen- 
times  ven  jedem  Franc  erhohen. 

Die  Fi\a  und  die  Zuschlagsabgaben  ver- 
mindern sich  [§  4  je  muh  der  Zeit,  während 
deren  dem  Pflichtigen  die'  ihm  zugebilligte  Be- 
freiung ven  dein  aktiven  Heerdienst  thatsäch- 
lich  nicht  zu  gute  gekommen  i>t.  sie  hören 
auf.  wenn  der  Pflichtige  3  volle  Jahre  dient. 
ebenso  nach  Ablauf  des  1.  Januars,  welcher  auf 
d.-n  Debertritt  der  Jahresklasse  des  Censiten 
zur  Reserve  der  Territorialarmee  erfolgt. 

Der  Steuerertrag  hat  keinen  gesetzlieh 
bestimmten  Verwendungszweck,  wird  also 
als  allgemeine  Staatseinnahme  behandelt. 
Bei  der  Einführung  '1er  Steuer  handelte  es 
-ich  hauptsächlich  darum,  den  Ausfall  an 
Einnahmen  zu  decken,  der  durch  die  Ab- 
schaffung des  Instituts  der  Einjälmg-Frei- 
willigen  und  den  Verlust  der  damit  ver- 
bundenen Geldleistungen  an  den  Staat  (1500 
Francs  pro  Freiwilliger)  eintrat.  Da  das 
tz  keine  rückwirkende  Kraft  hatte,  so 
war  der  Steuerertrag  zunächst  ein  geringer 

-  er  war   für   1892  mit  1296 1  Francs 

etatisiert  — ;  er  wird  freilich  auch  später 
nicht  -ihr  bedeutend  werden.  Man  berech- 
nete, dass  die  Einnahme  nach  S  Jahren  auf 
ca.  1"  Millionen  Francs  steigen  würde;  sie 
-t'-ht  aber  im  Budget  für  lsflO  mit  nur 
2  321  700  Francs. 

4.  Deutschland.  In  Deutschland  be- 
ätehl  die  Wehrsteuer  z.  Z.  in  keinem  Staate: 
doch  hat  sie  eine  kurze  Zeit  in  Württem- 
berg und  Bayern  bestanden  und  der 
deutsche  Reichstag  hat  sieh  ebenfalls 
schon  mit  ihr  beschäftigt.  Von  diesen  frühe- 
ren Gesetzen  und  dem  deutschen  Gesetz- 
entwurf von  1881  soll  schliesslich  noch  kurz 
die  Kode  sein. 

Nach  dem  württembergischen  (i.  v. 
lo,  März  1868  hatte  jeder  Kriegsdienstpflichtige, 
der  wegen  tJntaughchkeit  vom  Waffendienste 
befreit  oder  der  Ersatzreserve  überwiesen  wurde, 
eine  Abgabe  von  20  Gulden  zu  entrichten.  Be- 
freit vnn  derselben  waren  diejenigen,  welche 
durch  ein  Gebrechen  an  ihrem  Nahrungserwerb 
beträchtlich  gehindert  wann,  sowie  diejenigen, 
welche  nach  erfolgter  Einreibung  dauernd  mler 
zeitlich  untauglich  befunden  und  infolge  dessen 
entlassen  mler  der  Ersatzreserve  überwiesen 
wurden. 

Nach  dem  bayeri  sehen G.,  „das  Wehrgeld 


betreffend",  v.  29.  April  1868  waren  alle  nicht 
zum  Waffendienst  eingezogenen  Gestellung». 
Pflichtigen  mit  Ausnahme  derjenigen,  welche 
wegen  einer  im  Dienste  erlittenen  Besehädi| 
vom  weiteren  Dienste  befreit  wurden,  feiner  die- 
jenigen, welche  wegen  eines  die  Erwerbsfähig- 
keit  in  hohem  Grade  beschränkenden  Gebrechens 
für  dienstuntauglich  erkannt  wurden  und  zu- 
gleich  vermögenslos  waren,  zur  Zahlung  eines 
Wehrgeldes  verpflichtet.  Die  Wehrgeldpflich- 
tigen  hatten  für  die  Dauer  der  gesetzliche« 
Dienstzeit  im  stehenden  Heere  eine  abgestuft« 
Einkommensteuer  zu  entrichten,  welche  z.  Ä 
3  Gulden  bei  einem  Einkommen  Ins  zu  Jon 
Gulden.  60  Gulden  hei  einem  Einkommen  vnn 
1201— 1600  Gulden  und  100  Gulden  bei  einem 
Einkommen  von  über  1600  Gulden  jährlich  be- 
trug. Als  Einkommen  war  jede  Art  desselben 
in  Ansehlag  zu  bringen,  welches  dem  Pflichtigen 
aus  eigenem  Verdienst  oder  aus  sonstigen 
Quellen  (Stipendien,  Alimentationen  etc.)  zuflosg. 
Der  Ertrag  des  Wehrgeldes  war  zu  ..Kapitu- 
lationsvergütungen in  der  aktiven  Armee  und 
Gendarmerie"  bestimmt. 

Der  deutsche  Gesetzentwurf  v.  17. 
März  1881,  dessen  wir  um  so  eher  gedenken 
müssen,  als  eine  Kückkehr  zu  demselben  nicht 
ausgeschlossen  erscheint,  bezeichnete  als  steuer- 
pflichtig alle  Gestellungspflichtigen,  welche  nicht 
zur  persönlichen  Dienstleistung  herangezogen 
werden,  mit  Ausnahme  derjenigen,  welche  durch 
eine  Beschädigung  im  Dienst  zum  ferneren 
Militärdienst  unbrauchbar  geworden  sind  oder 
welche,  abgesehen  von  diesem  Falle,  einen  ge- 
setzlichen Anspruch  auf  Invalidenversorgung 
haben,  ferner  mit  Ausnahme  derjenigen,  welche 
infolge  geistiger  oder  körperlicher  Gebrechen 
erwerbsunfähig  sind.  Die  Steuerpflicht  sollte 
sich  auf  längstens  12  Jahre  erstrecken. 

Die  Steuer  sollte  sich  aus  einer  Kopfsteuer 
von  i  Mark  und  einer  nach  dem  Einkommen 
abgestuften  Zuschlagsteuer  zusammensetzen.  Die 
Zuschlagsteuer  sollte  nach  Einkommensklassen 
erhoben  werden  und  bei  einem  Jahreseinkommen 
von  mehr  als  1000—6000  Mark  von  10  auf  148 
Mark  steigen,  von  mehr  als  6000—7000  Mark 
180  Mark,  von  7000— 8000  Mark  210  Mark  und 
so  fort  für  jedes  weitere  Einkommen  von  1000 
Mark  30  Mark  Steuer  mehr  betragen.  Die  Ver- 
anlagung dieser  Zuschlagsteuer  sollte  jährlich 
nach  Massgabe  des  Einkommens  erfolgen,  das 
dem  .Steuerpflichtigen  aus  irgend  welchen  Quellen 
(Grundeigentum,  Kapital,  Gewerbe,  Zuschüssen 
etc.)  zufliesst. 

Neben  dem  Steuerpflichtigen  selbst  waren 
nach  dem  deutschen  Entwurf  nur  die  Eltern 
bezw.  Adoptiveltern  haftbar,  und  zwar  diese 
nur  mit  der  Hälfte  ihres  Einkommens .  hezw.. 
wenn  mehrere  Kinder  vorhanden  sind,  mit  der 
aus  der  Kopfzahl  der  Kinder  sich  berechnenden 
Quote  des  halben  Einkommens. 

Diese  Zuschlagsteuer  sollte  bei  besonderen, 
die  Leistungsfähigkeit  des  Pflichtigen  beein- 
trächtigenden wirtschaftlichen  Verhältnissen 
grosse  Anzahl  von  Kindern,  dauernde  Krank- 
heit. Verschuldung,  Verpflichtung  zum  Unter- 
halt armer  Angehöriger  etc.)  auf  die  nächst 
niedrige  Stufe  herabgesetzt  werden  können. 

Was  die  Ermittelung  der  Steuerpflichtigen 
und  die  Festsetzung  bezw.  Veranlagung  sowie 
die  Erhebung   und  Verwaltung  der  Steuer   an- 
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igDKt  so  sollte  diese  nach  s  17  durch  die  ent- 
grnlchendeu  Orgaue  der  Bundesstaaten  erfolgen, 
denen  dafür  1%  der  in  ihrem  Gebiete  zur  Er- 
hebung gelangenden  Beträge  vergütet  werden 
mllten.  Der  Ertrag  sollte  nach  Abzug  der  i  „ 
50Wie  der  auf  dem  Gesetze  beruhenden  Steuer- 
Idasse  etc.  in  die  Reichskasse  messen  und  von 
dieser  «Im  einzelnen  Bundesstaaten  nach  Mass- 
gabe der  der  Berechnung  der  Matrikularbeitrage 
io  Grunde    liegenden   Bevölkerung   überwies*  n 

\V  i'l'tlt'll 

Was  aie  Hübe  des  Steuerertrages  anlangt, 
M  berechnete  ihn  die  deutsche  Reichsregierung 
Mgendermassen:    Die  auf  4  Mark  festgesetzte 
Personensteuer  würde  in  der  ersten  \  erwaltungs- 
perh.de     von     1872-1880    bei    Annahme     von 
,9  Befreiten  7850124  Mark  betragen.    Dazu 
der  Ertrag    der   Zuschlagsteuer,    welche 
bei  der  Annahme,  dass  mindestens  14    „  dei  Be- 
freiten einen  Zuschlag  von  ca    30  Mark  zu  eiit- 
B  hätten,    sich   auf  8242560  Mark    stellen 
würde      Das  Gesamtergebnis    würde   demnach 
in  der   ersten  Veranlagungsperiode  auf  ca.  lb 
Millionen  Mark,  später"  auf  19-20  Millionen  zu 
veranschlagen  gewesen  sein. 

C.  Principielles. 

5.  Begründung   der  W.     Diese    soge- 

BaunteWehrsteuer  hat  auf  den  ersten  Blick 

etwas  ungemein  Bestechendes.    Es    scheint 

mehr    als    billig,    als    dass  derjenige, 


lllllll      mein       "J^-       """Ol      .  .  'm- 

welcher  dem  Staate  nicht  mit  seinem  Blute 
zu  dienen  vermag,  als  Aequivalent  wenigstens 
einen  Teil  seines  Hutes  hingiebt.  Je  mehr 
man  aber  in  die  Begründung  dieser  Steuer 
und  m  die  Art  ihrer  praktischen  Durchfüh- 
rung sich  vertieft,  um  so  grössere  Schwie- 
rigkeiten wird  man  gewahr  werden. 

Die   Anhänger  der  Wehrsteuer    begrün- 
den   ihre    Berechtigung    entweder    mit    der 
Notwendigkeit  einer  Ausgleichung  der  Mili- 
tarist  durch   wirtschaftliche  Opfer    seitens 
der  den  Militärdienst  nicht  leistenden  Staats- 
bürger   "der    mit    dem    Hinweis     auf    die 
Grundprincipien     staatlicher    Gemein-  halt 
und  die  Notwendigkeit,   da,  wo  die  körper- 
lichen   Kräfte    zur   Ableistung    des   Militär- 
dienstes nicht  gegeben  sind,  mit  der  Steuer- 
kraft   fiü-   den  Ausfall   einzutreten,  oder  sie 
fordern   sie  endlich  einfach  aus   der   prak- 
tisch-finanziellen Erwägung,  dass  die  "Wehr- 
steuer   eine    passende    und    ergiebige    Ein- 
nahmequelle des  Staates  bilde. 

Die  zuletzt  erwähnte  Erwägung  bedarf 
keiner  weiteren  Erläuterung.  Hier  wird  die 
Wehrsteuer  lediglich  aus  dem  praktis 
Bedürfnisse  heraus  gefordert  und  mit  der 
Gesinnung  desjenigen  betrachtet,  der  jeden 
Anlass  ergreift,  an  den  sich  eine  Steuer  an- 
knüpfen lässt. 

Die  zuerst  genannten  Verteidiger  argu- 
mentieren ungefähr  folgendermassen.  Die 
Zahl  derjenigen  jungen  Männer,  welche 
durch  das  Los  oder  aus  anderen  die  Er- 
werbsfähigkeit durchaus  nicht  immer  aus- 
schliessenden  Gründen  von  dem  Militärdienst 


befreil  sind,  ilbersteigl  bei  vn  i  Zahl 

ienenden.     Daraus    ergiebt    sich    eine 
sehr   ungleiche  Verteilung   dei    Last  n 
Heerdienstes  auf  die  Staatsangehörigen;  da 
QU1    .  Qe  Beseil  c  wesentliche  Ver- 

minderung   dii   ei     >  Qgleichheil    in    natura 
nicht  möglich  ist,  so  gebieten  es  die  Gl 
sätze  .;, ■    Gerech       eit,  i  ach  einem  anderen 
Ausgleich  zu  suchen,  der  nur  in  einer  nach 
den  Vermögens-  bezw.  Binkommensverhält- 
nissen  abgestuften  Steuer  gefunden  werden 
könne.     Für   die    Einführung   einer   solchen 
spricht  auch  die  Erwägung,  dass  der  Wehr- 
pflichtige   durch    seine    Heranziehung    zum 
Militärdienst    abgesehen  von  den 
Beschwerden,  regelmässig  einen  wirtschaft- 
lichen Nachteil  gegenüber  dem  nicht  heran- 
gezogenen   Wehrpflichtigen    erleidet, 
jener   in  seiner  Erwerbstbätigkeit  nicht  un- 
erheblich behindert  und  zurückgehalten  wird. 
während  dieser   che   für  den  Erwerb    meist 
wichtigen    Jahre    der   Dieustpfhchtzeit    für 
sich  voll  ausnutzen  und  so  einen  erheblichen 
Vorsprung    erreichen    kann.      Nach    dieser 
Auffassung,  die    sich    z.  B.  in  den  Mol 
ausgesprochen  findet,  welche   die   deutsche 
Reichsregierung  dem   Gesetzentwurf  semer 
Zeit   mitgegeben  hatte,  soll  die  Wehrsteuer 
also    ausgleichend    wirken.      Sie    soll    ein 
Vuiiivalent  bilden  einerseits  für  die  Lasten 
und   wirtschaftlichen   Verluste,   welche  der 
Dienende  durch  den  Dienst  zu  erleiden  hat. 
andererseits    für    die   Vorteile,    welche    der 
Nichtdienende    durch    die    Befreiung    vom 
Dienste  dem  ersten  gegenüber  gemesst. 
Nach    der    zweiten    Auffassung,  wie 
namentlich  von  G.  Cohn  vertreten  wird,  er- 
riebt   sich   die  Wehrsteuer   als    eine   1 
des  Princips   der   staatlichen   Gemeinschaft. 
Die   Notwendigkeit    der    Arbeitsteilung    im 
modernen    Staate    bedinge    eine   Ergänzung 
der     staatsbürgerlichen    Leistungen    durch 
3a,  hliche  i  >pfer,  d.  h.  durch  Steuern.    Neben 
der    Steuerpflicht    hege    nun    den    Staats- 
bürgern    als     solchen     noch     eine     am 
schwere  persönliche  Pflicht  ob,  die  Militär- 
pflicht      ludessen    wie    der     Staatsburger 

,-n    zahle,    damit   der   arbeitsteilig 
ordnete    Staatsorganismus    dasjenige    leiste. 
was    der   Staatsbürger    persönlich   nicht   zu 
i  leisten  imstande  sei,  so   solle  Jen 
Hälfte  der   Staatsbürger,  welche   heute   au* 
körperlicher    Unfähigkeit     die    W  wörtlich 
nicht  erfülle,  mit   ihrer  Steuerkraft  für  den 
Ausfall  eintreten.     Wie  der  Staatsbürger  im 
allgemeinen    dem    besoldeten    Richter    und 
etc.    gegenüberstehe     deren 
Leistungen  ei  empfange  und  sachlich  durch 
St.  aem  vergelte,  so  solle  der  waffennnfahige 
Staatsbürger   im  besonderen  i  ongen 

der  Waffenfähigen  und  dienstleistenden 
Mäuner  entgelten,  er  solle  zahlen  nach 
seiner  Fähigkeit   für  das.  was  er  empfangt. 


?1S 


W'.'hi  - 


da  wo  er  persönlich  seine  Pflicht  zu  erfüllen 
unfä 

Es  besteht  demnach,  wie  ersichtlich,  eiu 

schied    zwischen    diesen    beiden    eben 

\   setzten  Arten  der  Verteidigung 

V\  ehrsteuer,  wenn  sie  auch   in  eil 

Punkten  zusammentreffen  und  beide  an  den 

Begrifl  der  Gerechtigkeit  anknüpfen. 

Steuer  im   eigentlichen  Sinne   kann 
sogenannte    Wehrsteuer    übrigens    nur 
dann,   freilich  auch  dann   nicht  völlig 

werden,  wenn  sie  nach  dem  Gedanken- 
gang G.  Colins  motiviert  wird;  im  anderen 
Falle  ist  sie.  wie  schon  Wagner  mit  Recht 
gentliche  Steui  r,  31  indem  eine 
Art  Ersatzabgab  ir  nicht  geleisteten  Wehr- 
dienst, eine  Specialsteuer,  die  dann  besser 
auch  einen  anderen  Namen  und  einen  be- 
stimmten mit  dem  Militärdienst  zusammen- 
hängenden Verwendungsz'«  ech  erhält. 

ti.  Bedenken  gegen  die  W.  I'nter 
den  principiellen  Bedenken  gegen  die  Wehr- 
steuer verdient  jedenfalls  dasjenige  an  erster 
Stelle  genannt  zu  werden,  welches  diese 
als  dem  Princip  der  allgemeinen  Wehr- 
pflicht entgegen  ansieht  und  in  der  Be-  \ 
fürchtung  wurzelt,  dass  die  Einführung 
einer  Wehrsteuer  den  Grundgedanken  der 
allgemeinen  Dienstpflicht  durchbrechen  und 
das  in  derselben  Weise  gelegene  Ehren- 
moment schwer  schädigen  werde.  Allein 
dieser  Einwand    muss   als   zu   weit   gehend 

zurückgewiesen  werden.     Abg 

dass    der  Gedanke   der  allgemeinen   Wehr- 
pflicht doch   zu   sehr  in   das  ganzi    _   istigi 
□  der  Nation   i'd"  rj<  :,m^  n  ist.  als  dass 
er  durch   die  Entrichtung  einer  Wehrsti  *  i 
durchbrochen   werden  könnte,    muss   es  als 
den    Thatsachen    durchaus    wider 
bezeichnet    werden,    wenn    der    Heerdienst 
nur  als  Ehre  aufgefassf  wird.    Er  ist  sicher 
eine  Ehre,  aber  eine  Ehre,  die  mit  gr 
persönlichen    und    wirtschaftlichen    Opfern 
verbunden  ist. 

Abg  diesen  allgemeinen 

n    eine  Wehrsteuer  fehlt  esj 

nicht    an    zahlreichen    einzelnen    Einwen- 

n.  welche  die  Berechtigung  derselben 

is    nicht     unbestritti  -keinen 

•n. 

Was   die    zur  jung   der   Wehr- 

Jangt,  dass 
durch  den  Diensl   selbst  und 
die     damit     verbundenen     wirtschaftlichen 
Nachteile,    namentlich   d  hluss   jeg- 

lichen Erwerbs  wähn  ad  d  i  aktiv   c  I 
schwere  Schädigung  erleide,    di 
Nichtdienende    nicht   zu    tragei     bat,    so  ist 
streitbar.    Auch  sicher, 

die  Erfüllung  der  Militärpflicht  häufig 
das  Unterkommen  in  einem  Berufe  erschwert 
und  d  läng  rer  Hauer  derselben  die 

geschäftli'        G   :  oicklichkeit    des    Dienen- 


den Einbusse  erleidet.     Allein  werden 
Verhältnisse  durch  ein  Wehrgeld  geändert? 
I1       Zahlung    eines  Wehrgeldes   durch 
Nichtdienenden  vermag  dem  Dienendei 
Lasten    des    Dienstes    nicht    zu    erlei'i 
und    die    anderen    mit    der   Ableistung 
Dienstpflicht    verbundenen    Nachteile    nieht 
zu  beseitigen.     Soll  der  Staat,   weil  er 
einen    ein    schweres   Opfer   aufzuleg 
nötigt  ist.  nun  dem  anderen  wenigstens  ein 
Erschwerung    seiner   wirtschaftlichen    I 
tenz  verursachen'.-   Der  Dienende  hat  nichts 
davon,  dass  ein  anderer,  weil  er  nicht  dient, 
eine  Geldleistung'   zu  entrichten  hat.     Moti- 
viert man   das  Wehrgeld   mit    der  No1 
digkeil  einer  Ausgleichung  der  dem  Die 
den  erwachsenden  Opfer,  so  muss  mau 
zu  der  Konsequenz  schreiten,  das  Ertr 
Iben  nicht  dem  Sta  ite,  sondern  di 
nachteiligten  zuzuwenden.    Etwa.-  Aelinl 
hat   in   erkennbarer  Weise   bei   dem    1 
derjenigen  Gesetze  mitgewirkt,   welche  des 
Ertrag  des  Wehrgeldes  ganz  oder  teil 
in    irgend    einer  Form   dem  Dienenden    zu- 
wenden, so  bei  dem  ehemaligen  bayeris 
wenn    es   den  Ertrag  des  Wehrgeldes 
schliesslich  zu  Kapitidationsvergütungen  vej  - 

wendete,  so  bei  dem  österreichischen,  d n 

Erträgnis    wenigstens    zum    Teil    zur    Auf- 
—  erung  der  Invalidenversorgung  um 
Versorgung  der  hilfsbedürftigen  Witwen  eta 
vor  dem  Feinde  gefallener  etc.  Mannschaften 
dient.      Wir    wissen    allerdings,     das-      '. 
strikte  Durchführung  des  Grundsatzes,  dass 
das  Wehrgeld   zur  Erleichterung   des   ln'ir- 
gerlichen  Fortkommens  und  zur  Begrün 
wirtschaftiieher    Existenzen    bei     gedientes 
Soldaten  zu  benutzen  sei.  nicht  möglich  ist. 
schon    weil    das    den    Gesinnungen     viele* 
Dienenden    nicht   entspräche    und   eine    -,.- 
rechte  Verteilung  undenkbar  wäre. 

Ferner  trifft  die  oben  in  zweiter  Linie- 
erwähnte  Begründung  der  Wehrsteuer  doch 
eigentlich  nur  für  jene  vom  Dienste  Be- 
!  zu.  welche  diese  Befreiung  nicht 
einem  ihre  Erwerbsfähigkeit  bedeutend  be- 
schränkenden körperlichen  Mangel  verdanken; 
Wenn  es  heisst,  dass  »jene  grössere  Hälfte 
der  Staatsbürger,  welche  heute  aus  körper» 
licher  Unfähigkeit  die  Wehrpflicht  nicht  er- 
fülle, mit  ihrer  Steuerkraft  für  den  Ausfall 
einzutreten  habe«,  so  ist  dem  gegenüber  zu 
■  ken.  dass  der  Staat  thatsächheh  durch 
das  Nichtdienen  dieser  grösseren  Hälfte  gar 
keinen  Ausfall  erleidet.  Der  Staat  kann  gar 
nicht  alle  Diensttüchtigen  brauchen,  weij 
damit  sein  Mannschaftsbedarf  überschritten 
würde.  Wie  will  man  damit  die  Wehr- 
steuer der  Freigelosten  motivieren,  die  viel- 
g  rne  dienen  würden?  wie  kann 
man  in  diesem  Falle  die  Wehrsteuer  als 
Ersatz  der  Dienstleistung  auffassen, 
wo  gar  keine  Dienstleistung  gewünscht  wird? 
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Des    weiteren    kann    nicht    verschwiegen 
lVerden.    dass    Ableistung    des    persönlicher, 
[eeiwilienstes  und  Entrichtung  eines  Wehi- 
-  zwei  Dinge  sind,   die  sieh  eigentlich 
mit  einander  vergleichen  lassen.     Sie 
sich    schon    nicht    miteinander    ver- 
heil   wenn  wir  annehmen  wollten,  dass 
li,.   Las1    des  Kriegsdienstes    und   jene  des 
Wehrgeldes    von    allen    Pflichtigen    gleich 
stark   empfunden    würden,    sie    lassen    sich 
nicht  vergleichen   bei  der  Menge  der 
umstände    welche  dort  wie  hier  den  Druck 
der  |  ^   rerschieden   empfindbar   gestalten. 
,11, .u    sonstigen    Steuern    knüpft    man 
lieh   an  Vermögens-  und  Einkonimens- 
Qtuisse  an,  die  bei  aller  Cngenauigkeit 
uzelnendoch  immer  eine  Vergleichnng 
«statten,   hier  aber  sucht   man   zwei  gai 
Grössen    einander   anzugleichen. 
Endlich  ist  nicht  zu  übersehen,  dass  das 
Wehrgeld,     dem    immer    etwas    Strafgeld- 
l  anhaftet,  zum  eigentlichen  Strafgeld 
wird,    wenn    eine    Familie   mehrere   dienst- 
untaugliche junge  -Männer  hat.     h>  liegt   die 
Gefahr  nahe,   dass   hier  im  Namen  der  Ge- 
dgkeit  nicht   unerhebüche  Cngerechtig- 
begangen  werden. 


teil  oencin^cii  »un- 
Ond  zu  diesen  und  anderen  mehr  oder 
weniger  principiellen  Bedenken  kommen 
alle  diejenigen  Schwierigkeiten  welche 
,U,  praktische  Durchführung,  die  Wahl  der 
Höhe  der  Abstufung,  die  Dauer  etc.  des 
Weltgeldes  verursachen  und  von  den.-,, 
nachher  noch  kurz  die  Rede  sein  wird 

Wenn   man    eine    halbwegs    brauchbare 
Begründung  der  Wehrsteuer  geben  will,  so 
nmss  man  wohl,  wie  auch  A.  Wagner  meint, 
mit  dem  Gesichtspuukt  der  staatsphüosophi- 
Bchen  Begründung  den  der  wntschafthenen, 
au    die    Notwendigkeit    einer    Ausgleichung 
der  Listen  anknüpfenden  kombinieren.    JJie 
ung   des  Heerdienstes    ist  eine  person- 
liche und  wirtschaftliehe  Last:  dem  Dienen- 
den gegenüber  geniesst  der  Dienstfreie  wirt- 
schaftliehe   Vorteile,    die    der    Staat    aus- 
gleichen soll.      Misslich  bleibt  ireüieh  auch 
dann    noch    der   Maugel    genügender    Ver- 
gleichspunkte zwischen  Wehrdienst  und  Ab- 
und  die  Thatsache,    dass  man  bei  Lr- 
mg  dieser  Abgab..-  dem  Staate  dm  -ins. 
eme  bestrittene  Aufgabe,  in  die  lndivi- 
dualverhältnisse  als  Werkzeug  der  austeilen- 
den  Gerechtigkeit   einzugreifen,  in  weitem 
Masse  zuschiebt.    Denn  hier  handelt  es  sieh 
;    wie  bei  anderen  Steuern,  darum,  Un- 
gerechtigkeiten   und    Ungleichheiten     mog- 
-t  zu  vermeide,,,    sondern   eme   m  tät- 
lichen   Verhältnissen    begründete    Ver- 
edenheit  der  Lasten  auszugleichen 
Nach    aUen    diesen    Ausführungen    lasst 
sich  wohl  behaupten,    dass   ein  überzeugen- 
der Beweis  von  der  Notwendigkeit  und  Ge- 
it  eines  Wehrgeldes  nicht  erbracht 


werden   kann  und  dass  mau.    um    nach  dei 

einen    oder   anderen   Seite   tri schieden 

Stellung   zu  nehmen  ■        etlu" 

,.,  i,,,,    Anschauungen   und    von 
lassen  mu         Die 
Begründung     bat    meines    Erachtens 
Fürst    Bismarck  in  den  Reden      nn    i-  fee- 
bruar  1881    (preuss.  Abgeordnetenhaus)  und 
vom   28.    Mar/    1881    (B  i    gegeben 

wenn   ei      i  Zur  Wehrsteuer   aa.1 

nur  das  Gefühl  Anlassge  wel- 

ches sich  des  Musb  ten    tragi  nd<  □  Soldaten 
bemächtigt,   wenn  er  einen  seiner  Meinung 
nach     auch     diensttauglichen     -Nachbar    zu 
Hause  bleiben  sieht  .  und:     V  lr  wis    ei 
nicht,  wie  eine  Ausgleichung  /.wi- 
schen dem,  der  im  Heere  dienen  nmss,  und 
dem    der  nicht  zu  dienen  braucht,  andei 
zu   'schaffen  ist  .  .  .     Halten    Sie 
distributive    Gerechtigkeit    für   nicht    ai 
bracht     und    nicht    erforderlich,     nun    gut. 
dann  werden  Sie  sie  ablehnen:    sie  hat  mi1 
der    Theorie    der    Steuern    nichts    zu 
thun,    sie    ist    nur  die   Ausgleichung    einer 
Last,    für  die  ich  einen  anderen  Weg  nicht 

finden  kann  .  ™-,a._ 

7.  Veranlagung   der  W.     Die    Wehi- 

steuer,  man  mag  sie  als  Steuer  oder  Ersatz- 
geld ansehen,  wird  nur  auf  Grund  der  Ein- 
kommens- und  Vermögensverhältnisse  des 
Pflichtigen  veranlagt  werden  können.  \  i 
schon  allgemeine  Steuern  dieser  Art  be- 
stehen, werden  diese  als  Grundlage  benutzt 
werden  kenne,,,  wo  dies  nicht  der  Fall  ist, 
wird  das  schwierige  Werk  einer  eigenen 
Aufnahme  der  Vermögens-  und  Einkommeus- 
vmhaltm.se  oder  mindestens  der  letzteren 
unerlässlich  sein,  wenn  man  zu  eimger- 
massen  brauchbaren  Resultaten  gelangen 
will  Als  Zusatzsteuer  wird  sie  nur  da  un- 
bedenklich sein,  wo  die  allgemeinen  Steui  r- 
erundlagen  nicht  allzusehr  gegen  die  An- 
forderungen der  Gerechtigkeit  Verstössen. 

Was  die  subjektive  Steuerpflicht  anlangi 
so   wird  diese  sich  nach   den  Einzelheiten 
der  Wehrverfassimg  zu  richten  ha- 
die,enigen   Personen   können   steuerpür. 
sein,  welche  nach  den  Gesetzen  zum  Wehr- 
dienst verpflichtet   sind    von  demselben  je- 
doch aus  irgend  einem  Grunde  befreit  wer- 
den.    \'-,   di    Thatsacb     dass    die  Wehr- 
pflicht   in    Lebensjahre    fällt,    wo   der   Be- 
treffende in  der  Regel  noch  von  den  Eltein. 
eventuell  anderen  Angehörigen    unterhalten 
wird,  hat  dazu  geführt,  m  —  1       ^ 

tigen    selbst,    senden,    auch 
Grosseltern,  Wahleltern  u.  dgl.  für  die  Steuei 
Smmen  zu  lassen.    Alle  eben  erwähnten 
Gesetzgebungen  haben  diesen  Grundsatz  an 
g ^en,gdessen    DurcMührung  fredich, 

wie    schon    bei  "K'u    ist'  ,z  V  - 

n  Schwi.  i  igleichmas- 

sigen  Belastungen  führen  muss. 
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Von  der  Abgabe  sind  regelmässig  Per- 
.  welche  notorisch  arm  sind  oder  eine 
öffentliche  Armenunterstützung  beziehen, 
Sühne,  welche  anentbehrliche  stützen  ihrer 
Eltern  u.  s.  w.  sind,  Erwerbsunfähige  und 
endlich  solche,  welche  sich  die  Dienst- 
tikeit  durch  Verrichtungen  im  Mili- 
lärdienst  zugezogen  haben. 

Wie  die  subjektive  Steuerpflicht,  so 
richtet  sieh  auch  die  Zeit  des  Eintritts  und 
die  Dauer  der  Wehrsteuer  Dach  der  Wehr- 
verfassnng.  Die  heutigen  Gesetzgebungen 
kennen  nur  jährliche  Steuersehuldigkeiten, 
Dauer  sich  nach  der  Dauer  der  Wehr- 
pflicht richtet.  Der  schweizerische  Modus, 
wonach  eine  Abstufung  des  Steuersatzes 
nach  der  Zahl  der  Dienstpfüchtjahre  (volle 
Steuer  in  den  ersten  12.  halbe  in  den 
zweiten  12  Dienstjahren)  eintritt,  ist  der  Er- 
wägung wert.  Dabei  wird  freilich  in  vielen 
Fällen  die  Hauptlast  der  Steuer  die  Eltern 
oder  sonstigen  Verwandten  des  vom  Mili- 
tärdienst Befreiten  treffen :  deun  der  eigent- 
liche Steuerpflichtige  ist  häufig  erst  in  spä- 
Jahren  in  der  Lage,  aus  eigenem  Er- 
werb die  Abgabe  zu  leisten. 

Viel  umstritten  ist  auch  die  Frage  nach 
der  Höhe  der  Wehrsteuer.  Im  allgemeinen 
wird  dieselbe  höher  sein  dürfen,  ja  müssen. 
ine  gewöhnliche  Steuer.  Hohe  Steuer- 
sätze rechtfertigen  sich  besonders  dann. 
wenn  man.  wie  in  der  Schweiz  und  in 
[reich,  die  Steuer  als  eine  Ersatz- 
leistung für  die  Opfer  des  persönlich  nicht 
äteten  Heerdienstes  ansieht.  Mit  dieser 
Auffassung  hängt  es  auch  zusammen,  wenn 
nach  dem  Gesetze  der  Schweiz  das  Wehr- 
während eines  Krieges,  der  dem 
Dienenden  erheblich  grössere  Anstrengungen 
und  Opfer  auferlegt  als  der  Dienst  im 
Frieden,  bedeutend  erhöht  werden  kann. 

Was  endlich  die  Verwendung  der  Er- 
trägnis-- der  Wehrsteuer  anlangt,  so  können 
entweder  wie  die  anderen  Steuern 
i"  'D  ine  Staatskasse   fliessen   oder 

von  vorn  herein  für  einen  bestimmten  ge- 
setzlich f(  ,,  Zweck,  der  mit  einer 
direkten  oder  indirekt.-!)  Unterstützung  der 
den  Wehrdienst  !.•  istenden  zusammenhängt, 
verwendet  werden.  Das  letztere  empfiehlt 
und  geschieht  auch  wenigstens  teil- 
weise da.  wo  man  die  Wehrsteuer  als  eine 
Ersatzleistung  ansieht. 
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Wein  und  Weinsteuer. 

I.WeinundWeinbau.  1.  Der  Wein  in 
geschichtliche  Entwickelung  des  Weinbau-  S 
Weinbereitung:  und  Weinbehandlung.  Techni- 
sches. 3.  Statistik  des  Weinbaus  und  Weinver- 
kehrs.  IL  Die  Weins  teuer.  1.  Allgemeine 
2.  Die  Stenerformen.  Produktions-  oder  Fabrikat- 
steuer. 3.  Transport-  und  1  'irkulationssteuern, 
4.  Die  Handelssteuer,  in.  Gesetzgebung. 
1.  Deutsches  Reich.  2.  Württemberg.  3.  Baden. 
4.  Hessen.  5.  Elsass-Lothringen.  6.  Österreich- 
Ungarn.  7.  Grossbritannien.  8.  Frankreich. 
9.  Andere  Staaten. 

I.  Wein  und  Weinbau. 

1.  Der  Wein  und  die  geschichtliche 
Entwickelung  des  Weinbaus.  Der  Wein 
ist  ein  Gärungsprodukt  aus  dem  Safte  dei 
Weintrauben,  den  Früchten  der  Rein:-  des 
Weinstockes.  Das  beste  Gewächs  liefert 
die  Edelrebe  (vitis  vinifera  L.)  der  Alten 
Welt.  Andere  Arten  kommen  in  Amerika 
vor,  wie  die  vitis  riparia,  cordifolia,  aesti- 
,ili-,  labrusca  etc.  Die  geographische  Ver- 
breitung der  Weinrebe  reicht  vom  30°  süd- 
licher Breite  bis  zum  52°  nördlicher  Breite. 
Den  nördlichsten  Weinbau  hat  Bomst  in 
Posen. 

Die  Heimat  der  Rebe  weist  unzweifelhaft 
auf  Asien  hin  und  zwar  höchstwahrschein- 
lich auf  die  Anlande  des  Kaukasus,    wo  sie 
noch    in    grösster    Ueppigkeit    wild 
st.     Auch    die   Sage    deutet   auf  ihren 
asiatischen  Ursprung,   wie  die   Erzählungen 


Wein  und  Weinsteuer 


721 


n  .1,  und  Bacchus  darthun.  Nach  ge-  280  n.  Chr.  begründet.  Leiter  isi  die  Wem- 
"•n  ?i  vll  hten  wetteifern  die  kultur  an  der  Mosel,  die  man  zu  Gallien 
■'      n    ,  ,  den  PhöSrn  um  den  Rohm,  rechnete    und  im    3.    Jahrhundert 

Bpeaen  mit  den  rnoaiamn  beträchthch  war.     Der 

erste    weinbauende   Volk  n.^in  n.^m    sc^  ^  verbreitete  sich  „,Ul,.  den 

Karolingern    und    Hohenstaufen    sehr    weit 
nach  Norden  bis  in  die  preussischen  Marken 

l  1       r  "i_ 1  \;,  >      Vnlon-fi     ,  i,  .  !•    1  ,,    T  i'shni- 


,  mirde  dV  Rebe  schon  ums  Jahr 
oii  x  ehr  gepflegt,  jedoch  der  Weinbau 
08  5  Jahrhundert  v.  Ohr.  gänzlich  ausge- 
rtel  Die  Phönizier  dagegen  brachten  den 
einstock  auf  ihren  Handelszügen  nach 
„i  westlichen  Mittelmeerbecken  zu  den 
,el„  des  Archipels,  nach  Chios,  Mitylene 
,(1    Tenedos.      Ihr   Tochtervolk,    die    Kar- 

r  war  bereits  in  der  Bereitung  des 
ttabrüchweins  bewandert,  woraus  sich  au- 
.huipii    lässt.    dass    das    älteste  Kulturvolk 


und  nach  Litauen.  Die  Anlage  der  berühm- 
testen Weinberge  des  Rheingaues  fällt  ms 
9.  und  10.  Jahrhundert.  Im  30jähn 
Kriege  wurde  das  Kulturgebiet  des  Weins 
erheblich  eingeschränkt.  Der  fränkische 
Weinbau  soll  der  Legende  nach  zu  Begrün- 
dern den  Herzog  Priamus  und  die  heilige 
i  Adelheid  (745)  haben.  In  Oesterreich  ist 
Vu,    Phfinizier     mit    der   die  Weinkultur    ebenso  alt  wie  in  Deutsch- 

Itertume  eine  bedeutende  Wemkultur    wo     u      .hm  u  w    dg*  -  ^^ 

""    läTf   TtTvor! ^der'BerteiS  Probus°       t'  Weinstöcken     verschen     und 
eiche   berichtet   btrabo   \on  der    ueroerei    rrouu       i  1ifl..,.7t0    1044    "Weinstocke 

schwung.     Das    berühmte    Tokayer    Gebiet 

trieb  schon  im  15.  Jahrhundert  Weinbau, 
doch  stammt  sein  Weltruf  erst  aus  dem  17. 
Jahrhundert,  als  man  den  Ausbruch  bereiten 

lernte.  ,      . 

In   Afrika   wurde    1685    durch    ausge- 
wanderte Hugenotten  der  Wein  am  (Jap  der 


laktriana,  Ariana,  Hyrkama  und  Margiana 
uich  im  alten  Indien  dürfte  der  Rebbau 
iskannt  gewesen  sein. 

Der  Weinbau    in   Europa   begann    aut 

mechischen   Inseln.    Von    %xos    soll 

Im   der   Sage   nach  der  Thrakier  Eumolpos 

,ach  Attika,  Pelops   nach  dem  Peloponnes, 

Eadmus  nach  Theben,  ^^.^P^]^^^^^^.    D^  holländische 

mmmmmm 

d>0r  war  unter  Aurelian  und- den  Antomnen  UWeirJand«     Ind le ssen   ™ra     f        ,.inem 
bekannt  als  weinbautreibende  Gegend.. Kaiser  la  Nordamer ika   erst    sed    e*^.^ 


Karl  der  Grosse  legte  die  ersten  Weinberge 
in  Burgund  an,  und  französische  Pilger  und 
Kriegsleute  versetzten,  aus  den  Kreuzzügen 
heimkehrend,  die  orientalischen  Reben  nach 
Frankreich.     Ebenso    ist    der  Weinbau    bpa- 
niens  sehr   alt;   er  geht  auf  die  Zeiten  der 
äer    zurück.    Nach  Plinius  führten  die 
Körner    hispanischen    Wein    m    Italien    em. 
Im    16.  Jahrhundert   versetzte  der  deutsche 
Weinbauer    Peter    Simon    rheinische   Reben 
nach  Malaga,    die    jetzt    den    edelsten    spa- 
nischen Wein  liefern.    Auch  die  portugiesi- 
n  Weine  und  diejenigen  der  atlantischen 
In   hatten   frühzeitig  einen  grossen  Ruf. 


halben  Jahrhundert   und   zwar  vornehmlich 
durch    deutsche  Ansiedler   kultiviert.     Das 
geschätzteste     Gewächs     liefert     die 
Katawba.  die  teils  zu  stillen,  teils  zu  mous- 
sierenden Weinen  gearbeitet  wird. 

2  Weinbereitung  und  Weinbehand- 
lunsr.  Technisches.  Der  Wem  wird  ans 
den  Trauben  dadurch  bereitet,  dass  der  batt 
der  Beeren  auf  mechanischem  Wege  aus 
der  Frucht  gepresst  und  durch  einen  bra- 
rungsprozess  in  eine  angenehme,  leicnt  Be- 
rauschende alkoholhaltige  Flüssigkeit  ver- 
wandelt  wird.  „     , 

Da  beim  Reifen  der  Tranben  der  Zucker- 


Inseln   hatten   frühzeitig  einen  grossen  Kut.         in  ,fln;mmt    der  Säuregehalt   aber  ab- 
1421     verpflanzte    Heinrich    der    Seefahrer   gehalt   z  n  mint.  ■  au rege  Stocke 

Rebstöcke  aus  Kreta  nach  Madeira   und  die   nimmt ^sodasst  man  d  .      . 
Canariensekte  stammen  von  Reben.dieKai-n  .  I  g^-^fefifÄo  nach  der  Ernte 
vom  Rhein  sandte.  .  TaF-i  00     ttcvhsrent    durch    Pressen    oder 

Der   deutsche  Weinbau   am  Rhein   ward   ^einlese     Herteten)    ^  ^  ihr 

durch   gallische    und   hispanische  Legionen  |  »Keltern«  zerquetseni  ^ 
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Saft  oder  Most  gewonnen.  Der  Most  wird 
dann  in  Gärung  gebracht,  wobei  zur  Berei- 
tung von  Rotwein  die  Schalen  (Bälge)  der 
roten  Tranben  mit  vergären  müssen,  da 
mir  sie  den  Farbstoff  enthalten.  Die  Gärung 
hieht  in  Fässern  oder  lüden  und  zwar 
freithätig  ohne  Zusatz  von  Eefe.  Der  gä- 
rende Most  heisst  Sauser,  Federweiss  oder 
Bitzier.  Durch  den  Gärungsprozess  zerfallt 
der  Zucker  in  Alkohol  und  Kohlensäure. 
Audi  entstehen  Glycerin,  Bernsteinsäure 
und  bouquetbildende  Substanzen.  l!ei  der 
folgenden  Nachgärung  veredelt  sich  der 
Wein  fort  und  fort  und  die  Kellerbehand- 
lung ist  daher  von  grosser  Bedeutung  (Aus- 
bau, Kellerbau).  Den  besten  Wein  erhält 
man  durch  das  Aussuchen  oder  die  Auslese 
der  besten  Beeren  und  Trauben  (Auslese, 
Ausbruch).  Auch  legt  man  mitunter  die 
gepflückten  Trauben  in  die  Sonne.  Der  da- 
durch gewonnene  Wein  heisst  Strohwein 
oder  Sekt. 

Trüben  oder  langsam  gärenden  Wein 
sucht  man  durch  Beigabe  von  Hausenblasen 
zu  schönen.  Verschneiden-  der  Weine  ist 
die  Mischung  verschiedener  Weine  im  Inte- 
resse  des  I  reschmacks. 

Süsswein     oder    Liqueurwein<    ist   ein 

ibliehes    Produkt,    das    ans    der    Bei- 

misi  hung    von    Zucker   und    Sprit    zu    den 

Naturweinen  gewonnen  wird.     »Kunstwein« 


dagegeu    nennt    man    ein    weinartiges    Qe- 
tränk,    das    aus   getrockneten    Weiubi 
Trestern,   Hefen   oder  sonstigen  künstli 
Ingredienzen  hergestellt  wird. 

Die  Darstellung  von  Schaumwein  ii.'ham- 
pagner)    geschieht   dadurch,    dass   man 
Rohstoff  (Brutweiue)  tinter  Zusatz  von  Co 
einen      zweiten     Gärungsprozess     auf 
Flasche  durchmachen  lässt  und  dem  Prodnkl 
Zucker  beigiebt. 

3.  Statistik  des  Weinbaus  und  "Wein- 
verkehrs,    im  Weinbau  überragt  die 
päische  Produktion  an  Menge  und  Güte  die 
Erzeugnisse     der    übrigen    Weltteile. 
Anteil,  den  die  Weinkultur  an  der  beba 
Bodenfläche  hat.   ist  in  den  sieben  wii 
steu  Weinbauländern  folgender: 


Länder 


Italien .     . 
Frankreich 

Spanien     .  . 

Ungarn     .  . 

Oesterreicfa  . 

Portugal  .  . 

Deutschland  . 


Wein  b  au- 
flache (in 
1000  ha) 


343° 
1S37 
1605 

365 
210 
200 
120 


i'„  iei 

Bndi'li- 

Bäche 


6,3 
4.9 

2,S 

1,3 
0.6 

2,2 
0,25 


Die  W  e  i  n  e  r  n  t  e  ergab  folgenden 

1893 

Italien 32,163 

Frankreich 50.069 

Spanien 25,100 

Ungarn 0,939 

1  lesterreich 3,000 

Portugal 1,900 

Deutschland 5,4°° 

Algier 3,937 

Tunis 0,140 

Azoren,  Madeira.  Canarien    .    .  0120 


sngen-Ertr 

tg    in  Mill. 

hl.) 

1895 

1897 

1898 

1899 

1900 

21.343 

25.758 

31,500 

29,000 

2().;00 

26,687 

32.35° 

32.2S2 

47,907 

C7.352 

17,250 

18,900 

24.750 

22,500 

23.5OO 

2,865 

1.200 

0,900» 

3  000 

,950 

3,000 

1.800 

1,900; 
2,100 

3.200 

1,995 

2,500 

2,500 

6.300 

3,645 

2.100 

1.800 

2,000 

3.000 

3,797 

4-367 

5,221 

4,648 

5-444 

0,179 

0,090 

0.120 

— 

O.25O 

0.2 10 

0,250 

0.235 

0,300 

O.320 

Von  den  übrigen  weinbauenden  Ländern 
erzeugten  (Mill.  hl  i.  J.  1900):  Russland 
2400,  die  Schweiz  1560,  die  Türkei  und 
Cypern  2200,  Griechenland  mit  Inseln  900 
(1896  2100,  ISO!)  1500),  Bulgarien  3  100, 
Serbien   1200,   Rumänien  4150  (1896   7500, 

L899  6 |,    Vereinigte  Staaten  NA.  1430, 

\ rgi  utinien  1850,   Hole  3100,    Peru  2200 
u.  .-.  w. 

In  den  oben  erwähnten  7'  Hauptproduk- 
tionsländern wird  der  durchschnittliche  Pro- 
duktionswerf  geschätzt 


Italien  auf 
Frankreich  ,, 
Spanien  „ 
1  agarn 
<  lesterreich  „ 
Portugal  „ 
Di  atschland. 


20,00 
16,00 
17,00 
24,00 
12.00 
20,00 
56,80 


M 


per  hl 


Der  Wert  der  Weineinfuhr  beträgt  in 
Frankreich  309,900  Millionen  Francs  und 
derjenige  der  Weinausfuhr  218,300  Millionen 
Francs.  In  Italien  beläuft  sich  der  Wert 
der  Ausfuhr  auf  68,000  Millionen  Lire 
Spanien  auf  139,740  Millionen  Pesetas  und 
in  Portugal  auf  10,914  Millionen  Milreis. 
In  <  lesterreich  erreicht  die  Weineinfuhr 
einen  Wertbetrag  von  32,800  Millionen 
Kronen.    S.  weiter  die  Tabelle  auf  folg.  Seite. 

II.  Die  Weinsteuer. 

1.  Allgemeines.  Die  Weinsteuer  ist 
eine  innere  Verbrauchsabgabe  vom  Wein. 
Sie  zählt  daher  zu  den  Aufwandsteuern  und 
zwar  zu  den  Geträukesteuern.  Zur  Er- 
gänzulm der  inneren  Verbrauchsabgabe  wor- 
den von  dem  aus  dem  Ausland  eingeführten, 
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Im  Deuti 


jhen  Reiche  zeigt  Sie  Ein-  and  Ausfuhr  von  Wein  folgende  Zahlen: 


E  i  n  i  n  li  r 


is  Frankreich  .  .  . 
riechenlaud  .  . 
Italien  .... 
0(  sterrcich-Ungarn 
Portugal  .  .  - 
Spanien  .    .    .    - 

,    Türkei    .... 

.  Aus  f  u  h  r 


ich  Belgien  .  ■ 
Grossbritannien 
Niederlande  . 
Etnssland  .  . 
Schweiz  .  . 
Vereinigte  Staaten 


.    E  i  n  f  n  h  r 


1895 
Tau- 
gend 

Ton- 
nen 

1. 

67.369 

31,597 

1,402 

13,093 
8,553 
3,004 
5,836 

2.432 

1 2. 1 50 

i,237 
1,043 
0,964 
0,666 
2,364 
4,3iS 


Mill. 

Mark 


F  a  S 

34-9 

16,2 

o,7 
3,3 

5,7 
3.i 
4.0 
0,5 


1897 

Tau- 
send 
Ton- 
nen 

wein 
66,S62 

31,828 
2,225 
9,998 
7,564 
3,040 
7,348 
3.059 


Mill. 
Mark 


34-7 

16,4 
0,8 
3,o 
5,3 

3.2 

4-7 
0.7 


Tau- 
send 

Ton- 
nen 


Mill. 

Mark 


L900 
Tau- 
send 
Ton- 
nen 


Mill. 

Mark 


10      3^0        75.3c. 


32,039 
2,613 

S.o;o 
2,816 
9,456 
3,664 


8.8        13.47S        0.0        13-404        2£ 


16,9 
0.9 
3-1 
5,4 
3-0 
6,0 
9,2 

0.8 


1,0 

1.1 
o,9 
1,1 
0,8 
2.8 


1,632 
0,264 
o>So 
3,641 

3-°s4 
I.97S 


1,1 
1.0 
0,7 

1.2 

1.1 
2.4 


2.    Flaschenweine: 
1.3 


ns  Frankreich 

I.    Ausfuhr 


ach  Grossbritannien .    . 

„     Niederlande    .     .     . 

Oesterreich-Ungarn 

..     Vereinigte  Staaten 


Einfuhr 


0,638 
0.407 

6,495 

2,441 
0,663 
0,231 

1.521 


Ü 
0.9 
10.2 

4-4 
0,9 

°,5 
2.0 


0.7S3 
o.?44 
7.6S7 


1.0 
11.2 


3-144 
o,738 
0.266 

4-7 
l,° 
o.5 

1,570 

2,0 

OS  Frankreich  . 
[I.   Ans  f  u  h  r 


3.   Seh  a  u  m  w  e  1  n  e  : 

2.132       4.S         2.457        5-5 

2,109       4,7  2.434        5,5 


1.745 
2,262 

o.999 
0.732 

-■471 
3,296 


0.670 

o.434 

7-983 

2.89^ 

0.290 
1,687 

2.7S9 
2.704 


1.1 

1,4 

o.7 

!,3 

1,1 
2.0 


1,1 

o.S 
10,6 


1.0 
o!6 


6.2 


32.892 

13.398 
4.341 

14.122 

2,169 
2,263 
i.o>6 

0.69S 
2.477 
3-293 


ojSS 
0.509 
10.616 

2.474 
0.732 
0.329 
1,654 

4.20S 
4.xS5 


3^ 

17.3 
0.9 

5-3 
3,i 
7.0 
0.9 

E£ 

1.4 
1,3 

0,7 

1,2 

1,1 
1.9 


hl 
0.9 

Sa 

2.9 
1.0 

0.0 

2.. 


9-5 

9-4 


nach  Grossbritannien.     . 


,.707        1$  1^604        i_S  M>2S        2j_  2^045         r_2 

0,978        1,1  c.962        l,i  1,062        1,2  1,119         1,2 


zum  inländischen  Genuss  bestimmten  W  ein 
Wein  zolle  erhoben.     Der  Wein  weist  auf 
eine  ergiebige  Steuerquelle  hiu  und  erscheint 
als  brauchbares  Objekt  für  eine  innere  Auf- 
wandsteuer um  so  mehr,   als  derselbe  nach 
unseren  gegebenen  Genuss-  und  Nahrungs- 
verhältnissen   überwiegend  ein  Artikel   der 
Luxnskonsumtion     ist.       Nur    in    wenigen 
uden  ist  er  das  übliche  Getränk  breiter 
iten    der   Bevölkerung,   wie  in  Frank- 
reich.   Tirol .    Ungarn    etc.,    und   auch    hier 
wird  er  immer  mehr  durch  anderweite  Nah- 
rungsmittel zurückgedrängt.    So  einfach  sich 
nun  che  Frage,   ob  der  Wein  durch    Ver- 
brauchssteuern zu  belasten  sei,  beantworten 
.   so  schwierig  ist  die  steuertechmsche 
Durchführung  dieser  Aufgabe.    Sie  ist  leicht 
zu  lösen,   wenn  es  sich  um  che  Einfuhr  von 


Weinen  aus  dem  Auslande  ins  Inland  han- 
delt, wo  dies  durch  Grenzzölle  hinreichend 
ausgiebig  und  sicher  geschehen  kann 
wird  aber  äusserst  verwickelt  und  umständ- 
lich wenn  man  die  innere  Produktion  er- 
fassen will.  Namentlich  bietet  hier  die 
Abstufung  des  Steuennasses  nach  Gute  und 
Wert  ungemeine  Schwierigkeiten. 

Die  Steuerformen,  welche  in  Betracht 
kommen,  sind  drei:  Produktion-  (Fabrikats-) 
Steuern,  Transport-  und  Bandeksteuern. 
Den  Schwierigkeiten,  welche  aus  der  L  nzu- 
längliehkeit  der  einzelnen  Steuerarten ^  her- 
ben, hat  man  in  neuerer  Zeit  durch 
eine  Verbindung  der  verschiedenen  Erhe- 
bungsformen zu  begegnen  gesucht. 


2.  Die   Steuerformen. 


Die  Produk- 

46* 
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tiniis-   oder  Fabrikatsteuer.    Sie  ist  ent- 
weder 

a)  Fläcliensteuer.    An   und  für  sich 

mancherlei    Vorzüge.      Sir 
allem  einfach  und  leicht  kontrollierbar 
und  befreit   den  Weinhandel   und  den  Ver- 
uiit  Weinen  von  lästiger  und  beschrän- 
c  Beaufsichtigung,  weshalb  sie  gerade 
aus   steuertechnischen  Gesichtspunkten   em- 
pfehlenswert   sein    würde.      Allein  anderer- 
-  its   ergeben   sich   wiederum  grosse  Nach- 
teile aus   der  gerade  bei   der  Weinproduk- 
tion beachtenswerten  Cngleichmässigkeit  des 
Pruchtertrags    nach   Bodengüte    und    Lage, 
und  bei  keinem  anderen  landwirtschaftlichen 
Produkte   unterliegt   die  Ernte  je  nach  den 
Witterungsverhältnissen  ähnlichen  Schwan- 
kungen.   Weitere  Schwierigkeiten  erwa 
aus  dem  Termine  der  Steuerzahlung;   denn 
die  Abgabe   muss   zu  einer  Zeit  entrichtet 
werden,   wo   der   Weinbauer   nicht  entfernt 
kann,   ob   der  zu   erwartende  Er- 
trag   den    angenommenen-  Voraussetzungen 
entspricht.    Audi  die  Ueberwälzung  auf  den 
schliesslichen     Konsumenten     ist     bei     der 
Flächensteuer    nur    unvollständig    und    un- 
r  zu  erreichen.    Fernergreifen  Schwie- 
iten  der  Rückvergütung  der  Steuer  bei 
Ausfuhr  gebauten  Weines  oder  Mostes  hin- 
dernd   ein.       Neben    der    Grundsteuer    er- 
.!.  bringt  endlich  die  Fläcliensteuer  die 
der   Doppelbesteuerung    mit 

1  ider  sie  ist 

b)  Fabrikat-    oder    Keltersteuer 
nach     dem     wirklichen     Erzeugnis. 

i  jsform  ist  zweckmässiger;  sie 
!ur  Bestimmung  des  Steuei 
bei  Besteuerung  des  wirklichen  Ertrages 
Klassifikati'in  der  Weinberge  und  zur 
Ermittelung  der  zu  versteuernden  Wein- 
mengen  Anmeldepflicht  der  Weinprodn- 
zenten  hinsichtlich  des  im  Herbste  geernteten 
Mosti  s.      Dan  müssen    diese   Angaben 

b  Aufnahmen   der  Steuerbehörden  kon- 
trolliert und  beide  Ergebnisse   mittelst  Ab- 
itzung    durch    ortskundige    Sachverstän- 
lichen  werden.   Für  Hefe.  Trübwein 
und    andere    Abgänge    sind    entsprechende 
Abzüge     zuzulassen.      Indessen     ist     eine 
jelhafte  Abstufung  der  Steuersätze  nach 
Qualität  des   Ertrages  kaum  zu  vermeiden, 
Schablone  muss  vielfach    ein  individua- 
ndes  Verfahren  ersetzen  und  die  Steuer- 
technik i.-t  ausser  -lande,  die  Differenzierung 
nach  und  Kellerbau  zu  wün 

Andere    Missverhältnisse    gründen    in    der 
Vorausentrichtu  Steuer  mangels  ge- 

eigneter Zahlungsfähigkeil   der  Weinb 
in   guten    wie   in    schlechten   Jahren,  wenn 
geringer  Qualität  oder  bei 
starker  Zuführung  auf  dem  Markt  an  Nach- 
Pn      q    fi  hlt.    Diese    um- 


stände machen  die  Bewilligung  weitgehi 
Nachlässe    in    schlechten    Erntejahren 
wendig  und  erfordern  die  Gestattung'  langer 
Zahlungsfristen    bei   langsamem    oder 
nügendem    Absatz.      Infolgedessen    hat 
Fabrikatsteuer  vornehmlich  nach  der  fii 
politischen   Seite    hin    wegen    der   Schwan- 
kungen der  Weinlese  und  des  Steuerertl 
ü)  verwiegende  Nachteile. 

3.  Transport-  und  Cirkulationssteuern. 
Sie  treten  in  einer  dreifachen  Form  auf. 

a)  Versands! euer.     Zu  ihrer  Veran- 
lagung   ist    die    vorausgehende    Anmeld 
der   Mengen    und    Gattung   des   Wein-, 
Zahl  und  Zeichen  der  Behältnisse,  der  Per- 
son    des     Versenders,     Frachtführers    und 
Empfängers   sowie  endlieh    die  Angabe  des 
Ortes  der  Verladung  und  Einlage  gefordert 
Nach  dem  Befunde  der  dann  folgenden  amt- 
lichen   Durchsicht    erfolgt   Berechnung  und 
Erhebung   der  Steuer.     Die  hierüber  au 
stellte    Urkunde    dient    als    Beglaubigi 
und  Begleitschein   der  darauf    zugelas 
Transporte.     Ohne   eine  solche  Legitimation 
ist  jede  Sendung  zu  verweigern. 

b)  Einlagesteuer.  Die  Anmeldung 
zur  Steuer  hat  vor  der  Einlagerung  in  den 
Weinkeller  des  Empfängers  der  Sendung  zu 
geschehen.  Zu  diesem  Zwecke  bildet  die 
Anmeldung  vor  Absendung  durch  den  Ver- 
sender die  kontrollierende  Grundlage  zur 
Gegenprobe.  Der  Begleitschein  ist  allen 
VVeinsendungen  beizugeben  und  vom  Em- 
pfänger vor  der  Einlagerung  bei  An  nie! 

zur    Steuer    der    Finanzbehörde    auszuhän- 
digen. 

Beide  Formen  pflegen  miteinander  in 
Verbindung  gesetzt  zu  werden.  Die  Ver- 
sandsteuer erfordert  steuertechnisch  lediglich 
die  Oeberwachung  aller  Weintransporte  vi 
der  Abfassung  am  Bezugsorte  bis  zur  Eiu- 
kellerung.  Die  Einlagesteuer  ergänzt  diese 
Kontrolle  durch  wiederholte  amtliche  Re- 
vision unmittelbar  vor  Verbringung  in  den 
Keller  des  Empfängers.  Die  Versandsl 
pflegt  regelmässig  vom  Absender,  die  Eiu- 
lagesteuer  vom  Empfänger  erlegt  zu  werden. 
Doch  pflegt  bei  der  Versandsteuer  nicht 
selten  die  Steuerzahlung  dem  Empfänger 
auferlegt  zu  werden,  um  insbesondere 
Weinsendungen  zum  Kleinverkauf  eine  Be- 
aufsichtigung der  Getränkeeinlagen  der  Ver- 
schleisser  und  Wirte  durch  die  Steuerstelle 
ihres  Wohnortes  zu  ermöglichen.  Diese 
beiden  Arten  der  Transportsteuern  vermögen 
viel  vollständiger  als  die  Produktionssteueru 
den  Weinkonsum  zu  treffen,  da  sie  allen 
Verkehr  mit  diesem  Getränke  auffinden. 
Bei  entsprechender  Verknüpfung  beider 
Erhebungsformen  kann  die  Versandsteuer 
den  Verkehr  von  Ort  zu  Ort,  die  Ein]  -  - 
Steuer  den  Keller-  oder  Lagerwechse]  zum 
Anfangspunkte   der   Besteuerung    nehmen. 
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._.. 


«ja«  £ää      £« 

,„■  Leistung  herangezogen  wercl.  n. 

,.,  Eingangs-  oder  Chorsteuer. 

„,,.,-    Verzicht   auf   die    Allgemeinheit    der 

»euer   kann    mau   dieselbe    auf    denjenigen 

br  mit   Wein   beschränken,  der  in  die 

,täd1 ler  geschlossen te    eingebracht 

vi,,l       Bei    Stii.lt.ai    in    weinbautreibenden 
; ,„l.n    ist    ausserdem   noch  eine  beson 

-        ....        ,  .        ii_        Cr...       .1;.,       V..11..1-IIVI1I    11 
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rn  erfolgt,  und  somit  wird  nur  ein 
Teil  des  Weinverbrauches  besteuert.  Es 
entgehen  der  Steuer  namentlich  die  Wein- 
einlagen   der  Privatleute    und  damil  oft  die 

;en  Weineinlage 
möglicheren  und    stenerfähige        ;      aente. 
b)  Lizenzen,  welche  vom  Kleinverkaui 
von  Wein,  bisweilen  auch  vo      Gh 


.    S   fce KeUer^X  UZb^e^mFürde      D 
[vellerkontroüe    im    un  _  iV'-11  .   ,    „nlf>he   iheaben    nur   in   sehr  mass 

sä ; i;£»r£Sfe°BÄ 

4.    Die    H»delsSt.Mr.     S»    komm,  toM-*«", [ts] a 

IU  Betracht  als  .  Beurteilung  der  Einträglichkeit   Stärke  des 

f  AbgabevTS3d£    S  Ähkuse.   BesS  und  Absatz^   fehlt     Um  d 

SStarf^  Wegdarf   im-  be-   üebelstande  ^entgegenzutreten,   hat  man  1- 


icnen  werden   nach  vorausgegangener  Au- 
des  Geschäftsbesinnes  bei  der  Steuer- 
te   welche  alsdann  eine  Aufnahme  des 
Vorrates   an  Getränken   verfügt     üeber  che 
Weineinlagen,   die  steuerfreien  Verkaute  im 
.,,...,.,    1  \, --verkaufe),    die    Abgänge    von 

~  .  i     tt.  r.         :^     ■ttW*-..    Hon     1    lirrl 


weilen  den  Versuch  gemacht,  die  Lizenzen 
als  Repartitionssteuera  umzulegen,  jedoch 
meist  ohne  befriedigendes  Ergebnis,  da  in 
der  Stärke  des  Besuches  häufig  ein  plötz- 
licher Wechsel  eintritt.  Wirtschaftsein- 
stellungen   zu   erheblichen  Ausfällen  fuhren 


grossen    ,  Vorverkäufe),   die    Abgänge    vo,, ,  *™"l"f™™e^Mgen  ^y  :  ,      _         Q   uad 
SÄSÄ,  SS^ÄÄS  SÄHg?  der  Wirte  Reibungen  ver- 
ttdere  Konten   zu  führen      »*SteiU£  a™produktionssteuer  trifft  den   Wer- 
bung  schhesst   sich  hier  an  to  Aus  ^  vollständiger  als  die  Cirkulaüons- 
ink  an    Ohmgeld,   l ,mgeld)  und  wirü  in    veruui      fTranSDOrt-     und     Schanksteuern). 
Qten  der  Kleinverkaufspreise  bemessen ^  s^  ° n   smh  den   Kunstwein.     Es    dürfte 
Zu   diesem   Behufe   ist   eine  >ontrolherang  ■  n  cht    an    sml     de  J^  vi,n  Qh._ 
der   Ausschankpreise    und    eine    periodische  ™*™^g£  empfehlen.     Der   Verkehr 
Revision  der  Weinbestände  notwend.g     Zur    ^aüo^teue^  1        V            Versandsteuern, 
Sicherung    der    Steuer    die .che üeber    von Ur -  zu  u                     ^  ^ 
wachung    sämtlicher    ^  Antransporte.     iJie    ^enge                        herangezogen  werden, 
aus   diesem    Systeme   hervorgehenden    Um-   ^zm^k  ;  > -^  »^         -    J^   ()rte 
|ändlichkeiten    und    Nachtei  e     assen    sich   Wechsel  ^  Wenige  ^J^ 
Brach  Vereinbarimg  von  Durchschnittssteuei 
summen     (Pauschalen)     oder    Abfindungen 
(Abonnements)  verringern.    In  diesem  lalle 
müssen  die  Weintransporte  für  \\  lrte  über- 
wacht und   die   Weineinlagen  und  -versen-   ™^^toa  d^Weinbestand  der  Wein 
düngen   im  grossen   durch   Fuhrung  beson-   £°»ftoDmMg Qe^            Mass    fiU.  den 
derer  Konten   hierüber   kontrollier     ^KÄ^JSgt     werden,     was 
Der  hauptsächlichste  Vorzug  der  ■Klein-  ^^~anSon  der  Weinbesteüerung 
v-rkaufsabgabe  ..st    die    gleiehmassigejfe-   z^die  ^^     indes  de).  ein 

ist     diesen    Teil    der    Weinproduktion    zur 
Steuer  heranzuziehen.    Der  Kunstwein  wäre 


«riebt  der  Einlagesteuei  Veranlassung  wirk 
tarn    zu   werden,    und    der    Verschluss   im 
kleinen     kann     durch     eine     Schanksteuer, 
eventueU  in  Verbindung  mit  Lizenzen 
steuert  werden.     Allerdings    müsste    durch 


rang  des  Weingenusses  über  das  ganze 

Land.      Die    Steuer    wird    erst    nach    dem 

Cebergan°-e  des  Weins  in  den  Konsum  und 

in   Prozenten    des   Erlöses    aus    dem 

Verkauf    bemessen    und   erhoben.      Intolge- 

n  ist  auch  die  Zugrundelegung  höherer 


an  den  Produktionsstätten  durch  geeignete 
\ufsi.htsv,.i'schriften  zur  Leistung  zu  ver- 
anlagen   und    endlich    wären    alkoholisierte 


dessen  ist  auch  die  Zugrundelegung  hoUerej  W*^  £™\n  {estgesetZtes  Gradver- 

Sätze  und  damit   die  Erzielung  höherer  Er-  Werne    wenn  sie ei  B  Grundsätzen 

träge  erleichtert.     Letztere   werden   ausser-  1  ^  w. 
dem    stetigere    Ergebnisse    liefern,    da  _  die 


niedrigeren  Preise'  der  schlechten  Jahi - 

durch"  die     höheren    der    besseren     Ernten 

wieder    ausgeglichen    werden.      Allerdings 

en  diesen  Vorteilen  auch  Schattenseiten 


hättms   uoersteigeu,    »«"  ™u   - , 
der  Branntweinsteuer  zu  behau. lein. 


III.  Gesetzgebung. 
1.  Deutsches  Reich.    Die  Besteuerung  des 
Weins  durch  innere  Verbrauchsabgaben  ist  der 
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einz>  ^staatlichen     Gesetzgebung      vorbehalten. 
ii  dem  Zollvereinsvertrage   vom 
8.  Juli   ist!?  dir   Staatssteuer  nicht  mehr  als  5 
Thaler  von  der  Ohm,  d.  Ii.  ca.  11  Mark  vom  hl, 
hei    Veranlagung    derselben  nach  dem   Worte. 
und  nicht    mein-  als  2  Thaler  23V,  Groschen, 
d.  h.  ca.  ü  .Mark  vom  hl,  bei  Veranlagung  ohne 
sieht  auf  den  Wert  betragen.    Die  Steuer 
für    Rechnung   der   Gemeinden   darf  20%  der 
Staatssteuer  nicht  überschreiten.    Innere  Wein- 
steuern   everden    in    Deutschland    zur   Zeit    in 
Württemberg,  Baden,  Hessen  und  Elsass-Loth- 
ringen   erhoben.    l>ie   preussische   Produktions- 
r   vom  8.  Februar   1819,   welche  1820  und 
1834  mehrfache  Veränderungen  erfahren  hatte, 
ist  mit  dem  1.  Juli  1865  in  Wegfall  gekommen, 
ayern,  wo  in  älterer  Zeit  der  inländische 
Wein  besteuert  war  und  noch  längere  Zeit  eine 
Mehrzahl  nach  Landesteilen   und    sogar  örtlich 
hiedener  Weinaufschläge  bestand,  hat  das 
Finanzg.    v.  28.  Dezember  ls:il    diese  Abgaben 
beseitigt     Mehrere   Versuche,   sie   wiederherzu- 
en  und  ihren  Umfang  zu  erweitern,  blieben 
ohne  Erfolg.     Eine  einheitliche   innere  Weinbe- 
stem  rang  Ettr  das  ganze  1!  eichsgebiet  wurde 
versucht  und  sollte  in  der  Form  einer  l'm- 
laufssteuer  den  Wein  mit  nach  dem  Werte  ab- 
n   treffen.    Sie   wurde   aber  als 
undurchführbai'  erkannt  und  vom  Reichstag  ab- 
gelehnt. 

Im  Jahre  1900—1901  hat  die  Reichsregie- 
rung dem  Reichstage  einen  Gesetzentwurf  über 
die  Einführung  einer  Reichsschaumwein- 
sti  aer  unterbreitet  der  aber  bis  jetzt  (August 
1901  noch  nicht  Gesetzeskraft  erlangt  hat. 
Nach  diesem  Bollen  die  Steuersätze  betragen  von 
20  Mark  bei  schäumendem  Frucht- 
wein, 0,60  Mark  bei  dem  mittelst  Flaschen- 
ag hergestellten  Schaumwein  und  0,40 
Mark  für  Schaumweine,  die  ohne  Flaschen- 
gährnng  d.h.  durch  Zupumpen  von  künstlicher 
Kohlensäure  hergestellt  sind.  Die  Steuer  sieht 
den  Deklarationszwang  vor.  Die  unter  der 
Firma  französischer  Marken  segelnden  soge- 
nannt' ii  Grenzweine"  haben  anzugeben,  in 
welchem  Lande  und  an  welchem  Orte  die 
■  "  gefüllt  Mini.  Auch  eine  Nachversteue- 
rung der   privaten  Flaschenvorräte,  soweit   sie 

20  Flasi  bi  d  i äti  igen,  soll  erfolgen. 

1''  i'  W  einzol  1  beträgt  für  L00  kg  Weine 
in  Fässern  24  und  20  Mark,  für  roten  Ver- 
schnittwein und  Wein  zur  Cognacbereitung  10 
Mark,  für  Schaumwein  80  Mark  und  sonstigen 
Flaschenwein  48  Mark. 

Nach    ibin    Kn  r  u  n  rf    des    neuen   Zoll- 
-      Juli     1903)    soll     Wein     und     frischer 
Traubenmest    mit    einem    Weingeistgehalt    bis 
14",,  24  .Mark,   bei    einem  solchen   Ins  20°/,,  30 
Mark  und  bei  einem  solchen  von  mein- als  20°/0 
160    Mark   für  je    Ion  kg    betragen.    Hie  Zoll- 
satz,   Eür  Schaumwein   betragen    120  Mark  und 
lasi  hi  awi  in    18    Mark   für  je  100  kg,  für 
Obstwein  in  Fässern  21  Mark   und  in  Flaschen 
48    Mark    für    je    100    kg,    für    eingekochten 
nmost  60  Mark,   für  Weintrüb    21   Mark. 
für  Süss-  und   Kunstweine  24  Mark   in  Fässern 
und  48  Mark  in  Flaschen  für  je  um  kg. 

Ein  i.  q  Eli  tchsg.  v.  21.  Mai  1901  regelt 
'l'-u  \  erkehr  mi  t  We  in  ,  weinh  altigen 
und  b  einähnlichen  Getränken.  Wein 
ist    das    durch   alkoholische  Gärung  aus   dem 


.Safte  der  Weintraube  hergestellte  Getränk.    Die 
gewerbsmässige  Herstellung  oder  Naehinachung 
von  Wein  ist   verboten  unter  Verwendung 
Aufgusses   von  Zuckerwasser   oder    Wasser    am 
Trauben    oder    Traubenmaische,     von     Zu 
wasser  auf  Hefen,    unter  Verwendung   von 
trockneten  Früchten   (mit  Ausnahme   der  Sttas- 
vveinfabrikation),    von    Saccharin,     Dulcin    und 
sonstigen    künstlichen   Siissstoffen,    von    sauren 
und    säurehaltigen    Stoffen    von    Obstmost    und 
Obstwein   zur  Verstärkung   des  Alkoholgehalte. 
Zulassig   ist  dagegen   der   lprozentige  Zu 
von   Materien   zur    Klärung  u.  s.  w.   im    V 
der    anerkannten    Kellerbehandlung,    der    Ver< 
mischung  von  Wein  mit  Wein  (Verschnitt),  die 

Kntsaurung  durch  reinen,  gefüllten,  kohlensi i 

Kalk  und  der  Zusatz  von  technisch  reinem 
Zucker  zum  Zwecke  der  Weinverbesserung, 
ohne  die  Menge  erheblieh  zu  vermehren.  So  ba 
handelte  Weine  dürfen  nicht  als  Naturwein  oder 
unter  Bezeichnungen  in  den  Verkehr  gebracht 
werden,  welche  die  Annahme  hervorrufen,  dass 
ein  solcher  Zusatz  nicht  gemacht  wurde.  Ge- 
werbsmässig hergestellte  und  verkaufte  Schaum- 
weine müssen  Land  und  Ort  kenntlich  machen, 
wo  er  auf  Flaschen  gefüllt  wurde.  Frucht- 
Schaumwein  darf  mir  als  solcher  bezeichnet  in 
dm  Verkehr  kommen.  Ausserdem  ist  es  ver- 
boten, bestimmte  Stoffe  oder  Gemische  von 
solchen,  wie  Aluminiumsalze,  Borsäure.  GlyceriBj 
Salicylsäure,  unreiner  Sprit  u.  s.  w\,  Weinen  zu- 
zusetzen, die  als  Nahrungs-  und  Genussmittel 
dienen  sollen.  Das  gleiche  gilt  auch  für  wein- 
haltige oder  weinähnliche  Getränke.  Die  lieber* 
tretung  dieser  Vorschriften  und  Verbote  ist 
teils  mit  Geldstrafen  und  teils  mit  Freiheits- 
strafen bedroht. 

•-'.  Württemberg.  In  Württemberg  (G.  v. 
9.  Juli  1827)  ist  der  Wein  durch  das  soge- 
nannte Umgeld  besteuert.  Objektiv  steuer- 
pflichtig ist  der  zum  Ausschank  kommende 
Wein  und  Obstwein  mit  Ausnahme  des  aus  dem 
Auslände  bezogenen  und  von  den  Wirten  un- 
mittelbar verzollten  Weines.'  Als  Ausschank 
gilt  nicht  der  Verkauf  in  Mengen  von  über  21)  1 
und  der  von  der  Verwaltungsbehörde  nach  Zahl 
der  Hausgenossen  und  Umfang  des  Geschäfts- 
betriebes bemessene  „Hausbrauch  und  gewöhn- 
liche Abgang"  eines  Wirtes.  Steuersubjekte 
sind  die  konzessionierten  Schankwirte,  welche 
Wein  in  Mengen  unter  20  1  ausschenken,  und 
die  übrigen  Kieinverschleisser.  Steuerfrei  sind 
die  als  Hefe,  Trübwein  etc.  zum  Abbrennen  ver- 
wendeten oder  als  unbrauchbar  ausgeschütteten 
Mengen  oder  solche,  welche  nachweislich  durch 
Unfall  unbrauchbar  geworden  oder  zu  Verlust 
gegangen  sind.  Der  "Steuersatz  beträgt  seit  1. 
Juli  L868  11%  des  Ausschankerlöses  (1827: 
15%),  darf  jedoch  als  Maximalsatz  11  Pfennig 
vom  1  nicht  übersteigen.  Die  Steuerleistung 
wird  regelmässig  durch  Accorde  erfüllt,  welch« 
dem  mutmasslichen  Ausschankerlöse  angepasst 
sind.  Hat  die  Verwaltungsbehörde  keine  hin- 
n  ichenden  Anhaltspunkte  oder  will  der  Wirt 
keinen  Accord  eingehen,  so  wird  die  Steuer- 
schuldigkeit durch  Kelleruntersuchung,  viertel« 
jährigen  Abstrich  der  Getränkevorräte  und  Er- 
le bong  der  Ausschaukerlöse  ermittelt.  Ein 
accordloser  Wirt  unterliegt  besonderen  Be- 
triebs-  und  Kontrollvorschriften,  der  Verpflich- 
tung der  Ortsstenerbehörde,  über  seine  Einlagen 
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Kunden   zuzustellen,   welche  die   Menge, und 
£  Preis  des  Getränkes,  den  Namen .^ohnor 
1  das  Gewerbe   des  Käufers   und  Verkäufers 
»enthalten    haben,    sowie    bestimmten    Vor- 
"hriften  über  die  Einkelterung  der  W  eine  und 
riSchthici -über  und  überhaupt  solchen 
| .,  Verkehr  mir  Wen  und  übst,  endheh 
.     rifteu     über     Eichen.     Numerieren     und 
der    Fässer.      Verfehlungen    hier, 
i,  Strafen    in  Geld   bedroht.     Ausserdem 
Sen    die    Wirre     für     Transportzettelnngen 
Ladescheine    eine  Sportel   von    lo   Pfennig  zu 
u-  Ihren  und  jährliche  Lizenzgebühren  zwischen 
,V„      s    Mark    in    5    Abstufungen    nach   dem 
Äaftsbelriebezu erlegen.  Ertrag  1900/1901 : 

^3S  Aden  will  die  innere  Ver- 
mrachssteuer  vom  Wein  -  im  Gegensatz  zur 
vürtt  >'  Ausschanksteuer  -   grund- 

ÄU  ch  eine  allgemeine   Belastung,  des  Wem- 
iuches    durch    die    Weinaccise    herbei- 
führen    Der  Kleiuverkauf  aus  Wirtschafte-  und 
LEerschleisskeüern      unterliegt     ausserdem 
auer    Znsatzabgabe,     dem    Weinohmgel^ 
\"l,  den  GG  v    19  Mai  1882,  27.  August  1888 
S  Juni  1892  ist  Stenerobjekt  der  Wein  Trau- 
ein. Traubenmost,  Obstwein  und  Obstmost 
:  euerpflicht  knüpft   an  die  rhateache  der 
Einlage    d   h.  an   die  Verbnngung  in   ein  Ge- 
Unde9  oiler  einen  umschlossenen  Raum  an   und 
SfeStener  ist  i  ä    von  jeder  einzelnen 

e  zu  entrichten  Einlagesteuer)  Em- 
,,.,„;  Wirten  kann  widerruflich  gestattet 
werden,  ihre  Steuerschuldigkeit  an  Weinaccise 
und  Ohmgeld  in  einem  Aversum  nach  Geber- 
einkuntt  mit  der  Steuerverwatang  abzusagen 
Subjektiv  steuerpflichtig  ist  der  Einlege!  und 
der  Einleger  als  Eigentumer  mit  - 
Haftbarkeit  desjenigen  welcher  den 
Wein  hei  der  Einlage  in  Gewahrsam  hat  tui 
die  Entrichtung  der  Steuer.  Von  der  Wem- 
tuer  i '  befreit  im  Interesse  des  Weinhandek 
unter  bestimmten  Voraussetzungen  die  Einlage 
in,  Weinhandlungs-  und  WeinlagerkeUer  wenn 
Wein  in  -Mensen  von  mindestens  je  20  und 
100U   i   an   einen   Empfänger   abgesehen    wird. 

Vergünstigung   ist   an    die   Lösung 
Weinhandlungs-   und    Weinlagerpatenten    ge- 
knüpft.  Ferner  besteht  eine  Reihe  von  einzelnen. 
besonderen  Steuerbefreiungen  für  die  erste  tin- 
.  .    ...,  rzeugten  Weins    des  Mess-  und 
KSmmunionweins,   für  die  Weinbezuge  der  Ge- 
sandten, der  Weinproben,  der  Weu^nlagen  bis 
5  1  etc.    Nach  G.  v.  27.  August  1888  and  end- 
lich noch  befreit   die   Einlagen   von  Wein   als 
Haustrunk  für  den  Haushalt  des  Einlegers  und 
zur  Verabreichung  an  dessen_landwirtschafthche 
Hilfsarbeiter.     Durch  G.  v.   f.  Juni  1892  wurde 
die  Verbringung  von  verzollten,  einstampften 
oder  gequetschten  Trauben  mit  den  Trestern  in 
ein    Gebäude    oder   einen   umschlossenen  Baum 
nicht  als   steuerpflichtige  Weineinlage   erklärt 
und  die  bisherige  Steuerfreiheit  des  aus  soleuen 
Trauben  dargestellten  Weines  aufgehoben.      _ 

Weinaccise  und  Weinohmgeld  werden  in 
der  Regel  nach  der  Menge  des  zu  versteuernden 
Weine"  erhoben.  Indessen  kann  die  Stern :rv< -r- 
waltnng  auch  eine  Versteuerung  nach  dein  Ge- 
wichte der  zur  Weinbereitung  bestimmten 
Trauben  oder  Obstmengen  nach  Verhaltnis- 
zahlen   im   Verordnungswege    festsetzen.     Uie 


Ufateilung    der    Steuersätze    erfolgt     |i 

das  Staatshaushaltsgesetz.    Gegenwärtig 
betragen  dieselben  beim  Traubenwein  von  je  i  i 
eise  3  Pfennig  und  ah  12]  Eeioug 

beim   Obstwein   für  die   Accisi     vom  IU,S 
Pfennig  und   das  Ohu  f"1' 

Sicherung  der  Steuer  sind  umfassend  tleUer- 
und  Transportkontrollen  zulässig.  Ebenso  J— 
stehen  Bestimmungen  über  di  irkunden 

m  Weintransport.     D  '   ''er   Wein- 

steuer  wird   mir    dem  4-  bis  12fachen  Betrag 
,1er  hinterzogenen  Steuersumme  bestraft, 
nachweislich  nur  ein  Versehen  vor.  so  kann  an 
die    Stelle    der    Defraudationsstrafe    eine    UKt- 
nungsstrafe  von  3  bis  300  Mark  tri 

Während  bisher  der  Kunst  wein  steuer- 
technisch dem  Naturwein  gleichgestellt  war. 
wird  er  durch  G.  v.  27.  Juni  1892  besonderen 
Bestimmungen  unterworfen.  Die  Darstellung 
von  Wein  aus  getrockneten  Weinbeeren,  h 
wein  Hefenwein  oder  sonstigem  künstln 
Wein  unterliegt  neben  der  Gewerbesteuer  (G. 
v  26  Uril  1886  einer  besonderen  Steuer,  tur 
Transport  und  Einläse  des  Kunstweins  gelten 
die  Vorschriften   des  Weinsteui    .  s.    Ver- 

dtt,  Kellerbehandlung  und  Yv  einverbessernng 
sowie    die    Schaumweinbereitung    gelten    nicht 
als  Kunstweindarstellung.    Steuersubjekte  sind 
die  Fabrikanten  von  Kunstwein,  welche  vor  Be- 
ginn  des  Betriebes   einen    auf  die     erson   lau- 
tenden Erlaubnisschein  zu  erheben  haben.     Die 
Steuer  bemisst    sich   nach  der  Menge  des  er- 
zeugten Fabrikates  und  befaägt  6  Hark  vom  hl 
Kun-twein.     Die   Absähe   für   Ausstellung   des 
persönlichen  Erlaubnisscheines   beläuft  sich  auf 
jährlich   50  Mark.     Die  Kunstweinfabriken,   die 
bei   Einholung   des    Erlaubnisscheines   eine   ge- 
naue Nachweisung  ihrer   Betriebsräume  einzu- 
reichen haben,   stehen   unter   standiger  Beauf- 
sichtigung  durch   die   Steuerverwaltung.     U« 
Darstellung    von    Kunstwein    in    Wirtsenatte- 
kel  ern    Weinhandlungs-  und  Weinlagerkellern 
£  Verboten.     Jede   Entnahme   von   Kunstwein 
aus   den  Betriebsräumen   ist   unter  Angabe  des 
Taees    und  Empfängers  bei   der   Ortspohzeibe- 
II  anzumelden   und  zugleich  ist  die  vorge- 
schriebene   Steuer    zu    entrichten.     An  ,M 
darf  Knustwein  nur  iu  Mengen  von  wenigstens 
abgegeben  werden,  doch  küunen  Proben  in 
1-Elaschen     unversteuert    in    den    Verkenr 
kommen.    Zuwiderhandlungen  gegen  das  Gesetz 
oder  dessen  Vollzugsvorschnften  sind  teils  mir 
-audations-.    teils    mit    Ordnungsstrafen    he- 

°  4.  Hessen.  In  Hessen  wurde  durch  G.v.9. 
Dezember  1876  die  Tranksteuer  und  Zapfgebuhr 
Uen  "Ve-elt.  Sie  zerfäHt  in  eine  Abgabe  der 
KlenTverkäufer  von  Wein,  welcher  m  Mengen 
von  unter  4  1  verkauft  wird,  und  beträgt  vom 
W5  und  7  Mark,  je  nachdem  die  durchschlug 
liehen  Verkaufspreise  unter  oder  über  7U 
iS   vom  Lirer   sind,   und   **£*»%£ 

Verwaltung    für   je   ein    Kalenderjahr    Aver.al- 
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summen  vereinbart  werden.  Nachdem  im  Jahre 
die  Weineinlagen  der  Weinhändler  von 
der  Weinsteuer  befreit  wurden,  wodurch  sieh 
die  Belastung  des  Weinverbrauches  sehr  un- 
gleichmässig  gestaltete,  wurde  sie  seit  1891 
ausser  Hebung  gesetzt  Per  Versuch,  die 
Weinsteuer  im  Zusammenhang  mit  der  Reform 
der  direkten  Steuern  im  Jahre  1899  wiederher- 
astellen  und  Wein  bis  zum  Preise  von  100 
Mark  mit  5  Pfennig  vom  Liter  und  solchen  im 
Preise  von  über  1U»  Mark  mit  10  Pfennig  vom 
Liter  zu  besteuern,  ist  zunächst  gescheitert. 

5.  Elsass- Lothringen.  In  Elsass-Loth- 
ringen  wurde  in  den  ?0er  Jahren  das  franzö- 
sische Besteuerungssystem  mehrfach  verändert. 
Durch  G.  v.  20.  März  1873  wurden  die  Ein- 
gangssteuern und  die  Kleinverkaufsabgaben 
Detailsteuern]  beseitigt  und  die  verschiedenen 
Abstufungen  der  Cirkulationssteuer  durch  eine 
einheitliche  Versands  teuer  ersetzt. 
Steuerobjekt  ist  .1er  Trauben-  und  der  Obstwein. 
Subjektiv  steuerpflichtig  ist  bei  Versendung  an 
Kleinverkäufer  der  Empfänger  und  in  "den 
übrigen  Fallen  der  Versender.  Ausserdem 
haben  Wirte  und  Weinhändler  Lizenzen  zu 
entrichten.  Von  der  Versandsteuer  sind  befreit 
die  Versendungen  der  Weinbauern  von  der 
Kelter  nach  ihren  Kellern  oder  Weiulagern  und 
die  Versendungen  der  Weingrosshändler,  bereits 
versteuerter  Wein.  Wein,  den  der  Gutspächter 
vertragsmässig  an  den  Eigentümer  zu  versenden 
hat.  Versendung  von  Weinmengen  aus  einem 
Keller  des  nämlichen  Besitzers  in  einen  anderen, 
die  Ausfuhr  von  Wein  aus  Elsass-Lothringen 
mit  Ansfuhrschein  und  endlich  vor  der  Versen- 
dung denaturierter  Wein,  welcher  zur  Bereitung 
von  Essiy  und  Branntwein  bestimmt  ist.  Aus- 
nahmsweise wird  die  Steuer  auch  bei  der  Ein- 
lage von  Wein  erhoben,  wie  bei  Kleinbauern, 
welche  den  Kleinverkauf  von  Wein  betreiben. 
sofi  in  sie  nicht  im  Besitze  .-feuerfreier  Wein- 
lairer  sind  und  den  Kleinverkauf  aus  abgeson- 
derten Wirtschaftskellern  betreiben,  desgleichen 
bei  Privatpersonen  für  selbstgekelterten  Wein 
aus  Eigenbau.  Leim  Eingang-  in  eine  octroi- 
pflichtige  Stadt  kann  die  staatliche  Wein- 
er mit  dem  Octroi  zusammen  erhoben 
werden. 

Die  Steuersätze  betrugen  für  den  Trauben- 
wein  3  Mark  vom  hl  und  für  den  Obstwein  80 
Pfennig  vom  hl.  Durch  G.  v.  23.  Mai  1877 
wurde  die  Versandsteuer  für  den  noch  mit 
Trestern  und  Leeren  vermischten  Wein  auf  ;  ,„ 
und  für  den  nur  mit  Leeren  ohne  Trester 
Kamme)  gearbeiteten  Wein  auf  "  ,„  der  ordent- 
lichen Sätze  herabgemindert  Das  (i.  v.  5.  Mai 
1880  setzte  den  Steuersatz  für  Traubenwein 
allgemein  auf  1.50  Mark  herab.  Den  Ausfall 
suchte  man  durch  entsprechende  Erhöhung  di  i 
Steuersätze  der  Lizenzen  wieder  zu  di 
Dieselben  betragen  durchschnittlieh  viertel- 
jährlich 

in  Gemeinden  mit  unter  2000      Einw.  2.")  M 
von  2001     10000      ,.       50 
mit  über  10000         ..        7.")  „ 
hie   niedrigsten  Sätze   belaufen  sieh    15,25  and 
30    Mark.     Die    Weingrosshändler    unterliegen 
einer    vierteljährlichen     Lizenzabgabe     von     12 
Mark,   welche  in  dieser  Höhe  aus   der  franzö- 
sischen  Zeit   übernommen   wurde.     Ausser  der 
Weinsteuer  kommen  noch  Stempelabgaben   für 


die  Steuerbezettelungen  zum  Einzug,  welche  ll 
Pfennig  für  jeden  Steuerschein  betragen! 

Pas    G.  v.  14.  November   1892   führte   ein, 
Steuererhöhung  für  den  Rosinenwein  ein.   Diesi 
erstreckt  sieh  objektiv  auf  den  aus  Kosinen  odei 
Korinthen  hergestellten  Wein  einschliesslich  des- 
jenigen Naturweins,  welcher  mit  Rosinen 
mischt    ist.     Von   der  Erhöhung   ausgeschJ 
ist  die   erste  Einlagerung   von  Rosinenwei 
den  Hausbedarf  solcher  Personen,    «eiche  kein. 
Ho.-inenweinfabrikauten  sind.    Ebenso  findet  .li, 
Steuererhöhung     keine     Anwendung    am 
blosseu  Zusatz  von  Rosinen  zu  Most  oder  Wein 
bei  Herstellung  solcher  Weine,  welche  als  Nach- 
tischweine  ausländischen   Ursprungs    abgesetzt 
werden.      Für    die    gewerbsmässige    Erzeiignn.' 
von  Rosinenwein   bestehen   genaue  Betrieb 
schritten:  Die  Losung  eines  Lizenzscheines  mil 
einer  Abgabe   von    12  Mark,  Bezeichnung  der 
Passer   und  Flaschen  mit   ..Rosinenwein",  deut- 
sche  Eiehzeiehen   etc.     Der   Steuersatz    betrügt 
6  Mark  für  den  hl. 

6.  Oesterieich-Ungarii.  Im  österreichisft- 
ungarischen  Kaiserstaate  besteht  eine  Wein-  und 
Moststeuer  in  verschiedener  Form.  Die  YYein- 
und  Moststener  auf  dem  offenen  Lande  ist 
eine  Verkaufssteuer  vom  Kleinabsatz,  der  dii 
Gast-  und  Schankwirte  sowie  alle  IV 
unterliegen,  welche  Wein  und  Most  in  Mengen 
unter  5b'  Litern  im  kleinen  verschleissen.  hie 
Steuer  beträgt  vom  hl  Natur-,  Halb-  oder 
Kunstwein  5.94  Kronen.  Für  die  Naturweine 
minderer  Qualität  in  gewissen  Gegenden  (Steier- 
mark, Tirol,  Kärnthen.  Krain,  Küstenland 
u.  s.  w.)  sind  ermässigte  Steuersätze  von  1.48 
bis  4.46  Kronen  zugelassen.  Die  Abgabe  ist  in 
der  Hauptsache  bei  der  Einkellerung  zu  ent- 
richten, welche  jedoch  regelmässig  durch  Ab- 
findung oder  Verpachtung  erhoben  wird  In 
den  geschlossenen  Orten  (Wien,  Linz, 
Graz,  Laibach,  Triest,  Prag,  Brunn,  Lembeng, 
Krakau)  bildet  die  Wein-  und  Moststeuer  einen 
Bestandteil  der  Verzehrungssteuer  und  ist  bei 
der  Uebersehreitung  der  Verzehrungssti  i 
linie  zu  entrichten.  Die  Steuersätze  betrauen 
in  Wien  und  Triest  8  Kronen  für  Fasswein  und 
Li  Kronen  für  Flaschenwein,  (j  Kronen  für 
Weinmost,  2  Kronen  für  Obstmost  von  je  1  hl 
und  3  Kronen  von  100  kg  Trauben.  In  den 
übrigen  geschlossenen  Orten  ist  die  Steuer» 
skala  ?,64  Kronen  für  Wein,  5,08  Kronen  für 
Weinmost  und  2.28  Kronen  für  Obstmost 
Eiuer  besonderen  Besteuerung  nach  G.  v.  30. 
März  1882  ist  der  Kunst  wein  unterworfen. 
In  Ungarn  bestehen  ähnliche  Steuerverhält- 
nisse  auf  Grund  des  gemeinschaftlichen  Zoll- 
und  Handelsbündnisses'  zwischen  den  beiden 
Reichshälften.  Damit  ist  dann  noch  eine 
Schänksteuer  verbunden.  Der  Weinzoll  be- 
trägt 40  Kronen  für  je  100  kg. 

7.  Grossbritannien.  Das  britische  Insel- 
reich  hat  keinen  eigenen  Weinbau.  Die  Wein- 
steuer besteht  hier  neben  dem  Zolle  auf  den 
eingeführten  Wein  in  einer  Verkaufsabgabe, 
welche  in  Form  von  Lizenzen  erhoben  wird. 
Weinhändler,  die  zugleich  mit  Spirituosen  han- 
deln, sind  der  Aufsicht  der  Steuerbehörde 
unterstellt.  Die  Lizenzen  für  die  Weinhändler 
schwanken  zwischen  2  £  4  sh.  1  d.  und  10  t' 
10  sh.  Per  niedrigste  Satz  kommt  für  die 
Materialisten    in    Schottland,    der   höchste    für 
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solche  in  Anwendung,  welche  ausschliesslich 
len  Wein  verkaufen.  Die  Lizenz  für  den 
Eleinabsatz  von  Obstwein  beträgt  1  t  o  sh. 
Vi.  Süssweinlizenzen  kommen  in  Betracht  o  fc 
bah.  für  die  Fabrikanten  und  Grosshändler  und 
;,  d.  für  Detailgeschäfte.  _ 

s.  Frankreich.    Die  Weinsteuer  in  Frank- 
st,   «rie   die    Getränkebestenerung   über- 
haupt,   sehr    alt.     Schon    unter    Karl    V.    dem 
i  (130-1     801  werden  achtundzwanzig  vi  r- 
leue    Anflageu    von    der   Produktion,    der 
(ärkulation    und    dem    Verkaui    von    Wem    er- 
wähnt    Neben  dem  Octroi  erscheinen  insbeson- 
dere diese  inneren  Verbrauchssteuern   als  Ver- 
kaufsstellen!    im    Grosshandel      von     /,. 
Wertes  im  Jahre  1360  und  öfters    und  als  Kon- 
aumsteuer   im    Kleiuabsatz     1374    von  '  „   lööd 
von    l,e    des    Durchschnittspreises).      Als    Er- 
fcebungsform   wird  regelmässig  die  Steuerpacht 
bevorzugt     Vom  Ende  des  16.  Jahrhunderts  an 
werden  die  Weinsteuern,  die  sogenannten  droits 
d'aides.   immer   mehr   zum   Hauptglied    der  in- 
direkten Verbrauchsbesteuerung      Neh  n    Auf- 
jagen    und     Abgaben     beim     Trausport,     wie 
Passage-    Grenz-   und   Eingangszölle     Octrois) 
kommen  die  alten  Formen  der  Verkaufsabgaben 
beim  Grosshandel   und   der  Schauksteuern  beim 
Detailverschleiss  vor.   Erstere  sind  in  der  Regel 
Quantitätsabgaben,  bemessen  nach  dem  üblichen 
äio-keitsmasse    ..Muid"    ohne    Rücksicht    aul 
ität   und   Wert.     Letztere   dagegen   ziehen 
aine  SVertquote  des  Weinpreises  als  Steuer  ein, 
wonebeu    auch   noch    specifische    Abgaben   ein- 
treten     Von    1680-1789    betrug  der   droit   de 
5°0  vom   deklarierten  Preise   nehst  einem 
Bpecifisehen    Zuschlage  von   16  !4  Sols  p.  muid,, 
die  Steuer  beim  Weinverkauf  5  L.  8  s.  p.  muid 
in   Eäusern,    wo   der   Wein   mit    fortgenommen 
äsenschenken),    und   6  L.   15  s.  p.  muid,  in 
solchen,  wo  er  verzehrt  wurde.    Zur  Ergänzung 
dienten  Jahrestaxen    annuels)  der  Getränkever- 
käufer    und    Wirte,    verschieden    abgestuft     m 
Stadt    und    Land   für  jede   Getränkeart.     Der 
Eadikalismus     der     französischen     Revolution 
räumte   auch   mit  deu   Getränkesteuern   völlig 
auf   so  dass  dieselben  von  1791—1804  aus  dem 
Staatshaushalte   ganz   verschwanden.    Indi  3S<  a 
hen  sie  sieh  schon  unter  dem  Direktorram 
als   Gemeindeabgaben   und   zwar   als   Ted  des 
Octrois    wieder    in   das    Finanzwesen    ein.    las 
IM  i4   die   ganze   Steuergruppe   als   Staatssteuer 
wiederhergestellt    wurde.     Die   Grundlage    für 
die  Weinsteuer   bildete  zunächst   das  G.  v.  -i. 
April  1816.  1cm 

In  diesem  Entwickelungsprozess  von  lbü4 
bis  1816  hat  die  Weinsteuer  8  verschiedene 
Formen  angenommen.  Man  konnte  daher  nicht 
mehr  von  einer  Weinsteuer,  sondern  nur  von 
einem  System  der  Weinbesteuerung  sprechen. 
Die  einzelnen  desselben  waren:  1.  die  Cu:ku- 
lationsahgabe.  eine  Versandsteuer  für  W  em- 
transporte  au  Private ;  2.  die  Eingangssteuer  m 
Städten  mit  4000  und  mehr  Einwohnern  als 
eine  allgemeine  örtliche  Verbrauchsabgabe;  6. 
die  Kleinverkaufsabgabe  für  den  Kleinverscnleiss 
der  Wirt.-  und  Debitanten;  4.  die  einzige  Ab- 
gabe an  Stelle  der  Einerangs-  und  Klemver- 
issabgabe  in  grösseren  Städten:  o.  die  Er- 
satzabgabe  für  Paris  und  Lyon  an  Melle  der 
sonstigen  Steuerformen.  Dazu  kamen  noch  b. 
Abfindungen     und    Abonnements     ganzer    Ge- 


meinden Bds  Ersatz  für  die  Cirkulations-  und 
Kleinverkaufsabgabe;  «.  Lizenzen  und  8., eine 
Mehrzahl  von  gebührenartigen  Abgaben. 

System,   das   mit  man- 
cherlei Belästigungen  und  Schwierigkeiten  ver- 
knüpft   war.   zahlt,    in  seiner   Art  zu  den 
wundernswerten    Leistungen   nicht  nur   trauzn- 
3isi  bei      30i  di  rn   moderner    -  aik    und 

Verwaltung  überhaupt  Wagner  .    Aber  anderi   - 
seits  durchkreuzte  es  auch  mancherlei  wicht! 
Interessen.    Namentlich  haben   auch  die   an 
mein  grosse  Zersplitterung  des  Weinbaues,   die 

freiheiten    der   Eigenbauer,    die    Nol 
der  Weinkultur   durch  die  Reblo  sowie 

die    steigende  Konkurrenz    der  i   und 

italienischen  Weine  und  die  Verdrängung   des 
Weinalkohols    durch  Branntwein   aus   mehligen 
Substanzen    den    Ruf   nach    einer    Ah 
der  Besteuerung  nicht  verstummen  lassen.    Da- 
zu kam  endlich,  aus  gesundheits- und  sitti 
zeilichen  Gesichtspunkten  entsprungen,  die 
denz     die    Steuerlast   der    sogenannten    ..! 
aischen  oder  Nahrungsgetränke"    boissons  hygi- 
eniques    ou    alimentaires     thunlichst    zu    er- 
mäßigen  und   die  Belastung   des  Alkohols  zur 
Bekämpfung   der  Branntweinpest   nach  Kräften 
zu  erhöhen:    Aber   trotz  all  dieser  Strömungen 
und   Bemühungen   hatte   es    zunächst    bei    dem 
alten     Rechtsstand     sein     Bewenden      der    im 
wesentlichen  die  Gesetzgebung  des  Jahres  1816 
zur  Grundlage  hatte.  _  .„„,.        , 

Nachdem  die  Revolutionen  von  18dU  uiia 
184S  mehr  oder  weniger  geringfügige  oder  doch 
vorübergehende  Einflüsse  auf  die  Getränke-  und 
Weinstenern  ausgeübt  hatten,  blieb  auch  der 
Wnn  von  den  Folgen  des  Jahres  18(0-/1 
nicht  unberührt,  wenn  auch  die  charakteristische 
Neigung  immer  schärfer  hervortrat,  die  Be- 
lastung mehr  auf  den  Alkohol  (Branntwein)  zu 
schieben  und  die  gesundheitsunschädlichen  Ge- 
tränke insbesondere  auch  den  Wein,  starker  zu 
entlasten  Seit  der  Besserung  der  Finanzlage 
seit  den  80  er  Jahren  des  19.  Jahrhunderts 
liaben  sich  denn  auch  Reformprojekte s  in  me 
ruhender  Bewegung  abgelöst  1880,  I88b,  lob». 
L891  1893,  1895  zwei  Projekte.  18 
Schwierigkeiten  wurden  durch  die  Unbeständig- 
keit und  den  Wechsel  der  Regierungen  noch 
beträchtlich  gesteigert.  Erst  im  Jahre  1900  ge- 
lang es  dem  Finanzminister  Caillaux,  diese  Jahr- 
zehnte dauernden  Strömungen  und  Kämpfe  zum 
ibschluss  zu  bringen,  nachdem  die  Frau 
reit-  fünf  Jahre  (1895-191«  >■  ununterbrochen 
ein  Gegenstand  der   parlamentarischen  Behanu- 

hm ewesen  war.     Denn  es   galt   daher   ganz 

verschiedene  Strömungen  und  Interessen  zum 
Ausgleich  zu  bringen.  . 

Der  gegenwärtige  Rechtsstand   der   Wein- 
steuer beruht  auf  dem  G.  v.  29  Dezember  1900 

igt  für  Wein,  Obstwein,  Bin 
und   Honigwein    äie    Kleinverkaufsabgabe,    die 
Eingangsabgabe   und   die   einzige   Abgabe   und 
|  behält  für  diese  Getränke  Lediglich  die  C  irku- 
lationsabgabe  hei.     Unter  Authebu... 
Zonensystems  werden  Einh,  Ätrweto 

vom  hl  Wein  1,50  Francs  und  vom  hl  Obstwein 
etc  0  80  Francs  betrafen.  Die  bisherigen  Kon- 
trollvorschriften des  Weinverkehrs  und  der  ir- 
kulation  werden  in  der  Hauptsache  beibehalten. 
Für  die  Eigenhauer  und  ihre  eigene  Ernte  sind 
mehrfache  Erleichterungen  zugestanden,  nament- 
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lieh   auch  für  den  Verkauf  ihrer  eigenen  Er- 
zeugnisse,    im    übrigen   blieben   die   sonstigen 
Verwaltnngsvorscbriften  geltendes  Recht.    Auch 
die    Lizenzen    worden    neu    geordnet.     Für 
■  liest-,  Kleinversehleisser   ist   ihre  Einreihung  in 
die  Klassen  der  Patentsteuer  massgebend.    Die 
a    A    des    Tarifs    aufgeführten    Ge- 
tslente    commercants  ordinaires  ei  artisans 
-   des  ouvriers    bestehen  8   Orts-  und 
triebsumfangsklassen      entsprechend    den 
Klassen    der    Patentsteuer),    deren    Steuersätze 
sich  zwischen  20und  500 Francs  bewegen.   Die 
tstenerpflichtigen   in    den  andern 
aus   werden   mit   einem    Einheitssatz    von 
450  Fi       -    !    steuert.    Die  Gri  i   haben 

200  Francs  Jahreslizenz  zu  bezahlen,   wenn  sie 

jährlich   mehr  als   1000  hl    Wein  oder   2 hl 

wein    verkaufen.     300    Francs    bei    einem 
Jahresumsatz    von   1001—2500    hl    Wein    oder 
von  2001—5000  hl   Obstwein   und  500   Francs 
nieiii  Jahresumsatz   von  über  251  0  hl  Wein 
■   von  über  5000  hl  ( Ibstwein. 
Damit   war  die  Weinsteuer  auf  ganz  neue 
adlagen  gestellt  und  die  Steuertechnik  hatte 
ganz    wesentliche     Vereinfachungen    erfahren 
Ein    Streit,    der    beinahe    ein    Jahrhundert    ge- 
dauert   hatte,     war    damit    endgiltäg    ausge- 
tragen. 

Die  Erträgnisse  der  Wein-  und  Obst- 
teuer in  Frankreich  haben  sich  folgender- 
.1  wickelt: 


Wein- 

Obstwein 

steuer 

Steuer 

Millionen  Francs 

1831 

35-2°3 

6.31 1 

358 

7,7iS 

1846 

59,176 

7,687 

"=497 

10.905 

S6.6S5 

13,467 

1877 

1S4.914 

14,896 

--  ! 

136,565 

12,153 

39 

H6,943 

■5-943 

159:389 

15,180 

- 

156427 

14.905 

155,607 

",398 

.- 

160,720 

13-149 

' 

2  S62 

15.109 

1901    Schäfc 

60,400 

6,600 

1   starke  Ausfall  soll  namentlich  durch 

beträchtliche  Erhöhung  der   Alkohol-  und 

Branntweinsteuer    ausgeglichen    «erden,   deren 

Steuersatz  einschliesslich   der  Zuschlagsdecimen 

120  Francs  vom  hl  reinen  Alkohols 

oder  um  rund  öou„  erhöht  wurde. 

!l.  Andere  Staaten.    Belgien  hatte   bis 
zum  G.  v.  13.  Mai  1882  neben  einer.  Aceise  einen 
Weinzoll,    welchen    das    genannte    Gesetz    be- 
seitigte.    Dagegen    wurde   die    Accise   auf   28 
Francs   vom   hl   erhohen,   die  durch   G.    1     30 
Dezember  1896  auf  30  Francs  vorn  hl  und  bei 
benweinen    auf    60   Francs  erhöht   wurde, 
niwein   mit'  rliegt   einer  Specialaccise  von 
411  Francs  per  hl.   I!«-i  Weinen  mit  einem  Alko- 
■I    er  als   lö"  wird  ausser  der 
och    bei    der  Einfuhr  für  den    Ueber- 
schuss   des  Alkoholgehalts  per  Stärkegrad   und 
hl  ein  Zuschlag   von  3  Francs  erhoben.    Wein 

mit   einem  Alkoholgehalt   von   mehr  als  21"  wird 
bei    der    Einfuhr     wie    Branntwein    behandelt. 


Seit  1860  fallen  35 °  „  der  Einnahmen  den 
meindefonds  zu.  Seit  dem  G.  v.  18.  Juni  1886 
ist  vom  im  Inlande  aus  getrockneten  Früchten 
bereiteten  Weine  eine  Abgabe  in  der  Höbe  des 
Weinzolles  zu  entrichten.  In  den  X  i  , 
landen  beträgt  der  Steuer-  und  Zollsat/.  20 
Gulden  vom  hl.  Bei  einem  Alkoholgehalt 
über  21"  bei  15"  C.  wird  der  Mehrgehalt  nach 
den  Sätzen  des  Branntweins  versteuert.  Die 
innere  Besteuerung  der  Weine  war  in  !u 
Schweiz  der  kantonalen  Gesetzgebung  \ 
halten.  Sie  wurden  jedoch  mit  der  Einfüh 
des  Alkoholmonopols  vom  1.  September  1887 
an  aufgehoben  und  die  Kantone  für  den  Aus- 
fall aus  dem  Ertrag  des  Monopols  entschädigt 
In  Italien  bildet  die  Weinsteuer  einen  Be- 
standteil des  Dazio  di  Consumo,  der  allgemeinen 
Verzehrungssteuer.  Die  Steuersätze  sind  nach 
einem  vierfachen  Ortsklassentarif  abgestuft 
Spanien  hat  für  die  geschlossenen  Orte  eine 
Thorsteuer  und  für  das  offene  Land  eine  Klein- 
verkaufsabgabe. Die  Kunstweinfabrikation  ist 
verboten,  mit  Ausnahme  der  Schaumweine 
der  sogenannten  Mistelas,.  einem  aus  Wein, 
Wasser.  Zucker  und  Ziniint  bereiteten  Getränk. 
Die  Eingangsabgabe  wird  durch  die  Gemeinden 
auf  Rechnung  des  Staates,  die  Kleinverkaufs- 
abgabe im  Wege  der  Verpachtung  erhoben. 
Portugal  erhebt  gleichfalls  eine  Kleinver- 
kaufsabgabe durch  Verpachtung.  Griechen- 
land hat  eine  allgemeine  Verbrauchssteuer  [G. 
v.  2(i.  Juli  1885),  welche  in  Gemeinden  bis  5000 
Seelen  1  Lepra  für  die  Oka,  in  Städten  von 
5001  bis  20  000  Einwohnern  2  und  in  solchen 
mit  über  20  000  Seelen  3  Lepta  beträgt 
Ausserdem  besteht  seit  1889  eine  Produktions- 
steuer von  2  Lepta  für  die  Oka.  die  vom  Pro- 
duzenten auf  Grund  seiner  eigenen  Deklaration 
zu  erlegen  ist.  Auch  Serbien  hat  eine  innere 
Weinsteuer  G.  v.  19.  Juli  1882),  welche  beim 
Fasswein  2  Dinar  für  je  100  kg  und  für  den 
Flaschenwein  2U  Dinar  für  die  gleiche  Ge- 
wichtsmenge beträgt.  Alle  die  erwähnten 
Staaten  haben  ausser  diesen  inneren  Ver- 
brauchsabgaben vom  Wein  noch  W  e  i  u  z  ö  1 1  e 
für  die  Einfuhr. 

Litter atur:    Blankenhorn,    Bibliotheca     <en  tu 
logica,  Heidelberg  1875  'mit  reicher  Litteraturf} 

—  v.  Dabo,  Der  Weinstock  und  seine  Varve* 
täten,  Frankfurt  1844-  —  *>•  Dabo  und  Marl;, 
"Bandbuch  des  Weinbaues  und  der  Kellerwirti 
sehaft.  2  Bde.,  2.  Aufl.,  Berlin  1881—85.  — 
i'.  Dabo  und  Metzger,  Wein-  und  Tafeltrauben 
der  deutschen  Weinberge,  .'.  And.,  Stuttgart 
1851.  —  Goethe,  Handbuch  der  Ampelographi6, 
Graz  hSTS.  —  Derselbe,  Ampeloaroidiisr/iex 
Wörterbuch,  Wien  1876.  —  Dehn,  Kultur* 
pfiam  en  und  Haustiere,  6.  Aufl.,  Berlin  1894t, 
8.  65.  -  Schröder,  Reallexikon  der  indoger- 
manisclien    Altertumskunde,    Strassburg  1901,    S. 

—  Hamm,  Weinkarte  von  Europa,  :.  Amt., 
Jena  und  Leipzig  1872.  —  Derselbe,  Wein- 
buch  8.  Aug.,  1886.  —  Hübet;  Du  Zukunft 
des  süddeutschen  Weinbaues,  Stuttgart  189$.  — 
■Jullien.  Topographie  de  tous  les  vignoblcs  conr 
nus,  nouv.  ed.,  Paris  1860.  —  Ilhone-Con- 
rerses,  La  Vigne  etc.  en  Bourgogne  et  ra 
( 'hampagne,  Paris  1888.  —  Mallet-Chevallier, 
Atlas  encyclopediqui    de  la    vigne,    NTmes    1889* 

—  Shaw,     The   Wine   and   tht    Cellar,    London 
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—    Snlder.    Le    crisi   degli  spirih 

in    [talin,     Wil !«9.  Ottavt,     Vini- 

fOltuia    teorico-pratica,      .    ed.,    '  a  ak  1898. 
/;„„,     ,,,  .  „,(  der    Finanz  Wissenschaft, 

-      Hofmann,     Lehre     von    de» 
,„.   itcrlin  .  S  Vmpfenbach, 

',  iß,    Erhingen    IS59  SO,   i   IIa.  — 
Bergius,    Finanzwisscnschaß,      .     Infi.,    B 
s.  Wagner,    Fin.   III.,    S 

Er,,h.    s.  100.  —  Koscher,    %s«. 
/r       %       -  Zeller.     lufu                     "  5l      " 
///.    S.    ■  ''"'"'•    sf ''"' 

,   nschaß,    Stutlga  s 

Schaffte.  Grundsatz,  -      erpolitik,  Tubingi 

_   Derselbe.    Die  Steuern,  IL 
7.  —  Voche,   Abgaben,  Auf- 
,d    ...    s    ucr,    -    ■.'.'  ;  "••'■   'v 

Heckel,     Irt-  »Wein  und  Weinsteuer«  in  Elsters 
ir.  d.   V.    Bd.  II.   S.   -:.  -   •••  «».'"'; 

.Irt.     „}\'einsteuer«     in    r.    Stengels     Wörterb 

tltungsrcchts,  IL   Bd.,  S.  9S1 
Xachträgen    im    1.    und    l.    Ergänzt 

Derselbe,    W,  ''    Steuer- 

gen,    Zeitschr.  f.   St.,    Bd.    ',7,    S 
—  liivche.    Verfassung,    Verwaltung  und  £ 
...     ich     II  ü    '■  k      rg,    S 
V   .,,-;.  —  jia/ciuiiirr.    Der  Stai 

tles  Grossh.  Baden,   Karlsruhe    l ',    $■ 

Seubert,  Finanzverwaltung  des  Gl  <ssk, 
B     en,  Kat  S.   ?«■  —  Zelle»', 

Handbuch    da     Verfassung    I    I dtung    m 

.,,,■„,..,  Hess,  »,   Da)  mstadt    1886,    s-    ':'.  - 

-  Zeydhecker,    Die  Best i  des    Weines 

in  Elsass-Lothringen     Strai  bürg   1875.  —  Ver- 
gelbe,   Zoll '    indirekt,     - n    ;"    < 

Lothringen,   Strasburg  1SS7,   Bd.  II,  S.  495.     - 
Kirsch.    In  lirekt,    St,  u,  rn   und  Zölle  in   1 
Lothringen.     In    Schanz'  Fin.-Archiv    1888,    IL, 
S     .55.    —    Hechel.     Die    Getränke. 

f.  y-t-  "■  SI"L  /■'-, 1U- 

—    Leroy-Beaulieu,     Tratt, 
:,    d   i    finances,     ',.   ed.,    188S,    t.    I,    , 

—  Boucou,  Art.   »Boissonst,  in  s.  Dictionnonrc 

lue,     .'.  <'•'■■  l'<"-<*  und 
v,,,,,.,,   lsgi.   —  Stourm,    Art.    »ß,  isson 
Leon    Sat/s    Diclionnain     des     Finances,     Parts 
9.  —  Olibo.  Code  des  contributions  indirect  ■ 
j  octrois,    Paris  1879. 

Max    von   Hechel. 


Weitliug,  Wilhelm, 


«>b  am  5.  X.  1808  in  Magdeburg,  gest.  am 
15  I  1871  in  New- York,  ging  als  Schneider- 
geselle  auf  die  Wanderschaft,  wurde  in  Paris 
für  den  Kommunismus  gewonnen  und  studierte 
denselben  dort  aus  den  Schriften  Babeufs, 
Fouriers  und  Cabets.  Als  Abgesandter  des 
Pariser  Kommunistenbundes  unternahm  er  1Ö4U 
eine  Agitationsreise  nach  Genf  und  liess  sich 
1841  zum  dauernden  Aufenthalte  in  der  Schweiz 
nieder,  wo  er  in  Genf.  Kern.  Vevey,  Lausanne, 
Zürich  etc.  auf  kürzere  oder  längere  Zeil  seinen 
Wohnsitz  nahm  und  sieh  durch  eine  erfolgreiche 
Propaganda  in  den  Kreisen  der  teilweise  schon 
kommunistischen  Verbänden  angehangen  bchwei- 
zer  Arbeiter  für  die  Lehren  des  sozialen-  n.n 
Radikalismus  hervorthat,  auch  schriftstellerisch 


(s.  u.i  thätig  war  und  mit  Unterstützung  Pariser 
und  Londoner  deutsi  her  Sozialisten  die  Monats- 
schrift   „Die    junge    G  nei  ition"    -    a.)  lieraus- 

i    Di  ii  \nlass  zum  Einschreiti  a  di  c  ä  Lxweizer 

:     Weitlings    destruktive    agi- 
tatorische   und    publizistisch«     Thätigkeit    gab 
der    Beginn    der    Drucklegung    sehn 
„Evangelium  des  avium  Sündi  rs" 

,ier  er  d  tteslästeru  laftet 

undimOktobei  di  Ibei  iln  susechsiM  maten 
Gefängnis  und  späterer  Ausweisung  aus 
Schweiz  verurteilt  wurde.  Nach  Verbüssung 
seiner  Strafe  lieferte  die  Si  liwi  ii  ■  ■■  den 
als  „Aufreizer  zum  Aufruhr-  bezeichneten  Weit- 
ung an  Preussen  a  '"  « 

Absicht   des  Agitators,   sich   nach    England   zu 
begeben,   nur  förderlich  war.    indem  es  ihn  mit 
Gendarmen  über  die  Hamburger  Grenze  brii 
liess.    Von  Ende  August  1844  bis  Anfang 
nahm  der  Ausgewiesene  während  sein' 
Aufenthalts,  als  politischer  Flüchtling,  die  Gast- 
freundschaft  Englands  in  Anspruch,    agitierte 
und   konspirierte   dann   in   Brüssel,    Antwerpen 
und  New- York,  kam  wieder  nach  London  zurück 
und  tauchte  im  Juni  1848  in  Berlin  auf.  wo  er 
die  sozialistische  Zeitschrift  ..Per  Urwähler"  u\< 
l  .  rief,  der  es  aber  nur  auf  vier  Nummern 

Lvt    hat.      Nachdem    Weitling    noch   den 
New-Yorker  „demokratischen  Verein"   auf  dem 
vom   26.— 30.   X.  1848  in   Berlin   abgehaltenen 
zweiten     internationalen    Demokratenkongressi 
vertreten  hatte,  wurde  er  am  21.  XL  1848  aus 
Berlin  ausgewiesen  und  verlegte  den  Sitz  - 
sozialistisch-kommunistischen  Propaganda  nach 
Hamburg,   woselbst   er   eine   Anzahl  Sektionen 
seines  revolutionären  „Befreiungsbundes"  grün- 
dete.    Im  August  1849  entzog  er  sich  der  ihm 
drohenden    Verhaftung   durch    die    Flucht    und 
oino-  über  London  nach  New- York,  wo  er  1851 
das  sozialistisch-kommunistische  Blatt  ..Republik 
der  Arbeiter '  gründete  und  mit  günstigem  Er- 
folo-e  bis  1854  fortführte. 

~  Weitling  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen Schriften  in  Buchform:  Die 
Menschheit,  wie  sie  ist  und  sein  sollte,  1 1 
l.s  s  dasselbe.  2.  Aufl.,  Bern  1845.  —  Garau- 
iei  Harmonie  und  Freiheit.  Vivis  (Selbst- 
verlag 1842:  dasselbe,  2.  And.,  ebd.  1845;  das- 
selbe; 3.  Aufl.,  Hamburg  1849  l  eine  norwegische 
üebersetzung  dieses  Buches  erschien  1858].  — 
Das  Evangelium  des  armen  Sünders,  Bern  184o: 
dasselbe,  2.  vermehrte  Aufl.,  Birsfeld  184b:  das- 
selbe 3  Aufl.,  New-York  1847 ;  dasselbe,  anastat. 
Druck  vom  Jahre  1890  der  editio  prineeps  von 
1845  —  Briefe  an  die  Landsleute,  o.  0.  184/. 
—  Ein  Notruf  an  die  Männer  der  Arbeit  und 
Sorge  New-York  1847:  dasselbe,  2.  Aufl.,  ebd. 
L848  _  Weitling  veröffentlichte  als  Hi 
syeber  und  Hauptmitarbeiter  folgende  Zeit- 
schriften: Hilferuf  der  deutschen  Jugend.  Mo- 
natsschrift, Genf  1841.  Es  erschienen  hiervon 
nur  die  Nrn.  1  bis  4.)  -  Die  junge  Generation, 
Monatsschrift,  Jahrg.  I— II  (soweit als  erschienen), 
Bern.  Vevey,   Laugenthal  und  Zürich  1842/«. 

-  Der  Urwähler,  Wochenschrift,   Berlin    LS   i 
Es   erschienen   hiervon  nur  die   Nrn.  1  Ins  4 

-  Republik  der   Arbeiter.  Jahrg.  1-^    (soweit 
als  erschienen  .  New-York  18ol— löo4. 

Weitlin°-3  Kritik  der  kapitalistischen  Ge- 
sellschaftsordnung schöpft  das  Material  zurVer- 
urteilung   des   Privateigentums   aus   den  L  rzu- 


"Weitung 


ständen  der  Menschheit,  wo  ans  dem  Beginne 

Brten-  nnd  Jägerlebens  der  Begriff  des  be- 
wegli  :   -   ntunis  sich  herausbildete,  sobald 

die  einzelnen  zahmen  Nutztiere  von  den  ein- 
zelnen Hirten  zu  Herden  vereinigt  und  sobald 
die  "Häute  der  von  den  einzelnen  Jägern  er- 
vdbaren  wilden  Tiere  zu  Bekleidungs- 
und anderen  Zwecken  gesammelt  wurden.  Aus 
•  iteren  Kulturstufe  ging  der  Ackerbau 
Es  entsprach  zunächst  nur  dem  natür- 
lichen Gerechtigkeitsgefühl,  dass  derjenige, 
welch  _  -  auch  die  Ernte,  und  derjenige. 
dem  ein  von  ihm  bebauter  Boden  einmal  Früchte 
getragen,  auch  den  Ertrag  dessen  weiterer  Aus- 
beute für  sich  beanspruchte,  die  einzelnen  Acker- 
bauer nahmi  u  daher  von  dem  von  ihnen  kulti- 
vierten Lande  Besitz.  Das  Grundeigentum  war 
damit  anerkannt,  da  aber  die  stete  Zunahme 
der  Menschheit  kein  Wachstum  der  Bodenfläche 

itete,    war   es   mit   dem   freien   Zu 
uoch   nicht    okkupierten    Bodens   bald   vorüber, 
und    während    gegenwärtig    kein    herrenloses 
Fleckchen  kulturbaren  Ackerbodens  "der  Weide- 

-  me'nr  vorhanden,   giebt  es  Millionen  von 

Menschen,   die   weder  eine  Scholle  Land    noch 

•  n.    Auf  Grund  dieser 

kommt  Weitling  zu  dem  Schlüsse, 

'  riode  an,  wo  der  freie  Mensch 

.1  nicht  schon  in  i'.i-itz   genommenen  Teil 
3,  um  ihn  sieh  anzueignen,  mehr  vor- 
las Eigentum  aufhörte,  ein  Recht  zu  sein, 
und  dass  es  gegenwärtig  als  ein  au  der' 
schaft     begangen!  r     schmachvoller     Diel 

Sanktionierung  durch  das  ebenfalls  zu 
verwertende  Erbrecht  erfolgt  sei.  bekämpft 
werden  müsse.  Wie  mit  dem  Fortschreiti  o  di  r 
Kultur  sowohl  die  Mannigfaltigkeit  der  Pro- 
dukte als  der  menschlichen  Bedürfnisse  sich 
steigerte,  wie  die    Ausdehnung  des  Tauschhan- 

zur  bequemeren  Ausgleichung  der  Ge- 
schäfte das  Geld  als  Zahlmittel  erfunden  und 
wie  das  Geld  zur  Demoralisation  der  Mensch- 
heit, zur  Unterdrückung  der  individuellen  Frei- 
or  Legalisii  i  ung  des  Rei  bti  -  des  stärkeren 
über  den  wirtschaftlich  Schwachen,  zur  Dnter- 
tzung  des  vollen  Wertes  der  Arbeit  und 
zur  Schmälerung  des  vollen  Arbeitsertrages  ge- 
führt habe,  entwickelt  Weitling  mit  dem  Effekt 
eines  geharnischten  Protest»  •   Geld- 

system in  und  ausser  der  kommunistischen  Ge- 
sellschaft. —  Das  kommunistisi  bi  System,  welches 
Weitling  zuerst  in  den  „Garantieen  der  Har- 
monie nnd  Freiheit"  -  i  in  geschlossene] 
Form  niedergelegt  bat,  stellt  seinen  Verfasser 
als  den  ersten  deutschen  Kommunisten  hin,  der 
die  Superiorität  der  iaft   und  der   In- 

telligenz in  der  kommunistischen  Gemeinschaft 
fordert  und  demnach  von  den  Kandidaten  für 
den  Dreimännerrat.  welcher  an  der  Spitzi  des 
sozialistisch        G  ,       . ;,.]„ ,,    s,,n 

verlangt,  dass  sie  die  „philosophische  Heil- 
kunde", worunter  er  ausser  Therapeutik  und 
Psychiatrik  das  nützlichste  Wissen  aus  der 
praktischen  Theologie,  Rechtsgelehrsamkeit  nnd 
Weltweisheit  versteht,  vollständig  beherrschen, 
ie  ferner  Matadore  des  W  i--1  -  i  ■ 
Physik  und  Mechanik  sind. 
Von  diesem  Dreimännerrate  wird  in  seinem 
kommunistischen  Gemeinwesen  zunächst  das 
Quantum  derjenigen  Produkte  an  notwendigen 
und   nützlichen    Gebrauchsartikeln    festgesetzt 


welches  die  Befriedigung  der  unahweislichi 
dürfnisse  der  g<  samten  Gleichheitsgenossensi 

m  ht.     Die    zur    Erzeugung   dies,  c 
erforderliche  Arbeitszeit  wird  zu  gli 
Teilen    auf    alle   arbeitsfähigen    Individm 
Konimunistenverbaudes  repartiert.     Ein  Zwang 
zur  LTcbernahme  einer  bestimmten  Arbeil  findet 
uichf    statt,    Neigung   und  Befähigung  di 
zelnen  Gesellschaftsglieder  entscheiden  vii  li 
bei    Auswahl   der   verschiedenen  Arbeitsobj 
die    leichtesten    Arbeiten    sind    dem    weibii 
Geschleehte  vorbehalten-  Das  Recht  auf  Exü 
wird   von  Weitling   principiell    anerkannt,  und 
der  Unterhalt   aller   unmündigen,    krank,  n 
brechlicheu   sowie    wegen  hohen  Alters  arb 
unfähigen  Familienanbäugsel  der  Genossen 
Kommunistenstaates  muss  daher  durch  letzl 
Arbeit  mit  bestritten  werden.    Einer  besoui 

«Versorgung  wird  durch  diese  Auordn 
welche  auch  den  Arbeitsinvaliden  zu  gute  ko 
vorgebeugt.  Die  Arbeitsleistung  der  m  He 
bringung  der  als  notwendig  oder  nützli  h 
erkannten  Erzeugnisse  thätigen  Individuen  wird 
an    Stelle    des    Lohnes    durch    Gewährung    des 

i   -   ausgeglichen,  zu  gleichen  Teilen 

dichen  Bedarf  aus  diesen  erarbeiteten  Pi   - 
dukteu  notwendiger  oder  nützlicher  Gegen; 
(zu  letzteren   werden   auch   die  Maschini 
die    Eisenbahnen    gerechnet)    zu    decken       Di 
Verteilung  dieser  Gegenleistung  geschieh;  i 
Aufsicht   der  Werks  vorstände.      Da   eine   i 
schaffene  Kommunistengemeiude  aber  auch  Ein- 
richtungen zur  leiblichen  Erholung  und  geistigen 
Zerstreuung  nicht  entbehren  mag,  ist  eiuei 
Bedürfnis  entsprechenden  Anzahl  arbeitsfäl 
und  in  b.-agten  Produktionszweigen    besä 
geschickter  Genossen  die  Erzeugung  dieser  •  ■ 
genannten  ..Güter  des  Angenehmen"  anvertraut. 
Da;    Generalisierungsprincip    in    den    Anschau- 
ungen des  Gleichheitstheoretikers  Weitling,    '• 
die    Produkte    der    Erzeuger    der    „Güter    des 
Angenehmen"    nicht  höher  als  die  Rohprodukte 
tc     schätzt,   rindet    in  der  Methodik  des  nivel- 
lierenden   Kommunismus     seine     Berechtigung. 
Auf  diese  Gleichbewertung   der   rein   im- 
sehen    Arbeiten    mit    solchen,     die     teebn 
Kenntnisse  und  Intelligenz  erfordern,  begri 
nun  Weitling  sein  sogenanntes  Kominerzstuudi  n- 
system,    welches   zur  Voraussetzung   hat,    dass 
die  Güti  r  des  Angenehmen  durch  1  eberstunden 
der    in    der    Produktion    der   notwendigen   und 
nützlichen    Güter    thätigen    Personen    verdient 
werden.    Nach  Absolvierung  der  sechsstündigen 
täglich,  n  gi  meinsebaftlichen  Arbeit  können  diese 
Kommerzstunden,  welche  jeder  Extraarbeiter  in 
einem   besonderen   Buche,   dem   Kommerzbi 
bescheinigt  erhält,  geleistet  werden,  und  da  di< 
Produkte  de    Angenehmen   sieh   ebenfalls 
den    Arbeitsstunden,   die   zu   ihrer   Herstellung 
not  eendig  waren,  bewerten,  gelangen  im  wi 

geiler  gegenseitigen  Bedürfnisbefriedigung 
Stunden  gegen  Stunden,  d.  h.  Kommerz-  e    - 

Arbeitsstunden  der  in  der  Erzeugungsklass 

Güter  des  Angenehmen  Beschäftigten  zum  Aus- 
tausche. Auf  diese  Weise  werden  letztere  Ar- 
bi  n.  i  im  W  ege  des  Austausches  mit  notwendigen 
und  nutzliehen  Produkten  versorgt  und  die 
Erzeugnis-.-  hervorbringenden  Genoss  o 
und  Genossinnen    mit   den  sinnlichen  Genüssen. 

ie  die  Güter  des  Angenehmen   bieten.     Die 
arbeitsfähigen  Glieder  des  Weitlingsehen  Koni- 
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lanistenstaates   haben   ausser  sieb   selbst  auch 
i,.  arbeitsunfähigen.  Greise,  Kinder  etc.  zu  er- 
,„,„    inneI1   liegt    auch   ob,   iml  notwendigen 
,„l   angenehmen   Gütern   die   Beamten  zu  vei 
eigen    und   letztere   stellen   ein   ganz  ausehn- 
iefies    Kontingent    von    Konsumenten.     Da   ist 
«nächst   die   Ceutrahneisterkompagme,    welche 
ien   erleuchteten   Dreimännerrat   und   den  ihm 
^ordinierten   und   seine    Beschlüsse  ausfuhren- 
ien  Grossen  Werksvorstand  zu  wählen  hat.    An 
Lei    Spitze    der    Distrikte    funktionieren    die 
ileisterkouipagnieen    mit    je    einem    Werk 
I  ,,„!,..     ein     Gesundheitsrat     überwacht     die 
n'i:iti"keit   .hr   verschiedenen  Gesuudheitskom- 
nissionen,  und  die  ästhetischen  und  angenehmen 
Arbeiten    stehen    unter    Kontrolle    eines    akade- 
„ischeu  Rates,  die  Arbeiten  selbst  unterliegen 
[er    Begutachtung  von   Akadeniieen.     Die    bie- 
„uteu  aber  bilden  kein-  Aristokratie  im  Kommu- 
nistenstaate,  denn   sie  weiden  ZU  der  nämlichen 
kasernenmässigen    Gleichheit    der   Lebensweise 
ingehalten,  wie  jedes  andere  Mitglied  desselben. 
Weitlin«-   will   zunächst    auf   friedlichem  W  ege 
mittelst"  Volksaufklärung     durch     Wort     und 
Schrift    die    üeberführung    der    alten    Gesell- 
schaftsordnung    zum     Gütergememschattsregi- 
mente    anstreben;    erst    wenn    es    sich    heraus- 
stellt    dass   nicht   nur   die   Staats-   und  privat- 
lieh privilegierten  Gegner  der  neuen  Lehre, 
die  Gesamtheit  der  Besitzenden,    sondern   auch 
Sie  vom  Kapitalismus  abhängigen   unentschlos- 
senen Millionen  kleiner  Existenzen  den  Priestern 
Jes  goldenen  Kalb.-,  treu  bleiben,  soll  der  Heer- 
bann des  Kommunismus  zum  gewaltsamen  L  m- 
sturze  der  bestehenden  Gesellschaftsordnung  aui- 
ten  werden.    Den  offenen  Kampf  will  V,  eit- 
BÜg    durch    eine    bis    zur    Unerträglichkeit    zu 
steio-ernde    soziale   Unordnung    Generalstrikes, 
Verweigerung  der  Abgaben  etc.     einleiten  und 
er   hofft    von  der  Macht  des  revolutionären  be- 
danken-,  dass   die  Mehrzahl   der  kleinen  Leute 
»ch    während    dieser    Uebergangsperiode    vom 
schwindenden  Nimbus  des  Kapitalismus  lossagt 
Bie    soziale   Revolution   soll   dann   u.   a.    dureb 
i  [de  Massregeln  in  die  Wege  geleitet  werden: 
Alle    Schulddokumente,    alle    Erle   und   Adel- 
rechte  werden  für  ungiltig  erklärt;  alle  Staats- 
und  Kirchengüter  sind  zum  Besten  der  kommu- 
nistischen Gemeinschaft  zu  konfiszieren,  von  der 
auch  die  Guter  der  Auswanderer,  d.  h.  nur  der 
aristokratischen  und  kapitalistischen  Emigranten, 
eingezogen  werden;    die  Armen  werden   in  den 
öffentlichen  Gebäuden  und  bei  den  Reichen  ein- 
quartiert; jeder  an  die  Spitze  eines  Verwaltungs- 
zweh-es   der   neuen  Gesellschaft  Berufene  muss 
sein  ganzes  Vermögen  an  die  kommunistische 
Gemeinschaft   abgelten:   die   Steuern  werden  in 
rohen  Naturprodukten  geleistet,  die  zum  Unter- 
der  Beamten   der  Gemeinschaft,    welche 
sonst  keine  Besoldung  erhalten,  verwandt  werden 
Hinsichtlich   dessen,   was   die  neue  Gesellschaft 
für  das  Gemeinwohl   thun  wird,  findet  sich   in 
dem   Programm    nur   die   Erklärung,    dass    die 
l'hV-e    des    Ackerbaues    und    des    \  olksunter- 
richtes    eine    der   vorzüglichsten  Aufgaben   der 
inneren  Verwaltung  bilden   wird.     Da   in  dem 
oben    besprochenen    kommunistischen    Systeme 
Weitlings  vou  Steuern  keine  Rede  ist,  setzt  er 
sich   dadurch  mit  diesem  in  Widerspruch,   dass 
er    in    seinem    revolutionären    Programme    die 
Leistung  von  Steuern  als  etwas  Selbstverständ- 


liches fordert.  In  Weitlings  später  entworfenem 
Programme  für  die  Aktionsthätigkeit  der  von 
ihm  gegründeten  geheimen  Gesellschaft,  des 
,Befreiungsbundes",  wird  der  Krieg  der  be- 
waffneten Proletarier  gegen  die  wehrlos  zu 
machend!  n,  auszuplündi  rnden  und  im  Renitenz- 
falle zu  füsilierenden  Besitzenden  offen  prokla- 
miert. Originell  ist  in  diesem  Programm  das 
„revolutionäre  Papiergeld*,  das  die  provisorische 
Volksregierung  emittieren  -"11  und  da 
Uebertragungen  deT  konfiszierten  Staats-  und 
Kirchengüter  und  der  Privatvermögen  die  Aus- 
gleichsvaluta  zu  bilden  hat.  Es  soll  so  lange 
m  Kraft  bleiben,  bis  das  alte  Geldsystem  der 
kapitalistisch!  n  Gesellschaft  endgiltig  zu  Gunsten 
der  Naturalwirtschaft  zu  verabschieden  ist. 


Vo'l  über  Weitling:  Kommissionalbericht 
an  die°Regierung  des  Staates  Zürich  über  die 
Kommunisten   in   der   Schweiz      Nach   den 
Weitling  vorgefundenen  Papieren  erstattet  vou 
Bluntschli   und   Hottinger,    Zürich    1843; 
selbe,   in  französischer   üebersetzung  u.  d.  JL: 
Les  communistes  eu  Snisse  etc.,  Lausanne  1843. 
I  eber   den   Kommunismus   in    der  Schweiz, 
eine  Releuehtim"-  des  Komniissioiisbenehtei    des 
Herrn  Dr   Bluntschli  über  die  Kommunisten  m 
der  Schweiz  (angeblich)  nach  den  bei  Weitung 
vorgefundenen    Papieren,    o.    0.    1843.   —   Se- 
bastian  Seiler.    Der    Schriftsteller  Wilhelm 
Weitling  und  der  Kommunistenlärm  in  Zürich. 
Eine  Verteidigungsschrift,  Bern  1843.  —  Der 
Kommunismus   und   die  liberalen  Bestrebungen 
unserer  Zeit,  m  ..Da-  Vaterland".  Zeitschrift  etc. 
Nr    -;,34  und  235,    Darmstadt.   3.  u.  4.  \.  l^-f... 

—  Hild  eh  r a n d .  Nationalökonomie  der  Gegen- 
wart und  Zukunft.  Bd.  I.  Frankfurt  a.  M.1848, 
S  118  19  121  22,  128/29,  133  38  u.  ö.  —  \\  er- 
luuth  und  Stieber,  Die  Kommunistenver- 
schwörungen des  19.  Jahrhunderts,  i  Leite, 
Berlin  1853,  dann  der  Abschnitt:  ..Der  & hn< ider 

IW'eitlin--.   —   Marx.    Herr  Vogt.   Paris  18bU. 

—  Wilhelm  Weitling  und  sein  System  in     Die 
Zukunft.   Sozialistische  Revue",  I.  (einz.j  Jahrg.. 
Berlin  1877  78.  —  Adler.  Geschichte  der  ersten 
sozialpolitischen  Arbeiterbewegung  in  Deutsch- 
land,   Breslau    1885.    S.    17  47.    77  81.    237;39, 
317/20  u.  ö.  —  Laveleve.  Le  sociahsme  con- 
tent aain,  Paris  1885.  —  Amol d  R  u  g e   Brief- 
wechsel  und   Tagebuchblätter   aus   den  Jahren 
1825  i ssi i.  herausgegeben  von P. Nerrhch,  Dd.  l. 
1  s,2.->  -17.  Berlin  1886.  -  K a  1  e  r ,  Wilhelm  W  eit- 
ling     Seine  Agitation  und  Lehre  im  geschiclit- 
licheu   Zusammenhange   dargestellt.   Hottingen 
und   Zürich   1887.   -  Quack.    De   Sociahsten. 
Personen   en   stelsels,   Bd.   III.    Kap.:   Duitsch 
socialisme,  Amsterdam  1891,  S.  SSUtt.        _£■ 
Clark,   Aneglected  socialist  (Sehneider  Weit- 
ling .    in  „Annais   of  the  American  Academy  ol 
Poüti  al  and  So.  ml  Science-,  vol.  V,  No.  o,  March 
1895.    -   ..Neue   Zeit",   Jahrg.   XIV,    189o/96, 
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Werkgenossenschaften. 

1.    Begriffsbestimmung    und    Organisation. 
2.    Die  W.   der   Handwerker   und   Arbeiter.     3. 
SV.  in  der  Landwirts*  Imft.    4.  Ausland. 

1.  Begriffsbestimmung  und  Organi- 
sation. Werkgenossenschaften  sind 
nach  der  Definition  des  deutschen  Genossen- 
schaftsgesetzes Vereine  zur  Beschaffung 
Gegenständen  des  landwirtschaftlichen 
gewerblichen  Betriebes  and  zur  Be- 
natzung derselben  auf  gemeinschaftliche 
Rechnung  .      Das   Charakteristische    d 

ichafti  n    Liegt    mithin    darin,   dass 
eine    Anzahl    l  lew  erbetreibendi  r    ver- 

len,  um  als  Geno  senschaft  Geräte, 
Maschinen  etc.  zu  erwerben  and  dieselben 
dann  in  oder  für  ihren  Betrieb  zu  ge- 
brauchen.  Während  also  bei  der  Roh- 
st off  genossenschafl  Waren  gemeinsam  be- 
schaff! werden  zur  Weiterveräusserung 
an  die  Mitglieder  und  während  bei  der 
Produkl  haft   die    Mitglieder 

isam    arbeiten    wollen,    bleiben 
die  Mitgli  Werkgenossenschaft  in 

ihrem  Geschäftsbetriebe  vollkommen  selb- 
ständig und  die  Genossenschaft  überlässt 
ihnen  die  ihr  gehörigen  Maschinen  etc.  nur 

h  -  "der  mii-t  v,  eise. 

Im  übrigen  unterscheidet  sich  die  Werk- 
genossenschaft   in    ihrer    Organisation    von 
reo  Genossenschaftsarten  nur  insoweit, 
als    dies    durch    die    Besonderheiten    ihres 
Zwecl  vn  ist.    Schwierigkeiten  kön- 

nen    wesentlich  nur  entstehen    hei    der  Re- 
c  Benutzung   der   Maschinen    etc., 
für   welchi  allgemeine    Regeln    nicht 

aufstellen  lassi  n,  da  die  An  der  Gerät* 
und  di  reu  6  ibrauch  dafür  bestimmend  ist. 
Für  dii  Bi  out:  ung  ist  ein  Entgelt  zu 
zahlen,  mit  dem  die  Unkosten,  der  Unter- 
halt und  die  Abnutzung  der  Maschinen  etc. 
zu  decken  sind:  verbleibt  nach  der  Jahres- 
Debei  schuss,  so  wird  dei  elbe 
am  zweckmässigsten  zum  Teil  dem  Reserve- 
iiberwiesen   und  der  Rest  nach  eil 

in  eilenden  Vergütung  der  Geschäfts- 
guthaben der  Mitglieder  nach  Verhältnis 
der  von  ihnen  gezahlten  Mieten  zurückver- 
-fii'  i.  Diese  Art  der  Verteilung  ents 
am  meisten  der  Billigkeil  d  i  die  Mitglieder 
dabei  das  zurückerhalten,  was  sie  an  Miete 
etc.  mehr  gezahlt  haben,  als  ii  h  schliess- 
lich als  notwendig  für  den  Betrieb  der 
Genossenschaft  herausgestellt  hat  Die 
Mitgliederzahl  ist  zwar  rechtlich  keine  ge- 
re  der  Austritt  steht 
jedem  unter  Einhaltung  der  Kündigungsfrist 


frei,    doch    findet    die    Mitgliederzahl    ihn 
natürliche  Grenze  durch    die    mögliche 
nutzung  der  Geräte  etc. 

2.  Die  W.  der  Handwerker  und  Ar- 
beiter. Der  Zusammenschluss  der  Ge- 
wi  [-betreibenden  zu  Werkgenossenschi 
ist  in  der  immer  weiter  fortschreitenden 
Maschinentechnik  begründet,  denn  die  Kon- 
kurrenz des  Grossbetriebes  erfordert  einmal 
auch  für  den  Kleinbetrieb  die  Anwendung 
von  Maschinen,  und  die  Vervollkommnung 
und  Verbesserung  derselben  erleichtert  an- 
dererseits ihre  Beschaffung;  wo 
Maschinen  durch  ihre  Anschaffung 
Unterhaltung  für  den  einzelnen  Betrieh  zu 
teuer  werden,  da  bietet  sich  als  Au 
allein  die  Bildung  einer  Genossenschaft 
durch  die  Gewerbetreibenden  zum  gemein- 
samen Ankaufe  und  zur  getrennten  Be- 
nutzung. Wie  sich  letztere  erreichen  lässt, 
das  hängt  wesentlich  von  der  Art  der  Ge- 
räte ab.  Bei  gewissen  Maschinen  wird 
allerdings  notwendig  sein,  dass  die  betreffen- 
den Gewerbetreibenden  dahin  sich  einigen, 
ihre  Werkstätten  so  zu  legen,  dass  sie  die 
der  Genossenschaft  gehörigen  Maschinen 
gleichzeitig  benutzen,  etwa  durch  Uebei> 
tragung  der  Kraft.  Eine  solche  Genossen- 
schaft wird  dann  andererseits  meist  wieder 
den  Vorteil  haben,  dass  ihre  Mitglieder 
nicht  demselben  Gewerbe  anzugehören  brau- 
chen. 

Die  Werkgenossenschaft  bildet  so  eine 
ausserordentlich  wichtige  Ergänzung  zu  den' 
übrigen  Genossenschaftsarten:  mittelst  der 
Kreditgenossenschaft  setzt  sieh  der  Gewerbe- 
treibende in  den  Besitz  des  Betriebskapitals. 
die  Rohstoffgenossenschaft   ermöglicht   ihm. 

beim     Einkaufe     sich     aller     Vorzug - 

Grossbezuges  zu  bedienen,  ohne  für  sich 
grosse  Quantitäten  einkaufen  und  auf  Lager 
nehmen  zu  müssen,  die  Magazingenossen- 
schaft bietet  den  Weg  zur  Errichtung  von 
Lagern  durch  den  kleinen  und  mittleren 
Gewerbestand,  die  Werkgenossenschaft  führt 
zur  Benutzung  von  .Maschinen  etc.,  deren 
Beschaffung  und  Gebrauch  die  Kraft  des 
Handwerkers  übersteigen  —  sie  macht  die 
Vorteile  der  Grossindustrie,  welche  in  der 
Benutzung  der  Maschinen  liegen,  dem  Haud- 
werker  zugänglich. 

Die  Gründung  solcher  Genossenschaften 
setzt  voraus,  dass  die  Gewerbetreibenden 
bereit,  selbst  Hand  an  die  Besserung  ihrer 
wirtschaftlichen  Lage  zu  legen,  ohne  Neid 
bestrebt  sind,  gemeinsam  ihre  Interessen 
zu  fördern.  Dies  Erfordernis  lässt  es  frei- 
lich auch  erklärlich  erscheinen,  dass  auf 
diesem  Gebiet''  bisher  so  wenig  erreicht 
ist.  I'nd  doch  hätte  gerade  nach  dieser 
Richtung  hin  aus  der  Vergangenheit  der 
Innungen  viel  gelernt  werden  können,  die 
nicht  selten  Betriebsanstalten  für  ihre    Mit- 
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i    errichtet    haben      -   Anstalten,  die 
Teil    noch    bestehen,    teils   im    B< 

i  Ceii  befindlich,  teils  als   selbstau- 
\_    iatioiv   i    (vielfach  im    Königreich 
Eine     Mittelstellung     zwischen 
-  und  Produktivgenossenschaft  neh 
ms    den   Tuchmaeherinnungeu    hervor- 
i     Tuchuiaeherassociationeii     mit 
Fabriken    ein.      Es    ist    über!! 
•„  verkennen,  dass  die  Werkgenossen- 
en unter  den  Handwerkern  des  gleichen 
Gewerbes   sehr   wohl   den    Beginn    füi 

Jjüvgenossenschaftliche     Entwicklung 
und   /.war  auf   der  Grundlage  des  Gro, 

beu    können.      Nicht     bloss     che 
Innungen  haben  Fabrikanlagen  mit  Mas 

b    für    ihre     Mitglieder     errichtet, 
auch  seitens  der  Städte  ist  dies    geschehen, 
richtet  Sicherer  von  der  sog,  »Schranen- 
mühle     in    Nürnberg,    einem    dreistöi 

!de  an  der  Pegnitz  mit  46  getrennten 

Werkstätten,    in    welche    die    mechanische 

Triebkraft   mittelst   Transmissionen   geleitet 

wird,    die    Errichtung    stellt   im   Eigentum 

-ladt,  welche  die  Werkstätten  an  Hand- 

r  vermietet.     In  grossen  Städten  wer- 

solche   Anlagen    von  Werkstätten  jetzt 

auch  bereits  von  Privaten  eingerichtet. 

Neuerdings  haben  äich  Gen nsch 

gebildet,  um  eine  für  Gewerbetreibende  be- 
stimmte städtische  Anstalt  zu    übernehmen. 
In   Malchow   (Mecklenburg)   ist  eine  Werk- 
genossenschaft der  Tuchmacher  entstanden, 
-  Unternehmens  ist  die  Fort- 
führung  der   städtischen    Maschinenlohnan- 
stalt.  welche  als  Fabrikstätte  zur  Herstellung 
von    Fabrikaten    der    Tuch-    und   Flanelhn- 
dustrie  dient,  in  gemeinschaftlichem  Betneb. 
Die  Zahl  der  bestehenden  Werkgenossen- 
schafteu  ist  klein.    Nach  dem  von  dem  An- 
walte aes  Allgemeinen  deutschen  Genossen- 
schaftsverbandes   herausgegebenen  Jahrbuch 
für     1899     bestehen      als      Werkgele 
scharten    53,   darunter   16  Metzgergenossen- 
schaften    zur    Unterhaltung    eines    gemein- 
samen Schlachthauses,  9  Dampfschiffahrts-, 
Motorboot-  und  Sehift-ri; 
4    Werkgenossenschaften    für    Tischler     - 
Elektrieitätswerke.   4  Werkgem  ßsenschaften 
der   vereinigten   Handwerker,    1  für  Schuh- 
ier,    2  "zur   leihweisen   Benutzung  und 
Reparatur  von  Maschinen    (die   Firma  lässt 
leider    nicht    immer     den    Gegenstand    des 
Unternehmens  mit  genügender  Bestimmtheit 
men)  und  1  Genossenschaft  zu  Wetzlar 
zur    Beschaffung    und     gemeinsamen    Be- 
nutzung    von     Wertzeugen     verschiedener 
Art.     Ausser   den  genannten  Handwerker- 
genossenschaften bestehen  nach   dem   Jahr- 
buch noch  4  Dienstmannsgenossenschaften, 
die   an    ihre    Mitglieder   die   zur  Ausübung 
des     Dienstmannsgewerbes      erforderlichen 
Geiäte,    wie    z.    B.   Wagen,    vermieten;    es 


sind  di  atliehAi 

,; 
äinstituten     zu  !-    da    die 

Mitgl  i  Li  i    das    Dil 

lig  verrichten,  ein  i  nger  c   < 
tglieder  w 
in   der  Regel   nur  dadurch 
[geführt,   dass   die   G  haft  die 

Garantie    für    die    von     ihren     M 
übernommenen    Aufträge    übernimmt,    und 
in  dieser  Beziehung  besteht  zwischen   i 
selben  und  den  russischen  Ai 

Aehnlichkeit      Ganz    gewiss    würde 
sich   da-  Verfahren,   das   die   Dienstmä 
BerUn,   Halle.    Bi  i  u  -  hweig  un 


den  ein,,  schlagen  haben,  auch  in   anderen 
Städten   und  in   vielen    anderen    Gewei 
len  und  diese  vor  einer  Vernichl 
durch  den  Grossbetrieb  schützen. 

Zu  den  Werkgenossenschaften  werden 
zuweilen  —  aber  mit  Unrecht  —  auch 
-  haften  gerechnet,  die  zwar  Maschi- 
nen gemeinschaftlich  beschaffen,  aber 
an  die  Mitglieder  wieder  veräussern,  sie 
gehören  richtiger  in  die  Kategorie  der 
Rohstoffgenossenschaften.    Die  Gewerb 

iner,  Wagner,  Maler,  Tuchmacher  wer- 
den sich  auf  die  Dauer  als  handwerksmäs 
kaum  erhalten  lassen  ohne  Zusammenschluss 
der    Gewerbetreibenden    zu    Werkgenossj    - 
schaffen,  viele  Gewerbe  müssen  ohne 
Genossenschaften   sieh  auf  das  Zusammen- 
-  ■         von  Halbfabrikaten  beschränken. 
in  Fabriken  hergestellt  werden.    So  ist  die 
Anwendung    der     Werkgenossenschaft 
viele  Gewerbe  zur  Existenzfrage  geworden. 
Nicht  die  Gi  -etzgebung  kann  ihnen   h 
mir    sie    selbst    können    sieh   helfen    durch 
Anpassung  ihres   Geschäftsbetriebes  an  die 
modernen   Betriebsformen,    und   dies    kamt 
wieder    nur     auf     dem     Wege    der    Ge- 
nossenschaftsbildung  geschehen. 

3  Die  W.  in  der  Landwirtschaft,    bo 
°-erin<"  die  Verbreitung   der   Werkgen. 
schatten    im    Handwerker-    und     Albeiter- 
le,   so  gross  ist   dieselbe  in  der  Land- 
wirtschaft, wo  sie  sowohl   dem   Maschinen- 
betrieb wie  der  Verbesserung  der  Viehzucht 
dienen.      Wir    sehen    dabei    ganz    von    den 
Molkerei-,  Obstverwertungs-  und  d(    s 
.  ,       -eusehaften  ab.  die  nach  dem  S] 
gebrauch  und  wenigstens  zun  •    leu 

mit   Recht   nach    ihrem  Endzweck  zu 
den     Produktivgel,  gerechnet 

werden,  obgleich  sie  -  bestmimt  die  auf 
den  Gütern  der  Mitglieder  erzeugten  Pro- 
dukte in  zu  diesem  Zweck  hergestellten 
Anlagen  zu  verarbeiten  -  auch  manche 
Aehniiehkeit  mit  den  Werkgenossensch 
haben,  wenn  man  nämlich  die  Herstelung. 
Benutzung    und    den    B  ^JÄ 

anlagen    selbst    als    den     Gegenstand    de: 
Unternehmens   betrachtet   und    nicht, 


wie 
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tzt  —  allerdings  aus  gewichtigen  Grün- 
den  —  geschieht,  das  entscheidende  Ge- 
wicht auf  die  auf  gemeinschaftliche  Rech- 
nung vorgenommene  Verarbeitung  und 
Verv  1er  Produkte  legi    Erst  Ende 

60er  Jahre  beginnt  das  Genossenschafts- 
in  der  Landwirtschaft  Eingang  zu 
linden,  nachdem  sieh  die  preussische  Re- 
gierung bei  Gelegenheit  der  Verhandlungen 
über  das  preussische  Genossenschaftsgeset; 
anerkennend  über  die  wirtschaftliche  Be- 
deutungdei  Gei  ssensi  haften  ausgesprochen 
und  sich  der  Eong  leutscher  Land- 

wirte (1868)  dahin  geäussert  hatte,  dass  die 
chiedenen  Formen  des  Genossenschafts- 
ds    vorzugsweise    geeignet    seien,    die 
Interessen  des  landwirtschaftlichen  Gewerbes 
zu  stützen  und  zu  fördern. 

Von  Anfang  dieser  Bewegung  an  waren 
die  Werkgi      ss<    schatten  —  also  Genossen- 
sehaften    zur    Anschaffung    von    Iandwirt- 
ftlichen   Maschinen,  Geräten  etc.  sowie 
zur     Beschaffung     und    Unterhaltung    von 
Zuchtvieh    —   sogleich   sehr   zahlreich  ver- 
hi  Gemeinschaft  mit  den  Rohstoff- 
Schäften    -  ü    Genossenschaften 
zum    gemeinschaftlichen    Einkaufe    der    fin- 
den   landwirtschaftlichen    Betrieb    erforder- 
lichen   Gegenstände    (Saatgetreide,    Dünger 
ermöglichen  sie  dem   Kleinbetriebe, 
unter    den     gleichgünstigen      Bedingungen 
wie  der  Grossbetrieb  zu  arbeiten,  und   ver- 
30    die    Vorteile    des    intensivsten 
mit    den   Vorzügen    des  Grossbe- 
triebes  in  den     I            des  Bauern. 

K-   bestanden    nach  dem   Jahrbuch    des 
Allgemeini  ades  deutscher  Erwerbs- 

Wirtschaftsgenossenschaften  für  1899 
501  landwirtschaftliche  Werkgenossen- 
schaften : 

Cht  Werkgenossenschaften 

im  Jahre  1899  bei  b  144  Genossen- 

ften    zur   Anschaffung    von    Maschinen 
—  Dampf-,   Säe-,    Mäh-,    Häckselmaschinen 
61    eingetragene    mit  unbe- 
schränkter Haftpfli  ächränkter 
HaftpQii  iit.   38   nicht   i  i 

ten  zur  Anschaffung  und  Un- 
s  von  Zuchtvieh  (198  eingetragene 
und  159  nicht  eingi 

Zu  den  Wei    -     ossi  aschaften  sind  end- 
lich   auch     die     Ko  haften     zu 
rechnen,  die  auf  den  [nseln  Sylt  und  Föhr 
hen  zum  Zweck  dop  planmässigen  und 
dauernden  Anlage  von  Fangstätten  zur   Er- 

1      jjstätte 

(die  Koje)  im  Eigentum  der  Genossenschaft 

steht :   dii  Enten   werden  nach 

''  geln  unter  die  <i.-nossen  ver- 

teilt. 

4.    Ausland.      Im    Auslande    scheint 
iftsarl     ai  nicht  vei  I 
odei    es   ist  wenigstens   ober  ihre 


läftsthätigkeit  allgemein  nichts  bekannt 
geworden,   wobei   allerdings   zu  berücksich- 
ist,    dass    im    Auslande    eine    solche 
alle  Genossen schaftsarten    umfassende 

de   Statistik,   wie   sie    in  Deutschland 
seitens    des     Allgemeinen     Verbandes 
deutschen     Erwerbs-     und      Wirtschaft 

i  sehaften    herausgegeben    wird, 
.  bestellt. 

Der  seitens  der  österreichischen 
Regierung  dem  Abgeordnetenhause  vor 
einigen  Jahren  vorgelegte  Gesetzentwurf 
ii  Mond  die  Errichtung  von  Berufsge- 
nossenschaften der  Landwirte  führt  io 
§_  16  in  dem  Wirkungskreis  der  Be- 
zirks- und  Landesgenossenschaften  der 
Landwirte  auf:  ->Die  Gründung  und  För- 
derung von  Viehzuchtgenossenschaften<  :  der 
übrigen  landwirtschaftlichen  Werkgem  >- 
sehaften  ist  auffälligerweise  nicht  gedacht. 
obgleich  alle  übrigen    Arten   erwähnt  sind. 

In  Italien  in  der  Lombardei   best 
Backhausgenossenschaften  zum  Mahlen  und 
Verbacken    des   Korns  der  Mitglieder,   die 
vielleicht  zu  den  Werkgeuossenschaftei 
rechnet    werden    können,     regelmässig 
Produktivgenossenschaften    bezeichnet "  wer- 
den.     Es    sind   dies   Genossenschaften   der 
Arbeiter      nnd      kleineren      Pächter     der 
Grossgrundbesitzer   in    der    Lombardei,    wo 
die   Arbeiter  ihren    Lohn  vielfach  in  einem 
Anteil    von    den    Produkten    erhalten;    den 
Arbeitern   fehlten   die  Mittel,   das  so  erhal- 
tene Korn  verwerten  zu  können,  bis  seitens 
eines  Prii  sters  Anelli  in  Bernato   im  Jahre 
1878  damit  begonnen  wurde,  diese  Arbeiter 
zu  Genossenschaften  zu  vereinigen:  in  diesen 
Genossenschaften,    die    eigene    Mühle    und 
Backhaus  haben,    wird   nun   das   Korn    de? 
Mitglieder,   das   früher  meist   verkam, 
mahlen  und  verbacken. 

Litteratur:     Vyl.  die  Litteralur   bei  dem 
nEiirerbs-  und  WirUchaftsgenoseen 
Bd.  III  s.    ; 

Hans  Ci-ägci: 


Werkvertrag. 

1.  Begriff  des  W.  2.  Abgrenzung  des  W. 
von  dem  Dienstvertrage  und  dem  Kaufverträge. 
3.  Pflichten  des  Unternehmers.  4.  Pflichten  des 
Bestellers.  5.  Endigung  des  W.  6.  Werk- 
liefenmgsvertrag. 

1.  Begriff  des  W.  Der  Werkver- 
trag ist  nach  dem  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuche für  das  Deutsche  Reich  ein 
Vertrag,  durch  welchen  sich  die  eine  Partei, 
der  Unternehmer,  verpflichtet,  ein  in 
dem  Vertrage  versprochenes  wirtschaftli 
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tat  herzustellen,  während  die  andere  Partei 
i,.r  ßes1  eller,    sich  verpflichtet,  die  ver- 
■inliarte    Vergütung    hierfür    zu    entrichten 
Das  wirtschaftliche  Gut.  das  Werk, 

nstand  des  Werkvertrags   kann 

,v,,h!    in  der  Herstellung  oder  Veränderung 
Sache    bestehen    als    auch    in    i 

in  einem  Inbegriff  von  Hand- 
.  'die    durch    Arbeil    oder   Diensl 
,    hervorgebracht    werden,     in    einem 
i)     durch "  Arbeit    oder    Dienstleistung 
izuftthrenclen  Erfolge     (§  631    Abs    2). 
:   in  dem  Art.  Miete  und  Pacht 
Bd.   V    S.  764)   erwähnt    worden    ist, 
sich   der   Werkvertrag  aus   der   Werk- 
miete   des    römischen    Rechts,    der    b 

[ctio    operis    entwickelt.      Die    Römer 
einer,  wenigstens  für  unsere  Auf- 
sehr   künstlichen,    ja  verkünstelten 
i   Werkvertrag    als    eine   Art    des 
Mietvertrags    aufgefasst,    so    zwar  dass    sie 
ii  Unternehmer  den  Mieter  sahen,  der 
oder  ein  Unternehmen  zur  Her- 
stellung  mietet,   in   dem  Besteller  aber  den 
Vermieter,   der   die  Sache   oder   das  1  nter- 
n     an    den    Unternehmer     vermietet. 
ach   waren   sie   gezwungen,   dem   Ver- 
i    bei   dieser  Art    der  .Miete    die  sonst 
Mieter   obliegende  Verpflichtung,   den 
Mietpreis  zu  zahlen,   aufzuerlegen,  im  übri- 
aber   das  Vertragsverhältnis   unter   die 
neinen  Rechtssätze   über   die  Miete  zu 
a.      Wie   die   Römer   zu   dieser   eigen- 
artigen Auffassung  gekommen  bind,  liegt  im 
Dunkel   und   ist  deshalb  äusserst  bestritten. 
\ueh   hier   wird  die  Ansieht  vertreten  (vgl. 
Bd.  V  S.  763).   dass   die   loeatio   eon- 
duetio  operis  nach   dem  Vorbilde  des  staat- 
n    Vermögensverkehrs    in   den     Privat  - 
hr  eingedrungen  sei.     Ein  genügender 
d    für   diese  Annahme   liegt  nicht  vor. 
infachsten   erklärt   sielt  die  Unterstei- 
des   Werkvertrags     unter    die    Miete 
is.  dass  die  ursprüngliche  Art  der  Miete 
äaehmiete    war,    in    der   der  Vermieter 
Sache   dem  Mieter  auf  Zeit    überlässt. 
I,   wie   wohl  angenommen  werden  darf, 
ocatio   conduetio  operis  anfänglich  nur 
Verwendung,  wenn  es  sich  um  Bearbeitung 
Verarbeitung  einer  Sache  handelte,  die 
Besteller  gehörte,  so  hatte  der  Besteller, 
der  Vermieter   bei    der  Saelmiiete,   die 
dem  Unternehmer  auf  Zeit  zu  über- 
a.     Die  Ueberlassung   einer  Sache,  die 
einen  Kontrahenten  gehört,  auf  Zeit  an 
anderen  Kontrahenten   ist  das  alleinige 
Moment,   das   die   loeatio   conduetio   rei  mit 
der     loeatio     conduetio     operis     gemeinsam 
.     Daraus    erklärt  sieh,    dass  derjenige, 
lie  Sache  hingiebt,   als  Vermieter,  der- 
r  die  Sache  auf  Zeit  empfängt,  als 
Mieter  angesehen  ward. 

Trotz  der  an  die  Sachmiete  angelehnten 
Handwörterbuch  der  Staatswissensehaften 


Konstruktion  der  loeatio  conduetio  operis  hat 
sie   doch    viel    grössere    innere    Verwandt- 
schaft mit  der  Dienstmiete,  der  loeatio  con- 
duetio "i"  rarum  (s.  oben  IM.  V  S.  764  und 
den    Ut.'  irbi  itsverl  ra  g  oben    Bd.  1  S. 
979  ff.).     Die  meisten  neueren  Gesetzbüi  fiei 
haben    deshalb   auch    den    Werkvertrag    im 
Anselduss   an    den    Dienstvertrag    oder   als 
eine  Unterart  desselb  n 
im    französischen    Code    i  ivil    Art.   1,  F9ff. 
und    im    österreichischen    Bürgerlichen   Ge- 
setzbuch von  1811  §§  llölff.  der  Fall    ist. 
Das   Preussische  Allgemeine  Landrecht  von 
1704  hat  in  noch  weitergehendem  Masse  die 
Werkverdingnng  (Vertrag   über  ein  verdun- 
genes Werk)    dem    Dienstvertrag   genähert, 
indem  nach  preussischem  Rechl  der  I  ater 
nehmer   verpflichtet   war.   das  Werk   durch 
seine   eigene  Thätigkeit   auszuführen,    ? 
er   auch    Gehilfen    zuziehen    konnte.      Auch 
konnte   hiernach   der   Gegenstand    des  Ver- 
trags   nur   in   der  Herstellung,   Bearbei 
oder    Verarbeitung    einer    Sache    bestehen 
(Teil  I  Tit.  11  §  925ff.). 

Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  hat  dagegen 
den  Werkvertrag  von  dem  Dienstvertrage 
wie  von  der  Sachmiete  vollständig  gelöst 
und  als  einen  eigenartigen  Vertrag  durch  be- 
sondere Rechtsnormen  geordnet.  Der  Werk- 
vertrag hat  hiernach  einen  aussei  irdentlich 
weiten  Rahmen  und  seine  Grenzen  einer- 
seits gegenüber  dem  Dienstvertrage,  anderer- 
seits gegenübei  dem  Kaufvertrage  sind  in 
manchen  Fällen  nicht  leicht  festzustellen. 

Gegenstand     des     Vertrages     kann     ein 
jeder      durch    Arbeit     oder    Dienstleistung 
herbeizuführender  Erfolg«  sein  (§  631),  also 
nicht   bloss     die    Herstellung,    Bearbeitung 
oder    Verarbeitung    einer    Sache,     äondern 
auch    materielle    oder    geistige  Leistungen, 
wie    die    Beförderung    von    Personen    oder 
Sachen    von    einem  Orte  zu  einem  anderen, 
die  Herstellung  einer  Eisenbahnanlage,   die 
Anfertigung  eines  Kunstwerkes,   die  1  i 
Setzung  eines  Buches,  die  Aufführung  eines 
Theaterstückes    oder  eines  Tonwerkes, 
auch   der  Abschluss   eines  Rechts-—1 
,,    g    w.     Von    dem    Dienstvertrage    unter- 
scheidet   sieh    der    Werkvertrag     dadurch, 
dass    der   Unternehmer    sieh    nicht    zu    be- 
stimmten Arbeitsleistungen  verpflichtet, 
dem    dass    die   Verpflichtung   gerichtet    ist 
auf    die    Herbeiführung    eines    bestimmten 
4er  das  Ergebnis  der  Arbeit  oder 
der    Dienstleistung    ist.     Deshalb    ist   auch 
der  Unternehmer  nicht  verpflichtet,  wie  bei 
dem  Dienstvertrage   der  Dienstverpflic 
die  Arl  :'  '"  lpisten'> 

er  ist  nur  verpflichtet,  das  Werk  i 
zu   liefern      Nur  wenn  das  V  erk    verl 
massig   und   rec  Eert   wird     hat 

er    Anspruch    auf    Vergütung.     Der   Werk- 
vertrag;   ist    deshalb    für   den    l  uternehmer 
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ungünstiger  als  der  Dienstvertrag   für  den 
teten.     Nicht    für  die    • 
:  i      stleistung  als  solche,   sondei 
gebnis  ist  die  Vergütung  vereinbart. 
Der   Werkvertrag    begründet    deshalb   auch 
nicht  ein   persönliches  Verhältnis  zwh 

Parteiei       Wie  der   I  ir  das 

..  in  der  Regel  dun 
herstellen   lassen   kann .    so   kann    der   Be- 

-  euch  auf  HerstelluE 
Werkes  an  an  übertragen. 

2.  Abgrenzung  dos  \Y.  von  dem 
Diensrvertrage  und  dem  Kaufverträge. 
Vielfach    wird    es   mit    Schv  I    ver- 

bunden    sein,    festzustellen,     ob    die   Ab- 
sicht    der    Parteien     auf    Absehluss 
Dienstvertrages    oder   eines   Werkver- 

mit     ai 
ten,   ob  für  die  Arbeit   als  - 
für  deren   Erg  jütnng  zu  ; 

ai  b    wer  len    die    Parteien    selbst 

keine  völlig  klar-  Vorstellung  i    beim 

°    -  haben.     Entstehen 

Streitig  solchen  Vertrage. 

!<l  unter  Berücksichtigung  aller 
hältnisse   der  Vertrag  als    Dienst-  oder  als 
rag  zu  beurteilen  sein.    Giel  I 

-  .       lermeister  ein  Stüi  . 
damit    er    ihm   gegen  einen   verein- 
barten   Preis   einen   Rock    daraus 

so    wird    kein    Zweifel    bestehen, 
Werkvertra  -»■     Nimmt  da- 

ein  Familienvater  einen  Schneider  auf 

Haus 
auf,    um    für   sich   und  seine  Familien,. 

,1  von  ihm  gekauften   - 
Kleider  anfertigen    zu  lassen,   so    wird  dies 
meist  auf  einem  1  i  mstvei  •  kann  aber 

auch  auf  einem  Werkvertrage  beruhen.  Auch 
die  Art  und  Weise,  w  rech- 

net u:  11   wird,    bietet  nicht  in  allen 

Fällen  ein  sicheres  Unterscheidungsmerkmal 
zwischen    Dienst-    und    Werkvertrag.     Die! 
i-r  zwar,  dass  bei  dem  Dienstvertrag 
hnet  wird  nach  der  Zeitdauer 
:  eistung,  bei  dem  Werkvertrag 
Vergütung  im  in  einem  festen  Be- 

fiir   das    vollendete   Werk  vereinbart 
wird.    Doch  tri!  immer  zu. 

Auch    in    I  -  sn    kann    der    Lohn 

■  c  Ar- 
berechnet  werdi  n  |  Leo  rdarbeil  i,  wäh- 
anderersi  •  Werkver- 

Iten  die  V  nach  Mass. 

Gewicht    oder    Zahl    des   Werkes    oder    in 
Zeitabschi  ich  dem  J  rtschreiten 

des    Werk  trichten   ist.     Die 

'  ler    ] 

i    Artikel  id.    EV 

S.  1138ff.).     Die   hausindusti 
arbeil  Accordlöhnung 

auf  Grund    i  ines   I  fenstverto  I  l  i    Ab- 

ßicht    des    Vertrages    isl  cht    darauf 


gerichl  dem  Hausindustriellen  di 

Stellung-  eines  bestimmten  Werkes  übertj 
ndern  darauf,    dass  der  Lohn 
für  die  zu  leistenden  Arbeiten  zu  zahl 
nach  dem   .Masse   und    der  Art    bestim 

clmet    werde,    wie    . 
bei  der  Fabrikarbeit  nicht  selten  vorkoi 
Je   unselbständiger   die    v 
industriell'  n'iber  seinem  Arbeitg 

ist,    umsomelu'    wird    die  Vermutu 
d      dass    das    Verhältnis    auf 
.  ■  igi     beruht.     Iu  jedem  ein 
■  ii-d  es  aber  einer  I    - 
ing  und  Feststellung  bedürfen. 

schwierig    ist    in    vielen    Fii 
die  Ei  I  mg    darüber,   ob   ein   K 

v.-rtrag     ''der     ein     Werkvertrag 
schlössen    ist.     Allerdings    kann    der    B 
vertrag  nur  darauf  gerichtet  sein, 
eine  Kontrahent,  der  Verkäufer,    dem  . 
reo  Kontrahenten,   dem  Käufer,   d 
tum  an  einer  Sache  oder  ein  Hecht 
[st    der  Gegenstand  des  Vertrages  eim 
d        L  'istung  (die  Aufführung  eines  Theater- 
stückes,   die    Herstellung    einer    1 
der  Absehluss   eines    Rechtsgeschäfte« 

von  Auskünften  u.  s.  w.i.  si 
ein   Kaufvertrag   nicht   vorhegen.     Das 
gilt   für    deu   Fall,   dass   der  Vertrag 
auf  die  Ablieferung  eines  Wer!,'-  gei 
ist.    der  Besteller  aber  den  Stoff,    aus 
da-  Werk   herzustellen,   zu  bearbeiten 
zu  verarbeiten  ist.    selbst  liefert.     D 
pflichtung    des    Unternehmers    kann 
nicht    auf  Uebertragung   des   Eigentun 
einer  Sache  gehen,  da  der  Besteller  E 
türaer  der  geblieben  ist.    Die  I 

kann    nur    entstehen,    wenn   derjenigi 
das  Werk    zu    liefern    hat,    auch 
zur  Herstellung  des  Werkes  ganz  oder  b    - 
weise  zu  beschaffen  hat.     Vor   der  Ab 
rang    ist    er    dann    Eigentümer    der  S 
er    hat    deren    Eigentum    auf    den    and 
Kontrahenten    zu    übertragen.     Ein    soL 
Vertag    kann    Kaufvertrag,    er   kann 
auch    Werkvertrag     sein.      Der     praktis 
Unterschied,    je    nachdem  die  eim 

anzunehmen  ist,  ! 
namentlich    darin,    dass   bei   dem  Werl 
ler,    falls   das  Werk    u 
die    zugesicherten    Eigenschaften    hat 
mit   Fehlern    behaftet    ist,    von    dem  Cnter- 
r  die  Beseitigung  der  Mängel  fordern 
kann.     Bei  dem  Kaufverl  kann 

der  Käufer,    wenn  die  verkauft'.-  Such 
einem  Mangel,   den   >l'v  Verkäufer   zu 
bat,    behaftet   ist,    nicht  H 

ndei  0  entweder  Rückgäi  a  %- 
des     Kaufes    (Wandelung] 
I    i  ■  pr.  i  es    (Mincl 
igen   (vgl.   den    Art.    Kaufgesc 
Bd.  \    3.  3i  ff.).     Nach  rc 
gemeinem    Rechte    ward,    wenigs 
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■■  iegenden   Ansicht,  in   dem  Falle, 
.;,.,    |  nternehmer  'las  Work   ans   dem 
i,M  zn  beschaffenden   und  ihm  gehöri- 
herzustellen  hat,  Kaufvertrag  an- 
nraen.     Nach  preussischem  Rechte  war 
;,    ein  Werkvertrag,   so- 
,[,,,.  Unternehmer  sich  verpflichtet  hatte, 
Jache  durch  seine  Arbeitsthätigkeit  her- 
llen.     Anderenfalls  war  der  Vertra 
lannter  Lieferungsvertrag,    für   den   Ms 
i  ung  besondere  Rechtssätze  galten 
,l,,r    al  ih    der    Lieferung    d,T  Sache 

unter    den  Regeln    des  Kaufvertrages  stand 
(Teil  1  Tit.  11  §  981  ff.).    Das  Bürgerliche 
etzbuch   hat  unterschieden,  je   nach- 
dem vertretbare  Sachen  oder  nicht  vertretbare 
en    herzustellen   sind.    Im  ersten  Falle 
,    Möbelhändler    bestellt   in    einer 
Hobelfabrik  eine  Anzahl  Stühle  oder  Schränke 
bestimmter  Form   und  Grösse)   ist    der 
ag    ein  Kaufvertrag,    im  anderen  Falle 
iz.    B.    Bestellung    eines    Kunstwerkes    bei 
,    Künstler)    ein    Werkvertrag.      Doch 
scheidet  das  Gesetzbuch  hier  wiederum. 
,      I  "nternehmer    nur    Zuthaten     odet 
sonstige  Nebensachen  zu  beschaffen  hat  oder 
ob    er   den  Hauptgegenstand,   der  zur 
tellung  des  Werkes  erforderlich  isl    zu 
beschaffen  hat.     Hat   er  nur  Zuthaten  oder 
tige    Nebensachen    zu   beschaffen   (z.  B. 
der  Reparatur   oder  Ausbesserung  alter 
i,  so  ist  der  Vertrag  ein  reiner  Werk- 
tag.     Anderenfalls  ist  der  Vertrag  zwar 
auch  ein  Werkvertrag,  aber  ein  Werkvertrag, 
auf  welchen  wichtige  Rechtssätze  über  deE 
Kaufvertrag    Anwendung    finden,    ein    soge- 
er  Werklii  ertrag,  B.G.B.  §  651 

(s.  unten  sub  6  S.   75U  51). 

Doch  haben  diese  Normen  keinen  zivm- 
d    Charakter.      Die    Parteien    können 
Ütarch  Vereinbarung  das  Vertrags  Verhältnis, 
,    der   eine   Kontrahent    das  Eigentum 
an  den  Sachen,  die  er  herzustellen  hat.  dem 
anderen  Kontrahenten  zu  übertragen,  dieser 
die  Vergütung  in  Geld   zu  cutrichten 
hat.   unter   die  Rechtssätze   über  Kaut  oder 
Sber    Werkvertrag    stellen.     Ist    einer    der 
Kontrahenten   ein  Kaufmann,   der   den  Ver- 
trag im  Betriebe  eines  Handelsgewerbes    il 
esst,    so    ist    nach    dem   Handelsge- 
bueh  §  381  Abs.  2  der  Vertrag  auch 
dann  ein  Kaufvertrag,   wenn   der  Unterneh- 
eine     nicht     vertretbare     bewegliche 
aus   dem   von   ihm  zu  beschaff 
Stoffe  herzustellen  hat,  und  zwar  ein  Kauf- 


vertrag,   auf    den    die    Bestimmungen 


des 
Handelsgesetzbuchs  Anwendung  finden  (vgl. 
äen   Art.    Kaufgeschäft   oben   Bd.  V  S. 
61  ff.).      Auch    können    dem    Werkvertrage 
h    mancherlei    "  Kimmungen   be- 

dungen gegeben   werden.     Iu 
Vertrage   kann  bestimmt  werden,  dass 
der  Besteller  den  Stoff  liefert,    dass 


aber   der    i  nternehra 

deres  Material   zur  Herstellung  des  Werk« 

zu  verwenden  l  locati In 

operis     irregularis).      Ein     solcher    Vei 
liegt  /..  IL  vor,   wen: 

arbeiter   altes  Silber   übergiebt,    um   daraus 

Ibernes    Gefäs     an      l  m   lassen, 

[er  Silbet  <   anderes 

■,, ■;,.!,  ,,  darf.     I  'er  rechtliehe  l  'ha- 

rakter  des  Vertrages   hängt    hier  davon  ab, 

ob   der   Silberarbeite 

Silber  oder  anderes  Silber  rerwendet.  Im 
ersten  Falle  ist  der  Vertrag  Werkvertrag, 
im  anderen  Falle  finden  die  Vorschriften 
über  den  Kauf  Anwendung  (§  651). 

Aus  dem  Werkvertrage  haben  sich  auch 
einzelne  Vertragsarten  entwickelt,  die  u 
besonderen    Rechtsn  innen    stehen.     So    ins- 

I ädere    der    Frachtvertrag    (s. 

Frachtgeschäft  oben  Bd.  DJ   S.  1181  ff.) 
und   der  Verlagsvertrag,   der    -  ieb 
das  Reichsgesetz  vom  19.  Juni  1901  reichs- 
gesetzlieh  normiert  worden  ist. 

:5.  Pflichten  des  Unternehmers,   a) !  >er 
Unternehmer   hat  das   in  dem  Vertrag 
stimmte  Werk   herzustellen   und  zu  liefern. 
Er  ist    aber    nicht   verpflichtet,    sofern 
eine  solche  Verpflichtung  nicht  aus  den   Ver- 
trag    ergiebt,  die  hierzu  erforderliche  Arbeil 
persönlich  zu  leisten.    Er  kann  die  Ar 
durch    andere    Personen    ausführen    ; 
und  zur  Ausführung  wieder  an  andere   Un- 
ternehmer vergeben  (sogenannte  1 
Aber    er    haftet   nicht  nur  für  eigenes  Ver- 
schulden, sondern  auch  für  das  Verschulden 
der  Personen,    deren    er  sich   bei  der  Her- 
stellung des  Wer     •    b    lient  (B.G.B.  §§  276, 
278).    Doch  wird  der  Unternehmer  von  der 
Pflicht    zur  Herstellung   und  Lieferung  des 
Werkes  befreit    wenn  der  von  dem  Besteller 
gelieferte    Stofi    ohne  Verschulden   des   1  u- 
ternehmers   durch  Zufall  untergeht.    \\ 
in   diesem   Falle    dem  Besteller  auch   nicht 
zum  Schadensersatz  verpflichtet  ist  (§   644) 
Bestehl    das  Werk,   dessen  Ausführung 
[lehnier    übernommen   hat,    in  di 
sorgung  von  Geschäften,  seien    es 
schäftliche    oder    anderweitige   Handlui 
so    i-i    er   verpflichtet,    den  Weisu 
B  stellers  Folge  zu  leisten,  und  ist  nur  be- 
gt  hiervon  abzuweichen,    wenn  er  den 
inden  nach  annehmen    darf, 
Besteller    bei    Kenntnis    der    Sachlage    die 
Abweichung  billigen  würde,   und  wenn  mit 
i    Aufschub  Gefahr    n  rbunden  ist.    Er 
is1   verpflichtet,  dem  Besteller  auf  Verlangen 
über   den  Stand  4  ■   '  ts  Auskunft  zu 

geben    und    nach   der   Ausführung  R< 

en.     Auch    hat  er  alles,   was 
er    zur    Ausfühl  ernalt 

und  was  er  aus  A<  ;iS  er- 

langt,   herauszugeben    (B.G.B. 


dessen    gelten    diese  Rechtssätze    auch  für 
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andere  Werkverträge,   sofern  sich  ihre  Gel- 
tung  aus   dem    gesamten  Inhalte  des  Ver- 
hiebt 

Das  Work    hat   der  Unternehmer   so 
istelleu,  dassesdie  zugesicherten  Eigen- 
nat  und  nichl  mit  Fehlern  behaftet 
den   w  erl  oder  die  Tauglichkeit  zu 
gewöhnlichen    oder  zu  dem  nach  dem 
Vertrage    vorausgesetzten    Gebrauche    auf- 
heben  oder   mindern.     Ist   das  Werk  nicht 
von    dieser   Beschaffenheit,    so    hat    er  auf 
:,    des    Bestellers    den   Mangel   zu 
Hierin  Heut,  wie  schon  erwähnt, 
ein  wesentlicher  unterschied  zwischen  dem 
Werkvertrage  und  dem  Kaufvertrage.     »Der 
Gedanke     nachträglicher    Ausbesserung    ist 
Besteller  ebenso  natürlich,  wie  er  dem 
Käufer  fern   liegt      Jedoch    ist  der  Unter- 
nehmer   berechtigt,    die    Beseitigung    des 
Mangels  zu  verweigern,  wenn  sie  einen  un- 
verhältnismässigen Aufwand  erforderte.    So 
ist    z.    B.    ein    Bauunternehmer    nicht   ver- 
itet,   ein  Haus    völlig    umzubauen,   tim 
einen    unerheblichen    Mangel   zu  beseitigen 
(B.G.B.  §  633). 

Es  wäre  ungerecht,  warn  der  Unterneh- 
mer di      Bi       Her  dadurch  hintanhalten  und 
schädigen    könnte,    dass   er  die  zur  Beseiti- 
gung  der  Mängel  erforderlichen  Arbeiten  ver- 
zögert oder  immer  wieder  das  "Werk  fehler- 
haft   liefert.     Der    Besteller    kann    deshalb 
dem  Unternehmer    eine    angemessene  Frist 
bestimmen   mit  der  Erklärung,  dass  er  nach 
dem  Ablaufe  der  Frist  sich  mit  der  Beseiti- 
gung   des    Mangels    nicht    mehr    zufrieden 
ablehne.    Bemerkt  er  schon 
der   Ablieferung   an    dem  Werke  einen 
Mangel,  so  kann  er  die  Frist  zu  dessen  Be- 
seitigung  schon  vorherbestimmen,  die  aber, 
wie  sich  aus  den  Verhältnissen  ergiebtund 
das  Gesetzbuch   ausdrücklich    erklärt,   nicht 
vor  Ablauf  der  Lieferungsfrist    enden   darf. 
Hat  der  Be  teil«  i  eine  solche  Frist  gesetzt,  so 
kann  er,  wenn  sie  von  dem  Unternehmer  nicht 
ehalten    wird,    nach    deren    Ablauf   die 
Bi  seitigung  des  Mangels  nicht  mehr  fordern, 
|i  rn     er     kann     dann     nur     nach     seiner 
"Wahl   entweder   von  dem   Vertrage  zurück- 
treten ("Wandelung)  oder  eine  Herabsetzung 
der    Vergütung    beanspruchen    (Minderung) 
odei    aber   er  kann     wenn  der  Mangel  des 
Werkes  auf  einem  Umstand  beruht,  den  der 
mer  zu  verl  p  ten  hat,  wegen  Nicht- 
erfüllung Schadensersatz    fordern.     Hat  der 
hmi  r    für    Eehlei  lose   Lieferung'   dos 
Werke    Garantie  übernommen,  so  kann  der 
Her  Schadensersatz  auch  dann  fordern, 
1  ntei  qi  Ivmer  oder  seine  < lehilfen 
Verschulden  triff!  (B.G.B.  §  635).   Doch 
oi     dem   Vertrage   nicht  zurück- 
idi  i  ü    nur  Minderung  der  Vergü- 
.  di  obigi  M  Vorau    i  tzunj  i  a 
vorhi  had i'satz  fordern,  so- 


fern  der  Mangel   den  Wert  oder  die  Taug- 
lichkeit   des  Werkes    nur   unerheblich  min- 
dert.    Ist    die  Beseitigung  des  Mangels  un- 
möglich oder  wird  sie  von  dem  Unternehmet 
verweigert   oder  kann   der   Besteller  nach- 
weisen,   dass   durch  Gewährung  einer  Frist 
ein    besonderes  Interesse,    das  er   hat,    ge- 
schädigt werde,   so  kann  er  sofort  von  dem 
Vertrage    zurücktreten     oder    Herabsetzimg 
der  Vergütung   beanspruchen  (§  033).     Hat 
der  Besteller    aber   ein   mangelhaftes  Work 
angenommen,  obschon  er  den  Mangel  kannte, 
so    stehen    ihm    diese    Ansprüche    auf    Be- 
stimmung' einer  Frist,  auf  Wandelung,  Min- 
derung  oder  Schadensersatz   nur  zu,    wenn 
er   sieh    seine   Rechte    wegen    des  MangelB 
bei  der  Abnahme  vorbehält   (§  640    Abs.  2). 
Eine  Frist,    binnen    deren   der   Besteller 
diese    Ansprüche    geltend    zu   mächen    hat. 
bestimmt    das   Gesetz   nicht.     Aber   es    hat 
im  Interesse    des  Unternehmers    diese    An- 
sprüche einer  kurzen  Verjährungsfrist  unter- 
worfen,  die   mit   der  Abnahme  des  Werkes 
oder,    sofern    nach    der   Beschaffenheit    des  | 
Werkes    eine    Abnahme    ausgeschlossen    ist 
(z.  B.  bei  Besorgung  eines  Geschäftes),   mit 
seiner  Vollendung  beginnt.   Die  Verjährungs- 
zeit beträgt  in  der  Regel  sechs  Monate,  bei 
Arbeiten    an    einem    Grundstück.'    aber   ein 
Jahr  und   bei  Bauwerken    fünf  Jahre.     Nur 
wenn    der    Unternehmer    den    Mangel    arg- 
listig  verschwiegen  hat,   tritt    die   gewöhn- 
liche Verjährung  von  30  Jahren  ein  (§  638). 
Alle  diese  Bestimmungen  aber  über  die  er- 
wähnten Ansprüche  des  Bestellers  wie  über 
diese  Verjährungsfristen  können  durch  Ver- 
einbarung  der  Parteien   abgeändert  werden. 
Nur    die    Verpflichtung    des    Unternehmers, 
einen  Mangel  zu  vertreten,  kann  nicht  durch; 
Vereinbarung   aufgehoben    oder    beschränkt 
werden,  wenn  der  Unternehmer  den  Mangel 
arglistig  verschweigt  (§  637). 

oi  Wie  der  Unternehmer  zur  fehlerfreien, 
so  ist  er  auch  zur  rechtzeitigen  Her- 
stellung des  Werkes  verpflichtet.  Stellt  er 
das  Work  nicht  rechtzeitig  her,  so  stehen 
dem  Besteller  die  Rechte  zu,  welche  nach 
den  allgemeinen  Rechtsnormen  dem  Gläubi- 
ger zur  Verfügung  stehen,  wenn  der  Schuld-' 
ner  in  Verzug  ist  (vgl.  den  Art.  Schuld- 
>.  e  i  hä  Itnisse  oben  Bd.  VI  S.  610  ff.). 
Alier  das  Gesetzbuch  hat  die  Rechte  dos 
Bestellers  erweitert  und  ihm  noch  einen 
anderen  Wog  eröffnet,  um  sein  Interesse 
zu  wahren.  In  Verzug  kommt  der  Unter- 
nehmer nur,  wenn  die  rechtzeitige  Herstel- 
lung des  Werkes  infolge  eines  ümstandes 
nicht  erfolgt,  den  er  zu  vertreten  hat.  Wird 
das  Werk  ganz  oder  teilweise  nicht  recht- 
zeitig hergestellt,  so  kann  der  Besteller, 
mag  der  Unternehmer  oder  sein  Gehilfe  dies 
verschuldet  haben  oder  nicht,  dem  Unter- 
nehmer für  die  Herstellung  eine  angemessene 
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Brist    sei  len    und  wenn  nach  deren  Ablauf 
te  Werk    noch    nicht    hergestellt    ist,    von 
.....     treten.     Hat   der   Be- 
inen Teil  der  Vergütung  ent- 
richtet     so    hat    ihn    der   Unternehmer    in 
m    Falle   zurückzuzahlen   (§  636).     Die 
G     chäftsleben  von 
lentung.   Dem  Besteller  steht 
hiernach  'las  Rücktrittsrecht  auch  dann  zu. 
wenn  der  Unternehmer  durch  eine  von  ihm 
nicht    verschuldete    Arbeitseinstellung 
Vl.]„.i  durch    einen  Brand  u.  s.  w. 

an  der  rechtzeitigen  Herstellung  des  W 
»erhindert  worden  ist.    Dagegen  steht  dem 
Besteller    sofern    der  Unternehmer  nicht  in 
Verzug   ist,    auch   nicht    ein   Anspruch   auf 
Schadensersatz  zu.     Ist  der  Unternehmer  in 
Verzug     sm    kann    der  Besteller    von    dem 
Vertrage    zurücktreten    und   Seh:, 
m.      Durch    Vereinbarung    kann 
Rücktrittsrecht  ausgeschlossen  oder  be- 
-     rankt  werden. 

4     Bf  lichten    des    Bestellers,     a)    In 
i  Fallen    kann    der  Unternehmer   ohne 
Mitwirkung  des  Bestellers  das  übernommene 
Werk    nicht    ausführen.     So    haben    häufig 
Fabrikanten,    für    welche    Hausindustrielle 
auf  Grund  eines  Werkvertrages  zu  arl 
haben,  ihnen  die  Stoffe  oder  die  Werk 
zu  liefern  und  ihnen  die  Anweisungen  über 
die    vorzunehmenden  Arbeiten    zu    erteilen. 
eht  das  herzustellende  Werk  in  der  Er- 
I  nterricht,    in  der  Anfertigung 
-   ;    rträts  u.  s.  w.,  so  kann  der  Lehrer, 
r     seine    vertragsmässige 


nicht  erfüllen,    wenn  der  Schüler    oder  die 
n,     deren     Porträt     der    Künstler     zu 
malen  hat,    nicht  anwesend    und    zum  Em- 
pfang des  Unterrichts  u.  s.  w.   nicht    I 
U      ünterlässt    der    Besteller    Handlungen. 
die  zur  Herstellung  des  Werkes  erforderlich 
Bind    so  hat  der  Unternehmer   zwar  b 
Bechtsanspruch    darauf,    dass    der  Besteller 
- .i nimmt.    Aber  ihn  kennen  dann  auch 
keine  Rechtsnachteile  treffen,    wenn  er  das 
Werk   nicht   rechzeitig    herstellt.     Der  Be- 
steller    ist    dann     in    Verzug    der    An- 
nahme.    Dem  Unternehmer  kann  dadurch 
aber  Schaden  verursacht  werden.    Er  kann 
eenötigt  sein,  während  der  Dauer  des  Ver- 
lags    seine    Arbeitskraft,     sein     Geschäfts- 
kapital, seine  Gehilfen  und  Arbeiter  für  die 
Herstellung   des  Werkes    bereit    zu    halten. 
und  wird    dadurch    verhindert,    sie    ander- 
weitig   zu    verwenden.      Er    hat     deshalb 
n    den    Besteller    einen   Anspruch    auf 
messene  Entschädigung,    bei  deren  Be- 
äsung   einerseits    die  Dauer  des  Verzugs 
und   die  Höhe   der  vereinbarten  Vergütung, 
andererseits    aber    auch    die  Ersparung    an 
Aufwendungen,  die  der  Unternehmer  infolge 
des  Verzuges  macht,  und  der  Gewinn,    den 
der    Unternehmer    aus    anderweitiger    Ver- 


inei   Arbeitskraft    zieht,    zu    be- 
,1   (§  642).     Auch    ist 
Unternehmer    in    einem    solchen  Falle    be- 
■t.  dem  Besteller  zur  N  -  der 

i      llung   eine  .  Frist    mit 

Erklärung  zu  bestimmen,  Ver- 

trag kündige,  wenn  die  Handlung  nichi 
zum  Abla 

Der    Vertrag     gilt     dann     als     an 
wenn  die  Nachholung   der  II 
bis    zum  Ablaufe   der  Fri 

b)    Der    Besteller    ist    verpflichtet,    das 
_-n  issig        -         Ite  und    i 
erte     Werk    abzunehmen,      sofern 
nach  der  Beschaff      eil    des 
die   Abnahme    ausgeschlossen    ist 
!  ebenso    wie    der   Käufer    nac  ver- 

pflichtet   ist,    die    -.•kauft.-    Sa  zu- 

nehmen. Ebenso  wie  bei  dem  Kauf- 
vertrag ist  auch  die  Abnahme  bei  dem 
Werkvertrage  die  ^tatsächliche  Annahme 
des  Werkes  in  Besitz.  (Nach  anderer  An- 
sicht, die  aber  im  Gesetze  m 
isl  soll  die  Abnahme  erst  mit  ausdruck- 
licher oder    -tili-  '"  WS 

ästung    als  Erfüllung  vollendet  - 
Die  Abnahme  hat  die  rechtlichen  Wirk     - 
dass  mit  ihr  die  Verjährung  der  Anspn 
wegen  Mäugel  des  Werkes  besinnt  und 
mit  ihr  die  Gefahr  auf    den  Besteller  über- 
geht (s.  unten  sub  d).     Der  B  51  zur 
Abnahme  nur  verpflichtet,  wenn   das  werk 
durchaus  fehlerfrei  ist.    Auch  unb 
Mängel    rechtfertigen    die    V,              -    der 
Abnahme.      Kennt    der   Besteller   aber    die 
Mängel  des  Werkes  und  nimmt  er  dasselbe 
ab.  ohm    •          Ansprüche   sieh  vorzu- 
,!m;.    so  seilt   er.    wie    schon  erwähnt. 
3    Qer  Anspr  i             -  n  dieser  Mängel  ver- 
lustig (§  640  Abs 

c)  Der  Besteller   ist  nicht  bloss  zur  Ab- 
nahi  Werkes    verpflicW  '      •       ern 

auch    zu    der    ausdrücklichen     oder    still- 
schweigenden Anerkennung.,  dass  das  \\  erk 
vertragsmässig  geliefert  sei    I  m  hierzu  lm- 
stand?  zu  sein,   wird    der  Besteller    häufig 
das  Werk    nach    der   Abnahme    erst    einer 
sachverständigen    und  eingehenden  U 
unterwerfen   "müssen,      die     kür 
längere   Zeit    erfordern    wird.     Der    Unter- 
nehmer   hat    einen  Rechtsanspruch    darauf. 
da-s  der  Besteller   nach  Ablauf  einer  ange- 
n    --neu  Frist    diese  Anerkennung    erklärt 
■  nler    die    Annahme    des    Werkes    als    Jfip- 
füllnng  der   vertragsmässigen  Leistung  ver- 
weigert     Zwar    kann    der    Besteller,    auch 
wenn   er    das  Werk  als  vertragsmässig    a   - 
liefert  anerkannt  hat.    später    noch    etwaige 
Mängel   die   ihm  verborgen  gebhet™  sind, 
geltend  machen.   Aber  dann  hat  nicht  mehr 
der    Unternehmer    den  Beweis    zu    fuhren. 
dass  er  das  Werk    vertragsmässig   geliefert 
habe      sondern     dann    trifft    den    Besteller 
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dafür  die  Beweislast,  dass  bei  der  Abnahme 

Werk  fehlerhaft    gewesen    sei   und  den 

verti  ;en    Bestimmungen    nicht  ent- 

hab     § 
i '  i     Besteller    isl    verpflichtet,    die 
jütung  zu  entrichten.    Auch  wenn  die 
Parteien    über    die    Vergütung    keim.'    aus- 
drückliche Bestimmung  getroffen  habe 
gilt  sie  doch    i1-  stillschweigend  vereinbart, 
is  den  umständen  sich  ergiebt,  dass 
der  Unternehmer  sieh  nicht  zu  einer  unent- 
chen  Leistung   hat  verpflichten  wollen 
>2).     Ist  die  Höhe  der  Vergütung  nicht 
bestimmt,   so  ist.    wenn    eine  Taxe   beMoht. 
die    taxmässige     Vergütung,     wenn     keine 
Taxe  die    übliche    Vergütung    als 

abart   anzusehen    (§  662  Abs.  2).     Die 
V  rgütung  wird    in  dei   Regel    in  Geld  be- 
nicht    erforderlich. 
Der  Bestell  i    kann  statt  zur  Zahlung  eines 
ch  auch  zu  anderen  Leistungen 
verpflichten.      Der    Unternehmer    hat    aber 
nur  auf  die  Vergütung-    in  der  vereinbarten 
Höhe   Anspruch.    Auch    wenn    er    sieh    in 
_  auf   die  Kosten    der  Herstellung  des 
Werkes  geirrt  und   deshalb  eine  Vergütung 
'    hat,    durch    die    ihm    vielleicht 
nicht  einmal    ein  Ersatz    seiner  Kosten   ge- 
währt wird,    hat    er    keinen    Anspruch   auf 
höhere  Vergütung,  seihst  dann  nicht,   wenn 
durch    nicht    vorhersehbare  Umstände,    wie 
röhnliche    Steigerung    der    Preise 
der  Materialien  oder  der  Löhne  der  Arbeiter, 
die    Kosten    der    Herstellung    des    Werkes 
erhöht  haben.    Aber  im   umgekehrten 
hat    der    Besteller   auch    keinen   An- 
spruch  auf  Ermässigung  der  Vergütung. 

Die  Vergütung  ist  bei  der  Abnahme  des 
Werkes  zu  entrichten.  Ist  das  Werk  in 
Teilen  abzunehmen  und  die  Vergütung  für 
einzelnen  Teil,-  bestimmt,  so  ist  die 
Vergütung  für  jeden  Teil  hei  dessen  Ab- 
aalune  zu  entrichten.  Von  der  Abnahme 
de-  Werkes  oder  der  einzelnen  Teile  ab 
hat  der  Besteller,  wenn  die  Vergütung  in 
leid  festgesetzt  i.-t  und  er  sie  nicht  Zug 
um  Zug  entrichtet,  sie  zu  verzinsen,  es  sei 
denn,  dass  der  I  uternehmei  Stundung  ge- 
währt hat  (§  041). 

Der    Unternehmer    hat    aber  auch    nur 
Anspruch  auf   die  Vergütung,   wenn  er  das 
Werk  zui'  Abnahme  li  Fi  rt.     Bis  zur  Ab- 
nahme  trägt    der  Unternehmer  die 
Gefahr    (§    644),    d.   h.    geht     das    Wert 
vor  der  Abnahme  durch  Zufall    z.  II  durch 
I,  unter  oder  wird  es  durch  Zufall  be- 
ul,   so    kann    der   Unternehmer    eine 
;    nicht    fordern.     Er    erhält  dann 
i      rtz    für   seine  Arbeit    und 
ihm    gi  machten    Auslagen    nicht, 
das  Werk    vor  dem  i  fnti  i 
llt,  aber  noch  nicht  abgel 
Nach     gemeinem    Rechte     war    die 


Frage,  ob  dem  Unternehmer  in  diesem 
Falle  nicht  ein  Anspruch  auf  Vergütung 
zustehe,  eine  überaus  bestrittene,  da  au.-, 
den  Quellen  des  römischen  Rechtes  eina 
sichere  Entscheidung  nicht  zu  entnehmen 
i>t.  Die  neueren  Gesetzbücher  haben,  wie 
das  Bürgerliche  Gesetzbuch,  den  obigen. 
für  den  Unternehmer  ungünstigen  Rechts- 
satz aufgenommen,  so  das  Preussische  Allge* 

Landrecht    (I,    11    §  960),    der  Code 

civil  (Art,  1790),  das  Oesterreichischa 
Bürgerliche  Gesetzbuch  (ij  1157),  das 
Schweizer  Bundesgesetz  filier  das  Oblii 
gationenrecht  von  lssl  (Art.  367).  Die 
Gerechtigkeit  und  Billigkeit  dieser  Bestim- 
mung werden  aber  lebhaft  bestritten.  Es 
wird  dagegen  eingewandt,  dass  auch  der 
'Werkvertrag  ein  Arbeitsvertrag  und  jeder 
Arlieiter  seines  Lohnes  wert  sei.  Hierg 
könne  die  logische  Folgerichtigkeit  eines 
Satzes  nicht  in  das  Gewicht  fallen.  In  der 
That  wird  es  in  manchen  Fällen  ungerecht 
sein,  wenn  dem  Unternehmer  die  Gefahr 
aufgebürdet  wird.  Doch  wird  zu  unter- 
scheiden sein :  Steht  der  Unternehmer  wirfei 
schaftlich  selbständig  dem  Besteller  gegen- 
über und  sehliesst  er  den  Werkvertrag  in 
einem  Geschäftsbetrieb  ab,  so  wird  er  hei 
der  Bestimmung  der  Vergütung,  für  die  er 
die  Herstellung  und  Lieferung  des  Werkes" 
übernimmt,  schon  die  Möglichkeit,  dass  das 
Werk  durch  Zufall  untergehe  oder  be- 
schädigt werde,  mit  in  Betracht  ziehen. 
Die  Vergütung  wird  der  Art  bemessen  sein) 
dass  sie  eine  Risikoprämie  für  die  Fälle 
enthält,  in  denen  der  Unternehmer  keine 
Vergütung  erhält.  Aber  auch  wenn  er  den 
Werkvertrag  nicht  in  einem  Geschäftsbetrieb 
abschliesst,  wird  er  in  Hoffuung  auf  den 
Gewinn,  den  er  aus  dem  Vertrage  erwartet. 
die  geringe  Gefahr,  die  ihm  durch  zufälligen 
Untergang  der  Sache  drohen  kann,  über- 
nehmen oder  aber  den  Vertrag  nur  ab- 
sehliessen,  wenn  anderweitige  Bestimmungen 
für  den  Fall  des  zufälligen  Untergange.-  de- 
Werkes darin  getroffen  werden.  Anders 
dagegen  in  den  Fällen,  in  denen  der  Unter- 
nehmer eine  wirtschaftliche  Selbständigkeit 
nicht  hat,  sich  vielmehr  in  der  Lage  eines 
Arbeiters  befindet,  der,  um  seine  wirk 
,-ehaftliche  Existenz  zu  erhalten,  die  Be- 
dingungen des  Vertrages  annehmen  muss, 
die   der  Arbeitgeber  aufstellt.     Zu   solchen 

Unternehmern«  gehören  vielfach  diejenigen 
Hausgewerbetreibenden,  die  nach  formellem 
Rechte  nicht  auf  Grund  eines  Dienstver- 
trages,  sondern  eines  Werkvertrages  die 
Herstellung  von  Werken  übernehmen,  wäh- 
rend sie  wirtschaftlich  den  gewerblichen 
Arbeitern  durchaus  gleichstehen.  Für  sie 
ist,  wenn  auch  nicht  rechtlich,  so  doch 
wirtschaftlich  die  Vergütung,  die  sie  für 
das  gelieferte  Werk  erhalten,  nichts  anderes 
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lie    Höhe    der    Vergütung     i"-mm,     sicn   nun  a 
der  Höhe   des    Arbeitslohnes,   den  de 

'    z»    zaUle"-1       ..    nsUertrL   ab-    B 
Werkvertrag    einen  Dienst        ragi  ^  ehadlgt 

hatte     Der    ^ertiag  bietet    jure 

S-We^IjS    und   als  Erfüllu, 


■n    uai.      "'  ""     -"~  , 

durch  Zufall    untergeht :odex 
eidet.      Wenn    auch    im    //» 
■    n  Dienstvertrage    und 

NVerkveri  ifztüasseu     sein 

,  wird  in  vielen  Fäl 
^schlössen   sein.     Mau  hat 

I     dass  die  Barten    zu  denen 
führen    könne,    im    1. 
|,   mindern  werden.    Es   werde  sieh 
Verkehresitte  entwickeln    oder   als  be- 
^eufestpstentVerdenrlch 


erkannt  hat     - 

der  zweiten  Kommission  gew 

darübi  ß*  a.  a.  ü.   Bd.  1! 

so  ist  diese  Ansicht   in  mclit 

zum   todi   i  **"*' 

d™  der  Bündel 

I   .„  ,    Mehrheit  der  zweiten  Kon 

,   haben:    ist    nicht  zu    erbn 

ätimmungende    j 

lafür,  dals  Ges      jeher  unter 

iShme      nur      die      1  des 

erstanden    hat. 


vornanueu  lcotgco«^.  Werkes    versianueu    u<u. 

Cnternem  ;,  *»  f '-,;',,  '^    V,    t    ist  nicht  selten  nach  d     B 

'•'i:h,,1t  ■;■;,,'"',!;"    des    Werkes     eine    Abnahme     ausg 
lehmen,     dass    die     btt;in-|'^4  le°.  ™.,.„, 


„.  die  Absicht  haben,    den   Vertrag  im 

neu  Falle    so    zu  gestalten     ^ 

Ute  entspreche  (Planck    Kommend 

BG.B.  Bd.  li.    S.  384).     Indessen  da, 
£r  Besteller  ^schafthch   der  Unter- 


,\  erKes     emc    ^"..o"—  - 

schlössen.     Dann    hat  der  Unternehmer  die 
GÄ  nur  bis  zur  I   »Werte» 

, , 16),    nicht    etwa  bis  zur  Er- 
klrun:    des   Bestel  -    die   vert 

na 2 -  -wllt   ^  FerDer  hal 


,  Besteller  wirtschaftlich  der  nte -  g^J™^  wenn  er  das.  Werk  auf 
„„!„„,,,  der  Unternehmer  aber  J^S  VeVlangS  des  Bestellers  nach  einem  ande- 
rem Arbeiter    ist    ,,;    «       ,   '    '  ,  rte   zu ■  ver- 


:ienrXTerkelu,si«e  bestimmt^ 
wird  sie  zu  seinen  Gunsten  bestimmen.   De 
wirtschaftlich    schwächere    Ted    wird         - 
vermögen.     Das  Gesetz    bedarf    . 

in   denen    der  Unternehmer    zu   den  Haus- 
"    erbetreibenden  gehört,  der  Unternehmer 
Inch   wenn    da,   Werk    vor    der   Abnahme 
SS*    Zufall     untergeht     oder     beschädig 
wird      einen    Anspruch     auf    angemess  i  ; 
V^gütung    für    sein,'    Arbeitsleistung    und 
Ersatz    seiner  Auslagen    hat     Dass    es 
m,.hl  immer  leicht  ist.  festzustellen,  ob  ein 
mehmerzudenHansgewerbetreib 
,    oder     nicht,     soll     nicht    geleugnet 
Al-r      wichtige      Reichsgesetze 
haben  den  Begriff  schon  aufgenommen,  und 
der  Praxis  wird  es  gelinge,      I     Schwierig- 
keiten zu  überwinden.  Pof„ilr    hie 
Der   Unternehmer    hat    die    Gefahl        • 
zur    Abnahme     des    Werkes    zu    to&*. 
Gerade  hierfür  ist  es  wichtig,  daran  festzu- 
halten, dass  die  Abnahme,  nur  die  Inbesitz- 
nahme   des  Werkes    bezeichnet. 


Veranden   ues    Desicuci-   u™~~    

ren  Orte    b  Erfüllungsorte   zu   ver- 

senden hat.  die  Gefahr  nur  so  lange  zu 
1 4len.  bis  er  das  Werk  dem  Spediteur, 
dem  Frachtführer  „der  der  sonst  zur  Aus- 
füuL  der  Versen,  -inten  Person 

Anstalt  ausgeliefert  -      W   Abs  2). 

"    Nimmt    der    :  das    lim   zu    A b- 

,  Werk     nicht     an     und 

it.V".  in Terzug  der 'Ann 

so  geht    die  Gefahl-    auf    ihn   über   (§ 
Ist    das   Werk    vor    der    Abnahme    infolge 
des    von    dem  Beste 

infolge  ■  :  dem 

Ausführung  erteilten  An- 

wÄungunterg  g«*°£ 

unausführbar  geworden,    so    hal   der  Unter 
nZer     zwar     nicht     den    Ansijrncb 
die   vereinbarte  Vergütung.     Er  kann  dann 
aber     einen     der     g       -  ,.ei* 

p^benTen  Teil  dir  Vergütung ;  und lErsat 
der    Auslagen    verlangen,     soweit  ei :   mcht 
schon    in    der    Vergütung    ^gnffen    *t 
Voraussetzung    ist  jedocl 


Z       dts  Fernes    bezeichnet     Ihr    ent   ?«;:^^  ^'^    *"*    ^ 

"Sit  die  Uebergabe  der  gekaufter iSache   hgjAg^  A^Je^cM     worden     sind 

a!i    den    Käuter    nach   §   446   des  Burger-    Vei     nmoe  nterneamer     zu     vertreten    hat 

liehen    Gesetzbuchs.      Die    Abnahme    -wird  d m    ob     ^  U(le    Haf  UUL, 

•  erst  mit  der  Anerkennung ;dei -Leistung   |  64o ^ Jft«  g  ^    blelbt 

^vcrtra'l-:  £  HffSfcÄr" 
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.-  Ansprüche,  die  er  aus  dem  Vertrags-   kann  zwar  bis  zur  Vollendung  des  Wi 
Verhältnisse    gegen    den    Besteller    hat.    zu   den  Vertrag  jederzeit  ohne  weiteres  küudij 
sichern,  steht  ihm  zunächst  nach  allgemeinen    Dann    ist  der  Unternehmer  aber  beredt 
Becl  B.G.B.  §§  273,   274)    ein  Zu-   die  vereinbarte  Vergütung  von  ihm  zu  ver- 

rüekbehaltnngsrecht  zu.  so  dass   er  die  Ah-   langen.     Doch    muss   der  Unternehmer  sich 

stellten  Werkes  solange  auf  die  Vergütung  dasjenige  aufreel 
verweigern  kann,  bis  seine  Ansprüche  be-  lassen,  was  er  infolge  der  Aufhebung 
friedigt  sind.  Vertrages    an  Aufwendungen    erspart 

Das  Gesetz  (§647)  giebf  aber  weiterhin    durch  auderweite  Verwendung  seiner  Aj 
dem  Unternehmer  für  seine  Forderungen  ans   kraft    erwirbt    oder    zu  erwerh  villig 

dem  Werkvertrage   ein    gesetzliches  Pfand-   unterlässt   (g  649).    Er   muss  fallen 

recht    an    den    von    ihm    hergestellten  oder   lassen,  dass  der  Besteller  dasjenige   . 

bevs  eglichen  Sachen  des    Vergütung  abzieht,  was  er  dadurch  ersj 
Hers,    sofi  bei    der  Herstellung    dass    er   das  Werk    nicht  herzustellen 

zum    Zwecke    der   Ausbesserung    in  zu  vollenden  hat.     Er  ist  nicht   verpflichtet, 
-inen    Besitz     gelangt     sind.      Ceber    das    seine   durch  Kündigung   des  Vertrags 

Recht      der     Bauunter-    gewordene    Arbeitskraft    zum    Zwi 
nehmer.    für    ihre  Forderungen    aus   dem    Erwerbes    anderweit     zu    verwerten.     Nui 
Werkvertrage    von    dem  Besteller   die  Ein-   wenn    er    böswillig<    dies  unterlässt,    d.  h. 
räumung  einer  Sicherungshypothei  an  dem   wenn  er  es  unterlässt.  um  den  Besteller  zu 


Baugrundstück  des  Bestellers  zu  verla 

den   Artikel   Pfandvorrecht    der 
Banhandwerker  in  Bd.  VI  S.  77  ff. 

Wird  über  das  Vermögen  des  Bestellers 
Konkurs  erkannt,  so  kann  der  Unternehmer. 
soweit  ihm  nach  §  647    an  Sachen  des  Be 


schädigen,  oder  wenn  er  es  in  einer  andere 

□  Treu  und  Glauben  verstossenden  Ab» 
sieht  unterlässt,  muss  er  sieh  das  anrechnen 
lassen,  was  er  hätte  erwerben  können. 

Vielfach  kommt  es  vor,  dass  dem  Werk- 
vertrag   ein    Kostenanschlag     der    Art 


stellers    füi     seine    Forderungen    aus    dem   Grund.-    gelegt    wird,    dass    die    Vergütui 
Vertrage  gesetzliches    Pfandrecht    zu-  nach  den  bei  der  Ausführung  sich  < 

steht,   ans  diesen  ihm  verpfändeten  Sachen   den  Kosten    bestimmt  werden  soll,    31  , 


Forderungen  abgesonderte  Be 

Friedigung    verlangen    und    zwar    zunächst 

•  Kosten,  dann  wegen  der  Zinsen. 

des  Kapitals   (Konkurs-!  ird- 

nung  §  48,  §  49  Ziffer  2). 

5.  Endignng   des  W.     Hat   der  Werk- 
vertrag eine  Gi  >rgung  zum  Gegen 


dass  der  Kostenanschlag  schon  bei  ÄbschlusB 
des  Vertrags  aufgestellt  wird,  sei  es, 
der  Vertrag  nur  auf  den  noch  aufzuhellen- 
den Kostenanschlag  verweist.  Hat  der 
Unternehmer  nicht  die  Gewähr  für 
Richtigkeit  des  Kostenanschlags  übernonu 
men    und    ergiebt   sich   während    der  Aus*. 


.      so     erlischt     die     Bestellung     mit  führung,    dass   das    Werk    nicht    ohne    eine 

Tode    des    I  nternehmers     (§§     673,  wesentliche  üeberschreitung   des  Ansch 

675).     Der   Erbe    hat    dann    aber    dem  Be-  ausführbar    ist.    so    hat    der    Unteruehi 

r  den  Tod  unverzüglich  anzuzeigen  und.  wenn  der  Besteller  aus  diesem  Grunde  den 

wenn  mit  dem  Aufschub  Gefahr  verbunden  Vertrag   kündigt,    nur  Anspruch    auf   einen 


ist,    dii     Besorgung    des  Geschäftes   fortzu 
.  bis  der  Besteller  anderweit  Ein 
11  kann.     Geht    der  Werkvertrag  nicht 
auf   eine  1  gung,    so    führt  der 

Tod    des  Unternehmers  nur  dann   die  Auf- 
-  s  herbei,  wenn  die  Her- 
stellung  des  Werkes    durch    die    pei 
1  i  che-  Thätigk  '<  nternehmers  zu  er- 

h  itfc      /.    Ü.    die    Ausfülvrimg   eines 


der   geleisteten  Arbeit  entsprechenden  Teil 
der   Vergütung    und    auf    Ersatz    der    Aus- 
lagen, soweit  er  nicht  in  der  Vergütung  in- 
begriffen   ist.     Der    Unternehmer    ist    abei 
verpflichtet,    sobald    er    erkennt,    dass    des 
Anschlag    nicht    unwesentlich  überschritten 
n  wird,  dies  unverzüglich  anzuzeigen; 
Tlmt    er   dies    nicht,    so   hat   er   dem    Be- 
■r    den    Schaden    zu    ersetzen,    d.  h.  in 
ätwerkes   durch   den    Künstler.     Ebenso   der  U-el    hat    er   dann    nur  Anspruch  auf 
wenig  wird    in   der  Regel  das  Vertragsver-  den  Betrag  der  Vergütung,   den  er  in  dem 

hältnis    durch   den   Tod  l  -   Zeitpunkt,  wo  er  die  Anzeige  hätte  machen 

endet.     Dies    ist    nur  dann    der  Fall,    wenn    sollen,  hätte  fordern  können  (§   650). 
durch  den  Tod    des  Bestellers    die  Ausfüh-         Der  Unternehmer  kann  den  Vertrag  nur 
Werkes  unmöglich  wird,  z.  li.  ein   in    dem  oben   (sub   4a  S.  747)  erwähnten 
Maler    hat    die     \„i  eines  Porträts    Falle  kündigen,  dass  der  Besteller  mit  einer 

Bestellers    übernommen    und    der  De.   TOn  ihm  vorzunehmenden  Handlung  in  Ver- 
tu?]     bevor  der  Maler  ihn  aufnehmen    zu--  ist  und  sie  in  der  uvsetzten  Frist  nicht 

nachgeholt  hat. 
Em    allgemeines    Kündigungsrecht         6.    Werklieferungsvertrag.     Hat   der 
n  Besteller  zu,  der  freilich  nur   Unternehmer  die  Verpflichtung  übernommen, 
selten    da  frauch    machen    wird,    Erleine   nicht   vertretbare    Sache   herzustellen 
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lud  zwar  aus  den  von  ihm  zu  beschaffei 
|Stoffen,    so    ist  der  Vertrag    zwar  auch  ein 
Werkvertrag,    aber    ein    Werkvortrag,     der 
it.he  Eigentümlichkeiten   aufweist   und 
.. .,-  Weise    in    der  Mitte    zwischen 
gewöhnlichen  Werkvertrage   und   dorn 
Kaufvertrage  steht.     Vertretbare  Sachen  im 
sinn.'    des  Bürgerlichen    Gesetzbuches    sind 
gliche   Sachen,    die    im   Verkehre  nach 
Zahl    Mass  oder  Gewicht  bestimmt  zu  ver- 
pflegen  i*.  91).      1"'    Gegensatz   hierzu 
wird   eine   nicht  vertretbare  Sache  im   Ver- 
kehr durch  ihre  individuellen  Eigenschaften, 
sie   sich   von   i  iner  jeden  anderen 
auch  einer  jeden  anderen  Sache  der- 
n     Gattung,     unterscheidet,     bestimmt. 
Sicht   vertretbare  Sachen,  deren  Herstellung 
ätaud  eines  Werkvertrages  sein  können, 
s.  B.  das  Kunstwerk  eines  bestimmten 
Küustlers,  ein  nach  Mass  für  eine  bestimmte 
ii    angefertigtes    Kleidungsstück,    eine 
einer    eigenartigen    Zeichnung    kon- 
struierte Maschine  u.  s.  w.   Hat  der  l  nter- 
eine    solche    Sarin-    aus    den    von 
i  ihm   allein  zu  beschaffenden  Stuften  herzu- 
len  auf  das  Vertragsverhältnis 
B    limmungen    über  den    Werk\ 
Anwendung,    soweit    äie    den    Verhältnissen 
nach     darauf    Anwendung    finden     können, 
es  finden  ausserdem  noch  einige  wich- 
VTorschriften  über  den  Kauf  vertrau'  An- 
iung.     Der   Unternehmer   ist   nicht  nur 
ur  Lieferung  der  Sache,  sondern  auch  zur 
tra»ung   des  Eigentumsrechtes  au  der 
auf    den  Besteller    verpflichtet.      Er 
iemnach    auch    verpflichtet,    dem    Be- 
,    die  Sache    frei    von  Rechten  Dritter 
zu  verschaffen,    die    von  Dritten  gegen 

■Her    geltend    gemacht  werden  können. 
Es  kommen  die  Vorschriften  des  Gesetzbuches 
die  Gewährleistung  wegen  Mängel  im 
,te,     die    für     den    Kaufvertrag    gelten 
i§§   434   bis  444).    zur   Anwendung    (s.  den 
-Vit.  Kaufgeschäft  oben  Bd.  V    S.  58ff.). 
Der  Unternehmer  ist  verpflichtet,    dem   Be 
:   über  die  rechtlichen  Verhältnisse  der 
-teilten  Sache   die  nötige  Auskunft  zu 
len    und    ihm    die    zum   Beweise    des 
ites    dienenden    Urkunden,     soweit    sie 
in  seinem  Besitze  befinden,  auszuliefern 
;    444),    so    z.    B.    der   Juwelier    über    die 
echten  Perlen,  die  er  zu  einem  bei  ihm  he- 
il   kostbaren  Schmuckgegenstand  ver- 
wendet.    Ebenso    finden  die  Bestimmungen 
den  Kaufpreis  in  §§  452  bis  454  sinn- 
isse  Anwendung  auf  die  zu  entrichtende 
Vergütung.     Hat  der  Unternehmer  sieh  das 
Eigentum  an  der  Sache  bis  zur  Entrichtung 
der  Vergütung  vorbehalten,    so  ist.   wie  bei 
dem    Kaufe,    im  Zweifel  anzunehmen,    dass 
die  Cebertragung  des  Eigentums    unter  der 
aufschiebenden  Bedingung  der  vollständigen 
Entrichtung  der  Vergütung  erfolgt  ist.  dass 


-"in   Rücktritt    vom 
Vertraj  wenn  der  Besteller 

!   itrichtung  der  Ver  ; 
ommt  (§    156).     Doch    ist    nichl    aus- 
lossen,    da  Parti     n    eine  Sache, 

,  b    di  i     im    \  erkehr   üblichen    Auf- 
fassung   ei  ;'  '!•'  ist,   als  , 
vertretl  are  in  li 

siei-en  und  den   Vi    I  die  Lieferung 

emer  ter   die  besonderen 

Normen  des  Werklieferungsvi  i  üen. 


Litteratnr:    Uebei 
siehe  die  in    Bd.   V  S.  774  angeführte  Littei 
dazu  Kariowa,   Rörm 
11.   Teil  l.       "      S    U4ff-  —  r':  ' 

vertrat 
liehen    •  ■'"■'■    Planck    Bd.    U     S. 

/ Endemann,    l 

in    das    Studium    des    Bürgerlichen    Gesetzt 
Bd    I  i  174-    —    Vernlnirg,    Da 

Bd.    II  -     -  Cosack,    l 

buch,   Bd.   I.      147—149-  -  Ehrenberg,    t 
und   Werkvertrag    in   v.   Iherings  Jahrbuch, 
Dogmatik    des  Privatrechts,    N.  F.,    Bd.   AI.    S 
---    /;.    TUezler,     Der   Werkvertrag 

„  Gesetzbuch  1900.  —  U    Bme- 
rirh.    Kauf-     und    WerUieferungsverti    - 
dem  Bürgerlichen   Gesetzbuch   1899. 

Edgar  Loenlng. 


Wert. 

1  Betriff  und  Arten.  1.  Die  Grund- 
idee des  wirtschaftlichen  W.  2  Subjektiver 
and  objektiver  W. ;  Gebrauchs-  und  Tauschwert. 
3  andere  Einteilungen  des  W.  4.  Zur  Dogmen- 
geschichte  des  Wertbegriffes.  II.  Die  Auf- 
gaben der  Werttheorie.  III.  Zur  Dog- 
„i  e  n  g  eschichtede  r  Werttheorie.  1.  Um- 
leitung 2  Die  klassische  Werttheorie.  6.  Du 
Arbeitswerttheorie.  4.  Die  Nutzwerttheoneen. 
IV  Elemente  der  positiven  Theorie  des 
subjektiven  W.  1.  Der  Ursprung  des  sub- 
jektiven  Güterwertes.      2.    Die   Grosse  des  V\. 

I.  Begriff  und  Arten. 
1.  Die  Grundidee  des  wirtschaftlichen 
W      Der   Begriff  des  Wertes   gehört  nicht 
der  Wirtschaftswissenschaft  allem  an.     Wir 

ben   jene  eigentümliche  Art  von  Aner- 
kennung,   die    wir    als    Wertschätzung 
zeichnen,   auf   den    vers 
gebieten.     Wir   sprechen    vom    Werte 
Tueend,   des  Lebens,  der   Gesni   [heitoder 
vom  künstlerischen  -der  ütterarischen^ 
einer  Geistesschöpfung  nicht  minder  als  vom 
Werte  einer  Ware  oder  eines  Grundstucfees. 
Den    letzte,,    gemeinsamen    Wurzeln    dl 
Anerkennung  nachzuspüren,  i  *eder 
Psychologie.     Füi    unsere  Zwecke  - 
einen  bestimmten  Zweig  der  Wertschatzun- 
gen weiter  zu  verfolgen. 

Zwischen     den     Gegenständen     unserer 
Wertschätzung   besteht   nämlich   ein  durch- 


Werl 


nder    Dnterscliied.      Gewisse    Gegen- 
le    halten    wir    um   ihrer    selbst  willen 
wert :  sie  besil  i  a,  w  ii  ein  modej  q  i  I '- 

-  lenut1),  ESgeuwert;  andere  Gegen- 
stände halten  wir  dagegen  nur  als  Mittel 
für  einen  ausserhalb  ihrer  liegenden  Zweck 
wert:     si  sitzen     nur     •  Wirkungswerl  . 

Der  wirtschaftliche  Wert  gehört  vollständig 
diesem  le1  i  Wir  schätzen 

und    lieben   —   den    Fall    sinnlosen    Geizes 
etwa  c  nicht  Ulli 

ihrer  selbst  willen,  sondern  wegei     Le:  För- 
derung, die  wir  von  ihnen  für  m 
fahrt    erwarten.      Alle    Güterschätzung    i.-t 
nichts  als  ein  Wiederschein  einer  nrs] 
lichereu    Schätzung,   die    wir   den   Li 
und  Wohlfahrts  bringen,  zu 

•leren  En  aen. 

Aller    Güterwert    knüpft    also    an    den 
sehen  und  seine  Zwecke  an.     Die  Man- 
eit  der  Lebensverhältnisse,  wie  sie 
zumal  in  einer  hochentwickelten  Volkswirt- 
m,  eröffnet  jedoch  einen  wei- 
ten Spielraum   für   Mannigfaltigkeiten   auch 
in   der   Art   jener  Verknüpfung.     Dem   ent- 
hen  zahlreichi  i  inungs- 

u   oder  Arten   des   Güterwertes.     Die 
u  u  ihnen  i-t  teilweise 
ll  ernste  Zweifel  er- 
irhaupt 
noch  als  i  Lrten  einem  gemeinsamen 

litlichen  Wertbegriffe  unterordnen 

■  s  nicht  vielmehr  mit  mehre- 
ren  selbsfändigi  n,   inhaltlich  einandei 

iffen  zu  thuD  habe,  die  nur  äusser- 

lieh  durch   di    G   mi       amkeit    les  Namens 

Werl     zusammengehalten  werden,  welchen 

der   Sprac  li    auf   alle    gleichmässig 

anwei 

2.  Subjektiver  und  objektiver  W. : 
Gebrauchs-  und  Tauschwert.  Die  beiden 
wichtigsten  Einteilungen  des  Wertes  sind 
die  —  sich  durchkreuzenden  —  Einteilungen 
in  subjektiven  und  objektiven  Wert  einer- 
und    in    6  --    und    Tauschwert 

andererseits. 

Wert     im    subjektiven    Sinne    ist 
die  praktische  Bedeutung,  die  '-in  Hut  für 
den  [nteressenkreis   eines   bestimmten  Sub- 
jektes   dadurch    erlangt .    da 
\V<  ihlbefinden    in  irgend 

d      Gutes  abhängig   weiss;    Wert 
im    objektiven    Sinn  m   die 

anerkannte    Tüchtigkeif    eine      Gutes    zur 
Herbeifühi  dnzelnen  ä 

ren  Erfolges. 

Wenn  wir  einem  Gute  Weit   im  objek- 
tiven   -sinne   zuerkennen,    beschränken    wir 


1    Chr.   Freiherr  v.  Ehrenfels   in   einem 
Aufsätze  „Werttheorie  und  Ethik"  in  Aveuarius: 
Vierteljahrsschrift  tiir  wissenschaftlich!    i 
■  !    S.  76ff. 


uns    auf    die  Würdigung-   des  Verhält  n' 
das  zwischen  dem  (Int.-  und  der  Erreichung 
\  eine-   einzelnen,    objektiven  Zw 

besteht,    ohne  in  unser  Urteil 
auch    noch  die  Würdigung  des  Rauges  ein- 
zubeziehen,     welcher    jenem    Einzelzv 
selbst  im  Kreise  der  Lebensinteressi 
bestimmten  Subjektes  zukommt:  wir  unter- 
lassen   es,    gewissermassen  den  El 
das  Gut    in    technischer   Beziehung    ausübt, 
auf  das  Wohl  oder  Wehe  eines  bestimi 
Subjektes    zu   projizieren.     In  diesem  Sinne 

hen    wir    z.    B.    dem    Holze    und 
Kohle    je    nach    dem    verschieden    starken 
Erwärmungseffekte,   der  mit  einer  Mei 
einheit    dieser  Güter    zu  erzielen  ist.    . 
grösseren  oder  kleineren  Heizwert. 
schiedenen  Nahrungsmitteln  einen  objekl 
Nährwert,  den  Dungmitteln  einen  Dungwert 
etc.  zu.     Für  die  wirtschaftliche  Betrachtung 
kommt  aus  dieser  Gruppe  von  Werturti 
die    weitaus    grösste  Wichtigkeit    dem    ob- 
jektiven   Tauschwerte   der   Güter  zu. 
das  ist  der  auf  den  gegebenen  thatsächlichen 
Verhältnissen   beruhenden  Befähigung   iev 
selben,    im    Tauschverkehr    eine    bestimmte 
e  anderer  Güter  als  Gegengabe  zu  er- 
werben. 

Eine  ganz  andere  Betrachtungsw  - 
liegt  den  subjektiven  WerturteUen  zu  Grui  da 
Für  sie  ist  gerade  jene  Fortsetzung  der  Er- 
:  auf  das  Gebiet  eines  persönlichen 
Wohl  und  Wehe,  vor  welchem  die  objek* 
tive  Wertschätzung  Halt  macht,  die  Haupt- 
sache. Wir  messen  einem  Gute  im  sub- 
jektiven Sinne  Wert  bei.  wenn,  und  in  dem 
i,  als  wir  unser  Wohlbefinden,  die  Be- 
friedigung eines  Bedürfnisses  oder  über- 
haupt irgend  ein  (egoistisches  oder  altruisti-' 
sches)  Lehensinteresse  von  ihm  abhängig 
wissen.  Zu  der  Beurteilung  der  techni- 
schen Leistung  —  auf  die  allein  sich  die 
Schätzung  des  objektiven  Wertes  beschränkt 
—  tritt  Wer  noch  eine  Würdigung  ihres 
Einflusses  auf  unsere  persönliche  Wohlfahrt 
und  endlich  ein  Urteil  darüber  hinzu,  ob 
und  in  welchem  Grade  jener  wohlthätige 
Fintluss  von  der  Verfügung  über  das  Gut 
abhängig  oder  durch  sie  bedingt  ist  —  ein 
Merkmal,  welches,  wie  wir  noch  sehen 
werden,  keii  eswegs  gleichbedeutend  mit  der 
blossen  Befähigung  eines  Gutes  ist. 
Wohlfahrtserfolg  von  einer  bestimmten  In- 
tensität  herl «i zuführen. 

Entsprechend  diesem  verschiedenen  That- 
bestande.  welcher  den  beiderlei  WertschätzuB» 
gen  zu  Grunde  liegt,  gehen  dieselben  auch 
wedei'  in  ihrem  Dasein  und  noch  weniger 
in  ihrer  Grösse  notwendig  parallel.  Bei 
gleichem  objektivem  Heizwerte,  den  z.  B. 
zwei  Raummeter  Buchenholz  besitzen,  mag 
einer  derselben,  welcher  den  einzigen  und 
wegen  Mangels  an  Geld  unersetzlichen  Vor- 


Wert 


;  i: 


Qer  Leute    in  einem     trengen   « 

sdeich  höhere  subjektive  Be- 
,„„;,,,     für    deren    Bedürfnisbefriedigung 
„    als  ein  anderer  deicher  Raummeter 
sitze  eines  Millionärs    für  diesen  hat; 
„I  wo  Holz  noch  in  vollem  l  eberfluss  als 
:   Gut      zu    haben    ist.    mag    es    trotz 
unveränderten    objektiven  Heizwertes 
überhaupt   keinen    subjektiven    Wohl- 
besitzen. 
50fern    sich    im  subjektiven  Werte  die 
taktische     Bedeutung    ausdrückt,     welcm 
den    jeweils  gegeben*  n   Verhältnissen 
iter  für  unsere  Wohlfahrt  haben,  kann 
hi  fehlen,   dass  derselbe  im  weitesten 
für    unser    praktisches    \  erhalten 
111  die  Richtschnur  ba- 
ut ihn  bezieht  sich  vornehmlich 
dass  der  Werl    i  '     e  -entliehen  Kern- 
,,,.,  [imnk1     i  -  gesamten  W  lrtscnatts- 
,  (Neumann).     Und   entspre- 
,,..,„    gp  ;6   .i  Anteil,   den  er  an  der 
ierung    und    Lenkung    unserer    Wirt- 
chaftshandlungen  nimmt,    hat  er  auch  eine 

Rolle    in    der   wissen- 

ichen  Erklärung    unserer  Handlungen 

n  spielen:  in  der  Nuance  des     subjektiven 

.Vertes     ist  der  Wert  einer  der  wichtigsten 

fruchtbarsten  Grundbegriffe   der  Wirt- 

ichaftswissenschaft. 

Für  eine  andere,  gleichfalls  sehr  belang- 
Einteilung   giebt    ein  l  nterschied    in  | 
Bestimmung  der  Güter   den   btoli.     in 
er    modernen,   auf   Arbeitsteilung    und 
■averkehr  aufgebauten    Volkswirtschaft 
rewinut   nämlich  der  Unterschied  eine  her- 
ende   praktische    Bedeutung,    ob    ein 
Gut   bestimmt    ist.    von   seinem  Besitzer  in 
dessen    eigener   Wirtschaft    gebraucht 

im    Austausehe    gegen    andere   Guter 
zu  weiden.     Je  nachdem  nun 
den    Gütern    beigemessene    Bedeutung 
ümen   mit   Lttieksicht   auf  die  eine  oder  die 
e  dieser  Verwendungsweisen  zuerkannt 
wird,  erscheint  ihr  Wert  entweder  als  Ge- 
brauchs- oder  als  Tauschwert. 

Es  erscheint  übrigens  zweckmässig,  diese 
Einteilung    noch    um    ein    drittes   Glied   zu  | 
erweitern.     Zwischen    den    Gütern,   die   be- 
nimmt sind,  in  der  eigenen  Wirtschaft  ihres 
Besitzers   verwendet    zu  werden,   zeigt  sich 
nämlich  abermals  der  sehr  erhebliche  Unter- 
i    ob  sie  jenem  zu  seiner  unmittelbaren 
Bedürfnisbefriedigung  oder  aber  zu  produk- 
tiven Zwecken,  zur  Erzielung  eines  1  roduk- 
-  rtrages   dienen.    Demgemäss    ist   pas- 
dreigliedrig zu  unterscheiden  zwischen 
irauchswert    im    engeren  binne 
iitzt    auf    die    Verwendbarkeit    zu    un- 
mittelbaren   Genusszwecken),     Produkti- 
s-  oder  Ertrags  wert  (gestutzt  aut  die 
Verwendbarkeit     zur    Erzeugung     anderer 
Güter)   und   Tau -eh  wert   (gestutzt    aut 


die    Verwertbarkeil     durch     Vi  rkaui     oder 

Tausch).                                 ,       ,      ,, 
Wie  schon  bemerkt  wurde,    dt 

dven  Wert.     \D 
auf  den  ktiven  Werl  :s  die 

Befähigung  eines  Gutes,  im  Austau 
Gegenwert    zu   erlac  c   einen  Erl 

abzuwerfen,   allen 
brauchs  -Gattungen    geg 
b      o  lässt  sich  and 
\\  ert     den  ein  Gut  für  s  '     ■ 

je  nachdem   sieb  derselbe  ein lei 

and  ,re  Verwendungsweis 
jektiver  Gebrauchs-,   Ertrags-   oder   Cai 
wert    speeialisieren.     Der    subjektive    Wert 
,   ß    den  eine  Bibliothek  für  den  b 
hat     wird    subjektiver    Gebrauchswert 
Werf   des  Buchlagers   für  den  Buchhändler 
subjektiver  Tauschwert,  der  Wert  des  Ackers 
für   den   Landwirt    subjektiver   Ertrags 
sein      Auch    hier    kehrt   ferner    der    schon 
oben  einmal  bemerkte  umstand  wie 

,iektive  Wert  keineswegs  mit  dei  ver- 
wandten   Art    des    subjektiven    Wertes    in 
Gröss(     parallel    zu    gehen    bra 
Grundstücke  z.B.,  welche  einen  gleichen 

Ertrag  von  1""  Mark  jährlich  abwerfen  und 
daher  gleichen  objektiven  Ertragswert  haben, 
können  für  verschiedene  Besitzer  in  ver- 
schiedenen Bedürfnis-  und  Vermögensum- 
ständen z.  B.  für  einen  armen  Bauer  und 
Für  einen  reichen  Rittergutsbesitzer,  einen 
recht  verschiedenen  subjektiven  Ertrags- 
und Tausehwert  besitzen.         _ 

Gewöhnlich  pflegt  man  jedoch  wenn 
man  die  Namen  Tauschwert  oder  Ertrags- 
werf  ohne  Zusatz  gebraucht,  an  die  objek- 
tiven Werte  dieses  Namens,  dagegen  bei 
der  Bezeichnung  Gebrauchswert  an  den 
subjektiven  Gebrauchswert  zu  denken. 
Dieser  Umstand  hat  gelegentlich  dazu  yer- 
Leitel  die  beiden  Einteilungen  in  subjek- 
tiven und  objektiven  Wert  und  in  Ge- 
is- und  Tausehwert  als  zusammen- 
fallend oder  die  letztere  als  einen  vollgill 
Ersatz  für  die  erstere  anzusehen,  was 
nach  dem  Gesagten  den  Verhältnissen  mchl 

entspricht.  ..     v 

3.  Andere  Einteilungen  des  W.     Von 
den   zahlreichen  anderweitigen  Einteüui 
des  Wertes  verdienen  noch  Erwähnung: 

ai    Die     Unterscheidung     m     SU'tt-, 
Form-.    Orts-    und    Zeitwert    (Ki 
je  nachdem  der  Wert  eines  Gutes  vorzugs- 
weise  auf  dem  Stoffe,   aus  dem  er  besteht 
,z    B    bei   Goldmünzen),  »'er  i°ml 

z   B   bei  Holzschnitzereien)    oder   den    be- 
sonderen ümstä,  m«? 
in   einer  belagerl       I    ■                 \  dei  z,eit 
Fisches    übst    im    Winter)    beruht,    unter 
Welchen  das  Gut  verfügbar  ist. 

b)  Seit  Rau  wird  der  Gebrauchswert  in 
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einen  abstrakten  (oder  Gattungswert)  und 
in  einen   konkreten  Wert   unterschieden, 
abstrakter  Wert    wird    der  Wert    einer 
Gütergattung   für  die  menschlichen    Be- 
dürfnisse im  all  q,  als  konkreter  Wert 
i     Gebrauchswert    verstanden, 
welchen    eine    bestimmte    konkrete    Menge 
ä  Gutes  (z.  B.   ein   bestimmter  Scheffel 
te,    '-in    bestimmt  s   Stück    Tuch,    ein 
I    a.    dgl.)    für    eine    bestimmte    Person 
mit    Rücksicht    auf   ihren    individuellen    Be- 
darf  und   Besitzstand    bat.     Her    »konkrete« 
Wert   trifft    mit  unserem  subjektiven  Werte 
mmen;    der    abstrakte    Wert   Raus   ist 
iE    wohl  mit  di  i'  Mm—  ii  Nützlichkeit 
Gütergattungen    gl  ichbedeutend    und 
i"  äser  gar  nicht  als  Wert  bezeichnet 
w  er 

c)    In    der   Jurisprudenz    ist    die   unter- 
en einem .  besonderem 
und  Affektionswerte   oder  Wert   der 
leren  Vorliebe   üblich.     Der  ge- 
te  Wert  entspricht  beiläufig  dem  objek- 
Tauschwerte,   den  das  Gut  unter  nor- 
malen Verhältnissen  erzielen  kann:  der  be- 
.  re  sowieder  kffektionswert entsprechen 
mehr  dem  subjektiven  Werte,  den  ein 
bestimmte  1'.  rson    unter  den 
iideren,    bei    ihr   obwaltenden    Verhält- 
wobei  jedoch  die  Schätzung 
affektionswert    in    der    Berücksichti- 
s  der  subjektiven  Momente  noch  weiter 

wird   K  o  s  te n  w  e  r  t    und 
3    I'    nheitswert  unterschieden,  je  nach- 
Wert    eines  Gutes   der  Höhe   des 
iner  Erzi  ■    ,     hten  Kostenauf- 

wandes entspricht  i  ler  aber,  ohne  Rücksieht 
auf  diesen,  bloss  auf  der  Seltenheit  des 
Gutes  beruht. 

e)  Da  ogi  nannten  Koslen- 

(s.  d.-u  Art.  Preis  oben  Bd.  VI  s. 
i  Tauschwert  die  Tendenz  hat,  sich 
kosten  gleichzu- 
stellen, pflegt  in  stand  des  Wert 

en  übereinstimmt,  als 
den     normalen     Tauschwert   [im    Gegen- 
■"<  dem    i  augenblicklichen 

Marktverhältni    i  rforl  fluktuierenden 

•Marktwerte     oder     laufenden   Werte  |   zu 
btnen.     A  da  m  Smit  h  gebraucht  hier- 
für auch  den  Ausdruck     oatürlichi  r  V 
der   sich    indes   in    di   et    Bedeutung    nichl 
eingebürgert     hat.       Von     anderer     Seite 
i  Wieser)   wird    a<  aesb  ns  unter  Annähei  ui 
i  ine  von  Th  ü  neu   eingeführte  Deutung 
Ausdruckes  als  natürlicher  Weit  j<  ner 
chnel     der  sich    in    einer   nach 

i  '  o   Plane   geleiteten   wirtschaften- 

Qacb    dem   in   der  ganzen 

Ischaft    Ihm  -  ;i  benden   Verhältnisse     i  a 

und      Bedarf     nach     Gütern 


herausstellen  würde,  also  beiläufig  der  We 
in  einem  idealen  Komraunistenstaate. 

Endlich  mag-  noch  erwähnt  werden,  da: 
vermöge  einer  wissenschaftlich  wenig 
pfehlenswerten .  aber  im  Loben  eingebt) 
gerten  Sprachübung  vielfach  auch  .1 
Güter  von  Wert  als  Werte  bezeicha 
worden. 

4.  Zur  Dogniengeschichte  des  Wen 
begriffes.  Die  Bemühungen  um  die  Fes 
Stellung'  eines  wissenschaftlichen  Wertbi 
gTiffes  beginnen  mit  der  Erkenntnis,  das 
der  Sprachgebrauch  ausserordentlich  Vei 
schiedenes  mit  jenem  Namen  bezeiehni 
und  bethätigen  sich  daher  zunächst  in  de 
Aufstellung  von  Unterscheidungen  oder  Arte 
des  Wertes.  Die  älteste  Unterscheidung  is 
die  in  Gebrauchs-  und  Tauschwert.  Scho 
von  Aristoteles  angedeutet,  wird  sie  vo 
Quesnay  (valeur  usuelle  und  valeur  venak 
und  demnächst  von  A.  Smith  (value  in  os 
und  value  in  exchange)  gezogen.  Hier» 
konfundiert  jedoch  Smith  seinen  Gebrauc 
wert  ausdrücklich  mit  der  blossen  Nützlich 
keit  (Utility)  der  Güter,  während  er  dei 
Tauschwert  lediglich  als  objektiven  Tausch 

wert  (power  of  purchasing  other  g 1s)  de 

finiert.  Jene  wichtige  Kategorie  des  Wertes 
die  wir  heute  subjektiven  Wert  nennen,  ii 
somit  der  Beachtung  Smiths  noch  vüllij 
entgangen.  Ueberdies  begnügt  sich  Smitl 
auch  bezüglich  des  von  ihm  sogenauntei 
Gebrauchswertes  mit  der  blossen  Nennung 
dieses  Begriffes:  eine  wissenschaftliche  Er 
örterung  Jässt  er  unter  allen  Wertarten  aus 
schliesslich  dem  objektiven  Tauschwerte  zi 
teil  werden. 

Sein  Beispiel  blieb  für  einen  grossei 
Teil  der  englischen  und  französischen  i 
ratur  für  lange  massgebend.  Vereinzelt 
findet  sich  hier  allerdings  schon  seit  Tut- 
got  (in  Italien  schon  bei  Galiani)  di 
Erkenntnis,  dass  der  Gebrauchswert  (hei 
Turgot  valeur  estimative  genannt)  nicht 
mit  der  blossen  Nützlichkeit  der  Güter  zu- 
sammenfalle, sondern  ausser  dieser  auch 
noch  eine  gewisse  Seltenheit  voraussetze; 
allein  diese  (z.  B.  von  Louis  Say  und' 
dem  älteren  Walras  fortgepflanzte)  Er- 
kenntnis gewann  zunächst  nur  wenig  Ein- 
fliiss  auf  die  Analyse  und  Klassifikation  dei 
Wertbegriffe.  Hierbei  mochte  wohl  auch 
der  Umstand  mitwirken,  dass  in  den  roma- 
nischen Sprachen  der  Name  des  Wertes 
(valeur.  value,  valore)  von  Haus  aus  eine 
stärkere  Beziehung  zur  Geltung  im  Tausche, 
also  zu  dem  seit  Smith  in  den  Vorder- 
grund gestellten  Tauschwerte  hat,  während 
die  sprachliche  Verwandtschaft  der  Aus- 
drücke für  Gebrauch  (use,  usage)  und  Nütz- 
lichkeit ein  Verschwimmen  der  Begriffe 
Gebrauchswert  und  Nützlichkeit  begünstigen 
musste. 
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[Wegen  g<  hen  die  emsi  i  a  B  mül  a 

derzeit    im  Kreise  deutsche]   Ge- 

an  die  formale  Feststellung  und  Aus- 

,  des   Worthegriffes  wendete,   cliarak- 

ieher    Weise    von    Anfang    an    in    der 

ichtun„.    das   subjektive  Moment   und  den 

„Ä'swert.   an   dem   dieses    stärker   als 

„Schwerte  liervortritt.    zur  Beachtung 

„gen.    Zunächsi   löste  man  bchntt  für 

ohritt    den     eigentlichen    Wert     von     der 

„    Nützlichkeit    ah.      Die   ersten   \er- 

in   dieser  Richtung   waren  allerdings 

och    venig    glücklich.      So    war    dl« 

dass    der    Wort    immer 


friedigungei  ;ll>  dasjenige  kau- 

sal.-   Verhältnis    bezeichnete,    welches 
Wert  im.  Gegensatz  zur  blossen  Nützlichkeit 

det    und  iss    den    Werl 

die  Bedeutung  definierte,     welche  konkrete 

für   uns  da- 
dadureh  erla  ass  wir  in  der  Befriedi- 

gung iedürfi  der    Ver- 

fügung über  di  liängig  zu  sein  ans 

bewuffil    sind  .      Eliermil    war    endlich   der 
für  die   genauere   psychologis. 
I  der    Wirtschaftshandlungen     un._aitl.oli: 
Begriff     der     »zum     Bandeln     anregenden 
.   Wprt  »er   iiTdnem  Wohlfahrtsbeziehung     odo  ge- 

-■    dass    ''"'        ,  ■         i         I,.    nannten    subiektiven    Wertes    von   dem 

,„,,,,    menschlichen    Lrteile ubei   d «    nam  ten    subje      ^  ,  ^^ 

ichkeit  hissen  müsse  (btor.  1».  Lotz,  -  abgelöst      Den  hier- 

'ri^länder    u.    a...    /.war    gan ^richtig         tu  -khu  ^S    steuerte  Neu - 

QOch    nicht   ausreichend    wahrend  die  tu    i kut  (iiv,    ,  nti.r_ 

^eren   (z.  B.  Soden     ^KjieJ  Xdung  z^Sen  subjektivem  und  objek- 

tene   Auffassung,   dass    der    Wert    ctei  scneu  aufstellte     mit   der   er   zwar 

ir;1,,   der  Nützlichkeit  sei    mehr  nur  eine  ümWgiJ    J       subjektiven    Wertes 

lialektisehe    als   eine   sachliche  und  zudem  ..    a     ^    i.  /"  .  ( 

<aum  ,,„,.  „treffende  Unterscheidung  beide,  einen rfw* ^ersj^u^  ia   der   ol 

[fe  bedeutete.  -.r.i„.;tt   ..,-.  inlderten  Deutung  aufgenommen  wurde 

,,u    wichtigen    sachichen   Fortschritt   g  escbJ      rten  atsch 

buchte  Kau  ^  seiner  Unte ^c^dun^o  ^fanen   in    fremden   littara- 

abstraktem   und   konkretem    Werte     «•  Aufnahme  gefunden  hat 

„dt  der  fernen  psychologisch^ Bemer-  ^^^^  ■„,..  und  ,,a  die  Forde- 
rung erhoben  worden  ist.  den  subjektiven 
Wert  allein  als  echten  Repräsentanten  des 
,  ,,  lassen  and  den  ob- 
jektiven Wert  dieses  Namens  gänzlich  zu 
entkleiden,  so  erscheint  dies  als  ein  S] 
Ln  das  'gesetzte  Extrem,  der  eb 

fci   im   einzelneu  FaUe  bejunmenuoa   j enig    zu   bUligen   -t   ^e^alter^- 
welehe  mit  dem  heutigen  subjektiven  Wert     »     ?  eit  zu   beachten    gewohnt 

zusammenfallen.       Zunächst     kam     jedoch   Tauschwert    auein  ^    ^^ 

Fortschritt    in    der    Formaldehmtion   war      Zwai    ^   ^^    GefährUches, 
ffertes   Qoch    nicht  zum  Ausdruck,  in-  hohes    und_ ™uerc  deaNamenWert 

Rau   selbst  noch  immer,  fortfuhi,  den   w^nn  man  g. 

Wort  als  den  Grad  der  Nützlichkeit  zu  de     zw«  ^u&  d        wie   es   einerseits  die 

filieren.      Zutreffender    bezeichnete     Eho-  nome nei "™^  „  ,  Gut 

mas    in    seinem    einer    unverf^teii    Ve  erkäuffich   und 

„heil  anheimgefallenen  Werke  über  de   u  i.     .  innerliche  Verkettung 

rie   des  Verkehrs  (1841    den  Jrt  _  dem  Gefühlsleben 

eine    Gewichtigkeit  .  bis  endlich  Schal tl«    eines  uu  Aber  jener  h&me 

seither  fast  allgemeu  i      «*;  g^1™.   dK  die  wissenschal  und 

finition    des    Wertes   als   einer      Bedeutung    ist .einmal    .  ,,ha_ 

für   die    menschlichen    Zwecke      anführte,   die    j  »j  mla re  ■    i;    ii u       .  wigsen. 

Seh   blieb   auch   jetzt    noch  eine  Zeit  laiig    Jgg^8*™^  '  als 

gewisse    Verschwommenheit   der  An-   s  halt    la  um  tung 

ten   m  Bezug  auf   die  Katar   des  Sach-  jenen  Namen  m  seiner     « 
Vorhaltes    bestehen,     unter    dem    sich     die         beste    -        ■■  ,     ,hrell 

über   brachte  erst  Menger  m  sein  Die  Aufgaben  der  Werttheorie. 

EfiSÄ"^ U:;. raff  .  ^jS'jSSKfSSÄS 


kone  begleitete,  dass  die     abstrakte 
Schätzung     ein  blosses  I  rteü  des  Versfa 

,,  könne,  welches  den  W  ülen  gar  nicht 

,  •    dem    gegenüber    schilderte    er    in 
seinem   »konkreten  Werte     schon  recht  zu- 

„1    iene    (echten)    Werturteile    w. 
unser   urämisches  Vorhalten  gegenüber  den 

ni   im   einzelnen    Falle  bestimmen  und 
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h  etlichen    Wertes    er- 
kläre, und  zwar  ist.  entsprechend  der  Doppel- 
S  in  ens,  jene  Erklärungs- 
ärlich   für   jede  der  beiden  ver- 
i  gsgruppen  zu  leisten, 

m  -   Wertes  bezeichnet 

werden,  sowohl  für  den  subjektiven  als  für 
ibjektiven  Wort  der  Güter.    Die  Theo- 
rie   lies    subjektiven    Wertes    wird 
;emäss  dai  haben,  unter  welchen 

ü  oder  Bedingungen  wir  überhaupt 
praktisch     wirksame     [nteresse    für 
welches  sich   in   der  subjek- 
tiven Wertschätzung  ausdrückt,  sowie  welche 
innere  und  äussere  Bestimmungsgründe  für 
Grad  I  ^ebi  od  sind. 

Die  Theorie  des   objektiven  Wertes 
wird    sieh    dagegen    vornehmlich    mit    der 
ärung    des    ob  Tauschwertes 

der  Güter  zu  befassen  haben.    Dieser  fesselt 
'her    das   wirtschaftswissenschaftliche 
Interesse  im  hervorragendsten  Masse,    wäh- 
andere  Zwei-,,  des  objektiven  Wertes 
entweder   (wie   z.  B.   der  Heiz-   oder  Nähr- 
wert)   überhau]  I    mi  hr  nur  ein  technisches 
■  in    wirts  ■    Interesse   1" 

aber  (wie  z.  ß.   der  Ertragswert)   mit 
i    Apparate    die 
■■•  Erklärung  finden  können,  als  dies  bei 
ektiven   Tauschwerte    der    Fall   ist. 
Da    der    letzter-'    in    den    Preisen    zur   Er- 
inung   kommt,    welche   für  ein  Gut   zu 
gen    sind,    so    fällt   seine  Erklärung  in- 
halth  amen   mit   der  Erklärung   der 

bildung    oder    mit    der    Theorie    des 
I ;  lle  Erfüllung   der  theoreti- 

Lufgaben    gegi  nüber    den    Erschei- 
en  des  Werte-  erfordert  somit  die  Auf- 
stellt!] ii  des  subjektiven  Wertes 
und   i 

Die     letziere    Bälfti      di  i     theoretischen 
■  in    den    volkswirt- 
lichen Schrift'  ausgiebige    Be- 
de       Dagegen    konnte    be- 
weise,  insolange  man  auf  die  Er- 
v  ertes  noch  gar 
war,  auch    eine   Theorie 

desselben   sich    I  atwickeln,    und 

d  i    tu  ue  "  -  Litteratur- 

ckelung  vorbehal     i    eine    solche  aus- 

und  ihr  in  den  thei  n  tischen  Sys- 

I  Indigen  Plal  .    i<  ben  der 

■'  her     "■'  Prei  th ie    einzu- 

Q.1) 


Im  Gegenstände  verschieden  und  in    ' 
dogmatischen  Darstellung  jedenfalls  zu 
dem.  sind  diese  beiden  Theorien  doch  inner 
lieh  nahe  verwandt.     Es  lässt  sich   von  Hau 
aus  erwarten  und    wird  durch  die  m 
Forschungen   auf  diesem  (lebiete  vollinhalt 
lieh  bestätigt,  dass  dieselben  Bestimmgründi 
welche    einem     einzelnen     Individuum 
starkes  oder  schwaches  praktisches  Inte 
an  einem  Gute   einflössen,    nicht    ohne  Sil 
fluss  bleiben  können  auf  die  Gestaltung  d 
Bedingungen,    unter   welchen   die  Leute  in 
sozialen  Tauschverkehr   jene  Güter  an 
zu    ziehen     suchen.       Und    es     kann 
weiter  nicht  fehlen,  dass  man  auch  bei 
Erklärung    der    sozialen    Werterscheinm  a 
schliesslich  auf  dieselben  Grundfragen  stösst 
und  zu  ihnen  Stellung  zu  nehmen  gezwungei 
ist  wie  bei  der  Erklärung  der  individuell,] 
Werterscheinungen.     Dieser  umstand  knüpf! 
die    beiderseitigen    Erklärungsversuche    ge- 
rade in   dem  grundlegenden  Stück  eng  an- 
einander  und    ermöglicht   es,    die   dogmen- 
geschichtliche Entwickelung,  zu  deren  Dar- 
stellung   wir   übergehen    wollen,    für   beidi 
Zweige  des  Wertes  einheitlich  zu  verfolgen 

III.  Zur  Dogmengeschichte  der 
Werttheorie. 

1,    Einleitung.     Jedem,   der    mit  einem 
einigermassen   offenen    Auge    für  die  That- 
sachen    über  die   Ursachen   der  Entstehung 
und  Grösse    des  Güterwertes    nachzudenken 
unternimmt,  müssen  unvermeidlich  zwei  e. 
danken  in  den  Weg  treten,  die  ihn  die  Er- 
klärung  auf   zwei  verschiedenen  Wegen  zu 
suchen  einladen.     Der  eine  —  wahrschein- 
lich   der   erste  Gedanke    —   wird   der  sein, 
dass  der  Wert  vom  Nutzen  kommen  muss, 
den  die  Güter  stiften.     Ihm  wird  sieh  ab 
auf  Grund    von  tausendfältigen,    erfahrt) 
massigen  Beobachtungen   —  z.  B.   dass  die 
nützlichsten  Dinge  oft  wenig  oder  gar  ke 


klar    iiinl    bündig    z.    B.    im 
Grrnndriss  der  politischen  I  lekoi  •  Phi- 

lippovich,  Freibm      1893        bin. 

i   das  Schön  i  Eand- 
[i       n     Lufiagi 
immer  mit                 en  Daist  llung  und  Erörte- 
dei   Wertbegri  ffe,  ohm        Eüri  ötig  zu 
der  Entwickelung  des  Begriffes  di  -  sub- 
jektiven Wertes  an i  Erklärung  der  d 


Wert  haben,  während  minder  nütz! 
Dinge,  wenn  sie  schwer  zu  erlangen  oder 
teuer  zu  produzieren  sind,  einen  liehen 
Wert  behaupten  —  sofort  der  zweite  Ge- 
danke an  die  Seite  stellen,  dass  der  Wert 
durch  das  Opfer,  welches  die  Erlangung 
der  Güter  auferlegt,  oder  durch  die  Kosten 
bestimmt  sein  müsse. 

Diese  beiden  Gedanken  bilden  den  Stoff, 
mit  welchem  alle  werttheoretischen  Ver- 
liehe gearbeitet  haben.  Alle  aufgetauchten 
Werttheorieen  sind  entweder  NutztheorieeB 
oder  rlostentheorieen  oder  besonders  häufig; 
eme  eklektische  Verbindung  beider,  inso- 
fern nämlich  gewisse  Gruppen  oder  Arten 
!iii;     Werterscheinungen    in    einem    augen- 


iffe    zu   Grande  liegenden    realen    Erschei- 

al  "   der  Entstehung  und  der  Grösse 

des  subjektiven  Wertes,  an  die  Seite  zu  stellen. 
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jlügeu    Zusammenhange   mit    dem  Ni  I 
Xo  ab.>r  ..'    einem    aichl    mmd 
Kn    7. 

i     7   Kosten    zu    stehen    schienen,. P 
an  durch  die  Werterschei 
Ss  nie    zu    ziehen   ..„I    ein. 

ioe     zur     Erkläl   i 

ffite  der  Umstand  l«ch- 

,(,itl,  angerufenen   Erklärung. 

Sander    iu     einem    gev   ~s.       Gej    nsatae, 

,"«    zwar    mit« 

Tag  als  Ferment,  wel- 
rolle  Beruhigung  olchen 

Erklärung   nicht    fw 
Anlass.  lediglich     aruber  zu 
streiten,    ob  estimmte    ^vschein« 

~,    d:.  nach  der.Handha 

5te  sowohl  mit  dem  einen 

als  mit  dem   an 

Zusammenhan,:    brin 

des   Nutzen,-    oder    dem    dei     Kosten 

bald  stiess  man  sich  an  einzelnen  be-j 
,       ..  tmans 

dem     gleichzeitigen     Regime     zweier    kon- 
m  ergeben  schienen 
(Proudhons  berühmte     contradicüon  eco- 
5S   Ding         n  ätea-  aus 

dem   Nutzen    erklärten    -      Gebrauch, 
vie  Luft  und  Wass 

_  unter  dem  Kenne    der  Kosten   stehen- 
deil    _    Tauschwert    besitzen    und 
kehrt')'    bald  endlich  hatte   überhaupt 
Sedai&e  etwas  Verlockendes    für -das  ganze 
=    Wertes    ein    einheitliches    1- i- 
iaeip  aufzufinden,  dem  sich  beide 
,den  Momente,    so   sehi 
.    häufigen    Kontras 
.      zu    wicl 
Ltl    irgend   einer  Form   ein- 
mrterordnen  Hessen. 

Im    Folgenden     sollen     die    «      I 

gen,  die  sich  in  der  bisherigen  Ent- 
eluna;  der  YVertlitteratur  bemerkt» 
-   haben,    nach    ihren  HauptncW 
kurz  überblickt  werden. 

2  Die  klassische  ^  erttheone.  Den 
breitesten  Raum  in  der  bisherigen  Lmeratur- 
»twickelung  nimmt  die  kl as sis 

theorie  ein.  Sie  empfing  ihre 
danken  von  Adam  Smith  ihre 
Ausbildung  von  Ricardo.  Cm  il 
Ausgestaltung,     Bei  B™- 

ben  sieh  vornehmlich  J.  bt.  Aiiii, 
ravev    und    Cairnes    ve,  macht 

In  ihrer  ausgebüdeten  Gestalt  hat  sie  etwa 
folgenden  wesentlichen  Inhalt : 

äie     unterscheidet     zunächst     den     Ge- 
brauchs- vom  Tauschwert.     Der  Gebrauchs- 
wert,   den  sie  mit  der  blossen  Nützlichkeit 
der  Güter    identifiziert,    beruht 
auf  dem  Nutzen.    Rücksichthch  des  Tausch- 


en   unterscheiden   xwis 

|  thon 

and    zw.- 

bestimmtei 

Monopol  '    aufzuza 

pflegt.  nWert  ''"'' h 

den  Grad  e 

vermehrbaren   Gütern    rauss    man    ahern 
scheiden  zwischen  dem  normalen  (A.  5»  n 

Ltfl 

vermehrbaren    Güter   auf    . 
upten    und    zu  wel.  wenn  sie 

von    ihm    vermöge 

rderMarktverhältniss. 
lieh  entfernt  haben,    immer  wieder  zui 
zukehren    I  ;     mid     zwiscl 

fcliche   Marktgesta  - 
herv.  .rgerufenen   momentanen     Marktwerte 
Marktpreise  .     Letzterer  wird     led  g- 
lurch   die   augenhücklicl 
Ang 

durch    die    1!  '  "       mXM    ™ 

welchen    die  Ware    dauernd  auf  deu  Markt 
■ht  werden  kann. 

tere,   auf    die    . 
Maltun-  des  Werte,  bezüg  L  der  Ei- 

kennln  den  Klassikern    * 

Vordergrund  d<  -        ,  ™n 

ihrer  Wertth. 

dem    auch   die    umsl  «    und    s    g- 

äten      Detaüausführungen      &™™* 

,.      So     kam    in     der     vielerörterten 
.     welche    Elemente     als    kosten     zu 

lie  Meinung  zum  Dm 
jle   Kosten    sich    in   letzter  Linie    in 
zwei    elementare  Opfer  auflös. 
Arbeit    einerseits    und    m    ein  Enthalt;. 
opfer  (abstinence)  des  Kapitalist,  lerer- 

welche    die    Ei 

et  hat  (Produktions 
iene,  welche  seine  Wiederera 
würde  (Reprodukti 

seten    wurde    seil   .  J.  %£»£ 

|        ,duktionskosten  entschieden.    Bei  einer 

:1'  den^Mark 
ae    Partien    der    auf    den    Markt 

kommenden    Ware    erzeugt    werden^ 

die    höchsten  zur  Versorgung 

&« 
Ä»  <       £~ 
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vollkommen    beliebigen    Vermehrbar- 
keit  der  betreffenden  Güter  und  einer  voll- 
kommen  freien  Konkurrenz  zur  vollen  Gel- 
tung gelangen  könne,  and  es  wurde,  zumal 
s,   der   Einfluss    erörtert,    den 
B  stai  ;      _  Marktgruppen, 

zwischen  denen  aus  irgend  wi  I  rründen 

eine  vollkommen  wirksame  Konkurrenz 
nicht  platzgreifen  kann  (non  competing 
grou]  [ie  Wertbildung  der  beto 

r  nimmt 
Fasson    wir    das  Wesentliche    kurz   zu- 
sammen,   so   charakterisiert    sich    die  klas- 
:  Werttheorie  in  hervorr  s  Masse 

ktiscln    Tl  Säe   erklärt 

den  Gebrauchswert  ganz  und  voll  aus  dem 
Nutzen,  den  normalen  Tauschwert  der  be- 
liebig vermehrbaren  Gut  nz  und 
voll  aus  den  Kosten.  Dazwischen  bleibt 
\rt  einst«  luede- 
uer  Grenzzone  das  Gi 
Tauschwertfälle  (der  Tauschwert  di  r  S 

1  cler  momentane 
Marktwert  der  beli  ehrbaren  Güter). 

Hier  wird    die  Er!.  liglich    an 

Verhältnis    vi       Lngebot    und    Nachfrage 
zurückgeführt.     Thatsäehlich     bietel         - 
Formel    Anknüpfungspunkte    an    jedes    der 
beiden  rivalisii  Principien:  dieNaeh- 

itzt    sich    offenbar  auf  den  Xutzen 
Güter,    während   sieh   ein    starkes 
schwa  •    leicht   al  e  oder 

der      Erlangvu  _ 
.   lässt     In   der  That  hat  mau  sj 
als    man 

-  einem  ein 
Principe    zu    erklär 

I    und  Nachfra 
nach    dem    er'  tzteu  Sta 

den  man  hier!. ei  vortrat,  bald  für 

Nutzens     (oder    G 
bald  iwie  z.  B.  Seharling)    für 
-  ihwierigkeit  der  Erlangung  reklamiert. 
Theorie    führte 
Analyse   der   •  I  srwort- 

artigeu     I : 

überh  ,  weit,    als  da--   -. 

in  dieser  1 

Halt-. 

wän 


aehr  in  der  Ausdrnckswei 
in   der  Sache  eigenartiger   Ableger  der 
sehen   Theorie  i-t   dir   \\ 
(Harraonies  economiqnes,  1848,  eh.  \ 
welche  eine  Zeit  lang  viel  Beai 
sie    aber    seither    wieder    völlig  a    hat. 

dem    Schlagwort!  . 
Wert    „eine   Beziehni 

Dienste"    sei,    und   nähert    sich    in   der  Aus- 
führung  di-  -  -   Schlagwortes    am    d 

■  rseits   den   Wert   als 
Schätzung  des  Widers 
winden  ist,  ehe  wir  in  den  Besitz  .',.  - 


3.  Die  Arbeitswerttheorie.    Iii.    Tl 
rie,  welche  den   Wert  der  Güter  aut  die  zu 
ihrer  Erzeugung  aufgewandte  Arbeil 
ist     -in     Alistämmling     der     allgemei 
K  istentheorie ;  sie  beruht  aut  der  Annahme, 

\\    1 1     .  estimmenden    K 
sich    in  letzter  Linie    alle   auf  Arbeit  allein 
zurückführen    lassen.      Auch    die    Aul 
u  an  Kapital,  z.  B.  au  Rohstoffen 
m  dei    Produktion  verbraucht  wer 
an    Maschinen    und  Werkzeugen    seien    in- 
direkt nur  eine  Aufwendung  von  Arbeit, 
in   einer    früheren  Periode"  zur  Herst- o 
dieser    verschiedenen  Kapitalgüter    gel 
en  sei.     Andere  Elemente  aber,  wi 
allenfalls    noch   als   notwendig       Opfer     in 

kommen  könnten,    werden  als  .- 
nicht  anerkannt,    wie    insbesondere   die   bei 
der    Produktion    mitwirkenden    Naturki 
und  di.'     Abstinenz    der  Kapitalisten. 

Vereinzelte    Anklänge    an    die    Arbeite- 
werttheorie   finden    sieh,    zumal    bei  Pliilo- 
sophen,  schon  sehr  früh.  z.  B.  hei  Hob 
und  Locke.     Ihren    unmittelbaren  Eintritt 
in  die  volkswirtschaftliche  Theorie  verdankt 
sie    Ad.    Smith.      Wie    Wieser    einmal 
geistvoll    und    richtig   bemerkt    hat.    finden 
sich  bei  A.  Smith  zwei  Werttheorien,  .'ine 
;  philosophische      und     eine      erapiris. 
Seine    philosophische    ist    die  Arbeitswert- 
theorie.     Eigentlich,    meint    er.     - 
Güter   nur   so  viel  wert,   als  sie  Arbeit   -   - 
kostet  haben    und   als  ihr  Besitz  uns  d; 
an  Arbeit  erspart.     Aber  diese  [dee  komme 
nur   im  wirtschaftlichen  Cr-    oder  Naturzu- 
stände   m    ihrer    vollen   Reinheit    zur  Ver- 
wirklichung.   Unter  den  thatsächlichen  Ver- 
hältnis? "i- modernen  Volkswirts. 
in  welcher  Kapitalbesitz  und  privates  Grund- 
tun    vorherrscht,    könne    der    Tausen- 
der Güter   sich  nicht  nach  der  ai 
ten    Arbeit    allein     richten,     son 
ausser    ihr   auch   noch  den  Zin- 
zur    Produktion    erforderten   Kapitales    und 
die  R.                erforderten  Bodens  vergüten. 
Hiermit   lenkt  Smith,    nachdem    er    einen 
ibliek  den  Grundton   der  Arbeitswert- 
i  a    gi  schlagen,  in  die    empiris 
Kostentheorie  hinüber,  weicherer  im  weites- 
ren  Verlaufe  seines   grossen  Werkes  in 
Hauptsache    treu    bleibt    und    an   die    sieh 
auch    die    —    schon    geschilderte    —    Ent- 
wickelung   der   klassischen  Werttheorie  an- 
äs. 
Aehnlich,  aber  dabei  doch  von  chara 

:  .  ntümlichkeit,  ist  die  Haltung 
Ricardos.  Er  reeipiert  sowohl  den  philo- 
sophischen Ausgangspunkt  von  der  Arbeil 
als    auch    die   praktischen  Konzessionen   au 

-   n"    oder    anch   als    „daa 
1  macht    der    Natur    über 
Menschen"  erklärte. 
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l   empirische  Wirklichkeit.    Aber  es    ge- 
h,„.   die   letzteren    um   ein    wichtiges 
zu    reduzieren,    indem    er    vermöge 
iner    berühmten    Grundrententheorie     che 
„Sprüche    der  Grundeigentümer    aus    den 
■„.'  den    Tauschwert    der    Produkte    mass- 
benden  Kosten  eliminiert:  die  Grundrente 
iemals    d-sache.    sondern    immer    nur 
ofee  eines  höheren  Tauschwertes  der  Pro- 
ukte      Es    hat    daher    ausser    der   Arbeit 
m    noch    ein  Faktur,    das  Kapital,    einen 
rsächlichen  Einüuss  auf  die  Gestaltung  des 
hwertes.     Ricardo    stellt    jedoch   — 
das  ist    eine  weitere   charakteristische 
,derheit    seiner  Haitun-    —    den  Ein- 
BSS  dieses  zweiten  Faktors,  obwohl  er  ihn 
,11  vollständig  anerkennt,    formell   an 
ine  unscheinbare  Stelle    zurück,    indem  er 
„ivh  systematische  Voranstellung  und  ott- 
ialige  dialektische  Hervorhebung  die  Arbeit 
Is   das    leitende   Hauptprincip    des  Wertes 
,1,     dessen    Wirksamkeit     nur    durch 
en    mehr    einschaltungsweise    behandelten 
änfluss    der   Kapitalverwondung    eine    ge- 
,issc  Modifikation   erleide.     Diese   Behand- 
weise  hat  die  eigentümliche  Folge  ge- 
nta   dass  Ricardo,    der    bei    genauerem 
fosehen    nicht  die  Arbeitswerttheorie,    son- 
eine   allgemeine  Kostentheorie  gelehrt 
mt  'i   durch    Lange  Zeit    als   einer  der  pro- 
■rtesten  Vertrete]  der  Arbeitstheorie  ge- 
golten hat. 

Als  solcher  wurde    und  wird    er  msbe- 
ere     von     den     sozialistischen    Schrift- 
:rn  berufen,  welche  als  die  eigentlichen 
r    der    Arbeitswerttheorie    anzusehen 
sind.    Während,  wie  gezeigt,  die  Grundidee 
Theorie   von  Smith   und   Ricardo 
zwar  ausgesprochen,  aber  im  Verlaufe  ihres 
Systemes      nicht      konsequent     festgehalten 
wurde    und  während  die  weitere  Entwicke- 
der    englischen    Schule    nicht    m    der 
Richtung  der  Arbeitstheorie,  sondern  m  der 
allgemeinen     Kostentheorie     erfolgte, 
wurde,  von  den  sozialistischen  Schriftstellern 
der  Satz,  dass  der  Tauschwert  aller  Arbeits- 
Modukte  auf  der  Arbeit  allein  beruhe,  nicht 
i,h,ss    begierig    aufgegi'iffen,    sondern    auch 
mit    voller    konsequenter  Strenge    bewahrt. 
Nachdem  durch  längere  Zeit  auch  die  nam- 
hafteren   unter   den    sozialistischen   Iheore- 
tikeru  (Thompson,  Proudhon,  Lassalle,  Rod- 
is)    über    die  blosse  Behauptung  dieser 
und    über   die  Anrufung   der  klassi- 
schen Autoritäten  für  ihre  Richtigkeit  nicht 
viel     hinausgegangen      waren.      unternahm 
Karl   Marx  "einen    interessanten  Versuch, 


dieselbe    mittelst    einer    im    Geiste    II 
scher  Dialektik  gehaltenen  Spekulation  äi  lb 
ständig  zu  begründen.    Ei  geht  davon  aus, 
dass  alle  tauschwerten   Waren,  die  im  \<< 
tausch    einander  gl  L  hges  tzl  werden,    et- 
was   Gemeinsames    besitzen     müssen,     um 
dessen  willen  sie  gleichgesetzt   werden ;  so- 
dann sucht   er  im  Wege  dialektischer  Aus- 
schliessung zu  zeigen,  dass  dieses  Ge n- 

same   in  keiner  natürlichen  Eigenschaft 
Güter  und  insbesonden    nicht  in  ihrer  Nütz- 
lichkeit oder  ihrem  Gebraui  qe  werte  gel 
sein  könne:  das  einzige  ihnen  sonst  Gemein- 
same   sei   aber  die  Eigenschaft  der  Waren 
Arbeitsprodukte  zu  sein;  und  daraus  folgert 
Marx,  dass  der  Tauschwert  ganz  und 
auf  Arbeit  beruhen    müsse.     Indem    er  zu- 
gleich an    den    älteren  Formulierungen,    m 
denen  diese  Theorie  ausgedrückt  zu  werden 
pflegte,  einige  Berichtigungen  und  genauere 
Bestimmungen  vornahm,  erklärte  er  als  den 
Massstab  de„  Güterwerts  das  Quantum    ■ge- 
sellschaftlich notwendiger  Arbeitszeit«,  d.  1. 
das  Quantum  an  Arbeit,    welches    die  Her- 
stellung  einer  Ware   unter     den  vorhande- 
nen   geseUschaftlich-normalen    Produktions- 
bedingungen    und     dem     gesellschaftlichen 
Grade    von  Geschick    und    Intensivität    der 
Arbeit      erfordert.      Kompliziertere    Arbeit, 
wie  die  eine.  Künstlers  oder  besonders  ge- 
schickten Arbeiters,    müsse   dabei   auf   ein- 
fache Arbeit    reduziert.  undalseinMultiplum 
der  letzteren  in  Anschlag  gebracht  werden. 
Während   die    Marxsche   Werttheorie   in 
den   Reihen   der  Sozialisten   andauernd    das 
grösste,  erst  in  der  allerjüngsten  Zeit  etwas 
rschütterte  Ansehen   geniesst,   ist   dieselbe 
von  der  gelehrten  Kritik  wohl  endgiltig  als 
unzulänglich  erwiesen  worden.1)    Abgesehen 
davon,    dass    ihre    dialektische    Begründung 
nichts  weniger  als  zwingend  ist,  tritt  - 
den    Thatsachen     mehrfach     in    unlösbaren 
Widerstreit.     Insbesondere   widerstreitet  ihr 
die  zweifellese  Erfahrung,  dass  der  Tausch- 
wert solcher  Produkte,  deren  Erzeugung  auf 


■  Vgl.  hierüber  besonders  eleu  Aufsatz  von 
Verriin   Stuart    über   ,.Ricardo    und   Marx 

ravenhage  1890)  und  mein  Eefemt  hierüber 
in  Jahrb.  f.  Nat.  u.  etat..  Dritte  Felge.  Bd.  I, 
8.  877  ff 
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')  Vgl  insbesondere  Knies.  Das  Geld,  1- 
Autt.  S  119 ff.,  II-  Aufl.  S.  153ff.,  dann  die 
Besprechung  des  2.  Bandes  des  Manschen  Ka- 
nitals  von  Lexis  in  den  Jahrb.  t.  .Nat.  u.  Mar.. 
N  F.  Bd.  XI,  lssö.  S.  462 ff. ..und  meine 
Gesch.  u.  Krit.  der  Kapitalzinstheorieen,  s.  4l»n., 
II  Aufl  S  495ff.;  ferner  Adler.  Die  Grund- 
lagen der  Karl  Marxschen  Kritik  der  bestehenden 
Volkswirtschaft.  Tüb.  1887:  Komorzynski 
Der  dritte  Band  von  Karl  Marx  Das  Kapital  , 
Zeitschr.  f.  Volksw,  Soz-Pol.  u. Verw.  VI ..Bd. 
g  242 ff  -  Wenckstern,  Marx.  Leipzig. 
1896  -  meinen  Aufsatz  ..Zum  Abschluss  des 
Manschen  Systems"  in  den  Festgaben  für  Karl 
Knies.  Berlin  1896.  -  Diehl,  Heber  das  Ver- 
hältnis von  Wert  und  Preis  im  ökonomischen 
Systeme  von  Karl  Marx.  Abdruckaus  dei  Pest- 
schrift zur  Feier  des  25Jähr,gen  Bestehen-  des 
staatsw.  Seminars  zu  Halle,  Jena  1898. 
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mein-  oder  weniger  zeitraubenden  Unvw 

-    o  andi  reo  Worten  dasselbe  sagt, 
mitti  !     mehr    oder    weniger    lang 

dauernden  Investition  von  Kapita]  erfolgt,1) 
thatsächlich  nicht  im  Verhältnisse  zw 

ten  AH"  it  allein  sieht,  sondern  auch, 
und  zwar  si  tu  wesentlich,  durch  die  Rück- 
sicht auf  die  Grösse  und  Dauer  di  i  K 
Investition  mit  beeinflusst  wird.2)  Auch 
liegt  in  der  notgedrungenen  Anerkennung, 
dass  qualifizierte  Arbeit  ihren  Produkten 
einen  Wen    verleiht    als  einfache 

Arbeit,  im  Grunde  nicht  eine  genauere  Be- 
r,    sondern    i  ine    schlecht  verhüllte 
\i>w.  ichung    von    dem    ' rrundprincip 

Marxschen  Lehre,  dass  die  Meng ler  Zeit 

der  aufgewendeten  Arbeit   den  Tauschwert 
aine;  thatsächlich  liegl  nämüch  hierin 
das  Eingeständnis,   dass   es  ausser  auf  die 
Menge  auch  noch  auf  den  Wert  der  auf- 
gewendi  ten  Arbeit  ankomme,  womit  die  Er- 
klärung in  ein  ganz  anderes  G  u'enkt. 
-i.  Die   Nutzwerttheorieen.     Während 
die  I.                       i    Wert  der  Güter  durch 
ihre  Kosten  bestimmt  werde,  in  der  klassi- 
.  Werttheorie   nicht  bloss  eine   hi 
sondern   auch 
l  rrad  systematisi  her  Ausbildung 
erlangt    hatte,    kam    die    entgegenstehende 
Meinung,  die  den  Werl  der  Güter  auf  ihren 
Nutzen  basierte,  durch  lange  Zeil  zu  '■ 
nennet              i  Entwickelung.    Zwar  in  ihrer 
Anw-                           G          chswert  war  sie 
allgemein                       I       die  geringe 
Beachtung,    die    man    dem    Gebrauchs1 

äs,  drückte  natürlich 
naftliche   Bedeutung   der 
Erkenntnis    her;  auf    dem 

Nutzen   beruhe;    und   da   man  überdies  ge- 
wöhnlich i  wert  mit  der  blossen 
Nützlichkeit    verwechselte,    an    der    in 
That    wenig   zu   erklären    war,    wurde    das 
ganze  Thema   gewöhnlich   mit   irgend  einer 

Bemerkung  ab- 

\\  ,i-   den  Tauschwert   anb  langt,     o  hat 
es    zwar   zu   keiner  Zeit   an  Gel 

Empi 
Ausdruck  Ca    i  hwert 

-    &       Lrl    Ka  pital  oben  IM.  V.  S.  22ff. 
1  -n   III.  Bande  d<  -  Marx- 
Kapital"  gelangt  fliese  —  in  den  grund- 
den   ersten  Band  i 
übergangene        Thatsache   auch  zur  ausdrück- 
lichen  Anerkennung  durch   Mars   selbst.    J'ie 
sichtlich  nullit)  iei  rt,  in  flei  dii  ->  t  sii  b 

uil  ihrem  il  zu  den  2 

den  Prämis  nander- 

rsucht .   hat  nicht  a  i  ten  zu 

der  ii'  h !'  ii   Erschüd  I 

des   unbedingten    Vertraut  tragen,   das 

seine  i    bis   dahin   in  seine  Wert- 

theorie gesetzt  hatten.    Vgl.   meine  Gesch.  n. 
Kritik.  2.  Ann.  S.  5S0ff. 


seine  Wurzel   in   der  Nützlichkeit  liabe,   zu 
der  dann   nur  als  zweit    Bedingung  eine  ge- 
wisse     Seltenheit'     des    nützlichei      I 
hinzutreten    müsse.     Für   die   nicht    h 
vermehrliareu    Güter,     wie     alte    Gen 
en   u.  dgl..   war  dies  ja  auch  allgi 

i  mnt.     Manche  Schriftsteller  gingen  nun 
allerdiugs  weiter  und  stellten  für  das  gt 

et     des    Tauschwertes,    auch    fit 
Tauschwert  der  beliebig  vermehrbaren  ' 
die    Nützlichkeit     und    Seltenheit    als 
eigentlich     regierenden,    wahren    Bestimm- 
gründe  hin.    Gegen  die  rivalisierende  Ko 
theorie  pflegten  sie  wohl,  ohne  natürlii 
empirische   Zusammenstimmen    von    I, 
und    Tauschwert    leugnen    zu    können,    die 
Einwendung    zu    erheben,    dass    die    i      ? 
nicht  deshalb  einen  Wert  besitzen,  wei 
Kosten  erfordern,   sondern  dass  man  gerade 
umgekehrt    nur  dann    und    deshalb    Kosten 
aufwende,  weil  die  betreffenden  Ding   < 
die    Kosten    lohnenden  Wert    besitzen.      Im 
ganzen    hatten  jedoch    diese    älteren   Nuta- 
werttheorieen !)  wenig-  Erfolg.     Ihre  II 
schwäche    war.    dass    sie    ihre    allgen 
Behauptungen  über  den  Ursprung  des  V\ 
aus    dem   Nutzen   nicht   klar  ins  Detail   zu 

gen   und  insbesondere  keinen  befriedi- 
genden Nachweis  darüber  zu  erbringen 
mochten,    dass    und    wie    die    verschi 
flöhe   des   Tauschwertes  sich  jedesmal  auf 
einen    verschiedenen  Grad   des  Nutzens  zu- 
rückführen   lasse.      Sie    räsonnierten    mehr 
nur,    das.-    es    so    sein   müsse,    als   das     • 
konkret  darzulegen  vermocht  hätten,  das;  es 
wirklich  so  sei.     Während  sie  seihst  hi< 
über    die   äusserst    vage    und  .wegen 
Vagheit  ine  .:.  ende  Formel  von  Au: 

und  Nachfrage  nicht  viel  hinauskamen, 
die  konkurrierende  Kostentheorie  iu  ■ 
Kosten  einen  viel  konkreteren,  ziffernmässig 
bestimmten  und  in  seiner  Wirkung  deutlicll 
n  Bestimmgrund  aufgestellt,  dea 
die  Nutzwerttheorieen  zwar  kritisch  zu  be>> 
zweifeln,  aber  in  keiner  Weise  zu  er»  I 
vermochten.  Unter  diesen  Umständen  war 
es  nur  natürlich,  dass  die  öffentliche  Meinung 
der  Wissenschaft  sich  von  der  Kostentheoria 
die  ihr  eine  vergleichsweise  sicherere-  und 
inhaltsreichere  Erkenntnis  zu  bieten  schien, 
nicht  abwendig  machen  liess.  Auf  Ein- 
drüek  dl  Art  sind  wohl  auch  die  gaj 
nicht  seltenen  Fälle  zurückzuführen.  daa| 
Schriftsteller,  die  von  der  Nützlichkeit  und 


')  Vgl.  über  dieselben  Z  uckerkandl, 
Theorie  de*  Preises  S.  44  rt'.  Bemerkenswert! 
Vorläufer  sind  schon  Montanari,  Galiamg 
Condillac,  Turgot.  Ihr  einflussreichster, 
wenn  auch  nicht  konsequenter  Vertreter  ans 
der  „klassischen"  Zeit  ist  J.  B.  Say.  Die  obige 
Einwendung  gegen  die  Kostentheorieen  is 
rs  drastisch  formuliert  von  Macleo d, 
ments  of  Pol.  Et.  L858,  p.  111. 
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,.,.. 


nehmen,  vi 
issen    Schwenkung    ihren    1 
.,,   ,1,,.,  Lager   der  Kostentheorie  voll- 
n.    indem    ■  Merkmal  S 

,.t    erläuternd,     bemerken,     di    - 
itlieh   auf  einer     Schwii 
[er  Erlangung    beruhe,  womit  dann  der 
:   zur  Betrachtung  der  Produktions- 
uktionsopfer  oder  K 
war. 
Zu  einer  gn  !§teD 

lie  Nutzw 

wegung,  welche  den  sul 
Werl  zu  grösserer  Beachtimg 
rat   nunmehr  in  der  bestimmt   en   6   - 
,,■;,.    des    Grenznutzens1) 
uif   wonach  nicht  die  abstrakte  Nützlichkeit, 
nal   der   letzte,   der  gen 
,i  eine  wirtschaftende  Person 
intlage  ihrer  Bedürfnisse  und 
ihrer  Deck  I  ein  ihr  zur  Verfü 

Gut   wirtschaftlicher  Weise 
darf,    über  den  Wert  dess 
ts    leidet.      I1  are,    welche    zu 

ohne  allen   äusseren  Erfolg  vom  Deutschen 
->n    vorgetragen    worden   war.    wurde 
.     _  und  in  völlig  unab- 

Weise  in  ]  Oes  li  und 

eiz  von  Jevons,  C.  JAenger  und 
in  die  Wissenschaft  eingeführt  und 
^.usbreitui 
und  einen  bedeutenden  I 
Ausbildung    erlangt,    um    die    sich    in 
id    namentlich    N.   G.    Pierson    und 
Schule,  in  Oesterreich  Wieser,  Sax, 
-    Uz  und  Lieben,  in  England  Mar- 
shall,  Edgeworth,  Smart.  Bonar  und 
[steed,     in     Italien     Pantaleoni, 
i  -  S  a  1  e  r  n  o  und  G  r  a  z  i  a  n  i .  in  Frank- 
Gide  und  St.  Marc,  in  der  Schweiz 
■  t o  und   S  u  1  z  e  r ,   in  Schweden   I 
Wickseil,     in     Amerika    J.    B.    Clark. 
;  Patten    und    Irving    Fi s her    Verdienste 
orben  haben. 

Infolge   dieser   Entwicklung   der  Nutz- 
rhielt   auch  der  alte  zw; 
nid  der  Kostentheorie  schwebende  - 
Nahrung,  zugleich  aber  auch  eine 
rte    Richtung."     Einerseits    wurde,    und 
jetzt  mit  grösserer  Präcision,  derYer- 
erneuert,   ausser  dem  Gebrauchswerte 
den  Tauschwert  für  die  überwiegende 
zahl  der  Fälle  aus  dem  Nutzen  , 
n.    wobei   der   empirische  Einfluss 
i  auf  den  Wert  keineswegs  verleugnet, 
■rn  der  Versuch  gemacht  wurde, 
ss  s      -r  als  eine  Wirkungsweis 
:  Princips  des  Grenznutzens,  angewendet  auf 
Wert  der  Produktivmittel  oder  h 
_      r,  zu  erläutern.   Bedeutete  dies  gewisser- 


ftutzwertthi 

igesp 

des   Kosten| 
B  .  Nutzwert  -  zu- 

! 
Indem   man    nämlich    den  eigentlichen  sub- 
o  Werl    von  der  blos  i  o  N 

untersi  wanr 

vereinzelt     all- 
älterer Zeil  bemerkt  worden  war 
die  überhaupt 
der   Kosten    auf    den    Wert 
können,   nicht   nur   im    F 
sondern  auch  bei  der  Beurteilung  de-  \\ 
der    zum     eigenen    '  mten 

Güter  wirksam  werden.     Schrittst 
die  (wie  z.  B.  Seharling  oder    D 
die  Kosten  oder  die  Schwierigkeit   der    Er- 
langung   überhaupl  dominien 

[]  rineip  des  Güter* 
klarten    folgerichtig,    dass    auch   das  G> 

-     brauchswertes  demselben  unterworfen 
3ei.     So  viel  wurde  gewiss,  dass  die  rivali- 

liiche    des    Nutz-    und 
j-,    3i  si  princips    sich   nicht   mehr   nach 

durch  eine  äusserliche    Teilungslinie 
zwischen  dem  Gebrauchs-  und  Tauschi 
auseinanderhalten  la--  idern  in  and 

Weise,  und  zwar  jedenfalls   für   Gebrauchs- 
und Tauschwert  in  einheitlicher  Weise, 
ragen  werden   müssen. 

unvermeidlichen  Auseinandersetzungen 

hierüber  sind   nicht   ausg 
jetzt    zu    einem    endgill  ! 
und  allseitig  anerkannten  Ergebnisse  geführt 
-zll   hab  D  r  augenblickliche   Stand   der 

Meinungen    weist    —    wenn   man    von 
immer  mehr   abnehmenden  Zahl  derje 
•     welche,    ganz   unberührt    von 

[•    neueren   Forschungen,   an 

,i ... •    :  i    Werttheorie    ohne    u-gend 

Veränderung     festhalten     zu     können 

n  —  nicht  weniger  als  folgende    fünf 

Nuancen  auf: 

Eine  Gruppe,   als  deren  typischer    \     - 
treter  vielleicht  der  :hnete  däni 

Forscher     Seharling    bezeichnet    wi 
kann,     stellt     für     da-     ganze    G 
Wertes.  Gebrauchs-  und  Tan-  einen 

einzigen  beb  irrs  henden  Bestimmungsgrund 
in  der  Schwierigkeit  der  Erlangung 
auf.      Eine    zweite    Gruppe,    welche    am 
antesten      durch      Diel  dtere 

Schriften  vertreten  wird1!,   scheidet  di 
liebig    reproduzierbaren    von   den   nicht   be- 
reproduzierbaren   Gütern:     fu. 
nmung   des    V 


,  ,      bj  nr  i    niptrpl«  neueste  Erörterung  des  Stoffes 


Wer« 


(und   zwar  sowohl    des  Gebrauchs-  als  des 
nach  den  Kost en,    für  die 
en  oach  dem  Nutzen    (Grenznutzen) 
ein.    Eine  dritte  Meinung,  die  Damentlich 
durch    vii  e  englisi  he   Schriftsteller 

und 'unter  anderen  auch  durch  Marshall 
uud  Edgeworth  vertreten  wird,  unter- 
scheidet sich  von  der  vorigen  dadurch,  dass 
die  Kosten  niemals  als  alleinigen 
i  Bestimmungsgrund  des  Wertes  an- 
erkennt, sondern  dort,  wo  sie  überhaupt 
Einflu  ii.  den  Wert  durch   sie    und 

durch    den    (Grenz-)   Nutzen  so    paritätisch 
mmen     lässt,     wie    etwa    die    beiden 
Klingen  einer  Schere  paritätisch    ineinander 
en.    Eine  vierte  Meinung — die  indes 
cht   auch   von   solchen   Schriftstellern, 
die  vereinzelte  auf  sie  hindeutende  Aeusse- 
iit  halien.  nicht  in  ihrer  vollen 
-tj.  halten    zu    werden    wünscht1) 
sucht  alle  Werterscheinungen  ausschliess- 
aus  'lem  Nutzen  (Grenznutzen)  abzu- 
.    während    endlieh   eine  fünft''  Mei- 
nung zwar  den  Produktionsopfern   eine   ge- 
wisse  Kolle  in  der   Wertbestimmung  neben 
dem  Grenznutzen  zuweist,  die  Bedingungen 
unter    welchen    der    eine    und     der 
and. 'i-i'  Bestimmgrund  endgiltig  entscheidet, 
rs    abgrenzt    als    nach   dem    herkömm- 
d  Merkmal  der   beliebigen  Reproduzier- 
barkeil  .    Da  die  an  letzter  Stelle  genannte 
welche  auch  vom  Verfasser  geteilt 
wird,   aus    der   nachfolgenden    Skizze    einer 
Theorie    des    Wertes    ersichtlich 
werden    wird,    ist    es   nicht   nötig,    sie    an 
dieser  Stelle  deutlicher  zu  beschreiben. 

IV.    Elemente  der  positiven  Theorie 

des  subjektiven  Wertes. 

Die  Theorie  des  objektiven  Tausch-wertes 

hat  bereits  unl  Lufsehrift  der  Theorie 

es,  mit  welcher   sie   inhaltlich    zu- 

>     Berücksichtigung   gefun- 

i.     An  dieser  Stelle  ist  daher  nur  noch 

ein     Ueberblick     über    die    wesentlichsten 

auf  den  ür- 
etze  des    Sub- 
jekt iven  Wert  es  beziehen. 

1.     Der     Ursprung    des    subjektiven 


weist  mehrfache  Aen  n  beab- 

I   aj  mir  nicht  völlig  klar   ist. 

(He  mir  aber  im  ganzen  doch  mehr  mir  die 
den  Standpunkt  zu  verändern 
scheinen;  vgl.  meine  Besprechung  hierüber  in 
der  Zeitschrift  f.  Volksw.,  Sozialpolitik  u.  Ver- 
waltung Bd.  VII.  S.  402«. 

1  z.  B.  von  Jevons,  der  an  einer  Stelle 
ohne  Einschränkung  emphatisch  sagt:  „that 
valne  di  pends  ent  i  re  1  j  apon  Utility"  Theorj 
of  P.  E.  II  1),  bei   and«  ren   Gi  legi  o 

Leiten  aber  wiederholt  neben  der  „Utility"  auch 
der  „pain"  einen  wertbestimmenden  Einflnsa 
zuerkannte. 

be  d.  Art.  Preis  (oben  Bd.  VI  S.  181  ff.). 


Güterwertes.  Wir  messen  einem  Gut 
subjektiven  Wert  bei,  so  oft  wir  die  Er- 
reichung eines  Wohlfalu'tszweckes,  sei 
die  Gewinnung  eines  positiven  Nutzens  oder 
die  Abwendung  eines  Leides,  von  dem 
Gute  abhängig  wissen.  Dieser  Thatbestand 
ist  von  dorn  der  hlus>en  Nützlichkeit  der 
Güter  wesentlich  verschieden:  dei  Unter- 
schied lässt  sich  am  besten  an  einem  viel- 
benutzten Beispiele  darlegen.  Wenn  ich 
aus  einer  reichlich  fliessenden  Quelle  V 
nach  Belieben  schöpfen  kann,  so  wird  ein 
bestimmte  Menge  dieses  Wassers,  z.  B.  ein 
einzelner  Liter  Wasser,  zwar  ganz  gewiss 
die  Tauglichkeit,  mir  zur  Löschung  meines 
Durstes  zu  dienen,  oder  die  Eigenschall 
Nützlichkeit  besitzen.  Aber  ich  werde  mich 
mit  der  Löschung  meines  Durstes  von  ihm 
nicht  abhängig  wissen,  weil  ich  ja,  v 
ich  diesen  einen  bestimmten  Liter  Wa 
nicht  hätte  oder  wieder  vergösse,  in  jedem 
Augenblick  aus  der  Quelle  einen  anderen 
Liter  schöpfen  und  mit  ihm  meinen  Durst 
löschen  könnte.  Meine  Durstlöschung 
ist  mit  ihm  und  ohne  ihn  in  gleicher  Weise 
gesichert,  sie  ist  von  seinem  Besitz  unab- 
hängig. Denken  wir  uns  dagegen  einen 
Wüstenreisenden,  dessen  knapp  bemessener 
Wasservorrat  auf  einen  einzigen,  letzten 
Liter  Wasser  zusammengeschmolzen  ist,  so 
ist  auf  den  ersten  Blick  klar-,  dass  hier  die 
Interessen  in  ganz  anderer  Weise  berührt 
werden.  Der  Besitz  jenes  Liters  Wassere 
sichert  dem  Reisenden  die  Möglichkeit, 
-einen  Durst  zu  löschen,  während  sein 
Verlust  ihn  den  Qualen  des  Todes  | 
geben  würde.  Er  fühlt  sich  daher  in  seina 
Bedürfnisbefriedigung  vom  Besitz  jenes 
Liters  abhängig:  dieser  erscheint  ihm  mit 
Recht  für  seine  Wohlfahrt  wichtig  odei 
wertvoll. 

Dieses  verschiedene  Urteil  wird  sich 
auch  in  einer  ebenso  verschiedenen  Hand- 
lungsweise ausdrücken:  wer  an  der  reich- 
lichen Quelle  sitzt,  wird  es  sieh  keinerlei 
besondere  Mühe  oder  Sorgfalt  kosten  lassen. 
einen  bestimmten  Liter  Wasser  vor  dein 
Verschütten  oder  ungenützten  Abfliessen  zu 
bewahren,  und  er  wird  sich  sehr  leicht  da- 
zu bestimmen  lassen,  ihn  einem  anderen 
zu  überlassen,  während  der  Wüstenreisende 
seinen  Liter  auf  das  sorgfältigste  verwahren 
und  vielleicht  nur  gegen  schweres  Geld, 
vielleicht  aber  auch  um  gar  keinen  Preis 
einem  anderen  abzulassen  geneigt  sein  wird. 

Der    Thatbestand,    unter   dem    sich    die 
Nützlichkeit  zum  Werte  steigert,  lässi 
sich  allgemein   dahin    präcisieren,    dass   zur 
Nützlichkeit    sich    eine    gewisse      Selten-; 
gesellen  muss;   eine  Seltenheit  näm- 
lich im    Vergleich  zu  dem  Bedarfe,  der  nach 
i  dei    betreffenden   Art    besteht.      So 
oft  Güter  in  solchem  Ueberflusse  vorhanden 


Wert 


::>: 


I    dass  all-  Bedürfnisse,  zu  deren   Be- 
(riecli°-ung    sie    dienen   können,    vollaul    ge- 
deckt   sind    und    darüber   hinaus    noch   ein 
unvenvendbarer  Ucberschuss  besteh^  haben 
bestimmte    Quantitäten    derselben    für    uns 
praktische  Bedeutung  und  werden  ca- 
Lls     wertlos     behandelt,   wie  z.  B.  die 
Güter  Luft  und  Wasser,  Holz  in  Ur- 
waldgegenden.     Ist   dagegen,   was  bei   den 
weitaus    meisten    Gütern    der  Fall   ist.   der 
i<r\iare    Vorrat     von    ihnen     so    knapp, 
man    dasjenige   Stück   oder   diejenige 
rete    Menge,    um    deren    Schätzung    es 
siel)    handelt,    nicht    entbehren    kann,    ohne 
eine  Lücke  in  unsere  Bedürfnisbefriedigung 
zu  reissen,   dann  entsteht  zugleich   mit   der 
Erkenntnis,  dass  an  jedem  solchen  Gute  ein 
Stüci   unserer  Wohlfahrt  oder  Annehmlich- 
keit hängt,  jene  vemunftgemässe  praktische 
Hochschätzung,    die    wir    als      Wert«     be- 
zeichnen. 

Hinzuzufügen  ist.  dass  Gegenstand  solcher 
praktischer  Wertschätzungen  immer  nur  be- 
stimmte    Güterstücke     oder     Gütermengen 
werden,   niemals   eine   Gütergattung   in  ab- 
stracto.    Wenn    ich    ein    Pferd    oder    zehn 
le  kaufen  oder  verkaufen  will,  so  werde 
ich  mir  eben  ein  Urteil   darüber   zu    bilden 
haben,  ob  und  welchen  Wert  ein  Pferd  oder 
Pferde  für  mich  haben.    Dagegen  hat 
akademische   Reflexion,    welchen    Wert 
etwa  die  Gattung     Pferd     in   abstracto    für 


las  Menschengeschlecht  haben  mag,  keinen 
Teil  an  der  Bestimmung  der  praktischen 
Wirtschaftshandlungen  der  Menschen  und 
daher  auch  keine  Bedeutung  für  die  W  nt- 
schaftswissenschaft,  welche  in  der  Erklärung 
jener  Handlungen  ihre  Aufgabe  findet. 
2.     Die    Grösse    des    W.     In    letzter 


Welse  der  eine  und  der  andere  der   b 
Gradmesser  in  Wirksamkeil  tritt.     Für  d 
Untersuchung  sind  zweckmässig  drei  Gxup]  en 

von  lallen  zu  unterscheiden. 

a)  Die  V  ertschäl  zu  ng  von  G  ilt  ei   i 
aus  einem  gegebenen  Von  a1  e.    Vor- 
aussetzung   ist.    dass    eine    Wirtschaft. 
Person  von  einer  bestimmten  Güterärt  ei 
bestimmten    Vorrat   hat,   welcher   entweder 
überhaupt  nicht  oder  doch   zeitweilig    mein 
ergänzt    oder    vermehrt    werden    kann 
dass  der  Wirtschaftende  bei  rationeller  Ein- 
richtung   seiner    Bedürfnisbefriedigung    mir 
ihm  wie  mit  einer  festen,  gegebene!   6 
rechnen  muss.     Unter  diesen  umständen  ist 
es   klar,   dass  die   Verfügung  über  ein  Gut 
mehr    "der    weniger    die    Verfügu 
einen  Nutzen  oder  ein  ■  Hedüiinisbefri   ligung 
mehr  oder  weniger  bedeutet,  dass  dahei 
Mass  dessen,  was  für  unsere  Wohlfahrt  von 
einem  solchen  Gute  abhängt,  jedenfalls  von 
dem    Nutzen   abzuleiten    ist.    der    von    ihm 
herstammt.    Hierbei   ist   jedoch    noch 
Frage    zu    lösen.     Wenn    unser    Vorrat   aus 
einem  einzigen   Stücke   besteht,   dann    kann 
auch  über  die  Art  und  Grösse  des  Nut: 
der  von  ihm  abhängt,  keinerlei  Zweifel   be- 
stehen:  es  ist  zweifellos   derjenige   Nutzen, 
zu  dem  wir  das   Gut   thatsächlich   zu    ver- 
wenden beabsichtigen  und  den  wir  natürlich 
einbüssen  würden,   wenn  wir  jenes   einzige 
Gut    nicht    hätten.     Dagegen   entsteht 
gewisse    Verwickelung    in    jenen    überaus 
zahlreichen  Fällen,  in  denen  es  sich  um  che 
Schätzung  eines  einzelnen  Gutes  aus  einem 
mehrere   Exemplare   oder   grössere    Quanti- 
täten   umfassenden    Vorräte    handelt,    z.   B. 
um  den  Wert  einer  Metze  Korn  aus   i 
Gesamtvorrate    von    fünf    Metzen. 


Linie    ist    unsere    Wohlfahrt,    wie    sie 


der    ist  folgendes  zu  beachten. 


Grund   aller    Wertschätzungen    von    Gütern 

ist.  so  auch  der  Gradmesser  derselben.    Wir 

sen   einem   Gute  einen    in    dem    Grade 

ren  oder  geringeren  Wert  bei,   als   wir 

von  demselben  ein  wichtigeres  oder  minder 
wichtiges       Wohlfahrtsinteresse       abhängig 
wissen.      Im    einzelnen    kann    aber   unsere 
Wohlfahrt  in  zweierlei  Weise  mit  dem    Be- 
sitze eines  Hutes  verknüpft  sein:   entweder 
30    dass   das   Gut    uns    einen   Nutzen    ver- 
schafft   den   wir    ohne    dasselbe    entbehren 
müssten;   in  diesem  Falle  ist  der  1 
des    Gutes    der    Gradmesser    des 
Oder   so.    dass   wir  durch   den   Besitz    des 
Gutes  irgend  eines  persönlichen   Opfers  an 
Leid,   Anstrengung    oder    Plage    überhoben 
werden,    welches    wir  anderenfalls   für  die 
Erlangung  des  (keinesfalls  zu  vermissenden) 
Gutes3 auf  uns  nehmen  müssten;   in  diesem 
Falle    ist    das   ersparte    Opfer    der    Grad- 
messer  des   Wertes.     Die    wichtigste    Auf 


Die  Bedürfnisse,  zu  deren  Befriedigung 
wir  die  einzelneu  Teilmengen  eine-  gr 
Vorrates  verwenden,  sind  fast  immer  von 
verschiedener  Wichtigkeit:  teils,  weil  es  sich 
von  Haus  aus  um  Bedürfnisgattungeu  von 
verschiedener  Wichtigkeit  handelt  --  z.  B. 
die  Verwendung  des  Roms  zu  unserer  .Er- 
nährung wird  uns  im  allgemeinen  wichtiger 
sein  als  jene  zur  Bereitung  von  Kornbrannt- 
wein _  teils  weil  innerhall,  derselben  Be- 
dürfnisgattung konkrete  Bedürfnis 
lulZen  von  sehr  ungleicher  Wichtigkeit  vorkommen 
Wertes.      -   z.   B.    das   konkrete    Nahrungsbedurfms 


eines  Hungernden  wird  erhebb nn^ndei 

sein  als  das  eines  schon  halb  Gesatügl 
Wenn  nun  von  dem  Besitzer  eines  Vorrates 
z   B   von  fünf  Motzen  Korn  eme  Metze  zur 
dringendsten   Lebensfristung.    dann    je   eine 


»1    Ueber    das   Verhältnis    der    Bedürfnis- 

-  |  Gattungen    und    konkreten    Bedürmisregungen 

B   der   Werttheorie   ist  nun.    darzulegen.  Sud  seinen  Emfluss   auf  den  Wert  siehe  meine 

unier   flehen    Umständen    und   in  welcher    ..Positive  Theorie  des  Kapitals     S.  148ff. 
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weitere    Motze    zur    YervoUständigunji 

etlichen  Ernährung,  zm  Fütterung  von 
Nutztieren  und  zur  Gewinnung  von  Brannt- 
wein und  endlich  eine  letzt'.'  Motze  in  Er- 
mangelung nützlicheren  Verwendung 
zur  Haltung  von  Luxustieren  bestimmt  und 
verwendet  wird,  so  entsteht  die  Frage,  nach 
welcher  dieser  im  Rang 
Nutzverwendungen  je  eine  Motze  zu  be- 
werten ist. 

Die>,  Frage  ist  zu  beantworten  zu  Gut 
der  ) e t z t e o .  m  i □  d  e st  wi c h t i g e n  V e r - 
wendung;  denn  offenbar  würde  man  diese 
und   nichl 

düng   unterlassen   —  man   würde  aufhören 
Luxustiere  zu  füttern,  ab  -  sich 

1    zu   ernähren  —  wenn    man  tun 
Metze   weniger   zu   seiner  Verfügung   hätte. 
AUgeineii:    _   -:  der   Schätzung 

«■es    oder    einer    bestimmten 
Teilmenge  aus  ein  n  Güterquanti- 

tät  bestimmt   sich  der  subjektive  Wert  der 

-  inheit   nach  dem  Nutzen,   welchi 
1  e  t  z  ■  Teilquantität  uns  gewährt 

oder,  wie  wir  es  kurz  ausdrücken,  nachdem 
Grenznutzen  des  Gutes.1) 

Es    liegt   auf  der  Hand,    dass   die  Höhe 
Grenznut:  bsf    wieder   bestimmt 

wird  den  Stand  -  Zahl  und 

Wichtigfc         -    der   Deckung    heische 

ts   durch   die  <  I      - 
erfügbaren    Gütervorrates:    je    grösser 
der  letztere,  desto  unwichtigere  Bedürfnisse 
können  noch  zur  Befriedigung  gelangen  und 
tiefer  im  Kau.  r  der  letzte, 

•nutzen,  und  mit  ihm  der  Wert. 
Dies  ist  die  uatürliche  Erklärung  der  be- 
kannten Thatsache,  dass  die  -  ng  der 

I  rutes  auf  dasselbe    i 

wirkt,    sowie  auch   der  oft   mit   Befremden 

betrachteten    Erscheine  die    nütz- 

gattungen,   wie  Luft.   Wasser, 

Eisen,    ei  igen  oder  selbst 

gar    keinen    Wert    haben:    wenn   Güter   in 

30  dass 
ihnen     gar    kein     unbefriedigtes    Bedürfnis 

mehr  gegenübersteht,  sinl  •    I ler   letzte 

Nutzen  und  mit  ihm  der  Wertauf  Null  herab. 
Im-  VVe  i- 1  s  e  h  ä  tzung  v  o  n  <  i  ü  t  e  r  n . 
um     den     Preis     persönlicher 
'■  frei   ersetzlich  sind.    Voraus- 
Falles   ist,    dass  jemand  ein 
besitzt,    v  i  r  erforderlichenfalls 

aliehen    Opfers, 
z.  B.  durch  Aufwendung  einer  einstündigen 
ii  bereit  u 
/..    B.    Robinson    b 
P         .    die  rr  in  einer  & 
chnitzen    könnt.-.     In    diesem   Falle 
hängt  für  ihn  vom  Besitz,    der  Pfeile  nicht 


i-n  Art.  Grenznutzen  oben  J3d.  IV 
1 7ö  n. 


positiver   Nutzen   ab         d. 
ja  durch  Anfertigung  eines   neuen  Dul 

dem  Falle    sichern    könnte   und  würde 
— ,  sondern  einfach  eine  einstündig.'  Arl 

.der    weniger.     Er  wird 
den  Wert   des   Dutzends  Pfeil.-   folgen. 

an    der   Grösse    des   I.. 
ihm   die   Verlängerung    seiner   Arl 
um  die  der  Wiederherstellung  der  Pfeile  zu 
widmende  Stunde  verursachen  würde. 

Die  Anwendung  .11 Schätzung«: 

stal.es  ist  indes  an  zwei  Voraussetzungen 
geknüpft,  die  oben  durch  die  Worte  zu  er- 
setzen   bereit   und   in   der  Lage 

i   worden  sind.     Erstens  muss  der  po- 
sitive Nutzen  (oder  Grenznutzen)  des 
grösser  -.-in  als  das  forden  Ersatz  zu  üb.    - 

tende   Leid  —  sonst   würde   man 
um    den  Preis  des   letzteren  das  Gut   i 
haupt  nicht  wiederherstellen,  und  an  s. 
Besitz   und  Verlust   würde,   gerade    wie  im 
Falle    a),    nur    die    Erlangung   oder   Nich.tr 
erlangung  jenes  positiven  Nutzens  hängen  — : 
und  zweitens,   man  muss  in  der  Lage  sein: 
über    das  Mass    der   Plage,    das    man    über» 
haupt  zu  wirtschaftlichen  Zwecken  au, 
nehmen  will,  bis  zu  einem  gewissen  < 
frei  zu  entscheiden.     Geuauer  bestimm: 
Situation  muss  SO  geart  I  3i  in.  da--  man  um 
des  Ersatzes   der  Pfeile   willen  irgend 
(z.  B.   achte,    zehnte    oder   zwölfte)    Stunde 
sich  plagen  würde,    wälrrend  welcher  man 
ohne  diesen  speciellen  Anlass  geruht  b 
Denn   nur  dann   i-t   das  persönliche  Wohl- 
befinden mit  dem  Besitz  der  Pfeile  wii 
30    verkettet,   dass   von  letzterem  ein  Mehl 
oder  Weniger  an  Plage  abhängt     Wäre  dar 
das  Mass   der  Arbeitsplage  von  vom 
herein    ein    fixes,    z.    B.   bei    einem    unver- 
änderlichen zehnstündigen  Arbeitstage,  dann 
würde  auch   die   Notwendigkeit,    di<    r 
zu  ersetzen,  nicht  zu  einer  vermehrten  per- 
sönlichen   Plage,     sondern     vielmehr    dazu 
führen,    dass   von    der   fixen    zehnstünd  - 
Arbeitszeit  eine  Stunde  anderen  Nutzzwt 
entzogen  werden  müsste.     Damit  würde  ai.or 
das,  was  mit  dem  Gute  für  Robinson  eigent- 
lich  auf  dem  Spiele  steht,  vom  Gebiete  des 
persönlichen    Opfers   fort-    und    wieder  auf 
das  I  rebiet  des  Güterntitzens  hinübergewälzt, 
nämlich   auf   den  Nutzen   derjenigen  Güterj 
die  man  in  jener  Arbeitsstunde,  die  jetzt  für 
die    Pfeile    in    Anspruch    genommen    wird. 
sonst  erzeugt  hätte  und  jetzt  entbehren  muss: 

Damit  lenken  wir  aber  schon  in  die  dritte 
pe  von  Fällen  über,   die  wir  zu  unter- 
scheiden haben. 

c)  D i e  We r tschätzung  von  Gütern, 
die.  Lei  einem  gegebenen  Vorrat 
von P ro duktivm.it t e In  (Tauschmitteln)1), 


1    Was  in  diesem  Abschnitte  ausdrücklich 
den    Produktivmitteln    ausgeführt     wird. 
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ei«    nach  Massgabe    seines 
lllg,  „     beliebig  ersetz)  werden 

Die  Voraussetzungen    dieses  Falles   sind 
;,  m  stellen:  Es  handelt  sich 
lie  Sehätzung  von  Gütern,   welche  der 
,„   jedem  Augenblicke  nach  Be- 
den, ihm  zur  Vertilgung  stehen 
."      fouds    von    Produktivmitteln    ersetzen 
dev  vermehren  kann:  mit  der  einzigen,  ie- 
sehr    wichtigen    Beschränkung,    dass 
|9  v,,n  Produktivmilteln  selbst  ein 
„,„,   begrenzter  ist.     Hierzu  ,,.,1    sich 
„.twendig.   abi  c  gewöhnlich  noch  dei 
l  mstand,  dass  auf  jenen  Fonds  nicht 
eine   einzige,    sondern    viele  oder  alle 
rarten    mit    ihrer   Ergänzung   oder   Er- 
neuerung angewiesen  sind.        _ 

Der  jetzige  Fall  steht  in  eigentümlicher 
Weise    in    der   Mitte    zwischen   dem  ersten 
„„.,  dem  zweiten  Falle.     Mit  dem  letzteren 
tat  er  gemeinsam,  dass  in  erster  Linie  eine 
Sehätzung   nach   Opfern    oder   Kosten  Platz 
Wenn  wir  nämlich  das  zu  schatzende 
üut    in    jedem   Augenblicke   mit  einem  ge- 
wissen Opfer  an    Produktivmitteln   ersetzen 
kö;;nen.    kann  es  uns  nicht  mehr  wert  sein 
dieses  Opfer,    das  sein  Ersatz  uns 
sten    würde.     Aber  —  und    hierin  nähert 
[er  jetzige  Fall  wieder  dem  ersten  —  j 
.  .    .h,ter    findet    in    letzter   Linie    sein 
ä      i,  _  Mas-  doch  wieder  in  einem  Nutzen. 
.  nämlich,  wie  vorausgesetzt,  derLrsatz 
inem  fest  begrenzten  Vorrate  von  iro- 
duktivmitteln  genemmen  werden  muss.   der 
jedenfalls    in    seiner  Gänze   zur    Erzeugung 
Von  Gütern  verwendet  weiden  wäre.    ,.  ist 
[ar    dass  der  Ersatz  für  ein  bestimmtes 
Out    nicht    beschafft    werden    kann,    ausser 
indem   au   einer  anderen  Stelle  eine  Lücke 
i„    die    Güterversorgung    und    Bedurfmsbe- 
mng   gerissen   wird.     Man  kann  nicht 
einen    Arbeitstag    oder    eine    Arbeitsstunde 
mehr   zum  Ersätze  eines  bestimmten  Gutes 
X  verwenden,    ohne    nicht,    wenn    das   he- 
samtausmass  dei  zu  leistenden  Arbeitsmenge 
durch  äussere  Verhältnisse  fixiert  ist.  einen 
Arbeitstag  oder  eine  Arbeitsstunde  weniger 
Erzeugung    irgend    einer    anderen 
Güterart  V  übrig  zu  haben     Die  Erzeugung 
des  Gutes  X  kostet  also  in  letzter  Linie  den 
Nutzen  irgend  eines  Gutes  Y:  und  da  mau 
,  verständlieh  die  Miudererzeugung   bei 
nigen    Güterart   eintreten   lassen    wird, 
welche?  man   den   geringsten  Wert  beilegt, 
bo    bemisst    sieh   die    Grösse   jenes    Opfers 
schliesslich     nach     dem     Grenznutzen     des 
mindestwertigen    Produktes,    das 
man  mittelst  einer  gleichen  Menge  von  1  ro- 


rilt  mntatis  mutandis  auch  von  den  Tausch- 
mittehv  siebe  darüber  noch  eine  spatere  be- 
merkung  unter  den  Schlussergebnissen. 


duktivkräften  b  en  kann.     RoblUSOD 

wird  die  Pfeile    d  n  d  er  zur  Verteidigung 

bedi ■■  fade  so  hoch 

,,    den  Nutzen  des  entbehr- 
lichsten  seiner  Euch  i  gi  rate    i  <■  itzl 
und    insolat  in  der  Hand  hat 

Arbeits 

entweder  in  Pfeile  oder  in  ein  Kü  h 
zu  metamorphosieren.     So   leib  I  die  Wert- 
schätzung   der    vermehrbaren    Gül 
den  Voraussetzungen  unseres  jet;  igen  baUes 
auf    dem    Umwege    über   die    Kosten    doch 
wieder  auf  einen  Nutzen  als  entscheidenden 

Gradm r  des  Wert--  zurück. 

In  der  Robinsonade,  wo  alle  Dispositionen 
über  alle  Produktivkräfte  von  einer  und  der- 
selben Person  getroffen  werden,  liegen  a 
alle   ,ir  se  Zusammenhänge   zwischen  U] 
und  Nutzen    nahe    und  deutlich  vor  Augen. 
In  der  voll  entwickelten  arbeitsteiligen  \  olks- 
wirtschaft    bestehen    dieselben    Zusammen- 
hange:   aber    Anfang    und    Ende    sind   hier 
weiter  auseinandergerückt,    und    es   schiebt 
sich    eine    Anzahl    äusserhch    selbständiger 
Zwischenglieder    in    der   Gestalt    der   ver- 
schiedenartigen Produktivgüter  ein,   die  zur 
Herstellung  eines  Produktes  dienen  und  die 
vom  Standpunkte  des  Produzenten  als  seine 
Kosteu    erscheinen.     Hat   dann,    wie    ge- 
wöhnlich,  der    Produzent  die  von  ihm  be- 
uötigten    Produktivgüter,    Rohstoffe,    Werk- 
zeuge,   Lohnarbeit   etc.,   aus   fremden  Wirt- 
schaften um  einen  bestimmten  Preis  gekauft, 
so  überblickt  er -und  hat  auch  nicht  notig 
mehr  zu  überblicken  —  lediglich jenes  Stuck 
des   ganzen  Zusammenhanges,   das  ihn  per- 
sönlich  berührt:  nämlich  den  Zusammenhang 
des  Wertes  seiner  Erzeugnisse  mit  den  von 
ihm  ausgelegten    Kosten  .     Darum  ist  and, 
dieses  Stück  des  Zusammenhanges,  das  den 
Inhalt  des  sogenannten  Kostengesetzes  bildet, 
so  offenkundig,   so  leicht  kontrollierbar  und 
der    öffentlichen    Meinung    nicht    bloss    der 
Wissenschaft,  sondern  auch  des  praktischen 
Lebens  so  geläufig.    Dagegen  liegt  der  rest- 
liche   Teil   des    Zusammenhanges,    der    die 
Hübe  der  .Kosten     selbst  wieder  mit  irgend 
einem    Nutzen    oder    Grenznutzen     in    Be- 
ziehung   zeigt,    gewöhnlich    aussei  ha  b    dxs 
Gesichtefeldes  der  einzelnen  wirtschaftenden 
Individuen    und    erfordert    zu    .einer  VVahl- 
nehmung   einen   auf  das  Grosse  und  Ganze 

,    "osensehaftlichen  Wirtschaft  a 
BlicL  wie  thnm  der  Hegel  nur  die  wissen- 
schaftliche Untersuchung    zu    venm  tteln     m 
stinde   ist      Das   Bindegl   id,    das   niei    die 

mitteltistdefWertderProduktivgutei. 

d)  Der  Wert  der  Produktivgu' 
Wir  schätzen   die  P^uktivgüter  im  all g£ 

meinen   nach   dem    i  [%S&  t- 

sie    uns   zur  Erlangung   von  Produkten    -■ 
wahren       Diese    driiekt    sieh    aus    in    der 
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s     und  dem  Weite  der  Produkte,  deren 
r»'Mtx   un  äs    wir  durch  sie  erlangen 

können.      Dieser    Zusammenhang    ist    nahe 


ii.'.  begrenzte  erscheint:  denn  hätten 
wir  einen  unerschöpflichen  Urquell  an  Pro- 
duktivkräften,   so   würden   wir   uns  ja 


und   klar,   wenn  ein  bestimmtes  Produktiv-  eine  ebenso   unerschöpfliche  Eeberfülle  von 


gut  nur  zur  Er  iner  einzigen  Gattung 

von  "Produkten  tauglich  ist.  So  ist  es  offen- 
kundig, dass  der  Wert  eines  Weinberges 
durch  die  Menge  und  Güte  des  Weines  be- 
dingl  ist.  der  auf  ihm  wächst,  dass  der 
Wert  einer  Kupfermine  sich  ausser  nach 
I  I  igkeit    auch    nach    dem     Werte 

des  Kupfers  richtet  u.dgl.  Sehr  viele  Pro- 
duktivgüter besitzen  aber  «'ine  vielseitige 
Verwendbarkeit  zur  Erzeugung  verschieden- 
artiger Produkte.  Ihnen  gegenüber  tritt, 
n  ihre  Menge  dauernd  oder  zeitweilig 
als  eine  gegebene  angesehen  werden  kann, 
wie  im  Falle  a)  die  Schätzung  nach  dem 
Grenznutzen  ein :  man  schätzt  nämlich  die 
Einheit  derselben  nach  der  Letzten  unter 
jenen  verschiedenartigen  Verwendungen,  zu 
der  man  sie  mit  Rücksicht  auf  den  verfug- 
i  orrat  noch  heranziehe.],  da- 
ist in  diesem  Falle,  nach  dem  Werte  des 
geringwertigsten  Produktes,  das  man  aus 
einer  Produktivmitteleinheit  noch  herstellen 
darf.     D  bestimmte  Wert  des  Produk- 

tivmittels   bezeichnet    dann    gegenüber    den 
übrigen  Produkten,   die  aus  ihm  herge  h  111 
werden    (den     produktionsverwandten   Gü- 
tern«),  die  Höhe   der     Kosten  .   und  indem 
man  jene  nach  den     hosten    schätzt,  schätzt 
man  sie  somit   bewussf    oder  noch  häufiger 
unbewusst    (weil    man   den   Wert   der  Pro- 
duktivgüter meist  nur  als  eine  fertige  That- 
kennt,    nicht    aber    auch    sein     Ent- 
.)    aus  den   im  Marktgetriebe   sich  be- 
Bewerbungen   und   Erwägungen 
dem     Grenznutzen    der 
letzten  Einheit  ein...  Produktivmittelvorrats. 
Hierbei    wurde    vorläufig    angenommen, 
fraglichen    Produktivmitteln 
eine  '  vorhandc 

Es  ist  aber  auch  möglich,  das  diesi  Iben 
selbst  wieder  aus  einem  Vorrate  noch  Ur- 
sprung Produktivmittel    belielm 

smd.     Dann    greift    einfach    der 
ganze  Zusammenhang  um  eine  Stufe  weiter 
und    tiefer.     Das  i  rsti     Produktivgut,    z.   B. 
der  stahl,  nach  dessen   Wert.-  sich  alle  aus 
stahl  erzeugten    Produkte   (natürlich   unter 
Mitberücksichtigung  des  Wertes  der  ander- 
weitigen   Kostengüter)    nivellieren    müssen, 
nivelliert  .-ich  selbst  mitsaml  .dien  mit  ihm 
produktionsverwandten  ausEi  en  erzeugten 
Produkten    nach    dem    Werte    des    gemein- 
glicherenProduktivgutesEisen. 
Eisen    selbst  wieder  als 
beliebig   vermehrbar.     erscheint,    so 
sich   derselbe  Zusammenhang  abermals  um 
ort    etc.     Irgend   einmal 
man    aber   in    dieser   Kette    aui 
Produktivgut  stossen,  dessen  Menge  als  eine 


Produkten  aller  Art  bereiten  können! 

Wenn  kein  früheres  Glied,  so  sind  jeden 
falls    die    letzten,     originärsten     Produktiv- 
kräfte,    über    welche    die    wirtschaftend 
Menschheit    verfügt,    die    Bodennutzui 
und  zumal  die  Arbeit   in   einem    gegeb 
Zeitpunkte    nur    in   begrenzter   Menge 
fügbar,   und   ihr  Wert,   der  sieh    nach  dein 
Gesetze    des   Grenznutzens    bestimmt,    gehl 
dann  durch   den   ganzen  Stufenhau   der  ar- 
beitsteiligen Produktion   in   immer   mannig- 
faltigeren   Zusammensetzungen    und  Kombi- 
nationen   im    Gewände   der' Kosten    in    den 
Wert   der  beliebig  vermehrbaren  Güter  ein 
und    über.      Der    Wert    der      beliebig    ver- 
mehrbaren« Güter   wird   in  Wahrheit  unter 
dem    Zeichen     gebildet,     dass    sie    —    zu- 
sammengenommen  --    nicht   beliebig  ver- 
mehrbar sind.     Was  im  Belieben  steht,   ist, 
das    Mengenverhältnis    zwischen    ihn    ; 
zu  changieren;   dies   kann   aber   immer  um 
so    geschehen,    dass    eine    Vermehrung    bei 
einer   Gattung  auf  Kosten   einer  Minderen- 
zeugung    bei    einer  anderen   Gattung    statt- 
findet.      Die    Möglichkeit     eines     sol< 
Changements,     indem    sie    die    Möglichkeit 
und    den    Anreiz    zu    einer    fortwährenden 
Ausgleichung   des    Wertes    schafft,    äussert 
ihre    Wirkung   darin,    dass  alle   aus    einem 
Produktivgute  stammenden  »produktionsvi  afc 
wandten:  Güter  bezüglich  ihrer  Wertbildung 
gewissermassen  zu  Gliedern  einer  erweiterten 
einheitlichen    Familie    werden.      Sowii 
selbstverständlich  ist,    dass  innerhalb   eine« 
und    derselben   Güterart,    z.   B.   eine   Metaa 
Korn  so  viel  wert   ist  als  eine  andere  gas« 
gleiche   Metze,    so   wird    durch   jenen  'Zu- 
sammenhang   hier   bewirkt,    dass   ein    Pro- 
dukt eines  Arbeitstages  gerade  so  viel  wert 
wird    als  irgend  ein  anders  gestaltetes  Pro- 
dukt eines  Arbeitstages.    Aber  wie  viel  jedes; 
selche    Produkt    absolut    für    unsere    Wirt- 
schaft wert  ist  oder  wie  viel  es  relativ  wert 
ist  im  Verhältnisse  zu  anderen  Gütern,    die 
ausserhalb     jener    Produktionsgemeinschaft 
stehen,  z.  B.  im  Verhältnisse  zu  Monopol* 
oder  Seltenheitsgütern  oder  zu  Erzeugnissen 
eines  anderen  Produktivmittels,  darüber  enfej 
scheidet  nichts  anderes  als  der  Grenznutzen 
jener    erweiterten    Güterfamilie.     Diese    ist 
al6  Ganzes  wegen  der  Begrenztheit  unsere« 
Produktivkräfte    keineswegs     beliebig    ver- 
raehrbar,   und   empfängt,   nach   dem  Muster 
fester  gegebener  Vorräte,   ihren  Wert   nach 
dem  Grenznutzen  ihres  letzten  Gliedes. 

e)  Schlussergebnisse.  Es  erübrigt 
noch,  sich  darüber  auszusprechen,  welchen 
verhältnismässigen  Anteil  die  drei  unter  a), 
b)   und   c)   unterschiedenen  Grundtypen   an 
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,I,T    Wertbildimg    im     praktischen     Leben 
nehmen.      Zu    diesem    Zwecke    muss    vor 
,Mi.w  ,,;,,  Grenzlinie  zwischen  dem  zweiten 
;„„,  dritten  Typus  abgesteckt  werden.     Die 
universellste    unserer    Produktivkräfte,    die 
Produktivkrafl  Arbeit,  hat  nämlich  dieEigen- 
lümlichkeit,   dass  sie   in  gewisser  Hinsicht 
nicht    in    fester    Menge    gegeben,    sondern 
elastisch  erscheint,    insofern  es  im   Belieben 
Individuums    liegt,    seine   tägliche  Ar- 
beitsleistung  um   den  Preis   erhellter  Page 
auszudehnen  oder  umgekehrt  einzuschränken. 
Wo    diese     Elasticität     praktisch     wirksam 
wird,    hat    sie    zur    Folge,    dass    die    V\  ert- 
bildung    der    betreffenden    Arbeitsprodukte 
nach   dem   Typus   b)  stattfindet,  also   nicht 
den  t.renznntzeu,   sondern   ein    persönliches 
Opfer   an  Leid   oder   Plage   zum   Massstabe 
nimmt  l)     In  der  voll   entwickelten  arbeits- 
teiligen Volkswirtschaft  kommt  aber  diesem 
Umstände    eine     verhältnismässig     geringe 
praktische    Bedeutung    zu.      Weitaus    der 
erösste  Teil  der  produktiven  Arbeit  wird  m 
Arbeitsschichten  geleistet,  welche  durch  be- 
setz    Vertrag,   Herkommen,    bestehende  ta- 
brikseinrichtungen    u.    dgl.    in    ihrer  Dauer 
fest  bestimmt  sind.     Die  beliebige  Ausdeh- 
nung   oder   Verkürzung    der   Arbeitszeit    je 
„ach  Laune  oder  Ermüdung  spielt  fast  nur 
eine    Rolle    einerseits    bei    der    beruflichen 
Arbeit    sehr   weniger    unabhängiger    Produ- 
zenten auf  eigene  Rechnung  (z.  B.  Kunstler, 
■Itst eller,  Hausindustrieller,  seltener  bei 
Handwerksmeistern),    andererseits    bei    der 
nicht    berufliehen    Ausnutzung    der    Musse- 
»tunden.     Und   auch  der  Variation  der  In- 
tensität der  Arbeit,    die,   ähnlich  wie  die 
Variation    der    Arbeitszeit,    ein    vermehrtes 
Arbeitsprodukt  um  den  Preis  einer  erhöhten 
Plage  zu  erlangen  gestattet  und  umgekehrt, 
int  mir,   obwohl  für  sie  ein  etwas  wei- 
terer praktischer  Spielraum   (z.  B.  auch  bei 
der  Aecord-  und  Stückarbeit)   besteht,  doch 
kein  sehr  tiefgreifender  Einfluss  auf  die  volks- 
wirtschaftliche    Wertbüdung    zuzukommen 
Im   ganzen    ist   also   der  Typus   b)  fast  auf 
die  Stellung  einer  Ausnahme  zurückgedrängt, 
während    sich    nahezu    das    ganze     Gebiet 
zwischen    die    die   Regel    repräsentierenden 
Typen   a)  und    c)  teilt   und  zwar  in  folgen- 
der Weise: 

1  Die  Schätzung  nach  dem  unmittelbaren 
Grenznutzen  der  betreffenden  Gütergattung 
(Typus  a)  tritt  ein.  .  . 

'überhaupt  und  andauernd  bei  je- 
nen Gütern,  die  nicht  beliebig  vermehrbar 
sind,  also  bei  den  sogenannten  Monopol- 
oder Seltenheitsgütern :  ausserdem 


*)  Genau  g-euominen  entscheidet  der  Kreu- 
zungspunkt  zwischen  dem  timmer  abnehmenden) 
(Wuznutzen  des  durch  längere  Arbeit  vermehrten 
Produktes  und  der  [immer  wachsenden)  1  läge 
der  verlängerten  Arbeitszeit. 


zeitweilig  bei  den  beliebig  yermehr- 
baren  Gütern,  wenn  und  insofern  in  einem 
einzelnen  Zeitpunkte  der  Nachschub  au-  dei 
Produktion  nicht  genaue  Fühlung  mit  dem 
momentanen  Bedarfe  und  infolge  davon 
der  Wert  nicht  genaue  Fühlung  mit  den 
»Kosten'    hält. 

2.  Gegenüber  der  Masse  der  beliebig  ver- 
mehrbaren   oder    ersetzliehen    Güter    findet 
unter  der   Voraussetzung,    dass  deren   recht- 
zeitigem Ersatz,,   kein    Hindernis   im  Wege 
steht,  die  Schätzung  nach   den     Kosten     in 
dem  Sinne  statt,  dass  die  Kostenhöhe  mar- 
kiert wird  durch  den  Wert  der  zum  Ersatz 
aufzuopfernden  Güter,    welcher  Wert   selbst 
wieder  durch  mehr  oder  weniger  Zwischen- 
glieder  hindurch   auf  irgend    einem  Grenz- 
nutzen fusst.     Statt  der  Schätzung  nach  dem 
unmittelbaren  Grenznutzen  der  betreffenden 
Gütergattung     tritt    also    hier    durch     Ver- 
mittelung   der    »Kosten«  eine  mittelbare 
Schätzung'  nach  Grenznutzen,    näm- 
lich nach  dem  Grenznutzen  (und  Wert)  der 
Ersatzgüter  ein. 

Nach  diesem  Tvpns  verlaufen  die  prak- 
tischen Wertschätzungen  nicht  bloss  in  jenen 
bisher  allein  ausdrücklich  besprochenen 
Fällen  in  welchen  ein  beliebiger  Ersatz  für 
die  vorhandenen  Güter  im  Wege  der  Pro- 
duktion geschaffen  werden  kann,  sondern 
auch  in  jenen  überaus  zahlreichen  Fällen. 
in  welchen  der  Ersatz  im  Wege  des  Kaufes 
oder  Tausches  erfolgt.  Was  in  jedem  Laden 
um  11)  Mark  feil  ist,  schützen  wir  nach 
diesen  »Anschaffungskosten«  auf  1'»  Mark. 
auch  wenn  der  unmittelbare  Grenznutzen. 
den  das  betreffende  Gut  für  unsere  Hau 
haltung  besitzen  würde,  weit  höher  stehen 
sollte  als  jener  Betrag. 

Endlich  findet  . 

3    in    der  oben   unter  b)  beschriebenen 
Minorität    von   Fällen    eine   Schätzung   nach 
Kosten,     in    dem    Sinne    von   persönlichen 
Opfern  an  Leid,  Plage  u.  dgl.  statt. 

All   dies   gilt    zunächst    von  den  subjek- 
tiven Wertschätzungen,  welche  die  einz ' 

Individuen,  jedes  vom  Standpunkte  - 
persönlichen  Bedürfnisse,  Empfindungen,  I  v  - 
duktions-  oder  Einkaufsgelegenheiten  u.  dgl., 
vornehmen.  Aber  von  diesen  subjektiven 
Wertschätzungen  der  einzelnen  Individuen 
laufen  tausendfältige  Verknüpfungsfäden  zu 
de,  objektiven  Tauschwerte  der  Waren,  di  i 
sich  auf  de,,  .Märkten  bildet,  und  von  diesem 
sodann  wieder  zurück  zu  den  subjektiven 
Sehätzungen  der  Einzelnen.  Dass  und  wie 
sich  die  Preise  der  Güter  als  Resultanten 
der  auf  dem  Markte  zusammentreffenden 
subjektiven  Wertschätzungen  mWare  und 
Preisgut  bilden,  ist  schon  im  Artikel  Preis 
obenBd  VIS.  184  ff.  dargelegt  worden.  Dass 
und  wie  aber  auch  umgekehrt  wieder  die 
einmal  festgestellten  Preise   die  subjektiven 
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Wertschätzungen  beeinflussen  und  ihnen  als 
nahe    und    bequeme   Stütze   dienen   können, 
■wurde  soeben  bei  der  Erwähnung  des  Ein- 
\  leutet 

Thatsächlieh  ist  es  in  unserer  auf  Arb 
hing  und  Tausch  beruhenden  Gesellschaft  ver- 
hältnismässig ■  äs  ein  Güterschicksal 
von  der  ersten  Vorl  -  zur  Erzeugung 
-  his  zu  seinem  schliesslichen  Kon- 
sum für  persönlich  Zwecke  sich  h 
reiche  einer  und  i  [ndividualwirt- 
schaft  abspielt.  Darum  kommt  auch  ein 
Individuum  überaus  selten  in  die  L 

n     Znsammenhang    von    Nutzen    und 
Opfern,  die  das  allmählii 

-    in    den    verschiedenen    Produktions- 
stadii        gleiten,  -■  zu  erleben  und 

daher  auch  einheitlich  zu  überblicken  und  un- 
mittelbar seinen  Wertsc  zu  Grunde 
zu  L  _          -              der  Wertkalkül  wird  so 
•n    und    jenseits    wieder    neu 
gesponnen,  ah 

ilt      Wer  ein  Gut  in 

',    ä     I  licke  Ulli  einen  für  ihn  durch 

re   Verhäl  oen   Marktpreis 

kaufen  kann,    auf   dessen  Bildung   er  durch 

nur  einen   praktisch 

ganz  unmerklichen  Einfluss  übt,   sieht  auch 

Qg  auf  nichts  als  auf 

»ebenen   Marktpreis;   welche  sub- 

zien     von     Nutzen     und 

i-n    hinter         sei      tfarktpri  ise    zurück- 

aui  ht   er   weder   zu   wissen    noch 

zu  ü  r  ist   für  ihn  nur  der 

are  Niedersch  subjektiven  An- 

tenzien,     der    Marktpreis.      Und     ganz 

Verkaufslustige,   d( 

Wert  War.-    überschlägt,    nach    der 

entgc_  ten  Richtung  nicht  weiter  als 

i        pi  ir  nach  de 

len  Vcrh;:  ■  ,  [Ösen  hofft.  Gleich- 

Kosten      and     Preise  .    so  sehr 

sie    dem   Ein/.  :,n\     geg 

m   Einflüsse   ■  Grössen    impo- 

flüssige,    bildsame   Grc — i, 

gebildet    und    bestimmt    durch  die   Summe 

derselben  subjektiven  Einzelschätzungen,  die 

ifzustützen 

-  Mosaik,  aufgebaut  aus 
Drmateriale    subjektiver    Nutzwert- 

! 

Ei:  -  dieses  sehwie- 

und     verwickelten    Zu 
kann  im  Rahmen  diesei  äkizze 

u    Platz    finden.1)     Desgleichen    muss 


1    Tili  habe  eine  solche  Schilderung  zu 
versucht  in  meiner  „Positiven  Theorie   des  Ka- 
pitales"   3.  ls'.itr.   nnd   234ff.;    vgL   dazu   auch 
ler  Theorie  des  '  rütei  wertes" 
i    u.  Stet,  N.  F.  Bd.  13,  beson- 
-    516ff.,  sowie  meinen  Aufsatz   über  den 
„Letzten    Massstab    des    Güterwertes"    in    der 


hier  abgesehen  weiden  von  der  Anweu 
der  allgemeinen   Wertregeln   auf   speci 
Probleme.     Nur   genannt    sei    als  das  wich- 
das   Prol  wirt- 

fl  liehen     Ziu-echnung«    oder   die    I 
nach  welchem  Schlüssel  die  Werteehä 
sich  unter  mehrere     komplementäre     ( 
aufteilt,    die    zu    einem    gemeinsamen  Nutz- 
te,     der     die    Grundlage    ihrer    '■'. 
Schätzung  bildet,  ungeteilt  zusammenwii 

I    dies   ein  Problem,    das   seine    wich- 
tigste   Anwendung   bei   der   Wertschäl 
der    verscl  in    der    Produktion 

sammen wirkenden  Prodtikfionsfaktoren 
weiterhin    in    der  Lehre  von  der   ' 
der  Güter  zu  finden  berufen  ist.1) 

Litteratur:    I>ie  Littcratut 

■'     .    ni     ftigl    ü      wohl 
Eil  ler   wirtschaftstheoretischen  Li 

i'ir.     Ausführlichere  Angab* 

Zuckerkandl,  Z'n-  Tl 
mit    besonderer     B  ichligung    der    <n  ■• 

liehen   Entwich  !  /.<  hn  .    Li  ipzig 

Grast ani,    Moria  critiea  della  Teoria 

—  Montanart, 
/:    ,  ia    ■'■  ' 
l       ani,    Miktno  1SS9.    —  Ricca-Sa- 
lerno,     1.«    teoria    del    Valore,     Rom    ;-:<.;.    — 
Block,    Les  Progres    de    la    seiet 

u.    .-.;.  Kap.  —  Atessio, 

Valore,    Turin  1890.  —  Neu- 
mann,    (  Volkswirts* 
Tübingen  1889,  l.'s.  VSZff.  —  Wagner,    C 

0  .'.    Aufl.,    I.    & 

In    dieser  Stelle    muss  bei  der  eni 
Reichhaltigkeit     des    Materials    selbst' 
auf  Vollständigkeit  verzichtet   werden.     L>< 

insbi ;- 1    älti  /••  n    Lilh  ratur, 

lieh  genaueri    Vn  form 

?c/<nj ■    i  köpft 

in.      Dagegen  soll    mit  verhältnismä 
Ausführlichkeit  du    Litteratur  der  jiin 
■  ■■■  rdt  n,     welche    in 
i  rst  teilweise  zur  Berücksichli 

■  ii   I.  itterat  n  r  sei  dt 
hier   nur  kurz/'  ■    'inj  die  einschloß 

Ausfährungen  in  den  umfassenderen  Werken 
von  Galiani,  Condillac,  Turgot,  A.  Smith, 
Ricardo,  Senior.  J.  St.  Mill,  Cairnes, 
■J.  11,  Say,  Louis  Say,  dem  älteren  Walraa 
(Auguste    W.,  In    '■'   nature  dt    la  richessi 

vali  ■'■ .    Paris    1881  .    ■/.    licte. 
Carry,  Bastiat.   Soden.  Lotz.  Storch,  Her- 
mann, Bau,  Röscher,  Mangoldt,  Schaffte. 
Rodbertus,   Marx;   ausserdem  auf  die  Mono- 
Thomas,      Theorie    des     Verkehrs, 
-    Friedländer,     Theorie    des    Wertet, 

■  .  —   Grossera,     Gesetze    des   mei 
i        ehrs,    Braunschweig  1854  (-Neue  Aus- 
.  —  Knies,    f>n    nat.-ökonom.   Lehn 
n  •  rtt ,  /.'  itschr.  f.  Si  i  i    u  -.  1 155.  —  Asser, 


i    E.  Volksfl  .   Sozialpol.  und  Verw.,  III. 
IM    S.  185 ff.,  besonders  216  ff. 

*)  Vgl  diese  Frage  nie  ine  „Positive 

Theorie"  S.  179ff.   and  Wiesers   ..Natürlicher 
Werf  S.  70  ff. 
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.    ■.,,„    „,,,.    hei    slaathuish 

i       aardc,  Amsterdam  1848.        Schaffte, 

•„      Seite      der     nat.-äkoimm.     Lehre      

Vnircrsitätsselirtjten     18G1.    — 

Michaelis.     Das  Kopital    i.w«    Werte,     I  icrt.  f. 

Lindwurm,     Theorie    des 

.,,,,,,   f.   Nat.   u.   Stat.,    1865.  -   B68- 

,,.,.     Theori,    ds   Wertes,  Jahrb.  f.  Aai.   u.   ■ 

.-   Komorzijnski,    Best ,g  der    not. 

preise,   ebenda    1869. 

der  ungemein  reichhaltig 

P<        >d.   sind  *  >ehon 

„Uchen    Werken 

,..    Jeeons,     Theory  oj  Pol.   Ee., 18.1 

Kap.  II.    Hl  und   H.     -Men- 

Volkswirtschaftslehre,   18,1, 

Hl— VI     —   L.    Wal  ras.    Ee mit    po- 

pure.     1874     (4-     -W-     <  ""  ] 

gelbe     Theorie  mathemaliqut  des  nehesses, 

tfeumann,     Zar    Revüi ier    Grundbe- 

.    Zeitschr.  f.   Staats,,:,    IS6! ■•'   187 

Derselbe,    Abhandlungen  über  die  Begriffe   Gut, 

II-, ,        Pn       etc.,    in    Schönbergs    Handl ( 

..  ■        Derselbe,   Grundlagen  der 

sichre,     Tübingen    1889      T,     Kap. 

III    —  l>„tliz.     Werl,   Preis  und  Arbeit,  1880. 

./    r,    Clark,    Phitasophy   of  value,    New  Eng- 

j  .,-,-  igst.  —  Wollemborg,    Intorno  al 

relatü  ,    ,//  praduzione,    18S2.    -   L'»>"- 

ealor,    negli   E misti   Italia-ni, 

-  Gide>  ''".r*"* 

,,,,,.,    isoe.   -Wieser, 

|   Eanptgcsctze  des  wirtschaftlichen 

„■./.,.       iSS4.    _    Derselbe.     Der     natürliche 

„•,,.  .  ,   engl-  Ausgabe   mit    Vorwort  von 

Smart,  -    Derselbe,     The    th 

<>J  th    American    Ac 

Pierson.   Leerboek  der  Staat huishoudl 

;       ,.,     ,,„/.   im)    I.    I-   -«''"'■■    '■   Hanptst.  - 

Böhm-Bawerk,    Grundzüge    der    Theori, s 

■schaftlichen    Gülerwerles,    Jahrb.  f.  JSal.    u. 
v    ,.-.   /;,/.   is    is86).  —  Derselbe,  Posi- 

II ie    dei    A  ipitals,     1889,    S.    185 ff.  — 

Derselbe.   Der  letzte  Massstab  des   Giiterwertes 

f.  Zeitschr.   f.    !>.,   Sozialpol.   u.    ferw.  Hl. 

Heft    '     1S94;    mit  einer  Entgegnung    von 

i;.      luspitz,     I    '    ':-r>'':    des    Verf.    in 

Heft   4  desselben    Bandes.  -   Wolf,    Zur  Lehre 
Werte,     Zeitschr.    f.     Staatsw.,     1886.    — 
Gärtner,     Ueber   di,     wahre  Äatur   des  l 

nitbc lerer  Berücksichtigung  der  verschied 

begriffe,     Zeitschr.    f.     Staate«..,     1887. .    — 

Sax.    Grundlegung  der  theoretiscl Staatemrt- 

schaß,     1887,     S.     U9ff.  Derselbe      Die 

Fortschritte    der    nat.-okt i.     1 1, 

■     l8SS.  _  ScharUng,    \UrltheorK  und 

Wertgesetze,    Jahrb.   f.  Nat.  u.  Stat N  F.  Bd. 

sss     _     Wicksteed,     Alphabet    of   Ee 

.    /.-   Elements  of  the  theory  oj  value,  1888. 

-     luspitz  und  Lieben.    Untersuchungen  über 

die  Theorie  des  Preises,  1SS9.  -  Konurrzynski, 

Der    Wert    in   der  isolierten    Wi, 

Lehr.     Wert,    Grenzwert    I    Preis,    Jahrb.,. 

Sfl,     „.    V.l.,   X   F.   19,   1889.  -  llat.nr.    <StUr 

;iber   den    Wertbegriff;    Zeitschr  f.  Staatsw. , 

.,.,     —    Pantaleoni.    Principi    dl   Ec.    Pura, 

.   -   Supino.    La    t a    del    I    lor,    ela 

leqgt    del  mini, nezzo,    Giorn.   d     Econ.,   1889. 

-Valenti,  Teoria  del  volare,  1890.  -  Ger- 
lacb  Ueber  die  Bedingungen  wirtschaftlicher 
Thiiligkeit  (kritische  Erörter \en   tu  den   Wert- 


lehren    ■         'Tai        Eil*        S        i  !; 

XIX  -  Zv>ci    p< 

I  Dietzel:    DU 

ii 

i     I 

Zur   klassischen    Wert 

F.,     Bd.    i.     1891.      I 

lehr.    Aus,, Hz.    Zuckerkandl,    ebd.    v.    /•'.. 

/;,/      ;     Patten,    ebd.   S.  F.,    Bd.   '.,    lUih,„- 

Bawerk,  ebd.  N.  F,   Bd.   1  (Zwisch 

Werttl i         '       B  !1 

und   ' !  '  n  Marshall,   Pnncples  oj 

Ec i       •  Book    !  //  lufl.   1898).  — 

Smart,   A-n   introdueiion   to  tht   tlieory  oj  value, 
1891.         I "ishrr,    Mathemati 
the  theori,    o)    value  and  prict       !  -an    icli 
,l„    Connecticut   Academy,  Juli  189  -    Wag- 

ner    Grundlegung  der polit    0  <■    '".!'■■ 

l89  !      ;    184— 140.  —    Voigt,    Der    ökrn 

,r,,.,   .,...    ,..  [,  ..    Zeitschr.  f.   Staatxw.,    1892.  — 
i;,tt,„.     I  '■    of    dynamic    I   < 

ls,,-'.  _  ./.   B.   Clark,    The  ultvmatt 

due,    Yale  Review,  November  1893.  —  Mc. 
Vane,     Marginal    uiiUty   and    value,    Quarlerly 

.1 mal  of  Economic*,  April  1898.  —  Derselbe, 

lustrian  Iheory  of  value,  Annais  oj  the  Ame- 
,„„„  Academy,  November  1898.  -  Philippo- 
,-;,.;..   Grundriss  der  polit.   Oek.,   1898,     :.   Aufl. 

—  Benini,    H  valore   e    la    sua  attniu- 

tali,Bartl893.— Naumann, 

Lehrt    vom    Wert,  Hamburg  1898.  -  Wvcksell, 
Ueber   Wert,   Kapital  und  RenU    nach  den   neue- 
ren  nationalökonomischen    Theorieen,  J, 
—  Zaleski,   Die  Lehre  vom   Wert  (in   russt 
Sprache),    Kasan   1898.  -  Lein:   Gr, 
„,„/    Grundlagen    der    Volkswirtschaft     1 
1898    IV.    Abschnitt.   —   Dietzel.     Theoretische 

lök *,  1895,  I.  208 ff.  (vgl.  auch  meine 

Besprechung  darüber  in  der  Zeitschr.  f.  Vw. 
Sozialpol.  u.  Verw.  Bd.  VII,  S.  402 ff.}-  - 
Sulzer,  Die  wirtschaftlichen  Grundgesetzt  ■ 
Gegenwartsphast  ihrer  Enlwickelung,  Zürich 
Stolzmann,  Du  soziale  Kategont  wi 
der    Volkswirtschaftslehre,    Berlin    1896.   —   v. 

B„eh.    Intensität    der  ArbeÜ,    Wert    Preis 

,,,,.   Waren,    Leipzig    1896.      -   W., nicke     Der 
ive    Wert  und  Preis,  Jena  1896.  -  Gottl, 

Der   Wertgedanke,  >erhülltes  Dogma  de, 

H H» ie,   Jena    1897.  -  Heyn,     Th , 

des     wirtscliaßichen     Werts,     B<  rh„     ' 

Cassel.   Gr Iriss  einer  elementaren  Pre,  lettre, 

n,    der    Zeitschr.   f.    d.    ges.    Staatsw-^ 55    Bd., 

,   mii  einer  Entgegi g   von   K.   Wvcicseu, 

Zu-,     !■■  ,<•  id'a I     der    Grenznutzenl 

Bd    56     1900   und   enter   Replik  Cassels 

Bd    57    1901.  —  Marfarlane,    Valut    and  du- 

tribution,    Philadelphia  1899.  -  J.  *«*"*' 

Th-  distribut >f  Wealth,    New   I 

Bei  -anti.    Utilitä   limite  e  costo  > 

Bologna  1901.  „         .... 

-  7;.    liöhm-Baieeih. 


Wertpapiere 

8    Aktiengesellschaften    (Aktienrecht) 
lben   Bd  IS.  143ff,   Bnrs-axv-^en 

S  11  s.  io23fi  b  .  ':v^"y.,v;:: 

Wertpapieren  oben   Bd.   1\    b.    1-".  n. 
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Weserschiffahrt — Westergaard 


Weserschiffahrt. 

Bevor  noch  die  Dferstaaten   der  Weser 
die  Schiffahrtsverhältnisse  auf  diesem  Strome 

rdnen  unternahmen,  \\  urde  das  l  llden- 
istehende  alte,  durch  den  <  Isnabrücker 
Frieden  bestätigte  Recht  zur  Erhebung  des 
Elsflether  Zolles  abgeschafft  Oldenburg 
musste  nämlich  1813  als  Entgelt  für  seine 
Territorialvergrösserungen  die  Aufhebung 
des  Weserzolles  versprechen,  welche  Ver- 
pflichtung durch  den  Vertrag  Oldenburgs 
mit  Bremen  vom  25.  August  1819  erfüllt 
wurde,  demzufolge  die  Erhebung  des  Els- 
flether Zolles  mit  dem  17.  Mai  1820  gänz- 
lich aufhörte,  tn  Ausführung  der  Bestim- 
mungen der  Wiener  Kongressakte  über  die 
Schiffahrt  auf  internationalen  Strömen  wurde 
sodann  am  10.  September  1823  von  Preussen. 
Hannover,  Kurhessen,  Braunschweig,  Olden- 
burg, Lippe  und  Bremen  zu  Minden  die 
Weserschiffahrtsakte  abgeschlossen.  Durch 
sie  wurde  die  Schiffahrt  vom  Zusammen- 
Fluss  der  Werra  und  Fulda  bis  ins  offene 
Meer  und  umgekehrt  für  frei  erklärt,  jedoch 
ausdrücklich  die  als  Cabotage  bezeichnete 
Schiffahrt  von   Uferstaat    zu   Oferstaat  den 

len  rjnterthanen  vorbehalten.  Die 
Si  liiffahrtsabgaben  erhielten  eine  eingehende 
und  durchgreifende  Regelung.  Ferner  wurde 

bestii t.  dass   von   Zeit    zu  Zeit  ei:  e  ans 

Vertretern  der  Uferstaaten  bestehende  Re- 
visionkommission zusammentreten  solle,  um 
sich  von  der  Einhaltung  der  Konvention  zu 
überzeugen  und  einen  Vereinigungspunkt 
zwischen  den  kontrahierenden  Staaten  zu 
bilden.  Zu  diesem  Hauptvertrage  traten 
gleichzeitig  abgeschlossene  Separatkonven- 
tionen  Bremens  mit  Hannover  und  Preussen 
sowie  später  mehrere  Additionalakte  hinzu. 
Durch  die  Verträge  vom  6.  Januar  1856 
und  11.  Dezember  1865  (vgl.  preuss.  Gesetz- 
sammlung von  1856  und  1866)  wurden  die 
auf  Grund  der  Weserschiffahrtsakte  zu  er- 
hebenden Angaben  suspendiert.  Preussen, 
Oldenburg  und  Bremen  haben  durch  Ver- 
trag vom  6.  März  1876  Verabredungen  ober 
den  l  nterhalt  der  Schiffahrtszeichen  auf  der 
Dnterweser  bis  in  die  See  auf  gemeinsame 
Kos*  a  getroffen.  Durch  Reichsgesetz  vom 
5.  April  1886  ist  Bremen  ermächtigt  worden, 
Ausführung  der  die  Vertiefung  des 
Fahrwassers  zwischen  Bremen  und  Bremer- 
c  bezweckenden  Korrektionsarbeiten 
eine  Schiffahrtsabgabe  zu  erheben.  Durch 
den  Anschluss  Bremens  an  das  deutsche 
ebiet  ist  seit  ( Iktober  1888  die  ünter- 
in  die  d  al  sehe  Zollgrenze  i  inbezogen 
worden. 

Litter atnr:    Kohll,    Handbuch  einer  historisch- 

phi  •  Tu  n    Begehrt  ibung   det    //■  r- 

vms   Oldenburg,    Bremen   />  .  ;   /.         Cara- 

theodori  ;„  Holtzendorffs  Sandbuch  des  Völker- 


rechts II.  —  G.   Meyer,    Lehrbuch  des  deutseta 
Itungsrcchts,  ..'.  Aufl.  X.  Jellinek, 


Westergaard,  Harald  Ludwig, 

wurde  als  Sohn  des  im  Jahre  1878  verstorbene] 
namhaften  Orientalisten  N.  L.  Westergaard  an 
19.  IV.  1853  zu  Kopenhagen  geboren.  Naeh 
dem  er  im  Dezember  1874  Candidatus  magig 
terii  in  .Mathematik,  im  Juni  1877  Kandidat  dei 
Staatswissenschafteu  geworden  war.  setzte  et 
seine  hauptsächlich  den  sozialen  Fragen,  Si 
Statistik  und  dem  Versicherungswesen  gewid 
nieten  Studien  auf  grösseren  Beisen  in  England 
Frankreich,  Deutschland,  Oesterreich  und  de) 
Schweiz  fort.  Im  Jahre  1881  gewann  er  di< 
goldene  Medaille  der  Universität  Kopenhag« 
für  eine  Abhandlung  über  die  Sterblichkeil 
welche  er  später  in  deutscher  Sprache  u.  d.  T 
„Lehre  von  der  Mortalität  und  Morbilität"  s.a 
veröffentlichte.  Von  1880—1882  war  Westergaari 
in  der  staatlichen  Lebensversicherungsanstalt  an- 
gestellt, wurde  am  Schluss  des  Jahres  1882 zum 
ausserordentlichen  Professor  der  S taats wissen- 1 
Schäften  an  der  Universität  Kopenhagen  Be- 
nannt und  im  Mai  188b'  daselbst  zum  ordent- 
lichen Professor  befördert.  Seit  1893  ist  ei 
Mitglied  der  British  Economic  Association.  Voi 
kurzem  wurde  er  zum  Mitgliede  für  Däneinarli 
des  Komitees  der  skandinavischen  Lebensver- 
sicherungsgesellschaften  zur  Ausarbeitung  ge 
meinschaftlicher  Sterblichkeitsuntersuehi 
gewählt.  Die  Arbeiten  dieses  Komitees  sind  nocl 
nicht  abgeschlossen. 

\\  estergaards  Hauptinteresse  gilt  der  Sterb- 
lichkeitsstatistik. Seit  mehreren  "Jahren  ist  ei 
vornehmlich  mit  der  Frage  über  den  Eintrags 
der  Vererbung  beschäftigt,  aber  auch  auf  anden 
Gebiete  der  theoretischen  und  praktischen  Sta- 
tistik balien  sich  seine  eingehenden  Studien  er- 
streckt: nicht  minder  verdanken  wir  ihm  meh- 
rere Publikationen  über  wirtschaftliche  und  so- 
ziale Fragen. 

Er  veröffentlichte  an  staatswissenschaftlicÄai 
und  statistischen  Schriften  a)  in  Buch  form: 
Die  Lehre  von  der  Mortalität  und  MorbüitBt, 
Jena  1882,  zweite  gänzlich  umgearbeitete 
Ausgabe,  1901.  —  Forehesninger  over  Statis- 
tikens  Theori  (Vorlesungen  über  die  Theorie 
der  Statistik),  gedruckt  als  Manuskript,  Kopen- 
hagen 1884.  —  Mathematiken  i  Nationalökono- 
miens  Tjeneste  (Die  Mathematik  im  Dienste  der 
Nationalökonomie),  Kopenhagen  18S7.  —  Kir- 
kelig  Statistik  med  soerligt  Hcnblik  paa  I»au- 
mark,  Kopenhagen  1SS7  (Kirchliche  Statistik 
mit  besonderer  fiücksicht  auf  Dänemark).  — 
Drikfoeldigheten  i  Daumark  og  Midlerne  deri- 
mod  (Die  Trunksucht  in  Dänemark  und  die 
Mittel  dagegen),  Kopenhagen  1888.  —  Stati- 
stiken Theori  i  Grnndrids,  Kopenhagen  1890' 
(Deutsch  unter  dem  Titel  „Grundzüge  der  Theorie 
der  Statistik".  Jena  1890).  —  Indledning  til  StU- 
diet  of  Nationalökonomien  Kopenhagen  1891 
Einleitung  zum  Studium  der  Nationalökonomie). 
—  Den  seldre  Nationalökonomis  Opfat- 
t  el  se  af  d  et  sociale  Spörgsm  aal.  Kopen- 
hagen 1896  (Die  Auffassung  der  älteren  Na- 
tionalik  betr.  die  soziale  Fragei.  —  Forelses- 
ninger  over  almindelig  Oekonomi  als 
Manuskript)    Kopenhagen    1897.     (Vorlesungen 
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1891  .  The  Bei 


Public  Bealth  an  I  th.   «ethods 
p    rention.      Dieser    uu 
satz  wurde  wieder  abgedruckt  in  ..1 

,„\  in  „Nordisk  Medicinskt    ^.rkiv     1891 
_  The  Economic  Journal:  Some  Remarks 
on    the  Mortalitj    among    Persons   with  a  con- 
sumptive    Family    Historj      1894  Morta- 

litv    in  Extrem.     I  :lhe 

Economic    Review«     IX.     1Ö99.    Christian 


lnda   udviklingen,    Kopenhagen 

,,.r  ?„/.ia\isinus  und  .He  l-ntwu-Wiin?  der 

1,  ,u  In    Verbindung    mit    M.  hunin 

,  städtiscl..n  Statistik  Kopenhagens 

Sdbefolkningens     Dödehghed    .    Fyens    Mit  . 

SnhUen  L§86     Die  SterbUchke.t  fer  Land 

,,.„„.,   „,    Füm-n.   -    Aegteskabsstatistik 

Sag  a.  den  sociale  Lagdeltag    Kopen- 

Deutseh  ™ter  dem  T  •      >stik    «J---^  Ji^' 

Grnn?        isqffi  ta Yefe-nomie      politique:      Um-     statistique     , 

Bevölkerung,   Jena    18901.  —   iu/"'"'L      '    ,h(rr.    l8l  in  skan  dinavischen 

„„_  mir  M.  Koefoed:  GrundndB   af    Dan-    m      u  ■     ■   •  ^  Nordisk   Tidskrift: 

iifksStatistikK  ;!   '°  .      ;  f  ,"„;,.  ,v    i     England 

i.ts    =  „Grundzüge<;  oder  „Lnmss     als Grund  torewng  _    j.,^^.,,.,,,,^,,,.,,,.    0    den 

*Danemrks.-Land^^  t   -  Statistik  [Die  Haupb 

.    ükononiiske  \  ilkaar  i  1899.  K       n m  -  g 

-        L.ie   ökonomische    Lage    de,     P  ai .ei    au  »^.^  Gennemsnitsineni    - 
le*    Lande    im   Jahre    1899).   -   b)  In  Ze it  ,iir(.liir]i|iUWll,Kllt,     L884  dand 

schritten,    Sammelwerken  etc.  in  1.  Jahi    •     ■  vom  "    K,,1<>ni<,n  Deutschland  und  dess 

„.  St  at.:  Sterbetafeta  auf  brundta^indi-  ogd.  te*  ;  ™  *l        ^  ^ 

vidnaler  Beobachtungen    \\X  11 1.  Bd.,         /«     nie      u*  Uische  Reich  als  Bundesstaat]  U 

Theorie  der  Statistik .  v>-  F.  fe,B^^?ui  F    _   Befolkni.  '    x" kono" 

alte  Messungsvorsehlage  in  der  Statistik  ^m.£.  «e 1".           |;.     Bevölkerungsfrag      in  der 
vXBd).-DieAnweudiiugderlnterp, 

in   der    Statistik    JH.    F.    LX.  Bd.    189a).    ~  £f  ,cf  °nff  t  li „..  Mathematik:  Den  moralske 

Lranz-Janrbuch   herausgeg       ,     on  I  ^o"dV    in. »  <k     Haab     Das  mora 

„  Risiko  beiFeuerv,  ,  -                ■  F.     "  ■■     -      ;    ^Xralische  H.  Ofnung 

Ontersuclmngeu  ,TI.  Bd.  lbbo).          '       ...  Formel  iu  ■       S          chkeitsstatistak     18<I 

lichkeit     in     den     verschiedenen    -  I      n  ,  ,rks     Statistik:     Födselshyppighed 

...  ü  der  Landbevölkerung  Danemark  ■■       -        ]   iUrt.hUuli:,k,it  und  Sterblich- 

Bd    1887  .  -  Eine  Bemerkungen  über  den  Ein-  J  .«Uli-                         Hvgieiniske  Med- 

&  der  Vererbung  auf  die  Sterblichkeit ;(X  Bd  ker  ] |    J  Bd                      £v§   ^            .t     f. 

Ai1k,u™*     z  ,_;    jie   Sterblichkeit  in  Ahnahme  he- 


STlköl.    -    lue    Sterblichketsuntersuchung  de     ag    -      »^™g^ arDeitenden Klassen] 

;kandtaaviSchen    Lebeusversiche,  ridsskrift  for  Sund- 

ten    .XIX.  Bd.   1898).    -    Em»  [8  Statistiske  Jagttagelser  oyer 

ImngenüberKindersterbliehkeit  XXII  Bd  1901).  he  l  p  ^                           «nhavnske  Sl 

^fn0BV^?1|t1,Ä-   iSSSK  SXbachtungen    U.    den    Znstand    der 


statUtik.  4.  Allgemeines  statisti 
Archiv:  Zur  Statistik  der  Mehrgeburten  II. 
Jahr"  2  1892  -  -Die  Gliederung  der  Bevölkerung 
^^Gesellschaftsklassen  1895  gedruckt  in  den 
Berichten  des  taternationalen  Kongresses  für  H>- 
"ieine  und  Demographie  zu  Budapest  L»  i 
ä  Handwörterbuch  der  Staatswissen- 
achaften:  IL  Aufl.  Die  Arbeiterversicherung 
m  Skandinavien.  —  6.  Medizinisch-päda- 
gogische    Monatsschrif 


Zähne  der  Schulkinder  in  Kopenhagen  .  - 
D^skrift  for  LaBger  Wochenschrift  mr 
i  deligheden  Wandt  pensionerede 
Praster'  Ueber  die  Sterblichkeit  unter  pensio- 
nierten Geistlichen]  1887).  -  X  .  ti  •■  n  a  - 
ök ono misk  Tidsskr if  t :.  C.  L.  Madsen  den 
sandsynlige  Lov  for  den  interna  n.nal. ?  Tele 
ffraftrafik  \C  L.  Madsen:  das  wahrscheinliche 
aalen  Telegraph 


s  a  in  1 1- 


ie    Monatssch.rift    für    liege-    "^-ä«rDie  to*g*  von  der  Altem 
Sprachheilkunde    18  nto    or  ^    ^   Fremtid  for 

Bat     die    Kooperation    eine    Zukunft. 
[|82      -    Om    Separationer    og   Sküsm^s 

-  parationen    und   Eheschei- 

«7).-.Axheidslonnen 

iKöbsfaederne  i  1892   Der   Arbeitslohn  in  den 

kletaslädten;     :■  ock-°ut 


Häufigkeit   der   Sprachgebrechen.    T    Uie   /- u 
fcu if t   und   d i e  G  e  g  e  n  w  a  r  t  im  V ersiche- 
rungswesen.      Ein  Gutachten  veröffentlicht ,m. 
.Kapitaldeckung  und  -Umlage  bei  der  Arl 
Snfallversicherung  in  Oesterreich,  hei 
v.m   dem  Vorstande   der  Arbeiternnfallversiche- 
runo-sanstalt    für    Xieder-Oesterreich    in    Wu 


Wien  1899.  —  In  englische- 
Bösischen  Zeitschriften:  Statistical 
Journal:  Mortality  in  Remote  Cornas  of 
the  world  1880).  -  Journal  of  the  In- 
stitute of  Actuaries:  Notes  on  theMor- 
taiitv  of  the  danish  Clergy  from  lbi 
1878     1881\  —   International    Congress 


„    „„,1  trau-     1900),  _l?w    grosse :   Arbeits 


—    In   der 
ie    srrosse    Araa^q»"-'  . 

JuhiläumsschriftderLeheusYersiche- 

rnngsgesellscaaft  D  a  v™?*)^; 
ÄTasenet^lrem^ds^rgaver 
Iphgorisme;Sehetr.  die  Zukunttai^ben  im 
Lebensversicherungswesen).  —  In.  Rational 
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ükonomis  Forenings     Festschrift 

-  ii riii     des     isationalök     Vereins)    1897: 
,Om  Grundlaget  Eor  Beskatning" 
die  Grundlage    dei  ong .  \ 

binduna  mit   Dr  -   Hansen:  Skolebörns  Haar- 
Die  Haar-   und   Augenfarbe   der 
•  tsserdem   bat   w 
he  Besprechungen,    Mit r<i- 
luugen  etc.   in    mehreren   der   erwähnten    Zeit- 
schriften,  dann   auch  in  der   deutschen  n 
uischen   Wochenschrift,   in   der  österreichischen 
i1  nng    eti     veröffentlicht.    Auch 
ist  er  Mitarbeiter  des  Werkes  „Dansh  biog] 
Lexik  hier   zum    Abdruck  gebra 

iphieen    d<  i  as    nicht    zahl] 

dänischen  Nationalökonomen  ha1 

Jl<il. 


Wettbewerb. 

Wettb  i  r  Konkurrenz  nennt  man 

'las  Verhalten    der  Verb 
und  der  Nachfrage  zu  einander  bei   indivi- 
dualistischer A  :  ihrer  Interessen  im 
freien  Verkehr.    Der  Wettbewerb  in 
normalen  Form  setzf  voraus, 
einat                        Harkte   gegeni 
den  I                zahlreich,    Leistungsfäbij 
and    unb  c    ; 
im  Grossverkehr  nur  auf 
in  der  Rege]  erfüllt  sind, 
kommt  in  der  Thal  ein  Preis  zu  stände,  der 
im  ganzen   als  angemessen    und 
trachte!  werden   kann.     Ist  die  B 

oder 
nicht  vorhanden,  auf   seiten   der  Nachfrage 

weniger    ausg  ■     istische 

aber  durch  ihre  Höhe  die  Nach- 

q.     Findet 

tatt,    Steht     eine 

! 
schwachen    Nachfra  r,    so    ent- 

;  Schleuderpn  in  Teil 

derP  |  ];ail]1. 

Hall 

and    •  iritt,    so    kann 

I 

Produk- 
noch    gev 

I 
t  der  ver- 
d     wird.       Das 
Wesentliche  iil  urrenz 

_    ist    übt 
ein  Preis  (Bd.  VI  s.   i 
(Bd.  V  s.  850  ff.)  ■ 

1  eh  der  Konkurrenz  im  inter- 
nalen Vet  I 

;  i.  iv  s.  1034 

lieh    der   Kennen   der   Konkurrenz   auf 

-  3-   und    K  lein  lei  rie  b    (Bd.  IV  s. 

inen  v.  e Bd.  V  s. 

710ff.)  zu  q.     An   dii 


■    piir    noch    einige    allgemeine  B 
kungen  auzuschliessi  a. 

I  >ie    Lehre    von    der  Vorzügli   I 
unbeschränkten   Freiheit  in  Produktion 
kein-   und   Handel,   die  Freihandel  |, 

Sinne  des  Wertes,  hat   ihre  < 
laue  in  der  Lehre  von  den  stets  überw  ii 
den  volkswirtschaftlichen  Vorteilen  der 
Konkurrenz.  Der  unbeschränkte  V 

n  'n    dieser  Auffassung    die  I 
zenten  und  Kaufleute,  stets  ihre  I 
keif  auf  da-  liöi  liste  anzuspann 
darauf   bedacht    zu    sein,    in   der  (Jute    und 
Billigkeit    der  Waren    es    anderen   zw 
thun.    daher    auch    immer    neue    Verl 
n    einzuführen,  die    besten    Mas 
Jethoden  anzuwenden,  die  best 
bindungen    und  Transportmittel    zu    suchen, 
immer   das    zu    betreiben,  was    jeder 
den  ten  Bedingungen   unternel 

kann,  niemals  in  trägen  Schlendrian  zi 

Andererseits    aber    -  irgt    die  Kon- 
kurrenz der  Nachfrage  auch  dafür,  das 

)■  des  Angebots  eine  angem —  ne  Be- 
lohnung   für    ihr    Bemühen    und   Vorwärts- 
stn  i"  n  erhalten;  denn  wenn  die  Konkut 
der  letzteren  bei  Verbesserung  der  Produk- 
te ns-  und  Verkehrsmittel  eine  Herabsetzung 

1         e    nach    sieh    zieht,  so    bleibt 
Konsumenten  desto   mehr   verfügbare  Kauf- 
kraft, und  die  dadurch  entstehende  Au 
nung   der  Nachfrage    sorgt   dafür,  dass   die 
Verbilligung    der  Waren    nicht    tu 
Punkt  sinkt,  bei  dem  die  Unternehmer  nichl 
mehr  den  normalen  Kapitalgewinn  erlai 
würden.       Kurz    der    freie    Wotth.e 
zeugl    nach   dieser  Theorie    die    I 
nutzung    aller   volkswirtschaftlichen    K 
die  beste  Verteilung  von  Kapital  und  Arbeit 
auf   die   den    natürlichen  Verhältnissei 
Landes  angemessenst.  □  Erwerbszwi  igi    m  8 

zugleich  die  relativ  beste  und  biÜ 
Versorgung    der    ganzen    Bevölkerung    mit 
den  Mitteln  zur  Befriedigung   ihrei   Bi 
nisse.     Auch   in    sozialpolitischer  Beziehung 
sei  ven  freier  Konkurrenz  auf  dem  Kapital- 
er dem  Arbeitsmarkte  die  beste  Li 
all«  i  Si  ii'A  ierigkeiten  zu  hoffen.    Infolge  der 
mdi  n  Produktivität  der  Volkswirt- 
schaft   nehm.'    die  Kapitalansammlung   und 
daher  auch  die  Konkurrenz  der  Kapitali 
der  Arbei  über  immer  mehr  zu 

prozentmässige    Kapitalgewinn    gehe    daher 
zu  Gun  ten  di     relativen  Anteils  der  Arb 
an    der  Produktion    zurück,  wenn   auch 
absolute  Gewinn   des   Kapitals   bei  der   er- 
höhten Produktivität  der  Arbeit  noch  wachsen 
So  soll    sieh   durch  das   freie  Sind 
der   wirtschaftlichen  Kräfte   von    seihst 
chaftliche  Harmonie  i 
sehen     eine    Abweichung    von 
orthodoxen  Lehre,  wenn  mam  h 
och  für  zweckmässig  halten,  dass 


TUT 


er  ihr  Interesse  mit  vei  B  atten 

,1  machen,  sei  es  in  zeitweilige«  Kon 

i     ,n    ständig.      ' 
,;„1    .lann    ja   die    normal"  konkurr. 
unter  ihnen  auf,  man  sucht  der  Arbeil  , 
„««listischen    Preis  ...  verseil 

idimu    begiebt    sich    semer    i 

Vertreter 

ichränkten    Fi  'tzlich 

den,   wenn    die    Ar- 
su-h  freiwillig  zum  \  erzieht   aul 
so  Konkurrenz  mit.  i 
n  ihrer  Freiheit  den  Gebrauch  ma. 

aeinschaftlichen  Zwe.  b    m  b  r- 
aber  man  sucht  ihnen  the  rel 
n  machen,  dass  solche  Vi  nicht 

zu  einem    guten   Ende   führen  kön 

'.:  äslich     nur    Schaden 
haben  würden,  weil  sie  gegen  unum- 
stössliche  Naturgesetze  ankämpfen.    Ui. 

.  wird  übrigens  auch  den  l  nternehmern 
vorbehalten:     sie     sollen    dem    natürh 
Zuge  zur  Konkurrenz  folgen,  sich  auf  Preis- 
lionen,  Kartelle  etc.  nicht  einlassen,  da 
:   Verbindungen    doch    nur  von    kl 
■n    und  nur    zu  Verlusten  Ei 
ten    Teilweise  werden  di«  -  :  Mahnungen 
ia    durch     die     Erfahrung     bestätigt 

eben    nur    teilweise,    und    zwar    zeigt 
dass   der   freiwillige  Verzicht    auf  die 
Konkurrenz   für  die    Arbeiter   und    in 
Unternehmer  unter  gerade  ents  etzten 

Aussicht    auf   Erreichung  des 
Vereinigung    erstrebten    Zw 
,rt    Die  Cnternehmerv.  en  er- 

i  um  so  mehr  Festigkeit,  je  ui 

läftsverhältnisse  werden  ur 
mehr  die  Preise  sinken,  und  sie  k. 
dann  mit  Erfolg  einem  noch  \  i    Ruck- 

Einhalt  thun.    Je  mein    si.  h    iber  die 
Marktlage    bessert,    je    leichter   der    & 
wird   und    je   höher  die  Preise   - 

ächtiger  werden  sich  wieder  du    1 
Interessen    regen    und    schliesslich   die  Ver- 
bindung zi  i  -'  ■'■■  um  dem  Konkun 
kämpfe  wieder  seinen  freien  Lauf  zu  La 
Lrbeitervereinigungen  da  i 
kehrt  um   so  mehr  ihren   inneren  Zu- 
sammenhang und  zerfallen    um    so   Leichter, 
je  weniger   befriedigend    sich  die   geschäft- 
lichen Konjunkturen  und        '  ^lten: 
dagegen   gelangen    sie    in  Zeiten  des   wirt- 

tlichen  Aufschwungs   leicht 
Festigkeit   und  Macht   und  sind  dann 

ade,  Lohnerhöhung  ;  Ve^ 

rungen  der  Arbeitsbedi 
sen,  die    die    Einzelnen 
.■heu   niemals  hätten  erreichen  kennen. 
In   beiden  Fällen   zeigt  -      dass  las 

freiwillige  aufgeben  der  Konkurrenz  - 
da  mögüeh  und  für  die  B  ; 

haft  ist,  wo  das   Ergebnis,   nämlich   einmal 
die  Verhinderimg    einer   übermässigen    und 


unwirtschaftlichen  Entwertung  gew: 

Mal  di 

der    \e  I 

,  ,  cheint.     Daher  wird  mau  aui  li    ■ 

,-idualistischen    Sta 
...    dass    volle    H 
wirtschaftlichen  Euts. 
mit  Notwendig^  ii  ui  "  Konkun 

kämpf  einschliesst,   sond. 
heit  dei    Ei  '  ' 

] 
äussern  kann.    Dieses  Zugesti  I    in- 

.  übrigen  d 

^nsch  im  •  die  Wirkut 

der  Konkurrenz  noch 

\ui  der  anderen  Seite  aber  findet  di 
Auffassung  entschiedenen^ 

akte  der  lv  nsu nten  wird  hervor- 

die  Konkurrenz    sieh  keines- 
;    ...  m    dem    Streben    nach 

besleren    Leistungen    für    densell 

lgeren  Preis  bethätig      -        mu» 
I  m  Grundsatz  des 

und  schlecht     huldige,  indem  sie  zwar 
Erniedrigung  des  Preises  der  Waren  erzeug 
aber    dabei  "unter    Wahrung    des    äuss. 

iurch  Verschlechterung  des  Mate- 
rials   und    unsolide   Arbeit    die   Qualität  in 
,    Grade    herabdrücke,      De 
:    um    so    gross 
in  der  1,  I   die 

;     tikenntnis     zur    Beurteilung 
,,„,     ihm     --kauften    Waren    besitzt.      Die 
Billigkeit  des  Preises  eines  Gebrau. 

-  ist  für  ihn  nur  ein  scheinbare!    /or- 
|a  die  Haltbarkeit  desselben 

und    daher    um    so    öfter    eine 
Wiederansehaffuj  i  wird.    Darin 

ktiv-volkswirtschafth. 
Nachteil,  denn  vom  Standpunkte  der  v. 

ie  mögliche  gross.   I  n 
an  Arbeit  wünschenswert,  und  es  ist  daher 
ein  Verlust,   wenn   ein   bestimmter 
aufwand  w«    .  Schlechtig  Roh- 

stoffe  öfter   aufgewendet  werden  musi 
der  Vei  solider  Matei 

wäre,     üeb)    ! 
;,    auch    nicht   ohne  Berechtigung 

rübei  te  in  de]n    ~!';   "■]" 

handel.  die  Konkurrenz  im  gering 
zur  Wirkung    kommt      Die 
p'reise   der  Listen  War.  »£ 

Leu  kleineren   »  • 

■ei   Len    Schwankui 

und    nachhaltigen    nur    - 
sind    - 

winn   behält,  und   diese   mit  Rücksicht  auf 
SapÜal-  und  Arbeitsleistung  des  Handlers 


n  - 


Wettbewerb 


übermässig  hoch  erscheinende  Preisstellung  eine  Gesellschaftsform,  in  der  kleine  Uni 

erhält  sich  durch  eine  stillschweigende  Koa-  nehmungen  mit  Selbständigkeit  und 

litiou,  da  die  Zahl  der  Mitbewerber  meistens  fähigkeit   in   grosser   Zahl  vorhanden,   ei 

sehr  '.  der  Gesamtgewinn  also  sich  solchen    mit   Vorherrschen    des   srrosskapita- 

stark  zersplittert  und  daher  der  Gewinnsatz  listischen  Betriebs  aus  sozialpolitischen  Grfln- 

halten  werden  muss,  wenn  die  vielen  den    vorzuziehen    sein    mau,    so    würd 
Händler,    was    ja    Ms    zu    einem    gewissen  doch  vergeblich   sein,  gegen  den  durch 
Grade  im                           I     [uemlichkeit  des  um, lerne  Technik    und    die   grosse   Bevöl 
Publikums    liegen    mag,    ihre    geschäftliche  rungsdichte  entstehenden  Zug  der  Zeil 
Existenz  behaupten    sollen.     Fühlbare    Ken-  zukämpfen,  zumal  es  immerhin  möglich  ist, 
kurrenz  der  Käufer  kommt  im  Di                 i  las-    derselbe    zu    allerdings   von    der   bis- 
unter   gewöhnlichen    Umständen    überhaupt  herigen    sehr    verschiedenen,    aber    für 

nicht  vor;   andererseits   aber   machen    diese  Gesamtheil    i ren    Zuständen    führe.   — 

auch   häufte    gar    nicht    den    Versuch,    die  Misslich  ist  ferner,  dass  die  Konkurrenz  nur 


Konkurrenz   der  Verkäufer  wirklich    zu  ie 
nutzen,    indem    sie    nicht    von    einem    zum 
andeivi!  gehen,  bis  sie  die  billigsten   i 


asweise  vorgehen  kann,  um  die  Pro- 
duktion der  Konsumtion  anzupassen.  Nie- 
mand   weiss    mit    Sicherheit,  wie   viel 


len  halien.  sondern  sieh  gewohnheits-  seinen  Waren  er  absetzen  kann,  und  im  all- 

oder  aus Bequemlichkeit                Iben  gemeinen  herrscht  die  Tendenz  zur  Hebel 

iuktion  und  zum  Ueberangebot  vor,  und 

Bes  hwerden    der  Produzenten   und  daher   wird    durch    die   Konkurrenz    immer 

die    Konkurrenz    sind  ein  Teil  der   anbietenden  Produzenten    und 

teilweise   vom    volkswirtschaftlichen    Stand-  Händler  verdrängt.     Es   sind  dies  natürlich 

te  durchaus  unberechtigt.  Bsistkeines-  die    schwächsten    und  wenigst    bemittelte» 


-   immer     Schleuderkonkurrenz«,  wenn 
etwa  ein   neu  eröfl  Geschäftshaus  für 

.seine  Waren  billigere  Preis.«  ansetzt  als  die 


immerhin  aber  entsteht  auf 'diese  Art  auch 
eine  volkswirtschaftliche  Einbusse,  die  ge- 
wissermassi   i  die  Stelle  der  Kosten  vertritt. 


sondern  es   ist  dies  die   in  einer  kommunistischen  Gesellschill 

häufig  eine   für  die  Konsumenten   sehr  er-  für  die  von   oben   herab   planraässig  herzu- 

dahin  von   den  stellende  Regelung    der   Produktion    aufte- 
ilt    erhalte!  m    Heber-  wendet  werden  müssten.    Nicht  selten  treten 
teuerui                 um   man   auch  noch  immer  auch  grosse  und  mächtige  Unternehmung« 
wie    die    Unternehmer    in    gewissen  mit    der    bewussten    Absicht,    den    ai 
über  neue  Erfindungen  Teil  zu  verdrängen  odi  r  sich  zu  unterwi 


und  Maschinen   beklagen.     Die  Konkui 
zwing!  Unfalls  in  ihren  Betrieben 


mit  einander  in  den  Konkurrenzkampf.   Bei- 
spiele liefern  namentlich  die  amerikanischen, 


was    oft    mit    ;  !    iden    früher    auch    die    englischen    Eisenbahner 

11.  an  den  vorha  Eine  Linie  ■/..  B.  mochte  für  das  Verkehrs 


Einrichtui  bunden    ist.      Gleichwohl 

-  volkswirl  de  Ver- 

meinerung    der    wirksamsten    Produk- 
üiittel   als  eine  nützliche  Wirkung  der 
Konkurrenz  betrachtet  werden.    Die  objek- 
an  Kapital    und  Arbeit,   die 
Üicn    in  1  i  sperio- 

an    die    Konkurrenz    knüpfei 
allerdings  auch  einen  volkswirtschaftlichen 
Nachteil,  i  sich  nur.  wie  d 

zu  di  .  izeitig,   ■/..  B.  durch    die  Ein- 

ing  einer  "■:  für  rjje  Ge- 

samt] G  irhält,  und 

isl  dieses  Verhältnis  günstig,  30  muss  eben 
I    bei,    das    Eil 

Üich  sehr  schwer  treffen  kann,  mit 
Kaul  genommen  ■ 


bedürfnis    einer    Gegend    völlig   ausreichen. 
dennoch  wurde  eine  Konkurrenzlinie 
legt,    die    aber   eigentlich    überflüssig    war. 
Wird  nun  die  eine  von  beiden  durch  einen 
Tarifkrieg  zu  Grunde  gerichtet  und  zur  Ver- 
schmelzung  mit    der    siegenden    Linie    ge-i 
so    bleibt    die   Gesamtanlage   darum 
doch,    wenigstens    für    das    Bedürfnis    der 
wart,    von   unwirtschaftlicher   Grösse, 
Wenn    aber   auch   die  Konkurrenz   nicht 
ai  idealen  Lichte  anzusehen  ist.  in  dem 
timistisehe  Harmonielehre  sie  darstellt. 
sie  doch  in  der   bestehenden  Wirt- 
schaftsordnung ein   unentbehrlicher  Fakten; 
dei  ie  Aufgabe   im  ganzen    richtig   und 

zweckmässig,  wenn    auch    nicht    ohne   Hei- 
tfissstände    erfüllt     Bei    ein- 


hat  die    Konkurrenz    in    der  Vervollkomm-   fachen   wirtschaftlichen  Zuständen   und  s>e- 
!''  ttel    vielta  ringerer    Bevölkerung    mochte    es    möghch 

die  üi  die   kleineren  Unternehmer  sein,  durch  Zunftwesen  und  andere  gewerf 


-•■reu    verdrängl    werden     und 
ach    die    weiter     Koncentrierun| 
skapitals   i  i>  wird.     Diese 

wicki 

Winschaft,    und  \vi 


liehe  Schranken  den  Spielraum  des  Wetth 
1  k  einzuengen,  ohne  die  Bedürfnis- 
ligung  der  Gesellschaft  zu  beeinträch- 
tigen und  ohne  die  Arbeiterbevölkerun 
Interes  privilegierten  Minderheit  allzu 


Wettb 
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•In- zu  si  hädigen.     Heutzutage  aber  isl  der 
iiichl   mehr  imstande,  unter  Wahrung 
;1i     Privateigentum    und    persönlicher 
it  beruhenden  Rechtsordnung  Produk- 
■hr  durch  künstliche  Orgam- 
,,„,„   so    zu   regeln,   dass   die  Versorgung 
o    stark    angewachsenen    Bevölkerung 
er    nicht   minder   ausserordentlich   ge- 
ncn    Mannigfaltigkeil    der    Bedürfnisse 
ewährleistet    werden    könnte;     und     noch 
r  kann  er  es  gegenwärtig  noch  wagen, 
tfehrheil    im    Interesse    einer    pri 
ierten  Minderheit  zu  verbieten,  ihre  Kräfte 
ach   jeder  an    sieh  erlaubten  Richtung  hin 
u   verwerten,    wenn    er   nicht    denjenigen, 
:  in  ihrem  Erwerbe  beschränken  würde, 
in  anderes  unterkommen   verschaffte,  was 
i,er  nicht  möglich  ist.    Es  scheint  allerdings 
len  Interessenten  ein  einleuchtendes  Argu- 
nent.    wenn    gesagt    wird:    in    einer    Stadt 
■.,  zehn  Handwerker  eines  bestimmten 
rbes  bestehen:  kommt  ein  elfter  hinzu, 
uss  einer  zu  Grunde  gehen  und  es  ist 
laher    besser,    dass    der  neue   Mitbewerber 
on    vorn  herein   ferngehalten   werde.     Zu- 
äl    aber    sind    solche    Schätzungen    1er 
lichkeit   des  Bestehens   immer  sehr  un- 
umt  und  oft  willkürlich;  es  mag  sein, 
der  Geschäftsgewinn   eines  jeden  vor- 
\nsässigen  durch  die  neue  Konkurrenz 
wacht    wird,    aber    er    wird    dadurch 
icht  nur  dem  normalen  Satze  genähert 
und    die   Existenz    der  Beteiligten    braucht 
deshalb  nicht  bedroht  zu  sein.     Auch  ist  auf 
den    wahrscheinlichen    Fortschritt    der    Be- 
rung    und  des  "Wohlstandes   Rücksicht 
innen.     In  jedem  Falle  aber  muss  ge- 
fragt werden:  was  soll  denn  aus  denjenigen 
en,    denen,     trotz    vielleicht    grösserer 
mlicher  Tüchtigkeit,  der  selbständige  Ge- 
ebetrieb    verwehrt   würde/     ,le  grössei 
deren  Zahl  würde,   desto  mehr   würden  sie 
die  unzufriedenen  Elemente  verstärken.    I  m 
dem  vorzubeugen,  müsste  man  konsequenter- 
weise auch    die  Zahl   der  GeseUen  und  der 
Lehrlinge    beschränken.      Damit    aber    ver- 
sse   man    der    grossen   Masse   der   Ar- 
beiterbevölkerung deu  Weg   zu   den    Hand 
werken  und   liesse  ihnen  nur  die  Fabriken 
und     den    gewöhnlichen     Tagelöhnerdierist 
,.      So   würde   also   der    »Stärkung   des 
Mittelstandes  .    die    manche    von    der    Be- 
inkung  der  gewerblichen  Konkurrenz  er- 


TOn    r  en    oder    l  treibenden 

handelt.  Bierher  gehören  z.  B.  die  be- 
schränkenden gesetzüch  B  timmungen 
über  den  Apothekenbetrieb,  über  die  Aus- 
gabe v..n  Banknoten,   über  die  Stellung 

:..       bei  der  E  mzessionierung  von 
Schankgewerbeb  '        Ueihge- 

schäften.  Eine  relative  Beschränkung  der 
Konkurrenz  liegt  auch  darin,  dass  der  Staat 
den  Betrieb  gewisser  Berufe  (z.  B.  den  des 
Rechtsanwaltes    und   des   Ar.  Ge- 

werbe, wie   z.  B.  das  der  Sei  »  iiiffer,   See- 
steuerleute und  Seedampfermaschinisten,  nur 
denjenigen     gestattet,    die    bestimmte 
dinauncen     erfüllt    haben.      Innerhalb 
Kreises    der  Berechtigten   bleibt   dann 
die  Mitbewerbung  frei.     Eine  ebenfalls  dem 
allgemeinen  Interesse  dienende  Konkurrenz- 
beschränkung    wird    durch    das    Patent- 
wesen   gegeben,    das    zur   Förderung 
Erfindungsgeistes   dienen   soll.     Wirtschaft- 
lich  wirkt  "ähnlich    das   Verbot    des   Nach- 
druck-,   der  Nachbildung  von  Kunstwerken 
und    geschützter  Muster.  —  Ausser  der  ge- 
setzlichen Beschränkung  der  Konkurrenz  auf 
gewissen  Gebieten  finden  auch  Verbote  ge- 
wisser Arten  und  Methoden  der  Konkurrenz 
statt.     Hierher   gehören   die  Bestimmungen 
über    den   Marken-   oder  Firmenschutz,    die 
verhindern    sollen,    dass    Unberechtigte    das 
Ansehen  und  den  guten  Ruf  bewahrter  Pro- 
duzenten   oder    Geschäftshäuser    zu    ihrem 
eigenen  Vorteil   ausnutzen,    indem    sie   ihre 
Waren   unter   falscher  Bezeichnung  in    den 
Handel  bringen.    Irreführende  oder  betrüge- 
rische Reklamen,  Herabwürdigung  der  Leis- 
tungen der  Mitbewerber  und  ähnliche  Prak- 
tiken    sind     selbstverständlich    verwerflich. 
Eine     wesentliche     Beschränkung     solcher 
schlechten  Geschäftsgewohnheiten  ist  durch 
das  G.  v.  27.  Mai  1896  zur  Bekämpfung  des 
unlauteren  Wettbewerbs  (s.  d.  folgenden  Art.) 
gi  schaffen  worden.    Freilich  darf  der  Begriff 
der  Unlauterkeit  des  Wettbewerbs  nicht 
so   weil    gefasst  werden,   wie  es  viele  Inte- 
ressenten von  ihrem  einseitigen  Standpunkt 
wünschen    und    verlangen.    Diese  sind  ge- 
oeigt,    jeden  Wettbewerb   als  »unlautei 
betrachten,  der  ihnen  Schaden  bringt, 
ein  durch  Konkurrenz  erzeugter  Preisdruck 
ist  für  die  anderen  Beteiligten  immer  nach- 
teilig    deshalb    aber   keineswegs   auch   ge- 
rn, ■inschädlich ,  vielmehr  volkswirtschaftlich 


schränkung  der  gewerblichen  ixoniuirrenz  er-  |  meu   uiau,^,   "V-""^" .  ■    ,,,.,..... : t    ,ien 

warten,  eine  noch  grössere  Stärkung  des Prole-  nützlich,    wenn   der  Vorted  "b™^^ 
.     ■   .  „i.._.S.i.._    ,,„,i  ,„.„,.  ,1, „„.!!  or.1-    che    1\  oiisnmenteii    erlangen.       UHU     uiesei 


tariats  gegenüberstehen,  und  zwar  durch  sol- 
che, die  mit  Recht  das  bittere  Gefühl  empfän- 
den, dass  sie  als -Enterbte  behandelt  würden. 
Demnach  darf  unter  den  heutigen  \  er- 
haltnissen  die  staatliche  Beschränkung  der 
Konkurrenz  sich  nur  auf  solche  Fälle  er- 
strecken, in  denen  es  sieh  um  die  Wahrung 
allgemeiner  Interessen  und  nicht  um  den 
privatwirt  schaftlichen  Torteil  einzelner  Kreise 


die  Konsumenten  erlangen.  I  nter  dieser 
Voraussetzung  kann  es  auch  nicht  für  un- 
zulässig erklärt  werden,  dass  z.  B. 
betriebe  des  Detailhandels  die  Macht  ihres 
Kapitals  voll  ausnutzen  und  zur  Erzielung 
eines  möglichst  grossen  1  msatzes  sich  bei 
manchen  "Artikeln  mit  einem  so  genügen 
Gewinn  begnügen,  dass  kleinere  Geschäfte 
dabei   nicht   ihre  Rechnung   finden  können. 


Handwörterbuch  der  Staatewissenschaften.    Zweite  Auflage.    TU. 
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Wettbewerb — Wettbewerb,  unlauterer 


—  Es  giebt  aber  auch  Konkurrenzsitten,  die 
zwar   hieb  lieh    verboten,   aber  doch 

als   unanständig   zu  bezeichnen  sind.     Dazu 

j   aueb  dieji  nige  Schleuderkonkurrenz, 

ur  darauf  ausgeht,  die  Mitbewerber  zu 
ruinieren  und  dann  dem  Siegereine  Monopol- 
stellung  zu    verschaffen,    die    ihm    dii 

i  ipfer  « ieder  einbringen  soll.  Eben- 
lie  Verletzung  der  gesetzlieh  nicht 
geschützten  Urheberrechte  und  die  Be- 
nutzung- nicht  geschützter  Marken  und 
Firmenbezeichnungen  zu  beurteilen.  Die 
Verletzten  sind  in  der  Regel  Ausländer,  alier 
deshalb  kann  das  urteil  über  solche  Fälle 
vom  Standpunkte  der  Moral  und  des  An- 
-i.ni  les  nicht  günstiger  werden,  und  die  ge- 
fälschten Marken  dienen  jedenfalls  zur 
Täuschung  des  Publikums.  So  kennten  bis 
in  die  neueste  Zeit  in  Amerika  englische 
Bücher  ganz  ungehindert  nachgedruckt  wer- 
den, in  der  Schweiz  ahmte  man  nach  Mög- 
lichkeit die  in  den  Nachbarländern  paten- 
tierten Erfindungen  nach,  in  Deutschland 
war   die  Anwendung  englischer  oder  fran- 

her  Warenmarken  in  mehreren  In- 
dustriezweigen allgemein  gebräuchlich.  Die 
neuere  Gesetzgebung  in  Verbindung  mit 
internationalen  Verträgen  hat  in  diesen 
Punkten  wesentliche  Verbesserungen  ge- 
bracht. Die  missbräuchlichen  und  schäd- 
;i  Auswüchse  der  Konkurrenz  sind  also 
zahlreich  genug,  und  au?-  ihnen  erklärt  sich 
das  in  weiten  Kreise  verbreitete  ungünstige 
Drteil    über  die  Konkurrenz   an   sich.     Nur 

Sebu  und  Verbesserung  der  wirt- 
schaftlichen Sitten  kann  Milche  Missbräuche 
ohne  den  berechtigten  und  un- 
entbehrlichen Funktionen  des  Wettbewerbs 
Abb  uch  zu  thun. 
Litteratur:    ?.  dii    zahlreichen   Angaben    in  Ad. 

Wagners    <■ llegung«,  I,   '.    Im/?.,  5    79iff.; 

uch    dt  ii    Art.  St  Ibstintt  r<  s  i  •     oben 
17.  Bd.,  &  Levis. 


Wettbewerb,  unlauterer. 

I.  Einleitung.  II.  Wesen.  EH.  Frank- 
reich. 1  Eremder  Unterscheidungs- 
zeichen. 2.  Anmassnng  besonderer  Auszeich- 
nungen. 3.  Eerabsetzung  der  Konkurrenten 
denigrement  .  IV.  Belgien,  Italien,  Gross- 
britannien, Vereinigte  Staaten  von 
Amerika.  V.  Oesterreich-Ungarn.  VI. 
Schweiz.  VII.  Deutschland.  1.  Firmen- 
und  Nanienwissbrauch.  ■>..  Herabsetzung  der 
Konkurrenten  (Betriebs-  oder  Kreditschädigung). 

3. Trügerische  hvkl e.  -I.  Quantitätsverschleie- 

rnng.    ö.  Verrat  von  Geschäfts-  oder  Bei 

feheünnissen.  6  \  i  röffentli  aung  des  Urteils, 
trafverfolgiuig  Verjährung.  Gerichtsbai  l,<  ii 
7.  Verhältnis  zum  Auslande.  8.  Wirkungen 
des  l'  tzes  zur  Bekämpfung  des  unlau- 

I  bewerbes.  Eti  Eormbestrehungen. 

. -  rliche  '  lesetzbuch.     10.  Das  Ri  ii  h 
■■ -nutz    der    Warenbezeichnungen 


vom  1l'.  Mai  1894  (§  lfi).    VIII.  Internatib- 
nales  Ee c h t. 

I.  Einleitung. 

Die  Gewerbefreiheit,  die  das  freie  Sjtöe] 
wirtschaftlicher  Kräfte  durchHinwegräumuug 

1 ngender  Schranken  entfesselte  und  eim 

ungeahnte  Steigerung'  des  wirtschaftlichen 
Lebeus  veranlasste,  hat  auch  manche  un- 
erfreulichen Erscheinungen  in  unserem  Ver- 
kehrsleben begünstigt.  Ein  gesteigerter  I ■:■ 
ums,  skrupellos  in  der  Wahl  seiner  Mittel. 
nur  darauf  ausgehend,  den  Konkurrenten 
die  Kundschaft  zum  eigenen  Vorteil  abzu- 
jag  i.  machte  sieh  im  Gesehäftsleben  breit. 
Treu  und  Glauben,  die  Grundpfeiler  ein« 
gesunden  Verkehrs  mit  Füssen  tretend.  Es 
wäre  verfehlt,  für  diese  hässlichen  Auswüchse 
einer  freien  Konkurrenz  einzig  und  allein  die 
Gewerbefreiheit  verantwortlieh  zu  machen. 
Auch  der  guten  alten  Zeit  mit  ihrem  Zunft- 
zwang waren  Klagen  über  unlauteren  Wett- 
bewerb nicht  fremd.  So  bestimmt,  um  nur 
eiuige  Beispiele  hervorzuheben,  eine  Lüne- 
burger Zunfturkunde  schon  1401:  ok  enschal 
nemant  syn  want  also  loveu,  dat  he  eni 
anderen  inede  lästere,  also  ein  Verhol  des 
denigrement«.  Ebenso  wendet  sich  gegen 
eine  andere  Art  des  unlauteren  Wettbewerbes 
jenes  Nürnberger  Verbot,  dass  man  Wein 
nicht  unter  falschem  Namen  verkaufen  soll. 
also  nicht  Frankenwein  für  Rheinwein,  und 
die  vielen  Polizeiverordnuugen  über  Wein- 
kauf berühren  auch  dieses  Gebiet.  In  einer 
Reihe  von  Zunftstatuten  finden  sieh  sodann 
Verbote  des  Abwendig maehens  von  Knechten 
und  von  Kunden,  z.  B.  1452  wird  den  Ham- 
burger Barbieren  verboten,  sieh  in  die  Kund- 
schaft eines  anderen  Meisters  einzudrängen. 
So  wird  1591  für  die  Lübecker  Becher- 
macher bestimmt:  Item  idt  soll  ock  ne- 
mandt  de  eine  dem  anderen  up  dem  markde 
sin  koeplude  afspannen  edder  tho  sich 
ropen  .  .«  In  Oesterreich  verbot  1758  eine 
Verordnung  zur  Verhütung  der  Abloekung 
von  Kundschaften  die  bei  Backern,  Apo- 
thekern ,  Fleischern  u.  s.  w.  üblichen  Neu- 
jahrsgeschenke  an  Dienstboten,  und  in  einem 
Hofdekret  vom  2.  August  1817  wurde  die 
I  !i  ligebung  marktschreierischer  Gebrauchs- 
zettel  bei  dem  Verkauf  einer  grossen  Au  zahl 
von  Artikeln  verboten. 

Auch  in  Frankreich  sind  lange  vor  Ein- 
führung der  Gewerbefreiheit  schon  Ver- 
bote von  Fallen  des  unlauteren  Wetthe- 
werl.es  nachweisbar,  su  aus  der  Zeit  des 
heiligen  Ludwig,  und  ein  Beschluss  des 
Pari  er  Parlaments  erkennt  1648,  dass  kein 
Kaufmann  oder  cabatier  die  Figur  als  S. 
uehmen  dürfe,  die  sich  schon  in  einem 
anderen  früher  errichteten  Schild  in  der» 
selben  Strasse  einer  grossen  Stadt  oder  in 
elben  <  (rtschaft  findet. 

Wie   verfehlt  es  ist,  das  Unwesen  des 
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unlauteren    Wettbewerbes    als    do 

betrachten,  die  wohl  auf  der  Grundlag 

aut   ist.    al 
...    R,  [he    von  Schranken    für  den 
wei-b   aufgerichtet    hat, 
Blick  auf   Frankreich,   England,    Nord- 
,  ika  und  andere  Kulturstaaten,  die  uns 
mi,    prokl  der   Bändels-  und  tre- 

werbefreiheit  \  waren,  wo  aul 

dem    I  t  selbst  die 

juristischen  Waffen  geschmiedet  wurden, 
mit  denen  der  Kampf  gegen  den  unlauteren 
Wettbewerb  •  >  geführt  wurde. 

II.  Wesen. 

Unter  unlauterem  Wettbewerb  versteht 
man  den  Inbegriff  aller  auf  Täuschung  ...  - 
Publikums  ten  Veranstaltungen  eines 

Handels-  oder  Gewerbetreibenden,  durch 
welche   di<  Kundschaft  and< 

kurrenten  abzudrängen  und  für  sich  zu  ge- 
winnen sucht  und  diesen  dadurch  Schauen 
zufügt.  (Das  deutsche  R.G.  v.  26.  Mai  1896 
fasst  den  Begriff  weiter.) 

In  Deutschland  ist  der  unlautere  \\  ett- 
von  Kohler  als  Verletzung 
des  Individualrechts  (von  Gareis  nun  als 
Individualitätsrecht  bezeichnet)  aufgefasst 
worden,  und  Gierke  hat  ebenso  in  dem 
Persönlichkeitsreeht  an  der  Individuahtät 
tiäftsbetriebs  überhaupt  den  Rechts- 

-  atzes  g  gen  unlauteren 
rl,   erkannt.     Unter   der   Kategorie  der 
idnalrechte    werden    zusammen- 

Rechte    der    Persönlichkeit    an    ihn  o 
leiblichen   und   geistigen   Gütern. .     Es  -  - 

i   hierher  sowohl  die  1  des  Indi- 

viduums auf  Leben.  Freiheit,  Ehre,  auf  un- 
gehinderten   Genuss   der   geistigen    1 
keit,    das    Recht    auf  Namen   und  Zeichen. 
Jeder  hat  einen  Anspruch  darauf,  in  seiner 
geistigen   und    gewerblichen   Thätigkeit   als 
Individuum  in  seiner  Besonderheit  anerkannt 
zu   werden.     Seine  Thätigkeit  als  Ei: 
oder    Inhaber    einer    Verkaufsstätte,    seine 
Arbeitsleistung,    seine    geistigen,    sittlichen 
und  materiellen  Kräfte,  seine  Soliditäl 
Ruf   sein  Kredit  sind  Ausflüsse  seiner  Per- 

chkeit.  Niemand  ist  es  gestattet,  m 
diese  Rechtssphären  störend  einzugreifen 
durch  An      •  der   einer  anderen   Per- 

ichkeit  angehörigen   Kräfte.     Jede  Ver- 

mg  eines  solchen  Individualrechts  be- 
gründet eme  rechtliche  Reaktion,  einen  An- 

-  Geschädigten  auf  Schadensersatz 
n  den  unredlichen  Konkurrenten.    Leider 

rt  es  di     d    itsche  Rechtssprechung 

sieh   auf  den  Boden  dieser  priu- 
llen  Auffassung    zu    stellen,    und 
Mangel  von  Specialgesetzen  der  anstäi 
Geschäftswelt   den   Rechtsschutz  gegen  un- 
lauteren Wettbewerb  versau:. 


III.  Frankreich. 

Am  i   wurde 

,:ll..  als  b  itsinslitut 

in  der  Doktrin  und   ;  aus- 

I  Jurisprudenz 

saintheil  derB 

iden    zu    seiner  Kund- 
schaft, sowohl  die  durch  -  bicklich- 

keit  und  R  t,  durch  seinen  Ruf  und 

Kredit  als  die  durch  äussi  wie 

[es   G  -  häftslokals    u.  dergl.  m..  be- 
gründeten,  als 

einen    I  ren  des  Recht-  teil- 

■ .  als  Rechtsgut  auf. 
Es   wurde   dem  Ge\i  be- 

sonderes Big 

Ziehungen  zuerkannt   und  so  nach  Analogie 
des  Eigentums  an  Schrift-  und  Kunstwerken. 

.igeutum   an  IS  amen.   Zeichen,    Kr 
Kundschaft  etc.,  konstruiert.  Je  tzung 

Eigentums   erzeugt    die  Verbindlich- 
um   Schadensersatz    und    zur   Inter- 
i  Handlung.    Eine 
Verletzung  liest  aber  nicht  in  jedem 
j  neuen  Konkurrenzunternehmen,  wenn 
auch  naturgemäss  die  Absatzverhältnisse  der 
I  ,  schaffe    mindert,    denn    der 
Konkurrent  handelt  nur  auf  Grund  des 
-  der  freien  Konkurrenz,  das  sich  auf 
der    allgemeinen    Gewerbefreiheit     aut 
Erst  der  Missbrauch  dieses  Rechts  zieht  die 
Verpflichtung  zum  Schadensersatz  nach  • 

itung  des  ler  freien 

Konkurrenz  hegt   vor.   wenn  der  Gewe      - 
treibende   nicht   durch  seine  eigenen   I 

m    durch    unredliche    Mittel 
den  Mitbewerber  zu   verdrängen,    ihm 
Kundschaft  zu  entziehen  sucht.    1 1 
struktion  steht  auf  schwachen  Füssen,  denn 
es  fehlt  hier  an  einem  Objekte  für  das  in- 
dustrielle Eigentum.  . 

Trotz  dieser  mangelhaften  theoretischen 
ruktion   !:  er  die  französ 

Rechtsprechung    verstanden,    mit    genialem 
.   mit   praktischem  Blicke  für  die  Be- 
dürfnis Verkehrs  den  ehrlichen 
werbetreibendeu    einen    rechtlichen    Schutz 
die   mannigfaltigen  Formen   des 
ren   Wettbewerbs  zu  gewähren      Und 
zwar    erreicht    die    französische    Judikatur 

-  Ziel  durch  eine  freie,  sachgen 
nur  liier  und  da  zu  weitgehende  Auslegung 
des  Art.  1382  des  Code  civil  (»Tout  fait 
onque  de  l'hpmme  qui  cause  a  autan 
un  dommage,  oblige  celm  par  la  taute  du- 
quel   il  est  arrive,  ä   le  rei  w  be- 

stimmt, dass.  wer  einem  anderen  wider- 
rechtlich Schaden  zufügt,  denselben  zu  er- 
setzen verpflichtet  sei,  indem,  wie  oben  dar- 
gelegt wur  -  h1i:«vin?  rae1,' 

freien  Koukm-renz   durch  unredhche   Mittel 
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ine  widerrechtliche  Schadenszufügung 
behandelt  wird. 

yale  wird  als  Privat- 
delikl  ar  civilrechtliche  Folgen  nach 

sich  zieht,  aufgefasst    Nur  in  einigen  Fällen 
wird  dur<      Spei  ialgesetz   auch   ein 
rechtlicher  Schutz  zugesichert 

nach  den  in  Anwendung  gebrachten 
Mitteln  werden   verschiedene   Gruppen  der 
ale  unterschieden. 
1.   Anniassung    fremder    Unterschei- 
dungszeichen.   Eiu  Hauptmittel  da 

nee  deloyale  besteht  in  der  Herbeifuh- 
einer  Verwechselung  mehrerer  Etablis- 
deren  Produtte   behufs  Täu- 
schut 

a)  Die  Französische  Jurisprudenz  erblickt 
in  dem  Recht  auf  den  Namen  (und  Firma), 
der  in  erster  Reihe  zur  Individualisierung 

Kaufmanns     oder    Gewerbetreibenden 
dient  und   für   die   Zugkraft  des  Geschäfts 
ät,  uiic  propriete  incontestable. 
Die  Usurpation  de  nnm  erscheint  als  lic- 
et.    Sie   kann   erfolgen  münd- 
lich, durch  Anbringung  auf  Schildern,  Brie- 
i,   Cirkularen,  Prospekten  etc. 
Ausser  'hin   civilrechtHchen  Schutz  ge- 
1  n    zwei  Arten   der  }\'amensanmassung 
auch  Strafrechtsschutz.    So  die  Bezeichnung 
von  Waren    mit  einem  angemassten  Namen 
Fabrikanten  (G.  v.  2s.  Juli  1n24i  und 
der  Missbraueh  eines  augenfällig  aufwaren 
i  n   Verpackung   gesetzten  Xamens, 
!>  Marke  behandelt  wird  (G.  v.  23.  Juni 
1857,  ergänzt  durch  <>.  v.  26.  November  1873 
und  G.  v.  3.  Mai   1890). 

b)  Neben    der  Bezeichnung   der  Person 
Handels-  oder  Gewerbetreibenden  giebt 

i  ein  anderes  Unterscheidungszeichen, 

3i  tiild  (i  nseigne),  w>  :  is  Gi  sehäfl 

oder  die  Werkstätti    als  Ganzes  bezeichnen 

le  pavillon,  le  signe  de  ralliement  de 

la   chentele   i.     Wenn    das   Schild   nur  aus 

Li  sst  es  Namens- 
schutz.   Gewöhnlich  wird  es  aber  gebildet 
1   eine  bildl  i  tu    I  larstellung  (embleme) 
•  imen    (denomination). 

Lides    wird    als 
Usurpation    i  i  igne  behandelt.     Kleine 

Aenderung  I  des  Publi- 

kums bezwecken,  schliessen  den  Rechtsschutz 
für  das  ausschlii  Recht  auf  das  Schild 

nicht 

So   wuj  der    Nähe  ein  -   Schuh- 

ra     La    Botte    rose     die   Schilder 
La    Botti  i    oder    La    Botte    aur  i 

du    Theatre    g>    i 
über  wird  ein  Grai      (         du  Theatre  nicht 

Auch   die  Nachahmung   der  originellen 
Geschäftslokals, 
wie  Farbe  oder  Bilder  der  Fassade,  .'> 
der  S  .  B.  chinesisch 


dach  eines  Theeverkäufers,  sogar  Farl ines 

Hotelomnibus  mit  Aufschrift),  die  eine  Ver- 
wechselung zwischen  den  beiden  Geschäften 
hervorzurufen  geeignet  ist.  wird  als 
rence  deloyale  bezeichnet. 

c)  Erzeugnisse  aus  Ortschaften   und  Ge- 
il,    die    sieh    eines    besonders    guten 
Rufes    erfreuen,    werden    häufig    mit 
Namen   ihrer  lokalen   Herkunft    bezeichnet 
Dm   die   Zugkraft   solcher  Erzeugni  - 
zu  Nutzen   zu  machen,   versehen  Kaufleute 
und  Fabrikanten   auch  ihre  Waren  mit 
ihnen   ganz  fremden  örtlichen  Bezeichnung. 
Durch    dieses    unredliche    Gebaren    wei 
die  Gewerbegenossen  der  renommierten  Ort- 
schaft doppelt  geschädigt,  nicht  nur  dadurch, 
dass   ihr  Absatz   vermindert    wird,   sondern 
auch    dadurch,    dass    der    Verkauf    minder- 
wertiger Erzeugnis»     unter  dieser  falschen 
Flagge  das  Vertrauen   zu  der  Güte  der  h.- 
liebten  Waren  erschüttert. 

Das  G.  v.  1824  bestraft  solche  lügnerische 
Herkunftsl  lezeichnungen  nur,  wenn  sie  auf  den 
Erzeugnissen  (objets  fabriques)  seil  ist  ange- 
bracht  werden,  sonst,  z.  B.  in  Ankündigungen, 
werden  sie  als  coneurrence  deloyale  I » hand<  1'. 
Zur  Erhebung  der  Klage  berechtigt  ist  der 
getäuschte  Käufer,  die  Staatsanwaltschaft 
und  alle  in  der  fälschlich  angegebenen  I  trt- 
schaft  wohnenden  Produzenten.  Die  Be- 
messung der  Entschädigung  für  jeden  ein- 
zelnen Kläger  bietet  Schwierigkeiten,  -k 
unterliegt  dem  freien  richterlichen  Ermessen. 
Der  Rechtsschutz  hört  auf,  wenn  der  Orts- 
name zum  Gattungsnamen  bestimmter  Waren 
geworden  ist.  Die  Gerichte  haben  den 
Schutz  der  -Grande  Chartreuse«,  die  sich 
gegen  die  Umwandlung  von  Chartreuse  in 
einen  Gattungsnamen  wehrte,  in  vielen  Pro- 
äsen  anerkannt,  da  dieser  Name  des  Fabri- 
kanten, Firma  und  Herkunftsbezeichnung  sei. 
Unberechtigt  ist  die  Auffassung  der  franzö- 
sischen Gerichte,  die  die  Bezeichnung  Cham- 
pagne nicht  als  eine  generelle,  eine  be- 
stimmte Herstellungsart  andeutende  aner- 
kennt, sondern  diese  Bezeichnung  den  in 
rli  i  i  hampagne  gewachsenen  und  zubereiteten 
Erzeugnissen  vorbehält. 

il)  Zur  Individualisierung  von  Waren 
dienen  häufig  gewisse  Phantasiebezeich- 
nungen, die  die  Waren  als  von  einem  be- 
stimmten Fabrikanten  herrührend  dem  Publi- 
kum bezeichnen.  DieseBezeichmmgen  müssen 
neu  und  willkürlich  gewählte  sein,  dürfen 
nicht  der  Natur  und  Eigenschaften  dieser 
Waren  entnommen  sein .  z.  B.  Eau  de  la 
Floride,  Mont  Carmel  (liqueur),  Racahout 
des  Arabes.  Auch  an  solchen  Bezeichnungen 
tri  ein  ausschlii  sshches  Recht  desjenigen, 
der  sie  zuerst  für  seine  Waren  in  Benutzung 
men  hat. 

I1     i     Bezeichnungen    werden    wie   alle 
zur  Individualisierung  der  Waren  dienenden 
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auf  diesen  31  Lbsl  oder  der  Verpackung  an 
gebrachten   Zeichen  als   Marken   durch  das 
Besetz  n<  □   1857    geg  □  Nachahmungen  ge- 
schützt, die  eim    Verwi  chselung  derVt 

damit  eine  Täuschung  des  Publikums 
hervorrufen  sollen. 

e)  Dmhüllungen   von  Waren  können  als 
Marken  deponiert  und  geschützt  werden.    Ist 
nicht  der  Fall,  so  bildet  ihre  Nachahmung 
re  G  stalt  und  Farbe  von  Flas 
ncurrence  deloyale 
i\  Auch  die  Nachahmung  von  Titeln  von 
Zeitungen  und  Büchern,  die  nicht  als  Ver- 
s  Urheberrecht-  n -.h-inen.  gelten 
.,.  praxis  als  com  urrei  ce  deloyale  z.  11. 
-  la  Presse  libre;   le  Constitu- 
mel  —  le  Constitutionnel  de  1850. 
2.  Anmassung  besonderer  Auszeich- 
nungen,    a)  Auszeichnungen,  die  einzelnen 
Industriellen  zu  teil  werden,  empfehlen  diese 
dem  Publikum.    Kino  Anmassung  von  Aus- 
zeichnungen schädigt  nicht  mir  die  In 

mdern  auch  alle  anderen  Konkur- 
:,,  da   sie  die  Kundschaft  von   diesen 
nken    und    den  Anmassenden   zuführen, 
deren  Leistungen  und  Waren  den  Anschein 
hervorragender  Güte  hervorrufen.    Ein  G.  v. 
30.  April   L886  gewährte  neben  dem 
schon  anerkannten  civilrechtlichen  nun  auch 
arfen  strafrechtlichen  Schutz.  Diesi  - 
tz  sichert  das  ausschliessliche  Hecht  zur 
Benutzung  von  Auszeichnungen  (Medaillen, 
Diplome,   Anerkennungen,    ehrende    Beloh- 
gen,  die  auf  Ausstellungen  oder  in  einem 
Wettbewerbe    oder   auch    seitens    gelehrter 
Körperschaften  oder  wissenschaftlicher  Ver- 
eine verliehen  wurden)  demjenigen,  dem  sie 
verliehen  wurden.   Die  Auszeichnungen  sind. 
wenn    sie   nicht  dem  S<  erteilt 

sind,   persönlich  und  unübertragbar.    Einer 
Anmassung  der  Auszeichnung  machen    sich 
ddig  diejenigen,  die  sich  widerrechtlich 
und  arglistig  solche  Auszeichnungen  öffent- 
lich beilegen   und   fälschlich    auf  Schildern. 
Fakturen,    Annoncen    etc.    verwenden ,    bei 
Preisgerichten  von  Ausstellungen  oder  Wett- 
bewerben   sich    falschlich    darauf    berufen, 
imaginärer   Auszeichnungen    be 
sie   für  andere   Gegenstände,   als   für 
sie   verliehen    waren,    verwenden  (Bei- 
l:   Ein    Fabrikant   von   Konserven   hatte 
für  diese  die  ihm  auf  einer  Hundeausstellung 
für  seine  Dogg    rerliehene  Medaille  benutzt). 
Die    angedrohten   Strafen    sind    sehr   hohe: 
50— 6000    (bezw.    25—3000)     Francs     oder 
2  Jahre  Gefängnis,  bi  ide  Strafen  können 
verbunden  werden,  Zulässigkeit  der  Veröffent- 
lichung des  Urteils,  di  -r  Vernichtung  oder  Kon- 
fiskation der  mit  der  Auszeichnung  versi 
Waren  zu  Gunsten  der  Geschädigten. 

b)  Auch  die  Anmassung  eines  Titels, 
der  als  Ausdruck  einer  besonderen  Leistungs- 
fähigkeit   Kundschaft    anzuziehen    geeignet 


1  Fall    der  durch  das  on  L886 

nicht  getroffen  wird  ■  oneur- 

renc  •  di  I  ■■  al<  ,     So  hat  nui        1 
Erfinder  auch  nach  Abiaul  ntschutz- 

frist,  der  Patentinhaber  aur  « 

1      Recht,    sieb    sc    zu    bezeichnen.     (Die 
Patentanmassung    wird    d  Patent- 

en 184 1  mil  Stra  t.)     ^uch 

der  Eälschlich  benutzte  Titel 
Inhabers    einer    Ni  ■ '  1 '     ■ 
Fabrikanten.  Ei-  blisse- 

ments   oder   Personen    etc.    begründet    An- 
sprüche wegen 

c)  In  der  Erwähnung  der  früheren  Stel- 
lung   in   einem    Hause   als    Lehrling,  Ange- 
stellter,   Leiter  hat   mau.   auch  wenn    diese 
der   Wahrheit    entsprach,   eine    c  w 
deloyale    erkannt,    indem   man   hierin 

es  Namens  erblickte,  auf 
dieses  Hau-  ein  ausschliessliches  Recht 
hi.       1  e  Auffassung  ist  unbe- 

let.      Wenn     eine    selche    Erwäb 
auch    nur    eine    Empfehlung    des    frül 
Zugestellten    für    sein    neues  Unternehmen 
bezweckt,   so   darf    sie   doch    nur  dann    als 
coneurrence     deloyale     behandelt     wi  c 

die     Umstände     die     Absicht     der 
ifiihruug    einer    Verwi  ■ 
der  Ablenkung  der  Kundschaff  ergeben,  wie 
dies  ■/..  B.  der  Fall    wäre,  wenn   der   Name 

alten  Meisters  mit  grossen,   • 
mit    kleineren    Buchstaben    verze 


3.  Herabsetzung  der  Konkurrenten 
(denigreuient).    Um  den  Konkurr 
dem    Felde    zu    sehlagen    und    sich   in 
Gunst    des   Publikums   an    seine    Stelle    zu 
setzen,  sticht  mau  vielfach  ihn,  sein  Geschäft 
oder    seine  Waren  herabzusetzen.     Angriffe 
gegen   die   Person    können   auch  den  That- 
bestand  derVerleumdung  (diffamation)  bilden. 
Richten  sie  sich  geg   1 
den  kaufmännischen  Ruf,   so  er-eb  ei>n  sie 

nigrement,  ebenso  wie  Angriffe  g 
Geschäft  und  Waren,   wobei  aul   ••      Wahr- 
der  Unwahrheit  der  Behauptung  kein 
icht    gelegt    wird.      Die     B 
niuss    sich    gegen    einen    bestimm 
kurrenten  richten,   der  nicht 
erkennbar  bezeichnet  sein  muss.    So  ist  die 
Behauptung   eines  Kaufmanns 
billigsten  verkaufe,  zulässig,  nicht 
er  billiger  wie  X.  verkaufe.     Auch  die  Be- 
zeichnung   der   Warn  Konkurr 
als  minderwertig,    2.  Qualität  oder  da- 
waren  nicht  di  lt  be- 
sitzen,  sogar   die  Warnung,    sein    Geschält 
mit    dem  eines  Konkurrenten  zu  ver- 
wechseln  und  die  Ankündigung,   dass   mau 
Erzeugnisse                      m  zu  herabgesetzten 
Preisen  verkaufe,  stellt  sich,  weilMissti 

,las    Konkurr  äft    erweckend. 

als  coneurrence  deloyale  dar. 

Das  denigrement  kann   mündlich,   durch 
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Annoncen,  Cirkulare,  Preiscourarite  etc.   be- 
gangen werd 

den  angeführten  Sondergesetzen, 
d  namentlich  das  Markensehutzgesetz. 
•:i  Inhalt  hier  nicht  erörtert  werden  kann. 
für  das  Gebiet  der   concurrence  deloyale  in 
. -ht  kommt,   berühren  dieses  Gebiet  in 
Frankreich  wie  in  allen  Staaten  die  Ge 
zum  Schutze  des  litterarischen  und  künstle- 
rischen Urheberrechts  und  neben  dem  Patent- 

tze    besonders    das    Musterschntzgesi  I 
Zu  erwähnen  ist  u  neue  Gesetz  über 

m  auf  dem  Gebiete  der  Kunst 
vom  9.  Februar  1895. 

IV.  Belgien.  Italien.  Großbritannien, 
Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 
In  ä  a  tten  bewegt  sieh  der  Rechts- 

deloyale   in  der- 
en   Bahn    wie    in    Frankreich.      Recht- 
mng  und  Doktrin  teilen  die  principielle 
Auü  en  Jurisprudenz. 

I  n  B  e  L gie n  und  Italien  (concon 

lie    gesetzliche    Basis    für   den 

privatrechtlichen  Schutz  gegen    concurrence 

auch  die  des  code  civil.    Das  bel- 

tzbuch  1887  bedroht  die  An- 

oder  der  Firma  eines 

ikanten   auf    von    diesem   nicht   herge- 

Waren  sowie  deren  Feilbietung  mit 

hs  Monaten.    Täuschung 

Käufers  einer  Ware   über  deren    Natur 

'Iure!,  aber  deren  Herkunft 

i-t  ebenfalls  mit  Strafe  bedroht  (Code  pönal 

a.  49 

Dass    auch    in    England    und    in    der 

a  m er i k an ische n  Uni  o  n  die  Recht- 

i  -■   i   die  unfair  oder 

i  um  nicht  geringerer 

Fr;      ösiscb    i 

führt   und   durch  die  Nieder- 

i; liehen  Schmarotzertums 

nichl  wenig   die  Solidität  des  Ges 

Blüte  von  Handel  und  Iu- 
fördert  haben,   beweist  die  grosse 
ii    Fehler,    Markenschutz,    ange- 
atlicher  Entscheidungen,    von 
riands   bis   in   das  Jahr  17-:; 
I  en. 
In  England  hal  i       i<      ourts  oi  Equity 
einen    Rechtsschuts        .        Irreleitung 
Publikums    durch    Gewährung    einer  action 
for    ;  ?on    Jnhülset 

schiel 

m  Geschäftsmänner] 

jeden,  der  B  ndlung 

i   ist,   das  Publikum 

zu  der  Ai  i  verleiten,  ihr  Geschäft 

ständen  zu  ihm  in  irgend 

einer  der  Wirklichkeil  nicht  entsprecht 

Diese  Irreführung  kann   auch 

di  r  Verwi  d   Indicien 

enand    en  mi 


hafte  oder  seinen  Waren  identifizieren. 
oder  durch  Verwendung  solch  täuschender 
versteckter  Nachahmung  dieser  Indicien. 

Hervorzuheben  ist.  dass  an  die  Stelle 
des  neben  dem  englischen  Patent-,  Muster- 
und  Handelsmarkengesetz  von  18S3  fortgelten- 
den Strafgesetzes  von  1862  über  das  \ 
unredlicher  Warenbezeichnung  ein  diese-  i  - 
wetterndes  G.  v.  23.  August  18*7  (Merchau- 
dise  Marks  Act)  getreten  ist,  das  auf  Verlangen1 
der  englischen  Industriellen  gegen  die  an- 
geblich unredliche  Konkurrenz  des  Auslandes 
erlassen  wurde.  Jede  falsche  Handelsbezeich- 
nung (trade  description)  wird  mit  Straft 
bedroht.  Als  solche  wird  betrachte!  jede 
Angabe  über  Zahl,  Mass,  Gehalt.  Gewicht 
der  Waren ,  über  ihren  Ursprungs-  i  >der 
Fabrikationsort,  ihren  Stoff,  über  bestehende! 
Patent-  und  andere  Rechte  (vgl.  im  Art. 
Markenschutz  oben  Bd.  V  S.  i,ss,. 
Fremde  Waren,  deren  Bezeichnung  auf 
einen  inländischen  Ursprung  der  YV 
selbsl  sehliessen  lassen  kann,  unterliegen  bei 
der  Einfuhr  nach  Grossbritannien  der  Ein- 
ziehung, sofern  sie  nicht  zugleich  die  An- 
gabe des  Herkunftslandes  enthalten.  In  der 
Praxis  der  englischen  Zollbehörden  wurden 
die  Bestimmungen  dieses  Gesetzes  in  chika- 
nöser,  die  Ein-  und  Durchfuhr  deutscher 
Industrieerzeugnisse  erschwerender  Weise 
ausgelegt. 

So  hat  man  die  für  kleine  Waren,  z.  B. 
Federmesser,  fast  unausführbare  Anbringung 
der  Herkunftsbezeichnung  (made  inGermany) 
auf  det  Ware  selbst  gefordert,  während  mau 
für  (Ion  Export  nordamerikanischer  Waren 
sich  mit  U.A.St,  begnügte.  In  Rücksicht  auf 
derartige  Massnahmen  hat  das  deutsche 
Warenzeichengesetz  von  1894  §  22  den 
Bundesrat  zur  Anordnung  entsprechender 
Retorsionsmassregeln  ermächtigt  für  den 
Fall,  dass  die  deutschen  Waren  bei  der  Ein- 
fuhr ungünstiger  als  die  anderer  Länder 
1  '(handelt  oder  ihnen  eine  Verpflichtung  der 
Herkunftsbezeichnung  auferlegt  wird.  Dass 
das  auf  eine  Verdrängung  der  deutschen 
Industrieerzeugnisse  vom  englischen  Markt 
abzielende  Gesetz  seinen  Zweck  so  voll- 
ständig verfehlte,  dass  die  mit  »made  in 
Germany«  bezeichneten  Waren  sich  die  be. 
sondere  Gunst  der  englischen  Käufer  er- 
rungen haben,  sei  nebenbei  erwälint. 

V.  Oesterreich- Ungarn. 

Obwohl  das  österreichische  bürgerliche 
Gesetzbuch  im  §  1295  (vgl.  auch  §§  1293. 
1323,  1324,  1330)  einen  dem  Art.  1382  des 
civil  entsprechenden  Rechtssatz  dar- 
bot, der  den  Beschädiger  zum  Ersatz  des 
durch  Uebertretung  einer  Vertragspfliclit 
oder  ohne  Beziehung  auf  einen  Vertrag  ver- 
tu :  liien  Schadens  verpflichtete,  haben  die 
österreichischen  Gerichte    gleich    den   deut- 


\\  ettbi  ■■•'.  vh    <■  •  ■  ■' 


, ,  ■ 


eS  verschmäht,   auf  dieser  Grundlage 

,,     htsschutz  gegen  unlauteren  Wett- 

«werb  inen. 

Einzelne  Gesel  i    bezweckten,  besümmte 
Wen,        ,       lteren  Wettbewerbs  zu  tt-effen, 
ben  jetzt  ist  man  bestrebt,  dj     Re 
auj    diesem    Gebiete   auf  dem  Wege 
3,    .  algi     tzgebung  auszudehnen.     _ 
i    Vor  allem  ist  der  auch  in  Oe  terreicfc 
,    Vorschriften    des    Hand 
en    den    Missbrauch   des    Firmen- 
gedenken  is.  unten  Deutsch- 
re    Ergänzung  finden   diese  Vor- 
Gew.-O.  vom 
rtära    LSS3.    §§    L6ff.,    welche    für   die 
L-eaisterpflichtigen  Gewerbetreibenden 
ähnliehe  Gnmdsäl       ulfstellen,  während  das 
handelsgesetzliche  Firmenrecht  durch  diese 
He  nicht  berührt  wird. 

■ ,  .reinstimmung  mit  sj  6  des  Marken- 

setzes  vom  6.  Januar  1890   das  die 

widerrechtliche     Annahme     eines     fremden 

Firma,  eines  W  appens,  einer 

Etal  Jissi  mentsbezeichnung      eines      t  rodu- 

,  0der  Kaufmanns  auf  der  W  are  selbst 

deren  Verpackung  untersagt,  wird  der 

i  rechtliche  Gebrauch  der  einem  anderen 

;    ehenden  Bezeichnung 

Wohnung,  rn 

Qaren.  öffentlichen  Ankündigungen  oder 

;eom-ants).  des  Namens,  der  Firma  r 

ratersagt.    Auch  die  be» 
Urning,    z.    B.'  ein    Löwe    auf    dem 
le.  Phautasienamen,  wie  Dp  guerie  Hera. 
liützt.     Indem    §  46   ausdrücklich 
dass  kleine  Veränderungen,  unwesent- 
liche Zusätze  und  \V<  glassungen  den  Schutz 
rechtigten    nicht    ausschliessen ,    be- 
kämpft er  eine  der  schädlichsten  Arten  des 
unlauteren   Wettbewerbs,    der    durch   Irre- 
führung   des   Publikums    sieh    die    Fruchte 
einem  Gewerbsgenossen  errungenen 
mmees    anzueignen    sucht    (  oder   die 
astände  seines  Gewerbebetriebes  falsen- 
ds    aus    einer    anderen    Betriebsstätte 
fangen    zu    bezeichnen    i.      So    tat 
mit  Rechl  das  Wiener  Handelsgericht  (1899) 
Firma    A.  K.    und  B..    die   auf   einem 
-       Ide  in  sehr  -rossen  Buchstaben    A  m  eri- 
ischesMiederhausK.    unddarunter 
in   kleinerer   Schrift    die   Firma   angebracht 
hatte    aufgegeben,  in    gleich  grossen  Bucn- 
■„   die   volle  Firma  beizufügen.     Dieser 
rtz  ist   den    ausländischen  Produzenten 
und  Gewerbetreibenden  nur  unter  di  sr  \  i  >raus- 
der    formellen    Eeciprocität    zuge- 
sichert.    Da  aber  §  49  einen  Schutz  in  den 
durch    S    40    getroffenen    lallen    ein- 
räumt, werden  Ausländer  auch  des  Schutzes 
-i   Firmen-  und  Namenmissbrauch  teil- 
haftig. -T      ,,        , 
Ferner   bedroht    §   49    der   Novelle    als 
Cebertretung    die    Fälle    des    gewerblichen 


Namensmissbrauchs,    wo  Lch  ein« 

ihm  nicht  zustehenden  Namens  (zui  Bezi 

nnng    seiner    Betriebsstätt ler  Wohm 

zur   Bezeichnung   voi     6 
oder   überhaupt    heim    Bi  I  emes   Ge- 

schäftes und  '     hi;'ln 

odei    sich  ni<  hl  ollen  Vor-  und  Zu- 

namens m  Gi  wi  i 

faUs  er  oichl  durch  Eintragung  seiner  I 
hierzu  berechügl  ist.     Auch  die  Andeutung 
eines   Gese  erhältnisse  i    Be- 

zeichnung der  Betriebsstätte,  -  *  rn  5i<    nichl 
nach    dom   Handelsg  zulässig    ist, 

wird  mit   Strafe   bedroht  (§49). 

Während    wegen    wissentlicher     l  - 
tretung   des  §  46   nur  auf  Antra-  des  Ge- 
schädigten   Strafverfolgung    eintritt     erfolgt 
eine  Bi  ätrafung  wegen   Verlel  ung  des  §  49 
von  Amts   wegen,  also   im   Interesse 
Schutzes  des  Publikums,   seihst   wenn   det 
Gewerbetreibende  sich  des  fremden  Nan 
nril  Genehmigung  des  Berechtigten  b. 
VI-  si,.  I  angedroht:  Verweis,  Geld- 

busse bis  400  Gulden,  Arrest  bis  drei  Mo 
Entziehung    der    Gewerbeberechtigung    für 
immer   oder   auf   bestimmte   Zeit.     I he  < 
erstgenannten    Strafen    greifen    nicht    Platz 
er   Ordnungsstrafe  gemäss  H.G.B. 

s    i'li 

" Wegen  nicht  wissentlicher  Debertretung 
des  8  16  steht  dem  Geschädigten  em  Rechl 
auf  Unterlassung  des  ferneren  Gebrauchs 
der  widerrechtlichen  Bezeichnung  bezw.  auf 
Dntersagung   der  fälschlichen  Ankündi 

,.  lioworliebehörde  und  ein  civi  recht- 
licher, gerichtlich  geltend  zu  machender 
insprlich  auf  Schadenersatz  (daher  auch 
wegen  Verletzung  des  §  49)  zu. 

9    Ge°-en    eine   besondere   Art    des    un- 
lauteren   Wettbewerbs   gewährt    dann    noch 
8  49  Z    2  Rechtsschutz,  nämlich  gegen  ■ 
werbetreibende,    die    sich    Auszeichnungen 

bei! -m.   die   ihnen  nicht  verliehen  worden 

sind  z.  B.  Titel  eines  Hoflieferanten,  Medaille 
auf  einer  Industrieausstellung. 

3     s  22   des   G.    v.    26.   Dezember   189o 
betreffend  das  Urheberrecht  an  Werken  der 
Litteratur    etc.    verleiht    sodann    bei    lltei- 
Sm.ch  und  irreführender  Kaobatoung 
der  äusseren  Erscheinung 
Urheber    dos    früher    erschienenen   V  ■ 
einen  Entschädigungsanspruch,   auch t  wenn 
eeringfügige,    vom    Publikum    nur    1  ei    be- 
sonderer    Aufmerksamkeit     wahrnehmbare 
lerungen  angebracht  werden. 
"  4    Von  grösserer  Bedeutung  für  das  Ge- 
biet  des    unlauteren    Wettbewerbs   ist   da, 
G.  v.  16.  Januar  1895  betreffend  die  Rege- 
liin«-  der  Ausverkäufe. 

DieAuswücl  .Geschäfte 

Verkehrslebens  "rrÄS 

langen  Dauer  und  der  unauf hörhehen  Waren- 

chübe  den  sesshaften  und  soliden  Ge- 


.  .1 
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Schäfteleuten,   denen    ihre    Kundschaft   ent- 
vrarde,    grossen    Nachteil    zugefügt, 
:rn  auch  das  kaufende  Publikum,  dem 
rater    dem    Scheine    niedriger    Preise 
Waren  schlechtester  Qualität  axvfgeschwindelt 
wurden,    geschädigt    hafte,    riefen    das    Ver- 
ii  nach   einer  Einschränkung  der  Aus- 
verkäufe überhaupt  hervor.     Der  durch  das 
etenhaus    nur    wenig    veränderte 
Entwurf  entspricht  dieser  Forderung  durch 
Einführung  des   Konzessionssystems,   nach- 
dem sich  sämtliche  Handels-  und  Gewerbe- 
kammern  für  den  Erlas-  eines  solchen  Ge- 
ausgesprochen  hatten. 
Das   in.,;,    stellt   die  Bewilligung   der 
öffentlichen  Ausverkäufe  /.um  Zwecke  einer 
beschleunigten  Veräusserung  von  Waren  in 
das  freie  Ermessen  der  Gewerbebehörde,  die 
aher  die  Entscheidung  nach  vorgängiger  Ein- 
lies   Gutachtens  dm-  Handels-  und 
Gewerbekammer  and  eventuell  auch  der  Ge- 
nossenschaft mit  thunlichster  Beschleunigung 
zu  fällen  hat.     Alle  für  die  Beurteilung  der 
Zweckmässigkeit    de-    Ausverkaufs    in   Be- 
tracht kommenden  Verhältnisse  (Bezeichnung 
der  Menge  und  Beschaffenheit   der  Waren, 
deren  Eigentümer,  Standort  des  Ausverkaufs^ 
Dam  i  ben .   die  heim  Ausverkauf  be- 

schäftigten Personen,  Gründe  desselben  wie 
V  i  •  i .  ben  des  Gesi  häftsinhabers,  Aufhören  des 
Gewi  : :    -  i    bergang  des  Geschäfts 

an  einen  neuen  Besitzer  [§  _'ji  sind  im  Be- 
willigungsgesnche  anzugeto  n.   Ausser  ■■■■.. 
Ableb  i      chäftstnhabers  und  wegen 

Elementar  e    darf    die    Bewilli 

nur  erteilt  werden,  wenn  das  Geschäft 
seit  zwei  Jahren  besteht.  Die  Ge- 
werbebehörde erster  Instanz  darf  die  Be- 
willigung längstens  auf  die  Dauei  von  drei 
Monat  len.    Zur  Bewilligung  für  eine 

längere  D r  (höchstens  bis  "in  Jahn,    die 

nur   hei    i .  i  erücksichtigungswerten 

'  mständi  □  q  darf,   ist  die  politische 

Landesbehörde  zuständig  (§    [).     Dm  die  30 
bedenklichen     War  hübe     hintanzu- 

halten, hat  der  Gew  1  im--  die  scharfe 

:l" -    (§  LO)   eingefügt,    dass,   wem 

Ausverkauf   nichl   auf  dir  ivrsprünglich 

wandten  Waren    beschränkt    bleibt,    er 

1    zu    schliessen    und    die    neu    hinzu- 

iB   W  an  a    Eür    verfall  •  .klären 

sind   und  ausserd  m    qoi  !i    i         Geldstrafe 

verhängt   werden    kann. 

Da    Gi   et    i  ndi  I   I    im     Anwendung  auf 
Verkäufe    di    aul  j  ei  htlii  I       bi  aön 
Anordnung    oder    von       in  a   det    Konkurs- 
1  ■  altang  1 
nannten  Saisonausverkäufe. 
5  Eine  andere  Foi  m  des  unlauteren  Wett- 
'  bs    bekämpf!    der   Entwurf  eines  Ge- 
womil   Bestimmungen  zum  Schutze 
Debervorleilungen  in  Bezug  auf  Quan- 
tität und  Qualität  im  Warenverkehr  er] 


werden  ,  der  in  der  elften  Session  1895  de 
Reichsrat  vorgelegt  wurde,  aher  die  zwei 
Lesung  im  Abgeordnetenhause  (Novemb 
1895)  noch  nicht  passiert  hat.  Der  Entwn 
verdankt    sein    Dasein    einem    Antrage    dl 

adneten  v.  Pacher  und    der  Anregui 
mehrerer  industrieller  Vereine,  die  ein  Ei 
schreit. mi     gegen     die    überhandnehmend' 
Misshräuchc,    die    bezüglich    der    <x»ua«ti1 
der    in    verschlosseuen  'Umhüllungen     v< 
kauften    Waren    zum    Schaden    der    Kauf 
und    der   redlichen    Konkurrenz   eingerisse II 
waren,  verlangten.    Eine  obligat,  .ri-    In   la  ia 
titätsbezeiehnung   hielt   man    für   das  alle 
Erfolg    versprechende    Schutzmittel    gegc| 
derartiges  unlauteres  Geschäftsgebaren.    Il 
es    bei    der    Einheitlichkeit    des    Zoll-    im 
Handelsgebietes      der     östei  reichisch-i 
rischen    Monarchie   im   Interesse  der  östel 
reichischen    Geschäftswelt    notwendig   wafi 
gesetzliche  Massnahmen  auf  diesem  Gebiel 
nur  in  Uebereinstimmung  mit   der  andere 
Reichshälfte  vorzuuehmen,  musste  der  Stani 
punkt   der   ungarischen  Regierung,   die   in 
.lieh  eine  Ermächtigung  der  Regiert« 
für  einzelne  Warengattungen  die  Quantität! 
bezeichnung    im     Verordnungswege    anzi 
ordnen    wünschte,     für    die    Gesetzgebun 
Cisleithaniens  massgebend  sein.     So  spriel 
der    .Entwurf    nur    die    Ermächtigung    d< 
Handelsministers   aus.   nach   Anhörung   dt 
Handels-  und  Gewerbekammern 

a)  für  gewisse  in-  und  ausländische,  ffi 
den    inländischen    Detailverkehr    bestimmt 
Warengattungen,    die    in    Umhüllung    zur 
Verkaufe   gelangen,   falls  ein  Schutz  gege 
Qua  ntitätsverkürzung    notwendig    .  irsi  ;hein 
im  Verordiiuii"s\\.-v  vorzuschreiben,     das 
derlei  Waren,   sofern   deren  Quantität   dei 
Käufer  nicht  vorgewogen,  vorgemessen  ode 
vorgezählt   wird,   nur  unter  ausdrück] 
Bezeichnung    der    Menge    (Gewicht,    Mass 
Zahl)    überhaupt   oder  mit  einer  näher  01 
stimmten  Bezeichnung  verkauft,  feilgehalte 
1 11 1.  T  si  msl  in  Verkehr  gesetzt  werden  dürfen 
(Art.  I)  und  ebdis'. 

.  b)  für  solche  Warengattungen,  bezüglicl 
deren  Massnahmen  zum  Schutze  gegen  Ueber 
vorteilungen  in  Bezug  auf  die  Qualitäl  noi 
wendig  erscheinen,  den  Verkauf  derselbe] 
nur  unter  ausdrücklicher  Bezeichnung  ihre 
äderen  Eigenschaft  oder  mit  einer  solche! 
Bezeichnung  nach  einer  bestimmten  Richtunj 
anzuordnen  (Art.  I).  Die  Debertretung  eine 
solchen  Verordnung  wird  mit  Arrest  bis  zi 
Monaten  oder  mit  Geldstrafe  bis  zi 
:;im  Gulden  geahndet. 

Verkauf,  Feilhaltung  und  sonstiges  In-I 
kehrsetzen  von  Waren  unter  unrichtige] 
Quantitäts-  oder  Qualitätsbezeichnung  (eine 
denWeri  der  Waren  wesentlich  bestimmen- 
den besonderen  Eigenschaft  oder  Beschaff  en- 
heit)  stelll  sich  als  Vergehen  dar  und  wir* 
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mit  strengem    Arrest  bis  zu  sechs  M 

JterK  bis] 

iRcn   als  Cebertretung,    ' 
Fahrlässigkeit  begangen. 
VI.  Cebertretung  wirf  auch  die  Ausser- 
des  Art.  I  und  II 

1 
fles  \,  rtretungist  zu- 

I'n  l'ngarn  trat  das  Gesetz  al 
XXXIV    vom  Jahre   189 

linung    des   Quantitaten- 
i    in   Packeten  verkauften  Wa 
am  30.  Juni    LS9J  °  Kraft. 

den  Inhalt  der  auf  Gnu 
Ermächtigung  zu  erlassenden  Verorfm 
wurde   inu    der    uns  .  Regierung  ein 

Einvernehmen    erzielt,    den    Bezeichi 
«wan«   auf   solche    Waren   zu   beschranken, 
bezüglich   deren   das  Bedürfnis 

■dnung    allgemein     anerkannt 
wird       Namentlich    wurden    ms    Auge    ge- 
er  Kleineisenindustrie  (H 
|,    Nadeln,     Stifte.     Schrauben     etc.), 
Knöpfe    und    Stahlfedern.       Merkwürdiger- 
weise fehlt  unter  diesen  Artikeln  Garn.    In 

titätsverschleierung   b  sein  Artik 

laut.  Dem    Qualitä  - 

nUDS£  ,üeu  nicht  nnterhegenLi 

mittel,   für  welche  die  Bestimmungen   des 
osmittelgesi     esa  Asmd. 

,;   Km   weiteres  Glied  fügt  in  die  Kette 
ä,  tzgeberischen    Massnahmen     zum 
□    unlauteren  Wetl 
fene  Bestimmung  des  Entwurfs  eines  Straf-, 
es    (§    520),    nach    welcher    mit    Hart] 

I    las    :-■ ruldeu   bestraft    wnM. 

Öffentlich     wider     besseres     V. 
Waren  oder   gewerbliche   Leistungen   eines 
Gew  «den,    um    deren    Absatz    zu 

rn,   mit   unwahren   auf  Taus 
aeten  Angaben  über  die  den  Wert  wi 
lieh    bestimmenden    Eigenschaften    anpreist 
oder   zu   solchem  Zweck   in  gleicher  Weise 
Waren    oder     gewerbliche    Leistungen    an- 
derer herabsetzt  . 

Damit  würfe  also  auch  der  sogenannte 
deoigrement  der  Franzosen  getroffen.  — 
üass  zu  den  bereits  gi  Lb  nden  bpeciat- 
tzen,    die   auch  -  -       eine  Art  des  un- 
lauteren Wettbewi  rl    -    -:■  richtet    sind,    be- 
s      lers  das  Markenschutzges<  Q  6.  Ja- 

unar  1800  wivrde    - 

11  7*  Die  Absicht  der  österreichischen  Re- 
gierung die  Quantitätsverschleierung  (vgl. 
Z  5)  und  Herkunftsbezeichnungen  durch 
besondere  Gesetze  zu  regeln,  wurde 
geben  zu  Gunsten  des  Planes,  einen  Schutz 
,ü  die  verschiedenen  Missbräuche  aut 
ßebiei  Wettbewerbes    nach  dem 

Vor    . 

einheitlichen  Gesetze  zu  geben.    Ein  Erlass 


des  Hai  listeriums  vom  7.  Sepl 

L899   (s  in    Inhalt    ist    im      B  I     ur 

Buchhandel     L899    Nr 

mitgeb 

kammern   zu  einer  gutacl 

des  unlauteren  Wettbewi  . 

Ms  G 
waren  hiernach  im  wesentlichei 
deutschen    B 

inlauteren  Wetl  ins   Auge 

fassi      Es   war   auch 
von  mehreren  Seiten  auch  list 

den   and  Anwerben  von   Are 
ein  Missbrai 
wurden. 

;     1111    wer 

und  natürlich  jeder  Vereinigung  solcher 
Cber    soll   das    Recht    ■  ie 
i-  die  ünl 
unlauteren    Handlung    zu    verlangen.      War 
die    Handlung    i  '  h    oder    mil    au  - 

3    •     ägkeit  vorgenommen,  so  - 
äch    das    B  '    auch   aut   den   E 

des    Schadei         -  i.     ]  jd   nur   dort 

ae  ans  Ardist  oder  in  böser  Abs 
unternommene  Handlung,  sonach  ein  Bi 
der  all  Rechtsordnung  vorh 

strafrechtliche  Verfolgung  eintreten  köi 

Der  unter  Berti  ks  ig  des  eins 

laufenen     gutachtlichen     Materials 

;,.      Entwurf     unterliegt      zur 
gemeinsamen     Beratungen     der    beteilig 
Ministerien    und    dürfte    in    nächster 

in  Einvernehmen  zwisch 
,,,,;„!,    ist,    den    Handels-    und    Gewerbe- 
kammern zur  schleunigen  Begutachtimg  zu- 
geben      Nach    den    nur     von    zu 

,en    Mitteilungen    wird 
Entwurf    in    einem    1.  Abschnitt;  i    ' 
eivilreehtiiehe  Bestimmungen  üb 
eende   Fülle    des   unlauteren   Wettb    < 
wahrheitswidrige  Anpreisungen ,  A 
ond     Missbrauch    von     ünternehm    ; 
;1.    Herabsetzung    freu 
a  und  Verletzung  von  I !  -    «J'-1 

,sgi  sheimnissen,  und  s  t  ra  t  r  e  en 
Liehe    Norm*  a    gegen    die    m    v-.-atz- 
icher  Täuschung  durch    falsche  Angaben 
über  "Waren    und"  gewerbliche    1. 
bestehenden     Konkurren;  ^m 

2     Abschnitt     wird     die    Gnindlagen     für 
die    im    Verorfnungsweg    zu    ei 

oriften  über  die  obhgatonsche  Bei         - 
nun-  bestimmter  Waren   mit 
Are    Menge,    Beschaffenheit    oder    ort] 
Herkn  dten. 


VI.  Schweiz. 

Einen    R 
Wettbewerb    kannten   früher   mir   die  fran- 
sen Kantone    auf  Grund  des  au 


«TS 
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ihnen    geltend*  civil  (a.   1382).     Erst 

durch  das  Gesetz  ül  i  enrecht 

vom  14.  Juni  '  ■  ,  t.  50  in  \ 

licher  CebereiDStimmuDg    mit   a.    1382   des 
•  i  /ivii  weg  rrecbtiicher,  absicht- 

licher  oder    i         ssig       3  hadenszui 
Ersatzpflicht  anerkennt,   hal 

rieht    alln  nach    dem    Vorbild 

frans  Praxis   das    [nstitul 

cm  let. 

inen  civitreehtlichenSchutz 
wird    in    Zukunft    i  ,t  licher 

_  inzen,    indem     der    von 

ntwurf   eines  schweizerischen 
Strafgesetzbuches  in  Art.  78  bi  stimml :     Wer 

Ete  An- 
:.     böswillige     Verdä  .  \     i     oder 

durch  and  Mittel   die  Kund- 

schaft   ei.  ■   Eigennutz    von 

demselben   ab:  .    wird  mit  in- 

ner mit  i  leldstrafe    bis   zu  10000 
Francs  bestraft.     1'  •     ifen  können 

verbunden  werden  . 

Die  £  g  des  Vergehens  der 

rlichen  Konkurrenz  soll  nach  einem  in 
der  Expertenkommission  Iv'.i4  gefasstenBe- 
schlusse    nur    auf    Am  ,.      Die 

volkstüml  kteristische  Aus- 

druckswe  Lrtikels         etwas   Ver- 

blöffi  issung  muss  aber  als 

eine  zur  ■ 
redlichen  Wettbewi 

n  Formen   \  ■  erden. 

Als    das   zu    schützende  srut   be- 

trachtet Art.  78  die  Kundschaft    Zum  Tliat- 

•     wird    nichl 
lenkung  di  gefordert,  sondern  es  ge- 

ll der  Ablenkung  aus 
ihneten 
I.      Das    i  unter   der  Voraus- 

i  • 
'hängig    vom    Eintritt    ei 

a,  die  nur  ein 
fährdung,  die  vi  hkeit  einer 

nzung  in  Art.  89, 
lenVerratvon]  nnddie 

itzungeil  mit  Strafe 

(bis   ■">111"'    i 

Haben    v,  •  ,■   mit  Zukunft 

zu   thun,  ih    auch    schon    das 

I   ausser  its  an- 

gefül  i  aber  Obli- 

zelne    Schuts  .■ 

Wettbewi  rl  ist   der  Schutz  di 

elben 
tzes  in   ähnlicher  Weise    w  ii 
sehen  Handelsgesetz^  I 

setz,    betreffend    den    Schutz    der 
Fabrik-  m  irken,  der  Herkunfts- 


bezeichnungen von  Waren  und  d<  i 
liehen  Auszeichnungen,  vom    26.  Sept 
1890,    das  an  Stelle  des  Gesetzes 
1  ii  ist. 

ai  Es  gewährt    dem  Inhaber  einer  aia, 
agenen    und    hinterlegten    Fabrik- 
lelsmarke  Schutz    s 
iilrrende  Nachahmung   derselben,    e 
unrechtmässige  Verwendung  der  Marke 
"  den  Handel  mit  Wäret 
mit  rechtswidrig  angebrachten  Marken 
sehen   sind.     Die  Rechtsfolgen   der   1 
tretung  erstrecken  sich  auf  den  Gehilfen  od« 

iner  derartigen    Uebertri 
und   auf  denjenigen,   der  sich  weis 
Herkunft  von  in  seinem  Besitze  befindlii 
mit  rechtswidrig  angebrachten  Ma 
seltenen  Waren  anzugeben  (Art  24). 

b)   Als   Delikte    erscheinen    ferm 
Bezeichnung   eines   Erzeugnissi  -   rail 
di  i    Wirklichkeit  nicht  entsprechenden  Herr 
kunftsbezeichnting  (Stadt  Ortschaft    Gi 
l,  die  Irreführung  des  Publikums  d 
hner   eines  durch  Erzeugung  gewisser 
i  bekannten  Ortes,   die  mit  ähnli 
■  iderswoher   bezogenen  Erz 
Handel    treiben,     durch    Anbringung    ihrei 
Marke  oder  Firma.      Nicht  als  falsche 
kunftsbezeichnung  wird  die  mit  einem 
oder    Landesnamen    betrachtet,    der  in 
Handelssprache  die  Natur  und  nicht  die  H  i- 
kunft  des  Produkts  bedeutet  (Art.  18 ff.). 
c)  Auch  die  Anbringung  einer    auf    i 
elhmg  oder  Preisbewerbung  oder   -n- 
tens    einer    öffentlichen    Verwaltung 
Irrten  Vereins  erhaltenen  Aus 
nung   i  Medaille.    Diplom  etc.)    seitens 
Nichtberechtigten  oder  auf  Erzeugnissei 
mit   den    prämiierten    in    keiner  Beziehung 
i,   gilt   als  Delikt  (Art.  21  ff.).    Diese 
Delikte  mihi,  wenn  nicht  fahrlässig  b  gangen, 
mit  Strafe  (30—2000  Francs  oder  Gefängnis, 
3  Tage  bis  zu  1  Jahn,  die  beide  verbut 
im  Rückfall  auf  das  Doppelte  erhöht  werden 
m,  bedroht  Schadenersatzanspruch  steht 
ausserdem  dem  Geschädigten  zu. 

Klageberechtigt   ist   nicht  nur  derjenige, 
in  dessen  Rechtskreis  durch  das  Delikt  ein- 
wurde  (Markeninhaber,   Fabrikant 
oder   Kaufmann,  der   in    der    fälschlich    an- 

enen    Ortschaft     seine    Niederlass 
hat  etc.),  sondern  auch  der  gi  täuschte  Kä 
Auf  ähnliche  Handlungen  wie  die  durch 

findet  Art  50 

Obhgationenrechtsgesetzes  Anwendung. 

Als      weitere      Schutzgesetze     kommen 

tlich    noch    in    Betracht   die   Gesetze. 

betr.  Patente  und  Muster  und  Modelle  (1888). 

Ein    Gesetz    betreffend    den    unlauteren 

erb  ist   am    11.   Oktober   1900  für 

Basel-Stadt  erlassen  worden,  das 

sich  wühl  im  allgemi  inen   an  das  deutsche 

.    1896  anlehnt,  aber  doch 
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pke  Abweichungen  aufweist.  Der  Reklame- 
,]    wird    ähnlieh    wie    im   §   1    des 
'       ,,,     lieichsgesctzes    hehandet,    nur 
Bewusstsein  der  Inwahrhei der 
gefordert  (§  1).     Verboten  ist  die 
erg„u,  des  Verkaufs  einer  mit  Preis- 
eD    ,der  ausgestellten 
,  dem  angegebenen  Preise     Angabe 
.,.  preise   in   der  Landeswahrung  ist  u>r- 
,1  Sehen       Diese    müssen    sich    auf    das 
Gliche    Mass    und    Gewi 
?nur  durch  den  Handelsbrauch  ge- 
,,,„,,      ausnahmen    (für    Waren,    die 
ausländisch        VJ        und 
IU    einer   bestimmten  Grosse 
„  Gefässe ler  überhaupt  in   einer  Ein- 
verkauf« werden)   sind  zulässig. 
.  ,ügiich    der    Herabsetzung   der   Kon- 
urrenten   und    des  Verrats .  von  Geschafts- 
bsgeheimmssen   sind  die  Bestm 
§   5.  6)   ähnlich   denen   des  deut- 

:  .;,  |]  ;<ve  etzes 
ealirdfiir  die  Veranstaltung  eine 

reiwmig°en    Au  ^    ™  ^DiS 

i.l..1.:irt.-n..-nt^    -Moniert .ß     )■     £i £Se 

larf  für  einen  Totalausverkauf  in  der  Kegi  I 

,n8  ein  Jahr  nur  Geschäftsinhabern 

[lie    lüindestens   zwei  Jahre 

rbsmässig    mit  den   zu  liqiu- 

en  gehandelt  haben. 

ieifügnug  von  Waren,  du 
~   des    Gesuchs   nicht   vorhanden 
,,,,.    Ausnahmen  können  von 

äer  Poh  ei  bewilligt  werden 

Teilausverkäufe  sind  buchstäblich  baison 
rkäufe.  Einem  Geschäftsinhaber  werden 

:kßegel  zwei,  von ,   denen  keiner  über 
^wei  Woc&n  dauern  soll,  gestattet     Andeie 

Teilausverkäufe,   z.  E.   bei   Gelegenheit    d<  3 
Slwechsels  oder  des  Tebergangs  des  Ge 
Etes  an  einen  anderen  Inhaber,   werden 
auf    höchstens    vier  Wochen    innerhalb 
,        bewilligt.     Die    Übertretung 
hriften  der  §§  1,  o  und  6  ist  mit 
°  is  bis  zu  sechs  -Monaten  oder  Geld- 
Sb      2000    Francs    lauf    Antrag   eines 
Konnten    oder    eines    Verbandes    zur 
erung  gewerblicher  Interessen)   dm  der 
:,,,    Bestimmungen    mit    Geldbussi     W 
Kranes   oder  Halt  bis  vier  \\ochen  be- 
•     _   Jedem    Geschädigten   bleib,:;.,  die 
[rechtlichen  Ansprüche  nach  Obhgationen- 

!  vorbehalten. 

VII.  Deutschland. 

In  den  gemeinrechtlichen  Gebieten  würde 
mar T  durch  eine  sachgemässe  Anwendung 
toaclrL  eine  Rei&  von  Thatbeständ^n 

unlauteren  Wettbewerbes ;  und  zwar  die 

Isten    Missstände   wenigstens  civ^reeht- 

haben    fassen    können.     Kohle. ,    dei 

e     Vorkämpfer    für    eine     Unter 

druckung-  des  unlauteren  Wettbewerbs  durch 


die  Rechtsprechung,   hat 

Jahren  '    '    , 

wohl   .-.■     i  B  ericht    schon .1881 

denal-  hädlich  Verfahren 

in    der    Erai 

concun 

,,  inen  Rechtspnncvpien   (a.  1382 
litlich  erachtet  wird      pi 
Sicht   einmal   in  den  n  m    Eranzi 

Givilrecht       !    I 

Qd3    ist    man   zu  einer 
'civürechtiichen  Bekämpfimg  des  unlauteren 
Wettbewerbes  TOrgedruug 

Selbstverständl 
Praxis  hier  versagt   obwohl  das ,pr 

i        rechts 
,    sobald    cüese  .Schadensersatz- 
auf den  Nachweis   einer  ohne  RecW 

Schadenszu,  «  «^      ' 

ähnlicher  Bestimmungen  des  hayen 

sehen   Landrech 

'w   sächsischen    bürgerm  he -  ■■  ou  o 

5en  ßechtsgebieten 

rW  F.rfol'1'  kein  anderer. 

Die    deutsch      G         gebung    hatte    nur 
wen£e  Vorschriften,  die   gegen    besümmte 

n-pwährten      -  '  das  alte  H.tj.b.  (Art.  _>.-.> 

:„   ;    Normen     zum    Schutz, 
FirmSssbrauch  und   ausser  den  Gese 
Lm  Schutze  der  Urheberrechte  an  Schritt 
und  Kunstwerken,  Photographieen,   das  1  a- 

',,-■(/  dessen  §  W  die  Patentanmas 
STÄfe    bedroh,    namentlich aber^  das 
u   ,'    n«f>butze:esetz   von    Js<-1   und   aas  au 
"       ....,,.n0   Reichsgesetz    zum 
e   der  Warenbezeichnungen, von ^ 
Mai    1894    das    ausser    dem    Rechtsscnmze 
Tathahmung  der  eingetragen 
en  in  seinen   §§  lo  und  16  ubei  den 
nSen  Zweck  des  Gesetzes  hinausgreifend 
fne  praktisch  sehr  bedeutsam« .Gattun, 


unlauteren  wenoe«»»,-      -   ,.va„f«stelle 
des  Publikums  bezüghch  der  Veika^ifssl 

fnnbefuffte  Verwendung  der  Ausstattung  eiu^ 

|S  geographischen  1 

S    Waren    behuf!    Irreführung    über   Be- 

SaffenTeit   ^d  Wert  der  Wa 

mit  Schadenersatzpflicht  bedroht    vgl. 

I  -i  -,,.  Uri    V  S    636 ff.  und  unten  SUD  i"i. 
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iieillose  Schädigung  des 

eb        ge  fen     unredliche 

urrenz  verlangten.     In   teilweiser  An- 

ii-eits  früher  zurGewei  be 

f§   ]  16c),    hauptsächlich    die    Be- 

■     schwindelhaften    Reklamen 

111        abi  c   nichl    erle- 

-    wurde   die   Aufnahme    des 

*  Lob  in  «las  Gesetz  (von  R<  i  ren) 

Wer  zum  Zwecke  der  Täu- 

ing    in  Handel    und  Verkehr 

und  Erwerb,  üb  >r  besonder*  E 

schafti  q    und    Lus .  ei  dnungen   von   Waren, 

1        fori  Lte,    den   Anlass 

Zinn  Verkauf  oder  die  Preisbera essung  falsche 

macht,  welcb    geeignet  sind,  über 

oheit,    Wert    oder    Herbmft     der 

:i  Irrtum  zu  erregen,  wird  \ 

haltlich    des    E  anspruchs    des 

mit  Geldstral  i  bis  zu  3000  Mark 

bis    zu  .;   Hon  iten  bestraft. 

chl    kann    am-li,  wenn  die  Voraus- 

imd    819    der  Civil- 

irliegen,  auf  Antrag 

di  r  Beteiligten,  dem  derlichen  Nach- 

ind,  im  Wege  der  einst 


g     Anordnungen    tri  fi   □ 
zum  Zweck  der  Tän- 
mg  bewirkten   Veranstaltungen  und  An- 
küi  ,.  zu  verhindern«. 

Mil     Recht    bekämpfte    die     Ri 

das  weite  Gebiel  de 
ren     Wettbewerbes     nicht    vollständig 
döpfend.     Man   konnte  nicht    im  Hand- 
umdrehen eim    o  31  liwierige  und  verwickelte, 
mg  und   Vorbereitung  be- 
dürftige Materi     erledigen.     Der  Reichstag 
beruhigte    sich    infolge    einer    Zusag     i  e 
.   n    Bötti  in  i     dem   Reiehs- 
iei    G 
urf    zur    Bekämpfung    des    unlauteren 
Q,der  darauf  ab 

u  Gi  bi  ■     rer  Gewi  i  be- 

{Jäti  i    und    Glauben    zur 

11     :  »I  D    . 

Versprechen   ]  die    Reichs- 

im  Januar  189 
'"n    eines  Gesetzes    zur    Bekämpfung 
es     (Entwurf   i 
und  -Lau  Reii  bstag   ■■    de  te 
1  "'"r  Berück  ichti  dem  Entwurf  I 

:  Kritik   wurde   er  i 
Prüfung  unterstem    und  in  abge 
'  m  Mai   1895  (Entwurf  H) 

•'ii  Bundesral  gebrai  dt.  Luch  dii  er 
wurde  etv  i  ab  p  äi  di  ri  am  !.  Dezember 
L895  (Km warf   Uli  dem   R  TOrge- 

ntlii  I  e   Li  nd<  i 

■    Reici     . .,  „.    So 

'Sl    das    Reichsge    >tz    zur  Bekam]    u 

ettbi  v,  rbes  vom  7.  Mai    1896 
■  ■       gi  kommen. 
Das  Deutsche  Reich  bi   -  dritl  mil  di«  äem 


e,  e r  sorgsamen  und  achtunggeb 

tenden   Arbeit,  eine  neue,  bisher  m 

tri  tene  Mahn,   indem    es  durch  ein  Sei 
In     verschiedenen    Formen    des    unla 
Wettbewerbes  gerichtetes  Speoialgesel 
I  ebel  zu  bekämpfen    sucht.     Dies,.  Art  dl 
gesetzgeberischen  Vorgehens  kam 
lulligt  worden.     Eine  allgemeine  prineipie 
Regelung   durch  Aufstellung   eines    R 
Satzes  wäre  vorzuziehen  gewesen,  denn 
bei    grösster   Specialisierung   der   Gesetz" 
l'iiiig  ist   es   nichl   möglich,  für  die  so  vi" 
;-e  faltigen  Schleichwege  des  Verkehrslebei 
mil   den  sich  stets  verändernden  man 
hgen    Formen    unredlicher  Veranstall 
entsprechende     individualisierende    Ni 
im  voraus  aufzustellen.    Eine  solche  kasui 
tische    Behandlung   birgt  die   grosse  (letal 
in  sich,  dass  sie  gegenüber  neuen  odei 
erwähnten  Formen    des  unlauteren  Wettb 
werbes  versagt,    während    der    Richter 
Grund    einer    principiellen    Norm    die    . 
scliiedenartigsten  Fälle   treffen    könnte,  un 
ferner  die,  dass   sie  die  Freiheit  der  heu, 
giing  auch  des    redliehen   Verkehrs    di 
Und  in  der  Tiiat  hat  diese  ineine  vor  Ki  Li- 
des  Gesetzes    (in    der    1.    Auflage) 
sprochene    Auffassung    in    manchen    Erl 
Hingen  der  Praxis  ihre  Bestätigung  gefi  tid 
|  Li     dann    lebhafte    Beschwerden  der    In  be 
Ligten    Kreise    über    ungenügenden    Rechts 
schütz  hervorriefen. 

Dass    das    Gesetz    aber    in    Bezug    ,u 
schwere  Formen  des  unlauteren  Wettbei 
sich  nicht  mit  einer  civilrechtlichen  Reaktioi 
begnügte,   sondern   sie   zu   strafbaren    L'bal 
beständen  macht,  kann  nur  gebilligt  werdeu 
Es  handelt    sich    hier   um    eim     verletzuoj 
•\<'<    öffentlichen    Interesses    und    um 
Verletzung    von     Rechtsgütern.       Gewiaa 
Formen    des     unlauteren   Wettbewerbes   er- 
wiesen  sich   geradezu  als  gemeinschädlioh 
Kino   Ergänzung  des  Reichsstrafgesetzbucbi 
hätte  aber   das  Bedürfnis  nach  Strafrechts 
schütz  am  zweckmässigsten  befriedigt. 

Das  Gesetz  will  nur  einige  der  Haupt- 
arten des  unlauteren  Wettbewerbes  treffen 
und  zwar  solche,  deren  häufiges  Vorkommen 
besonders  zu  Klagen  Anlass  gegeben  hat. 

1.  Firmen-  und  Nameiimissbrauch. 
1  i  ter  den  nur  gegen  bestimmte  Konkur- 
renten gerichteten  Formen  des  unlauteren 
Wettbewerbes  ragen  hervor  die  Mittel,  die 
eine  Täuschung  über  die  Person  eines  Gi  - 
werbsgenosseu ,  eine  Verwechselung  be- 
zwecken. Der  Missbrauch,  die  Zugl 
du  ein  Name,  eine  Firma  im  Kruse  de 
Publikums  besitzt,  auszunützen,  die  Kunden 
über  die  Identität  der  von  ihnen  bevorzugten 
i  quellen  zu  täuschen,  hat  in  den  letzten 
Jahren  in  bedauerlicher  Weise  überhand 
genommen. 

In  gewissem  umfange  war  allerdings  für 
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W  ;1IU  1I''H       """      -1" 

ifstellt.  ,   ein   £  :'-    m. 

,   der  duieh    den    u  i  Gebrauch 

•r   Firma    in    s         iß1  chteu    Vei 


rnbaber  von  Firmen  durch  das  Handels-         FirmenschxYi 

u.t     Firma     oben    Annahm-    - 

■        de    Grundsätze    i  '- 

xv  Li,  ,',    und    U^ehliessliclikeit    da 
»ahrheil  Aus  ^ 

Phantas 

wissen  Z 

:  ,„    e     ÄS    Publik     i 
h  fe  neu  Rechtsschüt  staltu-gen,  die  das  Re 

Int  eiueu  Kecm      ",'\-    nrJ  Firma    auszubei  rsuchen, 

StA."-  SÜ  ™«d 

-""  SB  SÄ  "-£  £3. 

,  Warenzeichens),    in    Briefen 

.  F  Caer    so   der  Nürnberger  Welt&rma  A.  W    Jjafiar 

i|r;-         SS    .SS: 

I 

■Mi  £=s  |v« 

ei  a 

SH 

--    Gewerbetreibende,    die    einen   offenen  schritt,  die  ^TSfSKmiur              ^ 

,hren  der  Firma                  SeTterVorziuufen 

mit   mi                                -  stehenden  ^CTWcaa£~    Name     (auch 

:  unebenen  Vornamen,  und  Kaut  iet     ist      ^    u^ld;m  aucn  ,:Ue 

'"        El  "ines  ÄbScnäftes  (»gol- 
.„ssenseite  oder  am  E  *■   Bezeichnung  ^J™    - 

,  der  Wirtschaft  in  deutlich  lesbarer   dene  1  ™er  ^ler) 

ift  anzubringen  haben.    Die  Anbringung  und  ZeitaJgsütel     . 

Firma    -enügt.    wenn    diese    mit    dem   Benutzung    di  ^  ^ntte  ge biektiv  die  MS ■-- 
cbäftsinhabers  übereinstimmt,   nügt  aber  nicht,  dass  nur  objeküx  d  e  iftog 
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liehkoit    einer    solchen    Verwechselung   ge- 
I    d    is  muss  i  ine  di  lose  Ab- 
vorhanden sein.     Dem   Gebrauch  des 
nnung  muss  die  Ab- 
sicht, olche  Verwechselung  herbeizu- 
führen, zu  Grunde  liegen. 

Durch  dieses  Verbot  sollte  auch  eine 
Beschränkung  im  Gebrauche  des  eigenen 
Nami  sjenen  Firm.!  ein- 

en, um  auch  Schwindeleien  der 
angeführten  An    zu   verhindern.     Dm 
Bi  &  Kränkung  aber  ni<  h1   über  das  zu- 
■■  Mass  auszudehnen,  hatte  Entwurf  Jl 
I  rochen,  dass 
die  Rechtsfolgen  der  Debertretung  di     Ver- 
-    nur   dann    eintreten,     wenn   bei   der 
Benützung  di  i)  Namens  oder  der 

Firma  eine  andere  Absicht  als  die  der  Her- 
vorrufung'    von     Verwechselungen     ausge- 
erscheint«.    §  8  des  Gesetzes  hat 
zwar  j  6  Abs.  2  des  Entwurf  II  nicht  aufge- 
nommen,  hält   aber   nach    der  Begründung 
rauch  des  eigenen  Namens  für  un- 
i    Herbeiführung  von 
Verwechselungen  bezwi  ickt. 

Die  Debei'tretung  dieses  Verbotes  des 
-  3  ziehl  die  '  itung  zum  Ersatz  des 

-in  Rechtssphäre 

Riffen    wird,    nach    sieh.      Ausserdem 

en  auch  ein  Anspruch  auf 

der    missbräui  blichen  Art  der 

Benutzung  zu. 

2.  Herabsetzung  der  Konkurrenten 
(Betriebs-   oder  BLreditschädigung).    Zu 

drängung    eines    Eonkui  i 
bezwi  hört     auch     die 

Herabseti  I         u  >en,    der    Waren 

dessi  i.     "Die    französ 

:hung    ging   soweit,   jede   schädi- 
e  Kriiik  bsgenossen 

■  im  orreni  e 
ssig  zu  erklären,  si 

■  r,  aber  für  den 
scha- 
llt —  eine  durchaus 
reibung  des  Begriffs 
Entwurf  §  6  legt  da- 
Hauj  mf  die 

Wahr  aben.   Eine 

Herab  i  renisl 

i  sie  den  Thatbesta  d   Leo  B 
erschöpft    (§    185  ff.    R.Str.i 

erleumdi         er  Bi  - 
q,   der   wider 
auf    ein,  | 

ver- 
Uredit  zu  gefährden 
ist. 
Entw  urf  1  §  4  1  te  aber  au 

dem    Kri  d  ch     den    Absal 

'  ichtsgüter,    während    §  6 

i  ni  Verkaufsthütig- 


keit,   sondern   den  ganzen  Komplex  der  _ 

schäftlichen    Thätigkeit   zu   treffen. 
des  Rechtsschutzes  bildet   sowohl  die  I 
des  Geschäftsinhabers  oder  Leiters  de 
schäfts,    z.    B.    des   Direktors    einer    F 
eines  Hotels,  als   auch   die  Waren  od 
werblichen    Leistungen.      Der    Rechts 
erstreckt  sicli  also  auch  auf  die  Betrieb 
Handwerker  und  Verkaufsstätten  der  I 
wirte. 

Die  Herabsetzung  i  »Anschwärzung  | 

Lert  : 

a)  Aufstellung    oder   Verbreitung 
Behauptung     tliatsächlicher    Art     üb 
Erwerbsgeschäft    eines    anderen,    mag 
Behauptung  das  Geschäft  in  seiner  Total 
betreffen,    z.    B.    Einstellung    des    B 

Fabrik  infolge  eines  Brandes,  oder 
ein    einzelnes    geschäftliches    Vorkomm 
z.  B.  in   ein   Fass  Bier   sei    eine  tote 
gefallen,    ein   von   einer  chemischen    Fab 
I  uil:  "stelltes     Arzneimittel      enthalte 
Eine  kritische   Bemerkung,   ein    Erteil   * 
das,  der  Leiter  eines  Geschäfts  besitz, 
die  notwendige  Befähigung  oder  dieses 
spreche   nicht  den  Anforderungen  der 
zeit,  genügt  nicht. 

b)  Die  Behauptung  muss  geeignet 
den  Betrieb   des  Geschäfts   oder  den  Kri 
des  Inhabers  zu  schädigen.     Die  Schädigi 
muss  aber  auch  tliatsäclilich  eingetreten  - 
denn  die  Schadenersatzpflicht  hat  doch  eis 
Schaden  zur  Voraussetzung. 

c)  Eine    weitere  Voraussetzung    ist    <\\- 
dass  die  Behauptung  nicht  erweislich   \ 
ist,  dass  also  der  Wahrheitsbeweis  nicht  ei 
bracht    werden    kann.      Die    Beweispfli 
Liegt    schou   nach  allgemeinen  Rechtsgi 
Sätzen  dem  Behauptenden  ob. 

d)  Ferner  muss  die  Behauptung  zu  ZwecS 
des  Wettbewerbs  erfolgt  sein. 

e)  Subjektive  Voraussetzung  ist  Dolu> 
die  Absicht  der  Kredit- oder  Betriebsschädi 
gung  muss  vorgelegen  haben. 

Dass  man  den  Dolus  zur  Voraussetzung 
strafrechtlicher     Verantwortlichkeit     ti 
ist  zutreffend,   weniger  begründet  ersc 
es   aber  auch,   die  civilrechtliche  Haftungs- 
verbindlichkeit   von    dessen    Vorhandene 
abhängig   zu   machen.     Denn    das   objektive 
Schadenersatzprincip    kommt    an    und    iiii 
sich    m    unserem    Rechtsleben    mit    Recht 
immer  mehr  zur  Geltung,  indem  eine  civil- 
rechtliche  Verantwortlichkeit    ohne    Schuld 
anerkannt  wird.   Der  ursächliche  Zusami 
hang  zwischen   der  Anschwärzung   und 
ligung   sollte   zur  Begründung  der 
Flicht  genügen.    Zudem  ist  bei  solch 
anschwärzenden    Mitteilungen    zumeist 
wenn   auch   nur  geringer  Grad  von   S 
ein,-  gewisse  Fahrlässigkeit  vorhanden,    was 
für  die  Verteilung  der  Schadenslast   in   Bi 
t  rächt  kommt. 
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Um    nun    die   für  den  Geschäftsverkehr 

.      11    . ,,    srhluüvi  .    stellt    %   b  AI'-.  -   an 
,svon.u.t..ne    dos    Nlchtvorhandon 
Dolus   auf.    falls   der  Mittel 
1,,,-  Empfänger   der    Mitteilung    ein    berech- 
•  an  ihr  hat. 

liäftlichea  Auskunft» 

tanc  gewährte   Schutz    geht    zu  weit, 
auch    für  diese  muss  die  grösste  Gewi 

I  Sorgsamkeit  gefordert  we, 

segensreichen  Folgen  der  Ei, 
„„    sieh    nicht    ins    Gegenteil    verb 
Es   kann  nicht  Absick    d       ' 
,.:  sein,  einen  Fr,  auf  leicht! 

iinfte    zu  erteilen.     Die  Auskunft  muss 
T  Form  bestimmt  zeigen    i  I 
nur  Vermutungen  enthalten  oderver- 
,r   sind.     Deshalb    verdient,:,    derVoi- 
_   des   deutsehen  Vereins  3chutz 

ewerblichen  Eigentums,  §  6  Abs.  i  zu 
W,  Beachtung.    D  ^e%WfnTr 

Vorschlag,  die  Rechtswirkungen  m  §  b  nur 
ten°zu   lassen,    wenn    die  Behausung 

»zum   Zwe  ke     Les    « 

angenommen  wurde,  kann  nicht  für  . 

ltet  werden.     Es  ist  schwer  einzus 
warum  eine  etwa  aus  Bache  vorgenom 

ivwärzung    den    Thäter    haftfrei   lassen 

ädigten   steht  zu  ausser  dem 
Anspruch  auf  Schadenersatz  ein  solcher  auf 
der   Wiederholung  oder    Ver- 
breitung der  Behauptung. 

Visier    diesen     rivilrechtlichen     1 
zieht    aber  die     Anschwärzung     au  b  strat- 
rechtiiehe  Wirkungen    nach  sich,    aber  nur 
Leu  Fall  dei   bewussteu  Unwahrheit  der 
Behauptung    (§  7).     Ganz  im  Einklang ;  ! mit 
ILStrGB    §187    trifft   also    Kriminalstrafe 
(bis  iöÖOMark   --1er  bis  1  Jahr  Gefängnis) 
.,.  der  die  schädigende  Behauptung 
:    oder  verbreitet  hat  im  Bewusst- 
der   Unwahrheit    derselben.     Das    .     - 
,    ist    Antragsdelikt.     Im    Falle    eines, 
lrteusnachV  ^t  dem  Verletzt 
ruis  Zur  Veröffentlichung  der  \  erurtei- 
tang°auf  Kosten  des  Verurteilten  zuzuspre- 

CheNÜh1§)824B.G.B.  zieht  die  Aufstellung 
und    Verbreitung    unwahrer   Angaben 
den  Kredit  eines  anderen  zu  gefährd 

5tige  Nachteile  für  dessen  Erwerb  oder 
Fortkommen  herbeizuführen  geeignet  sind. 
wenn  der  Aufsteller  oder  Verbreiter  die 
Unwahrheit  zwar  nicht  kennt,  aber  kennen 
muss.  die  Verpflichtung  zum  Schadensersatz 
nach  sieh.  §6  des  R.G.  v.  27.  Mai  189b 
bleibt  aber  auch  nach  dem  Inkrafttreten  des 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  in  Geltung  für 
Behauptungen,  die  zu  Zwecken  des Wett- 
bewerbs aufgestellt  werden.  §  841  aes 
Bürgerhchen  Gesetzbuchs  ergreift  aber  alle 


übler   Nachrede, 

Ereditge- 


fährdu  6  R.G.  *.  L896)  Lunaus. 

:;  Trügerische  Reklame.  D 

Reklam 

und  Wort,  in  ß 
machenden  Lob] 
verletzten    oft    den 

wäre  Sache  des   Publiku  m   markt- 

taktiose    1  durch 

leachtung  Stellung  zu    nehmen.    Aiir- 

des  tag  ibers    kann 

ächwindelhafte  ßekl 
Lie  durch  I 
anzulocken  suchen  und  die  reellen,   solche 
Bähenden   JVhtbewerl 
rung   ihrer  Kui   - 
,;,,  Auswüchse  des  B 

,.„,,      _.    .;.     in   den  beteih 
,    des  Handels    u.  Handwerks 

das    Verlangen    nach    g  ^utz- 

geln    wachriefen,    und    • 

auch  an  die  Spitze  des  Gesetz    .    E     .yurtJ 

Form  ■  une  sich  ä  i 

Vorsi  "vT" 

..eher 

a-kehr    überhaupt. 

Mi,   Recht   hat  Entwurf  II   und  III  und 

,  und 

•     ^punk      M 
h  auch  für  manche  harn 
mSchrei  oder   nur   über  reibende 

kindliche    Rechts,;. 

L,  und  sich  a 

l  Zahl  von 

B         ,     bezweel 
schränkt. 

Proklamierung  Lite  auf  Wahr- 

heit würd  schäftlichen  Verkehr   zu 

am    Onzuträg  Wbrt   und   die 

Kr  die  Wahrheit    einer 
jeden  Kaufmanns    oder 

Leines    Gehilfen   im   Betriebe    des  Harn 

len    Denunziationen     und 

EräenProz, 

Fs   ist    fraglos  i  ass    die    dm 

Streno-e    to  den    NutZGn 

e£er8      l 

hatten    und  Ä 

Freiheit  au  ächaftsverKenr! 

B 

S*a3B  ?£ 
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»macht  sein,  es  genüg!  also  nicht, 
wenn  der  Verkauft  ■    seiner  Kunden 

über  ei  :  erische    \ 

icht  hat. 

l.i  '  quss  ferner     ■  igm  I  sein, 

Anschein  enAn- 

\   raurufen.      1  las    ist    zu    unbe- 
it    und   hängt  zu  sehr  n  t>j<  ktiven 

Eindrücken  ab.     Das  Gesetz  fassl  nicht  jede 
unrichtige  Angabe,   sondern  nur  eine  solche 
sächlicher  Art  und  zwar  über  Beschaffen- 
Herstellungsart  oder  die  Preisbernessung 
v   o  rblichen   Leistungen, 

die    Art    des   Bezuges  (neu  im  Ent- 
wurf III).  über  die  Bezugsquelle  von  Waren. 
den    Besitz    von  Auszeichnungen   oder 
über  'Jen  Aula--  oder  Zweck  des  Verkaufs 
als    unlauteren  Wettbewerb   auf.     Im    Ein- 
klang  mit   der  im  1.  Suppl.-Bd.  S.  881  ge- 
macht ag  hat  der  Reichstag  eine 
ralklausel    in    §  1    aufgenommen   (»ge- 
schäftliche   Verhältnisse   insbesondere«),    so 
-•    bestimmten    Arten     nur     mehr 
ii'liiikativ  gebraucht  und  einem  höheren 
meinen    Begriffe    untergeordnet    sind. 
1  »er  Biehter  kann  nun  auf  alle  unrichtigen  An- 
□    thatsächlicher    Art,    sofern    sie    zur 
Irreführung   geeignet  sind,    den  Begriff  des 
ateren  Wettbewerbs  anwenden    und  in- 
ner solchen  exemplifikativen  Fassung 
schränkt  bleiben  auf  die  im  §  1  an- 
n,    allerdings    am    häufigsten    vor- 
len     Fälle     lügnerischer    Angaben. 
Derartige    Vorspiegelungen    über    die    Be- 
deit  der  Ware  (z.  B.  leinene  Taschen- 
unter Angabe  eines  geringen 
Schaufenster  ausgelegt,  im  Laden 
werden    dem   Käufer  nur  halbleinene 
sind  für  den  Kaufliebhaber  vielfach 
mmend,    ebenso    auch    über    die    Her- 
iingsart,  ob  Hand-  oder  Maschinenarbeit, 
'    Verkäul  Waren   selbst  herge- 
stellt  hat  oder  nur  als  Zwischenhändler  feil 
und   Bezugsquellen   (  ohne  Zwischen- 
händler .     Karawa  .     in  Eis   ver- 
'  -widrige  Angaben   dieser 
Art    lecken   Kunden    an    und   entziehen    sie 
anderen,  sieh  solcher  Mittel  nicht  bedienen- 
Konknrrenten.    In  diesem  Sinne  wirken 
reschäftsmann  schäd- 
Lngaben    über  di     Prei  - 
teung,  z.  B.  10%  unter  dem  Eänkaufs- 
I  i    die  Waren    werden  im  Schau- 

t  einem Irigen  Preise  bezi 

und  jedem  Kanu-  bhabei   wird     rklärl    da 
äl    ausverkauft    sei.     Die 
hal     len  Zweck   erreicht    und  di  r 
Kundi  in    den    meisten    Fällei 

-    nicht   verlat  i    ne   die  Ware  zu 

■  ■  ■<  I  .mii  /n  habi  ii     Dass 

Waren    und    gi  werblichen   l 
auch     landwirtschaftliche    Ek  und 

i 


ständlich    und    hätte  nicht  einer  bi 
Eervorhebung  im  §  1  Abs.  5  bedurft. 

Gegen   falsche  geographische  Herknufts- 
augaben    hat   schon  das  Warenzeichengesetz 
von     IS9J    einen    Rechtsschutz    gesch 
S,    16    desselben    untersagt    nämlich.   Vi 
oder    deren  Verpackung    oder    geschäftliche 
Ankündigungen  mit  einem  Staatswappei 
mit    dem  Namen  oder  Wappen  eines  Ortes, 
eines  Gemeinde-   oder  weiteren  Kornniunal- 
verbandes    zu    versehen    zum    Zwecke    der 
Irrtumserregung'    über    Besehaffenheil 
Werf  der  Waren  oder  solche  in  Verkehr  zu 
bringen  oder  feil  zu  halten.    Rechtsfolge  des 
Vergehens,    das    von   Amts   wegen    vei 
wird,  ist:    150-  äimii  Mark  Geldstrafe 
Gefängnis    bis    zu    6    Monaten.      Auf   soge- 
nannte   Gattungsnamen,    d.   h.   Namen,    die 
nach   Handelsgebrauch   nicht   die   Herkunft, 
sondern  nur  die  Gattung  bezeichnen    seilen. 
z.    B.    Frankfurter    Würstchen,    Nürnb 
Spielwaren,    Bordeaux,    erstreckt    sieh    das 
Verbot  nicht. 

Durch  §  1  des  Gesetzes  von  1896  soll 
dagegen  eine  Schädigung  durch  ai 
falsche  Angaben  über  die  Herkunft  der 
Waren  hintangehalten  werden,  z.  B.  Konkurs- 
waren, Domänenbutter,  aus  der  leistungs- 
fähigsten Fabrik  bezogen. 

Auch  das  wahrheitswidrige  Sichberühmeri 
mit  dem  Besitze  von  Auszeichnungen  (z.  B. 
Ausstellungsmedaillen,  Diplome,  Preise  bd 
einer  Preisbewerbung  werden '  auf  Geschäfts- 
briefen etc.  abgebildet,  im  Verkaufsinka  1  auf- 
gehängt) erweckt  im  Publikum  den  Glauben 
einer  besonderen  Leistungsfähigkeit  des  In- 
dustriellen oder  Händlers  oder  einer  vor- 
züglichen Qualität  ihrer  Waren  und  schädigt 
die  Mitbewerber.  Die  gewerblichen  Aus- 
zeichnungen kommen  hier  in  erster  Linie  in 
Betracht,  während  die  Anmassung  von  I  Irden 
und  Titeln,  z  B.  Hoflieferant,  teilweise  schon 
durch  §  360  Ziff.  8  des  R.St.G.B.  mit  Strafe 
bedroht  ist. 

c)  Die  Patentanmassung  ist  schon  durch 
das  Patentgesetz  zum  Delikt  gestempelt. 
8  40  desselben  bedroht  nämlich"  mit  einer 
träfe  von  3—1000  Mark  denjenigen; 
der  Gegenstände  oder  deren  Verpackung  mit 
einer  Bezeichnung  versieht,  welche  geeignet 
i-t.  den  Irrtum  zu  erregen,  dass  die  Gegen- 
stände durch  ein  Patent  nach  Massgabe  des 
Patentgesetzes  geschützt  seien.  Gleicher 
Strafe  unterliegt  derjenige,  der  in  öffent- 
lich n  Anzeigen,  auf  Aushängeschildern,  auf 
Empfehlungskarten  oder  in  ähnlichen  Kund- 
gebungen eine  derartige  Bezeichnung  an- 
wendet, also  beispielsweise  D.R.P.  Die  Straf- 
barkeit wird  nur  durch  die  Simulierung 
eines  deutschen  Reichspatents,  nicht  dun  b 
die  eines  ausländischen  begründet.  Da 
namentlich  infolge  des  deutschen  Vor- 
prüfungssystems   die    Patenterteilung    eine 
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lilung  des  geschützten  Gegenstandes 
,thjM,  so  erscheint  die  Strafandrohung  gegen 

tnmassung  auch  unter  dem  Gesiehts- 
unltt  der  schwindclhafteu  Reklame  gerecht- 

Gebrauchs-.    Geschmacks-    und    Muster- 
esetze    kennen    keinen  Schutz   gegen 
5Sung.       Durch     die     Annahme     des 
|,lages     einer      nur     exemplifikatiyen 
assung     werden     auch     falsche    Angaben 
■  ■    Vr(    a-etroffen    und    auch  in  Deutsch- 
en eiviireehtliehes  Einschreiten  wegen 
er  Behauptungen,  wie    einziger  Fabri- 
einzige    Niederlage   ,     ermöglicht, 
der    beim    Publikum    hervorgerufene 
als     ob    diese    Waren    m    keinem 
u  Laden  käuflich  wären,  enthält  eine 
Schädigung  aller  Kaufleute  etc.  dergleichen 

twurf  1  hatte  noch  unrichtige  Be- 
ugen .über  die  Menge  der  Vorräte  . 
L0000  Winterüberzieher  und  dOUUU 
die  sich  in  Ankündigungen  so  wider- 
wärtig breit  machen,  würden  dann  wohl 
verschwunden   sein,     man    wird    aber 

da 


doch   die    spätere    Streichung    billigen, 

tige     Marktschreiereien      wohl     kaum 

stiften   werden,   andererseits   aber 

ir    von    Denunziationen    der    Kon- 

nz   mit   einem    Eindringen    in   interne 

lättsverhältnisse    bedenklich    gesteigert 

i 
Praktisch    weitaus  am   wichtigsten    und 

Beschwerden  Anlass  gebend  sind 

die  Vorspiegelungen   eines    besonderen    An- 

:    oder    Zweckes    des    Verkaufs.     Hier 

,  sich  namentlich  die  angeblichen  Kon- 

lusverkäufe  zu  einer  wahren  Landplage 

entwickelt,    sei    es    dass    die   Waren   uber- 

nicht  aus  einer  Konkursmasse  stammen 

dass    ein    Lager   aus   einem  Konkurse 

il't    wird,    die    verkauften    Waren   aber 

Nachsehiebungen    neuer    zu    diesem 

Zwecke    eigens  angeschaffter  Waren  ersetzt 

len.    Die  Tim 


maschinell   wegen  Umzugs,  Aufhebung   di 
Verlöbni    es    Todi  äfalls,  Brandunglücks,  die 

das    Publikum    zum    Kauf  anlecken. 

(1)  Die  gleiche  Rechtswirkung  wie  soL 
unrichtige    Angaben    haben    bildliche    Darr 
Stellungen  und  äonsti  i  die 

darauf    berechnet    und    geeignet    sind,    die- 
selben  /.u  ersetzen.    Nach  der  l'„ 
des  Entwurfs    ist    hier  an    solche   bildii 
Darstellungen  (Webstuhl,  Fabrikgebäude)  ge- 
dacht, wie  man  äie  häufig  in  Scha 
bemerkt,    die  beim   Kanter  di  o  Irrtum   er- 
regen,   als   ob   der   Besitzer    < 
selbst   erzeuge   oder  auch  eine    Fabrik    be- 
treibe,  eine  Täuschung,    die  die   Kaufsent- 
scliliessung  des  Publikums  manchmal  be    □ 
flusst. 

Die  Rechtsfolgen  des  Reklameschwindels 
sind  civil-  und  strafrechtliche. 

Civilrechtlicher  Natur  sind  die  Klagen 
auf  Unterlassung  der  unrichtigen  Angaben 
und  auf  Schadenersatz,  die  beide  gemeinsam 
geltend  gemacht  werden  können. 

Der  Anspruch  auf  Ersatz  des  durch  die 
unrichtige    Angabe    verursachten    Schadens 
kann  aber  nur  dann  gegen  den  Urheber  der 
Angabe    erhoben   werden,    wenn   dieser  die 
Unrichtigkeit    kannte    oder    kennen   musste. 
Der    Ersatzanspruch     steht    nur    dem    Ge- 
schädigten  zu.   der  Art  und  Umfang  seines 
Schadens  nachzuweisen  hat.    Der  Grundsatz 
der    freien    richterlichen    Beweiswürdigung 
kommt    selbstredend    bei    diesem    wie    bei 
n  Schadensprozessen  zur  Anwendung. 
Das  Gesetz   bezweckt   nur  einen  gesetz- 
lichen Schutz   der  Konkurrenten,    giebt   da- 
her dem   durch  den  Reklameschwindel  ge- 
schädigten   Käufer    keinen    Ersatzanspruch, 
sondern     überlässt     die    Entscheidung    der 
Frage    der  Zulässigkeit   eines  solchen  dem 
Bürgerlichen  Gesetzbuch. 

Die  Wirksamkeit  des  Schutzes  gegeu  die 
Folgen  der  schwindelhaften  Reklame  ist 
aber  bedingt  durch  die  Raschheit  seiner  Ge- 


3tt3EttXj^*r*^-*tt 


o  noch  gesteigert,  indem  man  den  Em 
druck    amtlicher    Leitung    des    Ausverkaufs 
Verwalter  .  Siegel  i  erweckt.    Die  un- 
aufhörlichen Nachschübe  machen  solche  Aus- 
verkäufe  zu   permanenten,  und   die  Urteils- 
losigkeit     weiter     Kreise     sichert     diesen 
lhaften  Ausverkäufen    einen    steten 
Zulauf.     Das  Publikum  benutzt   die   angeb- 
lich   mite    Gelegenheit,    versieht    sich    über 
ri   mit  teilweise  minderwertiger  Ware, 
,,!   längere  Zeü   sind  die  Mitbewerber 
-    und  Umgebung  durch  Vermmde- 
der  Verkaufsgelegenheit  nachhaltig  ge- 
ligt. .    , 
Ausser  diesen  Konkursausverkäuten  sind 
um  noch  die  gewöhnlichen  Ausverkäufe 
wegen    Aufgabe    des  Geschäftes,    dann   Ver- 
[Auktion)    von    Möbeln,    Pianos,    Näh- 

Handwörterl.uoh  der  Staatswissenschaften.     Zweite  Auflage 


dgl.    kommt    es    namentlich    darauf    an, 
präventiv    zu    wirken    und    zu    verhindern, 
dass  das  Publikum  durch  marktseli 
Ankündigungen   angelockt   und    den  reellen 
Gewerbsgenossen   die   Kundschaft  vielleicht 
auf  lange   Zeit  entzogen  wird.     Die  fr. 
sischen  Gerichte  haben  durch  ihr  sc 
Einschreiten  in  solchen  Fällen  sich  den  Dank 
der  anständigen   Geschäftswelt  errang 

Es  ist  deshalb  mit  Fr 
das."  auch    das    Gesetz   von    I 
richten    die    Vtögl  i  Ei*lassi  -  ""T1" 

weiliger    Verfügungen    zur    E 
Anspruchs  auf  I  ang  der  Schwu 

reklame    giebt,  fSJJ?  ,Ä 

Voraussetzungen   der   §§ 
fährdung  der  künftigen  ZwangsvoUstreckung 
und  Regelung  eines  |  sehen  Zustandes 
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in  Bezug  auf  ein  streitiges  Rechtsverhältnis 
zur    Al'V.  äentlieher     Nachteile, 

Gi  wall  und  ans  anderen  Gründen) 
der  Civil]  -  rdnung  zu  binden.    Sobald 

i.    _   i-  das  Vorhandensein 
§    I    glaubhaft    ge- 
macht   ist,    kann    d  ich)    eine    einst- 
weilige, den  konkreten  Verhältnissen  nnzu- 
issen. 
Zuständig    hierzu    isl    (§   3)    das    Amts- 
B  [e  den  Anspruch 
.    gangen    ist,    das 
auch            I     -t    zur   Ladimg   des   Gegners 
zur  Verhandlung  über  die  Rechtmässigkeit 
Verfügung  bestimmt  (§  942  C.P.O.). 

igt     zur     Erhebung    der    Unter- 
Iassui  bezw.  zur  Beantragung   einer 

einstweiligen  Verfügung  isl  jeder  Gewerbs- 
i  «  erbetreibenden,  der 
Waren  oder  Leistungen  gleicher  oder  ver- 
wandter Art  herstellt  oder  in  den  geschäft- 
lichen Verkehr  bringt  |,  also  nicht  nur  der 
unmittelbar    G  ■>.      Eine    räumliche 

Beschränkung  der  Klagelegitimation   dürfte 
sieh  wohl  empfehli 

Entwurf  I  hatte  die  Klagelegitimation 
auch  Verbänden  von  Gewerbetreibenden- 
zuerkannt.  1  »!•  -  Streichung-  im  Entwurf  II 
war  nicht  gerechtfertigt,  denn  diese  Ver- 
bändi  reine,  kaufmännische  Ver- 

eine,   Vereine    zui    Bekämpfung    der   Aus- 
wüchse  im    Handel   und  Verkehr)    sind    in 
erster   Linie   berufen,   als   Hüter   von   Treu 
und  Glauben  im  geschäftlichen  Verkehr  auf- 
zutreten.   Sie  lii    Sachlage   b 
objektiver   beurteilen   als  der  einzelne  Kon- 
kurrent, den  Ral  Rechts  :er  erholen 
eines  Prozesses  wagen,  wäh- 
rend  oft  der  einzelne  Konkurrent  ai  -ht  ge- 
neigt s,.in  wird,   sich  für   die  übrigen  mit- 
Konkurrenten   zu   opfern   und 
i                 umzusetzen. 
Lne    di  rartige    Vereine    haben 
auf  dem  Wege  der  Selbsthilfe  schon  schöne 
-e  im   Kampfe  gegen  unlauteren  Wett- 
bewerl               a    so   dass  man  ihnen  diese 
Waffe  nii-hi  vorenthalten  durfte.  DieWieder- 
llung  des  Entwurf  I  in  diesem  Punkte 
ist  daher  erfreu 

§  1  des  i  iesetzes   erb  Imlich  auch 

den  \    i  ,  /Mr  Förderung  gewerblicher 

aktive  Ki  i  ji  li  igil  imation  zu, 
soweit  die>e  Verbände  in  bürgerlichen  Rechts- 
streitigkeiten klagen  können.  Nach  §  _1 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  werden  solche 
Verbände  durch  Eintragung  in  das  Vereins- 
-    i  i  üt  er- 

g  können. 

Die  schwindelhafte  Reklame   nimmt  mir 

dann  st  ifreehtlich  zu 

ahndi  I  >  wenn  der  Thäter  die 

-    keil    seine)     Angaben    kannte,    also 

li    unwahre    und    zur  Lreführung 


iiete    (also    plumpe    lügenhafte    i 
treibungen,   die  von  normalen  Mensch 

erkannt    werden,    begründen 
Strafbarkeit)  Angaben   machte   und  zwar  ii 
der  Absieht,   den  Anschein   eine.-  beso 
günstigen  Angebots  hervorzurufen  (§  l 
R       !    wird    der    Dolus    zur  Voraussetzung 
strafrechtlicher    Ahndung    gemacht:    Fahr 
lässigkeit,   das   Bewusstsein ,   dass    die  An- 
gaben   geeignet    sind,    den   Anschein 
besonders  günstigen  Angebots  hervorzui 

:i   nicht  zur  Strafbarkeit.    Der 
eines  besonders  günstigen  Angebots  br 
nicht   thatsächlieh   entstanden    zu   sein,   mu 
die    darauf   gerichtete    Absicht,    nicht    ihre 
Verwirklichung  wird  gefordert. 

Der   objektive    Thatbestand    des   Delikts 
ist   der   gleiche  wie  der  der  nur  civilreeht- 
lich  verfolgbaren    schwindelhaften   Rel 
des  §  1,   nur  mit  der  wichtigen  Einscl 
kung,  dass  die  Generalklausel    üb  :r  gesi 
liehe  Verhaltnisse<  keine  Aufnahme  gefi ! 
so   dass   die   Aufzählung   nicht    ei 
plifikative  Bedeutung   hat,   sondern  ein 
&  hüpfende  ist,  Angabe    über  die  Besch 
heit,  Herstellungsart  oder  die  Preisbemessuag 
von  Waren    oder   gewerblichen   Leistu 
über   die  Art   des  Bezugs  oder  die  B. 
quelle    von    Waren,    über    den    Besit2 
Auszeichnungen,   über  den  Anlass  oder 
Zweck  des  Verkaufs  .     Es  sind  so   di 
häufigsten    vorkommenden    Fälle    getroffen 
und  zugleich  die  für  die  Strafbarkeit  wii 
schärfere  Abgrenzung  des  Thatbestand  >s  er- 
reicht. 

Das    Delikt    der    trügerischen   Rekl 
unterscheidet     sich     vom     Betrüge    (§ 
R.Str.G.B.)    darin,     dass    eine    Vermög 
beschädigung,  ein  wesentliches  Thatbesl 
merkmal  des  Betrugs,  nicht  gefordert 
Die  trügerische   Reklame   ist   Gefährdi 
delikt,    die   Gefährdung-   muss   nicht   - 
treten    sein,    sie    wird    beim  Vorliegen    der 
Thatbestandsmerkmale   vermutet.     Der  Be- 
trug eines   Gewerbetreibenden   richtet    sich ' 
gegen    den   Käufer   seiner  Waren,   den   Ab- 
nehmer seiner  Leistungen .   die   trügerische 
Reklame    wie    der    unlautere    Wettbei 
überhaupt  gegen  die  Mitbewerber.    Sollte  in 
einem  Falle  durch  die  trügerische  Rel 
das    Vermögen    eines    Mitbewerbers 
weisbar  beschädigt  worden   sein,   so  würdj 
wegen  Betrugs  in   ideeller  Konkurrenz  mit 
trügerischer  Reklame   (R.Str.G.B.    §  73)   zu 
strafen  sein. 

Die  Strafe  kann  sich  bis  auf  1500  Mark 
erstrecken,  nur  im  Wiederholungsfalle, 
bei  der  zweiten  Zuwiderhandlung  (innerhalb 
zehn   Jahren  §  245  R.Str.G.B.)   kann    n 
oder  statt  der  Geldstrafe  eine  Freiheitsstrafe 
(bis  sechs  Monate  Haft  oder  Gefängnis)  ver- 
hängt   werden.     Eine    Veröffentlichung 
Strafurteils  auf  Kosten  des  Schuldigen  kann 
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das  Gericht  angeordnet  werden,  eben- 

m  die   Befugnis  zur  Veröffentlichun 

Verfassung  der  Angabe  lautenden 

tlnisses    dem    Kläger  auf    Kosten 

leklagten  zugesprochen  werden  (fe    Lrf). 

Veröffentlichung   wird   praktisch    von 

.,„   Werte  sein,  insofern  sie  das  Publi- 

das  lügenhafte  Gebaren  aufklaren 

em  Verurteilten  das  durch  Täuschung 

nndelte    Vertrauen    wieder   entziehen 

"  .1     Quantitätsverschleiernng.      Miss- 

Le    im   Garnhandel    waren  es  uainent- 

wegen  ihrer  tiefgreifenden  Schädi- 

dei    reellen  Garn  händler  das  Verlangen 

gesetzlichen  Unterdrückung  der 

ndelhaften    Qnantitätsversehleieruugen 

machten. 

;       auf  eine  Irreführung  des  Publikums 

:l  Veranstaltungen  bestehen  dann, 

man  die  Mengeeinheiten  Garn  u.  dgl., 

?om  Publikum   in   kleinen  Abteilungen 

ade,    Lage,    Strähn-.    Docke)    gekaut! 

,  o  und  die  usancemässig  ein  bestimmtes 

GewielH   repräsentierten,  vergrössert,   indem 

das  im  Verkehr  übliche  Gewicht  der- 

■    stillschweigend    verringert    und    so 

Publikum  durch  eine  Preiserniässigung 

is  Gebinde  den  Anschein  erweckt,  als 

verkaufe  man  billiger  als  die  Konkurrenten, 

die    üblich.'   Gewichtsmenge  nach   wie 

vor    zum    alten    Preise    liefern.      Während 

früher  das    Kilogramm   Strickgarn   in 


Wettbewerbs  scharf  umsi  hrieb,  wird  ab'  i 
i,„  §  5  dem  Bundesrat  nur  die  gesetzliche 
Ei  i,i,i  in;  'I  ihrl ,   durch   im    Reichs- 

gesetzblatt  zu  veröffentlich      I  «bungen 

zu  bestimmen,  dass  gewisse  Waren  im  Eil 
TOrkehr   (also    i  ichl    zwischen    Fabrikanten 

und  ßrosshändle lei  zwischen  diesen  und 

Kleinhändlern)  nur  in  bestimmten  Einheiten 
der  Zahl   (z.    B.   Seife,   Stahlfedern,    St 
nadeln   nur  dutzendweise),  der   Länge   und 
des  Gewichts   oder  mit  i  i    der  Ware 

oder  ihrer   Aufmachung  (z.   B.   Umhüllung, 
Flaschen,  Kästchen)  anzubringenden  Quanti- 
tätsangabe gewerbsmässig  verkauft  oder  Eeil- 
gehalten  werden  dürfen.    Wenn  nötig, 
der  Bundesrat  beide  Anordnungen  verbii 
so  dass  eine  Ware  nur  in  bestimmten  Menge- 
einheiten und  mit  einer  Angabe  der  Me  ij 
versehen  zum  Einzelverkehr  zugelassen  wird. 
Ebenso    kann    der    Bundesrat    für    den 
Einzelverkehr    mit    Bier    in    Flaschen    oder 
Krügen  die  Angabe  des  Inhalts  unter  Fest- 
setzung   einer    angemessenen    Fehlergrenze 
I  Abweichung  des  thatsächlichen  Inhalts  von 
dem  angegebenen)  anordnen,  der  Bundesrat 
kann  aber  nicht  vorsehreiben,  das.-,  Bier  nur 
in  bestimmten  Quantitäten  verkauft  werden 
darf     —    Auf    andere    Flüssigkeiten,    i 


Wein    erstreckt    sieh   diese  Befugnis   nicht. 
Solche  Anordnungen  treffen  nur  den  Di 
verkehr    innerhalb    des    Deutsehen    Reichs, 
nicht    aber    den   Export   ins   Ausland      Da- 

....i.. -i:,„.,.,    ,..,U-,o+<-ovcf-Kmllieli    die   im 


i  10  Gebinden   zu  je   10  Gramm   auf- 
cht    war.    wurden    dann    Einteilungen 
,1er    Ki!  -ramm-Packete    in    1J  i->    a    l'J    (>e- 
binde  .i  ca.  8'-  :  Gramm,  später  in  ulu  und 
er  zu  10  Gebinden  in  den  Handel 
führt,    so  dass  ein  Gebind  nur  ca.  7,2 
6'  i  Gramm  wie  gt.    Solche  Manrpula- 
:  nahmen  durch  die  Schleuderkonkurrenz 
,ien  Umfang  an,  dass  auch  reelle 
Händler  gezwungen  waren,  diese  Gewichts- 
aofmachivngen    zu   führen,    und  ebenso    die 
Fabrikanten,    die    Garne    in    (mehr)    Abtei- 
lt   von    geringerem   Gewichte    zu   ver- 
packen. „  ,  . 

Sehnlich  wie  auf  dem  Gebiete  des  Garn- 
ls,    dessen    Vertreter    mit    denen    der 
,     -,.!„,,,    18S8    die   Forderung    einer 
/.liehen  Regelung  der  Gewichtsfrage  an 
Reichsamt   des  Innern  gestellt  hatten, 
ii    ähnliche    Quantitätsverschleierungi  u 
im    Detailverkauf     anderer     Waren- 
agen    z.   B.    von    Seife,    Stearinkerzen, 
federn,   Bier  ein.    Das  Bedürfnis  nach 
Gewährung  eines  gesetzlichen  Schutzes,  wie 
Oesterreich  (V)  in  Aussicht  genommen 
-      sollte   im    Gesetz   von   1896    seine   Be- 
igung  finden. 
Im  Gegensatze   zu  anderen  Vorschriften 
Gesetzes,  der  die  Thatbestandsmerkmale 
für    die    einzelnen    Formen    des    unlauteren 


gegen  unterliegen  selbstverständlich  die  im 
Auslande  erzeugten  Waren,  sobald  sie  in 
Deutschland  in  den  Detailverkehr  kommen, 
diesen  Vorschriften.  Die  ausländischen 
Fabrikanten  werden  so  im  Interesse  ihrer 
deutschen  Abnehmer  gezwungen  werden, 
ihre  Waren  in  den  vorgeschriebenen  Menge- 
einheiten   für   den  Detailverkehr   herrichten 

zu  las- 'ii.  „ 

Jede  vom  Bundesrat  auf  Grund  der  Er- 
mächtigung des  §  5  erlassene  Verordnung 
ist  im  Reichsgesetzblatt  zu  veroffenth 
und  den  Reichstag  sogleich  oder  bei  seinem 
nächsten  Zusammentritt  zur  Kenntnis  vor- 
zulegen. ,  -r, 

Zuwiderhandlungen  gegen  solche  Be- 
stimmungen  des  Bundesrats  sind  mit  belCL- 
strafe  las  1500  Mark  oder  mit  Haft  bedroht. 
Die  Uebertretung  einer  solchen  ge^s 
polizeilichen  bundesrätlichen  Bestimmung  ist 
mit  (leidstrafe  bis  150  Mark  oder  mit  Haft 

^DÄe1  Regelung,  die  den  Bundesra &  zur 
Anordnung  einer  obhgatoi  n.antimts- 

bezeichnung  oder  des  au  Ver- 

kaufe in  bestimmten  Mengeneinheiten  er- 
mächtigt, ist  durchaus  zweckmässig.  Denn 
ii!,!  '  W  Häufigkeit  des  Wechsels  der  Be- 
dürfnisse d,~  Verkehrs  konnte  mau  au  eine 
gesetzliche  Festlegung    der    M  heiten 

nicht  denken.     Man  könnte   nicht    bei   jedei 

50* 
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■  ■  iin;L  des  Bandeis,  nicht 
.   sich   infolge  gemachter  Erfahrungen 
auch  für  andere  Warengattungen  eine  der- 
B  Stimmung   als    notwendig   erweist. 
ganzen    Apparat    der  Gesetzgebung  in 
Bewegung  setzen.     Pass    der  Bundesrat   liei 
solcher  Detailkenntnisse  des   be- 
id.ii  Fabrikations-  "der  Handelszweiges 
sehenden  Verhältnisse   nicht  ohne  An- 
.  ■  limännischi  r  Kreise  rorgehen  kann, 
wiil  er  nieht   seine   Verantwortlichkeit  be- 
denklich  steigern,   liegt  auf  der  Hand.    Es 
würde  sich  deshalb  eine  Vorschrift  empfohlen 
i,  die  den  Bundesrat  zur  vorherigen  Ein- 
holung  des  Gutachtens  der  "der  bestimmter 
hauptsächlich    am     Garnhande)     beteiligten 
Handelskammern  verpflichtet  hätte. 

Da  das  Bedürfnis  gesetzgeberischen  Ein- 
schreitens  nur  für  den  inländischen  Detail- 
1    vorlag,    hat    man    mit   Recht  davon 
abstand  genommen,  die  Verordnungsgewalt 
des  Bundesrats    auch    auf  den  Grosshandel 
und  den  Verkehr  der  Fabrikanten   mit  den 
Hern    oder    gar    etwa   auf   unsere 
Exportindustrie  unter  Beeinträchtigung  ihrer 
auszudehnen. 
Den   Bezeichnungszwang  auch  auf  aus- 
drückliche Angabe  besonderer  Eigenschaften 
gewisser  Warengattungen  auszudehnen,  wie 
dies    der    österreichische    Entwurf    zulässt, 
dazu    scheint    ein    dringendes   Bedürfnis   in 
Deutschland  nicht  vorzuliegen. 

Der  Bundesrat   hat   von  der  ihm  über- 
iien   Befugnis    erst    Gebrauch   gemacht. 
durch  die     Bekanntmachung,  betreffend  Be- 
tragen für  den  Kleinhandel  mit  Garn, 
vom  20.  November  1900    (RG.B1.  S.  1014), 
abi  i    erst    mit   dem    1.  Januar  1903   in 
Kraft   treten.     Nach   dieser   bundesrätlichen 
rdnung  (§  1)  dürfen  zum  Einzelverkauf 
aumwollene,  wollene  und  balb- 
nur  im   bestimmten  Einheiten 
Gewii  hts  und    unter  Angabe  der  Ge- 
wichtsmenge    im     Einzelverkehr    gewerbs- 
1   i    "der    feilgehalten   werden. 
baumwollene  Garne  bis  zur  Gesamtlänge  von 
L00  Metern  jedoch  auch  in  bestimmten  Ein- 
heiten   der    Länge    und   unter   Angabe  der 
Län 

Diese  Verordnung   findet  keine  Anwen- 
dung auf  die  zum  Zwecke  der  Fertigstellung 
halbfertigen    Waren    mit    diesen    feil- 
gehaltenen   Garne,    auf    baumwollene,    auf 
Holzwollen,  aufgemachte  Nähgarne  und  auf 
die   dem   Käufer   zugemessen  oder 

den. 

Ge      ■  i  (§  2J  werden  zu- 

L,   5,    LO,   20  und  50  Gramm  oder 

ein  '.  tod  50  <  rramm  ;    I  <ängenein- 

füi   b  ramwollene  Garne  zu  5,  10,  20, 

•■>     L00   Meter.     Als  Gewicht 

gewicht    ui  bsl    einem   in  Pro- 

Troi  kengewiehts     bestimmten 


Nornialfeuchtigkeitszuschlag  (§  3).     Die  zi 
lässige  höchste  Fehlergrenze  beträgt  .';■ 
Mengen    über  50  Gramm,   5%   bei  Mi 
von    lo — 50  Gramm,   5%    bei    Längen 
10— lim  Metern   und    10%  bei  Längen  yo 
5  Metern  (§    1). 

Das  Gewicht  ist  in  Grammen,  die  Liinp 
in  Meiern  anzugeben:  die  Angaben  sind  a 
der  Ware  selbst  oder  an  ihrer  Aufmachung 
Verpackung  oder  Umsehliessung  erkeunba 
anzubringen.  Bei  Vereinigung  mehren 
Stränge  im  Gesamtgewicht  bis  zu  50  Granu 
genügt  es,  wenn  die  Gewichtsangabi 
der  gemeinsamen  Verpackung  angebracht  isi 
bei  Mengen  über  50  Gramm  ist  sie  an 
jedem  einzelnen  Stücke  anzubringen.  Garn 
in  Knäueln  sowie  Game,  welche  nach  de 
Länge  verkauft  werden,  müssen  stets  im 
einer  Mengenangabe  versehen  sein. 

In   der   Sitzung    des    deutschen    Reichs 
tags  vom  20.  März  1901  wurde  im  Intereee 
der  Reellität  des  Kohlenhandels  eine    I 
lution(Schmidt-Elberfeld)  angenommen,  durci 
die  der  Bundesrat  aufgefordert  wurde,   ein 
den  Verkauf  von  Kohlen,  Koks  u.  s.  w.  na< 
Gewicht  vorschreibende  Verordnung  zu  ei 
lassen.     Nach   einer  Mitteilung   des  Staat  - 
Sekretärs    Grafen    Posadowsky    ist    die    b 
gierung  bereits  mit  den  Vorbereitungen  fü 
eine    solche  Verordnung   über  Briketts   be 
schaftigt.     Gelegentlich  der  Verhandlunge 
über   diese   Resolution   wurde    der  WuüSßl 
geäussert,   der  Bundesrat  möchte  überhaup 
von   der  ihm   durch  §  5  des  Gesetzes   eiu 
geräumten  Befugnis  ausgiebigeren  Gebraut 
machen. 

Der  Beschlussfassung  des  Buudesrai 
unterliegt  zur  Zeit  der  Entwurf  eine 
Verordnung  über  den  Kleinhandel  mi 
Kerzen,  die  am  1.  Januar  1903  in  Kral 
treten  soll.  Dieser  schreibt  vor.  das 
Packungen  mit  Stearin-  und  Paraffinkerze] 
und  Kerzen,  die  überwiegend  aus  diesei 
Steifen  hergestellt  sind  (Kompositionskerzen 
im  Kleinverkehr  nur  verkauft  werden  dürfe 
in  bestimmten  Einheiten  des  Gewichts  um 
zwar  Bruttogewicht  der  Packung  500  um 
330  Gramm  (Nettogewicht  470  und  305Graram 
und  für  Packungen,  bei  welchen  die  einzeln/ 
Kerze  höchstens  25  Gramm  wiegt,  aucl 
250  Gramm  (Nettogewicht  225  Gramm).  Da; 
Gewicht  darf  nicht  um  mehr  als  10  Gramn 
hinter  den  angegebenen  Beträgen  zurück 
bleiben.  Auf  der  Aussenseite  der  Packungßi 
ist  Brutto-  und  Nettogewicht  in  Gr 
oder  Bruchteilen  von  Kilogramm  in  leich 
erkennbarer  Weise  anzugehen. 

5.  Verrat  von  Geschäfts-  oder  Be 
triebsgeheimnissen.  Streng  genomme 
nicht  in  das  Gebiet  des  unlauteren  Wetl 
bewerbs  gehört  die  Krane  der  Bestrafung 
des  Verrats  von  Geschäftsgeheimnissen.  E 
wird    nur  mitunter  auch  ein  solcher  V 
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,„,  in  ihren  Geschäftsinanipulationen  nicht 
ehr  wählerischen  Geschäftsleuten  benutzt, 
im    die    Konkurrenz    aus    dem    Felde     zu 

MTL    Frankreich   hat   Art   41-   des 
änzt  durch  ein  G.  v.  13.  11 
den    Vorrat    von    Fabrik-,    m 

. .   .  .  :  Mn--.il.    begangen 

Direktor.  Kommis  oder  Arbeiter 


den 
von 


Kündigung  wegen  untreue  und  Vertrai 
missbrauch  gestattete. 

hatte  das   Rei 

Berufekl 

(Aerzte,     Rechtsanwälte,     Hebanui 

kraft  ihres    \  Ge- 

werbes  solche  Privatgeheimi  rtraut 


\ou      wciura     äuiv/u.      ,..-,.._    

mit   werden,    gegen    jede    widerrechtliche    -Mit 
rmitedätob«l»|        ,  iupWah 

liier  im  Vordergrund,    indem    eine    ausser- 
ordentliche   Verschärfung  Strafe    (bis 

5  Jahi     G  -     ' bran,'s) 

errat    an    einen   Ausländer  oder 
usland   befindlichen  Franzosen  eintritt. 
findet  auch  hierwegen  Art  1382 

[e    cM1    A"  -■1Als        «ull^X^^Betriebs^heimnisse/we] 

werden    nicbt   nur  alle  unbefugt  Beto 

igenErfindungenauf^fas^sondern   £*sAmte 

Handgriffe   und   all e  3 litte    de    r        -     ;  L  "^ 

lern  industrieüen  Betrieb  einen   ncntu  men_ 

tümuchenVorteügegenuberder  g^Betr.  ,  Be- 

einen  prä'  i 


hatte    das    Unfallversicherung  1884 

(§§    L07.    L08;  1-'": 

IM    in    der     Fassung    des    G.    v.    5.    Juli 

1< ,     für     die    Mi! 

oenossenschaften,    deren    Beauftragte     und 

:     indige  aufgestellt  und   ü 
sonen    auch    für   strafbar   erklärt,    wen 


währen.  Einen  Forts 
macht  las  Strafg  setzbuch  Belgiens  1867 
(Art  309).  indem  es  die  Strafbarkeit  nicht. 
-  -  hem  Recht,  auf  die  Dauer 
der  Anstellung  beschränkt,  sondern  auch  auf 
die  Zeit  nach  dem  Austritt  aus  dem  Dienst- 
verhältnisse erstreckt. 

In  der  Schweiz    hatten   nur  die  btrat- 
ächaffhausea   und   Tessin  ein- 
Srrafbestimmungen.    Auf  Arn 
izerischen    Gesellschaft   für 
mische  Industrie   hat  der  Vorentwurf  eines 
schweizerischen  Strafgesetzbuchs,   wie 

VI:  schon  bemerkt  wurde,  in  seinem  Art. 
Verrat  von  Fabrikationsgeheim- 1 
d    und   die   Ausnutzung    eines   solchen 
its  unter  Strafe  gestellt. 
In  England   und   in  der   nordame- 
rikanischen   Union   sichert   die   Recht- 
Imng  beim  Mangel    besonderer  g 
r  Vorschriften    einen    wirksamen    cml- 
tlkhen    Schutz    gegen    Verrat    von   Ge- 
werbegeheimnissen,  besonders  von  Fabrika- 
tion smethoden.      Eine    strafrechtliche    Ahn- 
dung  ist    nach  englischem  Rechte   nur  zu- 
i  Vorliegen  einer  conspiracy,  einer 
Verabredung    des    Angestellten    mit    einem 
Dritten  bezüglich  des   Verrat.-. 

In  Deutschland  hatte  das  bad 

kgl.    sächsische,     thüringische,      württem- 

ische  und  hamburgische  Strafgesetz  das 

Fabrikationsgeheimnis,     die    beiden    letzten 

auch        -    Geschäftsgeheimnis    unter    strat- 


wenn  sin  die  Verletzung  i 

QiSSes  i  Schädigung  ihrer  b 

3Sen  ii  folge  der  Besieht:-       ;i    3  Be- 
fürchten. 
Auch  Reichsgewerbeordming  §  i    '  '  oe- 
drobt  die  Fabrikinspektoren  wegen  Mchtge- 
heimhaltung    der  amtlich  zu  ihrer  Kenntnis 
gelangt  fts-  und  Betriebsverhalt- 

'■■     Strafe.  . 

Sodann   hat    das   R.-Marganne-G.   v.  15. 
Juni  1897  (§  15)  den  Beauftragten  der  Poli- 
zeibehörde mit   Geldstrafe   (bis    1500    i 
oder  bis  3   Monate  l  droht,   der 

die   kraft    seines    Ant- 
trags    su    -.'iura-    Kenntnis    gekommen 

ungehaltene  Betriebs 
richtungen   oder  Betriebsweisen,  von    denen 
er  kraft    seines   Auftrags   Kenntnis 
hat,  nachahmt,  so  lange  diese  noch  B 
geiieimnisse  sind  elikt). 

B)  In  Fluss  gebracht  wurde  die  J 
einer  Bestrafung  des  Verral  m  Fabnk- 
und  Geschäftsgeheimnissen  durch  einen  Auf- 
satz von  Ortloff  und  dann  hauptsächlich 
durch  eine  Eingabe  des  Vereins  alt» 
mnsrderlnl  der  chemischen  Ind 

andenReichskanzler(1884).  1 

Gutachten  des  Chemnitzer« 
Dr  Andre  nur  einen  en  i 
befürwortet   hatte,   auf  Antrag  eichs- 


rechtlichen    Schutz    gestellt.      Das 


r\_  Ulli'-  neu       '.".  "'ii''       ö"- *■"•' 

-     /euch  hat  eine  solche  Bestimmung 
nicht  aufgenommen. 


SmSSo  1      = 


des   Reichsstrafgesetzbucus   i       =  einer 

Bestrafung  des  Verrats   von  Geschäfts-  und 
"Civürechtlich   kam    noch    Art.    69    des   Mn&gJ»»ä».  ^^  in , 

gSÄS  Sa£2SS£    A,  Ü  Vorstellung  des  genannten 
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tzliche  Regelung  als  nicht 
• 
war    doch    im    Entwurf    1    ein    Schutz    im 
i  Antragsteller  anerkannt   v 
Bestimmung   des   Entwurf   i    wurde 
Kritik   so   hefl  griffen    wie 

.    nachdem  >•   i  len   Vorverhand- 

lung       -  I  tretungen, 

wie  der   Verein   deutscher   [ngenieure,   die 
-     i       B  und     Gewerbe- 

kammer, lie  Eänführung   eines 

strafrechtlichen  Schutzes  erklärt  hatten. 
Die  zur  Vorberatung  des  Entwurfs  I  im 
bsamt    des    Innern    zusammenberufene 
Versammlung  -  hatte 

sich  aber  einstimmig  für  die  Bestrafung  des 
Verrat?    von    Betriebsgeheimnissen     ausge- 
hen,   während    eine   Minderheit    - 

'     ächäftsgeheimnisse  ge- 
stirni   ■  Auf  der  im  Fi 

Versammhmg     des    deutschen 
Hände  3t  -  -    hatten    sieh  nur  47  gegen  42 
Beibehaltung  des   ;  7  des 
Entwurfs  I  erklärt. 

•r  That  war  die  Entscheidung  der 
nicht  der  Rechtsschutz  am  besten 
auf  Fabrikationsgeheimnisse  beschränkt  und 
nicht  auch  auf  Greschäftsgeheimniss  iusg  - 
dehnt  werden  sollte,  sehr  schwierig,  nach- 
dem hervorragende  Vertreter  des  Handels- 
stam  einen  solchen  Schutz  für  un- 

nötig i     und    Vertreter    der    kauf- 

männischen Angestellten   denselben    al 
fährlieh  bekämpft  haben. 

Sollte    der   G(  ,    diesen   Schutz 

den  Interessenten  aufzwingen  und  gegen- 
über dieser  '  »pposition  nicht  lieber  auf  Durch- 
führung seiner  wohlmeinenden  Absichten 
verzichten?  Das  würde  sich  nicht  empfohlen 
haben.     D  a   davon,    dass    den 

auch    wieder    viele     Befür- 
des  Schutzes  aus  den  Kreisen    des 
Handelsstandes  gegenüber  standen,  handelte 
hu    eine    Forderung   der  Ge- 
nie  iusfüllui  Lücke 
er  Gesetz^               rheischte.     Es  war 
fürwahr    ein    unserer    Rechtsordnung 
nicht    würdiger    Zustand,    wenn    Fälle    des 
Vena            i                                m,  die  sich 

e  und 
als      friv  ,     dar- 

stellti  te  ver- 

traflos  blii  I  3tral 

von  •  ■  i 

er  Verräter   die   geheim   zu   haltenden 
ifllicl         Vorgä     e    in     sein     i  . 
Notizbuch  oder  auf  ein    dem  Prinzipal  ge- 

i    welchem 
Falb-  i  lig  machte. 

abhi 

Als  Grün  ifbarkeif  des 

I  abriks-  und  Gi  heim- 

wurde nami  .■  Itend  gen 


sie    im  Widerspruch   stände   mi1 
Grundgedanken  des  Patentschutzes 
Veröffentlichung  der  Erfindung  im  Im 
der  Industrie  entspreche,  während  dann 
B     orzugung    der    Geheimlialtung 
Patentanmeldung    zu    fürchten     sei, 
mangelndes  Bedürfnis    einer 
androhung  und  die  Cnbi  stimmth 
griffs  Fabrik-  und  Geschäftsgeheininissi 

gründeten    Denunziationen     V 
Thor  öffnen  würden,   auch  hielt   man 
Schutz    durch    Verträge    mit    Konventi 
für  ausreichend. 

Was  den  Widerspruch  mit  der  1 
gi  -  itzgebung  betraf,    so  übersah  man. 
Fabrikationsgeheimnisse    oft    nicht    di 
sind,  dass  sie  patentiert  werden  können. 
dass  sie  sich  oft  erst  in  ihrer  wetterei 
bildung    zu    patentfähigen    entwickeln, 
Verrat    derselben    die  Patentanmeldung  fiii 
den    Erfinder    ausschliesst.      Hauptsä 
wurde  aber   gegen  den  Entwurf  das   - 
politische  Moment   ins  Treffen    geführt,   in- 
dem mau  der  Reichsregierung  vorwar] 
vertrete  nur  den  Standpunkt  brutaler   \ 
gebi  ;   (Quarck),  und  das  Gesetz  fc 

itgi  ber  direkt  gegen  den  Arbeitnehmer 
Man    Hess    aber   bei    derartigen    Vorwürfen 
den  richtigen  Gesichtspunkt  aus  den  & 
das    .Moment    der    Untreue,    die    in    \ 
Fällen  eines  groben  Vertrauensmis« 
zur  Erscheinung  kommende  Gemeinheil 
Gesinnung,  die  eine  strafrechtliche  Repn 
fordert. 

Nur  einzelne  Beispiele  aus  dem  für  die 
Vorbereitung  des  Entwurfs  gesammelten 
Material  (Bericht  der  Aeltesten  der  Berliner 
Kaufmannschaft.  Stegemaun  I)  seieu  hie) 
hervorgehoben. 

Der     Zeichner    einer    Maschinen 
paust  Zeichnungen  und  Entwürfe  einer  n 
Maschine  ab  und   verkauft  diese  an   i 
Konkurrenten.      Ein   Fabrikant    lässt   durch 
seinen  Ingenieur  Zeichnungen   für  eine  zur 
Patentanmeldung   bestimmte   Maschine    an- 
fertigen.    Dieser  stellt  Zeichnungen  si 
Verwandten  zur  Verfügung,   so  dass  dieser 
die   Maschine  früher  als   der   Erfinder   zur 
Patentierung  anmelden  konnte.     Ein  Tuch- 
fabrikant  besichtigt   mit   einem  Herrn,    den 
er  als   seinen  Direktor  vorstellte,    eine  Ma- 
schine,  die   er  kaufen  will.    Letzterer,   ein 
Maschinenfabrikant,  baut  die  besichtigte  Ma- 

!>■   nach  und  liefert   sie  dem  Tuchfabri- 
i.     Der  Ang  stellte  einer  Fabrik 
Konkurrenzfirma    an,    alle    Ante 
die  an   seine  Firma    gi  lai  gen    und  all 

r  ausgehenden  i  ifferten  gegen  Pro1 
abschriftlich    mitzuteilen.      Der    A    j 

Textilfabrikanten    nimmt    die   Muster 
der  Kollektion  für  einen  Abend  mit,   macht 

inem  Konkurrenten  zugänglich,  so  dasa 
die    Hauptgenres,    die    der    Fabrikant    zur 
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ill;,,l„  ,  von  dorn  Konkurrenten  i 

1    waren. 
EnKonunis-verrätdieReisedispositiouen 

Prinzipals  an  einen  Konkurrenten,  so 

..'stets   ein    paar  Tage   früher  als 

Prinzipal  an  dem  Orte  eintrifft  und  die 

.'.,,>,,   Kundschaft  in  Empfang  nimmt. 

Dev  Direktor  einer  Glasversicheruugsgesel - 

besticht    den   Lehrling   des   General- 

..„    Piner    Konkurrentin,    der    ihm    che 

,r  der  laufenden  Versicherungen  m.t- 

Aui    diese    Weise    sind    ihm  die  Ab- 

hekannt  und  die  Konkurrent] 

Ausspannung    vieler  Versicherungen 

N'aehteil.  .  , 

geradezu  als  Beleidigung  des 
er  Arbeitnehmer  betrachte   werden, 
,    ihnen  das  Gefühl  füiMhisbchmach- 
imd   Strafwürdige  solcher  Handlungen 
.Ute.     Wenn  man  behauptete, 
,ieht  die  Aufgabe  des  Staates  sein 
Privatinteressen  _  durch    Straige- 
zu    schützen,  und  meinte,  der  Staats- 
,    aürfe    nur   einschreiten,    wenn   das 
allgemeine  Interesse  gefährdet  ist.   so  über- 
dies hier   nicht  weniger  der 
Wie  beim  Diebstahl  und  der  l  ater- 
,      Das  öffentliche  Interesse  fordert 
,;„,„  Ägen  jede  unredliche  Bland- 
es   fordert  aber  auch  den  Schutz  un- 
[ndustrie  und  unseres  Handels  gegen 
Tidcr  Treu   und  Glauben  verstossen- 

Eingriff.  .  .  , 

nchtk.    was    die   \  er-migung    uVr 
ungsgeHlfen   zu   Frankfurt   a.   M    be- 
te, hat.  ,ia,>  d-r  Schutz  der  Geschafts- 
mnisse    -ine  schwere  Schädigung  aller 
männischen  Augestellten  einhalte,  dazu 
than,  alle  Aussichten  auf  \erbesserung 
Uigiger    sowie    Gründung    selbständiger 
..    Zu   vernichten,   dann   hatte  man 
allerdings    den  Entwurf  nicht  scharf  genug 
bekämpfen  können.    Aber  dem  ist  nicht  so, 
,  als  Geheimnisse  werden  nicht  geschützt 
■  ..  thatsächlichen  Einrichtungen,    Ma- 
nipulationen etc..  die  allen  Betrieben  einer  be- 1 
stimmt,,,)    Art    eigen    sind,    Kenntnisse,    die 
eUte  mit  offenem  Bhck  in  einem 
hafte    dieser    Art    sich    aneignen    kann 
wild,    sondern    nur  die   einem   indivi- 
duellen Unternehmer  eigentümlichen,  die  in 
der    Regel    auch    den    Konkurrenten    unbe- 
kannt sind. 

inerkennend  muss  hervorgehoben  wei- 
den, dass  viele  ans  Arbeitgebern  zusammen- 
setzte   Körperschaften,   wie   der   deutsche 
Handelstag.    einige    Handelskammern,    der 
tralansschuss    Berliner    kaufmännischer, 
werblicher    und   industrieller  ^  ereme.    in 
fhrer  Begutachtung  von  Entwurf  I  mit  grosser 
Entschiedenheit   die  Interessen   der   Arbeit- 
ner  vertraten   und   die    als  Konsequenz 
einzeluer  Bestimmungen  von  Entwurf  1  rot 


diese  benden  unbillig,  n  Härten  ab- 

lehnten.    Ihrem    Bemühen    war   es   nur  zu 
danken,  dass  im  Entwurf  II  die  zwenähi 
Sri,«.  nachBeen  ! 

.V^r   allerdings   dem    Ab 
Möglichkeil    d,  r  Verwertung 

Läfte  erworl  :  isse  und  damit 

ihr    Fortkommen    ,  c  chwerl    liaben    « 0 
beseitigt  ward,'. 

Den   Einwand,  □     l,  i    \  ertreter 
beitnehmer  war  zuzuj  es  die  Fas 

des   Gesetzes  eine   vorsi,  htige    d,    jsen  An- 
wendung eine  besonnen,  - 
sein   niusste,  wenn   nicht    eine  Gefährdung 
der    Int,  ressen    der    Angestellten    eint 
sollte.     Die  Fassung   des   §   9  de    Ge 
bai  vielen    Bedenken   der  Kritik   Eechi 
getragen.     Wenn  man  nun,  wie  Entwurf .11, 

.   i     Wünschen    ,  ntspre,  b 

thut  zur  Rechtsprechung  Laien  herange- 
zogen und  vielleicht  die  Kammer  für  Han- 
delssachen für  gewisse  Rechtsstreitig] 
durch  Mitglieder  aus  dem  Kreise  der  An- 
gestellten verstärkt  oder  die  Einholung  von 
Gutachten  der  Sachverständigenvereine,  in 
,  Arbeitnehmern  Sit/,  und  Stimme 
eingeräuml  worden  wäre,  vorgeschrieben 
hätte,  dann  würde  man  die  Garantie  einer 
Qich1  formalistischen,  die  sachlichen  Verhält- 
nisse scharf  berücksichtigenden  Gesetzesaus- 

1 uns  geschaffen  liaben. 

"  \uf  diese  Weise  würden  dann  auch  die 
...,,    wegen    der    fehlenden    scharfen 
Umgrenzung  des  Begriffs     Geschäfts-   und 
Fal  irikeeh,  ämnisse«    einigermassen   gehoben 
worden   sein.    Uebrigens  war  zu  beachten, 
ler  Begriff    Geheimnis    unserer  Kechts- 
,    Qicb.1  fremd  war.  wie  man  vielfach 
anzunehmen  seinen,  sondern  in  einer  Reihe 
von  Keirhsgesetzen  der  Ausdruck  Geheimnis 
gebraucht  wurde   (z.  B.  R.Str.G.B.   fc  J-  — 
Staatsgeheimnis,  §  300  -  Privat-,  alte  Cml- 
äordnung  §  349  Kunst- oder  Gewerbe- 
Geheimnis,     1  nfallversicherungsgesetz     von 
1884    SS  83  ff.   Fabriks-,  §  107   Betriebsge- 
heimnis), ohne  dass  der  Mangel  emer  Deti- 
nition  eines  in  der  Strafrechtspflege  gelau- 
I  figen  Ausdrucks   zu  Unzuträglichkeiten  ge- 
führt hätte.  .  . . 

Wenn  man  aus  der  geringen  Zahl  von 
Strafverfolgungen  in  Frankreich  (vor ilöM 
bis  L883  waren  36  Personen  angeklagt)  dag 
Nichtvorhandensein  des  Bedürfnisses  eines 
Strafreehtssehutzes  folgern  woh 
diese  Folgerung  nicht  schlüssig,  denn  die ,Jfin- 
stonz  ,l,r  Strafdrolnu  ohreckend, 

und  dann  hatte  in  Frankreich  die  G^chts- 
praxis  i„  Sachen  de  del°yale 

überhaupt  einen  guten  Einfluss  a  k 
Hebung  des  Anstandsgefühls  in  Handels- 
uud  Gewerbesachen  '■  w 

c I  Entwurf  I  (§§7  und  8)  hat  den  Ver- 
ratvLG^ciäfts-oderB,  heimmssen 
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der  arbeite]     ider    Lehrlinge 

Jahren   seit    Beendigung 
stverhältnisses   mit  Geldstrafe   bis 
der  mit  Gefängnis  bis  zu  1  Jahr 
und  die  Anstiftung  hierzu  mit   einer  Strafe 
0  M   :  k      ler  6  Monat  Gefängnis  be- 
droht 

Diese  Schweigepflicht  war  aber  an  eine 
mg  gebunden.  Sie  endigte  mit 
it  von  2  Jahren  seit  Beendigung  des 
Dienstverhältnisses,  und  dann  sollte  die  Straf- 
barkeit nur  eintreten,  wenn  der  Verrat  er- 
folgt ist  zum  Zwecke  des  Wettbewerbs  mit 
jenem  Geschäftsbetriebe  . 

Unter  sorgsamer  Berücksichtigung  der 
von  der  Kritik  geäusserten  Bedenken  wurden 
§§  ,  und  8  des  Entwurfs  im  §  9  des  Gesetzes 
vollständig  umgestaltet.  Er  unterscheidet  vor 
allem  scharf  den  Verrat  wahrend  des  Dienst- 
verhältnisses und  den  Verrat  nach  Beendi- 
gung q  und  beseitigt  die  allseitig 
■  ne  -  jährige  Schweigefrist. 

[JJ    kannte    2   Arten    von   Ge- 
ts-  oder  Betriebsgeheimnissen,  die  ein- 
fachen,   dem    Angestellten,    Arbeiter    oder 
Lehrling    vermöge    des    Dienstverhältnisses 
anvertrauten     oder    sonst    zugänglich     ge- 
machte^ und  die  qualifizierten. das  sind  die 
d.ni    Angestellten    gegen      die    schriftliche, 
den  Gegenstand  des  Geheimnisses  ausdrück- 
lich ende    Zusicherung    der    Ver- 
schwiegenheit    anvertrauten,   zu  deren  Ge- 
heimhaltung dieser  für  einen  in  der  Urkunde 
zu  bestimmenden  Zeitraum  verpflichtet  ist. 
Jeder  Verrat  zieht  ausser  der  Schadens- 
ipflicht   auch   Geld-   (bis   3000    Mark) 
odi  i    Gefängnisstrafe  (bis  1  Jahr)  nach  sich. 
Bestimmungen  bekundeten  einen  ent- 
schiedenen Fortschritt  gegenüber  Entwurf  1. 
Einerseits  wurde  das    Geheimnis<  schrift- 
lich   fixit  it.  so   dass    ein  Zweifel    über   die 
imhaltung     ausgeschlossen     war.      Es 
die  Möglichkeil  geboten,  der  Art  der 
Dienstleistung  derAngesti  Uten  entsprechend 
die    Schweigepflicht     individualisierend    zu 
bestimmen.     Durch  die  scharfe  Umgrenzung 
wurdi  :  einer  chikanösen  Verfol  jung 
Lngesti  Uten    vorgebeugt.    Andererseits 
konnte   aber  der  G  er   nur   die 
imhaltung  von  Betriebs-  und  Geschäfts- 
geheimnissen   sich  versprechen    lassen.    Es 
also  Sache    richterlicher  Prüfung  ge- 
wesen, festzustellen,  ob  ein  solches  wirklieh 
vorlas,  um    nicht    jeder  Einzelheit    des    ge- 
>   oder  techni  i  ui  o   B  triebs  den 
a]     Geschäfts-   oder    Bett  ieb  ge 
lieimnis  aufdrücken   zu   lassen.     Man  hätte 
erwägen  können,  ob   man   nicht,  n 

olle   Sieh,  iheü    über  die  Schutz- 
mg  di  r  ausdrücklich  als    Geheim- 
•■■  ii  uneten  Thatbestände  zu  gewähn 
ii  r     abi  i    zum    Schutze   der   Arbeit- 
ine unbillige  Geltendmachung 


der  wirtschaftlichen  Debermacht  der  Arbeit 
gelier    eine   Bestätigung  der    das    Sehv. 
gelöbnis    enthaltenden    Urkunde    durch   die 
Reichspatentamt,    das    sieh    allmählich 
einer  Centralbehörde  für  gewerbliches  E 
tum  und  verwandte  Gebiete  erweitern 
fordern    sollte.      Diesem    hatte    dann 
gesetzlieh    die    Befugnis    zuerkannt    w< 
können,   solchen  Vertragsbestimmungen,  die 
sieh    als    Missbrauch    gegenüber   der    wirt- 
schaftlichen Abhängigkeit   der  Augesti 
namentlich    auch    bezüglich    der   Frisl 
Geheimhaltung    darstellen,    die      dem     \n- 
standsgefühle  alier  billig  und  gerecht  Den 
den  widersprechen     (vgl.  unten   sub  8),  d 
Anerkennung  zu  versagen. 

Schliesslich  hat  dieser  Schutz  des  quali- 
fizierten   d.   h.    urkundlich    genau    bezeich- 
neten Geschäfts-  oder  Betriebsgeheimi 
keine  Aufnahme  im  Gesetze  gefunden. 

Eine   zweite  Verbesserung  des   Gesetzes 
liegt  darin,  dass  die  Verwertung  der  Kennt- 
nisse, die  der  Angestellte  in  seinem  früh 
Dienstverhältnisse  erlangt  hat,  einschliesslich 
dm-  Geschäfts-  und    Betriebsgeheimnisse,   in 
seiner    eigenen    Unternehmung   nicht    mehr. 
wie    dies    nach    Entwurf   I   der    Fall 
untersagt     ist.     Diese    im     Inten 
ungehinderten    Entfaltung     des     wirtschaft- 
lichen   Fortkommens    der    Angestellten    ge- 
botene Milderung  verstösst  aber  auch  nicht 
gegen  die  Interessen  des  früheren  Prinzipals, 
denn    diesem    bietet    sich    die    Möglichkeil 
einer    vertragsmässigen    Sicherstellung   des 
Versprechens  der  Verschwiegenheit. 

C)   SS   9    und    10    kennen    verschiede» 
Arten    des  Verrats   von  Geschäfts-  und    B 
triebsgeheimnissen. 

1.    Geheimnisverrat    (§    9    Abs.    1). 

a)  Der  Thäter  muss  ein  Angestellter 

in  einem  Dienstverhältnis  zum  Inhaber  des 
Geschäftsbetriebs  stehen,  mag  er  vertrags- 
mässig  zu  Diensten  kaufmännischer,  tech- 
nischer oder  mechanischer  Art  verpflichtet 
sein,  z.  B.  Direktor,  Prokurist,  Handlungs- 
gehilfe. Buchhalter,  Reisender,  Ingenieur, 
Chemiker,  Werkmeister.  Dienstboten  (Haus- 
meister), Arbeiter  und  Lehrlinge. 

<  H>  das  Dienstverhältnis  ein  dauerndes 
oder  vorübergehendes,  ob  und  welcher  Art 
Gehalt  oder  Lohn  ist  oder  ob  ein  Entgelt 
nicht  bezahlt  wird  (Volontär),  ist  ohne  Be- 
lang. 

b)  Gegenstand  des  Verrats  sind  Ge- 
schäfts- oder  Betriebsgeheimnisse,  That- 
sachen,  Erfahrungen  des  geschäftlichen 
Lebens  oder  des  Herstellungsverfahrens,  an 
deren  Geheimhaltung  ein  begründetes  ge- 
schäftliches Interesse  besteht.  Der  im  Ge- 
setze nicht  definierte  Begriff  ist  nach  ob- 
jektiven Merkmalen  festzustellen.  Die  Auf- 
fassung des  Betriebsinhabers  (Leiters)  ist 
niehi     entscheidend.      Die     Nichtbeachtung 


\\  i  fctbewerb,  unlauterer 


793 


■A-n.  an^drücküeli  übernommenen  Verpffieh-   bi  teilten   für  strafbar 

,       ,,  t^Tlr.t-  im  zu   kl  il    hat   aber  i  9  Abs.  2 

IT:,,        n  AÄ   civil-   Strafb 

Seh  h"ftS aber  nichl  nach  §  9  des  die   nichl    dem  i  *»- 

l,|i,h  machen 
rSÄ     nnc Fabrikgeheiu 
■  ,-,■  ,,    1-,1,,1-rin-.-    Rezepte    kurz    &  §  9  Abs.  1  erwähnte 

rip^ÄÖTTht    Mittel! 
,  •„  ,    ,,  enüber  ä  ■■■■   B.  du 

fn  \h   ö   '      n   <?  w  in  den  Ges  hdas 

s 

einzelnen  Kunden  erwecken  konnten.  '"  hl" 

Luf  welche  Art  derThätervon  d: 


Nachabmnng    kennen 


liäfts- oder  Beti  imnissen  Kennt 

.  -  e  ihm  vermöge  desD 
iltnisses    anvertraut,    besonders    n 
teilt   oder   ob    sie  ihm  sonst  zugängli, 

sind,    sei    es   durch    eigene    Wahr- 
nehmung,   durch    Beobachtung',    durch    Au- 

:.       LS1      LI'    1,    hglltlg. 

,1,  De]  \  rrat  wird  bega  a  i  durch  un- 
befugte Mitteiluni;'  der  Geheimnisse  an 
andere,    und    zwar    inuss  Mitteilung 

während  der  Geltungsdauer  des  Dienstver- 
hältnisses erfolgt  sein.  Befugt  zur  Mit- 
teilung ist  der  Angestellte  infolge  Ermächti- 
gung des  Betriebsinhabers  oder  in  Erfüllung 
•tzliehen  Pflicht.  z.B.  der  Zi 
Lt.  (Wenn  §  ;^4  Z.  3  der  C.P.O.  auch 
die  Befugnis  der  Zeugnisverweig 
weit   ein  Gewerbegeheimnis  in  Frage  steht, 

•.  so  bleibl  d  ich  der  Zeuge  b 
Zeusnis  abzugeben.) 

Hinsichtlich    des    subjektiven    lnat- 
indes  verlangt  das  Gesetz  zur  Sl 
keit   die  Begehung   des  Verrats  in  deT  Ab 


Die  Handlung,    durch   welche   das 
o-ehen  '?'eu 

wird,  besteht  in  der  unbefugten  Verwerl 
der   wirtschaftlichen    Ausnutze 

r    in    einer    Mitteilung 
selben  an  andere.    In  subjektiver  B 
wird  gefordert  im  G  zu  §  '■'  A 

nur  die  Begehui  heimnismi  - 

Wettbewerbs. 
Strafe    für    beide    Delikte    ist 

bleich,     l  • '  Mari 

-  1  Jahr.    Diel  I  auelizur 

satzleistung  verpflichtet.    Mehrere 
Verpflichl  i      a  als  G   äamtschuldn 

3.  Das  unternehmen  der  \  erlei- 
zum    Geheimnisverrat    (§    1"). 
Für  den   Fall   der   erfolgreichen  Anstii 
zum  Geheimnisverrat  trifft  nach  allgen 
strafrechtlichen  Grundsätzen  (§  ls  R.St.G-B.) 
die  Straf-  des  Thäters.    Kri- 
minalpolitische Gründe  veranlassten  ab 
Recht   den  Gesetzgeber,  weiterzugehen  und 
dem     §    159     dos    R.St.GJB. 


fertig 


auf  Vorschlag  der  Reichsl  mission  an 

amene  Zusatz   ermöglicht  erst  die  Be- 
ung  eines  aus  Rache  oder  Bosheit  gi  gi 
den  Prinzipal  begangenen  Verrats. 

2.     Geheimnismissbrauch     (§      '■' 
Wird  der  Geheimnisvorrat  b 
ohne    Rücksicht    darauf,    oh    die   unb 


Verleitungen  ist  hanf  ig  die  Wurzel  des  Ver- 
rats zu  find  äie  sieh  in  der  Regel  an 
in   minder  Dünstiger  wirtschaftb 
so  dass   es   oft  starkei 
raüscher  Widerstandskraft  bedarf,  um  - 
verwerflichen  Versuchung  '   zu  »njer; 
Die  Gefahr  der  Korruption   fordert 


&^A^^~«^~^»     1   luer    eine    besonders    wrrksanio    «fle 
Schaden  Lg  .    sie  eine  Verwertung   JJjg^rR  *+e™££^  g 


mg   von  der  Benutzung  eines  fremden 
mnisses    abzuschrecken.     Der   1.  Ent- 
wurf  hatte    nur   die   unbefugte  Verwertung 


°  Nach  S  1"  wird  also  mit  Geldstral 
2000  Mark  oder  bis  6  Monat  Gefängn  ■ 
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es  unternimmt, 
Arbeiter   odi  r    Lehrling   zum 
mnisverral    (§  9   Abs.   1 1   zu  verleiten. 
j    kann   erfolgen  durch  jede 
Art    von    Einwirkung,    die    in    dem    Ange- 
stellten   den   Willensentschlnss  zum  Verral 
hervorrufen    soll,    /..  11.   Aufforderung,    Hin- 
i  Gel  Versel  ung  in 

1    itsi  ustaud.      1  (er    Verleiter  muss 
Kenntnis     vom     Vorhandensein     der    That- 
-    9     Ua 
■  i    wissen,    dass  derjenige,  auf 
azuwirken  versucht,  Ang  stellter  ist. 
ien  sind  Autragsdelikte.    Man 
Verletzten 
abhän  ib  ihm  das  Eindring  □   in 

i  Verhältnisse,  das  t  Iffen- 
hi  imnisse  uichl  der- 
art   d  it,    dass  er  lieber  auf 
strafrechtliche    Ahudung    des    Thäters 
verzichten  will. 

«i.  Veröffentlichung  des  Urteils.  Straf- 
verfolgung.    Verjährung.     Gerichtsbar- 
keit.    Veröffentlichung  des  Urteils 
!)    kann    das   l  rericht   bei    Verirrteilung 
'     I  ime  (§  4)  auf  Kosten 
i    anordnen.      Es    muss   dem 
Ri  cht    zur  Veröffentlichung 
der  Verurteilung  auf  Kosten  di  s  ^  erurteilten 
zusprechen    und    kann    auf  Antrag  des  frei- 
rochenen  Angeschuldigten  die  Veröffent- 
lichung  der  EVeispreGhung  verfügen,    deren 
■  Staatska       trägl    sofern  sie  nicht 
dem    Anzi  oder  Privatkläger  aufer- 

legt worden  sind.     Neu  ge  jenüber  dem  bis- 
war die  Zulassung 
der  Veröffentlichungsbefugnis  auch  im  Oivil- 
5se,  indem  der  obsiegenden  Partei,  die 
uf    Unterlassung    trügerischer 

im ler  der  Wiederholung  der  Herab- 

de     Konkurrenten   '-der  des  Miss- 
brauchs  fremder    Namen   u.  b.  \v.  (§§  1.  6 
und  8)  anstrengte,    das  Rechl  zur  Bekannt- 
ang  des  den  Teils  des  Urteils 
!  onnte. 
b)  Str;                i  gung.     Wie    der  Ver- 
rat von  Geschäfts-  und  Betriebsgeheimnissen 
anderen  auf  Grund  des  Ent- 
wurfs  mit    Strafe    bedrohten    Thatbestände 
bewusst    unwahre  Anschwärzung  (§  7)  und 
Reklameschwinde]   (§    1t  mit  Ausnahme  der 
Verschleierung  Antragsdelikte.  Zur 
Erhi  bung  Irags   sind    im  Falle 
des    §    -i    die    Klageberechtigten    (Konkur- 
ii    und    Verbände)    befugt.      1 1 

lieser  AntragsdeMkte  im  Wege  der 

itl  läge    ohne    vorherige    Anrufung   der 

anwaltschafl    ist    zulässig.      Eine    Er- 

i  ffentliclu  u  Klage  du 
tn  Vorli  igen   eines  öffentlichen    lut  ■- 
ibhäi     s  (§   12). 
In    ■  t  Städten   (Berlin,   München, 

Stuttgart,   Frankfurt  a.  M.  u.  -.  w.)  wurden 


Schutzvereinigungen  gegen  unlauteren  Wett- 
bewerb begründet,  die  das  Inseratenwe& 
überwachen  haben  und  eventuell  Strafai 
wegen  Zuwiderhandlung  gegen  das  R 
gesetz  stellen  und  so  die  Konkurrenten  > 
peinlichen    Verpflichtung    entheben, 
haben  Gewerbevereine  und  Handelskammi  n 
Kommissionen  gebildet,  die  wie  die  Schutz- 
vereinigungen   zuerst   den    unlauteren    Kon- 
kurrenten zur  Unterlassung  der  verletzi 
Handlung    auffordern    und    bei    Niehtbeao] 
tung    der    Warnung    innerhalb    bestimmter 
Frist    durch   einen    Rechtsanwall    beim  G©. 
rieht     die     erforderlichen    Anträge     stellen 
lassen.     Diese    von    Verbänden   ausgehende 
Rechtsverfolgung,  die  ihren  Mitgliedern  dal 
Risiko   eines    Prozesses   abnimmt,    hat    sich 
ebenso    wie   die  Präventivthätigkeit   so] 
Verbände  als  ein  für  die  Durchführung  da 
Zwecke  des  Reichsgesetzes  sehr  brauchbares 
Hilfsmittel  bewährt. 

Fach  dem  Vorbilde  der  Gesetzgebung 
über  industrielles  Urheberrecht  lässt  des 
Entwurf  (§  14)  neben  jeder  wegen  unlauteren 
Wettbewerbs  erkannten  Strafe  die  Zubilli- 
gung  einer  Busse  bis  zum  Betrage  von 
10000  Mark  au  den  Verletzten  auf  dessen 
Verlangen  zu.  Diese  Busse  sehliesst  dann 
die  Geltendmachung  eines  jeden  weiteren 
Entschädigungsanspruches  aus. 

c)  Verjährung.  Zur  Verhütung  chika- 
nöser  Klagen  nach  langer  Zeit  erschien  eine 
kurze  Verjährungsfrist  geboten.  §  11  steWj 
deshalb  für  die  Sehadenersatz-  und  Untern 
lassungsldagen  eine  sechsmonaf liehe  Ver- 
jähruugsfrisl  auf.  von  dem  Zeitpunkte,  in 
welchem  der  Berechtigte  von  der  Handlung 
und  der  Person  des  Verpflichteten  Kennt- 
nis erlangt,  i  Ihne  Rücksicht  auf  diese 
Kenntnis  verjähren  die  Ansprüche  in  '-'i 
Jahren  von  der  Begehung  der  Handlung  an. 

d)  Gerichtsbarkeit.  §  15  verweist 
alle  Civilklagen  wegen  unlauteren  Wett- 
bewerbes auf  Grund  des  Gesetzes  (Anspruch 
auf  Schadenersatz,  auf  Unterlassung)  vor  die 
Kammern  für  Handelssachen .  soweit  in 
1.  Instanz  die  Zuständigkeit  der  Landgerichte 
begründet  ist.  Allerdings  kam  schon  Ent- 
wurf II  mit  dieser  Zuständigkeitsfestsetzung 
der  fast  allgemein  von  den  Organen  des 
Handels-  und  Gewerbestandes  bei  Beur- 
teilung  desEntwurfsl  geäusserten  Wünschen 
entgegen.  Durch  den  beschränkenden  Zu- 
satz hat  man  aber  diese  Kreise  nicht  be- 
friedigt, man  hätte  die  ausschliessliche  Zu- 
ständigkeit der  Kammern  für  Handelssachen 
für  diese  Prozesse  begründen  müssen,  wenn 
man  nicht  unter  Durchbrechung  der  Grund- 
lagen unserer  Gerichtsverfassung  für  diese 
Gattung   von  Rechtsstreitigkeiten  besonder 

aern  für  Handelssachen  bei  den  Amts- 
gerichten einrichten  wollte. 

Dass    man   in   den   kaufmännischen    und 
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rblichen   Kreisen   den   Formal)    o 

.,.    .     Riohtertums        i 

r  freien   Würd) 
,,,,,.    eigenartigen    reden    Verhältnisse     des 
v    ,  Anwendung  des  des 

L    w  acht    der  Ort,    den   Gri 

n„ng   und  ihren  tiefer  1 
rsachen  nachzug«  heu. 
Cm  die   Einheitlichkeit    der  Rechtspre- 
oonn«  auf  dies,    l  G  wur.de 

ausdi  ■    fe!'iM 

.      Revision  dei  i  I  ?encht 

übertragen  (§  15).  . 

Zuständigkeit  des  Amtsg  nchts  zum 
ser    Verfügung!  a    (§    rfj 

.,,,  Simi  zuständig  zur  Aburteilung  der 
Privatklage  verfolgten  Antragsdelikte 

7".    Verhältnis    zum    Auslande.     Zum 

inheimischen  Handels  und  der 

iüländischen    Industrie    ist    das   Gesetz    von 

„ptsächheti    bestimmt,     Es  _k 
rll    in  erster  Linie  ohne  Rücksicht  aul 
die  Staatsangehörigkeit  allen  denjenigen  tre- 
ibenden im  weitesten  Sinne  zu  gute, 
die     eine    Hauptniederlassung    im    Inlande 
haben  iS  16),  und  zwar  im  d<   1 

te     in    den    deutschen    Schutzgel 

um  Hauptniederlassungen 

,    und  Sehn 
handelt,  in  denjenigen  auswärtig  1    I    izrrtcen, 
in  denen  das  Reich  die  Konsulargenchtsbar- 

sübt.  .  ,  ,      r 

r  Gewährung   des   Schul  es   des 
5  an  andere  wird  formelle  R 

tet     Sowohl   ein    Deutscher    wie 
Lusländer,    der   nicht   im  Inla 
Hauptniederlassung    hat.    kann    dabei 
gehutz  des  Gesetzes   nur  in  Anspruch  neli- 
d.  h.  er  kann  den  Anspruch  auf  I 
ne     oder    auf     Schadensersatz    dirrcn 
reitend  machen   und  ist  zur  Stellung 
Strafantrags  oder  des  Antrags  aul  I 
chtigt,    sofern    in   dorn   Staate,   m   dem 
n.   Bauptniederlassung  befindet   nach 
t    im   Reichsgesetzblatt   veröffentlichten 
Bekanntmachung    auch  deutschen  Gewerbe- 
treibenden ein  entsprechender  Schutz 
standen  ist.     Der  Schutz  muss  nicht  inhalt- 
lich der  gleiche  sein  wie  der  des  deu 

es  genügt,  wenn  er  von  ahn- 
licher Art   i-'.  .  .  ,   . 
Die  Feststellung  der  Recipi              .™gt 
h   den   Reichskanzler  (mittelst    der  Be- 
kanntmachung     im    Reichsgesetzblatt)     und 
nicht  durch  den  Richter.    Bis  jetzt  iE 

hang  nicht  erlassen  wor- 

e°indem  man  nach  dem  Vorgange  meh- 
rerer vom  Deutsehen  Reich  mit  fremden 
Staaten     abgeschlossenen      Verträge     über 


irähmng  von  Ii  schütz 

die      B 

„iall  verhindern     dass-i 

i 

!      Mit    On 

alte- 

ten  voll  1 

sehe  Reich  1 

allen    Staaten     die    Gleii  für 

ihre    Handel-    und    1 

LI 

jkeit  zu  erfüllei 

I  sanier"  "W  ise  veranl  is  ■ 
angehörigen   eine 

Lenen  Formen   des  im  ■ 
werbs    zu  gewähren,   und   111 

-,   Verhandlungen    ül 

Verträge  von  de 

I   vorwendet  * 
s     Wirkungen    des    Reichsgesetzes 
zur  Bekämpfung   des  unlauteren  \\  eft- 
bewerbs    —   Reformbestrebungen. 
hat    schon   durch    sein  Dasein 
pu   Einfluss   ausgeübt,  -..die 

zu  unlauteren  Mi«      1    aeigen 
leute  vielfach  durch  die  angedi  Rechts- 

folgen    von      Anwendung      derselben     ab- 
kte,    Es   hat   durchaus  — 

erzieherisch  auf  die  Gestaltung  der 

liehen    Verhältnisse     gewj 
Vereins  Berliner  Kaufleute  und  Industrieller). 
wie  die  vielen  Abäu 
I    -.  atenverbän 

',.„■„  Qie  auf  seine  Anwendung  gesetzten 
Hoffnungen  erfüllt.  Mitunter  glaubte  man 
wohin  :  ieme Kon- 

kurrenz   beseitigen,    während      -  b  1   nur 

gegen  unlauteren  Wettbewerb  einen  S 
,  ,.    ..,,-.  1  bezweckte.     Vielfach  hat  abei 
eine     allzu     formalistische    un 
Auslegu  faes  Umtun  it  er- 

;,..,      indem    der    El  ™ber 

Qes  Wettbewerbs,   die   nach  aUge- 
c     VerkehTsanschauung    als    unlauter 
betrachtet  werden,  versagte. 

In   diesen  Erfahrungen  hat  nur 

-   in  der    1.    A 
fassung    ihre     B  **? 

der    Weg    der     Sp  ;"S    m\ht 

all     die     vert 

unlauteren    Wettbe.  *- 

daher  eine  allgemeine  pnncipielle 
Km,   die    nur    die    Rechtswidr 
dts  unlauteren  Wettbewerbs  auss] 
V,;      '   ver'hene.      D 
1       K~mi".f   sesen   d  'teren  W. 

führten  Einzelfalle.  . 

Es  ist  zu  hoffen,    dass    jetzt    nach   Ein- 
führung des  Bürgerlichen  Gesetzbuchs  auch 
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die     im     Reichsgesetz     von     1s'n; 
onzei  ihneten     Arten     des    un- 
laute -w.'i  li>  unsere    Gerichte  den 
■:.  b.1  persagen  werden,   nach- 
m  ;  826  B.G.B.  ihnen   eine  taugliche 
Waff  Eert  ist. 

Eine   grosse    Enttäuschung    wurde    den 
hen    Kreisen    durch    ein   reichsge- 
Urteil   vom   21.  September  L897 
tet,   das   die    sogenannten    Nachschübe 
rkäufen   nicht  für  schlechthin  un- 
erklärte.    Geradi     die  Klagen  über 
en  Missbräuche  der  schwindelhaften 
erkaufe  hatten   hauptsächlich  zum  Er- 
i  fesetzes  geführt,  das  im  §  1  i  \  gl. 
VII,  3)  mit  seinem  Vi  [böte  der  un- 
aiiru  über  Anlass  oder  Zweck 
Verkaufs  den    Missbrauch  der  Ausver- 
inii  Nachschiebungen  als  eine  dei 
fätarlichsten    Formen    der   trügerischen   Re- 
klame tretfen    wellte.    Die  Motive  des  Ge- 
(  während  ein  Ausverkauf  d.  h.  eine 
Veräu  der  vorhandenen  Vorräte  zum 

Zwecl  3  des  Gi   chäfts- 

bs    im    ganzen,    sei    es    des    Verkaufs 
gewissen    Warengattung    nicht    beab- 
sichtigt ist,  vi  i    regelmässige  oder 
tändigung  des  Läget  - 
durch    Bi                        u  lischiebung)    neuer 
Wäret                             eugen  das.    Die  Miss- 
igi    [nti  ppretation  des 
tzes  durch  das  Reichsgericht,  dem  viele 
1 1  richte  folgten,  ist  wohl  begreiflich, 
I  sliche  Waffe  im  Kampf.'  gegen 
tndelausverkäufe  abstumpfte  und    viel- 
ein Anwachsen  solcher  fingierter  Aus- 
verkäufe zur  Folge  hatte. 

Auf    Veranlassung    des    Reichsamts    des 
Innern  wurden  Handelskammern  und  andere 
erbände   zu  einer  Aeusserung 
rendigkeil    einer   Erweiterung 
•dert.      Die    meisten 
mm  a  i   sprachen  sich  für  das  Ver- 
r  Nacl     :hübe  aus.  da  sonst  von  einem 
wirklirh.ii  Ausverkauf.        h.1  die  Rede  sein 
und    diese    auch    dann    kein    Ende 
i.      Einige    Handelskammern    wollten 
Nachschübe  zur  Ergän:  ing    der  Sortimente 
und  in  kleinen  Mengen  ge  tattert    jedenfalls 
ötig   und  zur  Beschleunige  Dg 
Ausverkaufs  dienten,  und  hohen  bervor, 
darf  ike]  ersl  durch  Naeh- 
i  kaufsfähig  würden. 
in   ein.  ■    an   dei    I  ■■  hat 

h    Bund  für  Handel  und  I  fewerbe 
sn  ine  mit   über  10000  Mitgliedern 
I     gesetzliche  Bestimmungen 
h    der   Ausverkäufe    gefordert :    Be- 
willigung von  Ausverkäufen  und  sog  nannten 
ihmetagen  durch  die  Be- 
Da      Bewilligungsgesuch    soll    ent- 
e    des    Grundes .    der    Waren 
Herkunft,   Menge,    Beschaffenheit   und 


Preisermässigung,  Bezeichnung  des  Lokals, 
der  Zeit  und  Dauer  des  Ausverkaufs.  der 
Personen,  in  deren  Eigentum  sicli  die  zu 
veräussernden  Waren  befinden,  und  der 
Personen,  durch  die  er  vorgenommen  w 
soll.  Das  Gesuch  ist  zu  veröffentlichen» 
Einsprüche  gegen  die  Bewilligung  sind  zu- 
lässig.  Diese  ist  unbedingt  zu  versaget, 
venu  die  Angaben  sieh  als  unrichtig  er- 
weisen und  wenn  der  Bewerber  wegen  un- 
lauteren Wettbewerbs  ..der  betrügerische] 
Handlungen  innerhalb  der  letzten  2  Jahre 
bestraft  ist.  Dauer  höchstens  1  Wochen, 
Unzulässigkeit  der  Wiederholung  vor  Ablälif 
von  6  Monaten.  Verbot  der  Nachschübe. '-* 
Auch  der  Centralverband  deutscher  Kaufleute 
fordert  Einreichung  von  Warenverzeichnissen 
und  Verbot  des  Nachschubes. 

Ebenso  hat  der  Verhau. 1  katholische) 
kaufmännischer  Vereinigungen  Deutschlands 
in  einer  Eingabe  au  den  Reichstag  (April 
1900)  Verbot  der  Nachschübe  und  gesetzt 
liehe  Festlegung  des  Begriffs  Au  verkauf 
beantragt,  lieber  das  Ziel  hinaus  geht  die 
Petition   mit   dem  Verlangen   eines  Verbots 

der  sogenannten  Ausnahme-  oder  Sj ialtagö. 

Das    wäre   ein   Eingriff   in    berechtigte    Ge1 
pflogenheiten  vieler  solider  Detailiisten. 

Im  Reichstag  wurde  am  20.  Novembei 
1900  von  Oertel  und  Mitgliedern  der  kon- 
servativen Partei  beantragt,  die  Regierung 
um  Vorlegung  eines  Gesetzes  über  das  \n.-- 
verkaufswesen  zu  ersuchen,  das  Anmelde- 
pflicht für  Ausverkäufe  festsetze,  Scheinaus1- 
verkäufe  und  Nachschübe  verbiete. 

Ein  Antrag  des  Centrums  (Lieber  und 
Pichler)  fordert.'  Erweiterung  des  Gesetze! 
über  unlauteren  Wettbewerb  und  ein  be- 
setz über  Regelung  des  Ausverkaufswesena 
Falls  das  Reichsgericht  nicht  zu  einer 
Aenderung  seiner  Anschauung  über  die  Zu- 
lässigkeil der  Nachschübe  gelangt,  wird 
sich  eine  gesetzliche  Regelung  des  Ausver* 
kaufswesens  nicht  vermeiden   lassen. 

Dieses  hätte  meines  Erachtens  ein  Ver- 
bot der  Nachschübe  von  Waren  bei  Total- 
ausverkäufen auszusprechen.  Selbst  die 
i  regner  eines  radikalen  Verbots  wünschen  ein 
solchesfür  Konkursausverkäufe.  Wenn  auch 
mitunter  Interessen  der  Veranstalter  VOÖ 
Ausverkäufen  hierdurch  geschädigt  würden, 
indem  namentlich  der  Verkauf  von  Restbe- 
ständen bei  Erbschaften  und  Konkursen  nur 
mit  Verlust  möglich  wird,  so  fallen  diese 
Nachteile  nicht  ins  Gewicht  gegenüber  dran 
grossen  Vorteile  der  vollständigen  Beseiti- 
gung von  Schwindelausverkäufen.  Höchstens 
könnte  man  die  Zulässigkeit  einer  Ergän- 
zung des  Warenbestandes  abhängig  machen 
von  der  Bewilligung  eines  Organs  des 
Handelsstandes,  das  bei  seiner  Entschei- 
dung die  konkreten  Verhältnisse  ZU  herück- 
sichtigen     hätte.       .    Die    Zahl    der    söge- 
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Saisonausverkäufe    könnte    ges 
worden.     Dagegen    halt, 
lilap.  für  jeden  Au,-. 

("gl.  oben  subV,  3)  und  in  Basel  (vg 
Lffonieru.  nicht  für  berechtigt.  Man  soll  das 
nicht   unter  Pol«, 
en    da,   wo   die    zu  bekämpfenden 
Missstände   sich  auf  anderem   W 

lassen.     Die    geverblichen    Schutzver- 

n     hier    durch    gemeinsame 

,,,,,,,  dur.U  Aufkläi  Pubhkums 

1,    Schwindelausverkäuten   die   Lß- 

äluft  entziehen.  . 

,  Lftck,    des  G  setzes  wird  noch  em- 
pfunden, dass  der  strafrechtliche  Schutz  des 
ich  nicht  erstreckt  auf  die  durch  büd- 
Darstellungen    bewirkt,'     trügei 

berhaupt  sollte  der  Strafrecht*- 
ler  Art   des  unlauteren   W  ett- 
auch   beim  Missbrauch  eines  j 
.  B.  w.  (§  8),    neben  der 

(Zivilklage  zulässig  sein. 

Unzufriedenheit    erregte   auch,   dass    die 
;hte  von  der  M      ■         '     dem  G 
Q    das  Recht    zur  Bekanntmachung  der 
bezw.  des  Urteils  zu  gewähren, 
stets   den    entsprechenden    Gel 

haben.     Gerade  eine  -  Publi- 

n    würde    aber    den    <■•  -    ädigten  erst 
eit..-    wahre    Genugthuung    gewähren    und 
m  Publikum  über  das   unlaut.        !     -  uren 
te  Auskunft   geh  n.     Sie 
AVU,,1  .  q  Richtungen  Erfolg  ver- 

heissen,    da-    kaufende    Publikum    <  >r    un- 
lauteren Mitteln  gewisser  Geschäfte  vi 
gen  der  materiellen   : 

ten    am    wirksamsten    vor 
nterem    G.  -  ■-  'baren     abs 

Wunsch  bei  einer  Revisio 
die    Zuerkeunung    der    Publikati 
an   den  Verletzten  durch  die  Genchl 
risch  zu  ma  scheint  dah 

9   Das   Bürgerliche  Gesetzbuch.     Da 

dasReichsgesetzvom27.Mai  :  imnrte 

unlauteren  Wettbewerbs  trifft, 
,-ird  es.   wenn  eine  dieser  Formen  vor- 
fieet,  stets  zur  Anwendung  kommen  mi 

nmungen  . 
buchs   üb  i    -  mersatz  h 

Btändlich  die  entsprechenden  Sat2 
=       cht   auf.     I 

B 
buchs   auf    ander.,   durch   das    Bei.    ägesetz 

L896  nichl    getroff,  ne  l    i      n  des    un- 
lauteren Wettl  Anwendui 

pflichte 

unerlaubter   Handlui  gelnden  N 

-    2.  Bu.  ' 
heben    Gesetzbuchs    dürfte    nicht   in 
kommen    §   823  Abs.   2,    der    ein      • 
ersatzpflickt   demjenigen  auferlegt,   welcher 


Eremd  '•''    oder   - 

- 

wendbar  §  826:      Wer  °  die 

guten     -  ■  ' '"""; 

ren  vorsäM 
anderen    zum    Ersätze  v,'>'- 

pflichtet. 

Es  kann  somit  nichl  nur 

l' 

o    nnil    Gewei  wider- 


Ull'.l         '  ' 

Kaufleute     und    Gev 

sprechende   Handlung,    sofen  i    als 

:  [.flicht  begründen. 

Damit  können  auch  ai  lurcli 

Reichsgesetz    von     1896     bez 
d    des    unlauteren    W. 

rden.     Diese  Bestim.  rahrt 

richten  eine   scharfe  Waffe  zui 
kämpfn  ig       les      nnli  «  ■  ;rbs- 

Durch     eine     nicht     zu     engherzige     Aus- 

:  chtsprechui  .      I 
la.i.l    dem     -  ü  Handel    und    Ver 

gegen   alle  illoyalen  Manipulationen 
währen  in  der  I.  ige   sein. 
Leider   hat   man   in   der   2.  L 
Bürgerlich.       6         buchs    die    wesentliche 

rung    durchgesetzt   dass   nur  vors 
liche    -und    nicht    wie   der   1.  Entwurf 
-  auch  Eahrli    äig  heg 

:pflicht  erzeugen. 

Fälle  des  unlauteren  Wettbew      -      - 

hinweisenden  Zusatz  v. 

ahn]  B  chtssatz   auch   nach  dem  W<  ?- 

fall  desSp. 

des    unlauteren    Wel  ,   -äti- 

„un„  ;    und    Gla  iben    im    Hai 

und  Verkehr  durch 

10.    Das    Reichsgesetz    zum    Schutz 
der  Warenbezeichnungen   vom  12.   Mai 

1894  ($16).     1  "  ieU 

Schutz  ?e- 

B        --  •    -■■"   zwei  AlU; 

unlauteren   Wetl  -  hon   vor    r.      äs 

..che  ort- 
Herkunftsbezeichnui 

gegen  unbefugte  Wi 

hing    der 

Waren  eines  G  ibenden   wird  viel- 

fach  im  Verkehr  als   ein  ürsprungszeichen 

hehan  aNaChah^Wa^en 

das  Publikum  über  den  l  rsprung  der  \\  aren 

"      !,n-  ,  .„     1ßQJ 

S  15  des    K 

üb  mit  1  Mark  oder  mit 

Gefän  !  Monaten  (Antragsdehkt)  und 

der   zum  Zweck   der  Täuschung  im  Handel 
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und  Verkehr  War  paekung 

Ankündig  Preislisten    etc.    mit 

i   äs  li. ili •  beti 

Verkehrskreise  als  B  len  gleichartiger 

Waren  eines  .  ilt, 

nehmigun;  i  kehr  bringt 
hält. 
Die    verschiedenartigsten    Ausstatte] 

h  m,    K          5  u  htel,   Etik 

messen    d        :      itz,  wenn    das   Publikum 

Merkmale  der  Wai  bestimmten  Gre- 

werl 

idsmerkmal  b  der  Dolus, 

Ausstattung  zum  Zweck  der 
Täuschui 

VIII.  Internationales  Recht 

irch  die  am   20.  März  1883  zu  Paris 
errichtete  int  i  Union  zum  Schutze 

Eigentums,     der     die 
Ken,.  Spanien,  Frank- 
reich,  Italien.  ide,  Portugal,  Salva- 
dor, Dänemark    ange- 
hörten,   v               ,,          Angehörigen    eines 
Unio                sowie  allei         einen 
ein  industriell      odi     Bandeisetablissement 
Besitzenden   in  allen  anderen  Unionssi 
bezüglich  (der  Erfindungspatente,  Zeichnun- 
I      i         und   Handelsmarken 
i  alle  den  Einheimi 
orten   V  a                     h  ert.     Die  Firma 
wird  geschützt,  Bestandteil 
[■    nicht      Der   Be- 
schla§  der  Ein- 
fuhr                en  (auf  Antrag  dei  Staatsan- 
walts! I           I  ;•  dei  Beteiligten)  die  wider- 
rechtlich  mit   einer  Marke   oder  Firma  ver- 
bei    der    Einfuhr   in 
■i  d      und  Firma 
Ebi  uso  jedes 
I                     der  Her- 
kunfl                                            bestimmten 
I     eichnunj    i 
o    zum    Zwecke    der 
Täuschung                              i  Isnamen 
Eügl    wird  (Art.   10). 

Nach  Art.  LOb  dei  akte 

vom   14.  Dezember    1900   Bollen   die  Ange- 

en    eines  die, 

Wohn- 
ie  Niederlassung  be 

en  unlauten  n  Wettbewerb  zu- 

Da  I  e  Reich    hat    1 190]  | 

itt     zur     internatio  Union     zum 

liehen    Ei|  i  ntums  voll- 
i,  und  der  Beitritt  Oe  terreich-Ungarns 
icht. 

J.itttialur: //.  Allart,  Traüeth  ralique 

ll.  Bar- 
bier, l>.  96.— M.  Bert,  !<■  la  , 


d.,    P  —     1.    Brau»,     V. 

.    du 
et    de  l     i    ■.'.  '    ■■•  .  e     ■/.' 
./.    Lextra,    D 
flu  Loison, 

■ 

Muil- 
lard    et    MaraJ'y,     Ureii 
propriete 
m   n    eon 
brique    et    de    commerce, 

Gasion   Mayer, 
579.     —    E.   Pouillei, 
la  c. 
'8.  —  A.  Plocque,    !< 
par  Paris    1892.     —    Raoul-.Joil- 

lirit.    De  la  c.  ■'..   Paris  1890.  —  A.  Darrag, 

ue    •  t  pratique  de  la   c.   d., 
189Jt.   —  Sumien,    Des    rapports    entre  la 
1 1     dei.    et    la  on.         I 

i  im,  rcial  et  inelustriel  francais,  eh 
itional  XII.)    —  J.    Valloton,   I 
d.    et    In  cemeurrence    illicite  (These),    Laut        . 
.  —   O.  Mayer,    Die    eoneurrene 
Ischmidt,    Zeitschr.  f.   Handelsrecht,    .VA  IV. 
—   U.   Amor,    Dei 
marchi,    e    dcgli   altn    scgn<    i    della    concot 
■     neu  commercio,     Toi 

—  Giannini,     la    concorrenza    sleale,     \ 
189S.  —  JV.  Browne,    The  hur  of  tra 

.   —   A.    Gray,     i 
London    1887.      -    H.    LikIIou- 
H.  Jenkyns,    A  treatise   on   the  law  of  i 

ide  names,    London  1873.  -  -  Se- 
bastian,   A  Digest    of  cases  trad< 
name,    trade-secret,    good-will  etc.,   Lond 

—  Inhalten,    Die  Bekämpfung    des    u.    II".    in 
Emil-     ■         G  werblicher   Rechtsschutz   II, 

ff.).   —    O.   Pranckel,    Di 
Stimmung,  i   des  österreichischen  Hecht 
W.,    Wien    I884.  —   Aalberse,   Oneerlijke 
entit    er,    hare  bestrijding    volgens  hei   i\ 
landsche  recht.    1.  stuck.    Leiden  1897.  —  Neu- 
burg,   Zunftgerichtsbarkeit   und  Zunftvei 
in    der  Zeit    vom  1.:.  big  16.  Jahrhund: 

v    ISS.   —   v.   Inama-Sternegg,  Deut- 
Wirtschaftsg,  in     ,1.    letzten    J 

hunderlen  des  Mittelalters,  Leipzig  1901,  II, 
S.  ;  ;.  152.  —  Paul  Schulz,  Du 
liehen  UrheberrechU  in  Oesti  er,  ich  (Mayerliofer, 
Handbuch  f.  ,1.  pol.  Verwaltungsdienst,  5.  Aufl., 
Wien  1901,  &  WOff.  -Köhler.  Dun  He,  hl 
Markenschutzes,  Würzburg  1885.  —  Binding, 
Lehrbuch  d.  gem.  deutschen  Strafrechts,  6.  Aufl., 
I  1  g  l  '0  .  li.  I.  S  '■'<■  —  V.  Liszt,  Lehr- 
et,   deutschen    Strafrechts,    9.    Aufl.    /■' 
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Gierke,  Deutschi  s  Privatrecht,  Leipzig  1895, 1.  S. 
714.  — Riesser,  Zur  Revision  des  Handelsgesetz- 
buchs, Stuttgart  1889,  II.  S.  12ff.  —  Alexan- 
ilcr-Iieitz.  Die  unredlich,  Konkurrenz,  Bei 
1892.  —  Derselbe.  Empfiehlt  sich  ein  " 
Rechtsschutz    gegen    u.    W.  1  Verhandlung  des     ff. 
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—    Derselbe,     Wie    ist    dem    u.    II- 
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».     II'.,    (Grenzboten    189S)    S.    . ;.'  ,.:.    — 
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Wliately.  Richard. 


o-eb    o-eoen  17VU.  gest.  am  8.  X.  1863  ml'uWm. 
Nachfolger   nach   Oxford,    wurde    dort  zweiter 

Se7desDrun  ^^„wfn^ 

Wirtschaft  und  1832  Brzbischof  von  Dublin.  Vor 
üebernahme    der   Verwaltung    des    Erzbistums 


son 


Whately — Wichern 


gründete  er  tlii*   Professur  für  Volkswirtschaft 
am  Trinitj  zu  Dublin. 

Whately  hte    von   Staatswissen- 

suhaftlichen Schriften  in  Buchform:  Introductory 

lectures  on  politieal  economy,  London  1831;  das- 

2.  Aufl.,    1832;   dasselbe,  3.  Aufl.,   1832; 

Ibe,   4.   Aufl.,    1855,    mit  'lern  Titelzusatz 

..will:  remarks  on  tithes  and  on  poor  laws  and 

Mii    penal   colonies".  --  Easy  Iessons  on  monej 

ters,  ebd    1833;   dasselbe,  2.  Aufl.,  1849.  - 

i  ii  Ehe  Irish  poor  laws,  Dublin  1847. — 

in  the  House  oi   Lords  1833  on  a  bill  of 

the    removal    of    certain    disabüities   from    bis 

Majesty's    subjects    ol    the   jewish    persuasion, 

London  L848 

Whately  vertritt  die  Ansicht,  dass  die  ganze 
Nationalökonomie  auf  den  Wert  der  Dinge  be- 
gründet werden  müsse  und  plädiert  dafür,  dieser 
Wissenschaft    den    Namen    Katallaktik   (Güter- 
austauschlehre)  zu  geben.     Dieser  Vorschlag  hat 
eine  Identifizierung  des  Nationalreichtums  mit 
der   Summe   des   Tauschwertes  der  Güter   zur 
Voraussetzung,    die,  da   sie  die  Bewertung  der 
Produktionsquellen    und    der   Produktionskraft 
!  um:-    lässt,    nicht  genügen  kann. 
Diktion  \\  hatelys  zeichnet  sich  durch  seltene 
bieit  und  Präcision  aus:  da  er  selbst  grosses 
darauf  legt,  seine  Definitionen  der  Be- 
Wert,   Reichtum,  Arbeit,  Kapital,  Rente, 
'.      gemäss  der  von  der  Wissenschaft  an- 
genommenen instruktivsten  und  erschöpfendsten 
umscl    eibungen   zu   gestalten,    rügt    er 
besonders    an    Adam   Smitb    und    an   mehreren 
anderen  hervorragenden  Theoretikern,    'ins-  sie 
zu   unklar,   teils   zu  ungenügend  und  von 
gebräuchlichen  Erklärungsform  abweichend 
'     ii      Die  Ethik   des  lautersten  Christen- 
fciehl  sich  durch  Whatelys  Schriften  und, 
fern   ■■    i  d  aufdringlichen  Zelotismus,  ver- 

s,  die  jungen  Leute,  denen  „introduc- 
tory lectures"  und  „easy  Iessons"  (s.  o.)  gi  wid- 
äind,   für  die  wirtschaftliche  Nächstenliebe 
zu   e  p  äi  mi  ii      Er  offenbart  ein   warmes  Herz 
für  die  arbeitenden  Klassen  und  für  die  Armen, 
was  seiner  Sympathie  für  die  Aeusserungen  der 
freien    Konkurrenz   den    manchesterlichen   Bei- 
benimmt,  zumal  er  in  Abrede  stellt, 
die   im  Diei         di     Handels   und  der  In- 
dustrie    wirtscl  Menschen     nur    dem 

n    Malthus 

dii     i  rde    infolge  der 

' äsigen  Gegenwirkung  ron  Centrifugal- 

nnd  Centripetalkraft   ewig  denselben  Kreis  um 

ihre   Achse    beschriebe,    auch   ihre   Hervorbrin- 

gungskrafi  an  äubsistenzmitteln  für  die  Mensch- 

i'  '"     bli  iben    werde.      Allerdings, 

er  fort,   hätti    sich    seit  den  letzten  fünf 

Jahrhnnderten   die  Bevölkerung  ganz  gewaltig 

bri .    aber    da«    \  ei  bältnis    dei     jetzigen 

■  d  zur  l  rnährongsfragi    31  i  infol 
Indien    Knlturstandes    der    Landwirtschaft,    des 

igen  Aafschw  ung(  -   der  maschini  lli  ,1  Be- 
triebs- und  Verkehrsmittel  ein  viel  kleineres  als 

ölki |    vor  fünfhundi  rt  Jahren  zu 

I  1  istungsfähigkeit    der   damaligen 

Ei    'i    in   di  11  wichtigsten  Lehren 

■  1  :    Ri  ardos. 


bi  .     >',  aati  1  v:    St.    Sti  phens     oj 
■    politii  lau.-,    by    „Mask",    London 
1  Kapitel:    Dr.    Whately. 


Fonteyrand,  Note  ii  propos  de  l'enseignemelti 
de  l'eeonomie  politique,  in  Journal  des  I 
mistes,  Bd.  XXII,  Paris  1849,  S.  62ff.—  Nekro' 
log  Whatelys  in  ..Journal  des  Eeonomistes"  II 
5i  rie,  Bd.  40,  ebd.  Nov  1863,  S.  317.  - 
Richelot,  l'ne  revolution  en  leconomie  n& 
litique,  ebd.  1863,  S.  177/78,  217.  —  Maulend . 
I'rinciples  of  ecouoinical  philosophy,  2.  Anll  ' 
Bd.  I.  London  1872,  S.  100/101.  —  Thompson^ 
Social  seience  and  national  economv,  Philadelphia 
1875,  S.  55/56.  --  F.  A.  Walker,  Politieal 
economy,  London  1883.  S.  29.  31,  247.  — 
Garnier,  Du  principe  de  population,  2.  Aufl.', 
Paris  1885,  S.  128.  —  Encyelopaedia  Britannica, 
I).  Aufl.,  Bd.  XX,  Edinburg  1886,  S.  515;  Bd. 
XXIV,  ebd.  1888,  S.  529.  —  Ingram,  History 
of  politieal  economy,  London  1888,  S.  141,  1<2. 
-  Cannan,  History  of  the  theories  of  prc 
duction  and  distribution  in  English  politieal 
economy  1776—1848,  London  1893,  S.  8/9. 
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Wiehern,  Johann  Hinrich, 

am  21.  IV.  1808  in  Hamburg,  gest.  daselhst 
7.   IV.  1881,    studierte   in   Göttingen   und 


Berlin  Theologie  und  eröffnete  am  12.  XI.  1893 
die  von  ihm  am  12.  IX.  desselben  Jahres  ire- 
gründete  Rettungsanstalt  für  sittlich  verwahr- 
loste Kinder  in  der  Landgemeinde  Hörn  bei 
Hamburg.  Er  seihst  war  vollständig  mittellos; 
den  Stiftungsfonds  brachten  wohlthätige  Ham- 
burger  Patricier  zusammen,  und  das  stinh- 
bedeckte  Haus,  das  alte  Rauhe  Hans  in  Hörn, 
in  welchem  Wiehern  mit  drei  ihm  anvertrauten 
Knaben  seine  Thätigkeit  begann,  verdankte  er 
der  Schenkung  seines  Gönners,  des  Syndikus 
Sieveking  in  Hamburg.  Aus  dieser  kleinen  be- 
scheidenen Ansiedelung  hat  sich  iin  Laute  der 
Jahre  eine  grosse  christliche  Kolonie  mit  Zweig- 
anstalten, die  sich  wieder  zu  Kolonieen  er- 
weitert,  mit  insgesamt  31  grösseren  und  kleineren 
Bauten,  entwickelt,  von  denen  insbesondere  die 
natsschulen  nach  ihrer  1S88  erfolgten  An- 
erkennung stark  besucht  sind.  Das  Geheimnis 
Erfolges  lag  einzig  in  der  auf  Gott  ver- 
trauen begründe  tenErziehungsmet  In  >de  Wich  erns, 
die  darauf  angelegt  war,  seine  Zöglinge  beiderlei 
Geschlechts  nicht  nur  zu  frommen  und  sitten- 
reinen,  sondern  auch  zu  erwerbsfähigen  Men- 
schen heranzubilden.  Die  wirtschaftliche  Lage 
der  Erziehungsanstalten  des  Rauhen  Hauses  Win- 
nie eine  befriedigende,  da  zur  Deckung  ihrer 
ökonomischen  Bedürfnisse  häutig  die  Mildthätig- 
keit  frommer  Seelen  in  Anspruch  genommen 
iverden  musste;  Staatsunterstützung  hat  Wichern 
für  seine  Stiftungen  weder  jemals"  nachgesucht 
Doch  genossen.  1848  erfolgte  auf  Wicherns  Ver* 
anlassung  die  Begründung  des  Gentralaus- 
schusses  für  innere  Mission  und  gleichzeitig  die 
taltung  des  1842  gegründeten  Brüder- 
semmars in  die  erste  Brüderanstalt  des  Rauhes 
Hauses,  nach  deren  Vorbilde  zehn  Brüderhäuiser 
in  Deutschland  entstanden  sind,  die  im  Dienste 
der  inneren  Mission  zahlreiche  Hausväter.  Be- 
amten und  Gehilfen  für  Rettungs-,  Waisen-, 
[dioten-  und  Gefängnisanstalten,  Armen-,  Armen- 
kinder-.  Kranken-.  Arbeits-  und   Vereinsiniuser, 


Wiehern 


sei 


bsbergen  zur  Heimat.   Arbeiterkolonieen  und 
SSemUstationen  herangebildet  haben.   Für 
S"    und  Pflege  des  religiösen  Sinnes  im 
XÄhenDentschlandthat  er  «ch  feiger 
'     den    Kirchentagen   hervor,    die    seit   184 
Bethmann-Hollwegs    Vorsitz    alljatarbch 
,,,,,,,,        1S57     wurde     Sichern    kgl. 
.  «.he"  Oherkonsistorialrat  und  Yortragen- 
,    Getängnis-  und    Armenwesen  im 
:\  in^teriuin  "des  Innern,   1872  schied  er 
',  ,.    Niederlegung    seiner    Aemter    aus    d;  m 
SSÄ  Staatsdienste  aus  und  widmete  sich 
r'ianz  der  Leitung  der  Erziehungsanstalten 
m'hen  Hauses,  di  ächon  im  nächsten 

all  seinen  Sohn  Johannes  abgab. 
Wil-rn    veröffentlichte    von   staatswissen- 
Ltaftlichen  bezw.   die  Förderung _  der  sozialen 
Wohlfahrt    vertretenden    Schritten    in    Buch 
Notstände    der  protestantischen    Kircae 
nnd  die  innere  Mission.    Zugleich  als  2  Bericnt 
MeZder  des  Kanben  Hauses  als  Se™ 

fBr   innere   Mission,   Hamburg   1844.  —   JJrittt 
d  vi"  te  Nachricht  über  die  Brüder  des  Rauhen 
Hauses  als  Seininar  für  innere  Mission  unter 
!     Lehen   Protestanten.   2  Teile,   ebd    1845  4, 
_   Festbüchlein  des  Rauhen  Hauses  in  Hoin 
.   u   i LT:   Geschichte   und    Geschichten   des 
Rauhen    Han.es   zu   Hörn,   1.  Bändchen)     elA 
l«iö-   dasselbe    2.  u.  3.  Aufl..  lsol  u.  isoo. 
featÄsammlung  von  VolksbibUothed.en 
mitoeteilt    an    die   Teilnehmer    des   kongiesses 
Knee  Mission  zu  Wittenberg  im  September 
$£  ebd.  1849.  -  Die  innere  Mission    erden- 


ta   evangelischen   Kirche.     Eine  Denkschrift 
JS»  deutsche  Kation,  im  Auftrage  des  Central- 
usses  für  die  innere  Mission,   ebd   1849 
he   2  u.  3.  Aufl.  1849  u.  1889   —  11.  ^aen 
St  des  Vereins   für  innere  Mission   m   Ha  ,n- 
hun-  am  Schluss  des  Jahres  18o0,  ebd.  18ol — 
^Behandlung  der  Verbrecher  und  entlassenen 
sSkLge,  ebdg1853.  -  Der  Dienst  de, .Frauen 
in   der   Kirche    1    u.  2.  Aufl.,   ebd.  1858,  das 
Sbe   3   Aufl,  1880.  -  Das  Rauhe  Haus,  seine 
Ser"  und'  seine  „Bruder".    Mitteilungen  an 
§feWohlthäter  und  Freunde  des  Rauhen  Hauses^ 
1     ■'    u.  3.  Aufl.   ebd.   1861.  1862   u.   18<2    - 
Qeber   Erziehung-  zur  Arbeit,   nutet 
Anstalten,    ebd.  ^  1867.   -An    die    «£*»£ 
faatischen    Arbeiter,   ebd.   18.2,    —    Seme    ue  , 
■      melten  Sehrinen  erscheinen  gegenwärtig  in 
der  Veentur  des  Rauhen  Hauses  in  Hamburg. 
D^  Unternehmen  wird  6  Bände  umfassen   wo- 
von   die   Bde.   I   u.   II   (Briete    und    Tagebucb- 
blätter  bereits  1900)  erschienen  sind.   R»  weiden 
Mgen;  Bd.  III  (Principielle  Aufsätze  zur  inneren 
Mission)-  Bd.  IV  (Gefängniswesen) ;  Bd.  \     M- 
"',         '       •        TV-,*    Pinhe    Haus    und    seine 
Ziehungswesen.     Da*    iiaune    n»     w-t^ol 
Brüderschaft);    Bd.    VI    Vermischte   Auf=>atee). 
-Wiehern  gab  heraus:  Jahresbericht  L-MU, 
über   die   Hamburger  Rettungsanstalt  für  sitt- 
lich verwahrloste  Kinder  un  Rauhen  Hause  zu 
Born,  1833-46,  Hamburg  183a-47;   als  Fort 
Qg  hiervon:  Jahresbericht.  \1\ .— -Va.yii.. 
er  die  Kinderaustalt  des  Rauhen  Hauses  vom 
Januar  1847  bis  1866,  ebd.  ^^--^ 
rieht   über   das  Rauhe  Haus  von  18AJ— / 1  >  ß| 
rien   I  -  IxXVIU),  ebd.  1835-72.  -  Fliegende 
Blatter   aus   dem   Rauhen  Hause   zu  Hoin   hei 
Hamburg.     Organ    des    Centralausschusses    tm 
die  innere  Mission  der  deutschen ^vangehseb.^ 
Kirche,    nebst    dem    Beiblatt:    Volksblatt    tut 
Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.    Zweite 


inn.n-    Mission,    welche    Publikation    L89d   ihi 
fünfzigjähriges  Jubiläum  leierte. 

Wirhein  war  unter  den  Philanthropen  der 
materiellen  Gegenwart  eine  der  vornehmsten 
Erscheinungen.  Aus  lauterster  Menschenliebe, 
aus  tiefinnerstem  Mitleiden  mit  der  sittlichen 
Verrohung  der  in  lasterhafter  I  mgebung  ant- 
aden  Jugend  fühlte  er  den  Kenn  msicn, 
solche  schon  in  erster  Entfaltung  von  gl« 
Mehltau  getroffenen  jungen 
sittlichen  Verderben  zu  entreissen.  Der  Schwer- 
nunkt  und  die  grossen  Ei  -  Erziehung 

svstems  beruhten  vornehmheh  auf   hingebungs- 
voller Versenkung  in  die  Herzen  der  mangels 
Erziehung  vollständig  verwildert  aufgey.  achsenen 
Kraben  und  Mädchen,  welche  seiner  Obhut  an- 
vertraut wurden,  und  erst  nachdem  er  auf  diese 
deren  Charakter  ergründet  hatte,  kamen 
die  pädagogischen  Heilmittel   zur  Anwendung. 
Dieselben  bestanden  in  einer  Geist  und  Körper 
aleichmässigkrättioenden.  rationell  verteilten  Ab- 
wechseluno-' zwischen  vierklassigem  ^  olksschul- 
Ärichte  und  Garten-  und  Feldarbeit,  welche 
praktische  Beschäftigung  später  auch  auf  schu- 
n,io-  in  den  hauptsächlichsten  Handwerken  aus- 
gedehnt wurde.    Denjenigen  seiner  ihm  neu  zü- 
rnen Zöglinge,   welche  sich  bereits  gegen 
das    Strafgesetz    vergangen    hatten,  .  eröffnete 
Wibhern    ehe  er  sie  einschulte,  dass  sie  mit  der 
eher  chreitung  der  schwelle  des  Rauhen  Hauses 
die    Vergangenheit   hinter    sich    znruckliessen, 
dass   auch   Fhre   noch   „ngesühnte  Schuld   ver- 
geben   und    ebenso   vergessen     sein    »die    TC 
überhaupt  ihr  früherer  strafbarer  Lebenswandel. 
Zusicherung,  ferner  das  Ungewohnte  der 
wahrhaft    christlichen  Hanshaltung     in   welche  ■ 
dfese  beklagenswerten  Kinder,  welche  ein  eigent- 
\ -.unüienleben   nie   gekannt   hatten     sich 
h  eingeführt  sahen,  und  der  milde  Ernst, 
reichem  ihnen  die  erziehliehen  Anweisungen 
erteilt  wurden,  übte  den  wohltätigsten  Einflnss 
auf  die  iungen  Gemüter,   und  wenn  auch  nicht 
iedes   sittlich   verwahrloste  junge  W  esen  sofort 
S    durch    böses     Beispiel    angenommfen 
schlimmen  Neigungen   entsagte,   su   gehorte   es 
doch   m   den     chönsten    Triumphen  Wicherns, 
m  die  einzelne  Kindesseele  so  lange  mit  treuer 
,:  lieher  Hirtenliebe   und   ohne  Anwendung 
von  Strafmitteln  unverdrossen  zu  kampten     bis 
Ir  sie  alsTem  guten  Principe  erobert  betrachten 
durfte     Die  Zahl  der  Kinder,   welche   wahrend 
ehzigjährigen  Bestehens  der  Anstalt,,  von 

Ableben  von  seinem  Sohne  in  sittlich  vemaen 
em  oder  sittlich  defektem  Zustande zui 
Erziehung  bezw.  Besserung  übernommen  w  nrden 
Sug  über  zweitausend,  und  aus  aUer, .soweit 
S  nfcht   noch   dem  Institute  angeboren^  od 

51 
Auflage,    v  II. 


Wiehern — Wildschaden 


vertritt,  vom  seelenerzieherischen  Standpunkte 
aus.  den  Glaubenssatz,  dass  mit  und  in  der 
Kraft  Jesu  rhristi  alles  Böse  getilgt  werde, 
jungen  Gemüter  aber,  welche  diesen 
Glaubenssatz  zu  dem  ihrigen  gemacht  hatten, 
waren  durch  denselben  vor  Rückfällen  iu  ihre 
früheren  Verirrungen   gewappnet. 

Der  christliche  Sozialismus  Wicherns    fusst 
auf  einem  Programm,   aus  dem    u.  8 

hervorzuheben  sind:  Die  menschlich     \i- 
ist    die    pflichtgetreue    und    angestrengte 
Thäti-  !    drin    abbilde  Gottes   o 

formten  Persönlichkeit;  das  Recht  auf  Ärb 

ii  b  a  -  Konsi  quenz  der  Pflicht  zur  Arbeit; 
die  sittliche  Achtung  vor  einer  Berufsthäti 
wird   nicht    durch  das   Arbeitsobjekt,    sondern 
durch   die    subjektive   Gesinnung  des    Arbeiters 
bestimmt;    in   Gemässheit   der  christlichen  Ge- 


sehen   Rechts    absehen,    der    Grundbesitzer 
überall    da,    wo    das  Jagdrecht    auf  seinem 
Areal  anderen  zustand,  sofern  er  nicht  - 
etwa    das    Recht    der    Mitjagd    hatte,    dem 
Wilde    weder   weidmännisch   noch  son 
teilen.     Er  galt    namentlich   nichl 
i.   Wild,   ohne   die  Absicht  der  Bi 
nähme,    zu    erlegen,    um   es  unschädlich  zu 
machen    und    zu    verhindern,    dass    es 
Feldfrüchten    verderblich    würde.     Es 
eine    besondere    Vergünstigung,    wenn 
A.  Pr.   L.    R.    §    149    1.    9    erlaubte,    Wild, 
welches    in    Gärten,    Höfe  oder   andere,   an 
Wohngebäude  stossende,  geschlossene  Plätze 
eindrang,   ohne  Anwendung  von  Schiessge* 
wehr   zu    fangen   oder   zu    töten    gegen 


rechtigkeit  soll  t'iir  redliche  Arbeitsleistung  ein  Verpflichtung,  das  gefangene  oder  erlegte 
Ltdm  bewilligt  werden,  der  die  menschen-  Tier  an  den  Herrn  der  Jagd  gegen  Bezah- 
würdige  Existenz  des  Arbeiters  und  seiner  [nng  des  gewöhnlichen  Schiessgeldes  abzu- 
l-anuhe  gewahrleistet ;  die  Ricardosche  Lehre,    ,„.,-,,,,,    Sonst  befand  si  h  d     Grundbesitzer 

dem  Wilde  fast  wehrlos  gegenüber.  Denn 
alle  anderen  Mittel,  welche,  ohne  es  zu  be- 
schädigen, nur  darauf  abzielen,  das  Wild  zu 
verscheuchen  und  vom  Betreten  kultivierter 
Bodenflächen  abzuhalten,  wie  Klappern,  Auf- 
stellen von  Sehreckbildern,  Errichtung 
V,""'1'  !    "'    '-  /"    betrachten,    durch    Zäunen   und  Einfriedigungen   erweisen  sich 


dass  die  arbeitenden  Klassen  in  ihrer  Lebens- 
haltung auf  das  Existenzminimum  beschränkt 
seien,  ist  als  antichristlich  zu  verwerfen;  ebenso- 
wenig ist  es  in  einem  christlichen  Staate  zu 
dulden,  dass  weibliche  Hungerlöhne  die  Ar- 
beiterinnen vor  die  Wahl  stellen  zwischen  Not 
und    Prostitution;    als    besondere    Aufgabe   der 


Wort  ifl  dii    Selbstsucht   im  kapitalis 

tischen  Interessenkampfe  zu  kennzeichnen. 


als  unzulänglich.  Die  jagdbaren  Tiere'  ge- 
wöhnen sich  daran  und  wissen  die  ihnen 
bereiteten  scheinbaren  oder  wirklichen  Hin- 
dernisse bald  zu  überwinden. 

Einen  Anspruch  aber  auf  Erstattung 
des  vom  Wilde  angerichteten  Schadens  hatte 
der  Grundeigentümer  oder  der  rJutzungsbe* 
rechtigte  gegen  den  Jagdherrn  nur  allein 
dann,  wenn  dieser  sein  Jagdrecht  auf  dem 
fremden    Terrain    nicht    pfleglich    aus- 


Vgl.  über  Wiehern:  Wagener,  Staats- 
i  Bd.  XX1L  Berlin  1866, 
S.  Kh  68.  —  Walcker.  Soziale  Frage.  Leipzig 
IST.".,  s.  112/113.  —  Röscher,  Gesch.  der  Nat, 
München  1874,  S.  1028.  — Oldenberg,  Johann 
Einrieb  Wichern.    Ein  Nachruf,  Hamburg  1881. 

—  Krummacher,  J.H.  Wichern,  Gotha  1882. 

Oldi  aberg,    Johann    Hinrieh    Wiehern. 
Sein  Lei,,-,,  and  Wirken,  3  Bde.,  Hamburg  1883.    ai,^  Während  dem  deutschen 'Rechte  des 

—  Bonmert,  Die  Arbeiterfrage  und  die  innere  hw;++  i  u  *  r  i      i>    »■  -i 
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1.  Da-    gemi  ine    di  nt  i        ':    bt    und   die 
ältere    partikuläre    Jaf  [gebung.     2.   Das 

i  tzbuch  und  die  neueren  deut- 
schen Jagdgi  setze.  3.  Das  preussische  Wild- 
schadenges        i        11.  Juli  1891. 

1.  Das  gemeine  deutsche  Recht  und 

die  ältere  partikuläre  Jagdgesetzgebung. 

Vor  den  durfte    wenn  wir  vom 

reiche    des   rheinisch-französi- 


unbekannt  waren,  hatte  seit  dem  16.  Jahr- 
hundert nach  Entwickelung  des  Jagdregals 
die  Praxis  eine  Haftpflicht  des  Jagdberech- 
tigten unter  dieser  Voraussetzung  anerkannt. 
Als  nicht  pfleglich  wurde  eine  Behand- 
lung der  Jagd  erachtet,  bei  welcher  das 
Wild  in  übermässiger  Menge  gehegt  oder 
durch  gewisse  Anstalten  (z.  B.  Anlegung 
von  Salzlecken)  aus  angrenzendem  Revier 
zum  Debertritt  in  das  eigene  angelockt  und 
herbeigezogen  wurde. 

2.  Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  und 
die  neueren  deutschen  Jagdgesetze. 
Verlangte  das  gemeine  Recht,  um  eine  Er- 
satzforderung wegen  Wildschadens  zu  be- 
gründen, den  Nachweis  der  nichtpfleglichen 
Ausübuim-  des  Jagdreehts  durch  den  Jagd- 
berechtigten, so  setzte  es  als  Grund  seine! 
Ersatzpflicht  ein  Verschulden  voraus. 

I  las  Bürgerliche  Gesetzbuch  nimmt  dem 

Wildschaden  gegenüber  und  hinsichtlieh  der 

wer    dafür  verantwortlich   sein  soll, 

den  entgegengesetzten  Standpunkt  ein.    In 
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Mjweichune   von    dem  sonst  festgehaltenen 
Grundsatz,    dass     für    einen    entstandenen 
Schaden    nur  zu  haften   hat,    werihnyer- 
a0huldet(§§823    826),  rechnet  es  den  Wild- 
schaden   denjenigen  Schadensfällen zu ,    b.'i 
iL,,,,'  eine  Sehadonhaftung    ohne >  Versehu  1- 
,  ,„,    ,nntl.oteu    soll    ,SS    s-JT.   s-J'J,   833  vgl. 
,„it    S  8351      Ein  Verschulden  dessen,    der 
für   entstandenen    Wil.ls.-had.-n     verant  wört- 
lich -emaeht  wird,  kommt  heute  allem  noch 
in    ctem    besonderen  Falle   in    Krage     wenn 
aus  einem  Gehege  jagdbare  Tiere  ausbrechen 
ond  Schaden  stiften.    Da  kann    nicht  zwar 
nach   dem  Bürgerlichen   Gesetzbuch  selbst, 
W0bJ    aher    nach    landesgesetzlichen    Vor- 
schi-iften,  che  da,  K.G.  Art   71  Nr.  2  unbe- 
rührt   lässt,    die    Haftung   des  Eigentumers 
oder  Besitzers  des  Geheges  für  den  ange- 
eten  Schaden    von    dem  umstände  ab- 
hängig gemacht   werden,    dass   das  Gehege 
nicht  so  hergestellt  bezw.  so  verwahrt  und 
erhalten    wurde,    um    ein    Ausbrechen  des 
Wildes  zu  verhindern. 

andererseits  schränkt  das  Bürgerliche 
Gesetzlmeh  den  Wildsehadenersatz  und  die 
Haftung  in  objektiver  Hinsicht  ein.  Sofern 
dmvh  Laudesgesetz  der  Begriff  des  V\  . 1-1- 
schadens  nicht  weiter  z.  B.  auf  Hasenschaden 

aus lehnt  wird,   will   es  nicht  schlechthin 

jeden  dmvh  jagdbare  Tiere  angerichteten 
Schaden  als  Wildschaden  gelten  lassen. 
Die  Ersatzpflicht  soU  nur  eintreten  wenn 
Grundstücke  und  die  darauf  stehenden  oder 
Bchon  getrennten,  aber  noch  nicht  eingeern- 
teten  Erzeugnisse  durch  Schwarz-,  Kot-, 
Elch-  Dam-  oder  Rehwild  oder  durch 
Fasanen  beschädigt  werden  (§  83o  vgl.  mit 
EG  Art  71  Nr.  1).  Wer  ist  es  nun  aber, 
dem  das  Gesetzbuch  ohne  Rücksicht  auf 
Verschuldung  die  Ersatzpflicht  für  entstan- 
denen Wildschaden  auferlegt? 

Wo  wie  in  Mecklenburg  die  Landesge- 
setzgebung eine  Trennung  des  Jagdrechts 
\  M  dem  Grundeigentum  zulässt,  hat  aut 
Grundstücken,  auf  welchen  dem  Eigentümer 
das  Jagdrecht  nicht  zusteht,  der  Jagdbe- 
rechtigte dem  Eigentümer  oder,  wo  ein 
anderer  zur  Nutzung  des  Grundstücks  be- 
rechtigt  ist,  diesem,  als  dem  Verletzten,  den 
Wildschaden  zu  ersetzen  (§  835  I). 

Anders  dort,  wo  dem  Grundeigentumer 
die  Ausübung  des  ihm  an  sich  zustehenden 
Jagdrechts  durch  das  Landesgesetz  entzogen 
ist  So  verhält  es  sich  in  allen  denjenigen 
deutschen  Staaten,  in  welchen  die  neueren, 
seit  1S4S  erlassenen  Jagdgesetze  die  un- 
trennbare Verbindung  des  Jagdrechts  mit 
dem  Grundeigentum  anordnen,  dahingegen 
die  Ausübung  des  Jagdrechts  von  einem 
bissen  Flächenumfang  oder  einer  beson- 
deren Beschaffenheit    der   Grundstucke    ab- 
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den    gesetzlichen  Erfordernissen    nicht   ent- 
spricht    (S.    den     An.    Jagdrechl    oben 

.  '  ,       ...        .        u  -n.„     H':i.l.,.,l,.wloii     hilf     <ln 


hängig    machen     und    diese     darum     dem 


nanglg     macneu      uuu     «^^~     -»-  — 
Eigentümer   versagen,    dessen    Grundstuck 


soriom.         (O.      vicii       .>■'■      -  —  o~  - 

Bd    IV  S.  L309).     Don  Wildschaden  hat  da 
,,..,      ,,    ^USübung  de    Jagdrechts  Berech- 
tigte zu  ersetzen  (§  835  TL).     Kino  Ausnal 
erleidet  diese  Regel  dann,  wenn  die  Eigen- 
tümer di  r  Grundstücke  eines  Bezirks   zum 

Zwecke    dei meinschaftlichen    Ausübung 

des  Jagdrechts  auf  Grund  landesgesetzlicher 
Vorschrift  zu  einem  Verbände  (Jagdgenossen- 
schaft) vereinigl  sind,  dieser  Vorhand  jedoch 
nach     Inhalt     derselben     landesgesetzhchen 
Vorschrift    sich     nichl     verpflichten     noch 
haftbar    gemacht   werden    kann  (§  835 >  III). 
Die    Frage,    wer    zum    Ersätze    von    Wild- 
schaden  herangezogen    werden    sollt",    war 
da  in  zweckmässiger  Weise  nicht  anders  zu 
erledigen,  als  indem  man  die  einzelnen  be- 
teiligten  Grundeigentümer  nach  Verhältnis 
der  Grösse   ihrer  Grundstücke   haften  hess. 
Mochte  nämlich  auch  die  Jagd.-  ao     «schalt 
als    solche    zur    Ausübung    des  Jagdrechts 
berufen  und  befugt  sein,  so  war  doch,  wegen 
der  ihr  mangelnden  Verpflichtiingsfalugkeit 
die  Möglichkeit,    wie  in  anderen  Fällen,    so 
auch   hier  die  Ersatzpflicht  mit  dem  Recht 
der  Ausübung  des  Jagdrechts  zu  verbinden 
ausgeschlossen.    Es  ist  das  der  einzige  Fall, 
wo  unter  der  Herrschaft  der  neueren  deut- 
schen Jagdgesetzgebung   die   an    sich  jagd- 
berechtigten   Grundeigentümer    unmittelbar 
we-en  Wildschadens  in  Anspruch  genommen 
werfen  können,  obwohl  ihnen  als  Einzelnen 
das  Recht  die  Jagd  auszuüben  vorenthalten 
wird     Der  eine  oder  der  andere  von  ihnen 
kann  so  zugleich  ersatzberechtigt  und  ersatz- 
pflichtig   sein   und   muss,    so   weit   er    der 
Verletzte    ist,    einen    Teil    des    erlitteneu 
Schadens  selbst  mittragen. 

Dem   zur  Ausübung  des  Jagdrechts  Be- 
rechtigten wird,  ohne  dass  er  einen  gesetz- 
lich begründeten  Anspruch  aut   Gestattung 
der  Jagdausühung    auf    fremdem  Areal    hat, 
in    der  Haftung   für  Wildschaden  derjenige 
Eigentümer  eines  Grundstücks  gleichgestellt, 
len    der  Eigentümer  eines ;  anderen  an- 
grenzenden Grundstücks    das  Jagdrecht  auf 
dem  seinigen  zu  verpachten  veranlasst  wird, 
weü   nach   Landesgesetz   wegen   der  Lage 
des    letzteren    das   Jagdrecht    nur  gemein- 
schaftlich   mit    der  Jagd   auf    dem ^anderen 
Grundstück   ausgeübt   werden   darf   (§»rft> 
IIS    2,   E.G.  Art.  TL  Nr.  3t.     Man  hat  da- 
bei namentlich  an  kleine,  zur  Ausübung  des 
Jagdrechts  durch  ihre  Eigentümer  nicht  ge- 
eignete, von  den  grösseren  Waldgruncstucken 
eines   anderen  Eigentümers   emgeschlossene 
Güter    zu    denken    (Preuss.   J.  F.  <*•  v.    (. 

MiiDanut"si.,.;''die  den  Wildschadenersatz 
betreffenden  Vorschriften  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuchs  selbst  schöpft.  Sie  haben 
nach    E.G.  Art.  72    auch   in  Fallen,   wo   in 
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uung    eines    Grundstücks    ein    zeitlich 
nicht   begrenztes  Nutzungsrecht  (Erbpacht-, 
HäusI  i  recht)  besteht,  mit  der 
Massgabe   Anwendung   zu  finden,    dass  an 
ä  3   Eigentümers    der  Nutznngs- 
litigte  tritt  (vgL  E.G.  Art.  63). 
\.  Im>h  dem  Bürgerlichen  Gesetzbuch  hat 
das    E.G.    Art.    71    noch    eine    Reihe    von 
tandesgesetzlichen  Vorschriften  aufrecht  er- 
:.    Einige  davon  sind  in  diesem  Artikel 
:,   denen  des  Bürgerliehen  Gesetzbuchs 
berücksichtigt    und    angeführt,    wegen    der 
anderen,  hier  übergangenen,  mag'  es  geniigen 
auf  den  Text  des  E.G.  Axt.  71  Nr.  4— 6  zu 
verweisen,     liier    ist    nur   noch  des  Vorbe- 
halt.»   zu    gedenken,    der   an   einer  anderen 
Stelle    des    E.G.  und    zwar    im    Art.  70    zu 
Gunsten    der  Landesgesetzgebung  gemacht 
wird.     Danach  bleibi  n  die  darin  enthaltenen 
Vorschriften  über  die  Grundsätze  unberührt, 
nach  welchen  der  "Wildschaden  festzustellen 
ist     Auch  wird  es  der  Landesgvsetzgehung 
überlassen,    eine    bestimmte    Frist    zu    be- 
stimmen, innerhalb  deren  der  Anspruch  auf 
i /.    des  Wildschadens    bei   der  zuständi- 
Behörde  geltend  gemacht  werden  muss. 
Damit    ist   die  Möglichkeit  geboten,    die 
.  ob  im  einzelnen  Falle  überhaupt  ein 
Wildschaden  entstanden  ist  oder  ein  solcher 
nicht  vorliegt,  und  die  Alimessung  des  vom 
Ersatzpflichtigen     zu    leistenden    Schadens, 
nnbeschadei  der  Eigenschaft  des  vom  Jagd- 
berechtigten   deshalb    erhobenen  Anspruchs 
eines  privatrechüichen,  der  Beurteilung 
und    Entscheidung    durch    die    ordentlichen 
chte  zu  entziehen  und  das  deshalb  ein- 
zuleitende    Verfahren    einer  Verwaltungsbe- 
hörde  "der  einem  Verwaltungsgerichte  zu 
überweisen  (G.  V.  G.  §  13). 

3.  Das    preussische   Wildschadenge- 
»eiz    vom    11.  Juli  1891.     Das  preussische 
Ipolizeigesetz    vom    7.  März   1850   §  25 
schloss  jeden  gesetzlichen  Anspruch  wegen 
Ersatz  von  Wildschaden  aus.     In  Ueberein- 
stimmung  damit  versagte  das  für  den  Um- 
fang    des    preussischen    Staatsgebietes    mit 
Ausschluss   der  Provinz  Hannover  und  des 
H  Kurfürstentums  Hessen  erlassene 
Wildschadengesetz   vom    11.  Juli    1891,    iu- 
dem  es  nur  einen  einzelnen  besonderen  Fall 
ausnahm,  jeden  nur  durch  Gesetz  begründe- 
ten    civil  rechtlichen    Anspruch    auf   Wild- 
schadenersatz.    Es    gewährte    statt    dessen 
dem   beschädigten   Grundbesitzer  und  Nut- 
echtigten  die  Möglichkeit,  eine  Aus- 
hung    und   Vergütung  des    ihm   durch 
Wild    zugefügten  Schadens  auf  der  Grund- 
lage  des   öffentlichen  Rechts  und  vermöge 
tfitteln,    weli  lie     dieses  darbet,   zu  er- 
Auf    diese    Weise    sollte    einem 
Oebel  lande    abgeholfen     weiden,     welchen 
Ibe  öffentliche  Hecht  hervorgerufen 
es   im   allgemeinen    polizeiliehen 


und  volkswirtschaftlichen  Interesse  dej) 
Eigentümern  kleinerer  Grundstücke  die  Aus- 
übung des  Jagdrechts  entzog.  (S.  den 
Art.  Jagdrecht  oben  Bd.  IV  S.  1309). 

Heute  ist  nun  die  Rechtslage  eine  andere 
geworden.  Das  Bürgerliche  Gesetzbuch  er- 
kennt den  Anspruch  auf  Wildschadenersatz 
als  einen  lediglich  civilrechtlichen  Anspruch 
an.  Seine  Vorschriften  sind  insoweit  seit 
dem  1.  Januar  1901,  wie  für  das  Deutsche 
Reich  überhaupt,  so  für  Preussen  und  den 
Geltungsbereich  des'  Wildschadengesetzes 
vom  ll.  Juli  1891  die  allein  massgebenden. 
Praktisch  bedeutsam  wird  diese  Aenderung 
der  Rechtslage  darum,  weil  mit  Einführung 
des  Bürgerlichen  Gesetzbuches  die  Vor- 
schrift des  §  19  Abs.  2  des  Wildschaden- 
gesetzes, wonach  Wildschaden  nur  auf  Grund 
und  nach  Massgabe  dieses  Gesetzes  gefordert 
werden  konnte,  seine  Geltung  verloren  hat. 
Nachdem  der  Anspruch  auf  Wildschaden- 
ersatz dem  Boden  des  öffentlichen  Rechte 
entrückt  und  auf  den  Boden  des  bürger- 
lichen Rechts  gestellt  ist,  steht  der  Begrün- 
dung einer  Forderung  wegen  Ersatzes  von 
Wildschaden  durch  Vertrag  nichts  mehr  im 
Wege.  Es  ist  das  nur  eine  Folge  aus  dem 
im  Bürgerlichen  Gesetzbuche  angenommenen 
und  gebilligten  Grundsatze  der  Vertrags- 
freiheit, der  nur  da  nicht  Platz  greift,  wo 
das  Gesetz  selbst  eine  entgegenstehende 
Vorschrift  aufstellt,  was  in  Ansehung  des 
Wildschadens  und  des  dafür  zu  leistenden 
Ersatzes  nicht  geschehen  ist.  Im  übrigen 
hat  der  materielle  Inhalt  des  preussischen 
Wildschadengesetzes  keine  Aenderung  noch 
Einschränkung  erfahren.  Nach  wie  vor  ist, 
soweit  dieses  Gesetz  nicht  selbst  etwas 
anderes  verordnet,  der  Anspruch  auf  Wild- 
schadenersatz, wenngleich  dieser  heute  sein 
Fundament  im  bürgerlichen  Recht  und  nicht 
mehr  im  öffentlichen  Recht  hat,  nicht  vor 
den  ordentlichen  Gerichten  geltend  zu 
machen. 

Wer  behauptet,  Wildschaden  auf  seinem 
Grund  und  Boden  oder  an  dessen  Erzeug- 
nissen erlitten  zu  haben,  hat  sich  an  die 
Ortspolizeibehörde  und  die  Verwaltungs- 
gerichte zu  wenden.  Er  hat  bei  diesen 
den  Antrag  zu  stellen,  dass  sie  die  Jagd- 
genossenschaft oder  bei  Enklaven  den  Ei- 
gentümer des  umsclüiessenden  Waldes  oder 
den  Inhaber  der  Jagd  in  dem  umschliesseu- 
den  Jagdbezirk  anhalten,  ihm  den  Wild- 
schaden zu  ersetzen,  den  er  dadurch  er- 
leidet, dass  jene  anderen  Berechtigten  auf 
seinem  Terrain  jagen  dürfen,  während  er 
selbst  sich  des  Jagens  enthalten  muss. 

Ersatzpflichtig  sind  in  gemeinschaft- 
lichen Jagdbezirken  die  zur  Jagdge- 
nossenschaft  vereinigten  Grundbesitzer.  Sie 
halien  den  entstandenen  Schaden  nach 
Verhältnis    der     Grösse    ihrer    beteiligten 
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dbezirke  greift  die  Verbmdlichheit 
iam  Ersatz  des  Wildschadens  bei  sog.  En- 
U  v,n    Platz.      Ersatzpflichtig    isl    da 
Eigentümer    des    n,  enden    Wa 

Inmgsweise     der     Inhaber     der    Jagd 
„11,  des  umschliessenden   Jagdbezirks, 
wenn    er    die    Jagd    auf    dem    enklavierten 
Rundstücke  anpachtet  oder  die  ihm   ange- 
Anpachtung  ablehnt  (§  6). 
.  besondere   Bewandnis  hat  es   mit 
äem     Ersatz     des     Schadens,     den    wilde 
Schweine    anrichten,    welche    m    gehegten 
Tierpaiks   -.halten    werden,    wenn  sie   da* 
Gehegi    durchbrechen  und  auf  anstossendes 
Terrain    austreten.       Das    Gesetz 
Eigentümer   des   Tierparks 
atwortlich,    weil    er    es   unterliess,    das 
Gehege  derartig  herzustellen,  dass  ein  Aus- 
brechen des   Schwarzwildes  unmöglich  ge- 
macht wurde.    Es  ist  das  der  einzige  Fall, 
wo  die  Ersatzpflicht,  wenngleich  auch  sie 
nach   Massgabe   des    Gesetzes  Platz   greift^ 
doch  Hein    in    dessen    Forschriften 

beruht.  ,  rschuldung  des 

Ersatzpflichtigen  zurückfuhrt. 

Sonst  kommt  es  auf  eine    \  erschuldung 
bei    Wildschaden   und  der   daraus   erwacü- 
genden    Ersatapflicht    nicht    an       In    dem 
schuldhaften  Verhalten  des  Jagdberechtigten 
dessen    Gehege    wilde    Schweine    auf 
Grundstücke    heraustreten    ist    zu- 
eleich  der   Grund   zu  finden,   weshalb   das 
tz  dem  Beschädigten  unter  diesen  l  in- 
validen ausnalmisweise   einen  durch  Wage 
vor  dem  ordentlichen  Gericht  zu  verfolgen- 
Anspruch  giebt  (§  14)- 
Was  den  Umfang  des  W  ildschadens  an- 
langt   so  begreift  das  Gesetz,  welches  hierin 
für  das  Bürgerliche  Gesetzbuch   vorbildlich 
werden    sollte,    darunter    nicht    schlechthin 
jeden    durch    Wild     irgend     welcher    Art 
verursachten    Schaden.      Es    berücksichtigt 
allem   den    Schaden,    welcher  an   oder   auf 
Grundstücken  durch  Schwarz-,   Bot-,   Lich- 
und     Damwild      oder     durch    Rehe    und 
nen    angerichtet    wird    (§    1).     Ausge- 
schlossen ist  danach  jeder  durch  Kleinwild, 
insbesondere     durch     Hasen      entstandene 

tden.  , ,    ,     I 

-Vis   Beschädigter  gilt  nicht  sowohl  der 
Grundbesitzer  denn  vielmehr  der  Nutzungs- 
berechtigte  (§§    1.   *)•     Der    Grundbesitzer 
kaun    daher  Wildschadenersatz    bloss 
verlangen,  wenn  er  sein  Grundstuck 
bewirtschaftet    und    nutzt.     Verpachtet   er 
inem  anderen  oder  hat  ein  anderer  den 
Niessbrauch  daran,  so  hat  dieser  als  Pi 
oder  Niessbraucher  die  Forderung  aut  Ver- 
gütung  des   v,,m    Wilde    an    den    Bodener- 
zeusmisseu  angerichteten  Schadens.  _ 

Das  Gesetz  beschäftigt  sich  jedoch  mcht 
bloss    mit    der    Frage,   wie   ein   schon   vor- 


handener   Wildschaden    ausgeglichen    und 

•    werden    -11.      Es    bezw* 
durch  gewisse  Massregeln,  die  -  -  am  i 

i     künftigen,    möglichen     Wildsch 
vorzubeugen.    Die  bezüglichen  Vorsch 
bilden    eine    Ergänzung    und    Erw. .it. 
der  auf   den   gleichen    Zweck    berechneten 
Vorschriften    des   .1.   P.    G.   vom     ..    Mar/. 

i,  §§  21—24 


Sie  betreffen  einesteils  Wildschäden  auf 
Grundstücken  von  einer  gewissen  Beschaffen- 
h.-it  anderenteils  solche,  die  von  ]agdbaren 
oder  nicht  jagdbaren  Tieren  einer  bestimmten 
irr  verursacht  werden  können.  in  beiden 
Fällen  handelt    es  sich   darum,   der  G 

hung     von     Wildschäden     in    mog 
energischer  Weise  zu  begegnen,  weil  solcl 
häufiger  und  in  grösserem  umfange  vorkommen, 
als    das    sonst   unter   anderen  Verhältnissen  zu 
geschehen  pflegt. 

\ls  besonders  schutzbedürftig  gelten  die 
Obst-  und  Gemüsegärten  und  die  Baumsehul- 
anlagen  Ihren  Besitzern  kann  durch  die  Auf- 
sichtsbehörde (Landrat  etc.  die  Ermächt 
erteilt  werden.  Vögel  und  Wild,  welche  dann 
n  anrichten  möchten,  während  des  ganzen 
Jahres,  ohne  Rücksicht  auf  eine  etwa  bestehende 
zeit,    mittelst     Schusswaffen    zu    erlegen 

Von  den  jagdbaren  oder  nicht  jagdbaren 
Tieren  von  denen  die  Landwirtschaft  mehr  als 
von  anderen   Nachteüe  durch  AN      -  a  zu 

besorgen  hat.  zieht  das  Gesetz  Rot-  und  Dam- 
wilde  Schweine  und  wüde  Kaninchen 
in   Betracht      Ist   während  des  Kalenderjahres 
wiederholt  ein  von  Rot-  oder  Damhirschen  ver- 
ursachter Schaden  durch  die  Ortspohzeibehorde 
stellt    worden,   dann   soll  die  Aufsichtsb&- 
Landrat   etc.     auf   Antrag  des   Ei - 
Dflichtigen  ..der  des  Jagdberechtigten  die  Schon- 
zeit de!  schädigenden  Wildgattung  für  eine  be- 
stimmte Zeit  autheben  und  den  Jagdberechtigten 
zumAbschuss  auffordern  und  anhalten.  Genügen 
diese  Massregem,  nicht,  so  hat  sie  den  Grundbe- 
sitzern und  anderen   Nutzungsberechtigten  die 
Genehmigung  zu  erteilen,  dass  sie  das  aut  ihre 
Grundstücke  übertretende  Rot-  und  Damwild  aut 
i  iede  erlaubte  Weise  fangen  und  töten,  namentlich 
auch  mit    Anwendung  des  Schiessgewehrs  er- 
legen (S.  13).     Schwarzwild   dar!  nur  m  solchen 
Eüifriedigungen  gehegt   werden,    ans  welchen 
es  nicht  ausbrechen  kann.     Alle :  ausserhalb j<m 
ren   befindlichen   wilden   Schweine    sollen 
St    werden.     Das   Gesetz    räumt   zu   dem 
Behuf  jedem   Grundbesitzer    ..der   Nj^f be- 
rechtigten, also  auch  dem,  der  sonst  mcht  znr 
Übung   befugt    sein. wurde.    talMB 
eui.  innerhalb  der  Grenzen  semes  Areals  Schwarz- 
wild   auf   jede  erlaubte  Art    zu   taugen  und  zu 
mL     Teaoch    soll   er  sich  dazu  des ,  Scta 
wehres  nur  dann  bedienen,  wenn  ihn  die  Aut 
Sichtebehörde    -eine   Benutzung   gestattet    hat 
Diese  soll    i  zur  Vertügnng  des   nicht 

eingehegten   Schwarzwildes    alles   forderliche 
anordnen.     Es   wird  dahin   namentlich  dteA- 
srpllnno-    so<*     Polizeiiagden    gerechnet.      >icht 
"'':"  sind   auch   die   Jagdberephtigto, 

reibst  in.  Verwaltungswege  und  durch  die  Mittel 
ler   administrativen    Zwangsvollstreckung    zur 
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Vertilgung  der  wilden  Schweine  anzuhalten. 
Noch  umfassender  sind  die  Massregeln,  welche 
das  Gesetz  in  Ansehung  der  wilden  Kaninchen 
und  wegen  deren  Vertilgung  anordnet.  Um 
ihrer  Schädlichkeit   willen,   und  um  so 

nachdrücklich  vi ie  möglich  dem  durch  sie  an- 
zurichtenden Schallen  zu  begegnen,  werden  sie 
für  einen  Gegenstand  des  freien  Herfanges  er- 
klärt. Der  Grundbesitzer  oder  Nutzungsberech- 
tigte darf  sie  fangen  und  schiessen.  Nu 
er  sich  zum  Fang  derselben  keiner  Schlingen 
neu,  weil  sich  darin  auch  andere  und  zwar 
jagdbare  Tiere  fangen  möchten  (§  15). 

Litleratur:    f.    v.     Bülow    und    TU.    Hage- 

mann,  Praktische  Ei  gen  aus  allen  Teilen 

Rechtigelehrsamkeit,   III.  t/r.  S.    -  Pfeiffer. 

Ausführungen,    III.    S.    91 — 121.    — 

De    lioll:.     /' 

Berlin    1859.    —  Payrer,  Zur   lehn-  vom   Er- 
-    und    Wildschäden,    in    JBaimerli 
österr.    Vierteljahrsschrift,   XII.     S6S,    S.  1 — 64. 
—  Berget-.     Das    Wüdschadeng.    vom    11.     177. 
.    —    v.    Brünneck,     Das    preuss.    Wüd- 
schadeng.   vom    11.   VII.   U  Tahrb.  f.  Not. 
.    /        e  F.,  Bd.  III, 'S. 

v.  Brünneck. 


seil  nach  Will  der  Phvsiokratisrmis  im  König- 
reich Sachsen  in  den  Köpfen  praktischer  Leute, 
Landwirte  und  dergl.  eher,  als  die  geh 
Kreise  in  Leipzig  Kenntnis  von  dem  neuen 
System  nahmen,  Wurzel  gefasst  haben.  Den 
Anhang  zu  seiner  Schrift  bildet  ein  Abdruck 
des  ..  abrege  des  prineipes  de  l'econoinie  polfr 
tique"  des  Markgrafen  von  Baden. 

Vgl.    über   Will:    Will,    Nürnbergische! 

Gelehrtenlexikon.  Bd.  IV  und  IM  VTLT,  Nürn- 
berg 1758  und  Altdorf  1808.  —  Sehlielite- 
groll,  Nekrolog,  Bd.  XVII.  Gotha  1T!)8.  — 
Kiefhaber,  Leben  und  Verdienste  1  r.  A.  V\ills. 
Nürnberg  1799.  —  Röscher.  Geschichte  der 
Nat.,  München  1874,  S.  496. 

I/ippert. 


Will,  Georg  Andreas, 

geb.  zu  Obermichelbach,  einem  nürnbergisehen 
Pfarrdorfe,  am  30.  \  ID.  1727,  gest.  am  18.  IX. 
1798,  studieitc  zu  Altdorf  und  Halle  Theologie 
und  Philosophie,  wurde  1755  ausserordentlicher 
und  1757  ordentlicher  Professor  der  Philosophie 
und  Politik  an  der  Altdorfer  Universität,  welche 
Lehrthätigkeit  er  1766  durch  Debernahme  der 
Professur  für  Geschichte  erweiterte.  Seine  in 
dem  Werke  „Bibliotheca  Norica  Williana",  8  Bde., 
Altdon  li  il'  -93,  beschriebene  reiche  Sammlung 
von  Schritten  über  die  Geschichte.  Nürnbergs 
ging  als  Vermächtnis  an  diese  Stadt  über. 

Will  veröffentlichte  von  staatswissenschaft- 
d  bezu  ihres  einschlägigen  biographischen 
Inhalte  wegen  mit  den  Staatswissenschaften  in 
Verbindung  stehenden  Schriften  in  Buchform: 
Nürnbergisches  Gelehrtenlexikon,  4  Bde..  Nürn- 
bst  Supplementbd.  1  4  herausgeg. 
von  «  h.  K.  Nopitzsch,  Altdorf  1802/8.  —  Ver- 
such über  die  Physiokratie,  deren  Geschichte, 
Litteratur,  Inhalt  und  Wert,  Nürnberg  1782. 

Will  giebt  in  seiner  Geschichte  der  Physio- 
kratie eine  kurz  gefasste,  zum  Zweck  akade- 
mischer \  1  n  geschriebeni  histoi  isi  he 
kritische  und  litterarische  Debersicht  des  Ques- 
naj  sehen  Systems.  I  >er  Verfassi  r  ist  Merkantilist 

und  als  soll  ssig gner  des  Physio- 

kratismus.  Er  analysiert  da-  Wesen  dieser 
Lehre  von  der  alleinigen  Produktivität  des 
Ackerbaus  und  der  einzigen  Grundsteuer  und 
gelangt  zu  dem  Ergebnis,  dass  die  Anfängi  di  - 
Pbysiokratismus ,  vertreten  durch  diejenigen 
Volkswirtscl  .    wiche    gegen    Steuern 

iferl    oder  deren    Vereinfachung 
und    1  rung   angestrebt,    auf    mi 

in  11  zurückreii  ben,  wobei  er  wohl  an 
die  bezüglichen  Ausführungen  von  Seckendorff, 
Klock  und  Vauhan  gedacht  haben  mag.    Auch 


Winkelfolech,  Karl  Georg, 

geb.  1810  zu  Ensheim  bei  Mainz,  gest.  1865  in 
Cassel,  studierte  in  Giessen  Chemie  und  Physik, 
wurde  1837  Privatdozent  in  Marburg  und  1843 
Professor  der  höheren  Gewerbeschule  in  CasssL 
Winkelblech  bediente  sich  als  sozialökonomischer 
Schriftsteller  des  Pseudonyms  Karl  Mario. 

Er  veröffentlichte  von  staatswissenschafbi 
liehen  Schriften  in  B  uchf  0  rm :  Untersuchungen 
über  die  Organisation  der  Arbeit,  oder  System 
der  Weltökonomie,  Band  I,  Abteilung  1  2:  His- 
toriseher Teil;  Band  II:  Elementarer  Teil; 
Band  III:  Praktischer  Teil.  Lieferung  14  iso- 
weit als  erschienen).  Cassel  1850— 59;  dasselbe, 
2  „vervollständigte",  d.  h.  bis  auf  unw,  -ent- 
liehe Zusätze  unveränderte  und  ebenfalls  un- 
vollständige Auflaue.  4  Bde..  Tübingen  1884 
bis  1S86.  —  Ueber  Masssysteme  und  Kehl,  ebd. 
1855. 

Winkelblechs  „System  der  Weltökonornie" 
verdient  als  erste  grössere  wissenschaftliche 
Leistung  der  sozialistischen  Doktrin  aus  der 
Feder  eines  deutschen  Denkers  eine  besondere 
Beachtung.  An  seinen  Zeitgenossen  ging  diese 
\  eröffentlichung  fast  spurlos  vorüber,  was  neben 
der  langsamen,  auf  9  Jahre  ausgedehnten  In  ft- 
weisen  Erscheinungsweise  die  sozialpolitische 
Lethargie,  welche  die  Reaktionsperiode  der  50er 
Jahre  hegleitete,  verschuldet  haben  mag.  Die 
beiden  ersten  Bände  der  2.  Autlage  der  „Weib- 
Ökonomie"  enthalten  als  einleitenden  historischen 
Teil  die  Geschichte  und  Kritik  der  fortschritt- 
lichen Bewegung  im  Lehen  der  wichtigst!  11 
Kulturstaaten,  insbesondere  Frankreichs.  Eng- 
lands, der  Vereinigten  Staaten  von  Amerika 
und  Deutschlands,  mit  einer  Psychologie  der 
Nationen  nach  ihrer  sozialistischen  Reife  für 
Umformung  der  bestehenden  Gesellschaftsord- 
nung zur  Ausgleichung  der  gesellschaftlichen 
Gegensätze  im  sozialen  Körper.  Dieser  Teil, 
welcher  ferner  einen  geschichtlichen  Ueberblick 
ihr  ständischen  Parteikämpfe  der  Neuzeit  und 
eine  Darstellung  und  Kritik  der  verschiedenen 
ökonomischen  Systeme  bringt,  steht  in  Anlage 
und  Ausführung  über  dem  nachfolgenden,  «eil 
die  geschichtsphilosophische  Forschung  den 
weltökoi lisch«  n  Sozialismus  nach  seiner  Völker- 
politischen  Bedeutung  im  Reflexe  der  politischen 
Staatsräson  darin  in  Erscheinung  treten   lä.-st. 


Winkelblech 


807 


Jen  wirtschaftlich  uninwluktiven  Manden 
Plutokratie.    gegen   die  Mario    ihres 
charakteristischen  Widerwillens  gegen    alle  So- 
ffi  '-   eingenommen  ist. 

nfesem  historisch-kritischen  schliesst :  sich 
Sd  4  Band  der  2.  Anfluge  ein  zweiter,  d, 

,    Teil    an.    der   wieder    ans    zwei   Abtei- 
K       ,    einer    theoretischen    und   praktischen 
Volkswirtschaft,    besteht,    wovon    di.      le 
anvollend  l    ncUich-n    ist.   .1    h.  genau   da,  wo 
bbricht.  auftun.    Der  Marlosche 
.         ismusT  obwohl    ein  Kind    der   franzosisch- 
istischen  Ideeen    -    insbesondere   ist    der 
BS1  Fouriers  und  Louis  Bianca  auf  Winkel- 
Wech  nachweisbar  -  bekennt  nur,  wo  c- 
um  den   Ausspruch   allgemeiner  Pnjuapwn   und 
Swärzeste     Ausmalung   .des     Fabnkarbeito- 
eiendes    und    anderer    sozialen  Auswüchse    dei 
Sriellen  Revolution    handelt,    Farbe;    tritt 
Mario  dagegen  mit  selbständigen  VerbesseiTings- 
"orschlälen    des    Loses    der    um   die   Existenz 
i      blichen    hervor,   die   in   der  mo- 

i  üscnafl  das   arbeitslose  Einkommen 

bekämpfen,  werden  seine  Aeusserungen  so  zahm, 
.     'I    in    ihrer    Gesamtwirkung,    allerdings 
auf   anderen  Pfaden    und  mit    anderen  Mi 
L   sozialen  Zielen  des  vorgeschrittenen  Libe- 
ralismus zusteuern.     Im  Gegensatze  imlb» 
polismus  stellt  Mario  den  zu  erstehenden  Pan- 
pThsmus,  die  individueUe  Selbstentfaltung Aller 
zum    höchsten    sittlichen    Lebensgluck     seiner 
neuen  Sozialordnung  als  Basis  voran.    Aus  ... 
Safinngdes   persönlichen   Mens chen  folgert 
M   dass  Gott   denselben  betugt  habe,    sich  die 
Natur   zu   allen    jenen   Zwecken   tabutj&chteg 
zu  machen,  die    ausser    der   Fristung   dei  Exi- 
stenz   auch    dem    Lebensgenüsse    dienen.     Die 
gewonnenen    natürlichen    Guter    sollen    daher 
ihm   dergestalt   eine   gemeinnutzige  \  ei- 
Wendung  finden,  dass  jeder  Einzeln,  des  grösst- 
möfflichsten     Lebensgenusses     teilhaftig    wirtt. 
Nur  die    eine  solche  individuelle  Glückseligkeit 
[führende  menschliche  Herrschaft  über  die 
ut  bezeichnet   er  als   eine   gerechte   und  e* 
hen    die  Grundregeln  der  Ausübung    eine 
derartigen  gerechten  Herrschaft  dann,  dass  das 
Recht  "auf  ^Bearbeitung    des    Bodens   und   dei 
sonstigen  natürlichen  Güter  -  „das  Recht  zur 
Sache-    [oder    das   Recht    auf   Existenz)  -  em 
allen  Menschen    gemeinsames    und    dass   dieses 
Recht  auch  dasjenige  der  fruchtbarsten  Bearbei- 
tung und  der  ungeschmälerten  Konsumtion  des 
Produktes  -  ..das  Recht   auf  die  Sache" ■  (odei 
den  vollen  Arbeitstag)  -  für  jedes  einzelne  Indi- 
viduum   einschliesse.     Diese   wichtigen ^Funda- 
mentalsätze,  welche   in   ihrer  Abstraktheit  ge- 
t-i.net     erscheinen,    die    verwegensten 

n  des  Kommunismus  zu  maskieren    Leiten 
'System  ein.  welches   auf  eine  geschl 
universelle  Association  aller  geistigen  undjhy- 
Sischen  Kräfte,   aller  kulturelle   und   mal 
Güter  erzeugenden  Arbeit  hinauslauft.     Die  an- 
nehmbarste Form  der   politischen   und  sozialen 
estaltung   der  Gesellschaft   erblickt  Mario 
in   dem    Föderativsystem    oder    der    societaien 
Geschäftsform,   welche    allen   daran  Beteiligten 
das    Recht    des    Arbeiters    und    Unternehmers 
hmässig   einräumt.      Der  Vorzug,   welchen 
Betritbsform   vor    der   partikularen,  dem 
Sonderbetriebe,    welcher    die    Arbeiter    in    den 
Dienst    des   Unternehmers    stellt,    voraus    hat. 


besteht,   ausser  den   günstigeren  ^erbsbedin- 

,.„„,„,„  für  die  Arbeite,-,  in  derAnfbj 
Dienstbarkeit,     Dei    societäre    Betrieb  scheidel 
sieb  in  Privaterwerh  und  in    öffentliche  Unter- 
nehmungen.    Zu    ersterem    geh  fliehe 
Gewerb?  Ackerbau  und  Viehzucht,  Handel  und 
,  .  geren  Sinne;  die   öffentlichen 
Unternehmungen   umfassen:   Forstwesen,  Berg- 
bau, Jagd  und  Fischerei,  ferner^  ';>'-•»- 
und  Eisenbahnbauten,  den  postalischen  .verkehr, 
denHandel  mit  allen  zur  Ausstellung  in  pffent- 
lichen  Warenhallen  sich  eignenden  Rohprodukten 
und    Fabrikaten,   ä              nannte     Schaöamt  , 
leine     statistische     Nai  hwi  isuni  üb  hi  rde     ubei 
sämtliche  Erweih               '  aheiten,  die  Institute 
für  Personal-  n,,.     !            fit,  Banken,  die  V« 
,,o-  der  Hilflosen  und  die  den  Volksunter- 
richTSSscWiessenden  Kulturgeschäfte.  Vor 
!  verschiedenen  Vemögensleihformen ;   1 1  Miets- 
kontrakt     2)  Geschäftskredit    lassl    Mario   mu 
8hS?    Borgen«,    also   das   Dar!  baft, 
Lei    efvon   überflüssigen  Geldsumm 
seiner   Societäre    bestritten  werden   tarn, ,jäa 
zulässigen  Kreditvertrag  gelten.    Die  Erwerbs 
Ordnung,   welche    den   societaren  Pnvateiweib 
regeln    soll,  bestimmt,    dass   säm  liehe  Produk- 
te    von     Zünften     betneben     wei 
las   Schäffle     -    d     „eine  Verunreini- 
■nischen   Föderaüsnins"  nennt 
dei?  regelmässige   Absatz    der    Produkte     des 
^.n.areii  Betriebe-u  in],  dur^enie Reihest 
mungen    dieser    Erwerbsordnung     „ver 
lab!r    die    Qualität    dieser    Burgschaf 
kann  nient   genügen,  wenn   man   er«,,,     da ;- 
der    Lussenhandel  nur  ein  beschranktes  Absate 
„sehen  wird,   indem,  wie  Mario  an- 
kündi»-t  die  ausländische  Konkurrenz  durch  em 
stenles   alier  keineswegs  auf  „Uebervorteüung 
Landes  berechnetes  Zollsystem"  bekämpft 
„  ,0U     Mario  enthält  sich  jedes  Angriffes 
Tuf  das  Eigentum,  mag  es  nun  einer ipm 
oder   kollektivistiE  ben  i  barakter   haben,   denn 
fesocietkre    Geschäfteform    seines   ****£ 
svstems  macht   zwar   gegen  den  inprodukm  en 
Irwert  dTmonopolisilrten  Kapitalismus  Fron£ 
atedasGi                I   als    solches   lasst   er  be- 
stehen   nur  das   fernere   partikulare  W  achstum 
desselben    sollen    seine    Societäten    verhindern 
De7  Apolitische  Teil    seines   Systemsmnss 
aber  4  Liebte  des  Malthusianismus  f würdigt 
S  dessen  Grundprincip  Mario  e bens.   un- 
bedingt anerkennt,  als  er  gegen  den  pi  -krischen 
Tri     der   Malthusschen   Bevötterungslehre   die 

IE  "ÄJ"  MK 

geschlagene  Unterdrückung  der  ..tt  enthehen 
Lmenpkege  mit  dem  berühmten  Gesuchen  in 
Einstimmung;  im  übrigen  gesteht  ei  wn 

Bevöüen  '^  WfrknnfS 

besitzenden   Klassen    nicht   "^„75™^ 

büeDense^erWm^nrÄsexueÄtiSi- 
heit.dem  hungernden  Aiheitu  s  xu  r 

tnngZn  predigen^  ja  «g^^S 
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empfohlen  zu  haben,  wobei  et  zur  Entkräftung 
der  Malthnsscben  Befürchtung,  dass  der  recht- 
liche Zwang  eine  Steigerung  der  Unsittliehkeit 
zur  Folge  haben  werde,  daran!  hinweist,  dass 
es  in  Kulturlande  so  zahlreiche  1 

ächter  gab  -  rderlich  seien,  am  auf  die 
Heiratssoheu  die  Annahme  zu  gründen,  dass 
die  aussereheliche  sexuelle  Vermischung  in  dem- 
!  -  ■  ch  steigere,  als  die  eheliche  ab- 
nehme. Als  exaltierter  und  seinen  Meister  in 
der  Furcht  vor  dem  Gespenst  der  üebervölke- 
rong  noch  übertrumpfender  Bfalthusianer  be- 
stimmt Mario  daher,  dass  es  für  jedeu  Societär 
obligatorisch  sein  soll,  sich  in  eine  Witwen-, 
Waisen-,  Alters-  und  Verunglückung  kas  ein 
zukaü  derselbe   sich    ferner   nicht  vor 

erlangter  \  olliährigli  liehen  und  nicht 

eher  getraut  werden  darf,  als  I  is  er  i  in  Ehe- 
kapital    bezw.    ein    Kindergui    aufweist, 

ig,  um  dafür  zu  garantieren,  dass  er  seine 
Verpflichtungen  gegen  dii  genannten  Versiche- 
rnngskassen  pünktlich  einhalten  kann.  Ausser- 
r  Societär  verpflichtet  werden, 
seine  vor  der  Ehe  erzengten  Kinder  den  ehe- 
lichen durchaus  gleichzustellen  und  demgemäss 
zu    erziehen,    i  ald    die   Zunahme    der 

öffentlichen  Arbeiter  die  Nachfrage  nach  solchen 
steigt,  was   eine  drohende  Debervölkerung 
iten   soll  oder  sobald  ein  neuer  Sprössling 
ans  dem  Ehebunde  hervorgeht,  sein  Ehekapital 
Kindergut   entsprechend  zu  erhöhen.    Der 
schriebene    Einkauf     jedes 
enseitigkeitsversicherungskassen, 
lle  Wechselfälle  des  Lebens 
il  nicht  allein  gegen  die  Oeber- 
völkerang,  sondern  auch   gegen   d.n  Pauperis- 
mus   als    providentielle    Schranke    aufgerichtet 
beiden.     Weder    mit     Bekämpfung    der  Armut 
noch  mit  der  Armenpflege  soll  sich  das  Maiiosche 
bi  fassen.     <  Ibwohl    dessen    Urheber 
nämlich  den   Pauperismus  als  in  den   meisten 
Fallen   unverschuldet    und   als  traurige  Konse- 
quenz   der    liberalen   Gesellschaftsordnung    be- 
trachtet,   stützt    er    die  von   ihm   angeordnete, 
tfalthnsschen  Anschauungen  entsprechende 
staatliche    Nichtintervention    auf    die    Voraus 
setznng,  dass  das  garantierte  Recht  auf  Arbeit 
den  Zustand  der  bisherigen   unfreiwilligen  Ar- 
mut   aufhebe    und    es   dam  t   genüge,  die   nach 
Einführung  des  Föderativsystems  noch  vorhan- 
:  Armen   der  privaten  WohlthätLgkeit   zu 

eisen.   Bezeichm  d lii    I  'eindschaft, 

welche  Marl.,  gegen  alle  liberalen  gemein- 
nützigen Einrii  b  in  gt,  ist  seine  Verun- 
glimpfung der  Sparkassen,  weshalb  sie  auch 
unter  den  Instituten,  in  welche  die  Societäre 
massig  einzahlen   seilen,  vermisst  werden. 

ii  lii  hen  Ansi ! ingen    über  die 

assen  stehen  bezüglich  ihrer  pessimistisch- 
leii  Färbung  in  seinem  „System  derWelt- 
Er  urteilt  dar:.!,,  i 

Sparkassen, 
so   winden    die    Arbeiter    in    flotten    Ei  i 

....  igen  1  ehren, 

■     i    aber  nicht  zurücklegen,  dadurch, 
i     ihn  bei   diesen  Kassen  aufspan  n 
ihn   in   Tagen    der   Not    wieder   ablieben,   ver- 
ii    sie    nur   ihr    elendi  •    Li  bi  n,   was    sie 
■■  d  balle-  ■.,  .  i,  Ei «.  rbszeiten,  als 

Opfei  n  Entbehrung,  nach  kur- 

zem   Leiden   beschlossen    haben  würden.      Wenn 


die  Arbeiter   aber   in  diesem  VerlängerungssW- 
stand  ihres  erbärmlichen  Daseins  ihr  üeschleeht 
und  damit    ihr  Elend  fortpflanzen,  so  Ver- 
den   es    die   Sparkassen,  welche    ausserdi 
direkt  dazu   beitragen,   die   Sterblichkeit 
der  sparenden  Arbeiterbevölkerung  zu  verlang- 
samen   und    auf  diese  Weise   den  dnrchsi 
li.b.n    Arbeitslohn    bis   zum    Existenzminimum 
li.rab    zum    Sinken    zu    bringen.      Schlii 
wäre  über  die  Annehmbarkeit  desWeltökom 
Systems    selbst    nur    noch    zu    bemerken,    dg 
wenn  Mar!.,  der  ethischen  Tendenz  des  Lii 
lismus     und     Kommunismus     zustimmt,     i  i 

ine    selbst    aber,  im  Gegensatz  zu    - 
Staatsideal,  als  überlebt  und  unausführbai   rai 
wirft,  er   nicht  bedacht  hat,  da—  die    bishi  ri 
Kurzlebigkeit  der   kommunistischen  Gemeinden 
weniger   auf   der   Schwierigkeit   der  Durchfüh- 
runir  de>  i-leichheitsprineips  als  darauf  bernhti 
dass  kommunistische  Gesinnungstüchtigkeil 
sittliche    Makellosigkeit   sich    selten    bei 
Gleichheitsfanatiker  vereint  fand,  wogegen  Äer 
Versuch    einer    friedlichen    Durchführung    des 
Marloschen    Systems    schon    an    dem    pa 
Widerstände    des    centralisierten    Kapitalismus 
scheitern  würde. 


Vgl.    über    Winkelblech:     Schaffte, 
Kapitalismus    und   Sozialismus,  Tübingen   187 
S.  2ö(i307.  —  Röscher,  Geschichte   der  Nat, 
München  1874,  S.  1021.  —  Dühring,  Kri 
Geschichte    der   Nationalökonomie    und   des  So- 
zialismus,  3.  Aufl.,   Leipzig-   187ii.   S.  519ff.   — 
Gumplowicz,   Rechtsstaat    und   Sozialismus, 
Innsbruck    1881,    S.  375 ff.    —    v.    Laveleye, 
Soziale    Parteien.    Tübingen    1884,    S.   52  ff. '  — 
Adler.   Sozialpolitische    Arbeiterbewegung   in 
Deutschland,    Breslau    1SS5.     S.     165,     1S1. 
Böhm  er  t,    Litteratur   über  die  Arbeiter! 
in  „Arbeiterfreund",  Jahrg.  XXIII,  Berlin  18U6, 
S.  77ff.  —  Kümelin.  Die  Stellung  der  Sozia- 
listen zur  Malthusschen  Bevölkerungslehre.  Göt- 
üngen  1886,   s.  76  ff.   -     Meng  er,  Recht   auf 
den    vollen    Arbeitsertrag,    2.    Aufl.,    Stuttgart 
1891,    S.  35  ff.    —   Edg.  Alix.  L'oeuvre   econo- 
mique  de  Karl  Mario,  "Paris  1898. 
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Wirth,  Max, 

geb.  am  27.  I.  1822  zu  Breslau,  «est,  am  18.  VII. 
1900  in  Wien,  studierte  1839  43  in  Heidelberg 
die  Rechte,  war  1852 — 1862  in  Dortmund,  Wies- 
baden und  Frankfurt  a.  M.  publizistisch  tbätig, 
amtierte  Januar  1865  bis  Ende  1S72  als  Direktor 
des  eidgenössischen  statistischen  Bureaus  in 
Hein,  wurde  1873  Mitbegründer  der  „Schlesischen 
Presse-1  in  Breslau  und  siedelte  1874  nach  Wien 
über. 

Wirth  veröffentlichte  von  Staats  wissen 
schaftliehen  Schriften  a)  in  Buchform:  Plan 
zu  eine]-  Regulierung  des  Arbeitsmarktes.  Nebst 
Arbeitsstatistik.  2  Teile.  Wiesbaden  1856.  'Als 
Manuskript  gedruckt.)  —  Grundzüge  der  National- 
ökonomie, Bd.  I,  Cöln  1856;  dasselbe,  2.,  3.,  4.. 
5.  Aufl,,  ebd.  1860,  1862,  1869,  1881.  Grund- 
zügi  etc.,  Bd.  II,  ebd.  1859;  dasselbe,  2.,  3.,  4. 
Aufl.,   ebd.    1861,   1869,   1882.    Grundzüge 


Wirth 


,1  in  fa  u  '1  T.:  Handbuch  des  Bankwesens 
ebd   1870;  dasselbe,  2.  u.  3.  Aufl.   ebd.  1874  u. 
[883      Grundzüge    etc.,    Bd.    I\    (a    u.   d.      .. 
ito  Lee  zur  sozialen  frage),  ebd.  I873;das  i   Di 
in   französischer  üebersetzung    von  (la  baronne 
,,,,    Crombrugghe,    Brüssel    1874.  -  Geschichte 
(l,r  äandelskrisen,    Frankfurt  a.  M.  IN*:   das- 
Se,2.,3.«.4.  AnU..  ebd. .1874,  1883  u.  1890. 
Geschichte  der  Handelskrisen  im  Jahre  ltWd, 
ri„l    L81  I    aus  „Geschichte  der  Handelskrisen  , 
.,     Vlltn    _    Die   deutsche   Nationaleinheit    in 
ihrer    volkswirtschaftlichen,    geistigen   und  po- 
etischen   Entwickelung   an   der  Hand   der  Ge- 
schichte  beleuchtet,    ebd.    1859.  -Arbeitslohn 
„n.l  Staatshilfe.     Eine  Rede   am  20   IV.  18bd, 
,li,l    L863    —  Die  Arbeiterfrage.     5.  Flugschritt 
tos     Volkswirtschaftlichen  Vereins  für  Südwest- 
deutechland",    ebd.    1863.   -  Die   Hebung   der 
»ibeiti  uden  Klassen  durch  (ienossenseliatten  und 
banken.    Bern    1865.  -  Illustrierter  deut- 
lewerbekalender  für  die  Jahre  1866— 18  ro, 
Weimar    1865—1869.      -    Die    soziale    Frage, 
Berlin  1872.      A.  u.  d.  T.:   Sammlung  gemem- 
vn-iändlicln-r  wissenseliat'tlieher  Vorträge,  Fielt 
,.,„  Die    Münzkrisis    und    die   Notenbank- 

reform im  Deutschen  Reiche,  Cöln  1874.  —  Die 
Bsterreichisch-ungarische    Bankfrage,     Referat, 
Wien  1875.  —  Die   Reform   der   Unilaufsmittel 
im   Deutschen   Reiche.    Ein  Nachtrag  zur  Ge- 
Bchichte  der  Handelskrisen,  Frankfurt  a.  M.  187o. 
Oesterreichs   Wiedergeburt   aus   den   Nach- 
wehen  der  Krisis,  Wien  1876.  —  Kultur-  und 
Wanderskizzen,  ebd.  1876.  —  Die  Krisis  m  der 
Landwirtschaft  und  Mittel  zur  Abhilfe.    Berlin 
1881     -     Das    Geld      liesellichte   der   Umlaufs- 
mittel   von   der  ältesten  Zeit  bis  in  die  Gegen- 
wart   Leipzig  1884.  —  Ungarn  und  seine  Boden- 
.,        Statistisches    Handbuch     ungarischer 
Länderkunde   nach   amtlichen   Quellen,   Frank- 
furt a    M.   1885.  —  Die  Quellen  des  Reichtums 
mit    Rücksicht    auf   Geschäftsstockungen    und 
Krisen   im   internationalen  Geld-,   Kapital-  und 
Warenmarkt,    sowie   auf  die  Agrar-.   Kolonial- 
em!   Arbeiterfrage,    Cöln   1886.  —  Die   Noten- 
bankfrage  in  Beziehung   zur   Währungsreform 
in  Oesterreich-Ungarn,  Frankfurt  a.  M.  1894.  — 
Wirth  verfasste  gemeinschaftlich  mit  C.  braun 
8ii    Schrift:  Die  Zinswuchergesetze,  vom  Stand- 
punkte der  Volkswirtschaft,  der  Rechtswissen- 
schaft   und   der  legislativen  Politik  beleuchtet, 
Ein  Wort  an  die  deutschen  Gesetzgeber.  Mainz 
!856     —    Wirth    war    Herausgeher    folgender 
Btaatswissenschaftiichen  Schriften:  Der  Arbeit- 
geber     Archiv  für  die  gesamte  \  olkswirtscnatt. 
i  entralanzeiger   für    Stellen-   und   Arberterge- 
I     23  Jahrgänge,  Frankfurt  a.  M.  185b/VÖ. 
—  Allgemeine  Beschreibung   und  Statistik  der 
Schweiz.    Im  Verein  mit  einer  Anzahl  schweize- 
rischer   («-lehrten     und    Staatsmänner    neraus- 
ben,    3    Bde..    Zürich    1870-1875    —iur 
und   Wirtschaft.     Illustriertes  Jahrbuch- 
lein  für   den  deutsehen  Gewerbsmann,  b  Jahr- 
gänge    Weimar    1867  72.   —Meyers  Deutsches 
Jahrbuch,   Jahr«-.   II,   Hildburghausen  18  <d.  — 
Schweizerische   Statistik,   Bd.    VII:   Warenver- 
kehr der  Schweiz  mit  besonderer  Rucksicht  aul 
den  deutschen  Zollverein  und  Oesterreich,  Bern 
1865-  Bd    IX:   Eidgenössische  Viehzählung   am 
31    IV     1866.    ebd.    1866;    Bd.   X:    Alpenwirt- 
Bchaftsstatistik  der  Schweiz  im  Jahre  1864,  ebd. 
L868-   Bd    XTTT:    Statistik   der  Viehbesitzer  in 


der  Schweiz  am  21.  IV.  1866,  ebd.  1870;  Bd. 
SV:  Eidgenössische  Volkszählung  am  1.  XII. 
is, ii    Bd    I.  ebd.  1872.  . 

b)  in  SammeW  erben  u  na  Zeit- 
schriften: 1.  in  Allgemeine  Beschreibung  und 
Statistik  der  Schweiz,  Bd.  I.  Zürich  L871  :  Die 
schweizerischen  Hanken  (42  SS.  :  Versicherung, 
S  613/712.  —  2.  in  St.  W.  B.  von  Bluntscnl] 
und  Brater,  Bd.  XI,  Nachtrag:  Die 
rische  Eidgenossenschaft:  Statistik.  Stuttgart 
L879  S.  1005  1027.  3.  in  Jahrb.  f.  Nat.  u. 
stat..    Bd.   XXVIII:    Volk  and    Kron- 

länder in  Oesterreich-Ungarn,  Jena  1876,  S.  Lft. 
-     4.   in   Viert,  f.   Volksw.,    Jahrg.    t:    Carey, 
seine  Verdienste  und  Irrtümer.  Berlin    1863)  Bd. 
II   S   109/129.  —  Jahrg.  VI ;  Die  schweizei 
Alpenwirtsckafl    (1868)    Bd.    111.    S.    69,82. 
Jahro-   VIII:   Die   schweizei  Banken    im 

Jahre  1865  (.1869)  Bd.  II,    S.  117(17.  -  Jahrg. 
VIII-  Die  Beschäftigungsarten  in  der   Seh 
(1869     Bd.  III,   s.  291/95.  -  Jahrg.  VIII:    D 
Enquete    über    die    Arbeit    der  Kinder :   m  den 
schweizerischen   Fabriken  im  Jahre  lbbJ  £öb»J 
Bd    III.    8.    295/6.    —    Jahrg.     XVI:    Georg 
Thompson  und  der  Umschwung  der  europäischen 
Handelspolitik  1 1879)  Bd.  III.  8.  30  44.  -  Jahrg. 
XVI-   Ueber  die  Ursachen  des  jüngsten  i  allein 
der  Preise  (1879)  Bd.  IV,   S.  147/62.    -  Jahrg. 
XXIII-    Ueber    die   Ursachen   der   jetzigen  he- 
ächäftsstockung  (1886)  Bd.  III,  S.  129  64.  -  5. 
in  Zeitschrift  für  schweizerische  Statistik,  bern: 
Jahrg.  I:  Eine  statistische  Erhebung  in  Preussen 
über  die  Wirkungen  der  Teilbarkeit  des  Grund- 
eigentums, 1865,  S.  (Uff.  -  Jahrg.  I:  Der  aus- 
wärtige Handel  der   Schweiz,    186o,    S.  118 -o. 
—   Jahrg.  I:    Grundsatze    der   Besteuerung   rn 
ihrer  Anwendung  auf  die  Kantonalsteuer,  l86o, 
g     u;.  ;,i    _  Jahrg.  I:   Die   Pariser  Industrie. 
1865,    8.    202  4.    -   Jahrg.   II:    Die   Lage    der 
Fabrikarbeiter  in   den  Kantonen  Zürich,    bern. 
Aargau  und  Glarus,  1866,   S.  47/50.  — 
Jahr"-     II-    Die    schweizerischen    Zettelbanken 
„nd  "die  Bankfrage,   1866,    8.   L37/61.  -Jahrg. 
III-    Ilie   in   der  Schweiz   bestellenden  hinricn- 
tun'o-en   zur   Entschädigung   und  Versicherung 
der  Viehbesitzer  gegenüber  Seuchen  und  Krank- 
heiten,  1867.   -      rahrg.  VIII:    Fiber    die  Be- 
arbeitung  der  Matistik  der  Berutsarten,    18(2, 

S  -    '-'S  106-  ,    ,  •      A        IT«. 

Wirth  steht  als  Nationalökonom  m  der  Mitte 
zwischen  der  deutschen  Freihandelsschule  und 
der  neuen  ethischen  Schule  der  Volkswirts 
die  im  Verein  für  Sozialpolitik  ihre  Bestrebungen 
koneentrierl   hat.     Im  IV.  Kapitel  seiner  Schritt 
Quellen  des  Reichtums"  (s.  o.)  polemisiert  ei 
das  Uebermass  von  Schutzzöllen  und  er- 
klärt sieh  damit  zu  einem  gemässigten  1  roteK- 
tionisten.     Wirth    verteidigte   auch   seiner  Zeit 
die    Eisenbahnverstaaüichungspolitik    der    Re- 
gierung  und   im  II    Bande   seiner   ,.  .run.Uue 
der  Nationalökonomie-   tritt   er  für  die  Errich- 
tung  staatlicher  Arbeitsnachweisanstalten   em. 
Er  ist  femer  ein  Anhänger  von  SemoTsAbstoenz- 
theorie.     unter   den   zum   Eisenacher  Kongress, 
7    und  8    X    1872,    eingeladenen   und   der _ Ein- 
ladung nachgekommenen  Ausländern  befand  sich 
auch  Max  Wirth.    Sein   „Handbuch   des  Bank- 
wesens-' (Band  III  der  ..Grundzüge- 1   worin  sich 
Wirth  den  Gegnern  der  Currencyschule  beige- 
sellt   bietet  ein  gutes  Orientierungsmaterial  rui 
di'    darin  behandelte  Geschichte  der  einzelnen 
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Banken.    Zu  bedauern  ist  es  nur,   dass  Wirth 
in  der  Erklärung  einiger  der  wichtigsten  wirt- 
schaftlichen Grundhegriffe  (Bevölkerung,  Wert. 
Kente.  Grundsteuer)  Bastiats  „harmonies  econo- 
miques"  gefolgl  isl   and  dass  er  ferner  als  An- 
hänger  Csu  irdosche    Rententheorie 
und  das  Malthnssche  Gesetz  las  zu  der  Konse- 
quenz bekämpft  hat,  dass  es  uach  seiner  Deduk- 
tion keine  Grundrente,  sondern  nur  eine  Kapital- 
rente siebt,  da,  wie  er  ausfuhrt,  die  unentgelt- 
lichen Naturkräfte  im  Boden  weder  \\  ert  uoch 
Rente  erzeugen,   was  nur  das  Kapital  und  die 
Arbeit  thne.  und  der  Grundeigentümer,  weil  er 
kein   Monopi  Lisi    51  1     di     Steuer   auf  die  ver- 
meintliche  Bodenrente  zu  unrecht  zahle.   Zwecks 
Widerlegung   des    M  1  n    Bevölkerungs- 
h  die  Zunahme  der  Bevölkerung 
die   Grenze  der  Subsistenzmittelver- 
mehrungspotenz   streift,   macht  Wirth   geltend, 
die  Vermehrung  der  Arbeit  oder  vielmehr 
!  1  beitskraft,  bei  1  iner  relativ  unbeschränkten 
Bodenfläche,  mit  der  Vermehrung  der  Bevölke- 
:  iien    Schritt    halte,    dass    ferner    das 
Kapital  aus  dem  Zinsfusse  sicli  in  zehn  Ins  fünf- 
undzwanzig Jahren   verdoppele   und   das-  1 
Verdoppelung   des    Kapitals   dj,-   entsprechende 
r  menschlichen  Subsistenzmittel 
Wie  weit  Wirth  den  Begriff  Arbeit 
hnt,  zeigt  sieh  in  seiner  Apologie  der  ge- 
walti            1     ursprünglichen    Aneignung    des 
-.    indem    er    diese    auf  das   Recht   des 
Stärkeren        begründeten        Eroberungserfolgi 
mit    der    Arbeit,    welche    er    für    diesen   Fall 
i  ühsamste    und                ollste"  anerkennt, 
stellt.             Solche     doktrinären     Ueber- 
nngen   können   aber  das   bedeutende   Ver- 
dienst nicht  schmälern,  welches   sieh  Wirth  als 
Förderer  der  Popularisierung  der  Wissenschaft 
rworben  hat,  dass  seine  „Grundzüge" 
nicht  nur  Studierenden  nützlich  gewesen  sind,  son- 
dern auch  eine  grosse  Anzahl  nicht  akademisch 
iien  in  das  Studium  der  National- 
ökom              .   führt  haben. 


W  i rth :  Journal  des  Economistes, 
H.Serie,  Bd.  IX,  Paris  1856,  S. 442. —  Lange, 
Mills  Ansichten  über  dii  soziale  Frage  und  die 
Umwälzung  di  1  äozialvi  issenschaft 
durch  Carey,  Duisburg  1866.  S.  30/31,  45.  47, 
69  u.  ö.  —  Adam  Smiths  des  jüngeren  Prüfung 
der     heuti  I  ^wirtschaftlichen    Systeme 

Frankfurt    a.   M.    1867,    S.   311   L5  I 

Kritische     I  ;es,  hichte    der    1  frundrente, 

Leipzig  1868,  S.  277  ff.  Das  eidgenössische 
statistische  Bureau  und  die  schweizerische  Sta- 
tistik in  „Zeitschrift  für  schweizerische  Sta- 
tistik", Jahr-.  IX,  Hern  IST:',.  S.  87  74.  — 
Lange  Arbeiterfrage,  3.  \uh\.  Winterthnr 
Boscher,  Gesch.  der 
Nat.,    München    L874,    S    1020.     -Wahl., 

'■  , ;  ionalökonomie,  1  eipzig  1884, 
S.  148/49.  Soel  beer,  Die  Stellung  der  So- 
zialisten in  der  ■  i  ■  i  ungslehre, 
36,  s.  12  13.  --  Deutsi  bie  Rund- 
schau für  Geographie  und  Statistik,  hrsg.  v 
umlauft,  .Jahr-.  XXII.  Wien  L900    Seft   12. 

Xdppert. 


Wirtschaft 

s.  Volkswirtschaft,    Volks wirt- 

iftsleh  re     u  n  d     -methode     oben 
Bd.  VII  S.  543 ff.  und  Recht  sub  III 
oben  Bd.  VI  S.  333  ff. 


Wirtschaftsgenossensehaften 

s.  E r w e r b s -  tt  11  d  W Lrtsehafts 

genossensc haften 

oben    Bd.   III    S.    734ff. 


Wirtshauswesen  und  Getränkehandel 

s.   Trunk su cht    oben    Bd.  VII    S.   199 ff. 


Witwen-  und  Waisenversorgung. 

I.  Begriffliches  und  allgemeine 
Grundsätze  der  W-  und  W.-V.  II.  Zur 
Geschichte  der  W.-  und  W.-V.  III.  Die 
Gesetzgebung  über  die  W.-  und  W.-V. 
der  Civilstaats  beamten  in  den  einzel- 
nen Ländern.  A.  Deutschland.  1.  Reich 
und  I'reussen.  2.  Sachsen.  3.  Bayern.  4.  Würt- 
temberg. 5.  Baden  und  Hessen.  6.  Die  thü- 
ringischen Staaten.  7.  Die  übrigen  deutschen 
1 '. 1 1 1 1  ■  1 1 — t  laten.  S.  Elsass-Lothringen.  B. 
Ausland.  1.  Oesterreich.  2  Frankreich.  3. 
Italien.  4.  Uebrige  europäische  Staaten.  IV.  Die 
W.-  und  W.-V.  der  Angehörigen  des 
Heeres  und  der  Marine.  V.  Die  W.- 
und  W.-V.  der  Universitätslehrer.  VI. 
Die  W.-  und  W.-V.  der  Geistlichen, 
Lehrer  und  Kommunalbeamten.  VII. 
Die  privaten  Versicherungsunterneh11 
mungen. 


I.  Begriffliches   und  allgemeine  Grund- 
sätze der  Witwen-  und  Waisenver- 
sorgung. 

Die  Notwendigkeit  einer  Witwen-  und 
Waisenversorgung  ist  ein  Ergebnis  unserer 
Farailienverfassung  und  unserer  Gesell- 
schaftsordnung. Der  vorzeitige  Tod  des 
Gatten  und  Vaters  ist  statistisch  und  er- 
fahrungsgemäss  ein  häufiges  Ereignis,  und 
in  vielen  Fällen  konnte  keine  ausreichende 
materielle  Vorsorge  für  die  Zukunft  ge- 
troffen  noch  die  gehörige  Erziehung  der 
Kinder  sichergestellt  werden.  Hier  fällt  in 
einer  Beziehung  die  Bedeutung  der  Witwen- 
jung und  die  der  Waiscnvorsnrgung 
ander.  Ist  erstere  mehr  ein  Erforder- 
nis der  Humanität,  so  liegt  bei  letzterer 
doch  ein  praktisches  Interesse  des  Staates 
ror,  welches  dahin  geht,  aus  den  Waisen 
nützliche  Glieder  des  gesellschaftlichen  Or- 
ganismus zu  machen.  Aber  abgesehen  davon 
walten  für  die  Witwen-  wie  für  die  Waisen- 


Witwen-  und  Wai 


811 


■  mi"-  gemeinsame  Gesichtspunkte  und 
aneinschaftliche     Entwickelungstendenzen. 
V„<     der    Versicherung    entwickelte 
ch  hier  die  Versorgung,  und  es  isl   zu 
h  jetzt  bei  der  hier  im 
ordergruude  des  Interesses  stehenden  staat- 
Eursorge   um   eine  Versorguugs- 
?ebung,    nicht  um  eine  Versiche- 
u  D  .■   handelt.     Denn  der  technische  B< 
er    Versicherung    passt    nur   auf   den 
'rnäluer,  der  sein  Leben  versichert 
um  Zweck   der  Versorgung  seiner 
Unterbliebenen.    Solche  Versicherung 
it   heute   der  privaten  Lebensversn  h  i 
,-n     nicht    der    Selbstversicherung,    v; 
alten.      Abgesehen    von    den    rem     kauf- 
lännisch.  aktienmässig  oder  auf  Geg  inserhg- 
eit   beruhenden  Gesellschaften  haben  auch 
Korporationen,   Vereine  etc.   die  Ver- 
111-  ilirer  Mitglieder  übernommen.    In 
ung  gehören  sogar  noch  diejenigen 
ii,    die   eine   besondere  Pensionskasse 
\Vitwenanstalt     errichtet     haben,     zu 
ter    die    Beamten    Eintrittsgeld    oder 
Beiträge    bezw.   beides    zu    entrichten 
So     liegen    noch    die    Dinge    in 
ni      Baden/    Sachsen  -  Coburg ,     Sach- 
-   (otha  .     Schwarzburg  -  Sondershausen  , 
emberg,       Hamburg,      Mecklenburg- 
erin,   Sachsen  -  Altenburg ,    Waldeck, 
-   j.   L.,    indem    die    einen    mehr,    die 
loderen    weniger   den    Charakter    der 
Sicherung   gegenüber  dem    der  Versorgung 
wahren. 

Aber    der    Staat    und    nach    ihm 

3      ätverwaltungskörper   und   sogar   Priyat- 

aehmungen    haben    im  Laufe   der  Zeit 

ihre    Aufgabe    ihren    Beamten    gegenüber 

anders   auffassen    gelernt.     Damit    scheidet 

in  besonderer  Zweig,  nämlich  der  der 


..„soluten    Versorgung    der    Beamten 

-  dmanüberlässt  die  Versorgung  durch 
Sicherung    der     privaten    Fürsorge. 

-  dieser    Gedanke    der   absoluten   Ver- 
Dg      mehr     und    mehr     zur    Geltung 

iit  wird,  das  ist  die  Richtung 
ier  Ent  Wickelung  der  Witwen-  und 
Waisenversorgung  vornehmheh  in  den 
deutschen  Staat  a  .  svesen  und  ist  es 
zum  Teil  noch.     Der  Staat  erkennt  es  mehr 

mein-  als  seine  Pflicht,  die  Witwen 
und  Waisenpensionen,  gleichsam 
als  aufgeschobene  Gehaltszahlun- 
gen auf  die  Staatskasse  zu  über- 
nehmen. Während  anfangs  die  Pensions- 
kassen von  den  Beitrugen  der  Staatsdiener 
-  i  erhalten  wurden,  gab  später  der  Staat 
zu  diesen  Anstalten  Zuschüsse:  mit  der 
weiteren    Ausgestaltung  dieser  Fürsorge  ver- 

Qden    dann  die  Beiträge  der  Beamten. 

besonderen  Kassen  fallen  gleichfalls 
fort,  und  die  Zahlung  der  Witwen-  und 
Waisenpensionen  wird  ebenso  wie  die  Zah- 


lung der  Ruhegehalte  dei  n  als  eine 

;n  Staatsdienerverhältnis  er« 
Verpflichtung  des  Staates  anerkannt,     i 

ziale    Standpunkt,  der  hier  zur  Ä.n- 

ind  welcher  die  ehedem 

lediglich  vom    Standpunkt  des  ökonomischen 

Individualismus     erfolgte    Regelung   dieser 

Fürsorge  ändert.    (Ad.  Wagner.) 

Diesen  Gedanken  haben  voll  dui-chgeführt: 
das   De  i  Reich.    Preussen, 

II a,Sachsen-Weim     0  isen- 

Meiningen,    Schwarzburg-Rudolstadt,    Reuss 
ä.   L..    Schaumburg-Lippe,    Lippe-Detmold, 
,,.  Bremen.  Elsass-Lothringen,  Anhalt. 
schweig.    Der    Grundsatz,   dass    man 
die  Hinterbliebenen  versorgt  weniger  aus 
eben    ausgeführten    Gründen    als    vielmehr 
aus  demjenigen,    die    Zahl    der  Armen   im 
eigenen  Gebiete  durch  die  Hinterbliebenen- 
versorgung zu  verringern,  spricht  noch  aus 
der  in  den  meisten  deutschen  Staaten   sich 
den  Bestimmung,  dass  die  Ansprüche 
der  Witwen  und  Waisen  bei  dem  Verlust 
ihrer  Reichsangehörigkeit  erlöschen. 

Betrachten  wir  diesen  Entwicklungs- 
gang und  den  Zustand,  wie  er  sich 
nun  gestaltet,  in  den  einzelnen  deut- 
schen Landen  des  näheren,  so  finden 
wir  bei  einigen  Staaten  schon  frühe  das 
Institut  in  zweckmässiger  Vollendung  (so 
i  sweise  in  den  süddeutschen  Staaten), 
während  es  in  anderen  erst  durch  vielfache 
kodifikatorische  Versuche  hindurch  zu 
gegenwärtig  brauchbaren  Gestaltung  sich 
durchgerungen  hat;  und  wieder  tu  anderen 
(z.  B.  Oldenburg)  hat  man  lieber  erst  andere 
versuchen  lassen  wollen,  um  dann,  wenn 
auch  spät,  die  reife  Frucht  vom  Baume  der 
Erkenntnis  zu  pflücken,  während  man  ander- 
wärts der  Angelegenheit  überhaupt  noch 
nicht  in  zweckmässiger  Weise  näher  ge- 
treten ist  (Mecklenburg-Strelitz). 

Was  den  Gegenstand  und  Inhalt  der 
Versorgung  anlangt,  so  wird  fast  durchweg 
ei  :  Me.rbegehalt  gewählt,  d.  h.  die  Fort- 
zahlung   des    Diensteinkommens    des    Ver- 

enen  an   die  Hinterbliebenen  gew 
lieh   für   1—3  Monate   (Gnadenmonat ,  Lua- 
denquartal).      Abgesehen      davon      werden 
weiter     Witwen-      und      Waisenpensionen 
gewährt       Hier    scheiden     sich     zun 
die     Gesetzgebungen     grundsätzlich    inso- 
fern,  als    die  einen   der  Witwe   allen   den 
primären  Anspruch  gewähren,  während  der- 
jenige   der   Kinder  nur   ein    subsidiärer  ist. 
Bei  dieser  Regelung  besteht  überhaupt  nur 
eine   einzige  Hinterbliebenenpension,   als 
ein  einheitliches  Ganzes,  deren  Träger  rang- 
ordnungsmässig  bestimmt  sind  und  zwar  mit 
I  unbedingtem    Vorrecht     der    Mutter: Ihe 
Hinterbliebeuenpension    erhalt    che    Wrtwe. 
Lediglich  bei  ihrem  Wegfall  treten  die  Kinder 
—  nach  Repräsentationsrecht  —  ein.  Dies  ist 
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das  typische  System  Oesterreichs  und   der 

thüringischen  Staaten,    in  welchen   ach  die 

Familienzusammengehörigkeil  unter 

mütterlicher  Autorität  ausspricht.  Es  herrscht 

hsen- Weimar,  Altenburg,  Coburg,  Gotha, 

Rudelstadt    und    beiden    Reuss.    Aus    dem- 

!    entspringt  auch  der  Grundsatz  des 

Anwachsui  I  -:  denn  bei  Wegfall  eini  = 

der  Waisen   wird   dessen    Pensionsanspruch 

nicht    herrenlos.    Ein    solcher   individueller 

sanspruch    des    betreffenden    Kindes 

existierte  gar  nicht :  der  Gesamtanspruch  als 
einzige    Pension    verteill    sich    nur   anders, 
mithin   muss   die  Quote  eines  wegfallenden 
[lindes  den  anderen  anfallen,  bis   sie  alle 
(durch  Vi  eit  u.  dgl.)  den  Anspruch 
ren   haben.    Ersl    dann   ist  er  also  er- 
loschen, dann    aber    auch    vollständig.     Aus 
spunkten  heraus  ist  auch  die 
mehrfach  sich  findende  Bestimmung  zu  er- 
klären,   dass    die    V  i     zusammen 
nicht  die  Witwenpension  übersteigen  dürfen. 
Dieser    Regelung    steht    gegenüber    die 
Witwi                Waisenfürsorge  mit  individu- 
ellen Pensi in,    so    in    fast    allen   übrigen, 

i  össeren  deutschen  Staaten. 
Di      Iben    können    jedoch    wieder   in    zwei 
Gruppen  geschieden  werden:  die  eine  setzt 
Ld  selbständig  fest  ohne  Rück- 
airl    die    Witwenpension     (ausserdem 
unter  Abstufung   nach  der  Zahl  der  Kinder 
das   individuellste   Prineip!  —  in  Baden 
und  Hi  Diese  Gruppe  steht  dem  Prineip 

der  mütt»  rlichen  Autorität  und  der  Zusammen- 
gehörigkeil   der  Familie   über  den  Tod 
Vaters  hinaus  am  entferntesten.     Die  andere 
Gruppe     setzt     das     Waisengeld    zu    dem 
Witwengeld   in   Beziehung    und    zwar  ent- 
achlich    oder    sachlich    und 
Tisch.      Nur    sachlich,    wo    man    das 
bei    V\:  ■■fall   des  Witwengeldes 
[eilen  der  Pen- 
■   '■■■     Dien  teinkommens  des  Vaters 
I    häufig  aber  sachlich  und  rechne: 
(z.B. in  Preussen,  Sachsen,  Bayern,  Württem- 
Sachsen  -  Meiningen ,    Schwarzburg- 
Sondi  i  ■  lern    es    abj  e  ehen    von 

dieser  sachlich  d  :  o  auch  nach  Brui  a- 

teilen    der    Witwenpension     berechne! 
wird.     Hierin    lieg!    eine  aähe- 

an  das  Prineip  der  einzigen 
lJ"!i.-ion .  die  jedi  i  h  praktisch  doppell 
(bezw.  mehrfach)  gezahlt  wird,  also  zwar 
mit  Betonung  familiärer  Zusammengehörig- 
keit .  ■  .  ■  .  mung  '!'  r 
mütterlichen   Autorität. 

Ein  r  Unterschied.  c  nur 

der  Berechnung    ai    ■  ■  m    ■  doch  in  Wahrheil 

der  Auffassung    sprei  aen, 

r.    ob    die    Binterblii  benec  er  orgung 

I        i  di      aktiven  Dienstein]  i  nnn  o 

oder  des  Ruhegehaltes   berechnet  wird.     In 

unung  nach  dem  letzten   aktiven 


Binterbliebenen. 
Bayern.  Sachsen. 
dem    Ruhegehalte 


Diensteinkommen  spricht  sieh  ein   stärkerer 
Reehtsa  n  sprueh  für  die  Hinterblieb 
ein  Anspruch  mehr  aus  eigenem  Rechte  au 
der  wenn  auch  quantitath   geringe]',   so  cl  ol 

qualitativ    dem    Ruhegehalt     des     Be; ■■■ 

selber    gleichsteht    —    ein    Ruhegehall 

So  die  Berechnung  m 
In  der  Berechnung 
des  Beamten  tritt  meto 
der  V  e  r  s  o  r  g  u  n  g  s  Charakter  der  Pen 
sien  hervor.  Diese  Berechnung  fj 
wir  in  Preussen  und  Württemberg.  Histo- 
risch mag  es  sieh  wolü  so  entwickelt 
haben,  dass  dort,  wo  die  Beamten  nur 
bis  zur  Beendigung  des  aktiven  Dienst- 
verhältnisses Beiträge  in  die  Kasse  zu  leisten 
hatten  (auch  der  Standpunkt  stärkeren  t 
sionsrpchtes !),  die  Hinterbliebenenversoi 
nach  dem  letzten  Aktivgehalt,  während  sii 
dort,  wo  er  auch  von  der  Pension  noch 
I !eii rage  entrichtete,  nach  dem  Betrage  dieser 
berechnet  wurde.  Mit  alledem  -  nach  da 
einen  wie  auch  nach  der  anderen  Auffassung 
—  hängen  übrigens  die  gewöhnlichen,  den 
Gesichtspunkt  desRepräsentationsrechtes  vi  i- 
tretenden  Grundsätze  zusammen,  dass  d$r 
Beamte  selbst  pensionsberechtigt  gewi  seil 
sein  muss,  wenn  es  seine  Hiuterlassenen 
sein  sollen,  und  dass  die  Witwen-  und  Waisen- 
pension zusammen  nie  das  Ruhegehalt  des 
Yeisieilienen  übersteigen  dürfen,  in  i  lester- 
reich  ist  die  Konstruktion  sogar  ausdrücklich 
eine  solche,  dass  das  Recht  der  Witwe  a 
eine  teilweise  Fortsetzung  des  Pensions- 
rechtes des  Verstorbenen  angesehen  wird. 
Ein  weiterer  sehr  wichtiger  Gesicht* 
punkt,  der  uns  —  wenn  auch  implicite  mir 

-  in  den  meisten  Staaten  entgegentritt,  ist 
der.  dass  die  Grundlage  für  die  Hinter- 
bliebenenversorgung nur  gegeben  sein  seil 
durch  eine  Ehe,  die  längere  Zeit  gedauert 
hat  eider,  auch  nach  anderen  Merkmale^) 
zu  urteilen,  als  eine  wahre  Lebensgemein- 
schaft gewollt  war.  Hiermit  hängt  die 
fast  überall  sich  findende  Bestimi 
zusammen,    dass    die    Ehe    vor    der    Pen 

i  uierung  des  Beamten  und  überhaupt 
3  Monate  vor  dem  Tode  bestanden  hab 
muss.  dass  sie  nicht  auf  dem  Sterbelagi 
und  nicht  zum  Zweck  der 
des  Witwengelde  geschlossen 
l  fnti  r  denselben  Gesichtspunkt 
auch  weiter,  dass  nur  die 
bezw.  legitimierten  Kinder  Anspruch  auf 
Waisi  ngeld  haben.  In  Reuss  j.  L.  sogar 
wirkt  der  zu  kurze  Bestand  der  Ehe 
auch  gegen  die  Ansprüche  des  etwa  ans 
ihr  hervorgegangenen  Kindes;  in  Oester- 
reich  dagegen  hebt  das  Vorhandensein  von 
Kindern  sogar  die  Wirksamkeit  der  für  dfe 
Witwe  geltenden  Ausschliessungsgründe  auf. 
Für  diejenigen  Staaten,  in  denen  nichts  da- 
■  i  "t      ist.      inwieweit     die     Aus- 


Erlangung 

sein    darf. 

gehört    es 

ehelichen 
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()i,     Eür    die     Witwe   einige     Straferlösohungsgrunde     Eur    <he 
Witwe  sowohl  wie  die  Waisen,  insonderheit 
solche,  durch  welche  der  Familiensinn   und 
ealcharakter  der  Ehe  auch  selbst  noch 
nach  Auflösung   derselben    durch    ':  sn    Cod 
.  etzl  zu  werden   schein!  wie  Wrur- 

teilung  zu  Zuchthausstrafe,  Arbeitshaus,  Al>- 

mung  der  bürgerlichen  Ehrenr 
insbesondere  aber  unsittlicher  Lebenswandel 
und  Verurteilung  wegen  eines  solchen.  Auch 
.  in  diesen  Bestimmungen,  die  übrigens  wie- 
n  fönenden  Beftimmungen,  die  den  oben  I  der  zuerst  in  Thünngen  erscheinen  | 
fentef  Gesichtspuntten  besonders  noch  sich  die  ethischen  Grundgedanken  der  W  it- 
Bch  zu  entsprechen  scheinen.  Zu  wen-  und  Waisenversorgungsgesetzgebung 
Altersunterschied   der  Ehefrau   und   aus. 


hüessungsgründe, 

die     Waisen     wirken. 

'.„.  Rechtswissenschaft  nach  Analogie 

den    einzelnen    Staaten    vertretenen 

ründauffassungen    (engere     oder    weniger 

Relation    zwischen    den    Anspru- 

M  und  der  Kinder)  entscheiden.    Ah  isl 

loch    ausdrücklich    gesagt  ,    dass    die 

gen  die  Witwe  wirkenden  Ausselüiessungs- 

,.  (lieser  Art  auf  die  Waisen  ohne  Ei  n- 

ass  sind.     Das  gilt  insbesondere  auch  von 


eg    Verstorbenen    (d.    h.    wenn    die    Ehe 

mehr   als    15   oder   20  ..der   25  Jahre 

ftuger  ist;  sei  es  unter  Festsetzung  eines 

[aximalalters   des   Ehemannes    oder    nicht) 

fest    eine    verhältnismässige   Kürzung    des 

raches  auf  Witwenpension  (je  nach  der 

?e    des    Altersunterschiedes)    eintreten. 

aers   deutlich  wird   der   oben  betonte 

,ke  auch  weiter   noch  bestätigt   durch 


So  hat  das  ganze  Institut  eine  staats- 
rechtliche und  eine  sozialpolitische  Seite. 
Ist  die  Hinterbliebenenversorgung  in  ersterer 
Hinsieht  eine  Frage  der  Besoldungspolitik, 
der  Beamtenfürsorge,  so  erscheint  ihre  folge- 
richtige Funktion  als  sozialpolitische  Einrich- 
tung liier  von  grösserer  Wichtigkeit.  Dieser 
soziale  Gesichtspunkt,  der  auch  das  Band 
bt   zwischen   der   staatlichen    und   der 


SÄK  §°12i* fischen     .rrvaten     Fürsorge,     zwischen    Versorgung 
neuen  &vw  *"  s  i  f    -,  v^cJMiomin»-     st,  eben  mein'  und  mehr 


von  1897,  der  dann  in  eine  ganze 
Anzahl  anderer  Gesetzgebungen  überge- 
•BDgeii  ist,  dass  nämlich  diese  Kürzung  des 
Witwengeldes  wieder  allmählich,  wenn  diese 
-ungleiche  Ehe  dennoch  mehr  als  5 
fahre  gedauert  hat,  nun  für  jedes  weitere 
lahr  ran  1  ->o  wieder  rückgängig  gemacht 
wird,  bis  die  ganze  Kürzung  wieder  einge- 
bracht ist. 


und  Versicherung,  ist  eben  mehr  und  mehr 
als  sozialpolitischer  Gesichtspunkt  an- 
erkannt worden  und  scheint  es  auch 
weiter  berechtigterweise  immer  mehr  zu 
werden. 


II.    Zur   Geschichte    der    Witwen- 
Waisenversorgung. 


und 


Besondere  Einrichtungen   zur   Versorgung 
Der    Zweckcharakter    dieser    Pensionen    der  witwen   und  Waisen  hat  es  im  Altertum 
als    ausgesprochene  Versorgungen     kommt   uicht  gegeben.     Wohl   aber  haben  einige  Ge- 
rs   deutlich    auch    in    den    Bestim-  Uossenschaiten    neben   anderen   Zwecken    auch 


-  durch  Tod  und  Verheiratung.  Der 
:  tztere  Endigungsgrund  bezieht  sieh  bei 
Waisen  vorzugsweise  auf  Mädchen  —  in 
Sachsen,  Braunschweig,  Italien,  wolii  auch  in 
Bayern  ist  er  sogar  ausdrücklich  auf  solche 
beschränkt  — .  was  den  Charakter  der  A  er- 
sorgungspension  noch  deutlicher  in  die 
Erscheinung  treten  lässt,  während  für  die 
Knaben  die  Versorgung  auf  andere  Weise, 
durch  selbständiges  Einkommen,  dafür  ein- 
tritt. Das  Alter  der  Endigung  des  Pensionsan- 
spruches  ist  gewöhnlich  entweder  das  voll- 
te  18.  oder  das  vollendete  21.  Lebensjahr. 
—  Zum  Zweckcharakter  der  Versorgungen  ge- 
auchdie  fast  durchweg  zu  findende  (daher 
i  meist  nicht  hervorgehobene)  Besinn- 
ung  dass  die  Witwen-  und  Waisengelder 


fz  B  das  collegium  eultoruni  Dianae  et  Antinoi 
zu  Lanuvinm).  dann  einzelne  Militärvereine, 
u.  a.  in  erster  Linie  das  von  den  Hornisten  der 
Leoio  III  Aug.  zu  Lambaesa  in  >uimdien  21» 
n  Ohr  begründete  Kollegium,  etc.  etc.  Diese 
Kollegien  sind  Sterbekassen,  zu  denen  die  Mit- 
o-lieder  Eintrittsgeld  und  monatliche  Beiträge 
zahlen  und  ans  welchen  den  Erben  des  Mit- 
gliedes nach  dem  Tode  desselben.  .ia  .-.gar  auch 
bei  Unfällen  ein  Kapital  ausgezahlt  wird,  über 
dessen  Verwendung  (etwa  wie  früher  für  die 
Beerdigung)  jetzt  nichts  mehr  bestmimt  wo. 
Verschiedentlich  hatten  diese  Genossenschaften 
auch  die  Hinterbliebenen  des  Mitgliedes  satzungs- 
gemäss  zu  unterstützen.  . 

Indes  in  höherem  Masse  machte  sich  eine 
Fürsorge  für  Witwen  und  Waisen  im  Mittel- 
alter und  in  der  neueren  Zeit  geltend.  Auch 
hiev    waren    es   zunächst    wieder    die    mannig- 


■  ler  Pfändung  entzogen 


d  wa.,ngelder  ™^Z*Z™^™&"  *■  «*  ^ 
I  tänüung  entzogen  sind  und  weder  at>-  ,  13  und  u  Jahrlmmtert  immer  allgemeiner  sich 
ten  noch  verpfändet  noch  übertragen  I  bil-denden  Handwerkerzünfte  und  ähnliche  Ver- 
werten dürfen.  Civilprozess-Ordnung  §  SoU  Dände  die  den  Versicherungszweck  mit  m  den 
Ziffer  7    B    G.  B.  §  394,  §  400.  Bereich  ihrer  Bestrebungen  zogen,   nicht  nm 

'Neben    den    gewöhnlichen    Endigungs-   ein   ehrenvolles   Bepäbms   ihren   ""*«*•»» 
gründen    des  Anspruches    finden   sich  noch    Mitgliedern    spendeten,    sondern    auch    tut    die 


Witwen- 


Waisenversorgung 


hinterbliebenen  Witwen  und  Waisen  nach  Mög- 
liohk.  -  rgten.  Dies  gestaltet!  sich  um  so 
wirksamer,  je  mehr  im  Laufe  der  Zeit  inner- 
der  Genossenschaften  sich  besondere  Witwen- 
nnd  Sterhekassen  bildeten,  welche  Entwickelung 
im  weiteren  dahin  führte,  dass  gleichsam  als 
\  I.  bbildungen  jener  zunftgenössischen  Institute 
allgem  bstanden,    an   denen   ohne  Rück- 

sicht auf  den  Beruf  alle  Bewohner  eines  Ortes 
eines  Landes   teilnehmen    kennten.      Frei- 
lich hatten  diese  Kassen   mehrfach  mir  i 

ei  in  11   zu  kämpfen .  zumal  es  an  zn- 
i!    Unterlagen    zur    Berechnung    der 
Beiträge  zumeist  völlig  gebrach.  — 

Im  17..  dann  Ter  allem  im  18.  Jahrhundert 
und  in  der  ersten  Hälfte  des  19.  Jahrhunderts 
nahm  die  Zahl  dieser  Institute  erheblich  zu. 
Auch  die  merkantilistisehe  Bevölkerumrspolitik 
führte  vielfach  zur  Begründung  von  Witwen- 
und  Waisenkassen  durch  den  Staat  oder  ver- 
öle doch  die  Regierung,  die  Errichtung 
derartiger  Institute  von  anderer  Seite  thunlichst 
zu  fördern.  In  den  staatswissenschaftlichen 
Schriften  des  18.  Jahrhunderts  wird  fast 
iiIh  nill  die  Notwendigkeit  der  staatliehen  Fiir- 
ii  i  lebiete  betont.  So  schreibt 
J.  H.  Gottlob  von  Justi  in  seinen  „Grundsätzen 
der  Policeywissenschaft" :  „Endlich  muss  man 
auch  vor  die  Witben  in  allen  Ständen  Vorsorge 
Je  weniger  arme  Personen  in  dem 
n.iii.ien  sind,  je  weniger  Ueberlästig- 
keit  und  Verfall  hat  der  Nahrungsstand  zu  be- 
fürchten; und  man  siehet  nicht,  warum  uicht 
eine  allgemeine  Witben-Casse  im  Laude  errichtet 
werden  könnte."  Aehnlich  äussert  sieh  später 
J.  H.  L.  Bergius  in  dem  Aulsatz  „Wittwen- 
uml  Waysenverpflegung"  seines  „Policey  und 
ral-Magazins".  Hier  heisst  es:  „Wittwen 
und  Waysen  haben  einen  gerechten  und  hilligen 
Anspruch  auf  die  Vorsorge  des  Staates.  Es 
lieget  einem  Staate  gar  viel  daran,  dass  alle 
seine  Bürger  und  Einwohner  sieh  in  guten  Um- 
ständen befinden,  und  so  wenig  als  möglich 
:mn.  mithin  auch  ihre  Wittwen 
und  Kinde)  in  solchen  Umständen  hinterlassen. 
dass  selbige  ihr  uothdürftiges  Auskommen  haben, 
iber  l>  tztere  dergestalt  erzogen  werden 
können,  dass  sie  dereinsl  geschickte  und  nütz- 
liche Mitglieder  des  gemeinen  Wesens  werden. 
Es    gehöret    demnach    ohne  allen   Widerspruch 

zur  \ einer   »eisen    Regierung,  so  viel 

möglich  vor  den  Unterhalt  der  Witt  wen  und 
Waysen  zu  sorgen  und  ihre  gänzliche  \  erarmung 
zu  verhüten."  Dabei  wird  jetzt  immer  mehr 
und  mehr  darauf  hingewiesen,  dass  solche  In- 
stitute ..auf  gründlichen  Ausrechnungen,  auf 
trägen  Anschlägen  und  auf  der  Anzahl 
Menschen,   die    i  i  sterben  pflegen,  be- 

ruhen müssen."    [Justi.  '  | 

Die  Anstalten,  welche  auf  diese  Anregung 
hin  ins  Lehen  traten,  waren  entweder  Wit- 
wenkassen  für   bestimmte   Berufe   (Be- 

liche et    odi nannte  ,.f  reii 

i  d,  denen  alle  Personen  mii  wenigen  Aus- 
i  beitreten  konnten. 
1.  I'nter  den   Witwenversorgungsanstalten 

für   bestimmte   Berufe  sind  zu  unterscheiden: 


bnlich    G.    H.    von  Berg,    Handbuch 
des  teiit-i  hen  Policeyrechts,  III.  Teil,  Hannover 
00   S.  203  ff. 


a      Kassen    für     alle     Staatsbeamten- 
witwen.   wie  selche  schon  frühzeitig  in  i  li 
reich    cf.  v.  Justi.  „Von  denen  Witwenka 
abgedruckt  bei  Marperger  [s.  unter  „Litteratur" 
S.  522),   im    Herzogtum    Zweybrücken     \ 
Witwenkasse  vor  die  weltliehe  Dieneisehaft  im 
Herzogtum  Zweybrücken  betr..  vom  "24.  Dezem- 
ber 1749».  in  Baden-Durlach  (Marggräfl.  Ba 
Durlachische  Ordnung  der  Wittweneasse  vor  die 
weltliche    Dienerschaft,    vom   24.  August 
in   der  Grafschaft    Lippe   (Statuta  der  Gräflich" 
Lippischen    Civil- Wittwen-     und    Waysi 
vom  11.  Januar  1<52!.    in   Braunsehv 
mar-Eiseuach,    dann    in    der   ersten    Halle 
19.  Jahrhunderts  wohl  in  allen  deutschen  Staaten, 
wo    solche    bisher    noch    nicht    existierten,    ins 
1. elien  traten. 

b)  Witwen- und  Waisenkassen  für  Lehr« 
eines  Landes,  einer  Provinz  oder  auch 
kleinereu  Landesteils.  Derartige  Societäten 
wurden  schon  im  vorigen  Jahrhundert  in  vielen 
Teilen  Preussens,  in  Süddeutschland  etc.  er> 
richtet.  Die  an  den  Universitäten  für  Univer- 
sitätslehrer und  -beanite  begründeten  Kassen 
sind  gleichfalls  hierher  zu  reehuen.  (Cf.  unten 
sub  V.) 

c)  Auch  für  Witwen  und  Waisen  d er  Geist- 
lichen wurden  besondere  Versorgungsanstalten 
in  den  verschiedensten  Teilen  Deutschlands  für 
grössere  oder  kleinere  Bezirke  organisiert,  wel- 
che zum  grossen  Teil  noch  bestehen.  Aus 
früherer  Zeit  mögen  folgende  Institute  hier  er- 
nannt sein:  Der  Lutherische  Prediger  Y\ 
Fiscus  der  Kurmark  (V.  vom  2.  April  1691); 
die  reformierte  Kurmärkische  Prediger  Wirlnn- 
und  Waisencasse  (V.  vom  13.  August  1716); 
die  Prediger  Witwenkasse  in  Stralsund  seit 
1639,  in  Greifswald  seit  1728;  die  Witwenka 
der  Dioeeesen  Marienburg  und  Neukirch  (T. 
vom  26.  April  18151  etc.  etc. 

d)  Endlich  sind  hier  die  Militärwitwen- 
kassen zu  nennen.  Die  älteste  derselben  durfte 
die  im  Jahre  1707  in  Dänemark  begründete 
..Landoftizierswitwenkas.se-'  sein,  welche  1738 
in  eine  Pensionskasse  für  Witwen  und  Kinder 
„vom  Landkriegsstaat"  verwandelt,  1740  aber 
zu  einer  allgemeinen  Pensionskasse  erweitert 
wurde,  welcher  ein  jeder  dänischer  Unterthan 
beitreten  durfte.  Auch  in  anderen  Staaten 
(Preussen  [Regl.  vom  3.  März  1792],  Hannover 
etc.)  treffen  wir  schon  frühzeitig  ähnliche  In- 
stitute. — 

2.  Unter  den  sog.  „freien  Kassen"  sind  zwei 
Arten  zu  unterscheiden: 

a)  solche,  welche  sowohl  Einheimischen  wie. 
Fremden  den  Zutritt  gestatteten.  Hier  sind 
zu  nennen  die  Witwenkassen  in  Bremen,  Stade, 
Zerbst,  Werningerode  etc.,  vor  allem  auch  die 
durch  Patent  vom  28.  Dezember  177ö  begrün- 
dete „Königliche  Allgemeine  Witwen-  Ver- 
pflegungsanstalt  zu  Berlin"',  die  anfangs  eine 
für  jeden  beliebigen  Teilnehmer,  auch  für  Aus- 
länder, offen  stehende  Societät  war. 

b)  Als  zweite  Gruppe  der  „freien"  Kassen 
l> men  die  Landes-,  Provinzial-,  Stadtwitwen- 
institute in  Betracht,  in  welchen  nur  die  in 
dem  Lande,  in  der  Provinz  oder  in  der  Stadt, 
Wohnenden    Aufnahme    linden    konnten.       Die 

lieh  Württembergische  allgemeine  frei- 
willige Witwen-  und  Waisenkasse,  die  dänisi  he 
H  ie    Witwenkasse,  die  mecklenburg-sehwerini- 


Witwen-  und  Witwenve 


he     die  oldenburgische    Witwenkasse    m 
,.,-  als  Beispii  lc    angeführt  werden. 

Natur«remäss    war    die    Einrichtung    d 

nstalten    eine    sehr    verschiedenartige   und    in 

wie  einer  Beziehung  äussersl  mangelhatte. 

neb    im   Hinblick    auf  die    Beitragsleistui 

ü   eine   grosse   Mannigfaltigkeit.     Einige 

erhoben  jährlich  einen  ganz  bestimmten, 

leich    liehen    Beitrag;    bei    andi 

liie  Leistungen  der  Mitglieder  unbestimmt 
hteten  sich  nach  der  Zahl  der  zu  unter- 
sätzenden   Wirneu:    hie    und    da  wurde. 

[SWeise     bei     der     obengenannten    oster- 
ehen    Anstalt,    der    Beitrag   von  der  Be- 
ildnno-     des     Beamten    zurückbehalten,     auch 
amen     wenngleich   nur   vereinzelt,    einmalige 
r'e     Einzahlungen     der    Kassenmitgheder 
üe    dann   der   hinterlassenen   Witwe   den 
UBtpruch  auf  eine  höhere  oder  geringere  Pension 
je  nach  der  Hohe  des  eingezahlten  Kapitals 
-  sicherten.      Auch   war   vornehmlich  bei  den 
og     freien"  Kassen,  aber  auch  bei  den  anderen, 
tehnach.   die  Einrichtung  verbreitet    dass  ver- 
miedene Klassen  der  Mitglieder  gebildet  wur- 
teils  auf  Grund  der  zu  zahlenden  Beiträge, 
eils  im  Hinblick  auf  das  Alter  der  Kassenmit- 
flieder.  —  ..    „ 

Diese  wenigen  Bemerkungen  über  die  t.nt- 
n  ki  lung  der  Witwen-  und  Waisenversorgungs- 
mstalten  mögen  genügen.    Die  Ausbildung  and 
Vervollkommnung  der  Lebensversicherungsl 
ük   und   die  Begründung   zahlreicher  Lebei 
rersichermigsgesellschaften  im  Verlaufe  des  19. 
rahrhunderts  führten  vielfach  zu  einer  Aende- 
11lr   dei    Fürsorge   auf   diesem   Gebiete.    Die  j 
iir   bestimmte  Berufskreise.,   vor   allem  für  die 
Beamten   des  Staates  errichteten,   zumeist  aber 
mt     ungenügenden     Grundlagen     aufgebauten 
Sssen  "erfuhren    eine   durchgreifende   Reform: 
us    verwertete   die   neuen   mortalitätsstatisti- 
-riieii  Untersuchungen  und  bediente  sich  so  der 
Fortschritte  der  Versicbernngstechnik,  diese  in 
den   Dienst,   der   alteu   Bestrebungen    stellend. 
Die  ehemaligen   ..freien"   Kassen   aber 
h  wanden     mehr    und     mehr.       An 
ihre    Stelle    traten    die    modernen   Le- 
bensversichernngsinstitute,  die  m  weit 
vollkommenerer  Weise,  unter  Anpassung  an  die 
dedensten    Bedürfnisse    der    Bevölkerung 
da«    Ziel    erreichten,    dem    die    alten    Witwen- 
anstalten  zustrebten.     (Vgl.  den  Art  Lebens- 
versicherung  oben  Bd.  V,  S.  55(.in.     Nach- 
dem   sich    aber    die    private    'S  er  Sicherung 
als  ein  besonderer  Zweig   der  ffinterbhebenen- 
färsorge  ausgeschieden  hatte,  erlangte  die  staat- 
liche  Versorgungsthätigkeit   eine    um 
so  grössere   Bedeutung  und  ging  ihre  eigenen 
der  Entwickelung. 

III.  Die  Gesetzgebung  über  die  Witwen- 
und  Waisenversorgung  der  Ciyilstaats- 

beamten  in  den  einzelnen  Ländern. 

A.  Deutschland. 

1.  Reich  und  Preussen.    Die  Fürsorge 

die  Witwen    und   Waisen    der    Reichs- 

ten  und  preussischen  Staatsbeamten  ist 

im  wesentlichen  einheitlich  geregelt,  so  dass 

:züglichen Bestimmungen  hier  zusammen 

andelt  werden  können. 


Es    ist    oben    erwähn!  ie   durch 

i..h  den  Grossen    im  Jahre  L775   be- 

grÜndl    i  ".  neue-    \S  itWI  .: 

austaU  all  m,  ja  selbsl  Ausländern, 

ätand.      AI      sich    jedoch    allmählich 

dass  die  zu  Gm 
Qungen   au  i  Grundsätzen    üb  i 

iten,  als  deshalb  i 
■m    erheblichen    Schäden    geriet,  wurde  der 
Beitritt  zu  dieser  Kasse   zunächst  eine  Zeil 
Lang  auf  bestimmte  Bi 

später  durch  K.O.  v.  27.  Februar  1831  und 
6.  Juli    ISoS   auf    all.'    \> 
unmittelbaren  Staatsbeamten  im-    üe  Asses- 
soren  bei    den   Provinzialverwaltungs-   und 
Gerichtshöfen  beschränkt.    Das  In  st  i  t  h  t 
wandelte  sich  hierdurch  allmählich   in 

Staatsanstalt,  deren  Vorschriften  durch 
das  G.  v.  L7.  Mai  1856  (G.S.  S.  477)  von 
neuem  geregelt  wurden. 

Die  Beiträge  der  Beamten  richteten  sich 
nach  dem  Alter  des  Mannes  und  der  Trau 
und  der  Höhe  der  versicherten  Summe  nach 

,ibe   eines   festgestellten  Tarifs, 
jährliche  Witwenpension  belief  sich   auf  .5 
bis  1501 1  Mark.  Die  Versicherung  von  Waisen- 
pensionen fand  nicht  statt.    Nur  wenn  eine 
versicherte  Witwe  sich  wieder  verheiratete, 
erhielten  die  unmündigen  Kinder  erst  i 
zusammen  die  Hälfte  der  Pension  bis  zum 
zurückgelegten  zwanzigsten  Lebensjahr, 
bis  zum  Tode  der  Mutter,  wenn  dieser  früher 

Dieses  System  der  landesgesetzlichen 
Reliktenversorgung  erschien  schon  seit 
längerer  Zeit  wegen  der  mit  ihm  untrenn- 
bar verbundenen  Mängel,  auf   welche   hier 

nicht  näher  eingegangen  werden  kann  ),  als 
zum  mindesten  reformbedürftig.  Indes  mau 
entschloss  sich,  nicht  nur  die  bessernde 
Hand  an  dasselbe  zu  legen,  sondern  eine 
ganz  neue  Einrichtung  an  die  Stelle  jener 
als  mangelhaft  erkannten  zu  setzen.  Dies 
geschah  durch  das  G.v.  20.  Mai  1882 
S.  288),  betr.  die  Fürsorge  für  die  W 
und  Waisen  der  unmittelbaren  Staatsbeamten. 
Da  dasselbe  sich  in  allen  wesentlichen 
Punkten  genau  an  die  Vorschriften  des  R.tr. 
v.  20.  April  18S1  (R.G.B1.  S.  85),  bi  tr.  die 
Fürsorge  für  die  Witwen  und  Waisen  der 
äbeamten  der  Civilverwaltung  an- 
schloss,  so  genügt  es,  die  wichtigsten  Be- 
stimmungen dieser  beiden  Gesetze  zusammen- 
fassend wiederzugeben:  dass  dieselben  in 
einigen  wichtigen  Punkten  neuerdings  ab- 
geändert sind,  werden  wir  unten  sehen.  _ 

"  Für    die  Witwen    und  Waisen   ist   eine 
Staatspension  festgesetzt;  diese  besteht 


i)  Cf     Sten.    Berichte    über   die    'S  erhand- 
lungen   des  Reic  *■  Legislaturp. ,  IV. 

Session,   1881,    HI.   Bd.   Anlagen   zu   den    Ver- 
handlungen, S.  13ti. 
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für   die    W.'v      i  Li    •    Beamten    in    einem 
Dritten1   desjenigen    Betrages,  den  der  ver- 
i  hatte  beim  Tode  als  Pension   be- 
•    oder,   wenn    er   zu    dieser   Zeit 
it    worden    wäre,    bezogen    haben 
würde.      Die     Witwenpension     soll     nicht 
weniger  als  160  Mark  und   nicht  mehr  als 
1600  Mark   betragen.     Bei  Wiederverheira- 
odi  rTod  der  Witwe  fallt  der  Pensions- 
a  fort.    Voraussetzung  für  den  Anspruch 
ist,  dass  die  Ehi  ens  3  Monate  vordem 

en  hat  und  dass  dieselbe  nicht 
gi  ii   war    lediglich  zum  Zweck  der 
Erlangung  des  Witwengeldes.    Das  Waisen- 
beträgl    Eür  Kinder,  deren  Mutter  lebt 
zur  /  i'    des  Todes  des  Beamten   zum 
ige  von  Witwengi  Id   berechtigt  war,  ein 
Fünft' •!   des  Witwengeldes   für   jedes  Kind. 
für  Kinder,   deren   .Mutter    nicht    mehr 
zur  Zeit    des  Todes  des  Beamten 
zum  Bezüge  von   Witwengeld  nicht  berech- 
tigt  war.  ein  Dritte]   des  Witwengeldes  für 
■   Kind:   jedoch  darf   das  Witwen-   und 
Waisengeld   auch  zusammen  nie  das  Rulie- 
Beamten  übersteigen.    Das  Recht 
auf   den    Bezug  des   Waisengeldes  erlischt 
für  jede  Waise  mit  dem  Ahlauf  des  Monats, 
in  welchem  sie  das  18.  Lebensjahr  vollendet, 
in  welchem  sie  sich  verheiratet  oder  stirbt. 
Im   Reich   und  Preussen   wird   ein  Gnaden- 


quart al  gewährt.  (R.G.  vom  31.  März 
LS73.  preussisches  G.  v.  6.  Februar  188L) 
Die  anfangs  geforderten  Beiträge  der  Be- 
amten zur  Versorgung  ihrer  Hinterbliebi 

-  in  Höhe  von   3°,o  des  Gehaltes  —   sind 
im   Reich    durch    G.    v.    5.    März    Jss 
Preussen    durch    G.   v.   28.   März    1888 
seitigt. 

Zur  Erläuterung   des   liier  Gesagten 
noch    hinzugefügt:    Da    das    Witwen-    und 
Waisengeld  nach  der  Pension  bemessen  wird, 
zu  welcher  der  Beamte  berechtigt  gew 
sein  würde,  wenn  am  Todestage  seine  Ver- 
setzung  in  den  Ruhestand   erfolgt  war-     so 
besitzen  Witwen  und   Waisen  von  Beamten. 
welche  noch  nicht   zehn  Dienstjahre    hi 
sieh  haben,  da  die  Pensionsberechtigung  erst 
mit  vollendetem  zehnten  Dienstjahre  bej 
keinen    Rechtsanspruch    auf    Witwen-    und 
Waisengeld!     Ausgenommen  allerdings  den 
Fall,     dass     die     dienstliche     Veran- 
lassung  des   Todes  des  Beamten  nach- 
zuweisen   ist.     Ueber    die    gesetzlicher. 
U  n  f  allrente    s.   unten    am    Ende    dieses 
Abschnittes. 

Im  übrigen  lassen  sich  die  den  Witwen 
und    Waisen     nach    diesen     Gesetzen     zu- 
stehenden Pensionsbezüge  im    grossen    und 
ganzen  aus    den  hier  folgenden   Beisp 
erkennen : 


Es  stirbt  ein  verheirateter  Beamter  nach  vollendetem  zehnten  Dienstjahre ; 

sein  Gehalt  betrug:      Wohnungsgeldzuschuss :      seine  Pension:      Witwenpension: 
1.         3000  M.  297  M.  S25  M.  275  M. 

••!.  2100    ..  297     „  600    „  200    „ 

1500    ..  297     ,,  450    „  160    „ 

Stirbt  der  Beamte   muh   vollendetem   zwanzigsten  Dienstjahre,   so   ergeben  sich  folgende 
Zilt.-rn: 

sein  Gehalt  betrug:      "Wohnungsgeldzuschuss:      seine  Pension:      Witwenpension: 

4.  6000  M.  492  M.  2706  M.  902  M. 

5.  4500    „  492    ..  2082    „  694    „ 
6          3ooo    „                           492    „                            1455    „                   485    „ 


Aus    diesen    Ziffern    geht    jedoch    schon 

zur  Geuüge  hervor,  dass  die  Witwenpension 

nur  für  die    allernotwendigsten  Bedürfnisse 

.    und  auch  dies  dürfte    in  vielen 

1   noch  nicht  einmal   der  Fall  gewesen 

Die  höchste  Pension  bezifferte  sich, 

wie  el'en    ächon    bemerkt,   auf    1600  Mark. 

Höhe  zu  erreichen,  muss  die 

ton  des  verstorbenen  Beamten  sich  auf 

l-1111  Mark  belaufen;   dies  konnte  aber  erst 

der  Fall  sein,  wenn  der  betreffende  Beamte 

»JIM  111  Mark  Deha  dazu  Btl'  Mark  dureh- 

tttlichen     Wohnungsgeldzuschuss)     und 

ig   Jahre  dem   Staate  gedient  hat. 

Auch  das  Waieengeld  genügte  kaum,  um 
notdürftigsten  l  nb  rhall  der  V  ai  e     u 
1  sieh    die  Waisenpension 

i  Beispi  len: 


wenn  die  Matter  lebt  und 
Witwenpension  bezieht, 
M. 


ad  1. 

55  — 

,  a. 

40  — 

„    3. 

32  — 

„     4. 

180,40 

„    5. 

138,80 

„    B. 

97  — 

wenn  die  Mutter 

gestorben  ist. 

91,67 

66.67 

53i33 

300,67 

23'-33 

161,67 

Die  höchste  Stufe  der  Waisenpension 
(entsprechend  den  1600  Mark  Witwengeld) 
bezifferte  sich  auf  320  Mark,  bezw.  wenn 
die  Mutter  tot  ist,  auf  333,33  Mark.  Diese 
Pension  wird  aber  sehr  selten  zur  Auszah- 
lung gelangen,  weil  mit  den  erforderlichen 
Dienstjahren  des  Vaters  auch  der  Zeitpunkt 
immer  mehr  heranrückt  in  welchem  die 
Kinder  dem  Alter,  bis  zu  welchem  Waisen- 
geld gezahlt  wird,  entwachsen. 

In  Anerkennung  des  Unzureichenden 
dieser  Hinterbliebenenfürsorge  hat  das  R.Gh 
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als    LS  0    Mark:    b     Eüi    jedes    Kind    ins   zat 
Vollendung  des  15.  Lebensjahres  -'""  .     • 
elternlose  Enkel,   ebenso   anob   fite   Verwandte 
der  aufsteigenden  Linie,  deren  Lebensunterhalt 
vom    Verstorbenen    bestritten    war,    insgesamt 
20°/0  biszum  Wegfalleder  Bedürftigkeit.    Diese 
Renten    dürfen     |edoch     zusammen    I 
Diensteinkommens  nichl    übersteigen.     Näheres 
über  die  verschiedenen  Bestimmungen,  und  Be- 
stimmungen für  Ausländer,  Reihenfolge  der  An- 
sprüche des  Hinterbliebenen  etc.  -  im  Unfalls  -G. 
Fassung  v.  30.  Juni  1900.   IL  S  16  -21    B.G.H. 
-     592        Ebenso    bei    den   Ü.V.G.    des   Land- 
und  Forstwesens.    Bau-TLV.G.  und  See-U.V.G., 
(alle   vom  30.  Juni  1900).      Diese  Unfallrenten 
treten  an  die  Stelle  der  Witwen-  und  W  aisen- 
asionen,  soweit  diese  nicht  höher  sind  als  die 
tjnfallrenten.    (Cf.  E.G.  v.  lo.  Mar/.  1886  JR.G. 
El.    >.    53]:    pr.    G.    v.   18.   Juni  lsbr    |t" 

2.    Sachsen.      In    Sachsen    hat    die 
Witwen-  und  Waisenversorgung  ihre  Rege- 
lung gefunden  durch  das  Gr.  v.  7.  März  183o. 
Die    anfangs    geforderten   Beiträge   der  Be- 
amten zu  dem  Staatspensionsfonds  (Eintntts- 
geld  »  12,  Jahresbeitrag  1—2%)  wei 
dem    1.   Januar  1890   lauf  Grund   des  G.  v. 
iraar   L890)  Qichl  mehr  erhoben.    Das 
Witwengeld   betragt    den    fünften   Teil  des 
Diensteinkommens  (G.  v.  3.  Juni  18/6),  wel- 
ches der  Beamte  zuletzt  bezogen   hat,  min- 
destens aber  60  Mark.    Die  Waisenpension 
(zahlbar  bis   zum  IS.  Lebensjahre)  beziffert 
sieh     wenn  die   Mutter  lebt  und  pens 
berechtigt  ist.  auf  Vs  des  Witwengeldes,  ist 
die  Mutter    verstorben    oder   hat   sie   keine 
nsberechtigung,  auf  3  io  des  Witwen- 
geldes; der  niedrigste  Satz  des  Waisengeldes 
ist  im  ersten  Fall  auf  30  Mark,  im  zweiten 
Fall    auf    15    Mark   festgesetzt.     Liegt    be- 
sondere   Bedürftigkeit    vor,     so    kann    den 
Hinterbliebenen  eine  höhere  Pension  zuge- 
billigt werden,   aber  nicht  über  den  vierten 
Teil  der  gesetzlich   normierten,    lerner  er- 
halten   gebrechliche   Söhne   oder  unv<  i 
hebte  Tochter  bei  unverschuldeter  Erwerbs- 
unfähigkeit und  Bedürftigkeit  auch  über  das 
18.    Lebensjahr    hinaus    eine     angemessene 
Unterstützung.  ., 

Durch    das    G.    v.    16.   April    1892   §    - 
werden    die    Pensionen    der    Witwen    und 
Waisen    der   vor   dem   1.  Januar 
storbenen  oder  pensioniei  I  enbtaat  s- 

beamten  erhöht  und  zwar  wenn  die  Pension 
betragen  soll  bei  den 


17  Mai  1897.  das  preuss.  G.  v.  1.  Juni 
ine  Erhöhung  des  Witwengeldes  auf 
,!,.,.  Pension  des  Verstorbenen  ein- 
lassen   und    setzt    die   Minimalgi 

uf  i'lo  Mark,  die  Maximalgrenze  aut  3 

BW"   9500    und    2000    Mark    (je   nach   der 
lasse,   jährlich   fest.     Die  früher.-  Be- 
timmung,    dass   bei    grossem    Altersunter- 
ebied     d    h.  wenn   die   Frau   mehr   als    lo 
ahre    jünger  war  als  der  Verstorben 
Witwengeld  für  jedes  angefangene  Jahr  des 
Jnterschiedes  über  15  bis  25  Jahre  um  !  :» 
-ekürzt  wird,  wird  jetzt  durch  den  Zusatz  zu 
jl2ergänztund  in  dieser  Hinsicht  abgeändert, 
Ifes    nach    5  jähriger   Dauer    der   Ehe    für 
edes  angefangene  Jahr  der  weiteren  Dauer 
,-on   .lern   abgezogenen  Betrage  wieder  *.» 
ler  Pension  zugesetzt  wird,  bis  der  volle  Be- 
lag w  i,  *  ler  erreicht  ist.    Diese  oben  schon  im 
ungemeinen  hervorgehobene  und  besprochene 
Bestimmung  findet  sich,  wie  wir  sehen  wer- 
ten, auch  in  verschiedenen  anderen  Staaten. 
Erwähnt    sei    noch    zum    Sehhiss,    dass 
lnrch  V.  v.   M.  August   1S06   die  Reichsge- 
setze über  die  Witwen-   und  Waisenversor- 
gung  auf    die   Landesbeamten   der  Schutz- 
gebiete   ausgedehnt  worden    sind    und  dass 
laut  R.G.v.  1.  April  1SSS  die  Hinter- 
■nen    von    im    Auslande    angestellten 
äbeamten  Anspruch  auf  kostenfreie  Zu- 
förderung  in  die  Heimat  haben. 
Das  G.,  betr.  die  Fürsorge  für  die  Witwen 
und   Waisen   der  Reichsbeamten    der    Ciyilver- 
waltung,  vom  20.  April  1881  findet   auf  Grund 
fcsßg;  y.  8.  Juni  1881  (R.G.B1.  S.  117)    auch 
auf   die   Reichsbankbeamten,   jedoch   mit 
der  Massgabe  Anwendung,   dass  an  Stelle  der 
Beichskasse  überall  die  Kasse  der  Reichsbank 
zu  treten    hat.     Auch    die   Bestimmungen   des 
RG    v    17.  Mai  1897  sind   durch  G.  v.  2b.  Juli 
1897     auf     die    Eeichsbankbeamten     erstreckt 

worden.  ,  , 

Beamte     der    Keichscivüverwaltnng,     de» 

Reichsheeres  und  der  kaiserlichen  Marine,  ebenso 
die  preussiseben  Beamten  haben,  wenn  sie  m 
reichsgesetzlich   der    Unfallversicherung   unter- 

1, nden  Betrieben  beschäftigt  sind,  das  hecht 

auf  Versorgung  ihrer  Hinterbliebenen  durch 
die  gesetzlichen  Unfallrenten,  wenn  sie 
infolge  eines  im  Dienste  erlittenen  Betriebs- 
unfalles sterben.  Diese  Rente  beträgt  a)  für 
di.-  Witwe  bezw.  wenn  der  Mann  erwerbsun- 
Shig  war.  auch  für  den  Witwer  bis  zum  Wegfalle 
der  Bedürftigkeit  bis  zu  deren  Tode  20  „  des 
jährlichen  Diensteinkommens  des  'S  erstorbenen, 
jedoch    nicht    unter  WO  Mark  und  nicht  mehr 

Witwen   bis   zu      60OM.,   Halbwaisen  bis  zu      1» M.,  Ganzwaisen  bis      zu.  U0 M-,  -  gWi 

600-1200   „  „  }E7l§    -  über   360    „      „      7,5.. 

über  1200    ..  „  ubel  24°    » 

Ueber    einige  Fälle,   in  denen  ein  Pen-   Setzung      %^JST^^  «Ä 
sionsanspruch     nicht    entsteht     (unwürdig-   dass     < he     LI.       >^         ^    und    flher_ 

ULsh  'Ä rs  Torat  sstr rarss«*  *■  ** 

Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.    Zweite  Auflage.    VII. 
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Witwe  25  Jahre  jünger  als  der  Verstorbene 
und  er  bei  der  Heirat  mehr  als  05  Jahre 
all .  so  entsteht  für  die  Witwe  kein  An- 
sprach; derjenige  der  Kinder  bleibt  aber  in 

ii  Falle  unberührt.  Kein  gegenseitiges 
Anwachsungsrecht  Endigungsgründe  für 
alle  Berechtigten  Ted,  Heirat  (bei  weiblichen 
Hinterbliebenen) .  Versorgung,  Zuchthaus- 
strafejPolizeistrafe  wegen  unsittlichen  Lebens- 
wandels. 

Gnadenmonat  wird  gewährt,  wenn  der 
Beamte  im  aktiven  Dienst  gestorben  ist, 
sonst  kein  Gnadengehalt 

3.  Bayern.  Die  Fürsorge  für  die  Hinter- 
bliebenen der  Beamten  hat  in  Bayern 
schon  durch  die  K.  Y.  v.  1.  Januar  1805  eine 
den  heutigen  Anforderungen  entsprechende 
Regelung  gefunden.  So  heisst  es  in  ebeu- 
dieser  Dienstpragmatik  :  Der  Staat  über- 
nimmt für  die  unter  allen  Bedingungen  un- 
vermeidlich zurückbleibende  Insufficienz  der 
Gehälter,  in  einem  Pensionssystem  für  die 
hinterlassenen  Witwen  und  Waisen  seiner 
Staatsdiener  eine  der  Familiensorge  der 
Staatsbeamten  und  den  Kräften  des  Staats- 
vermögens entsprechendes  Surrogat  herzu- 
stellen. Die  Pension,  als  ein  auf  die  Witwen 
und  Kinder  der  Staatsdiener  übergehender 
Ergänzungsteil  der  Gehälter,  schöpft  ihre 
Bestimmung  allein  aus  der  Grösse  des  von 
dem  Erblasser  genossenen  Gehaltes,  sebliesst 
alle  Rücksicht  auf  das  Privat  Verhältnis  des 
Reichtums  oder  der  Armut  aus  und  nur  die 
beiden  Falle  der  Aktivität  und  (^uiescenz  in 
sieh.  —  pensionsberechtigt  sind  die  Witwen 
und  die  eheliehen  Kinder;  letztere,  soweil 
sie  das  20.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet 
haben.  Die  Witwenpension  beträgt  '  5  des 
Gesamtgehaltes,  d.  h.  des  dem  Beamten  an 
festem  Geldbetrage  verliehenen  Standes-  und 
Dienstgehaltes  bezw.  1  ;>  des  Standesgehaltes 
allein,  wenn  der  Beamte  bei  seinem  Ableben 
bereits  pensioniert  war.  Dieses  Witwengeld 
kann  aber  um  die  Hälfte  erhöht  werden, 
wenn  die  Witwe  gänzlich  erwerbsunfähig 
ist  und  wegen  Gebrechlichkeit  fremde  Hilfe 
i  j  hat.  Die  Waisenpension  beträgt  für 
jedes  Kind,  wenn  die  Mutter  lebt  und 
Witwenpension  bezieht,  '  .-.  des  Witwen- 
geldes; ist  die  Mutter  verstorben  oder  hal 
sie  keine  Pensionsberechtigung,  3'io  der 
Witwenpension,  Haben  unversorgte  Kinder 
beim  Tode  ihres  Vaters  das  21.  Lebensjahr 
noch  nicht  vollendet,  so  erhalten  sie  als 
jenblickliche  Unterstützung'  einen Jahres- 
;  ihrer  Pension.  I  >ie  Waisetipensionen 
können  über  das  20.  Lebensjahr  hinaus  und 
zwar  bis  zur  Versorgung  der  hinterlassenen 
Kinder   resp.    bis    zu    ihrem    Tode   gewährt 

eii.  wenn  der  Vater  die  Stellung  e - 

.    Ministerialref erenten ,    Col- 

D    etc.    einnahm     oder     wenn 

die  Kinder  in  ihrer  Erwerbsfähigkeil  durch 


Gebrechlichkeit    gehemmt    sind.      In 
letzten    Falle   erhalten   sie   bei  beschrän 
Erwerbsfähigkeit  die  Hälfte,   bei   gänzlichei 
Erwerbsunfähigkeit   den   volleu   Betrag 
Waisengeldes,   bei     Presthaftigkeit  .  welch 
zugleich    fremde    HUfe    nötig    machl , 
anderthalbfachen  Betrag  desselben.  —  Bei 
träge    für    diese    Versorgung    der    Hintei 
bliebenen   werden   von   den   Beamten    nicht 
erhoben.  — 

Voraussetzung    für    das    Entstehen 
Pensionsanspruches   der  Hinterbliebenen  ist 
auch    in    Bayern    Eheschliessung    vor    ije 
Pensionierung  und  mit  dienstlicher  Geneh- 
migung.   Bemerkenswert  ist,   dass  die  nui 
von  Tisch  und  Bett  getrennte  (nicht  quoad 
vinculum  geschiedene)  Gattin   des  Bean 
Anspruch    auf     Witwenpension    hat.      Di 
Endigungsgründe  des  Witwen-  und  Wai 
geldes  sind  die  gewöhnlichen,   insbesondere 
wird  auch  hier  Waisengeld  mu'   unversorgten 
Kindern   gewährt.     Eine   anderweitige  Ver- 
sorgung (Heirat1),  Einkommen)  vernichtet 
also  den  Anspruch. 

(Eine  genaue  Darstellung  der  Geschieht, 
und  der  ^tatsächlichen  Verhältnisse  untei 
Bezugnahme  auf  etwaige  Streitfragen  findet 
sich  bei  Seydel,  Bayerisches  Staatsrecht. 
2.  Aufl.,  §§  190  u.  192.) 

Neben  dieser  staatlichen  Versorgung,  an! 
die  die  Staatsbeamten  wie  deren  Hinter- 
bliebene einen  rechtlichen  Anspruch  haben, 
sorgt  noch  ein  allgemeiner  Unterstützungs- 
verein für  die  Hinterlassenen  der  königlich 
bayerischen  Staatsdiener,  verbunden  mit 
einer  Töchterkasse,  dessen  Satzungen  neuer- 
dings am  16.  September  1900  dahin  ge- 
ändert sind,  dass  der  Beitrag  vom  1.  Jamiai 
1900  an  in  drei  Klassen  bezw.  90,  54  und 
24  Mark  jährlich  beträgt  und  dass  den 
Oniversitätsbeamten  der  Beitritt  zu  dem 
Vereine  gestattet  ist.  Auf  weiteres  hierüber 
kann  an  dieser  Stelle  nicht  eingegangei 
werden. 

4.  Württemberg.  In  Württemberg  situ! 
bis  heutigen  Tages  die  Witwen-  und  Waisen- 
Pensionen  noch  nicht  auf  die  Staatskaas 
übernommen  worden,  es  besteht  vielineln 
eine  besondere,  staatlieh  organisierte  Witwen- 
und  Waisenpensionskasse  laut  G.  v.  28.  Juni 
1821.  Im  übrigen  sind  die  Verhält  nisse  geregelt 
im  Staatsdienergesetz  vom  28.  Juni  1*7(1  An 
.Vi ff.  In  Württemberg  wird  ein  Gnaden- 
gehalt von  45  Tagen  gewährt.  Das  Witwen- 
geld beträgt  '  :;  des  Ruhegehaltes.  Auch 
hier  herrseht  das  System  der  grossen  deut- 
schen Bundesstaaten,    welches   das  Waisen- 


M  Seydel  lässt  dies  nur  bei  Töchtern 
gelten,  weil  Heirat  keine  Versorgung  sei,  sondern 
für  die  Witwe  und  die  Töchter  nur  deshall 
einen  Erlöschungsgrund  abgiebt,  weil  dieselben 
damit   aus  dem  Fainilienverbande  ausscheiden 
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nach    der    Witwenpension    berechnet 
n,l  zwar  auf   >  r.  desselben,  dagegen    steigt 
{     ,        wenn     eine     nensionsberech- 
Witwe    nicht     da    ist.      Die.  E 
Zgsgründe    für  das  Witwengeld  and  die 
SwBhnlichen    (Tod    und    Heirat;     für    die 
Raison    überdies    die    Vollendung    des    18 
Wahres!     Besonders  bemerkenswert  ist 
Waisen  auch  nach  Vollendung 
L8    Lebensjahres  bezugsberechtigt  sind, 
;,;i:ll    Sie    mit    dem   Verstorbenen   in   haus- 
li.h,,     Gemeinschaft    gelebt    haben.      Dei 
Pensionsanspmch    der    Witwe    wird,    wenn 
äe    mehr    als    18  Ins  22  Jahre  junger  war 
|s  der  Verstorbene,  um  '  6,  dann  weiter  bei 
seren   Unterschieden    von   je   4   Jahren 
m    ein    weitere.  Sechstel    gekürzt,   so 
gßs    bei   einem  Unterschied  von   34  bis  38 
n     i-t     abgezogen    werden     und     bei 
mehr  als  38  Jahren   gar  keine  Pension  ge- 
zahlt wird.    Eine  Eingabe  der  württembergi- 
schen Beamtenvereine  vom  7.  November  1898 
\rt    in  der    Monatsschrift  für  deutsche 
Beamte      unten    sub    Litteratur)    regt    die 
Abschaffung  der  Beitragspflicht  der  Beamten 
k„  welche  sich  beläuft  auf  ein  Eintrittsgeld  von 
25«  ,  des  Gehaltes  bei  der  ersten  etatmassigen 
Anstellung   und   bei  jeder  Gehaltserhöhung 
und    einen  Jahresbeitrag  von    2%    des  Ge- 


eingeführt   und    sämtiiche    früheren    dies- 

...    Gesetze,  auch  das  vom  £ä.  Juni 

L884;  ausser  Kraft  gesetzt.    In  Besseu  wurde 

ischen  Ständer 
um  Aufhebung  des  Civildiener-Wrtwen- 
[nstituts  ersucht.  . 

],,  beiden  Ländern  wird  ein  Gnaden- 
quartal  gewährt.  Das  Witwengeld  b 
in  Baden  30%  des  pensionsberechtigten 
Dienstgehaltes  unter  Mitanrechnung  des 
Wohnungsgeldes  und  der  Nebenbezüge,  wo- 
bei  jedoch  der   U Mark    übersteigende 

Betrag  ausser  Berechnung  bleibt;  in  Hessen 
iO°/o  des  Ruhegehaltes,  aber  mindestens 
■^16  Mark,  bei  Besoldungen  bis  2500  Mark 
mindestens  '  s  und  bei  höheren  mint 
500  Mark.  Das  Waisengeld  beträgt,  wenn 
eine  bezugsberechtigte  Witwe  da  ist,  für 
I  jedes  Kind  Vs  des  Witwengeldes,  wenn  keine 
berechtigte  Witwe  da  ist  für  em  Kmd  in 


inü    einen  ja.ttreouciu»g   ■«-    -    -    -- 
teltes    oder   des   Buhegehaltes.    Auf    diese 
Anregung  ist  bis  heute  noch  nichts  weiteres 

erfolgt 

Dem   Könige   steht    das   Hecht    zu,    im 
Hinblick  auf  hervorragende  A  erdienste  des 
„ten    die    Pension    für    seine    Hinter- 
bliebenen höher  zu  bemessen.    Für  niedere 
-teilte  bestehen  besondere  Gesetze  (aut- 
Reführt    bei  Gaupp  in  Marquardsens  Hand- 
buch   2.  Aufl.,  S.  158).  —  Bei  einem  durch 
B  et  rieb s u n fall     herbeigeführten     lode 
wird  ein  Gnadenmonat,  mindestens  aber  du 
Mark    gewährt    und   eine  Witwenrente   von 


ßX  ■  n,  in  Hessen  %,  für  2  Kinder  J» 
bezw  V»  bei  3  und  mehr  3/io  bezw.  Vs  des 
Witwengeldes.  Jedoch  dürfen  Witwen-  und 
Waisengeld  zusammen  in  Baden  nie  mehr 
als  die  Pension  des  Verstorbenen,  in  Hessen 
nie  mein-  als  2400  Mark  betragen.  Voraus- 
setzung ist  in  Baden  Eheschluss  vor  der 
|  Pensionierung,  in  beiden  Ländern  Eheschluss 
früher  als  drei  Monate  vor  dem  Tode,  wenn 
der  Verstorbene  zu  dieser  Zeit  schon  ernst- 
llich  erkrankt  war  (Baden)  oder  die jLhe 
zum  Zweck  der  Erlangung  des  Witwen- 
geldes eingegangen  wai •  (Hessen).     Kürzung 


Aiai'K    sewann     mi«    »-"^  '  -,  an 

■ 0  des  Diensteinkommens  (Minimum  1W. 

Maximum  1600  Mark),  für  jedes  Kind  *n 
der  Witwenrente,  und  wenn  keine  bezugs- 
berechtigte Witwe  da  ist.  die  ganze. 

5.  Baden  und  Hessen.    In  Baden  be- 
stand   eine   staatlich  verwaltete  Kasse,   der 
( ävüdiener-Witwen -Fiskus,    (Statut    vom 
-s.    Juni    1810,    G.    v.    23.    Juh    1876 
Hessen    das      Civildiener-Witwen-InstituU 
(1808  gegründet,  durch  G.  v.  30  Juni  1886 
ausgestaltet).     Das   früher   geforderte    Em- 
trittsgeld    ist    in   Hessen    durch  G    v.   ÖU. 
Juni  1886,   der  Jahresbeitrag  (3°/o   des    -- 
kaltes  oder  der  Pension)  durch  G.  v.  9.  Juni 
1898     in  Baden   beides  durch  G.  v .  J. _  Juni 
1 1  H  Hl  beseitigt.    In  Baden  hat  der  L  ml« 
Witwen-Fiskus  mit  dem  31.  Dezember  1889 
BU  bestehen  aufgehört,  alle  Rechte  undVer- 
bindüchkeiten  sind  auf  die  Staatskasse  über- 
nommen  worden,    als   neue  Behörde  wurde 
die  »Grossherzogliche Beamten-^  itwenkasse 


gS  r XÄÄ>  d,  Eheleute 
tritt  ein  in  Baden  bei  einem  Unterschied 
von  30  bis  35  Jahren  um  »  io,  von  oo  bis  40 
um  =  i«.  von  mehr  als  40  um  * .10:  in  Hessen 
bei  einem  Unterschied  von  20  bis  30  Jahren 
wenn  der  Verstorbene  bei  der  Heirat  über 
50  Jahre  alt  war.  für  jedes  angefangene  Jahr 
des  Altersunterschiedes  um  V20.  Die  Jlff- 
löschuneseründe  sind  dieselben  wie  in  \\  urt- 
tember|  (Badisches  Beamtengesetz  vom 
24  Tuli  1888  §  55ff.,  Hessisches  G.  v.  cSU. 
Jimi  1886   abgeändert  durch  G.  v.  2.  August 

5  Für  Baden  ist  noch  zu  bemerken,  dass 
durch  landesherrliche  ?  v.  14.  Oktober 1889 
an  würdige  Hinterbliebene,  wenn  deren 
ankommen  nicht  zuiv.iohtünadon,^,!!  ge- 
wahrt werden  können,  deren  Hohe  diircn 
V  v  4  Juli  1889  auf  mindestens  lo0, 
höchstens  250  Mark,  in  dringenden  Aus- 
nahmefällen von  250  bis  400  Mark  fest- 
gesetzt ist.  Für  He-  L?6bS 
kanntmachung  vom  6.  August  189b  betr. 
den  Bender  Staate  «™ 
Ctvüdieuer-Witwen-Institnt   und  die  VT   v 

17     November    1886    und    19.    März    18JU 
aber  dte  Verwaltung  des  Civüdiener-Witwen- 

InSUnfailrenten    sind    in   B -  «  ™ 

.leicher   Weise    wie   in   Württemberg    fesl- 
b  52* 
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v.t.  mir  mit  der  Hinzufügung,  dass  die 
Witwen-  and  Waisenrenten  zusammen 
höchstens  les  Diensteinkommens  be- 

;i  dürfen, 
(i.  Die  thüringischen  Staaten,    a)  Sach- 

Weimar.    GG.  v.  6.  April   1821,  30.  Juni 

8  Mar/  1850,  29.  April  1850,  16.  Februar 
1859,  7.  April  1865,   l  Februar  1868,  18  Februar 

23.  Februar  1869  24.  Februar  1872,  2.">. 
Juni  1874.  Die  Witwen-  und  Waisenversorgung 
wird  aus  der  Staatskasse  gewährt,  und  zwar 
nur  für  die  Staatsdiener,  ausgeschlossen  sind 
Geitsliche,  Lehrer,  die  Beamten  des  Oberlandes- 
gerichts and  der  Universität  Jena,  Personen 
des  Soldatenstandes  vom  Feldwebel  abwärts, 
Polizei-,  Hoftheaterbeamte,  Hofstaat  etc.;  ferner 
alle,  die  weniger  al<  150  Mark  Einkommen 
haben.  Thüringisches  System  einer  einzigen 
Pension  :  nämlich  Witwengeld  von  '  -,  des  letzten 
aktiven  Einkommens,  jedoch  mindestens  100, 
höchstens  1500  Mark  Waisengeld  wird  also 
nur  gezahlt .  wenn  keine  bezugsberechtigte 
Witwe  da  ist  und  zwar  ' .,  des  Witwengeldes 
für  jedes  Kind:  bei  mehr  als  drei  Kindern  er- 
halten alle  zusammen  den  Gesamtbetrag  der 
Witwenpension  zu  gleichen  Teilen.  Im  letz- 
teren Falle  (rächst  der  Anteil  bei  Wegfall  eines 

tigten  solange  den  übrigen  an,  bis  jedes 
das  volle  Drittel  hat  Voraussetzung  ist  Ehe- 
schlnss  vor  der  Pensionierung.  Teilungs- 
bestimmungen bei  Hinterbliebenen  aus  ver- 
schiedenen Ehen  s.  §  11  des  G.  v.  1821. 
Zu  den  gewöhnlichen  Endigungsgründen  der 
Pension  (für  Waisen  18.  Lebensjahr,  ander- 
weitige Versorgung)  kommt  noch  Verurteilung 
wegen  schwerer  Verbrechen  Die  Hinterbliebenen 
von  Hofbeamten  erhalten  Versorgung  aus 
Kammermitteln.  Gnadenquartal.  Es  besteht 
auch    eine    Waisenpensionsanstalt,    die- 

gewährt  nach  neuestem  Erlass  van  25. 
Oktober  11,00  ein  jährliches  Verpflegungsgeld 
von  -Vi  Mark  und  einige  andere  kleinere  Gaben. 
Die  Abgabe  von  der  Erbschaftssteuer,  die  früher 
der  allgemeinen  Versorgungsanstalt  zufiel,  fällt 
seit  dem  G.  v.  10.  April  L895  der  Staastkasse  zu. 

b  Sachsen- AI  tenburg.  In  Sachsen- 
Altenburg  besteht  eine  staatliche  Staatsdiener- 
Witwensocietät  Regulativ  v.  12.  Juni  1872, 
Novelle  v.  20  .März  1890),  welcher  alle  unwider- 
ruflich und  widerruflich  angestellten  Beamten, 
auch  die  Geistlichen,  Hotbeamten,  Lehrer, 
Kommunalbeamten  und  pensionierte  Offiziere 
beizutreten  haben,  sofern  sie  ein  Dienstein- 
kommen von  über  L20  Mark  jährlich  beziehen. 
Das  Eintrittsgeld  [nur  bei  der  ersten  Anstellung) 
gl  B-%,  der  Jahresbeitrag  auch  3%  des 
Itea  'der  Ruhegehaltes.  Gewährt  wird 
eine  Pension  von  '  ,  der  Aufnahmesumme  au 
die  Witwe  subsidiär  an  die  Kinder;  an  diese 
alsdann  zu  gleichen  Teilen  Ausnahme  bei 
Hinterbliebenen  ans  verschiedenen  Ehen  s.  §  14 
des  Regulativs  Endignngsgründe  wie  gewöhn- 
lich, .die?-  für  Waisen  erst  das  21.  Lebensjahr 
und  nicht  die  Verheiratung.  Gnadengehalt  von 
1  t  des  jährlichen  Einkommens. 

cbsen-Cobnrg.    G  v.  24.  Juli  1897. 
Witwen-  und  Waisengeld  wird  aus  der  Staats- 
oder   Domänenkasse   gezahlt.     Witwengeld    '  , 
o    pensionsberechtigten    Einkommens, 
höchst  1500   Mark.     Voraussetzung: 


Eheschlnss    früher    als    sechs    Monate    vor  dem 
Tode    und    überhaupt    vor   der    Pension» 
Zu  bemerken  ist,  dass  ausser  .lern  Witwi 
für    das    dritte    und    jedes    weitere    Kind 
bis  zum  vollendeten  18.  Lebensjahre  ein  Wa 
geld    v.m    ',„   des  Witwengeldes   gezahlt  wird. 
Waisengeld  im  übrigen  nur  subsidiär.  Eudie. 
gründe  der  Pensionen  wie  Sachsen- Weimar    Per 
Beamte  hat  2°„  des  jährlichen  Diensteinkon 
an  die  Kasse,  aus  der  er  seine  Besolduno-  bi 
abzuführen.  Gnadenquartal  bezw.  Gnadenmonat 
d    Sachsen-Gotha.    G.  v.  19.  Juli  1895 
Es    besteht     eine    herzogliche    ..Witwen-     und 
Waisen-Pensionsanstalt  in  Gotha",  die  an  - 
der  früheren  „Diener- Witwen-Societäf  getreten 
ist    und   zu  welcher   alle    über   500  Mark   jähr- 
lich   beziehenden    Hof-,    Domänenbeamten,    im 
gemeinschaftlichen  Coburg-Gothaischen   und  im 
besonderen  Gothaischen  Staatsdienst  angestellten 
Beamten,    die    Geistlichen,    öffentlichen    Lehrer 
und    Kommunalbeamten    (von    Gotha,    Ohrdrnl 
und  Waltershausen)  beitreten  und  jährlie! 
des  Diensteinkommens  entrichten  müssen.     Be- 
messung des  Witwen-  und  Waisengeldes  wie  in 
Altenburg,   ebenso   Endignngsgründe  wie   dort. 
Voraussetzung   des  Anspruches  wie   in  Coburg. 
Teilungsmassstab  bei  Hinterbliebenen   aus  ver- 
schiedenen Ehen  s.  §  30  des  Gesetzes. 

e)  S  a  c  h s e n  -  M  e inin ge  n.  GG.  v.  27.  Febr. 
1872,  v.  10.  März  1898.  Seit  dem  1.  Januar 
18,2  ist  die  Hinterbliebenenversorgung  auf  die 
Staatskasse  übernommen  und  ist  der  Beitrag, 
der  früher  l"(l  des  Gehaltes  oder  Ruhegehaltes 
betrug,  fortgefallen.  Sachsen-Meiningen  geht 
auch  von  dem  eigenartigen  thüringischen  System 
ab,  insofern  es  sogleich  primär  neben 
Witwengeld  das  Waiseugeld  festsetzt.  Die 
Hinterbliebenenpension  beträgt  ' ..-,  des  letzten 
aktiven  Diensteinkommens,  aber  höchstens  1800 
Mark.  Das  Waiseugeld  beträft  für  jedes  noch 
nicht  18  Jahre  alte  Kind  '  -a  des  Witwengeldes 
(für  alle  zusammen  nicht  mehr  als  ' ..,  .  bei 
Ausfall  der  Witwenberecbtigung  '3  des  Witwen- 
geldes, für  alle  zusammen  aber  nicht  mehr  als 
s  r.  Endignngsgründe  wie  in  Weimar.  Das  G.  \. 
1898  enthält  auch  Bestimmungen  über  die  Uebeft 
tragung  der  Ansprüche.     Sterbehalbjahr. 

f)  Schwarzburg-Rudolstadt.  GG.  v. 
2.  März  1M2  (Abänderung  von  1859  u.  1873), 
13  März  1858,  15.  Mai  1874,  19.  Dezember  1881, 
Hi.  Februar  1898.  Die  Hinterbliebenem  er>nrtrunu" 
wird  aus  der  Staatskasse  gewährt  ohne  Bei- 
tragspflicht  der  Beamten.  Nach  allmählicher 
Erhöhung  in  den  verschiedenen  Gesetzen  be- 
träft die  Pension  jetzt  ' .-,  des  zuletzt  bezogenen 
aktiven  Diensteinkommens;  subsidiäre  Berechn 
tigung  der  Kinder  nach  thüringischem  Systenv 
Die  Waisen  teilen  alsdann  nach  Köpfen.  An- 
wachsungsrecht.  Die  Bestimmungen  gelten  für 
fürstliche  Diener  und  Offiziere,  durch  G.  v. 
5.  April  1898  ausgedehnt  auf  die  beim  Land- 
gericht in  Rudolstadt  angestellten  Beamten. 
Endignngsgründe  wie  in  Weimar,  jedoch  21. 
Lebensjahr  für  Waisen.  Voraussetzung  für  die 
Ansprüche  ist.  dass  die  Ehe  vor  der  Pensio- 
nierung und  nicht  auf  dem  Sterbebett  geschlossen 
ist  und  das  Alter  des  Ehemannes  noch  unter 
65  Jahren  war  n.  s  w.  s.  §  3  des  <t.  v.  1858.  Im 
§  6  desselben  Gesetzes  sind  die  Verhältnisse  bei 
Hinterbliebenen  aus  verschiedenen  Ehen  geregelt. 
Gnadenhalbjahr  beim  Tode  aktiver,  (inaden- 
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„artal  beim  Tode  pensionierter  Beamter. 
„,.,„,„  besteht    eine    staatlich  «wflirleatete 
ensionsanstalt  für  Witwen  and  V\ aisen  fmst- 

Staatsdiener.  der  alle  Beamte  (auch  Hof- 
fte, Geistlich«  nnd  Lehrer  beizutreten  hahen, 
,„,,,  Sie  nicht  einem  anderen  V  ersorgungs- 
,3titnt  angehören  und  mehr  als  60  Jahre  alt 
ml.    Jahresbeitrag  6—80  Mark. 

3,  hwarzburg-Sondershausen.  G. 
ß  Inm  1883.  In  Schwarzburg-Sonders- 
aasen besteht  eine  staatliche  »Beamtan- 
fftwen-  und  Waisenkasse",  welcher  samtliche 
itilstaatsdiener.  Geistliche,  Lehrer  Hot-  und 
Mnmunalbeamten  beizutreten  und  £  /„  de» 
kaltes    oder    Ruhegehaltes,    auch    von    der 

„zeit,    zu    entrichten   haben.     \  ou  dieser 
-Müeht  sind  befreit  pensionierte  Beamte, 

eine    unter  21  Jahre    alte   Kinder  haben; 
M  9000  bezw.  5000  Mark  des  Gehaltes   bezw 
tahegehaltes     üherschiessende    Betrag    Weiht 
„»er   Berechnung.     Das  Witwengeld  betragt, 
renn    Tod    oder   Pensionierung    vor   dein   yoll- 
ndeten   11.   Dienstjahr   eingetreten  ist,       ,8o. 
ur  jedes  weitere  Dienstjahr  '.so,  aber  nie  mehr 
ls  iK  ,  des  Aktivgehaltes.    Ist  der  Tod  Folge 
iaer  dienstlichen  Beschädigung,  so  betragt  die 
Pension   von   Anfang  au   "/18„-     Das  Witwen- 
:eld    soll    jedoch    mindestens    160 ,    höchstens 
[m)  Mark  'betrauen.     An  Waisengeld  wird  ge- 
zahlt  bei  Vorhandensein   einer   pensionsberecn- 
tigten  Witwe   V3,   sonst    V.   des  Witwengeldes 
§   jedes  Kind.     Anwachsungsrecht.     Voraus- 
setzung   des    Anspruches    auf    Witwen-    und 
WaiseSgeld  wie  in  Baden  und  Hessen.    Kürzung 

Witwengeldes  wegen  Altersunterschiedes 
von  mehr  als  20  bis  einschliesslich  30  Jalne 
um  r»ft  für  jedes  angefangene  Jahr.  Endigungs- 
gründe wie  Sehwarzburg-Rudolstadt  nur  wird 
unter  den  Straf  endigungsgründen  (Zuchthaus- 
strafe, mehr  als  einjähriges  Gefängnis  u.  s.  w.) 
besonders  betont:  bei  weiblichen  Hinter- 
bliebenen Verurteilung'  wegen  Sitthehkeitsver- 

lheh)'  Reuss  ä.  L.    Staatsdienerg.  v   2.  April 
1860   SS  30-37,   72,   73.     G.  v.   3.    März    lss., 
Vrt   V      Die   Witwen-  und  Waisenversorgung 
wird  aus  der  Staatskasse  gewährt.     §  37-,  „Alle 
Witwen-  und  Pensionsangelegenheiten   sind  als 
officielle  anzusehen   und  folglich   sportnltrei  zu 
expedieren."    Die  seit  1S2S  bestehende  „Diener-, 
Witwen-    und   Waisen  -  Unterstützungssocietat 
hörte     mit     dem    G.    v.    1860    auf.      Beitrage 
werden     von     den     Beamten     nicht     gefordert, 
wohl    aber    haben     sie    jährlich    1  „    des    ue- 
haltes   zu  Pensionszwecken   überhaupt   zu   ent- 
richten.    Auch  rechtmässig   entlassene  Beamte 
gehen     der    Hinterbliebenenversorgung     nicht 
verlustig.    Thüringisches   System:    Die   Witwe 
erhält  ' ,  des  letzten  aktiven  Diensteinkommens, 
subsidiär  jedes  Kind  » 3  davon,  bei  mehr  als  drei 
Kindern  Teilung  nach   Köpfen      Anwachsungs- 
recht  Endigungsgründe  wie  inW  ennar.  Die  tue 
muss   vor    der    Pensionierung    geschlossen   und 
obrigkeitlich   genehmigt   sein.     Verhältnis   Dei 
Hinterbliebenen  aus  verschiedenen  Ehen  s.  §  ö± 
,les  G.  v.  1860.    Gnadenmonat 

i  Reuss  j.  L.  Es  besteht  eine  staatliche 
„Beamten-Witwen-  und  Waisenpensionsanstalt  , 
Statut  v.  28.  Januar  1S47.  G.  v.  10.  April 
1897;  durch  letzteres  das  alte  Manu  ausser 
Kraft  gesetzt.   G.  v.  23.  Juni  1899  (Abänderung 


ies  G    v.  189'i  Sicht  aller 

.  „    i  ehrer,  Geistlichen,  Organisten 

Eintrittsgeld  von  l".,  des  erstmalige ihaltes 

und    der    Gehaltserhöhung,    Jahresbeitrag   von 
i  .les    jährlichen    Diensteinkommens ,    bei 

zuletzt  vor  deT  Pensionierung 
bezogenen.  Thüringisches  Sj  -f  m  :  ^  n  weiurebl 
V5  der  Besoldung,  mit  welcher  der  Verstorbene 
zur  Zeit  -ein.  -  Todes  in  der  Anstalt  immatriku- 
liert war.  jedoch  mindestens  30  I  Mark.  W  aisen- 
eeld  subsidiär,  Teilung  nach  Köpfen,  An 
wachsungsrecht.  Ausserdem  wird  der  Witwe 
Eüx  jedes  weniger  als  18  Jahre  alte  Kind  eine 
Erziehungsbeihilfe  gewährt:  und  zwar  bei  Be- 
trat des  Witwen-  und  Waisengeldes  bis  zu 

500  Mark  eine  Beihilfe  von  So  Mark 
von  500-750     „         „  »         „  10°     « 

..    750-1000      ,.  „  -   I2°      .. 

..    über  1000 ,     »  '5°     »■ 

Teilungsverhältnis  bei  Hinterbliebenen  aus  ver- 
schiedenen  Ehen  s.  §§  11  und  16.  Endigungs- 
gründe die  gewöhnlichen  (keine  Strafendigungs- 
"ründe  Waisen  21.  Lebensjahr).  Voraussetzung 
für  die  Witwe:  Eheschluss  vor  der  Pensionierung 
und  3  Monate  vor  dem  Tode :  Alter  des  Ehe- 
mannes nicht  über  65  Jahr,  wenn  die  Ehefrau 
mehr  als  25  Jahre  jünger  ist.  Letzteres  steht 
soo-ar  dem  Waisenanspruch  entgegen,  ebenso 
müssen  die  Waisen  vor  der  Pensionierung  des 
Beamten    geboren    sein.      Sterbemonat     und 

'  "  7 '  Die  übrigen  deutschen  Bundesstaaten. 
al     Anhalt     und     Braunschweig.       Die 
Herzogtümer  Anhalt  und  Braunschweig  zeigen 
auf  dem  Gebiete  der  Hinterbliebenenversorgung 
manches  Aehnliche.     Anh.  GG.   v    20    Oktober 
L867,  v.  27.  Dezember  1872,  y .22  -Dezember 
1875    v.    16.    Juli    1876,    v 81.   März    1899. 
Braunschw.  GG.   v.   12.   Oktober  1832    v    18 
j„ni  1837,  v.  22.  März  1876,  v.  18.  April  1890. 
Per    Vereinigten  Witwenkasse"  m  Anhalt,  die 
aus  den    verschiedenen   frühereu  Witwen-   und 
Waisenkassen  kombiniert  war.   und    der  staat- 
lichen   .Beamtenwitwen-   und  Waisenpensions- 
anstalt"    in   Braunschweig    mussten    sämtliche 
Civilstaatsdiener  (in   Brannschweig    auch   Hot- 
und  Kommunalbeamte,  Geistliche    und  Lehrer) 
beitreten.      Die    Eintrittsgelder    und    Jahres- 
beiträge   (die     in    Anhalt     nach    dem     Alter, 
in      Braunschweig      nach      dem      Altersunter- 
schied   der    Ehegatten    abgestuft    waren)    sind 
in  beiden  Staaten   durch  die  Gesetze   von   1899 
beseitigt  wurden.     Das  Witwengeld  betragt  in 
Anhalt  in  Abstufung  von  17  Klassen  nach  dem 
Einkommen  des  Verstorbenen   150-1500 ^Mark, 
in  Braunschweig  18%  ^letzten  aktiven l Dienst- 
einkommens, jedoch  höchstens   loOO  Mark     In 
beiden  Staaten  herrscht  das  Thüringische  Sj  stem 
£  oben "suhl  S.  811):  »ei  Vorhandensein  eines 
einzigen  Kindes  erhält  dieses  jedoch  nicht  die 
ganzvsondern   nur   die   halbe  Witwenpension 
(in  Braunschweig   zwei  Kinder   nur    fe).     Ver- 
hältnis bei  verschiedenen  Ehen  s.   §  17   des  tr. 
von  1872  in  Anhalt.   §  10   des  G   von  18  3   m 
Rraunschweie       Endigungsgründe     in    tfiaun 
Sm£ "fite  alle  derWfür  die  Witwe  und 
T    h    r  die  Heirat,   für  Waisen  das  voUendete 
20   Lebensjahr,   in  Anhalt  für  W  aisen  das   18 
i  Lebensjahr  und  für  alle  Berechtigte  Heirat  und 
traWigungsgrund  Verurteilung  zu  Zucht- 
haus oder  mehr  tf  3  Monaten  Gefängnis,  ferner 
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für  die  Witwe  aussereheliches  Gebären  ausser 
im  Falle  der  Notzucht).  Als  Voraussetzung  für 
den  Ai  gelten  in  Braunschweig,  dass  der 

Eheschluss  vor  der  Pensionierung,  ferner  früher 
als  :!  Monate  vor  dem  Tode  und  nicht  zum 
Zweck  der  Pensionserlangung  stattgefunden  hat; 
in  Anhalt  nur  letzteres,  doch  ist  hier,  wenn  der 
Beamte  in  einem  Alter  von  mehr  als  65  Jahren  die 
Ehe  geschlossen  hat  landesherrliche  Entscheidung 
halten.  In  Braunschweig  gelten  nach  dem 
■  von  L899  die  gleichen  Bestimmungen 
über  Reduktion  der  Pension  bei  zu  grossem 
Altersunterschied  wie  in  Preussen,  selbst  mit 
dem  Zusatz  zu  g  12    a   o.  SS   813  und  817). 

h  Oldenburg.  In  Oldenburg'  wurde  1779 
eine  staatliche  Beamtenwitwenkasse  gegründet. 
der  alle  verheirateten  Beamten  beizutreten 
hatten.  Mit  G.  v.  15.  Juni  IStil  wurde  ein 
Jahresbeitrag  von  wechselnder  Höhe  festgesetzt, 
dunh  G.  v.  .").  Januar  1891  jedoch  beseitigt. 
Das  G.  v.  -21.  März  1900  lässt  alles  auf  die  Staats- 
kasse übernehmen  und  schliesst  die  Beamten- 
witwenkasse.  Früher  ward  die  Fürsorge  ganz 
richtig  als  Versicherung  bezeichnet.  Das 
neue  Gesetz,  das  sich  ausser  auf  Civilstaats- 
beamte  auch  auf  Lehrer,  Beamte  der  Stiftungen 
bezieht,  setzt  das  Witwengeld  bei  einem  letzten 
aktiven  Diensteinkommen  Ins  1500  Mark  in  ti 
Stufen  auf  90—240  Mark,  darüber  bei  auf  je 
3Ö0  Mark  abgestuften  Klassen  mit  20°  0  der 
Untergrenze  fest,  bis  zu  einem  Höchstbetrag  von 
12iio  Mark.  Die  Waisen  erhalten,  wenn  eine 
bezugsberechtigte  Mutter  vorbanden,  '  5,  miu- 
destens  aber  40  Mark,  für  jedes  Kind,  sonst  J  :i. 
mindestens  70  Mark,  doch  darf  Witwen-  und 
Waisengeld  zusammen  die  Pension  nicht  über- 
steigen. Die  Endigungsgründe  sind  nur  die 
ganz  gewöhnlichen,  hei  Waisen  das  vollendete 
18.  Lebensjahr. 

Mecklenburg-.  In  Mecklenburg- 
Schwerin  ist  im  Jahn-  1 7 ;t7  ein  Witweninstitut 
gegründet  worden,  zu  dem  nach  dem  Statut 
vom  17.  März  1863  alle  Civilstaatsdiener  Bei- 
träge zu  leisten  hatten,  die  durch  V.  v.  15. 
Februar  1898  wesentlich  ermässigt  worden  sind. 
Jetzt    beträgt    die     Ausfi  ägebühr    1",, 

der  Pensionssumme  und  das  Antrittsgeld  (bei  erst- 
maliger  Anstellung  und  jeder  Gehaltserhöhung 
'  .'"o  des  jeweiligen  Jahresbeitrages,  der  Jahres- 
beitrag 3  4%  des  Gehalts  bezw.  Ruhegehalts. 
Die  Witwenpension  wird  nach  einer  Skala  von 
75—2400  Mark  gezahlt.  Das  Waisengeld  be- 
trägt hei  Vorhandensein  einer  bezugsbi  n  chtägten 
Witwe  für  jedes  Kind  ' ,-,.  sonst  !/5  der  Witwen- 
pension, zusammen  für  alle  Kinder  aber  nicht 
mehr  als  die  ganze  Pension.  Der  Beamte  hat 
höhere  Beiträge  zu  zahlen  [32%  mehr),  wenn 
er  -ich  nach  der  Pensionierung  mit  einer  über 
15  Jahre  jüngeren  Frau  verheiratet  für  jedes 
weitere  Jahr  darüber  noch  '_,"„  mehr).  Voraus- 
setzung ist,  dass  die  Ehe  nicht  zum  Zweck  der 
Erlangung  der  Witwenpension  geschlossen  war; 
wenn  die  Ehe  nicht  ein  volles  Jahr  vor  dem 
Tode  bestanden  hat,  muss  nachgewiesen  werden, 
dass  der  Verstorbene  zur  Zeit  des  Eheschlusses 
nicht  ernstlich  krank  war.  Zu  den  g< 
liehen  Endigungsgründen  des  Anspruches  >  Waisen 
IS.  Lebensjahr)  kommt  für  die  Witwe  noch  das 
Verbrechen  der  absichtlichen  Tötung  ihres 
Manne-  oder  der  Beihilfe  dazu.  —  In  Mecklen- 
burg-Strelitz  hat  die  Hinterbliebenenversorgung 


noch  keine  Regelung  gefunden.  Pensionen 
werden  meist  im  Gnadenwege  gewährt.  Nur 
den  Hinterbliebenen  der  Zoll-  und  Steuerbeamten 
ist  ein  gesetzlicher  Anspruch  auf  '  t  des  letzten 
Gehaltes  gegeben  gegen  ein  Antrittsgeld  von 
2"„.  eine  Ausfertigungsgebükr  von  V',i  und 
einen  Jahresbeitrag  von  4",,  des  Gehalts. 

di  Li  jine.  In  Lippe-Detmold  wird 
seit  dem  G.  v.  12.  September  18i7  II i 
hliebenenpension  aus  der  Landkasse  gewahrt 
und  durch  <J.  v.  26.  Februar  1880  die  Bi 
tigung  auf  Gnadenquartal  eingeführt.  Das 
Witwengeld  beträgt  bei  einem  Gehalt  von  1200 
bis  2400  Mark  in  3  Stufen  150—300  Mark,  bis 
1600  Mark  600  Mark,  bei  höherem  Gehalt  900 
Mark,  das  Waisengeld  ( —  18.  Lebensjahr'  30  bi- 
120  Mark.  —  Daneben  ist  noch  die  frühere 
tng  bestehen  geblieben.  Die  Landes- 
Witwen-  und  Waisenkasse,  die  am  25.  Februar 
1752  gegründet  ward  und  deren  Verhältnisse 
durch  VV.  v.  11.  Januar  1752.  v.  1.  April  1822, 
v.  21.  Juli  1829,  v.  11.  September  1832,  G.  v. 
23.  Mai  1884  und  V.  v.  25.  Juli  1898  gen  s 
sind,  fordert  ein  Eintrittsgeld  von  200— «OD 
Mark  von  allen  definitiv  angestellten  Civilsl 
beamten  und  Jahresbeiträge  von  12 — 48  Mark 
und  gewährt  nach  mannigfachen  Schwankungen 
(nach  der  ersten  V.  v.  11.  Januar  1752  erhielt 
die  Witwe  ..die  Zeit  ihres  Lebens  und  solange 
sie  den  Wittwenstuhl  nicht  verrukket '.  jährlich 
20 — 50  Thaler  in  3  Klassen  i  jetzt  in  4  Klassen 
150—600  Mark  Pension.  Die  Kinder  erhalten 
ihre  Pension  bis  zur  Vollendung  des  25.  Le 
Jahres.  Die  Endigungsgründe  sind  die  gewöhn- 
lichen, jedoch  bei  Wieder  Verheiratung 
der  Witwe  ruht  die  Pension  nur,  bis  sie 
wieder  Witwe  wird,  erlischt  aber  nicht.  Wenn 
der  Beamte  10  Jahre  und  mehr  älter  war  als 
die  Ehefrau,  so  hat  er  für  jedes  überschiessende 
Jahr  ein  um  10  %  höheres  Eintrittsgeld  zu 
zahlen.  —  In  Schaumburg-Lippe  erhält 
die  Witwe  laut  G.  v.  8.  März  1872  bei  einem 
(•ehalt  des  Beamten  von  mehr  als  3000  Mark 
1  -..  jedoch  nicht  mehr  als  "50  Mark,  anderen- 
falls '  i  des  letzten  ordentlichen  Dienstgehalte-. 
jedoch  keinesfalls  mehr  als  die  Pension  des 
Beamten.  Die  Waisen  haben  nur.  wenn  keine 
pensionsberechtigte  Mutter  vorhanden,  einen 
Anspruch  thüringisches  System  .  und  zwar  auf 
den  Betrag  der  Witwenpeusion,  wenn  sie  unbe- 
mittelt sind  nnd  bis  zur  Vollendung  des  17. 
Lebensjahres.  Voraussetzung  für  Entstehung 
des  Anspruches  ist,  dass  die  Ehe  vor  der  Pen- 
sionierung und  vor  Vollendung  des  60.  Lebens- 
jahres des  Beamten  geschlossen  war.  Guaden- 
quartal. 

e)  In  Wal  deck  besteht  eine  staatliche 
„Allgemeine  Staatsdienerwitwenkasse"',  der  sämt- 
liche Civilstaatsdiener  beizutreten  haben.  Ein- 
trittsgeld ]  „  des  erstmaligen  Gebaltes  und 
-päterer  Gehaltserhöhung;  Jahresbeitrag  l1;",, 
des  Gebalts  oder  Ruhegehalts.  V.  v.  27.  Juni 
1828;  Staatsdiener-G.  v.  9.  Juli  1855.  Witwen- 
geld beträgt  '  ,  des  letzten  fixen  Gehalts  des 
Beamten.  Das  Waisengeld  betrug  laut  V.  V. 
11.  Juli  1833,  solange  3  Waisen  unter  15  Jahren 
da  sind,  die  ganze  Witwenpeusion,  bei  2  solchen 
W  aisen  -' ,;  bezw.  34  je  nachdem  ob  die  Witwen- 
pension auf  mehr  oder  weniger  als  450  Mark 
sich  belief),  bei  einer  solchen  Waise  ' :!  bezw. 
1  ...     Jetzt  beträgt  es  durch  V.  v    30.  Dezember 
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wo  Mr  Hinterbliebene   fürstlicher    Domanial- 
:,„„"      solange    die    Mutter    Witwenpension 
,'V  derselben    für  jedes  Kind    anderen- 
jedoch    dürfen  Witwen-    und   Waisen- 
Rammen  nicht  die  Pension  »»ersteigen. 
■,..,,/.!.,:•    ist    Eheschluss  vor  der  Pensio- 
i«™,-    Encli-ningsgründe    die    gewöhnlichen 
f„'  das 'vollendete  18.  Lebensjahr).  Gnaden- 

lUVflDie  Hansestädte.  In Hamburg  to- 
,.J  eine  Pensionskasse  für  die  Witwen  und 
& "der"  Ingestellten  des  Immburg,-.  >  * 
Lotes"  deren  Verhältnisse  durch  das  G.  v. 
6*  Jnii  1881  geregelt  wurden.     Die  früher  ge- 

Khui  Ä,-:.\e:.i,haltes)  blieb  bestehen. 
S  wSpension  beträgt  >,  der  Amtsein- 
,,„  wiche  der  Verstorbene  zu  letzt  zur  Kasse 
Äagenhat.  Halbwaisen  erhalten  ausserdem 
Z  zur  Maximalzahl  von  o  noch  jedes  ,;, 
twaisenje^.^edochso.dasslodeijz^ 

aammen  '  .-„  3  zusammen  25l  4  zusammen  v. 
S  mehr  zusammen  «%  erhalten  Ist  die 
ft "u  n  >  als  15  Jahre  jünger,  so  wurden  nach 
, l,n  G  v  1881  in  4  Stufen  ausserordentliche 
SaUge  Zuschüsse  des  zwei-  bis  zwanzig- 
fachen jährlichen  Beitrages  gefordert  Zu  den 
Snlichen  Endigungsgründeu  Waisen  18 
Lebensjahr)  kommt  noch  für  die  Witwe  ausser 
eheliche  Verbindung  mit  einem  anderen  Manni . 
ein  in  ne      «  |  schwere  ^  erurteüung. 

anmoralisehes  Betragen,  suiweie  , 

Nach  der  Bekanntmachung  v.  23.  Febiuai  loa» 
toben  selbst  die  auf  Probe  Angestellten  dei 
Pensionskasse  beizutreten     Gnadenquaital 

T„  Ttremen  ist  die  Witwen-  und  Waisen- 
™!to\^er(V.v.lO.Juul867)der 

wftweMnstalt  für  bürgerliehe  Beamte  oblag 
durch  G  v  10.  Juli  1892  auf  die  Staatskasse 
Beseitigung  der  Beitragspflicht  der  Be- 
Cn  übenu.mnien  worden  Ergänzung  und 
Urinderuuoeii  durch  die  GG.  v.  1U.  Juli  lov*, 
V  "  riV  uml  10.  Juni  1898.  Gegenwärtiger 
Kec'h  zuband:  Witwengeld  40%  desjenigen 
Rnhle  a  ,.  zu  dem  der  Verstorbene  berech- 
,i       IT  o  ler  berechtigt  gewesen  sein  würde,  wenn 

mindestens  aber  220  und  höchstens  2o00 Ma k 
Waisengeld  ist  subsidiär  thüringisches  System), 
e,b  ch  ein  einziges  Kind  erhält  nur  ' ,  .des  W  it- 
Angeldes.  Kürzung  bei  Altersunterschied  wie  m 
Preussen  selbst  mit  dem  Zusatz  des  §  12,  aut 
Angeld  ohne  Einfluss  ■  Vorausse^og  ta 
das  Entstehen  des  Anspruches.  th^lh\~  T» 
,1er  Pensionierung,  ferner  truher  ^|.3  Monate 
vor  -lern  Tode  und  nicht  zum  /«eck  der 
Pensionsbeschaffung.  Endigungsgrunde ,nur  die 
gewöhnlichen    (bei   Waisen    das    vollendete   18. 

^Lübeck  wird  die  Versorgungans  ,1er 

^nicÄVNachtrlg  S» .W 
Beitragspflicht  aurcn  JNacnirag  p,,i,po-p- 

1892   beseitigt.      Witwengeld    '  ,    des    Kuhege 

nltts    ledocii   mindestens  160,    höchstens  1600 

M  rk'     Waisengeld,     wenn    bezugsberechtigte 

Krvorh^Teiv,  sonst ,\  ^s Witwengeldes 

für  iedes  Kind:  jedoch  darf  W  itwen-  und  W  aisen- 

geW  zusammen1  den  Betrag    der   Peuaonmch 

übersteigen.     Ueber  Voraussetzung,  Ln    ai ngs 

gründe.    Altersunterschied    bestehen    dieselben 

Bestimmungen  wie  in  Bremen.     Gnadenquartal. 


s.    Elsass- Lothringen.     GG         24-  De- 
zemhe]    1873    <    '•-  März  1898.     Us  dei  3t 
kasse;  keine  Beiträge.  Witwengeld  wie  Preussen. 
ageld.    wenn   pensionsberechtigte   Mnttei 
vorhanden,    V»,    sonst    '/,    des   Witwengelder 
Endigungsgründe  die  gewöhnlichen    bei  W 
18    Lebensjahr.,      l'ie  Ansprüche   sind  nnpfand, 
bar  bis  zu  1500  Mark,  darüb  i   pfändbar  zu   _/,. 
Gnadenquartal;    wenn    der   Beamte    bereit 
pensioniert  war.  nur  Gnadenmonat. 


B.  Das  Ausland. 

1.  Oesterreich.    Quellen:   Rescr.v.  4.  No- 
vember   1771.    Handhület    v.    24     März   1781, 

K     s     V     v.  9.  Dezember   ISii.l.    C.    v.    14.    Mai 
1896     In  Oesterreich  ist  die  Konstruktion  eine 
wesentlich  andere  ,,U  in  Deutsdi  a„d    d, 
wenpension  wird  juristisch  nicht  als  selbständig  s 
Recht  der  Witwe,   sondern   nur  als  ein  deriva- 
tiver Anspruch  aufgefasst,  indem  auf  die  Witwe 
nur  der  Pensionsanspruch  des  Beamten  -  wenn 
auch    nur    zu    einem   Teile    -   übergeht.     Di.- 
Xiche  Auffassung  tritt  bei  der  Repräsentation 
dei  Kinder   für  die  Witwe  bei   deren  Tode   zu 
Tao-e   so  dass  sich  das  österreichische  System  in 
dieser  Hinsieht  mit  den,  thüringischen  berührt. 
Es  kommen  nun  verschiedene  Arten  «fejjffi 
und  Waisenpensionen  m  Betracht     Zueist  sin 

,     die     „ausserordentlichen    Pensionen'     zu 
nennen   für  Witwen   hoher  Beamter,   deren  Be- 
~no  von,  Kaiser  abhängt:  dann  „eharakter- 
Ä  Pensionen",  welche ,ü,  festen  Belagen 
und  in  Abstufungen   von   3oO-10UO  fl.   an   die 
Witwen  der  Beamten  nach  dem  Dienstekaraktei 
lc     verstorbenen   Ehegatten  .gewahrt  werden 
endlich  die  gewöhnlichen  Pensionen    welche  .ich 
Selen   2§0  fl.   als  Minimum   und   3o0  tab 
Maximum  bewegen  und  ein  Dntteil  des  Kühe 
JBS   betragin.   -Witwen   nur  P™yisrons- 
fähisrei    Staatsdiener   i '..Provisionen"    sind   /ab 
„,i?en  an  in  den  Ruhestand   getretene  niedere 
Wrl,he  als  Tagelohn  beree ine    weiden 
beziehen  als  „Witwenprovision"  em  Drittel  aei 

Eöhnuno-     —    Pensions-    und    piovisionstaüige 
wuT  welche  mehr  als  3  Kinder  zu  versorgen 
haben,  erhalten  Emebungsbeitrage   ™Jfe 
jedes  unversorgte  Kind  bis  "™^5'fl^SSS 
doch  im  ganzen  nicht  mehr  als  30Ü  fl.  Jamücn 
m  provisionsfähige  Witwen   andere  Rege- 
Ö    Diejenigen  Witwen,  denen  ausserordent- 
che  oder  ciaraktermässige  Pensionen  zustehe, 
haben  im  gegebenen  Falle  ^cb   auf  ebensolche 
Erziehungsbeiträge    Anspruch    (je   uachüem 
bis  105  fl).     Diese  Beiträge,    welche  nach  der 
Zahl   der  Kinder  bemessen  werden,   sind  eine 
G  Mihi    der  Mutter.     Einen   selbständigen  y«- 
sorgungsanspruch    haben    nur    de    elternlosen 
Waisen    .  oncre alpe™n)  Amme?  welche 

mehr    als      ,  ^tehnng    des    Anspruches    der 
setzung    für    Entstemin      "e  .      ,  ( t   dass  der 
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Jahn-  bestanden  hat  and  der  Beamte  beim  Ehe- 

schluss  nicht  mehr  als  60  Jahre  alt  war;  letztere 

n  Voraussetzungen  sind  nicht  erforderlich, 

wenn   Kinder    ans    der    Ehe    vorhanden    sind. 

l.l»  r  Grund,-,  die  dem  Entstehen  des  \ü- 
sprnches  entgegenstehen  .  s.  in  Mischler  und 
L'lbrichArt.  Pensionen  Bd.  IT  S.  778  ff.  Die 
Endi|  ■  ad  dir  gewöhnlichen  wii    in 

Deutschland  (für  die  Waisen  aber  24.  I. 
jähr  und  Versorgung  .  auch  Strafendigungs- 
gründe.  Beschränkte  Pfändung.  (Jeber  die 
Witwenansprüche  der  gemeinsamen  öster- 
reichisch-ungarischen Beamten  s.  Mischler  und 
Dlhrich  S.  782:  ebenso  über  die  Verhältnisse 
beim  Heer,  bei  der  Marine.  Gendarmerie  und 
den  Civilbeamten  von  Bosnien  und  Herzegowina 
ebenda  S.  782  6 

2.  Frankreich.  In  Frankreich  GG.  v.  9. 
Juni  1853,  v.  2S.  A.pril  1893,  Bndgetg.  v.  13. 
April  1898,  Art.  44  ist  die  Regelung  ■ine  ganz 
ähnliche  wie  in  Deutschland.  Di-  Witwen- 
nension  beziffert  sich  in  der  Regel  auf  1  des 
Ruhegehaltes,  welches  der  Beamte  zur  Zeit 
—in--  •zurren  hat  oder   auf  das  er  An- 

spruch gehabt  haben  würde,  muss  aber  min- 
us 100  Francs  betragen.  Voraussetzung 
ist  25  Jahre  Dienstzeit  und  fi  jähriges  Bestehen 
der  Ehe.  Die  Waisenpension  ist  wie  in  Oester- 
nnd  Thüringen  eine  subsidiäre,  heim  Tode 
der  Witwe  geht  deren  Pension  ganz  auf  die 
Waisen  über,  wird  unter  dieselben  zu  gleichen 
Teilen  geteilt  und  wird  gezahlt  bis  zur  Vollen- 
dung de-  21.  Lebensjahres.  Laut  Budgeteesetz 
ron  1898  -ollen  die  Witwen  (bezw.  Waisen] 
derjenigen  Beamten,  die  erst  6  Dienstjahre  voll- 
endet haben,  auf  die  Hälfte  der  sonstigen  Pension 
Anspruch  haben.  Bemerkenswert  i-t.  dass  die 
W  aisen  der  weiblichen  Beamten  denselben  An- 
spruch haben  wie  die  der  männlichen,  und  hier 
natürlich  primär. 

3.  Italien.  GG.  v.  14.  April  1864,  v  15 
Juni  1893.  v.  12  November  1893.  v  s>8  De- 
™mh™  l8S  :    Gesetz  i-t  vom 

21.     Februar    1895     Art.    104—113.     (No     70 
In    Italien   belauft    sich   die    der    Witwe   und 
den    Kindern    zustehende  Pension     auf     '  .,  der 
Pension,   welche    der   Ehemann    bezog    oder  — 
r  zur  Zeit  seines   Ablebens  in  den  Ruhe- 
stand getreten  Wäre  —  hätte    erhalten    kennen 
•b.rl,  oicht  weniger    als    150  Lire.    Unter    den 
Hinterbliebenen  besteht  Anwachsungsrecht   Hat 
der  Beamte    -,-i„  Leben    bei   Ausübung   seines 
Dienstes     eingebüsst,      so     erhöht     sich    die 
Pension  auf  die  Hälfte  des  Ruhegehaltes 
Kinder      ans      einer      früheren     Ehe     haben 
Anrecht    ani    die    Hälfte    der    Witwenpi 
Endigung  der  Ansprüche  für  Witwen  und  Waia  n 
dnrcn  schwere  Verurteilung,  für  Witwen 

und  Töchter  durch  Heirat,  bei  Waisen  überhaupt 
durch  Erlangung  der  Grossjährigkeit.  Gnaden- 
genalt von  7s  des  letzt 
Durch  G.  v.  6.  August  1893  wurden  di 
Stimmungen  auf  Provinzial-  und  Kommunal- 
beamte ausgedehnt  Wenn  die  Ehe  gelöst  ward 
ohne  Schuld  der  Witwe,  so  erhält  ,-ie  die  Hälfte 
sämtliche  Kindei  jelben  und  au-  früherer 

'-'"'  '1|-  ■■■■■-  Es  bi  steht  ausserdem  ein 

Isötuto  nazionale  für  die  Waisen  der  Civil« 
beatnten    als  juristiache    Person     Statut 
•'"''■   -  itigt  am  2-s.  Februar  1892 

-  ptember  1892 


4.  Auf  die  übrigen  europäischen  Staaten 
kann  hier  leider  nicht  eingegangen  werden 
abgesehen  davon,  dass  in  England  die  Dinge 
wesentlich  anders  liegen,  die  Schweiz  trotz 
mehrfacher  Anläufe  (Bittschriften  von  1863  und 
1864  nur  zur  Sanktionierung  der  Initiative  il^r 
Postbeamten  gelangte,  welche  1870  einen  \Y,. 
nie -verein  gründeten,  seif  1883  aber  der 
Frage  nicht  wieder  näher  getreten  ist.  bat 
in  anderen  Staaten  schon  eine  befriedigende 
und  den  bisher  betrachteten  Staaten"  i,,, 
wesentlichen  ähnliche  Regelung  der  Ji 
bliebenenversorgung  der  Staatsbeamten 
gefunden.  In  B  n  ss  1  a  n d  bat  die  Witwe  auf  '  , 
die  Kinder  jedes  auf  '..,— '/„.  zusammen  auf  £ 
der  Pension  Anspruch:  der  Betrag  hängt  bei  den 

ten  der  ersten  3  Klassen  "vom  Enm 
des  Kaisers  ab.  In  Belgien,  wo  es  für  jede 
Ordnung  der  Pensionen  eines  Gesetzes  bedarf 
gelten  vielerlei  Bestimmungen.  In  Luxem- 
burg i-t  die  Frage  hinreichend  und  ganz  in 
ähnlicher  Weise  wie  in  Deutschland  geregell 
-  Marquardsens  Handbuch  Bd.  IV.  I.  s.  ?47 
148  ebenso  in  den  Niederlanden,  wo  die' 
W  ltwe  '  „  jedes  Kind  der  Witwe  ' .,,,  des  letzten 
Diensteinkommens  erhält  uud  auch  die  Waisen 
weiblicher  Beamten  pensionsberechtigt  sind-  in 
beiden  letztgenannten  Staaten  sind  die  Beamten 
zu  Pensionszwecken  beitragspflichtig. 


IV.  Die  Witwen-  und  Waisenversorguna 

der  Angehörigen    des  Heeres   und   der 

3Iarine. 

1.  Deutsches  Reich.  Das  G.  betr.  die 
Fürsorge  für  die  Witwen  und  Waisen  von 
Augehörigen  des  Reichsheeres  und  der  kaiser- 
lichen Marine  v.  17.  Juni  1887  (R.G.BL  S. 
237)  ist  dem  Reichsgesetz  von  1881  für  die 
Civilbeamten  in  allein  Wesentlichen  nach- 
gebildet: auch  die  aufangs  geforderten 
Witwen-  und  Waisengeldbeiträge  sind  hier 
wie  dort  durch  das-  R.G.  v.  5.  März  L881 
(R.G.Bl.  S.  65)  aufgehoben.  Die  Wirksam* 
keit  dieses  Gesetzes  erstreckt  sich  nur  auf 
diejenigen  Personen,  welche  sich  dem  Mihtär- 
Uarinedienst  berufsmässig  widmen, ebeni 
>  i  nur  auf  Offiziere,  Aerzte  im  Offiziersranse. 

i  fixiere.  Ingenieure  des  Soldati  äste 
und  Beamte  etc.  '  (Cf.  §  32    des  Gesetzes^ 
Durch  G.  v.  22.  Mai  1893  Art.  16  ist  dies  au* 
gi  dehnt  auf  die  im  Range  der  Offiziere  und 
ffiziere  stehenden  Verwalter  des  iva- 
d<  stb  okorps.   Die  Hinterbliebenen  vonMilitär- 
ü  des  Beurlaubtenstandes  haben  dem- 
nach auf  Grund  dieser  Gesetze  keinen   An- 
auf  Witwen-   und   WaisengeM.    Im 
übrigen  gelten  die  oben  sub  m.  1  genannten 
Bestimmungen.     Das  G.  v.   i:,.  Mar/,  lssij 
;esetz)   findet,   wie  bereit-  hervorge- 
hoben,  auch  auf  Militärpersonen  Anwendung. 
Ausserdem    werden  auf  Grund  des  R.G 
v.  27.  Juni    1871  (RGBl.  S.  275),  betr.  die 
mierung  und  Versorgung  der  Militär- 
en   des  Reichsheeres    und  der  kaiser- 
lichen Marin.-   sowie   die  Bewilligungen  füi 
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hV   Hinterbliebenen   dieser  Personen,   Bei 
hilfen    an    die    Witwen   und    Kinder    der- 

,,  Militärpers 11  der  Feldarmee  (über 

!len  Begriff     Feldarmee      vgl.  das  It.  i    M 
rezalüt,  welche  a)  im  Kriege  geblieben  oder 
in   erlittenen    Verwundungen    wahrend 
I,,.    Krieges    oder    später    gestorben    sind; 
1,1  inl   Laufe   Jos  Krieges  erkrankt  oder  be- 
igt  und  infolgedessen  vor  Alilaut  eines 
fahres  nach  dem  Friedeusschluss  verstorben 
äncl-  e)  durch  Schiffbruch  verunglückt  oder 
infolge   einer  militärischen  Aktion   odei   der 
tischen    Einflüsse   auf    Seereisen   oder 
\l,laut    von    6   Jahren    nach  der  Ruck- 
in die  Heimat  oder  nach  der  im  Aus- 
lande erfolgten  Entlassung  verstorben  sind. 
Weitere    Voraussetzung    ist.    dass    die    Ehe 
schon  zur  Zeit   der   Seereise  bestanden  hat 
(Art     13   des   G.   v.   22.  Mai   1893.)     Diese 
besonderen  Beihilfen   betragen  für  die  Eit- 
ler Generale    bis   1500  Mark,   für   die 
Witwen    der   Stabsoffiziere   bis   1200   Mark. 
für  die  Witwen  der  Hauptleute  und  Subaltern- 
offiziere   bis   900  Mark   jährlich.     Dieselben 

i mpfangen  die  Witwen  der  Aerzte 

oai  i  i  Massgabe  des  Militärranges  der  letzteren. 
Für   jedes"  Kind    der    soeben    bezeichneten 
Offiziere   und   im    Offiziersrange    stehenden 
Militärärzte    wird    Ins   zum    vollendeten  1.. 
Lebensjahre  eine  Erziehungsbeilulfe  von  150 
Mark    jährlich    und    wenn    das    Kmd    auch 
mutterlos  ist  oder  wird,  von  225  Mark  jahr- 
lich gewährt.     Unter  den    gleichen  ^\  oraus- 
setzungen    erhalten  auch  die   Witwen    und 
Waisen    der   Unteroffiziere,    Gemeinen   etc. 
besondere    Bewilligungen.      Dieselben     be- 
iragen   a)    für   die  Witwen    der  Feldwebel 
und  Unterärzte   monatlich   27   Mark,   b)   für 
die    Witwen    der    Sergeanten     und    1  nter- 
offiziere  monatlich  21  Mark,  c)  für  die  Wit- 
wen der   Gemeinen   monatlich  lo  Mark.  - 
Bei  den  Witwen  der  unteren  Militärbeamten 
ohne  bestimmten  Militärrang  etc.  ist  für  die 
Höhe   der   Beihilfen    das    den    verstorbenen 
Männern  zuletzt  gewatete  Diensteinkommen 
estalt  massgebend,   dass  1)  die  Witwen 
m.  i     Beamten    mit    einem    Einkommen    von 
645  Mark    und    darüber    jährlich   auf    eine 
Bewilligung  von  27  Mark  monatlich,   '-)  die 
Witwen  der  Beamten  mit  einein  Einkommen 
von    120-645    Mark    jährlich    auf    die   Be- 
willigung   von    21    Mark  monatlich,    6)   die 
Witwen  der  Beamten  mit  einem  Einkommen 
bis  zu  420  Mark  jährlich  auf  die  Bewilligung 
von    15    Mark    monatlich   Anspruch    haben. 
Für  jedes  Kind  der  eben  bezeichneten  Per- 
sonen wird  bis  zum  vollendeten  15.  Lebens- 
jahre  eine  Erziehungsbeihilfe   von  10  MarK 
50   Pfennigen,    und    wenn    das   Kind    auch 
mutterlos  ist  oder  wird,   von   15  Mark  mo- 
natlich gewährt.    Diese  sog.  Knegsbeihilfen 
werden  "neben   den   ordentlichen  ^  ltwen- 
und  Waisenpensionen  gezahlt. 


Diese    Bestimmungen    wurd  diert 

durch     das    R.G.    v.    31.    Mai    L901     bete. 
\  e]  orgung  der  Kriegsinvaliden  und  Kriegs- 
hinterbliebenen,   welches    sich    auch   schon 
auf  die   China-Expedition    bezieht.     Dan  v  • 
wird    eine     Witwenbeihilfe     in     6    StuFen 
von    400    Mark    (Gemeine)    bi     2000    Mark 
(Qen(  ,-,■,).■  i   und   eine  Erziehungsbeihilfe   für 
die    Waisen    in    3   Stufen    für    —loh«-    von 
einem  Feldwebel  abwärt- von  168  Mark,  der 
Offiziere   und  Generale   von   200  Mark,  für 
Doppelwaisen    ebenso    von   240-  -300   Mark 
gewährt.     Erreicht    das   jährliche    Gesamt- 
einkommen der  Witwe  eines  Generals  nicht 
3000,    eines    anderen    Offiziers    nicht    2000 
eines  Feldwebelleutnants  oder  Deckoffiziers 
nicht    1500  Mark,   so   wird  die  Witwenbei- 
hilfe auf  diese  Beträge   erhöht,     üeber  die 
Auwendung  dieser  Bestimmungen  auf  Marine- 
dienst     Krankenpflege    im   Felde  etc.  siehe 
die    gS    19—24   des    Gesetzes.    —    lur  die 
Hinterbliebenen  der  Personen  des  Soldaten- 
standes  vom  Feldwebel   abwärts  ist  grunü- 
1,., ,,anl  da-  U.  v.  13.  Juni  1895.    Die  Witwe 
erhält  ein  Fixum  von  216  Mark,  jede  Waise 
bei  Lebzeiten    der    Mutter   44  Mark,    sonst 
72  Mark  jährlich.     Im   übrigen   gelten  che 
"Tundlegenden    Bestimmungen    des   Reichs- 
gesetzes für  Civilstaatsbeamten.    Das  G.  v. 
1  Juli  1899  wegen  Verwendung  von  Mitteln 
aus  dem  Reichsinvalidenfonds  sagt,  dass  aus 
diesen  Mitteln  Beträge  für  etwaige  Beihilfen 
für  die  Hinterbliebenen   der  im  Kriege  Ge- 
fallenen zur  Verfügung  zu  stellen  sind 

In  Bayern  ist  der  Vermö'gensstand  de* 
Militär- Witwen-  und  Waisenfonds  für  1898  (aus- 
gewiesen 1900)  8937  227  Mark  83  Pfennige. 

In  F  r  a  nk r ei c  h  wird  die  Hmterbhebenen- 
versorgung  der  Militärpersonen  geregelt  durch 
die  GG    v.    11.  April  1831,   v.  5.  August    18<9r 
v    28   Dezember  1895   (einige   andere  unbedeu- 
tendere werden  bei  Block,  Art.  Pensions  ge- 
nannt,.    Dazu    kommen   noch   neuere    Ausdeh- 
nungen in  den  Budgetgesetzen  v.  13.  April  189b 
und  v.  30.  Mai   1899    (Art.  28)     Zu   erwähnen 
ist  endlieb  noch  das  G.  v.  21.  April  1898  ayant 
pour  objet  la   creation  d'une   caisse  de   prevoy- 
ance  eutre  les  marins  francais  contre  les  risques 
etc     welches   in  seinen  Artt.  6   und   7   Bestim- 
mungen   über    die    Hinterbliebeneuversorgung 
enthält.      Ein.-     einheitliche    Normierung    der 
Hinterbliebenenpensionsverhältnisse ider  niederen 
Militärs  bringt  das  G.  v.  11.  Juli  1899.    .     Das 
Mass   der   militärischen  Witwenpension   ist      3, 
bei  Nichtoffizieren  ' ,.  bei  Offizieren,  die  gefallen 
oder    an  Kriegsschäden    erlegen    sind      /s,    oei 
wichen  Nichtoffizieren  '  t  des  Ruhegehalte.-,. 


V   Die  Witwen-  und  Waisenversorgung 
der  Universitätslehrer. 

Schon  oben  ist  hervorgehoben,  dass  an 
einigen  Universitäten  frühzeitig  eigene  V*  lt- 
wen-  und  Waisenkassen  begründet  wurden; 
im  Laufe  d  ihrhunderts  sind  dann  an 
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allen  deutschen  Hochschulen  -  -  mit  Aus- 
nahm«.' der  Akademie  .Münster  und  des 
Lyceum  Hosiauum  zu  Braunsberg  —  be- 
sondere EmriohtuDgen  zur  Reliktenversorgung 
äffen.  Da  diese  Anstalten  zum  Teil 
auf  wenig  befriedigenden  Grundlagen  be- 
ruhten und  die  den  Hinterbliebenen 
sicherten  Pensionen  sehr  verschieden  waren, 

wurde  in  Preussen  im  Jahre  lsss  ei in- 

beitiiche  Regelung  dieser  Fürsorge  im  An- 
sehluss  an  die  bereits  bestehenden  Einrich- 
tungen bewirkt.  An  allen  preussischen 
Universitäten  beträgt  nunmehr  das  Witwen- 
geld für  die  Witwe  eines  ordentlichen  Pro- 
rs    1400   Mark,    für    die    Witwe 

ausserordentlichen    Professors     1 1    Mark. 

Das  Waisengeld  beziffert  sich  für  eine  Ganz- 
waise  auf  600  Mark,  für  jede  weitere  Ganz- 
waise auf  WO  Mark,  für  eine  Halbwaise 
auf  4i in  Mark,  für  jede  weitere  Halbwaise 
auf    250    Mark.  Die    früher   erhobeneu 

Beiträge  und  Antrittsgelder  sind  in  Weg- 
fall gekommen.  Im  übrigen  haben  die  ein- 
zelnen Universitäten  ihre  besonderen  Kassen 
behalten,  denen  bedeutende  Zuschüsse  aus 
der  Staatskasse  (insgesamt  160000  Mark) 
überwiesen  werden,  um  die  immerhin  hohen 
onen  zahlen  zu  können. 

An  den  meisten  Universitäten  bestehen 
zur  Ergänzung  der  staatlichen  Unterstützung 
noch  Hilfskassen  für  die  Hinter- 

iien. 

Im  Hinblick  auf  die  nichtpreussischen 
Universitäten  ides  bemerkt: 

In  Bayern  (München,  Wfirzburg,  Erlangen) 
wird  ' :.  des  höchsten  von  dem  Verstorbenen 
bezogenen  Gehaltes  gewährt.  Jede  Waise 
erhält  bis  zum  vollendeten  20.  Lebensjahre 
irgung1  5,  die  Doppel- 
wai^-  ;  i"  der  Witwenpension.  Bei  Erwerbs- 
unfähigkeit kann  das  Waisengeld  lebens- 
länglich gezahlt  werden.  Es  wird  nur  ein 
einmaliger  Beitrag  von  10°/o  des  Gehaltes 
erheben.  In  Erlangen  besteht  ausserdem 
eine  besondere  Witwenkasse,  auf  welche 
hier  nicht  näher  eingegangen  werden  kann 
(s.  darüber  Schanz.  Das  Eil"-  der  Witwen 
und  Waisen  der  Universitätsprofessoren,  S. 
EifU  In  Württemberg  (Tübingen)  erhalt 
die  Witwe  i  ;  der  I'.  i, 

jede  Halbwaise  '  .-..  jede  Ganzwaise  '  i  des 
Witwengeldes. 

Die  Bintt  rblii  bi  nen  der  Professoren  der 
Universitäten  Heidelberg,  Freiburg,  Giessen, 

k  erhalten  Witwen-  und  Waisengeld 
wie  die  Hinterbüebenen  anderer  Staatsbe- 
amten. Hier  finden  die  oben  (sub  III)  ge- 
nannten Bestimmungen  sinngemässe  An- 
wendung. Für  Rostock  kommt  im  Bei 
das   Statut    für  das   Civil-   und    Militari' 

Witweninstitut  vom  17.  März  1863. 

sondere  Kassen   haben  di<-  Universitäten 
Leipzig,  Jena  und  Strassbnrg. 


In  Leipzig  zahlen  die  ordentlichen  Profes- 
soren im  i  Mark  Eintrittsgeld  und  im  Mark 
Jahresbeitrag,  die  ausserordentlichen  je  liü  .Mark. 
Die  Witwe  erhält  ' -,  des  Gehaltes,  dieji 
eines  Ordinarius  mindestens  1800  Mark,  die 
eines  Extraordinarius  mindestens  1000  Mark; 
jede  Halbwaise  ' ,-,.  jede  Ganzweise  ;, 
Witwenpension.  Im  Falle  besonderen  Bedürf- 
nisses kann  die  Pension  um  '  .-,  erhobt  uud 
unter  besonderen  Umständen  auch  Waissd 
über  Jas  IS.  Lebensjahr  hinaus  eine  Unteii 
Stützung  gewährt  werden.  Daneben  besteht 
seit  dem  1.  April  1892  eine  ..Hilfs-  und  Töchten- 
pensionskasse",  auf  deren  Bestimmungen  hier 
nicht  näher  eingegangen  werden  kann. 

In  Jena,  wo  gleichfallls  eine  besondere 
Witwen-  und  Waisenveisorgungsanstalt  lie-teht. 
beträgt  der  Jahresbeitrag  für  die  Professoren 
und  höheren  Universitätsbeamten  108  Mark: 
derjenige  der  mittleren  und  niederen  Universi- 
tätsbeamten  54  bezw.  27  Mark.  Bei  den 
108  Mark  Jahresbeitrag  Zahlenden  erhält 
die  Witwe  900  Mark,  ein  Kind  200  .Mark,  eiu 
zweites  150,  jedes  weitere  1ÖO  Mark, wobei  jedooh 
Witwen-  und  Waisengeld  zusammen  nicht  mehr 
als  1450  Mark  betragen  darf.  Ist  keine  bezngsbi 
rechtigte  Witwe  vorhanden,  so  erhält  das  erstt 
Kind  61 10  Mark,  die  weiteren  dieselben  Beträge  wü 
eben  genannt,  doch  insgesamt,  nicht  über  1050 
Mark.  Bei  den  einen  geringeren  Beitrag  zahlenden 
Mitgliedern  ermässigen  sich  die  Bezüge  auf  die 
Hälfte  bezw.  auf  ein  Viertel  (Satzungen  von  1895). 

In  Strassbnrg  ist  auf  Grund  des  G.  v.  25. 
Dezember  1873  die  Reliktenversorgung  der  Uni- 
versitätslehrer in  der  Weise  geregelt,  dass  die 
Witwe  '.,  des  letzten  aus  der  Universitätskasse 
gezahlten  Staatsgehaltes  des  Verstorbenen  er- 
hält, mindestens  jedoch  960  Mark  und  höchstens 
1600  Mark.  Die  Waisenpension  beträgt  für 
jede  Waise  320  Mark.  Im  März  1901  ist  seitens 
der  Universität  ein  Antrag  betreffs  Neuregelung 
der  Frage  nach  dem  Vorbilde  der  preussischen 
Bestimmungen  an  das  Ministerium  gerichtet 
worden,  worauf  jedoch  bisher  noch  nichts  erfolgt 
ist.    An  der  Universität  besteht  eine  Hilfskasse. 

e 
kann. 

In  Oesterreich  erhält  nach  dem  G.  v.  14. 
Mai  1896  die  Witwe  eines  ordentlichen  Pro- 
fessors 1200  Gulden,  die  eines  ausserordentlichen 
900  Gulden.  Jede  Halbwaise  erhält  bis  zur 
Versorgung  bezw.  Vollendung  des  24.  Lebens- 
jahres %  der  Witwenpension,  Ganzwaisen  er- 
halten zusammen  die  Hälfte  derselben.  Seilten 
aber  die  normahnässigen  Erziehungsbeiträge 
höhere  gewesen  sein,  so  wird  der  Mehrbetrag 
zugelegt  bis  zur  Erreichung  der  vollen  Witwen* 
pension.  Für  diese  Leistung  des  Staates  wird 
ein  Jahresbeitrag  von  3°/0  des  Gehaltes  erhoben. 

VI.    Die    Witwen-    und    Waisenvei  sor- 
gung der  Geistlichen.  Lehrer  und  Koin- 
inunalbeaniten. 

a)  Für  die  Witwen-  und  Waisen  Versorgung 
dei  e,  istlichen  sind  in  den  meisten  deutschen 
Staaten  besondere  Gesetze  erlassen,  zum  Teil  in 
grosser  Zahl,  die  jedoch  keine  neuen  Gesichts- 
punkte bieten,  während  man  sich  in  anderen, 
wie  z.  B.  in  Baden,  Sachsen- Altenburg  damit  be- 
gnügte, diejenigen  Geistlichen,  weh  he  vom  Staate 


Witwen-  und  Waisenvei  oi 


s.'T 


fferichtel  hat.    Auch  die  höheren  Beamten  wer- 
|en    dabei    berücksichtigt,    wobei    jedoch    das 
s    9000    Mark    übersteigende    Einkommen    iui 
,„  yersicherung  ausser  Ansatz  bleibt    £&*%* 
äavon  werden  in  der  Hauptsache  dnrch  den  Verein 
die   mitüeren  Schichten  des  Beamtentums,  die 
den  von   der    staatlichen   sozialpolitischen    1  lir- 
Sorgegesetzgebung    erfassten    Schichten   sozial 
benachbart    sind,    der    Versorgung    teihaftag. 
Ehrungen     der     Geschäftstätigkeit 
Vereins    sind    jüngsl    wieder    in    Aussicht   ge- 
nommen;  so    soll   demnächst  eine  Waisen! 
au?  verscherungstechnischer  Baste  eröffnet .wer- 
den während    bisher   nur    eine  Waisenstiftung 
bestand   aus  welcher  Erziehungsb  in  die 

Ento  Verstorbener  Mitglieder  gewährt  werden^ 
Ausserdem    gewährt    der   Verein    den    Witwen 
, )  l\    Waisen    seiner    Mitglieder    Rechtsschutz 
SenSiche    Führung    von    Prozessen)    und 
K    1  "rat.    Beitrittsberechtigt  zur  W  H « enl 
st  ie de-  MiMied  des  Privatbeamtenvereins,  wenn 
dasselbe   das   45.  Lebensjahr   noch  nicht   über- 
schritten hat  und  wenn  die  Ehefrau  nicht  mehr 
iö     I  ihre  iünaer  ist.     Die  Versicherung  er- 
bt?   iia        Een,     welche    innerhalb    der 
Zeit   der  Aufnahmefähigkeit  erworben  werden 
Die    Eiuligungsgrüude    des    W  itwenanspruches 
sind    °anz   analog   den  Grundsätzen   der   staat- 
I      hen "Versorgung.     Da   im  übrigen  die   Kege- 
runT  der  Beiträge   und   Bezüge   auf    vei-siche- 
rngstechniseher^Grundlage,  .nach  Anteilen   er- 
y,:  u,„i  in  einer  Gruudabteiluug    und  Zusatz- 
SfeS     m    einzelnen    nach  Tarifen  gerege 
£     so   wurden    nähere  Angaben   hier  zu   w 
führen        Es     sei     verwiesen     auf     das     zum 
ezten    Mal     in     der    Hauptversammlung    der 
V    u   nkas  se    im    Jahre  1901   revidierte  Statu 
de    Titwenkasse    und  nur  erwähnt,   dass es 
letzt     möglich    ist,    beim    deutschen    Pnvat- 
u  .tenverein  eine  Witwenrente  bis  zu  ungefähr 
500  Mark    zu  versichern.     Mit  diesen  Einnch- 
tnngen   geht   der  Verein   über   die   Lebensvei 


Staaten  z.  b.  »acuseu- »>  -"•"  vr  _,IT    Sach8eu- 

sSrt&SffiMSS Ä 

gttrsoige    im    i  ,     ..111Z1.U   geringe. 

Eäheie    tor  einziehe.,  verbietet  der  Kann, 
An   I," ,  lib'i, :hes    gilt  von    der    Hinterbliebenen 

Xfdäl  f Ä^J«SÄ|S  :  ßJdTwS  Erziehüngs 

^jÄrxi  ?■- - • -— 

PÄberlW»  die  Dinge  ganz  in ^n- ..;r 
^fT^Ä^am^tSuI^aS 
££  dTe  bestehenden  Lehrerwitwenkassen  fui 
,„,„,,   Beitritt  geschlossen. 

c)  Von  neueren  Gesetzen  uhei  die  mnter 
MiPbenenversoraung    der    Kommunal-    und 
1    '        r      h  a  ftsbeamten    seien  nur  erwähnt 
Koipei.cu  (Kommunal- 

das  preussische  G.  v.  du.  Jim  io>w  i. 

S"cmi«u.m.b »,..,„«  u,™-  •:;«»?; 

;,?„.u:  i».r».u»«i  ■•■  »;;'„ '"'ÄV™- 

w  itupnopldes  in  Baden,  die  bu  0  ttes  Äniiege 
E&räSt:  zu  erwähnen  ist  ausserdem,  dass 
in  Preussen  der  Höchstbetrag  sich  an  2000 
■irk Teläuft  und  die  aus  anderen  Quellen,  z. 
von  der  Stadtgemeinde  gezahlten  Ver- 
™gen  bei  der  Festsetzung  der  Pensionen 
in  Anrechnung  gebracht  werden. 

VII.  Die    privaten  Versieherungsunter 
nehimmgen. 


1111  tMl.  tnno-pil      o-PUI     uei     vciau      "u"      --.  . 

In  Ergänzung  der   oben    sub  I   gegebenen    all 


genS^nierkungen   sei  hie/  nur  folgendes  | 
Tatsächliche  kurz  erwähnt     Die  private  W 

Firmen  selbst  tui  mie  augcai»  pQVl  7piss 

„ /„  -R  p  Alpii-1;  in  Darmstadt,  *  aiiz.eiss 

genommen  (z. ü. O. meieiv  in  ± •" ■"  .    ,  , . 

m  leua  Krupp  in  Essen).  Wichtiger  abei  smaaie 
™n    allgemeinen   Pensionsuntemehmungen, 

beamtenverein"  in  Magdeburg  einnrmmt   Dieser 
Verein    der    die   Korporationsrechte  im   Jahre 

im  verliehen  und  1891  bestätigt  erhalten  ha 
hat  neben   anderen  Kassen   auch  eine ;  auf jer 
sichernngstechnischer     Grundlage     a  uf|  ehau 
Witwenkasse.      Immer    mehr  wenden     ;*J 
\rbeito-eber  den  Einrichtungen  dieses  Vereines 
zu      um dadurch     diejenigen     soz.alpo  h  .sehn 
Zwecke  zu   erreichen,  die   *nen  sonst  mchtm 
gleicher  Weise  zu  erreichen  möglich iWMffl lIä» 
fst  um  so  empfehlenswerter,  als  der Jerein .toe 
Renten   sowohl  wie  den  ganzen  ^  ei>iüierunHs 


ttcratl     :   Bei   der  Bearbeitung  dieses  Artikels 

U^r!eder\umUcl Ur  ersten     W* 

I  udtma  Elster  -■  T.  übernommen.     !><>   <■'■  '- 
,!;",! /./*:»»,  >W,/-,  des  Jak  **£ 

Mtilt  worden.    Da  es  an,  einer  erschöpj 'enden  Ge- 

ZmlrsUlLg,  selbst  'T  wZt*Z 

,olc]len     ,v,,  ,/,,.  Gesamtgebiet  der   Witwen- 

Sä      ia-s 

x»,-    Geschichte     der     W.-     ■"> '       "• 

...         ,.  ,/,,,„,.,-      Du  sog.  Lebens- 

>•     i#w»*»>  .     .„/;     Policey- 

■    '""-"   ',  "'     :  '''■„„„    r roh. 

netnr.ZX,   Berit«*,    TX.  Bd.  (Fi kfurt 
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l'mil  Jacob   Mtu- 
perger,  pielalis   oder  Leih-,   Assistenz- 

.   I  •  ihi  bankt  ii  und  Lombards  etc. 
^  [<     Auflage.      Hgg.    van  -loh.   11. 

Colli,     v.    Justi.    Leipzig    und    Ubn    1760. 
Fleischhauer,  I>i,    \-  issenvereine,  Weimar 

.    —     von    Rönne,     Das    Staatsrecht    der 
'•I  ;.    Aufl.    III.    Bd.,    S. 

554ff.  —  K.   t;.   Haupt,    S  von  Regle- 

ments  etc.  in  betreff  der  A".   Preuss.    Witwenver- 
Offlzt     swi&wenlcasse, 
üinburg  18SS.  -—  E.    Wegener,   Das  Patent 
Reglement  f.  die  SJbnigl.   Preuss.  Allgemeine 
Wilv  mgsanstalt,    Berlin    1862.  —  Ge- 

schichtliche Ingaben  finden  sich  auch  im  Mar- 
quardsenschen  Handbuch  (s.  u.)  und  in 
Seydel,    Bayerisches  Staatsrecht. 

Dit    h  eute  giltig  er,    ffi     i  i    ■    s  i  n  <l  im 

ini.      Cf.    die    Darstellungen    </..>■ 

itsreehts    di  n     Sta  aten    in    Mar- 

quardsen,   Handbuch    des   öffentlichen    Rechts 

der  Gegenwart  in    Vonographieen   (Breiburg  und 

Tübingen),    das  jetzt    in    2ter    Auflage     :»    er- 

einen  begonnen  hat  (du   süddeutschen  Staaten 

'in  in  ii  .    Von  dt  n  Darstellungi  n  des 

ausl  es   i  nthalten    diejenigen 

übet   ,'  id  Luxemburg  brauchbare  Angaben 

ii  ad     Waisenversorgung.    

Ulbrlch,    Lehrbuch  eichischen  Staats- 

rechts,    Berlin    188S.     —     Gunvplovicz,     Das 
•  i  kt,  II  1. 1,   1891.  —  Vgl.  die 
Kommentan  a  m    preussischen    Gesetz    von 

Meissner  (Berlin,  Kortkampf,  1882),  und 
Kosub,  (Berlin,  Peiser,  1882).  —  I.inhiia 
Elster,  JH.  neuen  preussischen  Beamten- 
te, in  Jahrb.  f.  Not.  und  Stat.,  -V.  F.  VII. 
Bd.     1888).   &  ii'.    —   Zimmermann,  Die 

l: B  n-Witwen-  u.    Waisen- 

talt     in    ihrer     gesetzlichen     und 
hüichen    Entwickelung.      ,  In 
r„  ,y, ,-,,..,     ;  ii, ■  Statistik   <!•  s   II ,  togtums   /:,  aun- 
schwi  ig       ii    i     \  i  -  Harseim,  Art. 

Witwen-     ■        ••        n-Pensionen    in  Stengel's 
Wörti  i        di  utschen      Verwaltungsrechts 

TI,    S.    926ff.    -       Wagner, 
!■'"-   I  —  J.  Blotishi.   Ihr   österreichi- 

sche   Oivilsta   tsdienst.     Wien     1882.    —    Artikel 
Pi  ■  -  "      •"    Block,    Dictionnaire    de   l'Admi- 
Simonet,    Tratte  elemen- 

pubHc    ,i    adt istratif,    Paris 

-  ■/.    Daniels,   Di,   Kostenfragt    der  Ver- 

"i 1  da    Beamten-Witwen   und   Waisen,   Köln 

/'.    Vaude,    Die    Versorgung  der   Wii- 

■'"  •    H lt  i    Profe  iort n    und  Beamten 

im    deutschen     Universitäten,    Berlin     189S.    

l'.iilnl.r.     Bi   limmungen    über    du     Versorgung 
■  i,  •■  Hinterbliebenen   von  Angehörigen  des  Reichs- 
heeres,  Berlin    1894.  —  Verseihe,    Kurze  Dur- 
B  1896.  —  C.  Gareis,   Gesetz  betr. 

Fürsorge  f.  d.    Wüwen   u.    Waisen   det    Personen 
Soldatenstandi      >  Juni  Gt      en 

Derselbe,    Neues  Reichs-  mit  preuss. 

' '     Km     189S,    Gieseen    1894.         <>■ 

Hahn,     R.-Mü.-P.-Ge.  .    Ges.  betr.    die   Pension 
•■'     etc.,  B  n.  Stoclcmann 


Bamberg  -    Ludwig  Elster,    Di, 

haltet  ilet  Unircrsitätsprofessoren,  in  Jahrb.  f. 
Kot.  u.  Stat.,  III.  F.  Bd'  18,  1S97,  11.  :  u.'.', 
(aus     den     hier    genannten     weiteren    Lütcratur- 

taben    seien     erwähnt '■:    Hasse,     Die     'i 
deutsi  In  r    Universitätseinrichtungen,    Jena 
und  v.  Schnitt'.   Die   Besoldungsrerhältniss, 
Universitätsprofessoren     in     Preussen,    Jahrb.    f. 
Xm.  u.  Stat.,    Bd.  14.  1887,    II.  1.)  —   Tabellen] 
der     Witwen-     und     Waisengeldbeträge    etc.    der 

j-i-i  luisischen     Staatsbeamten  .     Leipzig    1885.    

Z.  II.  Bubendey,   Die  Witwenkasse  der  Lehrer 
am   Johanneum   von  1730 — 1886,    Hamburg  1886. 
-    II'.   Peiper,    Die   Gesetze,    Reglements    mul 
Verordnungen   über  die  Elcmentarlehrer-Witwen- 
und      Waisen- Pensions -Anstalten     der    Pri 
Schlesien,   Breslau    1882.     —    J.   Stengel.    Ent- 
wurf zu   einem    Elementarlehrcr-Dotations-,  Pen- 
sions-   und   Witwen-    und   Waisenpensions-Gcsetz, 
Ralibor  1888.    —    Thiel.    Denksehriß   zur  Jubi- 
läumsfeier     nach       ?S  jährigem      Bestehen       der 
Bochumer  Lehrer-Witwen-   und  Waisenkasse  IS84, 
Bochum   I884!   —    J.  Karup,    Die  Finanzlage 
der  Gothaischen  Staatsdiener-Witwen-Sozietät  am 
81.  Dezember  1890,  Dresden  1892.  —  J.  Scheele. 
Empfiehlt     es    sieh    für    diejenigen     Geistlichen, 
welche  Mitglieder  der  Alligt  meinen    Witwen-Ver- 
pflegungsansta.lt  sind,  dass  sie  für  ihre  künftigen 
Witwen    auf  das    in     dem    neuen    Kirchengeseti 
bestimmte  Witwengeld  verzichten?  Halle  1889. — 
E.    Kobald,    Ueber  das   Versicherungswesen  der. 
Bergwerks-Bruderladen     und    ähnlicher    Kassen- 
einrichtungen.    3.  Die    Witwen-    und   Waisenver- 
sicherung,  Leobschiitz  1898.  —  H.   r.  Franken- 
berg.   Die    Versorgung   der  Arbeiterwitwen   und. 
-Wuis,n   in  Deutschland,  Anh.  f.  soz.  Gcselzgeb., 
Bd.  10  S.  406.    —    Die     Witwen-    und    Waisen- 
kassenbeträge      der      württembergischen      Staats- 
beamten, in  ,1.  Zeilschr.  f.  freiw.  Gerichtsbarkeit, 
1890,  S.  19ff.  —  Die    Organisation   des    Witwen- 
und     Waisenpensionswesens     im     Reich     und    in 
di  11    /!u ml:  sstaaten  ,     S  c  h  a  n  2  '    Finanz-Archiv, 
1899,    Bd.    I.    S.    $99.    -  -    Witwenkassenbeiträgt 
der   Beamten,    in  der  Zeitschr.    der   Vereine   der 
badischen   und  württembergischen  Finanzbeamten, 
1899,    S.    178.    —    Die    Witwen-    und    Waisen- 
kassenbeiträge  der  Staatsbeamten,  in   der  Monats- 
schrift für  deutsche   Urämie,  1S99,  8.  817 ff. 

I.    Elster. 


Wohnungsfrage. 

I.  Wesen  der  Wohnungsfrage.  II. 
Geschichtliche  Entwickelung.  III.  Die 
t  li  atsächlichen  Wohnungszustände 
(1  c  c  G e g e n w a r t.  IV.  B e tl e u t u u g  de r 
Wohnung  und  Ein  t'luss  s  i-h  1  ech  t  er  Zu- 
stände. V.  Die  Ursachen  der  Woh- 
nungsfrage.  VI.  Die  Abhilfe.  1.  Die  Be- 
seitigung  der  mangelhaften  Wohnungen,  a) 
Wohnungsinspektion  und  Sanierung,  b)  Bauord- 
nung und  Stadtbauplan.  2.  Die  Beseitigung  des 
Wohnungsmangels.  Bau  und  Förderung  des 
Baues  von  Kleinwohnungen,  ai  Allgemeine  An- 
fordernngen   an   Lage   und   Beschaffenheit   der 


""  ,''  "    Prediger-Witwen  „.    Waisen   Wohnung      b)    Die  Fürsorge   durch  die  Arbeit 

?ebei       e)    Baugesellschaften   auf  spekulativer 


Holstein,   Kiel  189S.  —    Klaumlg,    Das   landes- 

bliche    Witwen-  and  Waisenversorgungsgesetz, 

11  illcnberg     i  -     <;.     Schnitz.     Das    Erbt 

der  Witwen  u.  Waisen  d.  Universitätsprofessoren, 


Grundlage,  d)  Die  gemeinnützige  Bauthätig- 
keit.  11  Erbauung,  Verkauf  und  \  ermietung  um 
Häusern  durch  Staat  and  Gemeinde,  f)  Die  För- 
di  rung  der  gemeinnützigen   und  privaten  Bau- 
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iMtiekeil  durch  die  öffentlichen  Gewalten.     3. 
Mietvertra«'  und  Retentionsrecht.    4.  Die  I 
Salisationder  Bevölkerung.   5.  Die  Bekämpfung 
der  Bodenspekulation. 


I.  Wesen  der  Wohnungsfrage. 

Die  Wohnungsfrage,  d.  h.  die  Frage 
,1er  ungenügenden  Befri  des  Wolra- 

beäürfnisses,  hat  eine  wirtschaftliche,   t.-.-h- 
ojsche  und   hygieinische  Seite.    Sie   ist  be- 
dingter   Natur    und    je    nach    klimatischen 
Verhältnissen,    allgemeinen    Kulturanforde- 
en    und     sozialen    Zuständen     in    ver- 
schiedenem  Masse    vorhanden.    In    Länder- 
eebieten    in    welchen    der  Mensch   weniger 
die  ünbüden   der  Witterung 
rl     wo    er  vorwiegend    im  Freien   sich 
aufhalten     und     arbeiten    kann,     wird     die 
Wohnungsfrage    unter    sonst    deichen    Um- 
ständen   niemals    die    B  l    erlangen 
wie  in   solchen  der  gemässigten  und  kalten 
Zone    wo  Baulichkeiten    einen  grossen  leü 
des  Jahres    über    zum    Aufenthalt    für    che 
Familie  und  als  Ärl leitsräume  dienen.  Mit  der 
Kultur  steigen  auch  die  Anforderungen,  welche 
in  Bezug  auf  Reinlichkeit,  Behaglichkeit  und 
Schönheit    an    die    baulichen    und    inneren 
Einrichtungen  der  Wohnung  gestellt  wi 

Wir  müssen  jedoch  eine  allgemeine 
und  eine  besondere  Wohnungsfrage  unter- 
scheiden. Die  erstere  besteht  darin,  dass 
ganz  allgemein  in  allen  an  Bevölkerung 
wachsenden  Städten  —  nicht  nur  in  den 
-städten.  sondern  auch  in  Mittel-  und 
Kleinstädten  —  infolge  des  raschen  Steigens 
der  städtischen  Grundrente  die  Wohnungs- 
preise schneller  steigen  als  das  Einkommen 
fast  sämtlicher  Klassen  und  die  Ausgabe 
für  die  Wohnung  daher  einen  immer 
äseren  Prozentsatz  der  ganzen  Konsum- 
tion ausmacht.    Diese  allgemeine  Wohm 

ist  also  fast  allen  Klassen  gemeinsam, 
aber      sie      ist      im      wesentlichen      eine . 
städtische  Frage.    Sie  hat  jedoch  keines- 
wegs   für    alle  Klassen,    die    sie  überhaupt 
trifft     die    gleiche    quantitative  Bedeutung. 
sondern  trifft    die  einzelnen  Klassen  um  so 
schwerer,   je    niedriger   ihr  Einkomme 
also  am  schwersten  die  unteren,  insbesondere 
die   lohnarbeitenden  Klassen,    die  heute  bis 
zu  einem  Drittel  ihres  Einkommens  für  die 
Wohnung      ausgeben     müssen     gegen     ein 
Fünftel  bis    ein  Zehntel    und   noch  weniger 
bei   den  höheren  Klassen.     Aber   für   diese 
unteren,     lohnarbeitenden    Klassen    besteht 
auch   noch   eine   besondere  Wohnungsfrage, 
die     man    gemeinhin    als   Arbeiterwoh- 
nungsfrage zu  bezeichnen  pflegt. 

Die  arbeitenden  Klassen  müssen  nämlich 
nicht  um  auch  einen  stets  steigenden  und 
heute  schon  so  enorm  hoch  gewordenen 
Ted  ihres  Einkommens  auf  die  Wohnung 
verwenden,  dass  dadurch  praktisch  in  vielen 


Fallen   die  eingetretene  Steigerung  der  Ar- 
illusorisch  für  sie  wird,   son 
die  Wohnungen,   die  sie  für  gende 

Preise    bekomm  d    ausserd 

:i    namentlich   bei  den  unfe 
dienlicher  und  sittli 
Beziehung  unzureichend.     1  nd   schliess 
komm! 

rangen    zu    den    ihnen  erschwingl 
ü  bekommen  könn  ro  und 

für    sich    zahlungsfähige,    mit    der    Armen- 
pflege  noch   nie  in  Berührui 

den  in  Armenhäusern    und  derglei 

_.. bracht  werden  müssen,  weil  es 

■    keine  Wohnungen    für   ihre   Bedürf- 

i      ■»«-■!  j__l  „:„Li.  ,1  ,i  n  n        linKrjH      A\'l  1" 


lIlUIIH  M.V   luv/  "    ~- j-, 

s  :    und  Mittel    giebt  -    dann    haben  wir 
die  richtige     V\  ohnungsnot  . 

Die  besondere  Wohnungsfrage  der  unteren 
Klassen  besteht  also  mit  einem  W  ort  in 
dem  Mangel  an  der  Zahl  und  Be- 
schaff enheit  nach  genügenden  klei- 
nen Wohnungen  und  hat  zwei  Seiten: 
einmal  den  Mangel  an  Wohnungen  über- 
haupt und  dann  die  Mangelhaftig- 
keit der  vorhandenen.  Sie  ist  nicht  aui 
die  Städte  beschränkt,  sondern  besteht 
auf  dem  Laud,  wenigstens  ihre 
letztere  Seite,  die  Mangelhaftigkeit  der  W  oh- 
mingen,  während  die  allgemeine  Wohnungs- 

Era ine  wesentlich   städtische  Frage   i<t. 

ja   sogar     die    Stadtfrage     ««*   ^'/'.'-    das 
grosse  Problem  aller  wachsenden  Stadt..-. 

II.  Geschichtliche  Entwicklung. 

Während    die    besondere  Wohnungs- 
frage,   die  ArbeiterwohnuDgsfrage,    naturge- 
mäß nicht  älter   ist  als  che  moderne  Lohn- 
arbeiterklasse    selbst   und    die  moderne  Ar- 
beiterfrage, von  der  sie  einen  wichtigen  teil 
bildet,  ist  die  allgemeine  Wohnungsfrage 
keinesweg  - 1  :rst  i  ineErscheinungunsererTage. 
Namentlich    bestand  sie  im  Altertum  in 
der  Zeit,  als  sieh  hier  eine   der   modernen  ahn- 
liche städtische  Entwickelung  vollzog;   d 
weist  uns  Pöhlmans  Schilderung  der  Y\  ohnungs- 
verhältnisse    in   Rom    im    ersten    Jahrhundert. 
Für  Berlin.  Paris,  London  und  New-York  passt, 
.    .    Seueca   seiner  Mutter  über  Korn  schreibt: 
ichte  einmal    diese    Menschenmenge     für 
welche   kaum  die  Häuser  dieser  unermesshchen 
Stadt     reichen.       Der     grössere     Ted 
Sehwarmes   lebt  fern  von   der  Heimat,     bimge 
hat  der   Ehrgeiz    hierher   geführt,     andere   die 
Notwendigkeit  eines  öffentlichen  Amtes,  andere 
ihre    Stellung    als    Abgeordnete,    ander 
Schwelgerei,   andere  das  St  eben  nach  Wissen- 
schaft,   andere  die  Industrie,  welche  hier  aus- 
gedehnten   Stoff    findet,    ihre     ,,-auckhchkeit 
In     zeigen        Da     giebt     es    keine    Art     von 
Menschen      welche    nicht    in    der    Hanptetadt 
zusammenträten,     wo     sowohl     den    Tugenden 
wie     den    Lastern    grosse     Prämien     sinken. 
Dfe    Häuser   in   Rom   in   der  Kaiserzeit   waren 
7-9   Etagen  hoch.     Tertulhan    vergleicht    die 
durch     ihre     hoch      übereinander      getürmten 
Stockwerke    sprichwörtlich     gewordene    msula 


- 


\V<  ihnungsfrage 


i  ;i. •;.  -  mit  dem  Aufbau  der  verschie- 
denen Himmel  bei  den  Gnostikern.  Martial 
Bebildert  einen  armen  Teufel,  der  200  Stufen 
zu  seiner  Dachwohnung  emporzusteigen  bat.  und 
«-rzal.lt  von  den  finsteren  Proletarierwohnungen, 
in  denen  man  nicht  aufrecht  stellen  kann.  Es 
gab  nur  wenige  Hauseigentümer,  die  mi  ist«  n 
Bürger  wohnten  zur  Miete  in  d(  o  % 
Mietkasernen  —  insulae.  Der  reiche  I 
tümer  vermietete  das  Miethaus  nicht  an  die 
einzelnen  Parteien,  sondern  an  einen,  der  dann 
die  Verwaltung  hatte.  Hieraus  entwickelte 
sich  das  besondere  Rechtsinstitut  der  Superficies. 
Der  Superficial  nahm  in  der  Regel  einen  Miet- 
aufschlag von  20—  30  Prozent.  Es  gab  genug 
Leute  in  Rom,  die,  wie  z.  B.  Cicero,  mehrere 
insulae  oder  ganze  Strassen  und  Häuser- 
viertel ihr  Eigen  nannten.  Einer  der  bekann- 
testen Hausbesitzer  und  Baustellenhändler  war 
der  Wucherer  Crassus.  Er  hatte  am  Ende  an 
Grund-  und  Häuserbesitz  nahezu  die  halbe 
Stadt  Rom  zu  eigen.  Wie  heute  der  Baustellen- 
eigentümer   dem    Bauunternehmer    auch    noch 

Baukapital  giebt,  so  trab  Crassus  seinem 
Grundstürkkäufer  an  Stelle  des  Kapitals  unfreie 
Bautechniker  und  Bauhandwerker  zur  Miete. 
Der  bauliche  Zustand  solcher  insulae  muss  i  in 
höchst  mangelhafter  gewesen  sein.  Hausein- 
stürze waren  kein«  Seltenheit  Eine  typische 
Figur  ist  der  Hausverwalter,  den  Juvenal  schil- 
dert, wie  er  die  wankende  Mauer  oestützt  und 
einen  klaffenden  Riss  durch  Deberstreicben  ver- 
deckt hat  und  dann  den  Mietern  versichert,  sie 
könnten  ruhig  schlafen  gehen.  Teuer  müssen 
die  Mietwohnungen  auch  gewesen  sein  Schon 
zu  Catos  Zeiten  wird  über  die  Unerschwing- 
lichkeit  der  Mieten  geklagt  Von  einem  ile- 
possedierten   ägyptischen    i  ird   erzählt, 

dass  er  wegen  der  teueren  Miete  eine  kleine 
ärmliche  Wohnung  in  einem  hochgelegenen 
Stockwerke  beziehen  musste.  Die  hohen  Miet- 
preise führten  wiederholt  in  der  Deberg 
zeit  von  der  Republik  zur  Kaiserzeit  zu  den 
Anträgen  aui  gesetzliche  Mietzinserlasse,  denen 
nicht  -'Iren  Barrikadenkämpfe  voraufgingen. 
und  später  Octavian  dekretierten  nach 
dem  Triumph  ihrer  Sache  zu  Gunsten  der  Miet- 
bevölkening  und  zum  Schrecken  der  Hausbe- 
sitzer einen  einjährigen  Erlass  der  kleinen 
Mieten,  d.  h.  für  Rom  bis  zu  435  Mark,  für 
die  anderen  italienischen  Städte  bis  zu  109  Mark 
Folge  Sei  Mietsteigerungen  waren  auch  die 
häufigen  Wohnungswechsel  am  1.  Juli.  Als 
„Schmach  des  1.  Juli"  schildert  Martial  den 
Umzug  des  armen  vom  Hausherrn  gepfändeten 
und  auf  die  Strasse  gesetzten  Familienvaters. 
Dann  sind  wir  noch  über  eine  zweite  Pe- 
riode im  Mittelalter  unterrichtet,  nämlich 
über  die  Verhältnisse  in  Paris  im  13.  Jahr- 
hundert.    D 

an  welcher  Albertus  Magnus  und  Duns  Scotus 
lehrt«  _■  rossen  Aufs«  bv.  nng,  and  es  ent- 

stand eine  Wohnungsnot  Biei  bestand  ein 
einfaches  Mittel  zur  Abhilfe  darin,  dass  König 
Ludwig  Taxatoren  ernannte,  die  bestimmten, 
wieviel  dies«  odei  jene  Wohnung  kosten  sollte. 
Wer  den  festgesetzten  Mietpreis  nicht  einhielt 
wurde  gesetzlich  boykottiert,  er  durfte  die 
Wohnung   5  Jahre  lang  nicht   vermieten.     Die 

rtretnng  wurde  an   Vermieter  und  Mieter 

Itnisse,  wie  sie  in  De  ntsi  b- 


land  im  13.  Jahrhundert  herrschten,  wo  all" 
Städte  im  Wachsen  begriffen  waren, 
ähnlich  wie  heute,  fehlen  die  Forschungen  Im 
allgemeinen  aber  können  die  WohnungsverhSffr 
nisse  vom  13. — 16.  Jahrhundert  —  abgesehen 
von  hygieinisehen  Missständen  —  nicht  zn  einer 
Wohnungsnot  geworden  sein.  Denn  ursprünglich 
hatte  jeder  Bürger  sein  eigenes  kleines  Haus, 
die  Miete  oder  vielmehr  die  unkündbare  „Haus- 
leihe" entwickelte  sich  erst  allmählich.  Viel- 
fach scheinen  übrigens  die  deutschen  Städte  im 
Mittelalter  ausser  dem  Boden  auch  in  beträcht- 
licher Anzahl  Gebäude  und  Wohnhäuser  selbst 
si  äsen  und  erbaut  zu  haben,  die  sie  an 
ihre  Bürger  zur  erblichen  Benutzung  ver- 
mieteten. So  befanden  sich  im  14.  Jahrhun- 
dert in  Berlin  etwa  IUI)  Häuser  und  Buden 
kb.im  Häuser  im  Besitze  der  Stadt,  und  für 
Juden  und  Höker  bestand  ein  Zwang,  in  den 
Zinshäusern  der  Stadt  zu  wohnen.  Diese 
städtischen  Zinshäuser  scheinen  dann  im  15. 
und  16.  Jahrhundert  grossenteils  in  das  Privat- 
eigentum ihrer  Bewohner  gekommen  Zu  sein. 
Ferner  sorgte  die  Stadt  Berlin  in  der  ältesten 
Zeit  dadurch  für  das  Bauwesen .  dass  sie  den 
Bauenden  Bauholz.  Ziegel  und  Kalksteine  um- 
sonst  oder  zu  ermässigten  Preisen  lieferte.  Aehn- 
liches  erfahren  wir  von  Nürnberg  aus  dem  Ende 
des  15.  Jahrhunderts  durch  das  Bamneisterbuch 
des  Endres  Tucher.  der  hier  von  1464  bis  1479 
Stadtbaumeister  war. 

üeber  Wohnungsfrage  und  Wohnungs- 
politik zur  Zeit  des  absoluten  Staate-  hat  uns 
kürzlich  Paul  Voigt  für  Berlin  höchst  interessante 
Aufschlüsse  gegeben.  Danach  wurde  das  Ein- 
greifen des  absoluten  Staates  in  Preussen  auch 
auf  diesem  Gebiete  wie  auf  den  anderen  der 
Wirtschaftspolitik  durch  das  militärische  Inte- 
ressi  verursacht,  nämlich  durch  das  Bedürfnis, 
der  im  Jahre  1657  nach  Berlin  verlegten  stän- 
digen. Garnison  Unterkunft  zu  schaffen.  Durch 
das  Patent  von  1667  wurde  eine  durch  das  17. 
und  18.  Jahrhundert  sich  hinziehende  umfassende 
staatliche  Baupolitik  inauguriert,  die  erst  unter 
Friedrich  Wilhelm  II.  mit  dem  Aufkommen  da 
neuen  volkswirtschaftlichen  Anschauungen  ein 
Ende  nahm.  Die  hauptsächlichen  Mittel  dieser 
Baupolitik  waren  :  Befreiung  von  Steuern  und 
Abgaben,  Gewährung  von  unentgeltlichem  Bau- 
material und  Bauprämien  von  10 — 15  Prozent 
'des  Bauwertes,  Bau  von  Häusern  auf  Staats- 
kosten, die  bedingungslos  an  die  Bürger  ver- 
schenkt wurden  —  von  Friedrich  dem  Grossen 
wurden  in  Berlin  jedenfalls  300  grosse  Bürger- 
häuser mit  einem  Aufwand  allein  in  den  Jahren 
1780—85  von  1  140  300  Thalern  auf  Staatskosten 
t  und  verschenkt  und  in  Potsdam  sogar 
620  mit  einem  Aufwand  von  3151271  Thalern 
-  endlich  Eingriffe  in  das  Eigentums-  und 
Mietrecht,  namentlich  auf  dem  Gebiel  des  Ent- 
eignungsrechtes  durch  niedrige  Normierung  der 
Entschädigung  und  Inanspruchnahme  des 
Rechtes,  den  Besitzer  eines  Baugrundstückes, 
der  es  unbenutzt  liegen  Hess,  einfach  zu  expro- 
ii :  auf  dem  Gebiet  des  Mietrechtes  durch 
die  plötzliche  willkürliche  Aufhebung  der  ,. bis- 
hero  beobachteten  gemeinen  Rechts-Regel:  Kauf 
Miete-  und  durch  die  Verfügung,  dass 
diejenigen  ..christlichen  Particuliers,  auch  Juden. 
so  die  besten  und  grössten  Häuser  an  sich  zu 
uheit  gefunden"  und  an  der 
nij     dei     Mieten    outen    Teils    dadurch 
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v,unl.l  seien,  dass  sie.  ohne  wegen  ihrer  Be- 
a  ,,-  uoiubreusen  Familien  oder  starken  Ver- 
K  dazu  gezwungen  zu  sein,  sie  alein  be- 
wohnten, solches  ,.aus  Uebermut  und  zur  Leppig- 
ES°  nicht  ferner  thun,  sondern  so  viele  Fa- 
SSUjci.  nach  Beschaffenheit  der  Hauser  mög 


den      Bis  zur   neueren  Zeit    hat  das  Im 
aber  den  guten  Willen  obgesb  gl 

/ur  gleichen  Zeit  wie  in  Belgien  wurde 
die  Wohnungsfrage  in  EnglandJJegaratatid 
der  öffentlichen  Aufmerksamkeit.  Bereite  1841 
wurde  die  Metropolitan  Association   Eor  Li 

,i-  C       .1...      1  „.l„.tri,,llv     l:lASSP.3. 


"  U10°"-      WUltie     U1C    -uei  i  w|m.mii.vi.     ~  . 

^ie^e^'^Ä^,    VVeiin  W^£t?^£^^^ 


„,.,,!,.„.    "so  löste  der  ahsolute  Staat  die  Woh 
«ungsfrage.  _ 

In    der    neueren    Zeit    mit    der    ihi 

,en   Entwickelung    von    Industrie    und 

\Vrkehr    und    -1er    hieraus    folgenden    Yer- 


ms    Jjeoeu    goiiuoii.        — -     ■•.-.  ,,    . 

Peel  die  Einsetzung  einer  Kommission  zur  i  nrei 
suchung  der  Wohnungen  '1er  arbeitenden  Klassen 
in  den  grossen  Städten.  Derselben  folgtennocn 
eine  °-anze  Beihe  anderer  Kommissionen,  bis 
dann  'seit  1861  eine  grössere  Zahl  von  3p<  nl 
besetzen  zu  stände  kam.  deren  Erfolge  freihcb 


V,.,k,.lir    und    der     neraus     loigenucu     -w    |  gesetzen  zu  r-wuuie  iva.u,  "-^"  ----= 
VeiKem     '"' '..,■.  insbesondere  der    ^uch    nicht     sehr     erheblich    waren.      Mit  Be 

Mtertnm.    sondern    es    entwickelt    sich    zu-   Kommission  ZOT  Erforschung  der  Wohnmgszu- 
„loielntueh  noch  die  besondere^  ohnnngslrage  in  London   en,,,s,,tzt     „Das  ,1884  ve  - 

lir  «,  rasch  sich  vermehrenden  arbeitenden  öffentlichte  Ergebnis  dieser  1  ntersuchung  über- 
lassenAusserdem  springen  jetzt  Uebel-  *■  (lll.  bisll„r  ,ehegte„  Befürchtungen  noch 
SaÄ  Wohnungswesen  nicht  aüeindes-  bei  wehem"  (As« ^^J^s^ 
en  deutlicher  in  die  Augen,  vveil  sie  in  Engf^eglaubthatte ^ «-W  Wiilll  . 
jjrlserem  Umfange  auftreten,  sondern  auch   Land  in  «ung^    ^  ^  yorge. 

Uil    sie     mehr     empfunden     werden    und   ™™^  sei ,  von  einer  eigentlichen  Wohnungs- 

"    not  keine  Rede  mehr  sei.    Auf  Antrag  von  Lord 
Salisbury   wurde  noch. im  .gleichen  Jahre  eine 


Weil    ausserdem   die  Mittel   zu  ihrer   Fest- 
stellung   und   zu   einer   aUgememeren  Ver 


Stellung    und    zu    einer    »uScmuu«v„     .»     Salisbury   wurde   noen   im   gi 

breitun"'    der  darüber  gemachten    Beooacn-  Royai  Commission  to  mquire 

tun"-en~  umfassender    geworden    sind.     Die  1  „ 

öffentliche  Aufmerksamkeit  wurde  so  in 
n  Ländern  besonders  seit  Ende,  der 
Jahre  auf  die  Wohnungsfrage  hinge- 
lenkt, indem  einzelne  Personen  die  von 
ihnen  vorgefundenen  Zustände  beschrieben 
,„„]  in  Schrift  und  Wort  für  eine  Verbesse- 
rung wirkten. 

In  Belgien  wurde  bereits  1837  eine 
Kommission  des  Centralrates  für  öffentliche 
Gesundheitspflege  in  Brüssel  eingesetzt,  um 
,l,e  Wohnungen  der  arbeitenden  Klassen  in 
dieser  Stadt    zu  erforschen   und    die   Mittel   zu 

jhfer  Verbesserung  vorzuschlagen     Der  von  ihr   getreten^    &  *~   ~  ^hunderte  einmal 
erstattete,  von    Ducpenau.    verfasse    Be  rieht    ™ßj**™     ,nd   seBOn  1841  wurde  da- 


■  mto  tue  i  a 
of  the  working  classes  niedergesetzt,  welcheim 
folgenden  Jahre  über  die  Ergebnisse  ihrer  Unter- 

snchungen  Bericht  erstattete.  Darauf  erfolgten 
dann  die  spater  zu  besprechenden  neueren  sehr 
weitgehenden  gesetzgeberischen  Massregeln: 

In  Frankreich  hatten  die  Schilderungen, 
welche  Villerme  und  Blanqtti  veröffentlichten. 
1850  ein  Einschreiten  der  gesetzgebenden  Ge- 
walt zur  Folge.  Doch  auch  hier  erlahmte  bald 
der  gute  Wille  unter  dem  Druck  widerstreiten- 

dCT  ä^uTs Chiana  ist  entsprechend  seiner 
späteren  städtisch-industriellen  Entwickelnng 
auch  die  moderne  Wolmungs  trage  spater  auf- 
getreten.     Zwar   war   in  Berlin   schon  in   den 


lautete,    obgleich   in    Belgien   das  Einfamilien 
haus  vorherrscht,  sehr  ungünstig. 


7  Will/ 1 "  tri     .'  in    tu     tL^o    j~v      v  — — — — 

eine  Wohnungsnot,    und   schon  1811   wurde  da- 
;elbst  die  älteste  deutsche  gemeinnützige  V\  oi - 


haus  vorherrscht,  sehr  ungünstig     Wenmffl    S££ZeU*toft  gegründet ,   aber  es  war  nur 
schlecht    gebauten    Hütten     welche    meist  nui    n ung sg ese  tt       g        lcn'er  sich  damals  für 

einen  Raum  hatten  und  in  denen  eine  zu  grosse    ein 


Zahl  von  Personen  eng  beisammen  wohnten 
machten  durch  ihren  Mangel  an  Lüftung  und 
ihre  Unsauberkeit  einen  „trübseligen  Eindruck  . 


diese"  Frage   interessierte.      Der  beste    B 
dal    es   damals   eine   Wohnungsfrage    als  eme 


hr    Unsauberkeit  einen  ..trübseligen  Eindruck",    a W™  ^    ,,    ,,u        ..   -  ivr  par_ 

Die  Gesundheitsverhältnisse  der  Bewohner  waren  f^'^  ™p^kbcte  zw?r  alle  übrigen  wirfr- 
einer  Verbesserung  dringend  bedürftig.  1843  1  mei it  de,  i  au  ^™itionenMdDiskussionen 
wurde  eine  allgemeine  Enquete  über 'die >  Lage  ^  ™^  ^..inuingsfrag,  jedoch  nicht, 
der   arbeitenden   Klassen   veranstaltet.     In  den    den  am  ut  nai  EntWickelung 

1846-1818  veröffentlichten  Berichten  ^fn^  ^XL  auch  m  Deutschland  rasch  in  Fluss 
wird  auch  die  Wohnungsfrage  besprochen.  In  ^erlndusto e««^  damals  namentiieh  der 
denselben  wird  u.  a.  über  Gent  bemerkt:  So  gi -k  unme n-  "nu  l  .  ,  ,,,  der  ihre  Bedeu- 
Sd  jene  Ansammlungen  von  Hundelöchern  be-  «^^^"Jß^^'  ihrer  Lösung  be- 
chaffen,  welche  ein  Schriftsteller  mit  Fee  '™|™BgitXte  der  50er  und  Anfang  der 
als    Fiebernester    bezeichnet   hat  und   wo    die    s  halt  gte     .  o    i  n_  RmM.  ,|;1 

grosse  Mehrzahl  der  Fabnkhev^kerung  von  60ei ■Jatoe  werden  am  ig  F,.;Ulkuu.t  a  M„ 
einer  Tagesarbeit  von  12—14  btnndeii  lhie  '  lta"r  ■  r',11  "",.,.,.,,  ,luri.b  da- Niederrerssen 
Kühe  sucht-,  Gesetzgebung  und  Verwaltung,  ^^^Är  gössen  Anzahl  unbe- 
gemeinnützige   Gesells  hatten   und   Private   be-  \  a    ei    H.  »« '■      ';  ..  Wohuungen  gewährt 

fasstensich  mit  der  Frage  emer  Reform,  ahne  '  ^.^'Xungtfrage    entstanden   war. 

dass  jedoch  nennenswerte  Erfolge   erzielt  wm-l  hatten,   eme 


W  ohuungsfrage 


So  wird  im  Jahre  1859  hier  in  einem  Antrag 
an  den  Senat  die  Herstellung  einer  grösseren 
Zahl  von  billigen  Wohnungen,  seihst  wenn  nötig 
durch  eigenes  ßanen  der  Stadt,  gefordert,  und 
es  kommt  wenigstens  zur  Gründung  der  ersten 
dortigen  gemeinnützigen  Baugesellschaft.  Dann 
tasten   ach  die   vorhandenen   Volkswirt 


nicht  nur.  das  Volk  von  Berlin  zu  verleiten 
sieh  an  den  Reichstag  mit  Bittschriften  zu 
wen. Im.  ohschon  dessen  reaktionäre  Zusammen- 
setzung- genügend  bekannt  ist,  sondern  es  wird 
auch  ein  Almosen  vom  heutigen  Staat  uml  den 
ans  dem  Dreiklassensystem  zusammeiigesi 
städtischen    Behörden    erbeten.      Die  Vers, 


schaftlichen  Vereinigungen  der  Frage:  das  war   hing    verwirft   daher  all   dies   reaktionäre   i 


in  den  60  er  Jahren,  dem  herrschenden  Manchesti  r 
tum  gemäss,  hauptsächlich  der  Volkswirtschaft- 
liche Kongress  und  der  Centralverein  für  das 
Wohl  der  arbeitenden  Klassen.  Ersterer  be- 
handelte namentlich  in  Nürnberg  1865  und  in 
Hamburg  1867  and  in  einer  gemeinsam  mit 
dem  letzteren  verfassten  Schrift  die  Wohnungs- 
frage, aber  nur  um  auch  hier  zu  dem  Schluss 
zu  kommen,  dass  es  sich  dabei  nur  um  voll- 
ständig natürliche  Vorgänge  handle  -  das 
Ergebnis  von  Angebot  und  Nachfrage,  die  sich 
immer  wieder  auszugleichen  streben:  wenn  zu 
wenig  Wohnungen  da  sind,  werden  mehr  ge- 
baut, wenn  zu  viele  da  sind,  kommt  eine  Krisis 
und  reinigt  die  Luft;  wenn  sie  in  den  Städten 
zu  teuer  sind,  bleiben  die  Leute  draussen, 
und  sonst  ist  es  hauptsächlich  eine  Frage  der 
Technik.  Daher  gelte  es  vor  allem  die  Beseiti- 
gung aller  baupolizeilichen  Bestimmungen,  sonst 
aber  sei  nur  notwendig,  dass  Staat  und 
Gemeinde  jeden  störenden  Eingriff  unterlassen. 
Nur  vereinzelte  Stimmen  i  namentlich  Faucher) 
wiesen  schon  auf  eine  ungesunde  Bauspekulation 
als  nicht  natürliche  Ursache  hin. 

Nach  dem  Kriege    von  1870/71    aber  setzte 
in    Berlin     infolgi     des     wirtschaftlichen    Auf- 
schwungs  in    der    Gründerperiode   eine   grosse 
Wohnungsnot    ein,    die  das  faige  jener  man- 
chesterlichen Ansi  hauungen  deutlich  bewies     In 
zwei    grossen    Versammlungen    trat    in    Berlin 
auch  alsbald  eine  andere  A  uffassung  der  Frage  her- 
vor.   Die  erste,  eine  Versammlung  der  deutschen 
Gewerkvereine  unter  dem  Vorsitz  von  Max 
Hirsch    am  26.  September  1871,   verlangte  von 
rbeit  gebern:  Einführung  einer  kürzeren 
Arbeitszeit  mit  längerer  Pause,  um  entfernteres 
Wohnen   zu    ermöglichen,    Unterstützung    von 
oschaften   durch    Darlehen    und   Be- 
itrug billiger  Bauplätze,  event.  eigene  Er- 
i!,'ü'  billiger    Irbeiterwohnungen ;    von  den 
Arbeitern   selbst:   Schätzung  einer  gesunden 
anständi  ;en   w  oh)  ils  eines  der  höchsten 

Güter  für  sie  und  Gründung  von  Baugenossen- 
ten  zur  Erwerbung  eigener  Häuser;  von 
dei  G  c  m ei n de  und  den,  Staat:  Beseitigung 
derjenigen  baupolizeilichen  Vorschriften,  wel- 
che die  Errichtung  kleiner  Hänser  erschweren 
and  verteuern,  Reform  des  Hypothekenwesens, 
I  Dterstützang  von  Baugenossenschaften  und 
anderen  Unternehmungen  zur  Errichtung  mitt- 
lerer und  kleinerer  Wohnungen  durch  Erbver- 
tung  öffentlicher  Ländereien  und  Gewäh- 
rung   von    Hypothekarkredit    -      Forderungen 

über  welche  man  bi-  heute  nicht  erheblich  hinaus- 

i  ist. 

iz    anders    stellte    sich    zu    der    Frage 

die     Sozialdemokratie     in     einer    Berliner 

Volksversammlung    am    28.    Juni     1872    unter 

dem  Vorsitz  Hasenclevers.    Sie  rasste  folgenden 

luss:  „Die  Volksversammlung  erklärt:  die 

'!■  n    Einberufern   derselben   unterbreite*  n 

■  '     ai    ■  Wichen  Abhilfe   der  Wuh- 

not  Bind  reaktionär:   denn   sie   bezwecken 


baren,  was  nur  dazu  führen  würde,  den  Ar- 
beitern neue  Ochsenkopflokale  (d.  h.  Ai 
nrheirshäuser  zu  offnen.  Dagegen  forden  h, 
Versammlung  alle  Arbeiter  Berlins  auf, 
allgemeinen  deutsehen  Arbeitervereine  beizu- 
treten, damit  durch  diesen  auf  dem  Wege  der 
Freiheit  die  Arbeiterfrage  und  mit  ihr  selbst- 
verständlich zugleich  die  Wohnungsfrage  gelösl 
werden." 

In  demselben  Jahr  ward  die  Wohnungsfrage 
dann  auch  sogleich  bei  der  Gründung  des  Ver- 
eins für  Sozialpolitik  auf  der  Eisenaeh« 
Versammlung  der  .sogenannten  Kathedersozialiff- 
ten  in  einem  Referat  von  Engel  und  vor  allem 
einer  Rede  von  Adolf  Wagner  behandelt.  Auch 
hier  herrschten  natürlich  ganz  andere  Anschau- 
ungen als  auf  dem  volkswirtschaftlichen  Kon- 
gress:  so  war  die  Ueberzeugung  allgemein. 
dass  öffentlichrechtliche  Eingriffe  in  die  Frei- 
heit des  Eigentums  unentbehrlich  seien,  und 
Adolf  Wagner  wies  besonders  auf  die  in  der 
Steuerpolitik  zu  ergreifenden  Massregeln  hin. 
Aber  auch  diese  Verhandlungen  wirkten  noch 
nicht  auf  weitere  Kreise,  und  im  Jahre  1873 
kam  der  grosse  Krach,  die  Wohnungsnot  ver- 
schwand mit  dem  wirtschaftlichen  Aufschwung, 
die  Wohnungsfrage  trat  als  wirtschaftliche 
Frage  mehr  und  mehr  in  den  Hintergrund. 

Nun  aber  ward  sie  an  ihren  beideu  anderen 
Seiten,  der  t  e  c  h  n  i  s  eben  und  h  y  g  i  ei  n  i  s  c  h  e  n  . 
;i  ii  Leu  litten:  zunächst  von  den  Architekten  und 
Ingenieuren,  als  es  sich  um  die  Ausdehnung 
der  Festungswerke  von  Mainz  handelte.  Bei 
dieser  Gelegenheit  ward  die  Frage  aufgeworfen  : 
„Wie  soll  ein  neuer  Stadtteil  zweckmässig  be- 
haut werden?-',  und  so  wurden  im  Verein 
der  Architekten  und  Ingenieure  1S74 
zum  ersten  Mal  alle  Fragen  der  ..Stadterwei- 
terung" im  Zusammenhang  behandelt.  Ein 
gleiches  geschah  denn  auch  im  „Verein  für 
öffentliche  Gesundheitspflege",  ihr 
Aerzte,  Techniker  und  Juristen  umfasst,  haupt- 
sächlich unter  Führung  von  Baumeister  in  Karls- 
ruhe und  Stubben  in  Köln.  Durch  den  neuen 
Aufschwung  des  industriellen  Lebens  trat  dann 
alier  auch  ihre  wirtschaftliche  Seite  wieder  in 
den  Vordergrund,  und  nun  beschäftigte  sich 
der  Verein  für  Sozialpolitik  unter  der 
Führung  von  Miquel  1886  sowohl  in  aus- 
führlichen Schriften  als  in  seiner  Versamm- 
lung eingehend  mit  ihr.  Dann  war  es  wiede- 
rum der  Verein  für  Gesundheitspflege ,  der 
sich  nun  unter  Reinekes  Führung  der  Frage 
der  Wohuungsinspektion  zuwandte.  Ebenso 
wurden  in  der  Folgezeit  die  Fragen  der 
Baupolizei,  der  weiträumigeren  Bebauung,  der 
zwangsweisen  Zusammenlegung  von  städtischen 
Grundstücken,  letztere,  namentlich  durch  Adickes, 
Gegenstand  der  Erörterung  und  auch  schon 
praktischer  Versuche,  und  es  begann  eine  ge- 
wisse, wenn  auch  nur  vereinzelte  Wohnungs- 
gesetzgebung  auch  in  Deutschland  in  einigen 
Einzelstaaten.     Endlich   erhob   sich   die  Fragt 


Wohnungsfrage 


or  thtnrtntaimg   des    gemeinnützigen    Woh-  finden;  b)  in  anderen  HSnaern  desselber 

^banes,    der   in   dies«  jüngsten   Zeit  na-  Einrichtungen    und  Zube- 

^  ^SlckÄS^K  „ntWa.erleitung.Wasser- 

ÄiÄKSSii  ■l"1  zu 

Ä    nÄ  Uten  benutzend,               ^= 


'bnn-  des  Vereins  für  Sozialpolitik  erfolgt 
ind  anf  seiner  letzten  Generalversammlung 
B  München  im  Herbst  1901  hat  die  Wohnungs- 
frage wieder  einen  Gegenstand  der  \  erhana- 
Itrngen  gebildet. 


111.    Die  ^tatsächlichen  "Wohnungs- 
zustünde  der  Gegenwart 

Die  Kenntnis  der  heutigen  Wohnungs- 
gostände  wird  ganz  vorzüglich  durch  die 
Ansbildung  der  Statistik,  insbesondere  der 
Städtestatistik  gefördert,  für  welche  von  den 


9.  Art  der  Enhaberschaft  der  Wohnung    ob 
tümer,    direkter  Mieter.   Aftermieter,   in- 
halier einer  Dienst-  "'1er  Freiwohnnng  . 

10  Jährlicher  Mietpreis  der  V\  ohnung 
Eio-entümer.    Dienst-   und  Freiwohnungi 
schätzter  Mietwert:  bei  Aftervennietungen  von 
Wohnnngsteilen:  Betrag  der  monatlii 

miete  und  ob  in  derselben  eine  \  ergütnng  tur 
Möbelbenutzung,  Beköstigung  oder  sonstige 
Leistungen  des  Aftervermieters  mit  enthalten1. 

1 1  Versicherung  des  Mobiliars  gegen  Feuer- 
schaden und  versicherter  Wert  desselben. 

Hand  in  Hand  mit  der  statistischen  Er- 


Stäiltestiti-nk  "etöraert.  rur  weiene  \ouueu         nauu  ui  uau«  ^^    ^-    — — - 

SS 5  Arn   eine  grössere  Einheitlich-  hebung    hat    die    persönliche    Beobaei, 

Serlrrebttmd   auch  schon  herbeigeführt  und  Schilderung   der   so  gewonnenen  Em- 

tmde      Quellen   dieser  Statistik   sind   teils  drücke    zu   gehen.     Denn   nicht  alle   That- 

allgemeinen     Volkszählungserg,  -heu.  über  wdche  AufeeHusse  w^schens- 

fdass  eine  Aufnahme  der  Grundstücke  wert  sind,  können  durch  statistische  Zahlen 

Gebäude   als  Vorbereitnng   zur  eigent-  genügend  erfasst  werden 


liehen  Zählung  einige  Zeit  vor  der  letzteren 
statt  hatte  oder  dass  die  Erhebungen  gleich- 

mit   dieser  Zahlung  bewirkt   und   in 
ten    Zusatzfragen    über    die    Wohnver- 


Ke    Ergebnisse     der     statistischen    Er- 
hebungen sind  in  ähnlicher  Weise,   wie  die 
Moralstatistik    eigentlich   nur  eine   Statistik 
-.der  Dnsittlichkert    ist,    für  die   Wohmmgs- 
Bisse   gestellt  'wurden.      Dazu  kommen   frage  mehr  mir  insofern  von  Bedeutung,  als 
dl      ahre^erichte    einzelner    Verwalte  -  Aufschluss    über    ™befaedigend  - 

aus  dem  Gebiete  des  Bau-.  Steuer-,   stände   geben.     Die  Eenntm*   der  besseren 
Leruniwesens,   die   Eintragungen   in    so  wicht.,  sie  auch  in  k^^eschichüicher 
Grind-    und    Hrpothekenbücher    etc.       Als  Beziehung  ist,   ist   bei  unserer-  Frage   mehr 
Rgänzung  dienen  dann  noch  besonders  an-    für  Zwecke  des   \  ergleichs  von  Belang. 

•■Enqueten.      Dass    die   Wohnungs- 1        Viele  Städte  leiden  heute  an  Zustanden 


?tik  mit  den  bekannten  Schwierigkeiten 
■ ..  Statistik,  wie  u.  a.  der  Begriffsfeststellung 


die    aus    einer    Zeit   überkommen    sind     in 
welcher  Rücksichten  auf  militärische  Sicher- 


sind : 

1.    Die   Höhenlage    der   Wohnun 
ss,  Stockwerk,  Dacbraum). 

2  Die  gewerbliche  Benutzung. 

3  Die  Zimmerzahl   Zahl  der  heizbaren  und 


,er  Statistik,  wie  u.a.  der  Begnnsiesisieiiuijg    welcher  riucKSicmeu  am  ummi^i,.  ^ 
ßtermieter,  Wohnung,  Zimmer.  Wohnraum.   beit    imel    Mangel   an   hygieinischen  Eennt- 
Istück   etc.)   zu  kämpfen  hat,   sei  hier   nissen  Strassenanlagen  veranlassten    welche 
,ur  nebenbei  erwähnt.  mit     heute     zu     stellenden     Anforderungen 

Gegenstände    der    statistischen    Aufnahme   schlechterdings  nicht  verträglich  sind,   bnge, 

„  „  winkelig  gebaute,  bis  zu  einem  Meter  breite 
Keller'  Gässchen,  welchen  Luft  und  Licht  wenig 
glich  sind,  finden  sich  noch  in  den 
meisten  alten  Städten,  zumal  in  ehemaligen 
heizbaren  zffirTezT  ?£*?*£  Festungen  in  grosser  Zahl  vor.  Bei^chma- 
)efe,i  Als  Zimmer  gelten  nur  Bäume  mit  ler  nach  der  Strasse  gelegener  ^  orderseite 
ifenster  ausschliesslich  Küche,  Speisekammer  und  aes  Hauses  war  man  darauf  angewiesen, 
Ungleichen  Räume).  ,  .      .  ,   den  zwischen  den  Strassen  hegenden  .Kaum 

4.  Die  Strassenlage  der  Wohnung   wie  viel   durctl  Errichtung   von   Hinter-   und  öeiten- 
Zimmer  haben  Fenster  nach   der  Strasse,   dem        vg^^    möglichst  auszunützen,   Höfe  und 
Hofe,  dem  Garten,  dem  Flusse -zu  den  Vorder-   |ufahrten   auf  üen   kleinsten  Kaum   zu   be- 
schränken.    Je   kleiner   die   zur  Wf.gung 
stehende   Fläche,   je   stärker  die  Nachfrage 
Inach   Wohnungen   und   je   teurer   der   Bau- 
grund ,  um  so  grösser  der  Trieb,   in,  .glichst 
|  hohe  Häuser    zu  errichten  und  auch  selbst 
;  den  unter   dem  Strassenniveau  befindlichen 
I  Baum  zu  verwerten.     Stockwerk  türmt  sich 
äumen  zu  ge-  Stockwerk,    auch  der  Dacbraum    wird 

werblichen  Zwecken    welche   a     ausserhalb  der   at..c         -  ^    El,,         ho5ä 

Wohnung,    aber   in   demselben  Hause   sich  be-   ausgenuizx,     um.  ^ 

Handwörterbnch  der  Staatswissenschaften.    Zweite  Auflage.    VII. 


lv'ic.  ii' 111  »w'iii  ich.  mliu  j-  '«"-"  -- 

»vohinuiffen   werden  diejenigen  gerechnet,   wei 
che  mindestens    ein  Fenster,   zu   den  Hof-  und 
Hinterwohnungen   solche,   welche   kein  Fenster 
nach  der  Strasse  haben). 

5.  Das     Vorhandensein     einer     besonderen 
Küche  und  anderer  Nebenräunie,   wie  Vorsaal, 

•ml nier.  Kellerräume.  Bodenräume,  V\  asen- 
küche  etc. 

6.  Die  Inhaberschaft   von  Räumen  z 


Wohnungsfrage 


(Parterrev  werden  noch  Kellerwoh- 

nung      mg  legt 

Zustände  sind  —  wenigstens 
utschland —  längst nicht  mehr  auf 

I  :  Städte  bezw.Stad  t  cen  t  reu  be- 
:,!.  Der  hoehgetürmte  Stockwerkbau, 
ein  Erbe  aus  den  Zeiten  des  Mittelalters, 
wo  die  enge  Omwallung  dazu  zwang,  den 
am  Boden  fehlenden  Platz  in  den  Lüften 
zu  suchen,  hat  seinen  Siegeslauf  durch 
Deutschland  angetreten  und  herrscht  gleich 
unumschränkt  in  Städten,  wo  äussere  Hin- 
dernisse ein  Wachsen  in  die  Breite  er- 
schweren, wie  da,  wo  Flachland  nach  allen 

i  die  Stadt  umgiebt.  Und  dieser 
Siegeslauf  ist  nicht  nur  ein  extensiv  wachsen- 
der; auch  die  Intensität  dieser  Bewegung 
ist     eine    stetig    sich    steigernde.      Einmal 

i  wir,  wie  der  Stockwerkbau  in  kleine 
Städte   und   Industriedörfer   eindringt;    auf 

nderen  Seite  sehen  wir,  wie  das  kleine 
Miethaus  mit  zwei  Stockwerken  von  der 
Mietkaserne  verdrängt  wird,  die  die  bau- 
polizeilich  grösstmögliche  Zahl  von  Stock- 
werken aufeinander  setzt.«      (Lindemann.) 

L890  machten  in  Wien  aus  Prozente  von 
allen  Gebäuden  diejenigen 

mit  in  der  im  ersten 

ganzen  Stadt  Gemeindebezirk 
t)  Stockwerken  24.64  0,92 

1  >,  25,74  0,71 

2  18,08  4,19 

3  20,03  17,27 

8,30  46,41 

5  .,  2,7s  27,08 

6  u.  mehr  Stock  werken    0,25  2,99 

In    der    inneren    Stadt   mit  ihrem    teueren 

■  und   hatten   76,5%  aller  Häuser  über  3 

Stockwerke,  über  '  ,  aller  Häuser  5  Stockwerke. 

1880  hausten  in  Berlin  über  100000  Be- 
wohner (1890:  117  702i  in  Kellerwohnungen, 
welche  zum  Teil  sehr  feucht  waren.  Insbeson- 
dere fehlte  es  in  den  Hofkellern  der  stark  be- 
völkerten  Hinterhäuser  bei  kleinem  Hofraum 
an  Luft  und  Licht.  Die  Zimmer  waren  mehr- 
fach noch  nicht  2  Meter  hoch,  manche  Keller 
lagen  2  Mete]-  unter  dem  Strassenniveau.  Ge- 
in  solchen  Kellern  wurden  zum  Teil  die 
ansaubersten  Gewerbe  betrieben,  alte  Lumpen, 
Felle,  Knochen  aufgespeichert,  welche  nicht 
allein  durch  ihren  Geruch  den  Aufenthalt  ver- 
leideten, sundeni  auch  die  Gesundheit  der  Be- 
wohner gefährdeten. 

1861  gab  es  in  Berlin  3785  Wohnungen  in 
dei  1-  Etage,  1880  war  deren  Zahl  auf  31352 
■.  en.  L890  wohnten  im  4.  Stock  und  höher 
63326  Personen. 

Von  1000  bewohnten  Gebäuden  hatten  in 
Berlin 


nur 

4  u.  mehr 

Keller- 

Erdgeschoss 

Stockwerke 

wohnung 

1864 

79 

152 

400 

L867 

66 

204 

425 

1875 

56 

271 

454 

1880 

53 

336 

683 

23 

466 

57i 

36 

671 

Wie  in  Berlin,  so  hat  sich  auch  in  anderen 
Orten  die  Anzahl  der  Wohnungen  mit  4  und 
mehr  Stockwerken  in  den  letzten  Jahrzehnten 
vergrössert. 

Die  Wohndichtigkeit  ist  in  einzel- 
nen  Bezirken    verschiedener    Städte,    insbe- 

s lere    in    den    neueren  Stadtteilen,    nicht 

allein  sehr  gross,  sondern  hat  sich  in 
den  letzten  Jahren  mehr  und  mehr  er- 
höht. Der  Begriff  dieser  Dichtigkeit  igj 
ein  sehr  verschiedener.  Er  kann  die  Anzahl 
der  Personen  umfassen,  welche  auf  einem 
Grundstücke,  auf  der  Flächeneinheit,  in  ei 

Dause,  in  einer  Wohnung,  in  einem  Zii 

oder  endlich  einer  Raumeinheit  zusammen- 
gedrängt wohnen.  Grundstück,  Haus,  Woh- 
nung und  Zimmer  sind  freilich  nicht  fest 
gegebene  Grössen;  aber  auch  der  Raumge- 
halt, welcher  auf  eine  Person  entfällt,  be- 
darf noch  einer  näheren  Bestimmung,  ob 
er  nur  Wohn-  und  Schlafgemächer  oder 
auch  Vorplatz,  Küche  etc.  umfasst.  Die 
Erläuterung  hat  hier  die  trockene  Zahl  zu 
ergänzen ,  um  so  auch  den  Vergleich  zu 
ermöglichen. 

Nicht  minder  wichtig  als  die  Kenntnis 
der  Behausungsziffer,  d.  h.  der  An- 
zahl der  auf  ein  Grundstück  oder  ein  Hans 
entfallenden  Bewohner,  oder  der  Wohn« 
dichtigkeit,  ist  diejenige  der  Benützung 
der  Wohnräume.  Kleine  überfüllte  Wob« 
nungen  dienen  nicht  allein  zum  Aufenthalte 
bei  Tag,  sondern  auch  als  Schlafräume.  In 
denselben  werden  auch  oft  mancherlei  für 
die  Gesundheit  nicht  zuträgliche  Arbeiten 
vorgenommen,  welche  in  grossen  Wohnungen 
in  besondere  Räume  verwiesen  sind,  wie 
Kochen,  Waschen,  Bügeln  etc.  Ist  die 
Kleidung  der  Bewohner  nicht  genügend,  so 
wird  leicht  eine  Abneigung  gegen  jede 
Lüftung  entstehen.  Allmählich  stumpfen 
dann  die  Nerven  derart  ab,  dass  auch  die 
durch  Kohlendampf  und  schädliche  Aus- 
dünstungen geschwängerte  Luft,  deren  Wir- 
kungen dem  Bewohner  nicht  bekannt  sind, 
willig  ertragen  werden.  Zustände  dieser 
Art  werden  noch  erheblich  verschlimmert, 
wenn  Heizvorrichtungen  und  Fensterver- 
schluss  unvollkommen  sind,  wenn  es  gar 
an  den  nötigen  Oeffnungen,  um  Luft  und 
Licht  durchzulassen,  fehlt,  wenn  die  Aborte 
schlecht  angelegt  sind,  ihre  Zahl  für  eine 
grosse  Bewohnermenge  unzureichend  ist, 
wenn  es  am  unentbehrlichen  Mobiliar,  ins- 
besondere an  den  erforderlichen  Bettstellen 
und  Bettzeug  gebricht. 

Wie  die  in  grossen  Städten  angestellten 
und  in  der  umfangreichen  Litteratur  über 
die  Wohnungsfrage  mitgeteilten  Nachfor- 
schungen zeigen,  sind  noch  heute  die  Zu- 
stände vieler  Wohnungen  von  Angehörigen 
der  unteren  Klassen  die  denkbar  traurigsten. 
Es  giebt  in  London  wie  in  anderen  Städten 
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selben  Bette  schlafen  und  dass  das  Bettzeug 
in  langen  Zeiträumen  nichl  gewechselt  und 
igt  wird.  Aber  es  schlafen  nicht 
immer  lediglich  Angehörige  einer  Familie 
im  gleichen  Räume,  ofl  auch  teilen  Schlaf- 
leute mit  ihnen  das  gleiche  Zimmer.  Dabei 
kommt  es  vor,  dass  sowohl  Schlafburschen 
als  auch  Schlafmädchen  mit  der  Familie 
im  gleichen  /.immer  übernachten,  dass  Wit- 
wei  Schlafmädchen  und  Witwen  Schlafbur- 
schen bei  sich  aufgenommen  haben.  Kann 
wird  auch  von  Fallen  berichtet,  in  denen 
bei  Schichtwechsel  der  Ehemann  bei  Tag 
in  dem  Wohnräume  sich  aufhielt,  während 
nachts  bei  trau  und  Kindern  der  Schlaf- 
bursche übernachtete.  . 

Nicht  wenige  Wohnungen  verschiedener 
Städte  haben  kein  heizbares  Zimmer  oder 
es  besteht  die  Wohnung  für  die  ganze  Fa- 
milie nur  aus  der  Küche.  ,.,..,- 
Im  allgemeinen  ist  die  Wohndichtigkeit 
am  grössten  im  Mittelpunkt  der  Städte,  sie 
wird  um  so  geringer,  je  weiter  mau  sich 
von  demselben  entfernt. 


.Oh  heute  Wohnungen,  welche  nicht  diesen 

tonen,     vielmehr    denjenigen    von    Mehlen 

rerdienen,  bisweilen  mehr  Aehnlichkeit  mit 
•allen     als    mit    menschlichen     Woii- 

,uneen    haben      (Weil    in    einem  Berichte 

iber  Strassbur-I  und  bei  deren  «Beschrei- 
be Feder  sich  sträubt,.    Eine  grosse 

3ahl  von  Menschen   ist   in   kleinem    Kaum.' 

-usammengeärängt.  Um  an  Miete  zu  sparen, 
n   Utermieter  und  Leute  angenommen, 

welche,   ausser  au  Sonntagen,   während  des 

Tages  nicht  auwesend  sind  und  nur  nachts 

fori  Schlafstätte  in  der  Wohnung  haben 
Eburschen,    Schlafmädchen).      Hierbei 

sind    nicht     immer    die    verschiedenen    De- 

sehlechter   räumlich   von   .unander  getrennt. 

In  einem  und  demselben  Räume  schlaft  die 

ganze    Familie,    sowohl   kleine   Kinder   als 

auch      erwachsene     Söhne      und     Tochter. 

Efine   und    dieselbe    mangelhafte   Bettstelle 

dict    nicht    selten    drei,   ja   vier  Personen 

als   Lager.     Es  kommt  auch  vor,  dass  bei 

schichtweise  vorgenommenen  Arbeiten  ver- 
schiedene Personen   nach  einander  in  dem- 

Xaek  Hasse  war  1890  die  Dichtigkeit  (Anzahl  der  Bewohner)  auf  1  qkm  je  für  die  Ring 
flächen  in  einer  Entfernung  vom  Mittelpunkte  «wischen: 


in  den  Städten 
Amsterdam 

l'.iV-l.lU 

Kristiania 

Dresden 

Frankfurt  a 

Leipzig 

München 

Wien 


M. 


0—0,5  km 
55  4i6 
60639 
20490 
27  718 
50511 
3202  t 
34650 
46423 


0,5—1  km 
40274 
24841 
21  864 
27  892 
18936 
27720 
30312 
18  06  s; 


1 0—2.0  km 

24  50S 
22  215 
14  338 
12376 
8209 
12312 
16852 
3S894 


2.0 


-3,0  km 

3  611 
1349 

4  102 

5  473 
1  sc; 

6  668 
50S0 

25  234 


3.0-4,0  km 

443 

515 

728 

2138 

925 

2275 

593 

132°5 


4,0—5,0  km 

46 
165 

54 
766 

369 
709 

91 
4607 


Die  Dichtigkeit  hat  in  den  letzten  Jahr- 
zehnten fast  in  allen  Städten  ziemlich  stetig 
zncenommen. 

Auf  1  ha  Gesamtfläche  kamen  im  Durch- 
schnitt Bewohner  im  Jahre: 


Berlin    Leipzig   Dresden 


Frank-     Breslau 
furt  a.  M. 


in  1880 

Paris 2S3 

Berlin l85 

London 12] 

Pracj 12M 

Innsbruck.    .    •    ■  66,9 

Brunn 5°,8 

Graz 45>3 

Leinberg   •     •    •     •  34,3 

Salzburg    ....  28,4 

Linz 22>7 


1890 
310 
249 
135 
132,4 
76,0 

55-4 
52,0 
40,0 

3i,i 
26,0 


1861 
1864 
1867 

1871 
1875 
lNsn 
1883 
1890 
L895 


48 

5° 
51 
57 
;S 
61 
67 
73 
72 


34 

35 
37 
38 
39 

41 
34 
35 


30 

3° 

"52 


34,5 

35 

%6 


16 
17 
17 
18 
19 
20 


46 
45 
45 
49 
5° 
51 


Auf  1  ha  verhaute  Fläche  (Häuser  und  Hof- 
räume i  war  1890  die  Zahl  in 


Die  Zahlen  waren  ferner 
in  1885 

Hamburg  .  3^5 
München  .  29,4 
Görlitz  .  ■  25.5 
Chemnitz  .  — 
Auf  je  einen  Bewohner 
eine  Fläche  von 

1858 


1890 
34-1 
3i,S 
26,6 

34,6 
entfiel  in  Berlin 


745 

6;o 


Berlin 
Wien 

Prag  555 

Stuttgart  454 


Dresden 
Cöln 

Hamburg 

München 


318 
305 
292 
24S 


Auf  ein  bewohntes  Grundstück  kamen  Be- 
wohner in 


121  erm 
1871  72     „ 

1880  54    » 

1890  41     » 

In  Wien  war  die  Zahl  1880  76  und  1890  66 
Die  Dichtigkeit  auf  die  Flächeneinheit  hat 
zum  Teil  infolge  davon  zugenommen,  dass  mehr 
Stockwerke  aufgebaut  wurden  t.-i  >  ahei  auch 
infolge  davon,  dass  in  ein  und  derselben  \\  on- 
mut    sich  mehr  Menschen  zusammendrängten.. 
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Auf  ein    bewohntes   Gebäude    kamen    Be- 
wohuer  in 

Berlin    München    Hamburg    Posen  Breslau 


44.0          ig                 IO.  2 

52,6      -'.'.4         20.1 

51,6 

43.S 

33i2 
35,4 

und  in 

Budapest           Paris 
1881    3:                    32,48 

Prag 

42.60 

\\  im 
58,70 

dagegen  in 

11  Liver] I  Manchester  Birmingham 

issi     ;...  6.0  5,1  5,1 

1891     7,6  5.7  5,0  5,0 

und  in 

Brüssel  m.  Vorst    Antwerpen   Gent  Verviers 
1890  8,45  7,°9         4,74       IO,62 

Von    1000  Grundstücken  hatten  in  Berlin 
11  und  mehr  Wohnungen: 


1861 

364 

1  SM  1 

562 

1864 

413 

1890 

654 

1867 

456 

189.-, 

666 

L871 

499 

Im  Durchschnitt  kamen  auf  ein  Grundstück 
188214,9,  189218,5  und   1897  19,8  Wohnungen. 

I'i.-  Durchs,  ■hnittszahl  ist  seit  längerer  Zeit  von 
Jahr  zu  Jahr  gestiegen. 

Berlin 


Von   1000 

Grundstücken 

hatten   in 

Bewohner: 

51 

—100 

über 

IST.", 

1SSII 

1885 
1890 

347 
355 

362 

131 
150 
192 
228 

1895 

358 

226 

In  Breslau 

waren  die  Zahlen 

1875 

259 

66 

1 881 1 

280 

63 

1885 
L890 
L895 
und  in 

307 
323 
348 

85 
78 
86 

Hamburg 

1890 

120 

67 

München 

L890 

140 

T4 

1895 
Frankfurt  a.M.  1890 

144 
36 

70 
4 

Im  ehemaligen  Gemeindebezirke  von  Wien 
waren  1SHK  uiiim  lUUiHl  l.ebäuden  solche  mit 
Wohnungen 


I 

912 

31—40 

344 

2 

428 

41—50 

93 

O 

374 

51—60 

37 

4 

329 

61 — 70 

18 

5 

365 

71—80 

9 

6 — 10 

2735 

81 — 90 

7 

11 — 20 

3664 

übergo 

7 

21—30 

1278 

Gegen  1880  hat  die  Relativzahl  der  Gebäude 

mit  l  — 10  Wohnungen   abgenommen,  diejenige 

>i  igi  11  Gi  bände   mit    über  LO  Wohnungen 

ich  vi  rgrössert.    Im  1.  Bezirk  hatte 

nahezu   dm  Hälfte   aller  Gebäude   6     LO 

Wohnparteien,  über  ',  hatte  davon  1 1     20;  im 

-    37%    mit    11     20  Wohnpar- 


Von  1000  Einwohnern  wohnten  in  Berlin  i 


Keller 

dritten     vierten  et«- 
Stockwerke 

1861 

95 

150 

36 

1864 

94 

168 

54 

1867 

92 

177 

70 

1871 

108 

176 

79 

1875 

102 

179 

Il6 

1880 

92 

181 

155 

1890 

77 

202 

205 

Die  durchschnittliche  Zimmerzahl  der  Woh- 
nungen betrug  in  Berlin 


1871 

2.48  Zimmer 

1880 

2,29 

1890 

2,14 

ferner  1890  in 

Breslau 

2,07 

Leipzig 

3,54 

Frankfurt  a.l 

•4,52 

Hamburg 

3,45 

„ 

1867  lebten  in  Berlin  290  000  Menschen 
in  Wohnungen  mit  nur  1  heizbaren  Zimmer 
(1890  war  die  Zahl  676  475,  1895  710322)  und 
zwar  Familien  mit  durchschnittlich  5  Köpfen, 
6000  Personen  (Familien  mit  durchschnittlich 
4  Köpfen)  in  Wohnungen  ohne  alle  Heizgelegen- 
heit (1890  war  die  Zahl  8324,  1895  10  403), 
1885  war  die  Zahl  der  Wohnungen  mit  nur  1 
heizbaren  Zimmer  (ausser  Küche  und  anheiz- 
baren Räumen)  152  493  (1890  183291,  1895 
202  943). 


Davon  hatten 

46  141  Wohnungen     5—9 
554  ,■    "        10—14 

5  „  15—19 

2  ..  über  20 


Bewohner 


31  420  'Wohnungen   mit   71  767  Bewohnern 
hatten  nur  einen  Wohnraum  (Stube  oder  Küche). 
1895  lebten  von  1000  Bewohnern  in 

Berlin     München       Breslau 
in  1  nicht  hzb.  Z.      6,4       2,2  0,8 


in  1  hzb.  Z.  ohne 


inlheizb.  Z.mit'437'4 


Nebengelass 

Nebengelass     ) 
in  2  heizb.  Z.mit 
Nebengelass       295,2    277,4 


54,7| 

191,7) 


6,9    326'7  453,3 
116,6) 

3O0,5 


739,o    545,0 


754,6 


In  Wien  gab  es  1890/91  23  921  Wohnungen 
mit  nur  einem  Wohnräume,  und  zwar  bestand 
dieser  Kaum  aus 

einer  Küche     bei      306  Wohnungen 
einer  Kammer   „14814  „ 

einem  Zimmer  „     8  801  „ 

1  He  Zahl  der  übervölkerte  n  Wohnungen, 
d.  h.  solcher,  in  denen  auf  1  Wohnraum  (Zimmer, 
Kammer,  Vorzimmer,  Küche)  4  und  mehr  Per- 
sonen kamen  '),  war  im 


'1  Die  Berliner  Statistik  bezeichnet  als  über- 
völkert diejenigen  Wohnungen,  welche  mehr 
I'"  »uliner  haben,  als  im  Durchschnitt  auf  eine 
Wohnung  entfallen. 


Wohnung 


837 


Bewohner 

52821 


Gemeindes  Wohnungen 

tliges  4  9-S 

ugewachsenes 7_5°7 

Zusammen     12  435  9Q331 

Die  meisten  derselben  befanden  sich  im 
Rrdgeschoss.  .,  ,     _. 

Sach  Bertillon  betrug  der  Anteil  derubei- 
Rülten  Wohnungen  (d.  h.  mehr  als  2  Personen 
pro  Raum)  in 


auf  1000  Einw. 
149 
200 
280 

2S0 
74°  (?) 
460 
qio 


Paris    L896 
London  (1891 
Berlin    1895 
Wien    1890) 
Budapest     1891) 
st.  Petersburg  (1890) 
Moskau  (1882 
Nach  Leuthold  (vor  1885    kam  es  vor.  dass 
bbeiterfamüien  mit  2— 3  Kindern  eine  Kammer 
v,(U   8   Quadratmetern   bewohnten.      In    Posen 
wurden  1885  vielfach  Stuben  mit  22  Quadrat- 
meter  Grundfläche  von   3  Familien   zusammen 
,nt.     In  Breslau   waren    189o   von  8S3.B 
^ersuchten  Wohnungen  3012,  also  34°/™ über- 
völkert ■    sie    hatten    im    Durchschnitt    b.9    tte- 
woliner  und  auf  je  100  Betten  164  Schläfer. 

In  London  wohnen  nach  Aschrott  über 
60000  Familieu  je  nur  in  einem  Baume.  In 
,!,„  Provinzialstädten  ist  es  besser,  doch  sind 
hier  die  Häuser  oft  zu  eng  zusammengebaut. 

Im  allgemeinen  ist  die  Wohndichtigkeit 
um  so  grosser,  je  kleiner  die  ^  ohnung.  In 
Berlin  entfiel  1880  auf  ein  heizbares  Zimmer 
in  Wohnungen  mit 

heizbaren  Zimmern 
1         2         3         4     5—7 
Bewohner  pro 

Zimmer         3,75    2,23    *,56    '>28  1>01 
Bewohner   im 

ixen  3,75    4,46    4,68    5,12  6,06 

Aehnliche   Ergebnisse   liegen   aus   anderen 
Orten  vor.  . 

Eine  eigentümliche  Erscheinung  der  ailer- 
äten    Zeit   ist    aber    in    den    deutschen 
Grossstädten,  besonders  in  Leipzig,  Frankfurt 
a    M    und  Hamburg,  die  Abnahme  der  ein- 
zimiii'-'ri"v-n    Wohnungen    und    gleichzeitige 
Zunahme   der  2-  und   3  zimmerigen.    Diese 
Entwickelung    bedeutet     nach    Lindemann, 
dass   die   Abneigung    der    Bauunternehmer 
0    den    Bau     kleiner    Wohnungen     im 
Wachsen   ist    und  sich  daher  zwischen  den 
Hausbesitzer  und  die  eigentlichen  Mieter  ein 
Mittelsmann  einschiebt,   der  Zimmerver- 
iter,     auf    den    der    Hausbesitzer    das 
Risiko  ganz  oder  teilweise  abwälzt  und  der 
daher   seinerseits   zur  Steigerung  der  Miet- 
preise beiträgt. 

Die  Anzalü    der  Aftermieter   (Cham- 
arnisten),   d.  h.  jener  Personen,   welche 
dem  Wohnungsinhaber  einen  bestimm- 
ten,  räumlich   abgegrenzten  Ted  der  Woh- 
nung   in    Aftermiete    übernommen    h 
ebenso   diejeni.se   der   Schlaf leute  (Bett- 
r)   ist  in  der  neueren  Zeit  verhältnis- 
mässig   gross    .-worden   und    zwar    infolge 


8  etc 
0,78 
6  24 


davon,  dass  die  grossen  Städte  viele  unver- 

.,  .     Leute    anzogen,     welchen 
Zimmer  oder  nur  Betten   gegen   Bezahl 
abgelasson  wurden. 

Der  eben  erwähnten  Entwickelung  ent- 
sprechend ist  ihre  Zunahme  besonders 

Wohnungen  mit  2  und  3  heiz1 
Zimmern. 

1880  gab  es  in  Berlin  32298  Baushaltungen, 
d   h.  15.3",,  aller  mit  Schlafleuten,   darunter  1 
Haushaltung  mit  34,   eine  andere   mit  9  männ- 
lichen und  1  weiblichen,   7  mit  10  Schlafleuten ; 
L663    Haushaltungen    hatten    je   einen    Schlaf- 
burschen und   1  Schlafmädchen.     15065  Haus- 
haltungen hatten  nur  1  Baum,  darunter  hatten 
Wo:-!  noch  1  eVhlafburschen,  4132  noch  1  Schlaf- 
mädchen   1790  2  männliche,   607   1  mann! 
und  1  weihliche.  721  2  weibliche,  357  3  männ- 
liche Schlafleute.     In   einem  Falle  kampierten 
bei  einem   mit  Kindern  gesegneten  Ehepaar  rn 
einem  Baum  7  Schlafburschen  und  1  Schlafmad- 
ehen    in    einem    anderen    hatte    eine    Frau   in 
ihrem  Wohnräume  10  Schlafburschen.    Die  An- 
zahl der  ScMafgänger    war   1880  59087,    I880 
84  687  und  1890  95  365. 

In  Leipzio-  zählte  man  1890  500/  Haus- 
haltungen mit  Schlafleuten  in  Wobnungen  mit 
1  heizbaren  Zimmer.  Dabei  kam  es  nicht  allein 
vor  dass  ein  Ehepaar,  ein  einzelner  Mann  oder 
eine  einzelne  Frau  männliche  oder  weibliche, 
sondern  dass  sie  anch  männliche  und  weibliche 
Schlafleute  leiten  27  137  Kinder  waren 
dem  Einflüsse  des  Schlafleutewesens  ausgi 

(  fr  Leipzig  haben  30°/0,  in  Berlin  23°/0,  in 
München 31"  „in Breslau  20,7«  0  aller  \\  ohnungen 
familienfremde  Elemente,  Zimmermieter  odei 
Schlafgänger,  bei  sich.  Die  Wohnungen  mit 
Schlafburschen  betrugen  1890  in 


Leipzig 

Frankfurt  a.  M. 
Breslau 
Berlin 
Dresden 


175 

62 
12; 
158 

92 
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Es  gab  Haushaltungen  mit  Schlafleuten  in 
"Wohnungen  mit  '?  heizbaren  Zimmern  "  ,„, 
12  3  4 

1890     290  477  l85  4? 

1895     247  5°4  2QI  4b 

In  Wien  waren  1890  von  allen  Wohnungen 
mit     Aftermieter,  ohne       Betteeher  14 
ohne  „  mit  H,°  „ 

mit  „  u.  mit 

ohne  n.  ohne         „         &s,on 

Sehr  viel  lässt  auch  die  Art  und  Weise  zu 
wünschen  übrig,  wie  oft  die  Dienstboten,  Kellner 
etc.    untergebracht    sind.      Oft    werden    wand- 
schrankartige  Kojen    auf    den  Korridoren    be- 
nutzt, oder  es  wird  allabendlich  eure  Matratze 
in  die  Küche  gelegt,   oder   die  ScUafraume  be- 
finden sich  in  den  Unbilden  der  Witterung  aus- 
gesetzten Dachräumen.  . 
■     Viele    Mieter    befinden    sich    als 
.Wohnungsnomaden«      auf      fortwähri 
Wanderschaft,     um     neue    Wohnungen    zu 
suchen,    und    zwar    ist    der    Wohnungs- 


Wohnungsfrage 


Wechsel  um  so  häufiger,  je  niedriger  der 
Mietpreis.    Hierbei  wirkt  der  Umstand  sehr 
ungünstig,  dass  bei  kleinen  Wohnungen  die 
»sfrist  vielfach  sehr  kurz  bemessen 
Der  Mieter,  welchem  gekündigt  wordi  n 
i>t.    gerät  infolge  davon,   dass  er  sieh  ein 
Unterkommen    unbedingt    suchen   muss,    in 
Notlage.     Die  Häufigkeit  des  Umzugs 
erl    al  er   die   Wohnung,   nicht  allein, 
weil  der  Omzug  selber  kostspielig,   sondern 
auch,  weil  durch  ihn  das  Mobiliar  dem  Ver- 
derben ausgesetzt  ist. 

Im  Oktober  1872  wechselten  in  Berlin 
240000  Personen,  also  nahezu  l/a  der  Bevölke- 
rung, die  Wohnung.  Die  Zahl  der  Umzüge 
war  im 

L887  189] 

1.  Quartal    8  186  12  113 

2.  ..      61 057  74  745 

3.  ..       10 108  15872 

4.  ,.       66  932  91  466 


146  2S3 


194  196 


1880   machten   nach  der  Bezugsdauer  von 

allen  Wohnungen  aus  Prozente: 

Jahre      Berlin      Breslau       Dresden  Leipzig 

0—1       35,0          35,2              29,1  26,6 

1—2        i                18,0              17.0  15,7 

2—3                       12,0              11,7  11,8 

3—4         8,1            7.8                7,8  8,0 

über  4       24,4          27,0             34,4  37.9 


1895  waren  die  Zahlen: 


1: 


'S  ^ 


pq 


0  &D 

is?  I 

•S  0  B 

~  M 


0— Vs      19?6      19,5  19,2  15,6  25,8       28,9 

1  ..— 1        12,1      u,S  10.7  10,4  15.6        2,3 

1  —  2        17.6      1S.3  16,2  16^9  21.3       17, 6 

2—3       u,5      u,9  11.7  12,6  11,9 

7-4  8,2  9,1  6,5 

30,3  33-4  35-5  16,3 


n,7 

7,1 

3i,o 


Um  die  Umzüge  und  die  von  Zeit  zu 
Zeil  nötigen  Reparaturen  bewerkstelligen 
zu  können,  muss  ein  Teil,  etwa  2]  2 
der  Wohnungen  immer  leer  stehen.  Je  nach 
dem  Stande  der  Nachfrage  um!  der  Bau- 
lust wird  diese  Normalzah)  bald  über- 
schritten, bald  aueh  nicht  erreicht. 

In  Berlin  war  1867  der  Prozentsatz  5,6, 
von  da  ah  sinkt  er  bis  1873  auf  0,59,  steigt 
dann  Btetig  bis  1879  am  7. 7s.  sinkt  hierauf 
wieder  von  Jahr  zu  Jahr  bis  auf  2,08  in  1886, 
stieg  aber  inzwischen  wieder  bis  auf  5,15  in 
and  sank  1897  wieder  auf  1,71.  Am  1. 
Oktober  ls'.'ii  war  der  Prozentsatz  in 

2,7 

2-5 

2.3 

1,9 
1,3 

In  \\  1  unbewohnt  1856  0,38,  1857 

11  gsnot :    die    Mii  t-  c    -n  igi  n.  n 


8.0 

Hamburg 

München 

5-7 

Lübi  1  1. 

Kiel 

>.o 

ütona 

fort  a.  M. 

3-3 

Königsberg 

den 

3.1 

Hannover 

sieh  selbst,  um  ihrer  Wohnungen  sicher  zu  sein] 
1880  war  der  Prozentsatz  1,6,  1890  1,3°  „.  Aller- 
dings wurden  zu  den  leerstehenden  Wohnungen 
auch  solche  eingerechnet,  die  im  Neubau  be- 
griffen, und  geräumte,  welche  zum  Demolieren 
bestimmt  waren. 

Der  Mietpreis  ist  je  naeh  Lage,  Be- 
schaffenheit und  Grösse  der  Wohnun 
verschieden,  im  allgemeinen  ist  er  seil 
einer  längeren  Reihe  von  Jahren  gestiegen, 
teils  infolge  der  stetigen  Zunahme  der  Nach- 
frage, teils  auch  infolge  von  Verbesserungen 
Der  Prozentsatz,  welchen  er  vom  Einkommen 
des    Mieters  ausmacht,  ist  im  allgemi  i 

um    so  kleiner,   je  grösser  das  Einkorn ü 

ist.    (Scbwabesches  Gesetz.) 

In  Berlin  wurde  1872  bezahlt  ein  Quadrat 
meter  Bauland  unter  den  Linden  mit  1270,  in 
der  Leipziger  Strasse  mit  630,  in  anderen  Lagen 
mit  63—100  Mark.     Es  war 

Versicherte  Feuerversiehe-  i.Durchschn. 

Ende    Grundstücke  rungssumme  a.  1  Grunds! 

Zahl  Mill.  M.  1000  M 

L880         1813S  1959  108 

18^.">          19385  22S7  11S 

1890  21341  2937  138 

1891  21  783  3080  141 
1897         23610  3724  15S 

Es  war  ferner,  wenn  der  Mietertrag  mit 
55/9%  (18-fach)  kapitalisiert  wird, 

Grund-  Miet-  dieser  ka-  i.  D.  auf 
stücke  ertrag  pitalisiert  1  Gruudsfc 
Zahl        Mill.  M.      Mill.  M.       1000  M. 


l.sss 

19234 

167 

3001 

156 

I880 

20  428 

196 

353o 

173 

L890 

22372 

268 

4847 

217 

1891 

22  796 

284 

5109 

224 

Ziehen  wir  von  den  letzten  Durchschnitts- 
summen die  ersten  ab,  so  ergeben  sich  für  den 
Grund  und  Boden  allein  1880  48000,  1885  55000! 
1890  79000,  1891  83000  Mark,  bei  den  Gebäuden 
in  11  Jahren  eine  Steigerung  um  30",,,  bei  dem 
Bauterrain  um  73%.  Der  Preis  des  letzteren 
verhielt  sich  zu  dem  der  Gebäude  1891  wie 
40 :  68.  Engel  bezifferte  1873  das  Verhältnis 
auf  40 :  60. 

In  Wien  war  1890  der  Mittelpreis  eines 
Quadratmeters  Baugrund  der  inneren  Stadt  385  fl., 
am  vorderen  Teile  des  Stefansplatzes  100  fl.,  am 
Graben  700  fl.,  in  den  Nebenstrassen  70  fl.,  in 
den  übrigen  Teilen  von  Wien  1-  88  fl. 

Der  durchschnittliche  Mietpreis  einer  AVoh- 
nung  war  in  Berlin  1815  117,  1830  255,  1873 
513,  1882  597  und  1892  674  Mark.  Es  waren 
in  °  „  der  Gesamtzahl  Wohnungen  zu  einem 


Mietpreis 

1815 

1872 

bis    30   Thlr. 

53,2 

4,9 

3i—5o      „ 

16,9 

16,6 

51—100     „ 

13.8 

38,3 

Mietpreis       1815 

1872 

1886 

1891 

bis  300  M.  89,0 

59,8 

54,5 

49,9 

300—600    „      7,6 

20,9 

23,1 

20.3 

600 — 900    „     2,0 

7.4 

8,1 

8,6 

900 — 1200,.      0,7 

4,° 

4.4 

4,7 

1200-  1500  „     0,3 

2,4 

2,7 

2.8 

über  1500,,     0,4 

5,5 

7,2 

7,7 
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In  Leipzig   *ar  der  Mietpreis  fiii  1  heiz- 
i,.u.(N  Zimmer  durclischmttlicb 
1867      132  M- 
1875     175    » 
L890      189    >• 
geil    1889   trat   ein  kleiner  Rückgang  ein. 
1895  *w  nach  Neefe  der  Durchschnittspreis 
für  ein  heizbares  Zimmer  in 

überhaupt  Keller 
Mark 
152 
181 
180 
165 
153 


4.  Stock 


Breslau 

Hamburg 

Hannover 

pnigsber 

f^eipzig 


144 

136 
105 


149 

138 
125 

Nach  Schwabe   machte   in  Berlin  1867   die 
Biete  vom  Einkommen  aus  bei 

900  M.  24,1  °/0  6oo°  M-  2?'t  '• 

Koo    ..    22,1  „  12000    „    15,1  „ 

3000    ,.    27,6  »  3°°°°    »      9,2  „ 

4500    „    23.4  „ 

Ins  einer  grösseren  Zahl  von  Fallen  wur- 
,,,.„  ,  1  nkommen  bis  600  Mark  ermittelt  m 
Hamburg  U882)  26,5.  Breslau  L880  und  zwar 
für  67°     ■■""'   "Rownlme.rl  28.7.   Leipzig   (1875) 


'aWr    Bewohner)  28,7    Leipzig  J1875) 


ür  67"  „  aller    üewonnei  1  -c...    r    1,  "T  t\t 

o,\,  n/.saemlNSO  -26.S»,,.  In  1  ranktmt  a  M. 
kamen  nach  Fleseh  Falle  vor,  in  denen  Leute, 
S  Kinder  hatten,  mit  e™^™gT£ 
üenste  von  18—20  M.  monatlich  30  Mark  tur 
gwei  kleine  Zimmer  zahlen  sollten 

In  London   sehen  nach  Aschrott   88%  der 
Bewohner   mehrmals    >/.   ""'es  Verdienstes   für 

^irillgemeinen    ist    der   Mietpreis    für 

kleine    Wohnungen   ^P^T^Äe 
»ls  für  grosse,  der  Quadratmeter  Bauflache 
kommt   für   jene   oft   absolut   höher  als  für 
i'         Dies   beruht   zunächst  darauf,   dass 
die   Kosten    bei   kleinen    Wohnungen 
trotz    schlechterer    Einrichtung    und    Aus- 
stattung   verhältnismässig    höher   sind    wie 
K     Aufwendungen      für    Strassenanlagen 
Kanalisation,  Wasserleitung,  Feuersicherheit, 
Ken   etc.     Verwaltung  und  Mieteinzug 
in.   J  schwieriger,   die    Gefahr  des   Mietaus- 
feUes  i>t  grösser.    Die  Wohnungen  werden, 
y  .mal    bei    starker    Ueberfüllung^  weniger 
Stnd  behandelt  und  mehr  insbesondere 
läufigem   Dmzuge  beschädigt     Wegen 
der  Schwierigkeiten  und  l  nannehmhchkerten 
öer  Verwaltung   und   des  grösseren  Risikos 
is,    das   Angebot   an    kleineren  Wohnungen 
verhältnismässig  klein.     So  wird  denn  bei 
stark,. r  Nachfrage   der  Preis   noch  mehr  1 
die    Höhe    getrieben.      Sucht    man    durch 
Weitervermietung  an  Aftermieter  und  Schlaf- 
leute  die  Wohnung  zu  verbilligen    so  wird 
hierdurch  auch  das  Risiko  für  ^Wmteter 
erhöht,  ihre   Wohnung  bei  Ruckstand  und 
Ausfall    von    Zahlungen    verteuert       Dazu 
kommt,    dass    gerade    die    pgbohtatfjter 
Weitervermietung  einen  höheren   Mietp  eis 
erträglicher  macht  und   so   eine  Steigerung 
von  Nachfrage  und  Preis  bewirkt. 


r„1(    ...    enl  mständenist  dieStellung 
des  Mieters  dem  Vermieter  gegen- 

,       eineverhältnismässigungünstig' 
befindet  sich  häufig  in  einer  Zwangslage,  wel- 

kinderreichen  Jfär 

ratten,  an  die  nur  ungern  vermiete!  W«*» 
empfindlich  werden  kann.  DieFreiheit  des 
Mietvertrages  wird  darum  häufig  als 
Fiktion  bezeichnet;  die  Verträge  enthi; 
vornehmlich  Rechte  für  den  Vermieter 
Pflichten  für  «1,-n  Mieter.  Jener  erscheinl 
ala  der  Haustvrann  .  das  Mietsverhaltms 
[als  ein  Abhängigkeitsveri:  er  als  ein 

»Wohnungsfeudalismus«  (Beschert,  web  hei 
da  er  keine  Fursorgepflichteo    iimschb     e 
drückender   sei  als  derjenige  der  früheren 
Zeit. 

Nun  sind  freilich  nicht  alle  Hauseigen- 
tümer in  rosiger  Lage,  selbst  wenn  die  wirk- 
lich aufgewandten  Baukosten  et.- .  dm-e 
Miete    übermässig    hoch    verzinst    werden 
Rentable    Miethäuser  werden   zu  einem  dei 
Kinnahme    entsprechenden .  Preise    ver- 
kauft.    Der  neue  Erwerber   zieht  eist  bei 
weiterer   Mieterhöhung    sei  ist    eine    Rente 
In    kurzer    Zeit    gehen    Hauser    oft   durch 
mehrere  Hände.     Wie  die  Erbauer,   so  sind 
„die  jeweilig  Eigentümer  meist  nich 
fn  der  Lage,  Bauaufwand  und  Kaufpreis  aus 
eigenen  Mitteln  bar  zu  erlegen.    So  werden 
denn  Hypotheken  oft  von  einer  solchen  Hohe 
aufgenommen,   dass  der  Hausbesitzer  mehr 
'  „r      1      Verwalter    für    die    Hyjotheken- 
Säubfcr  erscheint  und  bei  allen     asten  der 
Verwaltung    nur    die    Annehmhchke hat, 
sicher,  allenfalls  auch  nur  selbst  billig  im 
eigenen  Heim  wohnen  zu  können. 

=   Nach   Berthold   sind  in  Berlin   die  Eigen- 
tümer nur  zu  V,  des  Hauswertes  wiiklictr e  Be 
=tt?er     711    80°„    verschuldet,      Uesoncieis    uie 
Ska^nen    wechseln    »ft  to  %e= 
Die  Verkäufe  umfassten  von  den  ^eteteuer 
Kataster  geführten  Grundstücken  aus  1881 iu,4, 
18 86  15,5,   1890  14,9»/0.     Die   gesamte  Hypo; 
thekenlast    aller    Grundstücke    war     881    JIM 
mui  1810  3542  Mill.  Mark  im  Alt-Leipzig  100* 
227  nnil  1^1  :«7  MiU.  Mark,    M™££ 
fnss  von  4%  sind  jähr  ich  über  140  JIÜl   Maik 
im    Durchschnitt    auf  den  Kopf    der   gesamten 
B^wohneSaft  90  Mark  Zinsen  zu  bezahlen. 
Nach  Eberhard!  betrug  die  tP»^**^ 

SÄÄÄft  f  Hatn2MMmia7den 
che  für   jährliche  Zinsdeckrmg  an   2  ™xadeu. 

SaSSfSSSSsa 

1,7  Milliarden  beträgt. 

AUf    Grund     der     angestellten    Unter- 
suchungen   ergieht     sich     im     aUgemeinen, 
dass     es    in    vielen    Orten    an    emei    ge 
Senden  Anzahl  kleiner   guter  und   dabei 
Eichend  billiger  Wohnungen  fehlt. 
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IV.  Bedeutung  der  Wohnung  und  Ein- 

fluss  schlechter  Zustände. 
Die  Wohnung  soll  uns  nicht  allein  ein  Ob- 
flach  i  b.1  allein  Schutz  gegen  widrige 
Einflüsse  der  Witterung  bieten  sie  soll  auch 
ein   behagliches   Heim   trauter  Häuslichkeit 
sein,   wo   nach   der  Arbeit  Ruhe,   Erholung 
un<!  Zerstreuung,   bei  Krankheit,  gute  treue 
Pflege  zu  finden  ist,  wo  der  Liehe  und  der 
likeit,   gegenseitiger  Fürsorge  und 
allen  häuslichen  Tugenden  eine  Stätte  echten 
ihens  bereitel  ist    Die  hohe  Bedeutung 
der   Wohnung    ist  von  jeher    im  Hausreehte 
gewürdigt  worden,  sie  wurde  im  englischen 
home   sweet  home  .   im   deutsi  hen  Worte 
Mein    Haus,    meine   Burg     i   iny  house  ts 
inv   castle  i    anerkannt.      (Vergl.   auch    §§ 
1l':;.  124  und  342  des  RStG.B.,  4rt  6  der 
preuss.  Verfassungsurkunde   u.  a.)    Die  Be- 
F.imilie  und  Wohnung  sind  kaum  von 
inder  zu  scheiden. 

In  Bezug  auf  gute  Beschaffenheit  sowie 
brauchbare  und  geschmackvolle  Einrichtung 
der  Wohnung  sind  darum  hohe  Anforde- 
rungen zu  stellen  und  zwar  um  so  höhere, 
r  der  Einfiuss  mangelhafter 
Wohnungszustände  ist. 

Ii'              iten  feuchten  Wohnungen  mit 
mangelhafter  Heizung,  Lüftung  und  Beleuch- 
.    ungenügender  Wassi  i  Versorgung,  un- 
zulänglicher Ahfuhr  von  Unrat,  unzureichen- 
der Anlage  von  Aborten  u.  dergl.  leidel  vor 
a  die  Gesundheit.    Den  übervölkerten 
Wohnungen    wird    uiehl    die   aötige   frische 
zugeführt,   auf   Reinigung   und   Rein- 
haltung   weniger   Sorgfalt    verwandt.     Für 
Epidemie  m   l  i -I.t.i  ,-te.  liefern  infolgedessen 
inen  Wohnungen   das  grösste 
Konti                ,    Kranken,    in   ihnen   ist    die 
blichkeit,   insbesondere  die  Kindersterb- 
licbk'  rössten.      Allerdings    sind    es 

an   der   Wohnung    haftenden    I  rsachen 
ten  Umgebung  nicht 
■  eich      inen   hohen  Krankheitsstand 
und  grosse  Sterblichkeit  bedingen.    Letztere 
zum  Teil  auch    die   Wirkung  anderer 
!  mstände,der  Ernährung  An  Spannung  durch 
Arbeit,    Ali    der   Beschäftigung,    überhaupt 
unten     Lebensverhältnisse.       Doch 
ben  diese  ganz  oder  zum  Teil  mit 
der  V               zusammen,  sie  sind  es,  welche 
Qgi  "i    V m  u  nötigen. 

In   Berlin    waren    1885   die  Sterbefälle   in 
o  di  i    Bi  rtill  erung  in  Wohnungen  von 

1  Zimmer     ....     163 

2  Zimmern  ....      22.5 

3  Zimmern  ....        7.5 
i  und  mehr  Zimmern       5,4 

und  in.   Di   .i,  .  iniiti  20  l. 

Nach  den  angaben  von  E.  Sax,  weli  he  frei- 

3  Jahrzehnte    hinter   ans   liegenden 

lammen     waren   im   Durchschnftl    aui 

1  Ii,, 


Bewoh-    Sterblich-     uuehel.  Geburun 


in« 

an 

in  "„  der  ehe! 

24 

4 

25 

16 

28 

20 

41 

26 

47 

51 

ner 
London  .  .  8 
Berlin    .    .  32 

Paria .  .  .35 
Petei  -i'iirg  52 
Wien      ,     .55 


Diese  wie  auch  andere  Zahlen  sind  zwar 
cum  grano  salis  zu  nehmen,  aber  sie  g-ebei 
doch    im   allgemeinen   einen   richtigen    iftf- 
schluss. 

.Mehrfach    hat    man   gefunden,   dass  @e- 
Sundheitsverhältnisse    und    Sterblichkeil 
Kellerwohnungen  günstiger  sind  als  in    1. ■,. 
Dachwohnungen.     Dies   rührt  zum  Teil  da- 
her, dass   die  Wärmeverhältnisse  im  Ki 
günstiger     sind     (kühler    im    Hochsommi 
wärmer  im  Winter),    bisweilen   auch  daher, 
dass  die  höher  gelegenen  Wohnungen  mehr 
von  kränkliehen  Personen  aufgesucht  werden. 

In  sittlic h e r  Beziehung  wirken  .Mangel- 
haftigkeit der  Wohnung  und  grosse  Wohn- 
dichtigkeit in  mehrfacher  Hinsicht  ungünstig. 
Sind  die  Räumlichkeiten  ungenügend,  31 
bietet  sich  fortwährend  Anlass  zu  Zwistig- 
keiten.  An  Orten,  wo  aber  immer  Zank 
und  Streit  herrscht,  schwindet  schliesslich 
jeglicher  Sinn  für  ein  friedliches  Leben. 
Von  der  Jugend,  die  unter  solchen  Verhält- 
nissen aufwächst,  kann  eine  Neigung  für 
ein  geordnetes,  gesittetes  Zusammenleben 
nicht  erwartet  werden. 

Kehrt  der  Arbeiter  müde  von  der  Arbeil 
nach  Hause  und  findet  hier  keinerlei  Be- 
haglichkeit, keinen  Familienfrieden,  so  sucht 
er  das  Wirtshaus  auf.  So  ist  die  Trunk- 
sucht mit  allen  Olren  für  Gesundheit  und 
Familienleben  nachteiligen  Wirkungen  oft  nur 
eine  Felge  mangelhafter  Wohnungszustände. 

Sind,  wie  oben  erwähnt,  die  Ge- 
schlechter bunt  zusammengewürfelt,  so  wird 
bald  jedes  Schani-  und  Schicklichkeitsgefühl 
vollständig  untergraben.  Die  weiteren  Fol- 
gen hiervon,  zumal  für  die  Jugend,  welcher 
die  schlechtesten  Beispiele  offen  vor  Angin 
stehen,  brauchen  hier  kaum  angedeutet  zu 
werden. 

Gute  Eigenschaften,  Sinn  für  Reinlich- 
keit, Sparsamkeit,  Recht  und  Ordnung  können 
unter  Verhältnissen  der  geschilderten  Art. 
nicht  gedeihen.  Ein  Heimatgefühl  kann  bei 
dem  Wohnungsnomaden  sich  nicht  ent- 
wickeln: findet  er  nirgends  ein  häusliches 
Behagen,  so  verliert  er  auch  jegliches' Inte- 
resse an  wohnlichen  Zuständen,  es  werden 
schliesslich    »alle    sittigenden   Bande  fester 

Qiger  und  nachbarlicher  Beziehungen 
zerrissen  (Schäffle),  das  Familienleben  wird 
untergraben,  das  Gefühl  der  Zusammenge- 
hörigkeit und  mit  ihm  der  edelste  der  mensch- 
lichen Triebe,  die  Liehe,  zerstört 

Die  Gesamtheit  hat  das  höchste  Interesse, 
Zuständen  der  gedachten  Art  zu  begegnen: 


«feselbeu  gefährden,  sobald  sie  in  g     ■ 
Umfange  auftreten,    die   ganze  Gesellschaft, 
Kultur  und  Gesittung. 


Y    Die    Ursachen   der   Wohnungsfrage. 
Hier  ist  wiederum  zwischen  allgemeiner 
and    specieller    Wohnungsfrage    zu 
..        leV      Die    allgemein      tt    hnungs- 
hat    wie   schon  hervorgehoben,  ihren 
I    hauptsächlich    in    der    Bodenfi 
Steigen  der  städtischen  Grundrenl 
m  der  Regel  .bunt  auch  der  Häuser] 
un<l  der  bieten   infolge  des  Wachsens  der 
Städtischen    Bevölkerung,    und    sie   ist 
Entwickelung   der  Städte   in   jun 
D   Deutschland   ganz   besonder   rapid 
hier   heute    auch    besonders 

PDie    letzte    Ursache    der    Wohnui 

arm,  dass    aui    beschränktem 

5e   Zald    von    Wohnungen 

-  cht  wird  und  dass  infolg«  ™s 

ibeu   steigt.     Dieses    A  n   der 

Sach  '     ;e  der  Centrahsations- 

\X  he   durch  die  Trai  ; 

ckelung  gefördert,  durch  Umgestaltung 
Technik   mit   Uebergang   zum   Gl 

dann    durch    den    Werdegang    des , 
eu  sozialen,  Gemeinde- und  Staatslebens 
jünstigt    werden.    Es   ist  aber 
nicht   etwa  eine  Art  Caprice,    welche 
grossen    Orten    zu    verziehen 
Man   sucht   nach  Erwerl  ägeleg     Herten  und 
verlässt   die  Plätze,    wo   solche   weniger  zu 
,n  sind.     Dazu  kommen  dann  noch  alle 
Annehmlichkeiten,     welche  -     -seien 

Städte  für  Verkehr.  Bildung,  Zerstreuung 
und  Vergnügung  bieten.  Hier  hat  sich,  be- 
einfluß durch  die  Umgestaltung  des 
Transportwesens,  nicht  allein  ein  günstiger 
Standort  für  viele  grosse  Industneen  und 
damit  ein  grösserer  Bedarf  an  A 
kräften  -.'bildet,  sondern  auch  Staats-  unü 
Gemeindeverwaltun  -•    ^eat^ü 

sation   nach  jeder  Richtung   hm  Vorschub 

[nfolge  dieser  Umstände  sind  in  den 
letzten  4—5  Jahrzehnten  in  den  modernen 
Industriestaaten    die    grossen   und  gj 

;  ,  <itze  von  Staatsverwaltungen,  knoten- 
:,     von    Industrie    und  V erkehr,    sein 
angewachsen,   während   die   Bevölke- 
rung kiemer  orte   und   des    platten  Landes 
in  weit  geringerem  Masse  zugenommen,  bis- 
weilen sogar  abgenommen  hat 

Es  war  in  1000  Einwohnern  die  Bevölke- 
rung von 


Ulerdings  sind  auch  in  der  neueren  2f<Ht 
vielfach  Vororte  einverleibt  wordeni  Doch  hat 
auch  in  dies  rnng  sich  \ 

So   war   die  Zahl  der  Bewohner  Hamburgs   in 
Tausenden 

Innere  Stadt  155 
Vorstädte         60  133 

Vororte  42 


London 
1801  959 
1851  2362 
1875  3445 
1886  4120 
1891  421; 


Paris 
1817     714 
L856  1171 

1989 
18S  ;  234; 
1>'.H  244S 
1801  2714 


Berlin 

173 
1851  425 
1875  907 
1885  1515 
1893  100b 

1888 


Wien 
-     1     231 
1857 

677 

188  1     726 

1890  1365 

107; 


v„n    je    LOOOO  1   der    Bevölkerung 

von 

10  OO'J  Einw.  n.  mehr  über  100000  Einw. 
1871     1789  ?lS 

1875     2022  650 

'---1     2227  751 

L885    2476  1017 

1890    276S  1329 

Es   entfielen   in  Deutschland  von  der  Ge- 
samtbevölkerung auf  die 

Grossstädte  Mittelstädte 

(100000  Einw.  u.  mel  00  Einw.) 

l89ö  13-5  IO-9 

Die  Bevölkerungszunahme  betrug  von  1 

die   der   städtischen  Bevolke- 

äStädten  mit  über  10 
Einwohnern   lebt    jetzt    in    England    mehr    als 
. ,  der  Bevölkerung,  in  Belgien  Deutschland 
in  Frankreich,  Italien  über    IS  bis J  „.     '- 
waltiges  Wachstum  weisen  verschi 
städte  in  Nordamerika  aut.   so  New-York    1 
;   und   1890   1,52   Millionen,  Einwohner.  • 

angrenzenden   Sl 
2  75  MiBionen  Einwohner),  Chicag  - 'OUU, 

0000,  1890  1,2  Millionen  Einwohner)  und 

j  Zunahme  der  Bewohnerschaft  hielt 
diejenige  der  Hänserzahl  nicht  immer  gleichen 
St  Mehrfach  war  sogar  die  Banthatigkeit 
in  Zeiten  sehr  starken  Zustromes  Verhältnis- 
se m  Hamburg,  in  Berlin  und 
l  Anfang  der  70er  Jahre,  In  Wien 
rnthm  die  Bevölkerung  1S0U  -I806  um  HO, 
die  Zald  der  Häuser  nur  um  4U    ,,  zu. 

Da£  tädtischenGrundren 

daher  zum  Teil  eine   n  a  t  ü  r  1  i  c  b  e  Erschei- 
nung, notwendig  --mfen  durch  jene, 
sen   der  Städte.    Dies    gilt  namenüicli 
von  dem  Stadtinnern.    Der  steigenden  IN 

ä1     |  hier  nur  ein  beschränktes  Angebe. 
über,   weü  die  Grundstücke  nicht  be- 
vermehrbar  sind,  die  von  den  Mittel- 
punkten des  Verkenn  Marktplatz   der 
E£                  m  Bahnhof  etc.)  nicht  allzu- 
S  ,                 .egen.     Diese    centrale  Lage 
;.      aber    für    gewisse    Berufszweige    m>u 
f Xmfssig    zu   berechneuder   Be- 
deutung,   mehr   als    für    Wohnungen   aller- 
es für  Laden-  und  a**£to^£ 
her  schreitet   auch  in  den  grossteu  Sl 
die     sogenannte    Citybildung 
Senium-  von  Wohn-  u, 
SÄ«  der  Häuser  im  Geschäftevi 


Wohnungsfrage 


9  leg  ade  Ge- 
schäftshäuser —  stetig  fort. 

von  London   zahlte   1851    1 1580 
bewohnte  Hänser,    1881    deren   nur  noch  6493. 
Dadurch  aber  werden  nicht  nur  die  hier 
in  dies  m,  gewöhnlich  innersten,  Kreis  noch 
übrig  en   Wohnungen,   sondern   auch 

-  aächsti  n  Kreises  entsj  rechend  ver- 
i.  Die  Steigerung  des  Boden1 
im  Innern  der  Städte  und  damit  eine  Er- 
höhung der  Mietpreise  ist  ein  ganz  natür- 
licher wirtschaftlicher  Vorgang.  Die  von 
den  Aussenbezirken  nach  dem  Lnnern  der 
■  mit  steigender  Nachfrage  und  sieh 
verringernder  Möglichkeit  des  Angebots 
wacl  rte  Grundrente  ist  ein 

wesentlicher  Faktor  der  Boden-  und  Häuser- 
ler  Stadl         en  Einwohnerzahl  zu- 
nimmt.     (Rödern.) 

dii  ses    natürliche   Zurückbleiben 
bots  hinter  der  Nachfrage  tritt  aber 
vielfach    auch    eine    nicht    natürliche     Ein- 
schränkui  1 5teren  zunächst  durch  be- 

lere   Cmstände   nicht    spekulativen  Cha- 
rakters, rseits  Vorhandensein  von 
nicht  verkäuflichem  Grossgrundbesitz  in  der 
di  ;■  Sl  idt  oder  andererseits  zu  grosse 
Zersplitterung  und  Gemengelage  der  Grund- 
stücke, welehe   ihre  Bebauung  erschweren  ; 
dam.               dlem  die  künstliche  Steige- 
des  Bodenwertes   durch   die  gewerbs- 
mäSE  ;.    insbesondere    von    so- 
genannten  Terraingesellschaften,  aber  auch 
Bauunternehmern     und     Privaten. 
Zwar  ist —  ab  von  der  Verteuerung, 
die  so  zii               der  Zwischenhandel   mit 
bringt  — ,  wie  neuerdings  A.  Voigt  mit 
gehoben  hat,  die  Wirkung  der 
ulation  hier  wie  auf   anderen  Gebieten 
nicht   notwendig  und   immer  Erhöhung  der 
Preise  über  jenes  natürliche  Steigen  hinaus, 
aber  sie  ist  dies  deich   in  der  Begel  in  den 
Z<  iten     •  ines    raschen    Aufschwungs    und 
rapider  Entwickelung  einer  Stadt  oder  eines 
!;"iN.    wo    sie   insl  leicht    zu 
Debersehätzung   der   günstigen    Kon- 
junktur oder   v                      -    Tempos    der 
Entwickeln              it    und    damit   zu 
unberechtij                                     verfrühten 

und   der  Mieten 

auf  d  Seite,  grossen,  gar  nicht  oder 

nur    wenig   verdienten    Gewinnen    auJ 
anderen   Seite,    denen   nur  selten    ähnliche 
Verluste  gegenüberstehen. 

!: Eingreifen  der  Spekulation 

erklären  sieh  namentlich  unverhältnisn 
Grundstückspreise  auch  in  den  Au 
bezirken,  Vororten  u.slw.    Siesind  liier  aber 
utschland  zum  Teil  hervorgerufen  oder 
i  ■    v    rd<  ■,  durch  un- 
B    - ■•  m ■:.    plane  und  Bauordnungen, 
ntlich  durch  die  Möglichkeit,  auch  hier 
insserenKreisen  vielstöi  I  ige  I 


häuser.     sogenannte      Mietskaserne! 
zu     hauen.      Allerdings     bestellt     da 
Wechselwirkung:  weil  Etagenhäuser  gi 
en    dürfen,    werden    die    Gruudsl 
■    auch    in    diesen    Aussenbezirken 
hoch,    und    weil    die    Grundstückspreisi 
hoch  sind,    muss   der  Grund   und   Bodei 
stark     ausgenützt     d.    h.    so     hoch     gebaut 
werden,  als  es  baupolizeilich  zulässig  ist. 

Diese  besonders  für  Deutschland  — 
namentlich  im  Gegensatz  zu  England  und 
Belgien  —  charakteristische  Erscheinung  des 
Vorherrseheus  der  Etagenhäuser  auch  in  den 
Aussenbezirken  der  grossen  Städte  ist  abei 
und  insbesondere  in  Berlin,  wo  wir  diese  Ent- 
wickelung am  stärksten  finden,  —  wie  zuerst 
Eberstadt  gezeigt  hat  —  doch  in  erster  Linie 
lezu  durch  verkehrte  Bebauungspläne 
geschaffen  worden,  denen  jedes  soziale  Ver- 
ständnis fehlte  und  die  daher  statt  einer 
entsprechenden  Abstufung  (Zonenbau,) 
selben  weitgehenden  Anforderungen  in  Bezug 
auf  Strassenbreite  etc.  draussen  an  der  IVri- 
pherie  stellten,  welche  für  die  grossen  Verkehre* 
ädern  der  Stadt  berechtigt  waren,  und  dadurch 
die  Hauptursache  für  das  System  der  MietSi 
kaserne  mit  einem  oder  mehreren  Höfen  ge- 
worden sind. 

So  wurden  in  Berlin  durch  den  Bebauungs- 
plan auch  da,  wo  nie  eiu  grosser  Wagenverkehi 
zu  erwarten  war.  riesige,  von  keiner  Strasse 
durchschnittene  Häuserblocks  geschaffen,  deren 
Areal  vielfach  dem  eines  kleinen  Landstadt,  hens 
gleichkommt.  Da  diese  Häuser  nun  ebenso 
hoch  gebaut  werden  durften,  wie  die  Strasse 
breit  war,  und  eine  sehr  grosse  Tiefe  erhielten, 
ergali  die  möglichst  grosse  Ausnutzung  dea 
Bodens  hier  mit  Notwendigkeit  das  System  der 
Hufe.  Hinter-  und  Quergebäude. 

Diese  fehlerhaften  Bebauungspläne  hängen 
eng  zusammen  mit  den  Mängeln  der  Bauord- 
nungen, die  eine  zu  grosse  Höhe  der  Bebauung 
und  eine  zu  starke  Ausnutzung  der  Grundfläche 
zuliessen  resp.  zulassen.  Man  braucht  dabei 
wohl  nicht  eine  bewusste  Förderung  der  Speku- 
lation anzunehmen:  die  Vergrößerung  der  Städte 
war  eben  in  Deutschland  eine  so  rapide,  dase 
sie  den  Stadt-  und  Polizeiverwaltungen  zunächst 
über  den  Kopf  wuchs.  Auch  das  moderne 
deutsche  Protzentuni  hat  mit  der  Anschauung, 
dass  breite  Strassen  und  hohe  Häuser  m-oss- 
städtisch  seien .  dabei  jedenfalls  mitgewirkt. 
Vor  allem  aber  begründete  man  diese  Zulassung 
des  Hochbaues  in  den  offiziellen  Erläute- 
rungen zur  Bauordnung  für  Berlin  und  seine 
Vororte:  ..damit  die  grosse  Zahl  der  Minder- 
bemittelten ihren  Verhältnissen  gemäss  mög- 
lichst billige  Wohnungen  finden." 

In  demselben  Sinne  ist  jüngstens  A.  Voigt 
gegen  Eberstadt  und  P.  Voigt  für  die  Miets- 
kasernen liezw.  den  Hochbau  eingetreten  als 
die  Form  des  baugewerblichen  Grossbe- 
triebs, welcher  allein  in  kurzer  Zeit  die  Auf- 
gabi di  i- 1  uterbringung  so  grosser  Bevölkerungs- 
zu  lösen  im  Stande  gewesen  sei  und 
wodurch,  wenn  auch  vielleicht  eine  Steigerung 
des  Bodenwerts,  so  keineswegs  auch  notwendig 
du-  Mieten  bewirkt,  vielmehr  unter  sonst  "hi- 
eben   Uniständen     ein    niedrigerer    Stand     der 


Wohnungsfrage 


Beten    em.lt  werde.      Das  trotzdem  erfolgte 

u  :;;;„„,,,  st,,,.,,  ^51^0,,™  -, 

,    Jahrzehnte     wird    von    ihm     ui    "   ■ 

Materialpreise,     vor      allem     «her     dm«  h    das 
tmiüsere     Bauen     gestiegenen    Baukosten 

die     Wohnungsfrage      ist     eine     Bankosten 
zurückgeführt ,   ..„1    ^Vorherrschen 

/,."  uiedrigen  Einzelhäuser  m  England  und 
Sgiennefen  der  Wohnsitte  aus  der  emfacheren 
RmiweUe  bei  den  etzteren  erklart,  welcne  sie 
|ean  Mietskasernen  gegenüher  länger  konknrrenz- 

,;ili:;;;llt  das  erstere  -  die  Notwendigkeit 
&s  Hochbaues  auch  in  den  Aussenbezirken  - 
?  i     ,   n.    »lc    richtia-    nur    zuzugeben    tut 

;        dfhteteÄrainmitberchränkter 

I    a.efegene    Stuttgart  .   nicht    aber    tiu 
Städte    in    der  Ebene   mit    unbegrenztem   lei- 
'   i       w       bei    entsprechenden    Bauordnungen 
i     ■  allerdings  auch  entsprechender   Bntwicke- 
Sg    dT  Verkehrsmittel,    wie   eben   England 
nndBelo-ien  beweisen,  sehr  gut  anch  ohne  Hoch- 
tau und  doch   im  Grossbetrieb  -  denn  beides 
braucht  nicht  notwendig  zusammen  zu  fallen  - 
Sm  Massen    untergebracht    werden   können. 
E     wirtechaftliche    Ueberlegenheit    des   Hoch- 
banes  da-egen-und  damit  billigere Mieten-be- 
a^ktrrzeZeitbei  seiner  ersten  Anwendung 
auf  bisher  niedrig  bebautem  Terrain;  sobald  ei 
a    ,    ,  n     geworden   und    der   Bodenwert   ent- , 
Zechend    «stiegen  ist.   so   verschwindet    sie. 
jl1,.  ^sEikosten  Weigernde  Wohnungstons 
in  Deutschland  aber  -  überwiegend,  .jedenfalls 
bei  den  von  Arbeitern  bewohnten  Mietskasernen 
Pin    unreeller     auf    das  Aeussere    beschrankter 
lSxus   der  gegenüber  den  äusserlich  einfachen, 
ata im  Inner?  zweckmässigen  und  behaglichen 
e      is eben   und   belgischen    Kleinhäusern   kerne 
„hl«  Befriedigung   d- Wohnbediutmsses  dar- 
stellt —  ist      wie   A.  Aoigt    selbst    saut,    duuli 
die  Mietskaserne  künstlich  hervorgerufen,  diese 
£t  also    auch  hier  die.   wie    eben  jene  anderen 
Landeseigen,  keineswegs  notwendige  l 

Auf  dir  anderen  Säte  aber  bildet  dieses 
Massenmietshaus  geradezu  ein  Hauptanreiz-  I 
mittel    für   die  Bodenspekulation   durch  die 
"     ,t-  Art  und  Weise  seiner  Entstehung  und 
^eräusserung.     Audi    mit    kl  man    Grund- 
stücken  kann   spekuliert   werden,    aber  vo 
a Sem  reizen  doch  die   grossen  Grundstucke 
dazu   aus  Kauf  und  Terkauf  des  Grund  und 
Bodens    und    Erbauung    und   Veräusserung 
von  Häusern  ein  Gewerbe  zu  machen     Zu- 
S£    wird    schon    der  Boden   Fehden 
Zwischenhandel  verteuert.     Dann  fuhrt   dei 
Bauunternehmer  -  nicht  selten  eine »frag- 
würdige Existenz  -  einen  oft  sehr  unwirt- 
schaftlichen Bau  auf,  nachdem  er  den  Bau- 
platz   mit    Eintragung   einer   Hypothefi    er- 
worben hat:  nach  Fertigstellung  eines jeden 
31    :kwerks    wird   eine    neue   Hypothek    zu 
immer     höheren    Zinsen    aufgenommen    - 
häufi«-  auch  von  dem  Bodenspekulanten  — , 
Snd  die  Mieten  müssen  nun  alle  diese  hohen 

Zinsen    einbringen     und     ausserdem     einen  | 
üeberschuss  für  den  Bauunternehmer.    wel-| 


,  schnell  durch  Verkauf 

äes  Bauses  kapitalisiert. 

U,     dieser     „allgemeinei  des 

aeueren    Städtebaues,    dem    Ha 
sieht    Eberstadl    daher   .neb   die   1  rn 

'■"r'7"      i      1.  h- 

ßrund  und  Bodens  in  Deutsch 
l,u„l    und    ihres    steten    Wachsens   bei    voll- 
ständio-em   Fehlen   einer   Tilgung,    indem   da- 
durch" o   der  Verschuldung  von 

„  andere  Schulternden  Mieter, 

abgewälzt    werden   können    und    niedrige  An- 

zahmngund  hohe  Verschuldung  für  den  Hans- 

r   vorteilha  I  n.     So    ■•»<»    das,  ™ 

den   letzten   Jahrzehnten    ausgebildete   System 

,,     Mtetska      ue,    wo   immer   es   durchgeführt 

ist     die    effektiven    Hausl f1,''1'^" 

seitigt  ■   es  kennt  nur  eine  geringe  Zahl  nonu- 
besitzer  und  andrerseits  die  Gi 
eit  der  Mieter.    Die  Hypothekenzinsen  weru.n 
\        K    raushereelmmig  des  Mietshauses  zu- 
erst  in    \nsatz  gebracht  und  ebenso  wie  alle 
übrigsten  dfs ^Grundbesitzen 
abgewälzt.    Jede  Steigerung  des  Boden* 

•der  ib-winn  des  Spekulanten  wird  in  keiner 
Seren  Form  verwirklicht  als  in  Vermehrung 
der  Bodenschulden". 

Und  zwar  sind,  da  die  soliden  Bauimtei- 
^  ...     • _    f.-,«    Aia    mittleren 


,  regelmässig  nur  für  die  mittleren 
',  wohlhabenden  Schichten  bauen,  gel 
bei  den  für  die  arbeitenden  Klassen  be- 
stimmten Mietskasernen  die  Bauunternehmer 
metsSapitalarme  und  zweifelhafte  Elemente 
iv  welche  das  oben  Gesagte  ganz  besonders 
o  t  Hier,  bei  den  grossstädtischen  Miets- 
häuser» fiir  Arbeiter,  treffen  also  jedenfalls 
alle  Umstände  zusammen  die  den  Boden 
und  die  Mieten  verteuern  (Roeden i).  Damit 
sind  wir  wieder  bei  der  speciellen  \\  ohnungs- 

I  ^Die^pecfelle  Wohnungsfrage  der  ar- 
beitenden Klassen  hat  also  zunächs *  in  be- 
iders    verstärktem   Masse    dieselben    Li 
Seo  wie  die  allgemeine,   wie  sie  ja  eben 

'auch  zum  einen  Teil  nur  eine  besonder 
intensive  Form  der  letzteren  ist,  da  ja  dm  eh 
He  moderne  industrielle  EntWickelung  vor 
allem  Massen  v,,n  Lohnarbeitern  in  die 
Se  gezogen  worden  sind  und  deren  rasches 
W^clisnun  daher  hauptsächlich  ein   solches 

hin-  und  hergeworfen  wird,  um  so  len  nter 
entstZ  dab|  Wohnungsnot    Dies^be  wud 

;  noch  besonders  vergiössert    wer,  i rtu ottent 
liehe  Anlagen,   Docks,   Bahnl ole  et c.  o  gar 
im  hygienischen  Interesse  vorhandene  Woh 

nun-eu  weggenommen  und  umgebau  wfflv 
denS  Die  verbesserten  schöneren  Neubauten 
nehmen    eine    zahlungsfähigere    Bewohn»- 

Leute  rezwungen  sind,  ihren  ünterschiupi 
Lf  schlechteren  Behausungen  zu  suchen 

In  Hamburg  hatte jler  Anschlussan  das Zo£ 
gebiet  1883/84   den  Abbruch   von  oOü  Häusern 
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zur  Folge.    16  hner  suchten  neue  und 

zwar  meist  klein-  Wohnungen.    Aehnlieh  war 
<.-s  in  anderen  Städten,    Paris    Verbesserungen 
nnd  Verschön  ernngen  unter  Hausmann  .  Wien  etc. 
Dazu  kommen  aber  hier  d  ädere 

Umstände  hinzu:  das  ist  vor  allem  die  Ab- 
Bauunternehmers, sieh 
auf  den  Bau  i  terwohnungeb  einzu- 

..   uielit   etwa    weg 
tabilität  —  diese  ist   im   &  s  hier  in 

tegel  höher  — .   sondern  weil  si( 
meistens    nur    bauen,    um    die   Häuser   so 
schnell    als    möglich    wieder    zu   verk 

in   aber   ist    bei 
■  :i    be- 
stimmten   Häusern 

weil    Besitz.    Verwaltun  Vermietung 

So    erklärt 
sich    hauptsächlich,    da—    s  i  h    ein 

Manuel  au  smI.-U.-h   kleinen  Wohnungen  be- 
llt. 

zu  kommt   ferner  die  Notwendigkeit, 
in  der  Nähe   ..der  wei   .  nicht   in  zu 

itsort  zu  wohnen, 
welche  für  diese  Klassen  wegen  ihrer  -. 
Aib.  id    der    Kosten    mehrma 

Hin-  und  Herfahrens  au  st.    Die 

smittel 
für    die    Wohnungsfrage    wird     hier 

klar.     Ai:  gewisser  Einfluss 

banden, 
wenn  er  auch  nicht  so  gross  sein  dürfte, 
wie  wird. 

Dann  aber  besteht  auch  ein  Mangel  auf 
der  Ai  der  Mang 

in-    gesunder    und 
nicht  überfüllter  W  .   an  Vet 

für  die  gesundheitlichen  und  sittlichen 

Zun; 

eht  doch  meist  ein  verhängnisvoller 
(ärcuhis  vitiosüs. 

|l;     "  h    für   die   ar- 

nden  Klassen  auch,  aber 
nur.   eine   Lohnfrage.     Sie    kann   nichl 
der  Arbeiter  i 
für  Stube  und  Küche  im  \ 
nach  dem  Hof  hii  Drittel,  in 

e!ner  he  Räume  nur 

- 
-      Aber    für    die    unti  i 

in  überhaupt  nichl  zur  Beschaffung 
d     Wohnung     ohne 
rfüllung  ausreicht,  ist  - 

länd- 
Lrbeiter,  ui  -  Arbeiter- 

isl    so   auch   eine   Haupturs 
beiterwohnungsfr; 


VI.  Die  Abhilfe-. 
Auf    keinem    I 

Fährlicher  für  die  Gesi 


Zeitpunkt    zu   verpa 
dem  der  Wohnungsfrage ;  nirgendwo  i>t 
es    aber    auch    schwieriger,     eingewui 
schlechte     (Gewohnheiten     zu     überwi 
ndwo  kostspieliger,  bestehenden  I 
leu  zu  begegnen,  als  im  Bauv    - 
in    der    Benutzung    dei    Wi  hnungen.        Die 
Cebcrwindung  schlechter  Gewolinheiten  bil- 

hon  den  leichteren  Teil    der  Aul 
Diese    werden,   sobald   nur  etwas   Besseres 
geboten    wird,    mit    der  Zeit    zun 
Teil   von   selbst  verschwinden.    Die  E 
Schwierigkeiten  bereitet  die  K 
handelt   -ich    nicht  allein  um  Vet 
vorhandener,   sondern  auch  um  Besch; 
neuer   und   zwar    möglichst    billiger, 
Wohnungen.      Leider    lässl     es    sich 
mehr    aus    grünem    Holze    schneiden: 
Städte   mit  üiren  Strassenanlagen  und 
lichkeiten    sind    nun    einmal    da,    <1. 
Grund   und  Boden    befinden   si 
.nun  Privater,  das  Recht  auf 
ist,  wenn  auch  die  Rente  kaum  als  Erg 
der  schaffenden  Thätigkeit  des  Grundeigen- 
tümers   betrachtet    werden  kann,    ein  wohl, 
erworbenes.     Es   handelt   sich  als.,  um  Ge- 
währung vi      i      - cl  ädigungen,  welche,  ähn- 

bei  der  erstrebten  Einführung 
Tabaksmonopols,    die    Durchführung 

u  erschweren.     Dazu  kommt  die  Un- 
stätigkeit  in  den  Produktions-  und  Wohm 
Verhältnissen.    Je  mehr  die  Bevölkerung  hin 
und    her  flutet,    um    so   höher   die    K 

aus  diesem  Grund,  ist  es  leicht  er- 
klärlich, wenn  alle  Bestrebungen  zur  Y.T- 
besserung  nicht  durchgreifend  geholfen  1 
wohlgemeinte  Gesetze  keinen  Erfolg  hatten! 
fach  sind  die  Ziele,  welche  man  sich 
steckte,  insofern  nicht  erreicht  wo 
neu    gebaute    Wohnungen     rar    nichl 

in,   für  welche'  sie   urspi  ü   _- 
lieh   bestimmt    waren.     Ganz   andere   Leute 

I        i    oder    mit    der    Zeit   E 
tümer    als  diejenigen,  für  welche  eigentlich 
gesorgt    werden   sollte.     Dem   Interesse  der 
letzteren  wurde,  so  bei  den  Wohnung 

ftung,   bei  denen  der  i  (.  Hill, 
Arbeiterstadt   von    Mülhausen  etc.,    nur   in- 
sofern mit;  als  \    nigstens  ein 
der  konkurrierenden  Nachfrage  gedeckt 
wurde. 

Dai  ,  ;,!i    schon    begreiflich, 

wenn  mehrfach  in  Anwendung  gebrachte 
Mittel  "der  von  anderen  Seiten  gemachte 
Vorsi       !  Palliative  bezeichnet  wurden, 

äo  von   Röscher,  welcher  in  einer  Aenderung 
der   Gi     I  ijebung   über    Freizügigkeit    und 
-    ein   Heilmittel  n   zu 

haben  glaubt,  dann  von  Ad.  Wagner,  wi  I 
eine  Reform   imserer  Soz 

1  -  Eigentut  ha*. 

i    st    -  nde  l.'.-.-hr- 
cht  angetastet  wird,  einer  Wi 
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,,]»•  von  Fällen  der  Wohnungsnol  niebl 
rundlich  abgeholfen  werden.  Es  giebl  aber, 
!  ,,-„,  Bedürfnisse  nnd  alle  einschlägigen 
iHnissevon  Ort  zu  Ort,  insbesondere  in 
[er  Stadt  nnd  auf  dem  Lande,  verschieden 
ahd  überhaupt  kein  Umversalheilmittel. 
Vielmehr  haben  Massnahmen  der  ver- 
gasten Art  sowie  private  Bestrebungen 
„„1  zwingende  Anordnungen  der  öffent- 
lichen Gewalt  einander  zu  ergänzen.       _ 

Dabei  sind  aber  wiederum  allgemeine 
ühd  sp e ci e  1 1  e  Wohnungsfrage  auseinander- 
zuhalten. Die  erstens  kann  überhaupt  nur 
dnreh  Massregeln  der  öffentlichen  Gewalten 
äurch  eine  systematische  Wohnungspolitik 
des  Staates  fhezw.  Reiches)  und  der  Ge- 
meinde soweit  als  möglich  gelöst  werden; 
die  specielle  hat  wie  oben  gezeigt  zwei 
Seiten:  den  Mangel  an  Kleinwohnungen  und 
!,,  Mängel  der  vorhandenen.  Wanrentt 
rmn  die  Bekämpfung  der  letzteren  ebenfaUs 

in  der  Hauptsache  den  öffentlichen  Gewalten 
zufällt,    müssen    bei   der   ersteren   Aufgabe 
nrivate,  gemeinnützige  und  öffentliche  lha- 
ti.-k.-it  einander  ergänzend  zusammenwirken. 
'   Die  Anschauungen  darüber,  ob  die  freie 
brivate  Wirksamkeit   für  Lösung  der    >\  oh- 
nnn-sfrage    ausreichend     sei    oder    ob    die 
öffentlichen   Gewalten  regelnd   einschreiten 
.,,11,-n    Mild  allerdings  noch  geteilt  und  zwar 
finden  wir  Schriftsteller  einem  solchen  Ein- 
schreiten geneigt,  welche  sonst  der  privaten 
Spekulation    ein  möglichst   freies  Feld  ein- ' 
Garant    wissen    wollen,    während   andere, 
welche    nicht    gerade    zu   den   Freihändlern 
gehören,  gegen   staatliche  Massnahmen  sich 
weit  mehr  ablehnend  verhalten. 

Ein   Röscher,   ein  Schmoller  u.  a    machen 
auf  die  Wirkung  hoher  Mietpreise  aufmerksam. 
Dieselben  bildeten  den  besten  Schutz  gegen  all- 
zu    starken    Zudrang,    insbesondere    von    wirt- 
schaftlich unselbständigen  Personen  nach  über- 
völkerten Plätzen  und  seien  ein  Reizmittel  für 
Neubauten;  eine  künstliche  Herabdruekung dei- 
n  mache  Zuzug  und  Not  nur  noch  grosser 
..Dem  Bedürfnis  in  seinem  ganzen  l  mtaiige  ge 
recht    zu    werden,   ist    .nach  Albrech  -nur    he 
Privatspekulation  imstande."     Doch  soll  es  sich 
,larum   handeln,   die   Privatspekulation   u l   die 
richtigen  Wege  zu  lenken,  es  mussten  an  Stelle 
der  unsoliden  Bauspekulanten  solidere  Elemente 

^Dagegen  wies  schon  Faucher  auf  den  mono- 
polistischen Charakter  der  Baustellen  hm,  wegen 
Smen  die  Enteignung  derselben  ebenso  gerecht- 
fertigt sei  wie  die  Enteignung  beim  Berghau 
und  bei  Strassen  und  Anlagen  für  öffentliche 
Zwecke  Und  Wiss  meinte,  es  sei  sehr  natui- 
üch  dass  die  Frage  der  Wohnungsnot  durch 
aas  Spiel  der  freien  Konkurrenz,  nicht  gelos 
werden  könne.  Denn  eine  freie  Konkurrent  et 
eben  da  überhaupt  nicht  möglich,  wo  wie  beim 
Grundbesitz   der  Baustellen,    em   entschiedenes 

Monopol  vorliege.  .  ,.    „  ■  ot 

(her  auch  Schmoller  bezeichnet  die  Pnvat- 
spekulation    als    ungenügend.     Es    seien    zwei 


wichtige  psychologische  Thatsachen,  welche  den 
gewöhnlichen    privatwirtschafüichen    Mechanis- 
mus mit  seinen  Motiven  zum  Handeln  mitsemen 
gewöhnlichen   Konsequenzen  hier  lahm    legten 
Es  sei  eine   Nachfrage  vorhau<len.  al»  i   dieselln 
wirke    nicht    auf   ein   entsprechendes    Uge bot. 
Die    Phrase    vom    Egoismus    und    vom    selbst- 
interesse  der  Bi  teiligten,   das  stets  am  besten 
,ur  jeden  zu  sorgen  wisse,  zeige  sich  hier  eben 
als  Phrase'.    Und  doch  er«  ab  I  S  amoller  das 
beste    vom    Voluntarismus.      „Wir    müssen   zu- 
nächst",  meint   er,   „soweil  es  irgend  geht,  er- 
ziehend  auf  die  unteren  Klassen  einwirken,   in 

dem    Sinne,    dass    sie    den    Wert    en ""  n 

Wohnung  schätzen  lernen:  sie  müssi  a  bi  »reifen, 
dass  es  gefährlicher  ist,  auf  ein  gutes  Zimmer. 
als  auf  ein  Glas  Bier,  ein  Sonntagsvergnu io  ,, 
zu  verzichten/'     Hand  in  Hand  mit  einer  solchen 
erzieherischen   Wirksamkeit    habe   eine  bessere 
Erkenntnis   der  besitzenden  Klassen   zu  gehen 
Dieselben  „müssen  endlich  einsehen,  dass.  sell.s, 
wenn  sie  grosse  Opfer  bringen,    dies   nur  eine 
massige,   bescheidene  Versicherungsprämie  ist, 
mit  der  sie  sich  schützen  gegen  die  Epidenneen 
,  ,-,,,„,.„  ,iie  sozialen  Revolutionen,  die  kommen 
i  müssen:  wenn  wir  nicht  aufhören,   die  unteren 
Klassen    in    unseren    Grossstädten    durch    ihre 
Wohnungsverhältnisse  zu  Barbaren,  zu  tierischem 
Dasein    herabzudrücken."      Der   von   ihm    ge- 
machte   Vorschlag     (Bildung     gemeinnütziger 
Aktiengesellschaften,    die    sich    mit    massigem 
Gewinne  bescheiden  sollten)  enthalte  eine  Ver- 
sittlichun- rein  geschäftsmässi-er  Formen  unseres 

wirtschaftlichen  Lehens,    eine   Ethisierung    die 
doch  den  berechtigten  Egoismus  nicht  beseitigen 
wolle;  er  rufe  die  verschiedenen  sozialen  Klasse 
zu   Berührung   und   sittlicher  Wechselwirkung 
herbei,    ohne    dem    Geschäftsleben   Zwang    an- 

ZUtlUnzweifelhaft    sind    tüchtige    Gesinnung 
der   oberen  Klassen   und   gute   Gewöhnung 
der  unteren  von  hoher  Wichtigkeit,  doch  ist 
von  ihnen,    um  mit  Schmoller  zu  sprechen, 
eine  plötzliche  Besserung  nicht  zu  erwarten 
Im  praktischen  Leben  sind  sie  für  jetzt  und 
auch  für  unabsehbare  Zeiten  jedenfalls  unzu- 
reichend, neben  ihnen  ist  die  ö«8^11.^' 
das  freie  Getrieb    1 influssende  Wirksam- 
keit   nicht     zu    entbehren        Alle    echten 
Tugenden,   insbesondere   auch   der  Sinn  tu 
häßliche  Behaglichkeit,  Schönheit,  Reinlich- 
keit  und    Ordnung    können    sich    erst    am 
einem  Boden  entfalten,  welcher  schon  durch 
ein    planmässiges    Einschreiten    von     Staat 
und  Gemeinde    hierfür   entsprechend  vorbe- 
reitet  ist.      Nicht    mit    unrecht   bezeichnet 
darum    Schaffte    die    gesetzliche    Regelung 
der  Wohnungsfraux-  als  ebenso  wichtig    wie 
die  staatliche  Arbeiterversicherung. 

Andere  Länder  sind  Deutschland  mit  einer 
solchen  umfassenden  Wohnungsgesetzgebung 
auchlängstvoransgegangen,  und  zwar  zuerst  und 
am  weiteren  Ueh.eleUaraktcri-t.sherwei-e 
Heimat  des  Manchestertums:  England,  uas 
Ziel  der  englischen  Arbeiterwohnungsgesetz- 
lebung  war  nach  Aschrott  von  Anfang  an  em 
donneltes  einerseits  Beseitigung  der  vorhande- 
|?ienPungeSunden  Wohnungen.  Niederrerssen  der 
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„glums",  und  andererseits  Beförderung  der  Ent- 
stehung neuer  Arbeiterwohnungen.  Schon  die 
älteren,  vor  der  in  Abschnitt  11  erwähnten  Royal 
Commissiou  von  1884  erlassenen  Gesetze  waren 
bemerkenswert  weit  in  ihren  Bestimmungen  ge- 
gangen: d  esbnry  durchgesetzte 
von  1851,  der  Labouring  Classes  Lodging  Honses 
Act,  hatte  den  Lokalbehörden  in  Städten  und 
Ortschaften   von  mindestens  10000  Einwohnern 

Befugnis  zur  Errichtung  von  Logierhäusern 

die  arbeitende  Klasse  unter  Aufnahme  von 

d  \  erpfändung  der  Lokalsteuern 

oder  Gewährung  von  Darlehen  durch  die  Public 

Work      Liiau      Commissioners      gegeben,      die 

Torrens    Uta  von  1868,  1879  und  1882  die- 

iL  Lokalbehörden  ermächtigt,  auf  Anzeige 
der  Sanitätsbeamten  (Medical  Omcers  of  Health) 
den  Umbau  untauglicher  Wohnungen  und  Häuser 
seitens  oder  auf  Kosten  des  Eigentümers  herbei- 
zuführen, und  die  Gross  Airs  von  1875,  1879 
und  1882  die  Säuberung  ganzer  Quartiere  durch 
die  centrale  Baubehörde  (Metropolitan  Board  of 
Works)  bezweckt  und  die  dazu  erforderliehen 
Enteignungsrechte  gewährt,  wobei  stets  eiue 
Nenanlage  erfolgen  sollte.  Dazu  kam  die  durch 
den  Public  Health  Act  von  1875  geschaffene 
Wohnungsinspektion  und  Wohnungspnege.  Aber 
alle  diese  Massregeln  sind  namentlich  da,  wo 
sie    am    nötigsten  waren,    in  London,   entweder 

nicht  oder  doch  nur  in  ungenügendem  Um- 
fang   zur    Anwendung    gelaugt,    hauptsächlich 

n  der  Unwilligkeit  und  üngeeiguetheit  der 
dafür  zuständigen  Behörden. 

Infolge  der  Feststellungen  der  in  Ab- 
schnitt II  erwähnten  Royal  Commission  vou  1884 
erging  schon  im  folgenden  Jahre  1885  eine  Art 
Notgesetz,  das  die  Bestimmungen  der  älteren 
Gesetze  in  einigen  Punkten  verschärfte  und 
branchbarer  machte,  aber  doch  den  Hauptmangel 
bestehen  liess,  dass  die  Ausführung  der  Gesetze 
insbesondere  in  London  in  den  Händen  der 
kleinen,  häufig  aus  „house-farmers"  oder  ihren 
Freunden  bestehenden  Lokalbehb'rden  oder  der 
ron  ihnen  abhängigen  Beamteu  blieb,  welche 
sich  als  ungeeignet  dafür  erwiesen  hatten.  Es 
war  daher,  wie  Aschrott  schon  1885  hervorhob, 
nur  eine  Abschlagszahlung.  Eine  Verwaltungs- 
reform bildete  die  Vorbedingung  einer  erfol'g- 
reichen  Wohnungsreform.  Sie  brachte  der 
Local  Government  Act  von  1888  hauptsäeh- 
lii  ii  durch  Schaffung  des  ans  direkten  Wahlen 
']•  i  Steuerzahler  hervorgehenden  Londoner  Graf- 
schaftsrates [County  Council),  der  mit  den 
anderen  Gratschaftsräten  das  Recht  erhielt, 
eigene  medical  officers  of  health  anzustellen,  und 
in  den  stand  gesetzt  wurde,  die  Thätigkeit  der 
i  resnndheitsbeamten  der  lokalen  Sanitätsbeberden 
der  Kirchspiele  und  Distrikte  zu  kontrollieren, 

nd  die  Aufsichtsbeamten  in  den  wichtigeren 

Aemtern  zugleich  unabhängiger  von  den  kleinen 

Lokalbehörden  wurden.    Damit  war  die  Voraus- 

etzung    für  'ine  energischere   Handhabung  der 

enden   gesetzlichen  Vorschriften  gegeben, 
aber  diese  selbst  wurden  in  der  Folge  auch  be- 
ert  und    verbessert:    der   Public 
b    Acts    Amendment    Act    von    1890    er- 

'ii    Städtischen    Sanitätsbehörden 
bene  Befugnis  zum  Erlass  baupolizei- 
licher Bestimmungen,   und  1891  erhielt   London 
ein  eis  lesetz  übei  die  öffentliche  Gesund- 

heitspflege   Public  Health  London  Act),  welches 


den  1875  fakultativen  Erlass  ortsstatutarischet 
Vorschriften  über  die  Benutzung  von  Miets- 
häusern obligatorisch  machte.  Das  Hauptgesetz 
aber  ist  das  Arbeit  er  wohnungsgeseti 
(Housing  of  the  Working  Classes  Act)  von  1890, 
Es  kodifizierte  nicht  nur  das  bisherige  Rechl 
namentlich  der  Torrens'  und  Gross'  Ai  ts,  sondern 
bildete  es  auch  namentlich  nach  der  positiven 
Seite  erheblich  weiter.  Der  I.Teil  enthält  !' 
Stimmungen  über  die  ..Sanierung"  ganzer  Quar- 
tiere und  deren  Wiederbebauung,  der  II.  über 
Räumung  bezw.  Beseitigung  einzelner  unbe- 
wohnbarer Häuser,  Beseitigung  einzelner  hindert 
lieber  Gebäude  (obstructive  buildings)  und  Sa- 
nierung vou  Häusergruppen,  der  III.  über  Be- 
förderung der  Errichtung  von  Mietshäusern  tür 
die  arbeitende  Klasse;  danach  kann  die  Lokal* 
behö'rde  schon  vorhandene  Arbeiterwohnhäuser 
kaufen  oder  pachten  oder  neue  baueu  oder  die 
Verwaltung  vou  solchen  übernehmen.  Die  Mittal 
dazu  sollen  von  den  Public  Work  Loan  Com« 
missioners  unter  denselben  Bedingungen  ge- 
liehen werden  wie  bei  sanitären  Arbeiten  und 
Anstalten.  Ausserdem  wird  Eisenbahn-,  Dock-, 
Hafen-  und  anderen  Gesellschaften,  Genossen- 
schaften und  Vereinen  und  Privaten,  denen 
Land  eigentümlich  oder  auf  wenigstens  50  Jahre 
gehört,  der  öffentliche  Kredit  zur  Erbauung  von 
Arbeiterwohnungen  zur  Verfügung  gestellt. 
Während  dieser  III.  Teil  noch  in  der  Haupt) 
sache  unausgeführt  ist,  sind  die  beiden  ersten 
hauptsächlich  durch  das  energische  Vorgehen 
des  Londoner  Grafschaftsrates  in  bedeutendem 
Umfang  zur  Anwendung  gekommen.  Der  Sniall 
Dwellings  Acquisition  Act  von  1899  ermächtigte 
weiter  die  Ortsbehörden,  an  Eingesessene  Geld 
zur  Erwerbung  von  Häusern  bis  zum  Markt- 
wert von  400  £  auszuleihen,  und  im  Jahr  1900 
erhielten  die  städtischen  Behörden,  welche  den 
Teil  III  des  Gesetzes  angenommen  haben,  das 
Recht,  auch  ausserhalb  ihres  Weichbildes  Land 
zur  Errichtung  von  Arbeiterwohnungen  zu  er- 
werben, wovon  der  Londoner  Grafschaftsrat  auch 
schon  Gebrauch  gemacht  hat. 

Auch  in  Belgien  bezweckt  das  Arbeiter- 
wohnungsgesetz vom  9.  August  1889  nicht  nur 
Verbesserung  der  vorhandenen  Wohnungen  durch 
die  Wohnungs-  und  Wohlfahrtskommissionen 
(Comites  de  patronage  des  babitations  ouvrieres 
et  des  institutions  de  prevoyance),  sondern  auch 
Förderung  des  Baues  von  neuen  namentlich  in  der 
Form  des  Erwerbshauses  durch  Kreditgewährung 
seitens  der  Centralsparkasse  des  Landes  an  die 
Kreditgesellschaften  und  -genossenschaften  I  Bau- 
gesellschaften), die  ihrerseits  wieder  auf  Grund 
eines  Certifikats  der  Wohnungskommission  an 
Arbeiter  —  und  zwar  nur  an  solche  —  Darleben 
zum  Bau  oder  Erwerb  eines  Häuschens  geben. 
Dieser  wird  nach  Ver  Hees  schon  in  den  Volks- 
schulen den  Kindern  als  Lebensziel  eingeprägt 
Dazu  kommen  Steuererleichterungen  der  Kredit- 
gesellschaften und  der  Darlehensnehmer. 

Wesentlich  nach  dem  Muster  dieses  belgischen 
Gesetzes  ist  dann  in  Frankreich  das  (lesetz 
betr.  billige  Wobnungen  (loi  relative  aux  babi- 
tations ä  bon  marche)  vom  30.  November  1894 
entstanden.  Es  ist  nicht  auf  ..Arbeiter"  be- 
schränkt, sondern  auf  die  ..billigen  Wohnungen"' 
von  bestimmtem  Mietwert  und  hat  ebenfalls 
Wohnungskommissionen  geschaffen  (Comites 
d'habitations  ä  bon  marche),   aber  nicht  wie  in 
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„  obligatorisch,  sondern  fakultativ;  auch 

leschaffimg    von   Kredit  Baugesell- 

^haften  ist,  auch  ..ach  dem  Ergänzungsgesetz 

'      1895    weniger  weitgehend  und  zweckmassig 

en'aWriovl  denn    Frankreich,    nicht 

Irland  ist   heute  das  Manchesterland. 

Erwähnung    verdient    hier  auch  das  Woh 

Mnngesetz  des  Kantons  Basel  vom  o.  April 

"hT   das   in  5  Abschnitten  die  \\  ohnungsauf- 

i,lt'  die  finanzielle  Beteiligung  der  öffentlichen 

Verwaltung  an  der  sanitärischen  \  erbesserung 

Z.   Wohnungeu,    die    sanitärischen    Anforde- 

„  an  di<   Wohnungen  im  allgemeinen,  Be- 

Smn-en   über   Schlaf-   und    Kostgangereien 

Sd  zKnoiete  und  Straf-  und  Ausfuhrungs- 

testimmungen  nmfasste,  aber  durch  emEeferen- 

dum  am  24.  Juni  abgelehnt  wurde. 

1   Die  BeseitigunS  der  mangelhaften 
Wohnungen.      Die    Mangelhaftigkeit    der 
W(  hnungen  ist  entweder  liervi .rgerufen  durch 
technische    Momente,    die    Art    und    Weise 
des  Baues,  oder  durch  die    Art  und  Weise 
der  Benutzung,  insbesondere  durch    I 
füllung.     Die  auf  Beseitigung  der   mangel- 
haften   Wohnungen    gerichtete     Wohnungs- 
»olitik— die  negative Wohnungspolitik  —  | 
hat  also  beides  zu  beimpfen,  und  zwar  so- 
wohl bei  den  vorhandenen   Wohnungen   als 
bei  den  neu  entstehenden.   Die  Verhinderung 
baulichen  Mängel  bei  letzteren  ist  Aut- 
der  Baupolizei  und  geschieht  durch  die 
I     ,  ..rdnung,    die   Beseitigung    der   bau- 
lichen   Mängel   bei    den    vorhandenen    und 
die     Verhinderung    der     UeberfiÜlung    bei 
ihnen  wie  bei  den  neuen    ist  Aufgal 
Wohnungspolizei   und   wird   bewirkt   durch 
Wohnungsinspektion  und  banie- 

rung. 


a)    Wohnungsinspektion   und   Sanie- 
rung. Die  erste  Wohnungsinspektion  wurde  m 

Frankreich  schon  1850  geschaffen  blieb 
aber  auf  dem  Papier:  dagegen  ist  ünglanü 
auf    diesem    Gebiete    bahnbrechend    vorge-  ■, 

^tin^öii  j      *    I 

Die  W.  .hnungspflege  wurde  in  E  n  gl  a  n  d .  wie 
oben   angeführt,   schon   1875   durch   den  Public 
HealthAct  geschaffen  und  1890undl891  erweitert . 
eisterer  verpflichtete  jede  städtische  Sanitätsbe- 
hörde, einen  „medical  ofiicer  ot  health\  einen   sur- 
vevüi-  uud  einen  „inspector   ofnuisances     an- 
zustellen; unter  dem  medical  otheer  der  Lokal- 
behörde     und     seinen    eventuellen    Assistenten 
auch  Aerzten)  stehen  die  -sanitary  mspectors 
Gesundheitsaufseher).     Diese  Beamten   können 
zunächst   ein    gewisses    Mass   von   Eemhchkeit 
erzwingen,    ferner    bestehen    .  orschntten    über 
Eut-  und  Bewässerung.  Kellerwohnungen    deren 
Neuschaffung  i  ausgenommen  London    schon  seit 
1875  verboten  ist.   Für  die  geringwertigen  Miets- 
häuser uud  diejenigen  höherwertigen,  deren  Er- 
trag sich  aus  kleinen  Mieten  zusammensetzt  des- 
gleichen für  die  Logierhäuser,  die  registrier!  sein 
müssen,   bestehen    bestimmte    ortsstatutarische 
Vorschriften.     Die  Hauptaufgabe  ist  die  Besei- 
tigung   der    ..Unerträglichkeiteu"     inuisance»,, 
wozu" ausser  mangelhafter  baulicher  Unterhal- 
tung   eines   Hauses,    ungenügender   Reinigung 


von    Flataeii  Abtritten  eta   auch 

:  ige    I  eberfüllung  unes 

oder  11. (Um-  gehört,  [st  Beseitigung  der  nni- 
sance  nicht  durch  Reparatur  oder  germgfugige 
rjmbaul  -  des  Eigentümers  wögli 

erfolgt    (event.    gerichtliche     Schhessung 
ihm-..-  uud  Dmhau  durch  den  Eigentümer  nut 
einer  gewissen  finanziellen  Unterstützung  nach 
Teil  U    des    Bousing   of   the  Working   >  lasses 
Act  von  1890    s.  o.  .     Dem  vertriebenen  U 

ht  Umzugskost  prochen 

werden  die  von  der  Lokalbehörde  auszulegen 
und  vom  Eigentümer  zu  erstatten  sind.  Zur 
Ausübung  dieser  Wohnungspflege  hat  der  Me- 
dical officer  of  Health  in  den  grösseren  eng- 
lischen Städten  einen  Sts  '  und  mehr 

ten    -    in  Birmingham    und    Mancl 
auch  weibliche  -  unter   sich     In  London   gab 
es  1890  bezw.  1895  56  medical  pfficers  of  health 
'und  231  Gesundheitsaufseher,  so  dass  auf  einen 
von  diesen   durchschnittlich    2545   Hauser 
L8706  Einwohner  kamen.    Die  Art  und  Weise 
ihres  Vorgehens  wird  vonReineke  und  U  shauseu 
als  besonders  verständig   gerühmt    und  daraus 
wie.    aus    dem   Mangel  jeden  polizeilichen  Cha- 
rakters der  Ueberwachnng  und  der  Zusammen- 
setzung der  Gesundheitsaufseher,  die    nach  bt- 
ziehuno-   und    Herkunft    dem    Publikum    naher 
stehen   als   Aerzte   oder  Polizeiofnzianten.   der 
orosse  Erfolg   dieser  Wohnungspflege  in  bng- 
fand  in  neuerer  Zeit  erklärt 

Iu   Belgien   haben    die   Wohnungs-    und 
Wohlfahrt  skommissionen    —   ehrenamtliche  ur- 
o-ane  aus  Männern  der  Praxis,  sozialpolitikern, 
Ken,    Juristen,    Technikern,    Archite] 
Arbeitgebern,  Vertretern  der  BaugeseUschatten 
und  Arbeitern  zusammengesetzt  —  neben  stan- 
digen   Untersuchungen    der   Wotaiungsverhalt- 
,nisse  die  WohnungsbeauSsichtigurig,  aüerdinga 
!  nur  mit  dem  Recht,  den  Gemeinden  A  orschlage 
zu  machen,  ohne  ihre  Durchführung  erzwingen 
zu  können.    Trotzdem  haben  sie  nach  Ver  Heft. 
zum  Teil    gute   Erfolge    erzielt:    im    Kreis   der 
Kommission     von    Verviers    wurden   über  800 
Häuser  verbessert  ;  allgemein  erfolgreich  können 
sie  aber  so  natürlich  nicht  sein. 

In   Frankreich   haben   die   selbst   nicht 
einmal   obligatorischen  Wohnungskommissionen 

*  fft^vf reinigten    Staaten    haben 
erst  Enqueten  der  90er  Jahre  Anlass  zu  aus- 
reichenden gesetzlichen  Bestimmungen    i ato 
ieuh-eu    Staaten,     in     welchen    die    grosseren 
ffi  New-York,  Boston,  Philadelphia.  Chicago 
und  Washington  liegen,  gegeben.    In  »ew-iorK 
wurden    durch    das    ^hausgesete   von   1895 
itenemeut  house  law  die  \  ollmachten  dei  Muni 
cSlHealthoffieers  vermehrt  und  vorg. 
dass  kein  Mietshaus  oder  Logierhausregeli 
SSr  als  65»/,  der  Grundfläche  bedecken  daxt 
in  denselben  jeder  Erwachsene  4™,  ]edes J^mU 
200  Knhikfuss   Luftraum  haben  muss in 
sundheitsschädliche  Häuser,  bei  denen  nurNieder- 
reissen   hilft,    beseitigt    »<^HJ)SLJ?5Z_ 

k  t  ui  de  weitestgehenden  Rechte  zur  Er- 
zwin  ™n-  dieser  Vorschriften,  neuerdings  auch 
ricnShe  Gewalt  und  ein  grosses  gut  organi- 
siertes Corps "vuii  sanitary  officers  und  mspectors. 
!oTdaÄ  wirklkh   allgemeine  Durchfuhrung 
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der  Vorschriften  erzielt  wird,  vermögen  wir 
nicht  zu  sagi  o.  Sehnlich  liegen  die  Verhält- 
in  Bezug  auf  Wohnungsinspektion  und 
Sanierung  in  Boston;  hier  bestimmt  ein  Gesetz 
über  die  Niederreissung  angesunder 
Gebäude.  1899  wurde  hier  vom  Gesundheits- 
amt die  Niederreissung  von  116  Gebäuden  ver- 
ln  Philadelphia  trifft  ein  Gesetz  von 
1893  Bestimmungen  über  die  hier  in  der  Stadt 
des  Einzelhauses  selteneren  Mietshäuser,  in 
Chicago  eine  Verordnung  von  1897,  in  Washington 
eine  solche  von  is9ii  über  die  hier  besonders 
ungünstigen  „alleys"  der  Negerbevölkerung. 
In  keiner  der  anderen  grossen  Städte  der  Union 
giebt  es  nach  Weber  irgend  welche  bedeutsame 
Gesetze  oder  Verordnungen  zur  Wohnungsfrage. 

In  D  e  u  t  s  c  h  1  a  n  d  herrschte  s<  hon  1S86  auf 
der  Generalversammlung  des  Vereins  für  Sozialpo- 
litik v.dles  Einverständnis  darüber,  dass  ein  den 
Anforderungen  der  Gesundheitspflege  und  Sittlich- 
keit entsprechendes  Wohnen  nur  zu  erreichen  sei, 
nenn  nicht  nur  die  Herstellung,  sondern  auch 
die  Benutzung  der  Wohnungen  durch  behörd- 
liches Eingreifen  geregelt  wird  Diese  Forde- 
rung wurde  dann  besonders  vom  Deutsehen 
Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege  aufge- 
nommen   und    eine    einheitliche    Gesetzgebung 

ganz  Deutschland  oder  mindestens  für  die 
Einzelstaaten  verlangt.  ..welche  das  Bewohnen 
unzweifelhaft  ungesunder  Wohnungen  verbieten 
und  zur  Durchführung  dieses  Verbotes  den 
Polizei-  und  Eommnnalbehörden  genügende  Be- 
fugnisse einräumen    sollte,  um  insbesondere  die 

htnng  der  baupolizeilichen  Zweckbestim- 
mung bei  der  Benutzung  der  Lokalitäten  zu 
ii  und  die  gesundheitswidrige  Ueberfüllung 
der  Wohnungen  und  übermässige  Verminderung 

Luftraumes  namentlich  in  Schlafstellen  zu 
verhindern".  Als  Vorläufer  dieser  verlangten  Ge- 
setzgebung erscheinen  verschiedene  Gesetze  und 
Polizeiverorrlnnngen,  die  in  den  Einzelstaaten 
zur  Regelung  des  Kost-  und  Quartiergänger- 
di  -  Schlafstellenwesens  und  der  Sorge 
für  Unterkunftsräume  der  in  gewerblichen  und 
landwirtschaftlichen  Betrieben  beschäftigten  Ar- 
beiter ergangen  sind,  und  in  der  Regel  vor- 
gängige Genehmigung  der  Behörde.  Trennung 
der  Geschlechter,  Gewährung  eine-  bestimmten 
Luftraums  an  den  Einzelnen,  ausreichende  Ven- 
tilation, Reinlichkeit   und  Ordnung,  aber  keine 

massige  Beaufsichtigung  der  benutzten 
e  vorschreiben. 

Dagegen  ist  die  verlangte  allgemeine,  ein- 

ii  he  J;  i  ii  hs  wo  b  aungsgeset  z  geh  ung 

noch    nicht    zu   stände    gi  1 imen,  sondern  bis 

.jetzt  nur  in  einigen  wenigen  Einzelstaaten 
bezw.  Regierungsbezirken  oder  Städten  eine 
allgemeine  Regelung  dieser  (richtigen  Frage 
erfolgt.    Und  zwar  ist  inPreussen  auf  Grund 

des    §    60,    Titel    1,.    Teil    11    des    allgemeinen 

Landrechti     die  Polizei   in    der  Stadt   Posen 

-•  it    1892  .  en.    und    im    Ri  gierungs- 

Düsseldorf    am   21.  November    1895 

bezw.  25.  Mai  1898,  in  Lüneburg  am  8.  No- 

i   1898  und  in  M  iin.-tcr  am  12.  Februar 

1901   eine   ausdrückliche  Verordnung  über  die 

affenheil  und  Benutzung  von  Wohnungen 

u  worden.  In  Baden  in  i  ine  Verord- 
nung von  1874  die  Sicherung  der  öffentlichen 
Gesund  i  il  and  Reinlichkeit  betr.  am  10.  De- 
zember 1896   eine  neue  Fassung    erhalten,  wo- 


nach der  Bezirksrat  nach  Benehmen  mit  dem 
Gemeinderat  zeitweilige  Untersuchungen  der 
Wohngebäude  anordnen  kann,  welche  durch 
den  Ortsgesundheitsrat  der  grösseren  Städte 
oder  besondere  Kominissionen  vorzunehmen  sind. 
In  Bayern  ist  auf  Grund  des  Polizeistrafge- 
setzbuches von  18(2  Art.  73  Abs.  II  u.  111  jj 
der  Fassung  des  §  2  des  G.  v.  22.  Juni  1900 
unter  dem  10.  Februar  1901  eine  allerbe 
Verordnung  üher  die  Handhabung  der  Woh- 
nungsaufsicht  erlassen  worden,  welche  für  die 
reu  Städte  und  Orte  mit  dichter  Bevölke- 
rung eigene  "Wohnungskommissionen  einsetzt. 
denen  Wohnungsinspektoren  beigegebi  n  werden 
können.  In  Sachsen  ist  aut  Grund 
meiner  Befugnisse  der  Polizei  am  25.  Januar 
1898  eine  Wohnungsordnung  der  Stadt  Dres- 
den erlassen  worden,  und  im  Jahre  1901  sind  die 
Kreishauptmannschaften  von  der  Regierung  auf- 
gefordert worden,  dahin  zu  wirken, "dass  wenig- 
stens die  Städte  von  mehr  als  20000  Einwohnern 
eine  Wohnordnung  und  Wohmmgsinspektion 
einführen.  In  Württemberg  ist  durch  Erlass 
des  Ministeriums  des  Innern  vom  21.  Mai  lllilf 
die  obligatorische  Wohnungsaufsicht  für  alle 
Oberamtsstädte  und  sonstigen  Gemeinden  von 
mehr  als  3000  Einwohnern  eingeführt  und  den 
übrigen  die  Einführung  durch  ortspolizeilieh* 
Vorschrift  freigestellt  worden.  Den  Weg  eines 
besonderen  Landesgesetzes  hat  man  bisher  nur 
im  Grossherzogtum  Hessen  und  in  Hamburg 
betreten,  in  Hessen  durch  das  Gesetz  die  poli- 
zeiliche Beaufsichtung  von  Mietwohnungen  uud 
Schlafstelleu  betr.  vom  1.  Juli  1893.  in  Ham- 
burg durch  das  Gesetz  betr.  die  Wohnung» 
pflege  vom  8.  Juni  1898.  In  Strassburg  endlich 
ist.  hauptsächlich  durch  das  Verdienst  des  Bei- 
geordneten Freiherrn  von  der  Goltz,  jenes  alte 
französische  Gesetz  von  18öÜ  nachträglich  zum 
Leben  erweckt  worden,  indem  hier  im  April 
1894  die  durch  jenes  Gesetz  vorgesehene  Woh- 
nungskommission gebildet  wurde. 

Diese  ganze  Gesetzgebung  stellt  recht  be- 
achtenswerte Ansätze,  aber,  auch  abgesehen  von 
dein  Umfang,  durchaus  noch  keine  ausreichende 
Lösung  der  Aufgabe  dar.  Vor  allem  ist  nirgends 
jene  erste  Forderung  der  Sicherung  der  bau- 
polizeilichen Zweckbestimmung  bei" Benutzung 
der  Lokalitäten  verwirklicht,  von  der  allerdings 
auch  nur  bei  Wohnungen  die  Rede  sein  kann, 
welche  auf  Grund  neuerer  und  guter  Baupoli- 
z,  igesetze,  wie  sie  noch  nicht  allgemein  exis- 
tieren oder  eben  erst  erlassen  werden,  ent- 
standen sind,  da  man  in  früheren  Zeiten  nach 
heutigem  Begriff  ungeeignete  Räume  als  für 
Wohn-  und  Schlafzwecke  zulässig  ansah.  „Wit 
viel  schauderhafte  Wohnräume  sind  namentlich 
in  den  Zeiten  entstanden,  als  zuerst  der  mo- 
derne Etagenbau  über  die  Städte  hereinbrach 
und  kein  Baupolizeigesetz  auf  diese  Erscheinung 
vorbereitet  war"  (Reincke).  Im  Vordergrund 
der  Bestimmungen  steht  dagegen  die  Vorsorge 
gegen  die  Ueberfüllung  der  Wohnungen.  Die 
vom  Verein  für  öffentliche  Gesundheitspflege 
1J-89  autgestellte  Forderung,  dass  alle  Schlaf- 
räume für  jedes  Kind  unter  10  Jahren  min- 
destens ö  cbm  Luftraum,  für  jede  ältere  Person 
mindestens  10  cbm  enthalten  sollen,  wurde  in 
der  Düsseldorfer  Verordnung  erfüllt,  in  Hessen 
und  Dresden  ist  man  darüber  hinausgegangen, 
in    Hamburg    dahinter    zurückgeblieben.    Auch 
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.„„st  ist  die  Dresdener  Verordnung  durch  seh) 
weitgehende  Vorschriften  über  die  Geräumigkeit 
,!,.,-  Wohnungen  ausgezeichnet.  Andererseits 
sind  in  Hamburg  und  Dresden  auch  in  durchaus 
richtiger  Weise  Vorschriften  über  die  Pflichten 
der  Hausbewohner  in  Bezug  auf  Reinhaltung 
,1er  Wohnungen  und  Aborte,  Lüftung,  Beseiti- 
„,„„  von  Unrat  etc.  erlassen,  die  sonst  fehlen 
rtd  welche  die  Handhabe  zu  einer  sehr  weit- 
rthenden  gesundheitspolizeihchen  Aufsicht. 
SwuenÜich  bei  Epidemieen,  und  zur  allmäh- 
lichen Erziehung  der  Bevölkerung  zu  einer 
^■Mindheitsgemässeii      Lebensführung       geben 

^  Ww  den  Umfang   der  durch  diese  Gesetze 
und     Verordnungen     geschaffeneu     W  ohnun 


sowie  ein  Stadtarzt  bezw.  der  Mediziäalrat _teü. 
Von  diesem,  MLediziaalrat  Reihcke,  ist  erü  „Leit- 
faden für  Wohnungspfleger"  verfässt  worden, 
um  einheitliches  Vorgehen  zu  erzielend  Aoei 
gerade  nach  seinem,  gewiss  kompetenten,  1  rtei 
ist  hin-  den  ehrenamtlichen  Organen  zu  viel 
zugemutet  und  wird  voraussichtlich  in  Zukunft 
das  Schwergewicht  der  taufenden  Arbeit  den 
Assistenten  des  Inspektors  übertragen  und 
diese  so  vermehrt  werden  müssen,  dass  jeder 
Kreis  seinen  Assistenten  hat.  In  StrassDUrg 
setzt  sich  die  Wohnungskommission  ans  14 
Mitgliedern  zusammen,  dem  Bürgermeister  als 
Vorsitzenden,  einem  Beigeordneten  als  Stell- 
vertreter, 3  Gemeinderatsmitgliedern,  einem 
Senatssekretär,   dem  Direktor  d 


mbursrl  Amtes,  dem  kaiserlieben  Polizeipräsidenten, 
bwraffflchtlgung  angeht  so  ist  sie  ™  ™™  demlreisarzt,  2  Bauunternehmern,  einem  Archi- 
nnd  Hessen  ausdrücklich  auf  ^he  Stadt  l^zw  ,  «  ™Univergität ^.„fessoren.  den,  städtischen 
die  (, enternden  von  über  oOÜU »Seelen  ,  »™in  .  Baui  '  ekt0,  einem  Rentier,  einem  Spediteur 
während  sie  m  Preussen,  Bayern,  Württemberg,   ^^^^^^^e^ontrolleur.    unter 

der  Kommission  ist  ein  technisch  ausgebildeter 
Wohnungsinspektor    angestellt,    der 


wanreou  sie   m  i  unoow., —v---,  ■■  - 

Baden  theoretisch  wohl  auch  auf  das  Land  aus 
gedehnt  werden  könnte,  ohne  dass  dies  bisher, 
soviel    bekannt,    geschehen    wäre.      Und    doch 


soviel    uetauüi,    sjmii.vi.v»     Vi"    .         £    j„..+ 
muss    diese    Ausdehnung    unbedingt    getordeit 
w.rdcn    denn    dieser   Teil   der  Wohnungsfrage, 
die  Mangelhaftigkeit   der  Wohnungen,    besteht, 
wie    hervorgehoben,  auch   ganz   allgemein    bei 
den  arbeitenden  Klassen  auf  dem  Lande    abge- 
sehen  von    den    heute    so    zahlreichen    Pseudo- 
fimdgemeinden,  die  nichts  anderes  als  Arbeiter- 
vororte   der    grossen    Städte     sind.      Auch   ist 
fraglich    ob  Wohnungsbeaufsichtigung  und  Vor- 
schriften  über    Beschaffenheit    und   Benutzung 
der   Wohnungen    für   alle   Wohnungen  gelten 
sollen    oder    nur    für   die    kleineren    bezw.   tur 
solche,   deren    Inhaber    in    der  V  ahl    und   Be- 
nutzung nicht  völlig   frei   sind,  also  solche  von 
Mietern  und  Aftermietern,  Einlogierern,  »chlat- 
bursehen,  Dienstboten,  Gewerbegehilfen  etc.  Ob- 
wohl ersteres  in  Dresden  und  in  Hamburg  gilt, 
wird  die  Beschränkung  auf  letztere  als  richtiger 
zu  bezeichnen  sein. 

Hinsichtlich    der    Organe    für    diese    Won- 
nungsbeaufsichtigung  besteht   auch   keine  Ein- 
heitlichkeit   in    der    bisherigen    Gesetzgebung. 
Ausser    in   Hamburg    und   Strassburg  wird   sie 
zwar  überall  durch  die  Polizei  gehandhabt,  aber 
in  verschiedener  Weise,  so  in  der  Stadt  Bssen 
dureli    einen    besonderen    bauverständigen    Be- 
amten,   den    „Wohnungsinspektor",    aber    aus- 
drücklich nicht  als  polizeiliche  Massnahme,  son- 
dern    als     kommunale    Wobliahrtseinrichtung: 
ähnlieh  in  Dresden,  dagegen  in  Düsseldorf  und 
Lüneburg  durch  den  Schutzmann ;  die  Entschei- 
dung erfolgt  aber  wie  in  Hessen  erst  nach  An- 
hörung eines  Arztes  und  eines  Bauverstaudigen. 
In  Hamburg  dagegen  liegt  die   ganze   \\oh- 
nungsbeanfsichtiguug,    hier    „V.  onnungspflege 
genannt    in  der  Hand  von  Bürgern.     Die  Stadt 
ist   in  9  Kreise   geteilt,   jeder  von  diesen   in  J 
Pflegebezirke,   in  deren   jedem  es   einen   ehren- 
amtlichen Pfleger  und  Stellvertreter  giebt.    Die 
sämtlichen    Pfleger    eines    Kreises    bilden    die 
Kleisversammlung,   über   dieser   steht  die   aus 
zwei  Senatoren    und   den  sämtlichen,    ebenfalls 
im    Ehrenamt     thätigen    Kreisvorstehern    ge- 
bildete „Behörde  für  Wohnungspflege."  An  ihren 
Sitzungen    wie    an    denen    der   Kreisversamm- 
lungen   nimmt  auch    der  „Inspektor    für   \\oh- 
nragspflege",    ein  Techniker  mit  akademischer 
Bildung,  dem  zwei  Assistenten  zur  Seite  stehen, 


>\  UllllUllgölllo^.-ivi*'*  «"»- .'  ^ 

Mito-liedern  der  Unterkoinimssionen  seine  Be- 
sichtigungen vornimmt.  Zu  den  Komnnssions- 
sitzungen  haben  die  Vertreter  der  Presse  Zu- 
tritt was  sich,  wie  hier  überhaupt  diese  ganze 
vorwiegend  ehrenamtliche  Organisation,  nach 
v    d    Goltz  gut  bewährt  haben  soll. 

üeber    die    thatsächlichen    Erfolge    dieser 
<*auzen  Verordnungen  und  Gesetze   kann   noch 
nicht  viel    gesagt    werden,    teils  weil   sie  eben 
erst   ero-angen   sind,   teils  weil  noch   kein  aus- 
reichender Gebrauch  von  ihnen  gemacht  worden 
ist.     In  der    Stadt  Posen  wurden   in   ^  -Jahren 
300  Wohnungen  geschlossen  und  1000  bauliche 
Milderungen^  durchgeführt.     Auch    in    Strass- 
burg  wurden  nach   v.   d.  Goltz    ausgezeichnete 
Erfolge  erzielt,    In  der  Stadt  Essen  wurden  in 
Ausführung    der   Düsseldorfer  Verordnung    im 
ersten   Jahre   nach   Anstellung   des  Wohnungs- 
inspektors im  Hauptamt  1899-1900  348  Hauser 
mit  1512  Wohnungen   revidiert,  d.  h.  mehr  als 
bei  der  früheren  Einrichtung  m  5  Jahren;  von 
diesen  1512  Wohnungen  wurden  430  beanstandet 
und   zwar  350  wegen   Ueberfüllung ;   bei   1.« 
Wohnuno-en  genügte  die  mündliche  Anordnung 
des  Polizeiinspektors,  bei  238  war  eine  polizei- 
liche Aufforderung  zur  Beseitigung  der  Mangel 
notwendig.     In  Hessen  wurden  in  den  i  Jahren 
von  1895-1897    von    22  471   nach   dem  Gesetz 
der   Beaufsichtigung    unterstehenden    Mietwoh- 
nungen 984,  also  4,38%  beanstandet;  von  4345 
Schlaf  stellenränmen   6,37%,   von   14  02o  Schlaf- 
räumen  für  Lehrlinge   4,09%,.     Ausweisungen 
aus   den   beanstandeten  Wohnungen   fanden  »^ 
statt,  also   nur   bei   0.45%  der   beaufsichtigten 
und   9  35%    der    beanstandeten.     Die  A  erhalt- 
nisse  haben  sich  nach  Dr.  Gassner  hier  starker 
o-ezeigt   als  der  Wille.     Die  Unmöglichkeit,   tur 
5-anze  Familien    Unterkunft    zu    schatten,   gebe 
die  Erklärung  dafür,  dass  über  manchen  Miss- 
stand hinweggesehen  werden   musste   und   nur 
die    krassesten    Uebelstände    beseitigt    werden 
konnten.    Koch  erheblich  geringer  sind  die  Be- 
folge   in  Hamburg  gewesen :    von    einer   regel- 
mässigen Beaufsichtigung   der  Wohnungen   ist 
fast  gar  keine  Rede,  es  wird  nur  behandelt,  was 
zur   inzeige   kommt,  im   ersten  Jahre   nur  by4 
Fälle      Von   416    in   diesem   Jahre    erledigten 
Beschwerden  wurden  aber  370  durch   gütliche 
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Vermittelung  der  Pfleger  erledigt,  38  mit  Hilfe 
der  !>.  umlungen    und   9  durch  die  Be- 

hörde; 18 mal  wurden  einzelne  Teile  eine;  Woh- 
nung, 14mal  ganze  Wohnungen  geschlossen, 
wobei  nur  in  einem  Fallt'  Einschreiten  der  Be- 
hörde-notwendig wurde.  Abei  ili«1  Wohnungs- 
pflege  hat  sich  hier  vor  allem  bisher  vorwie- 
auf  die  minder  wichtigen  Seiten  der 
Wohl  wie  Verunreinigung,  Feuchtig- 

keit .  hafte  Abi  rt<    etc.,    geworfen    und 

nur  5  Fälle  wegen  I  eberfüllung  beanstandet, 
und  zwar  aus  demselben  Grunde,  weil  es  an 
\\  ohnungen  fehlt,  in  welchen  die  ausgetriebenen 
e  Unterkunft  finden  könnten.  Dies  ist  der 
Grund,  warum  die  Wohnungsbeaufsichtigung 
auch  anderwärts  bisher  nur  wenig  hat  leisten 
können. 

s.i  führen  die  bisherigen  Ergebnisse  der 
Wohnungsbeaufsichtigung    in     Deutschland 
wie  überaU  mit  zwingender   Notwendigkeit 
zu    der    Forderung,    dass    jeder    derartigen 
negativen     Wohimngspolitik    auch     eine 
mf    Vermehrung    der    kleinen 
Wohnungen  gerichtete,  zur.Seite  gehen  muss 
und  dass   keine    Wohnung  als   ungenügend 
sollte  geschlossen  werden  dürfen,  ohne  dass 
ietr.  öffentliche  Gewalt   ein   Ersatz  da- 
aaffi  g  gezwungen  ist. 
Diese    Notwendigkeit   tritt   in  ganz   be- 
eren) Masse  hervor,  wenn  es  siehnicht 
um    Schliessung   einer  einzelnen   Wohnung. 
sondern   um  die  Beseitigung  ganzer  unge- 
sunder und  mangelhafter  Quartiere,  die  sog. 
Sanierung  handelt.    Auch  hier  ist  Eng- 
land,   und    zwar    vor   allem   London,    mit 
grossartigem  B    spie]  rorangegangen. 

In  Birmingham  begann  schon  1878  auf 
Betreiben  Chamberlains.  des  damaligen  Bürger- 
rs,   eine   grosse  Sanierung,  bei   der  4000 
Hänser    niederzulegen    und    16600    Einwohner 
Anderweitig   unterzubringen   waren:    die   Stadt 
der  das   freigelegte  Terrain  auf  . SU  Jahre 
mit   Bauverpflichtung  verpachtet      In   Liver- 
pool   sind   während   der  letzten  10  Jahre  4200 
Häuser    abgebrochen    worden;    auf    dem    frei- 
sten Terrain  wurden  850  Einzelwohnhäuser 
für  U50  Pei  Lhri  ad    1500  Per- 

sonen in  von  der  Stadt  selbsl  errichteten  grossen 
Mietshäusern  Onterkunfl  fanden.  In  London 
wurden  vom  Metropolitan  Board  of  Works  auf 
eirund  dei  älteren  Gesetze  von  1875—1882 
lt>  Sanierungen  ausgeführt,  wobei  der  Wieder- 
aufbau durch  Private  erfolgte  und  von  32868 
Personen  27780  wieder  untergebracht  wurden, 
und  auf  Grund  der  Gesetzi  von  1875  -1890 
6  weit  im  n.  die  von   i  aftsral  voll- 

«mrden,   und   wobei  6188  Personen  ver- 
en    und    nur   2930    wieder    untergebracht 
wurden   und   zwar  durch  lau  der  Be- 

hörde,    da   die    Privatthätigkeit    versagte.    Der 
at  ferner  selbsl  1041  Wohnungen 
mit  15 219 Bewohnern  und  16 registrierte  Logier- 
•    mit    1004.    also  zusammen    16278    Per- 
sonen,  beseitigt  und  bringt  durch  eigenen  Hau 
16224  Personen  tvieder  unter:  ferner  sind  durch 
und    Distrikte    etwa    8   acres    mil 
4042  Personen  auf  Grund  des  II.  Teils  di     Gi 
)  i  worden. 


Nunmehr  ist  aber  auch  in  Deutsehland  und 
zwar    in    Hamburg'    ein    ähnlich    grossartiges 
Sanierungsprojekt   in  Angriff  genommeil  • 
das    drei     Bezirke    mir    zusammen    öl  121    Be- 
wohnern   umfassen   soll.     Zunächst    ist   der   im 
Süden   der   Neustadt    gelegene   Bezirk   111    mit 
20041  Einwohnern  in  Angriff  genommen  worden, 
in    dessen  Nahe   auf   zwei  grösseren   der    Stadt 
gehörenden    Bauplätzen    vor    Beginn    di 
braches     Kleine     Wohnungen     erbaut      n 
konnten,    was    jedoch    nicht    durch    die    Stadt 
selbst,  Sendern  durch  Verkauf  an  eine  Genossen- 
-i  huft  unter  bestimmten  Bedingungen  geschieht 
Vorübergehend    wurde    ein    Teil   der    frü 
Bewohner    in    Cholerabaracken    untergebracht 

Die  Gesamtkosteu  des  Projekts  sind  auf  701 10 

.Mark  veranschlagt. 

Wenn  man  das  Wenige  überblickt,  wa 
1886  netz  der  ununterbrochenen  theoretischen 
Erörterungen  thatsächlich  auf  dem  Gebiet  der 
Beaufsichtigung  und  Sanierung-  in  Deutschland 
geleistet  wurden  ist.  so  kann  man  nur  mit 
Reincke  die  damals  schon  aufgestellte  und  jetzt 
besonders  von  dem  Verein  ,.Reichswohuungs- 
gesetz"  in  Frankfurt  a.  AI.  vertretene  Forderung 
eines  Reichswohnungsgesetzes  wieder- 
holen, das  durch  die  bisherigen  lokalen  oder 
einzelstaatlichen  Verordnungen  und  Gi 
nicht  überflüssig  gemacht,  »indem  nur  vorbe- 
reitet wurden  ist.  Ide  Minimalforderungen  an 
die  Beschaffenheit  und  Benutzung  der  Woh- 
nungen werden  allerdings  nicht  einheitlich  für 
das  Reich  bestimmt  werden  können,  sondern 
entsprechend  den  sehr  verschiedenen  klima- 
tischen Verhältnissen  und  den  Lebensgewohn- 
heiten durch  die  Lokalbehörden;  das  Reichs- 
gesetz hätte  nur  dre  Punkte  zu  bestimmen, 
Gegenstand  der  Lokalverordnung  zu 
sein  haben,  ausserdem  aber  rnüsste  es  Bestim- 
mungen enthalten  über  die  Befugnisse  und 
Pflichten  der  Gemeinden  in  Bezug  auf  die 
Wohnungen  überhaupt,  über  die  ausübenden 
Behörden  —  am  besten  ein  besonderes  „Woh- 
nungsamt" in  der  einzelnen- Gemeinde  — .  über 
im  n  und  Beschwerde  verfahren,  über  Ge- 
währung von  Vorschüssen  für  den  Umbau  ge« 
sundheitswidriger  Wohnungen,  über  die  Ent- 
schädigungen und  Enteignungen  für  Sanierungs- 
zwecke, über  Massnahmen  zur  Erleichterung 
ihs  Baues  kleiner  Wohnungen,  über  den  Woh- 
nungsnachweis und  über  regelmässige  >tati>- 
tische  Erhebungen  über  den  Bestand  und  Be- 
darf an  Kleinwohnungen  und  ihren  Mietwert. 
Zur  Durchführung  des  Gesetzes  würde  eine  be- 
sondere Reichsbehörde,  ein  „Reichswohnungs- 
amt" zu  schaffen  sein. 

b)  Bauordnung  und  Stadtbauplan. 
Wendet  sieh  die  Wohnungsbeaufsichtigung 
gegen  das  gesundheitswidrige  Wohnen,  so 
gilt  es  durch  Bauordnung  und  Stadthauplan 
undheitswidrige  Bauen  zu  bekämpfen. 
Seit  längerer  Zeit  ist  es  allgemein  aner- 
kannt, dass  es  zur  Herstellung  befriedigender 
Wohnungsverhältnisse  unerlässlich  ist.  die 
weiter,.,  bauliche  Entwickelung  unserer 
Städte  nach  einheitlichem  Plane  in  ganz 
bestimmte  Bahnen  zu  lenken  und  zu  diesem 
Zweck  Stadtbaupläne  zu  entwerfen,  deren 
Durchführung   dann    durch  die  Bauordnung 
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rk1    Wenlen    soll.     Beide,   Stedtba.uplan 
Bauordnung    haben  .m^hst-icht.g 


Sg=n-=üi^  Beziehung  ,u 

«2?    Reinhaltung    des  Untergrundes    und 

'  ;     natürlichen  Gewässer,   genügende  Ver- 

,'„.,.  mi,   Wasser,    Luft  und  Licht,  rich- 

Ge<daltung   und  Entwässerungsanla 
-      ,,„,,     de?    Standfähigkeit     des    Lau... 
^       ,'  Feuersgefahr,  Schaffung  öfl 

KrAiüager,  und  Fernhaltung  von Störung 
dens   durch    gewerbhche   Be- 
triebe     Die    Bauordnungen    enthalten    des- 
halb Vorschriften     über    Anlage    der    Ge- 
....  m  verwendende  Materialien     l.ra.,1- 
n       zulässige    Zahl    der    Stockwerke, 
vStuis  de,  *  GeMudehöhe  zur 

Btossenbreite,      Verhältnis     der     bebauten 
dfläche    zum    ganzen    Grundstück     -, 
■  .)     Zugänglichkeit    von    Höfen,  _  u>d 
ifahrten,   aber  Ziüässigkeit  von  Keller- 
wohnungen.   Böhenlage    des   ™terfea,^_ 
um  Schutze  gegen  Bodenfeuchtig- 1 
über  das  geringste  Mass  der  Zimmer- 
Anlegung  von  Aborten,  Treppen  etc., 
,„„    Höhe   der   Hinter-    und 
Seitengebäude,    über    die   Zeit,    von    wo  ab 
ebaute  Wohnungen  erst  bezogen  werden 
„    etc      Aenderuugen  und  Reparaturen 
von  grösserem  Umfang.'  werden  an  baupoli- 
i  lenehmigung  geknüpft. 
Ie  einigen  Ländern  sind  baupolizeiliche  für 
das  ganze  Land  giltige  Bestimmungen  er lauen 
worden,   in   anderen  hat  man  es  den  örtlichen 
Polizeibehörden   (für   eine  Provinz,  einen  Kreis 
•     i,    überlassen,  die  nofagenAnord- 

.,„  zu  treffen.     Letzteren  W  eg  hat   man    n 

Prenssen  eingeschlagen,  den  ersteren  mW  nrtteui- 

•toher  1872),  Sachsen  und  Bayern 

fo  allgemeinen  dürfte  es  sich  empfehlen  sich 
für  grosse  Lander  auf  gewisse  überall  mit  \  or- 
teil anwendbare  Bestimmungen  zu  beschranken, 
irtlichen  Behörden  aber  es  zu  überlassen, 
innerhalb  der  gesetzlich  zulässigen  Grenzen  }  or- 

ntten  zu  treffen,  wie  sie  durch  khm. 
Änisse,  Wohndichtigkeit  i Verschiedenheit  | 
von  Stadt  und  Landj,  Sitte  und  ^wohnheit 
en  sind.  Line  deutsche  Reichsbau- 
,;„,.  wie  sie  mehrfach  gewitscht  wird, 
würde  darum  der  Landesgesetzgebung  und  der 
örtlichen  polizeilichen  Regelung  immerhin  noch 
^ansehnliches  Gebiet  für  deren  Wirksamkeit 
zugestehen  müssen. 

"    Ms   für  das   ganze   Deutsche  Reich   giltig 
sind  ausser  dem  gewerbliche ■  A^nhetaeffen^ 
den  §  18  der  Gew.-O.  die  fe§  36/,  368  und  Mü 
Strafgesetzbuches  zu  nennen. 
VI ,er  erst  in  der  neuesten  Zeit  hat  man 
erkannt,  dass  die  Erfüllung  dieser  hygienn- 
schen   Forderungen    eine   soziale   Gelalir  in 
X  birgt!  wird   dadurch    die  Entstehung 
,dhe\tiich  mangelhafter  Wohnungen  ver- 
lindert,  so  kann  andererseits  der  Bau.  von 
Wohnungen,    namentlich    kleinen    billigen 
Wohnungen    für    die    unteren    Klassen    da- 
durch  so   verteuert  werden,  dass  der  Man- 


gel an  solchen  Wohl  ■  '"  Stei- 

ler erst  nervoi 
iniiuiK    der    vorhandenen    dah  rderi 

wird      Dies   muss   insbes lere    dann    ein- 

[Che  Vorschriften,  wie 
bis    vor    kurze,  B  gel    war     für    das 

ei  in  einhi  Weise.aut- 

gestelll  werden. 

Schon    in    gesundheitlicher    Beziehung    Isj 
meister  189  ■  '   Versami 

des  Vereins  füT  öffentliche  Gesundheit»] 
ausführte  fehlerhaft,  alle  Teile  einerStadt  s 
zu  behandeln:  richtet   d  ■•  irschnften  mit 

Bezug  auf   Licht   and    Luft    nach    der  dl 
Bebauung  und  dem  hohen  Bodenwert  im  Stadt- 
innern     so    pflanzen   sich    dadurch    dessen   un- 
günstige Verhältnisse,   wie   fast    alle  deutsi 
Grossstädte   zeigen,   immer   weiter  nach  aussen 
fort     Würde  man  dagegen  ideale  Forderungen 
aufstellen  wie  in  einer  ganz ^ neuen  Stadt,  so 
würden  dadurch  die  Besitzer  der  bereil 
bebauten  Grundstücke  im  Innern  bei  Neubauten 
brlicb    geschädigt.     Dann    aber   haben, 
v,  i,    oben   gezeigt,   jene    einheitlichen  Bauord- 
nungen und  schematischen  Bebauungspläne  „nt 
lauter  breiten  Strassen,  weiten,  Plätzen  and  um- 
fangreichen   Blöcken    auch   die   Folge   gehabt 
Sassenmietshaus  auch  in  die  A—bezirke 
der  Städte   zu   tragen   und   dadurch   die  enorm 
hohen  Bodenwerte  auch  in  diesen  hervorzurufen. 
Nun  müssen  sich  zwar  die  Baubeschrankungen 
durch   Stadtbauplan   und   Bauordnung  den  vor- 
handenen Bodenwerten  anpassen  lind  Surfen  die 
j  dem  wirklich  bereits  zur  Thatsache  gewordenen 
Bodenwerte  entsprechende  Wohnrente  nichl 
kümmern,   aber   andererseits    ist    es  keineswegs 
„.    "endig  oder   empfehlenswert,    die   hohe    und 
'dichte    Bauweise    der    Altstadt,  den 

dortigen    hohen  Bodenwerten    entspricht      auf 
alles  Aussengelände  auszudehnen   und   dadurch 
der  Bodenpreise  hervorzu- 
,,'-,,;,.    ,1er    Ausnutzung    des    Baugrundes 
S'dieMietskas  m    entspricht.    Sondern  die 
Weiträumigkeit   des  Bauens   und  W  ohnens   un 
inssengelände  ist  ein  richtiges  Ziel  (Stubben). 
So  kam  man  zur  Forderung  einer  A  b  s  t  u  tun  g 
des  Stadtbauplanes  nach  verschiedenen  Bezirken 
(Zonen)  sowie  abgestufter  Bauordnungen     Dui 
verschiedenartig!  Behandlung  de, :  verschied 
Stadtteile  -  wie  Stadtinneres  mit  hohen  Boden- 
S  und  intensiver  geschäftlicher  Ausnutzung 
für    Fabriken     bestimmte-     Aussengelande .an 
Fluss  oder  Eisenbahn.  Wohnbezirke  des  Mittel 
Standes    \rbeiteransiedeluugen  oder  \  dien. 
-,  durch  Abstufung  der  Blockabmessungen  und 
\ideffung     von     reinen     „Wohnstrassen      von 
reite  neben  eine. 
,,„;  ,    «11    es    dem  kleinen  Wohnhans 
SnMem  Eigenhause,  wieder  Eingang  We- 
stens  in   die   Ausseubezirke   unserer  Städte 
,,,    verschaffen,    aus    denen    es    vieUach   ttnrcn 
BodirnndBauspekulation  im  Bunde  mit  dem 
Stg"wesenenPbreitmaschigen  .Bchematochen 
Plannetz  vertrieben  worden  ist.    Es  kann  nanu 
HcT  rieht  davon    dii 

^etshaus   für   die   Zukunft    ^itn      T™ 
„nie.-    allgemein    verbieten    zu    wollen.      ..Hau 
k     u    niedre-    Einzelhäuser    nicht    erzwn 
wdfen  auf  Grundstücken,  deren  Preis  thatsach- 
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lieh  auf  eine  Höhe  gestiegen  i>t.  die  eine  dichte 
bauliehe  Ausnutzung  verlangt.  Aber  man 
braucht  andererseits  Gelfinde,  welches  noch  auf 
massiger  Werthöhe  stellt,  nicht  auch  jener 
dichten  Ausnutzung  preiszugeben"  (Schilling 
und  Stübl 

Solche  abgestufte  Bauordnungen  haben  jetzt, 
aber  meist  erst  seit  den  letzten  Jahren,  die  Städte 
Altona,  Berlin,  Hannover.  Hildesheim,  Bochum, 
Barmen.  Frankfurt  a.  M..  Wiesbaden,  Magde- 
burg, l'öln.  Düsseldorf,  Elherfeld,  Dortmund. 
Stuttgart,  Karlsruhe.  Saarbrücken,  St.  Johann, 
Malstatt-Burbach,  [serlohn,  Bonn,  Erfurt.  Aachen. 
Hamburg  und  Würzhuri;'.  Vgl.  den  Art.  S  t  a  d  t  - 
er  Weiterungen  "heu  Bd.  VI  S.  9(58  ff. 

'2.  Die  Beseitigung  des  Wohniings- 
maugels.  Bau  und  Förderung  des  Baues 
von  Kleinwohnungen,  ai  Allgemeine  An- 
forderungen an  Lage  und  Beschaffenheit 
der  "Wohnung.  Die  allgemeinen  An- 
forderungen .  welche  an  Lage  und  Beschaffen- 
heit der  Wohnungen  zu  stellen  sind ,  können 
hier  in  wenigen  Worten  znsammengefasst  werden. 
Je  nach  Sitte  und  klimatischen  Verhältnissen 
lassen  sich  wohl  schöne  Ideale  aufstellen;  doch 
setzt  wie  überall  die  Wirklichkeit  auch  hier 
ihre  Schranken,  innerhalb  deren  die  Technik 
sich  möglichst  gut  zurecht  zu  linden  hat. 

Die  Frage,  wo  die  Wohnung  zu  errichten 
ist,  ob  in  der  Stadt  möglichst  nahe  der  Arbeits- 
stätte oder  in  Vororten,  ist  je  nach  Lage  des 
Falles  zu  beantworten.  Im  Zusammenhange 
damit  steht  die  weitere  Frage  nach  der  Grösse 
du- zu  erbauenden  Häuser.  In  den  grossen  Städten 
sind  die  Grundstücke  zu  teuer,  um  kleine  Häuser, 
insbesondere  Einfamilienhäuser  (cottagesl  und 
gar  solche  mit  Gartenanlagen  errichten  zu 
können.  .Man  ist  auf  die  grossen  Mietshäuser 
bezw.  Wohnkasernen  angewiesen.  Das  Leben 
in  der  Stadt  bietet  mancherlei  Vorteile,  Leichtig- 
keit des  Einkaufs,  allenfalls  zu  niedrigeren 
Preisen  als  in  den  Vororten,  Gelegenheit  zu 
Nebenverdienst  für  die  Familienmitglieder, 
geistige  Bildung,  Vergnügungen  verschiedener 
Art  etc..  s,,  dass  man  unter  Umständen  die  Un- 
bequemlichkeiten einer  kleinen,  hochgelegenen 
Wohnung  wegen  jener  Vorteile  schon  gern  mit 
in  den  Kaut  nimmt,  wie  denn  in  London  trotz- 
dem, dass  das  Einfamilienhaus  von  jeher  so  be- 
liebt  war,  die  grossen  Mietskasernen  neuerdings 
ohne  Schwierigkeiten  Eingang  gefunden  haben. 
Zu  jenen  Vorteilen  kommt  noch,  dass  der  in  Vor- 
orten wohnende  städtische  Arbeiter  weitere 
Wege  von  .1er  Wohnung  nach  der  Arbeitsstätte 
zurückzulegen  hat.  Hierbei  geht  nicht  allein 
Zeit  verloren,  sondern  es  sind  auch  allenfalls 
für  Hin-  und  Rückfahrt  verhältnismässig  hohe 
Aufwendungen  zu  machen  Sind  für  Wochen- 
billette jährlich  60—90  .Mark  auszugeben,  hat 
auch  die  Frau  von  Zeit  zu  Zeit  die  Stadt  zu 
besuchen,  so  muss  der  Preisunterschied  der 
Wohnungen  schon  ziemlich  hoch  sein.  Unter 
umstanden  freilich  bietet  auch  das  Leben  im 
Vororte  Gelegenheit  zur  Verbesserung  der  wirt- 
lichen Lage,  so  wenn  im  Garten  Küchen- 
für den  eigenen  Bedarf  oder  auch  für 
den  Verkauf  gezogen  werden  können,  eine  Kuh 
•  ■  aalten  werden  kann  etc.  Von 
Wichtigkeif  i-t  für  die  ganze  Frage  auch  die 
Arbeitszeil  and  die  Zeit,  zu  welcher  Mahlzeiten 
n   zu  weiden  pflegen,   Kindererzie- 


hung, Schulbesuch  etc.  Technische  Einrieb 
tungen  verschiedener  Art,  Gas-  und  Wasser» 
leitung  etc.  können  der  Wohnung  in  der  Stadt 
grosse  Vorzüge  verleihen,  zumal  wenn  bei  den 
ganzen  Strassen-  und  Wohnungsanlagen  ge- 
nügend Bücksicht  auf  die  Gesundheit  dei 
wohner  genommen  ist. 

Auch  über  innere  Einrichtung  und  Bauart 
können  hier  nur  ganz  allgemeine  Bemer- 
kungen gemacht  werden.  Wünschenswert  ist 
vor  allem  eine  genügende  Anzahl  hinreichend 
grosser  Räumlichkeiten,  so  dass  erwachsene 
Kinder  verschiedenen  Geschlechts  getrennt 
schlafen  können,  allenfalls  ein  Zimmerherr  auf- 
genommen werden  kann  etc.  Ob  Küche  oder 
Kochofen,  dies  hängt  teils  von  den  Gewohn- 
heiten der  Arbeiter,  teils  von  der  Technik  ab. 
Auf  isolierte  Einfamilienhäuser,  welche  in  ge- 
wisser Beziehung  ein  Ideal  bilden,  muss  man 
an  Orten  mit  teuerem  Baugelände  verzichten: 
sie  sind  auf  dem  flachen  Lande  möglich,  wo 
allenfalls  der  Erbauung  einzelner  Häuser  ausser- 
halb des  Ortsbereichs  von  seifen  der  Gemeinden 
weniger  Schwierigkeiten  in  den  Weg  gelegt 
werden  (so  nach  Kalle  in  Preussen  wegen  des 
Ansiedelungsgesetzes).  Aber  auch  auf  dem 
Lande  haben  einige  Formen  des  Gruppenbaues 
grosse  Vorzüge  vor  dem  isolierten  Einfamilien- 
hause. Als  solche  kommen  in  Betracht  das 
Doppelhaus  (Rücken  an  Rücken.  Wand  au 
Wand),  die  Häuserreihe  (Wand  an  Wand), 
die  Doppelreihe  (zwei  Reiben,  bei  denen  die 
Häuser  mit  den  Rückenseiten  aneinander  gebaut 
sind ,  demnach  nur  von  einer  Seite  Luft  und 
Licht  erhalten),  das  Häuserviereck  (jedes  Haus 
mit  zwei  freien  Seiten,  mit  den  anderen  beiden 
Wand  an  Wand  gegen  zwei  andere  Häuser  ge- 
baut i ,  der  Häuserblock  mit  Hof.  Bei  Wahl 
einer  dieser  Formen  kommen  Billigkeit.  Schutz 
gegen  Wind  und  Wetter,  Lage  der  Vorderseite 
nach  der  Himmelsrichtung,  Möglichkeit  der 
Lüftung  etc.  in  Betracht.  Wohnen  zwei  Familien 
unter  einem  Dache,  so  kann  in  Notfällen  die 
eine  der  anderen  mit  Rat  und  That  Beistand 
leisten ,  ein  Vorteil,  welcher  oft  sehr  hoch  ge- 
schätzt wird.  Der  Gruppenbau  gestattet  ferner 
billige  Anlagen  für  Heizung.  Beleuchtung, 
Wasserbeschaffung  etc.  Ueberhaupt  können. 
wenn  eine  genügend  grosse  Anzahl  von  Woh- 
nungen nebeneinander  liegen,  auch  sonstige 
gemeinsame  Einrichtungen  erstellt  werden,  wie 
sie  z.  B.  Ducpetiaux  1836  als  mit  der  Wohnungs- 
frage im  engen  Zusammenhange  stehend  im 
Auge  hatte  (gemeinschaftliehe  Speiseanstalten, 
Tummelplätze  für  Kinder,  Haushaltungsschulen, 
Lesezimmer  etc.),  indem  er  nicht  allein  die 
Wohnungen  verbessert,  sondern  auch  die  ganze 
Existenz  der  Bewohner  gehoben  wissen  wollte. 
In  echten  Mietskasernen  giebt  es  viel  Anlass  zu 
Reibereien,  Zank  und  Streit.  Dieselben  werden 
stark  verwohnt,  weil  gemeinsame  Einrichtungen 
nicht  pfleglich  behandelt  werden .  überhaupt 
auch  das  Interesse  an  Schonung  der  Wohnung 
fehlt.  Werden  ganze  Arbeiterviertel  (Arbeiter- 
städte, Arbeiterquartiere)  hergestellt,  so  ist 
darauf  Bedacht  zu  nehmen,  dass  dieselben  nicht 
eintönig-  ausfallen :  durch  schöne  äussere  Aus- 
stattung der  Wohnung,  Anlage  von  Baum- 
gruppen kann  der  Geschmack  gehoben,  auch 
der  Gesundheit  gedient  werden.  Zwar  macht 
man  gegen  diese  Quartiere  geltend,  aus  sozial- 
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alitischen  Gründen  sei  eine  Mischung  der  Ar- 1 
fdter   mit    anderen   Schichten   der   Gesellschaft 
rönschenswert       Es   fragt    »ich   dabei   nur.   oh 
Mischung  nicht  zu  einer  Verteuerung  dei 
Yohnungen  führt,    indem  die  Wohlhabenderen 
ieligere  Gemeindeanstalten  erstreben,   tw 
velclie    die    anderen   mit    aufzukommen  Italien: 
huu,    ob  beide  Teile  auch  solcher  Mischung  gi 
■eiet    sind.    Gar   oft    verziehen  die   Zahlungs- 
reu   aus    Stadtteilen,    in    denen    Arbeiter 
,ich°  ansiedeln,    ein  Cebelstand,   dem  nur   vor- 
rebeuo-t    wird,    wenn    einmal    alle    Imstande, 
Welche   jenen   das   Zusammenwohnen  verleiden, . 
igt  sind.  .     I 

K-   ist    wohl    wünschenswert,   dass   --   im 
,-atz    zur    Mietskaserne    mit    nur     einem 
Flur  -  in  grossen  Mietshäusern  möglichst  viele 
Treppenhaus  -    legt    weiden,    so   dass  nur 

eine  °-eringere    Anzahl    von  Wohnungen 
Treppengang   gemeinsam,    allenfalls  jede  Won- 
nnne einen  solchen   für  sich  allein  hat.    Hier- 
durch  wird  freilieh   wieder  die  Wohnung   ver- 
teuert      Englische    model-dweUmgs    mit    dem 
external  staircase-System  begegnen  diesem  Uebel- 
zum    Teil    dadurch,    dass    die   Treppen 
im    Innern    des    Hauses    angelegt    sind, 
rn  von  aussen  her  laufen  und  auf  die  vor- 
springenden Gallerieen  münden,  welche  sie  b  vi 

inzelnen  Wohnungen  belinden.     Ob  solche 
Anlagen   thunlich   sind,   hängt    von   Klima  und  , 
Neigungen  der  Bewohner  ab.  .      . 

Die   Anlegung   mehrerer  Stockwerke   ist  in 
,i  unvermeidlich.    Die  Zahl  derselben  wird 
baupolizeilich  je  nach  der  Strassenbreite 
„zt.    Grosse  Höhenlage  ist   wohl  bei  An- 
wendung von  Treppen  ans  Rücksichten  der  Ge- 
sundheit     der    Feuersicherheit    etc.    nicht    er- 
wünscht.    Doch   sehwinden  ihre  Schattenseiten, 
sobald  die  Strassen  genügend  breit,  die  bebaude 
solid   errichtet   sind  und  Elevatoren  (lifts    vor- 
teilhaft   angebracht    werden   können.     Dass  im 
Interesse   der  Reinlichkeit,   der  schonenden  Be- 
BUtzung   der  Wohnungen,   des   guten  Friedens 
^gemessene  Hausordnungen  unentbehrlich  sinü, 
dass   es  au  einer  genügenden  Anzahl  den  sani- 
tären  inforderungeu  entsprechender  Aborte,  an 
Einrichtungen   für   einfache  Wegschaffung  von  i 
Abfällen   und  Kehricht  .z.  B.  Kehrichtschachte. 
sofern  sie  sauber  gehalten  werden  können    etc. 
nicht  fehlen  darf,  "sei  nur  nebenbei  erwähnt. 

Eine  wichtige  Frage  ist  nun  noch  die.  ob 
der  Arbeiter  Eigentümer  werden  oder  nur  zur 
Miete  wohnen  soll.  Dieselbe  kann  allerdings 
nur  für  Einfamilienhäuser  aufgeworfen  in 

Das  Eigenhans  hat  wohl  seine  grossen  Vor- 
rage Dasselbe  hat  „eine  erziehliche  W  lrkung 
[ic.  Weber  .  das  Haus  kann  nach  den  Neigungen 
des  Bewohners  gebaut  werden,  der  Arbeiter 
kann  allenfalls  am  Aushau  selbst  teilnehmen, 
für  den  Erbauer  und  Verkäufer,  etwa  den  Ar- 
beitgeber, fällt  die  Last  der  Kontrolle  über  Bau- 
ausführung und  spätere  Benutzung  der  Gebäude 
weg,  der  Arbeiter  hat  ein  grösseres  Interesse 
am  Hause  er  wird  dasselbe  schonender  behandeln, 
für  Aushesserungen  etc.  bei  Zeiten  Sorge  tragen: 
wohnt  er  als  Invalider  in  seinem  eigenen  Heim, 
so  hat  er  damit  eine  bessere  Lnterkuntt  bei 
seinen  Angehörigen.  Darum  sollte  auch  ..das 
Drängen  nach  eigenem  Besitz  als  ein  guter  Zug 
nur  gefördert  werden"  Weber).  Das  beste 
Mittel    zur    Erreichung    dieses    Zweckes    wäre 


nach  Kalle  ..die  Hausbaugenossenschaft,  in 
welcher  die  Arbeiter  sich  gegenseitig  erneuen, 
der  einzelne  sparen  lernt  and  allmählich  soviel 
zusammenspart,  das-  er  schon  ein  kleiner  Kapi- 
talist ist,  ehe  er  Hausbesitzer  wird". 

Nun    hat    aber   .1er  Erwerb  eine-  eigenen 
auch  sehn    Si  i  o.    Bei  den  Ar- 

beitern selbst  sti  'fach  ani  Abneigung, 

weil  dieselben  durch   ihn  in  Abi  itsver- 

hältnisse  zu  geraten  befürchten.  Sie  sind  durch 
den  Besitz  gebunden,  wenn  sich  anderweit  eine 
oüustioere  Arbeitsgelegenheit  bietet  und  am 
Platze  selbst  die  Arbeitsverhältnisse  drückende 
«erden.  Ist  der  Eigentümer,  am  au  Zinsen  zu 
sparen  oder  um  eine  Mehreinnahme  zu  erzielen, 
genötigt,  Mieter  aufzunehmen,  so  läuft  er  damit 
auch  die  Gefahr  des  Zahlungsausfalles.  Nicht 
immer  ist  der  Arbeiter  in  der  Lage,  sein  Eigen- 
tum dauernd  zu  behaupten  und  dasselbe  reut:.; 
zu  behandeln.  Auch  dazu,  um  Besitzer  zu  sein, 
gehört  eine  gewisse  wirtschaftliche  Nüchtern- 
heit und  Ri  ife 

In  Zeiten  hohen  Verdienstes  ist  der  gut 
gelohnte  Arbeiter  in  Ausnahmefällen  in  der 
Lao-e,  an  den  Erwerb  eines  Hauses  denken  zu 
können.  Kommt  eine  Zeit  wirtschafti 
Niedergangs,  wie  z.  B.  in  der  zweiten  Haltte 
der  70er  Jahre,  so  ist  er  nicht  mehr  jmstan  Li 
seinen  Besitz  zu  behalten.  Die  Gladbacher 
Baugesellschaft  hat  in  jenen  Jahren  einen 
grossen  Teil  der  veränsserten  Häuser  zurück- 
kaufen müssen,  um  sie  nicht  in  andere  Hände 
fallen  zu  lassen"  (Albrecht). 

Die  einst  schmucken  Häuschen  verkommen. 
o-eraten   schliesslich  in  die  Hände  von  Leuten, 
die   man  möglichst   fern   von   seinen    Arbeitern 
zu  halten  stuben  inuss,  oder  die  letzteren  nehmen 
so  viele  Aftermieter  und  unverheiratete  Schlaf 
!  ganger  auf.  dass  die  guten  Absichten  des  W  erk- 
hi  sitzers  vereitelt,  die  Wohnungen  durch  Leber- 
füllung  wieder  zu  Brutstätten  gesundheitlicher 
und  sittlicher  Uebel   aller  Art  werden"    Kalle  . 
Diesem  Missstande    suchte    von  Marken    m 
seinem    „Agnetapark-;    bei    Delft    dadurch    zu 
I  be^eo-nen     dass    er    die    einzelnen  Wohnungen 
nicht°  in  das  Sondereigen  der  einzelnen  Arl 
übero-ehen  Hess,  sondern  ein  gemeinscbattli  I  j  - 
Eigentum   unter   der  Form   einer  Aktienges 
schaff  schuf.    Die  Arbeiter  seiner  Fabrik,  welche 
anfangs   das   Unternehmen   mit   Misstrauen   be- 
trachteten,   weil    sie    besorgten,    es    könne    inr 
Verhältnis  zu  dem  ebenfalls  im  Parke  wohnen- 
den  Fabrikherrn   sich   für  sie   ungünstiger  ge- 
stalten,   können    durch    Erwerb    von    Anteil- 
scheinen Teilhaber  am  gemeinschaftlichen  1. 
tum  werden,  die  Anteilscheine  können  —  aller- 
dings unter   der  Voraussetzung,  dass   die  Sacne 
einen  guten  Fortgang  nimmt— immer  leicht  .nie 
Verlust  verkauft  werden.     Doch  ist  die  Leber- 
tragung     derselben    nur     an    Angehörige    der 
Fabrik  zulässig.     So  wird  denn  dem. Arbeiter 
die  Freizivi   keil  gewahrt  und  dabei  die  Sicher- 
heit  geboten,   eine  Wohnung    zu   erhalten     so- 
lange er  auf  dem  Werke  beschäftigt  ist     Auch 
ist  Wohnungswechsel  bei  Bedarf  möglich. 

Die  sonst  jetzt  als  >7orbeugungsnuttel  ge- 
wöhnlich angewandten  Verkaufsbeschränkungen, 
Vorkaufsrechte  etx  aber  machen  schliesslich  das 
Eigentum  des  Erwerbers  ziemlich  illusorisch. 

b)  Die  Fürsorge  durch  die  Arbeitgeber. 
*ie    hat    in    verschiedenen    Ländern    aus    dem 
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hen  Grande  sehr  erfreuliche  Erfolge  aut- 
buw<  •  -i'-  zum  grossen  Teil  einer  sehr 

wirksamen  Triebkraft,  dem  eigenen  Interesse 
entstammt.  Sie  ist  ein  gutes  Mittel,  Arbeiter 
in  der  Nähe  der  Arbeitsstätte  sesshaft  zu  machen 
and  sich  einen  Stamm  tüchtiger  Kräfte  zu  er- 
halten. In  Städten  freilich  komml  dieses  Mittel 
weniger  zur  Anwendung,  vielmehr  vornehmlich 
auf  'tem  Lande,  wo  es  gilt,  Arbeiter  an 
sondert  liegende  Werke  zu  fesseln.    Der  städti- 

Wohnungsnot  würde  dadurch  nurmil 
zum  Teil  abgeholfen.    Ein  besonderer  Beiz  wird 
allerdi      -  -_    übt,  wenn  dei   Axbeitgebei 

sii-h  zu  Unterstützungen  bereit  findet,  etwa  an 
tüchtige  Arbeiter,  welche  sich  während  län 
Zeit  durch  gute  Führung  ausgezeichnet  haben. 
An  diese  unter  'lern  Titel  Lohnaufbesserung  zu 

renden  Unterstützungen  können  gen  isse 
Bedingungen  geknüpft  werden,  wie  z.  B.  dass 
der  Arbeiter  keine  Spirituosen  verkaufe,  mit 
anderen  Waren  mit  bestimmten  Ausnahmen  oder 
unter  Vorbehalt  der  Genehmigung  keinen  Handel 
treibe  etc. 

Baut  der  Arbeiter  selbst,  so  kann  die  Unter- 
stützung darin  bestehen,  dass  der  Arbeitgi  bi  i 
etwa  Grund  and  Boden  unentgeltlich  dargiebt, 
je  nach  der  Grösse  der  Wohnung  zu  bemessende 
Bauprämien  oder  Darlehen  gegen  geringen  Zins 
oder  auch  unent|  fc.     Der  Ai : 

kann  dann  nach  eigenem  Ermessen  und  Ge- 
schmack bauen,  indem  ihm  etwaige  vom  Arbeit- 
geber errichtete  Musterhäuser  zum  Vorbilde 
e  ;  aber  auch  die  <  fefahr 
vor.  dass  der  Arbeiter  sich  ..verbaut'  und  dann 
in  eii  I  .  i  rät. 

Erri  Arbeitgeber  die  Wohnungen, 

so  kai  ichzeitig  mehrere  Gebäude  und 

schon    darum    plannlässiger  und   billiger  bauen 
Arbeiter.    Allerdings  müsste  er  sich  mit 
den  Lebensgewohnheiten  und  Bedürfnissen 
letzteren  vertraut  machen  und  auf  deren  Wün 
thnnlichst  Rücksicht  nehmen.    Verkauft  er  die 
Häu->  allmähliche     Abzahlungen     zu 

Preisen  an  seine  Arbeiter,  so  entspricht 
es    seinem    i  igi  nen    Interesse,    dafür   Sorge  zu 
dass  dieselben  nicht  zu  Gegenständen 
der    Spekulation    und    so    ihrem    eigentlichen 
Zwecke  entfremdet  werden.     Dies  kann  dadurch 
er  sich  das  Rückkaufsrecht  vor- 
Weiterverkauf lie-timmte 
Bedingungen    kniiiitt.    Nicht  alle  Arbeiter  frei- 
lich sind   geneigt     Häuser  vom  Arbeitgeber  zu 

ben.     Sol<  he    Unternehmui  .   n    bi  . 
auch  wenn  n  wohl- 

wollei  pringen,  leicht  grossem 

Misstranen. 

In   solchen  Fällen  erreicht  der   Arbeitgeber 

in  Ziel,  wi  n  w  ohnungi  d 

vermietet.     Er   kann   dann   die  Mietpreise  ent- 

lend  niedrig  setzen,  tüchtige  Arbeiter  allen- 
tgeltlich wohnen  lassen  und  bestimmen, 
.  löst    gilt,    wenn    der 
Mieter   aus   dem   Arbeitsverhältnis 

Zinstermine  lässt  er  am  besten  mit  den 
Lohnzahlungsterroinen  zusammenfallen,  so  dass 
die  Miete  ji  weilig  gleich  vom  Leime  abgi 
wird,  Im  zu  pfleglicher  Behandlung  derWoh- 
können  auf  gute  Instand- 
haltui  Prämien    gesetzt    werden. 

Aufnahme  von  n.    Kost-  und  - 

gängern    wäre    nur    unter    Bedingungen   zuzu- 


lassen, welche  dahin  gehen,  Ueberfüllungen  vor- 
zubeugen und  der  Verleitung  zur  Uusittlichkeil 
zu   steuern.     Vermietung  an  Fremde  wird  des- 
halb  bei  grosser  Familie   gewöhnlich  nicli 
stattet,   dauernder  Aufenthalt   Verwandter   von 
der  Genehmigung  abhängig  gemacht,  lern 
stimmt,  dass  Weitervennietung  nur  an  Personen 
erfolge,    welche    im    Dienste    des    Arbeits; 
stehen,      liass   die   Aufstellung    einer   Hausord- 
nung, zumal  bei  grösseren  Mietshäusern,  unent- 
behrlich sei.  bedarf  hier  keiner  besonderen  Her- 
bung. 

Insoweit  einzeln  stehende  Personen  nicht  in 
Familien  Unterkunft  finden,  kann  für  dii  - 
durch  Aufnahme  in  eigens  erbauten  Herbi 
Kost-    und  Logierhäusern  Sorge   getragen  «er- 
den.     In   solchen   Häusern   kann   zu    massigem 
Preise   Gutes   geboten  werden.     Trotzdem 
aus    dem    früher    erwähnten    Grunde    nieli 
die  Arbeiter  nicht  geneigt,  solche  Häuser  zu 
ziehen.     Sie    zahlen   oft  anderweit  lieber  mehr 
für    schlechtere   Kost    und    Wohnung.     Arbeit- 
geber  haben  deshalb  schon   oft  die  Benutzunti- 
des Logierhauses  als  Bedingung  in  den  Arbeits- 
vertrag  aufgenommen. 

Die  Erfolge,  welche  durch  die  Fürsorgi 
Arbeitgeber   erzielt  worden   sind,    werden  viel- 
fach   als    sehr  gut  geschildert,    indem   bei  den 
Arbeitern   der  Sinn   für    ein   geordnetes    ] 
sich   mehr  entwickelt  und  der  Wirtshausbesuch 
abgenommen  habe. 

Eine  der  bekanntesten  Unternehmungen  ist 
die  der  (  ite  ouvriere  zu  Mülhausen  i.  E.  Hier 
bildete  sich  1853  unter  der  Leitung  von  Dollfus 
eine  Aktiengesellschaft  (ursprünglich  12  Fabri- 
kanten) —  daher  auch  mitunter  unter  <  ge- 
rechnet —  mit  einem  Kapital  von  300UU0  E  i 
(ebensoviel  gab  Napoleon  III.  hinzu  i.  welche 
Häuser  baute  und  an  Arbeiter  verkaufte  nur 
ausnahmsweise  vermietete).    Es  war 


Zahl    Bauweit 
der  gebauten 
Häuser 

Frcs. 

Zahl     Bauwert 
der  verkauften 
Häuser 
Fn  s. 

Abzahlung 

durch  die 

Arbeiter 

Frcs. 

854     100      2^6000 

49       118  725 

26044 

8o7     304      777  075 
870    892   2610675 
881     992    2  957  875 

127       332475 
859    2559  125 
996    2932475 

121  493 

2  152  770 

3  845  74,i 

1884   1040       — 
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Leider   sind   diese  Häuser  ihrem  ursprüng- 
lichen Zwecke  entfremdet  worden.     ..In  dei 
ouvriere  zu  Mülhausen  befindet  sich  kein  einziges 
Arbeiterhaus  mehr  in  den  Händen  des  ursprüng- 
lichen Besitzers,  die  Verhältnisse  sind  dort 
haupt  keineswegs  so.  dass  sie  zur  Nachahmung 
auffordern"    (Post   und   Albrecht).     Die   1b 
sollen  nicht  aufs  beste  gehalten,  zum  Teil  durch 
Weitervermietung    überfüllt,    ja    auch    einem 
echten  Wohnungswucher  verfallen  sein.    Gi 
hier  haben  sich  die  oben  hervorgehobenen  Mängel 
des  Erweilishaiises    für    den  Arbeiter   besonders 
stark  gezeigt. 

Die  Gesamtzahl  der  in  Deutschland  von 
industriellen  Arbeitgebern  erbauten  Arbeiter- 
wohnungen war  nach  einer  für  die  Pariser 
Weltausstellung  gemachten  Erhebung  am  1. 
Oktober  18lJ8  143(49,  d.  h.  —  wenn  die  Be- 
mit  weniger  als  5  Beschäftigten  unbe- 
rücksichtigt   bleiben    und    die    industrielle    B>  - 


Wohnung!  Era  ;e 


855 


INI  angenommen  wird  — rund  Ib  Aiuenei 

gf:„^nf    HHX)   Arbeiter.      In   eins 
,,;,„   hezw.   Bundesstaaten  erhebt   sieh  die 
tu 'zahl     beträchtlich    über    den    Durch- 
i    •  ,\    «, ,  V,  Onnelii  ilClß).    Arnsberg  60,  Loth- 

(  , -rpfalz  (H),  Osnabrück 

Han.ver     Auvieb    und    Stade     10)     Düsseldor 

Zahlen    besagen    jedoch    hier    seh 

es  1,;,,,..,   vielmehr  von  der  Qualität  dei 

'toi  Arbeitgeber  1 Iiafften   Wohnungen 

h   darin    wirklieb  ein  Beitrag  zur  Losimg 
,.    Wohnungsfrage   zu   erblicken   ist     Im   toi 
fe„enSn«rBdieWich«gsteu  Beispiele  ge- 
hen letzteres  zutrifft 
rivate  Arbeitgeber     Em  Dal  der 

ron    w-ivaten   Arbeitgebern  auf   diesem   G 

Fürsorge    bezweckt,     ihren    Ange- 
„    nnd    Arb.it-ni     den    Erwerb     eine 
Weine     Anwesens,    sei    es    durch  unentgeltiche 
assung     oder    Vermitteluug    eines    Bau- 
eStickel   zu  büligem  Preise,    sei  es  durch 
iewäimmg   eines  Baudarlehens   zu  erleichtern, 
ist  vor   allem   die  mit  ihrem  System  von 
BauvorTchüssen    und    Bauprämien    das   Beispiel 
U,  preussischen  Bergfiskus  nachahmende Ma ns- 
Kupf  erschief  er  bauen  de  Gesell- 
schaft in  Eisleben  zu  neue  (bis  Ende  1899 
900  Häuser    mit    Unterstützung    der   Gewerk- 
erbaut,    1165296    Mark     Bautagheß 
109100  Mark    Bauprämien,    ausserdem  i oUUUUU 
j£ :  den  direkten  Bau  von  Familienwohnungen 
,1   ScUaftäusern    für    Einzelstehende    autge- 
l    ■  ferner  Villeroy  &  Buch  in  Met  lach 
s .  „•■   b      Ende  1899  324  Häuser  mit  einem 
Kosteuautand  von  348319  Mark);  D.l 
v    (ic       in     Neviges;     Krupp     m     Jessen 
ifi^OOOÖMark  Baudarlehen   zum  Bau   oder  M- 
werh     ine    Hauses,   seit  1899   auf  die  Aussen- 

,  Ut.  in  ländlichen  Gegenden  beschrankt 
Kninelius  He  vi  in  Worms  Vermittelung 
£ cVen lBto  Arbeitern  ftD«»*«?^ 
und  der  Hessischen  Invalidität*-  und  Alters 
vev'.cberun^anstaltals  Hypothekenglaubigern 
SSh   Garantierung   der  Verzinsung    und    Til- 

ui"  weitaus  häufigere  Form  aber -M jdto 
mietweiseüeber  lassung  von  AA  .Urninge  n 
^die  Arbeiter.  Hier  giebt  es  neben  g^fig 
durch  das  Selbstinteressi   des  Zeitgebers  ne» 

!  rufenen  und  ein.  Verbesserung  der -Wahr 
„„„-Verhältnisse  anders  als  durch  Vera« abrang 
,1,.  Angebots  nicht  bedeutenden  Mf^J 
Mch  in  Deutschland  wie  m  anderen  Landein 
Schönfunoen      die     auch    in     technischer    und 

Ar  Beziehung  als  Musterleistungenz^ 

lehnen  sind.  Her  steht  obenan  Krupp  m 
»Thon  1891  3659  Wohnungen  nntrand 
ü  Bewohnern  und  mehr  als  120000UU  mark 
Baukosten  bei  einer  Verzinsung :von q«  £ 
..u  •"'  ■  seit  1894  weitere  (00  m  AJtreasnoi 
Sd  Friedrichshof  und  150  nnentgel.hc.e  In- 
validen- und  Witwenwohnungen  mMtenhot)^ 
ferner  sind  hervorzuheben:  die  Badiscne 
Ani  in-  und  Sodafabrik  in  Ludwigshato 
a  B  (1899  128  Wohnhäuser  mit  509  Weh 
nunsen  für  rund  3000  Personen;  so  gut  wie 
nuiu.ui  i  ii   iu"  2,oMilhonen 

(^verzinslicher  Kapitalaurwana  ™  *, 

Mark:  weitere  im  Bau  ;  die  Fa  rbw  erke  vorm 
Meister  Lucius  &  Brunmg  in  Hocnst 
*M    (442  Wohnungen  1900000  Mark  Kosten- 


aufwand,   weitere    L0< Bau       die    Vei- 

einigteMasch  ,,-'-„, 

Maschinenbaugesellsi  ob  El     Nurnl 
SfflW.  ÖjrP,8M  n»  einem 

Kostenaufwand  von  2 100  in       i 

l  ricitftl  sal  I    engl    eil    chattvoi  na 
Schuckert&Cie.inMrnbei      '  aterstutzung 

aur  aus  Arbeite,  enden 

Genossenscha  flehen    zum  Bau  von280 

Wohnu Lugsburger  _  Kammgarn- 
spinnerei in  Augsburg,  ten  Bnnk  in  Ulen  u.  a. 

n  Staat  und  Gemeinde  als    i.rb 

o-eber."  Hier  ist 

Sereverwaltungzn  nennen,  welche 

unter  Friedrich  II.  für  Unterbringung  nndSwB- 

haftmachung  ihrer  Arbi  n  w«     I  ruhe, 

™n  Grundstücke   unenl 

seit  1842  werde,  im  Saarbrücken^]  &  n  r   seit 
855  in  Oberschi  -     Gri        fl  i  Bau- 

fl^hebemesseneP, 

■>,■>  am  700   für  66  und  mehr  gm  900  Mai  k)  s"- 
Seq"msfrke,    in   Jährlichen   Raten 
zahlende  Vorschüsse  bis  zu  1500  Mark  gewann. 
i     Auszahlungen   erfolgen  in  der  Regel  nicht 
toekt  an  die  bauenden  Bergleute,   sondern  in 
to  Gegenwart  und  gegen  deren  Quittung  an 
dieBauhfndwerker  und  Lieferanten.    Vmmm, 
welch    durch  ihre  Führung  zur  l  nzutneden  cm, 
'eben,    weder  Frau  noch  Kinder  haben, 
SteTa!  oder  über  45  Jahre  alt,  bereits  Haus- 
Ser  sind,  ihrer  Militärpflicht  noch  nicht  ge- 
ü      haben  etc.,    sind  von  der  Gewährung  von 
Sien  ausgeschlossen.     Dann  sind  bestimmte 
BeXSngen3  über  Material  und  Bauart  vorge- 
trieben     10  Jahre   lang   muss   dei    Aiheitei 
Äaus  selbst  bewohnen,  nicht  benutzte  Räume 
darf  S  nur  an   im   aktiven  Dienste  der  Berg- 
nauvemXng  stehende  Bergarbeiter  vermieten; 

;,  „-  M  ebenfalls  nur  an  solche  und 
Iiit  Zustimmung  bezüglich  der  Person  gestattet 
Der  Kauf™  hat  die  gleichen  Bedingungen  und 
Verpachtungen  zu  übernehmen  Binnen JO 
Tabren  darf  im  Hause  keine  Gast-  und  b  Hank 
JSSt  sowie  kein  offener  Laden  gehalten 
lusnahmen  können  Q-gela«sen  werden  Es 
„•nrrlen  »r währt  im  Saarbruckenei  itevier  ioaa 

bis   lb.'L   an    i-   -  Millionen  Mark 

Prämien,  an  1364  ArDeitei  i,o  iiui 

J„  Die  Erfahrungen,  welche  gemalt 
wurden,  «erden  als  gut  bezeichnet  Das  von 
der Treüssischen  Verwaltung  geg^nef^e 
wurde    anderwärts    mit    gutem    Erfolg«     nach 

geahEine  vielgestaltige  Thätigkeit  für  ihre 
üntefofamÄd  Arl  *» 

Jahren    auch    die    Pr,     >>    -  h        ^^ 

ei.!e,nb^;ril95rrusieworffnen  Specialfonds 

mlt  '^nii '  k  Mark  Tut wi-kelt  aus  diesen 
von     Jütlü.iuuu     uaiK  orten  rund 

Mitteln  waren  Ende  }f9a  .*°11Mietserträgnis 
2570  Wohnungen  mit  ^^  ™  \  r^ch 
von    4»/„  des  Anlagekapitals    gebaui^ 

smäääa 


Wohnungsfrage 


Spandau,  Hanau  und  Siegburg  .  das  Reichs- 
marineamt 1 1-44  Wohnungen  bei  der  Torpedo- 
werkstatt in  Friedrichsort  und  üöS  Wohnungen 
für  nahezu  14  "„  der  Arbeiter  der  Kaiserlichen 
Werft  in  Wilhelmshaven  .  die  Reichspostver- 
waltung und  das  preussische  Ministeriuni  für 
Landwirtschaft,  Domänen  und  Forsten  (in  den 
"letzten    i   Jahren   etwa    1200   ländliche  Arbeiter- 

wohnungen  . 

Auch  einzelne  Gemeinden  haben  in 
neuerer  Zeit  in  ihrer  Eigenschaft  als  Arbeit- 
geber für  ihre  Dnterbeainten  und  Arbeiter 
Wohnungen  hergestellt:  so  Altena.  Cassel, 
Darmstadt,  Dresden,  Essen.  Frankfurt  a.  M., 
Hanau.  Heidelberg,  Karlsruhe,  (ein  a.  R., 
Königsberg  i.  P.,  Kenstanz,  Mannheim.  Nürn- 
Osnabrück,  Quedlinburg,  Pforzheim,  Stettin, 
Strassburg  i.  E.,  L'lm  die  meisten  allerdings 
nur  in  bescheidenem  Masse.  Nur  Frankfurt  a.  M. 
hat   es  bis  jetzt  in  grösserem  l  mfang  gethan. 

Versuchen  wir  zum  Schluss  ein  Erteil  dar 
rüber  zu  gewinnen,  was  bis  jetzt  durch  die 
\i)>.  Itgeberfürsorge  zur  Lösung  der  Wohnungs- 
frage beigetragen  worden  ist"  und  aus  princi- 
piellen  Gründen  überhaupt  werden  kann,  so  ist 

zwischen   Förderung  ib-s    K  i  «c  n  b  e  -  i  t  z  e  -    iinil 
Miethausbau      zu      unterscheiden:      ersteres 
System,    das  immer  grössere  Uneigennützigkeit 
des    Arbeiters    voraussetzt,    hat    sich   nur    be- 
währt,  wo  die  Arbeiter  sich  in  auskömmlichen 
und   dauernd    sicheren   Verhältnissen    befinden 
mit  einer  relativ  stabilen  Lebenshaltung,  so  dass 
sie   ein:    namhafte    Anzahlung  und   die   regel- 
mässigen Abzahlungen  leisten  können,  wie  spe- 
«icll  die  fiskalischen  Bergarbeiter.    Die  Schaffung 
von  Mietwohnungen  durch  den  Arbeitgeber  aber 
grosse   principielle  Mängel:    „die   Arbeiter 
bi  ii    sich   durch    Uebernahme   einer  solchen 
Wohnung  noch  in  ein  viel  grösseres  Abhängig- 
keitsverhältnis  zu  dem  Arbeitgeber,   als  es  "las 
haltuis    an   sich    schon  bedingt.     Das 
ist  de,-  Grund,   weshalb  nicht  selten  gerade  die 
n  ü  Elemente  anter  der  Arbeiterbevölkerung 
die    private  Mietwohnung,   die   ihnen    weniger 
und  schlechtere  Räume  zu  einem  höheren  Preise 
bietet,  der  besseren,  muh  Arbeitgeber  gebotenen 
U  ohnung  vorziehen"  (Albrecht). 

Nur  bei  den  Arbeitern  des  Staates  und  der 
Gemeinden  etc.   wird   dies  durch  die  Stetigkeit 
des  Arbeitsverhältnisses   und   die   in  der  Regel 
vorhandene  halbe  Beamtenqnalität  ausgeglichen. 
Liese     Erwägungen    sprechen    auch    gegen 
d'ii   Vorschlag    die  Eürsorgeptlicht   der  Arbeit- 
geber daliin   zu   erweitern,    das.    Unternehmer, 
welch,-   ein,-   grössere   Anzahl   von   Arbeitern  be- 
schäftigen, durch  Ortsstatut  verpflichtet  werden 
i  forderlichen    Wohnungsgelegen- 
i    für  dieselben  zu   beschaffen.    Auf  dem 

Lande.     WO     es     an     einer     genügenden     Anzahl 
Wohnungen   fehlt,    werden   Arbeite  eher,   welche 

bei  stetigen  Produktionsverhältnissen  eine 
n  \nzahl  Arbeiter  nötig  haben,  ausser- 
dem schon  im  eigenen  [nteresse  die  erforder- 
lichen Vorkehrungen  treffen.  Die  Fürsorge- 
pflicht  hätte  im  wesentlichen  nur  in  Städten 
eine    Bedeutung,    wenn    es  schwer  fallt,    eine 


geber  von  jener  Pflicht  entbunden  wissen,  wenn 
die  Beschäftigung  durch  den  Arbeitsvertrag  nur 
auf  kurze  Frist  beschrankt  sei  und  wenn  der 
Nachweis  eines  anderweiten  liiterkomniens  ge- 
liefert werde  Erstrecke  sich  der  Betrieb  nur 
auf  einzelne  Jahreszeiten  (Saisonarbeiten),  su 
genüge  Si  hlafstellennachweis. 

Die  Beschaffung  der  Arbeiter  Wohnungen 
durch  die  privaten  Arbeitgeber  ist  also  die 
im  Prineip  am  wenigsten  befriedigend« 
Form  der  Abhilfe  und  daher  nur  da  zu  I.,- 
grüssen,  wo  die  anderen  Formen  nicht  aiis- 
reichen  oder  ganz  versagen,  wie  bei  Ries,  n- 
betrieben  und  isolierten  Fabrikanlagen  auf 
dem  Lande.  Die  allgemeine  Lösung  kann 
sie  auch  schon  deswegen  nicht  darstellen, 
weil  sich  der  Wohnuugsnotstand  keineswegs 
auf  diejenigen  beschrankt,  welchen  solche 
Arbeitgeberfürsorge  zu  gute  kommen  kann, 
sondern  ausser  den  Fabrikarbeitern  andere 
breite  Schichten  der  Bevölkerung,  die  peku- 
niär etwa  ebenso  gestellt  sind  wie  jene, 
ebenso  schwer  betroffen  hat.  Die  Wohnungs- 
frage der  unteren  Klassen  ist  eben  keines- 
wegs nur  Arbeiterwohnungsfrage.  Daher 
sind  seit  dem  Auftreten  der  Wohnungsfrage 
noch  verschiedene  andere  Wege  beschritten 
wurden,  um  dem  Mangel  an  kleinen  Woh- 
nungen abzuhelfen. 

e)  Baugesellschaften  auf  spekulativer 
Grundlage.  Solche  sind ,  und  zwar  in 
der  Form  von  Aktiengesellschaften,  vielfach 
entstanden,  so  in  München-Gladbach  1870, 
Barmen  1872,  Hamburg  1878  etc.  Dieselben 
können,  im  Gegensatz  zu  den  Genossen- 
schaften wenig  bemittelter  Genossen,  rascher 
und  in  umfassenderem  Masse  Häuser  bauen 
und  so  einer  vorhandenen  Wohnungsnot  be- 
gegnen. 

Nicht  alle  diese  Gesellschaften  bauen 
nur  Arbeiterwphnungen.  Oft  dient  ihre 
Wirksamkeit  mehr  kleineren  Beamten,  Hand- 
werkern etc.  Meist  beschränken  sie  sich 
auf  ein  örtlich  begrenztes  Gebiet,  doch 
dehnen  auch  mehrere  ihre  Thätigkeit  über 
ein  ganzes  Land  aus.  Ist  Vermietung  mit 
Verwaltung  für  Aktiengesellschaften  an  und 
für  sich  schon  schwierig,  so  gilt  dies  ganz 
vorzüglich  von  Gesellschaften  mit  örtlich 
ausgedehntem  Wirkungskreise.  An  Stelle 
der  Vermietung  tritt  dann  zweckmässig  der 
Verkauf  mit  Erwerb  durch  Abzahlung. 
Schmoller  befürwortet  die  Bildung  solcher 
Gesellschaften  im  grossen  Stil. 

Dm  den  Erwerb  zu  erleichtern,  hat  man 
auch  die  Verbindung  mit  der  Lebensver- 
sicherung empfohlen. 

So  1876  auf  dem  Kongress  für  Gesundheits- 
pflege zu  Brüssel.     Durch   das  G.  v.  9.  August 


lö8a  wurde  die  belgische  Allgemeine  Spar-  und 
Unterkunft  zu  linden,  dann  inFällen ,,  i»  welchen    Altersrentenkasse     ermächtigt,     Verträge     auf 


zeitweilig   eine    grossere    Menge    Arbeiter    an 
einem   Platze  zusammengezogen   wird   und  für 
durch  Errichtung  von  Barackenbanti  n  m 

werden  müsste.     Li  llthold  will  den   \iiieh 


gemischte  Lebensversicherung  abznschliessen , 
welche  den  Zweck  haben,  für  einen  bestimmten 
Verfalltermin  oder  beim  Tode  des  Versicherten, 
wenn   derselbe   vor  jenem  Termin  eintritt,   die 
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ffldaablung   der   für   Erbauung   oder    Ankam 
„er    Wohnung     zugestandenen     Darlehen     zu 
Sbern.    Auch    die    1891    gegründete    deutsche 
•olksban^esellschaft  zu  Berlin  hat  den  gleichen 
„geschlagen.    Die  von  derselben  erbauten 
mgen  fallen  beim  vollendeten  eil.  I 
,l,re    des  Erwerbers   diesem    selbst    oder   nach 
LV.de  seinen  Erben  schuldenfrei  zu.     Hier- 
,ei  bandelt  es  sich  um  nichts  anderes,   als   um 
Se  Versicherung,  bei  welcher  den  ^  ersicherten 
,ei  Eintritt    eines  bestimmten  Ereignisses  statt 
largeld  das  Eigentum  an  einem  Hause  zuteilt. 
5  "ab,  ,    dieses    Haus   jetzt    schon    gebaut   ist 
md  bewohnt  wird,    so   ist  ausser  der  Vers 
ungspramie   eine    Summe   iür  Verzinsung   dei 
taukosten,  Steuer   und    für    Feuery«   Sicherung 
«zahlen      Bei  der  gewöhnlichen  Ai 
'st  die   zu  zahlende  Summe  nach  einer  fest  Be- 
stimmten   Zeh    getilgt.     Bei    der  Versicherung 
iber  zahlt  der  eine  den  Tügungsbetrag  für  eine 
Sncere,  der  andere  für  eine  kürzere  Zeit    Hiei 
ein    Gewinn     erzielt,     dort    ein    Verlust 
«litten.  . 

Damit  kein  Zahlungsausfall  entstehe,  wird 
von  der  Volksbaugesellschaft  Beteiligung  der 
erten  bei  einer  Kreditgenossenschaft  ge- 
wünscht. Das  notitre  Baukapital  beschafft  sich 
die  Gesellschaft  durch  Vusgabe  von  Pfand- 
briefen bezw.  von  Anteilscheinen  für  hinterlegte 
Grnndschuldbriefe. 

d)  Die  gemeinnützige  Bauthätigkeit. 
Darunter  versteht    man    im   Gegensatz    zu 
der    privaten     und     der   eben    betrachteten 
privatgesellschaftlichen     Bauthätigkeit     alle 
diejenigen    Bestrebungen,    welche     »darauJ 
eeTichtet    sind,   ohne   die  Nebenabsicht  des 
Erwerbs    die    Wohnungsverhältnisse    durch 
den  Bau  von  Kleinwohnungen  zu  verbessern« 
(Albrecht).    Diese  gemeinnützige  Bauthätig- 
keit weist  nun  eine  grosse  Mannigfaltigkeit 
der  l  Irganisationsformen  auf.    Zunächst  oie 
Form   der  Aktiengesellschaft   wn 
den  im  Vorausgehenden  besprochenen  Bau- 
gesellschaften, jedochmit  Beschränkung 
Dividende    auf    einen   massigen   Prozentsatz 
und  Verwendung  etwaiger  weiterer  I  eber- 
schüsse  zu  Rücklagen  oder  zur  Erweiterung 
-    Unternehmens;    die   Verwaltung    wird 
,1  Ehrenamt  geführt.    Ebenso  in  neuerer 
Zeit    in    Deutschland    die    Gesellschaft 
mit     beschränkter    Haftung.      Beide 
arbeiten   geschäftsmässig,  insofern   sie   eine, 
wenn    auch    massige  Kapitalveransung   an- 
en  und   meist   auch  erzielen,  aber  ihre 
Aktien  bezw.  Geschäftsanteile  sind  nur  aus- 
nahmsweise  marktgängige   Effekten  gewor- 
den sondern  durchgehends    in  den  Händen 
innützig  denkender  Kapitalisten,  woraus 
ach  für  alle  diese  Gesellschaften  mehr  oder 
weniger  der  Charakter  von  W  ohlthätigkeits- 
aostalten    der   besitzenden  Klassen    ei. 
Noch  mehr  ist  dies  der  Fall  bei  Vereinen 
und    Stiftungen,    welche    den   Bau    von 
Kleinwohnungen  bezwecken. 

In    England    entstanden     viele    gemein- 
nützige Ballgesellschaften  seit  den  40er  Jahren. 


s„  in  London  1841  die  Association  fbr  impro 
the   dwellings  of  the  indnstrial  i  lassi  - 
mal-Dh     5° 


1844  die  S  i   improving 


ä  dann  die 
Improved  indnstrial  dwellings  companj  limited 
u   a     Dieselben  kauften  alt».  Wohnung 
delten    diese    um    -der    erbauten    ganz    neue 
kasernenartige  Mietshauser   model-dwelhng 
Innern  der  Stadt.    Die  Victoria  Dwellings 
pany  hat  ein  Bonnssystem  eingerichtet      Wenn 
ein  '.Mieter  eine  .  ine  von  Monaten  hin- 

durch regelmässig  seine  Miete  bezahlt  und  seine 
Wohnung  gut   im  Stande  erhalt,  -  i   wird 

ihm  der  "Mietzins  für  eine  Woche  erlassen. 

Deutsch  -     Schäften   haben    sich   zu- 

erst mehr  dem  Bau  kleiner  Häuser  zugewandt. 
Die    älteste   ist   die  1848   in  Berlin  _• 
Gemeinnützige  Ballgesellschaft".  Dieselbe  setzt 
für  die  Dividende  eine  Schranke  von 
o-ewährt  Mietsprämien  und  zwar  nach  o  Jahren 
10°/„    dann  alle  5  Jahre  weitere  von 

.,,    ssigen  Miete,  so  dass  nach  oU  J. 
der  ursprüngUch  vereinbarte  Satz  erreicht  wird. 
Diese   Prämien    werden    am   Ende    eines  jeden 
Kalenderjahres   bar  ausgezahlt.     Später  folgten 
auch  an  anderen  Orten  ähnliche  Gesellschatten. 
Neuerdings   ist   hervorzuheben  der  „Verein  für 
das  Wohl  der  arbeitenden  Klassen  in  Stuttgart 
[Ansiedelung    „Ostheim",    1899    lsd    Erwerbs- 
häuser  mit  558 Wohnungen  und  8b  aussei 
lieh  zum  Vermieten  bestimmte  Häuser  mit  £  i 
Wohnungen,   Wert   3461259  Mark,    die  iMiets- 
wohnungen   des    Vereins   sollen   die  Mieter   der 
Hauserwerber  gegen  Mietwucher  der  letzteren 
schützen,    ausserdem   sind   weitgehende  Bestim- 
mungen  getroffen,   um  zu  verhindern 
verkauften  Häuser  durch  Besitzwechsel,  Anbau 
■der  Aufbau   ihrem   ursprünglichen  Zweck  ent- 
fremdet  werden  . 

Dnter  den  Vereinigungen,  die  ausschliess- 
lich Mietswohnungen  bauen  und  naturgemass 
besonders  in  den  grösseren  Städten  ihren 
Wirkungskreis  haben,  sind  in  Deutschland  zu- 
nächst einige  Aktiengesellschaften  zu  nennen: 
die  schon  1848  gegründete  Berliner,  gei 
nützige    Bi  aft,    der    Gememni 

Bauverein  in  Dresden  und  vor  allem  die  lb90 
begründete  Aktienbaugesellschaft  für  kleine 
Wohnungen  in  Frankfurt  a.  M.  1899  3,  Hauser 
mit  388  Wohnungen,  namentlich  auch  fui 
niedrigst  gelohnte  Arbeiterklasse:  hat  neuer- 
es erste  einen  Erbbauvertrag  mit 
Frankfurter  Stiftung  g  -  äsen  .sodann  der 
erst  1899  gegründete  ..Verein  für  Verbesserung 
der  Wohnungsverhältnisse"  in  München  (Bau- 
projekt von  268  Wohnung  . 

Schmoller  appelliert  au  das  soziale  Pflicht- 
gefühl der  Besitzenden,  welche  solche  gemein- 
nützige Baugesellschaften  im  gross 
bilden  und  sich  mit  mittlerer  Verzinsung  bei 
n  Mietverträgen  begnügen  sollen.  ..rur 
die  -rosse  Masse  der  ärmsten  ™d,J?  *"* 
Wohnverhältnissen  am  meisten  «rnachla-u  eu 
Bewohner-,  meint  er.  ^s  eme  ArtPatronage 
der  Besitzenden  und  Gebildeten  eintreten.  Fi 
sie  erscheint  die  Form  der  Aktiengesellschaft, 
der  Korporation  oder  der  Stiftung  als  da»  Or- 
gan, das  an.  passendsten  die  Funktion  übel- 
nimmt der  Privatspeknlation  Konkurrenz  zu 
mähen.  Deutschland,  das  aut  sein  Elber- 
teder    System     der     unbezahlten    Armenpflege 
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ist,    wird    auch   hierfür   die    nötigen 
Kräfte  finden.     Es    ist    eine     \m     Pati 
aber  eine  heilsame,   si    isl    eine    Brücke    der 
und    Verständigung    zwischen    Be- 
i  und   Si  htbesitzenden." 

asatz    zu   Schmoller   empfahl    der 
swirtschaftliche  Eongress    1865   den   Woh- 
nungsvereinen  und  Baugesellschaften,    sich  auf 
iftlichen  Betrieb  211  beschränken,  mit- 
v  1.   and  Unterstützung  zugleich 
1  ssen. 
Rühmende  Erwähnung  verdienen   mehrere 
Stiftungen,    so    insbesondere    diejenige    il<js 
Amerikaners   Pea  bod  5    in   London      Peabi  lj 
übergab    an   Trustees    1862     L500  0    6,    1866 

weitere    U 1868   nochmals  10001  0;    dazu 

kamen  aus  dem  Nachlass  150000  E,  im  2 

Summe    von    rund    10,2    Millionen    .Mark. 

11    wurden    noch    Anleihen    aufgenommen. 

i  ude    der   -11.      Jahre   waren   in  erbauten 

Wohnungen  an  240C0  Personen  untergebracht. 

Die  Stiftung  sollte  zum  Besten  der  Bedürftigen 

und  Armen  dienen      In  Wirklichkeit  aber  sind 

ji  sucht  und  mit  den  besten 

and    kli  inen    Eandwei  kern    besetzt. 

Ini  dem  Geiste  der  Stiftung  zu  genügen,  wurde 

ein    Hüchstbetrag    des    Wochenverdienstes    für 

diejenigi  n  festgesetzt,  welche  in  die  Wohnun  -  a 

auf gi  nommen  werden  dürfi  n. 

Die  Mieten  aus  dei  1889  von  Professor  vom 
Rat  gestifteten  Arbeiteransiedelung  Wilhelms- 
rnhe  bei  Cöln  sollen  für  das  Wohl  der  Arbeiter 
andere  gemeinnützige  Zwecke  ver- 
wendet werden.  Zu  erwähnen  sind  ferner  die 
he  Stiftung  zu  Hamburg,  die  Aderssche 
Wohnungsstiftung  in  Düsseldorf,  die  Stiftung 
von  H.  J.  Mi  pet  in  Leipzig  (Leipzig-Lindenau 
52  Eäuser  mit  529  Wohnungen),  in  Oester- 
reich  die  Kaiser  Franz  Joseph  I.  -  Jtibiläums- 
stiftung  für  Volkswohnnngen  und  Wohlfahrts- 
einrichtungen in  Wien. 

Eine  segensreiche  Thätigkeit  entfaltete  seil 
1864  die  frühere  Lehrerin  Oktavia  Hill  in 
London,  sie  kaufte  mit  geliehenem  Gelde  alte 
llene  \\  ohnungen  bezw.  Pachtreste  leases), 
■  dii  elben  in  brauchbaren  Zustand  und 
vermietete  sie  Ihre  Hauptwirksamkeit  beruhl 
in  dem  et  1  Einfluss,  welchen  sie  auf  die 

ausübl       3ii     1  esucht     die    Häuser 
zieht  regelmässig  wöchentlich  die  Miete 
ein.  stundet  bei  wirklichen  Notlagen,  verschafft 
dann  Arbeit  mit  Erwerbsgelegenheit  und  zwar 
bei  den  im'  dii  sen  Zu  1 1  ',   bi  w  eilen  eigens  auf- 
ibenen    Verbesserungen    der    Wohnungen 
selbst,  bei  Aufräumungs-  und  Reinigungsarbeiten, 
-lelit   den  Mietern,  [nsbesondi  re  den  Frauen  mit 
and   Thal    bei.     Jährlich   ist   eine  Summe 
für    Reparaturen   ausgeworfen,    soweit    dieselbe 
nicht    gi  braucht    wird,    wird  sie   zu    Verbessi  - 
rangen    nach   den  Wünschen   des   Mieteis    ver- 
wendet.   So  wird  zu  pfleglicher  Behandlung  der 
Wohnungen  angereizt.     Ein  zweites  oder  drittes 
Zimmer    wird    billiger    abgegeben.      Ken    Bi 

strebnngi  n   dieser   I  tarne    haben   sich   Bar - 

Bnrdett    Conti       1   mntess    Dncie    u.    a.    angi 

&    East  End  Dwelliugs  Com- 

abmte    das    Beispiel    nach    1   lässt   die 

rch] n  einsammeln,    [nfolgedi  -  en 

dii    Mittelspersonen  vielfai  h  verdrängt. 

and,  und  zwar  vornehmlich 

in  Leipzig  (Unternehmen  «h-s  Herrn  de  Liagre, 


der    Frau     Hasse     auf     der    .,( foldenen    Höhl 
Salonionstiftuno-    der    Frau    v.     Holstein!     fand 
das  von  0.  Hill  gegebene  Beispiel  Nachahmung 
und  zwar  nach  Ilasse  mit  einem  noch  be 
Erfolge,  als  er  in  London  erzielt  worden  ist. 

Einer  anderen  Art  gemeinnütziger  Wirk- 
samkeit hallen  sich  Gesellschaften  in  England 
und  in  anderen  Ländern  gewidmet,  indem  die- 
selben mitteilen'  auf  eine  Verbesserung  hin- 
streben,  Ratschläge  erteilen  etc. 

So  haben  sieh  in  London  eigene  „Sanitaiy 
Aid  and  Dwelliugs  Committees"  gebildel  mit 
der  Aufgabe,  Mieter  über  ihre  gesetzli 
1,'oelite  und  Pflichten  aufzuklären,  schlechte 
Wohnungszustände  aufzudecken,  indem  sie  die 
Häuser  durch  ihre  Mitglieder  besuchen  lassen 
und  Klagen  entgegennehmen,  der  Behörde  da- 
von Mitteilung  zu  machen  und,  allenfalls  unter 
Anrufung  des  Beistandes  der  Presse,  deren  Ein- 
schreiten zu  veranlassen.  Auch  in  New- York 
besteht  nach  Trüdinger  eine  Gesellschaft  zur 
Verbl  sserung  der  Lage  der  ärmeren  Klasse, 
welche  insbesondere  den  Wohmingsznständer, 
ihre  Aufmerksamkeit  widmet.  Ehe  die  Hilfe 
der  Behörden  angerufen  wird,  werden  die  Haus- 
besitzer zur  Ahstellung  der  Uebelstände  gemahnt. 
Dieser  Aufforderung  sollen  die  Hausbesitzer  meist 
freiwillig  Folge  leisten.  Die  „Societe  franc,aise 
des  habitations  ä  hon  marche"  will  Private, 
Industrielle  und  Vereine  zur  Herstellung  ge- 
sunder und  hilliger  Wohnungen  ermuntern, 
stellt  Pläne.  Mietsverträge  zur  Verfügung,  er- 
teilt Auskünfte  etc. 

Endlich  wäre  noch  der  Mietsparkasseii 
zu  gedenken,  welche  durch  Sparpfleger  die  Spar- 
summen abholen  lassen.  Sparprämien  gewähren 
etc.,  dann  auch  der  Einrichtungen  (Vorschuss- 
kassen), welche  bezwecken,  die  Beschallung  guten 
.Mobiliars  zu  erleichtern,  hierfür  Darlehen  zu 
massigem  Zins  zu  gewähren  etc. 

Einen  wesentlich  anderen  <  harakter 
tragen  dagegen  die  von  den  Wohnungsbe- 
iliu'ftigvn  selbst  gebildeten  Baugenossen- 
schaften. Unter  diesen  sind  aber  zwo, 
ganz  verschiedene  Arten  zu  unterscheiden: 
einmal  die  älteren  in  England,  den  Ver- 
einigten Staaten  und  Belgien  heimischen  Bau- 
genossenschaften (Building  Societiea), 
welche  nicht  selbst  bauen,  sondern  ihren 
Mitgliedern  Vorschüsse  /.um  Erwerb  eines 
Hauses  gewähren,  und  die  neueren,  jetzt 
via  allem  in  Deutschland  zur  Entwickelung 
gekommenen  Baugenossenschaften  i. 
e.  s..  welche  selbst  Lauen. 

Die  ersteren,  ursprünglich  Sparvereine, 
zu  denen  sieh  die  Mitglieder  zusammen- 
thaten,  um  sieh  vermöge  der  gemeinschaft- 
lich angesammelten  Sparanlagen  zum  Er- 
werb eines  Hauses  zu  verhelfen,  sind  jetzt 
wesentlich  nichts  anderes  als  Hypotheken- 
banken oder  Realkreditkassen  und  habet! 
vielfach  den  genossenschaftlichen  Charakter 
abgestreift  und  das  Wesen  von  Grossbanken 
angenommen,  aber  sie  haben  in  England  wie 
namentlich  in  Amerika,  bei  den  besser  be- 
zahlten Arbeitern  Erhebliches  zur  Lösung 
der  Arbeiterfrage  geleistet.     Vergl.  über  sie 
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!,.„     \r!.    Baus;'  n oschafl 

Band  II  S.   L6.-.ff. 

rn  den  Vereinigten  Staaten  betrug  die 
v-,1,1  der  Bnildina  Societies  Building    and 
^odations     189ä    583S       davon    hatten 
1745725  Anteilseigner .  wovon    in  otbo    b 
;  455411  d.  h.  26.25 » 0  Darlehens« 

rten  Erbaner  von  Hansern 

Durch    die     \en  ,  ,'■    r 

»ellschaften    waren    b  ■      3!        14  «» 
wurden.     Ueber     ,  der 
Sehen  Gesellschaften  bestanden  1S93  seit  w 
als  5  Jahr 

q      Bau«-  lTtel1 

neuerdings  haupt- 
säcliiieh   iu   Deutschland    zur  Entw 

iul kommen,     und    zwar    na. 

dkntschen    Vorbilde,    dem    gl   ssen     S 

erbauverein,  in  ,  üass 

die  Mitgliedschaft  der  G.  halt  durch 

5   geringen  1 

der    Yerpflichtu    -         korben 

in    kleineu.   den  Einkommensverhalt- 

mWn    der  Arbeiter   entsprechenden  Katen- 

aahlnug  'teü  von   mas" 

Betrag     aufzusamn 
Während  nun  die  Building-  Societies  i 
mässis     den    Erwerb    eigener    Häuser   ver- 
mitteln,  finden    wir   bei 

haften,    ebenso    wie   bei    den 

en   Formen   der    gemeinnützigen   Bau 

.*..        ■    u  ,,„.1  rior-    ir'h?.it     herfürsoiee,   du 


beiterbauverein  für  Gaarden,    Kiel   an 

1899    iibei  ,,n',1 

,,,._  lin,i    B  tri   Bluinenthal  a.  d. 

,nun- 

anter  den  Baus  ■'"'»    -'" 

Grundlage   des  -  Etlichen    Eigentums- 

oder    wie    sie   meisl  -   "!"1  Bi- 

ndete 

Haml0,  Spar-    und    Bauverein     1899   od 

Häuser  mit  137  Wohnungen),  der  1892  be- 
gründete Berliner  Spar-  und  Bauverein  19UU 
r;  i  Häuser  mit  352  Wohnungen  im  Gesamtwert 
i  o  Marl  ii  konstruktiver  und 
architektonischer  Beziehung  wohl  das  Muster- 
gültigste was  zur  Zeit  auf  dein  Gebiel 
lemeinnützi  ist  , 

und   der   ebenfalls    1892    begri  -   und 

Sparverein  in  Hamburg    1899  382  Wohnungen). 

1     Der    Gesamtumfang    der     gen 
nützigen   Thätigkeit    in    D 
war  nach  einer  Erhebung  der  Centralstelle  füi 

ixbeiterwohlfahrtseinrichtungen   folgender: 


Tätigkeit  und  der  Arbeitgeberfürs  rg 
beiden    Ziele.    Schaffung    von     Erwei     - 
fcäusern    und    von    Mietwohnung 
äebeneinander.     Und   zwar  habe»    siel 

1   des   ersteren 
t  gemein- 
nützigen Bautätigkeit  in   Deutschland 
gemacht.     Wenn  ein  gleiches  aus 
rn    der    Building    - 
.,    wird,    so   hängt    dies   ohne   Zweifel 
damit  zusammen,  dass  hier,  infolge  der  ver- 
hältnismässig    billigeren,   weil    einfacheren 
Bauweise   (s.  Sauser  in  der 

wirkliche  Einfamilienhäuser  smd,  nicht  wie 
in  Deutschland  meist  Zwei-  oder  Drei- 
familienhäuser.  . 

In  Deutsehland  dagegen  ist  infolge  jener 
ungünstigen    Erfahrungen    -las    System   der 
rer  Zeit  wie  b 
innützigen  Bauthätigkeit   überhaupt,  so 
insbesondere  bei  dei  nsehaften,  nach 

dem  Vorgang  des  Spar-  und  Bauyereins   in 
Hannover;  immer  mehr  in  den    Eintergrund 
I    i  den  Bau  von  .      -  Mtets- 

üe  immer  im  Eigentun 
nschaft  bleiben,  in  denen  ü* 
aber  bei  Erfüllung  ihrer  Pflichten  sicher 
und  unkündbar  im  eigenen  Hause  wohnen. 
Unter  den  Genossenschaften,  die  LrweiW- 
häuser  gebaut  haben,  sind  hervorzuheben:  Der 
Flensburger  Arbeiterbauverein,  die  Berlinei 
BauL  212  Hau.,-    tehro* 

mit  2.    meistens   mit   3   Wohnungen),    der   Ar- 


Gemeinnützige  Aktiengesellschaften 
Gesellschaften  mit  beschränkter  Haftung 
.   rporationsrechten  .     .    • 

Stiftungen - 

Eingetragene  Genoss     •  >  • 

ischränkter  Baftpflicht      . 

b    mit  unbeschränkter  Haftpflicht 


a-28   von   diesen   Vereinigungen  hatten   bis 
Ende  1898  8479  Häuser  mit  24U75  Wohn     - 

.     Ht;    davon  sind  12710  ausseht-  - 
zum  Vermieten   bestimmt,    11365  entfallen  auf 
Erwerbshäuser  und  zwar  haben  hergestellt: 
Gemeinnützige  Aktiei  ften.    .      9  ioi 

Gesellschaften  mit      -        akter  Haftung 

.  iue  mit  Korporationsrechten  . 

Stiftungen -    ■    ■ 

I         -,        ,,    Genossenschaften 

24075 

Von    den    in    Betracht    b  156    Bau- 

genossenschaften  haben   4o   ausschliesslich   Er- 
Öhäuser,  16  gleichzeitig  ..mserund 

Mietwohnungen    und   95    ausschhesshch    Miet- 

:,llt-         ^  -       .■  f„    ™       <W 

Dil,     wi,  Organisationsform 


1  701 
10373 


ganzen  gemeinnützigen  Bauthätigkeit.  der 
offenbar   die    Zukunft    gehört,    ist    demnach 

n  schalt. 

Sie  hat  vor  den  gemeinnützigen  Baugeseli- 
Saften,  Vereinen  und  Stiftungen  den  Vor- 
zng    dass  sie  nicht,  wie  diese  sam tli« -h  mein 

_,r,denCharak- 
keitsanstalten    hat    und    dass    der    Ar 
selbst    hier    die  Verwaltung-    fuhrt    und    so 
Sich    nach    seinen     Bedürfnissen     und 
Wünschen    -  wird,    wenn    auch   nie.: 

unter    erheblicher    Mitwirkung 


Sfgeuderw  hlhabenderen  und  gebild  - 
E    in   den    Verwaltungsstellen. 
Se    dieses     Znsammenwirken     ist     von 
Ster  social-ethischer  Bedeutung     Ai 

älm    ist    Voraussetzung    für        -    Gedeihen 
derBaugenossenschaftenhinreichendeKredit- 

Sg  zu  massigen  Zinsen,  also  durch 


• 
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öffentliche  oder  halböffentliche  Kassen.  Allein 

auch  unter  diesen   Voraussetzungen  ist  ii !•  ■ 

-  iult    doch    gleichfalls    nur  in 

ränktem  Umfange  anwendbar  zur 
Lösung  dieses  Teils  der  Wohnungsfrage: 
sie    setzt    schon    besser   gelohnte    Arbeiter 

-.  um  sicheren  Erwerbsverh&ltnissen, 
welche  die  regelmassigen  Zahlungen  machen 
können,  und  auch  mit  einer  gewissen  Sta- 
bilität der  Beschäftigung,  so  dass  kein  zu 
häufiger  Wechsel  des  Aufenthaltsortes  er- 
folgt; sie  ist  darum  besonders  geeignet  für 
lie     Arbeiter    der     staatlichen     Verkehrsan-    diugs  in  erheblichem  Umfang  selbst  gebaut 


rungen«,    so   dass   hie]-  jedenfalls    subsidiär 
die    Pflicht    namentlich    der   Gemeinde 
steht,    selbst   zu    bauen,    wenn    die    J'rivat- 
industrie  versagt;    dann   liegt  auch  off 
keine    Beeinträchtigung    der    letzteren 
Das    geiche    muss     aber    auch    gelten 
allen  Schliessungen  von  einzelnen  Wohnungen 
oder    Häusern   im    Verlauf   der    Wohnungsi 
pflege, 

Iu  iliesen  Fällen  haben  namentlich,  wir 
oben  gezeigt,  in  England  die  Gemeindebehörden 
insbesondere  der  Londoner  Urafschaftsrat  neuer- 


stalten;  auch  kann  sie.  um  den  Genossen 
welche  keine  Wohnung  erhalten,  eine  aus- 
reichende Dividende  zu  gewähren,  nicht  sehr 
viel    billigere,    sondern    hauptsächlich    nur 

:re  Wohnungen  schaffen,  als  die  ortsüb- 
lichen sind,  und  dem  kinderreichen  Arbeiter 
die  Sicherheit  des  Wohuens  geben,  die  bei 
jenen  fehlt,  was  von  grosser  erzieherischer 

itung  ist.  Für  die  grosse  Masse  der 
sozial  und  wirtschaftlieh  tiefer  stehenden 
•völkerung.  vor  allem  also  die  un- 
gelernten Arbeiter  —  also  gerade  da  wo 
die  Not  am  grössten  ist.  -  -  ist  die  Bauge- 
nossenschaft nicht  anwendbar  und  bringt 
nur  indirekt  einen   gewissen   Nutzen    durch 


Aber  auch  darüber  hinaus  haben  in  der 
neuesten  Zeit  ohne  Sanierung  versc-hiei 
Gemeinden  nicht  nur  als  Arbeitgeber  für 
ihre  Arbeiter  und  Unterbeamten,  sondern  all- 
gemein Kleinwohnungen  zu  bauen  begei 
und  wir  stehen  hier  zweifellos  erst  vor  den 
Anfängen  einer  grossen  Entwickehmg. 

Der  Londoner  Grafschaftsrat  hat  auf 
Grund  des  III.  Teils  des  Arbeiterwoknungsge' 
setzes  von  1900  —  also  abgesehen  von  den  Sam> 
rungen  —  für  .">77S  Personen  Wohnungen  gei 
baut  oder  im  Bau  und  solche  für  weitere  12248 
Personen  vorbereitet.  Bei  der  Einweihnn$ 
eines  neuen  Wohnquartiers  im  Kirchspiel  Bethnsl 
Green  iu  London  hob  Lord  Welby  am  3.  März 
1900    hervor,    dass    die    Gemeindebehörde    mit 


Vermehrung  des  Angebots  von  Wohnungen,    einem  Aufwand  von  2  Millionen   ,-f    schon  der 
irhaupt      ist     das     Gesamtresultat     der    Hauswirt  von  42ÜOU  Personen  gewurden  sei  und 


gauzen  gemeinnützigen  Bauthätigkeit  in 
Deutschland  im  Vergleich  zu  dem  vor- 
handenen Notstandem  traurig  geringfügiges« 
(Albreeht). 

e)  Erbauung,  Verkauf   und   Vermie- 


man  dies  nur  als  einen  schwachen  Anfang  k- 
trachten  müsste.  Bei  diesen  Bauten  des  Grat] 
schaftsrates  verzinst  sich  das  Kapital  nact 
Abzug  aller  Unkosten  etc.  durchschnittlich  zu 
3.77 "0.  Weiter  sind  hier  in  England  Liverpool 
Glasgow.    Birmingham,  Aberdeen.    HnddersMd 


tung  von  Häusern  durch  Staat  und  G-e-  I  und  zahlreiche  andere  Städte  zu  nennen. 


meinde.  Diese  wird  aus  bekannten  Gründen 
meist    noch    vielfach    widerraten.     Hier    er- 
weise    sich   die   Hand   der  öffentlichen    Ge- 
walt,   zumal    des    Staates,    als    allzu    unge- 
I  ufalls   müssten   Kauf-.    Paeht- 
und  Mietpreise  nach  der  steigenden-  Grund- 
wie  -i-  sich  aus  der  Konkurrenz  der 
mden  ergeben,    festgestellt  werden 
nie  ii.  a.).     Dabei  sei  es  immer  schwer, 
zu   weit  gehenden   Ansprüchen   mit    Erfolg 
•  ntgi  genzutreten.    Gebe  man  die  Wohnungen 
Llig  ab,  so  gewähre  man  damit  ein  un- 
gerechtfertigtes Almosen,  reize  zu    weiteren 
Anforderungen,   zu    deren   Befriedigung   die 
Mittel  und  greife  ausserdem  in  die 

Privatbauspekulation  hemmend  ein. 

Dagegen  werden  gegen  ein  Einschreiten 
in  Notzeiten,  wenn  die  private  Bauthätigkeit 
ieht,  Gewährung  vorübergehender 
mit  in  Asylen  an  Obdachlose,  Errich- 
Barackenbauten    bei   starkem  Zu- 
wie  in    Wien    1872  und  auch  schon 
an  anderen  Orten  geschehen,  keine  Einwen- 
dungen erhoben. 

Nun  werde,,  aber  solche  Notfälle  in  der 

■   !      häufiger  und  vor  allem 

sind  ben    bei   den   grossen    »Sanie- 


Besondere  Erwähnung  verdient  die  1890 
gegründete  Wylerkolonie  der  Stadt  Bern.  Die 
von  der  Stadt  erbauten  Wohnungen  werden 
vermietet,  hierbei  besonders  Mieter  mit  grosser 
Familie  berücksichtigt,  Untermiete  ist  nur  mit 
Genehmigung  zulässig. 

In  Deutschland  ist  Fr  ei  bürg  i.  B.  in 
dieser  Beziehung  vorangegangen.  Nachdem  diese 
Stadt  schon  1864  <  zweistöckige  Häuser  untei! 
dem  Selbstkostenpreis  an  Arbeiter  verkauft 
hatte,  die  heute  im  Besitz  von  Fabrikanten  und 
Privatleuten  sind,  dann  Fabrikanten  und  eine 
gemeinnützige  Baugesellschaft  unterstützt  hatte, 
ging  sie  im  Jahre  1885  zum  ausschliesslichen 
Selbstbau  in  eigener  Begie  über  und  erbaute 
bis  1899  81   Häuser  mit  "267  Wohnungen;    die 


mit   ä"„     :>' 


Zinsen, 


Unterhaltung^ 


besten,  •,<■■„  Amortisation,  V'o  Verlust  durch 
bei  i  stellen  i  berechneten  Unkosten  werden  durch 
die  Mieten  gedeckt;  das  Baukapital  wurde  an- 
fangs zu  3'4U0  von  der  Sparkasse  geliehen, 
" lings  aus  städtischen  Anleibeniitteln  be- 
stritten. Neben  Freiburg  sind  Ulm,  Strass- 
burg.  i.  E.,  Schweinfnrt  und  Lambrecht  in  der 
Pfalz.  Emden  und  Düsseldorf  zu  nennen. 

Durch  diese  neueren  Versuche  sind  die 
finanziellen  Bedenken,  wenigstens  was  die 
kommunale  Bauthätigkeit  angeht,  wohl  zur 
Genüge  widerlegt;  die  Frage:  können  die 
Städte    ohue    grösseres    finanzielles    Risiko 
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mteedehnte  Wohuungsaulagen  für  die  ar- 
l,,n    Klassen    herstellen    und     ebenso 
Mis  oder  billiger  als  die  private  l  nteraeh- 
*    tauen  v    ist    mit    C.  Hugo  (H.  Linde- 
oauu)    zu    bejahen.     Aber   es    erheben    sich 
mdere  Bedenken  dagegen,  dass  sie  es  ohne 
[Imn.      Zunächst    besteht    die    Gefahr, 
lags  sie  der  gemeinnützigen  Baugesellschart, 
,ondere   der  genossenschaftlichen,    eine 
unerwünschte     Konkurrenz     bereiten    oder 
deren  Entwicklung  ganz  verhindern,  wenn 
ür   dieselbe    Schicht   von    Arbeitern  — 
üe besser  bezahlten,  gelernten  —  A\  ohnungen 
„hallen,  die  doch  nicht  den  gleichen,  nament- 
lich erzieherischen  Wert  für  sie  haben    wie 
genossenschaftliche.    Es  müsste  also  wenig- 
stens  eine   richtige  Arbeitsteilung  zwischen 
Baugenossenschaften   und   Gemeinden   Platz 
greifen,  dahingehend,  dass  diese  nur  für  die 
untere  Arbeiterschicht  Wohnungen  schaffen,  i 
die  sich  nicht  auf  genossenschaftlichem  ^  eg 
selbst   zu   helfen    vermag.     Dagegen  spricht 
doch  sehr  stark,    dass  dadurch  gerade 
diese  untere  ungelernte  Schicht  noch    mehr 
in  die  Stadt  gezogen  wird,  als  schon  ohne- 
hin   der   Fall   ist,   jedenfalls    so   lange,   als 
die    ländliche     Arbeiterwohnungsfrage    und 
iibeiterfrage  überhaupt  nicht  vorher  gelost 
ist      Daher  ist,  wenn  man   auch  die    sub- 
sidiäre Pflicht  insbesondere  der  Gemeinden, 
seihst  zu  bauen,  wo  die  gemeinnützige  ebenso 
wie  die  private  Bauthätigkeit  versagen,  an- 
erkennt,    doch    für    normale    Verhältnisse 
auch  die  letztere   nicht   zu  entbehren,  und 
den   öffentlichen  Gewalten  liegt  ob.  ehe  sie 
zum  Selbst  bauen  schreiten,  zuvörderst  die  Auf- 
gabe   dei     Forderung    der    privaten  _  ebenso 
wie  der  gemeinnützigen  Bauthätigkeit. 

f)  Die  Förderung  der  gemeinnützigen 
und  der  privaten  Bauthätigkeit  durch 
die  öffentlichen  Gewalten.  Die  Förde- 
rung privater  und  gemeinnütziger  Bau- 
unternehmungen erfolgt  teils  negativ  durch 
Wegränmung  von   der  Herstellung  von  Ge- 


bänden  im  Wege  stehenden  öffentlich-recht- 
lichen und  polizeilichen  Hindernissen  und 
Erschwerungen,  teils  positiv  durch  Gewäh- 
rung von  Unterstützungen. 

Der  volks  wirtschaftlicheKongress  wünschte 
1865,  es  sollten  die  dem  Bau  billiger  Woh- 
nungen in  Deutschland  noch  entgegenstehen- 
den Hindernisse  durch  vollständige  Frei- 
übung des  Baugewerbes  und  Revision  der 
baupolizeilichen  ( irdnungen  beseitigt  werden. 
Jene  Freigebimg  hätte  freilich  zur  Voraus- 
-.  ;,.,..  dass  im  Interesse  \  011  liesundheit 
und  Sicherheit  weiter  gehende  Forderungen 
Ilt  werden  und  für  Durchführung  pohzei- 
i  Anordnungen  durch  strengere  Hand- 
habung derselben  gesorgt  wird. 

Heute  erblickt  mau  im  Gegensatz  dazu 
wieder  in  einer  stärkeren  Beeinflussung  und 
Beschränkung    der    privaten    Bauthätigkeit 


nach  gewissen  Richtungen  hin  die  Aufgabe, 
ad   man   für  di(     gern«  innützige  Bau- 
thätigkeit weitgehende  Unterstützung  fordert. 
In  Preussen  wird  mehrfach   darüber  ge- 
klagl    'las.-  das  zum  Zweck  einer  angemessenen 
Lastenverteilung   etc    1845   erlassene,   am   vo. 
!Lugustl876   neu  geregelte   Ansiedelungsgesetz 
den  Gemeinden  eineGewall  einräume,  welche  von 
diesen  vielfach  missbiäuchlieh  angewandt  werde. 
Geplante  Anlagen  mnssten  unterbleiben 
bereits   begonnene    wieder   eingestellt    werden" 
(Kalle).    Die  Gemeinden  stellten  gern   zu  hohe 
Anforderungen  in  Bezug  auf  Schul- und  Armen- 
lasten,   Kirchensteuern    und   Unterhaltung    von 
Wegen,  Bestellung  neuer  Polizeioi  gane  etc 
1890  in  einer  Gemeinde  bei  Bochum). 

Beiträge  und  Abgaben  sind  mehr! 
hoch  (Klage  m  Österreich)  oder  doch  in 
für  gute  Bauanlage  hinderlichen  Weise  ange- 
legt Nach  dem  preussischen  G.  v.  >.  Juli  1875 
und  den  darauf  aufgebauten  Ortsstatuten  werden 
die  Beiträge  für  Strassen  und  Kanali- 
sation meist  nach  der  Frontlänge  bemessen. 
Da  hierdurch  der  Bau  von  hohen  Häusern  und 
von  Hintergebäuden  befördert  wird,  so  wird 
Bemessung  nach  der  Grunddäche  oder  nach  dem 
Raumgehalte  gewünscht. 

Ferner     würde    die     oben     verlangte    Ab- 
stufung der  Bauordnung    „ohne  die  berech- 
tigten Grundsätze  der  Hygieine,  Feuersicherheit 
und  Aestbetik  zu  verletzen  oder  die  Behaglich- 
keit der  Bewohner  in   irgend    einer  W  eise  zu 
beeinträchtigen",    wesentliche    Erleichterungen 
der    Anforderungen   bei   Klein-    und    Arbeiter- 
wobuungen  gegenüber  den  jetzigen  allgemeinen 
iin  Bezug  auf  Breite,  Ausstattung.  I  nterhaltung 
der  Strasse   und   des  Gehwegs,  Wasserzu-   und 
-ableitung,   Fassaden,   Stärke  des   Mauerwerks. 
Trennen  Beschaffenheit  der  Baumaterialien  etc.) 
und    damit    eine    erbebliche    Yerbilligung    des 
Baues  bringen.     „Im  Interesse  der  \  erbühgnng 
der    Mieren    ist    wieder    auf   die   Erziehung   zu 
einfacheren   Ansprüchen  hinzuwirken"     (UecK.i. 
Steuerfreiheiten  will  Katkowsky  nicht 
für  den  Aufbau  neuer  Stockwerke  und  für  Zu- 
bauten von  Höfen,  sondern  nur  für  Neubauten 
am  Stadtrande  eingeräumt  wissen.     Solche  Jttei- 
beiten  werden  in  mehreren  Ländern  für  kleine, 
insbesondere   auch   für   Arbeiterwolmungen  ge- 

WahSÖ   sind    in  England    rund  4'.,  Millionen 
Mietwohnungen,  d.  h.  S0%  aller,  steuerfrei.  - 
Die  bei  "ische  Gesetzgebung  gewahrte  bteuer- 
veroünstigungen    seit    1862.      Das   unter    dem 
Eiunusse  der  Furcht  vor  der  Cholera  entstandene 
G    v    20   Juni  1867  erklärte  die  Errichtung  von 
,  Baugesellschaften    in    der    Form    von    Aktien- 
gesellschaften allgemein  als  zulässig  und  setzte 
für  dieselben  eine  Ermässigung  des   Emissions 
stempeis   auf  Aktien   und  Obligationen    sowie 
die  Befreiung  von  Provmzial-  und    Kommunal- 
steuern  für   8   Jahre    fest.     Nach    dem    br.    v. 
9    August  1SS9   sind   frei  von  Personalsteuern 
tc. d£?  Benutzung  der  Arbeiter  befin.  heben 
Wohnungen,    vorausgesetzt,    dass   die    Arbeiter 
nicht    Eigentümer    eines    anderen   als    des   von 
ihnen  bewohnten  ImmobUs    sind  und  dass  sie 
nicht   mehr   als   45   Ar  für  sich  bewirtschatten 
Die  Befreiung  wird  nur  Wohnungen  von  unter 
102     für    Gemeinden  unter  30000  Einwohnern. 
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bis    anter    132    Francs     für    Gemeinden    über 

Lwohnern)    zugestanden.  -    Nachdem 

■reichische  G.   v.  25.   März    L880 

'.  <   iheiten  (12   Steuerfrei- 

tür   Neu-.  An-   und  umbauten    gewährt 

das  <■.  v.  9.  Februar  1892  unter 

sen    Bedingungen     Erbauung   durch   Ge- 

Geselischaften    mit    dem    Charakter 

tlichen    Nutzens   etc.,    durch    Arbeiterver- 

i     \i  beitgeber      .Minimal-    und 

malraum;    .Maximum  für  den  Mietpreis,  je 

der  Einwohnerzahl  verschieden   bemessen 

0,80  bis  1.75  fl.  tili'  Ja-  Kubikmeter  Raum) 

Freiheit  auf  24  Jahre  für  Gebäude  zu.   welche 

speciel]  zur  Vermietung  an    Arbeiter   bestimmt 

sind,    diesen    billige   und  gesunde   Wohnungen 

bieten    seilen.      Geht    das    11. ms    an    Personen 

über,  welche  auf  die  Vergünstigung  kein  Ki    tri 

so  "  ird   1(  tztere   zurückgezogi  a      -   In 

wan-n  früher  Wohnungen  unter 

25  gm  frei:   1857   wurde  diese  Freiheit   a 

hoben.     Nun  minderte  sich  die  Zahl  der  kleinen 

itmgen,    1866   wurde    darum   die    Freiheit 

wieder  eingeführt   und   1873  auf  Gebäude  bis 

zu  31,5  qra  ausgedehnt. 

Bisweilen  weiden  auch  in  Städten  Bau- 
prämien gewährt.  Dieselben  haben  jedoch  mit 
unserer  Frage  weniger  zu  thun  oder  sie  wirken 
für  diesi  sogai  nachteilig,  wenn  sie  unter  Be- 
rücksichtigung  der  Fassade  lediglich  der  Ver- 
schönerung dienen  sollen. 

Dar I e  h e n  a  u  s  öffentlichen  Mitteln 
werden    vielfach    gewährt,    so     in     England 
nach   dem   Gesetz  von   1850  für  Logier- 
.   nach   dem    Gesetz    von    1866  überhaupt 
für    Arbeiterwohnungen    und    zwar    ausser   an 
Lokalbehörden    auch    an    Gesellschaften    und 
Private,     früher    zu     4"„     bei    einer    Rück- 
zahlungsfrist    von      l'i     Jahren.       Der     Zins 
winde    in    der    neueren    Zeit    auf   3',%    für 
kürzere  Fristen  ermässigt.     Tier  Staat  hat  nach 
Aschrott  noch   keine   Verluste    erlitten.     Qeber 
•  la<     Gesetz      von     1890     und     besonders     den 
Small  Dwellings  Acquisitions  Act  von  1899  s   o 
Auch  wurde  der  Gedanke  angeregt,    die  Mittel 
der  Postsparkassen  zu  solchen  Darlehen  zu  ver- 
wenden. -     Fi'-  gleiche  Forderung  stellte  Leroy- 
Beaulien    1882   für  die  französischen  Spar- 
i  auf.     Der  Verwirklichung'   derselben   ist 
neuerdings  in  gen  issem  Masse  durch  das  Gesi  tz 
von  189!    erfolgt  (s.  o.).     -  Das  belgisch  e  •■- 
v.   9.   August    1889  ermächtigt   die  allgemeine 
und    Altersrentenkasse    nach    Anhörung 
i  rwähnten  Patronagi  i.  imitees,   einen 
Teil  ihrer  verfügbaren   Mittel   zu   Darlehen  für 
■    \nkaut  von  Arbeiterhäusern  zu 
Es  hätte  "in  igens  auch  i  tesellschafti  a, 
welche  solche  Darlehen  empfangen,   eine   Maxi- 
maldividende   Porgeschiieben    werden    können. 
r  kurzen  Zeit  von  1890  bis  31.  Dezembffl 
1899    haben    sich    auf    Grund    dieses   Gesetzes 
Bau- bezw.  Kredit  ischaften  gebildet, 

durch  deren  Vennittelung  nahezu  14000  Ar- 
beiterhäuser hergestellt  worden  sind.  DieSpar- 
kassi  iieser  Zeit  307  Millionen  Francs 

an  <h  ben. 

d  eu  t  sehen   Gesetze   über    In- 
valid Utersversicherung  der  Arbeiter 
129               '     kann   an!    Antra-    der    Ver- 
sicherungsanstalt der  Kommunalverband,  bezw. 
die  des     Bundesstaates,    für 


welchen  die  Anstalt  errichtet  ist.  widerruflieb 
gestatten,  einen  Teil  des  Austaltsvermü 
m  anderen  als  müudelsieheren  zinstragi  iiden 
Papieren  oder  in  Grundstücken  anzulegen 
Doch  darf  mehr  als  der  vierte  Teil  de-  Ver- 
mögens nach  der  Novelle  v.  13.  Juli  1899  die 
der  einzelnen  Anstalten  in  der  bezeich- 
neten   Weise    nicht    angelegt    werden.      In   den 

n     wurde     ausdrücklich     hervorgehi 
man    könne    dabei    beispielsweise    an    den    Bai; 
oder    die    Erwerbung'    von    Arbeiterwohuni 
für  Rechnung'  der  Versicherungsanstalten  di  . 
Werden  auch   Kau  und  Verwaltung  auf    ei 

mug  nicht  beliebt,  so  könne  doch  die  Ge- 
währung von  Darleben  unter  Einhaltung  ange- 
messener Beleilmngsgrenzen,  allenfalls 
unter  Vorschreibung  gewisser  Bedingungen  für 
das  Bauunternehmen  in  Frage  kommen.  Bis 
jetzt  sind  von  den  Versicherungsanstalten  35,4 
Millionen  Mark  für  Arbeiterwohnungszwecke 
angelegt  worden,  davon  aber  nur  11  nicht 
mündelsicher  und  nur  7  Millionen  unter  :'•' 

Eine  Zinsgarantie  übernahm  die  vi 
Lille  1865  und  zwar  gegenüber  der  Compagnii 
immobiliere  pour    la    construetion   des    niaisons 
in  der    Höhe    von    5",,   für    ihr  Kapital   von   1 
Millionen  Francs  auf  50  Jahre. 

Zu  erwähnen  ist  auch  noch  an  diese.  Stelle 
die  Bestimmung  eines  englischen  Gesetzes  von 
1885,  welches  Fideikommissbesitzern  die  Befug- 
nis erteilt,  zum  Fideikommiss  gehöriges  Land 
zu  angemessenen  Preisen  zum  Zwecke  der  Er- 
richtung von  Arbeiterwohnungeu  zu  verkaufen 
und  auch  das  Fideikommissstammkapital  zur 
Erbauung    solcher    Wohnungen  zu   verwenden. 

Wenn  in  grösserem  Umfang  auf  ge- 
meinnützigem Boden  Arl leiterwohnun  gen 
entstehen  sollen,  ist  nach  Brandts  dreii 
erforderlich:  erstens,  dass  Geld  zu  billigem 
Zinsfuss  und  in  coulanter  Weise  dargeboten 
wird,  zweitens  dass  es  Organe  giebt,  welche 
die  gemeinnützige  Bauthätigkeit  ins  Leben 
rufen;  als  solche  kommen  Gemeinden  und 
Kreise,  gemeinnützige  Baugesellschaften  uud 
Baugenossenschaften  möglichst     unter  : 

finanzieller    Beteiligung    der    Gemeinde 
öffentliche   Sparkassen  und    genossenschaft- 
liche Darlehenskassen  und  die  preussisehen 
Specialkommissare  als  Organe   der    Renten-  I 
banken  in  Betracht,  drittens,  dass  für  einei 
nicht  zu  grossen  Bezirk  (etwa  eine  Provinz) 
eine    freie    Vereinigung   aller   Interessenten 
des  Arbeiterwohnungswesens  gebildet  wird. 
die  in   allen  Fragen  Rat   und  Auskunft    er- 
teilt und  vor  allem  auf  die  Schaffung  einer 
Geldcciitralstelle  hinarbeitet. 

Tier  erste  derartige  i  'entralverein  in  Deutsch- 
land, dei  „Rheinische  Verein  zur  Förderung  des 
Arbeiterwohnungswesens"  zu  Düsseldorf,  ent- 
standen in  Verbindung  mit  der  auf  diesem  Ge- 
biet -ehr  thätigen  Landesversieherungsaustalt 
„Rheinprovinz",  umfasste  Ende  1900  als  Mit- 
glieder 84  Staats-  und  Kommunalbehörden 
gemeinnützige  Bauvereine  und-genossenschaften, 
6  andere  gemeinnützige  Vereine  und  86  Privat* 
personen;  ihm  sind  seitdem  ähnliche  Vereine  in 
Hessen  (Viktoria-Melitta -Verein)  und  Frank- 
furt  a.    M.   gefolgt. 


Wohl 
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Die  Hauptsache  ist  dieGeldbesi  haffi 
,„1  hier  genügen  di.    bisherigen  Emrichtui 

itschland  gegenüber  der  Grösse  des  Bedurl- 

'..,..    „ieht.     Allerdings    „könnten  wir   uueud- 

el   weiter  sein,    wenn  innerhalb  des  Kan- 

lrV     heutigen    Gesetzgebung    Invaliden- 

nstalten,   Sparkassen    ete     so    viel  in   der    Be- 

des    gemeinnützigen    \\  ohuungsb 

wollten,    wie    sie    könnten";    aber   die 

n  haben  doch  eigentlich  eine  andere  Aut- 

die   letzteren   sind   bei   uns  zu  sehr  zer- 

pjittert, 

Us   communis   opinio  bezeichnet    es  da- 
.,.,.   Brandts,   dass    für   den  gemeinnützi 

ingsbau  1—  uders  geartete  Geldmittel 
■rfügung    stehen  müssen  und  dass  für 
linen  räumlich  nicht  zu  gi  —  '  B'    irk,  Regie- 
bezirk, Provinz  oder  Staat,  eine  staat- 
er kommunale  Bank  als  finan- 
iieller  Mittelpunkt    für   den  gemeinnutzigen 
«Tohnuugsbau    eingerichtet    werden     muss, 
sich  durch  Ausgabe  von  öffentlichen 
Ibligationen    oder    staatlichen    Pfandbriefen 
beschafft. 
Diese  .Baubanken"  sollen  nach  Brandts  aber 
mr    ausnahmsweise    Einzelpersonen ,    sou 

massig  Baugenossenschaften  Kredit  geben 
and  nur  bis  zu  „,  des  Wertes  wahrend  vom 
übrigen  die  zuständigen  Kreise,  Sparkassen  und 
haften  je  l,.,0  und  deiiKestdie 
Genossenschaften  selbst  aufbringen  sollen.  Kis 
zur  Erfüllung  dieser  Forderung  wird  fürs  nächste 
entsprechende  Weiterbildung  der  Kreditgewah- 
run»  seitens  derVersicheruugsanstalten  verlangt 
Nach  dem  oben  über  die  1  rheh- 

keit  der  privaten  Banthätigkeit  Gesagten 
ist  aber  mit  Adickes   die   Ausdehnung  der 
öffenthehen     Kreditgewährung     auch     auf 
diese    unter     gewissen     Bedingungen     und 
Kautelen  zu   verlangen.     Und  zwar  handelt 
es    sich    hier    hauptsächlich    um    die    Be- 
Efung  der  zweiten  und  dritten  Hypothek, 
die  heute  sehr  im  argen  liegt  und  dadurch 
auch    den    Boden wucher    vermehrt.      Diese 
/wnte  Hälfte  des  Baukapitals  soll  nun  nach 
Wickes    durch    die    Gemeiude    cl 
werden,   allerdings   nur    bei    Grundstücken, 
die    in   ihrem   Obereigentum   bleiben, 
nur  in  der  Form  des  Erbbaiirechts 
einer  ähnlichen  Form  überlassen  sind. 

Nach  einem  vom  Frankfurter  Magistrat  am 
10  .luli  L900  gebilligten  Antrag 

rs   soll  eine  städtisch     Baukasse  den  In- 
ii    eines    Erbbaurechtes    auf    städtischem 
Boden  »/,„  des  Baugeldes  und   zwar   die   ersten 
\„    mit    Hilfe    anderer    Geldgeber    (Sparkasse, 
Versicherungsanstalt!,     die     weiteren      ,„     aus 
a  Mitteln  gewähren  und  gegen  besondere 
Sicherheit  auch  das  letzte  Zehntel  übernehmen. 
Indem   dieser   Kredit   jedem   ordentlichen   und 
guverlässigen  Baulustigen  eröffnet  werden  - 
hofft    Adickes,    „die     Möglichkeit     •   wohl    des 
Bauens  als  des  Hausbesitzes    wieder   weiteren 
Kreisen  als  jetzt  zu  erschliessen,  hierdurch  eine 
.    jeder     Bodenspekulation    fremde    Kon- 
kurrenz  zu  schaffen  und  zu  bewirken,    da 
einem    Teil     wenigstens     das     Baugesehatt 


von    der    Bauspekul  "trennt    wird. 

Die     Stadt      Frankfurt     ;«.     M.     hat     and, 

Versm  I  ederung  des  prh  iten    Lrh 

Wohnungsbaues    uuternomi  n    sie   der 

GeseUschaft    „Hell*  rh  656    Wohnu 

:,.  die  zu  diesem  /.werk  i  aden 

Schulds  i    Bi  trage    voi 

chte    und     Bedingui 
•    der    Mi  ten     i  m      ■• 
traue   her    - 
garantiert.  kenbanken    be- 

bereits    in    Düsseldorf 
Frühjahr   1900)   und    in    Dresden, 
erstere  im  Grunde  nur  ein  Ersatz  für  dei 
selbst  nicht  ausi   i  tu  i  di  i  privaten  Bodenkredit 
ist-  beide  Institute  gehen  aber  über  die  Grenze 
der  Mündelsicherheit  nur  wenig  hin  m 
äi,  i,  also  gi  rade    von  der  Hergabe  zwi  i 
dritter  Hypotheken  fern. 

Nach  Beck   erheben  sich  indes 
Bedenken    gegen    städtische    Baubanken 
oder  Kreditinstitute,  die  bei  staatlichen  oder 
provinziellen  wegfallen . 

In  Hessen  ist  die  Errichtun 
liehen  Pfandbriefbank  mit   einem  Grundk 
vou  21  ,—3  .  Millionen,   die  je   zur    Ha  In 
Mitteln"  des  "Staates    und    der    mündelsicheren 
Sparkassen  dotiert  werden  soll,  geplant. 

Jedenfalls  aber  ist  das  Ziel,  dem  die 
Entwicklung  hier  zustrebt  und  auch  ans 
anderen  Rü  Q,    nämlich    im  Hinblick 

auf  di -     ■  I  1"~''  Entwicke- 

lung    des    Realfcredits    in    D  utsehland,   zu- 


5treb(  d    muss,    die    öffentliche    Rege 
Luag  d^s  Hyp  ithekenkred  Li  s. 

:',.  Mietvertrag   und  Retentionsrecht. 
ung    der   mangelhaften    Wohnungen 
bj  |  d  s  Wohnungsmangels  sind  die  Haupt- 
aufgaben   der  Vt  i  tu  ui  gspolitik,  aber   si 
durch     den    Umstand,     dass     die     mei 
m         ,„■„.    namentlich    an    Orten,    wo     die 
u         mgsfrage  brennend  ist.  nicht  in  ei{ 
Häusern  wohnen,    sondern   um    zu  wohnen 
;,  müssen,  ist, wie  Flesch  hervorgehoben 
hat.  auch  das  Miet recht  von  grosser  Be- 
deutung, besonders  für  die  unteren,  w 
■n  Klassen.  Diejenige. 
die  Freiheit  des  Mietvertrags  als  eine  I 
juris    bezeichnen,    befürworten    n 
Einflus  sbers    '"'*.  Ul® 

tung    des    Vertrages.      Nach    Miguel 
müsste    das    G  setz    den   zulässigen   Inhalt 
[ietvertrages  positiv  und  negativ  naher 
charakterisieren  und,  ohne  die  cmlrech 
Materie  erscl  zu  wollen,   diu 

und  Verbot  den  Mieter  gegen  allzu  schwere 
Benachteihgung  zu  schützen  suchen. 
Mietverträge,   SO  wird  von  anderer  fc 
,,.,.  Welche  gegen  allgemeine  samtäts- 
.iliclie  Anordnungen    versfc  u 
resetzlich  ungiltig  erklärt  werden    Ver- 
wahrlose eine  Wohnung  durch  Verschulden 
des    Eigentümers,    so    soll    der    Mieter    der 
Verpachtung     zur     Mietzahlung     enthoben 


Wohnungsfrage 


>ein.     Dann    winl    auch     Abkürzung    der 

gs-     und    der    Verjährungsfristen 

verlangt,  um  so  auf  pünktliche  Zahlung  der 

n  in  kleinen  Beträgen  hinzuwirken. 
Dem  gegenüber  muss  freilich  hervorgehoben 
werden,  dass  mehrfach  die  Lage  der  Mieter 
gerade    infolge   davon    ungünstiger    wurde. 

üfietdauer  und  Kündigungsfrist  sehr 
kurz  bemessen  waren. 

Wie  den  Geldwucher,  so  wollte  man  auch 
den  W o  hnu n gs  w  u  c h  e  r  als  strafrechtlich 

verfolgbar  erklärt  wissen.  Hierbei  ist  freilich 
nicht  ausser  acht  zu  lassen,  dass  die  Be- 
weisfrage zur  Feststellung  einer  Bewuehe- 
rung  eine  sehr  schwierige  ist.  Einen  ange- 
messenen Mietzins  zu  bestimmen,  ist  nicht 
leicht  und  zwar  um  so  weniger,  je  höher 
die  Gebäude  mit  Hypotheken  belastet  sind. 
Die  Festsetzung  von  Miettaxen  hat  leicht 
eine  Minderung  der  Baulust  zur  Folge. 
Dann  wird  durch  Anerkennung  eines 
schlechthin    nur  durch  die  Höhe   der  Miete 

Dgten  Wucherbegriffs  der  leichtsinnige 
und    zahlungsunlustige  Mieter,   welcher  mit 

Klage  drohen  kann,  begünstigt. 

Eine  streitige  Frage  bildet  das  Reten- 
tionsrecht, d.  h.  das  Recht  des  Vermieters, 
das  in  die  Wohnung  eingebrachte  Vermögen 
d(  s  Mieters  zurückhalten  (nicht  behalten  zu 
dürfen,  um  -"  die  spätere  Deckung  seiner  Forde- 
rungen auf  ordnungsgemässem  Wege  zu  sichern. 
I  regen  dasselbe  wurde  eingewandt,  dass  die  Civil- 
prozessordnung  bereits  allgemein  die  für  den 
täglichen  Gebrauch  unentbehrlichen  Mobilien, 
Geräte  etc.  der  Pfändung  entzogen  habe.  Hier- 
mit stehe  es  im  Widerspruch,  wenn  durch  die 
Rechtsprechung  des  obersten  Gerichtshofes  das 
Retentionsrecht  in  unbeschränktem  Umfange  als 
zu  Recht  bestehend  erklärt  sei.  Hierdurch 
werde  die  Abhängigkeit  des  Mieters  vergrössert. 
Da  die  Mietverträge  der  unteren  Klassen  meist 
mir  auf  kurze  Zeit  abgeschlossen  seien,  so  drohe 
bei  jedem  Zahlungsrückstände  die  Exmission 
und  Zurückbehaltung  der  Sachen.  Der  Mieter, 
welcher  dann  gar  nichts  mehr  habe,  sei  dem 
Elend  preisgegeben,  da  er  ohne  Möbel  kaum 
eine  neue  Wohnung  finde.  Die  Folge  hiervon 
sei  eine  stärkere  Inanspruchnahme  der  Armen- 
verwaltung, welche  genötigt  sei,  die  rückständige 
Miete  zu  zahlen  oder  neues  Mobiliar  zu  beschaffen. 
In  Erwartung  eines  solchen  Ausganges  könne 
dann  der  Vermieter  leicht  hart,  der  Mieter 
aber  nachlässig  in  der  Zahlung  sein.  Gegen 
diese  Ausführungen  (von  Miguel  und  Flesch) 
wird  eingewandt,  dass  das  Retentionsrecht 
die  Sicherheit  des  Vermieters,  mit  ihr  die 
Kreditfähigkeit  des  Mieters  stärke  und  so  eine 
sigung  'b-  Mietzinses  bewirke.  Die  Auf- 
hebung bessere  nicht  die  Lage  lies  Mieters,  weil 
ja  auch  dann  noch  Zwangsvolhtrei-kung  mög- 
lich sei.  Dittrich  bezeichnet  es  geradezu  als 
eine  Aufgabe  des  Gesetzgebers,  im  öffentlichen 
Interesse  dem  Hausbesitzer  möglichst  eine  Ge- 
währ   für    den    Eingang    der    Mietbeträgi 

Auch   will  er  die  Mietzinsforderung    in 
der   Konknrsordfiung   für   ein   oder  zwei  Jahre 


vor    der    Konkurseröffnung    unter    die     bevor- 
zugten Forderungen  aufgenommen  wissen. 

Nach  S,  715  der  Civilprozessordnung  sind  <l< 
Pfändung  nicht  unterworfen:  1.  die  Kleidungs- 
stücke, die  Betten,  das  Haus-  und  Kücken- 
geräte, insbesondere  die  Heiz-  und  Kochöfen, 
soweit  diese  Gegenstände  für  den  Schuldner, 
si  ine  Familie  und  sein  Gesinde  unentbehrlich 
sind;  2.  die  für  den  Schuldner,  seine  Familie 
und  sein  Gesinde  auf  zwei  Wochen  erforder- 
lichen Nahrungs-  und  Feuerimgsmittel  etc. 

Nach  einem  bayerischen  G.  v.  18.  Dezember 
1887  erstrecken  sich  die  Rechte,  welche  nach 
den  Vorschriften  des  bürgerlichen  Rechtes  dem 
Vermieter  an  den  eingebrachten  Sachen  des 
Mieters  zustehen,  nicht  auf  diejenigen  Sachen. 
welche  die  Civilprozessordnung  £  715,  Nr.  1.  t 
3.  4.  6,  7,  9,  10  von  der  Pfändung  ausge- 
schlossen hat. 

Durch  das  Bürgerliche  Gesetzbuch  ist  nun  die 
Beseitigung  des  Kahlpfändungsrechtes  beim  Ver- 
mieterpfandrecht auch  reichsgesetzlich  ausge- 
sprochen und  andererseits  dem  Vermieter  auch 
ein  weiterer  Schutz  gegeben,  und  durch  die  neue 
Civilprozessordnung  der  Kreis  der  dem  Pfand- 
recht nicht  unterworfenen  Sachen  in  der  Rich- 
tung der  obigen  Forderungen  erweitert  worden. 
Die  weiteren  Vorschläge  von  Flesch  und 
Zirndorfer  gehen  davon  aus,  dass  jeder  Ver- 
mieter kräftigen  Rechtsschutzes  gegen  zah- 
iungssätimige  oder  chikanöse  Mieter  bedarf, 
weil  jede  Erschwerung  der  Verwaltung  von 
Wohnhäusern  die  Neignug  zu  deren  Besitz 
und  folglich  die  Neiguug  zu  deren  Her- 
stellung verringert ;  sie  berücksichtigen  aber 
ebenso  die  Thatsache,  dass  wenigstens  die 
unbemittelten  Mieter,  die  Mieter  der  kleinen 
Wohnungen  in  der  Regel  wirtschaftlich 
schwächer  als  der  Vermieter,  mithin  ausser 
stand  sind,  diesen  zur  Erfüllung  seiner 
Pflichten  als  Vermieter  zu  zwingen.  >DäB 
öffentliche  Recht  muss  also  Minimalan- 
forderungen  an  Mieträume  aufstellen,  die 
der  Vermieter  gewähren  muss.  und  Mini- 
malrechte, die  der  Mieter  als  Bewohner  des 
Miethauses  sowohl  nicht  nur  gegen  den 
Vermieter,  sondern  auch  gegen  alle  Mitbe- 
wohner geltend  machen  kann.  Daneben 
muss  aber  das  Prozessrecht  und  die  Ge- 
richtsverfassung die  besonderen  Schwierig- 
keiten der  Streitigkeiten  aus  Mietverträgen 
über  kleine  Wohnungen  durch  besondere 
Bestimmungen  beachten,  und  endlich  darf 
nie  vergessen  werden,  dass  zu  dem  leeren 
Raum,  den  der  Vermieter  zur  Verfügung 
stellt,  eine  angemessene  Mobiliarausstattung 
gehört,  die  der  Mieter  selbst  beschaffen 
muss.  Wem  das  eine  oder  das  andere,  — 
der  Raum  oder  die  Ausstattung,  —  entzogen 
wird,  der  ist  unfällig,  ein  Familienleben  auf- 
reeht  zu  erhalten.  Der  Schutz  der  Familie 
ist  aber  ein  staatliches  Interesse,  vielleicht 
sogar  das  wichtigste  unter  allen,  und  kann 
daher  nicht  den  Vertragsbestimmungen 
überlassen  bleiben,  die  Mieter  und  Vermieter 
miteinander  abmachen: 


Wohnungsfrage 


a   niA  TJecentralisation  der  Bevölke-          Durch   die   von   einigen.  Seiten,  .geforderte 

4.  IM»  m.ntia  '    u     "  U.hilfemass_   strengere    Eandhabung   des   Konzessionswesena 

ling.      Diel  ,,,,.    ., M;,.,„.     \„i.,„.,.„     Hpsse    sich 

eh 


für  gewerbliche  anlagen  lii  ss<  ai<  h  nur  da 
etwas  erreichen,  wo  die  Gewerbeordnung  die 
Konzessionierung  vorgesehen  hat 

Röscher  u.a.  verlangen  eine  Beschränkung 
der  Freizügigkeit.  Ohne  alle  Beschränkung 
der  heutigen  Zugfreiheit  könne  die  Heilung  dei 
Wohnungsnot  nur  palliativ  bleiben.  Mindestens 
solle    man    die    positiven    Vorzüge    abschaffen, 

welche  durch  neuere  Gesetze  der  neu  anziehen- 
den ; flottierenden  i  Bevölkerung  vor  der  alt 
ansässigen  eingeräumt  würdi  o  Boscher  Jeder 
habe,  meint  Flesch,  wohl  das  Recht,  seine  Ar- 
beitskräfte zu  verwerten,  wo  und  v.  Le  er  könne, 
aber  keiner  habe  das  Recht,  dies  in  einer  Art 
zu  thun.  dass  bereits  seine  blosse  Anwesenheil 
an  einem  Orte  das  Wohlbefinden  der  vor  ihm 
Anwesenden  und  die  öffentliche  Gesundheit  ob- 
jektiv schädige. 

Dagegen  bezeichnet  Schäffle  die  rechtliche 
Beschränkung  des  freien  Zugs  zu  den  grossen 
Städten,  welche  kein  Abhilfsmittel  sei,  als  eine 
gefährliche  Störung  des  Arbeitsmarkl 

Alier  A.  "Voigt  hat  mit  Recht  darauf 
hingewiesen,  dass  jede  weitere  Ausbildung 
der"  Verkehrsmittel  sofort  wieder  im  Boden- 
wert  durch  die  Bodenspekulation  esoomptiert 
und  in  ihrer  verbilligenden  Wirkung  _  zu 
einem  guten  Teil  illusorisch  gemacht  wird. 
So  mündet  auch  diese  Abhilfemassregel 
ebenso  wie  fast  alle  anderen  ein  in  die 
Bodenfrage. 

5.     Die     Bekämpfung    der    Boden- 
spekulation.    Die   Bodenspekulation    stellt 
die    "Wahrscheinlichkeitsrechnung    auf,    wie 
lange   es   dauert,  bis  ein  Grundstück  durch 
Bebauung  eine  Wohnrente  erbringt  und  wie 
hoch  diese  sein  wird  und  wie  hoch  die  der 
schon  bei  lauten  durch  die  weitere  städtische 
Entwicklung  steigen  wird.     Sie  ist  an  und 
für   sich  theoretisch  hier  ebenso  berechtigt 
wie   auf   anderen    Gebieten,    wenn    und    so 
lan°-e  sie  ihre  volkswirtschaftliehe  Funktion, 
Angebot   und   Nachfrage    zur  Ausgleichung 
zu  bringen,   erfüllt,   und  ist  dazu   auch   in 
gewissem  Umfang  notwendig,   solange   Pri- 
vateigentum auch  am  städtischen  Grund  und 
Boden   besteht.     »Nicht   die  Spekulation  an 
sich  gilt  es  daher  zu  bekämpfen,    sondern 
ihre    Auswüchse:    Diese    bestehen    in    der 
Beschränkung    des   Marktes    statt   der 
;lben,    in   der  HmdeniD, 
Bautätigkeit   statt  ihrer  Forderung,   in  der 
Lahmlegung  des  Wettbewerbs,  in  der  Mono- 
polbildung,   im    Bodenwucher.       (Stubben). 
Zu    ihrer    Bekämpfung    bieten    sich    ver- 
schiedene Wege  dar. 

a)  Besteuern n  g.  Das  einfachste  und 
wirksamste  Mittel  bietet  sich  in  der  Be- 
steuerung dar.  Durch  diese  versucht  man  ein 
Dreifaches   zu   erreichen:   Erschwerung  der 


i    beziehen  sich   sämtlich  ausschliess- 
oder  vorwiegend  auf  die  specielle 
Wohnungsfrage   der  unteren  Klassen.     Nun 
?e  aber  zugleich,  wie  eingangs  betont. 
„nd    zwar  die  schärfste  Erscheinungs- 
,rm  der  allgemeinen  Wohnungsfrage,  wo 
totere  besteht,  und  kann  daher  hier  eine  hin- 
eichende Lösung   nur   zugleich   mit   dieser 
mden       Als  äussere  Ursache   der   letzteren 
ber   erschien    uns    das    rapide    Anwachsen 
ier  Städte.     Daher    ergiebt    sich  die  De- 
al i  s  a  t  i  o  n  der  Bevölkerung  als  eines 
(er  wirksamsten  Mittel,  um  eine  vorhandene 
Wohnungsnot    zu   beseitigen.     Doch    durfte 
lies  Mittel    nicht  in   dem  Umfange    und  m 
,i    angewandt   werden,   dass  die    Be- 
seitigung eines  kleineren  Uebels  schliesslich 
lurch    Uebernahme    eines    weit    grösseren 
Wachteils  erkauft  würde.    An    massenhafte 
Verlegungen  grossstädtischer  Erwerbs-  und 
Handelsgeschäfte  nach  unbevölkerteu  Klein- 
städten   und    Ackerbaugegenden«    (\\  alker) 
ist    nicht    zu  denken.     Hierfür  fehlen,   ganz 
„heu     von    der    »elektrischen     Ueber- 
üaeuug  von  Wasserkräften    und  von  »Druck- 
taftanlagen«    noch    eine    Reihe    wichtiger 
Vorbedingungen.       Der     Zuzug     ländlicher 
iter   in   grosse    Orte    lässt    sich    wohl 
mindern,   wenn   man  diese   »so  stellt,   dass 
sie-  das,   was    sie  in    der   Stadt    zu    finden 
glauben,  auf  dem  Lande  auch  haben«  (Bert- 
hold),    doch    wird    dies   Ziel    nicht    überall 
leicht  zu  erreichen  sein,  che  hierfür  dienen- 
den Mittel  können  nicht  unterschiedslos  und 
auch   nur   in   beschränktem  Umfange   ange- 
wandt werden.     Vornehmlich   wird   es  sich 

zunächst  um  eine  geeignete  Gestaltung  der 

Verkehrsmittel   handeln  sowie  darum,  jede 

übermässige    Centralisation    in    staatlichen 

Dingen,   deren    Folge  auch  eine    solche    in 

wirtschaftlichen    Angelegenheiten    ist«     (A. 

Wagner)    zu    meiden.     Je    mehr   che    Ver- 
kehrsmittel über  das  ganze  Land  verbreitet 

werden,    je    mehr    man    deren    W  ohlthaten 

auch  den  kleineren  Plätzen  zu  gute  kommen 
um  so   wirksamere  Handhaben  bieten 

Steh  für  die  Decentralisation. 

Für   bestehende    Städte    erweist    sich    die   di         „   desselben,    in   der  Hinderung   der 

Einrichtung   geeigneter   Fahrgelegenheiten   zu  &^.     statt  ihrer  Förderung,   in  der 

niedrigen   "Tarifsätzen    auf    Eisenhahnen    (Ar-U 

beiterzüge,    workmen   trains)    oder  Tramways 

als    vorteilhaft       Es    wird    darum_  empfohlen, 


da  wo  der  Staat  nicht  selbst  die  Eisenbahnen 
in  der  Hand  hat.  die  Verkehrsunternehmungen 
hei  der  Konzessionierung  und  bei  Genehmigung 
von  Fahrplänen  und  Tarifen  zu  binden. 

In  England  hatten  schon  vor  Jahren  ver- 
schiedene Verwaltungen,   teils   infolge  rege  be-    x 

inebener   Agitation,    billige    ..Parlamentszuge-        .     spekulativen  Verkäufe  durch  eine  hohe 
eingerichtet."     1883    wurden    dieselben    verall-  £  Verhinderung     der     Zurüek- 

gemeinert.   indem   als  Aequivalent   hierfür  eine    ^atz, teue i,  5  ße_ 

Herabsetzung  der  Passagiersteuer  geboten  wurde.  I  haltung   des  W 
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Wolinungsfrage 


k   des   unbebauten    Geländes 

nicht  seinem    Ertrag,    sondern    nach 

seinem  Marktwert  (durch  Grund-  und  ev. 
Bauplatzsteuer)  und  Einziehung  eines  Teils 
ier  so  oft  in  keinem  Verhältnis  zu 
der  volkswirtschaftliehen  Leistung  der  Spe- 
kulation stehenden  unverdienten  Gewinnes' 
(unearned  increment)  zu  Gunsten  der  Ge- 
en  ßntwickelung  ihn  verur- 
sacht hat.  durch  eine  Wertzuwachsste 

Die  Wirkung  einer  hohen  Umsatzsteuer 
ist  allerdings  sehr  bestritten.  Nach  Brandts 
erklären  sich  die  niedrigen  Bodenpreise  Bel- 
giens —  kaum  ein  Drittel  derjenigen  in  den 
deutschen  Städten  —  und  das  Zurücktreten  der 
Bodenspekulation  in  diesem  Land  durch  die 
ausserordentlich  hohen  Caufgebühren,  die  8  bis 
l  '.  ,,  des  Kaufpreises  betragen  und  die  Grund- 
stücke nahezu  extra  commercium  stellen.  Andere. 
so  die  Grund-  und  Hansbesitzervereine  und 
ebenso  der  Sozialdemokrat  I..  Cohn,  dagegen 
verwerfen  die  Umsatzstew  r.  weil  sie  zur  künst- 
lichen Erhöhung  der  Grundstückspreise  beitrage. 
Die  erstere  Auffassung  ist  wohl  die  richtigere, 
nur  kann  die  Umsatzsteuer  für  sieh  allein  solche 
Wirkungen  wie  in  Belgien  nicht  hervorrufen. 
Die  Hauptsache  ist  die  Mehrbelastung  der 
bei  den  bisherigen  Ertragsstenersystemen  in 
Deutschland  last  steuerfreien  Bauplätze  durch 
Einführung  einer  laufenden  Grundsteuer  nach 
dem  gemeinen  Wert  oder  eine  besondere  Bau- 
platzstener.  Letztere  hatte  die  preussische 
Kommunalsteuerreform  vorgesehen,  aber  sie  hat 
sich  nicht  einzubürgern  vermocht.  Dagegen 
haben  schon  eine  Anzahl  von  preussischen  Stadt- 
gemeinden an  Stelle  der  bisherigen  Zusehläge 
zu  den  staatlichen  Ertragssteuern  die  Besteue- 
rung der  gesamten  Liegenschaften  nach  dem 
gemeinen  alljährlich  oder  alle  paar  Jahre  durch 
Schätzung  festzustellenden  Verkaufswert  ein- 
geführt —  Cöln,  Frankfurt  a.  M.,  Mülheim  am 
Rhein,  Malstatt-Burbach,  Dortmund.  Düsseldorf, 
Aachen,  Elberfeld,  Charlottenburg  und  die  Ber- 
liner  Vororte  — ,  und  ein  Erlass  der  preussischen 
Minister  des  Innen  und  der  Finanzen  vom 
2.  Oktober  1899  empfahl  dies  allen  ^Tö^civn 
leinden  zur  Einführung.  Ausser 
Preussen  hat  nur  Sachsen  auch  den  Gemeinden 
die    Gestaltung    des    Besteuerungswesens    frei- 

len;  in  den  anderen  deutschen  Staaten  und 
in  Oesterreich  erheben  diese  noch  allgemein 
Zuschläge  zu  den  Staatssteuern.  .Man  wird  aber 
mit  Beck  bezweifeln,  ob  die  wünsrhrnswerte 
allgemeine  Einführung  dieser  Besteuerung  des 
Grund  und  Bodens  von  einer  Autonomie  der 
Gemeinden  erwartet  werden  kann,  in  deren 
Vertretung  die  davon  Geschädigten  grossen  Ein- 
tluss  zu  haben  pflegen. 

Die  Besteuerung  der  Wertsteigemng 
endlich  kann  durch  eine  besondere  „Zuwachs- 
Steuer"  oder  durch  progressive  Zuschläge  von 
dem  gegenüber  der  vorhergehenden  Einschätzung 

atierten  Mehrwert  bei  jener   Besteuerung 

i  und  und  Bodens  nach  dem  laufenden  Wert 
erfol  | 

Alle  drei  Steuerformen  sind  gleichzeitig 
bisher  nur  zur  Anwehdung  gekommen  in  dem 
deutschen  Schutzgebiet  Eiautschou,  wo  ein 
bemerkenswerte!  Versuch  einer  >ystcmatischen 


staatlichen  Bodenpolitik  gemacht  wird.  Die 
Umsatzsteuer  beträgt  hier  2%,  die  Bauplatz- 
steuer 6  "  „  bei  dreijährigen  Abschätzungsperioden 
und  die  Zuwachssteuer  33'/300  der  Zuwachs- 
rente. 

b)Bauord  nung  und  Stadtplan.Uin- 
legnn g  u  n d  E n  t c i g n u u g.  Ents| in 
der  Rolle,  welche,  wie  oben  gezeigt,  Bau- 
ordnung und  Stadtplan  in  Deutschland  durch 
die  Förderung  der  .Mietskasernen  auch  für 
die  Entfesselung  der  Bodenspekulation  ge- 
spielt haben,  kommen  beide  mit  der 
verlangten  Abstufung  durch  Beschränkung 
der  Stock werkshöhe  und  Förderung'  des 
Kleinbaus  in  deu  Aussenbezirken  auch  für 
die  Bekämpfung  der  Auswüchse  der  Spe- 
kulation in  Betracht. 

Ferner  ist,  wie  hervorgehoben,  häufig 
die  Zersplitterung  der  städtischen  Grund- 
stücke und  ihre  ungeeignete  Form  ein  das 
Angebot  beschränkendes  Moment.  Zu  seiner 
Beseitigung  dient  die  zwangsweise  Um- 
legung, welche  bereits  in  einigen  deutschen 
Staaten  (Hessen,  Hamburg,  Baden)  gesetz- 
liche Regelung  gefunden  hat ;  in  Preussen 
sind  die  diesbezüglichen  Bestrebungen 
auch  in  ihrer  neuerlichen  Beschränkung  auf 
Frankfurt  a.  M.  noch  nicht  zu  Ende  ge- 
diehen. 

Der  von  dem  Frankfurter  Oberbürgermeister 
Adickes  bereits  1892  im  preussischen  Herren- 
hause eingebrachte  Gesetzentwurf  (lex  Adickes 
bezweckt,  Gemeinden  mit  mehr  als  10000  Ein- 
wohnern (jetzt  versuchsweise  nur  der  Stadt 
Frankfurt  a.  M.)  behufs  Erschliessung  oder  zweck- 
mässiger Gestaltung  von  Baugelände  im  über- 
wiegend unbebauten  Teil  des  Gemeinde- 
gebiets das  Recht  der  zwangsweisen  Umlegung 
und  behufs  Verbesserung  der  Verhältnisse  be- 
bauter Teile  das  Recht  der  Zonenenteignung  zu 
geben. 

Das  Expropriationsrecht  ist  zuerst 
speciell  für  ungesunde  Wohnungen,  also  für 
die  Zwecke  der  Wohnungspflege  und  Sa- 
nierung, in  Frankreich,  England  und  Belgien 
ausdrücklich  anerkannt  worden. 

Die  englische  Gesetzgebung  hat  sehr  weit- 
gehende Enteignungsrechte  zu  Sanierungs- 
zwecken geschaffen,  wobei  namentlich  die  Be- 
stimmung wichtig  ist ,  dass  der  Eigentümer 
eines  Hauses  nicht  nach  dem  Marktwert  oder 
Mietwert  entschädigt  wird ,  sondern  nur  nach 
dem  Wert,  den  das"  Haus  hätte,  wenn  die  Vor- 
schriften der  Wohnungspolizei  erfüllt  wären. 

In  einigen  deutschen  Ländern  genügen 
wohl  die  bestehenden  Gesetze  über  Ent- 
eignung für  den  gedachten  Zweck  (vgl. 
Leuthold  in  »Die  Wohnungsnot«,  1886),  in 
anderen  sind  neuerdings  specielle  Gesetze 
zugleich  mit  der  Regelung  der  Umlegung 
ergangen  oder  in  Vorbereitung.  Neuerdinge 
wird  aber  das  Enteignungsrecht  nun  auch 
weiter  zur  Beeinflussung  des  Grundstücks- 
und Wohnungsangebotes,  zur  Bekämpfung 
der  Bodenspekulation  gegeben  oder  gefordert 
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ull,i  dabei  vielfa*  h,  -  <  ran  Bin  tiei  u.  a 
Ausdehnung    auf   das    ganze    Bauland    ver- 

In  Bayern  und  Mecklenburg  fehlt  den  Ge- 
meinden das  Enteignungsrecht.    In  Preussen 
ä  auf  die  zukünftigen  Strassen  und  1  latz- 
g&ehen  beschränkt.    In  Hessen  tritt  hinzu  die 
io-nuuo-  von  Grundstücken,    welche   durch 
ehung   von  Wegeteüen   ihre   Zufahrt  ver- 
lieren   sowie  von  Grundstücksresten,  welche  zu 
Bauplätzen    nicht    mehr   geeignet    sind    (§§   Vi 
und  13)    ferner  die  Möglichkeit  der  Enteignung 
eines    ganzen    unbebauten    Blocks    oder    eines 
kteils,    wenn    die   im    Gemenge   liegenden 
i-  sich  nicht  behauen  hissen  und  eine 
Verständigung  zwecks  Umlegung  nicht  zu  stände 
kommt  l§  69)1.     In   Sachsen   können   ausser 
den  Strassen  und  Platznäehen  Zwerggrundstucke 
S  59)  und  unter  Umständen  ganze  Grundstücks- 
nnd  Gebäudegruppen  l§  68-71),  letzteres  aus 
gesundheitlichen  Gründen  oder  nach  elementaren 
Zerstörungen,   enteignet    werden  (Zonenent- 
eignung    in     alten     Stadtteilen).      In 
sozialer  Hinsicht   ist   es   wichtig,   dass   die  Ge- 
meinde nach  §  75  verpflichtet  ist.   dem  enteig- 
neten Besitzer  eines  Wohnhauses  nach  Möglich- 
keit  eine   andere   Baustelle   in  der  Nähe  anzu- 
w.  isen  und  den  vertriebenen  Bewohnern  nach 
Möglichkeit    eine    andere    Wohnung    zu    ver- 
schaffen.  Am  weitesten  gehen  jetzt  die  gesetz- 
lichen Bestimmungen  in  Baden. 

In  Belgien  war  1867  in  einem  Gesetzent- 
würfe, ähnlich  wie  in  der  englischen  Gross  Act, 
die  Enteignung  im  grossen  Masse  (expropnation 
par  zone)  vorgesehen;  es  sollte  auch  für  1  uter- 
bringung  der  ausgetriebenen  Arbeiter  gesorgt 
werden  Dieser  Gedanke  fand  einen  erfolg- 
u  Widerstand,  und  das  Ergebnis  war  ein 
Besetz,  welches,  ohne  den  unteren  Klassen  zu 
helfen,  zur  Verschönerung  der  Städte  und  zur 
Beförderung  der  Privatindustrie  diente.  Das 
Gesetz  von  1889  trifft  eine  Bestimmung  über 
die  zonenweise  Expropriation  in  Quartieren, 
welche  vorzugsweise  von  den  arbeitenden 
Klassen  bewohnt  werden.  Dieselbe  ist  jedoch 
ziemlich  unschuldiger  Natur. 

Vgl    den   Art.   Baupolizei   oben   Kd.   11 
S.  515%.,  dann  die  Darstellung  von  Aschrott  m 
Die  Wohnungsnot",  1885,  und  in  Jahrb.  f.  bes. 
u.  Verw.,  Jahrg.  IX. 

c)  Reform  des  Grundeigentums. 
Nach  Ad.  Wagner  sind  alle  Abhilfemittel 
nüber  der  sogenannten  Wohnungsnot, 
welche  nicht  in  erster  Linie  an  eine  Reform 
Grundeigentumsreehtes  anknüpfen,  nur 
palliative.  Für  das  städtische  Grundstuck 
und  Haus  sei  nur  die  Rechtsform  Gemein- 
gut und  Privatgenuss  d.  h.  Vermietung  auf 
Zeit  an  die  Privaten  zulässig.  Erst  die  Be- 
seitigung des  privatwirtschaftlichea  oder 
spekulativen  Systems  werde  hier  Wandel 
schaffen.  Allerdings  erwartet  auch  Ad. 
Wagner  diesen  Wandel  nicht  in  absehbaren 
Zeiten.  Aber  es  würden  heute  jedenfalls 
Gemeinden  und  Staat  zu  Baustellen  geeig- 
netes Gelände,  welches  sie  besitzen,  sowie 
solches,  welches  im  Interesse  der  Gesund- 
heit  unbebaut   bleiben  und  zu  Anlagen  be- 


nutzt   werdi  .    nicht  aus   der    B 

geben   dürfen      In   geeigneten    Fällen 
hätten,  wie  dies  auch  Ad.  Wagner  rar] 
Staat  und  i  h  n     i  '     ihre     [mmobiliarb 
zu  erweitern.     Vgl.  auch  den   Artikel    von 
Ad.  Wagner     Grundbesitz'    (die   volks- 
wirtschaftliche  Principienfrage    der  Rechts- 
ordnung) oben  Bd.  IV  s.  793  ff. 

Eine  praktisch  ausführbare  Bodenpolitik  der 
Gemeinde  verlangt  nach  Beck,  sich  in  den  Be- 
sitz eines  so  erheblichen  Teils  des  für  die  bau- 
liche Entwickelung  erforderlich  i  tdes  zu 
setzen,  dass  die  Gemeinde  einen  bestimmenden 
Einfluss  in  privatrechtlicher  Beziehung  über  das 
fragliche  Gebiet  ausüben  kann.  Dei 
besitz  der  deutschen  Städte  an  Grund  und 
Boden  ist  übrigens  zum  Teil  schon  ganz  be- 
deutend; er  betrug  Ende  1897  in 

o/0  der  Gesamtfläche 
des  Stadtgebiets 

Berlin 8>6 

Breslau      ....  12,6 

Frankfurt  a.  M.     .  49,4 

Görlitz 8.° 

Hannover      .     .     .  3°\6 

Magdeburg   .    .    •  23-7 

Stettin 2,4 

Wiesbaden    .    .    ■  36>6 

Aachen      ....  42,6 

München  ....  19,3 

Leipzig     ....  7,4 

Strassburg    .    .    .  34,5 

Mannheim      .     .     ■  32-3 


Die  Bodenreform  er  wollen  das 
Eigentum  am  Gebäude  vom  demjenigen  an 
Giund  und  Boden  getrennt  wissen.  Die 
Gemeinde  soll,  wie  Freese  verlangt,  den 
Boden  pachtweise  hergeben.  Der  Arbeiter 
habe  dann  die  Sicherheit,  dass  auch  das 
Haus  in  seiner  Hand  bleibe,  indem  _  die 
Möglichkeit  zu  hypothekarischen  Anleihen 
und  zur  Verschuldung  infolge  von  Erb- 
teilungen ausgeschlossen  sei.  Sei  der  Ar- 
beiter auch  Herr  des  Bodens,  so  werde  er 
die  im  öffentlichen  Interesse  zu  erlassenden 
Vorschriften  schwer  empfinden:  sei  er  nur 
Bauseigentümer,  so  müsse  er  sich  in  das 
Aufsichtsrecht  des  Grundherrn  fügen. 

luf  seiner  letzten  Hauptversammlung  hat 
der  Bund  der  deutschen  Bodenreformer  nach 
einem  Vortrag  von  Ad.  Wagner  die  folgenden 
Forderungen  aufgestellt : 

a  von  den  E i nz e  1  s t aa t e n  als  den  dafür 
nach  Kit  109  des  Einführungsgesetzes  zum 
Bürgerlichen  Gesetzbuchs  zuständigen  Instanzen: 
"eine  Erweiterung  des  Enteignungs- 
rechtes über  den  Rahmen  der  jetzigen  Be- 
stimmungen PrettSS.  Ges.  vom  11  Juni  1*74) 
hinaus  m  der  Weise,  dass  den  Gemeinden 
sowie  den  Baugenossenschaften  deren 
dauernd  gemeinnütziger  Charakter  gewahrleistet 
ist  die  Enteignung  des  für  die  von  ihnen  zu 
errichtenden  Gebäude  notwendigen  Bodens  ge- 
stattet wird;  . 

h)  von  den  Gemeinden: 
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1.  Thnnlicbste  Ausnutzung  des  ihnen  nach 
ai  zu  gewährenden  Enteignnngs- 
r  echtes. 

2.  Unterstützung    der    zu   a)   genannten 

InnützigenB  a  uge  n  o  s  s  e  n  Schäften 
durch  Gewährung  von  Baudarlehen  und 
durch 
'.\  Erhaltung  und  thnnlichste  Erweiterung  des 
d  en  ci  e  m  e  i  n  d  e  n  g  e  h  ö  renden  Gr  u  n  d  - 
eise  n t  um  s. 

4.  Ceberlassung  von  (.rund  und  Boden  an 
Private  grundsätzlich  nur  in  solchen 
Formen,  welche  das  Eigentum  von  Boden 
und  damit  die  in  der  Zukunft  zu  er- 
wartende Steigerung  des  Bodenwertes  der 
i  ri  -  imtheit  erhalten. 

Als  bestes  Mittel  zu  diesem  Zweck 
empfiehlt  sich  das  Erbbaurecht  im 
Sinne  der  §§  1012/17  des  Bürgerlichen  Ge- 
setzbuchs. 

5.  Abstufung  der  Grund-  und  Gebäudesteuer 
nach  dem  sogenannten  gemeinen  Wert 

an  Stelle   des   Nutzuimswertes. 

6.  Einführung  einer  besonderen  Bauplatz- 
steuer auf  unbebauten  und  auch  nicht 
erweislich    zu     sonstigen     Kulturzwecken 

Garten-,  Ackerhau)  verwendeten  Boden. 

7.  Einführung     einer     besonderen     Unisatz- 

..Zu wachs"-) Steuer  in  progressiver  Ab- 
stufung  nach  der  Höbe  des  Mehrerlöses 
über  den  Einkaufspreis  einschliesslich  des 
Preises  für  nützliche  Verwendungen,  Neu- 
und  Umbauten  etc. 

Diese  Forderungen  sind  —  vielleicht  abge- 
sehen von  der  wohl  zu  weit  gehenden  Forde- 
für  die  Baugenossenschaften  unter  a)  — 
durchaus  diskutabel  und  auch  für  denjenigen 
annehmbar,  der  in  den  grundlegenden  theo- 
retischen Anschauungen  sunst  mit  den  Boden- 
reformern  nicht  übereinstimmt;  sie  sind  auf 
di  in  Buden  der  bestehenden  tiesellschafts-  und 
Wirtschaftsordnung  durchführbar  und  durch 
die  jüngste  Entwickelung  —  namentlich  die 
Versuche  mit  dem  Erbbaurecht  -  ihrer  Ver- 
wirklichung zum  Teil  schon  erheblich  näher- 
gebracht worden.  Ganz  ahnlich  sind  die  von 
1.  Cohn  und  in  neueren  sozialdemokratischen 
Kommunal wahliiroirrammeu  aufgestellten  Forde- 
rungen. 

Jedenfalls  kann  nurvon  einem  rnfassen- 
den    staatlichen    und    kommunalen 
Wohnungspolitü   grossen  Stiles,   die  ausser 
obigen  Punkten   auch  Wohnungspflege  und 
Sanierung,  Bauordnung  und  Stadtplan,  Eigen- 
liii.l    Hypothekenwesen,   endlich    Miet- 
•    und   Verkehrsmittel    betrifft,  eine  be- 
izende Lösung  sowohl   der  allgemeinen 
als     der      —  i  ■  <  • '  •  i  •  ■  1 1  •  - 1  j      Wohnungsfrage     für 
I  »i  iitschland  erwartet  werden. 

Litteratnr:    Dil    Zdtteratur    über   die   Wohnungs- 
frage (JBrotchiiren,    iufsätze,  Zeitungsartikel,  Ver- 

rhandlungen)   ist  sehr  umfangreich.    Haben 

doch   Müller  und  (',,,  h  ,  ux  schon  1889  gegen 

[00  Nummern  aufgeführt.   Seh?  umfassend  ist  ins- 

en     auch    3ie    Lilterat/ur    technischen    In- 

Irii/irr.    1 1-      classes   dangereuses    dans  les 
Gaebler,    Id.,    ,,„,i  Bedeutung 

der      Berlin  meinnützigen      Ilangesellschajt, 


1!<  Hin  1848.  —  Roberts,  The  dwellings  of  the 
labouring  classes,  •.'.  Aufl.,  London  1850.  — 
Hoffmann,  Die  Wohnungen  der  Arbeiter  und 
Irmen,  Berlin  1852.  —  Huber,  Reisebrief 
Belgien,  Frankreich  and  England,  Hamburg 
18öS.  —  lioberts.  The  physical  condition  of 
Ihr  labourmg  classes  resulting  from  the  State  qf 
their  dwellings  etc.,  1855.  —  Huber,  Die  Woh- 
nungsnot der  kleinen  Leute  in  grossen  Städten, 
Leipzig  1857.  —  Fabri,  Die  Wohnungsnot  der 
Arbeiter  in  den  Fabrikstädten,  Elberfeld  lSßS.  — 
Die  Wohnungsfrage.  Mitteilungen  des  Central- 
Vereins  für  das  Wohl  der  arbeitenden  Klassen, 
11,  ein,  1865.  —  V.  (I.  Goltz,  Ländliche  Arbeiter- 
Wohnungen,  Königsberg  1S65.  — "  Hole,  The 
homes  of  the  working  classes  irith  suggestions  for 
their  improvement,  London  1866.  —  Veron, 
Les  inslitutions  onerieren  de  Mulhonse,  Paris 
1866.  —  Fenot,  Les  cites  ouvrieres  de  .Mul- 
honse, Mülhausen  1S67.  —  Staub,  Das  Arbeiter- 
quartier  in  Kuchen  bei  Geislingen,  Stuttgart 
1868.  —  Faucher,  lieber  Häuserbauunterneh- 
mungen  im  Geiste  der  Zeit,  Berlin  1S09.  — 
Laspeyres,  Der  Einfluss  der  Wohnung  auf 
die  Sittlichkeit,  Berlin  '  1SG9.  —  Sojc,  Die'  Woh- 
nungszuslände der  arbeitenden  Klassen  und  ihre 
Reform,  Wien  1869.  —  Lette,  Die  Wohnungs- 
frage, f.  Aufl.,  Berlin  1871.  —  Manega,  Die 
Anlage  rem  Arbeiterwohnungen,  Weimar  1871. 
—  Katkoirsky,  Die  zur  Beform  der  !(',.//. 
nungszustände  in  grossen  Städten  notwendigen 
Massregebi  der  Gesetzgebung  un<l  Verwaltung, 
Wien  1871.  —  Wissf  Wohnungsfrage  in  Deutsch- 
land, Berlin  1S72.  —  Assmann,  Die  Woh- 
nungsnot in  Berlin,  Berlin  1S7S.  —  Verhand- 
lungen der  Eisenacher  Versammlung  zur  Be- 
sprechung der  sozialen  Krage  am  6.  u.  7.  X. 
187%,  Leipzig  1873.  —  Engel .  Dir  moderne 
Wohnungsnot,  Leipzig  187S.  —  V.  Plener,  Eng- 
lische Baugenossenschaften  ,  Wien  1878.  — 
SchSffle.  Das  gesellschaftliche  System  der 
menschlichen  Wirtschaft,  Tübingen  18? J,  Bd.  II, 
bes.  S.  54S  ff.  —  Arminius  (verstarb.  Gräfin 
A.  Poninska,  geb.  Gräfin  DohnaJ,  Die  Gross- 
städte  in  ihrer  Wohnungsnot,  Leipzig  1S74.  — 
v.  d.  Goltz:.  Die  Grossstädte  in  ihrer  Wohnungs- 
not und  eieren  durchgreifende  Abhilfe,  Leipzig 
I874.  —  v.  Behr-Schmoldou;  Das  Harns  des 
ländlichen  Arbeiters,  Berlin  1875,  —  Felder, 
Ceiiieiiidec,  riraltnng  von  Wien  1875.  —  Die  Wohn- 
häuser der  Bau-  und  Spargenossensehaft  Ar- 
beiterheim,  München  1875.  —  A.  Wagner, 
L.ehrbiieh  der  politischen  Ockonamie,  Lid.  L,  Leiji- 
zig  und  Heidelberg  1876,  i  ilä2ff.  —  Die  Ein- 
richtungen zum  Besten  der  Arbeiter  auf  den  Berg- 
werken Preussens,  Berlin  1870.  —  Schall.  Line 
Arbeiterquartier  in  Mülhausen,  Berlin  1S77.  — 
Deutsch.  Das  soziede  Elend  der  Grossstädte  mit 
besonderer  Berücksichtigung  von  Berlin  und 
Wien,  1S7S.  ■ —  Fodor.  Das  gesunde  Haus  und 
die  gesunde  Wohnung,  Braunschweig  1878.  — 
Hunsen.  Baut  Arbeiterwohnungen,  Flensburg 
1878.  —  Klasen,  Die  Arbeiterwohnhäuser  in 
ihrer  baulichen  Anlage,  Berlin  1879.  —  Emile 
Müller,  Les  habitations  ourriires  en  tous  pays, 
Situation  1878,  Toris  1879.  —  Sehnlke,  Gr- 
'<  Widmungen,  Berlin  1879.  —  Hansen. 
Die  Wohnungsverhältnisse  in  den  grösseren 
städt,,,,  Heidelberg  188S.  --  Octavia  Hill, 
II, aues  of  the  London  Poor,  -'■  Aufl.,  London 
1888.    —  Schmöleke.    Das    Wohnhaus    des  Ar- 
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btitert,   Bonn   188S.  -  I'öhlmaun.   Di,    ' 

„ölkerung  der  antiken  Grossstädte  im  Zwo ■«- 

hange  mit   der  qesamten   Entwickelung  städtisch. 
Civilisation,    Leipzig   1884-         Ruprecht,     D. 

en  der  arbet  ■'-'■■■ '"   ' 

Gätlingen  Aschrott,     Di,     englische 

Wok  "  '-  •'''''''    '    '"   '  "    ' 

,,   .  Reichardt,    Die    Grün  I 

der    l'rbeüerwt  hnungsfrage,  Berlin   18t  i         von 
Bodelschwingh,    Der    1  W 

,1,1,   Leipzig  1886.  -   van  den    Bos,    Du 

,,    Gen«  ZSS6.  -   Dtestel- 

kamp,   Die  Wohnungsverhältnisse  unserer  arme- 

,   h      ■    .     B 1886.  -  Sasse,  Du  Woh- 

.,,,.  der  ärmeren  Volksklassen,  in 
Leipzig,  !  '■  -  "<<>'"»' •  »Woh- 
nung  in    statistischen    Jahrbuch     dei 

Die  Wohnungsnot  der  ärmeren 
Klassen    in    Grossstädten,     Sehr.    d.   V.J. 
f,    SS,     Leipzig    1886-87. 
—  Baffalovich,    Le  Logement   de   I  ottt 

i   1887.      -    SchmoUer,    Ein 
:.,,,„■    in    der    Wohnungsfrage.      In     i 
Jahrbuch,  Leipzig  1887.  -  Jourdan,     ß 

rnant   le   servi      dt      alvpie- 

,nblique.     HaWa- 
.  i  n  Ilfascicule,  BruxeUes 
.  —  Bertrand,    Le  Logement  de  l  ouvriei 

I    Belgiqv  .    Pari*  2.*.».   —  Mi- 

quel    Mo  u-  Erreich™ 

Uungen  des  deutschen  Verein 
Uspflege,   Brauruchweig 
—    Trüdinger,     Di<     Arbeil 
.  .  stua    ...   //•   Bd.,  5.   m 

luld.      Die      Wohm 

Kb:  '  ie  Zeit Sh 

,.   _   Jourdan,    Legislation*  a 
S89.   -  Mnller 
Cacheux,    Les  habitaHona    ouvrieres 

.—DieWo)  rchJte- 

■''' 
H  nd  Wohnungt 

1  Denkschrifl  des  Deutsch-sozialen  Ref 

.  1889.  -   Aschrott,   Erricktun, 
,-, ,  irbeitermietshäuserin£ 

Leipzig    1890.    -    Aster,    Entwurf,     zun     Bau 
m<  Arbeiter   und   klemerc    Ba- 

m.  -Nathan,   DU 
frage    und   die  Bestrebungen    der  Berliner  Baur 
,,  -   St/rauss, 

n 

der   Haus-    und   städ 

Deutschlands,  Leipzig  1890.  —  '"■ 

Woh  Standpunkte    der    Armen- 

JSchrU  deutschen     Vereins    für 

Wohlthätigkeit,     XI.     Heft, 

Leim  -  Albrecht,    Die   Woh 

m    den    Grossstädten    und    die    Kittel    zu   ihrer 
Abhilf..  München   1891.  -  Bücher,    Du    Woh- 

*'"!    lfL   — 
tränket.    Die    Volkswoh 
dem,      i  idten,  Leipzig  1891.  -   I; 

lung,  ':'«'    ''■>■    Arbeiter, 

U 
Berliner  Architekten,  Berlin.  1891.  -  V 
bericht  des  Rates  der  Stadt  Leipzig  für  das  Jahr 
-    Freund    u.    Mala- 
chowsky.  Zur  Berliner  Arbeiterwol 
Leipzig  1892.  —  Stolp.    Die  Lösung  der   Woh- 
nungsfrage   oder    ex  Seim  für    jeder- 


/;,,./,„     ;-  FägUchsbeck,     Di, 

Wohnverhältnisse  der   B  "  ''"' 

Oberamtsbezirk     Hall  .      Berlin 
Walcker,     Di,     grossstädlischc     Wohnfingsnot, 

a  u ■'■ !,  " '•■■'■' 

li,,     Verbesserungen    der    Wohnungen.     Schriften 

der    (  "W" 

„     Bd    L   /:  Di,    Spar-  und 

Berlin. 
Anleitung  zur  pi  ■  Bethätigung 

iVr.    ..    Berlin 
-Mitteilungen  des  statistischem  Amtes  der 
-    i       Wunchen.     Du     l  der    Erhebung 

\.  .  iber  die    Wohnverhältn, 

Manch» 

Stadt  Frankfurt   a.  M.    an  \    ihi 
■    D£i    äussere    Verteilung  der  Bevölkerung.     Be- 
arbeitet   von    II-    Bleicher,    Frankfurt    a.    .'/. 
_  Bertliold,    Die   Wohn 
ärmeren    Klassen    in     Berli; 
Archiv  für  Statistik,    Bd.    II.   —  Ad.    Urne,,. 
Berliner   Wohnungsverhältnisse,    B  ■   — 

Bücher,    Die   bei     i         Sozial 
das      !  »■     '■'■     VUL    im-      '" 

Brat,«*    Archiv    für 
&      |  Bd.    IV.    -  -    Post    und    Albrecht, 

MusterstäU 

■häftsangekörigen,    Bd.    II, 
Weinstein,    Die   Wohnungsnot 
oder    Uebervölkerung   der  Städte    und   Enlvölke- 
.  Berlin  189 
i,      w    «  m»i  \sverhältn  i  Be- 

völkerungsklassen   in    Berlin,    Berlin     U 
D^  Wohnungsverhältniss,     in    W, 
der   Volksählung  vom  Sl.  XII.   1890.     Bearb, 
tSt-S,  dlaczek,   Wien  1893.  —  Sta 

Verschieden,    Jaftr- 
—    Sehneider.    Das    Wo)  recht 

;  ■,    Leipzig    189S.    — 

Lasche,     Di,     Erstellung    billiger     Wohnu 
durch  di,    Gemeinde  B  Zeitschrift 

he    Statistik,    Bern    1894.    —  E.    »  ■ 
;;.    Zimmermann,    Di,    Wohnungsi   ■ 

d,  r    Arbeiter    i  grösseren  gewerblichen   Be- 

,,    im   Herzogtum    Braunschweig.     -I"" 
Deutschen  R  -  '■  — 

II.  Hess,  Die   Wohn,  '"'  Nurn- 

Nürnberg  189S,  Lud- 
wig Gross,  1-,  S.  —  H.   Freese,    Wohnungsnot 
i        ./',■/.</».     Jah  \    ■-  "■  Stat.,    lU- 

Vi.  Bd.  —   Lie.    Weber,     H 

xhäfligungen  Ar- 

beiter.    Nach    urkundlichen    Q  ^ert. 

IS9S,    H.    G.    """  "• 

lAebrecht,     Der    Bau    von    Arbeiterwohn, 
mit    m    e    der  Invalid 

dt    Hannover,   Ha 
Hahn'sche    Buchhand  '     —   M- 

llbrecht,     Neues    sur      I 
.  .     ralblatt  der   B 

u     -    SelnnCehel.      DU      Beschaffung 
w'ert<n  mder  Wahr, 

arbeiter.    Zeit ,  des    Vereiiu 

bahnverwaltung,  ~   "  e,>' 

baeh  „.  Uessel,   S  \aiuermit  kleinen 

Wohn  Mn  ms,  l 

fou l  -  Elr;T  ■ 

Komn üreform.     Preuss.   Ja)  Befl 

-t    _   Verselbe,  Die  Ziele    der   neuen    Ba 
.     Berlin.     Preu 
Beft  l.  -   Th.    Goeehe. 
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kehrsstrasse    und    II  /'  Jahrb. 

Bd.   73,   Ihn  1.  — Dil   unterschiedliche  Bei 
hing  der  Bauordnung  für  das  Innere,  die  Aussen- 
bezirke    und   die    Umgebung    der  Städte.       Verh. 
•1.  AT///.    Vers.  J.  deutsch.    Vereins  für 

Wi  ■   bufl  ' .     /■'  aunschwt  ig 
.  Friedrich    Vieweg  <£  Sohn,  S?  S.  -    /■'.  r. 
Gruber.     Anhaltspunkte    für     die     Verfassung 
/•'  >en    in    allen  die  Gesundheits- 

pflege   betreffenden    Beziehungen.      Bericht,    er- 
stattet   dem    A'.   A\    obersten    Sanitätsrate,    Wien 
.    Alfred  H>  •    S.,    8   Tafeln.   —  Er- 

läuterungen zur  Baupolizeiordnung  für  die  Vor- 
orte von  Berlin  vom  5.  Dezember  189$.  Sonder- 
abdruck aus  dem  Centralblati  der  Bauverwal- 
:.  Berlin  189S.  Wilhelm  Ernst  &  Sohn, 
Uebersichtsplan.  -  Stubben.  Die  neue 
Baup  nung  für  die  Berliner  Vororte  vom 

Dezember    1892.      Blätter  für   sozialt    Praxis 
Nr.    4    und    >.  F.    Adickes.     Um- 

legung  und  Zorn  Mittel  rationeller 

Stadt  ig.       Archiv    für    soziale    G< 

Statistik,    VI.  I'„l.,    ?.   „.  .;    Heß. — 

llbrecht,    Neuere    Veröffentlichungen    über   die 

ohnung/frage.     Jahrb.  f.  Gesetzgebung 

Veno,   und    i    ■'■' ■•»  .   V  l  ///.,  1894.  —  Adickes, 

Das    Kommunalabgabengesetz,    Berlin    1894.   — 

Derselbe,    Studien    über   die  weitere  Enlwicke- 

Gemeindesteuerwesens,    Tübingen   . 
—  Eberstadt,    Städtische  Bodenfragen,    Berlin 
—  Tht    Housing  of  theWorking   People  (8. 
•   Rep.  of  the  Commissioner  of  Labor  < '.  D. 
(I       ht  ,  Washington  1895.  —  Schaffte  u.  Lech- 
ler,     Rationale     Wohnungsrcform,     1895.     — 
Dieselbe».   Neui   Beiträge  zur  Nationalen    Wbh- 
-    Pfeiffer.   Eigi  nes 
Heim   und  billige  Wohnungen,   Stuttgart  1896.  ■ — 
Landnil.    Zur    11'./,  ,    Bern   1897.  — 

(Brandts),   Aufgaben  von   Gemeinde  und  Staat 
der  Wohnungsfrage.     Herausgegeben  von  einer 
Kamt  ■        Vet  '■■■.   <■  s  o  Irbt  itei  wohin .   '  'Sin 

S.  —  Hugo  (..   Slädteverwallung  und 
'/•  nii  lismus  in  England,  Stuttgart  1897. 

!'••    Wohnungsfrage    mit   besonderer  Berück- 
sichli i     Mannheimer    Verhältnisse.    Denk- 
schrift des  Oberbürgermeisters   Beck,  Mannheim 
Olshausen      u.    lteinchc,      Ueber 
Wohn  in     England     und    Schottland, 

Braunschweig  1897.  Rauchberg,  Dil  Kaiser 
Frani  Joseph  I.  Jubiläumsstiftung  für  Volks- 
n  und  II  ohlj  ihrtsi  inricktungt  n,  Wien 
Pi<  Wohnungsverhällnisse  in  der  Stadt 
Mannheim  (Beiträgt  rur  Statistik  der  Stadt 
Mannheim   Heft    •  .  Mannheim  1897.        Actes  du 

n      internation  U  des  habitations  ä  bon  marche 

tenu    •'•  Bruxelles  Juillet  1897.    Bruxelles  1897. — 
VroulerSf  La  Im  du  SO.  Yovt  mbrt  1894  "  lativt  aux 
habitatiom  ä  bon    Marche,   Pari    1898.  —   Vorlage 
des    Stadtrates    dei     Stadt    Freiburg    i.    /:.    an 
den  Bürgerausschuss    betreffend  Erbauung   einer 
weiteren     Reihe    Häuser    mit    kleinen      Mietwoh- 
nungen,    Feiburg     1898.  Uebei     die    reget- 
1                 eaufsichtigung    und    die   be- 
cht    I  h-gani  alion   d<  r,  elbi  n.     Ref  ralt    und 
n     auf     der    .Will.     Versammlung 
'    ■      i     Verein      füi     öffi  ntlii  h     Gesund- 
(Sonderab- 
i  ht  n    Vierteljahrsschrift  für 
.  Bd.  XXXI,  Heft  t.) 
i    II  bhnungspflegi  r,  Hambui 
i  Ulm.    Di                            esen    in    di  n   dt  Mi- 


schen Grossstädten  und  Keine  Reform.  Müneli 
volkswirtschaftliche  Studien  Nr.  '8,  Stuttgart 
1898,  121  S.  —  Die  Umlegung  städtischer  Grund- 
stücke "n,l  die  Zonenenteignung.  Heft  :  der 
Denkschriften  des  Verbandes  deutscher  Archi- 
tekten- und  Ingenieur-Vereine,  Berlin  1898,  15S  8. 

—  Beiträge  zur  Statistik  der  Stadt  Frankfurt 
a.  M.     Neue  Folge  Folge  Xr.   5,  Frankfurt  1898. 

-  Damaschke,  Aufgaben  der  GemeindepoUtik 
(»Vom  Gemeindesozialismus «.) ,  ',.  Aufl.,  Jena 
1901.  -  -  Gutachten  über  die  Wohnungsfrage 
mit  besonderer  Berücksichtigung  der  Nilrnbt 
Verhältnisse,  Nürnberg  1898.  —  Mangoldt, 
Der  I  i  r<  in  Reichswohnungsgesetz,  Frankfurt  a.  M. 

1898.  —  Albrecht,  Fünf  Jahre  prakt.  sozialer 
Thätigkeit  (Schriften  der  Cenlralstelle  für  Ar- 
bi  iter-Wohlfahrtseinrichtungen  Xr.lj).  Berlin  1S9S. 

—  Bädier,  Die  wirtschaftlichen  Aufgaben  der 
modernt  n  Stadtgemeinde,  Leipzig  189S.  —  Jiley, 
D<i  Krupp,  1899.  —  Singer,  Die  Wohnungen 
der    Minderbemittelten     in     München,    München 

1899.  —  Schriften  der  Centralstelle  fiir  Arbeiter- 
Wohlfahrtseinrichtungen  Nr.  17,  Berlin  1S99.  — 
Losch,  Die  Ergebnisse  der  Wohnungsstatistik 
vom  S.  Dezember  1895  für  die  5  grüssten  Städte 
Württembergs,  Stuttgart  1899.  —  Städtische 
Boden-  und  Wohnungsreform  (Zeitschrift  der 
i  'entralstelle  für  Arbeiter-  Wohlfahrtseinrichtunge\i 
1899,  Nr.  9).  —  Fuchs,  Der  heutige  Stand  der 
Arbeiti  rwohnungsfrage  (Beilage  zur  Allgemeinen 
Zeitung  1899,  Xr.  111).  —  Roedern.  UebersieM 
über  die  neueren  Bestrebungen  und  Rcformvor- 
schlägt  in  der  Wohnungsfrage,  (Jahrb.  f.  Ges. 
u.  Volksw.  XXIII,  1899).  —  Heyne,  Uns 
deutsche  Wohnungswesen,  1899.  —  Damaschke, 
Wohnungsnot  und  Bodenfragr,  llullc  a.  S.  1899. 

—  Gould,  The  housing  problem  in  great  cities. 
Reprinted  from  »Municipal  affairs«,  March  1899. 

—  Mesnil  et  Mangenot ,  Enquete  rar 
les  Logements,  Professions,  Salaires  et  Bud- 
gets, Paris  1899.  —  Lechler,  Der  erste  Schritt 
zur    nationalen    Wohnungsreform,    Berlin    1899. 

—  Latseha  und  Teudt,  Nationale  Ansiedelung 
und  Wohnungsreform.  Frankfurt  a,  M.  1899.  — 
Lepreux,  Compte  rendu  de  la  Caisse  gene- 
rale ä  epargne  et  de  retraite,  innie  1899,  Bru- 
xelles 1900.  -  -  Schaffte  u.  Lichter,  Die 
staatliche  Wohnungsfürsorge,  Berlin  1900.  — - 
Abele,  Weiträumiger  Städtebau  und  Wohnungs- 
frage, Stuttgart  1900.  —  Bernstein,  Der  gegen- 
wärtige Stand  der  Wohnungsfrage  in  England. 
(Archiv  f.  soz.   Gesetzgebung  und  Statistik  1900). 

—  L.  Colin,  Die  Wohnungsfrage  und  die  So- 
zialdemokratie, München  1900.  —  Bericht  über  den 
XI.  evang. -sozialen  Kongress  vom  Juni  1900.  — 
Zur  Nieden,  Gebäudesteuer  und  Wohnungs- 
frage in  Preussen.  (Jahrb.  f.  Gesetzg.,  Vena. 
ii.  Volksw.  XXIV,  1900.)  —  Derselbe,  Die 
zweckmässige  Ausgestaltung  der  Grund-  und  Ger 
bäudesteuer,  Düsseldorf  1900.  —  Baase,  Dir 
Schnilterwohnungen  im  Kreise  Soldin.    Zeitschn 

für  Medizinalbeamte  1900,  Xr.  6.  — Picot,  Les 
garnis  d'ouvriers  ä  Paris,  (Beforme  Sociale), 
Paris  1900.  —  Habitations  ouvrieres  et  instilit- 
tions  de  prevoyanee.  Rapport  annuel  pur  Hector 
Denis,  Schaerbeck  1900.  —  Rapport  du  Conseü 
Superieur  des  Habitations  a  bon  marche,  Paris 
i960.  —  Ifap  et  schmidth.  Les  Habitations 
ouvrieres  en  Danemark  j>rinripalri,au/  dr  Cupen- 
hague,  Paris  1900.  Compte  rendu  du  congres 
internationale    des    habitations    et    (um    Marche, 
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.    Paris,    Juin 
PJMippovich    ...  Schwarz,    U  ohnungscerhalt. 

in   ücstcn  S       i   <>,    <<"'»' ".'■' 

'„    Wien.      .>-•  I        «" '    '"     '.' 

»  /  ,- ."'-   ;;" 

,,  „,,,„■„,„,»..■.■. 

11,/, i*ult  un,     II  .swrtfom«   i 

/,, ■„-/./  >""'■    -    r«ede.     D»»    nohnhav*    des 

,  /,/,  des   Ki  ' 

I      ,-,,„,,/,„„„;,»»■,■.-,  »4  e<c     «e- 

/-    l'er »/«»S Vereins  für 

..    ver- 

fV«„//.,W    a.    31. ,     Frankfurt    a.    U.    1900 
Idolf  Wagnet'.     Wohnungsnot    und  städtische 
_    Brandts,     Di 

/„,/.„     i„     der     iro» 
„   2OTi.   _  Pau«   Foifff,    '-» 

/   Teil    Jena  1901.  —  Bingner,    Wot, 

.  Berlin  r.">.  -  Hugo 

■    ,  .  lung,  di,     I 

r    '*«**■*» ■ 

,./    Lechler,    Die    Wohnungsfrage    und    die 

.  N  ,„/,,/„.,,     Bot«    I    ■       / 

•  Eberstadt,    /'■  c    deutsche  Ka- 

-  Sinzheimet-, 

Arbe,  gsfrage,Stutt -1190*     -Beitrag, 

,    und  Wohnungsfrage:  Ar,  1.  »«««> 

UV/..  " 

.  ,    \        Schirmer,  Das  Wohnum, 
,       „bemittelten    in    München,    ^ankfurt 
.  .  m   Wohnungsfrage  unddas  Keieh, 

Abhandle  >■  '-'-/"  BÄ°£" 

'        ses etl    //,,/    /.     r.    d.    Goltz,    Die     1..A- 

„/  ,-,„,   Ausgestaltung  di^h 

.,,.     Heft    I.    Uebrecht,     Reichshilfe 

Errichtung    kleiner    JVoJ gen.    Heft    s. 

Kampfmeyer,    Di,   Baug ssenschafl  w    ■' 

'     ,     eines'   i 

.v,„,     /■»/,,,-/-"/-    »»«■ 

HoA«««</.-/ra0e  »W  "  *£ 

/„„,/.      ScArt^«.    des    rerein«  für    Sozialpolitik 
Bd.  94-97,  Leipzig  1901. 
J.  Lehr. 


Wolf  (auch  Wolff),  Christian, 

reb.  am  24.  I.  1679  in  Breslau,   gesl 


IV  1754  als  wirklicher  Kanzler  der  Universität 
Balle  (seit  1743;  in  Halle,  studierte  in  Jena 
und  L&  Mathematik  und  Philosophie ,  und 
wurde  1707  Professor  der  Mathematik,  Philo- 
l  h  e  und  Naturlehre  in  Halle.  Die  von  ihm 
„ach  Thomasius'  Vorgange  n,  dentscher  Sprache 
vorgetragene  und  in  zahlreichen  Schriften  be- 
Selte^Pnilosophie  fnssf  auf  der  LeÄ  ben 
die  Wolf  zu  einem  umfassenden  phüosophia  h  o 
Lehrsjstem  ausbildete,  das  durch  seme  streng 
mathematisch-demonstrative  Methode i  Ordnung 
und  Klarheit  über  dir  ganze  philosophische  »a- 
terie ausbreitete.  In  die  Tiefe,  der  Leibmz- 
Spekulation  dran-  Wolf  nicht  ein  aber 
„rch  dass  er  den  sitÜmh-praktachen Jeü 
der  philosophischen   Thätigkeit  zum  Kulnuna- 


tionspnnkl  der  Spekulation  machte,  trug  er  das 
ophisohe  Wissen  «W».         ';' 

n    herrschte    die    Wolfsche    Philo- 
sophie  auf  den   Lehrt 

Kants  Kritizismus  verdrängt  wu  tti 
:      tuten, 
lg,öser  Irr- 
lehren  beschuldigten,   hatten    Wolfs    \i"t».ni- 
setzung  und  Verbannung   aus  den  preussischen 

Landen   zur    Folg«        1 !',1    f 

essor  an  der  oberhessischen  l  ui- 
versitäl  Marburg  eine  Zuflucht,  erhielt  nach 
Revision  seines  Pi  me  ehrenvolle  Ruck- 

berufnngnach  Halle,   liess  siel 
dem   Regierungsantritt   Friedrichs   des  Gn 
Jewegen     auf   die    Lehrkanzel     ur  Naturrecht 
und  Mathematik  in  Halle  zurückzukehren 

Wolf  veröffentlichte  von  staatswissenscüatt- 
lichen  Schriften  in  Buchform: 

Entdeckung   der  wahren  I  i  ^ 

wunderbaren  Vermehrung  des  Getreides,   Halle 
1718:    dasselbe,    2.  Aufl.    1726    3.  Aufl.   ,, 
den  Erläuterungen",   1750.  -  Vernui 
danl^    von    dl  daftiiehen  1 

Menschen  und  insonderheit  dem  gemeinen-«  e.en 
oder  Buch  über  die_Pohuk,  ebd.  ^1  ^ 
selbe  2  .  3.,  4.  u.  5.  Aufl.,  ebd.  l <-.->.  iw, 
1736'u.  1756'.-  Jus  naturae  methodo  scienü- 
rtractum,  8  Bde.,  Leipzig  1740-48 ,  das 
selbe  ■>  Aufl.,  8  Bde..  Halle  l.ol-ob.  -  Jus 
lentium  methodo  scientifica  pertractum  ebd. 
f7e49.  -Institutiones  juris  naturae  et  gentium, 

ebd    1751;    dasselbe  2.  u.  3.  Aufl.   ebd.  1<«4  u. 
1794;daskbemdeutecherUeberseteungu.d. 

T.:  Grundsätze  des  Natur-  und  Vte««J 
ebd  1754;  dasselbe  2  Aufl.,  ebd.  1769;  das- 
selbe in  französischer  üebersetzung  u.  d.  l.. 
Ätionsdudroitdelanatui-eetde,geus 
Texte  latin  avec  la  tradnction  Avec  nptes 
par  E  Luzac,  6  Bde.,  Leiden  1«2.  -  0«g™ 
mia  methodo  scientifica  pertraeta,   >  Teüe,  Haue 

1?54in  der  Staatslehre  Wolfs,  obwohl  er  schon 

eine    \bnuna-   vom   Staatsvertrage  bat.   ist   oei 

e    enüie le   Staatszweck  in    der   Herbeiführung 

der  meLchlichen  Glückseligkeit  präeisiert    eine 

Glückseligkeit,  die  durch  Anwendung  der  Hob- 

aen  Furchttheorie    erzwungen    wird,    aie 

natuTrechtüch   von   Wolf   anerkannten  person- 

licbeu   Menschenrechte   hütet    er   sich  auf  das 

echt  selbst  zu  ?°erteagen;  sein  ganzes 

öffentliches  Recht  ist  einer  administrativen  die 

souveräne    Gewalt    zu    den    schhmmsten    Aus 

Sungen  legitimierenden  Ethik  im  erworfen 

and  seine  Ausführungen  über  die  ™te»  der 

Obrigkeit  und  der  1  nterthanen   schopö ,  ei ^  aus 

Schriften    des    Confucius.      ?»JJf^? 

seiner  Staatslehre  ^t  jeden  or^mellenCta 

rakter  vermissen.    In  philosophi>chei    ,  ^ie 

bildet  die  Oekonomik  einen  Hauptteil  in ^saner 

„Phüosophia   practica   universalis     und  zerfam 

dn-in    in   die  drei  Kategoneen:  Ethik.    Foüuk 

Menschen,  Geld  zu  verdienen,  wta™*» 
nach   den  drei  Naturreichen  klassihzien,   nui 

U. :  Geld'   und  Handelsgeschäfte  BdW •  behaudeh 
er  als  besondere  Species,  wie  er  überhaupt    .  n 

,,:!.,  a  Gelderwerb   als  vorn,- 

:\^  Wirtschaft-  Lnsieht und  dem- 

gemäß auch  einer  zinsfreundlichen  Anschauung 
£„"  lo,      Nach  seinem  Reichtumsbegnfl   ist  e? 


Wulf 


der  Ueberfluss  an  Geld.  Pretiosen  oder  an  Grand- 
i um.  der  den  reichen  Mann  ausmacht,  und 
wenn  ihm  auch,  gemäss  der  engen  Begrenzung 
der  wirtschaftlichen  Anschauungen  seiner  Zeit, 
die  Entstehung  der  eigentlichen  Grundrente  un- 
bekannt ist,  so  weiss  er  doch,  dass  die  Wert- 
kalkulation des  Bodens  dem  Preise  der  Er- 
zeugnisse desselben  nach  Abzug  der  Betriebs- 
kosten entspricht.  Während  er  den  Geldabflnss 
aus  dem  Lande  in  merkantilistischer  Weise  als 
unheilvoll  bekämpft,  dagegen  in  der  Luxusent- 
faltung des  hellen  Adels  die  ergiebigste  Quelle 
des  Geldumlaufes  erblickt,  nimmt  er  an  der  in- 
dustriellen Gold-  und  Silberverarbeitung,   weil 

edle  Metalle  durch  sie  konsumiert  werden.  An- 
StOSS.  In  der  Bevölkerulms-  und  Auswande- 
rungspolitik  wendet  er  sich  gegen  die  damalige 
landläufige  merkantilistische  Populationsbeför- 
derungsmaxime  um  jeden  Preis.  Insbesondere 
vertritt   er  die  Ansicht,   dass  der  bewaffneten 

Macht  durch  die  Auswanderune'  wehrfähiger 
Leute  kein  Schaden  entstehe,  indem  die  zur 
Landesverteidigung  gehrauchten  Soldaten  auch 
aus  anderen  Ländern  durch  Werbung  bezogen 
weiden  könnten,  wie  denn  auch  thatsächlich 
Friedrich  Wilhelm  I.  zwei  Drittel  seiner  Riesen- 
garde an-  ausserpreussischen  Ländern  aufge- 
i'i  hat.  Im  übrigen  verspricht  er  sich 
i  von  dem  Ehezw  ang,  dem  er  nach  erlangter 
«  irtschaftlicher  Selbständigkeit  der  Junggesellen 
da-  Wort  redet,  einen  genügend  förderlichen 
Eintluss  auf  die  Volksvermehrung.  In  seiner 
Handelspolitik  setzt  er  sieh  über  die  merkanti- 
listische Einfuhrprohibition  in  den  Fällen  hiu- 
weg,  dass  die  Einfuhr  von  Fabrikaten  .sich  im 
staatswirtschaftlichen  Interesse  ebenso  ver- 
lohnt wie  die  Ausfuhr  von  Rohstoffen.  In 
seinen  Ausführungen  über  die  menschliche  Ar- 
beit weisl  Weil  der  auf  die  Kultur  immate- 
rieller Güter  gerichteten  Lehrthätigkeit  einen 
bevorzugten  Platz  an.  Das  Problem  des  Preises 
der  Arbeit  löst  er  in  seinem  Naturrecht  in  zwei 
Zeihn.  indem  er  anordnet,  dass  hinsichtlich  Be- 
mung  der  Höhe  der  Löhne  und  der  Waren- 
pri  e  darauf  zu  achten  ist,  dass  Produzent  und 
Konsument  Bedürfnisbefriedigung  in  dieser  Har- 
monie der  Interessen   linden.     Dass  Wolf  in  der 

Blütezeit  der  Zünfte  and  Meisterprüfungen  sich 
für  die  Notwendigkeil  des  Fähigkeitsnachweises 
zum  Betriebe  eines  Handwerks  ausspricht,  ist 
selbstredend.  Kr  erkennt  das  Recht  auf  Arbeit 
an,  abemichl  au-  einer  sozialistischen  Regung, 
in  um  die  öffentliche  Wohlfahrt  durch 
Ausrottung  de-  Vagabundenwesens  zu  fördern 
Wer  arbeiten  will,  soll  Arbeitsgelegenheil  von 
dei  Polizei  nachgewiesen  erhalten,  die  anderer- 
eite  keim-  Mnssiggänger  dulden  soll.  Auch 
auf  das  kirchliche  und  religiöse  Gebiet  dehnt 
er  diese,  die  persönliche  Freiheil  des  Menschen 
im  Handeln  und  Unterlassen  ignorierende  Poli- 
zeiwillkür an-,  der  Maat  BOll  der  Tugend- 
ivächter  und  der  Frömmigkeitsinspizient  dir  I'n- 
terthanen  -ein  und  dieselben  zum  eifrigen  Be- 
suche des  öffentlichen  Gottesdienstes  anhalten 

Wie  Ju-ti    -ich    bei   jedem    neuen    Buche,    womit 

ei  .Mi  die  Oeffentlichkeit  trat,  selbst  ausschrieb, 
eitieit  Wolf   fast   ausschliesslich   seine  eigenen 

fti  n. 

■"I    "bei-  Wolf:  Sammlung  und  Auszüge 
reit  -bluten  wegen  der  Wolfschen  Philo- 


sophie,  2   Bde..    Leipzig   17:57.  —   Ludoi  ici 

Ausführlicher  Entwurf  einer  Historie  der  \\  ein- 
sehen Philosophie,  3  Bde.,  ebd.  17:17.  —  Neueste 
Merkwürdigkeiten  der  Leibniz-Woll'schen  Phil,,. 
Sophie,  ebd.  1738.  —  Gottsched.  Historisch,' 
Lobschrift   des  Christians  v.  Wolf,    Halle   1755, 

—  Lobsehrift  auf  den  Baron  v.  Wolf,  ebil 

—  Gerber,  Vita  Wolfii  breviter  delimata 
ebd.  1756.  —  Büsching,  Beiträge  zur  Lebens 
geschiente  denkwürdiger  Personen,  Bd.  I,  Halle 
[783,  S.  1  Li:!.  --  Ompteda,  Litteratur  des 
gesamten  natürlichen  etc.  Völkerrechts,  Bd.  1. 
Regensburg  1785,  S.  320/28.  —  Kluge,  Chris- 
tian v.  Wolf,  ein  biographisches  Denkmal,  I 

lau  1831.  Warnkönig,   Rechtsphilosophie 

und  Naturlehre  des  Rechts,  Bd.  I.  Freiburg 
i.  B.  1839,  §  20.  —  Christian  Wolfs  i 
Lebensbeschreibung,  heransgeg.  von  Wuttke, 
Leipzig  1841.  —  Ulrici,  Geschichte  und  Kri- 
tik der  Principien  der  neueren  Philosophie,  ebd. 
1S45.  S.  112  142.  —  Kaltenborn  v.  Stach  au. 
Kritik  des  Völkerrechts,  ebd.  1847.  S.  66 ff.  - 
Hinrichs,  Geschichte  der  Rechts-  und  Staats- 
prineipien,  Bd.  III,  ebd.  1852,  S.  347/73 
Chr.  v.  Wolf,  Briefe  aus  den  Jahren  1719/63. 
Beiträge  zur  Geschichte  der  k.  Akademie  Sei 
Wissenschaften  zu  St.  Petersburg,  St.  Peters- 
burg 1860.  —  Walter.  Naturrecht  und  Po- 
litik im  Lichte  der  Gegenwart,  Bonn  1863,  § 
544.  —  Bluntschli,  Geschichte  de-  allge- 
meinen Staatsrechts  und  der  Politik,  München 
1864.  S.  213  ff.  —  Biographie  universelle  an- 
eienne  et  moderne,  Bd.  XLV,  Paris  1865,  S. 
1  I  21.  —  Ahrens,  Naturrecht,  Bd.  I,  6.  Aufl., 
Wien  1870,  S.  114/18.  —Röscher,  Geschichte 
der  Nat.,  München  1874,  S.  347/56.  —  Zelle* , 
Wolfs  Vertreibung  aus  Halle,  2.  Aufl ,  Leipzig 
1875.  —  Zöckler,  Handbuch  der  theologischen 
Wissenschaften,  Bd.  I,  S.  74,  Bd.  IL  S.  203, 
359,  366,  Bd.  III,  S.  329,  Bd.  IV,  S.  308ff 

IAppert. 


Wolf,  Julius, 

geboren  am  20.  IV.  1862  zu  Brunn  in  Mähren, 
Studierte  in  Wien  und  Tübingen  und  habili- 
tierte sich  1885  in  der  rechts-  und  staats- 
wissenschaftlichen Fakultät  der  Hochschule 
Zürich  für  Nationalökonomie  und  Statistik. 
1888  wurde  er  daselbst  zum  ausserordentlichen, 
ein  Jahr  später  zum  ordentlichen  Professor  er- 
nannt, 1897  folgte  er  einem  Rufe  nach  Breslau. 
Während  der  12  Jahre  seiues  Aufenthaltes 
in  der  Schweiz  war  er  vielfach  an  gesetzgebe- 
rischen Arbeiten  des  Bundes  beteiligt,  u.  a.  als 
Mitglied  der  von  Departementen  des  Schweizer 
Bundesrats  einberufenen  Kommissionen  zur 
Vorbereitung  einer  schweizerischen  Alkoholge- 
setzgebung (Branntweinmonopol),  einer  schwei- 
zerischen Centralnotenbank,  einer  eidgenössi- 
schen Hochschule  für  Staats-  und  Rechtswissen- 
schaft. Er  wirkte  weiter  für  die  Errichtung 
einer  eidgenössischen  Girostelle  (mit  dem  Erfolg 
der  Errichtung  einer  solchen  für  Zürich!  und 
Mi  hat  im  Kanton  Zürich  eine  durchgreifende 
Reform  der  direkten  Steuern  mir  auf  ge- 
rechte Heranziehung  aller  Volksteile  zielenden 
Vorschlägen. 


Woll 


B73 


3    ,  1898  i>T  Wolf  Herausgebender  „Zeit- 

ftt,    So  ialwissensehaff,    in   der   er    den 

|)UUUi  des  von  ihm  sogenannten  ..h-this. 

Individualismus"   vertritt,  welcher  im  Anschluss 

,„  die  von  Wolf  in  arm  weiter  unten  genannten 

Istem    der    Socialpolitik"     [,    lhanpt* 

\[arx    ,!„.,■  auch  ü'e-en  andere  Eutwicke- 

timisti  d'er    sozialen    Entwicke- 

i    etztere  als  das  in  der  bürgerlichen  \Mrt- 

Ehaftsordnung      grösstenteils     antoma- 

gewonnene    Ergebnis    der    tfchni 

„mischen  Entwickelung  anspricht  und  dar- 

Llhmg  nimmt  zwischen  der  so 

historischen     ethischen),    nach   Wolf    die 


schlEsre     zur     Währniigsfrage      [aternatioMle 
Edelmetall-Clearing,    [»'en'^";1';'1; 

Banknoti .  -  ■  -  v  •••'•'  '  b    '  /:"'"  "  ' 

reform  in  der  Schweiz  " 
erstattet  an  das  eidgenössische  Jus 
ment  .  Züri  i1"'  Wohnung 

i  ätand    der    Sozialpoü 

^ibeitslosigkeil    und    ihre    be- 

,fung(Vortri 
reform  im  Kanton  Zürich,  Zürich  1897. 
deutsche  Reich  und  der  Weltmarkt,  Jena  1901. 

b)    In    Zeitschriften    und    Sammel- 
«  erken:    1.   Allgemein  mg:    Wil- 

helm  Röscher,    2  Artikel,    I  eder- 

sozialismus  und  soziale  Entwickelung,  : 


in  in 

assland,  IL  Jahrg.  -  Die"  Z 
europäischen  Ländern  und  in  der  amenkanis 
eJ  i(;n    1882-1885,    111.  Jahrg    -   [Deuts 
Gesetz  die  Besteuerung  des  Zuckere  beti 
v    t    u    1886     11     'ahrg.   -      Die  Branntwem- 


"-""     ^"vHilÄte     °8^_  2    Finanz-Archiv:   D°as   üsterrei 

SSomie.  Da  nach  Wolf  jene  versch, 
Stellungnahme  zur  Sozialpolitik  mit  den 
tetischen  Einsichten  in  den  Mechanismus      i 

s,j   der   bürgerüchen.Wimchafteordnung  ^^^„^SSSiiLtodän" und  inte 

«usammenhängt,  ist   nach  ih  manch  um dieser  «^Äfflfstaaton  von  Nordamerika  von 

praktischen    Aufgaben  willen  der  1  ll     "'V    ,*"     -    Das  neue  deuts 

letrieb     der     Nationalökonomie     neben     tan  ^«^2 rgesete,  V.  Jahrg  T 

äescriptiv-historischen  dringend  geboten.    WoU  «^Manni                  s    europäischen   I 

ist   im   Sinne   des   obigen  eins  '  !n^L  dTnordamerikanischen  Union  von  L887 

4es  sogenannten  „Kathedersozialismus  ,  dem  e     und  inaer  »  _  Internatio- 

theoretische    und  praktische  Venrrungen   bis  Jf»'™^^ aftlicher   Kongr 
Sorwirft.     Die   Thätigkeit   der   Gewerkvereine  ?al|*  a*n  tenband     I 

betrachtet     er    als    verg  »ltj££ ^2   «„flehten über  die  Fragen  der  landwirtscl 

,ul,er  dem   Wirken   des  \  erhaltnisses  von    ^tecnten ™£         _        Meyers    Konver- 

bot     und    Nachfrage     auf     dem     Arberts-    hcher ^™™£    3.   And..    4.   Jahressupple- 

markte.    die    Bodenrente    als    P*™*™**?£    ^Ts©    Bier  und  Biersteuer,  Lurussteuern, 

liehe,    Einkommen    weist    er   dagegen  «™*|   ^^d    indirekl  « 

Dem    Bevölkerungsgesetz    hat     er    neuerdings    uireira jru .  Dk- und  Schank- 

,„„    andere  Fassung  als  Malthus  zu  geben  ge-   J^JJJ^SSSÄ    NonnalariieitrtBB ,    ! 

sucht.  .  .    ,,,•■„,.    Tn.     .  ,  setze,  Steuerreform  in  (Jester- 

An    Arbeiten    staatswissenscbaftlichen    In     stetti   ^™™""°s   „      >  fl     L  Jahres. 

halte   veröffentlichte  Wolf .  a    in ,  Buchform:  «^^(figj^i  Giro-Einrichtungen, 

Reform   der  Zuckersteuer  in  Oesterreich,   Wien  mim  1    ^ '    •      ' ;-      äsilberbin       steuern 

im.      .Vorsehlag    einer    Fabrikatsteuer ,   mit  ggg^g         ,                      Europäische 

Steuernoten,    seitdem    durch  das  osterreictoch-  Schwer,     /auax                    GeschieChter.   -  5. 

ungarische   G.  v.  20.  VI.  1888   zur  Einfuhrivng  Zollun                                   3chaWichen  Klubs   tu 

gebracht).  -  Die  Branntweinsteuer    ihre  Stel-  Monat  Matt  .             ,           un,,  Liberalismus  in 

hing   im   Steuersystem    und  in  der   JoLkswut-  J ien  löbb^ »&?         Beziehungen« 

schaft,    ihre    geschichtliche   Entwickelung    und  ii ieii __u .                    __       Verhaudlungen  des 

bärtig I    it  in  den  einzelnen  Lande  rn  rat  ^^™%iaxUgeSl   ,-                 land- 

und  ihre  Erhebungsformen  «kr,.«  -  ,twendige  Ent- 
schritt), Tübingen  1884  [ins  üngans che  über-  wirtschattücne  £  ^  ^  .^  MMerung 
Betet  von  Bosänyi,  Budi  ^"^  p. Mit  Im  inftrag  der  k.  k.  Mänrisch-Schle- 
sachen   und  Aussichten   der  ostindischen  Kon  ^ .  ^ j1  ^tsc^rt?ffeseilseUaft  .  -  ?-Zeit- 


e  "als  Lösung,   Zürich  1887.  -  Die   e 

wärti,;-Wirt>chuftskri«UlAkad.llede.  lubin- 
ten  lö88.  -  Eine  eigenössische  Hochschule  Em 
^Ätswissenschaft  Gutachten  erstatte  an  das 
eidgen   •  Departement  des  Innern.  Zunch 

!.sm  _  Vorschläge  zur  Organisation  eine 


Btatistikrinten  ggj 

poütik,    L889  (auch  «eparat  erschienen    Zuncb 
-9.  Zeitsehritt  für  Sozialwisj  en 

f  Iliustonisten  und  Realisten  in  der  M- 

ionalökom-niie.  6  Artikel.  IK'8.  -  ^{^ 

von  Eltern  und  Kindern_  beigem  Landyolk^in 


»apitalistisebe  Gesellschaftsordnung,  khu-  u^  '"Xröh  die  Vereinigten  Staaten  und  die 
^ehe  Würdigung  beider  als  Grundlegung  emer  Kubas  dur^h .J*™*^  Lckerindnstrie,  1899. 
SozialpoUtik),  Stuttgart  1892.  -  Versteat-  Z,lk«  "(  ^.^konjtmktur,  189.».  -  Die  >t,l- 
üchung  der   Silberprodnktion  und  andere  ^  or- 1  -  tue   üeureiu«      j 


Wolf— de  Wolkoff 


long  des  Unternehmers  in  der  Volkswirtschafts- 
lehre and  Volkswirtschaft,  1899.  —  Das  Sozial- 
politik läclitnis  Bismarcks,  1899.  —  Der 
Student    und   die   soziale  Frage    auch  separat 
erschienen    anter   dem   Titel:    „Der   Katheder- 
lismns    and    die    soziale    Frage",     Berlin 
kungi  d    iiher   die   Verhältnisse 
der  Landwirtschaft   im   20.  Jahrhundert,    1900. 
Ein    neuer    Gegner    des    Malthus,     L901. 
—    10.   Zeitschrift    für    Staats  wissen- 
i  ii    Zuckersteuer,   ihre   Stellung    im 
Steuersystem,  ihre  I  i  ormen  etc.,  1882. 
11.  Die    Zukunft:    Der  Kathedersozialis- 
mus,  3  Artikel.    1895.   —   Lehren  der   letzten 
31  okrisis,  18!  5 

ben    eine   grosse   Zahl   kleinerer  Auf- 
sätze   in    der    Neuen    Freien    Presse,    in    der 
\\  iem  r    Dentsi  hen  Zeitung,  Wiener  Landwirt- 
tlichen  Zeitung,  Baltischen  Wochenschrift, 
6i  renwart,    i'11  Handelsmuseum,   in  der  Neuen 
Züricher  Zeitung.  Allgemeinen  Zeitung  u  s.  w. 
-    Handwörterbuch     brachte    aus    der 
Wolfs:   in   der  ersten  Auflage   die  Artt. 
Bra  n  n  r  w  e  i  n .      1!  r  a  n  n  t  \v  einhandel, 
Branntweinbesteuerung,     Banken    in 
der   Schweiz.     In   der   zweiten  Auflage   den 
Art.  B  a  n  k  e  n  in  der  s  ,■  h w e i z. 

itcd. 


de  Wolkoff,  MattWeu, 

in  Jahre  1802  in  Porshow,  im  russischen 
vernement  Pskow,  gest.  in  Paris  im  Sommer 
1875,  als  Mitglied  der  Societe  d'economie  poli- 
tique, wirkte  längere  Zeit  als  Lehrer  der  poli- 
tischen Oekonomie  an  dem  1810  gegründeten 
Institut  für  Strassen-  und  Wasserbau-Ingenieure 
in  St.  Petersburg,  zog  sich  1853  in  den  Ruhe- 
stand zurück  und  verlegte  seinen  Wohnsitz 
nach  Paris. 

Wolkoff    veröffentlichte    von    staatswissen- 

briften   n    in  Buchform:  Des 

reconn   i     '  statistiques    dans    les    travaux 

prelimirj  rires  ä  ta  n  d  iction  des  projets  d'utilite 

publique,    St.  Petersburg  1839  (russischer  Text 

mir    französischer    Debersetzung).  Analyse 

|Ue  del'essai  sur  la  riehesse  nationale,  ebd. 

1849    (von  A.  Boutowski   in   russischer  Sprache 

ben).    -       Premisses    philosophiques, 

on  I mie  naturelle  des  societes,  Paris  1849. 

—    Opuscules   sur  la  rente  fonciere,  ebd.  1854. 

Lectures  d'ec >mie  politique  rationnelle,  ebd. 

L861  ;   .1 Ibi  .   i.  Aufl.  u.  d.  T.:   Preci    d'eco 

iiomie   politique  rationnelle.  ebd.   1868.  Wol- 

koff übersetzte   die   1.   Abteilung   des   IL  Teils 
von    Thünens    „Isoliertem   Staat-  u.  d.  T.:    Le 
i  nrel  i  r  son  rapporl  anx  taux  de  l'in- 
terel      Paris   L857. 

D     J  o  u  r  ii  a  1      d  e  s     E    n  i  st  es 

Los     capitaux     employes     dans     les 

itations   agricoles,    I.  8erie,    Bd.  KXXVII, 

■        -    L81ff.  —    De  l'inegalite  des  avantages 

nie.    Bd.  XXXVII.    1853,    S.  363ff. 

Note  a  propo  g      i  ions  de   \l    i  arey,   sur 

cultes,    Bd.    XXXVII,    1853, 

il.    -  Beflexions   SUr  la  demomdisition   de 

Bd    II.  1854,  8.  IM  ff.  -     Le  äa- 
I.  II    de  Thünen,    Bd.  X. 


1856,  s.  263ff.  —  Lettre  ä  propos  d'observatioi 
de  L.  Wolowski,   Bd.  XL  1856,  S.  300 ff.  -     l\- 
traits  de  sa  traduction  de  l'ouvrage  de  .1.  H   . 
Thünen    sur    les   ouvriers   aa'i'icoles   de   Teltow 
Bd.  XII,  1856,  S.  398 ff.,   und  Bd.  XV,  18i 
250ff.   --   Subsides   directs  des  industri« 
XVI,  1857,  8.  82  ff.  —  Observations  sur  le  salaire 
naturel,  de  M.  de  Thünen  et  sur  le  eompte  rendu 
de    M.  A.  Leymarie,    Bd.    XVI,    1857.    S.  233ff. 
-  Compte   rendu   du  mouvement  du  commerce 
exterieur  de  la  Kussie.  de   1853  a    1856,   rar  Th 
Fhoener,   Bd.  XXIII,   1859,  ,8.  302 ff.  —  Obser- 
vations   sur   la    reute  fonciere   eu  Algerie     [I) 
Serie,   Bd.  XLII,  1869,  8.  75ff.         Note  sur  \iu. 
um    du  capital,    Bd.  XIV,    1869.   8.  259ff.  — 
Hievet  et  rente.    lettre   ä  M.  Jos.  Garnier    Bd 
XVI.    1869,   S.  486ff.    -  -  De  la  rente  des  ,-,„. 
placeraents   dite    rente  fonciere,   Bd.  XX,  187U 
8.  155  ff. 

In  seinen  „Lectures"  und  deren  2.  Aufl., 
dem  ,.1'reeis  d'economie  polit."  (s.  o.)  legt  Wol» 
koff  das  Bestreben  an  den  Tay.  mit  veralteten 
wirtschaftlichen  Grundbegriffen  aufzuräumen  und 
an  deren  Stelle  den  Fortschritten  der  Wissen- 
schaft entsprechende  neue  Definitionen  zusi 
Er  kommt  aber  über  einzelne  geistreiche  An- 
deutungen hinsichtlich  der  vorzunehmenden  Um- 
gestaltung der  vornehmsten  Pfeiler  des  national- 
ökonomischen  Lehrgebäudes  nicht  hinaus.  Wenn 
er  den  Grund  des  Eigentums  iu  der  Begrenzt- 
heit der  .Materie  erblickt,  so  ist  ihm  insofern 
recht  zu  geben,  als  dieser  Eigenschaft  und  der 
örtlichen  Unbeweglichkeit  der  Materie  wegen 
die  Verteilung  und  Usurpation  des  Grundeigen- 
tums mit  den  eisten  Anfängen  der  Kultur  sich 
vollzog.  Eine  individuelle  Willeusthätigkeit 
schuf  und  verteidigte  den  Kollektivbegritl  des 
Eigentums,  und  erst  zu  dessen  Schutze  entstanden 
die  Gemeindeverbände,  bildeten  sich  die  Staaten, 
aber  nicht  nur  für  jene,  sondern  für  alle  Zeit 
ist  zu  konstatieren,  dass  das  Charakteristische 
der  geistigen  Güter,  die  Wolkoff  dem  begrenzten 
materiellen  Eigentum  gegenüberstellt,  darin  be- 
steht, dass  sie  neben  ihrer  Unbegrenztheit  auch 
die  Unveräusserlichkeit  vor  dem  materiellen 
Einzeleigentum  voraus  haben,  indem  die  Namen 
der  berühmten  Denker,  Dichter,  Künstler  und 
Erfinder  in  der  Kulturgeschichte  fortleben.  Ob 
der  Wissenschaft  wirklich  damit  gedient  wäre, 
wenn,  wie  Wolkoff'  vorschlägt,  die  Begriffe 
Tausch  und  Preis  ihrer  transitiven  Beziehungen 
auf  den  Menschen  entkleidet  würden?  Wolkoff 
folgert  sehr  richtig,  dass  iu  diesem  Falle  auch 
für  die  menschliche  Arbeit  eine  sachlich  prä- 
cisere  sprachliche  Bezeichnung  gefunden  werden 
niüsste:  ob  aber  der  Arbeitslohn  dadurch  auf 
ein  subjektiv  höheres  und  ausser  der  Menschen- 
würde auch  die  materielle  Begehrlichkeit  be- 
friedigendes Studium  gelaugen  würde,  wenn 
ein  anderes  Wirtschaftsgesetz  ihn  regulierte 
als  dasjenige  von  Angebot  und  Nachfrage,  ist 
auf  absehbare  Zeiten  undenkbar.  Ausserdem 
kommt  es  doch  einzig  darauf  au,  dass  der  Preis 
für  eine  Arbeitsleistung  hinsichtlich  seiner  An- 
gemessenheit gerecht  ist,  und  ob  die  Sprache 
für  die  Bewertung  der  Waren,  der  menschlichen 
produktiven  Arbeit  und  der  persönlichen  Dienst- 
leistungen nur  eine  gemeinsame  Bezeichnung 
kennt,  ist  für  den  Endeffekt,  die  prompte  Zah- 
lung des  redlich  verdienten  Lohnes,  ziemlich 
gleichgültig.     In  seinen  Ausführungen  über  die 


äe  Woltoff    -'Wolle  und  Wolleniadusti  tistik) 
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«tonte  lehnt  sich  Wolkoff  im  wesentlichen 
Sicardos  und  Thüneus   Lehre  an.    Die  Ah 

i     X1I1    seiner    „Lectures    d "" 

Kationnelle'  bringe, "' "f  W^ 

Stellung    der    Thünenschen,    im    ..1- 

elegten  Untersuchungen,  » 
SestKben  kennzeichnet,  die  Theoneen  des 
tonen  Forschers  ähei  Bodenrente  mdLohne 
Kren    Kreisen    Frankreichs    bekannt    zu 

K-llt'll-  

y,,l    überWolkor'f:   Lt-vius.vio .  i'omi'te 
„Int  !le  salaire  natui-el  *  Tliunen, 

afe  1857    S.  250ff.    (Polemik  gegen  ein* 

ieThmuMlnin.l,r^..lk,n-h.;u  Ite« 

«  „Isolierten  Staates«.    Die  Replik  Wolkofis 

Garnier,   Lectures   d'eeonomie  polit. 

2    melle    par   Wolkoff.      Compte    rendu.iu 

„imal  des  Econoimstes,  HI.  Sem.  Bd.  U,  ena. 

S   307ff.  -  Brentano    v.  Thüneus natur- 

•masser  Lohn  und  Zinsfuss,  i  töttrngenl867,  b  b. 
e n s.Versuch  einer  kritischen Doguv 

hifehte  der  Grundrente,  Leipzig,  868,  *<«¥«»■ 
-  Journal  des  Economistes  III.  Serie  Bd 
JE  1875  S  127/28  Nekrolog  Wolkoffs), 
aoereaü  Dictionnaire  des  contemporains, 
'  uil  .  ehd.  1893.  S  1604/5  -  v.  Komi- 
ynski,  Thünens  naturgemässer  Arbeits  ein 
„  Zeitschrift  für  Volkswirtschalt,  Sozialpohfak 
nd  Verwaltung.   IM.  III.  Heft  1.  Wien  1894, 


Wolle  und  Wollenindustrie. 

I   Statistik  (S.  875).    O.  Zur  Zollgeschichte 

I. 
Statistik. 

I     allgemeines.     II.  Die    Roh*  oll- 
produktion.    A.  Die  europäischen  Staaten ,    1. 
Russland.      2.  Grossbntannien      3    Iiankieich. 
I    Die   übrigen    europäischen   Maaten,     ü.  me 
Lsereuropäilchen  Staaten.    5    Die  Verei 
Staaten    von    Amerika.      6.    Die    südamerika- 
nischen  Staaten.     7.  De  englischen  Kolonieen 
8.  Andere  aussereuropäische  Gebiete.    .'.  ueoei 
sieht    der    Rohwollproduktion.      DJ. Wollni- 
dnstrie.     1.  Allgemeines.     2.   wros,l,ntaM.iMi. 
3    Vereinigte   Staaten    von   Amerika.     4.  Deut - 

.  Reich.     5.  Frankreich.     6.  Oesterreich. 


a  bedeutender   Blüte  er,      i 
Beides  stelll  si<  h  als  eine  unmittelbare  I 
der  mächtigen  Entwickel 
Verkehrswesens  dar,   wodurch  die  Seev 

irzt,  das  Volumen  der  Frachten  durch 
r,       ,,  verringert,  die  Fracht  | 

tat  wurden,  so  dast 
l(  u.  zur  Schafzucht  besonder 
eigneten   G  en    Lndustri  :cei 

Wissermassen   vor  dl  gelagert  wur- 

den    Hierdurch  gewannen  die  australischen 
Kolonieen    sowi  >"    Sudai 

und  Südamerika  '  Harkt  für  das 
wertlose  Produkt  ihrer  ungeheuren  S< 
h.erd  u      Rasch    wurde   die  Gel  '    ?e- 

uützt    und   von  Jahr  zu  Jahr  steigerte 
das  Quantum  der  aus  diesen  Gegenden, 
Europa  geworfenen  Wolle.    Noch    186  < 
liefen  sich  diese  Zufuhren   auf  wemgj 
als  150  SEIL  kg,  25  Jahre  später,  189o 
I  trugen  sie  bereits  an  600  Miü.  kg  und  auch 
.värtig    (1900)    bei    forlgesetzten    Re- 
,nen  an  440  Hill.  kg.    Anfänglich  war 
die  überseeische  Wolle  meist  grob  und  un- 
rein    so   dass  die   feineren  Wollsorten    Ku- 
ropas ausser  Konkurrenz  waren  :  baldji 

n     die     überseeischen    Landwirte    ihr 
Produkt  durch  Verbesserung  der  Schafzucht 
durch  Einführung   der  Schafwäsche,    durch 
Einrichtung  von  Wollreinigungsanstalten  etc 
so  sehr  zu  heben,  dass  es   mil  dem 
Rohmaterial   Europas   sieh   zu  messen    ver- 
mochte    Da  nun  diese  R.  hwoüe  zu  auss  x- 
ordentlich  niedrigen  Preisen  angeboten  wer- 
den konnte,  sanken  auch  die  Preise  der  in- 
ländischen   Wolle.     Diese   sinkenden  I 
Kesser,    die    SchafwoUprodiiktion  nur    unter 
den  günstigsten  Verhältnissen,  oft  bloss  als 
Nebenproduküon    rentabel    erscheinen,    und 
damit  musste  sich  die  Quantität  verringern, 
häufig  auch  die  Qualität  verschlechtern^^ wo- 
durch   sich    eine    merkwürdige   Drehbewe- 
gung ergab,  die.  wie  folgende  1  ebersicht  der 
Wollpreise   auf  dem  Londoner  Markt   zeigt, 
zu  Ungunsten  der  inländischen  A\  olle  anfiel. 


Durchschnittspreise  von  Rohwolle. 

Merino 
.  .  Menno,  port 

Enghsh        Adelaide,         Pnülil, 
Lincoln         Average  £ 

halthogs  e;l. 


I.  Allgemeines. 
Sehr  verschieden   hat  sich  iu  Europa  in 
den   letzten   Jahrzehnten   die   SchafwoUpro- 
duktion   und     die    Schafwollindustrie    ent- 
wickelt.    Jene,   früher  ein  wichtiger  Zweig 
der   europäischen  Landwirtschaft,   ist  durch 
förmliche  Preisrevolution  zu  einer  JSeben- 
produktion  herabgesunken;  diese  ist,  obsenon 
i   letzter  Zeit   mit   Schwierigkeiten   zu 
kämpfen  hat.  in  Bezug   auf   die  Menge  des 
Verbrauches  und  den  Umfang  ihrer  lhatig- 


rm 
Jahres- 
durch- 
schnitt, 

resp. 

Jahre 
1867—77 
1878-87 

1890 
1892 
1895 
1899 

1900 


m  nog.  grease  fleeci 

per  Engl.  Pfund  in  Pence 

19' r        "       9>  "# 

lO  \\     ' 


11 

12 

8'  , 
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7  Vi 

6 
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16 

13 
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Die   Befürchtung,   dass   die   europäis 
Woiiprod^iktiön  vollständig  und  zwar  um   SO 
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rascher  eingehen  werde,  als  selbst  1" 

Preisen  die  überseeische  Wolle  mit 
•   v.  i  rden  konnte,  trat  aller- 
dings  nicht   ein,   aber   die    Landwirtschaft 
war    doch  t,    von    der  Aufzucht  der 

Schafe  für  Zwecke  der  Wollzucht  überzu- 
■  zur  Aufzucht  von  Fleischtieren,  und 
nur  wenige  Staaten,  wie  Frankreich  und  Eng- 
land, vermochten  unter  ;  en  Umstän- 
den vorübergehend  ihre  heimische  Wollpro- 
duktion  zu  vergrössern.  Im  ganzen  zeigt 
die  Wollproduktion  Europas  fortgesetzt  nur 
Rückgänge,  während,  wie  weiter  unten  ge- 
zeigt wird,  die  Wollindustrie  sich  gut  ent- 
wicki 

II.  Die  Rohwollproduktion. 
A.  Die  europäischen  Staaten. 

1.  Russland.     Die  grössten   Sehafwoll- 

izenten  in  Europa  sind  Russland,  Eng- 
land und  Frankreich.  Zwei  Dritteile  der 
<ti  Produktionsmenge  wird  von 
diesen  Staaten  geliefert.  Die  russische  Pro- 
duktion selbst  ist  grösser  als  die  von  Eng- 
land und  Frankreich    zusammen.     Im    euro- 

ten  Russland  mit  Polen  belief  sich 
der  -  stand  1882  auf  rund  51,3 
Milk.  1888  auf  nur  48,2  MAL  Stück.  10 
Jahre  später  (1898)  wird  der  Schafbestand 
für  Russland  und  Polen  zusammen  mit 
41.37  Milk  Stück  angegeben.  Dazu  sind 
alier  mich  20,82  Milk  im  Kaukasus  und  12,6 
Milk  im  asiatischen  Russland  zu  zählen,  so 
dass  der  ganze  russische  Schafbestand  etwa 

Milk  Stück  betragen  dürfte.  Da  nach 
russischen  Quellen  der  Ertrag-  per  Schaf 
sich  auf  0  Pfund  (russisch)  belaufen  soll,  so 
wird  man  die  WoÜproduktion  Russlands  um 
1882  auf  126,12,  um  1888  auf  118,62  und 
für  1898  nur  auf  101,6  Milk  kg-,  mit  Einreoh- 
Dung  von  asiatisch  Russlaud  aber  auf  183,8 
Mii;.  itzen  dürfen. 

2.  Grossbritannien.    In  Grossbritannien 
mit  Irland    unterlag   dei  and    in  den 

Di     onien    sehr    heftigen    Schwan- 
en, die  mit  den   I  mgen   auf  dein 
Wollmarkte     unmittelbar    zusammenhingen, 
belief  sich  ,   35,6  Milk 
Stück,  1882  nur  uoch  auf  27,4  Süll.     1892 
war  er   wieder   auf   33,64   Milk   Stück   ge- 

ii.  bis  1895  mit  29,77  Mill.  Stü 
sunken.     1899  und  1900  belief  er  sich  wie- 
der  au!    31,68    resp.    30,98   Milk     Dement- 
Lrug 

die  englische  Wollproduktion 

im  Jahre    H'««>  Pfd.  im  Ja               >  Pfd 

1880         MS729  1-000 

128  33S  13=000 

1886          136545  L896  136000 

1890  13772=  139000 

147  474  1898  139000 

1=3000  1899  140000 

151000  1.1111  141000 


3.  Frankreich.  In  Frankreich  hat  sj 
in  den  letzten  50  Jahren  der  Schafstand  fa 
beständig  verringert.  Man  zählte  1840  3" 
Im; j  29,5,  1879  23.0,  1889  22,0,  1894  "o; 
und  1899  21.:ii;  Mill.  Stück.  Trotzdem  1 
die  'Wollproduktion  auch  in  den  \,  1 .: 
Jahren  recht  bedeutend.  Sie  wird  c  dtizi- 
intzt 

auf  Mill.  kg 
60,0 


im  Jahre 
1860 

lss.-, 
1890 

iso.; 

1894 


im  Jahre  auf  Mill.  k 
1895 

47,46              1896  39,14 

59.iS              1897  41,02 

43-53              1898  41.56 

41.16              1899  41,19 


4.  Die  übrigen  europäischen  Staatei 

Einen  bedeutenden  Schaf  stand  hat  Sp  a 
obschon  er  gleichfalls  in  Ahnahme 
ist.    Nach  der  offiziellen  Resefia   ^eografk 
y   estadistica    zählte   man   in   Spanien 
Navarra    und   die  baskischen  Provinzen   1:1 
1880  13,77  Mül.    Schafe.       1895    wird   d. 
Schaf  staud    auf    16,5   Mill.  Stück   gesekätz 
Rechnet    man    nur   l3  1   kg  als   Woll 
von  einem  Schafe,  so  ergiebt  dies  eine 
Produktion  von  rund  30  Müll.  kg. 

Die    grosse    Wollproduktion   Deutsi 
lands   ist  gleichfalls   durch  den  Riickgan 
des  Schafstandes   wesentlich  reduziert  woj 
den.     In  den  60er  Jahren  zählte  man 
28,    im    Jahre    1873    nicht    ganz    25,    188 
bloss    19,19.    1897  nur  10,87    und    1900 
nur  9.0,    Mill.  Schafe.     Als  Wollertrag 
Schaf   wird   durchschnittlich    1 l  3   kg 
nommen.    Danach  würde  die  Wollprodi 
um    1883   auf  25.6,    um    1897  auf  14.5,  111 
1900  auf  12,9  Milk  kg-  zu  schätzen  seiiu 

In  Oesterreich-Dngarn  zählte  ina  I 
lsö,    rund  II.1  j   Mill.  Schale.    1880  81 
Mill.  Schafe.  Zum  letzten  Male  wurde  i  i>. 
rreich,  1895   in  Ungarn  der  Viele 
erhoben.     Die   Zahl   der  Schafe   beliei    iic 
danach    dort  auf  3,19,    hier  auf   8,12   Mil 
Stück.    Die  Wollproduktion  wird  für  üngai 
für  1880  auf  17,22    und    für  1895  auf   11.- 
für  Ocsterreich  um   1880  auf  4.95.  für   189 
auf  4,14  Mill.  kg  zu  schätzen  sein. 

In  Italien  betrug  die  Anzahl  der  Sei 
187.".    rund    7  Milk,    1881   dagegen    8.6  um 
1890    wieder  rund   6,9   Milk     Die  Wollpn 
duktion  wurde  früher  mit  rund  10  Mill 
angegeben,  für  1891  aber  auf  9.77  Mill.  kg 
uet. 

In  Portugal  zählte  mau  1870  etwa 
über  3  Mill.  Schafe,  wonach  man  die  Woll 
Produktion  auf  rund  5.30  Milk  kg  schätzt 
Derzeit  dürften  kaum  mehr  als  5  Mill.  k: 
gewonnen  werden. 

Grösser  ist  die  Woll  Produktion  in  Ru 
mänien,  dessen  Schafstand  1860  4,81 
1-7:;  1.70.  1890  :>."  und  1900  5.04  Mill 
Stück  betrug.  Danach  wird  die  Wollpro 
duktion  für  1900  auf  etwa  8,5  Mill.  kg  be 

rechnet. 
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Btedie  Schweiz  wird  in  FurrersVolks- 
Eftslexikon  die  Wollproduktion  be 
SschafBtande  von  341804  Stuck  auf 
«06  kg  gesehätzt.  1896  war  der  Schaf- 
S  auf  271901  Stück  gesunken  sodass 
Goldgewinnung  nur  auf  150000  kg  be- 
hnet  werden  kann.  , 

jfden  anderen  Staaten  betrug  nach  den 
„ggten  Erhebungen  der  Schafetand 
in  im  .Talire  «uck 

Bulgarien         1893  6868291 

1900 

1884 

1890 

IX  IS' 

1898 
1897 
1898 
1895 
1898 
Zusammen 


im  Jahre 
1895 
L896 
1897 

1S9S 

1899 
1900 


Stück  ->  aafe 
42.29 

36,82 
37,66 
39," 
41,88 


Pfd 


.  Wolle 

310 
272 

259 
267 

272 
289 


Serbien 

Griechenland 

Norwegen 

S.liueden 

Dänemark 

Finland 

Niederlande 

Belgien 

Malta 


3013644 

3  464  954 

1  417  524 

1  291  482 

1  074413 

1  101 456 

736  600 

235  722 

13  895 

19217981 


§m  Ende  der  80  er  Jahre  wurde  der 
Tatbestand  dieser  Staaten  noch  mit  rund 
>  Hill  angegeben,  so  dass  ein  Ruckgang 
m  fast  3  Mill.  Stück  eingetreten  ist  Bei 
nem  mittleren  Wollertrage  von  nur  lVs  kg 
„  Ln  daher  die  Wollproduktion ^dieser 
Kn  damals  auf  rund  30  mU  kg  schätzen, 

r^irend  sie  jetzt  kaum  mehr  als  2o,/3  Mill. 
g  betragen  dürfte. 
B.  Die  aussereuropäisehen  Staaten 

5  Die  Vereinigten  Staaten  von  Arne- 
ika.'  Ganz  anders  als  in  Europa  hat  sich 
m  letzten  halben  Jahrhundert  die  Schaf- 
acht in  Amerika.  Australien  und  Sudafrika 
«Krickelt  Hier  ist  nämlich  infolge  der 
MCh  gesteigerten  Absatzmöglichkeit  und 
In  zunehmenden  Verbrauches  von  Wolle 
Üb  Zahl  der  Schafe  fast  Jahr  für  Jahr  ge- 
wachsen,    obschon  auch  truher   der  Schaf- 

2  h  &  «*?ÄS 


ler 


ach  seit  l»ou,  wie  iuiS™«<-  ;-•  -~d- 

Schafetand  verdoppelt,  die  \\  ollproduk 

:,  aber  auf   das  fünf-  und   sechslache  ge- 

•häf  stand    und    Wollproduktion1 
Millionen 
Stück  Schafe    Pfd.  ^  olle 
21,72 
22,50 
28,50 


Trotz  dieses  grossen  seit  1885  allerdings 
sehwankenden  Wachstumes  ist  der  inlän- 
dische Bedarf  so  bedeutend,  dass  die  ameri- 
kanische Union  nur  ein."  geringe  Ausfuhr 
einheimischer  Wolle  besitzt  Diese  behei 
sich  1S60  auf  1  MdL,  189 1  ««f1^ 
1893  auf  91858,  1896  auf  G94o9Sl.  1898 
auf  121139.  1*>9  auf  ir,s:M19  1900  auf 
2200309  Pfd.  Dagegen  ist  die  Einfuhr 
fremder  Wolle  sehr  gross  und  bis  in  che 
jüngste  Zeit  im  Wachsen  Sie  betrug  1850 
18  7  1S41  129  3  1893  172,4,  1896  230,9, 
!s97    S<?9     1898   132,8,   1899  7G.7 ,   1900 

°  6     Die    südamerikanischen    Staaten. 

Bei  den  südamerikanischen  Staaten  Argen- 
tinien und  Uruguay  ist  die  Feststell  mg 
exakter   Ziffern   rücksichtlich    des   Scha  te- 
standes  mit  besonderen  Schwierigkeiten  ver- 
bunden.    Für  Argentinien  behauptet  eine 
Seile  Publikation   von   18931)    entgegen 
den   früheren    Darstellungen   eine  .  betrach - 
che  Zunahme  des  Schafstandes,  indem 1  s e 
ihn  für  1883  mit  65,  für  1892  mit  <o  Mill. 
Stück  angiebt.    Dieses  Wachstum  von  durch- 
schnittlich   einer    Million    Schafe    per    Jahi 
stimmt  allerdings   mit   dem  Wachstum ^der 
Wollausfnhr  gut  überein.     Für  1895 wird 
wieder  ein   Bestand  von   74  379 £62  Schafen 
aneeeeben,  wonach  also  kein  weiteres  Wachs- 
^Ätretenwäre    In  Wirklich  kei tdurf e 
der    Schafstand    viel    grosser   sein ,    da   üie 
Wollausfuhr  seit  1892  wieder  ausserorden^ 
lieh  zugenommen  hat  und  derzeit  so  gross 
t   dass  auf  ein  Schaf  mehr  als  3  kg,  aher- 
dings   ungewaschene,  \S  olle  entfallt.     JSacli 
^offiziellen  Handelsausweisen  betrug  näm- 
lich  die  Wollausfuhr  (von  Lana  sucia,   un- 
gewaschener Wolle)  tausend  kg: 


im  Jahre 
1850 
1860 
1870 
1880 
1885 
1889 
1890 
1891 
1892 
1893 
1894 


52,5 
60,3 
162 


4o,77 
5°,36 
42,60 
44,34 
43,43 
44,94 
47,27 
45,°5 


232 
308 
265 
276 
2S5 
294 
3°3 
298 


•  Die  Schätzung  der  WoUproduktion _emfr 
hält  nicht  nur  die  Schurwolle  der  lebenden 
Schafe,  sondern  auch  die  Wolle  der  im  Jahre 
geschlachteten  Schafe. 


im  Jahres- 
durchschnitt 

1877—  1880  92029 

1881-1885  115206 

1886—1890  126644 

1891-1895  155  946 

1896     1900  190054 
im  Jahre 

1880  97  146 

1885  128  393 

1890  118  406 

Nimmt  mau  also  auch  an   dass  der  ganz,: 
Wollertrag  zur  Ausfuhr  gelangt,   so   muss 


im  Jahre 

1893  123230 

1891  161  9°7 

1895  201  353 

1896  187  619 

1897  205571 

1898  221  286 

1899  237  in 

1900  101  113 


>)  Estadistica   del  comercio  y  de  la  nave- 

gacion  cor.',  al  a.  1892.  Buenos  Aires  1893. 
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der  Schafstand  wesentlich  grösser  sein, 
als  oben  i   wurde. 

In  Uruguay  betrug  nach  dem  offiziellen 
Statist  hrbuch  der  einer  Besteuerung 

unterliegende  Schafstand  Mill.  Stück: 


im  Jahre 

im  Jahre 

12.9 

1895 

'4,3 

1890 

10.4 

1896 

10.4 

1893 

12,3 

1897 

14,4 

12,8 

15,5 

Nach  Hon.  Roustans  Berechnungen1)  auf 
Grund  des  Zunahmeverhältnisses  von  1860 
bis  1886  mit  Anrechnung  der  Schafe  am 
Lande,  für  die  keine  Steuer  gezahlt  wird, 
soll  d  -  hon  1888  der  Schafstand  sich 

auf  _':;  Mill.  Stück  belaufen   haben.     In  der 
That    dürfte  ante     Schafbestand 

den  I  a  um  wenigstens  50  Prozent 

übertreffen,  denn  die  Ausfuhrmengen  von 
Rohwolle,  die  auch  hier  als  identisch  mit 
der  Wollproduktion  angenommen  werden 
dürfen,  setzen  eben  einen  viel  grö 
Herdenbestand  voraus.  Di'-  Ausfuhr  von 
Rohwolle  (Lana  sucia)  betrug  nämlich  in 
tausend  kg: 

im  3 

18800 

1885  29337 

390  21 940 

1  25  910 

1892  27279 

1893  2S  789 

1894  39 157 

7.  Die  englischen  Kolonieen.  Noch 
1  ist  die  Zahl  und  die  Vermehrung 
der  Schafe  in  den  englischen  Kolonieen  von 
Australien,  obschon  sich  neuestens  ein 
1  bemerkbar  macht.  Nach  den  offi- 
ziellen Ausweisen  belief  sich  hier  die  An- 
zahl der  Schafe  auf  Mill.  Stück: 


1  Jahre 

1895 

50  765 

1896 

42850 

1897 

5167S 

IM 'S 

41  012 

1899 

39  315 

1900 

26755 

im  Jahre 

1>77 
1880 

- 

1891 


59JO 
75,16 

83,37 

114,12 
124,64 


im  Jahre 
1892 
1893 
1895 
1898 
L899 


121,84 

"9.24 
u  1.63 
100.47 
93,64 


Von  1^.  7 — lsOl    hat    sich    also  die  An- 
zahl der  Schal  ippelt,   und 
1899   ist    der   Berdenbestand    um    gui 
1877.      Sehr    bedeutend 
i-t  auch  der  Schafstand   von  Britisch  Süd- 
afrika.   Er  betrug  tausend  Stück  in: 


im  Jahre 

l  apland 

Xatal 

1891 

16  706 

828 

1895 

15646 

971 

12  640 

600 

Für    Indien,    abgesehen     von    Bi 
und  d      1       ralprovinzen,  wurde  der  Schaf- 
md  offiziell  im  Jahr.-  1891  92  mit  rund 


1    Bepnblique  de  l'Urnguay  ä  l'Exposition 
<le  Paris  de  1889.     Monttvi 


29,0,   1S97  ÖS    gar  nur  mit  17.3  Mill.  - 
angegeben.      Ei    d  Litte   jedoch   viel  -i 
sein,    in  Britisch  Nordamerika  s< 
die  Anzahl  der  Schafe  nur  massig  zu   vi 
sen.     1SS1  belief  sie  sieh  auf  3,09,   1891 
3,29    Mill.    Stück    und   dürfte    1S99   auf  3,. 
Mill.  geschätzt   werden   können.     I:  - 
stark   scheiut   die   Vermehrung   der   s, 
auf   den   Falklandsinseln    zu  sein,    wo  L&fc 
516975,    1899    779911  Schafe  gezählt  win- 
den. Der  Import  von  Rohwolle  von 

inseln  nach  England  stieg   daher  au.-l 
:twa  1,5  Mill.  Pfd.    im  Jahre    188; 
5,18  im  Jahre  1S93  und  4,65  Mill.  Pfd.  in 
Jahre    1900.      Auch    auf   Ceylon,    wo 
84215,   auf  Lagos,  wo    1899'  1843,  und 
Jamaika,    wo     1899    16000   Schal 
wurden,  wird  Schafzucht  in  beachtenswerten 
Masse  getrieben. 

Einen  weiteren  Einblick  in  die  Wo] 
duktion  der  englischen  Kolonieen 
die  auf   folgender  Seite  verzeichneten  Aus- 
fuhrdaten   dieser   Gebiete.     Für   Austi 
scheinen  sie  einen  grösseren  Schafstand  al- 
den     nachgewiesenen    anzudeuten,    da 
Ausfuhrmenge   so   gross   ist,    dass    auf  ein 
Schaf   bis   zu    6   Pfd.    Wolle    entfällt.     Für 
Capland  und  Natal  sind  die  Ausfuhrnie 
offenbar  durch  die  Schafherden  des  w 
Hinterlandes  erhöht,  für  Indien  und  Canadai 
durch  inländischen  Verbrauch  sehr  g  drüi  kl. 
Demnach    hat   sich    die    Wollproduktion 
seit    1870    in   Australien   in   24   Jahren   auf 

1  lache,  im  Capland  und  iu  Natal  - 
in   20  Jahren    auf    das    Doppelte    resp.    auf 
das  9fache  erhöht,  auch  gegenwärtig,  nach- 
dem  ein   beträchtlicher  Abfall   erfolgte, 
die  Ausfuhr  einheimischer  Wolle  aus  di 
Kolonieen  3  mal  grösser  als  1870:  denn 
betrug    1870  110.    1891   340,9,    1898    318.7 
Mill.  kg. 

Stets  höher  als  diese  offiziellen  Nach- 
weise und  von  ihnen  abweichend  sin  I 
Angaben  im  Economist  über  die  Zufuhren 
nach  Europa  und  Amerika  aus  Australien 
und  dem  Capland  (inkl.  Natal).  Doch  zi 
auch  sie,  wie  folgender  Tafel  zu  entnehmen, 
ein  stetes  Wachstum  der  Ausfuhrmenge. 

Wollzufuhren  nach  Europa  und  Amerika 
aus 


1  Jahre 

Australien 

laiw-nd 

1885 

437  6oo 

1890 

564  400 

1891 

673  200 

1892 

734  °oo 

1893 

710000 

1894 

758  400 

1895 

800400 

726  400 

1897 

733600 

1898 

681  200 

1899 

656  400 

1900 

582  400 

Capland       Zusammen 


englische 
75  200 

1 1 ; 200 

1 28  800 

1 1 6  400 

119  600 

102  400 

107  600 

1 1 5  200 

1 09  600 

1 1 1  600 

106  800 
56  000 


Pfund 
512  800 
679  600 
S02  000 
S50  400 
829  600 
S60800 
90S  000 
841  600 
S43  200 
792  800 
763  200 
638  400 
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Ausfuhr  \<  11 

in  tausend  englischen  Pfund 


m  Jahre 
1870 
1880 
L89Ü 
1891 
1892 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 

') 
rechnung 

endigen, 


Australien*) 
185  500 
345010 
493  106 

642  63S 
659667 

643  36S 
671  7  7" 
644865 
619468 

576  3S7 

604  099 

■■> 


iapkolonie 
37  283 
42  469 
65  656 
75  521 

70  335 
66660 

54  541 
65  633 
73  443 
60255 

73  733 
6g  290 


Natal 
3613 
[5283 

20  780 
276S8 
20888 
24067 

17  795 
19451 

25  538 

21  743 
24293 
20  435 


Brit.-O 

13118 
22  603 

2231  v 

24718 
24  249 
31  150 

31  042 

28  433 
30893 
27978 
31  93Ö 


1  u» 

2471 
I  048 

1  10S 

916 

I  169 

80 

5  463 
3916 
7740 
I  014 
90 


'innir 

I  ■  i 984 
607  935 
769  269 
776  524 
,  ,io 
775  342 
766  1.54 
750798 
696  988 
73'  "7 


l,,r  1870  die  Gesamt-  (^^4^j^SS^SS^^^^ 


Für  die  Fiskaljahre,  welche  mit  30.  Juni  des  genannten  Jahres  endigen. 


s  \ndere  aussereuropäische  Gebiete. 

ausser  den   bisher  erwähnten  Staaten  und 
,ieen   haben  noch  viele  andere  Gebiete 
La    Wen,   Afrika   und  Südamerika  eine  be- 
Dswerte   Wollproduktion,    doch    lassen 
hierfür  kaum   genauere   Daten    geben, 
da  über  die   Grösse   de*   inländischen   Ver- 
brauches   fast    nichts   bekannt   ist  und  über 
die  Ausfuhr  nur    unvollkommene   Daten    zu 
^en  sind. 
Hervorragend  unter  diesen   Gebieteu  ist 
die  Türkei,  von  wo   mit  Einschluss  des 
europäischen  Gebietes  England    regelmässig 
sehr  bedeutende   Quantitäten   Rohwolle    be- 
zieht    Die   Einfuhr   von   Rohwolle  aus  der 
europäischen   und   asiatischen    Türkei    nacn 
England  betrug  nämlich 


1,04   MM.   kg   Wolle   von    Aegypten 
Grossbritannien  exportiert. 

Der    gesamte    Export    von    Wolle 
Aegypten  betrug 

1890  1,16     1894   1,16 

1891  0.81     1895   1.29 

1892  0.76     1896   1,50 

1893  1,04     1897   1,2 


1898 
1899 
1900 


nach 


aus 


1.10 
1,07 
1,06 


10,85 

Stück 

1887 
L890 

1891 

lsy-2 


In  Algier  betrug  der  Schafstand    1887 


189 


i    ... 


1898  7,03,   1899  7,52  Still. 


1897 

1SMS 

1899 


6,94 

5,i3 
5.90 


im 
Jahre 
1880 
1890 
1895 


Mill.  engl.  Pfd. 

12,43 

17,46 
21,87 
16,54 


Tim  Mill.  engl.  Pfd. 
Jahre 

18y7  25,78 

ISilS  14.1° 

1899  9,90 

1900  16,38 


Bedeutend    kleiner    ist   die    Wollausfuhr 
aus  Aegypten.     1880  wurden   1,28,    1890 


die  Wollausfuhr 

8,99  1893      9,42 

6^08  1894      8,64 

5  94  1895       4-34 

Ö.74  1896       4,33 

Auch  von  Peru,  Chile,  Venezuela, 
Paraguay,  Brasilien  und  einigen. 
westindischen  Inseln  bezieht  England 
Rohwollen  verschiedener  Art  Die  Pr 
tion  in  diesen  Gebieten  schätzt  man  danach 
auf  rund  30  Mill.  kg. 

9  Uebersicht  der  RohwoDproduktaon. 
Nach   diesen   Angaben    lässt  sich  die  Woll- 
[uktion    der   Erde    folgendermassen    be- 
rechnen : 


W  0  1 1  p  roduktion. 

I.  Europa. 

im  Jahre  Mill.  kg 

_      ,      ,                                                1882  126,12 

Russland •    ■        ,£„„  6- '., 

Grossbritannien  mit  Irland  .    .        1»»"  '>|o 

Frankreich "*>  \'QO 

Spanien '  I722 

Ungarn lg»  ^ 

Deutsches  Reich  ....         -        J*g  dn.a  I2;oo 

ilahen. "                 1880  circa    9,00 

Rumamen i°°  ,  ,6 

Portugal 1»™  5'L 

rreich •        1°°"  t '%] 

Schweiz 1886  °QOo 

Andere  eiU'opäische  Staaten      .  •  ^r~ö~ 

Zusammen  33ö,os> 


im  Jahre 

Mill.  kg 

1898 

101,60 

1899 

63,56 

ISO'.' 

41,19 

1895 

30,00 

11,80 

1900 

12,90 

1891 

-.77 

1900 

S.?o 

1900 

circa     5,00 

4-14 

1896 

4,5° 

25,73 

318,69 


SS,, 
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Australien    ....  Ausfuhr 

Argentinien  ....  ,. 
Ver«  inigte  Staaten    . 

Capland  mit  Natal  ,. 

aay 

Türkei „ 

Britisch-Ostindien  .     .  „ 

Algier 

Britisch-Nordamerika 
Aegypteu      ....         „ 
Andere  fremde  Wollen 

Zusammen 
im  ganzen 


Danaeli  betrug  die  Wollproduktion  der 
Erde  am  Ende  des  Jahrhunderts  ca.  Uno 
Mill.  kg,  während  sie  um  1880  etwa  854, 
tun  1890  etwa  1025  Mill.  kg  betrageD  hat. 
Die  Zunahme  von  ca.  250  Mill.  kg  in 
20  Jahren  ist  ausschliesslich  durch  die  über- 
seeische Produktion  hervorgerufen,  denn  in 
Europa  ist  besonders  im  letzten  Decennium 
die  Produktion  allenthalben  zurückgegangen. 
Für  1880  konnte  sie  noch  auf  386  Mill.  kg 
berechnet  werden,  für  1890  ergab  eine 
gleichartige  Berechnung  kaum  370  Mill.  kg 
und  um  1900  dürfte  sie  kaum  noch  318 
Mill.  kg  betragen,  da  in  der  vorhingegebeni  n 


11.  Aussereuropäische  Gebiete. 

1880 
1880 
1880 

1880 

1880 
1880 
L880/1 
1880 

188  t 

1880 


853,88 


1898 

274,25 

1899 

237,11 

1899 

123,49 

1899 

40,74 

1898 

41,01 

1899 

4,50 

1898/9 

14,50 

1899 

5,90 

1899 

circa     s,2o 

1899 

1,07 

circa  35,00 

782,77 

1 101,46 


Darstellung  für  einige  Länder   die   älteren 
Daten  beibehalten  werden  mussten. 

Das  Wachstum  der  überseeischen  Pro- 
duktion, die,  wie  nachfolgende  Tafel  zeigt, 
bereits  1895  sich  auf  rund  785  Mill.  kg 
belief  und  in  den  nächstfolgenden  Jahren 
etwas  gedrückt  war,  ist  hauptsächlich  auf 
die  Zunahme  der  Ausfuhren  aus  Australien, 
Argentinien,  Uruguay  und  Südafrika  zurück* 
zuführen.  1880  exportierten  diese  Gebiete 
erst  298,7  Mill.  kg,  1895  betrug  ihr  Export 
577,8,  1898/99  593,1  Mill.  kg,  also  fast  300 
Mill.  kg  mehr  als  1880,  d.  h.  doppelt  soviel 
als  damals. 


1895 


Australien Ausfuhr 

Argeuthiien „ 

Vereinigte  Staaten     .    .  Produktion 

Capland  mit  Natal     .     .  Ausfuhr 

Uruguay ,. 

Türkei  ' n 

Britisoh-Ostindien  ...  „ 

Algier  

Britisch-Nordamerika     .  Produktion 

Aegypten Ausfuhr 

Andere  Wollen  ....  Produktion 


1896  1897 

Millionen  Kilogramm 


1898 


292,5 

281.0 

261,5 

274,3 

201.4 

187,6 

205,6 

221,3 

136,5 

123,4 

"7,5 

121,1 

34,1 

44,9 

37,2 

44,5 

5o,S 

42,8 

5i,7 

4i,o 

9,9 

7,5 

"•7 

6,4 

14.1 

12,9 

14,0 

■2,7 

4.3 

4.3 

6,9 

5,i 

5,o 

5,° 

5,2 

5,2 

1,3 

1,6 

1,2 

>,i 

35 

35 

35 

35 

784,' 


746,0 


747,5 


767,7 


l»i"  enorme  Grösse  und  das  rasche 
Wachstum  dieser  Produktion  machen  ebenso 
den  Fall  der  Wollpreise  und  die  Anregung 
der  europäischen  Schafwollindustrie  als  um- 
gekehrt dir  schwere  Schädigung  der  euro- 
päischen Landwirtschaft  begreiflich.  Wahrend 
erstere  durch  das  wachsende  Angebot  und 
den  fast  beständigen  Preisrückgang  ihres 
Rohmaterials  immer  billiger  produzierte, 
wurde  letztere  dadurch  zu  einer  weitgehen- 
Einschränkung  der  Aufzucht  von  Woll- 
schafen gezwungen. 

Die  gesamte  Wollproduktion  der  Erde 
wird  übrigens  noch  um  40—50  Mill.  kg 
höher  zu  schätzen  sein,  da  einige  der  au  er 
den  Staaten,  für  welche  wir  in 
der  Tafel  nur  die  Ausfuhr  einzusetzen  in 
der  Lage  warm,  einen  ganz  beträchtlichen 
einheimischen  Wollverbrauch  haben,  so  ins- 


besondere Ostindien  und  die  asiatische 
Türkei.  Umgekehrt  ist  die  für  die  grossen 
Industriestaaten  in  Betracht  kommendi 
und  die  Preissätze  beeinflussende  Quantität 
um  wenigstens  ebenso  viel  kleiner  als  die 
vorhin  angegebene  Hauptsumme  anzunehmen, 
da  ein  grosser  Teil  der  europäischen  Woll- 
produktion nicht  auf  die  Weltmärkte  ge- 
langt, sondern  im  Inlande  Verwendung 
findet. 

III.  Wollindustrie. 

1.  Allgemeines.  Während  die  rasch 
wachsenden  ausserordentlich  grossen  Zu- 
fuhren von  überseeischer  Rohwolle  die  eu- 
ropäische Landwirtschaft  schwer  bedrohten, 
da  sie  die  Schafzucht  vielfach  unrentabel 
machten,  wurde  auf  dem  gleichen  Wege 
die  europäische  Wollindustrie  in    über- 
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.  .,„,..,,,.,.  Weis ehoben  und  ausserordent-  Englands  und  Prankreichs^anregte.  .  Da  sich 

FF  l0«rkt  TdSsnian  die  Verschiebung  n    gleicher    Zeil    auch    die    amenkani 

SßÄ^unktes^erWollFodxJ  *  h    Rennte    und    da  die 

r  ,,,*...!,.'.■  i  EmteD ,m,"i"r -ü"~,;" a,,s 

Arten    YerkeSerhltoisse    hinnehmen,  ha                                                             "*- 

änderten    \  erkenn, N        ll    -  ,       BUU     der  haltige  Wirkung      I           Eolgenden  5  Jahren 

sondern   als  die      m    ^        '    g. T  kf    di     ,,  .^„n,,,,.;.,.    °u,              efeten 

f,""  'S""                 :    »ehr  Stand.                hze&g  rt               .Zufuhren 

lle  aTSilSvkt   als   jenen   Betrau,  von  Rohwolle  und^ der  Jerhrauch_in_] 


„m  welchen  sich  die  europäische   Wollpro 
duktion   verringerte,   ja   mehr   als  vielleicht 
,li«.   europäische    Schafzucht    überhaupt    zu 
produzieren  imstande  wäre.     Es   war   nicht 
eine  Veränderung-  der    Produktionsge- 
durch    das    Eingreifen    der    übersee- 
n  Länder    hervorgerufen  worden,   son- 
dern mehr  noch  eine  Vermehrung  der  Pro- 
duktionsmenge, wodurch  die   Preisreduktion 


und  Amerika.  Die  Industrie  war  Bomit 
fortwährend  beschäftigt,  auch  dehnte  sie 
ihre  Thätigkeit  fortgesetzt  ans.  aber  die  er- 
zielten Gewinne  waren  infolg  »rossen 

Konkurrenz,   welche   die    Fabrik. 
genseitig  machten,   sehr  gering.    Die  Kon- 
kurrenz   wurde    um    so    heftiger    und    der 
Absatz  besonders  der  englischen  V  aren  um 
so  mehr  erschwert,  als  zu  Anfang  der  80er 


chon  in  den   60er    Jahren 
des  Rohmaterials  gestatte- 


herbeigeführt   wurde 

gute  kam.    Die 

sinkenden  Preise  .. 

ten  der  Industrie,  mit  grossem  Gewinne  zu 

arbeiten    und    sieh    um    so    rascher    und 

kräftiger  auszudehnen,  als  noch  vielfach  der 

öebereane  vom  Kleinbetrieb    zum   Grossbe- 

'  ,  -i~i  :™        l-lmnan        <71ir 


die   der  Industrie  zu  Jahre  die  kontinentalen  Staaten  sich  gegen 


das  Einströmen  der  im  Preise  so  sehr  hei 
abgesetzten  Waren  aus  England  etc.  durch 
Zölle  zu  schützen  begannen  und  im  Laufe 
des  Decenniums  diese  Zölle  wiederholt  er- 
höhten. Nicht  zum  geringsten  Teile  waren 
diese  Massregeln  die    Veranlassung  für  die 


zum    Vjrossue-    uie&e  jmmicb»"  ««■       ~ — -— -o 

-r-.  •       i.i„;„™    ,,,r  I  Vrwpiternnc-  der  Industrie  der  kontinentalen 

trieb,    von   der  Erzeugung  im  kleinen   zur  ^™^§^«anSiBl  den  einheimischen 
Massenproduktion    zu   vollziehen    war,    wo-   Staaten   ™uuie  ranwu  bald 

EEä;#^ä  sä    SftSSa 

g-  ÄSTS  5S5£2         S4Ä  SÜSS 

!-,_.    l^cs,    low  uie  rieiac  uc  opUncrpn   hoffte      Diese   Konkurrenzkampfe 

rials.    Mit   teKnBteJta^ 73jr-  g^B^J^  ^^  Mndurch  ge- 
giebt    sich    auch    nicht    ein   Stüktand    oaer     an  empfindlich 


ciergcii  zu  kommen.  ]a  - 
diesem  Wege  den  Massenabsatz  fördern,  da 
sie  nur  durch  diesen  sich  zu  erhalten  ver- 
mochte. Wir  sehen  daher,  dass  selbst  in 
den  ungünstigsten  Jahren  der  Depression 
1877  der  Verbrauch  von  Rohwolle 
steigt  und  der  Handel  mit  Wollwaren 
wächst.  Mit  den  guten  Ernten  von  187a, 
1880  in  den  Vereinigten  Staaten  ergab  sich 
daselbst  ein  bedeutender  Verbrauch  von 
Wolhvaren,  welcher  die  Industrie,  besonders 

Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.    Zweite  Auflage. 


die  allenthalben  erhöhten  Ausfuhrziffern  cha 
rakterisiert  wird.     Erst  in  der   letzten   Zeit, 
insbesondere   1900,  trat    wieder  eine  starke 
Depression  ein.  ; 

Diese  Eutwickelung  der  Industrie  wird 
am  schärfsten  charakterisiert  durch  das 
Wachstum  und  den  jüngsten  Abfall  der 
Zufuhren  aussereuropäischer  \\  olle  nacü. 
Europa.    Die  letzteren  betrugen  nämlich: 
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im  Jahre 

Mfll.  feg 

im  Jahre 

HOL  kg 

1870 

i6o,37 

1896 

56446 

317-34 

1897 

?"5  >9 

4^2. ;o 

1898 

54976 

7,63 

1899 

536  34 

IV. '4 

549,7 

1900 

43890 

59S.39 

Vnii 

1870    bis 

1895   hat    siel 

1   also   die 

äsereuropäischen  Wollzufuhren 
fast  auf  das  4 fache  erhöht,  und  in  ähnlicher 
Weise  muss  auch  der  industrielle  Verbrauch 

gen    sein,    da    die   europäische  Woll- 

tktion  auch  nicht  annähernd  in  dem 
Mitsse  abgenommen  hat.  Seither  ist  ein 
starker  Abfall   eingetreten,    1900  allein   ein 

!■  von  ca.  100  Mill  kg.  Da  er  sich 
bei     fallenden    Preisen     des    Rohproduktes 

ig,  ist  er  ein  sicheres  Zeichen  einer 
rückgängigen  Industrie,  Eine  Summierung 
der  Sandeisergebnisse  der  wichtigsten  In- 
dustriestaat' n  Europas,    die   allerdings  viele 

^Zählungen  enthält,  zeigt  keim'  gleiehe 
Depression.  Es  betrug  uämlieli  in  Gross- 
britannien,  Frankreich,  Deutsehland,  Belgien, 

rreichi-Ungarn,  Niederlande,  Italien  und 
Schweiz  die  Melireinfuhr  von  roher  Schaf- 
wolle 


im  Jahre 
1872 

L890 
1891 

1892 
1893 


Mill.  kg 
250.0 
520.0 
410,0 
53°,S 
532,S 
551.4 


im  Jahre 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
L899 


Mill.  kg 

5:7-5 
604.4 

637-1 
589,2 
641.2 
633,6 


In    diesen    Staaten    hat    sich   somit   seit 
1872  die  Mehreinfuhr  mehr   als  verdoppelt 
und  demgemäss  ist  auch  der  Verbrauch  be- 
trächtlich 1.     Wie   aross  er  gegen- 
wärtigist, lässt  sich  allerdings  nur  für  einige 
•n    annähernd    bestimmen,    doch   zeigt 
5S     er    allenthalben    zunahm.      So 
schätzen  wir  den  WoEverbrauch  im  Durch- 
titte  der  Jahre 

in  1886—90   1891—95   1896—1900 

Millionen  Kirr. 

i'itaiinien    169,0        221,2  236.2 

Frankreich  205,0       255.2  260.2 

Deutschland   ca.  160.0  ca.  166.0       ca.  170,0 

irr.-Ung.         —     ca.    31,0        ca.    29J0 

Im  Economist  wird  der  Verbrauch  Eng- 

iüi  Jahre  1891  auf  221,  für  1896  auf 

ind  für  1900  auf  228  Mill.  kg  geschätzt 

•wachsen  ist  auch  der  \ 

vun  Schafwolle   in  den  Vereinigten  Staaten 

Amerika,   Nach  den  offiziellen  Angaben 


Für  die    bekannten   Konsumtionsgeb 
der  Erde  schätzte  Neumaun-Spallart  um  1875 
den  Wollverbrauch   auf   rund  800  Mill.  kg; 
wir  müssen  ihn  schon  für  1S90  auf  v. 
stens  1000,  derzeit  aber  auf  etwa  1  Um  Mill.  kg 
schätzen. 

-  hon  diese  Verbrauchsdaten  zeig 
dass  die  Schafwollindustrie  sehr  bedeutend 
und  trotz  der  Depression  in  jüngster  Zeit 
in  kräftiger  Entwickelung  begriffen  ist.  Da 
es  uns  zu  weit  führen  würde,  die  In 
trieen  aller  Staaten  zu  erörtern,  bringen 
wir  im  folgenden  nur  die  wichtigsten 
Grossbritannien,  die  Vereinigten 
Staaten  von  Amerika.  Frankreich,  das  Deut- 
und  '  »esterreirh,  zur  Darstellung. 

2.  Grossbritannien.  Die  Entwickelung 
der  britischen  Schafwollindustrie  war  iu 
den  letzten  Jahren  etwas  abgeschwächt. 
w.'je-'-ii'-!'  v..ii  ili-r  alleemein  beklagten,  an 
und  für  sich  geringen  Rentabilität  dieser 
Industrie  ist  durch  die  Konkurrenz  and 
Länder,  welche  sich  insbesondere  seit  der 
Mitte  der  80er  Jahre  durch  Zollschranken 
schützten,  dem  Anwachsen  der  britischen 
Wollenmanufaktur  offenbar  eine  Grenze  ge- 
setzt. Es  zeigt  sich  dies,  wie  die  folgenden 
Tabellen  klarstellen,  sowohl  in  den  Daten 
über  die  vorhandenen  Etablissements,  ihre 
Ina-  hineile  Einrichtung  und  die  beschäf- 
tigten Arbeitskräfte  als  auch  in  den  Ziffern 
des  Handelsverkehres.  Es  betrug  nämlich 
die  Zahl  der  für  die  Verarbeitung  von 
Streich-.  Kamm-  und  Kunstwolle  in  Ver- 
wendung stellenden 


im 
Jahre 
1870 

1874 
1878 
1885 
1890 
1897 


Etablisse- 
ments 
2579 
2617 
2562 
2751 
2671 


Spindeln  Kraftstühle  Arbeiter 

4  958  006  115  484       238  503 

600S411  140274 

6301679  146447 

6144594  139902 

6  574  347  131506 


280  133 
270  348 
282255 

3°i  556 
265  744 


im  Jahres- 

Mill. 

im  Jahre 

Mill. 

durchschnitt 

engl.  Pfd. 

engl.  Pfd 

7e 

235,o 

1895    96 

490,4 

346,9 

1896—97 

60 1.3 

392,i 

1897-98 

396,9 

1891—95 

435,6 

1898—99 

334-e 

1896- r.«  m 

453.6 

1899-1900 

436,7 

In  den  20  Jahren  von  1870—1890  ist 
somit  ein  sehr  bedeutendes  Wachstum  zu 
konstatieren,  das  um  so  höher  veranschlagt 
werden  muss.  als  die  Leistung  der  einzelnen 
Spindel  enorm  gewachsen  ist.  Diese  Ent- 
wickelung war  am  kräftigsten  iu  der  Periode 
1870—1874  und  ist  seither  etwas  schwächer 
geworden.  In  den  90er  Jahren  zeigte  sich 
ein  Rückgang  der  Arbeiterzahl,  dessen  Be- 
deutung bei  dem  Mangel  anderer  Daten 
schwer  zu  beurteilen  ist.  Immerhin  zeigen 
sich  bedeutende  Schwankungen,  die  einer- 
seits durch  den  langsam  wachsenden  in- 
ländischen Bedarf,  andererseits  durch  Vor- 
gänge auf  dem  Weltmarkt  hervorgerufen 
0  dürften,  wo  der  Absatz  der  britischen 
Manufaktur  nach  Menge  und  Wert  seit  1879 
unter  dem  Drucke  fremder  Konkurrenten 
leidet.     Wie  die  folgende  Tabelle  zeigt,  ist 
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in 


,li,.  Mas»-  der  ausgeführten  Garne  bis 
die  jüngste  Zeit  gewachsen  und  1899  um 
/  50  "<•  grösser  gewesen  als  L871.  Da- 
gegen ist  unter  beträchtlichen  Schwankungen 
äg  Masse  der  Webwaren  und  der  Werl 
der  sämtlichen  Wollwaren  stai' 
igen 


zurüi 


im 
Jahre 

1S71 
issi 
1890 
1891 

18114 
ism:. 
1896 
1897 
1898 
L899 

1VK10 


Ausfuhr  aus  (Irossbritannien 
von  Woll-     von  anderen     Wollwaren 
Wollwaren       aller  Art 
Jlill.  Yards         Mill.  £ 
367,8 
272,8 

253.4 
222,9 
168,5 
241J 


garnen 
Mill.  Pfd. 
43,7 
29.7 
41,1 
4i.4 
53,o2 
61,07 
62,24 
57.o8 
58,81 
63,70 
57,i5 


218,; 

199,9 

150.S 
170,8 
173,5 


21,4 

24,5 
22,4 
18,7 
25,1 
23,9 
20.8 
18,4 
i9,7 
20,1 


3.  Vereinigte  Staaten  von  Amerika. 

Einen  bedeutenden  Aufschwung  nahm  die 
Wollindustrie  des  mächtigen  Rivalen  G?qss- 
britanniens,  der  Vereinigten  Staaten, 
hauptsächlich   infolge  de     i  von 

zerstreuten  kleinen  zukoncentrierten  mäch- 
tigen Fabriketablissements.  Die  Zahl  der 
Etablissements  nahm  daher  bedeutend  ab. 
L890  waren,  nach  dem  Censusergebnis  die 
sogen-kachbarschafts-Krämpelanstalten,  wel- 
che für  die  Spinnerei  in  der  Familie  die 
Wolle  zurichteten,  fast  ganz  verschwunden, 
während  die  grossen  Wollfabriken  nach 
Zahl  und  Ausstattung  ausserordentlich  zu- 
genommen hatten.  Seither  dürfte  sich  diese 
Entwickelung  nur  noch  verschärft  haben. 
Ein  Bild  des  Wachstums  der  Industrie 
liefert  nachfolgender  Vergleich  der  Census- 
ergebnisse  von 


1850 
Zahl  der  thätisren  Etablissements  *)     1  643 

.,     Arbeiter 4i  577 

,,  Krempelmaschinen  .  .  . 
.  Käuinvmasehinen  .  .  ■ 
„     Spindeln  tausend 

„     Webstühle 

„  Strickmaschinen  .  .  ■ 
.summe  d.  investiert.  Kapitals  Mill.  $ 
..  ,.  ausbezahlt.  Lohnes  „  „ 
Kosten  d.  verbraucht.Materiales  „  „ 
Wert  des  fertigen  Produktes  „  „ 
Menge  d.  verarbeit.  Wolle  Mill.  Pfd 


lSiill 

2  106 

58003 


1870 

3  456 
11 8  545 


28,66 
9 

26,17 

44,24 
70,86 


39,56 
12,59 
43,56 
76,15 
83,30 


132,45 
4o,37 
134,15 
217,55 
2i9,97 


1880 
2689 
161  557 
7  58i 
5i8 
2255 
57  53o') 
14769 
159,09 
47,37 
i64,37 
267,25 

296,19 


1890 
2  5°32; 
220  551 
8  200 


ö3? 
3  286 

66  S764) 

36924 

296.98 

76,75 
203,10 

338,23 
372,87 


Zunahme 

in  °;0 

1880—90 

— 6,92 

36,84 

8,17 

65,06 

45,73 
21,46 
1 50,00 
86,67 
62,00 

23,56 
26,56 
25,90 


*  Hier  sind  nur  iene  Etablissements  aufgezählt,  die  einen  jährlichen  Produktionswert  von 


Infolge  des  grossen,  fortgesetzt  wachsen- 
den Inlandsverbrauches  kommt  dieses  seit  den 
60  er  Jahren  nachweisbare  imposante  "SV  achs- 
timi    der    Wollindustrie    im    ausländischen 
Handelsverkehr    erst    in    der    letzten    Zeit 
stärker    zum  Ausdruck.     Wie    die   folgende 
Tafel   lehrt,  waren    die  Einfuhrwerte  aller- 
dings schon  in  den  70er  Jahren  stark  zurück- 
gegangen   aber  die   Ausfuhrwerte  wuchsen 
nur   sehr  niässis;   und  blieben  relativ  klein, 
auch    stand   die    ganze  Periode   unter  dein 
Zeichen  der  wirtschaftlichen  Depression  und 
der  Verringerung  des  Volksvermögens.    Da- 
gegen ergab  sich  in  den  80  er  Jahren  bei 
einer    schwankenden,    zeitweise    sinkenden 
Ausfuhr  eine  fast  ununterbrochene  Zunahme 
der  Einfuhrwerte,   die   mit    56,6  Mill.  Doli. 
im  Jahre   1S89  ihren  Höhepunkt  erreichte. 
Erst  in  den  90  er  Jahren  und  insbesondere 
seit  1895/96,  das  eine  exceptionell  hohe  Ein- 
fuhr   hat,    ergiebt    sich    ein    beträchth.her 
Rückgang  des  Einfuhrwertes,  während  der 
Ausfuhrwert  nunmehr  rascher  imd  kräftiger 


anwächst.  Wie  sehr  sich  das  Verhältnis  im 
letzten  Decennium  verschoben  hat,  geht 
daraus  hervor,  dass  gegenwärtig  der  Ein- 
fuhrwert nur  etwa  13  mal  grösser  ist  als 
der  Ausfuhrwert,  während  er  in  den  70er 
und  80  er  Jahren  meist  100  mal  grösser 
war.  Zweifelsohne  ist  also  trotz  der  Be- 
scheidenheit der  Ausfuhr  die  amerikanische 
istrie  wegen  ihrer  unverkennbar  kraf- 
tigen Entwickelung  ein  gefährlicher  Kon- 
kurrent. 


Wollwarenhandel 


der 
Einfuhr 


Vereinigten 


Im  Jahre 


1873/74 
1878  79 

ISN  IM 

1889/90 

1890/93 

1893  94 


Dollars 
46  883  000 
24  355  821 
31  156  426 
56  5S2  432 
41  060  080 
19  439  372 


Staaten. 

Ausfuhr 

eigener 

Fabrikate 

Dollars 

124000 

346  733 
331  083 

437  479 
519  198 
774580 


56- 


8SJ 
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Einfuhr 

Ausfuhr 
eigem  1 

im  Jahre 

Fabrikate 

Dollars 

Dollars 

1894/95 

38  539  890 

670  226 

L895/96 

53  494  400 

913609 

1886,97 

49  162  992 

947  808 

1897  98 

14823  771 

1  089  632 

1898/99 

13832621 

1  047  407 

1899  1900 

16  164  446 

1  300  362 

4.  Deutsches  IJeich.  In  Deutschland 
zahlt  die  Verarbeitung  der  Schafwolle  zu 
den  bedeutendsten  Industrieen  des  ßeiehes. 
L875  betrug  die  Zahl  der  Feinspindeln 
2654825,  die  der  mechanischen  Webstühle 
30  HT  und  die  der  Handwebstühle  46  901. 
L895  ergab  dagegen  die    deutsche  Betriebs- 


zählung    für    die    gesamte    "Wollindustrie 

:;:;:: 1028  bVinspindeln,  77005  mechanische 
und  22742  Handwebstühle.  1882  beschäf- 
tigte die  Schafwollindustrie  181 763,  1895 
wieder  nach  der  Betriebszählung  im  Jahres- 
durchschnitt 246  635  Personen.  Die  Ent- 
wickelung  ist  somit  eine  ausserordentlich 
kräftige  gewesen  und  zwar  sowohl  bei  der 
Spinnerei  als  auch  bei  der  Weberei.  Ein 
gutes  Bild  des  Zustandes  und  der  Ent- 
wickelung  der  Schafwollindustrie  liefern  die 
Betriebszählungen  von  1882  und  1895.  denen 
die  Daten  der  nachfolgenden  Uebersicht 
entnommen  sind,  die  besser  als  Worte  die 
Entwickelung  seit  1882,  die  Stellung  und 
Stärke  der  Hausindustrie,  das  Uebergewicht 
des  Grossbetriebes  und  des  maschinellen 
Betriebes  sowie  die  maschinelle  Ausstattung 
der  Betriebe  im  Jahre  1895  lelirt. 


Deutsche  Schaf  Wollindustrie  1882  und  1895. 


Etablissements  für 


Zahl  der 
Gewerbe- 
betriebe 
im 

ganzen 


Zahl  der 
Haupt- 
betriebe 


In  allen 
Betrieben 
durch- 
schnitt- 
lich  be- 
schäftigte 
Personen 


Zahl  der 
Betriebe 
mit  mehr 
als  50  Per- 
sonen 


Darin 
durch- 
schnitt- 
lich be- 
schäftigte 
Personen 


Zahl  der 
hausin- 
dustri- 
ellen 

Betriebe 


Darin 
durch- 
schnitt- 
lich be- 
schäftigte 
Personen 


Wollbereitung . 
Wollspinnerei  . 

Wollweberei 


»|  82     1354 
(95       969 


1  025 
834 


5  798 
16358 


21 
40 


3226 
11  846 


196 
105 


119 

204 


f;  »2    5859 

I   95    2 611 


Wollfärberei  u.Drueker. 


82  28201 
95  26  035 


Zusammen 


82     2678 
95     1  789 


82  38092 
95  31  404 


5  181 
2  326 


47  347 
54  448 


164 
185 


28  670 
42  468 


1915 
705 


1  990 
93i 


26026 
23  750 


108007 
153098 


406 
665 


51  294 
97668 


19  122 

19  755 


23603 
27  790 


2424 
1653 


20  61 1 
22731 


75 
85 


8  734 
u  8S0 


288 
245 


461 


34656 
28  569 


181  763 
246  635 


666 
975 


91  924 
163862 


21  521 
20810 


26  173 
29  816 


Zahl  der 
Motoren- 
betriebe1) 


Darin  ver- 
wendete 
Pferde- 
kräfte 


Vorspinn- 
ma- 
schinen 


Fein- 
spindeln 


Handweb-   Median, 
stuhle         Stühle 

(ohne  und  mit  Jac- 
quard u.  Bandstühle) 


Wollbereitung 
Wollspinnerei . 

Wollweberei    . 


95       176 


95      902 


95     1  507 


Wollfärberei  u.Drueker. 


95       827 


Zusammen  |  95    3412 


9701 


1  198 


61  703    |       4246     3326788 


63  746 


16873 


152023 


(Walk- 
maschinen) 

(2  238) 


5  444 
(2  238) 


4  096 


3330  884*) 


3° 


22  712 


22  742 


77005 


77  005 


!  Motorenhanptbetriebe  i  J.  1882  bei  Wollbereitung  150,  Wollspinnerei  1182,  Wollweberei 
1209,  Wollfärberei  und  Druckerei  1155. 

'.  Dazu  noch  3  744  Spindeln  für  Wolle  in  den  Strickerei-  und  Wirkereibetrieben. 


Wolle  und  Wollenindustrie  (Statistik» 


Auch  (seither  hat  die  Errichtung  grosser 
torikanlagen  mit  Berücksichtigung  der 
festen  technischen  Fortschritte  und  der 
specifischen  Erfordernisse  für  feine  Kolomal- 
wolle  fortwährend  zugenommen,  so  class 
Dualität  und  Quantität  der  Schafsvollfabniate 
lh  wesentlich  gehoben  haben  Molge- 
„  ist  aber  nicht  nur  die  englische  Ein- 
fuhr nach  Deutschland  zurückgedrängt  wor- 
u„,  sondern  es  hat  sich  auch  der  Rang  des 
Deutschen  Reiches  auf  dem  Weltmarkt  be- 
deutend erhöht,  wie  aus  der  folgenden  Ueber- 
Bicht  des  Handels  mit  Schahvollwaren  ■ 

enge   insbesondere  bei  den  Gat 
und   den    ausgeführten  Webwaren   sichtlich 
wächst,     während    die     Ausfuhrwerte    stets 
hoch  über  den  Einfuhrwerten  bleiben,  deut- 
lich zu  erkennen  ist. 


1860 
1870 
1880 
1890 
1894 
1895 
1896 
1897 

1899 

1900 


Der  Handelswert   dieser  Schafwollwaren 

betrug: 

Einfuhr         Ausfuhr 
Millionen  Mark 
119,2 
109^ 
114.2 

i3i,7 
130.2 
111.6 
107,0 
131,1 
127,0 


im  Jahre 

1880 
1890 

IM  4 

1895 

lM'ti 
IM '7 

1898 
1899 
1900 


244.0 
280,0 

22I,0 

259.1 
249.9 
259,4 
233,9 
242,7 
264.4 


schlage,   so   1883,    L884J    L887    ... 
Erfolge      Im   Jahre    1873   zählte   man 

929  Spindeln  und  23725  mechanische 
ilhle.      Die    Entwi 
1880  und  1887    zeigt  die   an   erster  stelle 
stehen  I  i  üebersicht  auf  S.  886. 

Für  1890  werden  wieder  3329138  una 
für      1896,     wahrscheinlich      unvollstäl 
3173272  Spindeln  angegeben.     D     Gesamt- 
zahl der   in  der  Wollindustrie  mit  Dampf- 
maschinen ausgestatteten  Etabli       i         wird 
1893  mit  809,  1897    mit  779  i  a  hgewii 
Die    von    ihnen    benutzten   Dampfmaschinen 
(1893  975,  1897    940,    hatten    1893    3 
1897    14  831  Pferdekräfte.    Alle  diesen  D 
zeigen  deutlich  das  Vordringen  des  ma 
nellen    Betriebes    und    des    Grossbetrie 
wenn  sie   auch   keinen  tieferen  Einblick  in 
die  Entfaltung   der  Betriebsverhältnisse  ge- 
statten.   Zutreffender  lässt  sich  aus  den  Er- 
gebnissen des  auswärtigen  Hai  die 
Entwickelung  der  Industrie   schlie 
schon  auch  hier  das  Schwanken  der  1  reise 
und   des   Inlandskonsumes    das    Bild    stark 
beeinflusst.                           ,   ,      __    ,   . 

So  zeigt  die  Grösse  und  das  ^  achstum 
der  französischen  Wollindustrie  m 
Jahren   die  Thatsache,   dass    der  Werl 

Hisfuhren  von  Wollgarnen  und  Geweben, 
,.,   Jahre  1869    220  MdL  tr.-.  -trug. 
bis  1882  auf  342  Mill  stieg.    Seither  ist  er, 
wolü   im    Zusammenhange    m  taan- 

ziellen  Krise,  welche  Frankreich  1882  83  be- 
traf mit  der  Preisreduktion  und  der  auslän- 
dischen Konkurrenz  allerdings .gesunken  Im 
Durchschnitte  des  Quin^uenniums  18bb  bis 
1890  betrug  er  aber  noch  317,3  Mali.  «tcs. 
o-eo-en  293.5  Mill.  im  Qumquenurum  1881 
bis  1885.  Dagegen  ging  er  im  Qumquen- 
llinm  L89]  bis  18_95  auf  257,2  in  derPeriode 
von  1S96  bis  1S99  auf  236,6  MdL  Frcs.  zu- 
rück Für  die  einzelnen  Jahre  der  jüngs 
Zeit  zeigt  folgende  Tafel  die  Werte  der 
Einfuhr.  Ausfuhr  und  Mehrausfuhr. 


5.  Frankreich.  In  Frankreich  entwickelt 
lieser  Industriezweig  trotz  einiger  Kück- 


1-5 
S 


Einfuhr 


a      o 

b    Ü1.H 

^  —  s 


■Ss§ 

33     f.      - 


Ausfahr 


-  - 


-        '-  - 
1    i"it 


S  23 


x  I    -  S,  ^   '--  -  J   N  =    t  ja 
S_! -S 


i)  Kammgarn  und  Wollgarn  aller  Art  ohne 

Watte  r> 

2)'Tueh-  und  Zeusrwaren.  Plüsche.  Posa- 
mentier- und  Strumpfwaren.  Shawls,  Ritzen, 
Ereien,  Fussdecken  und  FUze,  Tuchleisten. 
auch  Dach-  und  Asphaltfilz. 

;  Zeuge  und  Tuchwaren,  Plüsche  und 
Shawls  aller  Art. 

*)  Posamentier-  und  Knoptmaeher*  aren. 

5)  Woll waren  aller  Art. 


Millionen  Francs 


liSNl 

17,4 

1885 

22,7 

IM  Ml 

IO,2 

IM« 

12.5 

1894 

9,S 

1895 

13,6 

1896 

15,4 

IM  IT 

io.8 

1898 

io,o 

IM".' 

9,9 

79, l 

96,5 

49.3 

75,5 

35-9 

66.9 

77-1 

34.7 

50,2 

02.7 

21.0 

43,6 

53-4 

i»,5 

42,0 

3M 

45-1 

60,5 

29,6 

40,0 

50,8 

24,1 

4S0 

29-5 

40,7 

50,6 

37d 

370,2 
330,1 

36l,3 
278,9 

242.3 
323.1 
204.1 
26 


419.5  323,0 

306.0  267,8 

396.0318,9 

237,2 

260.5  207,4 
354,21298,6 
323.7  263.2 

289.6  :3s.S 


5,5 
222,8  252,3  204.0 
264,0(291.1  240.5 
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im  Jahre 
L880 

1887 


Betriebe 

1926 
1S82 
1987 


Arbeiter 

1 1  o  904 
[12  447 

109372 


Zahl  der 

Pferdekräfte 

31  290 

40559 
40  466 


mechanischen  Hand-1) 
Spindeln  Webstuhle 

3037837         41044  37632 

3266107         46319  30101 

3151S715)      446S23)  25399 


i  Approximative  Zahlen.  —  2)  Davon  thätige  2  938  887.  —  3)  Davon  thätige  42151. 


1'iT  Rückgang  der  Handelswerte  ist 
übrigens  nicht  allein  auf  einen  Preisfall  der 
Waren  zurückzuführen,  denn  auch  die  Um- 
satzmenge bat  abgenommen;  so  belief  sieh 
die  Quantität  der  Aus-  und  Einfuhr  von 
aen  Webwaren  im  Jahre  1885  auf  28,7 
und  8,6,  1890  auf  24,6  und  7,2,  1899  auf 
22,3  und  4.2  Mill.  kg-. 


6.  Oesterreich.  Nach  den  Erhebungen 
der  Handels-  und  Gewerbekarnmern 
1875,  1880,  1885  und  1890,  die  allerdings. 
nur  die  grösseren  Betriebe  umfassen,  hat 
auch  hier  die  Zahl  der  Spindeln  und  me- 
chanischen Webstühle  zugenommen,  während 
die  Zahl  der  Handwebstühle  abnahm.  Man 
zählte  nämlich  in  der: 


:  nindnstrie 

Feinspindeln 563694 

Mechanische  Webstühle 

Handwebstühle 22000 

Tnchmacherwebstühle 

Kammgarnindustrie  und  Industrie  gemischter 
Stoffe 

Feinspindeln 

Mechanische  Wehstühle 

Handwehstühle 

Eleingewerbs-  und  Hausindustriewebstühle  . 


1875 

1880 

1885 

18901) 

63694 

459  6S5 

429  530 

429  475 

1  906 

3620 

5  972 

6511 

22  000 

9694 

5627 

2246 

7630 

1  554 

— 

77410 

94270 

173  9003) 

276  239») 

4424 

7831 

11  104 

17  0603) 

13704 

9089 

8293 

8  562*) 

— 

3890 

— 

In  Brachelli's  Statist.  Skizze  der  österreichisch-ungarischen  Monarchie  sind  für  das 
dir  ohne  Quellenangahe  wesentlich  höhere  Ziffern  angeführt,  nämlich  für  die  Streich- 
garnindnstrie  481970  Feinspindeln  und  23  000  Zwirnspindeln,  9  409' mechanische  und  12  808 
Hand-Wehstühle,  für  die  Kammgarnindustrie  288  318  Feinspindeln,  57  500  Zwirnspindeln  15  300 
mechanische  und  9951  Handwehstühle.  —  2)  Dazu  noch  37  430  Zwiruspindeln.  —  3)  Mit  Ein- 
schluss  der  Teppich-  und  Kotzenweberei. 


Erhellt  schon  aus  diesen  Daten,  dass 
sich  auch  m  Oesterreich  der  Uebergang 
vom  Hand-   und  Kleinbetrieb   zum  maschi- 

letrieb  vollzieht  und  dass  die 
Entwiekelung  der  Kammgarnindustrie  mit 
Einschluss  der  Industrie  gemischter  Stoffe 
kräftiger  war  a  I  Streichgarnindustrie, 

so  wird  dies  noch  klarer  ans  einem  Einblick 
in  die  anderen  Daten  der  österreichischen 
Industriestatistik  für  1smi,  Ins',  und  1890. 
Von  1880  auf  1885  hat  die  Zahl  der  Eta- 
blissements im  ganzen  um  60,  die  Zahl  der 
Motoren-Pferdekräfte  um  10  411  zugenommen, 
während  sich  die  Zahl  der  Arbeiter  um 
2991  verminderte.  Dieses  Wachstum  kommt 
such  der  Kammgarnspinnerei 
und  der  Weberei    von    Streichgarn,  Kamm- 

hten  Stoffen,  Ti  ppichen  und 
Decken  zu  gute,  während  die  Streichgarn- 
äpinneiei    durchwegs    rückgängig    erscheint 


und  speciell  in  der  Zahl  der  Pferdekräfte 
eine  Verminderung  von  799  Pferdekräftei 
erlitt.  Zwischen  1885  und  1890  hat  sich. 
wie  folgende  üebersicht  lehrt,  im  ganzen 
die  Zahl  der  Etablissements  wesentlich  ver- 
ringert, jene  der  Arbeiter  und  motorischen 
Pferdekräfte  aber  beträchtlich  bis  zu  50% 
vermehrt.  Wiederum  zeigt  sich  aber  ein 
Rückgang  allenthalben  bei  der  Streichgarn- 
industrie, während  bei  der  Kammgarn- 
industrie, noch  mehr  bei  der  Kunstwolle-, 
Teppiche-,  Kotzen-  und  Deckenerzeugung  in 
fast  jeder  Richtung  1890  grössere  Zahlen 
nachgewiesen  werden  als  1885.  Allerdings 
sind  diese  Daten  wie  erwähnt  unvollständig, 
da  bei  diesen  Erhebungen  mir  grössere  Eta- 
blissements (meist  solche  mit  einer  Steuer- 
leistung über  21  Gulden)  und  auch  diese 
nicht  vollzählig  Berücksichtigung  fanden. 


Streichgarnspinnerei     .    .    . 
Kammgarn 

Kunstwollerzeugung     .    .    . 
irnweberei    .... 
Kammgarn  und  g  d     Stoffe  . 
D        '     md   Kotzen 


Zahl  der 

Etablissements 

1885 


299 
10 
10 

232 

145 
21 


L890 

1S7 

10 

16 

199 

126 

37 


Znsammen 


Zahl  der 
beschäftigten 

Arbeiter 

1885        1890 

8  884        6  977 

4621 

1  280 

20654 

34  526 

4  906 


Zahl  der  in  den 
Motoren  verwende- 
ten Pferdekräfte 

1885        1890 


4072 

578 

22579 

20  541 

2441 


7  i/3 
3865 

4i3 
7  551 
4384 

952 


11  694 
4867 
1374 
7  193 
9093 
2233 


717 


575 


59095       72964 


24338      36454 
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„,.     .     .  ,      ,   .  Wnii waren  aus  OesteM  regelmässigen  M<&ra\isfurir,. die, wiefolgehde 

Die  Anfuhr  der  Wollwa re.     ».  zeigt  schon  wiederhol!  e i   als  die 

eich-U«garnhai  sei    tb. 3  c ,    ...  1        ;  /■-  ,  ^  und  jn  ,,,.,.  ,    1|;,m„  ,,,.,.  90,  , 

rs  ä  ttär^  p-»  ^  ^M-.»«. ..-"  »*■ 


Umschwung    zu    einer 


hu 

Jahres- 
durch- 
schnitte 
resp 
Jahre 


Einfuhr 


Menge 


Mtr.-Cent. 


IS8i_l885 
lssi;  18H0 
L891-  1895 
L896     1900 

1890 

1891 

L892 

L893 

1894 

1895 

1896 

1897 

1898 

1899 

1900 


29897 

18792 
23234 

20  290 
19084 

21  754 
23  599 
23185 

24369 
23261 
20  635 
20099 

19  454 

20  151 

21  109 


Wert 


Mill.  K. 


Ausfuhr 


Mrllge 


Mir. -Cent. 


38,0 
22,0 

25.5 
23.? 
19,2 
23,8 

25-5 

26,5 

26,5 

25, 1 
22,6 
22,7 
21.  S 
24,1 
26,3 


50 

5° 

42 

47 

51 

37 

41 

48 

42 

42 

46 

46 

5° 

47 

45 


148 
615 
633 
218 
184 
895 
54i 
162 
616 

953 
106 

396 

537 


Wert 


Mill.  K. 


066 


54,0 

50,0 

35-4 

39,8 

45,0 

33,8 

34,5 

37-4 

35,8 

35,7 

37,2 

36,9 

4i,5 

42,4 

41,1 


Meliraust'uhr 


Menge 
Mtr.-Cent. 


Werl 


Mill.  K. 


20  251 
3«  s2  3 
19  399 

26  928 
32  100 
16  141 

17942 
24  977 
18247 
19  692 

25471 
26  297 

3io83 
27834 
23  957 


16,0 

28,0 

9,9 

25,8 

iu.o 
9^o 
10,9 

".3 
10,6 
14,6 
H,2 
19,7 
18,3 
14,8 


Bei  den  Wollgarnen  besteht  in  Oester- 
reich-üngarn  umgekehrt  eine  Mehreiniuhr, 
,,„rissl  bis  1895  auf  das  dreifache 
anwuchs,  was  auf  eine  beträchtliche  Aus- 
dehnung der  Fabrikation  von  Webwaren 
dessen  lässt.  Seither  ist  jene  wieder 
.  ,  geworden,  wohl  auch  infolge  erhöhter 
Garaausfuhr.    Es  betrug  die 


im  Jahre        Einfuhr 


Ausfuhr       Mehreiniuhr 
Mtr.-Ceutner 


1SS1 
IS!  Hl 

1894 

IS!  15 

1896 

LS!  IT 
IS!  IS 

1899 
1900 


38763 

55  529 
78205 
81  069 
73684 
65  381 

56  127 
64  122 
60808 


13  185 
8441 
6687 
5  57o 
8235 
7  939 

10075 
9215 
9  520 


25  578 
4708S 
71  518 
75  499 
65  449 
57  442 
46  05  2 

54  9Ö7 
51288 


Der  Wert  der  Mehreinfuhr  von  Garnen 
ist  beträchtlich  und  übersteigt  jenen  der 
Mehrausfuhr  von  Webwaren  um  20  und 
mehr  Millionen  Kronen.  Im  Durchschnitte  der 
Quinquennien  1891  bis  1895  und  1896  bis  1900 

betrug  er  37,2  resp.  35,5  Millionen  Kronen. 

Litteratur:  Offizielle  statistische  Juncker  und 

Handelsausweise.       Übersichten    der     Weltmrt- 

f    Jah  .    .     89>    herausgegeben    von    F. 

,.  ./ hek,    Berlin  1893,    Art    Wolle.  - 

ial  Eistory  and  Review  all    ' 

/> mist.  -  Bulletin  d,    Statuhqut    et  d, 

islati : parte,   Pan  ■      '    *«* 

von  JTurascneK. 

II. 

Zur  ZollseseMchte. 

In  Preussen   gehörte  die   Wollindustrie, 
stets   zu  den  wichtigsten  Gewerbzweigen  und 


e.  wurde  daher  in  der  Periode  des  Merkantilis- 
mus   nach    und    nach    der    ganze    Apparat    des 
Schutzsystems    für    sie    in    Bewegung   gesetzt 
Schon   im  16.  Jahrhundert  wurde  der  Verkaut 
un.1  die  Ausfuhr  von  Wolle  mehr  ach  verholen, 
sobe  onders    durch    das    Wolledikt   von   1593 
und   im    17.   Jahrhundert    wurde    dieses  \  erbot 
wiederholt  erneuert.     Unter  dem  Jossen  Kur- 
fürsten wurden  gewisse   Arten  ™£«J  ™J 
anderen     Gewehen    von     der    Emfubi     ausge- 
schlossen, und  unter  den  ersten  Königen  gelangte 
das    Schlitz-    und    Prohibitivsystem    zu    immer 
vollständigerer  Ausbildung.    Dm   die  ^  erarbei- 
u,     1er  Wolle    im   Lande    seihst    noch   mehr 
Ähern,  Hess  Friedrich  Wilhelm  Ldas  Bei> 
liner  Lagerhaus    errichten,    m    dem   das    Tuch 
die    ganze   Armee    angefertigt   wurde,   das 
aber   glefehwohl    in   den   ersten    Jahren    noch 
staatlicher  Zuschüsse  bedurfte.    Unter  Friedrich 

die  Wollindustrie  neue  Anregung  durch  <Ufi 
Erwerbung  Schlesiens,  wo  auch  die  Produkt!^ 
feiner  Wollsorten  besonders  hoch -mtmckdt 
war.  Nach  dem  Zusammenbruch  von  1806  kam 
hs  prohihitive  Schutzsystem  auch  Sichtlich 
der  Wollindustrie  zu  Falle,  und  berdei  end- 
giltigen  Neuregelung  des  preschen  /; 
weseus  durch  den  Tant  v.  20.  Ma  18  18  W 
,,,.,,  die  Wollenwaren  mir  mit  ziemlich  massigen 
Stob**  /"U  und  Verbrauchssteuer  zu- 
sammen betrugen  nämlich  111 J™J"™  , 
östlich  von  der  Weser  für  den  Centner  (. von 
So  alten  Pfund,  gewöhnlicher ^ Waren  80,  g 
Mark  und  für  feine,  Waren  142 ^J*ar^  ££ 
den  Provinzen  westlich  von  »er  Wesei  waren 
die    entsprechenden    Zollsatze    67    ,    IttarK   tum 


38g 


Wolle  und  Wollenindustrie  (Zollgesehichte) 


Wollfabrikare  auf  30  Viis  90  Mark.  In  B  a  y  e  r  n 
wnnk'  nach  dem  Tarife  v.  23.  Juli  1819  von 
allen  Wollenwaren  beim  Eingänge  80  ti.  und 
beim  Ansgange  61 »  kr.  vom  Centner  Brutto 
erhoben.  Der  Einfuhrzoll  für  Wolle  betrag 
12%  kr.,  der  Ausfuhrzoll  5  fl.  vom  Centner 
Brutto.  Sehr  niedrig-  waren  die  badischen 
Zollsätze    nach  dein   Tarife   v.   2.  Januar  1812. 


Sie  betrugen  für  Wollengarn  bei  der  Einfuhr 
1  ti.  4  kr.,  bei  der  Ausfuhr  24  kr.,  für  wollen« 
Fabrikate  aller  Art  bei  der  Einfuhr  2  fl.  8  ki  . 
bei  der  Ausfuhr  8  kr.,  für  Wolle  bei  der  Hin- 
fuhr 32  kr.,  für  die  Ausfuhr  1  ti.  4  kr.  vom 
Centner.  Eine  Uebersicht  über  die  wichtigste« 
Einfuhrzollsätze  im  Tarife  des  Zollverein- 
die  folgende  Tabelle. 


Zolltarif 


Garn      Fussteppiche  Tuch  u.  and.  Waren    Shawlsu.  Spitzen 


M. 

M. 

M. 

Iff. 

T. 

1. 

I. 

1834  ab  vom  Ctr. 

1.5— iS 

60 

90 

90 

V. 

1. 

I. 

1837     

1.5— 24 

60 

90 

V. 

1. 

I. 

1840     ..  von  100  kg 

3-4S 

120 

180 — 300 

300 

V. 

1. 

VII. 

1865     „     „       .,      „ 

3—24 

60 

60.  120,  150 

180 

T. 

1. 

I. 

1—     ..     ..        ,      „ 

3j 

8, 

10.    12. 

24 

— 

100,  135;  150 

300—450 

V. 

1. 

I. 

1S86    „     „ 

3i 

s. 

10,    12. 

24 

— 

100.  135.  150,  220 

300—450 

Rohe  Wolle  ist  frei  geblieben,  von  der  ge- 
kämmten aber  wird  nach  dem  Tarife  v.  1."). 
Juli  1879  ein  Eimrangszoll  von  2  Mark  für 
100  kir  erhoben.  Der  Ausfuhrzoll  auf  rohe  und 
gekämmte  Wolle  wurde  vom  1.  Januar  1854 
a)'  von  ti  auf  1  Mark  für  100  kg  herabgesetzt 
und  dnrch  das  G.  v.  1.  Mai  1865  ganz  aufge- 
hoben. In  dem  durch  die  Handelsverträge  von 
1891  entstandenen  Konventionstarife  sind  meh- 
rere der  obigen  Zollsätze  gebunden  worden. 
Herabsetzungen  aber  haben  nicht  stattgefunden. 
Nach  dem  dem  Bundesrat  vorgelegten  Tarif- 
entwurf sollen  die  Zölle  auch  der  unteren  Garn- 
nummern auf  4  und  4.5U  Mark  und  der  bisher 
150  Mark  betragende  Satz  für  gewisse  Webe- 
waren auf  175  Mark  erhöht  werden. 

In  Oesterreich  wurde  die  Einfuhr  von 
wollenen  Zeugen  schon  1715  verboten.  Nach 
dem  Patent  vom  27.  August  1784  gehörten  die 
Wollenwaren  zu  deii  ausser  Handel  gesetzten 
ständen,  die  nur  von  Privatpersonen  auf 
Grund   besonderer   Erlaubnis   gegen    einen  Zoll 

60  Prozent  des  Wertes  eingeführt  werden 
durften,  nach  dem  Tarife  von  1788  waren  die 
Zollsätze  für  diesen  Fall  zwischen  55  und 
für  den  Centner  abgestuft.  Der  Partialtarif 
vom  2.  September  1817  verbot  die  Einfuhr  von 
Ay.llzeugen,  der  Tarif  vom  27.  Dezember  1838 
aber  Hess  sie  als  ausser  Handel  gesetzt  wieder 
zu  den  Zöllen  von  1788  zu.  Der  das  Prohibitiv- 
system aufgebende  Tarif  vom  6.  November  1851 
setzte  den  Zoll  für  gemeinste  Wollenwaren  auf 
12  fl.,  für  andere  auf  50  Ins  100  rl..  für  Tüll. 
Shawls  und  feinste  Waren  auf  150 — 250  fl.  ö'. 
W.  für  den  Centner.  Doch  waren  während 
des  ersten  Jahres,  nämlich  bis  zürn  1.  Februar 
1853.  auf  diese  wie  auch  auf  viele  andere  Zölle 
noch  10  Prozent  Zuschlag  gelegt.  Durch  den 
Handelsvertrag  von  1853  mit  dem  Zollverein 
wurden  die  Zille  für  gewöhnliche  und  feine 
Waren  auf  15.  100  und  200  tl.  herabgesetzt. 
Der  Zoll  auf  Wollengam  [6  und  12' ;  1! 
gegen  blieb  angeändert.  Vom  1.  Juli  1865  ab 
die  Wollenwarenzölle  des  allg<  meinen 
-  8,  36,  51.  75  und  90  tl.  ö.  w..  neben 
denen   die   verta  gen  Sitze  von  0.   25, 

45  und  1"  rl.  bestanden.  Letztere  wurden 
1868  auf  5.  2t  1.  40  und  60  fl.,  1870  aui  4.5' 1. 
5,  50  und  60  fl.  für  den  Centner  (von 
50  kgj  gesetzt.  Die  Garnzölle  bewegten  sich 
im  Vertragstarife  zwischen  0.75  und  6  fl.  — 
Der  autonome  Tarif  vom  21.  Juni  1878  brachte 


einige   neue    Abstufungen,   aber   keine   n 
liehen  Erhöhungen  der  letzten  vertragsmä 
Wollwarenzölle:    sie   betrugen  hiernach   9,  30 
40.   60,   80,   100   und  150  ti.  ö.  W.  für  Im  kg. 
Die   Garnzölle   blieben  ungeändert.     Der 
vom  25.  Mai  1882  erhöhte  die  Sätze  von  9  und 
30   auf   12   und   40  fl.,    auch  einige  von  & 
80   fl. :    die    Garnzölle   wurden   mehrfach 
stuft   und    stiegen  für   die   feinsten  Sort> 
16  rl.     Weitere  Erhöhungen  fanden   dann 
statt  durch  den  Tarif  vom  21.  Mai  1887.  m 
die  früheren  Sätze  von  40  auf  50  fl..  die  von  - 
auf  H«t.  die  von  100  auf  110,    die  von  1, 
200   fl.    gesetzt    wurden.     Auch   die    Gan 
wurden  gesteigert,  und  der  höchste   Satz   ging 
auf  20  fl.    Der  Tarif  des  mit  Deutschland   ab- 
geschlossenen Handelsvertrags  von  1891  enthält 
keine    nennenswerten    Ermässigungen,    sondern 
nur  die   Bindung  mehrerer   Zölle   auf   Wollen- 
waren.    Der  höchste  Garnzoll  wurde  von  20  tl. 
wieder  auf  16  fl.,  den  Satz  von  1882,  erniedrigt. 
In   Frankreich    wurden   die   nach    dein 
Colbertschen    Tarif    v.    1664     noch     mäs 
Schutzzölle  auf  spanische,  holländische  und  eng- 
lische    Woll waren    durch     den    Tarif    v.    ltitiT 
bedeutend  erhöht.     Die  englischen  Waren  d 
Art    waren    von    1701    bis    1786   gänzlich    ver- 
boten,  und   die  durch  den  Handelsvertrag  von 
1786  vereinbarten   niedrigen  Zölle   blieben  nur 
wenige    Jahre    in     Kraft.     Der   Tarif    v.    15. 
März  1791  hatte   für   Wollfabrikate  verhältnis- 
mässig   sehr    hohe   Sätze:    gewöhnliche    Tuch- 
waren hatten,  die  Gewichtseinheit   auf   100  kg 
umgerechnet,    306    Francs,    feine    612.    Strick- 
1  204,  Teppiche  146.88,  Decken  102  Francs 
zu  entrichten.     Der  Zoll  auf  Wollengarn  betrug 
73.44    Francs,    der    Ausfuhrzoll    18,36    Francs; 
unversponnene  Wolle  dagegen  konnte  frei  ein- 
gehen,   war    aber   mit   einem    Ausfuhrzoll   von 
76,50  Francs  belegt,  und  von  1792  bis  1814  war 
die    Ausfuhr   verboten.     Die    Einfuhrzölle    der 
Wollfabrikate    wurden     seit    1793    iDekret    v. 
1.  März)  mehr  und  mehr  in  Einfuhrverbote  ver- 
wandelt,    so    das.-     im    Jahre    1806    sämtliche 
Waren    dieser    Art    mit    einer    unbedeutenden 
Ausnahme  verboten  waren.    Die  wollenen  Garne 
wurden  durch  das  G.  v.  10.  Brum.  des  Jahres  V 
ebenfalls   von   der   Einfuhr    ausgeschlossen,   die 
Ausfuhr  derselben,   die  1792   ebenfalls  verboten 
worden  war,  wurde  1796  gegen  einen  Zoll  von 
20,40  in  51  Francs  wieder  gestattet.     Das  G.  v. 
28.  April  1816  Hess  dieses  Prohibitivsystem  fast 
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ir,:„„lfn    bestehen,  von    allen   Wouenwaren 
-'    ,lur    den    Teppichen,    Decken,    Bandern 
„„1  Posanientienvaren    der   timrang    ^'statt,  . 
i;;;,   ,war   gegen   hohe   Zölle,    die   1817     1822, 
8ft3    1825  und  1831!  teilweise  noch   weitet    er- 
»ihi'  wurden.     Knie    Ausnahme    von    dem   Em- 
Xverbot  gegen  VVollengarn  wurde  erst  durch 
'    .   Ordonnanz   v.   25.   Juli   1837  gemacht    zu 
Ernsten    des    gezwirnten    Garns    aus   langer 
g.twolle,   wffür  aber  bei  der   Einfuhr    au 
Knzösischen    Schiften    7,0    Francs    Zoll    ( 
„Kl    kg)    zu    bezahlen    war.     Die    Aus  uhrzolle 
SrfGöne  wurden  1806  herabgesetzt,  1822  für 
"e  arb  e    und    gebleiehte    und    181«    überhaupt 
,V  auf  einen  Rest  von  0,25  Francs  abgeschafft 
Die  rohe  Wolle  hatte  nach  dem  Gr.  v.  28.  April 
1816  [bei  der  Einfuhr  auf  französischen  Schiften, 
anf  die  sieh  auch  alle  folgenden  Zolle  und  zwar 
mjt  Einsehluss  des  Kriegszehntels  beziehen)  nur 
Uli  Francs,  gefärbte  aber  73,44  Francs  zu  ent- 
richten     Das  G.   v.   7.   Juni   1820   aber  führte 
teils  aus  Bnanziellen,  teils  aus  protektionistischen 
Gründen  einen  Rohstoffzoll  auf  >\  olle  ein,    dei, 
ie  nachdem  sie  zu  den  gewöhnlichen   oder   den 
feinen   Suiten   gehörte    und   m    Schweiss    odei 
gewaschen  war?  sich  zwischen  5,50  Francs  und 
Iß  Francs  abstufte.     Um  aber  die  Ausfuhr   dei 
RTollfabrikate  nicht  zu   erschweren,    wurde  zu- 
gleich  eine   Ausfuhrprämie  für   diese   gewahrt, 

Srf  22,50  bis  90  Francs  für  100  kg  testge- 
setzt war  Dabei  wurde  auf  die  Herkunft  der 
verarbeiteten  Wolle  kein-  Rücksicht  genommen, 
und   die   Prämie    kam    also  auch  den  aus  fran- 

ächem     Material     hergestellten     War 
gute.     Das 


übrigen  hob  dieser  Tarif  das  Verbat  d.  r  labn- 

1 i   imd   Game   gänzlich  auf  und  ersetzte  die 

anderen   durch   Zölle    ron    meistens    I'1   ..■   »r 
einige     Artikel    auch    von    6    und    lo  ',,    des 
Wertes,   die  letzteren  durch   Zölle   von   2o  bis 
L00  Francs  für  100  kg  mit  Zuschlägen  für  ge- 
zwirnte und  gefärbte   Garne.    Cm  Generaltanl 
wurden  erst  1881  die  Verbote  durch  hoheZölle 
ersetzt    doch  hatte  dieses  keine   praktische  Be- 
deutung   da  für  alle  Industriestaater,  der  Ver- 
tragstarif  galt.      In   diesem   wurden    durch  die 
1882  in  Kraft  tretenden  neuen  Handelsverträge 
die  Wertzölle  durch  Gewichtszölle  ersetzt,  wo- 
bei auch  einige  Erhöhungen  vorkamen.     Tuch.- 
waren   hatten   fortan    50-140    Francs.    Wirk- 
waren   120-524    Francs,     Docken    5o    Francs, 
Teppiche   45-80  Francs,    Spitzen  30"    trancs, 
Stickereien  500  Francs  für  100  kg  zu  entrichten. 
Die  Garnzölle  wurden  in  ausserordentlich  zahl- 
reichen   Abstufungen    von    12   Ins    145    I 
festgesetzt  und  zwar  durchweg  im   Vergleich 
mit  dem  früheren  Vertragstarif  ermässigt.     In 
dem    1892    anstatt   des    Vertragstarifs    autge- 
stellten    autonomen     Minimaltarif    steigt    der 
höchste  Zollsatz  für  Tuchwaren  bis  220  Francs 
und   für    Teppiche   bis    185   Francs.     Von  den 
Garnzöllen    wurden    ebenfalls   mehrere    erhobt, 
und   der  Minimalsatz  beträgt  jetzt   ^  ~~™«* 
Die   Zölle   des  neuen    Generaltarifs  sind  2o  DJS 


G.   v.   27.    Juli    1822    erhöhte    die 


(rate.      ^a3    Vjr-    s-        ■  7.  s    a 

Me    für   die   geringeren    Qualitäten    auf    das 
Doppelte  und  schaltete  noch  mehrere  Zwischen- 
stufen   ein.     Bald    darauf    aber    wurden   durch 
0  lo  man"  v.  M-  Mai  1823  und  v.  20  Dezember 
i824im  Interesse  der  damals  lebhaft  klauenden 
Landwirtschaft    die   Wollzölle   vervierfacht,    so 
dass  sie  nunmehr  mit  zahlreichen  unterschieden 
von  44  bis  254  Francs  für  100  kg  gingen    Die 
Ausfuhrprämien   für   Fabrikate    wurden    diesen 
Sätzen  gemäss  erhöht  und  standen  jetzt  zwischen 
174,90   und    396    Francs.     Nur    während    einer 
kurzen    üebergangszeit  wurde   die   Vorlegung 
Ton  Zollquittungen  zur  Erlangung  der  erhöhten 
Prämien   verlangt.     Das   G.   y.    17.    Mai    1826 
setzte    den    Wollzoll    allgemein    auf    66    „    des 
Wertes   an    der   Grenze,    mit   Minimalwert   für 
rohe  il  Franc,  kalt  gewaschene  (2  Francs)  und 
heissgewaschene  Wolle    (3  Francs).    Die   Aus- 
fuhrprämien   wurden    dieser    Verzollung    ange- 
paßt  und   1831   für   die  feineren  Waren .   «d 
h ' ;  •  „  des  Wertes  gesetzt.     Die  Ordonnanz  v . 
8   ,1'uli  1834  verminderte  den  W  ollzoll  auf  2J  ;0 
des  Wertes  ohne  Festsetzung   eines   Minimums 
und  regelte  dementsprechend  auch  die  Ausfuhr- 
prämien.    Napoleon   III.   setzte   durch  jto 
Dekrete  ,von  1852,  1854,  18oo,  1856)  die  Woll- 
zölle   mehr   und  mehr  herab,   um  die  freihai i,  - 
lerische  Reform  vorzubereiten.    Das  G.  v 6 .Mai 
1S60   hob   sie    endlich    gänzlich    auf    mit    Aus- 
nahme  einer   Taxe   von  3  Francs  für  100   kg 
bei    der    indirekten    Einfuhr   aus    europäischen 
Niederlagen  und  der  Einfuhr  auf  fremden nicht 
vertraosmässig    befreiten    Schiffen.     Gekaunun 
und  gefärbte  Wolle  blieb  jedoch  auch    m    dem 
mit  England    1860    vereinbarten   \enmgM 
noch   mit   25  Francs  für   100  kg  belastet.    Im 


50«     höher  als  die  des  Miniuialtarits 

In    England   war    die   Wollindustrie    bis 
zu  «lern  mächtigen  Aufschwung  der   Baum w Öl- 
industrie  am   Ende    des   vorigen   Jahrhunderte 
der   wichtigste    Gewerbezweig   und  daher  auch 
schon  frühzeitig  Gegenstand  besonderer  bchutz- 
Ssre™     Sgchon  im    13.    Jahrhundert    und 
Sr  unter  Eduard  III.  kamen  vorübergehend 
Verbote  «ler  Wollausfuhr  und   der  Tuchemtuhr 
vor    doch  hatten  diese  Massregeln  anfangs  mehr 
einen  fiskalischen   als   einen  protektionistischen 
Charakter,    da  die  Könige  Lizenzen  verkauften, 
durch  die  mau  sich  denselben  entziehen  konnte. 
England    hatte    überdies    noch    einen     solchen 
Ueberfluss   an    Wolle,    dass    die   Ausfuhr .einer 
bedeutenden  Menge  unumgänglich  war,  und  sie 
bildete  denn  auch  einen  der  wichtigsten  Artikel 
für  den  den  Verkehr  mit  dem   Auslande  ver- 
mittelnden Stapel,    der  seit  1361  ausschliesslich 
nach    Calais    verlegt    war.      Doch    winde    die 
Wollausfuhr  mit  hohen  Zöllen  belastet  und  die 
Stapelorganisation    diente    mit    dazu     die _  Er- 
hebung   derselben    sicher    zu   stellen.     Diese 
Zölle    trug    schliesslich    das    Ausland,    da    die 
englische    Wolle   für   gewisse    Arten   von    Ge- 
wesen als  unentbehrlich  galt.     Der  Ausfuhrzoll 
war  daher  eine  wirksame  Schutzmassregel  für 
die   englische   Tuchindustrie,    die   schon  unter 
Fdua>d   III.   so  weit  entwickelt  war.   dass  ihre 
Ste   ausgeführt    werden   konnten.     Diese 
Tucbausfuhr   nach   dem   Kontinente  würfe  em 
Hauntzweie  des  Handels  der  von  den   Staplern 
nirhl.i-i.~en    Gesellschaft    der    Merchant    Ad- 
venures     allmählich  erwies  sich  die  englische 
Tuch  mlustrie  der  flandrischen  gewachsen    und 
in      ,    m  im  15.  Jahrhundert  auf  beiden  Seiten 
SitSnrverbotengeführtenhandelspolitachen 
Karnpfe    mussten    die    Nieder  an  der   sohl  *sä 
nachgeben.     Unter    Eduard    IV.    [Hb*]    wurai 
dk  fucheinfnhr  wieder  verboten  und  die  Woll- 
ausfuhr  weiter  beschränkt,   wenn  auch  das  von 
i len  Tu.  hmachem  gewünschte  gänzliche  Verbot 
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derselben  nicht  gewährt   wurde.    I  >as  um  die- 
i    erlassene   Verbot   der  Ausfuhr  von 
Garn  und  angewalktem  Tuch  hatte  hauptsäch- 
lich den  Zweck,  die  mit  einem    Zolle    belastete 
Lusfuhr   fertiger   Tücher   zu    befördern,    wozu 
noch'  die   Rücksicht  auf  die   Vermehrung  der 
Beschäftigung    der    Handwerker    kam.      Unter 
Heinrich   VII.   kam    auch   muh    das  Verbot  der 
Lnsfnhr  von  ungeschorenem  und  angerauhtem 
Tuch    hinzu,    das    auch    unter    Heinrich    VIII. 
trotz  des  Widerspruchs  der  Merchant    Adven- 
turers  and  der  1.  -  dv   rde  der  Hanseaten  auf- 
recht erhalten   wurde     Ein    Wollausfuhrverbot 
nach  dem    Wunsche   der  Industrie  wurde   erst 
1622  erlassen,    aber  in   voller  Strenge  wurde  es 
«ist    nach   seiner   Erneuerung   im   Jahre    1660 
durchgesetzt.      Ueberhaupt    begann    jetzt    die: 
principielle    Ausbildung    eines    rücksichtslosen 
Schutzsystems  zu  Gunsten  einer   Industrie,  die 
schon  längst  Eestbegründet  war  und  keine  Kon- 
kurrenz zu  scheuen  hatte.     So  wurde  die  Tuch- 
nhr  aus  Irland  verboten,  und  das  viele  Jahr- 
zehnte hindurch  aufrecht  erhaltene  Verbot   der 
indischen   gedruckten  i  'alikos  und   Seidenstoffe 
hatte    teil«  eisi      benfalls     i  inen  Grund   in  der 
Rücksicht    auf    die    Tuchindustrie,      um    das 
Wollausfuhrverbot  noch  wirksamer  zu   machen, 
verlangten   die   Fabrikanten   noch    in  den  vier- 
Jahren  des  vorigen  Jahrhunderts  die  Ite- 
rierung   aller    englischen    Schafe,    und    das 
Parlament   ging   auf  dieses   Projekt  ein.    wenn 
es  aiuh  nicht  zur  Ausführung  gebracht  werden 
konnte.     Die  Aufhebung-  des   Ausfuhrverbotes 
erfolgte    erst    durch    das    G.    v.    3.   Juni    1824. 
Andererseits   war  aus    finanziellen  Rücksichten 
die    fremde    Wolle    namentlich    seit    18112    mit 
Zöllen  belegt  werden,  zuletzt  mit   6  Pence  für 
das    Pfund,   welcher   .Satz   durch    das    oben    er- 
wähnte Gesetz   von   1824  je  nach  der  Qualität 
auf   1    Penny  und  ' ._.  Penny  erniedrigt  wurde. 
I'ie  Wolle  aus  den  englischen  Kolonieen  erhielt 
schon    182.'>   Zollfreiheit,   die    vollständige  Be- 
'iii-  der  Wollzölle  aber  brachte  erst  das 
<;.  v.  6.  Juni  1844.     Die  Zölle  auf  Wollfabrikate, 
die    vor    der   Reformperiode   50%,    des    Wertes 
N    hatten,    wurden   durch   den    Tarif    v. 
.").  Juli    1826   auf    15°/0   herabgesetzt    'nur   die 
Konfektionswaren    waren    mit    20%    belastet), 
und    nach     einigen     weiteren     Ermässigungen 
durch    den    Tarif    v.   26.    Juni   1840  wurden  sie 
durch  eleu  Tarn  v.  4.  August  1853,  soweit  nicht 
besondere    Sätzi    aufgestellt    waren,     auf    5% 
herabgesetzt.    Hie  vollständige  Abschaffung  der 
Fabrikatzölle  knüpfte  sich  an  den  Handelsvertrag 
mit  Frankreii  1 

Nach  dem  zwischen  Italien  und  Frank- 
an  dem  Handelsvertrage  v.  17.  Januar 
1863  vereinbarten  Vertragstarif  betrug  der  Zoll 
von  wi. llenen  Geweben  15%  des  Wirtes  oder 
nach  Wahl  der  Einbringer  160  Francs  für  100 
kg.  Von  1.  November  1866  ab  sollte  der  Zoll 
auf  10%  herabgesetzt  werden.  Für  Bandwaren 
waren  230  Iran.-,  für  angefärbtes  (.am  16,20, 
>,30  Francs  zu  entrichten.  Rohe 
Wedle   war    frei,    gefärbte    mir    3,45   Krane-    luv 

100  k u  in  1.'  tet.    Diese  Zollsätze  waren  übrigens 

di  neu  di  -  allgemeinen  Tai ifs.  d 

mi i   jardinischen  muh  9.  August  1859 

instimmte,    nur   da--   zu   den   Sätzen  der 

■    'bin   Namen   Kriegssteuer  und 

Speditionsgi  h    ein    Zuschlag  von   15% 


kam.     In   dem   neuen    Vertragstarife   von 
kam  die  in  dem  Generaltarife  von  1878  durch- 
geführte protektioiiistische    Wendung    ebenfalls 
zum     Ausdrucke.       Die     (reinen)     Wollgewebe 
waren  mit  140  und  170  Francs,    die  gestii 
mit    4t  ;i)     Francs,     wollene     Decken    mit 
Welle  ngarn  mit  50—90  Francs  taritiert.     Diese 
Satze    waren    teilweise    von    denen    des    allge- 
meinen Tarifs  von  1883  nicht  verschieden,  te"'il- 
weise  um  10— 15%    niedriger.     In   dem   Tarife 
des  deutsch-italienischen   Handelsvertrages   vrm 
1810   finden  wir  für  Wollengarne  und  Fabrikat! 
mehr    Abstufungen,    aber   im    ganzen   ein 
höhung  der  Belastung:   so   beträgt  der  hö 
Satz  für  Gewebe  aus  gekrempelter  Wolle  jetzt 
185    Francs,    für    solche    aus    Kammwolle    25(1 
Francs,  wozu  noch  30  Francs  Zuschlag  kommen, 
wenn  die  Stoffe  bedruckt  sind. 

In  Russland  besteuerte  der  im  VergleMB 
mit  dem  früheren  schon  gemässigte  Tarif  \ 
28.  Mai  1857  die  Tuchwaren  mit  1,40  Rubel 
das  (russische)  Pfund.  Kammgarnwaren  mit 
1,20,  bedruckte  mit  1,60  Rubel,  Flanelle  und 
ähnliche  Waren  mit  80  Kopeken,  Strumpfwaren 
mit  50  Kopeken,  Teppiche  mit  40  Kopeken  das 
Pfund,  Wollengarn  das  Pud  (16,38  Kil.i  mit 
4  Rubel.  Per  Tarif  v.  5  Juli  1868  setzte  alle 
die-e  Zölle  mehr  oder  weniger  herab:  Tuch 
war  hiernach  mit  1.40  Rubel,  ungewalkte  Zi  i 
mit  0.50  bis  1,10  Rubel  (nebst  30%  Zuschlag 
für  gedruckte  Waren).  Flanell  mir  40  Kopeken] 
Teppiche  mit  30  Kopeken  das  Pfund  besteuert, 
der  Garnzoll  dagegen  wurde  auf  4.50  Rubel 
für  das  Pud  erhöht.  Per  Zoll  auf  rohe  Wedle 
wurde  ebenfalls  und  zwar  von  20  auf  22  Ko- 
peken für  das  Pud  erhöht.  Die  Erhebung  der 
Zölle  in  Gold  seit  1877  bildete  eine  bedeutendS 
Erhöhung  derselben.  Im  Jahre  1881  erfolgte 
eine  Zollerhöhuug  von  10%  und  1890  aber- 
mals eine  solche  von  20%.  Der  neue  Tarif  v. 
11.  Juni  1891  belegt  Gewebe  aus  gekrempelter 
Wolle  mit  1,20  Rubel,  solche  aus  Kammwolle 
mit  1,50  Rubel  das  Pfund  mit  Zuschlägen  Min 
30%  für  bedruckte  Zeuge,  Kachemirartige  Ge- 
webe mit  3  Rubel,  Teppiche  mit  55  Kopeken 
das  Pfund,  ungefärbtes  Wollengarn  mit  II  Rubel, 
gefärbtes  und  gezwirntes  mit  12  Rubel  das 
Pud,  rohe  Wolle  mit  2  Rubel,  gefärbte  mit 
3  Rubel,  gekämmte  mit  5,50  Rubel,  gefärbte 
und  gekämmte  mit  7  Rubel  das  Pucl. 

In  den  Vereinigten  Staaten  brachte 
erst  der  Tarif  v.  20.  März  1816  den  Wollw  aren 
einen  erheblichen  .Schutzzoll,  nämlich  von  2ä% 
des  Wertes.  Im  Jahre  1824  wurde  dieser  Sät* 
teilweise  auf  30%,  1828  für  die  besseren  Stoffe 
auf  45%  und  für  die  nicht  benannten  auf  40% 
erhöht.  Im  Jahre  1832  wurde  der  Wertzoll 
auf  50%,  der  schon  1830  für  die  besten  Waren 
angenommen  wurden,  verallgemeinert.  In  ihn 
Jahren  1836  bis  1842  fand  auf  Grund  des  G. 
v.  2.  März  1833  eine  allmähliche  Ermässigung 
des  Zolles  bis  auf  2.)%  statt,  durch  das  G.  v. 
•  !ii.  August  1842  aber  wurde  er  wieder  auf 
t0%  gebracht.  Die  Kammgarnwaren  wurden 
längere  Zeit  weit  günstiger  behandelt :  bis  1824 
blieben  sie1  ganz  zollfrei;  der  dann  eingeführte 
Wertzoll  von  25%  wurde  1832  auf  10%  her- 
abgesetzt und  für  einige  Artikel  ganz  aufge- 
hoben; 1841  jedoch  wurde  er  wieder  auf  20% 
und  1842  auf  30%  erhöht.  Wollengarn  wurde 
seit    1832   mit    4   Cents   das  Pfund  und  ausser- 
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„   4(i"  ,   des    Wertes   besteuert;   nach   einer 
üßdrigung  dieses  Prozentzuscblags  seit  18db 
,,U.   1842   ein   einfacher   Wertzoll   von   ,.ii    0 
„      Derselbe  galt    auch   für    Kamm- 
vorher  nur  mit   20%    belastet  war. 
V..1..-   Wolle   wurde   zuersl    1824  und  zwar 
,lrlll   sverte  von  15,  20  und  30%  be- 
,Urf   die  billigste  blieb   von   1832  bis  1M- 
Sfar   ganz    frei    und    batte    dann    nur  einen 
11     7on    5°  ,    zu    tragen,    während    für    die 
.„,,-,„    Sorten     der    Zoll    in    letztgenannten 
„,  3  Cents  für  das  Pfund   und   ausser- 
aes    Wertes    gesetzt    wurde.      Der 
;o   .luni  1846  setzte  die  meisten  Woll- 
,nkat  zolle   auf   20    und  25%  herab    und  der 
r  »cht  besonders  genannte  Waren  blieb  aut 
benso  der  auf  rohe  Wolle,    während  für 
ullengarn     auch    Kammgarn)    nur    2o%    zu 
tricbten  warm.    Noch  weitere  Herabsefzunaen 
„ige  bis  15  und  19%)  brachte  der  Tarif jon| 
dann  aber  erfolgte  wieder  ein  Kuckschlag 
dem  Tarife  v.  2.  März  1861,  der  die  Fabrikat- 
Ostens  auf  25  und  30  °/0  erhöhte  ebenso 
6 Garnzölle  und  auch  die  vorher  abgeschafften 
llzölle    wurden,    zunächst    mit    massigen 
Hasen    der  irerinsste  war  5%),    wieder  herge- 
Während    des    Bürgerkrieges    fanden 
Zollerhöhungen  statt  und  diese  wu 
,ach  Wiederherstellung  des  Friedens  ta  M 
eben    sondern  zum  Teil  im  protektiomsti- 
[nteressi    noch  gesteigert.    So  finden  wir 
n   Jahre    1870   die   ineisten   Wollenwaren    be- 
istet mit  50  Cents  das   Pfund  und  ausserdem 
-  Wertes,  die  Wollengarne  mit 
0_n0   Cents   das   Pfund   und   ausserdem  öo' 

ites    die  besseren  Wollen  mit  12  Cents 
as   Pfund   und    10%.     Im  Jahre  loswurden 
iölle  um  10%  erniedrigt,  aher  lb<6  folgte 
rieder    eine    Erhöhung.    Nach    dem    Tan 

I  März    1883   waren  Tuchwaren  mit  3o  I  ents 
as  Pfund  und  35-40%  des  Wertes,  1  laueile, 

en,  Wirkwaren  u.  a.  sowie  auch  W  ollen- 
•arne  mit  10  bis  35  Cents  das  Pfund,  Trauer- 
deiderstoffe  mit  5-9  Cents  für  das  Quadrat- 
;ard  und  35-40%  des  Wertes,  rohe  Wolle 
nit  21/.  his  12  Cents  das  Pfund  belastet.  In 
lern  Mac  Kinleyschen  Tarife  von  1890  werden 
sahireiche  Abstufungen  nach  dem  Werte  ge- 
macht und  die  Zidle  auf  die  Fabrikate  m  sehr 
komplizierter  Weise  bestimmt.  Für  lucn. 
Shawls  und  alle  mit  Strickmaschinen 
stellte  Waren  werden  z.  B.  3  bis  4 mal  die  inir 
die  entsprechenden  Wollarten  festgesetzten  Zolle 
und  40%  des  Wertes  erhoben,  fürWoUengarne 
imal  der  entsprechende  W  ollzoll  und 
des  Wertes.    Die  Wollzölle  betragen  teds 

II  und  12  Cents  für  das  Pfund,   teils  6i-  DU  /„ 
des  Wctcs.     Eine  Ausfukrvergütuiig  findet  nur 

i,  wirklich  aus  fremdem  Rohstofi  herge- 
stellten Fabrikate  statt,  mit  Abzug  von  1  f0 
des   bezahlten    Zollbetrags.     Der    Wilson-Tarit 

1894  enthielt  wesentliche  Reformen:  die 
Wolle  wurde  für  gänzlich  zollfrei  erklart  und 
die  Zölle  auf  die  wichtigsten  Fabrikate  wurden 
aut'  40—45%  des  Wertes  herabgesetzt.  Uer 
Dimrley-Taril  von  1897  aber  brachte  wieder  einen 
Umseht  ung,  indem  er  die  rohe  V  olle  wieder 
nm  11  und  12  Cents  belastete  und  andererseits 
die  Fabrikatzölle  bedeutend  —  einzelne  aut 
50,55   und   sogar   60%   des  Wertes  -erhöhte. 

Wegen    der    Litteratur    vergl.     die    Artt. 
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Wollzoll. 

1  Die  Geschichte  des  W.  in  den  wich- 
tigsten Handelsstaaten.  2  Die  wirtschaftliche 
Bi  deutung   eines  W.  für  D<  ind. 

1.    Die    Geschichte    des    W.    in    den 
wichtigsten   Handelsstaateu.     Die  Woll- 
zollfrage hat  in  Preussen  bezw.  im  späteren 
Deutschen     Reich     eine     vollständige 
Wandlung  im  Lauf   der  Zeit  durchgemacht. 
in!  im  IS.  Jahrhundert  in  Preussen 
entsprechend    den    herrschenden    merkanti- 
hstischen     Anschauungen    die    Ausfuhr   von 
roher   Wolle   aufs   strengste    verboten    war. 
gestattete    der  Zolltarif   von    ISIS   dieselbe 
und    setzte   einen  Ausfuhrzoll   von  18  .Mark 
auf  den  Centner  fest.     Die  Einfuhr  war  frei. 
Es  ist    dann   die  Einfuhr  von  roher  Wolle 
in   den   Zollverein   stets   freigebheben     nur 
wird   von   der   gekämmten   nach  dem  iant 
vom    15.    Juli    1879    ein    Eingangszoll    von 
2  Mark   für  100  kg   erhoben,   ein  Satz,   der 
auch  heute  noch  besteht,  aber  im  \  ergleich 
zum    Wert   der    Wolle   nur   eine   kaum   be- 
achtenswerte Bedeutung  hat.     Was  dagegen 
den   oben   erwähnten  Ausfuhrzoll  anbetrifft. 
so    wurde    er   vom   1.   Januar   1854  an  für 
rohe     und    gekämmte    Wolle    aut    1    Mark 
herabgesetzt,  nachdem  er  in  den  Jahren  vor- 
her bereits  nur  0  Mark  betragen  hatte,  und 
das  G    v    1    Mai   1S65  beseitigte  ihn   ganz. 
Seitdem   jedoch   die  Preise  für  Wolle  in  so 

„i    'Masse    gesunken    smd,    dass 
einst  so  einträgliche  Schalzucht  in  Deutsch- 
land eine  Rente  nicht  mein'  abwerfen  konnte'. 
ist   seitens  der  Agrarier  immer   von  ne 
dei     Antrag    an    den    deutschen    Reichstag 

bracht  werden,  einen  Zoll  auf  di. 
fuhr  von  Wolle   in   das  deutsche  Zollg 
zu  legen.     Zwar   gab  man   von  dieser  Seite 
wohl  zu,  dass  ein  Wollzoll  auch  die  Fabriken 
sehr    schädigen    müsse,    aber    man    glaubte 
dadurch,  dass  man  eine  Rückvergütung  auf 
,nnene  Welle    Fei  Ausfuhr   von  Fabri- 
katen in  Aussicht    stellte,    den  industriellen 
Ersatz  bieten  zu  können.     In  diesem  Sinne 
wurde   denn   auch   im  Jahre  1896   va 
Wirtschaftlichen    Vereinigung    des    Keicös- 
ein  Antra-   eingebracht   der  aber  die 
Zustimmung  diesei   Körperschaft  nicht  fand 
und  abgelehnt  wurde. 

In    Frankreich   konnte    zu  Ende    aes 
:i   Jahrhunderts   unversponnene  Wolle 


Wollzoll 


frei  eingehen,  war  aber  mit  einem  Ausfuhr- 
zoll von  76,50  Francs  belegt.  In  der  Zeit 
von  1792 — 1814  war  die  Ausfuhr  ganz  ver- 
Nack  dem  Gesetz  vom  2s.  April 
1816  hatte  rohe  Wolle  bei  der  Einfuhr  auf 
französischen  Schiffen  nur  1,10  Francs,  ge- 
färbte aber  73,44  Francs  zu  entrichten.  Das 
il.  v.  7.  Juni  1820  führte  teils  aus  finan- 
ziellen, teils  aus  protektionistischen  Gründen 
einen  Rohstoffzoll  auf  Wolle  ein,  der  je 
nachdem  die  Ware  zu  den  gewöhnlichen 
oder  den  feineren  Sorten  gehörte  und  in 
Sehweiss  oder  gewaschen  war.  sich  zwischen 
5,5  Francs  und  66  Francs  abstufte,  öm 
aber  die  Ausfuhr  der  Wollfabrikate  nicht 
zu  erschweren,  wurde  zugleich  eine  Aus- 
fuhrprämie für-  diese  gewährt,  die  auf  22,5 
bis  90  Francs  für  100  kg  festgesetzt  war. 
Dabei   wurde   auf   die  Herkunft   der  verar- 

ten  Wolle  keine  Rücksicht  genommen, 
und  die  Prämie  kam  auch  der  aus  fran- 
Material  hergestellten  Ware  zu 
Das  G.  v.  27.  Juli  1822  erhöhte  die 
Zölle  für  die  geringeren  Waren  auf  das 
Doppelte  und  schaltete  noch  mehrere 
Zwischenstufen  ein.  Bald  darauf  aber 
wurden  durch  Ordonnanz  vom  14.  Mai  1823 
und  vom  20.  Dezember  1824  im  Interesse 
der  damals  lebhaft  klagenden  Landwirtschaft 
die  Wollzölle  vervierfacht,  so  dass  sie  nun- 
mehr- mit  zahlreichen  Unterschieden  von 
-44 — 254  Francs  für  100  kg  gingen.  Die 
Ausfuhrprämien  für  Fabrikate  wurden  diesen 
Sätzen  gemäss  erhöht  und  standen  zwischen 
!7  l.!J—  liiJO  Francs.  Nur  während  einer 
kurzen  Uebergangsfrist  wurde  die  Vor- 
legung von  Zollcpiittuugen  zur  Erlangung 
der  erhöhten  Prämien  verlangt.  Das  G.  v. 
17.  Abu  1826  setzte  den  Wollzoll  allgemein 
auf  33'  '  Wertes  an  der  Grenze  mit 
.Minimalwert  für  rohe  (1  Franc),  kalt  ge- 
waschene (2  Francs)  und  heiss  gewaschene 
Wolle  (3  Francs).  Die  Ausfuhrprämie 
wurde    dieser    Verzollung  angepasst.     Die 

mauz  vom  8.  Juli  1834  verminderte 
den  Wollzoll  auf  22%  des  Wertes  ohne 
Festsetzung  eines  Minimums  und  regelte 
dem.  od   auch  die  Ausfuhrprämien. 

Napoleon  HL  setzte  durch  mehrere  Dekrete, 
1852,    1854,    1855  und  1856   die   Wollzölle 
mehr  und  mehr  herab,   die  freihändl 
Reform    vorbereitend.      Das    G.    v.    5.    Mai 
1860  hob  sie  endlich  I  mit  Ausnahme 

einer  Tax.'  ron  3  Francs  für  100  kg  bei  der 
indirekten  Einfuhr  aus  europäischen  Nieder- 
lagen und  der  Einfuhr  aul  fremden,  nicht 
befreiten  Schiffen.  I  rekämmte 
und  gefärbte  Wolle  blieb  jedoch  auch  in 
dem    mit    I  1860    vereinbarten     Yer- 

tragstarif  noch   mit   25   Francs   für    10 

tet.     Auch   heute  isl   die  Einfuhr  von 
roher  Wolle  t. 


nach       mich 
Es  wird  alier  erhoben  für       dem         dem 
100  kg-  General-  Minimal 

tarif         tarü 
Francs 
von  gefärbter  Wolle  und  ge- 
färbten Kämmlingen  32. 50  25 
von     gekämmter     oder    ge- 

krämpelter  Wolle  32,5°  2; 

von    gekämmter    oder    ge- 
krämpelter,  gefärbt.  Wolle     35,00  27 

In  England  war-  in  früheren  Jahrhun 
derten,  selbst  bis  zum  Jahre  1824,  die  An- 
fuhr der  Wolle  verboten.     Anderseits 
aus    finanziellen    Rücksichten    die    fr> 
Wolle,  namentlich  seit  1S02,  mit  Zöllen 
legt,   zuletzt   mit   0   Pence   für  das    I' 
welcher  Satz  durch  das  G.  v.  3.  Juni   I 
je  nach  der  Qualität,  auf    1  Penny  und 
Penny    erniedrigt    wurde.     Die    Wolle 
den  englischen  Kolonieen  erhielt  schon  182! 
Zollfreiheit.     Völlige  Zollfreiheit  bracht. 
G.  v.  6.  Juni  1884. 

In  Oest erreich  wurde  die  rohe  Wolli 
stets  frei  eingeführt. 

In  1 1  a  1  i  e  n  geht  natürliche  oder  Sehweiss 
wolle  und  gewaschene  Wolle  frei  ein.    Da 
gegen   wird  für    100  kg  gefärbter    idei    s 
krämpelter    Wolle    nachfolgender    Satz    er 
hoben : 

Gefärbte  Wolle  10  Lin 
Gekrämpelte,  sofern  sie  ungefärbt  ist, 
ebenfalls  10     _ 
sofern  sie  gefärbt  ist  20 
Bei  gekämmter  Wolle  beträgt  für  un- 
gefärbte der  Zollsatz  15 
und  für  gefärbte  25 

Auch     für     Kuustwolle     sind    ähnlich. 
Sätze  normiert. 

In  Russland  setzte  der  Tarif  vom  28 
.Mai  1857  einen  Zoll  von  20  Kopeken  für  da? 
Pud  fest,  der  Tarif  vom  11.  Juni  1891  belegl 
rohe  Wolle  mit  2  Rubel,  gefärbte  m 
Rubel,  gekämmte  mit  5,5  Rubel,  gefärbt, 
und  gekämmte  mit  7  Rubel  das  Pud  und. 
bestehen  die  Sätze  heute  noch  und  können 
nach  den  Vertragszollsätzen  gekämmte 
Wollen  mit  4,5  Rubel  und  gefärbte  und 
gekämmte  mit  6  Rubel  Abgabe  für  das  Pud 
eingehen. 

In  den  Vereinigten  Staaten  wurde 
rohe  Wolle  zuerst  1824  je  nach  ilrreru  Wert 
mit  15,20  und  30%  besteuert;  die  billigste 
blieb  von  1832 — 1842  wieder  ganz  frei  und 
hatte  dann  nur  einen  Zoll  von  5"o  zu 
tragen,  während  für  die  besseren  Sorten  dci 
Zoll  in  letztgenannten  Jahren  auf  3  I 
für  das  Pfund  und  ausserdem  30%  des 
Wertes  gesetzt  wurde.  Dann  erfolgte  eine 
:bung  der  Zölle;  der  Tarif  vom  2.  März 
1861  stellte  dieselbe  aber  zu  lnässigdn 
Sätzen,  der  geringste  war  5%,  wieder  her. 
Während  des  Bürgerkrieges  fanden  weitere 
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statt,    welche    nach    Her 


Die     wirtschaftliche     Bedeutung 

für  Deutschland,     um  sachge- 

Icbe  Bedeutung 

Landwirtschaft 

„tedas  numi  udu  Lw-zu  \;:f:   ''■—', Oo  ,   beSondera   Eür  die  Hebung  der  Schaf- 


5h;'nf,'!odons  noch  Steigert  wurden,   eines  W.  für  Deutschland. 

Uungdes  fcneü.  ns  iim.ii  -,>•'    --                             beurteilen  zukönnen,we 
:o    waren    die    he.se   >n    Wo» >n    «      -  tTir  die  deul 

nie  das  l'fund  und   10°,o  des  w eites  o< 


„,,  je  nach  Wert.     Der  ^™nach  -,     )  f  £  Entwickeln^  der  B.  hat 

,if  n  1890  belegt  daeWoUe  3^n£  fS^^nd  der  letzten  JahrzeWe  werfen. 
«Werte  ^^^Vaes  Wert™  Der  Zu  diesem  Zweck  geben  wir  haer  einen 
,1'"1'    ;.''lsf  1W  Prklärtd  ie  Wolle  für  Kückbück  über  die  Entwickelung  ^-^uM- 

^T^TOnlM4erU^<JMj^™b^tadfl8  Dentschland    von    den    60er 

fSffi  iS  ?K»Ä%  ^hren  bis  zur  Gegenwart. 


ÖMbitive  Tendenz  und  belegte  infolge- 
E  Wolle  mit  einem  Zoll,  der  dem  Wert 
LtBprechend  schwankend  ist. 


Landesteile 


Entwickelung  des  Schafbestandes 
in  Deutschland 

Anzahl  der  Schafe 


ältere 
Zah- 
lungen 


i8?a 


1883 


1892 


1897 


Pro- 
zentuale 
Abnahme 

seit 

den 
sechziger 


Auf  100 
ha  land- 

wirt- 
schafüieh 

benutzter 
Fläche 
kamen 


Jahren     Schafe  i.d. 
60er  Jahr. 


'rov.  Ostpreussen    .     • 

Westpreussen 

tadt  Berlin    .    .    •    • 

'rov.  Brandenburg  .     . 

„     Pommern  .    •    • 

„     Posen 

Schlesien  .  .  • 
Sachsen.  .  •  ■ 
„  Schleswig -Holst. 
„  Hannover  .  .  . 
„  Westfalen  .  .  ■ 
„  Hessen-Nassau  . 
„  Eheinland  . 
Hobenzollem 


i  709623 

1  658394 

238 
27228391 
3  070251I 
2614861' 
2628641 

2  040  930 
572  836 

2212  093 

498  629I 
664428! 

499  228 
13428 


1  841  437 

1  806  056 

726 

2  4t  I  245 
3218674I 
2  629  399 
2  143  763| 
1783  7271 

434  467| 
1  857  oSoj 

484  151 

612  141 

392976 

10952 


1  413  8201 

1  349  253 

597 

1  709897) 

2  550  502 
1  892  33' 

1  3°9  49  5 1 

1  390915I 

320  7681 

1  500  501I 

416761 

554  299 

333  731 

9  471 


937  °39: 

952  025 

4  1011 

1  187  247] 

1  851  8131 

1  001  489I 

657271 

1  064  994 

289521) 

1  177  016 

316327 

4i0933 

249  238 

10530 


726  468 
688  S20, 
2  958 
898  2981 
1  406  953 
695  5581 
437  184; 
903  464 
250678 
971  669 

275  133 

390  790 

210  613 

9810 


K,W,WI,   Preussen    .20906419:1966679414752328 


57,6 
5^5 

67,1 
54,2 
73,4 
83,4 
55,8 
56,3 
56.2 

44,9 
41,2 
57,8 
26.9 

^6T 


71,2 
103,0 

n,3 

121,8 

154,4 
127,6 
102,4 
118,9 
40,2 

130,3 
48,4 
9i,4 
37,o 
22,8 


Königreich  Bayern  .     . 

Sachsen .     . 

„        Württemberg 

Baden 

Hessen 

Mecklenburg-Schwerin . 

Sachsen-Weimar  .  .  . 
Mi  cklenburg-Strelitz  . 
Oldenburg  .  .  .  -  • 
Braunschweig .  .  •  • 
Sachsen-Meiningen  .  . 
Sachsen-Altenbnrg  .  . 
Sachsen-!  oburg-Gotka  . 

Anhalt 

Schwarzburg- Sondersh. 
Schwarzburg-Rudolst.  . 

Waldeck 

ELenss  ä.  L 

ßenss  j.  L.      ... 
Sebanmburg-Lippe  . 

Lippe 

Lübeck 

Bremen 

Hamburg    .... 
Elsass-Lothringen    ■ 

Deutsches  Eeieh  .     . 


20586385 
371989 
683  842 1 
177  332; 
237  839, 

1  237014 
285  76  ij 

239  4951 
220  142 
43S  840 

111  44M 

54  001 

123  724! 

218788 

94  527 
71  919 
S4267 
5  710 
32  169 

66  357 

9819 

813 


302  892 


1  342  19°: 
206  833 
577  290, 
1562S7I 
130410, 

1  100  04S] 
212  8741 
221  868| 
1941511 

313  165 
85001 
30771 
108  4241 
1632171 
82488 
51918 
59  860 
4885 
23010 
6963 
56  478 
65 

747 

6062 

191  142 


I  178270: 

149  037) 
550  104 
131  461 
101  663| 

939  097 
145  442: 
188078) 
160937' 

243  935 
58  940' 
20  996 

73  249, 
130  610 
54  276) 
39  024 
66  704 

3  440 
16805 

5  022 
41  011 

5  597 
446 

3810 

129  433 


127,4 

150,8 

69,7 

199,4 

93,8 

61,6 

107,3 

144.7 
183,3 
166,0 

98,5 
30,7 
137,6 
33,3 
93,3 
48,7 
4.7 
24,1 
39,6 


"S  016  76924  999  4o6;i9  189  7-51  >3  589  6.2,10  500  772|   6.,2 
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Wollzoll 


Aus  dieser  Tabelle  geht  hervor,  dass  im 
Deutsi  heu    Reich   seil   den   60er 
Jahren  der  Schafbestand  weil  über  die  Hälfte 
egangen    ist     Besonders   stark    war 
r  Rückgang   in    den   preussischen  Pro- 
vinzen  Schlesien,    Posen    und  Brandenburg, 
ach    in   den    Königreichen    Bayern 
und   Sachsen,   in   Hessen,  dem   grössten  Teil 
der    Thüringischen    Staaten    und    in    den 
Reichslanden.     Bedeutend  geringer  war  er 
dagegen    in   den  Provinzen   Westfalen    und 
Hessen-Nassau,  ebenso  auch  in  Hohenzollern, 
iburg,  Waldeck  und  Mecklenburg,  wäh- 
rend   er    sieli   in   den    übrigen  Ländern  um 
ca.    ."'i'""   vermindert    hat.     Am    stärksten 
wurde    die  Schafzucht   in   den  60  er  Jahren 
in     der     preussischen     Provinz     Pommern, 


Posen,  Brandenburg,  Hannover,  Sachsen  in 
Westfalen,  in  den  nichtpreussischen  Ländei 
Mecklenburg,  Weimar,  Braunschweig,  Sach 
Coburg-Gotha,  Anhalt,  Rudolstadt  und  . 
j.  L.  betrieben.  In  einzelnen  Landesteile 
wo  also  die  stärkste  Schafzucht  war,  i: 
diese  auch  erheblich  zurückgegangen  '  A 
anderen  Orten,  die  dicht  mit  Schafen  h< 
setzt  waren,  ist  dagegen  nur  ein  geringe 
Rückgang  zu  verzeichnen. 

Die  Veranlassung  zu  einer  derartige 
Knt Wickelung  ist  die  Preisbewegung  fii 
Wolle  gewesen,  welche  sich  auf  dem  Bei 
hner  Wollmarkt,  dem  bedeutendsten  i 
Deutschland,  in  der  nachstehenden  Weise  M 
staltete. 


Preise  für  Wolle  in  Mark  für  50  kg  auf  dem  Berliner  Wollmarkt 


Jahr 


Qualität  der  Wolle 


feine  und  hoch- 
feine1) 


gute  und  mittel- 
feine2) 


mittlere" 


ordinäre 


1851  60 
1861  7(i 
1S71  80 
1881  90 
1891 
IM  12 
1893 
1894 
1895 
1896 
1897 
1898 
1899 


-79.  i—3°7 
238,8—265,8 
185,0 — 200,1 
156,2—179,3 
153—162 
131—165 

130—145 

120 — 140 

130—150 

140 — 1604') 

I35—I50') 

150—165 

'73—213 


')   Auch   feine   Tuchwolle. 
4    Ausnahmepreise  höher. 


248,6—265,1 
197.7—224,3 
167,0-178,5 
138,3—150,7 

143—148 

m—130 

108 — 125 

105-115 

108—125 

112— 135 

IOO — 120 
120 — I30 
152 — 170 

2i  Auch   mittelfeine 


188,8—229,9 

167,4—193,2 

166,0—  181,2 

156,0 — 166,6 

135—140 

118—126 

110 — 120 


108—115 
140—145 

Tuch-  und   Stoffwolle. 


140,9—176,8 

129,0 — 164,7 

144,0 — 164,2 

75,4—H3,i 

132-133 

90 — 110 

88-  100 

82—95 

90 IOO 

95—105 

80— 8  s 

85-95 
115—130 

3)  Kammwolle. 


Aus   dieser  Zusammenstellung  geht  her- 
v,Ji\  ,i;l"    ron  Jahrzehnt   zu  Jahrzehnt   der 
für  Welle   inline,-  mehr  gesunken  ist, 
ite   es   sieh   um    leine,   mittelfeine  oder 
5hnliche  Marken  handeln.    Denn  während 
man    in   den  50er  Jahren   für   den  Centner 
noch  279,1—301   Mark   bezahlte,   so   war  in 
den  90er  Jahren  allmählich  dieser  Preis  für 
feine  und  hochfeine  Ware  bis  auf  120  Mark 
uien,  und  während  gute  und  mittelfeine 
Wolle   iß    di  M   50er  Jahren    noch  mit  248,6 
bis   265,1    Marl,    bewertet    wurde,  aber  all- 
mählich   selbst    bis   auf   105  Mark   heruntor- 
äanken  auch  die  ordinären  I  lualitäten 
L76,8   auf   80   Mark.     Erst    das   Jahr 
:  hat  im  Wollhandel  wieder  einigen  Auf- 
schwung gebracht. 

Die  Gründe  für  eine  derartige  Entwicke- 
lnd  zunächst  in  dar  Veränderung  der 
Gewinnungsverhältnisse    zu    suchen.      Die 
Wollgewinnung  bat  besonders  in  Australii  ä, 
ia  und  im  Capland  seit  1850  ganz, 
amen    und   Europa   mit    Roh-l 


wolle  überschwemmt.  Allerdings  darf  man 
aus  der  Zunahme  der  Gewinnung  nur  auf 
ein  Fallen  der  Wollpreise  schliessen,  wenn 
dieser  Zunahme  eine  geringere  Zunahme 
oder  gar  eine  Abnahme  des  Verbrauchs 
gegenübersteht.  In  der  That  hat  nun  die! 
Gewinnung  der  Wolle  den  Verbrauch  über- 
flügelt. Zwar  lässt  sich  nicht  leugnen,  dass 
die  Wollindustrie  in  allen  Ländern  in  dem 
zu  betrachtenden  Zeitabschnitt  einen  gewal- 
tigen Aufschwung  genommen  hat.  Es  zeigen 
dies  sowohl  die  statistischen  Angaben  übe* 
die  Entwicklung  der  Fabriken  wie  über 
die  zunehmende  Arbeit  der  wichtigsten  In- 
dustrieländer für  die  Ausfuhr.  Doch  diese 
Momente  reichten  nicht  aus,  die  Nachfrage 
nach  Wolle  in  dem  Masse  zu  steigern,  wie 
die  Gewinnung  sich  gehoben  hat,  und  es 
musste  somit  die  Ausdehnung  der  Gewin- 
nung auf  einen  Rückgang  im  Preise  hin- 
wirken, zumal  da  hierzu  noch  verschiedene 
andere  Erscheinungen  hinzutraten,  die  den- 
selben Einfluss  ausübten. 
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Eine  der  wichtigsten  -  rselben,  die  hier 
nnit.  im  die,  dass  auch  auf  den 
Bevölkerung  der  Wollverbrauch  in 
etzten  Jahrzehnt  it schieden  ver- 

mindert hat.     Die  durch  den  amerikanischen 
rkrieg   hervorgerufenen    hohen  Baum- 
wohenpreise    in  de]   ersten  Hälfte  der  60er 
[ahre   hatten   die   europäischen  Textihndus- 
triellcu    vielfach    dazu    gezwungen,    anstatt 
wolle  Wolle  als  Rohmaterial  mit  heran- 
zuziehen.     Der    Verbrauch    der    Wolle    in 
Weise  ging  natürlich  zurück,  als  Linie 
Uer  Jahre  die  Baumwolle npreise  wieder 
;u    weichen.      Wir    finden    - 
in  späterer  Zeit,    dass  Baumwolle  an  Stelle 
■  verwendet  wird,  was  noch  durch 
den  Umstand    bedeutend    erleichtert  wurde. 
die  Industrie    soweit    fortsehritt,   dass 
sie   auch   aus  Baumwolle  mit  anderem  .Ma- 


terial   vermischt    feste    und    warme    Stoffe 
herzustellen    imstande     war.      Auch    hier- 
durch  wurde   ein  Preisrückgang'  der  Wolle 
ägt.     Dazu  kommt  dann  noch,  dass  der 
früher  starke  Verbrauch  von  hochfeinen  und 
hochedlen  Wollen    sich    von    Jahr    zu   Jahr 
rerminderte,   teils  weil  der  Geschmack  der 
Käutei-    Stoffe    begünstigte,    die    aus    ande- 
rem   und    geringerem    Rohstoff    hergestellt 
werden  konnten,  teils  weil   der   Fortschritt 
in   der  Fabrikation   es   ermöglichte,    schone. 
tuchartige    Gewebe    aus    billigeren    "Wollen 
herzusteilen.     So    musste   naturgemäss   der 
Preis  hochfeiner  Volle  ebenfalls  sinken.  Hand 
in  Hand  damit  geht  dann  die  Entwickelung  | 
der  Kunstwollfabrikation  vor  sich.    Auch  das 
musste  den  Preis  der  Wolle   drücken,  weil 
man  ebensowohl,  wie  man  die  V  olle  durch 
Baumwolle    ersetzte,    auch    dazu    überging. 
an   Stelle   geringerer  Wollqualitäten   Kunst- 
volle treten  zu  lassen.     Die  Zahlenangaben 
über  die  Entwickelung  dieses  Fabrikations- 
eweiges    in    Preussen    und    Grosshritanmen 
mögen    ein  Bild   davon  geben,   wie  dieselbe 
imstande   war.  den   Preis   der  Volle   rück- 
gängig  zu    gestalten.     Nach    den    Ai  - 
3  statistischen  Handbuches  für  den  preus- 
en  Staat  betrug  die  Anzahl  der  Kunst- 
wollfabriken 1861   20.     In  denselben  waren 
301  männliche  und  S40  weibliche  Personen 
läftigt.     1875   war   die  Zalü  der  Fabri- 
ken schon  auf  19  Hauptbetriebe  mit  w 
als  5  Gehilfen,   55  Hauptbetriebe   mit  mehr 
als   5  Gehilfen    und   25   Nebenbetriebe   ge- 
stiegen     Im  gesamten  Industriezweig  waren 
5  männliche  und  2306  weibliche  Ai 
:  läftigt.     Flu-   das   Jahr  1882   ergab   die 
Zählung  46  Hauptbetriebe   mit  weniger  als 
;.  Gehilfen,   85  Hauptbetriebe  mit  mehr  als 
."■  Gehilfen   und    5  Nebenbetriebe.    Im  ge- 
samten Industriezweige  waren   2342  männ- 
liche  und  3819  weibliche  Arbeiter  beschäf- 
tigt    Für  Grossbritannien  giebt  die  Statistik 
die   ersten   Zahlen    über  Kunstwollfabriken 


m  Jahre  1868.    In  demselben  betrug 
i       \u/ahl    der  Onternehmui 
. 
H87.    Im  Jahre  1870   haben  wir 
120   Fabriken, 
13379  ;  -  ;m   und  3816    \  1878 

betrug   die    Anzahl   der  Fabriken    137, 
,l,,r  S]  12984    und   die   der  Arl 

iben  wir  dagegen  einen  R 
gang    auf    125   Fabriken,    in  welchen    aber 

<•- -    g]         Ln    and    1503  Arbeiter   thätig 

waren.    Wenn  wir  nun  in  den  letzten  Jahren 
niedrigere   Zahlen    hal.cn   als  in  den    70er 
Jahren,    so    sind    sie   doch   noch 
höher  als  die  für  1868.    Es  würde  als 
nicht    gegen     die    Behau] 
sprechen,    i  h    die  Kunstwoliindustrre 

in  den  letzten  Jahrzehnten  im  Vergleich  zu 
den  50  er  und  60  er  Jahren  bedeutend  vei- 
grössert  hat.  Dazu  kommt  dann  noch  der 
-  die  Verringerung  der  Spin- 
deJanzahl  und  die  der  Arbeiter  nicht  unbe- 
dingt auf  einen  Rückgang  in  der  betreffen- 


den Industrie  schliessen  lässt  Vielmehr 
muss  man  hier  berücksichtigen,  dass  infolge 
von  Fortsehritten  in  der  Technik  die  Leis- 
tungsfähigkeit der  Spindeln  bedeutend  er- 
höht und"  die  menschliche  Arbeitskraft,  die 
bei  der  Bedienung  der  Maschine  notwendig 
ist.   verringert  worden  ist. 

Einen  weiteren  Grund  für  die  immer 
mehr  fallende  Tendenz  der  Welt] 
sehen  wir  in  der  Entwickelung  des  Ver- 
kehrs zwischen  den  Wolle  produzierenden 
Kolonialländern  und  den  konsumierenden 
[ndustriebezirken.  Hinsichtlich  dieser  Ent- 
wickelung der  Verkehrsverhältnisse  ist  be- 
sonders zu  bemerken,  dass  man  immer  mehr 
von  der  Segelschiffahrt  zur  Dampfschiffahrt 
übergegangen  ist.  Hierzu  wird  uns  aus 
oauz  zuverlässiger  Quelle  geschrieben: 

Vor  etwa   20  Jahren   gab  es  nur  einen 
Steamer,    der   von  Zeit    zu  Zeit  Wolle   von 
dien  nach  England  mitnahm.     lmJSo- 
,    1877    brachte    ein    Steamer  Wolle 
|  der   neuen    Schur    nach  London,    und    erst 
gegen  Ende   187S    fing    eine    Dampferlime 
|n   m(  äffe  mit  Wolle  zu  befrachten. 

Von  da  an  datiert  die  allmähliche  Entwicke- 
lung der  Dampfschiffahrt  im  Wolltrans 
In  "der   Saison    1881  82   gingen    19     o    der 
Produktion    Australiens    per  Steamer   nach 
England,  1886/87  46%  und 

schiffe  haben  aber  noch  mimer  V  ich- 
,    und  werden  nicht   -  i  rasch  ganzlich 
verdrängt  werden. 

Neben  diesem  Ueoergange  von 
Segel-  zur  Dampfschiffahrt  haben  dann  auch 
gleichzeitig  die  Schiffe  einen  immer  gl 
ren  Tonnengehalt  angenommen,  zumal  cla 
man  auch  zur  Konstruktion  eiserner  Last- 
schiffe schritt,  die  sich  sowohl  hierdurch 
als    auch    durch    billigere  Erbauungskosten 


Wellzoll 


auszeichnen.  Es  liegt  auf  der  Hand,  dass  Frachtsätzen  zum  Ausdruck  kommen.  Nacl 
durch  diese  Veränderungen  sich  Kapital  privater  Mitteilung  betrugen  die  Frachtsatz« 
und  Zeit  bedeutend  besser  ausnutzen  lassen,  für  ungewaschene  Wolfe  pro  Tonne  voi 
Xaturgemäss    muss    dieses     auch    in     den  |  San  Francisco  bis  London  in  Shilline: 


Jahr 

1.  Januar 

1.  April 

1.  Juli 

1.  Oktober 

Durchschnitt 

issn 

6;--o 

4° 

55-57.6 

75-77-6 

t.o  q 

1881 

65—67.6 

80 

75-80 

7;— 80 

74.7 

1882 

62.6-6, 

55—60 

50 

45—46,3 

54*9 

•• 

30.3—37,6 

37,6-42,6 

55 

45—46.3 

42,9 

1884 

22.6—25 

3° 

42,6—45 

42,6—45 

36,i 

1  SSj 

45  -  47,6 

35—37.6 

33,9-36,3 

3°    35 

37,5 

KSHi 

30-32,6 

35 

33.9—36,3 

30—31.5 

32,7 

188, 

3° 

22,6 

25—27,6 

30—32,6 

27.9 

1888 

2; — 26 

22,6—23,9 

23,9—25 

37,6—40 

28 

1889 
1890 

42.6 
32.6—37.6 

20.3-27.0 
33,9—36.3 

33-9—37,6 
43,9 

35-37,6 
40—41,9 

34.4 
38,0 

1891 

42.6-45 

42-6—43,9 

45 

40 

43,2 

Zunächst  zeigt  diese  Tabelle,  dass  die 
Frachten  von  .Jahr  zu  Jahr,  ja  selbst  von 
Monat  zu  Monat  den  grössten  Schwankungen 
unterliegen.  Es  wird  sich  also  nur  annähe- 
rungsweise unter  Berücksichtigung  grösserer 
Zeitabschnitte  feststellen  lassen,  wieviel  sie 
dien  sind.  Fassen  wir  also  immer  den 
Durchschnitt  von  4  Jahren  zusammen,  so 
erhalten  wir  als  Durchschnittsfracht  für  die 
Jahre  1880—1883  58,9  sh.  für  die  Tonne, 
für  1884-  1—7  33,7  sh.  und  für  1888—1891 
'■>'>.'.>  sh.  Es  ist  also  ein  Rückgang  der 
Fracht  um  43  n  0  zu  Anfang  der  80  er  Jahre 
zu  konstatieren,  während  wir  in  der  zweiten 
Hälfte  kein  weiteres  Zurückgehen  mehr 
haben,  jedoch  auch  kein  wesentliches  Steigen. 
Nach  der  Angabe  eines  Grosskaufmanns  l,e- 
tnig  die  Fracht  von  La  Plata  nach  Ant- 
werpen für  Wolle  und  Häute: 

im  Jahre  Francs 

1878  24.2 s 

1879  4i;6Ö 
1881  27,75 

l-s,s.",  20.2 J 

1886  I7.?_,5 

Die  Frachtsätze  dagegen,  die  aus  den 
sechziger  und  siebziger  Jahren  indem  deut- 
schen Handelsarchiv  für  den  Wolltransport 
apland  nach  London  vorliegen,  schwan- 
ken zwar  auch  erheblich  in  den  einzelnen 
Jahren,  zeigen  aber  nicht  entschiede- 

nen l;  So  wurde  1863  '  2— Id.  für  das 

2  zählt,  1868     !  -'•  s  d.  für  ungewaschene, 
1  d.  für  gewaschene  Wolle.     1870  er- 
hielten Segelschiffe  '■■  —'•  s  d.  und  Dampfer 
8U— 1  d.  für  das   Ib.  für  den  Transport  von 
Port  Elisabeth  nach  Europa.    1871   erhielten 
-1  d.  und  Dampfer'  b— l1  2d. 
für  das  Ib.  für  die  Verfrachtung  aus  den  Cap- 
kolonieen  nach  London.     1875  beliefen  sich 
die  Frachtsätze  für  di«  -  Ibe  Fahrt  fürDam- 
und    gewa  v7olle  auf  :i  1— 1  d.. 

für  ungewa  auf  ::  s— '  2  d.  für  das  Ib., 

für  Segelschiffe  und  gewaschene  Welle  auf 


3  4 — 3  s  d.,  für  ungewaschene  auf  3  - — 1  2  d. 
für  das  Ib.  mit  5%  Primage.  18S2  kamen 
die  Frachtsätze  für  gewaschene  Wolle  auf 
Vä — 1  d..  für  halbgewaschene  auf  ::  — ;  a  d. 
und  für  Welle  in"  Seh  weiss  auf  >  1— 3  -  d. 
für  das  Ib.  mit  10  °  0  Primage. 

Aus  allen  diesen  Betrachrungen,  die  wir 
über  die  Preisbewegung  der  Wolle  voraus- 
geschickt haben,  geht  nun  hervor,  dass  der 
Preisrückgang  der  AVoile  durch  die  stets 
zunehmende  Gewinnung  in  den  Kolonial- j 
ländern,  die  Verbrauchsveränderung  undi 
durch  die  Verbilligung  der  Fracht  hervor- 
gerufen ist. 

Der  Rückgang  des  Wollpreises  hat  nun 
zu  der  oben  geschilderten  rückgängigen  Ent- 
wickelung  der  Schafzucht  in  Deutschland 
geführt,  und  zwar  ist  letztere  in  so  starkem 
Masse  aufgetreten,  dass  man  der  deutschen 
Schafzucht  eine  so  gewaltige  Bedeutung, 
wie  vor  etwa  50  Jahren  nicht  mehr  bei-i 
legen  kann. 

Nach  der  letzten  Viehzählung  vom  Jahre 
189 ?  gab  es  im  gesamten  Deutschen  ßeich 

Pfei;de 4038485 

b-maer 18490772 

Schweine '4  274  557 

Schafe 10  866  772 

Berechnet  man  diese  Ziffern  auf  Gross- 
vieh, indem  man  ein  Stück  Grossvieh  gleich 
2!a  Pferd,  1  Rind.  4  Schweinen  und  10 
Schafen  setzt,  so  erhält  man  in  Stück  Gross- 
vieh : 

für  Pferde 60,7727 

„    Rinder iS  490  772 

,,    Schweine 3  568  639 

„    Schafe 1  0S6  677 

Insgesamt    28  203  8 1 5 

Das  ergiebt  für  Schafe  nur  noch  3,85  °.o 
vom  Bestände  auf  Grossvieh  berechnet.  End 
stellen  wir  dem  gegenüber,  welche  Werte 
die  Schafzucht  liefert,  so  entfällt  auf  sie 
nach  angestellten  zuverlässigen  Schätzungen  ' 
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,„c  jährliche  Erzeugung  von  rund  (0891 
.'„    pioisch    im    Werte    von    COOOUOO 

[ark    im.!     rund    4<>0<iOtiOU    Mark    Wolle. 

fahi-end  der  Wert  der  Gütererzeugung  aus 
esamteu  deutschen  Landwirtschaft  auf 
Hl  ih ii ii ml»  Mark  zu  veransclilagen  ist. 

Dazu    kömmt,     dass     von    den    Werten. 

wiche    aus   der  Schafviehhaltung   entstam- 

uur  die  kleinere  Hälfte  auf  Rechnung 

ler  Wollerzeugung  zu  setzen  ist,  die  grossere 

n  durch  Fleischproduktion  eingebracht 

Denn    aus    demselben    Grunde,    aus 

lern     man     überhaupt     die    Schafzucht     in 

-, -bland  eingehen  Hess,   ging  man  auch 

ler    niedrigen  WoUpreise  mehr  und 

v„„  ,le,-  Haltung    des  Wollschafes  zu 

des    Fleischschafes    über.      Allerdings 


Arbeil  und  das  Kapital  oicb.1  mehr  bezahlt 
macht'  Wenn  also  der  Reinertrag  infolge 
rückgängiger  Wollpreise  auf  vielen  Gut  in 
zurückgeht,  so  ist  dies  nur  die  Schuld  der 
Wirtschaftsleiter,  die  sieh  von  dem  Alther- 
gebrachten nichl  trennen  können.  K'm  sol- 
ches Drteil  wird  jedoch  nur  der  fällen,  dBr 
landwirtschaftlichen  Verhältnissen  völlig 
fernsteht.  Der  Fachkenner  weiss  sehr  wohl, 
dass  dem  Laudwirt  durch  Klima  und  Boden- 
beschaffenheit diese  oder  jene  Wirtschafts- 
methoden vorgeschrieben  werden.  Das/Auf- 
geben der  Schafhaltung  wird  der  Regel 
nach  nurda  möglichsein,  wo  dieselbe  durch 
Rindviehhaltung  ersetzt  werden  kann,  d.  h., 
wo  die  Bodenbeschaffenheit  und  das  Klima 
lolchesind,  dass  sie  den  grösseren  Nahrungs- 


ansprächen    des  Rindes   genügen,    also    auf 
wird  die  Tendenz,  das  Fleischschaf  an  Stelle  ,  ßütern  in  Niederungen,   im  feuchten  Klima 
\  ollschafes    treten     zu    lassen,    nicht  1 


,11  gleichmässig   stark  aufgetreten  sein. 

das  Fleischschaf   wird    nur    da    sich 

ibel  zeigen,    wo  gute  Futterverhältnisse 

vorhanden  sind.    Das  Wollschaf  ist  in  seinen 

Futteransprüeheu    bedeutend    bescheidener. 

Erhält   dasselbe    für   einige  Zeit  eine  unzu- 

ende  Nahrung,    so    entzieht   die  wolle 

u    ihrer  Entwickelung   nötige  Material 

den    Reservestoff  en      des     Körpers. 


der  Gebirge  und  wo  ein  reicher  kleefähiger 
oder  luzernesicherer  Boden  vorhanden  ist. 
An  die  Stelle  der  Schafhaltung,  wie  es  ver- 
einzelt vorgekommen  ist,  viehlosen  Betrieb 
einzuführen,  wird  nur  da  rentabel  sein,  wo 
die  voluminösen  Krzeugnisse  der  Wirtschaft, 
die  durch  die  Viehhaltung  eine  absatzfähige 
Gestalt  erhalten  sollen,  schon  ohne  diese 
Verwandlung  leichten  Absatz  finden.  Doch 
dürfen    solche    viehlosen  Wirtschaften    nur 


den     Reservestorten      aes     mupsn».        ^  dürfen    solche    vieüiosen    w  msciumeu    uu* 

Ffoischproduktion    wird  dagegen  durch  ein-  die  Ausnahmen  sein,  nicht  die  Regel,   denn 

tretenden   Futtermangel    arg   beeinträchtigt.  ein  rati0neller  Betrieb  der  Viehzucht  ist  die 

-r-,         ■    ,     _i-_     :.,    «ll™     rlon    <Tpcrpnden     das    /-, _ .ii f;;„  ,1m   Aq/IoUioh   dpa    Ackerbaus 


s  wird  also  in  allen  den  Gegenden  das 
Wollschaf  beibehalten  werden  müssen,  wo 
knappe   oder  abwechselnd  knappe  und  aus- 

,.  Weiden  vorhanden  sind  und  eine 
hitterknappe  Winterperiode  zu  überstehen 
ig{  d  h.  auf  trockenem  leichten  Boden. 
Vl„r    selbst   unter   günstigen  Bodenverhält- 

a  ist  in  allen  extensiv  betriebenen 
Wirtschaften  eine  gleichmässige  Ernährung 
nicht    möglich.      Es    beruht    dies    vielfach 

,f,  dass  die  Entwickelung  der  Weide- 
pflanzen in  den  verschiedenen  \egetations- 
perioden  nicht  immer  dieselbe  ist.  Auch 
wird  das  Pflanzenwachstum  durch  Bodeii- 
und  Dntergrundverhältnisse  bedingt.  Zu 
solchen  Zeiten   ist   es   jedoch    nicht  immer 

ich,  den  Weideausfall  durch  Stall- 
fütterung zu  ersetzen.  Es  ist  demnach  hier 
die  Wollproduktion  die  einzige  Möglichkeit, 
während  die  Haltung  des  Fleischschafes  nur 
da  am  Platze  ist,  wo  die  Verhältnisse  über- 
reiches Futter  gewähren. 

Hier   könnte   nun  der  Einwand  gemacht 

len,  wenn  viele  Gegenden  sieh  der  ver- 
änderten Konjunktur  bereits  angepasst  und 
die  Schafhaltung  aufgegeben  haben,  weil 
dieselbe  nicht  mehr  rentiert,  so  ist  es  wun- 
derbar, dass  dies  auch  nicht  andere  thun 
und  dem  Beispiel  jener  folgen.  Ware  es 
unter  solchen  Verhältnissen  nicht  die  Pflicht, 
dass  deutsche  Landwirte  einen  Erwerbs- 
fallen  lassen,    der    die    aufgewandte 


Grundlage  für  das  Gedeihen  des  Ackerbaus 
und  für  die  Rentabilität   des  ganzen  Wirt- 
schaftsbetriebes.     Von    der   einseitigen   An- 
schauungsweise,   es    könne  der  Stalldünger 
entbehrlich    gemacht    werden    und     durch 
Handelsdüngemittel    den  Pflanzen  die  rich- 
tigen Ernährungsverhältnisse    gegeben  wer- 
den, ist  man  mehr  und  mehr  zurückgekom- 
men.     Bei   aller    Anerkennung    des    hohen 
Wertes  der  künstlichen  Düngemittel  für  den 
intensiven  Ackerbau  hat  man  doch  einsehen 
gelernt    dass  bei  zweckmässiger  Züchtung, 
Fütterung    und  Pflege    die  Viehhaltung   an 
und    für    sich    einer    der    nutzbringendsten 
Teile  des  landwirtschaftlichen  Betriebes  ist, 
dass     durch    dieselben     die    in    zweckent- 
sprechendem    Verhältnisse      ausgedehnten 
Futterflächen    eine    oft     viel    bedeutendere 
Bodenrente   abwerfen  als   die   zu   dem  Ge- 
treideban    bestimmten    und     das-    der    bei 
einer  rationellen  Viehzucht  gewonnene  Stall- 
dünger   das  verhältnismässig  billigste  Kräf- 
tigungsmittel   unserer    Felder   ist.      Hierzu 
gesellte    sich  die  Erfahrung,   dass   auch  die 
künstlichen  Düngemittel   ihre  höchste  Aus- 
nutzung nur  dort  finden,  wo  sie  im  W  echsei 


1J  Ul/,U11U      -inn     '-«■  -  l  ■■■-—" )  t 

oder  gleichzeitig    mit  tierischem  Dünger  m 
Anwendung  kommen. 

So  sehen  wir  also,  dass  der  Kegel  nach 
die  Viehhaltung  für  die  deutsche  Landwirt- 
schaft unentbehrlich  ist  und  die  Gegenden 
deshalb  auf  Schafzucht  angewiesen  sind,  wo 
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die  Rindviehhaltung  durch  die  Verhälthisse  viel  Wolle    in   den   Geweben   und    Garne 
nichl       -   lassen  wird.  verarbeitet    ist.     Doch    möchten    wir 

r     sofern     die    Schafviehhaltung    in   für    eine     solche    Zollvergütung    spri 


ächland  und  vor  allem  die  Wollproduk- 
Betracht  kommt,  spielen  diese  nur 
ooch  eine  untergeordnete  Rolle,  und  nur  ein 
geringer  Bruchteil  von  Landwirten  ist  es, 
Interesse  an  hohen  Wbllpreisen  hat. 
A'nor  es  würde  auch  diesem  Teil  unserer 
produzierenden  Bevölkerung  Rechnung  zu 
tragen  sein,  und  man  müsste  ihm  eine 
Unterstützung  des  Staates  etwa  durch  Auf- 
legung eines  Wollzolles  zubilligen,  wenn 
wirklich  dauernder  "Vorteil  dadurch  errungen 
werden  könnte,  ohne  andere  Lnteressenkreise 
empfindlich  zu  schädigen. 

Zunächst  wird  niemand  wohl  bezweifeln, 
die  Einführung  eines  Schutzzolles  auf 
Wolle   der   heimischen   Landwirtschaft   für 
den  Anfang  höhere  Preise  siehern  wird.   Die 
Mehreinfuhr   von    gewaschener    und    unge- 
waschener Wolle   aller  Art,  mit  Ausschluss 
von  Kunstwolle   in  das  Deutsche  Reich  be- 
trug  im  Durchschnitt  der   Jahre  1896  1900 
jährlich    179   Mill.    kg    bei    einer   geringen 
Ausfuhr  von  l'i  i  Mill.  kg  und  einer  heimischen 
Produktion    von    16    Mill.    kg   gewaschener 
Wolle.     Es  ist  klar,  dass  die  heimische  In- 
dustrie   ein    so    gewaltiges    Quantum    Roh- 
material nicht  wird  entbehren  können,  dass 
auch   die  WoUgewinnung  in  Deutsch- 
land sieh  nicht  sogleich  so  beträchtlich  wird 
mehren  können,  um  jenes  importierte  Quan- 
tum zu  ersetzen.     Es  werden  also  zunächst 
die    heimischen    Industriellen    die   von    den 
Importeuren     erhöhten     Preise     bewilligen 
müssen,  was  die  Preissteigerung  der  Wolle 
im  Inland    herbeiführen  muss.    Doch   fragt 
oh    nun.  werden    die   deutschen  Woll- 
spinner   und    -weber    auch    imstande   sein, 
diese  hohen  Preise   zu  zahlen,  oder  werden 
ler  Konkurrenz  des  Auslandes  erliegen. 
Die  Verteuerung  des  Rohmaterials  der  Woll- 
industrie    in    Deutschland    wird    derselben 
ihren   -Markt    im    Auslande    entziehen.     Die 
übrigen   Industrieländer  werden   die  Waren 
billiger  auf  den  Markt  bringen  können,  und 
die    Betriebseinstellung   vieler   Fabriken    in 
Deutschland    wird    die    Folge    davon    sein. 
Dies  wird  eine  Verminderung  der  Nachfrage 
aai  h  Wolle  in  Deutschland  zur  Folge  haben, 
ein    umstand,    der    dann    wiederum    einen 
Rückgang   im  Preise  der  Wolle    nach    sieh 
zieht.     Wie  bereits   eingangs    erwähnt,  hat 
man    nun,    um    den    deutschen    [ndustrieen 
den    Weltmarkt    zu    sichern,    in    Vorsi  hlag 
gebracht,  bei  Ausfuhr  wollener  Garne    und 
Webwaren  das  in  diesen  Artikeln  entha 


Denn  einmal  wird  die  Untersuchung  di 
exportierten  Waren  für  den  Zollbeamte! 
der  im  Durchschnitt  dazu  nicht  qualifiziei 
ist.  eine  sehr  mühselige  und  zeitraubend 
Arbeit  sein,  die  sich  in  der  Praxis  sch»( 
verwirklichen  lässt  und  noch  die  Gefa] 
einsehliosst,  dass  der  Beamte  infolge  de 
Schwierigkeit  dieser  Aufgabe  die  Untei 
suchung  ungenau  vornimmt  und  den  An 
gaben  des  Exporteurs  zu  grosses  Vertrauen 
schenkt,  sodann  wird  aber  auch,  wenn  nich 
Rücksicht  auf  die  Herkunft  der  verarbeitete! 
Wolle  genommen  wird,  dadurch  der  lieimi 
sehen  Wollproduktion  eine  ungerechtfertigt. 
Ausfuhrprämie  gewährt.  Ausserdem  müssei 
wir  bei  Kritisierung  dieses  Vorschlage-  da 
rauf  hinweisen,  dass  für  die  Fahnkanteta 
die  erst  den  Zoll  für  die  Wolle  zahlei 
müssen ,  für  '  dies  ausgelegte  Kapital  eii 
Zinsverlust  eintritt.  Denn  "erst  nach  Ver- 
arbeitung der  Wolle  erhalten  sie  in  den 
Falle,  dass  sie  das  hergestellte  Prodtik 
exportieren,  den  ausgelegten  Zoll  zurück 
So  also  wird  dieser  Vorschlag  hinfällig,  um 
wir  glauben  unsere  Behauptung  aiifrednl 
erhalten  zu  müssen,  dass  mit  Einführung 
eines  Wollzolles  der  Verlust  des  auswär- 
tigen Marktes  für  wollene  Waren,  damit 
geringere  Nachfrage  nach  Wolle  in  Deutsch- 
land und  allmählich  auch  wieder  ein  Preis- 
rückgang der  Rohwolle  eintreten  wird. 

Doch  ist  dies  nicht  die  einzige  Erschei- 
nung, die  bei  Einführung  des  Wollzolles 
nach  und  nach  die  Steigerung  des  Preises 
wieder  abschwächen  wird.  Folgender  I'm- 
stand  kommt  noch  hinzu:  Wir  hatten  im 
Vorhergehenden  darauf  aufmerksam  ge- 
macht, wie  man  sieh  zu  Zeiten  hoher  Preise 
der  Rohprodukte  der  Textilindustrie  dazu 
anschickte,  ein  anderes  als  Surrogat  dafür 
zu  verwenden,  wie  man  Baumwolle  und 
Kunstwolle  an  Stelle  von  Wolle  treten  Hess. 
Sicherlich  werden  die  Textilindustrielleri, 
sollten  die  Wollpreise  gesteigert  werden, 
wiederum  in  noch  ausgedehnterem  Mass* 
dazu  ihre  Zuflucht  nehmen.  An  Stelle  der 
Wolle  wird  dann  Baumwolle  und  Kunst- 
wolle treten,  die  Nachfrage  nach  Wolle 
wird  auch  dadurch  eine  Verminderung  er- 
fahren und  der  Preis  für  dieselbe  nach  statt- 
gehabter Steigerung  zurückgehen.  An  dieser 
Stelle  sei  nur  hervorgehoben,  dass  diese  Er- 
scheinung einen  Preisrückgang  der  Wolle 
hervorrufen  wird:  auf  die  wirtschaftliche 
Bedeutung  der  Entwickelung  der  Kunst  wolle- 
fabrikation,  die  mit  der  Steigerung  des  Woll- 

n 


Quantum  Wolle  festzustellen  und  den  dafür 

ihlten  Zoll  zurück  zu  erstatten,  wie  dies  preises  grossgezogen  werden  würde,  wer 

m  Frankreich  längere  Zeil  hindurch  geschah,  wir  weiter  unten  noch  zurückkommen. 

ich  sowohl  auf  mikroskopischem         So  zeigt   sich   uns   also,  dass  es  höchst 

auf  chemischem   Wege  feststellen,  wie-  zweifelhaft  ist,  ob  der  Landwirtschaft  wirk- 
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in  dauernder  Nutzen  mit  einem  Woll- 
,„11  gewährt  wird,  weil   es  in  Frage   steht, 
;,!,  die  Preise    sich    für   längere  Zeit    heben 
„erden.       In    dieser    unserer    Behauptung 
werden    wir    noch    durch    die  \  >■< 
Amerika    in    den    sechziger    und    siebziger 
fahren  bestärkt.     Der  Zolltarif  vom  2.  März 
in  den  Vereinigten  Staaten  stellte,  wie 
wir    erwähnten,    die    vorher    abgeschattteil 
vollzölle    wieder    her.      Während    des 
rkrieges  fanden  weitere  Zollerhöhu  ngen 
atatt    und  diese  wurden  auch  nach  Wieder- 
herstellung des  Friedens   nicht  weder   auf- 
ben,  sondern  zum  Teil  im  protektioms- 
,,  [„teresse  noch  gesteigert.    So  finden 
wir  im  Jahre  1S70  die  besseren  W  ollen  mit 
L2  Cents  das  Pfund   und   10%  des  Wertes 
I      [Jeber  die  volkswirtschaftliche  Be- 
deutung   dieses  Wollzolls    sprach    sich    ein 
Zeitgenosse   dahin   aus,    dass   Nordamerika 
mit  seinen  hohen  Zöllen  auf  Rohwolle  nicht 
mir   seineu  Fabrikanten,   sondern   auch   den 
ien  und  fremden  Produzenten  des  Roh- 
stoffes grossen  Sehaden  zugefügt  habe.  Denn 
v,n-  der  Erhöhung  dieses  Zolles  hatten  die 
amerikanischen  Fabrikanten  ihren  Bedarf  an 
Melle   auf  den   eigenen   und  den  fremden 
Märkten    gekauft,   dagegen    sei  nach  Auf- 
lage des  hohen  Zolls  die  in  Europa,  Austra- 
lien   am  ( 'ap  der  guten  Hoffnung,  in  Buenos 
Ayres  etc.  erzeugte  Wolle  von  Nordamerika 
so  gut  als  ausgeschlossen  worden;  sie  habe, 
lieh  die  Märkte  Europas   überfüllt  und 
sei  daher  bedeutend  im  Preise  gefallen,  weil 
das  Angebot  die  Nachfrage  überstieg.    Hier- 
durch hätten  die  deutschen  Wollproduzenten 
in  den    letzten    Jahren    sehr   gelitten.     Die 
europäischen    Fabrikanten    dagegen    hatten 
hierdurch  den  Vorteil  der  billigeren  Preise 
der  Wolle    vor   den   amerikanischen   Fabri- 
kanten vorausgehabt  und  hätten  ihre  Waren 
aus  der  von  allen  Seiten  angebotenen  feinen 
Wolle  billiger  und  besser  fabrizieren  können 
als    die    Amerikaner.       Diesen    Thatsachen 
gegenüber   seien  die   amerikanischen  Fabri- 
kanten teils   zur  Beschränkung  ihrer  Fabri- 
kation auf  ordinäre  Ware  aus  der  gröberen 
amerikanischen  Wolle  und  anderenteils  einige 
derselben  zur  Zahlungseinstellung  gezwungen 
Len.      Diese  die  Fabrikation    störenden 
Nachteile  hätten  die  Nachfrage  nach  ameri- 
kanischer Wolle  vermindert  und  deren  Pro- 
duktion  und  Preise   herabgedrückt,  so  dass 
(üeselbe    weniger    wert    gewesen    sei     als 
Erhöhimg  des  Tarifs,  welcher  die  ame- 
rikanischen Produzenten  der  Wolle  und  die 
Fabrikanten  schützen  sollte,  aber  ihnen  nur 
die  angedeuteten  Nachteile  gebracht   habe. 
Die  Preise  der  Wolle  seien  nach  dem  hohen 
Tarif    in   dem  40%    niedrigeren  Papiergeld 
nicht  so  hoch  gewesen  als  vor  dem  Krieg 


Züchter  und  der  Fabrikanten  gewesen, 

man     diesen     augeblichen     und     von     ihn. Mi 
thörichterwi  |:  Schlitz   ihn- 

gewährt  hätte. 

Wie  richtig  diese  a.usführungen,  so 
äe  den  Einfluss  des  Zolles  auf  die  P 
;,  ,  Wolle    betreffen;,   sind,    be- 

weisen uns  die  amerikanischen  -V 
aber  die  Wollpreise.     Dieselben  betrugen  in 
Goldpreisen  am  New-Yorker  Mark!    i  i 
in  Cts. : 


Im 

Jah- 

res- 

durch- 

ächnitt 

Qualität 

Prozentzahl 

-         me- 
*"*   «Hmn 

coarse 

fine 

me- 
dium 

1856/60   53  1    45 
1861/65   48  |    46 
1866  70  14°  1    38 

38 
44 
35 

100,0 
90,6 

1    75,5 

100,0  1  100,0 

102,2  '  115,8 

84,4      92,1 

Trotz  des  hohen  Zolles  zeigen  also  in 
der  Periode  1861  65  nur  die  mittleren 
Qualitäten  eine  ganz  geringe  Preiserhöhung 
von  2  2%  und  die  ordinären  eine  solche 
von  158%,  während  in  der  folgenden 
Periode  in  der  der  Zoll  erhöht  wurde. 
sämtliche  Marken  im  Preise  zurückgegangen 

Man  könnte  hier  einwenden,  die  Zahlen 
zeigen  zwar,  dass  in  den  Vereinigten 
Staaten  dauernd  keine  Preiserhöhung  durch 
Einführung  des  Wollzolls  eingetreten  ist, 
trotzdem  liegt  in  ihnen  noch  nicht  der  Be- 
weis dass  die  Einführung  des  Zolles  nicht 
ein  starkes  Fallen  verhütet  hat.  Um  diesem 
Einwand  zu  begegnen,  wollen  wir  uns  der 
Betrachtung  zuwenden,  ob  denn  überhaupt 
in  den  sechziger  Jahren  die  Gefahr  vorlag, 
dass  die  Preise  in  Amerika  erheblich  tieter 
sinken  konnten,  als  sie  trotz  des  Zolles  ge- 
sunken waren.  Zu  diesem  Zweck  wollen 
wir  zunächst  einen  Blick  auf  die  Preisbewe- 
gung der  Wolle  in  England  werfen.  Hier 
wurde  pro  Ib.  in  d.  gezahlt: 


Im 

Jah- 

res- 

durch- 

schnitt 


Port 

Phülip 

scou- 

red 


Cap 

scon- 

red 


1856/60     23,3 
1861  65     23,3 

1866,70|     22,4 


21,1 

19,4 

l8,4 


Syd_    i    Bri- 

ney       tische 

scon-  |  Woüe 
red 


Im 
Durch- 
schnitt 


24,9  18,2 
22,5  23,7 
17.7        18,9 


20,7 
22,7 

19.2 


wo    in  Gold 
niedrig  war. 


gezahlt    wurde    und    der   Zoll 
E>  wäre  ein  Vorteil  der  Schaf- 


Das  bedeutet  von  1856  60  bis  1861  60 
eiue  Steigerung  des  Preises  um  9  .  0  und 
SBü  bis  1866/70  einen  Rückgang 
nm  7,2%.  Ein  Vergleich  dieser  Zahlen 
mit  jenen  über  die  Preisbewegung  der  Wolle 
ia  Amerika  zeigt,  dass  sich  tetasm 
Amerika  nicht   wesentlich  vom  Weltmarkt- 

0'* 
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preis  verschieden  gestaltet   hat.    Somit  hat 
der  Schutzzoll   in    den  Vereinigten   Staaten 
einen    Preisrückgang   der  Wolle    nicht  ver- 
hindert, lag  doch  kein  Grund  vor,  der  dies 
veranlassen   konnte,  da   der  Weltmarktpreis 
durchaus    nicht    in    jener   Zeit    starker    ge- 
rn ist  als  der  Preis  in  den  Vereinigten 
also   auch    bei    Freier   Einfuhr   in 
-  Land  ein  starker  Preisrückgang  nicht 
zu  erwarten  gew  esen  wäre. 

Do  ii     wir     nun     einen     Schritt 

weiter     und     legen     uns     die     Präge     vor. 

welchen     Einfluss     eine     Steigerung     des 

Preises  der  Welle,  die,  wie  wir  zeigten,  mit 

der   Einführung   eines  Wollzolles   zunächst 

eintritt,  auf  die  Landwirtschaff  ausüben  wird. 

Es  unterlii  m  Zweifel,  dass  günstigere 

Konjunkturen  im  Wollhandel  in  Deutschland 

zur    Verstärkung    der    Produktion    anregen 

werden.      Damit  wird    sich    im  Inland   das 

bot  vermehren  und  mit  dazu  beitragen, 

dass    jener   geschilderte  Preisrückgang,  der 

mit    Lahmlegung    der    deutschen    Industrie 

durch    einen    Wollzoll   verbunden    ist,    noch 

eher  eintritt.    Der  Wollzoll  hat  sodann  einen 

nktionszweig    gross   gezogen,    der    nur 

'lieh  erhalten  werden   kann.     Die  trotz 

Einführung    eines  Wollzolles    nach    Verlauf 

st  !,'  ihe  von  Jahren  eintretende  l'n- 

rentabilität    der  Wollproduktion  wird   dann, 

in  sie  durch  Zollmassregeln  gross  ge- 


zogen,  in  der  Landwirtschaft  fühlbarer  was 

als  sie  es  vor  Auflegung  eines  YVnll- 
zolles  war.  Denn  weite  Kreise  hatte  man 
durch  Aussicht  auf  bessere  Preise  zur  Pro- 
duktion angelockt,  weite  Kreise  wird  dann 
auch  der  Preisrückgang  treffen,  und  stärker 
wird  man  dann  nach  einer  Erhöhung  des 
sehen  bestehenden  Zolles  verlangen.  Duron 
Einführung  eines  Wollzolles  in  Deutschland 
erweckt  demnach  der  Staat  nur  unbi 
tigte  Hoffnungen,  die  zu  erfüllen  er 
in, -lande  sein  wird. 

Wir  hatten  schon  im  Vorhergehend« 
darauf  hingewiesen,  dass  die  Auflegui  - 
eines  Wollzolles  unbedingt  mit  der  Arb  ite- 
einstellung  vieler  Fabriken  verbunden  sei, 
weil  dieselben  die  Konkurrenz,  die  ihnen 
das  Ausland  macht,  nicht  ertragen  können. 
Die  heimische  Industrie  wird  bei  Einfüh- 
rung eines  Wollzolles  ihren  Markt  im  Aus- 
lände verlieren,  weil  sie  dann  nicht  mehr 
sei  billig  produzieren  kann  wie  jenes.  Die 
Richtigkeit  dieser  Behauptung  zu  beweisen 
hatten  wir  schon  in  unseren  früheren  Aus- 
führungen hinreichend  Gelegenheit.  Von 
wie  tief  greifender  Bedeutung  dies  aber  sein 
wird,  leuchtet  bei  Betrachtung  folgend^ 
Tabelle  ein,  die  unseren  Aussenhandel  mit 
den  Fabrikaten  der  Wollenindustrie  Deutsch- 
lands ansieht. 


Bezeichnung  der  Waren 


Einfuhr  in  1000  Mark 


1898    i    1899 


Kammgarn  hartes.  Genappes-,  Mohair-,  Al- 
tgarn      

anderes  Wollengarn     ... 
Wollenwaren,  auch  in  Verbindung  mit  an- 
deren Geweben 

Tuch-  und  Zeugwaren 

Zusammen 


67664 

24  575 

3  723 
n  125 


97  085 


1900 


Ausfuhr  in  1000  Mark 


1898 


1899       1900 


84  "5  1 
29  246 

5  040 
12  696 


Si  911 
24066 

5  178 
16083 


382 
44510 

34  531 
166783 


131097    127  238  '  246  206 


321 
57  195 

37  76i 

179416 


479 
47  5°5 

39271 

IS4  773 


274693    272028 


Hieran-   ist  ersichtlich,  dass  es  sieh  bei 
unserem    Aussenhandel    mit    wollenen    Ge- 
spinsten und   Webwaren  um  viele  Millionen 
handelt.    Die   Einfuhr   ist    so   gross, 
r  Hauptsache  aus  Garnen  be- 
steht, die  im  [nlande  zu  Stoffen  verarbeitet 
11  -eilen.    Mit  Einführung  eines  Zolles 
auf  Rohwolle  müsste  natürlich  auch  der  Zoll 
auf   Game   erhöhl    werden,    damit    würden 
ortet    Gai  le  zur  Verarbei- 
ZU   Stoffi  □     mög    n    sie  nun  im   Inland 
oieht.   mögen   sie  ausgeführt    wi 
werden.     Die  Ausfuhr   ist    I 
fross    an   Tuch   und  Zeugwaren.    Mit 
>      '    rden    wir    nur    im  Ausland 
wenn    sie   einen 
haben,    der    <h;r    Auslandsware    entspricht. 


Das  wird  aber  nicht  mehr  der  Fall  sein, 
wenn  Rohprodukt  und  Garne  verteuert 
werden. 

Dass  der  Verlust  eines  solchen  Exportes 
die  Webereien  und  Spinnereien  in  der 
Wollbranche  aber  arg  treffen  muss,  liegt 
auf  der  Hand.  Der  ganze  Umfang  des 
Schadens,  der  durch  solche  Sachverhältnisse 
hervorgerufen  wird,  tritt  zu  Tage,  wenn 
wir  uns  vergegenwärtigen,  dass  unter  den 
führten  Waren  Zeug-  und  Tuchwaren, 
Plüsche  mid  Shawls  aller  Art,  von  d 
ein  ziemlich  bedeutender  Prozentsatz  - 
zu  fertigen  Kleidungsstücken  verarbeitet  1-t. 
und  unter  Posamentierwaren  auch  die 
Knopfmacherwaren  einbegriffen  sind.  Also 
nicht   allein  jene  Weber  und  Spinner  trifft 
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moz  empfiüdlich  ein  Wollzoll,  sondern  auch 
leren    oben    angeführten    Besehäfti- 
szweis?e    werden    durch    denselben    ar- 
„.     Ks  werden  also  nicht  nur 
[ 700011    Personen,    die    m    der   bchat- 
ulustrie  beschäftigt   sind,  sondern  au  li 
die  Schneider,    Strnmpfstricker  und  diejeni- 
üe  für  Konfektionsgeschäfte  und  ahn- 
ITnternehmungen   arbeiten,    um    einen 
euteu  Teil    ihres  Verdienstes   gebracht,    bo 
;.i,,l   also   die    Einführung   eines  Wollzolles 
weitere  Volksschichten  treffen  und  noch  da 
Eunden  werden,    wo   man  bei  oberfläch- 
licher Betrachtung  es  nicht  vermutet 

So  also  bliebe  dann  der  deutschen  Woll- 
industrie als  Absatzgebiet  nur  der  heimische 
Markt    jedoch  nur  dann,  wenn  man  ihr  den- 
,,    durch   einen  Prohibitivzoll  auf  Garn 
und  wollene  Webwaren  sicherte.     Aber  auch 
öann  wind.,  der  Absatz  von  wollenen  Waren 
Einführung   eines  Wollzolles  nicht 
Umfang  behalten,   den  er  vorher  ge- 
habt     Vergegenwärtigen  wir  uns,   dass  zu- 
nächst die  Auflegung  eines  Zolles,   wie  wir 
n,   die  WoÜpreise  steigern  wird.    Mit 
dieser  Steigerung   werden   zu   gleicher  Zeit 
ertigen  Waren   im  Preise  in  che  Hohe 
gehen      Der  grössere  Teil  der  konsumieren- 
len  Bevölkerung   wird   diese  hohen    P 
nicht   zahlen  können  und  wird  zu  gemisch- 
ten Stoffen    seine  Zuflucht  nehmen.     Damit 
dann  die  Wellindustrie  zurück  und  die 
Bhoddyfabrikation  wird  gross  gezogen.    Die 
sehen    Konsumenten    werden    dann    im 
Vergleich    zur  Zeit    der  freien  Einfuhr  von 
Wolle    höhere    Preise    für    geringere    Ware 
zahlen  müssen.     Denn  mit  dem  Steigen  der 
Wollpreise    ist    auch   stets  ein  Steigen   der 
Preise    für  Shoddy    und  .Mungo  eingetreten. 
So  z.  B.  trat   in   den    50er  Jahren   mit  der 
erung    des  Wollpreises    von    234,8   auf 
254,7  Mark  auch  eine  Steigerung  des  Preises 
für    Shoddv    von    15   auf    47,26    Mark    für 
den  ('entner  ein.    Der  Rückgang  des  Woll- 
preises  in   den    60er  Jahren    von  219,1  aui 
172.2  Mark    brachte   auch    gleichfalls  einen 
Rückgang  des  Shoddypreises  von  66,37    auf 
52,76  Mark   für  den  Centner.     In  den   70er 
Jahren   nimmt   dann   der  Wollpreis   wieder 
zu    gleichfalls  geht  aber  auch  Shoddy  wieder 
in' die    Höhe.     Seit    1880    haben   wir  dann 
einen    rückgängigen    Wollpreis   und    e 
falls  einen  Rückgang  im  Preise  für  bhoddy. 
Wenn   also   mit   der  Auflegung  eines  Woll- 
zolles d.T  Preis  für  Wolle  in  die  Höhe  geht, 
wird    der  für  Shoddv  eine  gleich-  Tendenz 
eigen,    eine    Erscheinung,    die    sich    dann 
auch  wieder  in  den  Preisen  für  Waren,  die 
zum  Teil  aus  Shoddy   hergestellt  sind    be- 
merkbar macht.     Ein  Vorteil   für   die  Kon- 
sumenten ist  somit  sicherlich  nicht  mit  dem 
aufblühen  der  Kunstwollinduslrie  verbunden. 
Dazu  kommt  dann  noch,   dass   diese  Indus- 


trie  den  Ausfall   an  Arbeit    in    der  V* 
dustrie    nie    ersetzen     wird.       Die    grosse 
die  mit   Einführung  <  ines  Wollzolles 
arl.-it-.le>  wird,  kann  niemals  in  der  Kunst- 
wollfabrikation   beschäftigt     werden: 
auch  der  Markt  für  i  mischten  Stoffe 
wird   nur  ein  beschränkter  sein.     Das  Aus- 
Land    wird   schwerlich   sich  dazu  verstehen, 
diese  minderwertigen  Warm  den  deuts 
produ  ii  ati                ihmen.      Es    wird    viel- 
mehr den  v Ler  i         edeu    chen  Industrie 

l  billiger  hergestellten    «  IL  m  n  Stoffen   den 
Vorzug  geben.    So  also  zeigt  dass 

die  Einführung  eines  V\ .  .  ■  deutsche 

Industrie    zum    grossen  Teil    minierei 
auch  die  Konsumenten  in  Deutschland  schä- 
digen wird.  . 

Fassen  wir  nun  das  Seh  aus 

allen  unseren  Betrachtungen  zusammen.  W  ir 
hatten    gesehen,    dass    nicht    die 
deutsche  Landwirtschaft   von  den  i 
Wnllpreisen  getroffen  wird,  sondern  nui 
Teil    derselben.      Dazu    kommt   dann    noch, 
dass   es   sehr  ungewiss  ist,   ob  ein   Wo 
den  Wollproduzenten  dauernden  Nutzen  ge- 
währen  wird.     Dem    gegenüber  zeigte 
aber   auch,   dass    nicht    nur   die    b  m 
[ndustrie  durch  einen  Wollzoll  zum  grossen 
Teil  ruiniert  wird,  sondern  dass  seine  \\  lr- 
kungen   weitere  Schichten  der  Bevölkerung 
sowohl,   soweit   sie  konsumierend,    als  auch 
soweit  sie  produzierend  thätig  ist,  schädigend 
berührt. 

Wir  können  uns  deshalb  au 
Gründen    nur  dahin   aussprechen,   dass  wir 
es  für  eine  durchaus  schädliche  Massnahme 
erachten    müssten.    würde    für  Deutschland 
ein  Einfuhrzoll  auf  Wolle  festgesetzt. 


Litteratur:  ./</»'.-<-.   Die  WollprodukHon   unserer 
Erd<    und  •<<•    Zukunft  der  deutscht  i  Scliafiuckt, 
Breslau   186*.  -  v.   mtschke-CoUande,    Di, 
Wollzollfrag,  ,     Dresden     1886.     —     Settegast, 
Sckaßucht  Norda  utocA- 
_  Kühn,    D 
krung   des  R 
_  Verselbe,  Getreid, 
in  Mentseli    und    o.  Lengerkes  1 1 
/'(./■</.     II 

—  Ouandt,    Di, 
SchajwoU-b  wi    ''>"■•  >'  Entwicl 

Gros  |  "'"•   '■■•f-".l 

H.  Scliultze. 


Wolowski,  Louis  Francois  Michel 
Raymond, 

seb.  am  31.  VIII.  1810  in  War-.:  a  gest.  in 
lisoi-s  bei  Paris  als  Mitglied  zahlreicher  ge- 
lehrten Gesellschaften,  ferner  als  Ehrendoktoi 
der  Rechte  der  juristischen  Fakultät  in  H; 
be«  sowie  als  Ehrendoktor  der  Staatswissen- 
schaften  der  philosophischen   Fakultät   in    in- 
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hingen,  am  15.  VIII.  1867,  studierte  die  Rechte 
in  Warschau,  beteiligte  sich  an  der  polnisches 
Insurrektion  von  183i>,  Buchtete  nach  Frank- 
reich, wo  er  1843  naturalisiert  wurde.  \\  o- 
lowski  erhielt  1839  eine  Professur  am  Conser- 
vatoire  des  arts  et  oietiers,  anfänglich  für  Ge- 
werbegesetzgebung, dann  1854.  nach  Blanquis 
Tode,  für  politische  Oekonomie.  Beide  Lekr- 
disciplinen  wurden  18b'4  von  ihm  zu  einer  ver- 
einigt. 

Wblowski  veröffentlichte  von  staatswissen- 
lii  den    Schriften  a    in   Buchform :   Des 
societes  par  actions.    Paris  1838   —  De  la  mo- 
bilisation  du  credit  foncier,  ebd.  1839.  —  Gours 
de   legislation  industrielle.     Indroduction,  ebd. 
1840    —  Des   fraudes  commerciales.    Organisa- 
tion industrielle   de   la  France  avant  le  minis- 
tere  de  Colbert,  ebd.  1843.  —  De  ('Organisation 
du    travail    [Cours    de    legislation    industrielle, 
Ire  lecon),  ebd.  1844.  —  Etudes  d'economie  po- 
litique et  de  statistique,   ebd.  1848.  —  De  l'or- 
ganisation   du  credit  foncier,   ebd.  1849.     (Ex- 
trait   de   la   Revue  de  legislation   et   de  juris- 
prudence.)  —   Henri  IV  economiste.    Introduc- 
tion  de  l'indnstrie  de  la  soie  de  France,  ebd. 
1855    In  ä   la  seance  publique  des  cinq  aeade- 
14  aoüt  1855).  -   Preface  (aus  ,.1'rin- 
d'economie  politique",  par  Röscher,  s.  u.): 
De   l'application   de    la    methode   historique   ä 
l'etude  de  l'economie  politique  (ebd.  1857);  das- 
äelbi    in  englischer  üebersetzung  von  J.  L.  La- 
London)  1878.  —  Les  finauces  de  la  Russie, 
Paris    1864.  —   La   question  des  banques,    ebd. 
1864.      -   La  monnaie.     Entretien  sur  le  traite 
de  la  monnaie  de  Copernic,  ebd.   1864.  —  Eu- 
snr   les   principes   et   les   faits   generaux 
qui  regissent   la   circulation   monetaire  et  fidu- 
ciaire.    Deposition  de  — .   (Seances  des  21.   28 
et   30  novembre  1865)   ebd.  Dezember   1866.  — 
De  la  monnaie,  ebd.  1867.     (Conferences  popu- 
laires  faires  ä  I'asile  imp.  de  Vincennes.l  —  La 
Banque  d'Angleterre  et   les  banques  d'Ecosse, 
ebd.  1867  :  dasselbe  in  englischer  üebersetzung 
von  R.  Somers,  London  1873;  dasselbe,  in  deut- 
scher üebersetzung  von  J.  v.  Holtzendorif,  Ber- 
lin 1870.        L'or  et  Pargent.      Question  nione- 
taire.    Memoire  lu   ä   la  seance  des  cinq  Aea- 
demies  de  I'lnstitut  de  France.  Ire  partie.  Paris 
1868;  dasselbe,  Uere  et2ieme  partie,  ebd.  1870. 
Notions  generales  d'economie  politique,  ebd. 
1868    Conferences  popul.  faites  ä  l'Asile  de  Yin- 

1  •  um  -.    --   Le  travail  des  enfants  dans  les  manu- 

faetnres,  ebd.  1868.  (Conferences  inq.nl.  faites  ä  1' 
Asüe  deVincennes.)  —  Les  resultats  des  traites  de 
i  ommerce  de  1860.  <  lonference  faite  sous  les  aus- 
I'ic  -  d.-  lasso.iation  polytechnique,  le  10  mai 
1868,  ebd.  1868.  —  Quelques  notes  sur  la  ques- 
tion monetaire  (publiees  comme  manuscrit),  ebd. 
181  -  La  question  monetaire,  ebd.  1868;  das- 
selbe 2.  Aufl.,    1870.  —  Le  change  et  la  circu 


pot  sur  le  revenu.  Discours  ä  l'Assemblee  in; 
tionale.  seances  des  22  et  27  decembre  187J 
Avee  des  obsen  ations  et  des  annexes  sur  l'im 
pot  du  revenu  aux  Etats-Unis  et  en  Anbietern 
ebd.  1872.  —  L'impöt  sur  les  cheques,  ebi 
1874.  —  Rapport  sur  le  projet  de  garantie  de 
marques  ile  fabrique,  au  moyen  dun  timbr 
appose  par  l'Etat,  et  texte  de  la  loi,  ebd.  1871 

Discours   prononce  ä  la  seance  publique  an 
nuelle   de   la   Societe   centrale  d'agriculture  il 

France,    ebd.  1875.  —  Rapport    fait  au  n ,1 

la  Commission  du  budget  sur  les  recettes  et  le 
depenses  de  l'exercice,  1876:  France  (Rapport 
budget,  187IÜ,  ebd.  1875. 

Wolowski  war  beteiligt  an  folgenden  Staats 
wissenschaftlichen  Schriften  in  Buchform 
Sammelwerk:  Cent  et  un  traites,  Paris  s.  1.  mit 
„Traite  de  statistique  et  des  forces  produetives' 
und  der  Mitarbeiterschaft  au  „Les  principes 
d'economie  politique'',  par  A.  Fonteyraud.  — 
Le  droit  au  travail  ä  l'Assemblee  nationale 
Recueil  complet  de  tous  les  discours  prononces 
dans  cette  memorable  discussion  par  MM.  De- 
lesle,  Lamartine,  etc.  etc.  etc.,  avec  des  obser- 
vations  inedites  par  L.  Faucher.  Wolowski. 
Bastiat,  L.  Parieu  etc.,  ebd.  1848.  —  CibrarioJ 
Eeonomie  politique  du  moyen  äge,  2  Bde..  ebd. 
1859.  (Wolowski  schrieb  hierzu  die  „introdne- 
tion".)  —  La  question  des  banques  ä  l'Aca- 
demie  des  sciences  morales  et  politiques.  ( IpV 
nions  de  MM.  Chevalier.  Dupin,  Wolowski, 
Passy,  Dumon,  de  Lavergne,  Vuitry,  I'ellat. 
Discussion  .  .  .  dans  la  seance  (de  l'Academie)  du 
27  fevrier  etc.  (1864).  Extrait  du  compte  ren- 
du,  ebd.  1864.  —  Association  polytechnique. 
Cours  d'economie  politique,  recueilli  et  public 
par  E.  Thevenin,  Paris  1866.  (Bd.  III  enthält: 
De  l'echange  et  de  la  monnaie,  par  Wolowski.) 

Wolowski  gab  heraus:  Oresmius,  Tractatus 
de  mutatione  monetarum  u.  d.  T. :  Traictie  de 
la  premiere  invention  des  monnoies,  de  Nicole 
Oresme,  textes  francais  et  latius  d'apres  les  ma- 
nuscrits  de  la  bibliotheque  imperiale  et  traite 
de  la  monnoie  de  Copernic,  texte  latin  et  tra- 
duetion  francaise,  publies  et  annotes  par  Wo- 
lowski, ebd.  1864. 

Wolowski  übersetzte  und  kommentierte 
Röscher,  System  der  Volkswirtschaft,  2.  Aufl., 
Bd.  I  und  II  u.  d.  T. ;  Principes  d'economie  po- 
litique etc.,  2  Bde.,  ebd.  1857. 

Wolowski  veröffentlichte  von  staatswissen- 
schaftlichen  Artikeln  b)  in  Zeitschriften: 
a)  in  Journal  des  Economistes,  Paris:  Negb- 
ciations  commerciales  avec  la  Belgique,  I.  Se- 
rie, Bd.  I,  1841,  S.  173  ff.,  430  ff.  —  De  l'union 
douaniere  entre  la  France  et  la  Belgique,  Bd. 
II,  1842,  S.  362  ff.  —  Travail  national,  ä  pro; 
pos  des  memoires  de  la  Chambre  de  commerce 
de  Bordeaux  et  du  comite  central  pour  la  de- 
fense   du    travail    national.    Bd.    VI,    1843,    S. 


latoon,   ebd.    1869.  La    liberte    commerciale  377 ff.;   Bd.  IX.  1844.  s.  116 ff.  —  Des  fraudes 

les  resultats idn  traite  de  commerce  de  1860,  commerciales.  lecon  prononcee  au  Conservatoire 

Discussion  du  projet  relatif  ä  la  pour  l'ouverture  du  cours  de  l'annee   1843  44. 

aenonciation   du   traite  de    eoi erce    de   1860  De  la  nouvelle  loi  des  patentes,  Bd  VIII    1S44 

Discours  de  M.  Wolowski  ä  S.  21  ff.  -  Regime  hvpothecaire :    Organisation 

twnale,   ebd.    1869.   -   Quelques  du  credit  foncier,   Bd.  IX,    1844    S    193  ff  -- 

:        atees    I    la    Commission    du  Ouvertüre  de  l'annee  scolaire  (au  C 


legislatif  Charge  de  l'examen  du  traite 
la  ville  de  Paris  -  i  le  Credit  foncier,  i  bd 

-  Enqußte  sur  la  question  monetaire 
ition  de  L.  Wolowski,  ebd.  1870.  —  L'im- 


onservatoire) 


1845/46,  Bd    X,  1844,  S.  63  ff.  —  De  la  loi  sur 

les  inodelcs  et  les  dessins  de  fabrique,  Bd.  XlV, 
1846,  S.  17  ff.  —  Projet  de  loi  sur  les  marques 
de  fabrique,   Bd.  XIV,   1846,   S.  123  ff.   —  Dis- 
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p   prononce  ä  la   2i*»e  reunion  publique 
Sll  iation    p.  nr   U.   liberte   des   echanges, 
V     1846     S.    285  ff.    -      ftavaux    de   la 
ISvdlVse^oi  legislative.    Bd;  XVI,    1846 
§,  ff  Etudes    Mir   iHiduBtrw   rawse.     Les . 

-    d.    Bäle.    Bd.   XVII.    184,    S.390*   - 
-iti.m    industrielle    et    agncole    de      84<    a 
l,s.  Bd.  XV111.   1S47.  S.  23,  ff.  .^öft- 
re  proHoi.ees   au   Congres  economiste  (a 
lies'    Bd.  XVIII.    1847.    8.   2o4  tt.         D. 
Nation,   du   credit    foneier,    au   sujet  des 
.  50nnüs   ä  FAssemblee   Constituante  ponr 
ablissement   de  la   chaire  d  econom.e  poli- 
im,e  du  collesre   de  France.   Bd.  XXI     848, 
IV  tt    -    De    [Organisation   du   credit  Lanier: 

dations  de  credit     les  caisses  d  epa 

reditfoucier;  conclusion,  Bd  XXII.  1    ' 
„    -  tonne  le  cur-  turce  des  lettre*  de 
Discussion    an    Congres    agricole ,    Bei. 
1850     .-.   56  ff.   -  Discours   au  Lonseil 
Pueril   de   ragriculture,    des   manufactures  et 
ff  commerce,    au   sujet   de   Fattaque  des   pro- 1 
Stionnistes   contre  Jes  profe^seurs  d  econoni  e 
nolitique.   Bd.  XXVl,   18o0,  8.  183ff  —  De la 
riiypothecaire:  historique  projet  de 
ort    de    M.    Bethmont    au    Conseil    d .Etat , 
,„,rt    de    M.   Vatimesnil   ä    FAssemb  lee   na- 
Ä,  Bd.  XXVI,  1850.   S.  305ff.  -Memoire 
-nr  la   leo-islation   anglaise   des   coalinons.   aa. 
VWTIT   "l851     S    29611.    —    Expbxations   sur 
Ssütution  du  Credit  foneier.  Bd.  XXXI 1.  1852 
*   411  ff   -Lettre  relative  ä  la  part  prise  par 
Michel  Chevalier   a  la  *^™™™$gßg 
la  Revolution  de  fevrier  1848.  Bd.  XAJUA. 
,-.  ■    ,    m  r-\  tt ■—  Eevue  des  recueils  etrangers. 

-  sur  la  politique  et  la  statistique  de  >\>- 
.  de  eulture,  d:apres  G.  Koscher   II  Serie, 

1     1855.  S.  65  ff.  228  ff.  -  De  l'adminis- 
n'de  Henri  IV,   Bd.  VII,  1855,  S.  343 ff 
p,     VIII     1855    8    32  ff.    —   De   la   reut. 
SprSri    Bd    IX,  1856.  S.  USff    Bd.  X. 

s    66 ff.   _  Lart   et   Industrie,    discours 
ffoaverture   au  Conservatoire   des  arts   - 

ei    vvt     1RF.7     S    O0lff     —  De  lecono- 
!:-ri,^^nItalie.>rXX.l^^^ 

—  Un  grand  economiste  franews  du  X\  1-  sieclj  . 
Bd  XXV  1860,  S.  355  ff.  -  Les  droits  de 
douaneet  les  anciens  trait^s  de  commerce  entre 
la  France  et  l'etranger.  Bd.  XX^  I.  1860,  8. 
26ff..  2Ü2ff.  353ff.-L'enseignement  de  eco- 
aomie  politique  par  l'Etat,  Bd.  XX^™.  ^ 
,n-  _  Lettre  sur  la  question  de  lapo- 
pnlation.  Bd.  XXXVLTIL  1863,  3.  lo6ff  -  Rap- 
port snr  le  concours  concernant  lhistorie  de  la 
[feue  hanseatique,  Bd.  XXXVII    1863    S 

-  Question  des  banques,  Bd.  XLI,  18b4,  b.Aäiii., 
Ud  X1.1I.  1864,  s.  5ff-  -lettre  sur  la  ques- 
tion des  banques.  Bd.  XLHI,  1864,  S.  282 tr 
_  L'enquete  sur  l'interet  de  Urgent  (depo- 
ätion)  Bd  XLV.  1865.  S.  218 ff  -Les  me- 
taux  precieux  et  la  circulation  fiduciarre  Bd. 
XLVIII.  1S65.  8.  161  ff.  -  tonrmumc ationsui 
„l'Economiste  polonais",  Bd.  XLVI1I,  }»™,f- 
446  ff  -  Lectnre  d'un  chapitre  de  lhistoire 
nuanciere  de  l'Ängleterre,  III.  Serie  Bd  1, 
1866  8  264ff  —  Discours  en  quittant  la  pre- 
siden'ee'de  l'Academie  des  sciences  morale,  et 
politiques.  Extrait  de  son  rapport  sur  cette 
Academie.  Bd.  II.  1866,  S.  2o9S,  317  ff  -Me- 
moire sur  les  conditions  de  la  circulation  nun- 
daire    Bd.  H,  1866,  8.  359 ff.  -  Discours  comme 


,:t   de   la  seance  pnbüque  de  I 
en  iuiu  L866     alliance  des  moralee  ei 

politiques,  etc.,  Bd.  III.  1866,  S.  281  ff. 
bort  sur  les  ees  de  V    Passy,    relal 

aus  ma  el    sur   le  i  „cume  m- 

dustrielle  de  l'Ecolfi  Turgot,   Bd.  I\.  18o6, ,S. 
■'57  ff   -    Memoire  sur  le  ehange,  Bd   1\  ,  i^lh 
S    355ff.,    Bd.   VII,    1867,    S.  2Mt  .   3<9 
!;„..„   -  ■  -■  itistique  de  Floi 

en  1867,    Bd.  VIII.   1867,  S    295ff.        Comma- 

„  sur  les  banqu  -  et  les  soci 

anonymes  ■'  Portugal; loisre." 

cemment  adoptees  daus  ce  royaume,    Bd.    vlu, 
1867    S    293fl         Sur  la  methode  histonque  en 
econömie  politique,  Bd.  IX.   W;M.  14/.  n 
Du  morcellement  de  lapropnete,  Bd.  IV  M."s. 
-    169ff    -  Lectnre  de  fra s  inu- 

ä   reli  -    commerciales   de    la   France  et 

de  l'Ängleterre,  Bd.  CX,  1868    -     '     B 
ponse   a    la  lettre   de  M.   Courcelle-Senen 
suiet  des  Conferences  d'economie  polit.  al 

de  de  Paris.   Bd.  IX.    1868,   S.  315 ff    - 
iTinreciation  de  deux  volumes  ayant  pourtitre. 
S  Faucher.   Bd.  X,   1808,  .S.  415ff.  -  Les 
metaux  precieux  et  la  circulation  fiduciajreBd 
XII.  1868,   S.  5  ff.  -  Les  ongines  de  la  Im  de 
o-ermiual  an  XI  sur  la  nionuaie.  F.d.  X\.  lob», 
8    330  ff.  IM.  XVI.    1NK.    8.2^.  -   La :  hqiu- 
,    sociale,  Bd.   XVIII.    18TO,  &  112ff-   - 
Erreur   et  danger  du  cours  force  des  brflets  ae 
iVanee.    Bd    XIX.  1870,  S    281  ff .  -  L  inconie- 
tax    et   rinternational-reveuue   aus   Jfitats-ums, 
ä  propos  de  la  discussion  sur  l'intpot  sur  h 
venn     Gros  arguments  de  M.  Pouyer-Quertier 
et  opinion   de  M.  Thiers  en  1848.   Bd.  XX\  . 
1872   S  292  ff   -  Les  postes  et  les  telegraphes 
en  A!ngieterre.    Rapport  ä  1'Academie  des  scien- 
ces  murales   et   politiques.   Bd.   XXVI11,    18<-, 
a  99ff.  _  8ur  lutilite  pour  les  ouvners  detu- 
,lier   l'economie   politique,   Bd.   XXVHIj    18<-. 
H    190 ff    —    La   .arte   postale   en   divers  pays, 
Bd    XXIX.  1873,  S.90ff.  -  Le  renibotirsernent 
de  la  Banque,  Bd.  XXXV.   1874,   S.  43311.   - 
Resultats    economiques   du  paiement  de  la  con- 
trib iition  de  guerre  en  Allemagne  et  en  Frame. 
\  i    \\XYI    1S74    S.  345ff.  —  Situation  finan- 
dre   de  la  France   de   1869   a  ^.Rapport 
fair  au  nom  de  la  Commission  du  budget.   Bd. 
XXXIX    1875    S.  243«.  -  (Von  den  im  Jour- 
mü  des'  Econömistes   abgedruckten   Wolowski- 
vrnkeh,  haben  nur  die  grösseren  in  vor- 
stehendem Verzeichnis  Aufnahme  gefunden.)  - 
o)  in  Journal  de  la  Society   de   statistique  de 
Paris:    Du   r61e   et   de   l'unportance  de   la  sta- 
f;    i„ue    Jahrg.  VIII.    1867.    8.  277 ff.  -  Du 
,. ,    '   enent    et   des   charges   de   l'agnculture, 
Vi    1867,  S.  316  ff.  -  Mouvement  des 
Änges  entre  la  France  et  V Anglet.rr,  Jahr« 
vi     1870     8     2(i2  ff.    —    Eloge   de   Queteiet, 
t  ,'        vr     1R74    S    118  ff    —    Les  cheques  et 
Jahrg.  XV,    1874.  &    "'  "  S    160ff 

le  Clearing-House,  Jahrg.  X\  1874,  b.  iwn 
_  ,  in  Revue  des  deux  mondes,  Fans:  De  a 
divSion  du  sol  et  de  la  valeur  erbaute  de^ 
nronriete  immobiliere  en  France,  No.  1.  vui. 
,1857  -  La  question  du  servage  en  Russiej 
i  Hto-Ltf  ^remanci^tionet^üonac, 
tuelle  de  serfs,  Mo  1  ».  ^  d-  l?58;  II  l-"  -"/ 
dPlaCouronne  et  le  communisme  rosse,  No  1. 
xm   1858    HI    Les  refow  'pb«s  et  les 

rtfoimefprojetees  dans  remaneipation  des  serfe, 
No    15    IX    1868.  -  Les  finanees  de  la  Bussie, 
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No.  15. 1.  u.  1.  III.  1864.  —  Lesnoui  eauxdebats  sui 
les  banques  La  Banque  de  France  et  la  circu- 
Iation  fiduciaire,  No.  1.  II.  1865  -  La  crise 
financiere  de  l'Angleterre  en  1866,  1  Acte  de 
1844  et  la  libertö  de  banques,  Nos.  15,  VTTT. 
n.. 1.  IX.  L866.  De  l'influence  du  changesur 
e  marcbi  monetaire,  No.  15.  IX-  1868 

Wolowski  war  kein  Theoretiker  in  (lern  Sinne. 


lowski  en  reponse  ä  un  article  sur  cettr  im 
tiere  insere  par  lui  dans  la  Revue  des  den 
moudes.  15.  I.  1864.  Paris  1864.  —  Les  obs 
ques  de  M.  Wolowski.  Discours  dt  MM.  |;, 
sot,  Peligot  <-t  Barral,  in  „Journal  des  Econi 
inistes".  :i.  Serie,  XLI11.  ebd.  1876,  8.  .: 
-  Levasseur,  La  vie  et  les  travaux  de  ) 
Wolowski  in  ..Journal  des  Eeonomistes-1, 


er  neue  fruchtbringende  Tlem-nnr   in   die   rie.  i:d    XL1V.  ebd.  1876.  s.  321/45        gfoj 
Wissenschaft  hineintrug,  und  gleichwohl  hat  er    well.   A  svstem  of  political  econoiiiy 

187«.  S.  302,  303,  306.  313,  42."..  —  RÖuiHet 


derselben  dadurch  einen  nicht  zu  unterschätzen 
den  Dienst  erwiesen,  dass  er  im  Kampfe  der 
Doktrinäre  mit  der  historischen  Schule  i 
Deutschland  sich  aufseite  der  letzteren  g 
und  als  Propagationsmitt.d  für  Frankreich  nicht 
allein  Roschers  System  übersetzt,  sondern  auch 
eine  Einleitung  dazu  geschrieben  hat,  worin  er 
seine  Sympathieen  für  den  obsiegenden  Teil  zum 
Ausdruck  bringt.  Wolowski  war  einer  der  ta- 
lentiertesten Publizisten,  welcher  souverän  den 
Geist  aller  staatswissenschaftlichen  Elemente  in 
und  ausser  der  praktischen  Volkswirtschaft  be- 
herrschte. \\  olowski  war  eine  anerkannte 
Autorität  im  Geld-,  Bank-  uml  Finanzwesen, 
ein  entschiedener  Anhänger  des  Systems  der 
Hand.  ls-  und  Verkehrsfreiheit  und'  einer  der 
bedeutendsten,  freilich  auch  extremsten  Bime- 
tallisten  unter  den  französischen  Volkswirten, 
der  den  Monometallisten  Frere-Orban  anSchärfe 
der  Deduktionen  entschieden  überragte  und 
dem  die  Geschichte  der  bimetallistischen  Be- 
wegung in  Frankreich  einen  Platz  neben  Cer- 
nuschi  anweist.  Bekannt  ist  sein  Vergleich 
des    Wesens    der    Doppelwährung,    hinsichtlich 


Wolowski,    sa   vie  et   ses  travaux,   Paris 
-   Rani  band.    L'oeuvre    economique    de    I 
Wolowski.  ebd.  1882.  —  F.  A.  Walker,  Poli 
tical  eeonoinv,  London  1883.  S.  Kill.—  Block 
Les  progres   de   la  science  economique    2  Bde 
Paris  1890,  Bd.  I,  8.  59,  Bd.  II,  S.  60,  146. 
Laveleye,  La  monnaie  et  le  bimetallisme  in 
ternational,  2.  Aufl.,  ebd.  1891,  S.  SV,  6.")  u. , 
Boissevain,    Le  probleme   monetaire   e 
sa    Solution,    ebd.    1891,    S.   20,    23.    -      Rani 
baud,  Wolowski  (Biographie),  in  Nouveau  die 
tionnaire  d'ecouomie  polit,   Bd.  II.   ebd 
S.  1192/94. 

Lipiitil. 


Wucher. 


1.  Begriff  und  wirtschaftliche  Beurteilung 
2.  Positiv-rechtliche  und  moralische  Beurti 
-   3.  Die   älteren   Zins-   und    Wucherverbote      1 
r<  randerhi  hkeitsti  ndenz  des  bimetallisti-    Die  neuere  Wuchergesetzgebung  ausserhalb  des 
fauschwerkzenges,    mit    dem    Kompen-   Gebietes  des  Deutschen   Reichs:    5.  Die  neue» 
sationspendel   einer   Ihr.     In   seiner  „Question    und  gegenwärtige  Wuchergesetzgebung  i 


des  banques"  3.  o.  giebt  Wolowski  eine  Ge 
Bank  von  Frankreich  und  des  fran- 
zösischen Bankwesens  überhaupt,  die  mit  di  m 
Jahre  1803  beginnt  und  mit  1863  abschliesst. 
Ein  besonderes  Interesse  nimmt  darin  die  Bank- 
geschichte unter  dem  ersten  Kaiserreich  in  An- 
spruch. Wolowski  steht  auf  dem  Standpunkte 
des  B  pols  und  der  Einheit   der  Noten- 

emission,   die  er  auf  eine   einzige    Zettelbank 
beschränk!    haben    will.     Für  die  Einheit   der 
Emission    setzt    er    rolle   Sicherheit   der  Bank- 
noten voraus,   deren  Geldeigenschaft  der  Staat. 
indem  er,  wenn  erforderlich,  durch  Intervention 
eintritt,  zu  garantieren  hat.    Dem  Papier- 
geld  selbst   attribuiert  Wolowski  die  Aufgabe 
Metallgeld   im   Umlauf  einzu- 
nken    und  ausser  Verkehr  zu  setzen.     Im 
zur    Banknote    bestreitet    er    dem 
c|i'-  '  "  Ideigi  oschaft,  indi  m  er  diesen  nur 
als  Geldsurrogat,  welches  das  Quantum  an  ge- 
münztem und  Papiergeld  nicht  vermehrt,  gelten 
i    Kreditgeschäften   unterschi  idel 
Wolowski  nach  Massgabe  des  Zweckes,  den  der 
litnehmer    verfolgt,    Konsumtiv-    und    Pro- 
duktivkredit,   wovon   erst« 

tsächlicfa  dem  momentanen  Konsumtionsbe- 
dürfnis Befriedigung  verschaffen  soll,  meist  nur 
von  den  ärmeren  Klassen  in  Anspruch  ge- 
nommen wird. 

Vgl.    über    Wolowski:    Dictionnaire    de 
polit,  2.  Aufl.    von  I  oquelin   und 
n  '"in.    Bd.  II.    Pari-   1854,   S    869 
Les   finances   de  la  Russie.     Lettre   ä  M.  Wo- 


biete  des  Deutschen  Reichs.     6.  Mittel  zur  Be 
kämpfung  des  W. 

1.  Begriff  und  wirtschaftliche  Be 
urteUung.  Unter  Wucher  versteht  man 
dem  gewöhnlichen  Sprachgebrauche  die  Er- 
hebung eines  übermässig  hohen  Entgeltes 
für  die  Gewährung  eines  Darlehens.  K 
wird  also  bei  dieser  Auffassung  des  Be- 
griffes zunächst  nur  an  den  Geldwucher 
gedacht  (da  Darlehen  in  sonstigen  fungiblen1 
Gütern  in  der  Geldwirtschaft  nur  von  unter- 
geordneter Bedeutung  sind),  und  das  Wesent- 
liche an  demselben  ist  die  üebervorteilung 
eines  Kreditbedürftigen.  Die  weitere  Aus- 
dehnung' des  Wucherbegriffes  auf  die  Aus- 
beutung eines  wirtschaftlich  Schwächeren 
bei  anderweitigen  Geschäften  ist  erst  in  der 
Gesetzgebung  der  neuesten  Zeit  erfolgt.  Der 
Geldwucher,  mit  dem  wir  es  hier  zunächst 
zu  thun  haben,  braucht  nicht  ausschliesslich 
Zinswucher  im  wörtlichen  Sinne  zu  sein, 
also  in  der  Alisbedingung  eines  übermässig 
hoben  Zinses  für  ein  Darlehen  zu  bestehen; 
er  kann  sich  auch  in  den  sonstigen  Be- 
dingungen der  Kreditgewährung  bethätigen. 
So    kann    /..  B.   ausser   dem  Zins  eine 

Provision      verlangt   weiden,    es  kann  dem 

Geldgeber  eine  grössere  Summe  verschrieben 

ii.   als   der  Schuldner  wirklich  erhält, 

der   letztere  kann  gezwungen  werden,   sieh 


\\  iichei 
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wertlose  Waren  zu  einem  hohen  Preise  aui 
flas    Darlehen    in    Anrechnung    bnngei 
lassen,   ihm   gehörende  Waren    oder    Forde- 
rungen   gegei     einen   Dritten  zu  einem  sehr 
niedrigen   L'reise  dem  Geldgeber  aus  Anlass 
Darlehens  zu  überlassen:  es  können  harte 
ignngen    für    die    Erneuerung    der    in 
W    chselform   ansgesteUten  Schuldverschrei- 
,,  gestellt,  die  hohen  Zinsen  in  kurzen 
Fristen  zum  Kapital  geschlagen,  hohe  Konven- 
tionalstrafen für  jeden  Tag  der  ]  erzögerung 
der  Rückzahlung  gefordert  werden  etc. 

Mit  der  obigen  Definition  des  Wuchers 
ist  freilich  noch  keineswegs  ein  fest  be- 
Btünmtes  Merkmal  zur  Erkennung  jedes 
Wucherfalles  gegeben,  denn  der  Hauptpunkt 
bleibt  dann  unbestimmt,  nämlich  die  ünt- 
:  der  Frage:  was  ist  eine  über- 
mässige Vergütung  für  ein  Darlehen. 
e  Frage  kann  vom  rein  wirtschaftlichen, 
vom  positiv-rechtlichen  und  vom  moralischen 
-  dpunkte  aufgefasst  werden.  Wirtschaft- 
lich betrachtet  würde  vom  Standpnnkl 

3  dessen  Belastung  übermassig 
:.  wenn  er  sie  voraussichtlich  nicht 
würde     tragen    können,     sondern    dadurch 
:m   Ruine  zugeführt  würde. 
Wird    diese   Gefahr   für  den   Schuld 
durch  die  ungünstigen  Bedingungen  des  I 
lehens  erst  herbeigeführt,  während  am 
-  der  Gläubiger  durch  die  Kreditg 
rane   seinerseits   nicht    mit   Verlust  bedroht 
wird    so  liegt  auch  objektiv  eine  überm 
Belas  -  Schuldners  vor  und  die  von 

dem    Gläubiger   dadurch   erlangten  Yortei  e 
sind   vom    wirtschaftlichen  Standpunkte   als 
wucherisch    zu    bezeichnen.     Ist    aber    die 
Vermögenslage    des    Schuldners   schon  von 
Anfang  an  ungünstig,  soll  das  Darlehen  ihm 
nur  die  unsichere  Möglichkeit   geben,   über 
eine     Krisis     hinwegzukommen     oder    eine 
■     Gelegenheit   auszunützen,    auf  die 
in-  hin,  da»  dieses  l  .eld  mit  dem  übrigen 
falls  verloren  gehe,  so  wird  man  unter 
umständen  nicht  nur  vom  Standpunkte  des 
Gläubi  jers,  sondern  auch  objektiv-wirtschaft- 
lich selbst  einen  ausserordentlich  hohen /.ins 
—  der  dann  hauptsächlich  aus  einer  Risiko- 
vergütung   besteht  —  nicht   für  übermassig 
halten  können,  auch  wenn  dadurch  schliess- 
lich die  Katastroph    d  -  Schuldners  n 
fördert  wird.    Wenn  die  Wahrscheinlichkeit, 
dass  das  hingegebene  Kapital  ganz  vi 

sehe,  eben--  gr>  "    ist  wie  'lie'  ^V»  Z"" 
rüekgezahlt  werden  könne,  so  ist  eine  Prämie 

von    1 Vo    für    die   Zeitdauer   des   Risikos 

bar  nicht  zu  hoch,  denn  es  kommen 
hier  die  bei  einem  Spiele  geltenden  mathe- 
matischen Erwartungswerte  zur  Anwendung. 
Kapitalisten  werden  ebenso  wenig 
geneist  sein,  sieh  auf  solche  aleatorische 
Darlehensgeschäfte  einzulassen  wie  auf  das 
Börsenspiel :  aber  eben  deshalb  hat  der  Gelcl- 


suchende  zu  befürchten,  dass  ■""■■' 

•  m    letzten  Versuche,   sich  zu  retten, 
nicht   erhalte.     Es  wän 
lieh,  dass  Freund  mm  ,|nlz 

der  grossen  Verlustgefahr  das  Dai 
niedrigen  Zinsen   oder    selbsl    unverzinslich 

Bilfel    ätung 

r    Normen    des    w  irt  - 

schaftlichen  Verkehrs   und   fiele  in  das 

V  ,hlthätigkeit.    Di    R 
ist  dass  der  Bedürftige  das  G<  M  um  jeden 
Preis  aufzutreiben  sucht,  dass  er  selbsl  um 
so  höhere  Zinsen  anbii  b  t,  je  <  i   sich 

der  ünhaltbarkeit   seiner  Läge  bewussl  ist; 
an  l  da  si  b       i  solide  Ki 

durch  solche  Ai  ?en  Dich!  verl 

s  i  muss  er  -  ch  an 

.      jewerbsmässigen      W  wenden. 

Ob   er  dann  aber  wirklich  bewuchert  wird, 
wenn   er  1""    oder   mehr  Prozent   bezahlen 
muss,    ist    unter    der    hier    angem 
Voraussetzung   eines  hohen  K  ines- 

3S.  unter  51  I  b  i  I  mstäuden  kann 
auch  der  Wucherer  Verlusl  erleiden,  aiv  b 
sogar  von  dem  Schuldner  absichthehbe- 
!(,  ;en  werden,  wenn  dies  wirkheb 

Lage  geschickt  zu  verschleiern  weiss.  -Es 
kommt  jedoch  auch  ror,  dass  jemand,  meht 
weil  er  sich  in  einer  Notlage  befindet, 
,lern  weil  sieh  ihm  die  Möglichkeit  einer 
-.  ,,i  günstigen  Kapitalanlage  darbietet,  be- 
reit ist    einen  hohen  Zins  zu  bezahlen.     U 

rlangl    also    in    einem    solchen 

Falle  Uteil  an  einem  ungewöhnlichen  Ge- 
winr.  wie  er  dies  auch  dadurch  erreichen 
könnte,  dass  er  mit  dem  Benutzer  des  Ka- 
pitals in  ein  Gesellschaftsverhältms  I 
Im  letzteren  Falle  würde  niemand  von 
wucherischer  Lusbeutung  sprechen  wenn 
auch  der  Gewinn  einen  seto  hohen  Prozent- 
satz des  i  ingescb  ssi  ner,  Ka]  I  stellte, 
vorausgesetzt,  dass  auch  für  den  eig. 
Unternehmer  dieser  Anlage  ein  enta 

Gewinnanteil  übrigbleibt.    Wenn 
;eber    einen   ebenso   hohen   6 
Zins    für   ein   Darlehen   erhielte,    so   wurde 
Mails  keine  übermässige  Belastung 
Gleichwohl    v 

lluug    des    6  Idg       -  •[>'m 

Bü]ig]  ;    ungünstiger  beurteilt  wer- 


den,   wenn    die   Kapitalanlage   völlig   sichei 
wäre  und  also  kern  berechtigter  Grund  zur 
Erhebung  einer  hohen  Risikoprämie  vorläge, 
a  die   Cebermacht  B  imtal- 

besitzers  über  den  Kapitalbedürfligen  geltend 
,,,,u,a,ht  würde.    Bei  den  Erörterungen 
der    gesetzlichen    Zins 
beschränkung  wurd,  jswaae  aal  Falle 

jener  Art  B  lommen.     So  wurde  z.B. 

darauf  hingewiesen,  wie  sehr  die  Aufhebung 
dieser  Beschränkung  im  Interesse  der  Land- 
wirtschaft  liege,   da  diese  dann  die  qoi 
Kapitalien    heranziehen    könne,    um   durch 


oe 


Wucher 


Drainierungen     und    andere    Meliorationen 
im   _  Stile  ihre  Produktivität  ausser- 

ordentlich zu  steigern.     Ein  Landwirt  würde 
ja   gern    7   oder  8  Prozent    Zins   bezahlen, 
wenn  ihm  das  angelegte  Capital  10  oder  12 
Prozent    einbrächte.      Zur    richtigen    Beur- 
teilung eines  solchen  Falles  aber  müsste  zu- 
nächst   festgestellt    werden,   ob   der   Erfolg 
der  beabsichtigten  Kapitalanlage  wirklich  als 
völlig  sicher  angesehen  werden  könne.     Ist 
oichl   der   Fall   und   bleibt  auch  für  den 
ein  gev  isses  Risiko  übrig, 
ein  Zuschlag   zu   dem   landesüblichen  Zins- 
fusse  gerechtfertigt.     [st  aber  die  Anlage  in 
der  That   durchaus  sicher,    so  wird  bei  der 
_■  ii     Entwickelung    des    Kredits    der 
unternehmungslustige   last   immer  G 
heit  finden,  das  Geld  zu  dem  allgemein  üb- 
n    Zinsfusse    zu    erhalten.      Wenn    die 
Nachfrage  Dach  Kapital  für  ähnliche  Zwecke 
im    Lande    ungewöhnlich    gross    wäre,     so 
könnte  dadurch  dieser  übliche  Zinsfuss  über- 
haupt gesteigert  weiden,   was  aber  als  eine 
natürliche  Folge  der  Verschiebung  des  Ver- 
hältnisses von  Angebot   und  Nachfrage  hin- 
i  weiden  müsste.     Wenn  aber  der 
Ine    trotz    der    Sicherheit    der    Kapital- 
anlage   und   hei   wirklich   erreichbarer  Pro- 
duktionsverbesseruug   infolge    seiner   Unge- 
schicklichkeit,  Geschäftsunkenntnis  oder  ähn- 
licher  Umstände    sich   dazu  bringen   Hesse, 
höhere  Zinsen  zu  bezahlen,  ohne  dass  seine 
wirtschaftliche    Lage    gefährdet    würde,    sc 
wäre  dies   von   Seiten  des  Geldgebers  zwar 
ein  moralisch  tadelnswertes  Verfahren,  aber 
man  könnte  es  doch  nicht  als  wirtschaftlich 
gemeinschädlichen   Wucher  bezeichnen. 

Für  die  wirtschaftliche  Beantwortung  der 
Frage,  ob  eine  übermässige,  wucherische  Be- 
ing  der  Schuldner  vorhanden  sei,  kommt 
also  vor  allem  auf  die  Beurteilung  des 
Risiko  des  Gläubigers  an.  Wo  ein  solches 
in  bedeutendem  Masse  vorhanden  ist,  iässt 
sich  in  derBegel  über  die  demselben  ange- 

Höhe  der  Prämie  nichts  allgemein 

Gütiges  sagen   und  die   Vereinbarung   der- 
selben muss  den  Parteien  überlassen  werden. 
Dabei    kann   allerdings   der    Geldgeber   die 
Notlage    des    Geldbedürftigen    wucherisch 
ausnutzen,    alier    es    lässf    sich    nicht    allge- 
mein  bestimmen,   hei   welchem  Punkte  die 
Ausbeutung    anfängt    und    die    berechtigte 
ivi  rgütung  aufhört.    Nun   ist  aber  das 
Bauptbestreben  di     eigentlichen  Wucherers 
■  !>  ■  I     jede   wirkliche  und  ernst- 
I  ■    ehr  des  Verlustes  seines  fehl,.,,  zu 
ü     wem,    auch    sein,.    Anlagen    auf 
■  '  Blich  elf  sehr  riskiert  erscheinen, 
ichl  eben  seine  Sicherheit  nicht  in  den 
im    normalen    Verkehre     üblichen    .Mitteln. 
in  am    ren    die  allerdings  weniger 
;  Ch    sind.      Er  "sucht    sieh 


mögensstandes,      der      Erbschaftsaussichteq 

und  -mistigen  Familienverhältnisse  des  Geld- 
bedürftigen  zu  verschaffen,  namentlich  auch 
zu    erfahren,    oh    Verwandte    da   sind,    die 
jenem     hei    einer    drohenden    Exekution    zu 
Hilfe   kommen    könnten.     So   kann   er  dann 
/..  I!.  einem  Landwirte,   dessen  Gut   bereits 
stark    mit     Hypotheken    belastet    ist, 
Geld    auf    Wechsel    gehen,    weil    er    weiss, 
dass  bei  rücksichtslosem  Zugreifen  noch  ge- 
nügende Aktiva    zur  Zahlung  dieser  Schuld 
und  der  hohen  Zinsen  herauskommen  werden 
oder     dass     Verwandte     eintreten     werden. 
Leichtsinnige  junge  Leute   erhalten  wuche- 
rische  Darlehen,    die    durch    ihr    künftiges 
Erbteil  gesichert  sind.    Offizieren  gegenüber 
wird  die  Zwangslage  ansgebeutet,  m  die  sie 
durch   ihre    besonderen   Stau  des  Verhältnisse 
versetzt    werden    können.     Der    Wucherer 
nutzt    ferner    die    momentane    Verlegenheit 
sonst  unzweifelhaft  zahlungsfälliger  Personen 
rücksichtslos    aus.      Jemand    wird    z.  B.   in 
wenigen      Wochen     eine     grosse     Summe 
empfangen,  hat  aber  schon  in  den  nächsten 
Tagen     einen    Wechsel    zu     bezalileu.      Et 
wendet    sich    dann    nicht  selten,    um    seine 
Verlegenheit  hesser  geheim  halten  zu  können 
und    das  Geld   sofort  zu  erhalten,  an  einen 
Wucherer,   der   sich    diesen    Dienst    unver- 
hältnismässig   hoch    bezahlen    lässt.      Sehr 
häufig    verschafft    sich    der  Wucherer   auch 
eine    unmittelbare    Sicherheit   durch    Faust- 
pfand,  wie  denn  ja   das  Pfandleihgewerbe 
(s.  d.  Art.  Pfandleih-  und  Rückkaufs- 
geschäfte VI.    S.  Ö7ff.)   in   vielen  Fälleu 
nur    als   Deckmantel    für    Wuchergeschäfte 
diente.     Das  Pfandobjekt  wird  durchweg  so 
niedrig     beliehen,    dass    die    Gefahr    eines 
Verlustes   für   den    Wucherer   fast  gänzlich 
ausgeschlossen  ist,  und  die  Uebermässigkeit 
des    Zinses   im  Vergleich   mit   dein  landes- 
üblichen Satze  tritt  dann  in  voller  Deutlich- 
keit hervor.    Vom  Staudpunkte  des  »bürger- 
lichen« Princips  der  »Wirtschaftlichkeit«  ist 
nun  freilich   eigentlich   nichts  einzuwenden, 
wenn  der  Geldgeber  sich  für  seine  Leistung 
unter  Benutzung'  aller  ihm   günstigen  Um- 
stände cm,,   möglichst  hohe   Gegenleistung 
verschafft,   auch   wenn  diese  durch  das  mit 
der  Leistung   verbundene   Risiko    nicht  ge- 
rechtfertigt    ist.       Gleichwohl     muss     das 
volkswirtschaftliche   Urteil  auch   bei 
der     bestehenden      Verkehrsordnung     dahin 
lauten,  dass  die  wucherische  Erwerbsthätig- 
keit    gemeinschädlich    sei,    soweit    sie    die 
Vernichtung  von   Einzelwirtschaften    verur- 
sacht oder  befördert,  die  sich  ohne  die  über- 
mässige Gewinnsucht  des  Wucherers  hätten 
behaupten  können. 

2.  Positiv-rechtliche  und  moralische 

Beurteilung.     Lange    Zeit    ist    von    Staats 

-    und    für  einige  Staaten  gilt  dies 


des  gesamten    Vor- 1  noch  gegenwärtig  —  versucht  worden,  ge- 
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ich    festzustellen,  was  als   übermässige 
des  Gläubigers  zu  betrachte 
Snd  namentlich   wurde   zu   diesem  Zwecke 
,in   gesetzliches    Maximum    des   Zinsfusses 
aufgestellt.      Unter    den    heutigen    Verhalt- 
Sn     würde    mau    schwerlich    auf    diese 
Massregel    verfallen    sein.      Bei    ihrer    hin- 
Shrnnl  im  16.  und  17.  Jahrhundert  y 
stellte  sie  einen  Fortschritt  dar.   indem  sie, 
den    Bedürfnissen    der    sieh    entwickelnden 
Ödemen  Geld  wirtschaft  entgegen  kommend. 
e  Stelle   des  kanonischen  und  vielfach 
aU(.h  von  der  weltlichen  Gesetzgebung  auf- 
recht erhaltenen  Zins  Verbotes  trat.   Aul 
die    Frage    der    Berechtigung    des    Zinses 
aupt  gehen  wir  hier  nicht  ein,  sondern 
auf   den  Artikel   Zins.     Die .  all- 
gesetzliche  Beschränkung  des  Zins- 
fusses   auf    einen    bestimmten    Prozentsatz 
wurde    in    der    neueren    Zeit    immer 
deutlicher    als    im    Widerspruch    mit    dem 
ganzen  Wesen  der  kapitalistischen  Verkenrs- 
ordnuug   fühlbar,  und   ein   grosser  Ted   der 
gegeu  diese  Einrichtung  gerichteten  Kritiken 
.  als  berechtigt  anerkannt  werden.   Die 
blosse   Berufung   auf  das    abstrakte   Eigen- 
tumsrecht,  wie   sie   sieh   z.    B.    bei    Turgot 
und    Bentham   findet,    wird   allerdings  heu- 
tigentags ebensowenig  als  entscheidend  an- 
en     werden     wie      das     Beut  hanische 
p    dass    ein    zurechnungsfähiger,   frei 
und   mit  Sachkenntnis   handelnder   Mensch, 
selbst  nicht  aus  Rücksicht   auf  sein  «genes, 
[nteresse  verhindert  werden  solle,  jede  Art 
von  Geschäft  abzuschliessen,   um  sich  Geld 
zu  verschaffen,    und    dass   andererseits    nie- 
mand verhindert  werden  solle,  ihm  das  Geld 
zu  den  von  ihm  freiwillig  angenommenen 
Bedingungen   zu  geben.     Die   hier   voraus- 
gesetzte    Freiheil     kann  auch  m  lallen  der 
schlimmsten   Ausbeutung  formal   noch  vor- 
handen sein,   während  das  Opfer  sich  tat- 
sächlich  unter   dem  Drucke  eines  unwider- 
stehlichen Zwanges  befindet.    Zutreffend  da- 
gegen war  das  Argument   der  Gegner  der 
Zinsbeschränkungen,  dass  der  Zinsfuss  sich 
überhaupt  durch  Angebot  und  Nachtrage  auf 
dem  Kapitalmarkt  bestimme:  wenn  also  die 
Wuchergesetze  den  Zinsfuss  überhaupt  test- 
ieren   wollten,    so    war    das   allerdings    ein 
unter  den  heutigen  Wirtschaftsverhältnissen 
ganz   unhaltbares  Streben.     Solange  tur  die 
feste  Anlegung  von  Leihkapitalien  nur  Ren- 
tenkauf und   Hypothekendarlehen   zur  \  er- 
füo-vmo-   standen,    konnte   die   Gesetzgebung 
vielleicht  einen  erheblichen  Einfluss  auf  den 
Zinsfuss   ausüben.     Seitdem    sich   aber   der 
moderne    Börsenverkehr    in    Staatspaperen 
und     anderen     börsengängigen    Schuldver- 
schreibungen ausgebildet  hat,  bei  dem  der 
thatsächliche  Zinsfuss  von  dem  fortwährend 
veränderliehen   Kurse   der  Papiere   ab! 
lässt    sich    mit    den   alten    Beschränkungen 


nichts  mehr  erreichen.    Allerdings 

B       nkurs     völlig    sicherer    Staatspai 

zuverlässigen    Anhalt    für   die   Siest- 
stellung de>  jeweiligen  Zinsfusses    bei  den 

Kapital,  und     man    könnte 

immerhin   ohne    Bedeuten   einen   etwa  i  °/o 
höheren  Satz   als  Maximum    für  erstsl 
Hypothekendarlehen   festsetzen.     Aber 
solche   M.i    i  räre    von    sehr   gern 

praktischer  Bedeutung,  da  gute  Hypoth 
ohnehin  zu  solchen  Bedingungen  unterge- 
bracht worden  können  und  der  V\  ueb  rer 
sieh  überhaupt  mit  derartigen  soliden  Ge- 
schäften kaum  befasst.  Wenn  der  Wucherer 
aber  die  Ünerfahrenheit  des  Kreditbedurf- 
ti<^en  ausbeutet,  um  von  demselben  trotz 
voller  hypothekarischer  Sicherheit  des  Dar- 
lehens einen  übermässigen  Zins  zu  ver- 
langen, so  lässt  sich  die  Debervortedung 
des  Schuldners  aus  der  üeherschreitung 

Lchlich      berechtigten      !ami' 
Zinses  für  gute  Anlagen   ebenso  gut  beur- 
teilen,  als   wenn    ein  gesetzlicher  Max 

TT  _  1.  _    ' -.       ;,->4-       /-1,tm       HAI'. 


satz  gegeben  wäre,     üebngens  ist  der  nor- 
male  Zinsfuss    in   den   letzten    Jahrzehnten 
bekanntlich  ohne  gesetzliche  Einwirkung  er- 
heblich zurückgegangen;  aber  auch  wenn  er 
bedeutend  gestiegen  wäre,   so ^  würde  seine 
Höhe    an    äich    nie    als    ein    Merkmal    des 
Wuchers  dienen  können,    wenn  eben  dieser 
hohe    Satz    auf    dem    grossen    Markte    der 
Kapitalien    im    freien    Verkehr    allgemeine 
Giltiakeit   erlangt   hat.     Die   Bewucherung 
bildet   immer   einen    konkreten    lall 
der    Ausbeutung     von     Person     zu 
Person      Wenn   sich  jemand  harten,   aber 
allgemein    geltenden    Bedingungen    unter- 
werfen muss,  so  liegt  deshalb  kein  Sicher 
o-egeu   ihn    vor.     Er    kann   auf   solche   Art 
allerdings   in   eine   unglückliche    Lage   ge- 
raten,  wie  auch   z.   B.   der  Besitzer   eines 
Grundstückes,     das    in    einer    öffentlichen 
Zwangsversteigerung    für    einen    Spottpreis 

w ■ ..h,n   wird.  -  In  der  Überwiegendon 

Mehrzahl  der  Wucherfälle  handelt  es  sich 
nicht  um  Darlehen  mit  voller  hypothe- 
karischer Sicherheit,  und  dann  ist  der  ent- 
scheidende Einwand  gegen  die  gesetzliche 
Fixierung  des  Zinsfusses,  dass  die  ausser- 
ordentlich grosse  Verschiedenheit  des  Risi- 
'kos  bei  den  Darlehen  gänzlich  aussei  acht 
fassen  werde.     In  der  Thal  ,™e 

tchon  oben  bemerkt,  bei  aleatorischen  Dar- 
lehen gar  keine  obere  Grenze  für  das  Ris ko 
und  es  kann  daher  unter  1  mstanden  selbst 
e°n  ganz  enormer  Zins  nach  dem  Principe 
der  Gleichheit  der  Spieleinsätze  und  der 
Gewinnchancen  noch  vollberechtigt  sem. 
Andererseits  aber  wird  man  zugeben  müssen 
S  ^nn  das  Risiko,  wenn  auch  nicht 
durch  eine  gute  Hypothek,  so  doch  durch 
eaf Faustpfand  thati-hlieh  aufgehoben  ist 
eine  Festsetzung   des   zulässigen   Zinsfusses 
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mit  Rücksicht  auf  den  landesüblichen  wohl 
Daher  haben  denn   auch  die 
deutschen    Landesgesetzgebungen,    oh«  ohl 
die  Zinsbeschränkungen   im   übrigen  aufge- 
o  sind,  in  ihren  &  sondi  ren  \  orschrifti  □ 
das    Gewerbe    der    Pfandleiher    und 
Rückkaufshändler  wieder  Zinsmaxima  auf- 
Ut.     In  Preussen  z.  B.  betrag)  dasselbe 
für  D  antea  30  Mark  2%,  für  solch 

über  30  Mark  L%  monatlich,  jedoch 
kann  der  Pfandleiher  sich  mn  di 
Zins  für  zwei  Monate  ausbedingen.  Diese 
Zinssätze  scheinen  sehr  hoch,  wenn  die 
Darlehen,  wie  es  im  ganzen  ohne  Zweifel 
der  Fall  sein  wird,  durch  die  Pfände]  ge- 
nügend gedeckt  sind.  Aber  es  rauss  auch 
der  Umstand  berücksichtigt  werden,  dass  es 
sich  hier  nicht  um  Zinseinnahmen  handelt, 
wie  sie  der  i  abschneidende   Kapi- 

talist   ohne    weitere    Mühewaltung    bezieht, 
sondern    um    ein    unanj  aes,     mir    be- 

schwerlicher private  irtscbaftlicher  Arbeit 
mdenes  Gewerbe,  auf  das  sich  wohl- 
habende Kapitalisten  in  der  Regel  über- 
i  nichl  einlassen  wollen,  wie  sie  sich 
auch  nichl  Leicht  zum  Bauen  von  II, 
für  die  ärmste  Bevölkerung  entschüessen, 
von  der  die  Mieten  nur  in  vielen  kleim  □ 
Beträgen  und  oft  nur  mit  Hilfe  harter 
Massregeki  eingetrieben  werden  können. 
Di  Ltze    für    die    Pfaudleiher 

keineswegs  als  blosse  Zinsen  zu 
betrachten,  sondern  zu  einem  grossen  Teile 
als  Gesehäftsgewinn  und  Arbeitserwerb. 
Aul    i  i;  standteile  des  Bruttogewinnes 

äigen  Geldverleihers  neben 
dem  eigentlichen  Zi'nse  muss  ebenso  Rück- 
sicht genommen  werden  wie  auf  dieRisiko- 
prän 

Ferner  wind,-  gegen  die  gesetzliehe  Zins- 
m'    dass  es  un- 
äei,  ihre  Umgehung  zu  verhindern. 
und   dass    sie  dahi  c  auch  ^tatsächlich  um- 
gangen     werde.        Namentlich      bol      der 
W  echsel     ein    bequemes    Hilfsmittel     zu 
diesem  Zwecke  dar.     Denn   wenn  auch  das 
Darlehn   geg<  n   einen   eigeneu  Wechsel  von 
m    iibermäs  ig     Li     .  D  :  Fangene  Summe 
als  Wucher  behan- 
delt  winde.    SO  war  dies  doch,    wie    in    der 
Schrift  von  K.  Braun  und  M.  Wirth  ausge- 
führt wird,   bei   der  Anwendung   gezogener 
Weeh  ...  b .   ohi  e   d  m    ganzen 

Wechselverkehr  illusorisch  zu  mach  d.    Die 
il   der   Umgehung  etze 

an  sich  kein  entscheidende)  Grund 

e  Zweckmässigkeit  de    el viel- 

Eüi      i    R  i,  litsgefühJ  immei 
gewisse    G  darin,     wenn    eine 

W1<leri  Handlung   als    strafbai 

irkt  wird,  weun  auch  die  Strafe  nur 
zur    Anwendm  .     g(  bracht     wei 

ergiebt  Bich  dann  der  weitere 


üebelstand,  auf  den  die  Gegner  der  Wucher 
gesetze    stets     besonderes    Gewicht 
haben,    dass    die    anständigen    Kapitalisten 
sich   von    den  Geschäften  zurückziehen    bei 
den, ii    wegen   des   grossen  Risikos   ein  den 
gesetzlichen    Satz    überschreitender  Zin 
vollkommen  gerechtfertigt  ist,  und  das 
nun   die  Geld  bedürftigen   in   solchen   I 
an    die  gewerbsmässigen  Wucherer  wi 
müssen,  die  der  Strafandrohung  trotzei 
für  aber  einen   desto   höheren   Gewinn   er- 
'     sen.    Es  gereicht   dann   also   die   Zins- 
beschränkung      denjenigen      gerade      zum 
Schaden,    in    deren    Interesse    sie    er] 
worden  ist. 

In    den    meisten    Ländern  ist  denn  auch 
im  Laufe  des  19.  Jahrhunderts  die  gesetzlii  I» 
Beschränkung    des    vertragsmässigen    Zins- 
fusses    als    unzweckmässig    und     unzeitge- 
mäss    anerkannt    und    demnach    die    aller, 
Wnchergesotzgebung  abgeschafft  worden.  In 
einigen  Staaten  aber  und  insbesondere  auch 
in   Deutschland   ist    an  die  Stelle  derselben 
eine    andere    getreten,   die   für  den    Bi 
des  Wuchers    ander,,  Merkmale   als  die  für 
sich  betrachtete  Höhe  des  Zinsfusses  aufstellt 
und    die    gewinnsüchtige    Ausbeutung    und 
Cebervorteilung  des  Schuldners  unabhängig 
von    diesem    gewissermassen    mechanischen 
Merkmale     zur     Strafe     ziehen     will.       1 1,  j 
Landesübliche  Zinsfuss  wird  als  veränderlieh 
angenommen  und  die   Ausbeutung   beurteilt 
nachdem   Masse  der   Ueb  er  sehr  ei  tun« 
desselben,    zugleich    mit     Berücksichtigung 
der  besonderen  Umstände  des  Falles,    unter 
denen   das    Risiko   jedenfalls  in  erste  Linie 
zu    stellen    ist.     Es  fragt  sich  dann,    ob  bei 
solchen    Ausgangspunkten    der    Beurteilung 
eine    Ausbeutung   der   Notlage,    der    üne» 
fahrenheit,  des  Leichtsinns  oder,   wie   es  in 
einzelnen  Gesetzgebungen   auch    heisst,   der 
Schwächen  und  Leidenschaften  eines  and, -reu 
vorliege,  und  zwar  nachdem  Österreich,-  :i,n 
Gesetze   in   der  Art,   dass  die  Masslosigkeil 
der    von    dem    Kreditgeber    ausbedungi  aen 
Vermögensvorteile  das  wirtschaftlich,;.    Yor- 
derben    des    Kreditnehmers    herbeizuführen 
oder  zu  befördern  geeignet  sei.—  Was  nun 
den  Begriff  der  Nol  Lage  betrifft,  so  wird 
mau  unterscheiden   müssen   zwischen   e 
Notlage  der  Konsumtion,  d.  h.  dem  Mangel 
am  nötigen  Lebensunterhalt,  und  einer  wirk 
scliaftlii  hen  Notlage,  die  durch  die  Schw 
keiten    der   Geschäftsverhältnisse   oder   des 
Vermögenszustandes     erzeugt     wird.      Die 
erstere  ist  einfach  Armut  und  diese  ist  den 
Angriffen  des  Wuchers  eigentlich  gar  nicht 
mehr  ausgesetzt,  da  nichts  mehr  bei  ihr  zu 
holen  ist,  wein  die  etwa  noch  verwertbaren 
-Möbel,    Kleider  etc.   in   das   Pfandhaus    ge- 
wandert   sind.     Praktisch    kommt    also    für 
die  Wuchergesetzgebung  nur  die   geschäft* 
Liehe  oder  vermögenswirtschaftliche  Notlage 
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ßeldbedürftigen  in   Betracht   und    zwar 
,„,.    sofern    sich     wenigstens    eine     ober 
Cles    Risikos    abschätzen    lässt.      I 
handelt      sich      besonders     um      Zahlungs- 
schwierigkeiten odei  Vermögensgefährdungen 
bei  später  wieder  leistungsfähigen  Personen, 
!im  Fälle,  auf  die  oben  schon  beispiels- 
hingewiesen  worden    ist.      Man   kann 
,.,„,  freilich  sagen,  niemand  kann  gezwungen 
n    einen  anderen  ans  einer  Geschatts- 
üemme   zu    retten,    der   letztere  muss also 
so  viel    für   die  Hilfe  bieten,   bis  ein  Geld- 
er sich  für  die  Bewilligung  des  Dar- 
.    gewinnen   lässt.    anderenfalls    bleibt 
Hilfsbedürftig  i  einfach  seinem  Schicksal 
überlassen.     Mit    Rücksicht   auf  diese  Er- 
wägung erscheint  es  allerdings    zweifelhaft, 
00  die  blosse  Ausnutzung  der  Notlage  eines 
«dürftigen  ohne  weiteres  als  wucherisch 
anzusehen,  ob  nicht  vielmehr  ein  erschweren- 
der    umstand     hinzukommen     muss.     wie 
Damentiich  die  gleichzeitige  Ausbeutung  der 
Unerfahrenheit    desselben,   indem  z.  B. 
der  Wucherer  auf  irgend  eine  Art    zu   ver- 
hindern weiss,   dass  der  Bedürftige  ach  an 
andere  Stellen  wendet,   wo  er  das  Geld   zu 
normalen     Bedingungen     erhalten     konnte; 
oder   es    müsste    die    Erschwerung    hinzu- 
kommen,   dass    die    Ausbeutung    die    Wirt- 
schaft liehe  Existenz  des  Bewucherten 
irt   ..der  wenigstens    schwer    schädigt,  i 
gerade  das  herbeiführt,  was  vermieden 
en     sollte     und    bei    den    gegebenen: 
Umständen     auch     hätte     vermieden     wer- 
den    können.      Wenn     dagegen    der    Geld- 
suchende    sich,    wie    das    nicht    selten   vor- 
kommt, ahsichtlich   lieber  an  den  Wucl 
a^    an    seinen    gewöhnlichen   Bankier   oder 
andere  anständige  Kapitalisten  gewandt  hat, 
um    seine    Verlegenheit    möglichst    ge 
ed  halten  und  seinen  Kredit  nicht  zu  schä- 
digen   so  ist  er  hinterher  schwerlich  berecn- 
iiber  die  Ausbeutung  seiner  Notlage  zu 
klagen.  -  Was  die  Ausbeutung  der   Uner- 
fahrenheit  oder   Unwissenheit    des    Geldbe- 
dürftigen   betrifft,   so   kann   sie   sich  in  der 
schon  erwähnten  Weise   äussern,   dass   der- 
selbe in  Unkenntnis  der  möglichen  besseren 
Auswege   erhalten   wird:    sehr  häufig  aber 
wird    auch    seine    Unwissenheit    in    betreff 
der  Bedeutung  und  Tragweite  der  Geschäfte, 
auf  die  er  sich  einlässt,  ausgenutzt,  od 
wird  in  dieser  Hinsieht  geradezu  getauscht. 
Solche  Fälle,  von  denen  au-  dei    1     I. ergang 
zum    Betrug    kaum    merklich   ist.    gestatten 
vielleicht  die  verhältnismässig  leichteste  und 
sicherste  Anwendung  der  neueren  Wucher- 
resetze.    Dagegen  bietet  der   Leichtsinn 
und    die     Verschwendungssucht    des 
Geldsuchenden    weniger    Anlass,    für    ihn 
gegen   den   Wucherer  Partei    zu    ergreifen, 
al    m    solchen    Fällen   auch   das   Risiko 
I  teldleihers  oft  sehr  bedeutend  ist.    -Man 


sagen,  ein  Verschwender  ist  ein 
icher  Parasit,  der  durch 
einen  anderen  Parasiten,  den  Wucherer,  be- 
seitigt wird.  Die  Handlungsweise  des 
Wucherers  wird  dadurch  nicht  g<  n  chtfei 
aber  »  in  wirkliches  Verschulden  besteht 
in  Forderung  eines  übermässigen  Ge- 
winnes, sondern,  wie  Turgot  sagt,  dann. 
dass   er   an  Habsucht   die    Aus- 

schreitungen des  Verschwenders  erleichterl 
und   ermutig!    und   ihn    vor  die  Alten 
stellt,   sich   zu  ruinieren   oder   zu  entehren. 
\,„.h  bei  bloss  li  ichtsinniger   ünwirtschaft- 
lichkeit  ohne  eigentliche   Verschw 
der  Bewucherte  in  erster   Linie    selbsl 
antwortlich  für  seine  Lage,  und  die  Schuld 
des  Wucherers  Liegl  nur  dann,  äass  erden 
ohnehin    wahrscheinlichen   oder   unvermeid- 
lichen   Ruin    des    Schuldners    aus   Eigen- 
nutz befördert  und  beschleunigt.     Die    ge- 
werbsmässige  Betreibung  des  Wuchers  wird 
mit   Recht  als   ein   erschwerender    1  instand 
betrachtet;   andererseits  aber  ist.  wie  - 
oben  angedeutet  worden,  bei  der  Beurteil  lin- 
der Frage,    ob   überhaupt   Wucher  vorliegt, 
auch  in  Anschlag  zu  bringen,  dass  bei  dem 
rewerbsmässigen   Betriebe    des    Geldleihge- 
schäftes,   wie  bei   allen   anderen   ünterneh 


mungen  ein  den  gewöhnlichen  Zins  des 
Leihkapitals  überschreitender  Kapitalgewinn 
wirtschaftlich    gerecl       rtigl    ist    -    Wenn 

jemand  nur  Geld  sucht,  um  eine  ungewöhn- 
lich  günstige    Gewinngelegenheit     zu    be- 
nutzen    so    besteht   natürlich  für  ihn   kein 
Notstand,  und  das  Wuchergesetz  kann  gegen 
den    Geldgeber    nicht    angewendet    werden. 
wenn  dieser  auch  ungewöhnlich  hohe,  durch 
das  Risiko  nicht  gerechtfertigte  Zinsen  ver- 
langt     Es  gilt  dies  auch  für  den  Fall,  dass 
jemand  ein  "ständiges  Geschäft  mit  fremdem 
Gelde  betreibt,  für  das  er  sehr  hohe  Zinsen 
bezahlen     muss,     ohne     dass    aber    seine 
Lurch  gefährdet   wird.     Hierher 
gehört  auch  'las  von  Turgot  angeführte  Bei- 
l  der  Pariser  Kleinhändler  mit  Gemüsen, 
Früchten    etc..   die   oft    wöchentlich   2  Sous 
Zinsen   für   den   Thaler   von    3   Livres    be- 
zahlen   mussten,    was    aufs    Jahr   berechnet 
über   170%   ausmacht.     Von   den   heu 

marchands  de  anatj  -  ■  die  in  Paris 

ihre  Handkarren  herumführen,  befinden  sich 
viele  ohne  Zweifel  in  ähnlicher  Lage,  können 

aber  dabei  noch  immer  durch  ihre  Arbeit 
ihren  Lebensunterhalt  erwerben.  Es  hegt 
eben  hier  nur  eine  andere  Form  des/Ver- 
hältnisses von  Kapital  und -Arbeit  vor. 
Wenn  der  Geldgeber  unmittelbar  als  Unter- 

.  und  den  ambulanten  Hai 
in    seinen    Dienst    nähme,    so    wi 
Kapitalgewinn  mindestens  ^  sein 

da  der  Lehn  des  verkaufenden  Gehilfen 
Sieherlich  nicht  grösser  sein  würde  als  im 
anderen    Falle    der    dem    der    Form    nach 
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selbständigen  Händler  übrig  bleibende  Ge- 
winnanteil. Aber  der  Kapitalgewinn  würde 
dann  nicht  in  der  Fenn  von  Zins  zu  Taue 
treten,  nicht  im  voraus  fesl  ausbedungen 
sein  und  daher  auch  unter  der  Herrschaft 
der  älteren    Wuch        -  ganz    unbean- 

standet  bleiben,    obwohl    er   sachlich    ganz 
•  ;:.>•   Bedeutung  hätte  wie  der   enorme 
Zin-  beim     prel  ä  La  petite  semaine  . 

In  der  neuesten  Zeil  ist  der  Wucherbe- 
griff in  der  Gesetzgebung  einiger  Seh» 
Kantone  und  namentlich  auch  des  Deutschen 
Reichs    auf    die    analoge     Ausbeutung    bei 
Rechtsgeschäften  anderer  Art    als  den  Kre- 
schäften    . 
ständlich    smd    die     Strafbestimmungen 
i  den  Sachwucher  streng  zu   scheiden 
von    den    bloss   civilrechüichen   Folgen   der 
laesio  enormis  oder  ultra  dimidium    (nach 
Art.   1674  der  französischen   (V,de   Schädi- 
g   um  in. -h,-  als  '  12  beim  Verkauf  einer 
unbeweglichen  Sache.)     Verwandter  Art  da- 
i  sind  die  älteren  Bestimmungen  gegen  I 
den     sogenannten     K  o  r  n  w  u  c  h  e  r    (s. 
den      Art.      G  e  treidehandel,     oben 
Bd.    IV.    S.    275ff.)     und    die    Artikel    419 
und  420  des  französischen  Strafgesetzbui  hes 
gegen  Koalitionen  zur  Steigerung  der  Preise 
Waren  und  besonders  dei    notwendigen 
nsmittel.   Jedoch  besteht  auch  iu  diesem 
Falle    nicht    das   konkrete  persönlich.-    Ver- 
hältnis, das  sich  bei  der  eigentlichen  wuche- 
rischen Ausbeutung  zwischen  dem  Wucherer 
und    seinem     Opfer    findet.     Der    «Kom- 
wucherer      oder    die     Spekulanten-»Einge 
greifen  nach  Kräften  in  die  allgemeinen 
Illingen    der    Preisbildung    ein,     und 
wenn  die   Preissteigerung  gelingt,   so  trifft 
der    Nachteil    allgemein    die    Konsumenten, 
denen    vielleicht    kein   einziger  sich  in 
einer   Notlage    befindet,    und    selbst    wenn 
dies   bei   einzelnen  der  Fall  wäre,   so  läge 
nicht    eine   besondere   sregen   sie  ge- 
tete  wucherische  AI  r.    Dasper- 

sönliche  Verhältnis  zwischen  dem  Wucherer 
und    Bewucherten    wird    immer    besonders 
beachtet    werden    müssen,    wenn   nicht   die 
Erweiterung  des  Wucherbegriffs  zu  grossen 
vieler  bisher  als  berechtigt  aner- 
kannter Verkehrsgeschäfte  führen  soll.    Und 
'  dann  bleiben  noch  grosse   Schwierig- 
keiten.    Nach  welchen  Merkmalen  will  man 
z.    B.    beurteilen,    ob    der    Preis,    den    ein 
Trödler    für    cm    gebrauchtes    Gerät     oder 
ätüek  bezahlt  bat.  zu  niedrig  sei? 
haltspunkt  zur  Beurteilung  dieser 
etwa   die   Preise  bieten,  die 
ähnliche  -  »ei  öffentlichen  Vers! 

).  aber  auch  dieses  Kriterium 

gend,  da  ein  gebrauchter  Ge- 

'       in.,  besonderen    Grades 

ein  .-in  zigartiges 

Exemplar  i.-t.    Auch  würde  -teige- 


rungspreis    als    der    für    das    Publikui 
geltende,   also  als   der  dem  Händler  an- 
kommende   anzusehen    sein    und    dann 
Frage   übrig   bleiben,   wie   viel   Gewinn 
letztere    beanspruchen    dürfe.      Ueberhaupi 
ist  klar,  dass  der  Preis,  den  ein  privater 
gelegentlicher     Verkäufer    hei    ei 
Händler   selbst   füi-  einen   noch   neuen    Gh 
genstand  erlangen  kann,  bedeutend  nie<! 
sein    muss    als   der   von    einem  gewerbs- 
m  äs sigen  Verkäufer  geforderte.'   Den 
Kaufmann    erwartet    den   Käufer  bei  sich 
und  passt  sein  Lager  der    wahrscheinlichen 
Nachfrage   an:    der  gelegentliche   Verl, 
dagegen    muss    selbst    den   Käufer   su< 
und   ein   gewerbsmässiger   Althändler  wirf 
ihm    nur   so    viel   für  die   Sache    bezahlen. 
dass  er  seinerseits  sie    billiger  als  zu  dem 
gewöhnlichen    Ladenpreise    und    doch    mit 
dem    üblichen    Gewinn     wieder     verkaufen 
kann.    Man   nehme  z.  B.  an,   jemand  habe 
ein  Buch  für  1"  Mark  gekauft  und  bi 
einige  Taue  später  einem   Buchhändler   un- 
versehrt   und   unaufgeschnitten   zum    Kaufe 
en.     Der   Buchhändler   kann    es  vom    Ver- 
lager  für  7,50  Mark  erhalten  und  zwar  ohne 
es  fest  zu  übernehmen,   also  ohne   Gefahr, 
es   für   immer  als   Ladenhüter    behalten  zu 
müssen.     Er  mag  vielleicht  in  seinem  Kun- 
denkreise   gar    keine    Aussicht   haben,   das 
Werk  abzusetzen,  überdies  wird  es  vielleicht 
wie   die   Lehrbücher  rasch   fortschreit 
Wissenschaften    in  wenigen  Jahren   veraltet 
und  unbrauchbar  sein.     Wenn  unter  s. 
Umständen   der  Buchhändler  dem   in    Ver- 
legenheit befindlichen  Verkäufer  4  Mark  für 
das  Buch  gäbe,    so  könnte  dies  vom  S 
punkt    des    Wuchergesetzes   als    eine    Aus- 
beutung  der   Notlage    des    Verkäufers    er- 
scheinen:  und  doch  kann  das  Geschäft   fin- 
den Buchhändler,  der  kein   Antiquarität   im 
grossen  Maßstäbe  betreibt,  selir  gewagt  sei* 
und  mit  Verlust  für  ihn  endigen. 

Man  könnte  fragen,  ob  nicht  auch  die- 
jenigen, die  bei  öffentlichen  Zwangsverstei- 
gerungen Grundstücke  oder  bewegliche. 
Sachen  für  übermässig  niedrige  Preise  er- 
werben, die  Notlage  der  früheren  Besitzer 
ausbeuten.  Es  würde  dies  auch  gewerbs- 
mässig geschehen  können,  und  zwar  von 
Seiten  der  Händler,  die  die  Benutzung  sol- 
cher Kaufgelegenheiten  sich  zum  Geschäfte 
Ali  man  kann  niemanden  zwin- 
gen, bei  einer  Versteigerung  mehr  zu  bieten, 
als  er  es  seinem  Inter entsprechend  fin- 
det und  wenn  die  Händler  fern  blieben,  so 
wäre  die  Konkurrenz  der  Kauflustigen  noch 
geringe).  Es  war.-  allerdings  möglich,  dasa 
die  Händler  durch  allerlei  Manöver  die 
übrigen  Mitbieter  zu  verdrängen  oder  abzu- 
schrecken suchten.  Daher  verbietet  Art.  412 
des  Code  Pönal  unter  Androhung  von  Ge- 
fängnis   nicht    nur    die    Beschränkung    der 
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Freiheit  der  Versteigerungen  durch  Drohun- 
„,,„  «nd  Gewalttätigkeiten,  sondern  auch 
Entfernung  von  Mitbietern  durch  Ver- 
sprechungen. Das  gewöhnlichste  Verfahren 
Xr  scheint  dies  zu  sein,  dass  die  gewerbs- 
mässigen Händler  in  stillschweigender!  eber- 

,,,-,  die  sonstigen  Kaufliebhaber  in  ein- 
£jnen  FäUen  durch  lebhaftes  Mitbieten  zur 
Zahlung  hoher  Preise  veranlassen  und  sie 
dadurch  für  die  Folge  abschrecken.  Das 
Wuchergesetz  kann  aber  offenbar  gegen 
Praktiker  nichts  ausrichten,  zumal 
es  sich  dabei  doch  immer  um  einen  oüent- 

n  Verkehrsakt  ohne  das  rein  persönliche 
Verhältnis    der    wucherischen    Ausbeutung 

"Bewucherung    durch     Forderung    eines 
ftbermässigen  Preises  wird  in  der  Kegel  auf 
Ausnutzung    der    Cnerfahreuheit    oder    des 
Leichtsinns  des  Käufers  beruhen.    Auch  hier 
muss   eine  besondere  Ausbeutung  einzelner 
Personen    vorliegen.    Denn   es  steht  nichts 
hu    Wege,    dass    z.    B.    der   Inhaber    eines 
Ladens  "oder  eines  Gasthauses  tili   die*.;  b.  n 
Gegenstände    allgemein    bedeutend    höhere 
Preise  ansetzt,  als  anderswo  bezahlt  werden  : 
nur  wenn  er  leichtsinnige  oder  unerfahrene 
Personen     durch    noch    weiter    gesteigerte 
Forderungen    übervorteilt,    würde    er    des 
Sachwuchers    beschuldigt    werden    können. 
Ob  sich  die   übertriebene  Höhe  der  Mieten 
dmvh    das    Wuchergesetz    mit    Erfolg    be- 
kämpfen   lassen    wird,    ist    höchst    fraglich. 
Die    Mietpreise    in    den    grösseren    btaclten 
bilden  sich  auch  für  die  Arbeiterbevölkerung 
im   ganzen    nach   allgemeinen  Normen,  und 
die    besondere   Ausbeutung   Einzelner    wird 
selten    nachzuweisen    sein.      Eine   Hauptur- 
e   des  hohen  Standes   derselben  bilden 
natürlich    die    hohen    Bodenpreise    m    den 
Städten,  gegen  die  das  Wuchergesetz  macht- 
los   ist      Folgerichtigerweise    musste  aucii 
der  Lohnwucher  den  Strafbestimmungen  des 
Gesetzes  verfallen  -  aber   dies  würde  zur 
Festsetzung  eines  Minimallohnes  fuhren,  und 
zur  Ziehung  dieser  Konsequenz  durften  denn 
doch  auch  von  den  Verteidigern  der  Erwei- 
terung  des    Wucherbegriffs    die   wenigsten 

geneigt  seiu.  .        , 

Vom  moralischen  Standpunkt  ist  ohne 
Zweifel  jede  egoistische  Ausbeutimg  und 
Uebervorteilung  eines  anderen  yerwertücn, 
auch  wenn  sie  vom  Gesetze  nicht  verboten 
und  im  »Geschäft«  als  erlaubte  Anwendung 
des  wirtschaftlichen  Princips  gilt.  Wer 
ein  tieferes  moralisches  Gefühl  besitzt  wird 
vielmehr  bis  zu  einem  gewissen  Grade 
verpflichtet  fühlen,  anderen  in  der  Not  bei- 
zustehen, was  unter  Umständen  am  wirk- 
samsten durch  Gewährung  eines  zinsfreien 
Darlehens  geschehen  kann.  Solange  die 
kapitalistische  Geldwirtschaft  noch  nicht  die 
Oberhand   in   der  Volkswirtschaft   erhalten 


halte  und  das  Geld  als  ein    unfruchtbar 
Gut   angesehen    wurde,    erschien  der  philo- 
sophischen   wie   der    religiösen    Moral 
Darlehen    in    erster    Linie    im  Lichte  eines 
Aktes    der    Wohlthätigkeil     und    man    be- 
trachtete   daher   alles  Zinsnehmen    als  eine 
unbillige  Härte,  eine  Verl 
gebotenen    Menschenliebe    oder   mindestens 
als  ein  Zeiehen    unedler  Gesinnung.     Indes 
auch   wer  eine.  Verpflichtung  zur  w  o 
tigkeil    anerkennt,    wird    sich  vernünftiger- 
weise   nach    seinen  Mitteln    richten   und  in 
seinen  Erwägungen  wird  er  einen  grossen 
i  atersehied  machen,  ob  er  ein  Almosen  oder 


ein  zinsfreies  Darlehen  giebt.     Dei 
treff  des  letzteren  setzt  er  voraus,   dass  es 
zurückgezahlt    werde,    und    wenn  diese  Er- 
wartung getäuscht  werde,    erleidet  er  en 
weit  grösseren  Verlust,  als  er  übernehmen 
woUte  und  vielleicht  mit  Rücksicht  auf  - 
Familie   oder  anderwärtige  Verpflichtungen 
übernehmen   durfte.     Nun    sind    alier  die 
Wohlthätigkeitsdarlehen  häufig  sehr  unsicher, 
da  sie  keineswegs'  immer  den  Zweck  errei- 
chen   den    Schuldner    dauernd    aus    seiner 
Notlage  zu  befreien,  sondern  ihm  nur  einen 
Aufschub   verschaffen,   nach  dessen  Ablaut 
er  ebenso  hilfsbedürftig  ist  wie  vorher  und 
dabei  natürlich  ausser  stände,   seine  Schuld 
zu  bezahlen.    Wer  also  viele  Darlehen  dieser 
Art   gewährt,   ist  auch   vom  streng  morali- 
schen Standpunkte  berechtigt,  von  dem  zah- 
lungsfähigen Schuldner  so  viel  mehr  als  die 
geliehene    Summe    zu   verlangen,   dass    da- 
durch  der  Verlust,    den  er  durch  die  Aus- 
fälle bei  anderen  erleidet,  ausgeglichen  wird. 
Es   kommt   aber  auch  die  Erwägung  hinzu. 
dass    die  Schuldner   oft    in    ihren  Anforde- 
rungen   nichts  weniger  als  bescheiden  sind. 
ihre  Verpflichtungen  oft  sehr  leichtnehmen 
und    sieli    überhaupt    oft  unanständig   und 
unehrenhaft    betragen.    Mancher  weist  mit 
Entrüstung     den     Gedanken     zurück      von 
einem   Freunde   oder  Verwandten   J" 'Mark 
als  Geschenk  anzunehmen,  macht  sieh  aber 

keine  Skrupel  daraus,  ein  Darlehen  von    

Mark  zu  verlangen,  auch  wenn  er  weiss, 
das*  er  es  sehr  wahrscheinlich  nie  werde 
zurückerstatten  können.  Es  rieht  also  auch 
eine  Moral  für  die  Schuldner  und  Empfan- 
genden, und  daher  lässt  die  neu )  aufgefun- 
dene lirchristliche  Lehre  der  zwölf  Apostel 
auf  den  Spruch  Jedem  der  von  dir  erbittet, 
rieb  und  verlange  es  nicht  zurück,  die 
Sahnenden  Worte  folgen:  Wehe  aber  dem 
Nehmenden!  Zwar  wenn  er  in  der  Not 
anSmt,  so  wird  er  ohne  Schuld  sem  -er 
aber  ohne  Not  annimmt,  der  hat  Rechen- 
schaft zu  geben,  wozu  und  wotur  er  ge- 
nommen hat.  Selbstverständlich  aber  be- 
steht keinerlei  moralische  ^rptUchtung 
einen  anderen  durch  ein  Darlehn  in  den 
Stand  zu  setzen,  zu  seinem  Vorteil  ein  gutes 
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läft  zu  machen,  und  wie  nichts  dagegen 
einzuwenden   ist.   wenn    man   bei  einer  sol- 
chen Gelegenheit    mit   dem   anderen   in  ein 
artsverhältnis    tritt     und    dadurch 
i]    an  dem   Gewinn    erhält,    so  erseheint 
iueh   sittlich  zulässig,    dass  man  für  die 
Beteiligung  seines  Kapitals  einen  festen  aber 
den  Verhältnissen   angemessenen    und    dem 
Gewinn    des   anderen    entsprechenden    Zins 
ausbedinge.    Je   mehr  also   die    privatwirt- 
Etliche  Ertragsfähigkeit   des  Kapitals  zu 
Taue  trat  und  je  mehr  es  [lege]  wurde,  dass 
Darlehen    nicht    zur  Ergänzung  des  unzu- 
länglichen Einkommens  des  Schuldners,  son- 
dern zum  Zwee],  des  Erwerbs  und  der  Ver- 
mehrung des  Gewinnes  aufgenommen  wurden, 
um  so  mehr  erhielt  der  Zins  ausserhalb  des 
itlichen     Gebietes    der    Wohlthätigkeit 
relative  moralische  Rechtfertigung,  und 
wenn   jedes  wucherische  I'ebermass  dessel- 
ben   verwerfen    werden    muSS,    so    ist    doch 
die  Entscheidung  über  diesen  Punkt  eben- 
falls nach  dem  gegebenen  Stande  der  volks- 
wirtschaftlichen Entwicklung  zu  beurteilen. 
:!.  Die  älteren  Zins-  und  Wucherverbote. 
Pas  älteste  Verbot  des  „Wucherns"  d.  h.,  nach 
■lern  ursprünglichen  Sinne  des  Wortes,  des  Zins- 
nehmens überhaupt,  enthält  das  jüdischeGe- 
setz      Pas  Verbot  ist   indes  eigentlich  nur  eine 
moralische  Vorschrift   und  gut  nur  zu  Gunsten 
v  era  rm  t  er  Glau  bensgenossen  :  3.  Mos.  25, 
V.  35:  Wenn  dein  Bruder  verarmt   und  unver- 
nl  wird  nelieii  dir.  so  unterstütze  ihn... 
V.  37:  „Dein  Geld  seilst  du  ihm  nicht  um  Zins 
und    deine    Speise    nicht    um    Wucher   geben". 
Dagegen    heisst    es    5.   Mos.   2H.  V.  20:"  „Vom 
Fremden  magst  du  Wucher  nehmen,  aber  nicht 
von  deinem  Bruder   sollst  du  Wucher  nehmen" 
und    in  demselben    Buche    Kap.  15.  V.  6  fiudet 
die    interessante   Prophezeiung:  ,. Du  wirst 
vielen  Völkern  auf  Pfand  leihen,  du  seihst  aber 
nichts   entlehnen."     -  In  Athen   Hess  die  solo- 
Gesetzgebung,  wenn    sie  auch  den  hart- 
bedrückten Schuldnern  durch  Verminderung  des 
innerer  (.ehalte-  des  Geldes  eine  Erleichterung 
br  u  l.te.  den  Zinsfass  unbeschränkt,  und  er  stand 
später  meistens  auf  12    18°  „.  —  In  Rom  wurde 
schon  durch  die  Zwölftafelgesetze  (451  v.  Chr.) 
obere  Grenze  des  Zinsfusses  bestimmt,  und 
zwar  das    Im,  uns  unciarium",  nachNiebuhr  ein 
öl    des   Kapitals    für    das   Jahr   von    304 
Tagen,  also    ungefähr   10°/0.     Nach   einem  der 
<    des  Licinius  Stolo  und  des  L. 
Sextins   [angenommen  367  v.  Chr.),  wurde   die 
Lage   der   verschuldeten   Plebejei  dadurch  ver- 
rt,  dass  die  bereits    gezahlten  Zinsen  vom 
Kapital  abgezogen  wurden,  worauf  der  Rest  in 
drei  gleichen  jährlichen  Baten  abzutragen  war. 
Gi  setz  des  Duüius  und  Mänius  (357  v.  Chr.) 
bite  die  üeberschreitung   des  gesetzlichen 
mit    einer    ädilicischen    Strafe      Im 
347  v.  ehr    wurde  dieser  auf  du    Bälfte 
unciarium,   herabgesi  tzt,  mal  die  Les 
o    -las    Zinsnehmen    über- 

■ eii  du  ses  Gi  setz  ohne  prak- 

"  blii  bi  d    zu    -ein.  und    in    der 

-alten    die    cente8Ünae    usurae. 

''    h-    Im  des   Kapitals  monatlich  oder  12",, 


jährlieh,  als  gesetzlicher  höchster  Zinsfuss.    Pas 
eine  besonders  hohe  Risikoprämie  einschliessendö 
foenns  nauticum  dagegen  war  nicht  beschränkt 
t'oiisiantin    erstattete,    dass    hei   Darlehen    von 
Getreide    und    flüssigen    Produkten    die  Hälfte 
der  ausgelieheneu  Menge  als  Zins  ausbedunget 
werde  (Hemiolia).      Bei   kleineren  Gelddarlehen 
wurden  18%  Zinsen   erlaubt.     Justinian   setzte 
unter  dem  Einfluss  der  christlichen  Anschauung, 
nach  der  das  Zinsnehmen  überhaupt  als  unsitt- 
lich galt  und  daher  den  Klerikern  schon  durch 
das   Konzil   von   Nicaea  verboten    worden  war, 
den  gesetzlichen  Zinsfuss  herab  (C  IV.  t.  32  c. 
26)  und  zwar  im  allgemeinen  auf  6  %  (semissea 
usurae   oder  dimidia   pars    eentesimae    usurae); 
Fabrikanten    und   Kaufleute     dürfen    8%   ver- 
langen  (besses   usurae),   hochgestellte  Personen 
aher  nur  4%  (tertia  pars  eentesimae).    Für  das 
foenus   nauticum  wurden   jetzt   12°/0  als  Maxi- 
mum festgesetzt.     In  der  Novelle   34   (oder  32) 
bestimmt  Justinian   im  Interesse  der   besonders 
vom  Wucher   ausgebeuteten    kleinen    Grundbe- 
sitzer, dass  von  diesen  für  ein  Darlehen  in  Ge- 
treide jährlich  nicht  mehr  als  ein  Achtel  Scheffel 
vom    Scheffel     und    für    ein   Gelddarlehn   nicht 
mehr    als    eine  Siliqua   vom   Solidus    (>,.,   oder 
4 ',,"„)   als  Zins   gefordert  werden  dürfe.     Nach 
römischem  Recht  war  es  ferner  verboten,  Zinses- 
zinsen zu   nehmen,  sei   es  durch  Zusehläge  der 
unbezahlten  Zinsen  zu  dem  Kapital  (anatocis- 
mus    conjunetus),    sei   es   durch  Konstituierung 
desselben  als  besonderes  Kapital   (a.  separatus). 
Nach  Justinians   Novelle   121    soll  die  Gesamt- 
summe der  gezahlten  Zinsen  nicht  mehr  als  das 
Doppelte    der    Schuldsumme    ausmachen.      Die 
Zinsen  würden  hiernach   also   immer  auch,  wie 
wir    heute    sageu  würden,    eine   Amortisations- 
quote    einschliessen.     Im    allgemeinen    nimmt 
man  indes   an,  dass   das  Verbot,    mehr  als  das 
alterum  tantum    zu   nehmen,  sieh  nur   auf   das 
Anlaufen  der  rückständigen  Zinsen  bezogen 
habe,    also    auf   einen    praktisch   wenig    erheb- 
lichen Fall,  da  der  Gläubiger  doch  selten  viele 
Jahre    lang   die  Nichtzahlung    der    Zinseu   zu- 
lassen wird.     Erhebung  von  unerlaubten  Zinsen 
und  Zinseszinsen   zog   nach    einem  Gesetz  Dio- 
cletians  und  Maximians   Infamie  nach  sich;  im 
übrigen    aber    hat   die  Verletzung   der    gesetz- 
lichen Zinsbeschränkungen  nur  Ungiltigkeit  des 
betreffenden    Rechtsgeschäfts,    Anrechnung    des 
zu  viel  bezahlten  Geldes    auf  die  Hauptsumme, 
eventuell  Rückforderung   desselben    zur   Folge. 
Die    etwa    vom    Kapital    unter    irgend    einem 
Namen   zurückgehaltenen   Beträge  werden  von 
der   Schuld    abgezogen,    also   nur    die   wirklich 
dem  Schuldner  gegebene  Summe  in  Anrechnung 
gebracht.  —  Die  Kirche  sucht  ihr  principielles 
Verbot    jedes    Ziusnehmens    auch     den    Laien 
gegenüber   wenigstens    mit  geistlichen   Strafen 
zur  Geltung  zu  bringen,  und  je  mehr  sich  ihre 
Macht    über   das   gesellschaftliche  Leben    befes- 
tigte, um  so  grösser  wurde  auch  die  Bedeutung 
dieses  Verbots    für   die   weltlichen   Angelegen- 
heiten.    In  einigen  karolingischen  Kapitularien 
wird  der  Wucher  schon  ganz  im  streng  kirch- 
lichen   Sinne    aufgefasst:    alles,    was    über    den 
Betrag     des    Dargeliehenen     hinaus     gefordert 
wird,  ist  „turpe  hierum",  auch  wer  aus  Gewinn- 
sucht   Getreide    oder    Wein    kauft,    um    diese 
Waren   später  zu  einem  höheren  Preise  zu  ver- 
kaufen,  gehört   nach  dem  Kap.  von  806  in  die 
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e  Kategorie  wie  der  Wucherer.  1  >as  Ka 
rbietel  schon  allgemein  „usuraui  de  aliqua 
,  ,»-:i    exigere",   und    dieses   Verbot    wurde    in 
reu    Kapitularien    Lothars     und    Ludwigs 
rt   und  verschärft.  -   Die  kirchlich 
buiit:    hatte    iedoch    in   d.-r   Milcherträge 
immer  die  Führung,    und    so   beruft    sich    auch 
liwabenspiegel   hei   dem  Verbot  des  Zins- 
es   auf    ..Hurt    und    den    Papst    und    den 
Kaiser  und  alles  geistliche  Gericht  und  Ki 
lvr  Sachsenspiegel  dagegen  hat  das  Zinsverbot 
nicht  aufgenommen   und  wird  deshalb  in   einer 
Bolle  Gregors  IX.    137-1)  als  detestabile   - 
tum  scharf  getadelt.     Die  Glosse  zum  Sachsen- 
Striegel  aber  sagt  in  betrefi  des  Zinsennehniens 
ausdrücklich,  was  der  Kanon  verbiete,  verbiete 
uicb  das  Kaiserrecht.  Die  meisten  norddeutschen 
Stadtrechte    lassen  die  Zins-  oder  Wuchi  i 
unberührt,  während  die  süddeutschen  durchweg 
tanonische    Verbot     aufgenommen    haben, 
spolizeiordnungen  des  16.  Jahrhun 
-    1577,  behielten  ebenfalls  das  Verbot 
insnehmens   hei  und   gestatteten   nur  den 
,,-  oder  Gültenkauf,  wobei   aber  die  jähr- 
liche Gülte  nicht  mehr   als   5°/0   des    dafür  be- 
zahlten   Kapitals    betragen    dürft-.      Nur    den 
.luden   wurde.    ..damit    sie   ihre   Leibesnahrnng 
möchten",  von  der  R.P.O.  von  1548   und 
tet,  auch  für  Darlehen  „fünf  vom 
Hundert  zum  Wucher  zu  nehmen".  Auch  Luther 
teilte    den    herkömmlichen    kirchlichen    Stand- 
punkt   in   der   Zinsfrage,   während    Calvin    das 
kanonische  Verbot    für    nicht    mehr    giltig   er- 
klärte.  —    In    der  Praxis    hatte    dieses  ^  erbot 
übrigens  bei  der  allmählich  sich   ausbreitenden 
Geldwirtschaft  in  der  zweiten  Hälfte  des  Mittel- 
-  immer  mehr  von  seiner  Wirksamkeit  ver- 
Wenn es  auch  formell  respektiert  wurde. 
so  hatte  man  doch  Mittel  gefunden,  es  thatsäch- 
zu  umgehen.     Schon  die   ältere  oder  land- 
rechtliche  Satzung,  die  meistens    eine  Art   von 
Verkauf    auf    Wiederverkauf    war.    wobei    der 
Gläubiger  die  Nutzung   des   versetzten   Grund- 
3  hatte,  führte   zu   der   besonderen  Form, 
dass    der    Gläubiger     das    Pfandobjekt     dem 
dner     wieder    gegen     Entrichtung    eines 
Zinses  überliess.    Der  schon  im  14.  Jahrhundert 
sehr  verbreitete  Rentenkauf  aber  (s.  d.  Art.  oben 
Bd.  VI.  S.  415  it.),   bei   dem  der    Schuldner  das 
Pfandobjekt    in    seiner  Hand    behielt  und   das- 
selbe mir   mit  der  vereinbarten  Rente   dinglich 
belastet  wurde,  kam  praktisch  dem  hypotheka- 
rischen   Darlehen    schon    ziemlich   nahe.      Das 
kanonische  Recht   erklärte  den  Rentenkauf  für 
erlaubt,    während   Luther    noch    Anstoss    daran 
nahm.     Eine  Beschränkung  der  Rente  im  V  er- 
hältnis    zu    dem    Kaufpreise    war    ursprünglich 
nicht  aufgestellt,  und  vor  dem  16.  Jahrhundert 
stand  dieses  Verhältnis  oft  auf  1  :  10. 

Ein  anderes  Mittel,  tatsächlich  die  .  er- 
ainsung  eines  Kapitals  zu  erlangen,  war  der 
nannte  Contractus  trinus.  bei  dem  sich  das 
Darlehen  unter  der  Form  eines  Gesellschafts- 
vertrages versteckte,  und  zwar  so.  dass  dem 
Geldgeber  sowohl  die  Rückzahlung  des  Kapitals 
als  auch  ein  Maximalgewinn  oder  einfach  ein 
fester  Gewinnanteil  zugesichert  wurde.  Ortho- 
doxe Kanonisten  erklärten  einen  solchen  \  er- 
frag für  zulässig,  obwohl  ihm  eine  päpstliche 
Konstitution  von"  1586  ausdrücklich  entgegen- 
stand.   Jedenfalls  war  es  namentlich  in  Italien 
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schon  lange  allgemein  üblich .  dass  man  bei 
einem  Campsor  oder  Bankier  Geld  mit  Gewinn- 
anteil einlegte,  das  am  h  wi 

:  konnte     Man  half  sich  eben  duri  > 
Annahme,  dass  in  solchen  Fällen  mehren 
trägi     zusammenträfen,   dass    namentlich 
ein  Versicherungsvertrag   mit   dem    Empfä 

würde.      Auch    auf 
andere  Art  wnrdi  iftsvertrag  zur 

Umgehung  des  Zinsverbotes  benutzt,  so  durch 

-  igenannte  -  i  ri  officii,  ursprüng- 
lich eine  Vereinigung  mehrere]  zum 
Ankauf  eines  gewinnbringenden  kirchlichen 
Amtes  für  einen  von  ihnen  mit  Ertragsanteil 
für  die  anderen,  dann  auch                               mter 

lehnt  und  schliesslich  oft  nur  auf  der 
Fiktion  ein..-  Amtskaufs  beruhend.  So  kamen 
auch  zinsbare  Darlehen  iu  der  Form  einer  fin- 
gierten Kuh  Vermietung  vor,  wobei  die  Kuh  in 
den  Stall  gemalt  wurde.  Auf  besondere  Art 
musste  mau  sich  auch  bei  den  öffentlichen  An- 
leihen in  der  Form  der  sogenannten  Monte-  zu 
helfen  suchen.  Sie  hatten  anfangs  den  Cha- 
rakter von  Zwangsanleihen,  und  man  be- 
gründete darauf  die  Ansicht,  dass  die  Geldgeber 
sich  nicht  des  Wuchers  schuldig  machten.  Auch 
erklärte  die  die  Anleihe  aufnehmende  Obrigkeit 
feierlich,  dass  die  zu  zahlende  Rente  nur  als 
Vergütung  des  Schadens  und  Interesses  oder 
als  "Arbeitslohn   gegeben   und   nur    als  freiwil- 

-  reines  Geschenk  empfangen  werde.  Die 
einzelnen  Anteile  (loca  montiuihi  waren  ver- 
äusserlich.  sie  wurden  später  auch  ohne  Zwangs- 
form von  dem  Entleiher  an  ■_  .  teils  vom 
Schuldner  kündbar,  teils  unkündbar,  immer  aber 
doch  von  den  auf  Grundstücken  radizierten 
Renten    wesentlich   verschieden.     Da    aber    die 

selbst  Montes  mit  rückzahlbarem  Kapital 
errichteten,  musste  auch  diese  Art  von  Renten- 
anleihen  als  erlaubt  angesehen  werden.— Was  die 
alsWohlthätigkeitsaustalten  betrachteten  Montes 
pietatis  -der  Leihhäuser  (s.  d.  Art.  oben  Bd.  V 
S.  601  ff.  betrifft,  so  suchte  man  die  von  diesen 
erhobenen,  oft  aar  nicht  geringen  Zinsen  8,  II ' 
nur  als  Vergütung  für  die 
Mühe  und  Gefahr  darzustellen.  Ihr  Kapital  er- 
hielten sie  anfangs  durch  Stiftungen  und  milde 
Zuwendungen,  später  aber  nahmen  sie  auch 
Geld    gegen  Zinsen    auf.    die   als   Renten    nach 

i  von  den  profanen  öffentlichen  Montes 
bezahlten  aufgefasst  wurden.  —  Das  Zinsnehmen 
der  jüdischen  Wechsler  und  Pfandleiher  wurde 
geduldet,  weil  für  sie  die  kirchlichen  Gebote 
nicht  galten:  die  christlichen  Geschäftsleute 
dieser  Art  Lombarden,  Kawerzaner]  wurden 
freilich  von  strengen  Beurteilern  für  Wucherer 
erklärt,  erfreuten  "sich  aber  vielfach  des  Schutzes 
der  Fürsten,  weshalb  Pnrgoldt  sie  als  fürstliche 
Kammerknechte  wie  die  Juden  betrachtet.  Bei 
den  eigentümlichen  Münzverhältnissen  des  Mittel- 
alters war  alier  offenbar  der  eigentliche  Geld- 
wechsel (Handwechsell  ein  Geschäft,  in  dem  das 
Geld  als  eine  wirkliche  Ware  erschien  und  der 
Handel  mit  demselben  auf  dieselbe  Art  wie 
jeder    andere    Handel   Gewinn    brachte.     A\  enn 

in  Wechsler  Geld  verlieh,  so  entging  ihm 
dadurch  ein  Gewinn,  und  dafür  konnte  eine 
Vergütuni;-  gefordert  werden .  die  nicht  den 
Charakter'  eine-  Zinses  hatte.  Bei  Verzug  er- 
laubte das  kanonische  Recht  ausdrücklich,  das 
nachweisliche  Interesse    damnum  emergens  und 
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hierum  cessans)   zu   fordern.  —   Ein  besonders 
bequemes  Hilfsmittel  zur  Umgehung  der  Wucher- 
ze  bildete  endlich  der  Wechsel,  der  nament- 
lich in  Italien  schon  eine  grosse  Bolle  im  Geld- 
I    luv    spielte.      Dei  ae    oder    trocki  ae 

Wechs  i  lings  galt    als  wucherisch,  wenn 

er  auf  einen   höheren  Betrag   lautete  als   den 
Aussteller  empfangenen.    Man  konnte  abei 
Form  di  s   gezogenen  Wechsels 
tzen,  um  thatsächlich  ein  verzinsliches  Dar- 
i   zu  erlangen.    Namentlich  diente  zu  diesem 
Zwecke  die  Form  des  Ricorsawechsels,  die  Ver- 
bindui  i    eambium  und  recambium,  indem 

fingiert   wurde,   dass   der   von   dem    Schuldner 
auf    i  li  ren    Ort,    etwa    einen  Wechsel- 

latz, wie  Besancon  oder  Pi:  zogene 

Wechsel  dort  präsentiert,  aber  nicht  bezahlt 
würde  und  daraufhin  nun  ein  Rückwechsel  mit 
Aufschlag  für  Kosten  und  Interesse  gezogen 
würde,  den  der  Schuldner  zu  bezahlen  hatte. 
Der  Papst  Pius  V.  verwarf  allerdings  (1570) 
dieses  Verfahren  als  wucherisch  und  erklärte 
solche  Wechsel  Eür  cambia  sicca,  selbst  wenn 
sie  wirklich  nach  einem  Messplatz  versandt 
würden.  Gleichwohl  blieben  gewisse  Formen 
im  Verkehr  gebräuchlich  und  fanden 
auch  unter  den  Kanonisten  Verteidiger  Im 
übrigen  spricht  sieh  die  erwähnte  Konstitution 
zu  Gunsten  des  reellen  Wechsels  aus  und  recht- 
fertigt den  daraus  für  den  Bankier  oder  sons- 
entstehenden  Gewinn  durch  die 
mit  diesem  Geschäft  verbundene  Arbeit  und 
Gefahr.  Es  wurde  ja  zunächst  eine  Geldsorte 
in  eine  andere  umgewechselt,  wobei  für  den 
u  Messverkehr  häufig  ein  besonderes 
ideales  "V\  echselrechnungsgi  M  zu  (irunde  gelegt 
wurde.  So  war  namentlich  für  den  Verkehr 
auf  der]  i       :  li  c  Scutus  marcha- 

rmii    im    Gebrauch,    ein    Rechnungs-Ecu    oder 
Scudo  von  '  ,-,-,  Mark  reinen  Goldes,  der  in  Italien 
durch  die  besten  wirklich  geprägten  Scudi  aus- 
wurde,   jedoch   so,   dass   101  Marken- 
sendi    gleich    100  wirklichen  Goldscudi   galten. 
stete   der  Wechsel   den  Dienst,  dass 
Geldtransport    von    einem    Orte   zum 
ü    erspart  unter    den    damaligen 

Verkehrsverhältnissen  oii  ht  gering  anzuschlagen 
war.     I  1  nur  auf  die  nächste 

Wechs  di  i  'ii'  gelti  ade  Usance  gezogen 

werden  dürft.',  so  wind.;  die  erlaubte  Vergütung 
für  Arbeit   und  Gefahr  von  seihst  auch  in  ein 
Itnia    zu    der    1  ml.  di      Wechsels 

nid  verhüten  galt  nur 
g   für   die  Zeit- 
differenz an  sich,  du   i  iung  des  '<"■ 

Geldes   in   der  Gegenwart   und  in   der  Zu- 
kunft.    Bei  Verzug  jedoch  musste  es  billi 
scheinen,    da  ■  ■  ang    des   Gläubigers 

im    allgemeinen    von    der  Zeitdam 
Verspätung    der  Zahlung    abhing,  dass    die  zu 
zahl-  I  IIa     lau  h    der    Zeit    he- 

im --e,i  u  imii -n.     Für  die  Höhe  des  Sutzi 
Verzug    sii  i  den  zul 

_■■  bend  anzunehmen.   So 
stellt  0    als 

aalen  Verzngszins  ebenfalls   5",,  auf 
i lieht  ein  höheres   Im 
ii  könne. 
In    vielen  d     Partikulargesetzge- 

iher  mittlerweile  trotz  des 
ni-.  h.-n    Vei  nge    Zinsen    für 


blosse  Darlehen  als  berechtigt  anerkannt  wor- 
den, und  zwar  nicht  nur  in  protestantischen 
sondern  auch  in  katholischen  Territorien,  und 
im  17.  Jahrhundert  gewann  diese  Neuerung 
bei  der  fortschreitenden  Ausbreitung  der  mo- 
dernen Geldwirtschaft  im  Deutschen  Reiche  wi. 
auch  ausserhalb  desselben  immer  mehr  Boden 
Als  höchsti  r  Zinsfuss  wurden  5.  teilweise  and 
mit  Rücksicht  auf  das  römische  Recht  6° 
genommen  (so  in  Brandenburg  1573),  and 
\\  ucher  war  dann  nur  die  Ueberschreituug 
dii  ses  Maximums.  Der  Reichsabschied  von  1654 
regelte    die    Schuldverhältnisse    der    im  Krieg! 

inten  und  setzte  für  die  Zukunft  di 
diesen  Schuldnern  für  Darlehen  oder  Ri 
kapitalien   zu   zahlenden  Zinsen    auf  höi  > 
5°/„  fest      Reieh<gesetzlich  hat  keine  definitive 
und    allgemeine  Regelung   der  Zinsfrage   statt- 
gefunden, aber   allgemein  galten   nunmehr  ö"„ 
al-  gesetzlich   erlaubt,  und  wo  die  Landrechti 
6%    gestatteten,    stand  dem  kein  Reich- 
entgi  gen 

Auch   in   der  Litteratur   trat    schon  im  16, 
Jahrhundert    eine  Bewegung  zur  Verteidigung 
des  Zinsnehmens   auf.     Zu   den   ersten  Führern 
derselben    gehört    ausser    Calvin    der    Fr 
Molinaeus  (Dumoulin),  der  von  Bodin  bekämpft 
wurde     und     überhaupt     seiner    Lehre     « 
schwere    Anfechtungen    und    Verfolgungen    zu 
erleiden  hatte.     Unter  den  Deutschen  wird  von 
Koscher    besonders    Besohl    hervorgehoben,    di  t 
namentlich  auch  weit  mehr  als  Bacon  und  Hugo 
Grotius    sich    dem    moderneu    wirtschaftliehen 
Standpunkte    angenähert    hat.     Von   besonders 
grossem  Einfluss  aber  war   die  Schrift  des  Sal- 
masius    „de    üsuris",   in  der   auf  Grund   einer 
richtigen    Einsicht    in    das  Wesen   der  Geldg 
Schäfte  der  Zins  als  Mietpreis  für  da    Geld   i 
rechtfertigt 

wie  der  Verfasser  an  einem  Falle  von  36%  mit 
einer  allerdings  wirtschaftlich  nicht  zutreffen- 
den Argumentation  zu  zeigen  sucht,  unter  Um- 
ständen nicht  nur  erträglich,  sondern  lassen 
dem  Schuldner  noch  einen  Vorteil  übrig. 

Im  18.  Jahrhundert  ging  auch  die  katho- 
lische Kirche  insofern  zu  einer  milderen  Auf- 
fassung des  Darlehenszinses  über,  als  sie  unter 
grundsätzliche!  Festhaltung  der  scholastischen 
Wuchertheorie  doch  anerkannte,  dass  mit  dem 
Mutuum  gewisse  ihm  selbst  nicht  immanente 
Rechtstitel  zusammentreffen  könnten,  kraft 
deren  ein  Zins  verlangt  werden  dürfe,  oder  dass 
das  Geld  mittels  anderer  Vertragsformen  nutz- 
bringend angelegt  werden  könne.  Dieser  Stand- 
punkt kam  in  der  Encyklika  des  Papstes  Be- 
nedikt XIV.  vom  1.  November  1745  zum  Aus- 
druck, die  durch  eiue  den  Zins  verteidigende 
Schrift  des  Marchese  Maff'ei  (Del  impiego  de) 
danaro)  und  die  sich  daran  knüpfende  Polemik 
veranlasst  war.  —  Die  Wucherfrage  im  wirt- 
schaftlichen Sinne  drehte  sich  nunmehr 
nicht  mehr  um  die  Entscheidung,  ob  Zinsen 
überhaupt  zulässig  seien,  sondern  ob  ein  ge- 
setzlii  lies  Maximum  des  Zinsfusses  aufrecht  zu 
erhalten  sei.  Turgot  verneinte  dies  und  befür- 
te die  volle  Freiheit  des  Darlehensvertrages 
aui  h  in  betreff  des  Zinsnehmens;  es  gebe  in 
Wirklichkeit  keinen  Handelsplatz  in  der  Welt. 
wo  der  Handel  nicht  zum  grössten  Teile  auf 
geliehenem  Gelde  beruhe  und  die  Zinsen  nicht 
lediglich    vertragsmässig   nach    dem    grösseren 


Wucher 


915 


oder  geringeren  i  ote  und  der  Zahlungs- 

fähigkeil des  Entleih  -  1'  würden.     Die 

Veranlassung   zu    seinen    Ausführungen 
ilml  ,;  mehrere  Kapitalisten  von  Angou- 

lgme  erhobenen  Anklagen  svi  I  ;  b<  rtretung 

d«  gesetzlichen  Zinsfusses,  die  auf  die  Hai 
nnd'kreditverhältnisse  dieser  Stadt,  nam, 
die  Geschäfte  der  dortigen,  immer  auf  fr< 

,  ,1  angewiesenen  Branntweinbrenner  und 
Hüttenbesitzer  .-inen  sehr  nachteiligen  Einfluss 
ausübten.  Tnrgot  erinnerte  auch  an  den  Aus- 
,  von  Montesquieu  in  betreff  des  /.\v.<- 
behmens,  dass  die  Gesetze,  wenn  sie  etwa-  Not- 
wendj  iten,  nur  diejenigen,  die  es  den- 

noch    thäten,    zur    ünrechtlichkeit    zwangen. 
\dam  Smith   indes  war   noch  für  die  Beil 
tun"   massiger   Zinstaxen.     Bentham    dagegen 
verteidigte   den  Wucher  auch   in  dem   m 

Sinne  im  Namen  der  persönlichen 
Freiheit  und.  unter  der  den  Thatsachen  offenbar 
widersprechenden  Annahme,   dass   jeder 
Vorteil    ebenso    gut    verstehe    und    zu  v. 
wisse  wie    der    andere.      In   Deutsehland    trat 
namentlich   J.  A.  Günther  (1790)    mit   Empfeh- 
lung gewisser  Kautelen  für  die  Unbeschraufet- 
heb  des  Zinsfusses  auf,  zugleich   aber  wies   er 
auf  die  Möglichkeit   des  Wuchers  in  den  ver- 
schiedensten anderen  Arten  von  Geschäften  hin. 
1      Die     neuere     Wnchergesetzgebung 
ausserhalb     des     Gebietes     des    Deutschen 
Reichs.     De)  Grundsatz  von  der  völligen  Frei- 
heit des  Zinsfusses  wurde  zuerst  in  OestJ  1 1 
von  Joseph  II.  durch  das    an  die  Stelle  i 

ipril  1751  tretende1)  Wuchergesetz  v.  <29. 
Januar  17b?   in   die  Praxis   übergeführt,   aller- 
dings mit  der  Beschränkung,  dass  der  gericht- 
liche Beistand  bei  der  Eintreibung  der  Zinsen 
versagt  würde,  wenn  diese  bei  hypothekai 
Schulden  4%,  hei  sonstigen  5°'0,  bei  kaufmän- 
nischen Wi  -  hseln  6%  übersehritten.     Die 
bestimmungen  aber  fallen  weg-,  natürlich   auch 
die  in  dem  Gesetz  von  1751  enthaltenen  gegen 
den  Bewucherten,  sofern  dieser  nicht  durch 
seine  Notlage  entschuldbar  war.  Die  V  lrkungen 
Geseta   -  entsprachen  indes  durchaus  nicht 
artungen,  mau   dachte  bald  wieder   an 
Abänderung  desselben  und  der  Kaiser  Iiess  Ub\ 
die   Preisfrage   ausschreiben:  Was   ist  Wucher 
und    durch   welche    Mittel   ist    demselben  ohne 
Strafgesetze  Einhalt  zu  thun?     Es  wurde  da- 
durch   eine    ziemlich    ausgedehnte    Litteratur 
hervorgerufen,   ans  der  hier   ausser  dem  schon 
angeführten    Werke     von    Günther    noch    die 
Schriften  von  Sonnenfels  (der  für  die  Beibehal- 
tung  massiger   Wuchergesetze,   zugleich    aber 
für  "die  Gründung  einer  Volksleihhank   eintrat, 
und  von  v.  Kees    (der   die   volle   Freiheit    des 
Darlehnsvertrags  verlangte  erwähnt  sein  mögen. 
Das  Patent    v.   25.  Februar   1791    brachte    nur 
je    die  Umkehr   vorhereifc  regeln. 

(Wiederherstellung  der  Prodigalitätserklärung, 
der  exceptio  nun  nuineratae  pecuniae,  Beschrän- 
kung der  Fälligkeit  zur  Ausstellung  trockener 
Wechsel  auf  den  Handelsstand!,  die  Erneuerung 
der  Zinsbeschränkuug  (auf  5°/0  hei  Hypotheken, 
sonst  auf  6%)  mit  Straf  bestimmungen  gegen 
den  Wucher  in  den  Zinsen  wie  in  den  Bedin- 
gungen, aber  auch  wieder  gegen  den  „mut- 
willigen Anleiher",  erfolgte  jedoch  erst  durch 
das  Patent  v.  2.  Dezember  1S03.  Entsprechende 
Bestimmunsren    nebst    verschiedenen    werteren 


21.  Haupt- 

setzhnches  v.  1.  Juni 

1811  über,  und  abgesi  :  en  von   der   Einführung 

der  allg 

und  einigen  Ausnahmebestimmungen  blieb  diese 
Gesetzgebung  in  Kraft  bis  zu  dem  G.  v.  14. 
;  i    ii       Dieses  h< 

■    i 
nur  die  Zinsgrenze  m  der  Ziiises- 

zinsen     bi  ätimmte    im 

übriger    den    B 

ohne    B  auf  die   noi  b  bleibenden  civil- 

n    btüchen    Beschränkungen 

und   zwar   als  Missbrauch    dei    N 
des  Leichtsinns,  der   tJnerfahrenheil   oder  Ver- 


standesschwäche i  ihers   zur   Krim. 

eines  den  ortsüblichen  Zinsfuss  auffallend 


schreitenden  Vermögensvorteils. 
Stimmung!  n  gegen  diesen  Wucher  im  neuesten 
Sinne  des  Wortes  waren  indes  sehr  milde  und 
Halten  nur  gegen  den  gevi  und  mit 

i  Summen  und  kurzen  Fristen  betriebenen, 
und  zwar  in  der  Regel  nur  auf  Privatanklage. 
Aber  selbst  dieses  Gesetz  konnte  sieh  gegenüber 
aem  An  e  der  herrschenden  Lehre  von  der 

Herrlichkeit  'des  unbeschränkten  Ausbeul 

nicht  behaupten,   sondern   das  G.  v.  16. 
Juni  1868  hob  nicht  nur  die  letzten  Reste  der 
Strafbestimmungen    auf,    sondern   machte  auch 
Missbrauch  der  Notlage  oder  Dnerfahrenheit  der 
ten  zu  einer  Quelle  des  legitimen  Er- 
werbs   des  Wucherers,    dem    der    Richter    mit 
allen  Mitteln  der  Civilprozessordnung  zu  seinem 
verhelfen    musste.     Sofort   machte   sich 
der  Wucher    jetzt    in    schamlosester  Weise   am 
Tageslichte   breit   und   skandalöse  Prozesse,   m 
dem  n    Blutsauger   der   schlimmsten  Art   durch 
den  ..weltlichen  Arm-'  ihr  Stück  Menschenfii 
erhielten,  verletzen  jedes  natürliche  Rechl 
fühl      In  Galizien    und  der  Bukowina    wurden 
die  Zustände   so  schlimm,  dass  für  diese  Kron- 
-    besondere  G.  v.   19.  Juli   18,,    er- 
iverden  m  ■  es  wieder  für  straf- 

baren Wucher  erklärte,  wenn  jemand  sieh  von 
einem  anderen,  d  S  erständhi 

Unerfahrenheit  oder  Gemütsaufregung  die  '\  er- 
hältniss  richtig   erkenne,  für  Kreditge- 

währung su  masslose  Vorteile  ausbedingi 
dadurch7'   das     wirtschaftliche     Verderben 
herbeigeführt     oder    gel. 
werden  müsse.     In  Ungarn,  wo  1868   ebenfalls 
die  Zinsbeschränkimg  aufgehoben  wurden  war, 
wurde    schon   durch   das   G.   v.   26.   März   18V  , 
für  hvnothekarische  Darlehen  wieder   ein  Zms- 
maximum    von   S"„    festgesetzt    und    zu. 
den  Notaren  verboten,  Urkunden  über  beschatte 
aufzunehmen,  in  denen  ein  höherer  Zins   aus- 
Das  G.    v.   28.   April   1881 
macht»  dann    auch   dem    sonderbaren  Zustande 
ein  Ei.  in  den  deutschen   Kronlandern 

erlaubt  war    was   in  Galizien   als  gemein- 

«hen  bestraft  wurde,  indem  es  für 
die  ganze  cisleithanische  Reichshälfte  denW  ucher 
im  Sinne  des   galizischen  i  verbot   und 

in  die  Begriffsbestimmung  auch  die  Ausbeutung 
des  Leichtsinns  oder  der  Notlage  des  anderen 
aufnahm.  In  Ungarn  trat  das  G.  v.  27.  April 
in  ähnlicher  Weise  dem  Ausbeutungs- 
wucher entgegen,  jedoch  nur  im  Falle  der 
;  ächreitung  der  Zinsgrenze  von  8  ,?. 

In  Frankreich  war  bis  zur  Revolution  nur 
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der  Rentenvertrag  gestattet  und  bei  diesem  nur 
«•in  Zinssatz  von  höchstens  6°/0.  Jeder  verzins- 
liehe Darlehensvertrag  war  also  wucherisch, 
und  von  Zeit  zu  Zeit  wurde  das  ( besetz  auch 
mit  Strenge  gehandhabl .  wie  noch  1777  in 
einem  arrei  des  Pariser  Parlaments.  Erst  das 
Dekret  v.  3.  Oktober  1789  Hess  Darlehen  zu 
mit  dem  Zinsmaximum  von  5%.  Die  oft  auf- 
gestellte Behauptung-,  dass  durch  das  G.  v.  11. 
April  1793  oder  spätere  Dekrete  aus  der  Revo- 
lutionsperiode die  Zinstaxe  aufgehoben  worden 
sei,  ist   gänzlich   unbegründet,  wie   schon  Rizy 

igt   hat.     Wohl    alier  könnte    man  die  G.G. 

v.  3  Mai  und  2!'.  September  über  das  Preis- 
niaxiinum  der  Lebensbedürfnisse  (aufgehoben 
am  23.  Dezember  1794  als  Kampfmittel  gegen 
den  Sachwucher  betrachten.  Thatsäehlicb  war 
allerdings  während  der  Assignatenwirtschaft 
die  Zinstaxe  ausser  Anwendung  und  der  Zins 
unter  so  abnormen  Umständen  .-ehr  hoch.  Daher 
nahm  auch  Art.  1907  des  Code  civil  auf  die 
thatsächlichen  Verhältnisse  Rücksicht,  indem  er 
erklärte,  dass  die  vertragsmässigen  Zinsen  in 
allen  Füllen,  in  denen  das  Gesetz  es  nicht  Ver- 
den gesi  tzlichen  Zinsfnss  übersteigen 
dürfen,  mit  der  Bedingung  übrigens,  dass  der 
vertrs  Zinsfuss  schriftlich  festgesetzt 

sein    mii  Diese   Zinsfreiheit   dauerte   indes 

nur  drei  Jahre:  durch  das  G.  v.  3.  September 
1MI7  wurde    der   vertragsmässige   Zinsfuss   für 
bnliche    Darlehen   auf  5°j0,  in  Handelsge- 
1  :         uzt       Das    von     dem 

Schuldner  zu  viel  Bezahlte  ist  zurückzuerstatten 
wird  vom  Kapital  abgezogen.  Wer  Wucher 
in  diesem  Sinne  gewohnheitsmässig  übt,  kommt 
vor  da-  Zuchtpohzeigericht   und  kann  zu  einer 
strafe  bis  zur  Hallte   der  wucherisch  aus- 
lienen  Kapitalien  verurteilt  werden;  hat  er 
der  Prellerei  schuldig  gemacht,   so  kommt 
dazu  Gefängnis  bis  zu  zwei  Jahren.    Durch  das 
Dekret  v.    1'.'   Dezember   1850   sind  die  Straf- 
bestimmungen verschärft  worden;   hei  gewohn- 
heitemässigem  Wucher  i-t  ausser  der  Geldstrafe 
auch   Gefängnisstrafe   von   (i   Tagen   bis   zu  ti 
Monaten  zu  verhängen   und   im  Rückfalle,  der 
.  durch  ein  einziges  neues  Vergehen  binnen 
fünf  Jahren    nach   der   ersten  Verurteilung  ge- 
geben wird,   ist   auf  das  Maximum    der   zuerst 
bestimmten  Strafen   zu  erkennen  und  dieselben 
ii    los    auf    das    Doppelte    erhöht  werden. 
Durch  das  G    v.  12.  Januar  1886  wurden  diese 
Bestimmungen   für  handelsrechtliche  Geschäfte 
aufgehoben,  für  civilrechtliche  aber  ausdrücklich 
in  Kraft    erhalten.    --    Auch    in    der   amerika- 
nischen    Union    haben    die  Gesetze   der   Einzel- 
d  Zinsbeschränkungen    aui   5     L0%   hei- 
lten.    Im  Staate  Illinois  z.  ß.  dürfen  nach 
dem  G.  v.  1.  Juli  1891   durch   schriftliche  Ver- 
höchstena  <"„  Zinsen  ausbedungen  werden 
and  im  übrigen  ist  der  gesetzliche  Zinsfuss  5%. 
Die  l  Ltung  des    zulässigen  Maximums 

Klage  des  Geschädigten  für  den  Gläu- 
den  Verlust    aller   Zinsansprüche   nach 
Korporationen    jedoch    sind    zu    solcher 
rechtigt. 
in   England  h  nrde  schon  durch  das  Gesetz 
inrich  \  III.  cap.  9  das  verzinsliche  Dai 
mit  ein..,,,  Maximalzinsfuss  von  10%  ge- 
und    nachdem    diese    Massregel    unter 
ickgängig  gemacht  worden 
war,  wurde   sie   unter   Elisabeth  (1571)  wieder 


erneuert.  Im  Laufe  des  17.  Jahrhunderts  wurde 
das  Zinsmaximum  auf  8  und  schliesslich  auf 
ti"„  erniedrigt.  Das  Wuchergesetz  12  Anna 
cap.  lti  setzte  es  auf  5°/0  und  bedrohte  die 
Ueberschreitung  dieser  Grenze  mit  Geldstrafe 
im  dreifachen  Betrage  der  Schuldsumme.  In 
den  Jahren  1793,  1833,  1837  wurden  Milde- 
ningen in  Bezug  auf  den  Wechselverkehr  ge- 
wahrt ;  im  Jahre  1839  hob  das  Gesetz  2  u.  3 
Vict.  cap.  37  die  Zinsbeschränkungen  auf,  so- 
weit sie  nicht  ausdrücklich  beibehalten  wurden, 
und  letzteres  war  der  Fall  für  kleinere  Dar- 
lehen bis  zu  10  £  und  für  alle  hypothekarisch 
sichergestellten  Darlehen;  auch  sollten  vor  den 
Gerichten  nicht  höhere  als  fünfprozentige  Zinsen 
eingeklagt  werden  dürfen.  Erst  durch  das  G. 
v.  10.  August  1854  (17  u.  18  Vict.  cap.  90) 
wurde  im  wesentlichen  die  volle  Zinsfreiheit 
gewährt  und  nur  für  die  Pfandleiher  eine  Grenze 
von  15—20°,,  festgehalten.  Das  Beispiel  Eng- 
lands fand  in  den  nächsten  Jahren  in  vielen 
Staaten  Nachahmung:  so  1855  in  Dänemark, 
1856  in  Spanien,  1857  in  Sardinien,  in  Holland, 
teilweise  auch  in  Norwegen,  in  den  nächstfol- 
genden Jahren  auch  in  mehreren  deutschen 
Staaten;  1865  in  Belgien,  wo  aber  diese  Reform 
schon  durch  das  St.G.B.  v.  8.  Juli  1867  wiede* 
rückgängig  gemacht  und  die  Ueberschreitung 
des  gesetzlichen  Zinsfusses  bei  Ausnutzung  der 
Schwäche  und  Leidenschaften  des  Kreditnehmers 
wieder  mit  ernstlichen  Strafen  bedroht  wurde. 
-  Die  katholischen  Theologen  hielten  noch  in 
den  ersten  Jahrzehnten  des  19.  Jahrhunderts 
überwiegend  an  der  strengen  scholastischen 
Lehre  fest,  Die  Schulfrage  ist  überhaupt  nicht 
grundsätzlich  entschieden  worden,  aber  in  den 
dreissiger  Jahren  wurde  durch  die  oberste 
Kirchenbehörde  den  Beichtvätern  verboten,  das 
Zinsnehmen  als  solches  als  sündhaft  und  resti- 
tutionspflichtig  zu  behandeln. 

5.  Die  neuere  und  gegenwärtige 
Wuchei'gesetzgebung  im  Gebiete  des 
Deutschen  Reichs.  In  den  deutschen 
Einzelstaaten  bestanden  in  den  50er  Jahren 
sehr  mannigfaltige  Wuchergesetze.  In  Würt- 
temberg war  schon  1839  allen  Wechsel- 
fälligen  volle  Zinsfreiheit  gewährt  worden 
und  diese  wurde  1819  durch  die  Einführung 
der  allgemeinen  Wechselfähigkeit  unbe- 
schränkt. In  Baden  liess  das  bürgerliche 
Recht  die  Ausbedingung  von  mehr  als  6% 
Zinsen  zu,  entzog  aber  dem  diesen  Satz 
übersteigenden  Betrag  jedes  Pfand-  und 
Vorzugsrecht  und  jede  Berechtigung  gegen 
eine  Konkursmasse;  mit  Strafe  bedroht  aber 
war  nach  dem  G.  v.  6.  März  1845  nur  der 
Ahschluss  eines  wucherischen  Vertrags  mit 
wissentlicher  Ausbeutung  der  Not  oder  des 
Leichtsinne  des  Bewucherten  oder  mit 
Täuschung  desselben  über  die  wirkliche  Be- 
deutung der  von  ihm  versprochenen  Leis- 
tungen oder  eines  solchen  Vertrags  zum 
Nachteile  eines  Minderjährigen  oder  Knt- 
mündigten  ohne  Zuziehung  des  gesetzlichen 
Vertreters  desselben.  Auch  in  Sachsen- 
Weimar  und  anderen  thüringischen  Staaten 
wurde  der  einfache  Wucher  nur  bei  Aus- 
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beutimg  der   Notlage  oder  des  Leichtsinns 
des  Schuldners  bestraft.    In  mehreren  Straf- 
ibüchern    wurden    solche   Ausbeutung, 
Sie  Verschleierung  des  Wuchers,  wie 
die   Täuschung   des   Bewucherten   über  die 
Natur    der  eingegangenen  Verbindlichkeiten 
Bis  erschwerende  Umstände  behandelt.    Das 
preussische    Landrecht    begrenzte    den    zu- 
lässigen Zinsfuss  im  gewöhnlichen  Verkehr 
auf  5%,   für  Kaufleute  waren   in  Handels- 
geschäften 6°.o  gestattet,  für  Grosshändler 
war  der  Zinsfuss   beinahe  und   beim  Bod- 
mereivertrag- gan  z  unbeschrankt.  Juden  durften 
nehmen,  für  die  Pfandleiher  bestanden 
besondere   Bestimmungen.      Das    StCr.B.   v. 
14  April    1851    bestrafte  die  Ausbedingung 
höherer  als  der  erlaubten  Zinsen,  wenn  diese 
Del  k  irschreitunggewohnheitsmässig  geschehe 
oder    so   eingekleidet   werde,    dass   dadurch 
die   Gesetzwidrigkeit   versteckt   werde,   mit 
Gefängnis   von   drei   Monaten   bis  zu  einem 
fohre  und   zugleich  mit  Geldbusse   von  50 
bis    zu    1000  "Thalern    sowie    mit     ze 
Untersagung  der  bürgerlichen  Ehrenrechte. 
Die   in  "den    50er   Jahren   sich   lebhaft    er- 
hebende freihändlerische  Bewegung  richtete 
auch   entschieden   gegen  die    Wucher- 
I  /.gebung.    In  Bremen  und  in  Oldenburg 
wurden  die  Zinsbeschränkungen  schon  1^> 
aufgehoben.    InPreossen  wurden  sie  durch 
dieV.  v.  27.  November  1851  wegen  der  da- 
maligen   Geldkrisis    auf   3    Monate    suspen- 
diert,  und   seitdem   blieb   die   Frage   ihrer 
vollständigen  Beseitigung  hier  auf  der  ] 
Ordnung.       Die    Aufhebung     erfolgte    dann 
ferner  in   Sachsen-Coburg-Gotha   (1860).    in 
Lübeck  (1862),  in  Frankfurt  und  in  Sachsen 
,1».     Angesichts   des  drohenden  Krieges 
mit   Oesterreich   geschah   dasselbe   an 
Prenssen  durch  die  oktroyierte  V.  v.  12.  Mai 
[,  jedoch  nur  für  die  nicht  hypothekarisch 
sichergestellten  Darlehen  und  mit  dem  "Vor- 
behalt,  dass  der  Schuldner  bei  einem  Zins- 
fusse  von  mehr  als  6%  jederzeit  mit  drei- 
monatlicher Frist  kündigen  dürfe.    I». 
Ordnung  wurde  nach   dem  Kriege  von  bei- 
den Häusern  des  Landtages  genehmigt,  ge- 
nügte   aber    wegen    der     die    Hypotheken- 
schulden   betreffenden  Ausnahme  den  Geg- 
nern des  Wucherverbotes  noch  immer  nicht 
und    wurde    bald    durch    das    norddeutsche 
Bundesg.  v.  14.  November  I86~i    ersetzt,  das 
die  Höhe   und   Art   des  Zinsfusses   für  alle 
Darlehen  und  kreditierten  Forderungen  und 
der   mit   solchen  zusammenhängenden  Kon- 
ventionalstrafen durchaus  für  Gegenstand  der 
freien    Vereinbarung    erklärte   und   zugleich 
die  Kündigungsfrist  bei  mehr  als  6%igem 
Zinsfuss   auf    6  Monate   stellte,    jedoch  erst 
nach  Ablauf  von  6  Monaten  nach  Eingehung 
des  Vertrags.     In  Bayern  hob  das  G.  v.  5. 
Juli  1S67  ebenfalls  die  Beschränkungen  des 
vertragsmässigen  Zinsfusses  auf,  und  in  Ba- 


den, Hessen  und  Württemberg  wurde  1871 
das  norddeutsche  Gesetz  eingeführt.  Auch 
in  Deutschland  trat  jetzt  der  bis  dahin  im 
i  schleichende  Wucher  offen  zu 
;  und  die  Gerichte  mussten,  wie  es  1878 
in    \\  i  rorkam,    dem    Wucherer   zu 

seinem      Rechte     verhelfen,    der  von  einem 
Schuldner  auf  Grund  seine.  Wechsels  über 
150  Mark  täglich  5  Mark  Konventionalsto 
also   jährlich    1200°  i  äl    hatte.     Wie 

in  den  meisten  anderen  Staaten,  die  es  mit 
der  Wucherfreiheit  versucht  hatten,  trat 
auch  im  Deutschen  Reich  ae  immer 

l  mehr  Kraft  gewinnende  Reaktion  ein.     Der 
Reichstagsabgeordnete  Reichensperger  (<  »Ipe) 
brachte  1879    einen  Gesetzentwurf   ein,  der 
(wieder  Beschränkungen  des  Zinsfusses  und 
zugleich  auch  der  Wechselfähigkeit  enthielt. 
Weit  mehr  den  heutigen  Bedürfnissen  ent- 
chend    war    dagegen   der    fast    gleich- 
von    dem    Abgeordneten    v.    Kleist- 
Retzow   und  Genossen    vorgeschlagene  Ent- 
wurf, der  unter  Verzicht  auf  Zinstaxen  nur 
die  wucherische   Ausbeutung  der  Not.    des 
Leichtsinns  ,  und    der    Unerfahrenheit    be- 
kämpfen   wollte.      Dieser    Standpunkt    kam 
denn  auch  in  dem  1880  vom  Reichskanzler 
vorgelegten  Entwürfe  zur  Geltung,  aus  dem 
das  G.  v.  24.  Juni  1880  hervorging.    Durch 
dieses  Gesetz   wurden  nach  dem  §  302  des 
St.G.B.   4    neue   Paragraphen    eingeschaltet, 
von    denen    §    302a    bestimmt,    dass  " 
Wuchers    mit  Gefängnis   bis   zu   6  Monaten 
und  zugleich  mit  Geldstrafe  bis  zu  3000 Mark 
zu  bestrafen  sei.  wer  unter  Ausbeutung  der 
oichtsinns    oder    der    1.  ner- 
Eahrenheit    eines   anderen   für   ein  Darlehen 
oder    im   Falle    der    Stundung    einer    I ! 
forderung    sich    oder    einem    Dritten    Ver- 
mögensvorteile  versprechen  oder  gewähren 
lässt,    welche   den  üblichen  Zinsfuss  di    -    - 
stalt  überschreiten,    dass  nach  den  Un 
den  des  Falles  die  Vermögensvorteile  in  auf- 
fälligem   Missverhältnis    zu    der    Leistung 
stehen.     Auch  kann  auf  Verlust  der  bürger- 
lichen Ehrenrechte  erkannt  werden.    * 

-trafen  für  den  Fall,  dass  die 
Ausbedingung  der  wucherischen  Vermögens- 
vorteil  eiert     oder    wechselmässig 

oder  unter  Verpfändung  der  Ehre,  eidlich 
oder  in  ähnlicher  Art  geschehen  sei.  Nach 
2c  treffen  dieselben  Strafen  auch  den- 
jenigen, der  wissentlich  wucherische  Enrde- 
:  erwirbt  und  weiter  veräussert  oder 
geltend  macht  Weitere  Strafverschärfungen 
enthält  §  302d  für  den  Fall  des  gewerbs- 
oder  gewohnheitsmässigen  Wuchers.  Nach 
Art.  111  des  Gesetzes  sind  Verträge,  die 
gegen  die  Paragraphen  302  a  und  b  Ver- 
stössen, ungiltig  und  es  müssen  sämtliche 
von  dein  Schuldner  oder  für  ihn  geleisteten 
Vermögensvorteile  zurückgewährt  und  vom 
Tage    des    Empfanges    ab    verzinst    werden 
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solidarischer  Haftbarkeit  der  an  dem 
Wucher  Beteiligten;  der  Gläubiger  ist  je- 
doch berechtigt,  das  aus  dorn  ungiltigen 
Yeri;  I  -  inerseits     zurückzu- 

rn.    Art.  1!  d<  -  giebt  der  die 

Pfandleiher  oder  Rückkai  c  betreffen- 

-   §     60    :  -  St.G.B.  einen  Zu- 
satz,   der    die    Üeberschreitung   des   durch 
sgeset    oder   Anordnung  der  zustän- 
digen Behörde  bestimmten  Zinsfusses  unter 
Strafe    stellt.     Die    Wirkungen    dieses   Ge- 
setzes    waren,    wenn    es    auch    nicht 
Wucher  ein  Ende  machen  konnte,  doch  im 
_.    Die  wucherische  Ausbeu- 
.    war  doch  wii  brand- 

markt, und  die  Gerichte  hatten  für  sie  keine 
ebenste    mehr   zu   verrichten.     Die 
jährliche  Zahl   der  Ankla  d   Verurtei- 

u ne  Zweifel  im  Verhältnis  zu 
i  immenden    Wucher- 
fällen nur  kleii  war  doch  wohl  als 
i  zu  betrachten,  dass 
iemlicb  stetig  abnahm.     Im  Jahre  1882 
-  Zahl   der  Ang  klagten    170.    die 
der  Verurteilten  98,  im  Jahre'   1886  waren 
aden   Zahlen   104  und  42,    im 
Jahre    1890    sogar  nur   04   und    22.     Indes 
wurd                 immer    namentlich    über    die 
s  Wuchers   auf   dem   Lande 
und   die  von   dem  Verein   für  So- 
litik   veranlassten  Erhebungen  lehrten. 
diese  Klagen  in  vielen  Gegenden,    wie 
namentlich   in  den   ärmeren  TeUen  des  Re- 
gierungsbezirks    Cassel,    Wiesbaden.    Trier, 
nz,  Arnsberg,  im  westlichen  Thüringen, 
im  V  hen  Oden- 
wald, in  der  Pfalz,    Elsass-Lothringen  und 
den  weinbautreibenden  Bezirken  Badens  nur 
zu    i                         ii.     Von    vielen    Seiten 
aber  wurde   es  auch  als  eine  Unzulänglich- 
keit   i                              ichtet,  dass  es  nur 
den  Kreditwucher  und  nii                 iieniannig- 
faltigen   anderen  Fennen    der  wucherischen 
Auf  dein  Boden  dieser 
o   dann   das  die   Bestün- 
den Wucher  ergänzende  <  r.  v. 
1'.'.  Juni  L893  zu  stände.  Dasselbe  dehnte  die 
Strafbestimmungen  der  §§  302a  bis  302d  auf 
:hen  zweiseitige  d  Rechts- 
wirtschaft- 
Zwecken            i  ein  Dar- 

eung. 
Ein  neuer  g  302e  bedroht  mit  der  in  § 
für  gewerl  gewohnheit  betrie- 

aigen, 
welche   na  be  an- 

derer  Art  in   der  im   §  302a   bezeichneten 
Wi .-  ■  sich    v.  in  euti 

- 
ü.     mit  soll  a  i  den  soge- 

nannten  Sachw  :hS  itb  a  «   i 

I  r    wird    als    Nr.    10    den,     g    :;i;. 

B.  •  in   Zusatz  .i    über  die  Be- 


strafung derjenigen,  die  den  über  das  Ab- 
halten von  öffentlichen  Versteigerungen  uud 
über  das  Verabfolgen  von  geistigen  Ge- 
tränken bei  solchen  Gelegenheiten  erlassi 

■i liehen  Anordnungen  zuwidei 
Nach  Art  4  des  neuen  <  ■•  ->••],:,.,  hat. 
aus  dem  Betrieb  von  Geld  oder  Kredi 
Schäften  ein  Gewerbe  macht,  die  Rechnung 
des  I  reschäftsjahrs  für  jeden,  der  ein  sol 
Geschäft  mit  ihm  abgeschlossen  hat  und 
daraus  sein  Schtddner  geworden  ist,  abzu- 
schliessen  und  dem  Schuldner  binnen  drei 
Monaten  einen  auch  die  Entstehung  des  Er- 
gebnisses darstellenden  Auszug  mitzuteilen; 
die  vorsätzliche  Unterlassung  dieser  .Mit- 
teilung zieht  Geldstrafe  bis  500  Mark  oder 
Haft  und  zugleich  den  Verlust  des  An- 
spruchs auf  Zinsen  aus  den  betreff 
Geschäften  für  das  verflossene  Jahr  nach 
sich.  Jedoch  gelten  diese  Bestimmungen 
nicht  für  bloss  einmalige  Geschäfte,  worübi  C 
der  Schuldner  eine  schriftliche  Mitteilung 
erhalten  hat,  für  öffentliche  und  Aktien* 
Danken  aller  Art,  für  öffentliche  Leihan- 
stalten, Spar-  und  Darleihinstitute  und  ein- 
getragene Genossenschaften  im  Verkehr  mit 
ihren  Mitgliedern,  auch  nicht  für  den  Ge- 
schäftsverkehr zwischen  Kaufleuten,  deren 
Firma  in  das  Handelsregister  eingetragen 
ist.  Durch  Art.  III  endlich  wird  der  ge- 
werbsmässige Betrieb  der  Viehverstellung 
(Viehpacht),  des  Viehhandels  und  des  Han- 
dels mit  ländlichen  Grundstücken  mit  zu 
den  Gewerben  gestellt,  die  nach  §  35  den 
T  nternehmern  zu  untersagen  sind,  wenn 
Thatsachen  vorliegen,  welche  ihre  Unzuver- 
lässigkeit  in  Bezug  auf  den  Gewerbebetrieb 
darthun.  Allgemein  bestimmt  ferner  das 
Bürgerliche  Gesetzbuch  (§  138),  dass  Rechts- 
geschäfte, die  gegen  die  guten  Sitten  Ver- 
stössen, nichtig  seien  und  dass  insbesondere 
ein  Rechtsgeschäft  nichtig  sei.  durch  das 
jemand  unter  Ausbeutung  der  Notlage,  des 
Leichtsinns  oder  der  Unerfahrenheit  eines 
anderen  sich  oder  einem  Dritten  Vermögens- 
ie versprechen  oder  gewähren  lasse, 
welche  den  Wert  der  Leistung  dergestalt 
übersteigen,  dass  den  Umständen  nach  die 
Vermögensvorteile  in  auffälligem  Missver- 
hältnisse zu  der  Leistung  stehen.  Die  ge- 
setzlichen Verzugszinsen  werden  durch  g  288 
auf  4%  bestimmt.  Nach  dem  neuen  Han- 
delsgesetzbuche  (§  352)  beträgt  die  Höhe 
liehen  Zinsen  mit  Einschluss  der 
Verzugszinsen    !  rseitigen   Handels- 

geschäften 5%. 

6.  Mittel  zur  Bekämpfung  des  W. 
Verbot  und  Bestrafung  des  Wuchers  werden 
immer  hauptsächlich  nur  die  Bedeutung 
einer  moralischen  Genugthuung  für  die 
öffentliche  Meinung  besitzen,  niemals  aber 
das  tief  sitzende  Gebe!  wirklich  heilen 
Q.     Auch   die   übrigen   in   den  neuen 
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Gesetzen  zu  Hilfe  genommenen  Mittel,  die 
iahTliehen  Rechnungsausweise,  die  polizeiliche 
adernng  von  Missbräuchen bei  Ver- 
"tegemngen  die  Kontrolle  der  Vieh-  und 
Güterhändler,  können  nur  eine  Wirkung  von 

„ntei rdneter  Bedeutung  ausüben,     elb 

die    erwähnte    Kontrolle     weit    ein- 
her    uuti     ausgedehnter    gehandhabt 
würde,    als  es  auf  »und  des  Gesetzes  von 
L893   möglich    .st.     In   einem   Referate  für 
den    Verein    für   Sozialpolitik    empfiehlt    y. 
Miaskowski  ferner  noch  eine  schärfere  Hand- 
habung  des  Wuchergesetzes  mit  Hilfe  ge- 
meinnütziger Vereine,   nach  Art   der  Auü- 
wueher-   oder    Rechtsschutzvereine    an    der 
Saar,  am  Rhein,  in  Hessen  etc.    Diese  sam- 
meln   .las    erforderliche    Material    für    die 
Durchführung  von  Wucherprozesseu    unter- 
en  die  Bewucherten   durch  Belehrung 
und    üebernahme     der    Prozesskosten    und 
sorgen    für    das    Bekanntwerden    der    ent- 
larvten Wucherer    und   der   von  ihnen   an- 
gewendeten   Formen    und    Praktiken.      Um 
den     Einfluss     der    Wucherer    zu     durch- 
kreuzen .  schlug  v.  Miaskowski  ierner  vor, 
für  alle  Teile  des  Reiches  die  damals 
in    einigen    Sonderstaaten    noch    nicht    be- 
stehende   Vorschrift    erlassen    werde,    dass 
Verträge    über    Immobilien    nur   schriftlich 
und  womöglich   unter  Mitwirkung   der   Ge- 
richte   oder   Notare    abgeschlossen    werden 
dürfen.     Auch  empfiehlt  er  ein  Gesetz  zur 
Erschwerung  der  spekulativen  Güterschlacn- 
terei  nach  Art  des  württembergischen  vom 
m, i    1853,   andererseits   aber   eine   Er- 
leichterung der  Abtrennung  kleinerer   oder 
mittlerer  Güter  von  dem  fideikommissarisch 
gebundenen  Grundbesitz  und  die  Erschwe- 
tune   der   Errichtung   neuer  und   der    Ver- 
größerung bestehender  Fideikommiße.    Die 
immer  von  manchen  empfohlene  Be- 
sehränkuns'    der   Wechselfreiheit    wird    von 
Miaskowski  nicht  befürwortet.     Leber   die 
datres-en    sprechenden    Gründe     s     d.    Art. 
Wechsel  oben  Bd.  VII  S.  TUT.     Ganz  un- 
durchführbar erscheint  der  hie  und  da  aul- 
getauchte Vorschlag,  den  Anwälten  die  Ver- 
tretung von  Wucherprozessen   zu  verbieten. 
Mit   sekundären  Abwehrmitteln    gegen    den 
Wucher  ist  jedoch  nichts  auszurichten,  wenn 
nicht  die  wirtschaftlichen  Wurzeln  desselben 
rraben  werden,   und   dies  ist   nur   da- 
durch möglich,  dass  das  Kreditbedurfms  der 
bisher   auf   den  Wucher   angewiesenen    Be- 
völkerungsschichten  auf   andere    \\  ei>e    be- 
friedigt wird.     Trotz  der  erfreulichen  Aus- 
dehnung der  Kreditgenossenschaften,  sei  es 
nach    dem    Schulze-Delitzscheu    oder    nach 
dem  Raiffeisenschen  System,  trotz  der  nütz- 
lichen   Wirksamkeit    vieler    Bodenkreditan- 
stalten. Hypothekenbanken  und  anderer  land- 
wirtschaftlichen   Kreditinstitute      trotz    der 
städtischen   und   anderen  öffentlichen  Leih- 


häuser ist   für  die   präventive  Bekämpl 
des  Wuchers    qoi  b  bei  weit  m  nicht  - 

,,.,,     i,,  betrefl  äs  i     rwähnter  Kredit- 
.....,,    rerweisen   wir  aul     '<  >     j 
cieUen  Artikel;  hier  möge  nur  noch  die  be- 
merkung  beigefügt  werde,  dass  Eürdii i 

der  kleinen  □  Bau  rn,  Bandwerker  und  Be- 
amten gemeinnützige  Kreditverei br  hilf- 
reich   wirken  könnten,  die   in  der   \xt wie 
manche   Baugenossenschaften    'inen    Wchl- 
thätigk                   mi1    4  r  AI  c   Lr- 
zielung  einer  normalen  Kapitalverzin 
verbinden.    Die   das  Kapital   aufbi 
Mitglieder   müssten   vorzugsweise   den    be- 
sitzenden   Klassen    an- -| „■„■.-. 
nicht    kreditbedürftig    sein:    die    Darlehen 
aber  müssten    zu  solchen   Bedingungen  ge- 
wahrt werden,   dass  ausser  einem  Zins  von 
31  !  oder  4°o  eine  genügende  Versicherungs- 
prämie erhoben  würde,  um  die  vorkommen- 
den   Verluste    zu    decken.      Diese    Prämie 
wäre  natürlich  nach  den  individuellen  Ver- 
bältnissen   der    Kreditbedürftigen    und    den 
von  ihnen  zu  stellenden  sachlichen  oder  per- 
sönlichen Bürgschaften  zu  bemessen,  jedoch 


selbstverständlich  ohne  Ausnutzung  ihrer 
momentanen  Lage  oder  ihrer  t  nerfahrenheit. 
—  Sehr  erwünscht  wäre  auch  die  Vermin- 
derung der  mit  der  Aufnahme  kleinerer 
hypothekarischer  Anleihen  verbundenen 
Kosten  an  Stempel  und  sonstigen  Gebühren 
die  ausserordentlich  hoch  sind  im  Vergleich 
z  B  mit  der  Provision,  die  für  ein  gleich 
grosses  Darlehen  gegen  Verpfändung ^von 
Wertpapieren  erhoben  wird.  Die  erfolg- 
reiche Bekämpfung  des  Kreditwuchers  wurde 
auch  unmittelbar  die  Zurück«  Irängung  der 
anderen  Wucherformen  bewirken,  die  alte 
ihre  Hauptquelle  in  der  Kreditnot  haben. 

Unmittelbar  mit  dem  Kreditwucher  ver- 
wandt sind    die   wucherischen  Geschäfte  in 
den    in    Süddeutschland    häufig    weiterver- 
kauften Vereteigerungsprotokollen  über  mit 
Kaufeeldresten  belastete  Grundstücke,   ubei 
to    in   dem   Referat  von  H.  Thiel  nähere 
Auskunft  gegeben   wird.    Auch  die  wuche- 
rischen   Mißbrauche    bei    dem  Aiehha.de 
und    der  Viehverstellung    sind    schhesshch 
darauf  zurückzuführen,  dass  die  fieberten 
Bauern    das    Geld    zum    baren   Ankauf    des 
Viehs  weder    selbst  besitzen    noch    zu  nor- 
malen Zinsen    entleihen  können.     Auch  der 
Warenwucher    im    eigentlichen   Sinne,    der 
K  nur  in  einzelnen  Provinzen  ve^brnte 
ist     wird  von  Thiel  mit  Recht  als  ein  mu 
Sat  des  Geldwuchers  bezeichnet.   Niemand 
Acht  in  Geldverlegenheit  ist  mj  sich 
-,    B   verpflichten,    seine   ganze  Ernte  bloss 
an   einen   bestimmten  Handelsmann  zu  ver- 
kaufen oder  für  seine  Produkte  Waren  statt 
Geld    anzunehmen    oder    schlechte    Waren 
auf  Kredit  gegen  hohe  Preise   zu  uberneh- 
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men.     Die  Erfahrung  wird  vic*]lou-lit  zeigen, 
dass  der  nach     dem   neuen   Gesetz  strafbare 
Sachwucher  auf  solche  Fälle  zu  beschränken 
i  st,    in    denen    der  Geldmangel     des    Be- 
wucherten  die  Ursache  bildet,  dass  er  sich 
die     Uebervorteilung     gefallen     lässt.      Die 
Ausnutzung  der  blossen  ünerfahrenheil  eines 
Käufers,  also  namentlich  seines  Mangels  an 
Warenkenntnis,  durch  Forderung  eines  über- 
mässigen   Preises ;  würde    dann    also    nicht 
unter    das     Wuchergesetz     fallen,      während 
nach  dem  jetzigen   Wortlaute  diese  Art  der 
üebervorteüung  auch  einem  zahlungsfähigen 
und  wohlhabenden  Käufer  gegenüber  straf- 
bar ist.    Nun  ist  es  an  sich  allerdings  ohne 
Zweifel     Völlig    gerechtfertigt,     wenn   solche 
Art    des     Gesehäftemachens.,    als  strafbarer 
Eigennutz    behandelt    wird.    Aber    hei  eleu 
heutigen   Formen  des  Verkehrs  und  der  an- 
erkannten Herrschaft  des  Verhältnisses  von 
Angebot    und  Nachfrage    über  die  Preisbil- 
dung   ist   es  unmöglich,   die   wirklich  straf- 
würdigen Fälle  von  denen  zu  unterscheiden, 
in  denen    der  hohe  Preis    durch  die  beson- 
deren   Umstände    des  Falles    gerechtfertigt 
ist.     Selbst    das    oben    hervorgehobene  Eri- 
terium  de,-  wucherischen  Ausbeutung,    dass 
sie  ganz    konkret    gegen    einzelne  Personen 
ht    und    sich    nicht    nach    allgemeinen 
Bedingungen  richtet,  versagt  häufig  bei  der 
Beurteilung     hoher    Preisforderungen     für 
Waren.      Denn    es    kann    sich    um   Gegen- 
stände handeln,    die  in   einem  Laden  über- 
haupt   nur    selten  gekauft  werden    und  mit 
grossem  Risiko   der  Entwertung  lange  Zeit 
auf  Lager  gehallen    werden  müssen.     Auch 
n    berücksichtigen,    dass    neu    auf  den 
Markt   kommende  Gegenstände  anfangs    oft 
einen    bedeutenden    Seltenheitswert    haben, 
der  erst    allmählich  durch   die  zunehmende 
Konkurrenz    herabgedrückt    wird.      Ferner 
ich  auch,  durch  wie  viele  Zwischen- 
händler eine  Ware  gegangen  ist,  bevor  sie 
an  den  letzten  Abnehmer  gelangt.    Eine  be- 
stimmte Beschränkung  der  Geltung  des  Ge- 
lli     solch,.     Fälle    von    Sachwucher, 
man    sie    bei   den  demselben  vorange- 
gangen! d     Diskussionen     im    Auge     hatte. 
dürfte  sich  daher,  wenn  einige  Erfahrungen 
mit     unhaltbaren   Anklagen    gesammelt   sind, 
als    wünschenswert    erweisen.     Im   übrigen 

bestehl    das    Hauptmitte]    □    den 

Sachwucher  wie    gegen  den  Geldwucher  in 
der  gemeinnützigen  Erleichterung  des  Kre- 
dits   für   die    von    diesem  Gebe!    bedrohten 
wenig  bemittelten  Klassen. 
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und    Wucherfrage,   Berlin  1879.  —Endemann, 
Nationalökonomische    Grundlage    der    kanonisti- 
sehen     Wirtschafts-    und    Rechtslehre,    Jahrb.  f. 
Nat.  u.  Stat.,  Bd.  I,    S.  26 ff.,  (1863).  —  Der- 
selbe,  .Studien    in  der  romanisch-kanonislischen 
Wirtschafts-  und  Rechtslehre  bis  gegen  Ende  d& 
17.  Jahrhunderts,    Bd.  I,  Berlin   187/,,    Bd.  II, 
ebd.    1883.    —   31.    Neumann,     Geschichte    deH 
Wachers    in    Deutschland    bis    1654,    Malle  1868. 

—  Enquete  sur  ta  legislation  relative  an  laur 
de  l'interet,  Paris  1865.  —  Funk,  Zins  mal 
Wucher,  Jubingen  1868.  —  Derselbe,  Ge- 
schichte des  kirchlichen  Zinsverbots,  Tübim/eti 
1S76.  —  Derselbe,  Zur  Geschichte  des  Wucher^ 
Streits,  Tübingen  1001.  —  Jaques,  Die  Wu,h,r- 
gesetzgebung  und  das  Civil-  und  Strafreche, 
Wien  1867.  —  Graf  Chorinsky,  Der  Wucher 
in  Oesterreich,  Wien  1877.  —  Platter.  Der 
Wucher  in  der  Bukowina,  Jena  1877.  —  L.  v. 

Stein,   Der  Wucher  und  sein   Recht,    Wien  18801 

—  Schmoller,  Die  öffentlichen  Leihhäuser  im 
Mittelalter,  Jahrb.  f.  des.  u.  Verw.  IV,  (1880); 
S.  87 ff.  —  Eheberg,  Ueber  den  gegenwärtigen 
Stand  der  Wucherfrage,  ebd.  S.  55 ff.  —  Do- 
selbe, Die  Wucherfrage  in  Theorie  und  Praxis 
seit.  1880,  ebd.  VIII,  (1884),  8.  82S  ff.  —  v. 
IAUenthal,  Die  Wuchergesetzgebung  in  Deutsch- 
land. Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.,  N.  F.  I,  (1880), 
8-  HOff.  —  Derselbe,  Der  Wucher  auf  dem 
Laude,  ZeiUchr.  f.  d.  ges.  Straf rechtsicissrnsch. 
VIII,  (1888).  —  Fassbender,  Die  Rettung  des 
Bauernstandes  aus  den  Händen  des  Wuchers, 
Münster  1SS6.  Der  Wucher  auf  dem  Lande. 
Berichte  und  Gutachten,  Sehr,  des  Vereins  für 
Sozialpolitik  XXXV,  Leipzig  1887.  Verhand- 
lungen der  Generalversammlung  des  Vereins  für 
Sozialpolitik  r.  28.  u.  20.  IX.  1888.  Schriften 
XXXVIII,  Leipzig  1889.  —  H.  Blodlg,  Der 
Wucher  und  seine  Gesetzgebung,  Wien  1892.  — 
/..  Coro,  Der  Wucher.  Eine  sozialpolitische 
Studie,  Leipzig  189S.  —  Heule,  Die  Wucher- 
gesetze  v.  2J,.  V.  1SS0  und  19.  VI.  1898,  Miin- 
e/uu  189S.  -  v.  Below,  Art.  Wucher  in 
Ehlers  Wärterbuch  der  Volkswirtschaft,  Bd.  II, 
8.  916,  Jena  1898.  (S.  auch  die  Arlt.  Zins 
weiter  aalen  S.  941  und  Zinsfuss  im  Mittel- 
all, r  S.  960).  Lexis. 
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Toung,  Arthur, 


ward    am    7.   IX.   1741    zu    London    geboren, 
wurde  ursprünglich  Kaufmann,  wendete  sich  je- 
doch nach  dein"  Tode  seines  Vaters  (17o9)  land- 
wirtschaftlichen Studien  zu.  übernahm  1/63  die 
Mutter  gehörende  Pachtung  in  Bradheld, 
o-ab  dieselbe  aber  sowie  eine    in  der  Grafschaft 
Issex  später  übernommene  Pachtung  nach  mehr- 
fachen misslungenen  Versuchen  wieder  auf,  um 
für  seine  neuen  landwirtschaftlichen  Pläne  einen 
passenderen  Boden  aufzusuchen.    Er  durchreiste 
zu  diesem  Zwecke  England   und   beschrieb  die 
Eindrücke  seiner  Reise.    Durch  den  Erfolg  seiner 
schriftstellerischen  Arbeiten  ermutigt,   gab  nun 
Young    die   Absicht   einer   selbständigen  Land- 
wirtschaft auf.  verwaltete  einige  Zeit  die  Güti  t 
des  Lord  Kingsborough,  war  1 i 73  Bericht- 
erstatter   der    ..Morning    Post",    machte    dann 
sere  landwirtschaftliche  Reisen  durch  Irland. 
Frankreich.  Spanien  und  Italien  und  wurde  1793 
Sekretär   des  Bureaus   für  Ackerbau   'Board   ot 
ftgriculture).     Er    starb   am   29.  April  1820  zu 
London,    nachdem    er   bei   vorgerücktem   Alter  I 
noch   das  Unglück  gehabt  hatte,    zu  erblinden. 
Arthur"  Young     hat    als    landwirt- 
achaftlicher   Schriftsteller   Berühmtheit 
erlangt   iMill  nannte  Young  the  apostle  ot  ,.la 
grande  culture")    und   gut   —   insbesondere  in 
seinen    zahlreichen    Reisebeschreibungen 
—    mit    Recht    als    Beobachter    von     seltenem 
Scharfsinn.     Er   war    ein    Gegner    des   physio- 
kratischen  Systems,   jedoch  auch  kein  absoluter 
Inhänger  der  freihändlerischen  Industrietheorie, 
sondern  oft  ein  warmer  Verteidiger  von  Accisi  d 
und  Schutzzöllen.     Er  verteidigt  z.  B.  mit  Nach- 
druck   die   freie   Ausfuhr   des  Getreides    und 
hält    sie    für    den    Landbau   unentbehrlich,    be- 
hauptet  dagegen    (Political  anth.  I,   S.  2h£ft.), 
dass    die    freie    Einfuhr    dem    Interesse    des 
Ackerbaues    entgegengesetzt    sei.     Dieses  Inte- 
resse erfordere  (Norrmann  s.  u.  S.  119),  dass  der 
Preis  des  Getreides   nur   allein  durch  das  jähr- 
liche   Produkt     oder    die     jedesmal     geerntete 
Qualität  bestimmt  werde.     Der  Preis  müsse  da- 
her  bei   schlechten  Ernten   sehr  hoch  sein,    da- 
mit   der  Landmann  sich   bei  diesem    von  dem 
Verlust   der   niedrigen  Preise  guter  Jahre  er- 


holen könne.  Der  hohe  Preis,  der  ihn  ent- 
schädigen müsse,  werde  aber  bei  einer  freien 
Einfuhr  durch  die  Menge  des  fremden  Getreides 
zu  sehr  herabgesetzt.  Young  verlangt  daher, 
dass  die  Einfuhr  des  letzteren  verboten  werde. 
In  seiner  Preistheorie  vertritt  Young 
die  Ansicht,  dass  billige  Lebensmittel  den  Ar- 
beitspreis erhüben,  weil  erstere  dem  Arbeiter 
ermöglichen,  die  Arbeit  zurückzuhalten,  dass 
daher  in  einem  fruchtbaren  Lande  Gewerbe  und 
Industrie  nicht  günstig  prosperieren  könnten. 
Er  verlangt  daher  obrigkeitliche  Lebensmittel- 
verteuerung und  Lohnherabsetzung,  um  Eng- 
lands Handel  und  Gewerbe  zu  befördern  (v. 
Schulze-Gävernitz,  s.  it..  S.  3,  10 ft.:.  Gleich- 
zeitig erblickt  jedoch  Young-  m  einer  Steigerung 
der  gewohnheitsmässigen  Bedürfnisse  der  Ar- 
beiter (des  „Standard  of  Life")  einen  Ansporn 
zu  vermehrter  Arbeit. 

In  Bezug   auf  das   Stenerwesen   befür- 
wortet Young   vor  allem  eine  gerechte  und  er- 
oiebio-e  Grundwertsteuer,  verwirft  dieselbe  aber 
als  einzige  Territorialauflage,   im  Gegensatz 
zu   dem    mit  ihm  polemisierenden  Physiokraten 
Schlettwein   (s.   u.).     Er   empfiehlt    eine   Bom- 
tierung  nach   dem   Pachtpreise   (namentlich 
in  England)  als  ein  der  wahren  Ermittelung  des 
Reinertrages    sehr  nahe  kommendes  "\  erfahren 
(Political  arithmetic   I.   Ch.  2).    Young  betont 
hierbei    oft    die    Wichtigkeit    der    richtigen 
Fixierung  des  Pachtzinses  und  bemerkt. 
dass  zu  niedrige  PachtschiUinge  ebenso  gemein- 
schädlich sind  wie  zu  hohe.    In  demselben  Sinne 
spricht    sich    Young   auch    gegen    zu    hohe 
Löhne  aus,  weil  diese  und  zu  niedrige  Pacht- 
zinsen   die   moralischen   Eigenschaften   der  Ar- 
beiter und  Pächter  niederdrücken  und  dieselben 
vom  rationellen  Wirtschaften  ablenken.   Anderer- 
seits    ist    Young    in     seiner     Arbeitslohn- 
theorie —  insbesondere  bei  seinen  ^  ergleichen 
der  englischen  und  französischen  Manufakturen 
_  (Brentano,    s.  u..   S.  63)   der  Ansicht     ..dass 
nicht   der  blosse   wohlfeile  Preis  der  Ar- 
beit die  Manufakturen  begünstigt,  indem  diese 
da    am    meisten  blühen,   wo  der   eigentliche 
Handloh n  am  teuersten  ist :  vielleicht  sind  sie 
deshalb  blühend,  weil  die  Arbeit  an  sich 
lin   der  That   da  wohlfeiler  ist,    wo  sie  dem 


Toung 


guten  Umständen  des  Albeiters  abhängen.    Ist 

i    genährt   und  tuid  wird  seine 

haffenheit  lebhaft  und  thätig  erhalten. 


Lohn    nach  am   teuersten  ist.     Die  (iure  der   Bde..   französische  Uebersetzung  v.  Ca- 
Arbeit,   die   Geschicklichkeit   und  Geschwim  1794      —    The 

keit  kommt  dabei  gar  sehr  in  Betrachtung,  und    Frai  ning  to  Britain.  BurySt.  Kdmonds 

im  ganzen  betrachtet,  viel  von  den    1793,  4.  ed.  London  1800      Deutsch,  Hannover 

1794.        The  Constitution  Safe  without  Reform, 

u  179Ö.  —  An  Idea   cd'  the  present 
of    France,    and    on    the    Consequenees 
so  wird  er  seine  Arbeit  ohne  Vergleich  besser    Events  passing  in  that  Kingdom.  Londo 
verrichten   als  ein  Manu,   der  sich    aus  Armut    2.  ed.  181        -  Travels   through  France,   Spain 
mit  einer  kümmerlichen  Nahrung  behelfen  niuss'.   and  Italy,    London   179»,    2    ed.   2  vols.    1800. 
Auch  auf  demGebietederBevölkerungs-     Französisch   von  F.   Soules,    Paris   179i 
rie    war  Young   in    .-einen  Ausführungen    National    Danaer,    and    the    Means    of    Sa' 
beachtenswert  und  wird  von  Malthus  ntaining  a  Plan  for  a  General  Arming  ol 

einer  seiner  Vorläufer  —  s.  d.  Art.  Bevölke-    of  Property,   London  1798,  2.  ed.  1800.B—  The 
rung  ■  und   Bevölkerungspolitik    question  of  scarcity  plainly  stated  and  reim 

oben  J'.d.  II  S.  <29  —  bezeichm  considered, London  1800.   (Mit Schlussbemerkung 

Die  Hauptschriften  Youngs,   landwirt-   der    Verlagshandlung   über   Youug    und    seine 


rlich-volkswirtschaftlichen    und  poli) 
Inhaltes,    sind  -    ch  3ch   aufgeführt  — 

The  farmer's  letters  to  the  pei 
England,    London  1767,   2  vols.  2.  Aufl.  3  Bde 
'iiii.   4  Bde.   1771.  —  Letters  to  the 
landlords  o  at  Britain.  London  1767.— 

A  ?ix  week's  totir  through  the  southern  coimties 
of   England   and   W\.  d   1767,   2.  Autl. 

3.  Aufl.  1769,   4.  Aufl.  1771  72   —  A  six 
months    tour    trough    the     north     of    England 
'enthalt    auch    die    Youngsche    Bevölkerungs- 
theorie .  4  vols.  with  mau;  plates,  London  1768. 
2.  And.    1769,   3.  Aufl.    1770,71,    4.  Autl     1776. 
_    Paris  1<74.    —   The  expediency 
free  exportation  ol  corn  etc.,  London  1769. 
ide  in  hirin«;  and  stokiug  iarins.    London 
1770,  2  vols.  —  The  farmer's  tour  through  the 
pari  of  England.  4  vols.    London  1770. 
Spätere  Aufl.  1778.      Deutsch,  Leipzig  1772  7."). 
4  Bde.)   —   Rura]    economy,    or    Essay    on   the 
practica]   parts   of  husbandry,    London  177!».    2. 
ed.  1772  und  1773.  —  A  Course  of  Experimen- 
.Ticulture.     London     1770.    —    Farmer's 
Calendar,  London  1770  und  1771.  —  Proposais 
to    the   legislatnre   for  numbering   the  people, 
London  1771.  —  Observations  sur  l'etat  actuel 


Schriften.    —  An  Inquiry  into  the  State  of  the 

-Mind  amongst  the  Lower  Classes,  London 

1800   —  Recherches  sur  l'utilite  d'appliqn 

terres  en  triebe  au  soutien  des  pauvres.     Paris 

—  Essay  on  the  manures,    London  1804. 

—  On    the    husbandry  of  the   three   celeb] 

i-,  London  1811.  —  Inquiry  into  th 
i  ve  value  of  moiiey  in  England  as  marked 
by  the  price  of  agricultural  produet,  London 
1812.  —  An  inquiry  into  the  rise  of  prices  in 
Europe,  during  the  twenty-five  years  compared 
with  that  which  has  taken  place  in  England, 
London  1815. 

An  Zeitschriften  gab  Young-  heraus: 
..The  universal  Museum-,  "London  175!' 
demselben  erschienen  nur  6  Nummern  .  — 
..Annais  of  Agriculture  and  other  usefnl  arts", 
London  1784—1804.  45  vols.  vol.  46.  Xr.  1— 3. 
Hiervon  erschienen  3  Bände,  ins  Deutsche  über- 
setzt, Leipzig  1(90-1802.) 

Vgl.  über  A.Young:Betham-Edwards, 

The   Autobiographie    of   Arthur    Young,    with 

-   "ndenee,  London  18!  7. 

—  Sketch    of  the    life    of   Arthur   Young 
Bi    rei  iiy  to  the  Board  of  Agriculture. 


With  a 
terres    incultes    dans   la  Grande-Bretagne,   portr.,    London    1795.   —  j.  A.  Paris.    Bio- 
-  Political  aritlimetic.   containing    graphical  Memoir  of  Arthur  Young  im  18.  Stücke 


ttions    on    the    present    -rate    of   Great 
Britain.  and  th<  -  of  her  poliey  in  the 

encourageinent    ol    agriculture,    London    1774. 


d  ss  „Qnarterly  Journal  of  Science.  Literatur« 
and  the  arts".  London,  Juli  1820.  —  „Arthur 
Young"  in  den  ..Zeitoeno^sen".  Sechster  Band, 


(Dieses   Hauptwerk  Youngs   ist  in  England  Leipzig   1821.  —  Eirwan,  Irish  Transactions! 

in   vielen  Auflagen,   ferner  in  deutscher  Ueber-  --  Lavergne   (s.  d ).   Introduction  ä   la  tete 

Setzung,   Königsberg   1777,    sowie    von    F.   A.  du   Voyage   in   France,   Paris   1856.    —    Joh. 

-  1793,  in  französischer   von  Angust  Schlett wein,  Vollständige  Antwort 

treville),   La  Haye  1775   und  Paris  1780  er-  auf  den  Haupteinwurf  des  Herrn  Arthur  Young 

schienen.)     -    Political    arithmetic,     part.    II.  in  England  wider  die  einzige  Territorialauflage, 

London  1/9/.— A  tour  in  Ireland  with  general  in  dessen  „Archiv  für  den  Menschen  und  Bürger". 

rvations  on  th«   present  -                 al  king-  Bd.  I.  Leipzig  1780,  S.  353— 366.  —  Derselbe, 

made  in  the    1776-79.    2  vols.,    London  Briefe  an  Herrn  Arthur  Young  in  England  übel 

1/39,   2  ed.  1/80.      Deutsch,   Leipzig  1780  und  die    wichtigsten    Gegenstände    der    politischen 

.Bande  der  „Bibliothek  der  neuesten  Arithmetik,  L— TV. Brief  in  dessen  ..Archiv  für 

sreibungen",  französisch  von  Ch.  Millon,  den  Menschen  u.  Bürger",  Bd.  II.  Leipzig  1780, 

Pari-    17/9.    —The  question   ol  v.                lis-  S.  516—  561;  V.— VIEL  Brief  im     Archiv"    Bd. 

hed,  London  1787.      In  ä                                    t  III.   Leipzig  1781,    S.   165  -190.  —  Derselbe, 

\omi-    als   Erster  die  Einführung  der  Merino  Arthur  Youngs  Darstellung  des  Vorzugs  grossei 


F«nce.    2  vols    with  a   ma      I      Ion  1792,2.  Young"   in  der  „Encyclopaedia  Britannica".  -> 

"*• ]  Uebersetzung  von  E.  A.  Palgrave,    Dictionary  of  Political  Economy, 

W.  Zimmermann   u.   Sotzmann    mit   An-  Vol.   III.    London   1S99,   p.  687 ff.   —  G.  P.  H. 

mtrkungen   und   Karte.    Berlin  179:;     1795,    3  Norrmann,  Die  Freiheit  des  Getreidehandels, 
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-ffinre  1802,  S.  119.        Röscher,  System, 

y       -    Derselbe,    Zur     Geschichte    der 

jachen  Volkswirtschaftslehre,    Leipzig  18ol 

1  Lujo   Brentano,    Arbeitslohn  und 

Jltszeit,  Leipzig  1893,  S.  &.-  v.SchuUe- 

r„it/..    Dei;  Glossbetrieb.   Leipzig  1892 

,     ,      21    ■>■>    _    L    L.   Price,    Pohtical 

in  England,   London  1891,   S.  48,  02. 


—  Baudrillart.  Publicisfc     lern*  J,      M-, 

1873.  —  Amin;.!  biography,  London  I8<äl. 
_  John  Gorton,   General    Bii  !  Dic- 

tionary,    Vol.    11 1.    London    L838 
geld     Zwei   Büi  In  i    zur   sozialen 
Englands,  Leipzig  1881,  S.  7.  324,  570,  579. 

Schmidt. 


z. 


Zachariä  von  Lingenthal,  Karl 

Salomo, 

ward  geboren  am  14.  IX.  1769  zu  Meissen,  be- 
suchte die  dortige  Fürst enschule  und  bezog  1787 
die  Universität  Leipzig,  begab  sieh  1792  auf 
die  Universität  Heidelberg,  promovierte  1795  in 
Wittenberg  für  philosophische  und  rechtswissen- 

ftliche  Vorlesungen,  wurde  1797  zum  : 
ordentlichen   und   1802  zum   ordentlichen  Pro- 
fessor  des  Lehnrechts  dortselbst  ernannt.     1807 
Zachariä  dem  Rufe  als  ordentlicher  Pro- 
nach   Heidelberg.     Hier  verblieb  er  bis 
zu  Beinern  am  2t.  III.  1843  erfolgten  Tode,  so- 
wohl einen  Ruf  1816)  nach  Göttingen  wie 
solchen    1829)  nach  Leipzig  ablehnend.    In  der 
Öffentlichkeit    wirkte    er  ferner   als   Abgeord- 
der   einen    und   1825  der  zweiten  badi- 
Kammer.     Kurz  vor  seinem  Lehensende 
wurde  er  mit  dem  Beinamen  ..v.  Lingen- 
thal"    in    den    badischen    Adelsstand    erhoben 
nachdem  ihm   schon  1818  der  Titel  ..Geh.  Hof- 
rat" verliehen  worden  war. 

Zachariä  steht  in  volkswirtschaftlicher  Be- 
ziehung   dei    Sauptsache  nach   auf  dem  Boden 
der  Adam    Smithschen    Lehr,..    jm   übrigen    ist 
es    ächwer,    seine   Ansichten    einer   bestimmten 
laftlichen   Richtung  einzuordnen. 
Es    i-t  ihm   häufig  nachzuweisen,    dass  er  mit 
.-einen   eigenen  Ansichten  sieh   m  Widerspruch 
-teilt,    wenigstens,    dass  er  in  den  Detail-Aus- 
ruhrungen  of(  den  zuerst  aufgestellten  Grund- 
satz derartig  umschreibt,   dass  dieser  sich  bei- 
nahe  m   sein   Gegenti  U    verwandelt    z.   B    in 
Definition    des    Staatsd  tnstes,    Vierzig 
;'       Ei  leitet  den  Staat  aus  einer 
tspflicht,  aus  dem  Rechtsgesetze  ab   trotz- 
dem sucht  er  auch  die  Freiheit  des  Individuums 
ht  zu  erhalten.    Er  beweist  p —  I 
i  mg,  trotzdem  hall  er  die  I 
nz  für  das  stärkste  Mittel,   die 
Menschheit   zu    Kulturfortschritten  anzufa 

Gesch    93]  .     Dieses  Schwankende  in 

scharfsinnigen    »eist- 

nntZachariä  gewisser- 

tn,   indem   er  in  sein,,,-  .\.;, 

graphii  -    35    .;l_,,     ,|,,_  ,.  ,Il|M  oft 

vorkäme,    als   oh   eine    doppelte   Seele   in   ihm 


lebe.      Nach    Röscher     (932)     besteh)     si 
Hauptverdienst  um  die  Nationalökonomik  dar; 
dass  er  die  volkswirtschaftlichen  Fragen  rege 
massig    als  Seiten  des  Volkslebens  oder  wem 
-Ten-  des  Staatslebens  auffasst.    Er  schreibtd 
Staatswirtschaft  eine  demokratische  Tendenz  z 
die   in  der  Mobilisierung   des  Grundeigentum 
den   Schutzzöllen,   der  gleichen   Abgabeupflic 
u.  s.  w.  sich  zeige.     Er  tritt  ein  iXachl. 
für  die  konstitutionelle  Staatsherrschaft  und  i 
in    seinen    rechtsgelehrten    Ausführungen    äte 
auf   der  Seite   der   Regierung   und   der 
kratie.      Am    eingehendsten  wird  Zachariä  vi 
Bluntschli   und  E.  v.  Mohl  charakterisiei 
Ersterer   nennt    seine   Betrachtungsweis 
..nüchtern  verständige,    vielseitig  aufmerksam 
kalt  erwägende,  bald  diesen,  bald  jenen  Stam 
punkt    wählende"    (Gesch.    596)    und    bemerk 
nachdem  er  an  Reichtum  des  Wissens  ihn  ühi 
Machiavelli  und  Montesquieu  (mit  deren  Schritte 
Zachariä    die    seinigen    selber  Vergln 
..das-  in  der  Rüstkammer  Zachariäs  jede  l'art, 
für  jede  Meinung  gut  gearbeitete  Watten  hole 
könne",     v.  Mohl  konstatiert  einerseits  das  ot 
systemlose,    sophistische,    bizzare    in    Zai 
Schriften,  andererseits  aber  die  bewundernswert 
Klarheit,  grosse  Gelehrsamkeit,  feinste  Geschiel) 
henkelt.  Kraft  der  Ausführung  n.s.  w.  Erschliess 
seine    Charakteristik    mit    den    Weiten:    ..K 
hat  Wenige  seines  Gleichen;  es  ist  aber  schwi 

zu  sagen,   ob  man   dies  mit  Bedauern  od 

Zufriedenheit  sagen  soll.  Ihm  war  es  genüj 
ein  ausserordentlicher  .Mann  zu  sein  und  data 
gehalten  zu  werden;  es  ist  wohl  das  Besti 
wenn  auch  andere  einfach  bei  dieser  Meinuni 
stehen  bleiben." 

Von  den  Staats  wissenschaftliche! 
Schriften  Zachariäs  ist  als  sein  Hauptwerk  zi 
bezeichnen:  „Vierzig  Bucher  vom  Staate.' 
Stuttgart  1820—32.  --  Zweite  umgearbeitete 
Auflage,  Heidelberg-  1839.  Diese  zweite  Aus 
gäbe  ist  ungleich  wertvoller  als  die  erste 
die  erste  Bearbeitung  in  einer  Reihe  weit  ans 
einander  hegender  Jahre  und  in  einzelne! 
'1  eilen,  oft  nach  längeren  Unterbrechungen  er 
schienen  ist  und  daher  in  ihrem  Inhalte  viel- 
fach die  Spuren  der  Eindrücke  und  Verände- 
rungen  zeigt,   welche   die   fortschreitenden  Er- 
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nigae    in    den    Ansichten    eines    (lenkenden 
,,,„.,  notwendig   hervorbringen   mussten. 

Werk   ist   in  folgende   7  Hauptabschnitte 
«teilt:    (Buch    1     6)    Vorschule   der   Staats- 
«euschaft,  (7-13)  Allgemein.'  politische  Na- 
lehre     (15—191    Verfassuugslehre,    (20—*) 
riemiigslehre,  (27—30)  Völkerrecht,  (31—35) 
aehung    Staatsdienst,  (36-40)   Wirtschafts- 
,,.      Pas  Werk  ist  ein  geistiges  Testamenl 
Verfassers,  es  umfasst  die  Ansichten,  Ein- 
„1  Forschungsresultate  seines  ganzen 
bans   und    wurde   «ist  kurz  vor  seinem  Tode 
u  ihm   abgeschlossen.     Schon   durch   die   un- 
äliche  Füll.-  des  Stoffes,  durch  die  kaum  „be- 
Itigbare"   (Mohl,  I,  133)  Menge  von    tdeeen 
i  Richtungen  des  Staatslebens,  die  das  Werk 
handelt    «ml  es  zu  einem  der  bedeutendsten 
Kitswissenschaftlichen  Biieher.      „Dies   Werk 
sagtB   \    Mohl(II,  528)  — ist  ein  schwieriges 
„  Zachariä  selbst,  und  eine  grossartige 
Böpfung,  welche  bis  zum  Uebermasse  von  (.re- 
nken   und  Kenntnissen   strotzt :    für  den  An- 
aler vielfach   dunkel;    für  den  ausgebildeten 
aatsgelehrten  eine  Quelle  reicher  weiterer  Be- 
livuue;  für  den  Meister  des  Faches  eine  eben- 
irtäge  Macht."  .  ,     ,, 

Dil-  übrigen  staatswissenschalt- 
c  hm  und  r  e  c  h  t  s  -  Staats  wissenschaftlichen 
liriften  Zaehariäs  sind,  chronologisch  aufge- 
htt     folgende:     Etwas     vom    Staatsvertrage, 

a  1795.  —  Grundlinien  einer  wissen- 
haftlichen  juristischen  Encyklopädie,    Leipzig 

—  Handbuch  des  Kursächsischen  Lelm- 
obies,  Leipzig  1796.  2.  Aufl.  bearbeitet  von 
i  aisse  und  Langenn,  Leipzig  1823. —  Die 
inheit  des  Staates  und  der  Kirche  mit  Ruck- 
chl  auf  die  deutsche  Reichsverfassung,  Leipzig 
197.  Das  Buch  enthält  eine  Darstellung  der 
erschiedenen  möglichen  Systeme  über  das  Ver- 
ältnis    zwischen  "Staat   und  Kirche.)   —   lieber 

angelische  Brüdergemeinde,  Leipzig  1/98. 

-  Historiae  feudorum  nobilium,  quae  sunt  in 
ominio  Principis  Electoris  Saxoniae,  adum- 
,ratio,  Wittenberg  1798.  —  üeber  die  voll- 
;ommenste  Staatsverfassung,  Leipzig  1800.  — 
Weines  Oeconomiae  civilis  in  territoriis  Im- 
arii  Germanici  receptae,   Wittenberg   1800.  - 

-.  der  deutschen  Territorial  Verfassung,  Leipzig 
800  (Gegenschrift :  v.  Epplen,  Ueber  das  Prin- 
m  der  deutschen  Territorialyerfassung,  Frank- 
lin a.  M.  1803).  —  Janus,  Leipzig  1802.  — 
Jeber  die  Erziehung  des  Menschengeschlechts 
lurch  den  Staat,  Leipzig  1802.  —  De  conjunc- 
tone,  iiuae  inter  institutmn  feudale  et  hierar- 
hiam  eeclesiae  catholicae  medio  aevo  rater- 
«ssit,  Wittenberg  1S02.  —  Anfangsgrunde  des 
philosophischen  Privatrechts.  Nebst  einer  Em- 
leitnng  in  die  philosophische  Rechtswissenschaft 
überhaupt,  Leipzig  1804.  —  Juristische  Litte- 
ratur.  als  8.  Heft  zum  III.  Teü  von  Müh. 
'Prang.  Krugs  ..Versuch  einer  systematischen 
Encyklopädie  "der  Wissenschaften",  Leipzig'  und 
Zülfichau  1804—19.  —  Gegen  das  aussehlies- 
sitz-  und  Stimmrecht  des  alteu  Adels  auf 
den  kursächsischen  Landesversammlungen,  Leip- 
zig 1805.  —  Versuch  einer  allgemeinen  Her- 
nik  des  Rechts,  Meissen  I80o.  —Die 
Wissenschaft   der  Gesetzgebung,    Leipzig  180b. 

—  Das  Staatsrecht  der  rheinischen  Bundes- 
staaten und  das  rheinische  Bundesrecht,  Heulel- 
berg 1810.   —  Entwurf  zu  dem  Gruudvertrage 


des  durch  den  Pariser  Frieden  vom  30  Mai  1811 
vei'lieisseiien  Deutsehen  Staatenbundes,  Heidel- 
berg 1814.  —  Der  Schritt,  von  K.  V\  es  Malen: 
„Ueber  die  Verpflichtung  zur  S.ufrechthaltung 
der  Eandlungen  des  Königreichs  Westfalen"  ifll 
S.  29— 60  eine  Abhandlung  von  Zachariä  an- 
gehängt: Von  der  Rechtsheständigkeil  der  ::■■ 
gierungshandlungen  des  Eroberers  in  Beziehung 
auf  das  rechtmässige  Staatsoberhaupt,   welches 

durch    die  Gewall   der  Waffen   wieder  zur   Aus- 
übung seiner  Herrscherrechte  gelangl  ist,  Heidel- 
berg 1816.  —  Denkschrift  über  die  Entschädi- 
gungsansprüche   des    Freiherrn    v.    Malchus 
(s.  d.)  wegen  des  an  ihn  von  der  Westfälisch  d 
Regierung  verkauften  und  von  der  KgL  Gross- 
britannisch  -  Hannoverschen     Regierung     «  ieder 
eingezogenen  Gutes  Marienrode.  Ileidcli.erg  1819. 
—  Staatswissenschaftliche  Betrachtungen    übei 
Ciceros    wiedergefundenes    Werk    vom    Staate. 
Heidelberg    1823.      -   Ueber   die  Ordnung   der 
Regierungsnachfolge  in  das  Herzogtum  Sachseu- 
Gotha  nach  dem  Aussterben  der  jetzt  regieren- 
den H   Sachs.  Linie  Sachsen-Gotha,  Heidelberg 
1823    —  Ueber  die  Statistik  der  Strafgerechtig- 
keitsgesetze,  Heidelberg  1828.  —  Ueber  die  An- 
sprüche   Bayerns    an    Baden    wegen   der    Graf- 
schaft Sponlieim,  Heidelberg  1828.  —  Vollgraffs 
Systeme  der  praktischen  Politik  im  Abendlande, 
Rezension.  Heidelberg  1831.  —  DieAuf  liebung.  Ab- 
lösung und  Umwandlung  der  Zehnten  naeliRechts- 
grundsätzen  betrachtet,  Heidelberg  1831.  —  Der 
Kampf  des  Grundeigentums   gegen  die  Grund- 
herrlichkeit,   Heidelberg   1832.   --  Ueber  Euro- 
pas Zukunft,   Heidelberg  1832.   -  Lucius  Cor- 
nelius Sulla,  genannt  der  Glückliche,  als  Ordner 
des  römischen  Freistaates,  2  Abtlgn.  in  1.  Bd., 
Heidelberg  1834.  —  Abhandlungen  aus  dem  Ge- 
riete der  siaatswirtsebaftsh'hre,  Heidelberg  183o. 
(Besonders  interessant   ist  die  sechste  Abhand- 
lung-     Wirtschaftspolitik    oder    das    Buchlein 
vom   Reichwerden",    S.  152-171,    eine  Muster- 
sammlung  von  praktischen  guten  Ratschlagen, 
welche  mit  dem   Satze   schliesst:    „Wer  nichts 
hat    ist   in   mehr  als  einer  Hinsicht  ein  glück- 
licher Mensch.")   -  -   Rechtsgutachten    über  die 
zwischen   den   fürstlichen   Häusern   Lippe   und 
Schaumburg  -  Lippe  obwaltenden  Streitigkeiten, 
Heidelbero-  1835.   —  Die    Souverainetätsrechte 
der    Krone    Württembergs     in    ihrem  Verhält- 
nisse    zu     den    standesherrlichen    Eigentums- 
rechten  des    fürstlichen    Gesamthauses    Hohen- 
lohe,    Heidelberg    1836.     (Gegenschriften:   Huf- 
nagel.   „Vorläufige    Replik",    Stuttgart     183b; 
Wist    Die  Landesgesetzgebung'    von   Württem- 
berg    Ulm    1836;    Reischer,    Die    grundherr- 
lichen   Rechte    des    württembergischen    Adels.) 
Die   Schrift   behandelt   die   Entschädigung    der 
Gutsherren  für  die  aufgehobenen  leibeigensehait- 
lichen  Leistungen,    die    Beden    und  Fronen    — 
Biographischer  und  juristischer  Nachlass,  Stutt- 
gart   1843.    —   Ueber   das   Recht    des   Staat,-, 
Handlungen    die   bloss   unsittlich   sind,    zu  be- 
strafen   (Abhandlung    XI    in   dem    vom    Sohne 
(s.    tu    herausgegebenen   ..Nacblass',    stuttgait, 
und  Tübingen  1843).  — 

In  Zeitschriften  veröffentlichte  K.  8. 
Zachariä  folgende  Staats  wissenschaft- 
liche Abhandlungen:  a)  In  \\  eisses  ..Museum 
für  die  sächsische  Geschichte",  1796, ,  m.  11, 
B  15-68:  Ueber  das  ausschliessende  sitz-  und 
Stimmrecht  des  alteu  Adels;   S.  195-223:  His- 
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torische  Bemerkungen   über   die   Steuerfreiheit 
der  Rittergüter;  1796,  Bd.  m,  S.  1:  öeli 
Ursprung  des  Kursächsischen  Steuerki 
N.  F.  Bd.  III.    Heft  1.   Nr.  6:    Oeber  die  Ver- 
leihung des  Erbmaxschallamtes  der  Kurs; 
—  b    In  den    „Sächsischen  Provinzialblättera", 

Bd.   II.    S.  89—109:   üeber  Kur.-;. 
auswärtige    politische    Verhältnisse.    — 
Woltmanns  „Zeitschrift"  1802,  Bd.n,  S.  24t; 

12:  Deber  die  neueste  französische  K 
Verfassung;   S.  404— 414:   Ueber  die  dnrch  die 
Konstitution  der  italienischen   Republik  ange- 
ordneten Wahlkollegien;  1804,  Bd.  i.  S.  34— 66: 

der  neuesten  Deutschen  Reichsverfassung; 
S.  24-s — 251  :   Zur  pi  logie.  —  dj 

In    Winkopps    Zeitschrift     ..Der    rheinische 
Bund-  1809,  Jena,  -  Kriminalistische 

rmente:  ein  Beitrag  zu  dem  Staatsrechte 
der  Rheinischen  Bundesstaaten.  —  e  In  Mur- 
hards  „Allg.  politischen  Annalen",  182 
IX.  S.  201—248:  Oeber  die  erbliche  Einherr- 
schaft mit  einer  Volksvertretung.  —  i)  In  der 
vi.n  i h  m  und  Flitter  m  a  y  e r  herausgegebenen : 
„Kritischen  Zeitschrift  für  Rechtswissenschaft 
und  (resetzgebirng  des  Ausland-'.  1829,  Bd.  I. 
S.  1—43:  Vorrede;  1830,  Bd.  II.  S.  69—77: 
Humphreys  Bemerkungen  über  den 
Stand  der  erjglisi  ;ze.  welche  das  Eigen- 

Tnm  an  Li  Fen;    S.  227 — 233: 

Beherzigungen  bei  der  Einführung   der  Press- 

it    in    der  Schweiz    und  rzliehe 

über  die  I  $32,  Bd.  IV. 

Statistik  der  Stra 

Zukunft:  1833.  Bd.  V, 
3.  2£  ■   britischen  Parlaments 

v.  J.  1832  für  die  Verbesserung  der  Voll 
tretung  in  England  und  Wal«  •       ttlaml 

und  Irland:  1834,  Bd.  VI.  S.  1-60:  Deber  den 

f         wältigen  politischen  Zustand  di 
73—328:    Armenpflege   in   England;    1836, 
Bd.    VIIT.    8.    1— 34:    Konstitution    der    Ver- 
einig) von   Nordamerika;    1839,   Bd. 
XI.  S.  194—229:   Britisches  Gesetz,  durcl 
den    im   Auslande    erscheinen'; 
ten  derselbe  Schutz  gegen  Nachdruck,  wie 
den  im  In  ,den  .... 
wird:    1840,   Bd.  XII.    8.  361-  ber  das 
•     ttes   Sew-York  vom    18.    April 
durch    welch'  -                gewissen    Bedin- 
n  einem  jeden  Büi. 
■    wird.    1 '          . 
eine   Zettelbank   zu 
INilitzs    später  auch  Bülaus)   „Jahrbüchern 
und  Politik"  1829,  Bd.  I: 
reistlichen; 
Bd.   II.    S.    193  -224   a.  2t 

1833,   Bd    II.  S.   1-  24:   1.  Bf  die    Ver- 

band: -  deutschen  Rei 

Jahren    1670.    1671.     Auch   ein  Wort   üb 

Juni    1832;    1834,    Bd.    DT,    S.  1     31:    Von   den 

alt  in  Beziehung 
Stiftungen  innützigen    Z\ 

i      Bd     [,   S.   1     19: 
und  Mautvereine  der  neuesten 
Zeit:    Bd.  ,  onaleinheit 

hi  ii  und  die  deutschen  Dniversil 
'2'i:    Deber  die  heut.: 
der  Hierarchie   der  römisch-katholischen  Kirche 
zum  Staate.  —  hj  Iu  Lipper ts  ..Annal  , 


Kircheureehts"    1839.   Heft  4.    8.  95—118 
Streit    zwischen    Kirche    und    Staat.    —    i 
Weicks  „Annalen  für  Geschichte  und  1' 

Bd.  IH,  8.  100-12(1:  Ein  neuei 
Tilgung    der   Staatsschulden.    —   ki  Im 
r  politischen  Journal"   1835.   IM.  1.   - 
!52:    L'eber   den   Bundestagsbeschluss 
iktober   1834,    Schiedsgerichte  betr  ■ 
Bd.   II.    -    859     s77:    Der   i 
das    englische   Volk.    —   li  In    R  e  t 
Wildas  ..Zeitschrift  für  Deutsches  !. 
Bd.  VII.    8.  36    49:    Ueber   den  Urs] 
Lchnrechts.    —    m)  In    Morstadts    ..Xatioi,. 
Ökonom"    1834.   Bd.  I.   8.  362:    Totalaufhebt ■ 
der  Zünfte:    Kampf  des  Grundeigentums  <re:  1 
die    Grundherrlichkeit.    —    n)    Zahlt 

und    Rezensionen   in    seiner    ..Kritisiii 
Zeitschrift  f.  Rechtswissenschaft-,  in  den  .  , 

ihrbüchern  der  Litteratut 
Mit  G  r  o  s  s  m  a  n  n  begründete  Zachariä  im 
1796  Leipzig  i  das  ..Journal  für  Philos 
mit  Brauer  die  „Jahrbücher  der  Gesetzt: 
und  Rechtswissenschaft  des  Grossh.  Ba 
Heidelberg  1813 ;  vonbeidenZeitschrit 

;itr  1  Stück,  resp.  1  Band.     1 
Zachariä  allein  heraus:  ..Annalen  der  i 
bung  und  der  Recht-  Wissenschaft  in  den  Ländifa 
des  Churfürsten  v.  Sachsen-.  Leipzig  1 

In  dem  handschriftliehen  Nai 
Zachariäs    befanden   sich   folgende  druckt 
Manuskripte  s  taats  w  is  s  e  n  s  e  h  a  f  1 1  i  c  h 
halts:  Anfangsgründe  des  philo,- 
reehts.    Im- 7.    in   126  gg.    —  Geist  der  fr 
sehen  Staatsverfassung.     Mit  Rücksicht  auf  • 
der    rheinischen    Bundesstaat«! 

-  Des  Cajus  Cornelius  Tacitu.-  Abbat 
von  der  Lage,  den  Sitten  und  den  Volk» 
ten  Germaniens.     Debersetzt,   mit  Anml 

knngen  und  mit  der  Urschrift,  1817.  — 

Vgl.  über  Karl  Salomo  Zachari 
.lere  in  staatswissenschaftlicher  Bezi 
Bio  graphischer undju  ristisch  ■r 

1 1  a  s  s.     Heransgi  gel    it    rott  d.  --. 
Dr.   K.   E    Zachariä    v.    Lingentbal. 
und  Tübingen   1843.  —  Neuer  Nekrol« 
Deutschen.   Jahrg.    1843.   I.  T.. 
351,    Weimar   1845.     -  Blnutschli,   G 
te    des  Allgemeinen  Staatsrechts   und  d! 
Politik.  2.  Aufl.,  München  1867,  S.  596- 
Derselbe   in   seinen   D.  Staats. -W..    I; 

-  R.  v.  Mohl,  Gesch  n.  Litt.  d.  Staate 
Bd.  II,  Erlangen  1856,  8.  512:   Biographie  ut 
eingehende    Charakteristik     von     Zachariä.    -I 
Derselbe,    Bd.  I,   8.  131;  Bd    III 

Tbe.  Encyklopädie  der  Staatsw.,  2.  Au' 
Tübingen  1872.  —  Villi  am   Irischer 
„Den  jjraphie",    Bd.  44.  Leipzig  1891 

—   H.  Rehm,  Die  rechtliche  Natur 
dienstes,    Kapitel    V:     Karl    Salomo    Zacharil 
..Annalen  des  Deutschen  Reichs",  München  1881 

2.  —   v.  Weech,    Badische   Biogra] 
11.  524.  Hi  1875.  —  Kautz.   i'hi 

Gesch.  d.  Nationalökonomie  Bd.  I.  Wie:: 
Bd.  iL  Wien  1861.  —  Röscher.  Gesch. 
0..  Mi  187J  909.  930.  —  Der  selb« 

I.   III   n.  IV.   —   Wagen  er. 
ts-Lexikon.    Bd.    XXII.    S 
-     -;    ttsw. ,   Freibur; 
MIX 'IL    —    Schmidt  henner.    Zwölf    B 
vom  Staate,    Bd.   I,   2.  Aufl.,    Giessen  183 
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iv;    L54    162,  165.  -  Brocher,    Kar]    i 
,,„'  in    der    „Heyne    bist     de    droil 
„„,,..    Tome  XIV  etXV.  -  Orsier,  Vie 
,     ravaux  de  Zaehariae  d'apres  de    d. 

,_     Paris   1869.         Morstadt,    Leber  Za- 
SariL,    Paradoxon,    dass    die    Schutzzölle    eine 
'"'    Tendenz   haben..      jMosers    fa- 
dokono.n"   IM.  Hl.  Mann beim  lWb,  8  Slff) 
_  Bautz,  Geschichte  der  l  niversitat  Heidel- 
Bd.  1.   Mannheim  1864,   S.  120,  122    180 
Jahrbuch  der   Litteratur    1844. 
_  v    Vndlaw.  Mein  Tagebuch,  Bd.  I.  Flank- 
te* a.  M.  1862,  8.  69.  ^^ 


Zambelli,  Andrea, 


L790   zu  Lonato,   in   dem  gleichnamigen 

der   italienischen  Provinz   Brescia,   gest. 

,ia  im  September  1862,  als  Präsident  des 

fasthuts    -Ur    Wissenschaften   in   Mailand   (sei 

and  Bologna,   erbiet 

P      ,     „v  der  Geschichte  und  an  Stelle 

L8z8  die  Professur  der  Staatswissenschat- 

teu  an  der  Universität  Pavia. 

Zambelli    veröffentlichte    von   staatswissen- 
gchaftlichen    Schriften   in   Buchform:    Delle 
raze  politice   f-ipopoliantichiedimo- 
derni     I    La  guerra,  2   Bde.,    Mailand  lboJ. 
Bnl  lihro  del  Principe,  Florenz  18o7. 

Die  Politik   Maechiavellis,   weil   einen  ein- 
heitlichen   Charakter    entbehrend,    ist    von  den 
£35*  meiner  Kommentatoren  auf  ihre  rieh 
üge  Grundlage,    die   in  den   sittlichen  Fehlern 
n,7d    Mängeln    des    Menschen    zu   suchen    sind, 
Srück-eführt  worden;   in  seinen    Discoi 
wärmt  sich  Macchiavelli  für  die  Kräftigung  der 
Republik,  in  seinem  „Principe"  tritt  er  tur  die 
Erchie    ein.      Die   in   dem  „Principe"  domi- 
Kde  Rahulistik  entspricht  derjenigen .Zweck- 
,  keits-   und   ütilitätstheorie,    welche   sieh 
fttrbut     der     absoluten     Her,- 
,        "über  die  Satzungen  der  Moral  hinweg- 
Die  „Discorsi"  haben  ein  unverdorbenes, 
^republikanischen  Tugenden   ausgestalte 
Volk     der  ..Principe'-  hat    ein  sittlich  veiwam 
ehiechtn^d  Gemeinwesen  zur  Vorauf 

'etznno-      Worin    zeigt    nun    Macchiavelli    sein 
I  Gesicht,   in  den  Diskursen  oder  m  dem 
Festen und  ist  die  letztere. Schrift  nicht  viel- 
leicht nur  eine  beissende  Satire   auf  den  tu 
haften  Missbrauch  der  H.  c  dtLÄ 

den  Kommentatoren  Macchmvellis  ^rMdh 
der  erste  welcher  in  ,.sul  libro  del  1  nncrpe    aen 
Versuch machte,  seinem  grossen ^LancLsmann 
Plan  zuimputieren.  Mittehtalien  durch  Aufhebung 
der    zahlreichen    Duodezfürsthchkeiten zu cenr 
traüsieren  und  diesen  geeinten  .^»^cn  komplex 
nnter  den  Hut   eines  thatkraftigen  Hei 
Ängen,  der  das  Wohl  der  Unterthanen  fem 
Triumph  des  Staatsgedankens.  »W*%j£ 
Ideal  eines  solchen   mit  rücksichtsloser  ^^alt, 
Grausamkeit   und   Blutgier   seine  Zweck 
folgenden   Usurpators    soll   nach  Zampelli   sich 
ür    Macchiavelli    in    Cäsar    Borgia    verl 
haben      Es   ist  nicht  zu  behaupten,   dass  l^u- 
™-scbarfsinnige  Beweisführung  ^  ™rmocht 
hat.  die  allgemeine  üeberzeugung  zu  erschnttein, 


dass  Macchiavelli  im  Grui 
Republikaner  gewesen  und 

D     .       i      Durchführung 

i  Bd  Volker- 
freiheil    sein       latsi  renie  zu  leihen, 

ibei    nichl    bewi     I  i 

nnti et  i  -    -  ' 

m  i  inem   tugi  d  1b  «  "   z" 

lassen  als  in  den  Darsti  llungen  dei  LI 
Bistoriker.     An  Cäsar  Borgia    wai 
,,    ,  |              .i    to   mehr  an  Lucrezia,   und  die 
Forschungen  neuerer  Geschichl  "•   •>• 

ron  Gre  oi  rvius  haben  bi 
der  erste  gew<  »  a  ist,   äi  i     3  gewagl   tial 
Kot    welchen  schmähliche  Verdächtigungen  auf 
die  Frauenehre  Lucrezia  Borgias   geworfen,  zu 
beseitigen.  

Vgl    über  Zambelli:   V.  Mohl,  G 
und   Litteratur   der   Staatswissenschaften,    Bd. 
in,   Erlangen  1858,    8.  585:86    -    Bioj 
universelle  aucienue  et  moderne,  bd.  \L\ 

L865  S.356  — Gregorovius,  Lucrezia  1 

3    \uil.,  2  Bde.,  Stuttgart  1871. 

L>i>l><'rt- 
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Zeitungen,  Zeitungswesen,  Zeitungs- 
anseigen. 

1    Einleitmio-.     2.  Begriff   und   Geschichte 
des  Zeitungswesens.    ■  l™d  Oester- 

reich.     b)   England,     c    Frankreich.     6.  Arten, 
Inhalt  und  Verbreitung  der  Zeitungen  und  Zeit- 
achriften     —    Zeitungsanzeigen.      4.   Zeitung» 
wesen  und  Post.    5.  Bedeutung  der  Zeitungen 
und  Zeitungsanzeigen. 

1.  Einleitung.  Nach  einem  ^ge- 
flügelten Worte  gewordenen  Ausspruch  £apo- 
feons  I  wrd  die  „Presse"  nicht  ganz  mit  On- 
recht  aisX  secl  jetzt  siebente)  Gross- 

iivicht  Enronas  bezeichnet. 

Das  Wort  ..Presse-  hat  in  diesem  Zusammen- 

ele  ganW,  eigentüml        B        tung 

„„   dem   ursprünglich  mil  Worte 

verbundenen  Sinne  sich  bereite sehr  wert ^ 

fprnt  hat     ürsprünghch  ein  Werkzeug,  mittei.i 

dessen  erS 

schnell  zusammendrücken  kann,  m  welcüe,   t. 
deutuno    das  Wort  auch  heute  noch  gebraucht 
wkdTItempel-,  Präge-,  Gel-,  Weinpressen  .  hat 
*T  Press!"    weoen    Uires    vorwiegenden  und 
%£  aauchs  in   dem  Bnchlrucl 
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gewerbe  diesem  den  Namen  gegeben,  indem 
man  .las  letztere  auch  als  „Pressgewerbe" 
schlechthin  bezeichnet  S.  den  Art  Press- 
gewerbe and  Fressrecht  oben  Bd.  VI 
Auf  diesem  Wege  weitergehend  ist 
sodann  der  Ausdruck  „Presse"  im  engeren  und 
landläufigen  Sinne  die  Bezeichnung  für  dasjenige 
Erzeugnis  der  Buchdruckerkunst  geworden, 
welches  heutzutage  als  das  wichtigste  und  ein- 
flussreichste gilt,  nämlich  die  „Zeitung". 

Auch  dieses  Wort  wird  in  einer  ihm  ur- 
sprünglich fremden  Bedeutung  gebraucht:  wie 
in  dem  Ausdruck  ..Presse"  das  Werkzeug  die 
ichnung  für  eins  seiner  vornehmsten  und 
wichtigsten  Erzeugnisse  geworden,  so  hat  in 
dem  Wort.-  „Zeitung"  die  ursprüngliche  und 
auch  heute  noch  hauptsächlichste  Aufsähe  eines 
bestimmten  Druckerzeugnisses,  der  Träger  und 
Verbreiter  von  „Zeitongen",  d.  i.  von  „Zeit- 
ereignissen", „Neuigkeiten"  zu  sein,  diesem  Er- 
zeugnisse selbst  den  Namen  gegeben.  Hier  hat 
umgekehrt  das  Werkzeug,  mittelst  dessen 
„Zeitungen",  d.  i.  Begebenheiten  verbreitet 
werden,  als"  das  in  be-timmter  Weise  bedruckte 
Papier,  seinen  Namen  von  seinem  ..Hauptinhalte". 
von  demjenigen  Zweck  erhalten,  dem  es  haupt- 
lich and  vor  allem  zu  dienen  bestimmt  ist, 
den  „Zeitbegebenheiten". 

„Presse"  und  ..Zeituno-  unterscheiden  sieh 
nicht  bloss   durch  ihre  ursprüngliche  Be- 
deutung;   auch   heute  werden  diese  Ausdrücke, 
U     in     ungenauer    Darstellung    vielfach 
promiscue   gebraucht,   doch  scharf  voneinander 
bieden:    das    Wort    „Presse"    umfasst    im 
weiteren  und  eigentlichen  Sinne  die  gesamte 
I      des    Buchdruckereigewerbes     und 
n    Erzeugnisse;    die   Zeitung  ist   nur  eins 
den  vielen  Erzeugnissen  der  "..Presse"    also 
ein  Teil  derselben,  d.  h.  das  Wort  ..Presse"  ist 
der   Gattungsbegriff;    der   Ausdruck   „Zeitung" 
ein    Artbegriff.      Aber   auch   dann,    wenn  man 
wie  dies  vielfach  -vsrhiehr.  das  Wort  ..Presse" 
inem  engeren  Sinne  gebraucht,  indem  man 
dabei  lediglich  das  Zeitungswesen  im  Auge 
nält  man  doch  daran  fest,  dass  die    Presse" 
eiu   Gattungs-,    die  Zeitung  ein  Artbegriff  ist. 
So  spricht  man  von  der  offiziösen  oder  offi- 
ziellen   „Presse"    .  ines   Landes,    als    einer    be- 
stimmten Gattung  im  Gegensatz  zu  den  ein- 
zelnen Arten  der  „offiziösen  Zeitungen";  mau 
warnt    vor  der   „schlechten"    Presse,   empfiehlt 
die  „Parteipn  ■-    .  tobl  od.  t  tadelt  die  einzelnen 
.Zeitungen". 

Aber  es  hat  sich  noch  ein  anderer  Unter- 
schied herausgebildet,  der  freilich  mehr  äußer- 
licher Natur  ist;  unter  dein  Ausdrucke  perio- 
dische Presse"  begri  in  man  sowohl  „Zeitungen" 
wie  „Zeitschriften",  so  dass  also  auch  in  dii  sem 
Sinne  das  Wort  ..Presse"  eine  \veit,.rr  Beden 
tung  bat  als  das  Wort  „Zeitung".  Da  aber 
einerseits  e,n  ?anz  fester  Sprachgebrauch  in 
dieser  Hinsicht  nicht  existiert  -  so  behandell 
»  uttke  in  seinem  Buche :  ..Die  deutschen  '/,  e  i  t  - 
Schriften  und  die  Entstehung  der  iffentlicben 
Meinung"vorwiegend  die  „Zeitungen"-  ,anderer- 
Zeitschriften"  inhaltlich  sich  in 
nichts  von  den  „Zeitungen"  unter-. ,,  ,,; 
wird  in  der  folgenden  Darstellung  des  „Zeitungs- 
auch  der  „Zeitschriften"  am  so  mehr 
gedacht  werde,,  müssen,  als  auch  gesetzlich  die 


letzteren  den  Zeitungen  durchweg  gleichgestellt 
sind. 

2.  Begriff  und  Geschichte  des  Zei- 
tungswesens.  Zeitung  (gazette  [Journal] 
newspaper  [Journal],  gazzetta  [giornale] 
eta  |tidendej)  im  modernen  Sinne  ist  eine 
innerhalb  bestimmter  Zeiträume  —  wenn 
auch  in  unregelmässigen  Fristen  —  in  ein- 
zelnen Blättern  wiederkehrend  ersehei- 
nende  zur  Mitteilung  und  Verbreitung  unter 
das  Publikum  (d.  h.  au  einen  individuell  un- 
begrenzten  Personenkreis)  bestimmte  Druck- 
schrift, welche  Nachrichten  über  politische 
'Hin-  sonstige  das  Publikum  als  solches  in- 
teressierende Tagesbegebenheiten  oder  -an- 
gelegenheiten  enthält  und  nicht  bestimmt 
ist,  ein  abgeschlossenes  Werk  zu  bilden. 
Einer  Druckschrift  steht  jede  andere 
auf  chemischem  oder  mechanischem  Wege 
bewirkte  Vervielfältigung  von  Schriften  oder 
bildlichen  Darstellungen  gleich,  wie  z.  B. 
die  sogenannten  lithographierten  Korrespon- 
denzen. Die  Zeitschrift  unterscheidet 
sich  nur  dadurch  von  der  Zeitung,  dass  sie 
in  Heften  erscheint.  Zeitungen" und  Zeit- 
schriften t'asst  man  unter  dem  Begriffe 
»periodische  Presse«  zusammen;  im  Sinne 
des  deutschen  Pressgesetzes  vom  7.  Juni 
1874  bilden  jedoch  nur  solche  Zeitungen  und 
Zeitschriften  einen  Teil  der  periodischen 
Presse,  welche  mindestens  in  monatlichen 
(oder  kürzeren)  Fristen  erscheinen. 

Gemäss  vorstehender  Begriffsbestimmung 
können  weder  die  acta  senatus  noch  die  acta 
diurna  populi  Romani,  Veröffentlichungen  kurzer 
Protokolle  über  die  Senatsverhandlungen  bezw4 
über  die  Verhandlungen  und  Beschlüsse  der 
"\  olksversammlungen,  denen  sieh  mitunter  kurze 
Berichte  über  andere  wichtige  Begebenheiten 
(in  der  Kaiserzeit  insbesondere  sogenannte  Hof- 
nachrichten) anreihten  —  Einrichtungen,  deren 
Schöpfung  auf  Julius  Cäsar  zurückgeführt  wird, 
-  als  eigentliche  Vorläufer  des  heutigen  Zei- 
tungswesens gelten :  dies  schon  deshalb  nicht, 
weil  die  Vervielfältigung  dieser  auf  öffentlicl 
ausgestellten  Tafeln  erfolgenden  Bekannt- 
machungen nicht  auf  mechanischem  Wege  be- 
wirkt wurde,  sondern  auf  dem  der  Privatkorre- 
spondenz. Abgesehen  davon  ist  uns  aber  auch 
von  ihrem  Inhalte  viel  zu  wenig  bekannt,  als 
dass  sich  eine  Parallele  mit  den  heutigen  Zei- 
tungen ziehen  Hesse.  ]  lie  Chinesen  sollen  zwar 
bereits  seit  dem  Jahre  1366  n.  Chr.  eine  noch 
jetzt  existierende  gedruckte  Staatszeitung  Sin- 
Pao  besessen  haben;  mag  dies  auch  richtig  sein, 
so  hat  doch  diese  Zeitung  schon  wegen  der 
früheren  gänzlichen  Abgeschlossenheit"  Chinas 
dem  heutigen  europäischen  Zeitungswesen  sicher- 
lich nicht  als  Vorbild  gedient. 

a)  Deutschland  und  Oesterreieh.  Wenn 
wir  von  den  Vorläufern  des  modernen  Zeitungs- 
wesens,  als  welche  sich  frühestens  seit  dem 
Beginne  des  15.  Jahrhunderts  regelmässige  • 
gegenseitige  briefliche  Mitteilungen  befreundete« 
Städte,  sodann  sogenannte  ..geschrieheile  Zei- 
tungen" metizie  scritte),  d.  h.  schriftliche  Zu- 
sammenstellungen   von    Neuigkeiten,    in    mehr 
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„l,.r   weniger  regelmässiger  V\  lederkehr,    „Re- 

,,-     >we  Zeitung",    „news"      das   sind 
,„,,.    BUi„e,-.    welche    einzeln.-    wichtige 
„Weiten     je    nach    (ielegcuhel.     durch 
,,",.„  Druck    verbreiten.    ..Kalender-    und    „Mess- 
kade-v-   „Postreuter",  „relationes  seraestrales- 
,„!,;.   Messrelationen-'  sowie  „ periodische  Sammel- 
werke' finden,  hiev  absehen,  so muss  Deutsch- 
land  unstreitig  als  dasjenige  Land  bezeichnet 
werden    auf  welches  ebenso    wie  die  Erfindung 
der  Buchdrnckerkunst  auch   der  Ursprung  des 
europäischen  Zeitungswesens  zurückzuführen  ist. 
lue  älteste  Zeitung  im  modernen  Mime  ist, 
bis  jetzt  bekannt,  bereits  einige  Jahre  vor 
-  aus   diesem  Jahre   stammt    das   älteste 
B0Ch   jetzt    vorhandene    Exemplar  —  in  Strass- 
bnre    allwöchentlich    erschienen   und    von   Jo- 
Carolns  herausgegeben;  um  dies elbe  Zeit 
ach,    wie  Ennen    a.  a.  0.  S.  23    berichtet 
in   Kühl    bereits    eine   regelmässig   jede    Woche 
inende   Zeitung    vorhanden   gewesen;    im 
Jahre   1615  folgte  Egenolph  Emniel   in  Frank- 
furt a    AI    mit   der  Herausgabe  einer  wöchent- 
lich  erscheinenden  Zeitung,   welche   aber  schon 
durch    die    zuerst    1611    erschienene    und 
rohann    von   den  Birghden  ins  Leben  ge- 
rufene „Frankfurter  Oberpostamtszeitung-;  ver- 
drängt   wurde.      Von    der    im    Jahre    lbol    m 
Köln'    erschienenen     ..Ordiuarie     AA  öchentliche 
Dinstags-Postzeitungen-'  sind  noch  jetzt  Exem- 
plare   vorhanden;     daneben    erschien    in    Köln 
si  it  dein  Jahre  1640  eine  Zeitung  in  lateinischer 
seit  1682  auch  eine  solche  in  französischer 
[,e    —   Bereits   am   1.  Januar  1660  linden 
die  noch  heute  existierende  „Leipziger  Zei- 
tung" —  zugleich  das  erste  Beispiel  eines  offi- 
ziellen oder  mindestens  offiziösen  Organs —  als 
ein    zunächst    6  mal    und    vom    29.    April    1660 
7mal  wöchentlich   erscheinendes    lageblatt.  — 
Iu   Oesterreich   finden   sich    zwar    auch   bereits 
seit   dem   Jahre   1615  Wochenblätter .   die   aber 
meist  lediglich  Nachdrucke  deutscher  Zeitungen 
enthalten.      Erst    im   Jahre   1671   tauchte   eine 
österreichische    Originalzeitung     in     deutscher 
he    das  r Wiener  Blättl",  auf;  die  erste  in 
ungarischer    Sprache     erschienene    Zeitung 
datiert  gar  erst  vom  Jahre  1780.  _ 

Die  erste  Zeitschrift,  welche  innerhalb  des 
Jetzigen  Deutschen  Reichs  herausgegeben  wurde, 
die  Leipziger  Acta  Eruditoruin,  eine  .Nach- 
bildung des  in  Frankreich  seit  dem  Jahre  16bo 
erschienenen  Journal  des  Savants,  erschien  lb»2 
in  lateinischer  Sprache,  während  in  Oesterreich 
eine  Zeitschrift  und  zwar  „belletristischen  In- 
halts, erst  im  Jahre  1720  unter  dem  Titel 
„Das  merkwürdige  Wien*  das  Licht  der  Welt 
erblickte.  _  . 

Die  weitere  Ausdehnung  des  Zeitungsv,  i  sens 

machte  verhältnismässig  langsame  Fortschritte ; 

hieran  trug  wohl  die  lästige  Censur  —  darüber 

siehe  das  Nähere  in  dem  Art.  Pressgewerbe 

und    Pressrecht    oben   Bd.  AI    S.   iä£n.  — 

sowie    der   Mangel   einer  Beteiligung   di  -    |( 

samten  Volkes   an   dem  politischen   Lehen   die 

Hauptschuld.  ,      , 

Daneben  war  aber  das  Zeitungswesen  durch 

eine  Reihe  von  weitereu  Fesseln  eingeengt,  die 

er  Entwickelung  im  Wege  standen:   traten 

schon  die  vielfachen  finanziellen  Lasten,  so  z.  ü. 

die  Erlegung  hoher  Kautionen  seitens  der  \  er- 

leger,   die   Zahlung  von  Zeitungsstempeln   und 

Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.    Zweite 


die    Erhebung   einer    [nseraten     \n."  ilo in  -teuer 

in  einzelnen  deutschen  Staaten  der  Ausdehnung 
und  Vermehrung  der  Zeitungen  hemmend  ent- 
gegen, so  wirkte  fast  noch  verderblicher  der 
Umstand,  dass  die  für  ein  Zeitungsunternehmen 
erforderliche  Konzession  nicht  bloss  beliebig  ver- 
Bondern  auch  willkürlich  entzogen  wer- 
den konnte  und  dass  die  \  i  :  der 
Hand  hatte,  durch  Entziehung  des  Postdebits 
—  s.  darüber  unten  suh  4  —  die  ökonomi 
Existenz  jeder  Zeitung  zu  vernichten. 

Ers1    mit    und   nach   den    Ereignissen   des 
Jahres    1848,    welche    zunächst    alle    oben    ge- 
schilderten   Fesseln    der    Presse    gänzlich    be- 
seitigten, brach  sich  ein  gewaltiger  Aufschwung 
im  Zeitungswesen  Bahn;  statt  aller  statistischen 
Angaben    möge   dies   durch    die  Mitteilung   der 
Thatsache  beleuchtet  werden,  dass  das  Abonne- 
ment  der   schon  damals   durch  ihre  Bedeutung 
hervorragenden  „Kölnischen  Zeitung",    welches 
Ende    Februar    1848    sieh   auf  9500  Exemplare 
belief    bereits   bis  zum  April   desselben  Jahres 
auf  17  400  Exemplare  anwuchs.    Für  Oesterreich 
kann  man  die  mächtige  Entwicklung  der  Presse 
seit  1848  sogar  an  der  Hand  der  Statistik  nach- 
weisen •  während  im  Jahre  1847  die  im  Reichs- 
rat    vertretenen     Länder     nur    79    periodische 
Blätter  aufzuweisen  hatten,  stieg  diese  Zahl  in 
dem  einen  Jahre  1848  auf  388! 

Die  unbeschränkte  Pressfreiheit  wurde  in 
den  nachfolgenden  Jahren  der  sogenannten 
Reaktion  wieder  erheblich  eingeengt,  was  sich 
sofort  in  der  Entwickelung  des  Zeitungswesens 
geltend  machte.  So  führte  das  preussische 
Presso-°setz  vom  12.  Mai  1851  die  Konzessions- 
und  Kautionspflicht  der  Zeitungsunteruehmer 
ein  und  das  G.  v.  2.  Juni  1852  brachte  eine 
o-anz  empfindliche  Erhöhung  der  m  dem  all- 
"enieineu  Stempelgesetz  vom  7.  März  182.  vor- 
gesehenen Zeitungsstempelsteuer.  Das  eine  Bei- 
spiel der  Kölnischen  Zeitung,  deren  Abonnenten- 
zahl im  Jahre  1852  (von  17400  im  Jahre  18461 
auf  9000  herabsank,  zeigt  wieder  recht  deutlich 
die  Einwirkung  dieser  Gesetzgebung  auf  die 
Entwickelung  des  Zeitungswesens. 

Erst  mit  dem  R.Pr.G.  v.  7.  Juni  18 <4  wurde 
im  Deutschen  Reiche  vollständige  Pressfreiheit 
eingeführt,  insbesondere  die  Konzessions-  und 
Kautionspflicht  sowie  überhaupt  die  Möglichkeit 
einer  Unterdrückung  von  inländischen  Zeitungen 
im  administrativen  oder  gerichtlichen  A\  ege  be- 
seitigt •  gleichzeitig  verbot  der  §  30  des  Beicns- 
oressgesetzes  jegliche  besondere  Besteuerung 
der  Presse  und  ihrer  Erzeugnisse,  womit  Zeltungs- 
stempel. Inseratensteuern  u.  dgl.  ohne  weiteres 
in  Wegfall  kamen.  Auch  hier  spiegeln  sich  die 
Folo-en  der  Gesetzgebung  in  den  statistischen 
Daten  über  die  Entwickelung  des  Zeitungs- 
wesens wieder:  im  Jahre  1873,  also  unmittelbar 
vor  Beseitigung  der  den  Zeitungen  auferlegten 
Schranken/betrug  deren  im  deutschen  Reichs- 
gebiete erscheinende  (in  die  Postzeitungsliste 
aufgenommene)  Gesamtzahl  3241;  binnen  10 
Jahren  hat  sich  diese  Zahl  fast  verdoppelt,  in- 
dem sie  sich  im  Jahre  1883  auf  5922  Zeitungen 

beUein  Oesterreich  zeitigten  die  gleichen 
Ursachen  die  gleichen  Wirkungen ;  auch  hier  ist 
das  Zeitungswesen  ein  getreues  Spiegelbild  der 
Pressgesetzgebung. 

Schon   durch  die  beiden  auf  die  Presse  be- 
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züglichen  GG.  t.  13.  und  14.  M&rz  1849  wurde  Im  Jahre  1622  rinden  sieh  die  erst 

Pressfreiheit  des  Jahres  1848  erheb-   lischen  Zeitungen  im  modernen  Sinne ;  als  \ 
lieh  -U   indem  diese  u.  a.  insbesondere   des    englischen    .Journalismus    wird    Xatl 

das  erst  durch  das  G.  v.  9.  Juli  1S!'4  beseitigte   Butter   genannt.      Nachdem    zunächst    dii 
Kautioiissystem  einführten;  mit  der  Einführung   rüchtigte    Sternkammer    und    späterhin 
des-  sogenannten  „Verwamungssystems"   durch    Wiedereinführung  des  Königtums)  die  Sti 
die  V.  v.  6.  Juli  1851,  «eiche  die  Unterdrückung   mit  grosser  Härte  gegen  die  Presse  vorgegangei 
_mi-  Zeitungeil   im  Verwaltungswege    waren,   nachdem  andererseits  Miltou  bereits  in 

nach  Toraufgegangener  zweimaliger  Verwarnung  'ahn-  1644  mit  flammender  Beredsamkeit  di< 
zuliess.    waren   der   periodischen  Presse  weitere    unbeschränkte    Freiheit     der    Presse    g<  Eo 

äs  In   auferlegt,  die  durch  Wiedereinführung   hatte,  wurde  schon  am  17.  April  1695  die  Press- 
der  Konzessionspflicht  mittelst  der  Pressordnung    freiheit  in  England  durch  Ablehnung  ein 
vom  27.  Mai  1852  noch  vermehrt  wurden.     Da-    neuerung    der  dieselbe    einengenden    Licensing 
zu  kamen  die  finanziellen  Lasten,  welche  durch    Act   endgiltig   eingeführt.     Am   11.  März 
das    G.    v.   6.    September    1850,    die  W.   v.  23.    erschien    das    erste    englische    Tageblatt    untei 
Oktober   1857    und  23.  November  1858   in  der   dem  Titel  ..The  Daily  Oourant".    Die  engli 
Form  des  erst  neuestens  seit  dem  1.  Januar  1900   Zeitungspresse   hat  sich  sodann  stetig   wi 
durch   das    G.  v.   27.   Dezember    1899    (B..G-B1.    entwickelt    und    war   bereits   im  Laute   di 

8.  1151)  aufgehobenen  Zeitnngsstempels  und  Jahrhunderts,  also  zu  einer  Zeit,  wo  das  Zeitnngs- 
der  inzwischen  wieder  beseitigten  Inseraten-  wesen  des  europäischen  Kontinents  sich  noch  im 
Steuer  erhöht  bezw.  neu  eingeführt  wurden.  —  ersten  Entwickelungsstadium  befand,  zu  ■ 
Erst  mit  dem  am  9.  März  1863  in  Kraft  ge-  achtunggebietenden  Höhe  emporgestiegen.  — 
tretenen  und.  noch  jetzt  geltenden  Pressgesetze  Am  1.  Januar  1788  erschien  die  erste  Nummer 
vom  17.  Dezember  1862  sowie  den  dazu  er-  der  „Times",  die  sich  gar  bald  durch  die  Um- 
gangenen   Novellen   vom  15.  Oktober  1868  und    sieht  ihrer  Verleger  zu  dem  jetzigen  Welt: 

9.  März  1869  sind  das  Konzessions-  und  Ver-  emporschwang.  Die  finanzielle  Belastung,  welche 
Warnungssystem,  wie  die  sonstigen  Schranken  j  in  Form  des  Zeitungsstempels,  der  Inseraten- 
der  Pressfreiheit  für  die  periodische  Presse  in  '  Steuer  und  der  Papiersteuer  auf  den  Zeitungen 
Wegfall  gekommen.  [Vgl,  darüber  näheres  in  ruhte,  erreichte  mit  der  am  12.  Juni  1861  er- 
dem  Art.  Pressgewerbe   und  Pressrecht    folgten    Beseitigung    auch    der    letztgedacliteu 


üben  Bd.  VI  S.  242 ff.) 

Die  folgende  statistische  Uebersicht   möge 
danlmn.  in  welcher  Weise  die  Pressgesetzgebung 

auf   die    Entwickelung    des   Zeitungswesens   in 
i  lesterreich  eingewirkt  hat. 

t  j  Gesamtzahl  der  periodischen 
Druckschriften  überhaupt 


1848 
1849 
1850 
1851 
1852 
1853 
1854 
1S55 
1856 
1857 
I  858 
L859 
l>t;u 
1861 
1862 
1863 

1865 

1867 

1870 

1873 


388 
215 
180 

188 

172 

174 
186 
218 
218 
226 

243 
246 
263 
310 
345 
399 
431 
474 
473 

559 

604 
678 
866 


306 
146 
92 
81 
59 
53 
56 
58 
59 
59 
60 
68 

74 
98 
109 
131 
141 
156 
160 
168 
189 
213 
229 
267 


2386 


Im    Jahre     1896    hatte    Oesterreich 
periodische  Druckschriften  aufzuweisen. 

b    England.    Entsprechend  der  in  England 


Steuer  ihr  Ende. 

Wenn  auch  in  Bezug  auf  die  Zahl  der 
Zeitungen  England  nicht  den  ersten  Bang  unter 
den  civilisierten  Staaten  der  Erde  einnehmen 
mag  —  für  das  Jahr  1872  wird  die  Gesamtzahl 
der  in  Grossbritannien  und  Irland  erschienenen 
l;l  pi*f).„  Zeitungen  auf  1585  angegeben  — .  an  Bedeu- 
-Diatter  tung  lmfl  gjnfluss  ujmmt  (i;e  englische  Zeitungs- 
presse wohl  unbestritten  den  ersten  Rang  ein, 
was  sicherlich  nicht  zum  geringsten  auf  die 
langjährige  Schulung  durch  die  Pressfreiheit 
zurückzuführen  ist. 

0  Frankreich.  In  Frankreich  erschien 
die  erste  Zeitung  „La  Gazette'1  im  Jahre  1631, 
herausgegeben  von  dem  französischen  Arzte 
Theophraste  Benaudot,  welchem  zunächst  eine 
Art  Monopol  zur  Herausgabe  von  Zeitungen 
gewährt  wurde.  —  Mag  "auch  dieses  Monopol 
der  Eutwickelung  des  Zeitungswesens  hinder- 
lich gewesen  sein,  so  wurde  doch  die  Vermeh- 
rung und  Ausbreitung  der  sogenannten  politi- 
schen Zeitungen  wohl  hauptsächlich  dadurch 
gehemmt,  dass  der  Absolutismus  des  fran- 
zösischen Königtums  eine  eigentliche  Teilnahme 
des  gesamten  Volkes  au  den  politischen  Schick- 
salen der  Nation  nicht  aufkommen  Hess.  Es 
darf  uns  deshalb  nicht  wunder  nehmen,  dass 
erst  im  Jahre  1777  das  erste  französische  Tage- 
blatt unter  dem  Titel  „Le  Journal  de  ParisH 
erschien. 

Je  langsamer  sich  das  politische  Zei- 
tungswesen entwickelte,  um  so  mächtiger  und 
regsamer  entfalteten  sieh  die  wissenschaft- 
lichen und  belletristischen  Zeit- 
schriften, deren  sich  bis  zum  Jahre  1730  be- 
reits mehr  als  30  finden,  so  dass  in  dieser  Hin 


bot  200  Jahren   in  Geltung    be-  sieht    Frankreich   im   17.    und    18.  Jahrhundert 
eiheit   zeigt    and,    die    Ent-  für  die  ganze  civilisierte  Welt  tonangebend  waa 
wickeln                           ien   Zeitungswesens  ein  wie    es  denn   auch  vermöge  der  m  Paris  er- 
gänz   and.  res    Bild     als    uns    de.    europj  schienenen  ältesten wissenschaftüchenZeitschrirl 
Kontinent  in  dieser  Hinsicht  darbietet.  des   schon   genannten  Journal  des  Savants,   als 
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das   eigentliche    Ursprungsland    des   modernen 
linftenwesi-ns   und  inabesondere  der  soge- 
nannten Belletristik  erseheint. 

Die  ungewöhnliche  Härte,  mit  welchei  noch 

königliche  V.  v.    16.  April    17..,    die  H  i 
be    vmi    Druckschriften    ohne   behord 

estalt,   dass    die    Ver- 
und  Drucker  solcher  Schriften,  sofern  Sie 
Missliebnres  enthielten,  mit  der  Todesstrafe  be- 
droht   wurden,    lässt   es    begreiflich   erscheinen, 
dass  man  zu  unerlaubten  Mitlein  seine  Zuflucht 
um    die    Neugierde   und   die  immer  leb- 
haftere Anteilnahme  des  Volkes  an  dem  politi- 
l.elien    selbst    nur   einigermassen   zu   be- 
,u.     Diesem  Umstände  verdanken  du-  Midi 
ssi  u  Verbreitung  erfreuenden  nouvelles 
a  la  main   ihre   Entstehung,    geschriebene   Zei- 
tungen   die  eine  Kritik  der  öffentlichen  Zustände 
Iten,     welche    sich    in    den    gedruckten 
Zcituii "vn    nicht    an   die  Oeffentlichkeit   wagen 
durfte.0  Die   nouvelles  ä  la  main  haben  sicher- 
lich    nicht   wenig  dazu  beigetragen,    den   Um- 
schwung der  Geister  vorzubereiten,    welcher  m 
dem  Ausbruche  der  französischen  Revolution  zu 
trat. 
Dass    die    Revolution    eine    unbeschränkte 
Pressfreiheit  brachte,  ist  ebenso  selbstverständ- 
lich, wie  dass  diese  wieder  die  geringe  Zahl  der 
hi<  dahin  bestehenden  politischen  Zeitungen  ins 
messene  steigerte,  eine  Zahl,  die  Hatin  auf 
mehr    als    1000    augiebt.      Die    unbeschränkte 
Pressfreiheit   war  indes  nur  von  kurzer  Dauer; 
aphon    das    Direktorium   schritt    durch   strenge 
Massregeln   gegen   die    Uehergriffe    der  Presse 
weh    ein.      Und    als   Napoleon    als    erster 
il    durch    Dekret    vom    17.    Januar    1800 
Amtliche  politischen  Zeitungen  bis  auf  13  unter- 
drückte,  fand  er  keinen  nennenswerten  V\  ider- 
stand.     Auch   das  Königtum   der   Restauration 
letite    den    Zeitungen    enge   Fesseln    au:    Kon- 
us- und   Kautionssystem  sowie   Zeitungs- 
gtempel  und  Censur  standen  ihrer  Vveiterent- 
wickelung  dergestalt  im  Wege,    dass  im  Jahre 
1S-J7   nur  132  Zeitungen  und  Zeitschriften  und 
nur  16  politische  Zeitungen  in  Paris  existierten, 
jen  für    das   Jahr  1891   die  Zahl  der   in 
Paris   erschienenen  periodischen  Druckschriften 
auf  1998,   die   der   politischen  Zeitungen  allem 
auf  161  angegeben  wird. 

Das  G.  v.  18.  Juli  1828  beseitigte  diese 
kesseln  zum  Teil;  Karl  X.  glaubte  indes  mit 
diesem  Gesetze  nicht  regieren  zu  können,  ob- 
wohl durch  dasselbe  die  Presse  nach  heutigen 
Begriffen  immer  noch  hinlänglich  geknebelt  war. 
Sein  Versuch,  das  Gesetz  durch  eine  verfassungs- 
widrige Verordnung  zu  beseitigen,  war  eine  der 
Hauptursachen  seines  durch  die  Julirevolution 
bewirkten  Sturzes  —  ein  Beweis,  welch 
eminente  Macht  und  Bedeutung  schon  damals 
der  periodischen  Presse  zukam. 

Eine  massige  Freiheit  der  Presse  brachte 
das  G  v  9.  September  1835;  immerhin  existier- 
ten   damals   in   Paris   nur    20    Zeitungen    mit 

7 10  Abonnenten,  eine  Zahl,  die  sieh  im  Jahre 

1846  auf  26  Tagesblätter  mit  200000  Abonnenten 
Steigerte,  nachdem  Emil  de  Girardm  zuerst  im 
Jahre  1836  mit  der  Gründung  einer  verhältnis- 
sig hilligen  Zeitung  den  Anfang  gemacht 
hatte ;  (während  bis  dahin  der  billigste  Preis 
einer  Zeituno-  sich  auf  80  Francs  belief,  setzte  er 


den  Abonnementspreis  der  von  ihm  nengegrün- 
deten  „Presse"  auf  10  Francs  fesl 

Das  Revolutionsjahr  L84£  t  ie  lerum 

eine  schrankenlose  Pressfreiheil  und  mit  ihr 
eine  Flui  von  Zeitungen;  die  Et  rrschaft  Napo- 
leons   IM     bt  reitete   aber   beiden    ein    b  ild 

Ende. 

Erst   die   dritte    Republik    fül 
Beseitigung    aller    pressrechtlichen    Schrai 
wieder  einen  neuen  Aufschwung  der  Zeitungs- 
presse   hi  rbei     di     Pn     frei  eil    isr  durch 
G.   v.   29   Juli  1881   geregelt,   das   neuerdings 
durch  die  GG    v.  12.  i        nbei    1893,   28.  Juli 
1894,  22.  Juli  1895  und  3.  April  1896  einzelne 
Abänderungen  erfahren  hat,  die  aber  im  wesent- 
lichen auf  straf  prozessualem  Geb 

3.  Arten.  Inhalt  und  Verbreitung  der 
Zeitungen  und  Zeitschriften.      Zeitungs- 
anzeigen.   Man  unterscheidet  je  ua  b  der 
Zeit    des    Erscheinens    Tages-    und 
Wochenblätter,  Wochen-  und  Monatsschriften 
je    nach   ihrem   Hauptinhalte 
!  i,  fachwissensehaftliche,  belletristische, 
gewerbliche,   religiöse,   technische   etc.   Zei- 
tungen  und  Zeitschriften.     Abgesehen  von 
den  fachwissenschaftlichen  Zeitschriften  be- 
schränken sich  wohl  wenige  Zeitungen  und 
Zeitschriften   auf  ein  einziges  Gebiet  der 
menschlichen  Interessen ;  insbesondere  haben 
heutzutage   die   politischen  Zeitungen  einen 
sehr  reichhaltigen   Inhalt.    Neben   den  po- 
litischen und  sonstigen  Tagesneuigkeiten  und 
den  die  politischen  Ereignisse  besprechenden 
und  kritisierenden  Leitartikeln  finden  wirThe- 
ater-  und  Musikkritiken,  Bücherbesprechun- 
gen. Börsennachrichten,  Mitteilungen  aus  dem 
Gebiete  der  Landwirtschaft,  die  Wiedergabe 
bitlicher  Urteile,  Lokalnachrichten,  Feu- 
illeton.-., insbesondere  Romane  und  Novellen, 
Mitteilungen  über  Erfindungen.  Wissenschaft- 
Entdeckungen,     kurze    biographis   h 
Notizen  über  berühmte  Männer  etc..  kurzum 
—  es  siebt  kaum  ein  Gebiet  des  geistigen 
und  praktischen  Lebens,   das  die  Zeitungen 
nicht   in   den  Kreis   ihrer  Mitteilungen  und 
Betrachtungen  zögen. 

Wie    einerseits    die    einzelne    pohtasche 
Zeitung  jeden  Gegenstand  von  allgemeinem 
Interesse   behandelt,   so   existieren   anderer- 
seits für  jeden  Zweig  der  Kunst,  der  Wissen- 
schaft,  des  Gewerbefleisses,  der  Liebhaber 
überhaupt    für   jeden    nur    denkbaren  Inte- 
ressenkreis  besondere   Zeitungen   und  Zeit- 
schriften,  sogenannte  Specialzeitungen   oder 
hriften.  —  Wir    finden   da  besondere 
Zeitungen  und  Zeitschriften  für  alle  Bernfs- 
kreise  und  Gewerbe,  für  Theologen,  Juristen, 
iner,  Philosophen,  Philologen;  für  jede 
Art   des  Handwerks  und  der  Industrie,   für 
den  Handel  und  Verkehr  und  deren  einzelne 
Arten,  für  jeden  Zweig  der  Land-  und  Forst- 
wirtschaft,    für    Jagdwesen    etc.,    für    be- 
stimmte   Klassen   des   Volkes    (z.  B.   Adels- 
zeituno-)    für    Liebhabereien,   jede    Art    des 
3   (z.  B.    für  Radfahrer,    Briefmarken- 
59* 
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Sammler  etc.),  ja  selbst  eine  besondere  Zeit- 
schrift für  die    Reklame  . 

Dass  auch  alle  religiösen  Interessen  durch 
besondere  Organe  vertreten  sind,  darf  nicht 
wunder  nehmen;    auffallender  erscheint  es, 
auch  solche   Wissensgebiete,   die   mit 
konfessionellen  Fragen   keinen  direkten  Zn- 
sammenhang  haben,   wie  ■/..  B.  Natur-  und 
Rechtswissenschaft,    in    besonderen   konfes- 
II  gefärbten  und  für  eine  einzelne Kon- 
istimmten  Organen  behandelt  werden. 
In  welch  grossem  umfange  die  Konfes- 
11  sich  der  periodischen  Presse  bedienen, 
beweist  die  Thatsache,   dass  im  Jahre  1SSS 
z.  B.  die  Interessen  der  katholischen  Kirche 
allein  in  deutsoher  Sprache  durch  607  im 
Deutschen  Reiche,  Luxemburg,  Oesterreich- 
Ongarn,   der  Schweiz   und   den  Vereinigten 
Staaten  von  Nordamerika  erscheinende  peri- 
odische   Druckschriften    [einschliesslich   Ka- 
lender! vertiefen  waren.    Für  das  Jahr  1891 
wird  die  Zahl  der  in  Deutschland  allein  er- 
scheinenden katholischen  Zeitungen  auf  401 
»eben,  denen  noch  200  katholische  Fach- 
zeitschriften hinzutreten.    Schöner  macht  in 
seinem    1892  erschienenen   Buche  238  der 
wichtigsten,    damals    in    deutscher   Sprache 
gedruckten  e  van gelis  c h e  n  Zeitungen  und 
Zeitschriften  namhaft.) 

Nicht  minder  allumfassend  wie  der  In- 
halt der  Zeitungen  und  Zeitschriften  ist 
ihre  Verbreitung:  soweit  in  den  bewohnten 
Erdteilen  die  Buchdruckerkunst  bekannt  ist. 
-v  lit  es  auch  eine  periodische  Presse,  und 
st  in  Gegenden,  die  von  der  Kultur  noch 
gänzlich  unberührt  geblieben,  folgen  dem 
ei  v  ilisierten  Menschen  die  Zeitungen 
nach,  wie  wir  aus  den  Sclulderangeu  der 
Afrikaforscher  wissen. 

Der  Umfang  der  periodischen  Presse 
möge  durch  folgende  Zahlenangaben  be- 
leuchtet wi-iden,  die  aber,  wie  es  in  der 
Natur  der  Sache  liegt,  nur  zum  Teil  auf 
absolute  Genauigkeit  Anspruch  machen 
können. 

Die  Zahl  der  periodischen  Druckschriften 
wird  für  das  Jahr  1S72  angegeben  für: 

das  Deutsche  Reich auf  2816  St. 

Belgien „      286    „ 

Dänemark 200 

Frankreich B    2024    "„ 

Grossbritannien  and  Irland     .    .      „    1855 

Etalien „     1126    „ 

Niederlande ,      „      222    „ 

'  '■  jterreich 8« 

I  Urtugal 8-j 

01  ich n         22    „ 

land 

Schweden 

Schweiz 

ii 

1 

n 

aten  von  Nordamerika 


472 
216 
412 
520 

43 

322 

4000 


Im  Anfang  der  achtziger  Jahre  des  vo- 
rigen Jahrhunderts  hat  man  die  Zahl  all 1 
in  der  ganzen  Welt  erschienenen  Zeitungen 
und  Zeitschriften  auf  :U  274  berechnet,  tob 
denen  19557  in  Europa,  12400  in  Nord- 
amerika, 775  in  Asien,  608  in  Südamerika, 
661  in  Australien  und  632  in  Afrika  er- 
schienen und  zwar  16500  =  48,5%  in 
lischer,  7600  =  22,4%  in  deutscher,  3650 
=  10,7  %  in  französischer  und  1600  =  4,7"  1. 
in  spanischer  Sprache. 

Aach  einer  anderen  Angabe  hat  die  Zahl 
der  periodischen  Druckschriften  sich  in  Nord- 
amerika im  Jahre  1873  auf  8110  Nummern 
belaufen :  im  Jahre  1896  hat  die  Zahl  der 
hier  erschienenen  Zeitungen  und  Zeitschriften 
die  enorme  Höhe  von  20630  Exemplaren 
erreicht. 

Welchen  Fortsehritt  das  Zeitungswesen 
seither  gemacht  hat,  das  beweisen  die  fol- 
genden, der  amtlichen  Preisliste  des  kaiser- 
lich deutschen  Postzeitungsamtes  ent- 
nommenen Ziffern.  Danach  sind  im  Jahre 
1901  durch  dieses  Zeitungsamt  bezw.  die 
einzelnen  deutschen  Postanstalteu  8438  ver- 
schiedene in  deutscher  Sprache  erschei- 
nende periodische  Druckschriften  zu  be- 
ziehen, während  die  Zahl  der  in  dieser  Liste 
aufgeführten  in  32  verschiedenen  fremden 
Sprachen  gedruckten  Schriften  sich  auf  2894 
beziffert.  Im  Jahre  1891  wies  die  Zeitungs- 
preisliste des  deutschen  Postzeitungsamtes 
nur  insgesamt  9882  Nummern  auf,  davon 
7082  in  deutscher.  2800  in  fremder  Sprache 
erscheinende  Zeitungen  und  Zeitschriften, 
welche  Zahlen  die  zunehmende  Ausdeh- 
nung des  Zeituugswesens  in  den  letzten  in 
Jahren  sehr  deutlich  illustrieren.  —  Als  für 
die  moderne  nationale  Kulturentwickelung 
interessant  ist  es  zu  bezeichnen,  dass  die 
neueste  amtliche  Zeitungspreisliste  nicht 
eine  einzige  in  der  ehemaligen  Weltsprache, 
dem  Lateinischen,  gedruckte  Zeitung 
oder  Zeitschrift  aufführt,  wogegen  noch  im 
18.  Jahrhundert  die  Zahl  der  in  lateinischer 
Sprache  erscheinenden  Zeitungen  und  Zeit- 
schriften eine  verhältnismässig  nicht  geringe 
war. 

Nach  anderen  zuverlässigen  statistischen 
Angaben  aus  dem  Jahre  1888  erschienen 
damals  allein  ausserhalb  Europas  677  deut- 
sche Zeitungen  und  Zeitschriften  und  zwar 
2  in  Afrika,  650  in  Nordamerika  und 
Canada,  20  in  Südamerika  und  Mexiko,  2  in 
Asien  und  3  in  Australien. 

Selbst  China,  das  sich  dem  Einflüsse 
europäischer  Civilisation  noch  am  längsten 
ferngehalten,  hatte  im  Jahre  1893  nach  den 
zuverlässigen  Angaben  der  deutschen  Ge- 
sandtschaft in  Peking  und  der  ihr  unter- 
stellten Konsulate  insgesamt  25  Zeitungen 
aufzuweisen,    wovon    die    »Peking-Zeitung . 
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gm  Teil  noch  jetzt  als  geschriebene  Zeitung 

eint.  .   ,.    ,       ta      i 

Wie   die  Zahl    der  periodischen   UrucK- 
Bdjriften   beständig   im  Zunehmen  begriffen 
i  Dicht  minder  die  Abonnent  e  n  z a  h 
der   einzelnen    Zeitungen.     In  England  und 
Amerika    gehört    eine    Zahl    von    mehr    als 
-,ii   Abonnenten  für  eine  Zeitung  durch- 
icht  zu    den    Seltenheiten,    und    auch 
-  Wand  und  Frankreich  haben  einzelne 
.aufzuweisen,  die  sieh  einer  derartigen 
ähnlichen  Verbreitung  erfreuen. 
Für  Deutschland   hat  Schacht  unter  Zu- 
grundelegung des  am  l.Juli  1897  bestehenden 
lustandes  die  Durchschnittsauflagestärke  der 
Zoitun-en  auf  3660  Exemplare  berechnet  und 
hat  ermittelt  dass  die  Hälfte  aller  Zeitungen 
eine   Auflagestärke  von  900  bis  3000  Exem- 
daren  halten,  dass  bei  drei  Viertel  derselben 
Sie  letztere  Zahl  nicht  überschritten  wurde 
und  dass  nur  2  Zeitungen  eine  Auflagehöhe 

von  mehr  als    10« Exemplaren  hatten 

Berechnungen  dürften  aber  gegen- 
wärtig schon  nicht  mehr  zutreffen,  da  die, 
Verbreitung  und  Ausdehnung  des  Zeitungs- 
qs  beständig  im  Zunehmen  begriffen 
i-;.  wie  die  im  §  4  enthaltenen  statistischen 
Daten  ergeben. 

Zu  dem  enormen  Aufschwünge  des  /.ei- 
- wesens    hat    vor  allem   der  auffallend 
billige  Preis  der  Zeitungen  beigetragen,  dei 
eigentlich  eine  »Demokratisierung    des 
Zeitungswesens   herbeigeführt  und  die  Zei- 
ii  allen  Schichten  des  Volkes  zugäng- 
lich gemacht  hat.  So  kosten  einzelne  \\  öchent- 
Üch  18 mal  erscheinende  Zeitungen  12  Mark, 
15  Mark.  25  Mark  jährlich,   und   selbst   für 
einzelne    der  grössten   innerhalb   des  Deut- 
,  Reiches  erscheinenden  Zeitungen  zahlt 
man  nur  ein  Jahresabonnement  von  36  Mark, 
so    dass   der   Jahrespreis   von    60  Mark   für 
die  12  mal  wöchentlich  erscheinende  »Harn- 
burgisehe  Börsenhalle     mit   ihren  Benagen 
wohl    der   höchste  ist,    der  in  Deutsehland 
für   eine   eigentliche  Zeitung  gezahlt  wird. 
Schacht    hat    ermittelt,     dass    die    Durch- 
schnittspreise  je    nach    der  Häufigkeit   des 
Erscheinens  von  3,08  bis  36  Mark  steigen. 
Ms   die  billigste  Zeitung   ist  wohl  ein  ein- 
mal    wöchentlich    erscheinendes    dein 
Blatt  zu  bezeichnen,  das  nur  50  Pfennig  pro 
Jahr  kostet,  und  selbst  grössere  Tagesblatter 
im   Preise    von   3  bis  6  Mark   pro  Jahr  ge- 
hören  durchaus  nicht   zu  den  Seltenheiten. 
Schacht    hat    berechnet,    dass    der    durch- 
schnittliche Abonnementspreis  einer  Zeitung 
in  Deutschland  1,30  Mark  vierteljährlich  be- 
traut   und    dass.    was  für  die    grosse  Ver- 
breitung der  Zeitungen  spricht,  trotz 
niedrigen    Durchschnittspreises    im    ganzen 
jährlich    etwa    63    Millionen   Mark   für   das 
Zeitungslesen  ausgegeben  werden,  also  mehr 
als    eine   Mark  pro  Kopf.    Durchschnittlich 


teuerer  als  die  deutschen  sind  ä  hon. 

französischen,  nissischen   ind      ei  kaniBchea 

gen  :  die  teuerste  /•  -  die 

obenerwähnte  Preisliste  enthält,  ist  die 6 mal 

i  ntlieh  zum  Tal  ron  L23  Mark 

24  Pfennig  erscheinende    Beerbohms  Eve 
Com  Trade  Lisi  .   da  die  darin  aufgeführte 
gleichfalls    6mal   wöchentlich  in    Wien 

scheinend,.     Politische  Korrespondenz  .  die 
h    vierteljährlich   84  Mark  41  Pfi 
nicht   sowohl   für  das  Publi- 

kum   als    für   die    Zeitungsredaktionen    be- 
stimmt ist. 

Wie  der  Preis  der  Zeitungen  Eortges 
gefallen,  so  sind  umgekehrt  ihre  L  istnngen 
fortwährend  gestiegen;  insbesondere  ist  nicht 
bloss  das  Format,   sondern  In- 

halt   der   Zeitungen  beständig   gewach 
Beispielsweise    hatte    der    mir    vorliegende 
in  Köln  erscheinende  »Eilfertige  Welt-  und 
Staatsboth    aus  dem  Jahre  1742  eine  Breite 
von  11  cm  und  eine  Höhe  von  18  cm,  wo- 
gegen z.  B.  die  heutige  »Kölnische  Zeitung« 
iner  Breite  von  42  cm  eine  Höhe  von 
|59  cm  hat.     Sowohl   hieraus    wie   aus  den 
veränderten  Zeitverhältnissen,  aus  dem  erst 
Ende  des  ls.  Jahrhnnders  erwachten 
politischen  Leben   der  europäischen  Völker 
und  vor  allem  auch  aus  der  Beseitigung  der 
Censur  erklärt  es  sieh  auch,  dass.  während 
im  1--.  Jahrhundert  die  Zeitungen  im  wesent- 
lichen nur  über  Reisen  der  Fürsten.  Knegs- 
eignisse,    Wunder    und    Schandthaten    zu 
melden    wussten.    während  sie  ii  lere 

über  höfische  Ereignisse  mit  einer  uns  heut- 
zutage   kaum   verständlichen  Breite  berich- 
teten,   heute    die    Zeitungen    über   das    ge- 
samte geistige,  politische  und  wirtschaftliehe 
Leben   der  Nationen  Rechenschaft  ablegen 
und    nicht  bloss   durch  ihre  Berichte,    son- 
dern   auch    durch   ihre   kritischen   Betrach- 
tungen ein  unentbehrlicher  Kniturfaktor  ge- 
worden  sind.     Trotz  ihres  mageren  Inhalts. 
ihres  kleinen  Formats,  ihres  verhältnismässig 
seltenen  Erscheinens  waren  die  Preise  der 
Zeitungen   in    den    früheren    Jahrhunderten 
verhältnismässig  hohe;    so  kostete  z.  B.  die 
ßoderique  seit  dem  Jahre  1734  heraus- 
gegebene   »Gazette  de  Cologue<,   jährlich  4 
Rthlr    und    seine    handschriftliche   Zeitung 
sogar-  monatlieh   1   Dukaten.      Dies    erklärt 
sich  —  abgesehen  von  der  geringeren  Kon- 
kurrenz und  Verbreitung  und  der  verhältnis- 
mässig kostspieligen  Beschaffung  von  Nach- 
richten —  auch  daraus,  das-  das  Zeitungs- 
anzeigenwesen,  heute   eine  llaupteiunahme- 
(jn-elle   der  Zeitungen,   damals   noch   in  den 
Kinderschuhen  steckte. 

Einen  interessanten  Einblick  in  die  be- 
schäftsergebnisse  .-iner  angesehenen  Zeitung 
aus  jener  Zeit  gewährt  uns  in  dieser  Um- 
sicht ein  am  2.  Nrvöse  an  III  erstatteter 
amtlicher  Bericht  über  Einnahmen  und  Aus- 
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gaben  der  in  Köln  erschienenen  »Oberpost-    Albus  lieferten;  die  Einnahmen  aus  »Ava 
amtszeitung   :    damals    wurden    von    dieser  tissements.     (Anzeigen)    wurden    auf 
1628         !   te  Exemplare  abgesetzt,  die  bei    Reichsthaler    26  Albus    geschätzt.     Die 
einem    Abonnementspreis    von    22/s    Thaler  Gesamteinnahmen    von    41174    Reichsthaloi 
Eünnahme   von    l.'Ul    Reichsthaler  26  |  52  Albus  standen  an  Ausgaben  gegenü 

ehalt  des  Verfassers  (der  Zeitung)    468  Ethlr.  17  Albus  4  Heller 

b         ..      seines  Kopisten 88      „      26      „    —      „ 

c    Zeitungsdruck 640      „      —      „    — 

■'    Papier 624      „      —      „    —      n 

e)  Endlich  beanspruchten  die  :>  Ver- 
fasser ilt-s  Berichts  in  ihrer  Eigen- 
schaft als  Zeitungsexpeditoren  des 

Postamts  noch  für  sich  insgesamt  2098      „      60      „    — 
Zieht  man  diese  Ausgaben  mit    .    .    .    .    .  3919  Ethlr.  23  Albus  4  Heller    von    obiger 
Einnahme  von  4674  Reichsthaler  52  Albus  ab,  so  bleibt  der  geringfügige  Uebersehuss  von  7.V> 
1   28  Albus  8  J It  11,  r. 


In  der  Jetztzeit  dagegen  sind  bei  einem 
sehr  grossen  Bruchteile  von  Zeitungen  die 
Preise  so  niedrige,  dass  diese  nicht  entfernt 
ausreichen,  um  die  Eerstellungskosten  zu 
dei  ken;  wenn  diese  Zeitungen  trotzdem  fort- 
existieren können  und  ihren  Verlegern  so- 
gar mitunter  rechl  bedeutende  Erträge  hefern, 
sl  dies  lediglich  auf  die  hohen  Ein- 
nahmen zurückzuführen,  welche  ihnen  die 
Zeitungsanzeigen  gewähren.  Die  Zei- 
tungsanzeigen sind  zum  Teil  behördliche, 
für  das  Publikum  bestimmte  Bekanntmachun- 
gen, zum  Teil  Kundgebungen  von  Privat- 
personen oder  Vereinen,  die  meist  gewerb- 
oder  gesellige  Zwecke  verfolgen.  Doch 
ist  der  Inhalt  dieser  Anzeigen  keineswegs 
auf  solche  Zwecke  beschränkt;  wir  finden 
auch  Familiennachrichten ,  Heiratsgesuche, 
Preisausschreiben  sowie  sonstige  Auslobun- 
politische  Ankündigungen  und  Aufrufe 
(Wahlaufrufe  11.  dg].)/  Mitteilungen  über 
Wohl thätigkeitsveranstaltungen  etc.  unter  den 
Z<  ii'  ;:■  11  oder  Annoncen,  wie  diese 

Anzeigen  auch  genannt  werden. 

Für   eine    Reihe  von  Kundgebungen  ist 
die   Bekanntmachung  durch  die  Zeitungen. 
die  Zeitungsanzeige,  gesetzlich  vor- 
11  und  zwar  teilweise  mit  der  Be- 
di  utung,  dass  die  Giltigkeil  der  betreffenden 
Rechtshandlung  durch  die  ordnungsmässig 
erfolgte  Einrückung  der  Zeitungsanzeige  be- 
i       1      sei   hier  z.  B.  an  die  Vor- 
iftenderCivil-,Srrafprozess-und  Konkurs- 
ilber die  öffentliche  Bekanntmachung 
1     L: agen     und    die    öffentlichen    Zu- 
stellungen erinnert :  f<  rner  ist  auf  die  Vor- 
schriften  des  H.G.B.   (§§  10,   11,   199,  201, 
219  Abs.  2.  :;.  244,   257,   265,    272  Abs.  4, 
273,    277   Abs.  2,   282  Abs.  2,    284  Abs.  4, 
289  Abs.  2,  297,  301)  hinzuweisen. 

Die  Zeitungsanzeigen  sind  fast  so  alt 
wie  die  Zi  itungt  n  selbsl ;  ja  die  erste  Ge- 
stalt, in  welcher  sie  zur  Anwendung  kamen, 
war  d       1  ehr  ähnlich,   welche  heut- 

nan  entlii  h  die  gewerblichen  Anzeigen 
anzunehmen    pflegen.     Der   Begründer  des 


französischen  Zeitungswesens  war  zugleich 
der  erste  Inhaber  eines  Annoncenbm 
indem  er  in  besonderen  Zeitungsblättern 
unter  dem  Titel  »Bureau  d'adresse  et  de 
rencontre«  ohne  Namensnennung  Kauf-  und 
Verkaufsofferten,  Stellengesuche  u.  dgl.  be- 
kannt machte,  bezüglich  "deren  alles  Nähere 
in  seinem  Bureau  zu  erfragen  war.  In  ähn- 
licher Weise  hat  sich  in  England  um  die  Mitte 
des  17.  Jahrhunderts  zuerst  das  Annoncen- 
wesen herausgebildet,  das  gegen  Ende  deS 
Jahrhunderts  u.  a.  auch  schon  Heiratsgesuche 
aufweist,  die  also  durchaus  keine  moderne 
Erfindung  sind;  findet  sich  doch  schon  im 
Jahre  1801  in  Deutschland  unter  dem  Titel 
»Allgemeiner  Heirathstempel«  eine  Zeitung, 
die_  sich  lediglich  mit  der  Aufnahme  von 
lleiratsgesuchen  und  Heiratsvermittelungen 
befasste. 

In  Deutschland  finden  wir  die  Zeitungs- 
anzeigen erst  gegen  Ende  des  17.  Jahr- 
hunderts (1680).  --  Während  es  ursprüng- 
lich Sitte  war,  alle  Anzeigen  mittelst  be- 
sonderer sogenannter  »Intelligenzblätter  be- 
kannt zu  machen,  welche  ausschliesslich 
Anzeigen  enthielten,  und  zwar  dergestalt, 
dass  z.  B.  in  Preussen  alle  oder  gewisse 
Anzeigen  nur  durch  gewisse  staatliche  bezwl 
staatlich  privilegierte  »Intelligenzblätter«:  be- 
kannt gemacht  werden  durften,  sind  die 
Anzeigen  späterhin  ein  Bestandteil  der  so- 
genannten politischen  Zeitungen  geworden. 
Sie  sind  dies  zwar  auch  noch  heutzutage; 
doch  finden  sich  neuerdings  vielfach  wieder 
Blätter,  welche  fast  ausschliesslich  oder 
hauptsächlich  nur  Anzeigen  enthalten  (Gene- 
ralanzeiger, Eisenbahnzeitungen,  Verkehrs- 
zeitungen  etc.).  Welchen  enormen  Umfang" 
die  Zeitungsanzeigen  angenommen,  welch 
wichtige  Einnahmequelle  sie  bilden,  das 
möge)]  einige  Beispiele  darthun:  Die  Ein- 
nahme der  »Times«  ans  Zeitungsanzeigen 
ist  im  Jahre  1875  für  eine  einzige  Nummer 
auf  35000  Mark,    für  das  Jahr  auf  11  Mil- 

I n  Mark   berechnet,   die   des  New-York 

Herald,     der     täglich     150—180     Spalten 
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bringt,    auf   einen   weit   höheren 

ransrhlaut:  die  ausgaben  i 
in7i,ro„  Unternehmers  für  Zeitungsanz. 
nd    auf    8001 Mark    jährlich   beziffert. 

vuf  die  äi  das  A"' 

gezeitigt   hat.    insbesondere   auf 
{eklal  hl  ringegangen 

-.'"'  Deutschland    hat    Schacht     den 
»urchschnittspreis    für    eine    inzeigenzeile 
mf  14  Pfennig  berechnet;  die  Preise  sl 
^sprechend    der  Aiif lagestärke-    den  med- 
n  Durchschuittssatz  gu  I  <  auf 

.    den    höchsten    auf   oO 
für   die   Zeile    an.    wobei   er  aber  nur ■  Zei- 
tigen im  engeren  Sinne,   w  jjentijcta 
■hriften,  ii  -                   ■            icht_bacn- 
luiften    in    den    Kreis    seiner   Unter- 
suchungei    g  --gen  hat. 

4  Zeitungswesen  und  Post.    Dei  Lut- 
wickelung    des   Zeitungswesens   kam  es  im 
höchsten  Masse  zu  statten,  dass   ihr  die  Km- 
richtung    des  modernen  1 

war.     Von  ihren.  Anfang  an  fanden 
a°enn   auch  namentlich  in  Deutschland, 
dem  Ursprungslande  der  modernen  Zahl 
und    Zeitungswesen    dergestal 
;1.    dass    die    meisten    (und    älteste0) 
• .unternehmen  von  den  Pos 
betrieben  wurden  und  diese  sich  schoi 
bald  ein  Monopol   zur  Herausg  _Za- 

anmassten,  zumal  sie  die  ^  organger 
der  eigentlichen  Zeitungen,  die  sog 

,uu.r  .    d.    i.    alljährlich    einmal    er- 

;     g,  .huckte  Berichte  über  die  Lr- 

jse    des  letzten  Jahres,   herausgegeben 

hatten.    Die  Yabindung  zwischen  Post-  und 

Zeitungswesen    war    ursprünglich    eine    so 

enge   dass  die  Ausdrücke    Postmeister    und 

ungsschreiber      häufig    promiscue    - 
braucht  wurden  und  dass  die  Entwickelung 
Zeitungswesens   zuerst    gerade  in  den- 
en  Urten  vor  sich  geht,  welche  a, 
grossen    Poststrassen    hegen    und   für   den 
erkehr    von  Bedeutung  sind,    so   dass 
l  B    in  früheren  Zeiten  selbst  die  Zeitungen 
kleinerer  Städte,  wie  z.  B.  Hildeshain,  Lipp- 
stadt,   Neuwied    und   Kempten,    eine    ihren 
Ursprungsort   weit    überragende   Bedeutung 
und  Verbreitung  erlangten         ......     „ 

Wie  sich  aus  diesem  t  hat  sachlichen 
Monopol  ler  Postzeitungsdebit  und  dem- 
nächst der  Postzwang  für  Zeitungen  also 
das  rechtliche  Monopol  zum  Vertriebe 
von  Zeitungen  in  gewissem  I  -J* 

Reiehspostgesetzes  vom  28.  Ufetoöer  usti 
-  entwickelt  hat.  kann  Wer  nicht  zum 
instand  der  Darstellung  gemacht  werden. 
(Mau  vgl.  darüber  den  sehr  lehrreichen  Aut- 
satz: Die  Entwickelung  der  Zatungsver- 
soreung  durch  die  Post-  in  der  btatisüK 
da  Reichspost-  und  Telegraphenverwaltung« 
für  1882,   S.  69  ff,    und  für  1883,  S.  71  ft) 


Pi   --  des  Ein- 

kaufspreises (bezw.  12V»%  1"  ten« 

als   viermal    monatüch    erschanenden    6ei- 
Posl  di  ■  l  5  «« 

sämtlic  erhalb    des    D  hen 

Reicl  politischen  za- 

..  nehmen   und   der.-!.  Verl 

dass    si,     dem    \     leg      die  Zahl  der  be- 
•i    Exemplare    (nicht    die  Ni 
ler)   angiebt,  die   von   dem-  -    - 

b  n  Zeitungen  entgegennimmt    u, 
dann  deren   B  rang  und  Aushandu 

an  die  Bestella  gegen  Vorausbezahlung  des 
an  die  Post    ;~se  zu  entricht  I 

|  preise*  bewirkt)  . 

Die  vorstehend  mitgetedte  sehr  einlache 
r  Höhe    Zeitung  hat 

durchArt  f,HIderNovellevom20.D 
1899    (R.G.B1.   S.   715)    eine    ziemlich    ver- 
wickelte  Umgestaltung  erfahren    die   zwar 
bezweckte,  .  -ine  E  rhö  h  u  n  g  der  Einnahmen 
äkus  und  insbesondere  eine  höhere 


Belastung  der  grosseren 
Zeitungen  habeizuführen  die  abernachzu- 
valässigen  Mitteüungen  diesen  Zweck  nicht 
nur  nicht  erreicht,  sondern  sogar ^erhebliche 
Mindereinnahmen  für  den  Rachsfiskus  zur 
gehabt  hat.  Die  Zeitungsg  buhr  be- 
hnändich  vom  1.  Januar  1901  ab: 

a)  2  Pfennig   für  jeden   Monat   der  üe- 

ihrlich  für  das  wöchent- 
lich einmal.. 

wie  15  Pfennig  mehr  für  jede  weitere  Aus- 
gabe in  der  Woche;  und 

ei  10  Pfenmg  jährlich  für  jedes  Kilo- 
gramm des  Jahresgewichts  unter  Gewährung 
eines  Freigewichts  von  je  1  kg  jahrlich  für 
soviel  Ausgaben,  wie  der  Gebühr  zu  b  uuter- 

u-ch  Verwendung  leichteren  Papiers 
haben  es  auf  diese  Weise  die  Zeitungsver- 
Wer  in  der  Hand,  eine  Herabsetzung  der 
zltungsgebühr  im  Einzelfalle  herbeizufuhren 
und  so  "die  Einnahme  der  Postkasse  zu 
schmälern,  deren  Ausgaben  durch  d 
der  verwickeiteren  Berechnung* 
Sehen  Vermehrung  des  Beamtenpersonahi 
Sen  sich  erhöhen.  Dazu  kommt  noch, 
dals  die  Heineren  und  seltener  erschanen- 

setzung  der  Zeitungsgebühr  nicht  mehr,  wie 
Disha  als  Drucksache  an  die  Bezieher  ab- 
Sndt,    sondern    mitte  ebite    ver- 

&  werden,   wodurch  der  Postkasse  an 
,,fter    Ausfall    an   P    I  dmen   er- 

S  der  durch  di-  Zeitungsgebuhr,  und 
das     Bestellgeld     bei  weitem  nicht  gedeckt 

"""leben    d.eser     Zeitungsgebühr«, 

.)   welche  die  Verleger  zu  entrichten  haben, 
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ist  von  denjenigen  Beziehern  der  Zei- 
tungen,  die  die  Zeitung  nicht  bei  der  Post 
abholen,  ein  Zeitungsbestellgeld  zu 
entrichten,  «las  je  nach  der  Häufigkeit  des 
iiemens  der  Zeitung  für  jedes  Exemplar 
mindestens  2  Pfennig  und  höchstens  32 
Pfennig  monatlich  ausmacht. 

Die  Post  vermittelt  überdies  den  Bezug 
aller  in  der  amtlichen  Zeitungspreisliste  auf- 
geführten in-  und  ausländischen  Zeitung  d 
und  Zeitschriften  nach  Massgabe  der  *<:  10 

in!      n    .  -""•  Okt.  1871 

und  11  des  Posttaxgesetzes  v.  ^  |||;     ls,)() 

und  der  Postordnung  vom  20.  März  1900 
sowie  des  zwischen  Deutschland  und  deu 
deutschen  Schutzgebieten,  der  grösseren  Re- 
publik von  Centralamerika,  Oesterreich- 
•Ungarn,  Belgien,  Brasilien,  Bulgarien,  Chile, 
der  Republik  Columbien,  Dänemark,  der 
Republik  SanDomingo,  Ä.egypten,  Griechen- 
land, Italien,  Luxemburg,  Norwegen,  den 
Niederlanden,  Persien,  Portugal  und  den 
portugiesischen  Kolonieen,  Rumänien,  Serbien, 
Schweden,  der  Schweiz,  der  Türkei  und 
Uruguay  abgesehl  ssenen  Oebereinkommens 
betreffend  den  Postbezug  von  Zeitungen  und 
Zeitschriften  vom  15.  Juni  1897  (R.G.B1 
1898  S.   L176). 

In  der  Mehrzahl  der  vorgenannten  Länder 
wird  ebenfalls  die  Bestellung  der  Zeitungen 
beim  Verleger  und  deren  "Vertrieb  durch 
die  Pos1  besorgl  (Postzeitungsdebit). 

In  England  dagegen  befasst  sich 
Post  überhaupt  nicht  mit  der  Vermittelung 
von  Zeitungsabonnements ;  in  Frankreich  und 
in  ähnlicher  Weise  in  Italien  beschränkt  sich 
auf  die  Oebermittelung  der 
düng  an  den  Verleger,  indem  sie  im 
übrigen   diesem   die  Zusendung  an  die  Be- 

Uer  und  die  Art  derselben  überlässt. 

Die  nachfolgenden,  der  amtlichen  Sta- 
tschen  Reichspost-  und  Tele- 
graphenverwaltung für  1899  entnommenen 
Zahlen  geben  eine  Debersicht  über  die  Be- 
teiligung der  Postanstalten  an  dem  Zeitungs- 
vertriebe   und    gleichzeitig     für    diejenigen 


aj  im  Ueichspostgebiete  .... 

b  in  Bayern  und  Württembi  n 

c  in  Oesterreich-Ungarn     .    . 

d)  in  anderen  Ländern    .... 


Zusammen 

Dazu!  »urchgaiigsverkehr  (ausserhalb 
des    Beichs]          I     ts    erscheii 
Zeitungen    für    Bezieher   ausserhalb 
des  Ben  bspostgebii  ts 


Staaten,  in  welchen,  wie  z.  B.  im  Dem 
Reiche,  die  Post  den  grössten  Teil  der  Zei- 
tungen   vertreibt,    ein    annähernd    rieb 
Bild    über  den   Umfang  des  Zeirungswi 
in    dein    betreffenden    Lande   und   zwa 
das    Jahr  1S99  bezw.   lsflS  (bezw.  das  in  i  | 
beigefügte  Jahr). 

Es  wurden  durch  die  Post  an  Zeitungs- 
nummern befördert : 

a)  in  Deutschland i  350  975  000 

b)  in  Belgien 54156000 

c)  in  Bulgarien  und  Ostrumelien 

(1898) Q,3  oo0 

d)  m    Dänemark    mit    den  Farör 

(1898)     .    •        79613000 

e)  in  Frankreich  (1898)  .     ...  133000 

f)  in  Grossbritannien  und  Irland 

(v.  1.  4.  ii8  bis  31.  3.  99)     .        1,4  100000 

g)  in  Italien  (1898) '2407000 

h    in  Luxemburg 2  920  000 

i    in  Montenegro  (1898) .     ...  55200 

k)  in  Norwegen 52367000 

1)  in  Österreich  (1898)  .     .     .     .        110  100  000 

ml  in  Ungarn m  9S9000 

n)  in  Bosnien   und   Herzegowina  83000 

0)  in  Rumänien   (v.   1.  4.  98  bis 

31.  3.  99) 667000 

p)  in  Bussland  (1898)     ....       210637000 

qi  in  Schweden 127  164000 

r)  in  der  Schweiz 115  959  000 

s)  in  Serbien  (1891) 3195000 

Die  niedrigen  Zahlen  für  Frankreich  und 
Italien  erklären  sich  daraus,  dass  in  diesen 
Ländern  der  sogenannte  Postzeitunes. 
nicht  existiert:  die  Zahl  der  durch  die 
Post  im  Jalu-e  1899  versandten  Drucksachen 
(einschl.  der  Zeitungen)  beziffert  sich  in 
Frankreich  auf  1409144000  Stück. 

Für  Griechenland,  die  Niederlande,  Por- 
tugal, Spanieu  und  die  Türkei  ist  die  Zahl 
der  durch  die  Post  verschickten  Zeitungs- 
nurnmern  nicht  angegeben :  ebenso  fehlt  in 
der  amtlichen  Statistik  für  1S99  eine  Angabe 
in  Bezug  auf  Frankreich. 

Schliesslich  sei  noch  erwähnt,  dass  durch 
die  deutschen  Reichspostanstalten  im  Jahre 
1S99  an  Zeitungen  und  Zeitschriften  bezogen 
wurden,  welche  erschienen 

Exemplare  Beförderte 

.Nummern 

3  928  727  1  072  =;S9  S79 

161239  20733528 

6054  1  577  071 

20215  3809661 

4116235  1098709839 


13  622 


Insgesamt  4129857 


1  409  518 


1  100  119357 


Vergleicht   man  diese  Schlusszahlen  mit   wonach  sich  die  Gesamtzahl  der  durch  che 

der  1.  Auflage   mitgeteilten  Zahlen   deutschen     Reichspostanstalten     bezogenen 

der  amtlichen  Statistik  für  das  Jahr  1892, 1 Zeitungen    auf   nur   2980025  und  die  der 
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derten  Nummern  auf  772165901  h 
rhält    man   ein  deutliches  Bild  von  der 
enormen  Steigerung  des  Postzeirungsverkehrs 
innerhalb  des  Reichspostgebiets. 

Pur   das    ganze    Deutsche   Reich    | 
einschliesslich    der   nicht    zum    Reichspost- 
..•ebiete  gehörigen  Bundesstaaten  Bayern  und 
Württemberg!  beziffert  si.U  die  Anzahl  der 
im  Jahre  1*99  beförderten  Zeitungsnunimern 
auf    die    gewaltige    Zahl    von    1350974756 
stü.-k.  ncb>t  Ic.Mf.o :-;,:,  aussergewöhnhehen 
Zeilungsbeilagen,  während  diese  Zahlen  sich 
für    das    Jahr    1892    nur    auf    904780838 
Nummern  und  56296800  Beilagen  belaufen. 
Wel  -hen  z  u  u  e  h  m  e  n  d  e  n  Umfang  die  Ent- 
wickelung  des  Zeitungswesens  und  damit  in 
Deutschland    Hand     in    Hand    gehend    die 
Thätigkeit    der   Post   als  Zeitungsvertriebs- 
Btelle  angenommen  hat,  das  mögeD  folgende 
statistische   Daten    veranschaulichen:    Wäh- 
rend   die  im   Jahre  1824  in  Preussen   ver- 
triebenen   845  Zeitungen  sich  auf  212.    im 


tungswesens  Friedrich   <\'-r  Grosse  aament- 


Jahre  1869,    d.  h.   um  durchschnittlich  3    o 

jährlich   vermehrt   hatten,    ist    die  Zahl  der 
im  Reichspostgebiete  dem  Postdebit   unter- 

li -nden  Zeitungen  von  2122  im  Jahre  1869 

aut  7082  im  Jahre  1891,  d.  i.  um  jährlich 
131  !%  gestiegen.  Die  von  deutschen  Post- 
anstalten (also  einschliesslich  derjenigen 
Bavems  und  Württembergs)  beföi 
Zeitungsnummern  und  aussergewöhnlicheu 
Zeitungsbeilagen  belaufen  sich  für: 


Jahr 


auf 
Zeitungsnummern 

i  028  586  572 

1895  1  109  201  768 

1896  1  126816947 

1897  1231829454 

1898  1  295  777  724 


Zeitimgsbeilagen 

74  S46  400 

90  236  400 

108  380030 

123713666 

131  680  626 


Aus  diesen  Zahlen  ergiebt  sich  also  ein 
fortgesetztes  und  gar  nicht  unerheblich  von 
Jahr  zu  Jahr  steigendes  Anwachsen  des 
Zeitungsvertriebes  durch  die  Post. 

5.  "Bedeutung  der  Zeitungen  und 
Zeitungsanzeigen.  Die  eminente  Bedeu- 
tung   des  Zeitungswesens   für  das  gesamte 


Kulturleben  unserer  Zeit  ist  derart  über 
allen  Zweifel  erhaben,  dass  es  nicht  sowohl 
gilt,  diese  Thatsache  erst  zu  beweisen,  als 
sie  durch  Hervorkehrung  einiger  Gesichts- 
punkte m  das  rechte  Licht  zu  stellen. 

Welch  hohen  Wert  schon  Männer  wie 
Cäsar  und  Napoleon  der  Veröffentlichung 
von  Nachrichten  beimassen,  das  geht  aus 
der  von  jenem  augeordneten  Bekannt- 
machung der  acta  senatus  und  der  acta 
diurua  und  dem  eingangs  mitgeteilten  Aus- 
spruche Napoleons  I.  hervor,  dem  auch  die 
Aeusserung  beigelegt  wird,  dass  vier  feind- 
liche Zeitungen  mehr  Unheil  anrichten 
könnten  als  100000  Soldaten.  —  Bekannt 
ist  ferner,  welch  eifriger  Förderer  de?   Zei- 


lich im    B<  gi seiner   Regierungszeil 

wesen.    welch    grosse    Zahl    von    Zeitungs- 
artikeln er  selbsl  verfassl  hat;   und  das 

;1U  ursprünglii  :    '  ""- 

sur  abhold  war.  dokumentiert  sein  bekanntes 
Wert:  Gazetten,  wenn  sie  interessanl  sein 
sollen,  dürfen  nicht  geniert  sehr  .  ■  Bis- 
marck,  der  zwar  keine,  sehr  günstigen 
Aeusserungen  über  die  Zeitungen  hat  ver- 
lauten lassen,  wusste  doch  von  der  Publi- 
cität  der  Presse  einen  Gebrauch  ; 
wie  dies  von  keinem  früheren  Staatsmanne 
bekannt  ist;  zweimal  hat  er  es  verstanden, 
mittelst  rechtzeitiger  Veröffentlichung  von 
Bündnissen  durch  die    IV  hutz- 

und  Trutzbündnisses  mit  den  süddeutschen 
Staaten   und   des   zwischen   dem  Deuts 
;;  Oesterreich   und   Italien    (dem    sog. 

Dreibunde   |    abgeschlossenen    Bündnis 
feindliche  Staaten  von  kriegerischen    Unter- 
nehmungen abzuhalten.     Diese    Thatsachen 
und  die'  Bekanntgabe  der  Vorgänge  iu  Ems 
am  13.  Juli  1870,  bei  welcher  er  aus 
chainade     eine-     Fanfare     machte   und  da- 
durch das  ganze  deutsche    Volk  zu  kriege- 
0   Enthusiasmus  entzündete,  sind  neeh 
frisch  in  der  Erinnerung.     Aber  nicht  bloss, 
wie  in  diesen  Fällen   als  Publikations- 
organe,   sondern   auch  als    Kritiker  aller 
öffentlichen     Zustände     und     Verhältnisse 
smd    die    Zeitungen    für    die   Richtung  der 
inneren   und  äusseren  Politik  vielfach  aus- 
schlaggebend:   sie  sind  zugleich  die  Trager 
und    Leiter    der       öffentlichen     Meinung«, 
Herrscherin  im  modernen  Staatsleben. 
Welche    Bedeutung    ihnen     schon     als 
blossen  N a c hrichtenvermittler n  ■wäh- 
rend eines  Krieges  im  Leben   einer  Nation 
beiwohnt,  ist  zur  Genüge  bekannt:    nur   sei 
hier    noch    daran    erinnert,   dass   Moltke  in 
dem    deutsch  -  französischen    Kriege    seine 
fi  Jgenschweren    EntSchliessungen    teilweise 
auf   diejenigen  Nachrichten   gegründet   hat, 
welche  er  über  die  Verhältnisse  und  Stellung 
des  Feindes  aus  den  französischen  und  eng- 
in Zeitungen  entnahm.  . 
Für    das    innere    Leben    der    iSation 
a  die  Zeitungen  namentlich  durch  ihre 
Kritik  der  bestehenden  Zustände  und  der 
politischen  Massnahmen  der  Regierung  eine 
sehr    wichtige,    ja    mitunter    entscheidende 
Rolle,    wie    denn    z.    B.   das    Scheitern   des 
preussischen  Volksschulgesetzentwurfes   un 
Jahre  1S91  nicht  zum  geringsten    leih-   der 
Thätigkeit  und  1        I       lusse  der  politischen 
Fresse  zuzuschreiben  ist. 

Die  Bedeutung  des  Zeitungswesens  rur 
die  Rechtspflege  beruht  nicht  bloss  darin, 
dass  die  Zeitungen  ihren  grossen  Leserkreis 
mit  allen  neuen  Gesetzen  und  \  erordnun- 
gen  und  den  wichtigeren  gerichtlichen  Ent- 
scheidungen  sowie   mit   dem   Verlaufe   all- 
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render,  insbesondere  straf- 
gerichtlicl  andlungen  sofort    1"  kann! 

mach. 'n    :  die  zahlreichen   Fachzeit- 

schriften der  Entwicklung  und  Förderung 
der  Rechts]  I  li  e<  im  hö  listen  Masse  dien- 
lich sind,  vor  allem  auch  darin, 
e  Presse  für  »He  Rechts- 
ewissermassen  ein  geradezu  unent- 
behrliches Organ  geworden  ist.  In  welcher 
Weise  dies   der   lv.ll.    isl    bereits  obei 

ogedeutet,    wo   darauf  hingewiesen   ist, 
für  welche  grosse  Zahl  von  Rechtsakten  eine 
»Einrüclrung    in  die  Zeitung  gesetzlich  vor- 
ist.   Die  wichtigste  Rolle  spielt 
Binsi  sht    die     periodische 
Presse   für  die    Verkünd  r  <  resetze 

um]   Verordnungen:    in  den   meisten  civili- 
erhalten   diese  ihre  rechts- 
verbindliche Kraft  erst  durch  den    Abdruck 
bierfür   bestimmte  öffentliche 
ir    (Gesetzblätter,    Gesetzsammlungen, 
itter   Amtsblätter).    Diese  Auf- 
gabe,  wodurch  die  periodische    Presse   ein 
idezu  unentbehrliches  Organ  der  Gesetz- 
,  isi   ihr  aber  meist   ersl 

I  "ii   dieses  .Jahrhunderts,  ja  zum 
ersl  in  den    letzten   Jahrzehnten   zuge- 
fallen. 

Für    die    Volkswirts  ehalt     der    Na- 

isl  das  Zeitungswesen   von  geradezu 

enbarer  Bedeutung  und  Tragweite. 

II  hier  ganz  davon  ab  si  lien  werden, 
welch  wichtigen  Faktor  im  Erwerbs-  und 
Wirtschaftsleben  der  Nation  die  periodische 
Presse  schon  dadurch  bildet,  dass  sie  Tausen- 
den und  Abertausenden  von  Existenzen  so- 
wohl direkt  wie  indirekt  als    Erwerbszweig 

das    Druckereigewerbe,    die   Papier- 
fabrikation, die   Maschinenfabrikation,  Tele- 
und    Post    -      sie    alle    verdanken 

ung   1  einen  Teil  ihres  Ge- 

oder  weniger  dem  Aufblühen 
der  periodischen  Presse. 

1  das  Anzeiget  en«,  zumal  seit- 
dem ach  dasselbe  durch  die  Annoncen- 
u-  zu  einer  früher  unbekannten  Höhe 
und  Ausdehnung  entwickelt  hat,  regeln  die 
Zeitungen  teilweise  die  wichtigen  volks- 
wirtschaftlichen   Hebel    von    Angebot    und 

Noch  mehr  wirken  sie  durch  ihr  »Nach- 
richtenwesen bestimmend  aul  die  Preis- 
bildung  ein;    [hn     ;.  ;         ,._  U|)(| 

Mar]  ■    ihre  teli  graphi  chen  Ai 

Schiffsbewi  gebt  n  det    I 

und     heier ten     ,\ 

1  Easj  zu   gleicher  Zeil 

über  die  jeweilige   Lage  des  Welt- 

I  ■  möge  die  Trag1 

1  •  Nachrichtendienstes  veranschaulichen. 

|;      nntlii  h  bilden  1  inen  wichtigen  Bestand- 

1    Blätter   die   Bör  enbe 

Dadurch  wird  das  gesamte  Publikum 


sofort  mit  dem  jeweiligen  Stande  der  Kurse 
bekannt  gemacht.  Hierdurch  wird  dem* 
selben  die  Beteiligung'  an  Börsenspeku- 
lationen erheblich  erleichtert,  ja  vielfach 
erst  ermöglicht;  ein  Verbot  der  Bekannt- 
machung des  Kurszettels  durch  die  Zeitun- 
gen winde  deshalb  fast  dem  Aussehlu 
Privatpublikums  vom  Börsengeschäft  gleich- 
kommen und  somit  für  den  Börsen  ver] 
und  die  Gestaltung  der  Kurse  von  der 
grössten  Bedeutung  sein. 

Schliesslich  sei  noch  an  die  Wichtigkeit 
des  Zeitungswesens  für  die  Wissenschaft 
erinnert:  welche  Rolle  insbesondere  die 
Zeitschriften  für  die  Fortbild  mm 
Wissenschaft  spielen,  ist  bereits  oben  ange- 
deutet. Gewisse  Zweige  der  Wis 
wie  insbesondere  die  Chemie  und  Technik, 
finden  ihre  Pflege  fast  ausschliesslich  in 
den  periodischen  Zeitschriften,  schon  weil 
die  Entdecker,  um  sich  die  Priorität  der 
Entdeckung  zu  sichern,  die  zeitraubi 
Niederlegung  ihrer  Gedanken  in  einem 
Buche  gar  nicht  abwarten  können.  Dazu 
kommt  aber  auch,  dass  bei  der  Fülle  der 
wissenschaftlichen  Produktion  alle  Errungen- 
schaften der  Wissenschaft  erst  durch  die 
Verbreitung  und  Mitteilung  in  den  Zeitun- 
gen Gemeingut  des  Volkes  werden,  so  d 
die  in  Büchern  enthaltenen  wissenschaft- 
lichen Wahrheiten  erst  dann  praktische  lio- 
deutung  erlangen,  wenn  die  Zeitungen 
von  ihnen  Notiz  nehmen.  Es  darf  deshalb 
nicht  wunder  nehmen,  dass,  wie  Bucht  r 
mit  Recht  hervorhebt,  die  Publikationsform 
des  Buches  von  Jahr  zu  Jahr  an  Hoden 
verliert«. 

Die  ganz  eminente  Bedeutung,  welche 
hiernach  das  Zeitungswesen  für  das  ge- 
samte Kulturleben  der  Gegenwart  gewonnen 
hat,  lässt  es,  wie  auf  der  Band  liegt,  von 
der  grössten  Wichtigkeit  erscheinen,  dass 
die  Herausgeber  und  Verfasser  der  perio-= 
dischen  Presse  ihres  hohen  Berufs  in  jeder 
Weise  würdig  und  imstande  sind,  demselben 
gerecht  zu  werden.  —  Es  lässt  sich  nicht 
verki  nnen,  dass  dies  durchaus  nicht  immer 
und  überall  der  Fall  und  dass  sich  in  der 
Tagespresse  mancherlei  Auswüchse  und  Un- 
zuträglichkeiten herausgebildet  haben.  Na- 
mentlich in  Deutschland  mag  dies  zum 
Teil  auch  daran  liegen,  dass  den  »Ver- 
tretern der  Presse  nicht  diejenige  Stellung 
1  ing  räumt  wird,  die  ihnen  ihrem  wichtigen 
Berufe  nach  zukommen  würde.  Dies  mag 
auch  die  Ursache  dafür  sein,  dass  sich  nicht 
selten  solche  Personen  dem  Zeitungswesen 
widmen,  welche,  wie  Bismarck  sie  mit 
einem  harten,  aber  vielleicht  nicht  ganz  nn- 
g  (rechtfertigten  Ausdrucke  gekennzeichnet 
hat.     ihren  Beruf  verfehlt   haben   . 

in    diesem    Ausspruche   ist  zugleich  der 
angedeutet,    der  eine  Besserung    der 
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endenVerhältnisse  herbeiführen  kö 
I,  die    Ausbildung  von     Berufsjouraa- 
Wenn  111,1  —  .  r    Freiheit 

:■   Ausübung  des  ärztlichen  Berufs,  lin- 
der   Freiheit    der    Advokatur  von 
Uzt    und    Rechtsanwalt    eine    akade- 

orbüdung  und  die  Ablegung  ' 
ens    gefordert    wird,    so   kann   man  es 
unmöglich  als  eine  Beschränkung   der 
Ereiheit    bezeichnen,    wenn   die  deiche 
rang   au    den    Zeitungsredakteur    ge- 
wird,    welchem    mindestens    ebenso 
; "".'  Interessen   des  Volkes   anverl 
als    dem    Anwalt    und    Arzt      Gegen 
für  seinen  Beruf  durch  akademisches 
31      um  und  Ablegung  eines  Examens  vor- 
leten    Journalisten    könnte    man   nicht 
den   Vorwurf  erheben,   dass  er  seinen 
I    verfehlt    hat;    wie    sein-    aber    eine 
Vorbildung  der  Hebung  des  ganzen 
-       les  und   damit   der  Entwicklung   des 
igswesens  und  dem    Kidturf  ortschritte 
Volkes   zu    gute    kommen    würde,    das 
rt    keiner    näheren    Ausführung.       Der 
ausgesprochene  Gedanke  ist  bereits  in 
-w  erten  Schrift  von  Dr.  T.  G.  V  •  ass : 
»Die  Reform  der  Presse«,   Karlsruhe   1890, 
angi  n  gl  worden.)  . 

Deber  die   rechtliche   Stellung  der  Zei- 
tungen    siehe    den    Art.  Pressgewerbe 
Pressrecht   oben  Bd.  AI.   b.  -ol  it. 


litteratur:  V.  v.  Biedermann.  Das  Zeitungs- 

inst  und  jetzt,  Leipzig 

ben    enthaltend).    —  K.  Baeh.r. 
Di,     Entstehung    der    Volkswirtschaft,    Tübi 

in:    m  Anfänge   des    Zeüungsi 
s.     .   ,;f.;.    _    R.    Grasshoff,     Die    briefliche 
Zeitung  des  16.  Jahrhunderts,    Leipzig  1877.  - 
G    Steinhausen,    Die  Entstehung  der  Z 

dem  brieflichen  Verkei  i  Irchiv  für  Post 

und    Telegraphier,    Bd.    i    .     v      . 

—    fr.    v.    Holtzendorff.    Wesen    und 
der   öffenüichen  Meinung,    München  1879. 
—  WUh   Joest,  Di»  he  deutsche 

Presse,    Köln    1SSS.    —   J.    O.    Opel.     D 

der    deutschen    Zeitungspresse    <nn    Archiv 
I      chichte      des     deutschen     Buchham 
'/,,,  -  B.  E.  Prute,   Geschiel 

deutschen    Journalismus,     Hannover     1845.    — 
Ludwig    Satomon.   Geschieht,    des  deutschen 

ZHtungswesens    < den    ersten    Anfängen    bis 

Wiederaufrichtung    des   Deutschen    L 
Bd.  I,   Oldenburg  und  Leipzig  1900.  —   Franz 
Walther,  Deutsches  Zeüt  der  G 

D     .  igen    des    christlichen    Volks- 

—    J-    H-     Wehte, 
Zeitung,   Wien  1S8S.  —  J.   Winkler,    Die 
periodische    Press,    Oesterrcichs,     Wien    1875.— 
C     Weller,    Die    ■  tschen    Zeit 

I    1872.  -  Ennen.    Die    Zeitung* 
in   der  Reichsstadt  Köln,  in   »  I  <*  hist. 

Vereins  für  den  Niederrh, 

s  G.   Sautter.    Die   französische 

Post  am  Niederrhein;  daselbst  65.  Heß  S.  1—91 
(A-,;,„  1S98).  -  C.  V.  v.  WUsleben,  Gesch. 
der    Leipziger    Zeitung,     Leipzig    1860.     —    B. 


Wuttke,     Die    ■  ''"' 

Entstehung  <Hchen  Meinung.    ■;.    Aufl., 

Kölnischen  /■  <• 

ihrer     Druckerei,     Kölm     1880.     — 

Otto   Eiben,    Geschichte  6  "•  '- 

leurs,     * 

Bd.      Hegel.: 

Zeitung.  O. 

Kunt-eniiilter .      Das    Aai  Zeitungs- 

—  Verselbe, 

—    Chr.    Ileinr.    Schöner,    D 

r  /;■■ 

mg   ■'.-,■  Tag  ■  — 

tfeukamp,    Art.    Zeitungen    im    Wörterbuch 
der    Volkswirtschaft    Bd.    II.     S  Jena 

1Sgs).  —  Hja  l  m  a  r  Seh  a  cht,  Sta '  ist 

j 
1898).  —  Statistik  der 
Telegr,  Haltung,  alljährlich  her 

R 
handel).  —   Warzee.    Essai  liistoriqu 
,.„,.  d  ix  beiges,   G,  —  E.  1,a- 

tin.    hs  gazeUes  de  Hoüan< 

Paris  1S65.  —  Der- 
selbe.   Bibliographie    historique    et    critique    de 
b,  presse    periodique  frameaise,    Paris   1866.    — 
Derselbe.    Histoire    politique    et    M 
bl    „,  ris   1859—61.    —    Ed. 

Laferriire.    La   censure   et  Je 

'.    Paris   1868.  —  A.   Andreas,     Th> 
tory    of  British    Journ  dism,    L 
Grant.     The  s    presse     its    origin, 

rress  and  present  posüion,    /'  171.— 

II     B.    Fox    Bourne,    English    Newspapers. 
in  the  History  of  Journalism,  London 
1S87_  _   ottino.  La  stam 
mercio  dei  libri  et  la  tipografia  in  Italia,  M 

i    —  Fr.  Hudson,  Journalism   in  th 
tedS  -1872,    New-Ym 

Die  zu  dem  Art.  Pressgewerbe   und  l 
angegebene  Lue 

Neukamp. 


Zeitungssteuer. 

Die  Zeitunsssteuer  ist  eine  Objektsteuer 
in  dem  von  mir  S.  32  ff.  meines  Kommen- 
tars zum  preussischen  Gewerbesteuergesetze 
i Essen  1891)  entwickelten  Sinne.  Aon  den 
civilisierten  Staaten  der  Erde  hatte  bis  vor 
kurzem,  soviel  bekannt,  nur  noch  Oester- 
reieh  eine  reine  Zeitungssteuer  in  Form  des 
Zeitungsstempels.  •*.-_* 

Innerhall ,  des  Deutschen  Reiches  existierte 
insbesondere  in  Preussen  bis  zum  Erlass 
des  Reichspressgesetzes  eine  Zeitungssteuer 
in  der  Form  des  Zeitungsstempels  Nach- 
dem dieser  ursprünglich  gemäss  G.  v  -'  '• 
November  1-1"  alle  Zeitungen  und  Zeit- 
schriften betroffen  hatte,  wurde  er  durch 
den  Tarif  zum  Stempelgesetz  v.  '-jaaiz 
1822  auf  politische  Zeitungen  beschrankt 
und"  alsdann  durch  V.  v.  S.  Dezember  1848 
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gänzlich  aufgehoben.  Duvcli  das  G.  v.  2. 
Juni  1852  (G.S.  S.  301)  wurde  ein  nach 
des  bedruckten  Flächenraumes  zu 
ihnender  Zeitungsstempel  eingeführt, 
■welcher  alle  kautionspflichügen  Zeitungen 
und  Zeitschriften  und  Anzeigeblätter  jeder 
Art  traf.  Dieses  sehr  drückende  Gesetz 
wurde  durch  ein  G.  v.  29.  Juni  1SG1  nebst 
ergänzendem  G.  v.  26.  September  1862  ab- 
geändert, durch  welches  auffallenderweise 
mir  die  in  deutscher  Sprache  erscheinen- 
den Blätter  betroffen  wurden. 

In  Frankreich  fand  die  Einführung  des 
Zeitungsstempels  zuerst  durch  das  G.  v. 
1  September  1798  (9.  vendemiaire  an  VT.) 
statt ;  in  der  Gestalt,  welche  er  durch  das 
G.  v.  14.  Dezember  1830  erhalten  hatte, 
wurde  er  durch  Dekret  der  provisorischen 
Regierung  vom  4.  März  1848  abgeschafft. 
Durch  die  Dekrete  vom  lü.  Juli  1850  und 
17.  Februar  1852  von  neuem  eingeführt, 
wurde  er  durch  Dekret  vom  5.  September 
1870  endgiltig  beseitigt.  Eiuen  Ersatz  hier- 
für schuf  das  G.  v.  4.  September  1871,  in- 
dem es  das  für  den  Druck  bestimmte  Papier 
mit  einer  besonders  erhöhten  Papiersteuer 
tete.  Diese  Erhöhung  ist  erst  seit  Ein- 
führung des  Pressgesetzes  vom  '29.  Juli  lssf 
in  Wegfall  gekommen ,  so  dass  jetzt  die 
Zeitungen  nur  noch  von  der  allgemeinen 
Papiersteuer  betroffen  werden. 

In  England  wurde  zunächst    durch    eine 

Parlamentsakte   v.    lü.  Juni  1712   eine  Zei- 

ät  uer    eingeführt;    ausserdem    kannte 

englische   Gesetzgebung   noch   eine   Iu- 

seraten-   und    eine   Papiersteuer.     Die   ad- 

vertisement  tax  wurde  durch  G.  v.  4.  August 

1853,   die   paper  duty  (Papiersteuer)   durch 

G.  v.  12.  Juni  1861  beseitigt.    Die  Zeitungs- 

stempelsteuer   wurde  durch   G.  v.  15.  Juni 

L855  (18  und   in  Vict.  cap.  27)  in  der  "Weise 

eelt,  dass  es  jedem  Zeitungsunternehmer 

überlassen  bleibt,  ob  er  die  von  ihm  heraus- 

Zeitungen   stempeln   lassen   will 

odi  r   nicht;    lässt  er  sie  mit  dem  Zeitungs- 

stempel  (1  d.)  versehen,  so  muss  die  Post 

di    '/.-  itung   im  Gewicht  bis  zu  4  Unzen  frei 

dem. 

In  Italien,  Belgien,  Nordamerika  ist  eine 

Zeitungssteuer  unbekannt. 

In  Oesterreich  bestand  der  Zeitungs- 
stempel  seil  dem  1.  Juli  1798;  eine  weitere 
b'1  geiung  erfuhr  derselbe  durch  das  Stempel- 
patenl  vom  5.  i  »ktober  1802  und  das  G.  v. 
27.  Januar  1840  sowie  durch  die'  Hofkammer- 
dekrete vom  1.  September  1840  und  15. 
I  ebrnar  L841.  Seif  dem  Jahre  1848  hörte 
die  Verwendung  des  Zeitungsstempels  that- 
sächlich  aiil.  bis  derselbe  zunächst  durch 
Patent  vom  •;.  September  1850  nur  bezüg- 
lii  n  d(  i  im  auslände  erscheinenden,  in  das 
d  <  ingi  führten,  wenigstens  wöchentlich 
einmal  erscheinenden  Zeitungen  politisch  o 


Inhalts  wieder  eingeführt  und  auf  2  Kreuzer 
festgesetzt  wurde.  Erst  durch  die  V  y 
23.  Oktober  1857  (R.G.BI.  Nr.  207)  wurdei 
auch  die  inländischen  kautionspflichtigen 
oder  Inserate  enthaltenden,  wenigstens 
wöchentlich  einmal  erscheinenden  Druck-. 
Schriften  und  die  Ankündiguugs-  und  An- 
zeigeblätter  der  Stempelgcbtthr  von  1  Kreuzer 
unterwürfen  und  diesen  Blättern  die  aus- 
ländischen, im  Postvereiu  erscheinenden 
Zeitschriften  und  Zeitungen  gleichgestellt 
Die  V.  v.  23.  November  1858  (R.G.H1.  Nr. 
217)  dehnte  die  Stempelpflicht  auf  alle  vor- 
genannten Zeitungen  und  Zeitschriften  ohue 
Rücksicht  auf  ihre  Kautionspflicht  aus  und 
Hess  davon  nur  die  amtlichen  Druckschriften 
und  die  weder  Unterhaltungslektüre  noch 
Inserate  enthaltenden  Fachblätter  frei.  Diese 
letzteren  unterlagen  gemäss  G.  v.  26.  De- 
zember 1865  (R.G.BI.  Nr.  147)  auch  dann 
der  Stempelpflicht  nicht,  wenn  sie  ledige 
lieh  sogenannte  Fachinserate  aufnahmen. 

Erst  durch  das  G.  v.  27.  Dezember  In'.IO 
ist  auch  in  Oesterreich  der  Zeitungs-  (und 
Kalender-Jstempel  völlig  aufgehoben. 

Die  durch  G.  v.  6.  September  1850  ein- 
geführte Inseratensteuer  ist  durch  G.  v.  29. 
März  1874  mit  dem  1.  Juli  1874  beseitigt 
worden. 

Litteratlir:  Siehe  die  Litteraturangaben  :n  detA 
Art.  Zeitungen,  Zeitungswesen,  Zei- 
tungsanzeigen ■>/>.„  s.  :>.;.s.  Ferner:  Schön.' 
berg,  IUI.  TU,  s.  466ff.  —  Vocke,  Geschieht 
der  Sli  uern  in  England,  Leipzig  1866,  .s\  :r,n. 
—  li.  von  Kaufmann,  Dir  Finanzen  Frank- 
reichs, Leipzig  1SS2.  -  -  Say  et  Chailley, 
Nouveau  dictionnaire  d'economie  politique,  l'^ris 
1891,  1892,  IUI.  II,  S.  Wmff. 

Neukamp. 


Zincke,  Georg  Heinrich, 

geb.  zu  Altenrode  bei  dem  damaligen  kursächsi- 
schen  Naumburg  a.  .8.  am  23  IX.  1692,  gest. 
in  Hehnstädt  am  15.  VIII.  176t) ,  Hess  sich 
1708  als  gemeiner  Soldat  nach  Brabant  an- 
werben,  desertierte  170y,  studierte  in  Jena,  Erfurt 
und  Halle  Theologie  und  Rechtswissenschaft, 
wurde  Dozent  der  Rechte  und  1718  Fiskal  der 
Kriegs-  und  Domänenkammer,  Salz-  und  Berg- 
werksdeputation in  Halle,  folgte  1731  einem 
Rufe  als  Hot-,  Regierungs-  und  Konsistorialrat 
nach  der  gleichnamigen  Hauptstadt  des  dama- 
ligen Fürstentums  Weimar,  fiel  hier  in  Un- 
gnade, ging  nach  Leipzig  und  wurde  1745  Pro- 
fessor und  Kurator  des  L'ollegium  Carolinum 
in  Helmstädt. 

Zincke  veröffentlichte  von  staatsvrissen- 
schaftlichen  Schriften  in  Buchform:  Allgemeines 
ökonomisches  Lexikon,  Leipzig  1731;  2.  Aufl., 
ebd.  1744;  5.  Aufl.,  vermehrt^von  J.  J.  Vulck- 
inann,  ebd.  17,si);  li.  Aufl.,  hrsg.  von  C.  A.  Leich, 
-'  Bde.,  ebd.  1820.  —  Grundriss  einer  Einleitung 
in  die  Kameralwissenschaften,  2  Bde.,  ebd.  174ü 
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Deutsches  Real-  und  Manufaktur-  und  Hand- 
Mrinlexikon,  I.  einziger)  Bd.  A  E 
745  -  Kameralisteubibliothek.  ein  \  erzeiclinis 
iiicher  und  Schriften  etc.,  4  Bde.,  ebd. 
-.7  -  Anfangsgründe  der  Kanieral- 
rfssenschaften,  2  Bde.,  ebd.  1753-55.  -  Ab- 
«ndlung  von  der  Wirtschaftskunst  der  Armen 
md  Dürftigen,  ebd.  1759.  — 

Zincke  gab  heraus:  Leipziger  .Sammlungen 
von    wirtschaftlichen- .    Polizei- .    Kammer-  und 
Finanzsachen,    184  Stücke  oder  16  Bde.    Nebsl 
Register,  ebd.   1742    Stück   1   datiert  vom  18. 
iX~174-2     bezw.  Bd.  I:     l744-176(;   dasselbe, 
M    1    2    \nh\.    ebd.  1746      (Der   grösste 
Orio-inalartikel  hat  Zincke  zum  Verfa 
New    Bearbeitung   von  Stisser,    Einleitung 
inr  Landwirtschaft  und  Polizei  der  Deutschen, 
ebd    1746  und  Jena  1768.  —  Bechers  Politischer 
Diskurs   von   den   Ursachen  der   Auf-  und  Ab- 
del'   Städte   etc.,    Leipzig    17o4    —   Er 
5i  tzte   den  mit   zweifelhafter  Berechtigung 
idion    zugeschriebenen    Aufsatz    über    die 
-      tseinkünfte  Athens  u.  d.  T.:  Buch  von  den 
Einkünften  etc..   mit  historisch-politischen  An- 
merkungen versehen.  Wolfenbüttel  1753.  — 

Zincke  hat  durch  sein  „ökonomisches  Lexi- 
kon ■■    s.  ...i   und  durch  seine  „Leipziger  Samm- 
lungen-   die    zweite    volkswirtschaftliche    Z(  it- 
schntt  in  deutscher  Sprache  (s.  o.),  das  Streben 
zu  ukennen  gegeben,    der  staatsökonomischen 
Wissenschaft    weitere    Kreise,    als  die  von  dem 
günftigen  Gelehrtentum  gezogenen,  zu  eröffnen. 
Während  sein  Lexikon  aber  sechs  Autlagen  er- 
lebte   ist  von  den  ..Leipziger  Sammlungen"  nur 
der   Neudruck    des    1.   Bandes    erforderlich   ge- 
wesen   was  jedoch  zu  einer  Zeit,    wo  höchstens 
die  politischen  Zeitschriften,  wie  z.  B.  die  ...Neue 
Europäische  Fama".  Leipzig   1735  ff.  oder  der 
Europäische    Staatssekretarius" ,    ebd.    lio4tt. 
auf  einen  ausgedehnteren  Abonnentenkreis  rech- 
nen durften,  nicht  befremden  darf.     Als  Eklek- 
tiker   wahrt   sieh   Zincke    eine   seinem   Zweck- 
mässigkeitsstandpnnkte  entsprechende   selbstän- 
dige Beurteilung  wirtschaftlicher^  erhältnisse ;  er 
ist"  daher  weder  Merkantilist  noch  hat  er  Fühlung 
mit    den  Phvsiokraten.     Der  Kameralist    lasst 
in   fast    allen    Veröffentlichungen    Znickes    den 
i    Nationalökonomen  nur  selten  zu  W  orte  kommen 
i    nnd  wenn  dieser  das  Wort  hat.  handelt  es  sich 
in  der  Regel  nicht  um  Fragen  der  theoretischen, 
sondern   der   praktischen   Volkswirtschaft,    die 
wieder   vom   kameralistischen   Standpunkte  aus 
beurteilt    werden.     Die   Polizei-   und   Kameral- 
wi-enschaften  erscheinen  bei  Zincke  als  Regu- 
latoren aller  wirtschaftlichen  Fragen  und  seine 
Interpretation,  wonach  die  Oekonoime  ..alle  recht- 
mässigen  Nahrungsgeschäfte"  umfasst.    die  Po- 
\    lizei  aber  die  Aufgabe  hat.  das  Gedeihen  dieser 
I    staatlich  geschützten  Nahrungsgeschäfte  zu  be- 
ordern, lässt  es  ausser  Zweifel,  dass  mit  dieser 
i     polizeilichen    Intervention    nur     das    staatliche 
|    Organisation-  und  Aufsicht-recht,  welchem  die 
erbe   auch  heutigeutages  noch  unterstehen. 
gemeint   ist.     Dieser  Auffassung   gemäss  ver- 
langt  er   von  dem   Polizeibeamten   das  \\  issen 
eines    studierten   Kameralisten.      Derselbe    soll 
nämlich  im  Naturrecht  und  ferner  in  der  Kenntnis 
der  menschlichen  Gewohnheiten  und  schwachen 
der  ..Mathematik.  Historie,   Staatsklugheit  und 
der  ökonomischen    Verhaltnisse"   grund  ich    be- 
wandert sein.      Dieser   Kameralwissenschatt   im 


weiteren   sinne    stellt  Zincke   'leren   eng«!   ge- 
Begriff    entgegen,    welcher     mit     der 
Kammer1'   oder  der  staatlichen  Finanawissen- 
sehaft  zusammenfällt,  in  einem  polemischen  Aus- 
falle   gegen    Becher,    Hörni  rertntt   er 
aber   den   Grundsatz,   dass   die   Förderung  der 
fiskalischen  Interessen  Hand  in  Hand  mit  denen 
der    Staatsbürger    gehen     müssen.     —     Wenn 
Zincke      Lykurgs     Bevölkerungsreproduktions- 
mittel  empfiehlt,  aber  im  Gegensatze  zur  Dok- 
trin  der    Merkantilisten    die    Volksvermehrnng 
auf  die   besitzenden  Klassen  beschränk! 
will,  so  liegt  nur  in  der  Abstraktheit  der  Gut- 
mg   von   Lykurgs    Massregel    ein    Wider- 
weicher in  'lern  Falle  aufhört,   einer  zu 
sein.    da<s    die   populationistischen    I 
des  spartanischen  Gesel  ■  ■  bi  rs  in  konkret 
ziehung  zu  den  besitzenden  Klassen,  die  in  ihrer 
Reproduktion  eher  zu  wenig  als  zu  viel  leisten, 
»•ebracht  werden.    Zincke  bekämpft  das  merkan- 
ölistische  Geldaufspeicherungsprincip  ani  (.rund 
des    Erfahrungssatzes .   dass   die   Bestrebungen, 
ddreiehtiim  eine-  Landes  zu  konservieren, 
nur  die  Preise  der  Bedarfsartikel   in   die  Hohe 
t  reihen. 


V<rl  über  Zincke :  Weidlich ,  G eschichte 
der  ietztiehenden  Reehtsgelehrten  in  Deutsch- 
land. Bd.  IL  Merseburg  1748  S  681  -  Zed- 
ier Universallexikon.  Bd.  LXII.  Halle  1(49, 
s  84150  —  Strodtmann,  Geschichte  jetzt- 
lebender und  nicht  lange  verstorbener  Gelehrten 

Teil  XXI  des  ..Neuen  gelehrten  Europa), 
Wolfenbüttel  1781.  S.  257 ff.  -  Hock  Bio- 
graphisch-litterarische  Nachrichten  vonOekono- 
men  und  Kameralisten.  Giessen  1(84,  S.  10.  — 
Bioo-rapbie  universelle  aucienne  et  moderne, 
Bd  XLV,  Paris  1865,  S.  540.  -  Röscher. 
ichte    der  Nat .    München  18(4,   S.  4^._  tt. 

—  Encvclopaedia  Britannica,  9.  Aufl.,  üd.  Xl\. 

1  London  1885.  S.  363. 
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Zins. 

I.  Begriff  und  Arten.  JX  Der  Ur- 
sprung des  Kapitalzinses  III.  Die 
Höhe  des  Kapitalzinses.  1.  Im  allge- 
meinen. 2.  Die  Höhe  des  Zinsfusses  in  ver- 
schiedenen Zweigen  der  Kapitalverwendung. 
3.  Geldfülle  und  Zinsfuss. 

I.  Begriff  und  Arten. 

Zins  heisst  überhaupt  die  Vergütung, 
welche  der  Eigentümer  eines  Gutes  für 
dessen  zeitweilige  Benutzung  empfangt  Ist 
der  Gegenstand  der  Benutzung  ein  dauer- 
bares  Gut,  so  spricht  man  von  Pacht- 
oder  Mietzins  '  er  in  einer  Summe 

verbrauchlicher  oder  vertretbarer  Guter,  zu- 
mal in  einem  Geldkapital,  so  spricht  man 
von  Zinsen  oder  Interessen.  _ 

So  weit  Pacht-  oder  etwa  auch  Mietzinse 
für  die  Benutzung  von  Grundstücken  be- 
zogen werden,  fallen  sie  unter  die  wirt- 
schaftliche Kategorie  der  Grundrente,  die  in 
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dem  Art.  Grün dreate  i il « in  Bd.  1  Y  S.  871  >  ff. 
ihre  Besprechung  gefunden  hat ;  hier  soll 
lediglich  das  aus  Kapitalgütern  stammende 
Ertr  i   der  Kapitalzins  ins  Auge 

werden. 

Der   Name    Kapitalzins   knüpft   sich   in 
ir    Linie     an    das    ans    verliehenen 
Kap:  ogene  Erträgnis;   er  wird  je- 

doch        I  ti  'i   auch  in  einem  weiterem  Sinne 
i.   in  welchem  er,  gleichbedeutend 
mit  Kapitalrente,  ausser  drin  Leihzinse 
ausbedungenen  Kapitalzinse  auch   das 
:  Eigenbenutzung  des  Kapitales  erzielte 
Erträgnis  (den    ursprünglichen  Kapitalzins«) 
umfasst 

Man  hat  ferner  den  rohen  von  reinem 
Kapitalzinse  zu  unterscheiden.     Die  für 
die  Kapitalbenutzung  empfangene  Vergütung 
scnliesst   nämlich  unter  umständen  gewisse 
Elemente  in  sieh,  welche  kein  reines  Kapital- 
erträgnis, sondern  eine  Vergütung  für  änder- 
te ttosti  o  darstellen.     So  umfasst  z.  B. 
der  für  die  Miete  eines  Klaviers  oder  eines 
es  bezahlte  Mietzins  eine  gewisse  Quote 
für  die  Abnutzung  des  gemieteten  Objektes ; 
riskierten  Darlehen  oder    sonstigen    un- 
eren  Kapitalsanlagen  muss  sich  der  Ka- 
pitalist eine  Risikoprämie  berechnen ;  gewisse 
Darlehen,    deren  Abwickelung   eine  verhält- 
nismässig [..-deutende  Mühewaltung  erfordert, 
wie    z.   B.    die   Darlehen   von    Pfandleihan- 
stalten,   erheischen   einen   Zuschlag  für  Ar- 
lohn  oder  Regiespesen.  Aeusserlich  wer- 
diese  Vergütungen   in   der  Form   eines 
prechend    erhöhten    Zinses    (Rohzinses) 
tet;  .-ist  nach  ihrer  Abrechnung  stellt 
sich  d.r  reine  Kapitalzins  dar,  der  das  perio- 
reine    Einkommen    des   Kapitalisten 
aus  -ein..,,,  Kapitalbesitze  darstellt. 

Die    Höhe    dieser    eigentlichen   Kapital- 
kommt   am    reinsten    zum  Ausdrucke 
im  Zinsfuss  für  Darlehen  (keine  Abnutzungs- 
!),    die    bei    vollkommener    Sicherheil 
(keme  Risikoprämie!)  in  grösseren  Summen 
füi  läi  -  reZeil  (Zurücktreten  der  Regie- 
gegeben werden.    Der  unter  solchen 
ändert    übliche  Zinsfuss   wird    als    der 
landesübliche     bezeichnet  und  dient  dann 
"  h    in    Fällen    der  Eigenverwendung   des 
in  denen  der  eigentliche  Kapital- 
gewinn   tni1    der    Frucht   der  Unternehmer- 
thätigkeil  immer  zusammengemischt  ist,  als 
Anhalt  für  die  Scheidung 
Elemente:   soviel  der    landesübliche 
'■"in    investierten    Kapitale    betragen 
würde,  bucht  di  i  I  uternehmer  als  Zins  von 
apitale  und  erst  den  R    I  di     üeber- 
3es    als    eigentlichen    Gewinn    (Unter- 
inn)    bi  eise   wenn   der 

I  i    d    iiblii  hei,  Zins  vom 
ale    nicht    em  icht,    wird    die 
renz  als  Gesehäftsvi  du  I   betrachtet. 


IJ.  Der  Ursprung  des  Kapitalzinses. 


Die  Frage,  warum  denn  eigentlich  m 
Capital  die  Kraft  besitze,  seinem  Eigen- 
tümer ein  immerfort  sich  erneuerndes,  aij- 
beits-  und  müheloses  Einkommen  zu  l,I. 
schaffen,  wurde  von  der  Wissenschafl  nick» 
sichtlich  einer  Erscheinungsform  des  Kapital- 
zinses sehr  früh,  rücksichtlich  aller  übrigen 
unverhältnismässig  spät  gestellt.  Jene  Er- 
scheinungsform war  die  des  Darlehens- 
zinses für  ausgeliehene  Geldkapitalien. 

Wie  so  oft  bei  wirtschaftlichen  Einrich- 
tungen setzten  auch  hier  praktische  Bedenken 
den  theoretischen  Forschungstrieb  in  Bewe- 
gung. In  den  früheren  wenig  entwickelten 
Stadien  der  Volkswirtschaft  pflegen  gewisse 
Umstände  obzuwalten,  durch  welche  ein 
moralischer  Schatten  speciell  auf  den  Dar- 
lehenszins geworfen  wird.  Der  Produktiv» 
kretlit,  aus  dessen  Benutzung  der  Schuldner 
einen  Gewinn  erwarten  darf,  der  ihm  nicht 
allein  die  Zinseulast  zu  bestreiten,  sondern 
gewöhnlich  auch  noch  einen  Ueberschuss 
zu  behalten  gestattet,  ist  zu  dieset  Zeit 
wenig  entwickelt;  die  meisten  Darlehen  sind 
Notdarlehen,  welche  die  Aermeren  bei  den 
Reicheren  zu  suchen  gezwungen  sind  und 
deren  Verzinsung  natürlich  den  in  Not  be- 
findlichen Schuldnern  schwer  fällt.  Hier 
entstellt  unwillkürlich  der  Eindruck  einer 
Bereicherung  der  Wohlhabenden  aus  der 
Not  der  Armen  und  es  wird  die  zwei! 
Frage  aufgeworfen,  ob  dem  Zinsenuehmen 
nach  der  Natur  des  ganzen  Verhältnisses 
irgend  ein  dasselbe  erklärender  und  t-echtj 
fertigender  Grund  zur  Seite  stehe? 

Diese  Frage  wird  schon  in  der  antiken 
Welt  von  Aristoteles  aufgeworfen  und 
verneint.  Das  Geld,  meint  er,  sei  von  Natur 
aus  unfruchtbar,  und  darum  sei  der  Zins, 
in  welchem  gleichsam  Geld  vom  Gelde  ge- 
zeugt werde,  von  allen  Erwerbszweigen  der 
naturwidrigste.  Einige  Zeit  später  bildete 
dieselbe  Frage  den  Mittelpunkt  einer  mehr- 
hundertjährigen Kontroverse,  die  durch  das 
von  der  christlichen  Kirche  und  unter  dem 
Einflüsse  derselben  von  zahlreichen  welt- 
lichen Gesetzgebungen  erlassene  gänzliche 
Verbot  des  Zinsnehmens  hervorgerufen  wind... 
Die  christlichen  Dogmatiker,  unter  denen 
besonders  Thomas  von  Aquin  hervor- 
ragte, bemühten  sich,  das  Zinsverbot  auch 
theoretisch  zu  rechtfertigen.  Ausser  dem 
Aristotelischen  Argument  von  der  Unfrucht- 
barkeit des  Geldes,  das  sie  wiederholen; 
stützen  sie  sich  hauptsächlich  darauf,  dass 
der  Zins  für  den  Gebrauch  des  geliehen  in 
Geldes  gefordert  werde;  nun  gebe  es  aber 
an  dem  Gelde.  welches  nur  durch  seine 
Verausgabung  benutzt  werden  kann,  keinen 
besonderen,  von  dieser  Verausgabung  ver- 
schiedenen Gebrauch,    und    es   fehle   daher 
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-in  einem  Objekte,   für  welches,   neben   der 
Rückstellung    der     geliehenen    Geldsumme 
selbsl    gerechterweise   noch   ein   besonderes 
Entgelt   im  Zinse    gefordert    werden    dürfe. 
Die  G< npartei   wieder,    unter   deren  Ver- 
tretern  aus  dem  16.  Jahrhundert  besonders 
Molinäus    und    Besold,     aus    dem    17. 
Hugo  Grotius   und  Claudius  Salma- 
Bius   und   aus  dem    18.  Jahrhundert  Tur- 
g01    und  Jeremias  Bentham  hervorzu- 
heben    sind,    bemühte    sich    einerseits    um 
den    dialektischen  Nachweis,  dass   es   doch 
aucb    an    verbrauchlichen    und   vertretbaren 
Qütern  einen  besonderen,  von  dem  gänzlichen 
Verbrauch  derselben  verschiedenen  Gebrauch 
für   den    man    einen   Zins   begehren 
dürfe-   andererseits   und  hauptsächlich  aber 
wies   man   darauf  hin,  dass  der  Darlehens- 
nehmer das  empfangene  Geld  selbst  in  der 
Landwirtschaft,   im  Handel   oder   in  einem 
Bewerbe  produktiv  verwerten  und  aus  ihm 
Nutzen  ziehen  könne,  für  dessen  Ge- 
währung der  Eigentümer  des  Kapitales  mit 
Secht  eine  Belohnung  fordern  könne.     Mit 
anderen  Worten,   mau    erklärte    und  recht- 
jte  den  Leihzins   für  Gelddarlehen  aus 
der  Existenz    des    »ursprünglichen  Kapital- 
zinses«.    Diesen  letzteren  selbst  zu  erklären, 
fand  man  während  dieser  ganzen  Zeit  nicht 
für   mit  wendig:    mau   nahm   die  Thatsache, 
dass  jemand,  der  sein  Kapital  selbst  bewirt- 
schaftet, aus  demselben  einen  Gewinn  zieht, 
ohne  Fräse  als  etwas  Selbstverständliches  hin. 
Erst  ""der  neuesten  Zeit,  etwa  den  letzten 
hundert  Jahren,   blieb   es  vorbehalten,   auch 
nach  der  Quelle  des  ursprünglichen  Kapital- 
zinses    zu    fragen    und    damit   den   weitaus! 
Wichtigeren  Teil  des  Kapitalzinspn  blenis  zur  j 
Diskussion  zu  stellen.     Und  zwar  waren  es 
wiederum    praktische    Interessen    und    Be- 
denken,   welche    die    Theoretiker    zur    For- 
schungsarbeit riefen.     Die  zunehmende  Ka- 
pitalansammlung, die  Ausbildung  der  Arbeits- 
teilung   und   zumal   das   Umsichgreifen   der 
Grossindustrie   und   des   Maschinenbetriebes 
hatten  nicht  allein  dem  Kapitale  eine  erhöhte 
Macht   und  Bedeutung   verschafft,    sondern 
auch    einen    Interessengegensatz    hervorge- 
rufen,  der   den   alten   Gegensatz  von  Gläu- 
bigern und  Schuldnern  an  Wichtigkeit  noch 
weit  überbot :  den  Gegensatz  zwischen  Kapital 
und  Arbeit.    Dazu  kam.  dass  seit  dem  letzten 
Viertel  des  18.  Jahrhunderts  die  englischen 
Nationalökonomen  die  Lehre  in  Kurs  setzten. 
dass  in  letzter  Linie  die  Arbeit  eines  Volkes 
es  ist,  welche  alle  Produkte  und  allen  Wert 

Eft,  und  dass  auch  das  Kaj 
nichts  anderes  sei  als  eine  »vorgethane  Ar- 
beit .  als  die  Frucht  vorausgegangener  Ar- 
beitsschichten. In  diesem  Zusammenhange 
ist  nichts  natürlicher,  als  dass  man.  analog 
wie  man  zweitausend  Jahre  früher  im  Namen 
der  armen  Schuldner  nach  der  Berechtigung 


de    Darlehnszinses  zu  trauen  b  arte, 

rbeiterdie 

aufwarf:  ] 
und    natürlich,    dass    von    dem    Erträgi 
einer  Produktion  irgend  jemai 
die  Arbeiter,   die  daran   mitgewirkt    ha 
einen  Anteil  erhält;  und  steh!  insbesondere 
dem    ünternehmerka]  irgend 

natürlicher  Titel  zur  Seite,  der  ihn  berech- 
tigen würde,  abgesehen  von  einer  Vergütung 

ine  allfällige   persönliche  Mitwirl 
am  Produktionswerk,   einen   Teil    der   Pro- 
duktionserträgnisse   auch    noch    im    Namen 
seines  Kapitaleigentums  an  sich  zu  ziehen'.-' 
Diese  Frage    steht   im  Mittelpunkte  der 
modernen    Kapitalzinskontroverse,    die    von 
den    wissenschaftlich  n  Verl 
zialismus  angesponnen  und  bis  zum  heut 
Tage   noch   nicht  zu  einem  vollständig  auf- 
klärenden  Abschlüsse  gebracht   worden  ist. 
Sie   hat   in   ihrem  bisherigen  Verlaufe  eine 
ungewöhnlich  grosse  Zahl   widerstreitender 
1  ischer  Erklärungsversuche  des  Kapital- 
zinses   zu    Tage   gefördert,   von    denen  die 
wichtigsten    im    folgenden    kurz   überblickt 
werden  sollen.  l)     Zuvor  sollen  jedoch  noch 
die   eigentlich   erklärungsbedürftigen   Tat- 
sachen,   mit   denen  man  es  bei  dem  Zins- 
probleme zu  thun  hat,  mit  möglichster  Deut- 
lichkeit  hingestellt  werden. 

Abgesehen  vom  Leihzinse  von  Gelddar- 
lehen, von  dem  schon  die  Bede  war  und 
der  wenigstens  im  Groben  zutreffend  aus 
der  Existenz  des  ursprünglichen  Kapital- 
zinses seine  Erklärung  finden  kann,  sind  zu 
erklären  _     ..  , 

1.  und  hauptsächlich  der  ursprüngliche 
Kapitalzins  oder,  genauer  beschrieben  che 
Thatsache,  dass  bei  produktiver  \  erwendung 
von  Kapital  in  den  Händen  des  l  nternehmers 

regelmässig  ein  der  Gri les  verwend 

Kapitales  proportionaler  üeberschuss  zurück- 
bleibt  der  dadurch  vermittelt  wird,  dass  der 
Werl    der  mit  Hilfe   von  Kapital  erzeu 
Güter  regelmässig  grösser  ist  als  der   ? 
der  in  ihrer  Erzeugung  verzehrten  lv 
guter,  einschliesslich  der  (gleichfalls  aus 
Kapital   des  Unternehmers  bestrittenen)  Ar- 
beit     Die   Frage   ist:  Warum   existiert  ein 
solcher  ständiger  Wertüberschuss  oder  »Mehr- 

Wort    • 

2  Praktisch  von  viel  geringerer  Wichtig- 
keit aber  von  der  Theorie  gleichfalls  nicht 
zu  vernachlässigen  ist  die  Thatsache  eines 
reinen  Zinsbezuges  aus  verliehenen  aus- 
dauernden Gütern,  die  nicht  zur  Produktion 
verwendet   werden;    z.   B.  aus  vermieteten 


*)  Eine   ausführliche   dogmengeschichthche 

Darstellnnsr.  verbunden   mit  einer  eingehenden 
kritischen  Würdigung,  habe  ich  m  memti 
schichte   und   Kritik   der  Kapitalzmstheorieen% 
Innsbruck  1884  [2.  Aufl.  1900)  gegeben. 
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igebäuden,  Klavieren,  Leihbibliotheken. 
Hier  miiss  die  Präge  lauten:   Warum  lässl 
für  derlei  '  ihjekte  unter  normalen  Ver- 
hältnissen regelmässig  ein  .Mietpreis  erzielen, 
äser   isl    als  die  auf   die  Miet- 
dauer entfallende  Abnutzungs-  oder  Amorti- 
sationsquote,    so  dass  dem  Eigentümer  aus 
dem    ganzen    Verhältnisse   regelmässig    ein 
sser,    und   zwar   gewöhnlich   ein   dem 
Kapitalwerte    des    Objektes    proportionaler 
Reingewinn  als  Reinzins  verbleibt? 

Die    ältere   Nationalökonomie    hat    sieh. 
wie  -eben  erwähnt,   diese  Fragen  gar  nicht 
üt.   Auch  die  grossen  Nationalökonomen, 
die    an    der   Schwelle   der   modernen   Zeit 
stehen,  haben  sieh  auf  dieselben  kaum  noch 
eingelassen.    Turgot  begnügt  sich  mit  der 
dich    seichten  Erklärung,    dass   das  Ka- 
pital  seinem   Eigner   einen  Zins   einbringen 
müsse,    weil   dieser   sonst  vorziehen  würde, 
rentetragende  Grundstücke  dafür  zukaufen; 
und   A.  Smith   giebt   die   nicht   viel  tiefer 
nde    Auskunft,    dass,    wenn    es    keinen 
Zins   geben    würde,    der  Kapitalist  kein  In- 
"  daran  hätte,  sein  Kapital  in  der  pro- 
duktiven   Beschäftigung    von    Arbeitern    zu 
verwenden.     Auch   Ricardo   kommt   über 
ähnliche  Allgemeinheiten    nicht  viel  hinaus, 
zu    bemerken   ist,   dass   bei  ihm  wie 
bei  vielen  anderen  Engländern  einer  scharfen 
Erfassung  des  Problems  des  ursprünglichen 
Kapitalzinses   die  Gewohnheit  hindernd    im 
Wege  stand,  den  eigentlichen  Kapitalgewinn 
gar   nicht   besonders  zu  unterscheiden,   son- 
dern mit  der  Frucht  der  Uuternehmerthätig- 
keit.    dem    Unternehmergewinn,    unter   dem 
einsamen  Namen  •> Profit«  zusammenzu- 
werfen.    Erst  dir  Nach-Smithsche  Litteratur 
fand  sich  veranlasst,  auf  jene  Probleme  all- 
mählich  genauer  einzugehen  und  förmbche 
Zinstheorieen   zu  entwickeln. 

In  der  bisherigen  Entwickelung  lassen 
sich  nicht  weniger  als  sechs  verschiedene 
Hauptrichtungen  der  Erklärungsversuche  und 
demgemäss  sechs  selbständige  Hauptgruppen 
von  Zinstheorieen  unterscheiden.  Innerhalb 
elben  kommen  dann  noch  weit  zahl- 
reichere  MeinuDgsspielarten  von  geringerer 
grundsätzlicher  Verschiedenheit  sowie  eklek- 

l\ binationen    von    Elementen  ver- 

iedenef  Haupttheorieen  vor. 

Die  erste  jener  Gruppen  ist  die  Gruppe 

der  Produktivitätstheorieen.     Diese 

an    die   bekannte   Erfahrungsthat- 

an    dass  ein   mit   Kapital,   z.  ß.  mit 

lägen  Werkzeugen  oder  Maschinen  aus- 

teter  Arbeiter  mehr  oder  bessere  Pro- 

ü  kann  als  ohne  Kapitalshilfe. 

r   Mehrerfolg    wird    einer    besonderen 

ktiven  Krafl  des  Kapital-  zugeschriebi  □ 

die  i  i  der  Zins  erklärt.     Das  Ka- 

trägl   einen  Zins,    weil  es    ihn   selbsl 

1    hat.      Bei    der   Ziehung    diese 


Schlusses  zerfallen  indes  die  Produktivitäts- 
theorieen in  zwei  Varianten.  Was  nämlich 
durch  unsere  unmittelbare  Wahrnehmung 
und  Lebenserfahrung  thatsäehlich  beglaubigt 
ist,  ist  zunächst  nur  die  sogenannte  tech- 
nische« oder  physische  Produktivität  des 
Kapitals,  das  ist  die  Thatsache,  dass  man 
mit  Kapital  mehr  Produkte  erzeugt,  als 
man  ohne  Kapital  erzeugen  könnte. 
Dem  Kapitalzins  liegt  aber  der  That  bestand 
zu  Grunde,  dass  die  mit  Hilfe  von  Kapital 
erzeugten  Produkte  mehr  wert  sind  als 
die  aufgewendeten  Kostengüter  beziehungs- 
weise auch  als  das  jene  Produkte  hervor- 
bringende und  in  ihrer  Hervorbringung  sich 
aufreibende  Kapital  selbst.  Zwischen 
diesem  Thatbestande  —  mehr  Wert,  als  das 
Kapital  selbst  hat  —  und  dem  früher  ge- 
schilderten —  mehr  Produkte,  als  man  ohne 
Kapital  erzeugen  könnte  —  besteht  offenbar 
noch  eine  Differenz.  Ein  Teil  der  Produk- 
tivitätstheorieen nun  —  ich  habe  sie  »naive 
Produktivitätstheorieen«  genannt  —  über- 
sieht, oder  überspringt  diese  Differenz  und 
glaubt  mit  einer  ganz  allgemeinen  Berufung 
auf  die  »Produktivität«  oder  »produktive 
Kraft«  des  Kapitals  auch  schon  zur  Er- 
klärung jenes  Mehrwertes  genug  gethau 
zu  haben.  Ein  anderer  Teil  dagegen  —  für 
den  ich  die  Bezeichnung  -motivierte  Pro- 
duktivitätstheorieen« gebrauche  —  ist  auf 
jene  Differenz  aufmerksam  und  fühlt  sich 
verpflichtet,  die  Erklärung  durch  ein 
Zwischenglied  zu  vervollständigen,  welches 
die  Aufgabe  hat,  ausdrücklich  zu  motivieren, 
dass  und  wieso  die  technische  Fähigkeit  des 
Kapitals,  zu  einem  Mehr  an  Produkten  zu 
verhelfen,  schliesslich  auch  dazu  führen  miiss, 
dass  das  rohe  Kapitalerträgnis  regelmässig 
einen  grösseren  Wert  besitzt  als  die  hierfür 
aufgewendeten  Kostengüter. 

Die  Produktivitätstheorie  wurde  zu  An- 
fang des  vorigen  Jahrhunderts  von  J.  B.  Say 
(1803)  und  Laudcrdale  (1804)  begründet 
und  hat  seither  namentlich  in  der  franzö- 
sischen und  deutschen  Litteratur  viele  An- 
hänger gewonnen,  welche  übrigens  häufig 
mit  ihr  noch  Elemente  anderer  Theorieen 
eklektisch  verbinden.  Unter  den  Vertretern 
des  »naiven«  Zweiges  dieser  Theorie  sind 
ausser  seinem  Begründer  Say  namentlich 
noch  Röscher,  Rossi,  Molinari  und 
Leroy-Beaulieu  zu  nennen;  die  be- 
merkenswertesten motivierten  Produktivitäts- 
theorieen wurden  von  L  a  u  d  e  r  d  al  e ,  Gare  y, 
Thünen,  Strasburger  und  neuesteus 
vim  Wieser  aufgestellt. 

Die  Kritik  hat  sich  dieser  Theorieen- 
gruppe  von  verschiedenen  Seiten  genähert. 
Die  sozialistischen  Schriftsteller  hielten  ihr 
vor,  dass,  da  ja  die  Kapitalgüter,  Maschinen, 
Werkzeuge,  Rohstoffe  u.  dgl.  selbst  durch 
Arbeit  erzeugt  worden  seien,  ihre  produktive 
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Wirksamkeit  keine  selbständige,  sondern  in 
r  Linie  ebenfalls  auf  die  Arbeit  zurück- 
aiführen    sei.      Von    anderer   Seite    wurde 
darauf  aufmerksam  gemacht,   dass  die  Pro- 
iaktivgüter  grundsätzlich   nach  dem  V> 
ihres   voraussichtlichen  Produktes  geschätzt 
werden  ')     Sei  dies  aber  der  Fall,  so  könne 
man    mit    der    Produktivität    des    Kapitales 
/.war  ganz  gut  die  Thatsache  eines  grossen 
Bruttoertrages   der  Kapitalgüter  erklären. 
doch  daraus  wenigstens  unmittel- 
Doch  gar  nichts  für  das  Uebrigbleiben 
eines  X  e  1 1  c  lertrages,  weil  entsprechend  dem 
Ten  Produkte,  zu  dem  die  Kapitalgüter 
vermöge  ihrer  Produktivität  verhelfen,  dann 
ja  auch  der  nach  eben  diesem  Produkte  sieh 
bemessende    Eigenwert     der    Kapitalgüter, 
welche   in   der  Produktion   abgenutzt  oder 
verbraucht  werden,  und   damit   der  Betrag 
der  Produktionskosten   sich  steigere.    In- 
dem daher  die  »Produktivität«,  sofern  es  auf 
sie  allein  ankomme,  die  Tendenz  habe,  den 
Minnen. I      Ertrag      und    den     Subtrahend 
K  6ten     11 1  ganz  gleicher  Weise  zu  steigern, 
sei  sie   nicht  geeignet  oder  zum  mindesten 
für  sieh  allein  "nicht  ausreichend,  jenen  spe- 
eifisehen  Rest  zu  erklären,  den  der  Produkt- 
wert   über  die  Kosten   übrig  lässt   und  der 
eben    dem    Zins    die  Entstehung  giebt.  — 
Bndlich  wurde  wohl  auch  noch  darauf  hin- 
gewiesen, dass  die  Produktivität  des  Kapitales 
sehen    deshalb    nicht   zur   vollständigen  Er- 
klärung des  Kapitalzinses  ausreichen  könne, 
weil   es  ja  auch   zinstragende  Kapitalgüter 
giebt,   die  zweifellos  nicht  produktiv  sind, 
indem    sie   überhaupt  gar  nicht  zur  Güter- 
etzeugnng   dienen,   wie  z.  B.  Wohngebäude 
oder  Musikinstrumente. 

Eine  Reihe  anderer  Theorieengruppen 
knüpft,  in  mehr  oder  weniger  klar  bewusster 
Weise  gerade  an  denjenigen  Gedanken  an, 
aus  dem  sich  die  ernstliehste  pnncipieUe 
Einwendung  gegen  das  Genügen  der  Pro- 
duktivitätstheorie herleitet,  nämlich  au  den 
Gedanken  der  grundsätzlichen  üeberemstim- 
niung  von  Produktwert  und  Produktions- 
kosten. Sind  Kosten  und  Produkt  weit  pnn- 
eipiell  identisch  und  es  zeigt  sich  dennoch 
in  der  Erfahrimg  regelmässig  ein  l  eber- 
schuss  des  durch  Kapitalgüter  erzeugten 
Produktes  (oder  Produktanteiles)  über  die 
in  dieser  Erzeugung  verzehrten  oder  ver- 
ausgabten Kostengüter,  so  legt  sieh  der  Ge- 
danke nahe,  dass  diese  materiellen  Kosten- 
güter eben  nicht  den  Gesamtaufwand  au 
Kosten  darstellen,  sondern  neben  ihnen  noch 
irgend  ein  anderes  immaterielles  Opfer  ge- 
bracht werden  müsse,  welches  einen  Bruch- 
teil des  Produktwertes  —  eben  den  zu  er- 
klärenden Mehrwert  —  als  \  ergütung  für 
Bich  in  Anspruch  nehme. 

J)  Vgl.  auch  den  Art.  Wert  oben  S.  745 ft. 
Handwörterbuch  der  Staaiswissensehaften.    Zweite 


Auf    diesem  Grundgedanken    sind    nicht 
r  als  drei  weitere  Theorieengruppen 
aufgebaut.     Eine   derselben  —  du-  zweite 
!■  Zinstheorieen  — 
dieses   i  ipfers,   m 
Anlehnung    an    eine  Vorstellui  die 

schon  im  alten  Streit  gegen  die  Kanon 
über   die    Berechtigung  des    Darlehnszi 
eine  Rolle  gespielt  hatte,  in  einer  vom  Ka- 
pitale selbst  wohl  zu  unterscheidenden    Ka- 
pitalnutzung .    Ich  bezeichne  sie  daher  als 
Nutzungstheorie.    Sie  beruht    auf  fol- 
genden Grundgedanken:  Neben  der  Substanz 
des  Kapitals   ist  auch  der  Gebrauch  dessel- 
ben oder  seine  Nutzung  ein  Gegenstand  von 
selbständiger  Wesenheit  und   selbständigem 
Werte.     Um  einen  Kapitalertrag  zu  erlangen, 
genügt   es   nicht,   bloss   ein   Opfer   an   der 
Substanz   des  Kapitals   zu  bringen,  sondern 
man   muss   auch  die  »Nutzung«  des  ange- 
wendeten Kapitals   für  die  Dauer  der  Pro- 
duktion  aufopfern.    Da  mm  principiell  der 
Wert   des  Produktes  gleich  ist  der  Summe 
des  Wertes  der  zu  seiner  Erzeugung  aufge- 
wendeten   Produktivmittel,    und    da    in  Ge- 
mässheit   dieses   Satzes    die  Kapitalsubstanz 
und   die  Kapitalnutzung  erst   zusammenge- 
nommen dem  Werte  des  »Kapitalproduktes« 
aquiparieren,     so     muss    dieser    natürlich 
o-rösser   sein   als   der  Wert  der  Kapitalsub- 
stanz allein.    Auf  diese  Weise  erklärt  sich 
die  Erscheinung  des  Mehrwertes,  der  nichts 
anderes  ist  als  der  Wertanteil  des  Teilopfers 
Kapitalnutzung«. 

h  diese  Theorie  ist  auf  J.  B.  Say 
als  ihren  Begründer  zurückzuführen,  der  sie. 
nicht  ohne  in  starke  Widersprüche  mit  der 
von  ihm  gleichfalls  gelehrten  Produktivi- 
tätstheorie zu  geraten,  eklektisch  neben 
dieser  vorträgt.  Ihre  weitere  Ausbildung 
und  Verfeinerung  hat  sie  namentlich  Her- 
mann, Knies  und  Karl  Menger  zu 
danken.  . 

Eine  dritte  Gruppe,  die  passend  als 
Abstinenztheorie  zu  bezeichnen  ist.  er- 
blickt das  oben  besprochene  immaterielle 
Kostenelement  in  einem  Enlhaltui 
Entbehrungsopfer  des  Kapitalisten.  Wenn 
man  nämlich  die  Entsteh  achte  der 

Kapitalgüter  selbst,  z.  B.  der  Zimmermanns- 
werkzeuge Hammer  und  Nägel  znrückver- 
foto  so  findet  man,  dass  zur  Gewinnung 
und  Verwandlung  des  Eisens  in  die  Werk- 
sform einerseits  natürlich  Arbeit  aufge- 
opfert   andererseits  aber  auch  ein  Genuss- 

.-,,■„  von  seite  desjenigen  aul 
nominen  werden  musste,  der  seiner  Zeit  die 
Arbeit  auf  so  spät  lohnende  Ziele  wie  die 
Erschliessung  des  Bergwerkes,  aus  dem  das 
Eisen  geholt  werden  musste,  oder  auf  die 
Anfertigung  der  Werkzeuge  dirigierte,  mit 
denen  das  Bergwerk  bearbeitet  wird.  In 
analoger  Weise  bedeutet  nun  jede  Investition 

60 


Annage.    VII. 


Zins 


Ken  in  die  Erzeugung  von 
Kapitalgütern  statt  von  Gütern,    die  zu  un- 
mittelbarem Gi  einen  Genuss- 
aub,  in  welchem  die  in  Rede  stehende 
Theoi                      adiges  Entbehrungs-  oder 
Enthaltungsopfer    erblickt,    welches    nicht 
minder    wie    das    Produküonsopfer    Arbeit 
V<  rgütung   aus    dem    Werte    der  Pro- 
dukte erheischt.    Der    Mehrwert«  der  mit 
Kapitalshilfe    erzeugten    Produkte    sei    nun 
nichts  anderes  als  die  Vergütung  des 
mbestandteils    Enthaltung  . 
In  den  30er  Jahren  des  vorigen  Jahrhun- 
derts von  N.  W.  Senior  begründet,  wurde 
Theorie    in    der   Litteratur  englischer 
Zunge  für  längere  Zeit  zur  vorherrschenden. 
Auch    in                        en    und    romanischen 
Litteratur   erlangte   sie   grosse  Verbreitung, 
nur   dass    sie  hier  selten  in  voller  Reinheit 
it.    -  ädern  gewöhnlich  nur  in   eklek- 
mit  anderen  zinsfreundlichen 
Theorieen,    zumal    mit    der   Produktivitäts- 
Nutzungstheorie  vermischt  wurde.    Be- 
rs     hart     angefeindet    wurde    sie    von 
seite  der  Sozialisten,  zumal  von  Lassalle, 
der   mit    drastischer    Rhetorik    darauf   hin- 
wies,               rade   der  Bezug  der  grössten 
Zinsrenten   mit  den  geringsten  persönlichen 
Entbehrungsopfern  verbunden  zu  sein  pflege. 
Eine  vierte  Theorieengruppe  fasst  den 
Kapitalzins   als    das  Entgelt  für  eine  eigen- 
tümliche Art   von  Arbeit  auf,  die  seitens 
Kapitalisten   geleistet   oder  1  >eigesteuert 
werde,      üeber    die    Natur    dieser    Arbeit 
i    die  Ansichten    im   einzelnen   wieder 
ander.      Eine    Gruppe    älterer    eng- 
lischer   Schriftsteller,    von    welcher    das 
.Wort,   dass  der  Kapitalzins  eigentlich 
zum    ersten   Male  aus- 
ben    wind.-    i,I  am  es    Mi  11    und    Mc. 
Culloch),    nahm    hierbei   Bezug  auf   jene 
he  die  Kapitalgüter  selbst 
;  zur  Entstehung  gebracht  wurden. 
lie  im  Kapital  äufte<     vor- 
v  obei  Ereilich  nicht  be- 
h  t    werden    konnte,   dass  diese  Arbeil 
immej                 von    den  Kapitalisten   selbst 
stet    werde.    —    Eine    andere   Gruppe 
deutscher  Schriftsteller  i zumal  Schäffle 
und    Wa  .                         |      Ibertus 
der  Hauptsache  nach  allerdin 
T  eorie  vertritt,  mit  gewissen  Andeutungen 
voran                   i:  war.  dann  neu  tolz- 
iiianrn   ta~.~i   die  Kapitalisten  als  eine  Art 
Funktionäre    dei     I  les<  Uschaft    auf, 
1  »ienstleistungen   in   der   Bildung    und   Ver- 
wendt               Privatkapitalien,  in  Disj 
und                              n    bestehen    und    durch 
den  Kapitalzins  wie  durch  ein 
liehen    Sold     vergolten     werden.    —    Eine 
1  'I  tippi                r    fra  □  zösische  r 
Schril                                    ::■•   Kapitali 
arbeil               och     buchstäblicherem    Sinne 


nachzuweisen,  indem  sie  (nach  dem  Vor- 
gange Courcelle-Seneuils)  speciell  für 
die  intellektuellen  Vorgänge,  welche  das 
Ersparen  und  Bewahren  von  Kapitalien  be- 
gleiten, im  strengsten  Wortsinne  den  Cha- 
rakter einer  Arbeit,  der  Ersparungsari 
im  Gegensatze  zur  Muskelarbeit  .  in  An- 
spruch nimmt. 

Während    die     bis    jetzt    bespi 
Zinstheorieen    durchwegs    ihrem    Resultate 
nach    zinsfreundlich    sind,    stellt    sieh 
fünfte  Theorie,    die  hauptsächlich  von  so- 
zialistischen Schriftstellern  vertretene  Aus- 
beutungstheorie, in  offeue  Feindsi 
gegen   den  Kapitalzins.     Ihre  hervorrag 
slen     Vertreter     sind     Rodbert  us     und 
Marx,    ihnen    zunächst    Proudhon    und 
Lassalle.     Die   Details   der   theoretischen 
Einkleidung  sind  bei  den  genannten  Schrift- 
stellern  einigermassen  verschieden :   in   den 
Grundgedanken  treffen  jedoch  alle  zusammen. 
Diese    Grundgedanken    sind    beiläufig 
folgenden : 

Alle  Güter  von  Wert  seien  das  Produkt 
menschlicher  Arbeit  und  zwar,  wirtschaft- 
lich betrachtet,  ausschliesslich  das 
Produkt  menschlicher  Arbeit.  Die  Arbeiter 
erhalten  jedoch  nicht  das  ganze  Produkt, 
das  sie  allein  hervorgebracht  haben,  sondern 
die  Kapitalisten,  welche  vermöge  des  Insti- 
tuts des  Privateigentums  im  ausschliess- 
lichen Besitz  der  zur  Produktion  unentbehr- 
lichen Hilfsmittel,  Arbeitsinstrumente  u.  dgl 
sich  befinden,  benutzen  diese  ihre  ol 
mische  Machtstellung,  um  einen  Teil  des 
Produktes  der  Arbeiter  an  sich  zu  zi 
Das  Mittel  dazu  bilde  der  Lohnkontrakt. 
vermöge  dessen  die  durch  den  Hunger  zur 
Einwilligung  gezwungenen  Arbeiter  ihre 
Arbeitskraft  um  einen  blossen  Teil  dessen 
verkaufen  müssen,  was  durch  sie  hervorge- 
bracht wird,  während  der  Rest  des  Produk- 
tes als  ein  müheloser  Gewinn  den  Kapita- 
listen zufalle,  welche  die  Arbeitskra  I 
billig  gekauft  haben.  Der  Kapitalzins  be- 
stehe sonach  in  einem  Teile  des  Produktes 
fremder  Arbeit,  erworben  durch  die  Aus- 
beutung der  Zwangslage  der  Arbeiter. 

Diese  Theorie  teilt  das  Schicksal  der  von 
den  sozialistischen  Schriftstellern  propagier- 
ten allgemeinen  Werttheorie,  als  deren  kon- 
sequenter Ausfluss  sie  sich  darstellt.  Sie 
findet  in  denselben  Kreisen  Beifall  wie  jene 
und  scheitert  an  denselben  Wissenschaft- 
i  Widerlegungsgründen1).  Insbesondere 
trägt  sie  der  unzweifelhaften  Erfahrungs- 
t hat sache  keine  Rechnung,  dass  der  Werf 
solcher  Güter,  die  auf  mehr  oder  wenige* 
lang  dauernden  Produktionsumwegen  unter 
entsprechend  grosser  Kapitalinvestition  her- 
vorgebracht  werden,   sich  auf  dem  Waren- 


-.  den  Art.  Wert  ohen  a.  a.  0. 
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markt    entsprechend    höher    feststellt    als 
der  Wert    solcher  Produkte,   die  gleich  viel 
i.  alier  dabei  weniger  Zeit  kosten.    In- 
dem   sie    —   auf    Grund    der    Arbeitswert- 
theorie    -  in  ihren  grundlegenden  Prämissen 
präsumiert,   dass   der  Wert    aller  Pro 
dukte,  auch  der  Kapitalprodukte,  ganz  gleich- 
massig  dasjenige  Niveau  einnehme,  welches 
d  den   Produkten  verkörperten  Arbeits- 
entspreche,  versäumt   sie   es  natürlich, 
weiter   ihre    Aufmerksamkeit   den   Ueber- 
höhungen     dieses    Niveaus    zuzuwenden, 
Reiche    die  Marktpreise    der   unter  Mitwir- 
kung   von    Kapital    erzeugten    Waren    that- 
sächlieh  aufweisen,   und  ignoriert  somit  ge- 
rade   diejenige   Thatsache,    welche    für   die 
Entstehung  und  Erklärung  des  -Mehrwertes«, 
den     ja    eben    jene    üeberhühungen    übrig 
lassen,    die    bedeutungsvollste    ist.     Dieses 
Versäumnis    wird  auch  dadurch  nicht  gut- 
gemacht, dass  einzelne  Vertreter  der  Aus- 
beutungstheorie,   wie    insbesondere    Marx 
im    nachgelassenen  III.  Bande   seines   Sys- 
tems,   von    jener   Erfahrungsthatsache    eine 
nachträgliche,     verspätete     Notiz     nehmen. 
Denn    sie    setzen    die  Ignorierung    doch    so 
lange  fort,  bis  die   entscheidenden  falschen 
Schlüsse,    die    nur   durch  jene  Ignorierung 
onnen    werden    konnten,    alle    gezogen 
und;    die   geflissentlich  so   lange  hinausge- 
-i  h  l.ene  Beachtung  der  thatsäehlichen  Wert- 
LiMungen    kommt    dann    zu    spät,    um    die 
anter  ihrer  Missachtung  gewonnenen  Grund- 
lagen zu  berichtigen,  freilich  aber  früh  ge- 
nug, um  ihnen  zu  widersprechen.     Das  Sys- 
tem   wild    so   nicht  richtiger,    sondern    nur 
auch  noch  widerspruchsvoll.  —  Ferner  kann 
der    Ausbeutungstheorie    gegenüber    einge- 
wendet   werden,   dass   sie   sichtlich  zur  Er- 
klärung jener  Fälle  eines  Zinsbezuges  nicht 
i  ausreicht,    in   denen  —  wie  bei  dem  Zinse 
aus  vermieteten  "Wohngebäuden  oder  Musik- 
j  Instrumenten    —    irgend    welche    Arbeiter, 
auf   deren  Kosten   der  Zins  gewonnen  wer- 
den könnte,   gar   nicht  ins  Spiel  kommen1). 
Die   genaue  Verfolgung   eben  jener  Ni- 
|   veaudifferenzen    des     Güterwertes,     welche 
|   die  Ausbeutungstheorie  völlig  vernachlässigt, 
let     endlich     den     Charakterzug     einer 
listen  Theorieengruppe.  Sie  erfasst  das 
Zinsproblem  als  ein  Wertproblem -im  emi- 
nenten  Sinne   des   Wortes  und    glaubt    die 
gemeinsame    Ursache    aller    verschiedenen 


1  Vgl.  die  ausführliche  Kritik  der  Aus- 
uigstkeorie  bei  Knies.  Der  Kredit.  II. 
Hälfte.  Berlin  1879,  S.  47 ff.;  Lexis,  Die 
Mansche  Kapitaltheorie,  in  den  Jahrb.  f.  Nat. 
u.  Stat.,  N.  F.  XI  (1885),  S.  452fi.;  in  meiner 
achte  und  Kritik  der  Kapitalzinstheorieen, 
S.  374  ff.,  2.  Aufl.  S.  44-1  ff.  und  530ff.;  dann 
in  meiner  Schrift  „Zum  Abschhiss  des  Marx- 
schen  Systems"  in  den  Festgaben  für  Karl 
Knies.  Berlin  1896. 


Erscheinungsformen    des     Eapitalzinses    in 
dem     Einflüsse    der    Zeit    auf   die    Werl 
Schätzung  der  Güter,  oder  genauer  bestimmt, 
in    einer    Wertdifferenz    zu    finden,    welche 

m      gegenwärtigen     und     künfl 
Gütern  regelmässig  z  i  Gu  rersteren 

be  teht. 

Als  entfernte    Vorlauf  Theorie 

können  schon  Galiani  und  Turgot 
gelten.  Nach  längerer  Pause  hat  ihr  Grund- 
gedanke durch  John  Rae,  und  nach  einer 
abermaligen  Pause  durch  Jevons  eine  be- 
merkenswerte wissenschaftliche  Entwicke- 
lung  erfahren1);  neuestens  emilieh  wurde 
derselbe  vom  Verfasser  seiner  Zinstheorie 
zu  Grunde  gelegt.  Ihr  wesentlicher  Ge- 
dankengang ist  der  folgende: 

Eine  Anzahl  teils  psychologischer,   teils 
technischer  Gründe  wirkt  zusammen,  um  in 
der  Wertschätzung  der  Menschen  und  weiter- 
hin in  den  aus  den  Wertschätzungen  resul- 
tierenden Preisen,  den  gegenwärtigen  Gütern 
jeweils    einen    gewissen    Vorzug  vor  künf- 
tigen   Gütern    derselben   Art  und  Zahl   zu 
verschaffen.     Die    psychologischen    Gründe 
wurzeln   hauptsächlich  in   der  Unsicherheit 
der  Zukunft  und  in  dem  geringeren  Bedacht, 
welchen    die    meisten    Menschen    auf    die 
Sicherstellung  ihrer  künftigen    Bedürfnisse 
nehmen:    die   technischen    Gründe    hängen 
hauptsächlich    mit    gewissen    Verhältnissen 
der  Produktion,  namentlich  damit  zusammen, 
dass  die  technisch  ergiebigsten  Produktions- 
methoden diejenigen  sind,  bei  welchen  man 
sieh  weit  ausholende  und  zeitraubende  Pro- 
duktionsumwege,   die    vorbereitende    Her- 
stellung geeigneter  Zwischenprodukte,  Werk- 
zeuge, Hilfsmittel  u.  dergl.  gestatten  kann.2) 
Insofern  nun  solche    zeitraubende  Umwege 
nur  derjenige  beschreiten   kann,  der  schon 
jetzt  eine  ausreichende   Geld-  oder  Güter- 
summe in  der  Hand  hat,  um    die  Produk- 
tionserfordernisse einer  so  langen  Zeit   zu 
bestreiten,    gewinnt    die    Verfügung    über 
gegenwärtige  Gütersummen  in  der  Pro- 
duktion eine  erhöhte  Bedeutung,  gegenüber 
aer   künftige    Gütersummen,    die    jene 
Dienste  natürlich  nicht  leisten  können,   zu- 
rückstehen   müssen.      Infolge    aller    dieser 
Umstände  stellt  sich  zwischen  gegenwärtigen 
und  künftigen  Gütern   ein  Schätzungs-  und 
Austauschverhältnis  heraus,  das  regelmässig 
zu  Gunsten  der  ersteren  steht,  so  dass  z.  B. 
100     gegenwärtige     Mark     oder      Centner 
Weizen  "nicht    mit    100,  sondern  etwa  mit 
105  nächstjährigen   (im  nächsten  Jahre  zur 


J)  Vgl    meine   Geschichte  und  Kritik.   2. 
Aufl.,  S.  56 ff.,  65 ff..  375 ff.  und  566 ff. 

*)  S.   den  Art.  „Kapital"  (V.  Bd.  S.    19 ff.), 
insbesondere   sub    4.    dann    meine  Schrift    über 
Einige   strittige   Fragen    der  Kapitaltheorie". 
Wien  1900,  Abhandlung  I. 
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■  r  Bezahlung  gelangenden) 
Mark  oder  Centnern  Weizen  gleichwertig 
gehalten  werden.  Aus  dieser  Grundthat- 
sache  gehen  die  verschiedenen  Erscheinungs- 
form i  pitalzinses  in  folgender  Weise 
hervor : 

Am  unmittelbarsten  entspringt  ihr  der 
Darlehn  s  z  i  n  s.  Im  Darlehn  empfängt 
-vhuldner  eine  Summe  gegenwärtiger 
Güter,  verspricht  dagegen  die  Rückzahlung 
nur  iu  —  minderwertigen  —  künftigen 
Gütern.  Die  zwischen  beiden  bestehende 
Wertdifferenz  muss  ausgeglichen  werden 
durch  ein  gewisses  Aufgeld,  das  auf  die 
minderwertigen  künftigen  Güter  geleistet 
wird,   und  dieses  Aufgeld  ist  der  Zins. 

Dass  sodann  der  Mietzins  für  ver- 
liehene nicht  produktive  Dauer- 
güter, wie  Wohngebäude,  Musikinstru- 
mente u.  dergl.  regelmässig  einen  Ueber- 
schuss  über  die  Amortisationsquote  als  Rein- 
zins  übrig  lässt.  erklärt  sich  durch  einige 
Zwischenglieder  hindurch,  deren  Darstellung 
hier  zu  weit  führen  würde 1),  aus  der  ent- 
sprechend niedrigeren  Schätzung  der  erst  in 
späteren  Jahren  beziehbaren  Nutzungen  jener 
dauerbaren  Güter.  Hieraus  geht  nämlich 
zunächst  eine  gewisse  Reduktion  des  nach 
dem  Principe  der  Kapitalisation  geschätzten 
Kapitalwertes  jener  dauerbaren  Güter  selbst, 
dann  aber  insbesondere  auch  eine  Reduktion 
der  erforderlichen  jährlichen  Amortisations- 
quote bis  unter  das  Ausmass  des  laufen- 
den Mietzinses  hervor,  welcher  letztere  den 
Wert  der  vollwertigen  jeweils  fälligen 
Nutzungsrate  repräsentiert. 

Die  Erklärung  des  ursprünglichen 
Kapitalzinses  der  Produktionsunter- 
nehmer endlich  knüpft  daran  an,  dass  die 
vom  Unternehmer  angekauften  und  seine 
Kosten  darstellenden  Produktivgüter  (Roh- 
stoffe, Werkzeuge,  Arbeit)  ihrem  wirtschaft- 
lichen Charakter  nach  eigentlich  »Zukunfts- 
ware sind,  insofern  sie  nämlich  in  ihrem 
Zustande  für  die  menschliche 
Bedürfnisbefriedigung  noch  unbrauchbar 
sind  und  erst  nach  ihrer  Umwandlung  in 
Produl  te  die  jedo  :h  eine  gewisse 
Zeil  erfordert,  brauchbar  Bein  werden. 
Dieser  I  instand  beeinflusst  ihren  Wen  und 
Preis  in  folgender  Weise.  Der  Wert  der 
Produktivgütei  richtet  sich  im  allgemeinen 
nach  dem  Werte  der  Produkte,  die  man 
durch  ihre  Bilfe   gewinnen   kann.    Demge- 

äumme  von  Pro- 
duktivmitteln, mit  welchen  man  Dach  Ab- 
laut z.  B.  einer  einjährigen  Produktions- 
de  105  Centner  Weizen  herstellen 
kann,  im  Werte  die,,. m  ihrem  voraussicht- 
lichen   Produkt       c  o    105    nächstjäh] 

'    Das  i  ri  lauere  siehe  hierüber  in  m  eine  c 
rii   des  Kapitals",  8.  36]  ff. 


Centnern  Weizen  gleich.  Insofern 
diese  selbst  wegen  der  besprochenen  Weit- 
differenz von  künftigen  und  gegenwärtigen 
Gütern  nur  100  gegenwärtigen  Cent- 
nern gleichgehalten  werden,  reduziert  .sich 
natürlich  auch  der  Tauschwert  jener  Pro- 
duktivmittelgruppe,  so  wie  er  im  gegen- 
wärtigen Augenblicke  bestimmt  und  in 
gegenwärtigen  Gütern,  z.  B.  in  einem  so- 
fort bar  zu  bezahlenden  Kaufpreise  ausge- 
drückt wird,  auf  den  Wertbetrag  von  100 
gegenwärtigen  Centnern  Weizen.  Wenn  so- 
dann im  nächsten  Jalrre  nach  erfolgreich 
durchgeführter  Produktion  105  Centner 
thatsächlich  eingeerntet  und  realisiert  werden, 
so  erübrigt  für  den  Unternehmer  gegenübet 
dem  für  seine  Produktivmittel  bezahlten 
Einkaufspreise  ein  Wertgewinn  von  5  Cent- 
nern, welcher  darauf  zurückzuführen  ist, 
dass  die  anfänglich  nur  als  solche  ge- 
schätzte Zukunftsware  »unreifes  Produktiv- 
gut in  der  Hand  des  Unternehmers  zum 
fertigen  gegenwärtigen  Genussgut  herange- 
reift und  sonach  auch  in  den  Vollwert  gegen- 
wärtiger Güter  hineingewachsen  ist1). 

III.  Die  Höhe  des  Kapitalzinses. 

1.  Im  allgemeinen.  Ungleich  sicherer 
als  über  die  letzten  Gründe  der  Existenz 
eines  Kapitalziuses  sind  wir  über  die  kon- 
kreten thatsäclilichen  Umstände  unterrichtet, 
welche  die  Höhe  desselben  oder  den  Zins- 
fuss  beeinflussen.  Die  jeweilige  Höhe  des 
Zinsfusses  in  einer  Volkswirtschaft  richtet 
sich  im  allgemeinen  nach  dem  Verhältnisse 
zwischen  der  Masse  der  vorhandenen  Kapi- 
talien und  dem  Bedarfe,  der  nach  ihnen 
besteht.  Betrachten  wir  beide  Faktoren 
näher. 

Die  jeweils  vorhandene  Menge  von  Ka- 
pitalien ist  die  Frucht  der   bisherigen  Er- 


1)  Mehrfach  wurde  die  oben  vorgetragene 
Ziastheorie  des  Verf.,  insofern  sie  sich  gleich- 
falls und  zwar  sehr  wesentlich  auf  die  tech- 
nische Produktivität  des  Kapitales  stützt ,  als 
eine  nicht  im  Gegensatze  zu  den  Produktivitäts- 
theorieen  stehende  Theorie,  sondern  selbst  als 
eine  Art  motivierter  Produktivitätstheorie  be- 
zeichnet (z.  B.  von  Pierson  in  ,.de  Economist", 
1889,  S.  193  ff.,  speziell  217  f,  und  von  Knut 
Wickseil,  „Ueber  Wert,  Kapital  und  Rente", 
Jena  1893,  S.  86).  Vorausgesetzt,  dass  man 
diese  Bezeichnung  nur  frei  von  jener  verfäng- 
lichen Nebenbedeutung  gebraucht,  welche  die 
alten  Produktivitätstheoretiker  in  sie  zu  legen 
pflegten,  und  welche  leider  auch  heute  noch 
häufig  und  gerne  in  sie  gelegt  wird,  würde 
ich  nicht  viel  dagegen  einzuwinden  haben, 
ausser  etwa,  dass  nach  meiner  Auffassung  die 
..Produktivität  des  Kapitales"  nie  der  unmittel- 
bare und  ausserdem  nicht  der  einzige  Grund 
der  Zinserscheinung  ist.  Genauer  habe  ich 
mich  hierüber  in  meiner  Gesch.  u.  Kritik,  2. 
Aufl.  S.  406 ff.  u.  695  ff.  ausgesprochen. 
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s-    und   Ansammlungsthätigkeit   des 
Sie    wird    desto    grösser   s< 
ntwickelter  in  einem  Volke  der  Vorbedacht 
für  die  Zukunft  und  der  auf  ihm  beruhende 
äparsinn    ist,   je   mehr  die  Bethätif 
äparwillens   durch  eine    gewiss'    Reichhch- 

les   Einkommens,  die  ihrerseits  « 
im  einer  wohlentwickelten,  ergiebigen  Pro- 
duktion  beruht,   erleichtert   wird,   je  länger 
,üe   der  Kapitalansammlung    -  •  Um- 

stände bereits  wirksam  waren  und  je  sel- 
tener endlich  kapitalzerstörende  Rückschläge, 
wie  z.  B.  durch  Krieg,  Misswachs,  Krisen 
,i  dergl  stattgefunden  haben.  Es  hegt  auf 
der  Hand,  dass  in  den  genannten  Bezie- 
hungen Völker  von  alter  v.  htschaftheher 
Kultur  eine  Oeberlegenheit  sowohl  gegen- 
über noch  unentwickelten  als  auch  gegen- 
eben erst  aufstrebenden  »jungen  Län- 
dern  zeigen :  und  zumal  in  langen  Friedens- 
epochen  "weisen  jene  häufig  ein  rapides 
Wachstum  der  Beschäftigung  suchenden 
Kapitalien  auf.  . 

Bei  der  heutigen  Entwiekelung  des  inter- 
nationalen Verkehrs-  und  Kreditwesens  wird 
übrigens  das  in  einer  Volkswirtschaft  ver- 1 
re  Kapital  nicht  mehr  ausschliesslich 
durch  das  in  derselben  autochthon  gebildete 
Kapital    repräsentiert    sondern    es   kommen 


auch  die  internationalen  Kapitalströmungen 
fehl  wesentlich  in  Betracht.     Von   dem  in 
Qärmeren  Ländern  herrschenden  höhe- 
iv-u  Zinsfusse  angelockt,  strömen  ausreichen! 
ISndern   überschüssige   Kapitalien   in   jene 
ein.    um    daselbst    mehr    oder  weniger   an- 
dauernd  zu   verbleiben.    Diese   Kapitalströ-  j 
mimten  üben  einen  gewissen  nivellierenden 
Einffuss   sowohl  auf  che  von  Haus  aus  un- 1 
deiche  Kapitalversorgung  als  auch  auf  den 
iädurch    bedingten    Zinsfuss    der   verschie- 
denen  Länder  aus  :  seine  Wirkung  reicht  aber 
läelbstverständlich  doch  mrr  bis  zu  einer  ge- 
wissen    Milderung,    keineswegs     bis     zur 
völligen  Beseitigung  der  bestehenden  Diffe- 
renzen. 

Für  die  Höhe   des  Zinsfusses  kommt  es 
aber   wie  schon  augedeutet  wurde,  nicht  auf 
die   absolute   Menge    der   in   einem   Lande 
vorhandenen    Kapitalien    sondern    auf    ihr 
Verhältnis  zum  Bedarf  nach  ihnen  an.    Der 
Bedarf  setzt  sich  aus  zwei  der  Grösse  nach 
sehr   ungleichen    Komponenten    zusammen. 
Die  -wenigstens  in  normalen  Zeiten  weitaus 
schwächere  Komponente   stellt  der  (kapital- 
zerstörende)   Bedarf    zu  nicht    produktiven 
Zwecken  dar.    Hierher  gehört  die  aus  Not 
oder  Verschwendung   (mit   oder  ohne  Kon- 
trahierung von  Schulden)  stattfindende  Auf- 
gehrung des   Stammkapitals   von    seite  Pri- 
vater  sowie  che  Bestreitung   von    laufenden 
oder    von    nicht   produktiven    ausserordent- 
lichen Ausgaben  des  öffentlichen,  zumal  des 
Staatshaushaltes   durch  Vermögensveräusse- 


rung  oder  Aufnahme  von  A 
lieh    Anlässe    der   letzteren    Art,    z.    B.    die 
rosser  Kriegsanleihen, können 
den  in  I  i  alen  Verhältnissen  nichl 

.den  unproduktiven  Kapitalbedarf  aus- 
so  anschwellen  machen,  dass  er 
einen  starken  und  na 

he   des  Zinsfusses  im  ganzen  Lande 
ausübt. 

Der  in   der  Regel    weitaus   mächtigere 
Zweig  arfes  begehrt  das  Kapital  zu 

seiner     bestimmungsmässigen    Verwem 
in   der  Produktion.     Ob   dieser  Bedarf   sich 
auf    dem  Darlehensmark:  i    macht 

oder  ob  das  Kapital  von  seinem  Eigentümer 
selbst  in  einer  Produktionsunternehmung  in- 
vestiert wird,  macht  dabei  für  die  Schluss- 
wirkung   keinen    Unterschied.     Der    letzte 
Grund  für  diesen  Begehr,  der  auch  für  dessen 
Intensität  und  schliesslich  für  die  Höhe  des 
Zinsfusses  massgebend  wird,    liegt  in  jener 
Thatsache.  die  wir  oben  als  technische  Pro- 
duktivität des  Kapitals  bezeichnet  haben :  in 
der  Thatsache    nämlich,    dass  die  Einschla- 
gung    langwierigerer    Produktionsumwege, 
die    mit    der  Herstellung   und   Anwendung 
zahlreicherer  und  kostspieligerer  Zwischen- 
produkte   (Werkzeuge,    Maschinen,    Bauan- 
lagen. Hilfsstoffe  und  dergl.)  oder  mit  einer 
stärkeren  Kapitalinvestition  identisch  ist    zu 
reichlicheren  Produktionsergebnissen    führt. 
Wer    also    vorteilhaft     zu    produzieren    be- 
ziehungsweise seine  Produktion  zu  verbessern 
wünscht,    muss  auch    die  Verfügung    über 
Kapital,    beziehungsweise   über   noch  mehr 
Kapital   zu  erlangen  wünschen,  und  dieser 
;  r  findet  an  sich  so  lange  kerne  Grenze, 

lals  Gelegenheit    vorhanden  ist,    durch  eine 
'noch   stärkere  Kapitalinvestition    die    tech- 
nische   Ergiebigkeit    der    Produktion    noch 
'irgend    weiter    zu    steigern.    Diese    Grenze 
ist  thatsächlich   noch   in   keiner  \  olkswirt- 
schaft   erreicht    und  wird  auch  nicht  leicht 
I  jemals    erreicht    werden.     Es    steht    also 
überall    ein   praktisch   unbegrenzter  Begehr 
nach  Kapital  zu  produktiveil  Zwecken  einem 
Angebot    gegenüber,     welches     durch     den 
Lbhckliehen   Kapitalreichtum    repräsen- 
tiert   jedenfalls    begrenzt    und   daher  auch 
jedenfalls   zur   vollen  Befriedigung   des  Be- 
darfes nicht  ausreichend  ist. 

Dieser  Umstand  wird  für  che  Bestimmung 
des  Zinsfusses  wichtig.  Wie  überall,  wo 
eine    vorhandene   Deckung    nicht    zur 


eine     \uinauucuo    ^v^^.™ 0     — . 

friedigung  des  ganzen  Bedarfes    ausreicht, 

muss"  innerhalb    des  letzteren   eine  Auslese 

stattfinden.    Sie  vollzieht   sich   in    unserem 

'.  Falle  naturgemäss  so.  dass  die  vorteilhafteren 

I  Produktionsverwendungen       vermöge       der 

eren   Zahlungsfähigkeit,   die  ihnen  zur 

- 1  Seite  steht,  sich  den  Vorzug  vor  den  minder 

irteilhaften  Verwendungen  erzwingen.    Mit 

dem  vorhandenen  Kapitalstock   werden,   so- 
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weil  -i.  zunächst  die  dringend- 

atabelsten  Kapitalanlagen  lie- 
st ritt,  .s  ;  erst  wenn  sich  das  Kapital  weiter- 
hin vermehrt,  and  müssen  sieh  die 
zuwachsenden  Kapitalien,  welche  die  ren- 
tabelsten Verwendungen  schon  besetzt  fin- 
den, stufenweise  auch  den  minder  rentablen 
Investitionen  zuwenden :  eine  minder  reiche 
Volkswirtschaft  wird  z.  B.  zunächst  nur  die 
Verkehrs-  und  erträgnisreichsten  Haupt- 
bahnen, bei  zunehmender  Kapitalfülle  späti  r- 
hin  auch  die  Sekundär«-  und  Lokalbahnen 
bauen.  Auf  diese  Weise  giebt  es  immer 
ein  Rentabilitätsniveau,  welches  für  einen 
q  Zeitpunkt  die  Grenze  bezeichnet, 
bis  zu  welcher  die  Kapitaldeckung  reicht: 
Rentabilität  dieser  jedesmaligen  Grrenz«- 
Anlagen  ist  es,  welche  über  die  Höhe  des 
Zinsfusses  entscheidet :  zunächst  unmittelbar 
für  die  neu  zuwachsenden  Kapitalteile,  die 
ja  au  eben  dieser  Grenze  ihre  Beschäftigung 
suchen  müssen,  dann  aber  mittelbar  auch 
für  die  ganze  Masse  der  alten  Kapitalien«, 
die  durch  die  Konkurrenz  der  »neuen«  ge- 
zwungen werden,  mit  derselben  Vergütung 
vorlieb  zu  nehmen  wie  diese.  Wie  Röscher 
es  ausdrückt:  für  den  Zinsfuss  ist  mass- 
gebend der  Ertrag  der  unergiebigsten  Kapi- 
talverwendung, welche  gleichwohl  nicht  ver- 
schmäht werden  darf,  um  alle  Beschäftigung 
suchenden  Kapitale  wirklich  zu  beschäftigen«, 
"der.  wie  v.  Thiinen,  der  eigentliche  Ent- 
decker dieses  Gesetzes  sagt:  es  ist  mass- 
gebend die  Ergiebigkeit  »des  zuletzt  ange- 
legten Kapitalteüchens< .') 

Selbstverständlich  mischen  sich  die  vom 
produktiven  Kapitalbedarf  ausgehenden  Be- 
stimmgründe  jeder  Zeit  mit  den  vom  un- 
produktiven Kapitalbedarf  ausgehenden  Ein- 
wirkungen zusammen,  und  die  Feststellung 
d.-s  thatsächlichen  Zinsfusses  erfolgt  unter 
dem  verbundenen  Einflüsse  beider.  Für 
die  thatsächliche  Bewegung  des  Zinsfusses 
ergiebt  sich  hieraus  etwa  folgendes  Bild : 

In  Ländern  von  geringer  wirtschaftlicher 

1  Es  Eälll  leicht  auf,  dass  diese  Gedanken- 
gänge vollkommen  im  Geiste  der  Theorie  des 
Grenznutzens  -.  den  Art.  Wert  oben  a.  a.  0.) 
gehalten  sind:  dieselben  sind  jedoch  in  der 
konkreten  Anwendung  auf  den  Eapitalzins  auch 
den  Anliiui-  rer  Werttheorieen   seit  der 

Zeit  Thünens  -eUiiiti--.  Dieser  Umstand  ist 
es  namentlich,  aui  welchen  die  zu  Beginn  dieses 
Abschnittes  bemerkte,  auf  den  ersten  Blicl 
wiss  befremdliche  Erscheinung  zurückzuführen 
ist,  dass  bei  einer  so  starken  Diskordanz  in  Be- 
zug auf  die  allgemeinsten  Principien  dei 
th(  orie   ein      o     .  naue  Debereinstimmung  fast 

Ansichten  über  die  näheren  Details  herrscht, 
von  denen  die  Hohe  des  Kapitalzinses  ah 
Ich  habe  mich   bemüht,   diesen   ein  Gemeingut 

iuedener  Theorieen  bildenden  Erkenntnissen 
im  Texte  einen  möglichst  neutralen  Ausdruck 
zu  geben. 


Entwickelung  steht  der  Zinsfuss  (und  zwar 
sprechen  wir  hiervon  der  Höhe  der  eigent- 
lichen Kapitalrente,  abgesehen  von  hetero- 
genen, im  Kohzinse  enthaltenen  Elementen 
regelmässig  hoch  wegen  eles  geringen,  nur 
dem  dringendsten  Bedarfe  genügenden  Ka- 
pitalvorrats.  ZVIit  zunehmender  wirtschaft- 
licher Entwickelung  zeigt  sich  die  Ten  li 
zu  einer  stetigen  Abnahme  des  Zinsfusses 
als  Folge  eines  die  Zunahme  der  Verwen- 
dungsgelegeuheiten  überflügelnden  Wachs- 
tums der  Kapitalien.  Die  sinkende  Ten 
des  Zinsfusses  wird  jedoch  zeitweise  durch 
Rückschläge  unterbrochen,  welche  haupt- 
sächlich veranlasst  werden  können  entweder 
durch  kapitalzerstörende  Ereignisse,  zumal 
Kriege,  oder  durch  Eröffnung  ausgedehnter 
lukrativer  Verwendungsgelegenheiten  inh ilge 
weittragender  neuer  Entdeckungen  oder  Er- 
findungen, Anknüpfung  neuer  Handel  - 1„- 
ziehungeu  und  dergl.,  zumal  wenn  die  neue 
lukrative  Verwendung  eine  bedeutende 
Kapitalinvestition  erfordert,  wie  z.  B.  die 
Einführung  der  Eisenbahnen.  Umgekehrt 
wird  die  sinkende  Bewegung  des  Zinsfusses 
desto  rascher  fortgesetzt,  wenn  mit  dem 
fortschreitenden  Wachstume  der  Kapitalien 
eine  fortschntts-  und  geschäftsarme  Periode 
zusammentrifft  —  eine  Konstellation,  die 
namentlich  in  der  ersten  Zeit  nach  dem 
Vorübergang  volkswirtschaftlicher  Krisen  zu- 
zutreffen pflegt. 

Zur  Illustration  des  Gesagten  mag  dienen, 
dass  man  in  Deutschland  seit  1815  drei 
Perioden  der  Zinsfussbewegung  beobachtet 
hat.  In  der  ersten  Periode  (1815—18.15) 
sinkt  der  Zinsfuss  von  der  exorbitanten 
Höhe  von  8  %,  die  er  am  Ende  der  Napole- 
onischen Kriege  und  infolge  derselben  er- 
reicht hat,  allmählich  bis  auf  3  %  in  siche- 
ren Anlagen;  in  der  Periode  1845—1871, 
^yelche  durch  einen  grossartigen  wirtschaft- 
lichen Aufschwung,  riesige  Kapitalinvesti- 
tionen in  Eisenbahnen  und  dergl,  dann  auch 
durch  mehrfache  Kriege  bezeichnet  ist,  hebt 
er  sich  wieder  bis  gegen  5  % ;  in  den 
jüngsten  Jahrzehnten  endlich  setzt  er  die 
sinkende  Tendenz  wieder  fort.1) 

Wie  weit  der  Zinsfuss  überhaupt  dauernd 
sinken  kann,  ohne  den  Anreiz  zur  Ersparung 
und  damit  den  ferneren  Zuwachs  der  Kapi- 
talien zum  Versiegen  zu  bringen,  lässt  sich 
a  priori  nicht  sagen.  Gewiss  scheint  nur, 
dass  noch  ein  erheblich  niedrigerer  als  der 
heute  in  den  kapitalreichsten  Ländern  üb- 
liche Zinsfuss  von  3  °/o  psychologisch  mög- 
lich ist.  Gewiss  ist  ferner,  dass  das  fort- 
schreitende Sinken  des  Zinsfusses  geeignet 


')  In  der  allerjüngsten  Zeit  (etwa  seit  1899) 
1     ein   >ieh   wieder  eine  steigende  Bewegung 
geltend  zu  machen,  deren  Dauer  und  Tragweite 
sich  indes  noch  nicht  überblicken  lässt. 


Zins 


951 


W    eine   nicht  unwesentliche  Verschiebung 

[n  der  Verteilung  des  Volkseinkommens  im 

■iner  verhältnismässigen  Vermind. 

■  Besitzenden  and  einer  Ver- 
mehrung des  Anteils  der  len  Klassen 

[zuführen.     Zwar   darf    man  —  ausser 

Falle   eines   ganz   rapiden  Sturzes 
ffinsfusses   —   nicht  annehmen,    dass  dabei 
die  absoluten  Beträge  sinken  werden,  welche 
„„,,.,•    dem    Titel    des   Kapitalgewinnes   an 
den    Kapitaleigentümer    fallen:     denn     die 

,„,,  des  Zinsfusses  geht  der  Natur  der 
nach    nicht    leicht    ohne    eine  Ver- 

,,n"'  der  Kapitalmasse  einher,  als  deren 
sie    ja    gewöhnlich    erst    einzutreten 

I  und  schliesslich  liefern  2  °  o  von  zwei 
H  Q]  irden  Kapital   keinen    geringeren  Zms- 

g  als  4%  von  einer  «Milliarde.  Wohl 
aber  kann  auf  diesem  Wege  bewirkt  werden, 
dass  wenigstens    der  Zuwachs,    den  infolge 


I    w  einholen»     "■ ■»    '•" '   '  ," 

r  Vermehruns  des  Kapitals  und  der  da- 
bewirkten  Verbesserung  der  produk- 
tiven Ausrüstung  das  Nationalprodukt  er- 
t-Uirt  in  das  Einkommen  der  Arbeiter  ge- 
leitet und  so  ihr  absoluter  und  relativer 
Anteil  am  Volkseinkommen  g  wird. 

Aus  diesem  Gesichtspunkte  ist  auch  die 
viel  erörterte   Frage   zu  beurteilen,    ob   ein 
niedriger  Zinsfuss  ein  Segen  oder  ein  Lebet 
Bei      Bei   dieser  Frage    muss  man  sich  zu- 
ist   den    Sinn    klar   machen,    in    dem 
mau    sie    stellen    will:    will   man,   wa 
Frau-  buchstäblich  enthält,   nach  den  Wir- 
kungen fragen,   die  der  Zinsfuss  selbst 
niat-ärhlich  hervorbringt,    oder    aber    nach 
den  Wirkungen    irgend   welcher   anderer 
Thatsachen,    von    deren  Dasein    ein    hoher 
bder  niedriger  Zinsfuss  nur  ein  begleitendes 
Symptom     ist?      In     letzterem    Sinne,    als 
symptomatische  Erscheinung  wird  man  einen 
niedrigen  Zinsfuss  im  ganzen  deshalb  -will- 
kommen heissen.    weil   er  das  Merkzeichen 
eines  erfreulichen  Kapitalreichtums  und  da- 
mit einer  Hauptbedingung  einer  ergiebig«  n 
Nationalproduktion    ist.     Auch   wenn    man 
sagt,    dass    ein  niedriger  Zinsfuss   die  Aus- 
dehnung der  Geschäfte,    die  Durchführung 
nützlicher  Unternehmungen  ermögliche,   die 
bei    höherem    Zinsfuss    wegen    zu   teuerer 
Kapitalbeschaffimg    ökonomisch  nicht  mög- 
lich gewesen  waren,    so    gehurt   dieses  Lob 
eigentlich   auf    das  Konto   der  vorhandenen 
Kapitalfülle,  welche  thatsächlich  jene  Aus- 
dehnung   der  Investitionen    ermöglicht    und 
im  niedrigen  Zinsfuss   nur  gleichsam  ihren 
Schatten  wirft.    Die  buchstäblichen  eigenen 
Wirkungen  des  Zinsfusses  sind  dagegen  aut 
dem  Gebiete    der  Verteilung  des  Produktes 
zwischen    Kapitalisten     und    Arbeiter    zu 
suchen,  und  in  diesem  Sinne  ist  ein  nied- 
riger Zinsfuss  gewiss  als  eine  willkommene 
Ursache   der  Verbesserung    des  wirtschaft- 


lichen Loses  der  breiten  Si  hichten  der  Be- 
völkerung anzusehen. 

Wenn  hie    und  da1)   der  ßms- 

fuss   beschuldigt  wird,  waghalsige  Spekula- 
tionen und  damit  d.-n  Einbruch  von  Krisen 

ist    zu  bemerk 
Dichl  ein  dauernd  niedriger  Stand  des  Zins- 

idern   dass  I  re   Schv 

kungen  des  Zinsfusses  unter  sein  (gleich- 
viel ob  hohes  odi  Normalniveau 
in  dieser   Beziehung  das   Gefährliche    sind. 
Ein  Zinsfuss   von    2%    ist,   wenn    er   sich 
einmal  als  landesüblich  i  kaum 
gefährlicher,  als  ein   normaler  Zinsfuss 
-     i    es  wäre.      Aber   bei    einem    normalen 
Zinsfusse    von    8%    wird    ein    tempoi 
Sinken    auf    6°,o    genau   ebenso   einen   das 
Spekulationsfieber  begünstigenden  »flüssigen 
Geldstand     bedeuten,  als   es   ein  l'^oiger 
Zinsfuss  gegenüber  einem  Normalstande  von 

2%  thäte! 

2    Die  Höhe    des  Zinsfusses   in  ver- 
schiedenen Zweigen  der  Kapitalverwen- 
dung    Im  ganzen   lässt   sich  eine  gev. 
Tendenz  des  Zinsfusses  beobachten,  sich  in 
den  verschiedenen  Zweigen  der  Kapitalver- 
wendung auf  ein  annähernd  gleiches  Niveau 
den.     Die  Ausgleichung  wird    durch 
ein  Zu-  und  Abströmen  der  Kapitalien  ver- 
mittelt, zu  denen  eben  die  bestehenden  ^  er- 
schiedenheiten  des  Zinsfusses  selbstwirkend 
die  Anregung  geben:  minder  lohnende  Ner- 
wendungszweige  verlässt    das    Kapital,  um 
sich  den  überdurchschnittlich  lohnenden  zu- 
zuwenden:   eben   dadurch    wird    aber   hier 
das  Kapitalangebot  vermehrt   und  der  Zins- 
fuss gedrückt,  dort  das  Angebot  vermindert 
und  cler  Zinsfuss  wieder  gehoben. 

Lnter   anderem  wird  aus   analogen  Mo- 
tiven auch  der  Zinsfuss  bei  Darlehen  im 
grossen  und  ganzen  parallel  gehen  mit  der 
Höhe    des    ursprünglichen   Kapital- 
zinses, der  sieh  aus  der  Eigenverwendung 
der    Kapitalien    in    produktiven    Unterneh- 
mungen erzielen  lässt.    Denn  es  ist  einer- 
seits auf  die  Dauer  offenbar   nicht  möglich, 
dass  Produzenten  für  dargeliehene  Kapitalien 
mehr  zahlen,  als  diese  ihnen  in  der  Unter- 
nehmung tragen,  und  umgekehrt  wurde  ein 
stärkeres  Uebergewicht  der  ursprünghehen 
Kapitalgewinne   über    den    zu    bezahlenden 
Leihzins    nicht   verfehlen,   die  Unternehmer 
zu  einer  derartigen  Ausdehnung  ihrer  Unter- 
nehmungen und  zu  einem  derart  verstärkten 
Begehr  nach  Leihkapitalien    zu  veranlassen, 
das-  dadurch  die  Marge  zwischen  Zins-  und 
Gewinnrate  bald  ausgeglichen  würde.  Immer- 
hin bestehen  vom  »Gesetz   der  Gewinnaus- 


i)  Z  B  von  Neurath  in  einer  Abhand- 
lung über  ..Pas  Sinken  des  Zinsfusses  sozial- 
ökonomisch gewürdigt',  A\ien  US». 
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11111-    erhebliche,  teils  scheinbare,  teils 
wirkliche  Ausnahmen. 

S  heinbare  Ausnahmen    liegen   dort  vor, 
wo  der  höhere  Gewinn-  oder  Zinssatz  ledig- 
lich           !     ge  davon   ist.  dass  ausser  der 
fliehen  Kapitalrente  noch  irgend  welche 
andere   heterogene    Elemente    zu    vergüten 
sind,   wie   Arbeitsleistungen,  Amortisations- 
quoten und  namentlich  Risikoprämien.    Das 
letztere  Element    spielt  zumal  bei  Darlehen 
Rolle    und    treibt    den  Zinssatz 
teils    bei    solchen    einzelnen    Darlehen,    bei 
ii.'ii    die    Person    des    Schuldners   oder 
bestellte  Pfand  nicht  vollkommen    gut 
ist,    teils   alier  auch   allgemein   in   solchen 
Zeiten  und  Ländern  in  die  Höhe,  in  welchen 
i  mangelhafter  Einrichtungen  des  Kre- 
ditwesens und  der  Rechtspflege  oder  wegen 
der  allgemeinen  Unsicherheit  der  wirtschaft- 
lichen   Verhältnisse    (Kriegs-    oder    Krisen- 
■i!)  mehr  oder  weniger  jedem  Darlehen 
ein  l               Moment  von  Unsicherheit   an- 
haftet.    Die  grössere  Sicherheit  des  Kredit- 
verkehrs.  deren  wir  uns  heutzutage  erfreuen, 
bildet  denn  auch  sicherlich  mit  einen  Grund 
für  den    augenfälligen   Rückgang  des   Dar- 
lehenszinses,  der  sich  gegenüber  den  früheren 
und  zumal  gegenüber  den  unsicheren  mittel- 
alterlichen Zeit. Mi  1 bachten  h'isst. 

Aber  auch  die  durch  den    landesüblichen 
Zins    repräsentierte  echte  Kapitalrente  gleicht 
;eineswegs  in  allen  Zweigen  der  Kapi- 
talverwendung vollständig   aus.      Die    Frei- 
-keit  der  Kapitalien,  auf  der  die  Tendenz 
zur  Ausgleichung  beruht,  ist  eben,  wenn  ihr 
heutzutage  keinerlei  rechtliehe  Hinder- 
im    Wege    stehen    mögen,   praktisch 
nichts  weniger   als    eine  vollkommene.    Es 
bleiben  zwischen  den  einzelnen  Teilmärkten 
Kapitalverkehres    gewisse    »rosse   oder 
kleine  Scheidemauern   aufgerichtet,  die   auf 
irgend  welchen  wirtschaftlichen  oder  tech- 
nischen Hinderungen    beruhen    und   welche 
bewirken,  dass  ],[■■  zu  einem  gewissen  Grade 
auf  den  einzelnen  Teilmärkten  der  jeweilige 
Zinsfüße    äich    selbständig   und  abweichend 
feststellt. 

In  dieser  Hinsicht   isl  besonders  bemer- 
kenswert   die    Scheidung     zwischen    dem 
.Markte   für   feste,  dauernde  Kapitalanlagen, 
zumal  in  Hypotheken,  und  dem  Markte  für 
he  kaufmännische  Kredite,  wie  sie 
gegen    Wechsel    oder    ähnliche    auf 
Laufdaui  r  berechnete   kaufmännische 
■wähn  werden.    Der    Hypothekar- 
ist   verhältnismässig    stabil,    der 
•    mit  den    Konjunkturen    des 
rasch  wechselnd,  in  ruhigen, 
äftsstillen  Zeiten    .  «ras   nied- 

i    r  Hyj  othekarzinsfuss  (weil  dem 
turgemäss    jederzeit   das 
i    ami    Lngebotder  flottanten 
tauen    zu  gute  kommt,  welche    nur  für 


eine  kurze  Zwischenzeit    ein,,    provisorisch,. 
Fruktifizierung  suchen),  in  bewegten  Zeiten 

abei    auch    erheblich   höher.     Neben    eil 

stabilen  Hypothekarzinsfusse   von  4% 
der  Diskontosatz  (wenn  auch  nicht  die  offi- 
zielle Bankrate)  zeitweise    leicht   bis    auf  2 
oder  selbst  1%  herab-   und  las   auf  li  oder 
selbst  8°/o  hinaufgehen. 

Bei  dem  ursprünglichen  Kapitalgewinne, 
der    bei  Eigenverwendung    des  Kapitals   zu 
erzielen   ist.  können  in  einzelnen  Unterneh- 
mungsarten    desto    stärkere    Abweichungen 
vom  landesüblichen  Zinsfusse  sich  erhalten, 
mit  einer  je   stärkeren  Immobilisierung  die 
betreffende    Kapitalsanlage    verbunden     ist. 
Ein  Kapital,  das  aus  der   einmal  gewählten 
Verwendung  nicht  wieder  heraus  kann,  wie 
z.  B.  das  Investitionskapital  einer  Eisenbahn, 
eines   Bergwerkes,    eines   Ziegelofens,   trägt 
dann,  ganz   je   nach   dem  Ausfall  des   kon- 
kreten Unternehmens,    andauernd    eine    ab- 
norm hohe  oder  auch  abnorm  niedrige  Ver- 
zinsung.   Uebrigens  pflegt  sich  im  Verkehre- 
leben    eine     solche     abnorme     Verzinsung 
späterhin  dadurch  zu  verwischen,  dass  man 
stehende  Kapitalien   nach  ihrer  Rentabilität 
schätzt,  wobei  man  die  thatsächliche  Rente 
nach  dem  landesüblichen  Zinsfusse  zu  kapi- 
talisieren  pflegt.      So  wird    z.  B.  ein  Berg- 
werk, das  eine  ursprüngliche  Kapitalinvesti- 
tien  von  1000000  Mark  mit  einem  jährlichen 
Erträgnisse  von  100000  Mark  =  10%  dieses 
Kapitales  lohnt,  bei  sicherer  Erwartung  einer 
Fortdauer  dieses  Erträgnisses  späterhin  nicht 
auf  1  Million,  sondern  vielleicht   auf  '2  Mil- 
lionen   Mark    geschätzt    werden    und    sich 
daher    einem    späteren   Käufer,  der    es    um 
diesen    Preis    erwirbt,    nur    noch    mit    den 
landesüblichen    5"o    verzinsen.      Auch    bei 
der     Vornahme     solcher    Rentabilitätsrech- 
nungen machen  sich  übrigens  noch  gewisse 
unterschiede  geltend.     So  pflegt  man  z.  B. 
bei  Realitäten   (Landgütern,   Zinshäusern   u. 
dgl.)  nach  einem  etwas  niedrigeren  als  dem 
landesüblichen   Zinsfusse    zu    rechnen,   teils 
wegen      der     besonders     hoch     geachteten 
Sicherheit  solcher  Anlagen  (die  unter  anderem 
auch  im  Falle  von  Störungen  im  Geldwesen, 
Entwertung  der  Valuta    u.   dgl.    einen   ge- 
wissen  Schutz  bieten),  teils  wegen  der  Aus- 
sicht    auf     eine     künftige    Wertsteigerung, 
welche  diese  Objekte  mit  Rücksieht  auf  die 
im    allgemeinen    steigende    Bewegung    der 
Grundrente  wenigstens  unter  normalen  Ver- 
hältnissen eröffnen. 

3.  Geldfülle  und  Zinsfuss.  Geldfülle 
ist  nicht  Kapitalfülle.  Für  die  Höhe  des 
Zinsfusses  in  einem  Lande  kommt  es  auf 
die  Länge  der  Zeit  nicht  darauf  an.  oh  das 
Land  viele  Münzen  und  Geldzeichen  besitzt, 
sondern  ob  es  an  echten  volkswirtschaft- 
lichen Kapitalien,  an  aufgespeicherten  Pro- 
dukten reich   ist.  die   zu   einer   produktiven 
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gjestitioi  oder  zum  Verleihen  bereil  sind.1) 
fichtsdestoweniger  gewinnt  auch  der  Geld- 
tand im  buchstäblichen  Sinne  des  Wortes 
uion  gewissen  Einfluss  auf  die  Bewegu 
es  Zinsfusses,  der  zwar  nicht  tiefgehend, 
■,für  aber  stark  iu  die  Augen  fallend  ist 
od  aus  letzterem  Grunde  häufig,  zumal  in 
,aieukieisen,  überschätzt  wird.  Der  Zu- 
sammenhang ist  der  folgende: 

Auf  den  Kapitalmärkten  per  eminentram, 
uf  welchen  die  Zinshöhe  unmittelbar  be- 
mi,„„  wird,  d.  i.  auf  den  Kreditmärkten, 
■  ■lit  das  Kapital  nicht  in  natura,  sondern 
u-M-lüiesslieh  in  Geldform  von  Hand  zu 
[and.  Die  Kreditmärkte  sind  zu  »Geld- 
Uarkten  geworden;  Geld  ist  die  allein  ver- 
.elirstähiue  Form  des  Kapitals.  Nun  gilt 
■;i  Kapitalmärkte  dasselbe,  was  von  allen 
Harkten  überhaupt  gilt :  das  Schicksal  eines 
tfarktes  richtet  sich  in  erster  Linie  nicht 
ianaeh.  ob  von  einer  Ware  viel  oder  wenig 
d  der  Welt  vorhanden  ist,  sondern  danach, 
10  viel  oder  wenig  auf  den  betreffenden 
Markt  kommt.  Auf  einem  Hopfenmarkt.'. 
ler  von  den  Kauflustigen  gut  besucht,  aber 

0  o  «Ion  Produzenten  schwach  beschickt  ist, 

len  die  Hopfenpreise  anziehen,  auch 
wenn  die  Hopfenernte  im  ganzen  eine  gute 
war  inalog  wird  das  unmittelbare  Schicksal 
des  Kapitalmarktes  nicht  dadurch  bestimmt, 
b  s-iel  oder  wenig  disponibles  Kapital  m 
der  Volkswirtschaft  vorhanden  ist,  sondern 
ob  viel  oder  wenig  iu  der  verkehrsfähigen 
I  Geldgestalt  auf  den  Markt  geworfen  wird. 
So  kommt  es,  dass  eintretende  Geldfulle, 
indem  sie  ihre  rascheste  und  bequemste 
Vorwertung  eben  auf  dem  Kreditmarkte 
sucht,  liier  den  Zinsfuss  herabdrückt,  wah- 
rend Geldknappheit  ihn  steigert. 

Aber  dieser  Einfluss  kann  seiner  Natur 

1  nach    kein    tiefgehender    und    nachhaltiger  i 
sein.  Geradeso  wie  nach  einer  guten  Hopfen- 
ernte auf  einen  abnorm  schlecht  beschickten 

'  Hopfenmarkt  früher  oder  später  sicherlich 
gut  beschickte  Hopfenmärkte  folgen  werden, 

I  kann  auch  auf  dem  Kapitalmarkte  über  che 
Stärke    des    Nachschubes    auf    die    Dauer 

j  nichts  anderes  entscheiden  als  die  vorhandene 

i  Fülle  an  echten  Kapitalien.  In  folgender 
Weise.     Entweder  ist  die  Geldfülle,  welche 

'  momentan  eine  stärkere  als  die  dem  that- 
sächlichen  Kapitalstande  entsprechende  lül- 
Inng  des  Kapitalmarktes  hervorgerufen  hat, 
selbst  nur  eine  vorübergehende:  dann  steht 
-.  i  .  nach  Vorübergang  dieser  Phase,  auch 
auf  dorn  Kapitalmarkte  das  normale  Füllungs- 
verhältnis    und   der   diesem    entsprechende 

i  Zinsfuss   ohne   weiteres   wieder   von    selbst 

I  her.  ( Ider  aber  die  Geldfulle  ist  eine  an- 
dauernde,   z.    B.    infolge    einer   verstärkten 

!   Produktion    des    Geldmetalles    oder    einer 


i,U(  |  Qden,  über  den  Bedarf  hinaussehrei- 
tenden Emission  von  Papiergeld  u.  dgl.: 
> In ti :i  wird  der  Geldüberfluss  in  dem  Masse, 
als  er  in  die  Kanäle  der  Warenmärkte  sich 

ät,   in   bekannter  Weise  die  Kauf! 
des  Geldes  verringern;   die   in  Geld  ausge- 
drückten Preise  aller  Waren,  somil    i 
echten    Kapitalgüter,    werden    steigen,    und 
schliesslich  wird  man  auch  auf  dem  Kapital- 
markte   zur    l  i  bertragung     i  iner    gleichen 
i   eller  Kapitalien  eine  grössere  Zahl 
von    Geldzeichen   brauchen   als   zuvor.     Ls1 
die  Sache   aber   so    weit    gekommen,   dann 
wird  das  verstärkte  Angebot  an  Geldzeichen, 
das  anfangs  als  Ueberangebot  auf  den  Kapi- 
talmarkt drückte,  allmählich  durch  den  ans 
dem  bezeichneten  Anlasse  gesteigerten    Be- 
darf nach  Geldkapitalien  vollends  absorbiert, 
das  anfangs  gestörte  Gleichgewicht  zwischen 
Angebot  und  Nachfrage    stellt  sich  wieder 
her,    und    damit    kehrt    endlich    auch    der 
normale,   der   reellen   Kapitalfülle    en1 
chende  Zinsfuss  wieder  zurück.    Auch  die 
andauernde  Geldfülle  kann  somit  nur  vor- 
übergehend auf   den  Zinsfuss  wirken,  näm- 
lich nur  insolange,  als  die  definitive  Folge 
des    Geldüberflusses,    die    Geldentwertung, 
sich  noch  nicht,  oder  wenigstens  noch  nicht 
in  voller  Stärke,  eingestellt  hat. 

Genau  derselbe  Prozess  spielt  sich,  nur 
natürlich  in  umgekehrter  Richtung,  ab,  wenn 
-lau  der  Geldfülle  eine  vorübergehende  oder 
dauernde  Geldknappheit  eingetreten  sein 
sollte.  Der  Einfluss  des  Geldes  auf  den 
Kapitalzinsfuss  lässt  sich  somit  abschliessend 
etwa  in  folgenden  Worten  charakterisieren: 
Ueber  die  grossen,  dauernden  Bewegungen 
des  Zinsfusses  entscheidet  die  verhältnis- 
mässige Fülle  an  reellen  volkswirtschaft- 
lichen Kapitalien:  die  ephemeren  Oscilla- 
tionen  des  Zinsfusses  um  dieses  sein  jedes- 
maliges Normalniveau  herum  stehen  dagegen 
allerdings  unter  dem  Einflüsse  des  Geld- 
standes. 


*)  S.  d.  Art.  Kapital  (oben  Bd.  V,  S.  19 ff.). 
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{ff.   —  Georg  Adler.    Du    Grundlagen  der 
Karl  Manschen    Kritik   der    bestehenden    Volks- 
Tübingen  1887.  -  Maevane.   Ana- 
production,  (Juan.  Journ.  oj  B.c., 
)uli  {SS7    _  Verselbe.     Cupita!    and  lnterest, 
ebd  '■'■  -   C.  Menger.   Zur  Th 
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Tahrb.   f.  Nat.   u.   si.it.   X.  /'.,  l'„l. 
188).         ■/.    /;.    Clark,    i  apilal  and  its 
Pili        ;;  HS    of  lh,      i 
alion,    Mai  IS  J8.         Derselbe,     Gt  - 
,    November 
interest,    Quart.    Journ.    of  Ec, 
Derselbe,    The   äwtributi 
!,.    ,,  theor,    0/  toages,    interest  and  profus, 
Patten,   The  fundan  ■  ntal 
/   capi !  :     (,'■  I'  onomics, 

Janu  Wieser,   Der  natürliche  Wert, 

-  Böhm-Bawerk,  Posi- 
tive Theorii  des  Kapitals,  Innsbruck  1889  engl. 
Ausg  W.  Smart,  London  null.  — Ver- 

selbe,    The    positive   theory   of  capital   an 

ics,    drei  Aufsätze    im   Quart.  Journ.  oj    i 

Jan  ■  [p  id  ■' 

Angabt  n     iil„  r  mische 

Zeitschriften- JÄtteratur).  —  Derselbe,    Tl,,    ori- 

of  interest,    ebd.,    Juli  1895.    —  Derselbe, 

Zum  Abschluss   des  Marxs,  •       ms,    in    den 

Pestgaben   für    Karl  Knie*,    Berlin    1896  (russi- 

.     Petersburg     1897,    englische, 

-    —    Derselbe.     Einige    strittige 

Fragen     der     Kapitalstheorie,      Wien    1900.    — 

Walras,    Elements  -;  Economic   politigue  pure, 

t.  Aufl.,    1  889,  Sekt.  IV  (4.  Aufl.  1900). 

—  Pierson,  Litteraturbericht  im  De  Economist, 
s'G  1889,     S.    19Sff.     —    Derselbe, 

l  1    Staathuishoudkunde,   :.  Aufl.  I.  I., 

Ham  .   I.Abt.,  Hauptst.  IV.  —  Lorta, 

proprietä  capitalistica,   Turin  1889. 

Derselbe,  La  costituzione  economica  odierna, 

Turin    1899.    —    Aulnis    de  Bourouill,    Der 

Zinsfuss,  die   Ursachen  seines  Sinkens  und  seine 

Ute    Zukunft,     Jahrb.    f.    Nat.    u.    St.it.     X.    F. 
Bd.  -  —    Derselbe,     Der 

Zinsfuss  im  Jahre  1889,  ebd.,  J',.1.  SO.  —  C. 
Schmidt,  Du  Durchschniltsprofitrate  auf  Grund- 
Manschen  Wertgesetzes,  Stuttgart  1889 
(vgl.  über  denselben  Gegenstand  Böhm-Ba- 
werk i„  dei  Zeitschr.  für  Staatsw.,  1890,  S. 
;  Hot]  in  Jahrb.  für  Nat.  u.  st,,/..  .;.  F. 
Bd.  S.    S5Sff.;     Lebr    in     Vi,  ei.    ,. 

Volksw.,    Bd.  39  Ihit  1  „.  :.',  und  nochmals  C. 
Schmidt  i„  Jahrb.  f.  Nat.  u.  Stat.,    S.  F.  Bd. 
und    in    dei     «Neuen    Zeit«,    XI. 
I-     Bd.,     Nr.    8    u.     y.    --    Bleieher. 
Zukunft  m  der  Wirts,  haß,  Jahrb. 
f.  Nat.  u.   Stat.,    X.   /■'.   Bd.    20  (1890),  's.  .:.;,,. 

—  Wittelshöfer,  Untersuchungen  über  das 
Kapital,  Tübingi  -  Marshall,  l'ri,,- 
ciplet    0)    Economics,    Vol.   I.   London  1890,    B. 

VI  u.    VII     ;.     Imf   1898,    B.    VI,.    —  Block, 

!'•  •""  •        '•     la    ■  1  i ',,  on.  migue    d<  puis    A. 

Smith,    Pari      WO    Ch.  XIV,    XXIX  u.  XXX. 

Wolf,     S h  mti     und   kapitalistische    Ge- 

1,    Stuttgart    189  ',    S.    )■■'■  ff.  — 

Philippovich,   Grundriss  der  Pol.  ",/.,  I.  Bd., 

,    $    117 ff.    '.:.     Ami.    1899).    — 

Knut   Wickseil,     Kapitalem,    und    Arbeitslohn, 

•  ihrb.  f.  Nat.  u.  Stat.,   S.  /•'.   Bd.  4   (189S), 

Derselbe,     üeber   Wert,    Kapital 

und    /ante,    J,„a   1898.  —  Derselbe,    Finanz- 

I  nU  rsuchungi  „.  Jena  1896.  —  Lehr. 

idbegriffi     und    Grundlagen    der    Volksvyirt- 

:tff.  —  Carver,    The 

o)    abstimence    in    the    theory    of  interest, 

'  Octobei   ;  ■•''.:.  •  '•  Sulzer, 

Dil    wirtschaftlichen   Grundgestzi    in    dei    Gegen- 

hing,  Zürich   1896.  — 


Wenckstem,    Marx,    Leipzig    1896.    —  Stah- 
mann.  Die  soziale   Kategorii    in  der   I 

lehre,  Her/in  1896.  —  Thorseh,  I  it„  . 
das  Problem  des  Kapitalzinses,  Tübinger  Zeit- 
sehr.  f.    (/.    ites.  Staat.,,,-.    is96.    —    Graziani, 

Stuili     Sulla     tr.eria     dei!'     iuteress,.      Turin     ISys. 

—    Graziadei,      La    produzionc    capi, 
Turin    1S99.    —  Macfarlane,     I  alue 
tribution,     Philadelphia    lmi'j.    —    II'.    Smart 
The    distrileutiau    of    income,    London    ! 
(i.   Cassel,    Das  Hecht   auf  ihn   r,,tlen  Arbeits- 
ertrag,   Göttingen   1900.  —  K.    fVie.ksell,     Ver- 
lesungen   über  Nationalökonomie,    1.    Teil,   Tita- 
retische      Nationalökonomie       ,  in      schwedischer 
Spracht  <  Liind  1901. 

E.  Böhm-Bawerk. 


Zinsfuss  (Geschichte). 

I.  Geschichte  des  Zinsfusses  im  klassischen 
Altertum  (S.  954).  II.  Zinsfuss  im  Mittelalter 
(S.  960). 

I.  Geschichte  des  Zinsfusses  im  Altertum. 

Die  älteste  Form  des  Darlehens  war  auch 
in  Griechenland  das  Eruchtdarleheu.  Der 
Bauer,  der  kein  Brotkorn  mehr  hatte,  ging 
zu  dem  wohlhabenderen  Nachbar  und  lieh 
was  er  brauchte1),  mit  dem  Versprechen, 
das  Geliehene  nach  der  Ernte  zurückzu- 
geben. Damit  war  beiden  Teilen  gedient: 
der  Darleiher  bekam  statt  des  alten  frisches 
Getreide,  und  der  Entleiher  konnte  sich  bÖ 
zur  Ernte  durchschlagen.  Es  ist  ein  Nach- 
klang dieser  alten  Zustände,  wenn  noch  die 
attische  Komödie  des  ausgehenden  5.  Jahr- 
hunderts das  Wort  fteroeiv  (zumessen)  auch 
in  der  Bedeutung  von  »darleihen«  gebraucht'-'). 

Indes  wurde  es  schon  früh  üblich,  bei 
Bückerstattung  des  Darlehens  mehr  zu  geben . 
als  man  empfangen  hatte,  um  den  Gläu- 
biger zu  künftigen  Darlehen  geneigt  zu 
machen3).  Was  zuerst  freiwillig  geschehen 
war,  wurde  dann  gefordert,  sobald  die  Ent- 
wickelung  des  Handels  und  der  Industrie 
der  landwirtschaftlichen  Froduktion  einen 
aufnahmefähigen  Markt  gegeben  hatte1 1.  Sa 
entstand  der  Zins.  Und  es  lag  in  der  Natur 
der  Sache,  dass  der  geforderte  Zins  hoch 
war:  handelte  es  sich  doch  um  Notstands- 
darlehen, bei  denen  der  Gläubiger  in  der 
Lage  war,  die  Bedingungen  zu  diktieren. 
So  warnt  schon  Hesiod  den  Bauer  vor  Schul- 
den ;  er  hat  seine  »Werke  und  Tage«  haupt- 


a)  Hesiod,   Werke  und  Tage,  349,  896. 

3)  Aristoph.  Acharn.,  1021  mit  den  Scho- 
lien,  Theop.  fr.  26  Kock  (Com.  Att.  Frag.  I, 
S.  740). 

3)  Hesiod,  Werke,  349,  ei>  <uev  fierosjodai 
Tiarjd  yeizovos,  tf  u'dnouoii'at,  avrä}  tw  fttzpo), 
y.ai  hätov,  a'i  y.e  b'vvr.at,  tos  dv  x^rji^ojv  y.a'i  es 
rOTtooi'   noy.tov   EVOnS. 

4)  Meine  Griechische  Geschichte,  I, 
222. 
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lohlich  zu  diesem  Zwecke  verfasst1). 

:  kamen,  zeigen  die  Zustä 

tftikas  am  Anfang  des  6.  Jahrhunderts;  nur 
lurch  Solons  gewaltsames  Ein  '  nrde 

[er  tiefverschuldete  Bauernst  i  tet. 

Inzwischen  hatte  der  griechische  Handel 
Grad    der  Elitwickelung  erreicht,  der 
oier  zur  Entstehung  des  Kredite 
Öhren  musste.     Schon  in  der  Odyssei 
ffentor    (dass   es   Athena   in   seiner  Gestalt 
St.    thut    nichts    zur  Sache),   er  müsse  ins 
[And  der  Kaukonen,  wo  er  eine  alte  Schuld- 
örderung  habe-):  und  dieses  Guthaben 
[thakesiers   in   einem   fremden  Staate   kann 
loch  nur  aus  Handelsbeziehungen  erwachsen 
sein.    Der  Dichter  entnimmt  die  Farben  zu 
-einen     Schilderungen     den      Verhält  i 

ionischen  Heil  'so  im 

3.  Jahrhundert  nichts  Ungewöhnliches  ge- 
wesen sein,  dass  ein  Bürger  z.B.  von  Milel 
in  Samos  oder  Chios  Schuldforderungen 
ausstehen  hatte.  Allerdings  war  Ionien 
damals  der  wirtschaftlich  am  ineisten  vor- 
geschrittene Teil  der  griechischen  Welt. 
Zinsen  ist  übrigens  an  dieser  Stelle 
noch  nicht  die  Rede. 

ohne  Zweifel  eben  mit  Rücksicht  auf 
die  Bedürfnisse  des  Handels  hat  Solon  da- 
von abgesehen,  ein  Zinsmaximum  festzu- 
setzen [vielmehr  gestattete  eines  seiner  Ge- 
dem  Gläubiger  ausdrücklich,  jeden  be- 
liebigen Zins  zu  bedingen3).  Natürlich 
konnte  für  manche  Rechtsgeschäfte  ein  ge- 
setzlicher  Zinsfuss  nicht  entbehrt  werden: 
so  bestimmte  z.  B.  ein  (solonisches?)  Gesetz. 
die  Jlitgift,  die  bei  der  Scheidung  nicht 
sogleich  zurückerstattet  würde,  mit  18 
verzinsen  sei4).  Dieser  Satz  wird  also  zu 
der  Zeit,  als  das  Gesetz  gegeben  wurde, 
etwa  dem  landesüblichen  Zinsfusse  ent- 
sprochen haben. 

Sonst  haben  wir  aus  der  Zeit  vor  dem 
4.  Jahrhundert  über  die  Höhe  des  Zins- 
fusses  nur  die  Ana^be,  dass  der  dehsche 
Tempel  im  Jahre  434/3  zu  10°;o  ausge- 
liehen hat.  wobei  die  einfachen  Zinsen 
(also  ohne  Zinseszins)  erst  nach  10  Jahren 
sogleich  mit  dem  Kapital  zurückgezahlt 
werden  sollten5).  Am  offenen  Markte  wird 
der  Zinsfuss  damals  ohne  Zweifel  höher 
.  uulen  haben.  Der  athenische  Staat  ver- 
■  während  des  peloponnesischen  Krieges 


a  Attikas  auf- 

Lnl<  ihen  mit  1,2%,  was  Boeckh 

Recht  als  den  Zehnten  eines  Zinses 

von  12%  ansieht,  der  also  bereits  in  der 

Friedi  le    vor  <i<  i 

:■  in  Anika  lai  wesen 

sein  würde,  wie  wir  ihn  später,  im  4.  Jahr- 
hundert, als  solchen   v  >*1)- 
Zunächst  aber  brachten  der  d< 
r  die  Revolution    und  dann  der  korin- 


thische   Krii  g    einen    Rückschlag. 

r.    Geld    auf   der  Strasse   zu  finden, 
als  welches  geborgt  zu  erhalten,  sagt  Xeno- 

phon   von  der  Zeit   des  Partei  zwi- 

schen   den   Oligarchen    in   Athen    und    den 
Demokraten  im  Peiräeus2).     Während    des 
korinthischen    Krieges    musst 
Darlehen   auf   Faustpfand    25  be- 

zahlt werden  3).    Sokrates  Schüler  A  sei 
der  um  diese  Zeit  eine  Salbenfabrik  betrieb, 
musste    das    Kapital    dafür    zu    36' 
nehmen,    wobei  er   freilich   auf  die  Länge 
nicht  bestehen  konnte;  es  gelang  ihm  d 
auch   endlich,  das  Geld  von  anderer  8 
zu  18%  zu  erhalten4).    Denselben  Zinsfuss 
von  18%  setzt  Isäos   als  landesüblich 
aus  in  einer  Rede,  die  um  3S0  gehalten  ist  ')• 
\!~    Kinn  Athen  nach  dem  Autalkidasfrieden 
allmählich   seine  alte  wn  ehe  Blüte 

wiedererlangte,    sank   der  Zinsfuss;    18% 
galten  c  Zeit  für  hoch6),  das  übliche 

waren  12%'),  ja  selbst  zu  10%  konnte  man 
wohl  Geld  erhalten«),  wenn  auch  natürlich, 
h  der  Konjunktur  des  Geldmarktes,  mit- 
höhere  Zinsen  gezahlt  werden  mussten, 
selbst  bei  hypothekarischer  Sicherheit9). 

Eine  besondere  Stellung  nimmt  das  sog. 
Seedarlehen  ein,  bei  dem  Schiff  und  Ladung 
t.rpfand  dienten  und  der  Gläubiger 
das  Risiko  mittrug.  Kapital  und  Zinsen 
wurden  nach  der  glücklichen  Ankunft  im 
Bestimmungshafen  bezahlt;  ging  das  Schiff 
unter,  so  war  alles  verloren.  Die  Höhe  der 
Zinsen  stand  natürlich  im  Verhältnis  zu  der 
der  Fahrt  und  der  damit  verbundenen 
Gefahr.     So  wurden  in  Demosthenes'  Zeit 


a)  Hesiod,  Werke.  403 ff.,  «'■/•«  otavaya, 
ffd&o&ai  yoeud,  re  Uoiv  /./,«<»  r  «/.stoo^r. 
Vgl.  647. 

*)  Odyss.  y  367 ff. 

3)  Lysias  10  (g.  Theoninestos  1),  18. 

4)  Demosth.  27  [g.  Aphob.  I),  17.  59  (g 
Seaera)  52.  Vs4.  Corp.  Ins  er.  Att.  11  113  < 
und  dazu  Kühler  Athen.  Mitteil.  H  2<8  und 
Dareste  Inscriptions  juridiques  fa-rec- 
q  u  e  s  S.  110  n.  117. 

5)  Corpus   Inscr.   Attioarum,   1.   dää. 


J)  Boeckh,  St aat shaitshaltung  der 
Athener,  I-, 'S.  581. 

2)  Xen.,  Denkwürdigkeiten.   11.    i.  - 

3)  Lysias  19  (v.  Aristoph.    Verin.i,  25ff. 

4)  Lvsias  g.Aesch.  1. 

°  Isäos  11  (v.  Hagnias  Erbschaft), 
42  ■  die  richtige  Zeitbestimmung  giebt  bchaeter, 
Demostil.  III  B.,  229 ff.,  dem  Blass  hätte  tolgen 
sollen.  _ 

«)  Aeschin.  g.  Timarch.  107. 

Demosth.  27  g.  Aphob.  1.9.  2335. 
37  (g.  Pantaen.),  4;  Aeschm.  g.  Ktes.  104; 
Corp.  Inscr.  Attic.  II  lOoo. 

»)  Demosth.  30  (g.  Onetor  I).  7;  Anstot. 
Rhet.  III  10  S.  1411a. 

»)  memosth.]  53  (g.  Nikostr.)  13.  wo  ein 
Zins  von  16  °0  für  eine  Hypothek  auf  ein  städti- 
sches Grundstück  {ovvoizia)  erwähnt  wird. 
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für  die  einfache  Fahrt  vom  Hellesponf  nach 
Athen  10  las  12  oä<  izahlt1),  für 

die  Fahrt  nach  (hau  Pontes  221/s°/o,  wobei 
ausdrücklich  bestimmt  wird,  dass  das  Schiff 
B  jinn  der  Herbststürme  die  Heim- 
fahrt antreten  muss,  anderenfalls  sollen  30% 
Zinsen  gezahlt  werden-);  und  auch  sonst 
werd  331  i%    in  dieser  Zeit  als 

übliche  Seezinsen  erwähnt3). 

Athen  war  im  4.  Jahrhundert  der  Mittel- 
punkt   des    griechischen    Geldmarktes:     es 
bogt  in  der  Natur  der  Sache,  dass  der  Zins- 
gewöhnlichen    Umständen    liier 
niedriger  stehen  musste  als  sonst.    Das  wird 
denn  auch  durch  die  wenigen  Angaben  be- 
-i.    die   aus  dieser  Zeit   über   die  Höhe 
Zi   äfi  —  -   in  anderen  Teilen    der  grie- 
:<  n  Welt  überliefert  sind.    So  musste 
Gemeinde  Klazomenä  den  rückständigen 
Sold  ihrer  Mietstruppen  zu  20°u  verzinsen4); 
und  am    kim  menschen    Bosporus   stand   um 
21    der  gewöhnliche  Zinsfuss  auf  162  :%  '). 
In  der  Zeit  nach  Alexauder  ist  dann  der 
Zinsfuss  von  10 — 12%,    wie  er  im  4.  Jahr- 
hundert  in  Athen  stand,  im  grössten  Teile 
bischen   Welt   zum   landesüblichen 
Zinsfuss  geworden :  ja  der  Zinsfuss  ist  Zeit- 
unter    diesen    Betrag   gesunken.     So 
zahlen  die  kleineu  Städte  auf  Amorgos  um 
den   Anfang    des   2.   Jahrhunderts   für  ihre 
Anleihen   8V2,    10   und    12  %6);   der  Hypo- 
nzinsfuss  auf  der  Insel  stand  auf  10°  0 7). 
In    Ilion    werden,    etwa    um   dieselbe   Zeit, 
Tempelgelder    zu    10%    ausgeliehen8);    zu 
hen  Zinsfuss  verleiht  der  delische 
Tempel  seine  Kapitalien1').    Auch  in  einem 
Dekret    von    Oropos   aus    dem  Ende   des  2. 
Jahrhunderts  werden  10%  als  normaler  Zins- 
vorausgesetzt  10).       In     Teos    werden 
iingsgelder   um    300    v.    Chr.    zu    etwa 
L2  0  augelegt11!:  auf  Thera  ein  Jahrhundert 


1  Demosth.  50  fg.  Polvkl.)  17.  Diphiloa 
bei  Athen.  VII.  292b. 

s)  Den  ■■■    g   Lakri tos)  10—13,  vffl. 

23. 

'  X.H..  v.  d.  Eink.  III.  7—14,  vgl.  Isäos 
(g.Kalliphon  bei  Barpokrat.  energiicus Aristot 
Ehet.  Ill  in  8.  1411  a. 

1    j Aii-tot. I  Oekon.  II  16,  S.  1348b. 

I    [g.   I'horm.i.   23 

Bull,  d      Cori     Bell,    \  III   (1884)  S. 
23ff.,XVI.lsit2..S.^sn 
Beinach  [nscr.  Juridiques,  S.  312ff.    Di 
SylL'  517. 

I   ah  rger,  Syllogi  '  831  ;  es  bündelt 
sich  um  ein  Darlehen  inForm  einesKaufi 
dem  Recht  des  Rückkaufes  für  den  Verkäufer. 
1  "i  i     1  nacr.  Graec,  IL  3599. 
•j  Homolle,  Lee   Ä  rchivee  de  l'Inten- 
danci  Paris   1887  3.  77  \  2 

1  Inscr.  Gl  Sept.  I  42 

"  Dittenberger,  Syll.8)  523:  aus  dem  Er- 
trage eines  Kapitals  voh  34000  dr.  sollen  iähr- 
lich  3900  dr.  g.-; 


später  zu  7°o1);  in  Delphi  wird  ein  an  di 
Stadt  vom  König  Attalos   Philadelphos 
nach  159  geschenktes  Kapital  zu  62/s% 
Hypothek  ausgethan,   wobei  bestimmt  wird. 
dass    die    verpfändeten     Grundstücke    den 
doppelten   Wert   der  ausgeliehenen  Su 
!    müssten2).     In  Ephesos  wurde 
dem  Kriege   gegen    Aristonikos   (129'8) 
Zinsmaximum    für  Hypotheken  schulden 
-'    %    festgesetzt.  ;i    —    Dagegen    seh. 
im  griechischen  Westen  andere  Verhälti 
geherrscht  zuhaben.     Wenigstens  bestimmt 
ein    Volksbeschluss    aus   Kerkyra   aus   dem 
2.  Jahrhundert,  dass  Stiftungsgelder  zu  1 1  i" , 
ausgeliehen  werden  sollen,  "was  also  dai 
der    doi-t    landesübliche    Zinsfuss    gev 
sein  muss4).    Einen  noch  höheren  ZinsfnaB 
(36%)  finden  wir  um  200  in  dem  böotischeh 
Orchomenos :  doch  handelt  es  sich  hier  um  ■ 
Verzugszinsen,    die  gezahlt   werden   sollen. 
wenn  die  Stadt  ihren  Verpflichtungen  nicht 
rechtzeitig  nachkommt5).    Der  gewöhnliche 
Zinsfuss   stand  also  ohne  Zweifel   beträcht- 
lich niedriger.  —  üeber  die  Höhe  des  Zins- 
fußes in  Aegypten  während  der  Ptolemäer- 
zeit  sind  wir  bis  jetzt  nur  selir  ungenügend 
unterrichtet.      In    mehreren    Urkunden    aus 
dem  Ende  des  2.  Jahrhunderts  v.  Chr.  wirf 
ein  Zins  von  24%   festgesetzt;   es   handelt 
sich  dabei  aber  um  Verzugszinsen,   für  den 
Fall  dass  die  Bückzahlung  des  (zinsfrei  ge- 
währten) Darlehens  nicht  zum  festgesetzten 
Termine  erfolgt.    Der  normale  Zinsfuss  wird 
also  niedriger  gestanden  haben6). 

Die  Krise    des   mithradatischen  Krieges 

*)  Testament  der  Epikteta.  Ins  er.  Gr. 
Maris  Aegaei  III  330. 

-!  Dittenberger,  Sylloge2  306. 

31  Dittenberger,  Sylloge-  510,  74. 

4i  Inscr.  Graeciae  Septentr.  III  694. 
Der  Zinsfuss  beträgt  2  dr.  monatlich  für  die 
Mine.  Es  sind  korinthisebe  Drachmen  gemeint, 
von  denen  150  auf  die  Mine  gingen,  vgl.  In- 
script.  juridiques  II  S.  139.  Die  Inschrift 
kann  übrigens  auch  ins  1.  Jahrh.  gehören. 

6)  Inscr.  Graeciae  Septentr.,  I,  3171. 
In  Biiotien  sah  es  damals  mit  der  Rechtspflege 
sehr  übel  aus  (Polyb.  XX.  6,  1),  woraus  sich  die 
Höhe  des  Ziusfusses  erklärt. 

ö)  Grenfell  und  Hunt  Greek  Papyri  II 
S.  34.  38.  49  aus  den  Jahren  127.  113  und  103 
v.  Chr.  Was  Lumbroso,  Recherches  sur 
l'i iconomie  politique  de  l'Egypte  S.  171  tf. 
beibringt,  ist  wertlos.  Vgl.  auch  Grenfell,  Re- 
v  e  n  e  w  L  a  w  s  0  f  P 1 0 1  e  m  v  P  h  i  I  a  d  e  1  p  h  u  s , 
S.  üll  ff.  (Oxford  1896).  Die  Ansicht  RevilloutsJ 
der  für  die  Ptolemäerzeit  einen  Zinsfuss  von 
30%  annimmt,  steht,  soweit  sie  sich  auf  grie- 
chische  Urkunden  stützt,  ganz  in  der  Luft 
vg]  Billeter,  Geschichte  des  Zinsfusses 
S.  357  ff.  1  Leber  demotische  Texte  habe  ich  kein 
Urteil.  Brugsch,  Die  Kosten  des  Haus- 
halts in  alter  Zeit  (Volkswirtschaft-^ 
liehe  Zeitfragen  89).  Berlin  1890  S.  19 
und  31,  stimmt  Revillout  bei. 
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Urtte   dann    wieder   ein  Steigen   des   Zins- 
Sfses  zu,  Folge,  zum  Teil  bis  aul  unerl 
ffi  Höhe      bm   die   Eriegskontributionen 
ShTen   zu  können,    blieb   den   griech, 
Snclen  nichts   übrig,   als  bei  römischen 
Eers  zuWueherzinsen  Geld  au  zunehmen. 
Kachte  in  dieser  Zeit  die  Stadt  Gytheion 
r  Lakonien    bei    den   Brüdern    N  und  M. 
Cloatius  eine  Anleihe  von  4200  Drachmen 
?       weil  sonst  niemand  borgen  wollt  i    ; 
™  wurde  den  Darleihern  zum  grossen  Ver- 
beult angerechnet,   dass  sie  den  Zins .nach 
,.ini„„n  .hüiren  auf  24%  ermäßigten  i )    Bei 
,  1  -hon   Bedingungen  konnte   natürlich  von 
,  Abzahlung   der  Kriegsschulden    oder 
»ich  nur  von  einer  regelmässigen  Zinszah- 
lung nicht    die  Rede   sein.     So  wuchs  die 
KfSribution  von  20000  Talenten    die 
Sa  der  Provinz  Asien  aufgelegt  hatte,  durch 
^rückständigen   Zinsen  und  Zinseszinsen 
n    14  Jahren  auf   120000  Talente  an     bis 
endlich  Lucullus  eingriff   und  den  unertrag- 
lu-hen  Zuständen  dadurch  ein  Ende  m 
,s  erden  Zinsfuss  auf   12%  herab 
Sd  die  rückständigen  Zinsen  niederschlug, 
»weit    sie   den  Betrag   des  Kapitels ^ber- 
en  2).    So  notwendig  und  für  den  Aug.  n- 
mU   heilsam  nun   solch,  Massregeln   auch 
sein  mochten ,   sie   konnten   jedenfalls  nicht 
rubeitrSe^dasYertxauenzubefesügen; 

and  das  Piratenunwesen  ebenso  wie  dei 
Druck  der  römischen  Verwaltung  endlich 
die  Bürgerkriege  sorgten  dafür,  dass  die 
Griechischen  Provinzen  finanziell  nicht  wie- 


Zeugungen  nicht  kargte1).    Doch  das  i 
nur  Aufnahmen;  und  auch  d 
wohlwollende!    Statthalter,    wie   i  -eres    ... 
KüiMen2),  den  Zinsfuss  herabzusetzen,  blieben 

greifenden    E 
,a„.  tiefer;    und   ersl    der  Weltfi    den,   den 
d!   Kaiserzeil    herbeiführte,   hat   dauernde 

^Äo^bereitsdasZwölfi 

ein    Zinsmaximum    von    Bto«Vo    (uncianum 

foenus)   festgesetzt    ha  «  ü  i    währ  ad    naen 

1      .        '        .     °    i___     ,1:-.,     l[.,oorocw      Prst     1.11 


|er    zu    Kräften    kamen.      Die    Gemein  da- 
blieben tief  verschuldet,  und  der  Zinsfuss 
hielt  sich  infolgedessen  auf  druckender  Hohe. 
In  Sicüien  stand   er   unter  \  erres    N  erwal- 
JnJ (73-71   v.  Chr.)   auf  24%*)    und  als 
die 'Stadt  Salamis   auf  Kypros  im  Jahre  N 
eine  Anleihe  aufnehmen  wollte,  musste  sie 
sich  zum  Versprechen  von  48  %  Zinsen  ver- 
stehen,   die    sie    dann    natürlich    nicht    zu 
ahlen'imstande  ^ar*)     Verständige  GeM- 
mä.iner  sahen  dann  wohl  die  Unmöglichkeit 
em     den   vollen   Betrag  ihrer  Forderungen 
herauszupressen,    wie   die  schön  erwähnten 
Gebrüder   Cloatius   in  Gytheion,   oder  ]ener 
L.  Aufklius   Bassus,   der  um  die  Mitte  des 
1    Jahrhunderts  v.  Chr.   den  Zins  für  seine 
Schuldforderungen   an   die  Gemeinde  Tenos 
auf  12  "  o  und  weiterhin  sogar  auf  8  Vo  herab- 
setzte"  und   auch   sonst    Erleichterungen   in 
der  Zahlung  gewährte,  wofür  die  Gemeinde 
dann    auch    mit    den    verdienten    Ehrenbe- 


anderen   Angaben  diese   Massregel  ersl   im 
Jahre  357  v  Chr.  erfolgt  wäre*).     Im  Ja 
347   soD   dann   der  gesetzliche  Zinsfuss  auf 
die  Hälfte  (4i/6%)  ermässigt»)  und  end 
U2    das    Zinsnehmen    überhaupt    verboten 
worden   sein«).    Es  liegt  in  der  Natur  der 
Sache   dass  solche  Gesetze  unmöglich  durch- 
geführt werden  konnten.    Ein  sehr  einfacher 
Weo-  zu  ihrer  Umgehung  war  der,  dass  man 
Bürger  latinische^Kolonieen  oder  italischer 
Sundesstädte  als  Mittelspersonen ^orschob 
es  wurden  deswegen  im  Jahr  193  die  bcftuKi 
5sItee    auch   auf    den  Verkehr  mit  diesen 
ausgedehnte    aber    natürlich    brachte .das 
auch  keine  Abhilfe.    Als  dann  in  der  Ki  sis 
des  Bundesgenossenkrieges    89  v.  Chr.)  aei 
Stör  A   slmpronius  Asellio die  alten  Ge- 
setze wieder  zur  Anwendung  bringen  wollte, 
wurde    er    von    den    Gläubigern    auf    dem 
Forum  erschlagen1').  . 

Wie  hoch  der  Zinsfuss  in  Rom  in  alterei 
Zeit  wirklich  gestanden  hat,  wissen  wir 
nie it;  unsere  Angaben  früher  beginnen 
erst  in  der  Zeit  nach  dem  Sozialkriege.    Da- 


i)  Dittenberger,  Sylloge-  330 

*)  Hut.  Luc.  20:  Appian,   Mithrid.  62 

*i  Cio    Verr    III.  71.  lbon. 

I.B^S*B%1898.und  =  d^ 
selben  Titel  Sternkopf,   Progr.  Dortmund  1JUU. 


Kai  L  »..»  ■»»  Kapital  g«Hag«u  ,«,.- 

schickte  des  Zmsfusses  S.  lo.n. 

?  t-V-  VH    27    vol    Tac.  a.  a.  O. 
?  Sv   Vir«    i-  Awi»,   Bürger- 
kriege,!. 54.  Tac    a.  a.  O. 

A  Liv  XXXV,  <■  Periochae 

-    Appiana  a  O,  1,  oi,  ^ 

74    Yal.  Max.  IX.   ?,  4. 
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nials    war    Rem    infolge   seiner   politd  ehei 

Mittelpunkt   des  Ge 
im  g  Reiche  und  über  dessen  Grenzen 

hinaus;   und  die  gewaltigen  Kapitalien,  die 
an    ■  strömten,   mussten  den  Zins- 
fuss in  Rem  und  Italien  herabdrücken.    Im 
Jahre  62  v.  Ohr.  konnte  ein  kreditwürdiger 
Mann  (bonum  nomen)  in  Rom  zu  6%  soviel 
Geld  geborgt  bekommen,  wie  er  nur  brauchte l); 
die    innere    Ruhe    war   durch   die  Nieder- 
werfung  der  catilinarischen    Verschwörung 
hert  und  im  t»sten  die  römische  Herr- 
schaft  soeben    durch    Pompeius   aufs   neue 
-[igt  und  auf  Syrien  ausgedehnt  worden. 
Im  nächsten  Jahre  versteifte  sich  dann  aller- 
dings  dei  Geldstand  wieder;  es  gab  Kapi- 
talisten,   die    nicht    unter    12%    ausleihen 
wollten2).     Aber    wenige  Jahre   später,  zur 
Zeit   des  i  rsten  Triumvirats,    war  der  Zins- 
fues    sogar   auf  4%   gesunken:    er    schlug 
dann    freilich   infolge  der  grossen  Summen, 
die  zu  Wahlbestechungen  aufgewendet  wur- 
den, am  15.  Juli  54  plötzlich  auf  S°/o  auf3). 
Das    kannte    natürlich    mir    vorübergehend 
sein.     Einen  schweren  Rückschlag  brachten 
d  die  Bürgerkriege;  gleich  im  Jahre  49 
h  in  Italien  eine  solche  Krisis  aus,  dass 
i    sich  zu  tief  einschneidenden  Eingriffen 
in  die  Kreditverhältnisse  genötigt  sah4),  und 
noch  vor  der  Schlacht  bei  Aktion  stand  der 
Zinsfuss  in  Italien  auf  12  %5). 

Die  Bei  odigung  der  Bürgerkriege  führte 
dann  wieder  normale  Zinsverhältnisse  zurück. 
ii  nach  der  Eroberung  Aegypteus  durch 
istus    sank   der  Zinsfuss  in  Italien  von 
12  aui  4%6),   und  5—6%   sind   dort  wäh- 
ii  Friedensperiode  der  Kaiser- 
zeit   der    landesübliche   Zinsfuss   geblieben. 
Der  ältere  Plinius    nennt   6%    eine    usura 
civilis  ac  modica7),  Columella  legt  denselben 
Zins  seiner  landwirtschaftlichen  Rentabilitäts- 
a    <'11    Grundi  5).      Wenn    Schul- 
ungen Privater  an  den  Staat  übergehen 
Paulus,    sollen    sie    mit    6%   verzinst 
«ich   wenn  der  bisher  bezahlte  Zins 
niedriger   war9).     Der   jüngere  Plinius  ver- 
pflichtete   sich,    ein    von    ihm    zu   Alimen- 
,:,ll,'i  '  -  Kapital  zu  diesem 

zu    verzinsen10).     Die  Gelder  für  die 
grossen  Alimentationsstiftungen  Traians  win- 


den zu  5%  ausgeliehen1),  und  überhaupt 
bildet  der  Zinsfuss  von  5—6%  für  gatä 
Anlagen  wahrend  der  ersten  Jahrhundert 
der  Kaiserzeit  in  Italien  die  Regel-).  Nuj 
vereinzelt  werden  höhere  Zinsen  erwähnt  < 
In  den  Provinzen  stand  der  Zinsfuss  zun 
Teil  höher,  strebte  aber  danach,  sieh  den 
in  Italien  herrschenden  Satze  anzugleich« 
So  stand  er  unter  Traian  in  Asien  aui  9% 
es  fing  aber  bereits  an,  schwierig  zu  werden, 
Gelder  zu  diesem  Satze  sicher  anzulegen4)! 
In  Athen  werden  um  dieselbe  Zeit  Stiftung^ 
gelder  zu  8%  ausgeliehen5);  daneben  wird 
hier  ein  Zins  von  12%  erwähnt,  aber  als 
\  erztigszinsen  bei  nicht  rechtzeitig  geleisteter 
Zahlung1').  In  Aegypten  war  bei  Darlehen 
auf  kurze  Inst  und  im  Bankgeschäft  12% 
der  übliche  Zinsfuss7):  einmal,  in  Augustus 
Zeit,  linden  wir  einen  Zins  von  18%  aus* 
bedungeu s).  Pur  ein  durch  Pfand  gesichertes 
Darlehen  werden  im  Jahre  93  n.  Chr.  S'Vo 
gezahlt,  im  Jahre  112,13  10%;  der  letztere 
Zinsfuss  findet  sich  auch  unter  Antoninus 
Pms  erwähnt,  doch  ohne  Angabe  des  Ge- 
schäftes, um  das  es  sich  handelt51).  Bei 
hypothekarischer  Sicherheit  werden  im  Jahre 
Li,  n.  Chr.  12%  Zinsen  bezahlt10);  dagegen 
wird  in  einer  Tempelrechnung  von  Arsinoe 


')  Cic.  fam.  V,  6,  2. 

ic.  ,i  n  A  tt  icus,  I.  I      I 
'       an  Atticus,  fV,  15.  7,  an  Quin- 
i  as,  II.  14b,  4. 

«)  (W  Bürgerkr.,  III.  I:  Snet,  Caes. 
•12,  D  U,  3t  ff. 

Dio  i   tss.  61,  21,  ö. 
'    Dio  ,i.  ii. 

Plin.,  Nat  Hist.  XIV,  56. 
olttm    III.  6. 
Dig    XXII,  I.  17.  §  6. 
lii    Epist.  \'ll.  18. 


'jt  orp.  Inscr.  Latin.  XI,  1147  (Veleia), 
i.V.  I45o  (Ligures  Baebiani  in  Sanmium);  wenn 
m  letzterer  Urkunde  usurae  sextantariae  semunI 
ciariae,  d.  h.  2',",,,  festgesetzt  werden,  so  sind 
das  nach  Mommsens  wahrscheinlicher  Amiahme 
(a  a.  0.,  S.  1291  halbjährige  Zinsen.  Bei  der 
Alimentatiousstiftmig  der  Caelia  Macrina  in 
Tarracina  wird  ein  Ertrag  des  Kapitals  von 
mindestens  4'  ,",-,  vorausgesetzt  (CLL.,  X,  63'->8) 

*)  5%:  Persius,  V,  149,  CLL.,  XIV,  :■;;>:■; 
(Ostia,  2.  Jahrb.):  ;V , "  „ :  X,  2112  (Lanuvium, 
136  n  Chr.);  6%:  X.  107  (Croto,  2.  Jahrh.), 
X,  114  und  NotiziedegliScavi  1894  S  20ff 
(Peteha,  Bütte  des  2  Jahrh.),  X,  bbbi  (Feren- 
trnum  2.  Jahrh.  |  XIV  367  (Ostia,  182  n.  ( Ihr  I 
Natürlich  beabsichtige  ich  keineswegs,  hier  und 
im  folgenden  die  Belegstellen  vollständig  auf- 
zuf  ühren. 

;'J  12%:  CLL.,  V,  1978  (Opitergium,  2. 
Jahrb.  i.  XIV,  326.  (Ostia  um  200),  VI  9254  (Born) 
wahrscheinlich  auch  VI  10  297  (Born,  155  n  ( Ihr  ) 
a  ol?"^  Inscr.  of  the  Brit.  Mus.  III, 
8.  12,  ff.;  Phn.  au  Traian,  54,  dazu  Mommsen, 
Sermes,  V.  132  A.  2. 

'  Cor  ]..  Insc  r.  Att.,  III,  61,  dazu  Mommsen, 
a.  a.  <>.  Ein  Zinsfuss  von  8%  in  den  griecluV 
sehen  Teilen  des  Beiches  wird  auch  Dig  XXI 
3,  26  g  2  erwähnt. 

'i  '  JA..  III,  89,  aus  der  Zeit  nach  Hadrian. 

')  Aegyptische  Urkunden  aus  den 
königlichen  Museen  in  Berlin,  I  272 
laus  138  n.Chr.);  Corpus  Papvrorum  Bai- 
neri.  I,  15  (149  n.  Chr.),  16  (163  n.  Chr.). 
vegypr.  Urkunden  etc.,  I,  189  (7  n. 
Chi 

u)    Corp.    Pap.    Ruin.    I    12,     Aegypt. 
Urk    etc.  I  ti8:  328  Col.  II. 
■'-gypt.  Urk.  I  301. 
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«a  215  n.  Chr.  6°  i   als   der    gewöhnliche 
änsfuss     ;  et,    zu   dem   die  hei] 

i„,n  wurden  M.     1"  der  wah- 

.1,,,  '■_>     Jahrhunderts    eroberten    und 

;i,,r,on     Provinz    Dacien    musste    der 

„s.    natnrüvmäss  lmeh  stehen:    die  uns 

erhaltenen  Urkunden  geben  durchweg  ■ 

nin    i->"n-i.      In   den  westlichen  1  ro- 

des   Reiches   finden  wir  einen  Zins- 

011   ,,'n  im  nai-bonensischen  (jallien;), 

-     .     i„    Spanien1),    w 


■  daneben  kommt  hier  allerdiu^ 
wen  ein  Zins  von  12  %  vor«).     In  manchen 

de*  Reiches  ist  der  landesübliche 
Zinsfuss  im  Laufe  des  2.  Jahrhunderts  noch 
unter    5°o    herabgegai  gen.      So    bestimmt 

dass  Mündelgelder,  die  der  Tarmund 

enen  Int  '    rwendet, 

.vinciae,  mil   5%,    l '  ■■  oder  noch 

•  er  zu  verzinsen  seien').  Antommisl  ius 

ig  seinem  Privatvermögen  Alexander 
j        us  aus  dem  Staatsschatze  Darlehen  zu 

minimis  usuris,  wie  ausdrücklich  be- 
merkt wird8)  In  unseren  Rechtsquellen  aus 
dem  2.  und  dem  Anfang  des  3.  Jahrhunderte 
wird  in  der  Regel  ein  Zinsfuss  von  5— b  /o 
vorausgesetzt,  selten  von  4°/o,  noch  niedrigere 
-       :  nur  in  ganz  besonderen  lallen- 1. 

ys  gesetzliches  Zinsmaximum  galt  um 
flje  Wende  vom  2.  zum  3.  Jahrhundert  und 
wohl  schon  früher  der  Satz  von  1-  o : 
üsurae  supra  centesimam  solutae  sortem 
minuunt,  consumpta  sorte  repeti  possunt, 
sagt   Paulus10).     Ein  höherer  Zmsfuss  wird 

auch  in  unseren  Urkunden  seit  Tibenus, 
Soviel  ich  sehe,  niemals  erwähnt,  wenn  es 
auch  natürlich  immer  Wucherer  gegeben  hat, 

»)  Wilcken,  Hermes  XX    s\  430 ff. 

s    CIL    mS.  930 f.:  933:  934t. 

A  CIL  Sil  1587  (aus  Dea  Augusta,  etwa 
8  Jahm.'),'  wahrscheinlich  auch  XII  4393  (Narbo 
aus  149  n.  Chr.).  . 

■M  i'IL    4511  iBarcino,  3.  Jahrb.) 

»{  5;''-   CIL       VIH  1641   (Sicca  Yen 
anter    Manu-    und    L.    Veras),    B>:    Ephem. 
Bpigr.    V  n.  328   (Civitas   Gontana,   etwa  6. 

6i"  C I L  VIII  1845  '  Theveste,  etwa  2.  Jahl h .  . 
doch  steht  liier  usurae  eentesiinae  vielleicht  nur 
fonnalhaft  für  Zinsen  überhaupt. 

•)  Di?.  XXVI.  7.  7  §  10. 

')  Vita   Antun.    Pii  2,    Vita  Alexan- 

»1  Die  Stellen  sind  gesammelt  und  ausführ- 
lich besprochen  von  Billeter.  Geschichte  des 
Zinsfusses  S.  205ff. 

io)  Sententiae  IL  IL  2.  Wann  dieses 
Zinsmaximum  eingeführt  worden  ist,  wissen 
wir  nicht ;  wahrscheinlich  am  Anfang-  der  kaiser- 
zeit.  Der  von  Cic.  an  Atticus  \  21,  ld  er- 
wähnte Senatsbeschluss  aus  dem  Jahre  ol  v.  Uhr. 
m  centesimae  perpetuo  foenore  ducerentur,  hat 
nur  für  die  Provinzen  öütagkeit  gehabt  und 
enthielt  wahrscheinlich  nur  ein  ^  erbot  des  Ana- 
tocismus. 


die     mehr    nahmen.       Alexander    Severus 
D  Versuch,  4"o  als  Zinsmaximum 
festzusetzen,  und  unl  '"'/"" 

überhaupt  auf  Zinsen  zu  leihen,  ko 

•    nicht    aufrecht    erhalten     und 
musste  schliesslich  den  Senate 

6    •  Zins    i  zu  nehmen;   für  Nicnt- 
ren  wird  also  wahrscheinlich  die  cen- 
:1s  Zinsmaximum  wieder  m 
retreten   sein1).    In  der  Revolutions- 
zeit  des  3.  Jahrhunderts   scheinl 
Zinsfuß  gestiegen  zu  sein,  so 
|im    Jahr-    2902)    und   Konstantin   im  Jahre 
325  das  Zinsmaximum  vi  aufs  neue 

einschärfen   musste;   doch  galt   dieser   Säte 
nur  für  Gelddarlehen,  während  es  bei  rrucht- 
darlehen    gestattet    blieb,    bis    zu   50%   zu 
nehmen  »). "  Auch  diese  Verordnungen!] 
1  freilich  keine  dauernde  Wirkung,  und  Iheo- 
dosius  musste  im  Jahre  386  dasTerbot  der 
Zinsen    über    12%    noch   einmal   in   Kraft 
setzen*).     Den   Senatoren    wurde   um   diese 
Zeit  das  Zinsnehmen  ganz  untersag    ),  doch 
musste   schon  Arcadius  im  Jahre  405  diese 
unung  aufheben  und  ihnen  wieder  ge- 
statten,  zuV/o   auszuleihen")      Unter   dem 
Einflüsse   der   Kirche,   die  schon  auf  dem 
Konzil   von  Nicäa  (325)    den   Zins  als  der 
Schrift  widerstreitend  verurteilt  hatte,  erhess 
dann  Justinian   sein  Zinsgesetz,   in   dem  er 
den  Illustres    nichl  über  4M«"V«   (von  jedem 
Sotidus  eine  Siliqua),  den  Fabrikanten,  und 
Kaufleuten  nicht  über  8^3%,  bei  Seezmsen 

bis   zu  12V*«Vo,    allen  üebngen  nicht  über 

6  ,  zu  nehmen  gestattete.  Der  Frucht- 
zins  wurde  auf  13V.  «Vo  festgesetzt,  Zinsund 
äzins  zu  nehmen  überhaupt  untersag 
Ulll[  Zinsen  sollten  nicht  über  den  Betrag 
des  Kapitals  hinaus  gefordert  werden    . 

"  Die  Geschichte  des  Zinsfusses  im  Alter- 
tum zerfallt  also  in  zwei  Perioden :  eine 
Periode  hohen  Zinsfusses  bis  zum  3.  Jahr- 
Edert  v.Chr.  und  eine  Periode  niedrigeren 
Zinsfusses,  die  sich  im  2.  Jahrhundert  v  Chx 
I  vorbereitete  und  nach  einer  Unterbrechung 
I  durch  die  Kriege  und  Bürgerkriege  .der 
Jahre  90-30  v.  Cur.  durch  die  ganzerer 
zeit  ,  flleicht  mit  einem  Ruck- 

schlag  während    der   Wirren    des   3.  Jan 
Sterte.     Innerhalb    beider   Perioden    hat 
to   ZämtfasB,    bei  allen   Schwankungen  im 
,inz„,  ssen  und  ganzen  die 

Tendenz  zu  sinken. 


lod.The'od.'n,  33,1.  vgl.  Cod.  Just. 

IV-  Md.  The  od.  II.  33.  2:  4,  19. 
5)  Cod.  Theod.  II  33.  3. 

„d.Theod^I.33.4^     ^^^ 

33  34.  121."  138. 10).    Näheres  bei  Billeter  a.  a. 

O.S.  330"ff. 
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Die  D  dieser  Entwickelung  liegen 

klar  u  Tage  und  sind  im  vorstehen- 

a  •    T    !    bereits  angedeutet   wurden. 
Griechenland    war  im  6.  und  auch  noch  im 
5.  Jahrhundert  ein  kapitalarmes  Land,  wah- 
rem] die  mächtig  aufblühende  Industrie  be- 
deutender Kapitalien  bedurfte.    Der  Prozess 
der    Kapitalbildung   aber    wurde   durch   die 
häufig  i    Kriege   verlangsamt,  und  zeitweilig 
ganz    gehemmt,    namentlich   in   der  Periode 
dem   Ausbruche   des   grossen  Kampfes 
zwischen  Athen  und  Sparta1).     unter  diesen 
Umständen    musste    der    Entgelt    für    die 
Kapitalnutzung  hoch  sein.     Dazu  kam  dann 
aber  weiter  die  Risikoprämie ;  wie  sehr  dieses 
Moment    ins  Gewicht   fiel,  zeigt  am  besten 
die    Höhe    des    Seezinses.     Nun    war   das 
bische    Schuldrecht    ja    streng    genug, 
die    Griechen    sind    zu    allen    Zeiten 
Zahler  gewesen,  und  die  Rechts- 
pflege   in    den    unzähligen   Kleinstaaten,   in 
welche  die  Nation  zersplittert  war,  war  meist 
SO  durch  und  durch  korrumpiert,  dass  es  oft 
ungewiss    war,    ob   der  Gläubiger  zu 
kommen   würde.     Dazu  trat 
die   geringe   Stabilität   aller  politischen  Zu- 
stand.-: wer  mochte  sagen,  ob  nicht  morgen 
R     olution  ausbrechen  würde,  die  einen 
allgemeinen  Sehuldenerlass  verkündete  oder 
ob   ein   plötzlich  ausbrechender  Krieg  nicht 
alle    Schuldforderungen    entwerten    winde'.-' 
Die  makedonische  Hegemonie  machte  der 
Unsicherheit    der    inneren    Zustände    zum 
en  Teil  ein  Ende;  seit  der  Begründung 
römischen    Vorherrschaft    im  "2.   Jahr- 
ert   begännen  auch  die  Kriege  seltener 
zu    v  bis  endlich  die  Kaiserzeit  den 

"\\  eltfrieden  und  eine  geordnete  Rechtspflege 
brachte.    So   konnte  die  Kapitalbildung  un- 
örl  vor  si.-h  gehen,  während  die  Risiko- 
Lnlagen  auf  ein  Minimum 
reduziert    war.      Und    wenn   später   in   der 
Zeit    des  Verfalls  die  Kapitalbildung  lang- 
oder  auch  ganz  zum 
Stocl  d     o  verminderte  sich  in  gleichem 

oder  noch  höherem  Masse  der  Bedarf  an 
Kapitalien,  so  dass  das  Verhältnis  zwischen 
Angebot  und  Nachfrage  unverändert  blieb 
oder  .h  ebol  überwiegen  mochte-). 


Litteratur:     Salmasiits,     De    usuris,     l 
1688,     und  De   mmhi   lunirarum,   ebd.   10S9, 
schweißt)  und  jetzt  mitürtieh  veraltet.  —  r.oeel.i, 
Staatshaushaltung  der  Athener,    2.   Aufl., 
S.  173$.   (die  .:.'.   Aufl.,    Berlin   1SS6,   ist  t 
reräuderter  Abdruck  daran   mit  einigen   Xu 
des    Herausgebers     Ma.t    Frunkel).    '         Szanlo 
Anleihe,,    griechischer  Staaten,     Wiener   St 
VII.    VIII.  —  Matthiass,    Das  foenus  na, ,/,,„„, 
und    die    geschichtliche    Entwickelung    der    Bod- 
merei,   Würzburg  1881.  —  Stveuber .    Der  Zmi- 
fites  bei  ,l,„  Römern,   Hasel  is.;?  (g-iebt  ein 
sammeiistellung    der   älteren  Litteratur    üb: 
römische  Zinswesen).     Das  ganze  Material  indtl 
sieh    jetzt  gesammelt   „nd  kritisch    verarbeil 
Gustav  Billetcr.    Geschichte  des  Zimfust 
griechisch-römischen  Altertum,  bis  auf  Just 
Leipzig  1S98. 

J.  Bcloch. 

II.  Zinsfuss  im  Mittelalter. 

1.  Das  kanonische  Zinsdogma.  2.  Der 
Rentenkauf.  3.  Das  kurzfristige  Gelddarlehen 
4.  Schluss. 

1.  Das  kanonische  Zinsdogina.     Es  ist 

eine  irrtümliche  Ansicht,  dass  im  Mittel- 
alter Anlage  und  Benutzung  von  Kapitalien 
unmöglich  geweseu  sei.  Diejenigen,  die 
unermüdlich  diese  Ansicht  vertreten,  führen 
einmal  für  sie  den  natiiralwirtschaftlicheh 
Charakter  des  Mittelalters  und  dann  das 
kanonische  Zinsverbot  der  Kirche  ins  Feld. 
Aber  weder  diese  noch  jene  Begründung 
kann  als  stichhaltig  und  irgendwie  beweis- 
kräftig gelten.  Wohl  hatte  die  Kirche  mit 
aller  Energie  ihr  Zinsverbot  ausgebildet  und 
verfochten,  in  äusserer  Anlehnung  an  dir 
alte  aristotelische J)  Verkennung  der  Fruchfr- 


.1.   meine   Griechische   Geschichte,   II, 
Ibff. 

sich  darum   handelt,  die  Höhe 

'>'r  z  I  ü   irgi  ad  i  in  Land  oder  tri  end 

'      des  Altertums  zu    bestimmen,  so 

Regel,  soweil  nicht  ganz  be- 

|     obwalten,    uns    an    die 

anti  i  den  überlieferten  Angaben  ■/» 

•    in  ihnen  % gl   der  Zins 

"ini  des  Wortes,  d.  h.  der  Ent- 
gelt tu,-  dir  Kapitalnntznng,  am  reinsten  zum 
Ausdruck.   Wo  wir },  ,  „  gezahlt  finden 

1  i  bied    /•um    e i  Teil   auf 

nu~   der    :  riir.   mag  das   Risiko 


nun  in  der  Art  des  Geschäftes  oder  in  der 
geringeren  Kreditwürdigkeit  des  Schuldnern 
oder  endlich  in  politischen  Konjunkturen 
seinen  Grund  haben.  Damit  erledigt  sich,  was 
wohl  hin  und  wieder  über  die  Unmöglichkeit 
gesagt  worden  ist,  aus  den  uns  überlieferten, 
zum  Teil  so  weit  differierenden  Angaben  die 
Höhe  des  Ziusfusses  im  Altertum  zu  bestimmen. 
—  Der  Versuch  von  Rodbertus  (in  Conrad? 
Jahrbüchern  VIII,  1884,  S.  513 ff.),  die  „Höhe 
des  antiken  Zinsfusses"  aus  seiner  Theorie  von 
der  „Oikenwirtschaft"  zu  erklären,  scheitert 
schon  an  der  eiuen  Thatsache,  dass  der  Zins- 
fuss in  der  Kaiserzeit  nur  etwa  auf  der  halbe» 
Höhe  stand  wie  im  5  und  4.  Jahrh.  v.  Chr., 
obgleich  doch  in  der  Kaiseizeit  zwar  nicht  die 
„Oikenwirtschaft"  in  Rodbertus  Sinne,  wohl 
aber  etwas  Aehuliches  wirklich  bestanden  hat, 
im  5.  oder  4.  Jahrh.  v.  » Ihr.  aber  keineswegs, 
Vgl.  Eduard  Mever  in  Conrads  Jahrbüchern, 
III.  Folge,  Bd.  9,  1895. 

')  Der  beliebteste  Spruch  der  scholastischen 
Wucherlehre  lautet:  „Pecunia  peeuniam  non 
parere  potest".  Aehnlich  nach  Luther  im  Jahre 
1643:  „Denn  was  nichts  traget,  das  kann  nichts 
Zinsen".  Luthers  Werke,  Erlanger  Ausa-abe  57, 
360. 
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l    des  Geldes   und  an  die  Bibel 
Lucas   ,;.   34    (s.  Knies,    Kredit    1.    .533  n.). 
fetinun    rlate    nihil    inde    sj.evantes!      />.- 
*ächs»  als  Moralgebot,  dann  als  Rechts? 
!';;,,.•„,,,.    wm.de    die    Lukasstelle    auf   die 
.„,,.  i,OZog'cnM.  dann  aber  auch  auf  che 
Laien    ausgedehnt    und    namen  hell    durch 
as  von  Aumno  (1224  bis  12,4)  im  Id. 
iuudert  wissenschaftlich  begründet.  Die 
,,     jeglichen    materiellen    Sinnes    und 
Ken  Privateigentums,  die  Mönchsorden 
,1,:,     Dominikaner    und    Franziskaner,    sind 
ders    für  die  Weiterbildung   des  Zins- 

,1 m:ls. •ii.sr.'tivten  und  liabeninemor  Zeit  /.n 

,],'  durch  die  Entfaltung  der  wirtschaftlichen 
Verhältnisse  eigentlich  die  Theorie  unhaltbar 
worden    war-    für    die    Aufrechterhaltung 
3er  Theorie  emsig  und  eifrig  gekämpft. 

Bei   der    Beurteilung    des    Zinsverbotes 
muss  eines  besonders  berücksichtigt  werden. 
worauf  zuerst  Wilhelm  Arnold  aufmerksam 
nmacht  hat.  dass  es   -der   rechtliche  Aus- 
druck   wirtschaftücher  Zustände     war.    J» , 
k.nnte    in    einer  Zeit   aufgestellt   und  ver- 
fochten   werden,    zu    der    das   Geldkapital 
haupt  nicht  oder  nur  in  geringem  Lm- 
;,„,,.    vorhanden   war.    das  Vermögen  vor- 
^SnUch  in  Grundbesitz  bestand    die  Kapi- 
taleigenschaft dem  Golde  mangelte  und  des- 
halb   die    zinsbare  Verwertung   des   Geldes 
dorn  allgemeinen  Stande  der  Wirtschaft  zu- 
widerlief.   Freilich  ist  mit  dieser  Festlegung 
zugleich    ein    anderes    gegeben.     \  on   dem 
Augenbück   an.   als  cüe  Geldwirtschaft   und 
fer  Geldverkehr   sieh  entwickelten  und  der 
n  Katuralwirtschaft  ein  Ende  bereiteten, 
^  das  Zinsdogma  in  grellen  Gegensatz  zu 
dem    realen   Leben    und    dem  gewandelten 
Volk.-   und  Reclitsbewusstsein   einer  neuen 
El  -  «he.     Seit  dem  12.  Jahrhundert  kam  die 
Kkche  in  Italien,  seit  dem  13.  Jahrhundert 
in    Deutschland    in  Widerspruch    mit    dem 
Wirtschaftsleben   der   Zeit,  obschou   gerade 
seil    diesen  Zeiten  eine   eingehende  Ausbil- 
dung der  Wucherlehre  erfolgte.    Allein  die 
beständige     Klage     über    die     zunehmende 
Sündhaftigkeit    "des     Menschengeschlechtes 
und  über  die  Habgier,  die  den  toten  Mam- 
mon mehr  verehrt  als  den  lebendigen  Gott, 
enthielt  keine   zeitgemäss  ausreichende  Be- 
gründung des  Dogmas  mehr,  und  so  wenig 
das  14.  Jahrhundert  noch   eine  Empfindung 
für   den    einstmals    so  berauschenden   Dutt 
der    scholastischen    Philosophie    besass,    so 
wenig  konnte  das  gesteigerte  Verkehrsleben 
des   ausgehenden  Mittelalters   seinen  Inhalt 
in  den  abgestandenen  Formen   einer  langst 
überwundenen  Wirtschaftsepoche  bergen  und 


zur  Wesenskrati     bringen.     So    wurden    aut 

der  einen  Seite  mancherlei  Mittel   zur  l  m- 

;  des  Zinsverbotes  hervorgerufen,  aul 

der  anderen  Seile  haben  gerade  Kirche  und 

selbst  das  Aufkommen  der  Geldwirt- 

schaft  gefördert,  wenn  sie  auch  als  Judika- 

ote  festhielten. 
Die  Päpste  des  13.  Jahrhunderts  haben  aber 
jedenfalls    bewussl    ihren    Gläubigern    Zins 
gezahlt1),  die  Mrchüche  Besteuerung  machte 
den   Wechselverkehr,    die    kirchüche   Vrelt- 
politik  das  Kreditgeschäft    notwendig,  dem 
ielbsf   das  Zinsverbol    auf   die  Dauer   k 
Schwierigkeiten    mehr    bereiten     konnte.*) 
Nur    die    wirtschaftüche    Notlage    des    16. 
Jahrhunderts,    die    unter    dem    Geldzuüuss 
der  neuentdeckten  AVeit  und  der  überr< 
\usbeute  deutscher  Bergwerke  eine  gewal- 
tig.   Geldentwertung     und    Preissteigerung 
bedeutete,  üess  für  einige  Zeit  die  energische 
Vertretung    des    kanonischen    Zinsverl 
durch  Luther  und  die  deutsche  Reformation 
gerechtfertigt  erscheinen. 

Es  darf  indessen  niemals  vergessen  wer- 
den, dass   auch   in  den  Zeiten    des    frühen 
und  hohen  Mittelalters  das  kirchliche  Zins- 
dogma keineswegs  völüge  Realität  und  prak- 
tische Geltung  genossen  hat.     und  aut  der 
anderen  Seite  ist  es  eine  irrige  \  orstellung, 
als  ob  im  Mittelalter  zur  Zeit  der  kirchen- 
rechtlichen    und    kirchenwissenschaitlicheii 
Ausbreitung  der  kanonischen  Lehre  die  Form 
für   die   Kapitalsanlage,    der  Zins,  verbot«! 
'cewesen   wäre.      Es    ist    selbstverständlich, 
lass  eine  Epoche,  für  die  das  A  ermogen  in 
Grundbesitz  bestand,  auch  für  Anlage   und 
Nutzung  dieses  Vermögens  eine  besondere 
Form  ausbildete,  diese   war  der  Raten- 
kauf    Der  Rentenkauf   ist  kein  Mittel  zur 
Dmeehung    des   Zinsverbotes,   sondern   wie 
die.'-    lediglich    der    Ausdruck    einer    rein 
naWwIrtlchaftüchen    Zeit     Der   Re, 
kauf   ist  ein  Geldgeschäft,  und  als   solches 
der  wirtschaftliche  Ersatz   für  das   zinsbare 
Gelddarlehen,  das  die  Kirche  nicht  wünschte 
Zinsverbot    und  Rentenkauf    drucken    beide 
denselben    Gedanken   aus    »dass    das  Geld 
noch    nicht     die    Eigenschaft    von    Kapital 


i)   Ueber   die  Zinsverbote  für  Henker 
Hateh.  The  Growth  of  Church  Institutions  1M>< 
deutsch    von    Harnack,    die    Grundlegung    der 
Kivchenverfassiuig  1888.     S.  lob. 

Handwörterbuch  der  Staatswlssensehaften.    Zweite  Auflage.    VII 


.)  Vgl  Schulte,  Geschichte  des  mittel- 
alterlichen Handels  und  Verkehrs  1 ,262,  2b<, 
272  Gottlob,  Die  päpstlichen  Darlehens- 
schulden des  13.  Jahrhunderts.  Historisches 
JahrbuJh.  20,  712C    Reusen,   Der  Index  der 

Verb?^itorinL  Rollers,  Forschungen 
1899  17  1.  Dazu  Zeitschrift  für  Kulturge- 
sdüchte  Vin,  1  (1900)  8.  66.  Noch  auf  dem 
Konzil  zu  Vienne  i.  J.  1311  erklärte  Clemens  \ 
öle  Samen  der  Städte,  die  ,  das  Zm.nehmen 
ertaubt  und  geregelt  hatten,  feierlich fai  n  .  - 
tio-     ühlhorn,   Katholizismus  und  Protestant«! 

mus  1887.  S.  16. 
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l»al.<>  und  darum  keinen  Zins  bringen  könne« 

2.  Her  Rentenkauf.    Von  idenen 

Grundlage  n  aus  sind  Arnold  und  Rosenthal 
ssen  über  die  Natur  und 
Entv  [nstitution   <lrs   Renten- 

rt.     Den    Entwickelungsstufen : 
Gutsleihe  (Erbleihe),  Bänserleihe,  Geldleihe 
rechen  Gn  Rentenkauf  und  Zins 

im  hi  Sil  ae.      Wie    man    zuerst    'las 

Grm  elbsl    verkaufte   (Erbleihe),   so 

man     späterhin    die    Rente    von 
rrundstüi  ke,      lässl     das    belastete 
m  Rentenkäufer  zu  Eigentum, 
um    es  von   ihm   für  die    jährliche  Entrich- 
tung i  R  nte  verkauften  Zinses  zu 
erbhchem      Besitze       zurückzuempfangen 
(Rosenthal).    Also  die  Aufnahme  von  Kapital 
hah  durch  Kant  gi  gen  ,  ine  Rente,  eine 
jährlich   erfolgende  Geld-   oder   NaturaLLeis- 
tung  als  dingliche  Last,  die  zur  Abtragung 
Möglichkeit    bot.        Wer 
musste  dasselbe  kaufen,  d.  h. 
entsprechende  Rente  dafür  in  Pfennigen 
Früchten    anweisen      (Arnold).     Der 
tb  eine  Geldsumme  und  be- 
'  das  Recht  auf  eine  wiederkehrende 
Rente  aus   einem  Grundstücke,   die   dessen 
•  musste     Dei  Schuldner  rral 
in    Gläubiger    den    Niessbrauch    eines 
Grundstückes  ab,  das  er  durch  Rückzahlung 
Schuld  v    idei  in  seinen  Besitz  bringen 
Das  Rentenrecht  wurde  durch  Auf- 
indet  und  ruht,'  als  eine  Real- 
■    d    Gute   'los  Rentenverkäufers, 
welche   unkündbar   und    ursprünglich   auch 
r    war.-  M      Die    Beleihung    eines 
Immobils   wurde   als,,    in    die    Form    eines 
'•  der  Geldgeber  kaufte  sich 
eme    B           Je   mehr    sich    nun    das   «Iran 
huldner  zuständige  Recht  des  Wie- 
derkaufes   entwickelte    und     je    mehr    die 
tri     des    Rechtsver- 
hältn          -  ü,    ReaUast  zu  einer 

chuld    sich  ge- 

■■«>    o  mehi     ollzog  sich  die  Mobi- 

ad    die  Umwandlung 

mm  Hypotl  .  [ehen  dei  i lernen  Zeit. 

Bis    ins  14.  Jahrhundert    hinein    ist    die 
B    ite.  der  Zinsfuss,  von  zahl- 
l"-''"  Zui  i  ■    namentlich  persönlichen 

und    politischen    i  mständen,    abhängt 

da     ist    festzuhalten,  dass 

ii  hoch  blieb, 

Kapitals    und    je    höher 

ivar. 

v'  l  1.  Jahrhundert  der  Zins- 

'i    anJ  ungen  unter- 


lag, so  betrug  er  im  Durchschnitt  doch  zn. 
meist    lÜ°'o.     Die    Rente    könnt.-    demnach 
mit    Arm    10  fachen    Betrage    ihres    Wertes 
gekauft   werden.     Gerade   bei   der  Verpfän- 
dung der  Rheinzollstätten  hat    sich  mit   di 
Bestätigung  der  Ergebnisse  von  Arnold  und 
Rosenthal   herausgestellt.     Der   Zoll    wurde 
meist  auf  unbestimmte  Zeit  vergabt,    indem 
festgesetzt    wurde,    dass    der  Verleiher   die 
Lehensrente  mit  dem   lOfachen  Betrage 
lösen    könne,    wofür   alsdann    der    Belehnte 
sich    verpflichten    musste,    ein    dem    Weite 
;|   i  rechendes  Lehnstück  anzuwei 
Vom   14.  Jahrhundert  ab  sinkt  dann  der 
Zinsfuss  bis  zum  16.  Jahrhundert   beständig 
die  Reutenkäufe  wurden  im  allgemeinen  für 
den    20fachen    Betrag    der  Rente,    also    zu 
:'"".    abgeschlossen,     und    dieser    Zinsfusfi 

muss   im   16.  Jahrhundert  als  der    i 

gegolten  haben.  Die  Reichspolizeiordnung 
vom  Jahre  1Ö30  bestimmte  in  Art.  26  §  9: 
dass  von  den  Wiederkauffs-Gülden  hin- 
fürter  von  dem  Hundert  nicht  mehr  dem, 
fünft,  wie  gebräuchlich,  gegeben  und  ge- 
nommen worden  soll.«  -') 

Die  für  Immobilien  ebenso  wie  für 
Waren  legal  zulässigen  Geschäfte  des  Real- 
kredits sind,  zusammengefasst  unter  dem 
Begriff  des  »Wiederkauffs«,  durch  diese 
Reichspolizeiordnung  zu  einem  Zinsmaxi- 
mum von   5%  festgelegt   worden. 

Im  allgemeinen  blieb  der  Rentenkauf  imirn  i  - 
hin  eine  wesentlich  agrarische  Einrichtung. 
er  gewährte  nur  dem  Besitzer  von  Grund 
und  Boden  Credit.  (Schulte  I,  325).  Wer 
keine  [mmobilien  besass,  war  auf  das  kurz- 
fristige Darlehen  angewiesen,  das  ihm  Lom- 
barden und  Juden  allein  gewährten. 

Es  mag  endlich  hervorgehoben  werden, 
dass  das  mittelalterliche  Argument,  die  Zins- 
barkeit des  Kapitals,  sei  aus  der  unzweifel- 
haften Produktivität  der  Grundstücke  herzu- 
leiten3),   später   von    Calvin    gerade    L 


Brunnei      i  .     aer   ,(,.,,, 

'«■>«■■  L901    S   187.    S.auch  Wörter- 
buch der  Volks  n.   129 


\)  In  den  Jahren  1234  (Mittelrheiruschea 
ürkundenbuch,  III,  509,  Lacomblet,  Urkunden- 
buch,  II,  167)  1255  Lac.  IM;..  II.  423),  1258 
(Lac.  U.E.,  II,  454  .  1259  (Lac.  Ü.B.  H,  179 
1260  (Lac.  U.B.,  II.  487),  1282  (Goerz,  Mittel- 
rheinische  Regesten,  IV.  995),  1287  (Lac  D.B. 
II,  816),  1299  .Lac.  U.E..  II.  1028),  1353  Lac 
U.B.  EI,  522),  1364  (Lac.  IM;..  III.  656  .  13(57 
(Lac.  [LB.,  III,  678),  L385  Lac.  IM;.,  III.  898), 
L393  Lac.  Ü.B.  III,  989),  1400  (Lac.  D.B.,  III. 
1077).  Tabellen  über  Rentenkaufzinsen  s.  bei 
Neuraann,  Geschichte  des  Wuchers  S.  266—273. 
Bodmann,  Rheingauische  Altertümer  S.  406. 

-i  Aehnlich  bei  den  Zollverhältnissen.    Her- 


■         -••-■■      i."JI     IMlMlIUiliiiUll,  J1C1 

mann  von  Weinsberg  legt  i.  J.  1561  auf  den 
kurko'lnischen  Zoll  zu  Andernach  500  Thaler 
an  und  erhält  jährlich  2:.  Thaler.  (Höhlbaum, 
Bui  b  Weinsberg,  II.  113.) 

:   Röscher,  <  reschichte  der  Efationalökonormk 
ui  Deutschland,  1874,  S.  22. 


Zinsfuss   im  Mittel 


963 


fe   kanonische  Zinsverbot   angewandt  wor- 

Das    kurzfristige    Gelddarlehen. 

',    klar,  dass   der  Zins   stets  Höher  ist 
wo    die    Gesetzgebung    ein    Maximum 

das   um  ''   ll"11''  M' 

alsdann  noch  eine  Versicherungsprämie 
{,-„•  die  Gefahr  der  Umgehung  des  G 
hlt  werden  muss.     Ebenso  ante» 
|      ber  noch  ein  zweites:    je  mel      G 
,d  Sitte  .lern  Kapitalzins  fe 
Smso  weiter  greift  allemal  der« 
sich  uud  erzielt  eine  ganz  andere  Zi 
^e  als  sie  ein  legaler  Zinsfuss  |emals  er- 
Scht.      Diesen    Fall    bietet    das  Mittelalter 
des    Abendlandes    ganz    analog    den ■   in»; 
Bachen  der  Preisgeschichte,  dass  das ■  btreb.-n 

einem    pretinm    iustum   die  P* 
lokaler  Willkür  eröffnet  und  damil 
nnterschiede    zwischen  einzelnen  Gegenden 
anermesslich  gesteigert  hat. 

Neben  der  offiziellen  Form  derKapitals- 
lem  Rentenkauf,   der   bis    zum   14. 
Jahrhundert     das     eigentüche    Zinsg 

« stand  im  Mittelalter  der  Zins 

Juden,   Lombarden    and    Geldw 
für   ihr  Darlehen    auf    kurze   Zeit   erhoben. | 
Dieser  wurde  in  Italien  meist  monats; 
|n     Deutschland    wochenweise    gezahlt   und 
merkhehe  Verschiedenheiten  auf.     l.s 
scheint   dass  I  Recht  hat  und  dass 

die  Juden  nach  der  Anschauung  der  meisten 

misten  von  den  kanonischen  Zinsges 
nicht     ausgenommen     waren»      Aber    die 
Juden  galten  jedenfalls  neben  den  L 
den  und  Kawerschen  (nach  der  Stadt  Lahors 
Fast  ausnahmslosltahener)3)  als 
aUeinigen   berufsmässigen  Geldnandler, 
die  Gel  l  gegen  Zinsen  ausliehen.    Der  Zms- 
dieS      Darlehen   war  bedeutend  hoher 
als  der  Zinsfuss  für  Rentendarlehen.     Man 
ist  nach  dem  Stand  der  Forschung  und  der 
Quellenüberlieferung  des  Mittelalters    geno- 
Nachriehten    über   Zins    bei 
Gelddarlehen  zusammenzutragen,  ohne  noen 
Material  zu   einer  Geschichte  des  Zins- 

iten  zu  können. 
Die    Rechtsdenkmäler    der    W 
erlauben    als    Zins    innerhalb     der    | 
heben  Grenzen  etwas  über  12%  vom  Geld- 


M  Vgl.  L.  Elster.  Johann  Calvin  a]s  Staats- 
mann Gesetzgeber  und  Nationalökonom  (Jahrb. 
f  Nat  u  Stat.  31  [1878  . 
'*)•  Endemann  a!a.O:n  383ff.  Neumanii 
Geschichte  des  Wuchers  in  Deutschland,  wm 
anderer  Anschauung  als  Endemann.  v  Betow, 
\rt  Wucher"  im  Wörterbuch  der  Volkswirt 
Schaft  stimmt  Endemann  zu.  Beachtenswert 
i*t  u  a  dass  der  Erzbischof  von  koln  einmal 
den  Juden  versprach,  niemand  ausser  ahnen 
zinsbare  Darlehen  zu  gestatten  (Ennen.  be- 
schichte von  Köln,  II.  327). 

3)  Schiüte  a.  a.  0.  I,  311. 


darlehen  und  mehr  als  » 
hten. 

vuf  den  Mess  om 

der  Mitte  des    12.  bis  zum  B 
Jahrhunderts   den  Mittelpunkt  '       .ver- 

kehre   zwischen     Deutschland     und     Italien 

;     in 
Schuldner   zu 
zahlen  hatte.    Dies  ihrheh  60 

wie  Schulte  dargelegt  hat1) 

In  Deutschland  fii  EurSudw 

bland   und  das  Rheingebiet   mit   \ 
schluss   des   Niederrheins  nac 
suchungen  Neumanns.  B 

ein  Zin  "len- 

r  zunächst  in  Frankreich  im 

Jahre  1218,  ohne   sich  zu  halten,  und  dann 

r  in  den  bayerischen  Landfrieden 

L244   und  1256.      Auch   der    M 

Städtetag  des  Jahres  1255  setzt  ihn  für  die 

nach    Wochen    zu    berechnenden    behüteten 

fest     während    für    das    kurzfrisl 

Jahresdarlehen    ein    gesetzliche,    Maximum 

von  33,3%  bestimmt  wurde.3)     1»-    ms  10. 

Jahrhundert   hinein  hat  d  ä jon 

4333"      B  stand   für   unser  Gebiet   gehabt. 

'Fflr   das  G  der  Kölnischen   Münze 

hat  m  ,der 

„  Hälfte  des    13.  Jahrhunderts   schon 

Kegen  Ende  desselben   auf    0  1,2  im 

14  Jahrhundert  auf  36,1%  erniedrigt  — 
und  es  liegt  nahe  zu  vermuten,  dass  liier 
eine  tert    nnd    erheb- 

lichere Fortschritte  von  Verkehrswesen  und 
Kredit  Wirtschaft  als  in  Oberdeutschland  sich 
in  dieser  Minderung  des  Zinsfusses  bemerk- 
bar gemacht  haben. 

Doch  ist   zu  beai  -   weitaus    m 

den   meisten  Fällen   der  Zinsfuss   bei   dem 
'  Juden-   oder   Lombardendarlehen  besonders 
für  jedes  einzelne  I 

worden  ist  und  dann  -  natürlich  von  dem 
Satz  v„n  43,33%  auch  in  Oberdeutschland 
bedeutend  abgewichen  ist 

Der  Anfang  des  14.  Jahrhunderts  findet 
in    norddeutschen    Städten    einen    Zins 
von  10  ^vo.  in  Lübeck  von  5%,  am  Ausgang 
des   Jahrhn       rts    stand    der   Zinsfuss   von 
Lübeck  bis  Basel   zwischen  o  bis ,7  %,  und 
ih,  der  diese  Zahlen  anfuhrt  (Geschichte 
e^tschen  Volkes  111,323),  setzt  hinzu: 
Geld  war  also  wohlfeder 
Im  15.  Jahrhundert  hören  wir  von  Zinsen 
bis  zu  50%,  ja  der  gesetzliche  Zinsfuss  soll 
in    R  -■    Augsburg.    Wien    u.    - 

über8Ü%,    wohl    auch    S6%%    beb 


il  a,  a   0   I.  266,  319.  ,  , 

schichte  des  mittelalterlichen 

Han'elLamPrS:  Deutsches    Wirtschaftsleben, 

61* 
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haben.-1)    In  Frankfurt2)  gestatteten  Erlasse 

vom  Jahre  1491  den  .luden,  als  gewöhnlichen 

Darlehenszins     pro    Gulden    einen    Heller 

■  t!theli   zu    fordern,  das  sind   jährlich 

Wiederum    aber   gab   Erzbischof 

Günther  von  Magdeburg  im  Jahre  1418  nur 

ina  n.  ') 

Zu    Luthers    Zeiten    erscheint    es    dann 

-  hoch,    wenn    ein   Adeliger  des 
Ben  ;  i  teld  zu  30%  Zinsen 

-  und  Luther   selber  will  im  Jahre 
1519  aufs  Hundert    1  bis  6  Gulden  Zins  zu- 

a,  im  Jahr-.  1539  aber  »gern  drein 
willigen,  dass  6  vom  Hundert  gegeben 
wurde,  oder  noch  zufrieden  sein,  dass  7 
oder  e       n    wurde.     Denn   die   Güter 

sind  it/t   -  ;  ."') 

Nach   den  Ermittelungen  von  H.  Sieve- 
jring    über    die   St  Georgsbank  in   Genua') 
ist  trotz  der  grossen  Macht  dieses  Institutes 
doeh  die  Verzinsung  der  Staatsschulden  seit 
dem  15.  Jahrhundert  von  ursprünglich  7% 
schon    nach  wenigen   Jahren    auf    5%    und 
und  4  V   im  16.  Jahrhundert   und  den  fei- 
len Jahrhunderten   noch  weiter  bis  3% 
iken.    Aber  auch  sonst  hören  wir  nichts 
von    einem    hohen    Zinsfuss    des    16.   Jahr- 
hunderts   im   Vergleich    zu    den    Geldzins- 
in des  Mittelalters.     Während  bei  Leib- 
renten    und    Leibgedingen    in    Deutsehland 
damals  7  bis    Li  "u    gezahlt  wurden,  betrug 
Wei  hselzins   unter  Handelsleuten  5  bis 
und  auch  die  durchschnittlichen  ünter- 
les  Zinsfusses  zwischen  Kord-  und 
bland  im  Anfang  des  Jahrhunderts 
um  Norden    2%   höher   als    im  Süden  und 
Westen)   haben    sieh   allmählich    unter  der 
Einwirkung  der  wirtschaftlichen  Neugestal- 
n  jener  Epoche  einander  genähert  und 
heu.7)    Die  Territorialgesetzgebung 
des  16.  Jahrhunderts  aber  hat   auch  da,  wo 
sie  Zins  erlaubte,  den  Handelsleuten  bis  zu 
iern    nur    einen  Maximalzins 
von  '•  bis  6%  zugestand 


3i  hichte   des  Bauernkrieges. 
S.  25.     Vgl.   dazu   Danneil,    Beitrag  zur 
Geschichte  de«  magdeburgischen  Bauernstandes 
H    1898  ,  S.  1! 

Schmoller,  Zur  Geschichte  der  national- 
ökonomischen  Ansichten  inDeutechland(Tübineer 
Zeitscbr.  L860 

el,  Novus  codex  diplomaticus  Branden- 
bnrgensis.    Abteilung  .\.  25,  298 

1    CSstlin,  Luther  1883,  II.   276    426   448 
449,  453,5'  «2    Tischreden,  Ferstemann' 

4.  4il. 

■'■■  Luthers  Werke.    Erlanirer   Ausgabe   20 
117:  57,  350;   15,  7. 

eking    Genueser  Finanzwesen  1899. 
i  r.  Deutsches  Leben  und  dentsche 
nde,    1884,    8    272.     Boscher,    Debet 
blute  ,ier  deutscher  Nationalökonomüs  im  Zeit- 
alter der  Reformation    Ber,  der  kgl.  Bachs  Ges 
d.  W\--.  Phil.  Inst.  Klasse  1861.    S.  164—174) 


Vermutlich  hat  das  Sinken  des  Zins 
in.— eS  im  Beginn  und  Mitte  des  IG.  Jahr- 
hunderts seinen  Grund  in  der  starken  Ver- 
mehrung des  Edelmetallgeldes  jener  Zeiten. 
die  die  Kaufkraft  des  Geldes  vermindert 
die  Wareniueir-e  ^steigert  und  auch  den 
Zins  herabgedrückt  hat.  Wir  hätten  hier- 
mit nur  einen  neuen  Beitrag  zu  der  An 
jener  allgemeinen  Preissteigerung  und  Geld- 
entwertung dieses  Jahrhunderts  gewonnen. 
Doch  bedarf  es  noch  eingehender  Unter? 
suchungen,  ehe  die  einzelnen  Angaben  und 
Nachweise  zu  einem  Gesamtergebnis  ver- 
bunden werden  könneu. 

Festgehalten  werden  mnss,  dass  auch 
die  oben  gegebenen  mittelalterlichen  Zahlen 
von  60  "  ei  und  43,33  °  o  nicht  etwa  in  offenem 
Widerspruch  zu  der  kirchlichen  Zinslehre 
gestanden  haben. 

Einmal  wurde  der  Zins  häufig  gleich 
zur  Darlehenssumme  geschlagen  und  diese 
somit  in  eine  bedeutend  höhere  Schuld- 
summe verwandelt,  dann  aber  hat  die  kano- 
nische Theorie  selber  mit  der  Festsetzung 
von  Verzugszinsen  einen  Ausweg  eröffnet, 
der  die  sofortige  Zinszahlung  verhüllte.1) 
Zinsen  sind,  wie  Xieolaus  IV.  im  Jahre  IJ.ss 
bestimmte,  ja  dm-chaus  verboten,  doch  seil 
der  Schuldner  dem  Gläubiger  dessen  Un- 
kosten und  Auslagen  ersetzen.  Aehnlich 
hatte  auch  Nicolaus  HI.  befohlen,  es  seien 
zu  zahlen  »cum  iustis  et  moderatis  expensis 
ac  debita  restauratione  damnorum  et  interesse, 
usuris  omnino  oessantibus«. 2)  Zins  von 
einem  Gelddarlehen  konnte  jeder  ohne  Ge- 
wissensbisse und  Ftu-cht  vor  den  Strafen 
für  Zuwiderhandlung  gegen  die  kanonistische 
Theorie  sich  ausbedingen.  nur  das  eine 
wurde  hierbei  vorausgesetzt,  dass  er  das 
Darlehen,  wenn  auch  nur  für  kurze  Zeit, 
zunächst  umsonst  auslieh,  so  dass  die 
Zinszahlung  genau  genommen, 
keine  Vergütung  für  den  Gebrauch, 
sondern  eine  Entschädigung  für 
die  nicht  rechtzeitige  Rückgabe 
des  Geldes  war.«3) 

4.  Schluss.  Eine  Geschichte  des  Zins- 
fusses und  der  Ursachen  seiner  Verände- 
rung im  abendländischen  Mittelalter  inuss 
noch  geschrieben  werden.  Es  ist  das  ein 
notwendiges  Erfordernis  mittelalterlicher 
Wirtschaftsgeschichte,  wie  es  für  die  antike 
Wirtschaftsgeschichte  Billeter  wertvoll  er- 
füllt   hat.1)     Auch    da    wird    sich    ergeben, 


Schulte  a.  a.  <">..  I.  236,  240.  266. 
8)  <t;iv.  Les  registres  de  Nicolaus  III.  1898. 
I.  Hie     Schulte  a.  a.  0..  I,  269  meint,  die  For- 
mel „usuris  omnino  cessantibus"  sei  keine  Redens- 
:irt  gewesen. 

:'    W.    .1.   Ashley,  Englische  Wirtschafts- 
-  lite     deutsch    in    Brentano    und    Leser, 
Sammlung,  nr.  7  u.  8  1896)  2.  432. 

4)  Billeter,  Geschichte  des  Zinsfusses  im 
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frofttr  schon   jetzt  Andeutunger.  vorzid, 
Seinen,  dass   die  Vermehrung   de.  ■  ■ 
ffzinsherabgedrüekt  und  dass  ,m.g.;l 
?W  Afinderung   der  Barmittel    den     ms  in 
leHöhe    getiteben    hat,    ^o  dass    also  die 
H.he   ,Vs  Zinsfusses   du.vh    das  Verhalt IS 
„,    insebo1    und  Nachfrage  nach  KapiM- 
butzunc 'letztlich  bestimmt  worden  ist.    Eim 
JÖchafÜicb    ausreichende   und   wissen- 
Safüichen    Anforderungen    genügend,   ge- 
Phichtliche    Entwicklung    des    Zinsl 

aber  mn-  im  Zusammenhang  mit  e c 

hthte  des  Geld,,.  .^Geldwertes  und 
g  Geldpreises  einigermassen  erfolgreich 
unternommen  und  durchgefühlt  w,rd..n. 
SnLTe^irtschafthcheEinzeerschemung 

ein    inbegriffen«:  Bestandteil  des  Wirt- 
schaftslebens überhaupt, 
im.-nitur:    I.  Neumann,    De   vidssitudinibus, 
■,«™ca, ,  juris  de  usuraria  , O*    ,'»-;'"   « 

;;,, ä  «n-  ,7'"''.;;;  '";:■ 

..,„,     \r//  .«M ■  MO.   -   »erselbe, 

ndung  der  heutigen  Zi ngesetee  (165+),  "»■ 

_    »erselbe     in    Ätoeftr.  /.   ST.-R.     '  ■     '"  f'" 
--„<«•  —  L.  Stein,    wi  HavmerU    Wag.  f.  «s.- 

■„„,,.  st«di i *<*-* ";^t;: 

li Mbo ische«    ■  ■;■  '■-»""""- 

,,*.„    teftre    fJanri.  /.    iVo«.    »-    «tot.    ' 

,„,,,.    MchU    deskirchlicl i**™*°f> 

„,„„■, 1878.    -    Contäen,     Geschah 

„olLirtschafUichen     Literatur    '";''.'"; 

_    a.    v.    Beloio,     Art.     M  b<  "'       '" 

,/(    ,,.,    Volkswirtschaft.    ;;'-';'- 

Schmidt,     -lr«.     II'«  .■/.-,;     »«./       '    "  .^ 

,.,,-,■     Bluntschlis  Staalsworterbuch  11,  U9]J. 
TJ     trnold,    Geschichte   des   Eigentum*    m 
■deutschen    smten,    1861.    -   ltosdtl,«. 
■/„,.    Geschieht,     des    Eigentums    m    der 
u":  ^Stobbe,  Zur  Gesohlte  und 

Theorie  des   Rentenkaufs,    in  Z.  j.  U.  K.  i . . 
„ersehe,    Leibrente,     Beitrag,    »"%«££ 
des  deutschen  Rechts,  1865,  S.  SS).  -  Gobbe  *., 

DU     Erbteil '    ihr    VerhäUnüzum* 

kau]    im   mittelalterlichen    Köln,    Z.  )■  A.(..   i    . 
„0   _    ,•    Schxvind,   Zur  Entstehungsgeschichte 

freien     Erbleihen     in     den    Rhemgeg, 
au  rket    Vnti  r  ■■>  hung  i 

//    Hell ».-..;.    1 
der   Kordhäuser    Geg  -WM    fJ""S£ 

aä   Ar   Florentiner   Rena, 
V      :  Kahn,    Geschichte   des  Zinsfuß 


Deutschland   seü    ISIS,    /■-;•  G„m„b.    Die 

päpsü.  Kr«i  "   •'''"'   '"'•  ■'"'"■';■  l8f-  ~ 

Derselbe,   Die  päpstl.   Darlehnsschuldi  i 
JoftrAundertj   (SütorUckes  Jahrb  ■■  <»* 

Ehrenberg,  Das  Zeitalt 

Geldkapital    '     Kredüverkehr     im    16.    Ja 

Scliaube,    Ein 
.  „   Champagnermessen    (Z  i  :     """ 

und    Wirtschaftsgesch.    Bd.    !     W9i  .  "•''- 

selbe,   Die   nv,/,.-//, 
,.   Pft.    f.   Wa«.    u.    Stat.    S.    F.  t    ■   ~ 

Sehneider,    D 
Hörend 

bis  1S04  (Schmollen  Forst  'i 
—   Nuglisch,    Das  l  ' 

Karl  IV    1899.  —  Sievelcing,  ' 
mesen     1899.   -   Schnür,    G  '""•'- 

alterlichen   Wandels  und  1 

Juni  Somnterlad. 


Zölle,  Zollwesen. 


1    allgemeines.     1.  Begriff  und  Wesen 
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I.  Allgemeines. 
Begriff  und  Wesen   der  Z.    Zölle 


griechisch-römischen  Altertum  bis  a^J™*"^ 

Die  Recension  (Lit.  C.  bl.  lo»a  m.  i 
SdSaiifhkdasswWnddeskonntt 

and  nach  dem  peloponnesischen  torjA*» 

U  42  als  landesüblicherZins  18«  „  erwähnt  wird 
Ähnliche  Folgen  hat  auch  der  nuthnWe 
Krieff  und  das  Seeräuberunwesen  im  1.  Jäte 
hundert  gehabt,  und  deshalb  sind  die  24<  „  Zms(  n, 
die  Yerres  in  Sicilien  bezog,  keineswegs  als 
Wucher  aufzufassen. 


oder' Mauten  sind  öffentliche  Abgaben  oder 
Auflagen  die  von  Waren  erhoben  werden, 
Ä   die    Gh  'J^Ä 

oder  Steo  irgebiets     i  ül€    ^q 

hebung  von  Zöüen  kann   sich    teils    ai 
Fi,    hr.    teils    an    die    Durchfuhr,   teüs   an 
,1        If.e  ^üter  anknüpfen.    Ihrem 

ünanzwissenschaftlichen  Charakter  nach  sind 
ale  Zolle  Steuern,   d  .,-;walmmg 

Sner  si Lelle genleistung    seitens   des 

empfangenden  öffentlichen  Körpers  und  auf 
Snd  des  Principes  der  genereEen  Ent 
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entrichten  sind,  und  zwarjMdensie 
:  istandteil    der  Aufwand- 
Unter  ihnen    eharaktei 
■     Aufwani  die    beim 

W;  ii  werden, 

treffen  daher  in  di  Gn        i  über- 

d  .  -    Ein- 

und    die    Leistungsfähigkeit    der 

-     aften.      Di      31       rpflicht    ist 

I  an  die  formelle  Thatsache  des  üeber- 

-    dei    Grenzen     gebunden.      Man 

kann  die  Zölle   unter  den   Aufwandsteuern 

auch    indirekti 

weil    die    Steuerleistung    dem    Verfrachter 
auferlegt  wird,  er 
und    hat    ihn    im    Preisbildungs]  i 
den  eigentlichen  Verbrauch 

jerzn  überwälzen.  Daneben  I 
aber  auch  andere  Zwecke  politischer,  wirt- 
Ftlicher   und  sozialer  Natur  durch   die 
Zollerheb  trebt    werden.      Im    Zoli- 

ersch 
.untren  zusammen. 

Die  Z  i   die  Hauptabgaben  des 

Zollwesens.    Mit   ihnen   wei  : 

hrenartige  Auflagen  und  Nel 
verbunden.      Diese    werden    für    die    Be- 
nutzung   von    Anstalten    zur   Erleichterung 
u  hosten  be- 

rer   Bewachung,    zur  Bestreitung  des 
Müheaufw  Beamten  u.  s.  w.  bean- 

b.1    und  g       sind    teils 

ihren,    wie    in  Deutschland   (  Nebenge- 
bühn  -   Steuern,  teils  beides,  wie  in 

Frankreich  (dien-  apercus  par  la  do 
Zu  d  sn.  ist  auch  die  soge- 

Gebühr     zu    rei 
d.  Art.  Statisl  ische  Gebühr  oben 
Bd.  VIS. H  Sie  wird  von  allen  V 

ichtigen  wie  von  den  zoll; 
und    soll    deren    statistische    An- 
äten    der 


•>..  Bedeutung   und    Wirkungen   der 

Z.     Die    .  nd    Aufwand-    oder    Ver- 

Perkehrssteuern,  ob- 
n    sie  sieb  an  Verkehrs!  ■  n  an- 

und    daher   mit    den    Verkehrs- 
i    Aehnlichki 
Denn  sie  wollen  nichl  die  im 
- 
treffen, 
Nreise  die  im  \\  und  Aufwand  dar- 

llte    und    ben 

Einkommei  ,  Zölle 

deckt  |  ,|,.r  y,,,._ 

ns-  und  Aufwai  überhaupt 

(vgl.d.Art.Verbra 
VII,  S  Für  die  Zölle  selbsl 

nur  die  Frage  entsi  nd,  ob  die 

der  Zoll       .  ,   _  /lir  Verwirklichung 
i  misch     rai 


und  volks-   und  finanzwirtschaftlich  ; 
g  ist. 

:   geuüber   den  inneren  Aufwandsb 
haben     die     Zölle     mancherlei     Vorteile. 
Ihre    Erhebung   ist   einfacher,   leichter   k..M- 
i  rbar   und    verursacht  relativ 

Diese  Liehtseib  u    tret.  u    ins< 
heit   dann   hervor,   wenn   die  zollpflich 

■stände    im    Inlande    nicht    hergestellt 
11  oder  nicht  erzeugt  werden  könneni 
wie  bei  uns  Kaffee.   Thee,   Reis.   K.  1 
waren    u.    s.  w.,    oder    endlieh,    wenn 

□  im  Inlande  infolge  gesetzücher  Vois 
schrift     nicht    hergestellt    werden    du 
wie  Tabak  in  England.     In   solchen    1 
erscheint   dann   der  Zoll   als   die  vorn 
I  teste  Form    der  Steuereinziehung.     El 
wird    die   inländische   Produktion    und 
Technik    nicht    gestört     und    der    Vi    . 
nicht    durch    lästige    Ceberwachungs- 
Eontrollmassregeln   gehemmt.     Die    Steuer 
in    der  Form   von   Zöllen    wird    auch    \>>m 
Steuerträger     nicht     drückend     empfiu 
Endlich  aber  können  die  Zölle  ohne  wes 
liche     Vermehrung    der    Erhebungs-    und 
Verwaltungskosten  auf  eine   grosse   Anzahl 
von  Waren  ausgedehnt  werden,   namentlich 
auf  Massenkonsumartikel,  und  sie  bilden  da- 
her eine  wichtige  und  ergiebige  Einnahme« 
quelle   für  den  Staatshaushalt  und   ein  un- 
entbehrliches Glied  des  Finanzsystems.   Da- 
gegen   sind   als   Nachteile  alle  jene  Mo- 
mente und  Erwägungen  geltend  zu  machen, 
i  che    gegen    die   Aufwandbesteuerung   über- 
haupt  vorgebracht   werden    können."    Auch 
hier   ist    zunächst   der  feste  Zusammenhaut: 
zwischen     Steuerleistimg     und     Leistungs- 
fähigkeit   des    Steuersubjekt-    nicht    h< 
stellen.     Das   zeigt   sich   schon  in  der  Aus- 
wahl der  zollpflichtigen  Gegenstände.   Denn 
die    fiskalischen    Interessen    erheischen    die 
Heranziehung     von     Alassenkonsumartikelu 
zur  Verzollung  und  überdies  ist  es  schlecht- 
hin   ausgeschlossen,   die  Zollsätze   so  abzu- 
stufen,    dass     sie    die    leistungsfähig 
Schultern    schärfer  treffen   als   die  weniger 
bemittelten     Schichten     der     Bevölkerung. 
Werden     notwendige    Lebensbedarfsartikel 
mit  Zöllen  belastet,  und  dies  ist  aus  Rück- 
anf   den  Zollertrag  notwendig,   so    i-i 
es    oft    unvermeidlich,    dass    die    gros 
Bürde  auf  den  Schultern  der  unteren  Klassen 
ruht,    die    oberen   weniger    fühlbar    erfasst 
Weitere  Schwierigkeiten  • 
eiter  noch  dadurch,  dass  die  Finanz- 
technik  bestrebt  sein  soll,  ein  richtiges  Ver- 
hältnis  zwischen    den   inneren    Verbrauchs- 
steuern   auf    den    im    Inland    hergestellten 
Waren    und   den    Zöllen  der  gleichen   aus 
auslände  eingeführten   Produkte   her- 
Qen.    Schliesslich  ist  bei  den  strengen 
Formalien    im    Zollwesen    die    Gefahr 
des    Schmuggels    und 
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besonders  gross,  namentlich 
„rmassen    hohen    Zollsätzen.      Biei 
•.„    -1,0    zu    den    finanzpolitischen 
lCten   nocli  sittliche    Bedenk,   ,      D 
/    ,     sind    aber  nicht  nur  [nstrum- 
Rnauzsvstcras,    sondern    sie  sind  auch 
Shebliche  Mittel  zur  Durchsetzung  v.ei 

,„  serhalb      des      Finanzwesens      lieg, 

'.         Denn  durch  das  Zollwesen  können 
mUtelbai- auch  allgemein  volkswii-tschafthche 

^verfolgt  werfen    Die  ™'ZY\  !i. 

werden  hier  zu  Zweckzollen  mit  denen 
nomische,  sozialpolitische  oder 
5che  Ziele  zu  erreichen  sucht  Von 
„derer    Bedeutung    ist    dabei  die    Wh 

K  S  man  auf  Richtung  der  Bjdjtog 

-'     SafÄ'^^inÄ to 

nationalen    Arbeit,    am    <»<- 

Handelsbeziehungen,   auf   die  Erschh  -u  - 

ron    Märkten    und    Absatzgebieten,   auf   die 

X    -u       und    den    Geschmack    der ;  Konsu- 

SSaS?  u.    dergl.    m.    ausüben ,wML     Die 

Zollerhebung   dient    in   diesen  lallen  speci 

Xn    lufgfben     volkswirtschafthcher    und 

ischer  Natur,    welche    die    &« Ilen 

.„-,„     und      vervielfältigen.       Mituntei 

V  ^  fiskalischen  Motive ^ 

und     we?den     die     übrigen     Erwägungen 

<llt.     herrschenden    Triebfedern     im    Zoll- 

:;;{  diese  Weise   treffen   im    Zollwesen 
asten  Motive  zusammen    Aber 
auch    trotz    aller    Schattenseiten    und    Be- 
SSkeuSd   sie   zu   einem  unentbehrlichen 
Sed^  Finanzsystems  geworden.  Schon 
m   Anbetracht    der   hohen   Einnahmen     die 
"e  Tem  Staatshaushalte  zuführen    sind  ae 
nicht    zu   vermissen.     Denn    ihr. Anteil   an 
den    Staatseinkünften    bewegt    sich    häufig 
zwischen    20    und    30%    auer  Ein- 
nahmen.   Reim  ZoUwesen  kann  es  sich  da- 
he     nur   um    eine   Gradfrage    und    um    die 
möglichst  zweckmässige  Gestaltung  der  Zoll- 
Unlk   und  der  Zollverwaltung   sowie    um 
£  sorgfältige  „und   richtige^ Auswahl   de. 


die    mehr 

ge- 
stützt werden  könm  i 

lm  ist   der  Wüle 

darauf     gerichtet,     den     Konsu- 
,     Metnodehi 

liegt    in    de 

,rwälzungspi  es.      üb    dies 

hundinwi  phient, 

von   der  s] teilen  Sachlage  ab,   wie 

a   Aufv         Leuern    überhaupt. 
EinfuhrzöUe   wird   im  allgein  '    c  Ln- 

,;,,„,.,.    die     Ausfuhrzölle     der     Auslander 
die  weitere  1  nter- 
ilung  zwischen  allen  in  Betracht 
menden   Personen    a  wto 

meist   der   Feststellung.     Ma  I    wird 

dabei   stets   das  Grössenverhältms  zwi 
Vorrat  und  Bedarf  bleiben.  Dadurch  ki 
aber   mancherlei    Verschiebungen    einl 
Bei  neu  eingeführten  Einfuhrzöllen  auf  bis- 
her steuerfreie  Gegenstände  kann  de, 
landische    Verkäufer    im    Interesse    seines 
SS  veranlasst  sein    niedrige. v  1W 
zu  stellen,  um  sich  im  Inland  seinen  Markt 
zu   erhalten.    Er   trägt   dann   teüweise  den 
Einfuhrzoll.      Auch    kann    che    Zollgesetz 


die   sorgiaiugc    ui..>   *~~»0- 
zollpflichtigen  Gegenstande  handeln 

Eine   weitere  Frage  beim  Zollwesen  ist 
die  Frage  nach  dem  letzteyadeigenthchen 

Zoll-  und  Steuert räger.  W er  t r a g t  a t  n 
ZolP  Der  Ausländer  oder  der  In  and., 
„nd  unter  diesen  wiederum  der  Produzent 
der  Händler  oder  endlich  der  Konsument? 
Mes  t  -ine  Reihe  von  Problemen  deren 
Lotuno-  zu  den  schwierigsten  Aufgaben 
St  °  bei  denen  sich  Theorie^«- 
äaehen  des  Lebens  berühren.  Sie  lassen 
5*    ede,  nt   einfach  und  von  vorn 

herein,  allgemein  und  nicht  für  alle  E1W 
mit  voller'  Sicherheit  beantworten^  Viel- 
fach entzieht  sich  die  ganze  Frage  der 
wissenschaftlichen  Beobachtung  bei  den 
zahü  en  verseliiedenen  hereinspielenden 
SSn.     Man   ist   daher   nicht    selten  auf 


„,,,uno-    geflissentlich   auf  ein   solches.  Re- 
gtet hinwirken.    Dagegen  kann  in  gleiehei 
Weise    bei    den    Ausfuhrzöllen    eine    Ruck- 
wälzung   stattfinden,    wenn    die    Marktver- 
:i        :.    den    inländischen    Exporteur    im 
' '       nd  Zu  Preisreduktionen  nötigen     Nur 
liegen  alle  diese   Fälle   so  offen   zu 
Änd  mit  Sicherheit  statistisch  zu 
,".Jn      Immerhin   aber   ist   es   bei    den 
SSn,  ausgebildeten  Verkehrs,    rrans- 
nort-    und    Kommunikationsmitteln    wähl 
seheinlch,   dass  eine    Verteilung   unter  die 
beteüS    Faktoren     stattfindet.      Umfang 
und  Grad  derselben    werden  stets  ungewiss 

blei3eßDie  Arten  der  Z.  Finanz-  und 
Schutzzone.  Die  Zölle  können  verschie- 
deneingeteilt  werden.  Wir  unterscheiden 
|maaz-     und     Schutzzölle       AI 

;  Emteilungsgrund    ist   hier   der    Zweck  dei 

'/nllerbebuna'  wirksam. 
I        i    Finanz-  oder  Steuerzölle nennen 

wir   diejenigen   Zölle,  welche  lediglich  als 

feunSe    dauernder     Einnahmen     dienen 
HL  sind  nur  besondere  Formen  der 

rufwaudbesteuerung  und   gliedern  sich  da- 

Höne    die    Grundsätze    der    Verbrauchsbe- 

aSwdcÄZnur 

sie    erscheinen    und    von    welchei    sie    nur 

SmeU  durch  ihre  Erb  den  Ge- 

hietserenzen  verschieden  sind.  Amteie 
MotivTals  rein  steuerliche  und  finanz- 
Ssche  können  mit  ihnen  insoweH 

i    sein,  als   sie  auch   bestimmten  Er- 
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scheinungen   der  Aufwandsteuera   anhaften, 
z.    B.    Bekämpfung   der   Trunksucht    durch 
höhe  AJkoholzölle   und  -steuern.    Einen  Ein- 
fluss  auf  die   inländische    Produktion   kann 
der   Finanzzoll  ausüben,   wenn   er  die  Ein- 
fuhr aus   dem    Ausland   herabmindert    oder 
auf  änderweite    I  d  i  kung  des   Bedarfs   hin- 
wirkt (Kolonialzucker  -     Rübenzucker).    Die 
ichtung   der  Finanzzölle  muss  aber  mit 
der  inneren  Verbrauchsbesteuerung  in  Ein- 
klang   gebracht    werden.      Daraus    ergeben 
sich   zwei   elementare    Grundsätze.     Einmal 
müsseu  alle  Gegenstände,  welche  im  Inland 
einer    Verbrauchssteuer    unterworfen    sind, 
mit  einen)  Zolle  in  mindestens  dem  'deichen 
Betrage   belegt    werden   (Bier,   Tabak,   Salz. 
Zucker,    Wein,    Branntwein    etc.}       Sodann 
aber   sind   die   im    Inland   besteuerten  Ver- 
brauchsgegenstände ähnlicher  Art,   dii    ab  ■ 
im    Ausland    erzeugl    weiden    können, 
hfalls  dem  Zolle  zu  unterwerfen  (Kolo- 
nialwaren,  Thee,    Kaffee   u.  a.   m.).      Lber 
auch    hier  werden   die   Zollsätze   im    allge- 
den   durchschnittlichen   Sätzen   der 
inneren     Verbrauchssteuern    an- 
nähernd müssen. 

2.   Schutzzölle  sind  diejenigen  Zölle, 
welche  wesentlich  im  Interesse  des  Schutzes 
der    inländischen    Produktion    und     der    in- 
ländisch,.!-!    Produzenten     erhoben     werden. 
i  d.-n  Finanzzöllen  fiskalisch 
apolitische  Erwägungen,   die  Rücksicht 
auf  den  finanziellen  Ertrag,  im  Vordergrund 
'  a    Si  Imtzzöllen     zunächst 
ic  Ziele  massgebend.     Dabei  verzichtet 
Fiskus    I  vegs    auf    die    Aussieht, 

ichsl  hohe  Zblleinnahmen  zu  erreichen 
ern  er  vi  rbindet  diesi  -  Streben  mit  all- 
politischen  Zwecken. 
Alle,-  Schutzzoll    ist    im  Grunde  genommen 
aul   die  Verteuerung  der  ausländischen 
gerichtet.    Die  aus- 
ländische  Konkurrenz   soll   zu  Gunsten   des 
inländischen  Produzenten  eingedämmt   wer- 
■  ser  soll  in  den  Genuss  günstigerer 
''''•■■  gelangen.      Denn    durch 

Zoll  werden  die  Produktionskosten  für 
den  Importeur  vermehrt;  will  er  diese  aber 
im  Preise  der  Waren  auf  di  m  inländischen 
Markte  ersetzt  hake,,.  ä0  (Mli  ,  ,.  höhere 
lv"1  als  ei    sonst  verlangt  haben 

wurde,  wenn  ki  im  Zollsehranki  d  bestünden 
e  Produzent   kann    nun.    falls 
zui  Deckung  des  Markt- 
noch    notwendig    ist,    Vorteil    aus 

der  Wan  npn 
'    aöJ    i     Preise   fordern.     Geling! 
u  g  Produktion   di  □ 
I  larf   zu    decken,    30 

m  fänden    dii    6 
o   Markte   gai      i  u 
Aus    diesem     Wirtschaft! 

deröffent- 


|  liehe  Haushalt  um  so  ergiebigere  Einkünfte 
je  unentbehrlicher  die  fremde  Einfuhr  zu,' 
1  »eckung    der    Nachfrage    am    inländi 

-Markte   ist. 

Die  Höhe    eines   Schutzzolles    ist    d 
das  Mass  der  Schutzlied ürftigkeit  eines  1  >, , _ 
duktionszweiges   bedingt.     Der  reiue  oder 
einfache    Schutzzoll,    welcher   au 
disehe  Waren    belastet,    die  auch  im  Inland 
erzeugt  werden,   ohne  einer  dem  Zolle  ent- 
sprechenden   Inlaudssteuer    zu    unterlii  gi  1 
kann     zum     P  r  0  h  i  b  i  t  i  v  -     oder    A  11  -  - 
Schliessungszoll  emporschnellen,  wenn 
die  Zollsätze   so  hoch  bemessen  sind    dass 
auch    ohne   Verbot    die    fremde    Konkurrenz 
völlig  abgeschnitten  ist.     Seine  Wirkung  ist 
dann    ^tatsächlich  diejenige    eines  Ausfuhr- 
bezw.  Einfuhrverbots.     Der  heimische    Pro« 
duzent  gewinnt  dann  häufig  eine  mehr  oder 
minder  ausgeprägte  Monopolstellung  füi 
Absatz  seiner  Waren. 

Die  den  Schutzzöllen  zu  Grundi    liegen- 
den Erwägungen    sind  regelmässig   volks- 
wirtschaftlicher Natur.     Die  Tendenz 
gipfelt  m  dem  Bestreben,  einem  bedrängte« 
Produktionszweige    zu    Hilfe    zu     kommen, 
eine  im  Entstehen  begriffene  Industrie  gegen 
die  auswärtige,  bereits  technisch  höher  entr 
wickelte  Mitbewerbung  zu  schützen.    Daraus 
aber    geht    zugleich    der    erzieherisch« 
oder   doch   transitorisehe    Charakter 
aller  Schutzzölle  hervor.     Sie  sind    solange 
ökonomisch    berechtigt,    bis    entweder    des 
schutzbedürftige  Produktionszweig  die  fn  mda 
Konkurrenz    vertragen    kann    oder   die    Ur- 
sachen   eines    Notstandes    aufgehoben    sind. 
Die  grundsätzliche  Perennierung  der  Schutz- 
zölle widerspricht  daher  dem  eigenen  \Vesi 
des    Schutzzolles    überhaupt.      Andererseits 
aber  werden  mitunter  durch  die  Schutzzölle 
auch  soziale  oder  politische  Zwecke 
zu  erreichen  gesucht,   wenn  die  inländische 
Industrie  z.  R.  infolge  der  ihr  übertragenen 
sozialen  Aufgaben  grössere  Ausgaben  machen 
und    höhere    Produktionskosten    aufwenden 
muss  als  die  fremde  Konkurrenz  (Arbeiter- 
schutz,    Arbeiterversicherung)     oder     wenn 
man   im   sozialen  Interesse  Missstände  oder 
chaftliche    Schäden    durch    Zölle    be- 
kämpfen will  (Trunksucht,  Luxuskonsumtion 
■  u'>i-     Ebenso    können    manchmal    rein  poli- 
tische Ursachen  zur  Einführung  von  Schutz- 
zöllen  \ ,  ranlassung  geben,  teils  selbständig 
ans   politischen  Erwägungen,    teils   zur  Ab- 
wehr politischer  oder  handelspolitischer  An- 
griffe (ßetorsions-  oder  Kampfzölle  s.  unten 
-uli   I.  li). 

Das  Ausland,  dessen  Export  durch 
Schutz/rille  geschädigt  ist,  kann  gegen  die 
Schutzzölle  reagieren,  und  versuchen,  deren 

1  irkung   aufzuheben.      Hier    kommen 

ei     de,    Retursions-    und  Kampfcszöllen. 

deren    an    anderer   Stelle    gedacht    werde,. 
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soll,  vor  allem  Ausfuhrprämien  (vgl. 
\rt.  A  usfuhrpräm  ien  oben  Bd.  II 
g  :;|  39)  und  bei  den  modernen  Verkehrs- 
verhältnissen auch  eine  entsprechende  V  er- 
billigung  der  Frachttarife  für  die 
tosfuhr  in  Betracht.  Durch  solche  Er- 
[eichterungen  kann  dann  der  beabsichtigte 
der  Schutzpolitik  ganz  oder  teilweise 
illusorisch  gemacht  werden. 

Ungemein  schwer  sind  aber  trotz  d 
theoretischen    Merkmale    die    thatsächlichen 
oder     praktischen     Grenzen     zwischen 
iu    Finanz-    und    Schutzzoll    zu 
bestimmen.      Viel     hängt    dabei    von    dem 
Subjektiven    Ermessen    und    den    erstrebten 
Zwecken  sowie  von  der  ganzen  Einrichtung 
lern  Systeme  der  Aufwandbesteuerung 
Daher  finden  wir  in  den  meisten  Lau- 
fern    ein.'    Kombination    zwischen  mnanz- 
ond    Schutzzöllen.    Die   Scheidung  ist   hier 
um  so  schwieriger,  als  bei  den  Finanzzöllen 
seits    volkswirtschaftliche    Rücksichten 
inspielen   und   andererseits    bei   Schutz- 
n    der    Wunsch    nach    ergiebigen     Bin- 
nen wesentlich  mitzusprechen  pflegt. 
4.    Hinfuhr-.    Ausfuhr-    und    Durch- 
fuhrzölle.   Nach    dem   Orte  der  Zollerhe- 
erscheidet  man  Binnen-  und  Grenz- 
sölle     Die  B  i  u  n e  n  z  ö  1 1  e  werden  innerhall  i 
Volkswirtschaftsgebietes  an  geeigneten 
Plätzen     erhoben,     z.    B.    an    Wegen,     bei 
Brücken,!  eb  ^fuhren  etc.,  ohne  dass  dies 
an   sich  mit  den  Gebietsgrenzen  zusammen- 
fegen.     Die    Grenzzölle    dagegen    sind 
diejenigen,    deren    Erhebung    an    den   terri- 
torialen Grenzen  erfolgt.    Sie  heissen  daher 
auch   Aussenzölle.     Dabei  ist   es  irrele- 
vant,   ob    diese    Grenzen    diejenigen    eine, 
einzelnen  Landes  und  geschlossenen  Volks- 
w irtscha Ftsgebietes    (L  a  n  d e sgr e n z  z oll e) 
diejenigen   eines   durch  einen  Zollver- 
ein verbundenen  Gebietes  (V  er  eins  zolle) 
endlich  diejenigen  eine>  kleineren  Be- 
ärkes  innerhalb  des  Staates  sind  (Inla 
zolle),    wie   z.  B.   die   üebergangsal 
(vgl.  den  An.  Uebergangsabgaben  oben 
..VII  S.  938  39). 

Die  an  den  Grenzen  erhobenen  Zolle, 
-  oder  Aussenzölle,  sind  die  hin- 
fuhr-. Ausfuhr-  oder  Durchfuhrzölle.  In 
unseren  gegenwärtigen  Verkehrszuständen 
sind  die  E  i  n  f  u h  r- (Eingangs-  oder  Import-) 
Zölle  die  wichtigsten.  Diese  (früher  auch 
Konsumzölle  genannt)  werden  an  den i  Ge- 
sgrenzen  erhoben,  wenn  die  zollpfnch- 
i  Waren  von  ausserhalb  des  Zolls 
in  dasselbe  verbracht  werden.  Wenn  man 
heute  in  unseren  modernen  Kultuistaaten 
von  Zöllen  schlechthin  spricht,  so  denkt 
man  an  Einfuhrzölle;  denn  die  Zollzwecke 
werden  fast  ausschliesslich  durch  sie  ver- 
wirklieht. Die  Ausfuhr-(Ausgangs-.  Ex- 
port-,  Esito-)  Zölle    sind    fällig,   wenn    die 


zollpflichtigen  Objekte  das  Inland  verlas 
und  nach  dem  Zollausland  gehen.    Ehemals 
waren    diese    --'-In'    häufig    und    standen    in 

tei   Verbindung  mil  dem  Schutzsystem  . 
(s.  den  Art.  Seh  tri  zsy  st  ein  oben  Bd.  VI 
S.  638ff.).  Oftmals  wurden  sie  in  ihrer  Höhe 
ii     Ausfuhrverboten     gesteigert     und 
sollten   künstlich  einen    üeberfluss   au   ge- 
i  Waren  im  Inland    Eesthalten.     ins- 
besondere   hat    sich    das    Merkantilsystem 
Art.  M  erkant  i  Isj  sl  eni  oben  lad. 
V     s.    751  ff.)     ihn  nt,     um     die 

Rohstoffe    im    Interesse    der    entstehenden 
[ndustrieen    u  si  tiern.    Die  meisten  Staaten 
haben    sie   heute    beseitigt    (England    1842;, 
Deutschland  L873,  Niederla  ide  1877,  Frank- 
reich 1881).    Sie   werden  noch  aufrechl 
nahen   in   kleinerer  Zahl  und  ohne  \vi 
liehe  Bedeutung  in  Russland.  Italien,  1' 
gal,  Spanien.  inderSchweiz,  in  Griechenland 
und     Finland,     Rumänien,    Britisch-Iu 
u.  s.  w.     h\  der  Türkei  und  in  verschiede- 
nen aussereuropäischen  Staaten  dagegen  siud 
sie   auch  gegenwärtig  von    grosser    Bedeu- 
tung,  z.  B.  in  Aegypteu,   Brasilien,   Tunis, 
Japan    und    China.      Durch  fu  hr-( Durch- 
gangs-,  Transitzölle   sind  Zölle,   die 
Durchfuhr  von   Waren  durch  das  Zollgebiet 
erhoben   werden.    Sie   sind  aus  den  mittel- 
alterlichen Verhältnissen    und   den   Binnen- 
zöllen  hervorgegangen,    vertragen  sich 
nicht    mehr   mit  den  modernen,    namentlich 
den  internationalen  Verkehrszuständen.    Die 
Durchfuhrzölle   wurden  im  Zollverein  lVid. 
in   der   Schweiz    1874,    in  I  (esterreich  1878 
und  in  Griechenland  1884  aufgehoben. 

Ferner    kann    man    die  Zölle    noch   em- 
naeh    dem     Bezugsberechtigten     in 
staatliche,   gemeindliche   und   pri- 
vate Zölle.     Letztere  Kategorie,  der  Aus- 
fluss    vormaliger    grundherrlicher    Verhält- 
nisse  oder  besonderer  Privilegien,    ist  voll- 
ständig in  Wegfall  gekommen.   Gemeindliche 
oder  örtliche  Zölle  erscheinen  in  geschlosse- 
Qen    Stadt. -n    und    Orten    auch    jetzt    noch 
häufig  als  Formen   der  Erhebung  von  kom- 
munalen   Verbrauchssteuern   (vgl.   den   Art 
Oetroi   oben   Bd.  V   S.  1013ff.).    Dagegen 
.1,1,1    die    staatliehen    Zölle    die    henv 
sehenden    Typen    des    Zollwesens.      Dabei 
kann  jedoch  auch  der  Staat  durch  die  kom- 
munalen Verwaltungen    staatliche  Zoll 
lieben    lassen.      Wir    haben    es    dann    mit 
staatlichen  Zöllen   zu  thun.   auch  wenn    die 
Kommunen    diese    erheben    und    verwalten 
(Vgl.   den  Art.  Oetroi   a.  a.   0.). 

Wenn  im  folgenden  von   Zöllen    —hl 
hin  dii    i>  -     aQ  die  Einfuhr- 

zölle zu  denken. 

5    Wert-    und    Masszölle.     Die    Zölle 
können  nach    dem    Werte  der 

Waren  oder  nach  bestimmten  Mass-  und  Ge- 
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wicht  :  ".    Erstere 

sind   die  Wertzölle,   letztere  die  Masszölle. 
1.  Wert  zöl  le  oder  Zöl  le  ad  \  alorem 
i  in  Prozenten  des  deklarierten  W  er- 
!',■   äes   der  zollpflichtigen  Waren 
erhoben.    Sie  sind  geschichtlich  die  älteren 
uni  otlich    im    Altertum    und 
Mittelalter  gebräuchlich.     Da   8ie  sich  dem 
Weite    i  I  t    Preise   der    verzollten    Waren 
haben   sie  den    Vorzug,    dass 
nzelnen  W  areni  i  -1  frie- 

den  belasten,    die  Qualitäten    ante:  51  In  iden 
und  auch  der  Preisbewegung  zu  folgen  ver- 
...     Für  den  Staatshaushall   bringen  sie 
dazu   noch   eine  gewisse  Stabilität    des  Er- 
Einfuhr bei  sinkendi  □  Preist 
steigt    und    bei  steigenden   sinkt.     Mitunter 
haben    sich  solche  Wertzölle  zu    gleiten- 
den   Zöllen      entwickelt.     -Man    verstehl 
unter      gleitender    Skala      (sliding    Scale) 
gerichteten    Zolltarif,     dessen 
-;  .1    ...  v   Prei    m   der  zollpflichtigen 
Waren    in    der  Art    anschliessen,   dass   die 
ätze  niit  sinkender  Preisbildung  steigen 
und    mit    steigender  fallen.    Dies..  Eiarieh- 
hat  zeitweise  in  der  Schutzzollpolitik 
einzelner  Staaten    eine    gewisse   Bedeutung 
n,    hat    sich    aber    im    allgemeinen 
und    a  .■  Dauer   nicht   bewährt.     Ande- 

its  aber  leidet  die  technische  Durch- 
führung an   grossen   Mängeln.     Die   Dekla- 
rationen   der  Pflichtigen    sind   nicht  immer 
zuverlässig  und  die  Zollbehörden  nur  selten 
igt,  deren  Mangelhaftigkeiten  zu  korri- 
1.     hi..    Kontrollen    und   sonstige   Vor- 
11    bleiben    meist   unwirksam.    Um 
zu    niedrige    Deklarationen    seitens   der  Be- 
sitze)- der  Waren  zu  verhüten,  hat  man  bis- 
weilen den  Beamten  oder  dem  Staatsschatze 
.  i  l-.a  n  t  srecht    zu   dem   dekla- 
rierten   Preise    zuzüglich    eines  Zuschlages 
(meist    LO  %)   eingeräumt     Oder  man   hat 
ehr    kostspieligem   Wege   eigene  Er- 
mittelungsbureaus     zur    Erforschung 
der    permanenten    oder    durchschnittlichen 
Marktpreis«    der  Waren   (valeurs  officielles, 
les)    begründet    "der   endlich 
in    /,..'.   ..         ''ii  Fällen    bes ondere  Sachver- 
ständige   vernommen.    Solche   aber    Li 
sich    in'  lit  gerne  zu  Einschätzungen  herbei. 
Die    Kosten    dieser   umfänglichen    Kontroll- 
i,.    ei  heischten    aber   die  V.,i\\\   der 
Abfertigungsämter  stark  zu  beschränken  und 

daher  den  Verkehr  i gi    ler  Weise  an 

wenigi  u     Meilen     zu     .  reu.      Alle 

diese  '  m  tän  li     haben   die  Wertzölle  mein' 

und    mein  1  Zollsystemen  verdrängt. 

■i.    Die     M  a  1  der    s  peci  li  sc  h  e  n 

1 .  •■  «  ichts-    "der    st  ück  zöl  Le) 

1    ..    1.  11   Sätzen   nach    bestimmten 

Mass-  oder  Gewichtseinheiten  (100  kg,  1  hl) 

oder    nach    der   Stückzahl    bemessi  u.     Sir. 

sind  Leichter,   einfacher  und   billigi  r  zu  er- 


lieben, venu'saehon  weniger  Beläsligungei 
des  Verkehrs,  weniger  Plackereien  um 
Streitigkeiten,  reizen  minder  zu  Hintei 
Ziehungen  und  kennen  bequem  an  eine 
grossen  Anzahl  von  Zollstätten  zur  Erbe 
bung  gebracht  werden.  Die  Zollschuldigka 
wird  veranlagt  nach  dem  Bruttog« 
wicht.'  (einschliesslich  der  Verpackung 
bei  denjenigen  Waren,  für  die  es  der  Zell 
tarif  ausdrücklich  vorschreibt,  oder  bei  sol 
clien,  für  welche  der  Zell  eine  bestimmt« 
Höhe  nicht  überschreitet  (Deutschland  6  Mari 
[{reich  60  Francs  für  je  100  kg).  In 
übrigen  ist  das  Nettogewicht  massge 
bend.  Hier  bestimmt  der  Zolltarif  die  Pro 
zente  des  Bruttogewichts,  nach  welchen  da 
N  c  1 1 0  g e  w  i  cht  berechnet  werden  kam 
(»Abzug  der  tarifmässigen  Tara«).  Im  ühri 
gen  m\m  bisweilen  der  Zollpflichtige  auoj 
die  direkte  Verwiegung  der  Ware  verlangei 
oder  die  Zollbehörde  sie  bei  ungewöhnliche 
Verpackung  beantragen.  Bei  Flüssigkeit  ei 
dürfen  die  direkten  Umhüllungen  nicht  kl 
Abzug  gestellt  werden,  wie  die  Fässer 
Flaschen.  Krüge  etc.  Einzelne  Waren  wer- 
den nach  dem  Stück  verzollt,  z.  B.  Viel 
<n\,'i  verschiedene  Fabrikate  (Hüte  Flnei 
etc.),  11.  dergl.  m. 

Die  speeifischen  Zölle  können  den  Wert-; 
zollen  in  der  Wirkung  genähert  werden 
wenn  der  Zolltarif  die  einzelnen  Gegenständ« 
nach  dem  Fabrikationsstadium  ..der  na.l 
Qualitäten  in  eine  Mehrzahl  von  Klassej 
differenziert  —  Uradations-  oder  Staf-I 
f  elzöl  1  e. 

6.  Rückzölle  und  Unterscheidung!!- 
zolle.  Rück  zolle  oder  Drawbacke 
sind  Rückerstattungen  von  Zöllen  bei  dei 
Ausfuhr  vim  Waren,  für  die  bereits  bei  dtM 
Einfuhr  Zölle  oder  sonstige  Aufwandsteuerd 
entrichtet  wurden  (vergl.  den  Art.  Aus- 
fuhrprämien und  Aus  fuhr  Vergü- 
tungen oben    Bd.  II  S.  34  ff.). 

I"  11 1  erschei  .1  u  n  l;' s  -  oder  Differen- 
tialzölle lieissen  diejenigen  Zölle,  welche 
Waren  der  gleichen  Art  und  traUung  mit 
verschiedenen  Zollsätzen,  mit  höheren  ...lei 
niedrigeren  belegen.  Das  Unterscheidungs- 
merkmal kann  sich  dabei  beziehen  auf  die 
Art  der  Einfuhr,  ob  zu  Wasser  oder  zu 
Land,  auf  das  Land  der  Herkunft  oder  desi 
l'rsprunss,  auf  die  Flagge  des  Schiffes,  auf 
die  direkte  ..der  indirekte  Einfuhr,  auf  die 
Handelsvertragsverhältnisse  mit  anderen 
Staaten  u.  a.  m.  Die  Unterscheidungszölle 
können  sein: 

1.  niedriger  als  die  Normalzölle,  Minde- 
rungen derselben  oder  Zollabschläge 
(detaxes)  und 

2.  höher  als  die  Normalzölle,  Zuschläge 
zu  denselben  ..der  Zuschlagszölle  (sur- 

1      Neben    den    allgemeinen    Verhält- 
nissen   können   aber  auch  noch  Gründe  di  r 
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i-sion,   d.  h.  als   Akte    der   Wieder- 
■  ,-n    ein    andei        Land,     zu 
Erhebung  Veranlassung   geben.     Eine 
Reto       11  ]  flegt  angewendet   zu  wer- 
vvenn  ein  anderer  Staat  unsere  E 
öore  durch  Zoll-  od  -'■'  M-i-r. ■■•  ■!-. 

«nachteiligt.      Diese    Zuschlagszölle    nennt 
nan    dann    Retorsions-    oder    Kampf- 
Die    Möglichkeit    solcher    Wieder- 
Itung    sehen    die    meisten    /. 
(Deutschland  :        Kampfzollparagraph 

15.  Juli   1879  24.  Mai   1885  §  6). 
traerika:       Reeiprocitätsklausel   l.       I 
I   eine  Zollerhöhung  von 
vii    Zollsätze    nach    erfolgter 
Zustimmung   des   Bundesrats   durch  Eaiser- 
Verordnung- zulässig.     Die  Anordnung 
m  Reichstag    mitztvh  ilen    und   a 

n,   falls  dies,  r  seine  Zustim- 
nrang  versagt.     Den  Zustand    der  Ret. 
zwischen    zwei  oder  mehreren  Ländern  be- 
zeichnet man  auch  mit  dem  Namen  Zoll- 
k  r  i  ■ 

II.  Geschichte  und  Entwickelung  des 
Zolhvesens. 
1.  Terminologisches.    Die  Bezeichnung 

Zoll     welche    Alul.    zol    und    a.   sächsisch 
toi,   tolna  u.  s.  w.  lautet,   ist  vor  der  hoch- 
deutschen   Lautverschiebung    aus    telonium, 
um.    bezw.    genauer    gesagt,    aus    der 
vulgärlateinischeu  Form  toloneum,  die  - 
im  3.  und  4.  Jahrhundert  bezeugt  ist,    i  nt- 
lehnt.    Da  die  Umgestaltung  dieses  Wortes 
zu     Zoll      sprachwissenschaftüche   Schwie- 
rigkeiten   macht,    so    vermutet    man   Beein- 
rom    mittellateinischen   tollere    m 
der  Bedeutung  (Steuer)   erheben.     Das  vul- 
gärlateinische  toloneum.  das  zunächst  »Zoll- 
haus    bedeutet,   geht    wieder  auf  das  Grie- 
chische Ts/.iovsiov ,   TtJ.i-nioi-  zurück,   das  von 
finis    =   vectigal    (eig.    das    am    tims 
(Zahlungstermin)  zu  leistende  vectigal)  her- 
stammt.    Dagegen    ist    der   heute    wi 

iuchliehe,  meist  in  Süddeutschland  und 

[reich    übliche    Ausdruck    Maut     ein 

isches  Wort;  Ahd.  niuta.     Das  lateim- 

nnita  (mutaticum,    von  mutare)  kommt 

in    der   ersten    Hälfte    des   9.  Jahrhunderts 

vor    und    bezeichnet   eine   beim  Tauschver- 

tehr  fällige  Abgabe. 

Für  Zoll  und  Zollwesen  gebrauchen  die 
Franzosen  douane,  douamer,  die  Italiener 
dogane,  doganale.  Der  offizielle  Terminus 
Engländer  ist  Customs.  Dies  Wort  ist 
lateinischen  ürspruugs  und  von  consuetudo 
abzuleiten.  Es  dient.-  ursprünglich  zur  Be- 
zeichnung  der  alten,  der  Krone  zustehenden 
(antiqua  customa)  im  Gegensatz  zu 
d.-ii  neuen  Zöllen,  die  seit  Eduard  I,  der 
Verfügung  dos  Parlament-  überlassen  - 
In  Spanien  wird  las  aduanas  für  Zoll 
braucht,    war-    entweder    mit    douamer   zu- 


sammenhat -  vielleicht     so 

2.  Geschichte  des  Zollwesens.  Wei- 
tere Zustände.  Die  Binnenzölle.  Die  Ab- 
gaben von  Waren,  welche  im  Tau 

werden,   ü 
zeitig  bei  allen  Völkern  nachweisen,     i1 

Lie  leichte  Erkenn-  und  Be- 
stimmbarkeit   d  it    sowie 
Leichte      Erhebung     an      Wegen,      Flu 
Brücken  oder  in  Bäfen  erwünschte  Anhalts- 
punkte.    Ausserdem   kom 
ganze  Tauschverkehr  in  der  Hauptsache  auf 
die    periodisch    stattfindenden    Märkte    und 
a    und    war    dahei    dort    ; 
Verkehrsverhältnissen   relativ    I 
zu    überwachen.      Es    ächeinen    daher    als 
älteste    Formen    der   Zölle   Passier-   und 
Marktabgaben    zu    beti 
Jene  wurden  bei  der  Ein-,  Durch- oder  Ausfuhr 
oder   bei    der    Berührung    bestimmter    ört- 
licher Punkte    überhaupt   eingezogen, 
sind  mit  Verkaufssteuern  gemischte  Markt- 
abgaben.    Auf  diese  Weise  zeigen  sich  schon 
fang  der  Zollgeschichte   Gebühr  und 
Steuer  verbunden.     Und  ebenso  bald  wu 

a   und  fiskalischen  Vor- 
teile   erkannt,    unter    welchen    ins 
der    umstand    geschätzt    wur 
Zölle    eher   und   leichter   dem  Fiskus  Geld- 
einnahmen zuführten  als  andere  Einnahme- 
quellen    Eine  weitere  historische  Erfahrung 
zeigt    dass   das  fiskalische  oder  Stenerinte- 
i,    die    Vorherrschaft    fuhrt 
äich    zu    diesem    erst    später    andere 
;  ^seilen.    Dabei  stellt  sich  der  Zoll 

als  eine  mildere  Form  der  Ein-  und  An- 
fuhrverbote dar  und  äussert  sich  charakte- 
ristischerweise viel  eher  als  Mittel  zur  Ver- 
hütung der  Ausfuhr  von  Waren,  die  im 
Inland.,  notwendig  gebraucht  werden,  wie 
Getreide,  Oel,  Salz.  Wein  etc.,  denn  zu  dem 
Behufe  die  fremd-'  Zufuhr  einzudämmen. 
Erst  der  späteren  Zeit  ist  es  m  mannig- 
,  geschichtliehen  Wechse  alten 

ben,    im    Zollwesen    die   Steuer-    und 
3,      Ltzpolitik  zu  kombinieren.  _ 

Schon  im  alten  Athen  und  in  den 
übrigen  hellenischen  Stadtstaaten 
waren  solche  Zölle  und  Marktabg 
bräuchlich,  welche  sowohl  Einfuhr-  als  auch 
^usfuhrzöUe  waren.  Speciell  in  Athen 
waren  Seezölle  und  wohl  auch  Landzolle 
bekannt,  die  mehrfach  mit  Hafenabgaben 
und  Marktgefällen  konkurrierten.  Die  Zoll- 
sätze   bei    der  Ein-    und  Ausfuhr 

er    Haupt]  in   Fünfzig 

Wertes  und  hiessen  Pentekoste.     Sie  waren 
schon  frühzeitig  in  Geld   zu  entrichten.     In 
den  bnndesgenössischen  Städten   wurd< 
Zwanzigstel  (E  Q  den  zui 

und  eingehenden  Waren    erhoben,    wt 
an  die  Stehe  der  Tribute  trat.    Ebenso  war 
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die  Ausfuhr  verschiedener  Waren,  die  /.um 
larfe  der  Bevölkerung  notwendig 
waren,  verboten,  z.  15.  von  Getreide,  Oel, 
Flachs,  Bauholz.  Wachs,  Pech  u.  dergl.  m. 
Selten  wurde  bei  den  Bedarf  überschreiten- 
dem Vorrat  die  Ausfuhr  gegen  Zölle  zuge- 
lassen. Auch  in  Hein  zählten  die  Zölle  zu 
ältesten  regulären  Staatseinkünften  und 
Geldeinnahmen.  Ihre  Begründung  geht  bis 
auf  ten    der   Könige    zurück.    Die 

Zölle    wurden    ursprünglich     an     einzelnen 
Plätzen,  an  Seeplätzen  (portoria),  an  Wegen 
und  Brücken    erhoben.      Sie    waren 
massig  mit  _'  2  %  (quadragesima)  vom  Werte 
mieten  Waren,  manchmal  auch  mit 
oder    1""    bemessen.     Oefters    wurden 
aui  dringendes  Vei  li  eitigt,   um 

bald    wiederhergestellt    zu  werden.    In  der 
römischen  Kaiserzeit    entwickelt    sieh  dann 
ein    umfassendes  Reichsgrenzzollsystem  mit 
Einfuhrzöllen    und    verschiedenen  Ausfuhr- 
[nnerhall       dieser     Gliederung 
w  urden    bei    der   unzureii  hen  Len   Ergii  big- 
keil der  Aussenzölle  nach  provinziellen  Zoll- 
1    besondere    Binnenzölle    zur 
Ergänzung   eingeführt,    die   teils  Wertzölle, 
teils  specifische   Zölle   (s.  0.)  waren.     End- 
lich scheinen  auch  lokale  Zölle  (Thorsteuern, 
Thoraccisen)    zur  Ausstattung    der   kommu- 
Finanzen  vorhanden   gewesen  zu  sein, 
Einrichtung,    die   aber   mehr  den  Pro- 
vinzial-   und  Landstädten    denn  der  Haupt- 
stadt eignete.     Die  Fa     ekten  (L  16  §  7  de 
publicanis  et  tms    Dig.  XXXIX.  4) 

ein  Verzeichnis  aller  zollpflichtigen 
War 

Das    frühere   -Mittelalter    hat    von 

römischen    Finanz-     und 

Steuerverfassung    vor  allem  die  Zölle  über- 

Die  wurden    aber    ihrem  Wesen 

;entlichen     Steuern    Abgaben, 

Pa       reu  bestimmter  1  lertlich- 

Verkehrs,    in  Häfen 

I     'keii.  Wegen  u.  s.  w. 

zu  entrichten  waren:  Transit-  oderPas- 

sierzölle.      Die    Zollsätze    stellen    teils 

Wertzölle,    teils    specifische  Zölle    dar   und 

sind     häufiger    in     naturalen    Quoten     der 

Ladui  i  Geld   (Naturalzölle)    bezahlt 

worden^     Da    mau    sie  .her  als  Leistungen 

■  ung    di  i'  \  et  ki  in  äwi  ge    und 

für    die    Gewäl  Schutzes     von 

''■'■  1  1      ni. <l  als  1  releitsabgaben 

-  -,  urde  derGeb  ühren  ch  1  - 

elben    schärfer    hervorgekehrl 

idiutorium  itinerantibus  praestatiu-).  Der- 

hon  hei  den 
Merowingern    unter    verschiedenen    Namen 

(ponl  1  um  1  ipaticum,  foratic 

etc.).      Den    Ueber- 
griffen    d  orialherren    suchten    die 

karolii  neu    und    Reii 

izutreten.     Insbesondere  aber 


wollte  man    die  fiskalische  Ausbeutung  de 
Zollrechts    ohne    Gegenleistung    eiusi 
ken.     Die  Zollfreiheit  wurde  als  Privilegint) 
gewährt,    namentlich   für  Reisende  \-on   n 
zu     Hofe,      für     Edelleute     und     geistlich 
Stifter,    für    Soldaten    und    Pilger    u.    s.    v 
Auch    sachliche   Befreiungen    kommen    vbi 
wie  für  Gegenstände  zum  persönlichen  Ge 
brauch  der  Reisenden,   für  deren  Reit-  un 
Fahrtiere,    die    nicht    zum    Lastentranspo) 
dienten    u.    dergl.  m.     Die  Eigenart    die 
Zollwesens  bestand  daher  nicht  in  der  Bil 
düng    besonderer,    grösserer    oder    kleinere 
Zollgebiete,    wo    heim  Ueberschreiten    ihre 
Grenzen  der  Zoll  fällig  wurde,  sondern  di 
Zoll  wurde   bei   der  Berührung   bestimmte 
<  lertlichkeiten  an  bestimmten  Zollstätten 
hellen.     Es  waren   also  Zölle   innerhalb  de 
Volkswirtschaftsgebietes    oder    B  i  11  n  e  n  ! 
zolle.     Die   letzten  Reste   derselben   habi 
sieh    bis    auf   unsere  Zeit    in    den  Pflasterl 
zollen,  Brücken-  und  Wegegeldern  erhalt 
Die  Hinneuzölle  wurden  erst  1861  in  Meck 
lenburg,    die  Privatzölle    1816    in  Preussej 
und  1825  in  Hannover  aufgehoben. 

3.    Die    Grenzzollsysteine    und     di< 
neuere  Entwickelung.   Es  war  ein  wesent 
lieher  Fortschritt,  als  der  Gedanke  eine-   ge 
schlossenen    Zollgebiets    den     Binnenzölle! 
gegenüber  zum  Durchbruch  kam.  Die  Binnel 
zolle  mnssten  der  Herausbildung  einei 
Grenzzollsystems    weichen,  und  dami'i 
kehrte    die  Entwickelung    der   europäische! 
Kulturländer  auf  jene  Stufe  zurück,  die  be- 
reits  das  Altertum    teilweise  erreicht  hatte 
Die    Verkehrsgebiete,    die    sich    auf    dies 
Weise    gegen    einander   abschlössen,    warer 
ursprünglich  klein,  umfassten  nur  ein  ' 
torium.    eine  einzelne  Provinz  oder  gar  um 
Teile     von    solchen.     Immerhin    aber     be- 
deuteten   diese  Territorial-    und    Pro- 
vinz ia  1  zö.]  le    mit    ihrer    Verlegung     dej 
Zollerhebung  aus  dem  Innern  an  die  Gren- 
zen   jener    Gebiete     eine     beachtenswert 
Besserung    und    eine    erhebliche    Verkehrs- 
crlcichterung   für   den  Handel.     Sie  blieben 
aber  immer    noch    der  Ausdruck   der  terri- 
torialen Selbständigkeit  und  der  Provinzial- 
interessen.     In   Deutschland    waren    es    voi 
allem  die  einzelnen,  grösseren  und  kleineren 
Territorien,  welche  so  durch  eigene  Grenz* 
Zollsysteme  von  einander    ji    chieden  waren, 
und  in  anderen  Staaten,  wie  in  Frankreich. 
wo    bereits    eine    stärkere    politische    Kons- 
centration  erreicht  war,  haben  sich  trotzdem 
Jahrhunderte  laug    die  einzelnen  Provinzen 
und  Kronländer  durch  territoriale  Zölle  ge- 
trennte Zollgebiete  geschaffen. 

Erst    die    Zusammenfassung    der  Yolks-J 
kräfte    zur    Erfüllung    der    nationalen  Auf- 
gaben   und  Zwecke  durch  die  Bildung  von 
nationalen    Staaten    und    nationalen    Volks- 
wirtschaften sowie  die  lebendige  Entwicke- 
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Eigenschafl  gemeinsam,  dass  sie  <■■  f 
leistungen  für  Geleil  und  Sicherheil  warm. 
sie  hatten  im  wesentlichen  Gebührencha- 
rakter. Sobald  mau  aber  zum  System  dei 
Grenzzölle  übergegangen  war,  erwies  sich 
das  Zollregal  sehr  wohl  der  fiskalischen 
Auswertung  zugänglich.  Die  Zölle  wtu 
bald    als  Finanzquellen    er! 

uud  geschätzt.    Man  verb 
Zollerhebung  wissentlich   die  Absicht,    dem 
öffentlichen  Haushalte  Einnahmen    zu    ver- 
schaffen.    Diese  aber  wurden   zunächst  ron 
den  Kanfleuten    und  Hai  i    ge- 

li  Lstet.     Da    aber    der   Handel    zuerst 

ebrauch  und  Geld  verkehr  in  grösserem 
Umfam:'  in  das  Verb  einführt.,   er 

der    erste    und    hauptsächliche  Träger    der 
,        Wirtschaft  war.  so  bot  die  Zoll  rhebung 
den    weiteren  Vorteil,    dem    Staate  Geld- 
einnahmen    zu    schaffen,     deren     seine 
Wirtschaftsführung  dringend  bedurfte,    und 
zwar  schon  in  einer  Epoche,  in  welcher  die 
ibung    von   Geldsteuern    mit    grossen 
Schwierigkeiten    zu    kämpfen    hatte.     Auf 
diese   Weise    gestaltete    sich    der    Zoll    zu 
einer  Abgabe   mit    Steuercharakter. 
mit   der  Aufgabe,    die  Steuerbelastung    der 
verzollten  Waren    und   damit  eine  Besteue- 
rung derjenigen  Einkommenstelle   durchzu- 
setzen    welche    dem  Verbrauche    der   zoll- 
pflichtigen Gegenstände    gewidmet  wurden. 
Diese  Finanz-  oder  Steuerzölle  wurden 
so    zu  Aufwandsteuern    auf    den    der  Ver- 
zollung unterworfenen  Waren.    Sie  gheder- 
'  teu  sich  dem  Systeme  der  Aufwandbesteue- 
rung ein  und    stellton  Auflagen   derjenigen 
Verbrauchssteuerobjekte     dar.     welche    die 
Landesgrenzen  überschritten. 

Da  nun  aber  bei  der  Ein-  und  Ausfuhr 
nach  Umständen  die  Höhe  der  erhobenen 
Zölle  und  ihre  Deberwälzung  auf  die  Kon- 
sumenten für  die  grössere  oder  geringere 
Nachfrage  nach  zollpflichtigen  Produkten 
von  Einfluss  sein  konnte,  so  war  es  dem 
Staate  möglich,  mit  der  Zollerhebung 
weitere  politische  und  wirtschaftlich-soziale 
Zwecke  zu  verknüpfen.  Vorausgesetzt,  dass 
de--  Zoll  im  Preise  der  ein-  oder  an 
-  führten  Waren  als  ein  Moment  der  Preiser- 
Zollverein   höhung  zum  Ausdruck  kam.  wurde  es  mog- 

nntenS.,S9ff.».    leit  1S71  hat  die  nationale   lieh     "ÄS  «ÄS 
Einigung     der    deutschen    Stämme    durch   oderj ,  r ml.  rung    I J    ';%.  iü,]irekt 

Wiederauflichtung    des  Deutschen   Reiches  I««*^1^!!^  *"*  raan 

noch   melrr   derjemge    von    diesen   zu    du    \  atalu        ^    "  rroduktion   und    des    in- 
nationalen Zollsystemen    hat  aber  auch  zu-  der   in^aismenrrmi  D 


,i,,.-    der  Nationalität    und    der   staathch.'i. 
Jentralisation    haben    es  erwirkt,    dass 
en  und  territorialen  Zollgebiet. 
,,l,.ii    erweitert    wurden.      Sie     fielen 
in    der    Hauptsache    mit    dem   \  olks- 
»•irtschaftsgebiete      überhaupt      zusami 

ehr  wurden  die  Zölle  an  die  Grenzen 
nationalen  Staaten  verlegt,    und    damit 
die    nationalen  Grenzzollsys- 
a„  die  Stelle    der    territorialen    und 
Qziellen    getreten.    Vielfach   haben  auf 
Entwiekelung    auch    die    allgemeinen 
■haftspolitischeu     Anschauungen  _  und 
lebuugen    der  Zeit  hingewirkt,    wie  sie 
;     sondere    durch    die  Vorstellungen    des 
antilsvstems    (s.    d.   Art.  Merkantil- 
sy stem    oben    a.   a.    0.)    und    durch    die 
OD    diesem    vertretene    Handelspolitik    ge- j 
t    wurden,     in    Frankreich    wurde 
14S4  auf   dem  Reichstage  von  Tours  i 
Herstellung      eines      Grenzzollsystems 
Ulfhebung  der  Binnenzölle  beantragt. 
'lan   ist    dann    1614    erneuert 
len.       Erst    fünfzig    Jahre    später    hat 
,t  durch  das  Edikt  von  1664  und  noch 
durch    dasjenige    von    166 <    das  Ziel 
nationalen    Zollgebiets    ziemlich    ver- 
wirklicht.  Aber  trotzdem  blieben  noch  viele 
des  Staatsgebietes,  die  sogen,  provmces 
■tauigeres,  die  Grenz-  und  Kusten- 
provinzen.    ausserhalb    der  Zolllmie.    da  sie 
auf  das  Ausland  als  Hinterland  mehr  ange- 
wiesen   waren.      Das   deiche    galt    für    die 
Provinzen  mit   reichsständischer  Verfassung 
,1'avs   d'etats),  da  diese  am  kräftigsten  ihre 
rinteressen    geltend    machen    konnten. 
Erst   die   französische  Revolution  hat  durch 
Hekret    vom    30.31.    September    1790 
diese    letzten  Ueberreste    beseitigt   und  das 
nationale    GrenzzoUsystem    vollendet.     Im 
Deutschen    Reiche    wurde     lo22    ein 
Versuch    eines   Reichsgrenzzolles    gemacht. 
DasProjekt  scheiterte  aber,  wie  die  übrigen 
Pläne  zu  Reichssteuern,  am  <\  lderstand  der 
Reichsstände,  insonderheit  der  Städte.    Erst 
viel   später   gelang   es  durch  die  Gründung 
der  Zollvereine  (1S28— 1867),  die  deutschen 
Territorien    zu    einem    einheitlichen  Zollge- 
biete mit  einem  Grenzzollsystem  zusammen- 
zusehliessen    (vergl.    d.   Art. 
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oder  unmöglich    gemacht    oder  doch  durch  vermochten  cll<   Ausartung  der  Entwich 

die  durch  Zöl  irten  Preise  auch  der  nicht  zu  Kommen.     Ebenso  haben    die  poU- 

inländischen  Produktion  fördernd  entgegen-  tischen    Verhältnisse   unter   Karl  V.   .1 

zukommi  t.    umgekehrt  inte  ['laue,  ein  einheitliches  deutsches  Zoll« 

man    durch    Aufhi        -     ron    Einfuhrzöllen  unter  Verlegung    der  Zölle    au   die  K 

den  etzten  Entwickelungsprozess  grenzen  zu  schaffen,    vereitelt.     Das  S 

her.  .  b  liegen  die  Ding  rlichen  Macht,    die  Entwieki 

\   äfuhrzöllen.     Audi    hier    koni  ler  Landeshoheit  und  die  Ausbildung  selb- 

Pre  ..   beeinflussf   und  damit  indirekt  ständiger  Territorien   innerhalb  des  K 

die  Ausfu  mmt  oder  erleichtert  wer-  gebietes     vermittelte    den    rebergang 

den.      Dadurch    ei  las    Princip    des  Z  an  die  Landesherren.      Seit 

Schutzes  durch  die  Zuhilfenahme   des  Zoll-  dreissigjährigen    Kriege   und    mit  der  .< 

ns    und     seiner    Einrichtungen.      Auf  kennung  der  Souveränität  der  LandeshenJ 

Schutzzölle    mit    Er-  in   ihren    Territorien   wurde   das   Zol 


folg  an  di    Si  ib    der  Finan: 
zülle  Die  Ausl  ächutz- 

iis  wurdi  im  16.  und  17. 

Jahrhundert  durch  da  Merkantil- 

(s.  d.  Art  a.  a.  !  Handelspolitik 

dert.     Lud  auch   im  Laute  des  letzten 
Menschenalters  hal  sten  Eul- 

turstaaten  t.    um   ihre  in- 

ländis         !  jegen  die  Konkurrenz 

zu  schützen.  Nie  waren  da- 
bei I  neue  Industrieen  in 
ihrem  Wachstum  zu  unterstützen,  oder 
haben  auf  die  Preisbildung  der  Sachgüter 
einzuwirki  .  gesucht 

Die  Zollsysteme  unserer  modernen  Kul- 


zu    einer    autonomen    Landesangelegei 

;h    das    bunte  Zollwesen   in- 
folge der  ungünstigen  Grenzen  der  ein, 
Länder    den     fortschreitenden    Wirtsc 
und  Verkehrsverhältnisseu    nicht 
so  bedurfte  es  gleichwohl  noch  ein 

Zeitraumes,     bis     die    Unerträgli 
der  Zustände  zur  Gründung   des   : 
Zollvereins     führte     (Näheres     In 

im  Art.  Zollverein  unten 
Endgiltig    gesimde    und    dauernd. 

deutschen   Zollverhältnisse    sehnt 
lv'i,     nach   Auflösung   des  Zollvereins   da 
Norddeutsche  Bund  mit  seiner  Zolleini 
mit    den     äü  Ideutschen    Staaten 


turstaat  ät  ans  Finanz-  (Steuer-»   neue  Deutsche  Reich  (R. -Verf.  Art.  3 

und  aus  Schutzzöllen   zusamin  -     Oesten   ich-Ungarn    hat    seitdem   sein  Zoä 


sie  in  der  Kegel  nicht  voneinander 
zu  trennen  sind.  Immerhin  hat  der  Auf- 
schwu  utzzollbewegung    in    den 

und       y. 


selbständig  geordnet,  wodurch  I 
Reichshälften  zu  einer  Einheit  zusami 
geschlossen  wm-den. 

Das  Zoll  recht  —  heute  indentisi  1 


•II   der  letzteren  Gruppe   den  Vorrang  dem  obsoleten  Begriffe    ■Zollregal«  —   i 

ert.  fasst  die  gesamte  gesetzüche  Ordnung    de] 

.,,    Tl.  ,  ...  ,      _   ,  .       „  „  Zollwesens  und  somit  das  Recht,   Zölle   and 

III.  Die  rechtliche  Ordnung  des  Zoll-  zuordnen,  sie  zu  erheben  und  sämtliche  die 

wesens.  Zollverwaltung      betreffenden      Mass 

1.  Zollrecht  und  Zollregal.    Geschieht-  vorzuschreiben    und   über  ihre    Ausführung 

liches.      Das    R  -    ireibeD  di      ständige    Aufsicht    zu    führen.      Diese 

"i'1  zu  '  rwachsen    unmittelbar  au 

Souveränität    und     zwar    ein    wesentlii  :  Ltät   des   Staates   und   bilden  einen 

Im    alten    Deutschen  Bestandteil  seines  Besteuerungsrechtes.    Bei 


is  ZoUregal 

deute  Macht- 

rar   aber    nich 

■I    und  Städte    wirksam 
Vielmehr  massten  siel 
lesherrn 
Autoritäten  das  Recht  der  Z 
wählend    and  Kaiser 

oder 

swährten.     i  las 

"litt-  l,l;ül,l 

lali.  rein  .Mosaikbild  höchstverwicl 
Zoflrerhältniss  .      Die    Versu 
kraft..  r.    wie    Friedrich   IL. 


Verbindung  verschiedener  Staaten  zu  i 
einheitlichen    Zollgebiet     (Zollverein  i    muss 
imeinsames   Organ    zur    BeschliessuDg 
der  Zollordnung  geschaffen  werden  (Ge 
konferenzen,    Zollparlament).     Da    es    sich 
massig  um  Verträge  selbständiger  Staal 
teil    handelt,    so    wird   Einstimmigkeit   der 
.    fordert.      Jedem    Delegierted 
iss  ein  liberum  veto  zu. 
Unter  Zollgebiet    verstehen    wir 

territoriale   Bereich,  für  welches  die 
benei    Zoll  irdnungen  Geltung  h 

meinsame  Grenzen,  an  denen 
die    /  ,    gemeinsamen    Vorschriften 

erhoben  werden.     Das  Zollgebiet  wird    sieh 
in  der  Regel  mit  dem   Si  eken, 


die    Erhöhung    b<  notwendig    mit  zusammei 

'"''■|'   Einfühne  i    zu   verbieten,   fallen.     Staatsgebiet  und  Zollgebiet  weichen 
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^einander   überall   da  ab,    wo  dies 

ahlvon  selbständigen  Staaten  zu 
,   [verein  verbindet.    Auch  im  Deutschen 
;.  ,   sich  Reichsgebiet  und    Zoll 

nicht.      Einmal    bleiben    ausserhalb 
.     ben  die  Zollausschlüsse  oder  Ge- 
bietsteile   die    wegen    ihrer    Lage    zur    Ein- 
schliessung  in  die  Zollgrenze  nicht  geeignel 
M11,l  daher    ausgeschlossen    werden.    Nach- 
tun die  Freihäfen  der  Hansestädte  Bremen 
;  |   Hamburg  seit   1888  in   der    Hauptsache 
i  lualität  verloren  haben,  sind  die  Zoll- 
düssi     beschränkl    auf    einzelne 
i    Qöfe    der    badischen    Kreise    Konstanz 

und  Waldshut,  auf  die  Ina  I   H und 

l„.  aöch  bestehenden  kleinen  Freihafenge- 
l.i.i.  bei  Hamburg.  Cuxhafen,  Bremen  und 
Qeestemünde.  Die  Zollausschlüsse  werden 
iU  Zollausland  behandelt.  Sodann  aber  ge- 
zum  deutschen  Zollgebiet  die  Zoll- 
anschlüsse oder  Gebietsteile,  die,  ohne 
Bestandteil  des  Reichsgebiets  zu  sein,  se 

einverleibt  sind.  Zu  diesen  ge- 
hören das  Grossherzogtum  Luxemburg  und 
die  beiden  österreichischen  Gemeinden  Jung- 
holz und  Mittelberg.  Die  Zollanschlüsse 
haben    zwar    Anteil    an    den    Erträ  ■■  .,    der 

wirken  aber  an  der   Zollg.  ■ 
fes  Reiches  nicht  mit.     Ein   gleiches    Ver- 
hältnis   besteht    zwischen    Oesterreich    und 
Liechtenstein.  . 

2  Der  Zolltarif  und  seine  Einrich- 
tung. Die  Zollsätze.  Schon  bei  Unter- 
scheidung der  Wert-  und  Masszölle  ist  der 
Irt  und  Weise  der  Auslösung  der  Zoll- 
8  :huldigkeit  gedacht  worden.  Sie  geschieht 
Imvh  die  Entrichtung  der  Zolls; 
Unter  diesen  haben  wir  diejenigen  Beträge 
zu  verstehen,  welche  als  Abgabe  von  den 
Wert-  Mass-  oder  Gewichtseinheiten  oder 
von  einem  Stück  der  Waren  erhoben  wer- 
fen. Bei  den  Wertzöllen  bestehen  die  Zoll- 
in einem  prozentualen  Auteil  am  de- 
klarierten Werte  oder  Preise  der  Waren. 
bei  den  Mass-  oder  Gewichtszöllen  in  einem 
festen  Betrage  von  je  einer  Gewichtseinheit 
in  Deutschland  z.  B.  für  je  LOO  kg)  und 
mdlich  bei  den  Stückzöllen  in  einem  fetten 
Satze  für  jedes  Stück. 

Der  Zolltarif  ist  die  Zusammenstellung 
der  zollpflichtigen  Waren  i  Warenverzeichnis) 
mit  Zolleinheit  und  Zollsatz.  Er  ist  ent- 
weder ein  a  1  p  h ab e t i  s  c  her.  wenn  die  zoll- 
litigen  Artikel  nach  den  Anfangsbuch- 
i  Kr  verzeichneten  Waren  geordnet  sind, 
oder  ein  systematischer,  wenn  sie  nach 
ihrer  inneren  Zusammengehörigkeit  derV 
aufgeführt  werden.  Beule  Systeme  können 
dadurch  verbunden  werden,  dass  das  Haupt- 
gerippe in  alphabetischer  Anordnung  er- 
scheint und  die  Unterabteilungen  sich  in 
dasselbe  nach  sachlichen  Gesichtspunkten 
einbauen     (Deutschland,     Schweiz).       Dem 


Zolltarif    liegt    ein    Zolltarifgesetz    zu 
Grundi  lie     gesetzlich     ver 

Zollsätze    enthält.      Neben    den     eigentlich 
tischen  Motiven,  deren  Darsfe  ■ 
balb  unserer  Betrachtungen  liegt,   ha- 
ben vom  Einanzteehnisnhen    Stand] 

lltarife  vor  all;  anfordern 

der  Einfachheit,  öebersichtlichkeil  und  leich- 
ten    Anwendbarkeil     zu    entsprechen, 
komplizierte!    die   Zollverhältnisse   sind,   je 
verschi  i    Q<  für    die     gl 

;/.t  sind,  je   häufiger   I  nterschei- 
dungszölle  vorkommen,   je   mehr   überl 
der  Schutzzoll  den    Finanzzoll,   der  St; 
tarif  den  Einheitstarif  überwiegt,  desto 
wickelter  und  schwieriger  wii 
der  Zolltarife. 

\  bänderungen  der  Zolltarife  sind 
mit  mancherlei  Schwierigkeiten  und 
standen  verknüpft  und  erzeugen  Leichl  rolks- 
wirtschafüiche  und  finanzpolitische  Scha- 
den. Ein  allzu  häufiger  Wechsel  ist  daher 
nicht  aswert,     muss    aber,     wenn 

einmal  beschlossen,  mit  kräftiger  Hand 
durchgefühlt  werden.  Pas  Bedürfnis  des 
modernen  Verkehrs  hat  in  unserer  Zeit  das 
Bedürfnis  der  Stabilität  für  längere  Peri- 
oden notwendig  gemacht.     Y\  enn  aber  eine 

,  rung  bestehender  Zollsätze  erfoi 
lieb.  gl  st,  so  liegt  es  im  Interesse  der 

Produktion,  des  Handels  und  des  Verk< 
dass  die  Aenderungen,  einige  Zeit  bevor  sie 
in    Kraft    treten,    officiell   bekannt    gegeben 
werden.     Damit    ist    allerdings    die    Gefahr 
verbunden,    dass   dadurch    die    Spekulation 
.  ,1t  wird  und  die  heimische  [ndustrn 
lie  Staatskasse  Schaden  leidet.    Die 
üebelstande  sucht  man  durch  sog.    Spe  rr- 
ge setze«  entgegenzutreten,   durch   welche 
zur  Bekämpfung  der  Spekulation  einmal  be- 
schlossene Zollveränderungen  früher,  als  an- 
dr-iehtiül  war.  eingeführt  werden. 
Die  Einrichtung  der  Zolltarife  kann   auf. 
drei  verschiedenen  Principien    beruhen,   auf 
Autonomie,  auf  Konvention   oder  auf 
ocität.    Die  Zollsät:  ■     auto- 

nom    wenn    der   Staat  ohne  Rücksicht  auf 
andere    Volkswirtschaften   nach  freiem    to- 
messen   sie    einführt,    verändert    odei 
schaff!      Konventionale  oder  vi 
Zollsätze  sind  diejenigen,  welche  nach  volker- 
rechtlichen   Abmachungen    (Handels-    und 
Zollverträgen)  erfolgen.     Der  eine  Mar 
pflichtet  sich,  gleiche  Gegenleistung  voraus- 

t.  während    der    Vertragsdauer    i 
änderen  als  seinem  Kontrahenten  gegenüber 
keine    Tariferhöhungen    und    keine     neuen 
ZoUbelegungen    vorzunehmen.      Reciprocitat 

da :en  ist  vorhanden,  wenn  sich  ein  Maat 

&war  vertragsmässig  nicht  bindet,  jedoch 
solchen  Staaten,  die  zu  entsprechenden  Aequi- 
valentbietungen  bereit  sind,  gleichfalls  Jü> 
mässigungen  der  Zollsätze  zugesteht. 
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Auf  dieser  Grundlage  unterscheiden  wir: 
1.  Generaltarife  (Tarii   officiel)  und 
Konvenl  ionaltari  fe.     Der    Generaltarif 
«Mithält    autonome    Zollsätze,    die   normalen 
Zölle  und   ist   auf  die  Waren  aller  Staaten 
anwendbar,    mit    denen     keine    besonderen 
Vereinbarungen  getroffen  sind.    Er  bezeich- 
net den  subsidiären  Rechtsstand.     Der  Kon- 
ventionaltarif dagegen  stellt   Ermässigungen 
der   Sätze   des   Generaltarifes   dar  für  den 
Warenverkehr    mit    solchen    Ländern,    mit 
welchen    besondere    liandels-   und    zollpoli- 
tische   Vereinbarungen     getroffen    wurden. 
Handelsverträge     stipulieren     Zoll- 
bindungen   oder    Beschränkungen,    nach 
denen   im    Verkehr    mit  dem  Vertragslande 
der  vereinbarte  /."ll  nicht   erhöht   "der   ein 
nicht     vereinbarter    nicht    neu    eingeführt 
werden  darf.     Diese  Bindung  wird  nur  auf 
namentlich  bezeichnete   Waren  ausgedehnt, 
während   die  übrigen   nicht    genannten  Po- 
sitionen des  Zolltarifs  beiden  Teilen  zu  au- 
tonomer    Behandlung     überlassen     bleiben. 
Art    genereller   Abrede    liegt    in    der 
M  eist  i i  e  g  ü  n  s  t  i  g  u  n gsklau  s el    . 
wodurch  sieh  b  ide  Staaten  verpflichten,  un- 
verzüglich und  ohne  weiteres  einander  ge- 
an     jeder    Begünstigung,     jedem 
Vorrecht    und    jeder    ZoTlermässigung    teil- 
nen    zu   lassen,    welche   der  eine   Kon- 
trahent irgend  einer  andern  Macht  einräumt 
einräumen  wird.    (Vgl.  den  Art.  Han- 
sverträge  l"s.   sub   III.    2   oben  Bd. 
IV.  S.  1073 — 74).    Alle  im  Konventionaltarif 
gewährten    Vergünstigungen    an    Zollsätzen 
■i   sich  ihrer  Natur  nach  dar  als  Diffe- 
rentialzoll.? uml  zwar  als  Zollabschläge. 

'J.  Maximal-  und  Minimaitarif. 
Beide  Tarifaufstellungen  sind  zunächst  au- 
tonom,  oder  m.  a.  W.  Zahl.  Höhe  und  Um- 
fang der  darin  enthaltenen  Zollsätze  ist  dem 
Ermessen  des  Inlands  anheimgegeben  und 
durch    keine    v.u.  .,.    Bindung  be- 

einträchtigt.     Der  Maximaltarif  (Tarif  gene- 

■  '  neraltarif  und  gilt  als  Regel. 

Er  ist  im  allgemeinen  und  an  sich  auf  den 
Verkehr  mit  allen  Ländern  anwendbar.  Der 
Minimaltarif  (Tarif  minimum)  dagegen  ent- 
hält, wie  sein  Name  sagt,  Abweichungen 
vom  Maximaltarii  nach  unten.  Zollabschläge. 
Die  Kimäumung  dieser  i.  !  Sätze  hat 

die  Reci  proci  tat  zur  materiellen  Grund- 
lage.    Kr  wird  nämlich  ganz  oder  teilweise, 

Bpontan  aui  Gr I  besonderen  Erlasses  odei 

nach  Massgabe  von  bestehenden  oder  abzu- 
schliessenden  Verträgen  auf  die  Erzeugnisse 
derjenigen  Länder  angewandt,  welche  den 
inländischen  Produkten  auch  entsprechende 
Vorteile    i  rrelatifs)  gewähren  und 

ihre  niedrigsten  Tarife  darauf  anwenden. 
lia-  System  der  Maximal- und  Minimaltarife 
hat  zuerst  die  französische  Zollgesetz- 
gebung im  Jahre  1892  und  zwar  verwiegend 


zur  Verfolgung  schutzzöllnerischer  Ziele  \ 

sucht.  Neuerdings  hat  die  Frage  des  M, 
mal-  und  Minimaltarifs  auch  in  Deutsohl: 
eine  bedeutsame  Rolle  zu  spielen  begonnea 
Vor  allem  sind  es  die  schutzzöllnerisehen 
Parteien,  die  vom  französischen  Tarifsystem 
eine  nachdrückliche  Förderung  ihrer  Intc- 
u  erhoffen.  Insonderheit  ist  dabei  eine 
Beschränkung  der  Regierung  beim  Abschlna* 
von  Handelsverträgen  beabsichtigt.  Man 
will  von  vorn  herein  das  äusserste  Mass  dm 
Zugeständnisse  festsetzen  und  es  dem  Er- 
messen der  Regierung  entziehen. 

Das  Princip  des  Maximal-  und  Minhnal- 
tarifs  kann  entweder  auf  den  ganzen  Zoll- 
tarif angewendet  werden,  und  dann  hat  man 
Doppelsätze  für  alle  Tarifpositionen,  oder  er 
wird  auf  einzelne  Positionen  oder  Ü 
stände  beschränkt,  die  man  auf  diese  Weiae 
besonders  schützen  will. 

Im  übrigen  ist  die  Einrichtung  der  Zoll- 
tarife in  den  einzelnen  Staaten  sehr  ver- 
schieden. Die  einen  Tarife  gehen  davon 
aus,  dass  grundsätzlich  alle  Waren  zollfrei 
sind,  für  welche  keine  Zollsätze  im  Tarif 
aufgenommen  sind  (Zollverein,  England). 
Die  andern  nehmen  den  entgegengesetzten 
Standpunkt  ein  und  erklären  prineipieli  alle 
Einfuhr  für  zollpflichtig,  soweit  die  Zoll- 
freiheit nicht  für  bestimmte  Waren  aus- 
drücklich erklärt  ist  (»  lesterreich,  Italien, 
Schweiz).  In  Deutschland  gilt  die  ZolJ- 
freiheit  formell  als  Regel.  Praktisch  jedook 
ist  die  Mehrzahl  der  Einfuhrprodukte  zoll- 
pflichtig, und  thatsächlich  werden  die  nicht 
zollpflichtigen  Gegenstände  im  Zolltarif  noch 
besonders  als  frei  bezeichnet.  Letzt 
geschieht  im  Interesse  der  Uebersichtiichkeit 
Die  Ausnahmen  überwiegen  also  die  Eegel 
ungemein.  Im  allgemeinen  sind  die  kon- 
tinentalen Zolltarife  mit  dem  Vorherrschen 
protektionistischer  Tendenzen  überhaupt  ver- 
wickelter als  der  englische,  welcher  heutjfi 
nur  noch  27  Positionen  aufführt. 

Die  Zollzahlung  hat  in  den  meisten 
Staaten  in  Gold  zu  geschehen,  namentlich 
auch  in  solchen,  deren  Währungssysteme 
von  der  Goldwährung  melu'  oder  weniges 
weit  entfernt  sind. 

3.  Die  Zollerhebung.  Niederlagsver- 
kehr und  Zollkredit1).  Die  Z  o  1 1  p  f  1  i  c  h  t 
entsteht  regelmässig  in  dem  Momente,  wenn 
die  Ware  die  Zollgrenze  passiert.  Sie  ist 
entweder  dann  sofort  zu  erfüllen  oder  spä- 
testens, wenn  die  zollpflichtige  Ware  in  den 
freien  Verkehr  übergeht.  Bei  der  Wieder- 
ausfuhr zollpflichtiger  Gegenstände    erlischt 


' .  Soweit  es  sich  im  folgenden  um  die 
Darstellung  des  positiven  Rechtsstands 
handelt,  ist  das  deutsche  Zollwesen  zu 
Grande  gelegt,  falls  nicht  ausdrücklich  auf  an- 
dere Staaten  verwiesen  ist. 
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üTT 


,.   Zollschiüdigkeil    nur   dann,    wenn    jene 
nter    zollamtlicher    Kontrolle    erfolgt.     Die 
ollpflichl    isl    eine    subjektive   und   be- 
ten'  für  den  Inhaber  der  Ware  im  Augen- 
ück   des    l'eberschreitens   der  Grenze  oder 
iH-  denjenigen,  welcher  die  Ware  aus  einer 
ffentlichen"  Niederlage  entnimmt.     I  >  bje  k- 
iv    und    zwar    ohne     Rücksicht     aui 
iechte    Dritter   haftet    der    Wert    der  Ware 
ür    den    auf    ihr    ruhenden    Zoll    bei    Zali- 
angsverweigerung  oder  Zahlungsunfähig 
ten  Subjekts. 
1  de  zollpflichtigen  Gegenstände  sind   an 
Leu  Zollstätten  vorzuzeigen.     I  eher  du  selben 
specielle    Deklaration 
taigeben,  die  aUe  zur   Zollbehandlung  er- 
orderüchen    Thatsachen    und    den    Antrag 
iher   -r,     weitere    zoUamtliche    Abfertigung 
■Bthalteu  muss.    Beim  Eisenbahn-  und  See- 
rerkehr  begnügt  mau  sich  aber   häufig,  um 
len  Verkehr  zu  erleichtern,  mit  der  gen e- 
•ellen  Deklaration,  welche  die  Zollab- 
fertigung nur  vorbereitet,  die  Beschaffenheit 
[er    Waren    nur    summarisch   angiebt    und 

dgiltige  Abfertigung  offen  lässt.  An  die 
Deklaration  schliesst  sieh  dann  die  a  m  tl  1  e  h  e 
Revision  und  schliesslich  die  Berech- 
nung und  Erhebung  des  Zolls.  Da- 
mit kann  dann  die  Ware  legitim  in  den 
Verkehr  g<  langen.         _...., 

i  diese  Weise  ist  die  Zollleistuug  an 
die  Landes-  oder  Zollgrenze  verlegt.    Dieses 

ureu  bildet  aber  keineswegs  die  Regel. 
Vielmehr  hat  man  versucht,  um  den  Be- 
dürfnissen des  Verkehrs  möghchst  entgegen- 
zukommen, die  Abfertigung  nach  den  inneren 

alpunkten    zu    verlegen.      Damit     hat 


rlaaen  isl  die  bei  Einlagerung  festge- 
stellte Menge  und  Besi  '  massge- 
bend. Jedoch  wird  das  durch  zufällige  Er- 
eignissi              idene  Wind*  rgewicht  und  das 

it    der    auf    d.T   Niederlage    gänzlich 

bener    und    unbrauchbar    gewordene? 

ben. 

Privatlager    (entrepöts    fietifs) 

sind  teils  mit  und  teils  ohne    Mitverschluss 

der  Zollverwaltimg.     Man  m  del : 

a)  Transü  lager,    wi  an   die  Identität 
der  einzelnen  Colli  in  der  Regel  festgehalten 
wird    und   die   zu    lagernden    Waren    zum 
Absatz    im    Zollgebiet    und    zugleich 
ausschliesslich   zürn  Absatz  nach   dem  Aus- 
lande   bestimmt    sind.      Transitlag 
amtlichen  Mitverschluss  sind  nur  für  Waren 
ig.  deren  Zollschuldigkeit  3  Mark   für 
100    kg    nicht   übersteigt,  oder   für   si^i 
die  im  Inland  nicht  erzeugt  (z.  B.  Kolonial- 
waren) oder  deren  Identitäl    duri  b    sn 

.•Zeichnung  festgehalten  werden  kann. 
Die  bei  der  Einlagerung  festgestellte  Menge 
und  Beschaffenheit  is't  für  die  Verzollung 
und  Abfertigung  vorbehaltlich  der  (zulässi- 
gen) Gewichtsabgänge  massgebend.  Die 
Unipackuug,  Sortierung,  Mischung  etc.  ist 
nach  vorgängiger  Anmeldung  unter  zollamt- 
licher Aufsicht,  indessen  bei  Lagern  ohne 
amtlichen  Mitverschluss  auch  ohne  zollamt- 
liche üeberwachung  statthaft.  Die 
zollung  der  in  den  Verkehr  übergegangenen 
Waren  ist  je  bei  dem  Ausgang  aus  dem 
rschluss  zu  bewirken.  Die  Lagerfrist 
dauert  5  Jahre.  . 

Besondere  Erleichterungen  und  specielle 
Innungen    treten    für   die   Transitlager 


Ceutralpunkteu    zu    verlegen,      mm«     inu  £™"7^"d  jj^iol«   und    für    Ge- 

m:,n    beabsichtigt,    einerseits    die  .  Leistung  ^.Bd   u  -^^XdeÄ    Bewe- 

,1er  Z                n  möglichst  deroemgec iZeit-  trerd^m    ^  ^Sandel  in   diesen 

winkte  nahezurücken,    m  welchem  die  zoll-  gungsrreineii   ueiu   11                  Transitlaeer 

{ll,lf  gen  Waren  in  den  Verkehr  uncH  er-  aren    zu    la.en.  J                 Jg^g 

m      ^S       t  STSSS      £Sgg 

Nachweis  der  Identität  (G.  v.  14.  April  1894). 
Mit  Uifhebungdes  Identitätsnach- 
weises« ist  für  diese  Getreidearten  zur 
Sicherung  des  Zolleingangs  der  Absatz  im 
Inland  ausgeschlossen  und  wird  diese  Ver- 
sränstieung  nur  dem  eigentlichen  Transit- 
verkehr d  h.  dem  Durchfuhrhandel  nach 
dem  Auslande,  gewährt  (Reine  Transit- 
1  a  o-  e  r  |  Nur  an  vom  Bundesrat  bezeichneten 
Orten  dürfen  für  Holz  und  Getreide  solche 
Transitlager  errichtet  werden,  von  welchen 
aus  neben  der  Wiederausfuhr  ms  Ausland 
auch  der  Absatz  ins  Zollgebiet  gestattet  ist 
(Gemischte  Transitlager). 

b)  Teilungslager,  wenn  die  lest- 
haltung  der  Identität  der  einzelnen  Ullis 
nicht  festgehalten  wird,  gleichviel  ob  die 
gelagerten  Waren  ausschliesslich  zum  Absatz 


von  der*  Verzollung  zu  befreien.  Diesem 
Zwecke  dienen  der  Niederlageverkehr  und 
der  Zollkredit. 

1  Niederlagen  oder  Lagerhäuser 
(Entrepöts,  Docks,  Warehouses)  sind  Em- 
richtunaen.  in  welchen  die  zollpflichtigen 
Waren  einstweilen  bis  zur  üeberführung  m 
den  freien  Verkehr  unverzollt  niedergelegt 
werden  können.  Diese  sind  teils  öffentliche, 
teils  Privatlager. 

Die  öffentlichen  Lager  (entrepöts 
•  i  sind  teüs  allgemeine  Niederlagen, 
wenn  die  Lagerfrist  eine  mehrjährige 
(Deutschland  :  5  Jahre),  teüs  beschränkte, 
wenn  die  Lagerung  von  kürzerer  Dauer  ist 
(Deutschland  :  6  Monate).  Nach  dem  Ver- 
laufe der  Frist  müssen  die  V  aren  aufge- 
räumt sein.  Für  die  Verzollung  und  die 
weitere    Abfertigung   der   Waren    aus    den 


6° 
Handwörterbuch  der  Staatewissenschaften.    Zweite  Auflage.    VII. 
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im  Zollgebiet  oder  zugleich  oder  ausschliess- 
lich   zum    Absatz    nach  dem   Auslände   be- 
stimmt sind.     tJeber  den  amtlichen  Mitver- 
iiber  die   Verzollung  und   Abferti- 
Bber  die  zulässigen  Gewichtsabgänge, 
Qmpaokung,    Sortierung  und    Mischung 
sowie   über  den    Zeitpunkt  der  Zollzahlung 
und    die    Dauer   der    Lagerfrist    finden   die 
gleichen  generellen   Bestimmungen  Anwen- 
dung wie  bei  den  Transitlagern. 

c)  Kreditlager,  wenn  die  Waren  zum 
Absatz  im  Zollgebiet  bestimmt  sind  und  nur 
zur  Sicherung  des  darauf  ruhenden,  aber 
kreditierten  Einfuhrzolles  niedergelegt  sind. 
Ein  amtlicher  Mitverschluss  findet  in  der 
!  nicht  statt.  Die  Lagerfrist  dauert 
ii  Monate.  Die  Verzollung  erfolgt  halb- 
jährlich. 

di  Kontenlager  für  den  Grosshandel 
in  Textilwaren.  Kleidern.  Wäsche.  Putz- 
waren, Handschuhen,  fluten.  Pelzwerk,  Le- 
dertuch, Kurzwaren  und  feinen  Eisenwaren, 
sind  Erweiterungen  der  Teilungslager 
ohne  amtlichen  Mitverschluss  und  gewähren 
re  auch  die  Befugnis  zur  Bear- 
beitung und  Veredelung  der  gelagerten 
(  kontierten  l  Waren.  Hier  besteht  die 
Kontrolle  in  einer  sorgfältigen  Buchführung 
(daher  »Konten  -Lager),  welche  einerseits 
Konteninhaber  und  andererseits  von 
d.-r  Zollbehörde  zu  bethätigen  ist.  Die  Be- 
nutzung der  Kontenlager  setzt  ein  vorge- 
-r -unebenes  Minimum  der  jährlichen  Waren- 
bewegung voraus. 

e)  Zu  erwähnen  sind  endlich  noch  die 
Freilager  an  den  wichtigeren  Seeplätzen, 
die  als  Zollausland  gelten  und  zollsicher  ab- 
zusehliesser.  sind,  und  die  Freihäfen,  die 
überhaupt  ausserhalb  des  Zollgebiets  IL 
also  Zollausland  sind  (vgl.  dep  Art.  Frei- 
häfen oben  Bd.  111  S.  1244ff.). 

'_'.    Tutor   Zollkredit    kann    man  Ver- 
schi'  aen. 

ai  Da  jeder  Zoll  an  sich  von  den  zoll- 
pflichtigen Waren  beim  Oeberschreiten  der 
Grenzen  zu  entrichten  wäre,  so  sprechen 
wir  von  einem  Zollkredit  im  weiteren 
Sinne  als  vom  [nbegrifl  jener  Einrich- 
tungen, die  den  Zweck  haben,  die  Zollzah- 
lung möglichst  demjenigen  Stadium  des 
wirtschaftlichen  Verkehrs  zu  nähern,  in 
hem  der  Absatz  erfolgt,  oder  die  Zoll- 
ten, welche 
durchgeführt  oder  bearbeitet  and  veredelt 
werden.    I  ählen  die  Erleichtern 

durch  Nied  and  der  Veredeluni 

d.  Art.  Vered  e  1  u  o  gsverkehr 
vil  S.  380ff.). 
In  I  ■  zu  unterscheid)  n  der  Zoll- 

ren  Sinn  e.      Derselbe 
I  tgewährung    für 

Zollsumme  gegen  eine  Sicher- 
(Kaution).       Eine    de] 


Vergünstigung  bis  zu   einem  Höchstbel 
auf    je    3    Monate   wird    Kaufleuten    e 
räumt,   die    kaufmännische    Bücher    fii 
Geschäfte  von  Bedeutung  machen,  das  Ver- 
trauen der  Verwaltung   geniessen   und  eine 
bestimmte  Minimalsumme    au  Abgaben 

richten  (Preussen  0 M.i.     Unter   si 

Mindestbeträgen  finden  regelmässig  keine 
Kreditierungen  statt.  Doch  können  die  Zoll- 
ämter auf  eigene  Gefahr  ortsansässigen  Ge- 
schäftsleuten auf  je  1  Monat  kleinere  Bi 
traue  stunden.  Vor  Ausfolgung  der  Ware 
hat  der  Kreditnehmer  einen  VerpflichtungS: 
sehein  (Kreditanerkenntnis)  zu  über- 
geben, welcher  nach  erfolgter  Zollzahlung 
oder  Abrechnung  wieder  zurückerstattet 
wird,  üeber  die  schuldigen  Summen  führt 
die  Zollbehörde  ein  eigenes  Kreditkonto  und 
ein  Kreditregister.  Ist  der  Zollkredit 
erschöpft,  so  ist  ein  Xachschuss  zu  leiste« 
oder  die  Zollschuldigkeit  sofort  zu  bereinigen. 
Im  Deutscheu  Reich  ist  der  Zollkredit  im 
engeren  Sinne  nicht  einheitlich  geregelt, 
sondern  den  Regierungen  der  Einzelstaaten 
unter  deren  eigener  Verantwortlichkeit  über- 
lassen. Die  ganze  Einrichtung  soll  den 
Zollverkehr  für  den  Grosshandel  vereinfachen 
und  erleichtern. 

Weingrosshändler,  die  kaufmän- 
nische Bücher  ordnungsgemäss  führen  und 
mindestens  350  Doppelcentner  fremden  Wein 
regelmässig  im  freien  Verkehr  auf 
Lager  haben,  kann  ein  sogenannter  eiserner 
Zollkredit  für  den  aus  dem  Ausland  ein- 
geführten Wein  gewährt  werden.  Verzollung 
und  Festsetzung  des  Zollbetrages  bleiben 
ausgesetzt.  Die  Verzollung  wird,  wenn  sie 
später  erfolgt,  nach  dem  dann  giltigen  Tarif 
vollzogen.  Jede  abgemeldete  Post  und  die 
zollfrei  belassenen  Lagerabgänge  werden  auf 
die  am  längsten  lagernde  Menge  abgeschrieben! 
Der  Kredit  erlischt  bei  Verzicht  des  Häudi>  is 
auf  die  Vergünstigung  (Ablösung  des  Kre- 
dits),  bei  Aufgabe  des  Geschäfts  oder  bei 
Entziehung  durch  die  Zollbehörde  (Zah- 
lung-Unfähigkeit,  Defraudationen  seitens  des 
Kreditnehmers).  Wird  der  Kreditbetrag 
durch  weitere  Einfuhren  überschritten,  so 
tritt  sofortige  Verzollung  ein.  Die  ganztj 
Einrichtung  steht  mit  den  Wein-  und 
Spirituosenteilungslagern  unter  amt- 
lichem Mitverschluss  in  Zusammenhang.  Hier 
ist  überhaupt  für  Behandlung  und  Umfül- 
lung    freiere   Bewegung   gelassen,   nur   der 

■  reingang  wird  überwacht.  HmfüUungaS 
brauchen  nicht  schriftlich  an-  und  abgemeldet 
zu  werden,  und  bei  der  Verzollung  ist  ledig- 
lich das  Auslagerungsgewieht  massgebend^ 
ebne  Rücksicht  auf  das  Einlagerungsgewicht. 

4.  Weitere  Zollerleichterungen  uud 
Zollbefreiungen.  Verjährung  und  Resti- 
tution. Eine  Zollerleichterung  geniesst  der 
Mirkt-    und    Messverkehr.      Zur    Er- 
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erunc  ili's  Besuehs  auswärtiger  M 
.,„„    in    Deutschland    die    zollfreie    Rück- 
ringnng   der   unverkauften,   aus  dorn  Zoll- 
iland  stammenden  Warm  gestattet  werden, 
foensowird  Eremden  Handels-  und  Gewerbe 
!den,  welche   inländische  Märkte   und 
[essen  besuchen,  der  Einfuhrzoll  von  ihren 
verkauften  Waren  bei  der  Wiederausfuhr 
fassen      Für  die   Dauer   der  Messe   wird 
ata  Zollamt  des  Platzes  ein  Messkonto  er- 
fj-,,,,1      Ceber  die  verkauften,  zollpflichtigen 
Yaivn  werden  zwei   gleichlautende  Certifi- 
ate    ausgestellt.     Das    eine    hat    der   Ver- 
■infrr    au    das  Abfertigungsamt   abzugeben, 
!,.,v  erhält  der  Kaufer,  welcher  binnen 
;ter    Frist    die    Ware    zur    Ausgangs- 
on  zu  stellen  hat.     Solange  dies   nicht 
—  liehen,  bleibt  der  Kontoinhaber  für  den 
][  haftbar,  der  erst   bei  richtiger  Gestel- 
von    demselben    abgeschrieben    wird. 
in..  Vergünstigung  ist  aber  an  den  strengen 
Nachweis  der  Identität  der  Waren  geknüpft. 
Retour  waren  sind  Güter,  die  auf  Be- 
stellung zum  Kommissionsverkauf,  zur  An- 
:,i     zu    öffentlichen    Ausstellungen    oder 
zum  '  vorübergehenden  Gebrauch   nach   dem 
Ausland  gesandt  sind  und  von  dort  zurück- 
aen  oder  zu  solchen  Zwecken  vom  Aus- 
land   eingehen    und    demnächst  wieder    zu- 
l'üeknehen.     Sie  bleiben  zollfrei. 

Hierher  zählt  auch  der  Veredelungs- 
verkehr (vgl.  d.  Art.  Veredelungs- 
verkehr oben  a.  a.  0.).  . 

Auch  im  sogenannten  »kleinen  Grenz- 

verkehr«:,  dem  Verkehre  der  Grenzgebiete 

.  mit  dem  Auslande  sind  Erleichterungen  und 

hingen  zugestanden,  die  sich  teils  auE 

,i ,.wöhulichen  Lebensbedürfnisse  beziehen, 

teils  an  die  Person  gebunden  sind.  Solche 
Abmachungen  werden  regelmässig  durch  die 
"Handelsverträge  stipuliert.  Der  deutsche 
Zolltarif  lässt  ferner  alle  Warensendungen 
m~  dem  Auslande  bis  250  Gramm  zollfrei 
und  macht  dann  in  §  5  besonder,.  l!e- 
I  freiungen  namhaft,  die  im  Interesse  des 
kl. •in verkehre     und    Grenzverkehrs     liegen. 


berechnet  von    der  Zeit    der    Fälligkeil    an. 
Auf  den  Rückgriff  des  Staates  auf  die  Zoll- 
beamten und    auf  Nachzahlung  von   I  h 
dationen  Eil  i)  '"  Frist 

Anwendung.    Letztere  verjähren  in 

Zu  Ungebühr  oder  zu  viel  gezahlte  Ge- 
urückerstattet.  Bei  kl 
Beträgen  (0,10  ins  3  M.)  erfolgt  die  Resti- 
tution (Rückzahlung)  nur  auf  Antra-  des 
Geschädigten,  bei  höheren  Beträgen  aber  von 
Amts  wegen.    Zu   w  zahlte  Abgaben 

werden  von  0,10  Mark  an  nacherhoben. 


Sehnlich  liegen  die  Verhältnisse  bei  Unter- 
stützungen in  Unglücksfällen  und  bei  der 
Rückbringung  von  gestohlenen  oder  irrtum- 
lieh nach  dem  Auslande  verbrachten  Sachen. 
Bei  Waren,  die  in  beschädigtem  oder  un- 
brauchbarem Zustande  eintreffen,  auf  dem 
sporte  verdarben  etc..  sind  aus  Billig- 
keitsgründen  Zollermässiguugen  oder  ZoU- 
li  f  rehingen  zulässig.  . 

Endlich  gemessen  die  akkreditierten  bre- 
sandten  und  Geschenke  eines  fremden  Staats- 

rhauptes  in  Deutschland  Zollfreiheit. 

Die  Verjährungsfrist  für   alle  lor- 
mgen   aus  Zollgefällen  und  für  alle  Er- 
satzansprüche an  die  Zollverwaltung  v 
an  viel  oder  irrtümlich   entrichteter  Gefälle 
ist    in  Deutschland  'auf    1  Jahr  festgesetzt, 


IV.  Die  Organisation  der  Zollverwaltung. 
1.  Die  Behörden  der  Zollverwaltung. 
Die   Durchführung    der   Zollerhebung   liegt 
in  unseren  modernen  Kulturstaaten  in  den 
Händen  einer  hierarchisch  gegliederten  Be- 
hördenorganisation.    Nicht   so   waren    aber 
die  Verhältnisse  in  früheren  Zeiten  geordnet. 
Die    Stelle    der    Selbstverwaltung     vertrat 
meist  die  Verpachtung  der  Zollgefälle.    In 
Griechenland,    speciell    in    Athen,    war   die 
pachtweise    Vergebung    die    Regel.      Meisl 
übernahmen  Finanzgesellschaften  die  Paeiit, 
an    deren    Spitze    dann    ein   Einzelner    als 
leitende  Finanzkraft   i  ■<:'/:<" '.=■')   stand.    Des- 
gleichen wurden  in  Rom   die  Zölle   an  die 
publicani   verpachtet,  welche    in    der  Regel 
dem    Ritterstande   angehörten.     Im  Mittel- 
alter fanden  wir  die  gleichen  Verhältnisse. 
Mitunter  wurden  die  Zölle,  wie  in  England, 
au  fremde  Kaufleute  vergeben.    Ueberhaupt 
machen  wir  allenthalben  die  Wahrnehmung, 
dass  bei  Völkern   mit  noch    unentwickelten 
volkswirtschaftlichen  Zuständen  und  mangel- 
hafter   Geldwirtschaft    die    Kaufleute     und 
Händler  höher   stehender  Volkswirtschafts- 
o-ebiete    zugleich    die    Steuerpächter    sind. 
Die   mittelalterliche    Zoll-   und   Steuerpacht 
hat  aber  auch  vielfach  in  dem  Mangel  einer 
technisch  wolü  geordneten  Verwaltung  ihren 
Grund,  welche  für  die  Erhebung  m  eigener 
Staatsregie  die  zwingende  Voraussetzung  ist. 
Der  moderne  Staat  hat  daher  allgemein  der 
Selbsterhebung   der  Zölle    den  Vorzug   ge- 
geben     Ein    Rückfall    in    ältere    Zustande 
ist  es  wenn  Staaten  in  chronischen  Iinanz- 
nöten    und    mit    erschüttertem   Kredit    zur 
Sicherstellung    empfangener   Darlehen    den 
Ertrag  der  Zölle     i  n   Staatsgläubigern  ver- 
pfänden   und    ihnen    eventuell    auch    noch 
einen   Einfluss    auf    deren  Verwaltung  ein- 
räumen müssen.    Hier  rücken  m  die  stelle 
der   ehemaligen  Zollpächter   meist    interna- 
tionale Gläubigervertretungen  ein. 

Die  Selbstverwaltung  der  Zolle 
durch  den  Staat  muss  heute  als  der  allein 
zulässige  Zustand  der  Zollorgamsation  gelten. 
Ihr  gegenüber  ist  Pachtsystem  mit  gar 
keinen  Vorteilen  für  den  Staat  und  die  (re- 
samtheit  verbunden,  weil  eben  der  moderne 
Staat  über  ein  hierzu  verwendbares  und  zu- 
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verlässiges    BeamtenpersonaJ    verfügt      Die 
ische     Durchführung    der    Verzollung 
und  die  damit  zusammenhängenden  Schwie- 
iten,    die    Notwendigkeit,   dieselbe    an 
len,  an  der  Grenze  wie  im  Innern 
i   bewirken,  die  Mannigfaltig- 
keit dei  Zollsätze,  die  Prüfung  der  Dekla- 
rationen,    die     Revisionen,     die    zollamt- 
liche  Abfi  und    der   ganze   Betrieb 
des  "'                     ci  hrs  erheischen  eine  sehr 
verwickelte  Ginrichtimg  der  Zollverwaltung 
und  bedingen  ein  sehr  zahlreiches  Personal. 
Sie  teilt  demgemäss   diese  Eigenschaft  mit 
der    Erhebung    und    Verwaltung    der   Auf- 
wandsteuern überhaupt. 

Die  Zollbehörden  zerfallen  im  allge- 
meinen    in    zwei  Gruppen,  in   den  Verwal- 
5-  und  in  den  Bewachungsdienst.     Der 
V  er  wall  ungsd  ienst  (service  sedentaire) 
ait   allen  Funktionen  der  Zollerhebung, 
mit  der  Prüfung  der  Deklarationen,  mit  der 
Revision,   mit   der  Bemessung   und  Abferti- 
l(  r  Z  illschuldigkeit  betraut.    Ihm  liegt 
auch    das    Rechnni  ob.     Der   Be- 

wachungsdien  äl  (service  actif)  wird  von 
der  Grenzwache  versehen,  hat  die  Defrau- 
dationen anzuzeigen.  Beweise  hierfür  zu 
Beobachtung  der  Zollgesetze  zu 
entlich  hat  er  auch  der 
Verhütung  amuggels  sein  Augenmerk 

zuzuwenden  und  ist  daher  zu  diesem  Zweck 
mit  aden    Befugnissen    zu    Nach- 

a,  zum  Betreten  von  Grundsti 
t.     In  die        i  H  \  genheiten  wird 
auch  durch  ai  B   imte,  insbe- 

lurch  das  Forstpersonal  unterstützt, 
regelmässig    milita- 
ri.    Zur   richtigen   Ausübung 
des    D  und    zur    Vermeidung    von 

n  und  Konflikten  sind  die  Zoll- 
ämter meist  mit  mehreren  Beamten  besetzt 
1111,1  □  Amtshandlung 

v.-i  ■  ieamte  bi  teiligt. 

■i.  Die  Behördeuorganisation  in  den 
einzelnen  Staaten.  I.Deutschland.  Der 
Vollzog  der   z  Bestimmui 

geht  teils  vom  Reiche,  teils   ron  den  Einzel- 
Da    Reich  beschränkt  sich  auf 
und  Aufsicht.     Es    entsendet 
e    zu    den    Direkti 
Qskontrolleure  zu  den  Hauptämtern, 
ohne  in  di.  laufenden  Geschäfte  einzugi 
Lliche  Zollverwaltun 
der   einzelßtaatlichen    Landesregie- 
Q.     Die  I  liederl 

sntralbehörden,   dii 
Ministerien    verbunden    sind,    in    Mittel- 
Direkt  ivbehörden  für  die  Leitung 
des  D    i  und   zur  Vollzii  neu    der  ge- 

meii  Gi    i  tze     überhaupt 

B  zirks-  und  Lokalbehör- 
den für  die  Handhabung  der  Verwaltung 
und    Aufsicht.      Die   Bezirksbehörden 


Hauptzolläinter  an  den  Reichsgrenzen 
und  die  Hauptsteuerämter  im  Innern  des 
Landes.  Die  Lokalbehörden  sind  im  Grenz- 
bezirk die  Nebenzollämter  I.  und  II.  K 
und  im  Innern  die  Zoll-  oder  Steuerämter. 
Besondere  Abfertigungs-  oder  Hebest 
als  Zubehör  oder  Delegationen  der  Haupt- 
und  Nebenämter,  fungieren  noch  die  Au- 
s  a  g  e  -  ( Anmelde-)  stellen  oder  A  n  .. a  ge - 
posten  an  der  Grenze.  Dieselben  w 
da  errichtet,  wo  die  Zollämter  nicht 
genug  an  der  Landesgrenze  gegen  das  Zoll- 
ausland liegen,  und  haben  die  Aufgabe,  die 
eingehenden  Waren  von  dieser  unter  amt- 
licher Begleitung  oder  unter  amtlichem  Ver- 
schluss dem  Grenzzollamt  zu  überweiset 
oder  »anzusagen  .  Darum  dienen  sie  nur 
der  Sicherung  der  Zollerhebung,  sind  aber 
mit  der  Feststellung  der  Zoilschuidigkeit 
und  mit  der  Erhebung  der  Zollgefälle  selbst 
nicht  betraut, 

2.  0  est  er  reich.  Die  oberste  Leitung 
des  Zoll wesens  steht  dem  Finanzministei 

zu,  welches  zugleich  Ceutralbehörde  und 
dritte  Instanz  ist.  Die  Mittelbehörden  in 
zweiter  Instanz  sind  die  Finanzlandesbehör- 
den (Finanzlandesdirektionen  und  in  Kron- 
ländern von  geringerem  Gebietsumfange  die 
Finanzdirektionen)  und  in  erster  Instanz  die 
Finanzbezirksbehörden     (Finanzbezirksdirek- 

ti u    und    Finanzinspektorate).     Die  Ver= 

zollungsvorschriften  werden  durch  die  Zoll- 
ämter ausgeführt.  Diese  sind  teils  Komi- 
merzialzollämter  an  den  Grenzen  und  als 
Aemter  für  den  täglichen  Verkehr,  teÜI 
Hauptzollämter  oder  Zolllegstätten  im  Innern] 
Hierzu  kommen  noch  die  Zollexpositureni 
welche  zwar  nach  aussen  hin  als  selbstän- 
dige Abfertigungsstellen,  in  administrativer 
Hinsicht  jedoch  lediglich  als  delegierte  Ge- 
schäftsabteilungen  jener  Zollämter  erscheinen; 
denen  sie  systemmässig  zugewiesen  sind. 
Zur  Kontrolle  der  Zollamtshandlungen  so- 
wie zur  Hilfeleistung  bei  den  Amtshand- 
lungen des  Zollverfahrens  sind  den  Zoll- 
ämtern Finanzwachorgane  zugeteilt,  die 
militärisch  organisiert  sind. 

3.  Frankreich.  Au  der  Spitze  der  Zoll- 
verwaltung steht  eine  dem  Finanzministe- 
rium untergeordnete,  aber  doch  sachlich 
ziemlich  selbständig  gestellte  Generali 
direktion  der  Zölle,  die  mit  der  Ober- 
leitung der  Verwaltung  betraut  ist  Die 
.Mittelbehörden  werden  durch  den  Depar- 
tement al  dienst  dargestellt,  welcher  in 
eine  Mehrzahl  von  Direktionsbezirken  zerfällt, 
die  aber  mit  den  Departementsgrenzen  nicht 
zusammenfallen.      Der    Departementsdienst 

Lei  sich  in  den  Verwaltungs-  und 
B  u  r  e  a  u  d  i  e  n  s  t  (service  sedentaire),  welcher 

igentlichen  Zollamtshandlungen  vorzu- 
nehmen hat.  die  Abgaben  liquidiert,  erhebt 
und    einkassiert,    und    andererseits   in    den 
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;,.v  ,,,[ a  3-    oder    Brigaded  Len    I 

äervice  aotif),  welcher  die  Hinterziehungen 
ln,l    den    Schmuggel    zu    hindern,    zu    be- 
kämpfen und  festzustellen  hat.   Zum  erst,  n  n 
;ählen    die    Zolldirektoren    und    Zolhnspek- 
die  Haupteinnehmer    und    Bureaube- 
amten,   die  Kontrolleure,  Verifikatoren    und 
[je  Neben-  und   Cntereinnehnier.    Der  Bri- 
gadedienst ist  mit  der  Zollwache   identisch, 
ganz   militärisch   organisiert   und  wird  dem 
aktiven  Heere  zugezählt.  Der  Ueberwachungs- 
dienst    der   Inspektoren-  ist    teils    ein    sess- 1 
harter  (sedentaire)  zur  Kontrolle  des  Bureau- 
personals teils  eiu  Reisedienst  (divisionnarre) 
oder   eine    fortlaufende  Beaufsichtigung  des 
äusseren    Dienstes,    des    Rechnungsdienstes 
der  Zolleinnehmer  und  des  Brigadedienstes. 
Letzterer   zerfällt   gleichfalls   in  einen  sess- 
haften  Dienst  an  den  Landesgrenzen  selbst, 
in  einen  ambulanten  in  und  an  den  Grenz- 
bezirken,  in   einen   maritimen   auf  der  See 
und  in  der  Küstenzone  und  endlich  in  einen 
Eskortedienst  zur  Begleitung  zollpflichtiger, 
aber  noch  nicht  verzollter  Waren  nach  dem 
fimeren  des  Landes. 

-I.England.    Die  englische  Zollverwal- 
tung ist  gekrönt  durch  das  Generalzoll- 


3  m  1 1 1  !ommissioners  of  Customs),  die  Central- 
is   ausführende    Behörde    für    das    ganze 
isgebiet.     Der  Vorstand   desselben    ist 
ein     versitzender    Kommissar     (Chairman), 
weL  hem   ein    Stellvertreter   (Deputy  Chair- 
man) und  vier  Kommissare  (Commissioners) 
zur    Seite    stehen.      Die    Behörde    ist    eine 
kollegiale   und  unabhängig  von   dem  jewei- 
figen  Parteiwechsel  in  der  Regierung.  Neben 
dem  Kollegium  stehen  der  General  zoll- 
ein nehm  er  (Receivers  General),  welchem 
flerPerceptionsdienst  obliegt,  der  General- 
fcontrolleur    (ComptroUor    General)    zur 
Kontrolle  der  täglichen  Einnahmen  und  Aus- 
gaben   der  Generalinspektor  (Inspector 
General   and  Examiner  and  ComptroUor  of 
Accounts),   der  Sekretär   (Secretary)    und 
der    Sachwalter    (Solicitor).    Die  Mittel- 
behörden werden  gebüdet  durch  die  Haf en- 
verwaltung     von     London     und     die 
Provinzialzollämter.      Jene     umfasst 
die    Hälfte    der    englischen    Zollverwaltung 
überhaupt.     Die    Oberleitung   ist   mit  dem 
Generalzollamt  verbunden.    Der   technische 
Dienst    ist    dagegen    besonderen    Sektionen 
(Offices)    unter    einem    Sektionschef    über- 
tragen.     Der    Yollzugsdienst    ist    weitver- 
zweigt     Die   Beamten   desselben    zerfallen 
in    Hafeninspektoren    (Tide    Surveyors),    in 
Hafen-  und  Landwächter   (Tide  and  Land 
Waiters)    in  Exportkontrolleure  (Searehers), 
in  Lageraufseher,  Schliesser  u.  s.  w     Neben 
London   hat  noch  Liverpool  ein   Hauptzoll- 
amt, während  sonst  noch  127  Provinzialzoll- 
ämter bestehen,   die   mit  einem  Dirigenten 
(Collector),    einem    Kontrolleur,    mit    einer 


iahJ    von     ins]    I  and     Buri    ' 

:    sind.    All  diesen  Be- 
,;.    |    ,      |    zum  Bewachungsdiensl 
die  Küstenwache,  die  um  die  ganze  Lan 
e  eine  Kette  von  Patn  let. 

Im  Interesse  des  Verkehrs  und  der  Ver- 
waltui  der  grenz»  od 

Staaten  ihre  Zollämter  möglichst  nahe  zu- 
sammenzulegen und  sogenannte  bi  natio- 
nale Zollamt  er  einzurichten. 

:;.  Der  verwaltmigstechmsche  \  oll- 
zug  der  Verzollung.  Schon  an  einer 
|  früheren  Stelle  bei  der  Zollerhebung  (oben  sub 
III,  3)  ist  in  der  Hauptsache  des  Verla 
bei'  Berechnung  (Liquidation)  und  Erhebung 
I  der  Zölle  gedacht  worden.  Zu  diesem  Be- 
hüte sind  besondere  Institut.'  für  .11"  Zoll- 
verwaltung eingerichtet. 

1.  Zolllinie  und  Grenzbezirk.  Die 
Zolilirfte  oder  Zollgrenze  ist  die 
äussere  Linie  des  ZoUgebiets.  Sie  ist  nicht  not- 
wendig mit  der  Landesgrenze  identisch,  weil 
teils  Zollausschlüsse  und  Zollanschlüsse  (s. 
3ub  III.  1)  bestehen  und  teils  dieselbe  auf 
dem  Meere  mit  den  völkerrechtlichen  Staats- 
grenzen nicht  zusammenfällt.  Die  Zolllime 
ist  diejenige  Stelle,  bei  deren  Ueberschrei- 
tung  die  Zollpflicht  begründet  wird.  Längs 
der  Zollgrenze   nach   innen,  dem  Zollinland 


zugewendet,   läuft    die  Binnenlime  (Oester- 
reich  •  »innere  Linie«),  welche  einen  Streifen 
Landes  vom  Binnenland  (Oesterreich :  »inneres 
Zollgebiet«)   trennt.     Diesen  Streifen   nennt 
man' den  Grenzbezirk   (rayon   frontiere). 
Seine  Breite  ist  verschieden;  sie  betragt  111 
Deutschland    1  bis  2  Meilen,  in  Frankreich 
gegen    das  Land    25  Kilometer   und   gegen 
dal  Meer    10  Kilometer.     Der  Verkehr   im 
Grenzbezirk  ist  besonderen  Kontrollen  unter- 
worfen     Waren,   bei  welchen  es  nach  den 
örtlichen  Verhältnissen   zur  Verhütung   der 
heimlichen    Einfuhr    notwendig    erscheint, 
werden  bekannt  gegeben  (Oesterreich:  »kon- 
trollpflichtige     Waren«).       Sie     unterliegen 
einer    Transportkontrolle.       Mit    Ausnahme 
des    Eisenbahnverkehrs  darf   der   Transport 
solcher  Güter   nur  bei  Tage  erfolgen.     Der 
Transportführer  hat  sich  durch  einen  Legi- 
timationsschein (Passavant)  amtlich  darüber 
auszuweisen,   dass    er   zum    Transport    der 
bezeichneten  Waren  binnen  einer  bestimmten 
Frist    und   auf  der  vorgeschriebenen   Inst 
befugt   ist.    Bei   den  Transporten   auf   der 
Zollstrasse    (s.  u.)    und    zwar   noch    m    der 
Richtung  von    der  Grenze    nach    der    Z.011- 
stätte  ist  der  Legitimationsschein   nicht   er- 
forderlich, jedoch  ist   er  notwendig  von  da 
bis  zur  Binnenlinie.     An  die  Stelle  der  Be- 
srleitscheine    können    hier    besondere,    für 
diesen     Zweck    ausgestellte    Versendungs- 
scheine treten. 

Von  diesen   erschwerenden  Formalitäten 
sind   gewisse  Produkte    und  Transporte  ge- 
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tnen,  wie  Rohprodukte  des 
is  ond  der  Viehzucht  eines  inländischen 
'i  Verkehr   innerhalb  des 
izbezirks,    der   Verkehi    von    Haus    zu 
Haus,  der  Eisenbahntransport  and  derjenige 
mit  der  Post    (bei   diesem   jedoch  mit   ge- 
\\  issen    Einschränkungen).      Innerhalb 
Grenzbezirks  sind  die  Zollbeamten  mit  weit- 
nden  Befugnissen,  namentlich  auch  mit 
Durchsuchungs-,  Haussuchungs-  und  Visita- 
tionsrechten ausgerüstet. 

Die  Oeberwachung  im  Grenzbezirk  kann 
zur  weiteren  Verfolgung  von  Zolldefrau- 
dationen  noch  durch  die  Binnenkon- 
trolle verstärkt  werden.  Sie  besteht  in 
der  Bezettelung  der  eingehenden  Waren 
und  in  einer  obligatorischen  Specialbuch- 
fuhrnng  der  Handeltreibenden,  welche  solche 
Güter  erhalten. 

-.  Z  oll s  t r as  sen  und  Z  o  1 1« t ä 1 1 e n. 
Zollpflichtige  Waren  und  zollfreie  Güter, 
deren  Verpackung  ihren  Inhalt  nicht  sofort 
erkennen  lässt,  dürfen  nur  am  Tage  und  nur 
auf  einer  Zollstrasse  eingebracht  werden. 
Bei  Einfuhr  zur  See  weiden  bestimmte 
Landungsplätze  mit  gleichem  Charakter  be- 
zeichnet. Der  Weg  bis  zum  Zollamt  muss 
auf  der  Zollstrasse  und  zwar  ohne  will- 1 
kürlich.-  Abweichung,  ohne  willkürlichen 
Aufenthalt  und  ohne  willkürliche  Verände- 
rung der  Ladung  fortgesetzt  werden.  Ein 
Abweichen  von  der  Zollstrasse  ist  nur  bei 
fahr  und  höherer  Gewalt  zu- 
lässig. In  Deutschland  gelten  als  Zoll- 
strassen  alle  Eisenbahnen  gegen  die  Grenze 
Zollauslandes,  die  Häfen  am  Meere  mit 
den  dazu  angewiesenen  Einfahrten  und 
endlich  alle  Land-  und  Wasserstrassen, 
welche  aus  dem  Vereinsausland  in  und 
durch  den  Grenzbezirk  führen,  einen  erheb- 
lichen Warenverkehr  vermitteln  und  als 
sohl,.-  ausdrücklich  bezeichnet  sind.  Zoll- 
•nid  in  west erreich  die  dem 
öffentlichen  Verkehr  dienenden  Eisenbahnen, 
die  dem  Verkehr  geöffneten  Häfen  und 
Land  m     Grenz-  i     und 

endlich   die   als  Zollstrassen   erklärten  und 
ichneten  Strassen. 

An  den  Zolk-  sind  Zollstätten 

lie    Erledigung    der    zoll- 
'  heu  Handlung  -ind  je 

nach  den    B<  dürfe 

Warenverkehrs  mit  verschiedenen  Ab- 
fertig ausgestattet. 
Warentransport  und  aller  Verkehr  über- 
haupt, der  sieh  auf  der  Zollstrasse  abspielt, 
passieren,  gelang!  hier 
znr  K  der  Zollbehörden  und  ist  dann 
zollamtlich  B  andlung  zu  unterwerfen. 
Deklaratio  q  ■  •  .  B  im  l  Ixenzzoll- 
amte,    bei    dei    Zollstätte   hat   der    }\ 

die   Papiere,   die  seine  Ladung  be- 
u,   dem    Zollbeamten    zu    übergeben. 


Dort  hat  er  seine  Waren  anzugeben  (»dekla- 
rieren).    Zu   diesem   Behufe    hat    er 
seine  Fracht  Deklarationen  vorzuv 
hat  der  Transportführer  beizubri 

lienen  zur  Sicherstellung  der  Verpflich- 
tungen  des  Deklaranten,    zur  Erleichf 
der    Revision    und    Abfertigung    (s. 
sub    4)    sowie    als    Mittel    der    Gegei 

An  Stelle  des  Frachtführers  kann 
auch  der  Warenempfänger  (speciell)  dekla- 
rieren.   Der  Deklarant  haftet  für  die   Rich- 

it  seiner  Angaben.  Der  Form  und  dem 
Inhalte  nach  unterscheidet  man  allgemeine 
oder  generelle  und  besondere  oder  specielle 
Deklarationen. 

a)  Die  allgemeine  oder  generelle 
Deklaration  bezieht  sich  auf  die  Ai 
von  Aeusserlichkeiten,  auf  die  allgemeine 
Bezeichnung  der  Gattung  der  Waren,  auf 
die  Verpackungsart .  Zahl  der  V 
u.  dergl.  m.  Sie  ist  in  der  Regel  schriftlich 
abzugeben,  jedoch  genügt  die  mündliche 
Erklärung  bei  Waren,  deren  Zollschuldig- 
keit 9  Mark  nicht  übersteigt,  sowie  bei 
nicht  zum  Handel  bestimmten  Gegenständen, 
die  Reisende  mit  sich  führen.  Bei  der  Ein- 
fuhr auf  Eisenbahnen  heisst  die  generelle 
Deklaration  Ladeverzeichnis,  bei  der- 
jenigen zur  See  Manifest.  Endlich  ist 
bei  beladenen,  aus  dem  Auslande  kommen- 
den Schiffen  eine  Lukendeklaration, 
d.  h.  Angaben  über  die  Räumlichkeiten  des 
Schiffes  u.  a.  m.,  zu  erstellen.   Doch  ist  bei 

!  periodisch   den  Hafen  anlaufenden  Schuten 
diese  nicht  jeweils  zu  erneuern. 

b )  Die  besondere  oder  specielle 
Deklaration  hat  die  mehr  individuellen 
Merkmale  der  "Waren  aufzuführen.  Hier 
sind  anzugeben :  Menge  und  Gattung  der 
Waren,  und  zwar  nach  Benennung  und  nach 
den  Massstäben  des  Tarifs,  Art  der  ge- 
wünschten Abfertigung  etc.  Sind  in  einem 
Colli  Waren  zusammengepackt,  die  ver- 
schiedenen Zollsätzen  unterliegen,  so  muss 
in    der   speciellen    Deklaration    die    Menge 

;  einer  jeden  Warengattung  nach  dem  Netto-- 


gewichte 


angegeben 


werden.       Mitunter 


o 0^0~"~"  ..—»—v-«.  .uiiuui,,* 

werden  auch  noch  anderweite,  insbesondere 
die  Herkunft  der  Güter  betreffende  Angaben 
verlangt  (Frankreich).  Bei  Zollermässigungen 
auf  Grund  der  Herkunft  oder  des  Ursprungs 
der  Waren  ist.  vornehmlich  für  europäische 
Erzeugnisse,  die  Vorlegung  von  Ursprungs- 
certif ikaten  oder  Ursprungserzeug- 
nissen gefordert.  Dies  ist  namentlich  der 
Fall  im  Verkehi-  mit  Ländern,  mit  welchen 
die  Meistbegünstigungsabrede  getroffen  ist 
(Deutschland). 

Die  mit  der  Post  eingehenden  Gegen- 
stände müssen  mit  einer  bereits  im  Aus- 
lande ausgestellten  Inhaltsaugabe  versehen 
sein,  und  den  auf  dem  Postwege  in  das 
Ausland  gehenden   Sendungen    sind    eben- 


Zölle,  Zollwesen 


als  Deklarationen,  sogenannte  Postdekla- 
mtionen  beizugeben.  Für  die  Ausfuhr 
wird   im    übrigen   vom   Inland  keine    orm 

Kche  Deklaration  \erla..-t.  Doch  ist  bei 
Lsfuhrverboten  und  bei  Verdachtsgrunden 
dei  Versender  zu  Angaben  über  verpackte 
Waren  verpflichtet. 

Die  Dich1  rechtzeitige  Abgabe  der  er- 
forderlichen Deklarationen  hat  die  Wirkung, 
ites  die  Waren  auf  Kosten  und  Gefahr  der 
igten  bis  zur  Erledigung  der  Forma- 
litäten unter  amtliehen  Gewahrsam  und 
amtliche  Bewachung  genommen  werden. 
Einzelne  Staaten  (Russland)  erheben  zudem 
einen  Zollzuschlag  (10<Vo),  wenn  binnen 
einer  gesetzten  Frist  (5  Tage)  die  Forma- 
litäten nicht  erfüllt  sind.  _ 

i   Revision  und  Abfertigung.   Auf 
die   Deklaration  folgt  die  Revision  oder 

Beschau«   (Oesterreich).     Sie  kann  eine 
Moss  generelle  sein  (Oesterreich :    äussere 

«schaue)  und  erstreckt  sich  dann  auf  Zahl 


1 t      Die         i  I  i  M,   v"'1'11   ''"'   Al"'    "" 

I        o  zuständig  Waren  aui  Niedi 

überfahrt  werden,  oder  endlich  beim 
unmittelbaren  Transitverkehr.  I  ntersonieüe 
khrens  sind  dann  begründet,  je 
nachdem  die  Einfuhr  auf  Land-  odei  Wa 
stressen,  aui  Eisenbahnen  oder  zur  See  ge- 
schieht.  ,.     n 

Mit   der  Abfertigung  ist   dann  die  Ver- 
zollung beendigt.  . 

4.  Ansageverfahren  und  Begleit- 
I  scheine.  Die  Ablassung  von  unverzj 
Waren  von  dem  Grenzzollamte  aui  ein  zur 
weiteren  zollamtlichen  Abfertigung  legiti- 
miertes Amt  im  Innern  des  Zollgebietes 
oder  zur  unmittelbaren  Durchfuhr  kam 
weder  im  Ansageverfahren  oder  durch  Ab- 
fertigung auf  Begleitschein  geschehen. 

1.  Das  Ansageverfahren.  Die  zoll- 
amtliche Behandlung,  die  Deklaration  und 
Revision,  wird  hier  im  Innern  vollzogen 
oder  der   Wiederausgang   der  eingeführten 


lte,Ua„  ,  und  erstreckt  sich dann  «ttZWU,   ~«™   ;„,.,-,,  Etliche  Begleitung 
Bächen,    Verpackungsart  und  Gewicht  der  Waren  wir  ^  ^^  >>A  _ 


i  ohne  deren  Oeffnung.  Oder  sie  ist 
eine  specielle  (Oesterreich:  »innere  Be- 
sehau  |  wobei  die  Colli  geöffnet  werden, 
fem  Gattung  und  Menge  der  Ware  zu  er- 
mitteln Die  Geschäftsinstruktionen  be- 
sagen dann  das  Nähere  über  die  Art  der 
\>w fuhrung  der  Revisionen.  Bei  speciellen 
Deklarationen  kann  sich  die  Zollbehörde 
auch  mit  einer  probeweisen  Revision  (Stich- 
probe) bescheiden,  wenn  diese  die  Leber- 
einstimmung  mit  der  Deklaration  ergiebt. 
Bei  den  Ansageposten  unterbleibt    die  Ke- 

vision.  ,  .  f  i„+ 

Wenn   die  Revision  erledigt  ist,    erfolgt 
die  Abfertigung    oder  zollamtliche   Be- 
handlung.    Sie  umfasst  die  Berechnung  oder 
Bemessung  (Liquidation)    der    Zo  lsehuldig- 
keit  und  ihre   Bezahlung,   worauf   die  zoll- 
freie Ablassung  der  Waren  und  ihr  Ueber- 
I .;„!■•■  in   den  freien  Verkehr  bewirkt  wird. 
Dies  kann  in  einer   zweifachen  Weise   ge- 
schehen.   Wenn  die  Waren  sofort   in  den 
freien   Verkehr  treten   sollen,   so   wird   die 
Zollentrichtung      unmittelbar    bei    den 
Zollstätten  an  der  Zollgrenze  vorgenommen. 
Dies    ist    üblich   beim    Transport    auf    der 
Landstrasse,   in    einfacheren    Verhältnissen 
überhaupt    und    dann    beim    Aerkelir    der 
Reisenden.     Es   ist   aber  nicht   die  Regel. 
In  den  meisten  Fällen  ist  die  amtliche  Be- 
liandhmg  an  den  Zollstätten   nur  eine  vor- 
laute, während  die  endgiltige  Abfertigung 
an   einem  Binnenplatze   geschieht.     Die  er- 
mittelte Zollschuldigkeit  wird  vielmehr  an 
ein    anderes    Amt    zur    Auslösung    u  b  e  r- 
wiesen,  und  erst  dort  ist  der  Zoll  zu  ent- 
richten.     Oder    endlich    es    findet   au    der 
Grenze     überhaupt     keine     Zollbemessung 


kontrolliert.    Bei  dem  sogenannten  »Ansage- 
posten«   werden    die    betreffenden    Waren 
übernommen,  die  Ladungsverzeichnisse  ver- 
siegelt und  mit  amtlicher  Begleitung  an  das 
zur  Abfertigung  befugte  Zollamt  im  Innern 
gebracht.     Das  Eintreffen  der  Guter   wird 
diesem  gleichsam    »angesagt,    oder    »ange- 
meldet«.     Beim     modernen    Verkehr    hat 
man  im  Interesse  der  Verkehrefreiheit   die 
persönliche    Kotoyierung    durch    Grenzauf- 
seher oder  Zollbeamte  durch  amtlichen  \  er- 
schluss  der  Waren  ersetzt.    Dies  lasst  sich 
insbesondere  im  Normalfall,  beim  Transport 
auf  Eisenbahnen,  durch  Plombierung   oder 
Versiegelung      der      betreffenden      Guter- 
wa-gons  etc.  erreichen.    Für  die  unmittel- 
bare  Durchfuhr   durch    das    Zollgebiet   auf 
Flüssen   oder  Eisenbahnen  sind  regelmassig 
besondere    Erleichterungen    gewährt.      Die 
Zollabfertigung  am  Grenzausgangsamt  kann 
sich   daher   in   der  Regel  auf   die  Prüfung 
und  Lösung  des  Verschlusses  sowie  auf  die 
Bescheinigung  des  Ausgangs  über  die  Grenze 
beschränken.  Die  zum  unmittelbaren  Durch- 
gang   auf     deu    Eisenbahnen    bestimmten 
Güter   werden   mit    Begleitzetteln   und    La- 
dungsverzeichnissen    und    unter    amtlichem 
Verschluss  zur  Durchfuhr  abgefertigt.      _ 

9.  Die  Abfertigung  auf  Begleit- 
schein. Hier  findet  die  Abfertigung  im 
Innern  des  Zollgebietes  statt,  wobei  als  Mittel 
der  zollamtlichen  Behandlung  die  Ladungs- 
verzeichnisse  oder  Begleitscheine  (Oester- 
rdch-  »Bolleten«,  »Güteranweisungen«) 
dienen.  Diese  Zollpapiere  haben  die ■Auf- 
gabe die  Identität  der  zollpflichtigen  Waren 
fest  zu  kennzeichnen  und  deren  Feststellung 
durch    das    Empfangsamt    zu    ermöglichen 


Grenze     überhaupt     keine     Z°l^=g  auren   -    ^^     we,len    danQ    uocli 
»Ä&^T^dSÄS^^SS^   S    die    Anlage    eines   amt- 
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liehen    V  ■-    in    ihrer   Wirksamkeit 

tärkt     Bei  der  deutschen  Zollver- 
waltung   kommen   die   Begleitscheine    in 
■  Formen  \ror. 

'•'■<  gleitscheine  I  oder  die  dem- 
bgestellten    amtliehen    Bezette- 
lungen  und  Ladungsverzeichnisse  haben  den 
Zweck,    den     richtigen    Eingang    der 
Ware  am  inländischen  Bestimmungsort  oder 
die    Wiederausfuhr    derselben     zu    sichern. 
Hierbei    findet    keine    vorgängige   Er- 
mittelung     der      Zollschuldigkeit 
Vielmehr  wird  der   Verzollungspro- 
an  das  binnenländische  Zollamt  verlegt. 
Bei  Ausstellung  des  Begleitscheins  I  ist  eine 
ielle    Deklaration«    (s.    o.)    notwendig, 
wogegen      unter     normalen     Verhältnissen, 
d.  h.  wenn  keine  Verdachtsgründe  vorliegen, 
eine     allgemeine  Revision«  (s.  o.)  ausreicht. 
Der  Bi  j:   itsehein  I  muss  ein  genaues  Ver- 
zeichnis der  Waren,  auf  die  er  lautet,   nach 
Massgabe    der    Deklaration    enthalten,    des- 
sen    die    Zahl     der    Stücke    (Fässer, 
Kisten,  Colli),  deren  Bezeichnung  und  amt- 
lichen Verschluss,  Namen  und  Wohnort  des 
Adressaten   und  der  die  Ausstellung  bean- 
tragenden I 'eisen,  Angabe  des  Ausfertigungs- 
und   Empfangsamts,    Tag   der   Ausstellung, 
Nummer    des    Begleitscheinausfertigungsre- 
rs,  Dauer  seiner  Gültigkeit  u.  s.  w.  Der- 
-  .  welcher  die  Ausstellung  des  Begleit- 
ins    1    veranlasst    hat,    der    sogenannte 
Extrahent    bezw.    an    seiner   Stelle    der 
te)    Waren-    oder    Transportführer    ist 
verpflichtet,   die    Waren    in    unveränderter 
Gestalt    und  .Menge   mit    unverletztem  Ver- 
schluss innerhalb  des  vorgeschriebenen  Zeit- 
raums  und   am   angegebenen  ( Irte   zur  Re- 
und    weiteren    Abfertigung    zu    ge- 
stellen.     Er  haftet  für  den  Betrag  des  Ein- 
szolles   und    für  den  Betrag  nach  dem 
it(  d   Erhebungssatze    des   Tarifs,   wenn 
ui  der  Waren  durch  specielle  Revision 
nicht    festgestellt  war  oder  es  sich  um  als 
zollfrei    deklarierte    Waren   handelt.     Diese 
barkeiten     erlöschen,     wenn    der    Zoll 
durch     Pfand    und    durch     Stellung    eines 
i   d  Bürgen,  der  sich  als  Selbstschuld- 
ner  verpflichte!    und   den    bürgschaftlichen 
itsmitteln     enl  agl .     sichergestelll     ist. 
ere  Transportführer  können  von  diesen 

üon<  ü  entbunden  werdi  a. 
b)    Begleitschein     Jl     und     dessen 
Ersatzinstrumente  dienen  dazu,    die  Erhe- 
-  Zollbetrages,  welcher  durch 
I  an  der  Grenze   ermittelt 

I  ■  i  tu  i1  be  tellung     an      in 
nländisches     Zollamt    zu    überwi 
Vor    Ausfertigung     di  !    Begleitsi  heins    11. 
"ii   nur  für  Waren   ausgestellt 
di  ren  Zollschuldigkeit  15  .Mark  über- 
e     Zell  verfahren    am 
Der   Begleitsi 


II  enthält  die  nähere  Bezeichnung  der  Warft 
Namen  und  Wohnort  des  Adressaten, 
Zollbetrag  und  die  Zeit  seiner  Pälli 
sowie  endlich  die  Sicherheit  und  ihre  Art. 
durch  welche  der  Eingang  des  Zollbetraga 
sicher  gestellt  ist.  Der  Begleitschein  II 
wird  sodann  auf  dasjenige  Zollamt  gezogen, 
in  dessen  Bezirk  der  Empfänger  der  Ware 
wohnt.  Besondere  Anordnungen  inbetrefi 
der  Bemessung  der  Frist  für  den  Transport 
sollen  die  Verwendung  des  Scheines  zu 
missbräuchlieher  Stundung  verhüten. 

Bei  dem  Empfangsamte  wird  dann  die 
eigentliche  Verzollung  vollzogen.  Die  spe- 
cielle Revision  kann  hier  unterbleiben,  wenn 
die  Weiterabfertigung  der  Waren  auf  Be- 
gleitschein I  oder  zur  Niederlage  erfolg« 
oder  wenn  bei  Abfertigung  zur  Verzollung 
der  Pflichtige  sich  zur  Zahlung  des  höchstes 
Tarifsatzes  bereit  findet.  Bei  der  Ablassung 
zur  unmittelbaren  Ausfuhr  hat  die  Revision 
nur  zu  konstatieren,  ob  keine  Vorschrift*! 
widrigen  Veränderungen  der  Ladung  statt- 
gefunden haben. 

Zur  Kontrolle  und  zum  Nachweis  der 
Erledigimg  der  Begleitscheine  werden  Be- 
gleitschein au  sfertigungs  r  e  gi  s  te  r 
geführt.  Ein  Begleitscheinregulativ 
trifft  ausführliche  Bestimmungen  über  das 
Verfalireu  bei  Ausfertigung  und  Erledigung 
der  Begleitscheine.  Für  den  Eisenbahn- 
transport sind  besondere  Erleichterungen 
zugelassen.  Die  »Begleitzettel«  lauten  hier 
beim  sogenannten  >  Begleitzettel  verfahren« 
nicht  auf  einzelne  Waren,  sondern  auf  ganze 
Waggonladungen  oder  auf  Teile  von  solchen. 
Insbesondere  sind  die  Eisenbahnen  die 
natürlichen  Vermittler  des  Durchgangsver- 
kehrs. 

5.  Die  Zollstrafen.  Zollkartelle.  Dem 
Schutze  der  Zollgefälle  dient  nicht  nur  ein 
System  von  positiven  Ordnungen  und  prä- 
ventiven Massregeln,  sondern'  auch  die  re- 
pressive Verfolgung  der  Zuwiderhandlungen 
durch  Zollstrafen.  Die  Strafthaten  sind 
die  Kontrebande,  die  Defraudationen  und 
die  Ordnungswidrigkeiten.  Unter  Kontre- 
bande versteht  man  die  Verletzung  von 
Geboten  der  Ein-,  Aus-  oder  Durchfuhr. 
Defraudation  (Paschen,  Schwärzen, 
Schleichhandel)  ist  die  Hinterziehung  von 
Zollgefällen  durch  die  Benutzung  solcher 
Wege,  welche  die  Zollstätten  vermeiden. 
Zum  Begriffe  der  Kontrebande  lmd  der  De- 
Eraudation  ist  die  dolose  Absicht  (dolus) 
Met  wendig,  und  daher  ist  straffällig,  wer  es 
unternimmt,  Zölle  zu  hinterziehen  oder  Ein-, 
Aus-  oder  Durchfuhrverbote  zu  verletzen, 
selbst  wenn  die  Zollkasse  noch  nicht  ge- 
schädigt wurde.  Die  Rechtsunkenntnis 
(error  juris)  gilt  dabei  als  kein  strafbefrei- 
ender Grund,  auch  nicht  dem  Ausländer 
gegenüber.    Ebenso   zählen   zu  diesen  Vor- 


Zölle,  /."!' 


985 


c      an    ani*h    alle    voi  nde     nach   Widerstand    gegen    die   Grenzaufsel 

y  i.fii    t   im    1  1  na  vor-   Verübung  < 
ehung  der  Zollpfli^t  im   ^tott  toi   i  votjd^  b  ,  ,...,_ 

SLdiungTndeDrboit;  sind  dii  Grundsätze  de^ >Strafg tz, aes 

«VSS    dol Verfang  :\™£™^Z^^le»^ 

fahrlässig  begangen  wurden.  |^s™  "stimmten  Betrag  nichl 

Handel-  und  Gewerbetreibende   sind  für  überscllreitet .    z.  B.  in  Fr  "»> 

,  ihre    Angestellten,    Gehilfen     Kinder    etc.,  Konfiskats   und   einer  Strafhohe 

lbahn-  und  DampfschiffahrtsgeseUschaf-    -jene   oe^      ^  ^  ^ 

für  ihr  Personal  und  ihre  Bevollmacli-  ^  ;        Entscheidung  «""  Submis- 

tfeton,   andere  Personen   für  ihre  Ehegatten    _  ^  gnterwerfu5ng  des  Beschul- 

,U1,|    Kinder    subsidiär    haftbar,      ihre  ^  u  d      Verwaltung  fest- 

Vertretungsverbindlichkeit     erstreckt      sieh  Jg^/g^fe. 

hl    auf    den   vollen   Lmfang   der  Zoll-  iS  Hoheitsrecht  des  Staates  nur  an 

[(tigkeit  als  auch  auf  die  Prozesskosten        ^eQzen    reicMi    so    sind    die 

und  Geldstrafen,   zu  deren  Leistung  die  zu  lerf  sobaid    sie    die   Grenzen    des 

vertretenden  Personen  verurteilt  sind.  Nachbargebietes    überschritten    haben,    der 

Die  Strafen  bestehen  in  Konfiskation,    Verfolgung  entrückt.     Dieser  Erleichterung 

in   Geld-   und   Freiheitsstrafen.    Die  Kon-   deg  Schleichhandels   hat   man    durch  soge- 

fiskation  der  Gegenstände,  in  Bezug  auf   nannte  Zollkartelle  zu  begegnen  gesucht. 

jie    das  Vergehen    verübt   wurde,    tritt   als  Darunter  versteht  man  Staatsvertrage   zwi- 

Teilstrafe    bei    Kontrebande    und    Defrau-   gchen  zwei  aueinander  grenzenden  Staaten, 

dation    ein.     Sie   ist  regelmässig  gegen  den   wekhe  au{  gegenseitigen  Zollsclmtz  gerich- 

■ntünier,    in    erster    Linie    gegen     den    ^   gind  und  durcll  strafgesetzliche  Bestua- 

Thäter.   alier  auch  gegen  den  Anstifter  und   mungen   durch  Gewährung  von  RechtMiilte 

Gehilfen  gerichtet.    Ist  sie  nicht  voUziehbar.   und  jßtwirkung  in  der  Aufsicht,  durch  Bei- 

so    ist    der  Wert  der  Gegenstände   zu  er-   hilfe    iu    der    Verfolgung    und    durch    das 

-    „en    oder   es   tritt    an    ihre    Stelle  eine    Recht   dßr  Verfoigung  des  Kontravenienten 

höhere  Geldbusse  (Deutschland:  30U0  Mark).   [a    dag    fremde    Gebiet   den  Schleichhandel 

Die  Geldstrafen   büden   die  Regel  unter   ,vh.k#amer  zu  bekämpfen  suchen. 

,i  Zollstrafen.    Sie  werden  angewendet  im 
Rückfall     bei     Kontrebande     und    Defrau- 
dationen sowie  als  Ordnungsstrafen  bei  allen  ver-leichnne     der    Erträge     der 
Ordnungswidrigkeiten.    Sie  werden  in  einem         1.    1 erreicht n»  StaBtä.     Der 
Vielfachen   des   hinterzogenen  Betrages  bei   /olle    f   f^e ™g m^h   in  nacMolgen 
ler  Defraudation  und  in  einem  mehrfachen  Ertrag  der  Zoüe  steut 


V.  Statistik  des  Zollwesens. 


Betrage  des  Wertes  des  Gegenstandes  bei 
der  Kontrebande  bemessen.  Bei  sich  wieder- 
holenden Rückfällen  steigert  sich  das  Straf- 
mass, eventuell  kann  auch  auf  eine  Frei- 
heitestrafe bis  zu  2  Jahren  erkannt  werden. 
Die  Ordnungsstrafen  bestehen  in  abgestuften 
Sätzen  (Deutsehland:  Höchstbetrag  loO 
Mark,  bei  Verletzung  des  amtlichen  V  aren- 
hlusses  900  Mark).  Freiheits- 
strafen treten  neben  dem  (schon  er- 
wähnten) zweiten  und  späteren  Rückfall 
ein  bei  gemeinschaftlicher  Ausführung  des 


den  Ziffern  im  Haushalte  der  wichtigsten 
Staaten  dar  (s.  die  erste  Tabelle  auf  folgen- 
der Seite).  Zur  leichteren  Vergleichung  sind 
die  verschiedenen  Valuten  auf  die  deutsche 
Eteichswährung  reduziert.  Bei  dieser ■  Yer- 
LUng  ist  die  Anomalie  in  Betracht  zu 
ziehen,  die  in  den  staatsrechtlichen  Ver- 
hältnissen durch  den  Unterschied  zwischen 
Einheitsstaaten  und  Bundesstaaten  begründet, 
ist  Diese  weisen  in  ihren  Hanshaltsetats 
die  Gesamtaufwendungen  der  Fmanzwirt- 
schaft  nicht  vollständig  aus.  da  verschiedene 


ein  bei  gemeinschaftlicher  Ausführung  des   |^^™~d   sWzwecke    aus    den 
EZ$&££JS&£S£  P   äSS  iederstaaten  bestritten  wenlen. 


Schutz'  einer    Versicherung    geübten    Ver 
fehlungen,    bei   Führung   von   Waffen    zum 


n  uei  uinruu.-.™«^  ____-- 
2  Die  Ergebnisse  der  deutschen  Zoll- 
verwaltung." Nach  den  definitiven  Zoll- 
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Es  betrugen  i: —1901,  nach  der  Höhe  geordn 

in  Mill.  M 


Vereinigte  Staaten  von  Amerika 

Bassland 

Deutsches  Reich 

England 

Frankreich 

It. (Hin 

i  lande 

Brasilien 

Argentinien  .    .    .    . 

Canada 


876,044 

479,325 

-:;'<."7S 
476,000 
356,118 
185,600 
149,806 
139,050 

I2S.OOO 


Oesterreich-Ungarn l) (88,2171 

China 67.588 

Mexiko 60,918 

Schweden 54,880 

Norwegen 41,91t 

Japan 41,790 

Schweiz 40,873 

Belgien 31,718 

Griechenland 26,000 

Ecuador 21436 

Luxemburg 2,098 

N 1  ttoeinnahmen;  zur    Vergleichung  mit  den 
nicht  geeignet. 


et,  die  Zollein 
Hauptsumme 

der 
Einnahmen 

Mill.  M. 

1374,709 
3866,251 
2311,980 
2396.S00 
2S33,6n 
13SU38 

243,739 

243405 

261,660 

240,954 

261,598 

130,369 
163,092 
107,167 

617,383 
80,381 

36i,797 

89,765 

27,040 

9,820 


nahmen : 
pro  Kopf 
der  Be- 
völkerung 

M. 

13,88 
;,09 
8,50 

11,64 

9,25 

?.«3 

3,32 

9,70 

2,81 
21.15 

0.19 

4,83 
10,77 
19,75 
13,28 
13,10 

4,7o 
10,69 
17.81 

9,5s 


Prozem 

aller   Ein- 
nahmen 

63,72 
12,40 
(21,21) 
19,86' 

12,^6 

13.13 

111,40 
57.13 
48,92 
44,61 

25,84 
46,91 
33,65 
40,02 

67,69 
50,85 

8,77 
28,97 

79,27 
21,26 


Hauptsnmmen  der  Gesamteinnahmen 


rechnungen   und    ron 

v  0  r  1  ä  11  f  i  g  e  n  betrug 

.Mittlere 
Bevölke- 
rung-- 
ziffer 


1834-35 
1836—40 
IM  1-45 
1846  -  50 
1851—55 
1856—60 
1861—65 
1866—70 
1871—75 

Im  Etatsj  'I 
1876—77 
1877-  78 
1878  79 
1879-80 
1880—81 

1881  -  82 

1882  83 
lss:;_s4 
1884—85 
1885—86 
1886—87 

ISS?      SS 

1888—89 

1889  90 

1890  -  '.'l 

1891  -92 

1892  93 

1893  94 
1894—95 
IS!  15 -96 
1896—97 
IS1.)  7  98 
1898    99 

1899    r.  11  m 
L900    Etat) 
1901    Etat) 


23  635  000 
26  273  000 

28  304  000 

29  639  000 
31  286  000 
33  472  000 
35  293  000 
37  675000 

41  053  000 

42  62 1  000 

43  228  000 

43  714000 

44  200  000 
44  685  000 

44  964  000 

45  261  000 
45  553  000 

45  884  000 

46  262  000 

46  685  000 

47  172  000 

48  133000 

49  056  000 

49  564  000 

50  106  000 

50  584  000 

5 1  090  000 

51  734000 

52  345  000 

53  034  000 
53  °34  000 
53  °34  000 
57  033  000 


L897  1899 
en: 

Brutto- 
ertrag 
der 
Zölle 
Mill.  M. 
47-544 
59.613 
75,677 
74.053 
71,508 
76,766 

74,59i 

76,708 

117,850 

146,140 
115,139 
114,716 
141,864 
182,222 
196,926 
209,220 
208,257 
231,298 
235,002 

253,797 
270,364 

312,499 
379,605 
386,426 
406,455 
377,9i8 
364,430 
387,654 

415,393 
463,799 
472,016 

505,439 
494.095 
473.220 
478,978 


nach   den 

pro  Kopf 
der  Be- 
völkerung 
brutto 
M. 
2,01 
2,27 
2,67 
2,50 
2,28 
2,29 

2,11 
2,03 
2,87 

2,74 
2,66 
2,62 

3,21 

4.0S 
4,38 

4,62 
4,57 
5,04 
5,o8 
5,44 
5,73 
6,49 
7,74 
7,86 
8,11 
7,47 
7,13 
7,49 
7-94 
8,75 
8,75 
9,24 
8,89 


Die  beiden  nachfolgenden  Tabellen  suchen 
von  der  materiellen  Wirkung  der  Zölle  ein 
übersichtliches  Büd  zu  geben.  Die  ein? 
derselben  (die  Doppeltabelle  auf  S.  987  und 
988)  führt  die  vierzig  finanziell  wichtigsten 
Waren  mit  Zollertrag  und  Verhältniszahlen 
an,  während  die  andere  (die  zweite  auf  S. 
9S7)  das  Verhältnis  zwischen  dem  Zollertrag 
und  dem  Werte  der  eingeführten  Waren  zu 
veranschaulichen  sucht. 

3.  Die  Zollerträge  von  1890—1900  in 
Oesterreich-Ungarn,  Frankreich,  Eng- 
land, Italien,  Russland  und  in  den  Ver- 
einigten Staaten  von  Amerika.  Die  Zoll- 
eingänge haben  sich  in  diesen  Ländern  in 
nachfolgender  Weise  entwickelt  (s.  die  zweite 
Tabelle  auf  S.  988): 

Die  hier  angegebenen  Zahlen  beziehen 
sich  auf  die  Staatshaushaltsvoran- 
schläge. Dagegen  ist  bei  England  und 
den  Vereinigten  Staaten  von  Amerika  die 
Staatsrechnung  zu  Grunde  gelegt.  Die 
Zolleinnahmen  in  Frankreich  sind  abzüglich 
der  Rückvergütungen.  Wiedererstattungen 
und  Bückzahlungen  zu  verstehen.  Ebenso 
sind  hier  die  Zuckerzölle  nicht  in  Ansatz 
genommen.  Auch  bei  England  sind  die 
Rückvergütungen  und  Prämien  abgerechnet. 
Die  Veränderungen  der  Zollerträge  in  den 
Vereinigten  Staaten  von  Amerika  zeigen  zu- 
gleich die  Schwingungen  der  Handelspolitik, 
namentlich  auch  die  Wandlungen  der  Schute- 
zollbewegung. Von  1886—1890  sind  in  den 
Zollziffern  auch  die  Posteinnahmen  unterge- 
bracht, während  sie  von  1892  ab  gesondert 
aufgeführt  werden.  Die  Zollbeträge  stehen 
jetzt  selbständig.  Die  Zahlen  sind  überall 
Bruttoerträge,  mit  Ausnahme  von  Oesterreieh- 
Dngarn,  wo  die  Nettoerträge  mitgeteilt  sind. 


Getreide-  und  Hülsenfrüchte 


■>    Petroleum 

3.  Kaffee-  und  Kaffeesurrogate 

4.  Bau-  und  Xntzholz 

.").  Wein 

7   Baunwollengarn  und  Baumwoliwaren    .    . 

b!  Fleisch-  und  Fleischextrakt 

'.'.  Südfrüchte 

10.  Cacao,  roh 

11.  Eisenwaren 

12.  Reis 

«würze 

14    Roh-  und  Brucheisen 

r,   Wollgarn  und  Wollenwaren 

16   Seidenwaren  und  Seidenzwirn    .... 
IT'  Fette  und  Oele  lohn.:-  Speiseole  .... 

18.  Gesalzene  Heringe 

19.  Jlühlenfahrikate 

80.  Oelfrüchte -,..  ■    •    •    :   ,' 

■>1    Obst,  Sämereien,  Beeren.  Sudfruchtschalen 
22!  Maschinen  und  Fahrzeuge 

23.  Thee 

•24   Leder  und  Lederwaren 

•2.'i.  Rind-  und  Schafvieh 

26.  Eier  von  Geflügel 

27.  Holz-  und  Schnitzwaren 

2b.  Pferde 

29.  Thon-  und  Glaswaren 

90.  Käse •    •    •   ,'    ' 

31.  Leinen  und  Garn  und  ^  aren  daran-      . 

32.  Butter  und  Margarine 

33.  Cacao,  Chokolade  etc 

34.  Weinbeeren,  frische 

35.  Droguen  und  Farben 

36.  Austern  und  Schaltiere 

37.  Honig'  .    • 
Speiseöle  . 


44,692 
3,058 

M. 771 
3,383 
7,367 
0,469 
2,850 
1,028 
2,182 
2,938 
2,913 

4,z°3 

3,037 
2.410 
2.SS0 

2,137 
0.28^ 
1,384 


1,547 

1,505 
1,710 
0.S41 
0,669 

1.362 

o.744 
0.99S 

o,S73 

2.5S2 
0,7l8 
0,567 
O.O54 

1,311 


103,688 

48,871 
[2,485 

9,884 
5,785 

5.040 

4-4^7 

2.61 1 

2,684 

5,051 

3,802 

2,157 

4,069 

3,222 

3,l64 

3,485 

2.737 

2,436 

1,769 

1,604 

2,478 

1,968 

2,835 

1.S26 

1,807 
I.555 

1,563 
1.469 
1,615 
1,116 

0^933 
1,066 
0,818 


134,861 
63,809 
54,507 

15,251 

11,769 

9,458 

5.142 
4,905 
4,595 
4,011 
3.910 
3.838 

3,725 

21 


Ü!  Schweine  und  Spanferkel 
40.  Hopfen 


0,095 
0.223 
i,938 
0,273 


o,575 

0,691 

0.521 

4,565 
0,23? 


i,i 
3,344 

3,288 
3- '55 
2,829 
2.573 
2.5  5 1 
2,527 

2,415 

2.3  =  3 
2,336 
2,266 
2.210 
2,158 
2.117 
1,548 
1.003 
o,959 
0.S97 
0,799 

0.4SS 
0.451 
o,379 


28. 420 
67,605 

16,095 

13,324 
S.936 

7,826 

6,207 
7,32« 

5,693 
3,993 

5,693 
4.641 
4,274 
3,097 
3-079 
3,932 
4,o97 
3,060 

3,38o 

2.744 


2.497 
2,656 
2,693 

2,233 

2,456 

2.744 
2,255 
1,938 
1.216 

1,854 
0.S53 
0,668 
0,842 
2,263 
0,351 
0.442 


70,913 
19,833 

6,572 

7-2  =  4 
5,365 
4,'65 
7.408 

4,812 

3,908 

2,190 

3,045 

3-197 

3,640 

3-350 

3,716 

2,856 

2.4S0 

2.6b6 

2,793 

2,938 

2.106 

2,281 

2^991 

2,056 

2.60S 

1,301 

1,283 

1.025 

0.712 
0,765 

0,343 
0.3S9 


ErWs4„Z»i„Te«,»iS»iS,t«ifl™fM,rt 


Ueberhanpt 


Nahrnngs-,  Genuss- 

mittel,  Vieh 


Rohstoffe  für 
Industriezwecke 


Wert 
der 
Ein- 
fuhr 


Zoll- 
ertrag 


x 


* 


Wert 
■  der 
Ein- 
fuhr 


Zoll- 
ertrag 


x. 


-  > 
-- 


Wert 
der 
Ein- 
fuhr 


x  - 

Zoll-   _  = 


ertrag 


.ig 


Fabrikate 


Wert 
der 

Ein- 
fuhr 


Zoll- 
ertrag 


n;  - 


1889 

2101,914 

1 89  1 

2267,024 

1891 

2290.390 

1892 

2243.759 

1893 

2217,900 

1894 

2160,187 

1895 

2177.493 

1896 

2336.369 

1897 

2553.524 

1898 

1899 

1900 

,2961,207 

360.276 

395,411 

394,o  1 7 
393,oo3 
356,327 
390,254 
409. 1 26 
462.965 

474^97 ' 

515.326 
506,126 

521,113; 


17-14 

17-44 
17.20 

17,52 

16,82 
18,07 

18,79 
19,81 
18.60: 
iS,io 

17,50 
17,60 


263.9S9  21,43 


1231,682 

1392,189 

1  ^03,023 

1482.160;  294,337  19-3 
254.139  " 
289,411 
295,723 
339-91 


1328.404 
1430,351 

1301,195 
1390,393 
1500.497 
1686,320 
1594.244 
1645.119 


294.657  21.17 
290.79: 

9,36' 

9,13 
20,23 

22,73 

24-44 
341,163122,74  390-555 
372.477   22.10  466.542 
355,836 


180,053 

182,445 
159,901 

168,912 
169,937 
144.217 
256,912 

303-989 


17,853 
18,137 
15,282 

14.9S0 


9,92 
9,94 
9,56 

•- 


14,838 


13,029 
19,416 
22.940 
27,399 
29,96 


9,03 
7,56 

7-55 


690,179 
692.390 
627. 400 
591,687 
619.559 
585,619 
619.386 
641,987 


11.36 

U.93 


7S.434 

81,940  13,06 
83^686  14.14 
87,350  14.10 
87,814  '5-°° 
93,987  15.17 
100.107  15.59 


304-7Ö4 


22.30  513,242 
22.20  4Si.S^9 


34,081  ö.io 
36,316  7,5° 


02.472  106.335  10.05 

'  112,887  16,10 

116,209  14.70 

120.033  14-4° 


6.40 


701,126 
790.208 

S34.229 


988 


Zölle.  Zollwesen 


Prozent  vom  gesamten 
Zollertrag 

1884    1892    1897    1899 1 1900 


de  mi'l  Hülsenfrüchte      .     io.Xo 

2.  Petroleum 12,80 

3.  Kaffee-  und  Kaffeesurrogate     .   ' 

4.  Bau-  und  Nutzholz 

5.  Wein 

ii.  Schmalz      

7.  Baumwollgarn  und  Baumwoll- 
waren     

-    Fleisch  und  Fleisehextrakt  .    . 

'.'   Südfrüchte 

10.  Cacao,  roh       

11    Eisenwaren 

12.  Reis 

13.  Gewürze 

1 1-  Roh-  und  Brucheiseu  .... 
15.  Wollgarn  und  Wollwaren  .  . 
lti.  Seidenwaren  und  Seidenzwirn  . 

17.  Fette  und  n.de.  ohne  Speiseöle 

18.  1 1  Bei  in,'-  .... 

19.  Mühlenfabrikate  .    ... 

20.  Oelfrüchte 

21.  Obst,   Sämereien,  Beeren,   Süd- 
früchte    

22.  Maschinen  und  Fahrzeuge    . 

23.  Thee 

24.  Leder  und  Lederwaren    .    .    . 

lind    i  n.i   Schafvieh     .... 

26.  Eier  von  Geflügel 

'27.  Holz-  und  Schnitzwaren  . 

28.  Pferde 

29.  Thon-  und  Glaswaren  .... 



31.  Leinen.    Garn   und  Waren    da- 
raus    

Butter  und  Margarine     .    . 
Chokolade     .    .    . 
31.  Weinbeeren,  frische     .... 

35.  Droguen  und  Farben   . 

36.  Austern  und  Schaltiere    .    . 

37.  Honig 

iseöle 

39.  a  hweine  und  Spanferkel     .    '. 

40.  Hopfen 


20,20 
I.40 
6,70 

1,10 

3,3° 
0,20 

1,30 
0,50 
1,00 
1.30 
..30 
1,20 
1,90 
1.40 
1,10 

L3° 
1,00 
0,10 

0.60 
0,70 
0,70 
0,80 
0,40 

o,3° 
0,60 

0,30 

0.50 
1,40 


0,20 

0,30 

0.30 

0,00 

0,60 

o,io 

0,00 

0,10 

0,90, 

0.10 


26.40 

13,20 

12,40 

3,20 

4,40 

2,50 

1.50 
L30 
1.10 
0,70 
0.70 

1-3° 
1,00 
0.50 
1,00 
o!So 
ojSo 
0,90 
0,70 
0,60 


0,50 
0,40 
0,60 

0,50 
0,70 
0,50 

0,5° 
0,40 
0,40 
0,40 

0,40 

0,3° 
0,20 

0,30 
0,20 
0,10 
0,20 
0,10 
1,20 
0,10 


Anteil  pro  Kopf  der  Be- 
völkerung (Mark) 


1884 


28,40  25.40 

13.40    13.4° 
11,50  1 12,40 

S,7° 


3.20 
2,50 


2,00 

1,80 

1,70 
1,10 
1,00 
1,00 

0,80 
0,80 

o,So 

0,80 

0,70 
0,70 
0,70 

0,60 
0,50 

o,5° 
0,50 

°i5° 
0,50 
0.50 
0,50 
0,50 
0,50 

0,40 

o,3° 
0,20 
0,20 
0,20 
0,20 
0,20 
0,10 
0,10 
0,10 


2,60 

1,80 
2,50 

L5° 
1,20 
1,40 

I,IO 

0,80 
1,10 
0.90 
0J80 
o.So 
0,60 
0,80 
0,80 


25,20 
13,60 
12,40 
3,3o 
3,4o 
2,40 

1,70 
1,60 
1,40 

i,3° 

1,40 
1,00 
0,80 
1.40 
0,90 
0,70 
0,40 
0,60 
0,60 
0,70 


0,60 

0,60 

0,70 

0,70 

0,50 

0,50 

0,5° 

0,50 

0,50 

0,50 

0,50 

0,50 

0,50 

0,60 

0,40 

0,40 

0,50 

0,40 

0,50 

0,60 

0,40 

0,40 

'  '..)'> 

°,5° 

0,20 

».-'" 

0,40 

0,20 

0.20 

0,20 

0,10 

0,10 

0,20 

0,10 

0,40 

0,50 

0,10 

0,10 

0,10 

0,10 

0,52 
0,62 

0,97 

0,06 

0,32 

0,05 

0,16 
0,01 
0,06 
0,02 

0,05 

0,06 
0,06 
0,06 

0,09 

0,06 

0,05 

0,06 

0,04 

0,06 

°,°3 
0,03 
0,03 
0,04 
0,02 
0,01 
0,03 
0,01 
0,02 
0,02 

0,06 
0,01 
0,01 
0,01 
0,03 
o,oo5 

0,002 
O,002 

0,04 

0,01 


18112    1897    1899 


2,05 
1,02 
0,96 
0,24 

°,34 
0,19 

0,11 

0,10 

0,09 
0,05 

°,°5 
0,10 
0,07 
0,04 
0,08 
0,06 
0,06 
0,07 

°,°5 
0,05 

0,03 

0,03 
0,05 
0,04 
0,06 
0,03 
0,03 
0,03 

°,°3 
0,03 

0,03 
0,02 
0,02 
0,02 
0,02 
0,01 
0,01 
0,01 
0,09 
0,01 


2,51 
1,18 
1,01 
0,29 
0,28 
0,22 

0,17 

°,'5 
0,14 
0,09 
0,09 
0,08 
0,07 
0,07 
0,07 
0,07 
0,06 
0,06 
0,06 
0,06 

0.05 
0,05 
°,°5 
°,°5 
0,04 
0,04 
0,04 
0,04 
0,04 
0,04 

0,04 

o,°3 
0,02 
0,02 
0,02 
0,01 
0,01 
0,01 
0,01 
0,01 


L.  Oesterreich-  Ungarn. 
Nettoeinnahme.) 
1891         80.982  Mill.  Kr 

1896        98,094     "       " 

10^.040 

113  414  ;.    .. 

"5ö5o      „        .. 
1     [tauen. 


2,32 
1,22 

1,13 
341 
0.29 
0,24 

0,16 
0,22 
0,14 
o,n 

0,13 
0,09 
0,07 
0,10 
0,08 
0,07 
0,07 
0,05 
0,07 
0,07 

0,05 
0,06 
0,05 
0,04 
0,04 
0,04 
0,04 
0,04 
0,04 
0,05 

0,04 

0,03 
0,02 

0,03 
0,01 
0,01 
0,01 
0,01 
0,01 
0,01 


19UU 


2,34 
1,26 

M4 
o,35 
0.31 
0,22 

°,I5 

0,12 
0,11 

°,i3 
0,09 
0,07 
0,13 
0,08 
0,07 
0,04 
0,05 
0,05 
0,06 

0,06 
0,06 
0,05 
0,04 
0,04 
0,05 


0,04 
0,05 

0,03 
0,04 
0,02 
0,02 
0,01 
0,01 
0.01 

0,04 

0,01 
0,01 


1890 
1892 
L895 


276,000  Mill. 

■      0     .. 
235-000     „ 

240,000    „ 

232,000 


2.  Frankreich. 

1890  384,396  Mill.  Frcs. 

1892  4W.141 

1895  465,655 

1898  460.84; 

1899  441.4112 

1900  445,148 

5.  Russlan  d. 

1890  121.474  Mill.  Rubel. 

1892  1 10  900 

1895  148,029     " 

1898  169,260     " 

1899  196,600 

1900  «7,87s  ,;    ;; 


3.  England. 

20,4240  Mill.  Pfd.  St. 
' 9,736o     „        „      „ 

20,  "50        „  „         „ 

2  L7980        „  „         „ 

20,8500        „  „        „ 


1S90 
1892 
1895 
1898 
1899 
1900 

6.    Vereinigte  Staaten 

1890 
1891 
1893 
1896 
1897 
1899 


229,668  Mill.  Doli. 
219,522     „ 
'3i,8i8      „         „ 
'76,554      „ 
149.575      „ 
206,128      „ 


Litteratur:  nun.  1  .    ■ .,  , /  ...        ;;„■  /,,., 

,'■  —  Stein,   I  i) ,    . 

Bd.  II    :,    S.  Schaffte,    Stauet 


politik,     Tübingen   1SS0, 
Die    Steuern,    Bd.    II 
III,    !),    Leipzig  1897. 


S.  368.  —  Verselbe, 
II.  11.  L.  der  Staaten/. 
Röscher,    Syst.  IT, 
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<s—m,   S.        -  —  rocke, 

■  :\    ,11.     II.     I  '  '•"'■     II'-    l>-    — 

Cohn,     i 

—  Kiecke,      '/•        •    x       "'"-''':'  *"' 

—  Eheberg,    •' 

Hiesinffec,    /<<    /■ 

.  ...    R,  „•/«,.    5.    -■!«/.,    «ancAen     imd     / 
_   Beutner,    Die  J 

—  Haven«t«in,   ZW«  ^  "9  des  deut- 

.   _  SchtUerwem, 

—  Egglauer,    Dir    (österreichisch- 

,      2J>M-    «Hd    Sl       - polordnung, 

—  Leroy-Beanlieu,    Tratte  d, 
finances    t.     1.    p.     >7S-6S1.    -    Pabon. 

,s   du    com- 
,.,y    d  ..    Paris    1893      5 

OUfarift.    -    ««"•    1L  ,     , 
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y  ß    _   pfj-,     trt.    Zollrecht    im    0 
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\     enartt.:   Entrepots  und   Transit.— 
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Wagner,  Fin.  1IT.  nebst  Ergänzun 
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Vau  Schanz.      "- 

archu       im  «Deutschen  B 
im     »Zollh 

(unperiodischen      !■■       ntlichungen    der 
nationalen    Vereinigung  zur  Veröffentlich™ 
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herausgegel  !  -       ehen  ersehe, 
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Max   von   Ilrckel. 


Zollverein. 

1    Bestrebungen   früherer    Zeiten.     2   Das 
ZohVesetz  von  1818.     3.  Die  süddeutsche 
tionlür  eine  deutsche  Handelseinheit.     4.  Uie 
Zollanschluss  ■•     5.  Die  drei  Krisen  des 

Z.     6.   Die   Organisation  und   Taritpohtik   des 
Z.     7.   Schluss. 

1.  Bestrebungen  früherer  Zeiten.  Das 
mittelalterliehe  Deutschland  stellte  kein  ein- 
heitliches Zollgebiet  dar.  Es  war  der  Komgs- 
gewalt  nicht  gelungen,  dem  auf  romiscti- 
reehtlicher  Grundlage  aufgebauten  Recht 
eines  kaiserlichen  Öberzollregals  seit  den 
ersten    Jahrzehnten    des    12.    Jahrhunderts 


allenthalben   zu  nnbestritl 
zu   verhelfen    und    dadurch  einer 
sation   des   i  i  Zollwesens  die  P 

solche  Möglichkeit  war  i 
ständig  in  unabsehbare  Ferne 
ntsprungen  aus 

her  und  wahrer  Amtsi  -  In- 

stitut der  Landeshoheit  sieh  aus  der  Zer- 
setzung 

entwickelt    hatte    und    in    den    staatü 
Territorien  des  ausgehenden  Mitte 
politische  Gewall  tend  dem  Vorgehen 

önigtums  in  der  Form  des  Privatr 
ausübte.     Die  Zolle  war 
kehrsstütze,    wie    sie    die    altgermani 

-Anschauung  auffasste,  landesherrhehe 
Fiivanzquelle  geworden. 

Erst  in  dei  Reformationszeit  tauchte 
Gedanke   auf.   das  Reich   zu  einem  einheit- 
lichen Zollgebiet  umzuwandeln.    In 
des  Beichsregimentes  erv  gewann  er 

auf  dem  Nürnberger  Reichstage  des  Jahres 
':;  srreiibare  Gestalt.  Das  Reich  sollte 
von  einer  Zollgrenze  umschlossen  werden, 
woselbst  ein  Zoll  von  allen  Export-  und 
tartikeln  in  der  Höhe  von  4%  des 
Einkaufspreises  der  Waren  gezahlt  werden 
sollte.  Dabei  wollte  man  aber  eine  Aus- 
nahme iusofern  zulas  die  unbedingt 
notwendigen  Lebensbedürfnisse  (Getreide, 
Leder,  Wein  und  Bier.  Zug-  und  Schlacht. 
vieh)  unbesteuert  bleiben  durften  (Ordnung 

...mainen  Reichs  Zolls  jn  Rateetdag 
fast     Frankfurter  Reichstagsakten,   m.  6b). 
Diese  centralistische  M  eine  ge- 

wisse Parteinahme  zu  Gunsten  der  kleineren 
haften  und  der  Reichsritterschaft  gegen 
,  osskapital  darstellend,  schei- 
terte am  Widerstände  der  Städte.   Dieselben 
Kreise,  aus  deren  Mitte  einst  der  rheinische 
IBund    1254  hervorgegangen   war.    wu- 
ietzt  Karl  V.   zur   Zurücknahme   seiner   be- 
reits  gewährten   Zustimmung  zu    bewegen. 
Die    Schaffung     eines    einheitlichen    Zoll- 
gebietes  aus    dem   Deutschen    Rache    war 
zum    zweiten    Male    misslungen.      Erst    in 
unserem    Jahrhundert     hat    Preussen    das 
schwierige    Werk    unternommen    und     zur 
Durchführung  gehra  , 

2    Das  Zollsatz  von  1818.    S«t  dem 
Jahre   1816    verfolgte   die   pr,  Re- 

gierang das  Ziel,  nach  der  Erschütterung 
-  -  ähaushaltes  zugleich  die  Auswüchse 
des  alten  Accisewesens  zu  beseitigen  und 
eine  Einheitlichkeit  der  Tariüerung  in  den 
alten  und  neuen  Provinzen  herzustellen 
König  Friedrich  Wilhelm  III,  erteilte  am 
1  üwast  1817  ohne  Rücksicht  auf  die 
1  Opposition  kaufmännischer  Sachverständiger, 
erfüllt  von  dem  nachwirkenden  Geiste  dei 
Stein-Hardenbergschen  Epoche,  die  Geneti- 
mieung,  das  »Princip  der  freien  Einfuhr 
für   alle    Zukunft,    im    Auge    zu   behalten. 


Zollverein 


sichtig,   aber  doch   stets   zu  Gunsten   eines 
Bundeszollsystenis    im    Widerspruch    gi 
die  preussische  Handelspohtik. 

Im  Grunde  von  gleichen  Gesichtspunkten 
aus  für  Ausgestaltung  einer  vom  Bundess- 
tage abhängigen  Zollverwaltung  verfasste  de» 
klar  denkende  Badenser  Nebenius  im  Jahre 
1S19  seine  berühmte  Denkschrift,  die  den 
Mitgliedern  des  badischen  Landtags  und  der 
Wiener  Ministerkonferenz  vorgelegt  wurde 
und  den  Grundsatz  vertrat:  »Kein  deutsche!! 
Staat .  ( »Österreich  ausgenommen ,  vermag 
sein  Gebiet  gegen  überwiegende  fremde 
Konkurrenz  wirksam  zu  schützen.«  Die 
praktischen  Vorschläge  der  Denkschrift  (die 
freihändlerischen  Grundzüge  des  Zolltarifs, 
der  Vorschlag  einer  Verteilung  der  Zoll- 
einnahmen  nach  der  Kopfzahl  der  Bevölke- 
rung, die  Möglichkeit  einer  Zollgemeinschaft 
nur  im  Zusammenhang  mit  gleichgearteter 
Besteuerung  des  inneren  Konsums)  sind  im 
wesentlichen  die  gleichen,  wie  sie  bei  der 
Organisation  des  Zollvereins  befolgt  worden 
sind,  wenn  auch  auf  dessen  Entwickelung 
die  Denkschrift  ohne  jeden  erkennbaren 
Einfluss  geblieben  ist. 

4.  Die  Zollanschlussverträge.  Der 
Grundgedanke  der  Nebeniusschen  Denk- 
schrift war  bereits  vor  deren  Bekanntwerden1 
in  einer  ersten  Massregel  zu  Gunsten  der 
deutschen  Handelseinheit  in  Verwirklichung 
getreten. 

Entsprechend  seinem  Bestreben,  die  von 
seinem  Gebiet  eingeschlossenen  Enklaven 
der  übrigen  deutschen  Staaten  mit  seinem 
Zollgebiet  zu  vereinigen,  hatte  Preussen  am 
'_'.">.  Oktober  1819  mit  Schwarzburg-Sonders- 
hausen den  ersten  Zollanschlussvertrag  ver- 
einbart, nach  welchem  diesem  Staate  ein 
der  Kopfzahl  seiner  Bevölkerung  entsprechen- 
der Anteil  am  Beinertrag  der  Zölle  zuge- 
standen wurde. 

Aber  fast  ein  Jahrzehnt  verging,  ehe 
weitere  Schritte  auf  diesem  Wege  erfolgen 
konnten:  ein  Jahrzehnt,  erfüllt  von  An- 
griffen der  liichtpreussischen  Publizistik,  von 
heimlichen  Machinationen  des  Wiener  Ka- 
binetts und  den  Klagen  der  eine  Mediati- 
sierung  fürchtenden  deutschen  Kleinstaaten. 
Nach  Anregung  eines  »Bundes-Douanen- 
systems<  auf  dem  Karlsbader  Kongresse 
durch  den  badischen  Minister  Berste»  ver- 
stand sieh  Metteruieh  freilich  dazu,  die 
Zollfrage  den  Beratungen  der  Wiener  Mi- 
nisterkonferenzen  zu  unterbreiten.  Das  an- 
geblich im  Widerspruch  mit  Art,  19  der 
Bundesakte  stehende  preussische  Zollgesetz 
winde  daselbst  unter  allseitiger  Entrüstung 
aui  hiassloseste  angegriffen,  eineVereinigung 
von  Kleinstaaten  des  Südens  und  Westens 
an  deutschen  Höfen  in  Darmstadt  fasste  kurze  Zeit  danach  den 
ch  in  Wien  eine  grossartige  Beschluss,  ihrerseits  die  Bildung  eines  Zoll- 
r    klar    und    durch-   bundes  in  die  Hand  zu  nehmen,  den  Teufel 


Am  lV.  Mai  lsls  kam  dann  das  vom  Gi 

Karl  i  li  arg  Maassen  verfasste 
neue  Gesetz  zu  stände,  über  den  Zoll  und 
die  Verbrauchssteuer  von  ausländischen 
Waren  und  über  den  Verkehr  zwischen  den 
inzen  des  Staates' .  Die  Einfachheit 
und  die  üebersichüiehkeil  des  Tarifs,  wie 
durch  die  Erhebung  der  Zölle  nach  dem 
Gewicht,  nicht  dem  abgestuften  Wert  der 
War.  cht    wurde,    ermöglichte    die 

Eontrolle  der  1073  Meilen  langen  Zolllinie, 
i  i  Abgabe  von  1(|  °/o  der  Manu- 
fakturwaren einen  Schutz  der  einheimischen 
Gewerbsamkeit,  ein  Finanzzoll  von  20%  für 
die  Kolonialwaren  die  wirksame  Besteue- 
rung dieser  Produkte.  Minder  wichtige  Roh- 
stoffe unterlagen  keinem  Ausfuhrzoll,  unter- 
sagt blieb  der  Import  von  Spielkarten  und 
Salz,  beim  Transitverkehr  wurde  nur  der 
allgemeine  Eingangszoll  (zumeist  lh  Thaler 
pro  Centner)  und  der  etwaige  Ausfuhrzoll 
erhoben.  Eine  Erwiderung  von  Zollerleichte- 
rungen, deren  sieh  preussische  Unterthanen 
in  anderen  Ländern  zu  erfreuen  hätten, 
wurde  in  Aussieht  gestellt:  das  Princip  der 
Gegenseitigkeil  war  von  vorn  herein  zum 
Eckstein  des  Baues  einer  Handelsvertrags- 
politik gemacht. 

Zu    Neujahr    1819    trat    das    Gesetz    in 
Kraft .   welches   in   kurzer  Zeit   einen   Auf- 
schwung     einzelner     westlicher     Industrie- 
städte,   eine   Erhöhung   des   Umsatzes   aus- 
ländischer Waren  auf  preussischen  Märkten, 
Stein. -rang    gewisser   Zweite  der  Kon- 
sumtion unzweifelhaft  zur  Folge  gehabt  hat. 
Der    Zollanschluss     Preussens     gegen     die 
-"i;    deutschen    Staaten    musste    natur- 
iss  in  diesen  den  Wunsch  einheitlicher 
hing  des  deutschen  Zollwesens  immer 
lebhafter  entfachen,  die  übergrosse  Belastung 
nfuhrhandels  aber  einen  heilsamen 
Einfluss  auf  die  Angliederung  der  deutschen 
ie    |  reussisehe   Handels- 
politik zur  <  reitung  bringen. 

3.    Die     süddeutsche    Agitation    für 
eine  deutsche  Handelseinheit    Die  ein- 
heitliche <  »rdnn  gesamten  deutsehen 
Zollwesens  verfocht  der  geistvolle  Sehwabe 
liich   List,    der  zwar  i  I-    I  regner   der 
antinationalen    Richtung    der   Adam   Smith- 
schen  Schule,  aber  doch  als  Anhänger  der 
dingten  II               Lheit  im  Innern   des 
les  auftrat.  a  14     Lpril 
'  den  bereit                            '-  und  süd- 
te    und    Fabrikanten    und 
-eii  Namen  an  den  Bund 
wo)  in  eine  Abschaffung 

r  Erla      i  im      deut>- 

lehf    wurden.     Durch 

<  in  Iten  v.  Härtens 
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durch  Beelzebub  auszutreiben,     Aber  □ 
[»Taktisches   wurde   erreicht,    wie   auch    bei 
äer    Mannigfaltigkeit    der    Vorschläge    und 
Qegensätze     vorauszusehen     war.      Annai 

,,,.„.,,,    ,  ,.  n  ausgiebigen  Schmuggelhandel 
Li    wusste    der    preussischen   Staatskasse 
dadurch  jährlich  mehr  als  eine  hi dteMflLon 
Thal,T  vorzuenthalten.     Wahrend  Württem- 
berg   aach    Einführung    eines    neuen    Zoll- 
«Itzesam  28.  Juli  1824  mit  den  hohen- 
aschen    Fürstentümern    einen    Zollyer- 
abschloss,  beendigte  Baden  am  10  Sep- 
tember des  gleichen   Jahres   den   Zollkrieg 
mit    Hessen   durch  einen   Zollvertrag,   dem 
freilich   keine   lange  Dauer  beschieden  war. 
Auf  Verhandlungen    zwischen   Bayern   unct 
Württemberg  über  einen  süddeutschen  Zöll- 
ner, in  antworteten  Baden  und  Hessen-Dami- 
Stadt    mit   dem   Heidelberger  Protokoll  vom 
19  November  1824,  worin  eine  Gemeinsam- 
en   der    \ktion    seitens   der  Kontrahenten 
und    eine    Selbständigkeit    der    einzelstaat- 
lichen Zollverwaltung  vereinbart  wurden.  Die 
im  Februar   des   nächsten  Jahres  eröffneten 
Stuttgarter  Konferenzen  scheiterten  wie  tue 
Darmstädter    Verhandlungen.      Allem     die 
Aufnahme     abgebrochener     Verhandlungen 
führte  in  langwierigem  Gange  erst  zu  einem 
Präüminarvertrag  (12.  April  1827),  dann  am 
18    Januar  1828  zu  einem  festen  Zollverein 
zwischen   Bayern   und   Württemberg,   auch 
hier    auf    der    Grundlage    gleichen    Stimm- 
rechtes und  selbständiger  Zollverwaltung  der 
Verbündeten. 

Diesen  Ereignissen  gegenüber  in  eigener 
Schwäche   der  Isolierung    und    dem   Druck 
seines     Mautwesens    preisgegeben,    suchte 
Hessen-Darmstadt  Zuflucht  und  Rettung  bei 
Preussen:    am    14.    Februar    1828     and    es 
Aufnahme  in  dem  preussischen  Zollsystem. 
In   dem    Vertrage   kam   der   Grundsatz   zur 
Anwendung,  dass  in  jedem  Lande  die  Zoll- 
verwaltung völlig  selbständig  jedoch  gleich- 
massig   nach  preussischem   Vorbild  geführt 
werden  und  eine  Verteilung  der  Zollertrage 
nach   Massgabe   der  Bevölkerungsziffer    be- 
wirkt  werden   sollte.    Die  Dauer  des  Ver- 
trags   wurde    bis   zum   31.   Dezember    1834 
ausgedehnt,    mit    einer    Verlängerung    auf 
weitere    sechs   Jahre   im   Falle   der  Nicht- 
kündigim»-.     Die  Verfassung  des   deutschen 
Zollvereins   war   durch  diese  Festsetzungen 
normiert ;  sie  .verhalten  sich  zu  den  späteren 
Zollvereinsverträgen  genau  so,  wie  die  Ver- 
fassung des   norddeutschen  Bundes  zu i  der 
heutigen    Reichsverfassung    sich     verhalt« 
(v.  Treitschke). 

Die  gegen  den  süddeutschen  \  er- 
ein  gerichtete  Tendenz  dieses  Bundes  riet 
die  Erbitterung  König  Ludwigs  von  Bayern 
hervor.  Auch  Nassaus  Beitritt  war  nicht  zu 
bewirken,  während  Dessau  und  Köthen  unter 
dem  Drucke   der  preussischen  Macht  dem 


preussisch-darmstädtischen  Zollverbande  bei- 
traten, dem  nunmehr  ausser  Schwarzburg- 
Sondershausen  auch  noch  Rudolstadt,  Bern- 
burg und  einige  weimarische  A.emter  ange- 
hörten. .    . 

Zu  gleicher  Zeit  drohte  chen 

Handelspolitik    eine  neue  Gefahr.     Am  24 

:    !,   i  assel 
äe,    m  j  i  teldeul  sehe  Handelsverein, 
gebildet    von   Sachsen,    Kurhessen,    Braun- 
sehweig,     Oldenburg,     den     thüringischen 
en,  Hannover.    Bremen   und  der  En  Li  a 
Stadt   Frankfurt  a.  M.    und    bestimmt,    den 
preussischen  Durchfuhrhandel  zu  vernichten. 
Da  reifte  in  Motz'  feurigem  Geiste  der 
kühne  Plan,  über  den  mitteldeutschen  Han- 
delsverein  hinweg  den  nordischen  Zollbuud 
mit  dem  süddeutschen  zu  vereinigen.    Dem 
vorurteilsfreien  Stuttgarter  Buchhändler  I-  rei- 
herrn  von  Cotta  gebiüirt  das  Verdienst,  die 
Pfade   geebnet   zu  haben,   so   dass  sich  am 


Mai  1829  der  Abschluss  eines  Handels- 
vertrags zwischen  dem  preussisch-hessischen 
und   dem  süddeutschen  Verein   durchsetzen 
liess      Beide    Bünde    garantierten    einander 
»•einseitige  Zollfreiheit  bis  zum  Jalire  1841  f  ur 
alle  Produkte  des  Innenlandes,  für  einzelne 
Fabrikwaren  eine  Zollermässigung  um  2o  ,o 
und  eine  allmähliche  Anpassung  der  beider- 
seitigen Zollsysteme.    Indem  es  dann  weiter- 
hin Motz  gelang,  mit  Meiningen  und  Gotha 
am  3    Juli  1829  Vereinbarungen  über  den 
Bau  neuer,  dem  Transitverkehr  freigegebener 
Strassen  von  Langensalza  über  Gotha  nach 
Zella  und  weiter  über  Meiningen  nach  \Vurz- 
burc  und  über  Suhl,  Hildburghausen,  Lich- 
tenfels  nach  Bamberg  zu  stände  zu  bringen, 
erlangte   der  preussisch-bayensche  Prahmi- 
narvertrag  erst  praktische   Bedeutung,   das 
Schicksal   des  mitteldeutschen  Vereins  war 
besiegelt.    Da  war  es  denn   nur  eine  not- 
wendige Folge   dieser  Ereignisse,  als  Kur- 
hessen am  25.  August  1831  dem  nördlichen 
Verbände   beitrat  und  dadurch  wieder  Vor- 
teile aus  dem   Durchzugshandel  zu   ziehen 
begann .    der  sich  vordem  der  neuen  thü- 
ringischen   Strasse    zugewandt   hatte.     Das 
eine    Ziel    praktischer   Politik   in    Preussen 
war   erreicht,    die   Zersetzung   des    mittel- 
deutschen Vereins.     Nun  galt  es    noch,   die 
im   Provisorium   von   1829    garantierte   An- 
passung der  süddeutschen  und  preussischen 
Zollsysteme  zur  endgiltigen  Vereinigung  zu 

U  Die  hauptsächlichsten  Schwierigkeiten 
bereitete  diesem  Unternehmen  Baden  Alte 
I  Gebietsstreitigkeiten  mit  Bayern,  die  es 
schon  1s24  als  Antwort  auf  die  Unterhand- 
lungen zwischen  Württemberg  und  Bayern 
zur  Unterzeichnung  des  Heidelberger  Proto- 
kolles  bestimmt  hatten,  begründeten  eine 
Stimmung  im  Lande,  die  in  dem  Beschluss 
der    badischen    Kammern    ihren    Ausdruck 
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fand,   den  Eintritt  Badens  nur  in  ein. 

saii;'  \    rein  gul  zu  heis 

man  hatte  aus  den  Geschicken  des  mittel- 

i  nt,  den  hartnäckigen 

infach  zu  umgehen.     Der  Antrag 

auf   völlige  Vet  mg    lief  im   Dezember 

-  d  Seiten  der  I  len  and  württem- 

Cönigskronen  ein ;  mögliche] 
d  die  Ereignisse  der  frei  m  Juli- 

lution   auch    wesentlich   dazu   bei,    die 
Tendenzen  bei  den  südlichen 
Staaten  zu  fördern.    Allerdings  noch  manche 
i     Hemmnisse    türmten  sich  empor, 
Verhandlungen    Hessen    sich    teilweise 
recht    ungünstig  an.   so   dass   im  Mai   1832 
deren  zeitweilige  Aufhebung-  erfolgen 
Es    gelang  gleichwohl,  im   Januar 
lvu   den   Faden    wieder  anzuknüpfen   und 
zwei   Moi  ter   den  Abschluss   zu   er- 

reichen.   Am  22.  .März  1833  wurde  der  Ver- 
-    unterzeichnet,    wonach   der   bayerisch- 
württeml  Verband,  mit  dem  preus- 

sischeD    sich    auf    acht   Jahre   vom 
1.    Januar    1834   ab    vereinigte    »in    fortge- 
■r   Fürsorge    für   d  let  ung    d  sr 

Frei;.  i  ti  ihren  S 

und  hierdurch  zugleich  in  Deutschland  über- 
haupt. 

Während  diese  Ereignisse  zu  günstigem 
.  wurden  in  Berlin  Zollvi 

5a  lisen  gepflogen.     Arn 

■':".  März  1833    schlössen   d      |      i  sischen 

Staatsmänner   Eichhorn    und    Maassen    mit 

■n    Finanzmini  .   Seschau 

äischen  Gesandten  am  Berliner 

Watzdorf,   i:-inen   Zoll;  vertrag 

nach  ,    .   bayerischen.    Unter 

D     wurde    die   Ei 

.  i  Gunst  ■■     I  ■ 

Messhandels   und    die  Minderung 

der  Z  irnehmlich  für  Woll-  und 

waren  ;v<  a.     Am  11.  Mai 

:.  .      zuvor  aus 

en    Staaten    ge- 

te     Zoll-   und    Hund.  Isverein   der  thü- 

□    Staaten,    dem   Zollverbande  bei. 

Dnter  dem  Namen  des  Zoll- 

-  Handelsbund  in 

der  Neujahrsnachl    I  |       ; :  , .;,,  ße. 

biet  von  18  Staaten  mit  7719  Quadrate 
und  23  Millionen  Einwohnern   war  ha. 

her    Verkehrsfreiheii    im     [i 
'»"I  -  aä    igen    Tarifs    füi 

Es  war  klar,  dass  es  nur  eine  Frage  der 

könnt.-,    wann    i 
Mittel-    und    Kl- 
I 
1-'.  .Mai  1835   bei. 
Franl  i  iber  zum  Nichteintril 

LO.    Dezember   1835 
■  ichem 


Anteil    an    den    Zolleinkünften,     die 
Stadt    Frankfurt    am    2.  Januar   1S36,    nach- 
dem   zuvor    der   zwischen   ihr  und    Eu 
1832   auf  zehn  Jahre  vereinbarte     IIa;, 
und  Schi ffahrts vertrag     aufgehoben   w 
war.      Das    Zollgebiet    war  "jetzt    auf 
Quadratmeilen  mit  25  Millionen  Eil 
irw.-itert.    eine    Grenzlinie  von  1064  Meilen 
war  zu  bewachen. 

Erst  1S41  und  1S-42  folgten  Braunschv 
Lippe  und  Luxemberg,  und  durch  den  S. :p, 
tembervertrag    des    Jalu-es    1S51    gelan 
endlich,   den    von  Hannover  und  i  I 
am   1.  Mai  1834   gegründeten    Steuer. 
der  freilich  von  Anfang  an  in  keiner  absolut 
feindlichen  Stellung  zum  grossen  Zollverein 
sich    befand,   mit   diesem   zu  verschmelzen: 
der  Vertrag  trat  am  1.  Januar  1S54  in  Kraft. 
Die   Politik   der  Zollanschltissverträg'e ,    der 
geniale   Gedauke   von   Motz,   Eichhorn    und 
Maassen,   war   zur  Vollendung   gelaugt,   ein 
Werk   von   echt   nationalem    Charakter    war 
im    Gegensatz    und    Widerstreit    mit    dem 
deutschen    Bunde   in    die    Erscheinung 
treten.     Eine  der  hauptsächlichsten   Voraus^ 
Setzungen   für  die  politische   Einigung  des 
•landes     war     durch     die     praktische 
Nüchternheit  preussischer  Staatsmänner  ver- 
wirklicht worden. 

5.  Die  drei  Krisen  des  Z.  Die 
Zukunft  des  Handelsbundes  beruhte  auf 
einer  sergsamen  Wahrung  seines  nationalen 
Charakters.  Die  bescheidene  internationale 
Wirksamkeit,  wie  sie  der  Verein  durch  den 
Abschluss  von  Handelsverträgen  mit  Holland, 
England,  Griechenland,  der  Türkei  und 
Belgien  in  den  Jahren  1837  bis  1844  ent- 
faltete, führte  darum  auch  zu  keiner  Er- 
schütterung seines  inneren  Lebens. 

Eine  erste  Krisis  zog  über  den  Zollverein 
herauf,  als  der  gewaltige  englische  Eiseu- 
import  und  die  Konkurrenzunfähigkeit  dei 
deutschen  Spinnereien  gegenüber  den  eng- 
lisehen  auf  der  Generalkonferenz  des  Jahres 
1845  zu  der  Forderung  von  Schutzzöllen 
seitens  der  süddeutschen  Staaten  Veran- 
lassung gaben.  Die  zurückhaltende  Ab- 
lehnung des  preussischen  Staates  bewirkte 
aber  eine  vorläufige  Erhaltung  der  alten 
Tarifsätze,  die  erst  im  nächsten  Jahre  bei 
en  Positionen  erhöht  wurden. 
Seine  beiden  schwersten  Krisen  hatte 
jedoch  der  Zollverein  zu  bestehen,  als  sein 
speeifisch  nationaler  Charakter  in  Frage  ge- 
stellt wurde. 

Gemäss  der  Bestimmung  von  §  33  der 
von  der  Frankfurter  Nationalversammlung 
vereinbarten  Reichsverfassung  verlangte 
Oesterreich  zu  wiederholten  Malen  den 
Eintritt  in  den  Zollverein,  im  Juli  1851  auf 
den  1.  Januar  1859.  Preussen  suchte  sich 
einmal  der  Süddeutschen  durch  --  aller- 
i delit  durchgesetzte  —  Tariferhöhungen 
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„,„1  Hannovers  durch  den  schon  erwähnten 
geptembervertrag  zu  versichern     Als  aber 
Preussen  die  Einladung  zu  der  Wiener  Zoll- 
konferenz abgelehnt  hatte,  traten  die  übrigen 
auf  dor  Wiesbadener  Generalkonferenz   ver- 
mminelten  Zollvereinsstaaten  dem  Gedanken 
eines    mitteleuropäischen    Zollbundes     mit 
Oesterreich  nahe,   mussten  jedoch  ohne   ür- 
foledieWieuer  Konferenz  verlassen.   Preussen 
kündigte   daraufhin  auf  den  1.  Januar  1854 
fie    bestehenden    Verträge.      Unter    dieser 
wirt sehaf  dienen  Zwangslage  waren  die  sieben 
Staaten  (die  drei  Königreiche,    die   beiden 
Hessen,  Baden,  Nassau)  zu  einem  Ausgleich 
bereit,   den  auch  Preussen  und  Oesterreich 
fm  Hinblick  auf  die  politischen  Wandlungen 
in  Frankreich  und  Hannover  nicht  abgeneigt 
waren.    Am  19.  Februar  1853  kam  zwischen 
Preussen   und   Oesterreich   ein   Handelsver- 
trag  zu   Stande,   dessen  Dauer  bis  zum  dl. 
Belember    ISO:,    bestimmt    wurde    und    in 
Wel  kern  die  Eröffnung  von  Verhandlungen 
über  eine  Zolleinigung  nach  einem  Zeitraum 
von    sechs    Jahren    vorgesehen    war.     Was 
Princip  der   Gegenseitigkeit  kam  darin  zur 
Qeltung:    in   der  Aufhebung  der  Handels- 
verbote,  in   der  Festlegung  der  Zollfreiheit 
für  Rohprodukte   und  der  Zollermassigung 
für  gewerbliche  Erzeugnisse;  einen  Triumph 
Preussens  bedeutete  die  Verpflichtung  Oester- 
reichs  zur  Einführung  des  preussischen  ZolL- 
threns.    Am   8.  AprU  wurde   zu  Berlin 
der   Zollverein   zwischen   seinen   bisherigen , 
Mitgliedern  wiederhergestellt  und  aut  zwölf] 
.fahre  erneuert,  der  nunmehr  ein  Gebiet  von 
9046   Quadratmeilen  mit  35  Millionen  Ein- 
wohnern umfasste. 

Die  dritte  Krisis  begann  noch  vorder 
am  1.  Januar  1866  endigenden  dritten  A  er- 
tragsperiode,  auch  diesmal  veranlasst  durch 
gewisse  internationale  Engagements  des  Zoll- 
vereins. Der  Abschluss  von  französischen 
Handelsverträgen  mit  England  und  Belgien 
und  die  Vorbereitung  solcher  mit  Italien 
und  der  Schweiz  bestimmten  Preussen  zwecks 
einer  Behauptung  des  französischen  Marktes 
mit  Ermächtigung  der  übrigen  zollbundl.- 
rischen  Staaten  zur  Einleitung  ™n  Verhand- 
lungen mit  F  r  a  n  k  r  e  i  c  h.  Am  29  März  1862 
wurde  der  deutsch-französische  Handelsver- 
trag paragraphiert  und  unter  dem  lebhaften 
Protest  Oesterreichs,  welches  in  der  Meist- 
begünstigungsklausel ein  Hemnms  für   den 


negunstigungsKiciusci  ^~  "-"».  . 

1853  geplanten  deutsch-österreichischen  Zoll 
verein  erblickte,  am  2.  August  1862  von 
Preussen,  Sachsen,  Baden,  Braunschweig  und 
den  thüringischen  Staaten  _  unterzeichnet 
Auch  unter  Bismarcks  Ministerium  stand 
Preussen  nicht  an,  in  der  Ablehnung  des 
Handelsvertrags  eine  Kündigung  des  Zoll- 
vereins zu  erblicken.  Der  österreichische 
Mmtter  des  Auswärtigen,  Graf  .Rechberg 
wusste  aber  gleichwohl  unter  Beziehung  aut 

Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.    Zweite 


den  Handelsvertrag  von  1853  die  Eröffnung 
von    Konferenzen    zwi  i      a    Preu 

nreich  durchzusetzen,   die,  in  Pra{ 
q,  zum  Abschl  Berliner  Ver- 

trags   vom    11.    Arril    L865    führten.      Die 
Letzte    Erneuerung    des    Zollveremsverti 
in    der   alten    völkerrechtlichen    Form 
L6.  Mai   L865   war  ebenso   sehr  eine   Folge 
Her  Zollkonferenz  «  '  "  h" 

auf  politischem  Gebiel  in  der  s.-hles- 
wig-holsteinischen  Frage  vollzogenen  Wand- 
lung. _  .  .     . 

Durch   den    Gang   der    Kriegsereignisse 
von  1866  wurde  der  Zollverein   überflü 
Mit  den   süddeutschen   Staaten   vereinbarte 
am    8    Juli    1867    der    n  Bund 

eine  weitere  Dauer  der  Zolleinigung  bis  zum 
Ende  des  Jahres  1877,  ein  Verhältnis,  wel- 
ches 1871  durch  die  Bestimmungen  -I 
Al.tt  33—40  der  Eeichsverfassung  endgiltig 
o-eregelt  wurde,  obwohl  danach  der  Zoll- 
verein nicht  vollständig  mit  dem  Reichs- 
gebiet sich  deckte. 

Erst  in  der  Nacht  vom  14.  zum  lo  Ok- 
tober 18SS  wurde  der  Zollanschluss  Ham- 
burgs und  Bremens  vollzogen,  nachdem  das 
G  v  31  März  1885  bereits  den  Anschluss 
Bremens  an  den  Zollverein  unter  einem 
Reichszuschuss  von  zwölf  Millionen  Mark 
festgelegt  halte. 

6    Die  Organisation   und  Tarifpohtik 
des    Z      Der    Zollverein    war    ein    völker- 
rechtlicher   Bund    ohne    eine   gemeinsame 
Oberleitung,     immer     nur     auf    die     oe- 
|  stimmte  Zeit  von  zwölf  Jahren  geschlossen. 
1  Das  Organ  des  Bundes  war  die  aus  Bevoll- 
mächtigten  der  einzelnen  Mitglieder  perio- 
disch "zusammentretende    Generalzollkonfe- 
renz   für  deren  Beschlüsse  kein  Majontats- 
Drincip,    sondern   einheitliche   Zustimmung 
erforderlich  war.     Die  letzte  Erneuerung  m 
der   alte,    völkerrechtlichen    Form    erfolgte 
am  16.  Mai  1865.     Der  Vertrag  vom  8.  Juli 
1867    begründete    eine    neue    »üebergangs- 
organisation«:  Der  Zollbundesrat  mrtMapri- 
,0^1  „Schlüssen  und  dem  Veto  der  Prasidia 1- 
SSt   trat   an   die   Stelle    der   beneralzoU- 
Lferenzen  mit  dem  libeium  veto  der  Einzel- 
staaten, das  ans  dem  norddeute che,   Reich  - 
tag    und    einer    entsprechenden    Zahl   süd- 
deutscher   abgeordneter    bestehende     Zo  11- 
arfu.'nt  steUteeineeigeneparlamentansche 
\SXng  für  die  Gesetzgebung  über  Zoll- 
ten    lind     gemeinschaftiiche      indirekte 
Steuern    dar,    es   hat   vom  Jahre ,   lÄg   bis 
ZUm   Jahre    1870   getagt.     Die  Artt.  33-40 
,1er   deutschen    Reichsverfassung    von    loa 
üoerwfeS Schliesslich  die ^Gesetegebung  in 
Zollsachen  ausschliesshch  dem  Reich. 

Dlf  Tarifpohtik  des  ZoUverexns  war  auf- 
gebaut auf  dem  preussischen   ^^dVer- 
bWchssteuertarif«  vom  26  Mai    818,  ward 
aber   in   den   vierziger  Jahren  (lbl2-184o) 
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im  sinne  des  Protektionssystems  vielfach 
[et.  so  dass  öfters  Erhöhungen  der 
itzzölle  im  Interesse  der  Produktion  und 
Industrie  der  einzelnen  Zollvereinsstaaten 
Fanden.  Der  Aufhebung  der  Transit- 
ben im  Jahre  1861  schlössen  sieh  1865 
freihändlerische  Reformen  an,  als  auf  Grund 
der  Handelsverträge  mit  Frankreich,  Oester- 
reich,  Belgien,  [talien  und  Euglnnd  deren 
Zollbestimmungen  in  dem  allgemeinen  Tarif 
zur  Geltung  gelangten.  Deber  die  Mappen 
von  1868  und  L870  hinweg  fand  diese  Reform 
ihr  Ziel  im  Jahre  1873,  als  im  Tarif  vom 
7.  Juli  die  Beseitigung  der  Ausfuhrzölle  und 
die  Herabminderung  der  Roheisenzölle  zur 
Ausführung  kamen.  Im  ganzen  wird  mau 
sagen  können :  mit  der  einzigen  Ausnahme 
in  den  vierziger  Jahren  hat  der  deutsche 
Zollverein  in  seiner  Tarifpolitik  stets  be- 
harrlich das  Prineip  befolgt,  welches  König 
Friedrich  Wilhelm  JJI.  in  seiner  Karlsbader 
Kabinettsordre  vom  1.  August  1817  geneh- 
migt hatte,  »das  Prineip  der  freien  Einfuhr 
für  alle  Zukunft  . 

7.  Scbluss.    Der  Zollverein  hatte   nach 
seiner    endgiltigen    Begründung    im    Jahre 
1834    überaus    wohlthätige   Folgen    gehabt: 
Emporblühen   der  Industrie,   besonders 
in  Süddeutschland,    und   einen,   wenn  auch 
langsamen,   aber   stetigen   Aufschwung   der 
materiellen  Entwickelung  Deutschlands.    Im 
d    Jahrzehnt    seines    Bestandes    betrug 
der  Bevölkerungszuwachs  beinahe  fünf  Mil- 
lionen Seelen,  die  Vereinseinnahmen  stiegen 
i    den   Jahren    1850   bis   1870   von  23   auf 
1"  Millionen  Thaler,  der  Ertrag  des  üebei 
Schusses  auf  den  Kopf  der  Bevölkerung  be- 
im- im  Jahre  1834  etwa  15  Silbergroschen, 
im    Jahre    1843    bereits    24    Silbergroschen. 
\im    Ende   des   ersten  Jahrzehnts   der  Zoll- 
rereinsgeschichte  war  »die  Höhe  des  Wohl- 
standes,   welche   unser  Vaterland  schon  vor 
dem  dreissigjährigen  Kriege  erstiegen  hatte, 
endlich  wieder  erreicht-    (v.  Treitschke). 

Die  Verdienste  des  Zollvereins  liegen 
sodann  in  seinem  Einfluss  auf  das  Gebiet 
des  überaus  zerrütteten  und  zersplitterten 
Münz-  und  Gewichtswesens.  Die  Münz- 
konvention von  1838  legte  das  Verhältnis 
Thaler  zu  Gulden  fest,  der  Münzverein 
ron  185't  bestimmte  als  Gewichtseinheit  das 
Zollpfund  zu  500  Gramm. 

Schliesslich  darf  nicht  unerwähnt  bleiben. 
in    Gemässheil   eines    Beschlusses  der 

ralzoll] Eerenz  jene  Leipziger  Wechsel- 

renz,  von  Preussen  am  31.  August  L847 

berufen,  zusammentrat,  die  am  9.  Dezember 

den  Entwurf  einer  allgemeinen  deut- 

Wechselordnung  vollendete. 

,r  noch  bedeuten  die  Wirkungen,  die 

■•    der  Zollverein   auf  das   politische 

geübt    hat.     Es   isl 

wahr,    der  Zollverein  hielt  sogar  die  Weinen 


Staaten  lehensfähig«  (Lindner,  Gesch.  des 
deutschen  Volkes  II,  305).  Auf  der  anderen 
Seite  hat  der  Zollverein  nach  Bismarcks 
Darstellung  vom  2.  Mai  1879  eine  zeit- 
gemässe  Ausbildung  des  indirekten  Steuer- 
wesens in  Preussen  selber  verhindert,  bis 
erst  die  Schöpfung  des  Norddeutschen 
Bundes  die  Möglichkeit  zu  einer  wirk- 
samen Pflege  der  indirekten  Steuern  La 
Preussen  gebracht  hat.  Indessen  die 
materielle  Gemeinschaft  näherte  die  Be- 
wohner der  einzelnen  Staaten  einander  und 
bereitete  den  Boden  für  die  Empfindung, 
dass  jeder  einzelne  Staat  und  jeder  einzelne 
Bürger  eines  solchen  in  Deutschland  zuerst 
und  über  allem  dem  grossen  deutschen 
Vaterlande  augehöre,  und  schuf  somit  die 
Grundlage,  auf  der  nach  unendlichen 
Kämpfen  und  Schwierigkeiten  Preussen  das 
Ziel  seiner  deutschen  Politik  zu  erreichen 
vermochte. 
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Zuckerindustrie   und  Zuckersteuer. 

I   Geschichte  der  Zuckerindustrie. 
\  Rohrzucker.  B.  Rübenzucker.   DDie 
euerung    des    Zuckers.      A.    Iheo- 
■  tische    Betrachtung    der     verscnie- 
denen  Steuerformen.    1.  Die  Rohmaterial- 
r      2    Die   Pauschalsteuer.     3.   Die   Saft- 
steuer    i    Die  Fabrikatsteuer  und  "S  erbrauchs- 
ab°-abe    B.  Die  Zuckersteuer  in  den  ein- 
zelnen Ländern.    1.  Deutschland.    2.  Frank-. 
reich   3  I  lesterreich-üngarn.  4.  Russland.  o.  Bel- 
li. Holland.  7.  Andere  Länder.  C.  Schlüss- 
let rächt u  n s 

I.  Geschichte  der  Zuckerindnstrie. 

A.  Rohrzucker. 
Der   Zucker,  eines  der  wichtigsten  Ge- 
Dussmittel    der    heutigen   Kulturvölker,    für 
manche  bereits  ein  bedeutsames  Nah] 
mittel    wird  im  Grossbetriebe  hauptsächlich 
ans     Zuckerrohr.    Ruukelrüben     und    dem 
31     kemehl   der  Kartoffeln  und  einiger  Ge- 
treidearten gewonnen.    Der  Stärkezucker,  m 
tschland  aus  Kartoffeln,  in  Nordamerika 
in  grösserem  Umfange  ans  Mais  hergestellt. 
hat  aber  ebensowenig  wie  der  Ahornzueker 
Vereinigten    Staaten,    der    Palmzucker 
[ndiens,  deT  Sorghumzucker  Chinas  und  alle 
-  ästigen   Zuckerarten    eine   grössere  Volks- 
wirte -haftliche  Bedeutung.   Rübenzucker  und 
Rohrzucker    sind   es.    die  heute    den  Welt- 
markt beherrschen  und  die  als  Gegenstande 
besonderer  Besteuerung  die  Aufmerksamkeit 
Finanzpolitikers  auf  sich  ziehen. 
Der  Rohrzucker   ist  von  den  beiden  Ri- 
valen bekanntlich  der  weitaus  älteste.    Schon 
Jahrtausenden   kennt   und  benutzt  man 
■  ■  äsen  Saft  des  saceharum  offieinarum. 
In  Ostindien,  wo  die  Wiege  der  Menschheit 
inden,  ist  auch  die  Heimat  des  Zucker- 
rohres.    In  den  sumpfigen  Niederung« 
i;air--    gedeiht   es  mit  besonderer  1 

und'  die  Völker  Bengalens  haben  schon 
viele    Jahrhunderte    vor    christlicher    Zeit- 
rechnung das  Rohr  und  seinen  Saft 
Eine   eigentliche  Verarbeitung  des   Zucker- 
s  zu  hartem  Zucker  scheint  jedoch  erst 
-600  Jahre   nach  Christi   stattgefunden 


zu  haben.    China  ui  früh- 

zeitig   ueben    0  !  des 

ufern  des  Euphral  und 
di      Be 
rsorten    bald     grössere    Ausdehi 

d  die  Araber  nach  der  Eroberung 

,,  len  Zucker  kennen,   und  da 

mit   ihrer  Vorliebe  für   \  che   Kosl 

b.    auch    die    Sucht    nach    Ver- 

ir  Speisen  verbunden  ist,   so  war 

es   erklärlich,    dass    sie   überall,   wohin 

md  ihren  Fuss  auf  subti  band 

setzten,    auch    die    Steel  I  Rohres 

pflanzten.  Zuckersiedereien  ins  Leben  riefen 
und    den    Zuckerverbraui  H    verall- 

gemeinerten. 

1  >ie  persischen  Südprovinzen  wurden  unter 
ihrer  Pflege  bald  die  Heimstätte  einer 
blühenden  Zuckerindustrie,  deren  Erzeugnisse 

Seefahrer  von  Siraf  weithin  verl 
wo  heute  trostlose  Wüste  vorherrscht,  sam- 
melte man  damals  das  Wasser  der  Küsten- 
flüsse,  bewässerte  das  Land  und  schuf  mit 
!  Les  Zuckerrohres  üppigen  Wolüstand. 

In  Aegypten,  dem  klassischen  Lande  der 
Alchemie  und  Chemie,  dem  die  Araber  früh- 
zeitig die  neue  Zuckerpflanze  gebracht,  ward 
die  Zuckerfabrikation  bald  zu  besonderer 
|  Vollkommenheit  ausgebildet.  Seheiden  der 
Säfte  mit  Alkalien,  Kochen  auf  Korn,  Kandis- 
fabrikation etc.  scheinen  zuerst  im  Nillande 
erfunden  und  verbreitet  zu  sem.  und  von 
hier  aus  brachte  der  Handel  die  feinsten 
Mai  ken  auf  die  westlichen  Märkte.  Mit  den 
Arabern     vollen  er    das    Zuckerrohr 

seinen  Siegeslauf  durch  Nordafrika.  Die 
ganze  Nordküste  desselben  war  bald  im  Be- 
sitz der  scheusten  Plantagen,  während 
Cvpern,  Sicilien,  Spanien,  Creta,  Malta, 
Syrien  und  Marokko  .■  ,r  10U0  Jahren 

Zuckerproduzenten   von  grösster  Bedeutung 
:    i    es  teilweise  auch  noch  blieben, 
Islam  von  den  Christen  wieder  ver- 
drängt und  in  Spanien  und  Sicilien  vernichtet 
wurde. 

Im  Orient,   in  Spien.  Palästina,  typern 
unci     \  zerstörten    später    die    vor- 

drängenden Türken  die  grossartige  Industrie, 
in  Sicilien,  Spanien,  Nordafrika  unterlag  sie 
im  Beginne  der  Neuzeit  dem  Wettbewerb 
der  billiger  und  besser  produzierenden 
Neuen  Welt.  Von  Madeira  und  den  Ca- 
narischen  Inseln,  die  eine  Zeitlang  den 
Ausfall  der  orientalischen  Produktion  auf 
dem  immer  aufnahmefähigeren  europäischen 
Zuckermarkte  gedeckt  hatten.  warddasRohr 
bald  nach  Neu-Spanien  verpflanzt.  Schon 
1515  kam  der  erst.-  amerikanische  Zucker 
auf  den  'spanischen  Markt,  und  mit  Ri 
schritten  breitete  sich  die  Kultur  schnell 
über  San  Domingo,  Cuba,  Mexiko  und  Peru 
aus  allenthalbi  -  -  Gewinne  abwerfend, 
aber   auch    überall   hin   die    Negersklave«» 
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verbreitend.     Nach   Brasilien   1  nachten   die 
;i.  nach  ihren  amerikanischen  und 
ostasiatischen  Besitzungen  die  Holländer  den 
Zuckerbau.    Immer  billiger  wurden  die  Er- 
,  immer  grösser  der  Verbrauch,  und 
die    tropischen    Genussmittel     Kaffee. 
Thee  und  Cacao  sich  bei   den  alten  Kultur- 
völkern Eingang  verschafft  hatten,  trat  auch 
der  Zucker  Ende  des  ls.  Jahrhunderts  aus 
den  Apotheken    heraus  auf  den  öffentlichen 
.Markt    und    ward  aus  einem  Heilmittel  und 
Leckt  u  einem  allgemeinen  Genuss- 

mittel wenigstens  eines  Teils  des  Volkes. 

Seitdem    sind    die   grossen   und   kleinen 
Antillen,  die  Flussniederungen  des  Mississippi. 
die  Küsten  von  Südamerika,  die  Inseln  der 
Südsee.  Japan,  die  Philip] 'inen.  Vorder-  und 
Hinterindien,   die  Sunda-lnseln.    namentlich 
Java.    China  und  Australien,  Aegypten  und 
Teile    von    Südafrika   in   grossem  Massstabe 
Zuckerlieferanten    für    den    Welthandel   ge- 
1, liehen  oder  geworden,  und  gerade  die  letzten 
Jahrzehute   dieses  Jahrhunderts  haben  trotz 
de,-  rapiden  Entwickelung  der  Rübenzucker- 
industrie einen  gewaltigen  Aufschwung  auch 
in  der  Erzeugung  des  Rohrzuckers  gebracht. 
In    einzelnen    wichtigen    Produktionsge- 
bieten,  so  in  dem  grössten  von  allen,  in  Ost- 
indien,   ebenso    in    China,    den   Philippinen, 
hie    und   da   in  Mexiko  und  Südamerika  ist 
man    bei    der    allereinfachsten    Weise    der 
Zuckergewinnung  und  Reinigung  stehen  ge- 
blieben, quetscht  das  Rohr  in  kleinen,  durch 
menschliche    oder    tierische    Kräfte    in   Be- 
wegung gesetzten  Mühlen   aus,    kocht   den 
Saft  in  offenen  Pfannen  ein,  lässt  den  Syrup 
abfliessen   und  begnügt   sich    damit,    durch 
oberflächliche    Reinigung   ein    wenig   wert- 
volles Rohmaterial  noch  in  derselben  Weise 
"innen,    wie  es  schon  vor  mehr  denn 
LOOO  Jahren  üblich  war.    In  anderen  Kolo- 
nieen   hat   man  trotz  tropischer  Sonnenglut 
Riesenetablissements  mit  maschinellen  Ein- 
richtungen  von   höchster    technischer  Voll- 
kommenheit  geschaffen,  in  denen  geradezu 
erstaunliche     Massen     vortrefflichen    Korn- 
zuckers  gewonnen   werden.      Cuba   stand 
or   kurzem   in   dieser  Beziehung  wohl 
allen    anderen    Ländern     voran    und    wird, 
dem  die  schweren  Wunden  des  letzten 
i      vernarbt  sind,  bald  wieder  an 
der   Spitze   der   Rohrzucker   produzierenden 
Länder   stehen,   weil    es    wehe,    fruchtbare 
Ebenen   mit   genügenden  Niederschlägen  in 
1  aung    besitzt  und  gewaltige 
ketablissements   auch   jetzt    noch    vor- 
o     ind     die,    wenn    das   befruchtende 
Kapital  nicht  fehlt  und  Arbeitskräfte  sieh  in 
gender    Menge    linden,    bald    wieder 
Massen  von  Zucker  zu  billigem  Preise 
di  m    Dordamerikanischen    Markte    zuführen 
■  :  ■     Die  gut  ätige  Lage  der  Insel,  dem 
ten    Zuckerverbrauchslande    so    nahe. 


sichern  ihr  einen  Vorsprang  vor  anderen 
Mitbewerbern,  zahlreiche  Häfen  erleichtern 
die  Ausfuhr,  und  sollten,  wie  wohl  zu  er- 
waiien  steht,  zollpolitische  Vorteile  der  Insel 
seitens  des  ihm  nahestehenden  Nordamerika 
hinzukommen,  so  ist  eine  schnelle  weiten 
Ausdehnimg  der  Produktion  auch  über  die 
Grenzen  der  vor  dem  Kriege  erreichten 
Höchsterzeugung  zu  erwarten.  Die  Zeit  des 
Darniederliegens  der  cubanischen  Industrie 
haben  namentlich  Java  und  Haiti  benutzt. 
um  ihre  Zuckerplantagen  gewaltig  auszu- 
dehnen und  mit  den  neuesten  und  besten 
maschinellen  Einrichtungen  auszustatten,  wo- 
bei sich  teilweise  auch  die  Diffusion  unter 
den  eigenartigen  Verhältnissen  dieser  Pro- 
duktiousstätten  eingebürgert  hat.  Auch  die 
alten  Zuckerinseln  Barbados,  Trinidad,  Mar- 
tinique, Mauritius  und  Reunion  haben  ebenso. 
wie  das  jetzt  amerikanisch  gewordene  und 
durch  den  dortigen  Zuckerzoll  begünstigte 
Portorico  zum  Teil  überaus  leistungsfähige 
Fabriken  aufzuweisen,  Demerara  und  Bra- 
silien desgleichen,  während  selbstverständ- 
lich die  jüngeren  Zuckerländer  Australien. 
Aegypten  etc.  ihre  Industrie  mit  modernen 
Apparaten  ausgestattet  haben. 

Im  allgemeinen  ist  alter  auf  dem  Ge- 
biete der  Rohrzuckerfabrikation  der  Spiel- 
raum für  technische  Verbesserungen  noch 
ein  sehr  weiter  und  der  scharfe  Wett- 
bewerb des  Rübenzuckers  und  der  mit 
besten  Apparaten  arbeitenden  Rohrzucker- 
fabriken wird  notwendig  auch  dort,  wo  man 
noch  nach  altem  Schlendrian  ein  reiches 
Rohmaterial  in  unverantwortlicher  Weise 
vergeudet,  zum  Grossbetriebe  und  zu  ratio- 
neller Ausnutzung  aller  technischen  Fort- 
schritte zwingen. 

An  einer  Verbesserung  des  Rohstoffes 
durch  rationelle  Züchtung  und  Kultur  des 
Zuckerrohres  wird  jetzt  an  vielen  Stellen 
unter  Leitung  und  Mitwirkung  von  wissen- 
schaftlichen Versuchsstationen  gearbeitet ;  aber 
ein  Fortschritt  ist  auf  diesem  Gebiete  für 
die  Grosskultur  bisher  kaum  zu  konsta- 
tieren und  jedenfalls  sein-  viel  schwieriger 
zu  erreichen  als  bei  der  Rübenzucht,  die 
durch  wenige  leicht  transportabele  Samen- 
körner die  wertvollen  Eigenschaften  des 
hochgezüchteten  Materials  weiter  vererbt, 
während  grosse  Massen  von  Rohr-Stecklin- 
gen sehr  viel  schwieriger  transportiert  und 
gezüchtet  werden  können. 

Es  würde  zu  weit  führen,  hier  die  Ge- 
staltung und  Entwickelung  des  Betriebes 
dieser  Weltindustrie  durch  die  einzelnen 
Produkt  ionsstätten  zu  verfolgen.  Der  Ver- 
fasser darf  wohl  zu  genauerer  Orientierung 
darüber  auf  sein  Buch :  »Zuckerindustrie 
und  Zuckerhandel  der  Welt«  (Jena,  Fischer, 
1891)  verweisen,  wenn  auch  seit  dem  Er- 
scheinen   desselben    sehr    wichtige    Aende- 
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rnnn-en  in   vielen   Zuckerdistrikten   zu   ver-  dienen,  dann  "'1!,"lr 

Sen   sind      Einen    all      i        i     üeber-  gingen  und  schliesslich  aaohm» 

II  ■     über   die    !iusdehnung  der    [ndustrie  technischen  V.  l  sich  als  dauernd 

DIRK     iiwi       "  B  .    , f   ,-.     ,„.,..-.,„       ,.,.     .  ....  .      ).,„,.      ,  ,.s 


riebt  die  am  Schlüsse  des   Abschnittes    an- 
!,.   Tabelle    über    das    An\va<  li 
.   und   Rübenzuckerproduktion   seil 
5i>   Jahren. 

B.  Rübenzucker. 
Die  Rübenzuckerindustrie  ist  ein 
Kind  deutschen  Geistes  und  zählt  ihre 
Lebensdauer  erst  nach  Jahrzehnten,  hat  es 
verstanden,  in  'lieser  kurzen  Zeit  ihres 
Daseins  sich  zu  einem  der  wichtigsten 
Faktoren  in  der  Volkswirtschaft  der  mittel- 


Eähig   erv  -  i    dass    Ende    des 

dritten  Jahrzehntes  bereits  58   Fabriken   im 
Betrii  I  ^.uch    Russland    hatte 

schon  zu  einer  Zeit,  ehe  Deutschla 
zweitei  ch  unternahm,  über  ein   statt- 

liche Zahl  von  Fabriken  zu  aber 

ihrl  das  Verdi 
sie   die  deutsche   Erfindung  gross  gezogen 
und  konkurrenzfähig  gemacht  haben. 

Heute    ist     Deutschland    das     i 
Zuckerland    der    Welt,    da-    den    m 
Zucker  für  den  Weltmarkt  erzeugt  und  das 


SSS^SZ'SSS^^S^  sieT  gleichmüs.ig   rühmen   darf  "die   Zucht 

mit       tv     Erzeugnissen    heute    auf    dem  der  Rüben  uud  die  techmsche  Verarbeitung 

WeltnSeStoherigenAJleinherrscher,  derselben   zu  einer  bisher  nicht  erreichten 

ImSik"  den  Rang  abzulaufen.  Vollkommenheit   gebracht    zu    haben.     Aus 

f    Der  SSer  Marggraf  war  es  bekannt-  den   kleinen  Zuckerkochereien,    die    wenige 

lieh   der      Ss  1747  In  Berlin  die  bedeut-  Centner   mmderwerüge    Rüben    in    unvoll- 

%£*.  der  l^Mjta.a-2;  «^SbSÄSi-i  TAD-* 

§     sf   b    4?  l 

nischer  und  wirtschaftlicher    Richtung  ent-  ^^n  Dungemtteln  voUen JEtaata  der  eu^ 
gegensteüten,   siegreich   zu  überwinden,  so  nommenen    P^iizenna&r8totte  KibriHtions- 

SeÄ"^™»^«  n»  wkJLr 'Pflege   £'*'»£'  |f-  ^ 

zu  schaffen.  .    .      ,r  lllAnni    pna-   beerenzter    Landstriche 

Das  damals  weltbeherrschende  Trank-   ^Monopol  ^  ^ 

reich  hatte  unter  dem  Schutze  seines  all-  ^     ^f  nach  Süden  hinunter  gleichfalls  mit 
mächtigen  Kaisers  den  deutschen  Gedanken  auf  _und  ™%J*™%££  kann!  um  so  mehr 
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bringende  landwirtschaftliche  Nebengewerbe 
i  ziehen. 

Während  man  noch  vor  20  Jahren  seitens 
der  Ägrikulturchemie  den  Rübenbau  in 
Nord-  und  Ostdeutschland  für  unmöglich 
hielt  und  an  ein  weiteres  Vordringen  nach 
Norden  ebenso  wenig  wie  daran  dachte, 
dass  selbst  unter  subtropischer  Sonne  neben 
dem  Zuckerrohr  die  Rübe  ihren  Platz  fin- 
den könne,  hat  die  hochgezüchtete  edle 
Zuckerrübe  eine  ganz  erstaunliche  An- 
passungsfähigkeit an  Boden  und  Klima  be- 
wiesen,  die  ihr  ein  fast  unbeschränktes  An- 
baugebiet  sichern.  Das  Zuckerrohr  ist  auf 
die  feuchten  Eüstenniederungen  oder  die 
bewässerungsfähigen  Fhissthäler  der  Tropen 
und  subtropischen  Gebiete  beschränkt, 
Trockenheit  und  Frostgefahr  setzen  seiner 
Ausdehnung  bestimmte  Grenzen;  die  Zucker- 
rübe gedeiht  auf  den  humosen  Lehmböden 
der  Magdeburger  Börde  wie  in  den  Sand- 
böden der  Lüneburger  Heide,  sie  liefert 
lohnende  Erträge  bis  weit  nach  Norden 
hinauf  ebenso  wie  in  den  heissen,  regen- 
losen Böden   Südcalifornl  qs. 

Im  fernen  Sibirien  hat  man  den  Rüben- 
bau I  i,  in  Japan  arbeiten  deutsehe 
Techniker  in  ueu  begründeten  Zuckerfabriken, 
in  Canada  hat  man  wiederholte  Versuche 
gemacht,  in  weiten  Teilen  Nordamerikas 
sind  sie  /..  T.  unter  Anwendung-  künstlicher 
Bewässerung  gelungen.  In  Australien,  Chile 
und  Argentinien  hegt  man  immer  die  Hoff- 
nung auf  Gelingen.  Schweden  hat  in  den 
letzten  Jahren  seine  Zuckerindustrie  so  ge- 
waltig entwickelt,  dass  die  Gefahr  einer 
Deberproduktion  vorliegt,  Spaniens  zahl- 
reich entstandene  Rübenzuckerfabriken  ver- 

en  schon  jetzt,  im  Verein  mit  seinen 
Zuckerrohr-Siedereien  das  Land  unabhängig 
von  fremder  Hinfuhr  zu  machen.  Italien  hat 
in  jüngster  Zeit  in  den  Ebenen  der  Lom- 
bardei unerwartet  grosse  Fortschritte  im 
Rübenbau  gemacht  und  wird  in  kürzester 
Frist  seinen  Bedarf  selbst  decken,  Rumänien, 
Serbien,  Bulgarien  haben  erfolgreich  ver- 
sucht, die  Zuckerindustrie  bei  sich  heimisch 
zu  machen.  Selbst  in  Persien  beginnt  man 
den  Anbau  der  Hübe  und  in  Aegypten  hat 
man  erfolgreich  versucht,  neben  dein  Zucker- 
rohr im  üeberschwemmungsgebiete  des  Nils 
Zuckerrüben  zu  bauen,  um  sie  ebenso  wie 
in  einer  spanischen  Fabrik  abwechselnd  mit 
dem    Rohr  in   denselben  Fabriken   zu  ver- 

ten. 
Allenthalben     zeigt     sich     das    Streben, 
unter  staatlichem  Schutze  ein  Gewerbe  gross 
zu    ziehen,    das    für    Deutschlands,    Frank- 
reichs und  Oesterreichs   Landwirtschaft   so 
ch     geworden    ist,    in    Russland. 
'.  Heiland  und  Dänemark  nicht  min- 
der b  di  il  am    für  den  allgemeinen  Volks- 
wohl  und    ein   wichtiges  Genuss- 


mittel liefert,  das  in  immer  weitere  Kreise 
des  Volkes  eindringt  und  lue  und  da  be- 
reits zu  einem  Nahrungsmittel  geworden  ist. 
Die  Fortschritte  in  der  Technik  des  Be- 
triebes und  in  der  Züchtung  immer  zucker- 
haltigeren Rohmaterials  genauer  zu  ver- 
folgen, ist  hier  nicht  der  Ort.  Die  auf  S. 
999  folgende  Tabelle  A  mag  für  Deutsehland 
den  Werdegang  der  Industrie  und  ihrer 
Leistungen  veranschaulichen. 

DieZalden  sprechen  eine  beredte  Sprache 
und  bedürfen  der  erläuternden  Worte  nicht. 
Es  sei  nur  noch  darauf  verwiesen,  dass  in 
erfreulicher  Weise  die  Industrie  in  Deutsch- 
land auch  räumlich  an  Ausdehnimg  gewinnt 
und  nicht  mehr,  wie  noch  vor  wenig  Jahr- 
zehnten, auf  Mitteldeutschland,  Sachsen,  An- 
halt, Braun  schweig  und  Schlesien  beschränkt 
ist.  Ost-  und  Westpreussen,  Posen,  Pommern, 
Mecklenburg,  Holstein,  Hannover,  Hessen 
und  Rheinland  sind  heute  wichtige  Centren 
des  Zuckerrübenbaues  geworden,  und  gerade 
in  diesen  neuen  Heimstätten  dehnt  sich  der 
Anbau  immer  mehr  aus.  Nur  das  mildere 
Klima  Süddeutschlands  scheint  dem  Ge- 
deihen der  Rüben  nicht  günstig  und  die 
eigenartigen  Besitzesverhältnisse  am  Grund 
und  Boden  hindern  ähnlich  wie  in  Süd- 
frankreich die  Ausbreitung  der  Industrie. 

Die  steigenden  Ausbeuten  zeugen  von  den 
Fortschritten  der  Technik  und  der  Leistungs- 
fähigkeit unserer  Rübenkultur,  die  durch 
wissenschaftlich  begründete  Samenzucht  ein 
unendlich  viel  wertvolleres  Rohmaterial  zu 
erzielen  verstanden  hat.  Die  Ergebnisse  der 
letzten  Zeit  sind  um  so  bemerkenswerter,  als 
die  jetzige  Gesetzgebung  nicht  wie  Ausgangs 
der  80er  Jahre  die  Entzuckerung  der  Me- 
lassen begünstigt,  sondern  wachsende  Mengen 
derselben  und  damit  grosse  Quantitäten  von 
Zucker  als  Futter  in  die  Viehställe  der 
Landwirte  zurückwandern. 

Wie  sich  die  Rübenzuckerproduktion  d  e  r 
Welt  in  den  letzten  Jahren  entwickelt 
hat  und  welchen  Anteil  daran  die  haupt- 
sächlichsten Produktionsländer  nehmen,  zeigt 
die  auf  S.  1000  folgende  Tabelle  B,  deren 
jüngste  Ziffern  dem  neu  erscliienenen  grossen 
Werke  von  Heliot  »le  sucre  de  betterave 
en  France«  (Paris  1900)  entnommen  sind. 

Auch  in  dieser  Tabelle  liefern  die  Zahlen 
ein  erfreuliches  Bild  für  die  Entwicklung 
der  deutschen  Industrie  im  Vergleich  zur 
Weltindustrie.  Während  Deutschland  noch 
in  den  siebziger  Jahren  mit  Oesterreich  und 
Russland  etwa  gleichwertig  war,  aber  hinter 
Frankreich  durchschnittlich  weit  zurück- 
stand, ändert  sieh  das  Bild  plötzlich  in  den 
achtziger  Jahren.  Deutschland  tritt,  allen 
anderen  weit  voraus,  an  die  Spitze  aller 
Rübenzuckerländer  und  lieferte  im  Jahre 
1884  nicht  weniger  als  42,7%  der  Gesamt- 
erzeugung.    Die   aussergewöhnlich   schnelle 
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Entwickelung  d 


Tabelle  A. 
r  RüDenzuekerindustrie  in  Deutschland. 


feetriebsjahr 


Zahl  der 
Fabriken 

im 
Betriebe 


Verarbeitete 
Rüben 

Tonnen 
a   1000  kg 


Gewonnener 
Rohzucker 

Tonnen 
ä  1000  kg 


Durchschnitt- 

Etiiben- 

verarbeitnng 


Zu   I 
ncker 
derlieh 
Rüben 

de 


1836—37 
1840—41 
1850—"'! 

1860—61 

1870—71 

1871—72 

1872—73 

1873-74 

1874—75 

1875— 70 

1876—77 

1877-78    I 

1878-79 

1879—80 

1880—81 

1881-82 

1882—83 

1883—84 

1884—85 

1885-86    ! 

1886—87 

1887—88 
1888—89 
1889—90 
1890—91 
1891—92 
1892—93 
1893—94 
1894—95 
1895—96 
1896—97 
1897—98 
1898-99 

1899—900 
1900—01*)  I 


122 

145 

1S4 
247 
3°4 
311 
324 
337 
333 
332 
32S 

329 

324 


000 
34-3 
358 
376 
40S 

399 

401 

391 
396 
401 
406 

403 
401 
405 
405 
397 
399 
402 
402 
399 
395 


25  346 
241  486 

730  215 

1  467  702 

3  °5°  745 

2  25091S 

3  181  550 
3528763 

2  756  745 
4 161  284 

3  55°  °36 

4  090  96S 
4  628  747 
4  S05  261 
6  322  203 
6271  947 

8  747  153 

S918  130 

io  402  688 

7070316 

8  306  652 
6  963  960 
7896183 

9  822  635 
10623  319 

9  488  002 
9  Su  939 

10  644  351 
14  521  029 

11  672  Sio 
13  721  601 

13697  89 1 

12  150642 

12439301 
13252  01 1 


1  408 
14205 

53  349 
126  ^26 
186  41S 
186  44 ' 
262  551 
291  040 
2=16412 
358048 
290  930 
380510 
430  160 
41  5  420 

573°3° 

622  290 

848  930 

960  610 

1  146  740 

S3S  105 

I  023  734 

958  86S 

990  890 

1  261  353 

1336  221 

1  198025 

1  230  835 

1  366001 

1  827  973 

1  637  057 

1  S21  223 

1  844  400 

1  722  429 

1  79:  478 

1  970  000 


2  077 
16654 
4001 1 


17,29 
17,00 
13,80 


50421 

11.60 

100  681 

11,60 

72377 

12.07 

98  196 

12,12 

104  711 

12.12 

827S5 

10.75 

125  340 

11,62 

IOS233 

12.20 

124346 

10.75 

142  863 

10.7b 

146  502 

n,57 

186903 

11,06 

1 82  860 

10.0S 

144334 

10,30 

237  184 

9,28 

254  968 

9,o7 

177  200 

S.44 

207  14S 

S.16 

178  081 

7.20 

199  651 

7,97 

244950 

7,79 

261 658 

7-95 

23;  000 

7,92 

244  6S7 

7-97 

262  823 

7-79 

358  568 

7-94 

294  025 

7.13 

343  899 

7-53 

340  743 

7,43 

302  254 

7,o5 

311761 

6,93 

335  520 

0.72 

beute 
aus  den 

Hüben 


5,55 
5. SS 

7,25 
S,62 
8,62 
8,28 

9,30 
8,60 
8,19 
9,3° 
9,29 
8,65 
9.04 

9,92 
9,7i 
10.77 
11,02 
11,85 
12.32 

13-77 
12.55 
12,84 
12,54 

12.02 

12,54 

12,83 
12,58 

14.02 
13,27 
13-40 
14.17 
H,43 
14,86 


*)  Schätzung-. 


Vermehrung  der  Produktion   hatte  aber  zu 
einer    schweren    Krisis    geführt,    und    die 
sinkenden   Preise   veranlassten   in   Deutsch- 
land einen  Stillstand  in   der  Entwiche  hing, 
den  sich  andere  Länder   zu  nutze  machten, 
um    ihrerseits    die  Lücke   abzufüllen ,    die 
durch  die  in  Deutschland  der  Zuckerindustrie 
aD^itiggepredigteProduMonseiiischränkurig 
entstanden  war.     So   ist  an  dem  Fortschritt 
in  den  nächsten  10  Jahren  Deutschland  kaum 
beteiligt,     während     alle     anderen    Lander 
«chnell    ihre    Produktion    ausdehnen,      Erst 
95  geht  die  deutsche  Industrie  wieder 
sprungweise  vorwärts.  Weiht  dann  aber  aui 
der  einmal  erreichten  Höhe  annähernd  stehen. 
während  seine  Mitbewerber  auf  dein  VV  elt- 
markte,   namentlich    Frankreich.    Russland. 
Belgien,  Holland  und  die  neuen  Produktions- 
länder  gerade  in   den  letzten  sechs  Jahren 


lanuer    geiaue    111   ueu   ^>~.~~    .  ,,-  ■ 

ihre   Erzeugung   in    ungewöhnlicher    Weise 


|  vermehren,  zum  Teü  mehr  als  verdoppeln 
i  Dabei  figurieren  unter  den  anderen  Landern 
im  letzten  Jahre  Schweden  bereits  mit 
111000  Tonnen,  die  Vereinigten  Staaten  mit 
77  000  Italien  mit  60000  Tonnen.  Deutsch- 
land ist  dadurch  relativ  zurückgedrängt, 
liefert  im  Jahre  1900/1901  nur  noch 32,1  Vo 
esamten  Rübenzuckers  der  Welt  gegen 
4->7«o  im  Jahre  1884  85. 

'Von  einer     rücksichtslosen    Ausdehnung 
der     durch  Prämien  h»«  deut- 

schen Zuckerindustrie  kann  also  in  den 
letzten  Jahren  gewiss  nicht  die  Rede  sein, 
vielmehr  haben  andere  Länder,  wenn  von 
einer  üeberproduktion  gesprochen  wird,  in 
weh  stärkerem  Masse  dazu  beigetragen  als 
Deutschland.  Auch  der  Kolonialzucker  hat 
in  jüngster  Zeit  wieder  einen  m  An- 

teil an  der  A'ersorgun-  des  W  eltmarktes  ge- 
nommen,  und    aus    der   durch    che    obigen 
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Tabelle  B. 
!  '.V'duktion  von  Rübenzucker  in  1000  Tonnen  ä  1000  kg. 


Deutsch- 
land 

Frank- 
reich 

Russland 

o„,„- 

reich 

Belgien 

Nieder- 
lande 

Betriebsjahr 

Andere 
Länder 

Summa 

1852—53 

84 

ca.    50 

25 

3° 

9 

3 

202 

1859—60 

H5 

m 

ca.    30 

S4 

17 

3 

— 

45i 

1864—65 

170 

169 

48 

110 

27 

3 

— 

529 

1869—70 

217 

2S9 

132 

«51 

43 

12 

— 

846 

1871—72 

186 

335 

171 

240 

94 

18 

6 

1051 

1872—73 

262 

408 

224 

259 

99 

25 

6 

1285 

1873—74 

291 

396 

219 

278 

92 

31 

7 

1316 

1874—75 

256 

450 

203 

268 

93 

23 

7 

1302 

1875—76 

358 

462 

247 

321 

105 

3° 

7 

1532 

1876—77 

290 

243 

34° 

293 

59 

22 

6 

1255 

1877—78 

380 

39S 

292 

355 

81 

26 

6 

1541 

1  878—79 

43° 

432 

273 

396 

92 

26 

6 

1659 

1879-80 

415 

277 

300 

439 

75 

23 

7 

1539 

1880— Sl 

5  73 

3*7 

276 

533 

S9 

28 

8 

1820 

1  ssl— S2 

622 

376 

293 

453 

95 

25 

9 

1897 

1882-83 

848 

405 

317 

536 

107 

29 

10 

2255 

1883—84 

960 

454 

343 

527 

138 

42 

15 

2500 

1884— 85 

11 46 

305 

388 

676 

115 

44 

20 

2697 

1885—86 

838 

296 

528 

395 

62 

26 

25 

2173 

1886—87 

1015 

489 

480 

555 

118 

39 

26 

2725 

1887-88 

958 

385 

435 

408 

121 

41 

31 

2382 

1888—89 

990 

461 

474 

517 

124 

41 

26 

2437 

1889—90 

1260 

783 

444 

740 

203 

69 

32 

3523 

1890—91 

1331 

694 

544 

778 

205 

70 

35 

3666 

1891—92 

1198 

650 

55° 

7S0 

180 

40 

43 

3437 

1892—93 

1231 

528 

455 

802 

180 

68 

52 

3372 

1893—94 

1366 

548 

647 

834 

220 

72 

108 

3795 

1894—95 

182S 

748 

*6oi 

1045 

240 

80 

157 

4699 

1895—96 

1637 

660 

717 

781 

220 

103 

163 

4281 

1896—97 

1821 

742 

720 

928 

280 

156 

190 

4837 

1897-98 

1844 

811 

720 

822 

234 

126 

198 

4755 

1898—99 

1722 

7S2 

*755 

1042 

209 

150 

167 

4827 

1899—900 

1795 

918 

898 

1098 

270 

169 

308 

5456 

1900—01 

1970 

1146 

»928 

1064 

1 

320 

1S0 

432 

6040 

-,      :, 

tznng. 

Zahlen     gekennzeichneten     Entwiekelungs- 

aichte  dieser  grossartigen  Weltindustrie 

wird  man  am  wenigsten  auf  einen  Stillstand 

derselben  für  die  Zukunft  schliessen  können. 

Wie    sieh    die    beiden    grossen    Neben- 

1 .  der  Buben-  und  der  Rohrzucker,  auf 

dem    Weltmarkt    in    die    Versorgung    des- 

geteill   haben,  mögen  die  Zahlen  der 

folgenden   Tabelle  C   veranschaulichen.    Zu 

rken  ist  dazu  nur,  dass  die  angegebene 

suckerproduktion     nicht    die    gesamte 

Zuckererzeugung  darstellt,   sondern  nur  die 

Mengen,    die    auf   den    Weltmarkt   hinaus- 

also    /,.   B.    nicht   die    ungeheueren 

Quantitäten,   die  in  Ostindien  von  den  Ein- 

oen  produziert,  aber  auch  an  Ort  und 

ierl    wi  rden.     Ebenso  ist  für 

China  und  r  nur  das  Quantum 

das  in  den  auswärtigen 

-    it.    Aul  absolute  Zuverlä 

Zahlen  daher  keinen  Anspruch. 


Wir   halten   uns   dabei   an  die  Schätzungen 

der  »Deutschen  Zuckerindustrie  . 

Der  Zucker  der  nordischen  Bunkelrübe. 
anfangs  als  Konkurrent  kaum  beachtet,  hat 
also  das  Produkt  des  tropischen  Zucker- 
rohrs immer  mehr  auf  dem  Weltmarkte  be- 
drängt und  in  den  letzten  Jahrzehnten 
dauernd  das  Uebergewicht  erlangt,  so  dass  er 
schliesslich  genau  zwei  Drittel  des  Weltbe- 
darfs zu  decken  vermag,  während  er  noch  vor 
30  Jahren  kaum  ein  Drittel  dazu  beisteuerte. 

Ob  es  dem  Bübcnzucker  gelingen  wird, 
trotz  der  scheinbaren  Ueberlegenheit  des 
tropischen  Klimas  und  Bodens  auch  ferner 
diese  Stelle  zu  behaupten,  hängt  von  den 
mannigfachsten  Verhältnissen  ab,  —  von  der 
technischen  Leistungsfähigkeit  des  Rüben- 
baues und  der  Bübenverarbeitung  ebenso 
wie  von  der  politischen  und  wirtschaftlichen 
Entwickelung  der  Kolonieen.  nicht  zum 
mindesten  aber  von  der  Gestaltung  der  Be- 
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Tabelle  C. 
Zuckerproduktion  für  den  Weltmarkt  tu 

1000  Tonnen  a   1000  kg'. 


Betriebs- 
jähr 


Produktion  an 


Rüben-      Rohr- 
zucker    zuckei 


-  :- 

=    -   ■_    o 

5  ~  -  — 

Gesamte  :ir^  = 

Zucker-  rja£  § 

pro-     -9  p  d^ 

duktion   -  S  =  £ 


1852—53 
1859—60 
1864-  65 
1869—70 

1871—72 
1872—73 
1STS  -74 
ls74— 75 
1875—76 
1876—77 
1877—78 
1878—79 
1879—80 
1880  -  81 
1881—82 
1882—83 
1883 -S4 
1884—85 
1885—86 
1886-87 
1887—88 
1888-89 
1889—90 
1890-91 
1891—92 
1892  -  93 
1893—94 
1894—95 
1895—96 
1896—97 
1897-98 
1898—99 
1899—900 
1900—01 


Steuerung  des  Zuckers  in  den  europäischen 
Kulturstätten.  Denn  kaum  eine  andere  In- 
dustrie  ist  in  ihrer  EntWickelung   so  sehr 

wie   diese  von   der  Art   und  Hohe   der  au 
ihr  lastenden  Steuer  abhängig  gewesen  und 
zum  Teil  noch  heute  abhängig. 

II.  Die  Besteuerung  des  Zuckers. 

A.   Theoretische   Betrachtung  der  ver- 
schiedenen Steuerformen. 
Dass   der   Zucker,   weil  aus  leicht  ver- 
dauliehen Kohlenhydraten  bestehend,  grossen 
Nährwert  besitzt   und  überaus  guns 
die  Muskelthätigkeit  einwirkt,   diese  I 
zeucune  dringt,  trotz  mancher  noch  immer 
entgegenstehender   Vorurteile,   immer  mehr 
durch!    Bisher  wird   aber  Zucker  haupt- 


sächlich    wegen     seines    süssen 

würzende    Beigabe    zu 
n,  gleichfalls  Kohlenhydrate  ^halten- 
den mehligen  Substanzen  oder  zur  I 
des  Wohlgeschmacks    zu   einer    B 
anregenden     und    er!  len    Getränken 

verwendet.    Ein  eigentliches  Nahrungsmittel 
und  al  '    Mengen  cureld 

genossen  vs  ir  vereinzell   m  den  tro- 

pischen Ländern  z.  B.  in  Venezuela  — , 
ad  er  in  den  nördlichen  Kulturländern, 
selbst  wo  sein  Verbrauch  grosse  Dimen- 
sionen angenommen  hat,  immer  noch 
ein  entbehrliches  Genussmittel  be- 
trachtet wird. 

Doch  macht  der  hohe  Nährwert  des 
Zuckers  und  seine  leichte  Verdanliehkeii 
ihn  im  Gegensatz  zu  den  absolut  oa 
losen  und' unverdaut  den  Körper  passieren- 
den künstlichen  Süssstoffen  als  Gewurzstoü 
ganz  besonders  geeignet.  . 

-  iber  der  Zucker  ist  eines  von  denjei 
Genussmitteln,  die  im  Gegensatz  zu  den 
meisten  alkoholischen  Getranken,  zum  Tabak 
etc.,  selbst  in  grösseren  Mengen  verbraucht, 
keinen  schädlichen  Einfluss  auf  den  Organis- 
mus ausüben.  ,. 

Wenn  also  auch  eine  Besteuerung  diese. 
vielgebrauchten,  aber  immerhin  entbehr- 
lichen Genussmittels  -  das  beweist   bei- 
-m.  Uweise  der  ganz  verschieden.'  \  erbrauch 
der  einzelnen  Kulturvölker  -  finanzpolitisch 
durchaus  gerechtfertigt  ist    so  zwingen  doch 
keine  sittenpolizeilicheu   Gründe,  wie  beim 
tus      zu    einer   besonders   hohen 
BeÄg  te  Zuckers.    Wo .die •Knanzbge 
des  Staates  es  gestattet  und  die  Bevölkerung 
1  sich   an   den   Verzehr   grosser   Mengen  ge- 
ahnt  hat.    ist,    wie  es  eme  Zeit  lang  ^ 
England    und    Nordamerika    der   Fall 
war   eine  Steuerfreiheit  durchaus  berechtigt; 
ebenso    wie    andererseits   da,    wo  man  ge- 
zwungen ist,  selbst  notwendige  Onterhalte- 
mittel  zur  Steuer  heranzuziehen  eine  starke 
Belastung  dieses  gesunden,  nahrhaf ten »he- 
nussunttels    den  Forderungen  der  Gerechtig- 

keäÄÄ  Zucker  nur  unter  t—r 
Sonne  gedieh,  war  seine  finanzielle ^Nutz- 
barmachung leicht,  der  Zucker  zoll  war 
"tndfrenZoUe  in  seinem  Wesen  gleich^ 
eine  besondere  Zuck  er  gab  es 

n  icht     Erst  als  der  in  Europa  heimisch  ge- 
reue Rübenzucker  in  «aü-J» 


woraene  Äuotäu/.uv.n.d  ^- a-™---—  « 

(i,<  fremde  Eiv.ena.-ms  verdrängte  und  die 
£heS  Einnahmen  ans  den  Zuckerzöllen 
veSerte,  begann  man  eine  besondere 
Besteuerung  dessen >.  Dass  dieselbe  ihre 
ranz  eigenartigen,  technischen  Schwier^g- 
leiten  nftteTdlss  sie,  aus  Rucks  cht  auf  die 
Vermissende  junge  Industae  im  eigenen 
lande  auch  volkswirtschaftlich  ganz  be- 
'e  Anpassung  an  die  gegebenen  Ver- 
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hältnisse  verlangte,  führte  dazu,  dass  man 
lern  Gebiete  dieser  Steuer  zn 
mannigfachem  Wechsel  der  Systeme  und 
der  Steuersätze  kam  und  dass  der  Streil 
über    das  eh    und    praktisch   rich- 

System  zeitweise  mit  grosser  Eeftig- 
keit  entbrannte. 

Der  Zuckerzoll  wurde  mit  der  Ent- 
wickelung  der  eigenen  Erzeugung  natürlieh 
aus  einem  reinen  Finanz/oll  ein  Schutzzoll 
und  ist  es  selbst  in  den  stark  exportieren- 
den Zuckerländern  bis  heute  geblieben,  ob- 
wohl er  eine  preissteigernde  Wirkung  hier 
kaum  noch  auszuüben  vermag,  da  der  Welt- 
marktspreis und  die  Steuerrückvergütimg 
den  Inlandspreis  in  solchen  Ländern  be- 
stimmen und  höchstens  Frachtdifferenzen 
in  den  der  Grenze  nahegelegenen  Distrikten 
«  i  gen  des  Zolles  zum  Preise  hinzugeschlagen 
werden  kön 

In  den  Vereinigten  Staaten  von  Nord- 
amerika und  ueuerdings  in  einigen  englischen 
Kolonieen  hat  man  zu  dem  eigentlichen 
Zuckerzoll  noch  einen  Differentialzoll  hinzu- 
geschlagen, der  von  Zuckern  derjenigen 
Länder  erhoben  wird,  die  direkt  oder  in- 
direkt die  Ausfuhr  ihres  Produktes  prämi- 
ieren. Auch  dieser  Differentialzoll  soll  ein 
Schutzzoll  sein,  kommt  alier  als  solcher 
nur  in  beschränktem  Umfange  zur  Geltung. 
da  bei  der  grossen  Verschiedenheit  der 
Prämien  die  hochbegünstigten  Zucker  ein- 
fach vom  Import  ausgeschlossen  werden 
und  die  am  niedrigsten  prämiierten  nur 
dann  eingeführt  werden,  wenn  nicht  prämi- 
ierter Zucker  nicht  vorteilhafter  gekauft 
werden  kann. 

Jede     Besteuerung     des    einheimischen 
Zuckers    hat    als    Verzehrungssteuer     den 


Zweck,    das    im  Lande   erzeugte    und    zum 
Verbrauch     gelangende    Produkt    mit    der 
Steuer   zu    belegen.     Da    aber    der    in    den 
Rohzuckerfabriken    hergestellte  Zucker   von 
ganz     verschiedener     Güte     war     und     die 
steuertechnische  Oeberwachung  des  Betriebes 
ihre    besonderen    Schwierigkeiten    bot,    so 
suchte  man  bei  Einführung    der  Stern  r     n- 
nächsl  aus  leichter  kontrollierbaren  Anhalts- 
punkten   die    Höhe    der   Ausbeute    zu    be- 
rechnen.    Bald    sah    man  ein.    dass    man 
dadurch    der    Art    der    Verarbeitung    eine 
ganz    besondere    Richtung    gab,    dass    der 
f    gegen     die    Steuervoraussetzungen 
rbe   mächtig  vorwärts    trieb,    und 
li  z.  T.  deswegen  die  theoretisch 
vollkommenen  Steuerverfahren   bei. 
suchte  nui-  mit   de,,  Steuersätzen  den  F>rt- 
der  Industrie  nachzukommen. 
■s"     ba  eh     die    verschiedensten 

men    herausgebildet.     Man   erhebt 
Steuer  he 
•■■  ]  Q    wicht    der   verarbeitete. 


2.  nach    der  Leistungsfähigkeit    der    h 

nutzten   Apparate, 
:;.   nach  der  Dichtigkeit  des  Zucl 
1.  nach    dem    fertigen,    zum    Inland  - 

brauch  bestimmten  Produkt. 
1.  Die  Rohniaterialsteuer.  Die  erstere 
Form.  1 1  ie  si  'gen.  .AI  a  t  e  r i al  -  o d e  r  R  ü b e 6- 
steuer,  verlangt  eine  genaue  steueramt- 
liche Verwiegung  aller  zur  Verarbeitung 
gelangenden  Rüben,  nimmt  dann  eine  be- 
stimmte Ausbeute  an  Rohzucker  bestimmter 
Güte  daraus  an  und  belegt  demgemäss  das 
Rohmaterial  mit  einer  Steuer.  Die  bei  Ein- 
führung-  dieses    Modus    wichtigen    Vorteile 

waren    die  Leichtigkeit    der  Kontroll, .> 

die    absolute  Bewegungsfreiheit    des    Fabri- 
kanten.     Die    Aufsicht     beschränkte    sicli 
darauf,    dass   keine  anderen  als  die  amtlich 
verwogenen    Rüben    in    die    Rüben-    oder 
Schnitzelmaschine    kamen,    diese   Kontrolfe 
war    bei     zweckentsprechender    Anordnung 
der  Apparate  sehr  leicht  und  ersparte  dem 
Fabrikanten  das  auch   sonst  notwendige  Er- 
mitteln des  Gewichtes  seiner  Rohmaterialien. 
Er  behielt  völlig  freie  Hand,  seineu  Betrieh; 
zu  gestalten,  wie  es  ihm  am  vorteilhaftesten 
-einen.      Die    Steuer     verteuerte    ihm    sein 
Rohmaterial  schliesslich  fast  auf  das  Doppelte 
des  früheren  Preises,    sein  Streben    musstä 
natürlich    darauf   gerichtet    sein,    möglichst 
an  diesem  kostbaren  Rohstoff  und  damit  au 
Steuer    zu    sparen.     So    begann    fast    not- 
wendig ein  Kampf   der  Technik  gegen  die 
Steuer,  d.  h.  wenn  das  Gesetz  voraussetzte, 
dass    113,4  Centner  Rüben    zur  Herstellung 
von  einem  Centner  Zucker  notwendig  seien 
und  dementsprechend  die  Steuer  bestimmte, 
so  bemühte  man    sich,    statt  dessen  so  viel 
weniger    zu  verbrauchen    und    an  Abgaben 
zu  sparen.   Dies  Streben  ist  an  sich  vollauf 
berechtigt    und    volkswirtschaftlich    vorteil- 
haft,   denn    es    führt    zu    rationellster  Aus- 
nutzung des  vorhandenen  Rohstoffes  und  zu 
möglichster  Veredelung    des    letzteren:    es 
hat   die   gewaltigen  Fortschritte   der   deut- 
schen    und    neuerdings    der     französischen 
Fabrikation   in   erster  Linie  bedingt  und  ist 
um  so  notwendiger,  je  höher  der  Schutzzoll 
und  damit  der  Anreiz,  im  alten  Schlendrian 
mühelos  grosse  Gewinne  zu  macheu. 

Aber  das  Cngei-echte  und  viel  Ange- 
feindete bei  dieser  Materialsteuer  liegt  darin, 
dass  sie  keine  Rücksicht  nimmt  und  nehmen 
kann  auf  die  Verschiedenheit  der  Rüben, 
wie  sie  notorisch  durch  die  Verschiedenheit 
des  Hodens,  des  Klimas,  des  Wetters  und 
der  Kultur  bedingt  ist.  So  wird  derjenige 
Fabrikan  i.  de,-  unter  iingHiiMi-en  l!e- 
dingungen  arbeitend  16  Centner  Rüben  zur 
Herstellung  von  einem  Centner  Zucker  ge- 
1  tui  ni.  doppelt  soviel  Steuer  entrichten, 
als  derjenige,  der  bereits  aus  8  Centnern 
ebensoviel    fertiges  Produkt  herstellt.     Wer 
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,1-um    im    Besitze  ausreichender  Kapil 
zugleich  imstande  ist,  die  besten  Mas* 
aufzustellen,   wird   ebenso  durch  die  Steuer 
lStig1   im  Vergleich  zudem,  der  v 
ingsfähige    Apparate    anwenden    rnuss, 
der    Besitzer    besonders    guten    Kon- 

materials.  • 

unter  der  Herrschaft  dieses  Steuersystems 

sind  als.,    die  Grossbetriebe  üem- 

betrieben  stark  bevorzugt  und  ist  zugleich  die 
Industrie    an  die   auserwähll 
eebimden,    in  denen  ein     geborener  Ruben- 

,       möglichst     sichere,      glen 
Ernten  einer  besonders  reinen,  zuckern 
Rübe    gewährt.      Der    Widerspruch 
diese   Art    der  Steuererhebung    kam   daher 
Stets  aus  denjenigen  Landstrichen,  m 
unter  dem  Druck  der  Steuer  die  erwüi 
Industrie    nicht    erstehen    konnte    oder     in 
flenen  die  vorhandenen  Fabriken  wegen  der 
geringeren    Gunst    von    Boden    und    Klima 
mehr   Steuer    entrichten    mussten,    als    sie 
nachher    Leim    Verkauf    wieder    erhn 
während    die   begünstigten  Fabriken    u 
^sparten  Steuer   eine  oft  nicht  unbeti 
Prämie  bekamen.   Denn  selbstversl 
Üch  konnte  der  Gesetzgeber  immer  nu 
mit  t  lere,    unter    normalen    A  erhalt i. 
zu  erzielende  Ausbeute,  nicht  die  ung 
iu  Grunde  legen    und   er  musste  die  /alter 
erhöhen,    wenn  die  Erfahrung    lehrte,    dass 
,11.-     Fortschritte     in     der    Rübenzüchtung 
und  der  Art  der  Verarbeitung  im  Du 
schnitt    ein    weit    grösseres    Ausbringen 
et,  n.    Dabei  bleibt  immer  dem  einen 
|n    Verlust,     dem     anderen     ein    Gewinn. 
Dieser  Gewinn    tritt   um   so  sichtbarer  her- 

ie    melir  das  Land  zur  Ausfuhr    - 
Zuckers    gezwungen    wird.     Denn    da    die 
Verzehrungssteuer     nur     den     mlandis 
Verbrauch   treffen    soll,   muss   dem    a 
Muten  Produkt    die  Steuer   zurückerstattet 
werden.    Das  kann  aber   nur  g.  ä<  bellen  im 
Verhältnis     zu    der    gesetzliehen    Aus- 
beuteannahme, und  wird  diese  in  gross  rem 
Umfange    überschritten,     werden    weniger 
Rüben    gebraucht  und  weniger  Steuern  ge- 


zahlt     so    enthält    die  Steuerruckrergutung 
eine  Ausfuhrprämie,    die  dem.    dei 
unter    der  Gunst  der  Verhältnisse  geniesst, 
es   ermöglicht,    im    Notfall    ohne    Schaden 
billiger    verkaufen    zu  können.    Dad 
wird    der    doppelt    geschädigt,    der    keine 
Prämie     sondern    noch  Verlust    durch    die 
Steuer    hat    und    um    so  weniger  imsl 
ist    billig  zu  verkaufen,  als  das   schlechtere 
Ranmaterial    ihm    ohnehin    die    Fabrikation 
verteuert 

Die  mit  den  Fortsehritten  des  Rüben- 
baues und  der  Fabrikation  sieh  mehrende 
Ausfuhrprämie  wird  aber  einen  Anreiz  zu 
immer  weiterer  Ausdehnung  der  Produktion 
bieten  und   führt  notwendig  bei  steigendem 


Export  mehr  sinkenden  Einnahmen 

der  Staatskasse. 

All  d  '   Praxis 

zum    Teil    durcl 

Boden-  und  Pachtpreise,  sowieder 
Produl 

gegenü  idruck  atd 

gewalti  emer    ~":' 

m,  die  um 
ins  «..■wi.-ht    fällt,    je  w<  Industrie 

ler    Rübenbau    zur. 
Noch    1882    meinte  Julius  Wolf,    dass 
Einführung  dei  R 

Zucker  produzierenden  Lande  nicht  mö 
wäre       Die  Thatsachen    liaben  ihn  wider- 
legt   Frankreich  hat  seit  1884 
Materialsteuer  eingeführt  und  seine 
zu    neuer  Blüte  gebracht.    Das,    sowie 
Blick   auf   die  Entwickelung   der  deutschen 

trie:    beweist    genügend,    wi 
es  war.    wenn    die    Gegner    dieser    Sti 
form     stets    betonten,    dass    all    ä 
schritte  auf  dem  Gebiete  der  Rüben 
und      die     Entzuckerung      derselben      nur 
Künsteleien«  seien,    die   kernen  dauernden 
Wert    für   die  Volkswirtschaft   hätten.     Das 
Errungene    hat    sich    bewährt    und     bildet 
auch    nach  Fortfall    der  Materialsteuer    die 
Grundlage  weiteren  Fortschrittes. 

0D  i  ,        wissen  Stufe  der  t^nt- 

wickelung  dann  ein  Verlassen  dieser  er- 
ziehenden Steuer  berechtigt  ist.  wollen  wir 
unten  bei  Besprechung  der  deutschen  Ver- 
hältnisse kurz  erörtern. 

2   Die  Pauschalsteuer.     Die   z  w  e  ite 
le  der  Besteuerung,   welche  die 
nach    der  Leistungsfähigkeit    der   Apparate. 
speciell  der  Saitgewinnun  te,  umlegt 

I    eruE  gssteuer),    hat    einige 
Vorteile    aber  noch  mehr  die  Nachteüe  der 
Rübensteuer.      Sie     ist    leicht    umzul 
leicht  zu  überwachen,  lässt  dem  Fabnka 
völlig  freie  Hand   in  der  Ausbildun 

bietet    aber,    selbst    wenn     wie 
schliesslich   in  i  h.   die  Anzahl  der 

Füllungen  der  Diffusionsbatterien  und 
Rauminhalt    zu   Grunde    gelegt  wird,    noch 
weniger    sicheren    Anhalt    zur    Beurteilung 
der  wirkli  I     ätung  als  das  Vexwi 

der  rohen  Rüben. 

\„f  die  Ungleichheit  des  Rohmaterials 
ist  auch  hier  keine  Rücksicht  zu  nehmen, 
die  Schwierigkeit,  die  Exportbonifikationen 
o-enau  zu  bemessen,  ist  noch  grösser,  und 
die    erzieh  Kraft     der    Steuer   wird 

hauptsächlich  der  Technik  des  Betriebes  zu 
,-,,Ue  kommen  und  diese  leicht  in  eine  ein- 
Litiffe  wenig  vorteilhafte  Richtung  drangen. 
3  Die  Saftstcuer.  Theoretisch  voll- 
kommener I  zunächst  die  dritte 
Form  der  Zuckersteuer,  welche  Menge  und 
mnenen  R ü  b  e n saf  t es  misst 
und   daraus  die  mutmassliche  Au- 
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rechnet.     Die  Steuer  wird   dabei  in  einem 
ren  Stadium   der  Produktion   ermittelt, 
.  der  Menge  des  Rohstoffes  soll  auch 
sein  Zuckergehalt  in  Rechnung  ge    gen 
werden.   -  alle  Einwendungen  gegen 

die  Ungleichheit  des  Materials  hier  hinfällig 
werden  ;  schlechten  Rüben,  auf 

ungeeignetem  Boden,  unter  schlechter  Pflege 
i.     durch    die    Steuer    nicht    un- 
•■11t  sein  würden  als  die  besten, 
bleibt  zum  Kampf  gegen  die  Steuer- 
setzungen  auch  hier    noch  Raum  genug 
in   der  späteren  Art   der  Verarbeitung  der 
Säfte,    und    wenn  mau  zur  Feststellung  des 
Zuckergehaltes  sich  einfach  an  die  Dichtig- 
keit, au  das  speeifische  Gewicht  des  Saftes 
hält,  so  ergeben  sich  neue  Schwierigkeiten, 
da  auch  die  eine  gute  Ausbeute  verhindern- 
den     Xiehtzueker      mit    gemessen    werden 
und    somit   gleich   dichte   Säfte  keineswegs 
:i    hohe   Zuckergewinnung   garantieren. 
Man   müsste   also    zu  einer  genauen  Po- 
larisation   des  Saftes  schreiten,   um  die  Un- 
gerechtigkeit zu  vermeiden,  die  in  der  Nicht- 
Salze  und  Xiehtzucker 
liegt:    aber    zu    solchen     subtilen     Unter- 
n  wird  das  Gros  der  Steueraufseher 
kaum    verwendet    werden  können,    und   die 
Gefahr  einer  betrügerischen  Handhabung  ist 
-.     Dazu  kommt,  dass  auch,  wenn  man 
die   einfache,   in  Belgien    übliche  Form   der 
Spindelung  der  Säfte   beibehält,    die  ganze 
Betriebsstätte    einer    sehr    lästigen    I 
wachung    der    Steuerbehörden   unterworfen 
und  zeitweilig  die  Fabrikation  unterbrochen 
werden  muss,  ohne  dass  lünsichtlich  gleich- 
massiger  und  gerechter  Verteilung  der  Last 
-     i    -    erreii  ht    wird    als    bei 
der   Rohmaterialsteuer.     Zuckerprämien  er- 
ch    auch   hier  für  die  günstig  ar- 
beitenden Fabriken,   und  das  Interesa 
Fiskus  ist  hier  wie  bei  der  Pausehalierungs- 
dureheine  Kontingen- 
te-i  11s   zu   wahren  ver- 
sucht worden,  indem  das  Gesetz  bestimmte. 

er  Betrag  unter 
allen  Umständen  für  die  Staatskasse  heraus- 
kommen müsa  die  Fabrikanten  pro 
ihrer  Steuerzahlung  zu  Nachzahlungen 
rerflii  ,  wenn  durch  starken  Export 
resp.  die  Exportprämien  der  kontingentierte 

-     Durch 
nachträgliche   Steuerzahl  jede   ge- 

möglich    macht, 
wird  die  Ungerechtig] 

Erhebungsformen   nicht 
noch 

4.  Die  Fabrikatsteuer  und  Verbrauchs- 
abgabe.    Für  den  Theoretiker  Wieb 
nach  Erkenntnis  all  der  b  Mängel 

1111,1   -  o  Steuerformen 

die   i  -  v.  i  rtesb 

brika  r.     Sie    ist     eine    wirkliche 


Konsumabgabe,    die    das   fertige,    zum 
brauch  bestimmte  Erzeugnis  mit  einer  g  I 
massigen  Auflage  belastet,  die  nicht  erh 
zu    werden    braucht    oder   in    voller    I 
mühelos  zurückerstattet  werden  kann,  v 
das  im  Inland  unter  Steueraufsicht  erz> 
Produkt  ins  Ausland  abgegeben  werd.-n 
Vor   allem    verteilt   sie  Licht    und   Seh 
gleichmässig  für-  die  Fabrikation,  sie 
dem,    der    das   beste   Rohmaterial   mit 
besten  Betriebseinriehtungeu  verarbeitet, 
noch  extra  Steuervorteile  und  Prämien  und 
gestattet  daher,   soweit  überhaupt  die  wirt- 
schaftlichen Vorbedingungen  für  einen  lol  i 
den  Betrieb  vorhanden  sind,  die  Errichtung 
von   Fabriken   auch  dort,   wo   nicht   bestes 
Rohmaterial  gewonnen  werden  kann,  ermög- 
licht es   auch,  mit  minder  guten  Apparaten 
die   Rüben    zu   verarbeiten.     Der  Rübenbau 
wird   also    nicht   von   wenigen  bevorzugten 
Landstrichen  monopolisiert,  und  die  Technik 
der   Fabrikation    kann    ohne   Rücksicht   auf 
mögliche   Steuervorteile  einfach  dem  allein 
erstrebenswerten  Ziele  zuarbeiten,  möglichal 
billig  zu  produzieren. 

Diese  theoretisch  nicht  zu  bestreitenden, 
möglichen  Vorteile  der  Besteuerung  des 
fertigen  Zuckers  Hessen  es  vielfach  über- 
sehen, dass  trotzdem  diese  Form  nicht  überall 
und  unter  allen  Umständen  die  einzig  em- 
pfehlenswerte ist  und  dass  es  durchaus  im 
wohlverstandenen  Interesse  der  Volkswirt- 
schaft sein  kann,  die  Einführung  dera 
hinauszuschieben.  Wer  ohne  Voreingef1 
nommenheit  die  Verhältnisse  prüft,  wi 
sich  in  Deutschland  unter  der  Herr- 
der  vielgeschmähten  Materialsteuer  und  wie 
sie  sich  in  Frankreich  unter  der  Fabrikat- 
steuer herausgebildet  hatten,  der  wird 
weiteres  zugeben  müssen,  dass  Deutschlands 
Rübenbau  und  Zuckergewinnung  sich  zu 
höchster  Vollkommenheit  emporgeschwungen 
haben,  während  die  französische  Industrie 
und  Rübenzucht  dem  Marasmus  verfiel,  weil 
jeder  Anreiz  zu  besseren  Leistungen  fehlte. 
Frankreich  hat  deshalb  die  theoretisch  weit 
weniger  empfehlenswerte  Rübensteuer  1884 
eing  führt  und  es.  allerdings  auch  durch 
hohe  Steuervergünstigungen ,  verstanden, 
seine  Industrie  in  kurzer  Zeit  wieder  der 
deutschen  ebenbürtig  zu  machen. 

Ist  die  Industrie  eines  Landes  zu  hoher 
technischer  Vollkommenheit  herangebildet; 
hat  sie  erkannt,  dass  sie  den  schweren 
Kampf  auf  dein  Weltmärkte  siegreich  nur 
bestehen  kann,  wenn  sie  das  erreichbar  beste 
Material  m  technisch  vollkommenster  Weise 
verarbeitet,  so  wird  dann  ein  Aufgeben  der 
Mati  srialsteuer  allerdings  gerechtfertigt 
sein,  um  nicht  einzelnen  Landstrichen  un- 
l"  rechtigte  Vorteile  dauernd  zu  gewähren, 
die  nachher,  wenn  sie  in  den  Ankaufspreisen 
des  Grund  und  Bodens  kapitalisiert  worden 
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.    -      ih1  ohne  schwere  Schädigung 

der  Interessen  beseitigt  werden  können 

,,,,-   in  Deutschland    kürzlich  vollzogene 

few-ane    von   der    Rübensteuer    zur  Ver- 

Ssabgabe   hat    einmal   den   Beweis    ge- 

,:f,,,.t    dass  unsere  Industrie  durch  die  alte 

'     in    eine   durchaus    richtige    Halm 

'.Fortschrittes  gedrängt  war   dass  es  auch 

in,    die  Steuer  heute  notwendig  ist,  durch 

VM  vervollkommnen  und  dass  ein  Still- 
5S5  in  den  technischen  Veitaaermjgm 
auch  heute  nicht  angebracht  st.  Wenn 
dieser  Systemwechsel  aber  in  den  Kreisen 
Fabrikanten  und  Rüben  bauenden  Land- 
mrtp  Erbitterung  Ihtut^  ruten  hat,  so  ge- 
ÄeseSmal,  weil  die  bisherigen  Prämien 
«»entlieh  vermindert  wurden  und  viele 
Een  Einnahmeausfall  nicht  glaubten  tragen 

u  können,  -  sodann  weil  nun  naturgemass 
';  dfe 'Landstriche  sieh  dem  Rübenbau 
Swenden,  die  bisher  nicht  gewagt  hatten 
STdenaltenHeimstättenderZuckermdiistrie 

■m  Wettbewerb  zu  treten.  Da  in  diesen 
Neuländereien  der  Boden  unendlich  viel 
büWer  ist  als  da,  wo  die  einst  so  gewinn- 
S|ende  Kultur  seit  Jahrzehnten  heimisch 
W  da  hier  ferner  durch  intensivere  Kultur 
aus  den  Erträgen  des  Körnerbaues  und 
,1,T  Viehhaltung  grössere  Gewinne  als  bis- 
her in  Aussieht  stehen,  -  so  war  es  sein 
Äerklärüeh,  wenn  die  Znckerfabnkanten 

mit  banger  Sorge  auf  dieses  Anwachsen  dei 
KonluuTenz   blickten,   da  ihnen  thatsachlieh 
auf  ihren  sehr  teueren,  wenn  auch  leisl 
fähigen      Böden     der    Wettbewerb    immer 

"hW;^a^er  diese  in  Mecklenburg.  Pom- 
mern,Preussen,  Posen  etc. -übrigens  auch 

schon   unter  dem  alten  Regime  -  en  .tan 
„Neugründungen  imstande  sind,  billig 
zu  produzieren,  so  wird  man  ihre  G™d™S 
im  Interesse   der  Volkswirtschaft    nicht  ^e- 
täoTS^  denn  todie  Za«tegJgB 
eine  Weltindustrie  und  kein  Monopol  Deutsch- 
lands   ist,    da    aber    anderswo    stets    neue 
Unternehmungen  ins  Leben  gerufen  werden 
so   ist   es   vom  deutschen   Standpunkt    aus 
besser,    dass    deutsche    Fabriken    als    dass 
österreichische,   französische    russische,  bel- 
gische  und    schwedische  Fabriken    unseren 
alten   Betriebsstätten  als   Konkurrenten   auf 
dem  Weltmarkt  entstehen. 


denen  Steuersätze  der  RUb  l  cnr0" 

uologiscb  an. 


»m>i  11  au. 
Es  wurden  erhoben  Eür  LOOkg  rohei  Rüben: 

v    i       ix.  1841  an  o,io  Mark 

„  1.      IX.  1844    „  0,30     „ 

'  1.      IX    1850    „  0,60     „ 

.:  1.      IX.  L853    „  ',2°     •• 

„  1.      IX.  1S58    „  i,5°     » 

"  1.     IX.  1869    „  1,60     „ 

,.  1.  Ylll.  1885    „  1.70     » 

,;  l.  Till.  1888    ..  i,8°     ■■ 


B.  Die   Zuckersteuer  in  den  einzelnen 
Ländern. 


1.  Deutschland.  Bereits  im  Jahre  1841 
begann  man  im  deutschen  Zollverein  der  eben 
entstandenen  inländischen  Zuckerindustrie  eine 
besondere  Steuer  aufzulegen,  die.  antangs  niedrig 
bemessen,  recht  bald  zu  ansehnlicher  Hohe  stieg. 
Wir  führen  der  Kürze  halber  hier  die  verschie- 


bt 1   August  1892  ist  die  ttati  rial  b  lei 
in  Fortfall   gekommen,   an  ihrer  Melle   die  be- 
reit; durch  aas  G.   v.  9,  Juli  18M   aeben  der 
ermässigten  Rübensteuer  in  Höhe  von  12  Mark 
Dro    Doppelcentner    Konsumzucker    eingetuhrte 
Verbranchsabgabe  auf  18  Mark  erhöht  worden. 
Das  letzt  gültige  G.  v.  '2,.  Mai   1896  halt 
an  dem  Grundsatze  der  Verbrauchsabgaben tat, 
steigert  dieselbe  aber  auf  20  Mark  pro    100  kg 
Konsumzucker  unter  gleichzeitiger  Gewährung 
einer   direkten   Ausfuhrprämie ,   wie 
da,  G   v   31.  Mai  1891  vorgesehen  ha 
„eue  Zuckerstenergesetz  brachte  aber  auch  eine 
Reihe  von  grundsätzlichen  Aenderungen,  insofern 
Äit    nur   die  Besteuerung,    sondern  gleich- 
zeitig die  Höhe  und  die  Art  der  P™duk 
tion  zu  regeln  unternahm.    Die   1894  plotz 
hXhervortrltende  sprunghatte  Ausdehnung  der 

Produktion  namentlich  in  den  östlichen Pro- 
vinzen  Deutschlands  und  die  dadurch  bedingte 
üeberproduktion  Hessen  es  erwünscht  scheinen 
die  Entwickelung  der  Industrie  in  verständigen 
Grenzen  zu  halten,  und  das  Interes*  "er  »eichs- 
Vnsse  zwan°-  dazu,  mit  Bucksicht  aut  die  auren 
ÄnSnzunVermeiolichenAiisfuhprämien 

das   Quantum    des    zur    Ausfuhr    produzierten 
Zuckere   nicht    zu   stark   anwachsen    zu  lassen. 
Deshalb  werde   eine  Kontingentierung  der  Ge- 
samtproduktion auf  17  Millionen  Doppelcentner 
Ährt,  die  jährlich  nach  bestimmten  Grnnd- 
S  wichst.     Nur  der  innerhalb  des  Kontin- 
gentes der  einzelnen  Fabriken  erzeugte  Zucker 
hat  Anspruch  auf  die  Ansfuhrvergutung.  Gleich- 
zeitig  soll   eine   staffeiförmig   ansteigende  Be- 
triebfsteuer   von   geringer   Hohe    die    kleineren 
en  gegen  das  Uebergewicht  der  Grossbe- 
,tl       schlitzen    und    letztere    von   allzu   ruck- 
ser  Ausdehnung  ihres  Betriebes  zurück- 
schrecken.     Die    Neugründung    von   Fabriken 
wird  durch   zeitweise  Versagung   eines  Kontin- 
gentes erschwert.  .  inafnhr 
B      Steuerrückvergütungen    bei    der    Aurfuhr 

SS^Xiv        oÄgabBo!Ä 

resu  22,20  Mark  herabgesetzt.  1887  weitei 
auf  17  25  resp.  21,50  ermässigt,  1888  auf  8.0O 
ft  ÄTark  reduziert  und .^»f» 
heseitiot  Dafür  wird  vom  1.  August  l>J-  01s 
■  uii  1895  eine  feste  Prämie,  „Ausfuhrzu- 
sLsAon  1,25  Mark  pro  100  kg  Rohzucker 
von  90- 98%  Zuckergehalt,  von  2  Mark  tui 
K^dU-  Bro£  und  Kristallzucker  von  mindes- 
tens 99'  ."  ,  Zuckergehalt ,  von  ,60  Mark  für 
allen  übrigen  festen'  Zucker  bewilligt.  ^  om  1. 
A  ' 1  1895  bis  31.  Juli  1897  seilten  diese 
"Sätze  auf  1.00  Mark,  1,75  Mark  und  1,40  Maik 
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vermindert   werden   und  später  ganz  fortfallen, 
von  1896   erhöhte   sie  aher  auf  an- 
nähernd  den  doppelten  Betrag,   auf  2,50  Mari 
für    H  Rohzucker  bis  98%  Zuckergehalt 

und  auf  3,55  Mark  resp.  3.00  Mark  für  jRaffi- 
naden.  Der  ausgesprochene  Zweck  war.  den 
deutschen  Zucker  im  Wettbewerb  mit  den  sehr 
höheren  Prämien  namentlich  Frankreichs 
um  dem  Weltmarkte  konkurrenzfähig  zu  er- 
halten. 

Die  Höhe  der  deutschen  Ausfuhrprämien  vor 
Einführung  der  festen  Zuschüsse  berechnet  Dr. 
Hager  [„Die  üeberwälzung  der  Zuckersteuer", 
Berlin  1893)  pro  de  Rohzucker  wie  folgt: 
1881  82  =  3,24  M.         1887/88  =  4,98  M. 
l882/83  =  3,io    „  1888/89  =  2,22    .. 

1883/84  =  3.72    „         1889/90  =2,39    .. 
1884/85     -  4.is    ..  1890/91     ■■  2,28    .. 

1885/86  =  4.SS    ..  1891/92  =  2.27    „ 

1886/87  =  4.55    „         1892/93  =  1.25   „ 
Den    Nettoertrag  der  deutschen  Zuckerab- 
gaben inkl.  Eingangszoll,  abzüglich  der  Steuer- 
vergütungen,   berechnet    die  amtliche  Statistik 
wie  folgt    in  1000  Mark): 

1875/76  =  63,249  1890/91  =  7=760 
1880/81  =  46,149  1891/92  =  72042 
1881  82  =  56,877  1892/93  =  52,2:5 
1882/83  =  67.2S7  1893/94  =  82,231 
1883/84  =  47,789  1894/95  =  85714 
L884/85  =  39.369  1895/96  =103:701 
1885/86  =  49,492  1  sin;:  17  =  86,894 
1886/87  =  33.624  1897/98  =100,871 
1887.88=14,677  1898/99  =109233 
1888/89  =  30,095  1899,1900  =  126.724 
1889/90  =  80,559 

Da  der  Inlandsverbrauch  im  starken  Steigen 
iffen  ist,  die  Ausfuhr  aber  bei  der  durch 
den  Arbeitermangel  bedingten  langsamen  Aus- 
dehnung der  Produktion  verhältnismässig  ge- 
ringer wird,  -"dürfte  sich  die  Zuckersteuer  für 
die  Finanzen  des  Reiches  als  immer  wichtiger 
herausstellen.  Der  Verbrauch  war  pro  Kopf 
der  Bevölkerung 

1890  91        9,49  kg  Raffln.  =  10,54  kg  Rohzucker 

'0=10,68   „  =11,87  .. 

1897/98  =u,7S    I  =1307 

189899      1238    ..      ..      =  if'yl  " 

"» --3,68,    .     =1|J3;       ;; 

2.  Frank  reich.     Frankreich  war  das  erste 
Land,    das   sich  zur  Einführung  einer  Zucker- 
Bteuer  entschloss.     Das  G.  v.  18.  Juli  1837  be- 
legte    bereits    den    Doppelcentner    Rohzucker 
nur  10  Francs   vom    1.  Juli  1838  ab,    mit   15 
Francs    vom    1.  Juli    1839  ah.     Das  G.   v.  3 
Juli   1840  erhob  nach  Farbentypen  abgestuft25 
bis  36,10  Francs  in  5  Steuerstufen.     L843  ver- 
rte  man  die  Zahl  der  Klassen  auf  vier   er- 
hob Dach  01.  1  1,  am  b  die  Zölle  and  erhöhte  die 
Lhrlich  um  5  Franc     so  dass  sie 
di  Zolle  gleich  sein  sollte.     Das 
23.  Mai  1860  Hess  das  Typensystem  fallen 
I    atz  für  Rohzucker  und 
te  man  bereits  1864  zu  den 
l':"'i"  1  I  .  dii  1»  1  anntli  b  den  Raf- 

,l!"'n'  Prämien  und  Gewinne  brachten 

■■■    bis    1880,   WO  man 
[ypensystem    endgiltig   verliess   und    den 

ball  an  Krys- 

tallzuckei    zu  Gr  -        .,,,.  ,    1874  hatte 


man  die  Steuer  zeitweise  bis  auf  73,32  Framfc 
erhöht:  —  jetzt  ward  sie  wieder  auf  40  Fn 
ermässigt.  Bis  dahin  hatte  man  reine  Fabri- 
katsteuer gehabt,  aher  der  sichtbare  Rückgang 
der  Industrie  unter  diesem  System  führte  iii 
dem  G.  v.  29.  Juli  1884  zu'  einem  völligen 
System  Wechsel.  In  der  Form  bleibt  die  Steuer 
freilich  eine  Fabrikatsteuer,  dem  Wesen  nach 
wird  sie  eine  Materialsteuer.  Der  Steuersatz 
war  50  Tranes  pro  100  kg  raffinierten  Zuckers. 
Das  Gesetz  nahm  aber  nur  eine  bestimmte  Aus- 
beute aus  den  amtlich  zu  verwiegenden  Rüben- 
mengeu  an,  bei  Diffusionsfabriken  6°,0,  bei  an- 
deren 5",,.  Der  darüber  gewonnene  Zucker 
(die  Exeedents)  sollte  steuerfrei  sein.  Man 
stellte  jedoch  den  Fabriken  frei,  gegen  einen 
Steuernachlass  von  8°  „.  also  gegen  feste  Prämie 
von  4  Francs,  ihre  wirkliche  Ausbeute  nach  dem 
alten  Steuermodus  zu  besteuern.  Wie  sehr  die 
Fabrikation  darniederlag.  beweist  die  That- 
sache,  dass  1881—83  die  Jahresausbeuten  nur 
5,00,  5,03,  5,35  °0  Raffinade  betragen  hatten 
während  Deutschlaud  gleichzeitig  9,92,  9,71  und 
10,77%  Robzucker  gewonnen  hatte. 

Im  Jahre  1887  erhöhte  man  die  Steuer  auf 
GO  Francs  und  die  Ausbeuten  für 

1887/88  auf  7,00  kg  1889/90  auf  7,50  kg 

1888/89    „    7^5    „  1890/91     ,.    7,75    „*  | 

und  hob  die  Abonnements  auf.     Spätere  schnell 
hintereinander    folgende    Gesetzesnovellen    be-   I 
[asteten   die    „Ueberschüsse"   mit  Steuern   von 
10,  20  und  30  Francs. 

Das  G.  v.  29.  Juni  1891  hält  an  dem  Steuer- 
satz von  60  Francs  fest,    belastet  die  Fabriken 
mit  einem  Ausbringen   von   7,75%,    welche  die 
volle  Steuer  zu  entrichten  haben.  '  Was  darüber 
erzeugt  wird,  trägt  die  halbe  Steuer  =  30  Francs, 
und    wenn    die     thatsächlicbe    Ausbeute    über 
10,5%  hinausgeht,   so  wird  von   da  ab  nur  die    . 
Hälfte  der  Ueberschüsse  mit  30  Francs,  die  an-    ' 
dere  mit   der  vollen  Steuer   von  60  Francs  be-    I 
lastet. 

Das  neueste  G.  v.  7.  April  1897  fügte  die- 
sen Steuern  noch  eine  sog.  Raffinationssteuer 
von  4  Francs  hinzu,  um  die  gleichzeitig  ein- 
geführten direkten  Exportprämien  decken  zu 
können. 

Der  Einfluss  der  veränderten  Steuer  ist 
namentlich  in  den  wachsenden  Ausbeuten  aus 
den  verarbeiteten  Rüben  zu  erkennen.  Sie 
stiegen  von  5,55%  im  Jahre  1884  auf  10,47  in 
1890,  9,87  in  1895  und  betrugen  1898  =  11,40% 
1899  =  12,08%,  1900  =  11,75%  Raffinade;  so 
dass  die  französische  Industrie  in  ihrer  Leis- 
tuiiL'-siähigkeit  jetzt  der  deutschen  einiger- 
massen  ebenbürtig  ist,  aber  auch  infolge  dieser 
gesteigerten  Leistungen  aussergewöhufich  hohe 
Exportprämien  geniesst  und  dadurch  imstande 
ist,  auf  dem  Weltmarkt  die  konkurrierenden 
Länder  ganz  erheblich   zu  unterbieten. 

Die  direkte  Exportprämie  beträgt  seit  1897 
3,50  Francs  [2,80  Mark)  pro  100°  für  100  kg 
Rohzucker  bis   98%,   4,00  Francs  (3,20  Mark) 

■■'■    |] für  100  kg  Erystallzucker,  4.50  Francs 

[3,60  Mark)  für  100  kg  Raffinade  oder  Kandis. 

Danach  berechnet  Sachs  in  der  Zeitschrift 
des  \  civilis  der  deutschen  Zuckerindustrie  1 1898) 
die  Gesamtprämie  des  französischen  Zuckers  für 
1897  98  auf  9,80  Mark  für  loü  kg  weissen  Zucker, 
von  anderen  wird  die  Prämie  inkl.  der  Vorteile 
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,us   .lern    hohen    Melassezoll    noch    höher    an- 

^Die  Erträge  der  französischen  Zuckersteuer 
Dkl.  ZoU  waren  in  1000  Francs 
195  984 

189280 
192  7 17 


1894 
1895 
1896 
L897 
L898 
1899 
1900 


185: 


1S1  820 

200  209 

174  195 

Den  Verbrauch  pro  Kopf  der  Bevölkerung  giebt 
Helot  wie  folgt  an: 

1871       7,57  kg  Raffinade 

8.6Ö     _  :• 


1880 
1885 
1890 
1895 

l.V'S 

1899 


11.20 
12.24 
i3,S9 
14.07 
14.98 


Die  hohe  Steuerhelastung  hindert  eine  stärkere 

Verbrauehszunahme.  , 

3.    Oesterreich-Üngarn.      Im    November 

ward  hier  die  Besteuerung  des  inländi- 
schen Zuckers  eingeführt   und /war  m  Gestalt 
einer  Verbrauchsabgabe    von    1,40  Gulden   pro 
ier    Rohzucker:  2   Gulden     ür   Raffinade; 
doch  fand  noch  im  Jahre  1850  eine  Aend 
dahin   statt,    dass   an  Stelle   der  \  erbrauchsab- 
gabe  ein     B         -teuer  von  0  Kreuzern  für  den 
,er  frischer  Rüben  trat.     18o3  wurde  der 
Satz  auf  8.    1855  auf  12,   1857  auf  18  Kreuze) 
erhöht.      1859    und    1862   traten  Zuschlage  von 
10  und  30%  ein.     Das  G.  v.  18   Oktobe,     - 
schreibt  die  Entrichtung  der  Kubensteuer  nach 
der  Leistungsfähigkeit  der  Werksvorrichtungen 
und  der  Zeitdauer" ihrer  Benutzung  ^Pauscha- 
lierung allgemein  vor.     Bei  Einführung  der ; 
neuen   Masse   und   Gewichte   wurde   die   Steuer 
durch   G     v     is.  Mai  1875   auf   .3  Kreuzer  tm 
100  kg  frischer  Rüben  fesl     ■        _der  Steuer- 
-  beibehalten.     Durch  G.  v.  2r    Juni  1878 
wurde    dem    System    der    Pauschalierung    die 
Kontingentierung  des   Ertrages   der  Ab- 
gaben  hinzugefügt,    da   die   wachsenden    Aus- 
ruhrprämien "  die     finanziellen    Eingänge     des 
Staates    in   Frage    -teilten    und    beispielsweise 
1ST:,76   ein   Deficit    von    130000  Gulden    stett 
einer   Einnahme   ergaben      Die   Technik   hatte 

imentlich   nach   Einführung    der   Di 
verstanden,    fortdauernd    d       -    -     =hchen    An- 
nahmen zu  Überholen,  und  man  sab  schließlich 
diesen  Kampf  zwischen  Steuer  und  Technik  aut 
und  führte   die  einlache  Verbrauchsabgabe  mit 
fester  Ausfuhrprämie  durch  das 1  G.  v.  20  Jum 
&8  ein.     Danach   zahlen    100  kg  Zucker  eme 
r   von    11  Gulden   und  der  Staat  gewahrt 
als   „Ausfuhrbonifikation-    eine    offene   Prami 
1,50   Gulden   für   Zucker    von    mm, 
Polarisation,     von    1,60    tür    mmdi 
und  von   2.30  Gulden    tür  Ratnnade   mit 
mehr    als   99,5%   Zuckergehalt  esamfr- 

summe  der  Prämien  soUte  jedoch  im  Bei 
jähr  5  Millionen  Gulden  nicht  überschreiten 
etwaige  Mehrzahlungeu  werden  pro  rata  inrei 
Produktion  von  den  Fabriken  wieder  einge- 
zogen spat«-  ist  die  Summe  der  Prämien  aut 
9000000  Gulden  erhöht  worden. 

Da  die  Ausfuhr  Österreichs  stark  gestiegen 


ist  und  die  ganze  Industrie,  wie  , he  in  CabelleB 
d  Produktionsmengen  an- 

:    gewaltig  im 

d  die  faktischen  Prän  'l"'1"1 

;         nicht.    Da   abn-  Rohzuckerindustrie    und 

sich    seil    2  '  Mr" 

unmengescblossen  haben,  das  un  ui- 

lande  unter  dem  Schutze  des  hohen  Zolles  die 

Preise  wesentlich  höher  halt,  als  der  \\  eltmi 

preis  betragt.   SO   wird  dadurch   den  Fabrikanten 

eine    Lrt  indirekter  Prämie  geschaffen. 

Verbrauch  von  Zucker  ist  in  Oester- 
reich-Ungarn  noch  immer  gering.  Er  betrug 
pro  Kopf 

-  -  s,90  kg 
1892/93  - 
1895/96  S.qi  .. 
1897/98  8,09  ■■ 
1898/99  -  '  ■■ 
Die  Steuer  bringt  in  jüngster  Zeit  etvi 
Millionen  Mark  dem  Reiche  ein. 

4.  Kussland.  Russland  hat  durch  G.  v. 
12  Mai  1881  die  einfache  Fabrikatsteuer 
angenommen  und  damit  die  unter  der  bisherigen 
Raumsteuer  sehr  bedeutenden  Zuckerpr: 
beseitigt  Die  Industrie  war  unter  der  erziehen- 
den Wirkung  der  alten  Steuer  ziemlich  schnell 
,,„,,„.  als  aber  alle  Steuervergunsta- 
n  fielen  und  die  Krisis  auf  dem  Welt- 
markt eintrat,  musste  die  Regierung  durch  Ge- 
währung   von     Ausfuhrprämien     mehrfach    zu 

HÜtVZur  ZeTexistieren  direkt.  Ausfuhrprämien 
nicht-  aber  die  russische  Zuckersteuer  hat  sich 
in  der  eigenartigsten  Weise  zu  einem  staat- 
üchen  Fürsorgegesetz  für  die  Zuckenndustae 
Sckelt.  Defproduzierte  Zucker  wird  m  der 
Fabrik    verwogen   und    unterliegt    einer   V er- 

braucl  -  !  f  «g 

uro  100  kg).  Der  ausgeführte  Zucker  bleibt 
SÄ  steuerfrei.  Die  Einfuhr ^  fremden 
Zuckers  ist  durch  enorm  hohe  ScdnzzoUe  un- 
möglich gemachl  k  pro  100  kg  Roh- 
zucker 79,00  Mark  für  Raffinade).  Da  aber 
Sand  seit  längerer  Zeit  zur  regelmässigen 
V  -fuhr  eines  starken  Produktions&erschusses 
gelwWen  mmen  die  Schutezolle  nicht 
SSTSR.  Im  Jahre  1886  bildete  sich  des- 
halb ein  Syndikat  der  Zuckerfabriken,  dessen 
Mitglieder  durch  Export  des Uel  ■  «j« 
Zueker  den  heimischen  Markt  vor  UeberfuRung 
zu  sichern  sich  verpflichteten  und  sich  durch 
„oh  Inlandspreise  siadlos  hielten  tür  dl. 
inste  die  bei  der  Ausfuhr  entstanden.  Aber  es 
üge  Fabriken  ausserhalb  des 
K  u^es    und   als   auch  gegen  die  SyndAatemit- 

den   Svii.Ükatsgedanke.1    ihrerseits    zur    gesete- 

SaTÄÄrt       52 

Jede  Fabrik  hat   das  Recht.   6O0OÜ  Pud-- ca.- 
0        in  den  Konsum  zu  liefen .     Sowert 
damit  der  Inlandsbedarf  nicht  gedeckt  ist,  « 
Kest  auf  die  mehr  produzierenden  Fabriken 

1,10  Eine™' Reserve  von  Zucker  steht  zur 
Verfügung  des  Finanzministers,  um  in  den 
Konsum  febracht  zu  werden,    sobald  der  Preis 
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in  Kiew  2  Wochen   hintereinander   4,60  Babel 
Mark  pro  de    übersteigt     Der  Rest  der 
Produktion  muss  exportiert  werden. 

Unter  diesen  System  haben  es  die  Fabri- 
kanten verstanden,  die  Preise  ihrer  Waren  an- 
nähernd auf  der  Höhe  von  60,50  Mark  pro 
do  zu  halten,  i.  h.  muh  Abzug  der  Inlands- 
steuer 37,50  Mark  für  ein  Produkt  zu  be- 
ziehen, das  auf  dem  "Weltmärkte  in  den  letzten 
.Taliren  kaum  mehr  als  die  Hälfte  kostete.  Sie 
sind  dadurch  natürlich  in  der  Lage,  den  Ueber- 
schuss  auf  dem  Weltmarkte  zum  Schaden  ihrer 
Mitbewerber  zu  jedem  Preise  abzusetzen.  Ueb- 
rigens  nimmt  neuerdings  Ostasien  in  den  an 
russisches  Gebiet  grenzenden  Länderstrecken 
enorme  Mengen  Zueker  zu  Preisen  ab.  die  den 
hen  Inlandspreisen  nahestehen,  so  dass  der 
Export  dahin  nicht  einmal  verlustbringend  i-t. 
Per  russische  Zuckerverbrauch  ist  gering-, 
aber  wie  die  folgenden  'lern  Heliot'schen  Werke 
entnommenen  Zahlen  zeigen,  langsam  steigend. 
Es  wurden  pro  Kopf  verbraucht: 

1888/89    4.6 1  kg 

1892/93    4.0S    .; 

1895/96    4,59    „ 

1897/98    5,72    .. 

1898/89  5,S6  „ 
5.  Belgien.  'Belgien  führte  bereits  durch 
G.  v.  4.  April  1843  eine  Inlandssteuer  ein, 
welche  20  Francs  pro  100  kg  Rohzucker  for- 
derte, die  Zuckerausbeute  der  Fabriken  aber 
nach  fbr  Dichtigkeit  des  ungeschiedenen  Saftes 
berechnete.  Für  jeden  Hektoliter  Saft  wurden 
■  lad  über  1<«i  Grad  Dichtigkeit  anfangs 
1200  g,  seit  1846  1400  g  Rohzucker  ange- 
ben. Piese  Form  der  Besteuerung,  die 
natürlich  sehr  bald  zu  starken  Prämien  führen 
musste,  ist  trotzdem  bis  heute  im  Princip  bei- 
behalten, man  erhöhte  die  Belastung  ilurch  G. 
\  i'i  August  1866  auf  1500  g,  blieb  aber  da- 
bei trotz  der  notorisch  weit  höheren  Ausbeutung 
Her  Fabriken  bestehen,  erhöhte  nur  1889 
Belastung  auf  1650  g,  durch  G.  v.  27.  Mai 
1890  im  1700  g  und  steigerte  das  schon  seit 
1849  in  der  belgischen  Gesetzgebung  bekannte 
Steuerkontingent  auf  6000000  Francs,  das  durch 
eventuelle  Nachzahlungen  zu  erreichen  ist.  Die 
durch  Melasseentzuckerung  gewonnenen  Roh- 
zucker werden  einer  besonderen  Belastung 
unterworfen,  so  dass  eine  Berechnung  äi  t  di  a 
Fabrikanten  gewährten  Prämien  schwierig  ist. 
Jedenfalls  beweist  die  trotz  der  gesunkenen 
Weltmarktspreise  sich  vollziehende  schnelle 
Ausdehnung   der  Produktil  die  Steuer- 

vorteile 9i  Er  bedeutend  sein  müssen. 

Per  Zuckerverbrauch  wird  von  Heliot  pro 
Kopf  berechnet 

1888/89  auf    9,62 

L892/93 

1895/96   ..     10,28 

1897/98   ,     10.47 

L898/99    „     10.51 

fi.  Holland.  Solland  hat  lange  Zeit  die- 
selbe Steuerrefoi  beibehalten  Dil 
V.  v.  31.  August  1858  besteuerte  den  Inlands- 
zucker mit  13,50 Gulden  pro  100kg  lieh 

unter  Annahme  von    1400  g   Ausbeute.      Im;:'. 
rtnng    auf    14öit    g •.    1865    auf 

G.   v.  7.  Juli  1867   stellte   den  Fabri- 


kanten die  Wahl  der  Fabrikatsteuer  frei  uni 
bestimmte  die  Ausbeute  auf  1335  g  troi 
weissen  Brotzuckers  für  die  Betriebszeit  bi 
Ende  Dezember,  auf  1400  g  für  die  späten 
Verarbeitung.  Auf  Rohzucker  umgerechnet 
entspricht  das  einer  Belastung  von  1635  g,  aJl 
9°o  mehr  als  bis  vor  kurzem  in  Belgien.  Fü 
Melasseentzuckerung  werden  besondere  Zuschlägt 
erhoben  von  5';°%  hei  Osmose,  von  9U 
Ausscheidung. 

Bis  1897  hat  man  an  diesen  Stenersätzei 
festgehalten,  obwohl  die  Fortschritte  der  Pech 
nik  und  des  Rübenbaues  natürlich  auch 
längst  grosse  Ueberschüsse  für  den  Fabrikantei 
ergaben.  Man  schätzte  dieselben  auf  ilurch 
schnittlich  24°,,  und  mindestens  3  Millionen 
Gulden  Steuergewinn  für  die  Industrie. 

Neuerdings  hat  man  neben  einer  Verbrauchs 
abgäbe   eine    durch  Kontingentierung   der   Ge; 
samtsumme  beschränkte  direkte  Ausfuhrprämie 
eingeführt,     die    pro    de     2,50    Gulden      4.2t 
Mark)    betragend     bis     zu     einem     Maximum 
von   2500000   Gulden   1 4 200 000  Mark)   bezahlt | 
wurde,     aber     allmählich     abnimmt     und     voll 
190506   ab   nur  noch   1.30  Gulden     2.l;i  Mark 
bis    zur    Gesamthöhe    von    2  870000    Mark    be-l 
tragen  soll.    Ausserdem  wird  eine  Raftinations- 
präinie    gezahlt,    die    in    ähnlicher   Weise    von 
0,57    Mark    pro   Doppelcentner   auf   0.X2   Mark 
sinken  soll,  aber  ebenso  auf  420000  Mark  kon 
titigentiert  ist.    Bei  der  ungewöhnlich  schnellen- 
Ausdehnung    der  Produktion   und   der  dadurch 
bedingten   starken  Ausfuhr  reduziert   natürlich! 
die    Kontingentierung    die    im   Einzelfalle    ge- 
zahlte Prämie. 

Der  Verbrauch  ist  in  schneller  Steigerung 
begriffen :  er  steigt  von  8.13  kg  pro  Kopf  in 
L888/9  auf  13,13  kg  in  1898  99. 

7.  Andere  Länder.  Die  übrigen  Rüben- 
zucker erzeugenden  Länder  waren  bis  vor 
kurzem  für  den  Welthandel  bedeutungslos  und 
sind  es  auch  jetzt  und  für  die  nächste  Zukunft 
nur  insofern,  als  sie  durch  ihre  eigene  Pro- 
duktion fremde  Zufuhr  atisschliesseu.  Pie 
Steuergesetzgebung-  ist  diesem  Bestrebeu  allent- 
halben zu  Hilfe  gekommen. 

Li  Schweden  wird  eine  Rübensteuer  er- 
hoben, die  bei  einer  Ausbeuteannahme  von 
lit'.;%  Rohzucker  den  Fabrikanten  eine  stei- 
gende Prämie  lässt,  die  sie  unter  dem  Schutz 
des  hohen  Zolles  voll  ausnützen  können ,  so 
lauge  nicht,  wie  schon  zu  erwarten  steht,  die 
eigene  Produktion  den  Inlandsbedarf  übersteigt. 

Italien,  das  wahrscheinlich  schon  im 
nächsten  Jahre  seinen  Zuckerbedarf  selbst 
decken  wird,  erhebt  eine  Saftsteuer,  deren 
Ausbeuteannahme  seit  1.  März  1900  von 
1500  g  auf  2000  g  für  jedes  Hektoliter  ge- 
reinigten Saftes  erhöht  ist.  Die  Zuekersteuer 
erbrachte  bereits  1900  01  ca.  30  Millionen  Lire. 
Die  Zolleinnahmen  gehen  natürlich  zurück,  und 
die  finanzielle  Lage  des  Landes  wird  eine  hohe 
Unterstützung  der  schnell  wachsenden  Industrie 
nicht  zulassen. 

Spanien  hat  seiner  aufkeimenden  RUben- 
zuckeriudustrie  ganz  außergewöhnliche  Steuer- 
vorteile gewährt,  indem  es  bei  der  nach  dem 
Gewicht  der  Rüben  erhobenen  Steuer  nur  eine 
Ausbeute   von    5%   annahm.     Durch   G.   v.   19. 

aber  1899  i-t  eine  Verbrauchsabgabe  von 
J  1   ! '  -etas  pro  de  eingeführt,  während  der  Zoll 
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.;,   Pesetas   beträgt.      Ausfuhrprämien    werden 
licht  gezahlt. 

\nf  die  Steuergesetze  anderer  Landei  em- 

mrehen,  erübrigt    wohl  bei   der  geringen   Be- 

letitun«-    die    ihre    Industrie   bisher    hat.      fc.r- 

I     sei    nur    noch,    dass    Xenlanu-nka.     das 

dem    Zucker    zollfreien    Eingang    in    die 

inigten  Staaten  gest.ui.-re.  dafür  aber 

a  ländischen   Produktion    direkte    Prämien 

»währte,   drei  Jahre   später   wieder  zum  Zoll- 

;-liui/.    überging    und   bisher    auch    aus    nnan- 

riellen    Gründen    die    hohen    Zolle    beibehielt. 

l'rnt/.    der    günstigen    Finanzlage    der   .Neuzeit 

wird    mau   im   Interesse   der    heranwachsenden 

eigenen     Industrie    daran    festhalten    müssen, 

wenn    nicht  die  Einverleibung  Cubas  den  Zoil- 

schutz    illusorisch     macht.       Vom     prämiierten 

Zmker   des  Auslandes   erheben  die  Vereinigten 

en  einen   nach  der  Höhe    der  Prämien  be- 

neten  Zuschlagszoll.  .  . 

Der  Zuckerverbrauch  der  Vereinigten  Staaten 

ln-trug 

1SS1  993^32    Tonneu 

L890  1  522731        ,, 

1895  I  949  744 

1899  2078068       „ 

1900  2219847      :,    ; 

pro  Kopf   der  Bevölkerung   werden   jetzt   circa 
g  Zucker  verzehrt.  . 

In  gl  and,  das  seit  1874  eigentliche 
Zuckerzolle  nicht  mehr  erhob  und  1880  auch 
,li.-  geringen  Abgaben  für  den  111  die  tfraue- 
waiidernden  Zucker  abschaffte,  hat  seit 
fem  19  ipril  1901  wieder  Zuckerzölle  einge- 
führt, die  für  Raffinade  4  sh.  2  d.  für  den  eng- 
lischen Centner,  für  Rohzucker  2  sh.  betragen. 
Ob  unter  dem  Schutz  dieses  geringen  Zolles 
sich  bei  den  heutigen  Weltmarktpreisen  und 
der  Eigenart  des  englischen  Landwirtschafts- 
betriebes auf  dem  Inselreich  eine  eigene  Rüben- 
wckerindustrie  bilden  kann,  erscheint  sehr 
zweifelhaft.  Der  Verbrauch  an  Zucker  ist  in 
England  auf  etwa  43  kg  pro  Kopf  angewachsen. 


C.  Schlussbetraehtung. 

Die  Entwickelung  der  Rübenzuckerindustrie 
und  der  Zuckersteuer  zeigt  überall  das  rJUcl 
rinn-  durch  staatliche  Fürsorge  und  Steuervor- 
teil.- gross  gezogenen  Kultur.  Ganz  ausserge- 
wöhnli.-h  ist  der  Aufschwung  der  Produktion. 
Brossartig  sind  die  Fortsehritte  der  Fabrikation 
und  des  Rübenbaues,  stark  sinkende  Preise  und 
Behnell  wachsender  Verbrauch  sind  die  rolgen 
dav.m  für  die  Volkswirtschaft.  Wie  die  Zucker- 
industrie  sich  entwickelt  hat.  ist  sie  zum  hegen 
für  die  Landeskultur  geworden,  darum  bemuht 
man  sich  allenthalben  um  ihre  Einführung.  Vie 
steigende  Ausdehnung  des  Rübenbaues  im  \  er- 
ein  mit  der  Weiterbildung  der  Zuckerrohrin- 
dnstrie  schafft  aber  für  die  bestehenden,  bisher 
den  Weltmarkt  beherrschenden  Industrien  immer 
schwierigere  Konkurrenz,  und  die  weitere  Aut- 
gabe der  Steuergesetzgebung  kann  deshalb 
nicht  in  weiterer  Begünstigung  der  Ausdehnung 
gefunden  werden,  sondern  in  einer  Erleichterung 
der  Absatzverhältnisse.  Da  an  das  wirksamste 
Mittel  dazu,  die  Beseitigung  oder  starke  Ver- 
minderung der  Steuer  z.  Zt.  aus  finanziellen 
Gründen   nicht   zu  denken  ist,    geht  heute  die  - 

Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.     Zweite 


der  Regierungen  dahin,  dem  Zuck«  r  ihn  1 
a  Länder  günstigen  Absatz  auf  dem  \\  1 11 

markte  zu    schatten.      Hl.  -.-   Mh-Im-h    hat   dahin 

geführt,  eine  Prämienwirtschafl  grosBzn  ziehen, 
die  rein  theoretisch  betrachtel ,  anhaltbar  ist, 
und  die  auch  aus  praktischen  Gründen  nicht 
dauernd    erhalten    werden    kann.      Die    I 

Prämien   einzelner   Länder,    z.    1  i.  1 
üben    einen   ständigen  Druck    auf    dein   M 
aus  und  lassen  eine  gesunde  Preisbildung  nicht 
zu.     Eine  völlige  Beseitigung  der  Ausruht 
mien  wäre  als.,  das  erstrebenswerte  Ziel.    Aber 
berrsi  henden  Deberproduktion,  oder  viel- 
mehr  dem   ständigen    Drängen    uach    weiterer 
Ausdehnung   der  Kultur   kann   die  Prämienauf- 
bi  bung  nur  dann  ohne  Schaden  für  die  einmal 
bestehende  Industrie  durchgeführt  werden,  wenn 
die   wirklich  erzielten  Preise   den  gegenwärtig 
inkl.  der  Prämien  erhaltenen  annähernd  gleich- 
kommen.    Eine   solche    Steigerung   der    P 
auf  dem  Weltmärkte  ist  aber  nur  zu  erwarten, 
wenn  die  Nachfrage   nach  Zucker   das  Angebot 
übersteigt,    d.   h.    in   diesem   Falle,    wenn  eine 
Verminderung  des  Angebotes  erfolgt.     Von  der 
Rohrzuckerindustrie    der    Tropen    ist    letztere 
nicht   zu    erwarten,    die   Rübenzuckerindustrie 
rnüsste    also  die  Opfer  bringen,    und   in   einem 
rücksichtslosen  Konkurrenzkämpfe  zwischen  den 
einzelnen  Produktionsgebieten  würden  diejenigen 
Fabriken  zurückgedrängt,  die  unter  den  ungüns- 
tigsten   Verhältnissen    arbeiten.      Die    grossen 
leistungsfähigen  Fabriken  Deutschlands  wurden 
diesen  Kampf   nicht    zu  scheuen  brauchen,   der 
dem  Sieger  schliesslich  lohnende  Preise  bringen 
würde     Von   den  kleineren  würde  manche  auf 
dem  Schlachtfeld  bleiben,  viel  Kapital  verloren 
o-ehen.     Das  Ausland,  auch  Frankreich  furchtet 
offenbar,    dass    die    Zahl    der   Opfer    auf   seiner 
Seit    allzugross  sein  würde,   deshalb  hat  bisher 
trotz  der  wiederholt,  auch  von  Deutschland,  ge- 
gebenen  Anregung   eine   Beseitigung   der  Aus- 
fuhrvergünstigungen sieh  nicht  erreichen  lassen. 
Bei  den  heutigen  Preisen   des  Zuckers  ist  aber 
eine    einseitige     Aufhebung     der     geringen 
deutschen  Prämien  nicht  denkbar.    Wir  wurden 
nutzlos   einen   grossen   Teil    unserer    Industrie 
und  unserer  Ausfuhr  opfern,  und  die  Lücke,  die 
dadurch  auf  dem  Weltmarkte  entstünde,  wurde 
sofort    von    unseren    Konkurrenten    ausgefüllt 
werden. 


Litteratur:  Berichte  und  Anlagen  der  .hinsehen 
,/„„.    _    ,-.    Kaufmann, 
Die    Zuckerindustrie    in    ihrer    wirl 
and   steuerfiskalischen    Bedeutung,    Berlin 

—  J.  Wolf,  Die  Zuckersteuer,  ihre  Stellung  im 
Steuersystem  etc.,  Tübinger  Zeitschrift  188S.  — 
Derselbe.  Zuckersteuer  und  Zuckerindustru  etc., 

im    Fi zarchiv  III.  -  Jos.   Goerz, Ho 

und   Statistik    des   Zuckers,    mü 
meksichtigung    der    Absatzgebiet,    für    &«<«*•" 
Zucker,    Bd.    I.    Berlin   1884  J    *<*;   "■   u 
Derselbe,    Einige   Worte    zur  BeleudUung    der 
Land,  S  '  '■     -l'-''"'!";;"'     *f 

Zuckerprämien,  Berlin  1SS8.  -  Derselbe,  D* 
Zuckersteuervorlage,  Berlin  1891.  -Gar}  Ha- 
,„.,.,    Ueberdie  Zuckersteuervorlage,   B 

—  Derselbe,    Die    Ueberwäkung    der   / 
.teuer  und  die  Präml  -       mzuckermd* 

m.   —  Derselbe,    Das   Zuckersteuer- 
gesetz von  1896,  Berlin  1S96.  —  V.  IAppmann, 

Auflage.    VII. 
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1S90.  —  I>er- 

srlhi.   DU    Enttrickelung  der  deutschen  Zucker- 

-1900,     I!  0.     — 

JPaasclie.    Zuckerindustrie    und    Zuckerhandel 

IS91.  —  Det-selbe,  />"•-■  Zucker- 

.  Mai   1S90   und   seine  Ent- 

,«(,./,,  -   IV-  i  Mali  rial  bieten 

</iV    Zeitschriften    der     in-    und    ausländisch  n 

Zuck  namentlich  die   »Deutsche  / 

industrie«,  Wochenschrift,  Berlin.    Das  »Central- 

bhitt  für  ,:       ''  bürg,  und 

,li,-  »Zeitschrift     des    Vereins     der 

deutschen  Zuckerindusti 

H.   Pausche. 


Zündhölzersteuer. 

1.  Allgemeines.     2.  Gesetzgebung. 

1.  Allgemeines.     Die   Zündhölzersteuer 

zählt    zu    den    indirekten    Aufwandsteuern 
einheimischer    Erzeugnisse.      Sie     verdankt 
ihren  Ursprung   zunächst    und   zwar  haupt- 
sächlich fiskalischen  Bedürfnissen,  der  Not- 
wendigkeit,   die    Staatseinnahmen    zu    ver- 
mehren.    Hierzu  gesellen  sich  noch  weitere 
Zwecke,  wie   Gesichtspunkte   der   Gesund- 
iiolizei,   die    Verhütung;   von   Phosphor- 
krankheiten  durch  geeignete  Ceberwachung 
der  Geschäftsräume  und  vorbeugende  Mass- 
in zur  Verminderung  der  Feuersgefahr, 
entlich    in    hausindustriellen    Betrieben. 
Die  diesbezüglichen  Verwaltungsthätigkeiten 
staatlicher  Behörden    bieten    dann  mehrfach 
jenheit    zur    Erhelmng    von    Abgaben. 
Indessen  i^t  die  Zündhölzersteuer  immerhin 
eine  ziemlich  missliche  Auflage,  da  äie  einen 
unentbehrlichen    Verbi  auchsgegenstand    des 
hen    Lebensbedarfes    trifft.      Wo    sie 
fuhrt  wird,   ist   daher  eine  steuertech- 
cheidung    zwischen    den    ge- 
wöhnlichen  Gebrauchs-  und  den  Luxuszünd- 
hölzern    wünschenswert,    obgleich    anderer- 
Durchführung  schwierig  und  um- 
ständlich  ist,    «.■im    man    nicht    gleich  zum 
eht. 
Die   Fora  B  Steuerung    können 

verscl  Entweder     wird     die 

:•   als  innere  Aurwandsteuer   erhoben, 
ii  die  Zündhölzer  nur  in  gesetzlich  vor- 
:       ung  und  mit  bestimmten 
d     Bande- 
rolen, apelten  Eti  in  den  Ver- 
kehr                 werden   dürfen.     Die   Erhe- 
tens   durch  Abstempelung 
Stempelpapier,    i  »der  die 
■    wird    in    Gestalt   von   Lizi  □ 
Herstellungsorte  geleistet,   wobei   die  I 
Industrie  verboten    und   die  Produktioi 
Eabril                      I  wird.    Endlich  kann  als 
Steui  -                         II  ölzermonopol    sowohl 
für    Fabrikation   als    für    den    Ankauf   und 
Verschleiss   gewäh  I             q.    Wo  sii 


Besteuerung  überhaupt   dieses  Artikels 
mächtigt,   wird   die  Eutwickelung  wohl   in 
allgemeinen    zur    Monopolbildung    al> 
einfachsten    und    fiskalisch    vorteilhaft 
Lösung  drängen. 

2.  Gesetzgebung.  1.  Frankreich.  L 
Frankreich  hat  das  G.  v.  4.  September  1871 
eine   innere  Aufwandsteuer   auf  Zündhölzer  je 

schaffen,  welche  die  Fabrikation  und  den 
kauf  der  Privatindustrie  überliess.  Die  Fabrikei 
unterlagen  dem  Exercice.  und  die  Steuer  ward, 
durch  Stempel  oder  Vignetten  erhoben.  Die 
Steuersätze  betrugen  4  Centimes  für  Holz-  und 
10  Centimes  für  Waehszündhölzer  für  je  10t 
Stück  oder  einen  Bruchteil  davon.  Die  Eiufnlii 
war  gegen  Entrichtung  eines  Zolls  und  des 
Steuersatzes  von  4  Centimes  gestattet,  die  zui 
Ausfuhr  bestimmten  Zündhölzer  waren  von  de) 
Steuer  befreit.  Die  Ueberwachung  der  zahl- 
reichen und  zerstreut  liegenden  Fabriken  und 
des  Handels  war  unwirksam,  so  dass  durch  un- 
geheuren Unterschleif  an  Stelle  der  erwartete] 
20  Millionen  Francs  nur  5  bis  6  Millioneo 
Francs  wirklich  eingingen. 

Infolge  dieser  Missstände  wurde  schon  in 
folgenden  Jahre  die  innere  Aufwandstew 
seitigt  und  durch  das  Monopol  ersetzt,  welch 
sich  auf  Fabrikation.  Ankauf  und  Verschleis: : 
erstreckte  (G.  v.  2.  August  1872).  Zu  diesen 
Zwecke  mussten  (iOO  Fabriken  enteignet  werden 
die  ein  Kapital  von  32.5  Millionen  Francs  re 
präsentierten.  Die  Ausbeutung  des  Monopol 
wurde  an  eine  Aktiengesellschaft  für 
Millionen  Francs  verpachtet,  ein  Pachtzins.  de 
bei  einer  Absatzmenge  von  über  40  Milliarde) 
Zündhölzer  entsprechend  erhöht  werden  konnte 
Für  die  überlasseneu  Fabrikränme  hatte  si<  I 
noch  eine  besondere  Abfindungssumme  zu  er 
legen.  Das  Grundkapital  der  Gesellschaft  belie 
sich  auf  40  Millionen  Francs,  wovon  10  Million« 
Francs  in  Bargeld  oder  französischen  Staats 
reuten  als  Kaution  zu  bestellen  war.  Für  da 
Ausfuhr  von  Zündhölzern  waren  dem  Staate  ii 
den  ersten  5  Jahren  je  0,8  und  4.  dann  1,6  uu< 
9  Centimes  für  1000  Stück  Holz-  bezw.  Wachs 
Zündhölzer  zu  leisten.  Der  Staat  behielt  siel 
das  locht  vor.  von  5  zu  5  Jahren  vor  Ablau 
des  Vertrags  denselben  zu  kündigen.  Obwoh 
der  Gesellschaft  am  2.  Oktober  1S72  der  Zu 
schlag  erteilt  worden  war,  begann  sie  erst  mit 
dem  1.  Januar  1S75  den  Betrieb  des  Monopole 
nachdem  die  langwierigen  Enteigminusai1  »eitel 
erledigt  waren.  Ertrag  1871  2,372  Millionen! 
Francs.  1873  9.1  Millionen  Francs.  1*74  ii.s 
Millionen  Francs,  1875  lß.ö  Millionen  Francs 
Von  1875-  1884  überstiegen  die  abgelieferten 
Summen  den  Pachtzins  um  3000  bis  18500t 
Francs.  1884  wurde  mit  der  Pachtgesellschafl 
ein  neuer  Vertrag  geschlossen,  in  welchem  det 
Kiimm  auf  lT.ci  Millionen  Francs  erhöht  wurde. 
Ausserdem  sind  an  den  Staat  40"  „  des  Reiner 
trags  vom  Absätze  von  mehr  als  35  Milliarde!) 
Zündhölzer  abzuführen.  Die  Einfuhr  auslän- 
discher Zündhölzer  ist  verboten. 

Mit  dem  1.  Januar  18H0  hat  der  Staat  den 
b  des  Monopols  in  eigene  Verwaltui 
nonnnen.  Die  Zündhölzer  werden  in  5  grossen 
Staatsfabriken  produziert  und  von  diesen  un- 
mitti  Ibar  an  die  Grosshändler  abgegeben.  Die 
Verwaltung    der    indirekten    Steuern    hat   den 
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EtafscbilKng  dafür  zu  erheben  und  Absatz  und 
ünterschldf    zu     überwachen.      Jeder    patent- 
Xhtige    Gewerbetreibende     kann     den 
'    und    Kleinhandel    in    Zündholzern     be- 
,.;,„,,     Der  Detailverschleiss   ist  obligatorisch 
.,/.   Tabak-Debitanten.     Die    Grosshandler 
,    sich   den    Vorschriften   der   Verwaltung 
;,,.  indirekten  Steuern  zu  fügen  and  sich  denn 
Kontrollmassregeln  zu  unterwerfen.     Den  De- 
Wtanten  haben  sie  einen  Rabatt  von  mindestens 
'    .  Je»  ähren     Die  Zündhölzer  dürfen  nur 

,  Verschlossenen  Schachteln  oder  Packeten   in 
4en  Handel  kommen,  welche  mit  einer  Vignette 
S^äen   sind.     Der   Preis   der   Zündhölzer  ist 
folgenderinassen  festgesetzt: 
1)  Holzzündhölzer  aus  gewöhnüchem^ Phosphor: 

1  ScW'htel  mit  150  St.     .    o'io      „ 
1  Schachtel  mit  50  St.  .     .    0,05      „ 
■1    H„lzzündhölzer  aus  Amorpha-Phosphor: 
1  Schachtel  zu  100  St.  .    .    0,10  Frcs. 
1  Schachtel  zu    50  St.  .    .    0,05 
-,  Wachszündhölzer  aus  gewöhnlichem  Phosphor 

\  Schachtel  zu  40  St.    .    .    0,10      .. 
4    Wachszündhölzer  aus  Amorpha-Phosphor: 
1  Schachtel  zu  30  St.     .     .    0,10      .. 
IVber    den   finanziellen    Ertrag  geben  fol 
gönde  Zahlen  Aufschlnss: 

Einnahmen  Ausgaben        Reinertrag 

Millionen  Francs 

6.349  i9,°56 

8,01 1  20,39s 

7.484  2I-893 

7,S;3  22,420 

8,857  22,695 


1892 
1895 
1897 

1898 
1899 


25.874 
27,715 
33,673 
34.S07 
35ÖS6 


2    Rnssland  hat  zuerst   im   Jahre   1848 
die    Zündhölzer   besteuert     Die   Gründe   waren, 
teils   fiskalisch-finanzpolitische,   teils   feuerpoli- 
zeiliche.   Der  Steuersatz  war  1  Rubel  Silber  für 
1 1 1  0  Stück.   Der  Verschluss  war  nur  m  Füecli- 
fapseln  statthaft.     Die   enorme  Höhe  der  Steu- 
ern   verleitete    zur   heimlichen    Fabrikation    in 
entlegenen     Gegenden     und     begünstigte     den 
Schleichhandel,  weshalh  1859  die  Beschränkung 
der  Herstellung  auf  Fabriken  aufgehoben  wurde 
Hierdurch  aber  entwickelte  sich  rasch  eine  Haus- 
industrie   zur    Zündhölzerfabrikation,    die    zu 
einem  Herd  von  Phosphorkrankheiten  und  Feuer- 
schäden wurde.     Man   sah   sich  daher  genötigt, 
wieder    auf    beschränkende   Nonnen    zurucüzu- 
fen,  und  gestattete  die  Produktion  nur  noch 
m   Fabriken,    die    mindestens   für   1500  Rubel 
Banderolen  zur  Verpackung  von  der  Steuerver- 
wältung   bezogen.    Neu»  Fabriken  durften  nur 
errichtet  werden,   wenn  ihr  Betrieh  einen  jähr- 1 
lieben   Sanderolenbezug  von   3t  00   Rubeln   er- 
forderte    Die  Steuersätze  wurden  menrtacD  ge- 
ändert.   Seit  dem  20.  Juni  1889  waren _von  in- 
ländischen Fabrikaten  fürPackete  von  16  bis  150 1 
Stück  '  .  Kopeke  und  für  Packete  von  150  -l£Q 
Stück    ■■',  Kopeken    als  Steuer  zu  zahlen,    Für 
ausländische    Fabrikate    galten    die    doppelt  n 
Sätze.     Nach  dem  G.  v.   16./28.  November _  1892 
haben  die  Sicherheits-(schwedischen)  Zündhölzer 
inländischer  Fabrikation  '  ,  Kopeke  für  l.aekete 
zu  75  Stück.   ',.  Kopeke  für  solche  von  (O— loO 
Stück.   ;4  Kopeken   für  diejenigen  zu  la(|---° 
„  „„,1  1  Kopeke  tu,  Schachteln  von  225  bis 
3(10   Zündhölzer    zu    entrichten.     Die    aus    dem 


Usland  eingeführten  Zündhi  |  '•  icher 
Gattung  sind  mil  den  doppelter  Steuersätzen 
b.  Legi  \lle  übrigen  Arten  von  Zündhölzern 
werden    wenn  äie  inländischen  1  -»"'. 

mir  je  '      1  l'/s  in»1  '-'  Kopeken  rl  und 

mit  1,  2,'3  und  4  Kopeken,   wenn  sie  ans  dem 
|M    werden.     Die    Herstellung 

und  die  Einfuhr  de)   sogenannten  ..bengalischen" 

Zündhölzer  ist  verboten.  Diese  Neuerung  ver- 
folgt wesentlich  einen  hygieinischen  /»eck. 
nänilich  die  allmähliche  Unterdrückung  der  ge- 
sundheitsschädlichen Sorten  der  Zündhölzer. 
Ertraff  1900:  6,813  Millionen  Rubel. 

3a  Spanien.  Durch  das  Finanzgesetzv. 
30  Juni  1892  wurde  die  Errichtung  eines  Fa- 
brikations- und  Verkaufsmonopols  für  Zünd- 
hölzer verfügt.  Die  Einfuhr  von  Zündhölzern 
ist  verboten.  Die  Regierung  kann  entweder 
mit  den  bisherigen  Produzenten  einen  Vei 
behufs  Ausbeutung  des  Monopols  abschließen. 
wenn  dieselben  der  Staatskasse  einen  Reinertrag 
von  mindestens  4  Millionen  Peseta  "Ten. 

Oder    sie   hat    die  Wahl  zwischen    einer  »teuer 
von  4   Millionen   Pesetas   auf   die    bestehenden 
Zündhölzerfabriken,  die  dann  eine  Entschädigung 
für  die  ihnen  vom  Staate  überlassen  Ausbeute 
des  Zündhölzermonopols  darstellt,  und  der  Ver- 
pachtung desselben  auf  15  Jahre  durch  Ausge- 
bot für   mindestens  4  Millionen  Pesetas  Reiner- 
trag für  die  Staatskasse.     Erweisen  sich   diese 
drei  Wege  als  erfolglos,  so  hat  die  Finanzver- 
waltung  selbst    den    Betrieb    des  Monopols   in 
eigene  Verwaltung  zu  nehmen      Das   Monopol 
wurde   durch   Dekret    vom   28    Dezember   18J2 
au  eine  Monopolgesellschaft,  die  aus  den  seit- 
herigen Zündhölzerfahrikanten   gebildet  wurde, 
auf  15  Jahre  gegen  4.25  Millionen  Pesetas  ver- 
nachtet    Die   nicht   beigetretenen   Fabrikanten 
wurden   von   der   Monopolgesellschaft  enteignet 
und  entschädigt.  y  .. 

4     In    Italien    ist    durch   G.   v.   28.   Juli 
1895  neben  dem  Einfuhrzoll  und  Lizenzabgaben 
für   die  Fabrikanten  eine  Zündhölzersteuer  als 
innere   Aufwandsteuer   eingeführt    worden     die 
[durch   Aufkleben    einer  Stempelmarke    aut    die 
vorschriftsmässig  zu  verpackende  Ware  zu  ent- 
richten ist      Portugal  hat  ein  Zundholzer- 
mononol   (G    v    12.  April   lKStfl,   das   seit   189o 
ZIZ  Gesellschaft  Wen    280,500   Millionen 
Reis    verpachtet    ist.      Griechenland    hatte 
dunb    G     v     28.    März    1884   das   Monopol   mit 
einem  gesetzlich  festgesetzten  Maxinialpreis  tili 
'      Zündhölzer  eingeführt.     Dieser, rt  nach  der 
Qualität    verschieden   und    schwankt    zwischen 
5  und  HO  Lepta   für   100    Stück.     Für   Luxus- 
Unndhölzer   kommt   der  dreifache   Satz    in    An- 
wendung    Der  Staat  beschafft  di,  Waren   und 
Vn e  MonorolgeseUschaft   besorgt   den  Verkauf, 
ß  die  Einnahmen,    -weit    sie  nicht .für (he 
äschuld    abgeliefert    werden,    nach    Abzug 
tot  4"     als  Vergütung  an  die  Staatskasse  ab- 
führt   "Serbien    hat  sein    1893  Euhrtes 
!»ations-,    Einfuhr-    ?"d   Verkanfemonopo 
nunmehr  vollständig  verwirklicht     Ertrag  1899. 
2Ü8  529    Francs.    1900:    263  111    Francs     Ru- 
mänien hat  ein  Zündhölzermonopol  für  Fabri- 
kation und  \  erschleiss,  dessen  Ertrag  sich  auf 
2.4  Millionen  Lei  (Francs)  belault. 

Litteratur:  Zeller,  fai  Schönbarg    ,.  i*^ 
s    ;97_599.  —  Wagner.  Im.  III,  i',   >oo  tos 
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-      ■      Frankreich  h.    S. 

i:    Kaufmann,   Finanzen   Frank- 
• — 550.  —  i:  Keuss- 
Icr.    Da»  russische  Zündhölzchenstetu 
Fin.-ÄTch.,  Jahrg.    VI.    S.  • 
r.  Hechel,   .;  Sp     ■  na  (in  Schanz' 

Fin.-Arch.,    Jahr.,.    X.    s.    664).    —     Vignes- 
Fergniaud,  impots  di    Fram 

.',/..   Paris  1880,    vol.  I,  p.  181—185.  —   Olibo, 
ibutions    indirectes   et  des  octrois, 
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1.   Vorbemerkung.     Das    hochdeutsche 
Wi  irt   Zunft,   für  welches  es  ein  entspre- 
chendes  niederdeutsches    Wort   nicht   giebt, 
soll    nach    der    Ansicht    Einiger    aus    dem 
Worte     »Zusammenkunft       entstanden 
sein.    Nach  anderer  Auffassung  ist  es  dem 
Altdeutschen  entlehnt,   wo    »Ungezunft« 
soviel  als  Unordnung,  Zunft  mithin  Ordnung, 
tz    bedeutete.     Das  Wort   ist   im  nörd- 
lichen Deutschland  bis  zur  Reformation  un- 
bekannt.     Die  dort  an  seine  Stelle  tretenden 
Bezeichnungen   sind     Amt,   so  namentlich 
in  den  Hansestädten,  und  --Gilde-.   Gleich- 
wertig mit  Zunft  wurde  —  und  so  viel  ich 
weiss,  in  ganz  Deutschland  —  der  Ausdruck 
Innung     gebraucht.    Man  versteht  unter 
n  Benennungen  die  Verbindungen  selb- 
ständiger  Bandwerksmeister.     Das  für  alle 
Genossenschaften   geltende  Recht   ist 
niedergelegt  in  den  Zuuftrollen,  Zunft- 
briefen,   Amtsschragen,    d.    h.    den 
wenigstens  in  älterer  Zeit  meist  auf  Perga- 
d  und  in  der  Lade  der  ein- 
zelnen Verbindung   zusammengerollt  .1 
wahrten  Statuten,  wio  sie  für  jede  Handwerks- 
verbindung   verschieden    abgefasst    waren. 
Meist  sind  sie  von  den  Handwerk  1 

t/t.  aber  von  dem  Rate  der  Stadl 
oder  derjenigen  Institution,  die  über  sie  die 
Aufsicht  fährte,  genehmigt.  Sie  enthalten 
nicht  das  volle  Recht,  ja  sie  -.eheinen  -j,n 
weit  entfernt  davon  zu  sein,  die  F01 
des  Zusammenlebens  vollständig  wiederzu- 
d.  K^  wurde  eben  nicht  alles  aufge- 
zeichnet, sondern  daneben  vieles  durch  Her- 
kommen und  Gewohnheit  geregelt,  wie  mau  | 


sich  überhaupt    vorstellen    muss,    dass    die 
Statuten  in  der  ältesten  Zeit  mehrfach  nicht 
früher  aufgeschrieben  wurden,  als  bis  durch 
Streitigkeiten    der    Mitglieder    einer    Zunft 
oder   der  verschiedenen  Zünfte  einer  Stadt 
untereinander   über   Inhalt    und   Bedeutung 
des    Rechts    eine    besondere    Veranlassung 
dazu    geboten    war.     Inwieweit    die    Rollen 
einzelner  Zünfte  verschiedener  Städte,    we- 
niger  wohl    verschiedener  Zünfte   in   einer 
Stadt  durcheinander  beeinflusst  wurden,  be- 
darf noch  der  näheren  Feststellung.    Bekannt 
ist.  dass  Entlehnungen  und  Uebertragungen 
der  Statuten   aus   einer  Stadt  in  die  an 
vorkamen.     Vermutlich  sind   dabei  die  her- 
vorragenderen  Stätten    des   Gewerbefleissea 
wegen    ihrer    eingehenden    Ausbildung    da 
Gewerberechts   vorzugsweise,   also  etwa  im 
Norden  Lübeck    und  Hamburg,   im   Süden 
Augsburg  und  Nürnberg,  im  Westen   Kohl 
und  Strassburg,  im  Osten  Danzig  und  Königs- 
berg in  Anspruch  genommen  worden.     Von 
den  Rollen  zu  unterscheiden  sind  die  Ord- 
nungen  oder    Ordinanzien,    einseitige 
Festsetzungen  des  Rates,   vielfach  gewoiL  - 
polizeilicher  Natur,  und  die  B  e  1  i  e  b  u  n  g  e  n , 
die  Beschlüsse  der  Mitglieder  der  Genossen- 
schaften unter  sich,   die  in  der  Regel  nicht 
offiziell  bestätigt  wurden.     Die  letzteren  be- 
wirken eine  wenigstens  teilweise   lebendig! 
Weiterbildung    des    sonst    nur   in    längeren 
Zeiträumen    durch    Umarbeitung    oder    bei 
Neubestätigungen  der  Rollen  sich  ändernden 
Hand  werkerrechtes.  —  Unter  der  Zunft  ver- 
stand man  nun  schliesslich  eine  Korporation 
ganz  im  allgemeinen.     Alle  möglichen  Ver- 
einigungen  und   gesellschaftlichen  Gruppie- 
rungen bedienten  sich  ihrer  Form.    Schüler 
und  Lehrer,  Notare  und  Aerzte,  Totengräber 
und    Abtrittsfeger ,    Gärtner   und    Rebleute, 
Träger  und  Spielleute  u.  a.  m.  organisierten 
sich  zünftig.     Ebenso   ist  das   Vorkommen 
dieser    Verbände    nicht    auf    ein    Land    be- 
schränkt, sondern  lässt  sich  in  allen  Kultur- 
ländern Europas,  einem  bestimmten  Zustande 
des  Staatslebens,   der  Gesellschaft   und  der 
Bildung  entsprechend,  in  Italien  und  Spanien, 
in  Frankreich  und  England,  in  Belgien  und 
Holland,    in    den    skandinavischen    Staaten 
nachweisen.    Nirgends  aber  hat  diese  Orea- 
nisation  so  tief  Wurzel  geschlagen,  nirgend- 
wo  zeitweilig    so  Hervorragendes   geleistet 
als    im    Deutschen    Reich.      Daraus    erklärt 
sich,    dass    bis   auf   den    heutigen    Tag   in 
Deutsehland  und  Oesterreich  die  Erinnerung 
an  jene  glorreiche  Periode  noch  immer  nicht 
ganz  verblasst  ist.     Während  im  Süden  die 
gewerbliche    Thätigkeit    und    mit    ihr   das 
Zunftwesen    schnell    verfielen,    in    England 
diese    Verbände    niemals    zu   ähnlicher  Be- 
deutung wie  in  anderen  Ländern  aufrückten, 
in    den   Niederlanden    sie   durch    das  Auf- 
kommen   der   Fabriken    und    Manufakturen 
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jasen  Wirtschaft  Blute  ,   ■„  is1   endgültig  fallen 

STUÄäÄn^ TÄS    gelalsen  worden.      Wa  beute,   dass 


UM    denen    man     anto    -"^"  .- 

äehi    spät    überzeugte    man   sich,    dass   die 
SSfcec&terhaltung  der   überlebten  Ordnung 
die    Entfaltung    des    Gewerbewesens    mehr 
hemmte  als  beförderte,  und  noch  die  erste 
Hälfte  des   19.  Jahrhunderts  war  dem  hin- 
S  herwogenden    Streite,   ob    Zunft   oder 
erbefreiheit,  gewidmet.    Leider  gestattet 
uns    der    verfügbare    Raum    nicht,    diesen 
q stand,    seiner  Wichtigkeit   und  allge- 
eu  Bedeutung  angemessen,  nachstehend 
erschöpfend  zu  behandeln.    Wir  müssen  uns 
auf  die  Betrachtung  der  gewerblichen  Zunft 
und  auf  ihre  Geschichte  in  Deutschland  be- 
schränken. ,       ,. 

2    Die  Entstehung  des  Z.     Heber  die 
Stellung  der  Gewerbetreibenden  in  ältester 
Zeil    sind    wenig    urkundliche   Nachrichten 
inden  und  selten  sind  die  vorhandenen 
l,is    jetzt    zu    einem    Gesamtbilde    vereinigt 
werden,     ünbelauscht    von   der   Geschichte 
ist  die  älteste  Periode  des  Handwerks  vor- 
übergegangen.    Sicher  ist   nur  soviel,    dass 
„nächst  der  ganze  Bedarf  der  Bevölkerung 
an    gewerblichen    Erzeugnissen    überhaupt 
nicht  durch  berufsmässige  Handwerker,  son- 
dern im  Hause   durch  Hausgenossen  befrie- 
digt wurde.     Sowohl  Nahrungsmittel  aller 
Art  als   auch  Gewebe  und  Kleidungsstücke, 
Gefässe    und   Geräte   wurden  als  Produkte 
des  Hausfleisses  angefertigt.   Auf  den  mittel- 
alterlichen Fronhöfen  sind  es  dann  die  Un- 
freien  und  Hörigen,  die  ausser  mit  Ackerbau 
mit  gewerblichen  Arbeiten    betraut   waren, 
oder  wenn  sie  bereits  ausserhalb  des  Herreu- 
hofes angesiedelt  waren,   zur  regelmassigen 
Lieferuni  bestimmter  gewerblicher  Gegen- 
stände  an    die   Herrschaft    verpflichtet    er- 
scheinen.     Indes  ist    es   sehr  fragheh  wie 
weit  dieser  Zustand  überhaupt   seine  Heri- 
schaft  erstreckt.     Jedenfalls    gab  es   neben 
den  unfreien  schon  in  fränkischer  Zeit  freie 
Handwerker,     insbesondere    Metallarbeiter 


ine     \  ersi/iueueucu     j  ■  "  ""  ■ 

Rom  die  Collegien    (s.  den    Art.  Collegia  m 
der  1.  Aufl.  d.  Bandwörterbuchs  d.  Staatsw. 
II  Bd  .  S. 845) auftraten,  kein,:  Verwandt 
mit    den    späteren    germanischen    Innungen 
erkennen  lassen.    Im  übrigen   war  diel  in- 
wälzung  von   600—1200  so  gross   und  die 
Gewerbethätigkeit    in    dieser    Zeil    offenbar 
so  gering,  dass  schon  deshalb  an  eine  Bort- 
dauer  römischer  üeberlieferungen    nicht  ge- 
glaubt werden  kann.     Was  seither  zur  Er- 
idärun"'    des   Vorkommens  der   Zünfte   ver- 
sucht ist,  erfreut  sich  keineswegs  allgemeiner 
Zustimmung.  Nach  dem  Historiker  Ilul  manu 
lag  die  Ursache  zur  Entstehung  der  Zünfte 
m    der    Ausschliesslichkeit    des   Handelsbe- 
triebes und  in  der  Teilnahme  an  den  Banken 
und  HaUen.     Die  Massregel,    dass    gleich- 
artige  Waren   sämtlich  an   einem  Orte   der 
Stadt    verkauft    werden    mussteu,    Wim 
Mittelalter  eine  allgemein  verbreitete.  Die  Er- 
laubnis, an  solchen  Plätzen,  den  sogenannten 
Bänken,    gleichfalls     feilbieten    zu    dürfen 
wäre  im  Laufe  der  Zeit  ein  erbliches  Recht 
und  das  Trachten,  die  Zahl  dieser  Gerechtig- 
keiten    die  Konkurrenz   im  Absatz,   gering 
zu    erhalten,    die   Veranlassung   geworden, 
Zünfte     zu    bilden.      Der     Nationalokonom 
Schönberg  aber  glaubte  in  den  Zünften  viel- 
leicht   schon   eine  Reaktion  gegen    die  be- 
reits hervorgetretenen  Folgen  der  bestehen- 
den  Gewerbefreiheit   und   der   freien   Kon- 
kurrenz  erblicken   zu  dürfen      Nähere  Er- 
wägung dieser  Theoneen  lehrt  jedoch,  dass 
in  ihnen  eine  zu  moderne  Auffassung  Platz 
greift      Die  Ausartungen   und  Untugenden 
der  Zünfte,  wie  sie  sich  im  Laufe  der  Jahr- 
hunderte in  dem  Streben  nach  Ausschliess- 
lichkeit kund  geben   und  in  dem  eifersuch- 
tigen   eigennützigen    Verdrängen    angeblich 
unbefugter  Teilnehmer  zu  Tage  treten,  können 
unmöglich  die  bewegende  Ursache  der  ganzen 
Erscheinung  gewesen  sein.     Diese  Annahme 
.,  •   ,:1    ,i„..   „„c>W.hf   ehen   Entwicke- 


Handwerker,     insbesondere    Metallarbeiter  *»™™g  ^ gescStlicher I  Entwicke- 

Weber,  Schuster,  so  dass  die  Annahme    als  ™g™^ £  a;e  dallll  niemals  so  Grosses 
Ob    die     hörigen     Gewerbetreibenden     alter      ng  d, .i  / «n  t.  ^  ^  ^ 

wären  als  die  freien,   hinfällig .wird      Auch  ha tten   leiste  ^     ^anlangt, 

waren    schon   in  derselben  Zeit   und  noch  r  au  u  dae  Korrektur  von 

häufiger   im   10.   und    11.  ^hundert   ge-  ^J^^"   zu  weitgehender  Freiheit 

werbliche  Produkte  im  Handel,    3Lthin  hat  Mietenden  im   g  ^  s,.hM 

man   nicht  nötig,  für  die  Befriechgung^es  be  »  •  dem   ^  Ani  d 

Bedarfs   an    Gewerbeprodukten    m   atoto  Zünfte  üi  Deutschland   vorausgehen,    nicht 
Zeit  sich  gerade  eine  Fronhofswirtschaft  vor    Aunne  u 

zustellen.  .   ,   ,.         .  ._         v]rP„    gewissen,    wenn   auch  nicht  im 

Aus  freien  Handwerkern  sind  die egen        Einen    ge™^  ^^  habe     gic, 

Zünfte   gebildet   worden.     Welche    Grunde   ™mene  Brüderschaften    einerseits, 

dabei  dil  treibenden  und  für  den  Zusammen-  die   Güden 
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haftlichen  Gewerbeämter  und  hof- 
rechtlichen  Verbände  auf  den  Fronhöfen 
its  ausgeübt  Gilden  (s.  d.  Art. 
oben  Bd.  [V,  S.  725 ff.)  sind  die  durch  Rechte 
und  Wuchten  verbundenen  Brüderschaften 
(fraternitates),  die  an  bestimmten  Jahrestagen 
festliche  Trinkgelage  al diidten.  Die  ältesten 
bekannten  sind  die  altfränkischen,  die  in 
den  Reichsgesetzen  und  kirchlichen  Ver- 
ordnungen des  8.  und  9.  Jahrhunderts  ver- 
boten werden,  in  den  aus  heidnischer  Zeil 
überkommenen  gottesdienstlichen  Trinkge- 
lagen wurzelnd,  weisen  sie  doch  von  vorn 
herein  auch  sittliche  und  religiöse  Elemente 
auf.  indem  sie  iluv  Mitglieder  zu  gegen- 
seitiger Hilfeleistung  brüderlich  aneinander- 
schliessen.  So  erscheinen  als  die  Zwecke, 
die  sie  vcrfuluvn.  die  -v-vn-eiii-e  Unter- 
stützung der  Brüder  und  Schwestern  in 
Notfällen .  die  Beteiligung  an  den  Leichen- 
begängnissen verstorbener  Mitglieder,  die 
Unterhaltung  brennender  Lichter  auf  den 
Altären  in  Kapellen  und  Kirchen,  Veran- 
staltung von  Seelenmessen  für  verstorbene 
Mitglieder  u.  a.  m.  Ihn'  Mitglieder  rekru- 
tieren sich  aus  verschiedenen  Ständen. 
Geistliche  und  Adlige,  Handwerker  und 
Kaufleute  sowie  Personen  weiblichen  Ge- 
schlechts  finden  wir  in  ihnen  vereinigt. 
Ihre  Organisation  ist  die  einer  selbständigen 
Korporation  mit  gewählten  Vorstehern, 
Aelterleuten ,  Stuhlbrüdern ,  Gerdemännern 
und  anderen  Beamten.  Sie  geben  sich  ihre 
Statuten  und  Gesetze  selbst,  stehen  aber 
unter  den  öffentlichen  Gerichten  des  Landes- 
und Stadtherrn.  Schon  Wilda  lehrte,  dass 
in  Anlehnung  an  dieses  Gildewesen  die 
Handwerker  freie  Genossenschaften  gegrün- 
det hätten,  und  die  neuere  Forschung  auf 
diesem  Gebiete  macht  es  sehr  wahrschein- 
lich, dass  eine  Beeinflussung  der  Zünfte 
durch  jene  älteren  Organisationen  stattge- 
funden hat.  Am  meisten  begründet  er- 
scheint diese  Vermutung  gegenüber  den 
Verbänden,  die  keinen  ausgesprochenen  be- 
raflichen  oder  gewerblichen  Charakter  auf- 

n.  wie  die  Kompagnieen  der  Träger  in 
den  Handelsstädten.  Allerdings  ist  später 
der  Abstand  zwischen  den  Gilden  und  den 
gewerblichen  Verbänden  der  Handwerker 
so  gross,  dass  an  eine  einfache  Nachbildung 
der  ersteren  nichl  zu  denken  ist.  Auch 
kehren  die  Grundzüge  der  Gildeverfassung 
bei  den  ersten  Zünften  nur  unvollkommen 
wieder:  immerhin  man-  der  genossenschaft- 
liche Gedanke,  wie  er  in  den  Gilden  in 
wohlthuender  Weise  sieh  bewährte,  auf  die 
ü  dei  Handwerker,  von  denen 

Mitglieder   der  Gilden   sein  mochten, 

seine  Wirkung    iib1    haben.     Die    [dee. 

die  zu  genossenschaftlichem,  auf  das  Wohl 
des  Seelenheils  bedachten  Verbände  führt./. 
konnte   auch    fruchtbar    werden,     wenn   es 


sich  um  Schutz  der  Interessen  des  alltäg- 
lichen Erwerbslebens  handelte.  Die  Baseler 
Verhältnisse,  die  die  Gründung  von  Bifida 
schalten  4110  vulgarites  dicitur  zunft  mit 
eigener  Kassenverwaltung  und  zu  kirch- 
lichen Zwecken  erkennen  lassen,  sind  eh 
Zeugnis  für  die  Verquickung  religiöser  und 
weltlicher  Interessen  und  scheinen  der  aus- 
gesprochenen Vermutung  nicht  zu  wider- 
sprechen. 

An  der  Ansicht,  dass  die  Entstehung  djer 
Zünfte  durch  das  Hofrecht  beeinflusst  sein 
könnte,  die  auf  Nitzsch  zurückzuführen  ist 
und  viele  Anhänger  zählte,  ist  neuerdings 
einschneidende  Kritik  geübt  worden.  Es 
ist  auch  zweifellos  richtig,  dass  die  Abgaben 
und  Leistungen,  die  den  städtischen  Hand- 
werkern oblagen,  nicht,  wie  man  früher  an- 
nahm, als  Zeichen  einstiger  hofrechtlieher 
Abhängigkeit  anzusehen  sind,  sondern  sich 
ungezwungen  auf  andere  Weise  erklären 
lassen.  Auch  lässt  sich  eine  Zunft,  die  aus 
einem  hofrechtlichen  Verbände  hervorge- 
gangen ist,  wie  es  scheint,  gar  nicht,  und 
nur  vereinzelt  die  Entwickelung  eines  herr- 
schaftlichen Gewerbeamts  bis  zu  einem  aus- 
gebildeten ähnlichen  Zunftorgamsmus  nach- 
weisen. Aber  in  dem  Felüen  der  Verbin- 
dungsglieder liegt  natürlich  kein  Beweis 
dafür,  dass  die  Beeinflussung  nicht,  doch 
stattgefunden  hat.  Und  es  ist  das  Vor- 
kommen von  hofhörigen  Handwerkern,  die 
unter  der  Aufsicht  einzelner  Hofämter  zu- 
sammengefasst  waren  in  den  landesherr- 
lichen Hofhaltungen,  sowie  wenngleich  selte- 
ner und  nicht  so  zahlreich,  auf  den  Fron- 
höfen grosser  weltlicher  und  geistlicher 
Grundherrschaften  nicht  in  Abrede  zu  stellen. 
Auch  bildeten  sie  hier  zum  Teil  selbständige 
Aemter  mit  eigenem  Recht  und  eigenen 
Organen.  Von  den  societates  auf  den  Königs- 
höfen, die  einen  herrschaftlichen  oderbischöf- 
lichen  Dienstmann  zum  Vorsteher  hatten, 
wird  sicher  berichtet.  Unter  derartigen 
Umständen  hegt  der  Gedanke,  dass  die 
neuen  Verbände  durch  die  Erinnerung  an  die 
alte  Organisation  mit  beeinflusst  waren,  nicht 
so  fern,  wie  neuere  Kritiker  (von  Below, 
Gothein)  uus  glauben  machen  wollen. 

Den  eigentlich  massgebenden  Anstoss 
aber  wird  schliesslich  überhaupt  nicht  ein 
einzelner  Umstand  ausgeübt  haben,  sondern 
die  Zünfte  werden  auf  das  Zusammenwirken 
mehrerer  Ursachen  zurückzuführen  sein. 

Eine  natürliche  Folge  der  erhöhten 
Gewrerbethätigkeit ,  ist  ihre  Entstehung 
zweifellos  durch  das  Zusammenwirken  ver- 
schiedener Bedingungen  zu  erklären.  We- 
sentlich dem  ureigenen  Boden  städtischen 
Lebens  entsprossen  sind  die  Keime  zu 
ihnen  mit  den  zalüreichen  Volkselementen, 
die  in  der  Stadt  sich  eine  Existenz  gründen 
wollten,  hineingetragen  worden   und  in  der 
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i    u     ..■;1itisrli,T  Freiheit   rasch   zur  Entfal- 

;;! .'.  .:  :  omnen     (Jnama).     Schon  Eichhorn 

öm  Ergebnisse,    :  he  Institu- 

Z   Handwerksinnungen    ihre  Wurzel 

ftLei  verschiedenen  Rechten  haben  müsse  . 

Sanaber  nicht  augeben  könne,  wieviel  dem 

&   oder  dem   anderen   davon   angehöre. 

auch  en  Eifriger    neuerer  Gegner,  der 

ÄhenAbstamn ggjgj 

ofÄungen  aus  b  'j  *£ 

.,„,,,11  seien,  zuzugeben,  aass  uas 
SgS  verschiedenartig  ans  lokalen 
Belügen  heraus  entsteht  und  kern  ge- 
Smer  Ursprung  anzunetoensaD    a- 

,v„-li  wird   die  Entstehung  durch   alle    um 
S£d€ Tbe-iinsÜgt    und   beemflusst  w 
e  n  die   für   die   Hebung   des   städtischen 
1  im  allgemeinen  massg  wesen 

E?    neben    den   berührten  Momenten   vor 
£  Itoi  auch  durch  die  allgemein  ver- 
fiSete   Neigung    Freier,   Genossenschaften 
Bünden,     Nicht    nur    in   den  Kreisen 
ler  Sien   und   Dienstiente   machte  man 
Sie  Erfahrong,  dass  Verbindung  stark  macht. 
EnSE  Kaufleute   sich  zu  Kempten 
und  Güden    vereinigten,    um    die   Getanren 
hielten    Reiset   die    Cnbequemhchkei 
äes    Aufenthaltes    an    einem    fremden    Urte 
besser   aushalten   zu  können,  warum  sollen 
dann   nicht   freie  Handwerker  auf  djmQj 
danken  gekommen  sem^ur  Wahrung 

Erwerbsinteressen,    etwa    um    sich 
Öebergriffe  Mächtiger  zu  schützen,  ebenfalls 
Verbindungen  einzugehen '.  . 

X T  12    und  13.  Jahrhundert  sind  eine 
Epoe  he    voller  Leben   und    faBeherBwj 
lang  zeigen  überhaupt  eine  reiche  und  rege 
In  wickelun-      Die   persönliche  Unfreiheit 
3 Sdt  d°as   Landleben    tritt   gegen   das 
tante  Treiben  in  den  Städten  zurück    Ihe 
Bevölkerung   scheint  von    einem  mächtigen 
i  ndertrieb    ergriffen.     Vom    Umb   zieh 
man  in  die  Stadt  und  aus  den  Städten  dei 
engeren  Heimat  in   die  Fremde     Zwar    ist 
die  Unsicherheit   der  Wege  gross  im         i 
reisende  Kaufmann  hat   viel  Gefahr  anszu- 
Ä  unter  dem  Geleite  mannhafti ger 
Reisio-e    dringt    er   vor,    verhandelt    in    üer 
Fe  ne   manche    fremde    Stoffe    und Gerate 
und   bringt    sie    zurück    in   Gegend en    dm 
diese  noch    nicht  kannten.    Die  steh offen 
barende  Formenschönheit   oder  »*£*££ 
regt  zur  Nachahmung  an.  und  der  Gewerbe 
fleiss  beginnt  seine  Schwingen  zu  entfalten. 
S %3E    dann   wahrnehmbarer.    Auch 
g ^Arbeitsteilung  tritt ^deutlicher  hervor- 
kurz    es   bekundet   sich  in   vielen  Piroxen 
ein  Aufschwung,    der   die  Roheit   tiuherei 
Zeiten   erst  recht  erkennen  W     Die  neu 
begründeten    Städte    und    Markte    thun    in 
S   Periode  viel,  um  Fremde  anzuziehen. 


dm 

Freizügigkeit.  Keiner  war  gebunden,  an  dem 
K  wo5 er  sich  "  .' "■""■" ■ 

Fand  er  keine  Beschäftigung  oder n^f ^ge- 
nügenden I  '  stias&fe 

S    die   in    der   Stai  T1^ 

l  des  Eindrucks  nicht  verfehlt  b 

wird      ß  n 

Hörigen    m  'li"   Niederlassung. 

SaSrigkeit  undL  b.  -  <  den 

fsktzen   des  Christentun 

waren    hatt 

3gt.     Manche  La  en  hatten  mit 

«er  Milderung  der  Hörigkeit,  mit  der  Auf- 

1U,     hofreehüicher    Lasten     begönnern 

Efewordenehörig   B  *ten 

kauft,    mcht    wemge 
Zwangsverhältnis  durch  die  Flucht  enteogen 
haben     3.   bs    erständheh  nahmen  sie  Aren 

iÄfer  Zeit  vielfach  direkte  Pri- 
vilegien zur  Beförderung   von  Handel   und 

Gewerbe    zur  <  I  TOD  *?*toB'      ^ 

Sänkung     von     Zöllen.    Aufhebung 
Karecht  und  Grundruhr   erlassen.    Seit 

nÄeii  Vorteil  persönlicher  F^..^ 
di  hcruno'    der    materiellen    Grundlage    uei 

?f  SKÄÄSSSä 

rafestt 

inden  sich  heryorwagten 
•^     Die     Organisation     der     aijesi»« 

»-  «B       nie    erste»     urkundlich    beginn- 

^ST3  uns  gekommenen  Zunft- 

g  Schuhmacher   *™**ff  £*&£■ 
Bettziechenweber  zu  Kohl  1149,  die  benun 
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macher  zu  Magdeburg  1158,  die  Drechsler 
:\  Sin  U78  33  die  Gewandschneider 
1183  und  die  Schilderer  zu  Magdeburg  1197 
die  Lakenmacher  in  Braunschweig  1156  bis 
1180.  Das  angebliche  Privileg  Friedrichs  I. 
für  die  T  er  in  Würzburg  von  1152 

(abgedr.   im  Archiv  des  histor.  Vereins  von 
C  nterfranken  und  AschaffenburglT  S.16 
wahrscheinlich  gefälscht  Bei  denPrivü 
der  Fischer  in  Worms  und  denen  der  Schuh- 
macher   zu  Würzburg   mag   man    nach   der 
Eberstadtsehen  Auffassung  immerhin  zweifel- 
haft  sein,  ob   man   es   mit  Zunftbriefen    im 
i'i  ben  Sinne  des  Wortes  zu  thun  hat. 
Sind  die  genannten  Korporationen  die  ältesten 
bis    jetzt   bekannten   freier   Handwerk.]-,  so 
s      •  -  unzweifelhaft  gewerbliche  Verbände 
schon    im    12.  Jahrhundert    in   den  Städten 
Hagenau,  Augsburg,  Strassburg.    Doch  wenn 
die  Stadtrechte  sie  erwähnen,  so  ist  es  nicht 
»lieh,  über  ihren  Charakter  ins  Klare  zu 
kommen    und    seihst  die    neuere  Forschung 
hat   nicht  alle  Zweifel   über  ihre  Natur  zu 
d  vermocht     Reichhaltiger  sind  die  von 
Zünften    des   13.  Jahrhunderts    sprechenden 
Nachrichten.     So   zahlreich  sind  die  erhal- 
tenen und  veröffentlichten  Statuten  aus  dieser 
es    nicht    mehr   möglich    er- 
int   sie    in  dem   engen  Rahmen   dieser 
andlung  aufzuführen.    I  rewerbetreibende 
sehr  verschiedener  Art  haben   sich  nun  be- 
reits   korporativ   gegliedert,    nicht    nur    die 
\  erfertiger  gewöhnlicher  Gegenstände    zum 
msunterhalt,    sondern    auch    Gewerbe- 
thätige   wie  Kürschner   und   Gärtner.    Die 
inisation   ist   ferner  weit  verbreitet,  in- 
sich   sowohl  in   norddeutschen  wie  in 
itschen    Städten    Zünfte    nachweisen 
lassen-     Sie  finden  sieh  in  Berlin  und  1: 
in  Magdeburg  und  Strassburg,  in  Perleberg 
und  Regensburg,   in   Braunschweig  und  in 
'urg  i.  B.    Auch  die  Verfolgungen,  die 
sie  erfuhren,  deuten   darauf,   dass    sie   sich 
c    allgemeiner    auszubreiten    Neigung 
zeigten.     Friedrich  IL   verbot   sie  auf  dem 
Reichstage  zu  Goslar  1219  und  wollte  nur 
den  Münzerinnungen  die  Fortdauer  erlanben 
weil  er  mil   ihrer  Hilfe  die  Falschmünzerei 
unterdrücken   zu   können   hoffte.     Dreizehn 
Jahre  später  liess  Friedrich  IL  von  Ravenna 
in  Verbot  "aller  Brüderschaften 
und     Gesellschaften     der    Handwerker    in 
md  ergehen,  und  im  Einverständnis 
mit  diesem  &  ,.  ,,  n        ,  Hein. 

neh  von  Worms  12:;;;.  bei  glücklich, 
eugun     ■  Streits  mit 

Vertrage    von    Oppenheim,    all«.    Innungen 
auf  mit  Ausnahme  derjenigen    der  Münzer 
Holzarbeiter.    Auch  in  Oesterreich  war 
den   Verbänden  zunächst  nicht  freund- 
üen  gesinnt     I  reichische  Land] 

dea  '  ;  t  die    Ainigungen«  ' 

"w  '"  fern  sie  dem  Land,-  und 


den  Leuten  gut   und    nutzbar  sind.     KöDffl 
Ottokar  verfügt  1276  die  zeitweilige  Si 
-un-  aller  Handwerksinnungen  in  Wien,  um 
durch  Gewerbefreiheit   die   schwer  geschä- 
digte   Stadt    zu    heben.     Das    Wiener-Ne* 
Städter  Stadtrecht  wendet   sich  dann 
die  Ausbeutung  der  Gesamtheit   durch 
Brüderschaften,  und  das  Rudolfinisehe  Stadt- 
recht   von  Wien   wiederholt   1298  das  Ott* 
karsehe  Eimmgsverbot.    Man  kann  in  diesen 
Thatsachen    nur   einen  Beweis   für  die  all- 
mähliche Einbürgerung  der   neuen  Einrich- 
tungen erblicken. 

]       Der  Charakter   der   ältesten    Zünfte    i,t 
offenbar    ein    wirtschaftlicher.      Die    Hand- 
werker traten   zum  Verbände  zusammen  in 
dem  guten  Glauben,  ihre  Erwerbsinten 
auf  diese  Weise    wahren    zu  können.    Das 
scheint  der  Hauptzweck,  den  sie  verfolgen. 
tt  ohl  haben  ihre  Vereinigungen  noch  andere 
Seiten,   verfolgen    sie    noch   andere   Bestre- 
bungen.    Sie  pflegen  die  Politik,  sie  dienen 
der    Wehrpflicht,     si-     üben    gemeinsamen 
Gottesdienst  und  treiben  gemeinschaftliche 
Geselligkeit.     Aber   alle    diese    Seiten,   die 
während    der    Blütezeit    des    Zunftwesens 
allerdings   stärker   in   die   Augen   springen 
und  deren  Pflege   mit  als    Hauptzweck  an- 
gesehen wird,  treten  bis  1300  nur  vereinzelt, 
gleichsam  nur  als  Andeutung  späterer  Grösse 
auf.      Schon   der  umstand,  dass    nach  dem 
ältesten  Strassburger  Stadtrecht  die  Gewerbe- 
genossen zusammen  wohnen,  deutet  auf  ge- 
werbliche Interessen,  die   im   übrigen   auch 
aus  anderen  Stadtrechten  und  Zunfturkunden 
erhellen.    Die  Kürschner  in  Basel   betonen 
1226.  dass    sie   ihrem  Handwerk   zu  Ehren 
und  Nutzen   der  Stadt  obliegen  wollen,  die 
Bäcker  in  Berlin  1272.  dass  sie  ihre  Gilde 
errichtet  haben  »wente  di  gesunde  mensche 
mach   nich  wesen  ane  brod«.    Die  Regens- 
burger    Ordnung   über   die  Tuclifabrikation 
von  1259    setzte    eiu   aus    12   Richtern   be- 
stehendes Gericht   ein.  »um   gutes  Tuch   in 
Regensburg   zu    erzielen«,  und  die   Soester 
Wollenweberordnung    von      1261     ist     von 
gleichen  Gesichtspunkten  beherrscht.     End- 
lich ist  von  vorn  herein  auf  den  Zunftzwang 
Gewicht  gelegt,  d.  h.   auf  die  Bestimmung, 
dass  alle  das  gleiche  Gewerbe  Ausübenden 
sich   der  Korporation   anschliessen    müssen. 
Von  den  7  ältesten  Zunftbriefen  sprechen  6 
diesen  Grundsatz    deutlich   aus.     Die  Rolle 
der  Würzburger  Schuhmacher  von  1128  ist 
die  einzige,  die  diesen  Punkt  unerörtert  lässt. 
Augenscheinlich   kam   es  den  Handwerkern 
zunächst  auf  die  Sicherung  der  Grundlagen 
ihrer  Existenz  an;  nach  deren  Beschaffung 
erst    erschienen,    zumal  in   dem    Masse   als 
lere  Verbände  mit  der  Pflege  geistlieh- 
Mrchlicher    Interessen     aufhörten,    andere 
reichende  Bedürfnisse. 
Die  Verfassung    selbst   war    dabei   noch 


wesen 
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recht  wenig  ausgebildet.    Da  der  Zunftzwang 
eine  ans  den   Verhältnissen    sieh  ergehende 
Kfotwendigkeil    war.    so   wurden    dem    Ein- 
Kien keine  Schwierigkeiten  in  den  Weg 
t.     Der   Nachweis    der    Kenntnis    d<  - 
Betriebes  wird  nicht  gefordert,  denn  es  ver- 
stand sieh  von   selbst,  dass  jeder,  der   sich 
um   die  Mitgliedschaft   und   das   Recht   zur 
Ausübung   des   Gewerbes    bewarb,   dasselbe 
beherschte.    Erst  bei  den  Bäckern  in  Berlin 
1272   tritt    uns    ein   Meisterstück   entgegen, 
indem    von    dem    aufzunehmenden    jungen 
Qewerksmanne  verlangt  wurde,  dass   er  in 
eines  Meisters   Ofen    Brot    gebacken    haben 
musste.     Die  einzige  Bedingung,  die  erfüllt 
werden   nm.-ste.  bestand  in  der  Entrichtung 
einer  Abgabe,   gewöhnlich   in  barem  Gelde, 
häufig  auch  in  Wachs,  mitunter  beides    zu- 
sammen.   Die  angegebenen  Beträge  weichen 
von    einander    ab    und   dürften    als   in   der 
Regel    geringfügige    zu    bezeichnen    sein. 
Oebrigens  kam  es  vor.  dass  auch  ohne  jede 
Zahlung  oder  gegen  geringere,  als  im  Statut 
esetzt  war.   die   Zunft   erlangt    wi 
ite.     Die  Kinder  verstorbener  Genossen 
—  bei  Töchtern  deren   Ehemänner   —  ge- 
messen   derartige    Privilegien.      Auch     die 


Erben,  selbst  derjenige,  der  die  W  itwe  eines 

ZuntVen n  heiratete,  zahlten  weniger.— 

Frauen    scheinen    bis    1300    von    der    Teil- 
nahme an  den  Zünften  nicht  ausgeschieden 
gewesen    zu    sein.     Wenigstens   stössl    man 
ni.ht    auf    ein    direktes   Verbot   ihrer    Auf- 
nahme; dagegen  werden  bisweilen,  wie  bei 
den  Zimmerleuten  und  Kürschnern  in  Basel, 
Frauen     ausdrücklich     als     Zunftmitglieder 
angeführt.  —  Die  Mitgliedschaft  einer  Zuntt 
Bchloss   die  Anteilnahme    an  einer  anderen 
nicht   aus.     In   einer  Zeit,  wo  die  Arbeits- 
teilung  gering  und  die  Geschicklichkeit   in 
den  einzelneu  Gewerben  noch  nicht  sehr  weit 
gediehen  war.  war  das  erklärlich.  —  Gegen 
einander  sind  die  verschiedenen  Zünfte  nocn 
nicht  deutlich  abgegrenzt.    Die  Technik  ist 
noch   so   wenig  vorgeschritten,  dass   spater 
selbständig      neben      einander      bestehende 
Zweige  eines  und  desselben  Gewerbes  sich 
in   einem  Verbände   befinden.     Der   Gold- 
schmied prägte  auch  Münzen:  der  Schlosser 
machte    auch    Schmiedearbeit:    der   Schuh- 
macher übernahm  auch   die   Gerberei.     So 
findet   man   in  Nürnberg  Schwarz-,  Schon- 
und  Waidfärber  in  einer  Zunft,  in  München 
Schneider  und  Tuchscherer,  in  Basel  Maurer 
Gipser,  Zimmerleute,  Fassbinder,  W  agner  und 
Kammmacher;   selbst  Handwerke,   die  mit- 
einander nichts  zu  thun  hatten,  linden  sich 
in  einer  Korporation  verbunden,  wie  1244  in 
Regensburg  Zimmerleute,  Schreiner,  Korduan- 
bereiter.  —   Ebenso   geringe  Entwiekelung 
weist  das  Lehrlings-  und  Gesellenwesen  auf. 
Es   gab   nachweislich  sowohl  Lehrlinge  als 
Gesellen,  doch  lässt  sich  über  ihr  ^\  erhältms 


zum  Meister  nichts  Genaueres  ermitteln. 
sir  waren  die   ji  Leute,   für  die 

•    Ausübung  des   G<  w< 
eine  Frage  der  Zeil  war.  b    Dnderen 

Stand  bildeten  die  Gesellen  nicht, 
mutlich  war  nichl  einmal  eine  gewisse  Ge- 
sellenzeil   die  Vorbedingu 
digen  Niederlassung.    Ers1  alsdurch-wi 
gehendeTr  rGewerbe 

Geschicklichkeit  für  die  Handhabung  des 
einzelnen  Zweiges  gefordert  wurde,  konnte 
der  Gedanke  an  eine  Lehrzeil  '        llen- 

stück  ete.  entstehen.  Ers1  das  Anwachsen 
des    Handwerk  rsta  i  die    dadurch 

gebildete   Konkurrenz    Hess   das   Bedürfnis 
hervortreten,  den  Einzelnen    in    seiner    ma- 
nuellen Geschicklichkeit  thunlichst   zu  ver- 
vollkommnen.   Damit  verstand  es  sich  dann 
von   selbst,  dass  man  zeitig  darauf   bedacht 
war,  die   kleinen   Kunstgriffe   dem    zukünf- 
tigen   Meister    beizubringen.      Was    diesen 
anlangt,  so  scheint  durchaus  nicht  jeder,  der 
das  Handwerk  selbständig  ausübte,  auf  die 
Führimg  des  Meistertitels  Anspruch  erhoben 
zu  haben.  In  der  Regel  wird  unter  >Meister 
nur  der  Vorstand  der  Zunft  verstanden,  der 
entweder  von  der  Obrigkeit  eingesetzt  oder 
von  den  Mitgliedern  selbst  gewählt  wurde. 
Die   Aufgabe    eines   solchen   Meisters   war, 
seine  Genossen  zu  beaufsichtigen  und  sie  in 
Fällen  von  Vergehen   zustehenden  Orts,  bei 
dem  Burggrafen,  dem  Vogte,  dem  Rate,  zur 
Anzeige   zu   bringen.    Eine   eigentliche  Ge- 
richtsbarkeit scheint  der  Meister  nicht  aus- 
geübt   vielmehr  die  ihm  zustehende  Gewalt 
nur    als    Subalternbeamter    bekommen     zu 
haben.    Bisweilen  wurde  er  in  seiner  Tha- 
tigkeit  durch  andere  Mitglieder   der   Zunft. 
sogenannte  Pfleger  oder  Geschworene,  unter- 
stützt.   Die  Zunft  selbst  hat  über  ihre  Mit- 
glieder ebenfalls   nur  eine  geringfügige  Ge- 
richtsbarkeit, die,  wie  es  scheint,  auf   ihren 
Versammlungen.    Morg.'iispraehen,    wie    sie 
wenigstens  in  Lübeck,  Berlin  und  Schweid- 
nitz    üblich   waren,    zum   Ausdrucke    kam. 


Der  Gegenstand  der  Verhandlungen  auf 
Morgensprachen,  die  stets  im  Beisein 
von  Katsmännern  abgehalten  werden  mussten, 
ist  in  den  Urkunden  nicht  augegeben.  Es 
nur  gelegentlich,  dass  sie  sich  um 
das.  was  ihrem  Handwerke  nützlich  und 
zuträglieh  sei.  kümmern  sollten. 

ausgebildeter  als  die  innere  \erfassung 
der  Zünfte  ist  die  ältere  Gewerbepolizei,  die 
von  dem  Gedanken  durchdrungen  ist,  das 
Interesse  des  Konsumenten  wahrzunehmen. 
Sie  äusserte  sich  in  den  verschiedensten 
Massregeln,  die  dem  Handwerker  für  den 
Einkauf  des  zu  verarbeitenden  Rohstoffes 
und  die  Güte  der  Erzeugnisse  1*  orschriften 
machten,  die  eine  Regulierung  der  I  reise 
beabsichtigten,  dem  Konsumenten  den  hm- 
'  kauf  der  Waren  zu  erleichtern  strebten,  den 
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Handwerkern  nur  ein  begekränktes  Verpfän- 
dungsrecht an  den  ihnen  anvertrauten  Gegen- 
inräumten  und  manche  harte  Strafe 
für  die  Oebertreter  aller  dieser  Verordnungen 

in  Aussieht  nahmen.  Die  Zünfte  als  Soli  Eie 
hatten  mit  dieser  Organisation  nur  insofern 
zu  thun,  als  die  Beaufsichtigung  über  die 
Durchführung  derGesefc  gebung  nichl  .->  - 1 1 1:- 1 1 
den  Meistern   übertragen  wurde. 

4.  Die  Blütezeit  des  deutschen  Z. 
Während  des  14.  Jahrhunderts  befindet 
sieh  das  Gewerbe  in  deutschen  Städten 
in  aufsteigender  Entwickelung.  Kaum  der 
Hörigkeit  entronnen,  beginnen  die  Hand- 
werker bereits  im  städtischen  Leben  eine 
Rolle  zu  spielen  und  erringt  die  freie 
Arbeit  eine  ihrer  Bedeutung  angemessene 
Stellung.  Sehr  treffend  hat  man  diese 
Epoche  als  die  Zeit  der  Zunftkämpfe  charak- 
terisiert. Die  Handwerker,  durch  die  ver- 
hältnismässig  leicht  erlangten  Rechte  über- 
mütig,  im  Besitze  der  Freiheit,  ohne  die 
Fähigkeit  von  ihr  einen  weisen  Gebrauch 
zu  machen,  stellen  als  erstrebenswertes  Ziel 
eine  Beteiligung  am  Stadtregimente  auf  und 
suchen  sich  diesem  mit  Gewalt  zu  nähern. 
Zum  Teil  mochte  übrigens  auch  der  Um- 
stand, dass  sie  vielfach  ungerechter  Be- 
st, juerung  und  schmählicher  Erpressung 
durch  die  Geschlechter  ausgesetzt  waren, 
den  Wunsch  nach  Erlangung  politischer 
Rechte  in  ihnen  haben  aufkommen  lassen. 
Nur  vorübergehend  habeu  sie  mit  diesen 
Bestrebungen  Erfolg  erzielt,  in  Norddeutsch- 
land es  nirgends  zu  dauernder  Beteiligung 
an  der  Verwaltung  der  Stadt,  in  Süddeutsch- 
land auch  nicht  an  allen  Orten  gebracht. 
Diejenige  Stadt,  in  der  es  zuerst  zu  einem 
blutigen  Bürgerkriege  der  Gewerbetreiben- 
den j  i:  das  Patriciat  kam,  dürfte  Köln 
gewesen  sein,  wo  es  bereits  1259  zu  einem 
Ausbruche  kam.  Aehnliche  Bewegungen 
müssen  sich  in  Ulm,  in  Freiburg  i.  Br.,  in 
Worms  abgespielt  haben,  wo  wir  während 
des  !'■>.  Jahrhunderts  die  Handwerker  bereits 
in  hervorragendem  Masse  am  Stadtregimente 
beteiligt  erblicken.  In  dem  seit  1220  nach- 
gewiesenen Kate  der  Stadt  Frankfurt  a.  M. 
it  der  zweiten  Hälfte  des  13.  Jahr- 
hunderts eine  Handwerkerbank,  deren  Mit- 
glieder thatsächlich  freilich  nur  geringen 
Eänfluss  auf  die  Stadtregierung  ausübten. 
Von  hier  aus  mag  die  Bewegung  den  nord- 
deutschen Handwerkern  zugegangen  sein, 
denn  in  Rostock  kommt  am  Ende  des  13. 
Jahrhunderts  schon  ein  Zwist  wegen  des 
Eintritts  von  Handwerkern  in  den  Rat  vor, 
und  vorübergehend  scheint  1287  in  der 
That  ein  Handwerksmeister  Ratsmitglied 
zu  sein.  Nicht  minder  regte  es 
sich  um  diese  Zeit,  um  1272,  in  Braun- 
schweig, Gilden  gleichfalls  die  Ab- 
geht               den  Hat  zu  verdrängen.    Leb- 


hafter griff  die  Bewegung  im  1-1.  Jahr- 
hundert um  sich.  Es  regte  sich  in  Strass- 
burg  und  .Mainz,  in  Konstanz  und  Freiburg, 
in  Rostock  und  Braunschweig,  in  Lübei 
und  Hamburg.  In  Speyer  war  1304  der 
Rat  aus  11  Patrieiern  und  Altbürgern  und 
13  Zünftlern  gebildet.  In  Ulm  bestand  seit 
1327  und  1345  der  kleine  Rat  aus  14  Ge- 
schlechtern und  17  Zunftmeistern,  der  gl 
aus  lo  Geschlechtern  und  30  Zunftmeistern. 
Dagegen  blieb  Stettin  so  gut  wie  gänzlich 
verschont  von  den  erbitterten  Verfassungs- 
kämpfen.  Spätestens  seit  Anfang  des  1". 
Jahrhunderts  pflegte  der  Rat  regelmässig 
bei  wichtigen,  allgemeine  Interessen  berühren- 
den Fragen  der  Gesetzgebung,  Besteuerung, 
Politik  u.  s.  w.  die  Meinung  der  Aelterleute, 
des  Kaufmanns  und  der  Gevverke  einzuholen. 
In  Lübeck  bestand  1408—1416  der  Rat 
zur  Hälfte  aus  Zünftlern,  aber  es  gelang 
den  Bemühungen  der  befreundeten  Städte 
in  Verbindung  mit  einer  vom  Kaiser  ge- 
sandten Kommission,  den  alten  Rat  wieder 
einzusetzen.  Eigenartig  ist  die  im  Gegen- 
satz zu  den  Verhältnissen  der  meisten 
anderen  deutschen  Städte  in  Osnabrück  und 
in  Münster  und,  nach  deren  Beispiel  wahr- 
scheinlich, auch  in  Riga  und  Reval  nach- 
weisbare Gesamtgilde.  Dieser  gehören  die 
hervorragendsten  Handwerkervereinigungen 
an  —  in  Osnabrück  11,  in  Münster  17  — 
und  sie  spielte  innerhalb  des  städtischen 
Gemeinwesens  eine  sehr  wichtige  Rolle. 
Der  Vorstand  dieser  Gilde  wird  durch  die 
gewählten  Vorstände  der  einzelnen  Genossen- 
schaften, die  Gildenmeister  repräsentiert. 
Diese  aber  gehören  mit  zum  Rate  und  wer- 
den bei  allen  wichtigen  Beschlussfassungeä 
zu  den  Ratsverhandlungen  zugezogen.  So 
darf  z.  B.  in  Münster  bereits  1410  ohne 
Zustimmung  der  Gilden  niemand  seitens 
des  Rates  gefangen  gesetzt  werden  und 
konnte  seit  1412  der  Rat  keinem  ohne  die 
Einwilligung  der  Gilden  sicheres  Geleit  zu- 
sagen. Es  hängt  doch  wohl  mit  dieser  Ein- 
richtung zusammen,  dass  uns  in  den  ge- 
nannten Städten  weder  Chroniken  noch  Ur- 
kunden jemals  von  einem  Aufruhr  der  Hand- 
werker gegen  den  Rat  melden. 

Indes  nicht  nur,  dass  die  Handwerker 
ihre  wirtschaftliche  Machtstellung  zu  fühlen 
begannen  und  politisch  sich  zu  bethätigen 
wünschten,  auch  das  gewerbliche  Leben 
selbst  pulsierte  mächtiger  als  je  und  die 
Technik  machte  bemerkenswerte  Fortschritte. 
In  dieser  Zeit  war  es,  dass  im  Süden  Städte 
wie  Augsburg  und  Nürnberg,  Strassburg 
und  Ulm,  im  Norden  Lübeck,  Hamburg, 
Danzig  den  Ruhm  deutschen  Gewerbefleissefl 
und  deutscher  Leistungsfälligkeit  begründen 
halfen.  Seltenere  Hantierungen,  wie  die 
der  Beckenschläger,  der  Paternosterdreher, 
der    Pergamentmacher,    der    Täschner    er- 
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Scheinen  auch  im  Norden  ben  I 
Ämtern   organisiert,    und    Besehäftigui 
äie  ,„„.1,  lange  nachher  als  eigentto 
arbeit  erseheinen,  wie  (lärtnerei  und  Kei 
giesserei,   gewinnen   handwerksmäßige  Ue- 

st'lltllll11" 

i.uch  die  Arbeitsteilung  entfaltet  sv  b 
nunmehr  reicher.  In  der  Bäckerei  kommt 
&eben  der  Weiss-  und  Schwai  backerei 
,li,.  Kuchenbäckerei  und  Lebzelterei,  in  den 
Seestädten  die  Zwiebackbäckerei  (Hart- 
föckerei)  auf.  In  der  Fleischerei  bilden 
Seh    die    Gross-    und     Kleinmetzger,    die 

reinemetzger  und  die  Wildpretmetzger 
zu  besonderen  Gewerben  aus.  In  den  bi  - 
städten  hält  man  Knochenhauer  (Fleisch.- 
verkäufer),  Küter  (Schlächter)  Garbrater 
fSueisenverkäufer)  und  Hausschiachter  an- 
einander. Besonders  reich  ist  -  übrigens 
zum  Teil  schon  seit  dem  13.  Jahrhundert  — 


/.Ulli     IUI     o^i*v«     —         ~- 

da<    Metallgewerbe    gegliedert    in 


Ringel- 


Qas     .uerangeweiuc    ^6u^"       —    --    u 
nanzevsehmiede,  Plattner,  Schilder,  r.    !•  In, - 
und  Haubenschmiede,  Klingen-  und  Messer- 
schmiede.    Jetzt   bilden    sich    in  der   künf- 
tigen Ordnung  dieser  Gewerbe  noch  weitem 
Zweige  selbständig  aus  als  Harmschpoherer, 
Schwertfeger     und    Knauf  schmiede.     Huf- 
schmiede und  Grobschmiede,  Schlosser  Zeug- 
schmiede, Sporer.     Soweit  das   freilich   nur 
lückenhaft     vorhandene    Material    erkennen 
lässt,  gab  es  im  13.  Jahrhundert  in  Kiel  39, 
in  Rostock  128  verschiedene  Gewerbearten. 
Dagegen  zeigt  das  14.  Jahrhundert  in  Stral- 
sund 113,  in  Hamburg  114   m  Lübeck  129 
in  Frankfurt  a.  M.  137.  in  Nürnberg  nur  Jb 
Gewerbe.    Immer  ist  auf   diese  Weise  die 
Möglichkeit  gegeben,  eine  grössere  Zahl  von 
Zünften    zu    bilden,    und    so    bestanden    in 
Lüneburg    (13.    Jahrhundert:    12)     14,    in 
Speier   und' Zürich    je    13    Zünfte    im       ■ 
Jahrhundert,   in  Frankfurt   a .  M.    (135o)  14, 
in  Augsburg  (1368)  IT.   m  Hamburg  (U<1>) 
■>•>    in  Strassburu'  ,lH9.,t  "3.   Zilnite.     Spater 
schwiUt   die   Zahl    erheblich    an.     Ein    aus 
der  Mitte  des  15.  Jahrhunderte  stammendes 
Yerzeichnis  weist  für  Rostock   44  Aemter 
nach;  in  Lübeck  sind  1474  ihrer  oO.    Wocn 
zwei   Jahrhunderte    weiter    etwa    sind    für 
Lübeck  die  Dokumente  von  65  verschiedenen 
Aemtern.  für  Rostock  von  60   für  Hamburg 
von  58.  für  Riga  von  40,  für  Lüneburg  von 
23    \emtern    oder   Zünften    bekannt.     Das 
entgegengesetzte  Bild  zeigt  Worms,  wo  der 
Rat   die  Zahl  der  Zünfte,  die  in  strengster 
Unterordnung    unter  der  Behörde    standen 
herabzumindern    Veranlassung    nahm.      So 
eab    es   1392    in   Worms    28   Zünfte,    1393 
wurden  sie  auf  24  beschränkt  am  Anfange 
des  15.  Jahrhunderts  werden  22   autgezahlt 
und   seit  Ende   desselben   giebt   es    nur  1J, 
bei  welcher  Zahl    es   dann   sein   Bewenden 
gehabt  hat.     Jede  Zunft    umfasst  dann  frei- 
lich eine  grössere  Zahl  von  Ordnungen. 


In  mam  n<  i    B<  siel -    er  cheim  das  1  i 

Jahrhundert    als  die   Krisis   des   deutschen 
Zunftwesens.     Aber  sowi  das  Ende 

b,  D    und    mit   dm,,    Anln, 

las   politische    und    soziale  Leben   de 
Volkes  sich  überhaupt  verändert, 
■raten    die   gewerblichen  Verbände  m 
ein    ruhigeres    Fahrwasser.       Das    züi 
rische    :                             erstarkt,   aber   es 
.  ise     die    glen  hen 
Fehler    zu    schulden    kommen,   d -   be- 
kämpfte    Wenn  auch  die  Zunftkämpfe  teil- 
weise noch  bis  in  die  20er  Jahre  des  neuen 
Jahrhunderts    hineinreichen,   in   der   Haupt- 
sache konnten   sie  als  abgeschlossen   ai 
sehen    wurden.      Diu    Bevölkerung    wusste 
jetzt   was   sie  von   den   Zünften   zu   halten 
hatte,    und   fing   an    sie    zu    fürchten.     Die 
grosse    Masse    der    Nichtzünftigen    wandte 
lieh  wesentlich  unterstützt  durch  die  Lehren 
und  Forderungen  der  Taboriten    gegen  die 
Eegemonie  der  Zünfte,   und  es  kann  daher 
nicht  wundern,  dass  Pläne   auftauchen,  wie 
dem   drohenden    Unwesen    zu   steuern   sei. 
Der  Suhwalie  Friedr.  Reiser  war  es,  der  in 
einem  merkwürdigen,  als  Reformation  Kaiser 
Sigismunds     bekannten     Aktenstucke     den 
Zünften    feindliche    Ansichten    entwickelte. 
Alle  offenkundigen  Gebrechen  des  damaligen 
Lebens  leitete  er  davon  ab,  dass  die  Zünfte 
den  Rat   ordneten   und    eine  Zunft  der  an- 
deren durchhelfe.      Er    forderte    dass    man 
die  Zünfte  abthun  solle  und    jederman  sein 
eveen  hantwerck  und  gewerb  treiben«  1 
Er  warf   den  Zünften  vor.  dass   sie   zu  ge- 
waltig geworden  seien,  dass   man  den  Ein- 
tritt  m  sie  teuer  erkaufen  müsse   dass  sie 
zu  viele  gesetzliche  Schranken  autrichteten, 
den  Einfluss,  den   äie  durch  ihre  Beteiligung 
am  Rate  gewännen,  dazu  missbrauchten,  zu 
bestrafenden    Handwerkern     durch  zuhelfen, 
dass  in  Städten  und  auf  dem  Lande  einzelne 
Personen  mehrerer  Gewerbe  sich  miteman- 
der  vereinigten.                          _  , 

Es  mag  sein,   dass  die  Reformen,  denen 
Reiser  das  Wort  redete,  damals  schon  ganz 
gebracht  gewesen  wären,  denn  an  völlige 
rSung   der   eben   erst   recht  erstarkten 
!  Zünfte  wurde  wohl  im  Ernste  nicht  gedacht, 
zu  ihrer  Verwirklichung  kam  es   nicht    ob- 
wohl Kaiser  Sigismund  nicht  nur  zu  Anfang, 
londem    aueirm   späteren   Perioden   seiner 
uns-  ähnlichen  Erwägungen  Raum  ge- 
geben haben  soll.    Trotzdem  erlangte  gerade 
euZeit  die  Zunft .eine  s-ahwer- 
wiegende    Bedeutung    im    ^  irtechafteleben 
■  hlands  und  einen  Einfluss,   den   man 
S  Jnzen  als    einen  entschieden  heilsamen 

bM  I^wweiS;.'  Weise  äussert  sich  dieser 
wirtschaftliche  Charakter.  Zunächst  in  Mass- 
en für  die  Konsumenten.,  las  dabei 
[reibende   und   bewegende  Motiv  hoben  wir 
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schon  hervor,  und  es  tritt  kein  eigentlich 
neuer  Gedanke  in  der  Reihe  der  Anord- 
nungen auf.  G  Rohstoffes  und  des 
Erzei  Qe  ]Yei-e  bilden  die 
Punkte,  auf  die  das  Augenmerk  gerichtet 
ist.  Nur  die  Abweichui  sich,  dass 
die  darauf  bezüglichen  Bestimmungen  aus 
den   Stadt               in   die   Zunftrollen   über- 


Die  Zünfte  erkennen  es  als 


ihre  Pflicht   an.  dafür  zu   sorgen,   dass  die 

einzelnen    Arbeiten     ihrer    Mitglieder    gut, 
tadellos,    unwandelbar   angefertigt    würden. 
dass    keiner   den    Konsumenten    zu   Klagen 
Veranlassung  gäbe.    Zur  Durchführung  der 
bezüglich   der  Art,   Form,   Grösse  und  Be- 
handlung    erlassenen     Vorschriften     findet 
Warenschau   und   Prüfung  statt    Eine  Be- 
aufsichtigung des  Fabrikationsprt 
Einkauf.-   des    Rohstoffes    bis   zum   Verkauf 
Erzeugnisses   ist   die  Regel.    In  diesen 
lankengang  scheinen  auch  Neuerungen  zu 
ren,    wie   die   Dienstzeit,  die  jeder 
als  Gehilfe  bei  einem  Zunftmeister  vor  der 
ständigen  Niederlassung  auf  sich  nehmen 
musste,     und    die    Verallgemeinerung    des 
Mei  s1  e  r  s  t  0  cks.      Die   Anordnung   der 
Meisterprüfung  ist  nicht  dem  Egoismus  ent- 
sprungen, nicht  der  Absicht,  die  Konkurrenz 
zu   beschränken .    sondern    dem   natürlichen 
Wunsche,   bei   dem   konsumierenden  Publi- 
kum den  frisch  errungenen  Ruhm  nicht  ein- 
zubüssen.     Anfangs  war  der   Eintritt   frei, 
eine  Probe  der  Geschicklichkeit   nicht    er- 
forderlich.     In    Lübeck    kannten    unter    13 
Zünften,   deren   Rollen  aus   dem    14.  Jahr- 
hundert   sich    erhalten    haben,    nur   5    das 
Meisterstück;  im  folgenden  Jahrhundert  war 
es  von  23  Meistern   bei  10  noch  nicht  ein- 
geführt.   In  Lüneburg  kommt  das  Meister- 
stück   zuerst    gegen    1400    bei    den    Gold- 
iii  während  des  15.  Jahr- 
hunderts  häufiger.    In  Süddeutschland   und 
der  Schweiz,  z.  B.  in  Basel,  entwickelt  sich 
das   Meisterstück    erst   gegen   Ende  des  15. 
Jahrhunderts.     Unter  den  in  Strassburg  zur 
Tucher-  und  Weberzunft  gehörenden  Hand- 
werken kennt  im  15.  Jahrhundert  kein  ein- 
enden  nur  l'uchscherer 

ein  Meisterstück.  Seil  die  Zünfte  es  aber 
auf  sich  nahmen,  für  die  Vortrefflichkeit 
Leistung  einzustehen,  waren  sie  ge- 
zwungen, von  dem,  der  sieh  ihnen  anschloss, 
eine  Garantie  zu  fordern,  dass  er  st 
werbe  verstehe.  Freilich  . 
bereits    in    der   weiteren    und    allgein 

ing  des   Meisterstücks   der  Beginn 

Missbildung  d 

In  dem  Masse,  aJ-  i  -  den  Gewerb  treiben- 

fihr    leicht    wurde,    ein    aus- 

reichi  I     kommen  zu  erwerben,  sannen 

werung  des   Eintritts    in    die 

Zunft,  der..,,  Mitglieder  ja  in  erster  Linie 

Vorrecht   zum   Betrieb  der  Haut, 


ssen,  wenn  nicht  gar  ein  Monopol  ilarauf. 
strebten,  sich  die  zukünftigen  Mitwerber 
vom  Halse  zu  halten  und  die  Vorbereite 
zeit  derjenigen,  die  sie  nun  doch  einmal 
unbedingt  neben  sich  zu  dulden  haben 
würden,  so  lange  wie  möglich  hinauszu- 
schieben. 

Bewegt    sich    die    Sorge    für   die    Kon- 
sumenten  auf  alter  Bahn,   wenn   auch   mit 
grösserem   Nachdrucke,    so    zeigt   sich   afe 
eine      völlige     Neuerung      die     Rücksicht 
auf   das    Wohl    der   P  r  o  d  u  z  e  n  t  e  n.     Die 
heutige   Zeit  erkennt  ein  Recht  auf  Arbeit 
nicht  an  und  weiss  nichts  von  einer  Pflicht 
der    Gesamtheit,     für    ein     materiell    aus- 
reichendes Einkommen  ihrer  Glieder  sorgen 
zu    sollen.      Damals    dagegen    schein 
leitender  Grundsatz  gewesen   zu   sein,  sich 
darum  zu  kümmern,  dass  jeder  Meister  ge- 
nügende Beschäftigung  und  eine  Bezahlung 
fand,   die   hilllängliche  Befriedigung  seiner 
Lebensbedürfnisse  gewährte.     Um   dies  zu 
erreichen,  wird  durch  allgemeine   Geltung 
des    Zunftzwanges    der    Gesamtheit    ein 
Markt  garantiert.     Wer  nicht  zur  Zunft  ge- 
hörte, konnte  nicht  darauf  rechnen.  Absatz 
semer  Erzeugnisse   in   der  Stadt   zu  finden. 
Weiter  aber  wird  auf  dem  Markte  die  freie 
Konkurrenz  fast  ganz  ausgeschlossen  und  da- 
hin gestrebt,  für  alle  Genossen  Produktions- 
kosten und  Absatz   möglichst  gleich  zu  ge- 
stalten.   Man  begrenzt  die  tägliche  Arbeits- 
zeit, man  setzt  die  Maximalproduktion  des 
Einzelnen  fest,   man  bestimmt  die  Zald  der 
zur   Unterstützung  heranzuziehenden   Hilfs- 
kräfte,  man  kauft  das  Rohmaterial  gemein- 
sam ein  und  verteilt  es  nach  Bedarf,   man 
selirieb   gleiche   Lohnzahlung  vor  und  mau 
regelte  die  Verkaufsbedingungen.  Sich  gegen- 
seitig  die  Käufer  abspenstig  zu  machen,  das 
von  einem  anderen  begonnene  Werk  fortzu- 
setzen, mit  Produkten,  die  von  anderen  er- 
zeugt waren.  Handel  zu  treiben  —  war  ver- 


boten. Auf  diese  Weise  war  allerdings  jede 
Möglichkeit  für  einen  Grossbetrieb,  der  ver- 
schiedene technische  Arbeitsprozesse  unter 
einer  Leitung  hätte  vereinigen  wollen,  auf- 
zukommen, von  vorn  herein  im  Keime  er- 
stickt oder  doch  sehr  erschwert. 

Aber  nicht  nur  wirtschaftlich  griff  die 
Zunft  rücksichtslos  in  den  freien  Willen  der 
Individuen  ein;  mindestens  ebenso  nach- 
drücklich bewährte  sie  sich  als  Erzieherin 
auf  moralischem  Gebiete,  in  der  Normierung 
des  Lehrlings-  und  Gesellen wesens. 
Freilich  war  dasselbe  von  vorn  herein  von 
Oebertreibungen  nicht  frei  und  mit  manchem 
Formelkram  verbunden,  aber  es  hatte  diese 
'  eigentümliche  Schule ,  die  jeder  über  sich 
ergehen  lassen  musste,  doch  auch  unver- 
kennbar ihre  wohlthätigen  Folgen.  Die  erste 
Bedingung  für  die  Aufnahme  eines  Knaben 
in  das  Handwerk  zu  dessen  Erlernung  war 
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die   eheliche    Geburt,     ungern    nahm 
die  ersl    durch  die   Ehe  Legitimierten  auf. 
ausgeschlossen   blieben  Bastarde  und  Find- 
linge   die  Söhne  der  in  niederer  städtisch.,  i 

atune  stehenden  Personen,  als  Gencin 
diener,    Fehlhüter,    Nachtwächter,    Toten- 
gräber etc    und  in  den  Zünften  vornehmerer 
Bewerbe    auch    die    Angehörigen    gewisser 
rfe,    wie    die   der    Leineweber,    Müller 
Bader  und  Barbiere.    Seme  eheliche  Geburt 
muSste    der    aufzunehmende    Lehrling    mit 
aeinem  Geburtsbrief  beweisen.    War  dieser 
in  Richtigkeit,  so  begann  eine  Probezeit  von 
höchstens  vier  Wochen,   um   sieh  davon  zu 
aberzeugen,   ob  Lust  und  Geschick  zu  dem 
erwähnten   Gewerbe   vorhanden     Nach  zur 
Zufriedenheit    abgelaufener    Probe    erfolgte 
bei    offener    Lade    unter    Beobachtung   ge- 
wisser Feierlichkeiten  in  Anwesenheit  aller 
Mitglieder  der  Zunft  die  Aufdingung.    Der 
Xame  .W  Lehrjun-en  ward  m  das  1  rytokoll- 
buch  eingetragen,  wofür  eine  kleine  Gebuhr 
zu    entrichten    war.      Der    Lehrling ;    stand 
unter   der    Zucht    des    Meisters,    schlief   in 
dessen    Hause    und    ass    an    dessen    Ilsen. 
Die  Dauer  der  Lehrzeit  war  sehr  verschieden 
angesetzt;  sie  schwankte  von  2—6  Jahren; 
nach    ihrer    Beendigung    erfolgte    ebenfalls 
unter  Beobachtung   gewisser  Feierlichkeiten 
die  Lossprechung  und  die  Ausstellung  eine* 

Lehrbriefes.  T„r  ,     f. 

Nun  ging  es  auf  die  Wanderschaft, 
der  aber  noch  eine  mitunter  etwas  harte 
Prozedur  vorausging.  Von  Rechts  wegen 
durch  die  Zustimmung  der  Meister  war  cler 
Lehrling  freilich  Geselle  geworden    aber  er 


punkte  und  wurden  gewii         issenzu-B 
schulen  des  Handwerkerstandes.     Dahin 

vorzugsweise  die  Städte  der  Rhein- 
die  am   früh.  b  einer  hohen 

v. ,,'!  chafüi.  h  a  Blüte  erfreuten.    Lm  Süden 
waren  Konstanz,  Schaffhausen,  BaseU  olmar, 
.,    hure   und  Fr.  iburg  derartige  hoch  ent- 
wickelte Städte;   nördlicher   wurd. 
fürt.   Main/..  Cöln,   Speier  und   Trier 
aufgesucht.    Später,  etwa  seil   11"".   übtet) 
auch   die   im   i  >sten   belegenen   Städte,  wie 
Dresden.  Magdeburg,  Frankfurt  a.O.,  Da 
und  Königsberg,  auf  die  Wandernden  einen 
gewissen  Reiz  aus.    Seit  der  zweiten  Hallte 
des  16   Jahrhunderts  aber  scheint   ein   un- 
stetes ungeordnetes  Wandern  eingerissen  zu 
sein   mit  dem  der  Terrorismus  der  Ge 
und'  die    wachsende    Unzufriedenheit     dei 
Meister  über  die  schwierige  Behandlung  des 
leicht    beweglichen    und    leicht    erzürnten 
Völkchens  der  Gesellen  Hand  in  Hand  ging 
(s     den    Art.    Gesellenverbände    oben 
Bd  IV  S  182ff.).   Die  Dauer  der  Wanderzeil 
schwankte   zwischen   drei  und  fünf  Jahren. 
Mitunter  war  sie  namentlich  für  die  Meisters- 


L,ennmg  ireuieu  uck^  6~.. —  - — , 
war  es  noch  nicht  nach  Handwerks  Gewohn- 
heit und  Gebrauch.  Daher  musste  er  sich 
an  che  Gesellen  -  Brüderschaft  wenden 
und  um  Aufnahme  bitten,  die  unter  allerlei 
Seherzen  und  Lächerlichkeiten  dem  Gesuche 
zu  willfahren  pflegte,  aber  dabei  den  Ernst 
der  Situation  wahrte,  indem  mancherlei 
Reden  gehalten  wurden,  die  dem  Gesellen 
zur  Richtschnur  für  sein  künftiges  Ver- 
halten werden  sollten.  . 

Das  Wandern   nahm  früh   seinen  An- 
fang.  Bereits  Urkunden  des  14.  Jahrhunderts 
lassen  erkennen,  dass  es  vorkam  und  be- 
stimmte   Gebräuche    sich    daran    knüpften. 
Offenbai'  empfand  man   es  in    dem   Masse 
als  das  Handwerk  sich  hob    der  Kunst  sich 
näherte  und  grössere  Anforderungen  an  die 
Technik  gestellt  wurden,  als  ein  Beduifnis 
einen  Austausch  der  Ideeen  und  Fertigkeiten 
herbeizuführen.     Die    jungen   Leute    zogen 
von  Stadt  zu  Stadt,  lernten  die  Besten  ihres 
Faches  kennen  und  kehrten  mit  Kenntnissen 
reich  beladen  in  die  Vaterstadt  zurück.  Von 
dem   auf    der    Wanderschaft   Erlebten    und 
Erlernten   zehrte   dann  der  Handwerker  bis 
an  seinen  Tod.    Einige  Städte  bildeten   auf 
diesenWanderschaften  besondere  Anziehungs- 


Jlltunier  war  mb  uamo^.^^_  ™ 

söhne  auch  wolü  nur  auf  ein  Jahr  angesetzt. 
In  den  Städten,  in  die  der  wandernde  Ge- 
selle kam  und  wo  er  nach  Arbeit  umschaute, 
wurde  er  vom  Altgesellen  begrüsst.  Dieser 
wies  ihm  Beschäftigung  nach  und  kredenzte 
ihm  auf  der  Herberge  den  W  illkommens- 
trunk.  Waren  keine  Vakanzen  vorhanden 
oder  wollte  der  Geselle  nicht  verweilen,  so 
erhielt  er  das  sogenannte  Geschenk,  einen 
Ken  Zehrpfennig.  Die  Mittel  zu  diesen 
Ausgaben  brachten  die  Gesellen  durch  Auf- 
lagen unter  sich  auf.  .  ,. 

Hatte  der  Gesell  nun  seine  durch  die 
Zunftordnung  vorgeschriebene  Wauderschaft 
erledigt,  so  konnte  er  das  Meisterrecht  er- 
werben. Hierbei  war,  namentlich  seit  der 
zweiten  Hälfte  des  16.  Jahrhunderts,  die 
Ibso  viernng  einer  Dienstzeit  ihm  besonders 

zm  Pflicht  gemacht.     Man  nannte  es  spater 
zui   ruiui    g  j 


!mu™ unS  es  kam  f  hl  vor,   dass   diese 

verLmmlung   le'r   Zunft   die    Meisterschaf 
naeheesucht     werden.       Fanden     seh    alle 
Sm  in  Ordnung,   alle  Torschriften   er- 
3      so    wurde    er    zur    Anfertigimg    des 
Meisterstücks,  zugelassen      an    dessen    be- 
friedigende   Erfüllung    sich    eine    vom    Ju- 
T  ~r  zu  veranstaltende  Mahlzeit  schloss. 
Hand  in  Hand  mit . -heser  erziehmscheu 
Thätiekeit    bewegte    sich    die    Pflege    des 
reffliS-geselligen  Moments.     Bis  zur 
Re  omationszeit  waren  die  Zünfte .ganz aU- 
gemein   auch   auf   die  Förderung  ihrer  Mif> 
lüeder  in   dieser  Beziehung  bedacht     Man 
-,',;,,,     äicb    Ln    corpore    an    kirchlichen 
Prozeisonen    und    rüstete    sich    für    diesen 
Zweck    auf    gemeinscliafthche    Kosten    mit 
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Fahnen  und  Standarten  aus;  man  unterhielt 
Lichter  auf  Altären  in  Kapellen 
und  Kirchen  oder  stiftete  wohl   gar  selbst 
einen  Altar:  man   verlangte   von  allen  Ge- 
■  ;—  sie  zu  bestimmten  Festen  beim 
-dienst  anwesend  waren,  dass  sie  sieh 
bei  der  Beerdigung  verstorbener  Mitglieder 
oderFamilienai  ;    r  derselben  einfanden. 

Dazu  kamen  die  doch  wohl  den  Gilde- 
statuten entlehnten  regelmässigen  Zusammen- 
künfte in  den  Trinkstuben  und  die  Regelung 
geselligen  Verhaltens  daselbsl  sowie  dej 
Versuch,  auch  den  sittlichen  Lebenswandel 
der  genossenschaftlichen  Ordnung  zu  unter- 
werfen. 

Endlich     ist      die     militari  s  c  h  e 
nisation  zu  erwähnen.     Dass  dies 
i    in   den   ältesten    Zünften    bemerklich 
machte,  wurde  bereits  erwähnt:  die  neuere 
düng  (Gothein)  hat  sogar  sich  bemüht. 
jedoch  ohne  reeht  durchgeschlagen  zu  haben! 
ihr  einen  entscl  i  Einfluss  auf  di   I 

stehung  der  Zunftverfassurig  zuzuschreiben. 
Sieher  ist,  dass  man  in  der  Blütezeit  die 
Bewachung  der  Stadt  gern  den  Zünften 
abertrug,  sie  zur  Besetzung  von  Türmen 
und  Thoren  wechselseitig  antreten  liess: 
dass  man  ihnen  zumutete,  je  nach  ihrer 
Grösse  eine  bestimmte  Anzahl  von  Be- 
wappneten in  guter  Ausrüstung  aus  ihrer 
Glitte  zu  steilen. 

Die  Zunft  erfasste  mithin,  wie  man  sieht, 
den    Menschen    nicht   in    einer   bestimmten 
Richtung;  sie  wandte  sich  nicht  an  den  Ge- 
werbsmann  allein   in   ihm,   sondern  sie  be- 
mächtigte sich  seiner  ganzen  Peinlichkeit, 
und  darin  zumeist  mag  das  Geheimnis  ihrer 
überraschenden   Kraft  gelegen    haben.     Sie 
bewahrte  den  Einzelnen   vor  Vereinsamung, 
erweckte  in  ihm  das  Genossenschaft^ >e wusst- 
Gemeingefühl.    Wenn  sie  auch 
die  Idee   des  standesgemässen  Einkommens 
nicht    auf   die   Dauer  aufrecht  zu  erhalten 
vermochte,   bei   der  zunehmenden  Zahl  der 
[■betreibenden   deren   Durchführung  zu 
unabsichtlichen  Härten  führte,   so  schuf  sie 
einen    wirtschaftlich    leistungsfähigen 
Mittelstand,    der  den   städtischen   Gemein- 
wesen durchweg  zur  Ehre  und  zum  grössten 
Vorteile    gereichte,      üb    diese    Verfassung 
für  die  Individuen   stets   nur  gute   Erfolge 
te,   ob   der  Einzelne    wirklich  vor  Not 
und  Armut  bewahrt   blieb,   ist    eine  andere 
I  -  ist  sehr  zu  fürchten,  dass  gerade 
t   längeren  Vorl    i  ii    und 

Qu     ihr    verbuudenen    Kosten 
hes    bemerkenswerte  Talent    nicht    zu 
:  ommen   ist     Die  Ge- 
fuhr    zweifellos     gut 
land  .-fand  unstreiti    a  i 
gonen    Stufe    der    Entwicklung    und     der 

d  m  30jährigen  Erii 

Itnismässig  nicht  wieder  erreicht  wi 


ist.  Der  arbeitende  Stand  war  wohlhabend 
und  dem  entsprach  der  Nationalreiehtuni 
und    die   .Macht    Deutschlands  nach  aussen. 

Die  wirtschaftlichen  Fortschritte  liegen  klar 
zu  Tage.  Die  Bevölkerung  wuchs  ansehn- 
lich und  damit  parallel  ging  eine  Vermehrung 
der  Kapitalien,  so  dass  der  Zinsfuss  sank. 
Die  Städte  zeichneten  sich  durch  sei 
Profangebäude  und  Kirchen,  durch  Wasser^ 
li  itungen  und  kunstvolle  Bauten  aus.  Alle 
Schilderungen    und    Aussagen    von    Zeitg»- 

d n    stimmen    in    dem   Ruhme   Den 

lands  überein.  Bei  Machiavelli  wird  Deutsch- 
land der  mächtigste,  reichste  Staat  genannt" 
Papst  Pius  II.  entwarf  eine  glanzvolle  Zeich- 
nung von  den  deutschen  Zuständen,  und  in 
Frankreich  nannte  man  Deutschland  einfach 
»la  patrie  des  machines«.  Die  Deutschen, 
so  hiess  es,  wüssten  Hausgerät  und  Werk- 
zeug so  pünktlich,  so  niedlich,  so  bequem 
anzufertigen,  dass  andere  Völker  sie  nur 
bewundern,  nicht  nachzuahmen  imstande 
seien.  Man  darf  wolü  glauben,  dass  die 
Zunftverfassung  an  diesem  Aufschwünge 
einen  erheblichen  Anteil  gehabt  hat. 

5.  Der  Verfall  des  deutschen  Z. 
Indes  wie  bewundernswert  die  Haltung 
der  Zünfte  im  ganzen  war,  Missbräuehe 
zeigen  sich  bereits  in  der  ersten  Hälfte 
des  16.  Jahrhunderts.  Die  vorwärts- 
schreitende Arbeitsteilung  bewirkte  eine 
grössere  technische  Geschicklichkeit  des 
Einzelnen,  aber  sie  führte  auch  gleichzeitig 
zur  Begründung  neuer  Handwerkerverbände 
mit  besonderen  Ordnungen  und  Artikeln. 
War  das  erstere  ein  Vorteil,  so  war  das 
letztere  olme  Zweifel  ein  Nachteil,  und  der 
Sehaden  blieb  daher  nicht  aus.  Die 
Gewerbetreibenden,  in  bedrängter  Lage,  von 
der  Konkurrenz  bedroht,  griffen  dein  Publi- 
kum gegenüber  zu  Betrügereien  und  sannen 
auf  Massregeln,  sich  die  Konkurrenten  vom 
Halse  zu  halten.  Leider  war  niemand  da, 
der  sie  in  diesem  Vorhaben  mit  Erfolg  hätte 
stören  können.  Wäre  ein  wachsames  Auge 
vorhanden  gewesen,  die  Gefahr  wahrzu- 
nehmen, und  hätte  ihm  die  Macht  zur  Seite 
gestanden,  sie  abzuwenden,  so  hätte  die  im 
Grunde  nützliehe  Verfassung  sieh  wohl 
länger  mit  Ehren  halten  können.  Statt 
dessen  legte  die  Reichsregierung  nin 
geringes  Verständnis  für  die  Erscheinung 
zu  Tage,  und  die  Anordnungen,  die  hier 
und  da  getroffen  wurden,  um  eine  Besserung 
zu  erzielen,  blieben  unausgeführt. 

Um  (k-n  Widerspruch  der  verschiedenen 
Lokalstatuten  gegeneinander  zu  beseitigen, 
entschloss  man  in  manchen  Gegenden  sieh 
zum  Erlass  allgemeiner  Ordnungen,  die  für 
ein  ganzes  Handwerk   in  allen  Landesteilen 

1       Kit    einen    bestimmten  Distrikt  galten, 
ist   die   1486  in   der  Markgrafschaft 
Baden  aufgerichtete   grosse  Tucherordnung 
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h6rar|    ^    Gewerbepolitik,    die    Mar] 
Christoph   hier  einsehlug,    die   späte! 
m    Württemberg    durch    Begründung    von 
Eandeszünften     Anerkennung     fand.       aan 
Se   ,la.  ausschliessliche  Gesetzgebungs- 
und    Verordnungsrecht    der    Regierung    zu 
Kren     und     die     Lokalen     Zünfte     durch 
Stiftung    von    Landesverbänden    zu    unter- 
flrücken.      In    Brandenburg    normierte    die 
folizeiordnung   Joachims  I.   von    1515   das 
feim    Eintritt    in    die    Zünfte    zu    zahlende 
Eergeld,  schaffte  die  Werkköste  ab  und 
iränkte  die   Zahl   der  jährlich  zu  ver- 
wenden     Morgen  sprachen      auf     drei. 
SmU.  Hess  so°gar  1541  eine  besondere 
.Ordnung    von    verschiedenen    Pm  kten    in 
Bandwerkssachen      ausgehen,     welche    die 
Gerichtsbarkeit    der    Zünfte    und    gewisse 
Missbräuche    einzuschränken    beabsichtigte 
Das  Reich   seinerseits  blieb    ebenfalls  nicht 
müssig    und    gab    zur    Unterdrückung    der 
aufkommenden    Missbräuche    mit    grossem 
Eifer  polizeiliche  Vorschriften.  In  der  Reichs- 
,, „Unordnung  von    1530,    der    ersten    aus- 
führlich   gehaltenen,    untersagte    mau    das 
Schenken  Pund  Zechen   «1er  wandernden  Ge- 
sellen und  bemühte  sich,  die  Meister gegen- s 
über  den  Gesellenscharten,  die  den  Arbeits- 
nachweis    vermittelten,     unabhängiger     zu 
stellen      Achtzehn  Jahre  später  wiederholte 
i     1    das    Verbot    auf    dem.  Reichstage    zu 
Augsburg  1548  und  fügte  eine  Ehrhchke  ts- 
eiklürnng  der  Leineweber.  Barbiere    Midier, 
Zöllner,  Pfeifer,  Trompeter  und  Bader  hinzu 
Diese   sollten  ohne   weiteres   in   die  Zünfte 
aufgenommen    werden.     Dabei  wurde   den 
Gesellen   verboten,   auf   ihre   Meister  einen 
Druck  auszuüben,   z.  B.  ihnen  Vorschriften 
über  die  zu  verabreichende  Kost  zumachen 
und    gleichzeitig    die    Meister    angewiesen 
ihre  Gesellen  so  zu  halten,  dass  diese  keine 
Veranlassung   zu   Klagen  und  Beschwerden 
hätten     Endlich  wurde  den  <  Ibngkeiten  zui 
Pflicht    gemacht,     alle    Verbindungen    von 
Handwerkern    zu    verhindern    und    zu    be- 
strafen     die    den   Zweck    verfolgten,    »dass 
Kr    sein    gemacht    Werk    der   Arbeit    in 
feilen  Kauf    nicht   mehr  oder   weniger  ver- 
kaufen soll  als  der  andere,   und   also   einen 
Aufschlag    oder    Steigerung    machen,    dass 
diejenigen,    so    der    Arbeil    .notdurftig ^  und 
kaufen  Wollen,    ihnen    die    ihr-    Gefallens 
bezahlen  müssen«.    Alle  diese  Anordnn 
erzielten    gar   keinen    Erfolg,    und.  es   half 
ebenso  wenig,  dass  die  Reichsabschiede   von 
,-,-,.    1566,  1570,   die  Reichspotaordnung 
von  1577   sie   wiederholten  sowie  aui   dem 
letzten   einflussreichen  Reichstage   vor  dem 
Ausbruch  des  30jährigen  Km  gi  3,  dem  von 
Regensburg    im   Jahre    1594,    noch    ein  mal 
all.     Bestimmungen     zusamni,,<g.  ta-t     u 
bis    in    geringfügige    Einzelheiten     verfolgt 
wurden. 


Verwickelter    und    unerqtuekhcher 
ten    sich    die   Zustände    im    17.  Janx- 
,,.     statt    dass    das    dehnende    und 
ende  Leben  dem  formalistischen  Wesen 
der   Zunftverfassung    gegenübei    Recht   be- 
hielt,   Hat    der    umgekehrte  Fall 


die  Bevölkerung  in  zwei  grosse  Beerlager 
und  Hessen  kein  einheitliches  Zusammen- 
gehen mehr  erwarten.    Der  30jährige  Krieg 

verwischte     den      letzten     Kost     der     poli- 
tischen Bedeutung  der  Zünfte,   und   au  die 
Stelle   der  jenen  bisher  eingeräumten  Auto- 
nomie trat  die  absolute  landesherrliche  Macht 
Der  Abstand,   der   die   Zunft    des  1«.  Jahr- 
hunderts  von   der   des  12.  und  1:1.  tr- 
ist so  gewaltig,  dass  man  sich  nur  m.t  Mühe 
die   Grundzüge    der   einst    so    wohlthatigen 
Institution   ins   Gedächtnis  zurückruft.     Die 
hauptsächlichsten  Uebelstände,  die  jetzt  be- 
klagt werden,  sind  die  verallgemeinerte,  lang 
andauernde  Vorbereitungszeit,  die  über  Ge- 
bühr ausgedehnte   Lehr-,  Wander-,  Mutzeit, 
das  ausgeartete  Meisterstück,  die  hohen  be- 
bühren  beim  Eintritt  in  die  Zunft.    In  ihrer 
missbräuchlichen   Ausdehnung  waren   diese 
Bestimmungen  neueren  Datums  und   hatten 
im'  Laufe   der  Jahre,    als   die   zunehmende 
Bevölkerung  die  Basis  der  Erwerbsmogheh- 
keit  immer  mehr  zusammenschrumpfen  liess, 
desto  engherzigeren  Charakter  angenommen. 
Die   Zunft   des   14.  Jahrhunderts   hatte  da- 
nach   gestrebt,    innerhalb    ihres    Verbandes 
edem  minähernd  eine  gleiche  Machtetellung 
m verleihen;  aus  diesem  Grunde  hatte  sie 
£enge  Beaufsichtigung  der  Produktion 
lins  Auge   gefasst.    Die  Zunft  des  17   Jahr- 
hunderts   |ab   diesen   Gedanken    nicht  ganz 
auf    aber  sie   verlieh  ihm  einen  hasslichen 
Beigeschmack.     Sie  wollte  die  Befugnis zur 
ausschliesslichen    Ausübung    des   Gewerbes 
SS   kleinen  Anzahl  Personen   vorbehalten 
wissen    für  die  dann  die  alten  Grundsatze, 
übrigens  verschärft  und  verbreitert,  zur  An- 
iU,g   kommen   sollten.     Somit  verenge 
.Zugang    zum  Gewerbe    und   suchte 
die  Besitzenden  im  Genüsse  ihrer  Vorrechte 
zu  erhalten.    Gewerbetreibende,  die  äusser- 
er Sphäre  dieser  Interessenten  geboren 

t   Erzogen    waren,   fanden   für  ihre  Leis- 

.,.„    |hwer    Abnehmer.      Es    kam    nun 

cht   mehr   darauf   an.    dass    der   Einzelne 

sdne   Hantierung    gut  sondern 

darauf,    da.  *#??*%?$££. 

vorschrittsmässigen    Geleise    vor    siott   ge- 

langen  war.   Der  Begriff  der  »Unehrlichkeit« 

S  immer  weiter  ausgedehnt,   um  von 

v,       herein  vielen  den  Anschluss  unmöglich 

n    olun:    die   Zahl   der  Meister  in   den 

|0SSenen     Zünften    ^schrankt       das 

Listerstück   immer    weitläufiger   und    die 
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mit  ihm  verbundenen  Festlichkeiten   immer 
-■  ieliger;    die  bei   der   Gewinnung  der 
Innung  zu  zahlende   Gebühr  immer  höher 
angesetzt     Entsprechend    arteten    die    Ge- 
nverhältnisse aus.   Die  Feier  des  'blauen 
riss  immer  allgemeiner  ein,  und 
die  Dnbotmässigkeit   gegen   die  .Meister  ge- 
wann   immer    grössere    Ausdehnung.      Das 
Publikum  aber  lief  Gefahr,  mit  hohen  Preis- 
satzungen übervorteilt  zu  werden,  gegen  die 
die    Taxen,    so    unentbehrlich    sie   waren. 
doch  nur  wenig  zu  helfen  vermochten. 

Bei  solcher  Sachlage,  die  hier  nur  ange- 
deutet, nicht  eingehend  geschildert  werden 
konnte,  gewann  nach  dem  dreissigjährigen 
Kriege  die  Ansieht  die  i  Iberhand,  das 
Regelung  des  Zunftwesens  von  Reichs  wegen 
erfolgen  müsse.  Schon  dieWahlkapitnlationen 
von  1661  mahnten  an  diese  Aufgabe.  Im 
November  L666  fassten  die  Reichsstände  auf 
Am. -iiii-    Strassburgs,    Regensburgs    und 

Nordlingens   ein  C dusum   über  die  »bey 

11    Handwerkern    entstehenden   Insolen- 
tien  und  gegen  die  ordentlichen  Obrigkeiten 
stigkeiten«.    Sein  In- 
halt  ging  dahin,    dass    »mit   bestem   Fleiss 
no,h  ferner  zu  laborii'en,  damit  dann  wider 
die  Reiehskonstitutionen  und  gemeine  Polizei- 
iderbar  de   anno    1548    und    de 
anno  1567  eingerissenen  Unordnungen,  schäd- 
lichem Aufstehen,  Schmähungen  und  andern 
unzulässigen  Exzessen  durch  gesammte  Ver- 
fügung des  Reichs  gesteuert  werde«.    Indes 
einstweilen  diese  Anregung  ohne  Er- 
imd    erst    im  April    1667    winde   be- 

n.    demnächst    über    einige    Punkte 

Polizeiwesens  zu  beraten,  unter  denen 
die  Einrichtung  der  Zünfte  und  Abschaffung 
Jßssbräuche  sich  befand.  Im  Juli  1669 
kamen  diese  Fragen  zur  Verhandlung,  und 
der  Vertreter  Kurbrandenburgs  sprach  sich 
hierbei  für  nichts  Geringeres  als  die  Auf- 
hebung der  Zünfte  aus.  Diese  Forderung 
war  offenbar  den  meisten  Staaten  zu  radikal 
<md  ohne  diese  principielle  Seite  überhaupt 
zu  diskutieren,  bcschloss  man.  zunächst  von 
den  Städten  .\latena|  einzusammeln,  welcher 
Art  die  gerügten  Missstände  des  Zunft- 
wesens eigentlich  wären.  Diese  Bericht- 
rttung  zog  sich  bis  zum  Mai  1071  hin, 
und  die  Beratungen  wurden  erst  wieder 
aufgenommen,  als  am  16.  Mai  genannten 
Janres  'll"  Reichsdiktatur  dem  Reichstage 
einen  anvoi-greifflichen  Aufsatz.  über- 
mittelte, was  wegen  Abstellung  der  Hand- 
werkermissbräuche  im  künftigen  Reichs- 
abschied  zu  bringen  sei. 

Jetzt  häufte  sich  die  Zahl  derer,  die  die 

r  Zünfte  für  die  zweckmäs- 

;       '        I    erklärten.      Der    Kurfürst 

•       tdenburg   liess  daran  erinnern,  dass 


äusserte  sich  gleichfalls  dahin,  dass  sein 
Fürst  wenig  auf  die  Zünfte«  hielte,  und 
der  Vertreter  von  Braunschweig-Calen 
erklärte  sich  mit  ihrer  Abschaffung  eil 
standen,  wenn  sie  im  ganzen  Reiche  vorge- 
nommen werde.  Kurz/ die  ganze  weltliche 
Fürsten bank  stimmte  dem  brandenburgischen 
ii läge  zu.  Zu  seiner  Ausführung  kam 
es  indes  noch  nicht.  Die  Ansicht,  weiche 
das  Wesentliche  der  Institution  festhalten 
und  nur  die  Missbräuche  beschneiden  wollte, 
gewann    die    meisten   Anhänger,      um    den 


"""    1669    ihre    Aufhebung   angeregt 
habe.   Der  \  ertreter  von  Braunschweig-Celle 


letzteren  Zweck   zu  erreichen,  wurden  fort- 
während Projekte  ausgearbeitet.     Aus   dem 
»unvorgreifflicken  Aufsatze«   und  dem  Gut- 
achten von    1669   wurde    ein    neues  Akten- 
stück gemacht.     Die  Reichsdiktatur  lieferte 
»Additiones«,  das  Kurfürstenkollegium    Mo- 
nita  ,  und  alles   zusammen   ermöglichte  die 
Aufstellung   eines   neuen  Projekts,     was   in 
den  künftigen  Reichsabschied.'  wegen   derer 
bei    den  Handwerkern   eingerissenen   Miss- 
bräuche   zu    bringen    seyn    möchte«.      Aus 
diesen  Vorarbeiten    erwuchs   das   Reic be- 
gutachten   vom    3.    März    1672.      Leider 
hatte  dasselbe  nur  geringe  Wirkungen,  und 
seine   Bestimmungen    zur   Beseitigung    der 
Missbräuche  blieben  fromme  Wünsche.     Die 
Punkte,  auf  die  in  den  Verhandlungen  Ge- 
wicht gelegt  worden  war,  betrafen  die  Auf- 
hebung   der    Jurisdiktion    der    Zünfte,    die 
ständige    Gegenwart     von     Magistratsdepu- 
tierten in  den  Morgensprachen,  die  rationelle 
Einrichtung  der  Meisterstücke,  die  Ermässi- 
gung   der   Eintrittsgebühren    und    die   Er- 
leichterung des  Meisterwerdens.    Aber  das 
Gutachten  entsprach  den  zu  stellenden  For- 
derungen   nur    in    verschwommener   Weise 
und  vermochte  keine   allgemeine   Anerken- 
nung zu  finden. 

Nur  die  eine  Folge  hatte  das  Gutachten, 
dass  einige  Fürsten  nunmehr  dazu  schritten, 
in  ihren  Ländern  selbständig  Reformen  vor- 
zunehmen. In  Brandenburg  ordnete  der 
grosse  Kurfürst  in  der  Polizeiordnimg  vom 
3.  Januar  16SS  das  Zunftwesen.  Braun- 
schweig folgte  mit  einem  Reglement  wegen 
Einrichtung  der  Aemter  und  Gilden  am  4. 
August  1692  und  Kurhessen  mit  einer  all- 
gemeinen Zunftordnung  vom  29.  Juli  1693. 
Dabei  entschloss  man  sich  in  Brandenburg, 
trotz  der  früheren  Auffassung  von  der 
Zweckmässigkeit  der  Aufhebung  der  Zünfte, 
sie  beizubehalten.  Nur  wurde  ihre  Organi- 
sation eine  etwas  andere.  Lehrlingswesen, 
Wanderzeit,  Meisterstück  wurden  durch 
strenge  Vorschriften  geregelt;  die  allge- 
meinen Rechte,  wie  Morgensprachen  und 
Gerichtsbarkeit  beschränkt,  wirtschaftliche 
Missbräuche,  wie  Preisverabredungen,  Ver- 
untreuungen des  Materials,  Nichtausführung 
von  Bestellungen  etc.  mit  Strafen  bedroht. 
Ob  in  den  genannten  Ländern  mit  diesen 


Zunftwesen 


1025 


Baforniec    wirklich   etwas    erreichl    wurde,  werber   Bich  den  von   der  Zunft  in    Bezug 

.  .    .,  V,-  .11.  I„.l..„f.,lk.      Im«     man      auf         \  n  I',  >ri  i I  i  ,  1 1 1  <■■        Veralteter        XlciSterStUCkü 


auf    Anfertigung     veralteter     Meisterstö 
gestellt  d    Anforderungen  nicht  luri  i 

Eingehende  Aufmerksamkeit  wurde  dem 
rling  s  w  esen  gezollt.  Die  iibermS 
hohen  Ein-  und  Au-  ebühren   wur- 

den hei  -  ffügt,  dass  tue  Auf- 

-.    Lehr-    und    Losspruchgelder    alle] 
Arten   von    den    0  immt    und 

zur  all- 1  in.  ;n    i  I  gebracht  \\  ürden. 

Die  Lehrbriefe  sollten   nicht   mehr  von 
Zunft,  sondern   nur  von   der  Obrigkeit  aus- 
gestellt werden.    Jeder  L  aber  wurde 
angewiesen,  wenn  er  auf  die  Wanderschaft 
ging,    das   Original   des    Lehrzeugnisses    in 
der  Lade  zurückzulassen  und  nur  eint 
schrift   desselben    nebst    einer    Kunds. 
d.  h.   einem  Arbeitszeugnis    mitzunehmen. 
Nicht     minder     wurde     mit     dem 
sellenunwesen  aufgeräumt.     Gegen  die 
-   ruhestörenden    Bewegungen    des    Gesellen- 
ä*itetes Setz    aber  sie    ist  Weit    davon    Standes   sollte   energisch   vorgegangen  wer- 
benfü?  S'Einfuhrvmg  der  Gewerbe-  den.      Wenn    die    Gesellen     steh    gelüste,! 
Seit  bahnbrechend zu   sein.    Sie   ist  die  lassen  sollten,  sich  zusammen   zu   rottieren, 
££ ^Gewerbeordnung!   die    sich    auf    alle  einen  Aufstand    zu    machen    und   was   der- 
SSt              ,  DentscliW  bezieht,  undds   ^^J^S^^SS^JSS, 


xveiv-iii"1-"     ...........     ~ ---- 

e  dahingestellt.  Jedenfalls  liess  man 
mm  einige  Jahrzehnte  die  Sache  auf  sich 
beruhen  und  erst  im  Juli  1731  wurde  dem 

stage   ein    neuer  Entwurf  unterbn 
fler  in  der  Folge   am  16.  August  desselben 
Jahres  Gesetz  wurde.    Eine  äussere  \ 
fessung    die  Reform   aufzuuehmeu,  bot  ein 
Lufstand  der  Augsburger  Schuhknechte.  Ge- 

ounruhen  waren  in  den  letzten  Jahren 
h&ufig  gewesen  und  der  >Verruf  ein  Mittel 
geworden,    dessen    Gebrauch    die    Gesellen 

den  .Meistern  gelernt  hatten.  In  Augs- 
burg war  aus  einer  geringfügigen  I  rsache 
ein  Streit  entstanden,  dessen  Beilegung 
anderthalb  Jahre  gedauert  hatte  und  der 
die  Interessen  der  Allgemeinheit  dabei  so 
augenfällig  geschädigt  hatte,  dass  mau  den 
ßrlass  eines  Reichsgesetzes  nicht  länger 
verzögern  zu  dürfen  glaubte. 

Die  neue  Reichszunftordnung  von  17dl 
ist    nun    jedenfalls  ein   sehr  sorgsam  ausge 


solche  von  Interesse.  Eine  eigentliche  Re 
form  brachte  sie  nicht.  Man  liess  die 
Zünfte  ruhig  weiterbestehen  und  glaubte 
durch    Beschneidung    der   Auswüchse    den 


würde  man  sie  mit  Gefängnis-,  Zuchthaus-. 
Festungsbau    und    Galeerenstrafe    bell 
auch  wohl  nach  Beschaffenheit  der  umstände 

am   Leben    strafen.     Die    Teilnehmer   eines 


E/XT£»e»     iS^ptnÄ-  S^Ä^des,  f™  di,j™ «lohe 

£25    hob    IZ    freie    Versammlungsrecht    Versuch,  einen  Aufstand  zu  erregen,  waren 
A       v,n      ™  " Ha, ,!i»  Tk,m    eigenmächtig    die  M>  il  i  5»  »P^J^SS 


nichtig,    ungiltig    und    unkräftig«     erklärt. 

Handwerker,  die  dieser  Vorschrift  kein  Ge- 
hör schenken  oder  gar  trotz  obrigkeitlicher 
Abmahnung  auf  Durchführung  der  gefassten 
Beschlüsse  bestehen  würden,   sollten  hand- 
werksunfähig sein  und,  falls  sie  sich  durch 
die  Flucht  der  Bestrafung  entziehen  würden, 
steckbrieflich  verfolgt  werden.     Im  weiteren 
suchte  das  Gesetz  den  Zutritt  zu  erleichtern. 
Die  früheren  Bestimmungen  der  Polrzeiord- 
nungen  über  die  Zulassung  aller  Stände  zu 
den  Zünften  wurden  wiederholt.     Zwischen 
unehelich  erzeugten  und  vor  oder  na. 
Kopulation  geborenen  Kindern  sei  beim  Ein- 
tritt   in    die    Zünfte    kein    Unterschied    zu 
macheu.      Die    kostbaren     und     unnützen 
Meisterstücke     sowie    che    schwelgerischen 
Mahlzeiten   dabei  wurden   aufgehoben.     Die 
Behörden    wurden    angewiesen,    darauf    zu 
achten,  dass  mau  die  Meisterstücke   -mode- 
riere,  verändere   und   nach   Billigkeit«   ein- 
richte     Einem    strebsamen   Gesellen   sollte 
trotz  des  Widerspruchs  der  Zunft  .las  Meister- 
recht erteilt  werden  können,  wenn  der  be- 


so  sollte  er  steckbrieflich  verfolgt  und  von 
ieder  Obrigkeit  als  ein  Aufruhrer  und  Auf- 
wiegler verhaftet  werden  dürfen.  Dem 
»wider  alle  Vernunft  laufenden.  Missbrauch 
der  heimlichen  Gesellengerichte  sowie  allen 
anderen  sogenannten  Gesellengebräuchen, 
»den  lächerlichen  und  ärgerlichen  Gebräuehen 
er  Aufnahme  in  die  Gesellenschaft,  als 
Hobeln,    Schleifen,    Predigen,   Taufen    etc. 

...  ein  für  allemal  entgegengetr. 
Als  Legitimation  der  Gesellen  wurde  endlich 
die  Kundschaft  eingeführt.  Mit  ihr  war 
der  Geselle  verpflichtet,  sich  auf  der  Wan- 
derung in  der  Stadt,  in  der  er  Arbeit  suchte, 
beim  Meister  zu  melden,  und  dieser,  sofern 
er  eines  Gesellen  bedurfte,  gehalten,  ach 
des  Zugereisten  zu  bedienen.  Trat  der  Ge- 
selle nun  in  eine  Werkstatt  ein.  so  musste 
er  die  Kundschaft  nebst  deu  Absehliften 
seines  Geburts-  und  Lehrbriefes  in  der  Lade 
niederlegen,  die  dort  so  lange  bleiben  sollte, 
bis  er  Veiter  zu  wandern  gedachte.  In 
letzterem  Falle  musste  er  8  Tage  vorher 
kündigen,   erhielt   aber    seine    Legitimation 
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um!  seine  neue  Kundschaft  nur  bei   guter 

Führung.     Sonst    wurde    er   der  Obrigkeit 

die  dann  das  Weitere  veranlasste. 

Hin    Gesell,   der   seine    Papiere   nicht    auf- 

ii  konnte,  sollte  unter  Androhung  harter 
Straten  von  keinem  Meister  beschäftigt 
werden. 

Wie  zweckmässig  alle  diese  Re- 
formen gedacht  sein  mochten  und  wie 
wünschenswert  es  gewesen  wäre,  sie  ius 
Leben  treten  zu  sehen,  einen  Erfolg  erzielte 
dieses  Gesetz   so  wenig   wie   das  vorherge- 

»ene  Gutachten.  Es  ist  schwer  zu  sagen, 
woran  das  lag.  Hauptsächlich  wird  die 
Ohnmacht  des  Reichs  öle  Schuld  daran  ge- 
trauen haben.  Denn  an  die  Drohung  bei 
Nichtbeachtung  des  Gesetzes,  »alle  Zünfte 
insgesamt  und  überhaupt  völlig  aufzuheben 
und  abzuschaffen  .  kehrte  sich  keiner.  Selbst 
mit  der  Publikation  des  Gesetzes  war  es 
schwach  bestellt,  und  obwohl  die  dazu  er- 
forderlichen Patente  durch  das  ganze  Reich 
erlassen  wurden,  so  kam  vielfach  die  neue 
Ordnung  gar  nicht  recht  zur  allgemeinen 
Kenntnis.  Dass  die  Handwerker  an  vielen 
<  >rten  selbst  Schwierigkeiten  machten,  das 
Gesetz  auf  ihre  Zünfte  anwenden  zu  lassen, 
war  erklärlich. 

6.  Deutschlands  Gewerbeverfassung 
am  Ende  des  vorigen  Jahrhunderts.  Am 
Schlüsse  des  vorigen  Jahrhunderts  steckte 
Deutschland  noch  tief  im  Zunftwesen.  Eine 
bis  ins  kleinste  geregelte  Verfassung  ordnete 
den  Entwickeluugsgang  eines  jeden  von  der 
Lehrzeit  an  bis  zur  Erlangung  der  Meister- 
schaft. Diese  selbst  unterlag  vielfachen  Be- 
schränkungen. Man  durfte  nur  einen  Lehr- 
jungen   halten,    nur    eine   Betriebsstätte    im 

->■  haben,  nur  verkaufen,  was  mau  selbst 
angefertigt  hatte.  Alle  Vorschriften  bezüg- 
lich der  einzelnen  Einrichtungen  des  Zunft- 
wesens, der  Lehrzeit,  der  Gesellenschaft,  der 
Wander-  und  Mutzeit,  der  Meisterschaft,  der 
Gerichtsbarkeit  und  des  Zunftzwanges  waren 
lieh  unverändert  in  Kraft.  Nur  dass 
sie  jetzt  immer  fühlbarer  die  Freiheit  des 
Individuums  in  enge  Netze  spannten,  so  dass 
die  Gewerbetreibenden  sich  bald  nicht  mehr 
gen  konnten  und  die  Ueberzeugung 
Platz  greifen  musste,  dass  einmal  mit  den 
alten  Geberlieferungen  gebrochen  werden 
musste,  wenn  der  Gewerbefleiss  nicht  voll- 
ständig ersterben  sollte.  Am  meisten  wurde 
geklagt  Ober  den  mit  dem  sogenannten 
Schelten  odei  Auftreiben  geschehen- 
den Missbrauch,  über  die  Verfolgung  Dn- 
zünftiger  und  über  die  Zänkereien  bezii 

bietes    der    einzelnen    Zünfte. 

Ein  Handwerker,    de]-   sich    durch   ein    [n- 

>ssi  nschaft  unwürdig 

hl   hatte,  wurde  für   unredlich  erklärt 

gescholten,    bis    er   sich    entweder 

mit    de-r  Zunft    abgefunden    oder    etwa    der 


Magistrat  ein  Einsehen  gehabt  hatte.  Aus 
den  geringfügigsten  Ursachen  jemanden  zu 
schelten,  war  leidige  Angewohnheit  gewor- 
den. Es  war  üblich,  denjenigen  zu  schelten, 
der  einen  Erhängten  abschnitt,  der  einen 
Hund  oder  eine  Katze  totgeworfeu  sowjg 
Vieh  selbst  verscharrt  hatte,  dessen  Frau 
zum  ersten  Male  zu  früh  in  die  Wochen 
kam  u.  s.  w.  Ueber  alle  gescholtenen 
.Meister  und  Gesellen  wurden  vollständige 
Register  geführt.  Die  Folge  war,  dass  ein 
derartig  Gebrandmarkter  von  aller  zünftigen 
Arbeit  im  ganzen  Reich  ausgeschlossen  blieb. 
Kehrte  sich  ein  Meister  nicht  an  die  Ver- 
urteilung, sondern  nahm  einen  gescholtenen 
Gesellen  in  Arbeit  oder  trat  ein  wandern- 
der Geselle  bei  einem  gescholtenen  Meister 
in  die  Werkstatt,  so  wurden  sie.  falls  sie 
nicht  14  Tage,  nachdem  man  sie  auf  das, 
i  Qgehörige  aufmerksam  gemacht  hatte,  die 
Verträge  wieder  lösten,  ebenfalls  gescholten. 
Die  Verfolgung  der  Unzünftigen,  die 
mau  als  Bönhaseu,  Stümper.  Störrer,  Frötter. 
Pfuscher  u.  s.  w.  bezeichnete,  war  die  un- 
mittelbare Xonsequenz  davon,  dass  die  Er- 
langung der  Meisterschaft  so  sehr  erschwert, 
worden  war.  Jeder  sich  irgendwo  in  einer 
Stadt  niederlassende  Handwerker  war  ver- 
pflichtet, bei  dem  allgemeinen  Herrschen 
des  Zunftzwanges  sich  der  vorhandenen 
Zunft  seines  Fachs  anzuschliessen.  Da  das 
nun  aber  oft  nur  nach  Ueberwiudung  zahl- 
loser Weitläufigkeiten  und  unter  Bezahlung 
erheblicher  Betrüge  möglich  war,  so  sahen 
sich  viele  gezwungen,  ausserhalb  der  Zunft 
eine  Thätigkeit  anzufangen.  Allerdings 
hatten  die  Magistrate,  um  das  Privileg  der 
Zünfte  zu  brechen,  das  Institut  der  Frei- 
meister eingeführt,  d.  h.  Persönlichkeiten 
zugelassen,  die  sich  mit  der  Zunft  durch 
eine  kleine  Summe  abfanden  und  dann 
ihrem  Gewerbe  nachgehen  konnten.  So 
gab  es  Flickschneider  neben  dem  Sehneider- 
amt. Altbüsser  oder  Flickschuster  neben 
dem  Schuhmacheramte.  War  die  Anzahl 
solcher  Freimeister  gross  genug,  so  bildeten 
sie  eine  eigene  Nebenzunft.  In  Hamburg 
biessen  diese  »Brüderschaften,  und  hatteu 
geringere  politische  und  gewerbliche  Rechte 
als  die  eigentlichen  Aemter.  Aber  der  Frei- 
meister  durfte  nur  selbst  arbeiten,  nicht 
Gesellen  und  Lehrlinge  halten  und  wie  be- 
scheiden auf  diese  Weise  seine  Existenz 
werden  mochte,  man  war  mit  der  Konzes- 
siouierung  von  Freimeistern  überall  sparsam. 
So  blieb  in  vielen  Fällen  nichts  anderes 
übrig,  als  sich  ohne  Arbeitsbefugnis  durch- 
zuschlagen. Gerade  in  Gewerben,  in  denen 
es  zur  Eröffnung  eines  Betriebes  keine, 
grossen  Anlagekapitals  bedurfte,  wie  bei 
Schmieden,  Schustern,  Leinewebern,  gab  es, 
Bönhasen  in  Menge.  Ihr  Leben  war  ein 
elendes,  von  beständiger  Unruhe  und  Sorge 
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»rfulltes;   sie  mussten  billiger  arbeiten   als 
lie  Amtsmeister  und  sie   mussten  ni  in 
wbeiten,  als  wäre  es  ein  Schimpi  oder  eine 
Schande.      In    grossen    Städten    wuchs    die 
Zahl  mitunter  in  besorgniserregender  Weise 
ui       In    Hamburg    z.   ß.    fühlte    man 
1747   veranlasst,  alle   unzünftigen  Schuster 
vor  die  Ämtspatrone  zu  berufen  und   ihnen 
die  Möglichkeit   zu    eröffnen,   sieh   für   300 
Mark   Courant    ein    für   allemal    und    ohne 
weitere    Beschwerde,    ohne    z.   B.    ins   Amt 
heiraten  zu  müssen,  als  Meister  aufnehmen 
zu    lassen.      Man    kann    sieh    denken,    wie 
damals   für  gewöhnlieh  das  Eintritts- 
gewesen  sein   mag  und  wie   zahlreich 
die    Bönhasen     sein     mussten.      Aber     die 
Schustergesellen  fanden  diese  Bedingungen 
«fe]    zu    beschwerlich    und    blieben    lieber 
Bönhasen.     Wurde  die  Konkurrenz  der  I_  n- 
iüuftigen    zu   fühlbar,  so   griffen   die  2 
zur 


Veranstaltung    vou     förmlichen 


Bonhasenjagden,  die  unter  dem  Sehnt?, 
Obrigkeit  mit  einer  gewissen  Grausamkeit 
ins  Werk  gesetzt  wurden.  Rüdigers  kundige 
Feder  hat  uns  mit  ergreifender  Wahrheit 
-  ildeit.  wie  es  dabei  herzugehen  pflegte. 
Körperverletzungen,    sogar    mit    tödlichem 

mge,    waren    dabei   nicht  ganz 
wohnlich.  .     . 

\ls  Bönhase  wurde  angesehen  derjenige, 
der   ohne   Erlaubnis    selbständig    arbeitete. 
\ber  es  konnte  auch  vorkommen,  dass  pri- 
vilegierte Freimeister  zu  Bönhasen  wurden. 
Wenn  sie  Dinge  arbeiteten,  für  die  sie  nicht 
privilegiert   waren.      Machte    der   Alt)   issei 
neue  Stiefeln,   machte   der   Spinnradmacher 
die   Blöcke  für     Flaschen  züge.    backte    der 
Grobbäeker  Weissbrot,  so  galt  er  den  Zunft- 
meistern   als    Bönhase,    der    unnachsichtig 
verfolgt  werden  musste.    Noch  mehr  wurde 
bei  den  Zünften  selbst  darauf  geachtet,  dass 
jede    innerhalb    des    Bereiches    derjenigen 
Thätigkeit  blieb,  die  ihr  in  ihrem  Statut  als 
ausschliessliche    Domäne    zugewiesen    war. 
Wenn  eine  Zunft    es  wagte,   in   das  Gebiet 
einer  anderen  hinüberzugreifen  und  sich  die 
Anfertigung   von   Dingen    anzumassen.    die 
jener  vorbehalten   waren,   so   gab   es   sofort 
Prozess  Derartige      Grenzstreitigkeiten 

zwischen  den  einzelnen  Zünften  waren  so 
alt  wie  diese  selbst.  Sie  lassen  sieh  bereits 
im  14.  Jahrhundert  nachweisen  und  sie 
schwellen  schon  gegen  Ausgang  des  16. 
Jahrhunderts  in  nicht  unbedenklicher  \\  eise 
an.  Das  Reichsgesetz  von  1731  hatte  ver- 
geblich Abhilfe  zu  spenden  versucht:  es 
konnte  höchstens  zu  rascher  Beendigung 
s  inneuer  Prozesse  beitragen.  ^  lelfach 
glaubte  man  gegenüber  den  sich  mehrenden 
Klagen  die  Rettung  in  der  Erteilung  neuer 
Privilegien  zu  erblicken,  verschlimmerte 
jedoch  die  Sache  dadurch  statt  sie  zu  ver- 
bessern.    So    erhielten   im  Jahre    1743    die 


Tuch-    und    Rasrhmacher    in    Brandenburg 

den  Färbern  gegenül  i  -  ■"*'" 

I  rbenzukönnen. 

er  1787  el  -  zwischen 

-  und  Zeugmachern  ausbi 

man  sich  nicht  anders  helfen  man 

die  Herstellung  der  fraglichen  Gegenstände, 

wie    wollene    Waren,    Tücher,    tucha 

u.  s.  w.  beiden  Gewerben  . 
I        m  Ma—'\  als  es  dem  Handwerk  sc! 
t  i.  - 1 .  sich  zu  behaupten,  nahmen  die  Zänke- 
überhand  und  hatten  zu  höchsl  spitz- 
findigen Abgrenzungen   geführt.     Die  Ent- 
scheidung-wurde  um  so  schwieriger,  als  die 
Kläger  sich  auf  uralt.-  Verträge,  konfirmierte 
Zunftbriefe  u.  s.  w.  stützten   und  die  Fort- 
schritte  in  Technik  und  Verkehr   nicht  an- 
erkennen   wollten.      So    gab    es    zwischen 
Sattlern    und    Riemern,    Grob-    und    Klein- 
schmieden.    Schwarz-     und     Schönfäi 
Tischlern    und    Zimmerleuten.    Kürschnern 
und  Barettkräniern   u.   s.   w.    genaue    Fest- 
setzungen ihrer  Arbeiten.    Dieses  Verhältnis 
führtezu  den  unhaltbarsten  Positionen  und 
musste  vielleicht  vor  allem  anderen  auf  die 
Notwendigkeit  der  Gewerbefreiheit  bringen. 
iDkläglicherKleinigkeitskrämerei  verzettelten 
die  Handwerker  ihre  beste  Zeit  und  gerieten 
immer  tiefer  in  Verfall,   statt   sich   die  Er- 
rungenschaften einer  neueren  Zeit  zu  nutze 
zu  machen. 


Da  das  Reichsgesetz   erfolglos  geblieben 
war,  schritt  man  in  einigen  deutschen  Staaten 
dazu  auf  dem  Wege  der  Landesgesetzgebung 
nachzuhelfen   und  die  Statuten   der  lokalen 
Zünfte  sowolü  zu  verbessern  als  einheitlich 
zu  gestalten.    In  Preussen  setzte  man  einen 
nuss  ein  zur  Revision  und  Verbesse- 
sämtlicher  Innungsbriefe    und   er 
in    der    Folge  Generalprivilegien    für   jedes 
zünftig    Gewerbe,  so  dass  alle  Handwerker 
einer  Gattung   in   'lern   ganzen  Lande   nach 
gleichem    Rechte    lebten.      Später   kain    es 
dann  in  dem  allgemeinen  preussischen  Land- 
]  recht,   auch    zu   einer  Kodifikation   desGe- 
werberechts,  die  aber  noch  ganz  im  zünftle- 
rischen  Sinne    gehalten  war.     Freilich   war 
bei    der    Aufzeichnung    des    Entwurfs    die 
Frage    der  Gewerbefreiheit    schon    gestreift 
worden,  aber  im  Hinblick  auf  die  unsicheren 
Erfahrungen   anderer  Länder   zog  man  vor, 
von    einem   Sehritte    abzustehen,   der    nicht 
völlige  Garantie  für  Besserung  der  Zustande 
zu   bieten    schien.      In   der    Markgrafschaft 
Baden  wurden  im  Jahre  1760  Generalzuntt- 
artikel.    im    Herzogtum    Braunschweig  und 
dem    Fürstentum   Blankenburg  am  4.  März 
eine  neue  Gildeordnung  erlassen     Das 
Kurfürstentum  Sachsen  stellte  am  8.  Januar 
L780  die  Generalinnungsartikel  für  Küns 

ssionisten  und  Handwerker  auf.  und  in 
Fulda    strebte    die   Polizeiordnung    vom  31. 
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-i   1874  eine  Veränderung  der  Hand- 

rzustände  an. 
Doch  alle  d  rdnungen,  wie  ein- 

sichtig sie  sein  mochten,  waren  nicht  im- 
stande, der  überlebten  Verfassung  neues  Li  ben 
einzuhauchen.  Immer  deutlicher  offenbarte 
sich,  dass  die  das  Zunftwesen  durchziehen- 
den Grundgedanken  sieh  nicht  mehr  be- 
währten, dass  sie  mit  den  Anforderungen 
und  Bedürfnissen  der  neueren  Zeit  nicht 
mehr  in  Einklang  gebracht  werden  konnten. 
Von  drei  Gesichtspunkten  ans  namentlich 
bemühte  man  sich,  den  Zweck  der  Zünfte 
auch  noch  für  das  IS.  Jahrhundert  zu  ver- 
teidigen. Man  wollte  den  Gewerbetreiben- 
den einen  sicheren  Erwerb,  eine  gegründete 
Existenz  schaffen.  Man  wünschte  dem  Pu- 
blikum Garantie  für  die  Vorzüglichkeit  ge- 
werblicher  Leistungen  zu  bieten  und  hielt 
es  daher  für  notwendig,  unter  den  Hand- 
werkern bestimmte  Kenntnisse  zu  erhalten, 
zu  vervollkommnen  und  allen  die  Möglich- 
keit einzuräumen,  sieh  dieses  Bildungsganges 
zu  bedienen.  Endlieh  hoffte  man  gewisse 
sittliche  Wirkungen  mit  Hilfe  der  Zunft  zu 
erzielen.  Man  mochte  diesen  Ideeen  die 
Anerkennung  nicht  versagen,  aber  man 
konnte  doch  nicht  umhin,  sich  darüber  klar 
zu  Verden,  dass  die  zu  ihrer  Verwirklichung 
getroffenen  Anstalten  das  nicht  mein-  leis- 
teten, was  man  von  ihnen  erwartete.  Der 
Zunftzwang  hinderte  alle  ihre  Fähigkeiten 
so  gut  zu  verwerten,  als  sie  verstanden.  Die 
Möglichkeit,  -eine  Arbeitskraft  zu  bethätigen, 
war  angetastet,  wenn  der  Staat  es  jedem 
Handwerker  zur  Pflicht  machte,  -ich  vor 
selbständiger  Eröffnung  eines  Betriebs  einer 
bestehenden  Korporation  anzuschliessen.  Die 
rheit,  sich  ernähren  zu  können,  aber 
war  mit  ihm  nicht  im  geringsten  gegeben, 
denn  die  praktische  Handhabung  des  Zunft- 
zwanges   zeigte  viele  Meister,  denen   es   an 

leklichkeit,  an  Fleis>.  au  Kapital  fehlte 
und  die  deshalb  nicht  vorwärts  kamen.  Die 
Erschwerung  der  Erlangung  der  Meister- 
schaft und  die  Abgrenzung  der  Arbeitsgebiete 
der  einzelnen  Zünfte  hatten  schwere  wirt- 
schaftliche S.-liäden  für  die  Gesamtheit  zur 
Folge,  ohne  die  Verarmung  zahlreicher  Mit- 

r    des    Gewerbestandes    hindern    zu 

i.     Als   Institute   zur  Erhaltung,  Ver- 

breitung  und  Erweiterung  von  mechanischen 

Kenntnissen  auf  gewerblichem  Gebiete  waren 

nach  ei   Urteil    die  Zünfte  durch- 

_i  werden.  Höchstens  konnten 

sie  vi  Kenntnisse  erhalten,  sie  zu 

ollkommnen  Hessen  die  Zunftrollen,  die 

ii    die  Fesseln   des  Altherge- 

.  der  Regel    nicht   zu. 

selbst   mit  der  Uebertragung   überlie- 

Fertigkeiten  sah  es  schlimm  aus.  denn 
i  rieht  war  sehr  mangelhaft  gewor- 

Die  Lehrjungen   waren,  wie   einzelne 


Schriftsteller  sich  drastisch  ausdrücktet 

allgemeinen  Packesel  und  Fu lieniel 

Meisters,  der  Meisterin,  der  Gesellen.     Was 

-lieh  von    ihrem  Handwerke 
standen,  hatten   sie   dem  Meister   mehr   ab- 
sehen   und    abstehlen   müssen,  als   das 
ihnen  angezeigt  worden  wäre.    Die  Haupt- 
sachen   lernte  der  Lein-junge  oft  gar  nicht. 
Lue  Meister   hatten   eben    das  Interesse  für 
die  Ausbildung  junger  Leute   verloren    und 
bedurften  nur  der  Heranziehung  von  Hand- 
langern. In  ähnlicher  Weise  war  die  Wander- 
schaft   entartet,    die    für   Vervollkoninn 
in  gewerblicher  Geschicklichkeit  nur  v, 
noch    bedeutete.     Der   Geselle    durfte 
den   Meister,    bei   dem    er   arbeiten   wellte, 
nicht    mehr  aussuchen,   sondern   wurd 
denjenigen  verwiesen,  der  gerade  Hilfskräfte 
brauchte.     So  kam  er  oft  zu  einem  Meister, 
von  dem  er  nichts  mehr  lernen  konnte,  und 
völlig  verfehlt   schien    der  Zweck,  wenn   er 
in  die  Werkstätte  einer  Meisterswitwe  ein- 
zutreten veranlasst  war.     Dass    endlich  das 
Meisterstück  längst  nicht  mehr  ein  Prüfstein 
der  erforderlichen  Geschicklichkeit  war.  son- 
dern jeder  Geselle  zum  Meister  gesproi 
wurde,  wenn    er    nur    bereit    war.    etwaige 
Fehler   uud    Unebenheiten    seiner  Leis 
mit  Geld  auszugleichen,  gab  man  allgemein 
zu.    Liessen  somit  die  Zünfte  im  Stich,  wenn 
es  galt,  die  materielle  Lage  ihrer  Mitglieder 
zu  sichern  uud  sie  in  ihrer  Leistungsfähig- 
keit hoch  zu  halten,  so  war  von  ihren  sitt- 
lichen Wirkungen  ebenfalls  nicht  mehr  viel 
wahrzunehmen.     Die   frühere    gegenseitige 
Kontrolle  hatte  fast  ganz  aufgehört ;  die  Ge- 
nossen sahen  sich  wechselseitig  alles  nach; 
Ausschluss  aus  der  Zunft.  Fernhaltimg  vom 
Betriebe  wegen  Vergehen  gegen  das  Publi- 
kum kam  nur  selten  vor. 

Es  stellte  somit  bei  näherer  Betrachtung 
des  Zunftwesens  sich  heraus,  dass  es  die 
Vorteile  nicht  mehr  bot,  die  man  ihm  früher 
Dachrühmen  konnte.  Es  gab  dem  Ein- 
zelnen zu  viel,  um  ihn  dem  Untergänge  zu 
weihen,  zu  wenig,  um  ordentlich  leben  zu 
können,  und  der  gesunkene  Wohlstand  der 
Handwerker  konnte  für  wenig  Städte  in 
Abrede  genommen  werden.  Auch  in  den 
Landstädten  wurde  über  zunehmende  Nah- 
rungslosigkeit  geklagt.  Einen  Berufswechsel 
aber  verzunehmen  war  so  leicht  nicht,  weil 
man  den  ganzen  kostspieligen  Lernprozess 
nicht  noch  einmal  durchmachen  konnte. 

7.  Die  Einführung  der  Gewerbefrei- 
heit.  Es  kann  nach  dem  Gesagten  nicht 
auffallen,  dass  schon  am  Ende  des  vorigen 
Jahrhunderts  in  der  Litteratur  Stimmen  laut 
werden,  die  auf  das  Unzureichende  der 
Zunftverfassung  hinweisen.  Etwa  seit  den 
70er  Jahren  erhoben  sie  sich,  zum  Teil 
doch  wohl  durch  Rousseau,  durch  die  Lehren 
der  Physiokratie,  später  durch  Adam  Smith 
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(rieinflusst,  zuerst  nur  schüchtern,  mchl  so- 
rleich  die  Gewerbefreiheit  verlangend,  son- 
Lufhebung  und  Abschaffung  einzelner 
|ers  m-eller  Cebelstände  fordernd, 
[m  Jahre  ITT"    schrieb    Dr.  Reimarus 
A,e   Abhandlung    unter    dem     Lite       Das 
wahre  Beste  der  löblichen  Zünfte  und  Hand- 
er,,  in  der  er   insbesondere  die  Besei- 
des  Zunftzwanges  befürwortete.  Auch 
Ifer  Verfasser  des  im  Jahre  1773  in  Bergius 
■imagaziii  abgedruckten  Aufsatzes  spricht 
.ich'  noch   nicht'  für   Gewerbefreiheit  aus. 
Er   erkennt   freilieh  an,   dass   che  Zunftver- 
fassung   eine    unnütze    und    schädliche    sei, 
aber  sie  habe  so  tiefe  Wurzeln   geschlagen, 
dass  man   sie   nicht  ausreissen  könne,  ohne 
Anordnung  und  Unruhe  zu  verursachen  und 
hei   dem    grössten    Teile    der   Bürger    ent- 
schiedenes Missfallen  hervorzurufen.    Ber- 
*ius  selbst,  der  diese  Abhandlung  mit  An- 
merkungen begleitete,  stand  auf  einem  radi- 
kaleren  Boden.      Das    Missvergnügen,    das 
,.;„,  Aufhebung  der  Zünfte  nach  sich  ziehen 
würde     sei    nicht    in    Betracht    zu    ziehen, 
wenn  es  auf  das  allgemeine  Beste  ankäme. 
Hinlänglich  zureichende  Ursachen  die  Zünfte 
und  Innungen  abzuschaffen,  fand   er  in  der 
Einsicht,  dass  die  Torfahren  bei  Errichtung 
der  Innungen  eine  Thorheit  begangen  hatten 
und  die  Verfassung  wider  alle  vernünftigen 
Grundsätze  laufe.    Eine  ebenso  vollständige 
Verurteilung   erfuhren    die    Zünfte    in   dem 
gleichzeitig  mit  Adam  Smiths  epochemachen- 
dem Werke    erscheinenden  Buche    von   i !  r. 
Wm    Taube    »Geschichte   der  engellandi- 
schen  Handelsschaft  von  den  ältesten  Zeiten 
bis    auf    das    laufende   Jahr    177".     Di.-ser 
Hah    die    Zünfte    nur   als    eine    Missgeburt 
dunkler    Zeiten    an:    er    konnte    in    ihnen 
nichts   als    eine    Erfindung    des   Brotneides 
und    Eigennutzes     entdecken.      Daher    ver- 
langte  er   mit   grosser  Entschiedenheit  Ge- 
werbefreiheit. , 
Taube  stand  sehen  unter  dem  Eindruck, 
den    die    Aufhebung    des    Zunftwesens    in 
Frankreich   hervorgerufen   hatte.     Er  beriet 
sich   auf    sie.      Das   Edikt    von    17.6,   das 
Frankreich  die  Freiheit  der  Arbeit  verkündete 
wurde    in   der  Folge    auch  in  Deutschland 
bekannt.   Eine  Übersetzung  desselben  wurde 
in  den     Ephemeriden  der  Menschheit     mit- 
geteilt  und    eine   kurze    Betrachtung   daran 
"eknüpft.      Ebenso    wurde    einige    Monate 
später   das    Dekret    veröffentlicht,    das   die 
Zünfte  wieder  einführte,  ebenfalls  von  einer 
Erläuterung  begleitet.     Von  hier  aus  ging 
die     Besprechung    in    andere    Zeitschritten 
über,     z!    B.     in     das     deutsche     Museum 
von     1781,     und    ausserdem     wurde     die 
Frage  in  selbständigen  Schriften  behandelt. 
Schlosser  äusserte  in  seiner  Schritt  -über 
das  neue  französische   System   der  Polizei- 
freiheit  insbesondere  in  der  Aufhebung  der 


he  Richtigkeit 
.   ,     Schritts.     Ein  Regierungsral  Müller 

griff    ihn    darauf  hin    an    und    Suchl ine 

Einwände  zu  widerlegen.  Gleichzeitig  rer- 
Schletl  wein  in  den  Ephe- 
meriden eine  Antwort  auf  dir  Rede  des 
böniglichen  Advokaten  Seguier,  der  im 
Parlamente  für  Reformen,  nicht  für  Besei- 
tigung   des    Zunftwi treten    war. 

Schlettwein   war   schon   früher  für  die 
Freigebung    der  Arbeit   in  Deutschland  ein- 
getreten   und    das    Vorgehen    Frankreichs 
war    ihm    nun   durchaus  sympathisch.     1  ra 
so  mehr  la^  ihm  daran,   die  Einwände  und 
Bedenken  Seguiers  nicht  ohne  den  Versuch, 
sie  entkräftet  zu  haben,  in  Deutschland  ein- 
dringen zu  lassen.    Dagegen  stand  derVer- 
fasser  des  1782  erschienenen  Buches    Histo- 
risch-politische   Betrachtung    der    Innungen 
und  deren  zweckmässige  Einrichtung    wie- 
der mein-  auf  den  Schultern  des  gemässigten 
Franzosen.     J.  S.  F.(irnhaber)  unternahm  in 
dieser  Schrift  den  ersten  Versuch  einer  Ge- 
srhi.-hte  d.T  Zünfte,  der  bei  völligem  Mangel 
an  Vorarbeiten   allerdings  wenig  ertreulich 
ausfiel.      Aber   er   erwog   doch   im    Liebte 
derselben    alle    Gründe    und    Gegengrunde 
und  gelang-  s<.  zum  S.-hluss.  dem  Professor 
Beckmann  in  Göttingen  bei  einer  Anzeige 
des   Buches    beipflichtete,    dass  die  _ Zünfte 
nicht    so  schädlich  seien,   als  man  sie  habe 
ausgeben  wollen,  und  dass  es  wenigstens  in 
Deutschland   unmöglich   fallen    würde     sie 
aufzuheben.     Auch   vom   mehr   praktischem 
Standpunkte    aus   wurde   das  Thema   durch 
J    A    Weiss,    »Ueber  das  Zunftwesen«  im 
Jahre    1798    behandelt,    der   eine    vou    der 
Hamburger  Gesellschaft  zur  Beförderung  der 
Künste   und    nützlichen    Gewerbe    gestellte 
Preisauf  sähe  gelöst  hatte. 

Viele   Jahre    hindurch    hatten  die   deut- 
schen Gelehrten  nur  schwerfällige  juristische 
Abhandlungen  über  das  Zunftwesen  verfasst. 
Ein   Hauptrepräsentant   dieser   gänzlich  un- 
fruchtbaren  Richtung  ist   Adrian   Bei  er. 
Dann  waren  Merkantilisten  und  kameraliste 
wie  Becher,   Marperger  und  andere  in 
ihren    breitgehaltenen    Schriften    auch    aut 
i  das  Zunftwesen  eingegangen  und  hatten  hier 
die  Reformen  befürwortet,  wie  sie  zum  leü 
wirklieh  ausgeführt  wurden,  nur  eben  ohne 
!  Erfolg.     Jetzt  erst  am  Ausgange  des  acht- 
1  zehnten    und    zu    Beginn    des    neunzehnten 
'■Ja  rlumderts    entstand    eine    nationalokono- 
SS^Sosophische  Litteratar,  wie  fce oben 
charakterisierte,  die  wegen  ihrer  Bedeutung 
viel  gelesen  wurde.  .       , 

Viele     von    den    damals    erscheinenden 

zahlreichen     Schriften      standen    a  uf     dem 

'radikalen    naturrechtiichen    Boden,    andeie 

Sa    und    suchten    den    Kern    der 

\  >«u"«t  i.„i(„„       Sn   nnment- 


SbK  -  -halten.     So  nament- 
lich   ausser   den    Genannten    Hoff  mann, 


Zunft" 


der    Direktor    des    königlich    preussischen 

statistischen   Bureaus,   in   der  Schrift     Das 

Intei  -    Mi  bs  ;  ■  ü    und    Bürgers  aa 

iden    Zanftverfassungen   .    die 

•  hien,  unil  Professor  Rau  mit  dem 
Büchlein      Das  Zunftwesen    und   die  F 
seiner  AbschaJ  n    1816.     unter  den 

matoren  hielten  Schön  und 
Hardenberg  nicht  viel  vom  Zunftwesen, 
während  Stein  und  Niebuhr  doch  auch 
manche  gute  Seite  an  ihm  zu  rühmen  wussten. 
Berücksichtigt  man  endlich,  dass  Männer 
wie  Adam  Müller.  Haller.  Hegel  mehr 
Verteidiger  als  Gegner  des  Zunftwesens 
waren,  so  wird  man  es  begreiflich  finden, 
dass  eine  derartig  hin  und  her  schwankende 
Litteratur  auch  den  Regierungen  nicht  zur 
Klarheit  darüber  verhelfen  konnte,  was  dem 
deutschen  Handwerk  not  thue:  Freiheil 
Fortdauer  der  Organisation  unter  Ausmerzung 
der  gröbsten  Beschränkungen.  Die  allge- 
meine Auffassung  ging  nicht  weiter,  als 
dass  ein  Mittelzustand  zu  empfehlen  sei, 
der.  wie  Kaizl  ganz  treffend  bemerkt, 
-einen  gelockerten  Zunftzwang  oder  eine 
sehr  beschränkte  Gewerbefreiheit,  darstellte. 
Die  ersten  Staaten  Deutschlands,  in 
denen  die  Gewerbefreiheit  proklamiert  wurde. 
waren  die  unter  die  französische  Oberhoheit 
geratenen.  Im  Königreich  Westfalen  wurde 
sie  durch  Dekrete  vom  5.  August  1808  und 
12.  Februar-  1810,  im  Grossherzogtum  Berg 
durch  Dekret  vom  31.  März  1809  eingeführt. 
In  Preussen  ging  man  nicht  mit  einem  Mal 
so  radikal  vor,  sondern  that  zunächst  einige 
einleitende  Sehritte,  indem  man  für  einzelne 
Gewerbe  in  einigen  Provinzen  seil  I  3l " 
den  Zunftzwang  aufhob.  Die  eigentliche 
Reform  begann  mit  der  Geschäftsinstruktion 
vom  20.  Dezember  1808,  die  die  leitenden 
Grundsätze,  welche  demnächst  massgebend 
werden  sollten,  sehr  ausführlich  mitteilte. 
Man  gestand  dort  offen  ein.  dass  die  Wah- 
rung und  Beförderung  der  allgemeinen  Wohl- 
fahrt nur  durch  die  möglichste  Gewerbe- 
freiheit, sowohl  hinsichtlich  der  Erzeugung 
und  Vervollkommnung,  als  auch  hinsicht- 
lich des  Vertriebes  und  Absatzes  der  Pro- 
dukte geschehen  könne.  Eine  Bethärigung 
dieser  Anschauung  brachte  dann  das  Edikt 
vom  2.  November  1810,  das  die  Befugnis 
zur  Ausübung'  eines  Gewerbes  allein  von 
der  Entrichtung  einer  Gewerbesteuer  ab- 
hängig machte.  Fortan  galt  der  Grundsatz, 
[-mann,  der  einen  Gewerbeschein 
l  lewerbe  betreiben  konnte  ! 
•  nein  niemandem  versagt 
der  bis  dabin  einen  recht-  j 
liehen    Lebenswandel   geführt  hatte.     Bloss 

2    lieh  i    Gründen    war    eine    Be- ; 
schränkung  der  Gewerbefreiheit  vorgesehen. 

dem  Frieden  von  1815,  der  Pren 
einen  Teil  seines  früheren  Besitzes  zurück- 


gab und  andere  Landesteile  einfügte,  ent- 
stand Cngleichmässigkeit  in  der  Behand- 
lung gewerblicher  Verhältnisse.  Am  Rhein 
herrschte  die  französische  Gesetzgebung,  in 
Provinz  Sachsen  das  alte  Zunftwesen 
Durch  das  neue  Gewerbesteuergesetz  vom 
30.  Mai  1820,  das  die  Befugnisfrage  nicht 
streitf.  wurde  die  Verlegenheit  nicht  ge- 
liehen. So  begann  der  Gedanke  au  eine  all- 
gemeine Gewerbepolizeiordnung  für  die  ganze 
Monarchie  Baum  zu  gewinnen,  und  seil  L8Sf 
fingen  die  Verhandlungen  darüber  an.  An 
der  Spitze  der  hierfür  eingesetzten  Kom- 
mission stand  J.  G.  Hoffmann.  Es  dauerte 
aber  noch  bis  zum  17.  Januar  1815,  bis  als 
■  das  Ergebnis  einer  seit  einem  Dezennitim 
im  Gange  befindlichen  Reform  die  allge- 
meine Gewerbeordnung  und  das  Entschädi- 
gt m -sgesetz  veröffentlicht  werden  konnten. 
Trotzdem  nun  die  Geschäftsinstruktion  von 
1 v|  8  damit  geschlossen  hatte,  dass  aus 
staatswirtschaftlichen  Gründen  die  verkün- 
deten Grundsätze  nicht  aufgegeben  werden 
würden,  trägt  die  neue  Ordnung  doch  den 
Stempel  einer  rückwärts  gehenden  Be- 
wegung. Das  Princip  der  Gewerbefreiheit 
wird  zwar  schon  ausgesprochen.  Zwangs- 
;  und  Bannrechte.  Realberechtigungen,  Exklu- 
sivrechte  werden  beseitigt,  der"  Nachweis 
besonderer  Geschicklichkeit  nur  in  Aus- 
nahmefällen verlangt,  der  Innuugszwang  auf- 
gehoben. Allein  die  Bestimmung,  die  für  42 
Gewerbe  galt,  dass  nur  derjenige  Lehrlinge 
annehmen  konnte,  der  Befähigung  nachwies 
und  einer  Innung  angehörte,  glich  dem  in- 
direkten Beitrittszwange.  Der  hier  vorge- 
I  sehene  Befähigungsnachweis  sollte  durch 
eine  regelrechte  Prüfung  erbracht  werden. 
Eine  bestimmte  Weise,  worin  die  Prüfungen 
|  bestehen  sollten,  war  nicht  vorgeschrieben 
und  auch  nicht  verlangt,  dass  die  zur 
Prüfung  erforderlichen  Kenntnisse  nur  in 
bestimmter  Art  erworben  sein  durften.  Wie 
wenig  diese  Ordnung  den  Wünschen  der 
Handwerker  zusagte,  ist  in  dem  Artikel 
Handwerk  (oben  Bd.  IV  S.  1097  ff.)  nach- 
zulesen. 

Unterdessen  war  man  in  anderen  deut- 
schen Staaten  nicht  minder  thätig  ge- 
wesen. In  Bayern  dachte  man  ebenfalls 
nicht  an  plötzliche  und  radikale  Einführung 
der  Freiheit,  sondern  versuchte  zunächst 
das  Handwerk  von  seinen  Missbräuchen  zu 
säubern.  Mehrere  Verordnungen  und  Ent- 
schliessungen  der  kurfürstlichen  General- 
landesdirektion lassen  dies  bereits  erkennen. 
Die  eigentliche  Reform  der  bayerischen  Ge- 
setzgebung beginnt  mit  einem  Erlass  vom 
1.  Dezember  1804  betreffend  die  Handwerks- 
befugnisse. Er  stellte  den  Grundsatz  auf. 
dass  Handwerksbefugnisse,  die  bloss  auf 
persönlicher  Geschicklichkeit  beruhen,  die 
Natur  realer  Gerechtigkeiten  oder  eines  ver- 
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taBserlichen     Eigentums     nicht    am* 
können      Damit  sollten  die  sogenannten  re- 
den Gewerberechte   beseitigt  werden, 
»e   zunächst    bei    solchen    Gewerben   ent- 
ernden   waren,    deren  Betrieb  ein  Gebäude 
mit   besonderer  Einrichtimg  forderte,   Jan., 
fter  auch   bei  Gewerben,  die  gar  Dicht  an 
Häusern  hafteten.    Da  nun  kerne  \  orkehrung 
betroffen  war,  dass  der  neue  Erwerber  das 
betreffende   Gewerbe   persönlich   auszuüben 
tastende  sein  rausste,  so  war  ein  schwung- 
hafter  Handel  mit  diesen  radizierten  Recht, m 
üblich  und  schwer  geworden    erneu  Betneb 
m    eröffnen,    ohne    eine    Stelle    erkauft    zu 
Lben     Von  mm  ab  sollte  keine  Handwerks- 
eerechtigteit  ohne  obrigkeitliche  Genehmi- 
£Tng  veräussert  worden,  diese  aber  erfolgte 
Itst    wenn   man  sich  überzeugt  hatte,   dass 
Jer  das  Handwerk  üebernehmende  eine  des- 
selben   kimdige  Person  sei.     Sehr  wichtig 
*urde   die  V.  v.  2.  Oktober  1811   über  die 
Erteilung    von    Gewerbskonzessionen.     Die 
Verleihung  neuer  oder  die  Wiederbesetzung 
erlöschender  Gewerbebetriebe  sollte  nur  mit 
ßenehmigung  der  Behörde  erfolgen  können. 
Bei  jedem  Gesuche  um  Erteilung  einer  Kon- 
zession  zu   einem  Gewerbe  sollten  die  das- 
selbe  bereits  Betreibenden  vernommen   und, 
Ohne    entschiedenes   Bedürfnis    keine    neue 
Konzession  erteilt  werden.     Die  überall  her- 
vortretenden   Folgen    dieser    ^  erfugungen 
waren   Streitigkeiten,  kostspielige  Prozesse, 
Hemmung  der  Industrie.    Das  Konzessions- 
wesen leidet  an  dem  Grundfehler,  dass  man 
nach    Massgabe    des   Bedürfnisses    die    ür- 
lauhnis  zur  Niederlassung  erteilen  will  und 
doch   weder  die   Grösse   des  Bedarfs  noch 
die  Grenzen  des  Absatzes  mit  annähernder 
Sicherheit  zu  berechnen  vermag.     Dazu  kam. 
dass  alle  Beteiligten  zur  Begutachtung  auf- 
gefordert  werden   sollten,    mithin  recht  zur 
Erweckung  der  Eifersucht  beigetragen  wurde. 
Diese  Mängel  machten  sich  bald  so  geltend, 
dass  am  11.  September  1825  ein  neues  Ge- 
werbegesetz    notwendig    wurde.      Dasselbe 
blieb  freilich  in  seinem  Grundgedanken  dem 
vorhergehenden    treu:    erkannte   aber    doch 
den  Grundsatz  der  unbeschränkten  Gewerbe- 
freiheit  ausdrücklich  an.     Nur   dass   dieser 
wegen  zur  Zeit  noch  entstehender  Yerhalt- 
Bisse    nicht    durchgeführt    werden    konnte. 
Das  Wesen    auch   des  neuen  Gesetzes  war 
die  Konzession.    Mit  Ausnahme  einiger  völlig 
freier  Gewerbe   wurde   das  Recht  zur  Aus- 
übung eines  Gewerbes  an  eine  obrigkeitliche 
Erlaubnis    geknüpft,     deren    Vorbedingung 
persönliche  Fähigkeit   des   Bewerbers    war. 
Jede  Gewerbekonzession  war  dabei  per- 
sönlich und  unveräusserlich  gedacht.    iNur 
ausnahmsweise    wurden  als-  reale   bewerbe 
solche    anerkannt,    deren    reale  Eigenschaft 
bewiesen  werden  konnte. 

Hinter    Preussen    und    Bayern    blieben 


Württemberg  I   Bad<  o  sowie  die  klei 

deutschen   Staaten   nicht   zurück.     I  eh 
daran,  das  Zunftwesen  von  bi 
In  W  iirtt 
wurde  im  Jahre  1828  eine  Gewerbe- 
ordnung erlass  a,  d         er  nicht  ausreichte, 
s,>   dass    nach   8  Jahren    eine   Umarbeitung 
notwendig  wurde,  die  unter  dem  5.  August 

L836    als    sogena e    allgemein    revidierte 

Gewerbeordnmig  für  das  Königreich  w  iirttem- 
berg  veröffentlicht  wurde.  Sie  war  abei 
noch  immer  von  stark  polizeilichem  Inhalte 
und    von  freiheitlicher  Bewegu  nel 

zu  spüren.  44  Gewerbe  wurden  als   zünftig' 
bezeichnet,  darunter  ganz  gewöhnliche  Han- 
tierungen.    Für  deren  Ausübung   war   Er- 
ledigung  zunftmässiger   Vorschriften    nötig, 
wobei  allerdings  der  alte  Schlendrian  nach 
Kräften   beseitigt  war.     Die    Vorbedingung 
eines  jeden  Gewerbebetriebes   war  die  An- 
zeige bei  dem  Vorsteher  der  Gemeinde,  wo- 
zu   falls    das   Gewerbe    ein   zünftiges   war, 
der    Nachweis     der    Erfüllung     der    ver- 
langten   Vorschriften    treten    musste.      Die 
Freiheit  kam  insoweit  zur  Geltung    als  fin- 
den Betrieb  der  unzünftigen  Gewerbe  weder 
die  vorgängige  Erlangung  des  Meisterrechtes 
erforderlich     wurde    noch    eine    besondere 
Ermächtigung  verlangt  war.  ~     OT„ 

Diese    drei    Staaten,    Preussen,    Bayern 
und  Württemberg  machten  wenigstens  Fort- 
schritte;  andere  Länder  Hessen  sich  Kuck- 
schritte  zu    schulden   kommen.      So   Han- 
nover,   das  bereits  1807.   als  es  unter  der 
Fremdherrschaft  stand,  die  Zünfte  aufheben 
musste,  sie  aber  1815  wieder  emfuhrte,    So 
an.-h    Kurhessen,    das    1816    eine    ganz 
mittelalterliche    Zunftordnung    erliess    und 
Oldenburg,    in    dem    1830    die    Zünfte 
wieder   hergestellt    waren.      \  on   diesen    3 
Staaten  ermannte  sich  Hannover  zuerst,  aber 
doch  nicht  früher  als  im  ****^-S$; 
d.  Art,  Hand  w  e r  k  oben  Bd.  I\  S.  110. >  tt). 
In  den  4  freien  Städten  in  Frankfurt  a.  -I., 
Hamburg,    Bremen,    Lübeck,    blieben    die 
Zünfte  in  ungebrochener  Kraft;  desgleichen 
in  Mecklenburg.   In  Sachsen,  Baden  Sachsen- 
Weimar,    Hessen-Darmstadt    wurden    mehr 
oder  weniger  reformierende  Gesetze  erlassen. 
Sogar    Friedrich    Wilhelm    Konstantin,    der 
souveräne  Fürst   zu  Hohenzollern-Hechingen, 
überraschte    am  7.  April   1842    sein  Land- 
chen   mit    einer    Gewerbeordnung,    in    der 
jecloch     50    Gewerbe    als    zünftige    erklart 

™  Müdem  Beginne  der  60er  Jahre  machte 
sich  alsdann  dfe  energische  und  nunmehr 
zum  Ziele  führende  Bewegung  für  Gewerbe- 
freheit  geltend.  In  allen  ^europäischen 
SS.  von  wirtschaftlicher  Bedeutungen 
England,  Belgien,  Frankreich,  Holland, 
fechte  Gewerbefreiheit,  und  so  musste  es 
schmerzlich  empfunden  werden,  dass  m  rein 
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deutschen  Ländern  das  Gewerbewesen  noch 
vielen  und  mannigfaltigen    Beschränkungen 

unterlag.  Bes ters  trat  jetzt  der  volks- 
wirtschaftliche Eongress,  dei  L858  in  Gotha 
Versammlung  lüelt,  in  die 
Schranken.  Max  Wirth,  Prinee  Smith, 
F  a  u  c  h  e  r .  K  a  r  1  B  r  a  ti  n  -Wiesbaden,  Vik- 
Böhmert  erhoben  ihre  Stimmen  zu 
äten  der  Freiheit,  auf  die  sie  sanguinische 
Hoffnungen  setzten.  Letzterer  verfasste  seine 
populären  Briefe  zweier  Handwerker  im 
Jahre  1854  und  seine  Beiträge  zur  Reform 
der  Gewerbegesetze  im  Jahre  1858,  die 
weite  Verbreitung  fanden.  Auch  Praktiker 
und  hervorragende  Beamte,  wie  Steinbeis, 
Bening,  Beeg  erklärten  die  liberalen 
Grundsätze  für  wünschenswert  und  zweck- 
mässig. So  war  etwa  bis  1860  der  Um- 
schwung- der  öffentlichen  Meinung  vollendet, 
und  abgesehen  von  Oesterreich,  wo  am 

20.  Dezember  1859  eine  neue  freiheitliehe 
Ordnung  Eingang  fand,  machte  in  Deutseh- 
land Nassau  den  Anfang  mit  dem  auf  Ge- 
werbefreiheit  und  Freizügigkeit  gerichteten 
G.  v.  1.  Juni  1860.  In  die  so  geschlagene 
Bresche  folgten  in  den  nächsten  Jahren  die 
meisten  deutschen  Staaten:  Bremen  4.  April 

1861,  "ldenburg  23.  Juli  1861,  Sachsen 
15. 1  »ktober  186] .  W  ü  rtt e  m  b  e  rg  12.  Januar 

1862,  Baden  20.  September  1862.  In 
B  a  je  r  n .  wo  für  Gewerbefreiheit  gleichfalls 
agitiert  wurde,  drang  man  zunächst  noch 
nicht    durch,     sondern    erreichte    nur    am 

25.  April  1862  eine  ausführliche  Vollzugs- 
instruktion  zum  Gesetze  von  1820.     Erst  am 

26.  Januar  1S68  erlangte  es  volle  Freiheit. 
Auch  in  den  anderen  deutschen  Staaten,  in 
den  thüringischen,  in  Braunschweig.  in  beiden 
Lippe  ergingen  im  Laufe  der  60er  Jahre 
neue  freiheitliche  Gewerbegesetze.  Nur  in 
Frankfurt.  Hamburg,  Kurhessen,  Hessen- 
Darmstadt,  Hannover,  Anhalt,  Mecklenburg 
war   man  bis  1866  mit  den  Vorbereitungen 

nicht     fertig    geworden.      Auf    allen 
I         -    aschaften  fusste  die  Gewerbe- 
ordnung  für  den  norddeutschen  Bund  vom 

21.  Juni  1869,  die  in  der  Folge  im  ganzen 
Reiche  zur  Geltung  gelangt  ist.  Vgl.  d.  Art. 
Gewerbegesetzgebung  oben  Bd.  IV 
s.  412 ff. 

Litteratnr:    Die    ungemein*     Reichhaltigkeit    der 
'■■'"■  "■  m   Gi  bieU    det  dt  utscht  n  Zunft- 

i  dt  •  I  metand,  das»  viele  der  hier- 
her gehörenden  Werke  bereit«  in  den  vorher- 
gehenden Beiträgen  Erwähnung  gefunden  haben, 
bedim  mit    den     ingaben 

hung  der  wichtigsten  neueren 
sen.     Eine  vollständige 
ichte  des.  di  u  tschi  „  Zu  nft  Wesens 
II.   .  I.  Mancher,    Da     deut    h, 
m   ■'■ .  frühest  ,,  Zeit  bis  auf  die 
rt,  Potsdam  '  •  6.         Qut  llen  tei 
*'_•  '  i  i  n   ZunftrolU  n   und  -bi  u  ft  „ 

sind:  8a  m  m  l  u  amtlichen  Randwert  - 


ordn  Herzogtums    Wiirtcmberg ,     - 

gart    1758.    —   Joh.    Andr.    Ortloff,    r. 
Juris  Opißciarii  oder  Sammlung  von  < 
Innv  und  Vi  rordnungcn  für 

■■•',.  —  Jos.  Baader,    \ 
Polizeiordnuni  in  IS. — 15.  Jakrh., 

-      tgart  1S61.  —   C.    Wehvmann,    Die  äi 

einsehen  Zunftrolle  n,    1.  Auß.,  j- 
besserte    Ausg.,    Lübeck    1S72.    —     G.    Korn, 
Schlesische  Urkunden  zur  Geschichte  des  Gl  II 
rechts,   insbesondere    des  Innungswesen 
Zeit   vor  11,00,   Breslau  1867.  —  Otto  Rüdiger, 
Die  ältesten  Hamburgischen  Zunftrollen  und  die 
Brüderschaftsstatuten,    Hamburg   1875.  —  Der- 
selbe,  Aeltere  Hamburgischi  und  Hansestädtische 
Handwerksgesellendokumente.     Nachtrag  zu 
vorhergehenden    Werke,    Hamburg  1875.  —  Ed. 
Bodemann,    Die    ältere»    Zunfturkunden    der 
Stadt  Lüneburg,  Hannover  188S.  — J.  Bracher, 
Strassburger  Zunft-  und  Polizeiveri  rdnungen  des 
14.    und  1.5.  Jahrhunderts,   Strassburg   1SS9.  — 
Philippi,    Die  ältesten   Osnabrückischen   Gilde- 
urkunde)!   bis  1500,    Osnabrück  1890.   —  Mone. 
Zunftorganisation    vom   IS. — 16.  Jahrhundert    in 
Zeitschrift  f.  ,1.  Gesch.  d.  Oberrheins,  Bd.  15.  — 
Osh:   Krause  und  Karl  Kunze.    Die  älteren 
Zunfturkunden  der  Staat  Greifswald,  in  Pommer- 
sche  Jahrbücher,  IUI.  I,  S.  99 — 169;  Bd.  II,  S. 
111—159.  —  Bob.  Krambhnltz.    Die   Gewerbe 
der  Stadt  Münster   bis  zum  Jahre  1661,    Leipzig 
1898.   —   Willi.  Stieda   und   C.  Mettig.    6 
gen  der  Gilden   und  Aemter    det    Stadt  Riga  bis 
16S1,  Riga  1896.    In  Vorbereitung  ist  eine  Samm- 
lung von  Köl  n  e  r  Zunfturkunden.    Dazu  komm*  „ 
die  zahllosen  Abdrücke  einzelner  Zu  uftbriefe  und 
auf  die  Geschichte  des  Gewerbewesens  überhaupt 
h,  züglichen  Stücke  in  den  fielen  XJrkundeabüchern, 
Städte-  und  Marktgesch  ich  ten,  sonst  ine  n  <  fesch  ich  ts- 
irerken.      V,at   den    ersteren   mögen   hier  genannt 
werden     das     Braunschweig  er     (Hänsel- 
mann),   das  Bremische  fron  Bippen   und 
E h  111  c  kj,    das  Hild  e  s  h  e  i  111  i s  che  (Döbne  r), 
das    Frankfurter    (Böhmer),    das    Leip- 
ziger    [von    Posern-  Klett)  ,     das    J/eklrn- 
burgische  und  Riedels  Cod.  elipl.  Branden 
burgensis.       Ausserdem    Burmeister,     Alter- 
tümer    des     Wismarschen    Stadtrechts     und    A. 
Z  i  in  in  er  in  a  u  11 ,     Märkische     Städteverfassung, 
.'.    Teil,  1S38.  —    Heber  die   Geschichte  einzel- 
ner  Zünfte    und  Gewerbe   geben    Auskunft: 
Br.    Hildebrand,    Zur    Gesell,    der   deutschen 
Wollenindustrie,  in  Jahrb.  f.    Xat.  u.  Stat.,   Bd. 
VI  und    VII  (1866).   —   Fr.   Eulenburg,    Das 
Wiener    Zunftwesen    in    Ztschr.  f.    Sozial-    und 
Wirtschaftsgesch.    Bd.  I,   S.  964,  Bd.  LT,  S.  63. 
—     H.    A.    Berlepsch,      Chronik     der     Ge- 
werke ,      9     Bde.,     St.    Gallen     o.    J.     —     E. 
Dragendorff,    Zur    Geschichte    des    Amts    der 
Wassermüller  zu    Rostock,    in    Beiträge  zur  Ge- 
schichte    der  Stadt  Rostock,  IIa.    III.    —   Beu- 
len,  Geschichte   der  Gewerbe,    Leipzig  1855.  — 
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der   Zusammenlegungen   in   Preussen.     5.   Die 
süddeutschen   Staaten.     6.   Schlussbetrachtung. 
1.  Begriffsbestimmung  und  Plan  der 
Darstellung.      Die    Zusammenlegung    der 
Grundstücke     ist     eine     .Massregel,     durch 
he  im  Interesse  der  landwirtschaftlichen 
Produktionstechnik  die  zerstreut  und  daher 
unzweckmässig    liegenden,    zu  einem  Land- 
wirtschaftsbetriebe    ueiiürigen     Grundstücke 
durch  zusammenhängende,  eine  zweckmässi- 
Benutzung  gestattende  Ländereien  er- 
setzt  werden. 

Findet  diese  Massrege]  für  mehrere  Land- 
wirtschaftsbetriebe (Besitzungen)  zu  gleicher 
Zeit  in  der  Weise  statt,  dass  die  Besitzer 
ihre  Grundstücke  untereinander  austauschen, 
besteht  eine  gesetzliche  Norm  darüber,  unter 
welchen  Voraussetzungen,  in  welcher  Weise 
und  unter  wessen  Leitung  dieser  Austausch 
stattfinden  soll,  werden  endlich  mit  diesem 
Austausch  weitere  Anlagen  behufs  besserer 
Benutzung  des  Grund  und  Bodens  (Melio- 
rationen) verbunden,  so  ist  dies  die  in 
Deutschland  allgemein  übliche  Form  der 
Zusammenlegung. 

Wir  betrachten  im  Folgenden  die  Zusam- 
menlegung der  Grundstücke  in  Deutschland 
im  19.  Jahrhundert  an  der  Hand  der  wich- 
tigsten zu  ihrer  Durchführung  erlassenen 
Gi  setze. 

I  eher  die  Zusammenlegung  in  den 
ausserdeutschen  Staaten  und  über  in  den 
früheren  Jahrhunderten  in  Deutschland  er- 
folgte Zusammenlegungen  (Schleswig -Hol- 
stein, Hoehstift  Kempten,  Herzogtum  Lauen- 
burg, Herzogtum  Braunschweig  u.  a.)  ver- 
weisen wir  auf  die  Artt.  Gemeinheits- 
teilung oben  Bd.  IY  S.  145  ff.  und 
Abbau  oben  Bd.  I  S.  1  ff. 

2.  Oestiiche  Provinzen  Preussens 
alten  Bestandes.  Die  Gesamtheit  der  Ge- 
setze, durch  welche  der  preussische  Staat 
Beil  Anfang  dieses  Jahrhunderts  die  unbe- 
dingte Freiheit  der  Ackerbau  treibenden 
Bevölkerung  in  der  Bewirtschaftung  und 
Nutzung  ihrer  Landwirtschaftsbetriebe  her- 
zustellen suchte,  nennt  man  Landkulturge- 
setzgebung. 

Ausser  durch  gewisse  volkswirtschaft- 
liche Lehren  wurde  diese  Gesetzgebung 
häuptsächlich  durch  die  Anforderungen  der 
v<  srä  ai  li  arten  landwirtschaftlichen  Produk- 
tionstechmk  hervorgerufen.  Diese  Anforde- 
rungen veitrat  besonders  der  grosse  Land- 
lehrer Thaer,  der  seit  dem  An- 
fang des  19.  Jahrhunderts  in  Preussen  lebte 
und  auf  Entstehung  und  Abfassung  der 
wielitrj-n-N  Landkulturgesetze  einen  bestim- 
menden  Kinllu.-s  übte. 

wellte  die  Betriebsverbesserungen, 
deren    Zweckmässigkeit    er    sieh    teils 
das   Studium    der   englischen   Land- 
wirtschaft,   teils   dui-eh   eigene  Erfahrungen 


überzeugt  hatte,  in  Deutsehland  einführen. 
Aber  die  wichtigste  Voraussetzung  für  die 
Durchführung  seiner  Beformen,  nämlich  die 
unbedingte  Verfüguugsfreiheit  über  den  land- 
wirtschaftlich benutzten  Grundbesitz,  fehlte 
den   preussisehen  Landwirten. 

Einerseits   waren    die  bäuerlichen  Land- 
wirte  keine  freien  Eigentümer  ihrer  Güter. 
sie  besassen   sie  nur  zu  einem  ihre  Verfü- 
gungsfreiheit   mehr  oder  weniger  beschrän- 
kenden Nutzungsrecht,  andererseits  wurden 
die     Grossgrundbesitzer,     die     sogenannten 
Gutsherren,    tind    die  Bauern   durch  gegen- 
seitige   Nutzungsrechte    aller   Art,    die  "als 
Servituten  auf   ihren  Aeckern    und  Wiesen, 
Weiden  und  Wäldern  ruhten,  an  der  Durch- 
führung  eines   rationellen   Landwirtschafts- 
betriebes   gehindert.      Ferner    aber    befand 
sich    ein    grosser  Teü    des    zu   den  Gemar- 
kungen gehörigen  Grund  und  Bodens  über- 
haupt nicht  im  Besitz  oder  in  Bewirtschaf- 
tung   Einzelner,     sondern    er    gehörte    als 
Allmend  oder  Gemeinheit  mehreren   Eigen- 
tümern, die  ihn  gemeinsam  nutzten.  Schliess- 
lich   bedingte    die    wegelose    Gemengelage 
landwirtschaftlich  benutzter  Grundstücke  im 
Verein   mit  den  oben  genannten  Nutzungs- 
rechten an  Aeckern   und  Wiesen  den  soge- 
nannten Flurzwang,  nämlich  die  Notwendig- 
keit,   die    in    einer    Gemarkung    liegenden 
Grundstücke   gleichartig  zu   bewirtschaften. 
Diese    Gleichartigkeit   der   Bewirtschaftung 
äusserte   sich   gewöhnlich  in   einer  für  alle 
Besitzer       gleichmässig       vorgeschriebenen 
Fruchtfolge  (Dreifelderwirtschaft)  und  ferner 
in    einer    völlig    gleichartigen    Bestellungs- 
weise  und    gemeinsamen    oder    wenigstens 
gleichzeitigen  Vornahme  landwirtschaftlicher 
Arbeiten. 

Aufhebung  der  dinglichen  und  persön- 
lichen Abhängigkeit  des  Bauernstandes  und 
Schaffung  der  völligen  unbedingten  Verfü- 
guugsfreiheit über  die  landwirtschaftlich 
benutzten  Grundstücke,  also  Herstellung  des 
unbeschränkten  Eigentums,  erschienen  als 
die  Vorbedingungen  zur  Beseitigung  der 
veralteten  und  Einführung  der  neuen  ratio- 
nellen Betriebsweise.  Von  den  Gesetzen, 
die  unbeschränktes  Eigentum  herstellen 
wollten,  war  eines  der  wichtigsten  die  Ge- 
meinheitsteilungsordnung  vom  7.  Juni  1821. 
Sie  galt  für  die  Gebiete  des  preussischen 
Landrechts,  also  für  die  Provinzen  Ost-  und 
Westpreussen.  Posen,  Pommern  (exklusive 
Neuvorpommern  und  Rügen),  Brandenburg, 
Schlesien,  Sachsen,  Westfalen  und  die 
Kreise  Rees  und  Duisburg  der  Rheinprovinz. 
In  diesem  Gesetz  fand  auch  die  Zusam- 
menlegung zum  ersten  Mal  eine  umfassende 
Regelung.  Dies  ging  foigendermassen  zu. 
I  nter  Gemeinheit  verstand  die  Gemein- 
heitsteilungsordnung  die  gleiche  oder  ver- 
schiedene Beteiligung  mehrerer  Personen  an 
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,ier  Nutzung  desselben  Grundstücks. 

&w  Begriffet. 

Stuten  und  Dienstbarkeiten  i)  auf 
E  Grund  und  Boden  ebenso  w 
Ehe    Recht    der     i  itümer   an 

p55  STSST  dSTSÄ- 

Heter  an  einem  Grundstuck.    D 
«KSK  juristische  QuÄafon  der  a. 

l  »ndwirtschaftsbetriebe  an.   mcnt  aas  ixecm 
t^S  gSt  denn  die  konkumerendeu 

SSzunSbefugnisse  ,-W   « 
nno-leiehartisen    und    ungeteilten    Kecnieu, 

feilte   sieh   allerdings  zu  «mg«**»  J 
unter  die  Berechtigten,   nur  sie  wai  in   Ge- 
wissem  Sinne  gemeinsam. 

Diese   semeinsame  Nutzung  sollte   nacü 
demGLtfdurchTeüungd^Gnmdstack 
unter   die    Benutzer    nach    Massgabe    inrei 
KuiLsprüche  aufgehoben  werden    Bei 
tteser  Teilung  aber  mussten  die  zu  teilen- 
^  Grundstücke    zusammengelegt  werden, 
VI  ^Berechtigten  behielten    mcht   die 
Jönkre  en    im  Äuifnge  befindlichen  Gxund- 
Se     an   denen    die  Nutzung    bestanden 
h ■    e    sondern  sie   erhielten  statt  der» 
Swertige     Landabfindungen      iu     einer 
Ähst    zusammenhängenden    wirtschaft- 
beben   Lage.    Mit    dem  Zweck    der  Aufhe- 
bS.  der  Gemeinheit,  d.  b.  der  ^einsamen 
V    zung,  wurde  der  andere  Zweck  der  wt- 
Xraicheu   Zusammenlegung    der   im   Ge- 
„  en  "e  beündhchen  Grundstücke  verbunden 
55?  infolge  der  Teilung  der  Grundstücke 
unter  ihre  Benutzer  stattfindende  Zusammen- 
Sungder   einem    Besitzer    zukommenden 
SEK  nannte   man  Speciakeparaüon    ^ 
Zusammenlegung  durfte  nur  bei  den  G 
stücken,  die  konkurrierenden  Nuteun^recli 
teu unterworfen  waren  durchge  uhi u      ^ 
Grundstücke,    die    sich    zwar   ™  Qemeng 
befanden,    aber    keiner    fme^f™^ 
Nutzung  unterlagen,   wurden    mcnt  zusam 

^SralsoinPreussen-itdem^hve 
1821  Zusammenlegung  der  Grundstuck bei 
Vornahme  der  Gemeinheitsteüun gutge- 
schrieben. Durch  das  G  r.  2.  März  W» 
wurde  im  §  86  bei  Anordnung  der  Regu 
lierung    der    zu    lassiüschem    Besitzrecnt 


"Vt^die  einzelnen  Servituten,  die  durch 
Bd.  IV  S.  151. 


sitzenden   Hauen   <  Ht  Bauern- 

befreiung   in    Preussen    oben    Bd.    u 
S  344U.347  les  bestimmt:  .Lief 

eben   Stellen   gehörigen 

Grundstücke  im'  "1"rT 

ucneD  i  icken,   so   muss  eine  zwecK- 

e  Zusammenlegung 

Ler  Gemeinheit 
rfolgen.     B  chen 

Gemeinheitsteüung   könne,  auch  die  kerne 
Gemeinheil  renden  Grundstucke  einei 

nach   den    Vorschriften   des   gegenwärt 
Ibschnitts    zu    regulierenden    Stelle    wider 
den  Willen  des  Besitzers  derselben  in  den 
Auseinandersetzungsplan  und    der 

DmleKung  unterworfen  werden.     \\  eui 
der  Bauer   ein  schlechtes  sogenanntes  lassi- 
£hes  Besitzrecht  hat  und  durch  Abtretung 
eines  Teües   seiner  Länderei   das  Eigentum 
,    .     bS  -    erkauft,    so    soll,    wenn    diese 
,;,„,..;.;   mit   der  seines  Guteherrn  im  Ge- 
fügt, eme  Zusammenlegung  des  ihm 
s    freies  Eigentum    verbleibenden   Landes 
eintrSm  ohfe  Rücksicht  darauf    ob  di 
zu^mmenzulegende  Land  einer  Gemeinheit 
SK  oder    nicht.      Die    Berechtigung 
bezw  Begründung   dieser   Ausdehnung  des 
ZnSmmenlegungszwangs    auf    die   servitnt- 
£!       Z  "Sehern  Ifesitzrecht  besessenen 
gunasföcke   ergiebt   sieh   daraus    dass  der 
Bauer    ja    kein   Eigentum    oder    auch    nui 
-.msähnlielK,  Keeht  an  Oiesen  Grund- 

n    hatte,    er    sich    also   vor   der  kraft 
ande-esetzes    erfolgenden    Egentumsver- 
\±  :  eine  würtschafÜiche  Arrondie- 

S  seuT  Grundbesitzes  gefallen  asseii 
multe  Auffallend  ist,  dass  das  besetz  die 
Smmenlegung  Gemeinheitsteüung  nennt 

Auch  hie?  sehen  wir  die  Zusammenlegung 
nur  indirekt   als  Folge  einer  anderen  Mass- 

handelt    die    Zusammenlegung  der   Grund- 
stücke   als    Selbstzweck.       Dieses    Gh 
führt:  den  Titel    .Gesetz  betreffend  die  aus 
deEung     der    Gemeinheitsteilungsordnung 
S  7   J"H  1821   a1jf   die  Zusammenlegung 
^  Grundstucken,    -eiche    einer    gen^m- 
sehafüichenNutzung  nicht  uuterhegen«. Dies 
will  folgendes  bedeuten:  von  nunanimaen 
die  ernten  Vorschriften   der  Gemeinheitstei- 
elche  sich  aufdie ^sam- 
menWung  der  einer  gememschafüicüen  ue 
m  t    ui "'niterüegendenGrundstückebeziehen 
aS  auf  die  einer  solchen  Benutzung  mcht 
Srhegenden     Grundstücke    Anwendimg. 
Im  T.  "*****   "W   dieser  Grund- 

sTJwSter  ausgeführt,  und  es  werd^eine 

Reihe  von  Bestimmungen   der  bem ein  w 
tpilunesordnung        -   .ändert,  teils  auige 
Sben^Aber  die  Bestimmungen  der  Gemem- 
JÄungsordnung,  w.  ausdr^- 

lieh  aufgehoben  oder  geändert  sind,  meinen 
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auch  für  die  Zusammenlegung  servitutfreier 
sgebend. 

1'-  ist  nun  eine  Thatsache,  dass  die 
meisten  Zusammenlegungen  in  den  älteren 
Provinzen  Preussens  nicht  infolge  dieses  G. 
v.  2.  April  1^72.  sondern  kraft  der  Gemein- 
heitsteuungsordnung  und  der  Regulierungs- 
e  durchgefüirt  wurden.  Von  den 
letzteren  war  nicht  nur  der  §  86  des  G.  v. 
2.  März  1850,  sondern  auch  ein  früheres  v. 
8.  April  1823  ausschliesslich  für  Posen  er- 
lassenes Regulierungsgesetz  für  die  Durch- 
luhrunu'  der  Zusammenlegungen  von  grosser 
Bedeutung. 

Nur  einzelne  Provinzen,  wie  Selüesien 
und  Westfalen,  in  denen  die  von  den  Ge- 
:n  zur  Voraussetzung  der  Zusammen- 
mg  gemachten  Reformen,  also  Aufhebung 
der  gemeinschaftlichen  Benutzung  der  Fel- 
der od^r  Regulierung  lassitischer  Bauern, 
nur  selten  vorkamen  oder  nicht  mit  Zu- 
sammenlegung verbunden  werden  konnten, 
waren  bis  1872  mit  der  allgemeinen  Durch- 
führung der  Zusammenlegung  im  Rückstand 
geblieben,  und  gerade  sie  hatten  das  G.  v. 
2.  April  1872  notwendig  gemacht. 

Daher  soll  in  diesem  Ueberbliek  die  Zu- 
sammenlegung in  Preusseu  nur  so  darge- 
stellt werden,  wie  sie  auf  Grund  der  Ge- 
meinheitstoilungsordnung  und  der  Regulie- 
rungsgesetze und  der  wichtigsten  zur 
Ergänzung  dieser  Gesetze  erlassenen  Vor- 
schriften durchgeführt  wurde. 

Die    enge   Verbindung    der    Zusammen- 
legung  in  Preussen  mit  Gemeinheitsteilung 
und   Regidierung   der   lassitischen    Bauern- 
stellen   hat   gerade   auf  die  allgemeine  und 
intensive  Durchführung  der  Zusammenlegung 
die  grösste  Einwirkung  ausgeübt.   Die  ganze 
Eigentümlichkeit   der  preussischen   Zusam- 
menlegungen   wird    nur    dann  klar,    wenn 
mau    ihren   engen  Zusammenhang   mit   den 
übrigen    Massregeln    der  Landkulturreform 
im    Auge   behält.    Durch  diese  Verbindung 
kamen  die  Zusammenlegungen  in  die  Hand 
sur  Durchführung  der  agrarischen  Re- 
formen geschaffenen  Behörden,   sie  wurden 
in  Grunde  nach  dem  für  diese  Re- 
nn* M  geschaffenen  Verfahren  erledigt.    Die 
da  herrschenden  Anschauung  als  selbst- 
verständlich   geforderte  möglichste  Erleich- 
terung  der  Bedingungen,    unter  denen  eine 
Gemeinheitsteilung  oder  Regulierung  lassi- 
tischer Bauernstellen    vorgenommen  werden 
durfte,    bestand    zu    gleicher  Zeit   auch   für 
die    Durchführung   der   Zusammenlegungen. 
Di    Ursache  aber,  weshalb  man  in  Preussen 

>'  •      jeradi    in  den  für  die  alteren 

;ebenen  Gesetzen  an  eine  Ge- 

meinheitsteilung    oder  an   eine  Regulierung 

die  Zusammenlegung  als  notwendige  Folge 

'  ii  i  chaftlieh       mögliche      Massregel 

knüpfen  könnt.',   lag  in  der  ländlichen  Ver- 


fassung dieser  Länder,  in  der  unbedingt  und 
allgemein  herrschenden  Belastung  der  Fluren 
mit  Servituten  zu  Gunsten  der  Gutsherren 
und  der  Kauern,  in  der  allgemein  verhrci- 
teten  Gutsherrschaft  des  einzelneu  (ints- 
herrn  über  eine  ganze,  von  ihm  lassitisch 
abhängige  Bauernschaft. 

Da,  wo  diese  ländliche  Verfassung  nicht 
mehr  bestand,  wie  in  Schlesien,  Pommern 
und  in  Westfalen,  versagte  auch  die  Gesetz- 
gebung, d.  h.  es  konnten  auf  Grund  der 
Gemeinheitsteilungsordnung  oder  der  Reguf 
lierungsgesetze  keine  Gemeinheitsteilungen 
und  keine  Regulierungen  und  daher  auch 
keine  Zusammenlegungen  vorgenommen 
werden.  Es  war  daher  auch  eine  andere 
Gesetzgebung  (das  G.  v.  2.  April  1872)  not- 
wendig, und  daher  würde  eine  Einbeziehung 
dieses  späteren  Gesetzes  in  unsere  Darstel- 
lung der  Zusammenlegung  in  den  älteren 
Provinzen  Preussens  das  klare  Bild,  welches 
die  älteren  Gesetze  von  der  Durchführung 
und  dem  Wesen  dieser  Landkulturreform 
geben,  trüben  und  verwischen. 

Die  Zusammenlegung  und  ihre  Durch- 
führung in  den  älteren  Provinzen  Preussens 
ist  nur  dann  verständlich,  wenn  man  die 
zur  Ausführung  der  Landkulturgesetzgebung 
geschaffene  Behördenorganisation  und  die 
Kompetenz  dieser  Behörden,  ferner  das  so- 
genannte Auseinandersetzungsverfahren  und 
schliesslich  die  materiellen  Bestimmungen 
der  betreffenden  Gesetze  über  die  Durch- 
führung der  Zusammenlegung  kennt. 

Wir  betrachten  zunächst  die  Behörden 
und  ihre  Kompetenz  in  ihrer  noch  heute 
bestehenden  und  nicht  wesentlich  von  der 
früheren  abweichenden  Gestalt. 

Die  materiellen  Bestimmungen  der  Ge- 
setze aber  sollen  in  Verbindung  mit  dem 
Gang  des  Verfahrens  zur  Darstellung  ge- 
bracht werden. 

Wie  schon  erwähnt,  bildete  die  Gemein- 
heitsteilungsordnung nur  einen  Bestandteil  der 
ganzen  Gesetzgebung,  durch  welche  der 
preussische  Staat  die  völlige  Verfügungsfrei- 
heit, über  den  landwirtschaftlich  benutzten 
Grundbesitz  herstellen  wollte.  Die  übrigen 
Gesetze,  die  Herstellung  der  persönlichen  Frei- 
heit des  Bauernstandes,  Regulierung  der  guts- 
herrlich-bäuerlichen Verhältnisse  und  die 
Ablösung  der  Reallasten  zum  Ziel  hatten, 
haben  in  dem  Art.  Bauernbefreiung  in 
Preussen  oben  Bd.  II  S.  343 ff.  eine  aus- 
führliche Erörterung  gefunden. 

Die  Geschäfte,  welche  diese  Gesetze  an- 
ordnen oder  hervorrufen,  sollen  regelmässig 
die  Auflösung  der  zwischen  mehreren  Per- 
sonen hinsichtlich  bestimmter  Grundstücke 
bestehenden  wirtschaftlichen  und  rechtlichen 
Beziehungen  bewirken.  Die  Teilnehmer 
setzen  sieh  vermittelst  dieser  Geschäfte  aus- 
einander. 


Zusammenlegung  der  Grundstücke 


;    ,  Auseinandersetzung  aehmen  aber  die 

tandig 

andern   der  Staal 
11    ',;:',„„    durch     bestimmte     B 
anderseuuug     aniK-'\  ,  ■ , .  ,    Rphnrden 

,VK.h  bestimmtem  Plan.  I  lese  '•'  ! 
Ermitteln  alle  zwischen  den  Bete! 
notweXen  Geschäfte  und  verrichten 
toSzur Auseinandersetzung  notwe 
Ölungen  teils  selbst,  teüs  veran] 
K?  Ausführung.  Die  Behörden  m 
SLaS  stieben,   bei  Vermitt.  t  m- 

KrdlnTeilnehmern  nötigen  Geschäfte  in 
Übereinstimmung  mit  all.,!  Interessenten 
n  handeln.  Gelingt  ihnen .diese  sogenannte 
Hit  liehe  Venu  ttelung  nicht,  so  Konn 
ok  Yerlatnisse  im  Kita  der  Eichen 
Vorschriften  selbständig  regulieren  i 
5S die  Beteüigten  ihren  Anordnungen, 

teeren  die  oberen  Instanzen  der 
Snandersetzungsbehörden  vermittelst   <■ 
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VOTnahme    von    Auseinanders  n    und 

o-i  t™r  Verlauf  der  Auseinandersetzung 

HS    gesetzliche    Regelung.      Die   grund- 

de'verordnung  über  Organisaton  der 

Sseinandersetzungsbehörden  und  das *  Aus 
eSandersetzungsverfahren  wurde  am  20.  Juni 

^Dafafh  sind  die  nichtigsten  Auseinander- 

seteungsbehörden  die  GeneraLkommissionea 

denen   innerhalb  ihres  Geschäftebezirks  so- 

wobl  die  Leitung  der  Auseinanderseti 

m  Eeguüerungs-,  Ablösung*-   und   Gemein- 

heiteteüuSSen  wie  auch  die 

ge  Entefheidung   aller    bei  Ausemi         - 

Urningen  entstehtnden  Rechtsstreitigkeiten 

übertragen  ist.  ob 

Ausserdem  besteht  seil  1844  das  tJber 
landeskulturgericht  m  Berlin    das  hu 
Beruf ung    und    das    Rechtsmittel    der    £>e 
SS  gegen  Urteile  und  Entsagen 
der  Generalkommissionen  zus ta n  iu  ist.  JJ 
Siebt  heute  für  die  verschiedenen  Provmzen 
tes  preussischen   Staates  acht  Generalkom- 
mlsionen      Jede    Generalkommission   muss 
Xmrodestens  fünf  Mitgliedern  emselihess- 
lioh  des  Präsidenten  besetzt  sein.    Die  .Ueiir 
Ä   dLSSn    soll    die Qualifikation   zum 
Richteramt    besitzen.      Ausserdem    werden 
auch  besonders  vorgebildete   land-irtschati- 
uche  Techniker  zu  Mitgliedern  der  Irenei-al- 

komniission  ernannt.  c„wov,l  den 

DieGeneralkommissionenhahensowoUden 

Hauptgegenstand  im  Auseiua, 

fahrin   «    auch  alle   anderen  Rech 

hältnisse.     welche    bei  .^chri^na^ 
kusfübxiuig   der   Sache  in  ihrer  bisherigen 

LageS  verleiben  können,  zu  reguheren. 


Alle  obrigkeitlichen  Festeetzm 
bedarf   um  die  Auseinandersetzung  zur  kva- 
Srung   zu  bringen    und    die  Dta. 

zu  einem  völlig  geordi  et-  d  Zus1  mde  zurücK- 

mg  nmhl 
im  n,  ■  Q   Zusammenhang   mit   dem 

Hauptgege 

können  sowohl  zwis  Baupt- 

SS  als  auch  zwischen  diesen  und    den 
fachtbeteiligten  von  der  Generali* 
vermittelt    werden,    wenn    mindestens    ein 
Viertel  der  Beteiligten  damit  emvers 
1 1     i ,  ien  vertn  I 

das     Interes 

(Gläubiger,  tehens-oderFideikommissnach- 

die  zum   Verfahren  nicht 

i  müssen.    Auch  das  den  Provmzial- 

den  zustehende  Oberaufsichtsi 

afverniögen  von  K,:u-Porati,nen  und  , ttent- 
üchen  Anstalten  haben  sie,  von  einigen 
Kahmen  abges*  weites  bei^Ans- 

einandersetzungen    auszuüben    ist,    wanrzu 

S         Reiten,   die   das  Vorhanden- 
seinnoderdeVUmfc  Teilnehmungs- 
r  die  Art  und  Weise,  wie  jemand 
.,.iQ    Recht    abzufinden    ist,    betreffen, 
Verden  in  erster  Instanz  von  den  General- 
kommissionen entschieden.  _,,,),_  aie 
Entsi             I  dem  Interesse,  welches  me 
äion  ^t  ihres  Auftrags  zur 

sä  ras 

^J    prozessualischen    Instruküon    zu 

tuenden  "...  ^„tdenPaS 

ihrer  Erörterung  und  kann  von  den  rarreieu 

Sssung  auf  dieselben  I 

^^selbständig  dafür  Sorge  »tngg 

dass   die  Generalkommission   in  den  Stand 

überdenSt  ^      ^ten, 

Kkeitund  dem  Endzweck  des  A 

emandersetzungsgesehätts    S^    *»£ 
scheiden.    Dieses  -  -      ™te^^X£ 

SS  **   *£Si&hrZt   nicht 

Auseinander**;  f*    gütlich   nicht 

heiziüeo-ende  Widersprüche  erheben. 
l,el^  äkommissionzurpurch- 

.-i  meinen  Auseinandersetz 

SShls  4d  die  Kommissare,  sogenannte 
S  Äom^tsare,  dieYermessimgsbeamten 
nnd  die  Kreisvermittelungsbehorden 
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Assi  ss  iren  and  besonders  vorgebildete  land- 
wirtschaftliche Techniker,  sogenannte  Oeko- 
nomiekommissare.  Assessoren  müssen,  um 
eine  Auseinandersetzung  selbständig  durch- 
führen zu  können,  die  sogenannte  technische 
Qualifikation  erwerben.  Solange  sie  diese 
nirlit  besitzen,  sind  sie  verbunden,  zur  Er- 
örterung technischer  Fragen  Oekonomie- 
kommissare  zuzuziehen.  Die  Kommissare 
nehmen  das  Geschäft  an  Ort  und  Stelle  vor 

und  sind  berechtigt,  alle  dazu  notw ligen 

technischen  Verfügungen  zu  erlassen.  Eine 
Entscheidungsbefugnis  in  Streitfällen  haben 
sie  nicht.  Ihre  Verfügungen  können  von 
der  Generalkommission  abgeändert  werden. 
Die  Vermessungsbeamten  stehen  den  Kom- 
missaren für  die  geometrischen  Arbeiten 
zur  Seite.  Sie  müssen  ihren  Weisungen 
nachkommen  und  Aufträge  von  ihnen  an- 
nehmen. Die  Kreisvermitteiungsbehörden 
bestehen  aus  zwei  bis  sechs  von  dem  Kreis- 
tag gewählten  und  von  der  Generalkom- 
mission  bestätigten  Kreiseingesessenen.  Sie 
hallen  Gutachten  als  Landwirtschafts-  und 
Bauverständige  abzugeben,  werden  als  Mit- 
glieder von  Schiedsgerichten  zur  gütlichen 
igung  von  Streitigkeiten  bei  der  Aus- 
einandersetzung und  als  Kommissare  für 
einzelne  Auseinandersetzungen  berufen. 

Wir  wenden  uns  jetzt  zur  Betrachtung 
des  Verlaufs  eines  Auseinandersetzungsver- 
fahrens, wobei  der  Hauptnachdruck  auf  die 
für  die  Zusammenlegung  der  Grundstücke 
wichtigen  Momente  gelegt  werden  soll. 

I  |as  Verfahren  zur  Auseinandersetzung 
in  einer  Gemeinheitsteilungs-  oder  Regu- 
lierungssache  zerfiel  und  zerfällt  in  drei 
Hauptstadien. 

1.  Die  Einleitung  des  Verfahrens  und 
li    Feststellung  der  thatsächlichen  Verhält- 


2.  Die    Aufstellung    des    Auseinander- 
_•  planes. 

3.  Die    Ausführung    des    Auseinander- 
setzungsplane 

Die  Einleitung   des  Verfahrens   und   die 
Feststellung  der  thatsächlichen  Verhältnisse. 
Die  Einleitung  des  Verfahrens  fand  durch 
die   sogenannte  Provokation,  d.  h.  den  An- 
trag auf  Auseinandersetzung  statt. 

Ein  Auseinandersetzungsverfahren  behufs 

Regulierung  konnte  bei  Regulierbarkeit  der 

;  Flichteten  (vgl.  d.  Art.  Bauernbefrei- 

m  Preussen oben Bd.IIS. 348) dieser 

ohl  wie  der  Berechtigte  provozieren. 

^"  :'  h    der  I  lemeinheitsteilungsord- 

1821  §  1  konnte  jeder  Teilnehmer 

teil    aul    Teilung   mit   allen 

Ei  l  iner  V.  v.  28.  Juli  1838  durfte 

mg,  wenn  ümlegung  der  Grund- 
stücke damit  verbunden  werden  musste,  nur 
dann    stattfinden,    wem,    ,];,.    Besitzer   von 


mindestens  dem  vierten  Teil  der  umzu- 
legenden Ackerländereien  damit  einver- 
standen waren.  Einseitig  Dienstbarkeit» 
berechtigte  (Rittergutsbesitzer,  Domänen  und 
Forstbehörden)  konnten  auch  bei  notwendig 
wenlenden  Zusammenlegungen  ein  Auseinr 
andersetzungsverfahren  behufs  Gemeinheits- 
teilung provozieren. 

Ausserdem  genügte  auch  nach  dem  Jahre 
1838  der  bei  einer  Regulierung  oder  Ab- 
lösung notwendig  werdende  Umtausch  von 
Ländereien  oder  die  Thatsache,  dass  an  der 
Gemeinheit  mehrere  Gemeinden  beteiligt 
waren,  um  einem  Beteiligten  die  Provo- 
kation des  Auseinandersetzungsverfahrens  zu 
ermöglichen. 

unter  diesen  Provokationsbedingnngen, 
die  niemals  mehr  als  ein  Viertel  der  Be- 
teiligten, unter  häufig  eintretenden  Umständen 
aber  nur  den  Antrag  eines  Teilnehmers  er- 
forderten, konnte  eine  Gemeinheitsteilung 
und  damit  Zusammenlegung  der  Grund- 
stüeke  eintreten.  Seit  dem  G.  v.  2.  März 
1850  bedurfte  es  bei  Anhängigkeit  eines 
Auseinandersetzungsverfahrens  behufs  Re- 
gulierung lassitischer  Bauerngüter  nur  der 
Gemengelage  zwischen  Gutsherrn-  und 
Bauernland,  um  nach  dem  Ermessen  der 
Generalkommission  eine  Zusammenlegung 
des  Bauernlandes  eintreten  zu  lassen. 

Jeder  Antrag  auf  Gemeinheitsteilung 
muss  bei  der  Generalkommission  angebracht 
werden.  Sie  ernennt  zunächst  einen  Special- 
kommissar  für  die  betreffende  Auseinander- 
setzung. Dieser  untersucht  alle  thatsäch- 
lichen und  rechtlichen  Verhältnisse  in  einer 
sogenannten  Generalverhandlung.  Hierzu 
müssen  alle  Beteiligten  persönlich  erschei- 
nen, Korporationen  müssen  sich  durch  Be- 
vollmächtigte vertreten  lassen 


Von  den  beim  Termin  ausbleibenden 
Parteien  wird  grundsätzlich  angenommen, 
dass  sie  die  von  dem  Gegenteil  angegebenen 
Rechte  anerkennen  und  dem  Kommissar  die 
weitere  Regulierung  ihrer  Sache  überlassen. 

In  der  Generalverhandlung  stellt  der 
Kommissar  Veranlassung  und  Zweck  der 
Verhandlung,  beteiligte  Gemeinden  und  Be- 
sitzungen fest.  Er  prüft  die  Legitimation 
der  mittelbar  und  unmittelbar  Beteiligten, 
er  ermittelt  den  Gegenstand  der  Ausein- 
andersetzung, Arten  der  gemeinschaftliehen 
Benutzung.  Teilnahmerechte,  Mass  und  Ver- 
hältnis der  Teilnahme  an  den  gemeinschaft- 
lichen Nutzungen,  gemeinschaftliche  An- 
lagen. Wege,  öffentliche  Lasten,  Meliorations- 
anlagen, er  stellt  die  Streitpunkte  zusammen 
und  nimmt  Anträge  der  Parteien  entgegen. 
Von  dem  Ergebnis  dieser  Generalverhand- 
lung hängt,  wenn  die  Einleitung  des  Ver- 
fahrens von  den  Parteien  zum  Zweck  einer 
Gemeinheitsteilung  provoziert  worden  ist, 
die    Fortsetzung    des   Auseinandersetzungs- 
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Wird    die    Vi  der 

E'andersetzuug   beschlossen     »  t. 
£   Kommissar    »nächst    die  bestehenden 
^itiekeiten  in  solche  über  Tednahmerechte 
5TSSS  Umfang,  also  über  die  rechthche 

StSSe  der  i«taf«2*   gj^ 
adche  über  die  Ausgleichung  selbst 

en  sogleich  instruiert  und  von  g 
ffiralkommission  entschieden  werden,  1  tztere 
SS    bis    zur    Aufstellung    des    Ausein- 
andersetzungsplanes  aussetzt 

Teühaber  eines  gemeinsamen  Inteea 
müssen   sich,   sobald  im  Verlauf  der  Aus 
SSrserznng    die    Wahrnehmung    diese, 
Interesses     Dritten     gegenüber    m     I 
KLmt,    -lern    BescbJuss    der    Besitzer    ** 
ren  Anteils  unterwerfen.    Der  K-om- 
HS  Ä  nicht  mit  jedem  Tedhaber 
SS  solchen  Interesses  besonders,   sondern 
fede  Interessentengesamtheit,    deren  ZaU   5 
&teigt     muss    Bevollmächtigte     wählen, 
ffi gemeinsamen  Interessen,  aber  auch 
nur  diese'  dem  Kommissar  gegenüber  ver- 

tre,Feber  aUe  Gegenstände,  welche nicht 
.,„  gemeinsames  Interesse,  sondern  Rechto 
^er  Teilnehmer  betreffen,   muss  jeder 

.  ^   -,11,^  /v^li^vt  -werden. 


einzeinci    tau."»— 

fateressent  selbst  schürt  werden. 

Der  Kommissar  bestimmt  demnächst  den 
Feldmesser.  Dieser  zeichnet  die  «nnbe 
Brouillonkarte,  ans  _  welcher  der  alte  Zu- 
stand  genau  ersichtlich  wird,  und  mm mt  wo 
die  vorhandenen  Vermessungen  nicht  aus 
reichen.  Neuvermessungen  vor. 

Ist  die  Anfertigung  der  Karten  beendet. 
so   fol-t   die  Bonitierung  der   Grundstücke 
und    die    Feststellung-    und    Bewertung   der] 
Teilnahmerechte.  .      , 

Unter  Bonitierung  versteht  man  eu 
sondere  Art  der  Schätzung  der  Grundstücke. 
S  - wird   von    zwei  mit  der   B  srhatt- 

n^Hekannten,  aber  an  der  Sache :  selbst 
unbeteiligten  Landwirten  vorgenommen. 
Die"    werden    von    den    Int  en    ge- 

kommt,  von  dem  Kommissar  bestimmt 
Die  Bonitierung  geht  in  folgender  Weise 

vor  sich.  ,  . .  „mQT. 

Zunächst    wird    in    der  ganzen   Gemar- 
kung das  Land  jeder  Kulturart  ohne  Rück- 
sicht  auf    die  Eigentumsgrenze    also ,    alles 
Ackerland,  alle,    Wiesedand    alles  Weide- 
land   auf  seinen  Wert  hin  untersucht.     Die 
We  unterschiede  innerhalb  des  Landes .der- 
selben Kulturart.  die  sich  in  örtl g^-g 
Beschaffenheit  des  Bodens   und    l  üb 
des.    Meliorationen    und     sonstige 
schafton    ausdrücken,     werden    testgestellt. 
uuT^o  viele  Wertverschiedenheiten  inner- 
halb einer  Kulturart  sich  eq  ™J 
Klassen   dieser   Kulturart   werden   von  dem 
Kommissar   nach    vorheriger    Berstung 
den     Boniteuren     gebildet      Durch     diese 


Klassifizierung  und  nur  durch  sie  wd  der 

Kulm,  len    Grund    und    Boden* 

Der  Wert   der  Mass- 
I    oitätsklasse  wird  durch 
den    Kommissar    festgesetzt     Ist    so   che 
Wertabstufung  dos  zu   einer   hulturar  t  ge- 
durchBddnng  tate- 

den  die   Boniteure 
B     tzern    ziehenden 
Grundstücke  den   Klassen  zu  «die 

Grundstücke    in    die    Klassen    em.     Wenn 
sich  die  Boniteure  aber  die  Klassengeh 
keit  eines  Grundstücks  nicht  einigen  können 
entscheidet     der     K   i  Wem    ein 

Grundstück  in  eine  Klasse  eingeschätzt  ist 
STA  Wert   in  Gel 

[en.    Aeluilich  wird  der  Wert  der 
ahmeroohto  und  Servituten  durch  die  Bon*- 
SS  geschätzt    Der  Wert   dos   semtathe- 
lasteten  Grundstücks  wird    oach   Vernaltms 
iitzens  des  Eigentümers  und  Semtu^- 
htieten  in  zwei  Teile  zerlegt     Wuroi 
^Satzung)  bBolioh.  Gr- 

iten   Sagen   und   anderer  .Gegenstände 
rar  welche  eine  besondere,  bei    Landwirten 
clit    vorauszusetzende    Sachkenntnis     not- 
,    ist.    geschieht   durch   specielle   von 
l,  Generalkmnm.ssion  zu  ernennende  Sach- 

TCrfadÄen    nun    genaue    Vermeng* 
und    Bonitierungsregister    und     eingehende 

U  und  den  Interessenten  zugleich  mit 
£  Karten  zur    Erklärung  -    egt     Der 

Kommissar    beraumt     zu    diesem  /^"]1\t 
emen  Termin  an  oi  usserdem  den 

iXessenten  Gelege,  }  J^Mj 

sieht  in  Karten.    Registe,    und  sonsbge ,  Ur 
künden    und    durch    Anfragen   beim   M 
c    zu    informieren.      A  on    den     beim 
?Slusbleibenden  wird  Zustimmung  zu 

n„„    Woehätelluneen    angenommen,     riaueu 
Ife   llSSten    zu    allen    Feststellungen 
'ge    Zustimmung     erklärt     otarsgjj» 
Streitpunkte    durch    guthehe    Vern «ebm 

-  oder  eines Schiedsge ich« 
oder  endlich  durch  Entscheidung  der  Gene- 
raikommisston  erledig  der  erste  Ted 

Ss  Verfahrens,    die    Feststellung   der  that- 
-iobbelien  Verhältnisse,  been 

olrift.-  d  3  Komi    ss  res     I  hen  'izuK>tn. 

tuw  e£ne  Information  über  Besehatfen- 

W  Xr  fe  Lark.   wirtschaftliche   Einrich- 

^,.        Verhältnisse    und    Bedurfnisse    der 

Tre^enten.     Ferner  muss  er  die  gestellten 

ESST  der    Interessenten   auf  die  zukun  - 

ÄLdage   der  ihnen   gebührenden    Ab- 

fildungsgrmidstücke   prüfen   und  die  etwa 

■;.n  Be-  und  Entwässerungsanlagen 

I  und  das  Wegenetz  projektieren.    Grundsate 
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-    Planstück  mindestens  einen 

Znga  _  i    soll,   dass  die    Wege    raög- 

lichsl  %i    und    nicht   zu  sehmal 

>'    rdi  q.     Schon    bei    der    Boni- 

tierung  muss  Rücksicht  auf  etwa  vorhandene 

Be- ■  und  Entwässerungsanlagen   gi  aommen 

len,  weil   s  Qualität   des  Bodens 

stimmen. 

Ueber  neu  vorzunehmende  Anlagen  dieser 
Art  hat  i]k_v  Kommissar  mit  den  Bonifc 
und  I  'teil  zu  beraten  und  eventuell. 

wenn     ihre     Ausführung    zweckmässig    er- 
neu   sollte,    auf    dieselbe    hinzuwirken. 
Auf   jeden    Fall    muss    er    bei    der    Pj 

I     der    i  Plane)  und  des 
tuf  später  i  itwa  '.  i  irzunehmende 
Drai  gen  Rücksicht  nehmen. 

Ausser  Wegen  und  Gräben  müssen  auch 
ander.    Grundstücke  zur  gemeinschaftlichen 
Benutzung    vorbehalten    werden.     Es    sind 
dies  hauptsächlich  Viehtränken  und  sonstige 
insame    Wasserbehälter,    ferner   Turn- 
und    Begräbnisplätze,   Bleichplätze,    Flachs- 
.  Aasgruben,  Lehm-.  Sand-,  Kalk- und 
Mergelgruben    und    Steinbrüche.     Ob    vor- 
handene   Anlagen    dieser    Art    fortbestehen 
eingehen  b  neue  Anlagen  aus- 

sen   werden    sollen    und    in    welchem 
zu    wessen     Gunsten    und    auf 
:-  über  alle  diese  Fragen  muss 
der    Kommissar    vor   Entwerfung    des    Zu- 
sammenlegungsplanes mit  den  Interessenten 
verhandeln.    Sind   di   e   gi  m  linschaftliehen 
Stellt,   SO   wird    der    eventuell 
le    Landbeitrag    eines     jeden 
len   zu   diesen    Anlagen  bestimmt 
und  ■.  ;  tien  abgi 

I  idansprüche  ruhen  regelmässig  auf 

Eigentums-,  Miteigentums-  und  Ser- 
vitutsrechten,    und    ausserdem   tritt  als  Zu- 
is  hinzu  sein   Anteil    an    den    eingehen- 
aftlichen  Anlagen,  den  \Y 
äsern,     Wassergräben    u.    a.     Grund- 
stücken.    Die   Summe   aller  dieser  Landan- 
sprüche  eines  Interessenten  weniger  seinem 
i  gemeinschaftlichen  Anlagen    und 
den  in  Landansprüche   verwandelten  Servi- 
tutsbei  jen  auf  seinem  Eigentum  er- 

i    des     he- 
im, r nten.  nach  dem  die  i 


.  folgenden  Darstellung  nicht  beachtet  w 
weil  sie  bei  der  Durchführung  der   gr< 
Masse  der  Zusammenlegungen  vor  1S72 
in  Anwendung  kamen. 

Bei  der  infolge  eme]  Genteiuheitsteiluag 
oder  Regulierung  stattfindenden  Zusammen- 
legung bildete  in  der  Regel  eine  Gemarkung 
den    Cmlegungsbezirk,     d.    h.    das    Gi 
innerhalb  dessen  sämtlicher  Grundbesitz  der 
Zusammenlegung  unterworfen   wurde.     Von 
dem  Zusaimnenlegungszwang  eximiert  v 
11. teil    der    Gemeinheitsteilimgsordnung    nur 
die  servitutfreien  Grundstücke  und  eventuell 
die    Forstgrundstücke.      Nach    dem    1. 
lierungsgesetz    von    1S50    ging    bei    Regu- 


abfindung  zu  bemessen  ist. 

Nach  diesen  einleitenden  Geschäften  er- 
'  -  illung  des  Zusammi 
-.  d.  h.  die  Projektierung  von  Umfang 
I  i  Idi  r,   die   den    Cnte- 
als  Abfindung  für  ihre  Forderungs- 
jewiesen    werden    sollen. 
''■  des  Zusammenlegungs- 

Igt  im  wesentlichen 
noch  heul-  i  :,  von  der  Gemeinheits- 

teilung .  L821  aufgestellten  Grund- 

sätzen,    i  j .  ,,.    |jie    3^    (i 

vom   2.  April  1872  einführte,   sind   bei  der 


lierungen  der  Zusammenlegungszwang 
über  servitutfreie  Ländereien.    Regeln. 
war  also  mindestens  die  ganze  Gemarkung, 
exklusive  der  servitutfreien  Hausplätze 
Gärten  (Dorflage),  der  wenigen  servitutfi 
Feldgrundstücke    und    des"  Walde.-.    rmle- 
gungsbezirk.     In    den   Provinzen    Ost- 
Westpreussen    und    Posen,   wo   dem    i, 
lierungsgesetz    von    1850    ähnliche    Bestim- 
mungen    schon     vorher     Geltung     hatten, 
konnten  auch  servitutfreie  Länder. 
Gärten,   Hausplätze    und   servitutfreie  Feld- 
grundstücke in  die  Zusammenlegung  einbe* 
zogen    werden,    eine    Bestimmung,    welche 
seit  1850  in  allen  landrechtlichen  Provinze« 
des    preussischen    Staates   für   die  bei   der 
Regulierung  vorzunehmenden   Zusammenle- 
gungen der   zu  regulierenden  Bauemgrund- 
stüeke  Geltung  bekam. 

Die  für  die  Aufstellung  des  Zusammen* 
legtingsplanes  wichtigen  Principien  giebt 
die  Gemeiuheitsteilungsurdnung  in  den  so- 
genannten Teilungsgrundsätzen.  Die  ge- 
meinschaftliche Nutzung  der  Grundstücke 
soll  durch  Teilung  derselben  unter  die 
Nutzungsberechtigten  aufgehoben  werden. 
Bei  Gelegenheit  dieser  Teilung  aber  will 
das  Gesetz  auch  eine  zweckmässige  Zu- 
sammenlegung der  dem  einzelnen  Teilnehmer 
gebührenden  Landansprüche,  also  die  Bil- 
dung grosserer  Grundstücke  als  Ersatz  für 
die  über  die  ganze  Flur  hin  zerstreuten 
Berechtigungen.  Die  Teilungsgrundsätze 
enthalten  also,  insofern  sie  die  Bedingungen 
feststellen,  unter  denen  die  Landesabfin- 
dungen der  Teilnehmer  gebildet  werden 
sollen,  auch  die  für  die  Vornahme  der  Zu- 
sammenlegung massgebenden  Bestimmungen. 
An  die  Spitze  der  Teilungsgrundsätze  stellt 
die'  remeinheitsteilungsordnungden Satz, dass 
den  sich  auseinandersetzenden  Teilnehmern 
für  ihre  Berechtigungen  eine  angemessene 
Entschädigung  zur  ausschliesslichen  und 
freien  Verfügung  überwiesen  werden  soll. 
Eine  Entschädigung,  in  deren  Gebrauch  der 
Empfänger  gehindert  sein  würde,  ist  er  nicht 
anzunehmen  schuldig.  Sehen  hieraus  er- 
giebt  sich  die  später  ausdrücklich  gegebene 
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^Ordnung,    dass    in    der    Regel    die    Ent- 
ligung  in  Land  bestehen  muss  und  nur 
ausnahmsweise   in   Kapital   oder    Rent 
leistel   werden    kann.     Aber  der  Empfä 
m,iss    wenn  das  neue  Abündungsland  g 
Qher  seinem    früheren  Besitz,    einen    Auslall 
BD  Güte  zeigt,  einen  entsprechenden  Zusatz 
in  der  Fläche  annehmen  und  sieh  sogar  bis 
in   einer   gewissen    Grenze    eine   Verande- 
ies Besitzstandes   in  den  vei 
,lenen    Kulturarten,   also   z.   B.   Acker    -tan 
Wiese    gefallen  lassen.    Diese  Grenze,  über 
wel  he  hinaus  er  keine  von  seinem  früheren 
Besitz    verschiedene    Landabfindung    mehr 
anzunehmen  braucht,  ist  dann  erreicht,  wenn 
Sie    Entschädigung    eine    Veränderung   der 
ganzen    bisherigen    Art    des    Vii-tsehattsb.- 
biebes  des  Hauptgutes   nötig  macht.    Eine 
solche  Abfindung    kann  keinem  Teilnehmer 
aufgedrungen  werden.     Als  solche  Verände- 
rungen   des    Wirtschaftsbetriebes   sind    an- 
zusehen: ,        ..■.&.■ 

1  Wenn  eine  bisherige  Ackerwirtschatt  in 
BineViehzüchterei  verwandelt  werden  müsste 
und  umgekehrt,  oder  wenn  eine  von  beiden 
Öie  Hauptsache  war.  solche  aber  künftig 
nur  Nebensache  werden  wurde. 

_'.  Wenn  ein  Hauptzweig  der  Wirt- 
schaft der  in  überwiegendem  Verhältnis  zu 
den  übrigen  stand,  ganz  oder  grösstenteils 
aufgegeben  werden  müsste  oder  doch  nur 
durch  Anlegung  neuer  Fabrikationsanstalten 
erhalten  werden  könnte. 

3  Wenn  ein  spannfähiger  Ackerwirt  ein 
B  spann  nicht  mehr  halten  könnte  und 
Beine  Ländereien  mit  der  Hand  bauen  müsste 


und  umgekehrt. 

Andere  Veränderungen  in  der  bisherigen 
Bit  des  Wirtschaftsbetriebes  kommen  nur 
insofern  in  Betracht,  als  sie  von  gleicher 
oder    grösserer   Erheblichkeit  sind. 

Jeder  Teilnehmer  muss  die  Landent- 
Bchädigung  bei  dem  Gute,  zu  welchem  sie 
ihm  angewiesen  wird,  zu  dem  ihm  ange- 
rechneten Werte  nutzen  können,  m.  a.  W. 
der  Wert  der  Landentschädigung  muss 
immer  mit  Rücksicht  auf  das  Gut,  dem  sie 
angewiesen  werden  soll,  bestimmt  werden. 
Die  Kommission  teilt  dem  Interessenten 
nicht  einzelne  Ackerstücke  nach  ihrem  ab- 
soluten Werte,  sondern  einen  Komplex  yon 
Ländereien  in  seiner  Eigenschaft  als  eine 
seinem  früheren  Besitztum  gleichwertige 
Betriebsgrundlage  zu. 

Die  nach  diesen  Grundsätzen  festge- 
stellten Landentschädigungen  müssen  die 
Teilnehmer  in  möglichst  zusammenhangen- 
der wirtschaftlicher  Lage  erhalten.  Ist 
diese  zusammenhängende  Lage  der  Landab- 
findung ohne  Verkürzung  einzelner  leil- 
nehmer  und  ohne  Aufopferung  überwiegen- 
der  Kulturvorteile  nicht  zu  erlangen,  so 
müssen  die  Teilnehmer  auch  Landentscha- 
HanÄwörterbucb  der  Staatswissenscbaften.    Zweite 


digung  ;  '     !:'  !n" 

m  Breien  Gebrauch 

,der    eine    Aenderung   der    Art    des 

Wirtschaftsbetriebes  nöti 

Kann  nicht  allen  Teilnehmern  dem  Zweck 
der  Auseinandersetzung   g  n  wirt- 

liche  Lage,   d.   h.   also    im  Sinn 
rorhei  -  : 

zusammenhängende    Lage    ihi 
verschafft    v    i  -"    müssen    di 

welche    na        I         ;  :'    der    Ausein- 

,,1-i  rsetzungsl  <  izu    geeignet 

g  gen  Entschädigung  ihre  ^  irtschafl 
vorleo-en.  also  der  Regel  nach  aus  dem 
Dorfe  ausziehen  (abbauen),  wenn  der  L  Teil 
der  Teilnehmer  diesen  sogenannt  d  \ 
verlangt  und  sie  selbst  nicW  etwa  die  ihnen 
ohneAbbauanzuweisenden,minder  wirtschaft- 
lich gelegenen  Ländereien  annehme 

Nach  diesen  Bestimmungen  können  a 
allerdings  nur  mit  Zustimmung  der  Be- 
treffenden,  auch  die  servitutfreien  11 
Hof-  und  Gartenplätze  mit  in  die  l  mlegung 
gezogen  und  die  Dörfer  auseinandergebaut 
werden.  Es  soll  hier  gleich  bemerkt  wer- 
den dass  der  Abbau  auf  Grund  dieser  Be- 
stimmungen keine  bedeutende  Ausdehnung 
angenommen  hat.  Nur  da.  wo  das  Gesetz 
wie  in  Ost-  und  Westpreussen  und  losen 
und  bei  den  nach  1850  regulierten  Lasaten- 
dörfern  der  übrigen  Provinzen  die  Einbe- 
ziehung servitutfreier  Grundstücke  auch  gegen 
den  Willen  ihrer  Besitzer  gestattete,  ist  der 
Auseinanderbau  der  Ortschaften  bei  der  Zu- 
sammenlegung der  Grundstücke  häufig  ge- 

Die  Bestimmung  der  Entschädigung  und 
der  Grundstücke,  welche  jeder  Teilnehmer 
durch  die  Auseinandersetzung  erhalten  sott, 
geschieht  durch  die  Auseinandersetzungs- 
behörde. Sie  muss  sich  dabei  nach  den 
oben  gegebenen  Grundsätzen  richten  und 
möglichst  verhüten,  dass  kein  Teil  gegen 
den  anderen  verkürzt  und  m  seinen  Nutz- 
ungen geschmälert  werde.  Bei  der  Be- 
urteiluni des  Wertes  der  Abfindung  ist  je- 
doch nicht  auf  einzelne  Stucke  und  Ru- 
briken sondern  auf  den  ganzen  Umfang  dei 
Wirtschaft  eines  jeden  Teilnehmers,  so  wie 
sie  sich  vor  und  nach  der  Teilung  verhalt. 
Rücksicht  zu  nehmen. 

Diese  Vorschriften  der  Gemeinheitstei- 
lnngsordnung  haben  in  dreifacher  Hinsicht 
eine  grosse  Bedeutung  für  die  mögliche 
weitgehende  Durchführung  der  Zusammen- 
le<nine  gewonnen. 

^Erttlns  bestimmt  das  Gesetz  direkt, 
die  Abfindungen  der  Teilnehmer  möglichst 
in  zusammenhängender  Lage  ausgewiesen 
werden  sollen.  Also  jeder  Interessent  soll 
für  alle  seine  auf  der  Flur  zerstreuten  Be- 
rpchtigungen  womöglich  em  Grundstuck  als 
Entschädigung  erhalten.    Auch  indtrekt  ent- 

Aufläse.    MI. 
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halten  die  Teilungsgrundsätze  diese  Be- 
stimmung-. Der  Grundsatz,  dass  allen  Teil- 
nehmern ihre  Abfindung  in  Land  gegeben 
werden  soll,  lässt  sich  im  Verein  mit  den 
anderen,  dass  der  Eigentümer  über  di — 
Entschädigung  ausschliessliche  und  freie 
Verfügung  erhalten  muss,  wirtschaftlich  nur 
durch  Austausch  der  verschiedenen  Berech- 
tigungen, also  durch  Zusammenlegung,  durch- 
führen. Ja  der  Befehl  zur  möglichsten  Zu- 
sammenlegung erscheint  im  Gesetz  gewisser- 
massen  nur  als  Angabe  des  Mittels  zur  Er- 
reichung des  vorher  allgemein  ausgespro- 
chenen Zwecks,  Anweisung  einer  völlig  frei 
und  ungehindert  benutzbaren  Landenlschä- 
diguug. 

Zweitens  überträgt  das  Gesetz  die  Aus- 
mittelung and  Feststellung  der  Abfindung 
ausschliesslich  der  Auseinandersetzungsbe- 
hörde.  Die  Interessenten  können  zwar 
Wünsche  äussern,  einen  positiven  ausschlag- 
gebenden Einfluss  auf  die  Bildung  ihrer  Ab- 
findungsgrundstücke  haben  sie  nicht.  Die 
Behörde  kann  daher  das  vom  Gesetz  ge- 
stellte Ziel  der  möglichsten  Vereinigung 
aller  Berechtigungen  eines  Teilnehmers  zu 
dem  Eigentum  eines  Grundstücks  ungehin- 
dert von  Sonderbestrebungen  der  Interes- 
senten verfolgen. 

Die  Vorschriften  des  Gesetzes,  welche 
die  Bedingungen  enthalten,  unter  denen  die 
Auseinam  ler.setzungsbehörde  die  Abfindung 
nach  eigenem  Ermessen  bestimmen  kann, 
bilden  den  dritten  Komplex  der  Anord- 
nungen der  Gemeinheitsteilungsordnung,  die 
für  die  Durchführung  der  Zusammenlegung 
eine  hohe  Bedeutung  erlangt  haben.  Im  allge- 
meinen muss  die  Auseinandersetzungsbehörde 
dem  Interessenten  ein  seinem  früheren  Besitz- 
tum wertgleiehes  und  dieselbe  Art  des  Land- 
wirts :  ebes  gestattendes  Landgut 
wieder  ausliefern.  Im  einzelnen  kann  sie 
_  rösste  Verschiedenheit  des  neuen  und 
alten  Gutes  herstellen.  Der  Teilnehmer 
muss  innerhalb  der  genannten  Grenzen  statt 
guten  Lande,  die  wertgleiehe,  entsprechend 
grössere  Menge  geringeren  Landes,  statt 
Ackerlandes  Wiesen  annehmen. 

In  diesen  Vorschriften  der  Gemeinheits- 
teilungsordnung der  Debertragung   der   Ab- 
Uungen    an   die  Behörde  und 
Bestimmungen   über  die  Art,  wie  die 
Abfindung  festgestellt  werden  sollte,  hegt  die 
I  i    Igs,  welchen  di  i  da 
Grundsatz  möglichster  Zu- 
^bfindungsgrundstückebei 
"! ■■<>   Gemeinheitsteilungen   hatte. 

er   vom    Gesetz    aufge- 

ipien    erlassen    die    General- 

annte  Geschäftsinstruk- 

ren  Gesi  häftsbezirk,  welche  die 

bei  der  Aufstellung   des  Zusammi  olegung  - 


planes  zu  befolgenden  speeielleren  Xurmen 
enthalt  a. 

Als  Beispiel  seien  hier  einige  der  wieffl 
tigslen  Anweisungen  der  Merseburger  Ge- 
schäft sinstruktion  erwähnt. 

Als  vollkommenste  Planiage.  d.  h.  Vn- 
einteilung  der  Gemarkung,  ist  diejenige  zu 
betrachten,  durch  welche  jeder  Interessen! 
.■ine  Abfindung  erhält,  die  hinsichtlich  der 
Bodengattung  und  der  Güte  des  Bodens 
seinem  bisherigen  Besitztum  und  hinsicht- 
lich der  Entfernung  seinen  Bedürfnissen 
rieht,  möglichst  im  Zusammenhang  und 
für  den  Empfänger  bequem  liegt,  auch  eine 
zur  Bewirtschaftung  günstige  Gestalt  und 
sichere  und  gute  Grenzen  hat. 

Am  wichtigsten  ist  die  ungetrennte  wirt- 
schaftliche Lage  der  Abfindungen,  und  es 
dürfen  diese  nur  aus  überwiegenden  Grün- 
den in  mehreren  getrennt  liegenden  Flächen 
zugeteilt  werden.  Notwendig  wird  die  Aus, 
Weisung  mehrerer  Pläne  für  einen  Teil- 
nehmer da  sein,  wo  die  verschiedenen  Kultur- 
arten (Acker,  Wiese,  Weide.  Holz)  nicht  in 
der  Flur  zerstreut,  sondern  beisammen 
liegen,  und  doch  jeder  Teilnehmer  von  jeder 
Bodengattung  eine  angemessene  Fläche  er- 
halten muss,  oder  aber,  wenn  geringes  und 
gutes  Land  völlig  getrennt  liegen  und  ein- 
zelne Interessenten  mit  der  Abfindung  bloss 
in  gutem  oder  bloss  in  geringem  Land  ver- 
kürzt werden  würden.  Auch  kann  auf  aus- 
gedehnten Feldmarken  die  Ausweisung  meh- 
rerer Stücke  der  Entfernung  wegen  not- 
wendig sein.  Aber  auch  in  diesem  Fall. 
wo  allen  oder  den  meisten  Teilnehmern  die 
Abfindung  in  einem  Stück  nicht  gegeben 
werden  kann,  muss  sie  doch  denjenigen  In- 
teressenten, hei  welchen  dies  ohne  Nach- 
teil für  die  übrigen  Teilnehmer  möglich  ist, 
z.  B.  kleinen  Grundbesitzern  oder  Aus- 
märkern, gewährt  werden.  Diese  Abfindung 
muss  auch  wirtschaftliche  Lage  und  Ge- 
stalt besitzen.  Die  Gestalt  muss  mit  Rück- 
sicht auf  Behütung  und  Beackerung  ge- 
bildet werden.  Die  Zuteilung  uuverhältuis- 
mässig  schmaler  Abfindungsstücke  ist  zu 
vermeiden.  Lassen  sie  sich  aber  nicht  au- 
ders  gestalten,  so  müssen  sie  wenigstens 
mehrere  Zugänge  haben.  Wege  und  Grä- 
ben sind  der  Regel  nach  als  Grenzen  der 
Planstücke  zu  benutzen,  und  die  schräge 
Durchschneidung  der  letzteren  durch  Wege 
und  Gräben  ist  thunlichst  zu  vermeiden. 
Soviel  als  irgend  möglich  sind  Planstücke 
von  keiliger  Gestalt  zu  vermeiden  und 
ii  möglichst  rechtwinkelige  Planscücke 
gebildet  werden. 

Müssen  einem  Interessenten  mehrere 
Abfindungsgrundstücke  zugeteilt  werden,  sc 
ist  darauf  zu  sehen,  dass  sie  möglichst  auf 
einer  Seite  der  Feldmark  hegen  und  dass 
das  eine  vom   anderen  leicht  erreichbar  ist. 
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I,.  ,l,.in  Interessenten  sind  möglichsl 
enieen  Grundstücke  zu  geben,  die  s<  i 
ffirtschaftshol  Daher  als  irgend  einem  an- 
leren Hof  liegen.  Insbesondere  -"Hon  die 
deinen  Leute,  für  welche  die  pemevnde- 
mrtzunesrechte  bisher  einen  besonderen  Wert 
hatten,  ihre  Abfindung  in  der  Nähe  des 
es  in  bequemer  Form  und  Lage  er- 
balten damit  ihnen  die  meist  gartenmassige 
Kultur  möglichst  erleichtert  wird.  Die 
Vorzüge  oder  Nachteile,  welche  sich  aus 
,1er  Entfernung  der  Grundstücke  vomWirt- 
schaftshof  ergeben,  sind  sogleich  bei  der 
Plandisposition  für  alle  Interessenten  durch 
Gewährung  oder  Entziehung  von  sonstigen 
Vorteilen  auszugleichen. 

Bei  der  Zuteilung  der  Abfindungen  muss 
sai  eine  angemessene  Ausgleichung  der  ver- 
schiedenen Bodengattungen  und  Klassen, 
desgleichen  derjenigen  Flächen,  welche  eine 
besondere  Benutzungsart  bedingen  (z.B.  der 
zun,  Anbau  von  Futterkräutern  oder  von 
Baodelsgewäehsen  geeigneten  Grundstucke), 
sorgfältig  Bedacht  genommen  werden. 

Es   ist   jedoch    bei   dieser  Ausgleichung 
nicht  erforderlich,  dass  jeder  Interessent  in 
jeder  Klasse   soviel   erhält,  als  er  davon  zu 
Ordern  hat.    Dies  kann  leicht  zu  einer  un- 
nötigen Vermehrung   der  Abfindungsgrand- 
stücke fülnen.     Jeder  Interessent  muss  die- 
jenigen Grundstücke  erhalten,  welche  er  bei 
dem    Umfang   seiner   Wirtschaft    und    dem 
angemessensten    Betrieb    derselben    vorteil- 
hafter oder  doch  mindestens  ebenso  vorteil- 
haft benutzen  kann  als  andere  Interessenten. 
Hat   der  Kommissar  die  Wirtschaftsverhalt- 
nisse  der  Interessenten   klar  aufgefasst  und 
ist  er  mit  der  Lokalität   genügend  vertraut. 
so  wird  er  leicht  erkennen,  bis  zu  welchem 
Blasse   im  Interesse   einer  möglichst   arron- 
dierten Planlage  die  Ausgleichung  der  Boden- 
arten  und  der  Klassen  erforderlich  ist. 

Nach  Massgabe  aller  dieser  Vorschriften 
stellt  der  Kommissar  unter  Beihilfe  des 
Geometers  den  Auseinandersetzungsplan  auf. 
Dieser  enthält  in  seinem  ersten  Teil  eine 
Darstellung  des  alten  Verhältnisses  und  die 
Forderungs-  oder  Sollhabensberechnung  für 
u  einzelnen  Teilnehmer.  Der  zweite 
Teil  der  eigentliche  Züsammenlegungsplan, 
rieht  eine  Darstellung  des  projektierten 
neuen  Zustaudes  der  Abfindungen  der  In- 
teressenten und  der  sonst  geplanten  Ein- 
richtungen. 

Dieser  Plan  wird  nach  erfolgter  Prüfung 
durch  die  Generalkommission  den  Interes- 
n  zur  Genehmigung  vorgelegt.  Zu 
diesem  Zweck  lässt  der  Kommissar  die 
neuen  Anlagen  auf  der  Flur  abstecken  und 
beraumt  einen  Termin  zur  Verhandlung  des 
Planes  an.  Von  den  nicht  erscheinenden 
Teilnehmern  kann  die  Zustimmung  zu  dem 
Plan  und  den  im  Termin  zu  fassenden  Aus- 


führungsbeschlüssen    vorausgesetzl    werden. 
Sind   die  Interessenten    o  Plan   ein- 

verstanden  oder   einig«  n    sie  leieh 

ein   Kommissar   über  etwaige    Vnde- 
rangen,  so  wird  über  Zeit  und  Bedingungen 
der'  Ausführung  verhandelt     Erheben  einer 
,„!,-.,■    mehrere    Interessenten    gütlich    nicW 
beizulegend!    Widersprüche,    so   tritt,   abge- 
sehen von  dem  selten  vorkomme  ieds- 
nchterlichen  Verfahren  durch  die  Krei 
mittelungsbehörden,  das  Streitverfahren  vor 
dei  Generalkommission  ein.  Dil      enl     fieidel 
jetzt    über   alle    sowohl   bei  der  Vorlegung 
di  -     iuseinandersetzungsplanes    wie    auch 
früher  hinsichtlich   der  Abfindung  entstan- 
denen Streitigkeiten.     Gegen  ihren  die  Aus- 
gleichung und  Abfindung  betreffenden  Sprach 
Fst  Berufung  an  das  Oberlandeskulturgericht 
zulässig     Jedoch  ist  die  Generalkommission 
bei    Entscheidung    über    den    Auseinander- 
setzungsplan befugt,  wenn   sie  auf  Ausfüh- 
rung erkennt,  zugleich  festzusetzen,  dass  die 
Ausführung',  ungeachtet  des  gegen  das  Ur- 
teil einzuwendenden  Rechtsmittels,  stattfinde. 
Ist  so  der  \useiuandersetzungsplan  durch 
gütliches  Einvernehmen   oder  Entscheidung 
der    Generalkommission    (bezw.    des    Ober- 
landeskulturgerichts) endgiltig  festgestellt,  so 
tritt   das   Auseinandersetzungsverfahren   be- 
hufs   Gemeinheitsteilung    und     Zusammen- 
legung der  Abfindungen  in  sein  drittes  und 
letztes  Stadium. 

Dieses  begreift  die  Ausführung  des  Aus- 
einandersetzungsplans und  die  Errichtung 
des  die  ganze  Auseinandersetzung  abschlies- 
senden Rezesses  in  sich. 

Nach  der  Verordnung  von  lbl<  sollte 
die  Ausführung  des  Planes  nur  ausnahms- 
weise vor  Bestätigung  des  Rezesses  erfolgen, 
jetzt  ist  die  Reihenfolge  aus  praktischen 
Gründen  die  umgekehrte. 

Die  Ausführung  begreift  vor   allem  ge- 
naue Bestimmung   der  Grenzen    der   Land- 
abfindungen und  üebergabe  der  letzteren  an 
die  Interessenten  in  sich.    Ferner  wird  über 
die  Art   der  Ausführung  der  beschlossenen 
gemeinschaftlichen     Anlagen .     insbesondere 
über  die  Bestreitung  der  hieraus  erwachsen- 
den Kosten,  Beschluss  gefasst   und  die  Her- 
stellung  derselben,  also  der  Wege.  Triften 
Gräben    und    anderer    Anstalten,    wird    ins 
Werk    gesetzt.     Der  Kommissar    muss   die 
Eintragung    der    Landabfindungen^   in das 
Grandbuch  veranlassen   und  das  Verhältnis 
Sien     entfernteren    und     unnuttellaren 
Sehmern,    zwischen    Pächter    und   Ver- 
Ster   zwischen  Niessbraucher  und  L.geu- 
ünenvoeln.    Die  Generalkommission  muss 
en  aufführten  Plan  an  die  Bezirksregie- 
S/behufs  Fortschreibung  der  Grundsteuer 

fl,T  Entschädigung,   die    jeder  Teilhaber 
durch   die  Auseinandersetzung    erhalt    tritt 
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an  di  3  der  dafür  abgetretenen  Grund- 
stücke und  dadurch  abgelösten  Berechti- 
gungen mint  daher  hinsichtlich 
ihrer  Bei  aisse,  und  sons 
Rechtsverhältnisse  die  Eigenschaften  der- 
jenigen Besitzstücke,  für  welche  sie  ge 
worden  ist.  Die  Abfindungsgrundstücke 
werden  daher  mit  den  auf  den  abgetre- 
Grundstücken  ruhenden  Lohns-  und 
Fideikommissverbindungen,  hypothekarischen 
Schulden  und  öffentlichen  Lasten  bei 

Der  Rezess  schliesst  die  Auseinander- 
setzung ab.  Die  Urkunde  enthalt  eine  kurze 
ler  aufgehobenen  Rechte  und  Ver- 
hältnisse und  eine  genaue  Nachweisung  des 
neuen,  durch  die  Auseinandersetzung  ge- 
schaffenen Zustandes.  Der  von  dem  Kom- 
missar entworfene  Rezess  wird  von  der 
ralkommission  geprüft,  dann  durch  den 
Kommissar  mit  den  Interessenten  vollzogen 
und  schliesslich  von  der  Generalkommission 
bestätigt.  Der  bestätigte  Rezess  hat  die 
Wirkung  richtlieh  bestätigten  Ur- 
kunde. Auf  Grund  desselben  kann  daher 
die  Zwangsvollstreckung  verfügt  werden. 
Die  Beteiligten  werden  mit  Einwendungen 
Nachforderungen    nicht    mehr   gehört. 

Mit    der  Bestätigung   des  Rezesses   tritt 
die  Zuständigkeit  der  ordentlichen  Gerichte 
und  Verwaltungsbehörden  wieder  ein.     Die 
aus   dem    Auseinandersetzungsverfahren   er- 
wachsenden   Kosten    sind   bei   Gemeinheits- 
teilungen und  dabei  erfolgenden  Zusammen- 
legungen   von    den    Teilnehmern   nach  Ver- 
hältnis des  Vorteils,  welcher  ihnen  aus  der 
indersi  tzung  erwächst,  zu  tragen.    Ist 
r  Vorteil    nicht    festzustellen,    so    sind 
•h  dem  Wert  der  Teilnahmerechte  zu 
repartieren. 

Sehr  wichtig  für  das  Kostenwesen  ist 
ein  G.  v.  24.  Juni  1875  geworden,  das  an 
Stell  -mal    für  die    einzelne  Ans- 

■  berechnenden  Kosten 
sogenannte  Pauschsätze,  in  der  Regel  12 
Mark  für  jeden  Bektar  der  zu  teilenden 
und  umzulegenden  Fläche,  einführte. 

Seit  Beginn  der  Auseinandersetzungen 
bis  Ende  1870  sind  in  den  sieben  älteren 
Provinzen  Preussens  bi  i  den  Regulierung  a 
und  Gemeinheitsteilungen  1749809  Besitzer 
mit  16244052  Bektar  Grundbesitz  separierl 
und  ihre  Besitzungen  von  allen  Bolz-,  Streu- 
und  Bütungsservituten  befreil  worden. 

Trotz  dieser  .grossen  Verbreitung  der 
infolge  der  Regulierung  und  Gemeinheits- 
teilung durch-,  führten  Zusammenlegungen 
waren  einzelne  Teile  des  Geltungsgebfets 
gsordnung  und  der 
esetze  mit  der  allgemeinen 
Dun  ler  Zusammenlegung   hinter 

den  übrigen  ziu  ieben. 

In  und  auch  in  Westfalen  war 

die  Zusammen!  -  b.1  im  gleichen  Masse 


wie   in    den    übrigen    Provinzen   mit    R 
lierungen   und  Gemeinheitsteilungen   I 
sehritten. 

Abg  davon,  dass  in  Westfalen  die 

Lierungen  infolge  des  Fehlens  lassitis 
Verhältnisse  kaum  vorkamen,  war  der 
Hauptgrund  dieses  Zurückbleibens  der  Zu- 
sammenlegungen in  beiden  Provinzen  die 
verhältnismässig  grosse  Masse  servittitfreien 
Landes,  das  nicht  in  die  Zusammenlegung 
einbezogen  werden  konnte. 

In  Schlesien  war  dieses  servitutfreie 
Land  durch  frühere,  zum  Teil  schon  im  ls. 
Jahrhundert  durchgeführte  Servitutal  ilö- 
sungen  geschaffen  worden,  in  Westfalen  abep 
waren  die  Servituten  auf  Privatgriindstückeo 
in  den  Gegenden  mit  Einzelhofbesiedelung 
überhaupt  nicht  häufig  und  auch  sonst  viel- 
fach wegen  des  bis  1815  in  Geltung  ge- 
wesenen französischen  Privatrechts  als  zu 
Recht  bestehend  nicht  zu  erweisen. 

Es  kamen  also  in  beiden  Provinzen  nicht 
selten  Gemarkungen  mit  vermengt  liegen- 
den Ländereien  vor,  die  wegen  völliger 
Servitutfreiheit  der  Gemeinheitsteilung  nicht 
unterworfen  und  deren  Grundstücke  daher 
auch  nicht  zusammengelegt  (separiert)  wer- 
den konnten. 

Noch  häufiger  aber  fehlte  in  beiden  Pro- 
vinzen selbst  bei  möglicher  und  auch  wirk- 
lich eintretender  Gemeinheitsteilung  die 
Voraussetzung,  welche  sonst  die  Verbindung 
von  Gemeinheitsteilung  und  Zusammenlegung 
ermöglichte,  nämlich  die  allgemeine  durch- 
gängige Belastung  aller  Grundstücke  der- 
selben Gemarkung  mit  Servituten. 

Der  Umstand,  dass  viele  zum  grössten 
Teil  servitutbelastete  Gemarkungen  mit  ein- 
zelnen servittitfreien  Grundstücken  durch- 
setzt waren,  hinderte  die  sonst  so  erfolg- 
reiche Einbeziehung  aller  Grundstücke  einer 
Gemarkung  in  das  Auseinandersetzungs- 
und Dmlegegungsverfahren  und  machte 
daher  die  immer  mehr  als  Hauptzweck  der 
Gemeinheitsteilungen  erscheinende  zweck- 
mässige Zusammenlegung  der  Grundstücke 
unmöglich. 

Um  diesem  hauptsächlich  in  den  beiden 
letztgenannten  Provinzen  hervorgetretenen 
Debelstand  abzuhelfen,  erging  am  2.  April 
1872  das  Gesetz  betr.  die  Ausdehnung  der 
Gemeinheitsteilungsordnuug  vom  7.  Juni  1821 
auf  die  Zusammenlegung  von  Grundstücken, 
welche  einer  gemeinschaftlichen  Benutzung 
nicht  unterliegen.  Es  wurde  für  das  ganze 
Geltungsgebiet  der  Gemeinheitsteilungsord- 
uung  erlassen.  Da  das  Gesetz  sich  schon 
inem  Titel  nach  als  Ausdehnung  der  Ge- 
meinheitsteilungsordnung  darstellte,  so  kamen 
die  Vorschriften  derselben,  welche  sich  auf 
Zusammenlegung  bezogen,  auch  bei  den 
auf  Grund  des  Gesetzes  vom  2.  April  1872 
stattfindenden  Zusammenlegungen  soweit  zur 
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ttwendxmg,    als    das    Gesetz    selbsl 
Änderungen    einführte.      Die    Znsammen- 
i. „,„,,■  ,W  in  vermengter  Lage  benndh 
Liner     Gemeinheit      nicht      unterhegenden 
Grundstücke  findet  statt,  ^nn  dieselbe  von 
aen  Eigentümern   von    mehr  als  der  Haltte 
L  nach   dem  Grundsteuerkataster  berech- 
neten   fläche    der    umzulegenden     Gruncl 
stücke     welche    gleichzeitig    mehr   als    die 
Hälfte    des    Katastralreinertrages    repräsen- 
Sen,    beantragt    und    nach  Begutachtung 
durch   die  Kreisvermittelungsbehorde  durch 
Reschluss    der  Kreisversammlungen  für  zu- 
erklärt  wird.    In  städtischen    einem 
Kerband  nicht  angehangen  Feldmarken 
eS    des    Beschlusses    des    Magistrats 
nnd   der   Stadtverordneten   auf  Grund  des 
Gutachtens   einer   von  denselben  gew 
sachverständigen    Kommission.      Zuvor   ist 
,!„,.  ömlegungsbezirk   von  der  Auseinander- 
seteungsblhörde    festzustellen      Dieser  soll 
in    de?   Regel    alle    der    ümlegung    unter- 
worfenen  Stücke  ^r  Feldmark  veremigen, 
kann    aber,    sofern    dies    dem    Landkultur- 

inter ntspricht,  auf  einen  natürlich  oder 

Sschaftlich  begrenzten  Teil  der  redmark 
Sich  beschränken  und  in  jedem  Fall  auch 
unwirtschaftlich  einspringende  Grundstücke 
einer  fremden  Feldmark  umfassen  Das) 
Unverständnis  aller  Beteiligten  macht  die 
Beschlussfassung  des  Kreistages  bezw.  der 
städtischen  Behörden  entbehrlich. 

Gebäude,  Hoflagen,  Kunstwiesen,  ».arten. 
Park-   ( )bst-  und  Hopfenanlagen,  \\  einberge, 
Seen' Teiche    und    andere    Privatgew; 
einer    gemeinschaftlichen    Benutzung    nicht 
unterhegende     Lehm-.     Sand-     Kalk-    und 
Mergelgruben  sowie  Steinbrüche  und  andere 
zur   Fossiüengewinnung    oder    zu    gewerb- 
lichen  Aulagen   dienende   ^unds*™  J^"  I 
gleichen  Grundstücke,  mit  denen  das  1 
tum    eines    Erbkuxes    an    einem.  Bergwerk 
£nz  oder  zum  Teil   verbunden  ist    endlich 
Mundstücke,    auf    denen    Denkmäler    oder 
Famüiengräber    sich    befinde^    können   nur 
mit  Einwilligung  der  Beteiligten  m  die  Zu- 
sammenlegung bezogen  werden     Rente  und 
Kamtal  sind  als  Substanzentschadigung  nui 
ausnahmsweise   zur   Ausgleichung    geringer 
Wertunterschiede  zulässig.  . 

Grundstücke,  welche  schon  einmal  emei 
Zusammenlegung  unterzogen  worden,  dürfen 
derselben    gegen    den    ^dlen    des    Ligeu- 
rümers  nur  dann  unterworfen  werden,  wenn 
entweder   nach  der  Zusammenlegung  durch 
Anlage  von  Deichen,  Kanälen  etc.    eine  er- 
hebliche  Störung  der  Plantage   eingetreten 
ist    oder   seit    der   Ausführung   einer    nach, 
der  Gemeinheitsteilungsordnung  vollzogenen 
Busammlegung    30    Jahre    verflossen     sin. 
und    die    Eigentümer    von    mehr    als    drei 
Viertel   der  umzulegenden   Flache   die   Zu- 
sammenlegung beantragen. 


Worden  v ler  Zusammenl      ind- 

stücke  betroffen,  die  i  eiiischaftto 

i  nisa  die    Aul- 

,..  ,1,.,.   i,.,  .i    der  Zusanm 

irbunden     werden.      S.  il     1' 
dieses  Gesetzes  konnten  al-  i  i   '"- 

-  ''."'  /u" 
,    als    selbständige    Kultur- 

,  ,  |    unabhängig    von    Gi 

lung  und  Regulierung  unternomm.  n  werden. 

Auch  die  Durchführung  dieses  G 
wird  v..n   den  Ausei  sbehörden 

nach    Massgabe   des    geschildi  usein- 

andersetzungsverfahrens  a "■ 

ausserdem     aber     fanden     Zusamm. 
leo'iiugen  auch  bei  Gel  il  der  Gern 

ueitsteilungen  noch  statt.     Dagegen  wui 
sie  auf  Grund   des  §  86  des  Reguli  i 
eesetzes  vom  2.  März  1850  nur  w 
durchgeführt,      weü     die      B 
schon  vor  1870  in  der  Hauptsache  been 

3  Z  d  G  in  den  Gebieten  ausserhalb 
des  gemeinen  Landrechts  und  in  den  seit 
1866  mit  Preussen  vereinigten  Landern. 

Von  diesen  Provinzen  besassen  Hannover, 
das  vormalige  Herzogtum  Nassau  (heutiger 
jjTgierungsblzirk  Wiesbaden  exklusive  des 
Hinterlandkreises)  und  Neuvorpommern  und 
Rügen  eine  eigene,  in  dvren  matenel  en 
Bestimmungen  Hoch  heule  zu  Recht  be- 
stehende Zusammenlegungsgesetegebung,  die 
noch  aus  der  Zeit  ihrer  staatlichen  Selb- 
ständigkeit oder  Zugehörigkeit  zu  anderen 
Staaten  herrührte. 

In  dem  Kurfürstentum  Hessen  (Kegie- 
rungsbezirk  Cassel),  dem  ehemal.  gross- 
SSh  hessischen  Hiuterlandkreis ,  m 
der  Eprovinz  (exklusive  der  landrecht- 
hchen  Kreise,,  in  Hohenzollern  und  Schles- 
wig-Holstein wurden  spezielle  pveussische 
Zusammenlegun-oesetze  eingeführt  die  ent- 
weder  die    älteren    daselbst    geltenden   Be- 

_i „™«^tQii     oder     m  her      uuei- 


oie     auv  i^"     -— -■ <-■ 

Kimmungen    abrogierten    oder    abei 

„  keine     gesetzlichen     Bestimmungen 

Über  Zusammenlegung  der  Grundstücke  vor- 

!  ^allgemeine  Charakter  der  Zusammen- 
legungsgesetzgebtmg  in  ä  bieten  ist 

gfs  die  Zusammenlegung  der  Grund- 
stücke fas  ausnahmslos  von  sehen 
nnd  einheimischen  Gesetzen  als  selbständige 
LandSurmassregel  behandelt  und  mcM 
etwa  als  Folge  anderer  agrarischer  Re- 
formen eingeführt   wurde. 

Die  zu?  Durchführung  .ler  Zusammen- 
leo-un^^etze  bestehende  Behördenorgani- 
Sn^unl  die  Kompetenz  diese,  Behörden 
Smen  in  allen  Hauptpunkten  mit  der, 
analogen  Institutionen  in  den  Jandrecht- 
£"  ,  n   überein.    Nur  hinsichthch 

d? Entscheidung    von    Streitigkeiten    be- 
,  Verschiedenheiten.     In  Hannover  .0- 


Zusammenlegung  der  Grundstücke 


wohl  wie  im  Regierungsbezirk  Wiesbaden 
s  Hinterlandkreises)  verbleiben 
eiten,  welche  bei  der  Zusammen- 
legung hervortreten,  an  sich  aber  zur  Zu- 
ständigkeil der  ordentlichen  Gerichte  ge- 
hören, diesen  ordentlichen  Gerichten.  An 
dere  Streitigkeiten,  welche  die  Ausführung 
der  Zusammenlegung   betreffen,   werden  in 

er  Instanz,  vom  Kommissar,  nicht  aber  wie 
im  Geltungsgebiet  der  Gemeinheitsteilungs- 
ordnnng  von  der  Generalkommission  ent- 
schieden. 

Auch  die  Vorschriften  über  das  Ausein- 
andersetzungsverfahren  sind  in  allen  diesen 
Gebieten  dieselben  wie  im  Geltungsgebiet 
der  Gemeinheitsteilungsordnung.  Nur  in 
Hannover  und  im  Regierungsbezirk  Wiesbaden 
(exklusive  des  Hinterlandkreises)  bestehen 
Doch  als  Grundlage  der  Verfahrensgesetz- 
gebüng  partikuläre  Gesetze,  für  das  erst- 
genannte Gebiet  das  hannoversche  Verfah- 
rensgesetz vom  30.  Juni  1842,  für  das  letzt- 
genannte die  4  nassauischen  Regierungs- 
instraktiouen    vom  2.  Januar  1830. 

Also,  die  Vorschriften  über  das  Aus- 
einandersetzungsverfaliren,  Behördenorgani- 
sation und  Kompetenz  dieser  Behörden  bei 
der  Vornahme  von  Zusammenlegungen 
sind  mit  den  gedachten  Ausnahmen  für  alle 
Teile  der  preussischen  Monarchie  dieselben. 

Was  die  materiellen  Bestimmungen  der 
betreffenden  Gesetze  über  Zusammenlegung 
anbelangt,  so  ist  vor  allem  die  Gruppe  von 
Provinzen  mit  eigener  nichtpreussischer  von 
derjenigen  mit  specieller  preussischer  Zu- 
sammenlegungsgesetzgebung  zu  unterschei- 
den. In  der  letztgenannten  Gruppe  von 
Provinzen,  also  in  dem  Regierungsbezirk 
Cassel  (inklusive  Kreis  Biedenkopf,  Hinter- 
landkreis), in  der  Rheinprovinz,  in  Hohen- 
zollern  und  Schleswig-Holstein,  enthalten 
die  Zusammenlegungsgesetze  mit  einigen 
durch  lokale  Verhältnisse  gebotenen  Modi- 
fikationen die  Grundsätze  des  G.  v.  2.  Juni 
1872  and  die  auf  Zusammenlegung  bezüg- 
lichen Bestimmungen  der  Gemeinheits- 
teilungsordnung  vom   Jahre    1821.    In   den 

enannten    Landesteilen ,    in    Hannover, 
im    Regierungsbezirk  Wiesbaden   (exklusive 
Kreis  Biedenkopf)  und  in  Neuvorpommern- 
Rügen  bestehen  z.  T.   durchaus  eigenartige, 
den     preussischen     abweichende    Zu- 

menlegungsgesetze. 

Da    die    wichtigsten    Bestimmungen   dei- 
nen Zusammenlegungsge- 
setze  -hon  in   dem   Art.  Gemeinheits- 
teilung   lohe,,     Bd.   IV    S.    155—157)    eine 
Darstellung   gefunden   haben 
111,1  ->•■■  wie  schon  erwähnt,  neue,  m  der  so- 
altländisehen  Gesetzgebung  bisher 
fehlende   Gesichtspunkte  nicht  enthalten,  so 
gehen  wir  an  d  |    ],-  auf  ihre  Einzel- 

heiten nicht  näher  ein. 


Auch  hinsichtlich  der  historischen  Ent- 
wickelung  und  Gestaltung  der  Zusammen- 
legung in  Hannover,  dort  Verkuppelung  ge- 
nannt, verweisen  wir  auf  gedachten  Artikel. 
Die  hannoversche  Verkoppelungsgesetz- 
gebung  hat  grosse  Aehnlichkeit  mit  dem 
Zusammenlegungsg.  v.  2.  April  1S72.  Nur 
ist  die  Freiheit  der  Auseiuandersetzungsbe- 
hörde  in  der  Gestaltung  der  AbfinduDge- 
grundstücke  minder  gross  als  in  Preussen. 
Die  Flächenabweichung  des  Besitzes  eines 
Interessenten  nach  der  Zusammenlegung  von 
seinem  Besitz  vor  der  Zusammenlegung 
darf  wider  seinen  Willen  nicht  mehr  als 
ein  Zehntel  seines  einbezogenen  Grundbe- 
sitzes betragen.  Besitzer  von  nicht  mehr 
als  52,42  ar  sollen  ihren  Grundbesitz  ent- 
weder behalten  oder  in  gleich  günstiger 
Lage  durch  solche  Grundstücke  empfangen, 
welche  ohne  besondere  Aufwendung  von 
Kosten  und  Arbeit  in  der  nämlichen  Weise 
wie  die  abgetretenen  kultiviert  werden 
können.  Diese  kleinsten  Besitzer  sind  von 
den  Regulierungskosten  befreit. 

Die  Zusammenlegung  der  Grundstücke  in 
Neuvorpommern  und  Rügen  wurde  in  so 
früher  Zeit,  unter  so  eigenartigen,  in 
Deutsclüand  einzig  dastehenden  Voraus- 
setzungen vermittelst  einer  den  modernen 
Verhältnissen  nicht  melir  entsprechenden 
Gesetzgebung  durchgeführt,  dass  sie  ein 
allgemeines  Interesse  weder  in  historischer 
noch  in  praktischer  Hinsicht  besitzt. 

Eine  eingehende  Betrachtung  erfordert 
dagegen  die  noch  heute  im  Regierungsbe- 
zirk Wiesbaden  (exklusive  Kreis  Biedenkopf) 
in  Anwendung  befindliche,  von  der  ehe- 
maligen nassauischen  Regierung  geschaffene 
Konsolidationsgesetzgebung. 

Die  Konsolidation  im  ehemaligen  Herzog- 
tum Nassau  ist  eine  durchaus  originelle, 
für  die  eigentümlichen  Verhältnisse  Süd- 
westdeutschlands berechnete  Methode,  um 
die  Nachteile  der  Gemengelage  durch 
allerdings  beschränkte  Zusammenlegung 
der  Grundstücke  und  andere  Mittel  zu  be- 
seitigen. 

Die  formellen  und  materiellen  Vor- 
schriften der  nassauischen  Konsolidations- 
gesetzgebung haben  nicht  nur  eine  direkt 
1  iraktische  Bedeutung  für  die  Durchführung 
einer  besseren  Feldeinteilung  (Flur-  oder 
Feldbereinigung)  in  ihrem  eigentlichen  Gel- 
tungsgebiet gewonnen,  sondern  sie  haben 
auch  als  die  ältesten  und  erfolgreichsten 
Normen  für  diesen  Zweig  der  Landeskultur 
in  Süddeutschland  einen  unverkennbaren 
Einfluss  auf  einzelne  für  ähnliche  Verhält- 
nisse berechnete  süddeutsche  Zusammen- 
legungsgesetze ausgeübt. 

Schon  im  18.  Jahrhundert  wird  die  Kon- 
solidation als  bestehende  Einrichtung  er- 
wähnt.    Eine   eingehende   Regelung  erhielt 
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ne  durch  die   infolge  der  Staatsministerial- 
V    >     12.  September    1829    ergangenen     i 
Begierungsinstruktionen   v    2.  Jan 
Di,',   älteren    Vorschriften    über  die  Guter- 
bonsoüdation    wurden    hierdurch     bes 
Sonders   die   erste    Instruktion     über  die 
Vollziehung  der  Güterkonsolidation,  enthalt 
die  grundlegenden  materiellen  Vorscmiften, 
„eiche   das   Wesen   der    nassauischen  Kon- 
Bolidationsgesetzgebung     ausmachen.       JJie 
SK  Gesetzgebung,  auch  die  preussische, 
h1,,    diese   materiellen    Vorschriften    nur    in 
unwesentlichen  Punkten  geändert 

Nach  der  Einverleibung  des  Herzogtum* 
Nassau  in  die  preussische  Monarchie  erging 
die  V.  v.  2.  September    1867,    welche   den 


Besitzern  von  mehr  as  der  Halt,,  der  m  h 
dem  Stockbuch  berechneten  Flache  der  be- 
teligten Grundstücke  die  Provoka  10ns- 
Snis  zur  Einleitung  der  Konsolidation 
erteilte  und  ausserdem  einige  Aenderungen 
in  der  Leitung  des  Verfahrens  durch  die 
Verwaltungsbehörde  traf. 

Am  5  April  1869  wurde  die  Gemem- 
heiMeilungsordnung  für  den  Regierungsbe- 
S  Wiesbaden  erlassen,  und  in  derselben 
die  SS  20,  23  (dieser  G.T.O.)  und  der  §  109 
,v  Ahlösunesg  v.  2.  März  1850  auch  auf 
|?nsSSausgedeh^.DieParag^phen 

der  Gemeinheitsteüungsordnung ^handeln  von 
der   rechtlichen    Natur  der  Abfindung,   dei 
f[£  des  G.  v.  2.  -März  1850  führt  eine 
erleichterte     LegitimationsfeststeUung     ein. 
Schliesslich  bestimmte  noch  der  §  30  dei  Ue- 
meinheiteteüungsordnung,das^iederKonsoli- 
dation  unterworfenen  Grundstucke,  an  denen 
e,»e    gemeinschaftliche     Nutzung     besteht, 
gleichzeitig  von  dieser  Gemeinheit  durch  Tei- 
lung oder  Ablösung  befreit  werden  müssen. 
Das   letzte  und  wichtigste  der  seit  dem 
Jahre  1830   ergangenen   Gesetze    das  tr.  v. 
21    März  1887,   führte  andere  Auseinandei- 
seteungsbehörden  mit  veränderter  Kompetenz 
das  alüändische  Kostenwesen  (G.y.  24.  Juni 
isT.V,   und  eine  Reihe  neuer  Bestimmungen 
über  die  formelle  Seite  des  \  er  ahrens  ein. 
Die  materiellen  Vorschriften  über  Konsoli- 
dation wurden  auch  in  diesem  Gesetz  nicht 
Rändert     Der  §  21  des  Gesetzes  zeigt  so- 
Sar    eine    Fortbildung    der    Konsohdations- 
gesetzgebung  im  Sinne  der  älteren  Verord- 
nen den  nassauischen  Gesetzen  wai- die 
Durchführung    der    Konsolidation    staatlich 
.-ei .ruften  Geometern   anvertraut.     Die   Ver- 
waltungsbehörden, die  herzogliche  Regierung 
und   die  Aemter.   hatten   die   obere ;  Leit  mg 
des  Verfahrens  und  entschieden   all     Mb 
vorkommenden  Streitigkeiten    Die  Einlei    ng 
des  Verfahrens    war    von    der    Provoka  lon 
durch  die  Beteiligten  abhängig.    Sie  erfo  b te 
für  eine  Gemarkung  oder  deren  Ted  durch 
einen   Gemeindebeschluss   mit   qualifizierter 


i       ität       DL  Jei 

„l,  ,,     Gemeindemitgheder     be- 
stehen,  welche  mit    wenigstens  der  üaltte 

i  ad iiter  in  der  Gemarl 

dem  Gemarkung-steil  dei  ' 
sollte    i  en    waren.      D  mtneit 

einer  Konsolidation  beteiligten  Grunü- 
c  (auch  die  Forens  te  die  so- 

lgenannte   Konsolidationsgesellschaft.     V 
,„i>  einfacher  Stimmenmehrheil 
ter   und    die  Güterschätzer,    letztere 

isl  aus  ihrer  Mit*  ""'  dem 

Geometer  einen  Accord  über  dieBedingun 
unter    denen    dieser    die    Ausführung     dei 
Konsolidati  a   übernahm,  ab.     Du 
trakt  unterlag  der  Genehmigung  der  Da, 
regierung!     Die    gewählt,,,     Güterscb 
wurden    von   den    Amt   bestätigt    und   ver- 
pflichtet.    Der   Geometer  arb  -    ein 
im     Dienst     der    Konsohdationsgesellscnart 
[stehender  Techniker,   musste   aber   bei  der 
Vornahme  der  Konsolidation  die  staatlichen 
Konsolidationsvorschriften    aut  d,,  er  eidlreh 


SS™? befolgen."  Er  nahm  teils 
2stlndig,  teils  unter  gesetzlich  gebotener 
Zuziehung  von  Vortretern  der  Konsol  dation*- 
sreseüschaft  die  zur  Durchführung  der  Kon- 
solidation nötigen  und  staatlich  augeordneten 

^Güterschätzer  büdeten  die  Bonitäts- 
klassen, bestimmten  den  Wert  derselben 
und  schätzten  die  Grundstucke  ein,  JJei 
Geometer  musste  sie  bei  Vornahme  wich- 
tiger Konsolidationsgesehäfte  zuziehen 

Der  Entwurf  der  allgemeinen  Feldregu- 
lierung, der  sogenannte  Generalsituations- 
plan, musste  der  Landesregierung  zur  Ge- 
nehmigung vorgelegt  werden.  Diese  Behörde 
Uess  den  Plan  durch  eine  technische  Kom- 
mission an  Ort  und  Stelle  prüfen  und  stellte 
ihn  durch  Entscheidung  endgdtag  fest .Auch 
die  vermessungstechnischen  Arbeiten  des 
(;'.(„neters  lies!  die  Regierung  durch  eigene 
Techniker  revidieren.  , 

Sonst      hatte     die     Verwaltungsbehörde 
keinen  unmittelbaren  Eiufluss  au   die  Durch- 
führung   der  Konsolidationsgesehäfte      JNur 
bei    vorkommenden    Streitigkeiten    griff    sie 
durch    Administrativentscheidung    ein      Im 
übrigen    beschränkte    sich    ihre  J^tagkert 
auf  den  formellen  Ted  der  Geschäfte.    Die 
gmter  erliessen  die  Ladungen  der  Fensen 
und  die  Kontumazialladungen  aller  Bälgten 
zu  den  Terminen  und  .JoUzogen  nac* ^oü 
endung    aller    Konsokdabonsgeschafte    die 
Ueberlabe  der  Abfkidungsstucke  an  <g ^ 
teressenten   durch   sogenannte  Adju  likation. 
Unter  der  preussischen  Herrschaft    ge- 
staltet      ''-•'-•fri"Su<- 

die  Behördenorgamsation   und   das  konsoii 
dationsverfahren  folgendermassen. 

^Ue  Obliegenheiten  der  ordenüichen  Ver- 
waltangsbehöKle  sind  der  Generalkommiss 
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in  Casse]   und    ihren    Organen,    besonderen 

alkommissaren,  übertragen.  Diese  Kom- 

rden  ron  der  Generalkommission 

mit   der   Leitung  einzelner  Konsolidationen 

aut.  Sie  leiten  da*  Verfahren  von  Amts 
wegen,  bestimmen  die  Reihenfolge  der  Ge- 
schäfte und  führen  alle  Verhandlungen  mit 

ü  und  Behörden.  DenVer ssungs- 

aten    bestimmt   für  jede  einzelne  Sache 
die  Generalkommission   nach  Anhörung  der 
Vertretung    der    Konsolidationsgesellschaft, 
1 1<  is     si  genannten    Konsolidationsvi  irstandes. 
Die  Vermessungsbeamten  führen  unter  Lei- 
tung und  Aufeicht  der  Kommissare  die  geo- 
metrisch-technischen   Geschäfte    aus.      Eine 
Revision  ihrer  Arbeiten  durch  Regierungs- 
techniker findet  nicht  mehr  statt.    Die  Wahl 
der    Güterschätzer    erfolgt    durch    die    Be- 
teiligten,  kommt  keine  Wahl  zu  stände,   so 
ernennt  sie  der  Kommissar.    Der  Kommissar 
stellt  die  Klassen  und  ihren  Wert  nach  vor- 
iger   Rücksprache    mit    den    Schätzern 
und    dem    Konsolidationsvorstand   fest.     Die 
örtliche  Prüfung  des  Generalsituationsplanes 
rfi  igt  durch  eine  von  der  Generalkommission 
zu  bestellende  Kommission  unter  Zuziehung 
des  Konsolidationsvorstandes ,   welcher  auch 
über    etwaige    Aenderungen    desselben    zu 
hören  ist.    Streitfragen,  welche  zur  Kompe- 
tenz der  ordentlichen  Gerichte  gehören  und 
durch   gütliche    Yermittelung    nicht    beizu- 
legen sind,  müssen  vom  Kommissar  auf  den 
Rechtsweg  verwiesen  werden.    Alle  übrigen 
bei  der  Konsolidation  entstehenden  Streitig- 
keiten entscheidet  der  Kommissar  in  erster, 
dp    Generalkommission   in    zweiter   Instanz! 
Gegen   Entscheidung   des  Kommissars  über 
Reklamationen  im  Adjudikatiousverfahren  ist 
Rekurs     an     die     Generalkommission     und 
weiterer   Rekurs    an    das   Oberlandeskultur- 
gericht   zulässig.      Bei    Streitigkeiten    über 
die   Taxation   tritt  schiedsrichterliches  Ver- 
fahren ein.    Die  Adjudikation  vollzieht   der 
Kommissar.    Die  Gesamtheit  der  Beteiligten 
wird    in    allen    das    gemeinsame    Interesse 
derselben  betreffenden  streitigen   und   nicht 
streitigen  Angelegenheiten  durch   den  Kon- 
äolidationsvorstand    vertreten.     Sehen    nach 
älteren     nassauischen     Verordnungen 
wirkten  Mitglieder  der  KonsolidationsgeseU- 
sehaften  bei  der  Ausführung  einzelner  Kon- 
■  hafte   mit.     Für   diese     Ver- 
der  Beteiligten,  gewöhnlich  Gemeiude- 
ind,    Mitglieder  des  Feldgerichts,  drei 

Laxatoren    I  die,  Nachtaxatori  n,   scheinl 

allmählich    die    Bezeichnung    Eonsoli- 

bilrli.'t    zu    habe,,.      Abel 

die  Vertretungsbefugnis  des  Konsolidations- 

äetzlich    niebt    anerkannt. 

"na    ebensowenig    hatte    seine    Zusammen- 

bie  Regelung  gefunden. 

J|tz(    bestehl  der  Konsolidationsvorstand 

1  i  Wsbürgermeister  oder 


dessen  Stellvertreter  als  Vorsitzendem,  einem 
von  dem  Gemeinderat  aus  den  Mitgliedern 
des  Feldgerichts  bestellten  Mitglied  und  drei 
von  den  Beteiligten  aus  ihrer  Mitte  s» 
wählten  Mitgliedern.  Sie  fassen  ihre 
Schlüsse  durch  Stimmenmehrheit  der  An- 
wesenden unterBeobachtung  gewisserFormen. 
Die  Bestimmungen  über  das  Kostenwi 

BestellungBevollmächtigter,Besclüussfassung 

in  gemeinschaftlichen  Angelegenheiten.  Zu- 
stellungen. Fristen,  technische  Qualifikation 
der  Kommissare.  Sehätzung  besonderer  Gegi  in* 
stände  sind  den  altländisehen  Ynrsehrifieti 
gleich  oder  sehr  ähnlich. 

Die  materiellen  Vorschriften  der  nassaui- 
schen und  preussischen  Gesetze  lassen  sieh 
zu  folgender  Darstellung  der  Hauptprincipien 
der  Konsolidation  zusammenfassen. 

Gegenstand  der  Konsolidation  kann  eine 
Gemarkung  oder  ein  Gemarkungsteil  sein. 
Von  der  Konsolidation  ausgeschlossed 
sind  gemeinschaftlicher  Waldboden.  Wüs- 
tungen und  Drieschland,  "vValdungeu,  I  lau- 
berge, geschlossene  Landgüter  und  Höfe. 
Weinberge,  insoweit  sie  der  Gewanuenan- 
legung  nicht  hinderlich  sind. 

Eine  Konsolidation  der  Dörfer,  d.  h.  der 
Hofraiten  (Ortsbering)  mit  zugehörigen  Gärteti 
und  Baumslücken,  kann  ebenso  wie  die 
Konsolidation  der  Gemarkung  oder  ihrer 
Teile  durch  Autrag  der  Besitzer  von  mehr 
als  der  Hälfte  der  beteiligten  Grundstücke 
provoziert  werden. 

Ist  so  eine  Konsolidation  eines  Gemar- 
kungsteils, einer  ganzen  Gemarkung  oder 
gar  einer  ganzen  Gemarkung  inkl.  des  Orts- 
berings  giltig  provoziert  worden,  so  beauf- 
tragt die  Generalkommission  den  Kommissar 
mit  der  Leitung  des  Verfahrens. 

Nach  dem  preussischen  Gesetz  bestimmt 
zwar  dieser  die  Reihenfolge  der  Geschäfte, 
aber  wir  betrachten  den  Gang  des  Konsoli- 
dationsverfahrens nach  den  Vorschriften  der 
Instruktion  I  vom  2.  Januar  1830,  weil 
hierdurch  die  Eigentümlichkeiten  des  Kon- 
solidationsverfahrens am  deutlichsten  hervor- 
treten. 

Hiernach  findet  zuerst  der  Entwurf  der 
allgemeinen  Feldregulierung  und  die  Regu- 
lierung des  Ortsberings  statt.  Demnächst 
folgt  die  Feststellung  der  tatsächlichen 
Verhältnisse  und  schliesslich  das  Verfahren 
behufs  Neuverteilung  der  Grundstücke. 

Abgesehen  von  der  Regulierung  des  Orts- 
berings verfolgt  das  erste  Stadium  der 
Konsolidation,  der  Entwurf  der  allgemeinen 
Feldregulierung,  zwei  Zwecke,  nämlich  die 
Projektierung  der  Kulturverbesserungen  und 
die  Feststellung  der  sogenannten  Zuteilungs- 
bezirke  und  ihrer  inneren  Einteilung. 

Zunächst  wird  ohne  Rücksicht  auf  che 
künftige  Einteilung  der  Gemarkung  bezw. 
der  Konsolidationsmasse  in   private  Grund- 
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aföcke  eine  möglichst  gerade  Richtung 
Vizinalwege,   Streckung   und    Böschui 
Ideinen   Flüsse  und   Bäche,    Be-   und   Ent- 
wässerung der  Felder  und  Wiesen    geplant. 
Ke    Umwandlung    der    Kulturarten .    z.    B. 
\\     ,e   in  Ackerland,    muss.    wo   s 
mässi«    erscheint,     mit    Genehmigung    der 
ahl   der  Grundeigentümer   stattfinden. 


Nach  dei    Grün  -  it     □  ■  scnen 

Konsohdationsgesi  ti  gi  bung  muss  dem  Grund- 

ümer  sein  früheres  Besitztum  in  Grösse 

Bodengüte  ungeschmälert  erhalten  blei- 

-    n  ganzes  Besitztum  soll  nicht  zu- 

Bammengelegt   oder  ihm  gute  für  schlechte 

für  gute  Landerei  nach  WiU- 

kür  zugemessen  werden. 

Zu  diesem  Zweck  büdet  man  sehen  jetzt 
ans    den    nach    Ertragsfähigkeit    oder   nach 
,  irtschafüicher  Benutzung  gleichartigen 
Grandstücken   sogenannte  Verlosungs- 
Zuteilungsbezirke.    innerhalb    deren    die    in 
denselben    ang  sessenen  Grundbesitzer    für 
ihre    daselbsl     gehabten    Ländere 
wieder  mit  Land  entschädigt  werden  müssen. 
Di..  Zusammenlegung  der  Grundstücke 
Besitzers   bleibt   bei  der  nassamsehen  Kon- 

ition    auf    die  Zusammenlegung 
innerhalb  eines  Zuteilungsbezirks 
Parzellen   beschränkt.     Dies.:-    Zuteilungsb  - 
werden    schon    bei    der  allgemeinen 
Feldregulierung  projektiert,  und  dabei  wird 
auf    möglichste    Grösse    behufs    Erzielung 
;erer  Abfindungsparzellen   und  auf  ge- 
radlinige Begrenzung  derselben  Wert  gelegt 
Innerhalb    dieser   Zuteilungsbezirke    erfolgt 
nun   die   Anlage   der  Gewanne,   d.  h. 
lärer   Figuren,  die   später  in  die  zu  vertei- 
lenden Farzelleu  zerlegt  werden  sollen.    Die 
zu  Ackerland  bestimmten  Parzellen  müssen 
30  m  staltet  werden,  dass  man  ihnen  s 
eine  die  Wasserverteilung  und  den  V,  asser- 
abzug  ermöglichende Befurehung  geben  kann. 
Entlang    und    quer    zu    dem    Zug-    der   Ge- 
wanne   werden    hierauf   che    Gewann-    und 
Feldwege   angelegt.    Das  Landbedürfnis   zu 
Wegen  und  Gräben  wird  von  dem  Geometer 
für  die  ganze  Gemarkung  berechnet  und  aul 
die    einzelnen    Teilnehmer    nach    Massgabe 
ihres  Landbesitzes  verteilt. 

Das  ganze  Projekt  dieser  allgemeinen 
Feldregulierung  wird  nun  in  dem  General- 
and Specialsituationsplane  niedergelegt  und 
dieser  nach  erfolgter  Prüfung  durch  eine] 
technische  Kommission  und  unter  Zuziehung 
des  Konsolidationsvorstandes  von  der  Gene- 
ralkommission festgestellt.  . 

Ist  die  Konsolidation  des  Ortsberings 
beschlossen  worden,  so  soll  diese  nach  der 
Instruktion  I  vom  2.  Januar  1830  gewöhn- 
lich vor  der  Wiesen-  und  Feldkonsolidation 
begonnen  werden.  Sie  begreift  Streckung 
und  Verbreiterung  der  vorhandenen  und 
Anlage    etwa    notwendiger    neuer  Strassen, 


und  Fusspfade,    Fernei 

i   der  II  f.  dten    and  Gärtei 
0 
die    unmittelbar   an 
Leu    Gärten   und  Bauinsl 
irkzusami 

.    ;,  . 
111.  Festste!  that- 

sächlichen  Verhältnis 

Zunächst    findet    die    Klassifikation    des 
ad    die  Taxation  der  Obstbäume 
itt.    Der  B 
:,mt  nach  Rücksprache   mit  ■ 
toren  und  dem  Vorstand  tsklassen 

in  jeder  Kulturart,   den  Wert   der  Mass 
heit  in  jeder  Klasse  und  ihr  Wertverhältnis 
zu   einander.    Die  Taxat 
Grundstücke    unter    seiner   Leitui 
Hassen  ein     Die  Obstbäume -w  son- 

ders taxiert.    Die  Taxation   wird  den  Inte- 
rn bekannt  gemacht.    Etwaige  \\  lder- 
sprüche  sind  binnen  8  Tagen  nach  erfolgter 
Publikation  vorzubringen  und   -  durch 

ein    Schiedsgericht    erledigt     Die    B 
Standsaufnahme    wird    auf  Grund  der  soge- 
nannten  Stockbücher  (Grundbücher)  vorge- 
nommen.    Ausserdem  werden  die  Parzellen 
(und    ihre    Bodenklassen    vermessen       Aut 
Grund    dieser    Aufnahme    wird   ein   Besitz- 
standsaufnahmeprotokoll     angefertigt      und 
den  Grundbesitzern  behufs  Anerken- 
nung publiziert.  .  .  , 
Etwa     entstehende    Rechtsstreitigkeiten 
t  die  ordentlichen  Gerichte.     - 
hindern     den    Fortgang    der    Konsolid! 
nicht     Der  Besitzer   mnss,   wenn  er  unter- 
liegt, das   streitige  Grundstück  in  gleicher 
linf    und  Gi   »     ■-■  semer  Abfindung  er- 

Es'  folgt    das   Verfahren    behufs    neuer 
Verteilung  des  Landes. 

Zu  diesem  Zweck  entscheiden  die  an 
einem  Zuteilungsbezirk  beteiligten  Interes- 
senten durch  Stimmenmehrheit  über  di 
Reihenfolge  der  Verteilung  der  Gewanne 
und  über' die  Seite,  von  welcher  aus  das 
einzelne  zur  Verteilung  kommende  Gewann 
ang  schnitten  werden  soll. 

Derjenige  Teilnehmer,    dessen  Anspruch 
nach  Boden  !  ■—  mächst  z,. 

verteilenden  Gewannes  am  nächsten  kommt 
erhält  in  diesem  die  erste  Parzelle.  Tieften 
verhältnismässig  gleiche  Ansprüche  zusam- 
men? ■■  •  dem  znvertei  enden 
Gewanne  und  .einer  zuerst  zu  erteilenden 
Parzelle,  nähere  Lage  des .  früheren  Besitz- 
tums    Besteht    auch  hierin   Gleichheit 

Stech  -  welches  Tr  iefT 

d^Yerteüung    die  Reihen*-.: .  Befrie- 

dung aller  am  Zuteilungsbezrrk  beledig  en 
Interessenten  bei  Zusammentreffen  der  nach 
'Beschaffenheit    und  früheren  Lage  gleichen 
Ansprüche  bestimmt  hat. 
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All  '    Bodenklasse  angehörigen  An- 

sprüche eines  Teilnehmers  im  Zuteilungs- 
bezirfc müssen  grundsätzlich  zu  einem  Ab- 
findungsgrundstück vereinigt  werden.  Eine 
Vereinigung  der  Ansprüche  ans  mehreren 
zu  einem  Abfindungsgrund- 
stück widerstreitet  den  oben  angeführten 
Verteilungsgrundsätzen  and  Badet  daher  in 
der  Regel  nicht  statt  Die  Abfindungsgrund- 
stücke  dürfen  regelmässig  unter  dem  ge- 
setzlichen  Minimalmass,  unter  welches  in 
Nassau  überhaupt  Aecker  und  Wiesen  nicht 
geteilt  werden  können,  nämlich  unter  einem 
halben  Morgen  (12  ar  50  qm)  für  Ackerland 
and  einem  viertel  Morgen  (6  ar  25  qm)  für 
Wiesen  nicht  ausgewiesen  werden.  Bleibt 
für  einen  Interessenten  in  irgend  einer 
Klasse  ein  solcher  Anspruch  zurück,  der 
unter  dem  erwähnten  sogenannten  Minimum 
steht,  sii  muss  der  betreffende  Anspruch, 
wenn  er  weniger  als  die  Hälfte  des  Mini- 
mums beträgt,  in  einen  anderen  Zuteilungs- 
bezirk, wo  der  Interessent  Land  gleicher 
Klasse  besitzt,  übertragen  werden.  Beträgt 
der  betreffende  Anspruch  mehr  als  die 
Hälfte  des  Minimums,  so  wird  von  dem 
Land  des  betreffenden  Interesseuten  in  einer 
anderen  Klasse  (aber  in  dem  gleichen  Zu- 
teilungsbezirk)  nach  vorgängiger  Ausglei- 
chung so  viel  beigezogen,  als  zur  Erreichung 
des  Minimums  notwendig  ist.  Hat  der  In- 
teressent weder  in  einer  anderen  Klasse 
noch  in  einem  anderen  Zuteilungsbezirk 
Landansprüche  zu  machen,  so  muss  er  mit 
einer  seinen  Anspruch  entsprechenden  Ab- 
findung, die  dann  ebenfalls  als  unteilbares 
Minimum  gilt,  in  dem  betreffenden  Zutei- 
lungsbezirk befriedigt  werden,  wenn  er  es 
nicht  vorzieht,  statt  derselben  eine  Geldent- 
schädigung  anzunehmen. 

Die  Abfindungsgrundstücke  dürfen  nicht 
mehr  in  Flächen  unter  einem  halben  bezw. 
einem  viertel  Morgen  zerlegt  werden. 

Hinsichtlich  der  auf  den  Grundstücken 
stehenden  Obstbäume  findet  eine  Ausglei- 
:hung  nach  der  Taxe  unter  den  Interessen- 
ten statt. 

Für   die   Zuteilung   der  Obstgärten   und 

ögen    den  Ortsbering  umgebenden  Gar- 
tenländereien bestehen  besondere  Vorschrif- 
ten,  die   den  Zweck  haben,    jedem  Interes- 
a    das    an    seine   Hofraite    anstossende 
inland  und  seine  früher  besessenen  vor- 
züglichsten Obstbäume  zu  sichern. 

Dil     Verlosung,    die   unter    den    obigen 

Bedin  R  ihenfolge  der  Zuteilung 

d.-r  Abfindungsgrandstücke  an   die'lnteres- 

•    eines    Züteilungsbezirks    bestimmt, 

Bndel     unter    Leitung    de>    Kommissars    in 

'    besondei  rmine   statt.     Hierbei 

ein    Protokoll   aufgenommen,   und   in 

m    werden  die  Beschlüsse  der  Interes- 

Qbi  i    Bestimmung   des  Anfangspunk- 


tes in  jedem  Gewann,  Reihenfolge  der 
Verteilung  der  einzelnen  Gewanne,  i, 
eine  Beschreibung  der  allgemeinen  Anlagen 
welche  von  der  Konsolidationsgesellschafl 
auszuführen  sind,  einzelne  Verabredungeta 
und  schliesslich  die  Namen  der  Gutsbe- 
sitzer nach  den  gezogenen  Nummern  at 
zeichnet. 

Auf   Grund    der   im  Yerlosuugsprotokoll 
enthaltenen    Bestimmungen    und    nach    den 
obigen  Grundsätzen  nimmt  der  Geometer  dii 
Zuteilung    der    Abfindungsgrundstücke    auf 
der  Karte  vor. 

Sind  so  alle  Zuteilungsbezirke  eiuer  Ge- 
markung konsolidiert,  so  erfolgt  die  Anfer- 
tigung des  Lagerbuchs,  welches  genaui 
Angaben  über  die  einzelnen  Parzellen  und 
ihre  Besitzer  enthält.  In  diesem  werden 
alle  Flächenveränderungen,  jedoch  nicht 
die  Besitzveränderungen,  durch  sogenannte 
Fortschreibung  berichtigt.  Hierauf  folgt  die 
Berichtigung  aller  Besitzveränderungen  im 
Stockbuch  (Grundbuch).  Die  Abfindung  tritt 
an  die  Stelle  der  dafür  abgetretenen  Grund- 
stücke und  überkommt  in  rechtlicher  Be- 
ziehung alle  Eigenschaften  derselben. 

Für  die  einzelnen  Teilnehmer  fertigt  der 
Geometer  einen  Güterzettel  und  dieser  wird 
jedem  Besitzer  zugestellt.  Auf  Grund  der- 
selben können  die  Interessenten  ihre  Abfin- 
dungen prüfen  und  sich  auf  etwaige  bei  der 
Ad  Judikation  vorzubringende  Besehwerden 
vorbereiten. 

Zur  Vornahme  der  Adjudikation  wird  ein 
Termin  anberaumt,  zu  dem  sich  alle  Betei- 
ligten, der  Kommissar,  Feldmesser  und  an- 
dere Konsolidationsorgane  einfinden. 

Der  Kommissar  entscheidet  die  noch  er- 
hobenen Besehwerden  und  lässt  zur  Voll- 
ziehung des  Geschäfts  ein  Generalprotokoll 
aufnehmen. 

Mit  erfolgter  Ad  Judikation  gehen  die 
Abfindungsgrundstücke  in  das  Eigentum  der 
Interessenten  über.  Mit  einem  Grenzbegang 
sclüiesst  das  Konsolidationsverfahren. 

Die  der  Konsolidation  unterworfene  Ge- 
markung bleibt  also  in  Parzellen  zerlegt. 
Eine  Zusammenlegung  findet  grundsätzlich 
nur  für  die  derselben  Bodenklasse  augehö- 
rigen, innerhalb  eines  Verlosungs-(Zuteiluugs) 
bezirkes  liegenden  Parzellen  eines  Besitzers 
statt.  Jedoch  stellt  die  Normalparzelle  das 
Minimum  dar,  tinter  welchem  die  Parzel- 
lierung, ohne  wirtschaftlichen  Nachteil  zu 
verursachen,  nicht  bestehen  bleiben  darf. 
Kann  bei  der  Konsolidation  der  Bodenklasse 
eines  Besitzers  in  einem  Zuteilungsbezirk 
der  Gehalt  der  Normalparzelle  nicht  erreicht 
werden,  so  tritt  Zusammenlegung  seiner 
mehreren  Bodenklassen  oder  Zuteilungsbe- 
zi rkeu  angehörigen  Länderei  bis  zum  Gehalt 
der  Normalparzelle  ein.  Das  Gesetz  selbst 
sieht  die  Parzellierung  der  etwa  gegebenen 


Zusamn  '  Grundstücke 


Bösseren  Abfindungsgrundstüi 

sulässige  Grenze  voraus.     Dah 

bei  der  Aufstellung  des  allgemeinen  Meho- 

»tionsplaoes    (Generalsituationsplanes)    di< 

Kim-    in    Normalparzellen    zerlegt    ged 

UIM1   es    werden    die   Gewanne,   das  V 

un,l  Grabennetz  und  die  sonstigen    v 

mit  Rücksicht    auf   diese    kleinsten    in   der 

ßegel    vorkommenden    Grundstucke 

"  Die  bei  der  Konsolidation  stattfindende 
Bnsammenlegung  dient  also  in  erster  Linie 
,l,.r  besseren  Gestaltung  der  Parzellen,  nicht 
tfrer   wie   bei  «1er  preussischen   Sepai 

der  Arroudieruug  der  einem  Besitzer  gehö- 
rigen Ländereien  zu  einem  Grundstück. 

Die    Konsolidation    hat   also    die  bessere 
Gestaltung  der  Parzellen  und  ausserdem  in  | 
deicher  Weise  die  allgemeine  Beldregulie- 
rong,  d.  h.  die  Vornahme  der  Meliorationen 
im  weitesten  Sinn,  zum  Zweck. 

Hierdurch  unterscheide!  sie  sich  wesent- 
lich von  «lern  alt  preussischen  Separations- 
verfahren, das.  xm.-  .■!!■  ' 
Kenner  sagt .  zunächst  die  zu  einem  Hot 
oder  einem  Besitzer  gehörigen  Landereien 
in  möglichst  grossen  arrondierten  Plauen 
«usammenlegt  und  hiermit  die  allgemeinen 
Meliorationslagen  nur  verbindet. 

4  Statistik  der  Zusammenlegungen 
in  Preussen.  Der  Regierungsbezirk  A\  les- 
baden (exkl.  Kreis  Biedenkopf)  enthalt  an 
\nl  .auflache  exkl.  Weinberge  und  Forsten 
:>7us->4  ha.  Davou  sind  seit  Beginn  der 
Konsolidation  bis  inkl.  1882  11906 
konsolidiert  und  (zum  kleinsten  Teil)  regu- 
liert d  h  vermessen  worden.  151  fol  na 
sind  damals  noch  rückständig  fe^en 

Vom  Jahre  1871  bis  Ende  1883  wurden 
bei  den  Regulierungen  und  Gemeinheits- 
teilungen also  in  der  Hauptsache  im  Gebiet 
der  Gemeinheitsteilungsorduung  vom  7.  Juni 
L821  noch  258196  Besitzer  mit  einer  Grund- 
fläche von  1198280  ha  separiert.  Bis  knae 
des  Jahres  1867  waren  in  Ha, 
•'401503  ha  geteilt  und  verkoppelt  wo 

infolge    der  direkt    zum  Zweck  der  Zu- 
sammenlegung   gegebenen     Gesetze   _  hatte 


Siunmeineguug      ö^ö^v,~ --  •„„!,_„ 

man    im    ganzen   Gebiet    des    preussischen 
Staates,     hauptsächlich    aber    in    SciIomcü. 
Schleswig-Holstein  und  allen  l.nk.-el  bischen 
Ladestellen  von  1874-1883  358  5d2  ha  im 
Besitz   von    155620  Besitzern  zusamn.. mge- 
legt  und  für  1310  368  Grundstucke »386443 
neue  Pläne   ausgewiesen.    ^  on  IB»^1««' 
wurden   in  Preussen    und  einigen  kleineren 
durch  Staatsverträge    den   preussischen  Z-u- 
sammenlegungsbehörden  unterworfenen  tnu- 
ringischen    Staaten   (Verbandsstaaten)    noch 
133432  ha  im  Besitz  von  4:;-.  \  Besitzern 
aus    465545    in    98471    Grundstücke    zu- 
sammengelegt. ,. 
Im  ganzen  Staatsgebiet  ist  bis  189o  die 


i,,    Beteiligten    aui    21 

wachsen.  .    , 

isswcnen 

nur  wenig  abweichende 

der  Zu 

nord-  und  mittel  '    "Bd 

werfen    wir   einen    I  """'" 

chland,  wo  ausser  in]  L-oth 

ebenfalls     Zusan 

tl6D> 

5     Die    süddeutschen    Staaten, 
zum     Zweck      der    Zusammenlegung 
Grundstücke    in    den   sti 
Bayern,    Württemb  i  .    und  II 

erlassene  Gesetzgebung  ist  sowohl  in  B 
auf  materielles  wie   form 
Hauptpunkten  gleichartig.     Die    massgeben- 
den   Gesetze     sind     mit     Aus 
badischen    erst    zu   Ende    der    80 
entstanden     und    nach     dem    Muster    des 
badischen  Gesetzes  abgefasst.    Das  badische 
Gesetz  stammt    vom    5   Mai  1856   und   er- 
hielt  durch  eine  Novelle  vom  21.  Mai  1886 
einschneidende  Verbesserungen    Das >  bay*- 
Gesetz  wurde  am  29  Mai  1886,  das 
württembergische   am  30.   März   1886,   das 
hessische  am  29.  August  1887  erlassen. 

Das  elsass-lothringische  Gesetz  jorn  30. 
,,um  l89o  lässt  eine  zwangsweise :  Ver- 
tauschung der  Grundstücke  gegen  den  WiUen 
der  Eigentümer  nur   zum  Zweck  der  *eld- 

« anlagen    und   der  Vornahme  von  Melio- 

,,.  nicht  aber  der  Zusammenlegung  zm 
Behördenorganisation.  Die  obere  Leitung 
der  hier  meist  Feld-  oder  Flurbereim. 
genannten  Massregel  haben  besondere  Lan- 
deskommissionen (Bayern)  oder  Befanden, 
,,„  Sich  durch  ihren  sonstigen  Geschafis- 
£is  hierzu  eignen  (Oberdireton  des 
Wasser-  und  Strassenbaues  in  Baden  Len- 
,.  stelle  für  die  Landwirtschaft  in  ^  urttem- 
gj  la.^wirtsehafÜiche  Behörde  in 

HeSOrgau    zur   Ortlichen   Durchführung   der 
Bereinigung  ist  ausnahmslos  eine  ^ollzugs- 
kommission.    die    regelmässig   aus  dem  von 
deTCentralbehörde    ernannten  Vorsitzenden 
fVerwaltungsbeamter    i  .der    landwortechaft- 
Eher  Sachverständiger),  dem  ebenfaUs 
Staat  ernannten  Feldmesser  und  schliesslich 
STI  bis   3  von   den  Beteiligten   aus   ihrer 
Sftte    gewählten    Mitgliedern    besteht.     In 
feSSeD    Chören   kraft  Geset  es    |eder  Voll- 
omSon    der  Bürgermeister   derbe- 
rSnden     Gemeinde,      ein     unbetei  hgter 
S^c  verständiger  und  der  für  die  betreffende 
Gemeinde      zuständige      Bezirkskultunnge- 

1116  Ausserdem  wirken  die  Organe  der 
ordentlichen  Landesverwaltung  bei  der 
Durchführung  der  Bereinigung  besonders  m 
Württemberg    mit.    wo    ihnen    die  Leitung 
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brens  in    formeller  Beziehung  ob- 
d<  in  Verfahren  entsteh 
tigkeiten  werden  von  der  Bereinigungs- 
behöi  Verwaltungsgeriehten,  rein 

privatrechtliche    Streitpunkte    dagegen    von 
den  61  richten     entschieden. 

Bei  Streitigkeiten  über  die  Wertermittelung 
len    nach   'lern  Muster  der  preussi- 
_      Idete  Si  bi  :dsg  richte. 
Hinsichtlich     der     materiellen    Bestim- 
mungen   und    des  Verfahrens    ist    zunächst 
hervorzuheben,    dass    die    Bereinigung   auf 
Antrag  der  Beteiligten   und  unter  der  Vor- 
aussetzung   erfolgt,    dass    die  Mehrheit   der 
Bi  sitzer,     welche     zugleich     die     grössere 
D  fläche   oder  den  grösseren  Boden  wert 
Bereinigungsbezirks     vertreten,     dem 
Unternehmen  zustimmen.   Nur  das  hessische 
tz  erfordert   bloss  die  Zustimmung  der 
ntümer    von    mein-   als   der  Hälfte   des 
Gesamtflächengehalts  des  Bezirks   zur  Ein- 
leitung des  Verfahrens,  lägst  aber  die  Aus- 
führung  unterbleiben,    wenn    vier  Fünfteile 
der  Beteiligten  widersprechen. 

Das   badische   und  das  hessische  Gesetz 
lern    ausserdem   noch   zur  Ausführung 
die    Staatsgenehmigung,     welche     von    der 
aden  Behörde  zu  erteilen  ist.   Das  baye- 
rische   Gesetz    verlangt,    wenn    nicht   Ein- 
stimmigkeit   der   Teilnehmer    zu    erreichen 
steht,    dass    von    der    Feldbereinigung    eine 
re   Benutzung  von   Grund   und   Boden 
zu   erwarten    ist    und    dieser    Zweck    ohne 
Beiziehung     der    Grundstücke    der    wider- 
sprechenden Minderheit  nicht  erreicht  wer- 
den kann. 

Bereinigungsbezirk  ist  in  der  Regel  eine 
arkung   oder   ein    Teil    derselben.     Die 
Istücke,  welche  mit  Rücksicht  auf  ihre 
Benutzung  vom  Feldbereinigungszwang  aus- 
d  werden,  sind  in  der  Hauptsache 
dieselben,  welche  auch  das  preussische  Ge- 
"iii  2.  April   1872   dem  zwangsweisen 
Beizug  nicht  unterwirft.   Ausserdem  nehmen 
die  süddeutschen  Gesetze  übereinstimmend 
ilossene  Bofgüter  von  dem  Zusammen- 
rang aus.    Die  Gesamtheit  der  an 
dem  unternehmen  beteiligten  Grundbesitzer, 
die    Bereinigungsgesellschaft,   hat   kein  ge- 
•!'■  hes    i  »rgan,    die    Vollzngskom- 

hat    nach     hessischem,     württem- 

ischem    und    badischem  Recht   die  Be- 

,'ni    Vertretung  der  Beteiligten. 
Das  badische,   bayerische  und   württem- 
'  n     tz  gestatten  auch  blosse    Re- 
gulierung und  Anlage  von  Feldwegen  ohne 
damit    verbundene    Dmlegung    der    Grund- 

Biervon  abgesehen,   zerfällt  das   Feldbe- 
in    den      süddeutsehen 
i  in  die  Besitz  I      I  aufnähme  inklusive 
de,-     Wertfeststellung       Projektierung     des 

-   "'"I   (i'  -.    liddune-  ,md   Zu- 


teilung der  Ersatzgrundstücke  und  Aus- 
führung der  Meliorationen  und  der  zur  Her- 
stellung des  neuen  Zustandes  nötigen  Ar- 
beiten. Das  Projekt  des  Wege-  und  Graben* 
netzes  (allgemeiner  Meliorationsplan  inHe 
Cebersichtsplan  in  Württemberg)  unterliegt 
der  Genehmigung  der  Centralbehörde. 

In  Bayern  mnss  das  ganze  Bereini- 
gungsprojekt (inklusive  der' neu  zu  bildenden 
Ersatzgrundstücke)  vor  und  nach  der  Zu- 
stimmung der  Interessenten,  also  zweimal. 
dei  Centralbehörde  zur  Genehmigung  vor- 
gelegt werden. 

Für  die  Bildung  der  Ersatzgrundstücke 
bestehen  nur  allgemeine  Grundsätze,  die 
zum  Teil  den  preussischen  bezw.  norddeut- 
schen Gesetzen  entlehnt  sind,  z.  B.  in 
Bayern  und  Württemberg  folgende  Bestim- 
mungen. Ein  Ersatz  in  "Grund  und  Boden, 
wodurch  eine  wesentliche  Aenderung  des 
seitherigen  Wirtschaftsbetriebes  bedingt 
wäre,  darf  in  keinem  Falle  ohne  die  Zu- 
stimmung der  Beteiligten  stattfinden,  oder, 
Beteiligten  mit  geringem  Grundbesitz  ist 
der  Ersatz  in  Grund  und  Boden  möglichst, 
in  der  Nähe  ihrer  Behausung  anzuweisen 
( hannoverisches  Gesetz).  Geldentschädigun- 
gen sind  nur  ausnahmsweise,  wo  der  Ersatz 
nicht  in  Grund  und  Boden  gegeben  werden 
kann,  zur  Ausgleichung  geringer  Wertver- 
schiedenheiten statthaft. 

Im  hessischen  Gesetz  findet  sich  noch 
die  ausdrückliche  Bestimmung,  dass  den 
Ersatzgrundstücken  eine  wirtschaftlich  zweck- 
mässige Form  zu  geben  ist  und  dass  jede 
neugebildete  Parzelle  mindestens  von  einem 
öffentlichen  Wege  zugänglich  sein  muss. 
Grundstücke  unter  der  Minimalgrösse  von 
10  Ar  bei  Ackerland.  6  Ar  bei  Wiesen  und 
50  Ar  bei  Wald  dürfen  nur  gebildet  werden, 
wenn  der  Gesamtflächeninhalt  aller  Grund- 
stücke eines  Besitzers  in  einer  Kulturart 
innerhalb  des  ganzen  Bereinigungsbezirks 
diese  Minimalgrösse  nicht  erreicht. 

Jedoch  soll  im  allgemeinen  möglichst 
Ersatz  in  gleicher  Kulturart,  Bodengüte  und 
Lage  geleistet  werden,  ein  Grundsatz,  der 
bei  den  grossen  Bodenverschiedenheiten  und 
der  Grösse  der  südwestdeutschen  Gemar- 
kungen nur  sehwer  mit  einer  weitgehenden 
Zusammenlegung  zu  verbinden  ist.  Die 
Kosten  des  Verfahrens  werden  von  den 
Interessenten  nach  Massgabe  des  Werts 
ihrer  zu  bereinigenden  Grundstücke  ge- 
tragen. Der  Staat  unterstützt  die  Bereini- 
gungen durch  Gebührenerlass,  Unterhalt  der 
Bereinigungsbehörden  und  in  besonderen 
Fällen  durch  Beiträge  zu  den  Kosten. 

Statistik  der  Bereinigungen  in  den  vier 
süddeutschen  Staaten: 

Bayern.  Bis  Ende  1896  sind  241  Unter- 
nehmungen mit  13859  Beteiligten  und 
1  1923  ha  Grundfläche,  davon  91  Zusammen- 
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faenneen    und    150    Feldwege) 
fertigstellt.     270  Unternehmungen,;« 
S  Zusammenlegungen   and  140  Feldwege- 
JJüierungen,  sind  in  Ausarbeitung  befind- 

llr  Instruktion  vorgemerkt.  I 
lürtSberg  und  Baden  steht  mir  eine 
reuere  Statistik  nicht  zu  Gebote.  I"  Wurt- 
Erg  sind  bis  Ende  1889  148  Gem^den 
,  l96  Grundbesitzern  und  18471  ha 
Sreinigungsfläche  au  Bereinigungsunter- 
Xen  beteiligt  gewesen  In  Baden  and 
von  1870-  90  165  Unternehmer  mit  61  «ÜU 
ha  z,„-  Ausführung  gekommen 

In  Hessen   wurden  von  1888— 1897 '   li 
Feldbereinigungen  beschlossen  und  das  Ver- 
fahren   wurde  in   50   Gemarkungen  ausge- 
tthrt   und  im   wesentlichen    beendigt.     In 
£en  50  Gemarkungen  nmfasste  die  ganze 
C  Verfahren  unterworfene  Flache   24056 
ha    die   sieh   im   Beste   von  12  451 ^  Grund- 
tümern  befanden.    Die   Zahl  der  Par- 
ken ist    durch   die    Zusammenlegung   von 
. -,G  auf  T :.  1--T.    heruntergegangen.     Die 
™sse    Mehrzahl    der     Zusammenlegungen. 
nämlich   63    von   7:;.    findet    m  der  Provinz 
^Hessen  statt,  wo  die  Bodenzersphtte- 
rung  geringer  ist  und  grössere  rationell  be- 
wirtschaftete Betriebe  bestehen. 

0  Schlu^betraehtung.  Die  Zusammen- 
legung der  Grundstücke  hat  überall,  wo  sie 
Sgt  ist,    eine   grosse    Bedeutung  rur  die 
EntwTckelüng  der  landwirtscha^che^Pro- 
duktionstechnik     gewonnen       Dei     f ruhere 
Zustand  der  Gemengelage  der  zu   den    un- 
feinen   Landwirtschaftsbetrieben    gehörigen 
Grundstücke    erzeugte   in   Verbindung   mrt 
der  Wegelosigkeil  der  Parzellen  den   söge- : 
nannten  Flufzwang,   d.   h.   die   Notwendig- 
keit   alle   landwirtschaftlichen  Arbeiten  auf 
S  betreffenden  Grandstiicken   gleichzeitig 
vorzunehmen,     mit    anderen    Worten    eine 
völlig  gleichartige  Bewirtschaftung  derselben. 
Die  bei  dieser  lleichartigen  Bewirtschaftung 
eingehaltene  Fruchtfolge  der  Dreifelderwirt- 
schaft   mit    reiner   Brachhaitang   schuf   die 
Wegeservituten,    welche    sowohl    die     be- 
meindegenossen  untereinander  als  auch  dritte 
berechtigte  einseitig  auf  ^en  Aeckern .aus- 
übten,    lue  Servituten  schufen  wiedei  un- 
abhängig von   der   wegelosen   Gemengelage 
und  unabhängig  von  dem  durch    sie   verur- 
sachten  Flurzwang   im    engeren  Smnefur 
den    Besitzer    des    belasteten    Grundstücks 
die   Notwendigkeit    bei   der  überkommenen 
Fruehtfolge   zu   verharren     Daher  .erklaren 
die  älteren  preussischen  Gesetze   nicht    mit 
Unrecht     sowohl     den     durch    gemeinsame 
Nutzung  eines  Grundstücks  als  auch  durch 
che  Gemengelage    der   Grundstacke  hervor- 
gerufenen Zustand  als  Gemeinheit,  die  Auf- 
gang dieses  Zustande*  und  besonder   der 
daraul    entstandenen    wirtschaftlichen     Be- 
ziehungen als  Gemeinheitstellung,  msbeson- 


die  Zusami  ig  der  Grundsl 

aU  Speci  on.  ,    ,  .    ,         . 

Zusami 

,    Massre§ 

chen    Reformen   au 

Gebiel    i 

I  tat,  ist  schon  oben  au 
andergesetzl  worden.     Aber  es  wa 
audev    Momente,    die 
Deutschlands  die  allgemeine   und  intei 

der    Zu  der 

Grundstü  I  111111  beförd 

Diese  Momente  waren  sehr  versc 
artig     Vor  allem  bildeten   in   Nor 
land  die  Landwirtschaftsbetriebe,  d 
zellen     zusammengelegt    wurden. 
Güter,  die   sich   meist    ungetedt 
Der  Vorteil,  den  die  Zusammenlegung 
wurde  von  grösseren  Besitzern  leichte. 
JriEfen.    Sie  kannten  die  Möghchkeiten  der 
uktionssteigeruug  durch  rationelle 
Uuug,   Feldeinteilung   und   verbesserte 
Fruchtfolgen,   überhaupt   durch  freie   Wirt- 
schaft    die   erst  die  Zusammenlegung  ihrer 
Grundstücke  ermöglichte.    Für  sie  kam  die 
Produktionskostenersparnis,    die    durch Jto- 
sparung   von    Menschenarbei    und  Anwen- 
dSmöglichkeit  von  Maschinen  infolge der 
Zusammenlegung  eintrat,  in  Betracht.     Audi 
im  Gesetz  war  e.n   hohes   Interesse  gerade 
,    '„„,;,„    Besitzer   an    der    Zusammen- 
egmfg  dadurch  anerkannt,   dass  man  ihnen 
gtwlse  allein  die  Provokation  einer    Eei- 
lung  und  Zusammenlegimg  gestattete. 

Aber  auch  der  dauernde  Wert  der  Zu- 
sammenlegung war  für  einen  ungeteilt  durch 
vtele  Srationen  sich  vererbenden  Grund- 
teste   ein    sehr   bed  •    viel   grosser. 

als  wenn    die   mühsam   arrondierten   Plane 
,  fa   nächsten   Generatom   wieder 

Ser  eine  Reihe  von  Erben  vertedt  worden 

WälGanz  besonders  die  intensive  Zusammeu- 
Legung  d   h  die  Vereinigung  gern 

Ee    gehörigen  Prellen  inememPkn, 
teeünstigte  der  gleichartige  Boden  desTief- 

.    ferner  die   verhältnismässige  Klein- 
kungen  und  die  geringe  Zahl 

Schmer  und  schliesslich. die  medere 
Wertstufe  des  ganzen  Grundbesitzes.    Auch 
der  in    der  ersten  Hälfte  des  Jahrhunderts 
noch^ehTgleichförmige  Anten  des  La, 
XU^cialkulturenoderHandelsgewa 

erleichtWte  den  durchgreifenden  Austa 

A      Grund   dieser  Verhältnisse  Sind  die 

massgebenden  Zusammenlegungsvorschriften 

Kinheitsteilungsordnung  von   emem 

ien  Kenner   der  ganzen  norddeute 

| a  üd  Wirtschaft   aufgebaut   worden und  sie 

haben    ihren    Zweck    nicht    verfehlt      Dei 

la'ze  Gedanke,   der  die  preussische  Agrar- 

fSzgebung  aus  dem  Anfang  dieses  Jahr- 
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hunderts  erfüllt,  Loslösung  des  einzelnen  Land- 
wirtschaftsbetriebes aus  den  Fesseln  jeder  Arl 
der  gemeinsamen  Wirtschaft,  findet  seinen 
letzten  entscheidenden  Ausdruck  in  der  Zu- 
sammenlegungsgesetzgebung der  Gemein- 
heitsteilungsordnung.  Daher  heisst  die  Zu- 
sammenlegung in  Preussen  Specialseparation. 

Im  Gegensatz  zu  der  allgemeinen  Ver- 
breitung der  Zusammenlegung  der  Grund- 
stücke im  Norden  und  (Asten  Deutsehlands 
ist  sie  nii  Süden  und  Westen  des  Reiches 
nur  in  verhältnismässig  kleinen  Gebieten 
durchgeführt  worden  und  trägt  auch  da 
völlig  von  der  preussischen  verschie- 
dene Gestalt. 

Auch  hier  ist  die  Gemengelage  der 
Grundstücke,  ja  meist  in  noch  viel  höherem 
Masse  als  im  Norden,  vorhanden.  Auch 
hier  besteht  infolgedessen  Flurzwang  oder 
Dreifelderwirtschaft  nicht  selten,  und  auch 
wo  diese  durch  notdürftige  Zugänglich- 
machung  der  Parzellen  abgekommen  sind, 
finden  sich  alle  sonstigen  üblen  Folgen  der 
übermässigen  Gemengelage  der  Parzellen 
und  Kleinheit  der  Grundstücke,  wie  grosser 
Verlust  von  Nutzland  wegen  der  Masse  von 
Grenzfurchen,  Arbeitsvergeudung,  Erschwe- 
rung des  Gebrauchs  der  Maschinen.  Un- 
möglichkeit zweckmässiger  Meliorationen 
(Be-  und  Entwässerung,  Omwandelung  der 
Kulturarten) ,  unzweckmässige  Gestalt  der 
Parzellen  und  andere  Nachteile. 

Wie  kommt  es  nun.  das.-  trotz  dergleichen 
Oebelstände  im  Süden  wie  im  Norden  die 
zur  Beseitigung  dieser  Oebelstände  be- 
stimmte Kulturmassregel  im  Süden  so  viel 
weniger  Eingang  gefunden  hat  als  im  Nor- 
den? -  Als  nächster  Grund  ist  wohl  der 
Mangel  einer  zweckmässigen  Gesetzgebung 
hervorzuheben.  Jedoch  sind  auch  "'innere 
Gründe  vorhanden,  die  das  Zustandekommen 
einer  wirkungsvollen  Gesetzgebung  lange 
verhinderten,  die  auch  bestehenden  zweck- 
Gesetzen  grosse  Hindernisse  be- 
reiteten und  noch  bereiten,  und  die  end- 
lieh  die  Gesetzgebung  und  dann  die  Mass- 
rege] selbst  wesentlich  verschieden  von  der 

issischen    gestalteten.      Der    wichtigste 
nin.  ich    Gründe   besteht   in   der  an- 
deren Bodenverteilung  im  Süden.    Der  be- 
sonders im  Südwesten    Deutschlands    allge- 
berrschende    kleinbäuerliche    Betrieb 
ron   der  Zusammenlegung  der  Grund- 
stücke  als    solcher   nicht    den  Nutzen   wie 
'   Rittergut  oder  auch  nur  wie 
i  rddeutsche    Grossbauerngut.       Der 
Hauptnutzeo   der  Zusammenlegung  als  sol- 
b  hl    in   der  Ersparung   von  Band- 
i  i.     Denn  der  durch  die 
I    it  der  Parzellen  hervorgerufene 
Hnrz  i  mc)i  durch  blosse  Wegean- 

anlagen  ohne  Zusammenlegung   der  Grund- 
stück •   "ii.    Nach  den  in  Hessen  ge- 


machten Erfahrungen  beträgt  die  infol^ 
der  Feldbeivinigung  eingetretene  Vermindi 
rang  an  Hand-  und  Gespannarbeiten  tu 
einen  Besitz  von  über  20  ha  25%,  also  ei 
Viertel,  für  einen  Besitz  von  unter  2 
5%,  ein  Zwanzigstel  des  früheren  Auf- 
wandes. Gerade  der  bedeutsamste  Vorteil 
der  Zusammenlegung  der  Grundstücke  kommi 
dem  Kleinbauer  in  weit  geringerem  Masse 
zu  gute  als  dem  grösseren  Landwirt. 
Ausserdem  rechnet  der  kleine  Bauer,  der 
sein  Land  ohne  Dienstboten  oder  Taglöhner 
nur  mit  Hilfe  seiner  Familie  bestellt,  den 
Arbeitsverliist,  der  durch  Hin-  und  Her- 
ziehen auf  dem  Felde  entsteht,  nicht,  land- 
wirtschaftliche Maschinen  aber  wird  er  doch 
niemals  anwenden  können.  Auch  für  die 
sonstigen  Verbesserungen .  Verminderung 
der  Grenzfurchen,  Kulturumwandlungen] 
Meliorationen  u.  s.  w.,  die  ihm  die  Zu- 
sammenlegung wirklich  bringen  kann,  ist 
der  Kleinbauer  weniger  zugänglich  als  der 
grössere  Besitzer.  Dazu  kommt,  dass  bei 
der  herrschenden  Naturalteilung  des  Grund- 
besitzes die  arrondierten  Pläne  bald  wieder 
sich  zersplittern,  dass  die  kleinen  Parzellen 
bei  dem  starken  Umsatz  des  Grundeigen- 
tums und  besonders  bei  dem  immerwähren- 
den Erwerb  kleiner  Stücke  Landes  durch 
Taglöhner  und  Arbeiter  einen  viel  bedeuten- 
deren Tauschwert  haben  als  grössere  Pläne, 
für  die  sich  naturgemäss  nur  sehr  wenige 
Käufer  finden  können,  üeberdies  stehen 
einer  weitgehenden  Zusammenlegung  die 
Grösse  der  südwestdeutschen  Gemarkungen, 
der  in  seiner  Güte  stark  wechselnde  Boden, 
hochentwickelte  Specialkxdturen,  wie  Wein- 
bau, Obst-,  Hopfen-  und  Gemüsezucht,  und 
der  daraus  entspringende  hohe  Wert  des 
Grundbesitzes  hindernd  entgegen.  So  findet 
die  Zusammenlegung  der  Grundstücke  in 
Süd  Westdeutschland  nicht  nur  grössere  Hin- 
dernisse als  im  Norden,  sondern  ihr  Nutzen 
für  die  Masse  der  landwirtschafttreibenden 
Bevölkerung  ist  geringer  als  dort. 

Daher  kamen  die  auf  Zusammenlegung 
gerichteten  Gesetze  mit  einer  Ausnahme, 
der  nassauischen  Konsolidation ,  später  zu 
stände,  ihre  Durchfülmmg  verläuft  lang- 
samer und  findet  viele  Hindernisse,  und  die 
Massregel  gewinnt  trotz  der  Nachahmung 
preussischer  Vorschriften  eine  andere  eigen- 
artige Gestalt. 

Am  stärksten  tritt  diese  Eigenart  in  der 
unabhängig  von  fremden  Einflüssen  ent- 
standenen nassauischen  Konsolidation  sgesetz- 
gebung  hervor.  Diese  bisher  wirksamste 
Gesetzgebung  verzichtet  auf  Zusammen- 
li  gung  im  Sinn  der  preussischen  Gemein- 
heitsteilungsordnung.  Sie  lässt  den  Besitz 
jedes  einzelnen  Interessenten  in  Parzellen 
verteilt,  ja  sie  sieht  die  Wiederverteilung 
der     etwa     vergrösserten     Grundstücke    in 
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,  ■         ParzeUen  voraus.    Sie  erstreb! 
,  sehr  Verminderung  als  zweckmässig'   < 
.,,,,„„.    ,i.t    Parzelleu     und     wendet    ihr 
buptaugenmerk  den  Meliorationsaulagen  zu. 
ersplitterung  der  Grundstücke  in  nicht 
bauwürdige  Parzellen  sucht  sie  durch 
liehe  Feststellung  eim  5  Minimalinasses, 
"„,,,.,.  welches  die  Grundstücke  nicht  mehr 
»teilt   werden  dürfen,  zu  steuern. 

5  Vber  auch  die  im  engereu  Anschluss 
in  die  iK.rddeHt.che  Gesetzgebung  enteten- 
tenen  besetze  der  vi-, ■  süddeutschen  Staaten 
teigen  wichtige,   durch  besondere  Verhalt- 

t     Süddeutschlands    bedingte   Abweich- 

von   den   Vorschriften   der   Gemein- 

Beüungsordnung.AUerdingsbegiinstigen 

Zusammenlegung  in  höherem  M 

6  es  die  nassauische  Konsohdaöo, 
«bang    gethan    hat.     Aber    die   oben    be- 
ehrten Grundsätze  für  die  Bildung  der  Er- 
Bateerundstücke    lassen    es    nur    selten    zu 
einer  intensiveren  Zusammenlegung  kommen. 
Einen  -rossen  Wert  legen  die  Gesetze,   da- 
nn  dem  nas.ani.chcn  Vorbild  folgend    auf 
die   Meliorationen,   auf  zweckmässige  Bonn 
und 'leichte    Zugänglichkeit   der   Parzellen. 
In  Anbetracht  der  grossen  Hindernisse    die 
in  zahlreichen  Gemarkungen  jeder  Zusamme  - 
leean"  entgegenstehen,  lassen  Bayern.  Baden 
„ml  Württemberg  zur  Beseitigung  derWege- 
losiekeit  des  Hauptübelstandes  derGemenge- 
laee3    auch   blosse   Wegeanlagen    ohne   da- 
mit verbundene  Zusammenlegung -der Grund- 
stücke   zu       Wenn  auch  so  in  Suddeutsch- 
bnd die  Massregel  nicht  die  Bedeutung  für 
die   Masse   der  Landwirtschattsbe  nebe  be- 
sitzt wie   im  Norden,   wenn   sie  den  beson 
deren  Verhältnissen   des  Süden.   Rechnung 
traeenmuss,  wenn  sie  auch  jetzt  weil  lang- 
samer voranschreitet,  wie  in  Preussen,  wenn 
äe  endlich  in  zahlreichen  Gemarkungen  be- 
sonders des  Südwestens  gar  nicht  oder  mu 
als  Wegeanlage  Eingang  findet,  so  bleibt  s* 
doch  in  weiten  Gebieten  (Oberhessen,  schwa- 
bisch-bayerische Hochebene)    wo  sie  für  die 
Masse    der   Gemarkungen    durchführbar  ist 
und   durchgeführt    wird,    eine    höchst   an- 
schneidende  Verbesserung    des    Lanawrrt- 

laftsbetriebes. 


/„■/»../.   Uebei   du  Z 

stücke,    B,  ■■    '•'"':''  ' 

Sl berg,    Das    Verful 
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Zusammenlegung  städtischer 
Grundstücke  und  Zonenenteignung. 

1      Die      Zusammenlegung     (Umlegung) 
städtischer  Grundstücke  ist  bereits  in  Bd  \  1, 
s   968—979  als  Mittel  rationeller  Stadter- 
weiterung erwähnt  worden ;  gleichemZw 
St  d£  a.a.O.  S.975  erwähnte  Zonen- 
euteio-mmg.    welche    freilich    an    sieh    eine 
weitergehende  Bedeutung   hat.   insofern   sie 
auch  füi    Strassenregulierungen  und  Durcn- 
iVüche  im  Innern   von  Städten  Anwendung 
finden    kann    und    bislang    (namentlich    m 
Belgien   und   Frankreich)   vorzugsweise    ge- 
I  fanden  hat.     Im  Nachstehenden  wird  sowohl 
1  die  Bedürfnisfrage  als  die  1  rage  der ■zweck 
missigsten    Art   der    Befriedigung   des    Be- 
ufnisses    an    der    Hand    der    bisher    ge- 
machten Versuche   näher   zu   erörtern  seim 
■>     In    Gemeinden    mit    zerteiltem 
oder     zersplittertem      Grundbesitz 
he  einzelnen  Grundstücke  infolge 
ihrer  durch  Abverkauf  oder  Brbtedung  her- 
beigeführten Gestaltung  und  Grosse   in   er- 
tlichem   Umfang   ohne   weiteres  zur 
Bebauung  nicht  geeignet     und  zwai 
Sri  tos  sowohl  für  die  Fälle,  m  denen  sie 
durch     die     projektierten     Strassen     recht- 
wmklig  (der  Länge  oder  Breite  nach)  durch- 
.chmtten   wer,!,  är.die   anderen    m 

denen  die  Strassen  sie  in  spitzem  odei 
Stampfern  -Winkel  treffen.  Penn  auch  in 
rsteren  Fällen  reicht  bei  einer  _au-  ,- 
ordentlich  grossen  Anzahl  die  Tiefe  oder 
die  Breite  für  die  Bebauung  nicht  aus.  In 
den  anderen  Fällen  aber  werden  auch 
^sereGnmdstückeoftsoungunsügdurch- 
Z'hniucn.  dass  sie  nicht  mehr  ohne  weiteres 
zweckmässig  bebaut  werden  können 

In   allen   gedachten  lallen   hat   die  ein- 
fache Herstellt.:.  3trass       äomitmeht 
dfewSkung,  bebaubares  Gelände    offen  zu 
-     "  Gewinnung 

^     vorerSl      D°Ch  ."^rAndbe" 

weiten    Verteilung    des    (xrundbe 

Witzes    Sei  es  im  Wege  des  Taus 
!    Z;  Die  rfebaub  ■  I  gl 

so    lanee     bis    die    erforderhehe    Verstan- 
ligungftber  diese  anderweite  Regelung  der 
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äseherh  ät.  Eine 

i  i  ■  i ii  erfahrungsg 

oft    -  2    dauern,  sei   i  recht- 

roi  liegi  n,    sei    es,    dass 

eine  der  Besitzer   entweder   überhaupt 

■r     kaufen     noch     verkaufen,     sondern 

»lieh    abwarten     wollen,     sei    es,    dass 

über  die  Kaufpreise  keine  Einigung  erzielt 

wird. 

Die  nach   dem  gegenwärtigen  Rechtszu- 
stand.■  fast  überall  —  vgl.  Nr.  4  —  fehlende 
Möglichkeit,   hier    im    Wege    des    Zwanges 
igreifen,   hat  nun  höchst  nachteilige 
Folg 

a)  Soweit  auf  den  schief  durchschnitte- 
nen grösseren  Grundstücken  überhaupt  eine 
Bebauung  möglich  ist.  kann  dieselbe  1- 
fach  nur  in  unwirtschaftlicher  und  gesund- 
heitlieh missständiger  Weise  erfolgen  : 

b)  soweit  aber  eine  Bebauung  ohne 
anderweite  Verteilung  überhaupt  unmöglich 
ist.  werden  durch  das  Widerstreben  Ein- 
zelner mehr  oder  minder  grosse  Teile  eines 
oder  mehrerer  Baublöcke,  oft  auch  ganze 
Baublöcke   und  ganze  Teile  einer  Feldmark 

durch  öffentliche  Interessen  geforderten 
Erschliessung  zum  Zweck  der  Bebauung 
und  da  hierdurch  der  Kreis  der 
am  Markt  befindlichen  bebauungsfähigen 
Grundstücke  mehr  oder  minder  eingeengt 
wird.    ~n   erzeugt   dies   Verhalten  Einzelner 

c)  die  Gefahr,  dass  die  Bildung  hoher 
Bode n preise ,  unter  Umständen  wahrer 
Monopolpreise  —  deren  Gemeingefährlich- 
keit   oben    Bd.    VT,   S.    969ff.   dargelegt  ist 

-   wesentlich   erleichtert   wird.    Jedenfalls 
tritt 

di  eine  Verteuerung  des  Grund- 
besitzes schon  dadurch  ein,  dass  die  bau- 
lustigen Besitzer  die  anderen  vielfach  nur 
Bewilligung  ungerechtfertigt  hoher 
•n  können.  Dir  Land  über- 
haupt zu  verkaufen.  Diese  Verteuerung 
tritt  im  weitesten  Umfange  sicher  ein, 
wenn  die  Spekulation  zusammenzukaufen 
beginnt. 

Es  kann  hiernach  keinem  Zweifel  unter- 
n,   dass   der  geg  mwärtig  zu  Recht  be- 
Zustaod    nicht    geeignet    ist,    das 


rfnis     zw  »er     Bebauung    und 

reichlicher    Erschliessung    vob    Baugelände 
zu  befriedigen  i   rielmehi   ernste  Ge- 

fahren   für   rationelle  Stadterweiterung   und 
billige.  Wohnen  begrün 

AI-  Mitte)    der  Abhilfe    ist  wohl 
Besteuerung  des  Grund 
,"1'1  B  chlagen.    Allein  so  wich- 

ich  ist  (vgl.  eben  S.  '.iTs. 
979),  so  versag!  sie  doch  "  in  zahlreii  h  0 
Fällen.  Denn  wenn  sie  im  allgemeinen  da- 
zu diene,,  „,,]]_  ,]K.  Neignng  der  Eigen- 
tum! -  Grundslücke  der  Bebauung  zu 
entziehen,  dadurch  zu  bekam 


Grundstück.'  einer  ihrem  Werte  ent- 
sprechenden Steuer  unterwirft,  so  wird 
dieser  Zweck  bei  kleinen  Grundstücken 
wegen  der  Geringfügigkeit  der  auf  sie 
fallenden  Steuer  überhaupt  nicht  und  bei 
anderen  Grundstücken  jedenfalls  dann  nicht 
erreicht,  wenn  sie  sich  in  den  Händen 
kapitalkräftiger  und  zum  Abwarten  ent- 
schlossener Besitzer  befinden.  Da  sonach 
ein  solcher  indirekter  Zwang  nicht  zum 
Ziele  führt,  wird 

i.  der  Weg  des  direkten  Zwanges 
besi  hritten  werden  müssen,  wenn  man  nicht 
alle-  dem  Zufall  und  der  verteuernden  Spe- 
kulation überlassen  will. 

Dieser  Weg  ist  seit  1874  wiederholt  von 
namhaften  Vereinen,  so  besonders  von  dem 
Verband  deutscher  Architekten-  und  Inge- 
nieurvereiue  und  vom  Verein  für  öffentliche 
Gesundheitspflege  empfolden  und  auch 
schon  durch  die_  Gesetzgebung  (für  die 
Stadt  Mainz  lsTö  und  das  ganze  Gross^ 
herzogtum  Hessen  1881,  für  die  Stadt 
Hamburg  1893)  beschritten:  allerdings  ia 
verschiedener  Weise,  indem  in  Hamburg 
unmittelbar  zwangsweise  eine  auderweite 
Umlegung  der  Grundstücke  erfolgt,  in 
Hessen  dagegen  eine  Enteignung  Wider- 
strebender bewirkt  werden  kann.  Neuer- 
dings ist  iu  Baden  durch  G.  v.  6.  Juli 
1896  und  im  Königreich  Sachsen  durch 
das  Allgemeine  Bang.  v.  1.  Juli  1900 
(§§  54ff.)  die  Umlegung  auch  gegen  den 
Willen  der  Beteiligten  eingehend  geregelt 
worden. 

Der  umfassendste  Versuch.  Abhilfe  zu 
schaffen,  ist  1892  93  im  preussi sehen 
Herrenhause  durch  Einbringung  und  Ver- 
handlung eines  Gesetzentwurfes  betreffend 
Stadterweiterungen  und  Zoneuenteignungen« 
gemacht  worden.  Dieser  Versuch  hat  je- 
doch zu  einem  Ergebnis  nicht  geführt,  da 
das  Herrenhaus  den  Entwurf  zwar  unter 
mancherlei  Abänderungen  annahm,  das  Haus 
der  Abgeordneten  ihn  aber  auf  Grund  eines 
völlig  ablehnenden  Kummissionsberichts  un- 
erledigt lies-.  Im  Januar  1901  brachte  die 
Preussische  Staatsregierung  ihrerseits  beim 
Landtage  einen  Gesetzentwurf  über  Um- 
legung ein,  welcher  sich  zunächst  auf 
Frankfurt  a.  M.  beschränkte,  dessen  Be- 
stimmungen aber  durch  Königliche  Verord- 
nung auch  auf  andere  Gemeinden  sollten 
ausgedehnt  werden  können.  Das  Herren- 
haus nahm  den  Entwurf  mit  einigen  Ab- 
änderungen an.  im  Hause  des  Abgeordneten 
blieb  er  aber  wegen  Schlusses  der  Session 
unerledigt. 

5.  Die  eben  genannten  Gesetze  und  Ge- 
setzentwürfe unterscheiden  sich  in  verschie- 
denen Richtungen  mehr  oder  minder  von 
einander.  Eine  übersichtliche  Zusammen- 
stellung   ihres    Inhalts    findet    sich    in    der 
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im 


.  t» »  »--ffiifiSse  : 


teclter  Architekten- und  Ingenieurvereine. 

Für  den  neuesten    preussischen  kritwurf  ist 
das   Bestreben    charakteristisch,   die    Rechte 
,,,.  bei  der  Dmlegung  beteiligten  Grundbe- 
sitzer und  dinglich  Berechtigten  m  gleicher 
Weise    sicher    zu    stellen,   als   dies    bei   der 
Knteicnnng    geschieht.     Es   ist   ihnen  daher 
,;"  ieeliLeg   bezüglich    aller   Entschädi- 
gungsansprüche,  insbesondere  auch  für  den 
jffi  eröffnet,  dass  sie  das  an  die  Stelle  des 
aten    Grundstückes    tretende,    durch    Aus- 
scheidung des  Strassengeläudes  verkleinerte 
Grundstück     für    geringwertiger    erklaren 
D^se  absolute  Sicherheit  des  Rechtsschutzes 
erscheint   allerdings   durch   ausserordentlich 
verwickelte    Bestimmungen    in    betreff   des 
Ganges   und  durch  die  Möglichkeit  bedenk- 
Kcher  zeitlicher  Ausdehnung  des  Verfahrens 
Uft.    Auch    ist    die    Gefahr    erheblicher 
finanzieller    Belastung    der    Stadtgemeinde 
\      ausgeschlossen^).      Die    Begründung 
des  preussischen  Entwurfs  fasst  die  wesent- 
lichen   Bestimmungen    folgendermassen   zu- 

'"""'uer''  vorliegende    Entwurf    folgt    hin- 
sichtlich   des    allgemeinen   Grundgedankens 
lerGesetzgebung^anderer  Staaten,  er  weicht 
i„,l,ssen   insoweit    davon  ab.   als  es  die  be- 
sondere   in    Preussen    gegebene   Rechtslage 
bedingt,    insbesondere    ist  er  bestrebt,    dem 
Grundsatze    des    Art.    9    der    Preussischen 
Verfassung   auf    das  peinlichste  gerecht  zu 
ISden    und    durch    die    Art    der   mit   der 
vn-degenheit     zu     befassenden    Behörden 
durch    die    Ordnung    des    Verfahrens    und 
•buch    die  Z<dassung   des  Rechtsweges   die 
weitestgehende  Gewähr  gegen   schädigende 
Eingriffe  in  Privatrechte  zu  geben.    In  I 
auf    das  Verfahren    sehliessl    sich 


der 


Entwurf  m^icifäei;;';-  Hinsieht  an  die  Vor 
Schriften   des  Strassen-  und  Baufluchtenge- 


setzes    vom    2.  Juli  1875   und 


des  Enteig 
nungsgesetzes"  vom  14  Juli  1874  an.  In- 
dessen bietet  die  Natur  der  Umlegung  eine 
Reihe  von  Besonderheiten,  die  auf  das  \  er- 
fahren bestimmend  einwirken.  Da  ausser- 
dem der  Entwurf  -  für  Preussen  wenig- 
stens _  neue  Bahnen  beschreitet,  sei  im 
Nachstehenden  zunächst  eine  Darstellun, 
von  dem  Gange  des  Verfahrens  und  von 
den    wesentlichsten    Dmlegungsgrundsatzen 

m  ■■■''■] it'ii 

Die  Dmlegung  wird  nicht  von  Amts 
wegen  eingeleitet,  sondern  erfolgt  auf  An- 
tra] Antragsberechtigt  sind  der  Magistrat 
and  die  Eigentümer  von  mehr  als  der 
Hälfte  der  nach  dem  Grund-  und  Gel 
steuerkataster  zu  berechnenden  Flache  aei 
umzulegenden  Grundstücke.     Wenn   die  oe- 

den   Kommissionsbericht 


'1    Vgl.    hierüber 
<les  Herrenhauses. 

Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften. 


ta  «  n     idi  i   dii    Gi  n  Stellunf 

Antrags  beschlossen  hat,  muss  der  Magis- 
trat zunächsl  für  das  in  Betracht  kommend 
Gelände    einen    Plan    aufstell  offen 

Erhobene     Einv  i     werden 

thunlichsl    dun  b    Verhandlun  i    dem 

Magistrat  erledigt,  die  nicht  erledigten  mit 
dem    ümle  ra  ■      dem     Bezirksaus- 

schusse eingereicht,  i   du    Ein- 

wendungen be  i  üii     ■    and  fei   ei   da  ■ 
handensein  der  gesetzlichen  Voraussetzungen 
der   Omlegung   feststellt.    Zu    diesen    Vor- 
aussetzungen gehört  besonders,  dass  der  für 
die  Dmlegung  in  AussicW   gei  teil 

des  Gemeindebezirks  überwii 
ist    dass  der  Bebauungsplan  dafür  feststeht) 
dass  die  Erschliessung  von  Baugel; 
die  Herbeiführung  einer  zweckmässigen  Ge- 
staltung   von    Baugrundstücken    im    öffent- 
lichen Interesse  liegt.    Wenn   der  Bea 
ausschuss    oder   auf   Beschwerde    der   Pro- 
vinzialral  das  Vorhandensein  der  gesetzlichen 
Voraussetzungen    festgestellt   und    über  die 
Einwendungen  entschieden  hat,  verfugt  der 
Regierungspräsident  die  Einleitung  des  Um- 
legungsverfahrens   und    ernennt    zu   dessen 
Durchführung   eine    Kommission,    in    deren 
Thätigkeit  der  Schwerpunkt  des  ganzen  \  er- 
fahren hegt.     Die  Kommission  hat  die  um- 
zulegenden  Grundstücke   in  eine  Masse   zu 
vereinigen,  in  welche  auch  die  überflüssig 
werdenden   öffenüichen   Wege    einzuwerfen 
sind      \us    dieser  Masse   ist   das  Strassen- 
gelände    auszuscheiden,    die    Restmasse    ist 
unter    die    Eigentümer    zu    verteilen.     Die 
den  Eigentümern   aus  dieser  Restmasse  zu- 
zuweisenden   Grundstücke,     deren     Grosse 
thunlichst   unter   Zugrundelegung   des  Ver- 
hältnisses zu  bestimmen  ist,  m  welchem  die 
Eigentümer  an  der  früheren  Gesamtflache 
beteiligt    waren,    sind   der  Bestimmung   des 
Umlegungsverfahrens    entsprechend      unter 
thunhehster  Erhaltung   in    ihrer  bishi  i 
Lage,  so  zu  gestalten,  dass  sie  zweckmassig 
befaut  werden  können.    Neben  dieser  Ent- 
schädigung   in   Land    ist    den   Eigentumern 
für  einen  etwaigen  Minderwert  der  Zuwei- 
sung   und    «ir    besondere    ihnen    entzogene 
Werte    z.  B.  Gebäude,   Schadloshaltung   in 
Geld    zu  gewähren.     Auch  sonstige  Berech- 
„.,.,,.     ,1,,,,,,   Rechte    durch   die    Dmlegung 
aufgehoben  oder  beeinträchtigt  werfen,  er- 
nlt,.u    Geldentschädigung.      Die    hiernach 
erforderlich  werdenden  Aufwendungen  sind 
grundsätzlich  von  den  Eigentümern   zu  tra- 
gen   da    die    infolge    der  Dmlegung    erfah- 
rWgsmässig  eintretende  Wertsteigerung  des 
ümlegungsgehietsalsVermögensvorteühaupt- 
Seh  ihnen    zu    gute    kommt    und    die 
Sendungen  durch  die  Dmlegung  be 
Äncl     Sic  werden  daher  als  Dmlegungsbei- 
träse   auf    die  Gesamtheit  der  Eigentumer 
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verteilt.  Ausserdem  können  einzelnen  Eigen- 
tum! i  der  Uuilegung  besondere 
;i:  ssen,  in  gewissen  Fällen  Zu- 
schüsse und  Vergütungen  auferlegt  werden, 
die  als    Ausgleich   für  diese  der  Gesamtheit 

Eigentümer  entgehenden  und  den  ein- 
zelnen zufliessenden  Vorteile  der  Gesamt- 
heit zu  gute  zu  kommen  haben.  Der  ganze 
Iverkehr  wird  durch  die  Gemeinde  ver- 
mittelt, die  alle  Zahlungen  zu  leisten  oder 
zu  empfangen  hat.  Es  genügt,  wenn  auf 
Weise   die  Gemeinde  zur  Vertretung 

wirtschaftlichen  Interessen  der  Gesamt- 
heit der  Eigentümer  berufen  wird.  Dadurch 
wird  es  entbehrlich,  die  Eigentümer  zu  einer 
Genossenschaft  mit  selbständiger  Vertretung 
zusammenzufassen. 

Die  gesamte  Neuregelung  der  Verhält- 
nisse liegt  der  Umlegungskommission  ob. 
Sie  erfolgt  durch  den  sogenannten  Vertei- 
lungsplan, über  den  die  Kommission  nach 
gter  Verhandlung  mit  den  Beteiligten 
zu  beschliessen  hat.  Nachdem  der  Plan  in 
der  vorgeschriebenen  Weise  bekannt  gemacht 
ist,  beschliesst  der  Bezirksausschuss  über 
dessen  Festsetzung  und  zugleich  über  etwa 
erhobene,  nicht  erledigte  Einwendungen. 
I1  er  Beschluss  ist  endgiltig.  Die  Aus- 
führung des  Verteilungsplans  erfolgt  in  der 
Form  einer  vom  Bezirksausschüsse  zu  er- 
lassenden Ueberweisungserklärung,  auf  Grund 
deren  mit  dem  darin  zu  bezeichnenden  Tage 
der  Umlegung  der  Inhalt  des  Verteilungs- 
plans von  selbst  wirksam  wird. 

Gegen  den  Vesrteilungsplan  steht  den 
Beteiligten  wegen  der  Geldentschädigungen 
derEechts^  u,  durch  dessen  Beschrei- 

tung die  Ausführung  des  Planes  nicht  ge- 
hemmt wird.  Je  nach  dem  Ergebnis  der 
Rechtsstreitigkeiten  kann  es  auch  noch  zu 
einem  Nachtragsverteilungsplan  kommen. 

Nach  dem  Vorstehenden  stellt  sich  die 
Dmlegung  als  Enteignung  und  als  Zusam- 
menlegung dar.  Im  Hinblick  auf  die  Vor- 
behalte zu  Gunsten  der  Landesgesetzgebung 
in  den  Artikeln  109,  113,  3  des  Einfüh- 
rungsgi  ;etzes  zum  Bürgerlichen  Gesetzbuche 
pi  iehsgesetzliche  Zulässigkeil  des 
Entwurfs  dahei   unbedenklich. 

6.  Der  durch  die  zwangsweise  Dmlegung 

ührte  Ei  ogri  ff   i  □    das  Eigen- 

□    grö    '■" t  als  der  durch  die 

rag     ländlicher     Grundstücke 

bewirkte.      Indem    letzterer    aber    lediglich 

'      um     eine    ertragreichere    Bewirt- 

di  rei  m    herbeizuführen, 

!  ung  zweckmäs  siges  Hauen 

11    [ige     Wohnen  erleich- 

durch  den  Eingriff  ver- 

Ziel    in     dein    Falle    der    Umlegung 

■■■  I  a\  li  i.    ah    ein    Bozialpohti  seh 

mindi  i  werden. 


Als  die  zu  erhoffenden  gutei 
Wirkungen  eines  Umlegungsgesetzes  sind 
aber  ausser  den  oben  S.  1055  genannten  ins- 
besondere folgende  namhaft  zu  machen: 

a)  die  Bildung  bebauungsfähiger  Grund- 
stücke erfolgt,  ohne  dass  es  erst  einer  zu- 
sammenkaufenden und  verteuernden  Spe- 
k  u  1  a  t  i  o  n  bedarf ; 

b)  der  einzelne  Besitzer  bleibt  i  m 
Besitz  von  Land  und  kann  sein  Grund- 
stück nach  seinem  Belieben  verwenden,  un- 
abhängig von  den  anderen  ; 

c)  im  Fall  einer  über  Teile  einer  Feld- 
mark sich  erstreckenden  Umlegung  finde! 
zugleich  die  Frage,  wie  die  Kosten  der 
Stadterweiterung,  d.  h.  insbesondere 
der  Strassen  und  Plätze  den  Interessenten 
unter  gerechter  Verteilung  derselben  aufzu- 
erlegen sind,  durch  Heranziehung  Aller  zu 
Naturalleistungen  in  Bezug  auf 
die  Beschaffung  des  Geländes  für 
Strassen  und  Plätze  die  natür- 
lichste und  einfachste  Lösung  (vgl. 
oben  Bd.  VI  S.  975  976). 

Es  ist  daher  schon  aus  diesem  Grunde, 
zugleich  aber  auch  im  Interesse  baldigster 
Erschliessung  des  Geländes  für  die  Bebau- 
ung, erheblicher  Wert  darauf  zu  legen,  dass 
die  Abtretung  des  Strassengeländes  im  Um- 
legungsverfahren alsbald  mit  erledigt  witd. 

7.  Bei  sehr  stark  zersplittertem  Grund- 
besitz wird  allerdings  auch  die  Umlegung 
die  (  Mundstücke  nicht  bebauungsfähig  machen 
können,  da  eben  das  einzelne  Grundstück 
an  sich  nicht  gross  genug  ist,  um  bebaut 
werden  zu  können.  Soweit  also  Strassen- 
anlagen  durch  solches  Gebiet  mit  kleinsten 
Parzellen  im  Interesse  der  Stadterweiterung 
notwendig  sind,  wird  ein  Bedürfnis  nicht, 
wohl  verkannt  werden  können,  dass  das  Ent- 
eignungsrecht nicht  auf  den  Strassenkörper 
beschränkt,  sondern  auf  das  zu  beiden  Seiten 
der  Strassen  angrenzende  Gebiet  in  üblicher 
Bautiefe  ausgedehnt  wird.  Man  hat  die 
Enteignung  dieser  angrenzenden  Grund- 
stücke im  Ansclüuss  an  den  französisch- 
helgisehen  Ausdruck  expropriation  par  zones 
als  Zonenenteignung  bezeichnet.  In 
ausgedehntester  Geltung  ist  sie  in  Belgien, 
indem  dort  die  an  Strassen  angrenzenden 
Grundstücke  in  Bautiefe,  nicht  mu-  soweit 
sie  unbebaut,  sondern  auch  soweit  sie  be- 
baut sind,  der  Enteignung  mit  unterworfen 
«laden  können.  In  gleichem  Umfang  war 
das  le  ebt  der  Zonenenteignung  in  dem 
oben  unter  4.  erwähnten  Entwurf  (sog.  lex 
Adickes)  vorgesehen,  jedoch  hat  schon  das 
Herrenhaus  die  Ausdehnung  auf  unbebautes 
Gelände  gestrichen  und  die  Zonenenteignung 
auf  Strassendurchbrüche  im  Innern  der 
Städte  und  das  in  diesen  Fällen  an  die 
Strassen  angrenzende,  meist  bebaute  Gelände 


ZTKammenlegungstä  ^   Grundstü 


feeehränkt1).     Die   Notwendigkeit    der  Zu- 
bss„nK  einer  so   besclrränkten  Zonenei 
,;„„,.  ist  neuerdings  in  der  unten  erwa 
Denkschrift  des  Verbandes  deutscher  Archi- 
a     und     [ngenieurvereine    b.    od 
;    forlich  und  unter  Beifügung  »Ur 
"ele   alls  dem  Ausland  begründet  wor- 
,..  '     Die    ünmögüchkeit    einei    ra 

rang  neu  durchgebrochener  Stehen, 
Cleder  Eigentümer  unbebautere  Grund- 
Esi  '    ™   Seiten    der  Strasse     b 

Ken    Slnnd    die   in  g  neuem 

Le   zu  stellenden   Anforderungen    an 
n     umbau    alter    ungesunder    Quartiere 
Sen  dabei  in  erster  Linie.    Dazu   kommt 
,l,o  ungerechte  Lastenvertedung,  welche  die 
htet    leitenden    Enteignungsgesetze    meist 
Ersieh  bringen,  indem  die  Wertsteigerung 
£  bei  der  Elteignung  des  Strassengelandes 
Sri.  bleibenden  Parzellen  dem  Eigentümer 
zufällt,   ohne    das,    bei  Znmessung  der  Ent- 
Lungssunime    darauf     Rücksicht     ge- 
,„:„  Verden  darf.    Der  Eigentum. 
komm    ausserdem   zunächst  besondere  Ent- 
L1Dg,    weil   seine   Restparzelle  unbe- 
^ubar    -worden    ist,    gewinnt   dabei   aber 
SchdieMögüchkeit^eParÄdie 
SS    sogenannten  CMkanierzwickel  bildet, 
»  einem  Willkürpreise  zu  verkauten.   Einer 
Wichen    Regelung    dieser   Zonenenteig- 
„„,,.-.    durch    deren   Anwendung  m  Frank- 
S  und   Belgien  grosse  Unternehmung* 
durchgeführt  sind,   haben  sich  in  Deutseh- 
hu.l  bislang  indessen  immer  noch  Bedenken 
Sgegengeftellt,  welche  die  genannte  Denk- 
s-hnft    S.   63  ft    aufführt    und    beleuchtet 
A n  "i-h"  ist   übrigens  die  Möglichkeit  einer  I 
Verleihung      des      Enteignungsrechtes     in 
Bezu-auf  das  neben  den  Strassen  gelegene 
Sande    durch    königliehe    Verordnung    in 
Preussen  rechtlich  nicht  zweifelhaft. 

8    Die    Anwendung   der   Enteignung 
zum  Zwecke  der  Durchführung  von  stadt- 
er Weiterungen     ist    in    der    Form   de, 
Zonenenteignung  zwar  ein  neuer,   im  belgi- 
schen    Recht     erwachsener     bedanke      im 
ütrigen    aber    sowohl    dem    bestehen- 
den' als  dem  älteren  Recht  keines- 
tees   fremd.    In  Preussen  insbesondere 
ist  z.  B.   aus   Anlass   der  Erweiterung   der 
Stadt  Crefeld  durch  Allerhöchste 
amfgen  vom  27.  Mai  1819  und  14  iebruar 
1824    das    Enteignungsrecht    in    weiterem 
utfengf  auch    für    Baugelände    vergehen 
worden6     In   Baden  kann  auf  Grund Jtes 
B  19  des   noch   geltenden   G.  v.  -'s.  August 
IStto    über    che    Zwangsabtretungen     untei 

Uen  Yo^ussetzungTn    die    E 
Ion  Baugelände  herbeigeführt  werden    und 
im   Grossherzogtum  Hessen   galt  bis  zur 
allgemeinen    Bauordnung    vom     30.     April 

J)  Hierfür  spricht  auch  Heyn  a.  a.  0. 


1881  die  V.  v.  29.  Juli  1791 

gleichfalls  zur  Gewinnn 

die  Enteignung  neu  war. 
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Zwangserziehung. 

I  D eu tschland.  1.  Die  Kriminalität  der 
JWend  und  die  Z.  a)  Die  Kriminalstatistik.  b  l  Die 
7  und  ihre  Bedeutung.  2. 1  Sa  Z.rn  der  deutschen 
Q^Htag  bis  zum  Bürgerüchen  Gesetzbuch, 
fluche  Gesetzbuch 4  Die  öfienüiche 
Z.  nach  Landesrecht,    a)  D  e  La,  ;       ■        ; 

Voraussetzungen  der  öffentlichen  Z.  c)  1'.;   Vei 
fahren  aterbrmgung  in  einer  Familie 

oder  in  einer  Anstalt,  e  An&ebung  der  Z.  f] 
Diensten  derZ.  gl  Strafrechtliche  Bestnnmnn- 
Su  zum  Schützender  Z.  II.  Ansserdeut- 
„iL  Staaten  1  Grossbritannien.  2.  Nor- 
wegen    3  Österreich.   4.  Frankreich.  5.  Italien. 

I.  Deutschland. 
1    Die  Kriminalität   der  Jugend   und 
die    Z      a)   Die   Kriminalstatistik.      beit 

Sem     Jahre     1S*2     hat     die     Kri.nmal.ta- 
«stik  des  Deutschen  Rei  Nt-''- 

KcheSm     der     p  "«. 

las    12..    aber    noch    nicht    das 
;oUendet    haben,    fortlad 
SffiS  Angaben  und  Berichte  erstattet, 
^  zwar  nicht  über  alle  für  die  Benrteunng 
AK  Verhältnisse  Auskun  aber 

«ichend  sind,  um  da,  Anwachsen  der 
Knm  na  ikt  unserer  Jugend  zu  erweisen. 
Sie  en  1  a  ten  eine  ernste  Mahnung  an  den 
Saat  und  an  die  Gesellschaft.    Es  sei  daran 

67* 
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erinnert,  dass  nach  dem  Strafgesetzbache 
§  Kinder,  die  bei   Begehung  einer  an 

sich  strafbaren  Handlung-  das  12.  Lebeus- 
jaltr  noch  nicht  vollendet  halten,  strafrecht- 
lich nicht  verfolgt  werden  können  und  dass 
nach  S  56  jugendliehe  Personen,  die  bi 

bung  einer  strafbaren  Handlung  das  12.. 
ii    nicht    das    18.   Lebensjahr   voll- 
endet   haben,    nur    dann   verurteilt   werden 
können,   wenn   das  Gericht    festgestellt   hat, 
bei  der  Begehung   der   Handlung 
die    zur    Erkenntnis    ihrer    Strafbarkeit    er- 
tliche Einsicht  besessen  haben.    Zu  be- 
achten ist  ferner,   dass  die  Kriminalstatistik 
des  Reichs  sich  nur  auf  die  Verurteilungen 
dlicher    Personen    wegen    Verbrechen 
Vergehen    gegen    Reichsgesetze   (nicht 
gegen  Lai  e  und  nicht  wegen  Ueber- 

tretungen)  bezieht    Die  Statistik  zeigt,  dass 
dem  Jahre  1882  nicht  nur  die  Zahl  der 
verurteilten  Jugendlichen    absolut    sehr  be- 
gestiegen ist.  sondern  dass  sie  auch 
in  höherem  Masse  gestiegen  ist  als  die  Zahl 
der  verurteilten  Erwachsenen.     Ebenso   hat 
erhältnis  zu  der  Stärke  derAlters- 
■   aller   Personen   im  Alter  von  12  bis 
1 s    Jahren    in    bedenklichem    Masse    zuge- 
nommen.    Freilich   liegen   die    Statistik  -hon 
ben  und  Berechnungen  hierüber  ziem- 
lich  weit   zurück.    Auch  in  den  soeben  er- 
schienenen    Erläuterungen     der    Kriminal- 
statistik für  die  Jahre  1897  und  1898  (Sta- 
tistik des  Deutschen  Reiches,  N.  F.  Bd.  125 
1901)  werden  die  Verhältniszahlen  doch  nur 
bi-  zum  Jahre  1896  gegeben.     Es  wird  nur 
bemerkt,    dass    sie    nach    einer    vorläufigen 
Schätzung   im  Jahre  1^97  sich  nicht  erheb- 
lich verändert   haben,   dass  sie  dagegen  im 
Jahre  1898  wiederum  ge-riegen  seien.    Unter 
100000  Jugendlichen  befanden  sich  im  Jahre 
1882  568    Verurteilte.     Diese  Verhältniszahl 
-    bi-    auf  727  im  Jahre  1892.     Seitdem 
i-t    sie,    wenn    auch   unter   Schwankungen, 
iken,   hat  aber  im  Jahre  1896 
immer  noch  69'i  n.  d.  h.  sie  i>t  seit 

1882   um    22.,  gi  M.     Im  Vergleich 

mit  dem  Jahr.-  1882  war  dagegen  die  Zahl 
der  Veruit.-ilten  unter  100000  Erwachsenen 
im  Jahre  1894,    wo   sie   den  Höhepunkt  er- 
te,  um  17,2,  im  Jahre  1896  um  16% 
gen. 
Onl  traf  baren  Handlungen,  wegen 

verurteilt  wurden  sind, 
nimmt  der  Diebstahl  in  allen  diesen  Jahren 
die   i  v ■    ',n    auch    in   den 

einzelnen  Jahren  mannigfache  Schwankt 

ii.  so  war  'i-  h  die  Verhältniszahl 

der  1891  ,   Diebstahl  Verurteilten  fast 

12,     Während    in    diesem 

Jahre  auf   1001 Jugendliche   344  v.  ■ 

tahl  Verurteilte   kamen,   betrug   diese 

Zahl  1896  340.    Im  Jato  de  auf 

aken,  dagegen  im  Jahre  1892  auf 


:;'.!,  gestiegen.  Die  beträchtliche  Steigerung 
der  Kriminalität  der  Jugendlichen  beruht  in 
erster  Reihe  darauf,  dass  die  Verurteilungen 
wegen  Körperverletzungen  ausserordentlich 
"inraen  haben.  Die  Verhältniszahlen 
der  Verurteilten  auf  1000Ü0  Jugendliche 
betrugen  1882  63,  1896  dagegen  130.  Auch 
die  Verurteilungen  wegen  Sachbeschädi- 
gungen haben  sich  merklich  erhöht.  Die 
Verhältniszahlen  sind  von  30  auf  46  ge- 
stiegen. Fassen  wir  diese  meist  aus  roher 
und  gewaltthätiger  Gesinnung  hervorgehen- 
den straf  baren  Handlungen  zusammen,  so 
fallen  auf  sie  64%  der  Steigerung  der 
Kriminalität. 

Es  darf  aber  nicht  übersehen  werden. 
dass  bei  der  Verurteilung  Jugendlicher  ein 
schwer  zu  berechnender  Faktor  mitwirkt 
Jugendliche  Personen  können,  wie  erwähnt, 
nach  §  56  des  Strafgesetzbuchs  nur  ver- 
urteilt werden,  wenn  der  Richter  festgestellt 
hat.  dass  sie  bei  Begehung  der  strafbaren 
Handlung  die  für  Erkenntnis  ihrer  Strafbar- 
keit  erforderliche  Einsicht  besessen  haben. 
Hierbei  ist  der  subjektiven  Auffassung  der 
Richter  schon  ein  weiter  Spielraum  einge- 
räumt. Dazu  kommt,  dass  nach  einer  heute 
fast  allgemein  herrschenden  Ueberzeugung 
da-  Strafgesetzbuch  die  Altersgrenze  für  die 
Strafmündigkeit  zu  tief  herabgesetzt  hat, 
dass  sie  nicht  auf  das  vollendete  12.,  sondern 
auf  das  vollendete  14.  Lebensjahr  zu  setzen 
ist.  Das  Strafgesetzbuch  geht  davon  aus, 
dass  die  strafrechtliche  Verantwortlichkeit 
nur  abhängig  zu  machen  ist  von  dem  Grade 
der  Verstandesentwickelung.  »Der  Thäter 
muss  zu  erkennen  imstande  sein,  dass  seine 
Pflicht  die  Unterlassung  der  speciellen  Hand- 
lung fordere  uud  er  durch  Begehung  der 
letzteren  sich  einer  Kriminalstrafe  aussetze.« 
Die  Einsicht,  dass  Diebstahl,  Körperver- 
letzung, Sachbeschädigung  u.  s.  w.  .-trafbare 
Handlungen  sind  und  Kriminalstrafe  nach 
sich  ziehen,  wird  den  meisten  Kindern,  die 
das  12.  Jahr  vollendet  haben,  innewohnen. 
Aber  dieser  Grundgedanke,  den  Grad  der 
Verstandesentwickelung  allein  zum  Mass- 
stabe zu  machen,  ist  nicht  richtig.  Nicht 
nur  die  Einsicht  in  die  Strafbarkeit  der 
Handlung  sollte  das  Gesetz  zur  Voraus- 
setzung der  strafrechtlichen  Verantwortlich- 
keit machen,  sondern  auch  die  Reife  des 
sittlichen  Charakters,  die  es  dem 
Menschen  ermöglicht,  dem  Antrieb  ziu- Vor- 
nahme strafbarer  Handlungen  zu  widerstehen. 
Erfahruugsgemäss  tritt  aber  diese  Reife  de- 
sittlichen Charakters  bei  den  Kindern  in 
1  leutschland  nicht  schon  mit  dem  vollendeten 
12.  Jahre,  sondern  im  allgemeinen  nicht  vor 
dem  vollendeten  14.  Jahre  ein.  Hat  das 
Kind  diese  Entwickelungsstufe  noch  nicht 
erreicht,  so  ist  eine  kriminelle  Bestrafung 
des    Kindes    ungerecht    und    zweckwidrig. 
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Ew  Band  bedarf  dann,  wenn  ach  in  ihm 
Seherische  Neigungen  zeigen,  nicht  der 
SiSlenStrafe,  sondern  der  Erziehung. 
^Richter,  welcher  sich  berechtigt  er- 
\\  f„„,vr  Weise  das  Gesetz  auszu- 

SS^hd^n  einem  solchen  Falle  das  Kind 

E„  mangelnder  Einsicht  &«?P^, 
J3  er  die  Verhängung  einer  knmineUen 
Se  för  ungerecht  und  verderblich  er- 
S  Der  Richter  aber,  der  strenge  an 
dS  Wortlaut    des  Gesetzes   zu  halten  sich 


dlTluici'^erurteüen.  Nur  in 
: :,.  verschiedenartigen  Handhabung  des 
Szes  können  die  ausserordentlich  grossen 
HntPrsphiede  begründet  sem,  die  in  dem 
vSÄs  der  Jugendhchen,  welche  wegen 
Selnder  Einsicht  auf  Grund  des  §.56 
Strafgesetzbuchs  freigesprochen  werden, 
»  den  Jugendüchen,  welche  verurteilt  wer- 
K  den  einzelnen  Oberlandesgenchtsbe- 
Sen^skh  zeigen.  Sie  lassen  sich  aus  de 
^rschieLheitdergeistigenAusbddungder 

garend  in  den  verschiedenen  letalen 
Deutechlands  nicht  erklären  (vgl.  für  das 
?ÄuTl894  bis  1898  Statist  des  Deut- 
schen Reichs,  N.J.  Bd 126  1  S.  9b  tt 
ferner  Jahrb.  für  Nat.  u.  Stat,  ...  1.  Bd.  U 
s.  4 iL). 

Von  besonderer  Bedeutung  für  die  Be- 
urteüung  der  Kriminalität  und  der  Wirksam- 

teit  der  kriminellen  Strafen  sind  die .Zahlen 
der  vorbestraften  Jugendlichen  und  ihr  Ver- 
hältnis zu  den  erstmalig  A  erurteuten.  Die 
S  der\erurteüungen  von  Jugendlichen, 
fce  bereits  vorbestraft  waren,  ist  im  letzten 
Jalrzehnt  sehr  bedeutend  «h»^ 
betrug  1889  5590,  um  im  Jahre 1899  in 
fast  ununterbrochenem  steigen  auf  8919  zu 
klangen.  Auf  je  100000  Jugendliche  ent- 
leffim  Jahre  W  93  yerurteibangenvor^ 

bestrafter  Jugendlicher,  im  Jahre  1893  tta 
';„'' fl32  Verurteüungen.     Dagegen  ist  die 
°ZaU  der  Verurteünn.on  nicht  vorbestraf e 
Jugendlicher   nur   m .  genngem ;M .asse   g* 

4, ,.      sie   betrug  im  Jahre  1889   dl-W, 

Ähre  1899  daglgen  38593   und,  auf^e 

100000  Jugendliche  berechnet,  im  Janre 
ssm  vi  in  Jahr,.  1S96  570.  Allerdings 
,,,:,  sich  auch  hier  ein  Mehrbetrag,  aber 
mctt  eine  stetige  Zunahme  Die  Häufig- 
keit der  Verurteüungen  l  nl  .estraf te r  ^echsett 
von  Jahr  zu  Jahr,  ohne  dass  eine  bestimmte 
Richtung  auf  Steigen  od»  labten  hei voi 
tritt.  Die  ungünstige  Entwickelung  der 
TCriminaütät  der  Jugendlichen  hat  inren 
G n  :rS,tsäclüich°  in  der  nehmenden 
ri*nfi<rW   ,1er   Rückfälle   bei   jugendlichen 


(Statistik  des  Deutschen  Reichs,   X-  !''■  Bd. 

Daraus*' aber  der  Schluss  gezogen 

werden,    dass    die    übei 

hängten  krimineUeD  Strafen    he  Krimm; 

derselb W    rei  .daf" 

beitragen               <     <         !  'Vi 
die  Freiheitsstrafen    die  diese  Schad- 
wirkung an  iil ■    Die  G 

cannt.  Seit  dem  Jahre _  1889 
sfnd  mehr  and  mehr  an  SteUe  der  Freiheits- 
strafen Geldstraf,  nnd  Verweis  getreten 
Während   noch   im  Jahr,  1889  von  |e  1000 

n  Jugendlich    •    I  tnnten  Strafen  741   . 

IrliheitssW   ■  '    '    !  ,/,"1 

seitdem  stetig  gefall  ', '    ; 

is'is   nur  617.     Dagegen    ist    (aui    |e     

Verurteüungen  Jugendlicher 
Zahl  der  Geldstrafen  von  1»><   im  J 
S     Itili    nn    Jahre    isys    und    di 
weise  von  152  auf  217  gestiej 


ise  von  jlsjs  <1"1  "■■■■    o -.-- 
Dass  kurzzeitige  Freiheitsstrafen 


und 


Grund  Uauptsaciuicu  iu  u^_  '.""-"-,,-  ,ipn 
Häufigkeit  der  Rückfälle  bei  jagend  hc h  n 
r,  .1  Atem,   d  a  g  e  g  e  n  _  n  i  c  h  t  "    r 

Vermehrung  desjenigen  Bruchteils 
der  Jugendlichen,  der  mit  dem 
Strafgesetz  in  Berührung  kommt. 


Dass  mirzzeiuge  j. ..  ...--x..,. „  ,,,,,„„ 

die  Jugendüchen  können  meist  nur  zu  solchen 

Personen  ausüben  werden,  wird  kaum  < 
Nachweises    bedürfen.     Zwar    schreibt    aas 

Srafg tzbuch  (§57)vor,dMsan  jugend- 

!.,.,„,,  Personen  die  Freiheitsstrafe  m  be- 
Sren,  hierfür  bestimmten  Ansäten  ode 
Räumen    zu    vollziehen    ist.    .Aber  der 

kurzen  Zeit    die   sie  im   Gefängnis   zu  vei 
Ken   haben,    kann    ihnen    das     was    m 
Srinteresse\ndimInteressedesS^ 

für  sie  vor  allem  notwendig  wäre    nebt  gc 
Sien  werden,    Erziehung   und  Kräftigung 
fhTes  siMücheu  Charakters.    Wohl,  aber  wird 
r  Kiugefühl  abgestumpft  und  die  besseren 
SlerS   unterüigen    der  Verführung  und 
InsSung  durch  die  schlechtesten.     Denn 
,    ,vu   reicht  auch   ein   kurzes   Zusammen- 
leben   ans.    das    die   Anknüpfung   von   Be- 
^nULften  ermöglicht,   die >  spater^ fort- 
gesetzt  werden.     Die  Kruninalstatistit  oe 
Sslchtigt    diejenigen  Jugenfmhen 
,,„.   wegen    üeberti-etungen   zu  kurzzeitig^ 
^iheitsstrafen  verurteilt  worden     Es  darf 
mit    Sicherheit   angenommen    werden?     ass 

ä*ä        ■£ 

wSd»äiei?se»äli*«gXSu^ 

,linl  fiefänenis  oder  der  Hart   enuasbeu, 

S  M    einem  Makel   behaftet,  dar£ 

vSsuchungen   und   verbrecherische    rnebe 

schwächt. 
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-  i  trägt  unsere  S  »ebung  selbst 

an    i         äteigi  rang    der    Kriminalität    der 
nein   nicht    geringen    Teil  die 
Es    beruht    deshalb    auf    üeber- 
wenn   aus   dieser  Steigerung  auf 
sittlichen  Verfall  der  Jugend  des  deut- 
geschlossen   und    daraus    der 
ig  der  deutsehen  Kultur  gefolgert 
wird-     Eine   Reform   der  Strafgesetzgebung 
nach   den   angegebenen    Sichtungen  hin  ist 
unabweisbare    Forderung,    deren    Er- 
füllung  nicht  länger   aufgeschoben    werden 
te. 

b)     Die     Z.     und     ihre     Bedeutung. 
Aber    der    Staat    darf    sich    hiermit    nicht 
lügen.      Auch     wenn     man     den     frei- 
lich    nicht    messbaren    Einfiuss,     den     die 
unzweckmässigen    Bestimmungen    der    Ge- 
gebung   auf   die    Kriminalität    der    Ju- 
gend ausüben,   in  Abzug  bringt,    so  decken 
die    Zahlen    der   Kriminalstatistik    Schäden 
des    Volkslebens    auf,    die    zu    beseitigen 
oder    auch    nur  herabzumindern   der  Staat 
bisher    nicht     vermochte.      Er    darf    sich 
nicht   darauf   beschränken,   mit  Strafen  ein- 
lireiten,    wenn   eine  strafbare  Handlung 
begangen     worden    ist.    sondern    er    muss 
mehr,   als   dies   bisher   gesehenen,  zu  ver- 
hindern   suchen,    dass     strafbare    Hand- 
lungen   begangen   werden.     Er  muss  nicht 
nur   das  Verbrechertum,    sondern   auch   die 
verbrecherischen     Neigungen,     ihre      Ent- 
ung  und  Ausbildung  bekämpfen.    Nicht 
alleinige,  aber  ein   wichtiges  Mittel  in 
tn    Kampfe    ist    die    Zwangserzie- 
hung,  d.    h.   die   Unterbringung  verwahr- 
loster oder  der  Verwalirlosung  ausgesetzter 
Minderjähriger  zur   Pflege    und    Erziehung 
in   einer   geeigneten  Familie  oder  in  einer 
Erziehungs-    -der   Besserungsanstalt    durch 
staatliche  Anordnung   und   unter  staatlicher 
Aufsicht.     Den  Eltern  und  den  Vormündern 
liegt    die    Pflicht    ob,    die   ihnen   gehörigen 
anvertrauten     Kinder    zu    verpflegen 
und  ihnen  eine  Erziehung  zu  geben,  durch 
welche    ihre    sittliche     und    geistige    Ent- 
wickelung   gefördert    und    geschützt    wird. 
In    dem    bildungsfähigen  Alter  müssen    sie 
für  den  Kamjii  des  Lebens  sittlich  gestärkt 
werden.     Wie  der  Staat   es  heute  als  seine 
Pflichl  anerkennt,  darüber  zu  wachen,  dass 
Kind    den     Unterricht    erhält,    durch 
••■>>    die    für   einen    jeglichen    Lebens- 
beruf   unerlässlichen  Grundlagen    der  geis- 
Bildung  geli  gl  werden,  so  ist  es  auch 
Pflicht,   dem    heranwachsenden    Ge- 
i    Erziehung  zu  verbürgen,  die 
lie  Ausbildung  des  sittlichen  Charakters 
atet  ist.    Sofern  Eltern  und  Vormünder 
ittlichen  und  rechtlichen  Pflicht  nicht 
i  n    wollen    oder    können,    ist    es 
Rechl    und  die  Pflicht  des  Staates,  die 
1  '■  olösigkeit,    ihren 


Unverstand  oder  ihr  Unvermögen  zu  schützen. 
Die  Voraussetzungen  hierfür  sind  nicht  erm 
dann   gegeben,   wenn   das  Kind   schon    eine 
strafbare  Handlung  begangen   hat,   und  sif 
liegen    nicht    immer   vor,    wenn    das    Kinl 
eine     strafbare     Handlung     begangen     hat. 
Selbst    wenn    ein  Kind   sich   mehrere  straf- 
bare Handlungen    hat  zu   schulden  kommen 
lassen,  so  kann  daraus  noch  keineswegs  der 
Schluss  gezogen  werden,  dass  das  Kind  ver- 
wahrlost ist  oder  der  Gefahr  der  Verwahr] 
losung    ausgesetzt    ist.      Und    andererseits 
kann   ein  Kind  völlig  verwahrlost  und  sitt- 
lich verdorben  sein,  ohne  dass  ihm  die  Be- 
gehung einer  strafbaren  Handlung   nachge- 
wiesen    werden     könnte.       Eine     strafbare 
Handlung  des  Kindes   wird  immer  nur  ein 
Anzeichen  der  Verwahrlosung  sein,  und  in 
jedem  einzelnen  Falle  ist  zu  prüfen,  ob  sie 
als    ein  Anzeichen    der  Verwahrlosung  auf- 
zufassen  ist   oder  nicht.     Auch  besteht  der 
Zweck  der  Zwangserziehung  nicht  bloss  da- 
rin, zu  verhüten,  dass  das  Kind  früher  oder 
später  dem  Verbrechertum  verfällt,  sondern 
sie  soll  ihm  einen  Ersatz  bieten  für  die  Er- 
ziehung,  die  ihm  das  elterliche  Haus  nicht 
zu  gewähren  vermag.    Sie  soll  ihm  die  sitt- 
liche   Widerstandskraft    geben,    deren    der 
erwachsene  Mensch  bedarf,  damit  in  seiner 
ganzen    Lebensführung    die    sittlichen    Mo- 
tive über  die  unsittlichen  das  Uebergewicht 
gewinnen   und   er  den   Aufgaben,   die   ihm 
das  Leben   stellt,  gerecht  zu   werden   ver- 
mag. 

Die  hohe  Bedeutung,  welche  der  Zwangs- 
erziehung hiernach  zukommt,  wird  heute 
allgemein  anerkannt.  Ihr  ist,  wie  im  fol- 
genden gezeigt  werden  wird,  in  fast  allen 
deutschen  Staaten  demgemäss  ein  weites 
Gebiet  eingeräumt  worden.  Aber  die  Be- 
deutung und  der  Wert  der  Zwangserziehung 
dürfen  auch  nicht,  wie  dies  gegenwärtig 
vielfach  geschieht,  überschätzt  werden.  An 
die  gesetzliche  Ordnung  der  Zwangserzie- 
hung werden  vielfach  die  weitgehendsten 
Hoffnungen  geknüpft  und  von  ihrer  Durch- 
führung ein  Sieg  der  sittlichen  und  gesell- 
schaftlichen Kultur  über  das  Verbrechertum 
erwartet.  Bei  nüchterner  Ueberlegung  wird 
mau  mit  Sicherheit  voraussagen  können, 
dass  die  Gesetze  diese  überschwenglichen 
Hoffnungen  nicht  erfüllen  werden.  Sie  sind 
nur  in  einer  heute  in  Deutschland  weitver- 
breiteten Anschauung  begründet,  die  gegen 
jeden  Uebelstand  in  staatlichem  Zwange  ein 
sicheres  Hilfsmittel  finden  zu  können  glaubt. 
Diese  Anschauung  beruht  auf  einer  Ueber- 
sehätzung  der  Macht  des  Staates  und  seines 
Beamtentums.  Derartigen  Anschauungen 
und  debertreibungen  gegenüber  muss  immer 
wieder  auf  die  elementare  Wahrheit  hinge- 
wi     M    werden,  dass  der  natürliche  Boden 


für   die  Erziehung    der  Kinder   die   Familie 
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rr'pumS  u ld«    elterlichen.  Füi 

S^e^odef'siXaS  Serben    zu    er- 

^üle    staatliche    Zwangserziehungbietet 

,,„.     auch    keineswegs   die    Bürgschaft  im 

;ttH -h,.  Erziehung  der  m  ihr  beüna- 

Uli  i      Homo«    der    fcietang,    4» 

_,,  SSe  befahren  in  *«■    ^  ,.  ,,     , 

Iweifel  °-ezogen  werden,  dass  im  iaite  uei 
IwanSeSung    der    Unterbringung    des 


:1V71    ll'lli-'     3.U1&H--UI     iwi^.,-.  -,  - 

iu      „V  Anstalt    zu    verbringen,   aber 
'     Klange  darin  zu  belassen  sein,  bis  sie 

Sui^X    körperlich   sowdt    geh 
-    i       io  -    cip     einer    rainüie     ameinaui 

üSeA nneu.     Aber    die.  Voraussetzung 

«Tdifi  Unterbringung  in  einer  laniihe    > 

das  Vorhandensein   der  genugenden  Anzahl 
„  Famülen,  die  hierzu    geeignet  un 

S   sfnd     Die  Anforderungen,   die  an  eine 

2    Aufnahme    W^^ 

aussieht   auf  Erfolg   geschehen  soll.    Kim 
ü  en  sich  zur  Aufnahme  eines  verwahr- 

ten  Kindes   bereit  erkläre^    thun <kes 
um     sieh     einen     .Nebenverdienst     zu    ver 
Waffen.     Gerade  unter  ihnen  werden  aber 
Sittlichen    und    geistigen  EhgensAa^, 
■\Z  vur  Erziehung  eines  verwahrlosten  Kin- 
!   :    erfoSch  sind,  nicht  allzu  häutig jor- 
SSd^eS  Je  weiter  die  Zwangserziehung 
Sedehnt   wird,   um  so  schwerer  wird  es 
SE  Milien,  die  die  erforderhcheBm|- 
schaf    bieten,  in  genügender  Zahl  iura« 
Unterbringung  der  Kinder  zii  ünden.    W«d 

S^Äe^uSchÄMbi 
EÄ&  nuf  der  Erfolg  der  Zwangs^ 
Mekong  gefährdet,  sondern  es  ist.  •  h 
fe  Gefahr  vorbanden,  dass  der  Zogkng 
Zt  ^bessert  zu  werden,  andere : 
ansteckt  und  zum  Laster  und  Verorec&en 
verführt 


Ä.ber  auch   die  ünterbringu 

!     ihren. 

um'Kerri 

... 
r  ,i  .rwarhune    mit     Schwiert  •' ' 

adrviduett  ^ 

es  Wird    aicW    immer  zu   vei 

Maske  der  Hei 

,,  auf  die  minde,  ver- 

i  A-nstall  zu  ! 

dCl  Da"h,k  D 

die     Kinder     der    /.-  '^V1" 

werden,  die  Vera,  dei 

i    abzuschwächen    geeigne     ist. 

Sung  ihrer  Pflichten   zu  entzi, 
S  die  Koston  der    Verj 
...   der   Kmder   von 
Wenn  sie  auch  zum  Ersatz  der  Losten 
Zwangserziehung      heran  .^rden 

,    sLhe  unten  S.  1072),    30  wird  dies 
Sn    gSenden   Schutz   hiergegen    nicht 
Teten     Denn   in   den   meisten   hierher  g  - 
',!.:„  Fällen  werden  die  Eltern  gar  nicht 
'  .  ,1U.  „inen  nennenswerten  Beitrag 
,     der    Zwangserziehung    zu 

Shlen      A  «*.  j*J 

\\     Usel   des    Aufenthaltsortes    sich    leicht 

können.      boueu     ™  „         nno.  der 

Erziehung     nur    D 

;l    Fällen,    in   denen   sie   al* 

rderlich   erwiesen  .st,   ange- 

ni-t    und    dass   sie   in    der   sorgfaltigsten 

len  Weise  durchgeführt 

Die    Z.    in    der    deutschen    Ge- 
JUp   feg   rcMBSerÄn  Ge- 

ipflicbt      nicht    bloss    eme    Filicut     gegeu 

sänssääs 
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Zukunft  des  Staates   beruht,   Sorge  zu  tra- 
dies    die   Eltern  nicht    wollen 
nicht    vermögen.      Ist    auch    der    na- 
türliche   Boden    für    die    Pflege    und  .Er- 
ziehung des  Kindes   die  Familie,    so    kann 
doch,  eine  Notwendigkeit  eintreten,  das  Kind 
diesem    Hoden   zu   entziehen,  wenn  die  Fa- 
milie   zerrüttet    ist    und    ihr    die   sittlichen 
und  geistigen  Kräfte  fehlen,  die  zur  Pflege 
und    Erziehung    der    Kinder    unentbehrlich 
sind.     Schon    nach    dem    früheren    Rechte 
konnte   in    Deutschland    die    Vormund- 
schal  den  Eltern,  die  ihre  Pflichten 
vernachlässigten,   sowohl  die   Erziehungsge- 
walt entziehen  und  auf  ihre  Kosten   ander,. 
Personen  mit  deren   Ausübung  beauftragen 
als   ihnen    auch  die  elterliche  Gewalt  über- 
haupt absprechen  und  für  die  Kinder  einen 
Vormund    bestellen.     Hatte    der    Vormund 
auch    nicht   selbst   die  Erziehung  des  Mün- 
dels   zu   fuhren,    so    hatte    er    doch    dafür 
Sorge  zu  tragen  und  sie  zu   beaufsichtigen. 
Er    konnte,    wenn    er   dieser  seiner    Pflicht 
nicht  nachkam,  seines  Amtes  entsetzt   wer- 
den (Gemeines  Recht.  Prenssen.  AUg. 
Landrecht  II,  2  §§  90,  91,  266;  Vormund- 
schafts-Ordnnng   v.   5.  Juli  1875  §§  11,  28, 
63;     Sachsen,     Bürgerliches    Gesetzbuch 
v.   L863  §   1803).     Doch  konnten  diese  Vor- 
schriften   nur   in    seltenen    Fällen    zur  An- 
wendung kommen.     Es  ist  leicht  erklärlich, 
dass,   von  Ausnahmen   abgesehen,   derartige 
Zwangsmassregeln  nur  bei   den  .vermögens- 
i  Klassen  der  Bevölkerung    erforderlich 
werden.      Da  aber  die    Unterbringung   der 
Kinder  in  eine  andere  Familie  oder  in  eine 
Erziehungsanstalt  nur  auf  Kosten  der  Eltern 
p    der    Grosseltern)    oder    der    Kinder 
selbst  erfolgen  konnte  und  ausser  ihnen  zur 
rragung    der    Kosten    niemand    verpflichtet 
war.  so  war  in  den  meisten  Fällen  die  Vor- 
Isehaftsbehörde  nicht  in  der  Lage    von 
ihr  zustehenden  Befugnis   Gebrauch    zu 
mache,,,  denn  die  Mittel  zur   Durchführung 
der    erforderlichen    Massregel   waren    nicht 
vorhanden. 

I  He  Erziehung  verwahrloster  Kinder  auf 
öffentliche  Kosten  zu  übernehmen,  sah 
de:    Staat  zunächst  genötigt  bei  den- 
jenigen   Kindern,    die   strafbare   Hand- 
!' !'-,''"     begangen     haben.       Jugendliche 
1  chelthator,  denen  die  Keife  des  Verstandes 
und  des  Charakters  noch  fehle,,,  um  sie  für 
ihre   Handlungen   strafrechtlich   verantwort- 
lichzu  machen,  sollen  nicht  gerichtlich  be- 
straft, Sonde,-,,  i  rzoger,  and   womöglich    vor 
verderben    errettet    werde,,;     Schon 
französische  Strafgesetz   von,    25   Sep- 
«r  1791    hatfe     bestimmt,  dass  jugend- 
.";"'■    Pei  ae    vor    vollendetem    16 

rfbare  Handlung    sans  discer- 
"I"'"  Dnterscheidungsvermögen,  d 
n.  ohne  die  zur  Erkenntnis  der  Strafbarkeit 


erforderliche  Einsicht  begangen  haben,  frei- 
zusprechen  sind,  dass  das  Gericht  aber  an- 
ordnen  kann,   dass   der  Schuldige  auf  eine 
bestimmte   Reihe   von   Jahren,    doch    höch- 
stens  bis   zur   Erreichung   des    20.  Leben* 
Jahres,    in    eine   Besserungsanstalt    zu    \  er- 
bringen ist.     Diese  Bestimmung  ist    sodann 
m   den    Code    pönal    von    1810   Art.    66,  63 
und  aus  ihm  in  das  Preussische  Strafgeseta 
buch    von    1S.-.1     ij    4L-    übergegauyem     Das 
Strafgesetzbuch  für  das  Deutsche  Reich  voi 
1870    hat    sie    dagegen    nur    mit    wesent- 
lichen   Aenderungen    aufgenommen.      Hier- 
nach  sind   Kinder,    die   das   12.  Lebensjahr 
noch  nicht  vollendet  haben,  überhaupt  straf- 
nnmündig    und    können    wegen     strafbarer 
Handlungen     strafrechtlich     nicht     verfolgt 
werden    (§    55),    während    das    französische 
und   preussische   Recht  eine   solche  untere 
Grenze    nicht    kennen.      Dagegen    hat    da* 
Strafgesetzbuch  die  obere  Altersgrenze  von 
dem  vollendeten  16.  auf  das  vollendete   18 
Lebensjahr    hinaufgesetzt   (§    56).     Jugend- 
liche  Personen,    welche   zu"  einer  Zeit"    als 
sie  das  12.,  aber  noch  nicht  das  18.  Lebens- 
jahr  vollendet   haben,   eine  strafbare  Hand- 
lung begangen  haben,  sind  zwar  strafrecht- 
lich zu  verfolgen,    aber  das  Gericht  hat  sie 
freizusprechen,   wenn  sie  bei  der  Begehung 
der    Handlung    die    zur    Erkenntnis    ihrer 
Strafbarkeit  erforderliche  Einsicht  nicht  be- 
sitzen.    In    dem    Urteil    kann    das    Gericht 
bestimmen,    dass    sie    in    eine   Erziehungs- 
oder  Besserungsanstalt   zu  verbringen  sind 
Während    nach    französischem    Rechte    das 
Gericht  in  dem  Urteil  auch   die   Dauer  des 
Aufenthalts  in  der  Besserungsanstalt  zu  be- 
stimmen hat,  haben  das  preussische  Gesetz 
und  ihm  folgend  das   deutsche   Strafgesetz- 
buch es  mit  Recht  der  der  Anstalt   vorge- 
setzten Verwaltungsbehörde   überlassen,  zu 
bestimmen,  wann  che  Zwangserziehung    in 
der  Anstalt  ihren  Zweck   erreicht    und    der 
Zögling    demgemäss   zu  entlassen   ist.    Nur 
muss    die    Entlassung    spätestens    mit    der 
Vollendung   des   20.  Lebensjahrs    des    Zög- 
lings erfolgen. 

Eine  Ergänzung  haben  diese  Bestim- 
mungen durch  das  Reichsgesetz  vom  25' 
Juni  1900  erhalten.  Nach  dem  Str.G.B. 
g  361  Ziffer  6  ist  die  Ausübung  der  ge- 
werbsmässigen Unzucht  nur  strafbar,  wenn 
die  Prostituierte  der  polizeilichen  Aufsicht 
nicht  unterstellt  ist  oder,  sofern  sie  ihr 
unterstellt  ist,  wenn  sie  den  zur  Sicherung 
der  Gesundheit,  der  öffentlichen  Ordnung 
und  des  öffentlichen  Anstandes  erlassenen 
polizeilichen  Vorschriften  zuwiderhandelt. 
\V  ird  eine  Prostituierte  aus  dem  einen  oder 
dem  anderen  Grunde  zur  Haft  verurteilt,  so 
kann  in  dem  Urteil  zugleich  erkannt  wer- 
den, dass  die  verurteilte  Person  nach  ver- 
büsster    Haft   der  Landespolizeibehörde   zu 
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fcerweisen   ist.     Die   Landespoli 
„hält  dadurch  die  Befugnis,  sie  bis  zu  zwei 
fahren    entweder    in    ein   Arbeitshau 
«her  in   eine   Besserungs-  oder  Erziehungs- 
anstalt   unterzubringen.     Hatte    die   Prosti- 
tuierte  zur   Zeit   4er    Verurteüung   das    IS. 
Lebensjahr  noch  nicht  vollendet,  so  kai 
ücht  in  ein  Arbeitshaus,  sondern  nur  in  eine 
runes-    oder    Erziehungsanstalt   unter- 
gebracht   werden.      Es    soll    dadurch    den 
P        tuierten,  sofern  sie  noch  nicht  ganz  yer 
derben  sind,  die  Möglichkeit  gegeben  werden, 
auf  die  Bahn  eines  geordneten  und  ehrlichen 
Lebens  zurückzukehren.  .     ., 

Sowohl  die  durch  gerichtliches  Urteil 
angeordnete  wie  die  auf  Grund  eines  l  r- 
teils  durch  die  Landespolizeibehörde  ver- 
Zwangserziehung in  einer  Ausfall 
landespolizeiliche  Massregeln,  deren 
Kosten  von  dem  Staate  zu  bestreiten  sind, 
»fern  er  sie  nicht  durch  Landesgesetz  den 
kommunalverbänden  auferlegt. 

Indem  das  Strafgesetzbuch  von  1870  be- 
stimmte, dass  Kinder,  die  vor  vollendetem >  12. 
Jahre  eine  strafbare  Handlung  begehen, 
haupt    nicht    strafrechtlich   verfolg 
können,  und  indem   es  die  Altersgrenze  bei 
mgendlichen  Personen,  die  wegen  einer  straf- 
baren Handlung  nur  verurto.lt  werden  b 
wenn    festgestellt  ist,    dass   sie  die  zur  Er- 
kenntnis der  Strafbarkeit  erforderliche  Ein- 
sicht besitzen,   vom  vollendeten  16.  auf  das 
vollendete.  18.  Jahr  hinaufrückte,  waren  diese 
Neuerungen    gerechtfertigt,    wenn   sie   aucn 
S    alten    wohlbegründeten    Forderungen 
Genüge  leisten.     Das  Strafgesetzbuch   nahm 
damit    aber    auch    den    Strafgerichten    die 
Möglichkeit,   die  Zwangserziehung  von  Kin- 
dern   die   vor    Vollendung   des  12  Lebens- 
jahre^   eine    strafbare    Handlung    begangen 
haben,   anzuordnen.     Es   sollte  der   Laudes- 
-  tzgebung    überlassen    bleiben.      Bestim- 
mungen  über  die   Fürsorge  für ]  die  Km 
zu  treffen,    welche  vor  dem  vollendeten  1  . 
Jahre  verbrecherische  Neigungen  zeigen  und 
strafbare  Handlungen   begehen.    Dm    jeden., 
Zweifel  darüber,    dass   die  Landesgesetzge- 
bung hierzu  zuständig   sei,    auszuschbessen, 
ward  durch  das   Reichsgesetz   vom   26.  *e- 
bfuar  1876  dem  §  55   des  Strafgesetzbuchs 
ein    Zusatz    des    Inhalts   hinzugefügt,    dass 
regen  Kinder,  die  bei  Begehung  einer  srra - 
„    Handlung    das   12.  Jahr   nicht   voll- 
endet  haben,    nach   Massgabe  der  lau 
setzlichen      Vorschriften    die      zur      Bes- 
serung    und      Beaufsichtigung      goeigneten 
Massregeln  getroffen  werden  können.    Doch 
ward  das  Landesrecht   insofern  beschrankt, 
als  bestimmt  ward.  das.  die  1  nterbrmgung 
in   eine  Erziehungs    oder  Bessemngsanstelt 
nur  erfolgen  kann,  nachdem  durch  Beschluß 
der  Vormundschaftsbehorde  die   Be- 


Unterbringung  für  zulässig  erklärt 
sei   hier   sogleich   erwähnt,  da-  durch 
Wortlaut 

e  das  Einführui 
ßi     tzbuch    m    Art.    ..l 
te,    der    Unterbringung    in    • 
t     die    m    einer    g© 
hgestellt  wird. 

Doch     hat     das  tzbuch    damit 

das     La  Larauf    be- 

i  Kinder,  die  vor  vollend 
12    Jahr.-  i  rafbare  E 

haben,  die  zur  Bes  sichti- 

igneten     Massregeln    a 
Wie  es  nicht  in  allen  Fällen,  in 
Kind  eine   strafbare   Handlung  be 
staatlichen    Anordnung   besonderer    Mi 
sreln    zu   seiner  Besseiung  ui 


gehung  der  Handlung   festgestellt   und   die 


geiu    ZU    seuiei    i_>cc3o^i"..e    «■- - 

lung    bedarf,     sondern    vielfach    und 
Glück   in    den   meisten  Fäll 

|  T  Eltern  oder  des  Vormundes  hierzu 
völlig   ausreicht,   so  bedarf   es    and 

ler  zahlreichen  Fällen  der  Ai 
besonderer   Massregeln    und    des    obngkeit- 
^n  Eingreifens    in  die  Erziehungsgewalt 

der  Eltern  oder  des  Vormundes,  um  Kn 

straf  bare  Handlung  begangen 

haben,  vor  körpi  oder  sittlicher  Ver- 

wahrlosung  zu   bewahren     idei    sie    ihr    zu 
eutreissen^  ^^  ^  ^  ^  ^     llattt.  schon  das  Ge- 
setz  vom   2.   Mai   1852  §  7  bestimm^ 
Kinder,   die   der   sittlichen    Verwahrl  - 
preisgegeben  sind,  in  Familien  oder  An sta 
Uergebrachl   werden  können  und  dass  dre 
Kosten    soweit  sie  nicht  von  den  Unterhalts- 
pflichtigen   bestritten   werden    können    von 
den   zur  Armenunterstützung   verpflichte 

,„„    sind      Diese    Vorschrift 

in  dem  Polizeisrrafgesetz  von      ,.  De- 

,   Kl  Art.  12  wiederholt.    Das^" 

führungsgesetz  zum  Gesetz  über  den  l  nter- 

stützungswohnsitz  vom  1..  April 

21  tat  sodann   die  Landarmen  verbau  ■■ 

mächtigt,     diese     Kosten     zu    übernehmen. 

tendeNormierungfanddieZwangs- 

rerwahrloster  Kinder  jedoch  zu- 

e-1     uBraunsehwoi,    (G  °    ^ 

Dezember  1870)  und  Anhalt   (Gesetz  vom 

29    Dezember   1873,  abgeändert  dirrc h  che 

:.  März   1—   uidl9.ta 

in  Sachsen  bestimmte  ^Voik^ 

tz  vom  2o.  Apnl  1873  §  o,  aass 
schulpflichtige  Kinder,  die  sittlich  verwahr- 
lost oder  der  Verwahrlosung  ausgesetzt 
snd  in  eine  andere  Familie  oder  m  eine 
Besserungsanstalt  unterzubringen  sind,  und 
zwai  im  Falle  des  Unvermögens  auf  Kosten 

derA?e?ttedurch  die  Verhandlungen^ 

Reichstages  über  die  Aenderungen  des  btxat- 

Szbuchs    und   über  d  erwähnte, 

§55  hinzugefügte  Bestimmung  im  Jahre 


Zwangserziehung 


1876  wurde  die  öffentliche  Aufmerksamkeit 

bland    auf    die    Wichtigkeit    der 

Zwangserziehv  ;ter  Kinder  hin- 

,t    und    in    den    meisten     Staaten    die 

gum  Erlasse  besonderer  Landes- 

en,    die  jedoch  in   ihren  Be- 


Staaten  schon  vor  Erlass  des  Bürgerlichen 
Gesetzbuchs  gesetzliche  Bestimmungen  übel 
die  Zwangserziehung  verwahrloster  Kinder 
getroffen,  so  war  doch  der  Rechtszustand 
wenig  befriedigend.  Vielfach  war  die 
Zwangserziehung  auf  öffentliche  Kisten  nur 


Stimmungen  vielfach  voneinander  abwichen,  in   sehr   beschränktem   Umfange   zugelas 

In    Preussen  beschränkte   das   Gesetz  und   kennte   für  Minderjährige,   die   das  12. 
vom    13.   März   1878    (abgeändert  durch  die  Lebensjahr    vollendet    hatten,     nur    durch 
Ize   vom    27.   März    1881    und  23.  Juni  strafgerichtliches    Urteil     nach     §    56    des 
1884)  seine  Vorschriften  auf  Kinder,  welche  Strafgesetzbuchs    augeordnet    werden,      in 
nach    Vollendung   des   6.   und    vor    Vollen-  anderen   Staaten,   wie   in  Württemberg, 
düng   des    12.   Jahres   eine   strafbare  Hand-  Sachsen   u.  s.  w.  hatte   die  Verwaltung^ 
hing  begangen  haben.     Die  Zwangserziehung  behörde   in  ganz  formlosem  Verfahren  über 
dann   angeordnet    werden,    wenn    sie  eine  in  die  Familienverhältnisse  so  tief  ein- 
Rücksicht   auf  die  Beschaffenheit    der  greifende  Massregel,   wie   es  die  Zwangser- 
aren  Handlung,   auf  die  Persönlichkeit  ziehung  ist.  Beschluss  zu  fassen. 


der  Eltern  und  sonstigen  Erzieher  des  Km 
und  auf  dessen    übrige  Lebensverhält- 
nisse zur  Verhütung  weiterer  sittlicher  Ver- 
wahrlosung von  dem  Vormundsehaftsgerichte 
für   erforderlieh    erklärt    werde.      Die    Aus- 
führung ward  den  Provinziatverbänden  über- 
ch  hatte  der  Staat  ihnen  die  Hälfte 
der  von  ihnen  aufgebrachten  Kosten  zu  er- 
a.    Vom  1.  Oktober  1878,  wo  das  Ge- 
setz   in    Kraft  trat,    bis  zum  31.  Min/.   1900 
sind  auf  Grund  des  Gesetzes  32449  Kinder 
in  Zwangserziehung  genommen  worden.   Von 
-    .      L888  ab  ist  die  Zahl  der  Kinder, 
sich  jedes  Jahr  in  Zwangserziehung  be- 
fanden,   von  unwesentlichen    Schwankungen 
sehen,    ziemlich   die  gleiche   gebheben. 
Sie   betrug  am   31.   März   1888   10756,   am 
31.  März   1900  10891.     Die  Kosten  beliefen 
sieh    jährlich    auf    ungefähr    l1  •_•    Millionen 
Mark:    (im  Jahre    1899/1900  auf    1655000 
Mark). 

Dem    Preussischen     Gesetze     schlössen 
sich  die  Gesetze  einer  grösseren  Reihe  von 
Mittel-  und  Kleinstaaten  an.  so  Mecklen- 
burg-Schwerin   und    Mecklenburg- 
Sl  i ■  '■  i  i  t  z ,  Sachsen -W e i  ma r  und  die  thü- 
ringischen Eerzogtümer.    In  anderen 
ii  zog  man  der  Zwangserziehung  nicht 
-'     Grenzen.     Ihre  Anordnung   ward 
nicht  an  die  Voraussetzung  gebunden,   dass 
Band  eine  strafbare  Handlung  begangen 
und   sie  ward  in   bald   weiterem,  bald 
rem    Umfange    auch    für    verwahrloste 
das    1-'.    Lebensjahr   vollendel 
i,    für    zulässig    erklärt.      Aus    dii  -   a 
letzen   isl  insbesondere  das  badi- 
G.   v.    1.  Juni    1886    hervorzuheben, 
«las  in   vieli  a   anderen  Staaten   der  Gesetz- 
gebung   als    Vorbild     diente    (Hamburg, 
El  -Lothringen  u.  s.  w.). 

Staaten,    die    zunächst    der 
ii    Gesetzgebung    gefolgl    waren, 
i   der  Zwangserziehung  ein  wei- 
räumt,    so    Sachsen- 
Wein  i  andere  thüringische  Staaten. 


3.  Das  Bürgerliche  Gesetzbuch,  dessen 
Aufgabe   sich   auf   die  Ordnung  des  Privat- 
rechts beschränkt,  hat  demgemäss  auch  das 
Recht    und    die  Pflicht   der   Erziehung   der 
Kinder    nur    insoweit    normiert,    als  sie  ein 
AusQuss  der  elterlichen  Gewalt  oder  der  an 
deren  Stelle   tretenden  vormundschaftlichen 
Gewalt  des  Vormundes  oder  des  Vormund- 
sehaftsgerichts   sind.    Auch  nach  dem  Bür- 
gerlichen   Gesetzbuch    ist    der    natürliche 
Boden    für    die   Erziehung   des  Kindes   die 
Familie.     Dem  Vater  und  neben  dem  Vater 
der  Mutter   steht   die   elterliche  Gewalt  zu. 
Sie   halien    das  Recht    und   die  Pflicht,   für 
die  Person    des  Kindes   bis   zu  seiner  Voll- 
jährigkeit zu  sollen.   ,[ns  Kind  zu  erziehen, 
zu  beaufsichtigen  und  seinen  Aufenthalt  zu 
bestimmen     (§§    1631,    1634).      Uneheliche 
Kinder   stehen    zwar   nicht  unter  der  elter- 
lichen   Gewalt    der    Mutter,    für    sie   muss 
immer  ein  Vormund  bestellt  werden.    Wohl 
aber    kann    der   Mutter    die  Vormundschaft 
übertragen   werden    (§§   1773,    1778).     Aber 
auch    wenn   nicht  die  Mutter,    sondern  eine 
andere  Person  zum  Vormund  bestellt  wird. 
so   verbleiben    doch   der  Mutter  Recht   und 
Pflicht,  für  die  Person  des  Kindes  zu  sorgen 
(§    1707).      Für    elternlose   Kinder    hat    der 
Vormund    in   demselben  Umfange,    wie  ein 
Inhalier   der   elterlichen   Gewalt   das   Recht 
und  die  Pflicht,   für  die  Person  des  Kindes 
zu  sorgen  (§§  1793.  1800).     Die  Eltern,  so- 
weit  ihnen    die  Sorge   für  che   Person  des 
Kindes  zusteht,   wie  der  Vormund  sind  be- 
rechtigt,    angemessene    Zuchtmitte]    gegen 
das  Kind  anzuwenden,  und  auf  ihren  Am  m^ 
hat    das    Vormundschaftsgericht    sie    durch 
Anwendung  geeigneter  Zuchtmittel  zu  unter- 
stützen   ii    1U31).      Das    Vormundschaftsge- 
richt kann  hiernach,  wenn  es  die  Massrege] 
im    einzelnen    Falle    als    eine   geeignete  er- 
achtet,   auch    anordnen,    dass    das    Kind    in 
eiue    andere    Familie    oder    in     eine    Er- 
ziehungs-     •  ■'l-v     Besserungsanstalt     unter- 
gebracht    wird,     sofern     die    Eltern     oder 
ch  fast  alle  deutschen   der     Vormund    bereit    sind,     die    Kosten 


Z-wangsei  iehung 
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,erfül.  zn   bestreiten.    Da   aber  trotz  emei 
! . U  ,,  Massregel  ihr  Erziehungsrecht  fort- 
lauert     o   sincl   sie  auch  beroch  tagt ,  jeder- 

S   las  Kind  der  Kamill ler  der  Anstalt, 

f&  es  untergebracht  ist    zu  entnehmen 
lA\   anderer  Weise   für  das  Kind  Sorge 

*  Krziehungsreeht  der  Eltern  und  des 
Vormundes    ist    aber    zugleich    eine     Er- 
[iphunffspf licht,    die    sie    unter    Aut- 
KJdSfSrte»  auszuüben  haben       st  der 
Vater    -    oder  wenn    an    seiner   Me  1.-     U. 
wXr  die  Sorge  für  die  Person  des  Kindes 
Süben  hatfdie  Mutter-    rechthe i  oder 
Katsächlich  verhindert,  ^eErziehungspüichl 
ot  erfüllen,  so  hat   -las  Vormundschaftsge- 
KS ün  Interesse  des Kindes ^erforder- 
Sen  Massregeln    zu   treffen   (§     «...  ,      In 
P  ,„em    Falle    kann    das  Vormundschartsge- 
Scht  die  Unterbringung  des  Kindes  m  eine 
Familie  oder   in    eine  Anstalt    auch   gegen 
den    Willen    der    Eltern    anordnen,    selbst 
tenn     sie    ein     Verschulden    nicht    trifft. 
l:i;  Vormundschaftsgericht    hat    aber   auch 
rinznschreiten,  wenn  Vater  oder  Mutter  ihre 
St   für  die  Person  des  Kindes  zu  sorgen, 
Seh  verletzen.     Wenn  das  geistige  oder 
i  SLhe  Wohl    des  Kindes  dadurch  gefähr- 
de   wird    dass  sie  das  Recht  der  Sorge  für 
'  Sa   dos   Kindes   missbrauchen,   das 
Khid   vernachlässigen    oder   sich  eines  elir- 
En  oder  unsittlichen  Verhaltens  schuldig 
Een     so    hat  das   Yormundsehattsgericht 
SfeS   Abwendung    der   Gefall  r^;- 
liehen  Massregeln  zu  treffen  §§  1666,  lböb). 
ÄTzu  diesem  Zwecke  auch  anordnen 

dass  das  Kind  in  einer  geeigneten  latmlie 
oTer  einer  Erziehung,-  f«»^ 
stalt  untergebracht  werde  (§  1666).  Das 
Gerieht  hat  die  Eltern  vorher  zu  hören,  ob 
,i  denn  dass  die  Anhörung  unthunheh  ist. 
Auch  Verwandte  und  Verschwägert.'  des 
Endes  sollen  gehört  werden,  wenn  dies 
5Kfi  erhebliche  Verzögerung  ^  ohne  un- 
verhältnismässige Kosten  gesehdien  kam 
is  I07s>  Gegen  den  Hesehluss  1»  <" 
•i-lts  können"  die  Eltern,  Verwände  und 
Verschwägerte  sowie  jedermann  der  en 
herechtietes  Interesse  daran  hat  die  pa 
l;;dJ;!'nAn,4egenheitendesK.nd^^ 

zunehmen,  sowie  das  Kind  selbst,  wenn  es 
das     14     Lebensjahr    vollendet     hat,     ae 
Swerde    bei     dem    Landgericht     einlegen 
gSgesetz   aber  die  freiwü^eGencMs- 
barkeit  vom  17.  Mai  1898  §§  19,  27,  57,  Ni 
S'  ''r.üer  den  angegebenen  Voraussetzungen 
kaui    demnach    das  Vormundsch aftsgerich 
die  Unterbringung   eines  jeden  ^e^ahn 
geD    !„    eine  Familie   oder   eine  Anstalt  an 
ordnen,  nicht  nur,   ^nn  er  der  Gefahr  der 
sittlichen     oder     geistigen     A  muhdnM  n 
ausgesetzt    ist,    sondern    auch,     wenn    die 


Eltern  das  Kind  in  der  körperlichen  PI 
Srachlä  äigen  und  dadurch  sein  Leibuches 
Wohl    gefährden.      Auch     Kind«     in     den 
ersten  Lebensjahren    können  unter  den  an 

g ebenen  Voran    et  angen  d<  i   I 

logen  werden,    Uebei    b    D 
chln  Ma    rege]    bal    da     Vora 

i;     ""':  "■    n"'i'n 

auch  j, 

kann,     immer  aber  endet  sie  mit  dem  Ein- 
tritt der  Volljäh  »71). 

SteW     die    Sor,       EO  !  .&esn 

Kindes    weder  Vater   noch  Mutter,    sondern 

,„   Vormund le>     Pflei  ei    SU,   so 

hal    das    Vormunds^  W    deren 

samte  Thätigkeil  zu  beaul  i  (§§  1  ■■;•• 

1915)     Das  Gericht   kann  nach  seinem    .-- 

messen,    auch    ohne  Zustimmung    und   ol 

Verschulden   des  Vormunde    od      P 
SnS    Lsder  Mündel  der  Famüi. 
der    der  Vormund    ihn    untergebracht    bat 

entzogen  und  in  einer  anderen  Eamil de 

ÄT&ziehungs- oder  Besserungsanstalt 

untergebracht  wird  (§   L8ÖB). 

\ber  die  Anordnungen,   welche  .!•<-  \  "i 
mundschaisgericht     in    Ausübung     seine 
Obervormundschaft  au   Grnn'     ,  ...Um 
mungen    des    B.G.B.    §5    ioou,_  j.j» 
Sin    nur    dann    und    nur    ™™f™ 
Ausführung  gebracht  wde^  als  die  Ko 

unmittelbar    und    ausschliesslich    •">>     o 
Yen      "n    des  Kindes    und    der  zu  seinem 
unterhalt  verpflichteten  Personen,  d  h  der 

Eltern   oder   Grosseltern  (vgl.  den  A,      K  a 

^^fÄt^^U^Äl-.     8    l,,l 
da  VormSschaftsgericht    die    Unterbrm- 

I„        "  Minderjährigen    in   eine  1  am. he 

S^    Fr/iehungs-  oder  Besserungsanstalt 

«n  richtet  sich  der  Befehl  zunächst  an 

oHe  Siehe    Kosten    ausführen    lassen, 
^efneantdi  Vermögen   de-  Kind.,  oder  der 

SSSSSö 

o-ericht  eine  solche  P"7»te,.f^n  vS™ 
fiehung  anordnen  und  ausfuhren  kann 
"tUlcte  Gesetzbuch  wollte  |e- 
doch  mit  tosen  Bestimmungen  keineswegs 
die  tarnte  Materie  der  Zwangserziehung 
ordnfn  Nicht  nur  bleiben  die  schon  be- 
sprochenen   Vorschriften    des    Strafgesetz- 
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buchs  in  §  55  und  §  56  in  Kraft,  sondern 
rungs  jesetz  Art.  135  hat  es  auch 
den  Landesgesel  gebungen  iiii.a-la~.-iMi,  der 
Zwangserziehung  Minderjähriger  eine  weitere 
lehnung  zu  geben  und  sie  durch  lan- 
desrechtliche Normen  insoweit  zu  ordnen, 
als  die  Ausführung  auf  öffentliche 
Kosten  erfolgt  (öffentliche  Zwangs- 
erziehun  ;).  Lber  das  Einführungsgesetz 
hat  das  Landesrecht  an  folgende  reichsge- 
setzliche Normen  gebunden: 

1.  Das  Landesrecht  kann  die  Zwangs- 
erziehung Minderjähriger  nur  anordnen: 

für  Kinder,  die  vor  Vollendung  des 
12.  1,< '!>.  ii -Jahres  eine  strafbare  Handlung 
begangen  haben,  sofern  durch  Beschluss  des 
Vormundschaftsgerichts  die  Begehung  der 
Handlung  festgestellt  und  die  Zwangser- 
ziehung für  zulässig  erklärt  ist  (Str.G.B. 
§  55),  oder 

b)  sofern  das  geistige  oder  leibliche 
Wohl  des  Kindes  dadurch  gefährdet  wird, 
dass  d.r  Vater  (oder  die  Mutter)  das  Recht 
der  Sorge  für  die  Person  des  Kindes  miss- 
braucht,  das  Kind    vernachlässigt  oder  sich 

ehrlosen  oder  unsittlichen  Verhaltens 
schuldig  macht,  oder 

c)  sofern  die  Zwangserziehung  zur  Ver- 
hütung des  völligen  sittlichen  Verderbens 
des  Kindes  notwendig  ist,  selbst  wenn  die 
Eltern  ein  Verschulden  nicht  trifft,  oder 
endlich 

d)  wenn  das  Kind  in  Vormundschaft  oder 
Pflegschaft  sich  befindet. 

2.  Die  Anordnung  der  Zwangserziehung 
im  Falle  des  §  55  des  Strafgesetz- 
buchs durch  Beschluss  des  Vormundschafts- 
-  richts  für  zulässig  erklärt  werden,  in  allen 
anderen  Fällen  durch  Beschluss  des  Vor- 
mundschaft sgerichts  selbst  erfolgen. 

3.  Die  Entscheidung  darüber,  ob  der 
Minderjähri        di  ssen  Zwangserziehung  an- 

dnet  ist.  in  einer  Familie  oder  in  einer 
Erziehuhgs-  oder  Besserungsanstalt  unter- 
zubringen ist,  ist  von  dem  Vormundschafts- 
gericht zu  treffen,  wenn  die  Unterbringung 
nicht  auf  öffentliche  Kosten  erfolgt.  Ande- 
renfalls kann  das  Landesgesetz  die  Ent- 
scheidung hierüber  einer  Verwaltungsbehörde 
übertragen. 

Vormundschaftsgerichl     is1     nach    dem 
Reichsgesetz   über  die   freiwillige  Gerichts- 
barkeil   von     L898     §    35    das    Amtsgericht 
(über   de,,    Familienrat,   der   an   Stelle   des 
Vormundschaftsgerichts  treten  kann,  s.  den 
Art.    \  ormund  schaff  oben    Bd.  All  S. 
600).     Doch  kann  das  Landesrecht  nach  dem 
etz  Art.  147  die  Verrichtun- 
'•  ormundschaftsgerichts  auch  einer 
Behörde  übertragen.    Dies  ist.   so- 
lch um  die  Zwangserziehung  han- 
*  11  -     in    den     beiden     Grossherzogtiimern 
Mecklenburg    und     in    Hamburg    ge- 


schehen. In  Mecklenburg  sind  nach 
der  V.  v.  II.  April  lSllll  für  die  Städte  und 
deren  Gebiete  die  Magistrate,  für  die  (le- 
biete  der  Ritterschaft  aber  die  Gutsherren 
zuständig.  In  Hamburg  besteht  nach  dem 
G.  v.  14.  Juli  1899  eine  besondere  Vor- 
mundschaftsbehörde. 

4.  Die  öffentliche  Z.  nach  Landes- 
recht, a)  Die  Landesgesetze.  Durcjj 
die  Bestimmungen  des  Bürgerlichen  Gesetz- 
buchs und  des  Einführungsgesetzes  Art.  131 
waren  die  Bundesstaaten  darauf  hingewiesen] 
ihre  gesetzlichen  Vorschriften  über  die 
Zwangserziehung  Minderjähriger  einer  Re- 
vision zu  unterziehen,  um  sie  in  (Jebereinstiin- 
niung  mit  dem  Reichsrecht  zu  bringen  und 
sie  derart  umzugestalten  und  zu  ergänzen, 
dass  sie  der  wichtigen  sozialen  Aufgabe,  zu 
deren  Erfüllung  sie  bestimmt  sind,  in  vollem 
Umfange  genügen  können.  Die  meiste« 
Bundesstaaten  sind  dieser  Aufgabe  gerechj 
geworden  und  haben  in  den  Jahren  189q 
bis  1900  gesetzliche  Bestimmungen  über  die 
Zwangserziehung  erlassen,  die  allerdings  so- 
wohl in  Bezug  auf  die  Form  wie  auf  den 
Inhalt  vielfach  voneinander  abweichen. 

Was  zunächst  die  Form  betrifft,  so  haben 
einzelne  Staaten  die  Materie  in  den  Aus- 
führungsgesetzen  zum  Bürgerlichen  Gesetz- 
buch geordnet,  unter  Auf hebung  der  älteren 
Gesetze.  Dies  ist  geschehen  im  Königreich 
Sachsen  (Ausf.-G.  v.  IS.  Juni  1898  §  50); 
Sachsen- Weimar  (Ausf.-G.  v.  5.  April 
1899  SS  200—210);  Oldenburg  (Ausf.-G. 
v.  15.  April  1899  §§  27—34);  Sachse  n- 
Altenburg  (Ausf.-G.  v.  4.  Mai  1899 
SS  109—121);  Sachsen-Coburg-Gotha 
(Ausi-G.  v.  20.  November  1899  Art.  49 
SS  1—10);  Reuss  ä.  L.  (Ausf.-G.  v.  2& 
Oktober  1899  §§  125-135);  Reuss  j.  L. 
(Ausf.-G.  v.  10.  August  1899  SS  100—111); 
Lübeck  (Ausf.-G.  v.  30.  Oktober  1S99 
SS  130-141):  Elsass- Lothringen 
(Ausf.-G.  v.  17.  April  1899  SS  123—127). 
In  Hessen  hat  das  Ausführungsgesetz 
vom  17.  Juli  1899  Art.  284  nur  einzelne 
Artikel  des  G.  v.  11.  Juni  1887  abgeändert. 
In  Baden  sind  durch  ein  besonderes  O.  v. 
16.  August!  1900  einzelue  Aenderungen  des 
älteren  Gesetzes  über  Zwangserziehung  vom 
4.  Mai  18S6  herbeigeführt   weiden. 

In  anderen  Staaten  sind  dagegen  über 
die  Zwangserziehung  Minderjähriger  unter 
Aufhellung  der  älteren  I  lesetze  neue  be- 
sondere Gesetze  erlassen  worden.  In 
Preussen  ist  an  die  Stelle  des  Gesetzes 
von  1878  das  Gesetz  über  die  Fürsorge- 
erziehung Minderjähriger  vom  2.  Juli 
1900  getreten.  (Man  hat  hier  das  Wort 
Zwangserziehung  durch  das  Wort  Für- 
sorgeerziehung ersetzt  in  der  zu  weit- 
gehenden und  Dicht  begründeten  Befürch- 
tung, dass  dem  Worte  Zwangserziehung  ein 
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.,,•    Makel    anklebe,     dem    a 
„jährige  ausgesetzt  se  .über  den  eine 
solche   Massrege]    angeordnet    werde. 

aieichmäsligkeit    des    Sprachgebrauchs 
"    wahren,   sei   es  gestattet,  in  diesem  Ar- 
ikol    auch    für  das  preussische  Recht  den 
Abdruck  Zwangserziehung  zu  pbi 
T    Wie  ir  Preussen  sind  besoi  I       G 
feer  Zwangserziehung   erlassen   werde 
Württera  -  v.  6.  Dezember 

Secklenbnrg-Schwerin  und   M- 
lenburg-Strelitz  (V.  v  9.  Apnl  1899), 
Braunschweig,  (G.    v    12    Jun,  1899) 
g       lSen-Meinmgen  (G  v   19.  -\ ugusi 
;    Anhalt    (G.    v.    21.    März      8j9) 
Rphwarzburg-Sondershausen   (G.  v. 
Kü     1891),     Schaumburg-Lippe 
ß    v    30.  Juni  1899)  und  Bremen    (G.  v. 
»8    Juli    1899).     Nur    in    wenigen   Staaten 
rindbis    jetzt  noch    die   alt  - 

soweit  ihre  Bestimmung 

St  dSrch  das  Reichsrecht  abgea 
Seoi  ohne  dass  ^  Landesgesete- 
Sungen  anderweite  Vorschriften  bisher  er- 
C  hätten,  so  in  Schwarzhurg- 
Rudolstadt  (G.  v.  20.  Dezember  896) 
Lippe-Detmold  .G  v.  2.  »^ 
Wal  deck  (G.  v.  4.  Januar  1888)  una 
Hamburg  G.  v.  6.  April  1887).  Doch  sind 
S  Waldeck  und  Hamburg   neue  Gesetz,  in 

ÄJge  deutsche  Smat,  der  über  die 
auf  öffentliche  Kosten  auszuführendeZwangs- 
evziehuno-  bisher  überhaupt  .weh  kein 
setzlichen  Bestimmungen  erlassen  hat, ,  ist 
Bayern.  Hier  sind  zwar  nach  dem  Poh- 
Beistrafgesetzbuch  vom  26.  Dezember  1871 
X*     ■  n.    Vormünder    und    Pfleger, 

welche  die  ihnen  angehörigen  oder  anver- 
trauten Kinder  in  Bezug  aui  Schute,,  Auf- 
'  ht:  Verpflegung  oder  ärztlichen  Beistand 
verwahrlosen,  stitfbar.  Auch  kann  in  dem 
gerichtlichen  Crteü,  durch  welches  sie  ve- 
rteilt werden,  ausgesprochen  werden,  dass 
dte  zuständige'Behörde  (d  h  dasVomu^ 

Schaftsgericht  nach  G  v.  9.  Juni  1899  A it 
162)  ermächtigt  werde,  anzuordnen  dass 
,1a.  Kind  in  eine  geeignete  Famihe  oder  in 
eine  Bessemugs-  oder  Erziehungsanstalt 
untergebracht  werden  solle.  Aber  diel 
bringung  hat  nur  zu  erfolgen  auf  Kosten 
Tffichtigen«,  sodass  nur  in  wenigen 
Fällen  das  Vormu».  rieht  von  diesa 

Ermächtigung      wird      Gebrauch      n 
können.   'Eine   allerdings    nur  ungenu* 
Ergänzung  findet  diese  Bestimmung  m  dem 
Geletze  über  die  Armenpflege  vom  2ft .  Apnl 
1869  ^t,    ;,,     Wenn  Eltern  oder  Vormün- 
der,   die   aus    «1er  Armenkasse    eine >  Unter- 
stützung für  die  Kinder  erhalten,  deren  Er 
Ziehung  offenbar  vernachlässigen,    so    tonn 
die  Armenbehörde  die  Fortsetzung  der  Unter- 
stützung daven  abhängig  machen,    dass  Qie 


Kinder  ihr   zur  Erzi  ler  Onterbrin- 

Familie    oder   Lnstall    üoer- 

werden. 
b)  Voraussetzungen  der  öffentlichen 
Z.     In     den     meisten     Staaten      kann      Üie 

öffentiiehe    Zw 

den    Voraussetzungen    angeordnet 
unter  i-nordnui  dem 

at  (Einfühmngsgesetz  Arl 
Nur  in    B 
i 

tu    kau...    enthalte,,  Ver- 

armungen.   Da  die  Zwa 
erziehung  si  der  Minderjährig- 

keit na      B 

Zeit  hindurch  gewährt  haben  muss,  um 
eünstige  Wirkungen  auszuüben,  so  ist  in 
pTeussen     (§    1),     Bad  !    1).  und 

Hessen  (§   1)  bestimmt,   dass  nur  Mi 
;  Un,e,   die   das  IS.  Lebensjahr  n 
'vollendet    haben,    der  Zwangserziel 

sind.     A  -  A^ 

äS    die  Zwangserziehimg   nur 
£°   B  auf  Erfolg  giebt,    wen 

vor  vollendetem  16.  Lebensjahre  eintritt, 
und  haben  deshalb  diese  Altersgrenze  an- 
genommen. So  Württemberg,  Meck- 
lenburg, Hamburg.  Elsass-Loth- 
rino-en  ü.  s.  w.  In  Sachsen  kann  die 
Zwangserziehung    nur    für    sehulp     ich- 

kinder  angeordnet  werden,   In  er,   j 
«SAB  ferner  eine  strafbar,  Hau« 
die  ein  Kind    vor  vollendetem   6.  Jahr 

hat.   als  tzung  zur  Begrun- 

der  Zwangsemehung  nicht  in  Be- 
tracht kommen  Hessen,  Sachsen 
\v  imar  u  s  w.).  Wenn  das  Kind  in 
Geflr  Lt  dem  völligen  sittlichen  Ver- 
S£  zTVerfallen  obgleich  die ■ »  « 
Verschulden  nicht  trifft,  so  kann  in  Eis 

Ingen  (§123)  die  Zwangserziehung 

nuVmit Zustimmung    des  Val  Ler  der 

Mutter  angeordnet    werden,    sofern    sie  das 
£c£h  des  Kindes  zu  sorgen, 

""•■^  Verehren.     Die  üeberweisung 
ein^Minderjährigen  in  dieZwangserz^htmg 

Lrt  von  so  .  .m^  nm    'n 

da,  Kind,  sondern  auch  für  die  Eltern,  den 
Y^rmund  und  die  Verwandten,  dass  in  den 
mS  Staaten  das  Verfahren  in  welchem 
das    Vormundschaftsgericht     darüber 
schluss   zu  fassen   hat.    eingehend 
S^Kerseta  um  eine  m  *«?* 

denen    sie    notwendig    ist.     das    \  orniun  i 
scS^richt  Kenntnis  erhält,  anderen 
abSeh  um  zu  verhüten,  dass  die  Zwangs- 
erziehung nicht   in  Fällen  angeordnet  wird. 

hiwlchen  die  gesetzlichen  Vomus^etzui^n 

hierfür  nicht  vorhanden  sind    In  S»ch-S^ 
undHamburg  kann  das  Vormundschafts- 

t  die  Üeberweisung  in  Zwangserziehung 
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nur  auf   Antrag  der  zuständigen  Behörde 
sen  auf  Antrag  der 
ehörde,    in    Hamburg    auf    Antrag 
der  I  für  Zwangserziehung.    Sie  be- 

;    aus  zwei  Mitgliedern   des   Senate,   je 
ü   von   der  Oberschulbehörde   und  dem 
ehkoUegium   deputierten  Mitgliede  und 
vier  von    der  Bürgerschaft   auf  G  Jahre  ge- 
wählten    Mitgliedern.      In      den     anderen 
Staaten  hat  das  Vormundschaftsgericht  ent- 
i    von  Amts    wegen    oder    auf  Antrag 
Beschluss  zu  fassen.    In  Begrenzung 
des  Kreises  der  Personen,    die  zur  Stellung 
berechtigt   sind,    zeigen    die 
Gesetze  aber  grosse  Verschiedenheiten.    In 
Preussen,    Baden,     Anhalt    u.   s.   w. 
sind    nur    Behörden    antragsberechtigt.    (In 
Preussen  §  4  in  Landkreisen  der  Landrat 
und    ausser    ihm    in    den    zum  Kreise    ge- 
hörigen  Städten   mit   mehr  als  10000  Ein- 
wohnern   der    Gemeindevorstand,    in  Stadt- 
kreisen   der  Gemeindevorstand   und,    sofern 
eine  königliche  Polizeibehörde   in  ihnen  be- 
:.   auch   deren  Vorsteher.)     In   anderen 
wie    Württemberg,    Hessen, 
hsen- Weimar  u.  s.  w.,  kann  der  An- 
trag von  den  Verwandten  des  Kindes,  dem 
Vormund    oder  Pfleger    und    von  einzelnen 
Verwaltungsbehörden    gestellt    werden.     In 
einer    vierten  Gruppe    von    Staaten    endlich 
kann    der   Antrag    von    jedermann    gestellt 
weiden,   eine  Bestimmung,    die    sieh    kaum 
als     zweckmässig    erweisen     wird,     so    in 
Mecklenburg,  einigen  thüringischen 
Staaten  u.  s.  w. 

In  den  Gesetzen  der  meisten  Staaten  ist 
das  Vormundschaftsgericht  angewiesen,  vor 
der  Beschlussfassung  die  Eltern  und  die 
'/liehen  Vertreter  des  Minderjährigen 
zu  hören,  soweit  dies  ohne  erhebliche 
Schwierigkeit  geschehen  kann,  in  vielen 
Staat  d  sind  aber  auch  noch  andere  Per- 
-  p  »seitern.  Verwandte,  Ver- 
schwä  tter  der  angegebenen  Voraus- 

rag zu  hören.     In    den  meisten  Staaten 
sind    in    allen  Fällen    auch    der  Gemeinde- 
md,    der   Geistliche,    der    Leiter    oder 
Lehrer  der  Schule,  sofern  der  Minderjährige 
Schule  besucht,   zu  hören,   in  einzelneu 
auch    noch   andere  Behörden,    wie 
;:      Polizeibehörde,     die     Staatsanwalt- 
schaft U.  s.   w. 

I  das  Verfahren  des  Vormundschafts- 

i  dir  allgemeinen  Vorschriften 

das   Verfahren  in  Angelegenheiten  d<  i 

iarkeit     Anwendung. 

Verfahren    ist    nichl    öffentlich.     Dem 

zu  bestimmen, 

Verhandlungen     schriftlich 

oder  mündlich  zu  führen  sind. 

Auf  seiner    Ermittelungen    und 


schluss    zu    fassen.     Wird    durch    den    IV- 
sclduss    die  Zwangserziehung   des    Minder- 
jährigen   angeordnet,    so    inuss    darin   i 
Bezeichnung    der   für    erwiesen    erachl 
Thatsachen  festgestellt  werden,  dass  di< 
setzliehen  Voraussetzungen  und  welche  der- 
selben  im   einzelnen  Falle   vorhanden 

Der  Beschluss  des  Vormundschaftsge- 
richts ist  den  Eltern,  dem  gesetzlichen  Ver- 
treter lies  Minderjährigen,  dem  Antragsteller, 
in  vielen  Staaten  (Preussen  u.  s.  w.) 
dem  Minderjährigen,  sofern  er  das  1  1.  Lebens^ 
jähr  vollendet  hat.  und  den  antragsl  lereeh- 
tigten  Behörden  zuzustellen.  Diesen  |vr- 
sonen  und  Behörden  steht  auch  das  Recffl 
der  Beschwerde  zu.  die  innerhalb  einer 
Frist  von  zwei  Wochen  einzulegen  ist  und 
aufschiebende  Wirkung  hat,  sodass  bis  zur 
endgiltigen  Entscheidung  über  die  Be- 
schwerde der  Beschluss  nicht  auszuführen 
ist.  Die  Beschwerde  geht  an  das  Lai 
rieht,  gegen  dessen  Beschluss  die  weitere 
Beschwerde  innerhalb  einer  Frist  von  zwei 
Wochen  au  das  Oberlandesgericht  (in 
Preussen  nur  an  das  Kammergericht  zu 
Berlin)  gerichtet  werden  kann.  Sie  kann 
nur  darauf  gestützt  werden,  dass  eine 
Rechtsnorm  nicht  oder  nicht  richtig  ange- 
wendet worden  ist. 

Da  die  Zwangserziehung  im  öffentlichen 
Interesse  au  zuordnen  ist,  so  ist  in  den  meisten 
Staaten  das  gerichtliche  Verfahren  für 
kosten-  und  stempelfrei  erklärt  und  werden 
die  baren  Auslagen  auf  die  Staatskasse 
übernommen. 

In  fast  allen  Staaten  kann  das  Vormund- 
schaftsgericht in  dringenden  Fällen,  wenn 
Gefahr  im  Verzuge  ist,  schon  während  des 
Verfahrens  die  vorläufige  Unterbringung  de 
Kindes  in  eine  Familie  oder  eine  Anstalt 
anordnen. 

d)  Die  Unterbringung  in  einer  Familie 
oder  in  einer  Anstalt.     Die  von  drin  Vor- 
mundschaftsgerichte angeordnete  Zwangser- 
ziehung   eines   Minderjährigen    gelangt    zur 
Ausführung,    indem    der    Minderjährige    in 
einer  geeigneten  Familie    oder  in  einer  Er- 
ziehungs-    oder  Besserungsanstalt    unterge- 
bracht wird.     Erfolgt    die  Zwangserziehung 
auf    öffentliche    Kosten,     so     hat    in    allen 
Staaten   (mit  Ausnahme   von  Lübeck)   die 
mit  der  Ausführung  und  Deberwachung  der 
Zwangserziehung    betraute    Verwaltungsbi  ■- 
hörde  darüber  zu  entscheiden,   ob  der  Min- 
derjährige   in    einer  Familie    oder    in  einer 
Anstalt  unterzubringen  ist.    In  Preussen, 
Württemberg  und  Wal  deck   sind    mit 
der  Ausführung   die   grösseren  Kommunal- 
verbände   beauftragt.     In    Preussen    sind 
dies  die  Provinzialverbände  (in  der  Provinz 
Hessen-Nassau   die    Bezirksverbände    Wies- 


■'  "    hat    da     Gericht    einen  baden  und  Cassel)  und  die  Stadt  Berlin, in 
111    G  versehenen    Be-| Württemberg    che    Landarmenverbände. 


iehung 


in  Waldeck  die  Kreise,     [n  den  anderen 

Saaten   ist    eine   höhere     taathcb     (Terwal- 

behörde    mit    der    Durdifii hrung    und 

rwachunc  der  Zwangsemehung  betraut 

in    Mecklenburg    (§    LI)    sind    de 

ßrtsobrigkeiten   hierfür   zuständig,   d 

deSGebiete  der  Ritterschaft  die  Gute* 

Inf  SIgemeinen  Wirf  die  ünterbriBgung 

des   Zöglings    in    einer  en    Fanuhe 

■r  in   einer  Anstall  vorzuziehen   sein.     Es 

iVnl    la.lnr.-h  ermöglicht    dass    der  Segen 

des  Familienlebens   auf  ihn  einwirkt     Nur 

„,,.    Wahrloste    und    zuchtlose     B 

olche.     deren     körperlicher    oder 
ger  Zustand   eine  Anstaltspfleg*  error- 
fett •werden    zunächst    in   eine  Anstall   ge 
W  werden   müssen.     Aber   die  Unter- 
SriSung  in  eine  Familie  wird  vielfach  mcfa 
Euch   sein,   weil   die   genügende  Anzahl 
"  „r  Familien,   die   die   volle  Bürgschaft  im 
S^ersrnndige  und  tüchtige  Erziehung 

^es^envahrlosten  Kindes   beten  and  zur 
Sahme   eines    solchen  bereit  sind,    nicht 
Äanden  sein  wird.   Die  Behörden  werden 
9  QÖtigt    sein,    zahlreich« ^Zogng 
in  Anstalten  unterzubringen   fui  vvelc 
Famihenerziehung      sicherhch      geeigne 

WärDie  Unterbringung  in  eine  Familie  kann 
auch  In  der  Weise  stattfinden,  dass  der 
Sng  der  das  schulpflichtige  Alter  voü- 
in  eine  seinen  Fähigkeiten  und 
Äsen  entsprechende  Die, 
Lehrstelle  untergebracht  wird  Dies .hat  m 
allen    hierzu    geeigneten    Fallen     zu    ge 

BCtTne,Preussen  (S  ID.  Württemberg 
(Art    1)     Baden  '   S    i    Mecklenburg 
it  in        imie  I«  T)   i*t  für    eden  in  einer 
iSe^ln^eSerW-   oder  Lehr- 
stelle   untergebrachten    Zögling    ein    1 1  i 
=or    er    zu    bestellen,    der    über    die    Er- 
Lgsthätigkeit    der    Familie      über    die 
Behandlung    des    Zöglings    und     sein     ge- 
S£  Verhalten  peinlich  zu  waclren    ihn 
von  Zeit  zu  Zeit  aufzusuchen,  ach  von  der 
S  der  Unterkunft,  Verpflegung,  Erziehung 
Beschäftigung  des  Zöglings  zu  üb,,/. m -  ;; 
sowie   für  die  Abstellung  etwaiger   Mangel 

^  &ef Zögling  nicht  in  einer  £rife 
untergebracht  werden,  so  mussei  m  m . 
Erziehungs- oder  Besserungsanstalt  ^brach 

werden.    Die    Anstalt    muss   m    il   ei    K 

richtung    und    Organisation    wie    m   ihrem 

\ufsichts-     Warte-    und    Lehrpersonal    den 

Äen  der  Erziehung  und  Besserung  der 

Zöglinge  entsprechen    Strafanstal  en,  Armen 

häuserT  Krankenanstalten .aber  auch A 

hänser  im  Sinne  des  §  362   des  Srafc. 
Ses^e-irYerhülsung  der  sogenannten 

fcorrektioneUen    Nachhaft     bes  tarnt     smd 
dürfen    zur     ünterhnngung    der    Zöglinge 


„i.-i,,  benutzt  werden.     D 

,  i  einzelm  i  , 
talt  zu  bestimmen 

mswählen. 
Nur   in  Württemberg    (Art  l-i    nat 

die  S 
bestim 

(  i  u 
Soweit  es  an  gi 

;. 

bändi 

der  öfl  '  zunäcAnst 
zu  bestreit  zur  Errichtung  von  An- 
stalten verpflichtet  (Preusser,  §  1 

e)   Aufhebung  der   Z.     Die    Zwa 

erziehung       .uns.  mit 


Eintritt  "der    Volljährigkeit 

aufhören,     da     nach    Beichsi hl 

Minderjährige  unterworfen    werd 

Lgeht    in  «eleu  Staaten   fo    & 

oaaus,  dass  schon  1  mng 

£S   früheren  Lebensalters   die  Zwan, 

z  ehung  eine  bessernde  Wirkung  nicht  meh, 

Sä»    vermag    and 

aus  ihr  zu  entlassen  ist,  wenn  er  a 

fet  um  seinen  Lehensunterhai 

durch    eigene    Thätigkeit    zu     vei 

So  endet  in  Baden    (§   8)    die    Zwan 
Shung  mit  voll  20.  Jahre  m  a 

ren  Saaten  mit  vollendetem  18.  Jahre, 
klmnSni  ihnen  ans 
£  Erreichung  des  Zweckes  not. 
scheint,  bis  zum  vollendeten  20.  Jahre  aus 
eedehnt    werden  (Württemberg  Art.  16, 
IT:  Mecklenburg  §12  und  einige  kleinere 

n  Staaten  kann  aber  die  Zwa 
erziehung.  I  i  Zögling  das  gesetzliche 

iE    er  reicht     hat.     aufgehoben    werden, 
der  Zweck   der  Zwangserziehung  i  r- 
:    die   Er,  des   Zw 

t  «g-ött  tat    InPi        | 

,„  tasen      Wird   der  Antrag  abgelehnt   so 

den  meisten    an  Staaten  hat  das  Vor- 


.  X." 

£5     ätSÄ,t 
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sich  ist.  nur  vorläufig  auf 

Wid  der  Zwangserziehung  zu  ent- 

lassen.    Die   Behörde    hai    dann    trotz    der 
Entlassung  eine  Aufsicht  über  ihn  zu  führen 
und    kann    jederzeit,    ohne    dass    es    eines 
Verfahrens    bedürfte,     die    Ent- 
widerrufen  und  den  Minderjährigen 
Ler   in    Zwangserziehung    nehmen.     In 
den  meisten  Staaten  ist  die  Ausführungsbe- 
hörde   zu    einer   derartigen  Entlassung  auf 
Widerruf  zuständig.   Nur  in  einigen  Staaten, 
wie  in  Hessen  und  Mecklenburg,  hat 
i  las  Vormundschaftsgericht  darüber  Beschluss 
zu  fasson. 

Vielfach  werden  dio  Zöglinge,  wenn  sie 
widerruflich  oder  endgültig  aus  der  Zwangs- 
erziehung entlassen  werden,  schon  in  einer 
Dienst-  oder  Lehrstelle  sich  befinden,  in 
der  sie  auch  weiterhin  zunächst  verbleiben. 
'  dies  aber  nicht  der  Fall  ist,  darf  die 
Behörde    mit    der   Entlassung   ihre  Thätig- 

keit    nicht    1 nden.    Sie   muss   es  als  eine 

wichtige  ihr  obliegende  Aufgabe  betrachten, 
für  den  entlassenen  Zögling  ein  angemesse- 
nes Unterkommen  zu  vermitteln,  sofern  dies 
nach  Lage  der  Verhältnisse  erforderlich  ist. 
Jn  Preussen  (§  14),  Württemberg 
(Art.  10,  15),  Baden  (§  6)  und  anderen 
.Staaten  ist  ihr  diese  Fürsorge  für  die  ent- 
men  Zöglinge  gesetzlieh  zur  Pflicht,  ge- 
macht.  Aber  auch  in  den  Staaten,  in  denen 
nicht  geschehen  ist,  wird  sie  hierfür 
ohne  gesetzliche  Verpflichtung  thätdg  zu 
werden  haben,  wenn  der  Erfolg  der  Zwangs- 
erziehung nicht  schon  sofort  hei  der  Ent- 
lassung gefährdet  werden  soll. 

f)    Die    Kosten    der  Z.      Die    öffent- 
liche Zwangserziehung  erfolgt  auf  öffent- 
liche   Kosten    und   ist    in    ihrer  Durch- 
führung gesichert,  unabhängig  davon,  ob  der 
Minderjährige    und    die    zu    seinem    Unter- 
halte    verpflichteten    Personen     Vermögen 
en    oder   nicht.     Sie   wird   im  Namen 
des  Staates   angeordnet,  weil  es  ein  allge- 
tes    staatliches    [nteresse   ist,   dass   'die 
heranwachsende  Jugend  zu  einem  ehrlichen 
und  geordneten  Leben  erzogen  und  der  Ge- 
fahr der  Verwahrlosung   und  des  sittlichen 
Verderbens  entrissen  wird.     Es  ist  deshalb 
htfertigt,    dass     der    Staat    auch    die 
Kosten    der    öffentlichen    Zwangserziehung 
übernimmt,  aber  doch  nur  in  Gemeinschaft  mit 
dem  Ärmenverbande,  der,  im  Falle  der  Zög- 
'    '    dürftig    wird,    zur    Annenpflege 
Qichtel     ist.       Denn     in     den     meisten 
Fällen,   in  denen  die  Zwangserziehung  not- 
wendig ist.    würde  der  Minderjährige  oder 
die  zu  semem  Unterhalte  Verpflichteten  der 
öffentlichen  Armenpflege  früher  oder  später 
anheimfallen,    wenn    die    Zwangserziehung 
1  Inet    würde.     Li.'    Ortsarmen- 
;     •'■•■  '■    auch    deshalb  an    der 
ing    der   Kosten    zu    beteiligen,    weil 


sie.  wenn  dies  nicht  der  Fall  wäre,  in  vielen 
Fällen  nur  allzusehr  bestrebt  sein  würde» 
Minderjährige  nur  deshalb  der  Zwangs- 
erziehung zu  überweisen,  um  dadurch  ihre 
Armenlast  zu  erleichtern.  In  einigen  Staaten 
sind  ausser  dem  Staat  und  den  Armenvei* 
bänden  auch  die  grösseren  Kommunalver« 
bände  zur  Tragung  der  Kosten  herange- 
zogen worden.  Die  Verteilung  der  Kosten 
unter  den  Staat,  die  Ortsarmenverbändg 
und  die  grösseren  Kommunalverbände  ist 
aber  in  den  einzelnen  Staaten  in  seh.  ?en 
schiedener  Weise  erfolgt,  je  nachdem  die 
Iuteressen  der  einen  oder  der  anderen  mehr 
oder  weniger  berücksichtigt  worden  sind. 

Indem  aber  der  Staat  bestimmt  hat,  dass 
die  Zwangserziehung  im  öffentlichen  Inter- 
esse und  auf  öffentliche  Kosten  zu  erfolgen 
hat,  wollte  er  doch  keineswegs  die  Eltern 
und  Grosseltern  von  der  in  den  natürlichen 
Verhältnissen  begründeten  und  durch  das 
Recht  sanktionierten  Pflicht,  dein  Kinde  den 
Unterhalt  zu  gewähren,  befreien.  Auch  wäre 
es  nicht  gerechtfertigt,  die  Kosten  der 
Zwangserziehung  endgütig  aus  öffentlichen 
Mitteln  zu  bestreiten,  wenn  der  Minder- 
jährige selbst  wolilhabeud  ist  und  diese  Kosten 
zu  ersetzen  vermag.  In  allen  Staaten  — 
mit  Ausnahme  von  Oldenburg  und 
Schwarzburg-Rudolstadt  —  haben 
deshalb  die  Landesgesetze  den  Minderjäh- 
rigen und  die  zu  seinem  Unterhalte  ver- 
pflichteten Personen  für  verpflichtet  er- 
klärt, auf  Erfordern  die  Kosten  der  Zwangs- 
erziehung zu  ersetzen.  Doch  würde  die 
Geltendmachung  des  Ersatzanspruchs  gegen 


den  Minderjährigen  in  vielen  Fällen  nicht  nur 
unbillig  sein,  sondern  auch  den  Zwecken  der 
Zwangserziehung  zuwiderlaufen.  Von  Aus- 
nahmen abgesehen  wird  der  Zögling,  wenn 
überhaupt,  dock  nur  im  Besitz  eines  geringen 
Vermögens  sein,  das  durch  Erfüllung  des 
Ersatzanspruchs  vollständig  aufgebraucht 
würde.  Für  seine  Zukunft  und  sein  Ver- 
bleiben  in  geordneten  Bahnen  kann  es  nur 
förderlich  sein,  wenn  er  bei  der  Entlassung 
aus  der  Zwangserziehung  nicht  ganz  mittel- 
los ist.  Von  den  Eltern  dagegen  wird  der 
Ersatz  der  Kosten,  wenigstens  der  teilweise 
Ersatz,  in  der  Regel  zu  fordern  und  mit 
Strenge  einzutreiben  sein,  schon  deshalb, 
um  in  ihnen  das  Bewusstsein  der  Verant- 
wortlichkeit  für  das  Kind  wach  zu  halten 
und  um  zu  verhindern,  dass  sie  nicht  durch 
vorsätzliche  Verwahrlosung  des  Kindes  die 
Zwangserziehung  und  damit  ihre  Befreiung 
von  der  Unterhaltslast  herbeizuführen  suehen. 
In  Preussen  (§  15)  hat  der  Kommu- 
nalverband,  dem  die  Ausführung  der  Zwangs- 
erziehung obliegt  (s.  oben  S.  1070),  auch 
deren  Kosten  zu  bestreiten.  Aber  er  kann 
nicht  nur  von  dem  .Minderjährigen  und  den 
zu   seinem  Unterhalte  Verpflichteten  Ersatz 
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i     ,-„   fordern    sondern   er  ba1  Gefahr  der  Verv 

Sie  Ä  -a„- ^  ;;.-   ,       -gSMJSEÄ— w— - 

forderliche  erste  Ausstattung,  dm  oh  die  öe  «»  °™d  z        ,, 

^g  der  während  ^.^ggSÄ  sind    ak    Bestimm 
Torbenen  und  dmch  die  Ructoeise  aer  sina  ^     ^    yer_ 

—    Zö^nf    eDt-leLn' OrSrmen-  SSS.    dals  jugendüche  Person, 

lins   in   einem  Preussischeii  <  »i t>ai m    i     ^™erziehun| überwiesen  sind,  ihru 

iand   den  Uatersttitzungswohnsitz  nicht,      «^;  ^nu  -     Die     ,.;,, 

,:lHon  auch  dieSe  Kosten  dein  Kommunal-  flge  .  vWfiri, 

ande    zur    ^t.      Zu    den    samflichen  fi  u u    ;»;».;.       „,„,    „„,„,,  PeK 

rten,  die  hiernach  dem  Konmiimaaverb^de  ata auc M£  w  ^  „ 

verbleiben,    erhält   er  aber -einen '   Zuschu  oder' dass  sie  sie  zum  Entlaufen  an; 

fc   *«  ^JSJS^Jo1  S  £  »      Ä  ihnen  dazubehMi  b  ^  Au' 


in  der  tioiie  von  l  »  n  ^  ;  •  ,  ^  ,„„ 
Uten  aus  der  Staatskasse,  so  dass  in  letzter 
in  Preussen  doch  der  Staat  den 
Seren  Teil  aller  Kosten  der  öffentlichen 
Zwangserziehung  bestreitet.  Aehnhche  Vor- 
^hriffen     über    die    Kostenverteilung   be- 


aenmen,  ouer uitsa  ai.  =»  ';.',,■-,  .„,- 
reizen  oder  ihnen  dazu  behilflich  sind.  Auf 
Grund  ihrer  allgemeinen  gesetzhehen  Zu- 
ständigkeit sind  "zwar  die  Pohzeibeb 
berechtigt,  hiergegen  einzuschreiten  lind  die 
entlaufenen  Kinder,   wenn  erforderlich,  mit 

;.  _u  .••.„!., „K^nn-^n       Alier   nach 


KäST utadie     Kostenverteüung      ,-   ^^^SS^SSk^    Abernacli 


weraen    mei    um-   *««>^-,    —  -         „   ,,, 
armenverband  ■  verbleiben,  nur  zur  Haltte 
5.   der   Staatskasse   ersetzt.     ^Hessen 
r/Lri     10)    hat    der    Ortsannenverband,    in 
(An.    i  )    "«  „..,..„   .„„.  7„:f   ,ip,.   &nord- 


clem  öiraigeseu6uu^"=    ^ - 

lungen  nur  unter  ganz  besonderen  Vorauf 
Setzungen  in  seltenen  Fallen  straf  bar  (SU  .  1.. 
S  120  S  235)     In  Preussen  hat  deshalb 


(Art.  10)  hat  der  Ortsarmenverband,  m  §1^ .^r  die  Füi^orgeerziehnng  Minder- 
Uchem  der  Zögling  zur  Zeit  der  Anord-  Geset itO*^  ue .  j  >  strafbar  erklärt, 
rmne   der  Zwangserziehung  seinen  Aufent-  jahn  e WIIL  :ihrl(„,u  der  angeordneten 

ffiVieht   seinfn   ünterstützungswoh^  SÄTeSSS»   oder   ihn    dazu 

hatte,  die  Kosten  zu  bestreiten^    Der ^s-   /. .  §^   ^  ^^   ^      lh 

tag   kann  aber  diese  hosten  ganz  odei  teü    verleite,  Fi,nier    ist         h 

wlise  auf  die  Kreiskasse  übernehmen  Der  h^rzu *e^  der  ein0  dieser  Hand- 
Staat  hat  dem  Ortsarmenverband  -  und  in   tterjei icc  Zwangserziehung 

dem  soeben  angeführten  Falle  der  Kreis-  lungen ^£  ngeordnetI  das  Verfahren 
kasse   --   die  Hälfte   der  von   ihnen  zu  be-   zwa, ^  in  Zwangserziehung  aber 

streitenden  Kosten  zu  ersetzen  eingeleitet    ist    und    die    Handlung   darauf 

In    den    misten    anderen    Staaten    be    emgeiewe  ea  Minderjährigen  -lern  \  er- 

ätreite1  der  Staat  die  Kosten.     Hat  der  Zog-   ^^tziehen  oderihn  zur  Entziehung 
teta^ftSr!SÄ^;nS    oder    ihm    dazu    Beihi 


linc  aiier  in  einem  v.i«x^»^-"-"-- 
Landes  seinen  Unterstützungswohnsitz,  so 
S  dieser  zum  E^atz  eines  Teile,  der 
Kosten  verpflichtet.  So  hat  er  in  Anhalt 
is  141  die  Hälfte,  in  Baden  (§  9),  Sac  h- 
L-Weimar     (fi     206)     und    anderen 


fahren  zu  eiuzieueu  uu«  um  '•'"".:.,; 
STTerleiten    oder    ihm    dazu    Beihdfe   zu 
leiste!    Auch  sind  alle  Versuchshandlungen 


strafbar  ""  angedroht    sind  Gel  ;  ™ 

SSren  oder  Geldstrafe  bis  zu ilOOO  Mark 
3^ Sängnis  und Geldstrafe  bis  » £ 


%n-Weim;r     (§     206)     und    andere,  Hetzen  (§2lT      ?  «J« 

thüringischen  Staaten  ein  Drittel,  it  *  B^den  |G       8  Junl  i89 

-       warzburg-Kudolstadt   (§    8)    nm   ötaaie^  A      ._,,,.  Anhai     (§ 

ein    Viertel    der   Kosten    zu    ersetzen       In  .      ^»       Entziehung   aus  der  Zw^ 

Oldenburg (§33), Braunseh weig(§  10),   sin« ^  nur  ^  Verleltung  hierzu 

verzichtet,  die  Ortsarmenverbände  zur  Tra-  Hart  oeoron 

o-uno-    der    Kosten    heranzuziehen.     —    m  n.  Ausserdentsche  Staaten. 

Sachsen   trägt   der  Staat  die  Kosten,    30-  Gr(„sbl.itanuien.    In  Grossbritannien 

fern  die  Zwangserziehung  auf  Grund  des  i.  ,  Zwan^erziehnng  durch  die  ver- 
Strafgesetzbuchs  §S  55,  „i  aaigeordne  ^  1  a  -'|  '  k  it  (W  Privatgesellschaften  und 
und  die  Unterbringung  des  Zöglings  meine  einte  inaus  Ausbddung    er- 

„aatliohe    Besserungsanstalt    f«&J?  föten      £m    dem  Strafredit 

die  anderen  Fälle,  in  denen  die  Zwangser-  nahen  Strafmündigkeit  mit  voUendetem 
Ziehung  wegen  sittlicher  Verwahrlosung  oder  |  tritt    oie    o  ^ 

Handwörterbuch  der  staatowissenschaften.     Zweite  Annage.    VH. 
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7.  Lebensjahre  ein.    Begeht  jedoch  ein  Kind 
tem    L6    Lebensjahr  eine  straf- 
Handlung,    so    i-t    es   freizusprechen, 
wem      -  I    i  ihrer  Begehung  noch  keine  ge- 
ge  und  sittliche  Keife  besil  t. 
Nachdem  -        1788    auf   Anregung 

John   Howards    Privatges  ten    für 

Unterbringung  vonKindern  nach  verbüsster 
deren    Anstalten    sieh    ge- 
bildet hatten,  hat  das  Gesetz  von  1854  (Re- 
;      i    1  Act,  17  et  18  Viet.  eh.  86)  für 
England  und  Schottland  die  Zwangserziehung 
endlichen    Personen,   die    vor   voll- 
16.    Jahre    zu    einer    Strafe    ver- 
urteilt   wurden     und     die    Strafe    verbüsst 
hatten,   angeordnet.     Das  Gesetz   ist   durch 
zahlreiche  spätere  Gesetze  in  seinen  Einzel- 
heiten  abgeändert  und  ergänzt  worden  und 
hat    in    dem    Reformator;?    School    Consoli- 
]  Amending  Aet  von  1866  iL".»  et 
30   Viet.  eh.   117)   eine    neue  Redaktion   er- 
halten.     Hiernach   konnte   das    Gericht   für 
jugendliche    Personen,    die    mindestens    zu 
In  Tagen  Freiheitsstrafe  verurteilt  wurden. 
die  Unterbringung  in  eine  Besserungsanstalt 
school)    auf   die   Dauer  von  2 
bis  5  Jahren  anordnen.  Die  Zöglinge  konnten 
h   nach  Verlauf  von    18  Monaten  vor- 
läufig und   widerruflich    entlassen    werden. 
Mehr  und   mehr  gelangte  aber  in  England 
die     Deberzeugung    zur    Herrschaft,     dass 
Kinder  überhaupt   nicht  eine  Freiheitsstrafe 
en  verbüssen  sollen.    Das  Ge- 
setz    von   1893  (56  et  ."-7  Viet.   eh.   48)  hat 
deshalb    das    Gericht    ermächtigt,    Kinder, 
die  das  12.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet 
haben  oder  die  schon  einmal  zu  einer  Frei- 
heitsstrafe   verurteilt    worden    sind,    einer 
ungsanstalt  auf  3  bis  5  Jahre  zu  über- 
weisen und  zwar  entweder  nach  Yerbüssung 
der  Freiheitsstrafe  oder  aber  sofort,  so  dass 
die  Zwangserziehung  an  Stelle  der  Freiheits- 
strafe  zu    treten   hat.     Noch  weiter  ist  das 
i/  von  1899  (62  ei  * .3  Viet.  eh.   L6 
ii.   indem  es   bestimmte,    dass  Kinde], 
die  wegen   einer   strafbaren   Handlung  ver- 
urteilt wei  mit    Freiheitsstrafe  be- 
droht  ist.    nicht   in    da     Gefängnis  zu  ver- 
in  ;ini  :;  bis  .":  Jahre  in  einer 
sanstall  unterzubringen  sind.   Doch 
die  Entlassung  spätestens  mit  dem  voll- 
'ii   19.  Jahre   zu   erfolgen.     Die  Bes- 
gsanstalten    sind    Privatanstalten,    be- 
dürfi  d                     staatlichen   l  renehmigung 
i    atory   schools)    und   stehen 
Aufsicht.       Der    Staats- 
i  d   hat   die   für  alle  An- 
oents  und  Haus- 

sen.     Die  Aufsicht  führt 

[n  pektof.     Dagegen 
hnen    auch    einen    be- 
"lui-s   zu  den  Unterhalt* 
d  er  einen  Betrag  von  6  sh.  für 


das    Kind    und    die    Woche    (für     Kinder, 
welche'  bereits  3  Jahre  in  Zwangserziehung 
stehen  und  das   16.  Jahr  erreicht  haben,  nur 
4  sh.)   zahlt.     Die  Eltern   können  zu  ei 
Beitrag  von  2  sh.  für  die  Woche  angehaltei 
werden.     Doch  sind  ihre  Beiträge  thai  - 
lich nur  geringfügige,  sie  betragen  tingi 
5 %  der  Gesamtkosten.    In  Irland  wurden 
L85Ö  Reformatory  Schools  eingeführt.     Die 
hierüber  erlassenen  Gesetze  (namentlich  dat 
von  1868)  weichen  jedoch  mehrfach  vou  dei 
für  England   und  Schottland   erlassenen  ab. 
In  England   bestanden   im  Jahre   1898 
30  Reformators  Schools  für  Knaben  (darunta 
drei  training  ships)  und  9  für  Madehen.     Dia 
Zahl  der  ihnen  überwiesenen  Kinder  betruj 
ls'.Mi    lO.'.l    (darunter    140    Mädchen),    1897 
1171    (darunter    154    Mädchen).    1898    1246 
(darunter  139  Mädchen).    Weitaus  die  meisten 
Kinder  hatten  Diebstahl  (lareenv)  begangen. 
Deren    Zahl    betrug    1896    803,    1897    919. 
1898   1004.     üeber  die  Hälfte   aller  Kinder 
hatte  schon  früher  mehrere  strafbare  Hand- 
lungen begangen,   ls'.iil  1124  (von  1051),  1897 
740  (von  1171).  1898  758  (von   1246). 

Eine  zweite  Klasse  von  Besserungsan- 
stalten bilden  die  sogenannten  Indus trial 
Schools.  Zuerst  1854  in  Schottland  beJ 
gründet,  wurden  sie  durch  das  Gesetz  von 
1857  auch  in  England  eingeführt.  Das 
Hauptgesetz,  das  aber  durch  mehrere  spätere 
Gesetze  ergänzt  wurde,  ist  der  Industrial 
School  Act  von  1866  (29 et  30  Viet  eh.  ll^i. 
Zur  Zwangserziehung  können  ihnen  insbe- 
sondere überwiesen  werden :  1.  Kinder  unter 
14  Jahren,  welche  vagabundieren,  betteln,  in 
Gesellschaft  von  Dieben  oder  Prostituierten 
sich  aufhalten  oder  die  in  einem  Hause 
leben,  das  von  Prostituierten  benutzt  wird: 
2.  Kinder  unter  14  Jahren,  welche  elternlos 
oder  von  ihren  Eltern  verlassen  sind  oder 
deren  Vater  oder  Mutter  wegen  eines  Ver- 
brechens eine  Freiheitsstrafe  verbüssen;  3. 
Kinder  unter  14  Jahren  auf  Antrag  der 
Eltern  oder  des  Vormundes,  sofern  sie  nach- 
weisen, dass  sie  nicht  imstande  sind,  das 
Kind  zu  beaufsichtigen,  oder  auf  Antrag  der 
Armenbehörde,  sofern  das  Kind  in  einem 
Armenhaus  untergebracht  und  widerspenstig 
(refraetory)  ist.  4.  Kinder  unter  12  Jahren, 
die  eine  strafbare  Handlung  begangen  haben, 
die  mit  Gefängnis  oder  einer  geringeren 
Strafe  bedroht  ist.  sofern  sie  in  England 
nicht  wegen  eines  Verbrechens  (Feluny),  in 
Schottland  nicht  wegen  Diebstahls  verurteilt 
sind.  Zur  Unterbringung  von  schulpflich- 
tigen Kindern  (vom  .">.  bis  zum  vollendeten 
1  l.  Jahre),  die  hartnäckig  die  Schule  nicht 
besuchen,  sind  die  Day  Industrial 
Schools  (Externate)  und  die  Truant 
Schools  (Internate)  bestimmt,  sind  solche 
nicht  in  der  Nähe,  so  sind  die  Kinder 
in  einer  Industrial  School  unterzubringen. 


Zwangserziehung 


L075 


Die    üeberweisung    in     eine    Indus 
Rchool   erfolgi   durch  das  Genchl  au    2  bis 
5  Jahre     D°e  Entlassung   muss  spatesten 
mit  dem  vollendeten  16. Jahn     i  ,.. l  "' 

gßiK  können  nach  18  Monaten  vorlaufig 
„d  widerruflich  entlassen  werden. 
"üSndusü-ialSchools  bedürfen  der 

flehen  Genehmigung,   stehen  unter  Aul 
SneS   staatlichen    Inspektors    und    erhalten 
»0r  Staate  einen  Zuschuss  von  3  h^6  sh^ 

al-  Annenschulen.  .  , 

In    England    gab  es  im  Jahre J898  © 
Industrial   Schools   für  Knaben   und  49  hu 
hen     ferner  *»  Dav  Industrial  Schools 
S  'l! '     i„ i    und   Mädchen   und  14 :Truant 
SchoolsTu- Knaben.    Während  die  Zahl  der 
g-lich    den     Reformator?     Schools 
Snen   Kinder,   mit    Ausnahme    weniger 
C        dem  letzten  Menschenalter  nur  ge- 
rinn Schwankungen  unterlag,  ist  die 
W    den    ladustnal    Schools    überwiesenen 
E^der  sehr  bedeutend  gestiegen.    Wahrend 
in    Hhre  1864   nur  1668   ihnen  zugewiesen 
wurdet  betrug   deren  Zahl  in   den  Jahren 
Ä    mi  6778  und  1898  7005     Den 
aüfchen   Industrial    Schools     mit    Aus. 
Sme  der  Dav  und  Truant  Schools  wurden 

S£3 ^896  3415(da™nter716M^chen) 

1*97    3433    (darunter    ,36    Mädchen),    1898 
(darunter  668  Madeheul  Kinder. 
Die  Ergebnisse  der  Zwangserziehung  in 
denßefonnatory  wie  in  den  Industrial  S 
er   .heineu   nach  den  Berichten  der  1 
toen  ausserordentlich   günstig.    Nach  dem 
Berch    für  das  Jahr  1891  soll  die  Führung 
S  TS  Pozont  der  entlassenen  Knaben  und 
76    Prozent    der  entlassenen   Madchen 


wachui  '/"''    \"'~ 

hindei  in,  dass  die  schlecht 

[er  verdorbenen  an 
Anstalt  zu  einer  S»  «•' 
Lasters  machen.     Als  ein  wa 

i,    aass  die  Verantwort- 
eil   der  Eltern   durch  die  Lj 

i  „i ........  .li  htSi  -lit    wiri  .  !'. 


von    iD   riuacui    ua    *-~— 

eine  unzweifelhaft  gute  gewesen  sein.    Nu 
15  Prozent   der   enüassenen  Knaben   und  o 
Prozeit    der    entlassenen    Mädchen     sollen 
Ser  .tratbar.'  Handlungen  begangen  haben 
Essen    lassen   diese   Angaben  sich   nicht 
fonSeren   und   audere :  Berichte  summen 
mit    ihnen    keineswegs   uberein.     Von    "ae 
So,     d  rektoren   wird  vielfach  darub 
Saft    dass    nicht    selten    die    sehhmn 
frecher  Zöglmge  der  ReformatoryS 
sind      Der  Geistliche  einer  solchen  Anstalt 
Shtete  im  Jahre  1884:    Die  Uebel,  welche 
auTdenT  Zusammenleben   von    älteren  und 
ftogeren  Knaben  in  den  Anstalten  erwa' 
E  h t  Worten  kaum. geschildert  w 
Die  angedeutete  Korruption  KtemeDrsache 

fast   aller   der   Widersetzlichkeiten.   Brand 
stLngen  und  anderer  Missethaten  vom 
wkso  häufig  in  Verbindung  mit  diesen  An- 
säten Ken.       Auch   in  England  tag* 
die  Erfahrung,  dass  trotz  sorgfältiger  üebei 


um   uer  uic   iu™  ■    "■   ■•■  — -         .    .         ,. 

nommen   werden,  ab  >>  wird.      ';- 

riebt    zahl;  '/Urh 

,  Pfad  des  Vet 

„nd  <!,.-  Lastet 

ügen    in    den    G  pr- 

ungsanstal 
der    Steuerzahler    unterl 
(Howard     \  L8?u    P- 

»Die  Eltern  sollten  vielmehr  genötigt  werden, 
ihre  Pflichten  zu  erfüllen,   nicht 
davon   befreit    ■ 
der    letzten  Jahre    isl    viel  zu  weil   in 

Bestreben  ' 

nSchen^raltworüichheil  zu  befreien, 
fi  sind  die  Kosten  der  Zwangserziehui 
in     England    ausserordentlich    boch.      Die 
Kosten  ein,  '  einer  Keformato-ry 

School   belaufen   sich  im  Jahre  auf   15  bis 
28  £    m  einer  Industrial  School  mit   1 
28£    in  einer  training  ship  auf  3^  t    wan- 
Snd    wie  erwähnt.   dur(  I  der 

Eltern  hiervon  nur  5  Prozent  gedeckt  werden. 

-Endlich  wird  es  als  ein  Mangel  det  ■ 
üsehen  Ges  !   bezeichnet    dass 

Eltern   der  Zögünge   die   elterlichen  KecM< 
,hen.   so  dals  die  Zöglinge   nach  der 
3SS    häufig    wieder    den    schlechten 
luEsen   verbrecherischer   , 

Sttegenzuwlrken.  bestimmt  d 
89U54  et  55  Vict.  eh.  23),  dass  der  Vor- 
sS  der  Anstalt  die  elterlich      B  aus- 

üben kann,  um  Lehrhngs-  und. Arbeits ver- 
Stnisse  der  Zöglmge  zu  befunden  ^nd 
Qacb  dem  Gesetze  von  1894  ....  et  5ö  uct. 
Ä)  verbleiben  die  Zöglinge  der  Industrial 
Skookauch    nach   ihrer  Entla  anter 

der  Aufsicht   des   Schulvorstai  "™ 

Setdeten   1.  Jahre-     Es    b 
.11lt    n,  bi  rtreibung,    wenn    ein    engüscnei 
Satsiann  erklärte,   dass  das  System  de 
endischen  Zwangserziehung  in.der,.u™ 
voUstenundumfessendsten  Weise  die  Ver- 
lehrung   einer   urs3  i  ^nlgem 

pEhropieundi  ^ 

hin    sind    die   Erfahrungen   Englands  nicht 
erirf  da^s    sie    eine    blinde    Nachahmung 
I    er,  'U  würden.     Auch  die  Ergebnisse 
£? en  glichen  Kriminalstatistik,,  auf  «he  in 
derholf   ta»™»1^ 
um    die  ausgezeichneten   Erfolge    au    eng 
fcchenZw  „m.darzuthun.sinduur 

ml  besser  Vorsicht    zu  verwerten.     Aller- 
dTL  hat  die  Zahl  der  Pet 
S  „der  Verbrechen  n 

68* 
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verurteilt  worden  sind,  in  den  letzten 

vierzig  Jahren  im  Verhältnis  zur  Bevölkerung 

utend  abgenommen.     Auf  100000 

t  kamen  im  Jahn-  1858  887,9  Ver- 
Ite,  im  Jahre  1898  nur  noch  505,9.    Seit 
Jahre    1868    ist    diese    Verhältniszahl 
2   gesunken.     Indes  darf  hieraus  nicht 
t  auf  die  Abnahme  der  Kriminalität  in 
England    geschlossen    werden.    In  der  Ein- 
:  Kriminalstatistik  Englands  für 
das  Jahr  1896  erklärt  der  Verfasser:     Wer 
sich    nicht    durch    ein    Verurteil    oder   den 
Wunsch,  zu  einem  bestimmten  Ergebnis  zu 
Qgen,  leiten  lässt,  wird  aus  der  kritischen 
Prüfung    der    Kriminalstatistik    der    letzten 
Jahre  vor  allem  die  Deherzeugung  gewinnen, 
dass    es    mit   der  äussersten    Schwierigkeit 
verbimden    ist.   über  die  Zunahme  oder  die 
Abnahme    der    Kriminalität    zu    einem,    be- 
stimmten Schlüsse  zu  gelangen.«     Die  Zahl 
der  Verurteilungen    ist   hierfür  allein  nicht 
massgebend.      Vor    allem    ist    zu    beachten, 
dass  in  England  keine  Behörde  verpflichtet 
ine  jede  Strafthat  strafrechtlich  zu  ver- 
folgen,   dass    alier   die   öffentliche   Meinung 
mehr    und   mehr    der   strafrechtlichen  Ver- 
folgung, sofern  sie  nicht  unbedingt  erforder- 
lich   erscheint,    sich   abgeneigt   zeigt.     Die 
Einleitung  zu  der  Kriminalstatistik  für  1898 
sagt  hierüber:  » Der  Gedanke,  das  Gesetz  zu 
sühnen  und  Gerechtigkeit  zu  üben,  tritt  zu- 
rück :  der  Gedanke,  Uebelthäter  wohlwollend 
zu   behandeln    und   ihnen   eine   Möglichkeit 
für  ein   geordnetes  Leben  zu  geben,    über- 
wiegt.    Dieser  Aenderung  in  der  öffentlichen 
Meinung  ist  es  zuzuschreiben,  dass  manche 
Verbrechen,   die   früher  in  der  Statistik  er- 
schienen    wären,    jetzt    nicht  zum   Gegen- 
ätand    strafrechtlicher   Verfolgung   gemacht 
werden.     Dies  ist  ein  Faktor,  den  statistisch 
zu    schätzen   wir   kein  Mittel   haben.     Aber 
laube,   dass  wir  mit  Hinblick   darauf 
!"  di  utende  Abzüge  von  den  günstigen  Folge- 
rungen macheu  müssen,  zu  denen  wir  sonst 
gelangt  wären    (p.  25). 

Dazu    kommt,   dass  trotz  der  Zwangser- 
ziehung   die   Zahl    der    jugendlichen    Uebel- 
thäter   nicht    abgenommen   hat.     (Eine 
deichung   ist    erst    seit    1893    möglich, 
da    die    früheren    statistischen    Aufnahmen 
anderen  Grundsätzen  erfolgten.)     Zwar 
ist    die    Zahl    der    Verurteilungen    Jugend- 
licher,   wie    die    Zahl    der    Verurteilungen 
Oberhaupt,  im  Sinken.    Auf  100  000  Jugend- 
liche   derselben     Altersklasse     kamen    von 
Kindern     unter    L2   Jahren    1893    24  Ver- 
urteilte.  [898    29;    von   Kindern  von  12  bis 
16    Jahren    1893    261,     1898     241,     von 
n    von    16   bis    21    Jahren    1893 
321,    1898    293.     Dagegen   ist  der  Prozent- 
i   Jugendlichen    unter   21  Jahren  im 
Verhältnis     zu    der    Gesamtzahl    der    Ver- 
urteilten   fast    unverändert    geblieben.     Er 


belief   sich   im  Jahre  1893  auf  40,8%;     im 
Jahre  1898  auf  40,3%. 

2.  Norwegen.  In  sehr  eingehender 
"Weise  hat  das  umfangreiche,  aus  54  Para- 
graphen bestehende  Gesetz  betreffend  die 
Behandlung  verwahrloster  Kinder  vom  fi 
Juli  1896  die  Zwangserziehung  geordnet. 
Hiernach  ist  in  jeder  Gemeinde  ein  \\>r- 
mundschaftsrat  zu  bilden.  Er  hat  zu  be- 
stehen aus  einem  Richter  als  Vorsitzendem, 
einem  Geistlichen  und  fünf  von  der  Gemeinde^ 
Vertretung  auf  Vorschlag  des  Gemeinde- 
vorstands zu  wählenden  Mitgliedern,  unter 
denen  sich  ein  Arzt  und  eine  oder  zwei 
Frauen  befinden  müssen.  Der  Vormund- 
schaftsrat ist  die  Zwangserziehungsbehörde! 
Was  die  Voraussetzungen  betrifft,  unter 
denen  die  Zwangserziehung  angeordnet 
werden  kann,  so  ist  zunächst  zu  bemerken, 
dass  Kinder  vor  vollendetem  14.  Jahr  straf- 
rechtlich nicht  verfolgt  werden  können.  Die 
Anklagebehörde  kann,  wenn  ein  Kind  nach 
vollendetem  14.,  aber  vor  vollendetem  IG. 
Jahre  eine  strafbare  Handlung  begangen  hat, 
nach  Lage  des  Falles  eine  Strafverfolgung 
einleiten  oder  aber  davon  absehen.  Der 
Zwangserziehung  können  nur  Kinder,  die 
das  16.  Lebensjahr  noch  nicht  vollendet 
haben,  überwiesen  werden,  und  zwar  unter 
folgenden  Voraussetzungen : 

a)  sofern  sie  eine  strafbare  Handlung 
begangen  haben  und  nach  den  Verhältnissen 
Zwangserziehung  erforderlich  erscheint ; 

b)  sofern  sie  durch  Verschulden  der 
Eltern  oder  Erzieher  verwahrlost  oder  miss- 
handelt worden  oder  sittlich  verkommen 
oder  gefährdet  sind  ; 

c)  sofern  es  aus  anderen  Gründen  sich 
als  notwendig  erweist,  das  Kind  der 
Zwangserziehung  zu  überweisen. 

Mit  der  Ueberweisung  in  die  Zwangs- 
erziehung kann  der  Vormundschaftsrat  zu- 
gleich den  Eltern  die  elterliche  Gewalt  ab- 
erkennen. Gegen  den  Besclüuss,  durch  den 
Zwangserziehung  angeordnet  wird,  können 
die  Eitern  Beschwerde  an  das  Ministerium 
einlegen. 

Die  Unterbringung  eines  Kindes  kann  in 
einer  geeigneten  Familie,  in  einem  Kinder- 
heim, in  einer  Erziehungsanstalt  oder  in 
einer  Besserungsanstalt  erfolgen.  Kinder,  die 
das  6.  Jahr  noch  nicht  vollendet  haben,  sowie 
solche,  die  noch  nicht  sittlich  verkommen 
sind,  sollen  in  einer  Familie  oder  in  einem 
Kinderheim  untergebracht  werden.  Kinder, 
die  nicht  mehr  schulpflichtig  sind  (die 
Schulpflicht  endet  mit  dem  vollendeten  14. 
Jahre,  G.  v.  26.  Juni  1889),  können  in  einer 
Dienst-  oder  Lehrstelle  untergebracht  wer- 
den. In  eine  Besserungsanstalt  dürfen  nur 
Kinder  aufgenommen  werden,  die  das  12. 
Jahr  vollendet  haben,  wenn  sie  ein  Ver- 
brechen  begangen    haben   oder    wenn    ihre 
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Verkommenheit    zeigt,    femer    in    Awang  '■  ,       Ki    ,      ,  7.llllt.n  (11 

nung   befindli, 

ej£SSffiT«itaS^ ad  deren   < 

Entlassung  wegen  schlechter  Führung 
widemifen  weiden  musste.  Die  Zwangs- 
Sehung   endet   mit   dem   vollendetem .  18. 

,."  ^m    der    Zögling    abei    m    ein. 
ßts^gsanstalt    sich    befindet .    ^mi ,=  ™ 

21.  Jahre.    Doch  ist  sie :  rruner  r, 
aufz„heben,   wenn   ihr  Zweck  erreicht  od 

äen    Eireichung    anderweit    sichei     ge     tX  '^    T/o-t o»i oi t li-     [n 

f  ist  -  t  ,,„•  Am,vd-i  Kinder    die  voi  vollendetem  10.  Jahr 

Liegen  die  Voraussetzungen  zur ^Anord    h  n  ie        ^  .;uhch 

aung  der  Z^angsmiehung  mcht  vor    ßat  strain^ 

aber   ein    noch    schulpflichtiges   Kind    eine   n^ht  ^  *  M-     .  ;  (Strafgesetz»,  v. 

.     tbare  Handlung  'SSS)     B  e  nach  vollendetem 

strafrechtlich  nicht  verfolgt  wird,  so  kann   1 


ansorucn    an     im-     u.'  ■  ■"•«•  --.■  ■  ■   - 
Vormundschaftsi  m  dem 

terbnngui  s 

Zwangsschule   d 

stimn 

le    und    für  den  di 

Beitrag  an 

„  i  TT  i 1     .".      .....  l<lK.'ll  I 


aundschaftsrat  tu  -  ■  ssen  dass 
,1,<  Kind  auf  die  Dauer  bis  zu  sechs  Mo- 
.,;,,,  1U  einer  Zwangsschule  unt 
bracht  wird,  wenn  hierzu  Gelegenheit  ist. 
■  Zwangsschule,  zu  deren  Errichtung 
Se  Gemeindin  nicht  verpflichtet  sind  ver- 
leiben    die    Kinder     nicht     nur    wd 

,,  auch  ausserhalb  der  InterneUszeit 


l0    aber  vor  vollendetem  14.  Jahre  ein 

,egangen,  so  wird  die  Handlung 
nur  als  I  bertletung  -  \  '  ^%r  mit 
Freiheitsstrafe  bis  zu  sechs  M  *  in 

einem     abg  «  Verwahrungsort     zu 

i  äich  nurVerg 

T  üebertretungen  sind,  so  werden  sie  in 

ouei    i  -^  7,-,.-.lino-iino-.    nur 


^«^««e^tey-grig«  ^jStelSMtaS   Zü       -      --.nur 

AuchdieSchu  kT 'Al  1-^  nter  anderen   umständen 

eines    Kindes    in    eine     Zwangsschule    auf  unter 'U*™*^   Qber 

höchstens  -  !t"  anordnen,  wenn  das  d  i    l lizei  ^lLl^        F  Ue  auch  aui 

Kind  hart  3chule  veisäuml  ch  kann  u 


Süb=d^scMe^Tufrahrtund    die 
anderen    Mittel    zur    Aufrechthaltung 
Zucht  und  Ordnung  sich  als  fruchtlos  er- 


nooii  Kann  hu  eibicicu  *.-«»-  — 
Sung  in  eine  Zwangsarbeits-  n 

t  erkannt,  mdf}??S 

Falle  kann  dies  geschehen ,  wenn  «äs  £nd 


Zucht  und  Ordnung  sich  als  fruchtlos  er-  1  alle  kann    u-  -  -  »--  ^^ 

S  haben.    Die  Kosten  der  Unterbringung   Kjg^J^g 

eines  Kindes  in  eine  Zwangsschule  si  n   Mi  t    lzur  i  lg  nicht; 

aer   Gemeinde   zu  tragen     ■  ,  ^  ■££  >kaml  ^   v.  24  Mai 

Staat  einen  Zuschuss  von  ,>(  .«.Mei-llt ....   -     -  strafrechtliche    Besümmungei      j 

täglich  für  das  Kind.  Die  Kosten  der  Unter-    '^i     . ;  a:  ^  der  u 

b    Kindes    in    eine    geeignete   Fersonea,  ^e^adlungen    (La  terei, 

Öfhat    die   Gemeinde  zu    besten,  :«-         ^'  S;,;,,,,         ■       stahl 
deren     Vormundschaterat     die    Z^ng^er-  gewei 

Ziehung   angeordnet    hat.     Ist   da-  h.  m  eine  Zwangsarl 

jer    Glmei  de    nicht    heimatberechügt     so   deren  im*  ^    ^^      ^ärt 

hat    sie    einen    Ersatzanspruch     gegen    di     anstatt  nn^  ^    ^^    noch 

Heimatsgemeinde  (über  Erwerb  and  i  fe       iu  ,    3  /xvan«- 

des  Heimatsrechts  aach  norwegischem  Recht  mentjouen  „gestalten  auf  hoch- 

s.    den    Art.    Armenwesen    oben    Bd.    I    a  bei* -     «  unterzubringen    G.  v.  10. 

S   1162),  oder  wenn  das  Kind  m  keiner'.  «™  i  Aj-beitsscheue   und   Land- 

meinde     heimatbereehtigt     ist.    gegen    den   Mai   £.  .   ^le      a  ._ ^ 

K.      Der   Staat   hat  für  die   Ernchtog  g^SjJl  ^     Besserungsanstalten). 
von    Erziehungs-    und    Besserungsanstalten,   I^ST^zteren  Gesetz   habend, 
die    zur    Unterbringung    der    der   Zwangs-   ^ae     ^  y  . 

erziehung  überwiesenen  Kinder  er  forderlich    ze Inen  Lau  B^  g         ha 


.•lziemmg  uufi'\ucw:ucu  ■^™-;    — _  , 

sind:  Sorge  zu  tragen.  Doch  können  als 
Erziehungsanstalten  auch  private  und  kom- 
munale Erziehungsanstalten  benutzt  werden, 
deren  Statuten  vom  Staate  genehmigt  and, 
aber  nur  mit  staatlicher  Erlaubnis,  die 
zeit  widerruflich  ist.  Die  Besserungsam.talten 
dagegen  nur  staatliche  An^te"nin^- 
K  ,sten  .  [er  Unterbringung  m  eine  KmAnm^- 
oder  Besserungsanstalt   werden  vom  Staate 


iXn  zu  errichten     Der  Staat  hat 

ninosianstaiten  zu  eiiicunru.     ^ 

^yMassgabe    der    Notwendigkeit     und 

Z^eckma-  einen    Beitrag    zu    den 

K   ~4     M;^.      In   Frankreich  ist    die 
Zuläkgkeit   der   Strafverfolgung ;  mcht  von 

einem    bestimmten    Alter    des  »"* 

macht    Personen  unter  16  Jahren 

Sf  aber    freizusprechen,    wenn    sie    ohne 


1078 


Zwangserziehung 


Dnterscheidungsvermögen     (sans     discerne- 
ment)  gehandelt  haben  (Code  penal  Art.  66). 
entweder  ihren  Eltern  zurück- 
:  i   zilt  Zwangserziehung  auf  eine 
Richter  zu  bestimmende  Zeit   in  einer 
penitentiaire    unterzubringen.      Die 
—  uiiu   hat   spätestens   mil  vollendetem 
20.  Jahre  zu  erfolgen  (Gr.  v.  5.  August  1850). 
Denselben    Anstalten    werden    jugendliche 
Personen  überwiesen,  die  zu  mehr  als  sechs- 
itlicher,  aber  weniger  als  zweijähriger 
Gefängnisstrafe    verurteilt    sind.      Die    zu 
rer    Freiheitsstrafe    verurteilten    sowie 
lotmässigen    Zöglinge    der    eolonies 
penitentiaires   werden    in  die  eolonies  cor- 
rectdonelles    verbracht.   -  -  Kinder  unter  16 
Jahren,  welche  Grund  zu  grosser  Unzufrieden- 
heit geben,  sind  auf  Antrag  des  Täters  auf 
höchstens   einen  Monat   in  eine  Besserungs- 
anstalt zu  verweisen.    Kinder  über  16  Jalue 
können    unter    der    angegebenen   Voraus- 
setzung  auf  Antrag   des  Vaters   durch   den 
Präsidenten  des  Gerichts  auf  höchstens  sechs 
Monate  dahin  verwiesen  werden  (Code  civil 
Art.  375ff.).  —  Das  G.  v.  24  Juli  1889  hat 
sodann  die  Fälle  bestimmt,  in  welchen  den 
Eltern  die  elterliche  Gewalt  über  ihre  Kinder 
zu    entziehen    ist.     Der  Verlust    der   elter- 
lichen Gewalt  muss  ausgesprochen  werden, 
wenn  der  Inhalier  wegen  bestimmter  Delikte 
verurteilt  wird  (Verführung  des  Kindes  zur 
Prostitution,  Verbrechen   gegen   die  Person 
Kindes,  zweimalige  Verurteilung  wegen 
Verführung    minderjähriger    Personen    zur 
Prost  itution  etc.),  und  sie  kann  ausgesprochen 
werden,  wenn  der  Inhaber  zur  Zwangsarbeit 
zweimal   wegen  Landstreicherei,  Aus- 
setzung etc.   oder   wenn  er  wegen  gewohn- 
heitsmässiger  Verleitung  zur  Ausschweifung 
Verletzung    des    Gesetzes    gegen    die 
Trunksucht  verurteilt  wird,  ferner  wenn  das 
Kind    strafbare    Handlungen    begangen    hat, 
aber  wegen  mangelnder  Einsicht  der  Zwangs- 
erziehung  überwiesen   wird,   endlich   wenn 
die  Gesundheit,   Sicherheit,   Sittlichkeit  des 
Kindes  durch  Trunksucht,  schlechten  Lebens- 
wandel oder  schlei  hte  Behandlung  gefährdet 
werden.    Wird  die  Vormundschaft  "über  ein 
olches    Kind    von   einer  geeigneten  Person 
nicht  freiwillig  übernommen,   so   ist  sie  der 
öffentlichen     Armenpflege     zu     übertragen. 
Die    Kinder    unter    16    Jahren    sind    einer 
1  amili ler  einer  öffentlichen  oder  Privat- 
anstalt   zur   Erziehung    zu    iilierg'-hcn.      Sie 
stehen  unter  Aufsichl  des  Präfekten.    Durch 
Beschluss  des  Generalrats  können  die  nach 
«  setz   der  Zwangserziehung   über- 
nen  Kinder  den  enfants  assistes  (s.  Bd.  I 
5.  1125)  gleichgestellt  werden.     Die  Kosten 
ü   dann    in  derselben    Weise  wie   die 
der  enfants  assistes    von  dem  Departement, 
ta  il    und    den    i  h  meinden    eretragen 


Eine  Ergänzung  haben  diese  Bestim- 
mungen in  dem  G.  v.  19.  April  1898  ,.r. 
halU'ii.  Findet  ein  Strafverfahren  v.v^n 
eines  Vergehens  oder  Verbrechens  stall 
von  einem  Kinde  oder  an  einem  Kinde  l>e- 
gangen  wurden  ist,  so  kann  der  Unter- 
suchungsrichter für  die  Dauer  des  Ver- 
fahrens die  Sorge  für  die  Person  des  Kindes 
(la  gai'de  de  l'enfant)  den  Eltern  oder  dem 
Vormunde  entziehen.  Das  Kind  wird  dann 
in  eine  geeignete  Familie  oder  Anstalt  ge- 
bracht oder  der  öffentlichen  Armenpflege 
übergeben.  Auf  Beschwerde  entscheide!  dal 
Gericht.  Nach  Beendigung  des  Verfahrend 
kann  das  Gericht  dann  auch  auf  die  Dauer 
eine  solche  Massregel  anordnen  (Artt.  4.  5), 

5.  Italien.  In  Italien  findet  nach  dem 
Str.GJB.  v.  30.  Juni  1889  Art.  53  keine 
Strafverfolgung  gegen  Kinder  statt,  die  vor 
vollendetem  9.  Jahre  eine  strafbare  Hand- 
lung begehen.  Ist  aber  die  strafbare  Hand- 
lung mit  Zuchthaus  oder  Gefängnis  auf 
wenigstens  eineu  Monat  bedroht,  dann  kann 
der  Präsident  des  Civilgerichts  auf  Antrag 
des  Staatsanwalts  für  das  Kind  Zwangs- 
erziehung in  einer  Besserungsanstalt  (höch- 
stens bis  ztu-  Volljährigkeit)  anordnen  oder 
das  Kind  den  Eltern  überweisen  unter  An- 
drohung einer  Geldstrafe  bis  zu  2000  Lire 
gegen  letztere  für  den  Fall,  dass  das  Kind 
während  seiner  Minderjährigkeit  unter  Ver- 
schuldung der  Eltern  ein  Vergehen  verübt 
Begehen  Kinder  nach  vollendetem  9.  und 
vor  vollendetem  14.  Jahre  eine  strafbare 
Handlung,  so  sind  sie  freizusprechen,  wenn 
sie  ohne  Einsicht  der  Strafbarkeit  gehandelt 
haben.  Es  können  dann  aber  die  soeben 
erwähnten  Anordnungen  auch  für  sie  ge- 
troffen werden.  Haben  sie  dagegen  mit 
Einsicht  gehandelt  und  werden  sie  zu  einer 
Freiheitsstrafe  verurteilt,  so  ist  letztere  in 
einem  Zwangsarbeitshaus  zu  verbüssen.  Die 
Verbüssung  der  Freiheitsstrafe  in  einer 
solchen  Anstalt  kann  auch  für  jugendliche 
Verbrecher  angeordnet  werden,  die  nach 
vollendetem  14.  und  vor  vollendetem  18.  Jahre 
eine  strafbare  Handlung  begehen  (Art.  54, 
55).  Diese  Bestimmungen  finden  aber  ihre 
Ergänzung  durch  das  Gesetz  über  die  öffent- 
liche Sicherheit  vom  23.  Dezember  1888. 
Hiernach  kann  durch  den  Präsidenten  des 
Gerichts  die  staatlich  überwachte  Erziehung 
"d.r  die  Zwangserziehung  auch  angeordnet 
werden  über  jugendliche  Personen,  die  das 
18.  Jahr  noch  nicht  vollendet  haben,  wenn 
sie  arbeitsscheu  oder  Landstreicher  sind  oder 
gewohnheitsmässig  dem  Bettel  oder  der 
Prostitution  obliegen  oder  wenn  sie  im 
Sinuc  des  Gesetzes  für  übel  beleumundet 
(diffamati)  erklärt  sind.  Bei  staatlich  über- 
wachter Erziehung  werden  sie  den  Eltern 
oder  dem  Vormund  zurückgegeben  unter 
Androhung    einer   Strafe    bis   zu   1000  Lire 
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ür  deu  Fall,  dass  die  Eiter,  *  gr 

H,,   Erziehung  sorgen    od«  i    das    V.  i 

,.  SdUchen  Pers n 

SLvachen     Wird  Zwangserziehun 
,   ,,.V  so  wird  die  betreffende  Person  einer 
Familie   oder  einer  Besserungs- 

i 

.„  Falle  zu   bestimmenden   Verhaltin 
beizutragen  (Artt.  L13-H6). 

Iitteratnr ■  i«h,   „,,.  . 

die   £estro/«ng    ■' 

SÄ 

Tiertier,    Jugmdschute    und    jugen 
Zening,    D 

_   .isr/uoff.     9 

Xtrtjhmi    —JudicialStatistics,  Eng- 
Eng  -  ..  .      — 


Zwangs-  und  Bannrechte. 


1   R«m«   Wesen  Entstehung,  Uebelstand« 
1.  Begiüt.   vvesei^  Bal5ewerbeberech 

a   lue  Bannmeile,     ö.  we  J^-»^c  R 

Ögnngen.    4.  Die  Aufhebung  der  Z.  u.  b. 


l   Beeriff,  Wesen,  Entstehung,  Debel- 
stän'de      D      B  waren  jene  Vor- 

Ehnwohner 
ein  Teil  dersebei 
h  bei   dei 

oder  Per- 
sonen  zu   halt.  '",'"  '" 
Entnahm,-                                    c  ™  .'  !«  ^ 
anspn                                               1'1' '''  h„ 
immer  war  man  verpflichtet,  an 
"tarnten    Stelle   einzuka 
zu   las                                       wenden    sich 
Konsumenten      -         schränken 

iL    lmG 
gleichfalls  unter  die  Kai 

Q^GeWrbebeschränkungenfaUenc 

o.ler  -gerecbtigki  Lt.    i  "lu 

ylnxen  treffen,  der  aichl   prm!   -   *t  ist 
Vorzugsweise    waren     ursprünglich 
GrundTerSn  die  Inhaber  derartiger  Zw 
und  Bannrechte,    jedoch    auch   Khs ter 
Leinden   Korporationen.     Als  Zwangsrecira 

-'-"!l"  Landreeht  (Ted  I,  Tue 1XXJ 

die  Zwat  *  ^tÄÄ 

<üe  die  Befug  andere  1U\'."  Iia,n  ,uv 

ta-er  Freiheit    zu  handeln    zum  Vorted  dei 
Be^cbSn  zu  beschränken«.    Insofern  nun 
Berechtigten  gg.  die 

Qeissl  sie  ein  »Bannrecht« 

Tn    der   Hauptsache    hatten    acn 

Sä:  SÄ« 

untersagen    konnte      U^         ^  ^haber 

ZU  SÄ  Zwangs-  und  Bannreehte  lassen 

•  ,     ,    t    ^ohl  einerseits  zurückführen  auf 

£Äh^"Kt,dengrundhorigen 


Zwangs-  und  Bannreehte 


Hufen   i  jungen    ihrer   Produktion 

Irt    und  Weise   der  Ableistung 
ihrer  Pflichten   vorzusehreiben.     Alles  was 
rundherr  anordnete  oder  durch  Gewall 
behauptete,    war    eben    Recht,    indem   die- 
ihm    unterworfen  waren,   nichl 
nnten,  als  auch  in  dieser  Beziehung 
ihm  zu  gehorchen.   Andererseits  aber  machte 
sich  geltend,  dass  gerade  die  Grundherrschafl 
es  war.  die  für  ihre   eigene  Wirtschaft  ge- 
werbliche     Lnlagen    schuf,    deren    bauliche 
Kosten    nicht    unbeträchtliche    waren.     Da 
lag  es  dann  nahe,  anderen  die  Mitbenutzung 
nicht  nur  zu  erlauben,  sondern  sie  im  Hin- 
Mick  auf  grössere  Einträglichkeit  der  ünter- 
nehnnmg  obligatorisch  zu  machen.     Mühleu, 
Backhäuser.  Brauhäuser,  Oelstampfen,  Wein- 
kelter sind  an  vielen  Orten  iu  der  That  von 
den  Grundherrschaften   erbaut   oder  herge- 
richtet worden.  Von  den  Stadtherren  erwarben 
später  die  Städte  dieselben  Bannreehte  oder 
brachten    solche   auch  wohl    im   Gegensatz 
zu   den    von    diesen     geübten   Rechten    zur 
nng.     Die  Stadt  sorgte  ebenfalls  für  ge- 
werbliche   Anlagen   im  Interesse   ihrer  An- 
gehörigen.     Mühlen,   Walkereien,   Backöfen, 
achthäuser    werden    häufiger,    Schleif-, 
-  und  Pulvermühlen,  Ziegeleien  gelegent- 
lich  erwähnt,    deren  Benutzung   durch  alle 
Interessenten   sich  zunächst  von  selbst  ver- 
standen   haben    mochte,    später    erzwungen 
wurde. 

Sicher  hatte  die  Gesamtheit  ein  lebhaftes 

daran,    dass    derartige    Anstalten 

haffen  wurden,    die  wegen    des  Risikos 

in   ihrem  Betriel ler    wegen    der  Kost- 

spieligkeit    der    Mittel    von   Privatpersonen 
sonst  nicht  in  gleicher  Vollkommenheit  oder 
I  iTÖsse  hergestellt  worden  wären.    Man  kann 
:    ihre  häufigere  Begründung  ganz  gut 
als  ein  Zeichen  der  beginnenden  Wohlfahrts- 
politü  der  Grundherrschaften  ansehen.  Aber 
esse  nicht,  dass  es  sich  um  mono- 
Gewerbsbefugnisse   handelt,  dass 
die  Grundherrschaft  die"  Anstalten  zunächst 
im  Hinblick  auf  ihre  eigene  Bequemlichkeit 
schul    und   Opfer  dabei    nicht   brachte.     So 
b   denn  ungeachtet  der  guten  ursprüng- 
\i    i'M    und   trotz    der  Vorteile,  die 
das  Aufkommen   gewisser   Gewerbsverrich- 
tungen   für    einzelne    und    die    Gesamtheit 
b  ihr  Grundfehler  allmählich  zum 
1    kommen.    Dieser   lag   nicht   nur 
Beschränkung  der   natürlichen  Frei- 
darin,  dass  der  fortschreiten- 
Entwickelung  des  gewerblichen  Bedarfs 
mcht  Rechnung     »etragen    werden    konnte. 
.Nahm    die    Bevölkerung    des    Distrikts    zu 
-"V-    l|'"  Nachfrage    nach    Produkten    oder 
•"'•~'L  ichten  die  Anstalten,  deren 

erzwungen    wurde,    nicht    mehr 
i  ber   käme,,    nicht   hinzu,   weil 
damit  ja  die  Einträglichkeit  der  älteren  ge- 


litten hätte.  Die  ursprüngliche  Anuehni- 
lichkeit,  sich  der  bei  ihrer  Entstehung  auch 
vielleicht  technisch  höchst  vollkommen  ein- 
gerichteten Anlagen  in  der  Nähe  bedienen 
zu  können,  verwandelte  sich  in  den  bitteren 
Zwang,  mit  unzureichender,  schlechter  und 
doch  verhältnismässig  teurer  Befriedigung 
von  Bedürfnissen  vorlieb  nehmen  zu  müs>ei?. 
Man  hätte  vollständiger  und  wirtschaftliche* 
befriedigt  werden  können,  wenn  nicht  das 
Bannrecht  die  freie  Mitwerbung  ange- 
schlossen haben  würde. 

Im  Herzogtume  Preussen  beispielsweise, 
wo  bezüglich  der  Domänenämter  die  Amts! 
artikel  von  1042  den  Mühlenzwang  aus* 
sprachen,  wurde  im  Jahre  1731  ein  neues 
Reglement  erlassen.  Laut  demselben  wur- 
den alle,  die  ihre  Mühlengerechtigkeit  nicht 
nachweisen  konnten,  an  irgend  "eine  vor- 
handene Mühle  als  Zwangsmahlgäste  ver- 
schrieben. Nur  dann,  wenn  die  Mühle  nicht 
binnen  36  Stunden  das  Mehl  liefern  konnte, 
war  man  berechtigt,  eine  fremde  Mühle  auf- 


zusuchen. Es  bewegte  sich  auf  derselben 
Linie  einer  beabsichtigten  Erleichterung  für 
die  Verpflichteten,  wenn  durch  das  Patent 
vom  13.  März  1736  die  Müller  angewiesen 
wurden,  für  Mahlgäste,  die  nicht  über  zwei 
Tage  warten  konnten,  Meld  zum  Verkaufe 
zu  halten.  Trotz  alledem  wurde  der  Mühlen- 
zwang gerade  von  kleinen  Leuten  als  seh] 
drückend  empfunden.  Sie  mussten  mit 
ihren  geringen  Vorräten  tagelang  warten, 
und  falls  sie  nach  Aluauf  der  bestimmten 
Zeit  einen  Erlaubnisschein  zur  Benutzung 
einer  anderen  Mulde  erhielten,  waren  eben 
doch  Tage  versäumt  worden. 

Es  ist  höchst  bezeichnend,  wenn  am  19. 
Juli  1802  auf  dem  Amte  Heinrichswalde  in 
Litauen  die  Eigenkätner  zweier  Dorfschaften 
sich  beschweren  mussten,  dass  ihnen  ,'auf 
geschärften  Befehl  der  Kriegs-  und  Do- 
mänenkammer iu  Gumbiunen  ihre  Quirdeln 
(Handmühlen)  abgenommen  seien.  Sie 
wären  daher  in  Verlegenheit,  da  die  .Mühle, 
zu  der  sie  gehörten,  sich  ausser  stände  be- 
fände, ihr  .Mehl  gut  zu  befördern.  Auch 
drückte  der  Müller  sie  durch  die  Forderung, 
dass  sie  ihm  das  anschlagsmässige  Mahl- 
geld bezahlen  sollten,  wenn"  sie  gleich  wenig- 
oder  gar  nichts  hätten  vermählen  lassen. 

Dazu  gesellt  sich  das  weitere  Bedenken, 
dass  der  Urheber  eines  bannberechtigten  ge- 
we)  blieben  rnternehmens  weniger Soigfalt  zu 
zeigen  versucht  wird  als  ein  anderer  Gewerbe- 
treibender. Er  ist  eben  seiner  Kundschaft 
Sicher,  während  jener  eine  solche  durch  die 
'eite  seiner  Leistungen  sich  erst  erringen 
muss  und  dann  darauf  Obacht  zu  nehmen 
hat,  dass  er  sie  nicht  wieder  einbüsst.  Ganz 
treffend  fasst  daher  Rau  die  nachteiligen 
W  irkungen  der  Bannrechte  folgendermassen 
zusammen.      1.   Sie    verleiten    die    Besitzer 
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IM  Keohte,  ihr  Gewerbe  sorglos  und  ma 
bft  zu  betreiben;  2.  sie  lassen  andere  1 
Sunungen  nicht  zu  stände  kommen; 
Sencüe  Abnehmer,  schlechte  oder  teuere 
Waren  zu  kaufen  oder  sich  überhaupt 
guter  gute   und   verspätete  Bedienun 
anzulassen,  auch   sich  öfters  au. 
lästigen  Entfernung  zu  versorgen.     Wa 
gtetzgebimg  etwa    zum  Schutz  der  Bann 
ofüchügeu  vorsah,  war  ungenügend,     laxen 
Ke!)ienste,  die  man  in  Anspruch  nehmen 

Ste   sicherten  nicht  vor  Ueberteuerung  da 
inall -j:l  die   Beschaffenheit  derselben    oder 
der  Leiter  nicht  genau  vorzuschreiben  im- 
Sndewar.     und  wenn  der  Bannberechtagte 
^Schadloshaltung  des  Verpflichteten   der 
ZrU  seine  SchuldVerlust  erlitt  angehalten 
werten  könnt ler  Aufhebung  seiner  Be- 
rechtigungen   ihm    drohte,   falls   der  Ver 
pflichtete    über    die    Leitungen    sich  be- 
schwerte   so  blieben   derartige  Klagen  doch 
hSmer   eine    lästige     nicht   allemal  Erfolg 
versprechende    Angelegenheit    für   den,   dei 
sie  anbringen  sollte.    Selbst  wenn  man  m- 
,,.n  |neigt   ist.  dass  den  Bannrechten 
S                    .haftliehe  Gedanke    einer    im 
effentbohen    Interesse    liegenden    Regelung 
,1er   Beziehungen   von   Angebot  und  Nach- 
jage zu  Grunde  liegt,  was  mir  noch  nicht 
diesen  zu  .ein  scheint, so  muss  man  miniei 

sa lass  mite,-  vorgeschrittenen  und  ent- 

Le\terenYerhältnissendte  Durchfuhrung 

einer  derartigen  Regelung    in   dieser  ^e« 
nicht  mehr  denkbar  ist.  So  wenig  es  möglich 
ist.  das  Konzessionssystem  zur  Zufriedenhe t 
der  Konsumenten  nach  Massgabe  des  jewei- 
ligen Bedürfnisses   funktionieren   zu  lassen 
dl  man  die  Grenzen  des  letzteren  eber l  nicht 
m,t    annähernder    Sicherheit    zu    berechnen 
vermag,  so   ist  es  auch  nicht  durchfuhrbai-, 
die  Zahl   der  dem  Publikum  dienen  sollen- 
den bannberechtigten  Anstalten   jeweilig  zu 
vermehren  oder  den  Betneb  ^r  vorhandenen 
entsprechend  zu  erweitern.     Das  Interesse 
der  Berechtigten  wird  da  immer  dem  Inte- 
resse   der    Gesamtheit    entgegen    sein    und 
S  damit   trösten,  dass  dem   Wechsel  und 
Umschwung  im  Bedarf  des  konsumier; 
Publikums    genau    zu    folgen   die    grosse 
Schwierigkeiten  verursacht    Schon  Benedict 
meinte  daher    zutreffend,  das,   diese    Prm- 
tegieu   gegen  die  Lehren    der  Staaten 
scharten   verstiessen    -    auch   insofern  als 
ungeachtet  der  grossen  Vorteile,  welche  <ke 
Berechtigten  gemessen,  doch  der  Gegenstand. 
nicht  so  vollständig  verwertet  werde,  als  ei 
bei   freier  Verfügung   des  Eigentümers  ver- 
wertet    werden    konnte.      1  nd    nun»    muss 
Miller  zustimmen,  wenn    er  von  den  Bann- 
rechten sagt:  von  dem  Augenblicke  an   wo 
die  Bevölkerung  in  progressivem  Wachstum 
begriffen  ist.  wirken  sie  schädlich  und  wer- 
mindestens  überflüssig.    Sie  unterbinden 


die    Ldern    des    Verkehrs,    verhindern 
Emporkommen   der  Gewerbe,  verfc 
notwendigsten  Lebensbedürfnisse  und 

Inhabern  die  »lacht,  trol 
hohen    l'r  i  der  Leis- 

■>    Die   Bannmeile.     I"'    engsten   /m- 
niii    den    Bau 


sammenhange 

linrichtung  der!  '  me 

tützl    sich  verfassui 

Ich   aui  3il     ' 

dem  Recht  städtischer  Handwerker,  auf  dem 

matten  Land>    i  in  rhalh    im 

um  di     Stadt  Gewerbetreibend* 
darauf  q,  den  Ab  Produkte 

„,1er  Leistungen    in    der   Stadt    ; 
nicht  dulden    zu  müssen.    Früh j 
dieses  Privileg.    Ber, 
,.,,,  d,  |    Weiskeschen  Ausgabe   111.  Bd. 
66  S  li  bestimmt  in  den  Wort 
müz   cheinen    markt    büw 
einer  müe  näh    die  Nähe,  m  der  Markt, 
emander  sein  sollen,     und  die  Glosse 
Haben  Singuli  eives  fundatum  de   ]ure 
nrivüegium  i  i    miliare    circum    , 

habeantur    vinum    seu    cerevisiae    ah 

Set  ne   fiant   brasia    e1    al I. 

SS.  In  den  Stadtrechten  läng  dann 
de  Bannmeile  seit  dem  13.  Jahrhundert  an 
ihren  Einzug  zu  halten.  Löwenberg 
fflet  1217  da^s  innerhalb  einer  Meile  kein 
Branntweinschank  stattfi. 
1  ein  Handwerk  ausgeübt  werden  solle.  Dei 
Verkauf  von  Getränken  insbesondere  wrrd 
durch  .  Bannmeilen  den  Städten  vorbe- 

halten.    Troppau    duldet,,    um   1224 
Kgein  seiner  Umgebung.    Ems  verengt, 

dass    die    Schankwirte   ihr   G 
nach  altem  Brauche   nur  in  der  Stadt  aus- 
üben       Mtenburg    erlaubte    um    1250    nui 

bissen  namhaft   gemachten  Orten 
wohl  Getränke,  aber  kein  Bier  brauten,  dre 
Errichtung   von   Schankstätten.     Sonst    waa 
rim  umkreise  einer  Meüe  untersagt 

Las  Brauen    ausserhalb    der    S 
Bries  1250,   in  Eisenach  enso  ver- 

boten    In  Weis  5  auf  den 

0        m    innerhalb    einer    Meile    nur    dann 
ne    Schenke    gehalten    und    fremdes    Bie^ 
vevkauit  werden,  we  ' 

dies  die  Berechtigung  dazu   erkannt   I 
Bei  anderen- Städten   findet  sich  ein  an 
Sehnte. S    Meilenrecht.    das    sich    auf    den 
Bet    ■       erschiedener  G  bezog.    So 

Sit  Guben  x  Markgrafen  Heinrich 

S    Rech!  üb    der    Mede    k= 

Kretscham     und    ausserhalb    dei    fianKen 
der SSdTkeine  Häuser  zn  dulden,  ind 
£z  bereitet  oder  Verkauf  von  Gewandern, 

und     anderen     Waren 
wde       Auch    BYeiberg    war  .eingeräumt 
Z    de,,  innerhalb    der   Meile   nicht   backen 
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noch  brauen  zu  lassen,  sondern  dergleichen 

von   der  Stadl   aus  zu  versen- 

u  ti<  aberg   a.  d.  Bartsch    liit    1253 

kein.-  Schankwirte,  Schmiede,  Schuster,  Tuch- 

und  Fleischverkäufer  und  Gewerbetreibende 

aller  Ali  in  seinei  Bannmeile.    Ebenso! b- 

schütz  1270,  Schweidnitz  12s;,  und  1288. 
Auch  hier  wird  versprochen,  die  bereits 
ansässigen  Handwerke)  zu  vertreiben  und 
die  i  :  :hankstätten  abzubrechen. 

Die    Gri  Bannmeile    war   dabei 

sein-  angesetzt.      Chemnitz    er- 

hielt 1357    z.  B.  das   Privilegium,  dass    ein 
zehnmeiliger  Rundbezirk    nur  in   Chemnitz 
bleichen,  auch  weder  roher  Flachs  noch  Garn 
und  in  gehleichtes  Leinen  ausgeführt  werden 
durfte.     Die  sächsische  Landesordnung  von 
1  182    lässt    schon    J  i    Meile     jenseits    der 
städtischen  "Weichbilder  gar  kein  Handwerk 
zu.    ausser    bei    nachweisbaren    Privilegien 
;;    in      grösserer    Entfernung 
mir  Schmiede    und    Leineweber.     In  Däne- 
mark  dagegen  wurde    1522    die   Bannmeile 
für  Schuster   und   Schneider  auf  2  Meilen 
um  die  Städte  angesetzt     In  Lübeck 
wurde    die   Bannmeile   niemals  durch   einen 
bestimmten  Ausspruch  allgemein  festgestellt, 
S lern   nur   im   einzelnen    mehrere  Verfü- 
gungen erlassen,  die   freilich  nach  einander 
Bannmeile     immer    mehr    ausdehnten. 
Die  Kannengiesser  z.  B.  begnügten  sich  1421 
noch    damit,    dass    niemand    innerhalb    der 
Landwehr,  d.  h.  innerhalb  des  die  Stadt  zu- 
nächsl   umgebenden  vom  sogenannten  Land- 
ii     eingeschlossenen    Gebiete,    Kannen 
und  Fässer   machen  dürfe.     Aber   im  Jahre 
1653  verlangten  die  Aemter,  dass  kein  Hand- 
werker, der  ihnen  nicht  angehöre,  innerhalb 
zweier   Meilen    um    die    Stadt   wohne.      In 
einem  Dekrete  von   1756  wurde  diese  Aus- 
dehnung   '\^r   Bannmeile    genehmigt,    aber 
1804    gelegentlich    eines    Streites    zwischen 
Stuhlmachern   und  Krämern   die  Bannmeile 
auf  eine  Entfernung  von  8  Meilen  gebracht. 
Volkswirtschaftlich  hatte  die  ganze  Ein- 
trag   den    Charakter    einer    indirekten 
Preisregulierung.    Auf  diese  "Weise  war  die 
Möglichkeif    abgeschnitten,  durch  gelegent- 
liche Zufuhren    bei    irgend   einer  Ware  das 
Angebot  besonders  zu  vergrössern,  die  Preise 
laher  innerhalb  der  Stadt  weniger 
schwankend    sein.    Kein    städtischer  Hand- 
werker  sah    sich    gemässigt,    von    den    ge- 
wohnten Preisen   abzugehen,  weil  die  Kon- 
kurrenz   ihn    nicht   dazu   drängte.     In  einem 
'    Zusammenhange   stand  die  Bann- 
meile auch    mit  dem   Zunftzwange.    Nicht 
nur.   dass    über   die    ausserhalb    der   Stadt 
Wohn  :  aufsichtigung  nicht  mit 

Nachdruck  vollzogen  werden 
ntband    der   Aufenthalt    auf    dem 
Laude  sie  auch  von  der  Teilnahme  an  den 
a  und  zünftlerischen  Lasten. 


Mochte  die  Bannmeile  in  einer  Zeit  noch 
dünner  Bevölkerung,  als   es  wünschenswert 
schien,  an  einigen  städtischen  Mittelpunkten 
das    gewerbliche   Leben    zu   grösserer    Enfc 
faltung   zu  bringen,  durchaus  gerecht* 
erscheinen:    mochten,  wie  Koscher    sagt,  in 
einer  rauh-  und  fehdelustigen  Zeit  gewerb- 
liche Kapitalien   am    sichersten  hinter  städ- 
en  Mauern  geborgen    sein  —  in  ihrer 
weiteren  Entwiekelung,  indem  der  Egoismus 
städtischer  Handwerker  danach  strebte,  Ge- 
werbetreibende  auf  dem   Lande    überhaupt 
gar  nicht  oder  nur  in  beschränkter  Zahl  zu 
dulden,  wurde  sie  lästig  und  verhängnisvoll. 
Bereits  zu  Anfang  des  15.  Jahrhunderts  tritt 
dieses  Streben,  die  Konkurrenz  einzuengen, 
ganz  unverhüllt  auf,  und  so  weit  ging  man. 
dass    Knechte,    die    auf    Dörfern    oder    im 
Bannkreise  gewerblich  thätig  gewesen  waren. 
jede  Hoffnung  auf  eine  Beschäftigung  beim 
städtischen    .Meister  verloren,    ja    überhaupt 
in  der  Stadt  nicht  selbständig  werden  konnten. 
So  beschloss  wenigstens  die  Schmiedegilde 
in  Osnabrück  schon  1392,  keinen  zum  Meister 
anzunehmen,  der    syn  eygen  arbeit  uep  II 
myl  by  der   stat  gedan    hebbe«.     Im   Jahre 
1421  verpflichtete  sich  das  Kloster  Scharne- 
beck,   gegen    eine   jährliche   Rente    von    4n 
Mark,    die    das    Amt    der   Wollenweber    in 
Lüneburg  zu  zahlen  versprach,  seinen  Woll- 
v.elnr,  iL  trieb  einzustellen.    In  Lübeck  war 
1414  die  Einbringung  von  Riemenwerk,  das 
in    Dörfern    oder    Landstädten     angefertigt 
war,  verboten.     Das   Schuhmacheramt    aber 
in  Osnabrück   beliebte    1499,  dass  Gesellen, 
die  auf  Dörfern  gelernt  hätten,  in  der  Stadt 
keine  Arbeit  gegeben  werden  sollte.     Aehn- 
iiche    Bestimmungen    galten    im    16.    Jahr- 
hundert  in  Hamburg    für  die  Korbmacher, 
die  Rade-  und  Stellmacher,  die  Wandmacher, 
in  Lübeck  für  die  Drechsler,  sowie  für  alle 
Hutfilter  der  wendischen  Städte.    In  Wismar 
war  im  16.  Jahrhundert  den  auf  dem  Lande 
sitzenden  Webern    verboten,  Garn    aas    der 
Stadt  zu  holen,  aber  allerdings  den  Bürgertl 
freigestellt,  ihnen  dieses  zu  bringen.    Wider 
die  auf  den   Dörfern    um   Stettin   arbeiten- 
den   'Indischerer     erliess    Herzog    Barnim 
1.Ö44  eine  Verordnung.     Und  selbst  wo,  wie 
bei  der  Baumwollweberei  in  Ulm,  die  reiche 
Entfaltung  der  Industrie  nur   mit  Hilfe  der 
zahlreichen    Hand  weher    ermöglicht   wurde, 
hörten    die  Vertreter   der  Weberzunft   doch 
nicht    auf,    immer   wieder   aufs   neue   beim 
Rate  vorstellig  zu  werden,  dass  den  Barchent- 
Landwebern   die   Erlaubnis,   auf    die  Ulmer 
Schau  zu  wirken,  entzogen  würde. 

Schliesslich  niusste,  da  auch  der  Adel 
anfing  an  bürgerlicher  Hantierung  Geschmack 
zu  gewinnen,  z.  B.  der  Bierbrauerei  sich 
heil,. issigte  oder  Handwerker  zur  Nieder- 
lassung auf  dem  Lande  veranlasste,  die 
Angelegenheit    generell    geordnet    werden. 


Zwang 


1„  der  Landesordnung    den    Brud  i    B 
',,-.  und  Herzog  Albred 
tarn   Fahre  1482  wird   schon  des      Mälzens, 
Ks  und  derer  Handwerksleute  na 
Swf     es    soll  auch  Niemand*    • 
.         ,s;Würdens  oder  Wesens  de,   sey  ad 
.,  Dorfe,  das  darauf    nichl    sonderlich 
e,  ist,  keinen  Handwerksman. 
ffiiseseyn,  noch  sein  Handwerk  keinen 
T       la  Uiben  lassen  .    Nur       i  aber 

it  Viertel  Wegs  von  den  Städten  ent- 
a  Dörfern  durfte,  zu  gemeinen  Nutzen, 
armen  Leuten  zu  gute  ,  ein  Seh 

dt  nehmen. 
,,..    Mecklenburgische   Pdizeiordnung    von 
M16    wiederum   bestimmte,    nachdem   von, 
hiedenen    Städten    über   das    unrecht- 
«  Brauen  und  die  Niederlassung  von 
^hma£hern,Sdmeidern,Kürsehuern,Schuh- 
2SS?  und  anderen  Handwerkern  auf  dem 
mannigfache  Beschwerden   ergangen 
SSen    £mz  pnaa   das  Bannrecht    und  die 
lufenthütserfubnis    für  Gewerbetreibende. 
V  ,1  und  der  Geistlichkeit  wurde  zu- 
Snd n.  einen  Haustrunk  zu  brauen  nur 
Her    zum  Verkauf.      Bauern,    Muller, 
Kef  und    andere    Landbewohner  hatten 
o^L  Recht,  während  der! Ernte  für  sich 
und  ihr  Gesinde  einen  Haustrunk  zu  brauen. 
ST  wfe  auch  die  Krüger,  waren  angehalten, 
ürre  Landesprodukte  in  die  Stadt  zum  Ver- 
rüfe zu  bringen   und  von  dorther  ihr  Ge- 
S,  Kleiduni,  Schuhwerk  u.s.w.j 
ziehen     Als   Handwerker  aber  sollten    auf 
dem  Lande  keine  anderen  geduldet  werden, 
Ss  dif  seit   alten  Zeiten  dort    ansässig  ge- 
wesen  waren.      Welche    Gewerbe   gemein 
-Vre     besäst  die  Ordnung  nicht,  doch  wird 
mfderB^immungderPoüzeiordnungvon 

1572  0*»  sich  auf  dem  Lande  ausser. 
Schmiede,  Schneider   oder  Leineweber  kern 
H       werker  aufhalten  dürfte,  wohl  nur  ein 
Engerer  Zeit  bestehender pusten 
eeheissen  worden  sein.    Es  blieb  bei  dieser 
ESdnng   meht.   und   in  den  Landtags- 
akten  des  17.  Jahrhunderts  horten  die  wa- 
Smuia   L   Städte   nicht    auf      Im    Jahre 
1682  lautete  einer  der  von  den  Stadtenzum 
gütlichen    Vergleich  gemachten  Vorschlage 
dahin    dass   auf  dem  Lande    ausser   den   in 
der  Polizeiordnung  genannten  Handwerkern 
keine   geduldet,  Schuster   und    andere   yer- 
totene  Handwerke  alsbald  abgeschafft  und 
nach  den  Städten  verwiesen  werten  sollten 
Daseien    forderte    die    Ritterschaft,    dass 
7   „„;,,>.,.,  Schneider,Grobschmiede,Leine- 
SeTwagen-  und  Rademacher  anzustellen 
Inf  dem  Land.,  jedem  frei  sein  solle  Klein- 
Simede    Tisclder,   Schuster   Ja   dagegen 
nur  an  den  Orten,  wo  es  hergebracht.     Uie 
vTroXung  Herzog  MeMchWtos^m| 

is.  September  1703  verbot  von  Ostern  kunf 
:    Jahres    denen    von    der   Ritterscnatt, 


die    nicht    über    z  n   .'lV""u 

Städten  situirel  seyn  .  Handwerker  auf  inren 

,w.., 

wurden   Grobschn 

laubt 
|      seirefonna 

der  und  l.<  dieFrauenl 

ts    L548, 

bun irrichten  zu  lassen. 

In  der  M  ,"1""   m 

Bandwerksstellen. 

Daf    Jahr   L624  war   als  Nori 

sehen  worden,   und  die  Häuser,  die  da 

Handwerkern   bewohnl  « 
,1t,.  Handwerkssteüen.      = 
Katastern,  deren   jeder  Kreis  1  auf- 

rt  ündauss  t 
Handwerker    in    den    D 
r  waren  an 

und  Zimmerleute 

..  sehen.     ^     <  P™  V^ 

|uig  waren,   in  die  Städte   zu  ziehen. 

S   Friedrich  Wilhelm   I    durchaus  an. 
war  das  kursächsische  Mandal 

1    '-   "  ,-.—     ,..,..u  .;..i, t  ....r       Es 


BS»*  - 

D         freilich  nur  einen 

■'     n       Für     städ.  Bedarf    zu 

1    und   Lehrlinge    äowi.      .  °    «• 

haften,  war    diesen   Dorfmeistern    nicht  er- 

laUDie  kurbraunschweigische  Jerordnung 
abei  wc,.n  Einschränkung  der  Handwerker 
Sfd2  Lande  in  Lauenhurg  vom  Jahre 
SetaÄ  ein.     i  '      Inung  von 

]-;,     er  der  Adel  auf  seinen  Outem 

i^t     r  seinen  eignen  Bedarf  halten 
1  ;      In  den  Dort.  '*  selten  kerne 

ÄnSwerbetieib  ^schrni 

w™    Nicht  minder  sl  aoehfur^ 

Ueh    1  ivreutlusche    Ausschreiben   vom   30 

T       1-  t    betreffend    die   Abschaffung   der 

S-aldef  Ä~ 

Skiern    Landbauer  meht    nötig ;  sind .auf 
t -,-fie  nicht   eeduldet  v  Uten. 

SJtr  die  Land."'  nein  zulässigen 

r   w      ,,   waren:   Schneider,   Schuhm 
^e^S.MüllerKiife,Kübler.Zimmer- 
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leute,  Schmiede,  Wagner,  Weber,  Ziegler, 
Kalkbrenner.  Bierbrauer,  Glashütten,  Maurer, 

sser,  Schreiner.  Es  bedarf  heute  kaum 
einer  Auseinandersetzung,  wie  sie  Leuchs  im 
Jahre.  1848  ooch  für  zweckmässig  hielt,  da- 
rüber, dass  derartige  Begünstigungen  der 
Städfc  das  platte  Land   sich    nicht 

recht*  plagen  lassen.  Es  war  eine  Anomalie, 
wenn  der  Entwurf  einer  Gewerbeordnung 
für  das  Königreich  Sachsen  vom  Jahre  1858 

das  mittelalterliche  Verbot  des  Ge- 
-  auf  dem  Lande  in  die   neue 

mg     hinti  n     wollte.      Freilich 

milderte  der  Eolgende  §   10  die  Härte  jener 

mmungen  auf  dem  Wege  der  Regie- 
ession. Aber  es  blieb  doch  immer 
äeltsam,  dass  es  von  dorn  willkürlichen  Er- 
messen  der  Regierungsbehörden  oder  gar 
den  Widersprüchen  von  unverständigen 
Dorfinsassen  abhängig  gemacht  werden 
sollte,  ob  auf  dem  Lande  sich  Gewerbe- 
treibende  niederlassen  durften.    Jenen  wun- 

hen  Einwand,  dass  die  Städte,  wenn 
man  dem  Handwerk  das  Land  freigäbe, 
len  würden,  hatte  die  Erfahrung  längst 


widerlegt.    Als  man   im  Jahre  1831   in  der 
Schweiz    die    Gewerbefreiheit    proklamierte 
und   die   Stadtthore    niederriss,    wurde    von 
den  Zopfbürgern   der  Untergang  der  Städte 
hezeit.      Das  Gegenteil   indes    trat  ein. 
Der  städtische  Gewerbebetrieb   blühte  kräf- 
auf    als    je    und    die    Wochenmärkte 
in  stärker  besucht  als  je  zuvor.    Bodemer 
vollständig    recht,    wenn    er    betonte. 
die  Landbewohner  bei  Ausbreitung  der 
Gewerbe    auf    dem    Lande    in    ihren    All- 
an  das  Leben  sich  steigern.     Sie 
werden  an  Gegenstände   gewöhnt,  die   sie, 
begreifen,  dass  die  Dorfhand  werker 
oichl     so   geschickt   arbeiten   und  die  Dorf- 
krämer  keine  befriedigende  Auswahl  bieten 
können,  mitRecht  regelmässig  in  den  Städten 
o    lernen.     Gleichwohl    dauerte    es 
noch    bis    zur   Gewerbeordnung  von 
1869,    nachdem     .-iuzelne    < r — i ,'_-.-i.i ii,--n 
mit   gutem    Beispiel    vorangegangen    waren 
iz.  B.  die    badische  1862),   dass   einheitlich, 
[ist    im    norddeutschen   Bunde,    später 
hu  Reich  die  Untersch  idung  zwischen  Stadt 
und  Land  in  Bezug  auf  den  Gewerbebetrieb 
und   seine  Ausdehnung  aufgehoben   wurde. 
::.    Die    Realgewerbeberechtigungen. 
Wieder  einen  besonderen  Charakter   w 
die  sogen.  Realgerechtigkeiteh,  auch  unper- 
sönliche   und    radizierte  Gewerbegerechtig- 
enannt,    auf.     Sie  kamen  zunächst 
Gewerben    auf,    deren  Betrieb 
mderer    Einrichtung 
ttühli  ii.  Schmieden,  Bäcke- 
u.  s.  w.    Niemand   konnte   ein    der- 
Ibständig  betreiben,  ohne 
eile  von  dem  zeitweiligen  ln- 
n.     Dabei  traf  man 


nicht  einmal  die  Vorkehrung,  dass  der  neue 
Erwerber  das  betreffende  Gewerbe  per- 
sönlich auszuüben  imstande  sein  niüssei 
Später  entwickelten  sich  diese  Gewerbege^ 
reehtigkeiten  auch  bei  Gewerben,  für  deren 
Betrieb  ein  Grundstück  nicht  erfordei 
war.  so  dass  schliesslich  fast  kein  Hand- 
werker sich  niederlassen  konnte,  ehe  er  von 
einem  anderen  die  Befugnis  erkauft  hatte. 
Mit  den  Zwangs-  und  Bannrechten  habi  •• 
diese  Realrechte  die  Befugnis  zu  irgend 
einer  Produktion  oder  einem  Vertrieb"  auf 
einem  bestimmten  räumlichen  Gebiet  gemein. 


Sie  unterscheiden   sich   aber    von  ihnen   in- 
sofern,  als  sie  weniger   intensiv   sind.     Die 
Bewohner  eines  ländlichen  Distrikts,  für  das 
ein  Bannrecht  gilt,  haben  keine  andere  Mög- 
lichkeit, ihren  Bedarf  befriedigen  zu  lassen, 
als    den   Bannberechtigten   anzugehen.     1  la- 
gegen  vermochten  die  Bewohner    eines   Ge- 
biets, in  dem  die  Realgerechtigkeiten  herrsch- 
ten, entweder  ihren  Bedarf  an  Gewerbspro- 
dukten durch  Thätigkeit  im  Hause  zu  decken 
oder  den  betreffenden  Gegenstand  von  aus- 
wärts zu  beziehen.  Das  Schlimme  dieser'Real- 
rechte  lag  jedoch  darin .   dass  die  Berechti- 
gung zu  einem  Gewerbe,  die  doch  von  den 
persönlichen   Kenntnissen    und   Fertigkeiten 
abhängen  sollte,  käuflich,  wie  J.  G.  Hoffmann 
sich    ausdrückt,    zu    einem    Familieneigen- 
tum   wurden.      Lud     dieser    Verkaufswert 
der  Gerechtigkeiten  wurde  mitunter  zu  ausser- 
ordentlicher Höhe  emporgetrieben.    Der  Ver- 
fasser   des    »Interesse    des   Menschen    und 
Bürgers     bei    den    bestehenden    Zunftver- 
fassungen« l)  behauptete  im  Jahre  1803,  dass 
es  in  Preussen  Städte  gäbe,  wo  eine  Bäcker- 
gerechtigkeit 2500  Thlr.,  eine  Schuhmacher- 
gerechtigkeit  1200  Tlilr.  galt.     Die  gesamten 
reinen    Braugerechtigkeiten     einer    einzigen 
Stadt  glaubte  er  auf  800000  Thaler  veran- 
schlagen zu  sollen.     Er  nahm    an,   dass    in 
Preussen     damals    unter    8   Millionen    Ein- 
wohnern    etwa     160000    zünftige    Meister 
in    den   Städten    seien.     Wenn    von    diesen 
um-  ein  Zehntel  Gerechtigkeiten   zu   kaufen 
genötigt    wäre    und    der   Durchschnittswert 
einer   solchen    Inno   Thaler    sei,    so    hätten 
dieselben    schon     zusammen     lü    Millionen 
Thaler    gekostet.     Die    Verzinsung    dieses 
Ankaufsgeldes,    mit   einer   Gefahrprämie  zu 
T1  .•  "  ii  berechnet,  ergäbe  einen  Betrag  von 
1  200000  Thalern,  der  von  den  Konsumenten 
jährlich  aufgebracht  werden  müsste,  um  die 
Gewerbetreibenden  für  den  Ankauf  der  Ge- 
rechtigkeiten zu  entschädigen.     Man  könnt.' 
sich  nur  damit    trösten,    dass    es  anderswo 
nicht  besser  war,    indem    z.  B.  in  Paris  im 
Jahre  1825  eine  Bäckergerechtigkeit  50000 


1  Ks  i-t  J.  Gr.  Hoffmann.  der  nachherige 
Direktor  des  kg-1  prertss.  statistischen  Bureaus 
in  Berlin. 
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wjs  100000  Francs,  eine  Fleischerg 
keil  150000  Francs  kostete.     In  Bayern  soll 
...   vorgekommen    sein,   dass   eine  Ba 
Srechfigkeit     mit     20000    Gulden    bezahlt 
S     Wie  Lotz  in  seinem  Eandbuch  der 
Kswissenschaftslehre  fll,  114)  am, 
konnte,  dass  der  bei  solchen  Fälleng 
Preis     wesentlich     durch     den   Wert     dei 
zum  Betriebe  nötigen  Anlagen  bedingt    sei 
und   wenn   man  diesen  Betrag  von  dem  Ge- 
samtpreise   in   Abzug    Innige,    hir    das    -i- 
K  Monopol   bei    den  meisten  erkauften 
ttigkeiten    nicht    viel    nachbleibe,    ist 

nicht  verständlich.  .         •-,..,„,.  | 

Derartige  Realgerechtigkeiten  sind  über- 
all in    Deutschland   nachweisbar.    Nirgends 
Sind    sie     so    ansehnlich    und    wichtig    ge- 
Sen     wie    in    Bayern.     Der    Grundsatz 
Kunst   erbt   nicht  .    der    einst   uberaU    m 
Deutschland  anerkannt  war,   gf  **J» 
m   bis  über  che  Hälfte   des   18.  Ja  n 
underts  hinaus  in  voller  Kraft    Immerhin 
ahm    das  bayerische  Landrecht    von    1756 
h  Brauerei  aus.  wegen  der  für  Sie  neigen 
Anlagen.     Das  mochte  selbst  in  seiner  Ver- 
adl.emeinerung    auf  ^.he    Besitzer      , 


STtaS^?  Gewerbe-  Vor-  unc [Sri* 

tungen     noch  zu  ertragen   sein.    Aber  nacü 

Selben  Landrechte    konnte    der  Inhaber 

oiner     persönlichen    Gewerbebefugnis    mit 

oljrigkeiüichem     Konsense    sein    Recht    an 

ein    zunftfähiges    und    handwerkskundiges 

Individuum    abtreten.      Daraus    entwickelte 

sich    obwohl  nur  eine    massige    hekognitmn 

n  entrichten   war.    das  Verhängnis,   indem 

in   das   bisher    unangefochtene   Pnncip dei 

.nalität  und  des  Öffentlichen  t  harakt-rs 

der    Gewerbebefugnis    eine    weite   Bres   . 

Bossen  wurde.     Diese  sogenannten  Les- 
lonen     kamen    immer    häufiger   vor    und 
immer    grösser    wurde    die    Zahl    der    Ge- 
werbe,  die  man  als  an  den  Anlagen  haftend 
ansah      Schliesslich  nahmen  die  Zünfte  jede 
Gewerbeberechtigung    als    eine    reale    an. 
\nfaugs  hielten  die  Behörden  an  dem  Grund- 
satze  der  Persönlichkeit   der  Handwerksbe- 
fuenisse  fest.  In  dem  sogenannten  Münchener 
Bfegervergleich  von  IT  um  aber  erkannte  der  ( 
Magistrat   die  Realität   und  Erblichkeit   dei  | 
Gewerberechte  vollständig  an.  „Derselbe  er- 
hielt   zwar    nicht   die  kurf üi  stliche  Bestati- 
jrong   jedoch  de  facto  blieb  die  Realität  der 
Gewerberechte  entschieden.    In  den  spateren 
ReeierunffsiahrenKarl  Theodors,  1777— l/a», 
war  die  grössteZahl  der  Zünfte  geschlossen 
und  waren  alle  Erwerbsbefugnisse  real.      &< 
konnte  man    in   der  That  auf   keine  andere 
Weise  in  die  Zunft  eindringen  als  mit  voller 
Börse    als   Käufer   oder   höchstens   noch  an 
der  Hand  einer  Meisterswitwe< . 

Der  Erlass  vom  1.  Dezember  1804  be- 
treffend die  Handwerksbefugnisse  machte  den 
Beginn   mit   den  Reformen.     Er  stellte  den 


leatz  auf,  dass   Etandw* 

beruhen     die   S 

Gewerbe,  deren  • 
Natur  derselben  mit 

oder   Mühlen,   durftei 

die  Ma  lieh  trotz  aller  ESnschärfui 

eine    halbe.      D 

fort,  Gewerbegerechtigkeiten  als  Exekutions- 
te   zur  Veräusserung  zu  bringen,  und 
im  Jahre  1825  war  n 

tadt  Manch  Eingabe  zum  Schute 

,;,  |  Realgerechtigkeiten  machte.  Mae 
denKönig,  die  Realität  der  Gewerbe,  vi 
v01.  1S(|4   i  r  einzuführen  und 

den   sogenannten  Per-  nalg 

:  (oder  Konzessionen)  mit  ihren  B 
träehtigun-n   Kinhalt    zu    tlmn.     I 
Gewerbegesetz    vom    11.   Sept    p  1825 

brachte   zwar  angeblich  keine  Veränderung 
des    bisherigen    Standpunktes.     Gleichwohl 
stellte  es  die  unpersönlichen  Rechte  »wi 
ganz    in    dem    der    -Natur    der    Sache    ent- 
,       ,        „  Dmfange   unter   den  Titel  und 
die  Aegide   des    Privateigentums     und   war 
nachsichtig  gegen  die ^  schon  zu Recht be- 
stehenden    realen    und    radizierl        R 
Die  Beschränkungen  ihrer  Veräusserhcnfcert 
wurden  ermässigt.     Auf  die   Dauer   jedoch 
fielen  die  Missbräuche,    die  mit  den  unper- 
sönlichen Gh  y    rbegerechtigkeitenj 
zu  stark  ins  6  '•    Ein  vom  Komge  ge- 

nehmigter Beschluss   der  Kammern   n 
es  daher  1856  zur  Notwendigkeit,  selbs 
Nie,  g  auf  ein  erworbenes  reales  oder 

radizi.  :         I      W    den    Nahrungsstand    « 
gewöhnlich  zu  rrüte,,    Erst  yon  dem  Aus- 
fall dieser  Nachforschung  sollte  die  Erlaub- 
nis zum  Gewerbebetrieb  abhängig  sein, 
damit   waren    allerdings   die   realen  Rechte 
in  ihrer  Bedeutung  erheblich  abgeschwächt. 
Sie  sanken  von  der  Stelle  eines  freien  Ein- 
toittsrechtes  zu  einem    Rechte  aui    vorzug- 
liehe  Berücksichtigung    bei    notwendig   be- 
fundener B  w'lwe 
stelle  herab.    Freilich  war  dann    der  ganze 
Missstand    noch    nicht   beseligt.      Schein 
eTwerbungen  werden  zwar- nicht  mehr  v. 
kommen  lein,  aber  die  Möglichkeil jder  Per- 
sonalkonzessionen    zu    erwerben    wai    doch 
verhindert    und    für    die    konzessioma 
Srde     blieben     die    Real.  benso 
Send    wie    früher.      Nach    Klemschrods 
len   am  Ausgange  der  oOa 
Jahre   in  Bayern   nicht   wemgei    als 

rechte     16174,     innungsmassige    Ge* 
39080,nichtinnungsmässigeGewerbel49ÖO, 
i  and  Kämmereigerechtigkeiten  ->i  i- 
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vom    6.    Februar    L868 
wurden   sie   alle   aufgehoben.    Art.   7    des- 

Iche   Eigenschaft 
der  zu  Roch;  iden  realen  und  radi- 

zierton Rechte  bleibt  unverändert.    In  realer 
radizierter   Eigenschaft    dürfen    keine 
Gewerbe    mehr    verliehen    werden.-     Nun- 
mehr diu  ohne  weiteres  den 
(Je1     rbes  beginnen.    Eine  Ab- 
h  c    Rechte    fand    nicht   statt.    Nur 
eine  Felge  hatte  der  Besitz  eines  Realrechtes, 
im   [nhaber,  wenn  er  den  vor- 
]  lersünlieheu  Voraussetzungen 
die   zur  Ausübung  des  Oev 
dazu    erforderliche    Konzession    nicht    ver- 
rt  werden    sollte  (Art.  11).    So  hörten 
in    Bayern    die   Realrechte    auf.    sehr    zum 
Staunen    der    Verteidiger    einer    Abi. 
In  Preussen   stellte  das  Edikt   betreffend 
die  Einfuhrung  einer  allgemeinen  Gewerbe- 
i   vom    2.  November  1810   den  Grund- 
satz auf:  In  denjenigen  Orten,  wo  jetzt  Ge- 
werbegereehtigkeiten      stattfinden .     welche 
nicht  auf  einem  Grundstück  haften  und  da- 
mit  in  keiner  unzertrennlichen  Verbindung 
sind,  die  aber  dennoch  in  den  Hypotheken- 
büchern  eingetragen   sind .    soll  eine  billige 
hädigung   für  den   bisher  Berechtigten 
■rungen  reguliert  werden.«    In 
W  ürttemberg    herrschte    bei    den    Ver- 
handlungen über  die  am  5.  August  1S36  er- 

sogenannte    revidierte   Gewerl rd- 

nung  noch  grosse  Unklarheit  über  die  Real- 
rechte.  Fest  steht  nur  so  viel,  dass  sie  da- 
mals noch  nicht  beseitigt,  vielmehr  den 
chtigten  gelassen  und  ilinen  erlaubt 
wurde,  ihr  Gewerbe  fortzusetzen.  Daneben 
wurde  freilich  jeder,  der  nach  Massgabe  der 
Zunftf  bung  dazu   befähigt    war,    auf 

äönlichen  Fähigkeiten  hin  ohne  den 
früher  notwendigen  Realbesitz  zur  selb- 
ständigen   Ausübung    des    Gewerbes 

in.   Der  daran  anknüpfenden  Streitfrage, 
ob  nun  di  tagten  eine  Entschädi- 

gung zu   beansprui  I  en,    machte   das 

tz  vom  8.  Juni  1849  ein  Ende.  Es  be- 
stimmt... dass  die  Besitzer  dinglicher  Ge- 
werbeberechtigungen, mit  denen  eine  privat- 
ausschliessliche  Befugnis 
zum  Betriebe  des  Gewerbes  verbunden  war, 
niemanden  an  dem  Betriebe  des  gleichen 
Gewerbes  bindern  konnten.    Doch  wurde  ein 

ruch  auf  Entschädigung  für  die  a 
Wirksamkeit     getreb  ne    Au--.  Idiessimv  -h  ■- 
irkannt.     Realber»  I  □  ohne 

e,   mit 

bis    zum    Et  d    de     G< 

diessungsbefu 

waren,  blieben  bestehen. 

r  die  R  i  m    !     ith  :  -  rgewerbe 

.  Art,  Apotheki  a  oben  Bd.  I  S.  I35ff.) 

i.    Die    Aufhebung    der    Z.    a.     B. 

In    Preussen    wurdi  lurch    das 


Mühlenreglement   vom    14.   Dezember    1786 
für     die     Provinz    Litauen     zeitweise     und 
teilweise  der  Mühlenzwang  aufgehoben 
wurde   jedem  auf    dem    platten  Land. 
bisher    bei   den  Mühlen   der  Domänenämter 
mahlpflichtig  gewesen  war.  freigestellt,  mahlen 
zu  lassen  in  welcher  Mühle  er  wollte.    Da- 
gegen   blieb   für  die  Städte  der  Mühlzwang 
in  Kraft  und  für  Stadt  wie  Land  das  Malz- 
und     Branntweinverbot.      Schon     am     ]::. 
Januar  1790  musste  jedoch  infolge  vielfacher 
Beschwerden   der  Mühlenzwang    in   seinem 
vollen  Umfange   wieder   hergestellt  worden. 
Trotzdem    war    es    die    litauische    Kriegs- 
und Domänenkammer.  die  in  einem  Berichte 
vom  29.  September  1802   an   den  Kammer- 
präsidenten von  Auerswald  den  Mühlenz  v 
als  eins  der  drückendsten  Uebei  in  der  Pro- 
vinz  bezeichnete.     Gegenüber  dem  Mehrbe- 
darf in   der  ganzen  Provinz   erwiesen   sich 
eben    die   Zwangsmühlen    als   unzulänglich. 
Die  Verpflichteten    hörten    nicht    auf,    über 
Bedrückungen  zu  klagen,  und  die  berechtigten 
Mühlenerbpäehter  jammerten ,   dass   sie   die 
Pachtgefälle  nicht  zalüen  könnten,  wenn  sie 
die  ihnen  zugewieseneu  Mahlgäste  nicht  zu 
befriedigen    imstande  wären.     Eine    darauf- 
hin   durch   allerhöchsten  Specialbefehl   vom 
2.  Januar  1803  eingesetzte  Kommission  kam 
im  Laufe  ihrer  Verhandlungen  zu  der  Auf- 
fassung,  dass   die   Aufhebung   des  Mühlen- 
zwanges    wünschenswert    wäre.    Nur   über 
die  Fräse,  ob  dies  auf  einmal  oder  allmäh- 
lich  geschehen   solle,    war    Zweifel.      Man 
wollte    gemäss    einer    früher    zu  Tage    ge- 
tretenen königlichen  Auffassung,  den  Zwang 
um    gegen    eine    gerechte   und   billige  Ent- 
schädigtmgderErbmühlenpäehter  aufzuheben, 
mehr  das  letztere,  um  die  zu  leistenden  Ent- 
schädigungen    nicht     zu    beschwerlich     zu 
machen.    Als  mittelbare  Vorbereitungsmass- 
regel    war  eine   Revision   der  Mühlenwerke 
in    Aussieht    genommen.     Aus    diesen    An- 
regungen  ergab    sich,    nachdem   das  Patent 
vom   30.   Januar    1808    das    Mühlsteinregal 
beseitigt  hatte,  am  29.  März  1808  das  Edikt 
über  die  Aufhellung  des  Mühlenzwanges  für 
Ostpreussen,   Litauen.    Ermeland    und   den 
Marien werd ersehen  Kreis.     Es  war  die  Ab- 
sicht Steins,  diese  Anordnung  später  auf  das 
ganze  Land   auszudehnen,    wozu   es    indes 
nicht  gekommen  ist.    311t  dem  1.  Dezember 
L808    hörte   hiernach   gegen  Entschädigung 
d.r    Zwangsberechtigten     sowohl     in     den 
Städten  als  auf  dem  Lande  der  Mühlenzwang 
oder  die  mit  dem  Besitz   einer  Mühle  ver- 
bundene Befugnis,   andere   zu  zwingen  sich 
ihrer   zu   bedienen,   in  Ostpreussen  und  Li- 
tauen auf.    Die  Entschädigung  sollte  in  der 
gewährt    werden,   dass    der    Kanon, 
das  Pachtgeld,  .-der    die  Abgabe,    die   der 
Mühlenerbpäehter    oder    Pächter    für 
Nahrungsrecht    der    Mühle    bisher    gezahlt 
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hatte,    ihm    gwu    oder    teilweise    a 
wurde     Die  Eigentümer  von   Private 
tonnten,  indem  durch  Vertrag  oder  richter- 
Uehes  Erkenntnis  eine  Entschädigungssumme 
bestimml  wurde,   von  den  bi  I  Kahl- 

Pflichtigen  sich   entschädigen  lassen     £wei 
lv    fpäter  machte    dann    das   Edikt 
28    Oktober  1810    für  die   ganze  Moni 
der     Mühlengerechtigkeit,     dem    Muhlen- 
Bier-  und  Branntweinzwang  ein  linde,  ms 
Gesetz  erlaubte  jedem  di,    !  |     buhlen, 

Brauereien    und    Brennereien       Eine    Ent- 
schädigung   der  eigentlichen   Zwangs-   und 
BannrIchte  wurde   nur  ausnahmsweise  vor- 
„„,,     in    der    Hauptsache    nahm    man 
an     dass    die  Berechtigten   nach    der   Aut- 
hebung  keine   Einbusse    erfahren     sondern 
bei  der  erfahrungsmässig    sieh  alsdann  ver- 
jernden    Konsumtion   eine   Vermehrung 
ihrer     Einnahmen     haben     würden      I 
sollte  weder   der  Verkäufer   noch    der  Aal 
Pächter     noch     der    Zwangspfhchtige    ver- 
len    sein,   füi    die  aufgegebenen  Rechte 
Eviktion  zu   leisten   oder  irgend  eine    Bat- 
Schädigung   zu   übernehmen.     K 
inbetocht    des    Umstandes,    dass    örtliche 
Verhältnisse  Schaden   für  den  Berechtigten 
herbeiführen  konnten,    zu    einer  Entschädi- 
gung, so  war  es  der  Staat,  der  sie  zu  leisten 
versprach.     An    diese    Edikte    schloss    sich 
das  Gesetz   vom   13.  Mai    1833   wegen  Auf- 
hebung   der    Zwangs-    und    Bannrechte    in 
der    Provinz     Posen:     die     Kabinettsordr 
vom   *3    März    ls:-Jt;    betreffend    die   Anwen- 
dung des  Edikts    von    1810   in   den   neuen 
und  wiedererworbenen  Provinzen  und  end- 
lich   die    allgemeine   Gewerbeordnung    vom 

17.  Januar  1845.  v 

In  Bavern  hob  eine  kurfürstliche  Ver- 
ordnung  von    1804      allen  Zunftzwang    der 
inländischen    G   «re.        pgeneinander«    au 
Demgemäss    konnte    |ede,    Muller    für  Be- 
wohner    fremder    Gerichtsbezirke     mahlen. 


IM!,, Mini, 

amen. 
I„    \\  iirttemberg     ver  ","1 

lauf  dem  Landta 

1828    i 

der  Zwangs-  und  Bannrei 

,  G  ' ' 

L836  Hess  si  sh  über  diesen  G 

stand     so     < 

a    di     B 

vom    8.  Juni    184  ■     Lzugs- 

Verfügung  vom  21.  Juli   und  25.  Septi 
desselben   Jahres   en1  | 
0fl  «Äusserten  Wünschen  nach  B 
der  Bannrechte.    Sie   tra  en    mit    \ 


wonuer     ireuwo     ^" — : — 

ohne  dass  der  dort  ^ansässige  Kollege 


regen 
ihnhätte"  auftreten  können.    Ebenfalls  durch 
eine    Specialverordnung  —  im;  Jahre     UWo 
—  wurde  der  Bierzwang  beseitigt.     In  der 
Folge  wurde  alsdann  auch  den  Bierbrauern 
de7  Ausschank  des  Bier-  erlaubt,   damit  sie 
den  Wirten  Konkurrenz  machten.     Line  Lut- 
schädigung  für  den  Verlust  ihres  bisb 
gSfrten    Abs,,,-    erhielten    »    weiter 
nicht.     An  gewissen  Orten  bestand  em  aus- 
schliessliches   Recht     einzelner    Wirte     zui 
Verlegung  feierlicher  Hochzeiten;  es  wurde 
durch  eine  Verordnung  -zuletzt  180i   für 
da-  Bambergische  -  in    alten  Landes taten 
für    null    und    nichtig    erklart.      Das    aus- 
schliessliche  Recht    der   Branntwembrenner 
auf   die   üeberlassung  der   Brauabfalle  von 
selten  der  Brauer  fiel  1812  ohne  Bntsc^ 
gung.     Auch    den    Aerzten    und    Chirurgen 
wurde  1-"-   das   ausschhesshche  Recht  auf 


>annrecuic.     u^    ".-v. 
mg   des  Gesetzes   ausser  \\  u* 
fmEOn     i  i  ae  Westfalen  wurd, 
undBal     ,        ,  durch  die  Konstitution 
15  November  1807,  im  Grossherzogtum 
und   in  den  französischen  Depai     o 
I  ,  September  1811  im  Zi  hange  mit 

der  Lgxar.G  -mg  aufgehoben  -Das 

Grossherzogtum    Bessen    regell Aut- 

,-    gegen 

fädigung.  —  In  Sachsen  hatten  all- 
mählich die  mannigfachen  Veränderungen 
und  Fortschritte    der  Industr  '    den 

,     Poüzeiordnungen     mehrfach      be- 
stätigten  Bannrechte    modifiziert,     ^chüess 
S  galten   sie  nur  noch  für  das  Weichbild 
ädte,    in    denen    Innungen   bestanden 
S    soweit     sie     in     de  Partikeln 

der  einzelnen  Innung  rückten  au  ge- 

nommen    waren.      Im    Jahre     1838    v, 
der  Bier-  und  Mahlzwang   allgemein  aufge- 
hoben    -    In     Baden     trug     die    zweite 
Kammer  schon  im  Jahre  1825  und  abermahg 

1SH1    dem  G  -g    die   blttVi     i         . 

hebung    aller   Bannrechte  vor     Jedoch  che 
lammer  traf  diesen  Beschlüssen  182i 
gar    nicht    und    1831    nur    unter    de     Be- 
dingung  einer  Entschädigung   an    die   ue- 
Daraufhin   Hess  d 
,     Jahre    L835    einen  G  twurf 

.,  ;   der  Bani  i  sarbeiten, 

,,,.,,  eine  halb  vom  Staate,  halb 
anm  mutigen    Gemeinden    und   Eins 
^Sende'Entschädigui  =; 

cste  Kammer,   der  er  zunächst  unter 
I, reitet     wurde     ver  wart    ihn    jedoch.     -Nun 
l  .  ,.  ,i  ,  Regierung   einei  l  Entwurf 

Domimal- 

war  ohne  I  -•  ,in 

..,,,,;,      ieder     Widerspruch     der     ei 
Kier]  von  vorn  herein  (weil  bei  Finanz- 

S«     die    Stimi  der    Kammern 

3nrc£ezählt  v      .  mwirksam   gemacht. 

Er  wurde  zum  Gesetz  vom  28.  Augusl  1-  IB. 
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i   Ct.  v.    10.  April    1848    wurden    dann 
die   letzten   noch  vorhandenen  Feudalrechte 
I  ■    Oesterreich  hat  noch  vor 
der  französischen  Revolution  Kaiser  Josef  11. 
unter,  dem  1!».  März  17^7  den  MüMenzwang 
schafft.    In  Frankreich  selbst  fielen 
dann  die  Bannrechte,  als  man  dort  so  ziem- 
lich alles   abzus  geneigt  war,   selbst- 
ändlich  der  Auffassung  jener  Zeit   ge- 
ohne    alle    Entschädigung    der   Be- 

Litteratnr :    Fr.    Aug.    Benedict,    Der   Zunft- 
.    1885.    —    Heinr. 
Bodemer,  Zm  des  Entwurfs  einer 

rdnung  f.  d.   Königreich   Sachsen,  1S59 
-     '!.  —  P.  (iroth.  Die  Entstehung  d.  mecklen- 
jiseken    Polizeiordnung    vom   Jahre   1516,    in 
ihresber.  d.  Sehr.  f.  mecklenb.  Ge- 
Bd.  57,  S.  151.  —  J.   (i.  Hoffmann, 
Die  Bejkignis  zum   '■  iebe,   IS41.  —  G. 

E.  Herold.  Dil  Rechtt  der  Handwerker  und 
ihrei  ,  I84I,    S.  .', :  f  81.    —  Inama, 

!>■  utscki  Wirtschaftsgeschichte;  1890 — 1901,  Bd.  LI. 
■    TV,4l.  —  J.Kaizl,  Der  Kampf  um 
<  rbefreiheil    in  Bayern, 
'.     —    Jjudw.    Köhler.    Das    Württemberg. 
-   V.  Leiblei»,   Die  badi- 
schen Zu;  id    Verordnungen,   1857.  — 

—  J.  F.  E.  Lvtz.  Sandbuch  der  Staatswirt- 
schaft .    //.   us.  --   j.  c.  Leuclis, 

E      d(  Isfrt  ih.ii ,    18  ;\,    3.    A.  — 

Wäscher,    Das  deutsch»   Gewerbewesen,  1S66. — 

K.    H.   Ituu .    Grundsätze  der   Volkswirtschafts- 

I  —  Herrn.  Rentzsch, 

und  preizügigkeit,    1861,  S.  ISO. 

—  Derselbe.  Han  eh  der  Volkswirt- 
schaftslehre, 1870,  Art.  »Zwangsrechte«.  —  K. 
e.    Rohrscheidt,     Vom    Zunftzwange    zur    <•■■ 

198.  —  Roscher-SUeda,  Natio- 

und    i     "■■  rl„  il,  issi  s, 

I      1899,   i   IS8,  144.  —  Ilotteck-lVelcl.er. 

Art.    Bannrecht.      -  E.   M. 

Schilling,  Mühlen*  -  s.  Schwarz, 

Gesetz    über  ß  .,./   g,  ,..  ,■/..  rechte   mit 

nie  f.    d.    KSnigr.    Württem- 

'.  —   Wilh.  Stieda, 

h  11  Zunftwesens,  1876,  S:  99. 

—  /'.   Teelien.    Etwas  von  der  mittelalterlichen 

1.  in  Hansisch  Geschichlsbl.,  1898, 
S.  l'.'jj.  Herrn.  Wagener,  Staats-  und  Ge- 
sellscliaftslexikon,  1860,  Art.  «Bannrechte.«  — 
Lehrbüchei  da  1  Privatrechts  von  Eich- 

horn, Mittrrmttier.    Maurenbrecher  u.    I. 

Wilh.   Stieda. 


Zwangsvollstreckung. 

1-  Begrif)  and  Wesen  der  Z.    2.  Das  po  i- 
tlvi    Recht    and    die  Statistik   der  Z.     3    Der 

volkswirtschaftliche    Effekt    I   di.    n,-ri,r;ni- 

kungen  der  Z. 

1.  Begriff  und  Wesen  der  Z.  Zwangs- 
vollstreckung ist  'l  itlichen  Interesse 
erfolgende  und  .  ite  bewirkte  Durch- 
führung von  Anforderungen  gegen  die  seiner 


Gerichtsbarkeit      unterworfenen     Pers. 
welche  eintritt,  nachdem  die  Anforderungen 
durch    Gesetz    oder  Urteil,    sei   es    vorläufig 
oder    endgiltig,    als    zur    Durchführung   ge- 
eignet anerkannt  sind. 

Nicht  unter  den  Begriff  fallen  hiernach 
die  Massregeln,  durch  welche  ein  Zwang 
gegen  Personen  ausgeübt  werden  soll,  nüt 
denen  nur  ein  völkerrechtliches  Verhältnis 
besteht  oder  die  der  Machtbefugnis  unseres 
Staates  entrückt  sind  (Repressalien, 
Retorsion  (Vergeltungsrecht  des  §  31  des 
Kiiifg.  zum  B.G.B.),  die  häufig  zur  Durch- 
setzung solcher  vermögensrechtlicher  An- 
sprüche  benutzt  werden,  welche  Staatsan- 
gehörigen gegen  fremde  Staaten  oder  Au- 
gehörigen derselben  zustehen):  und  ebenso- 
wenig gehört  zur  Zwangsvollstreckung  die 
Selbsthilfe  (§  229  B.G.B.).  der  Pfandverkauf 
durch  den  Pfandgläubiger  (§  1233ff.  B.G.B.j 
und  die  Vorschriften  über  die  zum  Schutz 
der  Grundstücke  gestattete  Pfändung  von 
Sachen,  soweit  diese  partikularrechtlich  noch 
in  Geltung  sind  (§  89  des  Einführungsges. 
zum  B.G.B.). 

Andererseits  gehören  zur  Zwangsvoll- 
streckung sowohl  die  Durchführung  der 
rechtskräftigen  oder  »vorläufig  vollstreck- 
baren« Givilurteile  und  sonstiger  Rechtsakte 
(vgl.  C.P.O.  §  794  und  die"  ausführliche, 
35  Nummern  umfassende  Aufzählung  der 
sonst  reichsrechtlich  und  partikularrechtlich 
vorhandenen  vollstreckbaren  Schuldtitel  bei 
Richter.  Die  Zwangsvollstreckung  S.  7  ff.) 
als  auch  die  von  Strafurteilen,  auf  Geld- 
strafen  oder  auf  Busse  (St. P.O.  §  495);  ferner 
die  Beitreibung  von  Gerichtskosten,  Steuern, 
Gebühren  jeder  Art  und  endlich  die  Durch- 
führung von  Entscheidungen  und  Anord- 
nungen der  Verwaltungsbehörden,  Vcrwal- 
tungsgerichte  etc.,  insoweit  dieselben  in  Mass- 
nahmen gegen  einzelne  Personen  oder  Per- 
sonengruppen, nicht  lediglich  in  Durchfüh- 
rung allgemeiner  Vorschriften  und  Schaffung 
von  dem  öffentlichen  Interesse  dienenden 
Einrichtungen  sich  äussern. 

Die  Aufgaben  und  der  Zweck 
einer  Einrichtung,  der  wir  so  auf  fast  allen 
Gebieten  des  wirtschaftlichen  Lebens  be- 
gegnen, müssen  selbstverständlich  allgemeiner 
Natur  sein  ;  der  Vorgang  ist  derselbe,  ob  ein 
rückständiges  Steuerquartal  exequiert,  eine 
Geldstrafe  beigetrieben  oder  ein  1'rteil  aus 
einer  Warenforderung  vollstreckt  wird.  Es 
wird  also  zunächst  unrichtig  erscheinen,  die 
sozialpolitische  Würdigung  der  Zwangsvoll- 
streckung von  einem  einzelnen  Anwendungs- 
falle herzideiten.  Sie  dient  vielmehr,  wie 
jede  staatliche  Einrichtung,  dem  staatlichen 
Gesamtinteresse,  und  wenn  ihre  Hauptauf- 
gaben auf  dem  Gebiete  der  Rechtsordnung 
liegen,  so  erschöpft  sie  sich  hiermit  so  wenig, 
al      die    Aufgaben    des    Staates    selbst    im 


Zwangsvollstreckung 


Schutze  der  Rechtsordnung  aufgehen     tns- 
besondere  auf  dem  Gebiete  .1-  Vermogens- 
SeclTi't  die  Zwangsvollstreckung  allerdings 
.J   Mit  -1.    durch    da.    der   Sohu  dner   zur 
SSliSg   gezwungen    wird.     Der  Sieger   im 
Czesshat  das  Eecht,  vom  Gericht  zu  ver 
bnl„    Ss  es  ihm  mittelst  seiner  Zwangs- 
äDt'  das  im  IMeü  ihm  Zvierkannte  that- 
ich  verschaffe   (Planck,  Civdprozess  II, 
.;"    "tiVr,.   ,„„1  der  Zwang  muss,  nachdem 
h   die    Verpflichtung   feststeht,   rasch   und 
Lwfneue  Ausflüchte  zu  gestatten   eintreten. 
!  Schnelligkeit   und  Promptheit,   mit  der 
,  :   Zwangsvollstreckung   vollzogen   werden 
fein    ist   gewissermassen    ein    Gradmesser 
g?  die   Sicherheit    der   Rechtsordnung    in 
Snem  Lande.   Aber  die  Zwangsvollstreckung 
SSrich   stets  zugleich  auch  gegen  den 
ÖMubiger  der  durch  missbräuchhche,  chika- 
iu,.;tri,l,en,  Anwendung  senies  Hechts 
St    nur    den    Schuldner    in    unzulässiger 
Weise   schädigen,    sondern    den    Gang   der 
RecMsordnunl   hemmen   und  geradezu  das 
Kswohl  gefährden  kann.    Der  Satz     hat 
Stoperätmundus«  ist  nirgends  falscher 

die 


aAteoieie  uei  ^wa^o.^--— - 
eanze     Geschichte     der    Zwangsvoll 


Streckung  lässt  sieh  einfach  dahin  zusammen 

£  .  dass  der  in  jedem  älteren  Rechte 
fehlende  Gesichtspunkt  der  Notwendigkeit 
1  e s  Sc hnt z e s  des  Schul du er s  1  m 
,  ereSSe  des  Staates  allmählich  immer 
mehr  hervortrat  und  dass  zugleich  die  An- 
s  hten  über  die  Begrenzung  des  Gebote 
äer  staatliehen  Interessen,  deren  Schutz 
Sen  Eingriff  in  das  Recht  des  Gläubigers 
Sfertige,    fort    und    fort    sieh    erweitert 

habGalt  früher  nur  die  Fürsorge  für  die 
Existenz  des  Staates  selbst  als  Grund  zur 
^weisen  Milderung  des  Schuldrechts  (Sei- 

saehthieen,  Moratorien,  Indulte  etc.),  so    ist 

später  die  Fürsorge  für  die  persönliche  1mm- 

,  ,.,    Einschränkung  und  Verl", t  des  nexum, 

e    Ie^MgenschaftdesSchiüdnersund.bvr 

Schuldhaft,    und    nach  und  nach  auch  die | 
Aufrechthaltung   der  Erwerbsfalugkei  ,    der 
geordneten    Wirtschaft,    des  Familienlebens 
ües     Schuldners     gleichfalls     iür     wichüg 
genug    erachtet   worden,    um  der   recht      1 
lugekssenen     Gewaltausübung    des    Glau- 
bilers    gegen   den  Schuldner  Schranken   zu 
setzen.    Alle  derartigen  Einschränkungen  der 
Zwangsvollstreckung    Verstössen    also    m .ht 
, en   das  Princip  und  den  Zweck  dei  In- 
stitution,  sondern  sind  in   ihrem  Wesen 
begrifflich  enthalten  und  entspringen 
■infach    der    Rücksieht    auf   die   neben   der 
Aufrechthaltung  der  Rechtsordnung  vorhan- 
denen Aufgaben  des  Staates. 

Nur  eine  Folge  hiervon  ist  es    dass  alle 
Beschränkungen     der     Zwangsvollstreckuiig , 
auch   dem   offenbar    böswilligen   Schuldner 

Handwörterbuch  der  Staatswissenschaften.    Zweite 


Qüber  gewahrt  werd< 

von    >1mii    Schuldnei    aber!  aupl    aiöht    ver- 
i,  i,!.  1   werden  kann. 

y„l  ,ür  Citate  /  B.  in  Seufferts  Kommen- 
tar zur  Civilprozessordnung  (§  715  ferner  Sie 
ausfülirliche  Erörl  ' 

(Pfändung  bei  Personen,  welche  Land 
treiben    s   li:i    82.     Ebenso  bleibl  die  Zwangs- 

reckung,  auch  wenn  das  positivi   B 
eanz  oder  zum  Teil  dem  Gläubiger  m  aieHand 
liebt,   doch   Sache   des  Staates.    Dei 
Vollzieher  empfängt  den  Auftrag  vom  Glaub 
führt  ihn  aber  als  Organ  du     Staat      ins;  bi<  r- 
mit  steht  scheinbar  in  Widerspruch    da  ä  aacn 
S  717   CPO.   —   anders   früher   S  000  —  dei 
Gläubiger,  der  ein  vorläufig  vollstreckbares  I  r- 
teil  in  4er  Band  hat,   für  den  dem  Schuldner 
zugefügten   Schaden    aufkommen    muss,   wenn 
sich  .lies  urteil  nachträglich  als  zu  l  nrei 
las.cn     herausstellt.      Die     Motive     zur    Ciji 
Prozeßordnung   vom    17    Mai  1898   begründen 
die  Neuerung   denn   auch   lediglich  aus  Billig- 
keitsrücksichten,   unter    Hinweis  aui   die  ganz 
ausserordentliche  Befugnis    die  m  der  1  .  «1  uh- 
keit  der  Vollstreckung  noch  nicht  rechtskraitigei 

MSe;  früheren  Eeehtszustand  vgl  Ur- 
teil des  Reichsgerichts  vom  2  Februar  1893  m 
den  Entscheidungen  für  Civilsachen   XXX.   »■ 

418-426. 

Andererseits  bleibt  jedoch  die  Angelegen- 
heit wegen  deren  es  zur  Zwangsvollstreckung 
teun.t.m  erster  Linie  die  der  sie.rei^nParM. 

wenigstens  so  weit  es  sich  um  die  Zwangsvoü 
Streckung  aus  Civilurteüen  etc.  handelt 

Diese  muss  also  in  der  Lage  sein.  Ernfluss 
auf  £ ^  Wahren  auszuüben £g%£°£* 
zu  setzen    zu  sistieren  etc.    üb  dei  Maar  mei 
teiS  Gläubig  in  gleicher  W^eMtf- 

lieh   sein    oder   einzelnen  —  z.  ü.  den  Auluel 
So. isbereehtig.en.den  Vermietern,  enV,  eel^el- 
D-läubigern  —  vorzugsweise   Befriedigung   «mu 
öre  Machtmittel  gegen  den  Schuldner  od^r 
dessen  Vermögen  gehen  oder  endlich  ob  er  die 
Fxekution   gegen   einzelne  bchnldnei  —  ADge 
ordnete    Soldaten,    Seeleute,    Aerzte   u.   s    w: 
8  860  äl   8    «  904-910  C.P.O.  -  an  erschwe- 
rende Bedingungen    anknüpfen,  und  sie  gegen 
einzelne  Gegenstände  ahenstpraimei,  dei  Unt« 
Offiziere:    Reichsges.    v  .22    Mai  V  ■  ■  ■     . '"  . 
bsmaterial  einer  EisenbahH    B  eich  sg< -^ 
3   Mai  1886)  u.  s.  w.   ganz  ausschlössen  will 
-halnichte  mit  dem  Prmcipdj  ZwangsvoU- 
streckung zu  thun.   sondern  ist  eine  Frage  aei 
Zweckmässigen  und  der  Rechtspohük.  _ 

Die  Zwangsvollstreckung  hat  hiernach  m 
erstS  Linie- staatliche  Interessen  zu 
Äen>cht  die  des  Gläubigers  und  nicht 
die  des  Schuldners,  der  nach  Planck  (a^a.  ü. 
p  609  bei  Durchführung  des  ZwangSvoU- 
Ledlgsverfahrens  »weder  als  Pa^^och 

-,1s  Beklagter,  sondern  als  Aufklarungs 
n ttel  in"  Betracht  kommt.  Aber  sie  is 
Sine  Strafe.  Das  von  dem  Verurteilten 
Vwa  geübte  Unrecht  ist.  insoweit  es  dei 
K  beachten  will,  vor  Beginn  der  Zwangs- 
voSreckung  berücksichtigt  worden  , durch 
die    Auferlegung     von    Verzugszinsen    und 

69 
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Prozesskosten,  dmvh  die  höher lex  niedere 

Ahmt  ssung  der  Strafe,  durch  Verdoppelung 
der  einzutreibenden  Steuersätze,  Zollbeträge 
;  und    die  Zwangsvollstreckung  hat   es 
nur  mit  der  Beseitigung  des  objektiv  rechts- 
widrigen   Zustandes   zu   thttn,   einerlei,    ob 
ohne  den  Willen  des  zur 
Leistung  Verpflichteten  eingetreten  ist 
Es   isl    hiernach  selbstverständlich,   dass 
gegen  einen  unzurechnungsfähigen 
Schuldner  oder   gegen   die  Erben   des  ver- 
urteilten   Schuldners   durchgeführl    werdet 
kann:  ebenso  aber  auch,  dass  der  Schuldner 
Qichtel  ist,  sich  ihr  zu  unterwerfen.   Er 
mag    einer    Strafvollstreckung   durch 
Flucht  vorbeugen,    ohne  dass  ihn  deswegen 
Strafe   bezw.  eine  Erhöhung 
Früher  erkannten  Strafe  treffen   kann"; 
er    wird    aber    durch    Strafandrohungen   ge- 
zwungen,  den  auf  die  Zwangsvollstreckung 
bezüglichen  Anordnungen  des  Gerichts  sich 
zu  unterwerfen,  und  er  darf  eine  gegen  ihn 
irdnete  Zwangsvollstreckung  nicht  durch 
Verbringen  von  Vermögensstücken  vereiteln 
aweren,    ohne    steh    strafbar    zu 
machen  (vgl.  R.St.G.B.  288,   137). 

Vor    allem    ergiebt    sich   aber    aus   dem 
Umstände,     dass    die    Zwangsvollstreckung 
e  Strafe  ist,   das   weitere  wichtige  Mo- 
ment, dass,  ganz  abgesehen  von  dem  Grade, 
m    der    Staat   ihre   Durchführung  ge- 
r,  auch  aus  ihrer  Beordnung  alles 
entfernt    sein   muss,    was    thatsächlich   eine 
Benachteiligung  des  Schuldners  darstellt,  die 
nicht  durch  ihren  Zweck  geboten  wird  oder 
unvermeidlich  ist.     Diejenige  Beordnung  der 
Zwangsvollstreckung    ist   die  beste,  die   ihr 
Ziel  am  schnellsten,  aber   zugleich 
mit     der     geringsten     Benachteili- 
gen g  des  Schuldners  erreicht,  mag  dies 
Ziel  die  Durchführung  eines  Civilurteils  oder 
die  Herstellung  eines  aus  sanitären  Gründen, 
Verkehrsrücksichten    oder    sonst   polizeilich 
leiten  Zustands  sein.    Die  sogenannten 
Exekutivstrafen    haben    ihre    Berechti- 
gerade darin,  «lass   sie   den  Schuldner 
olassen  sollen,  selbst  auszuführen,  was 
sonst    teurer   und   mit  grösseren  Nachteilen 
für   ihn  von    anderen  auf  Veranlassung  der 
ni  liehen   Gewalt  bewirkt  würde. 

Darüber,  dass  die  Civilexekution, — 
die.  wie  wir  gesehen  haben,  materiell  von  Ad- 
ministrativexekution   und    der    Exekution    von 

•  :  aet   vVi  tse  verschieden  ist, 

..keinen   pönalen  Charakter  hat".        vgl.  insbe- 

lusführungen  von  Schnitze,  Privat- 

is  in  ihren  Wechselbeziehungen 

arg    1883,    S.    57ff.,    insbesondere    S.    77 

81. 

bi  melkt    auch    Hierin-     der  im 

ipf  ums  Recht''  die  übermässige  Milde  und 

'  "  den  Schuldner  auf  Kosten  des 

d      Merkmal    einer    absterbenden 

»chwä  Zeil    tadelt,    in   der  geistvollen 


Beurteilung  des  altrömischen  Prozesses  vom 
sozial  ö k o  ii  o  mischen  S  t a nd  punk t e ,  die 
er  in  Kau.  TU  und  IV  von  „Seherz  und  Ernst 
in  der  Jurisprudenz"  liefert,  mit  Recht,  dass  die 
Prozessstrafen  -  zu  denen  doch  auch  die 
über  das  Recht  des  Gegners  hinausgehend* 
Schädigung  des  Schuldners  durch  die  Zwangs- 
vollstreckung' gehören  würde  —  das  Merkmal 
eines  noch  unentwickelten  Rechtes' 
seien  (C.  c.  S.  184). 

Wie  speciell  in  der  Entwickelung  des 
deutschen  Rechts  der  Gesichtspunkt  der  Strafe 
immer  mehr  gegen  den  der  blossen  Befriedigung 
des  Gläubigers  in  den  Hintergrund  getreten  ist 
vgl.  Planck  a.  a    0.  S.  602. 

2.  Das  positive  Recht  nnd  die  Sta- 
tistik der  Z.  Die  Frage,  inwieweit  die 
Beordnung  der  Zwangsvollstreckung  in 
Deutschland  oder  anderen  Kulturstaaten  den 
obigen  Darlegungen  entspreche,  kann  hier 
nicht  ausführlich  erörtert  werden.  Noch 
weniger  ist  möglich,  den  gesamten  auf  die 
Zwangsversteigerung  bezüglichen  positiven 
Rechtsstoff,  sei  es  auch  nur  in  der  Be-  ! 
sehränkung  auf  Deutschland,  vorzutragen. 
Es  genügt  zu  bemerken,  dass  eine  solche 
Darstellung  äusserst  kompliziert  wäre,  zu- 
nächst wegen  des  breiten  Baumes,  den  bei 
der  Zwangsvollstreckung  —  wie  bei  den 
anderen  staatlich  beordueten  Eingriffen  in 
die  Privatrechtssphäre  (der  Expropriation, 
der  Verhaftung,  der  Haussuchung),  --  die 
Schilderung  der  Formen  beansprucht,  in 
denen  sieh  der  Rechtsakt  vollzieht,  und 
ferner  um  deswillen,  weü  der  Gesetzesstoff 
ungemein  zerstreut  ist. 


Es  ist  nämlich  zwar  die  Zwangsvoll- 
streckung aus  Civilurteilen  reichsrechtlich 
beordnet:  soweit  das  bewegliche  Vermögen 
in  Betracht  kommt,  durch  das  achte  Buch 
der  Civilprozessordnung  (241  Paragraphen); 
bezüglich  der  Immobilien  .durch  das  Reichs- 
gesetz über  die  Zwangsversteigerung  und 
Zwangsverwaltung  vom  24.  März  1892  (184 
Paragraphen) ;  und  es  sind  diese  Vorschriften 
auch  auf  die  Zwangsvollstreckung  aus  Ur- 
teilen auf  Vermögensstrafe  und  Busse  aus- 
gedehnt (§  495  St.P.O.),  dagegen  ist  die 
Z  wangs Vollstreckung  wegen  G  eld  fori  lerungen 
gegen  den  Fiskus,  Gemeinden  und  andere 
Kommunalverbände  dem  Landesgesetze  vor- 
behalten worden  (§  15  al.  4  des  Ausführungs- 
gesetzes zur  C.P.O.).  Nimmt  man  dazu. 
auch  die  gesamte  Zwangsvollstreckung 
aus  Urteilen  und  Anordnungen  der  Ver- 
waltungsbehörden nur  partikularrechtlich  be- 
ordnet isi  und  wegen  der  Verschiedenheit 
des  Verwaltungsrechts  und  der  Behörden- 
Organisation  der  einzelnen  Staaten  auch  nur 
landesrechtlich  beordnet  sein  kann,  so  er- 
giebl  sich  sofort,  dass  eine  ausführliche  Dar- 
stellung des  geltenden  Rechts  den  hier  zu 
Gebote   stehenden  Raum    überschreiten  und 
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,  das  Gebiet  der  rem  juristischen  Erorte- 
une  übergreifen  müsste.  j 

"%,,   bdspielsweise   die  pre«  rord- 

mi, .  i,Vtr.  das  Veiwaltungszwangsverfahren 
reibuug  von  Geldbeiträgen  vom  o 
IbiRi,  das  baverb  tz  betr.  die 

S,m»  eines  Verwaltungsgerichtshofes  und 
KS  Verfahren  in  Verwaltungsrechtesachen 
KKrt  1878,  das  württemhergische  G 
ber  die  Zwangsvollstreckung  wegen  nfn-n  hu  • 
«ehrlicher  Leitungen  vom  18.  Augusl  8/9. 
\V  •  der  Zwangsvollstreckung  auf  Grund  de 
■n  ™1  die  Kommentare  und  Lehrbuch« 
die^Monographieen  über  die  Zwaugsvoll- 

«treckung  von  lichter,  Düsseldorf  1889,.  Falk- 
mvnn  Berlin  1888,  Bunsen  1885  ete  Knie  z.u- 
™enfassende    Darstellung   des    B 

CS  ui     deren     versemedenen 

Anwendunesformen  ist  mir  nicht  bekannt 

Dagegen  können  einige  andere,  das  \\  esen 
der  Z^gsvoUstreckung  berührende  Tragen 
St  übergangen  werden,  .da  sie  gerade 
volkswirtschaftlich  und  sozialpohüsch  von 
hervorragendem  Interesse  sind  Es  sind 
SSdfe  Frage  nach  der  Statistik,  nach 
Jörn  wirtschaftlichen  Effekte  und} 
nach  den  Grenzen   der   Zwangsvoli- 

S '  'was  dfeltatisäk  der  Zwangsvollstreckung 
anlanirt.  so  haben  wir  allerdings  yeniger  über 
gemachte  Erhebungen  zu  berichten  als  viel- 
mehr Lücken  zu  konstatieren. 

Die    vorhandene  Statistik   erstreckt   sah 
fest  ausschliesslich  nur  auf  einzelne 
der    Zwangsvollstreckung,     z.    B.    auf    die- 
jenigen in  Immobilien  (Subbastationen) ;  da- 

l In  fehlt   es  z.  B.   für  Preussen  ganzlich 

Sn°  einer  Statistik  der  wichtigsten  Zwangs- 
voUstreckung: der  aus  Civilfordenmgen.  - 
Die  deutsche  Justizstatistik  zahlt  die  bei 
der  Durchführung  der  Zwangsvollstreckung 
erforderlich  gewordenen  richterlichen  Amts- 
handlungen bezw.  die  gesteUten.  die  Zwangs- 
vollstreckung betreffenden  Anträge  aber 
nicht  die  von  den  einzelnen  Gerichtsvoll- 
ziehern   bewirkten     Zwangsvollstreckungen  t 

selbst 

Um  eine  Statistik  hierüber  zu  erlangen, 
müsste  man  die  Dienstregister  der  Gerichts- 
vollzieher benutz.,,!,   was  bisher,   soweit  ich 
ersehen   konnte,   noch   nicht   geschehen   ist. 
Etwas  besser  ist  es  in  den  Staaten  bestem, 
welche    die     gesamte    Zwangsvollstreckung 
aus    der  Civilreehtspflege   und   dem  öffent- 
lichen Recht    bei    einer    einzigen    Behörde 
konzentriert  haben.     Das  ist  z.  B.  in  Ham- 
burg   der   Fall;    die   wenigen  Zahlen    über 
die  Thätigkeit  dieser  Behörde,  des  Genchts- 
volMeheramts  (Hamburger  Gesetz    b 
Gerichtsvollzieherwesen  vom  28.  Juni  1     -'■ 
welche  im  Statistischen  Handbuche  rar  den 
Sburger  Staat  von  1891,  S.  269 -leider 

ist  diese  Statistik  nicht  fortgesetzt,  wenig- 
st s  nicht  weiter  veröffentlicht  worden  — 
enthalten   sind,    sind-  doch  fast  das  einzige 


1     einer     die    gesamt-    Zwangsvoll- 

toriums    zusammenfassenden 
worden  ist. 
h  die  im  Statistischen  Jahrl 

der  Sl 

(Verordnung  vom 

24    Juni    1897) 

(Jahrb.    1896    p.   268) 
chtlich   I 

Mobiliarfeilbietu 

Forderung 

Steigererlös,  und  die  Kosten  des  Verfah 
,  halten. 
Auch  in  der  Schweiz   ist   die  Zwangsvoll- 
streckung auf  Grund  des  Bundesgesetaes  über 
Schuldbeitreibung  und  Konkurs  vom  11.  April 
1889  einheitlich  für  alle  ^teZwiM«* 
Streckung  beordnet    Art.38,  43).    Die  Oberauf- 
sfcM  über  das  gesamte  Schuldbeitoibimg* 
wird   direkt   vom  Bundesrate  geübt  (Art.  lo  . 
e-    wäre    interessant,    da.   bei   der   hierra 
stimmten   Behörde,    dem    eidgenössischen   Be- 
treib ungsrate,    erwachsende    Material    nach 
den    hier    vorgetragenen    Gesichtepunkten    zu 

P1UTeher  die  Subluxationen  wird  auf  die  Ar- 
tikel dieses  Werkes  über  Grundeigentum  und 
i.erarpolitik  verwiesen. 

"  Teber  die  Zwangsvollstreckung  wegen  di- 
rekter  Steuern  halten  die  Beden  des  Finanz- 

rnV.e      "rholz  im  preussischen  Abgeordm 

Sprtrlteren    G    v.  26.  März    1883     betr.    Aut- 
hebunff  der  untersten  Stufen  der  Klassensteuer) 
äsantes  Material. 
3     Der    volkswirtschaftliche    Effekt 
und  die  Beschränkungen  der  Z.     Ktwas 
Genauer   als    auf    die  Statistik    müssen   wir 
Kieeng  zusammengehörigen  Fragen  des 
Effektes      und      der     Begrenzung      der 
Zwan,-  „mgemgehen.    Die/waugs- 

vollstr  »   «*  "     ; 

und    auf    das   Vermögen    des    bcbuianers. 
SSbb   kommt    die    erste  Art    der   Zwa 
vXtreckung  (die  Haft  zur  b«; 

Handb  ,01V°1i'ta>;,;    werden 

haftlich    kaum    beachtet     zu    werden 

!      inHambui,        ^        ^^TvÄ 
£  angeführten  Sfatistik  1899  ledighcb^2 

Zwangsvollstreckungen     auf    Haft     ge^ei 

Pzwangsvollstreckuugen   aus 
«'w,  Streitigkeiten   und    70/9 Flau 

lu,4n     im     Yerwaltungszwanf  verfahren. 
Ucksichtigeu  daher  *«*£*?  n,ir 
die  Zwangsvollstreckung  ms  Vermögen 

w7e  bereite  ,gt.  hat  diese  nicht 

die  Aufgabe,  das  =     tidners  zu 

mmderf  sondern  lediglich  die.  etwas,       - 
Ä&rig  Bestandteil    seines  Verm 
i=t   au«  diesem  heraus  zu  nehmen.  _ 

^DieUSabewird  erst  dann  schwierig, 
wenn    die    g^ehten  Werte    im      er:: 
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landeten     nicht    mehr     vorhanden 
.  nicht  mehr  unterscheidbar  sind.    Be- 
kanntlich werden    alsdann    statt    ihrer  dem 
Schuldner  andere  Vermögensstücke  genom- 
men   und    zwangsweise    veräussert     Der 
Idner   hat   die   hierdurch  entstehenden 
Kosten     (Transport,     Aufbewahrung,     Ver- 
rung  der  Sachen)   und  ausserdem  den 
ii  tragen,    der   ihm  dadurch  ent- 
steht,   dass    fortab    gerade   die  gepfändeten 
.stände    in    seinem    Vermögen    fehlen 
und,  wenn  er  den  früheren  Zustand  wieder 
herstellen  will,  neu  beschafft  werden  müssen. 
Dieser    Schaden    wird    nicht     erheblich 
in    die    gepfändeten    Gegenstände 
fungiblen,    d.  h.    für    jeden   Besitzer 
gleichen  Wert    haben,    wie   dies    z.   B.   bei 
allen  Dingen  der  Fall  ist.  die  —  wie  rnarkt- 
ige  Waren  (Wertpapiere  etc.)  —  einen 
I  löi  -ii-  •  der  Marktpreis  haben  (C.P.O.  §  821  i 
Der   Steigererlös,    der    dem    Gläubiger   zu- 
•".    wird    alsdann    dem    Werte    gleich- 
kommen, mit  dessen  Aufwendimg  sie  jeder- 
zeit ersetzt  werden  können. 

Es  wird  also  durch  Wegnahme  solcher 
Dinge  dem  Schuldner  nur  das  entzogen, 
was  nötig  ist,  um  die  Lücke  im  Vermögen 
des  Gläubigers  auszufüllen.  Der  wirtschaft- 
liche Effekt  der  Zwangsvollstreckung  ist 
also  lediglich  der  von  jeder  schädlichen 
Nebenwirkung    freie    Ausgleich    der   durch 


Vollstreckung  in  unfertig.' Waren,  in  da 
den  individuellen  •  ■■■brauch  bestimmte  Hand- 
werkszeug, in  Früchte  auf  dem  Halm- 
—  Sie  liegt  mit  einem  Werte  überall  vor. 
wo  die  Zwangsvollstreckung  sieh  richte! 
gegen  Dinge,  die  Waren  im  Volkswirt- 
schaft 1  i  c h e  n  S i  n  n  e  n  o ch  n i c h t  o  d  ei 
nicht  mehr  sind.  Sie  tritt  nicht  nur  bei 
der  Zwangsvollstreckung  in  Dinge  von  min- 
derem Werte  ein,  auch  die  ZwangsvoÄ- 
Streckung  in  ausgedehnten  Liegenschafts- 
besitz kann  vom  schlimmsten  "volkswirt- 
schaftlichen Effekte  sein,  wenn  die  Liegen- 
schaften nicht  —  wie  etwa  Zinshäuser  in 
der  Stadt  —  einen  marktgängigen  Wert 
haben.  Es  ist  eine  der  wichtigsten  Auf- 
gaben jedes  Gesetzes  über  die  Zwangs- 
vollstreckung in  Immobilien,  dieser  Möglich 
keit  durch  Vorschriften  über  die  Art  der 
Versteigerimg  (Zeit,  "  Irt,  Ankündigung  der 
Versteigerung),  über  das  zulässige  Mindest- 
gebot etc.  entgegenzuwirken,  und  die  sozial- 
politisch so  bedeutsamen  Besonderheiten 
des  Immobiliarkredits  beruhen  zum  grossen 
Teil  gerade  darin,  dass  es  schwer  ist.  die 
Zwangsvollstreckung  in  Immobilien  so  zu 
gestalten,  dass  jene  nachteiligen  Rückwir- 
kungen derselben  auf  die  Volkswirtschaft 
vermieden  werden. 

Volkswirtschaftlich    weit     verderblicher 
und    zugleich    weit    weniger    beachtet    ist 

1  rteil  oder  Gesetz   als  rechtswidrig  festge-  aber  der  schädliche  Effekt,  den  die  Zwangs-; 

stellten  Vermögensverschiebung.  Vollstreckung  regelmässig  und  unausbleiblich 

Ganz  anders  steht  es,  wenn  die  Zwangs-   dann  hat,  wenn  sie  Dinge  ergreift   die  der 

-treckung  Dinge  angreift,  die  einen  fun-   Natur  der  Sache  nach  nur  einen  von  ihrem 

ii    und     deshalb     leicht    realisierbaren   individuellen  Gebrauchswerte  verschiedenen 

Wert  nicht  haben,    bei  denen  -vielmehr  die  Tauschwert  haben  müssen,   d.  h.  gegen 

Nutzbarkeit,  die  sie  specieU  für  den  Schuld- [im   Verbrauch    befindliche    Sachen;     bezw. 

ner   haben,    notwendig   grösser    sein    muss   wenn    sie  sich  gegen  Personen  richtet,    die 


als  der  durch  ihre  Verwertung  im  Wege 
der  Zwangsvollstreckung  zu  erlösende  Be- 
trag. Werden  solche  Dinge  der  Zwangs- 
vollst]  unterworfen,    so    tritt   neben 

und  mit  der  an  sich  vielleicht  gerecht- 
fertigten V  e  r  m  ö  g  e  n  s  v  e  r  s  c  h  i  e  b  u  u  g 
V  e  r  m  ö  g  e  n  s  z  e  r  s  t  ö  r  u  n  g  ein. 
Dem  Schuldner  wird  mehr  entzogen,  als 
der  Gläubiger  zu  fordern  hat,  und  dem 
Gläubiger  wächst  aus  der  Versteigerung  etc. 
weniger  zu,  als  der  Schuldner  einbüsst 
Der  Effekt  der  Zwangsvollstreckung  ist  also 
jedenfalls  eine  an  sich  nicht  gerechtfertigte 
Schädigung  des  Schuldners  und  kann  sehr 
wohl  bis  zu  einer  thatsächlichen  Minderung 
des  der  Volkswirtschaft  zur  Verfügung 
■len   Vermögens  sich   steigern,    insbe- 


andere  als  derartige  Dinge  nicht  besitzen, 
d.  h.  gegen  Unbemittelte.  Von  hier 
aus  hängt  die  Frage  nach  dem  wirtschaft- 
lichen Effekt  der  Zwangsvollstreckung  aufs 
engste  mit  der  letzten  der  hier  zu  erörtern- 
den Fragen  —  der  nach  den  Schranken 
der  Zwangsvollstreckung  —  zu- 
sammen. 

Die  Bedeutung  der  Beschränkungen  der 
Zwangsvollstreckung,  d.  h.  der  Aufstellung 
eines  Katalogs  gesetzlich  unpfändbarer 
Dinge  ist  hiernach  mit  dem  von  den  Mo- 
tiven zur  Civilprozessordnung  zu  ihrer  Be- 
gründung einzig  angeführten  unklaren  Be- 
griff der  »billigen  Nachsicht  gegen  die 
Schuldner  (Motive  zu  §  651  des  Entwurfs 
C.P.O.)  in  keiner  Weise  zu  erschöpfen.  Sie 
lere  wenn  auch  des  Nachteils  gedacht  beruhen  vielmehr  auf  der  Erkenntnis,  dass 
wird:  luldner  durch  die  Schädi-  die   Rechtsordnung    eines  Landes    sich 

äeinei  Erwerbsfähigkeit,  seiner  Arbeits-   der      Wirtschaftsordnung       anpassen 
-  Irrsinnes  erleidet.  muss;    oder  specieller  gesagt:    sie  bringen 

Diese  Gefahr  besteht  aber  nicht  nur  bei   zum   Ausdrucke,    in    welchem    Grade    der 
g  in  das  Mobiliar  des   Gesetzgeber  die  Thatsache  anerkennt,  dass 
udern  ebenso  bei  der  Zwangs-   in    einer    auf   Privateigentum    und 
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a-ivatproduktion  hegrundeten  G< 
,  11s  chaft     ein     gewisser    Bestand 

n    wirtschaftlichen    Gütern    un- 
^behrlic^     ist     für     jeden       de, 

,,  ,,.},,  n.     der     bürgerl  iclien     ü  i 

.  , .,,,    verwerten,    eine    geordn 
firtschafl     führen,    eine    Famil 
unterhalten  will. 

Namentlich    der    letztere   Gesichtspunk 

BTS3S. -™«tS»»&  agj 

raSch    verbräuchlichen    Gutem     ton 
ShiÄS   Arbeit    der  Eh«fe«jnd   einer 
bebenden  Ausstattung  an  Mobihai  u   s  w 
Im    Interesse    des  Staats   und   der  fae 
Seilschaft  haben  Volkswirtschaft  und  BecM 
fn'(ll„    QOtwendigen  Grundlagen    d* ia- 
JSienlebens   d.h.    für  telWJ™ 
dauernden  Lohnerwerbs  und  des  dauern 
dTSobiliarbesitzes  zu  sorgen    Wenn 

„   letzterer  Beziehung   keine    gewaltsamen 
L£*S  mehr  zu  f&chten  sind   sc >  soüt 
ps  selbstverständlich  sein,  dass  iingniie 

„'^V Rechtens  unterbleiben,  insofern 

Säe    der  larnilie  die  &füUung    ihre 
Aufgaben    unmöglich    gemach       ird.      Von 
diesem  Standpimkt  aus  sind  also  die  Zwangs 
Vollstreckungsgesetze ,*u  beurteilen    dieBe 
friediaune  des  Gläubigers   ist  wichtag,   a 

Familie  aber  ist  em  mindes- 
tens gleichwertiges  Interesse.  . 
'  \,              ^Standpunkte  aus  wer den  in 
den  Staaten  der  Nordamerikanischen  Unon 
,ie      notwendigen     Einschränkungen      dei 
JwangsvoTlstreclung   als    Gerecht jRer 
Staatsbürger,  als  Garantie  des  Rechts 
auf    eine    menschenwürdige    fcxis- 
?enz  aufgefasst   und   sind  deshalb  vielfach 
to  Verfassungen  der  einzelnen  Staaten  evn- 
eUh       Dem   Inhalt    nach    unterscheiden 
u,   toer  Art    mustergilügen  besetze) 
Ltion    laws)     streng    zwischen     dem 
ßner,    der    eine   Familie,    einen  Haus- 
3  „      hat  und  dem,  bei  dem  dies  nicht  der 
Sl  ist   Sie  schützen  die  Famihenwohnung 
SS  homestead,   d.  h.   die   vom  SchuUnei 
der  ein  Haushaltungsvorstand  ist,  oder  seinei 
E  oder  seinen"  minderjährigen  Kindern 
bewohnte    Liegenschaft    gewisser    Grosse^ 
„nd    vielfach   statt   der   Liegenschaften  ^a, 
Anteilrecht    au    gemeinnützigen    iSaugebeii 
£2E0    ""rt    ^    mm   Famihen  ehen    er- 
forderte  Mobiliar-Ausstattung.     Wer  keine 
Smihe    zu    ernähren  hat     muss    und   mag 
smh      mit      geringeren      Befreiungen     be- 

gUÜ  Da  diese  exemption  laws  in  ganz  beson- 
drem Masse  den  Arbeitern  »Ä«,f 
es  vollberechtigt,  wenn  sie  du-  offizielle  funii 


kation  Ibej  -    ime, 

einzelnen    -     I  ,    . 

aoeciellen    Arbeiters.  »etrac ntet 

und  desU  d,„  Wortlaut  d. 
beschränkungsgesetze  ter  einzelnen  SttjteB"* 

hall     (Labor  !•'«  -  of  ll"'  Tarl° 
toriesandthedistrictof Columbia    v 
ament  prmting  office  189b. 

Ss  Beispiel   dfs  Wortlauts  solcher  in  der 
Verfassung  n 
die  Constitution  von  Illinois,    ll.  ''■  ■  ■  -' 

Art.  I  the  general  assi  mblj   shall  pass  uoi 
ral  nomestead  and  exemption  laws. 

Aehnlich:  Marj  ■>■    «™ 

^•^erner^InLna  Ar,    I     .      67:  the  pri- 

riiege    0I  the  debtor  to   enjoy    the  necessanes 

comforts    of   life    sball    be 

Äomelawsexenipti 

0I    property    Erom    seizure    oi     ab     Eoi 

nao-ment  of  anv  d.l.t  orhaliihtv       I    i         --'•>■' 

P8^Ganz  ähnlich:   Wisconsin,  Nevada  und 

"^gfÄ  "nähere  Details  meinen  Aufsat, 

rines  derselben  (von  New-Yersey  mitge- 
teilt SSaufmerksam  gemacht  ist  dass 
olf  vkl  berufeneu  Homesteadgesetze  nicht  den 

rchafenen  Beschränkungen    der  Exekution    m 

^^Änpson,    a    treatise  on  homestead 
MdSinptiontaws:    San   Franci La— 

Im  unterschied  hiervon  garantieren  die 
.„„"hen    Verfassungen    zwar   vielfach   die 
Unverletzlichkeit  des  Eigentums   (vgl. 
pSXohB    Verfassung,    *«™™f& 
Sinne   dass  es  niemandem  andei  s  al 
Äe    Ee.  entzogen   werden   soll, 

na  in  dem  anderen 
»Sprächen  nach  für  jeden  Einzelnen, 
mSondere  aber  das  für  einen  Famihen- 
vorstand der  seiner  Pflicht    genügen  wül, 

IchStwel  notwendig,    u tentbehrhehe 

den  uber- 

vielmehr  d 
vSÄngga 

;!;:J;  Ä? 

"'Dem   entsprechend   werden    sie  mit 

S 
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stimmt  wircl,  äass   einige  Ebrderungen  und 
der  Pfändung  nicht  unterworfen 
sein    snii  Ganz  analog  wie  bei  Fest- 

mg  der  gesetzlichen  Armenunterstülzung 
wird  also  nicht  das  indirekt  dem  Schuldner 
verliehene  Recht,  sondern  die  durch  die 
Besi  shränkungen  der  Zwangsvollstreckung  ge- 
schaffene  Verpflichtung  des  Gläubigers  in 
den  Vordergrund  gestellt,  und  bis  zu  der 
Novelle  zur  Civilprozessordnung  vom  17.  Mai 
1898  waren  sogar,  wiederum  ganz  analog 
wie  bei  der  öffentlichen  Armenpflege,  sämt- 
liche Exemptionen  -  -  mit  wenigen  Aus- 
nahmen --  auf  das  schlechtweg  Unent- 
behrliche, ohne  Lehensgefahr  nicht  Ent- 
ziehbare  beschränkt. 

Erst  seit  diesem,  zugleich  mit  dem 
Bürgerlichen  Gesetzbuch  am  1.  Januar  1900 
in  Kraft  getretenen  Gesetz  sind  —  ausser 
einer  Reihe  sonstiger  Vermehrungen  der 
Exekutionsbesehränkungen  — die  »zur  Er- 
haltung eines  angemessenen  Haus- 
standes des  Schuldners«  unentbehrlichen 
Kleidungsstücke,  Betten,  Wäsche,  Haus-  und 
Küchengeräte  für  pfandfrei  erklärt  (§  Sil, 
Nr.  1),  und  ist  (§  812)  die  Pfändung  aller 
zum  gewöhnlichen  Hausrat  gehörigen  und 
im  Haushalt  des  Schuldners  gebrauchten 
Gegenstände  verboten, 

wenn    ohne   weiteres   ersichtlich   ist, 
dass  durch  deren  Verwertung  nur  ein 
Erlös  erzielt  werden  würde,   welcher 
zu  dem  Wert  ausser  allein  Verhältnis 
steht- . 
Es    ist    nunmehr  wenigstens   principiell 
anerkannt,  dass  die  Befriedigung  des  Gläu- 
>-    nie    in    einer    Axt   geschehen    darf, 
welche  den  Hausstand  des  Schuldners,  d.h. 
doch  wold  den  zur  Führung  eines  Familien- 
lebens   notwendigen   Güterbestand    zerstört, 
und    dass    wenigstens    der   heillosen    Wert- 
zerstörung ein  Ende  gemacht  werden  muss, 
weli  he  bisher  durch  die  Zwangsvollstreckung 
in   Gebrauchsgegenstände     geübt    ward   — 
und  noch  wird  --   und  die  niemand  besser 
und  kräftiger  gewürdigt  hat   als  Fürst  Bis- 
marck  in    einer  anlässlich  der  von   ihm  ge- 
planten   Einführung  des  Tabakmonopols  ge- 
nen   Rede    zu  Gunsten   der  Aufhebung 
der  untersten  BTJassensteuerstufen  (Rede  vom 
12.  Juni   1882,  Reichstagsberichte  V.  Legis- 
laturperiode, 2.  Session,  Seite  354  ff.). 

1    rdii      isl    durch   §  559   B.G.B.   das 
lezu    unvernünftige    und    unanständige 
Rechl    des  Vermieters   zur  Retention   auch 
der    direkt     zum     Leben     unentbehrlichen 
nstände  beseitigt.     Der  indirekten  Ent- 
ziehung des    notwendigsten  Lebenshedarfes 
wird    bis    zu    einem    gewissen   Grad    durch 
:  !|  B.  sowie  durch  SS  861,  862C.P.I  i. 
1    ""'l  endlieh  sind  —wenigstens 
111    '  durch   die  neue  Gerichts- 

vollzieherordnung  vom   31.  März   1900  den 


Gerichtsvollziehern  nimmehr  örtlich  abge- 
teilte Bezirke  zugewiesen  und  ist  dadurch 
der  schädlichen  Konkurrenz  ein  Ende  ge- 
macht, die  diese  Beamten  früher,  im  Inte- 
resse der  Erwerbung  eines  grossen  Auftrag- 
geberkreises, einander  im  möglichst  scharfen 
Vorgehen  gegen  den  Schuldner  machten. 

Vgl.  über  den  früheren  Eechtszustand  und 
dessen  W  lrkungen  meine  Gutachten  über  die 
Wohnungsfrage  (Schriften  des  Vereins  für  Sozial- 
politik XXX,  p.  57 ff.);  sodann  die  Verhandlungen 
des  22.  deutschen  Juristentags  IV,  S.  85—104 
(insbes.  Mobiliarexekution)  und  des  23.  und  24. 
Juristentags  (insbes.  Heimstättenrecht),  ferner 
Schriften  des  Vereins  für  Armenpflege,  Heft  XI, 
p.  45—81,  wo  formulierte  Vorschläge  zur  Ab- 
änderung des  §  715  C.P.O.  gegeben  werden, 
die,  ausweislich  des  Kommissiousberidits  zur 
Novelle  zur  Civilprozessordnung  („Materialien! 
von  Hahn  und  Mngdan  VIII,  S.  41  li,  für  die 
jetzige  Fassung  des  Gesetzes  (§  815)  vielfach 
von  Einfluss  waren. 

Immerhin  lässt  sich  fragen,  ob  die  Civil- 
prozessordnung auch  in  ihrer  jetzigen  Fassung 
wirklich  bereits  ausreiche,  um  den  zur  Zah- 
lung Verurteilten,  vorausgesetzt  natürlich, 
dass  sie  keine  betrügerischen  Schuldner 
sind  und  sich  der  Zwangsvollstreckung  nicht 
entziehen,  die  Weiterführung  zunächst  eines 
anständigen  Erwerbs  und  sodann,  falls  sie 
Haushaltungsvorstände  sind,  eines  geord- 
neten Familienlehens  zu  gestatten.  Das 
erstere  wird  durch  §  815  al.  2—4  vielleicht 
für  den  Landwirt,  aber  kaum  für  andere 
Berufsstände  erreicht  (vgl.  §  815  al.  5); 
für  das  andere  ist  aber  das  System  der 
Civilprozessordnung  (Specialisierung  der  frei- 
zulassenden Gegenstände)  wohl  überhaupt 
weniger  geeignet  als  das  der  Fixierung  des 
Geldwerts  des  freizulassenden  Mobiliars  und 
der  Gewährung  des  Rechts  der  Auswahl  an 
den  Schuldner  innerhalb  dieses  Betrags. 

In  dieser  Art  sind  z.  B.  nach  französi- 
schem Recht  (Code  de  proc.  civ.  Art.  592) 
dem  Schuldner  auf  sein  Geschäft  bezügliche. 
Bücher  bis  zum  Werte  von  300  Francs  und 
Masclünen  und  Werkzeuge  im  selben  Be- 
trage nach  seiner  Wahl  pfandfrei  zu 
lassen,  und  diesem  Systeme,  wonach  der 
Schuldner  die  pfandfreien  Dinge  sich  aus 
der  Masse  heraus  nimmt,  verdanken  die 
amerikanischen  Gesetze  ihren  Namen  als 
exemption  laws. 

Ueber  den  Inhalt  der  amerikanischen  Ge- 
setze vgl.  die  obigen  I  State. 

Es  sei  hier  nur  noch  erwähnt,  dass  sie  den 
Weitbetrag,  welchen  die  zu  eximierenden  be- 
weglichen Gegenstände  erreichen  dürfen, 
vielfach  auf  mehrere  hundert  Dollars  festsetzen, 
aber  keine  Exemption  solcher  Gegenstände  ge- 
statten, deren  Kaufpreis  den  Gegenstand  des 
Urteils  bildeten. 

Was  die  Unpfändbarkeit  unbeweglicher 
Dinge  (der  sogenannten  bomestead)  anlangt,  so 
dauert  dieselbe  überall  nur  solange,  als  die 
Liegenschaft  im    Besitze  eines  Familienvaters, 


Zwang  <*ung    Zwingli 


-per    Witwe     oder      seiner 

SÄtÄM^taÄw-B ** 
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*vw*ta  G  v  27Mai  1896    die  Exekntaons- 
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«ISA  r  SeScfe  Gesetz 
Ws    „Sindbar  besonders  noch  hervoi    -  die 

Art.  dürften   die  Verhältnisse  der  7er- 
sdiade     durnett  beweisen. 

s     r?ersf ;  r h  swä 

,1,-  die  grosse  Aufgabe,  um  die  es  -icu 
Sei?  -der  Stärkung  der  äusseren 
Hbdstenzbedingungen  der  Family  Mi 
Zelle  aus  der  sich  unser  ganzes! 
Sude  zusammensetzt,  nicht  ausschtesshch 
die  Regelung  der  Zwangsvollstreckung 
'iMelauülie  bedarf  ^äusseren 

V.  ,rkehrungen    ausser    dem   Hausrat    oei 
SSSnE    f-ner   des  »B^-gf  Zu- 
gangs  der  äusseren  Guter,   d.  h    desfl r 
feitslohnes  des  Mannes  und der r  Pflege 

der  vorhandenen  Güter,  d.  h.  dei  Ar  Den 
SÄ.,  die  im  Notfall  ersetzt  werte 
muss  durch  die  Haus f le g e.  1 n* i  Keent 
S  bisher  auf  der  Fiktion ■  dass  ]  d 
Privateigentum  genug  habe,  um  üies  aue. 
^beschaffen,  und  dass  insbesondere  jeder. 
Ernte  Hausrat  oder  die  Arbeitsmittel  ge- 
kommen würden,  seine  Familie  fortab  auch 
o-  "M-  Behelfe  durchl fingen  ode r  sich 
ttratzstücke   leicht  beschaffen  könne,     Die 

in  der  Civilprozessordnung  vom  17.  Mai  l  •  . 
oefnnlen  hat,  beweist,  dass  man  beginnt. 
d S  Saltbar«  dieser  Fiktion  einzusehen. 
^gen  die  weiteren  Konsequenzen  nicht  nur 
m  Recht  der  Zwangsvollstreckung,  sondern 
w-h  in  dem  des  Arbeitsvertrags  und  des 
enScte  Güterrechts  bald  ^ogenwerte 


m5nderjahri  Zwingli,  Dlrich  (Huldm-h  . 


1484    zu  Wildhans,  in  der  da- 
°GrarschaftToggenbnrg  gegenwärtigem 

WyttenVach  Theologie,   «;  „,,'   ',r 

-   und  nahm    lofö  als  l-.lM,..d      r 

;;„  Sero  glänzenden  Siege  der  & 
i;.    Franzosen   bei    Novara    und    lolo    an   «er 
Niederlage  der  Scbweize, 

;,.,    Manä-Einsiedeln 

und  wirkte  seit  Oktober  1518  als  Pf*™*  am 
\  .X  zu  Züricb  Den  bereits  in  ttaria-Ein- 
Sn  begonnenen   Kampf   gegen  Missbräncbe 

Zwingh 
'   in7ürfch  fort    und  m  Auftre 

7   uit     ,i-   Sobönfer  >ler  reformierten 
Kirchenfreiheit,    als   .  >  '"'l.lK1    '        als'Theolog 

55g  SB 

SÄ  ^1 

setzung    dei    U&ngKeii    uu  theolo- 

Staategewalt   sind  nie  ^  üiri 

gisehen  Streitschrift:   Osdegpn  vmj 

und  Arbeit.   Zins  u nd  Ka pital    A >™ 

IS 

Gualther,  die  ursprünglich  in  de utscne      i 
veröffentlichten  -untre" ^^f^teimsche 
-t,  angepasst  ;  das- 
dem  übrigen  W»"™*™iSSSSÄen  A 
-         fCTÄk  &asel. 

mentnm  fascic f  ™^^ÄÄUm  Aus- 
Schuler  und  J-  ;'  '  "h'lext  der  urnirünglieb  in 
gäbe  ist  der  deutsi :hl -   1- AT  u    ^     Zwingiis, 

lentscher  Sprache  «*«^5igfaBm   wieder 
die  beiden  ersten  B^ef^s  Bände 

i       Bine  Auswahl  seiner 
nchweg  lateinisch).     Eine  aha 
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•   denen  u.  iL  T.:  Zwingiis  sämfc- 

liche    S      iften    im   Auszüge,    herausgeg.    von 

üsteri   und   Vögelin,    2  Bde.,   Züricl    L819/20; 

Zwingiis    früheste    poetische    und    historische 

von  A.  Schulthess,   ebd 

Zwingli  kommt   von  allgemeinen  ethischen 
Betrachtangen    über    den    Nutzen   der   Arbeit, 
durch  welche  .Irin  entsittlichenden  Müssigg  ingi 
iler  Landsknechte  und  ihn.-  Anhanges  gesteuert 
werde,  auf  das  Bandwerk,   auf  die  gewerbliche 
Thätigkeit  zu  sprechen,   welche  letztere  er  der 
landwirtschaftlichen   voran   stellt      Ha-  Eigen- 
tum ist  ihm  keine  göttliche  Institution,  sondern 
ein  aus  egoistischer  Menschensatzung  hervorge- 
s  mer  Rechtsbegriff,  dessen  staatliche  Aner- 
kennung es  aber  bedingt,  dass  Zehnten,  Grund- 
steuern und  Kapitalzinsen,  die  auf  dem  Eigen- 
tum lasten,  von  dessen  Besitzern  getragen  wer- 
:  Zins  spricht  er  ebenfalls  die  göttliche 
Gutheissung  dieser  Abgabe  ah.   welche  er  viel- 
mehr nur  als  ein  notwendiges  Uebel  anerkennt. 
hervorgerufen  durch  die  menschliche  Usurpation 
11s   und   Einsetzung   des   Grundeigen- 
tums nach  Aufhebung  des  ursprünglichen  Kom- 
munismus.    Wer  uun  auf  ein  tragbares  Acker- 
Gartenland  ein  Kapital  aufnehme,    schlägt 
H  v"r-  '"  'i  sein,  dem  Darleiher  nach 

•  ddsumme  und  nach  Ausfall 
der  Ernte  eine  Vergütung  zu  gewähren,  welche, 
wenn  z.  B.  das  Grundstück  mit  dem  vierten 
reile  -eines  Wertes  beliehen  wäre,  indem  vier- 
ten Teile  seines  Früchteertrages  zu  bi 
habe.  Zwingli  verhehlt  sich  nicht,  da-  die 
bäuerliche  Realbelastung  durch  fortdauernde 
neue  Verpfändung  der  Bodenrente  zu  einer  all- 
mählichen gänzlichen  Verarmung  des  Bauern- 
-  führen  müsse,  da  der  Arbeitsertrag  des 
äners  an  den  Zinsnehmer  übe]  . 
-,'m    ''  die  Kreierung  neuer  Bodenzinse  | 

zu  verbieten  und  nur  die  alten  Zinse  für  Kapital- 
ien   zu   lassen,    hat   das  Bedenk- 
liche,   dass    dadurch    das   eigentliche   bösartige 
u."'  :  '  der  Darlehen  ohne  Unterpfand 

mit  Verrechnung  des  Risikos  für  den  Geldgeber 
zur  unheilvollen  Blüte  gebracht   würde.     Ueber 
Armut    und    Armenpflege    entwickelt    Zwingli 
vortreffliche  Ansichten,   deren  Annahme  sowohl 
m  Zürich  wie  später  in  anderen  für  die  Refor- 
mation gewonnenen  schweizer  Plätzen  dieArmen- 
ganz  im  Zwingiis,  h,  n  G  iste  um- 
uachdem    hei    Säkularisierung    der 
Kloster   ein  Teil   der   ehemaligen   Klostergüter 
zu  woMthätigen   Stiftungen   umgewandelt  wor- 
Nach   dem  Vorbildi    Zürichs    war  in  sol- 
chen   Plätzen    das   Betteln    verhüten.     Durch- 
nnd  auf  Mildthätigkeit  frommer 
■     .  ■  Welten    eiue 

Wegzehrung,    durfte,,    sich    aber   nicht 
als  ein,  p  lau  in  i  iner  Gemeinde  aufhalten.    Die 
einheimischen  Annen  erhielten  nur  dann  Unter- 
stützungen,   wenn   sie  sich  durch   ihre  sittliche 
■'•her  würdig  erwie-eu.     Schlemmer 
Vi  rechwender,  Verächter  des  göttlichen 
Wortes   und  der   kirchliche,,  Gi  bräi  chi     sowie 
-  n  Kleidung  noch  einen 
gewesen    Luxus   zur  .schau   trug,    sollten    von 
''.'.'r  Al  teilu  .  .  lossen  sein     Di  n 

-      agli    ein,    Philippica,    die   in 
mtheit  und  Beftigkeit  ihre,- Sprache 
derbe  Ausdrucks  weise    Luthers   über- 


trumpft Alle  stehen  Todsünden  werden  den 
..die  leer  Christi  nit  achtenden  unfürstlichen 
fürsten-'  vorgeworfen,  dabei  aber  doch  das  Prin- 
cip  der  -ottlichen  Einsetzung  in  ihr  Amt  an- 
erkannt, vgl  „Usslegen"  etc.  (s.  o.i.  In  der 
nämlichen  Schrift  „Usslegen"  etc.  werden  Mah- 
nungen der  Apostel  Paulus  und  Petrus,  den 
Fürsten  und  der  weltlichen  Obrigkeit  zu  -,- 
horchen,  angezogen,  auch  dem  Klerus  wird  da- 
nn eingeschärft,  dass  ..alle  pfaffen  vnd  kutten 
der  weltlich  oherkeit  von  göttlichen  rechten 
schuldig  syind  gehorsam  ze  syn".  Desgleichen] 
wird  die  menschliche  Bruderliebe  und  brüder^ 
Irin-  Dienstbarkeit  in  den  „articklen"  im  Namen 
des  „amtraann  Christi"  allen  Knechten  Gottes 
zur  Pflicht  gemacht.  Zu  solchen  Gottesknechteu 
zahlt  Zwingli  nicht  nur  die  gewöhnlichen  son- 
dern auch  die  geforsteten  Menschenkinder,  und 
finden  sich  unter  letzteren  ..widerfechter  uottes". 
sdlen  die  Dnterthanen,  wenn  ihrem  christl 
Gewissen  etwas  ünchristliches  zugemutet  wird 
den  Gehorsam  verweigern  dürfen/  ..Frisch  uf" 
ruft  er  den  glaubensstarken  Streitern  Christi 
iu  solchen  Fährlichkeiten  zu,  „welcher  ein  mann 

gottes   8ye!    lassend  Sehen,    oh  gott    starker   -v>- 

oder  die  hoftänzer!" 


Vgl.  überZwingli:  Xüscheler),  Ulrich 
Zwinghs  Lebensgeschichte,  Zürich  1776.  — 
Meister,  Beiträge  zur  Geschichte  der  deut- 
schen Sprache,  Bd.  I,  Heidelberg  L780,  S  28öff 
—  Derselbe,  Berühmte  Züricher.  Bd.  I,  Bas  i 
1.782,  S.  125ff.  —  Lebensbeschreibung  berühm- 
ter Reformatoren,  Bd.  V.  ebd.  1801.  —  Leben 
Ulrich  Zwingiis,  ebd.  1801.  —  Hess,  Lebens- 
beschreibung Ulrich  Zwingiis  Aus  dem  Fran- 
zösischen, Zürich  1811.  —  Schuler,  Huldreich 
Zwingli.  Geschichte  -einer  Bildung  zum  Refor- 
mator, ebd.  1819.  —  Eotermuudt.  Lebens- 
geschichte des  Reformators  U.  Zwingli,  Bremen 
1,S1!I-   —   L  breibung  U.  Zwingiis    Zü- 

rich 1819.  —  Hot  tinger,  Huldreich  Zwingli 
undseineZeit,  ebd.  1842.  — Stäkelin,  Huldreich 
Zwingli  und  sein  Reformationswerk,  Gotha  1S44. 
Zi  Her.   Das  theologische  System  Zwingiis 
ni  1853.  —  S  i  e  g  w  art,  'Ulrich  Zwingli, 
der  Charakter   seiner  Theologie   mit  besonderer 
Rücksicht  auf  Picus   von  Mirandula.   Stuttgart 
1855,    —    Christoffel.     Huldreich    Zwingli, 
Leben  und  ausgewählte  Schriften.  2  Bde.,  Elber- 
teld  1857.        Tis«,  hl  er,    Zwiuali   de  kerkher- 
vormer,  2 Bde.,  Utrecht  1857/58.  —  Schmoller, 
Zur  Geschichte   der  nationalökonomischen  An- 
sichten in  Deutschland  während  der  Reformation»- 
zeit,   in  ..Zelts,  hr.   f.    d.    o-es.   Staatsw  ",  Jahrg 
XVI,   Heft   3  und  4,    Tübingen   1860,   S.  482, 
o<  1,2.   —   Wiskemann,  Darstellung  der  in 
bland  zur  Zeit  der  Reformation  herrschen- 
den   nationalökonomischen    Ansichten,    Leipzig 
lsi.l.  S.  tili  ff.  —  Biographie  universelle  ancienne 
di  ine.    Bd.  XLV.  Pari-  ls,;-,.    g.  650/58. 
spörri,   Zwingli-Studien,   Leipzig  1866.  —> 
Mörikofer,    Dlrich    Zwingli,    2    Bde.,    ebd. 
—    Röscher,    Geschichte    der'  Nat, 
München  1874,  s.  73/76.    -   Encyclopaedia  Bri- 
taimica.   9.  Aufl..  Bd.  HI,   S.  353,   F.d.  XV    s 
81,  Bd.  XIX.  S.  676,  Bd.  XX.  S.  331,  Bd.  XXII, 
S.  790,  Bd.   XXIV.   S.  832.   London  1875/88.  - 
Werder,   Zwingli   als   politischer  Reformator, 
Ba-el  1882.    —   Witz.    Ulrich  Zwingli.   Gotha 
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Handbuch  der  theologischen    Mai  .    Huldreich   Zwn 
Sfl    4Bde  und  Na  rland' 

id.  I.    S.  616,    Bd.  i!    - 


issl.  Zöcklei 
Wissenschaften,  '-'■ 
NbTdlingen  1884/90  B».  ~  -■  - - 
178  181,  453 ff .,  Bd.  111.  S.  ltfifi.,  bcl.  lv, 
B81ff  u  ö  -  Baur,  Zwingiis  rheologie,.  2 
M«  Hai  e  1885  89.  -  S  tähelin,  I  Inch 
&Un  „Herzogs  Realencyklop^e  der  pw- 
^stantischen  Religtor i  und  Kirche  Bd.  XU  I, 
.._.    L886    s.  584/63o.  -  Jackson,  bam. 


lAppert. 


Zwischenhandel 

S.    11  !'■'■    'V    S. 


Nachträge. 


Zum  3.  Bande  des  „Handwörterbuchs  der  Staatswissenschaften". 


Ehrenberg,  Eichard, 

ren  am  5.  IL  1857  iu  Wolfenbüttel,  war 
bis  1884  kaufmännisch  thätig,  studierte  dann 
3  Jahre  lang  Staatswissenschaften  in  Tübingen 
wo  er  1886  Doktor  der  Staatswissenschaften 
wurde'.  München  und  Göttingen.  Nach  .Stu- 
dienreisen im  Iu-  und  Auslande  bekleidete  er 
von  1888— 1897  das  Amt  eines  Sekretärs  des 
Königl.  Kommerzkollegiums  (Handelskammer) 
in  Altona.  Im  Jahre  1897  als  ausserordentlicher 
Professor  nach  Göttingen  berufen,  ist  er  seit 
1899  ordentlicher  Professor  der  Staatswissen- 
schaften  an  der  Universität  Rostock. 

Ehrenberg  veröffentlichte  an  staatswissen- 
schaftlichen Schriften:  a)  in  Buchform:  Die 
Fondsspekulation  und  die  Gesetzgebung,  Berlin 
—  Wie  wurde  Hambung  gross?  I.  Die 
Anfänge  des  Hamburger  Freihafens,  Hamburg 
1888.  —  Hamburg  und  Antwerpen  seit  30ü 
Jahren.  Hamburg  1889.  —  Jahresberichte  des 
Königl.    Kommerzkollegiums    in  Altona  18S9ff. 

—  Das  Königl.  Kommerzkollegium   in    Altona 
als    Ms.    gedruckt),    Altona    1892.    —    Altona 

unter  Schauenburgischer  Herrschaft,  Altona 
189]  93.  _  Altenaer  Arbeiterstatistik  I:  Altonaer 
Arbeitslöhne  1891.  Ein  Versuch  lohnstatisti- 
scher Erhebungen  auf  Grund  wirklich  gezahlter 
itslöhne,  Hamburg  1893.  —  Bürger  und 
Beamte  anonym  erschienen),  Braunschweig  1894. 

—  Altonas  topographische  Entwicklung.  Altona 
1894  —  Hamburg  und  England  im  Zeitalter 
der  Königin  Elisabeth.  Jena  1896.  —  Das 
Zeitalter  der  Fugger,  Bd.  I:  Die  Geldmächte 
des  lt..  Jahrhunderts,  Bd.  II:  Die  Weltbörsen 
und    Finanzkrisen    des    16.  Jahrhunderts,   Jena 

97.    —   Der   Handel,    seine    wirtschaftliche 

ntung,  -•ine  nationalen  Pflichten  und  sein 
Verhältnis   zum  Staat.   Jena  1897.  —  Haudels- 

ichulen  I.  Gutachten  von  Kaufleuten,  In- 
dustriellen     und  _  anderen     Sachverständigen 

ischweig  1897.         Handelshochschulen  II. 

Denis  r  die  Handelshochschule,  Braun- 

1897.        Aus  der  Vorzeit  von  Blanke- 

and  den  benachbarten  Ortschaften,  Ham- 
burg 1897.  —  Handelspolitik,  Jena  1899. 


b)    Grössere    Beiträge    in   S a m rael- 
werken    und    Zeitschriften:     1.    In    der 
Zeitschr.  d.  Vereins  f.  Hambg.  Geschichte :    Zur 
Geschichte    der    Hamburger   Handlung   im   16. 
Jahrhundert,    1884:    Francis   Estrup,   ein  Beitr. 
zur  Kenntnis  der  Rechtspflege  im  16.  Jahrhun- 
dert. 1894;  Aus  der  Hamburgischen  Handelsge- 
schichte,   1895.    —    2.    In    dem    Sammelwerke 
"Aus   Hamburgs  Vergangenheit,   herausg.   vou 
Koppmann,     18S5:     Hamburger    Handel    und 
Handelspolitik    im    16.   Jahrhundert.    —    3.   In 
dem  Sammelwerke:   Hamburg   vor   200  Jahren, 
1892:    Hamburgs    Handel    und    Schiffahrt    vor 
200   Jahren.  —  4.  In   der  Zeitschrift  für  Han- 
delsrecht:    Makler,     Hosteliers    und    Börse    in 
Brügge  vom  13.  bis  zum  16.  Jahrhundert,  1885. 
—  5.  In  den  Mitteilungen   des  Vereins  für  Ge- 
schichte   der  Stadt  Nürnberg:    Die  alte  Nürn- 
berger Börse,    1889;    Hans   Kleberg,    Der   gute 
Deutsche  in  Lyon,   sein  Leben  und  sein  Cha- 
rakter,   1893.    —    6)   In   der  Zeitschr.  f.  d.  ge- 
samten Staatswissenschaften:     Ein  fiuanz-  und 
sozialpolit.   Projekt    aus    dem    16.  Jahrhundert, 
1890.  —  7.  In  den  Jahrbüchern  f.  Nat.  u.  Stat., 
1897:    Der    Ausstand    der   Hamburger    Hafen- 
arteiter   1896/97.    —   8.  In    der  Zeitschrift  des 
Vereins   deutscher  Ingenieure:   Technische   und 
wirtschaftliche   Arbeit,   1898.  —  9.    Im   Hand- 
wörterbuch der  Staatswissenschaften   die  Am. : 
Agenturwesen,    Arbitrage,    Assiento- 
Vertrag,      Assignaten,      Auktionen, 
Anskunf  tswes'en,      Bankwesen      im 
Mittelalter,    Börsenwesen    (2.     Aufl.), 
Faktor,      Fremdenrecht,      Gilden, 
Handelsgesellschaften,  Ostindische 
Handelsgesellschaften.    —    10.    In    dem 
Sammelwerke     „Handels-     und     Machtpolitik" 
herausg.  von  Schmoller,   Sering.    Wagner:    Die 
Seefahrt  im  Leben  der  Völker,  1900.  —  11.   In 
der     Zeitschrift     für     die     gesamte     Versich.- 
Wissenschaft:    Studien    zur    Entwickelungsge- 
schichte   der  Versicherung,   1901.  —  12.  Iu  der 
Deutsehen  Rundschau:  Entstehung  und  Bedeu- 
tung grosser  Vermögen.  1901.  /.'<•</. 


Nachträge:  Fw  os     - 


Fuchs,  Carl  Johannes, 


geboren  zu  Nürnberg  am  7.  August  L865,  stu- 
ä i< •  t  ■    1883  86    in    München    and    vom    Vi  .S. 
,U  87-  L887/8SmStrassburgi,E.Junspi 
n,    Nationalökonomie,   promovierte  in    i 
tos  am  5   Mai  1888 'als  Dr.  der  Staate* 
l';,t.„     Nach  längerem   Aufentiialt  m 
:        1  einem  Semester  in  Berlin  habib 
■d       im    WS     188990   in    Sttassburg.  für 
NaÄöSnomieTmdfolg^imS.S1891emem 

p,f     als     ausserordentücher     Professoi     nach 

fessor  ernannt  wurde  Im  Jahre  1897  ^eer 
nach  Freiburg  i.  B.  berufen  und  hiei  1898  zum 
SStootaW  Historischen  Kommission  er- 

na,mEr  veröffentlichte«,  in  Buchform.  Der 
ITntereane   des    Bauernstandes   und  das    Aut- 
kommen  ter   Gutsherrschaften.    Nach   arch,va- 
SenQueUenausNeu-Vorpommernu^ 
L888    (Abhandlungen    aus    dem    Staate* 

l  neben  Seminar  zu  Strasburg  i.  E.  Heft 
rffl  -  Der  Warenterminhandel,  seine 
Technik  und  volkswirtschaftliche  Bedeutung, 
l^rl  Die  Handelspolitik  Englands  und l  seinei 
Kolonieen.  1893  (Schriften  des  Vereins  ftr  So- 
zialpolitik Bd.  57  .  I  ebersetzt  ins  lt. 1 
unter  .lern  Titel  La  Politica  (  ommeraal 
Slt^ra  von  A.  Vighi  1896  -  D^hen 
de?    deutschen     Ägrargeschichte.      Freiborgei 


Antritteredi      I  Volkswirl 

Sammlung  Göschen,  l?  , 

1.  In  Ja  irb. 

2  In 

and  s<  ii  isatäon    N   V.  Bd    20         -  ."> 

Verw.    D     0 

....      ;  Die  Geld- und 

in  den  Vereinigten  Staaten,  Bd.     > 

!  .    3     Zeitschrift     der    Savigny-Stiftung    für 

Zur  Gesch.  di  rhch- 

i   4 
bure    Bd    12  4.  Baltis         :        ■  !l    ]A-   " 

Der  Wergs 
disch-Pommern"   Nachtrag 

Lnnch- 

,„„.,  ,    v    Lg      Di     Erziehung  des  Volkes  auf 
^Gebieten    der    Kunst    and  Aalt 

Volkstümliche  Hochschulta  in  lä  «»■- 

,;  Wörterbuch  der  Volkswirtschaft,  Art.  Abbau, 
Ablösung    Agrargeschichte;    Mime, 
lauSfreivIngrGem.  uu^.j-m-,,,- 

fage;    Grundgerechtigkeit;    0™*«^^ 
sammenlegunl    ders.) ;    Guteherrschaft ;    Hand- 
„u,l     Spanndienste:     Realgemeinde;     Zehnten. 
In  serdVm  kleinere  Aufsätze  und  Besprechungen 
i       1   .  t    heu    Wochenblatt.    Sozial-Pohl 
^enÄtt,  Beüage  znr  AUgememen  Je: 
Jahrb.   für  Ges.   und  Verw.   und  Bntisü    m 
nomic  Journal.  Uc(} 


.        Ztnn  5.  Banae  «es  .Handwo^hnchs  *J"£Stt 
Zur  Biographie     Kautz     S.  62.  K,    K™!  HoJ STp.tji,  ferner  mit 

1893  wurde  Kaute  zum  wirklichen  Geheimen    J£*ÄSÄ  S 
Rate  ernannt;-  Auf  Literarische*  »   »de^.^  ^  ^  er  ^  dessen 

^^nS^tÄ^"?    ^senschaftliche  Arbeiten  hervor. 


Znm  6.  Bande  des  „Hand.örterhnehs  der  Staats.vissensehaften'.. 

.   .     .  .,.,-_ _■..     .;.,!,    .tosüllwt    im  Herh~1 


Porto 

«   Post  besonders  sub  III  oben  Bd. 
S.  139  ff. 


VI 


Reformation 

s  Renaissance  und  Reformation 
oben  Bd.  VI  S.  385  ff. 


Ritter  der  Arbeit 

s.  K  n  i  g h ts  of  L ab or  oben  Bd.  V  S.  110  ff. 


Seelig,  Wilhelm 

«reboren  am  2.  Juni  1821  zu  OJSsel; Jodierte 
Ion  1SJ9-1843  in  Marburg,  Heidelberg  und 
Berlin  Staats-  und  Rechtswissenschaften,  pro 
movierte    1*44    in    Göttingen    zum    Dr.    pbü. 


und  habilitierte    sich   daselbst    ^ JHerbst  1845 
,..-   von  der    miveisiuia   uu        _„n,QWirt- 

nnil    nvaktischer   Beschäftigung    nm    ^ 

"^bafVnndder,nN^.-n.ade  rubrum,  1849 

wurde  er  zumFak  !^   '        ,    ■, 

ordentiichen  J?rofessor  ernannt     lfe5^ 

einem  Rufe  an  dte  Imv  wta    h*=  an 

^chmdes  schon  mHexbst|8Mj«an^h>dM 

der  l  uversitat  &el>  ' leren  föhrde,    war. 

I"1 LehrÄ 'fef Nationalökonomie     Finanz- 

!ksSmn"end:'":iic 

Lanllwirtschaft  inScU«  ^^        ^r  land- 
bemühte er  >ndi  um    ne  ia n  Universität, 
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Nachträge :  Seelig— Statistik 


der  dänischen  Monarchie  wurde  ihm  seitens  der 

halterschaft   die  Errichtung  und  Direktion 
Statistischen  Bureaus  neben  seiner  Professur 

tragen,  dessen  nächste  Aufgaben  die  Bear- 
beitung der  im  Jahre  L864  vorgenommenen 
Volkszählung,  die  Entwerfung  der  statistischen 
Grundlagen  für  die  durch  die  Einverleibung  in 
den  prenssischen  Staat  erfordarlich  gewordenen 
Neuorganisationen,  die  Mat,  rialsammlung  für 
die  Ablösung  der  Grundlasten  u.  s.  w.  waren. 
Nach  der  Gründung  des  Deutscheu  Reiches 
trat  Seelig  in  den  ersten  Deutschen  Reichstag, 
übernahm  1873  auch  ein  Mandat  für  das 
preussiscbe  Abgeordnetenhaus,  das  er  bis  ls!>:i 
inne  hatte.  Im  Herbste  1893  zog  er  sich  von 
der  parlamentarischen  Thatigkeit  zurück. 

Au.  i  i  -■  biedene  Nebenzweige  der  Land- 
wirtschaft (besonders  Obsthau  und  Geflügelzucht) 
suchte  er  durch  praktische  uud  litterarische 
Thatigkeit  zu  fördern. 

Schriften:  De  Colberti  admiuistratione 
aerarii,  Gott.,  1844  (Doktor-Dissertation  der 
Göttinger  philosophischen  Fakultät).  —  Die  Par- 
beien.  Ein  Wort  zur  Verständigung  und  Er- 
mahnung.  Cassel  1848.  —  Bericht  über  die  in 
Göttingen  vom  5.  bis  26.  Dezember  1849  abge- 
haltene Gewerbeausstellung.  Göttingen  1850. 
—  Die  Ablösungen  der  Weideberechtigungen 
auf  fremden  Grundstücken,  mit  besonderer  Riick- 
sicht  auf  das  Königreich  Hannover.  Göttingen 
1851.  —  Der  Preussisch-Hannoversche  Vertrag 
vom  7.  September  1851  in  seiner  Bedeutung 
für  Haunover.  Göttingen  1852.  —  Die  Zu- 
sammenlegung der  Grundstücke  mit  besonderer 

hung  auf  die  Gesetzgebung  und  das  Ver- 
fahren  im  Eönigreich  Hannover.  Mit  einer 
Karte  der  zusammengelegten  Feldmark  Echte. 
Göttingen  1853.  -  -  Das  Verhältnis  zwischen 
Gutsherrschaft  und  Pächtern  bei  der  Drai- 
nierung  von  Pachtgrundstücken.  Vom  Wag- 
rischen  landwirtschaftlichen  Vereine  gekrönte 
Preisschrift.  Kiel  1858.  —  Schleswig-HoNt,  in 
und     der    Zollverein.      Kiel     1865.      —      Die 

inisse    der    Volkszählung    im    Herzogtum 

■  in  nach  der  Aufnahme  vom  3.  Dezember 
1864.  Kiel  1867.  -  Gutachten:  Zur  Frage 
der  „stehenden  Gefälle"  iu  Schleswig-Holstein 
I.     Kifl   1871:  Die  Doinänen-Veräusserung   und 

genannte  Domanial-Kanon.  Kiel  187lj:  Das 
Eerrengeld  und  der  gesetzte  Kanon  im  ehema- 
ligen Amte  Gottorf.  Kiel  1873.  —  Die  innere 
Kolonisation  in  Schleswig-Holstein  vor  hundert 
Jahren.    Kiel  1895. 

Aufsätze  volkswirtschaftlichen,  politischen, 
naturwissenschaftlichen  und  technischen  Inhalts 
in  Zeitungen,  Zeitschriften  und  Sammelwerken. 

Red. 


und  es  ist  vorläufig  unbestimmt,  ob  ein  Er- 
satz dafür  geschaffen  werden  wird. 


Städtereinigung 

s.    Gesundheitspflege,    öffentliche 
oben  Bd.  IV  S.  259. 


Zum  Ari.    Spiritushandel    zu  S.  897. 

Di.-  Bestürmungen  über  die  Brennsteuer 

i  1.  Oktober  Um;  ausser  Krall. 


Zum  Art.     Statistik«  zu  S.  1030. 

Amtliche  Statistik  Württembergs.  Die 

Begründung  derselben  erfolgte  in  der  Weise, 
dass  zunächst  durch  königliche  Entschliessung' 
vom    28.    November    1820    ein    statistisch- 
topographisches  Bureau   errichtet   und  dann 
nach  einer  von   dessen  Mitgliedern   Kausler 
und   Memminger    ausgegangenen   Anregung 
durch    königliche     Entschliessung    vom"  22. 
Januar    1822    ein    »Verein    für    Vaterlands- 
kuude«  gegründet  wurde,   dessen  Präsident 
der  jeweilige  Finanzminister  sein  sollte  und 
dessen  Mitglieder  vom  König  ernannt  wur- 
den.   Die  »"Württembergischen  Jahrbücher' 
wurden    von   1818    ab   zunächst  als   Privat- 
unternehmen,  seit  1822  aber  als  Organ  des 
statistisch  -  topographischen     Bureaus       bis 
1838  von  Memminger  und  nach  dessen  Tode 
(1840)    von    dem    genannten    Bureau    bezw. 
dem  statistischen  Landesamt  herausgegeben. 
Auch    die       Beschreibung    des     Königreichs 
( 1820  24)    und  die  »Oberamtsbeschreibimgen« 
sind    nicht  von    dem   Verein,   sondern  von 
Memminger    bezw.    dem    Bureau    veröffent- 
licht   worden.      Das    Bureau    (statistisches 
Landesamt)   steht  nach   dem  .Statut  vom  5. 
Juni    1856   nur   in   »ökonomischer   und   dis- 
ciplinai  ischer     Beziehung«      ausschliesslich 
unter    dem    Finanzministerium,    in    Sachen 
d.r    einzelnen    Ressorts    aber    in   unmittel- 
barem Verkehr  mit  den  betreffenden  Ministe- 
rien.     Die    unter   dem   Vorsitz   des   Leiters 
des   Bureaus   stehende   statistische   Central- 
kommission    besteht    nicht    als    besonderes 
Organ    neben    dem  Bureau,    sondern  dieses 
1  lüdet    selbst   einen    wesentlichen    'Teil    der 
Kommission.     Die  Thatigkeit    des    BureauE 
nach   der  geschichtlichen  Seite   hin   ist  seit 
der  Errichtung  einer  besonderen  historischen 
Kommission  (1891)  nur  noch  sehr  beschränkt; 
dagegen    ist     sein,,    topographische    Aufgabe 
eine   sehr   ausgedehnte ,   da  ihm  auch' die 
amtliche    Kartographie    und   die  geologische 
Kartieruug  des  Landes  überwiesen  ist. 

(Nach  Mitteilungen  des  Herrn  Direktors  v.  Zeller.) 


träge:  ürl  it 


Zum  T.  Bande  des  „Handwörterbuchs  der  StaatswisseBBelurften«. 

Urheberrecht  an  Werken  ■  :■•;•■*  J  ,,.,„,„., 

der  Litteratur  und  der  Tonkunst.  g!«  , ...  y   b      :  ,,- 

Nach  den,  Gesetze    von,  19    Juni  100,  ^^^.gSS 

(Vd.a,n   ArtOrheberrechl    oben    Bd.    J^^g^J^i  Bruchteilen 
VII  S.  362  ff.)  <•„,,,    ,i,,.    i  i     setzbuchs 

Bchntees.     3.   Objekte  d<*   Rechtssi ■!£*;     4;   I»  ^  UrheberSchaf1    - 

Rmkten   eine  Reform   des  bisher  durch  G   de  entiichen  Vortrages  eine 

v     11    Jnni    1870    geregeltem    mam<«   ™  .la^r   bezeichnet    so  wird 

Ukerarischen  Urheberrechts  an   ^aehdemm    ^^       , 

ktÄÄsS       sws     bis 

und   bald   darauf   dem  Reichst^   ein  etwas  ä  (an0?ym)  so  ist  derH eraus- 

*£&£&  S5ÄS§ 

5*fi?& t£  t».*.;  1901   -*     0rteteIeAI   geht  »f  dto  Ei-bea 
Ste  G~f   priM-ti   ,»  Kral,  «,    J*™  «^  Ä«jte«J» 

Str  rimnal  «ml  ■  i"-  )">™s*  f»"?    ££    „,  Z»,,,fel    ritt    I  3£ 

Eis'  =  2  Sli£4SI 

obrerer  «2?wS?ÄSS^S   tun,  f-f  Werke    d^  Tonkunst: 
verbunden  wird,  in  welchem  lalle  fui  jenes 


Nachträge :  Urheberrecht 


lach  als  Kunstwerke  zu  betrachten 
sind.    -       Gewissen    Erzeugnissen     versag! 
auch  das   neue  Gesetz   ausnahmsweise  den 
iber  den  Grund  s.  oben  Bd.  VII  S. 
364),  Dämlich  ,  i  den  Gesetzbüchern,  Ge-^ 
i.  .  Verordnungen,    amtlichen    Erlassen 
und    Entsi        lui    en     sowie    anderen    zum 
amtlichen  Gel. rauche  hergestellten  amtlichen 
oder  Reden,  die  bei 
Verhandlungen   der  Gerichte,  der  poli- 
munalen  und  kirchlichen  Ver- 
tretungen gehalten  weiden,  sowie  anderen 
als  Bestandteil  einer   öffentlichen  Verhand- 
lung  erscheinenden  Vorträgen   oder  Red  a, 
insoweit    die   Wiedergabe   der   letzteren    in 
Zeitungen  oder  Zeitschriften  erfolgt:  ■)  den 
in  Zeitungen  oder  Zeitschriften  abgedruckten 
vermischten  Nachrichten   thatsächlichen  In- 
halts    und    Tagesneuigkeiten     sowie    allen 
sonstigen    nicht    mit    einem    Vorbehalt    der 
Rechte  versehenen  Zeitungsartikeln,  mit  Aus- 
nahme   von    Ausarbeitungen     wissenschaft- 
lichen, technischen  oder  unterhaltenden  In- 
halts,  welch    letztere    auch   ohne  Vorbehalt 
geschützt  sind. 

4.    Inhalt    des     lT.      Das    Gesetz    ge- 
währleistet dem  Urheber  a)  in  Anschauung 
allei-    Objekte     des     Schutzes     (s.    oben 
siib    3)    die    ausschliessliche    Befugnis,    das 
Werk    zu   vervielfältigen    und    es  gewerbs- 
äig    zu    verbreiten,    ferner,    soweit    der 
inüiche  Inhalt   des  Werkes  noch   nicht 
öffentlich  mitgeteilt  ist,  die  ausschliessliche 
Befugnis   zu   solcher  Mitteilung;    b)  in  An- 
sehung     der    Bühnenwerke'    und     der 
Werke    der   Tonkunst   die   ausschliess- 
Befugms  zur  öffentlichen  Aufführung 
ohne  dass  es  bezüglich  der  Tonwerke  künf- 
tig noch   eines  Vorbehaltes  dieser  Befugnis 
u-f;    c)  hinsichtlich   der   noch  nicht  er- 
ii  Schriftwerke  und  Vorträge 
die     ausschliessliche    Befugnis,     dieselben 
theh   vorzutragen.  —  Die  ausschliess- 
!  des   Urhebers   erstrecken 

ach    auch    auf   die   Bearbeitungen   des 
Werkes,    insbesondere   auf    Gebersetzungen, 
Dramatisierungen,  Einrichtungen    Vllll   Ton_ 
werken    u.   dgl.,   ja    bei  Werken    der    Ton- 
äberhaupt  auf  jede  Art  der  Benutzung 
!i  welche  eine  Melodie   erkennbar  dem 
Wer*     entnommen  und  einer  neuen  Arbeit 
wird,  während   sonst  die 
utzung  des  Werkes  in  den  Bereich 
des  1  rhebers  nicht  fällt. 
5.    Dauer    des    ü.      Das    Gesetz    hat 


einer  späteren   Veröffentlichung  angegeben 

oder  zur  Eintragsrolle  (s.  unten'  sub  S)  ange- 
meldet ist.  nach  der  ersten  Veröffentlichung 
des  Werkes.  Eine  wichtige  Neuerung  besteht 
aber  darin,  dass,  solange  ein  Werk  nicht 
veröffentlicht  ist,  der  Schutz  überhaupt  nicht 
erlisch!  und  dass  er  von  der  ersten  Ver- 
öffentlichung an  zehn  Jahre  auch  dann 
noch  dauert,  wenn  zu  dieser  Zeit  schon 
dreissig  oder  doch  mehr  als  zwanzig  Jahre 
seit  dem  Tode  des  Urhebers  abgelaufen  sind 
Im  Zusammenhange  hiermit  bestimmt  das 
Gesetz,  dass,  wenn  die  Veröffentlichung  bis 
zum  Ablaufe  von  dreissig  Jahren  seit  dem 
Tode  des  Urhebers  nicht  erfolgt  ist,  ver- 
mutet wird,  dass  das  Urheberrecht '  dem 
Eigentümer  des  Werkes  zustehe.  —  Die 
Beschränkung  des  Schutzes  gegen  Ueber- 
setzung  auf  eine  kurze  Trist  ist  aufgegeben: 


an    der  zeitlichen    Beschränkung    des    Ur- 

£ehcr  Erühi  i    (oben  Bd.  VII 

erwähnten    Gründen   festge- 

'    und    m    der    Bauptsache    auch   die 

Sehutzfri  das  ältere  Ge- 

'    'l!""":     dreissig    Jahre     nach 

l<  -   '  rhebers  oder,  wenn  dessen 

wanrer    -  hl    bi  I    der    ersten    oder 


die  Objekte  des  Urheberrechts  sind  "gegen 
Debersetzung  ebenso  lang  wie  gegen  sonstige 
\  ervielfältigung  geschützt. 

6.  Verletzung  des  U.  Eine  solche 
liegt  in  jeder  Anmassung  einer  der  aus- 
schliesslichen Befugnisse  des  Urhebers  (s 
oben  sub  4).  Sie  wird  schon  dadurch  be- 
gangen, dass  das  Werk  nur  zu  einem  Teile 
vervielfältigt,  verbreitet,  öffentlich  mitgeteilt 
aufgeführt  oder  vorgetragen  wird."  Was 
insbesondere  die  Vervielfältigung  betrifft, 
so  ist  diese,  wenn  sie  ohne  Einwilligung 
des  Berechtigten  geschieht,  widerrechtlich 
(Wachdruck),  gleichviel,  durch  welches 
Verfahren  —  ob  durch  ein  mechanisches 
oder  ein  anderes  —  sie  bewirkt  wird  und 
ob  das  Werk  in  einem  oder  mehreren  Exem- 
plaren vervielfältigt  wird.  Es  ist  also  u.  a. 
auch  das  einmalige  Abschreiben  verboten 
Hoch  ist  jede  Art  der  Vervielfältigung  dann 
erlaubt,  wenn  sie  nur  zum  persönlichen  Ge- 
brauch und  nicht  zum  Zwecke  der  Erziehin» 
einer  Einnahme  erfolgt. 

Auch  das  neue  Gesetz  gestartet  im  Inte- 
resse der  weiteren  Entwicklung  der  Wissen- 
schaft   und    der    Litteratur,    der    Erziehung 
und    Bilduug     des    Volkes    die    Benutzung 
fremder    Geistesarbeit    nach    verschiedenen 
Riehtungen,   obwohl    an    und    für   sich    ein 
Eingriff  in  die   ausschliesslichen  Befugnisse 
des    Urhebers  darin   liegt.     Zulässig  ist 
aämlich  a)  die  Vervielfältigung  insbe- 
sondere a)  zum  Zwecke  des  Citierens,  ferner 
ß)  insoweit   einzelne   Gedichte    in   eine   zur 
tzung  bei  Gesangsvorträgen  bestimmte 
Sammlung    (z.  B.    ein    Kommersbuch)    oder 
kleiner,-  Aufsätze,  Gedichte  etc.  in  eine  selb- 
ständige wissenschaftliche  Arbeit  oder  in  eine 
für  den  Kirchen-,  Schul-  oder  Unterrichtsge- 
brauch oder  zu  einem  eigentümlichen  litte- 
rarischen    Zwecke     bestimmte     Sammlung 
(Anthologie  und  dgl.)  oder  kleinere  Kompo- 
sitionen   in    eine    Sammlung    aufgenommen 
werden,  die   für  den  Unterricht  in  Schulen 
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fei  1£ 


ST  immer  voran.,,  lUlf 

"bereits  erschienen  ist,  da  .er  die 

SeÄe  Sammlung  Werke   eine: 
Zahl  von  SchriftsteUern  bezw.R 

;.,;.,,  ,„„1   ihre  Bestimmung 


^a^ereinigl  und   ihre  Bestimmung  sich 
1  i       ,s    ihrer   B  schaffenr, 


soweit    die    Verletzung    'im™    u« 

Mitteilung    des    wes 

W.rk,-.    be  wird,  k Mark.    Wa, 

r^rdligung 
Vornahme 

zu300Ma 


ten  vereinig    ^"_ «"    i,-;t    pJbiebt-   G  ■  bis  zu  3UU  mars  eiu. 

,Am     ans    ihrer    Beschaifenheit       ;  '    •;. 
wenn  kleinere  Teüe  einer  D 
edichte  von  geringem  l  nrfange,  soweit 


.-.ilirhto  von   trennuem  >  im..--- ■  ■        - 

«dSt  inWoSung  nach   zur  Komposition 

;in;;     ,w,l.    »:ü-h    ihr,™    Erscheinen    in 

Bindung  mil  einem  Werke  da   Cortunst 

äSen%ext wiedergegeben  od  rtoam 

Aufführung  des  Tonwerb  s,  '  «  fe 

AUIiniuniu  r.  ,     der 


schrill 

Grundsätze  Anwendung.    Nel 

kann   auf  Verlangen    des    B<  "    Mt 

eine  an  ihn  zu  <  °16  ™m 

Betrase    von    6000   Mark   erkannt    wei 


l,i  .  i'ii     mu-->'  unebnen    '"■"    »■ 

BoS'ohneaie  Koten,  also  »Programmen 


I 

mspruchswird  durch  Zu 

einer  Busse 'aus© 

vorbeugender  Natur   ist  ferner  für  den  Fall 

™  rxtiich  hergestellten  oder 

~     .  T--  __1 .         ,-,-mi-i._>        1     .'1'        \    I  ilTK  "ll- 


Instrumenten     "«   "- w,™k<stiif.ken  tung  der  wiüerrecnuicn  ihm,--. ■  •■■ 

dschenWi         i      J-11,;  ^  r1.;;  breiteten  Exemplare  sowie  der  V, 

aieuea;  .)  wenn   emem  Schriftwerk  eaus-  ^n  vorgesehen!    Die  Verhäng 
Bchliessüch    zur   Erläuterung    des   InJ  er  durch  ein  ^ 

^«K.'ttfS  mch  durch  di« 


einzelne  Abbildungen  .,  »  »^ -  — 
W«rkP   beieefüfft  werden.     In   allen 
ÄisfS^ieZulässigkeitderyemel- 

Emg  Selmässig  davon  abhängig,  dass 
nme  vorgenommen  wird:  hiervon  lass 

"^r?em 
gäbe    gewisse    Ausnahmen    zu. 


M  issreereJ  ist  weuer  uiucu  cm    ■    ■ 
lurch  die  x 
[lang    bedingl    und   kann    sowohl   im 

,„  Strafverfahren  ei  *!  ,l'! 

Ortung  kann   der  X 

Semplare  «Atangea 

an  ihn  eegen  Vergütung  beanspruchen.  - 
SL^iSL*,    fc    „,    150  Mark   wird  be- 


öesetz  im  lmere««  ^  ~ -~  ü  011  Vergütung  "™,K-Ä\* 

eabe    gewisse    Ausnahmen    zu.      «er    am  an   i       6^  ,,M.u.k   wu,i  be- 
merk ^  der  nach  «-;z                     t    -1 tetra*  Q 

Weise  benutzt,  hat  deutlich  die  Quelle  an  g^  äub  6a) 

.__.!.._        7.i.Uss  ?    sind    weiter    b)    <-H<-  TCfi? "V  v-L.-_*._-u.i    t™.,^,-  fiir   den  lall    der 


.utzi.  nai  uciuuvu  — _  -i  — 
zu-eben.  Zulässig  sind  weiter  b)  die 
Verbreitung,  die  off  entliehe  Autluh- 
rVng"  vnedeV  öffentliche  Y^trags^ 
weit  -emäss  l.t.  a)  die  Vervielfalftgung  ge- 
SSSTSU  endlich  e)  die  öffentiichen 
Au  Führungen    er,chier:r^  der 


straft     wer    aas    ueuoi    uei    v    " - 

Szt    (S.überdi 

a   E     Es  besteht  ferner  für  den  Fall  der 

Wied  ues   nicht    d 

Rechte   versehenen   Zeitungsartike] 

lärn^-denvern: 

pichen  Inhaltes  oder  zu  de 


stimmt  ist   UHU  üie  juiwuöchku  „^~- 

gS^  Erhalten,  wenn  die  Verjüng 
von  einem  Vereine  ausgeht  und  der  Horer- 
STSf  die  MftgHeder  und  die  zu  ihrem 

,__-i_    „.,i,;-...;„-^ii  Personen    bescluaiiki 


a"ST  i  iS^ä^L*.  zu  ihrem  werden  ^h-,..  g^-  ;;; 

SsÄe   .fÄe^rZnS^   '^{Ä"  verhandeln   und 

j    (li„    Ansprüche    auf    Sehadens- 


rSuÄS' ^snahme 
KiftühruuU -rbote  umiasst  nicht  diebühnen- 
;,';"     Efführung    von    Tonwerken      zu 
S  ein  Text  gehört,  wie  Opern  ete 
7.    Folgen     der    Verletzung.       \  ei 


WT  FoSen     dirverletong.      Vei-  m.  drei   Jahren       n.     ,   m«  »  ^nna. 
fahren      Veijährung.     Das    Urheberrecht   b^  >ac  ; hu ,  ,  i  ^Slriicksexemplare.   her 
Timt  eivid    und  stmfiechtlichem  Schutze   Verbre  -  mit  ,  der 

SsSa«et.        Ersatzpflicht     tritt    bei  »ng^^er^^    ^ 

SeT^Ä^JS^'    i^S,  vorhanden  is,  gesteUt  werden. 
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8.  Eintragsrolle.    Die  Kollo,  zu  welcher 
-  Wahrung  der  rollen  Schutzfrist  der 
wahre  Name  des  I  Urhebers  anzumelden  ist  (s. 
sub  5),  wird  nach  wie  vor  beidem  Stadt- 
rate  zu  Leipzig  gefuhrt.    Dieser  bewirkt  die 
Einträgung.  i).    ohne    die    Berechtigung    des 
Antragsteilers   oder  die  Richtigkeit  der   an- 
mieten  Thatsachen    zu   prüfen.     Gegen 
Ablehnung    der    Eintragung'  findet   Be- 
schwerde  an  den  Reichskanzler  statt.    Letz- 
erlässl    auch  die  Bestimmungen    über 
Führung   der  Rolle.     Die  Eintragungen 
werden   im  Börsenblatt    für  den   deutschen 
bände!    bekannt    gemacht;    sie   können 
von    jedermann    eingesehen   und    es  können 
Auszüge  daraus  gefordert  werden.    Alle  die 
Eintragung   betreffenden  Schriftstücke   sind 
stempelfrei.      Für    jede    Eintragung,    jeden 
Eintragsschein    oder  Auszug  wird    eine  Ge- 
bühr von  1,50  Mark  erhoben;  auch  hat  der 


Antragsteller     die     Kosten      der    Bekannt- 
machung zu  entrichten. 

9.  Geltungsgebiet  des  Gesetzes,  Be- 
ziehungen zum  Ausland.  Grundsätzlich 
gemessen  nur  Reichsau  gehörige  den 
Schutz,  diese  aber  für  alle  Werke,  gleich- 
viel ob  sie  erschienen  sind  oder  nicht. 
Werke  ausländischer  Urheber  sind  im 
allgemeinen  nur  auf  Grund  internationaler 
Verträge  geschützt.  Doch  gewährt  das  Ge- 
setz selbst  auch  den  Ausländern  einen  ge- 
wissen Schutz :  lässt  nämlich  der  Ausländer 
sein  Werk  oder  eine  Uebersetzung  desselben 
im  Inlande  und  nicht  an  einem  früheren 
Tage  im  Auslande  erscheinen,  so  geniessl 
er  für  dieses  Werk  den  inländischen  Schutz. 

Ueber  die  urheberrechtlichen  Bezieh- 
ungen des  Reiches  zum  Auslande 
s.  oben  Bd.  VII  S.  369. 

Allfeld. 
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Agrarstatistik.    I,  12a 
Arbeiterschutzgesetzgebting(Ruckbl] 

Bauerngut  und  Banernstand.    (Statistisch. 

11    ■      4:''T-  TT         „- 

Bodenzersplitterang.    11-  •"•■>;, 
Inen  (Statistik  .HI.,  --  •■• 
Binkommenstem  »eines  .    m  ,  »l. 

Einkommenstew  r  (Schlusswort  .    111,  «>■ 
Die  volkswirtschaftliche  und  sozialpolitische 
Bedi  utung  der  Fideikommiße.    1LL,  W& 
Findelhäuser  and  Findelanstalten.  IU.,  1UÖ4. 

eise.    IV., 320. 
Getreidezölle.     H  -  33?-  .    I<7 

(rirtschaftliches  Kreditwesen.    V,  4«<. 

tundien.    V.,531. 
Kentenprincip.    VI.,  41». 
Cromc,  Carl.   Dr,  o.  5.  Professor  an  der  Uni- 
versität Bonn. 

Eheliches  Güten-echt.     01,26b. 
Familiengüterrecht.    111-  oua. 
Criiger.  Hau,.    Dr.,    Anwalt    des    al  ^ine,n;-n 
VÄdes  deutscher  Erwerb-  u.  Wirtschafts- 
lossenschaften,  Berlin. 
Baugenossenschaften.    II..  4bo. 
Erwerbs-  und  Wirtschaftsgenossenscharten. 

'  m -  734  •        v    %« 

Konsumvereine.     V  .,  o*>- 
Kreditgenossenschaften.     \ ,  o»«- 
llaga   ins     ossenschaften.    V-,  b«t. 
Prodnktivgenossenschaft     VL,  «u. 

Bxihsl  u'  "■   T,  lii. 

Werkgenossenschaften.    VD-,  'di 
Dar-guii.   Dr.,  weil.  o.  ö.  Professor  der  Rechte 
an  der  Universität  Krakau. 

Dessau! lH.TT'r.    Professor  an  der  Universität 

^Finanzen    des    alten    Rom    (Republik    und 
Kaiserzeit.     DX,  949. 
Dieckerhoff,  Dr.,  Geh.  Regiemngsrat  und  Pro- 
fessor an  der  Universität  Berlin. 

DieM^g'Dr   W   Professor   der   Staats- 
Snschaften  an  der  Univeratät  Ken,. 
Bodenbesitzreform,    n..  950. 
Fichte.  Johann  Gottheb.     III     -• 
Lassalle.  Ferdinand.     A,  .,  526. 
Moros,  Thomas.    V,  876 
Proudhon,  P.  J.    VI.  '2h'.'. 
Ricardo.  David.     VI..  426. 
Bodbertus,  Johann  Karl.    VI.,  4*ö. 
Rousseau,  Jean  Jacques.     VI.,  «>'• 
—  und  Engels    s.  d.  . 

Marx.  Heinrich  Karl.     \  .,   «<J+. 
Dietzel,   Heinrich.   Dr.,    o.   fc   Professor   der 
Staatswissenschaften  an  der  Universität  Bonn. 
Bismarck.    IL.  899. 

Individualismus.     1\  -•r1^---      ,    ..   .     (1lM. 
und  Methodenstreit  in   dei 

Wirtschaftstheorie.    VI.,  68o. 
Dunes.  Dr.,  Geh.  Begierungsrat  und  Vortrag. 
Bat  im  Reichsiustizamt  in  Berlin. 
1  linst! Schutz  der  Werke  der  bildenden 
Künste  und  der  Photographieen.)   \  ••  **■ 


Dzlatzko,  D 

vers  äer  k.  üb  tbüo- 

iotheken.    11..  i 
Bändel.     IL,  1122. 
Eheberg,  K.  Tb..,  D 

Finanzwi 
t  an  der  Universität  Erlai 

""-      "'  m     ana 

Finanzen  und  Finanzwirtschaft.     111., 

Finanzen  im  M 

Finanz  v. 

Gel.au  !•  -  1    Thür-   und 

Steuer  .      CV.,  6. 

(renn  indefinanzen.    IV  . 

ränkesteuern.     IV-  269. 

List,  Friedrich.     V., 
1106. 
Wehrstener.    ML.   F12. 
Ekreiibersr.  Richard.    Dr  *« 

an   der  I  mversital    Ro- 
stock. . 
L.  o4. 

Arbitrage.    I.  1039. 

Assieiito- \  ertrag.     11-  &*. 

jnaten.    II-  22. 
Auktion.     II-  25.  _ 

luskunftswesen,   kaufmännisches.     11..  «>- 
Die  Banken  vom  11.  bis  zum  1<-  Jahrhun- 
dert.    II-   167. 

Bors  ,,T     . .... 

Faktoren,  Faktoreien.    111-  "N-'- 

Freihäfen.    III-  1241.  „Ä, 

Fremdenrecht   (im  Mittelalter.    111-  1«*. 

Mwirtschaf  Handels- 

gesellschaften.   TV.,  1019. 
Ostindische  Handelsgesellschaften.  A  -  1"-  • 
Ebrenberg,    Victor.  '    1"1 

Rechte  an  der  Universitär  Göttingen. 

SlkchSsVerÄ      [nach     bürgerlichem 
Ka^chär7'(na2ch    bürgerlichen, 

EinaudV  Lnigi,  Dr..  Privatdozent  an  der  Uni- 

versität  Turin.  . 

Arbeiterversicherung  in  Italien.    1-  bb9. 
Elster,  Lndwig,   Dr,   Geh.   Oberregieruni 

™d  Vortrag    Rat   im  Ministerium 

Sehen  Unternehts-    und   Medizinalangel 

heiten,  Berlin. 
»Ätz!  Einleitung).  L, 

DifArbeiteTSchntzgesetzgebnng  in  Luxem- 
BeSrungsteL  und  Bevölkerungspolitik. 

tv'  Heckel    b  d  .  Nachsteuer.    V..  942. 
Z^aLeSr       ■l-.Haftptlicht.    H 
Elster.  Alexander,  Pr.  im -..Jena. 
3  ,iel  und  V\  ette.     VI,  ÖS»- 
fitwen-ndWafeenversorgung    VD 

iCSeÄa.SÄglasversiche- 
rnng).    IV-  745. 
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Eniniinghnus,  A.,  Dr.,  Direktor  der  Lebensver- 
erungsbank  für  Deutschland  zu  Gotha. 
Hagelschädenversicherung.    1 V..  955. 
Hypothekenversicherung.    IV..  126(5. 
Lebensversicherung.     \ '.. 

Rückversicherung.    VI.,  472. 
Unfallversicherung,  private.     VII..  314. 
Versicherungswesen.     VII..  4415. 
Viehversichi  rnng.     VIL.  ö04. 
Bmminghaus,  Otto,  Dr.,  Gerichtsassessor  a.  D. 
und   Sekretär  der  Handelskammer  in  Mann- 
heim. 

Knappschaftskassen,    y.,  107. 
—  und  Verkauf  (s.  d.). 

Knappschaftskassen  in  Oesterreich  (Bruder- 
laden).     V,.  111. 

Endres,  Dr.,  o.  ö.    Professor  der  Forstwissen- 
der Universität  München 
Forsten  (Bedeutung,  Grösse  und  Geschichte 
der  Forsten.  —    Forstwirtschaft.  —   Forst- 

politik).     III..  1122. 
Jagd.     IV..  1299. 
Engels,  Friedrich,  in  London  und  Diekl  (s.  d.) 

Marx.  Heinrich  Karl.     V.,  704. 
Esser,  H.  J..  Dr.,  ord.  Honorarprofessor  in  der 
dizinischen  Fakultät   der  Universität  Göt- 
ting 

Viehseuchen.    VII..  483. 
F.vert,    (;.,   Regierungsrat    und    Mitglied    des 
köhigl.  preuss.  stat.  Bureaus  in  Berlin. 
Fabrikgesetzgebung     internationale   Resre- 
Inng).    HL.  782. 

lonieen.    III..  384. 
i  n-u  erbeinspektion.    IV..  492. 
Fahlbeck,  l'outus,  Dr.,  Professor  an  der  Uni- 
versität Lund. 
Arbeiterschutzgesetzgebüng    in    Schweden. 

L,  566. 
Arbeiterschutzgesetzgebung    in   Norwegen. 
L,  568. 

iung  in  Schweden.    IL.  423. 
Falkenburg,  Ph.,  Dr.,  Direktor  des  städt.  stat. 
Bureaus.  Amsterdam. 
Aili.ii,  ]  Versicherung  in   den  Niederlanden. 

I-,  ^  ; 
Armengesetzgebung    in    den   Niederlanden. 
L,   1154. 

Falkner,  Roland    P.,    Dr.,    Professor    an   der 
Universität  Philadelphia. 

Aktienrecht  in  den  Vereinigten  Staaten 
von  Amerika.     L,  169. 

Ferraris,  Carlo  F.,  Dr.,  o.  ö.  Professor  an  der 

Universität  I'adua. 

Die  Laiikeii  in  Italien    im  19.  Jahrhundert). 

IL, 
Die  G  setzgebung  in  Italien.    IV., 

47!t. 

Fircks,  Frh.    ron,    weil.  Geh.   Regierangsrat 

und  Mir l  i  aigi.  preuss.  stat.  Bureaus 

1  lin. 

anstalten   Statistisches). 
IL. 

istik.     IV..  34. 
Fischer,  P.D.,  Dr.,  Exe,  Wirklicher  Geheimer 
l    und   Ministerialdirektor   im    Reichspost- 
ami B    lin. 
VI..  118. 

VI..  173. 

nie.     VIL,  61. 


Flesch,  Karl,  Dr.,  Stadtrat  in  Frankfurt  a.  H 

Zwangsvollstreckung.    VIL,  1088. 
-  und  Flesch.  Max,  Dr.,  Professor  in  Frank- 
furt a.  M. 
Gesundheitspflege,  öffentliche.    IT.,  246. 
Foldes,  IL,  Dr.,   o.  ö.  Professor  der  National- 
ökonomie   und   Finanzwissenschaften    an   der 
Universität  Budapest. 
Arbeiterschutzgesetzgebung  in  Ungarn    I 

521, 
Die  Gewerbegesetzgebung  in  Ungarn.    IV. 
458. 
Fränckel,  C,  Dr.,  o.  ö.  Professor  der  Hygieine 
au  der  Universität  Halle. 

Impfung-  und  Impfrecht,     IV..  1322. 
Nahrungsmittelpolizei.    V.,  943. 
Schlachthäuser.    VI.,  576. 
Frank,  weil.  Regierungsrat  in  Breslau,  und  An- 
schütz  (s.  d.) 
Entwässerung  und  Entwässerungsrecht.  III., 

647. 
Vorflut.    VIL,  590. 
Friedberg,  Dr.,  o.  ö.  Professor  der  Staatswissen- 
schaften an  der  Universität  Halle. 
Börsensteuer.    IL.  KU 7. 
Couponsteuer.     III..  94. 
Fritsch,    Regierungsrat    im    Ministerium    der 
öffentlichen  Arbeiten.    Berlin. 
Eisenbahnrecht.    III.,  500. 
Fuchs,  C.  J.,  Dr.,  o.  ü.  Professor  der  National- 
ökonomie an  der  Universität  Freiburg. 
Wohnungsfrage,    VIL,  828. 
Gerlach,  Otto,  Dr.,  a.  o.  Professor  der  Staats- 
wissenschaften an  der  Universität  Königsberg. 
Einkommensteuern  |  Klasscusteuern)  in 

Deutschland.     III..  383. 
Fleischkonsum  und  Fleischpreise.  III.,  1094. 
Gide,  Charles,  Professeur  d'eeonomie  politiijue 
ä  la  Facnlte  de  Droit  de  Paris. 

Die    Bauernbefreiung    in   Frankreich    (ge- 
meinsam mit  P.  Cauwes.)    IL,  380. 
Gierke,  Dr.,  Geh.  Justizrat  und  o.  ö.  Professor 
der  Rechte  an  der  Universität  Berlin. 
Geschichte    und  Recht   der   Fideikommisse. 
HL,  880. 

Gleim,   Dr.,   wirkl.  Geh.  Oberregierungsrat   in 
Berlin. 
Kleinbahnen.    V.,  91. 
Goldscbiiiidt,  Dr..  weil.  Geh.  Justizrat  und  o. 
ö.  Professor   der  Rechte   an  der  Universität 
Berlin  und  Pappenheim  (s.  d.). 
Handelsrecht.       'Geschichtliche    Entwicke- 
Iung).     IV..  1047. 
Goltz,  Th.  Frhr.  v.  d.,  Dr.,  Geh.  Regierungs- 
rat   und    o.    ö.   Professor   der  Landwirtschaft 
au   der   Universität   Bonn    und  Direktor   der 
landw.  Akademie  Poppeisdorf  bei  Bonn. 
Ackerbau.     L,  27. 
Ackerbausysteme.    L,  38. 
Agrarverhältnisse  der  Neuzeit,    L,  88. 
Alpenwirtschaft.    L,  265. 
I    1  lerwirtschat't,     III.,  829. 
Haubergswirtschaft.    IV.,  1123. 
Landwirtschaftliche  Arbeiter.     V.,  467. 
Sachsengänger.    VT.,   178. 
Landwirtschaftliche  Taxation.    VIL,  57. 
Gönner,  E.  C.  K.,    Professor   an  der  Victoria- 
Universität  m   Liverpool. 

I  lie    Bauernbefreiung    in    Grossbritannien. 
IL,  388. 
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OnthMii    E.,   Dr.,   o.  8.  Professor  der  Staats- 
^ÄÄaften  an  der  Oniversitäl 

Geschäft   und  Gesellschaft^  i 

Renaissance  und  Reformation.    VI 
Götze,  Dr.,  weü  Direktor  in  Lerpag- 

Hatidfertiffkeitsunterncht.    lv.,  iuö*. 
,;i,,s     (       IM-.,  a.  ,.  Professor  der  pohl 
Oetonomie  an  der  Universität  Wien. 

aeinwirtsehaft.    IV-, ,  w>o 
^r^ÄieiTöÄe 

6Sr^-ngpiÄ  der  °niver- 

^Sschutegesetzgebung    in   Rumänien. 
Die'Bautrnbefreiung  in  Oesterreich-1  i 

II..   :;     !  „       ..   •  tt    aq« 

8rtä5f*;  SSL«  *.!«««.■ 

aniversität  Wien- 
Enteignung.    nL,wi. 
Kommissionegescnatte.     v ,  -"— 
Halle"  Ernst  von.  Dr,  a.  o.  Professor  der  Staats- 
"Änschaften  an  der  Universität  Berlin 

kammer  Hamburg. 

Ha8Ä     v%l  ?**-* 

J*  65P*  n,    q    n    Professor  der  Statistik 
^ÄÄt  Aktor  des   - 
Amts  der  Stadt  Leipzig. 
Kolonieen  und  Kolonialpolitak.     V,  wo. 
Haust  Geh.  Regierungsrat  im  Reichsamt  des 
Innern,  Berlin. 
Markenschutz.     \  ,  bbd. 
Muster- und  ModeUsebutz.    V.,  931. 
Hecht FelK,   Dr.,  Geh.  Hofrat   und  Direkten 
"ÄhÄbenHWothekenbankmMannheim 

Bodenkreditinstitute.  IL,  aw. 
1 1 \  ii. ,thekenbanken.  1>  .,  !•*>"■ 
Landeskreditkassen.    ^>  ,  443.  nn    , 

Heck,  Dr.,  o.  ö.    Professor  der  Rechte   an   d 
Universität  Tübingen. 
Frachtgeschäft.    HL,  118/. 
Mortifikation.    IV-,  8(3.  „,  a„qtqa 

HeckeL  "«.  von,  Dr.,  a.  o.  Professor  de,  btaats 
Wissenschaften  an  der  Akademie  Munster 
Anleihen.     I-,  342. 

Annuität.     L,  351.  „    fi„n 

Besoldung  und  Besoldungspohtak.    11,  W-. 

Branntweinbesteuerung.    IL,  u»»- 

Finanzstatistik,    HI.,9<9. 

Finanzverwaltung,    lu.,  »»"■ 

Gebühren.    IV..  19. 

Herdsteuer.    IV  ••  1194. 

Hundesteuer.     I\  ••  1<*48. 

Kalendersteuer.    V.l. 

Kerzensteuer.    V..  61. 

Konversion.     V..  343. 

Lizenzen.    A  ••  624.  _    „.,o 

Lotterie  und  Lotteriebesteuerung.    V.,  böö 


Heokel,  K.ton,  Dr.,  a.  o 
Wissenschaften  an  der   ^kaden  i     MI 
irbeiträge.     \  , 
(fietsteuer.    V.,  774. 
Naturalleistungen.    \ 
• 
Oelsteuer.    V.,  1019. 

aern.    \  I  ,  »4. 

rung 

,     v,    ■;.„■ 

in.     VI,  29 

Registi  ,    .,,- 

skontrolb  \  L.,oi/. 

VI.,  422 

Sulz  und  Salzsteuer.     VI.,   £7 

Schatzanweisungen  ine.   V  L,Oi». 

Schlacht-  und  Mahlsteuer.     VI.,  oöl. 

Seifensteuer.    VI.,  684. 

Ikartensteuer.     i  I  .  : 

Staatsschulden.    VI.,  9o2. 

-i 

Stiftungen      Besteuerung 

VI,  1166.  .       „     ,. 

Taille.  Tallia,  Tallama.     Ml,  */■ 
Tontinen.     VII.,  125. 
Transportst  aer.    Vll.,1/4. 
Uebergai  ■>•    .\L1  •,--.'  ■ 

Verbranchssteuern.    VIL, 
Veredelungsverkehr.    MI,  ■  ~  • 
Verkehrssteuern.    VIL. 

Vera  '  l1/'  ™a  vrT     ,,,, 

Verruflerklärung    Boykott    VII,  440. 

Wechselstempi 

Wein  und  Weinsteuer.     \  U-,   '-"■ 
Zölle  n.    Ml    9 

Zündhölzersteuer.     \  IL,  luiu. 

-  und  L.  Elster  fs.  d.) 
Nachsteuer.    N  ,  ■'-''- 

-  und  Lehr    s.  d. 
Meld  V.,  746. 

IwSSUJ'cJde,    Direktor    der   pn 
Ätoossenschai  in  Berlin.    . 

Centralg  :-"he- 

Heitz  Ul\  Dr.,  ord.  Professor  der  Nationalöko- 
„nnii,     an  der  landwirtschaftlichen  Akademie 
heim. 
Gemeinsinn.    TV.,  IM.  ProfesSor   der 

■SS5ÄS5?.  ;ä 

Krisen.     A  ..  413. 
Herm^llr;Min:'!"vialilir1t.u;imMini^rium 

für  Landwirtschaft  etc      Be.hu. 
Anerbenrecht.    I,  3-8. 
Landeskultur-Rentenbanken.    ^i  .,  44>. 

Landschaften.    V.,  4o3. 

Kniiimiinalahaabeii.      »  ■  -'•'.     _      , 
rische  Entwickelung  I    1 

,Bt    Hat  im  Reichsamt  des  Innern     Berlin. 
Mass-  und  Gewichtswesen.    V.,   H./. 
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Huber,  F.  ( ..  Dr.,  Pi  m  der  technisches 

and  Sekretär  der  Handelskammer. 
Stutl 

lusruhrmusterlager.    11..  29. 
Ausstellungen.    II.  51. 
Snbmissionswesen.    VI.,  1172 
Transport.    VII..  L36. 
Verkehrsmittel.    VII..  401. 
Jellinek,  Dr.,  o.  ö.  Professor  der  Rechte  an  der 
tat  Heidelberg. 
Igetrecht.    IL,  1164. 
auschiffahrt.     [II..  231 
ihiffahrt.    III..  601. 
Rheinschiffahrt.    VI.,  424 
W<  serschiffahrt.    VII..  764. 
[nama-Sternegg,   v.,   Dr.,   Seküonschef,   Pro- 
i    an  der  Universität   und  Präsident  der 
k.  k.  statist.  Centralkommission,  Wien. 

ilkernng  des  Mittelalters  und  diu- neueren 
Zeit    bis  Ende   des   18.   Jahrhunderts   in 
Europa.    II..  660. 
lnbülsen,  C.  H.  P.,  Dr.,  London. 

Die    Einkommensteuer    in   Grossbritannien 
und  Irland.     III..  429. 
John.  V.,  Dr.,  weil.  o.  ö.  Professor  der  Statistik 
an  der  Universität  Innsbruck. 
Achenwall,  Gottfried.     I    26. 
Farr,  William.     IIP,  821. 
Finlaisou,  John.     IIP,  1041. 
Joseph.    IIP,  1111. 
Jollos,  Gregor,  Dr.,  Berlin. 

Getreidehandel  in  Russland.    IV.,  297. 
Jurasehek,  v.,  Dr..  Hofrat,  üniversitätsprofessor 
und  Regierungsrat  derk.  k.  österr.  statist.  Cen- 
tralkommission.   Wien. 
Die  Aktiengesellschaften  in  Oesterreich.    P, 

201. 
Pie  Aktiengesellschaften  in  Ungarn.  L,  215. 
Die  Aktiengesellschaften  in  Grossbritannien 

und  Irland.     I  .  218. 
Die  Aktiengesellschaften  in  Britisch-Indien. 

P.  224. 
Die  Aktiengesellschaften  in  Italien.   I.,  224. 
Die  Aktiengesellschaften  in  Frankreich.    L, 
228. 

iktiengesellschaften  in  Russland.  I.,235. 
Die  Aktiengesellschaften  in  Belgien.  P,  240. 
Die  Aktiengesellschaften  in  den  Niederlan- 
den.    I  .  244. 
Geschichte   und   Statistik  der  Baumwollin- 
dustrie.   IL,  485. 
Bi  rgbanstatistik.    LT.,  561. 
Eisen  und  Eisenindustrie.     [Geschichtlicher 

i  eberblick.)    III.,  462. 
Eisen  und  Eisenindustrie.     Statistik.)    IIP, 

165. 
Statistik  des  Gi  treidehandels  in  der  neuesten 

Zeit.    IV.,  :J.U4. 
Seidenproduktion.    VI..  662. 

und    Wollenindustrie.      (Statistik.) 
\  II..  875. 
Kahl,  ».,   in      Geh    Justizrat  und  o.  ö.  Pro- 
i    B  chte  an  der  Universitäl   Berlin. 
•  tze.    P,  284. 
Kaufmann,  AI.,  ßevd.  Ingworth. 

und  i  thisch-reforma- 

i  agland.   VI..  828 

Kayser,    Dr.,    weil.    Wirkt.    Geh.   Legationsrat 

idi  d1 Reichsgericht,  Leipzig 

und  Loening 

ii     118. 


Kerdijk,  A.,  Dr.,  Mitglied  der  zweiten  Kammer 
der  Generalstaaten.     Haag. 
Arbeiterschutzgesetzgebung  in  den  Nieder- 
landen.   P,  557. 
Keussler,  J.  v.,  Dr.  weil,   in  St.  Petersburg 
und  Lexis  (s.  d.). 
Die  Arbeitszeit  in  Russland.     L,  1030. 
Banken  in  Russland.     II.,  90. 
Kirchner,  Dr.,   o.   ö.   Professor  der  Landwirt- 
schaft an  der  Universität  Leipzig. 
Landwirtschaftliches    Unterrichtswesen    in 
ausserdeutseben  Staaten.    V.,  5(14. 
Kleinpächter,   Fr.,  Dr.,   o.   8.   Professor   der 
polit.   Oekonomie    an   der   Universität   Czer- 
nowitz. 
Kartelle.    V..  39. 
Knapp,  G.  F.,  Dr.,   o.  ö.  Professor  der  Staats- 
wissenschaften an  der  Universität  Strassbnrg. 
Die  Bauernbefreiung  in  den  östlichen  Pro- 
vinzen des  preussfschen  Staates.    IL,  343. 
Koch,  G.,  Hauptmann  a.  D.,  Sömmerda. 

Handfeuerwaffen.     IV.,  1094. 
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